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Erſte Kammer, 
Anmeldungen vom 1. November 1860. 


Nachdem von Sr. Majeftät dem Könige heutir 
ger Tag zu Einberufung ver Stände für den ordentlichen 
Landtag beftimmt und demgemäß vom Königlichen Mini⸗ 
ſterium des Innern mit Vorladung der Kammermitglieder 
durch Miffiven verfahren worden war, hatten fid heute 
die in Gemäßheit der Beſtimmung $. 4 der Landtags⸗ 
ordnung und dazu noch befonders aufgeforderten Mitglier 
der des Directorii des vorhergegangenen Landtags als Ein» 
weifungscommiffion im Directorial:Sigungszimmer der er» 
fien Kammer im Landhaufe Vormittags 10 Uhr eingefuns 
den, nämlich 1) Herr Major Friedrich Ernft von Schön. 
fels auf Meuth, Comthur des Königl. Saͤchſiſchen Vers 
dienſtordens, 2) Herr Kammerherr, Geheimer Finanzrath 
Freihere von Frie ſen auf Roͤtha, 3) Herr Amtöhaupt- 
mann von Egidy auf Naunhof, 4) Bürgermeifter Eduard 
Wimmer aus Schneeberg und geben diefe zunächft bie 
ihnen zugegangenen Aufforderungen des Königlichen Minis 
fterii des Innern zu Mitgliedern der Einweifungscommife 
fion zu den Acten ab. 

Es meldeten ſich ſodann vierunddrrißig Mitglieder 
der erften Kammer unter Abgabe ihrer Mifftven, reſp. 
Vollmachten art. 

Auch meldete ſich Herr Finanzrath Oswald von Noftite 
Wallwitz auf Schweitershain durch Ueberreihung der Mife 
five an und entſchuldigte durch Unwohlſein fein perfönliches 
Eeſcheinen vor ber Cinweifungscommiffionz ferner baten 
Here Decan Biſchof Ludwig Forwerk aus Dresden und 
Herr Amtshauptmann Suftav Heinrich Freiherr von Bier 
dermann aus Niederforchheim um Urlaub, erfterer bis mit 
dem 2. November a. c,, letzterer bis zum 4. November a. c., 
welcher denfelden ertheilt wurbe. 

Nachträglich meldeten ſich an demſelben Tage noch 
unter Abgabe der Miffiven Herr Vürgermeifter Ernft Lud⸗ 
wig Hennig aus Grimma, Herr Otto voi Böhlau auf 
Döben, Herr Johannes Petrus Cajus Graf zu Stolberg 
Stolberg auf Brauna ald eingefroffene Mitglieder der 
erften Kammer an. 
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Erfte Präliminarfigung der erften Kammer 
am 2. November 1860. 

Nachdem ſich am gefteigen Tage vor der zum jegigen 
ordentlichen Landtag durch Anordnung des Königlichen 
Minifterii des Innern und auf Grund $. 4 der Landtags 
ordnung niedergeſetzten Einweifungscommiffion bie beſchluß ⸗ 


faͤhige Anzahl der Mitglieder beider Kammern angemeldet |; 


hat, und die Ernennung des Präfidenten der erften Kam⸗ 
mer von Sr. Königlihen Majeftät erfolgt ift, hatte 
die Einweifungscommiffton heute Vormittag 12 Uhr eine 
vorläufige Verfammlung der erften Kammer veranftaltet, in 
welcher Herr Major von Schönfeld den Vorſitz führte 
und zu welcher ſich 35 Mitglieder eingefunden hatten. 

Herr Major von Schoͤnfels eröffnete diefe Sitzung 
mit Begrüßung und Bewillkommnung der anwefenden, 
fowie mit Ausfprucd des Bedauerns hinſichtlich der aus: 
gefhiebenen früheren Mitglieder diefer Kammer. 

Darauf verlas Herr Amtshauptmann von Egidy dad 
vom Königlichen Gefammtminifterium anher gelangte Ver: 
zeihniß der Mitglieder der erften Kammer und Bürgers 
meifter Wimmer hierauf die über die bisher erfolgten Ans 
meldungen aufgenommenen Protokolle, wobei der Herr 
Major von Schönfeld bemerkte, daß die Einweifungs- 
commiffton fi der formellen Prüfung der Legitimationen 
unterzogen und folche für richtig befunden habe und dieje- 
nigen Herren bezeichnete, welche um Urlaub gebeten, refp. 
fich nicht angemeldet und von der Einweifungscommiffion 
den erbetenen Urlaub erhalten haben; ferner daß Herr Frei- 
herr von Welck für heute fich entſchuldigt habe. 

Es wurde ferner der Erlaß des Königlichen Geſammt⸗ 
miniftertums, die von Seiten Sr. Majeftät dem Kö: 
nig erfolgte Ernennung des Herrn Major von Schön 
feld zum Präfidenten der erften Kammer betreffend, vor⸗ 
gelefen, und nachdem dieß erfolgt, verfchritt man zur Wahl 
dreier Mitglieder zur Vicepräfidenten-Stelle. 

Bei der erften von 35 Mitgliedern bewirkten Abftim: 
mung fielen auf Heren Kammerhern Freiheren von Fries 
fen 28 Stimmen, Herrn Oberbürgermeifter Pfotenhauer 
3 Stimmen, Heren Bürgermeifter Gottſchald 2 Stim- 
men und die Herren Freiherr von Weld und Bürgermeifter 
Müller je 1 Stimme. 

Der ſonach durch abfolute Stimmenmehrheit erwählte 
Her Kammerherr Freiherr von Friefen dankte der Ver— 
ammlung für das ihm durch diefe Wahl bewiefene Ber- 
trauen. 

Bei der zweiten ebenfalls von 35 Mitgliedern bewirk- 
ten Abftimmung erhielten Here Freiherr von Weld 20 
Stimmen, Herr Bürgermeifter Müller 5 Stimmen, Hear 
Oberbürgermeifter Pfotenhauer 4 Stimmen, Herr Bür- 
germeifter Gottſchald 4 Stimmen, Herr Kammerherrvon 
Behmen 2 Stimmen, fo daß Herr Freihere von Weld 
durch abfolute Stimmenmehrheit secundo loco erwaͤhlt iſt. 
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Im dritten Serutinio, bei welchem fich 35 Mitglieder“ 
betheiligten, fielen auf Herrn Bürgermeifter Müller 25 
Stimmen, Herrn Bürgermeifter Gottfhald 5 Stimmen, 
Herrn Oberbürgermeifter Pfotenhauer 3 Stimmen, die 
Herren von Pofernund von Sehmen je 1 Stimme, fo 
daß Herr Oberbürgermeifter Müller durch abfolute Stim- 
menmehrheit tertio Joco erwählt iſt. 

Nachdem der Herr Vorfigende die Gegenftände der 
nächften Tagesorbnung bezeichnet, wurde eventuell die nächfte 
Sigung auf den 5. November a. c. Vormittags 11 Uhr 
anberaumt, 2 


Zweite Präliminarfigung der erfien Kammer 
am 5. November 1860. 


Nachdem von Sr. Majeſtaͤt dem König auch 
der Präfident für die zweite Ständefammer, fowie die Bices 
präfidenten beider Kammern emannt, die beiden Herven 
Präfidenten auch nach $. 82. Abſ. 2. der Verfaſſungbur— 
funde in Pflicht genommen worden find, veranlaßte die 
Einweifungscommiffion in Gemäßheit der Landtagsordnung 
heute eine zweite Präliminarfigung der erſten Kammer, in 
welcher Herr Präfident Major von Schänfels ven Vor 
fig führte und zu welder fi 36 Kammermitglicher eins 
gefunden hatten, 

Die diesfalfigen koͤniglichen, Entſchließungen machte 
der Herr Präfident dadurch der Kammer bekannt, daß ders 
felte das Schreiben des koͤniglichen Geſammtminiſteriums 
vom 2. November a, c, die Ernennung der Herren Pr: 
firenten und Bicepräfidenten beider Kanımern betreffend, 
vorlas und notificirte derfelbe auch, daß die Verpflichtung 
beider Herren Präfidenten am Sonnabend Voͤrmittag 
10 Uhr erfolgt ift. 

Nachdem noch der Here Praͤſident den Herrn Vice 
praͤſidenten Freiherrn von Friefen begrüßt hatte, ſprach ſich 
der Here Praͤſident dahin aus, daß er nunmehr das Pra— 
ſidium ber Kammer uͤbernehme und die Einweifungscom: 
miffion ihre Function niederlege. 

Derfelbe notificirte ferner, daß Har Freiherr von 
Biedermann und Here Biſchof Forwerk in tie Kammer 
eingetreten feien, Herr Graf zu Soims-Wildenfels aber ſich 
noch nicht angemeldet, Herr von Böhlau auf fein Anz 
fuchen bis zum 10. November Urlaub erhalten und Her 
Oberhofprebiger Dr. Licbner fih für heute entſchuldigt habe. 

Nachdem hierauf die Verpflihtung des Herrn Landes⸗ 
beftallten Hempel und des Herrn Finanzraths von Noftige 
Wallwitz durch feierliche Ahleiftung des in der Verfaſſungs⸗ 
urkunde $. 82 vorgeſchriebenen Eides, ſowie die Verpflichtung 
ber übrigen anweſenden Kammermitglieber durch Ableiftung 
des Handfchlags auf diefen Eid erfolgt war, euflärte der 
‚Herr Präfident die Kammer für geſetzlich conſtituirt. 

Darauf wurde zur Wahl der Seeretäre verfehritten 
und zwar zunächft zur Wahl des erſten Secretärs, 
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Won 34 Abftimmenden fielen auf Heren Amtshaupte 
mann von Egidy 32 Stimmen, Herrn Kammerherrn von 
Schmen 1 Stimme und Herrn Bürgermeifter Clauß 
1 Stimme, fo.daß Herr Amtshauptmann von Egidy durch 
‚abfolute Stimmenmehrheit als erſter Secretär erwaͤhlt ift. 
Zur Wahl des zweiten Serretärs flimmten 34 Mitglieder 
ab und es erhielten bei diefer Abftimmung Herr Bürgermeifter 
Wimmer 31 Stimmen, Herr Bürgermeifter Gottſchald 
1 Stimme, Here Bürgermeifter Clauß 2 Stimmen, fo 
daß.Hert Bürgermeifter Wimmer als zweiter Secretär ermählt 
iſt. Beide Gewaͤhlten fprachen der Kammer für diefe Wahl 
ihren Dank aus. Es erfolgte ferner die Verlooſung der 
Plaͤtze. 

Ferner wurden dad Schreiben des Königlichen Ge 
fammtminifteriumd vom 2. November a. e., die feierliche 
Eröffnung des Landtags betreffend, das Schreiben des 
koͤniglichen Oberhofmarfchallamtes vom 3. November a, c., 
das Geremoniell bei der feierlichen Eröffnung und bei der 
Landtagstafel betreffend, vorgetragen, worauf ein theilmeifer 
Vortrag des Schreibens der Iufpection der evangeliſchen 
Hoflirche, die morgen, am 6. November a, c. Vormittags 
halb I Uhr in der evangelifchen Hofticche ftattfindende Land» 
tagsprebigt, fowie den fonn= und fefttägigen Gottesdienft 
überhaupt betreffend, erfolgte, und dann der Herr Präfident 
die erſte Öffentliche Sigung der erfien Kammer unter Ber 
zeichnung der Gegenftände der Tagesordnung auf nächfte 
Mittwoch, den 7. November, Vormittags 12 Uhr ambes 
raumte. 

An demſelben Tage meldeten ſich noch bei der Ein: 
weifungscommifften Herr Decan des Domſtifts St. Perri 
zu Budiffin, Biſchof und apoſtoliſcher Vicar, Ludwig 
dorwerk, Herr Amtshauptmann a. D. Guſtav Heinrich 
Freiherr von Biedermann auf Niederforchheim an, und 
gaben die ihnen vom koͤniglichen Minifterium des Innern 
zugegangenen Miffiven zu den Acten ab. 


Zweite Kammer, 
Anmeldungen am 1. November 1860, 


An diefem Tage fanden ſich im Directorialzimmer der 
zweiten Kammer im Landhaufe allhier die Herren Mitglieder 
der fiir den bevorftehenden ordentlichen Landtag beftelten 
Einweifungscommiffton als: Here Vürgermeifter Daniel 
Ferdinand Ludwig Haberforn aus Zittau, Herr Appel: 
Tationsgerichtspräfident Friedrich Theodor von Eriegern 
auf Thunitz, Herr Advocat Heinrich Ludolph Kaften auf 
Kröftan und Herr Bürgermeifter Finke aus Schoͤneck ein, 
legitimirten fih durch Abgabe der refp. Einberufungsfchreiben 
und Miffiven, indem diefe Legitimationen zu den Acten 
genommen wurden. 

Ferner meldeten ſich bei der Einweifungscommiffion 
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noch, unter Abgabe ihrer Mifjiven zu den Acten, 57 Ab⸗ 
geordnete an. 


Erfte Präliminarfigung der zweiten Kammer 
am 2. November 1860. 

Auf ergangene Einladung fanden ſich im Sigurigs- 
faale der zweiten Kammer der Stänbeverfammlung von 
den zum gegenwärtigen orbentlichen Landtage einberufenen 
Abgeordneten 62 ein. 

Der Borfigende der Einweifungscommiffion, Her 
Bürgermeifter Haberforn, eröffnete die Sigung mit einer 
kurzen an bie Anwefenden gerichteten Anſprache und ber 
Mittheilung, daß Se. Majeftät der König den Herrn 
Major v. Schönfeld zum Praͤſidenten der erften Kammer 
ernannt habe, worauf derfelbe die Namen ber bisher an⸗ 
gemeldeten Abgeordneten vorlefen ließ und dann von ben 
bei der Einweifungscommiffion eingegangenen, fpdter an 
die Kammer abzugebenden Urlaubsgefuhen Mittheilung 
machte. 

Es wurde hierauf zu der Wahl der für dad Amt dev 
Präfidenten und Vicepräfidenten in Vorſchlag zu bringen 
den Abgeordneten übergegangen, nachdem ber Herr Vor 
ſitzende noch die einfchlagenden $$. der Verfaſſungsurkunde 
und Landtagsordnung vorgelefen hatte. 

Bei ber Wahl für den erften Candidaten gingen 62 
Stimmzettel ein und wurde Herr Abgeordneter Haben 
korn mit 59 Stimmen als erfter Candidat gewählt, 

Zur Wahl für den zweiten Gandidaten gingen eben: 
falls 62 Stimmzettel ein und wurde Here Dr. Arneft mit 
36 Stimmen als zweiter Candidat erwählt. 

Zur Wahl des dritten Gandidaten übergehend, wurden 
die Stimmzettel vertheilt und gingen deren 62 wieder ein. 

Es wurde Herr Abgeordneter Koelz aus Chemnik mit 
37 Stunmen gewählt, und nun zur Wahl des vierten 
Canditaten übergegangen. 

Von 62 Abftimmenden wurde Herr Oehmichen mit 
34 Stimmen als vierter Gandidat gewählt. 





Bweite Präliminarfigung der zweiten Kammer 
am 5. November 1860. 


Die Heutige anderweite Präliminarfigung der zweiten 
Kammer, zu welcher ſich 62 Mitglieder eingefunden hatten, 
eröffnete der Vorſtand der Einweifungscommiffion, Here 
Bürgermeifter Haberforn mit ber Mittheilung, daß Se. 
Majeftät der König ihn felbft zum Prafidenten und Herrn 
Dehmichen auf Choren zum BVicepräftdenten ber zweiten 
Kammer, fowie Herrn Kammerheren Freiherrn von Fries 
fen auf Roͤtha zum Vicepräfidenten der erſten Kammer 
allerhuldreichft ernannt habe, fowie daß diefelben, bereits 
nach 8.82: Abſ. 2. der Verfaſſungsutkunde in Pflicht ger 
worden ſeien. 
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Hierauf wurden die neueinftetenden Herren Abgeord⸗ 
neten zur zweiten Kammer mittelft des $. 82. der Ver: 
faſſungsurkunde vorgefchriebenen Eides, die wiebereintreten- 
den Mitglieder mittelft an den Herrn Präfidenten abge 
gebenen Handſchlags und Angelöbniffes der Beobachtung 
des bereitö früher geleifteten Cides in Pfliht genommen, 
und erklärte Herr Präfident Haberkorn nad) Erfolg deffen 
die zweite Kammer für geſetzlich conftituirt, worauf zur 
Wahl der Serretäre übergegangen wurde. 


Gleich bei dem erften Wahlgange wurde von 61 Abs 
fimmenden der Herr Abgeordnete Advocat Kaften mit 
58 Stimmen zum erften Secretaͤr, und deögleichen von 
62 Abftimmenden der Bürgermeifter Finde mit 58 Stim⸗ 
men zum: zweiten Secretär erwählt. 

. Den Schluß der Situng bildete die Verloofung der 
Sigpläge und beſchloß man noch, zur naͤchſten Sitzung, 
welche nächfte Mittwoch ftattfinden fol die Stenographen 
zuzuziehen. 


Feierliche Eröffnung des zehnten ordentlichen Landtags 
den 6. Hovenber 1860. 


Nachdem Se. Majeftät der König beſchloſſen, den 
ordentlichen Landtag in Allerhöchfter Perfon den 6. Nor 
vember 1860 im Thronfaale des Königl. Schloffes zu ers 
öffnen, fo ging dieſer feierlichen Eröffnung auch diesmal 
der ‚Gottesdienft in der evangeliſchen Hof: und Sophien- 
kirche voraus, bei dem der Oberhofprediger Dr. Liebner die 
Predigt hielt, und welchem die Mitglieder der Stände 
verfammlung beiwohnten. 2 

Mittags bis 412 Uhr verfammelten fich fämmtliche 
Mitglieder der Ständeverfammlung, das diplomatifche 
Corps und bie an ber Eröffnung theilnehmenben Herren 
der dritten, vierten und fünften Hofrangorbnung in der 
zweiten Etage de3 Königl. Schloffes, wurden fodann in 
den Edparadefaal eingeführt, in welchem die Ditectorien 
und Mitglieder der beiden Kammern vor dem Königl. 
Throne, das diplomatifche Corps zur Linken deffelben und 
die Herren ber erwähnten drei Hoftangordnungen hinter 
und neben dem für die Stände abgegienzten Raume ihre 
Pläge nahmen. Im ber Vorhalle der großen Treppe war 
eine Infanterie. Compagnie als Ehrenwache, in den oberen 
Gängen des Schloffes eine Gardereiterparade aufgeftellt. 

Punkt 12 Uhr traten Se. Majeftät der König, 
begleitet von Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen 
Georg und den Herren Miniftern, unter Vortritt der 
Herren bev erften und zweiten Hofrangordnung, ſowie ber 
nit im Dienfte befindlichen Kammerherren und Flügel: 
adjutanten in den Thronfaal und wurden bei Hoͤch ſt⸗ 
ihrem Eintritte mit einem von dem Praͤſidenten der erften 
Kammer, Major von Schönfels, ausgebrachten dreimaligen 
Hoch begrüßt. 


"Sächsische Landesbibliothek 


Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Se. Majeftät der König fehritten nun durch den 
Saal, liegen Sih auf dem Throne nieder — während 
Se. Königl. Hobeit der Prinz Georg zur Linken 
Sr. Majeftät und die Herren Staatöminifter zuv Nechten 
des Thrones ſich aufflellten, — bedeckten Ihr Haupt und 
richteten folgende Worte an die Vertreter des Sächfifchen 
Volkes: 


Meine Herren Stände! 


Us Ih Sie das legte Mal um Mic verfammelte, 
geſchah es, um bei der drohenden Kriegsgefahr Ihre Untere 
ftügung in Anfpruch zu nehmen, die Mic auch Ihrerſeits 
mit patriotifcher Vereitwiligkeit gewährt wurde, Die une 
erwartet eingetretene friebliche Wendung der Dinge hat eine 
umfaffendere Benutzung der erhaltenen finanziellen Ermaͤch⸗ 
tigungen überflüffig gemacht, und Mich fogar in den Stand 
gefest, die bewilligten außerorentlichen directen Steuern 
ſchon im Laufe diefes Jahres dem Lande zu erlaſſen. 

Zu befonberer Befriedigung gereicht es Mir, daß der 
günftige Zuftand unferer Finanzen Mic die Möglichkeit 
gewährt, ohne dem Lande neue Laſten aufzublnden, die: 
jenigen Bewilligungen in Antrag zu bringen, welche der 
noch immer gefpannte politiſche Zuftend zu Vervoliſtaͤn⸗ 
digung unferer militärifchen Einrichtungen erheifcht, und 
doch dabei andere, das Landeswohl fürdernde Ausgaben 
nicht zurücftellen zu müffen. © 

Die auf dem letzten ordentlichen Landtage verabſchie⸗ 
deten wichtigen Geſetze ſind ſaͤmmtlich ins Leben getreten, 
und es hat insbeſondere die durch das Geſetz vom 25. No— 
vember 1858 erfolgte Regulirung der Jagdfrage durch 
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umfichtige Ausfühtung Seiten der Behörden, und durch 
bereitwilliges Entgegentommen Seiten der Betheiligten 
eine vafche, mit verhältnigmäßig geringen Opfern verbuns 
dene und — wie Ich hoffe — allfeitig befriedigende Ab- 
wickelung gefunden. 

Der Entwurf zu einem Gewerbegefege, zu einer Kir- 
chenordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche Sachſens 
und zu einer neuen Militär-Proceßordnung find — der 
Verabredung gemäß — den niedergefegten ftändifchen Zwi—⸗ 
ſchendeputationen vorgelegt worden, und es werben deren 
Arbeiten hoffentlich in Fürzefter Frift bei Ihnen zur Ber 
vathung gelangen koͤnnen. Was namentlich das Gewerbes 
geſetz betrifft, fo habe Ih, ermuthigt durch das Beiſpiel 
mehrerer Nachbarfiaaten und geleitet von ber Ueberzeugung, 
daß nur auf dieſe Weiſe ein ficheres und gebeihliches Re— 
fultat zu erzielen fei, baffelbe auf das Princip der Ger 
werbefreiheit zu begründen für angemeffen befunden. 


Die Arbeiten der Commiffion zur Nevifion des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs find durch die angeftrengte Thätigkeit 
ihrer Mitglieder, fowie der zu derſelben abgefendeten Bes 
auftragten mehrerer benachbarter Staaten zu einem glüds 
lichen Ende gebracht worden. Der hieraus herborgegangene 
‚neue Entwurf wird Ihnen umgefäumt vorgelegt werden. 

Die durch die politifchen Werwicelungen eingetretene 
Störung in Handel und Gewerbe hat, mach wieder herz 
geftelltem Frieden, einem neuen erfreulichen Aufſchwunge 
Pla gemacht, auch) ift das Land, durch Gottes Hülfe, in 
der Teßtverfloffenen Zeit von allen größeren Galamitäten 
verfchont geblieben. 

Eine gihdliche Begebenheit in Meinem Haufe, bie 
Geburt einer Enkelin, hat, nach mandem herben Verluſte, 
Meinem VBaterherzen wieder eine Freude bereitet, bie durch 
die innige Theilnahme des ganzen Volkes erhöht worden 
iſt. Möge fie Mir und dem Lande ein Pfand der Er— 
fuͤllung unferer ſchoͤnſten Hoffnungen fein! 

Mit minderer Befriedigung als nach Innen wendet 
ſich der Blick nach Außen. Sind auc, bis jet die fried- 
üchen Verhaͤltniſſe unferes engern umd weiten Baterlandes 

+ angeflört ‚geblieben, und feheinen auch die Unruhen, welde 
einen Shell Europa's bewegen, uns fern zu liegen, fo kann 
doch Fein unbefangner Beobachter ohne Beſorgniß auf Ber 
gebenheiten bliden, die alle Grundſaͤtze des Voͤlkerrechts zu 
erſchuͤttern drohen. Feſtes Sufammenhalten aller deutfchen 
Regierungen auf der Bahn des Rechts iſt unter diefen 
Umftänden bie befte Bürgfchaft für die Zukunft, und wie 
Ich ſelbſt das Streben hiernach ſtets zum Leitftern Meiner 
Politik gemacht habe, fo habe Ich die gleiche Ueberzeugung 
in den Herzen Meiner deutfchen Bundesgenoffen gefunden. 
Auf diefem Wege gedenke Ich auch ferner fortzinvandeln 
und die Entwidelung ber beutfchen Angelegenheiten in foͤde⸗ 
rativem Sinne, fo weit Meine Kräfte reihen, allenthalben 
zu fördern. 
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So gehen Sie denn mit Goft an Ihre Arbeit! Laßt 
und bie und gegönnte Friedenszeit benugen, um durch bes 
fonnenes, aber unverruͤcktes Vorwaͤrtsſchreiten das wahre 
Wohl des Volkes zu heben und für alle Eommende Stürme, 
die Gott verhüten möge, geruͤſtet dazuſtehen. 


Hierauf trug der Referent im Eönigl. Geſammtminiſte⸗ 
rium, Here Regierungsrath Roßberg, folgende 
Ueberfihtlihe Mittheilung 
zur Eröffnung 
des zehnten ordentlichen Landtages 
vor: . 

Die auf dem legten Landtage mit den Ständen verein: 
barte Advocatenordnung, nicht minder die gleihmäßig ver- 
einbarte Norariatsordnung find unterm 3. Juni vorigen 
Jahres publicirt und bereits in Kraft getreten. Unter 
demfelben Datum find auch, der fländiichen Ermaͤchtigung 
entfprechend, revidirte Taxordnungen fowohl für die Advo- 
caten als für die Notare, proviforifch, vorbehältlic ihrer 
definitiven Feſtſtellung bei der künftigen Proceßgeſetzgebung, 
erlaffen worden. 

Der in ber fländifchen Schrift vom 6. Auguft 1858 
ruckſichtlich des $. 93 der Notariatdorbnung an die Staatdr 
tegierung gerichtete Antrag „dafür beforgt zu fein, daß 
„len den Beamten, fowie den Mitgliedern der Juriſten— 
facultät, welche aus dem dem Nathe und der Juriſten⸗ 
„facultät zu Leipzig zufichenden Mechte, Notare zu ereiren, 
„Ginkünfte bezogen haben, auf welhe fie bei ihrer Ans 
„ſtellung angewiefen worden find, infoweit entfprechende 
„Entfehädigung gewährt werde, als fie diefe Einkünfte durch 
F. 93 der Notariat3ordnung verluſtig werben,” ifl, foweit 
diefer Fall eingetreten, bei der Budgetvorlage berückſichtigt. 

Ebenſo ift die mittelft derfelben ſtaͤndiſchen Schrift uͤber⸗ 
veichte Petition des Ortsrichters Engler zu Olbersdorf und 
einer Anzahl Genoffen zu Großſchoͤnau, Althörnik, Reibers⸗ 
dorf und Reutnitz um Erlaffung einer Taxordnung für die 
Ortögerichtöperfonen, der im Landtagsabſchiede vom 10. Aus 
guft 1858 ertheilten Zufage gemaͤs in Erwägung genommen 
worden, und ein hierauf-fich beziehender Gefegentwurf nebft 
einer Varordnung für die Ortögerichtsperfonen in der Bear 
beitung begriffen. Da jedoch die Frage, inwieweit bei den, 
den Ortögerichtöperfonen zu verwilligenden Vergütungen 
der Staat oder die Gemeinden zur Mitleivenheit zu ziehen 
fein möchten, für ihre Beantwortung noch weiterer Eroͤr⸗ 
terungen bedarf, mit dem Gegenftande auch die Ausarbei— 
tung einer neuen Inſtruction für die Ortögerichtöperfonen 
in nothwendiger Verbindung ſteht, fo läßt fi) noch zur 
Beit nicht beftimmen, ob e3 gelingen werde, diefe Vorlage 
noch an die gegenwärtige Stänbeverfammlung zu bringen. 

Die mit dem Haufe Schönburg geführten Verhand- 
lungen wegen Durchführung der neuen Drganifation ber 
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Untergerichte dürfen als bis auf fländifche Zuftimmung 
geſchloſſen angefehen werben. Für die an die Ständever- 
fammlung deshalb zu bringende Vorlage bedarf es nur noch 
des Eingangs einiger dazu erforderlichen Unterlagen. 

Bereits in der bei Eröffnung des vorigen Landtags 
gemachten Mittheilung ift erwähnt, daß noch weitere Er- 
fahrungen wünfchenswerth, bevor die zu Nr. V der flän- 
diſchen Schrift vom 28. December 1854 erlaffenen zwei 
proviſoriſchen Taxordnungen für Sträfſachen, die eine die 
Gerichte, Staatsanwaltfchaft, Zeugen, Sachverftändigen, 
Vertheidiger und Sachwalter, die andere die Aerzte, Wund: 
ärzte, Chemiker, Pharmaceuten und Hebammen betreffend, 
vom 6. September 1856 zur ftändifchen Prüfung uͤnd des 
finitiven Genehmigung vorzulegen fein werden. Diefer 
Wunſch befteht auch gegenwärtig noch, und es ift deshalb 
die Vorlegung noch um fo mehr zu beanftanden, als diefe 
Tarordnungen mit den bei Gelegenheit der bevorfichenden 
neuen Givilproceßgefeßgebung zu erlaffenden doc) mehr oder 
weniger im Sufammenhange ftehen werden. 

Die Vorzüge der neuen Strafgefeßgebung haben ſich 
fortwährend unverkennbar bewährt. Wenn jedoch ſchon in 
der ebengedachten früheren Mittheilung erwähnt ift, daß 
ſich wahrſcheinlich einige Nachhuͤlfe erforderlich machen werber 
fo haben die immittelft gewonnenen Erfahrungen es aller 
dings ald angemefjen erfcheinen Laffen, die Faͤlie, für welche 
diefe Abhilfe zunächft geboten erſcheint, in eine Novelle 
aufammenzufaffen, und es wird baher der Staͤndeverſamm ⸗ 
lung ein Gefegentwurf zu Erläuterung einiger Artikel des 
Strafgeſetzbuchs, des Gefehes über die Forft:, Felde, Gars 
ten⸗, Wild» und Fiſchdiebſtaͤhle ıc. und der Strafproceforb- 
nung vorgelegt werben, 

Im berfelben früheren Mittheilung ift bereits berührt 
worden, baß, weil die kleineren Bezirksgerichte weniger be- 
ſchaͤftigt geweſen, als erwartet worden, dies zu der Frage 
geführt habe, ob vielleicht einige derfelben einzuziehen feien. 
Diefe Frage iſt immittelft einer weiteren forgfältigen Er⸗ 
waͤgung unterfiellt und auf Grund des Ergebnifjes ders 
felben find bereit die Bezirkögerihte und die Staatsan- 
waltfchaft zu Auguftusburg, Kamenz und Rochlitz wieder 
aufgehoben worden. Noch weiter mit einer gleichen Maad- 
regel vorzugehen, hat jedoch, wenigſtens zur Zeit, ſchon 
darum nicht angemeffen erfcheinen Fönnen, weil der bereits 
vorliegende Entwurf einer neuen bürgerlichen Proceßordnung 
auch für die Bezirksgerichte noch eine Erweiterung ihres 
Geſchaͤftskreiſes in Ausſicht ftelt. 

Die Commiffon, welche, wie ebenfalls ſchon Früher mit: 
getheitt, niedergefegt worden, um den Entwurf eines neuen, 
buͤrgerlichen Geſetzbuchs zu berathen, hat ihre Arbeit been- 
det, und die Regierung in den Stand geſetzt, die gegebene 
Bufage, biefen Entwurf der gegenwärtigen Ständeverfamm- 
lung vorzulegen, zu erfüllen. Der von der-Commiffion 
redigirte Entwurf iſt im Mat diefes Jahres der Regierung 
eingereicht, von dieſer, nad in Anſehung der.ifin zum 
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Grunde gelegten Principien erfolgter Prüfung, genehmigt 
und in feiner definitiven Redaction behufs möglichft baldiger 
Vorlegung an die Stände bereits zum Drude abgegeben 
worben. Indeß iſt es bis diefen Augenblick noch nicht möglich 
gewefen, außer den allgemeinen Motiven, auch ſchon die 
Bearbeitung der fpeciellen gänzlich zu beenden. Um jedoch 
die Ständeverfammlung in den Stand zu feen, das Gefeh- 
buch’ wenigftens vorläufig zu prüfen, geht die Abficht dahin, 
den Entwurf und die allgemeinen Motiven fobald als möglich 
an die Ständeverfammlung gelangen zu laſſen, denen fodann 
die fpeciellen Motiven, wo nicht bis Ende diefes, doch in 
den erfien Monaten des nächften Jahres nachfolgen werben. 

Die früher gehegte Abficht, den Entwurf einer neuen 
Proceß · und Gerichts ⸗Ordnung wo möglich zugleich mit dem 
Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuchs vorzulegen, hat bie 
Regierung aufzugeben fich genöthigt gefehen. Es ift ſchon 
bei Eröffnung des vorigen Landtags darauf hingewiefen , 
worden, daß das Verfahren in ftreitigen fewohl als in 
nicht ffreitigen, bürgerlichen Nechtsfachen mit den Beſtim— 
mungen des bürgerlichen Gefegbuchs in fo engem Zufam⸗ 
menhange fteht, von den Beftimmungen bes Ichteren fo 
vielfach bedingt und beeinflußt ift, daß es nicht füglich vor 
deſſen Feftftelung zum Abfchluffe gebracht werden Kann, 
Dies hat fid bei der Bearbeitung der neuen Procef: und 
Gerichts-Drdnung nur noch mehr beftätigt. Waͤhrend ſich 
namentlich die Gefeggebung uͤber das Verfahren in nicht 
ftreitigen Nechtsfachen nothwendig an das bürgerliche Ges 
ſetzbuch, insbefondere an die Beftimmungen deffetben über 
das Grundeigenthum, das Hypothekenrecht und das Erb⸗ 
ſchaftsrecht anzuſchließen Haben wird; iſt auch der Entwurf 
einer neuen bürgerlichen Proceßordnung nicht cher zu volle 
enden gewefen, als bis der des bürgerlichen Geſetzbuchs we⸗ 
nigſtens von der Commiſſion berathen und redigirt war. 
Er liegt jedoch gegenwärtig der Regierung bereits vor, 
und fie hat es für das Angemeſſenſte erachtet, auch ihn in 
gleicher Maafe, wie es mit dem Entwurfe des bürgerlichen 
Geſetzbuchs der Fall gewefen, der Prüfung einer befonders 
dazu niebergefegten Commiffion zu unterwerfen. Die 
Sisungen diefer Commiffion werden beginnen, fobald die 
Verhandlungen mit denjenigen auswärtigen Regierungen, 
die ſich bei den Berathungen mit zu betheiligen geneigt, 
beendigt find ; jedenfalls darf die Regierung fi) der Erwarz 
tung bingeben, daß fie fi in den Stand geſetzt fehen 
werde, dad Ergebniß auch dieſer commiffarifchen Bergihun⸗ 
gen in dem Entwurfe einer neuen Proceß: und Gerichts⸗ 
Ordnung und der damit zu verbindenden neuen Tarords 
nung für die Gerichte dem nächftfünftigen Landtage vor⸗ 
legen zu Eönnenz; es möchte wohl auch in der That cine 
allzu ſchwierige Aufgabe, wie für die Ständeverfammfung, 
fo für die Behörden und das betheifigte Publicum gewer 
fen fein, ſich mit zwei fo umfaffenden Gegenftänden der 
Gefetgebung, wie das bürgerliche Geſetzbuch und die Pro⸗ 
ceß⸗ und Gerichts-Ordnung, gleichzeitig zu befteunden. 





slub-dresden.de/ppn200282672114 


Ferner hat es angemeffen erſchienen, auf Sicherftellung 
des Arbeitsverbienftes der Sträflinge in den Landesſtraf— 
anftalten bei ihrer Entlaffung, gegen die Anfprüche dritter 
Perfonen, Bedacht zu nehmen. Es wird daher der Stände 
verfammlung ein hierauf bezuͤglicher Gefeßentwurf vorgelegt 
werden, 

Im Allgemeinen hat das Juſtizminiſterium auf Grund 
der Erfahrung fowohl ald des auch von mehreren Unterger 
richten felbft ausgefprodenen Wunfches die Einrichtung ge- 
troffen, durch perſoͤnliche Infpection und allmaͤhlige, ein- 
gehende Nevifionen ſaͤmmtlicher Untergerichte ſich fortwähs || 
rend in derjenigen genauen Kenntniß der Perfönlichkeiten, 
Localitäten und Gefchäftsverhältniffe zu erhalten, wie fie 
für Erreichung des Zweckes einer möglichft vorwurfsfreien 
Suftizverwaltung wuͤnſchenswerth erfchien. 

Obſchon im vorigen Jahre in Folge der damaligen Zeit» 
verhältniffe,die Nothwendigkeit eintrat, zu Dedung des in 
naher Ausficht ſtehenden erhöhten Staatsbedarfs neben 
einer Erhöhung der divecten Steuern, der Salzpreife und 
der Stempelfteuer auch noch eine Verftärfung der Baars 
mittel durch befondere Creditmaasregeln in Anfpruch zu 
nehmen, fo haben doch diefe Verhältniffe, ungeachtet des 
dadurch möthig gewordenen auferorbentlichen Aufwands, 
den früheren günftigen Zuftand ber fächfifhen Finanzen 
nicht zu erfchlttern vermocht. Es ift thunlich gewefen, 
die bewilligte zeitweilige Erhöhung der directen Steuern 
nur zur Hälfte in Anfpruch zu nehmen und die andere 
‚Hälfte unerhoben zu laffen, fowie die zu Verſtaͤrkung der 
Baarmittel aufgenommenen Handdarlehne alsbald wieder 
zuruͤckzuzahlen oder doch dergeffalt zu Fündigen, daß die 
felben am Schluffe gegenwärtigen Jahres ihre gänzliche Ab: 
widelung finden werden. 

Hierzu hat namentlich der Umftand beigetragen, daß 
bie ordentlichen Staatseinfünfte, mit wenigen Ausnahmen, 
auch in der gegenwärtigen Finanzperiode bis jetzt die Vor⸗ 
anfchläge uͤberſtiegen haben. 

Ein Steigen der Staatseinfünfte hat befonders ſtatt⸗ 
gefunden bei den Forften, den Steinfohlenwerken, den Poſt⸗ 
und Lotferienugungen, der Gewerber und Perfonalfteuer 
— zum Theil in Folge der dur das Ergaͤnzungsgeſetz 
vom 9. September 1858 getroffenen veränderten Beftims 
mungen — fowie im Durchfchnitt bei den indirecten Ab» 
gaben, namentlich der Nübenzuderfieuer in Folge der 
eingetretenen Erhöhung derfelben, während bie Eifenbahn- 
nußungen, ungeachtet der in neueſter Zeit wieder einge 
tretenen größeren Lebhaftigkeit des Verkehrs, ‚hinter dem 
Voranfchlage zuruͤckbleiben werben. 

Beſonders erfreulich hat ſich die durch das Geſetz vom 
11. Februar 1858 angebahnte Ueberleitung der 4% proeen⸗ 
tigen Staatsſchuld in eine 4procentige geſtaltet, indem die- 
felbe binnen wenigen Monaten bergeftalt durchgeführt wers 
den konnte, daß eine fehr beträchtliche Erleichterung ber 
Staatsſchuldenlaſt Dadurch erreicht wurde. 
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In nicht minder zufriedenftellender Weiſe ift bis jegt 
die theilweife Nealifirung der neueften 4procentigen Anleihe 
von 3% Milionen Thalern zum Bau der Tharandts Frei: 
berger Eifenbahn erfolgt. 

Mit Einziehung der älteren Caſſenbillets vom Jahre 
1840 gegen neue vom Jahre 1855 ift dergeſtalt fortgefchrit- 
ten worden, daß durch Verordnung vom 6. Mai 1858 der 
30. September 1858 ald Präckufiotermin für bie älteren 
Caſſenbillets fefgefegt werden konnte. Won einer Faͤlſchung 
der neuen Billets iſt bis jet etwas nicht bekannt geworben. 


Die Altersrentenbank ift mit dem 3; Januar 1859 in 
Birkfamfeit getreten. Hat auch diefelbe bisher noch nicht 
die gewünfchte Theilnahme gefunden, fo ſteht doc) mit Zu— 
verficht zu hoffen, daß dies in der Folge und wenn die 
Ueberzeugung von ber hohen Nütlichkeit dieſes Inſtituts 
mehr in das Volk eindringt, in erhöhtem Maafe der Fall 
fein wird, 

Mit dem 1. October 1859 ift der Schluß der Lande 
rentenbank eingetreten; es war dies ber letzte Termin, zu 
welchem neue Landrentenbriefe auögefertigt worben find. 

Anlangend bie Zoll⸗, Steuers, Handeld- und Schiffe 
fahrtsverhältniffe, fo werden tiber die auch während ber ins 
fiehenden Finanzperiode ftattgefundenen Erweiterungen und 
Veränderungen in denfelben befondere ausführliche Mittheis 
tungen an bie Stände erfolgen. 

Die in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 1. Auguft 1858 
beantragte Reviſion des Gefeßes über den Negalbergbau 
vom 22. Mai 1851 ift eingeleitet worden, und foll deren 
Ergebnig — da es wünfchenswerth erfcheint, die weitere 
Ausbildung mancher durch dieſes Geſetz ind Leben gerus 
fener Einrichtungen und Verhältniffe noch eine längere Zeit 
zu beobachten, um für die Feftftellung des Urtheils über 
diefelben ein fefteres, erfahrungsmäßiged Anhalten zu ges , 
winnen, — ber nächften Ständeverfammlung vorgelegt 
werben. 

Immittelft hat man im Wege der Verordnung auf 
zweckentſprechende Handhabung jenes Geſetzes, infonderheit 
auf eine größere Schonung des Grundbeſitzes bei den berg⸗ 
männifchen Schurfarbeiten, dur die Verordnung vom 
13. Juni dieſes Jahres hinzuwirken gefucht. 

Da bei der Revifion des Geſetzes über den Negalberg- 
bau zugleich mit in Frage kommt, ob und wieweit bamit 
die fir den nicht regaliſchen Bergbau erforberliche neue 
Geſetzgebung in Verbindung zu bringen fei? fo ift auch 
dem weiteren Vorgehen mit dem bereits vor einiger Zeit 
in Bearbeitung genommenen Entwurfe eines Gefehes 
über legteren noch Anftand gegeben worden. 

Mit der Erbauung der neuen Betriebagebäube fuͤr die 
Porzellan-Manufactur im Triebiſchthale bei Meißen ift im 
‚Herbfte des vorigen Jahres der Anfang gemacht und im 
inftehenden. Jahre fortgefahren worden. 
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Das Gefet über das Jagdrecht auf fremdem Grund 
und Boden vom 35. November 1858 ift vollftändig durch⸗ 
geführt und find die Ablöfungen und Entſchaͤdigungen auf 
Grund beffelden bis auf eine einzige, im Rechtswege zu 
entjeheidende Differenz, in eben ſo ſchneller als allenthal- 
ben befriedigender Weife erledigt worden. 

Das Poſtgeſetz ift nebſt der zu deſſen Ausführung 
dienenden Poftordnung unterm 1. Juli 1859 in Wirkfams 
keit getreten und hat bis jegt in feiner Ausführung weder 
Schwierigkeiten erzeugt, noch, der dadurch gewährten Vers 
Tehröerleichterungen ohnerachtet, einen irgend fühlbaren 
Ausfall in den Revenüen der Poftanftalt zur Folge 
gehabt. ⸗ 

Das fernere Beſtehen des deutſchen Poſtvereins iſt 
durch einen unter ſeinen Mitgliedern verhandelten neuen 
Staatsvertrag in erfreulicher Weiſe geſichert worden. 

Das Telegraphen⸗Inſtitut hat in neuerer Zeit, der 
darauf gerichteten mehrfachen Anträge ohmerachtet, Feine 
Erweiterung erfahren koͤnnen, da die Staatsregierung bei 
dem ungünftigen Verhältniffe des desfallfigen Betriebs- 
aufwandes zu ben Einnahmen, jenen Anträgen zu ent 
ſprechen Bedenken tragen mußte. 

Su fchleunigerer Durchführung einer Verbeſſerung 
der Waſſerſtraße der Elbe wird den ſtaͤndiſchen Deputa- 
tionen ein Plan für die gefammte Elbcorrection vorgelegt 
werben, für beffen Ausführung die in der nächften Finanz- 
periode erforderlichen Geldmittel in das Budget aufge: 
nommen worden find. r 

Ebenfo ift in Folge des auf Reorganifation der Staats⸗ 
bauverwaltung gerichteten ftändifchen Antrags beidem Budget 
eine veränderte Drganifation dieſes Verwaltungszweiges 
beruͤckſichtigt worden, über welche bie erforderlichen Erläus 
terungen ebenfalls den betreffenden ftändifchen Deputationen 
zugehen werben. 

Die aus dem Finanzminifterium den Ständen zugehen- 
den Vorlagen betreffen: 

dad Staatöbubget auf die Jahre 1861 bid mit 1863 
in Verbindung mit dem Entwurfe des auf diefe Jahre 
zu erlaſſenden Finanzgeſetzes, 

den Rechenſchaftsbericht auf die Jahre 1855, 1856 
und 1857, s 

die Veranflaltung neuer Wahlen in den Landtags: 
Ausfhuß zu Verwaltung der Staatsfchulden, 

den Domänenfonds und die Veränderungen mit 
dem Stantögute in den Jahren 1857, 1858 und 1859, 

die Boll, Steuer, Handels: und Schifffahrtöverhält- 
niffe des Königreichs Sachſen, 

einen Nachtrag zum Staatsbudget, 

einen Geſetzentwurf wegen Vermehrung des Reſerve⸗ 
quantums ber neuen Gafjenbillets, 

eine Mittheilung über die Chemnig-Annaberger Eifen- 
bahn und F 
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einen Gefegentwurf, die Abänderung einer Ber 
fimmung des Gefeßes vom 5. Mai 1851. 


Den öffentlichen Verkehrsmitteln hat ſich während der 
laufenden Finanzperiode in der dem Betriebe uͤbergebenen 
Bittau-Neichenberger Eifenbahn ein neues VBerbindungsglied 
angefchloffen. Der Bau ver Tharandt-Freiberger Staatsbahn 
hat, nachdem die politiſchen Verhaͤltniſſe den Beginn der 
Arbeiten „geftatteten, feinen guten Fortgang genommen, 
obſchon die dem Waffer ausgeſetzten Theile deffelben durch 
die vorjährigen Hochfluthen nicht unweſentliche Störungen 
erlitten haben. 

Auch Hat der Anſchluß mehrerer Kohlenwerke an das 
allgemeine Eiſenbahnnetz flattgefunden. Ein Gegenftand 
weiterer Erwägung wird es aber jein, ob es bie Verhält- 
niffe geflatten werben, die Ausdehnung der Eifenbahnver- 
bindungen nach den derfelben noch entbehrenden Landess 
theilen im Laufe der nächften Finanzperiode fortzufegen. 

Auf den Verkehr der im Betriebe befindlichen Staats 
bahnen ift zwar die im Jahre 1859 eingetretene Geſchaͤfts⸗ 
ſtockung nicht ohne Einfluß geblieben, inzwiſchen ift diefe 
doch nicht fo fühlbar gewefen, wie auf manchen anderen 
deutfchen Eifenbahnen, auch bereits feit einiger Zeit einem 
neuen Aufſchwunge des Verkehrs gewichen. 

Wenn Übrigens die Staatöregierung mit aller Sorge 
falt darauf bedacht gewefen ift, dem Verkehre, namentlich 
auch durch entfprechende Stationseinrihtungen, wie durch 
Verbindung aller in Dresden ausmindenden Bahnen mit 
dem Eibftrome jede mögliche Erleichterung zu gewähren und 
überhaupt ſtets geneigt fein wird, gerechten Anfprüchen des 
Publitums an die Leiftungen der Verwaltung Gehör zu 
geben, fo machen fich insbefondere für bie naͤchſte Zeit wies 
derum mehrere Ergänzungen an ben beftehenden Staats-⸗ 
bahnen dringend nöthig, wegen deren ben Ständen weitere 
Mittheitung durch die Budgetvorlage gemacht werben wird, 

Die Erpropriationögefehe für die Iharandt: Freiberger 
und die Niederfchlema-Schneeberger Eifenbahn find bezier 
hendlich unter dem 2. Auguft 1859 und 11. Juni 1858 
zur Publication gelangt; dagegen iſt zur Zeit noch Feine 
Veranlaſſung gewefen, von den in der ftändifchen Schrift 
vom 3. Auguft 1858 ertheilten Etmaͤchtigungen Gebrauch 
zu machen. 

Auf den die Nevifion der Verordnung vom 18. Mai 
1857 betreffenden, in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 10. Juni 
1859 geftellten Antrag hat zur Zeit noch nichts gefchchen 
koͤnnen, da bie Frage, ob zu einer allgemeinen Verſtaͤn⸗ 
digung wegen der gegenfeifigen Zulafjung von Banknoten 
zu gelangen fei, noch immer nicht erledigt iff. 

” Ueber die wegen Befeitigung der Cavillereibannrechte 
gepflogenen Erörterungen hofft man der gegenwärtigen 
Ständeverfammlung noch Mittheilungen machen zu koͤnnen. 

In Gemäßpeit ſtaͤndiſchen Antrags ift tie Allerhoͤchſte 
Verordnung vom 10. December 1858 wegen Abaͤnderung 
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einiger bie Landes-Intmobiliar-Brandverficherungsanftalt be⸗ 
treffenden gefeslichen Beftimmungen nebft Ausführungs- 
Verordnung dazu von demfelben Datum erlaffen und da= 
durch der verbefferten Einrichtung des Immobiliar-Brand- 
verficherungsmwefens zwedimäßig vorgearbeitet worden, welche 
den Gegenftand einer für die jegige Ständeverfammlung 
beftimmten Gefegvorlage bilden wird. 

Es haben leider in mehreren Städten, als in Zwoͤnitz, 
Plauen, Lengenfeld, Falkenftein und Delsnig umfängliche 
Brände fatfgefunden und Unterftügungen aus der Staatö- 
caffe nöthig gemacht. Die Unterftügung für Delsnig, wel- 
her Ort faft gänzlich abgebrannt ift, wird Gegenftand eines 
befonderen Poftulats fein. 

Eine Herabfegung der Brandverficherungsbeiträge ift 

* in Folge dieſer Brände nicht möglich gewefen. 

Dem ftändiichen Antrage in der Schrift vom 7. Auguft 
1858 und der darauf ertheilten Zuficherung in dem Lands 
tagsabſchiede entſprechend, wird der Ständeverfammlung 
mittelft befondern Decretö Über die bei dem Staatöunter- 
ſtuͤtzungswerke wegen der Waffercalamität des Jahres 1858 
befolgten Grundfäge und über die Höhe des bezüglichen 
Aufwandes Mittheilung zugehen. 

Der Bau der Thierargneifchuls Gebäude auf dem mit 
Buftimmung der Stände neu acquirirten Grundftüde ift im 
Laufe des Jahres 1859 begonnen worden und geht feiner 
Vollendung entgegen. Die Einrichtung der miterfauften. 
alten Gebäude zu den Anſtaltszwecken ift in Angriff ger 
nommen worden. 

Das Geſetz, die Ausübung der Thierheilkunde betvefs 
fend, ift nebft Ausführungs-Verordnung unter dem 14. Des 
cember 1858 in der von den Ständen beantragten Faſſung 
zur Publication gelangt und hat für die Herftellung einer 
beffern Ordnung im Bereiche des Veterinärwefens bereits 
gute Früchte getragen. 

Die durch den Antrag der legten Ständeverfammlung 
wegen Wiederaufnahme der Frage über eine Neform der 
Medicinalgefehgebung und Aufhebung der hirurgifchemedi- 
einifchen Akademie hervorgerufenen Erwägungen find zwar 
noch nicht definitiv abgefchloffen, jedoch fo weit gediehen, 
daß über das Ergebniß hoffentlich noch an bie gegenwärtige 
Ständeverfammlung Mittheilung wird gelangen koͤnnen. 

In Folge des Ausbruchs der Rinderpeft in Böhmen 
hat es ſich zur Verhinderung des Eindringens biefer ver- 
heerenden Seuche in Sachſen und zu deren ſchneller Til: 
gung für den Fall der Einfchleppung bei der Unangemefz 
fenheit und Unzulänglichkeit der in dem Mandate vom 13. 
Mai 1780 und der Verordnung vom 5. December 1829 
enthaltenen Beſtimmungen "unerläßlih noͤthig gemacht, 
ſchleunigſt Vorkehrungen zu treffen. und zu diefem Behufe 
auf Grund von $. 88 der Verfafjungsurkunde die ©. 1 ff. 
des Geſetz⸗ und Verordnungsblattes vom laufenden Jahre 
befindliche Alferhöchfte Verordnung vom 16. Januar d. I: 
unter Aufhebung jener älteren Vorſchriften zu publiciren. 
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Die in Gemäßheit diefer Verordnung während der 
Dauer der Seuche in Böhmen ergriffenen Maasregeln 
haben den erwarteten Erfolg gehabt und das Eindringen 
der Seuche verhindert. 

An Stelle jener von den Ständen nachträglich zu ges 
nehmigenden Verordnung werden den Ständen zwei Ge- 
feße vorgelegt werden, deren eines bie allgemeinen Vor— 
ſchriften wegen der gegen die Ninderpeft zu ergreifenden 
Maasregeln, dad andere aber Beftimmungen über die Ent» 
ſchaͤdigung enthält, welche den Befikern von Rindvieh für 
das an der Ninderpeft gefallene oder veterinärpoligeilich ges 
töbtete Vieh, gewährt werden fol, fowie über die Art der 
Aufbringung der Mittel dazu von dem Iandwirthfchaftlichen 
Grundbefige. 

An dem Gefege über die Zufammenlegung der Grund» 
ftücden vom 14. Juni 1834 find durch die feit feinem Ers 
feinen auf dem Gebiete der Hypotheken und Grund: 
fteuergefeggebung eingetretenen Veränderungen fowohl, als 
durch die im einer 2öjährigen Praxis gemachten Erfahrungen 
mancherlei Abänderungen wünfchenswerth und mehr ober 
weniger nöthig geworben, welche die Erreichung des wichtigen 
Zweckes erleichtern koͤnnen und follen. Da es für den practis 
ſchen Gebrauch wenig zu empfehlen war, diefe Beftimmungen 
in einem befenderen Nachtragsgeſetze zu geben, hat man es 
vorgezogen, das ganze Gefeh einer Nevifion zu unterwerfen 
und wird daffelbe in diefer Geftalt, wobei alle bewährten 
Beftimmungen des älteren Gefeges unverändert beibehalten 
find, an die Ständeverfammlung gelangen. 

Das Gefeh über die Berichtigung von Mafferläufen 
dom 15. Auguft 1855 fährt fort, feine Beftimmungen als 
zwedentfprechend erkennen zu laffen. Die vor drei Jahren 
begonnenen Vorbereitungen zu den größeren Regulirungen 
an ber Röder und in der Gegend von Leipzig find, anderer 
£leinerer, theil bereits vollendeter, theils mehr oder minder 
vorgefcprittener Unternehmungen zu gefchweigen, geſchloſſen. 

In den allgemeinen Straf: und Berforganftalten find 
die Seiten der legten Ständeverfammlung bewilligten bau⸗ 
lichen und adminiftrativen Umgeftaltungen und Erweites 
rungen (mit Ausfchluß der Verlegung des Weiber-Correc- 
tionshaufes) zum Theil vollendet, zum Theil nach Befei- 
tigung nicht vorherzufehender Hinderniffe eingeleitet und in 
der Ausführung begriffen. Im weiteren Bufammenhange 
mit denfelben machen fi für die künftige Finanzperiode 
Bedürfniffe geltend, deren Befriedigung mittelft befonderer 
Vorlage der ftändifchen Beſchlußfaſſung unterftellt wird. 

Insbefondere ift beabfichtigt, mit der bisher beanftane 
deten Verlegung des Weibercorrectionshaufes auch eine Wer- 
legung des Weiberarbeitshaufes in Verbindung zu feßen. 

In der früheren beforgnißerregenden Zunahme ber 
Strafgefangenen ift im Laufe der letzten Jahre ein erfreus 
licher Stillſtand eingetreten, welcher zweifellos al3 eine 
wohlthätige Wirkung des neuen Strafverfahren: in Ver 
bindung mit den wohlgeoroneten Leiftungen der Strafan- 
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falten erfannt werden darf, im welchen insbefondere auch 
die ſogenannten Außenarbeiten mit befriedigendem Erfolge 
fortgefetzt werden. 

Dagegen nimmt die Zahl der öffentlicher Verſorgung 
und Verwahrung bedürftigen Geiſteskranken in ftetigem 
BVerhältniffe zu und wird dadurch eine Erweiterung der 
vorhandenen Räumlichkeiten unvermeidliches Bebürfniß. 

Um dem längft hervorgetretenen Webelftande, daß bie 
Blindenanftalt das Beduͤrfniß des Landes räumlich nicht 
zu befriedigen vermag, ohme außerorbentlichen Bauaufwänz 
den zu begegnen, wird dutch befondere Vorlage die Ein- 
richtung einer Vorbildungsanftalt für blinde Kinder der 
jüngften Altersftufe in Hubertusburg beantragt. 

Der von der legten Ständeverfammlung in der ſtaͤndi⸗ 
fen Schrift über das Budget für die Finanzperiode 
1858/60 geftellte, auf eine Nevifion der Gefeßgebung über 
die Staatöperwaltung in ihren einzelnen Bweigen mit der 
Abficht der Vereinfachung des Geſchaͤftsbetriebes gerichtete 
Antrag ift bei den betheiligten Minifterialdepartements Ger 
genftand eingehender Erörterungen gewefen. Die dadurch 
gewonnenen Ergebniffe unterliegen zur Zeit noch ber näher 
von Prüfung und Sichtung, um in dem Verhältniffe, als 
diefe vorfchreitet, zu practifchen Nefultaten verwerthet zu 
werben. 

Das Geſetz tiber Erfüllung der Militärpflicht ift mit 
den von den Ständen in der Schrift vom 5. Auguft 1858 
beantragten Abänderungen und Zufägen unter dem 1. Sep- 
tember 1858 zur Publication gelangt. 

Von der dem Eultusminifterium befage derſelben 
Schrift ertgeilten Ermächtigung, für die Schullehrer und 
Schulvicare in geeigneten Fällen die Einftandsfumme ganz 
oder zum Theil zu erlegen, ift nicht felten bereits Gebrauch 
gemacht worben, und wird dies auch ferner gefchehen. 
Nicht minder find dem ftändifchen Antrage gemäß die beim 
Erſcheinen des obigen Gefeges über Erfüllung der Milie 
tärpflicht bereits als Einfteher dienenden Unteroffiziere und 
Soldaten auf ihre noch Übrige Dienftzeit mit Zulagen nach 
Maasgabe einer Stellvertretungsfumme von 300 Thlrn. 
verfehen worden, fowie fich denn auch in mehreren Fällen 
Gelegenheit gefunden hat, dem ferneren Antrage zu ent: 
Sprechen, welcher bei der Berathung über das Budget des 
Innern bei Pof. 21, „die Amtshauptmannfchaften betref- 
fend“, wegen thunlichfter Vermehrung der Aushebungsorte 
geftellt worden ift. 

Mittelft Alerhöchften Derretö vom 23. Juli 1858 wurde 
der den damals verfammelten Ständen vorgelegte Entwurf 
zu einer Militärgerichtöorbnung, nachdem derfelbe bereits 
der verfaffungsmäßigen Berathung der J. Kammer unter: 
legen, zuruͤckgezogen, dabei aber zugleich eröffnet, wie es 
in der Abficht Liege, auf dem nächften ‚ordentlichen Landtage 
einen in einigen Beziehungen abgeänderten anderweiten Ent 
wurf einer Mititärgerichtsordnung berathen und zu dieſem 
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Behufe durch ftändifche Zwifchendeputationen prüfen und 
begutachten zu laſſen. ’ 

Demgemäß find an die Zwiſchendeputationen 

der Entwurf eines Geſetzes, die Gerichtsbehörben bei 
der koͤniglich fächfifhen Armee, deren Buftändigkeit 
und einige damit zufammenhängende Gegenftände bes 
treffend, 

und 
der Entwurf zu einer Mititärftrafproceßorbnung für das 
Königreih Sachſen 

zur Vorlage gelangt und werden diefelben zur verfaffungs- 

mäßigen Berathung in den Kammern gebracht. 

Den befriebigenden Zuftand, welder im Allgemeinen 
den kirchlich⸗ religioͤſen Verhaͤltniſſen bei ‚Eröffnung des 
vorigen ordentlichen Landtags nachgerühmt werben konnte, 
bat in der Bwifchenzeit ein Ereigniß von Bedeutung ges 
ſtoͤrt. Vielmehr darf behauptet werden, daß die gefunde 
Entwidelung des religiöfen und kirchlichen Lebens, deffen 
Stärkung das Minifterium des Cultus unausgefegt ald 
feine Hauptaufgabe betrachtet hat, ftetig fortgefchritten iſt 
und fih in einem merklihen Verſchwinden von extremen 
Ausſchreitungen und religiöfen Parteiwefen fundgegeben hat. 

Die allgemeine Kirchenviſitation, welche im Jahre 
1856 begonnen und im Jahre 1857 fortgefegt worden war, 
ift in den Jahren 1858, 1859 und 1860 in den Übrigen 
Theilen des Landes, auch in den Ephoralorten vollftändig 
durchgeführt worden. Sie hat in der Hauptfache meift 
erfreuliche Nefultate gegeben, das Kirchenregiment aber 
auch in ben Stand gefegt, hier und da erkannte Webelftände 
zu befeitigen und verfchiedenen, dabei Taut gewordenen Wüns 
fen und Bedürfniffen der Gemeinden fofort Rechnung zu 
tragen, während fie überdies der oberſten kirchlichen Behörde 
zu weiteren Erwägungen und Anordnungen im Intereffe 
des kirchlichen und veligiöfen Lebens reiches Material ges 
liefert hat, 

Die ſteigende Frequenz der Univerfität und der Gelehr⸗ 
tenſchulen zeugt ebenfo für das fortdauernde Streben nach 
höherer wiffenfchaftlicher Ausbildung, wie für das Vertrauen, 
welches die höheren Bildungsanftalten des Landes genießen. 

Das Realſchulweſen hat durch das Regulativ vom 
2. Juli 1860 im ganzen Lande eine fefte, die wahre Aufs 
gabe und das Biel der Realſchulen normirende Organifation 
empfangen und es fteht zu hoffen, daß dadurch auch dieje 
wichtige Kategorie von höheren Schulanftalten, deren Schü— 
lerzahl in ſtetem Zunehmen begriffen ift, einer immer ge 
deihlicheten Entwidelung werde entgegengeführt werben. 

Das Seminar zu Annaberg hat die geräumigen Ge 
bäude, welche für daffelbe angefauft und ausgebaut wor 
den, bezogen und die anderen Schullehrer- Seminare find, 
fo viel eö der Raum und bie Übrigen Verhaͤltniſſe ger 
fatteten, erweitert worben. Es find aber diefe Seminare, 
auch mit Inbegriff des für ältere und geiftig reifere Zunge 
linge, die fich von anderen Berufsarten hinweg dem Lehrers 
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fiande noch widmen wollen, al Privat- Bildungsanftalt 
begründeten Nebenfeminars zu Grimma, immer noch nicht 
im Stande, fo viel Lehrer auszubilden, als bei der raſch 
wachfenden Bevölkerung des Landes erforderlich find, und 
es hat fich die Regierung genöthigt gefehen, den Aufwand 
für ein new zu errichtendes Seminar auf das Budget zu 
bringen. Die Profeminare, welche nah Maasgabe der 
Seminarordnung nun neben faft allen Schullehrer: Semiz 
naren ind Leben getreten find und den Zwed tüchtiger Vor⸗ 
bildung für’ Seminar haben, weifen allenthalben eine ſehr 
große Zahl von Zöglingen auf und zeigen fih nicht allein 
für Sicherung der Frequenz an den Schullehrer-Semina- 
ven, fondern auch für Hebung der Seminarbildung felbft 
nothwendig und förderlich. 

Auch das Lehrerinnen Seminar zu Callenberg ent» 
widelt eine fehr zufriedenftellende Wirkiamkeit und hat 
ſchon für den öffentlichen Unterricht wie für die häus- 
liche Erziehung recht tüchtige Lehrerinnen geliefert. Durch 
das Negulativ Über die Prüfung der Lehrerinnen vom 
17. Suni 1859 ift den dort und anderwärts gebildeten 
Lehrerinnen nicht nur der Weg zur Anftellung an öffent» 
lichen Schulen gebahnt, fondern es ift auch daflır Sorge 
getragen, daß künftig nur gehörig vorgebildete Lehrerinnen 
zur Ertheilung von Privatunterricht und zur Leitung deds 
felben in cönceffionirten Anftalten zugelaffen werben. 

Das Turnen, als ein ſehr zweckmaͤßiges Mittel zur 
koͤrperlichen Erziehung und SKräftigung der Jugend, in 
Verbindung mit dem Unterricht an höheren und niederen 
Schulen forgfältig gepflegt, und durch die Ausbildung einer 
größeren Anzahl tüchtiger Lehrer mehr und mehr gefördert, 
ift in einer ganz gefunden Entwidelung begriffen, fo daß 
auch auswärtige Staaten unferen Einrichtungen bafür ihre 
Aufmerkfamkeit zuwenden und Lehrer zu ihrer Inftruction 
an bie hiefige Turnfehrer-Bildungsanftalt fenden. Es fehlt 
nur noch dieſer Anftalt und den meiften höheren Schulen 
an den zu einem ununterbrochen fortzufeßenden Unter: 
richte erforderlichen Localitäten und wird dafuͤr die Staats» 
caffe noch in Anfpruch genommen werben. 

Die Verhandlungen mit dem Domftift Meißen über 
eine Reform find zu einem gedeihlichen Abfchluß gekommen. 
Das Domftift bleibt erhalten, giebt aber einen Theil feiner 
Einkünfte zur Verwendung für die evangeliſch⸗lutheriſche 
Kirche, die evangeliſch⸗lutheriſchen Schulen und die Univerfi- 
tät ab. Die zur Erledigung kommenden Domherrnftellen 
werben, auf den Vorfchlag des Kapitels, von dem Landes- 
heren, aber nur an ſolche Männer ohne Unterfchied der Ges 
burt verliehen, welche ſich um die evangelifche Kirche, um 
das Unterrichtöwefen, oder in einem von ihnen bekleideten 
höheren Staatsamte um ben Staat verdient gemacht Haben. 

Auch in den letzteren Jahren hat fi der Gemeinfinn 
in unferem Vaterlande durch verfchiedene, zum Theil fehr 
anſehnliche Stiftungen, theils für höhere Bildungsanftalten, 
theil® zu anderen milden Sweden, bewährt. 
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Das Geſetz, die Gehaltsverhältniffe der Lehrer an Ele 
mentar » Volksſchulen betreffend, iſt unterm 28. October 
1858 publiciri worden-und wie der Lehrerſtand die ihm 
dadurch gewordene Hülfe dankbar erkannt hat, fo find auch 
die mannichfachen Schwierigkeiten, welche die Ausführung 
des Gefeges bof, zum großen Theil dadurch überwunden 
worden, daß bie wohlwollende Abficht des Gefeges im der 
rechten Weile an die Gemeinden gebracht, bei denſelben 
freundliche und fördernde Aufnahme fand. 

An diefen Landtag werden aus dem Minifterium des 
Eultus gelangen : 

der Entwurf einer, Kirchenordnung für die evan- 
geliſch⸗ lutheriſche Kirche, 

der Entwurf eines Geſetzes, die Kirchenordnung für 
die evangelifch-Iutherifche Kirche und die Aufhebung der 
ihr entgegenftehenden älteren Geſetze betreffend, 

der Entwurf eines Geſetzes, die Einhebung. der 
Opferpfennige, ber Hufen, Gärtner, Häusler: und Haus⸗ 
genoffengrofhen, fowie anderer Feiner, an Geiftliche, 
Lehrer und Kirchendiener zu entrichtenden Gefälle be— 
treffend, 

der Entwurf eines Gefehes, Nachtrag zu dem Ge» 
fege vom 1. Juli 1840, die Errichtung einer Penfionds 
caffe für die Wittwen und Waiſen der Lehrer an evan⸗ 
gifhen Schulen betreffend. 

Auch während der leiten Jahre hat die Negierung 
allen Beftrebungen, die auf Erweiterung und Belebung 
der Thätigkeit des deutſchen Bundes gerichtet waren, ihre 
eifrigfte Mitwirkung angebeihen laffen. Der Gedanke der 
Herftellung eines allgemeinen deutſchen Handelögefegbuchs, 
der auf diefem Wege in das Leben gerufen wurde, geht 
feiner Verwirklichung entgegen und auch die biesfeitige 
Regierung wird dem von anderer Seite bereits gegebenen 
Beifpiele möglichfter Zuruͤckſtellung particularer Anträge 
zu dem Zwecke fchleunigerer Herbeiführung einer Einigung 
über biefen wichtigen Gegenftand gern folgen. 

Naͤchſt der als dringlich erkannten Reviſion der Buns 
deskriegsverfaſſung wurden Anträge auf ebenmäßige Bele⸗ 
bung der Bunbesthätigkeit in dem Gebiete der Geſetzgebung 
und ber gemeinnügigen Anordnungen von ber diesfeitigen 
Regierung im Verein mit mehreren anderen Bundesregie— 
rungen beim Bunde eingebracht, wie insbefondere wegen 
Herbeiführung möglichfter Uebereinftimmung in ber Civil 
und Griminalgefeßgebung, fowie wegen "eines gemeinfamen 
Patentgefeges und Einführung gleihen Maafes und Ges 
wicht. Die Förderung der damit anhängig gemachten 
Angelegenheiten wird diesſeits ebenfofehr Gegenftand weis 
terer Anregung fein, als die dem Bunde unterliegende Frage 
wegen Errichtung eines Bundesgerichts. 

Es wurden mit anderen Staaten verſchiedene Ver— 
träge und Vereinbarungen geſchloſſen. Dahin gehören: 

‚bie mit der kaiſerlich oͤſterreichiſchen Regierung ge- 
troffene Uebereinkunft wegen Foftenfreier Erledigung von 
2* 
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Requifitionen ber beiderfeitigen Behörden in Strafe umd | 
bitegerlichen Rechtsſachen, vom 16. December 1857; 

die Vereinbarung mit mehreren Cantonen der 
Schweiz wegen gegenfeitiger Behandlung der Handel 
teifenden, vom 27. December 18585 

die Webereinkunft zwifchen Sachfen und Reuß-Greiz, 
wegen gegenfeitiger Anerkennung der von compefenten 
Behörden ausgeftellten Leichenpäffe, vom 20. Januar 
18595 

die zwifchen Sachſen und Defterreich über die Re⸗ 
gelung des paßpolizeilichen Dienftes der beiderfeitigen 
Polizeicommiffariate in dem Bahnhofe zu Bodenbach 
‚getroffene Uebereinkunft, vom 23. December 18585 

die . Erläuterung des Ariikels 16 der unterm 
A er 1839 zwiſchen bir Besftigen und Eniglich 
preußiſchen Regierung abgefchloffenen Uebereinkunft über 
die Leiftung gegenfeitiger Rechtshuͤlfe, vom 15. Mai 1859; 

der Beitritt des Cantons Glarus zu der zwiſchen 
der diesfeitigen Regierung und mehreren Schweizer-Can- 
tonen, in Bezug auf gleiche Behandlung der beider- 
feitigen Staatsangehörigen in Concursfällen beftehenden 
Vebereinkunft, vom 19. December 18595 

der Beitritt des Cantons Luzern zu der mit mehr 
teren Schweizer» Cantonen wegen gegenfeitiger Behand» 
Yung der Handelöreifenden getroffenen Vereinbarung, vom 
10. März 1860, und 

der gleiche Beitritt de Cantons Zug vom 6. Seps 
tember 18605 

die Convention zwiſchen Sachſen und Deſterreich, 
die Telegraphen:, Polizeiz, Poft- und zolamtlichen Ber- 
haltniffe auf der BittausNeichenberger Bahn betreffend, 
vom 1. März 18605 

die Vereinbarung mit Deflerreich wegen ber Trand- 
vortkoſten bei Auslieferung von Deferteuren, vom 23. Juli 
1860; 

die Ausdehnung der Freizligigkeits- Convention zwis 
ſchen Sachſen und Rußland vom 20. Auguft 4800 auf 
alle Exrbichaftsfälle, vom 18, Juli 1860. 

Verträge des Bolloereins, wobei Sachſen ald beten 
Mitglied betheiligt, wurden gefchloffen mit 

Perfien am 25. Juni 1857, 
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mit Großbritannien über den Eintritt gewiffer Be— 
günftigungen bei den Handels⸗ und Schifffahrtsverhaͤlt⸗ 
niſſen zu den Sonifchen Iufein, vom 11. November 
1857; 
mit der Argentinifchen Confoͤderation vom 8. Sep⸗ 
tember 1859; und, 
als Aobitionalconvention zu dem Handels- und 
Schifffahrtsvertrage vom 23. Juni 1845 mit Sardinien, 
vom 28. October 1859. 
Auch das Confulatwefen erfuhr einige Erweiterungen. 
Es wurden errichtet neue Confulate zu Köln am Nhein 
und Warfchau. Viceconfulate aber in Rio grande do Sul, 
Bahia, Pernambuco, Philadelphia in der deutichen Colos 
nie Mucury, 


Nach Beendigung dieſes Vortrags trat der Vorſitzende 
im Königl. Gefammtminifterium, Staatsminifter Freiherr 
v. Beuft, an die Stufen des Thrones und erklaͤrie im 
Allerhöhften Auftrage den Landtag für eröffnet. 


Se. Mojeftät der König verließen bieranf unter einem 
vom Präfidenten ‚der zweiten Kammer, Herrn Bürger: 
meifter Haberforn, ausgebrachten dreimaligen Hoc 
den Saal mit demfelben Geremoniell, wie bein Gintritt in 
denfelben. 

Nachmittags 4 Uhr faud unter Allerhöchfter Theile 
nahme Ihrer Königlichen Majeſtäten, fowie Ihrer 
Königlihen Hoheiten der Frau Kronpringeffin, 
des Prinzen und der Frau Prinzeffin Georg und 
der Prinzeffin Sidonie im zweiten Paradefanle der 
zweiten Etage des koͤniglichen Schloffes große Tafel ftatı, 
zu welcher die Herren Staatöminifter, der Minifter des 
tönigl. Hauſes, die beim Landtage befchäftigren königl. 
Commiſſare, die Directorien und ſaͤmmtliche Mitglieder der 
beiden Kammern befohlen waren. Se. Majeſtaͤt der 
König brachten hierbei einen Toaſt „auf das Wohl des 
Landes und aller getreuen Stände” aus, worauf der Pri- 
fident der erften Kammer „auf das Wohl Sr. Majeftät 
des Königs" und der Präfident der zweiten Kammer 
„auf das Wohl Ihrer Majeftät der Königin und 
aller Mitglieder des Königlichen Haufes“ cin 
Hoch erfolgen ließen. 
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Mitglieder 
der Ständeverfammlung des Koͤnigreichs Sachſen 
im Jahre 1860. 


Erſte Kammer. 
Directorium: 
Präfident: Friedrich Ernſt v. Schoͤnfels auf Reuth, Major v. d. A. 
Vicepräfident: Friedrich Freiherr v. Friefen auf Roͤtha, Kammerherr und Geh. Sinanzrath a. D. 
Secretäre: Chriſtoph Holm v. Egidy auf Naunhof, Amtshauptmannz 
Eduard Wimmer, Bürgermeifter zu Schneeberg. 


Mitglieder: 


1) Das Hocflift Meißen, vertreten durch den Dome 
herrn Guftav von Watzdorf. 

2) Der Befiger der Herrſchaft Wildenfels, Se. Erlaucht 
Friedrih Magnus Graf zu Solms-Wildenfels. 

3) Die Befiger der Schönburgfchen Receß-Herrſchaften 

Glauchau, Waldenburg, Lichtenftein, Hartenftein und 

Stein, vertreten durch Advocat Carl von Könner 

rig zu Dresden. 

Die Univerfität Leipzig, vertreten durch Hofrath 

Dr. Guſtav Hänel, der jurififchen Literatur und 

Quellenkunde öffentlichen und, ordentlichen Profeffor etc. 

zu Leipzig. 

Der Befiter der Standesherrſchaft Königsbrud, Fürft 

von Nadali, Graf Wilding von Königsbrüd, 

vertreten durch Auguft Graf Wilding von Kös 
nigsbrüd, 

Der Befiger der Standesherrfchaft Neibersdorf, Curt 

Heinrich Ernft Graf von Einfiedel, 

Der Oberhofprediger zu Dresden, Geheimer Kirchen- 

rath und Vicepräfident des Landesconfiftoriums, 

Dr. Theodor Albert Lieber. j 

Der Decan des Domftifts St. Petri zu Bubiffin, apo- 

folifcher Vicar und Bifchof zu Leontopolis in partibus, 

Ludwig Forwerk, 

Der Superintendent zu Leipzig, Dr. Gotthard Victor 

Lechler. 

10) Das Collegiatſtift Wurzen, vertreten durch Capitular 
Chriftian Haubold Ludwig von Schröter auf Bier 
berſtein. 

11) Die Beſitzer der Schoͤnburgſchen Lehnsherrſchaften 
Rochsburg, Wechſelburg, Penig und Remiſſen, durch 
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Se. Erlaucht Carl Heinrich Alban Grafen und Herrn 
von Schönburg. 


Die gewählten Abgeordneten der Nitter- 
gutöbefiger, 
und zwar 
a) vom Meißner reife: 

12) Der Amtshauptmann Chriftoph Holm von Ejgiby 
auf Naunhof, zu Meißen (f. Directorium). 

13) Der Kammerherr Bernhard Freiherr von Roch ow 
auf Strauch. 

14) Carl Auguft Nittner auf Merzdorf. 


b) vom Erzaebirgiſchen "reife: 
15) Der Amtshauptmann a. D. Guſtav Heinrich Freiherr 
von Biedermann auf Nieberforchheim. 
16) Wiliam Kraft auf Oberrabenftein, 


0) von ber Oberlauſitz: 


17) Sohannes Petrus Cajus Graf zu Stolberg-Stol- 
berg auf Brauna. 

18) Egon Heinrich Guftav Freiherr von Schoͤnberg⸗ 
Bibran-Modlau auf Luga. 

19) Franz Guido Hempel, Landesbeſtallter, Regierungs: 
rath a. D. auf Ohorn. 


d) vom Leipziger Kreife: 


20) Dtto von Böhlau auf Döben. 
21) Der Sinanzrath Oswald von Noftig-Wallwig auf 
Schweikershain ıc. : 


— 
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e) vom Voigtlaͤndiſchen Kreiſe: 
29) Der Kammerherr Carl von Metzſch auf Reichenbach. 
23) Der Major v. d. A. Friedtich Ernft von Schönfeld 
auf Reuth (f. Directorium). 


Die durch Königliche Ernennung der Kammer 
zugeordneten Rittergutsbefiger: 


24) Der k. k. öfterreichifche Kämmerer und Oberfileutnant 
a. D. Carl Graf von Einfiedel auf Wolkenburg. 

25) Der Kammerhere, Leutnant v. d. A., Heinrich Otto 
von Erdmannsdorff auf Schönfeld. 

26) Der Kammerhere Geheime Finanzrath a. D. Friedrich 
Freihert von Sriefen auf Rötha (f. Directorium). 

27) Der Kammerherr, Nittmeifter a. D., Hand Friedrich 
Curt von Luͤttich au auf Bärenftein. 

28) Der Kloftervoigt zu Marienftern, Curt Ernſt von Pos 
fern auf Pulsnig. 

29) Rudolph Benno von Römer auf Löthain x. 

30) Der Kammerherr Rudolph Friebrich Theodor von Watz ⸗ 
dorf auf Störmthal, 
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31) Gurt Robert Freiherr von Weld auf Rieſa. 

32) Der Kammerherr und Regierungsrath a. D. Ludwig 
Eduard Victor von Zehmen auf Stauchitz. 

33) Der großherzoglich ſaͤchſiſche Kammerherr Ludwig Wil- 
helm Ferdinand Freiherr von Beſchwitz auf Arnsborf, 


Die Magiftratsperfonen und Bürgermeifter: 


34) Der Oberbürgermeifter Friedrich Wilhelm Pfoten- 
hauer zu Dreöben. 

35) Der Bürgermeifter Dr. Otto Koch zu Leipzig. 

36) Der Bürgermeifter Ernft Wilhelm Gottfhald zu 
Plauen. — 

37) Der Bürgermeifter Eduard Wimmer zu Schneeberg 
(f. Directorium ). 

38) Der Bürgermeifter Johann Friedrich Miller zu 
Chemnitz. 

39) Der Bürgermeifter Ernſt Ludwig Hennig zu Grimma, 

40) Der Bürgermeifter Auguft Friedrich Clau zu Freiberg. 

41) Der Bürgermeifter Conrad Eduard Loͤhr zu Bubiffin, 


Zweite Sammer 
Directorium: 
Praͤſident: Daniel Ferdinand Ludwig Haberkorn, Büuͤrgermeiſter zu Zittau. 
Vicepraͤſident: Friedrich Wilhelm Oehmichen, Rittergutsbeſitzer auf Choren. 
Secretaͤre: Heinrich Ludolph Kaſten auf Kroͤſtau, Advocat. 
Friedrich Wilhelm Finde, Buͤrgermeiſter zu Schöne. 
Mitglieder: A 
1. Zwanzig Abgeordnete der Nittergutsbefiger. 
A. Des Meißner Kreifes: 


Abgeordnete: 


I 
1) Der Amtshauptmann Friedrich Wilhelm von Oppel 


auf Krebs zu Borna. 


2) Chriftian Heinrich Freiherr von Wöhrmann auf 
Wendiſchbora. 


3) Eduard von der Beed auf Dallwitz und Doͤbritzgen. 
4) Feodor Franz Albert von Schönberg auf Bornitz. 
5) Erdmann Theodor Günther auf Saalhaufen. 


6) Karl Otto Freiherr von Weld auf Limbach. 


7) Der Geheime Negierungsrath a. D. Reie-Eifen- 


ſtuck auf Schönfeld. 
8) Eduard Heinrich von Schoͤn fels auf Ruppertsgruͤn. 
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Stellvertreter: 
Der Nittmeifter a. D. Dito von Raisky auf Gersdorf. 


Sohann Gottlob Leuterig auf Deutſchbora ıc, 


Karl Chriſtian Arthur Freiherr von Burgk auf Defters 
wis und Roßthal. 

Eomund Schneider auf Goͤnnsdorf. 

Eduard Herrmann Haberland auf Zſchieſchen. 


B. Des Erzgebirgiſchen Kreifes. 


Friedrich Emil Robert Meinhold, Referendar a. D. auf 
Schweinsburg. 

Der Kammerherr und Geheime Legationsrath Ernſt Marie 
milion von Garlowig auf Oberſchoͤna. 

Der 


Karamerjunker Max Hermann von Carlowitz au 
Eofmnig. - En 
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Abgeordneter 


Stellvertreter: 


C. Der Oberlauſitz. 


9) Der Nittmeifter v. d. A. Hanns Carl Florian von 
Nofig-Drzewiedi auf Wendiſch-Paulsdorf. 
10) Der Amtshauptmann zu Budiſſin, Hermann von 
Noftig-Wallwig auf Niederfohland a. d. Spree. 
11) Dr. jur. Paul Hermann auf Weidlig. 


12) Der Appellationsgerichtöpräfident zu Bubiffin, Friedrich 
Theodor von Criegern auf Thunig. 

13) Theodor, Graf und Edler Herr zu Lippe-Biefter- 
feld auf Teichnitz, Stiftöverwefer. 


Dr. jur. Ernſt Guſtav Julius Pfeiffer aus Burckersdorf. 

Advocat Carl Ludwig Otto Weber auf Schmochtitz. 

Der Amtshauptmann zu Löbau, Paul Gotthelf von Gut 
ſchmid auf Großſchweidnitz. 

Friedrich Wilhelm Schmalz aus Gloſſen. 


Advocat Alexander Theodor Schenk aus Sormßig. 


D. Des Leipziger Kreifes. 


14) Der Leutnant v. d. A. Auguft Ferdinand Stodmann 
auf Zöpen. 

15) Der Oberappellationsrath von König auf Noſchko— 
witz. 

16) Dr, Theodor Alexander Platzmann auf Hohnftädt. 

47) Dr. Moris Baumann auf Steinbach. 


Der Advocat Morig Clauß auf Polditz. 
Johann Gottfried Diese auf Pomſen. 
Karl Emil Winkler auf Gepo zig. 


4 Der Advocat Adolf Baumann auf Trebſen. 
[ 


E. Des Voigtlaͤndiſchen Kreifes. 


38) Advocat Heinrich Lubolph Kaften auf Kröftau. 
19) Franz Ludwig Golle auf Mylau, 
20) Wilpelm Otto Seiler auf Nauenfalz. 


Friedrich Wilhelm Adler auf Treuen untern Theils. 
Kammerherr Wolf von Tuͤmpling auf Neinsdorf. 
Franz Guſtav Emil Kreller auf Weifhlig. - , 


I. Fünfundzwanzig Abgeordnete der Städte. 


A. Bon 


21) der Bürgermeifter Dr. Julius Theodor Hertel. 
22) der Advocat und Vorftand der Stadtverorbneten, Dr. 
Bernhard Johann Arneft. 


B. Von 


23) Dr. med. Carl Heyner, Stadtverordneter. 
24) Paul Theodor Cihorius, Stadtrath. 


Dresden. 


Kaufmann Carl Wilhelm Dindorf. 
Karl Friedrich Auguft Walther, Beitungsrebacteur. 





Leipzig. 
Advocat Nofe, Stadtverordneter. 
Bernig, Kaufmann und Stadtrath. 


C. Bon Chemnitz. 


25) Der Stadtrath und Advocat Magnus Ottomar Koelz 
zu Chemniß. 


Der Kaufmann und Fabrifant Guſtav Dörfling zu 
Chemnitz. 


D. Bon den Wahlbezirken. 


26) Vom 1. Bezirke: Der Advocat Carl Auguſt Roͤtz ſchke 
zu Zwenkau. 

27) Vom 2. Bezirke: Der Buͤrgermeiſter Friedrich Rudolph 
Soͤrnitz zu Geithain. 

28) Vom 3. Bezirke: Der Kaufmann Auguft Emmrich 
in Mitweida, 

29) Vom 4. Bezirke: Der Fabrikant Gotthelf Moritz 
Koch zu Laufigk, 
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Der Apotheker Franz Eduard Helbig zu Pegau. 
Der Kaufmann Friedrich Moritz Winkler zu Rochlitz. 
Der Bürgermeifter Edwin Erhenbreder in Leisnig. 


Der Kaufmann Adam von Loſſow zu Wurzen. 


— 
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Abgeordnete: 

30) Vom 5. Bezirke: Der Stadtrath und Advocat Dr. 
Karl Loth zu Meißen. 

31) Vom 6. Bezirke: Der Fabrikbefiger Ernft Preßprich 
jun. in Großenhain. 

32) Vom 7. Bezirke: Der Bürgermeifter und Advocat 
Conrad Eduard Ruͤger in Dippoldiswalde. 

33) Vom 8. Bezirke: Der Stadtrath und Advocat Friebe 
rich Raimund Sache zu Freiberg. 

34) Vom 9. Bezirke: Der Fabrikant Auguft Andreas 
Lehr zu Frankenberg. 

35) Vom 10. Bezirke: Der Fabrikant Polykarp Eduard 
Lechla in DOeberan. 

36) Vom 11. Bezirke: Der -Bürgermeifter Heinrich Theo 
dor Koch zu Buchholz. 

37) Vom 12. Bezirke: Der Vürgermeifter und Advocat 
Friedrich Auguft Weidauer zu Schwarzenberg. 

38) Vom 13. Bezirke: Der Bürgermeifter Otto Hermann 
Krauße in Lößnig. 

39) Vom 14. Bezirke: Der Bürgermeifter Arwed Auguft 
Maximilian Martini in Glauchau. 

40) Vom 15. Bezirke: Der Fabrifant Oskar Kürzel in 
Grimmigfchau. 

41) Vom 16. Bezirke: Der Kaufmann und Stabtverord- 
nete Friedrich Robert Plo ß in Reichenbach. 

42) Vom 17. Bezirke: Der Geheime Regierungsrath, Amtö- 
hauptmann Dr. Alexander Carl Hermann Braun zu 
Plauen. 

43) Vom 18. Bezirke: Der Bürgermeifter Friedrich Wil- 
helm Finde zu Schoͤneck. 

44) Vom 19. Bezirke: Der Stadtrath und Schönfärber 
Chriftian Gottlieb Hoffmann in Kamenz. 

45) Vom 20. Bezirke: Der Bürgermeifter Daniel Ferdi⸗ 
nand Ludwig Haberforn zu Zittau. 


II. Fuͤnfundzwanzig Abgeordnete des 


46) Vom 1. Bezirkes Der Gutsbefiger Guſtav Karl Adam 
Asmus zu Budelhaufen. 

47) Vom 2. Bezirke: Der Gutöbefiger und Ortörichter 
Friedrich Wilhelm Jacob zu Großftolpen. 

48) Vom 3. Bezirke: Der Gutöbefiger Karl Gottlieb 
Edelmann zu Knobelsdorf. 

49) Vom 4. Bezirke: Der Amtölandrichter Johann Gott 
lieb Kleeberg zu Goͤrnitz. 

50) Vom 5. Bezirker 

51) Vom 6. Bezirke: Der Gutsbefiger Friedrich Auguft 
Müller in Neid, 

52) Vom 7. Bezirke: Der Erbrichter Adolph Mori 
Sungnidel in Reinholdshain. 

53) Vom 8. Bezirk: Der Gutsbeſitzer Friedrich Wilhelm 
Mai zu Polenz. 
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! Stellvertreter: 

Der Kaufınann und Rathmann Emil Sommer, Fuͤrſtl. 
Reußifcher Landkammerrath zu Oſchatz. 

Der Advocat Friedrich Wilhelm Zieß ler in Sebnitz. 


Der Bürgermeifter und Advocat Hugo Ernft Hartung 
in Schandau. ni 

Der Kaufmann und Stadtrath Ludwig Bernhard Krü— 
ger zu Freiberg. 

Der Kaufmann Polykarp Gotthold Lechla in Hainichen. 


Der Fabrikant Friedrich Morig Schneider in Marien 
berg. 

Der Lehrer an der Realſchule Dr. Friedrich Schubert zu 
Annaberg. 

Der Kreisamtmann Karl Friedrich, Adolf Wieland zw 
Schwarzenberg. 

Der Kaufmann und Friedensrichter Otto Friedrich Reuß— 
mann in Zwoͤnitz. x 

Der Fabrikbefiger und Stadtrat) Karl Wilhelm Wunder 
Lich zu Meerane. 

Der Kaufmann und Fabritant Louis Oehler in Crims 
mitzſchau. 

Der Kaufmann und Tuchfabrikant, auch Stadtverordneter, 
Franz Peold in Lengenfeld. 

Der emer, Prorector Chriftian Gottlieb Pfretzſchner zu 
Plauen. 


Der Advocat Heinrich Albin Groh zu Delönig. 


Der Advocat Guſtav Ernft Jacob zu Budiſſin. 





Der Advocat Ernft Wilhelm Haupt zu Zittau. 


Bauernftandes von den Wahlbezirken. 
Der Gutöbefiger Karl Auguft Ranfh in Probſtdeuben. 


Der. Gutsbeſitzer Karl Thomas Enghardt zu & 
leuba-Oberhain. u — 


Der ——— Chriſtian Heinrich Heller zu Mohs⸗ 
or. 


Der Gutöbefiger Johann Ernft Dübrig zu Doberſchuͤtz. 
Der Amtslehngutsbeſitzer Friedrich MoritzBrendel in Kaitz. 
Der Gutsbeſitzer und Gemeindevorſtand Auguſt Gotthard 


Petzol dt in Liebenau. 
Der Erblehngerichtöbefiger Johann Gottfried Müller 





zu Schmiedefeld. 
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Abgeordnete: | ü Stellvertreter: 

54) —J Da Der Gutöbefiger Morig Lehmann; Der Gutsbefiger Carl Weigmann in Pulsnik. 
in Babel 

55) Vom 10. Bezirke: Der Rittergutsbeſitzer Fuedrich Der Gutsbeſitzer Karl Ernſt Klopfer in Schaͤnitz. 
Wilhelm Oehm ich en, als Brauſchaͤnkgutsbeſtter | " 
Obertoppſchaͤdel. 

56) Vom 11. Bezirke: Der Freigutsbeſitzer Hermann | Der Gutöbefiger Chriftian Gottlieb Däwerig zu Prauſitz. 
Ren nert zu Strießen. 

57) Vom 12. Bezirke: Der Amtslandrichter und Erbrich- | Der Gemeindevorftand Carl Heinrich Haſelbach zu Mit- 


ter Gottlob Friedrich Göhler zu Hermsdorf. . telſaida. 

58) Vom 13. Bezirke: Der Vorwerlsbeſitzer Carl Lebe-⸗Der Gutsbeſitzet und Friedensrichter Friedrich Otto Ruͤckar dt 
recht Ufer in Zug. in Erlau. 

59) Vom 14. Bezirke: Der Landrichter und Friebensrid: | Der Lehngerichtsbeſitzer Friedrich Anton Günther zu 
ter Ludwig Ernft Meinert zu Siegmar. Dittmannsborf. 

60) Bom 15. Bezirke: Der Lehnrichter und Friedensrich- | Der Lehnrichter Wilhelm Heinrich Vogel in Grünhais 
ter Carl Friedrich Thuͤmer in Gahlenz. nichen. 


61) m 16. Bezirke: Der Erbrichter Carl Friedrich Wil |o« Erbrichter Carl Heinrich Scheidhauer zu Hor⸗ 
elm Heyn zu Großpoͤhla. mersdorf. 

62) Vom 17. Bezirke: Der Gutsbeſitzer Johann Chriſtoph Der Friedensrichter und Gutsbeſitzer Friedrich Auguſt Patz 
Friedrich Stöhr in Droͤda. in Unterhermoͤgruͤn. 

63) Born 18. Bezirke: Der Gutsbeſitzer Heinrich Wilhelm 

Schweitzer zu Ederebach | 

64) Vom 19. Bezirke: ; i 

65) Vom 20. Bezirke: Der Gutsbefiger Johann Gott: Der — CEhriſtian Friedrich Ferdinand Schneider 
feied Diesfch zu Roitzſchau. zu Reißig. 

66) Vom 21. Bezirke: Der Gutsbefiger Chriftian Gott, | Der Gutöbefiger Ernſt Gotthelf Held zu Eckartsberg. 
lieb Niedel zu Kleinſchoͤnau. 

67) Vom 22. Bezirke: Der Gutsbefiger Johann Gotts Deꝛ Gutsbeſitzer Earl Elias Dom ſch zu Großhennersdorf. 
fried Tempel zu Oberoderwiß. N 

68) Vom 23. Bezieler Der Gutsbefiger und Handels- Der Gutsbeſitzer Carl Auguſt Heinze zu Dolgowitz. 
mann Chriſtian Friedrich Wilhelm Söracl zu At | 
eiban, | 

69) Vom 24. Bezirke: Der Gutsbeſitzer Carl Hermann 
Fahnauer zu Boblik. 

70) Vom 25. Bezirke: Der Gutshefiger Friedrich Wit | 
helm Beeg zu Wiefa- | 


Der Freigartengutsbefiger Carl Traugott Leberecht Schierz 
zu Sohland. 
Der Erbrichtergutsbefiger Peter Jacob Zieſch zu Nauslitz. 





IV. Fünf Vertreter des Handels amd Fabrifwefens von den Wahlbezirken. 


71) Vom 1. Bezirke: Der Kaufmann Franz Ludwig Gehe | Der Fabrikbefiger Gottlob Ehregott Benjamin Herrmann 


in Dresden. in Biſchofswerda. 
72) Vom 2. Bezirke: Der Stadtrath und Kaufmann | Der General» Gonful, Banquir Wilhelm Käftner zu 
Carl Ottomar Gruner zu Leipzig. Leipzig. 


73) Vom 3. Bezirke: Der Zabritbefiger Eduard Victor | Der Zabritbefiger Fedor Guſtav Z3ſchille zu Großenhain. 
Falcke zu Hohenftein. z . i 

74) Bom 4. Bejirke: Der Kaufmann und Fabrikant | Der Fabrikant Emil Julius Seyfert zu Chemnitz. 
Jacob Mori Eifenfiud zu Chemnitz. 

75) Vom 5. Bezirke: Robert Georgi, Staatsminifter a. 
D. zu Mylau. 
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10) Superintendent Dr. Lechler. 

11) Gapitular v. Schröter. 

12) Graf Alban v. Schönburg, Erlaucht. 
13) Bürgermeifter Loͤhr. 

14) Bürgermeifter Clauß. 

15) Freiherr v. Welck. 

16) Rittergutsbefiger Nittner. 

17) Bürgermeifter Gottſchald. 

18) Nittergutöbefiger v. Römer. 

19) Kammerhere v. Watzdorf⸗ Störmthal. 


5) Abg. Sungnidel. 


. 
. 
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— Landesbibliothel 


18 


Sitzordnung der Mitglieder der Ständeverſammlung. 


1. Sitzordnung der Mitglieder der erſten Kammer. 


Praͤſident v. Schönfeld. 

Vicepraͤſident Freiherr v. Frieſen. 

Secretaͤr v. Egidy (rechts vom Praͤſidenten). 

Secretaͤr Wimmer (int vom Praͤſidenten). 
1)- Vicepräfident Freiherr v. Friefen. 20) Rittergutsbefiger Kraft. 
2) Domherr v. Watzdorf. 21) Bürgermeifter ‚Hennig. R 
3) Graf zu Solms-Mildenfels, Erlaucht. 22) Kammerherr Freiherr v. Beſchwitz. 
4) Abdvotat v. Koͤnneritz. 23) Kammerherr v. Zehmen. 
5) Hoftath Dr. Haͤnel. 24) Graf zu Stolberg-Stolberg. 
6) Graf Wilding v. Königsbrüd. 25) Kammerherr v. Luͤttichau. 
7) Graf v. Einfievel-Neibersborf: 26) Kloftervoigt v. Pofern. 
8) Oberhofprediger Dr. Liebner. 27) Nittergutöbefiger v. Böhlau. 
9) Biſchof Forwerk. 28) Kammerherr v. Metzſch. 
29) Buͤrgermeiſter Miller, 
30) Freiherr v. Schönberg: Bibran. 
31) Graf v. Einſiedel-Wolkenburg. 
32) Amtshauptmann Freiherr v. Biedermann, 
33) Kammerherr Freiherr v. Rochow. 
34) Bürgermeifler Dr. Koch. 
35) Oberbürgermeifter Pfotenhauer. 
36) Kammerhere v. Erdimannsdorff. 
37) $inanzrath v. Noſtitz ⸗Wallwitz. 
38) Landesbeftallter Hempel. 


1. Sitzordnung der Mitglieder der zweiten Kammer. 


1) Präfident Haberkorn. 

2) Vicepräfident Oehmichen. 

3) Sectetaͤr Kaften (rechts vom Präfibenten). 
4) Secretär Finde (lints vom Präfidenten). 


15) fen gehalten für den Abgeordneten des 19. 

Kürzel. bäuerlichen Wahlbezirk.) 
Krauſe. 16) Abg. v. Noſtitz⸗Wallwitz. 
Georgi. 17) =» Un 
Günther. 18)° = Hoffmann. 
Ruͤger. 19) = Graf zur Lippe. 
Seiler. =» » v. Schönberg. 
Martini. 21) =» ‚Sabrikant Koch. 
Offen gehalten für den Abgeordneten des 5. bäuer-| 22) -  Cifenftud. 

lichen Wahibezirks.) 23) = Lehmann. 
Stöhr. k 24) = v. Eriegern. 


Staats- und Universitätsbibli 
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25) Abg · Schweitzer. r 51) Abg. v. d. Beec. 
26) » Meinert, 3) + Böhler. 

27) = Koch. . 53) » Görmik. 

23) » Cidorius. 54) =» Xhlmer. 

29) =» Falle 55) ⸗ WWeidauer. 
30) ⸗ v. Schönfels. 56) = v. Wöhrmann. ' 
31) = Sacob. ET) = Lehe. 

32) » Sadıfe. ’ 58) = Rösfchte. 

33) ⸗Kleeberg. 59) =  Preßprich. 
34) = Dr. Hectel. 60) = May. 

35) > Müller. 61) = Dr. Heyner. 
36) = Haym. 62) = Dr. Braun. 
37) ⸗ Baumann. 63) = Berg. 

38) ⸗Dietzſch. 64) = Rennert, 

39) » Aömus. 65) = Golle 

40) = Reiches Eifenftud, 66) = ©. Oppel. 

41) ⸗ Fahnauer, 67) » Emmerich. 

42) = Gehe, 68) = dv. Noftis-Paulsborf. 
43) » Ploß. 69) = Dr. Plakmann. 
44) = Dr. &oth, 70) » Gruner. 

45) » v. Welck. 71) » Stodmann. 
46) = Dr. Arneſt. 72) = Edelmann. 

47) » 3orael. 73) =» Bürgermeifter Koch. 
48) » Vempel. 74) = Behr. 

49) =» Hermann. 75) = Riedel, 

50) = v. König. — 


Redacteur H. Meinhold, Seeretaͤr im Koͤnigl. Miniſterlum des Innern. — Druck von B. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 9. November 1860. 
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#1. 


Dresden, am 8. Auguft 


1861. 





Allgemeine, die Ständeverfammlung betreffende Nachrichten. 


Schluß des Landtags, 


Unterm 1. Auguft a. e. ging bei der biß jegt in Wirk- 
famteit gewefenen Ständeverfammlung des Königreichs 
Sachfen folgendes allerhöchfte Decret ein: 


Decret an die Stände, 
den Schluß des Landtags betreffend. 

Se. Königliche Majeftät haben infolge der von 
den Präfitenten beider Kammern der Ständeverfammlung 
unterm 31. vor. Mtd. bewirkten Mittheilung über den 
Stand der Arbeiten den mittelft Decretö vom 24. vorigen 
Monats auf den 2, diefes Monats beſtimmt gewefenen 
Schluß der Sitzungen der Ständeverfammlung auf 

den 6. diefes Monats 
und die feierliche Verabſchiedung des gegenwärtigen Lands 
tags auf 

den 7. dieſes Monats 
feftgefegt, fowie wegen des von Allerhöchftdemfelben 
am 2. biefes Monats beabfihtigten, nicht auffchiebbaren 
Antritts einer Reife ins Ausland Se. Königliche Hoheit 
den Kronprinzen ald Allerhöchftihren Stellvertreter 
mit der feierlichen Entlaffung der aetreuen Stände beaufs 
tragt, und verbleiben bei deſſen Eröffnung benfelben in 
Huld und Gnaben jederzeit wohl beigethan. 

Dresden, am 1. Auguſt 1861. 


Johann. 
.s) 


Demzufolge verſammelten ſich, nachdem Vormittags 
um 9 Uhr ein Gottesdienſt in ber evangeliſchen Hofkirche 
voranögegangen war, bei welchem Dberhofprediger Dr. Lieb 
ner die Predigt über Joh. 18, 36 hielt, die Directorien 
und Mitgliever der Ständefammern, das diplomatifche 
Corps und die Herren der dritten, vierten und fünften 
Hoftangordnung im Königlichen Schloſſe und wurden 11% 
Uhr durch die Paradefäle der zweiten Etage in den zu diefer 
Schlußfeierlichkeit in Bereitſchaft geſetzten Eckparadeſaal ein» 
geführt. 

Punkt 12 Uhr verfündigte der Parademarſch der Garde» 
zeiterparade das Erfcheinen Sr. Königl. Hoheit des 


Friedrich Ferdinand Freiherr v. Beuſt. 








Kronpringen, welder in Begleitung Sr. Königl. H0+ 
beit des Prinzen Georg, umgeben von dem großen 
Dienfte, unter Vortritt der Staatöminifter und des Minifters 
des Königlichen Haufes, fowie fämmtlicher Herren der erſten 
und zweiten Claffe der Hofrangorbnung und der nicht im 
Dienfte befindlichen Königlichen Kammerherren und Flügel: 
adjutanten in den Saal eintrat, bafelbft mit einem von 
dem Präfiventen der Erften Kammer, Major v. Schönfeld, 
ausgebrachten Hoch auf Se. Majeftät den König und 
Se. Königl. Hoheit den Kronprinzen empfangen 
wurde, fobann zur rechten Seite des Thrones fich aufftellte, 
während Se. Königl. Hoheit der Prinz Georg zur 
Linken des Ieteren Plak nahm. Se. Königl. Hoheit 
der Kronprinz geruhten fodann in allerhöchfter Stell 
vertretung an bie verfammelten Stände nachſtehende An⸗ 
ſprache zu richten: 
Meine Herren Stände! 

Seine Majeftät der König ſieht Sich zu Seinem 
großen Leidweſen verhindert, den feierlichen Schluß des 
Landtags in eigener Perfon vorzunehmen, Er hat mich 
allergnädigft mit Ausführung diefes wichtigen Aktes beaufe 
tragt. Diefer Auftrag erfüllt mich mit um fo größerer 
Freude, als er mir Gelegenheit giebt, mit ben getreuen Staͤn⸗ 
den namentlich am Schluffe eines Landtags in nähere Ber 
rührung zu treten, der für bie volfswirthfchaftlichen Inter⸗ 
efjen, die Gefeggebung und das Verfaffungsleben Sachſens 
von fo großer Bedeutung iſt. 

Ich erlaube mir nun, Ihnen den Wortlaut der Thron⸗ 
rede mitzutbeilen, mit der Seine Majeftät den Landtag 
zu fchließen gedachten. 


Se. Königliche Hoheit verlafen hierauf die Thron⸗ 
rede, welche lautet, wie folgt: 


Meine Herren Stände! 

Am Schluffe Ihrer diesjährigen ſtaͤndiſchen Wirkfams 
keit kann Ich nur mit wahrer Befriedigung auf die erlangten 
Refultate zuruͤckblicken. 

Eine große Anzahl wichtiger Gegenftände iſt zur Verab⸗ 
ſchiedung gelangt, mehrere langgefühlte Bebirfniffe find’bes 

4 
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friedigt und vieljährige Bemühungen einem glüdtichen Ziele 
zugeführt worden. Beſonders erfreulich ift es Mir zur 
nädjft gewefen, daß bei Berathung der Gewerbeordnung 
das Prinzip der Gewerbefreiheit mit fo großer Einhelligkeit 
angenommen und confequent durchgeführt worben if. Es 
gewährt dies die Hoffnung, daß die Geſetzgebung für jenen 
einflußreichen Vorſchritt den richtigen Augenbli getroffen 
hat und daß dad Gefeß, ungeachtet der vielen dabei ſich 
kreuzenden Intereſſen, doch in den betheiligten Kreifen auch 
mit der Ueberzeugung von deſſen Nüglichkeit aufgenommen 
werben wird. Möge ed zu fernerem Gedeihen und reichen 
Aufblühen unferes, für das Vaterland fo wichtigen Ger 
werbewefens. dienen. Habe Ich Mid; dagegen bewogen 
gefunden, den Entwurf einer Kirchenordnung für die evan⸗ 
gelifchs Lutherifche Kirche Sachſens noch vor Beendigung 
der Berathung in beiden Kammern zurädzuziehen, fo 
geſchah dies in der Ueberzeugung, daß bei der großen Ber» 
ſchiedenheit der obwaltenden Meinungen ein. gebeihliches 
Refultat hierbei nicht zu erwarten fehe und eben der rechte 
Moment der Reife für diefe tiefeingreifende Angelegenheit 
noch nicht gefommen fei, wogegen die Zukunft eine größere 
Abklärung der Anfichten hoffen läßt. 


As eins der fhönften Ergebniffe Ihrer Berathungen 
betrachte Sch ferner die Verabſchiedung des neuen Wahls 
geſetzes und des Geſetzes, einige Abänderungen der Vers 
faffungsurfunde betreffend, bei welchen, ohne den bewährten 
Grundlagen unferer Verfaſſung zu nahe zu treten, dem 
wahrhaft praftifchen Bebürfniffe Nechnung getragen worden 
if. Sie ift ein Beugniß der Reife und Befonnenheit, mit 
welcher auch ſchwierige und politifhe Fragen von ber 
Saͤchſiſchen Ständeverfammlung behandelt werben. 


Nicht minder anerkennungswerth ift auch die Ente 
fehloffenbeit, mit der Sie, um das Zuſtandekommen zweier 
großen Werke nicht zu ftören, unter Zuruͤckſtellung indivi- 
dueller Wuͤnſche und Anfichten, Ihre ſtaͤndiſche Zuftim: 
mung zu dem Entwurfe eines bürgerlichen Geſetbbuches und 
zu dem allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuche gegeben 
haben. Durch das erftere wird nicht nur ein feit der Be— 
gründung unferer Verfaſſung vielfach und zuerft von einem 
würdigen in Aller Andenken gebliebenen Mitgliede der 
Ständeverfammlung in Anregung gekommener Wunſch in 
Erfülung gebracht und die darauf. verwendete lange und 
ſchwierige Arbeit mit Erfolg gekroͤnt, fondern auch die Hoffe 
nung begründet, Einheit des bürgerlichen Rechts in einem 
namhaften Theile Deutſchlands herzuftellen. Dur das 
letztete wird diefe Rechtseinheit auf einem Gebiete, das 
berfelben am meiften bedarf, Hoffentlich in- allen Bundes 
ftaaten ober doch in der überwiegenden Mehrzahl berfelben 
hergeftellt werden, Das Zuftandefommen dieſes wichtigen 
Berkes auf bunbesverfaffungsmäßigem Wege begründet 
aber zugleich die Erwartung, daß das Band, welches ganz 











Deutfchland umfaßt, auch ferner für die Wohlfahrt des 
Gefammtvaterlands fih wirkfam erweifen werde. 


Durch das Geſetz, die Gerichtsbehoͤrden bei der Könige 
lich⸗Saͤchſiſchen Armee betreffend, und die Militärgerichts 
ordnung wird das Syſtem unfered Strafverfahrens verboll- 
ſtaͤndigt. Durch das Gefes, die Erläuterung einiger Ars 
tikel des Strafgeſetzbuchs und der Strafproceßordnung 
betreffend, werben die wefentlichften Uebelftände, welche in 
der Praxis bei Handhabung diefer Geſetze fich ergeben 
haben, befeitigt. . Durch das Gefeg zu gütlicher und koſten⸗ 
freier Vermittelung ſtreitiger Civilanfprüche und das Geſetz 
zu Abkürzung und Vereinfachung des bürgerlichen Proceß⸗ 
verfahrens wird dem Lande, unerwartet des Erlaſſes der 
in der Bearbeitung begriffenen Givilprocefordnung, die 
Wohlthat erleichterter und befchleunigter Nechtspülfe zu 
Theil, fowie durch Ihre Zuſtimmung zu den von der Re⸗ 
gierung dem Haufe Schönburg offerirten Bedingungen 
hoffentlich die legte Anomalie auf dem Gebiete des Strafs 
verfahrens verſchwinden wird. 


Oft gefühlte Bedürfniſſe werden auch durch das auf 
dem Grundſatze der Claſſification beruhende neue Brand⸗ 
caſſengeſetz und die Aufhebung der Cavillereigerechtſame 
ihre Befriedigung finden. 

Tür die Längft als nöthig erfannte Mebicinalreform iſt 
durch die Mändifchen Beſchluͤſſe eine fefte Grundlage ges 
wonnen, auf welcher, in Verbindung mit ber dadurch bes 
dingten Aufhebung der mediciniſch-chirurgiſchen Academie, 
weiter gebaut werden foll, 


Durch die Errichtung einer Landesculturrentenbant 
endlich wird dem Gefege vom 15. Auguſt 1855 feine volle 
Wirkſambeit gefichert. 

Den günftigen Stand unferer Finanzen benukend 
haben Sie Meiner Regierung reichliche Geldbewilligungen 
gemacht, theild zu Verbeſſerungen im Einzelnen, theils für 
Kirche, Schule und Univerfität zu Durchführung wichtiger 
Mafregeln; zu umfafjenden Verbefferungen im Eifenbahns 
wefen, zu Erhaltung der Elbfchifffahrt und für militärifche 
Bwede. Empfangen Sie dafür Meinen Dank, 


Wenn Sie endlich noch’ in den letzten Tagen Ihrer 
Wirkſamkeit der Regierung den nöthigen Credit eröffnet 
und die erforderlichen Ermächtigungen zu Herftellung zweier 
neuer Eifenbahnen unter angemeffenen Bedingungen extheilt 
haben, fo wird diefe Entſchließung, wie Ich zuverfichtlich 
hoffe, in der Zukunft von dem günftigften Erfolge fir 
Handel und Gewerbe’ begleitet fein. 

& hat denn biefer Landtag den Beweis geliefert, daß 
ſelbſt in einer Zeit mannichfacher politifcher Aufregung und 
bei zahlreichen Meinungäverfchiebenheiten durch ruhigen und 
aufrichtigen Austauſch dev. Anfihten und treues Fefthalten 
an dem Allen: gemeinfamen Streben für das Beſte bes 
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Vaterlandes die fehwierigfien Aufgaben gelöft und bie gluͤck- 4. Januar dieſes Jahres entſprechende öffentliche Bekannte 


lüchſten Refultate erzielt werden können. 

Möge Gott, von dem alles Gebeihen fommt, unfere 
gemeinſchaftlichen Bemühungen fegnen zum Wohl des 
theuern Sachſenlandes! 


Hierauf wurde durch den Referenten im Königl. Ge 
fammtminifterium, Regierungsrat Roßberg, folgender 
Landtagsabfchied vorgetragen: 


Landtagsabſchied 
für die Ständeverfammlung der Jahre 1860 und 1861. 


Wir, Johann, von GOTTES Gnaden König 
von Sachen 2. ıc. x. urkunden und fügen hiermit zu 
wiffen: 

Bei dem Schluffe des von Uns nach Maßgabe 
$. 115 der Verfaffungsurkunde zufammenberufenen zehn, 
ten orbentlihen Landtags eröffnen Wir, der Zuſicherung 
in $. 119 der Verfaſſungsurkunde entfprechend, den ger 
treuen Ständen Unfere Entfchliegungen und Erklärungen 
in Bezug auf die feit dem 6. November vorigen Jahres 
fattgefundenen ſtaͤndiſchen Berathungen durch gegenwaͤrti⸗ 
gen Landtagsabfchied in Folgendem: 

Was 


1. die Borlagen an die Stände 
anlangt, fo find biefelben zum Theil 
A, als erledigt zu erachten, 


und zwar 
a) dur den ben ftändifhen Anträgen 
gemäß erfolgten Erlaß der betreffenden 
Gefehe und Verordnungen. 


Namentlich ift dieß gefchehen wegen 

1) des Arbeitserwerbs der in ben Strafe und Cor« 
rectionsanſtalten, fowie in den Gerichtögefängniffen betis 
nirten Perfonen dur) das unter Berückſichtigung der in 
der ſtaͤndiſchen Schrift vom 15. März diefes Jahres ent- 
haltenen Anträge erlafene Gefeg vom 12. April biefes 
Jahres; 

2) der Abänderung einer Beſtimmung des Geſetzes 
vom 5. Mai 1851, eine Ergänzung und theilweife Abän- 
derung ber $$. 89, 96, 98, 102, 103, 104 und 105 der 
Verfaffungsurkunde vom 4. September 1831 betreffend, 
durch das Geſetz vom 27. November 18605 

3) proviforifcher Forterhebung der Steuern und Abs 
gaben im Jahre 1861, durch dad Geſetz vom 11. Des 
cember 18605 

4) Wahl des Landtagsausfchuffes zu Verwaltung des 
Staatsſchuldenweſens durch die der fländifchen Schrift vom 





machung vom 31. Januar diefes Jahres; 

5) Aufhebung der Durchgangsabgaben, ingleichen 
wegen Abänderung einer Beſtimmung des Zollſtrafgeſetzes 
vom 3. April 1838 durch die Geſetze, beziehendlich vom 20. 
und 21. Februar diefes Jahres; 

6) Vermehrung des Reſervequantums ber neuen Caſſen⸗ 
billetö für: den Zweck des Umitauſches defect geworbener 
Billets durch dad Geſetz vom 25. März dieſes Jahres; 
auch werben Wir bezüglich der Verluſtentſchaͤdigungsgeſuche 
für prächudirte Cafjenbilets vom Jahre 1840 bilige Rüd- 
ſichtnahme im Sinne der bießfäligen fändifchen Ermaͤch— 
tigung eintreten laſſen; 

7) Vergütung der Steuer für ausgeführten Rüben» 
zuder und ber Beſteuerung des Zuckers aus getrodneten 
Nüben, durch das unterm 4. Juli biefes Jahres erlaffene 
Geſetz über einige Abänderungen und Ergänzungen bes bie 
Beſteuerung des im Inlande erzeugten Ruͤbenzuckers betreffen⸗ 
den Gefeßes vom 3. Auguft 1846 und werden Wir dem 
ſtaͤndiſchen Antrage entfprechend bei ſich darbietender Ges 
legenheit auf eine etwas weitere Herabfegung der Eingangds 
zölle für Zucker und fomit auf einige fernere Ermäßigung 
des Schußzolles für die inlaͤndiſche Zuderproduction hin 
zuwirken fuchen; 

8) Firation der Brandverficherungsbeiträge für bie 
laufende Finanzperiode durch Verordnung vom 23. März 
dieſes Jahres; — 

9) der Verbindlichkeit zu Anwendung geſtempelter Als 
coholometer durch dad unter Berüuͤckſichtignng der in der 
ſtaͤndiſchen Schrift vom 22. Juni dieſes Jahres auögefpros 
chenen Wünfche unterm 8. vorigen Monats nebft den 
nöthigen Ausführungsbeftimmungen erlaffene Geſetz; 

10) Bufammenlegung von Grundftüden durch dad mit 
den in ber Beilage zur fländifchen Schrift vom 2. vorigen 
Monats zufammengeftellten Abänderungen zur Publication 
gelangende Gefeg vom 23. Juli diefes Jahres und werden 
der am Schluffe der ſtaͤndiſchen Schrift vom 2. vorigen 
Monats ausgefprocdenen Erwartung gemäß die nöthigen 
Inſtructionen unverweilt erfolgen; 

11) eines Nachtrags zu dem Geſetze vom 1. Juli 1840, 
die Errichtung einer Penfionscaffe für die Wittwen und 
Waiſen der Lehrer an evangelifhen Schulen betreffend, 
durch das Geſetz vom 7. März diefes Jahres; 


b) dur) Entgegennahme ber ſtaͤndiſchen 
Erklärungen 
in Betreff 

4) der fändifcher Seits gewählten Richter zum Staatd- 
gerichtshofe und deren GStellvertreter,. rücfichtlih welcher 
Wir den darunter befindlichen Staatödienern, foweit dieß 
noch nicht gefchehen, die Genehmigung zur Annahme der 
Wahl ertheilen; e 

2) der auf den Domänenfond umd die Veräußerun. 

4* 
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gen rücfichtlic des Staatsgutes bezüglichen Nachweiſungen 
durch die Schrift vom 30. April diefed Jahres; 

3) des den gefreuen Ständen vorgelegt geweſenen Rechen: 
ſchaftsberichts pro 1855/57 durch die in der Schrift vom 
26. vorigen Monats ausgefprochene beifällige Erklärung, indem 
Mir im Vebrigen damit einverftanden find, daß künftig bei 
Vorlegung des Rechenſchaftsberichts zu ſolchen Ausgabepo- 
fitlonen, welche entweder als Dispofitionsquanta bezeichnet 
find, oder dod den Character von Berechnungspoſten tra⸗ 
gen, außer ben bereitö gegebenen fpeciellen Nachweifen, 
namentlich noch zu ben Pofitionen 4,18, 22h, 224 I, 24a, 
26b, 36, 37, 50a, 50b, 55, 56, 57, 60, 66a, 665, 660, 
664, 71, 74, 84, 89 und 90 den Kammern fpecielle Nach- 
weife, foweit dieß ohne zu große Weitläufigkeiten geſchehen 
Tann, mitgetheilt werden. 

4) der auf Grund von $, 88 der Berfaffungsurkunde 
unterm 16. Januar 1860 erlaffenen, die Ninderpeft be 
treffenden Verordnung dur) die in der Schrift vom 29. 
vorigen Monats von den getreuen Ständen ausgefprochene 
Buftimmung, und e wird, wenn es auch nicht möglich, 
‚gewefen ift, die Verhandlungen über die Gefegentwürfe 
wegen ber gegen bie Ninderpeft zu ergreifenden polizeilichen 
Mafregeln und wegen der zu gewährenden Entfehädigung 
für dad an Rinderpeſt und Lungenſeuche gefalene oder 
veterinärpoligeifich getödtete Vieh zum Abfchluffe zu bringen, 
die nurbemerfte Verordnung hoffentlich ausreichen, um das 
Nothwendige vorzukchren, indem die Vorlegung eines ans 
derweiten Gefehentwurfs Über biefen Gegenftand, unter 
Berüuͤckſichtigung der Ergebniffe ver bisherigen ſtaͤndiſchen 
Berathungen bei dem nächften ordentlichen Landtage vor- 
behalten bleibt; 

5) des wegen Milderung des Nothftandes in den 
Sahren 1854 und 1855 den gefreuen Ständen zugegan« 
genen Decrets durch die von denfelben in der ftändifchen 
Schrift vom 31, vorigen Monats hierauf abgegebene Er« 
klaͤrung. 

Ruͤckſichtlich derjenigen Vorlagen dagegen, in Bezug 
auf welche 


B, es Unſerer Entſchließung annoch bedarf, 


geben Wir dieſe in Nachſtehendem: 

1) Das-Staatsbudget der Jahre 1861, 1862 und 
1863 kommt durch befonderes Decret zur Erledigung. 
r 2) Das Geſetz wegen Eünftiger Ausprägung von Fünf: 
pfennigftüden in Kupfer wird nach der befage der Schrift 
vom 17. vorigen Monats erfolgten Zuflimmung der ger 
treuen Stände zur Publication gelangen, fobald die noch 
ſchwebenden dießfäligen Vernehmungen mit den Regie 
rungen der betheiligten Münzvereinsftaaten ihrem Ziele 
entgegengeführt worben fein werden. 

3) Die zu befchleunigter Regulirung des Elbſtromes 
bewilligten Geidmittel werden Wir dem den getreuen Stän: 





den vorgelegten Correctionsplane entſprechend und unter 
Berüͤckſichtigung der in ver ſtaͤndiſchen Schrift vom 17. April 
viefes Jahres enthaltenen, in den beftehenden Vorſchriften 
ohnehin begründeten Anträge verwenden, auch dem ferner 
weit dafelbft geftellten Antrage zufolge eine angemeffene 
Erhöhung der Variffäge für die Benugung der Winter 
bäfen in Erwägung ziehen laffen; nicht minder werden 
Wir, wie biöher, der Frage wegen entfprechender Regulis 
tung und Herabfegung der ElbzöUe fortwährend Unfere 
ungetheilte Aufmerkfamkeit zuwenden, haben auch bei Ge— 
legenheit der Aufhebung der Durchgangszölle in neueſter 
Zeit noch Veranlaſſung genommen, in biefer Richtung ger 
eignete Schritte zu thun. 

4) Das Gewerbegefeh, fowie dad dazu gehörige Ente 
ſchaͤdigungsgeſetz und das Gefeg über Einführung von Ger 
werbegerichten werben in der Faffung, welche der fändifchen 
Schrift vom 16. April diefes Jahres beigegeben iſt, beyie- 
hendlich mit der durch das Decret vom 4. April diefes 
Jahres beantragten und durd die ftändifche Schrift vom 
30. vorigen Monats gebilligten, die Gavillerei- Bannrechre 
betreffenden nachträglichen Abänderung, zur Publication 
gelangen und follen die in der ftändifchen Schrift unter 
IV bis VI und IX nicdergelegten fländifchen Wünfche bei 
der Ausführung Berückſichtigung erfahren, wogegen vücs 
fihtlich der Anträge unter I bie UL, deren Verwirklichung 
von Unferer Entſchließung allein nicht abhängt, auf die 
bei ben ſtaͤndiſchen Berathungen durch Unfere Regierung 
abgegebenen Erklärungen Bezug zu nehmen ift. 

Von der unter IX der angezogenen ſtaͤndiſchen Schrift 
auögefprohenen Ermächtigung, den Zeitpunkt des Inkraft · 
tretens dieſet Geſetze auch auf einen früheren Tag, als 
den 1. Januar 1862 zu beſtimmen, wird, da bie ald Bes 
dingung für die Publication des Gewerbegefehes voraus⸗ 
gefebte Vereinbarung Über die Abänderungen des Heimathds 
geſetzes, von welcher theilweiſe auch die Faffung der mit 
dem Gewerbegeſetze nothwendiger Weife zugleich zu publis 
Girenden Ausführungsverorbnung abhängig if, erft in ven 
legten Tagen des Landtags erledigt werden Eonnte, nicht 
mehr Gebrauch gemacht werden koͤnnen. 

Zu befonderer Befriedigung gereicht Uns aber, daß 
auch die Stände der Oberlaufig zu den in dem Gewerbes 
gefege enthaltenen Abänderungen der vertragsmäßig garan⸗ 
titten Provinzial. Gewerbeverfaffung ihre Buftimmung der- 
geftalt ertheilt haben, daß dieſes wichtige Geſetz gleichzeitig 
Ga für das Markgrafthum Oberlaufig in Kraft treten 
ann. 

5) Das Geſetz, die Errichtung einer Landesculturs 
rentenbank betreffend, fol mit den. von den getreuen Stän« 
den befchloffenen, in der Beilage zur ſtaͤndiſchen Schrift 
vom 1. dieſes Monats niedergelegten Abänderungen zur 
Yublication gelangen, s 

6) Das Geſetz über das Verfahren in Baufachen ſoll 
nah Maßgabe der im der ſtaͤndifchen Schrift vom 31, 
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vorigen Monats vorgeichlagenen Abänderungen "und Zu: 
fäge erlaffen, auch den fonft dabei geſchehenen Anträgen 
allenthalben bei Ausführung des Gefeges foweit thunlich 
Nehnung getragen werden. 

7) Das Gefe, die Landesimmobiliarbrandverficherungs- 
anftalt betreffend, iſt unter einigen, mit Unferer Regierung 
vereinbarten Modificationen, zu denen Wir hiermit Unfere 
Buftimmung ertheilen, fowie unter dem Vorbehalte der 
Nevifion durch die naͤchſte ordentliche Ständeverfammlung 
en bloo angenommen worden und wird in der nach Maß— 
gabe der Schrift vom 2. diefed Monats mit den getreuen 
Ständen vereinbarten Faffung zur Publication gelangen. 
Obſchon bie Zeit bis zur Eröffnung des naͤchſten, fchon im 
Jahre . 1863 beginnenden ordentlichen Landtags fo kurz 
ift, daß bis zum Bufammentritte der Ständeverfammlung 
kaum erft die Ausführung des Geſetzes zu Stande gekom- 
men fein dürfte, fo wird die Negierung gleichwohl, jenes 
Vorbehalts eingedenk, der Erwägung der nächften Stände 
verfammlung anheimzuftellen unvergeffen fein, ob diefelbe 
in der Lage zu fein glaubt, um, geftüßt auf immittelft ger 
machte Erfahrung, zu einer Revifion des zu diefem Behufe 
wieder vorzulegenden Gefeges mit ſicherem Erfolge ver⸗ 
ſchreiten zu können. 

Die im Zufammenhange mit vorftehendem Gelege zur 
Erwägung umd beziehendlich zur Berüuͤckſichtigung ab- 
gegebenen, auf das „Mobiliarverficherungswefen ſich bes 
ziehenden verfchiedenen Petitionen werden von Unferer Re— 
gierung in forgfältige Erwägung gezogen und infoweit, als 
der Antrag dahin geht, daß den Privatanftalten gegenüber 
Beftimmungen getroffen werden, burch welche der Willkür 
bei Vergütung von Brandſchaͤden, Annahme von Vers 
fierungen und Stellung der Prämienfäge vorgebeugt 
werde, thunliche Berückſichtigung finden. 

8) Das Geſetz, einige Abänderungen der Verfaffungss 
urkunde vom 4. September 1831 betreffend, ingleichen das 
Geſetz, die Wahlen der Abgeorbneten beider Kammern der 
Ständeverfammlung betreffend, wird mit den befage der 
ſtaͤndiſchen Schrift vom 2. diefes Monats beantragten Ab: 
änderungen zur Publication gelangen. 

9) Von der durch bie ftändifche Schrift vom 27. vori« 
gen Monats ertheilten Ermächtigung, das Erpropriationd- 
geſetz für eine von Prieftewig nach Großenhain zu erbauende 
Zweigbahn zu publiciren, fol, fobald die dort angegebenen 
Vorausſetzungen ſich verwirklichen, Gebrauch gemacht 
werben. 

10) Das Gefek, die Militärgerichtöverfafjung betreffend, 
wird ebenfo, wie die Militärfirafprocegordnung für das Koͤ⸗ 
nigreich Sachſen nebft dazu gehöriger Publicationsverorb- 
mung mit den befage ber ftändifhen Schrift vom 2. vorigen 
Monats beantragten Abänderungen und Einſchaltungen, 
fowie mit den genehmigten, mittelft Decrets vom 7. vorigen 
Monats vorgelegten zufäglihen Beftimmungen publicirt 
und ſoll der diesfalls ertheilten Ermächtigung zufolge eine 
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das militärftrafgerichtliche Verfahren und die Sachwalter⸗ 
gebühren bei demſelben betreffende Tarordnung erlaffen 
werden. 

Ebenſo wird das Geſetz, die Erläuterung einiger Pas 
ragraphen des Militärftrafgefegbuchs vom 11. Auguft 1855, 
nachdem daſſelbe befage der ſtaͤndiſchen Schrift vom 31. 
vorigen Monats Genehmigung gefunden, alsbald zur Publie 
cation gelangen, 

11) Es wird das Gefeg wegen Einhebung der Opfer⸗ 
pfennige, der Hufen-, Gaͤrtner⸗, Häusler» und Hausge- 
noſſengroſchen, fowie anderer Heiner an Geiftliche, Lehrer 
und Kirchendiener zu entrichtender Geldgefälle mit den in 
der ſtaͤndiſchen Schrift vom 27. vorigen Monats beantrag- 
ten Abänderungen erlaffen, auch in der Ausfuͤhrungs⸗Ver⸗ 
ordnung zu dieſem Geſetze die am Schluſſe gedachter Schrift 
erwaͤhnte Beſtimmung mit aufgenommen werden. 

In Anſehung derjenigen Vorlagen endlich, 


rückſichtlich welcher ſtaͤndiſche Schriften 
zur Beit nicht an Uns gelangt find, 


und zwar in Betreff 

12) des Entwurfs eines bürgerlichen Geſetzbuchs und 
der Publicationdverorbnung zu demfelben, 

13) des Gefegentwurfs zur Erläuterung einiger Ar⸗ 
titel des Strafgeſetbuchs, des Geſetzes über die Zorftr, 
Feld, Garten», Wild⸗ ıc, Diebftähle und der Strafprogeßs 
ordnung, 

14) des Geſetzentwurfs wegen gütlicher und koſtenfreier 
Vermittelung fireitiger, noch nicht gerichtlich anhängiger 
Civitanfprüche durch die Gerichtäämter, 

15) des Entwurfs eines allgemeinen deutſchen Handelds 
geſetzbuchs und eines Einführungsgefeges zu demfelben, 

16) ber Verhandlungen mit dem Gefammthaufe Schönz 
burg wegen der in den Neceßherrfchaften noch nicht zur 
Ausführung gelangten Gefege, 

17) der ferneren Finanzmaßregeln zu Verftärfung der 
baaren Gaffenbeftände, 

18) einer weiteren Eifenbahnverbinbung für das obere 
Erzgebirge, 

19) einer Verbindung der weftlichen Staatseifenbahnen 
mit den bayerifchen Oftbahnen, 

20) der Zoll⸗, Steuer:, Handeld- und Schifffahrt 
verhäftniffe, 

21) der Unterftügungömaßregeln infolge der Waſſer⸗ 
calamität in den Jahren 1858 und 1860, 

22) der hirurgifchmebicinifchen Academie und 

233) des Geſetzentwurfes wegen eines Zuſatzes zum 
‚Heimathögefeße, 

werben Wir Unfere Entfchliegungen auf die bis zum 
Schluß des Landtags noch eingehenden ſtaͤndiſchen Schrif: 
ten, vorbehältlich einer Mittheilung an die nächfte Stände 
verfommlung, mittelft einer Bekanntmachung im Gefege 
und Berordnungsblatte bemnächft Eundgeben. 





http igital.slub-dresden.de/ppr 





Sächsische Landesbibliothek. 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


26 


Was ferner die von ben gefreuen Ständen an Uns 
gebrachten 


1, Beſchwerden und Petitionen 


anlangt, fo wird 

1) der als Beſchwerde bezeichneten, ihrem Inhalte 
nad) aber ald Petition aufzufaffenden Eingabe der Stabt- 
gemeinde zu Sebnit, den dem Adbocat Ziesler zu gewaͤh⸗ 
enden Gehalt betreffend, die Berückſichtigung, zu welcher 
ſolche von den gefreuen Ständen empfohlen worden, zu 
Theil werben. 

2) Anlangend die Petition der Rechtscandidaten G. 
D. Rainer Schulz und Genoffen um außerordentliche Ad⸗ 
miffion und erleichterte Zulaffung zur Advocatur, fo wird 
Unfere Regierung zwar den Vorſchriften! der Advocatenord⸗ 
nung vom 3. Juni 1859 $$. 4 und 5 auch fernerhin pflicht⸗ 
mäßig nachzugehen haben, im Uebrigen aber dem darauf 
bezüglichen, diefe Nothwendigkeit felbft anerfennenden und 
nur mit diefer Vorausſetzung geftellten ſtaͤndiſchen Antrage 
thunlichft entfprechen. 

3) Der mit der ſtaͤndiſchen Schrift vom 14. Juni 
diefes Jahres zur Verudfihtigung empfohlenen Petition 
des Vereins deutfcher Spiritusfabrifantentwollen Wir thun⸗ 
lüchſt entfprechen und fuͤr den Ball, daß zu einer gemein« 
famen Revifion und Eodification der in Bezug auf bie 
Maifchfteuer beftchenden Vorſchriften unter den fammtlichen, 
zu dem engeren Steuervereine gehörigen Staaten nicht ver- 
Schritten werden follte, eine Sammlung der einfchlagenden, 
noch in Kraft beftehenden gefeglihen und reglementären 
Beſtimmungen, infoweit ſolche die Gewerbtreibenden betrefz 
fen und nicht Tediglich die innere Steuerregie angehen, als 
Leitfaden veranftalten laſſen, welder zum Gebrauch ber 
Gewerbtreibenben beftimmt und daher nicht felbft als eine 
vorkommenden Falles die Bezugnahme auf die erlaffenen 
Gefege und Verordnungen erfegende ‚oder ausfchliegende 
Entſcheidungs quelle anzufehen fein wird. 

4) In Gemäßheit der in der Schrift vom 14. Juni 
dieſes Jahres auögefprochenen ftändifhen Verwendung wird 
fernerhin der Betrag ber durch den Rauch der Halsbrüd- 
ner und Muldner Hütten verurfachten Schäden nach den 
jebeömaligen Ergebniffen einer möglichft zutreffenden com⸗ 
miffarifhen Würderung den Beſchaͤdigten, dafern nicht im 
einzelnen Falle eine befondere Veranlaffung zu einem Ab⸗ 
zuge vorliegt, unverfirzt ausgezahlt werben. 

5) Die hinſichtlich des Schneeauswerfens auf den 
Straßen mittelft der ſtaͤndiſchen Schrift vom 29. Juni 
diefes Jahres gethanen Vorſchlaͤge werden Wir bei der 
Abfaffung eines neuen Straßenbaugefekes in forgfältige 
Erwägung ziehen laſſen. 

6) Die mittelft ſtaͤndiſcher Schrift vom 10. vorigen 
Monats zu Unferer Kenntniß gebrachte Petition des Kaufe 
manns Auguft Erdmann Krauß und Genoffen in Chemnitz 











und andern Orten, betreffend den Transport des Getreides 
auf Eifenbahnen, werden Wir einer genauen Erörterung 
unterziehen und ben in Bezug hierauf begründet erfuns 
denen Mängeln, foviel die inländifhen Bahnen betrifft, 
moͤglichſte Abhilfe geben, bei den ausländifchen Bahns 
verwaltungen aber auf ein Gleiches foweit thunlich hinz 
wirken laſſen. 

7) Auf die ſtaͤndiſche Schrift vom 24. vorigen Monats 
find Wir gern geneigt, dem darin enthaltenen Antrage in 
dem verföhnlichen Geifte, in welchem derfelbe geftelt worden, 
zu entfpredhen, und werden demgemäß bie mit Fuͤhrung 
der Wahlliften beauftragten Organe angewiefen werden, alle 
diejenigen Perfonen, welche wegen ihres nicht gerechtfers 
tigten Außenbleibens bei dem Landtage der Jahre 1850/51 
der Wählbarkeit verluftig erklärt worden find und ihren 
Wunſch, von dem Rechte der Mählbarkeit für die Stände- 
verfammlung wieder Gebrauch zu machen, der Obrigkeit 
ihres Wohnortes zu erkennen geben, bafern fie im Uebrigen 
den gefeglihen Erforberniffen für die Wählbarkeit zu ger 
nügen vermögen, in bie Lifte der zu Abgeorbneten Wähle 
baren wieber aufzunehmen. 

8) Dem in der ftändifhen Schrift vom 31. vorigen 
Monats ausgeſprochenen Wunfche gemäß, ſoll der weiteren 
Ausbildung des Bankweſens in Unferen Landen fortbauernd 
die der Wichtigkeit des Gegenftandes entfprechende Aufmerk⸗ 
ſamkeit zugewendet, auch die Frage wegen Aufhebung oder 
zeitgemaͤßer Abänderung ber beftehenden Zinsbeſchraͤnkungen 
in weitere Erwägung gezogen werben. 


9) In Gemäßheit des in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 
15. Mai dieſes Jahres, die Petition der Stadträthe zu 
Borna, Pegau, Leisnig und Ofchat betreffend, niedergeleg⸗ 
ten Antrags, halten Wir für genehm, daß nicht nur, foweit 
es innerhalb der vertragsmäßigen Grundfäge ausführbar 
erſcheint, den einfchlagenden Beftimmungen des Paßkarten⸗ 
vertrags vom 21. Detober 1850 im Interefe der zur Beit 
von dem Befugniffe zur Ertheilung von Paßkarten aus⸗ 
geſchloſſenen ftäbtifchen Paßpolizeibehötden eine thunlichft 
weite Auffaffung gegeben, fondern auch bei der nächften 
Paßfartenconferenz, fowie in fonft geeignetem Wege, auf 
völlige Befeitigung ber bie Ausdehnung der Ermächtigung 
zur Ausftellung von Paßkarten auf alle zur Ertheilung 
von Auslandöpäfferr befugten Stadträthe hindernden Vers 
tragöbeftimmungen hingewirkt werde. 


10) Dem in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 19. vorigen 
Monats zu erkennen gegebenen Wunfche, die Verordnung 
vom 26. Juli 1859, die Aufhebung der Fleiſchtaxen und 
Einführung einer Fleiſchbeſchau betreffend, in ber Art zu 
modificiven, daß die Einrichtung der bezüglich des Fleiſch⸗ 
verfaufs zu handhabenden fanitätspolizeilichen Gontrole den 
Drtöpolizeibehörden überlafjen werde, kann um fo unbedenk⸗ 
licher entfprochen werben, als ohnedies ſchon gegenwaͤrtig 
die in dieſer Beziehung zu treffenden Maßregein in der 
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Hauptſache dem ortsobrigkeitlichen Ermeffen überlaffen ge- 
weſen find. 

11) Den in den Petitionen der Abgeordneten Oeh— 
michen und Genoffen, fowie Sohann Chriftoph Ruberts 
und Genoffen zu Planſchwitz geäußerten Wünfchen wegen 
gefetlicher Abänderung einiger, auf dad Verfahren bei der 
Wahl der Gemeindevertretung bezügliher Beftimmungen 
der Sandgemeindeordnung vom 7. November 1838 werden 
Wir die in der ftändifchen Schrift vom 19. vorigen Monats 
beantragte Erwägung und beziehendlich Beruͤckſichtigung 
zu Theil werden laffen. 


12) Die mittelft ftändifher Schrift vom 10. vorigen 
Monats überreichte Petition mehrerer Ortsrichter und 
‚Gemeindevorftände im Amtöbezirke Pegau, die Erhebung 
des Pegauer Wochenblattes zum Amtsblatte betreffend, 
wird in Erwägung gezogen werben. 


13) In Folge der Bevorwortung, welche einige Ans 
träge mehrerer Grundbefiger zu Schweinfurth, Nauwalde, 
Reppis, Grödig, Pulfen m. ſ. wi ruͤckſichtlich der 
Regulirung der Roͤder im der fländifchen Schrift vom 
19. vorigen Monats erfahren haben, follen die als zur 
Berüuͤckſichtigung geeignet bezeichneten Beſchwerden der Per 
tenten zwar nochmals erwogen werben, es ift jedoch nicht 
vorauszufehen, daß, ohne Gefährdung einer zweckmaͤßigen 
Ausführung ded ganzen Werkes, denfelben völlig werde 
abgeholfen werden können. 

14) Die durch die ftänbifche Schrift vom 27. vorigen 
Monats zur Erwägung abgegebene Beſchwerde der Gemein: 
den Sbanig und Gonforten fol zum Gegenftande noch⸗ 
maliger Erörterung gemacht werben. 

15) Die in der durch ſtaͤndiſche Schrift vom 30. Mai 
dieſes Jahres zur Erwägung abgegebene Petition mehrerer 
Muͤhlenbeſitzer, die Ablöfung des Mahlzwanges betreffend, 
enthaltenen Anträge folen forgfältig erwogen und fals fie 
fich dabei als zur Berlikfichtigung geeignet erweifen, durch 
eine dem nächften Sandtage zu unterbreitende Gefehvorlage 
erledigt werden. 


16) Den in ber fländifchen Schrift vom 22. Juni 
diefes Jahres auf Anlaß der Petitionen des Abgeordneten 
Reiche⸗Eiſenſtuck und des landwirthſchaftlichen Vereins zu 
Colditz niedergelegten Anträgen entfprechend, werden Wir 
ein Gefeg über Ausübung der wilden Zifcherei bearbeiten 
amd nach Befinden der naͤchſten Ständeverfammlung vor⸗ 
legen laſſen, auch, foweit es bie vorhandenen Kräfte und 
Mittel geftätten, die Förderung der kuͤnſtlichen Fiſchzucht, im 
Auge behalten. 

17) Dem von beiden Kammern, auf Anlaß verfchiede- 
ner, bie bermaligen jagdpolizeilichen Beftimmungen betref- 
fender Petitionen in der ſtaͤndiſchen Schrift vom 30. vori- 
gen Monats übereinftimmend geſtellten Antrage auf Erz 
Yaffung eines im Wefentlichen auf die Verordnung vom 








13. Mai 1851 bafieten Jagdpolizei-Gefeges wollen Wir 
durch Bearbeitung eines dem nächften ordentlichen Land- 
tage vorzulegenbden Gefegentwurfes, in welchem auch die 
von ben Kammern bei der dermaligen Berathung diefes 
Gegenftandes fonft noch geftellten Anträge und geäußerten 
Wuͤnſche thunlichfte Beruͤckſichtigung finden werden, Folge 
geben laffen. Auch fol deffen unerwartet mit fofortiger 
Aufpebung und beziehendlih Mobdification ber weiteren 
Jagdpolizei · Verordnungen vom 28. Juni 1852, 27, Februar 
und 3. März 1857 und 12. October 1860 jeden Falls 
infoweit verfahren werben, als hierunter übereinftimmende 
Anträge beider Kammern vorliegen. 

18) Bon ber auf Anlaß der in einer Petition meh— 
verer Mitglieder der Communalgarden zu Leipzig und zu 
Plauen in Betreff einer Reorganifation des Inftituts der 
Communalgarde auögefprochenen Wünfche mittelft der ſtaͤn⸗ 
diſchen Schrift vom 27. vorigen Monats Unferer Regierung 
ertheilten Ermächtigung werden Wir bei ſich darbietender 
Gelegenheit geeigneten Gebrauch machen laſſen. 

19) Dem’ bei Abgabe der Petitionen einer größeren 
Anzahl voigtländifcher Landgemeinden in der ftändifchen 
Schrift vom 2% diefes Monats ausgeſprochenen Erfuchen, 
dem nächften Landtage einen Gefegentwurf vorzulegen, in 
welchem $. 20 der Armenorbnung in einer ben jetzt bes 
ſtehenden Verhältniffen entfprechenden Weife geregelt werde, 
werden Wir Folge geben laffen. 

20) Die Petitionen der Stabtgemeinden Meißen, Oſchatz 
und Wurzen, Erhöhung der Vergütungen für Mititäre 
leiftungen betreffend, werben zu Erledigung der ftändifchen 
Schrift vom 26. vorigen Monats nad) Abſchluß der wegen 
Einführung eines allgemeinen deutſchen Verpflegungs⸗ 
Reglements dermalen am Bundestage zu Frankfurt a. M. 
ſchwebenden Verhandlungen mit Berückſichtigung des Er⸗ 
gebniſſes dieſer letzteren in Erwägung gezogen, dem in ber 
angezogenen fländifchen Schrift geſtellten Antrage aber ente 
ſprochen und demgemäß von der der Militärverwaltung zus 
gleich erteilten Ermächtigung Gebrauch gemacht werben. 

21) Die in Bezug auf die Ausführung des Gefeges 
vom 28. October 1858 über die Gehaltöverhäftniffe der 
Lehrer an den Elementarſchulen mittelft ftändifcher Schrift 
vom 30, vorigen Monats an Und gelangten Petitionen und 
Beſchwerden mehrerer Schulgemeinden follen forgfältig er 
Örtert und erwogen werben. 

22) Auf die durch ſtaͤndiſche Schrift vom 16. Mat 
diefes Jahres zur Kenntnißnahme abgegebene Petition der 
Borftände des germanifchen Muſeums zu Nürnberg ift für 
die Zwecke des letzteren eine fernerweite Beihlilfe auf die 
Jahre 1861,5j1862 und 1863 von jährlich 200 Thalern 
bewilligt worden. 

Bir verbleiben Unferen gefreuen Ständen in Huld 
und GnabenFjeberzeit wohl beigethan und haben zu Urkund 
alles Deffen gegenwärtigen, in das Gefeß- und Verord⸗ 
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nungsblatt aufzunehmenden Landtagsabfchied eigenhändig 
unterfchrieben und mit Unferem Königlichen Siegel ber 
drucken laſſen. 

Dresden, am 2. Auguſt 1861. 


Johann. 


C.s.) Friedrich Ferdinand Freiherr von Beuſt. 
Bernhard von Rabenhorfi, 
Dr, Johann Heinrich Auguft von Behr. 
Dr. Johann Paul von Falkenſtein. 
Richard Freiherr von Friefen. 


Nach Beendigung diefes Vortrags überreichte der Vor⸗ 
figende des Gefammtminifteriums, Stantsminifter Freiherr 
v. Beuft, Excellenz, den Landtagsabſchied Se. König: 
liden Hoheit dem Kronprinzen, Hoͤchſtwelchet bie 
beiden Präfidenten der Kammern vor dem Thron beſchied 
und dieſes Actenſtuͤck dem Prafidenten der Erften Kammer 
übergab, Staatsminifter Freiherr v. Beuſt erflärte ſodann 
im Namen Sr. Majeftät des Königs den Landtag für ges 
ſchloſſen, worauf Se. Königlie Hoheit der Kron» 
prinz unter einem von dem Präfidenten der Zweiten 
Kammer, Bürgermeifter Haberkorn, ausgebrachten dreimalis 
gen Hoch auf Se. Majeftät und Se, Königliche 
Hoheit unter bemfelben Ceremoniel wie beim Eintritt den 

* Saal verließen. Gegen 4 1 Uhr war die Schlußfeierlich: 
keit beendigt. 

Die Mitglieder der Directoren beider Kammern, ſowie 
die Herren Staatöminifter find heute zur Tafel in ber 
Vila Sr. Königlihen Hoheit des Kronprinzen 
in Gtrehlen geladen. 


Zu Nr. I, Allgemeine, die Ständeverfammlung ber 
treffende Nachrichten, ift noch nachzutragen das 


Deeret an die Stände, 
die Ernennung der Präfidenten beider Kammern 
und der Stellvertreter derfelben betreffend. 
Eingegangen bei der I, Kammer am 6, November 1860, 


Se. Königlide Majeftät haben für den gegen 
wärtig einberufenen ordentlichen Landtag nach den in der 
Berfaffungsurfunde $$. 67 und 72 enthaltenen Worfchriften 
zum Präfidenten der Erften Kammer aus ber Mitte 
der Nittergutöbefiger in felbiger 

den Major v. d. U. Friedrich Ernft v. Shönfels 
auf Neuth, Gomthur II. Clafje des Verdienſtordens, 
und zu deſſen Stellvertreter aus den nach dem Wahle 
— vom 2. dieſes Monats vorgeſchlagenen drei Mit: 
gliedern 
‚ ben Kammerheren und Geheimen Finanzrath a, D, 
Sriedrich Freiherr v. Frieſen auf Roͤtha ıc. Ritter des 
Verdienſtordens, 
ingleichen aus den nach dem Wahlprotokolle vom 2. dieſes 
matd von der Zweiten Kammer koorgefchlagenen vier 
Mitgliedern derfelben zum Präfidenten diefer Kammer 
den Abgeordneten —— — Daniel Ferdinand 
Ludwig Haberkorn aus Zittau, 
und zu defien Stellvertreter x 
den Abgeorbneten Friedrich Wilhelm Dehmichen 
auf Choren 
zu ernennen geruhet. 

Alterhöchftdiefelben laſſen Solches den getreuen 
Ständen in Huld und Gnaden unverhalten fein, womit 
Sie denfelben jederzeit wohlbeigethan bleiben. 

Dreöben, den 6. November 1860. 


Johann. 





(L. 8.) Friedrich Ferdinand Freiherr v. Beuſt. 


Redacteut 9, Meinhold, Secretaͤr im Königl, Miniſterium des Innern. — Drucd von, ©, Teubner in Dresden. 


Legte Abfendung zur Poft: am 9. Auguft 1861. 
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Dresden, am 12. November ' 


1860, 








Erſte öffentlihe Sisung der Erfien Kammer 
‚am 7. November 1860. 


Inhalt: 

Eräffnungsrede des Praͤſidenten Major v. Schoͤnfels. — Ber- 
pflichtung zweler Mitglieder. — Regiſtrandenvortrag. — 
Wahl der vier ordentlichen Deputationen und deren Gonfti- 

tuirung . — Wahl eines Mitgliedes der Redaetionsdeputation. — 
Urlaubsgeſuche. — Verlefung u. Genehmigung des Protokolls. 


— 


Die Sitzung beginnt 12% Uhr in Gegenwart der 
Herren Staatsminifter v. Beuft und v. Nabenhorft 
und in Anwefenheit von 38 Kammermitgliedern. 


Präfident v. Schönfeld: Ich bitte Play zu nehmen. 
Meine Herven! Wir beginnen heute den zehnten ordent- 
lichen conftitutionellen Landtag, einen Landtag, der durch 
die ihm bevorftehende Löfung fo mancher brennenden Frage 
unfere ganze Thaͤtigkeit in Anſpruch nehmen wird, Waren 
aud die Anfgaben fruͤherer Landtage ebenfals von hoher 
Wichtigkeit und mitunter höchft ſchwierig, fo ſcheint ſich 
doch dies Mal fo Manches zu vereinigen, um unfer ftän- 
diſches Tagwerk zu einem folchen zu erheben, bei welchem 
Fleiß, Anſtrengung und Nachdenken mehr als je erfordert 
werden wird, Denn e3 handelt ſich hier nicht allein um 
materielle Intereffenz; nicht nur um die immerhin hocpwiche 
tige Einführung eines volftändig neuen bürgerlichen Ge- 
feßbuches, fowie um die Befeitigung alter, feit Sahrhuns 
derten beftehender Inflitutionen und um die Herftellung 
neuer tief eingreifender Einrichtungen an deren Stelle, 
fondern wir werden und auch zu bewegen haben auf dem 
teligiöfen Gebiete; eine Aufgabe, welche um fo ſchwieriger 
erſcheint, als gerade bier die menfchliche Natur der Schwäche 
am zugänglichften ft und oft der Beſte von ihr erreicht 
wird und weil hier in ber Regel die Unduldfamkeit am 
ſchrofffien hervortritt, bie Ginigung erihmert und oft gänz 
lic) unmögli macht. Indeß, meine Herren, wenn ein 
Werk begonnen wird, bei deſſen Ausführung alle dazu Be- 
tufene von der hohen Bedeutung. deffelben auf das Lebens 
digfte durchdrungen find und fofern fie ernſtlich nur das 
Rechte und das Gute wollen, fo werden fie es unter Got: 
tes Beiftande auch fiher erringen; denn wer könnte, wer 
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dürfte dem Nechten und Guten widerſtreben? Man darf 
daher nicht‘ zweifeln an dem Gelingen unferer Aufgabe; 
fie wirb unter den von mir erwähnten Vorausfehungen 
erfprießlich für das Vaterland gelöft werden, und mit bies 
fer Hoffnung eröffne ich die erfte Öffentliche Sitzung. 

Bevor wir und jedoch zu unferer Tagesordnung wens 
den, habe ich noch derjenigen Mitglieder diefer Kammer zu 
gedenken, ‚welche theil3 wegen Krankheit, theils freiwillig 
ihrer Function in berfelben entfagten. Es find dies bie 
‚Herren v. Heynig, Graf Niefh und v. Karlomis. Gewiß 
theilt die Kammer mit mir das Gefühl des Schmerzes über 
den uns durd den Austritt der Genannten erwachſenen 
Verluſt; fie wird aber zugleich ebenfalls mit mir die infolge 
deffen neu eingetretenen Mitglieder, die Herren v. Noſtitz ⸗ 
Wallwitz, Hempel, Kraft, Löhr und Nittner von Herzen 
willfommen heißen. Endlich, meine Herren, kann ich nicht 
unerwähnt laffen, wie fehr wir Urfache haben, der hohen 
Staatöregierung dankbar zu fein für die große Bereitwil« 
tigkeit, mit welcher fie unfern Wuͤnſchen in Betreff der 
Reftauration der Kammerlocalitäten entgegengefommen iſt. 
Wir fehen num diefe Räume verjüngt und in ihrem Aeußern 
in ein Verhältniß gebracht zu der Würde, welche und zus 
flieht. Wir finden eine große Anzahl von Uebelftänden 
abgeſchafft, die uns früher öfters Idftig wurden. Gewiß 
ift auch bier die Kammer mit mir einverftanden, daß ber 
hoben Staatsregierung dafür unfere dankbare Anerkennung 
gebührt, die ich in Ihrem Namen hiermit auszufprechen mir 
erlaube. N 

Bir wenden und nun zur heutigen Tagesordnung 
und es ift in diefer Beziehung zuvoͤrderſt zur Verpflichtung 
zweier Mitglieder zu ſchreiten, welche in der letzten Sitzung 
nicht anwefend waren. Es find dies Se, Erlaucht Graf 
zu Solms und Herr v. Schröter. Ich erſuche die Herren, 
fi mir zu nähern. 

(Dies gefchieht.) 

Sie haben beiderfeits, meine Herren, bereits früher den 
Eid, wie ihn die Verfaſſungsurkunde $ 82 vorfchreibt, ab⸗ 
geleiftet. Es bebarf daher nur der Verleſung jenes Eides 
und mir liegt ob, Sie zu erinnern an die Wichtigkeit des 
Eides im Allgemeinen und Sie zu erfuchen, bei allen Ihren 
ſtaͤndiſchen Handlungen diefes Eides ſiets eingedenk zu fein. 
(Nachdem vom Seeretär Wimmer der Eid verlefen worden 
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war, wird vom Präfidenten den neu eingetretenen Mitglie- 
dern der Handſchlag abgenommen.) “ 


Wir werden nun zum Regiftrandenvortrag übergehen 
und ich erfuhhe den Herrn Secretär Wimmer, uns denfel- 
ben zugeben. 

Mr. 1.) Bericht der Zwifhendeputation der Erften 
Kammer vom 16. October 1860 über den Entwurf eines 
Gewerbegefees für dad Königreih Sachſen. 

Präfident v. Schönfeld: Ich würde bitten, Nr. 2 
zugleich mit vorzulefen. 

Mr. 2.) Bericht derfelben Deputation vom 20. De- 
tober 1860 über den Entwurf eines Gefeßes, die Errich⸗ 
tung von Gewerbegerichten betr. 

Pröfident v. Schönfeld: Diefe beiden Berichte find 
bereits vertheilt und werden feinerzeit auf die Tagesord⸗ 
nung gebracht werben. R 


Bürgermeifter Müller: Im Bezug auf den eben er- 
wähnten Bericht über das Gewerbegeſetz geftatte ih mir 
die Bitte, daß die geehrten Kammermitglieder bei der Bes 
urtheilung diefed Berichtes geneigte Ruͤckſicht darauf neh⸗ 
men, daß diefer Bericht medio vorigen Monats abgeſchloſ⸗ 
fen worden und am 20. vorigen Monats and Gefammt: 
minifterium abgegangen ift. Es Tann alfo diefer Bericht 
auf ſolche Wunſche und Anträge eine Rückſicht nehmen, 
welche feit diefer Zeit entweder an bie Deputation oder auch 
nur privatim an mich als Neferent gelangt oder in oͤffent⸗ 
lichen Blättern erfchienen find. Im lehterer Beziehung er⸗ 
wähne ic) namentlich die nicht unwichtige Schrift des Ab⸗ 
geordneten der Bweiten Kammer Dr. Loth aus Meißen. Wenn 
Sie, meine Herren, in dem Berichte über diefe Angelegen- 
heit nichts finden, fo iſt dies nicht mit Abficht uͤbergangen 
worden, ſondern es Liegt nur in ber Zeit des Abſchluſſes 
des Berichts. Da das allerhöchfte Decret über diefen Ges 
genftand zunächft an die Zweite Kammer gelangt ift, fo 
wird bie diesſeitige Deputation nach $. 150 der Landtagd« 
ordnung einen Nachbericht zu erftatten haben und fie wird 
dann, joweit fie es nothwendig findet, auf die neuerdings 
an fie gelangten Wunſche Rüdficht nehmen. 

(Nr, 3.) Bericht der Bivifchendeputation der Erften 
Kammer vom 31. Detober 1860 über den Entwurf eines 
Gefetzes die Gerichtsbehoͤrden bei ber Fönigl. fäch]. Armee, 
deren Suftändigkeit. und einige damit jufaumenbÄngenbz 
Gegenftände betr. 

Präfident v. Schoͤnfels: Diefer Bericht ift bereits 
gedruckt, wird heute noch zur Vertheilung gelangen und 
(ann auf eine der naͤchſten Tagesorbnungen gefetzt wers 

en. i 

Mr. 4) Eingabe der Aelteften, reſp. Oberälteften 
von 33 Innungen Dresdens vom. 1. November 1860, 
Louis Meurer und Genoffen, worin biefelben ihre Anfiche 
ten und Wuͤnſche in Bezug auf den den Kammern bor- 
liegenden Gewerbegeſetzen wuͤrf ausſprechen. 
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Präfident v. Schönfeld: Die Petenten haben zwar 
ihre Eingabe an die Ständeverfammlung im Allgemeinen 
gerichtet; fie ſprechen aber zum Schluffe derfelben aus, es 
möge diefelbe der hohen Zweiten Kammer überwiefen wer— 
den. Sch glaube nicht, daß irgend ein Hinderniß vor⸗ 
handen ift, weshalb diefer zuletzt ausgeiprochene Wunfch 
abgefihlagen werben follte und ich ſchlage daher vor, dieſe 
Eingabe an die Zweite Kammer abzugeben. I die Kam: 
mer damit einverfianden? — Einfiimmig Ja. 

(Nr. 5.) , Geſuch des Finanzprocurators Dr. Schmidt 
zu Dresden für bie in die Stadtkirche zu Pirna eingepfarr- 
ten Landgemeinden um Erledigung der von ben lehteren 
bei dem Landtage 1857/58 eingereichten, jedoch unerlebigt 
gebliebenen Beflhwerde wegen Verwendung des Kirchen⸗ 
vermögens der Stadtkirche zu Pirna zu ſtaͤdtiſchen Schul 
jweden. 

Präfident v. Schönfeld: Mit diefer Erinnerung hat 
es folgende Bewandniß. Es find Recherchen angeftellt 
worden und man hat gefunden, daß allerdings die Bes 
ſchwerde am 10. Juni 1858 bei der Zweiten Kammer eine 
gereicht worden iſt. Sie ift auch von biefer Kammer an 
ihre vierte Deputation zur Prüfung abgegeben twordenz 
indeß Erledigung hat jie nicht gefunden. Es wird daher 
jwedmäßig fein, wenn dieſe Erinnerung ebenfalls an bie 
Zweite Kammer abgegeben wird. Iſt die Kammer mit 
diefem Vorſchlage einverftanden? — Einftimmig Ja. 

(Mr. 6.) Bericht der Zwiſchendeputation der Erſten 
Kammer vom 31. October 1860 über den Entwurf einer 
Mititärftrafprocebordnung. 

Präfident v. Schönfels: Diefer Bericht befindet fich 
bereits in ber Druderei, wird in den nächften Lagen vers 
theilt werden und dann Gegenftand einer der nächften 
Tagesordnungen fein. 


Mr. 7.) Alerhoͤchſtes Decret vom 6. November 1860, 
den Entwurf einer Kirchenordnung für die cnangelifche 
lutheriſche Kirche im Königreihe Sachfen und den Entwurf 
eines Geſetzes, diefe Kirhenordnung und die Aufhebung 
der ihr entgegenftehenden älteren Gefehe betr. 

Präfdent v. Schönfels: Das alerhöchfte Decret 
wird zu verlefen fein. 

(Vortrag folgt.) 

Es wird natürlicher Weife an die betreffende Zwiſchen⸗ 
deputation abgegeben werben miffen, nachdem daffelbe ges 
drudt iſt. „Etwas Weiteres iſt darauf nicht zu reſolviren. 


(Staatömfnifter Dr. v. Falken ſtein tritt ein.) 
(Mr. 8.) Merhöcftes Decret vom 6. November 1860, 


die Emennung ber Präfidenten beider Kammern und der 
Stellvertreter derfelben betr. 


Diefes koͤnigl. Decret lautet: 


Se. Koͤnigliche Majeſtaͤt haben für den gegen⸗ 
wärtig einberufenen ordentlichen Landtag nach den im der 
Verfaſſungsurkunde $$. 67 und 72 enthaltenen Vorſchriften 
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zum ‚Präfidenten ‚der Erſten Kammer aus der Mitte der 
Nittergutsbefiger. in felbiger. 

Zen Major v. d. X. Friebtich Ernſt v. Schönfels 
auf Reuth, Comthur II. Klaffe des Verdienſtordens, 
und zu deffen Stellvertreter aus den nach dem Wahlpro- 
tofolle vom 2. diefes Monats vorgefchlagenen drei Mit- 

gliedern 

den Kammerheren und Geheimen Finanzrath a. D. 
Friedrich Freiheren v. Frieſen auf Roͤtha zc., Ritter des 
Verdienftordens, J 
leihen aus den nach dem Wahlprotokolle vom 2. dieſes 
onats von ber Zweiten Kammer vorgeſchlagenen vier 
Mitgliedern derfelben zum "Präfidenten diefer Kanımer 

den Abgeordneten: Blrgermeifter Daniel Ferdinand 
Ludwig Haberkorn aus Zittau 
und zu beffen Stellvertreter 
den Abgeordneten Friedrich Wilpelm Oehmichen auf 
Choren 
zu ernennen geruht. 

Allexhoͤchſtdieſelben laſſen Solches den getreuen Staͤn⸗ 
den in Hul und Gnaden unverhalten fein, womit Sie 
denſelben jederzeit wohl beigethan bleiben. 

Dresden, den 6. November 1860. 

Johann. 
(1. 8.) Friedrich Ferdinand Freiherr v. Beuſt. 


Präfident v. Schönfeld: Dies allerhoͤchſte Decret 
wird in Abfehrift an die Zweite Kammer zu gelangen 
haben. Daffelbe wird ebenfalls gedrudt und vertheilt 
werben. Etwas Weiteres ift hierauf nicht zu rejolviren. 

(Nr. 9.) Allerhöchftes Decret vom 1. November 1860, 
den Gefegentwurf, die Einhebung der Opferpfennige, ber 
Hufen, Gärtner:, Häusler: und Hausgenoffengrofchen, 
fowie anderer Hleinerer, an Geiftlihe, Lehrer und Kirchen 
Diener zu entrichtender Gefälle betr. 

Präfident v. Schönfels: Das allerhöchfte Decret 
lautet folgendermaßen : 

Wortrag folgt.) 


Diefes allerhöcjfte Decret wird ebenfalls zum Drud zu 
gelangen haben und fodann ohne Zweifel der erften Deputa- 
tion überwiefen werden. Sofern Niemand einen andern 
Vorfchlag in Betreff diefes allerhoͤchſten Decrets macht, fo 
wuͤrde es der erften Deputation, die heute noch gewählt 
werden wird, uͤbergeben werben. 

(Nr. 10.) Allerhöchftes Decret vom 2. November 1860, 
den Entwurf, eines Gefeged, den Arbeitserwerb der in 
den Landes:Straf und Correctionsanftalten, fowie in den 
Gerichtögefängniffen detinirten Perfonen betr. 


(Zortrag folgt.) 

Präfident v. Schönfels: Es trift hier ganz berfelbe 
Fall ein, wie bei der vorigen Nummer. Es wird. das 
allerhoͤchſte Decret gedrudt und ebenfalls ber erſten Depu— 
tation zugewieſen werden. Sind Sie hiermit einverſtanden? 
— Einſtimmig Ja. 


in 


‚Sächsische Landesbibliothek 


(Mr. 11.) Allerhöchſtes Decret vom 6. November 
1860, die wegen des Sandtagsausfhuffes zu Verwaltung 
der Staatöfhulden zu Deranftaltenden Wahlen betr. 

(Vortrag folgt.) 

Präfident v. Schönfels: Es wird mit diefem aller⸗ 
hoͤchſten Decret ganz derfelbe- Weg einzuſchlagen fein, wie 
bei den vorhergehenden Nummern; es wird daffelbe gebrudt 
werden, zur Vertheilung gelangen und ſpaͤter die Wahl 
auf eine Tagesordnung gebracht werben. 

(Nr, 12.) Merhöchftes Decret vom 6. November 
1860,- die auf ben Domänenfonds und die Veränderungen 
ruͤckſichtlich des Staatöguts bezüglichen Nachweifungen betr. 

(Vortrag erfolgt.) 
Praͤſident v. Schönfeld: Es wird dieſes allerhoͤchſte 
Decret zum Druck und zur Vertheilung gelangen und ſpaͤ—⸗ 


-| ter, wie ich mir vorzuſchlagen erlaube, an bie zweite De⸗ 


putation, die heute gewählt werben wird, abgegeben. Iſt 
die Kammer damit einverftanden? — Einftimmig Ja. 


Mr. 13.) Das koͤnigl. hohe Cultusminifterium uͤber⸗ 
fendet eine Anzahl Eremplare der'Brofhüre: „Sr. Majeftit 
des Königs Johann von Sachſen Bejuc der Univerfität 
Leipzig am 4., 5, und 6. Auguft 1857” zur Bertheilung 
an die Kammermitglieber. 

Vräfident v. Schönfeld: Es find diefe Exemplare ber 
reits vertheilt und die Kammer wird mit mir darıber eins 
verftanden fein, daß wir den Dank dafür im Protokoll 
miederlegen. Es war dies die Icte Nummer, 

Ih habe nur nod anzuzeigen, daß Dberhofprebiger 
Dr. Liebner fih für die heutige Sigung wegen Amtäger 
fhäften entſchuldigt hat. Se. Erlaucht der Graf zu Somms 
münfeht bis zum 1. December Urlaub zu haben und ich 
habe die Kammer zu fragen, ob fie diefem Geſuche ſtatt⸗ 
zugeben gemeint iſt? — Einſtimmig Ja. 

(Die Staatsminiſter v. Beuſt und v. Rabenhorſt ver⸗ 
laſſen den Saal.) 


Ehe wir nun zu dev Wahl der vier Deputationen uͤber⸗ 
gehen, habe ich zu bemerken, daß, wenn einem der geehrten 
Mitglieder vieleicht die Eremplare der Landtagsordnung 
und Verfaffungsurfunde fehlen follten, diefe in der Kanzlei 
zu finden find. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen und wir 
koͤnnen daher zur Wahl der Deputationen übergehen. Es 
ift bekannt, daß vier ordentliche Deputationen bei Anfang 
jedes ordentlichen Landtags gewählt werden und zwar die 
erfte als VBerfaffungsdeputation für Gegenftände 
der Verfaffung und Gejeßgebung, jedoch mit Ausnahme 
der Finanzgefeße; dann die zweite Deputation, bie 
fogenannte Finanzdeputationz fie befchäftigt ſich mit 
der Prüfung bes Finanzwefens und ber Finanzgefetzgebung; 
ferner die dritte Deputation, welche ſich der Prüfung 
der ftändifchen Petitionen und Beſchwerden zu unterziehen 
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hat, und endlich die vierte Deputation, deren Wir- 
kungskreis die Prüfung der Petitionen und Beſchwerden 
iſt, welche von Nicht-Kammermitgliedern eingehen. 

Ich wuͤrde die Kammer nun erſuchen, zuvoͤrderſt die 
erſte Deputation, die Verfaſſungsdeputation, 
zu wählen und zu dieſem Zwecke find fünf Namen auf 
einen Zettel niederzufchreiben; die Namen derjenigen Mits 
glieder, welche Sie für diefe eben erwähnte Deputation ber 
ſtimmen wollen. “ 

Es gehen 38 Stimmzettel ein.) 

Das Nefultat dieſes Scrutiniums ift folgendes: Die 
Herren Bürgermeifter Müller und Hennig find je mit 
36 Stimmen bedacht, Herr Landesbeſtallter Hempel mit 34, 
die Herren v. Könnerig und v. Zehmen, jener mit 32, diefer 
mit 33 Stimmen. Die übrigen Stimmen haben ſich ders 
artig zerfplittert, daß auf Herrn Dr. Bürgermeifter Koch 5, 
auf Herrn v. Noſtitz-Waliwitz 3, auf Herrn Dr. Hänel 
ebenfalls 3 und auf die Herren v. Böhlau, v. Rochow und 
Oberbürgermeifter Pfotenhauer je 1 Stimme gefallen ift. 
Es Tann kein Zweifel fein, daß die fünf zuerft genannten 
Mitglieder mit abfoluter Mehrheit, die 20 Stimmen be 
trägt, als gewählt anzufehen find. Ich erlaube mir, noch 
einmal die Namen der Gewählten zu nennen: nämlich die 
‚Herren Müller, Hennig, Hempel, v. Könnerig und v. Sch: 
men, welche die erfte Deputation bilden, und ich werde 
Sie num bitten, daß Sie die Wahl der. Mitglieder für die 
Sinanzdeputation vornehmen wollen. Che wir aber 
zu dieſer verſchreiten, geftatte ich mir noch Folgendes vor 
zutragen: Nach der Landtagsordnung ift es allerdings Vor⸗ 
ſchrift, daß die vier Deputationen aus je fünf Mitgliedern 
beftehenz feit einigen Landtagen jedoch hat die Kammer es 
fie gut befunden, die zweite Deputation um zwei Mit: 
glieder zu verftärken und fie demnach aus fieben Mitgliedern 
beftehen zu laffen. Es feheint aber nothwendig, daß das 
auch heute gefchehe, weil die Finanzvorlagen jedenfalls von 
großem Umfange fein werben und weil deshalb diefe Der 
putation jedenfalls außerordentlich beſchaͤftigt fein wird. 
Auch ſteht nach der Landtagsordnung der Kammer das 
Befugniß zu, die Deputationen ber Zahl nad) zu verflärken. 
Ich ſchlage demnach vor, die zweite Deputation nicht 
aus fünf, fondern aus fieben Mitgliedern beftchen zu laſſen. 
Wenn Niemand dagegen etwas einhält, fo werde ich den 
Vorſchlag ald genehmigt anfehen und bitten, daß die Herren 
fieben Namen auficreiben und zwar derjenigen Mitglieder, 
welche Sie in bie Finanzdeputation zu wählen gedenken. 

Es gehen 33 Stimmzettel ein.) 

Das Refultat diefer Abſtimmung ift folgendes: Es ift 
bedacht worden Herr Freiherr v. Friefen mit 37, Ober 
bürgermeifter Pfotenhauer mit 36, Herr v. Römer mit 34, 
Bürgermeifter Koch mit 33, Here Kammerhert v. Erd: 
mannsdorff mit 32 und Herr Kammerhere v. Watzdorf mit 
28 Stimmen. Die übrigen Stimmen haben ſich derart 
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vertheilt, daß 18 auf Herrn v. Schönberg-Bibran, 16 
auf Heren Rittner, je 5 auf die Buͤrgermeiſter Clauß und 
Loͤhr, je 2 auf die Herren v. Böhlau, Graf Wilding, 
v. Welt, 4 auf Herrn v. Noſtitz -Wallwitz und 1 auf 
Heren Domherrn v. Watzdorf gefallen iſt. 

Es find daher die 6 Erfigenannten als mit abfoluter 
Stimmenmehrheit gewählt anzufehen. Da aber diefelbe aus 
7 Mitgliedern zu beftehen, von den Übrigen Herren jedoch 
Niemand die abfolute Mehrheit erhalten hat, fo wird noch 
1 Mitglied zu wählen fein, deffen Namen ich Sie nun: 
mehr noch auf einen Zettel zu fchreiben bitte, 


Freiherr v. Weld: Wenn ich recht gehört habe, fo 
fagte der Herr Präfident, daß der Herr v. Wahdorf 27 
Stimmen erhalten hätte, alfo wäre er nicht gewaͤhlt. 


Präfident v. Schönfeld: Herr v. Wahdorf: Stöms 
thal hatte 28 Stimmen, Here Domherr v. Wahtzdorf eine. 


Freiherr v. Weld: Wer hatte denn 18 Stimmen? 


Präfident v. Schönfels: Das war Har Frei 
v. SchönbergeBibran. Folgendes ift das Refultat dieſet 
Wahlganges: Freiherr v. Schönberg-Bibran ift mit 20 
Stimmen bedacht worden, und daher als abjolut gewählt 
zu betrachten. Die übrigen Stimmen hatten fi vertheilt, 
nämlich 12 auf Herrn Rittner, 2 auf Herrn Buͤrgermeiſter 
Loͤhr und je 1 auf die Herren v. Schroͤter, v. Noſtitz⸗ 
Wallwitz, v. Böhlau und Graf Wilding. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: So fehr ich dag 
Vertrauen der gechrten Herren anerfenne, fo muß ich doch 
ebenfo dringend bitten, von meiner Perfon abzujehen. Die 
Finanzdeputation bedarf der vollen Kraft ihrer Mitglie⸗ 
derz aber ba ich fo fehr mit Privatgeſchaͤften uͤberhaͤuft 
bin, fo würde es ſchwierig fr mich fein, die Deputationd 
arbeiten übernehmen zu fönnen, die, wie ich glaube, 
jedes Mitglied zu übernehmen verpflichtet if. Ich bitte 
demnach nochmals dringend, von meiner Perfon abzufchen. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird Herrn v. Schoͤn⸗ 
berg Bibran hoffentlich befannt fein, daß die Ablehnung 
einer Wahl nur aus ſolchen Gründen erfolgen kann, weiche 
die Kammer billigt. Es müffen aber triftige Gründe fein, 
welche die Zufiimmung der Kammer zu erhalten haben. 
IH würde daher bitten, daß die Herren ſich darüber Außer 
ten. Wenn Niemand deshalb das Wort ergreift, fo wirde 
ich zur Sragftellung übergehen. Ich darf zwar nicht hoffen, 
daß, wenn ic meine Stimme gegen den Munich des 
Herin dv. Schönberg erhebe, dies einen Erfolg haben 
wird, indeß gebe ich doch zu bedenken, ob es nicht beſſer 
fein würde, wenn Herr dv. Schönberg die Mitglicofchaft 
dennoch übernähme, da ja die Deputation aus 7 Mit- 
gliedern befteht und Einzelne alfo vorausfichtlich doch nicht 
zu fehr mit Geſchaͤften überhäuft fein werden. Sch möchte 
daher nochmals fragen, ob nicht Her v. Schönberg aus 
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dieſet Rüdficpt zu Annahme der Wahl ſich geneigt finden 
möchte? Ich glaube, es ift dies im Sinne der Kammer. 

Freiherr v. Schönberg-Bibran: Ich habe mich 
dem Beichluffe der geehrten Kammer zu flgen. Ich werde 
meine Gründe sicht wiederholen, denn ich hoffe, daß die 
geehrte Kammer fo, wie ich bereits auögefprochen habe, 
diefelben anerkennen wird. 

Präfident v. Schönfeld: Herr v. Schönberg befteht 
alſo auf der Abftimmung? 


Freiherr v. Shönberg-Bibran: Ich würde darum 
bitten, 

Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat vernom- 
men, aus welchem Grunde Herr v. Schönberg-Bibran bie 
Wahl abgelehnt hat. Ich frage nun, ob fie denfelben für 
triftig anerkennt? Ich würde bitten, daß die Herren, welche 
mit „Nein“ ftimmen wollen, ſich erheben. 

17 haben ſich erhoben; 38 find wir: Die Frage ift 
demnach allerdings zu Gunften des Herrn v. Schönberg 
entfchieben. Demzufolge muß ich Sie erſuchen, einen ans 
dern Namen aufzufchreiben. 

(Dies gefchieht.) 

Von den eingegangenen 38 Stimmzetteln waren 2 zu 
caffiren und der Erfolg des Wahlgangs ift nun ders ‚Herr 
Nittner ift mit 17, Herr Bürgermeifter Löhr mit 16 Stim- 
men bedacht worden ; außerdem erhielt Herr v. Böhlau 2, 
Graf Wilding und Bürgermeifter Clauß je 1 Stimme. 
Da demnach eine abfolute Mehrheit nicht erfangt worden 
ift, fo wird noch einmal zu wählen fein; jeboch iſt dabei 
nur die relative Stimmenmehrheit erforderlich. 

Freiherr v. Biedermann: Es könnte doch die Frage 
entftehen, ob nicht ſchon die vorige Abftimmung als die 
dritte zu betrachten wäre, weil auf bie erfte ſchon 2 andere 
gefolgt find. 

v. Erpmannddorff: Ich glaube im Gegentheit, fie 
muß als die erfte angefehen werden. Die Wahl der 7 Mit- 
glieder war erfolgt und zwar abfolut. Nachdem Herr 
dv. Schönberg mit Genehmigung der Kammer abgelehnt 
hat, fo wurde eine neue Wahl nöthig und von diefer ha⸗ 
ben wir erft jegt den erften Wahlgang gehabt. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Herr v. Biedermann mit Heren v. Erdmannsdorff einvers 
fanden ift? 

Sreihere v. Biedermann: Da ich nicht daran ge 
dacht habe, daß auch bei der zweiten Wahl eine abfolute 
Mehrheit herauögefommen war, diefe Wahl aber abgelehnt 
worben ift, fo conformive ich mid; allerdings jetzt damit, 
daß eine neue Wahl flattfindet. 

Präfident v. Schönfeld: Es würde demzufolge eine 
Abftimmung nicht nöthig fein umd wir betrachten die vorige 
Abftimmung als die erſte und gehen nun zur zweiten über. 

L8. (Cl. Abonnement.) 
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(Es gehen wieder 38 Stimmzettel ein und das Refultat 
diefer Abftimmung ift, daß die Herren Rittner und Bürgers 
meifter Löhr jeder mit 19 Stimmen bedacht worden find.) 

Es tritt nun hier die Vorſchrift von 8. 86 der Land: 
tagsordnung ein, nach welcher bei ähnlichen Fällen dad 
Loos entfcheidet. Es find daher zwei Zettel gefertigt wor⸗ 
den; auf dem einen fliehen die Worte „Eintritt in die Des 
putation”; der andere Zettel ift leer und es wird daher 
derjenige von ben Herren, welcher den erſtern Zettel ergreift, 
in die Deputation eintreten. 

(Das Loos entſcheidet fuͤr Herrn Buͤrgermeiſter Loͤht und 
es tritt daher derſelbe als Mitglied in die zweite Depu— 
tation ein.) 

Herr Buͤrgermeiſter Loͤhr iſt derjenige, fuͤr den das 
Loos entſchieden hatz es wird daher derſelbe als Mitglied 
der Finanzdeputation zu betrachten fein und ich erlaube mir 
nochmals die Namen der Mitglieder zu recapituliren, damit 
fie nicht bei der folgenden Wahl collidiren. Die zweite 
Deputation befteht aus den Herren v. Sriefen, Pfoten- 
bauer, v. Römer, Dr. Koch, v. Erbmannsvorff, v. Watz⸗ 
dorf und Löhr. Ich werde Sie nun bitten, daß Sie die 
Güte haben, 5 Namen auf einen Zettel nieberzufchreiben 
und zwar die Namen derjenigen Mitglieder, welche Sie 
für die dritte Deputation beftimmen wollen. 

(Nah Einfammlung der Stimmzettel.) 
Es find diesmal nur 35 Stimmzettel eingegangen. 
(Nach Verlefung der Stimmzettel.) 

Das Ergebniß dieſes Serutiniums ift folgendes: Die 
Herren v. Beſchwitz und v. Böhlau find bedacht worden 
mit je 34 Stimmen, Herr v. Noftig- Wallwig mit 32, 
Here Kraft mit 23, Herr Bürgermeiſter Clauß mit 21. 
Es find daher die foeben von mir genannten Mitglieder 
als mit abfoluter Mehrheit gewählt anzufehen. Die uͤbri⸗ 
gen Stimmen haben ſich folgendermaßen zerfplittert. Die 
Herren Löhr, Nittner und von Watzdorf haben 9, 8 und 
6 Stimmen, die Herren Graf Radali, Dr. Hänel und 
dv. Schröter je 2, und die Herren v. Pofern, Gottfchald, 
Dr. Koch, v. Schönberg, dv. Rochow und Graf Stolberg 
jeder 1 Stimme erhalten und es befteht demnach bie dritte 
Deputation aus den Herren v. Beſchwitz, v. Böhlau, 
v. Noftis, Kraft und lauf. 

Präfident v. Schönfels: Wir würden nun At 
gehen haben zur Wahl der vierten Deputation und ich bitte 
Sie, hierzu 5 Namen aufzufchreiben. Noch will ich mir 
die Bemerkung erlauben, daß wir zwei ;Herren Grafen 
v. Einfiedel in der Kammer haben und daß daher eine recht 
genaue Bezeihnung wohl am Orte fein möchte, 

Es find 37 Stimmzettel eingegangen. 

Das Ergebniß diefes Scrutiniums iſt folgendes: Es 
find bedacht worden Here Kammerherrifo. Metich mit 35 
Stimmen ; Graf Einfiedel-Woltenburg mit 335 Bürger- 
meifter Gottſchald mit deren 32; Bürgermeifter Clauß. 
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and Domherr von Watzdorf mit je 24. Es iſt daher fein 
Bweifel, daß die fünf ſoeben von mir genannten Mit: 
glieder mit abfoluter Mehrheit in die vierte Deputation ges 
. wählt find. Die übrigen Stimmen haben ſich folgenders 
maßen veitheilt? auf Herrn v. Rochow 7, Herm Ritter 5 
‚und Herrn Dr. Häntl ebenfalls 5, wie auch auf Herrn 
Grafen v. Wilding 55 hingegen find bie Herren Wimmer 
mit 3, v. Schröter, Graf Stolberg, Löhr und v. Pofern 
je mit 1 Stimme bedacht worden und es beftcht demzu ⸗ 
folge die vierte Deputation aus den Herren v. Metzſch, Graf 
Ein ſiedel Wolkenburg, Clauß, Gottfchald und v. Watzdorf. 
Wir werden nun noch eine Wahl vorzunehmen haben 
und zwar die Wahl eines Mitgliedes der Redactionsdepu⸗ 
tation. Diefe befteht aus einem Secretär und einem Mits 
gliede und ich bitte daher, ben Namen besjenigen Mitglier 
des auf einen Zettel niederzufchreiben, weldes in die Re 
dactionsdeputation kommen fol. 


Mach Einfammlung der Stimmzettel.) 
€ find 37 Stimmzettel eingegangen, 
(Nach Ausrufung der Namen.) 
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Es ift kein Zweifel, daß Herr Hofrath Profeffor i 


Dr, Hänel aus Leipzig mit Allem gegen 1 Stimme ald 
Mitglied zur Nedackionsdeputation gewählt worden iſt. 

Ein Urlaubsgeſuch ift eingegangen vom Heren Amts: 
hauptmann v. Biedermann. Derfelbe wuͤnſcht wegen feiner 
Augenleiden und zur Fortſetzung einer Cur einen Urlaub 
auf drei bis vier Wochen’ vom nächften Freitag an gerech⸗ 
net, Es möchte aber wohl diefer Wunſch etwas näher 
präcifirt werden, weil Urlaub nur auf beftimmte Beit ge 
geben wird, Ich würde daher eine Frift von vier Woden 
vorſchlagen. 

Freiherr v. Biedermann: Ich bin damit einver⸗ 
ſtanden. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich wuͤrde alſo fragen, ob 
die Kammer den erbetenen Urlaub von vier Wochen, vom 
Freitag an gerechnet, bewilligen will? Einſtimmig Ja. 


Freiherr v. Biedermann: Ich werbe jeboch vielleicht 
früher eintreffen und dann in die Kammer eintreten. 

Präfident v. Schönfeld: Sobald der Beurlaubte eher 
eintrifft und fich anmeldet, fo erledigt ſich der erhaltene 
Urlaub. Ich habe nun noch zu erwähnen, daß ich in Bes 
zug auf bie nächfte Sitzung nicht in der Lage bin, angeben 
zu fönnen, wenn biefelbe flattfindetz auch vermag ich nicht, 
die Tagesordnung zu beftimmen. Ich werde mir daher ges 
fatten, durch Karten zur naͤchſten Sitzung einladen zu 
laffen und erfuce num noch Herrn Gecretär v. Egidy, 
das Protokoll vorzutragen. 

dv. Zehmen: Ich habe der Kammer anzuzeigen, daß 
die erfte Deputation ſich conftituirt, mich zum Vorfien- 
den und Herrn Bürgermeifter Hennig zum Secretaͤr ers 
nannt hat. 

Präfident v. Schönfels: ES wird dies zu Protokoll 
genommen werben. 

Freiherr v. Beſchwitz: Die dritte Deputation hat 
ſich ebenfalls conftituirt, mich zum Vorſtande und Herrn 
Bürgermeifter Clauß zum Secretär ernannt. 

Präfident v. Schönfeld: Wird ebenfalls zu Proto— 
toll genommen werden. 

v. Metzſch: Ich habe der geehrten Kammer gleiche 
falls anzuzeigen, daß bie vierte Deputation fich foeben 
conftituirt, mich zu ihrem Vorftande und Herrn Domherrn 
v. Watzdorf zum Secretaͤr ernannt hat. 

Praͤſident v. Schönfels: Wird zu Protokoll genom⸗ 
men. Es wird nunmehr das Protokoll verleſen werben. 
(Nach) einigen Bemerkungen, ob 37 oder 38 Mitglieder bei 
der erften und zweiten Abftimmung votirt haben, macht 
Secretär v. Egidy bemerklich, daß er 38 angegeben habe.) 

Wenn Niemand etwas weiter gegen das Protokoll er⸗ 
wähnt, ſo erkläre ich daffelbe für genehmigt und erfuche 
den Herrn Vicepräfidenten und Herrn Domherrn v. Watz⸗ 
dorf, daſſelbe mit mir zu unterzeichnen. 

(Schluß der Sitzung 3 Uhr.) 


Redacteur ·h · Meinhold, Sreretär. im Koͤnigl. Miniſterium des Innern. — Druck von B. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 14. November 1860. 
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Mitthbeilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


1. Sammer. 











NM 2. 


Dresden, am 17. November 


1860. 





Bweite öffentlihe Sisung der Erſten Kammer 
am 13. November 1860. 


Inhalt: 

Verpflichtung der Herren v. Böhlau und Dr. Liebner. — Re— 
gitrandenvortrag. — Entſchuldigungen und Urlaubsgeſuche. 
— Gonftituirung der Finanzdeputation. — Anträge der 
Zwiſchendeputation über die Berathungsmodalitaͤt des Ent 
wurfs einer Militärftrafproeeforbnung. — Wahl der Mite 
glieder zum Staatsſchuldenverwaltungsausſchuß und deren 
Stellvertreter, 

— 


Die Sigung beginnt um 12 Uhr 15 Minuten in Gegen⸗ 
wart der Herren Staatdminifter v. Frieſen und v. Nas 
benhorft, fowie in Anwejenheit von 34 Kammermit: 
gliedern. 


Präfident v. Schönfeld: Ein Protokoll ift nicht zu 
verlefen, da die Verleſung deffelben bereitd im voriger 
Sitzung ftattgefunden hat. Es würde zuvoͤrderſt zur Ver— 
pflicytung des Heren v. Böhlau, der in der legten Sigung 
nicht anmefend war, zu verfchreiten fein. Ich erfuche 
Herrn v. Böhlau, fi zu nähern. Sie haben den Eid, 
wie ihn die Verfaffungsurkunde ‚vorfchreibt, bereit früher 
geleitet. Es bedarf daher nur, daß dieſer Eid hier vors 
gelefen wird und daß Sie mir den Handichlag darauf geben, 
daß Sie bei allen Abflimmungen und Anträgen ſich den⸗ 
feiben als Richtfchnur dienen laffen wollen. 

(Secretär v. Egidy verlieft den Eid.) 

Diefer Eid ift auch zugleich für Herrn Oberhofprediger 
Dr. Liebner verleſen und ich erſuche auch ihn, diefes Eides 
fietd eingeben? fein zu wollen. 

Wir würden uns nun zum Negiftrandenvortrag zu 
wenden haben, und ich erfuche den Heren Gecretär v. Egidy, 
denfelben zu bewirken. 

(Nr. 14.) Allerhoͤchſtes Decret vom 6. November die⸗ 
ſes Jahres, die Entwürfe, a) eines Gefeßes, die Gerichts- 
behörden bei.der Rönigl. ſächt, Armee, deren Buftändigkeit 
und einige damit zufammenhängende Gegenflände, b) einer 
Mititärftrafproceßordnung für das Königreich Sachſen und 
©) einer Verordnung, die Erlaſſung der vorgedachten Ge. 
fegentwürfe betr. 


1.8. (dl. Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfeld: Diefes allerh. Decret ift 
bereitö gedrudt und in den Händen der Kammermitglieberz 
verlefen ift es aber noch nicht und es würde nun, um der 
Form zu genügen, heute zu verlefen fein. 

e (Vortrag folgt.) 

(Nr. 15.) Mittelft Schreibend vom 1. November 
1860 überreicht der Dr, phil. Karl Milhelm Landfchreiber 
zu Leipzig eine Anzahl Eremplare einer von ihm verfaßten 
Schrift: „Die kirchliche Situation in Sachfen, wie in Deutich 
and überhaupt, in befonderer Beziehung auf die theils im 
Werke fiehenden, theils angeftrebten proteftantifchen neuen 
Kirchenverfafungen” zur Wertheilung an die Kammermits 
glieder, 

Praͤſident v. Schönfeld: Der Wunſch des Verfaffers 
diefer Schrift geht dahin, diefelbe möchte an die Mitglies 
der der Kammer vertheilt werden. Nun ift aber eine volls 
ſtaͤndig Hinreichende Anzahl folder Exemplare nicht vorhans 
ten. Ich habe daher 7 Gremplare an die Bwifchendepus 
tation vertheilen laffen. Die übrigen liegen in der Kanzlei 
aus und fiehen für diejenigen Mirgliever, die ſich für den 
Gegenſtand intereffiren, zur Dispofition. 

(Mr. 16.) Arvocat Dr. Pilling zu Dresden überreicht 
mittelft Schreibens vom 8. November 1860 124 gebrudte 
Cxemplare der unter Nr. 4 dieſer Negiftrande eingereichten 
und zuvoͤrderſt an die Zweite Kammer abzugeben gewefenen - 
Petition von 33 hiefigen Innungen, das Gewerbegefeß betr., 
zur Vertheilung an die Mitglieder beider Kammern. 

Präfident v. Schönfels: Es ift dieß diefelbe Petition, 
welche bereit in voriger Sigung auf der Negiftrande ftand. 
Damals war fie nur fehriftlid, eingereicht worden; heute 
liegt fie gedrudt vor und. Die überfendeten Exemplare 
find an die geehrten Mitglieder vertheilt worden und dem 
Wunſche der Petenten, der dahin geht, daß bie Petition 
zunaͤchſt bei der Zweiten Kammer möchte berathen werben, 
entiprochen. Es verftcht ſich dies Übrigens von felbft, da 
das allerhöchfte Decret der Zweiten Kammer zunächft uͤber⸗ 
wiefen worden if. Die übrigen Eremplare find mittelft 
Nefolution des Divectoriums an bie Zweite Kammer abs 
gegeben worden. 

(Mr. 17.) Der Landtags-Ausfhuß zu Verwaltung 
der Staatsſchulden überreicht mittelft Schreibens vom 8. 
November 1860 die über die Staatöihulven auf die Jahre 
1856, 1857 und 1858 abgelegten 33 Rechnungen zur Er 
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innerung und Zuftification, fowie 3 dazu gehörige Gut- 
achten der Oberrehnungsfammer. E 

Praͤſident v. Schönfels: Diefe Staatsſchuldenkaſſen⸗ 
rechnungen werden unzweifelhaft der zweiten Deputation 
überwiefen werden muͤſſen. Ich frage nun, ob die Kam⸗ 
mer mit diefem Vorſchlage einverfanden iſt? — Einſtim- 
mig 3a. 

(Nr. 18.) Geſuch des Herrn Grafen v. Einſiedel⸗ 
Neibersdorf vom 9. November 1860 um Ertheilung eines 
durch fein andauerndes Gehörleiden bedingten Urlaubes für 
die Dauer des gegenwärtigen Landtages. 

Präfident v. Schönfeld: Das Urlaubsgefuch ift, wie 
Sie vernommen haben, auf die ganze Dauer des Landtags 
gerichtet. Es find, ſoviel ich mich erinnere, Feine Vor⸗ 
gänge da, wo wir Urlaub in fo ausgebehnter Weife ertheilt 
hätten. Indeß die Gefundheitälage des Herrn Grafen 
v. Einfiedel-Reibersdorf ift allerdings von folder Art, daß 
ich glaube, man kann mit gutem Gewiffen diefes Geſuch 
befürworten. Wir alle kennen und wiflen, daß der Herr 
Graf am Gehör leidet, und gerade das Gehör ift nothwendig 
in biefem Saale, fo daß ich das Geſuch befürworte. Ich 
habe nun zu erwarten, ob von Seiten der Kammer eine 
andere Meinung aufgeftellt' wird. Wenn dies nicht der 
Fall ift, fo frage ich, ob die Kammer den gewünfchten Ur: 
taub dem Grafen v. Einſiedel Reibersdorf auf die Dauer 
des Landtags zu genehmigen gemeint if? — Einflim- 
mig Ja. 

(Mr. 19.) Die Rebaction des Leipziger Journals ftellt 
der Kammer mittelft Schreibens vom 10. November 1860 
ein Eyemplar ihres Blattes zur täglichen Verfügung. 

Praͤſident v. Schönfeld: Die Nedaction des Leipzis 
ger Journals offerirt der Kammer ein Exemplar ihrer Zei⸗ 
tung. Es ift dies, wie ich glaube, anzunehmen und der 
Dank dafür im Protokoll niederzulegen. 

(Nr. 20.) Einladung der hiefigen Harmonie: Gefel- 
FAR vom 9. November 1860 zur Theilnahme an ihren 

efelfchaftözufammenkünften. 

Präfident v. Schönfels: Ich werde diefe freundliche 
Einladung auf dem grünen Tiſche auslegen und die Kam: 
mer wirb auch hier einverfianden fein damit, daß der Dank 
daflır im Protokoll niedergelegt werde. 

(Mr. 21.) Here Graf von Einfiedel-Wolkenburg über: 
reiht im Auftrage des Superintendenten Dr. Siebenhaar 
zu Venig eine Anzahl Eremplare der vom Legteren verfaß⸗ 
ten Schrift: „Die Stelung der Superintendenten nach dem 
et le Eromrenung (N Mangels Finde 

jun rehellung an 
der ber Erlen und Aneltin Kammer. ® — 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Das Schreiben des Herrn 
Grafen lautet folgendermaßen: 

Sm Auftrag des Herrn Superintendenten Dr. Sie- 
benhaar zu Penig bechre ich mic, beifolgend die von dem 








Letzteren verfaßte Schrift: „Die Stellung der Super- 
intendenten nach dem Entwurfe einer Kirchenordnung für 
die evangelifche Kirche im Königreiche Sachfen” in einer 
Anzahl Eremplaren zu überreichen und zu bitten, dieſelben 
zur Bertheilung an die Mitglieder der Erften und Zweiten 
Kammer gelangen zu laſſen.“ 

Diefem Wunſche ift bereitö entfprochen worden. Die 
Eremplare find vertheilt und ſonach würde dem, was Herr 
Graf Einfiedel wuͤnſcht, Genüge gefchehen fein. 

(Mr. 22.) Die Zweite Kammer überfendet brevi manu 
42 Drud:Eremplare einer bei ihr eingegangenen Petition 
der Adminiftration der Handeldinnung zu Dresden vom 10. 
November 1860, das Gewerbegeſetz betr., zur Vertheilung 
an die Kammermitglieder. 


Praͤſident v. Schönfeld: Auch diefe Petition ift 
vertheilt worden und wird der Zwifchendeputation für den 
Gegenſtand, den fie behandelt, zur Prüfung vorgelegt 
werben. 

Mr. 23.) Einladung des Vorſtandes des hiefigen 
Lefevereind vom 12. November 1860 zur Theilnahme an 
ihren Berfammlungen und Gefellichaftsabenden. 


Präfident Schönfeld: Ich werde auch diefe Einla— 
dung auf dem grünen Tiſche auslegen laffen und dem 
Dank dafür im Protokoll einen Platz gönnen. Entſchul⸗ 
digungen find heute eingegangen. Zuvoͤrderſt diejenige 
des Heren Bürgermeifterd Hennig, der durch Gefchäfte vers 
hindert ift, in der heutigen Sigung zu erſcheinen und bie 
des Herrn Freiherrn v. Rochow, der wegen eines bedenk⸗ 
lichen Krankheitsfalles in feiner Familie ebenfalls abge» 
halten ift, heute hier zu erſcheinen. Urlaubögefuche find 
eingegangen: Von Heren Domherrn v. Wahdorf und 
Herrn v. Weld, Erfterer bittet wegen eines Todesfalles 
in feiner Familie um Urlaub von heute bis 23. d. Mes. 
Senchmigt die Kammer diefes Urlaubsgefuh? — Einſtim⸗ 
mig Ja. £ 

Here Freiherr v. Weld fchreibt: 

Der ergebenft Unterzeichnete bittet dringender Pri⸗ 
vatgeichäfte halber um Urlaub bis zum 16, diefed: Mo- " 
nats vom heutigen Tage an. Niefa, den 12. Novems 
ber 1860. Frhr. v. Weick.“ 

Ich frage auch hier: Will die Kammer diefes Geſuch 
genehmigen? — Einſtimmig Ja. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen. Wir 
würben daher zum erſten Gegenſtande der heutigen Tages⸗ 
ordnung uͤbergehen koͤnnen. 

Vicepräfident Freiherr v. Frie ſen: Im Auftrage der 
Finanzdeputation habe ich der Kammer anzuzeigen, daß 
dieſelbe ſich conſtituirt, mich zum Vorſtandund Herrn 
Bürgermeifter Loͤhr zum Secretär gewählt hat. 


Präfident v. Schönfels: Diefe Mittpeilung wird 
su Protokoll zu nehmen fein. Der exfie Segenfland uns 


ferer heutigen Tagesordnung betrifft die Anträge der Zwi⸗ 


ſchendeputation über die Berathungsmodalität des Entwurfs 
einer Militaͤrſtrafproceßordnung und ich würde in biefer 
Beziehung den Herrn v. Könnerig ald Referenten erfu: 
hen, den Rednerſtuhl zu betreten und und zu referiren. 


Referent v. Könnerig: Das königliche Decret an die 
Stände lautet: 


Se. Königlide Majeftät haben den, nad) der 
ftändifhen Schrift vom 4. Auguft 1858 gewählten und 
am 15. Auguft diefes Jahres zufammengetretenen ftändir 
ſchen Deputationen die Entwürfe 

eines Geſetzes, die Gerihtsbehörden bei der koͤnigl. 
fächf. Armee, deren Buftändigkeit und einige damit zu: 
fammenhängende Gegenftände betreffend 


und 
einer Mititärftrafproceforbnung für das Königreich 
Sachſen 
nebſt, Motiven zuftellen laſſen. 

Ailerhoöchſtoöieſelben laſſen nunmehr dieſe Ent 
würfe, hinſichtüch deren die Berichte der genannten ſtaͤn⸗ 
difchen Deputationen Über ihre unter Buziebung Eönigt. 
Commiſſare gehaltenen Berathungen an die Kammern ge 
Tangen werden, unter Beilchluß des Eatwurfs einer Publis 
cationdverordnung*) zu obgenannten Gefegentwürfen, den 


9 Verordnung, 
die Erlaſſung innenbenannter Geſetze betreffend. 
Wir, Johann, von Gottes Gnaden König von 
Sachfen ac. 2e. zc. thun hiermit fund und fügen zu wiſſen: 
Nachdem Wir mit Unferen getreuen Ständen Über die 
Erlaffung 3 
1, eines Geſetzes, die Gerichtshehoͤrden bei der Fönigl. 
fächf. Armee, deren Zuftändigkeit und einige damit 
zufammenhängende Gegenftände betreffend, 


d 
* U. einer Militaͤrſtrafproceßordnung für das Königreich 
& 


achſen 

Ans vereinigt haben, bringen Wir ſolche in den Beilagen 

erdurch zur Öffentlichen Kenntniß und beftimmen zugleich 
iber deren Anwendung Folgendes: 


1. 

Bon Unferem Kriegsminiftertum wird, nad vor- 
ängigem Einvernehmen mit Unferem Minifterium der Ju ⸗ 
ig, der Tag beſtimmt und durch Verorenung befannr 
macht werden, mit welchem die gedachten beiden Geſetze 

h Kraft treten follen. 
$.2. : 

Neben den gebachten neuen Gefegen bleiben noch fer⸗ 

ner in Gültigkeit: : 

1) die Vorfchriften der Verordnung, die Publication 

) des Uber den militärifchen Gerichts ſtand in Straf: 

fahen bei Bundestruppen, welche in Friedenszeiten 
zu Bundeözweden zufammengegogen werden, bon 
der deutfehen Bundesverfammiung am 24. Juni 
1852 gefaßten Beſchluſſes betreffend, vom 4. Sep: 
tember 1852, 


2) die ftrafproceffualifchen Vorſchriften des Königlichen 
Hausgefeges vom 30. December 1837, infoweit 
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getreuen Ständen vorlegen, um über diefe Entwürfe, deren 
Berathung zuerft in der Erften Kammer der Ständeverz 
fammlung flattfinden fol, deren Erklärung zu vernehmen 
und bleiben Allerhoͤchſtdiefelben den getreuen Ständen 
mit Huld und Gnaben jederzeit wohl beigerhan. 

Dreöden, den 6. November 1860. 


Johaun. 
(L.S.) Bernhard v. Rabenhorſt. 


Nach Verleſung des koͤniglichen Decrets werde ich nun 
zur Berichterſtattung uͤbergehen und der Kammer denjenie 
gen Theil des Deputationsberichts vortragen, auf weichen 
ſich heute die Berathung zu erftreden haben dürfte. Der 
Bericht lautet wie folgt: . 


Der der Ständeverfammlung vom Jahre 1857/58 zur 
verfaffungsmäßigen Berarhung übermiefene Entwurf zu 
einer Militärgerichtordnung war zunaͤchſt an die hohe Erfte 
Kammer gelangt. . 

Die erfte Deputation derfelben war mit dem erſten, 
dritten und vierten Theile diefes Geſetzentwurfs (welche von 
der Mititärgerichtsbarkeit, der Mitirärftrafrehhtspflege in 
Kriegszeiten und dem militärgerich:lichen Verfahren in buͤr⸗ 
gerlihen Rechtsſachen zc. handelten) im Wefentlichen ein⸗ 


nicht, das unter I. erwähnte Geſetz befondere Bes 
flimmungen enthält, 

3) die Vorſchriften über das Verfahren: bei Webertres 
tungen des Geſetzes vom 22, Februar 1844, den 
FE der Rechte an literariichen Erzeugniffen bes 
treffend, 

4) die Vorfchriften Über das Disciplinarverfahren gegen 
Staatsdiener und andere bei dem Militäretat in 
Öffentlichen Pflichten fiehenden Perfonen, 

5) die Vorfchriften Über das Verfuhren in Werwals 
tungd- und Polizeiftraffachen der Mititärperfonen, 
infoweit nicht das unter 1, gedachte Geſetz beſon⸗ 
dere Beftlimmungen enthält, B 

6) die in Gefegen und Verordnungen enthaltenen Vor⸗ 
ſchruten, auf deren fortdauernde Gültigkeit in ven 
vorliegenden neuen Gefegen felbft Bezug genoms 


men ift. 

Wenn jedoch in Fällen, wo ſolches nad) den neuen 
Geſetzen vorgefchrieben oder nachgelaſſen ift, die Abgabe 
der Sache zur weiteren Fortſtellung und Aburtheilung an 
die Mılitärgerichtsbchörde erfolgt ift, fo findet auch hier 
das im ber unter I. gedachten Militärftrafproceßordnung 
vorgefchriebene Verfahren ftatt. 


R 6. 3. 

Die vorſtehend benannten neuen Geſetze treten mit 
dem nach $. 1 beftimmten Lage auch rüdfihtlich der Unter⸗ 
fuhung und Aburtheilung der vor diefem Lage begangenen 
Verbrechen unter den nachfiehend bemerkten näheren Be— 
ſtimmungen in Kraft. ei 


$.4 
Die bei den Gerichten erfter Inſtanz bereits anhaͤn⸗ 
gigen Unterſuchungen, welche nach den Vorfchriften der Mitie 
tärftrafproceßordnung in $. 50 fg. nicht von den fländigen 
Kriegsgeripten abgeurtheilt werden Können, find zur Schlußr 
verhandlung und Entſcheidung an das Spruchkriegsgericht 
3* 
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verftanden gewefen, wogegen der Depufation gegen ben 
in ——— Theil der Geſetzvorlage (welcher 
das militärgerihtliche Strafverfahren im Allgemeinen zum 
Gegenftande hatte) mehrere erhebliche Bedenken beigegan- 
gen waren. i 

Die gedachte Deputation hatte in dem umter dem 
5. Juni 1858 erftatteten Berichte diefe Bedenken zufam- 
mengeftellt. 


Letztere beftanden vorzüglich darin: 

a) daß man an der Art und Meife, wie in dem zwei⸗ 
ten Theile des Geſetzentwurfs auf die zum Theil 
auf ganz anderen Prineipien beruhende allgemeine 
Strafprocegordnung zurüdverwiefen worden war, 
Anftoß nahm; 

b) daß man es flr bedenklich erachtete, an bie Stelle 
des nad) ber allgemeinen Strafproceßorbnung geord- 
neten Anklageverfahrens (in welchem die Ergebniffe 
der Vorunterfuhung geprüft werden und welches 
mit dem Erfenneniffe auf Einftellung oder Vers 
weifung feine Endſchaft erreicht) die Berichtserſtat- 
tung von dem Unterfuchungsgerichte an dad Ober⸗ 


zu überweifen. Infoweit dagegen dieſe Unterſuchungen 
ur Buftändigkeit des ftändigen Kriegsgerichts gehören, find 
he bei diefem nach Maßgabe der Vorfchriften in $. 333 
fg. der Miltärftrafprocegorbnung fortzuftellen und zu been» 
digen, 


gen. 

s Die Rechtsbeftändigkeit derjenigen Handlungen, welche 
von den Gerichten in diefen Unterfuhungen bis dahin, wo 
die Militärftvafprocegorbnung in Kraft fritt, vorgenommen 
worden find, ift lediglich nach dem zeither gültigen Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilen. 

$.5. 

Die Beftimmungen des vorigen Paragraphen Abſ. 1 
leiden auf ſoiche Unterfuhungen Feine Anwendung, in wel- 
hen vor dem nach $. 1 beftimmten Tage bereits ein End⸗ 
erfenntniß von dem Unterfuchungsgerichte oder von dem 
Dberkriegägerichte abgefaßt oder die Acten zur Abfaſſung 
eines folchen an das Dberkriegsgericht eingefendet worden. 

Vielmehr find diefe Unterfuhungen nad) dem zeitheriz 
gen Verfahren fortzuftellen und zu beendigen. Dies gilt 
inöbefondere in Betreff der Zutäffigkeit von Rechtsmitteln 
und des Inftanzenzugs. 


6. 

Iſt eine Unterſuchung von dem nach $. 1 beftimmten 
Tage wegen Mangels ausreichender Beweismittel eingeftellt 
oder durch eine völlige oder befchränkte Kiagfreifprehung 
beendigt worben, fo kann die Wiederaufnahme berfelben, 
von amtöwegen oder auf Antrag des Gommandanten, ber 
ziehendlich des —— —* aus denſelben Gründen 
erfolgen, aus welchen die Wiederaufnahme einer nad) jenem 
Tage eingeftellten ($$. 103, 110 ber Milirdrfirafproceforbs 
nung) Unterfuchung zuläffig ift (vergl. $. 349 Abf. 1 unter 
1,2 und 3 und Abſ. 2 der Militärftrafprocegordnung). 

Iſt der Angefehuldigte durch ein vor jenem Tage er⸗ 
theiltes Erkenntniß veruriheilt worden, fo Eann die Mieder- 
sutneßme aus den in $. 349 unter 4 angegebenen Gründen 
eintreten, 

In Betreff des Antrags des Angefchuldigten auf Wieder: 
aufnahme einer vor jenem Tage beendigten Unterfudung 
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kriegsgericht und die Entſcheidung des letzteren über 
das weitere Verfalren treten zu laffenz 

©) daß man fand, es werte bem Auditeur bei der fpruche 
kriegsgerichtlichen Hauptverhandfung in einer ume 
faͤnglichen Unterfuhungsiache eine zu große Arbeits: 
Taft aufgebürdet. 


Iene Deputatien fah fih daher behindert, ſich für 
Annahme des zweiten Thles der Gefekvorlage in jeiner 
damaligen Geftalt zu verwenden, 

Eine Erledigung der aufgetauchten Bedenken Fonnte 
jedoch nicht ohne eine wefentliche Umarbeitung des Geſetz⸗ 
entwurfs und diefe wiederum nicht während der laufenden 
Geſchaͤfte des Landtags vorgenommen werden. 

Es mußte ferner ein Antrag auf Ablchnung des 
wichtigſten Theiles des Gefegentwurfs einen gleichen Ans 
trag bezüglich des ganzen Geſetzes zur Folge haben. 

Segen einen einfahen Antrag auf Ablchnung der Ger 
fesvorlage ſprachen aber auch gewichtige Gründe, 

Erſchien es nämlich einerfeits mindeftens als ſehr 
wuͤnſchenswerth, daß den durch die Verordnung vom 
25. Sept. 1856, einige Beftimmungen in Bezug auf die 


gelten die Vorfchriften in $. 350 der Mititärftrafprocehe 
ordnung, 

Ueber die Wiederaufnahme einer vor dem nach $. 1 bes 
ſtimmten Tage eingeftellten Unterfuchung entfcheidet das 
Unterfuhungsgeriht, dagegen fteht die Entfcheidung Liber 
die Wiederaufnahme einer durch Enderkenntniß beendigten 
Unterfuchung dem Oberkriegsgerichte und zwar auch in dem 
Falle zu, wenn das frühere Erkenntniß von dem Ober- 
appellationsgericht gefällt worden war. 

Diefelben Beſtimmungen gelten auch rüuͤckſichtlich der 
Wiederaufnahme folcher Unterfuchungen, weldie nad) 
jenem Tage zwar, aber infolge der Vorſchrift von $.5 nad) 
den Grundfägen des früheren Verfahrens abgeurtheilt 
worden find. 

Im Uebrigen leiden, bei der Wiederaufnahme früherer 
Unterfuhungen die Beftimmungen der Mititärftrafprocee 
orbnung, insbefonbere aud) des $. 349 Schlußj. und $. 352 
Abf. 4 Anwendung. 


SEN 3 
‚Die zeitherigen gefeglihen Beſtimmungen über die 
Militärgeritöverfaffung und das bei den Militärgerichten 
vorgefchriebene Verfahren, insbefondere die einfchlagenden 
Vorfchriften des Geſetes Uber privilegirte Gerichtöftände und 
einige damit zufammenhängende Gegenflände vom 28. Zus 
nuar, 1835, $. 29 flg., des Gefehes, das Verfahren in 
Aominiftratiojuftizfahen betreffend, vom 30. Januar 1835, 
$. 36 unter 2 a, b und 6, die Verordnung, einige Beftims 
mungen in Bezug auf die Militärredhtspflege betreffend, 
vom 25. September 1856 und die Verordnung, einige 
Beſtimmungen in Beziehung auf die Mititärftrafrechtös 
pflege in Kriegszeiten betreffend, vom 9. Mai 1859, wer- 
den, vorbehättlich der Beftimmung in $. 2 Nr. 6, fammt 
allen darauf bezüglichen Gefegen und Verordnungen, von 
dem nad) $. 1 beftimmten Tage an, hierdurd) aufgehoben. 
Urkundlich Haben Wir diefe Verordnung eigenhändig 
— und Unſer Koͤnigliches Siegel beidruden 

en. % 
Dreöden, ben 
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Militaͤrrechtspflege betreffend, proviſoriſch getroffenen Ans 
ordnungen baltmöglichft definitive gefegliche Beftimmungen 
fubftituirt werden möchten, fo hatte andererfeitö die Depu⸗ 
tation auch dad Verlangen, einen Weg ausfindig zu machen, 
um den beträchtlichen Zeit- und Arbeitsaufwand zu vers 
mindern, welcher durch anderweite Vorlegung eines ben: 
felben Grgenftand betreffenden Gefegentwurfs zur verfaf- 
fungsmäßigen ſtaͤndiſchen Berathung nothwendig entftehen 
mußte. 


Um diefen Zweck zu erreichen, fand ſich jene Depu⸗ 
tation veranlaßt, ihre Anficht im Allgemeinen darüber aus» 
zuſprechen, wie ihre Bedenfen zur Erledigung zu bringen 
fein möchten, knuͤpfte daran die Anträge: 


Bu a. 
die in $. 50 des Geſetzentwurfs enthaltene allgemeine 
Vorſchrift über Anwendbarkeit der allgemeinen Straſproceß · 
ordnung ganz auszuſcheiden, dagegen diejenigen Beftims 
mungen ber allgemeinen Strafproceforbnung, welche auf 
die Militärftrafprocegorbnung nur analoge Anwendung 
finden koͤnnten, fpeciell in die letstere aufzunehmen und eine 
Zurdidverweifung auf die allgemeine Strafproceß ordnung 
nur da eintreten zu laffen, wo einzelne Acte der Militäre 
ffrafjuftigpflege ganz in derfelben Weife vorzunehmen wären, 
wie ſoiche bei der Zaun der bürgerlichen Strafgerichtss 

barkeit zu expebiren fein würden; 


zu b. 
daß bie Prüfung der Ergebniffe der Vorunterſuchung und 
die Abfaffung des Erfenntniffes_auf Einftelung- oder Forts 
ftellung der Unterfuhung dem Auditeur, welcher die Vor— 
unterfuchung geführt hat, überlaffen, dagegen aber der Anger 
ſchuldigte důrch Ausdehnung ber ihm gegen biefed Erkennt: 
niß zuftändigen Nechtömittel auf das in der allgemeinen 
Strafproeeßordnung nachgelaffene Maß fichergeftellt werde; 
wies ferner a 
zu o. 
darauf hin: 

daß nach ihrer Anſicht nach Einführung der neuen 
Militärftrafproceßorbnung die Anftelung eines Actuars bei 
jedem Brigadekriegögerichte nicht zu umgehen fein wide 
und ftellte den Hauptantrag: 

d. 

die koͤnigl. Staatsregierung zu ermächtigen, ven Ge 
fegentwurf nach Maßgabe der vorgedachten beiden Anträge 
unter a und b entfprecdend abzuändern und als Gefch zu 
publiciten, . 

Dabei wurde vorauögefeßt, daß die übrigen drei Theile 
der Militärgerichtsorbnung die Genehmigung der Erften 
Kammer finden würden und, um die Rechte der Kammer 
zu wahren, wurde fehließlich in Vorfchlag gebracht: 


© 

daß ſich die koͤnigl. Staatöregierung vorher verpflichten 
möchte, das Geſetz bei dem nächften, oder einem der nach⸗ 
ſten Landtage den Kammern zur Revifion vorzulegen, da- 
fern diefelben darauf antragen follten. 

Bei der Berathung der Gefetvorlage in der Erſten 
Kammer wurde, nach vorgängiger Genehmigung des unter 
© geftellten Vorbehaltes durch die Fönigl. Staatsregierung, 

der Deputationsantrag 
unter a einftimmig, 
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unter b gegen eine Stimme, 
unter d einftimmig, 


fowie ‘der Vorbehalt 
„ unter e ebenfalls einftimmig angenommen, 
und beſchloß endlich die Etſte Kammer gegen eine Stimme, 


zu dem erflen, dritten und vierten Theile des, Ges 
fegentwurfs mit den, bei den einzelnen Paragraphen 
vorgefchlagenen Abänderungen, Zufägen und BWeglaffuns 
an ebenfalls ihre Zuftimmung und fomit ver ganzen 
efegvorlage en bloc ihre Genehmigung zu ertheilen, 

Ehe die Gefegvorlage in der Zweiten Kammer zur Ber 
rathung gelangte, wurde biefelbe durch Eönigl. Decret vom 
23. Juli 1858 zurüdgezogen. 

Die Fönigl. Staatsregierung hat hierauf, unter Their 
lung de in dem früheren Gefegentwurfe zuſammengefaßten 
Stoffes, den auf ihre Veranlaffung gewählten Swilchens 
deputationen beider Kammern den Entwurf zweier Gefetze, 
und zwar: 

a) ben Entwurf eines Geſetzes: „die Gerichtsbehoͤrden 
bei der koͤnigl. fähfiihen Armee, ‚deren Zuftändige 
keit und einige damit zufammenhängende Gegens 
ftände betreffend” (Gefegvorlage unter ILL), 

b) den Entwurf einer Militärftrafproceßorbnung (Ger 
fegvorlage unter IV.), 

vorgelegt. 

Dem entfprechend ift Über jeden diefer beiden Geſetzes⸗ 
entwürfe ein beſonderer Bericht zu erftarien, 

Indem die unterzeihnete Deputation ihr Einverftänds 
nig damit ausfpricht, daß es nach der welentlihen Ums 
arbeitung ber zweiten Hauptabtheilung des früheren Ents 
wurfs aus Nüdfichten auf die Außere Deconomie ber bes 
treffenden Gefevorlagen ganz angemeffen war, aus dem 
bisher in einem Entwurfe zufammengefaßten Stoffe zwei 
Sefegentwürfe zu bilden, wie dies Überdies in Ahnlicher 
Weife bezüglich, der allgemeinen Strafproceßordnung vom 
11. Auguft 1855 und des Gefeges, vie fünftige inrich⸗ 
tung ber Behoͤrden erſter Inftanz für Nechtöpflege und 
Verwaltung betreffend, von demfelben Tage, der Fall ges 
wefen ift, En diefelbe im Begriff der -Berathung der 
nurgedaghten beiden Gefegentwürfe in der hohen Een 
Kammer in Vorſchlag bringen zu follen: 

daß der Entwurf einer Militärftrafprocefordnung 
zuerſt zur Berathung gelange. 


Bei diefem Vorſchlage wird die Deputation von dem⸗ 
felben Grunde geleitet, welcher bei der Beratung der nurs 
gedachten beiden Gefehe vom Jahre 1855 maßgebend ges 
wefen iſt. Auch damals ift die allgemeine Strafproceh- 
ordnung zuerft, umd nach biefer das Organifationsgefe 
berathen worden, weil die Erfte Kammer, im Cinverftänd: 
niß mit ber. fönigl: Staatsregierung, der Anfiht wat, daß 
die Strafproceßordnung für das Drganifationsgefeg präjus 
diciell fei, indem erft das Verfahren beitimmt fein müffe, 
ehe man über die Modalität der Zufammenfegung der zur 
deffen Handhabung erforderlichen Behörden Entfhliegung 
faffen koͤnne. 

Bei dem inneren Zufammenhange, in welchem beide 
der Deputation zur Prüfung und Begutachtung überwiefene 
Gefegentwürfe Reben, geftattet man ſich indefien, an diefer 
Stelle einige Punkte hervorzuheben, welche beide Geſetzent⸗ 
würfe gemeinfchaftlich betreffen. 
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Die unterzeichnete und die entfprechende Deputation 
der Zweiten Kammer haben fi in dem Munfche begegnet, 
alle bei der Prüfung und Berathung beider Gefegvorlagen, 
theild zwiſchen einzelnen Mitgliedern einer Deputation und 
deren Mehrheit, theils zwilden den gedachten Deputatio- 
nen beider Kammern unter fich hervorgetretenen Meinungs⸗ 
verfchiedenheiten, unter Mitwirtung der koͤnigl. Herren 
Gommiffare, noch vor der Berichtserftattung an die beiden 
hohen Kammern möglichft auszugleichen und fi auch ber 
gemeinfchaftliche Vorfchläge wegen formeller Behandlung 
Diefer beiden Geſetzvorlagen bei der Beratyung in beiden 
Kammern zu verftändigen. . 


Was die Befeitigung jener Differenzen anlangt, fo_ift 
es theils durch Vernehmung zwifcen den beiderfeitigen Ne: 
ferenten, theils durch eine, unter Theilnahme der Eönigl. 
Herren Commiffere veranftaltete gemeinichaftlihe Sitzung 
beider Deputationen gelungen, die aufgetauchten Meinungss 
verfhiedenheiten, mit Ausnahme von zweien Differenzen, 
zu befeitigen. 

Die erſte noch übrige Meinungsverfchiedenheit waltet 
in der unterzeichneten Depuratiom felbſt vor, welche ſich 
bizügfich der Zufammenfehung der Spruchkriegsgerichte in 
eine Majorität und eine Minorität gefpaltet hat. 


Die zweite verbliebene Differenz iſt zwifchen der Der 
putation der Erften Kammer und der Dıputation der Zwei- 
ten Kammer da.über vorhanden, daß eritere, in Ueberein« 
Stimmung mit dem Beuierungboerhäloge, die Deffentlichkeit 
der ftrafgerichtlichen — (Schlußverhandlung 
und Verhandlung vor dem Dberkriegägerichte) ganz aus- 

efchloffen zu fehen wünfcht, während die letziere eine bes 
Päräntıe Deffenilichkeit diefer Verhandlungen empfiehlt. 


Auf beide D ffirengpunfte wird man unten ausführ- 
licher zurichfommen. 


Wenn übrigens die unterzeichnete Deputation, nad: 
dem es gelungen war, ſich über alle Hauptgrundfäße beider 
Gefehentwürfe, mir alleiniger Ausnahme der Frage über 
beichränkte Oeffentlichteit bet den ftrafgerichtlichen Verband: 
Tungen, mit der jenfeitigen Deputation zu einigen, auf die 
Wünfche der Icteren, welche eine fyftematifchere Form ber 
Geſetzvorlage unter DIL, ferner zu dem Gefegentwurf unter 
IV., den Anihluß an die allgemeine Strafprocefordnung 
in einzelnen weniger wefentlichen Formfragen, Ergänzung 
Heiner Eichen in beiden Gefegentwürfen, rebactionelle und 
folche materielle Abänderungen, denen von Seiten der die 
Keen Deputation feine principiellen Bedenken entgegen: 

janden u. f. w., betrafet, auf das Bereitwilligfte eingegan- 
gen_ıft, fo bofft man hierin umfomehr darauf rechnen zu 
dürfen, daß dieſes Verfahren von der hohen Erften Kam: 
mer nicht werde gemißbilligt werden, ais diefelbe bei der 
Berathung ber Militärgerichtsordnung auf dem legten or 
dentlichen Sandtage die Feftftellung der Grundfäge für 
ein ſolches Gefeg als ihre Hauptaufgabe betrachtet hat, die 
Umarbeitung und Redaction des Gefehes aber, unter dem 
oben angegebenen, zur Wahrung der verfaffungsmäßigen 
Nechte der Kammern dienenden Vorbehalte, der Eönigl. 
Staatsregierung zu überlaffen bereit gewefen iſt. 


„Im Betreff der formellen Behandlung der Berathung 
beider von, der unterzeichneten Deputation begutachteten 
Sfegentwürfe in den beiden hoben Kammern haben fi 
die betreffenden Deputationen darüber verftändigt, daß es 
angemeffen fein möchte, hierunter eine Modalität der Bes 
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rathung in Vorfhlag zu bringen, analog nachgebildet der- 
jenigen, welche bei der Berarhung der allgemeinen Strafe 
procefordnung, bed Drganifationsgefeges und mehrerer ans 
derer. Gefege auf dem außerordentlihen Landtage im Jahre 
1854 zur Anwendung gekommen ift. 


Die Gründe, weldye ein ſolches Verfahren fir ſich hat, 
find in dem Berichte, welcher von der unter dem 26, 
März 1852 gewählten Zwiſchendeputation der Erſten Kams 
mer über die Erledigung der ihr zur Begutachtung uͤber⸗ 
wiefenen Gefegvorlagen an die Erfte Kammer erftattet wor- 
den ift (Mittheilungen über die Verhandlungen des außer⸗ 
ordentlichen Landtags während des Jahres 1854, Erſte Kam⸗ 
mer ©. 7 flg.) ausführlich entwicelt worden. Won diefen 
Gründen, welde man nicht ale wiederholen will, dürfte 
bier doch Einer der befonderen Hervorhebung bebirfen, 
Gewiß kann e3 nämlich der Deputation nur erwuͤnfcht 
fein, daß den Kammermitgliebern Gelegenheit geboten fei, 
ihre, befondere Anficht über einzelne Punkte geltend zu 
machen: Allein die Eigenthuͤmlichkeit von Gefekvorlagen, 
welde Banae, nach einem beftimmten Syſteme bearbeitete 
GSefetbücher umfaffen und der innere, erganifepe Zuſam⸗ 
menhang, in welchem die beiden, am bie unterzeichnete 
Deputation gelangten Negierungsvorlagen unter ſich ftehen, 
bringt es mit fich, daß Aenderungsanträge, welche erft im 
Laufe der Beratung in den Kammern eingebracht were 
den, nicht fofort in ihrer vollen Tragweite und mit allen 
ihren Gonfeguienzen überfehen und daher auch nicht mit 
der nöthigen Grünbdlichkeit geprüft werben Fönnen. Es dürfte 
daher auch bezüglich ber gegenwärtigen beiden Gefegentwürfe 
awedmäßig fein, dem Neferenten einige Zeit zu laffen, um. 
die einzelnen, etwa eingehenden Aenderungsvorichläge in 
ihrem Sufammenhange mit den Übrigen Gefrgesbeftimmuns 
gen näher zu prüfen, eichzeitig aber bezüglich ber fpeciel- 
len Debatte — die allgemeine Debatte und die Schlußab⸗ 
ſtimmung würden nad den Vorfchlägen der Deputation 
ganz unbefchränft bleiben — einige Modificationen eintres 
ten zu laffen, welche die Bewältigung des vorhandenen 
Stoffes in einer kürzeren Zeit möglich maden, ald wen 
hierbei die biesfallfigen Beftimmungen der Landtagsordnung 
allenthalben ſtreng eingehalten würden, 


Die unterzeichnete Deputation geſtattet ſich daher, der 
gechrten Kammer folgende Anträge zur Genehmigung zu 
empfehlen: 

Die Kammer beſchließt: 5 

I von ber fpeciellen Berathung der einzelnen Para⸗ 

graphen 
1) des Entwurfs einer MilitärftrafproceBorbnung, 
2) des Entwurfs eines Geſetzes, die Gerichtsbe⸗ 
re der ent fächf. Armee, deren Zur 
ndigfeit und einige damit zufammenhängend: 

Gegenftände Yet, an —54 
ſoweit nicht nach den folgenden Beſtimmungen ein⸗ 
zelne Abſchnitte En befonderen Berathung auszus 
fegen find, abzufehen. 

Eine Specialberathung foW bei ven bezeichneten 
Gefesvorlagen über einzelne. Paragraphen und Ab= 
föpnitte nur flattfinden: 

a) bei denjenigen Paragraphen, bei welden eine 

Meinungsverfchiebenheit ftattfindet 

zwiſchen den Deputationen beider Kammern 
unter fid, 
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zwiſchen einzelnen Mitgliedern ber Deputa⸗ 
tion und der Mehrheit der Deputation; 
b) bei derjenigen Paragraphen, bei welchen ein 
Kammermitglied auf fpecielle Berathung aus⸗ 
druͤcklich anträgt. 


[. Die Anträge unter b müffen binnen einer, jebeö- 
mal auf Vorſchlag des Präfidiums von der Kam: 
mer feftzufegenden, von Faſſung gegenwärtigen Ber 
ſchluffes beginnenden Frift an gerechnet bei der Der 
putation der betreffenden Kammer mit den höthigen 
Motiven verfehen umd unter Beifügung der darauf 
zu gründenden Anträge fchriftlich eingegeben werben. 


Nach genommener Ruͤckſprache Über den betreffenden 
Antrag mit dem Antragfteller, erforberlichenfalls 
auch mit den betreffenden Negierungscommiffaren, 
erftattet die Deputation Über denfelben zugleich mit 
dem Vortrage über dad Geſetz Bericht. 


Bei Bonn über die nach Punkt Ia und b er 
waͤhnten Punkte tritt das gewöhnliche Verfahren 
ein, und es ift dad Necht der Kammermitglieder, 
Aniendements zu, fielen, unbefchränft. 


. Bei allen Punkten, wo feiner der Punkt I unter 
a und b erwähnten Fälle eintritt, ift der Entwurf, 
beziehendlich mit dem Deputationsgutachten, als 
durch die Schlußabftimmung über das Gefeg für 
genehmigt oder abgelehnt zu betrachten und e3 fin 
det eine Verlefung der betreffenden Theile des Be 
richts micht ftatt. 

Der Zwiſchendeputation ift bie Bang der hohen 

Staatöregierung zu vorſtehenden Vorſchlaͤgen in Ausficht 
eftellt worden, infoweit darin eine Abweihung von der 
andtagsordnung enthalten iſt. 


DL 


W. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun ber Theil 
des Berichtes, der foeben vom Heren Neferenten vorgetras 
gen worden ift, zur Berathung und Discuffion kommen. 
Buvdrberft aber, che dieſe Beratung eintritt, würde ich an 
die hohe Staatöregierung die Frage zu richten haben, ob 
fie in dem Falle, da von der Kammer die Anträge,. wie 
fie von der Deputation geftelt worden find, angenommen 
werben, benfelben ein Hinderniß entgegenftellen ober ob fie 
damit einverftanden fein werde? 


Kriegeminifter v. Rabenhorft: Won Seiten ber 
Staatsregierung liegt Fein Bedenken vor, diefem abgekürz ⸗ 
ten Verfahren beizutreten. 


Referent v. Koͤnneritz: In Betreff der Vorſchlaͤge ber 
Deputation erlaube ich mir noch zu bemerken, daß, wenn 
diefelben den Beifall der hohen Kammer finden follten, 
feiner Zeit — abgefehen von etwaigen Anträgen von Kam⸗ 
mermitgliedern — von Seiten der Deputation nur drei 
Paragraphen zur fpeciellen Berathung in Vorſchlag gebracht 
werden würden. Es find dies die $$. 7, 229 und 251 
der Militärftrafprocefordnung. $. 7 würde deshalb zur 
fpeciellen Berathung gelangen, weil fih an $. 7 der An- 
‘trag der Deputation der weiten Kammer wegen Einfühs 
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rung einer beſchraͤnkten Deffentlichkeit anfchließt. Die 
89. 229 und 231 betreffen dagegen eine Differenz, welche 
in der Deputafion der Erfien Kammer felbft bezüglich der 
Bufammenfeßung bed Spruchkriegsgerichts entftanden ift 
und bezüglich dieſer beiden Paragraphen find von der Mir 
norität der Deputation der Erfien Kammer befondere An- 
träge geftellt worden. 


Präfident v. Schönfeld: Es würbe nun die Discuf⸗ 
fion über den forben vorgelefenen Theil des fraglichen Ber 
richtes zu eröffnen fein und ich habe zu erwarten, wer 
darüber zu ſprechen wünfcht? Es ſcheint Niemand das 
Wort ergreifen zu wollen und es koͤnnte daher fogleich zur 
Abflimmung überzugehen fein. Im Bezug auf die Abs 
ſtimmung aber bemerke ich, daß die Theile, wie fie die Der 
putation in ihrem Berichte aufgeftellt hat, wohl einzeln zur 
Abftimmung gebracht werden müffen, naͤmlich nad) den roͤ—⸗ 
miſchen Ziffern. Der erfte Theil diefer Anträge lautet 
folgendermaßen: 

„Bon der fpeciellen Berathung des Entwurfs einer 
Mititärproceßordnung und des Entwurfs eines Gefehes, 
die Gerichtöbehörde bei der kgl. fächf. Armee, deren Zur 
ftändigfeit und einige damit zufammenhängende Gegens 
ftände betreffend, fo weit nit nach den folgenden Bes 
fimmungen eingefne Abſchnitte zur befondern Berathun, 
aufzufegen find, abzufehen. Eine Specialberathung fo 
bei der bezeichneten Gefeßvorlage über einzelne Paragras 
phen und Abfchnitte nur ftattfinden bei denjenigen Pas 
ragraphen, bei welden eine Meinungsverfchiedenheit 
ftattfindet zwiſchen den Deputationen beider Kammern 
unter fi und zwifchen einzelnen Mitgliedern der Des 
putation und der Mehrheit der Deputation und bei 
denjenigen Paragraphen, bei welchen ein Kammermitglied 
auf fpecielle Berathung ausdruͤclich anträgt.” 

Sie haben nun vernommen dem Antrag ber Deputas 
tion und ich frage, ob die Kammer diefem foeben 
von mir verlefenen Antrage ber Deputation 
ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Der zweite Antrag geht dahin: B 

„bie Vorträge unter b muͤſſen binnen einer jedesmal 
auf Vorfchlag des Präfiviums von der Kammer feftzufer 
genden, von Faſſung gegenwärtigen Befchluffes beginnens 
den Fit am gerechnet, bei der Deputation der betreffen⸗ 
den Kammer mit den nöthigen Motiven verfchen und 
unter Beifügung der darauf zu gründenden Anträge 
ſchriftlich eingegeben werden.” 

Ich möchte bei diefem Punkte fogleih den Vorſchlag 
bringen in Bezug auf die in bemfelben erwähnte Frift. 
Ich glaube, es würde hinreichend fein, wenn wir fie aus— 
dehnen bis naͤchſten Sonnabend und fofern Anträge nicht 
eingingen, die naͤchſte Sisung auf Montag feftftellen. 
Ich würde, wenn der zweite Antrag angenommen und 
fofern aus der Kammer Feine gegentheilige Bemerkung ges 
macht wirb, annehmen, daß die Kammer mit ber von mir 
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frage nun, ob die Kammer bem zweiten Antrage, 
der bereits von mir verlefen worden ift, ebenfalls Bei— 
fati fhenft? — Einflimmig 3a. 

Der dritte Antrag lautet: 

‚Nach genommener Ruͤckſprache über den betreffen 
den Üntrag mit dem Untragfteller, erforderlichenfalls auch 
mit den betreffenden Negierungscommiflaren, erſtattet die 
Deputation über denfelben zugleich mit dem Vortrag 
tiber das Gefeh Bericht.” 

Iſt die Kammer aud mit diefem dritten Punkte 
einderftanden? — Einflimmig Ja. 
Der vierte Punkt heißt: 
> „Bel Berathung über die nach Punkt I a und b 
erwähnten Punkte tritt dad gewöhnliche Verfahren ein 
und es ift das Recht der Kammermitgleder, Amende ⸗ 
ments zu ftellen, unbeſchraͤnkt.“ 
If die Kammer einverfianden auch mit diefem 
Antrage? — Einfiimmig Ja. 
Der fünfte und letzte Punkt lautet: 

„Bei allen Punkten, wo feiner der Punkt I. unter 
a und b erwähnten Falle eintritt, iſt der Entwurf, bes 
iehendlich mit dem Deputationsgutachten, ald durch die 

hlußabfiimmung über das Gefe für genehmigt oder 
abgelehnt zu betrachten und es findet eine Werlefung der 
betreffenden Theile des Berichts nicht ſtatt.“ 
Ertheilt die Kammer auch diefem Antrage ihre 
Buftimmung? — Einftimmig Ja, 


Es find num diefer Abftimmung zufolge fämmtliche 
Anträge der Deputation angenommen und wir werden dems 
zufolge die Beratung uͤber die Militärftrafprocefordnung, 
und was damit zufammenhängt, darnach einzürichten Haben, 

Ich erfuche noch die Herren, welche beabfichtigen, Ans 
träge einzubringen, Died zu bewirken im Laufe dieſer Woche 
bis mit Sonnabend; mit Sonnabend würde diefe Frift zu 
Ende gehen. Gehen Anträge ein, fo müffen diefe natürlich 
der Deputation überwiefen werden und in diefem Falle 
würde freifich die Sigung nicht am Montage ftattfinden, 
fondern auf einen fpäteren Tag anberaumt werben muͤſſen, 
weil die Deputation bie geftellten Anträge erft zu prüfen 
hat, um über fie fpäter zu referiten. Ich würde mir 
daher erlauben, in Bezug auf die bevorftehende Berathung 
dieſes Gegenftandes mittelft Karten einladen zu laffen. 


Der erſte Gegenftand der Tagesordnung iſt erſchoͤpft 
und wir wenden uns zu dem zweiten: zu der Wahl der 
Mitglieder zum Staatsſchulden-Ausſchuß. 


Es ift befannt, daß die Kammern in Bezug auf die 
Baht der Mitglieder von Landtag zu Landtag wechfeln und 
daß wir, nachdem wir beim vorigen Landtage nut zwei Mit- 
glieder und zwei Stellvertreter gewählt haben, diesmal deren 
drei zu wählen haben. Die diesmaligen Mitglieder des 


‚Sächsische Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Staatsſchulden· Ausſchuſſes der Erſten Kammer find aber die 
Herren Operbürgermeifter Pfotenhauer und v. Römer; bie 
Herten v. Egidy und v. Zehmen deren Stellvertreter. Ich 
würde nun bitten, baß- die Herren drei Namen auf einen 
Zettel niederfchreiben, nämlich die Namen derjenigen Mits 
glieder, welde fie zu wirklichen Mitgliedern des Staats ⸗ 
ſchulden ⸗Ausſchuſſes erwählen wollen. 


(Die Herren Staatsminifter v. Nabenhorft und 
Freiherr v. Friefen verlaffen den Saal.) 


Es find 33 Stimmzettel eingegangen und es ift dem⸗ 
zufolge 17 die abfolute Mehrheit. 

Das Refultat diefes Scrutiniums if folgendes: Herr 
dv. Römer ift mit 29, Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer 
mit beren 28, Herr v. Zehmen mit 13, Herr v. Egidy mit 
13, Herr Rittner mit 11, Herr v. Lüttihau mit 3, Herr 
Bürgermeifter Gottfchald und Herr Dr. Koch je mit 1 
Stimme bedacht worben. Es ift daher Fein Bweifel, daß 
‚Herr v. Römer und Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer 
mit abfoluter Stimmenmehrheit als Mitglieder des Staats— 
ſchuldenausſchuſſes erwählt worden find. Da nun aber bei 
dem dritten Mitgliede eine abfolute Mehrheit nicht erlangt 
worden ift, fo wuͤrde ich bitten, noc) einen Namen auf 
einen Zettel zu ſchreiben. 

Geſchieht.) F 

Das Ergebniß dieſes Serutiniums iſt folgendes: Hert 
v. Zehmen hat erlangt 16 Stimmen, Herr v. Egidy deren 
9, Herr Rittner deren 7, und Herr v. Lürtichau 1. Es 
waren aber überhaupt 33 Stimmzettel eingegangen; da 
mithin eine abfolute Stimmenmehrheit noch nicht erlangt 
worden ift, fo würde ich bitten, die Wahl zu wiederholen. 

Geſchieht.) 

Es find abermals 33 Stimmzettel eingegangen. Das 
Reſultat dieſes Serutiniums ift dieſes: Herr v. Zehmen ift 
bedacht worden mit 28, die Herren v. Egidy und Rittner 
mit je 2 und Herr v. Luͤttichau mit 1. Cs iſt daher zwei⸗ 
fellos, daß Herr Kammerhere v. Zehmen ald mit abfoluter 
Stimmenmehrheit erwählt anzufehen ift. Es beftchen das 
her die Mitglieder, welche die Erfte Kammer zum Staatd- 
ſchuldenausſchuß zu beputiren hat, aus den Herren v. Nömer, 
Pfotenhauer und v. Zehmen. 

Ich erſuche · die geehrte Kammer, nun die Stellvertreter 
dieſer foeben erwählten Mitglieder zu ernennen und zwar 
durch drei Namen, die Sie auf einen Zettel nieberzufchreis 
ben haben. - 

Geſchieht.) 

Es find abermals 33 Stimmzettel eingegangen. 

(Nach Auszählung und Verleſung der einzelnen Bettel.) 


Das Ergebniß des Scrutiniums if folgendes: Herr 
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Here Bürgermeifter Dr. Koch mit 18 Stimmen, Herr v. Luͤt⸗ 
tichau mit 14, Here Bürgermeifter Loͤht mit 5, Herr Bür- 
germeifter Gottfchald mit 2 und die Herren Bürgermeifter 
Clauß, v. Böhlau, v. Rochow, v. Schröter, v, Beſchwitz 
und Graf Wilding je mit 1 Stimme. Es find daher die 
drei von mir zuerſt genannten Herren als Stellvertreter mit 
“ abfoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlt worden: Hear Serretär 
v. Egidy, Herr Rittner und Herr Bürgermeifter Koch. 
Meine hochgeehrteften Herren! das war der zweite und 
auch der letzte Gegenftand ber heutigen Tagesordnung. Dies 
felbe ift damit erfchöpft. Ich habe ſchon vorhin erwähnt, 


daß, wenn bid zum Sonnabende Feine Anträge eingehen in 
Bezug auf den Bericht uͤber die Militaͤrſtrafproceßordnung, 
fodann die nächfte Sigung Montag um 11 Uhr flattfinden 


wird. Sollten jedoch Anträge eingehen, welde die Depus 


tation prüfen muß, fo würde die Sigung verlegt werden 
und zwar auf einen fpätern Tag, den ich heute noch nicht 
beftimmen kann. In jedem Falle werde id mir aber die 
Ehre geben, durd Karten einladen zu laffen. Die heutige 
Sigung ift geſchloſſen! 


(Schluß der Sitzung halb 2 Uhr.) 


NRedaeteur 9. Meinhold, Seeretär im Königl. Minifterium des Innern. — Drud von B. ©. Teubner In Dreöben. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 18. November 1860. 


8 Cl, Abonnement) 
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Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Sammer. 











3. 


Dresden, am 27. November 


1860. 





Dritte öffentlihe Sigung ber Erſten Kammer 
am 19. November 1860. 


Iuhalt: 

Verleſumg des Protokolls, — Regiftrandenvortrag, — Ent 
ſchutigungen und Urlaubsgeſuche. — Berathung des Bes 
richts der Zwiſchendeputation über den Entwurf einer Mir 
litaͤrſtraſproeeßordnung. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 12 Minuten in Ge 
genwart des Herrn Staatöminifters dv. Nabenhorft und 
des Herrn koͤnigl. Commiffars Teucher, fowie in Ans 
wefenheit von 33 Kammermitgliebern mit Verlefung des 
über bie letzte Sitzung von Heren Seeretär Wimmer 
aufgenommenen Protokolls, welches auf Anfrage des Herrn 
Präfidenten von der Kammer genchmigt und von den 
Herren v. Könnerig und Hoftath Dr. Hänel mitvolls 
zogen wird, 

Prafident v. Schönfeld: Wir wenden und nun zum 
Vortrage aus der Regiſtrande und ich habe Herrn Sceretär 
Wimmer zu erſuchen, denſelben zu bewirken. 

(Nr, 24.) Die Nedaction der „Saͤchſiſchen Induſtrie⸗ 
Zeitung” zu Chemnitz uͤberreicht zwei Eremplare von Nr. 22 
des gedachten Blattes wegen einer in demfelben aufgenoms 
menen Kritik des Gewerbegeſetzentwurfs für das Königreich 
Sachſen vom Actuar Anton Vater in Chemnitz. 

Praͤſident v. Schönfels: Es find von der erwähnten 
Beitung zwei Eremplare uns überreicht worden. Es wird 
zwedimäßig fein, das eine an die betreffende Zwiſchendepu⸗ 
tation gelangen zu laffenz das andere wird in der Canzlei 
zur Einſichtnahme der geehrten Kammermitglieder ausliegen. 

(Mr. 25.) Der Handwerkerverein zu Chemnig über: 
fendet eine Anzahl Eremplare eines Gutachtens über den 
Eutwinf eines Oewerbegefebes zur Vertheilung an bie Kam⸗ 
mermitglieder. 

Präfivent v. Schönfels: Diefe Eremplare find heute 
bereit verfheilt und das eine davon am die betreffende 
Bwifchendeputation abgegeben worden. 

(Mr. 26.) Portokollextract der Sweiten Kammer vom 
15. November 1560, enthaltend bie Berathung des Berichts 
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über das allerhöchfte Decret vom 6. November biefes Jah⸗ 
res den Entwurf eines Gefeges über Abänderung einer 
Beftimmung des Geſetzes vom 5. Mai 1851, eine Ergän- 
ung und theilweife Abänderung der $$. 89, 96, 98, 102 
8 mit 105 der Verfafjungsurfunde betr. 


Dräfident v. Schönfels: Es betrifft diefes aller- 
höchfte Decret das proviforifche Steuerausfchreiben und es 
wird daher fein Zweifel fein, daß diefer Ertract an die 
zweite Deputation zu gelangen hat. Es ift bereits ges 
ſchehen, da darüber fein Zweifel jein konnte und ich zeige, 
daß dies gefhehen, der Kammer an. 


(Nr. 27.) Protofollertract der jenfeitigen Kammer 
vom 15. November 1860, die Berarhung des Berichts der 
Bwifchendeputation der Zweiten Kammer über den Ent« 
wurf eines Gewerbegefekes für dad Königreich Sachſen be⸗ 
treffend. 

Präfident v. Schönfeld: Es wird auch hier Fein 
Bweifel fein, daß diejer Protofollertract an die Zwiſchen⸗ 
deputation, welche ſich mit der Gewerbeorbnung beichäftigt, 
zu gelangen hat. 


(Mr. 28.) Der ftändifhe Archivar Eduard Gottwald 
überreicht mittelft Schreibens vom 1. November 1860 ein 
von ihm bearbeiteres Gengralrepertorium der fehriftlichen 
Acten des neueren ſtaͤndiſchen Archivs, umfaffend die Acten 
der Erften und Zweiten Kammer der Sandtage 1833/34 
bis mit 1859, 


Präfidene v. Shönfels: Es liegt diefes Repertoir 
in ber Kanzlei aud und iſt zum Gebrauch der Kammers 
mitglieder. 

(Nr. 29.) Gefuch des Rechnungseraminators Auguſt 
Lanzac zu Dresden vom 16. November 1860 um Gench- 
migung zur Auslegung zweier Subferiptionseinladungen 
auf die von ihm verfaßte „abgefürzte doppelte Stonemifihe 
und dergleichen merkantilifhe Buchhaltung”, 

Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat vernom⸗ 
men, um was e3 fich handelt bei biefer Eingabe. Ich 
werde fie auf dem grünen Tiſche duslegen laffen, wo jedes 
Mitglied, welches fich fir diefe Wiffenfchaft intereffirt, zum 
Subferibiven Gelegenheit haben wird. 

(Mr. 30.) Einladung des Schriftftellers Robert Bel: 
lermann von hier zur Subfeription auf zwei öffentliche Vor⸗ 
lefungen : „Ueber den Gebrauch des Thierfleijches als Nah 
rungsmittel”, 
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Präfident v. Schönfels: Der Petent begleitet die- 
fen Subferiptionswunfd mit einigen Worten, worin er 
unter Ynderm fagt, daß er von der Ueberzeugung durch- 
drungen fei, daß bie von fo vielen Koryphäen der heutigen 
eracten Wiffenfchaft vertretene Lehre von der Vorzüglichkeit 
der Fleiſchnahrung, eine Jrrlehre ift, die in geradem Wis 
derfpruch ftche zu den Thatfachen eben diefer Wiſſenſchaft, 
gleichwie zu denen ber allgemeinften Erfahrung. — Durch- 
drungen von diefer Ueberzeugung, fei es ihm eine Sache 
des Herzens, nach wie immer ſchwachen Kräften fein ges 
meffen Scherflein beizutragen, um die ſchon genugfam ver- 
fochtene Wahrheit in weiteren Kreifen zur Anerkennung zu 
bringen, daß und Fleiſchnahrung nicht nur durchaus un 
nöthig, fondern abfolut verderblich fei. Ich habe dieſes 
mitiheilen wollen, damit Sie fehen, wovon in den anges 
kuͤndigten Worlefungen die Rede fein wird. Ich werde 
diefe Einladung auf dem grünen Tiſche auslegen laſſen. 

(Nr. 31.) Petition des Gewerbevereined zu Biſchofs- 
werda vom 15. November 1860 um Abänderung bed $. 52 
des Gewverbegefehentwurfes, die Bahl der Jahrmaͤrkte bes 
treffend. 

Praͤſident v. Schönfels: Der Gewerbeverein zu Bir 
ſchofswerda hat den Entwurf des Gewerbegeſetzes befpro- 
hen und ihn, wie es fcheint, gebilligt. Nur an einem 
einzigen Punkte, und zwar in Bezug auf $. 52, findet er 
Anftoß. Er glaubt nämlich, es fei beffer, die Jahrmaͤrkte 
zu vermehren, ſtatt fie zu vermindern. Es dürfte zweds 
mäßig fein, biefe Petition der Zweiten Kammer zuzuwei⸗ 
fen, da diefelbe in der Berathung über die Gewerbeordnung 
noch nicht bis zu dem betreffenden Paragraphen gekommen 
iſt. Ich frage nun, ob die Kammer mit dem Vorfchlage, 
diefe Eingabe an die Zweite Kammer zu verweifen, einver⸗ 
fanden iſt? — Einftimmig Ia. 

Der Here Oberhofprebiger Dr. Liebner ‚hat ſich wegen 
Amtögefchäften für die heutige Sitzung entfehuldigt. Herr 
v. Rochow bittet eines Todesfalls in feiner Familie wegen 
um acht Tage Urlaub und zwar vom 19— 27. d3. Mts. 
Ich frage, ob die Kammer dieſes Gefuch genehmigt? — 
Einfimmig Ja. 

Ein ferneres Urlaubsgeſuch iſt eingegangen von Herrn 
Biſchof Forwerk. Derfelbe wünfct Urlaub vom 19. No— 
vember bis 1. December und zwar wegen dringender Amt3- 
geſchaͤfte. Ich frage auch hier, ob die Kammer diefes Ge— 
ſuch zu genehmigen gemeint iſt? Einſtimmig Ja. 
Enndlich Hat ſich der Landesbeſtallte Herr Hempel für 
die heutige Sitzung entſchuldigen laſſen und zwar wegen 
Amtsgeſchaͤften. Etwas Weiteres habe ich der Kammer 
nicht mitzutheilen, und fo Finnen wir zur heutigen Tages. 
ordnung Übergehen. Es ift der Kammer befannt, dag wir 
in Bezug auf die Militaͤrſtrafprozeßordnung eine Frift fefte 
geſetzt haben bis zum heutigen Tage, während welcher An: 
träge in Bezug auf dieſes Geſetz eingebracht werden konn⸗ 








ten. Es find feine Anträge eingegangen und es ſteht 
demnach nichts entgegen, die Beratung über dieſe Mili- 
tärftrafprogegordnung vornehmen zu koͤnnen. Sch würde 
daher den Herrn v. Könnerig als Referent erſuchen, ben 
Nednerſtuhl zu betreten und uns den Bericht vorzutragen. 


Referent v. Könneritz: Ehe ich zu dem Vortrag 
ſelbſt, meine hochgeehrteſten Herren, uͤbergehe, welchen ich 
heute zu erſtatten die Ehre habe, erlaube ich mir, bei der 
koͤniglichen Staatsregierung und bei der hohen Kammer 
um Genehmigung dazu nachzuſuchen, von der Vorleſung 
der allgemeinen Motiven des Geſetzentwurfs, ſowie desje⸗ 
nigen Theiles des Berichtes, welcher eine Darlegung der 
Hauptgrundzüge des Militärfirafverfahrend enthaͤlt, abſehen 
zu dürfen. Die allgemeinen Motiven des Gefegentwurfs, 
dürften nicht nur fämmtlihen Kammermitgliedern befannt 
fein, fondern es werden’ diefe allgemeinen Motiven im Ber 
richt auch ausführlicher beſprochen. Was aber die Darftel- 
tung der Haupfgrundzüge des militaͤrſtrafgerichtlichen Ver- 
fahrens im Bericht anlangt, fo ift dieſe Darftellung von 
Anfang an weniger auf das Vorlefen, als vielmehr darauf 
berechnet gewefen, den geehrten Kammermitgliebern bei 
Prüfung des Gefegentwurfs außer der Sitzung zu biefer 
Prüfung eine Weberficht über das Gefeß zur Verfügung zu 
ftellen. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zuwörberft zu ers 
warten, ob die hohe Staatsregierung in Bezug auf das, 
was von dem Herrn Neferenten bemerkt worden ift, ſich 
beifällig Außert. 


Staatsminifter v. Rabe nhorſt: Die Staatöregierung 
ſtimmt dem Vorſchlage bei. 


Präfident v. Schönfeld: Ich frage, ob die Kammer 
von der Vorlefung des Theile, welchen der Herr Referent 
erwähnte, abfehen wi? — Einftiimmig Ja. 


Referent v. Koͤn neritz: Ich erlaube mir fortzufahren 
auf Seite 102 des Berichts: 


Nachdem man ſich geſtattet hat, dieſe Anträge voraus» 

zufchiden, wolle die hohe Kammer das Ergebniß der Vor⸗ 
berathungen Über den Entwurf einer Mititärftafproceord- 
nung aus dem Folgenden geneigteft erfehen. 
„Der gedachte Gefegentwurf bildet in feiner gegenwaͤr⸗ 
tigen Geftalt ein, felbftftändiges  abgefchloffenes Canıes, 
unter Ausſchluß jedweder Verweifung auf die allgemeine 
Strafproceßordnung. 

Diejenigen allgemeinen Vorſchriften, welche bei jeder 
Unterſuchung nothwendig beobachtet fein müffen, um das 


ſtraftechtliche Verfahren und das Urtheil als rechtsbeftäns 


dig erfcheinen zu laffen, find genau vorgefchrieben. Es i 

hierdurch die das der Formen, über deren Anwendung “ 
eonereten Falle das richterliche Ermeffen entfcheiden muß, 
auf ein möglichft geringes Maaß zurückgeführt. Im allen. 
den allen aber, in welchen bie zu beobachtenden Formen 
durch das Gefeg felbft feſtgeſtellt In, kann es dem Rich⸗ 


ter nicht ſchwer fallen, Nichtigkeiten zu vermeiden. 
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Bei Stellung des oben unter a erwähnten, auf dem 
Testen ordentlichen Landtage zum Beſchluß der Erften 
Kammer erhobenen Deputationsantrags, welcher die Er- 
Teichterung der Anwendung der Militärftrafprocefordnung 
und die Tusſchließung von Zweifeln über die Anwendbar- 
keit von Beftimmungen der allgemeinen Strafprocegorbnung 
auf das militärgerichtliche Strafverfahren bezwedte, hatte 
die Deputation fich en auf das nad) ihrem Dafüırhalten 
in diefer Hinſicht Nothiwendige befränken, im Uebrigen 
aber ganz dem Ermeſſen der koͤniglichen Staatsregierung 
anheimftellen zu müffen geglaubt, ob dieſelbe hierunter 
weiter zu gehen für gut finde. Es trägt. jedoch der Aus - 
fall jedweder Berweilung auf die allgemeine Strafproceß⸗ 
ordnung entfchleden zu einer noch größeren Erleichterung 
in ber Anwendung bes Gefeges bei und hat man es daher. 
von Seiten der Deputation mit Freuden zu begrüßen ge 
habt, daß ſich bie koͤnigliche Staatsregierung für einen cos 
dificirten Gefetzentwurf entfchieden hat. 

Bevor man zu einer Unterfuhung und Prüfung ber 
principiellen Abweichungen der Militärftrafprocegorbnung 
fowohl von -der früheren biesfallfigen Gefegvorlage, als 
von der allgemeinen Strafproceßordnung übergeht, dürfte 
es nicht unangemeffen fein: 

A 
die hauptfächlichften Grundzüge des militärgerichtlichen 
Strafverfahrens, deffen Einführung beabfichtigt wird, ans 
zugeben, fowie 


F B. 
einige allgemeine Grundfäge barzuftellen, welche auf bie 
formelle Militärftrafgefeggebung von großem Einfluß find. 


Ich würde nun fortfahren auf Seite 112 des Be 
richts: 


Zu B. 

In den allgemeinen Motiven (S. 409) iſt die Anſicht 
entwidelt, daß die für das civilgerichtliche Strafverfahren 
extheilten Vorſchriften auf das militärgerichtliche Strafver- 
fahren, namentlich aus dem Grunde nicht gleiche Anwens 
dung finden Pönnen, weil das militärgerichtliche Strafver- 
fahren, wenn es feinen Zweck erfüllen fole, nothwendig fo 
befchaffen fein müffe, daß es dem beweglichen Organismus 
des Heeres entfpreche und im Kriege wie im Frieden 
in gleicher Weile ausgeführt zu werden vermöge. 

Nach diefem Gefichtspunkte habe ſich, darin träfen 
alle Militärgefeßgebungen überein, das Verfahren zu bes 
flimmen, und wie hiervon in erfter Linie auch bei ber ger 

enwaͤrtigen Vorlage —— geweſen ſei, fo leuchte 

9 hieraus bie Unmöglichkeit ein, das militärgerichtliche 
Strafverfahren auf biefelben Grundfäge zu bafiten, auf 
welche das allgemeine Strafverfahren gebaut ſei. 

Diefer Grundſatz, welden die koͤnigliche Staatsre - 
gerung an die Spitze geſtellt hat, iſt auf bie Frage Über 
Drganifation der Militärgerichte von dem entſcheidendſten 
Einfluß. Denn wie die Beweglichleit des Heeres auf der 
Einfachheit aller Einrichtungen in bdemfelben beruht, fo 
ann auch bei den militärifchen Gerichtsbehörben der Vor⸗ 
zug einer einfachen Organifation gar nicht entbehrt werden, 
wenn die Organe ber Mititärftrafiuftiz in Bezug auf Ber 
weglichkeit mit dem Heere gleichen Schritt halten follen. 

Muß aber wegen der erforberlihen Beweglichkeit bie 
militaͤrgerichtliche Organifation eine einfache fein, fo er⸗ 
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| feinen alle die Theorien, welche dadurch eine complicirte 


Unterlage haben, daß die militaͤriſchen Gerichtsbehörben im 
Frieden wefentlich anders organifirt werden follen, als im 
Kriege, unhaltbar. 

Che bie Nichtigkeit eines in feinen Confequenzen fo 
wichtigen Grundfages von der Deputation anerfannt wor— 
den, it diefelbe bemüht gewefen zu unterfuchen, welches 
Urtheil ſich bezüglich der Nothwendigkeit der Anwendung 
diefes Princips in der Theorie und Prayis gebildet hat. 


Theorie und Praris erkennen aber in volffommener 
Uebereinftimmung bie Befolgung dieſes Grundfaßes ald uns 
entbehrli an. Denn wie derfelbe einen praktifchen Aus⸗ 
druck barin findet, baß er anderen Militärgefehgebungen, 
unter welchen hier nur beifpielsweife auf die preußiiche 
und öfterreichifche Bezug genommen werben foll, feit Jahr⸗ 
hunderten ald Baſis dient, fo verfichern auch diejenigen 
Theoretiker, welche mit praktifcher Austbung des militäre 
gerichtlichen Strafverfahrens vertraut find, daß ed eine uns 
zwedmäßige und jedenfalls Halbe Maafregel fein würde, dem 
Heere ein Strafverfahren zu ertheilen, das in Kriegögeiten 
unpaffend wäre. 


Vergl. Bauer: In dem Gerichtöfaale, Jahrgang 5, 
U, faale, Jahrgang dr 


Sadau, ebenbafelbfi, Jahrgang 6, ©. 308. 

Daß aud, wenn das militärgerihtliche Strafverfahren 
darauf berechnet ift, im Kriege wie im Friebensftande in 
der Regel nach gleichen Grundfägen ausgeübt werben zu 
können, im Kriege Verhältniffe einzutreten vermögen, in 
welchen Abweichungen von dem regelmäßigen Gange bes 
Verfahrens und veränderte Einrichtungen bedingt erfcheis 
nen, deren Umfang fi im Voraus nicht Überfehen läßt, 

vergl. die Motiven, ©. 448 flg., 
dürfte auf der Hand liegen, aber fobald Feine folchen Aus- 
nahmefälle eintreten, muß bas für ben Friebensftand bee 
ſtimmte Verfahren auch im Kriege eintreten. 


Ein zweites Haupfmoment, welches bei der Organi— 
fation der Militärgerichte nicht umbeachtet bleiben fann, 
dürfte darin liegen, daß bei allen Einrichtungen in dem 
Heere die nothwendigen Vorkehrungen getroffen werben 
müffen, damit die Disciplin nicht gelodert und die Subors 


dination nicht gefährdet werbe. 


Diciplin und Subordination find die Grumbpfeiler 
der Armeen,.das Bedürfniß nad) diefen beiven Elementen 
ift in jedem Heere baffelbe, mit gleicher Sorgfalt ift man 
in jeder Armee bemüht, Alles zu entfernen, was nachtheilig 
auf jene notwendigen Requidte der Bebensfähigkeit einer 
Armee einwirken könnte, 

Bei ber — der Verhaͤltniſſe werden aber 
in der Regel dieſelben Mittel mit demſelben Erfolge ange⸗ 
wendet und daher begegnen wir in ben meiften Armeen 
einer großen Uebereinftimmung in allen Einrichtungen, 
welche die Aufreshthaltung der Disciplin und der Subor⸗ 
dination zum Zwecke haben. i 

Selbftverftändlih müffen bie Befehlshaber darüber 
wachen, daß die ihrem Befehle unterftehenden Truppenab⸗ 
theilungen fi immer in einer ihrem Berufe entſprechenden 
Verfaſſung befinden. Die Befehlshaber find durch ihre 
Stellung am beften in der Lage, Erfahrungen darüber zu 
fammeln, ob ein Inſtitut nachtheilig auf Disciplin oder 
Subordination einwirkt und find, um ihrer Pflicht ih ges 
nügen, darauf hingewiefen, alles Dasjenige zu eliminiren, 
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wovon in ber. einen oder anderen Richtung Gefahr für die 
Armee zu befürchten ift- B 

Weil aber bei der Gleichheit der Fundamente, auf 
welchen eine wohlorganifirte Armee beruht, Das, was diefe 
Stügen in einem Heere untergräbt, nothwendig in jedem 
anderen Heere denfelben nachtbeiligen Einfluß haben muß, 
fo finden wir eine große Conformität in ben Einrichtungen, 
durch welche die Aufrechthaltung von Disciplin und Sub- 
ordination erreicht werden foll. Ebenfo werben Neueruns 
gen, von welchen man beziglich diefer beiden, für feine 
Armee entbehrlichen Erforderniffe Schaden befürchtet, um 
fo forgfältiger vermieden, als der einmal entftandene Nach - 
heil nicht fofort mit Entfernung der gefahrbringenden 
Neuerung verſchwindet. J 

Sind durch eine neue Einrichtung die Banden der 
Disciplin gelodert, oder iſt der Geiſt der Subordination 
aus der Armee gewichen, jo läßt ſich zwar. diefe Inſtitu· 
tion befeitigen — wiewohl auch Dies in einem conſtitu— 
tionelen Staate mit einem nicht unbebeutenden Zeitauf- 
wande verbunden ift — aber auch nachdem die Eliminirung 

eichehen, wird ber hervorgerufene Geiſt der Unbotmäßig« 

fat (hlimme Früchte tragen und es wirb einer firengen 
Repreffion bebürfen, um Disciplin und Suborbination auf 
den früher vorhanden gewefen ‚normalen Stand zurück⸗ 
zuführen, 

Daher geht denn auch bei allen militärifchen Einrich⸗ 
tungen ein unverfennbares Streben dahin, fich an das bes 
veitd praktiſch Bewährte anzufchliegen und den in biefer 
Hinficht erprobten Einrichtungen den Worzug dor benjeni« 
gen zu geben, deren Bewährung zweifelhaft ift. 

Die nothwendige gleichmäßige Drganifation der Mitte 
tärgerichte im Frieden und im Kriege, fowie die unerläßs 
liche Rüdfichtsnahme darauf, daß die Disciplin und Sub: 
ordination bei der Ausübung der Militärrechtspflege nicht 
Teiden, werben aber ſtets bewirken, daß biefe und bie Ei⸗ 
vilſtrafrechtspflege nicht in, vollfommene Uebereinftimmung 
‚gefegt werben koͤnnen. 

Die bewegliche Natur des Heeres wird immer behin- 
dern, daß man bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren 
alle die Hilfsmittel zur Ausübung der Strafrechtöpflege 
anwenden Tann, welche bei Führung von Unterfuchungen 
vor Givilgerichten zu Gebote ftehen. 
daher ergeben, bag der Merth auch der ausgezeichnetſten 
Militärftrafprocegordnung, fo groß derfelbe für die Aus— 
Übung der Militärftrafjuftiz fein mag, doch nur ein vela- 
tiver ift, ‚daß eine folhe Strafproceßordnung eben nur 
für die militärifchen Verhältniffe paffen wird und daß Ueber- 
tragungen aus Mititärftrafprocegorbnungen in Civilftrafe 
proceßorbnungen in der Regel unfatthaft erfcheinen werden, 
Denn wenn die Aufgabe der Strafrechtöpflege Überhaupt 
eine fo ſchwierige ift, daß es außer dem Bereiche menfch- 
licher geiftungsfähigfeit liegt, eine richterliche Anftalt von 
abfoluter Bolltommenheit zu ſchaffen, fo feigern ſich die 
‚Hinderniffe einer befriedigenden Löfung diefer Aufgabe dann, 
wenn zur Erreichung dieſes Zweckes wegen befonderer Ber- 
hältniffe nicht alle Mittel benugt werben Eönnen, bie in 
der Regel hierzu zu Gebote fiehen. So wie man daher 
einerſeits ber Givilftrafprocefgefegebung Feinen erfprießlichen 
Dienft damit leiſten wuͤrde wenn man den Inftitutionen, 
welche lediglich für die Militärftrafiuftizpflege berechnet find, 
Eingang in eine allgemeine Strafprocegordnung verfchaffen 
wollte, fo wird man dagegen auch andererfeits bei Ueber 


Hieraus dürfte jich 





tragung aus allgemeinen Strafproceßorbnungen in bie fors 
melle Militärftvafgefeßgebung mit Vorficht zu Werke gehen 
müffen, damit nicht folche geſetzliche Beftimmungen, bei 
deren Emanirung zur Berückſichtigung befonderer militaͤ— 
riſcher Verhältniffe gar fein Grund ——— hat, ohne 
vorgängige genaue Prüfung ihrer Vereinbarkeit mit dieſen 
Berhältniffen in die Miitärftrafproceßordnung übergehen 
und fid) derartige gefeglihe Beftimmungen nicht erft fpäter 
bei der Ausübung der Militaͤrſtrafrech kspflege als den mis 
litaͤriſchen Rüdfichten zuwiderlaufend darftellen. 


Die Militärftrafrechtspflege ift des Heered wegen da 
und nicht umgekehrt. Die Disciplin im Heere wird durch 
die Disciplinarftrafgewalt und die Ausübung der Militär- 
firafrechtspflege aufrecht erhalten. Jene erſiteckt fich tiber 
die fogenannten Disciplinarvergehen, diefe reprimirt Die Ver: 
brechen. —— und Militaͤrſtrafrechtspflege 
verfolgen daher denfelben Bwed und ergaͤnzen ſich gegenfeitig. 


Wenn aber die Ausübung der Disciplinarftrafgewalt 
und der Militärfirafrechtöpflege denfelben Zweck verfolgen, 
fo_geht daraus hervor, daß bie Ießtere nothwendig fo orgas 
nifirt fein muß, daß nicht durch diefe Organifation felbft 
die Disciplin gefährbet werde, zu deren Aufrechthaltung die 
Mititärftrafjuftiz mitzuwirken, ja eben berufen iſt. 


Bei der Darftellung und Begutachtung ber prince 
piellen Abweihungen des Entwurfes der Militärftrafproceßs 
ordnung fowohl von der früheren diesfallfigen Gefehess 
vorlage, als von der allgemeinen Strafprocegordnung, wozu 
man hiernächft übergeht, wird man ſich geftatten, einzelne 
Theile des von der erften Deputation der Erften Kammer 
auf dem Testen ordentlichen Landtage über denfelben Ges 
genftand erftatteten Berichtes in den gegenwärtigen Bericht 
mit aufzunehmen, um läftige Zuruͤckverweiſungen auf jenen 
Bericht zu vermeiden. 


Die Deputation hat zuvoͤrderſt an der Anficht feſthal⸗ 
ten zu möüffen geglaubt, daß zur Beantwortung der Frage, 
ob bei der Militärftrafproceßordnung das Bedinfniß vor- 
liege, von denjenigen Beftimmungen der allgemeinen Strafe 
proceßorbnung abzumeichen, deren Anwendbarkeit nach Maaß⸗ 
gabe der Gefegeövorlage ausgefchloffen erfcheint, nothwendig 
eine objective Grundlage gewonnen werben müffe. Cine 
folche objective Grundlage hat aber die Deputation einerz 
feit8 in denjenigen gefeglichen Anordnungen, welche bezügs 
lich des militärgerihtlihen Strafverfahrens theils nach der 
älteren, theils nad) der neueren Gefeßgebung im Königreiche 
Sachſen gegolten haben, andererſeits in der Legislation 
anderer beufjcher Staaten über den militaͤriſchen Strafproceß 
erhlickt und fich verpflichtet gefühlt, bie Nothwendigkeit 
und Raͤthlichkeit der Abweichungen der Militaͤrſtrafproceß⸗ 
ordnung von einzelnen Principien der allgemeinen Strafe 
procegorbnung nad) Maaßgabe diefer objectiven Grundlage 
zu prüfen. 

Bu einer Verglei dung mit dem Entwurfe der Militär 
ftrafprocegordnung find der Deputation Een koͤniglichen 
Herrn Commiſſaren 


1) das E. K. Patent vom 22. December 1851 (welches 
die allgemeine und fpecielle Jurisdictionsnorm der 
k. k. Armee enthält), 

2) das Strafgefegbuch für das preußiſche Heer vom 
Sahre 1845 (welches in feinem a — die 
Strafgerichtsordnung behandelt), 
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3) das großherzoglich heffifche Militärftrafgefegbucd vom 
Jahre 1822 (welches gleihfals die Strafgerichts- 
ordnung umfaßt) 

zur Verfügung geftellt worden. 


Die grundfäglichen Abweichungen des vorliegenden 
Gefegentwurfes von ber allgemeinen Strafprocefordnung 
und beziehendlih von dem zeitherigen militärgerichtlichen 
Strafverfahren find in den Motiven S. 410 unter 1 bis 
6 ſpeciell angegeben und in derfelben Reihenfolge wird 
deren Begutachtung von Seiten der Deputation ftattfinden. 


Bu 1. 

Die Principien der bürgerlichen Strafprocegorbnung 
find infofern verlaffen worden, als ber Ausſchluß der Ans 
Hageform und der Staatsanwaltſchaft erfolgen, dagegen 
aber eine gegen biöher erweiterte Mitwirkung des Com: 
mandanten bei der Strafrechtöpflege eintreten fol. 


Die Deputation befchränkt ſich in diefer Hinſicht auf 
die allgemeine Bemerkung, daß das Inſtitut der Staats» 
anwaltfchaft, wie ſolches bei dem civifgerichtlichen Straf: 
verfahren befteht, bisher in keiner deutfchen Armee Eingang 

efunden hat, Auch glaubt man, daß ein ganz befonderes 
Genie auf denjenigen in ben Motiven ebenfalls angebeu- 
teten Hauptgrund gelegt werden muß, aus weldem man 
im Königreiche Preußen die Einführung der Staatsanwalt: 
ſchaft bei den Militärgerichten ais unthunlich befunden hat. 


Da die Verantwortlichkeit des Commandanten für die 
Aufrechthaltung der Disciplin in der feinem Befehle unters 
fiehenden Truppenabtheilung felbftverftändlich nicht aufge ⸗ 
hoben zu werben vermag, ber Gommandant aber infolge 
deffen innerhalb feines Dienftbereiches daflır zu forgen hat, 
daß Niemand der durch eine firafbare Handlung verwirkten 
Ahndung entgehe, fo hat man es in Preußen mit jener 
Verantwortlichkeit des Commandanten. für unvereinbar 
erachtet, die Verfolgung der zur gerichtlichen Beftrafung ſich 





eignenden Gefegübertretungen von den Anträgen der Staats: |. 


anwaltichaft abhängig zu machen. 


Vergl. Fleck, Commentar über das Strafgeſetzbuch 
für das preußifche Heer, Berlin 1854, 2. 2. 5. 1, 
Anmerk. i. 

Die dem Commandanten nach dem gegenwaͤrtig zur 
Begutachtung vorliegenden Geſetzentwurfe zugewieſene Mit: 
wirkung bei Yusibung der Strafgerichtöbarkeit ift übrigens 
nicht blos darauf befchränkt, dag Niemand der durch eine 
ſtrafbare Handlung verwirkten Ahndung entgehe, fondern es 
iſt diefe Mitwirkung auch auf eine söt anerfennenswerthe 
Weife nad) der entgegengefegten Nichtung dahin ausge 
dehnt, daß der Commandant darüber zu wachen hat, daß 
Niemand ſchuldlos verfolgt und der Schuldige mit Feiner 
fehwereren, als der im Geſetze beflimmten Strafe belegt 
werde, 

Um biefen Zweck zu erreichen, koͤnnen von dem Com⸗ 
manbanten Rechtsmittel zu Gunſten des Angefchulbigten 
eingewenbet werden. Es ift mithin ſchon in der Perfon 
des Commandanten ein Stantsbeamter vorhanden, welcher 
im vollften Umfange bafür zu forgen hat, daß die Militaͤr⸗ 
firafgerichtöbarfeit, in einer der Gerechtigkeit entſprechenden 
MWeife ausgelibt werde. 

Man ſtimmt daher ber in den Motiven Blatt 411 
entwidelten Anficht, daß durch bie Wirkfamkeit von Staats» 
anwälten die bei der Militärftrafrechtspflege allenthalben 
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für unerlaͤßlich erachtete Mitwirkung "der Commandobehoͤr— 
den alterirt werden würbe, volltommen bei und iſt der An« 
fit, daß fortwährende Colifionen zwiſchen den letzteren 
und Militärftaatsanwälten gar nicht ausbleiben koͤnnten. 

Was die in der — angeordnete Mitwir⸗ 
fung des Commandanten bei der Strafrechts— 
pflege anlangt, fo findet eine ſolche durch die verantwort« 
liche Stellung des Commandanten bedingte Mitwirkung 
auch in anderen deutſchen Armeen ftatt. 


Der Umfang dieſer Theilnahme iſt in ben einzelnen 
Armeen ein fehr verfhhiedener und es äußert fich diefelbe 
aud in verfchiedener Form. Allein es ift Bd nicht zu 
viel behauptet, wenn in den Motiven die Mitwirkung der 
Commandobehoͤrden, wie ſolche künftig nach der oben un» 
ter A vorgetragenen Darftellung der Haupfgrundzüge des 
militärgerichtlichen Strafverfahrens, deſſen Einführung beab⸗ 
fichtigt wird, bei der koͤnigüch fächfifchen Armee ftattfinden 
fol, im Berhältniffe ji biefer Mitwirkung in anderen 
Armeen als eine enger begrenzte bezeichnet wird, 

Ein Blick in die betreffenden gefeglichen Beſtimmun⸗ 
u unferer beiden größten Nachbarftaaten wird dies ber 
weifen. 

In ber k. k. Öfterreichifchen Armee befigen die Regi⸗ 
mentsinhaber das Straf- und Begnabigungsrecht (jus gladii 
et aggratiandi), ein Necht, welches fie auch auf die Regi⸗— 
mentscommandanten übertragen dürfen. Dieſes Necht bes 
fteht (nach, dem k. k. Dienftreglement, IL, Ih. 1. Haupts 
ftü VI Abſchnitt $. 1) in der Macht, über Verbrechen 
Verhoͤre, Kriegs und Standrechte abzuhalten, die Urtheile 
in den durch dad Gefet nicht ausgenommenen Fällen voll« 
ziehen zu laffen, oder die Strafe zu mildern, den Ver— 
brecher gänzlich zu begnadigen, nicht aber ein Urtheil zu 
verſchaͤrfen. 

we allgemeine und fpecielle Juris dictionsnorm 
der k. k. Armee von Damianitfch, Wien 1852, ©. 55 fig. 

Im Königreihe Preußen ift der commanbdirende Ges 
neral des Armeecotps Baer des Corpsgerichtes, 
der Commandant der Divifion Gerichtäherr des Divifionde 
gerichtes, der Commandant des Negimented Gerihtsherr 
des Negimentögerichtes. 

Strafgefegbuch für dad preußifche Heer, I. Th. 9. 23. 

Der Gerichtsherr hat ald Vorftand des Militärgerichtes 
bei allen Verfügungen deſſelben die Leitung und Ente 
ſcheidung. 

Ohne auf bie richterlichen Functionen des Auditeurs 
einwirken zu Dürfen, ift der Gerichtöhere verpflichtet, bie 
Gefhäftsführung des Auditeurs zu beauffichtigen und wahre 
genommene Unordnungen oder Gejeßwidrigkeiten dem Generals 
auditoriate zur Abhilfe und Nüge anzuzeigen, infoweit ber 
Commandant hierzu nach den befonberen Dienftvorfchriften 
nicht felbft befugt ift. 

Ebendaf., $. 77. 


Der Gerichtöhere hat insbefondere zu beftimmen, ob 
der Angefchuldigte zu verhaften fei, oder deffen Verhaftung 
forfdauern folle. 

Ebendaf., $. 99. 

Nach Beendigung der Unterfuchung hat der Auditeur 
dem Gerichtsherrn über die Spruchreife der Arten Vortrag 
zu halten und es iff, wenn die Acten fpruchreif befunden 
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worden, das Spruchkriegägericht vor dem Gerichtäheren zu 
beftellen. 
Ebendaſ., $$. 122 und 123. 

Endlich hat auch der Gerichtshert das Recht, in ben 
durch das Geſetz beftimmten Fallen die kriegsgerichtlichen 
Erkenntniſſe zu beftätigen, 

ebendaf., $. 156 flgt ; 
ein Recht, welches um fo wichtiger ift, als bei dem militaͤr⸗ 
gerichtlihen Strafverfahren im Königreiche Preußen eine 
zweite Inſtanz nicht eriftict. 

Die Deputation erklärt ſich mit der dem Commandans 
ten in dem vorliegenden Gefegentwurfe zugewiefenen, überall 
da, wo biefe Theilnahme ftattzufinden hat, klar vorgezeich- 
neten und beftimmt abgegrenzten Mitwirkung bei Aushbung 
der Strafrechtöpflege umfomehr einverftanden, als es nad) 
dem Daflırhalten der Deputation nur zur Förderung eines 
guten Geiftes in der Armee dienen kann, wenn ber Com: 
mandant die Handhabung. ber Strafjuftiz nad allen Rich 
tungen, mithin auch zu Gunften des Angefhulbigten, ‚zu 
überwachen hat. 


Zu 2. 

Mas den Ausfhluß der Deffentlichleit bei den ſtraf⸗ 
zehtlichen Verhandlungen anlangt, fo geftattet man ſich zu 
bemerten, daß nad) T 60 der früheren Geſetzvorlage die 
Deffen tüchkeit der Verhandlungen nad) Maaßgabe der all: 

jemeinen Strafproceßorbnung bei dem militärgerichtlihen 
Skrafoerfaßten zwar ebenfalls ausgeſchloſſen fein follte, daß 
3 aber dem Verleisten, ferner den Vorftänden und Räthen 
des Krieger und des Suftizminifteriumd, ſowie des Ober 
Triegägerichtes und den Auditeuren, ingleichen nach dem Er⸗ 
mefien bed Commanbanten und des Auditeurd anderen öffent» 
lichen Beamten und Perfonen vom Offiziersftande oder 
Range den Verhandlungen beizumohnen geftattet fein follte. 


Die Deputation wuͤrde gegen Aufnahme einer hierauf 
Be Beftimmung in den vorliegenden Gefegentwurf 
als Regel, von welcher aber aus Nüdfichten auf das Inters 
effe des Staates, oder auf die Sittlichkeit, oder auf die 
Disciplin wieder Ausnahmen feftgeftellt werden müßten, an 
fih Nichts einzuwenden haben, obgleich fie auf die Deffent- 
lichkeit der —— ven in der beſchraͤnkten Weife, 
wie fie überhaupt nur würde Dias ergreifen koͤnnen, feinen 
großen Werth zu legen vermag. 

Die Deputation der Zweiten Kammer ift indeß im 
Betreff der Zulaffung dritter unbetheiligter Perfonen zu 
den ftrafgerichtlichen Verhandlungen noch weiter gegangen, 
ald der frühere Entwurf, weil fie es nicht gerechtfertigt ger 
funden hat, ‚den fraglichen Zutritt von Militärperfonen da⸗ 
von abhängig zu machen, daß diefelben dem Stande oder 
Nange nad) den Offizieren angehören. 

Die Eöniglichen Herren Commiffare haben ſich entfchier 
den gegen Ausdehnung der Zulaffung zu den ftrafrechtlichen 
Verhandlungen auf bie unteren Dienftgrade ausgeſprochen, 
unter Hinweis darauf, daß wenn eine ſolche geieglidh ein- 
‚geführt werde, in Eritifhen Zeiten gar nichts übrig bleibe, 
ald den Zutritt unbetheiligter Perfonen ganz auszufchließen 
— auch) die Deputation der Zweiten Kammer ift damit ein- 
verftanden, daß die Deffentlichkeit der Sigungen aus Rüd- 
fihten auf den Staat, die Disciplin u. f. w. unterfagt 
werden koͤnne — daß aber dadurch bei den unteren Chargen 
das Vertrauen zur Strafrechtspflege zu einer Zeit — 
werde, wo dieſes Vertrauen gerade ſehr nothwendig fei. 


hip: 








Die dieffeitige Deputation hat den Bedenken der Ner 
gierung gegen eine weitere Ausdehnung ber Deffentlichfeit 
nur beipflihten Eönnen, und da die Aufftelung einer Grenz 
linie für Zulaffung zu den Sitzungen nad) dem militärifchen 
Grade wohl auch Manches gegen ſich hat, muß fie ed für 
angemeffen halten, lieber ganz von ber Deffentlichteit abzu⸗ 
fehen und hat fi dem Entwurfe angefehloffen. 


Bu 3. 

Die dritte Abweichung von der allgemeinen Strafe 
proceßorbnung befteht in dem Außfalle einer ben Bezirks- 
gerihten entſprechenden, aus rechtöfundigen Richtern bes 
ftehenden ftändigen Behörde und deren Erſetzung durch bie 
ſchon bisher beftandenen, aus commanbdirten und beſonders 
vereibeten Standesgenoffen verfchiedener Grabe zufammene 
gefegten Spruchkriegägerichte, bisher „Kriegärechte" genannt. 


Für geringere Straffälle nad) der in $. 48 des Ent⸗ 
wurfes hierfür feftgefegten Grenzlinie fol es bei der zeit⸗ 
herigen Einrichtung fein Bewenden haben, nach welder in 
folchen Straffällen das Unterſuchungsgericht in erfter und 
ae ae in zweiter Inſtanz zu entſchei— 

en hat. 

Nur im Betreff der Entſcheidungszuſtaͤndigkeit in ſchwe⸗ 
veren Straffällen wird eine Abänderung durd) den Entwurf‘ 
infofern beabfichtigt, ald den aus Necht fprechenden Stans 
deögenoffen zufammengefegten Gerichten für die Bukunft 
ein erweiterter Wirkungskreis angewiefen werben fol, 

Die Ertheilung eines Erkenntniſſes in ſchwereren Strafe 
fällen richtete fich bis jegt nach deren Qualification. 


a 
In den ſchwereren Straffällen, mit Ausnahme der 
unter b zu erwähnenden, bildete nämlich das Oberkriegs⸗ 
geriht bie erfte und das era med, unter 
—*2 des Generalauditeurs mit Stimmrecht die zweite: 
nftanz. 


b, 

‚ Dagegen war Über Militärverbrehen, welde ger 
feglich mit Todesſtrafe bedroht find, durch ein auf Anord« 
nung des Dberkriegsgerichtes miederzufegendes Kriegsrecht 
in erfter und durch das Oberappellafionsgericht, unter ebens 
mäßiger Mitwirkung des Generalauditeurs mit Stimmrecht, 
in zweiter Inſtanz zu entfcheiden. Die Kriegsrechtöfprüche 
bedurften zu ihrer Gültigkeit der vor der Publication einzu⸗ 
holenden Beftätigung bes Oberkriegsgerichtes, welches indeſ⸗ 
fen die Kriegsrechtöfprüche entweder ganz aufzuheben, oder: 
vollftändig zu beftätigen hatte. 

Nach dem, was hierüber in den Motiven S. 413 be— 
merkt worden, ift bie Entfcheidungäzuftändigkeit der foge- 
nannten „Kriegsrechte“ nach Abſchnitt IX. $. 2 des Krieger 
gerichtöreglements vom 23, Januar 1789 eine weit aus— 
gedehntere gewefen, indem bie Urthelsfhöpfung über Ver⸗ 
brechen, „welche an Ehre oder Leben zu beftrafen find, oder“ 
auch nur eine harte Leibesftrafe mach fich ziehen”, in der 
Negel ſtets durch ein Kriegsrecht erfolgen jollte, und bee 
ruhen die fpäteren Einſchraͤnkungen biefes Principes zum. 
Theil nur auf Gerichtsbrauch. 

Dur den Entwurf fol die Competenz ber bis jet 
fogenannten „sKriegsrechte” zur Aburtheilung fehwererer 
Straffälle auf ihren früheren Umfang zurüdgeführt und 
denfelben ein ihrem Wirkungskreife entfprechender Name 
verliehen werden, das Dberkriegsgericht fol aber in allen. 
Straffällen die zweite Snftanz bilden. 
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Die Deputation iſt mit diefer Gliederung der Ver- 
ſpruchs zuſtaͤndigkeit einverfianden. Nur bezüglich der Zus 
fammenfegung des Spruchkriegägerichtes gehen die Anfich- 
ten der einzelnen Mitglieder auseinander, und hat ſich die 
Deputation in eine Majorität (v. Zehmen, Müller und der 
Referent), fowie in eine Minorität (v. Böhlau und Hens 
nig) geipalten. k 

Die Majorität ift für ben Entwurf, in deffen Gemaͤß ⸗ 
heit der Auditeur, welcher bis zur ſpruchkriegsgerichtlichen 
Schlußverhandlung, die Unterfuhung geführt hat, ‚bei diefer 
Schlußverhandlung zwar als Referent, Inftruent und juriftie 
fcher Nathgeber fungirt, die Urthelsfhöpfung aber von fieben 
<ommandirten und bejonberö vereideten Standeögenoffen 
werfchiedener Grade bewirkt wird, welche fich unter dem 
Beirathe des Auditeurs — eine Entſcheidungsſtimme ſteht 
dieſem nicht zu — gemeinſchaftlich berathen und von wel⸗ 
Bi Militärrichtern jedem ein felbftftändiges Votum 
aufteht. 

Die Zufammenfegung des Spruchkriegsgerichtes richtet 

ſich je nad) Verfchiedenheit des Dienftgrades oder Ranges 
des Angefchuldigten, oder, wenn beren in derfelben Unter 
ſuchung mehrere zur Aburtheilung gelangen follen, Desje- 
nigen, welcher unter ihnen im Grabe oder Range höher 
steht. (Vergl. $. 229.) 

Das, Spruchkriegägericht über einen Soldaten würde 
beſtehen aus: 

1 Oberftleutnant ‘oder Major, als Präfes, 

1 Hauptmann, 

1 Oberleutnant, 

1 Leutnant, 

1 Seldwebel oder Sergeant, 

1 Corporal, 

1 Soldat. 

Je höher der Dienftgrab des Angefchuldigten ift, aus 
um fo höheren a werben bie fieben Spruchrichter 

ewaͤhlt. Es ift indeffen Regel, daß unter diefen fieben 
J Richtern ſich ſtets einer von dem Dienſtgrade des Ange 
Tchulbigten befindet, eine Negel, von welder nur dann eine 
Ausnahme vorkommt, wenn in berfelben Unterfuchung meh: 
rere Angefchuldigte zur Aburtheilung gelangen follen, indem 
ſich foichenfalls die Zufammenfegung des Spruchkriegs- 
gerichtes nach dem Dienftgrade besjenigen Angefchuldigten 
Tichtet, welcher unter ihnen im Grade höher fteht. 

Ehe die Majoritaͤt der Deputation zur Entwidelung 
der Gründe übergeht, aus welchem ſich diefelbe für die Zus 
fammenfegung der ———— 2) Maafgabe des 
Entwurfes verwenden zu follen glaubt, bemerkt diefelbe, 
daß diefe Zufammenfegung mit ber zeitherigen Organifation 
der fogenannten „Kriegsrechte“ nicht ganz Rbereinkimmt. 

Diefe legteren haben zwar ebenfalls aus fieben Rich 
terclaffen beftanden, es haben aber der Präfes und ber 
Auditeur zufammen die oberfte Claſſe gebildet und jede der 
übrigen ſechs Nichterclaffen hat je zwei Richter derfelben 
‚Charge in ſich vereinigt, wovon jeder Richterelaffe aber 
aur eine Stimme zugeftanden hat. Bis jebt hatten ſich 
ferner alle einzelnen Chargen getrennt von einander zu bes 
rathen, fodaß immer nur je zwei Richter, nämlich die der» 
An Charge angehörigen, eine gemeinſchaftliche Berathung 
pflogen. = : 

Die Majorität der Deputation geftattet ſich in dieſer 
Hinſicht ihre Anficht dahin auszufprehen, daß fie den 
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Gründen beipflihtet, aus welchen bie koͤnigliche Staats- 
regierung biefe Abänderungen eintreten lafjen wil. Es 
foll nämlic) einerfeitS der Gewiſſenszwang befeitigt werden, 
welcher barin Liegt, daß fich bis jet die derfelben militäri- 
ſchen Charge angehörigen Richter über ein Votum zu ver- 
einigen hatten, anbdererfeitö aber foll ſich der Aubiteur durch 
eine gemeinſchaftliche Berathung auch während berfelben 
in der Lage befinden, den Militärrichtern den erforderlichen 
juriftifchen Rath zu ertheilen. 


Die Gründe der Majorität für Zufammenfegung der 
Spruchkriegögerichte nach Maafgabedes vorliegenden Gefeh⸗ 
entwurfs find aber folgende. g 

Die Kriegsrechte, ober diejenigen feierlichen Gerichte, 
mittelft deren im Militärftande bei peinlichen Fällen die 
Verbrecher durch Standeögenoffen abgeurtheilt werben, 
find aus dem praftifhen Beduͤrfniſſe entfproffen und feit 
Jahrhunderten in den größeren deutfchen Armeen als dies 
jenigen Gerichte confequent beibehalten worden, welche zur 
Ausübung des militaͤrgerichtlichen Strafverfahrens die geeig⸗ 
netften find. In Uebereinftimmung mit dem, was hierts 
ber in den Motiven Seite 414 gefagt worden ift, fucht 
die Majorität der Deputation einen Grund biefer praftis 
ſchen Bewährung darin, daß die Bufammenfegung der 
Kriegörechte mit der beweglichen Natur bes Heeres im 
größten Einklang fteht und daher dem oben unter B anges 
gebenen Erforderniß entipricht, im Kriege wie im Frieden 
gleich anwendbar zu fein. 


Ein weiterer Grund für diefe Organifation der Spruch⸗ 


kriegsgerichte ſcheint ber Majorität der Deputation darin 
zu liegen, daß bei der Art ihrer Zuſammenſetzung darauf 
ganz befonders Rüdficht genommen. werden muß, daß fie 
vorzugsweife auch zur Aburtheilung. von Militärverbrecyen 
berufen find. 

Werfen wir einen Blick in das Militaͤrſtrafgeſetzbuch 
vom Jahre 1855, fo finden wir, daß im Kriege, naments 
lich in der Nähe des Feindes, Militärverbredhen mit ber 
härteften ‚Strafen bedroht find. Beifpielöweife möge auf 
die Defertion im Kriege, auf Widerfetzlichkeit im Siege 
und auf Pflichtverlegungen im Dienfte gegen ben Feind 
bingewiefen werden, 5 

Wenn eine Defertion im Kriege 

1) im der Nähe des Feindes, oder 

2) vom Pollen aus unternommen, ober 

3) von dem Führer einer Abtheilung begangen worben, 

ober 

3) mit Webergehen zum Feinde verbunden, gleichviel, 

0b der Deferteur in feindliche Kriegsdienſte getreten 
oder nicht, oder wenn 

5) ein "Deferteur zugleich Anftifter eines, wenn auch 

nicht zur Ausführung gefommenen Defertionscoms 
plottes geweſen ift, 
fo tritt nach $. 98 des Militaͤrſtrafgeſetzbuchs 


x Todesſtrafe 
ein. 

Diefelbe Strafe tritt ein, wenn eine Militaͤrperſon 
im Kriege irgend eine ihr im unmittelbaren Dienfte gegen 
den Feind ausdrüdlich anbefohlene Dienftleiftung wider⸗ 
feglich verweigert, $. 117 des Militärftrafgefegbuche. 

Ber im Kriege 


— 
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1) aus Furcht vor perſoͤnlicher Gefahr in der Nähe bes 
Seindes die Flucht ergreift, oder wer 
3) ſich zu fechten weigert, oder 
“. 


ee x. 

(3 folgen noch drei andere Falle) k 
iſt, infofeen das Verbrechen nicht unter Umftänden in ein 
noch fhwereres, mit dem Tode zu beftrafendes übergegan: 

en ift, mit einer Strafe zu belegen, welche bis zu zwanzig 
Kaheen Zuchthaus anfteigen kann. 

Endlich it — um noch ein Verbrechen zu erwähnen, 
welches in der Regel nur von einem Offizier höheren Ran 
ge8 wird begangen werben können — der Befehlshaber 
einer Truppenabtheilung oder eines feften Plages, welcher 
bei noch vorhandenen Wertheibigungsmitteln ohne, oder 
gegen vorgängigen Kriegsrathsbeſchtug den Platz wirklich 

ibergeben oder mit dem Feinde capitulirt hat, mit 
dem Tode 
zu beftrafen. 

Aus diefen Beifpielen ergiebt fi, mit wie ſchweren 

Strafen die Militärverbrehen im Kriege ‚bedroht find. 


Bei der Beurtheilung der Strafbarkeit von eigent» 
lichen Militärverbrechen iſt der militärifhe Geſichtspunkt 
maaßgebend, bie Böswilligkeit des Werbrechers, auf welche 
nad) den allgemeinen Strafgefehbuch mit Necht ein fehr 
bedeutendes Gewicht pet wird, tritt in den Hintergrund, 
es find vorzüglich die Gefahr und der Nachtheil abzumä- 

en, womit das Heer — mittelbar aber das gefammte 

jaterland — durch deren Begehung bedroht wird und es 
ericheint daher angemefjen, die Richter aus der Zahl der» 
jenigen Perfonen zu wählen, welden über militärifche Ver⸗ 
haltniffe_ das ficherfte Urteil zufteht. Dies find aber dieje⸗ 
nigen Militärperfonen, welche mit dem praftifchen Dienfte 
Befäftigt find, 

Vergl. Brauer a. a. O., Seite 290. 


Es iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, dag man bei 
fo ſchweren Strafbeftimmungen, deren Anwendung geſetz⸗ 
lich feftfteht, und auch nad dem übereinftimmenden Ur: 
HE Sachverftändiger gar nicht vermieden werden kann, 
die Gerichte in einer ſoichen Weife beſetzt, wie fie zur Ver 
urtheilung derartiger Verbrechen am geeignetften erſcheinen. 


Die Majorität der —— verkennt ebenſowenig, 
als deren Minorität, daß bei gemeinen Verbrechen ans 
dere Nüdfichten in den Vordergrund treten. 


Wollte man ſich in dieſer gun von rein theoreti- 
fen Erwägungen leiten laſſen, jo würde man es als das 
Zweckmaͤßigſte anerkennen müffen, Militärperfonen, welche 
gemeine Werbrechen begangen haben, den Civilgerichten zur 
Unterfuhung und Beltrafung zu uͤberweiſen. 


‚ Dies confequent durchzuführen, dürfte aber ein Problem 
fein, deffen Eöfung ſtets an dienſtlichen und bisciplinellen 
Rüdfichten ſcheitern wird. . 

Es werben daher unter anderen auch in unfern beiden 
größten Nachbarftaaten gemeine Verbrechen, welche von 
Militärgerichtöbefohlenen begangen worden find, von recht⸗ 
ſprechen den Standesgenoffen ganz in derſelben Weiſe ab- 
geurtheilt, als ob es fich um ein-Militärverbrechen handelte, 

Uebrigens bietet auch, was bie Vertretung des juriſti— 
fen Elements bei dem militärifchen —S 5 
Tangt, der vorliegende Entwurf dadurch, daß darin für eine 








‚weite Inftanz geforgt ift, in welcher die juriflifchen Elemente 
— eht Militaͤrſtrafgeſetzgebung in anderen 
‚ändern. s 

Die gefammte Deputation ift mit einer in biefer Weife 
zufammengefegten zweiten Inftanz einverfanden, weil eine 
folche, welcher vorzüglid die nochmalige Erwägung ber 
Rechtsfragen obliegen wird, ihre unverkennbaren Vorzüge 
hat. Alein die Majorität findet au, daß auf diefe Weife 
das juriftiiche Element in dem militärgerictlihen Strafe 
verfahren ausreichend vertreten iſt. 


Wollte man weiter gehen und fi, dem Vorſchlage 
der Minorität entfprechend, fr eine Zufammenfeßung der 
Spruchgeriäte erfter Inſtanz verwenden, in welden gleiche 
feus das juriſtiſche Clement vorherrfchte, fo würde man 
fich wieder volftändig von dem trennen, was hierunter 
in den anderen deutfchen Armeen gilt, während es gewiß 
mindeftens als fehr wunſchenswerth ericheint, daß bei einer 
gemeinſchaftlichen Action deutſcher Truppen das militürges 
achtliche Strafverfahren auch auf möglichft gleiche Grund« 
füge paffirt ift. 

Bei Beantwortung ber Frage, in welchem numeriſchen 
Verhältniffe die gemeinen Verbrechen, welche durch bie 
Spruchkriegsgerichte in Zukunft abgeurtheilt werben follen, 
zut Anzahl der durch diefelbe Kategorie von Gerichten zu 
entfcheidenden Militärverbrechen ftchen werden, koͤnnen 
übrigens bie in FF. 13 und 14 des Militaͤrſtrafgeſetzbuchs 
enthaltenen Beflimmungen nicht unberhdjichtigt bleiben, 
wornach weder Zuchthausftrafe noch Arbeitshausftafe an 
dienenden Militärperfonen vollzogen werben Finnen. Läßt 
ſich daher bei einem von einer Militärperfon begangenen 
— Verbrechen uͤberſehen, daß derſelben die Ver— 

uͤßung einer Zuchthaus⸗ oder Arbeitshausſtrafe droht und 
daß dieſe nicht im Militärdienfte beibehalten werden kann, 
fo wird in der Regel von dem Nechte der Abgabe der Unter⸗ 
fuhung an dad betreffende Givilgericht Gebrauch gemacht 
werben. Hierdurch dürfte fich aber die Zahl der von bem 
Spruchkriegsgerichten abzuurthelenden gemeinen Verbrechen 
bedeutend reduciren. 


Nach der Anficht der Majoritaͤt der Deputation liegt 
hiernaͤchſt für militärifhe Gerichte eine hohe Bedeutung 
darin, daß ſich einerfeits die Zufammenfegung des Ge- 
richts nach dem mititärifchen Range des Angefchuldigten 
richtet und daß anbererfeit3 unter den Nichtern auch bie 
Charge des Angefchuldigten vertreten iſt. Das Erftere f 
darauf berechnet, auch bei dem Rechtſprechen den militäri: 
fen Suboribationsverhältniffen die ihnen gebührende Stelle 
zu ſichern, das Zweite darauf, daß ed ganz im Geifte eines 
militärifchen Standeögenoffengerihts, als eines judieium 
parium liegt, daß ſich unter den Nichtern des Angeſchui⸗ 
digten einer dem letzteren im Dienftgrade gleichftehehber 
Camrad befindet. 

‚ Nur wenn mehrere Angeſchuldigte von verſchiedenem 
Dienfigrade in berfelben Unterfuhung vorhanden find, wird 
von dieſem Grundfage, jedoch in einer folden Weife abges 
wichen, daß ſich dann wiederum das militärifche Rangers 
hältniß geltend gemacht: und daß ſich die Befekung bes 
Gerichts nad dem Dienftgrade des höher geftellten Anz 
geſchuldigten richtet. 

Wenn in dem Entwurfe an diefen beiden Principien, 
von welchen das erftere übrigens auch von der Minotität 
der Deputation. als ee betrachtet wird, feſtge— 
halten worden ift, fo hat die Majorität der Deputatton 
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hierin einen ferneren Grund dafuͤr erblickt, fi für bie Zu- 
fammenfegung des Spruchkriegsgerichts nach Maaßgabe des 
Entwurfs zu verwenden, weil es nach der Anficht der 
Majorität Feine erfprieglihen Dienfte leiſten Tann, folde 
Principien, an welchen wegen ihrer Bedeutung, welche fie 
für Militärgerichte haben, in anderen Armeen mit Recht 
feftgehalten wird, ohne Weiteres zu befeitigen. 


Endlich erfcheint auch die dem Auditenr bei ber foruch- 
Erfegsgerihtlihen Schlußverhandlung angewiefene Stellung 
der Majorität der Deputation eine ganz angemeffene. Der 
Auditeur fungiert hier nur ald Referent, Inftruent and jur 
riftifcher Nathgeber, eine, entfcheidende Stimme fteht dem- 
felben dagegen nicht zu. 

In diefer Inſtitution hat fich der’ allgemeine ftrafpro- 
ceffualifche Grundfaß, daß bei Ausübung ber Strafrechts⸗ 
after nicht zu viel in eine Hand gelegt werden bürfe, zur 

eltung gebracht. 

Diefelde Einrichtung finden wir in der preußiſchen 
Armee, und hoͤchſt bemerkenöwerth dürfte es fein, daß auch 
in Deſterreich die dafelbft gegenwärtig dem Auditenr zufter 
hende Entfcheidungsftimme dem letzteren nach dem Entwurfe 
einer Militärftraf —J— die £. k, Öfterreichifche 
Armee — welcher 1842 in Wien im Druck erfchienen ift 
— entzogen werben fol. 


Der Auditeur führt bie gas Unterſuchung bis zur 
Spruchreife und hat dann den Mitgliedern des Spruch⸗ 
triegögerichts, auf welche die — 
übergeht, diejenigen Rechtsbelehrungen vi ertheilen, deren 
diefelben wenigftens, wenn es fich um die Aburtheilung von 
gemeinen Verbrechen handelt, bei dem heutigen Stande der 
Nechtöwiffenfchaft nothwendig bedürfen. Auch hierbei wird 
die Stellung des Auditeurd eine höchft einflußreiche fein 
und wird derfelbe eine große Sorgfalt darauf verwenden 
müffen, bie richtige Anwendung des Gefeges zu vermitteln. 
Gewiß wird in ber Negel der juriftifche Rath, welchen der 
Auditeur bezüglich der Beurtheilung eines gemeinen Ver⸗ 
brechen extheilt, von den Spruchkriegsrichtern befolgt wer⸗ 
den. Es ift dies eine Sache des Vertrauens und man darf 
es wohl ald ein normales Verhältniß bezeichnen, wenn dad 
niebergefeßte Standesgenoffengericht in reinen Rechtöfragen 
die Anſicht Deffen befolgt, welcher ihm als juriftifcher Raths 
geber durch das Geſetz beigegeben iſt. Gelingt es aber dem 
Tuditeur in einem Falle nicht, feiner Rechtsanficht bei dem 
entfcheidenden Gericht Eingang zu verſchaffen, fo würde es 
in ber Regel gar nichts helfen, wenn man dem Aubiteur 
eine Enticeidungsftimme einräumen und ftatt deffen bie 
Zahl der übrigen Richter um einen verringern wollte, weil 
bei einer größeren Anzahl von Entfcheidungsftimmen bie 
Stimme des Auditeurs nur in feltenen Füllen, nämlich 
dann, wenn die übrigen Stimmen dergeftalt vertheilt waͤ— 
ven, daß die eine Hälfte derfelben der anderen gegenüber 
ftände, den Ausfchlag geben wiirde, 

Die Majorität der Deputation ift daher auch mit, der 
Stellung, welche dem Auditeur in der fpruchkriegögericht 
lichen Schlußverhandlung angewiefen iſt, einverfianden. 

Gegen den Vorſchlag der Minorität iſt von Geiten 
der Fönigl, Herren Commifjare uͤberdies noch geltend gemacht 
worden: 


a 
daß diefe Einrichtung in Friedensgeiten wegen der dadurch 
bedingten öfteren Reifen der Auditeure in andere Garnifos 
1.8. E. Abonnement.) 





nen, um in letzteren als Spruchkriegsrichter zu — 
große geſchaͤftliche Störungen und einen nicht unbedeuten⸗ 
den Koftenaufwand verurfachen würde; 


r b. 
daß aber eine folde Organiſation im Kriege, namentlich 
auf Maͤrſchen, nicht ausführbar erfcheine, weil fie einerfeits 
zu complieirt fei, ambererfeitS auch die bei der Führung 
einer Unterfuhung umbetheiligt gewefenen Auditeure zur 
Beſetzung des Feldoberkriegägerichts gebraucht würden. 

Auch diefe Gründe haben die Majorität der Deputa⸗ 
tion in ihrer Anfiht nur beſtaͤrken koͤnnen, fich bezüglich 
der Drganifation der Spruchfriegögerichte für den Geſetz- 
entwurf zu verwenden. 

- Die Minorität der Deputation wuͤnſcht dagegen bie 
Spruchtriegsgerichte in der Weiſe organifirt zu I ‚ daß 
folche in jedem Falle aus fünf Richtern, und zwar: 

1) aus dem Auditeur, bei ven Kriegögerichte die Unters 
ſuchung geführt ift und welchem die Leitung, 
der Verhandlung zufteht, 

2) u. 3) aus zwei anderen Auditeuren, welche von ben 
nächftgelegenen Kriegögerichten als Hilfsrichter 
hierzu zu commandiren find und von welchen 
der eine von einem bei einem Kriegsgerichte 
fungirenden, mit dem Richtereide belegten Ac⸗ 
tuar vertreten werben kann, 

4) u. 5) aus zwei Offizieren, als Nichtern, cum voto 
deeisivo. deren Dienftgrad von dem Dienft- 
‚grade oder Range des Angefhuldigten abhängt, 

gebildet werden. 

Die Minorität der Deputation hat ſich mit der Zü— 
fammenfegung ber Spruchkriegögerichte, wie fie $. 10 der 
Militärgerichtöverfaffung in Berbindung mit $. 229 der 
Mititärftrafprocegordnung vorfchreibt, nicht einverftanden 
erklären koͤnnen, indem ihr durch diefelbe Feine Garantie 
für eine richtige Beurtheilung ber Straffälle geboten 
erſcheint. 

Zunaͤchſt möchte fie im Allgemeinen alle die Gründe 
für ſich anführen, welche man gegen die Schwurgerichte 
geltend gemacht hat und welche auch der hohen Gtaatöre- 
gierung gegen die Einführung derfelben bei uns maafges 

end geweſen find. 

Man hat ihr zwar eingehalten, daß bei der projectire 
ten Art der Zufammenfegung der Spruchgerichte Feineswegs 
von Schwurgerihten die Rede fein koͤnne, fondern reine 
Senoffenfchaftögerichte hier eintreten folen; ſie hat jedoch 
in diefen trogdem nichts Anderes erfennen koͤnnen, ald 
Scwurgerichte von Standeögenoffen, fowenig fie auch das 
Gewicht des Umftandes leugnen oder überfehen mag, wel 
ches der ganzen Idee zum Grunde liegt, daß der ange 
ſchuldigte Soldat durch Seinesgleichen, feinen Stand ſelbſt, 
verurtheilt oder freigefprodhen werben fol. 

Die Minorität der Deputation ift weit entfernt, den 
Mititärgerichtsfaal · zum Felde juriſtifcher Haarfpaltereien 
machen zu wollen, allein fie hat ſich des Bedenkens nicht 
entfchlagen fönnen, wie eine juriftifcherichtige Anficht über 
Schuld oder Nichtfchuld oder den Grad der erfieren und 
eine richtige Anwendung des Strafrechted auf den Strafs 
fal, eine richtige Abmeffung des Strafmaafes u. f. w., 
ohne irgendjede juriftifche Vorbildung möglich fein foll. 

Man hält und zwar ein, daß dem Gericht in der - 
Schlußverhandlung der Auditeur als juriſtiſcher Berather 

6 
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ur Seite ſtehen folle, alein entweder man richtet ſich dar- 

Si und a liegt das Urtheil erſt recht volfkändig in 
einer Hand, und zwar in derjenigen, bie nicht einmal ben 
Namen dazu hergiebt, und die richterliche Selbftftändigkeit 
wird aufgegeben, oder man thut es nicht und dann werben 
Urtheilsiprüche erlangt werden, denen die rechtliche Baſis 
fehlt, mehr oder weniger bloße Gefühlsurthel, welche ſtete 
Gefahr laufen, reformitt oder caffirt zu werden. 


Man hat und hier wieder eingehalten, daß gegen der⸗ 
gleichen Urthel die zweite Inftanz vollfommenen Schus 
gewährte, allein wozu erft der Neformatoria einer zweiten 
" Suftanz Dad vorbehalten, wofür uns eine anders zufam- 
mengefeßte erfte weit ſicherere Garantie bietet? 


Der Soldat, zumal in den unteren Chargen, hat weder 
Sinn, noch Neigung für juriftifhe Verhandlungen, er 
weiß, daß fein Beruf, fein Dienft ein anderer ift, es wird 
ihm ſteis ſchwer werben, den Thatbeftand von der Perfon 
des Angefehuldigten zu trennen; wie kann alfo von ihm 
eine gebeihliche Gerictepfiege verlangt und erwartet werben! 


Es ift zwar Thatſache, daß in der preußifchen und 
faſt in allen deutfchen Armeen diefelbe Einrichtung in ber 
Gerichtöverfaffung befteht. Wir halten dem entgegen, daß 
faft in allen deutſchen Staaten die Schwurgerichte einge 
führt find und umfere Staatöregierung trotzdem ſich bewo⸗ 
gen gefunden hat, von diefer Einrichtung. abzuftehen. 

Auch dürfte wohl Niemand’ leugnen, daß bei Ber 
Drehen, bei denen Cibil. und Mititärperfonen concurriren, 
zu auffallende Verfchiebenheiten in der Beurtheilung und 
Gonflicte zu Tage kommen werben, wenn der Civiliſt von 
dem juriftiichen Bezirksgericht, der Soldat dagegen don 
dem rein militärifchen Spruchgericht abgeurtheilt wird. Und 
Gleichheit, vor dem Geſetz ift doch gewiß das erſte und 
hauptfächlicfte, Erforderniß jeder Gerichtsverfaſſung und 
procefiualifchen Einrichtung. Ja, wir meinen fogar, daß 
jeder Staatsbürger dad Necht hat, zu berlangen, daß bei 
gleichem Verbrechen der Soldat diefelbe Beurtheilung ers 
fährt, wie der Civiliſt. 

Außer diefen find und aber auch noch fpeciellere Ber 
denken beigegangen, welde in der Natur des Militärftan- 
des felbft ihren Grund haben. 


Bei der wohlthätigen Strenge der militärifhen Sub⸗ 
ordination und Disciplin ift und muß es dem Soldaten 
und Unteroffizier zur anderen Natur geworben fein, in 
dem Offizier und den über ihm ftehenden Graben immer 
nur feinen Vorgefegten zu erkennen und fein Wort für 
anantaftbare Wahrheit, für Befehl zu achten. Er wird 
alfo auch hier, wo er in gleichem Richteramte mit ihm zu 
Gerichte fit, ſich ſtets nur bemühen, fein Urtheil nach dem 
feines Vorgefesten zu richten und mit ihm conform abzu⸗ 
geben, und wenn hiergegen auch die vorgefchriebene Äb⸗ 
fimmung von unten nad) oben fügen fol, fo wird und 
Tann biefer Schuß, immer nur ein hoͤchſt bürftiger und 
mangelhafter fein, da es im Laufe der Schlußverhandlung 
nie ſchwer fein wird, aus biefer felbft die Anfichten der 
Vorgeſetzten zu erkennen. Und ift es fo, wie wir nicht bes 
zweifeln, dann droht einem Haupterforberniffe des richter- 
lichen Amtes, der richterlihen Seloftftändigfeit und Unab- 
Hängigfeit, die entfehiebendfte Gefahr. 

Aber umgekehrt angenommen, es bewahrt der Soldat 
der niederen Charge feine Selbftftändigkeit in der Abſtim⸗ 
mung der wohlerfannten Meinung feiner Vorgefetzten ger 














gentiber, dann kann Fein Vortheil für die fo nothwendige 
militärifche Disciplin daraus erwachfen. 

Wir wollen hier nur an die Jahre 1848 und 1849 
erinnern, wo felbft im Militär der gute Geift doch man⸗ 
nigfach untergraben war. 

Aus diefen Gründen hat die Minorität der Deputas 
tion es verfucht, eine andere Art der Zufammenfegung ber 
Spruchkriegägerichte aufzufinben, in welcher das juriftifche 
Element mehr und gleihmäßig mit dem militärifchen ver⸗ 
treten ift, und fie ift dahin gelangt, diefe Gollegialgerichte 
aus drei juriftifch befähigten Mitgliedern (Auditenven) und 
zwei Offizieren zu conftituiren, indem fie dann die Zahl 
von fünf Richtern für volftändig ausreichend erachtet. 

Sie ift weit entfernt, das militärifche Element in der 
Militärftrafrechtöpflege nur irgendwie beifeite ſchieben oder 
die Zweckmaͤßigkeit der gehörigen Vertretung deffelben ver⸗ 
Eennen zu wollen, allein fie glaubt dem auf die angegebene 
Weiſe vollftändig zu genügen, da doch die Aubiteure wie 
die Offiziere Militärperfonen find und dieſem Stande ans 
gehören und mit dem Geifte und Intereſſe deffelben eng 
derwachſen find und fein ſollen. 

Die Führung der Unterfuchung wuͤrde dem Auditeur 
verbleiben, welder das ftändige Kriegägericht der Truppens 
abtheilung bildet, der der Angefchuldigte angehört, infofern 
nicht hier nach dem Entwurfe felbft Modifiationen einzu⸗ 
treten haben, und ihm auch der Vortrag in der Schluͤß⸗ 
verhandlung obliegen. 

Zur Schlußverhandlung wuͤrden dann nächft ben zwei 
Offizieren, aus denen dad Gericht zu beſtehen hätte, noch 
zwei andere Auditeure als Hilfsrichter aus den nächfigelege: 
nen —— hinzu zu commandiren fein, oder 
auch nad) Beduͤrfniß nur einer, je nachdem fich vieleicht 
(wie in den Brigadefriegögerichten nach dem Entwurfe zu 
erwarten) in dem betreffenden Kriegsgericht bereits fchon 
ein zweiter angeftellter Juriſt in der Perfon eines Actugs 
rius, der natürlich mit dem Nichtereide zu belegen wäre, 
befände, 

Auch in praxi fönnte die Minorität der Deputation 
die Schwierigkeiten nur als geringe anerkennen, bie einer 
folden Einrihtung entgegenftehen würden. 

In Dresden, welches immer ald Haupt: und Reſidenz⸗ 
ſtadt des Landes zugleich die —— ſein und 
bleiben wird, in welcher jetzt die Stäbe und mithin bie 
Kriegögerichte von zwei Infanteriebrigaben und einem Reiter⸗ 
vegiment und dazu noch das Staböfriegägericht vereinigt 
find, wuͤrde eine ſolche Zufammenfegung der Spruchkrieges 
gerichte wohl nicht den mindeften Schwierigkeiten unterliegen. 

Mit etwas mehr Weitläufigkeiten würde diefe fuͤr die 
Standquartiere der Kriegsgerichte der zweiten und vierten 
Infanterie» und der Jägerbrigade, forie ber drei Feiter⸗ 
regimenter (Chemnitz, Baugen, Leipzig, Großenhain, Grimma 
und Borna) verbunden fein. Crwägt man jedoch, wie 
unendlich in neuerer Zeit die Verbindung aller diefer Orte 
dur Zelegraph und Eifenbahn erleichtert ift und wie felten, 
namentlich bei den Neiterregimentern, derartige Fälle vor⸗ 
tommen, welde ein Zufammentreten der Spruchkriegss 
gerichte bedingen, fo würde wohl auch über diefe Weits 
läufigfeiten, zumal bei der anerkannt beweglichen Natur 
aller militaͤriſchen Einrichtungen, Teicht hinwegzufommen fein. 

Im Felde wären die Aubiteure, infoweit diefelben nicht 
zu erlangen, durch Offiziere zu erfegen. 
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Mag dies allerdings als gegen das aufgeftellte Prin⸗ 
cip ftreitend erfcheinen, fo wird doc; auch hier immer nur 
Das einzutreten haben, was Abtheilung VI. des Entwurfes 
$. 393 fig. „von dem Strafverfahren in Kriegszeiten“ bes 
ftimmt, welche überhaupt für ſolche Zeiten die Anwendung 
des ganzen im Entwurfe vorgefchriebenen Verfahrens in 
Trage ftellt. 

Noch erlaubt ſich die Minorität der Deputation darauf 
aufmerffam zu machen, wie die dem legten außerorbentlichen 
Landtage zur nachträglichen Natihabition vorgelegte Ver⸗ 
ordnung, einige Beftimmungen in Beziehung auf die Mis 
litaͤrſtrafrechtspflege in Kriegözeiten betreffend, vom 9. Mai 
1859, $. 5, Abtheilung 3, das Feldobertriegsgericht für bie 
einer collegialen Befchlußfaffung bebürfenden Entfcheidungen 
mit Auditeuren unter dem Vorfige des Kriegsgerichtsraths 
oder beziehendlih commandirten Stabsoffizieren auf ganz 
aͤhnliche Weife befekt. 

Schließlich fei nur noch einiger indirecten Vorzlige ger 
dacht, welche die vorgefchlagene Bufammenfeßung der Spruch 
gerichte ber im Entwurfe projectirten gegenüber mit fi 
führen dürfte, es find dies: wiffenfchaftlichere Behandlung 
der Sachen und wiffenfchaftlichere ſowohl, wie praktiſchere 
Ausbildung der Auditenre. 

Auf Grund biefer Anfichten wird die Minorität der 
Deputation fich geftatten, in dem fpeciellen Theile des Bes 
richtes zu den 229 und 231 zwei Anträge zu ftellen. 


Bud. 

Durch die Beſchraͤnkung des Princips der Mündliche 
keit — ‚Unmittelbarkeit — des Verfahrens, untericheidet 
ſich der gegenwärtige Entwurf wefentlich von dem früheren 
Entwurfe der Militärftrafproceßordnung. 

Die frühere diesfallſige Gefeßvorlage war, wenn auch 
nicht vollftändig, fo doch mehr als die gegenwärtige auf 
Unmittelbarkeit bafirt; der. vorliegende Gefegentwurf hält 

an biefem Grundfage nur infofern feft, als der Angefchuls 
“digte ſtets in Perfon vor das in der Sache erfennende 
Gericht geftellt werben folk, wogegen die Beweisaufnahme 
auf dem fchriftlichen Verfahren beruht und nur ausnahmds 
weife Beweismittel dem erfennenden Gericht unmittelbar 
vorgeführt werden follen. 

Wenn der frühere Gefegentwurf in fo ausgebehnter 
Weiſe auf dem Grundfage der Unmittelbarfeit beruhte, daß 
die Beweisaufnahme in einer Hauptverhandlung ummittel- 
bar vor dem erfennenden Gericht ftattfinden folle, fo dürfte 
die Tönigliche Staatsregierung hierbet von Der Erwägung 

eleitet worden fein, daß der Einführung ber Unmittelbar 
it bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren aus Rüd: 
ſichten auf die militärifche Disciplin und Subordination 
Teine Bedenken entgegenftehen, und daß daher bei den ans 
erfannten Vorzügen der unmittelbaren Beweisaufnahme 
vor dem erfennenden Gericht aud die Militärgerichte diefer 
Snftitution theilhaftig werden follten. 

Auch bei einer anderweiten Erwägung der Frage, ob 
die gedachte Einrichtung für die Militärftrafrechtöpflege paffe, 
iſt von der Föniglichen Staatsregierung für Verneinung 
diefer Frage fein Grund geltend gemacht worden, aus wel- 
chem ſich entnehmen ließe, daß aus der unmittelbaren Ber 
weisaufnahme vor! dem erfennenden Gerichte dem Heere 
irgend ein Nachtheil drohe. 

Allein es hat die Anführung von fofort näher zu un⸗ 
terſuchenden Gründen fattgefunden, aus welchen fi) nach 








der Anficht der Deputation die praktiſche Unausführbarkeit 
der unmittelbaren Beweisaufnahme ergiebt. 


In den Motiven (Seite 415 flg.) ift die Anficht ent⸗ 
widelt, daß nicht nur in Friedenszeiken die Durchführung 
des Princips der Unmittelbarkeit Schwierigkeiten begegnen 
würde, die bei Ausführung der civifgerichtlien Strafjufti; 
nicht in dieſem Maaße vorhanden find, fondern auch, daj 
es im Kriege unmöglich fein würde, das militärgerichtliche 
Strafverfahren auf das Princip der Unmittelbarkeit im 
feinem vollen Umfange zu bafiten. B 


Welchen Einfluß die Ausfchliegung des Gerichtöftan. 
des ber begangenen That auf die von Militärperfonen 
verübten Verbrechen ausübt, indem ber Angefchuidigte auch 
wegen ber auf Urlaub verübten Verbrechen, fofern fie nicht 
geringerer Art find, als welche zur Zuftändigkeit ber Civil: 
gerihte gehören, vor dem — der Truppe, wels 
Ger er gugelheit iſt, Recht zu leiden Hat, iſt in den Mo- 
tiven (Seite 416) auf dad Deutlichfte auseinandergefegt. 

Die Beftimmung der Zuftänbigfeit bes Gericht nach dem 
Orte der begangenen That in der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung beruht auf der Annahme, daß von bem Gerichte 
der begangenen That nicht nur die Beweife am leichteften 
befchafft werben fönnen, fondern daß es auch in der Negel 
für die Zeugen am wenigften beſchwerlich if, vor dem Ge⸗ 
richtsſtande der begangenen That perſoͤnlich zu erfcheinen. 

‚Hat man aber keinen Gerichtsftand der begangenen 
That, fondern ift der perfönliche Gerichtsſtand des Ver⸗ 
brecherd maaßgebend, fo könnten ſchon damit große Belds 
ſtigungen der Zeugen verbunden fein, wenn e3 ſich um 
Unterfudung eines Verbrechens handelt, welches von einer 
Militärperfon auf Urlaub, oder auf Commando (5. B. 

turfhugcommando), ober in Garnifonen, wo ſich ein 
riegsgericht nicht befindet, verübt worden iſt. 

Zeigt ſich hiernächft nach dem, was hieriber auf Seite 
415 in ebenfo überzeugender Weiſe bemerkt worden ift, die 
Durdführung des Princips der Unmittelbarkeit im Kriege 
als ganz unausführbar, fo muß die Deputation mit Nüdz 
fiht auf den allgemeinen Grundfaß, zu weldem ſich dies 
felbe oben unter B bekannt hat — daß nämlich, das milis 
tärgerichtliche Strafverfahren im Kriege und im Frieden 
im Wefentlichen auf benfelben Srundfäßen beruhen müffe 
— bie im Entwurfe angenommene Beſchraͤnkung der Une 
mittelbarfeit bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren für 
gerechtfertigt halten. 

In biefer Anficht kann man dadurch nur beftärkt 
werben, wenn man wiederum eine Vergleichung daruͤber 
anftellt, auf welchen Prineipien in anderen deutſchen Stans 
ten bie Beweisaufnahme bei dem militärgerichtlichen Strafe 
verfahren beruht. 

Sowohl in Preußen, ald in Defterreich finden wir, 
daß die Beweisaufnahme lediglich nach den Grundfäen 
der Mittelbarkeit (des fchriftlichen Verfahrens) bewirkt wird. 

Die Unterfuhung wird in den genannten "Staaten 
bis zur völligen Spruchreife von dem Unterfuchungsrichter 
geführt und von ihm werben die Ergebniffe der erfteren 
dem Standeögenoffengerichte zur Entſcheidung vorgetragen. 

Die Unmittelbarkeit der Vorführung einzelner Beweis: 
mittel, wie ſolche nach $. 242 flg. des vorliegenden Gefeh- 
entwurfs von bem Auditeur bewirkt werben Tann, geht 
daher Uber das Maaß deſſen hinaus, was in dieſer Hinz 
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ſicht durch andere deutſche Strafgefehgebungen gewährt 
wird, und in diefer ausnahmsweilen Geftattung der uns 
mittelbaren Vorführung von Beweismitteln findet die Der 
Hutation einen meuen Beweis dafür, daß die koͤniglihe 
Sigalsregierung bemüht geweſen ift, auch bei dem militaͤr⸗ 
erichtlichen Strafverfahren alle diejenigen Mittel zur Er: 
Srfaung der materiellen Wahrheit zu Gebote zu ftellen, 
deren Benugung mit den befonderen militärifhen Verhaͤlt⸗ 
niffen nur irgend vereinbar iſt. 


Die Aufgabe des Yuditeurs wird durch die gedachte 
wefentliche Befchraͤnkung des Princips der Unmittelbarkeit 
fehr erleichtert werden. 


Es werden viele Unterfuhungen vortommen, in wels 
hen eine Vervollftändigung der Beweisaufnahme durch un 
mittelbare Vorführung von Beweismitteln in der Schlußs 
verhandlung gar nicht flattfindet, fondern der Aubiteur 
nur die Ergebniffe der bereits bis zur Spruchreife geführten 
Unterfuchung vorträgt; daher wird es aber auch nicht er: 
forderlich fein, daß zu jeder Schlußverhandlung vor dem 
Spruchkriegögeriht ein befonderer Protofollant zugezogen 
wird, wie die8 nach dem Dafürhalten der erften Deputa- 
tion ber Erſten Kammer bei dem letzten ordentlichen Land⸗ 
tage dann nothwendig hätte der Fall fein müffen, wenn 
der Auditeur dem Spruchkriegögerichte die ganze Hauptver- 
handlung unmittelbar hätte vorführen follen. 


Bu 5. 
Mit den fr Beſtellung des Oberfriegsgerichts zur 
oberften Mititärgerichtöbehörde in den Motiven Seite 418 
entwidelten Gründen ift man einverftanden. 


Diefe oberſte Militärgerichtsbehörde fol einen auöge- 
dehnteren Wirkungskreis als das Oberappellationsgericht 
nach der allgemeinen Strafprocefordnung- erhalten. Denn 
nach der lehteren hat das Oberappellationdgericht nicht uber 
einfache Beſchwerden, welche Entfchliegungen des Einzel⸗ 
richters zum Gegenftande haben und Uber Einſpruͤche gegen 
Erkenntniffe ER zu entfcheiden, wogegen ber Entſchei⸗ 
dungäzuftändigkeit des Oberkriegsgerichts alle Rechtsmittel 
— und zwar ohne Unterfchied, ob folche bezüglich ſchwe⸗ 
verer oder geringerer Strafrechtöfälle eingewendet werben 
— überwiefen worden find. 


Ss darf indeffen hierbei nicht überfehen werden, daß 
ein Hauptgrund, aus welchem bem Oberappellationsgerichte 
die Entfcheidungszuftändigkeit über Ginfprüce gegen Er- 
kenntniſſe des Einzelrichters entzogen worden ift, barin ges 
legen hat, daß man befürchtete, dem Oberappellationsge ⸗ 
richte eine zu große Arbeitslaft aufzubürden, wenn man 
demfelben auch diefe Entſcheidungen hätte überweifen wollen. 


Faͤllt aber dieſer Grund bei dem Oberkriegsgerichte 
weg, fo muß es bei bem zur ausſchließlichen Buffänbigfeit 
der ftändigen Kriegögerichte gehörenden Strafrehtsfällen 
als ein großer Vorzug betrachtet werden, daß die Enifchei— 
dung über alle Rechtsmittel nur einer Behörde übertragen 
worden ift. Denn es wird auch bier die Füglichkeit erlangt, 
daß das lern über mehrere Rechtömittel, weiche 
bezüglich derfelben Straffache eingewendet worden find, in 
einer und bevfelben Verhandlung entfcheiden Fannı, . 


Vgl. Schwarze, Tommentar zur Strafproceß⸗ 


ordnung des Königreichs © N 
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Bu 6. 

Mit dem Ausfalle des Anſchluſſes des Befchäbigten 
an das Strafverfahren hat ſich die Deputation nicht einvers 
fanden zu erflären vermocht. 

Der nurgedachte Auſchluß hat lediglich den Zweck, dem 
Beſchaͤdigten raſch und ohne ihm viel Koften zu verurfas 
hen, zum Erfaß feines Schadens zu verhelfen. 


Es fol dem Beſchaͤdigten möglich gemacht werben, 
während ber Unterfuchung bei dem Griminalgerichte feine . 
Schädenanfprücde durchzuführen, anftatt deshalb erſt den 
Weg des Civilproceffes betreten zu muͤſſen. 


Man hat von Seiten der Deputation bie Schwierige 
keiten nicht verfannt, welche darin beftchen, daß die Ent- 
feidung über den Anfcluß des Befchädigten an das 
Strafverfahren den commandirten Spruchrichtern nicht füge 
lich hätte zugewieſen werben koͤnnen, man hat aber den in 
dem früheren Entwurfe der Militärgerichtsordnung (vergl. 
$. 231 lg.) getroffenen Ausweg, wonach die Entjcheidun, 
über den Anflug in allen und fomit auch in den Straf 
fällen, welche zur Entjheidungszuftändigteit des Spruch: 
kriegsgerichts gehören, dem Aubditeur überlaffen werden 
folte, ald einen pafjenden anerkannt. 


Traͤgt man nach der allgemeinen Strafproceßorbnung 
fein Bedenken, in den vor dem Einzelrichter anhängigen 
Unterfuhungen diefem die Entſcheidung über den Anſchluß 
u überweifen, fo läßt es fich auch rechtfertigen, daß man 

ei dem militärgerichtlichen Strafverfahren den nurgedach⸗ 
ten Ausweg einichlägt. 

Die Höhe der geltend zu machenden Schädenforderuns 
gen fteht durchaus nicht immer mit der Schwere des Straf 
falles im gleichem Verhaͤltniß. Es kommt häufig vor, daß 
bei einem leichteren Verbrechen ein höherer Schädenanfpruch, 
als bei einem fehwereren Verbrechen in Frage kommt. 
Wenn daher bie ‚Höhe de3 Schadenbetrags auf die Ente 
Fcheidungszuftändigkeit des Gerichts ohne Einfluß, ift, fo 
dürfte bei den Militärgerichten, bei welchen wir Feine, den 
Bezirfögerichten entfprechende, aus rechtöfundigen Nichtern 
beftehende ftändige Behörde Haben, welche über ſchwerere 
Straffälle in erfter Inftanz entfceidet, der Auditeur dazu 
geeignet fein, in allen Straffällen über den Anſchluß des 
Beſchaͤdigten an das Strafverfahren zu erkennen. 


Die königliche Staatsregierung hat den Anfchluß bes 
Beſchaͤdigten an das Strafverfahren zwar auch noch aus 
einem anderen Grunde ausgefloffen fehen wollen, namlich) 
um bie immghin noch vielgeftaltige Aufgabe des Auditeurd 
bei Schlußverhandlungen vor dem Spruchkriegsgericht zu 
erleichtern. Allein nach dent Daflichalten der Deputation 
Farm auch in diefer Hinficht dem Auditeur die nöthige Eve 
leichterung gewährt werden, ohne deswegen den Anfchluß 
des Befchädigten an das Strafverfahren aufzugeben. 


Iſt eine Unterfuchung fo umfangreich gewefen, daß es 
für den Auditeur ſchwierig fein würde, das Erkenntniß 
über den Anſchluß fofort abzufaffen, fo kann dies auch 
binnen einer Eurzen Friſt — wozu im fpeciellen Theile des 
Berichts eine dreitägige in Vorſchlag gebracht werden wird 
— erfolgen, ohne dadurch dag Interefje des Befchädigten 
zu gefährden. Selbſtredend wird aber auch in ven Fällen, 
in welchen das Erfenntniß über den Anſchluß nicht unmitz 
telbar nad beendigter Schlußverhandlung, fondern innere 
halb diefer dreitägigen Frift gefällt wird, diefes noch immer 
auf die Ergebniffe der Unterfuhung bis zur Schlußver- 
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handlung zu gründen fein. Wären aber biefe Nefultate 
zur Verurtheilung des Bezüchtigten zum Schadenerfaß nicht 

"ausreichend, fo fönnten Feine neuen Erhebungen zur Er 
gänzung diefer Ergebniffe vorgenommen werden, weil die 
Verurtheilung des Beſchaͤdigers in dem geforderten Scha- 
denerfag immer nur als ein Anhang der Verurtheifung in 
der Hauptfache zu betrachten fein dürfte. 

Mit Rüdficht auf diefe Bemerkungen und Erwägun- 
gu zu Punkt 6, wird ſich die Deputation in dem fpeciellen 

‚heile des Berichtes einen Antrag auf Aufnahme einiger 
Bufabparagraphen in dem Gefegentwurf geflatten, welche 
die Aufnahme und die Regelung des Anſchiuſſes des Ber 
ſchaͤdigten an das Strafverfahren zum Zweck haben. 

Nachdem fich die Deputation vorfichends über die 
Hauptgrundfäge, auf welchen der vorliegende Gefegentwurf 
beruht, ausgefprochen hat, erlaubt fich diefelbe, ſich im Als 
gemeinen für deffen Annahme zu verwenden. 

Die Minoritär behält fih nah dem, was oben zu 
Punkt 3 von derfelben bemerkt worden ift, hierbei vor, dag 
die von ihr im fpeciellen Theile des Berichts zu den $$. 229 
und 231 geftellten beiden Anträge zur Abftimmung gebracht 
werden. Sollte aber eine Ablehnung diefer Anträge durch 
die hohe Kammer ftattfinden, fo würde die Minorität Feine 
Veranlaffung finden, gegen das ganze Geſetz zu ſtimmen. 


Präfident v. Schönfels: Meine Herren! Wir find 
auf dem Standpunkte angelangt, wo die Berathung flatt- 
finden fol Über den vorliegenden Gefeentwurf. Sie wer⸗ 
den fi erinnern, daß Sie am 13. d. Mts. den Beſchluß 
‚gefaßt haben, daß vom der fpeciellen Berathung abgefehen 
werben foll in Betracht aller derjenigen Paragraphen, wo 
zwiſchen den einzelnen Mitglievern der Deputation und 
der Mehrheit derfelden und zwilchen den Deputationen 
beider Kammern Feine Meinungsverfdicdenheit ftattfindet, 
und da dies nur in Bezug auf drei Paragraphen der Fall 
ift, fo wird fich die Berathung nur erfireden auf die $$. 7, 
229 und 231 und ich würde in Betreff diefer ſoeben von 
mic erwähnten Paragraphen jest die Discuffion eröffnen. 
Sch habe zu erwarten, ob Jemand von den hochgeehrten 
Herren dad Wort ergreifen will. 


Abg. Rittner; Here Praͤſident, ich bitte die hohe 
Verfammlung um Entſchuldigung, wenn ich heute das 
erfte Mal das Wort in diefem Saale ergreifend die Auf 
merffamkeit der Kammer in Anſpruch nehme mit einer 
Bitte um Belchrung und Aufklärung an den Herrn Nefes 
renten. Allein ich glaube einerfeits, daß die hohe Wichtig- 
Feit des Gegenftandes und die große Umfänglichkeit deſſelben, 
andererfeitd der Umftand, daß ich der früheren Berathung 


diefes Gegenftandes in diefem Saale nicht beigewohnt habe, | 


wohl den Wunſch nach vollftändiger Aufklärung rechtferti— 
gen wird. Zunaͤchſt bitte ich den Herrn Referent, Seite 
116 des Berichtes zur Hand zu nehmen. Hier ift es die 
Bufammenftellung der beiden Ausbrücde Disciplinarftraf- 
gewalt und Mititärftrafrechtöpflege, die mich veranlaßt zu 
fragen. Wenn man das umfängliche, und vorliegende 
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Werk ald Ganzes auffagt, fo wird man zu ber Anſicht ger 
bracht, als ob jedes Mititärvergehen der Militaͤrſtrafprozeß⸗ 
ordnung unterworfen fei, man wird darin beftärkt, wenn 
man alles Einſchlagende, namentlich die 5$. 48 und 50, 
vergleicht, wo eine fehr große Menge Vergehen aufgeführt 
find, nicht nur gemeine Vergehen, fondern auch fpecielle 
Militärvergehen und zwar in beiden Kategorien bis herab 
zu den allerffeinften, z. B. Entwendung werthlofer Gegen⸗ 
fände. Andererſeits weiß man aus Erfahrung und Kennte 
niß der Verhältniffe, daß doch nicht alle Vergehen im 
Militärwefen in fo umfänglicher Weife abgehandelt wers 
den, und hiermit übereinflimmend ift hier ganz beftimmt 
bie Disciplinarftrafgewalt und Militärftrafrechtöpflege unters 
ſchieden worden. Ich würde alfo wünfchen, daß der Herr 
Referent die Güte hätte, mir zu fagen, wie fich dieſe beiden 
Factoten in der Militärfirafverwaltung zu einander vers 
halten? Es iſt mir nicht unerinnerlich, wie manche Klagen 
über die Ausübung der Disciplinarftrafgewalt aufgetaucht 
find; es ift mir fogar erinnerlich, wie der Vorſtand des 
Kriegsminiſteriums bei betreffenden Gelegenheiten Klagen 
über Mißbrauch bei Disciplinarbeftrafungen öffentlich zuruͤck⸗ 
zuweifen ſich veranlaßt fah und dieſer Umftand draͤngt 
mid umfomehr, den Herrn Referenten zu bitten, mir zu 
fagen, ob das Princip der Disciplinarftrafgewalt 
von der Militaͤrſtrafrechtspflege wefentlich verfchieden 
und getrennt ift? 

Eine zweite Frage wide ich an eine Auslaffung auf 
Seite 129 Enüpfen. Ich habe es zwar hier mehr mit der 
Minorität zu thunz allein ich darf mich auch hier an den 
Herrn Referenten wenden. Auf Seite 129 find bie beiden 
Ausdrüde „Genoffenfhaftsgeriht und Schwur⸗ 
geriht von Standesgenoffen” als Gegenfäge hin⸗ 
geſtellt. Ich bitte um Aufklärung, wie das ald Gegens 
fa& beftehen Tann, indem ich mir gedacht habe, daß unter 
den Schwurgerichten Genoffenfchaftögerichte mit begriffen 
find. Da ic) es einmal auf Seite 129 mit der Minorität 
zu thun habe, fo will ich mir noch erlauben, eine einzige 
Bemerkung hinzuzufügen. Ich bin fehr gern geneigt, mit 
der Majorität der Deputation zu flimmenz der Haupt⸗ 
grund aber, der mich ſchwankend macht, ift der, daß auf 
Seite i29 am Ende von ber Minorität hervorgehoben ift, 
daß durch die von der Majorisät bevorwortete Zufammens 
ſetzung der Militärftrafgerichtsorgane es leicht und wahre 
ſcheinlicherweiſe häufig eintreten werde, daß zwei Perfonen, 
die ein und daffelbe Verbrechen begangen haben, wovon 
die eine dem Militär, die andere dem Civil angehört, bei 
ganz gleichem Verbrechen ungleich beftraft werden Tönnen. 
Ich muß geſtehen, daß diefe Bedenken für mic) von Be— 
deutung find und von Seiten des Herrn Referenten ober 
von Seiten der Staatsregierung im Läufe der Debatte 
befeitjgt werden möchten, fo daß ich ungeftört mit ber 
Majorität ftimmen Tann. 
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Neferent v. Koönneritz: Der geehrte Vorredner hat 
zunaͤchſt eine Aufllärung daruͤber von mic verlangt, welche 
Grenze zwiſchen ber Disciplinarftrafgewalt und der Miliz 
tärftrafrechtäpflege beftehe? Diefe Grenze ift im Militärs 
firafgefegbuche deutlich angegeben; die einzelnen Fälle, die 
zur disciplinellen Ahndung gehoͤren, vermag ich nicht aus 
dem Kopfe anzugeben; aber es iſt mir erinnerlich, daß 
dahin auch geringe Diebftähle gehören, die der Militaͤrſtraf- 
rechtspflege entzogen find und disciplinell abgemacht wer» 


ven. Bas die zweite Anfrage anlangt, fo erlaube ich mir, 


mich fofort gegen das Gutachten der Minorität zu wenden 
and aus dem, was ich hierüber bemerken werde, dürfte der 
Hear Vorredner in der Lage fein, auch meine Anſichten 
über dad Verhaͤltniß der Standesgenoffengerichte zu den 
Schwurgerihten zu erkennen. Die geehrte Minorität iſt 
zunaͤchſt der Meinung gewefen, daß durch die Bufammens 
fegung der Spruchkriegägerichte nach Maaßgabe des Ents 
wurfes feine Garantie für die richtige Beurtheilung ber 
Strafrechtöfälle geboten feiz dabei ſcheint aber von ber 
Minorität nicht genug beachtet zu werden, daß es ſich bei 
Der Militärftrafrechtöpflege vorzugsweiſe auch um Aburtheis 
lung von Militaͤrverbrechen handelt. Vergegenwärtigen 
wir und unter anderen den Fall, daß es fich fragt, ob eine 
Militärperfon in der Schlacht ihre Schuldigfeit gethan oder 
durch pflichtwidriges Handeln ein Militärverbrechen began» 
‚gen habe, fo wird gewiß diefe Frage von Militärperionen, 
welche mit dem praftifchen Dienft befchäftigt find, am rich ⸗ 
tigften beurtheilt werden. Die geehrte Minorität erblidt 
ferner in den Spruchkriegägerichten nach Maafgabe ber 
Bufammenfegung des Entwurfes Schwurgerihte von Stans 
deögenoffen und glaubt gegen diefelben alle Gründe geltend 
machen zu muͤſſen, welche fi) gegen die Einführung von 
Schwurgerichten überhaupt anziehen laſſen. Die Militärs 
ftandesgenoffengerichte und Schwurgerichte beruhen aber auf 
verſchiedenen Prineipien. Die Jury wurzelt in dem Princip 
der Theilung der Gewalten zwifchen Regierung und Volk, 
Deswegen find von der Wahl zu Geſchworenen die Staatds 
Diener auögefchloffen. Nicht das iſt effentiell, daß die Ge- 
ſchworenen Feine Nechtöfenntnig haben; denn die Macht 
des Zufalles, welche bei Zufammenfegung der Jury eine 
ſo große Role fpielt, kann es auch mit ſich bringen, daß 
nur folde Männer auf der Geſchwornenbank ſitzen, welche 
ſaͤmmtlich mit Nechtöfenntniffen auögerhftet find, fondern 
das Hauptmerkmal liegt darin, daß die Gefchworenen von 
der Regierung unabhängige Männer fein follen. Die Ge 
ſchwornengerichte find daher nicht blos ein Rechtsinſtitut, 
fondern weit mehr ein politifches Inftitut. Dem politiſchen 
Prindip, auf welchem die Jury beruht, hat unfere Regie: 
zung bei Einführung ber allgemeinen Strafprogeßordnung 
die zwedentfprechende Ausübung der Strafrechtöpflege nicht 
zum Opfer bringen wollen. Die Staatsregierung ift von 
der Anſicht ausgegangen, daß ſich die Geſchwornengerichte 
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als Rechtsanftalten auszeichnen müßten, wenn fie Anſpruch 

auf Einführung haben follten; daß es aber nicht zu recht. 
fertigen fei, eine Rechtsanftalt aus politifchen Gruͤnden ein, 
führen zu wollen. Von dem Princip der Theilung der 
Gewalt zwiſchen Regierung und Volk kann aber bei Mille 
taͤrſtandesgenoſſengerichten nicht bie Rede fein. Hier müffen 
alle Richter den Staatöbienern und zwar derjenigen Claſſe 
derfelben angehören, bei welcher die Disciplin am ſtrengſten 
gehandhabt wird, den Militärftaatsdienern. Nicht als por 
ũtiſches Inſtitut kommen die militärifchen Standesgenoffens 
gerichte in Frage, fondern lediglich als Rechtsinftitut, und 
nur deshalb werben fie zur Annahme empfohlen, weil fie 
die bewährteften Nechtsanftalten find, welchen wir bei dem 
militärgerihtlihen Strafverfahren begegnen, Wenn aber 
die Geſchwornengerichte und die militärifhen Standesge⸗ 
noffengerichte auf verſchiedenen Grundprincipien beruhen, 
fo dürfte darin feine Inconfequenz liegen, ſich einerfeits 
gegen die Einführung von Geſchwornengerichten zu erflä« 
ven und ſich andererfeits fir die Einführung von Militär 
fandesgenoffengerichten zu verwenden. Auch beruht ber 
Vorſchlag der Majorität der Deputation, fich bezüglich der 
Bufammenfegung der Spruchkrieggerichte dem Entwurfe 
anzufchliegen, keineswegs auf einer blohen Nachahmungs · 
ſucht der Einrichtungen in anderen Ländern, ſondern auf 
der Ueberzeugung von bem Merthe der zur Annahme ems 
pfohlenen Inftitution. Die geehrte Minorität befürchtet 
ferner, daß, wenn die Spruchkriegsgerichte nach dem Ente 
wurfe zufammengefegt würden, bie Nichter in ber Lage 
wären, dem Rathe des Auditeurs unbebingt Folge zu leiften 
oder unbrauchbare Urthel zu liefern. Weder das Eine, noch 
das Andere kann man aber zugeben. Es handelt fih um 
die richtige Anwendung der Gefege in den der Cognition 
der Spruchkriegsrichter unterliegenden Straffällen. Nicht 
nach dem, was ihnen der Aubiteur fagt, fondern nad) dem 
Geſetz haben ſich die Richter zu richten. Der Rath des 
Aubiteurs fol nur die richtige Auffaffung und Anwendung 
des Geſetzes vermitteln. Diefer Rath ift zwar eine fehr 
wichtige, aber keineswegs bie einzige Quelle für die richtige 
Erkenntniß des Geſetzes. Stimmt der Rath des Auditeurs 
mit dem Geſetze überein, fo werden die Spruchkriegsrichter 
ſich in der moralifhen Notywendigkeit befinden, dem Rathe 
des Auditeurs Folge zu leiſten. Daffelbe würden aber auch 
vechtögelchrte Nichter thun müffen. Iſt aber der Rath de 
Auditeurs unrichtig, fo Fönnen bie Spruchkriegsrichter auch 

vermöge der eigenen Geſetkenntniß — umd dies wirb fid) 
namentlich bei Militärverbrechen zeigen — zu einen riche 
tigen Urteile gelangen, ohne dem Nathe des Auditeurs 

gefolgt zu fein. Die gechtte Minorität ift ferner der Ans 
fit, daß eine zu auffallende Verſchiedenheit in der Beur- 

theilung von Verbrechen eintreten würde, melde von Mi: 

ftir: und von Civitperfonen gemeinfchaftlic) begangen 

worden find, wenn man die Civilperſonen vor das jurifi: 
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ſche . Bezirkögericht, die Mitlitärperfonen aber vor das 
Spruchkriegägeriht zur Aburtheilung verweifen wollte. 
Da ſich beide Arten von Gerichten nach demfelben Ge 
feße zu richten haben, fo wird in der Megel auch die 
Entfheidung im Wefentlichen eine gleichmäßige fein; 
aber wenn ausnahmsweiſe eine verichiedene Beurtheilung 
eintritt, fo dürfen wir doch nicht unbeachtet laffen, dag 
ganz bdiefelbe Erſcheinung vorkommen kann, wenn eine 
und biefelbe Handlung‘ zur Cognition zweier verſchiedener 
Bezirksgerichte gelangt. Auch hier werden wir nicht im— 
mer vollftändige Uebereinftimmung in der Beurtheilung 
einer und derfelben Handlung finden und ebenfowenig 
wird durch den Vorſchlag der Minorität eine Garantie 
hierfür geboten. Es mag hiernächft nicht in Abrede ges 
flellt werden, daß die Anſichten der höheren, zu dem Rich⸗ 
teramte berufenen Chargen auf die Anſichten der den nies 
deren Chargen angehörigen Nichter von einigem Einfluß 
fein werden, aber auch hierin dürfte Feine Gefahr liegen; 
denn fämmtliche Richter find commandirt und mithin im 
Dienfte, Übrigens aber auch noch vereidet. Was Gehorfam 
im Dienfte zu bedeuten hat, das weiß jeber Soldat; am 
beften wiffen dies die höheren Chargen. Der Gehorfam 
kann aber bei der richterlichen Thätigkeit nur darauf ges 
richtet fein, dem Gefege mit Gewiffenhaftigkeit Folge zu 
leiften. Die Geſetzkenntniß wird bei den höheren Chargen 
größer fein und fo wird der Anfchluß der niederen Chargen 
an bie Anfichten der Höheren Chargen nur die richtige Ans 
wendung des Strafgefeges vermitteln. Endlich dürfte der 
Minvrität darin nicht beizupflichten fein, daß der Ausfühs 
zung ihres Vorfchlaged nur geringe Schwierigkeiten entge- 
genftehen würden. Diefe Schwierigkeiten werden zwar 
vorziiglich im Kriege hervortreten, fie werben ſich aber auch 
ſchon im Frieden zeigen. Am häufigften tritt der Fall ein, 
daß in den unteren Chargen Verbrechen begangen werben. 
Wird der Entwurf angenommen, fo find alle Militärpers 
onen, welche zur Beſetzung des Kriegögerichtes gehören, 
am Orte des Gerichts anwefend; wird aber auf den Bor: 
ſchlag der Minorität eingegangen , fo mißten immer zwei 
Auditeure, und zwar, wenn man von Straffällen, welde 
in der Nefidenz zur Aburtheilung gelangen, abfieht, aus 
anderen Garnifonen requirirt werden. Wenn übrigens 
der Vorfchlag der Minorität auf einer Nahahmung der 
Bezirkögerichte nach der allgemeinen Strafproceßordnung 
beruht, fo dürfte doch auch noch in Betracht fommen, daß 
diefer Vorſchlag auch im Geifte der allgemeinen Strafpro: 
ceßordnung noch weiter ausgebildet werden müßte. Im 
Geifte der allgemeinen Strafprocegorbnung dürfte es aber 
bei weitem mehr liegen, dem einen der als Hilfärichter zus 
gezogenen Auditeure die Leitung der Schlußverhandlung 
zu übertragen, als ſolche in die Hände desjenigen Audi- 
teurs zu legen, welcher die ganze Unterfuhung bis zur 
Schlußverhandlung geführt Hat, und dem letzteren auch noch 
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eine Entfgeidungsftimme zu geben. Faͤnde eine folde 
weitere Ausbildung des Vorſchlages der Minorität im Geifte 
der allgemeinen Strafproceßordnung fiatt, fo würde man 
zu einer Rechtsanſtalt gelangen, welcher der fir militäri- 
ſche Verhättniffe fo hoch anzufchlagende Vorzug der Ein» 
fachheit gewiß nicht zur Seite ftände. 


Bürgermeifter Hennig: Die Minorität hat die Gründe, 
aus welchen fie mit der Zufammenfegung des Spruchgerichts 
nicht einverftanden ift, fo ausführlich als möglich im Ber 
richte niedergelegt. Unfere Abficht geht dahin, daß in dem 
Spruchgerichte das juriftiiche Element eine größere Wer 
tretung finde; deffenungeachtet wollen wir aber alle milie 
tärifchen Rüdfichten im Auge behalten wiffen. Die Mino— 
ritaͤt wünfcht, daß das Spruchgericht zufammengefeßt werde 
aus drei Zuriften und zwei Offizieren, alfo aus fünf Per— 
fonen, während der Entwurf und mit ihm die Majorität 
beantragt, daß das. Spruchgericht zufammengefegt werbe 
aus fieben Perfonen und zwar aus lauter Militärs, Man 
mag num einem ſolchen Spruchgerichte einen Namen geben, 
welchen man will, Genoffengericht ober fonft wie, und es 
mag auf anderen Principien beruhen als die fogenannten 
Schwurgerichte, wie der Herr Referent erwähnte, in ber 
Wirklichkeit iſrs und bleib’ ein Schwurgericht. Dies 
aber ift eine gewaltige Abweichung von den Einrichtungen 
in unferm ganzen Zuftizwefen. Es beftcht der Grundfatz 
im Königreih Sachſen, daß ale Criminalftraffahen nur 
durch Richter und zwar durch juriftifch befähigte Perfonen 
entſchieden werden Tonnen. In Givilftraffadhen hätte man 
meiner Anfiht nad Schwurgerichte viel cher einführen 
koͤnnen; fie würden hier zuläffiger erſcheinen, als in Militärs 
ſtraffachen. Bei Schwurgerichten in Civilſtrafſachen ent- 
ſcheiden unabhängige, felbftftändige Perfonen, die dem Ans 
gefhuldigten fern ftehen; ganz anders ift es aber bei den 
Spruchgerichten, welche der Entwurf vorſchlaͤgt. Hier follen 
fieben Militärs entfceiden. Wenn nun ein Soldat vor 
einem Spruchgericht fteht, fo beſtehen feine Nichter aus 
ſechs commandirten Vorgeſetzt en und nur einer Perfon, 
die ihm im Range gleichfteht. Alſo ſechs Vorgeſetzte fprechen 
das Urtheil über den Soldaten. Unmoͤglich kann aus einem 
ſolchen Gerichtsfaale ein vollfommen gerechtes und unpars 
teiiſches Urtheil hervorgehen. Wer die militärifchen Dienſt⸗ 
verhältniffe kennt und in Anfchlag bringt, daß ein Vor⸗ 
gefeßter mehr ober weniger für oder gegen einen Soldaten 
eingenommen ift, je nad) deffen militärifchen Leiftungen, 
der muß zugeben, daß infolge deſſen entweder die Hand» 
lung zu hart, oder wenn ber Soldat als folder befonders 
tüchtig iſt, zu mild beurtheilt werden wird. In dem einen, 
wie in dem andern Kalle ift das Urtheil Bein gerechtes, 
Man hatuns in den Motiven des Gefegentwurfs das Spruch» 
gericht namentlich deshalb empfohlen, weil dadurch eine 
Uebereinftimmung herbeigeführt würde mit den Einrichtuns 
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gen in anderen deutſchen Armeen. Diefen Grund ſchlage 
id) außerordentlich hoch anz dem es thut in den deutſchen 
mititärifhen Einrichtungen eine größere Uebereinftimmung 
unendlich noth. Wir haben verfehiedene Erercierreglements, 
verfchiedene Commando’s, verfchiedene Signale, und wenn 
unfere deutfchen Armeen einmal berufen fein follten, ges 
meinſchaftlich zu operiven, fo wird vorausfichtlich mancher 
Wirrwarr entftehen. Ich lobe daher das Streben nad 
Uebereinftimmung in militärifhen Angelegenheiten; ich 
glaube aber, man hat die Sache nicht am rechten Flecke 
angefangen. Bei den rein militärifchen Sachen muß 
man anfangen; dad Spruchgericht und die Gerichtsver ⸗ 
faſſung koͤnnten der. Iegte Gegenftand fein. Der Her 
Referent hat zulegt zweierlei un eingehalten, nämlich, daß 
unfer Vorſchlag in Friedenszeiten nur mit Schwierigkeit 
ausführbar fein winde; in Kriegszeiten aber gar nicht. 
Was nun die Unausführbarkeit in Kriegszeiten anbelangt, 
jo trifft diefer Vorwurf auch das Spruchgericht, welches 
der Geſetzentwurf vorſchlaͤgt. Der Gefegentwurf hat dies 
ſelbſt anerkannt; denn er hat fi im $. 393 das Recht 
vorbehalten, daß in Kriegäzeiten auf Anordnung Sr. Maj. 
des Königs das Spruchgericht außer Wirkfamkeit geſetzt 
und ein anderes Verfahren eingefchlagen werde. Sollte 
nun unfer Vorſchlag in Kriegszeiten nicht ausgeführt wers 
den koͤnnen, nun fo koͤnnte ja diefelbe Beftimmung des 
$. 393 Play ergreifen. Was die Ausführbarkeit oder bie 
Schwierigkeit der Ausführung in Friedenszeiten betrifft, 
ſo kann ich mir fie durchaus nicht als eine fo große denken. 
Es wird fi) recht gut eine Einrichtung treffen laſſen, 
vermöge welcher dad Spruchgericht, wie wir es wollen, 
zufammentreten kann, ohne daß die dienftlihen Ruͤckſichten 
darunter leiden. Es können im voraus die betreffenden 
Kriegögerichte, die unter fi combinirt werden, den Tag 
beftimmen, an weldem fie im Laufe des Halbjahrs zu⸗ 
fammentreten werden, um die Spruchſachen abzumachen. 
Gefchieht dies, fo weiß jeder Auditeur, an welchem Lage 
er nicht bei fich befchäftigt iſt, ſondern wo er beim Spruch: 
gericht eintreffen muß, zu dem er commandirt ift. Ich halte 
unſern Vorfchlag praktiſch nicht für fo ſchwierig ausführe 
bar. Was aber die Sache anlangt in rechtlicher Beziehung, 
fo wird Jeder zugeben müffen, daß das juriftifche Element 
und mit ihm das Recht felbft bei unferm Vorfchlag eine 
beffere Vertretung erhält, Im Interefje des Militär- 
ſtandes muß man winfchen, daß der Soldat weiß: er 
werde von Leuten abgeurtheilt, die das Necht verftchen und 
gan berufen find, nach Recht und Gerechtigkeit zu ers 
‚ennen. 


Königl. Commiſſar Te uch er: In Bezug auf die 
Belegung der Spruchkriegsgerichte durch 7 commanbirte 
und vereibete Standesgenoffen verſchiedener Grade fließt 
ſich der hohen Kammer gegenwärtig vorliegender Gefeh- 
entwurf an dasjenige genau an, was der von der hohen 


Kammer früher genehmigte Entwurf einer Militaͤrgerichts⸗ 
Ordnung hierunter enthält. Dermalen ift gegen dieſe Ber 
fegung der Spruchskriegsgerichte von Seiten der Minorität 
der Deputation das Bedenken, dag dadurch Feine ausrei— 
ende Garantie für eine richtige Beurtheilung der Strafr 
fälle geboten wäre, angeregt und zur Vermeidung dieſes 
vermeintlichen Uebelftandes beantragt worden, daß das 
Spruchkriegsgericht aus 5 Nichtern, nämlich aus 3 Audi ⸗ 
teurs, von denen allemal 2 von andern Zruppenkörpern 
abzufommandiren wären und 2 Offizieren zu beftehen habe. 
So wohl gemeint nun auch die diefem Minoritits:Wotum 
unterliegende Abſicht immerhin ift, fo hat gleichwohl bie 
Staatsregierung ſchon der Deputation gegenüber fich in 
der Lage gefehen, diefem Minoritaͤts-Votum entgegentreten 
zu müffen und befindet ſich auch jegt noch in demfelben 
Fall, Wie fon in den Motiven fowohl, als auch im 
Bericht der geehrten Deputation hervorgehoben worben iſt, 
fo entfpricht die Zufammenfegung, wie fie nad) dem Entr 





wurfe beabfichtigt wird, nicht allein demjenigen, was in 
Sachſen bei den fogenannten Kriegsrechten bereits geſetzlich 
befteht, fondern auch demjenigen, was in allen, ich kann 
wohl fagen europäifchen Armeen hierunter gilt und wovon 
auch, foviel befannt iſt, man nirgends abzugehen gedenkt. 
Es ift wohl nicht zuviel behauptet, wenn man fagt, daß 
eine allenthalben und feit fo langer Zeit beftehende Einrich⸗ 
tung aus dem Bebürfniffe hervorgegangen und daß fie als 
praktiſch und den Anforderungen an eine gerechte Strafs 
juftispflege entfprechend ſich bewährt haben miüffe. Die 
Motiven weifen darauf hin und im Bericht der geehrten 
Deputation iſt dies in treffendfter Weife weiter ausgeführt 
worden, wie die Militärgefeggebung es als hauptfächlichfte 
Aufgabe mit zu erfennen habe, das militärgerichtliche Straf 
verfahren dem Organismus ber Heeresverfaffung, der na⸗ 
türlich immer ein beweglicher fein muß, anzupaffen und das 
her ſo einzurichten, daß es ſowohl im Kriege, ald im Fries 
den nad) im Weſentlichen gleichen Grundfägen gehandhabt 
werben kann. Ein Militärftrafverfahren, das im Frieden 
nad) dem einen, im Kriege nach einem andern Syſteme ger 
tegelt wäre, wuͤrde, ich möchte faft fagen, eine Härte gegen 
die Gerihtöbefohlenen in fo fern herausftelen, als man 
für den Krieg Feine mit der Strafgerichtpflege vertrauten 
und geubten Nichter hätte, obwohl gerade die Strafen ine 
Kriege weit ſtrenger find. Müffen num die geſammten 
Eineichtungen des Heeres, um beweglich fein zu koͤnnen, 
auch möglichft einfach fein, fo wuͤrde aud) die Befegung des 
Militärgerichtes fo befchaffen fein müffen, daß fie unter allen: 
Umftänden und Berhäftniffen zur Hand ifl, wenn und 

9 man ihrer bedarf. Daß eine Beſetzung der Spruch⸗ 


kriegsgerichte, wie ſolche von der Minorität angeftrebt wird, 
für die Verhältniffe des Krieges nicht gleihmäßig ausfuͤhr⸗ 
bar fich zeigen würde, das hat die Minorität fetbft nicht 
zu verfennen vermocht. Eben darum ſollte ich wohl meis 
nen, dürfte aber den Principien, auf welden der Geſetz 
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entwurf beruht, wohl der Vorzug zu geben fein. Denn 
wenn auch Seiten der Minorität angeführt wird, daß 
ohnehin für die Verhältniffe des Krieges fo Manches an 
dem Verfahren fich anders geftalten wird, als im Frieden, 
was auch im Gefegentwurf in $.-393sq. anerkannt fei, 
fo muß idy mir hiergegen zu bemerken erlauben, daß der 
Beſtimmung. des eben angezogenen $. 393 feineswegs bie 
Tendenz unterliegt, die Militärftrafrechtöpflege im Kriege 
nad andern Principien handhaben zu laffen. Welche 
Abweichungen von dem regelmäßigen Gange des Berfahr 
rens im Kriege ſich hier und da nothwendig machen dürfe 
ten, dies ift in $. 393 und 394 felbft angedeutet, wie z. B. 
die einftweilige Unwirkſamkeit gewiffer Rechtömittel, wohin 
namentlich die Rechtsmittel gegen den Beſchluß auf Uns 
terſuchungsfortſtellung gehören würden. Entſpricht nun 
die Zufammenfegung des Spruchkriegsgerichts, wie fie nach 
dem Geſetzentwurf hingeftellt ift, einem wirklichen Beduͤrf⸗ 
niffe der Heeresverfaffung, fo kann weiter auch der Ein 
wand nicht ald begründet anerkannt werden, daß bei einer 
folchen Bufammenfegung die Fälle weniger gründlich vom 
Rechtsftandpunkte aus beurtheilt werden, vielmehr mehr 
oder weniger blos Gefühlsurthel erlangt werben würden. 
Dagegen ift einestheild dadurch, daß den Richtern jedesmal 
ein Auditeur ald juriſtiſcher Beirath zur Seite fteht, andern» 
theils aber dadurch Fürforge getroffen worden, daß in 
allen Fallen unter den Nichtern fich einige befinden, die 
ſchon vermöge ihrer höheren Dienftftelung und ber des: 
halb ihnen darnach obliegenden Handhabung der Disc 
plinarftrafgewalt mit den Strafgefegen genau vertaut fein 
müffen. Es fpricht aber auch gegen den Einwand die Er- 
fahrung und nicht blos die Erfahrung, die man in den 
uͤbrigen deutfchen Armeen, wo die Befegung des Spruch⸗ 
Friegögerichtd aus militärifchen Standesgenoffen von jeher 
beftanden hat, fondern auch die Erfahrung, die man in 
Sachſen felbft hierunter gemacht hat. Es find im ben 
Jahren 1849 und 1850 einige SO Kriegägerichtöfälle zum 
Verſpruch gekommen, welche zum guten Theil ziemlich 
complicirter Natur waren. Dieſe Faͤlle ſind faſt ſaͤmmtlich 
zum anderweiten Verſpruch an die hoͤhere Inſtanz gelangt 
und nur in etwa 5 bis 6 Faͤllen hat ſich die höhere In— 
ſtanz zu einer Reformation bewogen befunden; ein Beweis, 
* daß doch wohl die Einrichtung, wie fie nad) dem Gefegent- 
wurfe angeftrebt wird, Feine fo mangelhafte fein Eann. Wenn 
ferner von der geehrten Minorität auf die Analogie hinge⸗ 
wiefen wird, welche zwifchen den Spruchkriegögerichten des 
Gefegentwurfs und den Schwurgerichten beftehen foll, fo 
hat bereits die geehrte Deputation fowohl, wie auch forben 
der Herr Neferent auf die ehr erheblichen Unterfchiede aufs 
merkfam gemacht, welche zwifchen den Schwurgerichten 
und den aus militärifchen Standesgenofjen gebildeten Kriegs⸗ 
gerichten beſtehen, fo daß ich mich eings Eingehens auf dies 
fen Punkt wohl füglich enthalten darf. Daß aber in den 
Staaten, wo die aus militärifchen Standeögenoffen gebil- 
1.8. (1. Abonnement.) 





beten Kriegögerichte beftchen, auch die Schwurgerichte ein⸗ 
geführt feien, das kann, wenigftens in einer ſolchen Allges 
meinheit, nicht zugegeben werden. In Defterreich beftehen 
mwenigftens bie Schwurgerichte nichtz Haben aber feit Jahr⸗ 
hunderten die aus militaͤriſchen Standesgenoffen zufammen- 
geſetzten Kriegögerichte beftanden. Die geehrte Minorität 
führt zur Begründung ihrer Anſicht weiter an, daß bei 
Verbrechen, wo Civil: und Mititärperfonen gemeinfchaftlich 
als Angeſchuldigte concurriren, eine allzu auffällige Ver— 
fchiedenheit in der Beurtheilung zu Tage treten würde, 
wenn die Civilperfonen von den zuftchenden Bezirksgerich-⸗ 
ten; die Militärperfonen dagegen von dem militärifchen 
Spruchkriegsgerichte abgeurtheilt würden. Dagegen ger 


ſtatte ich mir aber zu bemerken, bag, wo foldhe Concurrenz⸗ 


fälle zwifchen Givil- und Militärperfonen vorfommen, zeite 
her ſchon die Abgabe der Mititärperfonen an das ruͤckſichtlich 
der betheiligten Givilperfon zuftändige Bezirksgericht erfolgt 
iſt und aud) Einftighin nach $. 37 des Gefegentwurfs über 
die Mititärgerichtsbehörben ftattfinden wird. Daß, wie bie 
geehrte Minorität weiter meint, dad Urtheil der niederen 
Grade der Richter ſich gewöhnlih nach demjenigen ber 
höheren Grade der Richter richte, mithin nicht felbftftändig 
fein werde, dem kann man ebenfalls nicht beitreten. Die 
Serbftftändigkeit wird ja doch dadurch gewahrt, daß ber 
unterfte Nichtergrad allemal zuerft abſtimmt. Auch hat 
man in der Praris Feine folchen Erfahrungen gemacht, 
wie die Minorität fie beforgt. Nach ihrer Anſicht fols 
dert ferner die Soldaten in den untern Chargen weder 
Sinn, noch Neigung für gerichtliche Verhandlungen ha: 
ben. Nun, im anderen Armeen ift diefer Sinn wirklich 
vorhanden; jeder betrachtet es als eine Ehre, als eine 
Auszeichnung, zum Richterſpruche mit zugezogen zu were 
den. Diefer Sinn, follte er in unferer vaterländifchen 
Armee nicht ebenfalld ſich rege zeigen? Wenn endlich die ' 
geehrte Minorität noch weiter anführt, daß die von ihr 
empfohlene Einrichtung und Zufammenfegung der Spruch 
kriegsgerichte im Frieden wenigftens allenthalben ohne In« 
convenienzen ſich ausführen laſſen werbe, fo ift die Staats: 
tegierung auch hierin einer andern Ueberzeugung. Zwar 
für die Garnifon Dresden würde, da hier zur Zeit wenige 
ſtens mehrere Kriegögerichte und fomit auch Auditeure ſich 
vereinigt befinden, eine ſolche Einrichtung wohl zu treffen 
fein; jedoch für die außerhalb Dresdens befindlichen 
Kriegsgerichte nicht ohne bie erheblichften Schwierigkeiten 
und Gefhäftsftsrungen fich bewerffielligen laſſen, da in 
diefen Fällen allezeit zwei Auditeurs anderer Garnifonen 
herzu commandirt werden müßten; dieſe auf mehrere Tage 
ihren eigenen Gefchäften entzogen werden würben und 
Überbieg Niemand vorhanden wäre, ber während ihrer Abs 
wefenheit dringende Geſchaͤfte, die ja doch jeden Augenblick 
vorkommen Tonnen, zu erledigen vermöchte. Aus allen bie- 
fen Gründen nun muß die Staatöregierung ſich gegen den 
Vorſchlag der geehrten Minorität ausſprechen. Thunlichſte 
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uebereinſtimmung mit dem in den übrigen deutſchen Bun- 
desarmeen Geltenden war es, worauf man bei dem Milität- 
ſtrafgeſetzbuche vom Sahre 1855 binftrebte; thunlichſte Ueber- 
einftimmung mit bem allerwärts Beſtehenden ift es hin⸗ 
wieberum, worauf man aud bier bei dem formellen 
‚Militärftrafrechte hinzuwirken gefucht hat. 

Bürgermeifter Müller: Ich würde, meine Herren, 
feine Veranlaffung haben, bie Gründe, die mich beſtimmt 
haben, der Majorität beizutreten, jest näher auseinander» 
zufegen, wenn nicht eine verſchiedene Anſicht in der Ma; 
jorität fich durch die Beantwortung der Anfrage eines ges 
ehrten Sprechers herauögeftellt hätte. Ich für meine Per- 
fon bin dem Syſtem des Gefegentwurfs um deswillen beis 
getreten, weil ih die Standesgenoſſenſchaftsgerichte als 
eine Unterabtheilung der Schwurgerichte anfehe; fonft wäre 
es wohl möglich gewefen, daß ich zu einem anderen Reful- 
tate gelangt wäre. Es ift gefagt worden, daß bei der Jury 
Hauptfächlich der Grundſatz gelte, daß „von der Staats ⸗ 
regierung unabhängige Männer” das Urtheil zu ſprechen 
hätten. Wenn man daraus folgern wollte, daß die Ge: 
noffenfchaftögerichte aus Perfonen beftänden, die „abhän- 
gig von der Regierung” find, fo würde ich natürlich 
nicht mit der Majorität, fondern mit der Minorität ſtimmen 
müffen. Ich habe aber meinerfeits geglaubt, daß es ſich 
anders verhält. Ich habe mir die Sache fo vorgeftellt, 
daß, wie auch von mehreren Rechtölehrern angeführt wird, 
die Standeögenoffenfchaftögerichte Unterabtheilungen ber 
Schwurgerichte find und eben fo felbftftändig da ſtehen, wie 
die Schwurgerichte. Ich bin um fo mehr zu diefer Anficht 
und Ueberzeugung gelangt, als ich mir Mar vergegenwärtigt 
habe, daß im Augenblide, wo ein Soldat Über einen feiner 
Gommilitonen ober hberhaupt Über Iemanden einen Rich 
terſpruch zu fällen hat, er Niemand weiter kennt, als Gott, 
fein Gewiffen und feinen Eid; denn er hat gefchworen, 
eben nur nad) feiner feften, innigften Ueberzeugung dad 
Necht auszuſprechen und da habe ich geglaubt, daß bie 
Wichtigkeit diefer Handlung allen Militärs, den hohen 
ebenfo, wie ben niederen Chargen vorfchweben werde. Es 
wird auch gewiß. feiner daran benfen, daß er um bed 
willen, weil er hier nach der Anſicht eines Anderen nicht 
recht richtet, zur Verantwortung werbe gezogen werben 
Tonnen, Deshalb muß ich nad) meiner Weberzeugung mich 
für das Majoritätägutachten verwenden und dem Geſetz⸗ 
entwurfe den Vorzug geben, zumal augenblidlich gegen 
die Standesgenoſſenſchaftsgerichte die Reſultate fehlen und 
man alfo annehmen muß, daß fie das Urtheil eben fo 
felbftftändig, wenigftens wie mic ſcheint, wie bie Schwur- 
gerihte ausſprechen. Ich möchte daher bie Schwurge⸗ 
richte nicht als Grund gegen die Majorität anführen. 

v. Zehmen: Es iſt nicht meine Abſicht, noch mancherlei 
Material zu dem Streite zwiſchen der Majorität und Mi- 
morität über bie Bufammenfegung der Spruchkriegsgerichte 








beizutragen. Die Gründe für und wider find theils im 
Berichte zufammengeftellt, theil$ von dem geehrten Vorred⸗ 
ner berührt worden. Die Majoritaͤt hat ſich dem Geſetz⸗ 
entwurfeangefchloffen. Es mag nun auch zunächft vem Herrn 
tönigl. Commiffar überlaffen bleiben, den Gefegentwurf zu 
vertheidigen, ebenfo gut wie wir ed der Minorität zu 
überlaffen haben, ihr unicum, was ihrer Sufammenfegung 
der Mititärgerichte wäre, gegenüber den Einrichtungen, wie 
fie nicht nur in Sachſen, fondern auch in allen andern 
Armeen beftänden, zu vertreten. Ich will auch den Streit, ob 
Schwurgerichte oder nicht Schwurgerichte, und ob mit dies 
fem Namen die Spruchkriegsgerichte des Entwurfes zu bes 
zeichnen fein möchten, nicht aufrühren; denn ich glaube, 
in gewiffer Beziehung kann man fagen, es find Schwurges 
richte und in anderer Beziehung, es find Feine, ebenſo gut 
wie man von unferen techtögelehrten Nichtercollegien nach 
Aufhebung der formellen Beweistheorie fügen Tann, fie 
feien Schwurgerichte, weil fie lediglich auf den geleifteten 
Nichtereid und ihr Gewiſſen verwiefen find — als fie 
feien feine. Es läuft das, wie mir ſcheint, mehr nur 
auf einen Wortftreit hinaus. Meine Abjicht ift vielmehr 
zu remonftriren gegen einen Sat, den die Minorität in 
ihrem Gutachten gebraucht hat. Er befindet fi) auf Seite 
129 und 130 beö Bericht, derfelbe, woburch Abg. Nitt- 
ner fi veranlaßt ſah, Zweifel in die Richtigkeit der An⸗ 
ſicht der Majorität zu flellen. Diefer Sat enthält den 
Vorwurf, daß nach dem Principe des Entwurfs, dem die 
Majorität der Deputation beigetreten ift, die Gleichheit 
vor dem Gefege verlegt werde. Diefer Vorwurf wäre 
ſchwer, wenn er richtig wäre. Ich möchte jedoch der ges 
ehrten Minorität einhalten, daß der Grundfag der Gleiche 
heit vor dem Gefege auf Seite 130 ihred Minoritätögutache 
tens nicht ganz richtig angewendet iſt; er involvirt nur 
die Sprderung, daß von dem Geſetze ohne Anfehen ber Perfon 
jeder nach gleichem Maaße gemeffen und vom Gerichte ber 
handelt werde; er Bann aber nicht fo weit gehen, daß das 
Geſetz felbft da, wo die Verhältniffe verfchieden find, bes 
hindert wäre, Unterſcheidungen aufzuftelen, und demgemaͤß 
auch für den Richter verfchiedene Principien bei der Pros 
behandlung und bei dem Urtheilfprechen zu verfolgen. 
Died findet wefentlich ſtatt in den Verhältniffen des Mili- 
tärd gegenüber dem Civil und in Bezug auf die Vergehen, 
die durch eine Militärperfon begangen werden gegenüber 
denen, die durch eine Givilyerfon verübt werden. Es ift 
hier eine Unterfcheidung durch das Gefeg unbedingt noth⸗ 
wendig. Wenn der Grundfag fo, wie ihn die Minorität 
aufftellt, richtig wäre, fo müßte die Minorität noch weiter 
gehen; fie müßte dann von einer Militärftrafprocegordnung 
ganz abjehen und durchweg die Militärs vor, die Civilge— 
richte fielen oder umgekehrt die Givifperfonen vor bie 
Kriegögerichte. Außerdem wird man zugeben müffen, daß 
felbft ein und daffelbe Verbrechen gleichzeitig von Militär: 
unb Civilperfonen begangen, ganz verſchiedene Geſichts⸗ 
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punkte fir die Beurtheilung bietet; alfo darin durchaus 
Feine Inconfequenz und Ungerechtigkeit liegt, wenn bei der 
Beurteilung eines Vergehens, welches gleichzeitig von 
Soldaten und Eiviliften begangen worden iſt, andere Rüd- 
ſichten für den Soldaten gelten in Beziehung auf daffelbe 
Vergehen, als fuͤr den Givitiften, welcher eö mit dem Sol- 
daten gemeinfchaftlich begangen hat. Ich will ein Beiſpiel 
anführen. 3. B. wenn ein Soldat, der auf Poften vor 
einer Kaffe fteht, zugleih mit einem Giviliften in dad Kaf- 
ſengewoͤlbe einbricht und die Kaffe beraubt. Man wird 
zugeben, daß, obgleich hier biefelbe Handlung, das ganz 
gleiche Verbrechen für Beide vorliegt, der Soldat doch einer 
ganz anderen Beurtheilung unterliegt, als ber Givilift, 
der bie Kaffe mit beraubt hat. Ich halte es für wichtig, 
dieſen Geſichtspunkt hervorzuheben und die Majorität der 
Deputation bavor zu verwahren, daß ihr beigemeffen werbe, 
fie habe irgendwie die Gleichheit vor dem Geſetze verleßt. 


Staatöminiftero. Rabenhorft: Ich glaube nicht unter: 
laffen zu duͤrfen, auf einige Behauptungen des Heren Vers 
theidigerd der Minorität etwas zu erwidern. Es wurde 
z. B. bemerkt, es fei viel wichtiger in Bezug auf die Er: 
ercierreglements, Einigkeit zwifchen den Truppenabtheilungen 
verfchiebener Heere herbeizuführen, indem fonft ein Wirr- 
warr daraus entftehen würde. Da muß ich darauf ant- 
worten, daß die Erfahrung dem ganz wiberfpricht. Im 
Jahre 1812 marfchirten Franzoſen, Italiener, Deutfche in 
den verfchiedenften Heereabtheilungen, mit ganz verſchie⸗ 
denem Commando und Einrichtungen nad Rußland und 
"haben fich ganz vortrefflich gefchlagen.: Vor Kurzem noch 
find in Schleswig Truppentheile beinahe aus allen Heinen 
deutfchen Staaten zufammengezogen worden und es ift fein 
Nachtheil zu erfehen gewefen. Die Minorität bezieht ſich 
bei ihrem Vorfchlage auf die Stärke det Gamifon Dres: 
den. Ich habe darauf zu erwidern, daß dies ein rein zu⸗ 
fäliger Umftand iſt. Nur erft feit 1849 beſteht hier eine 
fo ftarfe Garnifon, infofern ftarf, als verfchiedene Com: 
manbobehörben hierher verlegt worden find. Ebenfo ftehen 
da die Verhältniffe fo, daß 10 Bat. Infanterie nach Ber 
finden auch wieder auf 3% Bat. zu reduciren fein koͤnnten, 
welche früher hier lagen. Es ift auch gefagt worden, daß 
‚die Auditeure durch die Einrichtungen des Gefeges dem 
wiſſenſchaftlichen Studium entzogen würden; aber Seiten 
der Regierung iſt man im Gegentheil der Anfiht, daß ein 
Nichter, der alle Sachen allein zu Teiten hat, fih um fo 
mehr um die Wiffenfchaft beküimmern werde, Eine Com— 
mandirung von Auditeuren, wenn man ihnen nicht bedeu⸗ 
tende Arbeitöfräfte noch zufügen wollte, würde fich gegen= 
waͤrtig gar nicht ausführen laffen, indem gegenwärtig die 
Auditeure mit Arbeit überlaftet find. Endlich möchte ich 
noch in Bezug auf die Kriegärechte bemerken, in Bezug 
auf den Unterfchted zwifchen Kriegsrectsmitgliedern und 
Denjenigen der Schwurgerichte, daß von einer Wahl hier 


nicht die Rebe ift, fondern, dag nur recht zuverlaͤſſige Sol- 
daten nach dem Roſter commanbirt werden. In Bezug 
auf eine Anfrage des geehrten Abg. Nittner habe ich zu 
bemerken, daß dasjenige, was fich auf die Disciplinarſtraf⸗ 
gewalt bezieht, in den $$. 6, 36 u. 37 des Militärftraf- 
geſetzbuches ſich verzeichnet findet. 5 

Abg. Dr. Koch: Meine hochgeehrten Herren! Gern 
würde ic) mich mit der Anficht der Majorität conform er⸗ 
klaͤren, namentlich in Betracht beffen, was Herr Bürgers 
meifter Müller darüber gefagt hat, wenn mir nicht wefent« 
liche Bedenken dagegen auflämen. Es ift heute vielfach 
auf das Inftitut der Gefchwornengerichte Bezug genommen 
worben. Man hat darüber geftritten, inwieweit dieſe Ges 
noffenfchaftögerichte oder Spruchkriegsgerichte des Entwurfes 
mit den Schwurgerihten zu vergleichen feien oder nicht? 
Allein darauf kommt nad) meiner Anficht bei Entſcheidung 
diefer Frage wenig oder nichts an! Aber darauf darf ich 
Sie aufmerffam machen, daß ein wefentlicher Unterfchieb 
zwifchen der Aburtheilung über die That» oder Schuld» 
frage und der Schöpfung des Erfenntniffes über das Straf. 
maaß felbft obwaltet. Erwägen Sie, daß felbft da, wo 
die Gefhwornengerichte, beftchen, die Geſchwornen nur über 
die Sculdfrage abzuurtheilen haben, während dagegen die 
Subfummirung des Vergehend unter das Strafgefeß, fowie , 
die Abmeffung der Strafe rechtsgelehrten Richtern zuge 
wiefen iſt. Und in diefer Beziehung kann ich mich nicht 
entſchließen, mit dem Entwurfe das juriftifche Element in 
den Spruchfriegögerichten zu vermiffen. Für die Ente 
Scheidung über die Höhe der Strafen halte ich rechtögelehrte 
Nichter für notwendig und deshalb muß ich mich für die 
Anficht der Minorität entſcheiden. Handelte es ſich darum, 
ein Gericht zufammenzufegen, welches lediglich die That— 
frage entſchiede, würbe ich mit der Majorität gehen; aber 
die. Spruchkriegsgerichte folen nicht nur über die That⸗ 





frage, fondern auch über dad Strafmaaß felbft entfcheiden, 
und fomit geht der Entwurf mit ber vorgefchlagenen Bus 
fammenfesung ber Spruchgerichte felbft tiber die bezüglich 
der Gefchwornengerichte geltenden Normen hinaus. Das 
ift mie bedenklich. Wenn prabtiſche Schwierigkeiten gegen 
die Anſicht der Minorität hervorgehoben worden find, fo 
theile ich diefe Bedenken nicht. Die ganze Strafprocege 
ordnung enthält einen fo umfafjenden Apparat, daß fie 
mit demfelben nur im Frieden in Wirkfamfeit gefegt were 
den Fann. Im Kriege, mir ift das zweifellos, werben, 
wenn auch von der Minifterbank gefagt wurde, daß man 
nicht wünfchen Eönne, im Kriege nad) anderen Grundfägen 
das Recht zu handhaben ald im Frieden, doch die Verhält: 
niffe fo mächtig eingreifen, daß man mit bem gefchriebeneit 
Buchſtaben nicht fortlommt. Und deshalb kann mich auch 


die Beweisführung des Herrn Referenten, daß die Frage, 

ob ein Soldat in der Schlacht feine Schuldigkeit gethan 

habe, am beften von Fachmaͤnnern abzuurtheilen fei, von 
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der Unrichtigkeit des Antrags der Minorität nicht übers 
zeugen. Denn die Minoritär tritt dieſet Behauptung gar 
nicht enfgegenz; fie vermeift deshalb vielmehr felbft auf 
$. 398 des Entwurfs. Im Frieden find dagegen bie 
Schwierigkeiten nicht der Art, daß fie nicht überwunden 
"werden koͤnnten. Man darf doch nicht annehmen, dag 
die Zahl der Verbrechen fo unendlich groß fein werde, daß 
die Spruchkriegsgerichte in Permanenz fein müßten. Läßt 
man daher biefelben in gewiffen Terminen regelmäßig zu⸗ 
‚ fammentteten, fo wird es nicht ſchwer fein, für diefelben 
die juriſtiſchen Beifiger zu finden und dazu zu commanz 
diren. Wenn von der Majorität befonderes Gewicht darauf 
gelegt worden iſt, daß wir in Sachſen etwas von anders 
wärtd Beftehendem Abweichendes nicht machen follen, fo 
muß auch ich in Uebereinftimmung mit Heren Bürgermeifter 
‚Hennig befennen, daß trotz meines innigften Wunfches, 
es möge unfere deutſche Heeresverfaſſung im vollſten Ein» 
ange ſich befinden, doch diefer Punkt mir am wenigften 
Sorge macht. Er iſt untergeordneter Natur und auf bie 
Tuͤchtigkeit des Heeres ohne Einfluß. Wenn dagegen 
Seiten des Heren Kriegsminiſters gefagt worden ift, daß 
in ben vom Vertreter der Minorität hervorgehobenen Bes 
wiehungen die Einheit und Uebereinftimmung in den deut⸗ 
ſchen Heeren nicht praftifche Nothwendigkeit fei, fo meine 
ich, daß die nicht gerade treffend gewählten Berufungen auf 
die Vergangenheit diefe Behauptung nicht beweifen Können. 
Denn ic) halte es überhaupt für fehr gefährlich, ſich in 
fotchen Dingen auf die Vergangenheit zu berufen. Neue 
Erfahrungen und neue Geſtaltung der Dinge werden ein⸗ 
- tretenden Falls auch andere und neue Anforderungen an 
uns geltend machen. Das ift meine Ueberzeugung! Im 
Hinblick auf den erfien von mir hervorgehobenen Punkt 
kann ich nicht anders, ald mit der Minorität fimmen, 
wenn meine Zweifel nicht noch befeitigt werden können. 
Neferent v. Könnerig: Gegen das Princip der 
Trennung ber Thatfrage von der Nechtöfrage müßte ich 
mich entfchieden erklaͤren. Man überzeugt fich im neuerer 


Beit immer mehr davon, daf dies eine ganz unauflösbare" 


Aufgabe ift und daß durch die Trennung der Thatfrage 
von ber Rechtsfrage auch bei den Geſchwornengerichten un» 
überwindliche Schwierigkeiten bereitet werden. Wenn man 
den Richtern die Entſcheidung über die Schuldfrage über» 
läßt, fo muß man denfelben auch nothwendig die Ent- 
ſcheidung über alle diejenigen rechtlichen Momente übers 
laſſen, welche mit der Schuldfrage untrennbar verbunden 
find. Nicht über die nadte Thatſache des Herganges allein 
ift bei Beantwortung der Schuldfrage vom Richter zu ent» 
ſcheiden, fondern es Hat dieſer auch über die rechtliche 
Dualification der That, Über die Beziehungen, in welchen 
der Angefhuldigte zur That ſteht, ob er als Urheber, Theil- 
nehmer oder Begüinftiger erſcheint; ob derfelbe mit Vorſatz 
oder aus Sahrläffigkeit gehandelt, über feine Surechnungs- 





fähigkeit und mithin über eine Menge von feinen Rechtes 
begriffen zu urtheilen. Auch ift in neuerer Zeit durch 
wiffenfchaftliche Forſchungen feftgeftelt worden, daß es 
unmöglich ift, alle rechtlichen Momente, welche bei Ent— 
ſcheidung der Schuldfrage zur Beantwortung vorliegen, in 
factifche Elemente aufzulöfen. Es hat fich bei den Sitzun⸗ 
gen der Gefehwornengerichte gezeigt, daß es unmöglich, ift, 
die Fragen fo zu ſtellen, daß die Gefhwornen nicht auch 
über Rechtsfragen zu urtheilen hätten, und daß wieder der 
Gerichtöhof bei feiner Tätigkeit eine Menge von Neben 
thatfachen als fefigeftelt annehmen muß, über welde die 
Geſchwornen gar nicht gehört worden find, Auch dürfte 
es gegenwärtig als conflatirt zu betrachten fein, daß bie 
Schuldfrage in ihrer Totalität Iebendig beurtheilt werden 
muß und daß durch die Trennung ber Thatfrage von ber 
Nechtöfrage die Feftftellung der materiellen Wahrheit ems 
pfindlich leidet, und daß hierbei die Strafrechtöpflege vers 
kuͤmmert. 

Graf v. Einſiedel-Wolkenburg: Der Redner der 
Minorität hat die Befürchtung ausgefprochen, daß bei Bus 
fammenfegung des Kriegägerichtes, wie es der Geſetzent ⸗ 
wurf vorfchlägt, namentlich die unteren Chargen ſich über 
Bevorzugung oder Benachtheiligung der zumeift aus Vor⸗ 
gelegten beftehenden Richter beſchweren wirden und koͤnn⸗ 
ten. Darauf habe ich zu bemerken, daß in der öfterreichie 
hen Armee eine ganz ähnliche Zufammenfegung beſteht 
und daß in den 28 Jahren, wo ich die Ehre gehabt habe, 
in diefer Armee zu dienen, mir auch nicht ein einziger Fall 
vorgefommen ift, mo über einen unbilligen Spruch eines- 
foartig zufammengefegten Kriegägerichtes Bemerkungen vor⸗ 
gefommen wären. 

Kittergutöbefiger Rittmer: Die von mir auf Seite 
129 des Berichtes angeregten Gegenftände find des Näheren 
beleuchtet worden. Es find mancherlei Licht» und Schlag⸗ 
ſchatten darauf gefallen. Ich unterlaffe, hierauf nochmals 
einzugehen; aber ich wende mich noch einmal zu meinem 
Bedenken auf Seite 116 des Berichts. Was ich vom Herrn 
Referenten und vom Miniſtertiſche gehoͤrt habe, hat mich 
keineswegs aufgeklaͤrt. Ich nehme das Geſetz zur Hand 
und leſe: „Militaͤrſtrafprozeßordnung“, und fo muß ich 
daraus folgern, daß alle Vergehen unter dieſes Geſetz 
fallen. Das ift aber feineswegs der Fall, Wir fehen auge 
drüdfich aus dem, was ich angeführt habe, daß es noch eine 
disciplinelle Strafgewalt giebt. Ich bin keineswegs 
gemeint, dem entgegen zu treten; ich habe nicht die Ab⸗ 
fit, der Militärverwaltung in irgend einer Meife die Aus— 
übung der Dieciplinargewalt zu erfchweren; glaube aber 
doch, daß bie Faſſung zu allgemein hingeſtelit ift, daß alle, 
Vergehen unter diefes Geſetz fallen; und wenn es-im Gin 
gang des $. 50 heißt: „Alle Straffälle, welche nicht 
unter die Beſtimmung der 69. 48, 49 fallen, find nach 
dem Actenſchluſſe von dem Unterfuchungsgerichte an dns 
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Spruchkriegsgericht "zur Schlußverhandlung und Endent⸗ 
ſcheidung zu überweifen“, fo follte man doch meinen, es 
bebürfte einer Stelle auch in dieſem Gefeß, wo ausdrüdlich 
gefagt wuͤrde, daß gewiffe Vergehen ausgenommen find. 
Wie $. 48 fagt, fallen felbft auch Entwendungen von 
werthlofen Gegenftänden unter die Militaͤrſtrafprozeß ⸗ 
ordnung. Die Discipfinarftraffälle koͤnnen alfo nur reine 
Militärvergehen fein. Ich weiß es nicht beffer. Vielleicht 
hat der Herr Referent die Güte, es mir noch auseinander 
zu feßen. Nothwendig und wiünfchenswerth ift e3 aber, 
daß im Gefeh irgendwo gefagt wird, die und die Straffälle 
gehören nicht vor dad Forum der Strafprozegorbnung, nach 
der und ber gefeßlihen Beftimmung. Ich follte meinen, 
dies läge nahe. Wenn Jemand in das Militär eintritt, in 
der Meberzeugung, die durch den uns vorliegenden Wort: 
laut beftätigt wird, daß alle Vergehen, deren er fich ſchuldig 
macht, nach dieſer Militärftrafprozegordnung beftraft werden 
follen, wie es in den $$. 48 und 50 ganz deutlich ſteht, 
und-er hernach findet, daß eine ziemlich große Anzahl Vers 
gehen nicht dahin gehört: fo feheint es mir ganz im ber 
Ordnung, daß irgendwo gefagt wird, auf welche Weife diefe 
Vergehen gerügt und beſtraft werben follen. Steht dies 
nicht darin, fo muß ich darauf beftehen, daß diesein Mangel 
in der Vorlage ift. ‚ 

Koͤnigl. Commiſſar Teuer: Welche von Militäre 
perſonen begangenen Vergehen ald Disciplinarvergehen zu 
betrachten feien, ift im Militärftrafgefegbuche von 1855 ans 
geführt. In einer Militärftrafprogeßorbnung konnten nas 
tuͤrlich die Disciplinarvergehen nicht mit Aufnahme finden. 
Wenn Seiten des Heren Abgeordneten auf $. 48 des Ge 
fegentwurfs Bezug genommen worden ift, fo muß id) mir 
die Bemerkung erlauben, daß diefe ſaͤmmtlichen Vergehuns 
‚gen vom Militärgericht zu unterfuchen und abzuurteln find, 
Dies find keine Fälle, die der Diseiplinarftrafgewalt unters 
liegen; dagegen find es bie im Militaͤrſtrafgeſetbbuche in 
den von Sr. Excellenz bereits bezeichneten $$. 36 und 37 
aufgeführten Vergehen, welde einer Disciplinarahndung 
unterliegen koͤnnen. 


Bürgermeifter Dr. Ko: Nur um Mißverftändniffen 
vorzubeugen, muß ich noch erflären: So dankbar id auch 
dem Heren Referenten für die theoretiſchen Erörterungen 
Aber die Trennung der Schuld und Rechtsfrage bin, fo 
verlieren diefelben doch für den vorliegenden Fall an ihrer 
praktiſchen Bedeutung, da ich Feinen Antrag auf eine ſolche 
Vrennung eingebracht habe, und diefer Umftand überhebt 
mich der Nothwendigkeit einer Eritifchen Beleuchtung diefer 
ſonſt fhägbaren Auseinanderfegungen. 


Bürgermeifter Hennig: Nur ein paar Worte zur 
Widerlegung. Here v. Zehmen nahm Anſtoß an einem 


Sage, den die Minorität aufftellt und der alfo lautet: 
„Gleichheit vor dem Geſetz ift doch gewiß das erfle und 





hauptſaͤchlichſte Etforderniß“. Er Hat in diefem Sage mehr 
gefunden, als die Minorität hineinlegen wollte. Wir 
haben weiter nichts damit fagen wollen, als daß es und 
nach unferer Anficht eine Ungleichheit zu fein ſcheint, wenn 
ein Civiliſt von rechtskundigen und ein Soldat von praͤ— 
fumtiv nicht redtöfundigen Richtern abgeurtheilt wird, 
Ich hatte vorhin die Behauptung aufgeftelt, daß infolge 
des Mangels an Uebereinftimmung in ben deutſchen mili= 
taͤriſchen Angelegenheiten möglicyerweife Nachtheile entſtehen 
koͤnnten. Der Herr Staatöminifter hat in diefer Beziehung, 
mich widerlegt, indem er fagte, die Erfahrung habe meine 
Behauptung nicht beftätigt, und er bezog fid) auf bie Feld⸗ 
zuͤge nad) Schleswig und 1812 nad) Rußland. Ich habe 
weder dem einen, noch dem andern beigewohnt; ſoviel 
aber weiß ich, daß beide einen klaͤglichen Ausgang genom⸗ 
men; fo daß ich mich, wo es gilt, den Vorzug militärifcher 
Einrichtungen zu beweifen, weder auf den einen noch auf 
den andern beziehen möchte, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort begehrt. — Es feheint nicht der 
Fall zu fein. Ich ſchließe daher die Debatte und würde 
num dem Referenten der Majorität das Schlußwort geben, 
fofern er es begehrt. Es wird aber aud ein Mitglied 
der Minorität dad Recht haben, zum Schluß zu ſprechen 
und zwar vor dem Herrn Referenten. 


Bürgermeifter Hennig: Ich will die Gründe nicht 
wiederholen, die die Minorität fir ſich anführt. Wer der 
Meinung ift, daß es beffer fei, es entſcheiden rechtskundige 
Derfonen über die vorkommenden Vergehen, der wird 
hoffentlich für die Minorität ſtimmen ; wer aber der Meinung 
ift, daß die Urtel auch durch commandirte Vorgeſetzte ber 
forgt werden koͤnnen, der wird für die Majorität ſtimmen. 


Referent v. Könnerig: Geftatten Sie mir, meine 
hochgeehrteften Herren, noch einen Yugenblid bei der Par 
rallele zu verweilen, welche zwifchen dem Geſchwornengericht 
und dem militärifchen Stanbeögenoffengericht gezogen wor⸗ 
den ift. Der abfolute militärifche Gehorfam ift ein hoͤchſt 
wichtiger Factor bei, dem militärifchen Stanbesgenoffen- 
gericht. Diefer Factor fehlt bei ven Geſchwornengerichten in 
bürgerlichen Straffachen, und daher finden wir bei beiden 
Arten von Gerichten fo verſchiedene praktifche Reſultate. 
Während ſich das militärifhe Standeögenoffengericht durch 
einen unbedingten Gehorfam gegen das Geſetz auszeichnet, 
finden wir bei den Gefchwornengerichten öfter eine gefliffent« 
liche Nichtachtung des Geſetzes und eine Weberhebung über 
daffelbe. Diefe gefliffentliche Nichtachtung der Gefege hat 
ſich nicht blos bei der praktiſchen Aushbung der Strafe 
rechtspflege gezeigt und i in Freiſpre chungen gegen den klaren 
Wortiaut des Gefetes ihren Ausdrud gefunden, fondern 
man ift auch noch bemüht geweſen, biefelbe theoretifch zu 
rechtfertigen und es als einen ganz befonderen Vorzug der. 
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Geſchwornengerichte barzuftellen, daB da, wo bad Rechts⸗ 
gefühl im Volke mit ber Gefeggebung nicht im Einklang 
fiehe, eine Reinigung ber Gefeßgebung durch die Geſchwor⸗ 
nen ftattfinde. Nicht in einer irrthuͤmlichen, falſchen Ans 
wendung, fondern in einer folchen gefliffentlichen Nicht⸗ 
achtung des Geſetzes dürfte aber die größte Gefahr für den 
Staat und die Freiheit feiner Bürger liegen. Denn wie 
ſoll die fehligende Kraft des Strafgefeges ihre Wirkſamkeit 
äußern, wenn es jeder Geſchwornenbank frei fteht, eine 
Handlung nicht als Verbrechen zu betrachten, welche durch 
das Gefeb als folches qualificet if? Wie kann ferner jene 
edlere Freiheit, welche in der Achtung vor den Gefegen ihre 
ftärkfte Stüge hat, beftehen, wenn die Gefchwornen da 
dur, daß fie die Gefege mißachten, dem Staate einen 
Dienft zu erweifen vermeinen? Kann es endlich eine uns 
berechtigtere Schmälerung ber verfaffungsmäßigen Mitwir⸗ 
Zung der Kammern bei der Strafgefeggebung geben, als 
ſolche auf haltlofer- Willkür beruhende Uebergriffe der Ger 
ſchwornen? Diefe gefliffentliche Nichtachtung der Gefege hat 
fi) befonders in den politifchen Proceſſen gezeigt, wo Frei⸗ 
fprehungen erfolgt find, welche lebiglic im Parkeiſtand⸗ 
punkt der Gefchwornen ihren Grund hatten. Die Folge 
davon iff gewefen, daß in ben meiften deutfchen Staaten die 
politischen Procefie der Mitwirkung der Gefehwornen entzogen 
worden find. "Andere Refultate find aber bei den militärifchen 
Standeögenoffengerichten erzielt worden. Der bei der Armee 
vertretene abfolute Gehorfam hat den Strafgefehen immer 
die ihnen geblihrende Achtung zu erhalten gewußt. Poli- 
tifche und gemeine Verbrechen find mit gleicher Gewiſſen⸗ 
Haftigkeit unter das Strafgeſetz fubfummirt worden und ein 
Beduͤrfniß, den militärifchen Standeögenoffengerichten die 





juriſtiſchen Bildung zu unterfhägen. Soviel aber ift ges 
wiß, daß die Auditeure mit dem praftifchen Dienfte nicht 
befchäftigt find und dag denfelben die Verhältniffe, welche 
beim praftifchen Dienft vorfommen und deren richtige Bes 
urtheilung bei dem praktiſchen Dienfte erlernt wird, ferner 
liegen als juriſtiſche Erwägungen. Wenn es die geehrte 
Minorität nur auf Rechnung der militärischen Subordinas 
tion gebracht hat, daß die niederen Chargen der Anſicht 
der höheren Chargen beipflichten werden, fo dürfte von der 
Minorität ein wichtiger Factor uͤberſehen worden fein, 
naͤmlich dad Vertrauen der Untergebenen zu ihren Vorge⸗ 
festen. Auf biefem Vertrauen beruht bie Buverläffigkeit 
jeder Armee. If diefes Vertrauen vorhanden, wie ſolches 
bei dem normalen Buftande einer Armee vorhanden fein 
muß, fo wird baffelbe auch bei den Sikungen der Spruch⸗ 
kriegsgerichte feine Wirkung aͤußern. Aber die Richter 
werden aus Ueberzeugung handeln und thun fie dies, fo 
geben fie ihre Selbftftändigkeit nicht auf. Drohte übrigens 
durch die Zufammenfegung der Spruchkriegsgerichte nach 
Maafgabe ded Entwurf der militäriihen Suborbination 
Gefahr, jo würden die militärischen Standeögenoffengerichte 
gewiß nicht feit Jahrhunderten den Nuf der bewaͤhrteſten 
Rechtsanftalten bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren 
genießen. Auch würde ihnen ſchwerlich dieſer vorzuͤgliche 
Ruf zur Seite ſtehen, wenn nicht bie aus dieſem Nechtds 
inftitut hervorgegangenen Urthel dem Haupterforderniß 
jeder Strafrechtöpflege, der Gerechtigkeit, entiprächen. Ich 
verwende mic) daher im Namen der Majorität nochmals 
bei der geehrten Kammer dafür, auch bezüglich ber Bur 
fammenfegung der Spruchkriegögerichte dem Entwurfe beis 
treten zu wollen. 


Aburtheilung der politifchen Proceffe zu entziehen, hat fih| 


in Deutſchland und eben fowenig anderwärts gezeigt, als dies 
nach der gegenwärtigen Geſetzvorlage beabfichtigt wird. Ge 
gen die geehrte Minorität möchte ich noch geltend machen, 
daß eine characteriftifche Eigenfchaft aller militärifhen Ein» 
richtungen darin liegt, daß ſich bei denfelben das Prak: 
tiſche Bahn bricht. Entipräcye der Vorſchlag der Minorität 
dem praftifchen Beduͤrfniſſe, fo würden wir auch ander 
waͤrts ähnliche Einrichtungen finden. Es giebt auch an- 
derwaͤrts eine hinreichende Anzahl von Xuditeuren, fo daß 
die Kriegögerichte ebenfo befeßt werben koͤnnten, wie dies 
die Minorität hinſichtlich der Spruchkriegsgerichte gethan 
zu fehen wuͤnſcht. Wenn demungeachtet in andern Ars 
meen die Kriegägerichte nur mit ſolchen Perfonen beſetzt 
werben, welche dem praftifhen Dienft kennen, und hiervon 
nur da bezüglich des Auditeurs eine Ausnahme eintritt, wo 
diefem eine Entſcheidungsſtimme zufteht, fo dürfte man 
doch zu der Ueberzeugung gelangen, dag diefe Organifation 
für die militärifchen Gerichte beffer pagen muß. Die Ma: 
jorität der Deputation iſt weit entfernt, die wichtige Auf: 
gabe der Auditeure zu verfennen und den Werth ihrer 








Präfident v. Schönfeld: Ih werde mid nun zur 
Abftimmung wenden. Es handelt fi, wie Ihnen befannt 
ift, um die 6. 7, 229 und 231. 


Referent v. Könnerig: $. 7 lautet: 
&7. 
Unmittelharkeit. 
Der Angeſchuldigte erfcheint in Perfon vor dem im: 
erfter Inſtanz erfennenden Gerichte, vorbehältlih der Ber 


fimmungen über das Verfahren Anı 
Flüchtige. fahren gegen Abwefende und 


Ueber das Exſcheinen des Angefehuldi ten dor dem 
Oberkriegsgerichte ift in $. 318 das Weitere belimmt, 

\ Der Bericht ſagt: „Gegen die Annahme der $$. 5 
bis 13 hat die Deputation nichts einzuwenden“, 


Präfident v. Schönfeld: Stimmt die Kammer dem 
Vorſchlage der Deputation bei? — Einftinmig Ja. 

Ich wirde den Herrn Neferenten erſuchen, bie beiden 
Varagraphen 221 und 231, ſowie den beöfallfigen Bericht: 
noch vorzulefen. 
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Neferent v. Könnerig: 


$. 229. 
Dienfigead der Ricter für die Schluhverhandlung. 

Je nach Verſchiedenheit des Dienftgrades oder Ranges 
des Angeſchuldigten oder, wenn deren mehrere zur Aburtheis 
lung gelangen follen, deöjenigen, welder unter ihnen im 
Grade oder Range höher fteht, werden für das Spruch-⸗ 
kriegsgericht ($. 15. Abſ. 1, 3) folgende Perfonen befiimmt: 


1; 

über einen Soldaten: 
1 Oberfileutnant oder Major, 
1 Hauptmann, 
1 Oberleutnant, 
1 Leutnant, 
4 $eldwebel oder Sergeant, 
1 Corporal, 
1 Soldat; 


2. 

über einen Unteroffizier: 
1 Oberftleutnant oder Major, 
1 Hauptmann, 
1 Oberleutnant, " 
4 Leutnant, 
2 gun ober Sergeant, 
2 Gorporale; 


über_einen Oberleutnant oder Leutnant: 
2 Oberftleutnants oder Majore, 
2 gemuk, 
2 Oberleutnants, 
1 Leutnant; 
über einen Hauptmann: 
4 Oberfter, 
2 Oberftleutnantd oder Majore, 
2 Ben 
2 Sberleutnants; 


5 
über einen Oberftleutnant oder Major: 
1 General, 
4 Oberfter, 
3 Oberftleutnantd oder Majore, 
2 Hauptleute ; 


über einen Oberſten: 
2 Generale, 
2 Oberften, 
2 Oberftleutnantd oder Majore, 
1 Hauptmann; 


über einen General: 
3 Generale, 


2 DOberften, 2 
2 Oberftleutnants oder Majore. 


An die Stelle der hier nad) den bei der Einieninfanterie 
eingeführten Benennungen erwähnten Grade treten bei der 
Rellre, der Artillerie und ber Jaͤgertruppe die ihnen nach 
dem Dienftveglement gleichftehenden Grabe. 

$. 231. 

Veſondere Veftinimungen: a) hinſichtlich ie — — 

Gehoͤrt der Angeſchuldigte zu den Militaͤrbeamten, ſo 
iſt das Spruchkriegsgericht zwar ebenfalls nach Manfgabe 
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feines militärifchen Ranges, jedoch dergeſtalt zu befegen, 
daß unter Megfall der entfprechenden Grade, foweit thun⸗ 
lic, zwei oder drei Militärbeamte feines Dienftzweiges bei⸗ 
zuziehen find. 

Bezüglich des Vorfigenden finden jedoch die Beftim- 
mungen in $. 230 bier ebenfalls Anwendung. 

Die Motiven lauten: 

Bu $. 229 fg. 

„Im Betreff der je nach dem Dienftgrade des Angefchuls 
digten verfchiedenartigen Befegung der Richterftellen hat 


-| man fich den biöherigen und den anderwärts hierunter geltene 


den Grundfägen thunlichft angefchloffen. 


Die Motiven von $. 229 finden auf $. 231 ebenfalls 
Anwendung. 
- Der Bericht zu $$. 229 und 231 Tautet: 


Bu $$. 229 und 231. 

Im Betreff diefer Paragraphen hat ſich * 
was hierüber in dem allgemeinen Theile des Berichtes A 
Punkt 3 bemerkt worden ift, eine Majorität und eine Mi— 
norität der Deputation gebildet. 

Die Majorität der Deputation ift mit dem Inhalte 
biefer Paragraphen einverftanden und beantragt nur bie 
Einfhaltung einiger Worte in $. 229. 

Nach $. 237 können nämlich mehrere Unterfuchungen, 
welche von einem Kriegsgerichte greihgeitig zur Sol 
verhandlung verwiefen worden find und welche fi) voraus» 
ſichilich in einer Sigung erledigen laffen, ausnahmsweiſe 
vor einem und demfelben Spruchkriegsgerichte verhandelt 
und abgeurtheilt werden, infofern nicht wegen Verfchieden« 
heit des Dienſtgrades oder Ranges der Angeſchuldigten eine 
verfchiedenartige Befegung einzutreten hat, 

Die nad) $. 229 getroffene Anorbnung, daß, wenn 
mehrere Angefchuldigte zur Aburtheilung gelangen folten, 
die Zufammenfegung des Gerichts fih nach dem ange 
ober Dienfigrade Desjenigen zu richten hat, weicher unfer 
ihnen im Grabe oder Range höher fteht, bezieht fich daher 
lediglich auf den Fall, daß verfchiedene Angeſchuldigte in 
derfelben Unterfuhung vorhanden find. 

Die Majorität der Deputation ſchlaͤgt baher vor: 

‚An Abſ. 1 auf der zweiten Beile hinter dem Worte: 
„wenn 

die Worte ke lee 
‚An. derfelben Unterfuchung”, 

im Uebrigen aber den $$. 229 und 231 die Genehmigung 
zu ertheilen.” 3 

Die Minorität der Deputation hat dagegen zu biefen 
beiden Paragraphen folgende Anträge geftellt: 


dem, 


Antrag I. 

Die $$. 229 und 231 abzulehnen und dafuͤr fol: 

gende Beltimmungen anzunehmen: 

Das Spruchkriegägericht wird, zufammengefeßt: 

a) aus dem Auditeur deöjenigen Kriegsgerichts, bei 
welchem die Unterfuchung geführt worden ift, 

b) aus zwei anderen Auditeuren, welche zur Schluße 
verhandlung de betreffenden Kriegsgerichts com⸗ 
mandirt werden (einer berfelben Tann von einem 
bei einem SKriegsgerichte fungirenden, mit dem 
Nichtereide belegten Actuar vertreten werben) und 

©) aus zwei Offizieren. 
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Nach Verſchiedenheit des Dienſtgrades oder Ranges |diefelben zu recapituliren, da fie der Herr Referent ſoeben 
des Angefutbigten find aus den Offizieren für daS |yorgetragen hat und id) frage, ob Sie bem erften, ſich 


Spruch 


1. 
über einen Soldaten und Unteroffizier: 
1 Hauptmann und 
1 Oberleutnant; 


riegsgericht beſtimmt: 


über einen Leutnant oder Oberleutnant: 
1 Oberftleutnant oder Major und 
1 Hauptmann; 


über einen Hauptmann: 
1 Oberfter und a 
1 DOberftleutnant oder Major; 


4. 
über einen Major oder Oberftleutnant: 
1 General und 
1 Oberſter ʒ 


über einen Oberſten oder General: 
2 Generale, 

Un ‚die Stelle der hier nad) den bei der Einien- 
infanterie eingeführten Benennungen erwähnten Grabe 
treten bei ben übrigen Truppen die ihnen nach dem 
Dienftreglement gleichſtehenden Grade. 

Die unter 1 bis mit 5 genannten Chargen können 
auch durch Militärperfonen eines höheren Ranges vers 

\ vertreten werden. 5 

Gehört der Angefchufdigte zu den Militärbeamten, 
fo if Jatt des im niederen Grabe ftehenden Offizier 
ein Militärbeamter desjenigen Dienftzweiges beizuziehen, 
welchem der Angeſchuldigte angehört. 

Saͤmmtliche Richter find ſtimmberechtigt. 

In Kriegszeiten, insbeſondere im Felde, oder im 
Marfche dahin, leiden die Beſtimmungen des $. 393 
auch auf die Zufammenfegung des Spruchkriegögerichts 
Anwendung. 

Antrag IL 

Die Staatöregierung zu ermächtigen, alle diejenigen 
— in der Miitaͤrſtrafproceßordnung und in 
der Militärgerichtsordnung vorzunehmen, welche fie ine 
folge der Annahme deö Antrages unter I. für noihwen- 
„dig erachtet. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Ber 
richt über diefe Paragraphen, um welde es ſich handelt, 
vernommen, es find die $$. 229 und 231. Sie haben 
gehört, daß die Minorität bei diefen Paragraphen Anträge 
geftellt Hat, die der „Herr Neferent foeben zu vernehmen 
‚gegeben hat. Diefelben befinden ſich auf Seite 157, 158 
amd 159 des Berichts. Ich werde num zur Abſtimmung 
fhreiten und zwar in der Art, da ich die Anträge der 
Minorität zuerft zur Abſtimmung bringe, weil fie fih am 
weiteften von der Vorlage entfernen, während die Majori— 
tät die unveränderte Annahme anempfiehlt, nur mit einer 
einzigen Heinen Abweihung, auf welde ich ſpaͤter zuruͤck- 
Tommen werde. Ich würde Daher 'nun bie Anträge der 
Minorität zur Abſtimmung bririgen. Ich enthalte mic, 


Sächsische Landesbibl ip: 


auf Seite 157 befindliden Antrage der Minorität 
der Deputation, der fih auf die Zufammen- 
fegung des Spruchkriegsgerichts bezicht, bei— 
treten wollen? — Der Antrag der Minorität wird 
mit 27 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Sch glaube, es ift wohl felbftverftändlich, daß von dem 
zweiten Antrage nicht weiter die Rebe fein kann, weil er 
ſich nur auf den erften Antrag bezieht und nur zur Gele 
tung gelangen koͤnnte, infofern der erfte Antrag die Zur 
flimmung der Kammer erhalten hätte. Der erfte Antrag 
hat die Zuflimmung der Kammer nicht erhalten und es 
fällt daher der zweite Antrag von felbft. Ich gehe num 
über zu dem Antrage der Majorität. In Bezug auf dies 
fen bemerke ic), daß derfelbe fi) auf ©. 157 des Berichtes 
befindet. Er geht dahin, die Vorlage anzunehmen mit 
der einzigen Abänderung, dag im erften Abſatze auf der 
zweiten Zeile hinter dem Worte „wenn” die Worte ein: 
gefchaltet werden follen: „in derfelben Unterfuhung”. 
Ich werde zuerft die erſte Frage auf die Paragraphen rich- 
ten und dann auf die Einſchaltung. Ich frage, ob die 
Kammer die $$. 229 und 231, wie die Deputas- 
tion beantragt, annehmen will? — Einſtimmig J a. 

Ih frage weiter, ob die Kammer mit ben von 
der Deputation beantragten Abänberungen 
einverftanden ift, die ich erwähnt Habe? — Ein— 
fimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer diefe beiden 
Paragraphen mit der getroffen Abänderung an— 
nehmen wolle? — Einftimmig Ja. 

IH werde foeben vom Herrn Referenten darauf aufe 
merkſam gemacht, daß in Bezug auf den Bericht noch eine 
Bemerkung nothwendig ift, und erfuche daher benfelben, 
diefe vorzutragen. & 

Referent v. Könnerig: Auf Seite 177, meine Her⸗ 
ven, ift aus Verſehen der Schlußfag von $. 14 weggeblier 
ben. Diefer Schlußſatz muß fo heißen: 

—— get eine Kordlung ber Klage in ber 
angebrachten Maaße ein Hinber: ü ii 
— Biere Hi niß für den anderweiten. 

Die Deputation erlaubt fih der geehrten Kammer 
zu empfehlen, die Beifügung des gedachten Schlußſatzes 
genehmigen zu wollen. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich frage, ob die Kams 
mer dieſem Schlußſatze, wie er ſoeben vom Herrn 
Referenten vorgetragen worden iſt, ihre Zuſtimmung 
ertheilen wolle? — Einſtimmig a. 

€ wird nun nod der Schluß des Berichts zu ver⸗ 
leſen fein. 
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Referent! v. Könnerig: ' 3 
Dutch Umftellung der: $$,.87 bis 217, wird die Ab— 
Anderung verfchiedener Citate nothwendig. 

Es koͤnnen ſich auch ſowohl durch jene Umftellung als 
auch ſonſt noch einige redactionelle Abaͤnderungen als er— 
forderlich darſtellen, welche ſich nicht ſofort überjehen laſſen. 

Es dürfte indeſſen kein Grund vorliegen, deshalb die 
Nieberfehung einer Rebactionsdeputation zu ‚beantragen, 
vielmehr: möchte dies nach ber: Anſicht der Deputation der 
Schlußredaction der koͤniglichen Staatsregierung allein’ zu 
überlaffen fein. 


"Die Deputation geſtattet ſich daher ben Schtußantrag | 
j 


zu fellen: 


änderungen und Zufägen genehmigen, 


der Königlichen Staatöregierung aber deffen | 


; Schlußredaction anheimftellen. 
Staatsregierung beantragt hat, £ 

\ derfelben eine Ermächtigung dazu zu ertheilen: ' 
eine das militärgerichtliche Strafverfahren und 
die -Sachmwaltergebühren betreffende Taxordnung, 
vorbehältlich der fnäteren Vorlegung derfelben an 
die Kammern, falls diefe einen Antrag hierauf rich- 

+ ten follten, zu erlaffen. 


Eine ähnliche Ermächtigung ift der koniglichen Staats | 


vegterung bei ber ftändifhen Berathung der allgemeinen: 
Strafprocegorbnung, fowie der Abvocatenordnung ertheilt 
worben., b bt BELEGT 
Die Deputation hat es fir unbedenklich, erachtet, dem 
gebachten Anträge zu entſprechen und empfiehlt man daher: 


daß bie geehrte Kammer die gedachte Ermaͤch⸗ 


tigung der Föniglichen Staatöregierung ertheilen 
wolle. 


Präfident v. Schönfeld: Ich würde mid, nun in 
Bezug auf die Abflimmung zum Hauptantrage der Depu- 
tation wenden. Er befindet fi auf Seite 180 und geht 
bahin: i a 
„Die hohe Kammer wolle den vorliegenden. Geſetz⸗ 

entwurf mit den von ber Deputation vorgefchlagenen 
Abänderungen und Zufägen. genehmigen; | ) 

der koniglichen Staatsregierung aber deſſen Schluß« 
redaction anheimftellen”. 

Ich frage, ob die Kammer diefem foeben ver- 
tefenen Antrage ihre Zuffimmung ertheilen wolle 
und bitte, biefelbe mit Namensaufruf zu beantworten. 


Diefe Frage wird von ſaͤmmtlichen anwefenden Kammer- 
mitgliebern bejaht, als von: 
Biecpräfident d. Frieſen. Buͤrgermeiſter Löhr, 


Seeretäe d. Egidy. Bürgermeifter Clauf. 
Scerstäe Wimmer. Freiherr v. Bell. 5 

Abvocat v. Kbnnerig. , Rittergutsbefiger Rittner, 
Hofeath Dr. Hänel. Bürgermeifter Gottfejatb, 


Graf Wilding v. Königebrüd. Nittergutöbefiger v. Römer. 


Superintenbent Dr. Lechler. Kammerherr v. Wagdorfe 
Capitular v. Schröter, Stoͤrmthal. 
Graf v. Schönburg. Rittergutsbefiger Kraft. 


1. K. E. Abonnement.) 
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die Hohe Kammer wolle den vorliegenden’ Gefekent- | 
wurf mit den don ber Deputation vorgeſchlagenen Ab: | 


Endlich ift noch zu ermähnen,, daß bie tenigliche 














© Bürgermeiftee.Gennig. "7 nlu Glieermeiſter Mhtker) Hl 
Frethett v. Befhtoig. ı 150.1 Bueikerr. v Schönberg-Wibrän, 
‚u Sammerherz:v. Zehmen.i,il Sraf dstEinfiebefrMokfensurg,, 
Graf zu Stolberg, Birgermeifter Koch. 
„ Kammerherr v. Cüttichau. _ Dberbürgermeifter Pfotenhauer. 
Mloftervoigt v. Poſern. RKammerherr v. Erbmantisborff, 
"Wittergutebefiger v Böhlau. || Fidamrech v. toſtic⸗Watoie 
mmrierhere . Metich. ſident D.«&chönfers.ı 
Peer) 


Präfident v. Schönfeld: Es ift die Frage einftimmig 
mit Ja beantwortet worden und ich wende mich nun zu 
dem Antrage der Deputation, der fich auf ‚Seite 180 ber 
findet und fich auf die Eidesformeln bezieht, welche im Geſet⸗ 
x 












eiitwurfe im Anhange, auf Seite 393 zu finden fi 


J J 








+) Diefe Eidesformeln Jauten: 


Yard Hund 





! 


; ; Bin on DEE 
der Richter bei dem Sprudkriegsgerigte: 
Igh ſchwöre hiermit zu Gott, dem Allmdchtigen und 
Allwifjenden, daß ich bei dem hier niebergefekten Spruch⸗ 
friegsgerichte die mir übertragene richterliche Pflicht, unter 
genauer Befelgung der en Vorſchriften nach meis 
u 


nem beften Wiffen und Gemiffen erfüllen, den bevorfte- 
heriden "gerichtlichen Verhandlungen mit Aufmerkfamkeit 
folgen, die "SujQufbisunge:, und Entſchutdigungsbeweife 
gewiſſenhaft prüfen, bei meinen Ausfprüchen Jedermann 
gleiches Recht, ohne Anfehen der Perfon, angedeihen, auch 
mich bavon durch keierlei Urfache abhalten Laffen. und. mich 
überhaupt fo verhalten will, wie es einem treuen, reblichen 
und een Nichter gebührt; fo wahr mir Gott 
helfe, durdy Iefum Chriftum und fein heifiges Wort! 


N Ba b u. 

. — Eid — 
der Richter bei dem (beziehendlich permanent: 

—— = nn 

Sch ſchwoͤre hiermit zu Gott, dem Allmaͤchtigen und 
Alwiſſenden, daß ich bei dem. (zur Zeit) hier —— 
(permanenten) Standgerichte die mir. übertragene richter⸗ 
liche Pflicht nach meinem. beften Wiffen und. Gewiffen, exe 
füllen, den bevorſtehenden gerichtlichen Verhandlungen ‚mit 
Aufmerkfamteit folgen, die Anſchuidigungs,, und ‚Entfulz 
digungöbeweife gewiffenhaft prüfen, bei meinen Ausfprüchen 
Jedermann gleiches Necht, ohne Anfehen der Perfon, ans 
gedeihen, auch mich davon burch Feinerlei Urfache abhalten 
laffen und mich überhaupt fo verhalten will, wie es einem 
treuen, redlichen und gewiffenhaften Richter gebührt; fo 
wahr ıc. 

I. 
Eid 
eines Zeugen in der Unterfudhung: 

Ich ſchwoͤre zu Gott, dem Allmaͤchtigen und Allwiſ- 
fenden, daß die von mir erftattete Yusfage durchgängig der 
we entfpricht und ich wiffentlid etwas zur Sahe 
Gehoͤriges nicht verſchwiegen habe, fowie daß ich auch bei 
etwaigen Fünftigen Befragungen in biefer Unterfuhung 
allenthalben die Wahrheit jagen und wiffentlich etwas zur 
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enthalte mich einer Necapitulation diefer verfchiedenen Eide, 
indem ich mit Sicherheit vorausfege, daß biefelben der ge 
ehrten Kammer vollftändig befannt find. Sch frage nun, 





Sache Gehöriges nicht verſchweigen werde; fo wahr mir 
se helfe, durch Sefum Chriftum und fein heiliges Wort!*) 

*) Bei’Belennern einer anderen, al3 der criftlichen Religion, 
Find die Sahfupworte entfpreiiend akzuändern. 


W. 
Eid 
eined Zeugen in der Schlußverhandlung: 
Ich ſchwoͤre ec. daß die von mir in der Unterfuhung 
egen N. N. ıc, erflattete Ausſage durchgängig der Wahre 
FF entfpricht und ich wiffentlich etwas zur Sache Gehös 
riges nicht verſchwiegen habe; fo wahr zc. 
* 
Eid 
eines Sahverftändigen: 

a Ich ſchwoͤre zc, daß ich meine Wahrnehmungen treu 
und vollftändig angeben und mein Gutachten, meiner Kennt: 
3 und Erfahrung gemäß, nach forgfältiger Prüfung, ger 
wiffenhaft abgeben werde; fo wahr zc. 


VI. 
Eid 
eines Ueberfegers: 
Ich ſchwoͤre zc, daß ich das mir Mitgetheilte 
und gewiffenhaft überfegen werde; fo wahr ıc. 
Vu. 


Eid 
eines Dollmetſchers bei Abhörung einer der 
deutfhen Sprache unfundigen Verfon: 
Ich * ꝛc. daß ich die ragen, welche das Gericht 
vorlegen wird, und die Antworten, welche N. N. darauf 
ertheilen wird, richtig Üüberfegen (und in der ur deö 
Aunpeenben genau niederfehreiben) will, Alles nad) beftem 
Wiſſen und Gewiffenz fo wahr x. 
Von, 
Eid 
eined Dollmetfchers bei Abhörung einer der 
Rede nit mädtigen Perfon: 
Ich ſchwoͤre ec. daß ich die Fragen dem Abzuhörenden 


getreu 


verftändlich machen und den Sinn ber Beichen, womit der 
angeben will, Alles nach beftem Wif- 
fo wahr in 


felbe antworten wird, 
fen und Gewiffen, 





ob Sie dem Antrag der Deputation beiftimmen, 
die unter I bis VII, enthaltenen Eidesformeln 
anzunehmen? — Einftimmig Ja. 

Es wäre noch die legte Frage auf den Antrag der 
Deputation zu richten, welcher fich am Ende des Berichts 
befindet und der dahin geht: 

‚der Staatsregierung eine Ermächtigung dahin zu 
erthellen eine das militaͤrgerichtliche Strafverfahren und 
die Sachwaltergebühren betreffende vorbes 
hältlich der fpäteren Vorlegung derfelben an die Kammern, 
falls diefe einen Antrag hierauf richten follten, zu erlaffen.” 

Ich frage auch hier, ob die Kammer diefem Anz 
trage beitrete? — Einftimmig Ja. 


Somit wäre diefer Gegenftand erledigt. 


dv. Weld: Ich wollte mir erlauben, auch mein Ein 
verftänbniß mit der Militärftrafproceßorbnung zu ertheilen. 
Der Here Präfident hat wahrfcheinlich überfehen, mich zu 
fragen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich befenne mein Unrecht, 
und dies Verſehen erklärt fich dadurch, daß Her v. Weld 
nicht auf feinem Plage gegenwärtig war. Es iſt dann ein 
ſolches Ueberfehen fehr leicht möglich; doch bitte ich ded- 
Halb um Entſchuldigung. — In Bezug auf die nächfte 
Sitzung Habe ich Folgendes zu bemerken: Es ift in den 
Händen der Kammermitglieber ber Ehtwurf eines Geſetzes, 
die Gerichtsbehoͤrden der koͤnigl. ſaͤchſiſchen Armee, deren 
Zuſtaͤndigkeit und einige damit zufammenhängende Gegen: 
ftände betreffend. Die Berathung biefes Entwurfs würde 
ich für nächften Donnerstag anfegen, fofern nämlich; in Bes 
zug darauf Anträge nicht eingehen. Werden aber Anträge 
eingebracht, fo foll die Sigung über diefen Gegenftand 
fünftigen Sonnabend 11 Uhr ftattfinden. Sebenfalls aber 
lade ich durch Karten ein. Die heutige Sigung iſt ges 
ſchloſſen. 


Gchluß der Sibung 3 Minuten nad) 2 Uhr.) 
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Militärftrafproeefordnung 
für das Königreih Sachſen. 





R teren, als ber in den Geſetzen beftimmten Strafe belegt 

Allgemeiner Cheil. we, —* and 9,20) — ers 5 

“ ann daher derfelbe gegen gerichtliche Erkenntniffe 

Erſtes Capitel. und Entfchliefungen die —— Gefebe ihm zuftehens 

Allgemeine Beftimmungen. den Rechtömittel und zwar felbft zu Gunften des Angefchul⸗ 

6.1. Sale j. — — — Die auf traf 

„8 ‚unterhutungßpeineip niB Reg, Beztgliche Gefehäftsräpren dert im untergeordneten Gnm« 

r Dem ——— ——— 14 Uns a iellen 9 | die je Biefer erflatteren Nele 
Kalac —— SH) A B ergeftalt —— Säle daß | dungen über wahrgenommen oder verlautbarte rechtswidrige 
abei in ber &egel, ‚foweit nicht für gewiffe Kälte etwas Handlungen, ebenfo wie bie desfallfigen Mittheilungen atte 


Anderes in ben Gefeben beftimme it (vergl. $$. 19 und | yerer Militär» oder Givilbehörden am unehmen und bie au 

20), von amtswegen zu verfahren iſt. folhe Weife an ihn gelangenden Nachrhten, nach ala 

2. ger — — ae ie —* auf echt 

der Bebbeben m onft beiden lichen Straf. | AUF Erledigung zu bringen find, an das Kriegögericht zur 
en an Belegen 5 0 00 Sit | Gntftiegung zu überweifen. 

Alte bei dem militäxgerichtlichen Strafverfahren thätigen Weiter Tiegt e& in feinem Wirfungebreife, über Anträge 
Behorden und fonft nad) den weiteren Veftimmungen die, | DS Angefhuldigten oder* anderer bei dem Strafverfahren 
63 Gefeßed zur Mitwirkung dabei Berufenen ($. 4) haben | Betheiligter Perfonen, ſowie über gerichtliche Entfehliegungen, 
h ihrem Wirkungskreife die Erforſchung der Hatfächlichen |!venn die einen oder die anderen nach gefetlicher Worfchrift 
Wahrheit zum Bolpunfte zu nehmen und daher mit gieis | {hm vorzulegen find, feine Erklärung abzugeben, 

Se Sorgfalt die zur Ueberführung und die zur Verthei⸗ re 
digung des Angefhuldigten dienenden Umftände zu erörtern Fortfehung. 
und zu berüdfichtigen. Den gerichtlichen Verhandlungen darf der Commanz 
. 3. dant perfönlich nicht beiwohnen und ebenfowenig fein Dienft+ 
Ausfchliegung der Stantsanwaltfchaft. anfehen über dit Richter dazu geltend zu machen fuchen, 

Eine Mitwirkung der Staats anwaitſchaft findet_ bei | eine Entfceidung mach feiner Auffaffung herbeizuflihten. 
dem militärgerichtlichen Strafverfahren nur infoweit flatt, Für Behinderungsfälle des Commandanten tritt ein 
ald_derfelben, im Intereſſe der Rechtspflege und zur Un» | Stabsoffizier der betreffenden Zruppenabtheilung am deſfen 
terftügung der zufländigen Unterfuchungsgerichte, gemiffe | Stelle, infofern nicht von der vorgefegten Dienftbehörbe er 
vorbereitende Handlungen und Mittheilungen darüber, im | Commandant einer anderen Truppenabtheilung ober ein 
Sinne von $. 102 und 5.59 Abf. 3, 4 insbefondere dann | anderer Stabsoffizier als Stellvertreter beftellt wird. Der 
auftehen und obliegen, wenn die zuftändige Mititärbehörde | Eine wie der Andere müflen, ſoweit dies ausführbar ift, 
nicht am Otte ſich befindet. am Drte des Gericht anwefend, in Gantonnirungen, auf 

g Maͤrſchen ꝛc. wenigftens in der Nähe befindlich fein. 


4 
Mitwirlung des Gommandante, 6. 
Dagegen hat der Commandant innerhalb feines Dienft- Stellung des Commandanten gegenüber den Gerichten, 


Der, Commandant ift bezüglich feiner Mitwirkung bei 

militärgerihtlihen Strafverfahren von den Gerichten 
unabhängig. Etwaige Beſchwerden der Ießteren gegen den 
erſteren find, beziehendlich durch das Oberkriegsgericht, dem 


8* 


bereichs den Beruf, daruͤber zu wachen, dag Niemand der 
der durch eine ftrafbare Handlung verwirkten Ahndung ent» 
gehe, zugleich aber auch darauf bedacht zu fein, daß Nies 
mand ſchuldlos verfolgt und der Schuldige mit Feiner ſchwe⸗ 








‚Sächsische Landesbibliothek ib-dresden deippn200282872772 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





44 


Kriegeminifterium zur Entfgeidung anzuzeigen. Dagegen 
Hehe dem ante wenn fich derfelbe über das Ge- 
richt zu beklagen hat, frei, auf dem ——— Dienſt ⸗ 
wege feine deßfaliſige Beſchwerde anzubringen. 

Vergl. noch $. 86 Schlußſ. 


F. 7. 
Unmittelbarfeit. 

Der Angeſchuldigte erſcheint in Perfon vor dem in 
erſter Inftanz erfennenden Gerichte, vorbehältlih der Be— 
—— über dad Verfahren gegen Abweſende und 

flüchtige. « 
cher das Erfcheinen des Angeſchuldigten vor dem 
Oberkriegögerichte ift in $. 318 dad Weitere beftimimt. 


ul 
Verathungen ricpterficher Cntfeibungen. 

Jeder richterlihen Entſcheidung fol, infoweit fie nicht 
durch das Gefeg dem durch den Auditeur vertretenen ftäns 
digen Kriegägerichte übertragen iſt, eine mündliche Bera⸗ 
thung der ter vorausgehen. — 
Bangt eine zu ertheilende Entſcheibdung don der 
Beantwortung, mehrerer, ſich ‚ggenteig bedingender Fra⸗ 
gen, ab, ſo iſt der ber eine ber Iegteren gefaßte Beſchiuß 
auch für diejenigen Richter, welde etwa bei der Abſtim 
mung in der Minderheit geblieben find, bei ihrer Abftimmung 
über die anderen, Fragen. bindend. \ 


—* 99. 
\ Ane ſqluß geſeblicher Betweisregän. - = — 
Soweit, die Richter Über thatfächliche Verhaͤltniſſe zu 
urtheilen haben, find fie nur an ihre, durch die vorliegen» 
den Beweife gewonnene Weberzeugung gebunden, 





z 10. 

Ausfertigung’der Entfcheibuingen, 

1.5. Die richterlichen Entfcheidungen werben nur da, wo 

13 Gefet e8 dorfchreibt, mittel Erkenntniſſes, in den 

übrigen dallen durch einfachen Befchluß erteilt. , 

}..3ebes Grlenntnig it von den.tihtern, ‚melde an 

dr Abfaffung defielben Theil genommen haben ‚, eigenhän- 
und zwar auch von denen, welche etwa bei der Ab⸗ 


bi 
ekmung in der Minderheit geweſen find, zu unterzeichnen. || 


Wäre ein Richter außer Stand, zu unterzeichnen, 
fo:genügt:e8,: wenn ‚über, diefe Verhinderung durch den 
Auditeur oder einen der ‚übrigen Richter eine , Schriftliche 
Bemerkung unter: dad, Erkenntniß gebracht wird. 

J N ‘ 


ER ee 

¶ dorni fonffiger richterficher Verfügungen... 
Soweit nicht in biefem. Gefehe etwas. Anderes beſtimmt 
iſt, erfolgen. ale von dem Unterfucungögerichte ausgehen» 
den: Verfügungen Mittheilungen und ‚Berichte im Namen 











Us ——— mit der Umerſchrift des, Äuditeurs. 

iche übrigens, ‚was die Mitvollziehung des Com⸗ 

223, Abjag 4 Rufe h ‚Jowie 
er 


inc Verglei 
manbanten, anlangt; $ 

dis Grfegee, die Derißtöbehörden bei 
ſchen Armee ıc. betreffend, vom 


—— — 
ei jedem Erkennen; ‚und; jeder, abfälligen, Entſchlie - 
ng ‚Ind. Die Gruͤnde, ‚don weichen ‚die,‚Richter- geleitet 


jowie .$..8 
niglic, fächf- 

















worden find, anzuführen. Sie find der Entſcheidung ein 
zuſchalten oder beſonders beizugeben. 

Bei jedem Erfenntniffe follen die Entfceidungsgründe 
auf die That: und auf die Rechtsfrage fich beziehen. Ein 
Erkenntniß ift wegen Verlegung diefer Vorſchrift jeboch nur 
dann für nichtig zu achten, wenn entweder gar Feine Ent« 
fheioumgsgrüinde ertheilt worden find, oder wenn bie er⸗ 
theilten Entf&eidungsgründe nur auf bie Thatfrage ober 
nur auf bie Rechtsfrage ſich beziehen. 


& 13. 
R ‚Bekanntmachung der Entfejeidungen. 

Die bei einer mündlichen Verhandlung befchloffenen 
Entfcheidungen , insbefondere die Erkenntniſſe in der Schluß: 
verhandlung,. find in der Sigung des entfcheidenden Ge 
ame von dem Auditeur oder dem Vorfigenden des Gerichts 
bekannt zu machen. 

Die Belanntmahung von Entfcheidungen, welde 
nicht bei einem mündlichen Verfahren ertheilt werben, ers 
folgt durch den Unterfuhungsrichter. 2 

Sie kann an Grrichtöftelle oder durch abfchriftliche 
Zufertigung von Entfcheidung an den Merheiligten bewirkt 
werden. J 

Die Abſchrift muß, wenn gegen die Entſcheidung ein 
auficiebendes Rechtsmittel — iſt, dem Betheiligten 
ſelbſt — werden. Ber anderen Entſcheidungen kann 
fie in feiner Abwefenheit auch einer von ben Perfonen zus 
‚geftellt werben, welchen, ftatt: des Betheiligten, eine Ver⸗ 
fügung Fa den — der bürgerlichen Proceßger 
Tege gie. ſchaͤndigt werben kann. 

In den Fällen, wo die Bekanntmachung einer Ent» 
ſcheidung ſich nicht auf eine der vorſtehend georbneten Weir 
fen bewirken läßt, Tann das Gericht einen, Belannt ⸗ 
machungstermin anfegen und zu diefem den Angeſchuldig ⸗ 
ten in der durch $. 130 Abfag ‚2 beftimmten anf öfe 
fentlich-vorladen. * 

Bleibt der Angeſchuldigte außen, fo iſt deffienungeach: 
tet weiter ſo zu verfahren, als ob ihm bie Entſcheidung in 
dem Zermine bekannt gemacht worben wäre. 


& 14 
Abänderung von Schreibe and Nenmmpäfehlern. 

Schreib» und‘ Rechnungsfehler in einer befannt ger 
machten Entſcheidung Können bon dem Gerichte, weldes 
diefelbe ertheilt hat, zu jeder Zeit, ſowohl auf Antrag, als 
von amtöwegen verbeffert werben. Wird dadurch an ber 
Entfcheidung felbft etwas ‚geändert, fo. if die Abänderung 
fowohl denen, welche etwa auf biefelbe angetragen haben, 
als auch benen,. welche. von ihr betroffen werben, in ber 
in $. 13 Abſatz 3, 4 und 5 vorgefchriebenen Maaße durch 
das Unterfucjungögericht bekannt zu machen. ' } 

Sind bie im vorfehenden Abfage gedachten Fehler in 
einem von einem Spruchkriegögerichte auögegangenen Erz 
keuntniſſe vorgefommen, fo fteht die -Verbefferung derfelben 
demjenigen ftändigen SKriegägerichte zu, bei welchem die 
fpruchgerichtliche Schlußverhandlung ftättgefunden hat. 

Gegen die Ab mberung 'finden biefelben Rechtsmittel 
tatt, welche gegen ‚bie Entſcheidung ftattgefunden haben 
würden, wenn fie age Anfangs; in ber durch die Abans 
derung bewirkten Maaße ertheilt. worden wäre. .Infonders 
heit fann auch die getroffene Abänderung als ‚nichtig ans, 





efochten werben, wenn behauptet wird, daß nicht ein bloßer 
Schreib» ober Rehnungsfehler vorgelegen ae # 
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15. 
Zahl der Gerichtämitglieber. 

Bei jeder Entſcheidung des a haben, 
nach den weiteren Beſtimmungen biefes Gefeges, fieben 
Militärrichter mitzuwirken. 

Außerdem hat am jeder Verhandlung des Spruch 
kriegsgerichts ein Auditeur Theil zu nehmen. ergl. noch 
$: 5 und 7 deö Geſetzes, bie Gerichtöbehörden bei der 

niglich fächfifchen Armee zc. betreffend, vom . ... 

Die Verlegung diefer Borfepriften zieht die Nichtigkeit 
der betreffenden Verhandlung und Entfcheidung nach ſich. 


& 16. 
Gerichtspoligei. 

Der Vorfigende des Gerichts ($. 230) hat für Aufs 
rechthaltung der Ruhe und Dronung im Sigungszimmer 
‚zu forgen, ‘ 

egen Diejenigen, welche bei einer gerichtlichen Ver⸗ 
— ein uͤngebührliches Betragen fih zu Schulden 
ommen laffen, kann, infofern nicht darnach ein nach den 
Militärftrafgefegen härter zu ahndendes Vergehen anzuneh⸗ 
men ift, von dem Gerichte, beziehendlich dem Unterfuhungs- 
vichter, eine Strafe bis zu zwei Wochen Gefängniß oder Arreft 
oder, dafern der Schuldige in Haft fich bereits befindet, Ver: 
Jängerung berfelben um zwei Wochen oder ftatt deffen 
Schärfung der Haft durch — Koſt auf 
re und Brod, jedoch nicht über vier Wochen, verfügt 
erden. 

Gegen eine folche Verfügung fteht das Rechtsmittel 
der ; — zu, worüber das Dberkriegsgericht ent ⸗ 
ſcheidet. 

Wegen Vollſtreckung einer ſolchergeſtalt auferlegten 
Strafe wenn der davon Betroffene dem Militärgerihtö« 
flande nicht unterworfen ift, wie nach $. 128 Abfag 3 zu 
verfahren. $ 

. 17. 


Friſtberechnungen im Allgemeinen. 

Die in dem Geſetze beftimmten Friſten koͤnnen nicht 
verlängert werben. r 

Die eintägige Frift geht den nächftfolgenden Tag 
Abends ſechs Uhr zu Ende, a 

Bei Berechnung einer mehrtägigen Friſt wird der Tag, 
von welchem an fie beginnt, nicht mitgegählt. Sie geht 
am legten Tage Abends ſechs Uhr zu Ende, F 

Sonn: und Feiertage werben mitgerechnet. Iſt jedoch 
der Tag, an weldem die Hp abläuft, ein Sonn» ober 
Feiertag, fo get die Feift erft den folgenden Werktag 
Abends ſechs Uhr zu Ende, E 

US Feiertage find zu betrachten: der Neujahrstag, 
der 6. Januar, der 25. März, der grüne Donnerflag, ber 
Charfreitag, der Oftermontag, der Himmelfahrtötag, der 
Pfingfimontag, das Neformationsfeft, die beiden Weih⸗ 
nachtöfeiertage und bie beiden Bußtage. 


$. 18. 
Gerichtsbeifiger. — 
Inſoweit nicht in dieſem Geſetze etwas Anderes be⸗ 
flimmt ift (vergl. $. 345 und F. 386), haben die ſtaͤndigen 
Kriegsgetichte zu allen bei ihnen unmittelbar vorzunehmen» 
den, für bie künftige — — — 
ſuchungshandlungen zwei Beil zuzuziehen (vergl. na 
$.9 v8 Gefekes, Bie'Berihtäheährde Er der Eöniglich ſaͤch⸗ 
fiſchen Armee 2c. betreffend, vom‘... . . ). 








„Durch die Nicätbefolgung diefer Vorſchrift wird jedoch 
Nichtigkeit der bezüglichen Handlung nur in den Fallen 
— in denen ihre Beiziehung ausdruͤcklich vorgefchrie⸗ 

en iſt 

Die Beifiger find auf die Pflicht zu verweilen, auf 
Alles, was bei den gerichtlichen Verhandlungen, zu denen 
fie beigezogen werben, ausgefagt und vorgenommen werden 
wird oder fonft fich ereignet, volle Aufmerkfamkeit zu richten 
und dasjenige, was ihnen im Laufe derfelben befannt ges 
worden ift, nicht ohne Genehmigung des Gerichts anderen 
Derfonen mitzutheilen. 

If der Angeſchuldigte eine Perfon vom Dffizieröftande 
ober Range, fo ift die Wahl der Beifiger, foweit möglich, 
dergeftalt zu treffen, daß wenigſtens "einer derfelben dem Uns 
geſchuldigten im Range oder doch im Dienftalter vorgeht. 

Auch ift bei der Wahl derfelben darauf Bedacht zu 
nehmen, daß biefelben bei der. Sache unbetheiligt fein müffen 
und weder Angehörige des Angefhuldigten, noch des Vers 
legten find. 

Zu den Angehörigen, im Sinne diefes Geſetzes, find 
u rechnen: Verwandte in auf und abfteigender Linie und 
Befäwifker, fowie die Verſchwaͤgerten bis mit dem zweiten 
Grade und zwar Iegtere auch nach Auflöfung ber dieſes 
BVerhältniß begründenden Ehe, ferner Wahleltern und Wahl« 
finder, Pflegeeltern und Pflegefinder, fo lange dad pflege: 
elterlihe Verhaͤltniß befteht, fowie der Vormund. 


$. 19. 
Anteng des Verlepten auf Beftrafung. 

Bei denjenigen Verbrechen, deren Verfolgung na 
den Vorfchriften des allgemeinen Steafgefegtuh (Shell I, 
Gap. VII) vom Antrage des Verletzten abhängig ift, iſt 
diefer Antrag bei dem zuftändigen Kriegögerichte au rellen, 
beziehendlich wenn die Anzeige bei einer ber übrigen im 
Art. 104 des allgemeinen Straͤfgeſetzbuchs genannten Ber 
* ober Perfonen angebracht worden, an daſſelbe abs 
zugeben, 

Wird der Antrag ſchriftlich geftellt, fo hat der Antrags 
ſteller jich zu demfelben gerichtlich zu bekennen. 

Die Entföpließung über dad darauf einzuleitende Ver» 
fahren fteht, wie bei den von amtöwegen zu unterfuchenden 
Verbrechen, dem Kriegsgerichte zu. 

Gegen abfällige Entfchliegungen des letzteren kann ber 
Verlegte Beſchwerde bei dem Dberkriegsgerichte und, wenn 
durch diefes der Beſchwerde nicht abgeholfen wird, bei dem 
Suftizminifterium führen. R 

Die Mitwirkung des Commandanten findet in vers 
felben Weife, wie bei den von amtöwegen zu unterfuchens 
den Verbrechen ftatt. 


$. 20. 
Privatanklage, 

Bei den in dem allgemeinen Strafgefegbuche Art. 167,3 
(leichte Körperverlegungen), Art. 235, 236, 237, 239, 241, 
242 (Berleumdung, Beleidigung und Padquille), Art. 247 
(Selbfyilfe), Art. 259, 260, 262, 265, 266 (Ehebruc, 
bösliche Verlaffung), Art. 302, 303, 330, Abf. 1, 2, 3,4 
(Entfremdung — Entwendung von Eßwaaren — Ent« 
wendung ıc. unfchägbarer Gegenftände'2c.), Art. 312 (Ger 
braud fremder Waaren bezeichnungen), Art. 332 (Beein⸗ 
teächtigung fremden Grumdeigenthums), Art. 338 (Wer 
breitung nachtheiliger Gerüchte), Art. 371, 372 (Verlegung 
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heit), Art: 373 (Unbefugtes Eindringen in fremde Geheime 
niffe) aufgeführten Vergehen leidet, was bie Antragftellung 
anlangt, die in $.19 Ab. 1 und 2 enthaltene Beſtimmung 
ebenfalls Anwendung. Th 

Dagegen finbet hierbei eine Mitwirkung des Comman⸗ 
danten nicht ſtatt. Jedoch iſt derſelbe auch in dieſen Fällen 
von der Anklage und deren endlichem Erfolge in Kenntniß 
zu ſetzen. 

g 21. 
Befugniffe des Privatantfägens. 

Infoweit nicht in dem folgenden ——— Aus ⸗ 
nahmen feſtgeſetzt oder ſonſt in dem Geſetze beſondere Be⸗ 
ſtimmungen ertheilt worden find, ſtehen dem — 
ruͤckſichtüch des von ihm — Verbrechens nad_eröffe 
neter Unterfuchung diefelben Rechte und Befugniffe zu, 
welche dad Gefeß dem Commandanten beigelegt hat, 

Ingbefondere if in den Fällen, in welchem das vor- 
herige Gehör des Commandanten vorgejchrieben ift, auch 
der Srivatanttäger ruͤckſichtlich des von ihm verfolgten Vers 
brechens mit feinen Anträgen und Ausführungen zu hören 
und in ben Fällen, im welchen das Gefetz eine Bekannt 
machung oder fonflige Verfügung an den Commandanten 
zur Wahrnehmung eines Befugnifies vorfchreibt, eine ſolche 
auch an den Privatankläger zu erlaffen. 

Auch Tann er ſich foweit nicht befondere Beftimmungen 
entgegen ftehen, rüdfichtlich des von ihm verfolgten Ber 
brechens des Rechtsmittels der Berufung in denfelben Faͤl⸗ 
len, in welchen dem Commandanten das Rechtsmittel des 
Rebiſionsantrags nachgelaffen ift, mit der diefem Iegteren 
beigelegten Wirkung bebienen und in gleicher Maaße, wie 
der Commandant, —— auf Wiederaufnahme einer ein- 

— ober durch Enderkenntniß entſchiedenen Unterſuchung 
ellen 

Dagegen kann der Privatanklaͤger weder zu Gunſten 
des Angeſchuldigten Rechtsmittel einwenden, noch der Ent— 
laſſung beffelben aus der Haft wiberfpredhen; es leiden auch 
auf ihn die im allgemeinen Theile Cap. In, IV, V, fowie 
die in $$. 122, 139, 222, 375 rheficptlid, des Commans 
danten lertheilten Beftimmungen keine Anwendung. Die 
Einſicht der Acten ift ihm nur in gleicher Maaße, wie 
ER der Vertheidiger nach $. 35 beanſpruchen kann, ges 

attet. * 

Die Erkenntniſſe und ſonſtigen Entſcheidungen, welche 
auf die Privatanklage Bau, haben, find ihm bekannt zu 
machen und {ft bie Friſt zur Einwendung von Rechtsmittein 
für ihn von diefer Befanntmadung an zu rechnen. 


$. 22. 
ira, Bortfekung, 

Das Gericht ift an die rechtliche Auffaffung der That: 
ſachen, von welchen der Verlete (88. 19, 20) bei Stellung 
feines Antrages ausgegangen ift, nicht gebunden. 

„ geiden ſedoch ‘auf eine Handlung mehrere ffrafgefehs 
liche Vorfchriften Anwendung und bebarf es nad) jeder 
diefer Vorſchriften zur Einleitung der Unterfuchung eines 
Antrags des Verlepten, fo ift, wenn der legtere bei feinem 
Strafanttage das "Strafgefe& bezeichnet hat, nach welhem 
er die Beſtrafung verlangt, das Gericht hieran gebunden. 


9.28, 
Fortfegung. 
. Stafanträge, welde, anfiatt bei dem zuftändigen 
Kriegsgerichte, bei einer anderen Gerichts- oder Dienftber 





hörde geftellt werden, find an erſteres abzugeben. Vergl. 
noch Art. 104 des allgemeinen Strafgefegbuchs. 

Die Verpflichtung diefer Behörden, die feinen Auf 
ſchub geftattenden Handlungen insbeſondere dann vorzunch« 
men, wenn die zuftändige Militärbehörde nicht am Drte 
fidh befindet, wird durch obige Vorſchrift über bie Abgabe 
der Sache nicht geändert. 

Nimmt der Verlegte den geftellten Antrag durch eine 
Erklärung bei einer anderen, als der zufländigen Militärs 
gerichtsbehörbe zuruͤck, fo ift die fegtere hiervon unverweilt 
in Kenntniß zu fegen. 

8 §. 2. 

. Begriffsbeftimmung. 

Wo diefed Geſetz von dem Verletzten im Allgemeinen 
foricht , iſt unter demfelben nicht nur Derjenige, welcher 
als Privatankläger aufgetreten ift, fowie Derjenige, welcher 
nach $. 19 den Strafantrag geftellt hat, fondern überhaupt 
jeder durch dad Verbrechen Verlegte zu verftehen. 


$. 25. 

Unftatthaftigfeit des Anſchluſſes des Befhädigten an das Strafverfahren, 

Mit dem Strafverfahren zugleich die Verfolgung von 
Schädenanfprüden des durch das Verbrechen Verletzten zu 
verbinden, ift bei dem militärgerichtlihen Strafverfahren 
ausgefchloffen. Vielmehr ift der Beſchaͤdigte mit der Gel- 
tendmachung derartiger Anfprüche zur befonderen Ausfüh: 
rung im Wege des bürgerlichen Diocefies zu verweifen 
(vergl. jedoch $. 390). 


Zweites Capitel. 


Bon der Bersbeisiaung, fowie von der 
Vertretung des Verlegten, 
e $. 26. 
Von der Verteidigung im Algenneinei. 

Dem Angefhuldigten ift, foweit nicht im Nachfolgen: 
den etwas Anderes beſtimmi ift (vergl. F. 30 Abſ. 1), ges 
fattet, fich eines Vertheidigers zu bedienen. ie 

Se nad der Natur des in Frage ftehenden Verbre—⸗ 
chens gefchieht die Vertheidigung entweder durch einen Rechts— 
anmwalt ober durch eine Militärperfon. Vergl. jedoch $. 28 
%bf. 2. und $. 315 Abf. 3. 

$. 27. 
Verteidigung durch einen Nechtsanwalt. 

Die Vertheidigung des Angeſchuldigten durch einen 
Rechtsanwalt ift zuläffig, ? 3 

1) bei gemeinen Verbrechen, welche Iediglich nach 

den Beftimmungen des allgemeinen Strafgefetzbuchss 
ober fonftiger allgemeiner Strafgefeße zu beurs 
theilen find, 

2) bei Militärverbrechen dann, wenn entweder 
iefelben nach befonderer Vorſchrift des 
Nititärftrafgefegbuches — wie nad) $. 185 — 
die Strafe des allgemeinen Strafgefetsbuches, 
als die härtere, in Anwendung zu bringen ift, 








oder 
b) bie Strafe zunaͤchſt und an fi auf die Be: 
fimmungen des allgemeinen Strafgefehbuchs 

zu gründen, jedoch wegen Hinzufrifts militär- 
sehälce — ae * ———— 

wie nach $. ꝛes Militaͤ a 

ſetzbuchs — zu erhöhen ifl. Mnerfaafge 
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% 23. 
Verteidigung durch eine Mifitäcperfon, 

In Faͤllen anderer, als der im vorigen Paragraphen 
erwähnten Art kann die Vertheidigung des Angefäuldigten 
nur durch eine Militärperfon, und zwar vom Offizlers⸗ 
Stande oder Range, geführt werden. 

Diefe Art der Vertheidigung findet auch in Beziehung 
auf bie in $. 27 bezeichneten Verbrechen dann flatt, wenn 
die Truppen im Auslande oder im Felde oder auf dem 
Marfche dahin fich befinden. 


$. 29. 
Notwendigkeit ber Vertheidigung. 

Die Bertheidigung wegen eines Verbrechens der in 
$. 27 erwähnten Art ift nothwendig, wenn baffelbe durch 
die Strafgeſetze im Höchftbetrage mit einer Arbeitöhaus- 
firafe in der Dauer von mindeftend vier Jahren, oder mit 
Zuchthaus· oder mit Todesſtrafe bedroht ift. 

Die Nothwendigkeit der Vertheidigung wird jedoch 
dadurch, daß nur wegen eines allgemeinen Straferhöhungs: 
grundes auf eine ſolche Strafe erfannt werden kann, nicht 
begründet; andererfeits fällt diefelbe aber auch deshalb 
nicht weg, weil wegen eines vorhandenen oder behaupteten 
Strafmilderungd- oder Strafausfchließungsgrundes in bem 
vorliegenden Falle nicht bis auf eine folche Strafe heraufs 
gegangen werden kann. 

Der Angeſchuldigte ift in dem Falle des Abf. 1 bei 
Belanntmahung des Verweiſungsbefchluſſes zur Wahl 
eined Vertheibigerd aufzufordern und ihm ein folder, das 
fern ex biefer Aufforderung binnen Tagesfriſt nicht nach · 
kommt, durch das Unterfuchungsgericht von amtöwegen bei⸗ 
ordnen. 

’ Bezüglich der Vertheidigung in dem alle, wenn in 
dem Enderfenntniffe auf eine Zuchthaus⸗ oder eine vierjäh: 
tige Arbeitöhauss ober eine noch ſchwerere Strafe erfannt 
worden iſt, vergl. die Vorſchriften in $$. 315 und, 346, 
Abſ. 2 

$. 30. 


doriſehung. 

Die Bertbebigung, ($. 26 Abf. 1) wegen eines Ver⸗ 
brechens der in.$. 28 Abf. 1 gedachten Art ift nachgelaffen, 
wenn baffelbe durch die Strafgefehe im KHöchftbetrage mit 
einer Freiheitöftrafe in der Dauer von mindeftens 10 Jahr 
ren bedroht iſtz fie it nothwendig, wenn das Verbrechen 
durch die Strafgefege mit Todes · oder Iebenslänglicher Zucht« 
hauöftrafe bedroht ift, * ⸗ 

Diefe Beſtimmung findet noch Anwendung in dem in 
$. 28 Abſ. 2 bemerkten Falle, 6 2 

Ebenfo ift den BVorfehriften in $. 29 Abf. 2, foweit 
diefelben Anwendung leiden fönnen, hier ebenfalls nach- 
ugehen. 

2 Se Wahl des Vertheidigerd erfolgt, falls der Ange 
ſchuldigte nicht felbft binnen ber in 9.29 Abſ. 3 beftimmten 
Friſt chen folchen benannt hat und die Vertheibigung eine 
nothmendige ift, durch den Commandanten, nach) vorgaͤngi⸗ 
gem Bernehmen mit dem Auditeur. 


D $..31.° 

M Fortfegung. 
Die amtliche Beiordnung erliſcht, ſobald der Anger 
ſchuldigte felbft noch —— einen Vertheidiger wählt. 
Die von ihm getroffene Wahl eines Vertheidigers Fann der 
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Angeſchuldigte nur dann abändern, wenn dadurch dad Ver- 
fahren nicht aufgehalten wird, 

Der beftellte Vertheidiger bebarf zur Vornahme einzel- 
ner Daublangen und Stellung einjehner Anträge, insbe⸗ 
fondere zur Einwendung von Rechtsmitteln und zu Ges 
ſuchen um Wiedereinfegung in den vorigen Stand, Feines 
befonderen Auftrags. ® 

Wird von ihm die Wiederaufnahme einer Unterfuhung 
(Abth. IV) beantragt, fo iſt der Antrag zuvoͤrderſt dem von 
ihm Bertretenen felbft zur Erflärung vorzulegen. 


$. 32. 
Verteidigung bei dem Zufammentreffen von Berbredien 
verſchiedener Art. 

Liegen gegen einen Angefchuldigten mehrere, durch ver- 
fchiedene Handlungen begangene Verbrechen vor, welche in 
Beziehung auf die Art der Vertheidigung theils nach dem 
Srundfage von $. 27, theils nach dem von $. 28 zu beur⸗ 
theifen find, fo ift, dafern Zweifel darüber entftehen Lönnen, 
welches von dem zufammentreffenden verfchiebenartigen Bere 
brechen als das ſchwerſte anzufehen fei, dem Angefehulbigten 
ſolchenfalls geftattet, fich zweier Vertheidiger N 27, 28) zu 
bedienen, außerdem aber nur ein Wertheibiger aller 
(vergl. übrigens noch $. 30 Abf. 1). 


$. 33. 
Unfägigteit zum Yınte eines Bertheibigers. 

AUS BVertheidiger koͤnnen nicht zugelaffen werben Dies 
jenigen, welche in der Unterfuchung ald Zeugen oder Sach⸗ 
verftändige befragt worden find. ⸗ 

Der gewaͤhlte oder beigeordnete Vertheidiger kann nicht 
ohne erhebliche Grunde den Auftrag ablehnen. 


$. 34. 
Füprung der Verteidigung. 

Die Vertheidigung geſchieht durch ſchriftliche Eingabe 
an das Unterfuhungsgericht oder durch mündliche Erfläs 
rung zu Protokoll. Vergi. jedoch $$. 318, 321. 

Zu dem Einen wie zu dem Andern ift dem Vertheibis 
‚ger eine angemeffene Frift einzuräumen, welche jedoch in 
umfänglichen Sachen nicht Über vierzehn Lage, in anderen 
Sachen nicht Über acht Tage erſtreckt werben darf. 

Säumniffe des Vertheidigers, fowie Verletzungen der 
dem Gerichte ſchuldigen Achtung werden, wenn ber Vers 
theidiger ein Rechtsanwalt ift & 27), mit einer Geldbuße 
bis zu Einhundert und fünfzig Thalern, wen dagegen bie 
Vertheidigung von einer Militärperfon zu führen ift ($. 28), 
mit der nach Maaßgabe der Miitärgehte wegen Ungehotz 
ſams, beziehendlih Achtungsverlegung verwirkten : Strafe 
geahndet. 

$. 35. r 

Unterrebung mit dem Vertheidiger und Aetenvorlegung. 

Dem Angefhulbigten- ift im Falle der Verhaftung bie 
Unterredung mit ‚dem Beige für alle Faͤlle nur im 
Beifein einer bei dem Gerichte in Pflicht ftehenden Perfon 


jattet. * 
Der Vertheidiget hat von dem in $ 108 Abſ. 2 feſt⸗ 
eſetzten Zeitpunkte an das Recht, die Aeten an Gerichts: 
telle einzufehenz ‚eine Mittheilung derfelben in die Woh⸗ 
nung des Bertheidigerd findet in der Negel nicht ftatt, 
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$. 36. 
Verteidigung zut zweiter Inftang. 

Die Vertheidigung zur zweiten Inftanz erfolgt eben 
falls bei dem Unterſuchungsgerichte und unter Befolgung 
der Vorſchriften des gegenwärtigen Capitels. Vergl. jedoch 
58. 318 Abf. 2, 321. 


$.37. 
Vertheidigung durch den Angefchuldigten und Zugiehung von 
ee 


Auch wenn. ein Vertheidiger für den Angeſchuldigten 
auftritt, kann Letzterer ſelbſt Dasjenige, was ihm zu feiner 
BVertheibigung nothwendig erfcheint, beim Aetenfchluffe ober 
in der Schlußverhandlung mündlich oder fehriftlich vor» 
tragen. 

a Auf Verlangen find ihm dazu die Acten an Gerichts 
ſtelle und, unter Auffict einer Gerichtsperſon zur Einficht 
vorzulegen. J 

Der Angeſchuldigte kann auch neben feinem Verthei ⸗ 
diger und zur Unterftügung deſſelben einen Sachverſtaͤndi⸗ 
gen und bei verfchiedenartigen Gegenftänden ber Begut- 
achtung für jeden derfelben einen befonderen Sachverſtaͤn⸗ 
digen zupiehen, bafern das Gericht nicht hierin einen 
Verſchleif der Sache findet. Die Koften einer folden Zus 
iehung trägt der Angefchuldigte, fofern nicht der Sachver - 

taͤndige wu den in $. 28 erwähnten Perfonen gehört. 

3 Tann jedoch dad Gericht, wenn das Gutachten deö 
ober der von dem Ängeſchuldigten zugezogenen Sachverftän- 
digen vorzugsweiſe zur Freifprechung oder doch wefentlich 
milderen Beurtheilung deſſelben beigetragen hat, ihn von 
diefer Werpflichtäng ganz ober theilweiſe wieder entbinden 
und wegen Uebertragung ber Koften nach den allgemeinen 
Brundtägen, gleich als ob das Gericht den oder die Sach⸗ 
verftändigen zugezogen hätte, entfcheiden. 


a $. 38. 
Rechtliche Vertretung des Verlepten. 

In den Fällen der Privatanklage und, wenn bei ans 
deren gemeinen Verbrechen die Wiederaufnahme des Strafs 
verfahrens in Frage kommt, Bann der Verlegte zur Wahre 
nehmung feiner Rechte durch einen Rechtöanwalt ſich vers 
treten laffen. Inſoweit der Verlegte jedoch ald Zeuge 
abgehört werben foll, ift eine folche Vertretung unzuläffig. 

Handelt der Sachwalter ohne Beifein des 
gebers fe denfelben vor Gericht, fo hat er den ihm hier- 
unter geworbenen Auftrag durch Beibringung einer Voll⸗ 
macht nachzumeifen. 

Die Beftimmung des legten Abſatzes des $. 31 leidet 
auf den Vertreter des Berlegten gleichfalls Anwendung. 


Drittes Capitel. 


Bon der Unfähigkeit zu Ausübung des Richter 
amtes, der Unfähigkeit bes Commandanten zur 
Mitwirkung, fowie von der Ablehnung der 
Richter. 
$. 39. 

Unfägigteit eines Richters. 

Richter find zu gerichtlichen Handlungen in einer Un: 
terſuchung unfähig, wenn fie durch das Verbrechen felbft 
verlegt, ober wenn fie Angehörige des Angefchuldigten oder 
des Verletzten find. 

Unfshig iſt ferner derjenige Richter, welcher außerhalb 
feiner Dienftverrichtungen Zeuge der in Frage fichenden 


uftrage | 





firafbaren That geweſen und hierüber als folcher angehört 
worden, fowie derjenige, welcher ſchon in früherer Inftanz 
als Richter oder als Vertheidiger thätig geweien iſt. Es 
leidet jedoch diefe Vorſchrift auf die Mitglieder des Ober 
Friegögerichts, infoweit diefelben bei einer früheren Entfcheie 
dung in derfelben Sache mitgewirkt haben, nicht Anwendung. 


5. 40, 
Unfähigfeit des Commandanten zur Mitwirkung. 

Der Commandant wird zur Mitwirkung in einem 
militärgerichtlichen Unterſuchungsfalle aus denfelben Grün« 
den unfähig, welche einen Richter nach $. 39 unfähig 
machen. 

$.41. 


Anzeige ber Unfägigfeit, 

Richter, welche nad) $. 39 zur Ausübung des Ric» 
teramtes unfähig find, haben die Verpflichtung, die Ver⸗ 
hältniffe, welche ihre Unfähigkeit begründen, ungeſaͤumt ans 
zuzeigen. J 

Dieſe Anzeige iſt, wenn die Unfaͤhigkeit einen Richter 
bei einem Sprudkriegögerichte betrifft, bei der Commando⸗ 
behörde, wenn jie dagegen den Auditeur betrifft, bei dem 
Dberkriegögerichte zu bewirken und darauf von biefer, wie 
von jener Behörde das Geeignete zu verfügen. 

Der Commandant ift unter den in &. 40 bemerkten 
BVerhältniffen verpflichtet, der Mitwirkung bei der Untere 
fuchung, wobei feine Unfähigkeit eintritt, ſich zu enthalten, 
und biefelbe feinem Stellvertreter ($. 5 Schlußfag) zu 
überlaffen. 

$. 42. 
Wirkung der Unfähigfeit. 

Die von einem unfähigen Richter oder von'dem Com⸗ 
mandanten in dem Falle von $. 40 vorgenommenen Hands 
lungen find von der Zeit an, wo demfelben die Thatfache 
befannt wurde, welche die Unfähigkeit begründete, nichtig. 

Die früher von ihm vorgenommenen Handlungen vers 
bleiben jedenfalls in Kraft. Auch fol die Nichtigkeit nicht 
auf folhe, wenngleich fpätere Handlungen ſich erftreden, 
welche im Eilfalle vorgenommen worben find. 


$. 48, 
Ablehnung ber Gerichtsmitglieber, 
Der Angefhulvigte kann, auch aufer dem Falle der Un» 
fähigkeit, Mitglieder des Gerichts ablehnen, wenn er Gründe 
anzugeben und, foweit nöthig, zu befcheinigen vermag, 
wegen beren ihm ungefchwächtes Vertrauen in bie Unpar⸗ 
teilichfeit derjelben nicht zugemuthet werden kann. ven 

Die Auferlegung eines Beftärkungseides zur Befcheini« 
gung ber Thatfachen, auf welche dad Ablehnungsgefuch ger 
ftügt wird, findet nicht ſtatt. Beſtaͤtigt der Abgelehnte 
felbft die Wahrheit des Ablehnungsgrundes auf feinel®ienftr 
pflicht fo_bedarf es feiner weiteren Befcheinigung. 

Die Richter, welche an einer Schlußverhandlung ober 
an einer Verhandlung ber ein Rechtsmittel Theil nehmen 
follen, Fönnen nur bis zur Eröffnung der Verhandlung ab⸗ 
gelehnt werben (vgl. $. 240). 


$. 44. 
Erntſqheidung über bie Ablehnung. 
Ueber die Zuläffigkeit einer Ablehnung des Auditeurs 
— — des — F. 233 Abf. 4,5, dad 
jerfriegögeri ei anderen Richtern das Gericht, wel 
chem der Übgelehnte angehört. 9 RL i 





43 


Der abgelehnte Richter darf an biefen Entſcheidungen 
nicht Theil nehmen. P 

Rechtsmittel gegen dieſe Entſcheidungen find nicht 
zulaͤſſig. 

45. 
Wirkung der ftatthaft befundenen Ablehnung. 

Die gerichtlichen Handlungen eines Richters ($. 44 
Abf. 1), welcher abgelehnt worden, find von dem Zeit- 
punkte an nichtig, wo die Ablehnung für flatthaft erachtet 
und ſolches dem Nidter eröffnet worden iſtd Es leiden je-⸗ 
doch die Beftimmungen in $. 42 Abf. 2 hier ebenfalls 
Anwendung. 

$. 46. 
Unabtehubarkeit des Commandanten. 
Eine Ablehnung des Commandanten findet niemals ſtatt. 


Viertes Capitel. 


Bon ber Zuſtaͤndigkeit der unteren Militär— 
gericgte in Bezug aufdieUnterfuhungsführung 
und die Endentfheidung. 
$. 47. 

Zuftändigfeit ber ftändigen Nriegägerichte. 

Die Führung ber Unterfuchung fteht in allen militärs 
gerichtlichen Straffällen — ſtaͤndigen Kriegsgerichte 
zu, bor welchem der Angeſchuld gie nad) den Behimmun: 

en des Gefehes, die Gerichtsbehörden bei der königl fächf. 
Same ac betreffend, vom . . ſeinen Gerihtöftand hat. 

Es bewirkt jeboch die Unzuftändigkeit eines Kriegs- 
gerichts eine Nichtigkeit des Unterfuchungsverfahrens nur 
dann, wenn der Beſchuldigte der Militärgerichtsbarkeit ent 
weder Überhaupt nicht, oder doch in Betreff des vorliegen» 
ven Falles nicht unterworfen war. 


$. 48. 
e Fortfegung. 
Bor das, ftändige Kriegsgericht gehören zur eigenen 
Entſcheidung in erfter Inftanz: 
1. von. gemeinen Verbrechen: 
1) leichte Körperverlegungen, ſoweit fie nach Art. 167,3 
ober nach Art. 169 Abf.2 oder Art. 176 des Strafs 
efetzbuchs zu beftrafen und nicht durch einen ber 
rfchmwerungsgründe des Art. 171 auögezeichnet find, 
fowie Körperverlegungen aus Unbedachtſamkeit (Art. 


17); 
DJ — der Ehre (Theil U, Cap. 9 des Strafe 


FG RR 

3) Diebftähle, Erpreffungen, Betrügereien, Unterſchla⸗ 

gungen und andere Vergehungen, welche nach Art. 
276 unter 1 oder nad) diefer — in Bers 
bindung mit Art. 277 ober mit einem Bruchtheile 

ber in biefen Artideln angedrohten Strafe zu be 
firafen find; RER fr 

4) Hinterziehung der Mititärpfliht (Art. 131), Ders 
Tegung Öffentlicher Bekanntmachungen (Art. 146), 
Hausfriedensbruch, wenn dabei weber an Perfonen 
noch an Sachen Gewalt begangen wurde (Art. 151), 
Medicafterei (Art. 164), Selbihilfe, dafern ſolche 
ohne Gewalt und Bedrohung ausgeführt worden 
Art. 247), Ehebruch (Art. 259, 260, 262), boͤsliche 
Veriaſſung (Art. 265, 266), Entfremdungen (Art. 
302), Entwendungen von Eßwaaren (Urt. 303), 


1.8. (1. Abonnenent,) 
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Fallen en, welche nach Art. 311 Ab. 1 zu bes 

afen find, Gebrauch fremder Waarenbezeich⸗ 
nungen 2. (Xrt. 312), Taͤuſchungen in Hinfiht auf 
perſoͤnliche Verhaͤltniſfe (Art. 313), Bevoriheilung 
von Unmündigen ıc. (Art. 315), Hinterziehung von 
Abgaben und Zäufhung der Behörden (Art. 319), 
Entwendungen zc. von unfdägbaren Gegenftäns 
den zc. (Art. 330), Beeinträchtigung fremden Grund- 
eigenthums (Art. 332), Verlegung von Landes» 
grenzzeichen (Urt. 333), Beeinträchtigung des Berg- 
regals (Art. 334), Verbreitung nachtheiliger Gerüchte 
(Art. 338), Winkelfcpriftftelerei (Urt. 339), bie in 
Art, 354, 355, 356 Abf. 1, Art. 357, 360 ange: 
führten. Verlegungen der Gittlichkeit, Thierquälerei 
(Art. 361), die in Art. 371, 372 und 378 aufge 
führten Pflihtverlegungen; 

5) bie in bem Gefege, die Belhädigung von Gifen- 

» bahnen und Telegtaphen, fowie einige damit zus 

fammenhängende Vergehen betreffend, vom 11. Aus 

uft 1855 und die in dem Gefege, die Forſt Feid⸗, 

rten-, Milde und Birgieeitäßte, fowie einige 

damit zufammenhängende Vergehen betreffend, von 

demfelben Tage, dem Einzelrichter zugewiefenen 
Vergehungen; R 

N. von Miltärverbrechen: 

1) erfie Defertion zur Friedengzeit ($. 94, 1 des Militärs 
firafgefegbudh8), auch mit den Schärfungsgränden 
nad) $. 99; Verleitung zur Defertion — 102, 1) 
jedoch mit Beſchraͤnkung auf den Friedenoſtand, Bes 

jünftigung der Defertion ($. 102,2), mit gleicher 
eichränfung, eigenmächtige Entfernung ($. 104), 
Belebung der Mititärpflicht durch Selbfiver- 
mmelung ($. 105), mit Beſchraͤnkung auf den 
Fall unter 1, Berftümmelung eines Anderen ($. 106), 
unter gleicher Beſchraͤnkung / wahrheitswidrige Vor⸗ 
ſchuͤtzung einer Krankheit ($. 107 

2) Achtungsverlegung außer Dienft nach $. 109 in den 
Fällen unter 1 und 2, Achtungsverlegung im Dienfte 
($. 110), fofern dieſelbe ohne bie in $%. 114, 115 
und 116 gebachten erſchwerenden Umftände begangen 
worden, Ungehorfam in dem Falle von $. 112 unter 
1, einfache Wiverfeglichkeit J. 113), Widerfeklich- 
feit gegen Wachen ıc. ($. 118), jeboch nur in dem 
Br des $. 113, Widerfeglichkeit gegen Obere außer 

dienſt ($. 119), unter gleicher Beſchraͤnkung, Auf 
wiegelung ($. 127), mit Beſchraͤnkung auf ben 
Sriedensftand; 

3) Beſchimpfungen und geringfügige Thaͤtlichkeiten 
gegen Niedere ($. 131), bebeutendere Thaͤtlichkeiten 
gegen Niedere ($. 132), Geldborgen von Nieberen 
($. 135), Annahme unerlaubter Vortheile von Nies 
deren ($. 136), Beftehung ($. 137), Mißbrauch 
der Dienfigewalt ($. 138), Anmafung oder Miß⸗ 
brauch der Disciplinargewalt ($. 139 Abf. 1), aus⸗ 
ſchließlich der mit ſchwerer Körperverlegung verbun⸗ 
denen Fälle, Mißbrauch des Dienftanfehens von 
Baden zc. ($. 140), jedoch nur in den Fallen von 
$$. 131, 132, 135 bis mit 1385 Begünftigung biefer 
Verbrechen ($. 141), unter gleicher Beſchraͤnkung; 

4) Mißbrauch der Militärgewalt im Friedensſtande 
($. 142), jedod nur, wenn das veruͤbte gemeine 
Verbrechen ebenfalls zur Zuftändigkeit des Aindigen 
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Kriegsgerichts gehört; eigenmächtige Aneignung von | 
Sehens ebürfniffen ($. 144), Marodiren ($. 145), 
Verbrechen diefer Art ($$. 144, 145) unter den in 
$. 146 erwähnten erſchwerenden Umftänben ; uner- 
laubte Beute ($. 148), Plünderung ohne erfchwe- 
ende Umftände ($. 149), Erpreffung nach $. 152, 
jedoch nur in dem Falle unter 2 und auch nur dann, 
wenn ber Merthöbetrag zehn Thaler nicht über 
eigt 5 Zerſtoͤrungen aus Unbedachtfamkeit nad 
e 155, mit Ausflug des dafelbft ausgehobenen 
ſchwereren Falles; Begehung und Zulaffung folcher 
Verbrechen durch Obere, Wachen zc. ($. 156), mit 
Beſchraͤnkung auf die vorjtehenden Fälle; 

5) Trunkenheit außer Dienft ($. 158, verb. $. 160) 
Trunkenheit im Dienft ($. 159), Beihädigung x. 
und unerlaubte Veräußerung von Ausrüftungsgegens 
fländen nach $. 161, leicht finniges Schuldenmachen 
($. 163), verbotwidrige Verene und Berfamm: 
Tungen ($. 164), Verlegung pflichtmäßiger Verfchwie ⸗ 

enheit ($. 165), falſche Meldungen und Ausfagen 
& 167), mit Ausfhluß jebod des im Schlußfate 

emerkten Falles; Abweichung von SInftructionen 
($. 18), mit Beſchraͤnkung auf den Friedensſtand; 
Verehelichung ohne Genehmigung ($. 169), vernach ⸗ 
läffigte Aufficht über Niedere ($. 170), Vergehen 
im Wachbienfte nach $$. 171, 172, 174 und 175, 
eigenmächtiges Abgehen vom Poften ($. 173), mit 
Beſchraͤnkung auf den Sriebensftand; Pflichtvernach: 
Täffigung BR Bezug auf Verhaftungen in dem Falle 
von $. 1765 

6) Diebſtahl “ an Cameraden ober militärifchem Eigen 
thum nad) $$. 183, 186 und 187, bei einem Werthö- 
betrage bis mit zehn Thalern; Pattirerei ($. 188), 
wenn ſolche als felbfiftändiges Werbrechen zu behan⸗ 
deln, jedoch nur, infofern der volle Werth der Sache 
bezahlt worden, oder, entgegengefeßten Falls, der 
Werthöbetrag der. Sade ‚sehn Thaler nicht über: 
fleigt; Betrug aegen Militärperfonen oder in Anz 

jelegenheiten des Dienftes bei nicht zu ermittefnder 
ſchatzung des Betrags nach $. 189, 


$. 49. 
Fortfeßung: 

Die Zuftändigkeit des ftändigen Kriegsgerichts wird 
dadurch nicht ausgefchloffen, daß leichzeitig mehrere Ver— 
bredjen der in $. 48 bemerkten dt wiber den Angeſchul⸗ 
digten angezeigt find. 

Died gilt insbefondere in dem Falle, wenn mehrere 
Eigenthumdverbrechen zur Anzeige senngen, welche in $. 
48 theilö unter I, Nr. 3, theils unter I, Nr. 6, aufgeführt 
find (vergl. Art. 299 des allgemeinen Strafgefegbuchs), 
Fi von denen Feines den Betrag von zehn Thalern über: 

leigt. 

Ebenſowenig wird dieſe Zuſtaͤndigkeit dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Strafe des Verbrechens aus einem oder 
dem andern der im Milttärftrafgefegbuche $$. 48, 50, 57 
und 60 aufgeführten Gründe oder wegen Rüdfalls zu er 
höhen ift, fofern nicht, den leßteten Erſchwerungsgrund 
anlangend, bie Beſtinimungen des vorſtehenden Paras 

ae unter II. (wie bezüglich der Defertion) entgegen» 

chen, 

Hfnfichtlich der Angeſchuldigten vom Offiziersflande 
vergl. $. 50 Abf. 2. ern Miles 








$. 50. 
Zuſtãndigkeit des Spruchkriegsgerichts. 

Ale Straffalle, welche nicht unter die Beſtimmungen 
von FF. 48, 49 fallen, jind nach dem Actenfchluffe von 
dem Unterfuchungsgerihte an das Spruchkriegsgericht zur 
Schlußverhandlung und Endentfceidung zu überweifen. 

Daffelbe hat auch hinfichtlich aller derjenigen Unter 
ſuchungen zu gefchehen, wilde gegen eine Perfon vom 
Affizieröftande oder Range anhängig geworben find. 


$. 51. 
Beſondere Voftimmungen. 

‚Haben bei einem Verbrechen mehrere Militärgerichts- 
befohlene als Urheber, Anftifter oder Gehilfen fich betheis 
ige (Xheilnehmer), bei denen in Hinficht ihrer perjönlichen 
Verhältniffe, insbefondere ihres Dienfigrades, oder ihres 
verbrecheriichen Willens eine folche Werfchiedenheit ſtatt⸗ 
findet, daß nach $$. 48, 49 und 50 rüdfichtlich einiger 
Xheilnehmer die Entfceivungszuftänbigkeit bes ftändigen 
Kriegsgerichts, rüdfichtlic eines oder mehrerer aber diejes 
tige des Spruchkriegsgerichts begründet fein würde, fo fteht 
die Entfcheivung ruckſichtũch aller Theilnehmer dem Spruch 
kriegsgerichte zu. 

$. 52. 


Fortjegung. 

Die Unterfuhung eines Verbrechens, bei welchem ſich 
mehrere unter Militärgerichtsbarfeit ftehende Perſonen bes 
theiligt haben, gehört, infoweit nicht bienftliche Rudfichten 
entgegenftehen, hinfichtlich aller Zheilnehmer, wenn dies 
felben auch an fich verfchiedenen Sereaegreiäten unterwors 
fen fein follten, vor ein und daffelbe Gericht und zwar, 
falls nur einer der Theilnehmer als Urheber oder unter 
mehreren Urhebern einer als Anftifter fich darftellt, vor das 
Gericht, unter welches die eine oder die andere dieſer letzte⸗ 
ten Perfonen gehört, außerdem aber vorzugsweiſe dor 
dasjenige, welches als perfönliche Gerichtöbehörde eines der 
Urheber dem Drte der That zunaͤchſt feinen Sig hat. 
Vergl. $. 54. 

5. 53. 


doriſebung. 

Kommen wider denſelben Angeſchuldigten Verbrechen 
sur Anzeige, welche theils zur Entjepeidungszuftändig| eit 
des ftändigen Kriegs; ericht3, theils zu der des Spruchkrlegs⸗ 
gerichts gehoͤren, ſo ſeht die Aburtheilung ruͤcfichtuch aller 
vorliegenden Verbrechen dem Spruchkriegsgerichte zu. 

Dafjelbe kann ſich jebodh der Aburtheilung des an ſich 
vor das ftändige Kriegägericht gehörigen Verbrechens dann 
nicht mehr unterziehen, wenn das lehtere ruͤckfichtlich diefes 
Verbrechens bereits ein Erkenntniß abgefaßt hat. 


64. 
Streitigkeiten der Kricgsgericpte über ihre Zuftändigleit, 
Streitigkeiten ber Kriegsgerichte über i uftändigkeit 
entfeheiet daS Oberfriepögeiht, > —— 
In der Zwiſchenzeit hat jedes ber ftreitenden Gerichte 
fi wie nach $. 62 zu verhalten. 


$. 55. 
¶ Eeltinmumngen über das Aufiragerecht. 
Ergiebt ſich, daß die Unterſuchung eines Verbrechens 


oder mehrerer zuſammen haͤngender Verbrechen zweckmaͤßiger 
geführt oder fortgeftellt werden 


von einem SKriegegerichte 
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koͤnnte, dem ber Angeſchuldigte vermöge feiner Dienfiftellung 
an fi nicht unterworfen ift, fo bedarf es hierzu eines 
Auftrags, welcher auf Antrag des Gerichts oder de Com⸗ 
mandanten, beziehendlic) des Privatanklägers, fowie bes 
Angeſchuldigten oder aus eigener Bewegung von dem Ober⸗ 
kriegsgerichte zu ertheilen if, he 2 

Niht minder kann das Oberkriegsgericht auf gleichen 
Antrag, fowie aus eigener Bervegung, aus, Gründen der 
Bwemäßigleit Unterfuchungen, die vor berfchtedenen Kriegs⸗ 
gerihten geführt worden find, behufs der Aburtheilung 
einem biefer Kriegögerichte, Sowie Unterfuchungen, und zwar 
in jedem Stande derfelben, tüdjichtlic einzelner Verbrechen 
oder einzelner Theilnehmer oder Begünftiger, verſchiedenen 
Kriegsgerichten zuweilen. Vergl. $. 52. 


$. 56. 
Veſondere Beftimmung. 

Das Oberkriegsgericht kann, auf Antrag des Unters 
ſuchungsgerichts und mit Zuſtimmung des Commandanten, 
ein, zur Entf‘eidungszuftändigkeit des ftändigen Kriegs⸗ 
gerichts an ſich nicht gehöriges Verbrechen zur Xburtheilung 
an daffelbe, jedoch nur dann verweilen, wenn nach ben 
Amftänden nicht zu erwarten ift, daß der Angefchuldigte im 
Salle feiner Verurtheilung mit einer höheren Strafe, als 
mit einer im Gerichtsgefängniß zu verbüßenden Gefaͤngniß ⸗ 
ober einer einfachen oder gefchärften Arreftftrafe oder einer 
Geldſtrafe zu belegen fein werde. R 

Die Verweifung an das flänbige Ariensgeriht zur Abe 
uetheilung ift jedoch unzuläffig, wenn die Unterfuchung bes 
reits gefchloffen tft, oder wenn bei dem Verbrechen noch 
andere Perfonen betheiligt und in der Unterfuchung begriffen 
find, in Betreff deren wegen dieſes Verbrechens oder wegen 
anderer zufammentreffenber Verbrechen eine höhere, beziehend⸗ 
lich andere Strafe als die in Abf. 1 gedachte zu erwarten iſt. 

Nicht minder ift fie dann umpulffig, wenn bie Unter 
ſuchung noch auf andere Verbrechen beffelben abet 
gerichtet ift und legterer in deffen Folge eine höhere Strafe, 
al8 die in Abf. 1 vorausgefegte, zu erwarten hätte, 


8.57. 
Ergänzende Beſtimmung . 

Dadurch, daß eine von einem Kriegsgerichte geführte 
Unterfuchung infolge der —— des erſteren an 
ein anderes Kriegögericht abgegeben wird, verlieren bie von 
demfelben vorgenommenen Erörterungen nicht ihre Be 
weiskraft. 

— in dieſem Falle jedoch eine Siederholung 
der zeitherigen Erdrterungen zwedmäßig fei, hängt von dem 
Ermeffen des zuftändigen Kriegsgerichts ab. 


Fünftes Gapitel, 
Bon der gerichtlichen Polizei. 
$. 58. 
Begriff und Ausübung der gerichtlichen Polizei. 
Die gerichtliche Polizei Hat den Zweck verübten ſtraf⸗ 
baren Handlungen, jeboc bei den auf Antrag zu unters 


fuchenden, nur nach vorgängigem Verlangen des zum An⸗ 


trage Berechtigten, nadzuforihen, die Beweismittel zu 
feramelm En Ge "der That Verdaͤchtigen den zuftändigen 
Gerichten zur Unterfuhung zu überweifen. x 

Die Gefchäfte der gerichtlichen Polizei werden rücjicht- 
lich der von Militärgerichtsbefohlenen ausgeführten -Wer- 


hip: 





brechen in den Garnifonen, Stanbquartieren, Lagern, auf 
dem Marfche zc. zunaͤchſt von den unteren Commandoftellen, 
beziehendlich unter Aufficht und Leitung des Commandanten 
und nad) dem Verlangen des Kriegsgerichts beforgt. 


$. 59. 
Wirlungstreis der gerichtlichen Polizei, 

Die $. 58 bezeichneten Commandoftellen haben inner- 
balb ihres Dienftbereichs, fobald fie Kenntnig von_einer 
frafbaren, ihre Thätigkeit in Anſpruch nehmenden Hand⸗ 
lung erhalten, die feinen Aufſchub geftattenden, worbereis 
tenden Anordnungen zur Aufklärung der Sache, zur Ber 
hütung der Flucht der Thäter und zur Erhaltung ber 
Gegenftände und der Spuren ber That zu treffen. 

Inöbefondere Eönnen fie den Bezlichtigten und Perfo: 
nen, von welchen fie Aufllärungen zu erwarten haben, vote 
läufig befragen, erfteren auch bewachen laffen, oder in Ver⸗ 
wahrung nehmen und zu biefem Behufe Nacheile verfügen. 

Auch fönnen diefelben in dringenden Fällen Ausfur 
Hungen und Durchſuchungen, fowie Befchlagnahme von 
Papieren und anderen —— vornehmen und ver⸗ 
fügen. Es find jedoch hierbei bie in $. 185 fig. für bie 
Gerichte: ertheilten Worfchriften gleichfalls zu beobachten. 

. Sie koͤnnen ferner Briefe und Padete wegnehmen, bie 
ein Bezüchtigter empfängt oder abfendet, haben jedoch dier 
felben, wenn nicht Gefahr auf dem Verzuge beruht, uners 
öffnet an das Gericht gelangen zu Laffen. 


$. 60. 
A Fortfegung. 

Ueber die eingegangenen Anzeigen und die darauf etwa 
getroffenen vorbereitenden Anordnungen haben die $. 58 
erwähnten Commandoftellen an bie ihnen nad) Maa| gabe 
der dienfteglementarifchen Beftimmungen vorgefegten Dienft+ 
behörden unverzüglich Meldung zu erftatten und, wenn die 
fofortige Seftftellung des Thatbeftandes erforderlich erfcheint, 
insbefondere bei Tödtungen, ſchweren Körperverlegungen, 
Brandftiftungen, ungefäumt auch das Gericht unmittelbar 
davon in Kenntniß zu ſetzen. 

Auch Haben fie innerhalb ihres Dienſtbereichs dafuͤr 
Sorge zu tragen, daß bis zum Eintreffen des Gerichts 
feine — am Orte der That oder mit den Ge— 
genftänden oder Spuren der That vorgenommen werben. 


$. 61. 
Verwahrung des Vegüctigten, 

Ueber die Fortdauer der von ber Commandobehoͤrde 
verfügten Verwahrung eines Bezüchtigten ober die Entlafe 
fung des Verwahrten hat das Gericht alsbald nad) Em- 
pfang ber Anzeige Entſchließung zu faffen und, wenn es 
die Entlaffung des Verwahrten beſchloſſen, folhes dem 
Commandanten ungefäumt anzuzeigen (vergl. noch $. 122% 


und $. 138). 

Iſt von dem Gerichte die Fortdauer der Haft, verfügt 
worden, fo ift der Verhaftete alöbald hiervon in Kenntnig 
zu fegen. 

$. 62. 
Mitwirkung anderer Behörden. 
Unbeſchadet der nach den vorſtehenden Paragraphen 
den Commandoftellen zugewiefenen Mitwirkung, ftcht bie 
Beforgung der gerichtöpolizeilichen Gefchäfte auch den ir 
vilpolizeiz und Gerichtöbehörden, fowie den Staatsanwälten 
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infoweit zu, als diefelben im allgemeinen Intereſſe ber 
entige Sicherheit, Ruhe und Dronung in Sällen, welche 
ein augenblidliches thätiges Einſchreiten der Behörde erfor« 
dern, die N — Maaßregeln zu ergreifen 
fügt und verpflichtet find. d 
N Sa — haben die gedachten Civilbehoͤrden, for 
weit nicht etwas Anderes in diefem Geſetze beſtimmt ifi, 
bei ihrer Mitwirkung in militärgerichtlichen Strafſachen in 
Gemößheit der Vorichriften der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung vom 11. Auguft 1855 zu verfahren. 


$. 63. 
Fortfegung. 

Insbefondere in den Fällen, wo bie Militärbehörde 
nicht Jofort zu erlangen ober eine foldhe nicht am Orte ſich 
befindet, Haben die im $. 62 bezeichneten Givilbehörden die 
zur Erörterung und $el tellung des Thatbeftandes, inglei⸗ 
hen zur Sicherung der Öeftellung und ber künftigen Ber 
firafung des Thaͤters erforderlichen, einen Auffhub nicht 
geftattenden Handlungen vorzunehmen, die Militärbehörde 
aber von dem Worgenommenen bei Ueberfendung der Pros 
tofolle ungefänmt zu_ benachrichtigen. Auch haben biefe 
Behörben das in der Sache no ae 
von Allem in Kenntniß zu jegen, was ihnen auf den Ger 
genftand ber Unterfuhung Beyhglices bekannt wird und 
auf die Erforfhung ber Wahrheit von Einfluß fein kann. 


$. 64. 
Gerffeßung. : 

Wenn an einem Orte, wo ſich feine Garnifon und 
auch fonft keine Mititärbehörde befindet, eine der Militärs 
gerſchisbarkeit unterworfene Perfon bon einer Civilbehörde 
unter Umftänden verhaftet worden tft, welche ein ſchleuni⸗ 

8 Verhör des Werhafteten, z. B. zur Entdedung von 
Sheitmehmern am Verbrechen, nöthig machen, fo ift diefe 
Bernehmung fofort nad) der Verhaftung zu bewirken. 

Die Civilbehörde hat jede bei ihr zur Haft gebrachte 
Mititärperfon, foweit fie nad) den Beftimmungen des Ges 
fehes, die Gerichtöbehörden bei der koͤniglich ſaͤchſiſchen 
Armee ıc. betreffend, vom .... nicht felbft befugt ift, 
eine ſolche Perfon gu Unterfuhung und Beftrafung zu 

iehen, ungefäumt der Militärbehörde zur Verfügung zu 


ellen. 

Befindet fi) Garnifon oder fonft eine Commando- 
ſtelle im Orte, fo, ift der Verhaftete an den Garnifons 
commanbanten, beziehendlich die im Orte befindliche Com⸗ 
manboftelle abzuliefern. Iſt weder das Eine, noch das 
Andere der Fall, fo hängt e8 von dem — der Civil⸗ 
behörbe ab, ob fie den Verhafteten an die naͤchſte Garniſon 
abliefern laſſen oder auf deſſen Abholung bei deren Com ⸗ 
mandanten, welche von biefem nicht verweigert werden 
darf, antragen will. & 

Zur Entlafjung einer foldergeftalt bei ihr in ‚Haft 
gebrachten Militärperfon iſt die Civilbehörde, ausgenommen 
in dem Falle, wenn fich die Unfhuld des Verhafteten als— 
bald ergeben follte, nicht, befugt, vielmehr fteht die Ent- 
ſchließung darüber lediglich dem zuftändigen Unterſuchungs ⸗ 
gerichte zu. 

$. 65. 

5 Befondere Beftimmung- 

(uch jeder Privatmann ift befugt, einen auf der That 
oder auf der Flucht betroffenen Berbreger ee 
entwaffnen, ihm die Werkzeuge des Verbrechens, fowie das 






















durch das Verbrechen erlangte Gut abzunehmen und ihn 
feffzuhalten. Im Falle der Feſtnehmung iſt jedoch dafür 
Sorge zut tragen, daß der Verbrecher ungejäaumt der Be 


hoͤrde überliefert werde. 


Sechſtes Capitel. 
Bon den Rehtsmitteln. 


$. 66. 
Angabe ber Rechtsmittel, 
Als Rechtömittel gegen militärgerichtliche Gitfcheir 


dungen find geftattet: 


4) die Berufung, welde dem Angefchuldigten und dem 
Privatankläger, 

2) der Revifionsantrag, welcher dem Commantanten, 

3) die Befchwerde, welche fowohl den unter 1 und 2, 
als auch den in $. 76 bezeichneten fonftigen Bes 
theiligten zufteht. 


$. 67. 
Zultffigteit ber Rechtsmittel. 
Die Berufung und der Revifionsantrag find nur im 


den ausdrücklich beftimmten Fällen zuläffig. 


Die Beſchwerde fan gegen Erkenntniffe und gegen 
folche Entfeidungen, gegen welche eines der vorftehend 


genannten Rechtömittel nachgelaffen ift, nicht eingewendet 
werben. 


Gegen Entfeidungen, welche in biefem Geſetze auds 


druckuch in das Ermeffen deffen geftellt find, dem das Ges 


feg fie zugeroiefen hat, iſt ein Rechtsmittel nicht zuläffig. 


$. 68. 
Friſtbeſtimmung · 

Die Rechtsmittel der Berufung und des Reviſions⸗ 
antrags find an eine dreitägige Friſt gebunden und haben 
auffepiebende Wirkung. Jedoch fol durd fie die Vor⸗ 
nahme der mit Gefahr im Verzuge verbundenen Hands 
lungen nicht aufgehalten werden. 

Die BVerabjäumung der vorftehend beftimmten Friſt 
sicht den Verluſt des Nechtsmitteld nach fi. 

Die Friſt wird von dem Tage an gerechnet, wo die 
Entfheidung demjenigen, ber dagegen ein Rechtsmittel ein 
wenden will, befannt gemacht, beziehenblich behändigt (vergl. 
$. 13 Abf. 4) worden if. 

Die Beſchwerde hat, foweit nicht in biefem Gefehe 
etwas Anderes beftimmt ift, feine auffciebende Wirkun 
und ift an feine Frift gebunden. (Wergl. jedoch $. 128 
Abſ. 6, $. 128 Ab. 4, K 196.) 


5. 69. 

5 " Vegrümbung der Nechtsmittel. 

Der Aufftelung befonderer Beſchwerdepunkte bebarf 
es bei der Berufung und bem Reifionsantage nicht. 

Die über das Mechtömittel entfcheidende Behörde hat 
zunächft die etwa wahrzunehmenden Nichtigkeiten von amis⸗ 
wegen zu berüdfichtigen, im Uebrigen aber das Nechtömit: 
tel, infoweit daſſelbe nicht blos wegen des Koftenpunktes 
eingetvendet worden ift, als gegen den ganzen Inhalt ber 
Entſcheidung gerichtet, zu betrachten, foweit das Nechtömite 
tel überhaupt gegen Ießtere zuläfiig ift und fie den betrifft, 
der ed eingewendet hat. 

Die von amtgwegen erfolgende Berlikfichtigung wahr⸗ 
genommener Nichtigkelten bat auch zu Gunften des Anz 
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gefhuldigten dann einzutreten, wenn zwar von ihm felbft 
eine Berufung nicht, wohl aber von Seiten des Comman- 
danten der Revifionsantrag, gleichviel in welcher Richtung, 
eingewendet worden ift. 

Ein völlig unbegründeter Antrag auf Abänderung der 
vorigen Entſcheidung aus Nichtigkeitägrunden kann von dem 
—— an dem Sachwalter, welcher ihn beſtellt 
hat, mit einer Gelbbuße von einem 
‚zwanzig Thalern geahndet werden. 


$. 70. 
Anbringen des Rechtsmittels. 

Die Berufung und der Reviſionsantrag find-bei dem 
Unterfuchungsgerichte anzubringen. Dies fann, wenn es 
nicht perfönli von dem Anbringer oder dem Vertheidiger 
gefchieht, au durch einen Bevollmaͤchtigten vorgenommen 
werden, welder auf Verlangen ded Gerichts den ihm er— 

theilten Auftrag nachzuweifen hat. 

Ein Rechtsmittel fol deshalb allein, weil es irrthuͤm ⸗ 
lich bei einer anderen Gerichtöbehörde, als der hierzu bes 
flimmten, rechtzeitig angebracht worden ift, nicht für uns 
zulaͤſſig oder verfäumt erachtet werben. 

benfo foll die irrthuͤmliche Bezeichnung bes Rechts- 
mittels unfchadlich fein. . 
$. 71. 
Mittheilung des Nechtsmittels an ben anderen Theil, 

Ueber ein von dem Angefchuldigten eingewendetes 
Rechtsmittel ift dem Commandanten, beziehendlich dem Pris 
vatankläger und tiber ein vom einem der letzteren eingewens 
deted dem — Nachricht zu geben, dafern dies 
ohne Schwierigkeiten erfolgen kann. 


$. 72. 
Verichtderftattung. 

Auf das Rechtsmittel ift nach Ablauf der dreitägigen, 
beziehendlich der in $. 34 Abſatz 2, $. 36 für den dafelbft 
erwähnten Fall bemerkten Frift Beriht an das zur Ente 
ſcheidung 0 Geriht ($. 74) zu erſtatten, dafern 
nicht das Mechtömittel für verfäumt zu erachten iſt. 

Dad Gericht hat in dieſem Falle dem, welcher das 
Rechtsmittel eingewendet hat, unter Angabe der Gründe zu 
eröffnen, daß kein Bericht erftattet werden wird, Derfelbe 
Tann, wenn er ſich dadurch verlegt glaubt, bei dem Ges 
zichte, welches Über das Rechtsmittel zu entfcheiden gehabt 
hätte, Befchwerde führen. e x 

Dagegen ſteht eine Prüfung bes Rechtsmittels im 
Uebrigen dem Gerichte, bei welchem es anzubringen ift, 
nicht zur. 

a di Entſcheidung des höheren Richters, daß ein Rechts⸗ 
mittel verfäumt fei, kann durch einfache Verfügung ertheilt 
oder auch mit der Entfeheidung über ein anderes, in dere 
felben Unterfuchung an bafjelbe Gericht angezeigtes Rechts 
mittel verbunden werben, 2 

Einer Benachrichtigung defien, ber das Rechtsmittel 
eingewendet hat, ober des anderen Theild von dem Ber 
zichtöabgange, bedarf es in Feinem Falle. 

$. 73. 
Terfetung 

Hat der Angeſchuldigte auf koͤnigliche Gnabe ſich be⸗ 
rufen und {ft zugleich von ihm oder dem Commandanten 
ein Rechtsmittel eingewendet worden, fo iſt zuvoͤrderſt das 
Iegtere zur Erledigung zu bringen. 
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— $. 74. 
Eutſcheidende Vehörde. 

„Ueber die Berufung und ben Reviſionsantrag ent - 
ſcheidet das Oberkriegögericht. 

„Die Entſcheidung ift, wenn bie angefochtene Ent⸗ 
Scheidung mittelft Erfenntniffes erfolgte, gleichfaNs miktelft 
Erfenntniffes zu_ertheilen. 

In voller Berfammlung. entfheidet dad Dberkriegsge⸗ 
En En wo es in bdiefem Gefege ausdruͤcklich vorge 
rieben ift. 
Soweit nicht in diefem Geſetze etwas Anderes feſtge⸗ 
fest ift, findet gegen die Entſcheidungen des Oberkriegsge⸗ 
richts ein weiteres Nechtömittel nicht ſtatt. 


675. 
Wiedereinſebung gegen Berfäumniffe, 

Wurde der thatſaͤchliche Grund einer Nichtigkeit dem 
von ihr Betroffenen erft nach Ablauf der Einwendungsfrift 
befannt, fo kann diefer binnen einer dreitägigen ei vom 
erlangter Kenntnig an bei dem Unterfuhungsgerichte auf 
Wiedereinfegung gegen den Ablauf der Einwendungsftift 
antragen. 

Mit dem Antrage auf Wiedereinfegung zugleich ober 
doch binnen der für diefen Antrag beftimmten Friſt ift auch 
das bezügliche Rechtsmittel bei Verluſt deffelben anzubringen. 
Ueber den Antrag entfcheidet das Oberkriegsgericht. 

Daffelbe kann Erörterungen über die Zeit der von ber 
Nichtigkeit erlangten Kenntniß anftellen, auch hierbei auf 
a — erkennen. 

Das Oberkriegägericht hat, wen es dem Anträge ſtatt⸗ 
giebt , nad) Lage der Sache u exmeſſen und zu enticheiden, 
wie weit dad -ftattgefundene Verfahren aufzuheben ſei. 


Iusbefondere von der Beſchwerde. 


$. 76. 
Zuliffigkeit der Veſchwerde. 

Das Rechtömittel der Beſchwerde kann nicht blos von 
dem — een? dem Commandanten und bem Ders 
legten, einfchließlich des Privatanklägers $, 21), fondern 
aud von den Zeugen, von denen, die Gicjerheit geleiftet 
haben, und überhaupt von jedem bei der Unterfuchung oder 
einzelnen Handlungen de3 Gerichts Betheiligten eingewens 
det werden. 

Ta 
Eniſcheldende Behörde, 

Auf die Beſchwerde über das Gericht entfcheidet eben⸗ 

falls das Oberkriegsgericht. 


8.78. 
Anbringen der Veſchwerde. 

Die Befchwerde iſt entweber bei dem Unterfuhungs- 
gerichte oder bei dem Dberkriegsgerichte unmittelbar andu⸗ 
bringen. 

die Beftimmungen in $. 70 Abf. 2,3 gelten auch von 
der Befchwerde. Iſt die Beſchwerde bei dem Unterfuchungss 
gerichte angebracht, fo hat letzteres, wenn es bei feiner Ente 
fchliegung ftehen bleibt, in jedem Falle die Befchwerbe an 
das Bbakiasgartt abzugeben. 2 * 

Iſt die Beſchwerde bei dem Oberkriegsgericht anges 
bracht worben, fo hat diefes entweder fofort, oder nach vor⸗ 
her erforderter Anzeige von dem Gerichte, deffen Entichlie- 
Fung angefochten wird, darauf Entfchliegung zu faſſen. 
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"5.79. 
— Tann, foneittas Gh it 

Das Unterſuchungsgericht kann, foweit das Geſetz nit 
A bene ne Ag! der Befhwerde bis 
nad) Vornahme ber als beſchwerlich bezeichneten Handlung 
ausſetzen. * ii 

Dagegen kann das Oberkriegsgericht, wenn die Be- 
ſchwerde bei ihm unmittelbar angebracht wird, das Unter 
fugungsgeriät anweifen, vorläufig und bis zur Entſchei⸗ 
dung über die Befchwerde mit weiterem Verfahren anzus 
ſtehen. 


Ergänzende Beſtimmungen. 


$. 80. 
Vertretung bevornuundeler ac Perſonen. 

Statt eines minderjährigen oder den Minderjährigen 
gleichftehenden Angeſchuldigten (Art. 99, 100 des allgemei- 
nen Safgefebuge) Tann auch der gefeliche Vertreter die 
dem exfteren zuftänbigen Rechtsmittel einwenden. J 

Dem Vertreter des Verſchwenders ſteht jedoch dieſes 
Detugniß nicht zu. J J 

;omweit das allgemeine Strafgeſetzbuch gewiſſen Per 
ſonen geftattet, für den Verletzten oder ftatt deffelben den 
zur Beſtrafung gewiffer Vergehungen erforderlichen Antrag 
u fielen, Zönnen Diefelben auch für den Verlegten ober 
—* ſeiner die zulaͤſſigen Rechtsmittel einwenden. 


F. 81. 
Vernicht anf das Rechtamiuel. 

Ein eingewendetes Rechtsmittel kann bis zur Entfcheis 
dung über daffelbe, der Verzicht auf ein Nechtömittel aber, 
fofern die Einwendung deſſelben an eine gewiſſe Friſt ge- 
bunden war, nur innerhalb der Iegteren zurudgenommen 
werben. 

Der von dem Commandanten zu Gunften des Ange 
ſchuldigten eingemwendete Revifiondantrag ($. 4 Abf. 2) 
Tann nur mit Buftimmung des legteren zurüdgenommen 
werben. 

Der geſetzliche Vertreter eines Angefhuldigten ($. 80 
Abſ. 1) kann das von letzterem eingemendete Nechtömittel 
nicht zurücknehmen, wogegen hinfihtlid der in $. 80 Abf.3 
gedachten und ber von ihnen vertretenen Perfonen bie Ne 
‚gel gilt, daß, foweit Jemand den Antrag auf Beftrafung 
—— kann, derſelbe auch zur Zuruͤcknahme darauf 

ezuͤglicher Rechtsmittel befugt if. 


$. 82. 
Verwandte und Geben des Angefejufdigten ac. 

Die dem Angeſchuldigten und dem Privatankläger ger 
gen ein Erkenntniß zuftändig gewefenen Nechtsmittel een 
nen nach dem ode deffelben von den Verwandten und 
Verſchwaͤgerten in geraber Linie, den Geſchwiſtern und den 
Ehegatten, ſowie, in Ermangelung diefer Werfonen, von 
den Erben des Verfiorbenen eingewendet und fortgeitellt 
werben, Es iſt jedoch, ſoviel die Hinterlaffenen des Ange 
ſchuldigten betrifft, deren Bezugnahme darauf erforderlich, 
daß die dem Verftorbenen beigemeffene Handlung Feine 
ſtrafbare oder weniger ſtrafbare fei, als in dem Erfenniniffe 
angenommen worben, ober daß Die erhobenen Beweife zu 
der erfannten. Verurtheilung des Angefhuldigten nicht auge 
gereicht, hätten, Nicht, minder wird bei den Hinterlaffenen 
des Privatanklägers die Bezugnahme derfelben darauf vor⸗ 
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ausgeſetzt, daß bie Ehre des Verſtorbenen bei dem Aus—⸗ 
gange der Unterfuchung betheiligt fei. 

Ebenſo koͤnnen die Erben des Angefhulbigten fowohl, 
als des Privatanklägers, dieſe Nechtömittel einwenden und 
fortftellen, wenn fie ein vermögensrechtliches Intereſſe nad 
zumweifen im Stande find. J 

Es wird jedoch in den Fällen dieſes Paragraphen vor⸗ 
ausgeſetzt, daß das Nechtömittel nicht bereits bei dem Ab» 
leben des Angeſchuldigten, beziehendlich des Privatanklägers, 
verfäumt gewefen und daß der Angefchuldigte, beziehendlich 
der Privatankläger, der fraglichen Entſcheidung ſich nicht 
unterworfen hat. 

Iſt das Erftere der Fall, fo ift die Einwendung des 
Rechtsmittels von Seiten ber obgenannten Perfonen, ift 
das Letztere der Fall, fo ift fowohl die Einwendung, als 
die Fortftellung des Rechtsmittels unzuldffig. 

Die Einwendung und Erflärung über Zortftellung des 
Rechtsmittels, ſowie der Nachweis bed vermögensrechtlichen 
Intereffes und der Verwandtfhaft oder des Erbantritts 
find, bei Verluft des Rechtsmitteis, binnen einer dreimo⸗ 
natlichen, vom Todestage des Erblaſſers an zu berechnenden 
Friſt, zu bewirken. a 


88. 
Fortfegung. 

Der Privatankläger, ſowie deffen Erben koͤnnen bei 
dem Tode bed Angefehuldigten Rechtömittel innerhalb der 
gefeglichen Frift ($. 82 Schlußf.) einwenden und fortſtellen, 
wenn fie zugleich binnen biefer Friſt ein vermoͤgensrecht⸗ 
liches Intereſſe befcheinigen. Den Erben des Angefchuls 
digten“ Toll, wenn bie Belanntmachung ohne Schivierige 
teiten erfolgen Tann, behufs der Wahrnehmung ihrer Rechte 
die von Seiten des Gegentheils erfolgte Einwendung und 
Sortftellung des Rechtsmittel, fowie der beigebrachte Mache 
weis befannt gemacht werden. 


$. 84. 
’ Fortſetzung. 

Die Entſcheidung über die Zulaͤſſigkeit der Einwen⸗ 
bung ober Zortftellung diefer Rechtsmittel, ſowie ber bie 
erforderlichen Nachweifungen (66. 82, 83) gebührt dem Oberz 
kriegsgerichte. 

Die Erben und Verwandten des Angeſchuldigten und 
des Privatanklägerd koͤnnen weder den von ihrem Erbe 
laffer, noch den von ihnen ſelbſt erflärten Verzicht zurüce 
nehmen. 

$. 85. 
Siedereinſebung bei Verſaumniſſen. 

Sf der Privatanklaͤger oder ber Angefchuldigte, ober 
find die Verwandten oder die Erben eines berfelben (88. 82 
= — — En worden, bie 
A endung, beziehendlich Fartftellun . 82, 
eines Rechtsmitteis beftimmten Friften ine AN 
kann von ihnen bei dem Gerichte, bei welchem das Rechts⸗ 
mittel einzuwenden geweſen wäre, binnen drei Tagen, nach⸗ 
dem das Pe aufgehört hat, unter Angabe der Hinz 
derungsgründe, auf Wiedereinfegung gegen bad Berfäumniß 
——— 

— a8 Rechtsmittel iſt mit dem Geſuche um Wieder⸗ 
einſetzung zugleich oder doch binnen der RR beſtimm⸗ 
ten a ” — an le&teren anzubringen. 
ber das Gefuch um Wiederei ü > 
Obetriegsgerht fi einfesung entſcheidet das 
— 
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Ueber die Behinderungsurfachen und bie Zeit ihres 
Wegfalls Tann das Gericht Erörterungen anftellen und 
hierbei auf, Beftärkungseide erkennen. 

Ob die Entfheidung über das Geſuch ohne weitere 


den ihm in Beziehung darauf von dem Oberfriegögerichte, 
vermöge- feiner Auffichtöbefugniffe, etwa zugehenden Mei- 
fungen nachzukommen. 

Gehen ihm Bedenken dagegen bei, fo kann er diefelben 
Verhandlung zu ertheilen, oder mit der Entſcheidung über * berichtlich anzeigen, jedoch ſoll dadurch die Vornahme 
das Rechtsmittel ſelbſt oder mit der Entſcheidung über ein | der mit Gefahr im Verzuge verbundenen Handlungen nicht 
anderes in derfelben Unterfuhung eingewendetes Rechts= | aufgehalten werben. Der hierauf von dem Oberkriegsgerichte 
mittel zu verbinden fei, hängt von dem Ermeffen des | ergehenden anderweiten Weifung hat der Auditenr ſodann 
Oberkriegsgerichts ab. unbedingt nachzugehen. 

Gleiches gi auch von den auf das fernere Unterſuchungs⸗ 
verfahren bezůglichen Beichlüffen und Weifungen. 


$. 89. 
Beſondere Beftimmung. 
Iſt die Anzeige tiber ein Verbrechen, deſſen ein Militärs 
jerichtöbefohlener Y ſchuldig gemacht, bei einem nicht zus 
Händigen Kriegögerichte eingegangen, beziehendlich der Antrag 
auf Unterfuhung in Fälen der $. 87 Abſ. 1 erwähnten 
Art bei einem foldhen angebracht worben, fo hat daffelbe 
im erfteren Falle die Anzeige an das zuftändige Kriegsgericht 
abzugeben, im leßteren Falle dagegen den Antragfteler von 
feiner Unzuftändigkeit in Kenntniß zu ſetzen, jedenfalls aber 
denjenigen Handlungen fi zu unterziehen, bei denen Ges 
fahr im Verzuge ift. 
Insbeſondere hat daffelbe, wenn das zuftändige Kriegs⸗ 

gerißt nicht am Drte fich befindet, die zur Erhaltung fichte 
jarer Spuren der That und zur Feſiſtellung des That 
beftandes nöthigen Vorkehrungen und Erhebungen vorzus 
nehmen und Tann auch die fofortige Vorführung und 
einftweilige Verwahrung ded Verdächtigen verfügen, wenn 
derfelbe entweder N 
1) Anftalten zur Flucht macht oder aus befonderen 

Gründen der Flucht verdächtig if, oder 
2) auf frifcher That betroffen ober unmittelbar nach 

der That ald des Verbrechens verbächtig durch Nach⸗ 

eile bezeichnet wirb, oder 



















4. 86. 

Veſchwerden bei ben Auffichtsbehörben. 

An dem Rechte der Beſchwerdeführung bei den Juſtiz⸗ 
aufſichtsbehoͤrden Über Verfchleife,, Bedrüdungen und fonft 
ungeblihrliches Verhalten der bei den Kriegögerichten Uns 
geffiten wird durch die Beftimmungen biefes Capitel 
nichts geändert. 

Es Fann jedoch auf derartige Beſchwerden, wofern fie 
nicht nach Obigem als zuläffige Rechtsmittel anzufehen und 
daher, ſoweit möthig, an das zur Enticheidung darliber zu 
ftändige Oberkriegögericht abzugeben find, eine richterliche 
Entſcheidung nicht abgeändert und in eine ſolche nicht ein⸗ 
gegriffen werben. M 

Gegen den Commandanten kann in Beziehung auf 
feine Mitwirkung bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren 
Beſchwerde bei dem Kriegsminifterium erhoben werden. 


Pefonderer Cheil. 
Erſte Abtheilung. 
Von dem Verfahren vor dem Unterſuchungs · 
gerichte. 


“ 3) wenn Grund zu der Beforgniß vorhanden, daß er 

Erſtes Capitel. die Spuren ve Berbredens vertilgen ober‘ bie Kreis 

Bon dem Unterfuhungsverfahren bis zum heit zu Vollendung des Verbrechens oder zu Ver⸗ 
Berweifungsbefchluffe übung anderer Verbrechen mißbrauchen werde, 


Ant — $. 90. 
—— Anzeigen von unbefannten Perfonet, 

Wenn ein Sriegögericht, fei es infolge eines Antrags | * Anzeigen, deren Urheber unbekannt find, berechtigen an 
in Sällen, wo bie frafrehtlige Verfolgung nad —— ſich me folgen Sarkiungn, ke ind den 
fimmungen bes Strafgefegbug6 von heit — han | Grund oder Ungrund ihres Inhalts, ohne Nachtheit für die 
gig gemacht if, ober jei e8 durch Mittheilungen oder Un | Ehre ober andere Rechte ber Dadurch befchulbigten Perfonen, 

eigen ber Dienftbehörden oder durch Nachrichten fonftiger aufzuklären. 

it, Kenntniß von der Veruͤbung eines Verbrechens ers 
langt, wegen u die Einleitung der Unterfuchung gegen 
einen Gerichtöbefohlenen in Frage kommt, fo hat der Aus 
diteur darüber, ob und gegen wen die Unterfuchung ein» 
zuleiten fei, Entfchliegung zu faſſen. 

Zu Vorbereitung feiner Eniſchließung Fann der Audi⸗ 
teur nicht nur felöft, innerhalb der Grenzen feiner Zuftändig- 
keit, Erörterungen vornehmen, fondern auch die Vornahme 
von ihm geeignet ſcheinenden Erörterungen, zu deren Vor⸗ 
nahme ex nicht felhft befugt ift, bei anderen Gerichten bes 
anfragen. 


$. 91. 
Bekanntmachung ber Entſchlieung und Veginn der Unterfuchung. 
Die nach $. 87 gefaßte Entſchließung Hat der Auditeur 
zu ben Acten zu bringen und dem GCommanbanten,. bes 
ziehendlich dem Antragjteler ($$. 19, 20), naͤchſtdem aber 
such, fofern der Beſchluß auf Einleitung der Unterfuchung 
Tautet, dem Angeſchuldigten und zwar Iesterem laͤngſtens 
bei deſſen erfter Vernehmung ($. 154) zu eröffnen. 
Die Unterfuhung beginnt mit der Entfchliegung auf 
Einleitung derfelben. : 
Die vor diefer Entſchließung vorgenommenen Erxoͤrte—⸗ 
zungen find nicht als zur Unterfuhung gehörig anzufehen. 
Es follen jedoch bei ihnen gleichfalls die für Unter 
ſuchungshandlungen diefer Art in dem Gefege vorgefchriebe- 


$. 88. 
Fortfegung. 
Den im vorftehenden Paragraphen Abf. 1 erwähnten 
Beſchluß Hat der Auditeur felbftftändig zu faſſen, jedoch 
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nen Formen beachtet werden und kommt denfelben, wenn 


folches gefchehen, gleiche Beweiskraft zu, als wenn fie 
nad) der Eröffnung der Unterſuchung vorgenommen worden 
wären. 


9. 
Recpismnittel gegen die Entffiegung. 

Gegen den Beſchluß auf Einleitung oder Ablehnung 
der Unterfuchung fieht dem Angeſchuldigten die Berufung, 
dem Commandanten der Revifionsantrag zu. . 

Es kann jedoch der Beſchluß wegen der lm unterlichenden 
Rechtsanficht dann nicht angefochten werben, wenn biefelbe 
mit einer in berfelben Sache bereits ertheilten Entſcheidung 
des Oberkriegögerichts übereinftimmt und nicht behauptet 
wird, daß die thatfächliche Unterlage diefer Entſcheidung 
mit dem gegenwärtigen Sachſtande nicht mehr überein» 
fimme, 

$. 98. 
Anterfucjungsrichter. 

Das Amt des Unterſuchungsrichters verfieht der Audis 
teur. Es tönnen jedoch auch andere, zum Richteramte bes 
fähigte und bei den Militärgerihten angeftellte Perfonen 
alö Unterfuchungsrichter beftellt und mit Zortführung der 
Unterfuhung beauftragt werden. r 

Gleiches gilt auch von der Vornahme einzelner Untere 
ſuchungshandlůngen in dem Falle, wenn der Unterſuchungs ⸗ 
richter zeitweilig an beren Vornahme verhindert ift. 

Vergl. auch noch $. 5 des Geſetzes, die Gerichtöbehör- 
den bei der koͤnigl. ſaͤchſiſchen Armee ıc. betreffend, vom..... 


8.94. A 
Antelge auf Unterfugungshanblungen, 

Bezuͤglich der von amtswegen zu unterfuchenden, fowie 
der in $. 19 erwähnten Verbrechen ift der Unterfuhungs» 
zichter bei Führung der Unterſuchung am hierbei etwa ges 
ftellte Anträge nicht —— dagegen hat derſelbe in den 
Fällen der Privatanklage ($. 20) in Gemaͤßheit der geſtell⸗ 
ten Anträge, infoweit fie nach den Gefegen zuläffig und 
nicht völlig unerheblich find, zu verfahren. Er kann jedoch 
auch hier dad, was, ihm zur Vervollftändigung ber Unter» 
ſuchung 1 — erſcheint, von amtswegen vornehmen, ſowie 
die $. 91 Abſ. 8 gedachten und die von anderen Behörden 
aufgenommenen Verhandlungen nach ihrer Form und Volle 
fändigkeit prüfen und nöthigen Falls die Ergänzung oder 
Wiederholung der Verhandlung bewirken. 

Anträge bes Ungefchuldigten auf Vornahme von Unter 
fuchungshandlungen find zu beachten, wenn fie nicht völlig 
anerheblich find. 

Traͤgt der Unterfuchungsrichter Bedenken, Anträgen 
auf Vornahme von Unterfuhungshandlungen iu entfprechen, 
fo hat er folches dem Antragftellee zu eröffnen (vergl. 
noch $. 76), 

$. 95. 
Unterfuchung gegen Abweſende. 

Iſt der Angeſchuldigte abwefend, insbefondere flüchtii 
To daß ihm ” beichloffene Eröffnung der — 
nicht befannt gemacht werden Eann, fo find deffenungeachtet 
‚alle pe Mittel zu benugen, um, foweit ſoiches ohne 
die Abhörung des Angefchuidigten gefchehen Fann, die Ge 
wigheit ber That und der Perfon des Thäters, die ficaf- 
eh —— — ie 133 die, die Strafbarkeit 

oͤhenden oder dieſelbe mindernden oder ausfchliegenden 
Umftände feftzuftellen. — 





Der Zortftellung einer bereits eingeleiteten Unterſuchung 
fo die ——— die Flucht des Angefchuls 
digten nicht entgegenftehen, und ift folchenfalls unter gleie 
her Benugung ber geeigneten Mittel bei Fortführung der 
Unterjugung auf möglichfte Wervolftändigung derfelben 
Bedacht zu nehmen. 

$. 96. 
Unterfucgungsganblungen unter Gerichtsbarkeit eines anderen Gerichts. 

Sind Unterfuhungshandlungen unter Gerichtöbarkeit 
eines anderen Gerichts vorzunehmen, fo hat das Unter 
fuchungsgericht das legtere um deren Vornahme zu erfuchen. 
Das Unterfuhungägericht Fann jedoch auch, wenn es ſolches 
im Intereſſe der Unterſuchung findet, bie Pag, unter 
Benachrichtigung des betreffenden Gerichts, ſelbſt vornehmen. 

Die Unterlaffung dieſer Benachrichtigung zieht eine 
Nichtigkeit nicht nach fi und zwar felbft dann nicht, wenn 
die fragliche Handlung im Auslande vorgenommen wurde. 


$. 97. 
* Ausdehnung ber unterſuchung. 

Findet das Unterfuchungsgericht, daß außer dem Uns 
gefhuldigten noch andere, unter ein andered Gericht ges 
hörige Perfonen bei der ftrafbaren Handlung beteiligt ges 
wefen, fo hat es hiervon, ‘wenn bie letzteren ber Militare 
gerichtöbarkeit ebenfalls unterworfen find, daß eg 
diefer zuftändige Kriegögericht zu benachrichtigen und fü 
mit ihm über die etwaige Ausdehnung der Unterfuhung 
auf jene Perfonen in Vernehmung zu fegen. Stehen bies 
felben dagegen nicht unter Militärgerichtöbarkeit, fo ift von 
ihm dem zuftändigen Givilgerichte oder, nach Befinden, dent 
Staatsanwalte hierunter Nachricht zu geben. 


8.98. 
Zufammentrefien von Civil und Griminafpunkten, 

Haͤngt die Entſcheidung einer Straffahe von privat 
rechtlichen Vorfragen oder Zwifchenpunkten ab und ift bie 
Anhängigmadung der Civiljacdhe bereits erfolgt oder mit 
Sicherheit zu erwarten, fo ift, nachdem zuvoͤrderſt hierüber 
der Commandant und der Angefchuldigte, fowie, bei den 
auf Antrag ftrafbaren Verbrechen, der Antragfteller (58. 19,20) 
gehört worden ift, die Unterfuhung einftweilen auszufegen. 

Iſt das für die bürgerliche Rechtsſache zuftändige Gericht 
erfter Inſtanz ein anderes, ald das rüdfichtlich der Strafe 
ſache zuftändige Kriegögericht und weigert fich das erftere, 
im $alle ber von Ietterem befehloffenen Ausfegung, ſich der 
Sache eher zu unterziehen, als bis die Straffache entichieden 
fein werde, jo ift die Entſcheidung des Appellationsgerichts 
und, wenn die bürgerliche Rechtsfache vor diefem felbft in 
erfter Inftanz anhängig zu machen ift, die Entfcheidung des 
Oberappellationsgerichts einzuholen. F 

Es ift jebod das Unterfuchtngögericht nicht behindert, 
auch vor Beendigung des Civilprocefies, wenn es ſolches 
für angemeſſen erachtet, bie Wiederaufnahme der Unterfu— 
Hung zu verfügen. 

6. 99. 
Brotofoltführung. 

„„„Meber jede Verhandlung ift bei derfelben und, wo dies 
nicht möglich ift, fofort nad) Vornahme derfelben von dem 
Unterfuchungsrichter oder einem von ihm hierzu beigezoger 
nen vereibeten Protokolführer ein Protofol aufzunehmen. 

Die Ausfagen der befragten Perfonen follen, foweit 
möglich, in den von ihnen gebrauchten Ausbriden und 
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jedenfalls in der Art niebergefchrieben werben, daß aus dem 
Protokolle deutlich hervorgeht, ob und wie die abgehörte 
Perfon ſich in freier Rede ausgeſprochen und wo fie dage- 
gen nur auf an fie gerichtete Fragen geantwortet hat. 


$. 100. 
Fortfegung. 

Jedes Protokoll ift behufs der Genehmigung dem Ab» 
gehörten, fowie den fonft zur Verhandlung zugezogenen 
Perfonen vorzulefen, oder ihnen auf Verlangen, bafern bem 
Nichter nicht Bedenken dagegen beigehen, zum Durchleſen 
vorzulegen. 

Iſt weber das Eine noch das Andere gefchehen, fo ift 
die Niederfchrift nicht als ein gerichtliches Protokoll ans 
ufehert. 

a Nach erfolgter Vorleſung oder Durchlefung iſt der 
Abgehörte zu befragen, ob er gegen bie Nichtigkeit bes Pro» 
tokolls etwas zu erinnern habe. * 

Vorleſung, beziehendlich Duchkelung, und Genehmis 
gung find im Protokolle zu, bemerken, 

Im Uebrigen gelten vrüdfichtlih des Befugniffes du 
Aufnahme von Protolollen und der Erfordernis derfelben 
die in den Gefegen ber das Verfahren in den bürgerlichen 
Rechtsſachen enthaltenen Vorſchriften. 


$. 101. 
Auffichtsfügrung des Obertriegdgerichts. 

Das Oberkriegsgericht kann zu jeder Zeit. von dem 
Unterfuchungsgerichte —8 — über den Stand ber Unter⸗ 
fuchung erfordern und ihm Weifungen, Über den eingefchla- 

enen Gang der Unterfuhung ertheilen (vergl. 9. 88). 
— iſt das Unterſuchungsgericht befugt, Bedenken, welche 
ihm hinſichtlich des Verfahrens beigehen, zur Entſcheidung 
des Oberkriegsgerichts zu bringen. 


$. 102. 
Thoͤtigteit der gerichtlichen Polizei. 

Die $. 58 fg. genannten Behörden haben, auch nach 
Eröffnung der Unterfuhung, zur Entdedung unbekannter 
Thäter durch Aufluhung dahin führender Anzeigungen 
mitzuwirken, nicht minder Verdächtige unter ben {# 59 ans 
gegebenen Vorausfegungen in Verwahrung zu nehmen, das 
‚gegen der Vornahme weiterer —3— en ſich zu enthal- 
ten. Sollte jedoch Gefahr vorhanden fein, daß bei Ver— 
zögerung Beweismittel verloren gehen ober Gegenftände 
und Spuren der ftrafbaren That vernichtet werben könnten, 
und der Unterfuhungsrichter oder deſſen Stellvertreter nicht 
am Orte oder doch nicht fofort zu erlangen fein, fo koͤnnen 
die im $. 62 fa. bezeichneten Civilbehörden Augenfchein, 
Ausfuhungen, Beſchlagnahmen und Durchſuchungen nad) 
Maafgabe der im $. 59 Abf. 3 und 4 ertheilten Bor 
fhriften vornehmen, ausgenommen, foweit biefe andlungen 
in Gebäuden, welche unter Militaͤrverwaltung ſtehen, vor⸗ 


zunehmen find, 
$. 103, 


Einſtellung der Unterfuchung. . 

Die Entſchließung über Wiebereinftellung einer bereits 

eröffneten anetsung fteht dem Unterfuchungsgerichte zu. 

* Die Einftelung kaun, je nad) den Umſtaͤnden, auf 

einzelne oder auch auf fämmtliche Anfchudigungspunkte 
gerichtet werden, R 

indet der Unterfuchungsrichter, daß die Unterfuhung 

einzuftellen fei, fo ift bei den vom amtöwegen zu unter 


IJ. K. (1. Abonnement.) 
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fuchenden Verbrechen zuvoͤrderſt noch ber Commandant, da= 

gegen, wenn ein auf Antrag ftrafbares Verbrechen in Frage, 

der, welcher den Antrag geftellt hat ($$. 19, 20), und zwar 

in jedem Falle noch vor der Bekauntmachung bes Bes 

Feruttes an den Angeſchuldigten, mit feiner Erklärung zu 
ren. 

Inwieweit bei Vergehen, welde nur auf Antrag zu 
unterfuchen find‘ die Unterfuhung einzuftellen fei, wenn 
der Antragfteller den Antrag auf Beftrafung zuruͤckgenom⸗ 
men hat, beftimmt Axt. 106 deö allgemeinen Strafgefegbuchs. 

Im Falle der Einftellung des Verfahrens kann der 
Angeichulvigte ein ſchriftliches Zeugniß des Unterfuhungs- 
gt über felbige verlangen, in welchem der Grund der 

inftelung auszudrüden iſt. 


$. 104. 
Fortfehung. 

Im Falle der Einftellung hat das Unterfuchungsgericht 
den Angeſchuldigten, foweit nicht demfelben nad) den weis 
teren Beftimmungen dieſes Gefeges SKoftenfreiheit zukommt 
($. 363 Abf. 1), zugleih in Abftattung derjenigen Koften 
zu verurtheilen, welche derſelbe durch falfche Selbftanzeige 
oder durch falſche außergerichtliche Berühmung dar — 
ſchaft, ſowie durch Verſaͤumniſſe oder offenbar unerhebliche 
Antraͤge veranlaßt hat. 

Wird die Unterfuchung gegen einen oder einige der Uns 
geſchuldigten eingeftellt, gegen den anderen oder die anderen 
aber forfgeftellt, jo iſt unter ber im vorigen Abfage gedach⸗ 
ten Vorausfegung zugleich über die Merpflichtung bes 
— ober der erfteren zur Koſtenabſtattung zu ent⸗ 

cheiden. * 

Laſſen ſich in dieſen Fällen die Koſten nicht Füglich 
fondern, fo ift die Verurtheilung auf einen nach dem Er 
meffen des Kriegsgerichts zu beftimmenden Theil der Ges 
fammteoften zu richten. 


$. 105. 
Rechtsmittel gegen den Veſchluß auf Einſtellung. 

Gegen den Beſchluß auf Einftelung ſteht dem Com⸗ 
mandanten der Nevifionsantrag, dem Angefchuldigten ber 
züglich der Entſcheidung über den Koſtenpunkt (F. 104) 
die Berufung zu. 

$. 106, 
Actenſchluß. 

Nachdem die Unterſuchung bis zum Actenſchluſſe ger 
diehen, ift ſolches fowohl dem Commandanten, bezichends 
lic dem Privatankläger, als auch dem Angefeguldigten und 
zwar dem letzteren mit bem Eröffnen befannt zu machen, 
daß es ihm freiftehe, binnen einer zugleich feftzufehenden 
kurzen Frift dasjenige, was er behufs der Vervouſtaͤndigung 
der Unterfuhung noch zu beantragen ober zu feiner Nechte 
fertigung vorftellig zu machen habe, anzuzeigen. (Vergl. 
übrigens $. 336 Kl 1). 

Auf Anträge wegen Vervollftändigung der Untere 
fuhung hat das Unterfuchungögericht Entfchließung zu 
faffen und ſolche dem Antragftelfer befannt zu machen. 

Hat das Gericht die von dem Angeſchuldigten bean= 
tragten Erörterungen vorgenommen, fo hat es hiervon den 
Commandanten und den Angefhulbigten in Kenntniß zu 
fegen. Werden hierauf anderweite Erörterungen beans 
tragt, fo ift darauf ebenfo wie auf die früheren Anträge zu 
verfahren. 
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$. 107. 
Fortfegung. 

Iſt die Unterfuchung auf mehrere Verbrechen deſſelben 
Angefchuldigten gerichtet gewefen, fo kann dieſelbe auch 
fchon dann geſchlöſſen werben, wenn fie nur wegen der 
fmereren Verbrechen erfchöpft iſt und eine weitere Eroͤr⸗ 
terung der geringeren Verbrechen vorausſichtlich für das 
Endergebniß der Unterfuhung feine Bedeutung Haben 
wirde, 

R ® $. 108. 

Veſchluß des Unterfuchungsgerichts nad) dem Aetenſchluſſe. 

Nachdem die Unterfuhung in Gemäßheit von $. 106 
geſchloſſen worden, hat das Unterfuchungsgericht einen mo⸗ 
tioirten Beſchluß zu den Acten zu bringen, ob die Unter- 
fuchung fortzuftelen und der Angefchuldigte zur Schluß- 
verhandlung zu verweifen oder ob die Unterfuhung einzus 

jellen ſei. 
“ pi Beſchluß iſt dem Angeſchuldigten, fowie dem 
Gommandanten, begiehendlich dem Privatankläger, befannt 
zu machen. 


$. 109. 
Wirkung früherer Entſcheidung des Obertriegegerichts. 


“Hat das Oberfriegsgericht über die rechtliche Natur 
der angezeigten Handlung bereits entſchieden, fo ift das 


ee an diefe Entfcheidung gebunden, infos 


"eg nicht der Meinung ift, daß die thatjächliche Unter 
Tage dieſer Entfcheidung durch die fpäteren Ergebniffe der 
u tetſuchung abgeändert worden fei. 







$. 110, 

) Beſchluß auf Einſtellung. 
st . Anfelung der Unterfuchung ift zu beſchließen, 
wenn bie weitere Verfolgung als rechtlich unzuläffig er⸗ 
ſcheint (d. h. die angezeigte Handlung an ſich nicht ſtraf⸗ 
bar ober ihre Strafbarkeit rechtlich ausgefchloffen oder bes 

i der Antrag von einem hierzu nicht Be 
orden), ober wenn ein genligender Ent» 






Aaftungsbew. egt, oder wenn die erlangten Beweife 
fo} ungentigei dag vorausfichtlich die Abhaltung der 
Saigon andlung nußlos fein würde. 


Das Gericht hat zugleich, über bie Koften des zeit: 
herigen Verfahrens, infotweit diefe in Frage kommen fün= 
——A— ie" Vorſchriften in $. 104 find hier 

al h 
















enden 





ig der Unterſuchung vor⸗ 
ig" auf Fottſtellung derfelben mite 
igten ur Schlußverhands 


jemeſſene Hands 
jeftellt wie als 









len 

Hug“ u ichten/ daß bie Fortftellung vor dem ftän- 

digen Niviegögerichtetzungefchehenhäbe, Er 

ang — 
ruchkriegsgerchts gel Verbrechen; bei a 

Death 2 — hoͤiger wrechen bei⸗ denen der⸗ 





falls iſt die Verweiſung zur Schlußverhandlung auch auf ber bereits von dem Di 


t Suſtandigkeit des vie Beftimmun, 


die nach $. 48 vor das ſtaͤndige Kriegsgericht gehörigen 
Vergehen auszubehnen. 

Der Beſchluß fol die Handlung, deren der Angefguls 
digte bezüchtigt wird, und die wefentlichen Ergebniffe der 
zeitherigen rmittelungen, fowie das Strafgefeß, weldes 
durch Die Handlung für verlegt erachtet wird, angeben. Es 
Tann gleichzeitig auf mehrere Strafgefege, deren Verlegung 
in der angefuldigten Handlung gefunden wird, Bezug 
genommen werben. 

$ 12. 
Abwejenheit des Angeichuitigten. 

Auch im Falle der Abwefenheit des Angeſchuldigten 
($. 95) kann über die Ergebniffe der Unterfudung, bezies 
hendlich Über die der angeftellten Erörterungen ($. 95 Abf. 
1) Beſchluß, insbefondere auch auf Grund der Iegtern cin 
Verweifungsbefchluß wider den Angefchuldigten gefaßt 
werben. 

$ 113. 
Rechtsmittel gegen den Veſchluß. 

Der Angeſchuldigte kann gegen den Beſchluß Beru— 
fung einwenden 

1) wenn in ber Unterſuchung von dem Gerichte eine 
weſentliche Vorſchrift des Verfahrens verleht oder 
unrichtig angewendet worden iſt, 

2) wenn beim Mangel genugfamer Verdachtsgruͤnde 
oder ungeachtet eines genuͤgenden Entlaſtungsbe - 
Br % Fortftellung der Unterfuchung befchloffen 
worden ift, 

3) wenn die Strafverfolgung durch unrichtige Geſetzes⸗ 
—— für rechtlich zulaͤfſig ($. 110) erklärt 
worben ift, 

4) im alle von * 110, gegen die Entſcheidung in 
Betreff des Koftenpunktes (vergl. $. 110 Sqhluß 
faß in Verbindung mit $. 104). 


$. 114. 
Fortfegung. 
„Yon dem Gommiandanten kann der Reviſionsantrag 
eingewendet werden 
1) wenn in ber —— dem Gerichte eine 
weſentliche Vorſchrift des Verfahrens verleht oder 
unrichtig angewendet worben ift, 
2) wenn wegen Mangeld genugfamer Verdachtsgrunde 
oder wegen genügenden Entlaſtungsbeweiſes die Eins 
ftellung der Unterſuchung bejchloffen worven ift. 
3) wenn die Strafverfolgung durch unrichtige Gefeket 
anwendung für rechtlich unzuläffig ($. 110) erklärt 
9 worden 
wenn die beigemeſſene Handlung einem hierauf nicht 
anwendbaren Gefege er de vr * 
5) wenn in einem nach Belchaffenheit der beigemeffenen 
Handlung zur Zuftändigkeit des Spruchkriegsgerichtd 
Kennen er a Fortſtellung der Sache vor dem 
ei egsgerſcht ($. A m 
se cht C. 111 Abſ. 2) befchloffe 
$. 115. 
Seſchrantung ber Recptöntittel us Nichtipleitägrfarden. 
Die Berufung und der Nevifiondantvag Können auf 
gen in $, 113 unter 3 und 6. 114 unter 


Selig iR; free: witz fen | vehtihen Dahn de Henna Di Lehel er 


afbaren Handlung mit einer hieru 
berkriegẽgerichte ertheilten Eniſchei- 





59.- 


dung übereinflimmt und nicht behauptet werden Tann, daß 
durch die fpäteren Ergebniffe der Unterfuhung die that- 
fachliche Unterlage diefer Entfcheidung abgeändert worden 
fei (vergl. noch $. 109). 

Wird die Berufung oder der Revifionsantrag auf bie 
Verlegung oder unrichtige Anwendung einer Vorſchrift 
über das Verfahren gel 

Gefetze nicht ausbrüdlich bei Vermeidung der Nichtigkeit 
angeordnet ift, fo hat das Dberkriegögericht nach Lage der 
Sache zu ermeffen, ob die fragliche Vorſchrift für eine wer 
fentliche zu achten fei. 

As eine Nichtigkeit ift es insbefondere zu betrachten, 
wenn dad Gericht auf einen Antrag des Angefchuldigten 
oder des Privatanklägers, durch welchen ber Antragfteller 
ein ihm zum Zwecke der Vertheidigung, beziehendlich der 
Anlage, zuftehendes Befugniß geltend machen wollte, eine 
Entfceidung zu geben verweigert oder unterlaffen hat. 

Der Commandant kann die Verlegung von Vorfchrifs 
ten, welche lediglich im Intereſſe des Angeſchuldigten ertheilt 
find, nicht zu dem Zwecke geltend machen, um eine Auf 
hebung der Entfcheidung zum Nachtheile des Angeſchuldig-⸗ 
ten herbeizuführen. a 

Ebenfo kann von dem Angeſchuldigten eine Berufung 
nicht auf Nichtigkeiten gegründet werden, welche nur einen 
anderen ober andere Angefchuldigte betreffen. 


$. 116. 
Fortfegung. 
Hat fi die Verlegung durch dad fpätere Verfahren 
oder durch den Beſchluß felbft völlig erledigt oder kann fie 


durch Mirderholung oder Nachholung einer Unterfuhungs: 


handlung ohne Benachtheiligung des Bwedes der Unter 
juchung völig erledigt werden, fo hat das Oberkriegsgericht 
im erfteren Falle das Rechtsmittel zurüdzumeifen, im les 
teren Falle aber das Nöthige anzuordnen, 
$. 117 
Richtung der Entfeeibung. 

Findet dad Oberkriegägericht, daß eine Nichtigkeit vers 
hangen fei, fo bat es auszufprechen, inwieweit das Ders 
fahren ober der Beſchluß für nichtig zu achten fei und 
demgemäß den angefochtenen Beichluß und beziehendlich 
das demfelben zum Grunde liegende Verfahren ganz ober 
theitweife aufzuheben. — 

Ebenfo hat das Oberkriegsgericht, auch ohne daß das 
Rechtsmitiel ausdrudlic darauf gerichtet worben, die dem 
Belchluffe zu Grunde liegende Rechtsanficht zu prüfen und 
Tann demgemäß fowohl eine andere, gleich ſchwere ober 
minder fehtwere oder felbft ſchwerere Strafbeftimmung für 
anwendbar, als auch die Strafverfolgung. felbft für rechts 
lid) unzutäffig erklären. 

$. 118. 
Entſcheidung des Oberlriegägerictd. 

Die Entfeheidung des Oberkriegsgerichts, infofern es 
das eingewendete Rechtsmittel für begründet erachtet, iſt zu 
richten: 
1. in den Faͤllen von $. 113 
unter 1, auf Wiederholung des Verfahrens oder 
eines Theils deffelben oder auf Nachholung der betrefs 
fenden Fa 

unter 2, auf Einftellung ber Unterſuchung wegen 
Mangels genugfamer Verdachisgruͤnde oder wegen gende 
genden Entlaftungsbeweifes, 


Sächsische Landesbibl ip: 


it, deren Beobachtung in dem |° 








unter 3, auf Einftellung der Unferfuhung wegen 
rechtlicher Unzuläffigkeit ver Strafverfolgung, nn 
„Unter 4, auf gänzliche oder theilweife Werſchonung 
mit Koſten; 
IL. in den Faällen von $. 114 
„unter 1, auf Wiederholung des Verfahrens oder 
eines Theils deſſelben oder auf Nachholung der befrefz 
fenden Unterfuhungshandlung, 
unter 2, auf Fortſtellung der Unterfuhung, 
„unter 3, auf Sortftellung des Verfahrens und Bers 
meifung des Angefchulbigten zur Schlußverhanblung, 
dafern die ermittelten Verdachtsgruͤnde hierzu für genu⸗ 
gend erachtet werben, 
unter 4, auf Unterfellung der Handlung unter ein 
anderes, ausdruͤcklich zu bezeihnendes Strafgefeg, 
unter 5, auf Verweifung des Angeſchuldigten vor 
das Spruchkriegägericht. 


& 119, 
Anordnung auf Vervolfftänbigung ber Unterfuchung. 

‚Das Oberkriegögeriht Tann, wo es foldes zur Vor⸗ 
bereitung feiner Entſcheidung für nöthig erachtet, die Ver⸗ 
vollftändigung der Unterſuchung durd dad Unterfuhungss 
gericht oder ein anderes, mit Auftrag zu verfehendes Kriegs · 
gericht, verfügen, 

Die Acten find nach erfolgter Bervollftändigung uns 
mittelbar an das Oberkriegsgericht wieber einzufenden. 


$. 120. 
Beraftung oder Entlaffung des Angeſchuldigten. 

Das Oberkriegögericht hat, wenn von ihm die Vers 
haftung des Angefhuldigten für möthig oder die Wieder⸗ 
aufhebung der daft für zuläffig erachtet wird, auch ohne 
dieöfallfigen Antrag das deshalb Erforderliche zu verfügen. 
SIE gegen einen Beſchluß des Unterfudungägerichts, 
in welchem zugleich die Entlaffung des Angefchuldigten aus 
der Haft verfügt worden ift, von dem Commanbanten die— 
vifionsantrag eingewendet worden, fo hat das Unterfuchungss 
ger mit ber Entlaffung bis zu der Entfcheidung über 
a3 Rechtsmittel Anftand zu nehmen, dafern nicht der 
Commandant auf ergangene Anfrage zu der Entlaffung 
feine Zuftimmung ertheilt. 


$. 121. 
Vrivatantlage. 

Iſt neben dem von — zu verfolgenden Ver⸗ 
brechen ein von einem Privatanklaͤger verfoigtes Vergehen 
Gegenſtand der ——A geweſen, fo bedarf e3 Seiten 
des Privatanklägers eines befonderen Antrags auf Fort- 
ftellung nicht; es ift jedoch der Wermelfungsbefhluß auf 
dieſes — mit a erſtrecken. 

Antraͤge und Ertlaͤrungen des Privatanklaͤgers ſind 
dem Angeſchuldigten mitzutheilen. 


Zweites Capitel. 
Von der Geſtellung des Angeſchuldigten. 
$. 122. 
Bon den Mitteln der Geftellung. 

Die Geftellung des Angeſchuldigten erfolgt durch dienft- 
liche Befehligung, Vorladung, Vorführung, Haftnahme, 
Nacheile, fteckdriefliche Verfolgung oder durch Beichlagnahme 
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des Vermögens ober der Legitimationspapiere des Ange 
ſchuldigten. Br x Bi 
Die verfügte Manfregel ift wieder aufzuheben, wenn 
die Gründe, welche fie veranlaßt, fich erledigt haben. B 
Das Unterfuchungsgeriht hat zu der von ihm bes 
fhloffenen Entlaffung Ye BVerhafteten, Rüdnahme öffent- 
licher Vorladungen und erlaffener Stedbriefe, ſowie Auf: 


hebung von Beſchlagnahmen, wenn dieſer Beſchluß nicht | _ 


von dem Commandanten felbft beantragt worden ift, die 
Zuftimmung des legteren einzuholen und bis zu deren Ein» 
gang mit Ausführung bes Befchluffes Anftand zu nehmen. 
Bei der Qaftenttaflung iſt diefe Zuftimmung aud in Bes 
treff der Urt derfelben, insbefondere bei der Entlaffung 
jegen Sicherheitsleiftung, in Betreff der Feſtſtellung der 
ehe einzuholen. — 

Die Zuſtimmung des Commandanten wird angenom⸗ 
men, wenn er binnen Tagesfriſt ($. 17), von Bekannt⸗ 
machung des Belchluffes an gerechnet, gegen denfelben 
keinen Widerſpruch erhebt. J 

Dagegen es ber Zuſtimmung des Commandan ⸗ 
ten nicht bei der Ruͤcknahme von öffentlichen Vorladungen 
and Steckbriefen, wenn fie wegen der erfolgten Geftellung 
ober des einigten Todes des Angefchuldigten befchloffen 
worden ift, 

Der Widerfpruch des Commandanten hat aufſchiebende 
Wirkung bis zur Entfdeidung des Oberkriegsgerichts. 

Die Nüdgabe der von dem Angefchuldigten beftellten 
Sicherheit, fowie die Aufhebung der Befchlagnahme feines 
Vermögens kann infoweit beſchränkt werden, ald «8 zur 
Sicherftelung der erwachfenen oder erwachienden Koften 
«vergl. $. 368 Abf. 1), einer etwaigen Geloftrafe, oder ans 
55 Schaͤdenanſpruͤche nothwendig und in Betreff der 


Iegteren nach den Grundjägen des bürgerlichen Rechts zu⸗ 


laͤfſig iſt (vergl. noch $. 148). 


$. 19. . 
Dienftliche Vefehligung. 
Die dienftliche Befehligung zur Geftellung des Anger 
ſchuldigten Bi nad bem Verlangen des Unterfuchungss 
erichts durch Die auftändigen Commandobehörden nad) 
Maapgabe der darüber ertheilten Dienftvorfchriften. 
Sie vertritt in der Regel die Stelle der Vorladung. 


$. 124. 
Vorladung. 

Die Vorladung des Angeſchuldigten, ſoweit dieſelbe 
ausnahmsweiſe flattfindet, erfolgt nach dem Ermeſſen des 
Unterfuchungsgerichts mündlich oder fchriftlich, letzteren 
Falls unter Mitvollziehung des Commandanten. 

Die fhriftliche Ladung fol das Gericht, vor welchem 
der Vorgeladene zu erfcheinen hat, den Namen des Wor- 
geladenen, den Gegenftand der Unterfuhung wenigftens im 
Allgemeinen, Tag und Stunde, fowie den Ort des Er: 
fjeinens und die Bedeutung enthalten, = der Vorge⸗ 
ladene, wenn er ber gegenwärtigen oder einer inftigen Vor⸗ 
ladung in dieſer Unterfuchung nicht Folge Leifte, perſoͤnlich 
werde vor Gericht geführt werden. 

keter a des Gegenftandes ber Unterfuhung kann 
anferlaffen werden, wenn fie im Intereffe der lehterer 
anti efdeit, Alena 
;pätere Borladungen des Angefchulbigten Eönnen 
ebenfalls mündlich oder ſchriftlich gefchehen, Eh dag im 





legteren Falle die obige Bedeutung in der Ladung wieder⸗ 
holt zu werben uud P 4 

Die Behändigung, beziehendlich Beſtellung ift nach 
Maafgabe der bürgerlichen Procefgefege zu bewirken, 


§. 125. 

Vorfuhrung. 
Bleibt der Vorgeladene außen, ohne eine ausreichende 
Entſchuldigungsurſache angezeigt zu haben, fo iſt die Worz 
ladung unter Berüdfichtigung der Vorſchriften des 6. 124 
zu wiederholen oder der Vorgeladene vor Gericht zu führen. 
Auch kann ein fhriftlicher Vorführungsbefehl erlaffen wers 
Fi ea dem Vorgeladenen vorzuzeigen ift (vergl. 

. 145). 


$. 126. 
Vortladung von Perfonen im Auslande, 

Hat der Vorzuladende feinen Aufenthalt im Auslande 
genommen und ift fein Aufenthalt befannt, fo kann das 
Unterfuchungsgericht durch Vermittelung der ausländifchen 
Behörde an ihm eine Vorladung zur Geſtellung mit der 
Verwarnung erlaffen, dag im Falle feines Außenbleibens 
wider ihn als einen Flüchtigen, beziehendlich Deferteur, 
werde verfahren werben. 

Iſt der im Auslande lebende Angeſchuldigte aber der 
Entweichung verbächtig oder leiftet er der an ihm ergangenen 
Ladung nicht Folge, ohne fein Außenbleiben nicht genügend 
eutſchuidigt zu haben, fo hat das Unterfuchungsgericht das 
Gericht feines Aufenthaltsorts um feine vorläufige Fefi⸗ 
nehmung anzugehen. 

$. 127. 


Sofortige Vorführung. 

. Das Unterfuhungsgericht kann auch ohne vorgängige 
Dienftbefehligung oder Vorladung die Sorfüprung Ainb 
einftweilige erwahrung eines Verdächtigen verfügen, wenn 
Umftände vorliegen, welche nad) $. 138 bie Verhaftung 
rechtfertigen würden. 

Ebenſo kann es, wenn die Bedingungen zu einem 
Vorfuhrungsbefehle vorhanden find und der Aufenthalt des 
Angeſchuldigten unbekannt, oder der lettere fonft abweſend 
ift, die Behörden ſolcher Orte, wo ſich der Angeſchuldigte 
muthmagßlich aufhält, oder wohin er ſich muthmaaßlich bes 
geben wird, um deſſen vorläufige Sefinehmung angehen, 


$. 128. 
Bei Befondere Beftimmung. 
I giebt ſich das Unterfuhungsgericht nach Verübunt 
einer ftrafbaren That an Ort und Stelle, um erkundigungs 
weife eine unbeftimmte ‚Bahl von Perfonen abzuhören, fo 
kann es Jedem, gleichviel, ob er der Militär, erichtöbarfeit 
unterworfen ift oder nicht, wenn es ſolches für angemeffen 
findet, befehlen, daß er während der naͤchſten vierundzwan⸗ 
3ig Stunden in feiner Wohnung, begiehendlich, foviel Mie 
litärgerichtöbefohlene anlangt, an einem ihm zu beftimmen- 
den Orte bleibe, oder ſich wenigftens nicht außerhalb des 
Orts begebe und, wo er im Dxte anzutreffen fei, anzeige. 
Ber dieſem Befehle zuwider handelt, wird, wenn er 
den Militärgefeen „unterworfen, nach Maaßgabe der Ber 
ftimmungen des Mititärftrafgefegbuchs wegen Ungehorſams 
beftraft, wogegen er andern Falls mit einer Sefängnißftrafe 


bis zu einer Woche oder mit einer Gelobuße big uͤnf⸗ 
undzwanzig Thalern belegt werben kann Br Ten 
Wegen Vollftredung diefer Strafe, insbefondere in 

der davon Betroffene dem Givilftande am 


dem Falle, wenn 
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gehört, ift das Gericht anzugehen, dem berfelbe für feine 
Perfon unterworfen iſt. 

Gegen die Auferlegung der Strafe kann Beihwerde 
eingetendet werben, welcher aufidiebende Wirkung beizu⸗ 
legen ift und worliber das Oberkriegsgericht entſcheidet. 

Das Unterfuchungsgeriht kann auch auf dieim Abf. 1 


gedachte Zeit die einfiweilige Verwahrung der abzuhören: | füh: 


den Perfonen verfügen, wenn zu beforgen ift, daß diefelben 
dem Befehle nicht Folge leiſten ober ſich über ihre Ausfagen 
befprechen werden. 

$. 199. 

Nageile, 

Das Unterfuhungsgericht Tann den flüchtig geworber 
nen Angefhuldigten durch Diener des Gerichts (Profofen) 
oder auch, nach Befinden, durch andere Perfonen verfolgen 
laſſen. Die Nacheilenden find hierbei auf einen gewiffen 
Bezirk nicht befchräntt. 


8. 130. 
Deffentliche Vorladung · 

Das Unterſuchungsgericht iſt ferner befugt, wenn 
der Aufenthalt eines Baar unbekannt ift, oder 
wenn die ausländifche Behoͤrde, in deren Bezirke er ſich 
aufhält, die Behändigung der Ladung verweigert, eine Öffents 
lie Vorladung zu erlafjen. 

Diefelbe ift in die Leipziger Zeitung einzuruͤcken; fie 
Tann aber, nach Befinden, auch noch in andere inländifche 
and überdies in ein oder mehrere ausländifche Öffentliche 
Blätter eingeruckt werden. Der 

Die öffentliche Voriadung muß eine den Umftänden 
angemeffene Friſt und die Angabe enthalten, daß der Ans 
gelchuldigte fi wegen eines gegen ihn angezeigten Ber» 

ehens verantworten folle. Auch kann fie, wenn ein Ver⸗ 

66 ber in $. 131 gedachten Art in Frage kommt, mit 
der Verwarnung verfehen fein, daß der Angeſchuldigte im 
Falle des Außenbleibens die ſteckbriefliche Verfolgung zu 
gewärtigen habe. * 

Die Benennung des dem Vorgeladenen beigemeſſenen 
Vergehens in der Vorladung iſt nicht erforderlich. 


$. 131. 
Eiedbriej. J 

Hat ein Militärgerihtsbefohlener feinen ihm dienſtlich 
angewiefenen Aufenthaltsort unter Umftänden eigenmächtig 
verlaffen, welche den Verdacht, daß er der Erfüllung feiner 
Militärdienftpflicht ſich habe entziehen wollen, genugfam 
begründet erſcheinen laſſen, oder hat der eines anderen Ver⸗ 
brechens Angefjuldigte feiner Verhaftung oder der bereits 
angelegten Haft durch bie Flucht fi entzogen, fo Tann das 
Unterfuhungsgeriht durch ein offenes, in die Leipziger Zei⸗ 
tung, auch, nad Befinden, noch in anbere Öffentliche Blät- 
ter, wie in $. 130 Xbf. 2 beftimmt ift, einzurkdendes all: 
gemeines Erfuchen die Behörden auffordern, den Angeſchul⸗ 
Digten feftzunehmen und an ben näcften Sarnifonort ober, 
wenn diejes gleich nahe ift, das Unterfuhungsgeriht uns 

" mittelbar abzuliefern. 
$. 182. 
Veſchlagnahme bes Vermögens. 

Auch kann von dem Unterfuchungsgerichte dad Ver⸗ 
mögen eines Angefchuidigten, gegen welchen nach $. 131 ein 
Stedbrief erlafjen worden ift, behufs der Bewirkung feiner 
Seftellung mit Befchlag belegt werden. Die Beſchlagnahme 


hip: 


erfolgt, fo viel das bewegliche Vermögen des Angeſchuldig-⸗ 
ten betrifft, je nachdem daffelbe im Bereiche der civilgericht- 
lichen Zuftändigkeit ſich befindet oder nicht, durch diefes 
oder durch das Unterfuchungögericht, dagegen iſt diefelbe 
in Anfehung des unbeweglichen Vermögens des. Angeichulr 
digten jedesmal durch das zuftändige Givilgeriht auszu— 


ren. 

Die Beſchlagnahme ift von dem Unterfuchungsgerichte 
in ber Leipziger Zeitung, auch, nad) Befinden, noch in 
anderen öffentlichen Blättern, wie ſolches in $.130 Abf. 2 
beftimmt ift, und hierüber, foweit es ohne befonderen 
Aufenthalt geſchehen Tann, aud einem der Angehörigen des 
Angefhuldigten bekannt zu machen. 

Auch außer dem Falle fteckbriefliher Verfolgung, 
gleichviel, ob der Angefchuldigte flüchtig iſt oder nicht, koͤn⸗ 
nen zur Sicherftellung wegen der Unterfuchungskoſten (vergl, 
jedoch $. 363 Abf. 1) oder- verwirkter Geldſtrafen die ger 
feglich zuläffigen Maafregeln ergriffen werden. 


$. 133. 
Fortfegung. 

Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß das davon 
betroffene Vermögen des Flüchtigen auf defjen Koften von 
flaatöwegen und zwar, nach Befinden, durch einem vom 
dem Gerichte zu beftellenden und zu verpflichtenden Pfleger 
verwaltet wird, und daß von dem Tage an, an weichem 
die Befchlagnahme in der Leipziger Zeitung befannt ger 
macht worden ift, jede Verfügung des Angefehufbigten uns 
* yes Lebenden über dad Vermögen rechtlich unwirk⸗ 
ſam iſt. 

Den Angehörigen des Flüchtigen iſt Unterhalt aus 
dem in Beihlag genommenen ruf, auf Aid 
und, foweit fie hierzu nad) den Grundfägen des buͤrger⸗ 
lichen Rechts befugt find, zu verabreichen. 


F. 134, 

Fortfegung. 

R ie Beſchlagnahme ift aufzuheben, wenn die gericht» 
liche Verfolgung —— wird pre wenn fie oder gi ” 
kannte Strafe verjährt ift, wenn der Abwefende bei bem . 
Unterfuhungögerichte fich freiwillig ftellt oder zwangsweife 
geftellt wird oder wenn er geftorben iſt (vergl. noch $. 122). 
Die Aufhebung ift im gleicher Weife befannt zu maden, 
wie ſolches Hinfchtich ber Befchlagnahme in $. 132 vorge⸗ 
ſchrieben ift. 
$. 135. 
Befondere Beftimmung. 

Infoweit es um das Verbrechen der Defertion ſich 
handelt, fommen die Beftimmungen von $$. 132, 133, 
134 nut infoweit in Anwendung, als ihnen nicht bie hleruͤber 
befonders ertheilten Vorſchriften in $. 101 des Militärftvafe 
geſetzbuchs vom 11. Auguft 1855, bei denen es bewendet, 
entgegenftehen. t 

$. 136. 
Sicheres Geleit. 

Einem abwefenden ober flüchtigen Angeſchuldigten, 
welcher fich gegen ficheres Geleit vor dem Gerichte zu ftels 
len bereit erklärt, fann diefes Geleit von dem Kriegsmini— 
fterium, nad Befinden gegen Sicherheitleiftung, daß er 
auf jebesmaliges Erforbern des Gericht fofort bei demfel- 
ben fich geftellen werde, ertheilt werden. Daffelbe hat, wenn 
es nicht ausdruͤcklich in weiterem Umfange ertheilt worden. 





—— — 
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ift, die Wirkung, daß der Angeſchuldigte in der betreffen- 
na nterfuchung biB" zur Verkündigung des Befälufles 
auf Berweifung an dad Sprucjkriegägericht von Feftnehmung 
feiner Perſon befreit bleibt. Auf die Sicherheitleiftung 
Jeiden, infoweit nicht von dem Kriegsminifterium in einzel 
nen Fallen etwas Anderes beftimmt wird, die Vorſchriften 
von d. 145 fg. Anwendung. 


$. 137. 
Tortfegung. ’ 
Das ſichere Geleit ‘wirkt nur rüͤckſichtlich derjenigen 
verbrecherifchen Handiungen, in Betreff deren es ertheilt iſt. 
Auch wird durch, daffelbe die Beftrafung wegen unge 
bührlichen Benehmens vor Gericht nicht ausgeſchloſſen. 
Es verliert feine Wirkung, wenn der Angefhuldigte 
auf an ihn ergangene dienftlihe Befehligung oder Vorla⸗ 
dung ungehorfam ausbleibt, wenn er Anftalten zur Flucht 
macht, wenn er ſich der Kortfegung der Unterfuchung durch 
die Flucht oder durch die Verheimlichung feines Aufentz 
halts entzieht, wenn er feine Freiheit zu unerlaubten Ver: 
Fehr mit Zeugen oder Mitfcpuldigen mißbraucht, oder fonft 
die Zwecke der Unterfuhung zu vereitelm fucht, ober wenn 
ver Bedingungen, unter welchen ihm das fichere Geleit er= 
theilt worden ift, nicht erfüllt. 


$. 138. 
Unterfuchungshaft, 

Bleibt der Angeſchuldigte nach ſeiner Vernehmung 
der wider ihn angezeigten ſtrafbaren That noch ferner ver⸗ 
dächtig, fo hat das Unterfuchungdgericht die Verhaftung 
deffelben zu verfügen, wenn der Angeſchuldigte Anftalten 

ur Flucht macht oder den Umftänden nad) ber Flucht vers 
ti erfcheint. 

uch kann bie Verhaftung verfügt werben, wenn zu 
beforgen fteht, daß der Angefchuldigte durch Verabredung 
mit Mitfchuldigen oder mit Zeugen, durch Vernichtung 
der Spuren der That ober fonft die Unterfuhung ers 
ſchweren oder bereiteln werbe, oder wenn befondere,-actenz 
kundig zu machende Umftände die Befirchtung rechtfertigen, 
daß der Angeſchuldigte die Freiheit zur Verübung neuer 
firafbarer gungen mißbrauchen oder die noch nicht 
vollendete That ausführen werde, oder wenn bie Verhaf 
tung fonft durch das Intereſſe des Militärbienftes und ber 
Disciplin dringend geboten erfheint. 


$. 139. 
Fortfegung. 
Ueber die Verhaftung des Angeſchuldigten ift glei 
nach der erſten Vernehmung deſſelben ($. 134) F 2 
Unterfuchungsgerichte Entſchlleßung zu fallen. 
Luc) im Verlaufe der Unterjuhung kann das Unter 
ſuchungsgericht die Verhaftung des YngefQufdigten verfügen. 
Dafielbe hat vom der Verhaftung dem Commandanten 
and, wenn biefelbe gegen eine Perfon vom Offiziersftande 
ober Range verfügt worden, auch dem Kriegaminifterium 
zuneıe zu erftatten. 
em Verhafteten ſelbſt find die 
anlegung baldthunlichft zu eröffnen. 


$. 140. 
— der Verholts · und Borfüprungsbefehte, 
ie Berhafts: und Vorführungsbefehle in 
ganzen Umfange des nigra an MI? nn 





Gründe der Haft- 


Sächsische Landesbibi ip: 





Wenn der Angefehuldigte, gegen den cin Verhafts- 
oder Vorführungsbefehl erlafjen worden if, außerhalb ſeines 
Garnifond» oder des ihm zum Aufenthalt dienfigemäß ans 
gewiefenen Bezirks betroffen wird, fo if er dem Richter 
oder einem mit ber Polizeiverwaltung beauftragten Beamten 
des Orts vorzuführen, welcher den Befehl gegenzeichnet, 
ohne deffen Vollftredung hindern zu dürfen. 

BVerweigert der Angefhuldigte, ſich dem Befehle zu 
fügen, oder derſucht er, fich der Vollftrefung deſſelben zu 
entziehen, ſo ift mit Zwangsmaaßregeln gegen ihn zu ver⸗ 
fahren. Der mit der Vollſtreckung Beauftragte kann, wenn 
er 88 für nöthig findet, den Beiftand der ‚Militär oder, 
wenn dieſe nicht zu erlangen find, den Civilgerichts- ober 
Polizeibehörden in Anfprud nehmen. 


$. 141. . 
Voltzichung der Unterſuchungehaſt. 

Bei Vollʒiehung der Unterſuchungshaft ſollen dem Ver⸗ 
hafteten Feine größeren Beſchraͤnkungen auferlegt werden, 
als welche die Sicherung feiner Perfon, der Unterſuchungs- 
zwed und die Gefängnißpolizei nöthig machen. 4. 

In der Regel ift der Angeſchuldigte in einem Militäre 
oder in deffen Ermangelung in einem anderen öffentlichen 
Gefängniffe zu verwahren, mit Zuftimmung des Commans 
danten kann aber auch die Bewachung in feiner oder in 
einer anderen Wohnung angeordnet werden, wenn dieſe 
Bewachung ausfübrbar erſcheint und der Zweck der Haft 
dadurch ebenfalls mit Sicherheit erreicht wird. 


$. 142. 

Fortfchung. 
Dem Angefchuldigten dürfen Feſſeln nur dann angelegt 
werben, wenn er ber Flucht oder der Abficht, ſich felbft zu 
töbten, oder zu verlegen, verdächtig iſt und nicht anders 
mit Sicherheit verwahrt werden fan, oder wenn bie Feſ⸗ 
felung wegen ſonſt du beforgender Gewalthandlungen des 
Verhafteten erforderlich erfcheint. 

Der verhaftete oder in Verwahrung genommene An» 
geſchuldigte ift zur Abfendung von Briefen nur dann befugt, 
wenn ver Richter fie gelefen und ihre Abfendung unbebents 
lid) gefunden hat (verg!. Übrigens $. 197). Schreiben an 
die dem Unterfugungsgerichte vorgefegten Behörden darf 
der Angeſchuldigte ohne biefe Beſchraͤnkung abfenden. 


$. 143, 
Entlaffung aus der Haft. 

Die Entlaffung eines Angeſchuldigten, er fei verhaftet 
—— ‚oder nicht, kann von dem Unterfuhungsgerichte uns 
eſchraͤnkt ober gegen die befondere Verpflichtung, daß er 
auf jedesmaliges Erfordern des Gerichts fofort bei demfelben 
fich geftele, verfügt werben. 

Diefe Verpflichtung Tann mittelft Leiſtung eines Hande 
geloͤbniſſes oder mittelft Beftellung einer Sicherheit oder 
mittelft beider zugleich gefchehen. Vergl. übrigens noch $. 122. 


$. 144. 

are Entlaffung gegen Handgelbbuiß. 
, ei der Entlaffung auf Handgelöbniß ift ber Angeſchul⸗ 
digte zu, bedeuten, daß er während ber a ale 
Genehmigung des Unterfuchungsgerict3 von hem ihm ans 
ewieſenen ufenthaltsorte oder aus dem ihm angewiefenen 
— ſich N — * daß er Fünftigen Vor— 

erungen durch Verbergung feines Aufenthalts ii 
oder im Bezirke ſich nicht enilehe, FeHEBANS am ONE 
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Der Angeſchuldigte hat mirtelft Handſchlags zu ver- 
ſprechen, daß er diefer Bedeutung Folge Teiften werde. 

Das Handgelöbnig wird für die ganze Dauer der 
Unterfuhung, beziehendlih bis zum Antritte der Strafe, 
geleitet. Wird der Entlaffene nach geleiftetem Handgelöb- 
niffe verhaftet ($. 146) und fodann wieder entlaffen, io hat 
das Unterfuchungsgericht ftatt einer Erneuerung des Hand» 
gelöbniffes den Angefchuldigten bei der Entlaffung auf das 
früher geleiftete Handgelöbniß zu verweilen. 

Die Verlegung des Handgelöbniffes fol, außer dem 
etwa eintretenden Verluſte der beftelten Sicherheitsfumme 
($. 148), an denjenigen, auf welde die Vorſchriften des 
Mititärftrafgefegbuchs Anwendung leiden, mit mittlem Arreft 
bis zu vier Wochen, an anderen Perfonen mit Gefängniß 
bis zu ſechs Wochen oder mit einer Geldbuße bis zu ein« 
Hundestundfünfig Thalern, dagegen, wenn in der Haupt⸗ 
ſache auf Militärarbeitöftrafe, oder auf Arbeitshaus- oder 
Zuchthausſtrafe erkannt wird, mit einer Verlängerung diefer 
Strafe, welche Verlängerung jedoch nicht Uber drei Monate 
anfteigen und auch in fürzeren, als monatliden Friften 
ausgeſprochen werben Fann, geahndet werden. 

Die Entfceidung über die Beſtrafung des Hand: 
gelöbnißbruches wird durch das zur Aburtheilung des Haupt: 
verbrechens zuftändige Gericht in demfelben Erfenntniffe, 
in welchem legtere erfolgt, ertheilt. Findet eine ſolche Abz 
urtheilung nicht ftatt, oder ift fie bereits erfolgt, fo wird 
die Entſcheidung Uber den Handgelöbnißbruch mittelft be: 
foRenen Erfenntniffes von dem Unterfuchungsgerichte ers 
theilt. 

Bor der Entſcheidung iſt der Angefehuldigte mit feinen 
Erklärungen und Ausführungen zu hören. Gegen dieſes 
Erkenntniß find diefelben Nechtömittel zuläffig, welche das 
Geſetz gegen die Enderfenntniffe geftattet. 


$. 145. 
Entiaffung gegen Sigperheitsteiftung. 

Bei der Entlaffung gegen Sicherheitsleiſtung iſt die 

Sicherheit auf eine beftimmte Summe feftzufegen, welche 
entweder von dem Angefhuldigten oder von einem Dritten 

duch gerichtliche ‚Hinterlegung oder Pfandbeftellung oder 
gerichtliche Zahlungsverpflichtung zu gewähren ift. 
Die Wiederaufhebung ift zu verfügen, wenn die Unter 
Tuchung eingeftellt oder der Angefchuldigte freigefprochen 
oder die ihm zuerkannte Strafe in Vollzug geſetzt wird. 

Aendern fich die Vermögensverhältniffe deffen, der die 
Sicyerheit beftelt hat, oder geht fonft die Sicherheit ganz 
oder theilweile verloren, fo hat das Unterfuchungsgericht 
wegen Wiederverhaftung des Angeſchuldigten, beziehendlich 
wegen anderweiter Beftellung oder Erhöhung der Sicher- 
heit, Entfchließung zu faflen. 

$. 146. 
Wie derverhaftuug. 

Ungeachtet des Handgeloͤbniſſes und der geleiſteten 
Siöerhet ift mit der aM an des Angefehufdigten wieder 
u verfahren, ‘wenn derfelbe auf eine Vorforderung des 
Unterfuchungsgerihts s nicht ftellt, oder Anftalten zur 
Flucht trifft, oder den befonderen, bei feiner Entlaffung ihm 


ertheilten Beftimmungen entgegen handelt, oder feine Freis 
FH zur — 5 — neuer Verbrechen oder zur Erfchwerung 
der Unterfuchung mißbraucht, oder, wenn fi neue, zur 
Zeit der Sicherheits leiſtung noch nicht vorhanden oder nad) 
nicht bekannt gewefene Umftände ergeben, welche nach $. 138 
die Verhaftung rechtfertigen. 


If eine ſolche anderweite Verhaftung erfolgt, fo hat 
das Unterfuchungsgeriht, wenn die Entlafjung gegen Be 
ftellung einer Sicherheit verfügt war und diefelbe nicht bes 
reits nad $. 148 verfallen ift, die Wiederaufhebung der 
übernommenen Haftung zu verfügen und beziehendlich die 
Gegenftände der Sicherheitsleiſtung zurückzugeben (vergl. 
jedoch $. 122). Wird aber der Verhaftete binnen 24 Stun⸗ 
den wieder entlaffen, fo findet eine MWiederaufhebung der 
übernommenen — nicht ſtatt, vielmehr dauert folchen- 
falls Ietere, auch ohne befondere Erflärung, von felbft fort. 


8. 147. 
Beginn der Haft, 
Die Haft beginnt mit dem Augenblicke, wo bie Haft: 
anlegung dem Angefhuldigten von dem damit Beauftragten 
oder dem fonft dazu Berechtigten angefündigt worden ift, 


$. 148. ° 
Verſallen ber Gicherheitgfumme, 

Die zur Sicherheit bejtimmte Summe ift dem Gerichte 
verfallen, wenn der Angefchuldigte der Fortftellung der Unters 
ſuchung oder der Strafvollftredung ſich entzogen hat und 
nicht binnen dreißig Tagen, von der Zeit an, wo feine 
Flucht bei Gericht actentunbig gemacht worden iſt, freie 
willig ſich ſtellt. 

Hatte ein Dritter die Sicherheit beftellt, fo iſt derſelbe 
zuvörderft von der Abiwefenheit des ngefäulbigten duch 
das Unterfuchungsgericht zu benachrichtigen. Er kann hier⸗ 
auf den Verfall_der Sicherheit dadurch abwenden, daß er 
binnen — en, von dieſer Benachrichtigung an ges 
echnet, den Angefchuldigten bei Gericht geftellt. Sa 
ſolche Geftellung durch den Dritten ift es anzufehen, wenn 
derfelbe dem Gerichte den Aufenthaltsort des Flüchtigen 
binnen der gedachten dreißigtägigen Frift anzeigt und Ießterer 
daſelbſt infolge der Anaege ergriffen wird, 

Dagegen wird der Verfall der Sicherheit dadurch, daß 
der Angefchulbigte ohne die im vorigen Abfatze erwähnten 
Vorausſetzungen, gleichviel, ob innerhalb der dreißigtägigen 
Friſt oder nad) derjelben, ergriffen, oder daß er fpäter in 
der Hauptſache losgeſprochen wird, nicht abgewendet. 

Aud kann der Angefhuldigte nicht verlangen, daß eine 
verwirkte Geldfirafe oder die von ihm etwa zu berichtigen 
den Koften von der verfallenen Sicherheitsfumme bezahlt 
werben. 

$. 149. 


Scadenerfah. 

Der Verlehte ift befugt, dafern er dazu auf anderem 
Wege nicht gelangen kann, Erſatz des ihm durch das Ver— 
ee verurfachten Schadens aus der verfallenen Sicher⸗ 
heitöfumme zu verlangen. Das Recht deffelben auf andere 
Sicperheitömaaßregeln wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


Drittes Capitel, 
Bon der Vernehmung des Angeſchuldigten. 


$. 150. 
Unmittelöarkeit der Vernehmung. 

Der Angeſchuldigte iſt mündlich zu vernehmen und 
zu diefem Behufe, infoneit nicht die Beforgniß einer Ge— 
walthandlung vorhanden ift, was folhenfals im Pros 
tofolle zu bemerken ift, feſſellos vor dad Unterfuchungs- 





gericht zu fielen. Neben der mündlichen Vernehmung 
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znnen aber noch ſchriftliche Auslaffungen und Nachweis 
Fe von ten erfordert oder ihm nach⸗ 
gelaffen werben. 
$. 151. 
Befondere Beftimmungen. R 
Iſt der Angefchuldigte der deutſchen Sprache nicht 
Zundig, fo fol die Vernehmung mit Buziehung eines der 
fremden Sprache kundigen Dollmetſchers geſchehen. 4 
Hierbei find die Fragen des Gerichts fomehl, als bie 
Antworten des Angefhuldigten von dem Dollmetfhher in 
der fremden Sprache und von dem Protofollführer in ber 
deutfchen Sprache niederzuſchreiben. Der Dollmetſcher hat 
die Niederfehrift dem Angefchuldigten behufs der Geneh- 
migung vorzulefen oder vorzulegen. Iſt der Dollmetſcher 
jedoch des Schreibens in der fremden Sprache nicht kundig, 
fo hat er das von dem Gerichte aufgenommene Protokoll 
dem Angeſchuldigten behufs der Genehmigung in die fremde 
Sprache zu überfegen. . = 
Der Bernommene kann jedoch auch feine Antworten 
in der Urfprache felbft niederfchreiben und zu dem gericht 
lichen Protokolle übergeben, in welchem Falle der Doll 
metfcher etwaige Abweichungen des Niedergefchriebenen von 
„den ihm mündlid gemachten Mittheilungen dem Gerichte 
fofort anzuzeigen hat. 
Das gerichtliche Protokoll iſt dem Dollmetfcher zur 
Genehmigung vorzulefen, beziehendlich vorzulegen. 


$. 152, 
Fortfegung. 

Perfonen, welche der Rede mächtig find, denen ber 
Nichter aber nur durch die Schrift fich verftändfih machen 
Tann, find die fragen fchriftlich vorzulegen; Perfonen, welche 
fhrelben: fönnen und bes Gehoͤrs mächtig find, aber nicht 
ſprechen koͤnnen, find mit ſchriftlichen Antworten zu hören, 
und Perfonen, welche weder der Sprache, noch des Ges 
hörd mächtig find, aber lefen und ſchreiben fönnen , find 
die Fragen des Nichters fhriftlich und zur fhriftlichen Ber 
antwortung vorzulegen. 

Bei Perfonen, die nur durch Zeichen ſich verſtaͤndlich 
machen koͤnnen oder denen die Frage mur durch Zeichen 
verftändlich gemacht werben kann, ift ein der Beichenfprache 
kundiger Dollmetfcher beizuziehen. Bei Antworten, welche 
der Befragte durch allgemein verftändliche Zeichen giebt, 
bedarf es der Vermittelung eines Dollmetichers nicht, 

Ueber die Art der Befragung, den Gang und die Er- 
gebniffe des Verhörs ift nach Maafgabe von $$. 99, 100 
ein Protokoll aufzunehmen. 

Daſſelhe ift dem Vernommenen, wenn er des Gehörs 
nicht mächtig iſt, jedoch Iefen kann, behufs der Genchmie 
«gung und Unterzeichnung zum Durchlefen vorzulegen. Iſt 
au das Lehtere nicht mög, fo ift wegen Genehmigung 
des Protokols durch den beizuziehenden Dolmetfcher der 
Vorſchrift des Schlußfakes von $. 151 nachzugehen. 

' 6. 153. 
w Fortfegung. 
egen Wahl und Vereidung des Dollmetſchers gilt 
deſſelbe was deshalb in F. 162, 163 bezigli 

Sachverftändigen angeorbnet R ’ —— 

$ 154. 
— ER der Vornahme des Verhors. 

De Bernehmung eines Angefchuldigten ‚sfweldher a 

dienſiliche Befehligung oder ergangene — 


ift, iſt unverweilt zu bewirken. Ein vorgeführter, ſowie ein 
in Verwahrung genommener und an das Gericht abgeger 
bener Angefchuldigter ift an dem Lage der Vorführung oder 
Abgabe, längftens aber am nächften Werktage zu ver⸗ 
nehmen. 

$. 155. 


Innere Einrichtung des Verhörs. 

Der Richter hat bei der erften Wernehmung den Une 
gefehuldigten zu einer wahrhaften Ausfage unter Vorhalt 
feiner Pflicht, die Wahrheit vor Gericht anzugeben, aufzu— 
fordern, aud) ihm, nach Befinden, bemerklich zu machen, 
daß er durch wahrheitswidrige Angaben bie Unterfuchung 
zu feinem Schaden erſchwere und ſich jelbft benachtheifige. 
Der Richter kann auch bei fpäteren Vernehmungen biefe 
Aufforderung und Bedeutung wiederholen. E R 

Nicht minder hat der Nichter dem Angefchuldigten bie 
firafbare Handlung, deren er beſchuldigt ift, zu bezeichnen 
und ihn aufzuforbern, fi über die den Gegenftand der Ans 
f&uldigung_ bildenden Thatfachen in einer zufammenhäns 
genden verftändlichen Erzählung zu erklären. Die weitere 
Befragung des Angefchuldigten ift auf die Ergänzung der 
Erzählung, auf die Entfernung etwaiger Dunkelheiten und 
Befeitigung von Widerfprüchen, in denen feine Angaben 
unter ſich oder mit anderen erhobenen Thatfachen ftchen, 
zu richten, und es ift hierbei daflır Sorge zu fragen, daß 
m Laufe ber Unterfuchung der Angefhuldigte die gegen ihn 
vorliegenden Verdachtsgruͤnde erfahre und dadurch aus— 
reichende Gelegenheit zu feiner Rechtfertigung erhalte, 


8. 150. 
Bernehuiung über bie perſonlichen Verhaliniſſe. 

Der Richter hat den Angeſchuldigten auch uͤber deſſen 
—7 Verhaͤltniſſe, foweit fie für die Beurtheilung der 
Sache nöthig und nicht bereits actenkundig find, insbeſon⸗ 
dere ob und weshalb er ſchon in Unterjuchung fich befunden 
und infolge deſſen ober auf disciplinarifchem Wege Strafe 
erlitten habe, zu befragen und für die Herbeifchaffung der 
etwa erforberlichen Beſcheinigungen und Beurtheilungen 
in Zeus auf das bisherige Verhalten deſſelben beforgt 
zu fein, 





Diefe Befragung ift alsbald nad) Aufang der Untere 
fuhung zu bewirken. 
$ 157, 
es Fengfteltung. 

„Die an den Angefchuldigten zu richtenden Fragen find 
beftimmt und deutlich, injonderheit fo zu A in 
nicht auf verſchiedene Umftände zugleich fich beziehen und 
der Vernommene zu erkennen im Stande ift, was er mit 
der Beantwortung berfelben bejahe oder verneine, Auch ift 
die Stellung folder Fragen zu vermeiden, in welchen eine 
von dem Angefhulbigten geleugnete oder doch wenigſtens 
nicht zugeſtandene Thatfache als bereits zugeſtanden anges 
nommen wird. 

$. 158, 
A — von Zwangsmanfregelit, 
der Richter darf, um dem Angefchulbigten zu Ge 
fändniffen oder anderen Angaben zu an Bu. 
ſprechungen, Vorfpiegelungen ober Drohungen, nod) Füre 
perlichen Swang anwenden ober anwenden laffen. J9 


Derartige Mittel find auch dann nicht zua were 
der Angefehulbigte überhaupt oder in a re 
anfworten, oder ſich taub, fumm, wahnfinnig, 


weigert, zu 
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bloͤdſinnig ober krank ſtellt, obwohl der Unterfuchungsrichter 
nad) feinen eigenen Wahrnehmungen oder nach den fonft 
hierüber angeftellten Eroͤrterungen von der Verftellung 
überzeugt ift. Vielmehr ift ſolchenfalls dem Angefchuldigten 
ernftlich vorzubalten,, daß feines Schweigens ungeachtet die 
Unterfucpung ihren Fortgang nehmen werde, fein Verhalten 
aber die Unterſuchung zu feinem eigenen Schaden verlän- 
gern, einen nachiheiügen Einfluß auf die Fünftige Beur- 
theilung feiner Schuld aushben, auch, möglicherweife den 
- Berluft etwaiger Vertheidigungsgründe herbeiführen koͤnnte. 

Iſt diefe Vermahnung feuchtloS geblieben, fo kann der 
Nichter denfelben in Unterfuchungshaft nehmen. 


$. 159. 
Segenüberftellung. 

Weichen die Ungaben des Angeſchuldigten von den 
Ausfagen Mitfpuldiger oder den Angaben des Verletzten 
oder an Zeugen ab, oder handelt es ſich um die nöthige 
Herftelung der Identität der Perſon des Angefchuldigten 
ober einer anderen Perfon, fo hat der Richter eine Gegen» 
überftellung vorzunehmen, infofern nicht, im erfteren Falle, 
die Vorladung ded Verleizten oder des Zeugen zur Schlußs 
verhandlung befchloffen wird. Vergl. noch $. 218 fg. 

Falls nicht befondere Gründe eine Ausnahme rechtfer- 
tigen, find auf einmal nur zwei Perfonen einander gegen: 
über zu flellen. 

8 Werhör bei der Gegenüberftellung ift fo einzus 
richten, daß die einander gegen ‚ber gebalen Perfonen Uber 
jeden einzelnen Umftand, über welchen ihre Ausfagen ſich 
widerſprechen, befonderd gegeneinander gehört und die beider» 
feitigen Untworten in ebenderfelben Ordnung zu Protokoll 
genommen werben. 

Befinden fi Perfonen, welche anderen gegenüber zu 
ſtellen find, unter verfchiedenen Gerichten, fo tft das be 
treffende Gericht um ihre Geftellung oder, fofern nach dem 
Ermeffen des ——— — 8 unbedenklich erfcheint, 
um Vornahme der Gegenüberftellung zu erſuchen. Es 
Tann aber auch das Unterfuchungsgericht, nach Befinden, 
die Gegentiberftelung der unter anderer Gerichtöbarfeit 
fiehenden Perfonen ſelbſt vornehmen, hat jedoch hiervon 
das bezügliche Gericht zu benachrichtigen. (Vergl. $. 96 
Abſ. 2.) p 


Viertes Capitel. 


Von der Beaugenſcheinigung und den 
Sachverſtaͤndigen. 


$. 160. 
Aigenſchein. 

Beaugenſcheinigung iſt vorzunehmen, ſo oft ein für 
die Unterfuchung erheblicher Umſtand dadurch aufgeklaͤrt 
and die Auftlaͤrung nicht auf andere weniger aufhaͤltliche 
Weife erlangt werden kann. 

Diefelbe kann, auch wenn der Gegenftand ber Beaur 
genfcheinigung unter Gerichtöbarkeit eines andern Gerichts 
fich befindet, durch das Unterſuchungsgericht felbft, jedoch 
anter Benachrichtigung des bezüglichen Gerichts, an jedem 
Drte des Landes vorgenommen werden, bafern deren Vor⸗ 
nahme nach dem Ermefien des Unterfuchungögerichts nicht 
ohne Nachtheit für die Unterfuchung durch ein anderes Ger 
sicht geihehen fann.. 

Üeber den Befund ift ein Protofoll aufzunehmen und 


1.8. (1. Abonnement) 
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bei Unterfuchung von Dertlichkeiten, ſoweit nöthig, ein Riß 
ober eine Handzeihnung zu den Xeten zu bringen. 

Bei einer Leichenſchau, einer Leihenöffnung und einer 
Orts beſichtigung, wenn es ſich bei legterer um Feſtſtellung 
vergaͤnglichet Spuren des Verbrechens handelt, find jedes⸗ 
falis zwei Beiſitzer zuzuziehen (vgl. noch 8. 18). 

Bei minder wichtigen Drtsbefichtigungen und Beau- 
genfcheinigungen genügt es, wenn diefelben durch die Bei⸗ 
fer allein vorgenommen ‚werden. 


$. 161. 
Sachverftändige. 

In Fällen, wo zur Erforfhung der Wahrheit eine be⸗ 
fondere, außer dem Kreife der berufsmäßigen oder allges 
meinen Kenntniß des Nichters liegende Wiffenfchaft oder 
Kunft oder Gewerbskenntniß erforderlich ift, find Sachver— 
fländige ald Beiftände des Richters zugugiehen. . 

Es genügt, infoweit nicht etwas Andered ausdrücklich 
beftimmt ift ($. 176), ein Sachverftändiger. 

„Wird die förperliche Beſichtigung einer nicht unter 
Mititärgerichtsbarkeit ſtehenden Perfon wegen einer an ihr - 
verübten firafbaren That erforderlih, fo kann die Vor 
nahme derjelben bei demjenigen Givilgerichte beantragt 
werden, welchem fie zuftehen würde, wenn ihm die Fuͤh⸗ 
rung der Unterfuhung obläge. Bei Perfonen weiblichen 
Geſchlechts hat ſolches in der Megel zu gefchehen. 

Das hierzu angegangene Gericht hat folhenfalls nad) 
den einfchlagenden Beftimmungen der allgemeinen Strafe 
proceßorbnung ‘zu verfahren. 


$. 102. 
Baht derſelben. % 
Die Wahl der Sachverſtaͤndigen gebührt dem Richter. 
Er kann die getroffene Wahl wieder abändern. 

‚Der Sacverftändige fol, foweit dazu Gelegenpeit fiß 
bietet, aus geeigneten Militärperfonen, jedoch, wo möglich, 
nicht aus den Angehörigen des Angeſchuldigten, des Ver⸗ 
legten, des Unterfuchungsrichters und des Commandanten 
oder aus den Zeugen genommen, auch barf weder der Vers 
legte, noch eine von den Perfonen, welche won Leiftung 
des Beugeneides in $. 216 ausgefchloffen find, bei Strafe 
der Nichtigkeit, als Sachverftändiger verwendet werden. 

Der, Gewählte kann die Annahme der Wahl ablchnen. 
Jedoch koͤnnen diejenigen, welche ftändig als Sachverftäns 
dige beftellt oder zur Ausübung der Wiffenfhaft, Kunſt 
oder des Gewerbes, deren Kenntniß bei dem Gutachten 
vorauögefet wird, Öffentlich angeftellt oder ermächtigt find, 
ober diefelbe zum Erwerbe ausüben, die Wahl nur aus uns 
erheblicden Gründen ablehnen. 


$. 168. 
Vereidung derſelben. 

Sachverſtaͤndige ſind vor der Beaugenſcheinigung und 
Erſtattung ihres Gutachtens, dafern fie bereits als ftändig 
beftellte Sachverftändige in Amtspflicht fiehen, auf Iehtere 
‚u verweilen, außerdem aber nad) der im Anhange unter 
. V erfichtlichen Eidesformel au verpflichten. Es fol je⸗ 
doch daraus, daß der Sachverftändige nicht verpflichtet ge⸗ 
wefen, fein Nichtigfeitägrumd abgeleitet werden, dafern nur 
derfelbe nachträglich mittelft Eides verfichert, daß er gewiſ⸗ 
fenhaft beobachtet und dad Gutachten feiner Kenntnig und 
Erfahrung gemäß abgegeben habe. 


11 
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$. 164. 
Vornahme ber Befichtigung. RR 

Die Gegenftände des Augenſcheins find, wo möglich, 
dem Angeihuldigten vorzuzeigen, wobei derfelbe zu befras 
gen ift, ob er fie für diejenigen anerfenne, für welde fie 
ausgegeben werden. Die Befihtigung und Unterfuchung 
Seiten der Sachverftändigen ift in Gegenwart des Richters 
vorzunehmen, dafern nicht Nüdfichten des ſittlichen Ans 
ftandes eine Ausnahme erheifchen. Auch bedarf «5 der 
Gegenwart des Richters nicht in den in $$. 172, 173, 
174, 181, 182 bemerften Sällen, ſowie überhaupt dann 
wicht, wenn es fi nur um ein fahverflänbiges Urtheil 
Handelt, oder wenn bie erforderlichen Wahrnehmungen nur 
durch fortgefegte Beobachtung oder Länger dauernde Vers 
fuche von Seiten des Sachverftändigen gemacht werden 


+ Tonnen. 


In den Faͤllen, in welchen die Unterſuchung des Sach ⸗ 
verftändigen die zu unterfuchenden Gegenftände zerftört oder 
verändert, foll ihm, wo möglich, nur ein Theil derſelben 

1 feinen Verfuchen überlaffen, das Uebrige aber unter amt- 
Keyım Verihluffe fo lange, als bie Nothwenbigkeit einer 
zweiten Unterfuhung nicht ausgefhloffen iſt, zurückbehalten 
werben. 


$. 165. 
Leitung derſelben. 

Das Unterfugungsgerit bezeichnet die Gegenftände, 
auf welche der Sachverftändige feine Beobachtung zu riche 
ten hat, und ſtellt die Fragen, deren gutachtlihe Beants 
worfung es fr erforderlich hält. Es kann, wenn es fol: 
Ges für zwedmäßig erachtet, den Angeſchuldigten, ſowie 
den Bee und einzelne Zeugen bei dem Augenjcheine 
und der Befichtigung beiziehen. 


$. 166. 
Vorbereitung des Gutachtens. 

Das Unterfuhungsgeriht hat, wenn ihm der Fall 
dazu geeignet ericheint, dem Sachverftändigen entweder von 
amtswegen ober auf deſſen Antrag die Unterfuhungsacten 
A aniht vorzulegen oder Auszuge aus ſolchen mitzur 
theilen, 

Auch hat das Gericht nach Befinden dem Sachver— 
ftändigen auf deffen Verlangen durch Vernehmung des Ver— 
dächtigen oder durch Befragung von Zeugen über beſtimmte, 
für das abzugebende Gutachten erhebliche Punkte weitere 
Aufklärung zu verſchaffen. 

Das Gericht kann den Sachverftändigen zu diefer Ver⸗ 
nehmung und Befragung hinzuziehen. 

Der Sachverfiändige kann außer den ihm vorgelegten 
Fragen noch andere Fragen in den Kreis feiner Prüfun: 
stehen , wenn er diefelben nach feiner Wiffenfchaft oder Kun! 
‚oder feinem Gewerbe für den vorliegenden Fall für erheb- 
lich erachtet; er hat jedoch ſich jedes Ausſpruchs über dad 
jenige zu enthalten, was außer dem Kreife feiner berufs⸗ 
mäßigen Beurtheilung liegt. 


& 167. 
Gutachten des Sachverſtündigen. 

Der Sachverftändige hat fein Gutachten entweder for 
gleich —— zu geben ober, 
namentlich in wichtigeren Fallen, mittelft befonderer fchrifte 
licher Ausführung binnen einer ihm vom Richter zu ver⸗ 
Hattenden Friſt zu den Acten einzureichen. 
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In letzterem Falle hat der Ausfteller fi zu dem Gut · 
achten, dafern er es nicht als ſtaͤndig beftellter Sachverſtaͤn⸗ 
diger mit dem ihm hierzu verlichenen Amtsfiegel verichen hat, 
vor dem Unterfuchungsgerichte oder, wenn er nicht am Ger 
richtsorte anweſend, vor einer anderen Gerichtsbehoͤrde zu 
befennen. 

8 168. 


Fortſetzung. 

Wenn thatſaͤchliche Behauptungen in dem Gutachten 
mit dem Inhalte der Arten im Widerſpruche ſtehen oder 
wenn Unvolftändigkeiten oder Unbeftimmtheiten im thats 
fächlicher Hinficht vorliegen oder die Sachverſtaͤndigen über 
thatfächliche Berhältniffe ſich widerfprechen, fo find fie noch 
einmal zu befragen. Auch kann, nad Befinden, bie Be 
augenfcheinigung durch die nämlichen oder durch andere 
Sachverftändige wiederholt werden, 


$. 160. 

Fortſekuug. 
Iſt nach der Anſicht des Gerichts day Gutachten dun⸗ 
rel, unvollſtaͤndig oder unſchluͤfſig, oder gehen dam Gerichte 
fonft gegen dafjelbe Bedenken bei, ſo ift der Ausſteller nochs 
mals zu befragen. Hebt ſich bierdurch der Anſtand nicht, 
oder find die zugezogenen mehreren Sachverftändigen, weiche 
das Gutachten ausgeftellt haben, verjchiedener gutachtlicher 
Meinung, jo ift eine anderweite Begutachtung durch einen 
oder mehrere Sachverftändige zu weranftalten. Handelt es 
ſich hierbei um eine ärztliche Begutachtung, ſo iſt das Ober: 
gutachten eines Medicinalcollegiums einzuholen, 


$. 170. 
Aeitjehanng. 

Das Unterfuhungsaericht bat, wenn in den Fllen 
von $$. 168, 169 die Veranflaltung einer Begutachtung 
durch andere Sachverftändige oder die Einholung des Ober: 
gutachtens eines Mevdicinalcolegiumd in Frage tommt, zus 
voͤrderſt bie Entfchliegung des Sberkriegögerichts einzuholen. 


$. 171. 
Serien bes Taawerftinbigen. 

Der Sachverftändige erhält, aufer dem Erſatze dis 
aufzuwenden geweienen Verlags, die tarınäßigen Gebuͤh 
ten, infoweit- er, nicht vermöge einer Dienftftellung, wie na— 
mentlich das militärärztliche Verfonal, als im Allgemeinen 
Sachverftändiger verpflichtet ift. 





Vorſchriften für befondere Fälle, 


$. 172. 

PET Werthãermitieluugen. 
„Bedarf es der Ermittelung des Werthes einer Sache, 
fo_ift derſelbe den Beſtimmungen des allgemeinen —— 
geſetbuchs gemäß durch eine zu Winderungen im Allgemei⸗ 
nen verpflichtete oder befonders zu verpflichtenne Perfon 
(vergl. $. 162 Abf. 1, 2, $. 163) zu beftimmen. In File 
u lid — kann diefe Wuͤrberung 
10) ben Anterſuchungsrichter im Einvernehin it 

3 Seiahiien — hi inbernehmen init 
3 mn bev gemeine Werth, ven Die Sache zur Zeit bes 
Verbrechens hatte, auf dieſe Heife nicht enattie werden; 
hat ihn ber Perletzte ‚oder, nach Befinben, Derjenige, Der 
Sache in feiner ufficht oder Verwahrung hakte, anzu 








hen 








und an Eiveöftatt zu Nerfichern, Daß bie Gache nach feiner 
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Uober; eugung den angegebenen Werth zur Zeit der That 
wirklich gehabt habe. > 


$. 173. 
Säriftenvergleigung. 

Zum Beweife der Echtheit oder Unechtheit von Schrif- 
ten Tann eine Bergleihung mit anderen, unzweifelhaft 
echten Schriften durch einen Sachverſtaͤndigen veranftaltet 
werben. Auch ann, da nöthig, behufs der Herbeifhaffung 
von Vergleihungsfchriften eine Hausfuchung vorgenommen, 
fowie der angebliche oder vermeintliche Urheber der Schrift 
zur Fertigung einer Niederfchrift vor Gericht angehalten 
werben. 

$. 174. 
Usberfegung von Urkunden. 

Urkunden in fremder Sprache, welche bei der Auf 
nahme des Beweiſes von Einfluß fein koͤnnen, hat das 
Gericht durch einen verpflichteten Dollmetfcher (vergl. $. 
163 und Anhang Nr, VI) überfegen und nebft der Ueber: 
feßung zu den Acten bringen zu laffen, wobei den Beftim- 
mungen in $. 167 Abſ. 2. gleichfalls nachzugehen ift. 


& 175. 
Bei dem Verorechen der Todtung · 

Ergiebt ſich Verdacht einer Toͤdtung, fo muß vor der 
Beerdigung bie gerichtliche Leichenſchau und, dafern der 
Berdadt einer von fremder Hand erfolgten Toͤdtung hier 
durch nicht völlig erledigt wird, die Leihenöffnung vorge 
nommen werben. 

Entfteht der Verdacht einer Tödtung erft nah Ber 
ftattung des Leichnams, fo ift derfelbe wieder auszugraben, 
wenn hiervon noch ein Nusen für die Beurtheilung der 
Sache erwartet werden Fann. 

Beztiglich ber Leichname von Perfonen vom Givilftande 
gelten bie Beftimmungen in $. 161 Abf. 3, 4 ebenfalls. 


$. 176. 
Fortfegung. 

Außer der Gegenwart des Richters und zweier Beifiger 
wirb zu der gerichtlichen Leichenfchau die Ahpiehung des 
Gerichtsarztes oder des Gerichtöwundarztes und zu der ges 
richtlihen Leihenöffnung die Zuziehung beider erfordert. 

Als Gerichtöärzte und Gerichtswundärgte find in ber 
Regel nur Militärärgte zu verwenden. 

Sollte jedoch die Bugiehung der im vorigen Abſatze ges 
dachten Terzte oder eines derfelben mit befonderem Aufent- 
halte verbunden fein, ober fonft bedenklich erfcheinen, fo 
Zönnen auch Givilgerichtsärzte und beziehendlich Civilgerichtse 
wundaͤrzte oder andere öffentlich angeftellte oder zur Praxis 
berechtigte Aerzte und Mundärzte, wobei bezüglich der letz- 
teren ber Vorſchrift in $. 162 nachzugehen ift, die Leichen» 
ſchau und Leichenöffnung vornehmen, 

Denjenigen Aerzten, welche den Verfiorbenen in der 
dem Tode unmittelbar vorauögegangenen Krankheit behan- 
delt haben, it, wo möglich, die Vornahme der Leichenöff- 
nung nicht zu übertragen, wohl aber fönnen fie zu derfel- 
ben zugezogen werden, um aus der Krankheitsgefchichte 
Aufihlüffe zu geben. Diefe Beftimmung leidet auch auf 
den Gerichtsarzt und Gerichtöwundarzt Anwendung, wenn 
er den Verftorbenen in der fraglichen Krankheit behan- 
delt hat. 
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$. 177. 
j Fertfegung. 
‚Das Gericht hat für den Beweis der Identitaͤt des 
Getöbteten zu forgen. 

Inſonderheit hat es, che eine Veränderung mit bem 

Leichname vorgenommen wird, denfelben, foweit es möglich 
ift, dem muthmaaßlichen Thäter und, bafern der Getödtete 
nicht dem Gerichte felbft ausreichend befannt war, folchen 
DVerfonen, die ihn im Leben gekannt haben, zur Anerkennung 
dorzugeigen.. % 
-  MWird die Leiche von Niemandem erkannt, fo ift eine 
gene Beſchreibung derfelben, namentlich auch ihter Bes 
[eidung und der Gegenftände, die bei ihr aufgefunden wor⸗ 
den, zu den Acten zu nehmen und in öffentlichen Blättern 
befannt zu maden. Die Bekanntmachung ift jedoch zu 
unterlaffen, wenn zu beforgen ift, daß durch biefelbe die 
Verfolgung des Thaͤters erſchwert werden wuͤrde. 


$. 178. 
Fortſetzung. 

Im Uebrigen ſind bei der Beſichtigung der Leiche die 
für Beurtheilung der Sache wichtigen Umſtaͤnde, unter 
denen die Leiche aufgefunden worden ift, infonderheit der 
Ort, wo, und bie Sage, worin fie gefunden worden, fos 
wie die Wunden und fonfligen Spuren einer an dem Ver— 
florbenen verübten Gewaltthat genau zu erforfchen und 
das erlangte Ergebniß actenfundig zu machen. 


$. 179. 

Fortjegung. 
* Die Ceihenöffnung ift auf die Deffnung der Kopfı, 
Bruft- und Unterleibshöhle des Entfeclten En richten, 

Iſt nach der übereinftimmenden Anfi oE der Xerzte 
und des Unterfuchungsgerichts die Leichenoͤffnung übers 
haupt oder doch bie Erftredung derfelben auf alle_ drei 
aan nicht thunlich, fo haben die Aerzte, im erfleren 

alle ihr Gutachten ($. 180) auf Grund der Leichenfchau 
im legteren Sale auf Grund der Leichenſchau und des bei 
—— der übrigen Höhlen erlangten Befundes anzu—⸗ 
geben. 
$. 180, 


’ Fortfegung. 

Das ärztliche Gutachten muß, was bie Todesurſache 
betrifft, eine Erklärung darüber enthalten, ob nach den 
Grundfägen der Wiſſenſchaft mit Beftimmtheit oder wenige 
ſtens mit Wahrfcheinlichkeit anzunehmen fei, daß der Tod 
infolge der am Leichname bemerkten Verlegungen einges 
treten fei, oder daß doch diefe Verlegungen den Tod zur 
Folge gehabt haben würden, wenn berjelbe nicht durch 
eine andere beftimmt anzugebende Urfache zeitiger bewirkt 
worden wäre, 

Iſt die Toͤdtung eines neugebornen Kindes in Frage, 
fo ift neben der Befchaffenheit der Verletzungen zu unter 
ſuchen, ob das Kind lebendig geboren worden und zu dem 
Fortleben außer dem Mutterleibe fähig gewefen fei. 

Dem Unterfuchungsgerichte bleibt vorbehalten, dem 
Sachverſtaͤndigen im einzelnen Falle noch weitere Fragen,? 
deren Beantwortung als erheblich erfcheint, vorzulegen. 


$. 181. 

Fortfegung. 
Bei dem Verdachte einer Vergiftung ift dafuͤr zu for- 
gen, daß das Gift und die dadurch hervorgebrachten Wir— 


ur 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


68 


Zungen in dem Körper aufgefucht und das erſtere, wo 
möglich, chemiſch dargeftellt werde. a 

Die Prüfung iſt nad dem Ermeſſen des Gerichts und 
der beigegogenen Sahverftändigen auch auf alle verdaͤch⸗ 
tigen Stoffe zu richten welche in_ ber, Wohnung deö Ver 
florbenen, in den no übrigen Speifen und fonft, oder 
auch bei dem Verdächtigen oder in deſſen Umgebung ger 
funden werben. 

$ 182. 
Bei Müngverbreden. 

Bei Münzverbrechen ift über die Echtheit oder Unecht⸗- 
heit von Metallgeld, dafern ſolche nicht [hen durch den 
bloßen Xugenfchein unzweifelhaft zu erkennen ift, ein Gut: 
achten von Münzbeamten oder anderen Sachverſtaͤndigen 

u erfordern, * m 

ä es weicher Vorausfegung ift auch die Echtheit oder 
Unechtheit von Papiergeld oder Öffentlichen Greditpapieren 
durch fachverfländiges Gutachten zu ermitteln. 


Fünftes Capitel. 
Bon der Ausfugung, Durchſuchung und 
Befchlagnahme. 
$. 183. 
Ausfuhung. 


Das Unterfuchungsgericht ift befugt, Ausſuchungen in 
der Wohnung und den fonftigen Näumlichkeiten des Ans 
geſchuldigten vorzunehmen, wenn zu vermuthen ift, daß in 
der zu durchſuchenden Raͤumlichkeit der Angeihulvigte ſich 
verborgen halte, oder daß Gegenftände darin zu finden feieny 
die’ zum Beweife de3 Thatbeftandes oder zur Neberführung 
des Angeſchuldigten dienen fünnen. 

Unter den naͤmlichen Vorausſetzungen ift die Durch⸗ 
ſuchung einer Raͤumlichkeit, die anderen Verfonen, als dem 
Angeſchuldigten, gehört, auch ohne Zuftimmung derjelben 

eftattet, wenn der Inhaber der Näumlichkeit über das 
jorhandenfein der fraglichen Perfon oder der fraglichen 
Gegenftände befragt, ſolches verneint, und hierdurch die 
Vermuthung des Gegentheils nicht befeitigt wird, oder 
wenn er die Herausgabe berfelben verweigert oder nur 
einige ber gefuchten Gegenftände heransgiebt. (Vergl. 
jedoch $. 190.) J 

Gleiches gilt von den Ausſuchungen an dem Ange 
ſchuldigten und anderen Perfonen. 


$. 184. 
Beſchlaguahme und Durchſuchung von Papieren. 

Eine Befchlagnahme oder Durhfuhung der Papiere 
des Angefchuldigten, geignil, ob er oder ein Dritter fie 
in Verwahrung hat, kann verfügt werden, wenn Gründe 
zu der Annahme vorhanden find, daß dadurch Beweife für 
den Thatbeftand ober für-bie Ueberführung des Angeſchut⸗ 
digten gefunden oder die Entdeckung Mitjhuldiger herbei- 
geführt werden koͤnne. 

Die Beihlagnahme oder Durchſuchung von Papieren, 
welche dritten Perfonen gehören, kann verfügt werben, 
wenn gleiche Gründe, oder Gründe zu der Annahme vor- 
handen find, daß durch die Befchlagnahme oder Durchfuchung 
die Entdedung des aan herbeigeführt werben Eönne 
und diefe Gründe nach einer vorgängigen Befragung der 
— oder des Inhabers der Papiere nicht be 
f iind. 
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$. 185. 
Herausgabe von Schriften, 

Sobald das Unterfuchungsgericht von dem Dafein einer 
für die Unterfuhung erheblichen Schrift Nachricht erhält, 
liegt ihm ob, daflır zu ſorgen, daß ſolche alsbald in die 
Hände des Gerichts gelange. 


$. 156. 

5 Ferrjehung. 

Wird von Demjenigen, in deſſen Beſitze die Schrift 
vermuthlich ſich befindet, auf Befragen die Herausgabe ver- 
weigert ober der Befig abgeleugnet und es trifft ihn der 
verdacht, daß er ihren Vejik wider die Wahrheit ableugne, 
fo ift mit der Ausfuhung zu verfahren, 


$ 187. 
Fortſetzung. 

Bleibt die Ausſuchung ohne Erfolg, ſo kann wider 
den Angefchulbigten, wenn er den Beſitz zugefteht, die Her: 
ausgabe aber verweigert, wie bei Verweigerung einer Aut⸗ 
wort ($. 158) verfahren werben. Gegen dritte Perfonen, 
welche die Schrift beſitzen, tritt unter gleicher Borausfegung 
das im $. 206 wegen Verweigerung des Zeugniſſes vorge 
fchriebene Verfahren cin. 

Iſt der Dritte des Beſitzes nur verdächtig, und leugnet 
er denfelben ab, jo kann er bei fruchtlofer Austuhung zu 
eidlicher Beftärkung feiner Behauptung angehalten, auch 
die Beeidiguug, wenn er zugleich beftreitet, von dem Daſein 
oder Aufbewahrungsorte der Schrift Kenntniß zu haben, 
auf biefes Vorbringen erſtreckt werden. 

— er dieſen Eid, jo kann gegen ihn das in 
$. 206 in Verbindung mit $. 213 in Betreff der Zeugen 
beftimmte Bwangsverfahren angewendet werben, 

Iſt der muihmaaßliche Inhaber der Schrift ein Ange: 
höriger ($. 18 Schlußf.) des Angeſchuldigten, fo kann weder 
wegen feiner Weigerung das Zwangsverfahren eingeleitet, 
— er zur Leiſtung des obgedachten Eides angehalten 
werden. 

Daſſelbe gilt von dem Beichtvater des Angeſchuldigten, 
rüdficptlich der Cortefpondenz, welche Testerer mit m ges 
führt hat. . 

$ 188. 
Zortſehung. 

Die Vorſchriften in . 185, 186, 187 Abſ.l, 2, 3, 
4 leiven auch auf andere bejtimmte und für die Unter 
ſuchung wichtige Gegenftände Anwendung. 


$. 189. 
Fertfegung. 

Antliche Acten und Urkunden find von dem Beanıten 
oder der Behörde, in deren Gewahrfam fie fich befinden, 
auf richterliches Erfuchen in der Urfhrift und, dafern deren 
Mittheilung bedenklich ift, in beglaubigter Abfchrift mitzu- 
theiten. Inſoweit fie jedich Gegenftände enthalten, deren 
Geheimhaltung durch ein Jutereffe des Staates oder dur 
den Willen deffen, der fie niederlegte, geboten wird, hat 
der Beamte oder die Behörde, und zwar, wenn der Be— 
amte ein Militärbeamter oder wenn die Behörde eine 
Mititärbehörde ift, zuvoͤrderſt Anzeige an das Nriegamini- 
ſterium, außerdem aber an das Suftigminifterium zu erſtatten, 
worauf das Eine, wie das Andere, dafern c& nicht feibft 
die Dienftbehörde des Beamten oder der gedachten Behörde 
iſt, mit der Dienftbehörde ſich zu vernehmen hit, 
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8. 190. 
Gemeinfame Beſtimmungen. 

Zu felbfteigener Vornahme-einer Ausfuchung, Beſchlag⸗ 
nahme oder einer Durchſuchung von Papieren ie 
Kriegsgerichte nur in Gebäuden, welde unter ärs 
verwaltung, ſtehen oder in den Wohnungen und fonftigen 
Räumlichkeiten von Mititärgerichtöbefohlenen befugt; unter 
diefer Vorausfegung kann die Vornahme in minder wich: 
tigen Fallen auch einer bei Gericht in Pflicht ftehenden 

NPerſon Übertragen werden. 

In allen anderen Fällen if zur Vornahme einer Aus⸗ 
ſuchung, Befchlagnahme oder einer Durchſuchung von Pas 
ven die Givilpolizeibehörbe anzugehen; es Tann jedoch 

er Unterfuchungsrichter verlangen, zu derfelben mit bei⸗ 
gezogen zu werben, wenn ſich hiervon Vortheil für die Un- 
terfuchung erwarten läßt. 


= 


$. 191. J 
Fortfegung. 

Die in $$. 183, 184, 186 angeorbnefe Befragung 
Tanıı unterlaffen werden, wenn Gefahr im Verzuge ift und 
die Befragung mit Aufenthalt verbunden fein würde. 

Die Beftimmungen in $$. 183, 184, 186 leiden auch 
auf die Räumlichkeiten, Perfonen, Papiere und Schriften 
der Angehörigen des Angeſchuldigten, wenn diefe der Mili- 
tärgerichtöbarkeit fonft auch nicht unterworfen find, Ans 
wendung. 

$. 192. 
Fortfegung. 

Dem Inhaber der Räumlichkeit oder der Papiere, welche 
durchfucht oder in Beſchlag — werden ſollen, ſowie 
in deſſen Behinderung oder Äbweſenheit, einem erwachſenen 
Mitgliede feiner Familie oder dem Dienftheren, ift, infofern 
nicht befondere actenkundig zu machende Bedenken obwal- 
ten, geffattet, der Durchfuhung beizuwohnen. 

Auch kann der Nichter bei der Ausfuchung oder Be— 
ſchlagnahme und Durchſuchung der Papiere den Verletzten 
zuziehen. * 

$. 193. 
Fertfegung. 

Iſt bei einer ——— nichts Verdaͤchtiges ermittelt 
worden, fo kann der Beiheiligte verlangen, daß eine Ber 
ſchein igung hieruͤber ihm und zwar, in allen Fällen, unent- 
— ausgeſtellt werde. 


$. 194. 
Fortfegning. 

Gegenſtaͤnde und Papiere, welde bei der Ausſuchung 
oder Duͤrchfuchung vorgefunden worden find_und für die 
Unterfuhung von Wichtigkeit fein koͤnnen, find in Ver 
wahrung zu nehmen oder bis auf Weiteres zu bewachen 
‚ober einjtweilen unter Siegel zu legen. Dem Eigenthlimer 
derfelben oder deffen Stellvertreter ift e3 unbenommen, bie 
Papiere und fonftigen Gegenftände mit feinem Siegel oder 
einem anderen Zeichen zu verfehen. 

Bor der Entfiegelung, wenn ſolche nöthig wird, ift der 
Betheiligte aufzuforden, ihr beizuwohnen. In dem Falle, 
daß derfelbe hierzu nicht fogfeich zu erlangen fein oder der 
Aufforderung nicht Folge Teiften oder Gefahr im Verzuge 
fein folte, ift die Entfiegelung unter Zuziehung zweier Bei— 
figer vorzunehmen. ® 
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S. 105. 
Fortſetzung. 

Die Ausſuchung, Durchſuchung und Beſchlagnahme 
iſt nicht weiter auszudehnen, Zweck name 
Hung es erfordert. . 

Insbefondere ift jede Belchlagnahme und Durchſu—⸗ 
Hung von Schriften mit möglichiter Schonung der Private 
geheimniffe vorzunehmen. Von folchen Schriften, die zu— 
gleich andere, zur Sache nicht gehörige Nachrichten enthalten, 
ift, joweit moͤglich, nur das Erforderliche in der Urfchrift 
ober in beglaubter Abfchrift zu den Acten zu nehmen, ber 
haupt aber Sorge zu tragen, daß die Schriften gegen Die 
Einficht Unberufener und gegen Mißbrauch gefichert find. 


$. 196. 
Fortfegung. 

Widerſpricht der Eigenthlimer oder deffen Stellvertreter 
der Durchſicht der Papiere, fo find diefelben, infofern nicht 
Gefahr auf dem Verzuge beruht, bis zur Befeitigung des 
Widerfpruds in einem mit dem Siegel der Behiike zu 
verfchliegenden Umfchlage in Verwahrung zu nehmen, 

Dem bei der —— anmefenden Betheiligten 

Siegels zu geſtatten. Uebrigens 
orfchrift von $. 194 Abſ. 2. 


$. 197. 
Veſchlagnahme von Briefen. 

Briefe, Padete und andere Sendungen, welde an 
einen Angefhuldigten eingeben, nachdem bereits ein Vor— 
führungs» oder Verhaftungsbefehl gegen ihn erlaffen, oder 
nachdem er verhaftet oder vorläufig in Verwahrung genomz 
men worben ift, kann das Unterfuchungsgericht in Sefhlag 
nehmen, auch deren Ausantwortung von den Poftbehörben 
und anderen mit der Briefbeförderung beſchaͤftigten oder 
beauftragten Anftalten und Perfonen verlangen. Die gleie 
hen "Bertimmun en gelten, wenn ber Verdacht vorhanden 
ift, daß von Dritten an Dritte gerichtete Sendungen von 
dem Angefchuldigten herrühren oder in beffen Auftrage abs 
gefendet oder daß fie für denfelben beftimmt find und auf 
den Oegenftand der Unterfuchung Bezug haben. 

Die Eröffnung der in Beſchlag genommenen Gegen« 
fände erfolgt durch das Unterfuchungsgericht, und zwar, 
wenn derjenige, an den bie Sendung gerichtet oder von 
dem fie adgeſchickt ift, zuftimmt oder Gefahr auf dem Ver— 
zuge beruht, ohne Weiteres. In anderen Fällen hat 
das Unterfuchungsgericht die Genehmigung des Oberfriegs- 
gerichts einzuholen. 


gilt auch hier die 


$. 198. 
Fortfegung. 

Die Beſchlagnahme von folchen Sendungen ift Denje— 
nigen, am welde, fie gerichtet oder von welchen fie abge 
fendet find, thunlichft bald befannt zu machen. 

Auch hat das Gericht Sorge zu tragen, daß die Sen⸗ 
dungen, deren Beſchlagnahme, nicht aber Eröffnung ver 
fügt worden ift, fowie ſoiche, bei deren Eröffnung Feine 
Beziehung zur Unterfuchung ſich ergeben hat, an die Bes 
theiligten abgeliefert werden , oder doch wenigftens dev uns 
verfängliche Theil ihres Inhalts, da nöthig in Abſchrift, 
zur Kenntniß der — gelange. 

Das Gericht kann aber mit Ausführung der Vor— 
ſchriften dieſes Paragraphen fo lange, als fie nach dem 
— der Unterſuchung bedenklich erſcheint, Anſtand 
nehmen. 
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Sechſies Capitel. 
Von den Zeugen. 


$. 199. 
Pflicht zum Zeugniffe, P 

Ieder iſt verpflichtet, auf Verlangen des Gerichts, 
über Dasjenige, was ihm von dem Gegenftande der Uns 
terfuhung oder von ben damit in Verbindung ftehenden 
Umftänden befannt ift, Zeugniß abzulegen und ſich deshalb 
abhoͤren, ſowie mit anderen Zeugen oder mit Sachverſtaͤn⸗ 
digen oder mit dem Angeſchuldigten in das — 
fielen zu laſſen, dafern ihm nicht eine geſetzliche Befreiung 
(vergl. 59. 200, 201, 211 Abf. 5, 6) zur Seite fteht. 

Er erhält daflır auf Verlangen die tarmäßige Zeugens 
gebühr. Der Denunciant und der DVerlegte haben auf 
Diefe nur dann Anfpruc), wenn ein von amtöwegen zu uns 
terfuchendes Verbrechen in Frage ift. B 

Auf Perfonen, welche felbft dem Mititärftande ange⸗ 
hören, findet die Beftimmung des vorigen Äbſatzes mur 
dann Anwendung, wenn biefelben zur Zeit ihrer Abhörung 
auf Urlaub ſich befinden. 


$. 200. 
Ausnahmen, 

Beamte und andere in befonderen Öffentlichen Pflich- 
ten fichende Perfonen, biefelben mögen bem Militärs oder 
dem Givilftande angehören, koͤnnen in ällen, wo fie durch 
Ablegung de3 Zeugniffes eine amtliche oder dienftliche Ver— 

flihtung zur —— — verlegen wuͤrden, nicht als 

Bra befragt werben, dafern fie nicht zu bem Zeugniſſe 
von ihrer Dienftbehörde ermächtigt werden. Das Unter 
fuchungsgericht hat zu diefem Behufe, eintretenden Falls, 
Senne und zwar, wenn es fih um das Zeugniß einer 
Militärperfon handelt, an das Kriegsminiſterium, außer: 
dem aber an das Iuftigminifterium zu erftatten, worauf 
das Eine wie das Andere, dafern es nicht felbft die Dienft« 
behoͤrde des Beamten oder der fraglichen Perfon ift, mit 
der Dienftbehörde fich zu vernehmen hat. 


$. 201. 


. „Fortfegung. x 

Geiftfiche koͤnnen in Anfehung deffen, was ihnen in 
der Beichte anvertraut worden, nicht zum Zeugniffe aufs 
gerufen werben, Ferner können Geiftige in Anfehung 
deffen, was ihmen außer ber Beichte im Vertrauen auf 
ihre, geiftliche Amtsverſchwiegenheit mitgetheilt worden ift, 
jowie der Anwalt bes — der Vertheidiger 
48. 27) und die auf deren Erpeditionen arbeitenden Perſo⸗ 
nen in Anfehung deffen, was ihnen in diefer Eigenichaft 
rüdfihtlih der dem Angefhuldigten beigemeffenen That 
anvertraut worben, nur dann zum Zeugniß angehalten 
werben, wenn Derjenige, dem fie zur Geheimhaltung ver⸗ 
pflichtet find, ihre Abhörung verlangt. 

Es ift jedoch eintretenden als das Gericht befugt, 
von den vorſtehend genannten Perfonen eine eidliche Ver⸗ 
fiherung des Inhalts, daß fie von dem Gegenftande ihrer 
Befragung außerhalb ihrer obgedachten Stellung feine 
rn Pin haben, zu — 

erner koͤnnen die Angehörigen des An; i 
das Zeugniß ablehnen. en — 

Das Gericht hat, wenn es eine der Perſonen ‚ melde 
nad) diefem Paragraphen zur Ablehnung des Zeugniffes 
befugt fein würde, ais Beugen vorgefordert hat, fie vor 
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der Befragung von ihrem Rechte, das Zeugniß zu verweigern, 
in Kenntniß zu feßen. 


8.202. 
Fortfetung. 
Weder ber Verlegte, noch Derjenige, von welchem die 
Anzeige ausging, find vom Zeugniffe ausgefchloffen. 


$. 203. 
Vorforderung dev Zeugen. 

Die Vorforderung eines Zeugen gefchicht entweder 
durch dienftliche Befehligung oder durch Vorladung, und 
zwar imleßteren Falle, nach dem Ermeffen des Unterſuchungs ⸗ 
gerichts, ſchriftlich oder mündlich. J 

Wegen Form, Inhalt und Behaͤndigung der Vorladung 
gelten die Beſtimmungen in $. 124. Den Gegenſtand ber 
Unterfuhung und der Befragung braucht jedech die Vor⸗ 
ladung nicht „anzugeben. E ⸗⸗ 

Zeugen, welche durch Krankheit oder Gebrechlichkeit vor 
Gericht zu erſcheinen verhindert find, werden in ihrer Woh⸗ 
nung abgehört, und es ift hiernach die richterliche Verfügung 
entfprechend einzurichten. 


$. 204. 
Fertfegung. 
Iſt der Zeuge der Gerichtsbarkeit des Unterſuchungs⸗ 
erichts nicht unterworfen, fo hat letzteres das Gericht des 
an um deffen Abhörung, unter Angabe des Gegenftandes 
derfelben, zu erſuchen oder ben Zeugen, wenn cs ohne be 
fondere Beläftigung deffelben gefchehen Tann, oder wen 
das Intereffe der Unterfuchung ſoiches erfordert, zur Abs 
hörung vor dem Unterfuchungsgerichte vorzuladen, folchen⸗ 
falls aber das Gericht des Zeugen von der Vorladung zu 
— en. 6 ; 
er Mangel diefer Benachrichtigung zieht jedoch Feine 
Nichtigkeit nad fi. Be ae 


$. 205. 
Dortſetzung. 

Macht ſich die Abhoͤrung einer Perſon vom Civilſtande 
als Zeuge vor dem Unterſuchungsgericht nöthig, fo ift der 
Vorladung, wenn fie fchriftlich geichieht, die Berwarnung 
beizufügen, daß ber Beup bei einer nambaft zu machenden 
Geldbuße bis zu zehn Thalern vor Gericht zu beftimmten 
Zeit zu erfcheinen, im Falle feines unentfchuldigten Außen- 
bleibens aber zu gewärtigen habe, daß er unter erhöhter 
Geldftrafe werde anderweit vorgeladen, nach Befinden auch 
um Behufe der Abhörung vor Gericht feine Vorführung 

anfrage und er überdies zu Abftattung der durch fein 
Außenbleiben verurfachten Koften werde angehalten werben. 

Im Falle des Außenbleibens hat das Unterſuchungs⸗ 
gericht den Zeugen, dafern derſelbe nicht genügend entſchul. 
digt iſt, nunmehr unter erhöhter Geldftrafe bis zu fünfzig 
Thalern vorzuladen oder, nach feinem Ermeffen, die zwangs⸗ 
weiſe Vorführung vor das Unterfuchungsgericht bei dem Gerz 
richte des Zeugen zu beantragen. 


$. 206. 
Berfagren bei Verweigerung de Zengniſ 
Das Unterfuchungsgericht Fann, wenn dringende Ber: 
muthung entfteht, daß der Zeuge feiner Verpflichtung zur 
Zeugnißablegung fich, entzichen werde, fowie in anderen 
dringenden Fällen, fofort einen Vorführungsbefchl erlaffen, 
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auch in dem erfteren Falle den Zeugen, fo lange es der 
Zweck der Unterfuchung erfordert, in Sicherheitshaft nehmen. 

In Beziehung auf Zeugen vom Civilftande ift in diefen 
Fällen bei dem Gerichte des Zeugen das deshalb Erforder- 
liche zu beantragen. 

Bei ungegründeter Weigerung eines Zeugen vom Civil» 
flande, das verlangte Zeugniß abzulegen, kann das. Unter 
ſuchungsgericht denfelben durch Geldbuße, welche den Betrag 
von fünfzig Thalern nicht überfteigen darf, und bei fort: 
gefeister Weigerung, oder auch felbft fofort, Durch Gefängniß- 
zwang bis vu ſechs Wochen zur Erfüllung feiner Pflicht 
durch den Richter feines Wohnorts anhalten laffen. 

Die Haft wird durch Ablegung des verweigerten Zeuge 
niſſes beendigt. 

$. 207. 
Fortfegung. 

Gegen Militärperfonen tritt in ben Fällen von $. 205 
Abſ. 2, $. 206 Abf. 3 — Ahndung ein, ſoweit 
nicht eine uͤber die disciplinelle Strafbefugniß hinausgehende 
Strafe verwirkt iſt. 


$. 208. 
Abhorung der Zeugen. 

Die Zeugen werden jeder einzeln und ohne daß der An- 
gefäulbigte zugezogen wird, von dem Unterfuchungögerichte 
abgehört. 

i Nas Unterfuchungsgericht kann den Zeugen, wenn es 
folches für zweckmaͤßig erachtet, außerhalb der Gerichtsſtelle, 
insbefondere an dem Orte, an welchem die That verübt 
ober die Beahgtiche Wahrnehmung vor dem Zeuyen gemacht 
worden, abhören. 

Bet Abhörung von Zeugen, welche der deutfchen Sprache, 
oder der Mede, oder des Gehörs, oder beider nicht mächtig 
find, ift in Gemäßheit der Vorfchriften von $$. 151, 152, 
153 zu verfahren. * 

$. 209. 
Fortfegung. 

Der Zeuge wird ermahnt, nach der ihm beiwohnenden 
Wiffenfchaft alenthalben, die reine und unverfälfchte Bahr: 
heit anzugeben, nichts zur Sache Gehöriges zu verfchweigen 
und überhaupt feine Ausfage fo einzurichten, daß er fie auf 
Exfordern mit unverlegtem Gewiffen eiplich beftärken koͤnne. 


$. 210. 
Foriſehung · 

Der Richter fragt den Zeugen Über Namen, Alter, 
Religion, Sans I Gewerbe und Wohnort, ob er mit 
dem Verlegten oder dem Angefchuldigten verwandt ober ver · 
ſchwaͤgert oder befannt fei, nicht minder über feine fonftigen 
perfönlichen Verhältniffe, namentlich in Beziehung auf den 
Verlegten und den Angefhulbigten, ſoweit fie auf feine 
XAusfagen und Glaubwürdigkeit Einfluß haben fönnen. 


$. au. 
Einrichtung der Defengung. · 

Bei der Abhoͤrung Über die Sache felbft iſt der Zeuge 
von dem Gegenftande feines Beugniffes, foweit nöthig, in 
Kenntniß zu fehen, fodann zu einer zufammenhängenden 
Erzählung Uber leteren aufgufordern, hierauf aber, nach 

‚ Befinden, durch weiteres Beftagen zur Ergänzung derfelben 


J 


Die Fragen an den Zeugen ſind deutlich und beſtimmt 
‚often und ift überall der Grund feines Wiffens zu er⸗ 
oripen. 

Der Zeuge hat die Fragen mündlich (vergl. jedoch 
$. 208 am Schluffe) zu beantworten; e8 innen aber das 
neben von ihm freiwillig oder auf Verlangen des Richters 
Schriftliche nähere Nachweifungen und Auslafjungen zu dem 
Arten gegeben werben. 

Bor dem Schluffe der Abhörung ift der Beuge zu bes 
fragen, ob ihm nod ein zur Sache gehöriger eblicer 
Umftand befannt fei. Auch fann ihm Stilffcpweigen wegen 
feiner Ausfage auferlegt werden. 

Der Zeuge fann die Beantwortung einer Frage ablehe 
nen, wenn aus ber Frage felbft erhellt, oder fonft von dem 
Zeugen glaubhaft gemacht wird, daß eine Erklärung darauf 
‚u feiner eigenen Schande oder zur Schande eines feiner 
Angehörigen gereiche. 

Würde die Ablegung des Zeugniſſes oder die Beant⸗ 
wortung einer Frage für den Zeugen einen unmittelbaren 
und bedeutenden — nach ſich ziehen, ſo 
ſoll er, wenn er deshalb das Zeugniß verweigert, nur in 
beſonders wichtigen Faͤllen dazu angehalten werden koͤnnen. 


$. 212. 
Gegenüberftellung der Zeugen, 

Wegen Gegenüberftellung der Zeugen mit bem Anges 
ſchuldigten ift den Vorfchriften von $. 159 madhzugehen. 

Die Angehörigen des Angefhuldigten Siehe jedoch, 
wenn fie fi ais Zeugen haben abhoͤren laſſen, dem Ans 
gefhuldigten: nur dann ——— werden, wenn ſie 
es auf tagen bes Nichterd nicht ablehnen, oder wenn 
der Angefehuldigte die Gegenüberftellung —— 

Das Unterſuchungsgericht kann die Gegenüberftellung 
mehrerer Zeugen unter ſich verfügen und biefer Maafregel 
koͤnnen auch die Angehörigen des Angefchulbigten, wenn 
fie ſich haben abhören laffen, ſich nicht entziehen. 


$. 218. 
Vereidung ber Zeugen. 

Wird in Fällen des $. 50 die eidliche Beſtaͤrkung einer 
Anzeige oder eines Beugnites aus befonderen Gründen bes 
dentlich befunden, fo find die letteren actenfunbig zu machen 
und es ift dann in dem Verweifungsbefchluffe darauf hin— 
zuweilen, daß die Frage Über etwaige Nachholung der Vers 
eidung dem fpruchrichterlichen Ermeffen vorbehalten fei. 

Die Angehörigen des Angefhuldigten find, auch wenn 
fie fi) haben abhören laffen, den Zeugeneid abzulehnen 
befugt, wovon fie ber Richter, bevor er zu deſſen Abnahme 
fchreitet, in Kenntniß zu fegen hat. 

Steht. der Zeuge in Amtspflicht und. ift der von ihm 
geleiftete Amtseid ausdrücklich auf Erftattung von Anzeigen 
oder Ausſagen gerichtet, oder ift der Zeuge dem Angefchuls 
digten gegenuber als Militäroberer anzujehen, fo genügt 
es, dafem die Ausfageseine in dem amtlichen oder dienft- 
lichen Berufe des Zeugen gemachte Wahrnehmung. betrifft, 
wenn derfelbe auf dei geleifteten Amtseid, beyiehenblic, 
fo viel den Militäroberen betrifft, unter ausdruͤcklichem Vor⸗ 
halt ber Beftimmungen in $. 167 Schlußf. des Militaͤr⸗ 
ſtrafgeſetzbuches, auf feine Dienftpfliht verwiefen wird. 

Bei unbegründeter Weigerung des Zeugen, den Eid 





und zur Hebung von efwaigen Dunfelheiten oder Wider: 
ſpruͤchen zu veranlaffen. 
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$. 214. 
Dertebuns · 

Die Vereidung des Zeugen, ſofern ſolche überhaupt 
als zuläffig und nothwendig ſich darſtellt, erfolgt, nach 
Erſtattung feiner Ausſagen, einfchließlich der bei der etwaigen 
Gegenüberftellung geihanen, in Gemäßheit der im Anhange 
unter Nr. IL erjichtlichen Formel. Zuvor ift ihm jedoch 
die Ausfage nochmals vorzuhalten und er vor Begehung 
eines Meineides zu verwarnen. Diefe Verwarnung ift auch 
mit der in $. 213 Abſ. 3 erwähnten Berweifung auf den 
Amtseid, beziehendlich auf die aufhabende Dienftpflicht zu 
verbinden. 5 

Gleiches Verfahren ift bei der Abnahme einer Vers 
ſicherung an Eidesſtatt zu beobachten. y 

Belennern des chriſtlichen Glaubens, bei welden nah 
ihrem Glaubenöbefenntniffe und nach den Gefegen eine ger 
wiſſe Bekräftigung ftatt des Eides gilt, wird diefe ftatt des 
Eides abgenommen. 


$. 215. 
3 Fortfegung. 

Die Eidesleiftung erfolgt mündlich. 

Schriftliche Leiftung ift nur bei flummen und taub⸗ 
fummen Perfonen zutäffg, die des Leſens und Schreibens 
Zundig find. Sie lefen die Eidesformel, fehreiben darunter: 
„gelefen , derftanden und als richtig verfichert“ und unter» 
zeichnen ihren Namen. 

Iſt, der, welcher ſchwoͤren foll, der deutfchen Sprache 
nicht mächtig, fo ift ein vereideter Dolmetfcher zuzuziehen, 
welcher die Eideöformel in der Sprache deſſen, welcher 
ſchwoͤrt, zu den Acten zu geben hat. * 


$. 216. 
Nicht zu dereidende Zeugen. 

Sum Zeugeneide koͤnnen nicht gelaffen werben: 

1) Perfonen, welche ihre Gedanken weder mündlich, 
noch ſchriftlich fondern nur durch Zeichen auszus 
drüden vermögen, oder des vollen Gebrauchs der 
Vernunft entbehren, — s 

3.2) Perfonen, welche DR eined ber in Art. 221, 
222, 223 des allgemeinen Strafgeſetzbuchs ermähne 
ten Verbrechen in Unterfuchung fich befinden oder 
verurtheilt find, 

3) Perfonen, welche das achtzehnte Altersjahr noch nicht 
zurüdgefegt haben. 

Dagegen ift es bei der Vereidung eidesmindiger Per: 

fonen ohne Einfluß, in welchem Alter fie fanden, als fie 

die Wahrnehmung machten, über welche fie ausfagen. 


$. 217. 

Befondere Beſtimmungen. 
‚Das Staatsoberhaupt und deſſen Gemahlin koͤnnen 

nicht zum Zeugniffe aufgerufen werden. 
Birp ein anderes Mitglied des Eöniglichen Haufes 
um Beugniffe aufgerufen, fo iſt mit der Abhörung deffel- 
‘ben dergeftalt zu verfahren, daß es in feiner Wohnung von 
wei abgeorbneten Näthen des Ippellationsgerichts zu 
veöben über den Gegenftand des Zeugniffes befragt wird, 
Erſcheint die Ausfage erheblich, fo ift mit der Vereidun— 
des Zeugen zu verfahren, und zivar dergeftalt, daß derfelbe 
vor ben nurgenannten Räthen die ihm vorzulegende Eides⸗ 

notul mit feinem Namen unterzeichnet. 
Eine Gegenüberftelung defjelben mit anderen Zeugen 
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ober mit dem Angefchulbigten kann nur dann verfügt wer 


den, wenn fie von dem Mitgliede des Eöniglichen Haufes 


verlangt wird. 

Sie ift ſolchenfalls in der Wohnung deſſelben. und 
durch zwei abgeorbnete Näthe des Appellationsgerichts vor⸗ 
zunehmen. * — 

Die Mitglieder des koͤniglichen Hauſes koͤnnen zur 
Schlußverhandiung nicht vorgeladen werden. 

Erſcheint ihre Ausſage erheblich, ſo iſt dieſelbe bei der 
Schlußverhandlung vorʒuieſen. 2 — 

Ueber den Fall, wenn dienſtleiſtende Prinzen des koͤnig⸗ 
lichen Haufes, während die Armee auf dem Kriegsfuße 
und im Auslande ſich befindet, als Zeugen zu „befragen 
find, beftimmt $. 24 des Geſetzes, die Gerichtsbehoͤrden bei 
der koͤniglich ſaͤchſiſchen Armee 2c. betreffend, vom 


Zweite Abtheilung. 


Bon der Nicderfegung des Spruchkriegsgerichts 
und von den Verfahren bei demfelben, 


Erſtes Gapitel, 


g. 218. 
Zeſinellung ber Beweigmittel. 
Bei der Ausführung des Verweiſungsbeſchluſſes ($. 108) 
hat das Unterfuchungsgericht zunächft darüber Entfhliegung 
zu faffen, ob und inwieweit zu der vor dem Spruchkriegds 
gerigte abzuhaltenden Schlußverhandlung bie perjönlidhe 
eftellung des Verlegten ober die perfönliche Geſtellung 
von Zeugen oder Sachverſtaͤndigen für die überzeugende 
ke hmg des wahren Sachverhalts als nothwendig anz 

zuſehen 

3 nothwendig wird dieſe Maaßregel namentlich dann 
betrachtet werden müffen, wenn o um die Frage über 
nachträgliche Zeugenvereidung fich handelt (vergl. $. 218), 


$. 219. 
. Fortfegung. 

Bezüglich) der nach $. 218 zu perfönlicher Geftellung 
vorzuladenden Zeugen ‚und anderen Perfonen ift von dem 
Unterfuhungsgerichte ein Verzeichniß aufzuftellen und zu 
den Acten zu bringen, welches dem Angeſchuldigten als⸗ 


bald — ift. 
In biejem Verzeichniffe find auch diejenigen fonftiger 
Beweismittel aufzuführen, welche zur ———— — 


Schlußverhandlung für geeignet befunden werben. 


$. 220, 
PM ; Fortfegung. 
ird don dem Angefchuldigten die Vorladung no 
anderer Perfonen oder die Vorlegung noch anderer ra 
mittel als der in dem BVerzeichniffe enthaltenen, beantragt, 


19 ſo hat das Unterfuhungsgeriht dartıber Entſchließung zit 


faffen und foldje, es mag dem Antra e ent! 
oder nicht, dem ntragfteler zu een — 


Ueber im Iekteren Falle erhobene Einwendungen ent: 


ſcheidet das Spruchkriegögericht, 
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$. 221. 
’ n Fortfegung. 

Nüdfichtlih der von dem Privatankläger verfolgten 
Verbrechen ($. 20) ift das in $. 219 beftimmte Verzeichniß 
ebenfalls aufzuftellen und demfelben vorzulegen. Die Vor— 
schriften in $. 219 leiden hier gleichfalls Anwendung. 


$. 222. 
Anderaumung. 

Nach Erledigung der Vorſchriften der vorſtehenden 
Paragraphen iſt, im Einvernehmen mit dem Comman- 
danten der Tag für die Schlußverhandlung zu beftimmen. 

* Auf Sonn» und Feiertage ſoll diefelbe nicht anberaumt 
werben (vergl. jedoch $$. 288, 401). * 

Das Unterſuchungsgericht kann, nach vorheriger Ver⸗ 
nehmung mit dem Commandanten, verfügen, daß eine bes 
veit3 angefeßte Straffache in der anberaumten Sitzung über- 
haupt nicht, oder im Bezug auf einzelne Angefchuldigte 
nicht verhandelt werde, aud foldenfals, da nöthig, die 
einftweilige Verwahrung des Angefchuldigten anordnen. 

Diefe Vorſchrift fol auch in dem eg gelten, wenn 
in Beziehung auf das oder die Verbrechen, zu deren Abs 
urtheilung die Schlußverhandlung anberaumt worden ift, 
noch andere Theilnehmer oder Begünftiger zur Unterfuhung 
zu ziehen find und die gleichzeitige Aburtheilung derfelben 
als angemeſſen erfcheint. 


$. 223. 
Vorladung. 

Das Unterfuchungsgericht erläßt die Vorladung zur 
Schlußverhandlung an den Angefchuldigten, fowie an bier 
jenigen Perfonen, für deren perfönliches Erfcheinen es nad) 
Maafgabe von $. 218 ſich entichieden hat. 

St jedoch der Angeſchuldigte verhaftet oder befindet er 
fi) bei der Truppe % Dienfietung oder doch am Sitze 
des Gerichts anweſend, fo genügt eine mündliche Eröff: 
nung oder Dienftbefehligung deffelben ($. 123) durch die 
zuftändige Commandobehörde, R i 

Diefe Beſſimmung gilt auch hinfichtlich der Zeugen 
und Sacdverftändigen dann, wenn biefelben ber Militär 
gerichtöbarfeit unterworfen find, und in Dienftleiftung oder 
wenigftens am Site des Gerichts anwefend fich befinden. 

in allen anderen Fällen bedarf ed einer fchriftlichen 
Vorladung und e3 ift diefelbe, wern an Militärperfonen 
gerichtet, von dem Commandanten mit zu vollziehen. Bor 
ladungen jedoch, welche im Laufe der Schlußverhandlung 
felbft verfügt werden, Eönnen auch mündlich erfolgen. 


$. 224. 
Fortjegung. 

Der Vorzuladende ift in der an ihn ergehenden Las 
dung auf die gefeglihen Nachtheite feines Außenbleibens 
$ 293 fg.) aufmerkfam zu machen. Die Vernachlaͤſſigung 
diefer Vorſchrift macht jedoch, die Ladung nicht ungültig. 
Die Behändigung der Ladung an die Zeugen und Sach- 
verftändigen erfolgt nach Maaßgabe der bürgerlichen Proceß ⸗ 

eeſetze. J 
nitgen der Behändigung der Ladung, beziehendlich 
ber Eröffnung an den Angeſchuldigten von dem Lage ber 
Schlußverhandlung und diefem legteren muß mindeftens 
ein breitägiger Zeitraum innen liegen. = oe 

Nur eine gehörig erlaffene und gehörig behänbigte 
Ladung zieht die gejeßlichen Nachtheife des Verſaͤumniſſes 

18. di Abonnement.) 
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nad fi. Erſcheint aber der Vorgeladene in der Schluß- 
verhanblung, obwohl die Zeitdauer zwifchen der Sitzung und 
der Behändigung ber obigen BVorfchrift, oder dic Behändi- 
gung der gefetzlichen Vorſchrift micht entfpricht, fo ift diefer 
Mangel für erledigt anzufehen. 


$. 225. 
Berhör des Angeſchuldigten. 

Der Unterfuchungsrichter kann den Angeſchuldigten 
vor Eröffnung der-Schlußverhandlung befragen, ob er in 
Betreff feiner zeitherigen Ausfage noch etwas zu bemerken 
habe, fowie, nad) Befinden, ihn über ben Vermeifungs- 
beſchiuß belehren. Er hat eintretenden Falls über dieſe 
Befragung ein Protokoll aufzunehmen oder durch einen ' 
Protofolführer aufnehmen zu laffen, welches dem Verthei— 
diger vorzulegen oder in Abjchrift zuzuſtellen ift. 


8. 226. 
Befondere Beſtimmung. 

Diejenigen Perfonen, welchen das Geſetz geftattet, 
das Zeugnig abzulehnen, Tonnen das Erfcheinen in ber 
Schlußverhandlung felbft dann verweigern, wenn fie ſich 
während der Unterſuchung haben abhören Laffen. 

Sie find in der an fie zu erlaffenden Vorladung, bis 
gibenblich der an fie afoigenden, mündlichen Eröffnung ($. 

3 Abf. 3) auf diefes Befugniß aufmerffam zu maden. 

Diefe Beftimmungen leiden jedoch auf die in $. 101 
Abſ. 1 erwähnten Perionen keine Anwendung, wenn ders 
jenige, dem fie zur Geheimhaltung verpflichtet find, ihre 
Abhörung verlangt. « 


$. 227. 
Bertogung. 

Wenn der Angefhuldigte durch nachzumeifende Krank: 
heit, oder durch eine fonftige unabwendbare Urfache am Er⸗ 
fcheinen zur Schlußverhandlung verhindert ift, fo ift die 
lehtere in Betreff feiner zu vertagen, vorbehaltlich dev Bes 
ſtimmung in $. 222 Abf. 3 rüdfictlich der etwaigen uͤbri⸗ 
gen Angeſchuldigten und vorbehältlic, der Beftimmungen 
Ds: 293, 294, 306, welche hier gleichfalls Anwendung 
leiden. 

IR ein Zeuge oder Sachverftändiger abgehalten, zu 
erfcheinen, fo hat dad Gericht zu entfcheiben, ob deſſen⸗ 
ungeachtet mit der Schlußverhandlung zu verfahren und 
bei derfelben feine bereits erftatteten Ausfagen nur vorgeles 
fen werden follen,. ober ob die Schlußverhandlung zu vers 
tagen fei. Im Ichteren Falle ift der Vorfchrift in d. 306 
nachzugehen. 

228. 
Verfahren bei Abweſenheit des Angeſchuldigten. 

Iſt der Angeſchuldigte flüchtig und fein Aufenthalte: 
ort fonft. unbekannt, fo ift er zu der Schlußverhanblung 
Öffentlich vorzuladen. Die Borladung erfolgt in der Leipziger 
Zeitung und hierüber, nad) Befinden, noch in einem andern 
öffentlichen Blatte. Dabei muß zwiſchen dem Tage der Ein« 
ruůckung in der Leipziger Zeitung und dem Tage der anbes 
raumten Schlußverhandlung, ausſchließlich diefer Tage, ein 
Zeitraum von mindeftens zwei und hoͤchſtens vier Wochen 
mitten inne liegen. m 

Hierüber ift auch den Vorſchriften in $. 129 fg. wegen 
Verfolgung des flüchtigen Angefchuldigten durch Nacheile 
und Stedbriefe, wegen Beſchlagnahme des Vermögens 
deſſelben, fowie wegen feines Verhaftung nachzugehen. 
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ie i näßheit des gegenwärtigen Paragraphen | Neiterei, der Artillerie und der Jägertruppe die ihnen nach 
zu 3 — — vn Unterfuhungs: | dem Dienftreglement gleichſtehenden Grade. 5 
a hibe Kann auch im Uebrigen die geeigneten Maaß⸗ $. 230. 


verhindern, daß der Angefhuldigte 


ifen, um zu 
wa area Rerhanbiung fi entziehen. 


‚oder die Zeugen der 


$. 29. 
Dienftgrad der Richter fiir die Schlußverhaudlung 
Je nad) Verfchiedenheit des Dienfigrades oder Ranges 


des Angefhuldigten oder, wenn deren mehrere zur Aburtheis fe 


R elangen follen, desjenigen, welcher unter ihnen im 
ro Fa höher ffeht, werden für das Spruch⸗ 
kriegsgericht ($. 15 Abſ. 1,3) folgende Perfonen beftimmt: 


4. 

über einen Soldaten: 
1 Oberſtleutnant oder Major, 
1 Hauptmann, 
1 Oberleutnant, 
1 Leutnant, 
1 Seldwebel oder Sergeant, 
1 Gorporal, 
1 Soldat; 


2. 
über einen Unteroffizier: 
4 Oberftleutnant oder Major, 
1 gan 
1 Oberleutnant, 
1 Leutnant, 
1 Feldwebel oder Sergeant. 
2 Corporale; . 
3. 
uͤber einen Oberleutnant oder Leutnant: 
2 Oberſtleutnants oder Majore, 
2 ——— 
2 Sberleutnants, 
1 Leutnant; 


4, 
über einen Haupfmann: 
1 DOberfter, 
2 Oberfilentnants oder Majore, 
2 Hauptleute, 
2 Sberleutnants; 


5. 
über einen Oberftleutnant oder Major: 
1 General, 
1 Oberfter, 
3 Oberſtleutnants oder Majore, 
"2 Hauptlente; 


über einen Oberften: 
» 2 Generale, 
..2 Oberften, 
2 Oberſtleutnants oder Majore, 
1 Hauptmann; 


über einen General: 
3 Generale, 
2 Oberfien, 
2 Oberfileutnants oder Majore. 
An die Stelle der hier nach dem bei der Einieninfanterie 
eingeführten Benennumgen erwähnten Grabe treten bei der 
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Vorfigender des Spruchtri 

Den Borfi bei dem Spruchkriegsgerichte hat der nach 

dem Dienftgrade oder, bei Gleichheit des Grades, der inner- 

halb defjelben nach dem Dienftalter höher ftehende Richter 
u führen. h 

a — Toll, ſoweit dies ausfuͤhrbar iſt, dem Ange 

ſchuldigten im Dienſtgrade oder doch im Dienftalter voran» 

hen. 





$. 281. 
Vefondere Veftimmuyen: 0) binfichtlich der Militürbeamten. 
Gehört der Angeſchuldigte zu den Mititärbeamten, I 
ift das Spruchkriegsgericht zwar ebenfalls nach ih e 
feines militärifchen Ranges, jeboch dergeftalt zu befehen, 
daß unter Wegfall der entfprechenden Grabe, foweit thuns 
lich, zwei De drei Militärbeamte feines Dienftzweiges bei: 
juziehen find. 
⸗ — iglich des Vorſitzenden finden jedoch die Beſtim— 
mungen in $. 230 bier ebenfalls Anwendung. 


$. 232, 
b) binfiptfiar anderer Perlonen. 

Iſt dem Angeſchuldigten ein beſtimmter militaͤriſcher 
Dienftrang nicht beigelegt, fo erfolgt die Befehung des 
Spruchkriegsgerichtö, je nah der Wichtigkeit feiner Dienfte 
— wie über einen Offizier oder tiber einen Unter⸗ 
offizier. 


Auowahl und Veſtellung der deichtetn 

Die Auswahl der Richter ($. 229) geſchieht, nach vor⸗ 
gängige Einvernehmen mit dem Auditenr ($. 234), durch 
den Commandanten. Diefelben werden zur Schlußverhand: 
lung commandirt. 

Kann die Beſetzung des Gerichts, fovic die Offiziere 
und Unteroffiziere betrifft, durch die dem Gommandanten 
unmitzelbar unterftchenden nicht vollftändig erfolgen, fo hat 
Erfterer für die nöthige Ergänzung durch andere Offiziereſund 
Unteroffiziere, unter Vermittlung der denfelben vorgefeßten 
Dienftbehörde zu forgen. Iſt auch diefes, insbefondere in 
Kriegszuftande, nicht ausführbar, fo kann der ausfallende 
Dienfigrad durch den nächfthöheren oder, wenn auch diefes 
nicht thunlich, durch einen niederen ergänzt werden. 
Sammtiiche Richter müffen, bei Vermeidung der Nich⸗ 
tigkeit, das Alter von einundzwanzig Jahren erfüllt haben. 

Soweit 3 ohne Schwierigkeiten geſchehen kann, find 
fie nicht von berfelben Compagnie 2. zu wählen, zu welcher 
der Angeſchutdigte gehört; auch iſt bei der Auswahl ders 
felben im Voraus zu erwägen, ob nicht ‚gegen den Einen 
oder den Anderen Gründe zur Unfähigkeitserkfärung oder 
Ablehnung vorliegen. 






2. 

— do5 Audltenre an der Schluſtherhandcumne 

Air ver Verhandlung des Spruchkriegögerichts hat in 
der Kegel und, fofern nit für einen einzelnen Fall von 
dem ‚Obeririegögerichte etwas Anderes beſtimmt worden, 
der Auditeur deöjenigen Kriegsgerichis Theil zu nehmen, 
bei weichen die Unterſuchung geführt wırden iſt (vergl. 
noch $. 15 hf. 3). 

Ein Stimmecht Peht dem Aubitene wicht zu. 
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Derſelbe hat, falls nicht ein befonderer Protofollführer 
vorhanden ift, zugleich das Protofoll aufzunehmen; er Fann 
jedoch ſolchenfalls den Gerichtöfchreiber oder einen dazu ge- 
eigneten Unteroffizier" zur Bewirtung vorläufiger Aufzeich- 
nungen fowie, nad) Befinden, zu den nöthigen Vorlefuns 
gen beizichen. 

$ 235. 
Gimvensungen gegen die Getichtsmitgliedet. 

Die Richter, aus welchen das Spruchkriegsgericht ber 
fiehen fol, find vor dem Zufammentreten des legteren in 
Zeiten dem Angeihuldigten an Gerichtöftelle oder mittelft 
Zufertigung eines jchriftlichen Verzeichniſſes mit der Aufs 
Forderung zu bezeichnen, etwaige Cinwendungen dagegen 
ungefäumt und jedenfalls noch vor dem Zufammentritt 
des Gerichtö geltend zu machen, 

Einwendungen gegen die Nichter find nur aus den in 
8.39 fg., $. 43 fg. angegebenen Gründen ftatthaft und 
8 hat darüber das Unterfuchungsgericht, wenn aber gegen 
deffen abfällige Entfchliegung bie Entſcheidung des Sprud- 
FIN beantragt wird, das letztere zu entfcheiden. 

jegen die Perfon desjenigen Richters, welcher an bie 
Stelle eines beanftandeten Richters commandirt wird, findet 
ein weiterer Einwand nicht ftatt. 

Gegen den verhandelnden Auditeur erhobene Eimven- 
dungen nd nur dann zu beachten, wenn entweder der⸗ 
felbe nicht zugleich Unterſuchungsrichtet in der Sache ge 
wefen {ft & 234 Xbf. 1), oder wenn die Unfähigkeits- 
oder Ablehnungsgründe dem Angefchuldigten erjt kurz vor 
der Sun befannt geworben find. 

Die Entſcheidung darüber ſieht in beiden Fällen dem 
Spruchgerichte zu. 


$. 256. 
Seſchwerden. 

Beſchwerden Über Verfügungen und Entſcheidungen 
des Unterfuchungsgericht3 von $. 218 an, find fpäteftens 
in der Schlußverhandlung anzubringen und gehören zur Ent ⸗ 
ſcheidung bed in der — erkennenden Gerichts. 

Beſchwerden gegen dieſe Entſcheidung finden 
nicht ſtatt. 
$. 237. 
Aburtfeitung mehrerer Stenfrectsfäke in einer Sihung. 

Wenn bei einem Kriegsgerichte gleichzeitig mehrere zur 
— angeſchzte Unterfuhungen vorliegen, 
welcye voraußfichtlich in einer Sitzung ſich erfebigen Lafien, 
fo Fann die Verhandlung und Aburtheilung derfelben, nat 
‚den Ermeffen des ftändigen Kriegsgerichts und mit Zus 
fimmung des Commandanten, von einem und bemfelben 
Spruchkriegägerichte erfolgen, infofern nicht wegen Verfchie: 
denheit ded Dienfigrades oder Ranges der Angefchuldigien | 
sine verfchiedenartige Beſetzung einzutreten hat. 


Zweites Capitel. 
Bon dem Verfahren bei der Schlußverhandlung. 


$. 238. 
Eröffnung der Schiußverhaudlung. 

Nachdem zu der für die Verhandlung der Sache feſt⸗ 
geſetzten Zeit die Mitglieder des Gerichts ($. 15 Abf. 1, 2) 
in dem Gerichtözimmer ſich eingefunden haben, dahin auch 
die etwaigen zur Beweisführung erforderlichen Gegenftände 
gebracht worden ımb die nad) 6.222 fg. vorgelabenen Der- 
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fonen eingefreten find, läßt der Vorfigende den Angeſchul- 
digten vorführen, bezeichnet mittelft Furzer Anſprache den 
Zweck und Gegenftand der vorzunehmenden Verhandlung 
und erklärt darauf bie Sigung fuͤr eröffnet. 

Der Angeſchuldigte erfcheint ungefeflelt. Der Vor⸗ 
figende kann jedoch, auf Antrag des Auditeurs, etwaige 
Sicherheitömaaßregeln, und im Falle befonderer Gefähre 
lichkeit des Angefhuldigten, ſelbſt die Feffelung deffelben 
anordnen. 

$. 239. 
Zeugen und Sacverftändige. 

Die erſchienenen Zeugen und Sachverftändigen werben 
aufgerufen und hierauf aus dem Sigungszimmer einftweilen 
wieder entlaffen.: Die Zeugen dürfen vor ihrer Befragung 
fi nicht über ihr Zeugniß unter einander befpredhen und 
find demgemäß zu bedeuten. Der Vorjigende ordnet erfor⸗ 
derlichenfals, auf Anregung de3 Auditenrs, Die zur Ver⸗ 
hütung folder Beſprechungen nöthigen Maapregeln an und 
Tann namentlich aud), auf gleiche besfallfige Anregung, 
verfügen, daß einzelne Zeugen vor ihrer Abhörung von eine 
ander gefondert werben (vgl. $. 298). 

Die Vorſchriften in 88. 171, 199 wegen Entſchaͤdi⸗ 

ng der Zeugen und Sachverſtaͤndigen leiden auch auf die 
Sehlupverhanbiung Anwendung (vgl. noch $$. 218, 221). 


$. 240. 
Ergänzung eines außfaltenden Richters. 

‚Hierauf find zundchft die etwa nad) $. 235 zur Ente 
fheidung des Gericht gelangenden Einwendungen gegen 
die Gerichtömitglieder zu erledigen. 

VBenn in Tr deſſen ein Richter auszutreten hat, fo 
ift an deſſen Stelle durch ben Vorfigenden fofort eine 
andere, zunächft zu erlangende, im Allgemeinen dazu fähige 
Militdrperfon unmittelbar herbeizuziehen, die ſich ſolchen⸗ 
falls für commandirt zu betrachten hat. Vergl. noch $. 233. 

Würde ein folcher Erfagrichter ohne Zeitverluft nicht 
zu erlangen fein, oder wäre für den Austritt des Auditeurs 
entſchieden worden, fo ift die Verhandlung in Betreff der 
begüglichen Strafrechtöfache zu vertagen und im letztge⸗ 
dachten Falle die weitere Entſcheidung des Oberfriegögerichtö 
einzuholen, Vergl. noch $. 44. 


$. 241. 
Vereidung der Nigter, 

Wenn gegen die Gerichtsmitglieder keine Einwendungen 
erhoben ober diefelben befeitigt worden find, fo hat der 
Auditeur, im Beifein des oder der Angefchuldigten, bie 
Richter, einfchlieglich des Vorfigenden, nad) vorgängiger 
Erinnerung an die Bedeutung des abzulegenden, im 
vorerfi langfam und deutlich vorzulefenden Richtereides im 
Gemäßheit der im Anhange unter I enthaltenen Formel zu 
vereiden. 

8.242. 
Mitwirkung des Audiieurs. 

Die Leitung des Verfahrens liegt dem Auditeur ob. 
Derfelbe hat ben Angefäuligen zu vernehmen, die etwa 
vorgeladenen Zeugen und Sachverſtaͤndigen zu befragen 


| und fowwohl bie Reihenfolge ber vorzunehmenden Handlungen, 


als auch, infoweit nicht das Gefetz beſondere Vorfchriften 
enthält, die Ordnung zu beftimmen, in welcher diejenigen, 
die dad Wort begehrten, zu fprechen haben. R 
Infonderheit hat er aud, wenn ber Verweifungsber 
ſchluß auf bie Anſchuldigung mehrerer Verbrechen gerichtet 
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iſt, zu beffimmen, ob die mehreren Auſchuldigungen gleich- 
zeitig oder in welcher Reihenfolge fie verhandelt werden 
jollen. k 
wir Nicht minder beftimmt er bei mehreren Angeſchuldigten 
die Reihenfolge, in der fie vernommen werben. a 

Er ift verpflichtet, nah allen Kräften die Mahrheit, 
es fei zum Machtheile oder zum Vortheile des Angeſchul⸗ 
digten, zu erforfchen. Er kann zu diefem Zwecke auch von 
folhen Beweismitteln, die erft in der Schlußverhandlung 
ſich ihm darbieten, Gebrauch machen. 


Insbeſondere Fann er einzelne, nicht vorgelabene Pers 


fonen, von denen nach dem Gange, welden die Verhand⸗ 
lung genommen hat, noch Aufklärung zu erwarten if, zur 
Befragung fogleich vorladen und nöthigenfalls vorführen 
laffen. War der Abgehörte zwar früher ſchon befragt, 
jedoch nicht vereidet worden, fo hat das Gericht zu ermeffen, 
ob ein folder Zeuge zu vereiden ſei. Im Falle der Ber- 
eidung ift die Formel unter IV im anbange anzuwenden, 
Die Beftimmungen in $$. 200, 201, 213 Abf. 2, 3, 9.214 
Schlußſatz, 59. 215 und 216 gelten hier ebenfalls. 

Auch, ift der Auditeur befugt, die Beibringung von 
Acten, Urkunden und fonftigen Beweisftüden anzuordnen, 
fobald diefe ihm geeignet erfcheinen, über eine erhebliche 
Thatſache Aufklärung zu geben. Zerner kann er mit dem 
Gerichte Benugenfeheinigung vornehmen, fowie, nah Ber 
finden, auch alle anderen, dem Unterfuchungsrichter geftat- 
teten Mittel zur Erforſchung der Wahrheit anwenden, oder 
& kann hierzu, auf feine Anregung, der Vorfigende ein oder 
mehrere Mitglieder des Gerichts aborbnen, welde fodann 
in der Sigung Bericht zu erftatten haben. Wird eine Ber 
ſichtigung vorgenommen, fo hängt es von dem Ermeffen 
des Gerichts ab, ob es den Angefehuldigten dabei zuziehen 
will, F 

243. 
J Anträge der Betheiligten. 

Wird ein Antrag auf Vornahme einer gerichtlichen 
Handlung geftellt, oder einer folchen widerfprochen, fo faßt 
hierauf zunächt der Auditeur Entfeließung. Es Tann 
jedoch Derjenige, welcher durch die Entfchliegung ſich ver- 
Test glaubt, eine Entfcheidung des Gerichts verlangen. In 
diefem Falle nimmt der Auditeur an der Berathung und 
Entſcheibung des Gerichts nicht Theil, 

Will ſich der Antragende oder Widerfprechende bei der 
Entfheidung des Gerichts nicht beruhigen, fo kann er feine 
Einwendungen nur gegen das Enderfenntnig mittelft der 
gegen diefes zuläffigen Nechtömittel geltend machen. 


$. 244. 
Vorteng des verweiſungsbeſchluſſes. 

Nach erfolgter Nichtervereidung und, nachdem der An- 
geiänbigte zur Aufmerkfamfeit auf den Gang der Ver 
jandlung, aufgeforbert, auch zu wahrhafter uöfage in 
Gemäßheit der Vorſchriften in $. 155 ermahnt worden ift, 
werden bie actenmäßigen Angaben Beeiben über feine per- 
fönlien Verhäftnifle, fowie über feine etwaigen früheren 
Beftrafungen vorgelefen und nöthigenfalls durch weitere 
Befragungen ergänzt, 
ierguf wird der 
ben der Auditeur, 

— van, 
SDie Unterfaffung der Vorlefung fol jedoch eine Nichtig- 
keit des folgenden Merfahrens eh — 


Verweiſungsbeſchluß vorgeleſen, wel⸗ 
nad Befinden, weiter aueküheen und 
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$. 245. 
Vernehmung des Angeſchuldiaten. 

Bei dk hierauf folgenden Vernehmung des Angeſchul— 
digten (vergl. $. 157) ift darauf Bebacht zu nehmen, dag 
die Auffaflung der Richter nicht durch Vermengung von 
nicht nothwendig zufammenhängenden Thatſachen und Um- 
fländen erſchwert werde. Insdeſondere ift bei dem Bus 
fammentreffen mehrerer Verbrechen jedes derfelben, foweit 
möglich, einzeln zu verabhandeln. nl 

Entfpricht die früher vorgenommene Vernehmung diefen 
Erforderniffen und hat der Angefehuldigte dabei wenigftens 
in der Hauptfacdhe ein unummwundenes Geftändniß abgelegt, 
fo fönnen anftatt der nochmaligen Vernehmung die früheren 
Vernehmungöprotofolle ganz oder theilweife vorgelefen wer⸗ 
den, es ift aber foldenfall® der Angefchuldigte in geeigneten 
Abfäen zur Erklärung über das Anerkenntniß hinfichtlich 
feiner früheren Ausfagen aufzuforbern. 


$. 246. 
Fortſetzung · 

Leugnet der Angefuigte Thatſachen, deren er in der 
Unterfuhung.geftändig geweien ift, oder weichen fonft feine 
Ausfagen von den in der Unterfuchung erftatteten ab, fo 
Tann der Auditeur die einfchlagenden Protokolle vorlefen 
ober vorlefen Laffen und den Angeichuldigten zur Erklärung 
hierüber auffordern. * 

Verweigert der Angeſchuldigte die Beantwortung einer 
ihm vorgelegten Frage, fo iſt er darauf aufmerffanr zu 
machen, daß fein Schweigen yon Nachthit .. ihn fein 
tönne, die Verhandlung ift jedoch auch bei fernctem Schweis 
gen des Angeſchuldigten fortzufesen. 


$. 247. 

Fortfegung. 
Iſt die Unterſuchung gegen mehrere Angeſchuldigte ge⸗ 
richtet, fo iſt die Vernehmung eines jeden derfelben 
und, je nach dem Ermeflen des Auditeurs, ohne Beifein 
der Uebrigen vorzunehmen. 
. Db die Gegenüberftelung der in ihren Angaben von 
einander abweichenden Mitangefhulbigeen fogleich nach ven 
Vernehmungen oder zwedmäpiger Meife erſt nad) Abhörun; 
der Zeugen zu veranftalten fei, iſt dem Ermeffen des Audiz 
teurs anheim gegeben. 





$ 248. 
— Fortfegung. 

. Zreten die in $6. 151, 152 erwähnten Berhältniffe 
ein, fo ift wegen Beiziehung eines Dolimetfchers den da= 
felbft und in $. ‚153 ertheilten Vorſchriften nachzugehen. 
Der Aufnahme einer Niederfchrift durch den Dollmetjcher 
bedarf es nicht (vergl. noch 5. 286 hf. 4). 

Der Angefuldigte kann durd den Dollmetfcher ſich 
während der Verhandlung Auskunft über ven Gang ders 
felben geben Taffen. 


$. 249, 
Seſragng der geugen. 

Der Auditeur laͤßt ſodann die erſchienenen Zeugen und 
war einzeln und in-der von ihm zu beftimmenden Reihen⸗ 
folge vorrufen. In Betreff des Berichten Kann das, Ges 
tiht anordnen, daß derfelbe der Berhandlung vom Anfange 
an, oder doch che bie Reihe der Abhörung teifft, beiwohne 





jene ‘312 Schluhf.). 
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Vor der Abgabe ihrer Ausfage find die Zeugen von 
dem Aubiteur an die Pflicht, die Wahrheit zu fagen, zu 
erinnern umd, ſofern fie bereit früher vereidet worden, auf 
den een Eid zu verweifen, falls fie dagegen noch un- 
vereidet find, auf die bevorftehende eidliche Beftärkung ihrer 
Ausfagen aufmerkſam zu maden. Die Vereidung der 
Zeugen ift folchenfalls ftets bis mach Erftattung ihrer Aus⸗ 
iage und beziehendlich nach vorgenommener Gegenüber: 
ftellung auözufegen. Sie erfolgt nach) Maafgabe der im 

Anhange unter IV enthaltenen Formel und nach vorgängiger 
Verwarnung vor Begehung eines Meineives. 

Uebrigens leiden die Vorfchriften in $. 213 Abſ. 2, 3, 
$. 214 Xbf. 2, 3 und $. 215 hier gleichfalls Anwendung. 

Das Befugnig der in $. 201 genannten Perfonen, das 
" Zeugniß zu verweigern, wird dadurch, daß fie von dem— 
felben in der Unterfuchung Eeinen Gebrauch gemacht und 
fi in der Schlußverhandlung eingefunden haben, nicht 
aufgehoben (vergl, noch $. 256). 


” $. 250. 
Einwendungen gegen bie Vereldung ber Zeugen. 

Der Auditeur hat die Angefchuldigten vor der Vers 
eibung des Zeugen zu befragen, ob er ehwa Einwendungen 
‚gegen diefelben vorzubringen habe. E 

Einwendungen gegen die Eidesfähigkeit eines Een 
welde vor ber DVereidung bdeffelben angebracht, vom Ges 
richte aber nicht bertdfichtigt worben find, fünnen gegen 
das Enderkenntniß mittelft der gegen daffelbe geftatteten 
Nechtömittel geltend gemacht werden. 


$. 251. 
Ginrichtung des Zeugenverhörs, 2 

In Betreff der Abhörung der Zeugen, fowie in Betre 
der Zuziehung eines Dollmerjchers bei diefer Abhörung i 
den Vorfäriften in $. 208 und in $$. 151, 152, 153 
nachzugehen. Der Aufnahme einer Niederfchrift durch den 
Dollmeticher bedarf es nicht. M 

Jeder Zeuge wird in Abmejenheit der fpäter abzu ⸗ 
hörenden Zeugen befragt, vorbehältlich der Beftimmungen 
in $. 252 Abf. 3, $. 258, $. 249 Abf. 1 und $. 312 
uf. 2. 
he Auditeur hat den Zeugen, eintretenden Falls, 
darauf aufmerkfam zu machen, daß feine Ausfagen von den 
früher von ihm erftatteten en oder der früheren 
Vollftändigkeit entbehren, und hieruͤbet feine Erklärung zu 
erfordern. * 

Er kann auch ſolchenfalls dem Zeugen die frühere Aus— 
fage unter Vorlefung derjelben vorhalten. 2 

Nach beendigter Ausfage und mach gegenfeitiger Aner- 
kennung der Perfon des Zeugen und des Angefchuldigten, 
dafern folche für noͤthig erachtet wird, hat der Aubiteur an 
den Angefchulbigten die Frage zu richten, ob er auf Das- 
jenige, was foeben auögefagt worden, etwas zu erflären 
habe. Nach Erledigung etwaiger Bemerkungen des Ange 
ſchuldigten hat der Aublteur an den Zeugen bie Frage zu 
richten, ob er noch etwas — Ausſage zuzufügen habe 
ober ob er bei ihr allenthalben ſtehen bleibe. 

Sollte ein Zeuge die Erftattung feiner Ausfage oder 
die Ableiftung des Eides ohne ausreichenden Grund ver 
weigern, fo kaun dad Gericht denfelben, wenn er ben Militär 
frafgefegen unterworfen iftz in die wegen Ungehorfams 
verwirkte Strafe, wenn er dagegen der Militärgerichtöbar- 
Feist nicht unterworfen ift, In eine Gefängnifftrafe Dis zu 
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fee Wochen, wegen deren Bolftredung das betreffende 
Civilgericht des Zeugen anzugehen ift und, wenn infolge 
der Verweigerung bie Vertagung der Sache nöthig werben 
folfte, in die dadurch verurfachten Koften verurtheilen. 

Erklärt der Zeuge fpäter, jedoch noch vor dem Schluffe 
der Verhandlung, ſich zur Erftattung der Ausfage bereit, 
fo hat das Gericht die Verurtheilung zur Strafe wieder 
aufzuheben und auch die Verurteilung in die Koften, foweit 
deren nicht bereits durch die Weigerung entfauden find, 
wieder in Wegfall zu bringen. 

Die Vorihriften in-$. 299 Abf. 1, $. 300 Teiden hier 
gleichfalls Anwendung. 


$. 252. 
Fortfegung. 

Jeder Zeuge bleibt, nachdem er fein Zeugniß abgelegt 
hat, in dem Sigungszimmer, fofern nicht mit Ruͤckſicht 
auf die Räumlichkeit, der Borfigende oder in Gemäßheit 
$. 253 ber Auditeur ein Anderes anorbnet oder der Ichtere 
den Zeugen auf deffen Begehren mit Buftimmung des An» 
geſchuldigten entläßt. 

Während der Verhandlung ift aller Verkehr zwifchen 
dem Angefhuldigten und den Zeugen, fowie der Zeugen 
unter fi, unterfagt. 

Die einzelnen Zeugen dürfen weder einander uͤber ihre 
Ausſagen zur Rede ftellen, noch ſich gegenfeitig Fragen vor= 
legen, £önnen jeboch bei dem Auditeur ihre oder eines ander 
ven Zeugen ober des Angefchuldigten nocmalige Befragung 
beantragen, wenn fie im Laufe der Verhandlung ihre ober 
eines anderen Zengen ober des Angefchuldigten Ausfagen 
ergänzen oder berichtigen wollen. 


$. 253. 
Weitere Befugniffe des Auditeurs. 

‚ Der Xubiteur ift berechtigt und verpflichtet, zu jeder 
Zeit während ber Verhandlung von dem An; eich, ten 
und ben Zeugen die für nöthig erachteten Grftkkungen ber 
die vorkommenden Thatfachen zu verlangen. 

Er kann einzelne Zeugen einander gegenüber ftellen 
+ abwechfelnd Fragen an den einem und den andern 
richten, 

Er kann auch von amtöwegen, fowie auf Antrag, waͤh⸗ 
rend einer einzelnen Befragung einen oder mehrere Zeugen, 
den Angefehulbigten, oder einen oder mehrere der Angefchule 
digten aus dem Sigungszimmer entfernen laſſen, hat aber, 
foviel die Angeſchuldigten betrifft, die Verpflichtung, dies 
felben nach ihrer Wiedervorlaffung a von demjenigen 
zu unterrichten, was während ihrer Abwefenheit auögefagt 
oder fonft verhandelt worden ift. Auch hat er folchenfalls 
dem Angeſchuldigten noch die in $. 251 Abſ. 5 vorgefchrie- 
bene Frage vorzulegen. 


$. 254. 
Fragerect der Richter. 
Außer dem Auditeur koͤnnen auch die Nichter, fowie 
and den erfteren der Angeſchuldigte Fragen an die Zeugen 
tellen. 
Der Auditeur fann Fragen des Angeſchuldigten, welche, 
er für unangemeffen erachtet, zuridweifen (vergl. $. 243). 


$. 255. 
Vorlegung von Unterfuchungsgegenftänden, 
Der Auditeur legt, nach Befinden, dem Angeſchuldigten 
ſowie den Zeugen diejenigen Gegenftände, melhe auf das 
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S Bezug haben oder zur Ueberführung dienen 
a e Erklärung über diefelben vor. 


$. 256. 
Borlefung von Zeugenausfagen. 

Iſt die Abhoͤrung eines vor der Schlußverhandlung 
bereits befragten und zu derfelben vorgeladenen Zeugen 
wegen Abwejenheit oder aus einem anderen Grunde nicht 
zu bewirken und aud) eine Vertagung der Sache nicht bes 
fchloffen worden ($. 289), oder gehört ber Zeuge zu den in 
$8. 200, 201 genannten Perfonen, und hat er entweder 
der Vorladung Feine Folge geleiftet oder, wenngleich erſchie⸗ 
nen, das Zeugniß verweigert, fo ſollen von amtöwegen 
oder auf Antrag des Angeihuldigten die Ausfagen deffelben 
über die betreffenden Thatfachen mit dem Bemerken aus 
den Unterfuchungsacten vorgelefen werben, ob bie Ausſage 
bereitd eidlich beftärkt worden ift oder nicht (vergl. noch 
$. 227 Xbf. 2, $. 248). f i 

In gleicher Mage ift, eintretenden Falls, mit ben 
XAusfagen eines Mitſchuldigen, fowie mit den Ausfagen 
verftorbener und folder Zeugen, weldhe zur Schlußverhand» 
lung nicht vorgeladen worden find, zu verfahren, foweit 
diefe Ausfagen für die Beurtheilung der Sache von Eins 
fluß fein koͤnnen. 

$. 257. 
Sach verſtãndige. 

Was in den $. 249 Abſ. 1, $$. 250, 251, 252, 253, 
254, 255, 256 bezüglich der Zeugen vorgefhrieben ift, gilt 
and) von den Sachveritändigen. Nicht minder leiden bie 
Vorfehriften in $. 162 Abf. 2, 3, fomie in $. 166 Abf. 2, 
4 hier Anwendung. 

3 können jedoch, nach dem Ermeffen des Auditeurs, 
die Sachverfändigen bereits früher, als bie Reihe der Ab 
hoͤrung fie trifft, und felbft fchon bei Beginn der Verhand⸗ 
Tung in die Sitzung zugelaffen, auch nen Sachverſtaͤn · 
dige gemeinſchaftlich abgehört werben. 

Sicht mindet Tann der Aubiteur bei mehreren Sad: 
verftändigen verfügen, daß biefelben behufs der gemeins 
ſchaftlichen Beratung über eine ihnen vorgelegte Frage in 
ein befonderes Zimmer ſich —— und fodann das 
Ergebniß ihrer Berathung in der Sigung felbft vortragen. 

Die Vereidung der Sachverftändigen und Dollmetfcher 
erfolgt, dafern fie nicht bereitö vereidet find, nach ben 
Formein V, VI, VII, vill im Anhange. 


$ 2358. 
Verzicht auf Beweismittel. 

Der Angefhuldigte kann im Laufe der Verhandlung 
— fallen laſſen, wenn das Gericht damit ein- 
verftanden iſt. 

Ebenfo kann das Gericht mit Zuftimmung des Ange 
ſchuldigten die Beweisaufnahme, auch ohne dag es der 
Abhörung der vorgelabenen Zeugen ober felbft einiger ders 
jelben und des Gebrauchs ber hbrigen Beweismittel bedarf, 
Thlieen, wenn die bis dahin erlangten Ergebniffe die voll 
fänbige Meberzeugung der Richter von der Schuld oder 

VUnſchůld des Angeſchůldigten — und mit Sicherheit 
anzunehmen iſt, daß die noch übrigen Zeugen und Beweis 
mittel biefelbe abzuändern jedenfalls nicht geeignet feien. 

Iſt in der Schlußverhandlung ein umfaflendes und 
unbedingtes Geftändniß des Angefchuildigten erfolgt, fo ber 
darf es der Zuſtimmung deffelden zum Schluffe der Be- 
weißanfnahme nicht, k 


$. 259. 
Vorleſung von Urkunden. 

Die Vorlefung von ſchriftlichen Gutachten anderer 
Sachverftändigen, ſowie die Borlefung von Urkunden, 
welche für die Unterfuchung von Bedeutung find, infonder- 
heit von Leumungszeugniffen, Zarations» und Beſich- 
tigungöprotofollen, den über den Thatbejtand aufgenom ⸗ 
menen Protofollen und von Gutachten der vor ber Schluß: 
verhandlung befragten Sachverſtaͤndigen, hängt von dem 
Ermeffen des Gerihts ab. 


$. 260. 
Fortfetsung. 

Die erfolgte Vorlefung einer Beugenausfoge ift im 
Protokolle zu erwähnen. . j ae 

Nach erfolgter Vorleſung ift der Angefchulbigte zu bes 
fragen, ob er auf die vorgelefene Ausfage etwas zu ber 
merken habe. 

$. 161. 
Bextheidigungsgeilude, . 

Ale zur Verteidigung gegen die Anſchuldigung dienen: 
den Thatfachen können von dem Angeſchuldigten geltend 
gemacht und müffen jelbft von Amtswegen berüdfichtigt 
werben. x 

$. 262. 
Sqiußvortrag. 

Nach Beendigung der Beweisaufnahme hat der Anubis 
teur eine gebrängte und unparteiifche Aufammenftellung der 
nunmehrigen Gefammtergebniffe der Unterſuchung vorzutras 
gen und das oder die Verbrechen zu bezeichnen, über welche 
rechtlich zu erkennen fein werde, zugleich auch Dasjenige 
vorzulefen oder vorlejen zu laffen & 234 Schluff.), was 
für den Zweck der Vertheidigung zu den Acten gegeben 
worden ift. 

Dem Angeſchuldigten fteht das Necht zu, hierauf ſelbſt 
noch die zur Vertheidigung ihm dienlich erfcheinenden Um⸗ 
fände geltend zu machen. i 

Demnädft, nachdem der Auditeur zuvor bie Frage an 
den Angefhuldigten geftellt hat, ob er noch irgend eine Ber 
merfung zu machen habe, erklärt der Vorfitende die Vers 
handlung für gefchloffen, und es ift hierauf, nachdem das 
über den Verlauf der Verhandlung aufgenommene Protokoll 
(vergl. $. 286) dorgelefen und hierauf die einftwveilige Ent⸗ 
fernung des Angeſchuldigten verfügt worden, aud, bie 
übrigen Anwefenden, außer den Mitgliedern des Gerichts, 
das Situngszimmer berlaffen haben, unter Leitung bes 
Auditeurs, zur Berathung und Abftimmung zu verfchreiten. 


$. 263. 
Berathung. 

„„Der Auditeur hat bei der Berathung die von den 
Richtern oder vom ihm felbft für nöthig erachteten Auf ⸗ 
ſchluͤſſe zu a 

Aud können die Richter bei der Berathung fowoht 
von den Unterfuchungsacten und den fonftigen auf bie 
Unterfuchung bezüiglichen Gegenftänden, als von dem über 
die Verhandlung aufgenommenen Protofolle (vergl. 6.286) 
Einficht nehmen. J 


§. 264. 
Abn immung. 





Die Abſtimmung erfolgt von dem unterſten Dienſtgrade 
6.229) aufwaͤrts dergeftalt, daß der Borfisende zulent ftimmt- 
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Bei gleichem Grade giebt der dem Dienftalter nach 
Züngere feine Stimme vor dem Aelteren ab. 

Zur Entſcheidung jeder einzelnen, dem Sprucjkriegäges 
richte vorzulegenden Frage ift eine Mehrheit von vier Stim⸗ 
men hinreichend. 

$. 265. 
Bejchlup über die Spruchreife. 

Zunächft ift die Frage in Erwägung zu ziehen und, 
da nöthig, zu allgemeiner Berathung zu bringen, ob die 
Unterfuchung für fpruchreif zu erachten fei oder, ob und 
welche bei der Schlußverhandlung nicht zu erledigen ger 
wefene Erörterungen dor der Aburtheilung etwa nod vor 
zunehmen fein möchten. 

Iſt Hierbei nicht fofort allfeitiges Einverftändnig zu 
erlangen, fo ift zur — verfchreiten. 

enn darnach von der Mehrheit der Richter gegen 
die Annahme der Spruchreife ſich eniſchieden worden, fo ift 
dieſer Beſchluß zu Protokoll zu nehmen und mit den Xcten 
an das Unterfuhungsgericht zuruͤckzugeben. 


$. 266. 

Einfluß früiperer Entſcheidungen auf das Enderfenntnif. 

Das Gericht ift bei der hauptſaͤchlichen Entfcheidung 
an die rechtliche Beurtheilung der dem Angefchuldigten 
beigemeffenen ftrafbaren Handlung, von welcher der Vers 
weifungsbefchluß oder eine demjelben etwa zu Grunde 
liegende Enticheidung des Oberkriegsgerichts (vergl, jedoch 
$. 328) ausgegangen iſt, nicht gebunden, 


$. 267. 
Neu hervorteetende Unftände, 

Wurden in der Schlußverhandlung neue, in dem Ber- 
weifungsbefchluffe nicht angeführte Umftände ermittelt, durch 
welche die bem Angefehuldigten beigemeffene firafbare That 
nunmehr eine andere ftrafrechtliche Natım erhält, als in 
dem Verweifungsbefchluffe angenommen worben, insbefons 
dere durch welche dad Verbreden zu einem ausgezeichneten 
derfelben Art erhoben oder die Anwendung eines höheren 
gefeglichen Straffages bei demfelben bedingt wird, fo hat 
das Gericht über das Verbrechen in biefer Beſchaffenheit 
abzuurtheilen, es ſei denn, daß es wegen der neu hervorge⸗ 
tretenen Umſtaͤnde die Zuruͤdweiſung der Sache an das 
Unterfuchungsgericht fuͤr angemeffen erachtet (vergl. $. 265). 

Uebrigens hat der Auditeur, wenn das Gericht nicht 
gemeint ift, eine folche Zuruckweiſung En verfügen, bei Ver⸗ 
meldung der Nichtigkeit, den Angefhuldigten und zwar 
jedenfall vor der Urtheilsfällung aufzufordern, Dasjenige, 
was er etwa bezüglich biefer neuen Umftände anzutragen 
gemeint ift, vor dem Schluffe der Verhandlung anzubringen 
und feine Vertheivigung auf diefelbe mit zu richten. 


$. 268. 
Fortfeung. 

Jedenfalls hat das Gericht, es möge nun die Abwei ⸗ 
chung vom Verweiſungsbeſchluſfe ſich auf eine neue That⸗ 
fache ſtuhen oder nicht, der ſofortigen Aburtheilung ſich zu 
unterziehen, 

3 — der des vollendeten Verbrechens Angeſchuldigte 
nur des Verſuchs, oder ein des höheren Grades der 
Theilnahme Angefhulbigter nur eines geringeren 
Grades derfelben, oder der Beguͤnſtigung oder der 
unterlaffenen Anzeige (Art. 50 bis mit 71 des all⸗ 
gemeinen, $. 48 bie mit 54 des Militaͤrſtrafgeſetz- 





buchs), oder ein des vorfäßlichen Verbrechens An⸗ 
gef&uldigter nur der Veruͤbung aus Unbebachtfamkeit 
ſchuldig befunden werden follte, ober 
2) wenn ſtatt eines ſchwereren, auf Bereicherung an 
fremdem Eigenthume gerichteten Verbrechens Par— 
tirerei oder widerrehtlihe Benutzung einer fremden 
Sacht, ſtatt Meineides leichtfinniger Falfcheid, ftatt 
böslihen Bankerotts Teichtfinniger Bankerott ober 
eines der in Art. 309, 310 des allgemeinen Straf⸗ 
eſetzbuchs gedachten Verbrechen, ftatt Defertion in 
üdfalle nur ale Defertion oder eigenmächtige 
Entfernung ſich ergiebt, oder 
3) wenn fonft einzelne Thatfachen oder Straferfchwer 
rungs · oder Erhöhungögründe, welche in dem Ver- 
weifungsbefchluffe hervorgehoben worden find, nicht 
bewiefen werden und in deffen Folge die angefchuls 
digte That ald ein geringeres oder nur als ein 
einfaches oder vom dem erſchwerenden Umſtande nicht 
begleitetes Verbrechen berfelben Art fich darftellt. 
Nicht minder hat das Gericht der Aburtheilung ſich 
zu unterziehen, wenn ed nad) Sage der Sache, insbefondere 
nah Maaßgabe des erbradhten Beweifes, den Angefchuls 
digten nur einer Handlung für ſchuldig erachtet, welche 
an fi (vergl. $$. 48, 49) zur Entfceidungszuftändigfeit 
des ftändigen Kriegögerichtö gehören würde. 


$. 269. 
Befondere Beſtinumungen. 

Erachtet dad Gericht bei der Aburtheilung die Beruͤck-⸗ 
ſichtigung für angemeffen, welche bereitd Gegenftand der 
Unterfuhung gewelen und bei der Schlußverhandlung bes 
wiefen worden find, auf welche jedoch der Verweiſungsbe⸗ 
ſchluß nicht geftügt worden war, fo find bie Vorſchriften 
in 66. 267, 268 gleichfalls zur Anwendung zu bringen. 


$. 270, 
Wieberanfnagme der Verhandlung. 

Das Gericht kann ausnahmsweife nach dem Schluffe 
der Verhandlung und vor der Urtheilsfällung bie Verhand⸗ 
En wegen einzelner Theile des Beweiſes wieder auf— 
nehmen. 

In diefem Falle ift übrigens den Vorfchriften in $. 262 
anderweit nachzugehen. 


$. 271. 

S Abſtimmuug zum Endertenitniffe, 

Wenn gegen die Annahme der Spruchreife Feine Eins 
wendungen erhoben oder die erhobenen Einwendungen durch 
das Ergebniß der Abftimmung dariiber befeitigt worden 
find, fo trägt der Auditeur die von ihm feftgeftellte Reihen⸗ 
folge der zu beantwortenden Fragen, mit Ausfchluß jedoch 
der auf bie Strafabmeffung bezüglichen, und zwar vorerſt 
im Zufammenhange und Vergeitatt vor, daß ſich klar er⸗ 
tkennen läßt, für welche Faͤlle die nur eventuell geſtellten 
Fragen einzutreten haben. 

Treffen mehrere, durch verfchiedene Handlungen be 
gangene Verbrechen zufammen, jo daß nach Art. 78 des 
allgemeinen, $. 70 des Militärſtrafgefetzbuches eine Ge= 
fammtfirafe zu erkennen iſt, fo ift bei der Frageſtellung 
darauf mit Ruͤckſicht zunehmen, welches unter den zur 
fammentreffenden Verbrechen als das ſchwerſte zu erachten fei. 

Wenn bei einem und bemfelben Verbrechen. mehrere 
PVerfonen betheifige find, fo hat auch in diefer Beziehung 
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eine angemeſſene Trennung ber Fragen wegen jedes Ein- 
zelnen befonderd einzutreten. en k 

Werben gegen die Frageftellung des Aubiteurs, insbe 
fondere auch bezüglich der Voliſtandigkeit derfelben, Ein ⸗ 
" wenbungen erhoben, weiche durch gegenfeitige Beſprechung 
ſich nicht erledigen lafjen, fo ift wie nach S. 265 Abf. 2 zu 
verfahren und es iſt der Auditeur, wenn bie Mehrheit der 
Nichter für Abänderung der Frageftellung oder für Auf⸗ 
fiellung noch anderer, als der bereits aufgeftellten — 
(vergl. Abſ. 1) ſich entſchieden hat, dieſe wie jene zu be 
ruckſichtigen verbunden, R A 

Dabingegen kann der Auditeur zu Hinweglaffung von 
Fragen, deren Aufſtellung er für erforderlich erachtet, nicht 
‚genöthigt werden. 

$. 272. 
Beſondere Vorſchriſten Über die Faffung ber einzelnen Fragen. 

Inöbefondere ift die Frageftellung bergeftalt einzurichten, 
daß die Abftimmenden eine beftimmte Erklärung mit „Sa” 
oder „Nein” darüber abgeben müflen, ob mad) ihrer ges 
wiffenhaften Ueberzeugung die Thatiachen, welche den Gegen: 
ftand des dem Angefchuldigten zur Laft gelegten Verbrechens 
bilden, durch die Ergebniffe der Unterfuhung für erwiefen 
und ber Angefchuldigte daher des gedachten Verbrechens für 
ſchuldig zu erachten. 

Welche Fragen hierbei weiter noch, insbeſondere etwa 
darauf zu flellen feien, ob nach den befonderen Umftänden 
des vorliegenden Bel, aus Gründen der in S. 110 Abf. 1 

jebachten Art, die Strafbarkeit ausgeſchloſſen oder getilgt 
ei, ift dem Ermeflen des Auditeurs überlaffen. 


$. 273. 
Verneinung der Sqhuldfrage. 

Wird von der Mehrheit der Abſtimmenden die Frage 
über die Schuld verneint, fo iſt hierauf weiter zur Abs 
ſtimmung barlber zu verſchreiten, in welcher Art die Freis 
ſprechung des Angeſchuldigten einzutreten habe. Vergl. $.274. 


$. 974. 
Freifpreung. 

Erachtet das Gericht die thatfächlichen Ergebniffe der 
Unterfuchung nicht für ausreichend, um den Angefchuldigten 
flv ſchuidig zu erklären, oder erachtet es die Anfhpuldigung 
für tra wiberlegt, fo ift auf Freifprechung von der 
: zu erkennen (Klagfreifprechung). 

achtet das Gericht, daß die Ergebniffe der Unter- 
ſuchung zwar nicht ausreichend zur Verurtheilung feien, 
immerhin aber diefe Ergebniffe einen erheblichen Verdacht 
gegen den Angeſchuldigten begründen, oder erachtet ed, daß 
der Entlaftungsbeweis zwar foweit hergeftellt, daß eine Ver⸗ 
urtheilung nicht erfolgen konnte, gleichwohl aber noch ein 
erheblicher Verdacht gegen ben Angefi — zuruͤckgeblieben 
fei, fo iſt der Klagfreifprechung die Befchr inkung beizufügen, 
daß fie aus Mangel an vollftändigem Beweife der Schuld 


erfolgt fei. 
Iſt das Gericht der Meinung, daß die St 
rechtlich unzuläffig fei, fo ift der get ie na 


„zu erklaren (Straffreifprechung). 


$. 275. 
Am Gutachten über die Strafe, 
enn dagegen die $. 272 gedachte Frage von de je 
heit der Richter bejaht, hiernaͤchſt * — se 


ſtimmung das oder die Verbrechen fefigeftellt worden, welche 





nach den Ergebniſſen der Unterſuchung als vorliegend anzu⸗ 
ſehen find, fo hält hierauf der Auditeur einen anderweilen 
Vortrag, wobei er die auf vorliegenden Verbrechen anzu⸗ 
wenbenden Strafbeftimmungen verlieft und, foweit nöthig, 
erläutert, dabei aud) Über die etwa in Betracht Eommenden 
Strafmilderungs: oder Straferhöhungs: oder Schärfungs- 
gründe fi ausfpricht und ſodann über die auszuwerfende 
Strafe fein Gutachten abgiebt. 


$. 276. 
Vorſchriften über bie Frageftellung hierbei, 

Die in $. 271 Abſ. 2, 3 bezüglich der Frageftelung 
gedachten Vorſchriften gelten, foweit fie Anwendung leiden, 
bier ebenfalls. 

Insbeſondere ift in dem bafelbft in Abf. 2 bemerkten 
Falle die Frageftellung dergeftalt einzurichten, daß aus der 
Abftimmung niht nur die Gefammtftrafe für diejenigen 
Verbrechen, deren der Angefchuldigte für ſchuldig erklärt 
worden, fonbern auch die für das ſchwerſte unter den zus 
fammen! den Verbrehen ausgeworfene Strafe, durch 
deren Erhöhung ‚die Gefammtftrafe erlangt worden ift, zu 
erkennen ift. 

Ebenfo ift, wenn ein Verbrehen im Ruͤckfalle verübt 
worden, darüber abzuftimmen, auf wie hoch die an ſich ver⸗ 
wirkte Strafe zu. beftimmen fei. 


8. 277. 
Abſuimutung Über die Strafe. 

.  Ergiebt ſich bei der Abftimmung über die Strafe die 
in 5.264 Schlußf. vorgefhriebene Mehrheit nicht von felbft 
und ift eine, folche auch bei nochmaliger Umfrage nicht zu 
— ſo iſt die dem Angeſchuldigten ungünftigfte Stimme. 
der mc — beizuzählen und damit fo lange forte 
zufahren, bis bie erforderliche Stimmenmehrheit vorhanden ift. 
Wenn nach der Anſicht des Aubiteurs eine Abftimmung 
gen klare Vorfchriften der Gefehe verftößt, fo ift der Abe 
immende zundchft dariiber 2 verſtaͤndigen, dafern er aber 
auch dann noch auf feiner Meinung beharrt, feine Gründe 

dafür anzugeben verbunden. 


$. 278, 
— Ergebniß der Abſtimmung. 
ie bie Beantwortung jeder einzelnen Frage minde— 
ſtens durch eine Mehrheit don vier nme onsgefallen 
fei, ift von dein Aubiteur jedesmal ausdrüdlich auszus 
frreden a — zu bemerken, 
nfo hat ber Auditeur nach geſchehener Abftimmun; 
über fämmtliche auft eftellte Fragen, foweit fi Ken En 
‚ober bie andere durch Die Beantwortung der vorhergehenden 
erledigt hat, das nach der Mehrheit von minbeftens vier 
Stimmen ausgefallene Sefanmtergebniß der Abftimmung 
auszufprehen und zu Protokoll zu nehmen. 


3 $. 279. 
Abjaffung dep Gndertenntniffeg. 


e Nach dem Hauptergebniffe der Abftimmung ift von dem 
— kenntniß nebft kurzen er 


— — u enthalten: 

ne genaue Bezeichnung dee Perfon des Angeſchul⸗ 
bigten nah Vor⸗ und Zuname, Dienftgrad und 
Truppentheif, in welchem er Yet, kai 
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2) die — des Verbrechens, deſſen der Angeſchul⸗ 
digte für ſchuldig erachtet worben, beziehendlich, im 
Falle der Freifprehung, des Verbrechens, deffen er 
angeſchuldigt worden, naͤchſtdem im erfieren Falle 
weiter 
3) die Angabe der Gefeße, worauf die Beflrafung ges 
gründet wird, R 
4) die Bezeichnung der gegen den Angefchuldigten er« 
kannten Strafe und der etwa noch außer der Strafe 
eintretenden gefeglihen Folgen des Verbrechens. 
Iſt auf Straffreifprehung erfannt worden, fo find in 
dem Erkenntniffe die Thatfachen, welche für erwiefen erach⸗ 
tet worben, und bie Rechtögründe anzuführen, weshalb diefe 
Thatſachen für rechtlich ftrafbar nicht anzufehen find. (Vergi. 
übrigens noch $. 12 Abf. 2.) ö 


$. 280. 
Seftimmungen Über ben Koftenpunkt, 

Infoweit nad) den Beftimmungen diefes Gefeßes Koften- 
freiheit nicht ftattfindet ($. 363), hat die Verurtheilung des 
Angefchuldigten in der Hauptſache die Verurtheilung deffels 
ben in die Unterfuhungskoften zur Folge. 

Sind unter diefer Vorausfegung mehrere Angeſchul- 
digte in derfelben Unterfuchung befangen gewefen und in 
der Hauptfache verurtheilt, fo fallen jedem einzelnen Ans 
geihuldigten diejenigen Koften ausfchließlich zur Laft, welche 
Icbiglich in Betreff feiner, insbefondere dur feine Haft, 
durch feine Vertheidigung’ ($. 363) ober durch befondere bei 
ihm eingetretene Ereignife oder nur ihm angehende Unters 
fuchungshandlungen oder durch fein befonderes Verſchuiden 
entſtanden find, 


Alle anderen Koften find, unter gleicher Vorausfegung, | jp, 


fuͤr die fammtlichen Angefchuldigten dergeftalt gemeinschaft: 
üch, daß eim jeder zu einem nach Lage der Sache zu bes 
flimmenden Antheile zu verurtheiten ift, jedoch auch für die 
Antheile der Uebrigen an den gemeinfchaftlichen Koften zu 
ungetheilter Hand haftet. Sind bejondere Antheile im Ers 
kenntniſſe nicht beftimmt worden, fo find gleiche Antheile 
anzunehmen. 
$. 281. 
Dortſetzung · 

Wird der Angeſchuldigte freigeſprochen, ſo hat er deſſen⸗ 
ungeachtet bie auf feine Vertheldigung, wenn ſolche von 
einem Rechtsanwalt geführt worden, verwendeten Koften 
infoweit, als deren Uebertragung aus der Staatskaſſe nach 
$. 363 Abf. 4 unbedingt auögefchloffen ift, die übrigen 
Unterfuchungsfoften aber nur infoweit zu tragen, al er folche 
durch feige Selbftanzeige oder durch falſche außergericht⸗ 
liche Beruͤhmung ber Thärerfchaft veranlaßt hatte 

Nicht minder ift der Freigefprochene in die Abftattung 
der Koften zu verurtheilen, welche durch Verfäumniffe oder 
offenbar unerhebliche Anträge deſſelben erwachfen find. 


$. 282. 
Fortfegung. 

Iſt ein nach Maafgabe dieſes Geſetzes von den Unter- 
fuchungstoften nicht befreiter Angeſchuldigter wegen mehre- 
zer Handlungen in Unterfuchung gegogen und € erfolgt ein 
denfelben theils verurtheilendes, theils freifprechendes End» 
erkenntniß, fo find hinſichtlich desjenigen Theils der Unter- 
ſuchung, worauf die Berurtheilung beruht, die Borfchriften 

des $. 280, hinfichtlich desjenigen, worauf bie Freiſprechung 
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beruht, die Vorſchriften des $. 281 zur Anmendung zu 
bringen. = 

In derfelben Weiſe ift zu verfahren, wenn der Ange: 
ſchuldigte zwar wegen der ihm beigemeffenen Handlung ver⸗ 
urtheilt, dieſe aber für ein geringeres Verbrechen geachtet 
worden, wegen deſſen die fammtlichen aufgewendeten Koften 
nicht aufzuwenden gewefen fein würden. 

Wenn von mehreren, wegen berfelben Handlung Ans 
geſchuldigten einer oder einige freigefprochen, ein anderer 
oder einige andere aber verurtheilt worden, fo find bie Koften 
von bdenjelben, foweit fie hierzu nad) $.. 280 und $. 281 
verpflichtet find, abzuftatten. 

Laffen die Koften in diefen Fällen fih nicht fügtich 
trennen, fo ift die Verurtheilung in die Koften auf einen 
nad richterlichem Ermeſſen feftzuftellenden Antrag der Ger 
fammteoften zu richten. 


$. 283. 
4 Berfündigung des Ertenntniffes, 

Sobald das von dem Aubditeur abgefaßte Erkenntniß 
($. 279) von den Richtern auf erfolgtes Vorlefen gench- 
migt worben, ift baffelbe dem wieder vorgerufenen Anges 
ſchuͤldigten, fowie den fonftigen Betheiligten in der Situng 
befannt zu machen. 

Dabei hat ber Yuditeur auch die in dem Erkenntniß 
angezogenen Geſetzſtellen vorzulefen oder vorlefen zu laffen 
und den Angefhulbigten über das ihm zuftchende Rechts⸗ 
mittel zu belehren, auch daß folches gefchehen, im Protokolle 
zu bemerken. 

In befonderd umfänglichen Sagen Eann, zwar nicht 
die Bekanntmachung des Erkenntniſfes, wohl aber die der 
Entſcheidungsgruͤnde — und bie letztere in einer nicht 

er acht Tage hinauszufchiebenden Sitzung, bei welcher 
übrigens ſchon die Anwefenheit von vier Richtern gentiat, 
vorgenommen werden. In biefem alle beginnt bie Frift 
zur Einwendung des Nechtömitteld gegen das Erkenneniß 
Rn gen Tage der Bekanntmachung ber Entfceidungss 

mde. 
— Dad Außenbleiben des Angeſchuldigten ſteht der Ber 
kanntmachung nicht entgegen. 


$. 284. 
Ausfertigung des Ertenntniſſes. 

Das Erkenntniß nebft Entfeheidungsgründen ift alds 
bald nach der Verkündigung des erfteren in einer befonberen 
urkundlichen Ausfertigung zu den Acten zu bringen. (Berg, 
noch $. 10.) 

$. 285. 
Belanntmachung an ben Commandanten. 

Dem Commandanten ift das Erkenntniß nebft Ent 
feheidungsgrünben alsbald nad) beendigter Sihung in Kraft 
der Bekanntmachung vorzulegen und, daß diefes gefhehen, 
unter genauer Angabe der Zeit, zu ben Acten zu bemerken. 

Daffelbe findet auch in Beziehung auf die erft fpäter 
etwa ($. 283 Abſ. 3) abgefaßten Entſcheidungsgruͤnde ſtatt. 


$. 286. 
Sigungsprototoll. 

Das über die Schlußverhandlung aufzunehmende Proto⸗ 
koll fol den Verlauf der Verhandlung dergeftalt wieder⸗ 
geben, daß daraus, naͤchſt der namentlichen Angabe der 
dabei mitwirkenden Gerichtsmitglieder, de3 Angefchuldigten, 
fowie der etwaigen Zeugen und Sachverftändigen, die wirk 
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Ge Vornahme aller vorgeſchriebenen gerichtlichen Haud⸗ 
en und deren Gefeglichteit zu erkennen it (vergl. nach 
3 Außſ.) Pi 
$ es Zuſaͤtze oder Veränderungen bezüglich 
der In der Unterfudjung abgegebenen Erklärungen, erftatte: 
ten Ausſagen und fonft erlangten Ergebnifle, insbefondere 
auch, Geftändniffe des Angeſchuldigten find zu Protofol zu 
nehmen. Andfagen folher Zeugen und Sacverftändigen, 
weiche in der Sihung zum erften Male befragt werden, 
find jedenfalls ihrem ganzen Inhalte nach zu protofolliren. 
Ebenfo find die Ergebniffe folder Beweisaufnahmen, welche 
nicht bereits in — ſtattgefunden hatten, voll⸗ 

andig zu, protokolliren. — 

# — der Berheiligten und hierauf ertheilte Ent⸗ 
ſcheibungen des Vorſikenden, oder bes verhandelnden Audi⸗ 
teurd oder des Gerichts, fowie die Verkündigung des end⸗ 
lichen Urtheilsfpruch find ebenfalls in dem Prorofolle oder 
in einem Anhange zu demfelben zu bemerken, P 

Das Protokoll, mebft etwaigen Anhängen, ift, foweit 
es fih auf die Verhandlung bis zum Eintritt der Be 
rathuug der Richter bezieht, noch vor der lekteren, und ſo⸗ 
weit es fih auf den Verlauf der Sitzung nach Faͤllung 
des Urrheilsfpruche bezieht, noch vor dem Schluſſe der 
Sitzung vorzulefen, auch von den Mitgliedern des Gerichts 
und dem Angefchuldigten, fowie beziehendlich dem Doll: 
metjcher zu unterzeichnen. — I 

Verweigerungen der Unterfchrift, fowie Einwendungen 
gegen Nichtigkeit oder Vollftändigkeit des Protokolls find 
entweder in demſelben vor dem Abfchluffe ober mittelft bes 
donderen Vrorsfolls zu bemerken. 


$. 287. 
Serfprudsprotefelt, 

Ueber die Berathung und erfolgte Abſtimmung ber 
Richter (8. 263 fg.) iſt ein befonderes Protokoll — Ber: 
foruchöprerofol — aufzunehmen und von fämmelichen 
Richtern zu unterzeichnen. ’ 

In demfelben ift das Ergebniß der Stimmenzahl, 
jedoch ohne Beuierkung der einzelnen Abftimmenden, anzus 
geben, nicht aber find atıch die Anfichten und Abſtimmungen 
der einzelnen Nichter im daſſelbe aufzunehmen, vorbehaͤlt⸗ 
dich der Fälle in $. 277 Ab. 2. 

Den Unterfuhungsacten iſt das Verſpruchsprotokoll 
nicht einzuverleiben, wohl aber, fo oft die ietzteren infolge 
eines eingewendeten Rechtsmitteld an das Oberkriegsgericht 
einzureichen find, den Acten beizufügen und von diefer Ber 
hörde bei ver Prüfung der Verhandlung, bezüglich etwa 
verhangener Nichtigkeiten, mit zu berückſichtigen. 


Drittes Capitel. 
Belimmungen für befondere Fälle. 
$. 288. 

Zeitweife Aufheb ung und Vertaguug der Sithung. 

Die Verhandlung darf nicht durch fremdartige Geſchaͤfte 
unterbrochen werben. 

Der Borfigende kann jedoch, nach vorgängigem Ein: 
vernehmen mit dem verhandelnden Auditeur , zur nöthigen 
Erholung der betheiligten Perfonen umd behufs der Herbeis 
ſchaffung von Berweiömitteln, eine Ausfegung der sung 


anordnen, 
Ehenſo kansı zur Aufnahme und Bervolftändigung 
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protololls, insbefondere wenn fie von dem verhazvelnden 
Auditeur jelbft zu bewirken if, eine Ausſetzung dev Sitzung, 
jedoch niemals bis auf den folgenden Tag, eintreten, 

Kann eine Verhandlung an dem Vorabende eines 
Sonn: oder Feiertags nicht beendigt werden und wird deren 
Forkfegung am dem folgenden Tage unumgänglich noth— 
wendig, fo ift mit derfelben erft nach dem Schluſſe des 
Hauptgotteöbienftes zu beginnen. 


$. 280. 
Fertjerung. 

Eine Vertagung der Verhandlung kann, und zwar 
auch nach Beginn derfelben, dann von dem Gerichte bi: 
ſchloſſen werden, wenn nicht fofort zu befeitigende Hinder⸗ 
niffe, inöbefondere in Bezug auf das Perfonul des Gerichts 
($. 240), eintreten, oder noͤthige Beweisaufnahmen nicht 
fofort befchafft werden koͤnnen, es mögen num die letzteren 
neue oder ſchon früher vorgetommene VBeweismittel und 
Thatſachen betreffen. R 

Beträge im Falle der Vertagung die Zeit bis zum 
Wiederbeginn des Verfahrens mehr als drei Tage, wobei 
der Tag des Abbruchs der Verhandlung umd der des Wieder: 
beginns derſelben nicht mit zu rechnen, jo ift die Schluß: 
verhandlung vom Anfang an zu wiederholen. 

Bei einer kuͤrzeren Zwiſchenzeit kann fich das Gericht 
auf die bloße Fortjegung der vertagten Verhandlung, wel 
chenfalls jedoch der Angefchuldigte jedenfalls Über 5 
der Fortſetzung erlangten Ergebniffe zu hören iſt, beſchraͤnken. 

Die Zeugen und Sachverftindigen, ſowie der Ange ' 
ſGuidigte fönnen im Falle der Forriekung A| bei der 
Verkündigung der Vertagnung, ohne Daß es einer nenen 
Vorladung bedarf, wieder beftellt werden. 

Es iſt jedoch in diefem Falle, fowie in dem Fall 
anderweiter Vorladung die Hinweifung auf die gefehlichen 
Nachteile des Außenbleibens und im Falle andenweiter 
Vorladung die Innehaltung der in $. 224 vorgefehriebenen 
Friſt nicht erforderlich, 








ð. 200, 
Vertaguugeduitrag. 

Hat der Angeſchuldigte erhebliche Gründe, die Ber: 
er der Sache zu beantragen, fo ift diefer Antrag ſpaͤ— 
tejtens bis zur Vorlefung des Verweifungsbefchluffes zu 
ftellen und daher fpäter nicht weiter zu berücfichtigen, e& 
wäre denn, daß fich der Vertagungsgrumd erft im Laufe 
der Verhandlung ergeben hätte. 
ſaſſe es Gericht hat auf Diefen Antrag Entſchließung zu 

%. 231. 

r Fortjeßung: 

Sird eine Vertagung wegen Belchaffung einer Be— 
weisaufnahme beſchloſſen fo hat das Unterfuhungsgericht 
diejenigen Zeugen und Sachverftändigen, welche in dem 
BVerzeichnifle dev Beweismittel ($. 219) nicht angeführt ſind 
und beren Befragung für noihwenvig erachtet wird, in einen 
— Fe „ni: zu dringen und letzteren 

3 igten und bezichewviich dein Pur klaͤger 
zur inne ziehenblich van Privarankläger 
. infht der Angefhuldigte und ber Privatantlaͤger 
die Befragung folder Zeugen und Sabverfkindigen, ſo 


hat ex deren Dorladung bei den efdsungd 3 
—— N} dem Unterfnehuugogeuchie * 
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Auch im Ucbrigen leiden bie Vorſchriften in $. 219 
f8., $: 236 hier gleichfalls Anwendung. P 


$. 292. 
Fortfegung. 
Gegen die in $$. 289, 290 erwähnten Entfehliegunge: 
des Gerichts findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


%. 293. 
Verfahren beim Außendleiben des Angeſchuldigten. 

Iſt der Angefchuldigte unentſchuldigt oder ohne genü⸗ 
gende Entſchuldigung außen geblieben und kann er auch 
nicht ſofort erlangt werden, ſo iſt die anberaumte Sitzung 
aufzuheben und von dem Unterſuchungsgerichte das Nöthige 
wegen der Geftellung und, nad) Bofnden, wegen Ber: 
391 des Angeſchuldigten zu verfügen. 

Iſt zu beforgen, daß die längere Ausfegung der Be 
weisaufnahme für die Ermittelung der Wahrheit nachtheilig 
fein würde und gleichwohl die baldige Geftellung des Ans 
geſchuldigten nicht zu erwarten, fo hat das Unterfuhungds 
gericht die Zeugen und Sachverftändigen ausführlih und 
eidlich nad) Maafgabe von $. 249 fg. abzuhören, ſowie 
fonft für Aufnahme des Beweiſes zu forgen. Hierüber 
allenthalben ift ein ausführliches Protofol aufzunchmen. 

Iſt jedoch ein befonderes Intereffe daflır vorhanden, 
daß die Aburtheilung der Sache auch bei Abwefenheit des 
Angeſchuldigten, defien baldige Geftellung nicht zu erwar« 
ten, erfolge, fo kann von dem Gerichte auch mit der Er« 
Öffnung der Schlußverhandlung, fowie mit der Beweis- 
aufnahme und Aburtheilung der Sache ebenfo, ald ob der 
Angefehuldigte gegenwärtig wäre, verfahren werden, Ein 
Vertheidiger des Abwefenden wird in diefem Falle nur dann 
zugelaffen, wenn die Bertheidigung nach den Beftimmungen 
diejes Gefetzes (88. 29, 30) eine nothiwendige ift. 


& 294. 

Verſahren bein Angenbleisen eines der Augeſchuldigten. 

Wenn von mehreren Angefchuldigten nur ein einzelner 
oder einzelne, entſchuldigt oder unentſchuldigt, außenger 
blieben oder nicht zu erlangen geweien, jo hängt es von 
dem Ermeſſen des Gerichts ab, die Verhandlung, je nach⸗ 
dem der Außengebliebene eines.mehr oder minder ſchweren 
Verbrechens angeſchuldigt, feine Betheiligung an dem Ber: 
brechen für bie — übrigen von Einfluß und 
die baldige Geftelung des Außengebliebenen zu erwarten ift 
oder nicht, ruͤckſichtuch aller oder nur der außengebliebeneh 
Angefehulbigten oder nur einzelner berfelben zu dertagen. 


& 29. 
Verfahren bei fpäterer Geſtellung des außengebfichenen Angeſchuldigten. 


Iſt die Schlufverhandlung gegen einen Abweſenden in 
ven Fällen von $$: 293, 294 fortgefegt worden und ftellt 
fi) derfelbe oder wird.berfelbe geftellt, nachdem das ertheilte 
Enderfenntniß rechtskraͤftig geworden, fo ift ihm das letztere 
befannt zu machen und e3 kann derfelbe binnen der geſe 
lichen, von dem Tage diefer Bekanntmachung am zu re 
nenden driſt in derfelben Weiſe Berufung einwenden, in 
welcher er fich deren bedienen konnte, wenn das Erfenntnig 
ihm gleich anfaͤnglich befannt gemacht worden wäre, Dieſes 
Befugnig wird dadurch, daß von dem Vertheidiger bes 
Angeihuldigten (8.293 Schlußf.) oder von dem geſeblichen 
Vertreter deffelben (6. 80 Abf. 1) ein Rechtsmittel einge- 
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wendet und. hierauf von dem Oberkriegsgerichte in dev Sache 
entſchieden worden ift, nicht ausgefchloffen. 

Nicht minder kann der Angefchuldigte darauf antragen, 
daß unter einfhweiliger Aufhebung des Erkenniniſſes eine 
se Scälußverhandlung angefegt und abgehalten 
werde. « 3 
Ueber diefen Antrag entſcheidet das Oberkriegsgericht. 

Auch kann der König auf geichehenes Anfuchen die 
Abhaltung einer anderweiten Schlußverhandlung anordnen. 


$. 296. 
Aupenbleisen der Zeugen: 

Die gehörig vorgeladenen, beziehendlich dienſtgemaͤß 
befehligten ($. 123, $.223 Abf. 5, 4), aber unentfchuldigt, 
oder abhe enügende Entſchuldigung außengebliebenen Zeus 
gen und Sachverſtaͤndigen ſind ein jeder von dem Gerichte, 
und zwar, wenn biefelben dem Givilftande angehören, zu 
einer Geldbuße bis zu einhundertundfünfzig Thalern oder 
zu einer Gefängnißftrafe bis zu ſechs Wochen, wenn fie 
dagegen ben ärftrafgefeken unterworfen find, in die 
Strafe des Dienftungehorfams zu verurtheilen. 

Ueberdies fann, wenn die Yußengebliebenen am Site 
des Gerichts ober in deffen Nähe anwefend find, deren for 
fortige Vorführung angeordnet, beziehendlich, foweit die⸗ 
felben der Militärgerichtsbarfeit nicht unterworfen find, un- 
ter —— — des zuſtaͤndigen Gerichts, ausgeführt 
werben. 

Iſt übrigens wegen ihres Xußenbleibens die Schluß: 
verhandlung. vertagt worden, fo hat dad Unterfuchungds 
gericht dafür, daß fie in der anderweiten Schlußverhand: 
ung erfcheinen, zu forgen und kann zu biefem Behufe fie 
zu berfelben vor Gericht vorführen Laffen, fie auch, da nöthig, 
bis zum Beginne oder felbft bis zum Schluffe der anzubes 
raumenden Schlußverhandlung in Verwahrung nehmen, 
oder beziehendlich unter Vermitrelung des zuftändigen Ges 
richts, nehmen laffen. 

$. 207. 


Fertfegung. 

Dem unentſchuldigten Außenbleiben iſt es gleich zu 
achten, wenn der Angefchuldigte, der Zeuge oder der Sach⸗ 
verftändige ohne Genehmigung des Gerichts vor dem Schluffe 
der Verhandlung ſich entfernt bat. 

Erfoigte jedoch dieſe — des Angeſchuldigten 
nad) feiner Vernehmung, fo ſoll dieſelbe der Fortfegung 
und Beendigung der Verhandlung nicht hinderlich ſein. 


$. 298. 
Zortſekung. 

Zeugen, welche der ihnen nach $.239 Abf. 1 ertheilten 
Bedeutung oder den diesfallfigen Anordnungen des Vor⸗ 
figenden oder des verhandelnden Auditeurs zuwider handeln, 
tönnen zu einer Geldbuße bis zu fünf Thalern oder zu 
einer Gefängnißftrafe von vierundzwanzig Stunden, bes 
iehendlich, wenn fie den Militärftrafgefehen unterworfen 
ind, in die Strafe des Dienftungehorfamd beructheilt 
werben, vorbehältlich weiterer — in bern Falle, 
wenn in Gemäßheit der firafgefeklichen Vorſchriften eine 
ſchwerere Strafe verwirkt ift. 

$. 299. 
Extenntuiß über die Ungehorſamsſtrafen. 

Die in $. 296 Abf. 1, 6.297 Ubf..1, 6. 298 geord⸗ 
neten Folgen des Ungehorfamd und angebrohten Strafen 
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ind in det Sitzung entweder mittelſt beſonderen Erkennt⸗ 
Ks ‚oder zugleich in dem Haupterkenntniffe auszufpreden. 

It der Verurtheile nicht, — und gehoͤrt der⸗ 
felbe dem Civilftande an, fo iſt ihm das Erkenntnig, ber 
iehendlich foweit es ihn betrifft, abfchriftlich zuzufertigen 
Üben, $. 13, X6f. 3), wenn derfelbe Dagegen dem Militärs 
ftande angehört, von dem Unterfuchungsgerichte befannt zu 
machen. * 

Iſt im Folge des Ungehorſams die Vertagung ber 
Schluß verhandlung noͤthig geworden, oder find in deſſen 
Folge fonft Koſten entſtanden fo ift der Yußengebliebene 
in dem Erfenntniffe zugleich in die durch fein Außenbleiben 
verurfachten Koften zu verurtheilen, infoweit ihm mich 
nach den Beflimmungen: diefes Geſetzes ($. 363) Koften- 
freiheit zufteht. 

$. 300. 
i Reitönrttel, 

Gegen die in Gemäßheit von $. 299 ertheilten Er⸗ 
Eenntniffe kann der Verurtheilte Berufung einwenden, 

Das Oberkriegsgericht ift befugt, dor der Entſcheidung 
Erörterungen anftellen zu laſſen, auf Beftärkungseide zu 
erkennen, fowie die erfannten Strafen in Wegfall zu 
bringen ober fie zu ermäßigen. 


$. 301: 
Vollftredung der Ungehorſamsſtrafen. 

Wegen Vollftredung der in den Fällen von $$. 296, 
297, 298 erkannten Strafen hat, wenn der Verurtheilte 
der —— nicht unterworfen iſt, das Unter⸗ 
ſuchungsgericht das Gericht anzugehen, welchem derſelbe 
für feine Perfon unterworfen ift. 


$. 302. 
Verfahren bei Erkrankungen des Angeſchuldigten. 

Erkrankt der Angeſchuldigte während ber Verhandlung 
und vor dem Schluffe der Beweisaufnahme in der Maaße, 
daß er berfelben nicht weiter beizuwohnen vermag, fo_ift, 
und zwar, ba nöthig, nach vorgängiger Unterfuhung feines 
A durch einen Arzt, die Vertagung der Sache aus» 
zuſprechen. 

„Wenn jedoch der Erlrankte ſelbſt fein Einverſtaͤndniß 
mit der Fortſetzung und Beendigung der Verhandlung in 
feiner Abwefenheit und insbefondere die Vorlefung feiner 
Ausfagen aus den Unterfuchungsacten für gentigend erklärt, 
fo kann das Gericht die Verhandlung, als ob "der Ange 
ſchuldigte felbft gegenwärtig wäre, fortfegen und durch Er— 
tenutniß beendigen. B 

Erkranft der Angeſchuldigte nach dem Schluffe der 
Beweisaufnahme, jedoch vor dem Schluffe dev Verhand⸗ 
tung ($. 262 %bf.,2) in der gedachten Maafe, fo Hat das 
Gericht zu enffcheiden, 06 die Sigung deffenungenchtet fort: 
zuſetzen und zu beendigen ober zu vertagen fei. 


$. 308. 

Verfabren bei Störung der Verhandlung durch den Angeſchuldigten. 
Denn der Angefehuldigte die Ordnung der Verbands 
tung dunch unge giemendes Benehmen fört und die auf 
Anregung des verhandelnden Aubditeurs erfoi⸗ te Bedeutung 
des Borfigenden, daß er bei fortgefeßter Gt: rung aus ber 
Sitzung werde entfernt werden, unbeachtet läßt, jo Tann er, 
eg A; — — etwa hierbei ſich zu 
gedrachter ftrafbarer Handlungen, auf einige Bei 

au der Siäung entfernt werben. he 
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Wird er dann wieder vorgerufen, fo if ihm von bem 
verhandelnden Auditeur der Inhalt Desjenigen kürzlich be 
kannt zu machen, was während feiner Entfernung ausge 
fagt oder fonft verhandelt worden ift. . 

Behindert er diefe Bekanntmachung ober ftört er bie 
fernere Verhandlung durch abermaliges ungeziemendes Be— 
nehmen, fo ift er anderweit abzuführen, die Verhandlung 
felbft aber in feiner Abweſenheit. fortzufegen und zu ber 
endigenz es hat auch foldhenfalls das in feiner Abwejenheit 
Verhandelte in Bezug auf ihn biefelbe Wirkung, als ob 
ex gegenwärtig gewvefen wäre. Die Verfügung fan jedoch 
jederzeit zurücgenommen und der Angefchuldigte‘ in die 
Sitzung zurüdgeführt werden. 


$. 304. 
Verfahren hei falichen Zeugenaugſagen. 

Wenn fi aus der Verhandlung mit Wahrſcheinlichkeit 
ergiebt, daß ein Zeuge wiffentlich falich ausgefagt habe und 
derfelbe auf geeignete Belchrung über die Folgen einer 
ſolchen falfchen Ausfage von derfelben nicht abgeht, fo kann 
das Gericht, mit Rückſicht auf die Bedeutung des Zeug: 
niffes für die Beurtheitung der Hauptfache von amtswegen 
ober auf Antrag des Angefchuldigten, das Schlufverfahren 
audfegen oder vertagen, 

Das Gericht Fanın zugleich bis zur Entſcheidung Aber 
die Einleitung der Unterfuhung gegen den Zeugen deſſen 
einftweilige Verwahrung anorbnen, bezichentlich, wenn der 
Zeuge dem Givilffande angehört, deſſen Abgabe an die zu 
fändige Civilbehörde verfügen. 


$. 305. 
Maaßregelu in Fülle ber Ansjegung oder Vertagung. 3 

Wird bei mehreren Angefhuldigten nur rüuͤckſichtlich 
eines oder einzelner Angeſchuldigten eine Vertagung be⸗ 
fhloffen, ohne daß auch bei den übrigen Angeſchuldigten 
ein Grund zur — vorliegt, fo iſt in Betreff der 
Zeweisaufnahme der Beftimmung in $. 298 Abf. 2 gleich: 
falls nachzugehen. Es kann jedoch im Falle der Hortſezung 
der Verhandlung gegen die übrigen Angefchuldigten bie 
Veweisaufnahme mit der gegen dieſe Teßteren verbunden 
werben. 

$. 306. 
dortſehung. 

Das Gericht kann auch in jedem anderen Falle der 
Ausjegung oder Vertagung durch das Unterfuhungsgericht 
ſolche Beweisaufnahmen fofort veranftalten laffen, weldye 
mit Rüdfiht auf die Gefahr. inmittelſt eintretender Ver⸗ 
luſte oder auf "die Schwiecigteit Tpäterer Herbeifchaffung 
als dringlich erſcheinen. Die Schlußbeftimmung des Abf. 
6 in 5. 242 leidet hier gleichfaus Anwendung. 


$. 307, 
N Befondere Veſtimmungen. 

St in Anwefenheit eines Angefchuldigten die 
verhandlung 7 worben, a 
Schluffe derfelben die Sache zu einer endlichen Enkfchetoung 
nicht geeignet, fo nt 25, dag bie Sache bis zur Wieben 
erlangung des Angeſchuldigten auf fid) beruhen fol, 


5. 208. 
— Fortfetung. 
ird gegen deu Übwefenden ein Erkenntuiß in dee 
Hauptſache nicht erteilt, fo hat dos Gericht einge 
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achtet den Abwefenden, ſoweit vemfelben nicht Koftenfreiheit 
zuſteht ($. 363), zur Abftattung derjenigen Koften mittelft 
Erfenntniffes zu verurtheilen, welche der Angeſchuldigte auch 
im Falle feiner Freiſprechung abzuſtatten gehabt hätte, 

Diefe Beftimmung leidet auch in den Fällen von 
$. 293 Abf. 2 Anwendung. b B 


$. 309. 
a Fortfegung. 

Iſt das bei einer Schlußverhandlung ‚gegen einen Ahr 
weſenden ertheilte Enderfenntniß in Gemäßheit von $.280 
befannt gemadt worden, fo gilt diefe Bekanntmachung 
auch für den Abwefenden, mit Ausnahme des im $. 302 
gedachten Falles, In diefem Falle foll das Enderkenntnig 
dem Angefchuldigten durch das Unterfuchungsgericht bekannt 
gemacht werben und erft von dem age diefer Befannt- 
machung für den Angefchuldigten die Friſt zue Einwendung 
des ihm zuftändigen Rechtsmittels zu laufen beginnen, 


$. 310. 
Bericht wegen Begnadigung. 

Bei Militärverbrechen Tann das Gericht in Fällen, 
wo es ſolches für angemeffen erachtet, beſchließen, ſich dafür 
zu verwenden, daß ein Erlaß oder Ermäßigung der Strafe, 
im Wege der Gnade bei dem Könige beantragt werden 


möge; ed ift jeboch diefer Befchluß des Gerichts dem An⸗ 


gefehuldigten nicht befannt zu machen. 

Die in Folge des gedachten Beſchluſſes erforderliche 
Berichtöerftattung geſchieht durch das Unterfuchungsgericht, 
jedoch erft dann, wenn gegen dad Enderfenntniß ein Rechis ⸗ 
mittel nicht weiter — und die Begnadigungsfrage nicht 
etwa durch bie zroeite Snfanz Erledigung gefunden hat. 

Der Bericht wird von dem Unterfuchungsgerichte er⸗ 
ſtattet, und zwar g 

1) wenn auf Todesſtrafe erfannt worden ift, an das 

Dberfriegägericht (vergl. 8. 385), 
2) in anderen Fällen an das ‚Kriegsminifterium. 


5.311. 
Ergänzende Beftimmung. 

Die Vorfchriften dieſes und des vorigen Gapitels find 
auch in dem Falle anzuwenden, wenn neben dem vor das 
Spruchkriegägericht gehörigen Verbrechen ein an ſich zur 
Entfcheidungszuftändigkeit des ftändigen ———— ges 
horiges Vergehen zur Verhandlung und Aburtheitung bei 
dent Spruchfrieggerichte mit verwieſen worden. 


$ 512. 
Hewwatantlagt. * 
IE ein Privatankläger aufgetreten, fo leiden bie in 
5.262 Abf. 1 gedachten Vorſchriften auch in Beziehung 
auf das von dem Privatankläger verfolgte Vergehen An: 
wendung. Einer befonderen Ausführung des Strafantrags 
nach gefchloffener Beweisaufnahme bedarf es Seiten des 
Privatanflägers nicht. Auch fann, wenn der Privatan- 
Hläger bei der Schlußverhandlung nicht erſcheint. deſſenunge⸗ 
achtet beziglich des von ihm verfolgten Verbrechens mit 
der Verhandlung und Aburtheilung, ſowie in den Fällen 
der Verfagung mit der Beweisaufnahme verfahren werben. 
Der Privatanktäger it, ſelbſt wenn er zugleich als 
Zeuge vorgeladen worden ift, der Schlußverhandlung, foweit 
fe auf das von ihm verfolgte Verbrechen ſich bezieht, vom 

Anfange an beizumnhnen befugt. 
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Bon den Rechtsmitteln gegen bie Enderkennt- 
J niffe der Spruch kriegsgerichte. 
$. 313, 
+ Recptömittel des Angeſchulbigten. 

Der Angefehuldigte Tann das Erfenntniß mit ber Bes 

Fufung anfechten. „Diefelbe ift zuläffigs 

. aus Gründen, die fi auf die gefchehene Beant⸗ 
worfung der That: und Beweisfrage beziehen, wenn ber 
Angeſchuldigte verurtheilt oder nur aus Mangel an voll 
ftähdigem Beweife freigeſprochen worden iſt, bie Berufung 
aber darauf gerichtet ift, daß die erbrachten Beweife zu feiner 
Verurtheilung, heziehendlich zu der nur beſchraͤnkten Klage 
freiſprechung nicht ausreichend feien, oder, daß die erfannte 
Strafe innerhalb des Strafmaaßes zu hoch gegriffen oder, 
daß ein ausreichender Grund zu feiner Berurtheilung in 
Betreff des Koftenpunktes nicht vorhanden feiz 

B. aus Nichtigkeitsgrunden: 

1) wenn durch dad Gericht eine bei Strafe der Nichtige 
keit ertheilte Vorſchrift oder eine andere, das Siraf⸗ 
verfahren betreffende, für weſentlich zu achtende 
Vorſchrift verlegt ober unrichtig angewendet wordenift, 

2) wenn au feinem Nachtheile die ald bewieſen ange: 
fehene That oder Unterlaffung von dem Seridte 
einem darauf nicht anwendbaren Gefeke unterftellt, 
oder in Foige unrichtiger Gejehesanwendung ent 
weber bie Strafoerfolgung für rechtlich zuläffig er⸗ 
Elärt, ober ein in den Gefetzen ausdruͤcklich aner— 
kannter Stꝛofausſchließungs· oder Strafminderungds 
grund — t worden iſt, 

3) wenn zu feinem Nochtheile von dem Gerichte, ohne 
einen gefeglichen Erſchwerungsgrund anzuführen, 
entweber über das nach der angewenbeten Gefehes= 
ſtelle zuläffige hoͤchſte Strafmaag oder auf eine in 
derfelben nicht nachgelaffene Strafart erfannt wor⸗ 
den ift. 

8 514. 
Rechtsmittel des Commandanten. 

Von dem Commanbanten Tann der Neviiionsantrag 
erhoben werben. Derfelbe ift nur aus Nichtigkeitsgruͤnden 
zuläffig und zwar: 

1) wenn durch das Gericht eine bei Strafe der Nichtige 

keit extheilte Vorſchrift, oder eine andere, das Strafs 





verfahren betreffende, für weſentlich zu achtende Vor⸗ 
ſchrift verlegt oder unrichtig angewendet worden ift, 

2) wenn bie Strafverfolgung infolge unrichtiger Geſetzeo⸗ 
anwendung fir rechtlich unzuläjfig erklärt ober vie 
beigemeffene Handlung einem hierauf nicht anwend⸗ 
baren Geſetze unterftellt worden if, 

3) wenn das Gericht ohne Anführung eines geſetzlichen 
Grundes dafür entweder auf eine geringere, als die 
in der angewenbeten Gefeesfteile nachgelaffene Straf⸗ 
art, oder unter das in berfelben beftimmte_ nied— 
vigfte Strafmaaß erkannt oder auf gefegliche Strafe 

». erhöhungsgriinde feine Ruͤckſicht genommen hat. 


$. 315. 

1 Verteidigung. 

Der Angefehuldigte kann fih zur Einwendung und 

Ausführung des ihm machgelaffenen Nechtömittels eines 
Vertheidigers bedienen. x 
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Er kann auch die Beiordnung eines ſolchen verlangen, 
wenn er wegen eines Verbrechens der in $.27 bezeichneten 
Art in dem Erkenntniſſe erfter Inftanz zu einer mindeſtens 

. vierjährigen Ardeits haus- oder zu einer Zuchthausſtrafe ver- 
urtheilt worden iſt. r 

Iſt er jedoch zu Todes: ober lebenslaͤnglicher Zucht⸗ 
hausſtrafe verurtheilt worden, es möge nun die Verurthei· 
lung wegen eines gemeinen ober wegen eines Militãrver⸗ 
dlecgens erfolgt. fein, jo ift die Vertheidigung nothivendig, 
vergeftalt, daß ihm, da nöthig, ein Vertheidiger durch das 
Unterfuhungsgericht beizuordnen ift. Auch Tann in dieſem 

alle die Vertheidigung einem Rechtsanwalte ſelbſt dann 
übertragen werden, wenn es um ein Verbrechen ber in $.28 
gedachten Art ſich handelt. Vergl. noch $. 29 Abi. 3, 
8. 30 Ubf. A. 
$. 316; 
Anträge auf Beweisaufnahine. . 

Der Angeſchuldigte kann in dem Falle von $. 313 A 
au Rechtfertigung feiner Berufung neue Thatſachen vor 

ringen und deren Erhebung fowie bie Abhoͤrung von 
Zeugen beantragen, geiänie, ob lehtere ſchon früher vom 
ihm angegeben und o| foide bereits in der Schlußberhand⸗ 
Tung oder vor berfelben befragt worden find oder nicht. 

Daffelbe gilt von dem Antrage auf Benugung anderer 
Beweismittel und auf Vornahme anderer Unterfuhungds 
hanblungen. 

Er hat bei der Angabe neuer Beweismittel zugleich 
beftimmt die Thatſachen anzugeben, zu deren Beweife fie 
dienen follen. 

Das Unterfuchungsgericht hat diefen Anträgen, foweit 
fie nicht Für unerheblich befunden werden, durch Berans 
faltung der nöthigen Erörterungen zu entſprechen, falls 
dagegen der AUngefehuldigte mit feinen Anträgen abgewiefen 
wird und fi) hierbei nicht beruhigt, dieſelben bei der Ber 
rihtserftattung über die Berufung mit zur Entſcheidung 
des Oberfriegögerichts zu ftellen. 


8. 317. 
NRacpteägficie Erdrterungen. 

Bu nachträglich vorzunehmenden Erörterungen find bie 

Acten an das Unterfuchungsgericht zurückzugeben, wenn fich, 
insbeſondere infolge angezeigter neuer Thatfachen oder Bes 

weismittel, erhebliche Zweifel gegen die thatfächlichen Feſt⸗ 

ſtellungen bed Erkenntniſſes erfter Inftanz ergeben. 

Das Obetkriegsgericht iſt hierbei am die Unträge des 
Angeſchuldigten ($. 316) nicht gebunden. 

Daffelbe Tann auch eines feiner Mitglieder oder ein 
anderes ftändiges Kriegsgericht mit ber Vornahme einzelner 
Unterfuhungshandlungen, insbefondere mit der Erhebung 
der neuen Beweismittel und mit der Erörterung der neuen 
Thatſachen beauftragen. 

Nach dem Schluffe der Erörterungen und Erhebungen 
hat das Oberfriegögericht zu ermeffen, ob es auf Grund 
derfelben ohne weitere Verhandlung über die Berufung ers 
Tennen, ober ob es annod) einen Verhandlungstermin ans 
beraumen will. Im erfteren Falle find jedoch die Ergebniffe 
jener Grörterungen und Erhebungen vor der Entſcheidung 
dem Angefhuldigten zur Erklärung vorzuhalten und ift ihm 
Feeiguftellen, ob ‚ex dagegen mit einer, beziehendlich nach⸗ 
täglichen Vertheidigung gehört fein wii, 
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5. 318. 
Verhandlungstermin. 

Wird ein Termin zur Verhandlung Über die Berufung 
angefetst ($. 317), ‚fo hat das Dberki easpericht hierzu die 
Zeugen und Sahverftändigen, deren Abhörung für nöthig 
befunden wird und, nad) feinem Ermeffen, den Angeſchul- 
digten vorzuladen, beziehendlich durch Beranftaltung des 
Unterfuchungsgerichts vorführen zu Laffen. 

Dem Ermeffen des Oberkriegsgerichts iſt es anheim⸗ 
geftellt, dem Angefhulbigten die Suzichung eines Bertheitis 
gers nachzulaffen oder auch diefelbe anzuordnen. 

Im diefem Falle fteht, wenn der Angeſchuldigte nicht 
ſelbſt einen Vertheidiger gewählt hat, bie Beiordnung defe 
felben dem Dberfriegögerihhte zu und es ift Der gewählte 
oder beigeorbnete Vertheidiger zur Verhandlung mit vor 
zuladen. 


s. 319. 
Abweſenheit des Augeſchuldigten. 

Die Abweſenheit des vorgeladenen Angeſchuldigten im 
Verhandlungstermine ſteht der Eröffnung, Fortſtellung und 
Beendigung der Verhandlung nicht ſchlechterdings entgegen. 

Daffelbe gilt auch von der Abweſenheit des Vertheidi- 
gerd, wenn das Erſcheinen eines ſolchen nachgelaffen oder 
angeorbnet worben war. 

Dem Ermeſſen des Oberkriegsgerichts ift es uͤberlaſſen, 
anſtatt des außengebliebenen einen anderen, ſofort zu ers 
langenden Vertheidiger beizuziehen oder auch wegen Abweſen⸗ 
heit des Vertheidigers oder des Angeſchuldigten die Verhand⸗ 
lung zu vertagen. 

‚Erfolgt die Verhandlung in Abweſenheit des Angeſchul⸗ 
bigten, fo kann der erſchienene Vertheidiger Die Rechte deie 
felben wahrnehmen. ’ 

Der unentfchulbigt oder ohne genuͤgende Entihuldigun; 
außengebliebene Wertheibiger ir wenn die Bertheibieung 
von einem Rechtsanwalt zu führen war ($. 27), in eine 
Geldbuße bis zu einhundertundfünfzig Thalern, wenn fie 
dagegen von einer Militärperfon zu führen war ($.28), in 
J 5 ed * Militaͤrſtrafgeſetze — Ungehor⸗ 
ſams verwirkte Strafe zu verurtheilen. Vergl. auch not 
3. — a 

In Betreff des Yußenbleibens von Zeugen und Sach⸗ 
verftändigen gelten die Beftimmungen in $. 296 hier ebenfalls. 


s 320, 
Verjahren im Verhandlungstermine, 


Das Oberkriegögericht hört in dem Verhandlungstermine 
unaͤchſt den Vortrag eines feiner rechtsfundigen Mitglieder 
ber den Sadyftand und die Ausführungen und Anträge 

des Bertheibigers, wenn ein folder bereits vor dem Verntine 
aufgetreten ift, 

Sodann erfolgen die für den Zweck der Verhantlun, 

($. 318) erforderlichen Vernehmungen , ahnen une 
Gegenüberftellungen, wobei die, einfchlagenden, für die 
Nußverhandlung ertheilten Beftimmungen sbenfalld au⸗ 
em An 
= hen auch fonft dem Vorfikenden und dem Ge: 
nichte alle Befugniffe zu, welche in Capitel IN. diefer Abe 
teilung bem Vorſihenden des Spruchkriegägerichts, bem 
letzteren felbft und dem verhandelnven Auditem brigelegt 
worden find, : 
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$. 321. 
dortſebung. 

Am Schluſſe der Verhandlung hat der Vorſitzende die 
Ergebniſſe derſeiben in einer gedrängten Darftelung zu- 
fammenzufaffen und fodann dem Angeſchuldigten, wenn 
dieſer erjchienen ift, umd wem Vertbeidiger das Wort zu 
Ausführung ihrer Anträge zu ertheilen.  ° 

Den Beftimmungen in $. 262 Schlußi., 66. 283, 
234, 286 ift, foweit fie Anwendung leiden fünnen, bier 
ebenfalls nachzugehen. 

$. 32. 
Entſcheidung über die Berufung. 

Das Oberkriegögericht kann das erfigerichtliche Erkennt⸗ 
niß nicht zum Nachtheile des Angeſchuidigten abändern. 

Daffelbe kann auf ‚die Berufung ($. 313, A), went 
fie nicht lediglich auf den Koftenpunkt befchränft ift, bie 
thatfählihen Feftftellungen, des erfigerichtlihen Erkennt 
niffes feiner Prüfung unterwerfen und daher ebenfo eine 
für, bewieſen erachtete Thatfache für umbewiefen, wie eine 
für nicht bewiefen erachtete Thatfache für bewiefen anfehen, 
nicht minder auch aus den thatfächlichen Feftftellungen des 
erftgerichtlichen Erkenntniffes andere Schlußfolgerungen, ala 
im leßteten gelehen, ziehen und hiernach das Erkenntniß 
abändern. Vergl. jedoch $. 325 Abf. 1. 

In gleicher Maafe kann daffelbe, unter der im vorigen 
Abfage gedachten Vorausfegung, auch die dem erfigerichts 
lichen Erkenntniffe unterliegende Rechtsanſicht feiner Pru— 
fung unterwerfen und zu Gunften des Angefchuldigten ſo— 
wohl die Strafverfolgung für rechtlich unzulaffig, als auch 
eine mildere Strafbeftimmung für anwendbar erklären und 
hiernach das Erkenntnig abändern. 

Auch kann es auf eine geringere Strafe auch ohne 
anderweite Beweisaufnahme erkennen. 





Veſondere Beftimmungen in Bezug auf Nictigfeiten, 

Ob bei einer Schlußverhandlung alle wefentliche Foͤrm⸗ 
lichteiten des Verfahrens beobachtet worden find, ift nach 
den über die Verhandlung und die darauf gefolgte Ber 
rathung und Abſtimmung aufgenommenen Protofollen 
(85. 286. 287) zu beurtheilen. — 

Verletzungen, welche daraus ſich ergeben, find von 
dem Oberkriegsgericht :audy dann zu berüdjichtigen, wenn 
fie von feiner Site gerügt worden find (vergl. noch $. 69). 


5. 324. 

Beſchrüntungen der Rechtsmittel aus Nichtigfeitsgründen, 

‚Die Vorſchriften in $. 115 Abſ. 2, 3, 4, 5 gelten hier 
ebenfalls, 2 I 

Für zulaͤſſig mach den Beftimmungen von $. 318, 
Bz und &. 314,2 koͤnnen die Berufung und der Nevifions- 
antrag dann nicht erachtet werden, wenn die Nechtsanficht, 
von welcher das Enderfenntnig ausgegangen, mit einer 
früheren, in derfelben Unterſuchung ertheilten Entſcheidung 
des Oberkriegögericht® übereinftinmt und nicht behauptet 
wird, daß die Chatjächliche Unterlage der früheren Entfcheir 
dung des OberkriegägerichtS mit der thatfählichen Zeft- 
Fellung nicht: übereinftinme, von welcher das Enderkenntniß 
ausgegangen ift. R * 

Der freigefprodiene Angeſchuldigte kann eine Berufung 
aus Nichtigkeitögründen nut infofern einwenden,.al$ ex bei 
einer. befehränkten Klagfreiſprechung ($. 274 Abſ. 2} eine 
Stroffreiſprechung verlangt. 
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8. 325. 
Entfeidung. 

. Wird das Erkenntniß wegen Verlegung ober. unriche 
tiger- Anwendung einer ſtrafrechtlichen Beftimmung, gleich 
viel ob von dem Commandanten oder ob von dem Anges 
ſchuldigten angefochten, fo hat das Oberkriegögericht füch 
auf die rechtliche Beurtheilung der in ber angefochtenen 
Entfeibung für eriwiefen erachteten Thatſochen zu ber 
ſchraͤnken, demnach die Beweisaufnahme oder bie Ergeb- 
niffe derfelben einer Prüfung nicht zu unterwerfen. 

Nicht minder leiden die Beftimmungen in $$. 116, 
117 bier Anwendung, jedoch mit der Beichränfung, daß 
das Erfenntniß des Spruchkriegsgerichts auf eine von dem 
Angefehuldigten eingewendete Berufung ober einen zu deffen 
Gunſten von dem Commandanten eingewendeten Nevifiond: 
antrag nicht zum Nachtheile des Angefchulbigten abgeändert 
werben kann. 

$. 326. 
Fortfegimg. 

Leider das Berfahren oder das Erfenntniß an einer 
unheilbaren-Nichtigfeit nach $. 313, Bi, $. 314,1, in Folge 
deren die Aufhebung des Erkenntniffes oder auch des Ver— 
fahrens auszuſprechen ift, gleichviel, ob die Aufhebung aus 
diefem Grunde von dem Commandanten ober von dem 
Angefchuldigten beantragt worden, oder ob fie von amts— 
wegen zu erfennen ift ($. 69 %bf. 2, 3), fo hat das Ober: 
friegögericht die Sache dur nochmaligen Verhandlung und 
Entjeeidung, beziehenblih nur zu leßterer, an das Gericht, 
welches dad frühere Erkenntniß ertheilt hat, aurheguweifen. 

In gleicher Maaße ift die Sache an das Gericht, von 
welchem das frühere Erkenntniß ertheilt worden, — 
weiſen, wenn die Aufhebung des lehteren zum Nachtheile 
des Angefchuldigten aus Gründen der in $. 314, 2, 3. be 
merkten rt beantragt worden ift und dieſer Autraͤg als 
begründer befunden wird. 

In allen übrigen Faͤllen, wo die Abänderung des 
früheren Erkenntniffes zu Gunften des Angefchuldigten als 
nothwenbig fich darftellt, hat das Oberkriegögericht, ohne 
Verweifung der Sache, fofort felbft auf Abänderung des anr 
gefochtenen Erkenntniſſes in den als beſchwerend befundenen 
Punkten zu erkennen. 


$. 327. 
Fortferung. 

Erſcheint eine nochmalige Verhandlung nöthig ($, 326 
Abf. 1), fo Fann das Obertriegägericht die Sache behufs 
der Verhandlung und Aburtheilung auch an ein anderes 
Gericht, als dasjenige, vor welchem die Sache bisher ver- 
handelt worden war, verweifen. 

If das Verbrechen, das noch in Frage kommt, zur 
Zuftändigteit des ftändigen Kriegsgerichts gehörig, und ber 
darf es nicht blos einer anderweiten Entſcheidung, fondern 
auch einer nochmaligen Verhandlung, fo iſt die Sache zu 
diefem Behufe an das ftändige Kriegsgericht zu verweiſen. 

Die Vorfehriften des Gapitels 1 diefer Abtheilung 
leiden auf die Vorbereitung der neuen Schlußverhandlung, 
gleichfalls Anwendung. 


$ 528. 

Fortfegung. 
Das Gericht, an welches die Sache zur nochmaligen 
Verhandlung und Entſcheidung oder nur zu letzterer zurhd= 
gewiefen wird, iſt an die Rechtsanficht gebunden, von 
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welcher das Oberkriegsgericht bei feiner Entſcheidung ausz 


ni P 

N ift daſſelbe bei der nochmaligen Verhandlung 
an die Anfichten nicht gebunden, von welchen in Betreff 
der Beweisnahme, insbefondere der einzelnen Beweismittel 
und ihrer Beweiskraft, dasjenige Gericht auögegangen ift, 
weldes das nunmehr aufgehobene Erkenntniß ertheilt hatte, 
und zwar ohne Unterfchied, ob dieſes Gericht daſſelbe ift, 
an welches die Sache veriwiefen worden ift, oder nicht. 


8.329. 
Fortfegung. 

Bedarf es in Folge der Aufhebung des angefochtenen 
Erkenntniſſes nicht einer neuen Verhandlung, fondern nur 
eines anberweiten Erkenntniffes, fo hat das Gericht vor 
vdemfelben ben Angefhulbigten, fowie, wenn von dem 
— — folches angeordnet worden iſt, auch den 
Verteidiger zu hoͤren. 2 

Befindet fid) der Angeſchuldigte bei einer anderen Ber 
hörbe in Haft ober bereits in einer Strafanftalt, fo ift die 
Vorführung deffelben zu dem. Termine nicht erforderlich. 

Dagegen gelten im Webrigen wegen der Frageftellung, 
Abftimmung, Abfaffung und Bekanntmachung des Erfennt- 


niſſes die Vorfchriften im SS. 271 fg., 279, 283 fg. bier 
ebenfalls. 
5. 330. 
Fortfegung. 


Kann nad) erfolgter Zurheweifung der Sache an das 
Gericht, welches das frühere Erkenntniß ertheilt hat, daffelbe 
nicht. mehr Song durch die vorigen Richter beſetzt 
werden, fo find zum Erſatze der ausfallenden andere Riche 
ter zu commanbiren und biefelben im Termine, nach vors 
ginn Befragung des Angefhuldigten über feine etwaigen 

inwendungen, wobei ben Worfehriften in S. 240 verb. 
235 auch hier nachzugehen ift, zu vereiden. 


8. 331. 
Fortfepung. 

Gegen dad von dem Gerichte geſprochene anderweite 
Erkenntnig koͤnnen diefelben Rechtömittel eingewendet werben, 
welche gegen dad aufgehobene Erkenntnig nachgelaſſen 
waren. 

5. 332. 

Ertenntniß auf Tobes« oder lebenslangliche guchthausſtrafe. 

Iſt auf Todes oder lebenslaͤngliche Zuchthausftrafe 
erkannt und ift hiergegen von dem Be — 
nicht eingewendet worden, jo iſt gleichwohl nad Bekannte 
machung bed Erkenntniffes und nad) Ablauf der in $, 68 
‚gebachten Friſt daſſelbe von amtswegen dem Oberkriegäges 
richte vorzulegen und von dem Iekteren, und zwar in 
voller Verfammlung, hierauf ebenfo zu verfahren, als ob 
der Verurtheilte gegen das Erfenntniß,; Berufung einges 
wendet hätte, 

Das Oberfriegögericht hat, es möge nun von dem 
Verurtheilten felbft oder, zu deffen Gunften, von dem 
Commandanten ein Rechtsmittel eingewendet worden fein 
oder nit, dad Erfenntniß einer Prüfung nach allen Rice 
nam hin zu unterwerfen und demgemik das Nöthige zu 

nen, 





Dritte Abtheilung. 


Bon dem. Verfahren in den zur ausfchlichlichen 
Zuftändigkeit des fändigen Kriegsgerichts 
gehörigen Fällen, 

Erſtes Gapitel, 

Allgemeine Vorſchriften. 
$. 333. 

Unterfugungsführung. 

Bei Führung der Unterfuchung in den nad) $. 48 zur 
ausfchließlichen Zuftändigkeit des fländigen — 
gehörigen Fallen hat fi der Richter nach den Vorſchrif⸗ 
ten zu richten, welche für die Unterfuchung der zur Buflän- 
digkeit des Spruchkriegögerichtö gehörigen Verbrechen in 
diefem Gefeße ertheilt worden find, 

Auch ſtehen ihm behufs der Erforfhung der Wahrheit, 
der Geftellung und Fefthaltung des Angefehuldigten und 
fonft alle diejenigen Mittel, und zwar in derfelben Maaße, 
jedoch auch mit derfelben Beſchraͤnkung zu, wie foldhe für 
die Unterfuhung der zur Buftändigkeit des Sprüchkriegs- 
gerichts gehörigen Fälle geftattet worden find. 


$. 334. 
Mitwirkung des Commaudanten. 

Die Mitwirkung des Commandanten findet, fo weit 
nicht im Nachfolgenden etwas Anderes beftimmt worden 
ift, in derfelben Maaße ftatt, wie bezüglich der zur Zuſtaͤn⸗ 
digkeit des Spructriegsgerichte gehörigen Fälle. Dies gilt 
insbefondere auch von der Einftelung des Verfahrens ($. 
105 fg.) und von der Haftentlafjung ($. 122). 


6. 335. 
P Beugenvereibung. 

Snfoweit bie Vereidung der Zeugen und Sachverſtaͤn⸗ 
digen ſich nöthig macht, ift diefelbe auch hier mach erfolgter 
Abhörung vorzunehmen und die Formel unter IT im In: 
hange anzuwenden. Jedoch können diefe Perfonen auch 
mit Zuftimmung des Ungefhuldigten ftatt durch Eides 
abnahme mittelt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet 
werden. 

$. 336. 
untecfuchungoſchluß. 

Das Gericht hat, wenn es die angeſtellten Eroͤrterun⸗ 
gen für ausreichend erachtet, um ein Erfenntniß in der 
Hauptfache ertheilen zu können, die Unterfuchung zu fchlier 
Bew’ und ſolches dem Angefchuldigten und, fofern es nöthig 
erfcheint, auch dem Antragfteller zu eröffnen, wogegen «& 
einer gleichen Eröffnung an den Commandanten nicht bedarf. 
Dos Gericht hat hierbei zugleich dem Angefchuldigten, went 
er das ihm Beigemefjene völlig oder doch theilweife geleug⸗ 
net hat, die wider ihn ſprechenden Verdachtsgrimde noch 
mals vorzuhalten und zur Angabe beffen, was er hiergegen 
noch geltend zu machen gemeint ſei, aufzuforbern. 

Hat der en) einen Vertheidiger gewählt, 
fo Fann der letztere nach Schluß der Unterſuchung die Acten 





an Gerichtöftelle einfehen, wogegen über Gefuche um Ein 
fiptönahme der Acten zu — 5 ae um Mit 
theilung ber Acten in die Wohnung des Vertheidigers, dad 
Gericht entſcheidet vu $. 35 Schlußfat). Auch find 
dem Angeſchuidigten auf beffen Berlangen die Kıten nad 
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Schluß der Unterfuhung an Gerichtöftelle und unter Auf- 
ficht einer Gerichtöperfon zur Einfiht vorzulegen. 
Der Vorſchrift in $. 35 Abf. 1 ift hier gleichfalls nach- 
zugehen. 
$. 337. 


Erttenntniß. 
Die Avbfaſſung des Erkenntniſſes erfolgt durch das 
fändige Kriegsgericht. 

. Daffelbe ift- dem Angefcjuldigten, fowie dem Commanzs 
Kane und beziehendlih dem Antragfteller befannt zu 
machen. 

Die Vorſchriften in $. 13 Abf. 3, 4, 5 und $$. 274, 
279, 280, 281, 282 leiden hier gleichfalls Anwendung. 


Zweites Gapitel. 


Von dem; Verfahren bei angezeigten Beleis 
digungen und Verleumdungen. 


$. 338. 
Altgemeine Beflinmung. 

Bei der Unterfuhung und Aburtheilung ſolcher Be 
— und Verleumdungen, welche lediglich nach den 
Beftimmungen des allgemeinen Strafgeſetzbuchs zu beur⸗ 
theilen find, find die Vorſchriften des vorigen Capitels gleich 
faͤlls anzuwenden. Der Nichter kann jedoch auch in den 
hierher gehörigen Fällen entweder eine —— nach 
$. 339 erlaffen over das $. 340 flg. geordnete Verfahren 
einleiten, 

ee $. 339. 


e Steafverfügung. 
Erachtet dad Gericht in Fällen der im vorigen Para- 
graphen gedachten Art auf Grund einer glaubhaften Uns 
zeige eine Gefängniße oder einfache Arreſtſtrafe bis B ſechs 
Wochen oder eine Geldbuße bis zu einhundertundfuͤnfzig 
Thalern für eine ausreichende Ahndung, fo_fann es ohne 


weitere Unterfuchung die Strafe durch eine Strafverfügung 


feffeken. Ri 
Diefe Verfügung, welche dem Angefchuldigten au bes 
händigen und von dem Gommandanten zu vollziehen iſt, 
muß angeben: 

1) das Vergehen, R 

2) die Strafe unter Angabe der einfchlagenden Strafe 


fee, , 

3) va az der Koften, einſchließlich des zu noti⸗ 
renden Stempelbetrags für die Strafverfügung, 
ſoweit nicht dem Beſchuldigten Koftenfreiheit zu- 
fteht ($. 363), und bierkber En 

4) die Eröffnung enthalten, daß der Bezlichtigte, wenn 

; er fi durch die Strafverfügung beſchwert fine 
den follte, binnen einer breitägigen Stift von 
dem Zage der Zuftellung am gerechnet, feine Ein- 
wendung dagegen fehriftli oder mündlich anzu: 
bringen habe, daß aber, falls in diefer Frift eine 
Einwendung nicht erfolge, die Strafverfügung 
SEN erlangen und gegen ihn vollſtredt wer- 
den würde, 

Wird in ber dreitägigen Friſt eine Einwendung erhoben, 
fo tritt die Strafverfügung ihrem ganzen Umfange nad, 
inöbefondere auch in dem Punkte 3, außer Kraft. — 

Vielmehr hat folhenfas das Gericht das regelmäßige 
—— inzufeiten, ift jedoch ſodann im Falle ber Ber: 
urtheilung des Bezüchtigien an bie in ber Strafverfügung 
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feſtgeſetzte Strafe, fowohl ihrer Art als ihrer Höhe nach, 
nicht gebunden. F 
ird dagegen in der Dreitägigen Friſt eine Einwen- 

dung nicht erhoben, fo wird die Strafverfügung volls 
firedbar. Gegen Ablauf der Frift kann, wenn der Bezüche 
tigte durch unabweisbare Hinderniffe abgehalten war, inner 
halb berfelben feine Einwendungen vorzubringen, binnen 
dreitägiger Frift, vom Wegfall der Hinderniffe an, Wieders 
einfegung nachgefucht werden. = 

Meber das Geſuch entfcheibet das Unterfuchungsgericht. 

Gegen bie Entfcheidung deffelben ift Berufung zufäffig. 

Die Beftimmungen in $. 85 Abf. 4, 5 leiden hier 
gleichfalls Anwendung. 

"Die Rüdnahme des gefiellten Strafantrags ift dem 
Verlegten hier bis zum Ablauf der dreitägigen Frift geffattet. 


$. 340. 
Voꝛladung zur Bernehmung. 

Das Gericht kann auch den Bezüchtigten zur Were 
nehmung auf einen beftimmten Tag unter ber Verwarnung 
ſchriftlich vorladen, daß im Falle feines Außenbleibens in 
dem anberaumten Termine er der Rüge für geftändig er⸗ 
achtet und demgemäß wider ihn werde erfannt werben, 

Nicht minder kann das Gericht bei der Vorladung des 
Bezlchtigten demſelben gleichzeitig die erhobene Nüge ab 
foriftlich zufertigen und ihm die jchriftliche Beantwortung 
derfelben unter der Verwarnung nachlaffen, daß, wenn ev 
weder die Rüge bis zu dem Vernehmungstermine fchriftlich 
beantworten, noch auch in diefem fid zur Vernehmung 
geftellen werde, er ber Nüge für geftandig erachtet und 
demgemäß wiber ihn werde erfannt werden, 

„Der Bezüchtigte kann fowohl um Verlängerung ber 
Frift zur Beantwortung der Nüge, als auch um Wiebereine 
fegung gegen Verſaͤumniß am Termine, wenn baffelbe in 
Folge unabweisbarer Eu herbeigeführt wurde, bins 
nen —— — riſt, von Wegfall dieſer Hinderniffe 
an, nachſuchen. f 

Ueber das Geſuch um Wiebereinfegung entfcheibet dad 
Unterfuchungsgeriht. Der Umftand, daß daffelbe bereitö 
ein Erfenntnig —2 und bekannt gemacht hat, ſchließt 
fin — zur · Entſcheildung uͤber das Gefuch 
nicht aus. 

II der Nachſuchende gemeint, für den Fall, daß vem 
Geſuche nicht, gesinfehrt werden follte, Berufung gegen 
das Erkenntniß felbft einzuwenden, fo hat ex folches binnen 
der gefeglicen Frift ($. 68), unerwartet ber Entſcheivung 
über das Gefuch, zu bewirken. 

Die Beftimmungen in $. 339 Abf. 6 und h. 85 Abſ. 
4, 5 leiden hier gleichfalls Anwendung. 


$. 341, 
Fortfegung. 

Das Gericht kann, wenn die fchriftliche Erklärung 
ungenügend oder unklar erfcheint, eine anderweite Auds 
lafjung des Angeſchuldigten unter Wiederholung der Vers 
warnung, erfordern ober ihn nunmehr unbedingt zum Er⸗ 
ſcheinen im Zermine unter ber im $. 340 Abſ. ĩ gedachten 

xwarnung borladen. 


$. 342. 
Sůhneverſuch. 
Das Gericht Tann vor weiteren Erörterungen in einen 
Termine, welcher mit dem Bernehmungstermine ($..340) 
14 


” 


m werden kann, die Ausſoͤhnung der Parteien, 
An ei demfelben vorzuladen jind, verſuchen. Kommt 
eine folde zu Stande, fo. find von den Gerichtskoften, 
wenn folde außerdem zu liquibiren gewefen wären, nur die 
Verläge und Separatkoften in Anfag zu bringen. 


$. 343. 
Veſchrůntung bezüglich ber Beweisaufnahmne. B 
Bei der Beweisaufnahme hat ſich dad Gericht auf die 
‚angezeigten Beweismittel zu beſchraͤnken, unbefchadet des 
Net, amtöwegen die zur Prüfung ihrer Glaubwürdigkeit 
ihm nöthig erfcheinenden Erörterungen anzuftellen. 


$. 344. 
Vedingtes Erkenntniß. P 
Das Gericht iſt befugt, die Entſcheidung über den 
thatſaͤchlichen Beweis einer Beleidigung oder Verleumdung 
von einem Eide des Befchuldigten oder des Privatanklägers 
abhängig zu machen. — 
Abnahme dieſes Eides iſt bis nach eingetretener 
Rechtskraft des Erkenntniffes Anſtand zu nehmen, 


$. 345. 
Gerichtsbeifiber. 
Der Zuziehung von Beifigern ($. 18) bedarf es bei 
den nad) biefem Gapitel zu behandelnden Fällen nicht. 


Drittes Capitel. 


Von den Nehtömitteln gegen die Erfenntnifje 
ver ffändigen Kriegsgerichte. 


$. 346. 
Zulaſſige Rechtsmittel. 

Segen die Erkenntniffe der ſtaͤndigen Kriegsgerichte 
find diefelben Necdtömittel, welde gegen bie Gri enntniſſe 
der ——— zulaͤſſig ſind (89. 318, 314), und 
zwar mit der Ausdehnung —20 daß der Reviſions⸗ 

» antrag von dem Commandanten. auch wegen der Entfchei- 
ing über die Schuldftage und beziehendlich den Koflen- 
Punkt, fowiewegen der Strafabmeffung erhoben werden Fann. 

Der Vorſchrift in $. 315 Abf. 1, 2 in Bezug auf die 
Vertheidigung ift hier gi als nachzugehen. * 

Das len ht kann das Erkenntniß zum Nach 
theile des Angefchuldigten nur auf den Revifionsantrag bed 

Commendanten und zu Gunften des Angefcjuldigten nur 

auf bie Berufung des Letzteten oder auc) auf den Keifione: 
anfrag des Erfteren in der in $. 69 Abf. 2, 3 beftimmten 

Manage, abändern. 

5. 322 Abſ. 2, 3, 4 hier gleichfalls Anwendung. 


$ 347. 
Beweisaufnahme, 

„Der Angeſchuldigte fowohl, als auch der Commandant 
können bei — bes Rechtsmitteis früher nicht vor⸗ 
gebrachte oder neu aufgefundene Thatſachen und Beiveig- 
mittel vorbringen und ‚auf wieberholte Frefragung abgehörter 
Seugen und Sachverftändigen, fowie auf Tonfige Seweis⸗ 
sufnahmen antragen / infoweit hierdurch das eingewenbete 
Rechtömittel gerechtfertigt oder wiederlegt werben folL. 

„Das Oberfeiegögeriht hat Anträge auf Erhebung neuer 
Zhatſachen oder Beweismittel, fomie auf anderweite Abz 
börung von engen und Sachverſtaͤndigen zu prüfen und 
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Ebenfo leiden die Beftimmungen in 





denſelben, ſoweit jie nicht wegen befundener Unerheblichfeit 
zuruͤckzuweifen find, fattzugeben. J 

Daffelbe kann auch von amtswegen dergleichen Exhe: 
bungen und Abhoͤrungen verfuͤgen, jedoch leidet rückfichtlich 
der gemeinen Beleidigungen und Berleumbungen bie in 
$. 343 getroffene Befhränfung hier gleichfalls Anwendung. 


$. 348, 
Verfahren, ä Sr 
Die Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes über 
das — und de Entfhehung des Oberkriegsgerichts 
über Rechtömittel gegen die Enderkenntniffe der Spruch— 
Friegögerichte gelten, foweit fie hier Anwendung finden, auch 
für dad Verfahren auf eingewendete Rechtömittel gegen die 
Erkenntniffe der ftändigen Kriegsgerichte. 
Insbeſondere fan das Oberkriegsgericht auch in dieſen 
Fallen behufs der Verhandlung und Entfeheipung Über bie 
Berufung und den Nevifionsantrag einen Termin, wie 
nad $. 317 flg., anberaumen. 


Vierte Abtheilung. 


Bon der Wiederaufnahme des Strafverfahrens, 


$. 34. 
Gründe der Wiederaufnahme zum Nachtgeite des Angeſchuudigten. 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens gegen den 
Angefhuldigten kann von dem Commandanten beantragt 
werden oder iſt, auf erlangte Kenntniß von einfchlagenden 
Thatſachen oder Umftänden, von dem fländigen Krieges 
gerichte ebenfo, wie die urfprüngliche Unterfuchungseinleie 
fung nach $. 87 flg., von amtswegen in Erwägung zu ziehen: 

1) wenn nach erfolgter Einftellung des Strafverfahrens 
(88. 103, 110), oder nach erfolgter Strafe ober 
Klagfreiſprechung des Augeſchuidigten ($. 274) ſic 
ergiebt, daß die eine oder die andere durch falfches 
Seugniß, Fälfhung, Beſtechung oder eine fonftige 
ftrafbare Handlung des Angefguldigten oder einer 
dritten Perfon herbeigeführt worden ift, 
wenn dad Verfahren wegen Mangeld ausreichender 
Beweismittel nach $. 103 ober $ 110 eingeftellt 
worden iſt und neue Thatfachen oder Beweismittel 
beigebracht werben, welde entweder ſchon vorhan⸗ 
dene Verdachtsgruͤude verſtaͤrken ober neue Ver: 
dachtögründe darbieten oder Entfhuldigungsthat- 
fachen, welche der erfolgten Einftelung unterlegen 
haben, befeitigen, 
3) wenn nac) einer Klagfreiſprechung ($. 274) ber Anz 

geſchuldigie gerichtlich oder außergevichtlich ein Ges 
tändniß der ihm beigemeffenen That oblegt, ober 
wenn andere neue Shatfochen oder Beweismittel 
ſich ergeben, welche fchon an fih und ohne daß es 
eines Zurüdgeheng auf die Ergebniffe der früheren 
Beweisaufnahme in Betreff des Beweifes ber her 
terfchaft gegen den Angeklagten bedarf, hie Meber: 
führung des letzteren, daß er Die ihn beigemeffene 
Zhat begangen habe, zu begründen geeignet find, 
wenn ber Verurtheilie nad) dem Enderkcuntniſſe ges 
vigtlic) ober außergerichtlich ein Geftänbniß ableab, 
oder andere neue Thatfachen fich ergeben, and wel 
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hen hervorgeht, daß die Handlung deſſelben nad 

# einem härteren Strafgefee ober einem höheren — 
jeglichen Straflage zu beurfheilen gewefen wäre. 
Es fol jedoch die Wiederaufnahme nicht ftattfinden, 
wenn ed fih nur um die Wahl einer höheren Strafe 
innerhalb des gefeglihen Strafmaaßes handelt. 

Erfolgte die Einftellung oder Freifprechung, weil gar 
Tein oder ein unvichtiger Antragfteller aufgetreten war, fo 
Tann die Unterfuhung wieder aufgenommen werden, wenn 
der wirklich jum Antrage Berechtigte folcyes verlangt oder 
neue Umffände ſich ergeben, welche zeigen, daß die auf An- 
trag des Verletzten zur Unterfuchung gezogene Handlung 
von amtöwegen zu unterfuchen fei. 

Außer diefen Fällen können zum Nachtheile des An- 
geſchuldigten diefelben Thatfachen, welche fchon Gegenftand 
der Verhandlung und Entfceidung waren, nit nochmals 
Gegenftand der Verhandlung und rechtlichen Aburtheilung 

. werden, und zwar auch dann nicht, wenn die That einer 
anderen rechtlichen Auffaffung, als früher gefchehen, unter« 
zogen werben koͤnnte. . 

Ebenfo hat die Wiederaufnahme zum Nachteile des 
Angeſchuldigten nicht fratt, wenn inmittelft ein gefeglicher 
Grund eingetreten ift, welcher die Beſtrafung hindert. 


$. 350. 

Grlinde der Wiederaufnahme zu Gunften des Angefepuldigten, 

Der Angefchuldigte kann im Falle feiner Verurtheilun; 
die Wiederaufnahme der Unterfuhung, und zwar felbft naı 
vollzogener Strafe, verlangen: 

1) wenn er darzuthun vermag, daß Urkunden, welche 

gegen ihn vorgebracht worden, falfch oder gefälfcht 
> gewefen, oder daß Sachverftändige oder Zeugen eine 
alſche Ausſage erftatter haben, und das Erkenntniß 
zu feinem Nachtheile ganz oder theilweife auf, jene 
Urkunden oder dieſe Ausfagen geftügt worden iſt. 

2) wenn .er darzuthun vermag, daß zum Zwede feiner 
Benadhtheiligung ein Mitglied des Gerichts oder 
der Vertheibiger beftochen gewefen if, 

3) wenn er neue Thatſachen oder Beweismittel bei- 
bringt, welche allein oder in Verbindung mit ben 
früher erhobenen Beweifen geeignet find, feine Sreis 
ſprechung oder feine Beurtheilung nad) einem mil⸗ 
deren Gefeße oder einem milderen Sirafſatze, als 
dem angewendeten, herbeizuführen, 

4) wenn wegen berfelben That zwei ober mehrere Per- 
fonen durch verfchiedene Erkenntniſſe verurtheilt 
worden find, und bei der Vergleihung diefer Er⸗ 
kenntniſſe, fowie der ihnen unterliegenden Thatfachen 
die Unjchuld einer oder mehrerer dieſer Perfonen 
nothwendig anzunehmen ift. * 

Iſt ein Angeſchuidigter durch das Enderkenntniß nur 
beſchrankt freigefprochen worben ($. 274 Abſ. 2), fo Tann 
ex unter den vorftehend bei 1 bis mit 4 gedachten Vor— 
ausfegungen bie Wiederaufnahme der Unterfuchung behufs 
feiner völligen Sreifpredung beantragen. - 

Außer diefen Fallen kann die Wiederaufnahme des 
Verfahrens zu Gunften des Angeſchuldigten nur in Folge 
befonderer Anordnung de Königs verfügt werben. Sit 
von dem Könige nur die Einholung einer nochmaligen Ent 
ſcheidung angeordnet werden, fo ift biefelbe von dem Ober 
Zriegögerichte und zwar, wenn von biefem felbft die frühere 
Entf&heidung ertheilt worden war, in voller Verſammlung 
zu extheilen. x 
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$. 351. 
Antrag der Erben auf Wiederaufnahme. 

Die in $. 82 genannten Perfonen koͤnnen nad) dem 
Tode des Angefihuldigten in den Fällen von $. 350 bie 
Wiederaufnahme der Unterfuhung beantragen, wenn fie 
auf ein vermögendrechtliches Intereffe oder darauf, daß fie 
die Unfehuld des Verurtheilten darzuthun im Stande feien, 
fi) beziehen koͤnnen. A 


$. 352. 
Befondere Beftimmungen. 

Kommt die Wiederaufnahme des Verfahrens aus einen: 
der in $. 349 Nr. 1 oder in S. 350 unter 1, 2 bemerften 
Gründe in Frage, fo ift zur Wiederaufnahme erforderlich, 
daß der Beweis bes Meineides oder des fonft in Frage 
ftebenden Verbrechens aus einem daruͤber ergangenen Strafe 
urtheile ſich ergebe. Daffelbe gilt, wenn in den Fällen 
von $. 349 Nr. 2, 3, 4 und des $. 350 Nr. 3 die neue 
Thatſache in einer falfchen Ausfage oder in einer anderen 
ftrafbaren — des Angeſchuldigten oder einer dritten 
Derfon befteht. 

Iſt jedoch Derjenige, welchem der Meineid oder das 
fonftige Verbrechen beigemefjen wird, bereitd vor Einleitung 
der Unterfuhung oder doc) vor Ertheilung eines Erkennt⸗ 
niffes_geftorben, oder kann, aus einem anderen Grunde, 
ein Erfenntniß über das beigemeffene Verbrechen nicht beie 

jebracht werben, fo hat die zur Entfcheidbung über die 
ieberaufnahme berufene Behörde, ba nöthig, nach vor 
gängige Erörterung der Sade, zu prüfen, ob das frage 
liche Verbrechen einigermaaßen beſcheinigt fei, und bejahenden- 
falls die Wiederaufnahme zu befchließen. 
andelt es fih um eine Mieberaufnahme zum Nach 
theile des Angefchuldigten bezüglich eines Verbrechens, wels 
es auf Antrag des Verletzten verfolgt worden ift ($. 19), 
fo bedarf — Wiederaufnahme der Unterſuchung eines 
anberweiten Antrags des Verlegten. 

Dieſer Antrag ift an eine achtwöchentliche Frift, von 
Zeit der erlangten Kenntniß von den neuen Thatfachen oder 
Beweismitteln, oder der ftrafbaren Handlung ($. 349 Nr. 1), 
oder dem Geftändniffe ($. 349 Nr. 3, 4) an, gebunden, 
Mehrere neue Thatfachen oder Beweismittel welche zu 
verfchiebenen Zeiten befannt geworben find, find bei Bes 
rechnung der Frift in ihrem Bufammenhange in Betracht 
zu ziehen und, wenn ein folder fich exgiebt, als eine 
einzige anzufehen. Auch foll in diefem Falle die frühere 
Abweifung eines Antrags, der nur auf eine ober einige 
diefer Thatfahen oder Beweismittel geftüht war, nicht 
entgegenftehen. Die Beftimmungen in $. 85 leiden auch 
bier Anwendung. 


$. 358. . 
Begriff der neuen Thatſachen und Beweismittel, 


As neue Thatfahen und Beweismittel gelten nur 
diejenigen, welche das Gericht ($. 349), beziehenblich der 
Antragfteller ($$. 350, 351) in den den Erkenntniſſen 
vorausgegangenen Verhandlungen oder im Falle einer Eins 
ftellung vor dem Beichluffe der Einftelung nicht ger 
kannt hat. 

SInöbefondere kann in · den Fällen, wo es eines Antrags 
auf Wiederaufnahme bedarf, ver Antragfteller folche Thate 
fahen und Beweismittel nicht als neue Thatfachen und 
Beweismittel geltend machen, welche er zwar nach dem Er— 
Tenntniffe, aber innerhalb der ihm zur Einwendung einer 
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Berufung gegen daſſelbe nachgelaffenen Frift in Erfahrung 
gebracht hat. s RER 

Der Widerruf eines Geftändniffes, ift nicht als neue 
Thatfache zu betrachten. 

$. 354. 
Antrag, begiehenbfich Erwägung der Wiederaufnahnie. 

Der Antrag auf Wiederaufnahme ift nicht zuläffig, 
fo lange gegen die Entfcheidung, gegen welche die Wieder: 
aufnahme gefucht wird, noch ein Rechtsmittel eingewendet 
werben fann. ' . 

Der Antrag iſt bei * Saab a welchem die Uns 
terfuhung anhängig gewefen ift, anzubringen. 

! Gr N De Fällen, in welchen die Wiederauf- 
nahme von amtöwegen in Ermägung zu ziehen ift ($. 349), 
dieſe Erwägung von Seiten des Gerichts einzutreten, von 
welchem fin Unterfugung geführt worden iſt. Doſſelbe 
Tann vor der Entſcheidung Uber die Zulaͤſſigkeit der Wieder⸗ 
aufnahme, nach Befinden, die vorläufige Verwahrung des 
Angeſchuldigten verfügen und Erörterungen veranftalten. 


$. 355. 
Eutſcheidende Behörde. 

Ueber die Zuläffigeit einer beantragten ober bei dem 
Unterfuhungsgerichte in Srwägung gefommenen Wieder: 
aufnahme enfieiet, wenn bie frühere Unterfuhung einz 
geftellt worden ift, daß gedachte Gericht, felbft und zwar 
mittelft Erfenntniffes. Die Entſcheidung ift dem Angeſchul⸗ 
digten, ſowie dem Commandanten, beziehendlich in dem 

jalle von $.353 Abf. 3, dem Verlepten, bekannt zu machen. 
gen diefe Entſchließung des Gerichts findet Berufung, 
begiehendlich Nevifionsantrag ftatt. 


5 356. 
doriſehung · 

Iſt die ee) bereit8 durch Enderfenntniß ent⸗ 
ſchieden worden, fo ift Uber die Wiederaufnahme derfelben 
von dem Oberkriegögerichte und zwar ebenfalls mittelft Erz 
tenntniffes zu entfheiben, 

Vor der Eniſcheidung find in allen Fallen der Anger 
ſchuldigte und, fofern die Unterfuhung nicht auf Antrag 
eined Privatanflägerd eingeleitet worden war, der Com- 
mandant mit ihren Anträgen und Ausführungen zu hören. 


$. 357. 
umfang der Entfejeidung. 

Die Eutſcheidung über Wiederaufnahme einer einge: 
ſtellten Unterfuchung oder eine durd) Enderkenntniß ent ⸗ 
—— Unterfuhung erſtreckt ſich ſowohl auf bie Frage 

ber die Zulaͤſſigkeit ver Wiederaufnahme an fh, als auch 
auf die Frage wegen Erheblichkeit der dafin etwa vorge⸗ 
brachten Gründe. 

Das zur Entſcheidung berufene Gericht ($. 355 Abf. 1, 
$. 356 Abf. 1) iſt befugt, vor hauptfächlicher Entſchließung 
über die Zulafſigkeit der Miederaufnahme Erorterungen zu 
veranſtalten und auf Beftärkungseide zu erkennen. 


$. 358. 
Wiederaufnahme einer eingefteltten Unterſuchung. 

Mit der Wiederaufnahme einer eingeftellten Unter⸗ 
ſuchung tritt ‚die Sache in ben früheren Stand zuruͤck. 
Jusbefondere iſt die frühere Unterfuhung nah Maaßgabe 
— beziehendlich hervorgettetenen neuen Beweiſe 
au derbollſtandigen und ſodann anderweit in Gemaͤßheit der 
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allgemeinen Vorſchriften Uber die Unterfuhung und bezies 
hendlich der Vorſchriften der zweiten Abtheilung zu dere 
fahren. 

$. 359. 


Wiederaufnahme gegen ehr Endertenntniß. 

Bor der Entſcheidung über die Wiederaufnahme einer 
dur Enderfenntnig entfhiedenen Unterfuchung, kann das 
Oberkriegögeriht die nad) $. 357 ſtatthaften Erörterungen 
durch ein zu beauftragendes Gericht oder auch in einem 
Zermine, zu welchem es die erforderlichen Vorladungen 
ſelbſt oder durch ein mit Auftrag zu verfehendes Gericht 
erläßt, vornehmen. 

Befindet dad Oberkriegägericht bei einem Antrage des 
Angeſchuldigten ($. 350), daß die Sache hereits ſoweit aufge⸗ 
Härt ſei, um anzunehmen, daß das frühere Erlenntniß des 
fändigen Kriegsgerichts oder des Spruchkriegegerichts, 
wenn der Angeſchuldigte gegen daffelbe auf Grund der 
neuen Zhatfacen ober Beweismittel Berufung eingewendet 
hätte, zu Gunften deffelben und foweit, als derfelbe es nun⸗ 
mehr verlangt, abzuändern gewefen, fo kann das Ober 
friegsgericht entweder fofort oder in einem Berhandlungs- 
termine in der Hauptſache erkennen und dag Erkenntniß zu 
Gunften des Angefehuldigten abändern. 

Auf den Verhandlungstermin leiden die Beſtimmungen 
in $ 318 fg. und $.348 gleichfalls Anwendung. 

$. 360, 
Bortfehung. 

Wird vom dem Oberkriegsgerichte auf Wiederaufnahme 
gegen ein Enderkenntniß erfannt, fo iſt die Sache an das 
Seriöst, wofelbft die Unterfuhung anhängig gewefen ift, 
zurüczmveifen und dabei, wenn es um einen zur Zuſtaͤn⸗ 
digkeit des Spruchtriegsgerichts gehörigen Fall ſih handelt, 
zugleich zu beftimmen, ob und inwieweit vorerſt mit dev 
Unterfuchung oder fofort mit Abhaltung der neuen Bei: 
handlung zu verfahren fei. Das Dberkriegsgericht dann 
jedoch die Sache auch an ein anderes, hierzu mit Auftrag 
zu verſehendes Gericht verweiſen. * 

$ 361. 

8 Beſendere Seftimmungen, 

„Diejenigen Richter, welche bei Ertheitung der Ent 
ſcheidung mitgewirkt haben, in Betreff deren de Wieder 
— u Frage amt, Segieendtic beantragt wird, 

nd von ber neuen Verhandlung und Aburthei i 
anßgefehloffen. ä ig urtheilung nicht 
„Das anderweit in der Hauptfache erkennende Gericht 
ift bei der Beweisaufnahme und Aburtheilung an die Uns 
fihten, von welchen die Nichter bei der früheren Aburthei⸗ 
lung ausgegangen find, nicht ‚gebunden. 


Fünfte Abtheifung. 


Bon den Unterfuchungskoften und von der 
Vollſtreckung der Erfenniniffe, 
Erſtes Gapitel, 
Bon den. Unterfuhungstoften. 
$. 362. 
Vegeiff der Unterfigpungstoften. 
Unter den Unterfuchungskoften find ‚alle Gebuͤhren und 


Berläge begriffen, welche durch, dic Kühe nn 
fuhung ermachfen, (he durch die Führung bee Unten 
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Außer den Gerichtöfoften, wohin auch der durch die 
Verpflegung des Verhafteten, ſowie durch die Entſchaͤdi— 
gung der Zeugen und Sachverſtaͤndigen entſtehende Auf- 
wand zu technen iſt (vergl. jedoch $. 199 Schlußfag), ger 
hören hierher die Koften, welche durch die Verteidigung 
des Angeſchuldigten, infofern diefelbe von einem Rechtsan- 
walt geführt worden ($$. 27, 315), verurfacht werben. 

Für, die Vertheidigung durch eine Militärperfon (vergl. 
$. 28) dürfen Koften nicht in Anfag gebracht werden. 


$. 363. 
Koftenfreifeit und Webertengung der Koften aus ber Stantäfhffe. 
Befreiung von den Unterfuchungstoften, ausſchließlich 
jedoch der Durch die Bertheidigung entftandenen ($. 362 Abf. 
2), fleht Unteroffizieren und Soldaten unbedingt, Perfonen 
vom Dffizieröftandg oder Range aber infoweit zu, als es 
fi um Unterfuhungen wegen Militärverbrechen handelt. 
Die in folchen Fällen durch Vernehmungen mit Civil ⸗ 
behoͤrden, Entfädigung der Zeugen und Sachverftändigen 


und fonft entftehenden Koften find auf die Staatskaffe zu | 


übernehmen, 

Ebenfo find in den Fällen, in welchen eine Koften- 
befreiung nicht fattfindet, bei dem Unvermögen des Ange: 
ſchuldigten, die Koften, zu deren Abſtattung er verurtheilt 

- worden ift, einflweilen und bis er zu befferem Vermögen 
tommt, aus der Staatskaffe zu Übertragen. 

Es follen jedoch die Koften der Vertheidigung, eins 
ſchließlich der Verläge, aus der Staatskaffe verlagsweife 
nur infoweit übertragen werden, ald die Vertheidigung in 
dieſem Gefehe flır eine nothwendige erklärt worden ift ($. 29) 
amd, foviel die bei der Einwendung und Ausführung eines 
Rechtsmittels gegen ein Erkenntnig aufgewendeten Vers 
— anlangt, dafern in demſelben auf eine 
Zuchthaus» oder eine vierjährige Arbeitöhauss ober eine noch 
höhere Strafe erkannt ($. 315), auch das Rechtsmittel nicht 
allein gegen den Koſtenpunkt gerichtet worden war. 

Auch find, felbft wenn die Vertheidigung eine noths 
wendige war, von diefer Uebertragung ausgenommen: 

1) die von dem Aingefihutigten auf feine Bertheidigung 
durch Zuziehung eines Sachverftändigen oder Doll 
metfchers verwendeten Koften, dafern das Gericht 
nicht ausdruͤcklich auf ihre Uebertragung erfannt hat 
($. 37 Abi. 4); 

2) ver Mehraufwand, welcher durch bie Wahl eines 
nicht am Orte bed Gerichts wohnhaften Vertheidigers 
entftanden, bafern an dem Orte des Unterſuchungs ⸗ 
gerichts oder am einem näheren Orte, als wofelbft 
der Bertheidiger wohnhaft ift, mindeftens zwei Rechts⸗ 
anwaͤlte waren, denen die Vertheidigung uͤbertragen 
werben konnte j 

3) der Mehraufwand, welcher durch ſpaͤter eigene Wahl 

eined Vertheibiger von Seiten des Angefehuldigten 
bei früherer amtlicher Zuoronung oder durch eine 
andere von ihm bewirkte Abänderung ber Wahl des 
Vertheidigers ($. 31 Abſ. 1) entftanden iftz ‚ 

im Kalle einer Berufung gegen dad Enderlenntniß 
des Spruchkriegegerichtö oder des ſtaͤndigen Kriegs⸗ 
gerichtö, die Erftattung von Neifekoften und Diäten 
des Vertheidigers fir Abwartung des Zermins ($.318, 
und $. 348 Ybf. 2), es wäre beun, daß in ben Tallen, 
100 auf Todes⸗ oder Iebenslängliche Zuchthausftrafe 
erkannt ift, das Oberkriegsgericht auf Anfuchen die 


! 


4) 
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Vertretung des Angeſchuldigten durch einen außer 

halb Dresdens wohnhaften Sachwalter genehmigt. 
Die Koften ber Vertheidigung find, infoweit im Uns 
vermögensfalle ihre Uebertragung aus der Staatskaſfe ſtatt- 
findet, auch ohne den Nachweis des Unvermögens berlage- 
weiſe an den Vertheidiger aus der Staatskaſfe zu berichtigen. 


$. 364. 
Koſtenfreiheit de3 Commanbanten. 5 
Der Commandant und die bei der gerichtlichen Polizei 
mitwirfenden Militärdienftbehörden koͤnnen zur Ab- und 
Erftattung von Koften nicht verurtheilt werden, dieſelben 
find vielmehr in allen Fällen gerichtswegen zu übertragen. 


8365. 
Verurteilung in der Hauptfach. 
Bon der Verurtheilung des Angefhuldigten in bie 
Koften find in jedem Falle die Koften auszunehmen, welche 
1) durch Handlungen des Gerichts, deren Vornahme 
durch die Sachlage nicht gerechtfertigt war, oder 
durch das Verſchulden dritter Perfonen, insbefondere 
des Verletzten, 3 
2) dur Einberufung der Richter zu den ſpruchkriegs⸗ 
gerichtlichen Sigungen 
entfanden find. 
Tritt einer der File unter 1 ein, fo find in der Ente 
Scheidung die betreffenden Koften von der Berurtheilung des 
Angeſchůldigten auszunehmen. 


$. 366. 
"often eines Nectsmittels und eingehrer Anträge. 

Wenn ein Rechtsmittel eingewendet worden ift, fo hat 
dad erfennende Gericht nach Lage der Sache zugleich zur 
entfcheiden, inwieweit die Koften deffelben von Demjenigen, 
welcher es eingewendet hat, abzuftatten find. 

Iſt auf ein Rechtsmittel vor der Entfcheidung Verzicht 
geleifter worden, fo hat der Verzichtleiftende die Dadurch vers 
urfachten Koften abzuftatten. 

Iſt ein Antrag auf Wiederaufnahme einer Unterſuchung 
geftellt, jedoch als unftatthaft verworfen, oder iſt der Anz 
frag vor der Entſcheidung zuruückgenommen worden, fo iſt 
der Antragfteller in Abftattung der verurfachten Koöſten zu 
verurtheilen. ü 

Koften, welche durch Verfäumniffe, unbegruͤndete Ans 
träge und Denunciationen ober fonftige Verfchuldung bes 
Verlegten oder dritter Perfonen entftanden find, hat Ders 
jenige,, welcher fie. verſchuldet hat, abzuftatten. 

Sie Koften, welche durch ein Gefuch um Wiederein- 
feßung in ben vorigen Stand veranlaßt worden find, hat 
= — zu tragen (vergl. jedoch hierzu $. 263 

1). 
h $. 367. 
Verpfüchtung ber Erben, 

Stirbt der Angeſchuldigte, bevor eine Entfeheidung 
wieder in Betreff der Koften ergangen ift, fo hat der Nach— 
laß deffelben die Unterfuhungskojten infoweit abzuftatten, als 
der Angefchuldigte fie felbit im Falle feiner Freiſprechung 
oder der Einftellung der Unterſuchung abzuftatten verpflichtet 
gewefen wäre. 

Ebenfo haftet der Nachlaß des Verletzten und dritter 
Perfonen in den Fällen von $. 365 Abf. &, 5 für die ver— 
urfachten Koften, wenn ber Erblaffer vor der Entſcheidung 
über diefelben verftorben iſt. : 


9 


$. 368. 
Gutfeeibende Be — 
Das Gericht, welches über die Hauptſache, beziehend⸗ 
uch über den Antrag ober das Gefuch ($. 366 Ahr. 8, 


4, 5) zu entfcheiden hat, entſcheidet auch über die Koften. | gZy 


Die Entfeidung ift, wenn gleichzeitig eine Entſcheidung 
in ber Hauptfache ertheilt wird, mit diefer zu verbinden. 
Im Falle des $. 366 Abf. 2, erfolgt die Entſcheidung 
durch das Gericht, wofelbft die Sache zur Zeit des Ber« 
zichts fich befand. 
$. 369. 


Fortfegung. 

Das Oberkriegögericht hat im Falle der Aufhebung 
eines verurtheilenden Exfenntniffes feine Entſcheidung zus 
‚gleich auf die Frage zu richten, inwieweit nunmehr der Ans 
Zeſchuldigte noch zur Abſtattung von Koften verpflichtet fei 
Hder von wen fonft die Koſten zu übertragen feien. 

Daffelbe gilt, wenn nad $. 324 Schlußf. ein Hagfreis 
ſprechendes Erkenntniß von dem Oberkriegsgericht aufgeho: 
ben wird. 

$. 370. 
Nechts mittel. 

Derjenige, welcher durch eine Entſcheidung über den 
Koftenpunkt fich verlegt glaubt, hat feine Befchwerde, wenn 
er gegen bie Entſcheidung in der Hauptfache Berufung ein» 
wendet, durch dieſes Rechtsmittel gleichzeitig mit geltend zu 
machen, wogegen er anderen Falls gegen die Entſcheidung 
Abe den Koftenpunkt eine befondere Berufung einwenden 

ann. 


Gegen die Auferlegung der Koften im den Fällen des | 


$. 366 Äbſ. 2, 5 findet eine Berufung nicht ftatt. 


$. 371. 
Wegfall des Koſtenanſatzes. 

Soweit nad) der Beftimmung in $. 363 Abf. 1 Koſten⸗ 
freiheit ftattfindet, find die Unterfuhungskoften weder von 
den Unterfuhungsgerichten, noch von dem entfcheidenden 
Behörden in Anja zu bringen und bebarf es foldenfalls 
auch einer ausbrüdlihen Entſcheidung über die Koftenfreiz 
heit nicht. 

$. 372, 


Koftenerftattung. 

Die Koftenfreiheit ($. 363 Abf. 1) erflredt ſich nicht 
auch auf die Erftattung folder außergerichtlichen Koften, 
welche von bem zur Antragftellung berechtigten Verleisten 
(85. 19 und 20) aufzuwenden geweſen find, 

Das Gericht, welches über die Hauptſache entfCjeidet, 
hat daher zugleich zu erwägen und feine Entſcheidung dars 
auf zu erfireden, ob und inwieweit dem Untragfteller die 
von biefem aufgewwendeten außergerichtlichen Koften ju er: 
ſtatten find. 

„Ebenfo Hat das Gericht zu erwägen und feine Ent- 
Tcheidung darauf mit zu richten, ob und welche gerichtliche 
Koſten etwa dem Untragftellee oder anderen Derfonen, 
außer dem Angefhuldigten, aufzuerlegen find, 


$. 373. 
er Befondere Beftimmung- 

„Die dur die Verhandlung vor dem Spruchkriegs- 
‚gerichte entftandenen Koften, ſoweit fie nad ver en 
den Beſtimmungen in Frage Eommen, find bei dem Unter⸗ 
ſJuchungsgerichte anzufegen und zu verrechnen. 
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$. 374. 
Fefiftellung der Koften. 

Die Feſtſtellung der Gerichtötoften, foweit biefelben in 
Srage kommen, ſowie die Koften der Vertheidigung, ingleis 
en der Koften der Sachverftändigen und bet Zeugenge- 
bühren erfolgt durch das Unterfuchungsgericht. Einwen ⸗ 
dungen gegen die Feftftellung find durch das Dberkriege: 
gericht zu erledigen. 


Zweites Gapitel. 
Bon der Vollftredung der Erkenntniffe. 


$. 375. 
Vollʒichung feeifprechender Erleuntniſſe. 

Ein freiſprechendes Erkenntniß if von dem Gerichte 
durch Entlaffung des Losgefprochenen in Vollzug zu fegen, 
fofern nicht der Commandant binnen Tagesfriſt von Ber 
kanntmachung des Erfenntniffes an gerechnet, der Haftent⸗ 
laſſung unter Einwendung des Nevifionsanfrags gegen 
bafjelbe widerfpricht und der Loögefprochene bereitd dor 
diefer Bekanntmachung in Haft ſich befunden hat. 

Nicht minder kann das Gericht die Verhaftung ‚oder 
die Fortdauer ber Haft befchliegen, wenn ber Angefchuldigte 
— einer anderen Gejehesübertretung entweder bereits 
in Unterſuchung ſich befindet oder zur Unterfuchung zu ziehen 
ift, oder wenn cr in einer andern Unterfuchung zu einer 
Sreiheitöftrafe verurtheilt worden ift. 


$. 376. 
Volftrecung verůrtheilender Ertennimiſſe. 

Die Vollſtreckung eines Strafurtheils erfolgt, ſobald 
gegen daſſelbe ein Rechtsmittel nicht weiter zuläffig ift, auf 
die von amtswegen zu ertheilende Anorbnung des Unter: 
ſuchungsgerichts (vergl. jedoch $. 385). 

Jede Vollſtreckung iſt actenkundig zu machen. 
Auch vor eingetretener Nechtöfraft Fann von dem Ge 
vichte auf Verlangen des Verurtheilten die Wolftredung 
der Strafe verfügt werden (vergl. noch $. 379). 

Die Koften der Vollftrekung, infonderheit wenn «3 
ſich um die Einlieferung in eine allgemeine Landesftrafanftalt 
handelt, hat_ber Werurtheilte abzuftatten, fofern nicht der 
Fall von $. 363 Abf. 1 vorliegt. 


& 377. 
i Fortfegung. 

Ein Erfenntniß, in weldem ein Abweſender rechts⸗ 
ein verurtheilt worden, ift, foweit mögli), zu vol- 
ziehen. 

$. 378. 
‚Verfahren bei eingewendeten Nechtsmitteln. 

Wird ein zuläffiges Rechtsmittel gegen das verurthei⸗ 
lende Erkenntniß — oder ein Antrag auf Wieber⸗ 
einfegung gegen ein Berfäumniß in den vom Geſetze nach⸗ 
gelaſſenen Fallen geſtelit, fo ift mit der Vollfteedung einer 
mod) nicht angetretenen Strafe, vorbehättlich der inmittelft 
wegen Verwahrung des Verurtheilten etwa zu treffenden 
Maoafregeln, Anftand zu nehmen. Es kann jedoch, wen 
der Verurtheilte es verlangt, die Strafvollſtreckung noch 
vor — . das echtömittel, begiehendlich 

ſetzungsgeſue vo 
— gegefud, von dem Unterfuchungögerichte 
Kommt die Wiederaufnahme des Strafverfahrens in 
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tage, To hat das zur Entfihliegung darüber berufene Ge 
richt bei ber Entfchließung über die Wiederaufnahme zugleich 
zu beftimmen, ob eine vorläufige Ausfegung der Strafe, 
‚gleichviel, ob fie bereits angefreten ift oder nicht, nach Be 
finden unter einfiweiliger Verwahrung des Werurtheilten, 
fattfinden folle, 


$. 379. 
Befondere Beftimmungen. 
„Die Vollziehung von Strafihärfungen wird durd den 
engen Strafantritt des Verurtheilten ($. 376 Abf. 3, 
$. 378 Abf. 1) nicht aufgehalten, worüber der letztere vor 
dem Strafäntritte zu verftändigen iſt. 


$. 380. 
Fortfegung. 

Iſt ein von dem Commandanten eingewendetes Rechts⸗ 
mittel verworfen worden, fo hat, wenn die Vollſtreckung 
einer Freiheitöftrafe durch das Rechtsmittel aufgehalten 
wurde und der Angefchuldigte fi in Haft befand, das 
Oberkriegsgericht bei der Entfcheidung Uber das Rechtsmittel 
zugleich zu beftimmen, ob und inwieweit die verlängerte 
Haft dem Angefeäuldigten auf die erfannte Strafe anzu 

rechnen fei. 
‘ $. 381. 
Nachtragsertenutuiß. 

Wenn gegen einen Angeſchuldigten mehrere, an ſich 
zur Vereinigung geeignete Unterſuchungen geirennt — 
worden find, fei ed num bei einem und demſelben Kriegs⸗ 
5 oder mehreren Kriegsgerichten oder auch zum Theil 

ei Givifgerichten, fo find zwar dieſe Unterfuchungen fämmts 

ich mittelft einzelner Enderkenntniffe, foweit es zu folden 
überhaupt kommt, zu beendigen. Es ift jedoch foldenfalls 
der Voliſtreckung der verfchiedenen Erkenntniſſe, foweit fie 
denſelben Angeſchuldigten betreffen und eine Strafe gegen 
denfelben auöiprecen, fo lange Anftand zu geben, bis die 
Exkenntniffe in den übrigen, diefen Angefchuldigten betreffen 
den Unterfuchungen gelprochen find und es ift fodann in 
einem —— die von dem Angeſchuldigten 
nach Art. 78 des allgemeinen und $$. 64 bis mit 71 des 
Militärftvafgefegbuchd verwirkte Gefammtftrafe zu beſtim⸗ 
men, wogegen die erfannten einzelnen Strafen in Wegfall 
kommen. 

Die Abfaſſung dieſes Erkenntniſſes ſteht demjenigen 
ſtaͤndigen Kriegsgerichte au unter welchem zur Zeit biefer 
Abfafjung der Ungefchuldigte nach feiner Dienftftellung fteht. 

Iſt jedoch gegen denfelben von einem Givilgerichte auf 
Todes» oder auf Zuchthausſtrafe oder aud auf eine ſolche 
Arbeitshausftafe erfannt worden, in welde die militär- 
gerichtlich Bann Gefaͤngniß⸗ oder Arrefiftrafen 
(vergl, Mititäritrafgefegbuch $. 9, Nr. 4,12, 13, 14) mit 
aufzuziehen find, fo kann die Abgabe des Angefchuldigten 
an das zuftändige Givilgericht behufs der fobann von diefem 
zu bewirtenden Abfaffung des Nachtragserkenntnifies ein- 
geleitet werden. 

$. 382. 
Fortfegung. . 
Bei Abfaſſung des Nachtragserkenntniffes ift das Ge 


richt an bie rechtliche Beurtheilung, welde die Verbrechen | 


in den einzelnen Exfenntniffen gefunden haben, gebunden. 
Auch wird buch die Beftimmungen des $. 381 an 
den Worfchriften Über die Buläffigkeit und Einwendung, 
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insbefondere die Einwendungsfrift von Rechtsmitteln gegen 
die einzelnen Erkenntniffe nichts geändert. 

Dagegen find gegen das Erfenntniß, durch welches bie 
Geſammiſtrafe auögeiprochen worden ift, die Berufung, fo- 
wie der Revifionsantrag, jedoch nur aus Nichtigkeitsgründen, 
und zwar nur wegen folder Nichtigkeiten ftatthaft, welche 
nicht die einzelnen Erfenntniffe und die ihnen vorausger 
gangenen Berfahren betreffen. 


$. 383. 
B Fortfegung. 

Iſt Iemand in Fällen, wo ein Nachtragserkenntnig 
nicht zu ertheilen ift, zu mehreren Freiheitöftrafen verfchies 
dener Art verurtheilt worden,-fo find die legteren gefondert 
und zwar dergeftalt zu vollfireden, daß mit der fchwerften - 
derfelben der Anfang gemacht wird. 


$. 384. 
Geldftrafen. 

Erkannte Geldftrafen find aus dem Nachlaffe des Ver— 
urtheilten nur dann zu berichtigen, wenn derfelbe fich dem 
Erfenntniffe ausdrüdlih unterworfen hatte oder dad Er— 
kenntniß noch bei feinen Lebzeiten in Nechtökraft überge— 
gangen war. 





$. 385. 
Todesſtrafe. 

Ein Todesurtheil iſt nicht eher vollſtrecken, als bis 
dem Unterfuchungsgerichte amtlich eröffnet worden ift, daß 
der König von feinem Begnadigungsrechte Feinen Gebrauch 
gemacht habe (vergl. jedoch $. 406). 

Iſt ein. auf Todesſtrafe lautendes Erkenntniß von dem. 
Oberkriegögerichte beftätigt und die Entſcheidung des letteren 
dem Verurtheilten befannt gemacht worden, fo hat das 
Unterfuchungdgericht anderweiten Beriht an das Obere 
—— zu erſtatten, auch, daß ſolcheß geſchehen werde, 
dem Verurtheilten bei Bekanntmachung der Entſcheidung 
mit der Bedeutung zu eröffnen, daß es ihm freiftehe, inner- 
halb einer achttägigen Friſt entweder felbft oder durch einen 
Kechtsbeiſtand ein Begnadigungsgeſuch einzureichen. 

Das Oberkriegsgericht hat nach Eingang der Acten in 
voller Verfammlung von fieben Richtern darüber zu be— 
rathen und einen gutachtlichen Vortrag an das nad) Ber 
ſchaffenheit des — zuſtaͤndige Miniſterium zu er⸗ 
ſtatten, ob die VBollftredung des Erkenntniſſes allerhoͤchſten 
Orts anzurathen fei. 

If von dem Spruchfriegägerichte ein Antrag auf Ver⸗ 
wendung für den Berurtheilten auf Grund ver Beftimmung, 
in $. 310 befchloffen worden, fo ift das Nöthige hierkber 
von dem Unterfuchungsgerichte in deffen Bericht aufzus 
nehmen, das Oberkriegsgericht aber hat fich über — 
Antrag in dem zu erſtattenden Vortrag jebenfalls mit aus⸗ 
zuſprechen. 

$. 386. 


Fortfegung. 

Die militaͤriſche Vollſtreckung der Todesſtrafe durch 
Erſchießen (vergl. Militärftrafgefegbuch $. 12) hat, in Ge— 
mäßheit ber darüber beftchenden militärdienftlihen Beftim- 
mungen, vor einer aufgeftellten -Eruppenabtheilung durch 
dazu commandirte Soldaten auf einem geeigneten Plake, 
[@ Gegenwart des Auditeurs und, nach Befinden, eine 
! Protofolführers, ſowie dreier Gerichtsbeiſizer und eines 
| Seelforgerö von dem zeligiöfen Betenntniffe bes Verurtheit- 
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ten, bafern ein folder ohne Schwierigkeiten zu erlangen ift, 
3 gen. ER 
2. en die Vollſtreckung im Inlande erfolgt, fo ift die 
Gemeindebehörde des Orts, wo die Vollftredung —5 — 
von dem Orte und der Stunde der Voliſtreckung in Kennt⸗ 
niß zu fegen. 4* 

Außerdem iſt dem Vertheidiger und den naͤchſten Anz 
verwandten des Verurtheilten, ſowie, nach dem Ermeflen 
de3 Drtöcommandanten und, ſoweit es der Raum zuläßt, 
anderen Perfonen, jedoch nur 9 Militaͤrſtande, die Gegen⸗ 
wart bei der Hinrichtung zu geſtatten. 

An Se und Behriagen, fowie während der Char 
woche, foll ein Todesurtheil nicht vollſtrekt werten. 


$. 397. 
Fortfegung. 

Wenn ein Militärgerihtöbefohlener wegen eined gemei⸗ 
nen Verbrechens zur Todeöftrafe verurtheilt worden ift, fo 
ift derfelbe behufs deren Vollſtreckung an die Civilgerichts- 
behörbe abzugeben, welcher fie zuftehen würde, wenn der 
Verurtheilte der Militärgerichtöbarkeit nicht unterworfen 
geweſen wäre, 

Die Volftvedung der Todesſtrafe geſchieht ſolchenfalls 
nad Maafgabe der Vorſchriften der allgemeinen Straf- 
proceßordnung. 


$. 388. 
Abſchrift und Velanntmachung der Erkenntniſſe. 

Bei ganz ober theilweiſe freifprechenden Erkenntniſſen 
ift dem Wrgelhulbigten auf fein Verlangen eine Abfchrift 
des ee und der Entfcheidungsgründe, foweit letz⸗ 
ER ihn betreffen, in beglaubter Form unentgeldlich auszu⸗ 

fertigen. 

Das Kriegsminifterium ann, begiehendfich im Einvers 
nehmen mit dem Zuftigminifterium, die amtliche Veroͤffent⸗ 
lichung eıgangener fowohl freifprechender, als verurtheilen- 
der Exfenntniffe anordnen. - 


$. 389, 
Nücgabe der in Veſchiag genommenen Gegenftänbe, 

Dad Unterfuchungsgericht hat zugleich die Rückgabe 
der in en Ueberführungäftüde oder Ge- 
genftände des Verbrechens, infoweit fie nicht zum Vortheile 
der Staats· oder einer anderen Kaffe verwirkt, oder wegen 
des Gebrauchs zu verbrecheriſchen Zweden zu vernichten 
find, an den Eigenthümer anzuordnen, fofern derjelbe mit 
— —2 en und ein Widerſpruch eines 

ritten oder des hierüber zu befragenden Ange i 
nicht vorliegt, ER BeialhaR 


$. 390. 
Sud Grgenflänbe, wee vn 
„ind Gegenflände, welche dem Angeſchuldigten eige: 
thümlicy gehören, in Befhlag —e — — 
in gerichtlichen Sewahrfam gelangt, fo ift davon mit Bus 
Fimmung des Angeſchuidigten der dem Veriehten gebührende 
Erſatz zu beftreiten. * 
Der Angeſchuidigte ift ſolchenfalls über die Erfagleiftung 
Er u Extheilung des Enberkenntniffes gerichtömegen zu 
ie Erfagleiftung geht der Berichtigung der Koften 


vergl. übrig 3 J 
** runs $. 363 Abſ. 1) aus diejen Gegenftänden 


Sächsische Landesbibl 


$. 391. 
Verſahren gegen aus der Siraſhaſt Entwichene, 

If ein Verurtheilter aus der Strafhaft entwichen und 
wird die Soentität defjelben mit einem fpäter Exgriffenen 
bezweifelt, fo ift hierüber, fofern der Entwichene noch als 
der Militärgerichtöbarkeit unterworfen zu betrachten ift, von 
einem niedergeſetzten Spruchkriegsgerichte, auf Grund der 
darüber zu erhebenden Zeugenausfagen und fonftiger Er- 
Örterungen, mittelft Erkenntniſſes zu entfcheiden. 

Die Entfheidung erfolgt, wenn ber Verurtheilte aus 
der Militärftrafanftalt entwichen, durch cin bei dem Stabs- 
Triegögerichte, in anderen Fällen durch ein bei demjenigen 
GSerihte zu berufendes Sprucjkriegögericht, bei welchem das 
Straferlenntnig gefprochen worden war. 

War das Straferkenntniß von einem Spruchkriegs⸗ 
gerichte geſprochen worden, fo iſt das zur Entfeheidung über 
die Identität berufene Spruchkriegägericht, foweit thunlich, 
aus denfelben Richtern zu bilden, von welchen das Siraf- 
erfenntniß ausgegangen war, A 

Die Verhandlung kann, bei Vermeidung der Nichtige 
keit, nur in Gegenwart des Angeſchuldigten vorgenommen 
werden. 

Das Erkenntniß kann nur wegen Verletzung weſent⸗ 
licher Formen angefochten werben. Dagegen iſt eine Wir 
beraufnahme des Verfahrens in Betreff der Herftelung der 
Spentität den Befchränkungen von $. 349 nicht unter 
worfen. 

$. 302. 


wuing bes (ht 

, „Der Verurtbeilte, welcher dev Strafvolftreefung durch 
die Flucht oder Verbergung feines Aufenthalts ſich cutzicht, 
ift nad) Maafgabe der Vorfhriften des zweiten Gapitels 
der erften Abtheilung des befonderen Theils zu verfolgen. 





Sechste Abtheilung. 


Von dem Strafverfahren in Kriegszeiten ꝛe. 


$. 39. 
Augerordenttiche Verfügungen des Königs. 

„Wenn, insbefondere im Felde oder auf dem Marfche 
dahin, Verhältniffe eintreten, wodurch die Anwendung bis 
in gegemwärtigem Geſetze vorgefchriebenen Verfahrens uns 
möglich gemacht ober doc) fo erfchwert wiirde, daß die für 
die Mititärftrafrehtöpflege beftellten Behörden ihre amtlie 
Gen Befugniffe nur mit erheblichem Zeitverlufte auszuüben 
vermöchten, fo werden durch den König diejenigen Abweis 
Hungen von den über.das Verfahren ertheilten Worfchrife 
ten feftgefeht, welche zum Zwecke ungehinderter und unaufs 
hältliher Rechtspflege als angemefjen fi) darſtellen. 

Isbeſondere Fann von dem Könige die einfhweilige 
Unmirkfamteit gewiſſer Rechtsmittel auögefprochen und dar 
bei zugleich angeordnet werben, ob und welche größere, 
als die einfache Stimmenmehrheit oder , ob und für welche 
Fälle Stimmeneinheligteit zu verurtheilenden Erkenntniflen 


jan Toll. 

ud Tann von bem Könige dem Oberbefehlshaber der 
— die Ermaͤchtigung ertheilt werben, en 
ten Maaßregeln unter der in Abf. 1 gedachten Voraus 








fegung eintreten zu laffen. 
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$. 394. 
Ermächtigung bes Oberbefehlshabers. 

Der Oberbefehlshaber der Truppen Tann von dem 
Könige ermächtigt werden, die im ordentlichen Strafver- 
fahren erkannten Strafen zu verwandeln, diefelben zu mil- 
dern ober auch ganz zu erlaffen, nicht minder, diefe feine 
Befugnifle auf die Commandanten abgefonderter Truppen— 
theile ganz oder theilweife zu übertragen. 


Standgerichtliches Verfahren im Kriege, 
$. 395. 

Standrechtgverkünbigung bei Ueberhandnahme von Verbrechen. 

Wenn bei den Truppen im Kriegszuſtande gewiſſe 
Arten von Verbrechen, insbefondere Verrath, Meuterei 
und andere ſchwere Subordinationäverbrechen, Defertion, 
Plünderung, feigherzige Flucht vor dem Feinde, in gefaͤhr⸗ 
üchem Grade überhand "nehmen follten oder dies zu bes 
fürchten fein follte und daher, um dem weiteren Umfich- 
greifen dieſes Uebels zu feuern, ein fehleuniges, abferedens 
des Beifpiel erforderlich wird, fo Fann das Militärftands 
recht mit der Wirkung angeordnet werden, daß fortan alle 
nad) bdiefer Verkündigung vortommenden derartigen Vers 
aD ein Standgericht unterfucht und befttaft wers 
den follen, 

Die Anwendung diefer Maaßregel iſt jedoch an bie 
Vorausfegungen gebunden, 

1) daß das Verbrechen fowohl, als der Thäter außer 
Bweifel und die wefentlihen Umftände der That 
überhaupt fo beſchaffen find, daß eine weitläufige 
Unterfuhung vorausfihtlih nicht nothwendig ift 
(ogl. noch S. 401), 


und 
2) daß das Verbrechen von ber ge ift, daß 
die Anwendbarkeit der in $. 398 bejtimmten Sttafe 
mit Wahrfcheinlichkeit zu vermuthen fteht. 


$. 396. 
Act der Bertündigung. 

Die Verkuͤndigung des Standrechts muß unter wieders 
holter Signalgabe mit der Trompete (Trommel) oder auf 
fonft vernehmbare Weife und unter ausdrüdlicher Bezeich« 
nung de ober der Verbrechen gefchehen, welche fortan ftands 
gerichtlich unterfucht und beftraft werben ſollen. 

Die Ausflucht der Nichtkenntnig von der erfolgten 
Standredtöverkündigung findet nur infoweit Beachtung, 

gis glaubhaft gemacht werben kann, daß der Angefhulbigte 
der Verkündigung nicht beigewohnt, auch auf anderem 
Wege, und felbft nur gerüchtweiſe, Feine Kunde davon er» 
langt habe. 
$. 397. 
Befugniß zu Anordnung des Staudrechts. 

Das Standredht ann nur von dem Oberbefehlshaber 
ober demjenigen Befehlöhaber , weldhen.derjelbe, fei e im 
Allgemeinen oder für gewiſſe Fälle, hierzu ermächtigt Hat, 
angeordnet werben. ir J 

Wenn Jedoch die Verbindung mit dem Oberbefehls- 
haber abgefchnitten ift, fo if der Befehlshaber einer Bri⸗ 
gabe oder eines Regiments, ober jeder anderen felbfiftän- 
digen Zruppenabtheilung, ingleihen der Commandant einer 
Zeftung oder eines befeftigten Piatzes auch ohne befondere 
Ermächtigung zur Anordnung des Standrechis befugt. 


TR. (I. Abonnement.) 
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$. 398. 
Standrechtliche Strafe. 
Die einzige Strafe, auf welche das Standgericht er⸗ 
kennen Fann, ift die Tobeskrafe. ö ulähe 


$. 399. 
Sofortige Standrechtsverlündigung. 

Im Falle eines unter den Truppen ausbrechenden 
Aufftandes ſteht dem Oberbefehlshaber, oder wer fonft nach 
$. 397 hierzu ermächtiget ifi, das Befugnig zu, dad Stand» 
recht fofort verfündigen zu iaſſen. 

Die Verkündigung muß in der $. 396 vorgefchriebenen 
Weiſe geſchehen und die Androhung enthalten, daß Seder, 
welcher dem an ihn ergebenden Aufruf nicht augenblicklich 
Gehorfam Ieifte, ftandrechtlich gerichtet und mit dem Tode 
beftraft werden folle. 

Die Wirkung der Standredtöverkündigung iſt, daß 
Ieber, welder im Ungehorfam beharrt und dem an ihn 
ergangenen Aufruf nicht Foige leiftet, die Todesſtrafe vers 
wirkt hat in welchem Grade er auch fonft an dem Auf⸗ 
ftande Theil genommen haben mag, unbefchabet übrigens 
der von Anderen, welche nicht namentlich ober fonft pers 
fönlich aufgerufen worden, nad) Verhaͤltniß ihrer Theilnahme 
verwirkten gefeglichen Strafe. 


$. 400, 
Dauer der Wirkfamfeit der Standredptsverfiinbigung. 

Die Rechtögüiltigkeit der in den vorſtehenden Paragras 
phen gedachten Maafregel hört in den Faͤllen von $. 395 
mit dem Ablaufe von vier Wochen, dagegen in dem Falle 
* 8. * mit dem Ablaufe von vierundzwanzig Stun⸗ 

en auf. . 

In beiden Fällen jedoch kann die Wirkſamkeit, fofern 
bie Veranlaſſung noch fortdauert, auf weitere vier Wochen, 
beziehendlich vierundzwanzig Stunden durch erneuerte Vers 
kuͤndigung verlängert werden. 


8.401. 
Befonbere Beftimmungen. 

Als wefentliche Abweihungen des ftandgerichtlichen 
Verfahrens von dem ordentlichen militärgerichtlichen Straf 
verfahren gelten folgende: 

1) dad Standgericht kann an Sonn: und Feiertagen, 
zu jeder Stunde und an jedem Drte, und fol, fo. 
weit bie Umftände es zulaffen, öffentlich und unter 
freiem Himmel abgehalten werben; 

2) die ganze Verhandlung, mithin, außer der Verneh⸗ 
mung des Angefehulbigten, auch die Abhörung ber 
Zeugen, deren Gegenüberftellung mit dem Ange 
fehuldigten u. f. w., gefchieht vor verſammeltem 
Gerichte und ohme Unterbrechung; 

3) das Verfahren befchränkt ſich gegen den Angeſchul⸗ 
digten auf das oder diejenigen Verbrechen, wegen 
deren das Standrecht angeorbnet worden ift, und 
diejenigen wefentlichen Umftände der That, von denen 
das flandgerichtliche Erkenntnig abhängen kann; 

4) die Verhandlung hat fih, ohne an die Sörmlichfeiten 
des orbentlichen Verfahrens gebunden zu fein, auf 
"das zur Aufklärung der Sache und zur Begründung 
voller richterlicher Weberzeugung wefentlich Nöthige, 
fowie auf die vom Angefchuldigten zu führende 
Vertheidigung zu befchränfen; 

5) das gefammte Berfahren, von dem Zeitpunfte am, 


45 


» 
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wo der Angefhuldigte vor Gericht geftelt worden, 
bis zur gädung des Erkenntniſfes, muß längftens 
innerhalb vierundzwanzig Stunden beendigt fein. 


8. 402. 
Niederfegung des Milktärjtanbgerichts. 


Ein Standgericht ift für jeden einzelnen Zall durch 


den Oberbefehlshaber oder Demjenigen, weicher dazu ermächs 
tigt iſt, niederzufegen. f “u 

Die Befegung des Gerichts Er wie beiden Spruch: 
Triegögerichten (vergl. SS. 15, 229 fg.). 

Im —— koͤnnen Die Richter auch aus anderen, 
als den vorgefchriebenen Dienſtgraben entnommen und ber 
Borfig kann einem Hauptmanne oder Nittmeifter übertragen 
werden, 

Ebenfo Fann, wenn ein Auditeur nicht fofort zu er⸗ 
Tangen, deffen Stelle durch einen hierzu geeigneten Offizier 
vertreten werben, n 

$. 403. 
e Verlauf der Verhandlung. 

Die Vereidung der Mitglieder des Standgerichts er- 
‚folgt mittelft der im Anhange unter II erſichtlichen Formel. 

Die Abftimmung ift an Eeine weiteren Foͤrmlichkeiten 
gebunden, als daß die Stimmen von unten aufwärts eins 
zen abgegeben und verzeichnet werden müffen. 

Ueber den ganzen Hergang der Verhandlung ift von 
dem Auditeur oder dem defien Stelle vertretenden Offizier 
Cuegt 5.402 Schlußf.) ein Protokoll aufzunehmen, welches 
den Nachweis über die gefeklihe Zufammenfegung ded Ges 
richts, den Gegenftand der Unterfuchung, die Hauptiächlichen 
Ausfagen des Angeſchuldigten und der Beugen, das Weſent⸗ 
liche der Vertheidigung, dad Ergebniß der Abftimmung und 
das gefprochene Erkenntniß enthalten muß, auch von den 
Nichtern mit zu unterzeichnen it. 

Im Nothfalle Eönnen die nöthigen Aufzeichnungen 
mittelft der Bleifeder bewirkt werden, es ift jedoch ſolchen ⸗ 
falls nachträglich und, fobald es gefchehen kann, eine bes 

ondere —2— Ausfertigung des Protokolls zu veran⸗ 
alten und biefelbe außer von dem Protokolführer auch 
von einigen der Richter mit zu vollziehen. 


$. 404. 
Standgerichtliches Crlenntniß. 

Zur Zuerkennung der Todesſtrafe iſt eine Mehrheit von 
mindeſtens fünf Stimmen erforderlich. 

Vor Belanntmahung eines in Gemäßheit der vor⸗ 
ſtehen den Beftimmung ausgeſprochenen Zodesurtheild an 
ben Angeſchuldigten ift baffelbe zunörberft unverzüglich dem 
Befehlshaber, welcher das Standgericht niedergeieht hat, 
vorzulegen. f 

Diefer Fann daſſelbe entweder beftätigen oder zu Gunften 
des BVerurtheilten abändern. 


$. 405. 
Wenn ein Grfenntnig nicht abzufaffen ift. 

Iſt die nach $. 404 Abſ. 1 zur Zuerfennung ber 
Todes ſtrafe erforderliche Mehrheit nicht erlangt worden, fo 
wird Fein Erkenntniß ‚abgefaßt, fondern dem Befehlshaber, 
welcher das Standgericht niedergefegt hat, unter Beiihluß 
des Verhandlungsprotokolls, Meldung eritattet, damit der- 
felbe Eniſchließung fafe, ob das ordentliche Strafverfahren 
eingeleitet, ober aber von weiterem Verfahren gegen ben 
Angeſchuldigten ganz abgefehen werden Tolle. 
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In derfelben Maghe ift zu verfahren, wenn nach der 
Ueberzeugung der Nichter der zur Verurtheilung erforder: 
lie Grad von Gewißheit nicht binnen vierundzwanzig 
Stunden erlangt werden konnte. 


$. 406. 
Betanntmachung und Vollfterdung des Erfenntniffes. 

Das ſtandgerichtliche Erkenntniß iſt nebſt der hinzuge⸗ 
brachten Entſchließung des Befehlshabers dem Angeſchul⸗ 
digten ſofort und, foweit möglich, im Beiſein der Mitglie— 
der des Standgerichtö, bekannt zu machen. e 

Rechtsmittel finden dagegen nicht ftatt, vielmehr hat 
im Falle der Berurtheilung die Strafvolftredung unauf- 


haltůch, beziehendlich nach kurzer Todesvorbereitung zu er⸗ 


folgen. 

5 Nah der Vollziehung des ftandgerichtlihen Erkennt 
niffes iſt daffelbe nebft den übrigen begüglihen Verhand⸗ 
lungen an das Kriegsminifterium einzufenden. 

Iſt in den Fällen von $. 405 die Einleitung des 
ordentlichen Strafverfahrens angeordnet worden, fo hat das 
in der Sache erfennende Gericht dann lediglich die einſchla⸗ 

enden ftrafgefeglichen Beftimmungen in Anwendung zu 
ringen. 
$. 407. 
Standgericht über Civilperſontu. 

Wenn im Kriegszuftande die Sicherheit der Truppen 
oder der zu ihnen gehörenden Perfonen durch vorgefommene 
verrätheriihe Handlungen der Landeseimvohner bedroht ift, 
ſo kann der Oberbefehlähaber das Standrecht auch über 
Ciöitperfonen — Martialgefeg — unter Bezeichnung ber 
als ftandrechtliche Verbrechen zu betrachtenden Handlungen 
und unter ausdrüdlicher Androhung der dafür verwirkten 
Strafen, verfündigen. 

Sobald diefes geſchehen ift, find die Zuwiderhandeln⸗ 
den vor ein, für den einzelnen Fall niederzufekendes oder 
nad; $. 409 für bleibend erklärtes Militärftandgericht zu 
ftelen und ift ſolchenfalls nach Maafgabe der Beftimmuns 
gen, von $. 408 verb. $. 395 fg., foweit diefe Vorſchriften 
hierbei Anwendung leiden, zu verfahren. . 

Die vorftehenden Beftimmungen Leiden jedoch nur An: 
wendung, infoweit nicht die Bundesfriegeverfaffung oder 
andere bundesrechttiche Beftimmungen für gewiffe Verhält: 
niffe befondere Anordnungen enthalten. 


Standgerichtliches Verfahren außerhalb 
des Kriegsfalles. 


$. 408. 
Allgemeine Veflimmung. 


Wenn, außer dem Falle eines wirklichen Krieges, im 
Inlande eine Kriegöftandserffärung nach ‘ 13 fg. das Gr 
fees, das Verfahren bei Störungen der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit betreffend, vom 10. Mai 1351, eingetreten 
und von bem Oberbefehlshaber da3 Slandrecht verttnbigt 
worben ift, fo find, felis in beffen Folge gegen Militär: 
gerichtöbefohlene wegen Zuwlderhaͤndlůngen ber in dem ans 
gezogenen Paragraphen gedachten Art ſtandrechtlich zu vor 
fahren ift, hierbei die im, Vorftehenden enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Gefehes, jedoch mit ber Ab 
weichung in nwenbung zu bringen, daß, wenn die in ber 
Standrechtöverfündigung angevohfe Strafe nidt in ber 
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Todesſtrafe beſtehen ſoll, dann auch von dem Militaͤrſtand⸗ 
gerichte nicht auf die letztere, ſondern nur auf die ſonſt ans 
‚gedrohte Strafe erkannt werden darf. * 

Der Oberbefehlshaber Tann jedoch Militaͤrangehoͤrige 
auch an ein nad) $. 14 des im vorigen Abfage angeführten 
Gefeges niebergefehtes gemifchtes Standgericht zum Vers 
fahren nad) den dortigen Beftimmungen, namentlih dann 
überweifen, wenn ein von Militär- und Civilperfonen ges 


8. 409. 
Bleisendes Standgerict. 

Der Oberbefehlshaber kann auch in den Fallen von 
$. 408 Abf. 1 ein oder mehrere Militärftandgerichte auf 
gewifle Zeit oder bis auf Weiteres für bleibend erflären. „ 

Solchenfalls find dazu noch einige el zu 
commanbiren und es erfolgt die Vereidung fämmtlicher 
Richter im Allgemeinen, für alle ihnen zuzuweiſenden Fälle, 


meinfchaftlich verübtes ſtandrechtliches Verbrechen vorliegt. | mittelft der im Anhange unter II. erfichtlihen Formel. 


Mot 


iven 


zum Entwurfe einer Mifitärftrafprocefordnung für das Königreich Sachſen. 


Wie in ben Motiven zum Entwurfe des Geſetzes, 
die Gerichtsbehörben bei ber Eöniglich faͤchſiſchen Ar- 
mee, deren Zuſtaͤndigkeit und einige damit zuſammen ⸗ 
hängende Gegenftände betreffend, gedacht ift, fo behandelt 
der vorliegende Gefehentwurf den Stoff, welcher den Ges 
genftand des zweiten und dritten. Theiles des dem 
letsten ordentlichen Landtage vorgelegten, jedoch nicht zur 
Verabſchiedung gelangten Entwurfs einer Militärgerichtds 
ordnung bildete. ii 

An eben berfelben Stelle find auch die Gründe aus: 
einander geſetzt worden, durch welche bie Staatsregierung 
ſich dafür beftimmen zu müffen geglaubt hat, bie in dem 
einen früheren Gefesentwurfe — ber, MilitärgerichtSords 
nung — zufammengefaßten Materien in zwei Geſetzent⸗ 
würfe zu zerlegen und dem einen Dasjenige zuzumeifen, 
was auf das militärgerichtliche Strafverfahren, und zwar 
fowohl auf das ordentliche, regelmäßige, als auch auf das 
außerordentliche, ftandgerichtliche Verfahren fich bezieht, 
während dem anderen Entwurfe das Uebrige des in der 
Militärgerichtsordnung behandelten Stoffs zuzutheilen war. 


Wird hiernach an gegenwärtiger Stelle darüber etwas 
weiter nicht zu bemerken fein, weshalb dem vorliegenden 
Entwurfe, abweichend infoweit von dem früheren, eine völig 
felbftftändige Haltung, unter Ausſchluß mithin aller und 
jeder Verweifung und Bezugnahme auf die Vorſchriften 
der Strafprocegordnung für das Königreich Sachſen vom 
11. Auguft 1855, gegeben worden tft, fo wird ſich Hier 
fofort zur Rechtfertigung des Materiellen des Entwurfs — 
dem übrigens mit Nüdfihe auf den ausſchließlich ftraf- 
proceffualifchen Inhalt deffelben als Titel paffendfter Weile 
der „Militärftrafprocegordnung für das Königreich Sad) 
fen” zu geben geweſen — gewendet werben koͤnnen. 

Die Grundfähe, auf welchen der Entwurf, beruht, 
weichen in mannichfachen Beziehungen von denjenigen der 


allgemeinen Strafprocefordnung ab, wie fie denn auch zum ı 
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Theil von dem militärgefeglich bisher Beſtandenen ſich 
trennen. 
„Daß die für das civilgerichtliche Strafverfahren ers 
theilten Borfchriften auf das militärgerichtlihe Strafver⸗ 
—— nicht gleiche Anwendung finden Fönnen, dies wird 
'aum einer Rechtfertigung bebürfen. Während jenem — 
dem allgemeinen Strafverfahren — ein ftabiles Element 
zu Grunde liegt, muß das militärgerichtliche Strafverfahren, 
wenn es feinem Zwecke entſprechen fol, nothwenbig ber 
Natur und Beftimmung bes Heeres und ber Heeresver« 
faffung gemäß eingerichtet, mithin, da das Heer feiner Nas 
tur nach zunaͤchſt für den Krieg beftimmt üt, fein Drgas 
nismus und feine Einrichtungen daher fämmtlich beweg- 
Lich fein müffen, fo befehaffen fein, daß es überall und 
immer, zur Zeit des Krieges wie im Frieden, im fernſten 
Auslande, wie in der inländifchen Garnifon ausgelbt werben 
Tann, Nac) diefem — 7 hat ſich, darüber treffen 
alle Militärgefeggebungen überein, das Verfahren zu, bes 
ſtimmen, und wie nun hiervon in exfter inte auch bei der 
gegenwärtigen Vorlage auszugehen gewefen ;, fo leuchtet 
Ion hieraus die Unmöglichkeit ein, das militärgerichtliche 
Strafverfahren auf biefelben Grundfäße zu bafiren, auf 
welche das allgemeine Strafverfahren gebaut iſt. Ueber 
das Weitere hierlber wird ſich indefjen an fpäterer Stelle 
zu verbreiten fein. 

Wie foeben gedacht, fo weicht der Entwurf in 
fachen Richtungen auch von dem bisher beffandenen militä: 
gerichtlichen Verfahren ab, | hließt fi aber dafür in 
den widtigften Beziehungen Demjenigen an, 
was hierunter in den anderen beutfhen Armeen 

ilt. Und in der That wird es gerade bei der Militärs 
rafgefetgebung als befondere Aufgabe der Legislation zu 
betrachten, fein, dieſelbe in möglichfte Uebereinftim- 
mung'mit dem in den anderen deutfchen Armeen deöfalls 
Bejtehenden zu fegen. Der Grund hierfür ift ein naher 
fiegenderz er beruht in der Gemeinfamkeit des Zweckes, der 


15* 
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i der Bundesarmee, vermoͤge welcher bie ein⸗ 
7* — derſelben eintretenden Falls zu gemein» 
Tamer Action berufen find. Das Strafverfahren, wie ſolches 
in der vaferländifchen Armee zur Beit noch befteht, laͤßt 
jene Uebereinſtimmung entſchieden vermiſſen, und, wenn 
man nun bei der gegenwärtigen Vorlage von dem Streben 
fi) hat leiten Yaffen, zu einer folchen, foweit möglich, zu 
gelangen, fo wird dieſes Streben gewiß nur um fo mehr 
als gerechtfertigt anerfannt werden, je mehr es auch fonft 
ſchon längft als dringendes Bebürfniß ſich gezeigt hat, bie 
vaterlaͤndiſche — —— in mehrfachen Bes 
ziehungen und namentlich in ber Richtung umzugeftalten, 
um eine möglihft gleichmäßige Handhabung im Frieden 
wie im Zelde zu erzielen und nächftdem auch das mili⸗ 
tärifche Element dabei zu erweiterter Geltung zu bringen, 

Dies vorausgeſchickt, wird ed, bevor man zur Be- 
gründung der einzelnen — des Entwurfs uͤber ⸗ 
eht, am Drte fein, die grundſaͤtziichen Abweichungen im 
Aufammenpange anzuführen und zu motiviren, wodurd) ſich 
die gegenwärtige Vorlage von der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung und beziehendlich zum Theil auch von dem bisher 
Beſtandenen unterfcheidet. 

Es find dies folgende: 


1. 
der Ausfchluß der Anklageform und der Staatsanwalt ⸗ 
ſchaft 


2. 
der Ausfchluß der Deffentlichkeit der Verhandlungen; 


aus rechtskundigen Richtern beftehenden, ftändigen Bes 
hoͤrde und deren Erfegung durch die fchon bisher beftan- 
denen, aus commanbdirten und befonders vereideten Stan: 
deögenoffen verſchiedener Grade zufammengefegten Spruch 
kriegẽgerichte, biöher „Kriegerechte” genannt; 


3. 
der Ausfall einer, den —— entſprechenden, 


4. 
die Beſchraͤnkung des Princips der Muͤndlichkeit — Uns 
mittelbarkeit — des Verfahrens; 


5. 
die Beſtellung des Oberkriegsgerichts zur oberſten Mi⸗ 
irärgerichtöbehärbe, begiehendlich anftatt des Oberappella- 
tionögerichtd und im Wefentlichen nach dem Vorgange 
der bei dem vormaligen Generalkriegsgerichtöcollegium ber 
fandenen Einrichtung; 


der Ausfall des Anſchluſſes des Beſchäͤdigten an das 
Strafverfahren. ſhadis ” 


‚Me diefe Eigenthuͤmlichkeiten föliegen ſich im Allge— 
meinen nicht nur zum großen Theile dem in Sachfen 
bis her ſchon Beſteh en den, fondern auch in den 
meiften Beziehungen Demjenigen an, was in ben 
Übrigen deutſchen Staaten ununterbrochen beflanden hat 
und noch befteht. 


Hierüber iſt indeffen noch foviel zu bemerken: 


3 Bu 1. 
., Die nach der Strafproceforbnung für daS civilgericht⸗ 
ide Strafverfahren beftellten Staatsanwälte Dies fe 
aus Rüdficht auf den Kriegszuftand und die bewegliche 
Natur des Heeres überhaupt beiden Militärgerichten 
nicht fungiren Eönnenz auch wäre kaum anzunehmen, daß 
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fie fi mit den Eigenthümlichkeiten dev militärifchen Dienft- 
verhältniffe fo vertraut machen koͤnnten, als Dies gleiche 
wohl nöthig wäre. Der Anftelung befonderer Militär- 
fiaatsanwälte aber würde, ganz abgefehen von dem gleich 
zu erwähnenden Grunde, der Koſtenpunkt entgegenftehen, 


Der hanptiählihfte Grund gegen die Aufnahme der 
Staatsanwaltichaft Liegt nämlich darin, daß eine geroiffe 
Mitwirkung der Commandobehörden, als der für die Aufe 
rechthaltung der Disciplin in den ihnen amterftehenden 
Zruppenförpern verantwortlichen Organe, bei der Militär: 
rechts pflege allenthalben für unerlaͤßlich erachtet wird, 
diefe Mitwirkung aber durch die Wirkſamkeit von Staats⸗ 
anwälten ganz entfchieben alterirt werden müßte. Man hat 
daher das Verhaͤltniß des Commandanten beftimmter, als 
bisher der Fall war, feftgeftelt und feinen Einfluß auf die 
Rechtspflege nach mehrfachen Seiten hin erweitert, ohne 
doc) dadurch die Selbftftändigkeit des Nichteramtes wefentlid) 
zu beeinträchtigen. Jedenfalls Ichrt ein auch nur oberfläc: 
licjer Einblid in die auswärtigen Sefsgpebungen, insbeſon · 
dere die in dem zu dem Entwurfe der Militärgerichtsordnung 
en erſten Deputation der Erſten Kammer erftatteten 

jerichte, 
vergl. Landtagsacten, Beilagen zu den Protofollen 
der Erſten Kammer 1. Band, ©. 555 flg., 
erwähnten, daß der gedachte Einfluß mach dem vorliegenden 
Entwurf noch nicht fo bedeutend iſt, als dies anderiwärts 
der Fall, 

Mit dem Ausfchluffe der Staatsanwaltichaft muſt nun 
aber auch der Xusfchluß der Anklageform, als Regel, vers 
bunden fein, wenn ſchon man den Grundfäßen der allge⸗ 
meinen Strafproceßordnung infoweit, beziehendlich zum 
Theil, ſich anjchließen zu koͤnnen geglaubt hat, als es um 
die Privatanklage und um die Wiederaufnahme des Straf⸗ 
verfahrens ſich handelt. 

Zu 2. 
Der Ausſchluß der Oeffentũchkeit bei den militaͤrgericht· 
lichen Verhandlungen beruht auf der Ruͤckſicht, die man 
den ütberali in den deutfchen Armeen befolgten Grundſaͤhen 
Huldig war. Es hat aber die hierin herrfchende Aeberein- 
fimmung unpweifelhaft auch ihre tiefe Begründung ud 
hauptſaͤchlich iſt dieſe in der nothwendigen Bewahrung der 
Subordination und der militärifchen Dißciplin einer, Fomie 
in dem thatſaͤchlichen Umftande amdererfeitg zu fuchen, daß 
in heutiger Zeit das militärifche Publikum, foviel die unters 
ſten Glaffen betrifft, in den Garnifonen größtenteils aus 
jungen Leuten befteht, die der militärifchen Einübung wegen 
bei der Beurlaubung weniger, als die älteren Soldaten ber 
rüdfichtigt werden konnen und die, eben vermoͤge des jugend⸗ 
lichen Alterd und ihrer noch mangelhaften Ausbildung, der 
Mast des üblen Beifpiels nur alzuleicht verfallen Finnen. 


Wenn übrigens in dem vorliegenden Entwurfe die in 
$. 60 des der vorigen Ständeverfammlung vorgelegenen 
Entwurfs der Mititärgerichtsorönung enthaltene Beftim: 
mung, wonach ben fprucjkriegögerichtlichen Verhandlungen 
beizuwohnen dem Berlesten, ferner den Vorftänden und 
Näthen des Kriegs» und des Suftizminifteriums, fowie des 
Dberkriegögerichts und den Xuditeuren, anderen Öffentlichen 
Beamten und Perfonen vom Offigieröftande oder Nange 
geftattet fein follte, nicht ebenmäßige Aufnahme gefunden 
hat, fo hat dies feinen Grund darin, daß, wie man sich, zu 
überzeugen gehabt, die vorhandenen Kriegögerichtölocalitäten 
insgefammt yon völlig unzueeichender Befchaffenheit für bie 
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Aufnahme anderer, als der bei einer fpruchgerichtlichen Ver⸗ 
handlung zunähft und unmittelbar betheiligten Perfonen 
find, man aber übrigens, was die Vorftände und Näthe 
der vorgedachten Minifterien, fowie des Oberkriegsgerichis 
‚anlangt, davon ausgeht, daß diefen ſchon vermöge der ihnen 
zuftehenden Zuftizauffihtöbefugniffe, jenen Verhandlungen 
beizuwohnen, geftattet fein müffe, e3 alfo rucfichtlic, ihrer 
‚einer Beftimmung überhaupt nicht bedürfen würde. 


Bu 3. 

Nach der bis jegt befiandenen Verfaffung, wie fie ſich 
aus dem Kriegsgerichtsreglement vom 23. Januar 1789 
und mehreren neueren Gefegen allgemach, zum Theil nur 
uſuell, herauögebildet hat, erfolgte die Ertheilung eines 

irkenntniſſes, je nach Verfchiedenheit der Fälle: 

1. in den geringeren Straffällen, nach der früher in 

Punkt VI, des einfchlägigen Gefeges vom 30. März 
1838, einige Abänderungen in dem Verfahren in 
Unterſuchungsſachen betreffend, zulegt in $. 4 der 
Verordnung, einige Beflimmungen in Bezug auf 
die Militärrechtöpflege betreffend, vom 25. September 
1856 feftgefegten Grenzlinie, durch das Unter- 
fuhungsgericht in erfter und durch das Ober» 
kriegsgericht in zweiter Inſtanz; 
in ben fehwereren Straffällen, mit Ausnahme ber 
unter III. zu erwähnenden, durch das Oberfriegss 
gericht in erfter und durch das Oberappel⸗ 
lationdgericht in zweiter Inſtanz; 
über Militärverbrechen, welche gefehlich mit Todes- 
ftrafe_ bedroht find, durch ein auf Anordnung des 
Oberkriegsgerichts niederzufegendes Kriegsrecht in 
erfter und durch dad Oberappellationsgericht 
„ In zweiter Inftanz. 
Die ——— des Oberappellationsgerichts unter 
II. und in Haben allegeit unter Mitwirkung des Generals 
aubiteurd, mit Stimmrecht, zu erfolgen und die SKriegs- 
rechtsſpruͤche bedürfen 2 ihrer Gültigkeit der vor der Publi» 
cation einzuholenden Beftätigung des Oberkriegsgerichts. 

Es ift jedoch zu bemerken, daß nad) der Beftimmung 
des Kriegögerichtöreglements Abfchnitt IX $. 2, der Ent: 
ſcheidung über „Verbrechen, welche an Ehre oder Leben zu 
beftrafen find oder auch nur eine harte Leibeöftrafe nach 1 
ichen", in der Negel ſtets durch ein Kriegsrecht erfolgen 
Hole und daß dem vormaligen Generalkriegögericht nur 
durch feine — nicht veröffentlichte — Inftruction für Faͤlle, 
wo „poena ordinaria vel capitalis“ nicht ftatthaft erfcyeine, 
nadgelaffen war, anftatt der Anordnung zu Nieder 
feßung eined Kriegsrechts, ausnahmsweiſe und wiederum 
unter gewiffen Beſchraͤnkumngen, eine „poena arbitraria* 
auszufprechen, fo daß es nad) der, auf das „bisherige Ver- 
fahren” verweifenden Faſſung von $.41 des Geſetzes sub C 
vom 28. Januar 1835 nicht völlig zweifellos erfcheinen 
Lönnte, ob das Oberfriegögericht, wie es feither gethan hat, 
wirklich in allen unter II — Fallen auch bei 
Militärverbrechen, das Enderkenntniß felbft habe abfaffen 
jollen. x 
Die Unzureichenheit und theilweiſe Unficherheit der auf 
diefe Einrichtung, begüglichen Vorſchriften ift nun ſchon feit 
Tange, namentlich aber, feitbem in den Jahren 1849 fig. 
ine fehr bedeutende Anzahl von Kriegsrechtöfällen vorge» 


II, 


eine 


Tommen war, erkannt worden und infonderheit iſt nicht zu 
serkennen gewefen, daß die aus früherer Zeit her beibe- 
haltene Beftätigung der Kriegsrechtsſpruͤche — welde 





durch das Oberkriegsgericht entweder ganz aufzuheben oder 
vollſtaͤndig zu beſtaͤůgen find — ihre Eefprängliche Ber 
deutung verloren hat, nachdem auch gegen bie Kriegsrechts- 
erfenntniffe, welche bis 1835 inappellabel waren, eine zweite 
Inftanz; nachgelaffen worden ift, Es fehlen jedoch anges 
meffen, für eine Abhilfe im Wege der Gefeßgebung erſt 
denn beforgt zu fein, wenn über die Reform des Straf⸗ 
proceſſes überhaupt entfchieden fein werde. 

Nachdem Letzteres eingetreten und, nachdem durch bie 
allgemeine Strafproceßorbnung nicht für eine dreifache, 
fondern für eine nur zweifache Gliederung der Verfpruche- 
zuſtaͤndigkeit entſchieden worden ift, hätte, um fich dem 
legteren Grundfage thunlichft anzufgließen, nunmehr nur 
in Srage fommen fönnen, ob zu I. das Inſtitut der bis 
jest fogenannten „Kriegärechte” ganz aufguheben oder, ob 
daffelbe im Wefentlihen auf feinen urfprünglichen Umfan, 
zuridzuführen ſei? — und, wenn man fich nun fir die 
legtere Alternative zu entfcheiven gehabt, fo beruht dies 
hauptfächlich auf folgenden Gründen: 

Die Kriegärechte wurzeln unleugbar eben fo tief in 
dem eigendften Wefen, wie in der Gefchichte der ſtehenden 
Heere, und.noc) nirgends hat die Gefetzgebung tie völlig 
u verdrängen verfucht; ja felbft das don Gachfen im 

jahre 1835 gegebene Beiipiel einer theilweifen Beſchraͤn⸗ 
tung ihrer Wirkfamkeit ift ohne Nahahmung, nicht 
aber ohne lebhaften Tadel geblieben. Jedenfalls ift 
ihnen ein ber beweglichen Natur ded Heeres ganz ente 
ſprechender Vorzug darin eigen, daß fie nicht an eine, im 
Voraus feftgefegte Zeit und einen gewiffen, Raum, auch 
nit an Defimmte Perſoͤnlichkeiten gebunden, überall 
und unter allen Berhältniffen in Wirkfamkeit treten 
können, wo und fobald man ber Iehteren bedarf. 


In Beridfihtigung dieſes Vorzuges aber Fann die 
hinſichtlich ihrer bis jest in Sachfen beftandene Beſchraͤn⸗ 
Eung ihrer Zuftändigkeit dem Vorwurfe der Folgewidrigkeit 
ſchwerlich entgehen. Denn wenn diefe nichtftändigen Spruch⸗ 
richte ihren Zweck bei der Aburtheilung der aller» 
Unwesen und feltenften Shine erfüllten, fo kann 
man — kein Bedenken tragen, ihrer Entfeheidung auch 
die Falle von mittlerer Bedeutfamteit, bie doch unbeſtritten 
die Mehrzahl aller vorfommenden Straffälle bilden, anzu= 
derfrauen. 

‚Hält man fie aber für ungeeignet zu Erfullung ihres 
Zweckes, fo erfcheint es als ein unauflösbarer Miderfpruc, 
fie gleichwohl nicht nur überhaupt, fondern au fogae audz 
Schließlich Über die allerwichtigften Fälle, d. h. über bie 
Frage um Leben und Tod, enfjcheiden zu laffen. 


Daß hiernaͤchſt befondere, aus jurljtifchen Mitgliedern 
beftehende Bezirkögerichte für das Militär nicht errichtet 
werben fönnen, bedarf feiner weiteren Ausführung, und 
hätte man den erftinftanzlichen Verſpruch auch ferner im 
allen fehwereren Fällen (vergl. oben unter IL.) durch das 
Sberkriegẽgericht gefchehen Iaffen wollen, fo hätteman ſich 
dem in der neueren Juſtizgefetzgebung faft alermärts, fo 
auch insbeſondere in der allgemeinen Strafproceßordnung, 
zum Ausdrucke gekommenen Grundſatze, daß bie Dber- 
erichtöbehörde nicht abwechfelnd in erfter und in zweiter 
nftanz erkennen foll, ebenfowenig anfchließen koͤnnen, als 
es möglich gewefen wäre, den Grundfag der Unmittelbars 
keit wenigftens infoweit, als der Angeſchuldigte in allen 
Fällen in Perfon vor dem Spruchgerichte bei der Schluß- 
verhandlung erſcheinen fol, zur Geltung zu bringen, da 
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atuͤrlich ſelbſt diefe Art der Unmittelbarkeit bei dem Ober⸗ 
pa eine ganz veränderte und ſehr koſtſpielige 
Befegung im drieden gar nicht auszuführen, im Kriegs⸗ 
uft ande aber geradezu völlig unanwendbar fein würde. 
Hiernach und da zumal gerade in Beziehung auf dieſen 
wichtigen Punkt es dringend geboten erſcheint, mit der Militär 
erichtöverfaflung der andern deutſchen Staaten in ein 
Übereinftimmendes Verhältnig zu treten, hat fi das in 
der Vorlage fir alle ſchwereren Fälle aufgenommene In⸗ 
fitut der Spruchkriegsgerichte als die den militärifchen Ver · 
hältniffen und dem Swede entſprechendſte Einrichtung dar» 
eftellt. Uebrigens hat man aber, daS erfahren vor den 
Shructriegsgericten, im Vergleiche zu dem bei den bis— 
herigen Kriegerechten flattgefundenen, weſentlich zu ver: 
beffern gefucht und die flörende Beftätigung ber Nechtö: 
fprüche Beet t, dagegen aber im Intereffe einer möglichft 
einheitlichen Kedtsfpreihung die zweite Inftanz beibehalten. 


Bu 4. 

Lag ſchon dem früheren Entwurfe der Militärgerichtd: 
ordnung das Princip der Muͤndlichkeit — Unmittelbarkeit 
— nicht in der Ausdehnung zu Grunde, in welcher daſſelbe 
in der allgemeinen Strafproceßordnung durchgeführt iſt, fo 
hat jener Grundfag in ‚der gegenwärtigen Vorlage noch 
eine weitere Einfchränfung infofern erfahren, als zwar der 
Angeſchuldigte ſtets in Verfon vor das in der Sache er- 
Eennende Gericht geftellt werden ſoll, nicht aber ebenfo auch 
das perfönliche Erfcheinen der Zeugen, Sachverftändigen ıc. 
vor dem Spruchgerichte ald Negel vorgefchrieben ift. 


Er man fich auch fchon bei dem früheren Entwurfenicht 
im Mindeften verhehlen koͤnnen, daß ein auf das Princip 
der Muͤndüchkeit bafirtes Verfahren bei den Militärgerich- 
ten ungfeich ſchwieriger ausführbar fein werde, ald bei den 
in ganz anderer Weie organifirten Bezirksgerichten, fo hatte 
man doch auf die Durchführbarkeit immerhin nicht verziche 
ten zu möffen geglaubt. Dagegen hat man nun aber bei 
der gegenw tigen Vorlage zu einer befchränkteren Anwen« 
dung des fraglichen Grundſahes ſich verftehen müffen, nach⸗ 
dem man bei wieberholter reiflicher Erwägung dieſer wich⸗ 
tigen Frage von der Unthunlichkeit fich überzeugt hat, in 
Beziehung hierauf dem Beifpiele det allgemeinen Straf: 
procepordnung folgen zu koͤnnen. ⁊ 
Wie ſchon an früherer Stelle erwähnt worden iſt, fo 
muß das militärifche Strafverfahren vor Allem der Natur 
und dem Zwece des Heeres angepaßt, mi wie alle 
Einrichtungen des — beweglich, fo eingerichtet fein, 
daß es unter allen Verhaͤltniſſen, im Kriege wie im Fries 
den, ftattfinden kann. Nun ilt es aber im Felde, wo die 
Truppen zumeift in raſchen Märfchen ſich bewegen und ein 
faft_beftändiger Wechfel der Standorte eintritt, in den 
meiften Fällen geradezu unmoͤglich die Zeugen ıc. nach) ges 
fhloffener Unterfuchung zum perjönlichen Erfcheinen in der 
Schlußverhandlun, vorzuladen, weil auf dem Kriegsſchau⸗ 
plahe bie Communicationen zuweilen ganz aufgehoben, Häuz 
fig aber wenigftens Feine geficherten find und man überdies 
aud) den Zeugen, bie am Drte der That wohnen, nicht zus 
muthen Könnte, ſich vieleicht viele Meilen weit zur Schluß: 
verhandlung zu begeben. Wenn aber ein mündliches Vers 
fahren in Kriegszeiten nicht ausführber ift, fo wirde es 
eine nicht zu biigende Maßregel fein, demfelben für die 
Zriedens zeit Eingang zu verfehaffen, fo daß mit dem ‚Kriege, 
alfo in Zeiten, wo ohnehin die Zuftiz nihr immer 








mit der gleichen Bedächtigkeit gebt werden 


kann, andrerfeits aber für die meiften Verbrer 
hen firengere Strafen feftgefegt find, ein dem 
Richter weniger vertrauendes und gleihwohl nad) der 
Zee des Gefebgebers weniger ſicherndes Verfahren 
einträte B 
Hierzu kommt weiter, daß felbft in — — die 
Durchfuͤhrung des fraglichen Principes Schwierigkeiten bes 
gegnen würde, die dem civilgerichtlichen Strafverfahren in 
der Regel nicht entgegen treten. Bekanntlich gilt bei letz⸗ 
terem, als Regel, der Grundfag, daß der Ort der begange⸗ 
nen That die Gerichtszuſtaͤndigkeit beſtimmt. Das Gericht 
hat feinen beftimmten, genau abgegrenzten Spungrl, nur 
die innerhalb des lehteren vorkommenden Verbrechen gehös 
ten vor fein Forum. Diefes Verhältnig bringt es mit ſich, 
daß die Zeugen und die fonft bei einer Unterfuchung bes 
theiligten Verfonen, in der Regel innerhalb des Gerichts- 
fprengels ober doch in deffen Nähe wohnhaft, ohne größe: 
ven Bir. und Koftenaufwand perfönlich vor dem Unters 
fuchungögerihte und in der Hauptverhandlung gut 
werden fünnen. Anders bei dem militärgerichtlichen Strafe 
verfahren. Die Militärgerichtszuftändigteit beruht auf dem 
militärifehen Stande der ihr unterworfenen Perfonenz der 
Angefhuldigte vom Militärftande hat vor bem Krieger 
gerichte der Truppe, welcyer er zugetheilt ift, Necht zu Icie 
den, wo immer aud) das Verbrechen begangen worden fein 
mag, fo daß alfo z. B. ein Soldat der Leibbrigade, wel« 
cher im Voigtlande eines Verbrechens ſich ſchuldig gemacht, 
bei dem in Baugen befindlichen Kriegägerichte der gedachten 
Brigade zur Unterfuchung zu ziehen iſt. Wäre nun dad 
Verbrechen ein zur Entfe eidungszuſtaͤndigkeit des Spruchs⸗ 
kriegsgerichts gehoͤriges (vergl. d. 50 verb. 48, 49 des Ente 
wurfs) und der Angeſchuldigte zur Schlußverhandlung vor 
daſſelbe gewiefen worden, fo würden nad) dem Grundfahe 
der Unmittelbarkeit auch die faͤmmtlichen Zeugen, Verlehs 
ten ıc. aus dem Voigtlande zur Abhoͤr vor dem Gerichte 
in Bauten gefent werben muͤſſen. Daß nun aber damit 
ein ſeht beträchtlicer Koftenaufwand, in vielen Fällen cine 
nicht unerhebliche Verzögerung verbunden fein, naͤchſtdem 
aud) jenen, auf mehrere Tage ihrem Berufe entzogenen 
Beugen x. eine nicht geringe Befhwerniß bereitet werben 
würde, bedarf feiner weiteren Begründung. Dagegen läßt 
fi auch nicht einhalten, dag Falle fo prägnanter Ye nicht 
eben zu den öfter vorkommenden zählen würden. Gin nicht 
geringer Theil der vor die Kriegsgericpte gehörigen Untere 
fuchungen bat Verbrechen zum Gegenftand, welche während 
Urlaubs verübt worden find und zwar unter Umftänden, 
mo weder die unter Nr. 1, noch die unter Nr. 3 im $. 37 
des Gefeges unter C vom 28. Januar 1835 erwähnte 
Maaßnahme in Fra; e kommen kann; e3 wird genuͤgen, 
auf die verhältnißmaßig oft vorkommenden FANE Bezug 
u nehmen, daß Militärperfonen während ihres Urlaubs 
andes gemeine Verbrechen begehen, fodann aus Furcht vor 
en de gewärtigenden ER entweichen und damit 
egangenen ein neues Verbrechen, i 
Hinzufügen g‘ hen, das der Defertion, 
„Ein fernerer Umftand, der hierbei nicht aufer Betracht 
bleiben kann, iſt folgender: Daß ber ae bei 
der Sprucgerihtöverhandlung die Leitung ded Verfahrens 
äufteht, nicht auch zugleich der Protofolaufnahme über die 
ganze Verhandlung, mithin über die Ausjagen des Anger 
Nöulbigten, über die Angaben des oder ber Verleften, über 





die Depofitionen der Zeugen und Sachverftänbigen u. f. w. 
ſich zu unterziehen im Stande fein Fre babe hat En 
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ſich allerdings überzeugen müffenz es wuͤrde mithin, wollte 
dem Grundfaße der Muͤndlichkeit im Sinne der allgemeinen 
Strafproceforbnung fich hier angefchloffen werben, die Ans 
ftelung von Actuatien bei den Kriegögerichten fi) unab- 
weislic machen, eine Maaßregel, die man gleihwohl als 
eine allgemeine aus: dem Grunde nicht empfehlen könnte, 
weil‘ diefelben, bei gewiſſen Kriegsgerichten, nämlich den» 
jenigen ber Reiterregimenter und dem der Feſtung Königftein, 
für gewöhnlich nicht hinreichend befchäftigt fein würden. 
Iſt, daher von diefer Maafregel abzufehen, fo hat das Bes 
ftreben baranf gerichtet fein müffen, Durch Vereinfahung 
des Verfahrens bei der Schlußverhandlung die Aufgabe des 
Aubiteurs weſentlich zu erleichtern und dies hofft man in 
der gegenwärtigen Vorlage erreicht zu haben. 

Endlich kommt zu alledem noch die räumlihe Unzus 
reichenheit der Militärgerichtslocalitäten. Nur in Dresden 
befteht für bie dafelbft befindlichen Kriegsgerichte ein eigenes 
Mititärgerihtöhaus, in den übrigen Garnifonen, mit Aud- 
nahme von Leipzig und Chemnig, wo ſich, für jest wenigftens, 
die Fuͤglichkeit gezeigt hat, den betreffenden Kriegögerichten 
ein Local in der Caferne anzuweifen, müffen die Aubiteure 
mit ermietheten Localen ſich behelfen. Während ſchon die 
Räume im hiefigen Mititärgerichtsgebäude nicht von der 
Befchaffenheit find, um bei einer Porucgeritüigen Vu 
handlung außer den fieben Richtern, dem Auditeur und 
etwaigen Protofollanten, dem oder den Angeſchuldigten auch 
noch die Zeugen, Verletzten ıc., deren Zahl unter Umftänden 
fehr bedeutend fein ann, mit aufnehmen zu koͤnnen, beſon⸗ 
dere Zeugenzimmer aber gar nicht vorhanden find, würde 
bei den außerhalb Dresdens befindlichen Kriegsgerichten 
die Schwierigkeit eine noch ungleich größere fein, indem 
bei diefen die Räumlichkeiten noch weit befchränktere find, 
Es, müßten mithin, zu vollftändiger Durchführung des 
Principd der Mi —28 durchgängig beſondere Kriegs: 
gerichtölocalitäten erft befchafft werden, was doch zumal mit 
Ruͤckſicht auf die Möglichkeit eines hier und da einmal noth: 
wendigen Garnifonenwechfels nicht füglih in Frage kom⸗ 
men kann. 


Bu 5. 

Dem Oberkriegägerichte die ihm nach dem Gefege sub 
C vom 28. Januar 1835 angemwiefene a) ungefchmäs 
lert zu erhalten, mußte im Intereffe des Militaͤrſtandes für 
eine unabweisbare Nothivendigkeit umfomehr erachtet werden, 
als diefe Behörde, Schon mit Hinficht auf die mit der 
außerfien Sparfamkeit —— Perfonalbefegung der 
unteren Kriegögerichte, eine Über das fonft gewöhnliche 
Maaß weit hinausgehende Beauffictigung der letzteren 
auszuüben hat, ihre desfallſige Wirkfamkeit aber mindeftens 
fehr gelähmt werden würbe, wenn fie nicht zugleich ente 
ſcheidende Behoͤrde in Straffachen fein follte, 

Zudem wird der gedachten Behoͤrde, wie natürlich, 
immer eine genauere Bekanntſchaft mit dem, gefammten 
Mititärweien beiwohnen, ald fie bei einem mit der Mile 
tärrehtöpflege nur nebenbei mit befchäftigten Gerichtshofe 
vorausgefegt werben Fann und cd erfheint daher gewiß am 
einfachiten und natürlichften, dem Oberkriegögerichte in 
Strafrechtsfahen — und zwar ohne Unterſchied zwiſchen 
den ſchwereren und geringeren Fallen — denjenigen Wir- 
Zungöfreis einzuräumen, welcher nach der allgemeinen Strafe 
proceßordnung dem Oberappellationsgerichte, begiehendlich, 
bei den einzelvichterlichen Strafiachen, den Bezirkögerihten 
zuſteht. 





Hierdurch wird eine Abänderung des bisher Beftan- 
denen nur infoweit herbeigeführt, als Enderfenntniffe in 
erfter Inftanz niemals mehr, in zweiter Inſtanzg dagegen 
fiets vom Oberkriegögerichte ausgehen follen. ben dur) 
diefe Abänderung fchließt ſich aber der vorliegende Entwurf 
im Grundſaͤtzlichen der allgemeinen Strafproceßorbnung 
infofern genau an, ald fünftighin die Höheren Entfeidungen 
ebenfo, wie dies vormals nach dem Sriasgrriätensglement 
der Fall war, von einer und derfelben Behörde aus: 
zugehen haben, während feit dem Sahre1835 bis jegt das 
Dberappellationsgericht zur Entſcheidung über Befhwer- 
den und über Xppellation gegen das Verfahren 
nicht zufländig gewejen ift. R 

Berg. Gefetz sub 0, $. 44 verb. 43. 


Im Uebrigen wird biefe Aenderung umfoweniger einem 
Bedenken unterliegen koͤngen, als das Oberfriegsgericht, 
anftatt der früheren Raͤthe des Appellationsgerichts zu 
Dreöben, 

vergl. Geſetz sub €, 8. 43, 
fünftighin_fernerweit — wie nach $. 1 der BVerorbnun; 
vom 25. September 1856 ſchon bisher der Fall — dur 
Mitglieder des Oberappellationdgerichtö mit befeht 
fein foll, eine indirecte Einwirkung des hoͤchſten Landeöges 
richtshofes mithin auch der Mititärftrafrechtöpflege fernerhin 
immer noch erhalten bleiben wird. 


Bu 6. 

Da die Entfheidung über den Anſchluß des Beſchaͤ— 
digten an dad Strafverfahren den commanbirten Spruch» 
richtern nicht füglich hätte — werden koͤnnen, an⸗ 
dererſeits man aber dieſem Verfahren auch hier Eingang 
verfchafft zu fehen wänfchte, fo war in dem früheren Ente 
wurfe der Militärgerichtsorbnung (vergl. $. 231 fg.) der 
Ausweg getroffen worden, die Entfeheidung über den Ans 
flug in allen und fomit auch in den Fallen dem Audis 
teur zu überlaffen, welche zur Enticheidungszuftändigleit 
des Spruchkriegögerichts Gehören. Bei wiederholter Er⸗ 
wägung hat man indeffen ſich doc) davon überzeugen müffen, 
daß es nicht paffend erfcheinen Fann, in einer und ders 
felben Unterfuchung theils von dem Spruchkriegögerichte 
(über die Hauptfache), theild von dem Aubditeur, als Einzelz 
richter (über den Anfchluß), erkennen zu u und, ba 
nun zudem das Beftreben aus den ſchon oben gebachten 
Rücfihten darauf mit gerichtet fein mußte, die immerhin 
noch vielgeftaltige Aufgabe des Auditeurs möglichft zu ers 
leichtern, Übrigens auch derartige Anfprüche, wenn Ph auf 
dem Wege des Civilproceffes befonders verfolgt werden, für 
fern fie, was wohl in der Mehrzahl der Falle ftattfinden 
wird, nicht über den Betrag von Zwanzig Thalern hinause 
gehen, ebenfalls in kuͤrzeſter Krift von dem durch ben Aus 
diteur vertretenen fländigen — entſchleden wer⸗ 
den koͤnnen, fo hat es als das Angemeſſenſte — 
von der Aufnahme des Anſchlußverfahrens bei der gegen» 
wärtigen Vorlage abzufehen. 

Nach vorftchender Entwicelung ber leitenden Haupte 
grundfäge wird ſich bezüglich, der einzelnen Beftimmungen 
des Entwurfs auf verhältnigmäßig wenige Bemerkungen 
um fo mehr befchränft werben koͤnnen, ald man fich im 
vielen Punkten der allgemeinen eo und done 
11. Auguft 1855 angefchloffen hat und infoweit es voll 
fändig genügen wird, auf die einfchlagenden Beſtimmungen 
der feßteren- lediglich zu verweiſen. 
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Allgemeiner Cheil. 
Erſtes Gapitel. 


5. 1 bis 25. F 
Die Beflimmungen dieſes Capitels finden zum Theil 
ihre Stetferigimg in den vorſtehend ee allge 
meinen Bemerkungen, wie namentlich zu $9. 1, 4 f9., 19, 
25, zum Theil aud treffen fie im Weſentlichen mit den 
beztiglichen Vorſchriften ber allgemeinen Strafproceßorbnung 
überein und werden infofern feiner befonderen Begründung 
bedürfen. Vergl. in diefer Beziehung 
. 2 Stiafprocefordnung Art. 
3 . 8 Y ß . At, 
. 9 At. 
Art. 
Art. 
Art. 
Art. 
Art, 
Art. 
At, 
Urt. 
Art. 
Art. 
Art. 37. 
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.& 
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s 

Bi 

s 

5 
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Bu $. 15. 

Daß man die biöherige Bezeichnung „Kriegsret” zur 
Bezeichnung eines „Gerichts“ wicht beibehalten hat, Tann 
Feiner Rechtfertigung bedürfen. Am Bezeichnendften ſchien 
8, zum Erfahe derfelben den Ausdrud „Spruchkriegs- 
gericht" zu wählen. ’ 

‚Bisher beftand ein ſolches Spruchkriegsgericht aus dem 
Rorfigenden und dem Aubiteur, fowie naͤchſtdem aus zwölf 
Nichtern, von denen in der Regel je zwei einem und dem: 
felben Mititärgrade angehörten. 


Der Gefammtheit ftanden jedoch nur fieben Stim— 
men zu, indem ber Vorfigende und der Auditeur, fowie 
von den übrigen Mitgliedern die dem Grade nad) zufammen- 
gehörenden je zwei zu einer Abftimmung fi vereinigen 
mußten. 

Daß hierin ein gewiffer Gewiſſenszwang liegt, Tann 
unmöglich verkannt werden, und da zudem eine fo große 
Anzahl von Nichtern mehr förend, als förderlich ſich ge 
zeigt, auch hinſichtlich der Befegung in Heineren Garnifo- 
nen oft Schwierigkeiten herbeigeführt hat, fo hat man, wie 
dies auch anderwärts ſchon geſchehen, die Richterzahl, ein: 
ſchließlich des Vorfigenden, auf fieben feſtgefetzt. Vergl. 
übrigens noch, was die Stellung des Aubiteurs anfangt, 
Die Bemerkungen zu $. 234. 


Zu $. 18. 

„Die Bugiehung von Yun bei den ftändigen Kriegs⸗ 
achte entfpricht fo fehr dem allgemeinen militärifchen 
jebrauche, und hat fich auch in der Erfahrung oft, be⸗ 
fonders zu gugen blicklicher Auskunftsertheilung tıber militaͤr⸗ 
dienſtliche Beziehungen, fo nuͤtzich erwiefen, daß fie, als 
ma, nit aufgegeben werben konnte. Es war jedoch 
unbedenklich, die bisher möthige Zahl von drei auf zwei 

Herabzufeßen. 
Vergl. übrigens noch $. 9 des Entwurfs, die Ge 
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richtsbehoͤrden bei der koͤniglich ſaͤchſiſchen Armee 2c. bes 
treffend, 

a a der Ausführungsverorbnung zur Strafproceß⸗ 
ordnung vom 31 Juli 1856. 


Zweites Capitel. 


58. 26 bis 38. 

Während das Bertbebigungsbefugniß nad dem zur 
Zeit geltenden Rechte infofern beichränkt ift, ald es bem 
Angejjuldigten nur bei gemeinen Verbrechen eines Ver⸗ 
theidigers ſich zu bedienen geftattet ift, 

vergl. Kriegägerichtsreglement IX. Abſchnitt $. 7, 
hat man in dem Entwurfe die Grenzen dahin weſentlich 
erweitert, daß jenes Befugniß Fünftig auch bei Verbrechen 
anderer Art gewahrt fein fol, und zwar bergeftalt, daß, 
foweit es fi um gemeine oder zwar um Militärverbrechen, 
aber von der in $. 27 unter 2a und b bemerkten Art han 
delt, die Vertheidigung durch einen Nehtsanwalt ge 
führt werden, wenn Sagsgen ein Militärverbrechen anderer 
Art ($. 28, verb. $. 30 Abf. 1) in Trage fteht, durch einen 
Standesgenoffen gefchehen foll, 

Für Falle der letzteren Art die Bertheidigung als Negel 
ebenfalls durch einen Nechtsanwalt führen zu laffen, ftellt 
ſich nicht ald zuläffig dar. Abgefehen davon, daß die Ges 
fesgebungen der meiften deutſchen Armeen darin überein 
tommen, bei militärifchen Verbrechen keine andere Art der 
Vertheidigung, ald durch einen Standeögenoffen, zu ges 
fatten, mehrere fogar geradezu vorſchreiben, daß, ed möge 
um gemeine oder um Militärverbrechen ſich Handeln, nur 
Offiziere oder im Dffigierörange ſtehende Militärbeamte als 
Vertheidiger auftreten dürfen, fo liegt e8 aud) in der Natur 
der Sache, daß bei Militärverbrechen zumeift eine wirk⸗ 
famere, dem Intereffe des Angeſchuldigten förderlichere Ver⸗ 
theibigung bann erwartet werden Fan, wenn biefelbe von 
einer mit den militärifchen Dienftverhältniffen genau ver: 
trauten Perfon, einem Standeögenoffen, geführt wird, als 
von einer anderen Perfon, der hiervon, in der Negel we⸗ 
nigftens, feine ober doch Feine genügende Kenntniß bei⸗ 
wohnt. Nur in Beziehung auf die Vertheidigung in zweiter 
Snftanz hat man eine Ausnahme infofern zulaffen zu kön⸗ 
nen geglaubt, als in dem in $. 315 Schlußfak bemerkten 
Falle e6 nachgelaffen fein fol, die Wertheidigung, anftatt 
einer Militärperfon, einem Rechtsanwalt zu Übertragen. 

Daß übrigens bei Militaͤrverbrechen der in $. 28 ger 
daten Art eine Einfchränfung des Vertheidigungsbefuge 
niffes, wie nad) $. 30 Abf. 1, ftattfinden fol, hat feinen 
Grund in der im dienſtlichen Jutereſſe uͤberall beobachteten 
Ruͤgict einer moͤglichſt fehnellen Erledigung der militär- 
gerichtlichen Straffälle, die auch dem Intereffe des Ange⸗ 
ſchuldigten um fo mehr entfpricht, je mehr dadurch die in 
vielen Fallen nicht zu vermeidende Enthaltung des Anger 
Br in Unterjuhungöhaft abgekürzt wird. 

Bergl. übrigens noch Strafgeſetzbuch für das preus 

Eiche Heer. 2 Theil, $. 117. — ® 

, Was hiernähft die alten iger der Verthei⸗ 
digung anlangt, fo hat man, während bezüglich dev gemeie 
nen Verbrechen der allgemeinen Strafproceordnung (Art.38) 
fi) angefhloffen worden ift, bei Militärverbrechen nicht 
für thunlich erachten können, auch hierunter die in dem 
eben angezogenen Artikel feftgeftelte Grenzlinie maafgebend 
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fein zu Yaffen, zumal bier auch in Hinficht auf die Perfon 
des ertheibigee andere —S zu nehmen ſind, als 
in den Faͤllen, wo die Vertheidigung durch einen Rechts— 
anmwalt zu geichehen hat. 

So viel aber endlich die Führung der Vertheidigung 
betrifft ($. 34), fo fieht die Hierunter gegebene Beflimmung 
theils mit dem oben unter 4 erwähnten Principe im Eins 
lange, theils auch empfiehlt fie ſich durch die nöthige Rüc- 
ſichtnahme auf die militäziihe Anfhauung und das Lis- 
ciplinelle Intereffe. ’ J 


Die in 
$. 35 Abf. 1 
in theilweifer Abweichung von der Vorſchrift in Art. 42 
der Strafproceßordnung getroffene Beftimmung entfpricht 
den auch anderwaͤrts dber die Unterredung des Angefchuls 
digten mit dem Verteidiger geltenden Grundfägen. 
Vergl. preußiſches Strafgeſetzbuch a. a. D. $. 119. 
Zu $. 38. 

Eine rechtliche Vertretung des Verletzten ſtellt ſich bei 
"Militärverbrechen als unthunlih dar und war in Bezie- 
bung auf gemeine Verbrechen auf bie Fälle zu befchränten, 
wo fie vorzugsweife von Wichtigkeit fein kann. 

Im Uebrigen vergleiche noch 

zu $. 31 Strafprocegordnung ar 39, 
4.33 ® * 


xt. 40, 
28. 37 ⸗ Art. 41, 42 Schlußſatz. 


Drittes Capitel. 


86. 39 bis a6. 5 

Bezuͤglich der hier enthaltenen Beftimmungen in Be 
treff der Unfähigkeit der Richter zu Ausübung des Richters 
amted und der Unfähigkeit des Gommandanten zur Mits 
wirkung in einem militärgerihtlihen Unterfuchungsfalle, 
fowie der Ablehnung der Nichter hat man faft durchgängig 
den Grundfäßen der allgemeinen Strafproceforbnung Ha 
anſchließen koͤnnen. 

Vergl. Art. 65 bis 74. 


Viertes Gapitel. 
$$. 47 bis 57. 
Bu $. 47. 

Die Aufnahme der Beftimmung in Abf. 2 fehien zwe⸗ 
mäßig, weil e8 unter manchen Verhältniffen unvermeidlich 
ift, daß, der Befchleunigung wegen, das Verfahren von 
einem anderen, als dem an ſich er Kriegsgerichte 
begonnen werde, ohne erſt die Ertheilung eines Auftrags 
bei dem Oberfriegögerichte einholen zu müffen. 


Bu $.48 fg. FR 
Bei Beflimmung der Grenzen zwifchen der Zuſtaͤndig ⸗ 
keit des ftändigen Kriegsgerichts und derjenigen des Spruch⸗ 
Triegögerichts hat man ſich den Grumdfägen angefchloffen, 
auf welchen der Art. 44 der allgemeinen Strafproceßorbs 
nung beruht und glaubt dabei die richtige Mitte zwiſchen 
einer im Intereffe tafcher Strafrechtöpflege nicht wünjhens- 
werthen zu großen Beſchraͤnkung des Einzeltichters einer: 
und einer zu weit gehenden Zuftänbigkeit beffelben anderer 
ſeits inne gehalten zu haben. 
Was aber die in $. 50 Abf. 2 getroffene Ausnahme- 
beftimmung anlangt, fo techtfertigt ſich dieſelbe durch die 
notwendige Rücficht auf das Standeöverhältnig und ent- 
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ſpricht im Uebrigen auch demjenigen, was in allen ande 
ten Armeen hierunter gilt. 

Während 

n „zu. 51 
diefe Beſtimmung mit dem Grundfage von Art. 46 der 
allgemeinen Strafproceforbnung zufammentrifft, hat es 
= na 52 , 3 
da bei den Militärgerichten eine räumliche Abgrenzung 
nicht flattfindet, ſich thunlich gezeigt, über die Gerichtszus 
ftändigkeit im Allgemeinen einfachere Grundſaͤtze aufzuftellen, 
a bei dem civilgerichtlichen Strafverfahren geichehen 
nnte. 

Dabei ſoll als Negel zwar aud hier der Grundſatz 
der allgemeinen Strafproceforbnung gelten, daß das zur 
Unterſuchung fgegen die Urheber, XAnftifter zc. eines Were 
brechens berufene Gericht auch in Anfehung aller Theil 
nehmer, wenn diefelben aud an fich anderen Kriegsgerich⸗ 
ten unterworfen fein follten, zur Unterfuhung zuftändig 
fei, indeſſen hat man andererſeits doch bie Fuͤglichkeit ges 
währen müffen, unter Umftänden von der Beer abweichen 
zu fönnen, weil bienftlihe Ruͤckſichten es bisweilen fehr 
unerwünfcht erfcheinen laffen würden, wenn ein Mann, 
welcher wegen Theilnahme an einem vieleicht nur geringe 
fünigen Vergehen zur Verantwortung zu ziehen ift, deshalb 
allein von jeiner Xruppenabtheilung entfernt gehalten 
werden müßte, um vor dem Sriegögerichte eines anderen, 
an einem anderen Orte befindlichen Truppenförpers bie 
Unterfuhung zu beftehen. 

Auch wird auf bie Verhältniffe des Mariches, des 
Gantonnements, des Krieges 2c. hier ebenfalls Ruͤckficht zu 
nehmen fein. 

Vergl. übrigens noch 


zu $. 53 Strafprocefordnung Art. 58 Abſ. 1, und 
Art. 59 Abf. 1, 

54 ® ® Urt. 60, 

«55 5 . Art. 61. 


Bu $. 56. 

Die in Art. 47 der allgemeinen Strafprocegorbnung 
enthaltene Beftimmung ift, zumal bei gewiffen Gattungen 
von Verbreden, wie 5. B. den häufig vorfommenden Fallen 
der Widerfegung und ber Bedrohung ohne erſchwerende 
Umftände, eine fo praktifche, daß man fie, mit den durch 
die hier beftehenden Verhältniffe gebotenen Mobificationen, 
ebenfalls aufnehmen zu müfjen geglaubt hat. 

Bu $. 57. 

Diefe Beftimmung fteht mit dem Grundfaße in Art. 64 

der allgemeinen Strafproceßordnung im Einflange, 


Fünftes Capitel. 
$$. 58 bis 65. 

Die hier enthaltenen Vorſchriften entfprechen im Mer 
fentlichen den fon bisher hierunter beftandenen Grund: 
fägen, find aber, foweit dies thunlich geweſen, ben bezuͤg⸗ 
lichen Beftimmungen der allgemeinen Strafproceforbnung 
angepaßt worden. 

Bergl. zu 14 58 Strafproceßordnung Art. 

. 59 5 . ⸗ 


75, 
76, 77, 


” 60 = 78, 

» = 6 5 . = 81, 

eo: & 62 . > = 84, 

20:0. » = = 84, 

20-86 « = © 80. 
"16 
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Bu $. 64 
vergl. Ordonnanz vom 19. Juli 1828, Theil IL. 59. 28, 


Sechstes Capitel. 
$$. 66 bis S6. 

Die hiernach — außer der Befchwerde, hinſichtlich deren 
nichts wefentlich Abweichendes feſtgeſetzt ift — ftatthaften 
Rechtsmittel der Berufung. fi, den Angeſchuldigten und 
den Privatankläger und des Nevifionsantrags für den 
Commandanten jollen die nach der allgemeinen Strafproceß« 
orbnung, beziehendlich für den Angeklagten, den Privat: 
ankläger und den Staatsanwalt arögefenen Rechtsmittel 
der Berufung, begiehendlich des Einſpruchs, und der Nic 
tigkeitsbeſchwerde erfegen und man hat biefe Vereinfahung 
der Benennungen, welde in diefer Weife auch in anderen 
Armeen vorfommen, deshalb vorgezogen, weil über fie von 
einer und berjelben Oberbehörde zu entſcheiden ift, und 
weil weder von dem Angefchuldigten, der nicht immer mit 
einem Rechtöbeiftande verfehen fein kann, noch von dem 
Commandanten billiger Weiſe — werden mag, daß 
fie mit den, zwifchen den einzelnen Beſchwerdegruͤnden obs 
waltenden Verfchiedenheiten genau befannt fein follen. 

Bu $. 68. 

Allen Militärftrafgefesgebungen liegt das fihtliche Be⸗ 
fireben zu Grunde, von dem militärgerichtlichen Straf: 
verfahren, ohne die nöthigen Garantien für eine gerechte 
und geordnete Nechtöpflege vermiffen zu laſſen, doch Alles 
hunlift fernzuhalten, was der — hier durch dienftliche 
und disciplinelle Ruͤckſichten vorzugsweiſe gebotenen — 
fehnellen Erledigung der gerichtlich zu verhandelnden Strafs 
fälle hemmend entgegentreten konnte. 

Lange Friften kommen daher im. militärgerichtlichen 
Strafverfahren nirgends vor und insbefondere gilt dies 
von den Friften zur Einwendung der Rechtsmittel, 

So erhebliche Bedenken nun auch dagegen wohl ſich 
aufftellen laffen möchten, wenn, wie in manchen Armeen 
der Fall, der ee über Einwendung eines Rechts ⸗ 
mittels fofort bei Bekanntmachung der ihn betreffenden 
Entfheidung, nach anderen wenigfiens binnen 24 Stunden 
fih erklaͤren muß, ß unvereinbar mit der vorerwähnten 
Tendenz würde es aber auch auf der anderen Seite ſich 
darftellen, wollte man in Beziehung auf die Friſten zu 
Einwendung der Rechtsmittel PN denjenigen Grundfägen 
eng anſchließen, welche ‚bei dem civilgerichtlichen Straf 
verfahren hierunter Ana Demnach hat man in dem Ent- 
wurfe als Friſt zu Cinwendung der Rechtsmittel — anftatt 
der zehntägigen nad) Art. 86 der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung — hier für eine dreitägige fich zu entfcheiden ge- 
Habt und glaubt man ben richtigen Mittelweg eingefchlagen 
zu haben, um einerfeit die fehnelle Erledigung der gericht: 
lichen Straffälle zu ermöglihen und andererfeits Denjenigen, 
welchen bie Ein wendung eines Nechtömittels nacgelaffen 
ift, hinreichende Gelcgenheit zu geben, darlıber, ob fie davon 
Gebtauch machen mollen oder nicht, reiflich mit ſich zu Rathe 
gehen und ihre Intereſſen wahrnehmen zu Lünnen. 

Zu $. 69. 

Daß die Zuläffigkeit der Rechtsmittel aus Gründen 
Der einen ober der anderen Art von der, über die Nechts- 
wzittel entfcheidenden Behörde von amtswegen geprüft werden 

ol, wird zwar auf Seiten ber lehteren eine erhöhte Auf- 
merkſamkeit erforbeslich machen, aDein eö war dies unver» 
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meidlich und entfpricht auch dem hier geltenden weinen Unter- 


29. | fuhungsprincipe eben fo, wie dem bisherigen Verfahren. 


Im Uebrigen ift man auch bier den bezüglichen Grund⸗ 
fäßen der allgemeinen Strafproseßordnung nad) Anordnung 
und Form thunlichft ſich anzufchliegen bemüht geweſen. 

Vergl. hierüber 

zu $. 66 Strafprocckordnung Art. 85, 





8.67 » At, 85, 
. N 68 . ® At. 86, 87, 
EL] . » Art. 90 
gr . » At 
:& 7 . k 

+83 . b 

7 . f 

i N 75 . H 

-‘76 . . 

= 8.77 . N 

+78 B . 5 
79 - . . 

» 80 . » N 
sl # s hi 

» 8.82 B . ’ 
:6.8 . 5 
8 —W 
I 
s = At. 108 


Befonverer Cheil. 
Erſte Abteilung. 
Erſtes Gapitel. 


$$. 87 bis 121. 

Im Allgemeinen ift hier zunächft die Abweichung her⸗ 
vorzuheben, welche zwiſchen dem Entwinfe und der allge: 
meinen Strafprocepordnung infofern befteht, als der hier 
fraglichen Abtheilung des Unterfuchungsverfahrens nicht, 
wie bei Ishterem Gefetze der Fall, der Character und die 
Bezeichnung einer Vo dunterſuchung, die, als Vorbereitung 
der Hauptverhandlung, den Thatbeſtand nur infoweit zu 
erheben und die fowohl zur Ueberführung, alö auch zur 
Entlaftung des Angeſchuidigten dienenden Beweismittel nur 
foweit zu fammeln hat, daß über die Verweifung zur Haupt- 
verhandlung entfchieben und im Falle dieſer Berweifung die 
Hauptverhandlung felbft ununterbrochen abgehalten werben 
Kann, zu geben gewefen ift. Die Gründe hierfür find ans 
Demjenigen zu entlehnen, was oben unter Nr 4 über die 
bejöpräntte Anwendung bes Münblicleitöprincips bein 
militärgerichtlichen Strafverfahren gefagt worden iſtz hier⸗ 
nach wird es einleuchten, baf diejenige Parthie bes Unter: 
ſuchungsverfahrens, welche nad) her allgemeinen Strafpıv- 
eeforbnung / nue jenen Yorgenadpten praͤparatvriſchen Cha 
ractet hat, bier die Natur einer wirtli'en, den Thalbeſtand 
des in Frage ſtehenden Verbredjeus, bw Regel ah Dis 
zur Spruchreiſe erſchoͤpfend, erbrternben Untei ſuchung has 
ben mußte und daher als „lnterfuchungöverfahren“, nicht 


‚aber als „Vorunterfuchung” zu bezeichnen war, 
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Deffenungeachtet hat es auch hier ſich thunlic) gezeigt, 
in vielen Beziehungen mit den einfehlagenden Beftimmun- 
gen ber allgemeinen Strafproceßorbnung zufammen zu treffen, 
wie aus dem Nachfolgenden fi) ergeben wird. 

Bu $. 87. 

Derfelbe entfprict, von der durch bie hier flattfin- 
dende reine  Unterfuhungsmarime bedingten Abweihung 
abgefehen, Demjenigen, was in Art. 109 der Strafproceß: 
ordnung über den Anbeginn des Unterfuchungsverfahrens 
beftimmt worden ift. 


Dog 
zu 8. 88. Do 
der Unterfuchungsrichter — Auditeur — den ihm in Ber 
ziehung auf die Einleitung der Unterfuhung zugehenden 
Weifungen des Oberkriegsgerichts nachzugehen hat, folgt 
zwar daraus, daß dem militärgerichtlichen Strafverfahren 
das reine Unterfuchungsprineip zu Grunde liegt, ſchon von 
felbſt, indeffen ſchien €$ zur Vermeidung von Mißverftänd: 
niffen doch angemeffen, deffen ausdrüdlich zu gedenken. 
Zu $. 89. 4 
Die hier enthaltenen Beflimmungen fiimmen im Mes 
fentlichen mit Demjenigen überein, was desfalls in Art. 110 
Abf. 1 und Art, 113 der Strafprocegorbnung ausge 
ſprochen iſt. 


Zu $. 90 vergl. Strafproceßordnung Art, 114. 
"91 - . = Art. 115, 116. 
. 9. . = Art. 115, Abf. 1,120. 
® 9 + . « Urt. 117. 
"6:9 » . ⸗Art. 118. 

. 9% * . = X. 119. 

* 7 — = Art. 124. 
:8.08 » . » Urt. 129, 

. N + . »  %rt, 130. 

» $.100 = . » Art. 131. 

» 5101 = ® Artt. 132, Abf. 1 
« $.102 : ⸗ Artt. 184. 

. 103 ⸗ Art. 125. 

⸗8. 104 = ⸗ ⸗Art. 126. 
106⸗ Art. 135, 231. 

. N 107 + ‚ © Urt. 185, Abf. 2. 


Bu $. 108 fg. 

An Stelle der Uctenabgabe an das Bezirksgericht be - 
hufs der demfelben zugerviefenen Entſcheidung über Eins 
ober Fortſtellung der Unterfuchung enthielt bekanntlich der 
frühere Entwurf ber N nad) $.125 fg. 
die Cinholung der Entſchliehumg des Oberkriegsgerichts. 

Die Erfte Kammer hat dieſer Mobalität nicht Beifall 
zu zollen vermocht, vielmehr, den von ihrer Deputation in 
dem Berichte £ 

Et Sandt.-Acten, Beilagen zu den Protokollen der 
Erften Kammer, 1. Band Seite 567 fg. 

hierunter vorgeftellten Gründen beipflichtend, den Antrag 
derfelben zum Beſchluß erhoben: 

"daß bie Prüfung der Ergebniffe der Borunterfuchung 
und die Abfafſung des Erkenntniſſes auf Einftelung oder 
Kortftelung der Unterfüchung. dem Aubiteur, welcher die 
Vorunterfuchung geführt hat, überlaffen, dagegen aber 
der Ungefchuldigte durch Ausdehnung der ihm gegen dieſes 
Erkenntniß zuftändigen Rechtsmittel auf das in der all- 
gemeinen Strafprocegordnung nachgelaffene Maaß ſicher⸗ 
geſtellt werde, 
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vergl. Landt⸗Aeten, zweite Abtheilung, Vroto⸗ 
kolle der erſten Kammer Seite 367. 

‚Bei wiederholter Erwägung hat man num auch nicht 
umbin gekonnt, die den bezüglichen Beſtimmungen des 
früheren Entwurfs entgegengeftellten Bedenken als gewiche 
tige anzuerkennen umd es ift demzufolge in der gegenz 
wärtigen Vorlage eine Abänderung jenes Entwurfs Zunaͤchſt 
dahin, daß, nach geführter Unterfudung, bie Entichließung 
über das weitere Verfahren dem Unterfuchungsgerichte vor» 
behalten fein fol — was hier nunmehr, als den Schluße 
act der Unterfuhung, nicht aber eine felbfiftändige Abtheis 
lung des Unterfudhungsverfahrens bildend, zweckmaͤßiger 
durch Beihluß, ald durch förmlices Erfenntniß er 
folgen wird, dann aber auch noch weiter in der Maafe 
bewirkt worden, daß gegen den Beſchluß dem Angefchulr 
digten ebenfo, wie dem Kommandanten Nechtömittel, und 
zwar in der Richtung und dem beziehendlich noch erweitere 
ten Umfange ber allgemeinen Strafprocegortnung nachge— 
laffen worden find, eine Abänderung, bie außerdem noch 
durch die Rüdficht auf das in anderen Armeen hierunter 
Geltende, fowie durch die Erwägung fich empfiehlt, daß 
auf diefem Wege bie Züglichkeit eines gleichmäßigen Ver- 
fahrens im Kriege, wie im Frieden, mehr ald nach dem 
früheren Entwurfe, gefichert ift. 

Vergl. übrigens noch $. 11 der Verorbnung, ane 
Beltimmungen in Beziehung auf die Militärrechtöpflege in 
Kriegs zeiten betreffend, vom 9. Mai 1859. 

Bu $. 109 vergl. Strafprocegorbnung Art. 234. 

».110 » . . Art, 23: 


5. 
«111 = ⸗ Art. 237. 
"112 « "08% 200. 
eg18 + F * At. 240, 242. 
. 114 > . ⸗ Art. 240, 242. 
=. 115 =» ⸗ ⸗ Art. 243. 
:. 116 =» ei 5 Art, 244. 
:» 17 s . . Art. 245, und 

Art. 246, Abf. 2. 

» 118 = . ® Art. 248, 
119 = ⸗ Art. 249. 
⸗120 = Art. 251. 
121 » 5 . Art. 252. 


Zweites Capitel. 
$$. 122 bis 149, 

In Betreff des in diefem Gapitel behandelten Gegen« 
ftandes hat man ſich in den meiften Beziehungen den 
Grundfägen der allgemeinen Strafproceforbnung anfchließen 
koͤnnen ʒ wo in einzelnen Beftimmungen Abweihungen von 
der Ießteren vorkommen, find felbige durch die militarifchen 
Dienftverhältniffe bedingt gewefen, wie dies namentlich 

u $. 136 
von der Extheilung des Nieren Geleites gilt, welches mit 
Nüdficht eben auf jene Verhältniffe für alle Fälle in das 
Ermeffen des Kriegsminifteriums zu ſtellen wär. 


Zu $. 138. 

Daß in Beziehung auf die Enthaltung der Militär 
gerichtöbefohlenen in Unterfuhungshaft auch die militäre 
dienftlichen und disciplinellen Ruͤckſichten Beachtung er- 
heifchen, wird einer näheren Begründung nicht Bedhrfen. 
Man hat daher diefen Geſichtspunkt hier nicht außer Acht 
laſſen können und zu Befeitigung etwaiger Bedenken nur 


age 
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daß wie dem Angeſchuldigten felbft gegen 
des En 2 
die von ihm beantragte Haftentlaffung jederzeit die Be— 
Amerde en Mehr, 6 auch, das Oberkriegsgericht nach 
120 die Frage über die Zuläffigkeit der Haftentlaffung 
| amtöwegen zu prüfen und das Erforderliche darnach 
"yerfügen hat. 
Im Uebrigen: 
zu $. 122 vergl. Stvafproceßordnung Art. 136, 
= N 124 » € 7 Art. 137, 
Art. 138, 
Art. 139, 
Art. 140, 
Art. 142, 
Art. 143, 
Urt. 144, 
Art. 145, 
Art. 146, 
Art. 147, 
Art. 148, 
Art. 150, 
Art. 151, 
Art. 152, 
Art. 153, 
Art. 154, 
Art. 155, 
rt. 156, 
Art. 157, 
Art. 158, 
Art. 150, 
Art. 160, 
Art. 161, 
Urt, 162. 


noch zu bemerfen, baj 
Eu allge Enrfäregun 





Drittes Capitel. 


$$. 150 bis 159. 
‚Hier wiederholt fich die im Eingange des vorigen Ca⸗ 
pitels gemachte Bemerkung; zu gedenken dürfte 


zu h. 106 Schlußfat 
nur ſein, daß die daſelbſt getroffene Beſtimmung durch die 
— ſich empfiehlt, einer Verzögerung des Actenfchluſſes 
thunlichft vorzubeugen, welche dann leicht entftehen koͤnnte, 
wenn behufs der Herbeifchaffung der etwa nöthigen Rach⸗ 
weifungen, z. B. über frühere Beftrafungsfälle, erft im 
fpäteren Verlauf der Unterſuchung Schritte gethan würden, 
während, was * 

zu $. 159 

- bie bafelbft enthaltene Abweichung von der Vorfhrift in 
Art. 172 Ubf. 1 der allgemeinen Strafproceforbnung an⸗ 
Tangt, biefe aus dem bezliglich der beſchraͤnkten Unmittele 
barkeit hier angenommenen Eyfteme folgt. 


Im Mebrigen 

zu $. 150 vergl, Strafprocefordnung Art. 163, 
»g151 + ’ 5 Art. 16: 
6.152 » . «rt 165, 
1153 - 5 5 Art. 166, 
= 6.154 = ⸗ Art. 167, 
155 = . . Art. 168, 
*$.156 =» 5% = Art.169, 
«6.157 = 5 ⸗ Art. 170, 
= 5.158 + # *  At.171, 
519 » » 2 Hin 
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Biertes Eapitel. 
Ge. 160 bis 192. 
Auch hier finder im Weſentlichen Uebereinftimmung 
mit den bezüglichen Vorfchriften der allgemeinen Strafe 
proceßorbnung flatt. 


Zu $. 160, 
Die Beſtimmung in Abf. 2 wird Kun die Bezu⸗ je 
nahme darauf gerechtfertigt erfcheinen, daß bei den Militär- 
gerichten eine räumliche Begrenzung nad) einem gewiffen 
Sprengel nicht beftcht. 

Bu $. 161. 

Die Rüdfichten, welche der im 3. Abſatze enthaltenen 
Beſtimmung zu Grunde liegen, werden einer befonderen 
—— — nicht bedürfen. 

af 


zu $. 162 

im militärgerichtlichen Strafverfahren bei der Wahl der 
Sachverſtaͤndigen auf geeignete, hierzu befonders in Pflicht 
zu nehmende lithrnerfonen vorzugsweiſe Nüdficht iges 
nommen werden foll, empfichlt fich, felbft wenn man den 
Koftenpunft dabei nicht in Anfchlag bringen wollte, fchon 
dadurch, daß die Verhältniffe des Heeres die Buziehung 
von Sadhverftändigen aus dem Givilftande, nicht einmal 
immer geftatten und, was demnaͤchſt 


zu $. 172, 

die am Schluffe von Abf. 1 getroffene Beftimmung_ ans 
langt, fo entfpricht diefelde Demjenigen, was zeither ſchon 
bei den Militärgerihten üblih war und im Intereſſe der 
ſchnellen Erledigung von Diebftahls- etc. Unterfuchungen 
bei geringfügigem Werthbetrage als fehr praktifch, auf dem 
ug und im Felde aber ald unentbehrlich fich erwies: 
fen hat. 


Uebrigens 

zu „ 160 vergl. Strafproceßordnung Art. 173, 
"Lil » . . Art, 174, 
» %. 162 = D . Art. 175, 
163 =» . D Art. 176, 
”„164 = s . Art. 177, 
165 = ⸗ ⸗ Art. 178, 
166 Art. 179, 
- 167 = » 5 rt. 180, 
= %.168 = . - Art. 181, 
. N 169 » . . Art. 182, 
:%.170 = 5 ⸗ Art. 183, 
eh 1 + a a Art. 184, 
- 172 =» B . Art. 185, 
2173 = « 5 Art. 186, 
"it >» 5 . Art, 187, 
5 ! 195: . . At, 188, 
«176 = . . Art, 189, 
“17T = ‚ . Art, 190, 
"178 = s . Art, 191, 
:»%.179 = s ⸗ Art, 192, 
:.180 = . ® Art. 193, 
11 = 5 4 Art, 194, 
-5.182 = 5 . At. 195. 


Fünftes Gapitel, 

nun) 183 bis 198, 
Da bie bezügliden Beftimmungen der allgemeinen 
Strafprocegoronung — 5, Gapitel der erften Aotheilung 
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des befonderen Theils — in den meiſten Beziehungen hier 
ebenfalld Anwendung leiden Tönnen und daher faft durch⸗ 
gänsig gleichlautend aufzunehmen waren, fo wird ed einer 

efonderen Begründung der in diefem Capitel enthaltenen 
Säße nicht weiter bedürfen und nur 

zu.$.190 
darauf Bezug zu nehmen fein, daß die dafelbft getroffene 
Beſtimmung dem gegenfeitigen Werhältniffe zwilchen den 
Militär und Civilgerichten entfprechend erfchienen. 
Im Uebrigen 


zu $. 183 vergl. Strafproceßordnung Art. 196, 
» 184 = Hi . Xrt. 197, 
- 6.185 = . * Art. 198, 
-5.186 = " — Art. 199, 
- 9.187 F K Art. 200, 
«5188 + B > Art. 201, 
8. 1809 = 5 s Art, 202, 
-» 5190 = . 5 Art, 203, 
5191 » . ” Art. 203, 
28. 192 = Art. 204, 
» 9.193 = . = Art. 205, 
8. 194 » Art. 206, 
"919 = s . Art, 207, 
»8196 » 5 5 Art. 208, 
» 9197 » D . Art. 209, 
"518 = ⸗ Art. 210. 
Schstes Capitel. 


$5. 199 bis 217. 

Auch hier haben Abweichungen von den Vorihriften 
der allgemeinen Strafproceßorbnung nur infoweit flattges 
funben, ald dies durch die Ruͤckſicht auf die militärdienftlichen 
Berhältniffe, beziehendlih, was zu SS. 213, 214 die Vers 
eidung ber Beugen vor dem Unterfuchungsgerichte anlangt, 
durch das der gegenwärtigen Vorlage zu Grunde liegende 
Spftem geboten gewefen. 

Bu $. 199 Schluß. 

Daß die Zeugen vom Militärftande dann, wenn fie 
bei der Truppe im Dienfte ſich befinden, die Bengengeblihe 
nicht follen beanſpruchen können, entfpricht dem biöher bes 
flandenen Grundfage und rechtfertigt fih durch den ‚Hin 
weis darauf, daß ein folcher Zeuge im Genuffe feiner milis 
tärifchen Dienftbezüige ſteht und daher durch feine Abhoͤrung 
Feine Einbuße an feinem Erwerbe erleidet. 

Die Beftimmung in 

$. 213 Abf. 3, 
hinficptlich der Mititäroberen als Zeugen anlangend, fo 
ftimmt diefelbe mit dem Bisherigen und Demjenigen übers 
ein, was auch bei anderen Armeen desfalls Rechtens iſt. 

\ Zu $. 216. 

Hier hat man dem Eingange eine von Art, 225 der 
Strafproceßorbnung etwas abweichende Faſſung aus dem 
Grunde gegeben, um der bei dem civifgerihtlihen Straf 
verfahren in der Praris hier und da vorgefommenen Ans 
nahme, ald_feien diefe Zeugen zur Auskunftsertheilung nicht 
ais eigentliche Zeugen zu betrachten, fondern von dem 
Richter nur informationis causa zu benugen, entgegen zu 
treten, und auszubrüden, daß diefelben als wirkliche Zeugen 
im Sinne des Gefetzes zu gelten haben, hinſichtüch deren 
der Richter aber — zu, heurtheilen habe, ob und 
welcher Grad von Glaubwürdigkeit ihnen beizumefien fei. 


Sächsische Landesbibi 
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Uebrigens 
zu $. 199 vergl. Strafproceßordnung Urt. 211, 
5.200 = & =» Xrt.212, 
Art. 213, 
Art. 214, 
Art. 215, 





& 


Zweite Abtheilung. 
Erftes Gapitel, 


$$. 218 bis 237. 

Da das Spruchkriegögericht vor Eintritt der Haupt« 
verhandlung noch nicht eriftirt, fo mußte die Vorbereitung 
der letzteren nothwendig dem —— bezie⸗ 
hendlich unter Mitwirkung des Commandanten, übertragen 
werben. 

pr Bu $. 218 fg. 

Die hier getroffenen Beftimmungen folgen aus dem 
Spfteme, auf welchein die Vorlage — der beſchraͤnk⸗ 
teren Unmittelbarkeit des Verfahrens beruht und werben, 
infoweit fie hiernad von den bezüiglichen Vorfchriften im 
Art. 259 fg. der allgemeinen Strafprocefordnung abweichen, 
einer befonderen Rechtfertigung nicht bedürfen. 

Zu $$. 225, 224. 

Die Beftimmung in $. 223 Abf. 2 rechtfertigt fich durch 
die nothwendige Rüdficht auf bie befehränkten Arbeitskräfte 
der Kriegögerichte, welche es nöthig macht, auf möglichfte 
— des Geſchaͤftsganges zu nehmen und 
entſpricht nachſtdem auch den militärifhen Anſchauungen 
und Verhaͤltniffen ungleich mehr, als die ſchriftliche Form 
der Vorladung. 

Ueberdied — zu $. 224 Abf. 2 — bedurfte es nod im 
Intereffe thunlichiter Abkürzung des Verfahrens einer Abs 
weichung von der im 6. Abſatze Art. 267 der Strafproceß— 
ordnung hinſichtlich der Zeitfrift enthaltenen Vorſchrift und 
es war diefe um fo unbedenklicher, als hier die Rückfichten 
nicht vorwalten, welche bei dem allgemeinen Strafverfahren 
noihwendiger Weife auf den Staatsanwalt und den Vers 
theidiger genommen werben müffen. 

Zu $. 229 fg. 

In Betreff der je nach dem Dienftgrade des Angeſchul- 
digten verfchiedenartigen Befegung der Nichterftellen hat 
man fich den biöherigen und den anderwärts hierunter geltene 
den Grundfägen thunlichſt angeſchloſſen. f 

Bu $. 234. 

Die Stellung des Auditeurd bei dem Spruchkriegs- 

gerihte iſt, bis auf den Wegfall des Stimmrechts, welches 
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mit der ohnehin vielgefaltigen Wirkſamkeit defjelben nicht 
wohl vereinbar erſcheint und auch anderwaͤrts nicht befteht, 
dem Wefen nach dieſelbe geblieben, wie bisher, wird aber 
freilich für die Falle etwas ſchwieriger ſich geffalten, wo zu 
der Schlußverhandlung noch andere Perfonen, als der ober 
die Angeſchuldigten zu geftellen find (vergl. $.218 fg.) und 
mit Re ht namentlich hierauf ftellte fi) die im Schluß- 
fage erwähnte Aushülfsmaaßregel als angemeffen dar. 
Zu $. 237. 

Von der hier ertheilten Ermächtigung wird zwar ſelbſt⸗ 
verftändlich nur felten Gebrauch gemacht werden fönnen, 
indeffen werden doch zuweilen gieiägeitig mehrere verſchie⸗ 
dene Strafrechtsfaͤlle, wenn ſelbige einfacher Art find, zur 
Verhandlung gelangen koͤnnen und für folche Fälle dient 





die hier getroffene Beftimmung wefentlich zur Verein - 
fachung. 
Im Uebrigen : 

"130 $. 222 vergl. Strafprocefordnung Art. 266, 
223 = . U 
6.224 =» 

225 =» . 

26 = s E 
27 = . Art. 271, 
6.228 = 5 Art. 273, 
4.236 » ⸗ Art. 274. 





Zweites Capitel. 


$. 238 bis 287. 

Nach dem der Vorlage zu Grunde liegenden Principe 
‚wird eine Beweisaufnahme im Sinne der allgemeinen 
— in der Regel hier nicht flattfinden; 
diefe Regel erleidet indeffen eine Ausnahme, wenn bie in 

. 218 verb. 213 gedachten Verhältniffe vorliegen und für 
jolche Fälle bedurfte es mithin auch der Aufnahme derjeniz 
gen Beftimmungen, welche in der allgemeinen Stvafproceß- 
ordnung über die Beweisaufnahme in der Hauptverhands 
tung ertheile worden, find. 

Bu 66. 239, 242. 

Doß die Ausübung der hier bezeichneten Befugniffe 
dem Vorfigenden bei dem © — (8. 230) zus 
tommen foll, entfpricht den allerwärts beobachteten militä= 
riſchen Antoritätsrhdfichten, doch hat man auch hier dem 
Aubiteur einen gewiffen Einfluß einräumen zu müffen ge- 


glaubt, 
Zu $. 243. 

Daß der Auditeur in dem hier gedachten Falle an der 
Berathung und Entfcheidung der Richter nicht mit Theil 
nehmen fol — vergl. dagegen Strafproceßordnung Xrt. 
278 Ubf. 2 —, wird durch dieſelben Rüdfichten gerechtfer- 
FR Eſcheinen, aus welchen derfelbe nach $. 234 von der 
Abſtimmung zum Enderkenntniffe ausgefchloffen ift. 

FOR Zu $. 245. 

Diefe im Intereffe der Nichter getroffenen Beftimmun- 

‚gen werben feiner bejonderen Rechtfertigung bedürfen. 
Pe Zu $. 259. 

Die im Art. 292 Abf. | der allgemeinen Strafproceß⸗ 
ordnung enthaltene Beſchraͤnkung war bier im Hinblick 
auf das der gegenwaͤrtigen ‚Vorlage zu Grunde liegende 
zeine Unferfuhungsprineip mit befehränkter Anwendung der 
Unmittelbarfeit nicht mit aufzunehmen. 


Sächsische Landesbibl 


Bu 8. 262. 

Daß der nad) Art. 296 der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung von dem Staatsanwalte zu haltende Schlußvortrag 
hier Feiner anderen Perfon, als dem Auditeur zugewiefen 
werden konnte und, daß der Schlußvortrag des Iefzteren 
nicht den Charakter einer Anklage im Sinne ber gedachten 
Procegordnung haben Tann, dies wird nad) Dem, was über 
das dem milifärgerichtlichen Strafverfahren unterliegende 
Princip und fonft an früherer Stelle bemerkt worden iſt, 
einer näheren Begründung nicht bedürfen. 

Auch dag 

zu $. 264 
die Abftimmung von dem unterſten Richtergrade aufwärts 
erfolgen foll, was übrigens dem zur Zeit [don in Sachſen, 
fowie überhaupt in allen Armeen Beftchenden entfpricht, 
wird, um, damit ſelbſt den Schein einer etwaigen Beeins 
fluffung von Seiten der höheren Nichterchargen auf die 
niederen zu vermeiden, wohl nur gebilligt werden koͤnnen. 


Zu $. 271 fg. 

Im Hinblid darauf, daß das Spruchkriegsgericht nicht 
aus redtöfundigen und in der Behandlung gerichtlicher 
Geſchaͤfte in gleiher Maaße erfahrenen Richtern, wie die 
Nichter bei den civilgerichtiichen Hauptverhandlungen, bes 
ſteht, find bier über die Abftimmung zum — 
ſpeciellere Vorſchriften ertheilt worben, als fie in der alle 
gemeinen Strafproceßorbnung erforderlich gewefen. 

Zu $. 276. 

Diefe Beſtimmung entfpricht dev Vorfehrift in d. 62 
der Verordnung, die Ausführung der Strafproceforbnung 
und ded Strafgefeßbuchs betreffend, vom 31. Juli 1856 
und war der Vollftändigkeit und des Bufammenhanges 
halber in die Gefegvorlage mit aufzunehmen. 


Bu $. 277. 

Das hier georbnete Verfahren bietet das natuͤrlichſte 
und fahgemäßefte Ausfunftsmittel zu: Herbeiführung einer 
Stimmenmehrheit über die Strafe und fteht mit den allere 
— für Fälle diefer Art ertheilten Vorfchriften im Eins 

lange. 
Bu $$. 279, 283. 

[33 koͤnnte ‚zweifelhaft fein, ob dem Erkenntniſſe des 
Spruczkriegögerihts Enticheidungsgründe beizugeben feien, 
da den Richtern jelbft nicht wohl angefonnen werben kann, 
ihre Eutſcheidung näher zu begründen und die desfallfige 
Aufgabe des Auditeurs im der That eine ſchwietigere it 
als diejenige des Referenten bei einem aus Nechtögelehrten 
zufammengefegten Collegium. Allein theils find die Ente 
fheidungsgründe als Anhalt für die zweite Inſtanz nicht 
füglich zu entbehren, theiis auch wird der Auditeur durch 
die ihm obliegende Begründung des Erfenntniffes zu tieferent 
Eingehen in die Sache veranlaßt und theils endlich hat es 
derfelbe vermöge der Srageftellung in ber Hand, die Mel: 
nung der Mehrheit über diejenigen Fragen zu erforfchen, 
mit beren Beantwortung er e& bei Entwerfung der Ente 
ſcheidungsgruͤnde zu thun haben wir. 

SR Bu $. 287, 

Die hier gegebenen Vorſchriften entfptechen dem all: 
gemeinen Grundfage, daß die Abfti it i 
— Tate, daß die Abſtimmung allezeit geheim 

Im Uebrigen 
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zu g. 238 vergl. Sttafprocefordnung Art. 275, 

9239 » 5; ® Art. 276, 

5242 = — = Urt. 277, 

95.243 » . s 

» 9244. = ⸗ 

⸗8. 246 ⸗ ⸗ 

» 9.248 = . s 

9.2449 = . s 

8. 20 = 

⸗8. 281 

⸗8. 282 

28. 253— ⸗ s 

: 5284 =» a ⸗ 

⸗8. 2858⸗ 

9.26 = ⸗ ⸗ 

: 9.257 = a . 

5.258 = . ” 

.„9239 = . ” 

«5260 = 5 5 

:» 95.261 = D . 

:» 95.262 = ” . 

«9.266 = ⸗ # 

» 5.267 =» » = Art. 208, 

=» 95.268 » ⸗ Art, 299 und 
&rt. 302 Schlußf,, 

» 9.269 = ” . tt. 300, 

» 9.270 =» . . Art. 301, 

:» 9274 = . 5 Art. 302, 

269 » . * Art. 304, 308, 

» 5.280 » . s Art. 305, 

»9281 » D . Art. 306, 

» 9.282 > s . Art. 307, 

9.283 = . ⸗ Art. 308, 

» 9.284 » . . Art. 309, 

» 9.286 = . 5 At. 310, 311. 


Drittes Gapitel, 
$$. 288 bis 312. 

Da die Vorfchriften der allgemeinen Strafprocefords 
nung im britten Gapitel der dritten Abtheilung des befons 
deren Theils auch hier Anwendung leiden koͤnnen und das 
her im Weſentlichen — hier aufzunehmen geweſen 
find, fo wird es zu Nechtfertigung der Beſtimmungen dies 
es Capitels nur weniger Bemerkungen bedürfen. 


Bu $. 288. 

Der Vorbehalt in Art. 312 Abf. i der Strafproceß ⸗ 
ordnung, ber mit dem dem allgemeinen Strafverfahren 
anterliegenden Principe der Deffentlichfeit im Sufammen- 
hange fen war hier nicht mit aufzunehmen. 

Die im dritten Abfahe enthaltene Beſtimmung wird, 
als eine auf der Notwendigkeit beruhende, durch fich felbft 
gerechtfertigt erfcheinen. 

Bu $. 293. 

Die Schlußbeftimmung in Art. 317 der allgemeinen 
Strafprocegorbnung unverändert aufzunehmen, würde ſich 
für die militärifchen Verhaͤltniſſe umſoweniger als ange⸗ 
meffen darftellen, als die Abweſenheit des Angeſchuldigten 
in dem hier gedachten Falle an fih ſchon ein Militärver- 
‚gehen involvirt und es den militärifchen Anſchauungen nicht 
entfpredhen würde, einen folhen Abweſenden in Beziehung 
auf die Vertheibigung anders zu behandeln, als Denjenigen, 
der ſich zur Verhandlung richtig geſtellt hat. 


Sächsische Landesbibl http: 


Zu 8. 295. 

Die Schlußbeftimmung in Abſ. 1 ſchien angemeffen, um 
etwaigen in der Praris darüber auftauchenden Tonfm 
zu begegnen. € 

Bu $. 310. 


Eine derartige Beftimmung fommt in ver allgemeinen 
Strafprocegorbnung nicht vor; hier hat man fie jedod) in 
Bezug auf Milirärverbrechen für zwedmäßig erachten 
mühfen, theils aus Ruͤcſicht auf die dabei vorherrfchende 
— Strenge der Strafen, theils auch, weil es bei ber 

ntfchliegung über die Begnadigungöfrage wuͤnſchenswerth 
fein kann, zu wiffen, welchen Eindrud der Verbreder auf 
die rechtſprechenden Standesgenoffen gemacht habe. 

Uebrigens + 







zu & 288 vergl. Strafprocefordnung Art. 312, 
»$. 289 a 5 ⸗ Art. 318, 
" $.-290 . . s Art. 314, 
-$. 291 . ” . Art. 315, 
» . 292 . . . Art, 316, 
.,.293  » ” ⸗ Art. 317, 
⸗284 Art. 318, 
. 295 . . Art, 319, 
»d. 296 . ⸗ Art, 321, 
6207» a v At 39, 
»$. 298 ’ 5 . Art, 323, 
:6.29 = . =» Art. 324, 
:6.30 =» . » Urt, 325, 
.$.302 = . It 336 
Idi =» At. 327, 
»h. 304» . » Art. 329, 
»$. 305 . D . Art. 330, 
:$. 306 » . e Art. 881, 
»$. 307 % ⸗ ⸗ Art, 332, 
28.308» » Art. 333, 
»$. 309 . “ a Art. 334, 
"31 # . “= Art 337, 
312» 5 ”» At, 337. 


Viertes Capitel. 


66. 313 bis 38. 

Aub Hinfictlih der Rechtsmittel gegen das fpruche 

gerichtliche Erfenntniß hat man fi, ab; hen von ei lan, 

durch das der Vorlage zu Grunde liegende Syſtem ber 

bingten, Abweichungen, den bezüglichen Borföriken ber 

allgemeinen Strafproceßorbnung in den meiften Beziehungen 
anfchliegen koͤnnen. 

“ . Bu $. 315. A 

Hierüber kann auf daszu $. 26 fg. bemerkte Bezug ge» 
nommen werben. 

Die Def Er &istupfape mid 

ie Beftimmung im ußſatze weicht zwar von der 
Vorſchrift in Art. 340 der allgemeinen Strafproseßorhnung 
ab, erfchien aber im Inteerſſe der Vereinfachung der Sache 
angemeffen. 
J Bu $. 317. 

Die Beſtimmung in Abſ. 4 weicht von Art. 341 der 
Strafprocefordnung infofern ab, als es hier angemeſfen 
geſchienen die Anberaumung eines Verhandlungstermines 
vor dem Sberkriegsgerichte in allen Fällen in das Ermeffen 
diefer Behörde zu fielen. 

Ebenfo enthält 
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zu 8. 322 en 
bie hier in Abf. 2 getroffene Beſtimmung eine Abweichung 
von dem in Art, 347 Abſ. 2 der Strafproceßordnung aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze, die aber den Principien, auf 
welchen der Entwurf beruht, für ebenfo entfprechend, als 
auch im Uebrigen als angemeffen zu erkennen fein bürfte, 
da fie nur zu Gunften des Srugelhnbighn gereicht. 


u $. 323. 

Was hier in Abſ. 2 beftimmt worden, ift eine Confe- 

quenz des in 8. 322 —2 7 Grundſatzes. 
us. . 

Wegen der Schwierigkeiten, welde dem Wiederzus 
fammentritte eines Spruchkriegsgerict3 unter Umftänden 
entgegentveten koͤnnen, hatte man die Aufhebung des erften 
Exkenntnifjes und die guruckverweiſung der Sache an das Ge: 
zicht, von welchem jened auögegangen, thunlichft zu vermeiden. 

Deshalb, fowie vi Vereinfahung überhaupt, fowie 
naͤchſtdem noch mit Ruckſicht darauf, daß das Spruchgericht 
bei feiner anderweiten Entfcheidbung an die Rechtsanſicht 
des Oberkriegsgerichts gebunden fein würde,-hat man, wie 
aus der Beſtimmung in Abf. 3 hervorgeht, abweichend 
infoweit von der allgemeinen Strafproceßordnung, auch 
die Falle von $. 319 B 2 und 3 der unmittelbaren oberge- 
vichtlichen Entſcheidung überlaffen; noch weiter zu gehen 
und auc) die Säle in S. 314 unter 2 und 3 in derfelben 
Weife zu behandeln, mußte dagegen die Ruͤckſicht verbieten, 
daß es nicht angemeffen erfcheinen wirde, den allgemeinen 
Grundſatz, daß von der Dberbehörde — in Rechtsſachen 
der hier in Mede fiehenden Art — nicht in durius erfannt 
werden dürfe, hier zu verlaffen. 

Bu $. 329. 

Eine anderweite Vertheidigung in den Fällen, wo die 
Sache von dem Dberkriegägerichte zuruckverwieſen worden, 
unbedingt und für alle Falle zuzulaffen, konnte hier umfos 
weniger für angemeffen erachtet werden, als fie in manden 
Fällen, wie namentlich, wenn bie Butücverweifung nur 
Bel Formyerletzungen einzutreten hat, ohne wirkliche 
Bedeutung fein würde und als es fehr wuͤnſchenswerth ſich 
darſtellt, eine zurücverwiefene Sache fo ſchneli wie möglich 
ihrer endlichen Erledigung zuführen zu tönnen. Es war 
daher die Beftimmung fo zu fafen, wie in Abf. 1 geſchehen 
ift, wobei nur noch “zu bemerken bleibt, daß dem Ange: 
ſchuldigten gegen das neuerdings von dem Sprucjkriegäges 
richte gefprochene Erfenntniß diefelben Redhtözuftändigeiten 
zufommen, welde er gegen bie frühere, aufgehobene Ent- 
ſcheidung diefes Gerichts hatte, 


im Uebrigen 
zu 9.313 vergl. Strafprocefordnung Art. 338, 349, 
= $.314 » , . Art. 349, 
= & 316 = “ 5 Art. 339, 
«6316 = 5 D Art. 340, 
» 4.317 + . » Art. 342,3, 
» 318 = 5 * Art. 343, 
= 8.319 = . . Art. 345, 320, : 
® va * 5 5 Art. 345, 
» 9.321 = . . Art. 346, 
= {202 =» » . Art. 347, 348, 
=: 4.328 = ® . Art. 349 Schlußſatz, 
= 6.324 Pr . tt. 350, 
» 6.325 = - s Art. 351, 
. % 327 = s ⸗ Art. 352, 
- 6.338 - . = Art.358, 
= 8.329 » B ⸗ Art. 354, 
= 6.332 = & . Art. 357. 


Dritte Abtheilung. 
Erſtes Capitel. 


$8. 333 bis 337. 

Im Allgemeinen ift hierzu zu bemerken, daß die Ans 
wendung der Vorſchriften der allgemeinen Strafproceforbe 
nung in Art. 364 bis 369. über Anſetzung eines Termines 
zur Beweisaufnahme, und minblichen Verhandlung der 
Sache aus den an früherer Stelle bezüglich des Mündlich- 
keitsprincips entwidelten Gründen nicht als ausführbar 
erachtet werden konnte und daher vom militärgerichtlichen 
Strafverfahren ebenfo auszufchließen war, als die Anwens 
dung der unmittelbaren Strafverfügung (Art. 368 fü. der 
Strafprocegordnung), welche Iediglich bei dem Verfahren 
über angezeigte gemeine Beleidigungen und Verlaͤum⸗ 
dungen nacdhzulaffen war, ruͤckſichtlich aller anderen Straf 
fälle aber aus militärifhen Ruͤckſichten nicht als geeignet 
ſich erweift, 

Während es 
zu * 334 r 
nad der allgemeinen Strafprocepordnung zu Einftellung 
des einzelrichterlihen Verfahrens der vorherigen Befragung 
des Staatsanwalts nicht bedarf (vergl. Art. 361 Schluße 
ſatz), iſt es hier im militärifchen Intereffe begründet, bei 
der Einftellung des Verfahren, fowie bezüglich der Haft: 
entlaffung die Mitwirkung des Gommandanten in derjelben 
Maaße rm inden zu lafjen, wie bei den zur Zuſtaͤndigkeit 
des Spruchkriegsgerichts gehörigen Fällen. 

Uebrigens 


zu 8.333 vergl. Strafprocegordnung Art. 361 Abt. 1, 

» 9.334 = 5 ⸗ Art. 361 Schlußſatz, 
3835 ⸗ Art. 361 Abſ. 2, 

» 6.336 =» 5 . Art. 362, 

: 6337 = s . At, 368. 


Zweites Gapitel; 
$$. 335 bis 345. 


as Zu $. 339. 

Die Beftimmung im Schlußfage fommt zwar in der 
allgemeinen Strafproceßordnung nicht vor, dürfte ſich aber 
hier Fr als fachgemäß zeigen. 

a 


zu $. 345. 
die Zuziehung von BVeifigern für Falle der hier fraglichen 
Art nicht erfordert worden iſt ift an und Hr ee 
denklich und wird auch bei der Natur diefer Fälle alsäganz 


angemeffen ſich darftellen. 
Im Uebrigen 
zu $. 338 vergl. Strafproceßordnung Art. 370, 
»6.339 = . 5 Art. 371, 368, 
8.340 = . 5 At. 371, 
:. 34 = . 5 Art. 372, 
1.342 » 5 5 Art, 375, 
4.388» . ⸗ Art, 374, 
6.344: s ⸗ Art. 375, 


Drittes Gapitel, 
$. 346 bis 348, 





$ 
Die Gründe, weshalb die zweitinftanzliche Eutſcheidun— 
rüdfiptlih alfer, mithin auch der nd 
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zuftändigkeit des ftändigen Kriegsgerichts gehörigen Straf: 
fälle dem Oberfriegögerichte zuzuweifen geweſen ift, find 
bereit8 oben angeführt worden. 


Uebrigens 
zu $. 346 vergl. Strafproceordnung Art. 379, 
» 0.347 = ⸗ Art. 382 Abi. 1—3, 
6.348 = 5 ⸗ Art. 377, 380, 383. 


Dierte Abteilung. 


$. 349 bis 361. 1 

Der Sache nach hat ſich hier den Grundjägen der 
allgemeinen Strafproceßordnung angefchloffen werden koͤn⸗ 
nen, nur mit dem Unterfchieve, daß, infoweit nach jener 
die Wiederaufnahme des Strafverfahrend zum Nachtheile 
des Angefhulbigten nur infolge eines hierauf gerichteten 
Antrags des Staatdanwalts eintreten Tann, diejelbe hier 
von amtöwegen oder auf Anregung des Commandanten in 
Erwägung zu nehmen ift. 


Bu $. 350. 

Da wohl Fälle vorkommen können, in welchen im 
Intereffe des Angeſchuldigten die Einholung einer noch. 
maligen Entfcheidung als wünfhenswerth fich zeigen kann, 
fo hat man der Beftimmung im Schlußſahze, gegenüber 
derjenigen im Art. 387 der allgemeinen Strafprocegordnung, 
eine weitere Ausdehnung geben zu follen geglaubt, die, da 
fie nur, zu Gunften des Angefchuldigten gereicht, feinem 
Bedenken unterliegen wird, 

Bu $. 355. 

Daß es nicht paſſend erfcheinen Eonnte, die Entfcheis 
bung über die Zuläffigkeit der Wiederaufnahme einer durch 
Enderfenntniß, felbft nur des ftändigen Kriegsgerichts, ente 
ſchiedenen Unterfuhung dem ftändigen SKriegsgerichte zus 
zuweilen, wirb einer weiteren Begründung bedürfen und 
08 daher gerechtfertigt erfcheinen, wenn diefem Gerichte nur 
bezüglich einer früher eingeftellten Unterfudung die Ent: 
fehließung Uber Wiederaufnahme derfelben überlaffen wors 
den ift, was hinwiederum um fo unbebenklicher fich dar 
ftellt, als gegen diefe Entfchließung dem Angeſchuldigten wie 
dem Gommandanten Nechtömittel nachgelafjen worden find, 

Im Webrigen 

zu 8.349 vergl. Strafprocefordnung Art. 386 und 
"Art. 391 Schlußfat, 
Art. 387, 


Art. 390, 

Art. 392, ä 
Art. 394, 401, 
Art. 394, 

Art. 395, 

Art. 396, 

rt, 397, 

rt. 398, 

Art. 399. 


Fünfte Abtheilung. 
Erſtes Capitel. 
$5. 362 bis 374. 
Die Beſtimmungen über die Unterfuchungstoften find, 
namentlich was die Befreiung von felbigen betrifft, „die 
1.8. di. Abonnement.) 


. 
. 
. 
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bisher geltenden, nur mit der Ausnahme, daß, foweit die, 
Koftenfreiheit reicht (vergl. $. 363), nunmehr nach $. 371 
aud die Verſpruchskoſten nicht erft in Anfatz zu Bringen 
fein follen, während letzteres bisher in Bezug.auf gemeine 
Verbrechen bei dem Oberkriegsgerichte und dem Oberappels 
lationsgerichte zu gefchehen pflegte. Da die bisherige Ein- 
richtung nur die Wirkung haben konnte, daß zwar die 
Sporteleinnahmen der oberen Behörden um etwas erhöht 
wurden, derfelbe SKoftenbetrag aber, weil zu deſſen Abftat- 
tung der Angefhuldigte nicht verbunden war, bei dem 
Unterfudhungsgerichte als Gerichtslaſt übertragen wer⸗ 
den mußte, jo wird die getroffene Abänderung wohl als 
fachgemäß erfanut werden müffen. 

Da übrigens gewiffen Perfonen in gewilfen Nechts- 
ſachen Befreiung von den Unterfuchungsfoften nicht zufteht, 
fo hat es hinſichtlich der letzteren immerhin fpecieller Vor⸗ 
fchriften bedurft, bezüglich welcher man fich der Sache nach 
den Beftimmungen der allgemeinen Strafproceforbnung 
hat anſchließen Eönnen. 


Bu $. 362. 
Daß für die — wenn ſolche von einer 
Militaͤrperſon geführt worden, Fein Koſtenanſatz ſtattfinden 
fol, wird keiner Rechtfertigung bedürfen. 


Bu $$. 364, 373. 

Diefe Beftimmungen ergeben fih aus der Gerichts- 
organifation und den militärifhen Verhältniffen. Da die 
Spruchkriegsgerichte Feine: ftändigen Gerichtöbehörben find, 
fo Fönnen die vor denfelben entftandenen Koſten auch nur 
bei dem Gerichte verrechnet werden, von welchem die Untere 
ſuchung geführt worden ift. 


Im Uebrigen 

zu e 362 vergl. Strafproceßorbnung Art. 402, 
» 8.363 + . . Art. 409, 
«365 » . . %t. 403, 
» 4.366 » 5 s Art. 404, 
». 6.367 » , ‚ Art, 405, 
- 5.368 » Fi D Art. 406, 
- 8.369 » » , Art. 407, 
» 8.370 + s . Art. 408, 
» 6.372 + B . Art. 410, 
5374 » . * At. 412. 

Zweites Gapitel, 

$6. 375 bis 392, 

Bu $. 375. 


Die in Abf. 1 enthaltene Beftimmung weicht von der 
bezüglichen Vorfchrift der allgemeinen Strafprocefordnung 
(Art 413 Abſ. 3) nur infofern ab, als dem Commandan- 
ten, welcyer der vorauögegangenen Schlußverhandlung nicht, 
wie der Staatsanwalt der Hauptverhandlung, beigemohnt 
hat, fondern erft durch Vorlegung des Erkenntniffes nähere 


Kenntniß von dem Ausgange des Straffalles erlangt, zu 


Abgabe feiner Erklärung eine Furze Frift nachgelaſſen wer 
den mußte. I F 
Zu $. 381. 


Das Nachtragserkenntnig wird. hauptfählih nur in 
Bezug auf die hinfichtlich der gemeinen Verbrechen unter 
Civilgerichtöbarkeit, Hinfichtlich der Militärverbrechen dagegen 
unter Militärgerichtsbarkeit ſtehenden Kriegsreſerviſten vor- 
Tommen. Die Abfaffung diefes Erkenntniſſes aber, ſoweit 
diefelbe nicht von dem Givilftrafgerichte zu erfolgen hat 


17. 
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«vergl. Abſ. 3), Eonnte füglich dem ftändigen Kriegägerichte 
überlaffen werden, da die nochmalige Verweiſung an das 
Spruchkriegegericht hier unthunlic) fein wirde und Fein 
— Grund vorliegt, über dieſen Punkt bei dem 
Dberkriegägericht erftinftanzlich erkennen zu laſſen. 

Bu $. 355. RR 

Während Abſ. 1 mit, dem Art. 425 der allgemeinen 
Strafprocegordnung übereintrifft, enthält die letztere feine 
dem Abf, 2 und 3 entfprehende Vorfchrift, vielmehr ber 
ſtimmt über biefen Gegenftand $. 74 der Ausführungsver- 
ordnung zur Strafproͤceßordnung vom 31. Suli 1856. 
Der Bonfläntigteit halber ſchien es angemefien, diefe Be: 
fimmungen, die übrigens dem Weſen nach mit dem Bis« 
herigen in Einklange ftehen, hier aufzunehmen, 

Zu $. 386. 

Was hier über die Vollftredung der Todeöftrafe durch 
Exfchießen gefagt it, wird für den Swed des Geſetzes hin 
reichend fein. Das Nähere, z. DB. über die Zahl der 
Schießenden, die Diftance 1. gehört für das Reglement. 

Zu $.391._, 

Die in Abſ. 2 getroffene Beftimmung empfichlt ſich 
ſchon aus Zweckmaͤßigkeitsruͤckſichten infofern, als es nicht 
thunlich erfcheinen würde, einen aus der Militärftrafanftalt 
entwichenen Sträfling, weicher einer außerhalb Dresdens 
fichenden Zruppenabtheilung angehört, vor das Kriegs: 


gericht dieſer letzteren zu ftelen, um über die Jdentität ent: 
heiden zu laſſen. 
Uebrigend 
zu $. 375 vergl. Strafproceforbnung Art. 413, 
:9.376 » . . Art. 414, 
» 9.377 » 5 . Art. 415, 
9.378 =» . . Art. 418, 
9.379 = . 5 Art. 419, 
»$. 380 = . 5 Art, 420, 
8. 281 Urt. 421, 
» 5. 382 =» . ⸗ Art, 421,422, 
28.388 = 5 Do Art. 423, 
9.384 » . 5 Art. 424, 
»$. 387 = . . &rt. 426, 
8. 388 > Art, 428, 
»$.389 = . ⸗ Art. 429, 
5.390 ⸗ . ⸗ Art, 430, 
9.391 =» . . Yrt. 431,432, 
.5.892 » ° = s Art. 433. 


Sechste Abtheilung. 
Bon dem Strafverfahren in Kriegszeiten ac. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß, wenn ſich die Truppen 

im Felde ober auf dem Marſche dahin befinden, es de 
geradehin unmöglich erfeheint, vie Einrihtungen und Nor 
men, wie fie für die Militärgerichtsbehbrven und das Ber 
fahren dor benfelben Deftchen, im derfelben Meife wie in 
den Sriebensverhältniffen aufrecht zu erhalten. Gehört es 
auch zu ben —— Aufgaben der Mititärgefebgebung, 
die Eintihtungen in Bezug auf die Militärrechtöpflege, 
De Aue immer tunlich, fo zu treffen, daß Die Fügliche 
it ſich zeigt, Diefelbe überall und ebenfo im Kriege, wie im 

Srledensftande nah möglichft gleihen Grundfägen 
ausüben zu koͤnnen und dürfte der vorliegende Geſetzentwurf 
dieſer Aufgabe auch infoweit genügt haben, daß es möglich, 
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fein wird, die in den vorſteheuden Abtheilungen gegenwir 
tiger Vorlage enthaltenen Vorſchriften uͤber das Militär 
gerichtliche Strafverfahren auch im Felde, der Negel nad, 
zur Anwendung bringen zu tönnen, jo würde ſich doch der 
Satz nicht begründen laſfen, es ſeien Die Beftimmungen des- 
nurgedachten Theils von der Beſchaffenheit, fie unter allen 
BVerhältniffen, in welchen die Truppen im Felde nur immer 
fi) bewegen möchten, ohne Schwirrigkeiten zur Geltung zu 
bringen; der größere oder geringere Umfang des von den 
Truppen eingenommenen Gebietes, die oft weientlich er 
ſchwerte, ja mitunter zeitweilig ganz gehemmte Communie 
cation, perfönliche und andere Berhaltniffe und Einwir— 
tungen werden vielmehr bier und da Abweichungen vor 
dem regelmäßigen Gange des Verfahrens umd veränderte 


"| Einrichtungen bedingen, über welche im Voraus Beſtim- 


mungen zu treffen die Geſetzgebung außer Stunde iſt. 

Für Verhaͤltniſſe diefer Art wird es daher der Ent: 
ſchließung des oberften Kriegsheren vorbehalten fein, die 
dem jeweiligen Bebürfniffe nach erforderlichen Aneronungen 
in Bezug auf die Handhabung der Nechtöpflege entweder 
felbft zu ertheilen oder aber den Oberbefehlshaber der Trup— 
pen mit entfprehenden Machtbefugnifen zu betleiden. 

Der Richtungen nun, nach welchen bin im Feide Ab— 
weichungen von der in den Friedensverhältniffen beftshenden 
Ordnung fih vorzugsweife norhwendig machen Finnen und 
die Befugniffe des Sberbefehlshabers auszudcynen find, ift 
in den ss Eur 
Erwähnung geſchehen. 
| Zu 8. 395 fi. 

Die hier folgenden Beftimmungen über das ſtandge 
tichtliche Verfahren im Felde ftehen in den meilten und 
wichtigſten Beziehungen mit Demjenigen im Einttange, war 
theild in der varerländifchen Gefetgebung bereits boftehn. 

vergl. Reglement, wie bei der Fönigt, polnifchen und 
Hurfuͤrſti. ſaͤchſiſchen Armee ein Standrecht gehalten wur 
den fol, vom 19. April 1758 
(MI. C, ©. A. Tom. 1 pag. 588), 


$. 398, 





und 
Juſtruction für die bei der churfürſtl. Arcor auge⸗ 
ſtellten Auditeurs, vom 25. October 1701 
# (IL. ©. C. A. Tom, I pag. 579), 
theils in den — ———— Rechtens iſt 
dergl. u. A. großherzogl.heſſen'fches Militaͤrſtrof⸗ 
geſetzbuch Art. 512 . Me Mi 


512 ja. 

Den Character und Zweck dieſes außersrdenilichen 
Berfahrens anlangend, fo wird es genügen, dic hauprfäch 
lichften Säge jenes eben erwähnten Neglements auszuheben. 

Es heißt dafeibft im Eingange: 

„Das Standrecht ift ein judich in 
eriminale: es erlaubet am wenigfien bie gewöhnlichen 
Zormalitäten des ordinaͤren Xnquifitions-Prozessus, e8 
erforbert aber dad Wefentliche veffelbenz es präfuppontrt 
ein von einem Soldaten vorhero begangenes Verbrechen, 
welches theils ſchon nad) den SKriegsartikeln apitaliter 
beitrafet werden fol, theils durch ven Befehl Des eom⸗ 
mandirenden Generais gleiche Dualität erhalten hat, und 
vor deſſen Begehung der Thater durch Publication deb 
dießfalls gegebenen Gefetje; borhero gewarnet worden; 
der Verbrecher muß entweder fogleic) in dolieto Hagrantı 
gun werben, ober vergeftalt beffelben Bollkommen 
überfi het fein, Daß es zu beffen deeiliven Verurtheilung 
keiner weiteren Speeialunterſuchung bedasf.” 

Sodann heißt c5 weiter: 

















——— — — 
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Es wird beffen Anordnung dur eine Häufung 
vorhero gegangener Verbrechen von gleicher Art, befon- 
ders durch überhandnehmende Defertion, Rebellion, Meu- 
terei, Verrätherei und Diebftähle veranlaßt, die ge- 
fhwinde Gtatuirung eines oder mehrerer Erempel zum 
allgemeinen Schreden ift der Endzwed davon.” 

Diefe grundfäglichen Beftimmungen finden fid im wer 
fentlichen in 

$. 395 

auögefprochen, nur mit der Ausdehnung, daß die Befugniß 
zur Siandrechtsverkundigung nicht blos auf den Fall einer 
Häufung vorher begangener Verbrechen gleicher Art ber 
ſchraͤnkt, fondern auch ſchon bei drohender Ueberhandnahme 
gefäbrlicher Verbrechen gegründet fein fol, denn es läßt fich 
nicht verfennen, daß auch ſchon in dem letzteren Falle, 5.8. 
wenn ein meuterifher Geift unter den Sruppen immer mehr 
um fich greift, ohne noch bis zu offenem Aufruhr ausge- 
artet zu fein, die Gefahr eine fo dringende fein kann, daß, 
um größerem Unheil vorzubeugen, höhere Ruͤckſichten die 
Ergreifung außerordentlicher Maafregeln unabweislich ger 
bieten, wie denn auch anderwärts man gleichen Grundfäßen 
in diefer Beziehung begegnet. . 

Vergl. u. A. Heffen a. a. O., Art. 515, 





3u $. 396. 
wird eine Erläuterung kaum derlich fein; denn, daß 
die blofe Ausflucht, von der gejchehenen Standrechtsver- 
kuͤndigung keine Stunde erlangt zu haben, auf Beachtung 
keinen Anfpruch machen ann, wenn fie nicht zugleich einiger: 
maaßen beicheinigt wird, das wird hier nur um fo natürs 
licher gefunden werden, wenn man erwägt, daß die Wer 
tündigung jederzeit AUngefichts der Truppe, welcher fie 


tt, erfolgt. 
— Zu $. 397. 


Das Befugniß zur Standrehtöverfündigung ſteht zus 
nächft nur dem Oberbefehlshaber zu. Indeffen muß dems 
felben bei den eigenthümlichen Verhättniffen des Kriegs, 
indbefondere bei weiter räumlicher Ausdehnung der Truppen 
das Recht vorbehalten fein, auch andere Befehlshaber dazu 
ermächtigen zu Fünnen, weil es fonft leicht fich ereignen 
Eönnte, daß der rechte Moment zu Ergreifung jener Maaf- 
regel verabjäumt, würde. r r E 

Daß aber für die Fälle, wo die Verbindung mit dem 
Oberbefehlshaber abgeſchnitten ift, die fragliche Berechtigung 
dem Befehlshaber einer von dem Hauptcorps getrennten 
Zruppenabtheilung auch ohne vorgängige Ermächtigung 
von Seiten des oberften Befehlshabers zuftehen müffe, wird, 
da hier ganz diefelben Verhältniffe eintreten Finnen, welche 
es überhaupt nöthig machen, zu jener Ausnahmemaaßregel 
zu verfchreiten, Keiner weitern Rechtfertigung bedürfen. 

Vergl. hierliber Heſſen a. a. D., Art. 516, 517. 

Bu $. 398. 5 . 

Das ftandgerichtliche Verfahren — im Felde — ift 
eine, außerordentliche Maafregel, zu der nur im aͤußer- 
fin Nothfalle verfcpritten werden darf, nämlich nur dann, 

wenn gewiffe Verbrechen ſchwerer Gattung derges 
ftalt uͤberhand genommen haben oder überhand zu nehmen 
drohen, daß dem weiteren Umfichgreifen diefer Uebel durch 
die ordentlichen gefehlichen Mittel nicht mehr zu fteuern iſt. 

Swed der Maaßregel ift, wie das oben angezogene 
Reglement treffend ſich ausdrückt, 

die ſchleunige Statulrung eines oder mehrerer Erempel 
zum allgemeinen Schreden. 
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IE num die vorgedachte Vorausſetzung vorhanden, 
haben die biöher im ordentlichen Rechtswege erfannten Stra- 
fen nicht die Wirkung gehabt, dem Uebel Einhalt zu thun, 
dann gebieten höhere Düdfichten «8 unabweistidh, „zum 
allgemeinen Schre£en” nunmehr auch fofort zum Aeußerſten 
zu derſchreiten, denn durch die Strenge der Strafe fol eben 
abfchredend gewirkt werben. 

Eine abſchreckende Wirkung ift aber allein nur von 
der Zudeöftrafe zu erwarten, eine andere Strafe würde, 
wenn es einmal dahin gefommen, daß zum Standrecht ver⸗ 
fehritten werden muß, den nöthigen Eindrucd auf die aus 
leicht erklaͤrlichen Urfahen oft verhärteren Gemüther nicht 
zu machen vermögen. 

Mit der Auferlegung bloger Freiheitsſtrafen — mögen 
fie nun in gefchärftem AÄrreſte oder mögen fie in Militär- 
arbeits» oder Zuchthauöftrafe beftehen, welche letztere Stras 
fen übrigens im Selbe in den meiften Fällen nicht einmal 
vollſtreckt werden koͤnnten — ift in folden Fällen nicht 
auszutommen, fie würden ihren Zweck durchaus verfehlenz 
bier bedarf es der firengften Strafe, durch fie wird am 
ſchnellſten geholfen und auf fepnelle Hilfe kommt es hier * 
einzig an. 

Der Vorwurf ungerechtfertigter Härte aber wird diefe 
Maafregel umfoweniger treffen önnen, als Jedermann durch 
laute und Öffentliche Verfündigung des Standrehts vor 
Begehung des Verbrechens gehörig gewarnt wird; das 
Uebel muß ſchon tiefe Wurzeln gefchlagen haben, wenn der 
Verwarnung ungeachtet es noch nicht aufhört. 

Da übrigens das flandgerichtliche Verfahren der Natur 
der Sache nach an die Förmlichkeiten des ordentlichen regels 
mäßigen Verfahrens nicht gebunden fein Tann, fo wird «8 
als Aufgabe der Gefetgebung Ei betrachten fein, darauf 
hinzuwirken, daß die ‚Anwendung des Standrechts eine 
möglichft bejchränfte bleibe, Dies ift am ſicherſien dann zu 
erwarten, wenn Als einzige zuläffige Strafe, auf welde 
ſtandgerichtlich erkannt werden Fann, nur die Todesftrafe 
aufgeftellt wird, weil in dieſem Falle der Oberbefehlshaber 
nie anders, ald in äußerfter North zu diefer Maafregel 
ſich entfchliegen wird, während er, wenn die Zuerkennung 
auch anderer Strafen für zuläffig erflärt würde, eintretene 
den Falles, fich eher beftimmt fühlen Tönnte, diefelbe öfter 
zur Anwendung zu bringen, was den Eindrud der Maaße 
regel nothwendig ſchwaͤchen müßte, 

Vergl. übrigens Heſſen a. a. O., Art. 513, 519, 2, 
521. 


Bu $. 399, 

Die bier enthaltene Beftimmung fteht mit 5. 126 des 
Militaͤrſtrafgeſetzbduchs v. I. 1855 in einem gewiffen Bus 
fammenhange und wird im Hinblid auf die unverkennbar 
hohe Gefährlichkeit derartiger Vorkommniffe, die ja den 
Oberen felbft in Friedengzeiten zu Anwendung aller Ge— 
waltmaaßregeln und felbft zu augenblidlicher Toͤdtung der 
Meuterer berechtigen, Feiner weiteren Rechtfertigung bedürfen. 

Vergl. Heffen a. a. D., Art. 533 fg. 

Das in 
$. 400 

binfichtlich der Dauer der Wirkfamkeit der Standrechts- 
verfündigung Beftimmte ſteht mit dem auch anderwärts 
hierunter Geltenden 

vergl. Heflen, a. a. D. Art. 530, 537 
im Einklange. 

178° 
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Zu $. 401. . 

Diefe Beſtimmungen werden Durch den Zweck des bier 
in Frage ſtehen den Verfahrens bedingt und Feiner weiteren 
Rechtfertigung bedürfen. > e 

Bu $. 402. e 

Bei den eigenthlmlichen Verhaͤltniſſen des Heeres im 
Felde, der oftmals flattfindenden Ausdehnung und Verthei⸗ 
lung der reſp. Truppenabtheilungen fann_es wohl vor⸗ 
tommen, daß, wenn zu Abhaltung eines Standrehts zu 
verfhreiten, ein Autiteur niet gleich zur Stelle und auch 
Be fofort zu erlangen ift. Fuͤr Falle folder Art, nament- 
lich, wenn auf Grund von $. 199 ein fehleuniges, ſtand ⸗ 
vechtliches Verfahren ſich nöthig macht, wird daher Vor⸗ 
Tehrung zu treffen fein, daß die Stelle des Aubiteurs durch 
einen geeigneten Offizier vertreten werde, was um fo unbe 
denklicher erſcheint, als die zur Abhandlung gelangenden 
Zäle hier in der Regel fehr einfacher Natur find und es 
einer eigentlichen Beweisführung über die zumeift offen 
Eundig vorliegenden Thatfachen hierbei nicht, bedarf. 

Luc in anderen Armeen findet fh die Verwendung 
von Offizieren als Unterfuhungsbeamte, in Fällen, wo ein 
Auditeur nicht zur Verfügung fteht, vorgefchrieben, fo 3. B. 
in Preußen, Württemberg, Baden ıc. 


Bu $. 403. 

Während das oben angezogene Neglement, wie bei 
der konigl. polniſchen und durfürftl. faͤchſiſchen Armee ein 
Standreiht gehalten werden fol, vom 19. April 1758, über 
die Aufnahme eines Protokolls über den, Verlauf der Stand» 
gerichtöverhandlung keine Beftimmung, ſondern nur in Bes 
zug, auf die von den Nichtern abgegebenen Vota die Vor: 
Schrift enthält, daß der Auditeur folhe „in feine Schreiber 
tafel zu notiren“ habe, wird e& gewiß nur gebilligt werben 
fönnen, wenn hier bezüglich der Protokollaufnahme auss 
druͤckliche — getroffen worden und ſomit fuͤr einen 
über den ganzen Verlauf des Verfahrens ge⸗ 
ſorgt ift, 

i Daß diefe Protofolaufnahme nicht immer fogleih in 
der gewöhnlichen Maaße geichehen Eann, liegt in der Natur 
der Sache und bedurfte es daher hierüber einer Vorſchrift, 
wie der im Schlußfage enthaltenen. 


Bu $. 404. 

Bezuͤglich der Verurtheilung, welche nad) 5. 398 auf 
keine andere als auf Todesſtrafe lauten kann, har man in 
Debereinftimmung mit + 

effen a. a. O., Art. 521, 
eine Stimmenmehrheit von fünf gegen zwei für erforberlich 
erachtet, und zwar mit Ruͤckſicht Hauptiäglic darauf, daß 
das Verfahren des Militaͤrſtandgerichts nicht durchgängig 
an bie für das regelmäßige Strafverfahren gegebenen Forms 
vorfchriften gebunden werden Tann, in der Negel ein fehr 
kurges fein muß und es daher die nöthige Rüdjicht auf vie 
Siperftellung des Angeſchuldigten gegen etwa mögliche Ueber 
«eilung erheifcht, die in anderen Fällen ſchon durch die Form 
bes Verfahrens gebotene Garantie durch Die Bedingung einer 
größeren Stimmenzahl zur Verurtheilung zu erfegen, 

Während — zu Abf. 2 — nach anderen efeßgebungen, 

vergl, auch Heflen a. a. D., Art. 525. 
das ſtandgerichtliche Erkenntniß, wenn es auf Todesſtrafe 
lautet, auch alsballd dem Werurtheilten bekannt zu machen 
und darauf an demfelben zu vollziehen ift, es wäre denn, 
daß ber Oberbefehlshaber die vorgängige Borlegung des 
Erkenntniffes ausbrůclich angeordnet hätte, hat man für 
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paſſender die Beflimmung erachtet, daß das ſtaudgericht ⸗ 
liche Erfenntniß in allen Fällen dem Befchlöhaber, 
welcher das Standgericht niedergeſetzt, vor ber Belannt⸗ 
machung an den Angeſchuldigten vorzulegen iſt, eine Ber 
flimmung, die gewiffermaaßen einen Erfaß fr den Wegfall 
der Rechtsmittel bietet, welche letztere bei diefem Verfahren 
nirgends vorfommen und aus nahe liegenden Gründen auch 
nicht zugeftanden werden können. 
Vergl. Heffen a. a. O., Art. 510, 4 und 525. 


Zu 8.405. 

Wollte fi in Beziehung auf die Entſcheidung ben 
Vorſchriften für das in den vorftehenden Abtheilungen ab⸗ 
gehandelte ordentliche Strafverfahren hier ebenfalls ange 
fchloffen werden, fo würde in allen Fällen, die Entſcheidung 
möge ausfallen, wie fie wolle, ein Erkenntniß abzufaſſen 
fein und diefes, je nachdem, f 

durch mindeftens fünf Stimmen das „Schuldig” 
ausgeſprochen, 
oder * 
die zur Verurtheilung erforderliche Stimmenzahl 
nicht erlangt worden, 
oder . 
innerhalb ber für das gefammte Verfahren feitgefehs 
ten vierundzwanzigftündigen Frift die Wahrheit nach der 
Ueberzeugung der Nichter nicht genügend zu ermitteln 
jeweien, 
— Falle auf Verurtheilung zur Todesſtrafe, in den 
übrigen Fällen auf Freiſprechung, bezichendlich Berweifung 
des Angefchuldigten zum ordentlichen Strafverfahren zu 
lauten haben. 

Ie kürzer nun aber die Zeitfrift ift, binnen welcher die 
fandgerichtiiche Verhandlung begonnen und zu Ende ge: 
führt werden muß, umfomehr wird die Gefehgebung darauf 
Bedacht zu nehmen haben, die Aufgabe der Mitglieder 
des Standgerichts fo einfach zu ftellen, als nur immer ger 
ſchehen kann. 

Eine nicht unweſentliche Vereinfachung wird ſich da⸗ 
durch erzielen laſſen, wenn man, nach dem Vorgange ber 
Geſetzgebungen anderer Staaten, die Abfaffung eines jtand« 
gerichtlichen Erkenntniffes nur in dem Falle der Schuldig: 
erflärung durch eine Mehrheit von fünf Stimmen ftatt- 
finden, in allen übrigen Fällen dagegen cin Erkenntniß gar 
nicht abfaffen, fondern den von dem Ausfpruche dev Richter 
unverweilt in Kenntniß zu feßenden Befehlshaber beſtim⸗ 
men läßt, ob daS ordentliche Strafverfahren eingeleitet oder 
aber von weiterem Verfahren gegen den Angejhulvigten 
ganz abgefehen werden fol. 


Zu $. 406. 
Hierzu iſt das Nöthige bereits bei $. 404 bemerkt 
worden. 
Bu $. 407. 


‚ Dem allgemeinen Kriegsbrauche entfpricht e&, daß int 
Kriege die Bewohner eines von den Truppen befekten Lan 
des oder Landestheiles, welche ſich verräsheifcher Dacblungen 
ſchutdig machen, wodurch die Sicherheit ber Armee oder Der 
zu ihr gehörenden Perſonen gefährdet wird, vor Die Ruitaͤr⸗ 
gerite geſtellt und, wenn eine Standrechtöverkündigung 

ereits erfolgt war, ſtondrechtlich gerichtet werben, eine 
Maaßregei, welche im Intereffe dev Eruppen und ver Siriegse 
operationen bon der Nothwendigleit geboten ift und bezůgůch 
welcher es angemeffen fchien, duch in biefer Beziehung, wies 
wohl yorbehättlid; der noch ber Bunbeskriegsverfaffung hem 





indesbibliothek 
'Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


117 


Oberbefehlshaber der Bundesarmee zuftehenden Befugniffe, 
hier maaßgebende Beftimmungen zu freffen. 


Bu 56. 408, 409. 

Die Vorſchriften in $. 18 des Geſetzes, dad Verfahren 
bei Störungen der Öffentlichen Ruhe und Sicherheit ber 
treffend, vom 10. Mai 1851, bezüglich der Militärperfonen 
mußten mit Nüdficht auf die vorſtehenden Beftimmungen 
dieſer Abtheilung entfprechend abgeändert werden; dabei hat 
es jedoch angemeffen gefchienen, die Abgabe der Militär 


angefehuldigten an das nach $. 14 jenes Geſetzes hieder- 
gefeste gemiſchte Standgeriht in geeigneten und namentlich 
folden Zällen, wo Militär: und Chilperſonen gemeinſchaft⸗ 
lich eines ſtandrechtlichen Verbrechens ſich fHuldig gemacht, 
eintreten zu laſſen, was aber dem Ermefjen des —— 
habers ebenfo vorzubehalten war, wie die Entfchliegung 
darüber, ob —— — der hier fraglichen Art von pers 
manenten ober für jeden einzelnen Fall beſonders nieder 
gefegten Standgerichten abgeurtheilt werben follen. 


Beridt 
der außerordentlichen Deputation der Erften Kammer 
über den Entwurf einer Militaͤrſtrafproceßordnung für das Königreich Sachſen. 


Den in der Kammer zum Vortag gelomgten allgemeinen Theil des Berichts ſ. EM. LH. Nr. 2. 
S. 9 x; ferner Nr. 3, ©. 18. — Der nicht vorgetragene Theil Tautet: 


3 4. 
Die Unterfuchung Ar ruͤckſichtlich aller Wwebreden |, 9). 


dem ftändigen Kriegögerichte zu ($. 47). 

Die Entfcheldung erfter Inftanz erfolgt entweber von 
dem fändigen Kriegägerichte, oder, nach vorgängiger Schlußs 
verhandlung, von dem Spruchkriegägerichte & 48—50). 

Leicgtere Verbrechen gehören zur Entſcheidungszu— 
fändigfeit der ftändigen Kriegögerichte, wogegen die Spruch⸗ 
—— zur Aburtheilung ſchwererer Straffälle come 

etent find, 
— Es gehören indeſſen Unterſuchungen, welche gegen eine 
Perfon vom Offiziersftande oder Range anhängig geworben 
find, ſtets zur Entſcheidung vor das Spruchkriegsgericht 
($. 50). 


Die ftändigen Kriegägerichte find eingelrichterliche Be⸗ 
Hörden, bie Spruchkriegägerichte aus commandirten, befons 
ders vereideten Standesgenoffen zufammengefeßt. 

Bei den Unterfuhungen, welde zur Entidei- 
dungszuftändigkeit der Spruchkriegsgerichte ge 
hören, findet folgendes Verfahren ſtatt. 

Die Faſſung der Entſchließung darüber, ob und gegen 
wen die Unterfuhung einzuleiten fei, gebührt bem Audie 
teur ($. 87), welcher als Unterfuchungsrichter fungirt 
($. 93), es hat derfeibe jedoch hierbei, fowie während des 
Kortganges der Unterfuhung ($. 101) den Weifungen des 
Dbergerichtes nachzukommen. DR k 

Die nad) dem Principe der Schriftlichkeit und mit 
Ausſchluß der Deffenttichfeit zu führende Unterſuchung ber 
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ginnt mit der Entfchließung auf Einleitung derfelben 


Gegen den Beſchluß auf Einleitung oder Ablehnung 
der Unterfuchung fleht dem Angefehuldigten die Berufung, 
dem Commandanten der Revifionsantrag zu ($. 92). 

Die Entfhliegung Uber Wieberherftellung einer bereits 
alten Unterfuhung gebührt dem Unterfuchungsges 
richte, 

Der Commandant kann gegen den Beſchluß auf Einz 
ftelung den Nevifionsantrag, der Angefchuldigte, dafern 
derfelbe in Abftattung der Koften verurtheilt worden ift, 
Berufung einwenden ($. 105). 

Die Vereidung der in der Unterfuhung abgehötten 
Beugen erfolgt in der Negel nach Erftattung ihrer Ause 
fagen, einſchůeßlich der bei der — Gegenuͤberſtellung 
gethanen, vor dem Unterſuchungsgerichte ($. 214), derge⸗ 
ftalt, daß die Zeugen nicht nur einen affertorifchen, fonbern 
auch einen promifjorifchen Eid leiſten (Anhang Nr. II), 

Wird in Fällen, welche von dem Unterſuchungsgerichte 
an das Spruchkriegägericht zur ee ae und 
Endentfceidung zu überweifen find, die eidliche Beftärkung 
einer Anzeige oder eines Zeugniffes aus befonderen Grün« 
den bedenklich gefunden, fo find biefe Ichteren actenkundig 
zu machen und e3 iſt dann in dem Verweiſungsbeſchluſfe 
zu bemerken, daß die Frage über etwaige Nachholung der 
Vereidung dem fpruchrichterlichen Ermeſſen vorbehalten fei. 

Wenn die Unterfuhung bis zum Actenſchlufſe ge 
diehen, iſt folches ſowohl dem Commandanten, beziehen: 
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ich dem Privarankläger, als auch dem Angeſchuldigten zu 
eröffnen und find die etwaigen Anträge des ietzteren auf 
Bervollftändigung der Unterfuhung zu erledigen ($. 106). 

Das Unterfuchungsgericht bringt hierauf einen moti« 
virten Beſchluß daruͤber zu den Acten, ob ‚die Unterfuhung 
fortzuftellen und der Angefchuldigte zur Schlußverhandlung 
zu verweifen, oder ob die Unterfuchung einzuftellen fei. 

Auch diefer Beſchluß ift dem Angefhuldigten, fowie 
dem Commandanten, beziehenblich dem Privatankläger bes 
Tannt zu machen ($. 108). I 

Nach der Eröffnung des Verweifungsbefchluffes erfolgt 
die Vertheidigung durch fehriftliche Eingabe an das Unter» 
fugungsgeriht, oder durch muͤndliche Erklärung zu Pro: 
tofoll, 


Bu dem Einen wie zu dem Anderen ift dem Verthei— 
diger eine angemeſſene Frift einzuräumen, welde jedoch 
höchftens vierzehn Tage umfaffen darf ($$. 34, 108). 

Gegen den Verweiſungsbeſchluß kann 

1) der Angeſchuldigte Berufung ($. 313), 

2) der Commandant den Nevilionsantrag ($. 114) 
einwenden. Bei der Ausführung des Verweiſungsbeſchluſſes 
hat das Unterfuhungsgericht zunächft daruber Entfchichung 
zu faffen, ob und inwieweit zu der von dem Spruchkriegd- 

ericht abzuhaltenden Schlußverhandlung die perfönliche 
Sefeltung des Verlegten, oder die perjönliche Geftellung 
von Zeugen oder Gadverftändigen für die liberzeugende 
Aufklärung des wahren Sachverhaltes als nothwendig ante 
zuſehen ift ($. 218). 

Bezliglich der zu perfönlicher Geftellung vorzuladenden 
Beugen und anderen Perfonen ift von dem Unterfnchungs: 
erihte ein Verzeichniß aufzuftellen und zu den Acten zu 

ringen, welches dem Ängeſchuldigten alöbald vorzulegen iſt. 

In diefem Verzeichniffe find auch diejenigen fonftigen 
Beweismittel aufzuführen, welche zur Vorlegung in der 

- Schlußverhandlung für geeignet befunden werden ($. 219). 

Wird von den Angefehuldigten die Vorladung noch 
anderer Perfonen, oder die Vorlegung noch anderer Bes 
weismittel, als der in dem Verzeichniſſe enthaltenen beans 
tragt, fo hat das Unterfuchungsgericht daruber Entſchließung 
zu fallen und ſolche, e$ mag dem Antrage entfproden wer⸗ 
den, oder nicht, dem Antragfteller zu eröffnen. 

„Weber im letzteren alle erhobene Einwendungen ent- 

ſcheidet das Spruchkriegögericht ($. 220). 

Ruͤckſichtlich der von dem Privatankläger verfolgten 
Verbrechen ift das Verzeichniß der in der Schlußverhand- 
lung unmittelbar borzuführenden Beweismittel ebenfalls 
aufzuftelfen und demfelben vorzulegen ($. 221). 

Nach Erledigung der nurgedachten Beftimmungen über 
eftftellung der Beweismittel ift im Einvernehmen mit dem 
ommanbanten ber Tag für die Schlußverhandlung feftzu: 

ſetzen ($. 222). 

In Fällen, wo eine Vertheidigung überhaupt ftatt- 
findet, ift auf Antrag des Ungefchuldigten auch dem Vers 
theidiger freizuftellen, der Schlußverhandung beizumohnen, 
wogegen in $ällen, wo es um ein Verbrechen fich handelt, 
welches im Hoͤchſtbetrage mit Zuchthausftrafe von mindeſtens 
zehn Jahren, oder mit Todesſtrafe bedrohi iſt, der Verthei⸗ 
diger auch ohne einen ſolhen Antrag zu der Schlußverhand- 
lung vorzuladen ift ($. 224b). 

Das Unterſuchungsgericht erläßt die Worladung ‚zur 
Scälußverhandlung an den Angeſchuldigten und Bejiheabe 


"Sächsische Las 





lich den Vertheidiger, ſowie an diejenigen Perfonen, für 
deren perfünliches Erſcheinen es nad) Maafigabe von $. 218 
fi entſchieden hat ($. 223). 

Das Spruchkriegsgericht wird je nad) der Verſchieden⸗ 
heit des Dienftgrades oder Ranges des Angefchuldigten, 
oder, wenn deren mehrere zur Aburtheilung gelangen folten, 
Desjenigen, welder unter ihnen im Graͤde oder Nange 
höher ftcht, aus ſieben Mititärrichtern zufammengefegt 

9). 


C. 229). P 

Die Auswahl der Richter geſchieht nach vorgängigem 
Einvernehmen mit dem Auditeur duch den Commandanten, 

Die Richter werden zur Schlußverhandlung commandirt, 
Diefelben müffen, bei Vermeidung der Nichtigkeit, das Alter 
von 21 Jahren erfüllt haben ($. 233). 

Die Richter, aus welden dad Spruchtriegsgericht bes 
ftehen fol, find vor dem Zuſammentreien des letzteren dem 
Angeſchuldigten zu bezeichnen. e 

Einwendungen gegen diefelben find vor dem Juſammen⸗ 
tritte des Gerichte geltend zu machen. 

Ueber diefe Einwendungen entſcheidet das Unterſuchungs⸗ 
gericht, ber abfaͤllige Entſchließung des letzteren Das Spruuh: 
Friegögericht. 

In der Schlußverhandlung erhobene Einwendungen 
gegen den Auditeur find vom Spruchkriegsgerichte zu ent⸗ 
ſcheiden ($. 235). 

Belhwerden über Verfügungen und Entſcheidungen 
des Unterfuchungsgerichtes von der Feſtſtellung dev Bewels⸗ 
mittel an ($.218) find fpäteftens in der Schlußverhandlung 
anzubringen und gehören zur definitiven Entfcheidung des 
Spruchkriegsgerichtes ($. 236). 

Den Vorfig bei dem letzteren führt der nach dem Dienſt⸗ 
grade,” oder bei Gteichheit des Grades, der innerhalb vef 
felben nach dem Dienftalter höher ftehende Nichter. 

Derfelbe fol, foweit dies ausführbar ift, dem Ange 
ſchuldigten im Dienftgrade oder doch im Dienftalter vor ine 
ftchen ($. 230). 

Der Auditeus, die Mitglieder des Spruchkriegsgerichts 
und bezichendlich der Vertheidiger verfammeln ſich in ba 
Gerichts zimmer. 

Der Vorſitzende laͤßt den Angeſchuldigten vorfi 
und erklaͤrt nad) kurzer Aufprache über den Swea und Gegen⸗ 
fand der Verhandlung die Sitzung für eröffnet ($. 238). 

Die erſchienenen Zeugen und Sachverſtaͤndigen werden 
aufgerufen und hierauf aus dem Sigungszimmer einſtweilen 
wieder entlaſſen ($. 239). 

Der Auditeur vereidet ſaͤmmtliche Richter im Geiſein 
des Augeſchuldigten ($. 241). 

Die Leitung des Verfahrens liegt dem Auditeur ob 
($. 242). 

Zur Erforſchung der Wahrheit Bann derfelbe auch von 
folchen Beweißtaitteln Gebrauch machen, die exft in ber 
Schlußverhandlung ſich darbieten. Insbefondere kann er 
einzelne, nicht vorgeladene Perſonen, von denen nach den 
Gange, welchen die Verhandlung genommen hat, noch Auf⸗ 
klaͤrung zu erwarten if, zur Befragung fogleich vorladen 
und noͤtt igenfalld vorführen Laffen. 

Der Aubitene kann ferner Die Beibringurig yon Acten, 
Urkunden und fonftigen Beweisſtuͤcken anordnen, mit ben 
Gerichte Beaugenfcheinigungen vornehmen, fowie alle ans 
deren, dem Unterfuchungsrichter geftatteten Mittel zur Er⸗ 
forfhung der Wahrheit anwenden. 

War der Abgehörte zwar früher ſchon befragt, jedoch 
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nicht vereitet worden, fo hat das Spruchkriegsgericht zu 
ermeſſen, ob ein ſolcher Zeuge zu vereiden fei & 242). 

Ueber Anträge der Betheiligten auf Vornahme, einer 
"gerichtlichen Handlung oder den Widerſpruch gegen diefelbe 
faßt der Auditeur Entfchliegung. Es kann jedoch Derjer 
nige, welcher durch dieſe Entſchließung ſich verletzt glaubt, 
eine Entſcheidung des Spruchkriegsgerichtes verlangen, in 
welchem Falle der Auditeur an der Berathung und Ents 
ſcheibung des Gerichts nicht Theil nimmt ($. 243). 

‚Dex Auditeur lieſt die actenmäßigen Angaben des An— 
geſchuldigten über deffen perfönliche Verhältniffe, fowie über 
deffen — früheren Beſtrafungen und fodann den 
BVerweifungsbefchluß vor ($. 242), verfchreitet darauf zur 
DVernehmung bes Angefchuldigten, oder unter Umftänden 
($. 245) ftatt der nochmaligen Vernehmung zur Vorlefung 
der früheren Vernehmungsprotofolle, weldyenfals der Anz 
geſchuldigte in geeigneten Abfägen zur Erklärung über das 
Anerkenntniß Pink 
‚fordern ift ($. 245). 

Die Zeugen werben befragt. Auch koͤnnen die Rich- 
ter, ſowie der Angefchuldigte und beziehendlich defien Ver— 
theidiger, die beiden leßteren jedoch nur durch Vermittelung 
des Aubiteurd Fragen an bie Zeugen ftellen ($. 254) und, 
dafern diefe noch unvereidet find, werden diefelben nad 
Erftattung ihrer Ausfage und bezichendlic) nach vorgenom⸗ 
mener Gegenüberftellung vereidet ($- 249). 

Während ber ganzen Beweisaufnahme koͤnnen von 
dem Angefchuldigten alle zur Vertheidigung gegen die Ans 
fautbigung dienenden Thaͤtſachen geltend gemacht und müfe 
fen felbft von amtöwegen berhefißtigt werden ($. 261). 

Nach Beendigung der Beweisaufnahme hat der Aus 
diteur eine gedrängte und unparteiifche Bufammenftellung 
der Gefammtergebniffe der Unterfuhung vorzutragen und 
Das oder die Verbreden zu bezeichnen, tiber welche rechte 
lic) zu erkennen fein werde, zugleich) auch die schriftliche 
Vertheidigung und die von dem Vertheidiger während der 
Schylußverhandlung fehriftlich eingereichten Erinnerungen 
amd Anträge vorzulefen. 

Dem Angefehulbigten fteht das Recht zu, hierauf ſelbſt 
noch die zur Merkheibigung ihm dienlich erfcheinenden Um⸗ 
fände geltend zu machen. 

Nachdem der Aubiteur zuvor die Frage an den Ange 
Hagten geftelt hat, ob er noch irgend eine Bemerkung zu 
machen habe, erklärt dee Vorfigende die Verhandlung 
für gefchloffen, das Protokoll wird — und die Rich⸗ 
ter verfchreiten unter der Leitung des Auditeurs, welchein 
aber feloft ein Stimmrecht zufteht ($. 234), nach der 
Entfernung der übrigen Anweſenden zur Berathung und 
Abftimmung ($. 262). — 

Die Abftimmung erfolge von dem unterſten Dienſt- 

ade aufwärts, dergeftalt, daß der Vorfigende zuletzt 
limmt. 

Zur Entſcheidung jeder einzelnen, dem Spruchkriegs- 
gerichte vorzulegenden Frage iſt eine Mehrheit von vier 
Stimmen hinreſchend ($. 264). R 

Zunachſt ift darüber zu berathen und abzuftimmen, 
ob die Unterfuhung fpruchreif fei, oder ob und in welden 
Beziehungen fie noch einer Ergänzung bebürfe. 

Hat ſich die Mehrzahl der Richter gegen die Annahme 
der Spruchreife entfchieden, ſo iſt diefer Beſchluß zu Pros 
toFol zu nehmen und mit den Acten an das Unterfuchungs- 
gericht zuruckzugeben ($. 265). . 
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chtlich feiner früheren Ausfagen aufzuz| . 


Iſt die Spruchreife angenommen, fo trägt der Audi— 
teur die zu beantwortenden Fragen in der vom ihm feftger 
fegten Reihenfolge vor. 

‚Durch Entfcheidung des Gerichtes Fann der Auditeur 
zu einer Abänderung und Ergänzung der zu flellenden Fra⸗ 
gen, nicht aber zu Hinweglafjung von Fragen, deren Aufs 
ftellung er für erforberlich erachtet, genöthigt werden ($. 271). 
Stets ift die Fragftellung dergeftalt einzurichten, daß die 
Abftimmenden eine beftimmte Erklärung mit „Sa” oder 
„Mein“ darüber abgeben müffen, ob nach ihrer gewiffene 
haften Ueberzeugung die Thatfachen, welche den Gegen- 
fand des dem Angefchulbigten zur Laſt gelegten Verbre- 
Gens bilden, durch die Ergebniffe der Unterfuhung für 
erwiefen und der Angefchuldigte daher des gedachten Ver— 
bredheng für fehuldig zu erachten fei ($. 272). 

Bei Verneinung ber Schuldfrage erfolgt Klagfreis 
fprechung oder Straffrifpredung G. 274). 

Sf die Schuldfrage bejaht, fo hält der Auditeur einen 
anderweiten Vortrag, wobei er die auf die vorliegenden 
Verbrechen anzumendenden Strafbeftimmungen vorlieft und, 
foweit nöthig, erläutert, dabei auch über die etwa in Ber 
tracht kommenden Strafmilderungs» oder Straferhöhungs- 
oder Schärfungsgründe  fich ausfpricht und fodann über 
die auszuwerfende Strafe fein Gutachten abgiebt ($. 275). 

Darauf erfolgt die Frageftelung und Abftimmung über 
die Strafe des Angefhuldigten ($$. 276, 277), die Vers 
vollftändigung des Protokolls ($. 278), ſowie die Abfaffung 
des Enderfenntniffes nebſt kuͤrzen Entfcheidungsgründen 
durch den Auditeur, nad) Maafgabe der Hauptergebniffe 
der Abftimmung ($. 279). 

Sobald dad von dem Auditenr abgefaßte Erkenntniß 
von den Nichtern auf erfoigtes Vorlefen genehmigt worden, 
ift daffelbe dem wieder vorgerufenen Angefchuldigten, fowie 
den fonjtigen Betheiligten in der Sigung bekannt zu machen, 
ed ift auch der Angefchuldigte über das Erfenntniß fowohl, 
als dad ihm dagegen zuftehende Rechtsmittel und die Friſt 
zu deffen Einwendung zu belöhren ($. 283). 

Dem Commandanten ift bas Erkenntniß nebft Ente 
f&eidungögründen alöbald nach beenvigter Sitzung in Kraft 
der Bekanntmachung vorzulegen ($. 285). 

Das Enderkenntniß kann von dem  Angefchulbigten 
durch die Berufung (und zwar aus Gründen, aus welchen 
die allgemeine Srrafveves ordnung dem Angeklagten die 
Berufung oder beziehendlich die Nichtigkeitsbefchwerde ges 
flattet), von dem Commandanten aber duch den Nevifiond: 
antrag (welcher ber Nichtigleitsbeſchwerde des Staatsanwal ⸗ 
tes in der allgemeinen Strafproceforbnung entfpricht) ans 
gefochten werden ($$. 313 und 314). 

Der Angeflagte kann ſich zur Einwendung und Aus - 
führung des ihm machgelafienen Nechtömitteld eines Ver— 
theidigerd bedienen, welcher ihm unter Umftänden aud) durch 
das Gericht beigeordnet werden muß ($. 315). 

Das Oberkriegägericht kann zur —— der Antraͤge 
des Angeſchuldigten auf Beweis aufnahme vie‘ Anſtellung 
von Eroͤrterungen und Erhebungen anordnen, und hat nad) 
deren Erfolg zu ermeffen, ob es auf Grund deſſelben ohne 
Weiteres Über die Berufung entſcheiden, oder ob es einen 
Berhandlungstermin anberaumen will ($. 317). r 

Su letzterem find die Zeugen und Sachverſtaͤndigen, 
deren Abhörung für nöthig befunden wird, nach dem Er- 
meffen des Gerichte auch der Ungefchuldigte, fowie deſſen 





Bertheidiger vorzuladen ($. 318). 
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Das Iberkriegsgericht hört in dem Verhandlungster- 
mine zunähft den Vortrag eines feiner rechtskundigen Mits 
glieder über den Sachſtand und die Ausführungen und 
Anträge des Vertheidigers, worauf bie erforderlichen Vers 
nehmungen, Abhörungen u. |. w. erfolgen ($. 320. 

Am Schluffe der Verhandlung hat der Vorſitzende die 
Ergebniffe derfelben in einer gedrängten Darftellung zuſam⸗ 
men zu faffen, und fodann dem Angefhuldigten und dem 
Bertheidiger das Wort zur Ausführung ihrer Anträge zu 
extheilen ($. 321). ‚ he 
. Das Oberkriegsgericht kann auf eingewendete Berufung 
das erfigerichtliche Erkenntnig nicht zum Nachtbeile des 
Angefchuldigten abändern, Daffelbe kann auf dieſes Rechts⸗ 
mittel, wenn daffelbe micht lediglich auf den Koftenpunkt 
befchräntt ift, die thatfächlichen Feſtſtellungen des erftgerichte 
lichen Erkenntniffes feiner Prüfung unterwerfen, und daher 
ebenfo eine für bewiefen erachtete Thatſache für unbewieſen, 
wie eine für nicht bewiefen erachtete Thatfache für bewieſen 
anfehen, nicht minder auch aus den thatjächlichen Feſtſtel- 
Yungen des erfigerichtlicden Erkenntniffes andere Schlußfol- 
gerungen, als im legteren gefchehen, ziehen und hiernach 
das Erkenntniß abändern ($. 322). D 

In gleicher Maaße kann das Oberkriegägericht, wenn 
die Kerufan nicht Tediglich auf den Koftenpunkt befchräntt 
ift, auch bie dem erftgerichtlichen Erfenntniffe unterliegende 
Rechtöanficht feiner Prüfung unterwerfen und zu Gunften 
des Angefehulbigten fowohl die Strafverfolgung für rechtlich 
unzuläffig, als auch eine mildere Strafbeftimmung für ans 
wendbar erklären und hiernach das Erkenntniß abändern. 
Nicht minder kann es auf eine geringere Strafe auch ohne 
anderweite Beweisaufnahme erkennen ($. 322). 

Wird indeſſen das Erkenntniß lediglich wegen Verlegung 
oder unvichtiger Anwendung einer ſtraftechtuͤchen Beftims 
mung angefochten, fo hat das Oberkriegsgericht fich auf bie 
rechtliche Beurtheilung der in der angefochtenen Entfcheis 
dung für erwieſen eradhteten Thatfachen zu befchränken, 
demnad) die Beweisaufnahme, oder die Ergebniffe derfelben 
einer Prüfung nicht zu unterwerfen ($. 325). 

Auf einen zu Gunften des Angefhuldigten von dem 
Commandanten eingewendeten Nevilionsantrag kann das 
Erfenntniß nicht zum Nachtheile des erſteren abgeändert 
werden ($. 325). 

Das Oberkriegsgericht hat entweder die Sade zur 
nochmaligen Verhandlung und Entſcheidung, beziehendlich 
nur zu lehterer an das Gericht, welches das frühere Erfennt> 
niß extheilt hat, zurlidzumeifen, oder fofort felbft auf Ab⸗ 
änderung des angefochtenen Erfenntnifjes in den als ber 
ſchwerend befundenen Punkten zu erkennen. 

Die Falle, in welchen das Erſtere und die Faͤlle, in 
N dad Letztere zu gefchehen hat, find fpecialifirt 

Exſcheint eine nochmalige Verhandlung nöthig, fo kann 
das Oberkriegsgericht die Sache, behufs der Verhandlung 
und Aburtheilung auch an ein anderes Gericht, ald dad: 
jenige, vor welchen die Sache bisher verhandelt worden 
war, verweilen ($ 327). 

Das Geriht, an weldes die Sache zur nochmaligen 
Verhandlung und Entſcheidung oder nur zu leßterer zurld- 
gewiefen wird, ift an die Rechtsanſicht gebunden, von wel 
Ser das Oberkriegsgericht bei feiner Entfcheidung ausgegan⸗ 
gen iſt, dagegen hat daſſelbe im Betreff der Beweisauf- 
nahme ganz freien Spielraum ($. 328). 
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Bedarf es infolge der Aufhebung des angefochtenen 
Erkenntniſſes nicht einer neuen Verhandlung, fondern nur 
eines anderweiten Erkenntniſſes, fo hat das Gericht vor 
demfelben den Angefchuldigten, ſowie, wenn von bem Ober» 
Friegsgerichte ſoiches angeordnet worden ift, auch den Ver: 
theidiger zu hören. J un 

Befindet ſich der Angeſchuldigte bei einer anderen Be 
börde in Haft oder bereits in einer Strafanftalt, fo iſt die 
Vorführung defjelben zu dem Termine nicht erforderlich 
($. 329). 


Gegen das von dem Gericht erſter Inftanz gefprochene 
anderweite Erkenntniß Eönnen diefelben Rechtsmittel einges 
wendet werden, welche gegen das aufgehobene Erkenntnig 
nachgelaffen waren. 2 

St auf Todes- oder lebenslaͤngliche Zuchthausſtrafe 
erkannt und ift hiergegen von bem Verurtheilten Berufung 
nicht eingewendet worden, fo iſt gleichwohl nach Brkanntz 
machung des Erfenntnifjes und nach Ablauf der zur Eins 
wendung der Nechtömittel beftimmten dreitägigen Friſt das⸗ 
felbe. von amtöwegen dem berkriegsgerichte vorzulegen 
und von dem letzteren, und zwar in voller Berfammlung 
(Sieben Richter) hierauf ebenjo zu verfahren, als ob ver 
— gegen das Erkenntniß Berufung eingewendet 
hätte. 

Ein ſolches Erkenntniß ift — unabhängig von den 
dagegen eingewendeten Rechtsmittetn — nad allen Niche 
tungen einer Prüfung zu unterziehen, nach deffen Erfolg 
aber ift das Nöthige zu erkennen. 

Bei Führung dev Unterfudhung in den zur 
ausihliegliben Zuftändigkeit des ſtaͤndigen 
Kriegsgerichts gehörigen Fällen hat ſich der Rich⸗ 
ter nach den Vorfchriften zu richten, welche für die Untere 
ſuchung der zur Entfcheidungszuftändigteit des Spruch: 
kriegsgerichtes gehörigen Verbrechen gelten ($. 333). 

‚Die Mitwirkung des Commandanten findet in derſel⸗ 
ben Maaße ftatt, wie beztiglich der ” erften Kategorie vun 
Unterfuhungen gehörigen Fälle ($. 334), ausgenommen, 
daß es einer Eröffnung von dem Schluffe der Unterſuchung 
an den Commandanten nicht bevarf ($. 336). 

Das Geriht hat, wenn es die angeftellten Eroͤrterun⸗ 
en für ausreichend erachtet, um ein Erkenntniß in der 
Bruptaae ertheilen zu können, die Unterfuchung zu ſchlie⸗ 
en und ſolches dem Angefchuldigten nach Befinden dem 
Antragfteller zu eröffnen. 

Nach dem Schluffe der Unterfuhung koͤnnen die Arten 
von dem durch dem Angeſchuldigten gewählten Vertheidi⸗ 
ger an Gerichtöftelle eingelehen werben, aud) find dem An⸗ 
geihuldigten auf deffen Verlangen die Acten nah, Schluß 
der Unterfuhung an Gerichtöftelle und unter Aufjicht einer 
Gerichtsperſon zur Einſicht vorzulegen ($. 336). 

Die Abfaffung des Erfenntniffes erfolgt durch das 
ftändige Kriegsgericht ($. 338). 

Das Verfahren bei angezeigten Beleidiguns 
gen und Verleumdungen fchließt ſich den Beſtimmun— 
gen, ber allgemeinen Strafprocegorbnung, namentlich auch 
bezüglich der Autäffigkeit der Erlaſſung von Strafverfüs 
gungen an den Bezüchtigten, jedoch unter Herabfeßung der 
— nm — worlommens 
en zehntägigen Friſten auf dreitägige im MWefentlichen an 
&. in Ps gig: Weſentlichen 

egen die Erkenntniſſe der ſtaͤndigen Kriegsgerichte 
ſind diefelben Nechtswmittel welche die — 
der Spruchtriegsgerichte zuläffig find und zwar mit Der 
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Ausdehnung geftattet, daß der Revifionsantrag von dem 
Commandanten auch wegen der Entſcheidung über die 
Schuldftage und beziehendlich den Koftenpunkt, fowie wegen 
der Strafabmeffung erhoben werden kann. 

Das Oberkriegsgeriht kann das Erkenntniß zum Nach⸗ 
theile_ des Angefchuldigten nur auf den Reviftonsantrag 
des GCommandanten und zu Gunften des Angefhuldigten 
nur auf die Berufung des Letzteren, oder auf den Nevis 
fionsantrag des Erſteren — wenn fich nämlich bei Prü— 
fung diefes Rechtsmittels Nichtigkeiten zu Gunften des 
Angefcehuldigten herausftellen — abändern ($. 346). 

Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
gegen den Angefchuldigten Fann von dem Commandanten 
eantragt werden, oder ift auf erlangte Kenntniß von ein- 

* fhlagenden Thatfachen oder Umftänden von dem ftändigen 
Kriegsgerichte ebenfo, wie die urfprüngliche Unterfuchungs- 
einleitung von amtöwegen in Erwägung zu ziehen. 


Arn die Wiederaufnahme zu Gunften des Angeſchul⸗ 
digten reiht fih in dem Entwurfe die Einholung einer 
no&hmaligen Entfheidung auf Anordnung des Königs 
an, welde von dem Oberkriegsgerichte und zwar, wenn 
von dieſem felbft die frühere Entfcheidung ausgegangen 
war, in voller Berfammlung zu estheilen ift. 

Die Abfaffung des Nahtragserkenntniffes 
kommt demjenigen ftändigen Kriegögerichte zu, unter wel- 
Hem zur Zeit diefer Abfaffung der Ängeſchuldigte nach 
feiner Dienftftellung fteht. Iſt gegen denfelben jedoch von 
einem Civilgerichte auf Buchihausftafe, ober auf eine ſolche 
Arbeitöhausftrafe erfannt worden, in welche die militärges 
richtlich ausgeſprochenen — ober Arreſtſtrafen mit 
aufzuziehen find, fo kann die Abgabe des Angefhulbigten 
an das zuftändige Civilgericht behufs der fobann von diefem 
zu bewirkenden Abfafjung des Nachtragserkenntniffes eins 





geleitet werden ($. 381). 


Der fpecielle Teil des Berichts lautet vollftändig: 


Bei der fpeciellen Begutachtung des vorliegenden Ger 
fegentwurfs glaubt fich die Deputation um fo kürzer faffen 
zu koͤnnen, als in der gegenwärtigen Gefevorlage eine 
‚große Anzahl von Artikeln aus der allgemeinen Strafproceh- 
ordnung in die Militärftrafprocefordnung übertragen worden 
ift, und man fic von Beantragung rein rebactiomeller Abs 
änderungen umfomehr fernhalten zu müffen geglaubt hat, 
ald nah dem früheren Beſchluſſe der Erſten Kammer die 
Umarbeitung des Geſetzes lediglich der Staatsregierung über- 
laſſen werben ſollte. 

Wenn man deffenumgenchtet in dem ſpeciellen Theile 
des Berichts eine nicht unbedeutende Anzahl von Anträgen 

ur Annahme empfehlen wird, welche Iediglich die innere 
Deconomie des Geſetze ntwurfs und deſſen Nedaction betreffen, 
fo ſteht dies damit im Zuſammenhange, daß dieſe Anträge 
theild von ber Eöniglichen Staatsregierung felbft, theils 
von der Deputation der Zweiten Kammer ausgegangen und 
von der Löniglichen Staatsregierung genehmigt worden find. 
Zu SS. 1 bis 3. 
Man erlaubt ſich diefe Paragraphen 
zur unveränderten Annahme zu empfehlen. 
Aus. 4. 

Nach ber Anficht der Depuration war es nothwendig, 
eine Beftimmung darüber in diefen Paragraph aufzunehmen, 
daß der Gommandant ausbrüdlich zu erklären habe, ob ein 
von ihm gebrauchtes Nechtömittel zu Gunften des Anger 
ſchuldigten eingewendet fein fol. u 

Einen Grund für diefe Nothwendigkeit glaubte die Der 
putation darin zu erbliden, daß nach S. 346 Abſ. 2 auf 
ein zu Gunften des Angefehuldigten von dem Commandanten 
eingewendetes Rechtömittel das Erkenntniß nicht zum Nach⸗ 
theile des erfteren abgeändert zu werden vermag. 

Da es aber nad) S. 69 der Aufftellung bejonderer Be⸗ 
ſchwerdepunkte bei dem Rebifionsantrage nicht bedarf, fo 
würde das Oberkriegsgericht bei dem Mangel einer folchen 
ausdruͤcklichen Erklärung des Commandanten nicht erfehen 
Tonnen, ob das Rechtömittel zu Gunften oder zum Nach 
teile des Angeſchuldigten eingewendet worden fei. x 

Die Föniglihen Herren Commiſſare haben ſich dahin 
geäußert, daß auch fie von der Vorausfegung ausgegangen 

1.8. (I. Abonnement.) 
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wären, e8 habe der Commandant, wenn er cin Rechtsmittel 
zu Gunften des Angeſchuldigten einwende, folches ausdrüde 
lic) zu erklären. F 

„ Um Sweifel hierüber auszufchließen, bringt man im 
anal mit den koͤniglichen Herren Commiffaren in 

orfhlag: 

auf der zweiten Zeile des zweiten Abſatzes von $. 4 nach 

den Worten: 

‚und zwar” 
bie Worte einzufchalten: 
„was er jedoch ausdrüdtich zu erklären hat”, 


u 
wird mit diefem Zuſatze $. 4 zur Genehmigung vorge 
ſchlagen. 

Bu ss. 5 bis 13. 
Gegen die Annahme diefer Paragraphen hat die Des 
putation nichts einzuwenden. 


Bu $. 14. 

Nach Abf. 1 von g. 14 Fönnen Schreib: und Rechnungs⸗ 
fehler in einer bekannt gemachten Entſcheidung von dem Ges 
richte, welches dieſelbe ertheilt hat, zu jeder Zeit ſowohl auf 
Antrag, ald von amtswegen verbeſſert werden. 

In Abf. 2deffelben Paragraphen wird dagegen beftimmt, 
daß, wenn die Abf. 1 gedachten Fehler in einem von einem 
Spruchkriegsgerichte ausgegangenen Erkenntniffe vorgekom⸗ 
men, die Berbefferung derjelben demjenigen ftändigen Friegs⸗ 

jerichte zuftchen folle, bei welchem die fpruchgerichtliche 
Hlußverhandlung ftattgefunden habe. 
im den Gegenfag ſchaͤrfer hervortreten En laſſen, in 
welchem Abf. 1 und 2 zu einander ftehen, fchlägt man vor: 
hinter — Worte von Abf. 2: 
m 


„ 
das Wort: 
— 
einzuſchalten, 
— ſich dafür: 
mir dieſer Einſchaltung den Paragraph zu genehmigen. 
Zu ss. 15 bie 17. 
Mit diefen Paragraphen iſt die Deputation einver⸗ 
fianden. Pr 


18 
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Zu $. 18. 

Mit Rüdficht auf den zu 8. 345 geſtellten Antrag, 
den S. 345 zu freichen, bedarf auch das Citat auf der 
erften und zweiten Zeile von S, 18 einer entſprechenden 
Aenderung, daß foldes: 

(vergl. S. 386)" 
zu lauten haben wirde, J 

Das auf der zweiten und_britten Zeile von Abſ. 2 
dieſes erahnen erfichtliche Wort: 

„ausbrucklich” J J 
haben hiernaͤchſt die koͤnigl. Herren Commiſſare mit dem 
Worte: — 

beſonders“ 
verlaufcht zu ſehen gewuͤnſcht. 

Es iſt naͤmlich im erſten zero diefes Paragraphen 
die Dispofition getroffen, daß die ftändigen Kriegägerichte 
u allen bei ihnen unmittelbar vorzunehmenden, für die 
Hinftige Entſcheidung einflußreichen Unterfuchungshand- 
Zungen zwei Beiſitzer zuzuziehen haben. Außerdem ift der 
Buziehung der Beifiger in einzelnen Daragranden G. B. 
in $. 160, Abſ. 43 $. 176, Abf. 13 . 194, Abſ. 23 8 196, 
Abf. 2) befonders gedacht. Nur in den Fallen, in welden 
diefe befondere — hat, fol die unter⸗ 
laffene Zuziehung zweier Beifiger die Nichtigkeit der bezüg- 
lichen Handlung zur Folge haben. 

Den im Schlußfage von $. 18 aufgeführten Angehö- 
tigen im Sinne diefes Geſetzes würde auch noch: 

der Muͤndel“ 
binzuzuflgen fein, für welchen derſelbe Ausichliegungs- 
grund wie für den Vormund vorliegt. 

Die Deputation empfiehlt daher: 

a) das Eitat in Abf. 1 abzuändern in: 

„ergl. $. 386); 
b) das in Abf. 2 erfichtliche Wort: 
„ausdrücklich 
mit dem Worte: 
beſonders 
zu vertaufchenz 
0) dem letzten Abſatz die beiden Worte: 
„und Mündel” 
anzufchließen, 
mit biefen Abänderungen und diefem Zuſatze aber den 
Paragraph zu genehmigen. 


Bu $. 19. 
Die Annahme diefes Paragraphen wird von der Der 
vutation befürwortet. 
Bu $. 20 
empfiehlt Die Deputation, 
daß das Citat: 
„S 19, Abſ. 1 und 2” 
Auer vorlehten Zeile von Abf. 1 dahin vervollſtaͤndigt 
werde: 

„nd. 19, Abf. 1, 2, 3 und 4", 

Mit diefer Bervollffändigung wird ber Paragraph 
zur Genehmigung empfohlen. 
h Bu $. 21. 

Da die am Eingange von Abf. 1 erwähnten Ausnah⸗ 
men nicht im folgenden, fondern in demfelben Paragraphen 
%bf, 4 enthalten find, fo geftattet man ſich Die Vorichläge: 

bie auf der erften Zeile von Abf. 1 erfichtlichen Wortes 
„in dem folgenden Paragraph” 
mit den Worten: 
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„Am Nachfolgenden” 
zu vertaufchen, 
mit diefer Abänderung aber 
den Paragraph annehmen zu wollen. 
Zu f. 22 
hat man von Seiten der Deputation kein Bedenken das 
gegen gefunden, ſich dafür zu verwenden, daß 
die Ueberfhrift ded Paragraphen: 
„Bortfegung“ 
mit der Ueberſchrift · 
„Befondere Beftimmung” 
vertaufcht, 
mit diefer Abänderung aber 
der Paragraph genehmigt werde. 


Die $5. 23 und 24 
haben der Deputation zu keiner Bemerkung Veranlaſſung 
‚gegeben. ® 
Bus. 25. 

Da diefer Paragraph ausfallen muß, wenn die von der 
Deputation unten geftelten Anträge bezüglich der Statt: 
haftigkeit des Anſchlufſes des Beſchaͤdigten an dag Straf: 
verfahren angenommen werden follten, fo erlaubte man ſich 
den Vorſchlag: . 

die Abftimmung über 5. 25 bis nach erfolgter Be: 
ſchlußnahme über die oben erwähnten Anträge auszus 


fegen. 
Bu $$. 26 bis 38. 

Diefer und die folgenden Paragraphen bis zu g. 37 
enthalten die allgemeinen Beftimmungen über die Bertheis 
digung. Bei gemeinen Verbrechen hat man fic bezüglich 
der Nothwendigkeit der Vertheidigung der allgemeinen Straf: 
proceßordnung angefchloffen ($. 29). 

Die Vertheidigung Fann bei gemeinen und bei zwei in 
$. 27 unter 2a und b angegebenen Gattungen von Mili⸗ 
tärverbredden don einem Nechtsanwalte & 27), bei den 
übrigen Mititärverbrehen aber nur durch eine Militärper- 
fon vom Offiziersftande oder Offizierrange geführt werden. 

Dieſe Tester Art der Vertheidigung findet in Be: 
gehung auf alle Arten von Verbrechen dann ſtatt, wenn 
die Truppen im Auslande, oder im Felde, oder anf den 


Marſche dahin ſich befinden ($. 28). 


Bei einem Militärverbregjen iſt — wenn man von 
ven in 6. 27 unter 2a umd b erfichtlichen Ausnahmen 
abſieht — die Vertheivigung nach dem Entwurfe nur dann 
nachgelaffen, wenn daffelde durch die Strafgefehe im Hoch 
betrage mit einer Freiheitsſtrafe in der Dauer von minde, 
ſtens zchn Jahren nothwenbig iſt ſie dagegen nur dan, 
wenn das Verbrechen tur die Shrafgelehe mit Todes 
— nstiger Zuchthausſtrafe behroht ift (88. 29 
und 30). 

‚Der Angtſchutdigte Bann ſich zweier Verthelbiger ber 
dienen, wenn bei bern Zufammentieifen von gemeinen und 
Mititärverbrechen Zweifel darüber zu entſtehen vermögen, 
7 dieſer Verdrechen als das ſchwerte anzufehen fel 
. Bad ven Umftand antangt, daß bei Militarberbrechen 
die, Vertheidigung durch einen Dritten, bezüglich Ihrer Sur 
Täffigteit und Nothiendigkeit, in enge Grenzen eingeſchloſfen 
if, fo erlaubt man ſich darauf anfiveifam zu machen, daß 
die Befugniß, ſich wegen eines Militävverbsejens durch 
einen Dritten virtheidigen zu laffen, durch den Ciefehent> 
wurf überhaupt erft eingeführt werben (oll, 
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either galt in diefer Hinficht die in dem Kriegsge⸗ 
richtsreglement vom Jahre 1789 Abfchnitt IX. $. 7 enthals 
tene Beftimmung, daß bei Militärverbredhen gar Feine Ber- 
theidigung durch einen Dritten ftattfinden Eonnte. 

Unzweifelhaft dürfte dies auf dem Grunde beruhen, 
daß bei Militärverbrechen, bei welchen die juriſtiſchen Erz 
mwägungen in den Hintergrund, bie militärifchen Rüdfichten 
aber in den Vordergrund treten, die Vertheidigung nur 
auf thatſaͤchliche Momente, nicht aber auf juriftifche Deduc- 
tionen geftügt werden fann und daß zur Angabe der reinen 
Thatſachen, welche zu feiner Entſchuldigung oder milderen 
Beurtheilung gereichen, der Angeſchuldigte nicht der Unter- 
ftügung eines Dritten bedarf. 

Hat mit Berhdfihtigung diefer Umftände die Depus 
tation die Uebergeugung gewonnen, daß die Vertheidigung 
durch einen Dritten bei Militärverbrehen einen anderen 
Character annimmt, als bei gemeinen Verbrechen, fo iſt fie 

doch mit der Bellimmung des Entwurfs einverftanden, 
daß bei ſchweren Militärverbreden dem Angefchulbigten 
dadurch, daß demfelben eine dritte Perfon zu feiner Ber- 
theidigung zugeordnet wird, eine neue Garantie für ein ger 
vechted Urthel geboten werde. 

Die Deputation der Zweiten Kammer hat fich bei der 
Föniglichen Staatsregierung daflr verwendet, die Verthei— 
digung bei Militätverbregien in denjenigen Fällen naczur 
laffen, in welden der Höchſtbetrag der Strafe, falld es 
fi um ein gemeined Verbrechen handelte, die Nothwens 
digkeit der Vertheidigung bedingen würde, die Noth- 
wenbigfeit ber legteren aber bei Militärverbrechen für 
die Fälle anzuordnen, in welchen ein Militärverbrechen durch 
die Strafgelehe im Höchftbetrage mit Suchthausftrafe von 
mindeftend zehn Jahren oder Todesſtrafe bedroht iſt. : 

Da die koͤnigliche Staatsregierung diefem Vorfchlage 
ihre Zuftimmung ertheilt hat, fo hat die diefjeitige Depus 
tation feine Veranlaffung gehabt, fh dagegen zu erklären, 
indem ſich die Grenzlinie im Betreff der Zuläffigkeit und 
Nothmwendigkeit der Vertheidigung verfchieden ziehen läßt, 
ohne daß man durch pofitive Gründe zu rechtfertigen vers 
mag, daß dieſe oder jene Grenzlinie die richtigere fei. Daß 
übrigens nad) Maaßgabe deffen, was hierüber in den Mo: 
tiven Seite 421 bemerkt worden ift, bei Militärverbredhen 
eine wirkfame, dem Intereffe des Angeſchuldigten förderlichere 
Bertheidigung nur von einer mit den militärifchen Dienfivers 
hältniffen genau vertranten Perfon, einem Standesgenoffen, 
erwartet werben fann, dies fcheint nach Anficht der Depus 
tation feiner weiteren Rechtfertigung zu bedürfen. 

Da, was die ee bei gemeinen und bei 
Militärverbrechen gleichmäßig betrifft, die Unterfuchung noch 
nicht abgefchloffen ift, fo lange feine Schlußverhandlung 
ftattgefunden hat, fo liegt die Nothwendigkeit vor, den 
BVertheibiger auch in der Schlußverhandlung zuzulaffen, 
bezüglic) der Mitwirkung deffelben bei der gedachten Ver⸗ 
handlung aber diejenigen Einichränkungen zu treffen, welche 
dem militärgerichtlihen Strafverfahren angemeffen find. 

Die Mirkfamkeit des Vertheidigers hat ſich in der 
Schlußverhandlung auf fehriftliche Einreihung von Ers 
innerungen und Anträgen zu beichränfen, weil bei dem 
Nichtvorhandenfein eines Staatsanwalts von einem contra⸗ 
dietorifchen Verfahren keine Rede fein kann. 

Die deshalb _erforderlihen Anträge wird man weiter 
unten zu ftellen ſich erlauben. 





Nach diefen Vorbemerkungen empfiehlt die Deputation 


— der $$. 26 bis 38 folgende Vorſchlaͤge zur Une 
nahme: 
den $$. 26 bis 29 die Genehmigung zu ertheilen; 
dem $. 30 im folgender Faffung: 
‚ „Die Bertheidigung wegen eines Verbrechens der 
in $. 28 Abf. 1 gedachten Art ift nothwendi 
wenn das letztere durch die Strafgefehe im Si 2 
betrage mit Zuchthausftrafe von mindeftend zehn 
Jahren oder mit Zodesftrafe bedroht iſt; nach ge⸗ 
lafſen iſt fie, wenn es um ein Verbrechen ſich 
handelt, welches durch die Strafgeſehe im Hoͤchſtbe⸗ 
trage mit Arbeitshausftrafe von mindeftens vier 
Jahren, oder mit Militärarbeitsftrafe von vier Sahren, 
oder mit Zuchthausftrafe bedroht ift. 

Diefe Beftimmung findet aud Anwendung in 
dem in $. 28 Abf. 2 bemerkten Falle. 

Ebenfo ift den Vorfchriften in $. 29 Abf. 2, 
foweit diefelben Anwendung leiden Eönnen, hier 
ebenfalls nachzugehen. 

Die Wahl des Vertheidigers erfolgt, falls der Ans 
geiähufbigte nicht felbft binnen der in $. 29 Abf. 3 
eſtimmten Frift einen folchen benannt hat und die 
Vertheidigung eine nothwendige ift, durch den Com⸗ 
mandanten, nad) vorgängigem Vernehmen mit dem 
Auditeur.“ 

die Suftimmung nicht Zu verſagen, 
die $$. 31 bis mit 33 aber unverändert anzunehmen. 
Hiernähft würde nach Anficht, der Deputation fir 
$. 34 folgende Faffung zu wählen fein: 


us. 34. 
Führung der Vertheidigung. 

Die Vertheivigung gefchieht durch ſchriftliche Ein« 
gabe an das Unterfuchungsgericht, oder durch münd« 
liche Erklärung zu Protokoll, vorbehältlich der Ber 
fimmungen in $. 520 Xbf. 2, $. 254, $. 262 Abf. 
2, $. 286 Abf. 3, $. 318, $. 321. 

Zu dem Einen wie zu dem Anderen ift dem Ber: 
theidiger eine angemefjene Friſt einzuräumen, welche 
iedoh in umfänglichen Sachen nicht über vierzehn 
Tage, in anderen Sachen nicht über acht Tage ers 
ſtreckt werden darf. 

Säumniffe des Vertheidigerd, ſowie Verlegungen 
der dem Gerichte ſchuldigen Achtung werden, wenn 
der Vertheidiger ein Rechtsanwalt ift ($. 27), auf 
Antrag des Auditeurs mittelft Erkenntniffes, oder 
wenn e3 zu einem folchen nicht fommt, mittelft bes 
fonderen motivirten Befchluffes ($. 108), mit einer 
Geldbuße bis zu einhdundertundfünfzig Thalern, 
wenn dagegen die Vertheidigung von einer Militär« 
perſon zu führen ift ($. 28), mit der nach Maaß⸗ 
gabe des Mititärgefehes wegen Ungehorfam beziehends 
lich Uchtungsverlegung verwirkten Strafe, geahndet. 
Gegen die Entfcheidung fteht dem Vertheidiger Ber 
rufung zu.” v 

In diefer Faſſung wird $. 34 zur Genehmigung 
empfohlen. 
. Die ss. 35 bis 38 
wolle dagegen die hohe Kammer unverändert annehmen. 
Su ss. 39 bis 42. 
Gegen diefe Paragraphen hat die Deputation nichts 
zu erinnern gefunden. 
18* 
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Zu s. 43. 

Für den Fall daß ein von dem Augeſchuldigten abge: 
lehntes Mitglied des Gericht dem von dem Angefhuldigten 
angeführten Ablehnungsgrunde wiberfpricht, ift is ange 
meſſen erfchienen, dem Gericht verfchiedene Auswege zur 
Erledigung des erhobenen Widerfpruhs zu geftatten. 

Infolge deffen ift die Deputation mit folgender Faſſung 
von Abf. 2 des $. 43 einverftanden: 

„Beftätigt der Abgelehnte felbft die Wahrheit des 
Ablehnungsgrundes auf feine Dienftpflit, ſo bedarf es 
feiner weiteren Befcheinigung. 

Widerfpricht der Abgelehnte dem Anführen des An« 
geihuldigten, fo hat das Gericht In ermeffen, ob dem 
letzteren ein Beftärkungseid zur Beſcheinigung der That 
fachen, auf welde das Ablehnungsgefuch geftügt wird, 
aufzuerlegen, ober ob von dem Abgelehnten bie Unwahrheit 
des Anführens auf feine Dienftpflicht zu verfichern, ober 
ob, ohne Weiteres die Zuziehung eines anderen Richters, 
ſtatt des Abgelehnten, zu bejchließen ſei.“ 

und wird mit biefer Abänderung 
bie Genehmigung von $. 43 empfohlen. 
Bu $6. 44 bis 46. 

Gegen die unveränderfe Annahme diefer Paragraphen 

iſt der Deputation Fein Bedenken beigegangen. 


Bu $. 47. , 

- Da von der Regel, daß die Führung der Unterſuchung 
in allen militärgerichtlichen Straffällen demjenigen ftändigen 
Kriegögerichte zuftehe, vor welchem der Angefchulbigte feinen 
Gerichtsſtand hat, auch Ausnahmen vorkommen, 

vergl. 3. B. $$. 52 und 55, 
fo ſchlaͤgt die Deputation vor, nach den Worten auf der 
erften Beile von $. 47: 
„die Führung der Unterſuchung ſteht“ 
die Worte einzufchalten: 
—* nicht Ausnahmen in dieſem Geſetze feſtgeſetzt 
m 


mit diefer Aenderung aber den Paragraph anzunehmen. J 


Bu $. 48. F 

Was die ben Sri zur Aburtheilung übers 
wiefenen Verbrechen anlangt, fo ift, der allgemeinen Strafe 
proceforbnung entfprechend, die Grenzlinie dergeftalt gezo⸗ 

en, biefelbe dirch Namhaftmachung diefer Verbrechen 
fish feſtgeſtellt iſt, bei dieſer Abgrenzung aber die geringeren 
Verbrechen, als zur Entfeeidungszuftändigkeit des ſtaͤndigen 
Kriegsgerichtes gehörig, angenommen worden find. 

Man hat gegen die Feftftellung der Grenzlinie nichts 
zu erinnern gefunden, und geflattet ſich daher die Depus 
tation, 

$. 48 zur unveränderten Annahme zu empfehlen. 


Bu $. 49, 
Einen gleichen Antrag erlaubt man fih zu $. 49. 
50. 


Bu $. 50, 

In Abf. 1 auf Zeile 2 bedarf es nach Anficht der De- 

putation nad) den Morten: ” 8 
„nach dem Actenſchluſſe— 

der Einfaltung: au : 

6 Be nicht die Unterfuhung eingeftellt wird 

„Die Ausdehnung ber Buftänbigkeit bes Spruchkriegs: 
gerichtes auf alle diejenigen Unterfuchungen, welche ‚gegen 
eine Perfon vom Difizievsftande oder Range anhängig ges 


worden find, hält die Depufation durch das, was hierüber 
in den Motiven Seite 423 bemerkt worden ift, für vollftän- 
dig gerechtfertigt und geftattet man fi: 5 
ſich für Genehmigung diefes Paragraphen mit der oben 
erwähnten Einſchaltung zu verwenden. 
Die $$. 51 bis 58 
haben der Deputation zu feiner Erinnerung Veranlaſſung 


gegeben. 
Zu $. 59, 

Da die in $. 58 bezeichneten Commanbdoftellen weber 
Eide abnehmen, noch anderen, lediglich zur gerichtlichen 
Zuftändigkeit gehörigen Handlungen fi unterziehen kön⸗ 
nen, fo wird für den Schlußfag des dritten Abfatzes von 
$. 59 folgende Faſſung in Vorſchlag gebracht: 

„Es find hierbei die in $. 185 flg. für die Gerichte 
ertheilten Vorſchriften gleichfalls zu beobachten, infoweit 
nicht die Abnahme eines Eides, oder einer anderen, ledig: 
Lich, ur geistigen Buftändigkeit gehörigen Handlung in 
Frage ift. 

mit diefer Faffungsveränderung aber $, 59 zur Annahme 
empfohlen. 





Bu $. 60, 
Diefen Paragraph wolle die hohe Kammer unverändert 
annehmen. 
Bu 8. 61, 


Diefer_ Paragraph ift dem Artikel 81 der allgemeinen 
Strafprocegordnung nachgebildet. Man geftattet ih, um 
eine beftimmte Friſt feftzufegen, binnen welcher das Gericht 
über die Fortdauer der von der Commandobehörde verfüge 
ten Verwahrung eines Beztichtigten, oder die Entlaffung 
des Verwahrten nach Empfang der Anzeige Entichließung 
zu faffen hat, auf der zweiten Zeile vondbf. 1 nach dem 
Worte: 

alsbald" 
folgende, der biesfalfigen Beftimmung ber allgemeinen 
Sırafproceßorbnung entſprechende Einſchaltung: 
„und ſpaͤteſtens am britten Tage” 
in Vorſchiag zu bringen, 
mit diefer Einfhaltung aber den $. 61 zur Annahme 
zu empfehlen. 





n Bu 55. 62 bis 65. 

Diefe Paragraphen haben zu Feiner Erinnerung Ver: 
anlaffung gegeben. 

5 Bu $$. 66 bis 86. 

Diefe Paragraphen ‚handeln von den Rechtsmitteln. 
Daß die Iegteren im Hinblid auf die bei dem militär- 
gerichtlichen Strafverfahren ftattfindenden befonderen Ver: 
hättniffe im Vergleiche zu der allgemeinen Strafproceß⸗ 
en eine einfachere Geftalt angenommen haben, IH nad 
der Anfiht der Deputation fachgemäs. 

Diefe Vereinfachungen zeigen fic) in dem Namen der 
Recptömittel — es giebt im Ganzen nur drei Rechtsmittel, 
die Berufung, den Revifionsantrag und die Beſchwerde 
($. 66) —, erner darin, daß es bei ber Einwendung der 
Berufung aus Nichtigfeitögründen, welde hier ftatthaft 
erfcheint, und des Nevifiondantrages ber Aufftellung befons 
derer Befchwerbepunfte nicht bedarf ($. 69), fowie endlich 
darin, daß bei ber Einwendung von Rechtsmittein dur 
einen — — G. 70) der Auftrag nicht bei Berluft 
des Rechtömittels binnen der Einwendungsftift nachgewieſen 
zu werden braucht. Den militärifhen Verhaitnſen und 


den in anderen Armeen geltenden diesfalfigen Beſtim 
mungen ift es übrigens nach ber Anſicht Ber Deputarion 
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entfprechend, daß den nach der allgemeinen Strafproceß- 
ordnung zur Einwendung don Redtömitteln verflatteten 

hntägigen Friſten vergleichen von nur drei Tagen fub- 
Heute find. 

Auch erblickt die Deputation darin eine befondere Rüd- 
ſicht für den Angefehuldigten, daß, während nach der allge 
meinen Strafproceßordnung (Art, 92) die Berichtserftattung 
auf ein Nechtömittel auch dann unterbleiben foll, wenn 
das Rechtsmittel im einzelnen Falle für unzuläffig zu achten 
ft, dagegen nad) dem vorliegenden .Entwurfe, wenn es ſich 
um bie Zuläffigkeitöfrage eines Rechtsmittels handelt, 
ſtets die Entſcheidung der Oberbehörde einzutreten hat. 

Von den $$. 66 bis 86 fchien der Deputation nur 

$. 86 infofern einer Vervollftändigung zu bedürfen, als 
man die Beftimmung einer Behörde vermißte, bei welder 
über die Richter bei dem Spruchkriegsgerichte Beſchwerde 
geführt werben koͤnnte. 
Die koͤniglichen Herren Commiffare haben in Vor⸗ 
flag gebracht, daß über die Spruchkriegsrichter in gleicher 
Bei wie über den Commandanten bei dem Kriegsminiz 
ferium Befchwerde zu führen fein würde, 

Die Deputation befürwortet daher: 

im legten Abjag von $. 86 in folgender Weiſe zu 
faſſen: a 
„Gegen den Commandanten, fowie gegen die Richter 

bei dem Epruchtriegsgeriäte kann in Beziehung auf ihre 
Mitwirkung bei dem militärgerichtlichen Strafverfahren 
Beſchwerde bei dem Kriegsminifterium erhoben werben.” 


and 
die $$. 66 bis 85 unverändert, $. S6 aber mit der nur⸗ 
gedachten Abänderung anzunehmen. 


Bu SS. 87 bis 217. 5 
Die koͤnigliche Staatöregierung bat zu diefen Para- 
graphen folgende Umftellung, Abänderung von Ueberfchrif: 
ten ıc. beantragt: J # 
1. Das erfte Gapitel des beſonderen Theiles ſoll die 
58. 87 bis mit 107 umfaſſen. 
1. Daffelbe hat die Ueberfchrift: z 
„Bon dem Unterfuchungsverfahren bis zum Acten⸗ 
ichluffe im Allgemeinen” 
zu erhalten. R 
UL. Un 5. 107 fchließen ſich als 8. 108 flg. die Bes 
ffimmungen von SS. 122 bis mit 217 (zweites bis 
fechstes Kapitel) an, 
amd hierauf-folgt: i 
IV, unter der Rubrik: . 
„Siebentes Gapitel, von dem Verfahren nach dem 
Actenſchluſſe.“ 
der Inhalt der SS. 108 bis mit 121 des Entwurfes. 
Man geftattet fich die Verwendung dafür, 
diefe Umftelung der gedachten Paragraphen zc. annehmen 
zu wollen. 
Bu 5. 87 bis 92. 
Diefe Paragraphen wolle bie Hohe Kammer geneh⸗ 
migen. 


Bu $. 98. , 
Das Eitat im Schlußfage hat zu lauten: 
„$$. 5 und 7 des Gefeges, die Mititärgerichtöverfaflung 
betreffend“ Pi 
und wird mit diefer Abänderung $. 93 zur Genehmigung 
empfohlen. — 
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Zu $$. 94 bis 105. 
Der unveränderten Annahme diefer Paragraphen-fteht 
fein Bedenken entgegen. 
Zu $. 106. 

- Die Befanntmahung an den Commandanten, welche 
nah dem zweiten Abfage diefes Paragraphen flattfinden 
fol, bürfte unbedenklich wegfallen können, da dem Com 
manbdanten hier die Stellung von Anträgen nicht zufteht. 

Man beantragt daher: 

die Worte auf der zweiten Beile des zweiten Abſatzes: 

„nem Commandanten und” 

zu flreichen, n 
mit diefer Abänderung aber den Paragraphen zu genehmigen. 

Gegen die x 
$$. 107 bis 112. 
bat die Deputation Nichts zu erinnern gefunden. 


Bu $. 113. 

Abweichend von der allgemeinen Strafproceßorbnung 
ſteht dem Angeſchuldigten die Berufung gegen den Beſchluß 
auf Berweifung nach $. 113 unter 2 auch dann zu, „wenn 
beim — genugfamer Verdachtsgrunde, oder ungeachtet 
eines genügenden Entlaftungsbemeites die Kortftellung der 
Unterfuhung beſchloſſen worden iſt.“ Es fteht dies damit 
im Bufammenhange, daß man hier nicht blos eine Vor⸗ 
unterfuhung bat, fondern daß die Unterfuchung bereits bis 
zur Spruchreife geführt ift. Bei einer ſolchen uͤnterſuchung 
Laffen ſich die Verbachtögrüinde, welche 633 den Anger 
ſchuldigten vorliegen, weit vollftändiger überfehen, als dies 
bei einer Vorunterfuhung der Fall fein kann. 

Die Deputation findet daher diefe Abweichung gerechte 
fertigt und wird $. 113 zur unveränderten Annahme 
empfohlen. 

Ebenfo wird 

zu s 114 bis 117. 
die Genehmigung diejer Paragraphen empfohlen. 


Zu $. 118. 

Die Entfeidung des Dberkriegsgerichtes über einge 
wendete Rechtsmittel gegen den Beichluß auf Verweifung 
ober Einftellung fann in einer Hinficht eine andere Rich⸗ 
tung nehmen, als nach der allgemeinen Strafprocefords 
nung. Wenn nämlich von dem Angefhuldigten Berufung 
eingewendet worden ift, weil des Mangeld genugfamer 
BVerbachtögründe ungeachtet, ober ungeachtet des Vorhan—⸗ 
denfeins eine genügenden Entlaftungsbeweifes auf Vers 
weifung erfannt worden ift, fo kann das Oberfriegögericht 
dahin entfcheiden: 

daß wegen Mangels genugfamer Verbachtögründe, ober 
wegen gend enden Entlaftungöbeweifes bie Unterfuchung 
einzuftel jet ($. 118 I. unter 2). 

Dagegen Eennt die allgemeine Strafproceßorbnung ein 
materieles Rechtsmittel des Angefchuldigten nach Art. 240 
nur für den Fall, daß ſich derfelbe im Falle der Einftel- 
lung durch die Entſcheidung im Betreff des Koftenpunktes 
für deſchwert erachtet. 

Der Grund viefer Abweichung ift oben bei $. 113, ans 
gegeben und nach Dem, was bafelbft bemerkt worden ift, 
fpricht die Deputation ihr Einverftändniß mit der biesfall- 
figen Beftimmung von $. 118 aus. 

Man rathet daher ans · 

diefen Paragraph unverändeit anzunehmen. 
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Den $$. 119 und 10° 
wolle die geehrte Kammer ihre Zuftimmung nicht verfagen. 
Bu $. 121. R 
Da es von Seiten des Privatanklägers eines befon- 
deren Antrages auf dortſtellung der Unterfuhung überhaupt 
nicht bedarf, fo hat man für den erften Abſatz von $. 121 
folgende Faſſung vereinbart: 

She neben dem von amtswegen zu verfolgenden 
Verbrechen ein von einem Privatankläger verfolgtes Ber: 
gehen Gegenftand der Unterfuhung gewefen, jo iſt der 
Verweifungsbeſchluß auf dieſes Vergehen mit zu erftredfen. 
Eines befonderen Antrages Seiten de Privatanklägers 
auf Fortſtellung bedarf ed auch in diefem Falle nicht.” 

Die geehrte Kammer wolle 3 
$. 121 mit diefer Abänderung genehmigen. 


Bu $$. 122 bis 138. . 
Diefe Paragraphen unverändert anzunehmen, hält die 
Deputation für unbedenklich, 


Zu $. 139. 

In Uebereinftimmung mit der Verfaffungsurfunde und 
mit der in Art. 152 der allgemeinen Strafprocefordnung 
enthaltenen Beftimmung wird von der Deputation vor⸗ 
gefehlagen : 

hinter dem Worte: 
„baldthunlichft” f 
im vierten Abfaße von $. 139 die Worte: 
„und Iängftens binnen 24 Stunden” 
einzufchatten, 
mit diefer Einfchaltung aber den Paragraph zu ger 
nehmigen. 
Die $$. 140 bis 158 
haben der Deputation zu Feiner Bemerkung Veranlaffung 
‚gegeben. 
Bu $. 159. 

Gegenüberftelungen vorzunehmen fteht dem Unter: 
fuchungdrichter jederzeit frei, dafern er diefelben zur Erfor⸗ 
{chung materieller Wahrheit fir notwendig hält. 

Um jeden Zweifel hierüber auszufchließen, hat die jen- 
feitige Deputation vorgefchlagen: 

in Xbf, 1 auf der vierten bis fechsten Zeile die Worte 

zu flreichen: 
‚Anfofern nicht im erfteren Falle die Vorladung des 
Verletzten oder des Zeugen zur Schlußverhandlung 
beſchloſſen wird (vergl. noch $. 218 flg.)” 

und ftatt derſelben den befonderen Sat einzufchalten: 

Ob zu derfelben im erfieren Falle auch dann, 

wenn bie Vorlabung des Verletzten oder der Zeugen 
zur Schlußverhandlung beſchloſſen wird ($. 218 fig.) 
au berfchreiten, oder die Gegenüberftellung foldhen: 
falls bis zur Schlußverhandlung auszufehen fei, 
hängt von dem Ermefjen des Richters ab.” 

‚Die Deputation befürwortet 

die Genehmigung von $. 159 mit der nurgedachten Ab: 


‚änderung. 
Dem $. 160 ' 
beantragt man die Zuſtimmung nicht zu verſagen. 


. Bu $. 161. 
Die Deputation geftattet ſich, für Abf. 3 folgende 
Faſſung zu — 
ird die koͤrperliche Beſichtigung einer nicht 
unter Militärgerichtöbarkeit febenden Hafon ee 





einer an ihr verübten firafbaren That erforberlic, 
fo Tann die Vornahme derfelben bei dem Civilgerichte 
des Ortes beantragt werden, wo bie betreffende 
Givilperfon ſich aufhält, — 
Bei Herſonen weiblichen Geſchlechts hat dies in 
der Regel zu gefchehen.” 
Man verwendet ſich dafür: . 
mit diefer Abänderung $. 161 zu genehmigen, 
Zu $, 162. 
Dem Antrage der jenteitigen Deputation zu entſprechen 
— in Gemäßheit des Art. 175 der all meinen Strafproceß⸗ 
ordnung — den Schlußſatz hinzuzufügen: 
Iſt die Unterfuhung bereits eröffnet worden, fo 
find dem Angeſchuldigten, dafern nicht Gefahr auf 
dem Verzuge beruht, die zu berufenden Sachver- 
ftändigen zu benennen”, f 
findet die Biefeiige Depuration bedentlich. Man empfiehlt 
daher: 
s $. 162 mit dem gedachten Zuſatze auzunchmen. 
Bu $$. 163 bis 175 
hat die Deputation nichts zu erinnern gefunden, 
Bu $. 176 
verwendet man fich daflır, 
den Worten: 
der Vorſchrift 
auf der fünften Zeile von Abſ. 3 die Worte: 
„ven Vorfehriften” 
zu fubflituiren, 
mit diefer Abänderung aber dem Paragraphen die Zuftims 
mung zu ertheilen, 
Bu $$. 177 bis 182 
vathet die Deputation an, diefe Paragraphen zu genehmigen. 


. Bu $. 183 
wird die Streichung des Citats: 
„dergl. jedoch $. 190 
am Schluffe des zweiten Abſatzes, N 
fowie im Uebrigen die Genehmigung des Paragras 
phen beantragt. 
Zu $$. 184 bis 186 
befürwortet die Deputation die Annahme diefer Para⸗ 
graphen. 
. Bu $. 187 
hielt man es für empfehlenswerth, die in dem Schlußfage 
bezüglich des Beichtvaters des Angeichuldigten getroffenen 
Beſtimmungen für den Fall auch auf defien Wertheidiger 
auszubehnen, daß der lebtere dem Angeſchuidigten gegene 
über nicht ald Militäroberer anzufehen ift, 
Man erlaubt fich daher den Vorſchlag folgenver Faffum; 
für den letten Sat von $. 187: — Fans 
Daſſelbe gilt von dem Beichtvater des Angeſchul⸗ 
digten und von deſſen Vertheidiger, infofern nicht der 
lehtere dem Angeſchuldigten gegenüber als Miritsroberer 
anzuſehen iſt, Jüͤckſichtlich der Gorrefpondenz, weiche 
m mit dem Beichtvater oder dem Vertheibiger geführt 
ai 


Mit diefer Abänderung empfichlt man $. 187 zur 
Genehmigung. 
Zu $$. 188 bis 190. 


Diefe Paragraphen haben zu feiner Erinnerung Bern 
anlaſſung gegeben. ” 


— de/ppn2002826721 82 
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Zu $. 191 
Abſ. 2 hat der Eingang zu lauten: 
„Die Beftimmungen in $$. 183, 184 und 186, 
190 leiden auch 2.” 
Mit diefer Abänderung 
wird. $. 191 zur Genehmigung vorgefchlagen. 


Die $$. 192 bis 202 
wolle die hohe Kammer annehmen. 


Zu $. 203, 

Die Deputation rathet an: 
den * Abſatz dieſes Paragraphen in folgender Weiſe 
u faſſen: 
Die Vorſorderung eines Zeugen geſchieht bei Mili- 
tärperfonen in der Regel durch dienftliche Befehligung, 
bei anderen Perfonen dur Worladung,- und zwar nad 
dem en des Unterfuhungsgerichts — oder 
muͤndlich. 

Mit diefer Abänderung wird 5. 203 

. zur Annahme empfohlen. 


» Bu $$. 204 bis 212. 

Diefe Paragraphen haben zu feiner Bemerkung Ver ⸗ 

anlaffung gegeben. 
Zu $$. 213 bis 215. R 

Bon ben Fönigl. Herrn Commiffaren iſt felgenbe vers 
änderte Faſſung und beziehendlich Umftelung in Vorſchlag 
gebracht worden: 

$. 218. 
Vereidung der Zeugen. 

Die Vereidung des Zeugen, fofern ſolche Iberhaupt 
1. ic. (perge wie $. 214 ie) zu verwarnen. 

Steht der Zeuge in Amtspflicht und ift ber von 
ihm geleiftete Amtseid ausbrüdiid auf Erftattung von 
Anzeigen oder Ausfagen gerichtet ıc. ıc. (perge wie 
$. 213 Abf. 3 bis) Dienftpfliht verwiefen wird. Mit 
diefer Verwelſung ift eine gleiche Verwarnung, wie die 
in Abf. 1. gedachte, zu verbinden, . 

Gleiches Verfahren iſt bei der Abnahme einer Vers 
fiherung an Eidesſtatt zu beobachten. 

Bekennern des chriſtlichen Glaubens xc. zc. (perge 
wie 5. 214 Schlußſatz bis) Eides abgenommen. 


$. 214. 
Fortfegung. 
Die Eidesleiſtung erfolgt 2c. ıc. (perge wie $. 215 
618) zu den Acten zu geben hat. 


$. 215. 

; Fortlehung 
Wird die eidliche Beftärkung einer Anzeige ober 
eines Zeugniffed aus befonderen Gründen bedenklich ge⸗ 
funden, fo find die Iegteren actentundig zu maden und 


& ift dann in Fällen des 8. 50 in dem Verweifungsbe-⸗ 


ſchluſſe darauf hinzuweifen, daß ıc. ic. (perge wie 6.213 

Abf. 1,2 bis) in Kenntniß zu fegen hat. 3 

Bei unbegründeter Weigerung des Zeugen, den Eid 

zu leiften, kann gegen ihn das in 5. 206 Abf. 3, 5. 207 
georbnete Verfahren angewendet werben. 
Die Deputation verwendet fid) dafür:- 

die 69. 213, 214 und 215 in biefer veränderten Faſſung 
und beziehendlich Umftellung anzunehmen. 
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i Bu $$.216 bis 222. 
Diefen Paragraphen wolle die geehrte Kammer unter 
gleichzeitiger Genehmigung deſſen, 
daß das erfte Capitel der zweiten Abtheilung, welches 
mit $. 218 beginnt, die Weberfchrift erhalte: 
„Don ber Vorbereitung der Schlußverhandlung.” 
ihre Zuftimmung ertheifen. 
Bu $. 223. 
Diefer Paragraph wird 
zur Genehmigung empfohlen. 


N Bu $. 224. 5 
Die Deputation befürwortet die Annahme auch dieſeb 
Paragraphen. 
Nach Paragraph 224 dürfte 
. 224b 


in folgender Faſſung einzufchalten fein: 


$. 224 b. 
Vorlabung des vertheidigers. 

In Fällen, wo eine Vertheidigung überhaupt ſtatt ⸗ 
findet ($$. 26, 29, 30) ift auf Antrag des Angelchuldige 
ten auch dem Vertheidiger freizuftellen, der Schlußvers 
handlung beizumohnen, wogegen in Fällen, wo ed um 
ein Verbrechen ſich handelt, welches im Höchfibetrage mit 
Zuchthausſtrafe von mindeftens zehn Jahren, oder mit 
Todesſtrafe bedroht iſt, der Vertheidiger auch ohne einen 
ſolchen Antrag zu der Schlußverhandlung vorzuladen iſt. 
(Bergl. $. 227, hf. 35 $. 2956, Abf. 2) 

Bu $. 225. 

Nach Art. 268 der allgemeinen Strafproceßordnung 
ift dem ———— in der Hauptverhandlung geftattet, 
vor deren Eröffnung Befragungen des Angeſchuldigten 
vorzunehmen. Gin folhes Vorverhoͤr, über deffen Werth 
die Anfichten überhaupt fehr getheilt find, hat vorzüglich 
den Zweg, dem Vorfitenden des Gerichts die Möglichkeit 
zu gewähren, Die Individualität des Angeſchuldigten kennen 

u lernen. 
— Dieſer Grund zu einem ſolchen Vorverhoͤr, welcher 
darauf beruht, daß der Unterfuchungsrichter und der Wore 
figende in der Hauptverhandlung verſchiebene Perfonen find, 
fällt aber hier weg, weil der Aubiteur, welcher die Untere 
ſuchung geführt hat, auch die Schlußverhandlung Teitet und 
daher fon während der Führung der Unterfuhung mit 
dem Angefchuldigten verkehrt hat. 

Man verwendet fi daher 

für Streichung von $. 225. 


& Zu $. 226. 
Der Annahme dieſes Paragraphen fteht Fein Bedenken 


Bu $. 227. 
Wiewohl die Zuziehung des Vertheidigers zur Schluß⸗ 
verhandlung nicht. ausgefhloffen werden fann, fo durfte 


"| entgegen. 





doch zu berüdfichtigen fein, daß nach der Mititärftrafprocepe 
ordnung ber ÄAngeſchuldigie — nad) $. 34 Abi. 1 bes 
reits vor der- Schlußverhanblung ſchriftlich vertheidigt iſt. 
Es moͤchte daher Fein Grund dafür vorliegen, eine Ders 
tagung wegen unabweisbarer DBerhinderungen des Ver— 
theidigerö ganz unter benfelben Vorausſetzungen eintreten 
zu laffen, unter welden fie nach der allgemeinen Straf⸗ 
proceßorbnung einzutreten hat. 

Die Deputation verwenbet ſich daher dafür, den $. 237 
durch folgenden Schlußſatz zu vervollſtaͤndigen: 
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„Unabweisbare Berhinderungen des Bertheibigers ziehen 
nur dann eine Vertagung nach ſich, wenn diefelben dem 
Angefehuldigten oder dem Gerichte fo fpät befannt wurden, 
va für Wahrnehmung der Rechte des Angeſchuldigten 
durch Beiziehung eines anderen Vertheidigers nicht mehr 
. genügend geforgt werden kann und entweber eö um ein 
Berbreen fi handelt, welches im Hoͤchſtbetrage mit 
Zuchthausftrafe von mindeftens zehn Jahren oder mit 
Todesſtrafe bedroht ift, oder nach dem Ermeffen bes 
» Gerichts, der Antrag des Angefchuldigten auf Beiziehung 
eines Vertheidigers durch die Sachlage gerechtfertigt wird.“ 
(Vergl. noch $. 2955 Abf. 2.) 
Man empfiehlt: 
„mit diefem Zuſatze den $. 227 anzunehmen.” 


Bu 9.228. : 

Die Genehmigung diefes Paragraphen. wird von der 
Deputation befürwortet. 

Zu $$. 229 und 231. 

Im Betreff diefer Paragraphen hat ſich nad) dem, 
was hierüber in dem allgemeinen Theile des Berichtes A 
Yunkt 3 bemerkt worden ift, eine Majorität und eine Mi- 
norität der Deputation gebildet, 

Die Majorität der Deputation ift mit dem Inhalte 
diefer Paragraphen einverfianden und beantragt nur bie 
Einfchaltung einiger Worte in $. 229. 

Nach $. 237 können nämlich mehrere Unterfuchungen, 
welche von einem, Kriegsgerichte gleichzeitig zur Schluß: 
verhandlung verwieſen worden find und welche fich voraus: 
ſichilich in einer Sieung erledigen laffen, ausnahmsweife 
vor einem und demſelben Spruchkriegsgerichte verhandelt 
und abgeurtheilt werden, infofern nicht wegen Verſchieden- 
heit des Dienftgrades oder Ranges der Angeſchuldigten eine 
verfchiedenartige Befegung einzutreten hat. 

Die nach $. 229 getroffene Anordnung, daß, wenn 
mehrere Angefchuldigte zur Aburtheilung gelangen jollten, 
die Bufammenfegung des Gerichts ſich nad) dem Nange 
ober Dienfigrade Dedjenigen zu richten hat, welder unter 
ihnen im Grabe oder Nange höher fteht, bezieht fich daher 
lediglich auf den Fall, daß verichiebene Angeſchuldigte in 
derfelben Unterfuchung vorhanden find. 

Die Mojorität der Deputation fchlägt daher vor: 

‚Am Abſ. I auf der zweiten Zeile hinter dem Worte: 
weñn“ 

die Worte einzuſchalten: 
‚in derfelben Unterſuchung“, 

im Uebrigen aber den $$. 229 und 231 die Genehmigung 
zu_ertheilen.”” 

- Die Minorität der Deputation hat dagegen zu diefen 

beiden Paragraphen folgende Anträge geftellt: 

Antrag 1. 
Die $$. 229 und 231 abzulehnen und daflır fol 

1 gende Beltimmungen anzunehmen: - 

Das Spruchkriegögericht wird zufammengefegt: 
a) aus dem Auditeur beöjenigen Kriegögerichts, bei 
welchem die‘ Unterfuchung geführt worden ift, 

v b) aus zwei anderen Auditeuren, welche zur Schluß: 
verhandlung des betreffenden Kriegögerichts com⸗ 
mandirt werben (einer berfelben Tann von einem 
bei einem Kriegsgerichte fungivenden, mit dem 
Nichtereide belegten Actuar vertreten werben) und 

©) aus zwei Offizieren. 


Sächsische Landesbibl 


liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Nah Verſchiedenheit des Dienftgrabes oder Ranges 
des Angeſchuldigten find aus den Offizieren für das 
Spruchfriegegeriät beftimmt: R 


3« 
über einen Soldaten und Unteroffizier: 
4 — und 
1 Sberleutnant; 


über einen Leutnant oder Oberleutnant: 
1 Oberftleutnant oder Major und 
1 Hauptmann; 


über einen Hauptmann: 
1 DOberfter und 
1 Oberftleutnant oder Major; 


4. 
über einen Major oder Oberſtleutnant: 
1 General und 
1 Oberſter; 


5. 
über einen Oberften oder General: 
2 Generale. — 

An die Stelle der hier nach den bei dev Linien⸗ 
Infanterie eingeführten Benennungen erwähnten Grabe 
treten bei den übrigen Truppen die ihnen nad) dem 
Dienftveglement gleihjftehenden Grade. 

Die unter I bis mit 5 genannten Chargen können 
auch durch Militärperfonen eines höheren Nanges ver— 
vertreten werden. 

Gehört der Angeſchutdigte zu den Militärbeamten, 
fo iſt ftatt des im niederen Grade ftchenden Offtziers 
ein Militärbeamter desjenigen Dienftzweiges beizuzichen, 
welchem der Angefchulbigte angehört. 

Sämmtliche Richter find Pimmmberetig. 

In Kriegszeiten, insbefondere im Felde, oder im 
Mariche dahin, leiden die Beftimmungen des $. 39% 
auch) auf die Zufammenjegung des Spruchkriegsgerichts 
Anwendung. * 

Antrag 1, 


Die Staatsregierung zu ermächtigen, alle diejenigen 
Aenderungen in der Militärftrafprocegordnung und in 
der Militaͤrgerichtsordnung vorzunehmen, weiche fie ine 
folge der Annahme des Antrages unter I. fuͤr mothwene 
dig erachtet. 

Zu den $$. 250 umd 232 bis 234, 

Diefe Paragraphen werden zur unveränderten Annahme 
empfohlen. 
“ Zu $. 235. 


Da derjenige Richter, weldyer an die Stelle eines ber 
anftandeten Richters commandirt wird, nach Maaßgabe 
von $. 39 zur Ausübung des vichterlichen Amtes im cons 
creten Falle unfähig fein Eönnte, eine foldhe Unfähigkeit aber 
nad) $. 42 die Nichtigkeit der Shlugverhandlung zur Folge 
haben würbe, auch dem Angefcyulbigten erhebliche Eins 
wendungen gegen den neu commandirten Nichter nicht ab⸗ 
geſchnitten zu werben vermögen, fo verwendet man ſich: 

für Streichung von Abf, 3 des $. 235. 

Man beantragt biernächft, dad Wort: 
Spruchgerichte 
im letzten Äbſatz mit dem Wortes 

„Sprucykriegögerichte”” 
zu verfaufhen, mit dieſen beiben Abaͤnberungen aber ven 
Doragroph zu genehmigen. 
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2 4 Zu $$. 236 und 237. 
Diefe beiden Paragraphen bedürfen Feiner Abänderung. 
‚ Bu $. 238. 

In dieſem Paragraph ſchlaͤgt man, beziehendlih mit 
Ruͤckſicht auf das, was in Betreff der Zulafjung des Ver— 
theidigers zur Schlußverhandlung bemerkt werben ift, vor: 

das Citat in Abſ. 1, Zeile 2, dahin zu vervollftändigen, 
daß ſolches 

(6. 15, Ubf. 1,2, $. 229 fig)” _ 
zu lauten hat, unmittelbar mach diefem Eitate die Worte 
einzufchalten: 

„und besiehendlich der Vertheidiger”, 
mit diefen beiden Einfihaltungen aber den Paragraph zu 


genehmigen. 
Zu $$. 239 bis 241 
hat die Deputation nichts zu bemerken. 


Bu $. 242. 
Auf der fünften Beile von Abf. 5 wird nach dem Worte: 
Gericht” 
die Einfchaltung: 
„vergl. jedoch $. 243”, 
{m Uebrigen aber die Genehmigung des Paragraphen bes 


antragt. 
R Bu $$. 243 bis 247. 

Diefe Paragraphen wolle die geehrte Kammer unver: 
ändert annehmen. 

Bu $. 248. 

Da die Führung der Unterfuhung auf dem ſchriftlichen 
Verfahren beruht, fo ift für die zweite Inſtanz von Wichtig« 
teit, daß von dem Dollmetfcher eine Niederfchrift aufge 
nommen werde. Er 

Man verwendet ſich daher für Streihung des Schluß- 
ſatzes von Abf. 1: 

„Der Aufnahme einer Niederfchrift durch den Dollmetfcher 
bedarf es nicht (vergl. noch $. 286, Abf. 4)", 
im Uebrigen aber fir die Annahme des Paragraphen. 
Bu $. 249 
rathet die Deputation die unveränderte Annahme dieſes 
Paragraphen an. 
Bu S. 250. 


Mit Rüuͤckſicht auf das dem Vertheibiger zu gewährende 
Befugniß der — verwendet man ſich dafür: 
auf der erſten Zeile von Abf. 2 nach dem Worte: 
„Einwendungen“ 
die Worte einzuſchalten: F J 
„des Angeſchuldigten oder beziehendlich des Ver— 
theibigerd” 
unb empfiehlt man: 
mit diefem Bufage die Annahme des Paragraphen. 
Zu $. 251 
beantragt man mit Ruͤckſicht auf das zu 5.248 Bemerkte: 
die Etreiäung des Schlußfages von ‚Ab. 1: 
„ber Aufnahme einer Niederfchrift durch den Dol- 
metfcher bedarf «3 nicht”. 
und empfiehlt: E i 
mit diefer Abänderung die Genehmigung des Paragraphen. 
Bu 68. 252 und 255 
hat die Deputation nicht zu erinnern. 


Bu $. 254. 
Für diefen Paragraphen bringt man folgende Faſſung 


in Vorſchlag: 
1. K. (1. Abonnement.) 
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- Fragerecht der Richter ec. 

Außer dem Auditeur koͤnnen auch die Richter Fragen 

an den Angefchuldigten und an bie Zeugen ftellen. 

„Der Angefchuldigte und beziehendlich deffen Ver⸗ 
theidiger koͤnnen durch den Auditeur Fragen an den Zeus 
gen richten. 

Der Auditeur kann Fragen des Angefhuldigten und 
des Vertheidigers, welche er für unangemeffen erachtet, 
zurückweiſen (vergt. $. 243). 

In diefer Faſſung wird der Paragraph zur Annahme 
empfohlen. 


Bu $. 255. 
Diefer Paragraph bat nach der Anficht der Deputation 
feine Abänderung zu erleiden. 
Bu $$. 256, 259 und 260. 
- 8.256 foll nah dem von den Deputationen beider 
Kammern gebilligten Vorſchlage der Fönigl. Herren Coms 
miffare folgende Saflung erhalten: 


§. 256. 

Vorleſung von Zeugenausfagen und Urkunden x. 

„Iſt die Abhörung eines vor der Schlußverhand- 
lung x. ıc. B 

._ (perge wie $. 256 Abf. 1, 2 bie) 
von Einflu fein koͤnnen. 

Nicht minder find ſchriftliche Gutachten, fowie Urs 
Eunden, welche für die Unterfuhung von Bedeutung 
find, infonderheit Samurvegeusetlfe, Taxations⸗ und 
Beſichtigungsprotokolle und die ſonſt Über den Thatbe⸗ 
fand aufgenommenen Protokolle vorzulefen. 

‚Die erfolgte Vorlefung einer Zeugenausfage, fowie 
der im vorigen Abfage erwähnten Gutachten und Urs 
kunden ift im Protokolle zu erwähnen. 

Nach erfolgter Vorleſung iſt der Angefchuldigte zu 
befragen, ob er im Betreff der vorgelefenen Ausfagen 
Etwas zu bemerken habe”, 

wogegen die 68. 259 und 260 
würden. 
Die hohe Kammer wolle 
$. 256 mit diefer Abänderung 


und * 
die Streihung von $$. 259 und 260 genehmigen. 


h "Bu 5 257, 258 und 261. 
Diefe Paragraphen find nach dem Dafürhalten der 
Deputation unverändert anzunehmen. 


ganz auszufallen haben 


Bu 5. 262. F 
In diefem Paragraph wide in Abf. 1 auf Beife 2 
dad Wort: 

„nunmehrigen” 
ale, Abf. 2 aber folgende Faſſung zu erhalten 
jaben: . 

Hierauf iſt der Angeſchuldigte aufzufordern, die zur 
Verthedigung ihm dienlich erſcheinenden Umftände gel⸗ 
tend zu machen. Dem Vertheidiger iſt geſtattet, etwaige 
Erinnerungen und Anträge ſchriftlich einzureichen, wegen 
deren Borlefung wie nad) Abf. 1 zu verfahren iſt.“ 

Die Deputation empfiehlt: 
Diefe beiden Abänderungen, 
im Uebrigen aber den $. 262 zu genehmigen. 
a Zu SS. 263 bis 266. 
Gegen diefe Paragraphen hat bie Deputation nichts 
zu erinnern. 


19 
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du 5.287. 

In Abſ. 2 auf Zeile 3 würden nach Anfiht der Der 
fans vor der Urtheilsfällung” 
J— kein Bedenken ent« 

gegenftehen. — 


In dieſem Paragraph wird unter Nr. 2 auf der 6. 
Zeile die Streigung der Worte: a e 
„im Nücfalle und erfimalige Defertion oder" 
in Borfchlag gebracht, jo daß es heißen würde: — 
„ftatt Defertion nur eigenmächtige Entfernung. 
Im Webrigen wolle die Hohe Kammer 
den Paragraph annehmen. 
Bu 9. 269 bis 274. ’ 
Diefen’ Paragraphen zuzuftimmen, findet die Deputation 
unbedenklich. 
Bu $. 275. 


Die Deputation befürwortet: 
dem Eitat auf der erften Zeil 
272 





. 
beizufügen: 


mit diefer Einfepaltung aber 
den Paragraph zu genehmigen. 
Zu $$. 276 bis 282. 
Die Annahme diefer Paragraphen ift unbedenklich. 


Zu $. 283. 
Es dürfte ſehr wunfchenswerth fein, daß der ——— 
digte gleichzeitig mit der Belehrung über das ihm zuftäns 
dige Rechtsmittel, auch Über die ihm zu deffen Einwendung 
‚zuftändige Friſt verftändigt werde, 
Deshalb beantragt die Deputation: 
in Xbf. 2 auf Zeile 3 nach dem Worte: 
„Rechtsmittel“ 
die Worte: 
„und bie Friſt zu defien Einwendung ($. 68)" } 
einzufchalten, 
mit biefer Einſchaltung aber 
den Paragraph zu genehmigen. 
Bu $$. 284 und 285, 
Die Deputation befinwortet: 
diefen Paragraphen die Zuftimmung zu ertheiler. 


\ Bu $. 286. 
ſchlaͤgt man vor: 
Ubf. 3 dergeftalt zu beginnen: 
Anträge des Angefchuldigten, des Vertheidigerd oder 
anderer BVethelligten und hierauf ertheilte Entſcheidun⸗ 
en“ 1. 16, y N 
im 4, Abſatz auf Beile 5 nach: 
Angefchuldigten 
einzufchalten: 
‚, „Oder beffen Vertheidiger“, 
mit diefer Abänderung und beziehendlih Einfchaltung 
- aber den Paragraph anzunehmen, 


Zu $$. 287 und 288. 


Diefe Paragraphen haben zu keinen Bemerkungen‘ 


Veranlaffung gegeben. 


- 289. 
erlaubt man ſich den — 


am Schluſſe von Abſ. 2 den Sat anzufchließen: 

6 ee, der Richter findet jedoch 
nicht ſtatt“. 
mit diefer Einſchaltung aber den Paragraph zu geneh - 


migen, 
EM gu8$. 200 bis 292. 
Diefe Paragraphen empfiehlt die Deputation zur Anz 


nahme. 


Bu $. 293. 
Im Betreff diefes Paragraphen empfiehlt die Depu⸗ 


tation: 


in Abf. 3 auf Zeile 5 einzufchalten: 
. „Dies gilt insbefondere auch in demFalle, wenns 
um das Verbrechen der Defertion ſich handelt”, 
ferner auf der folgenden Zeile die Worte: 
„in diefem Falle“ 
mit den Worten: 
„in diefen Fallen“ 
zu vertaufchen, 
im Uebrigen aber den Paragraph zu genehmigen. 
Bu $$. 294 und 295. 
Der Zuftimmung zu diefen beiden Paragraphen fteht 


Fein Bedenken entgegen. 
Na: 


$. 295. würde ein neuer Paragraph) mit folgen 


der Salns einzufchieben fein: 


us. 2955. 
Außenbleiben des Vertheidigers. 

Bleibt der Vertheidiger außen, ohne daß er einen 
Stellvertreter geftellt hat, oder durch Beizichung eines 
anderen Vertheidigers fir Wahrnehmung der Nechte des 
Angefchuldigten noch genügend geforgt werden kann, ſo 
hat, wenn der Angejchuldigte deshalb die Wertagung der 
Verhandlung beantragt, das Gericht zu ermeffen und zu 
entſcheiden, ob die Verhandlung zu eröffnen und zu ber 
enbigen, oder ob fie zu verfagen ſei. Das Letzere iſt 
auch ohne Antrag jedenfall® dann zu befchliegen, wenn 
& um eim Verbrechen ſich handelt, welches im Hoͤchſt 
betrage mit Zuchthausſtrafe von mindeftens zehn Sahren 
oder mit Vodesftrafe bedroht iſt. 

Der unentjchuldigt oder ohne genügende Entſchuldi⸗ 
gung außengebliebene Vertheidiger ift, wenn die Ver: 
tagung der Verhandlung befchlojfen worden, mit der in 
$. 34, Abſ. 3, angebrohten Strafe zu belegen.” 


Bu $. 296. 


A dieſes Paragraphen rathet man an zu faſſen wie 


„Iſt Übrigens wegen ihres ıc. ıc. 
(perge bis:) 

zu forgen und kann zu diefem Behufe fie beziehendlich 

unter Vermittelung des zuftändigen Gerichts vor Gericht 

vorführen laffen, fie aud ze. ꝛc. — in Verwahrung 

nehmen, ober beziehendlich nehmen Laffen.” 


und empfiehlt: 


mit dieſer Faffungsveränderung die Annahme des Para: 
graphen. 


Bu $. 297. 
Sr den erſten Abſatz diefes Paragraphen erlaubt malt 
Bw —— ergaͤnzende Selung 7 Vorſchlag zu 


„Dem unentſchuldigten Außenbleiben iſt es gleich 
zu achten, wenn ber Angeſchuldigte, der Zeuge, ber Sach⸗ 
verſtaͤndige ober ber Vertheidiger ohne Genchinigung des 
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Gerichts vor dem Schluffe der Verhandlung fih ent- 
fernt hat”, 
und rathet an: 
mit biefer ergänzenden Faſſung ben $. 297 anzunehmen. 
Zu $. 298 
hat die Deputation nichts zu erinnern. 
7 Bu $. 299 
hat der Eingang zu lauten: 
„Die in SS. 295b Abf. 3, 296 Abf. 1 ıc. ıc, 
und ſchiagt man vor: 
mit diefer Ergänzung den Paragraph anzunehmen. 
f Zu $$. 300 und 301 
hat man die Genehmigung diefer Paragraphen zu befür⸗ 


worden. 
‚Zu $. 302. 
Die Deputation rathet an: 
den Schlußſatz anzufügen: 

Die Zuftimmung des Erkrankten Fann auch durch 
den Vertheidiger deffelben erklärt werden, es ift 
jeboch ber letztere im Falle der Fortfegung der Vers 
handlung nicht behindert, im Laufe derfelben nach⸗ 
träglic) auf Vertagung anzutragen, wenn ſich Gründe 
hierzu ergeben, Auch wird überhaupt durch den 
Belchluß, die Verhandlung fortzufegen, an dem in 
$. 289 dem Gerichte eingerdumten Befugniffe nichts 
geändert.” 

Man empfiehlt: 
mit: dieſem Zuſatze den Paragraph anzunehmen. 
Bu $. 303 
hat die Deputation nichts zu erinnern. & J 
Nach dieſem Paragraphen wuͤrde ein Paragraph in 
folgender Faffung einzufchalten fein: 
u us: 3035. 
Verfahren gegen deu Veriheidiger bei Achtungevetlehungen. 
Auf Verlegungen der den Gerichte fehuldigen Achtung 
bei der Schlußverhandlung Seiten des Vertheidigers 
feiden bie Beflimmüngen in $. 34 Abf. 3 gleichfalls 
Anwendung. R Wi 
Berharrt der Vertheidiger bei einem ſolchen Bere 
halten, fo kann er von dem Gerichte auf Antrag des 
Auditeurd veranlaßt werden, die Sigung au verlafjen 
und es ift nöthigenfalls die Verhandlung auf feine Koften 


zu vertagen. j 
a Bu ss. 304 bis 308. 
Diefe Paragraphen haben zu feiner Bemerkung Vers 
anlaffung gegeben. 


au 5.300 
muß das Citat auf der zweiten Zeile: 
us. 280" 
lauten: 
„S. 283” 


Ebenfo find die Worte auf der vierten Beile; 
„In biefem Falle” 
mit den Worten: 
Im — Falle” 
etai en. 
= "bien beiden Abänderungen wird $. 309 zur Ge 
nehmigung empfohlen. 
Zu $. 310. 
Nach dem Inhalte diefes Paragraphen kann das Spruch: 
Friegegeriht in Fällen, wo es foldes für angemefien er- 
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achtet, befchließen, ſich dafür zu verwenden, daß ein Erlaß 
oder eine Ermäßigung der Strafe im Wege der Gnade bei 
dem König beantragt werden möge. 

Sn diefem Befugniffe, welches den Spruchkriegsgerichten 

verliehen werden foll und wie wir folchesin ähnlicher Weife 
auch in Preußen finden, 
„ Strafgefegbuch fr das preußifche Heer, 2. Theil, $.149, 
liegt ein neuer Beweis. dafür, wie viel darauf ankommt, 
wie die Militärverbrechen von dem Standesgenoffengericht 
beurtheilt werden. 

Die Deputation verwendet fi für Annahme dieſes 
Paragraphen. 5 

Zu 88.311 und 312. 

‚Auch diefen Paragraphen wolle die hohe Kammer ihre 
Zuſtimmung ertheilen, 

Bu 8.313. 

In. diefem Paragraphen find die Beftimmungen über 
des dem, Angefchuldigten gegen das Enderkenntniß des 
Spruchkriegsgerichts zuftändige Rechtsmittel der Berufung 
angegeben. E N 

Die dem —— — aus Nichtigkeitägriinden in 
diefem Paragraphen unter B 1 nachgelaffene Berufung ers 
Scheint im Verhältniß zu der bamit correfpondirenden Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde der allgemeinen Strafproceßordnung Art. 
349 I weiter ausgebehnt, 

Nach der diesfallfigen Beflimmung der allgemeinen 
Strafprocegorbnung kann nämlich der Angeklagte Die Nichtig: 
feitöbefchwerde nur dann erheben, wenn bei der Vorbe— 
teitung der Hauptverhandlung oder bei der 

auptverhandlung felbft bis zur Aburtheilung der 

ache durch das Gericht eine bei Strafe der Nichtigkeit 
ertheilte Vorſchrift oder eine andere, das Strafverfahren 
betreffende, für weſentlich zu achtende Vorfchrift verlefgt oder 
unrichtig angewendet worden iſt. 

Dagegen kann nad) S. 313 unter B 1 des Entwurfs 
die Berufung aus Nigtigkeitsgründen erhoben werden, wenn 
überhaupt in’ dem genen Strafverfahren durch das Gericht 
eine bei Strafe der Nichtigkeit ertheilte Vorfchrift ıc. uns 
richtig angewendet worden ift, 

Die Deputation iſt mit diefer Beftimmung, welde den 
Zweck hat, aus Rücfichten auf den Angefchulbigten, weichem 
in vielen Fällen kein rechtsverſtaͤndiger Vertheidiger zur 
Seite fteht, dem Oberkriegögericht Gelegenheit zu geben, 
die verhangenen Nichtigfeiten, wo auch immer k ia im 
Verfahren vorfinden mögen, zu beachten, einverftanden, 

Hiernächft ſteht nad) Art. 349 der allgemeinen Strafe 
proceßorbnung unter II, dem Angeklagten die Nichtigkeitds 
beſchwerde dann zu, wenn zu feinem Nachtheile die ald 
bewiefen angefehene That oder Unterlaffung von dem Ger 
richte einem darauf nicht anwendbaren Gefeke unterftellt, 
ober der Strafantrag infolge unvichtiger Gefekanwendung 
für rechtlich zuläffig erklärt worden ift, 

Unter gleichen Berhältniffen fteht nad) $. 313 unter 
B. 2 dem Angeſchuldigten die Berufung zu. Diefes Nechts- 
mittel ift aber auch noch auf den Fall ausgedehnt, daß die 
Berukfihtigung eines in den Gefegen ausbrüdlich aner- 
kannten Strafausfchliegungs: oder Strafminderungsgrundes 
nicht fattgefunden hat. — 

Rach dem Dafürhalten der Deputation iſt durch dieſe 
Ausdehnung eine in der allgemeinen Strafproceßorbnung 
vorhandene Luͤcke fachgemäß ergänzt wörben. 

Man empfiehlt: 

den $. 313 umverändert anzunehmen, 
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Zu $. 314. 

Das dem Commandanten gegen die Enderfenntniffe 
der Spruchkriegegerihte zuftändige Rechtsmittel des Nevis 
fionsantrags {ft der dem Staatsanwalte nach Art. 349 der 
allgemeinen Strafproceßordnung zuftändigen Nichtigkeitsbe⸗ 
fchwerde nacjgebildet. Es hat jedoch ins. 314 unter 1 
diefelbe Ausdehnung des Nechtsmittels, welche in dem 
Berichte vorftehends zu S.313 bezüglich des Punktes unter 
B 1 erwähnt worden ift, ftattgefunden. 

Während ferner nach Art. 349 IL. unter 2 der allge 
meinen Strafproceßordnung der Staatsanwalt die Nichtig- 
teitöbefhwerbe dann erheben Tann, wenn das Gericht ohne 
Anführung eines gefeglichen Grundes dafür entweder auf 
eine geringere, als die'in der angewendeten Gejegeöftelle 
nachgelaffene Strafatt, oder unter das in derfelben beftimmte 
niebrigfte Strafmaag erkannt hat, ift in diefem Falle in 
dem vorliegenden Paragraph unter 3 noch der Fall hinzu 
gefügt, daß auf gefetlide Straferhöhungsgründe keine Rüd- 
fiht genommen worben ift. 

Dies erfcheint aus dem Grunde nothwendig, weil nad) 
dem Militärftrafgefegbuche befondere militäriihe Straf 
erhöhungsgründe vorhanden find, z. B. wenn ein Verbrechen 
im Dienfte, oder auf Poften, oder in der Nähe des Feindes 
begangen worden iſt. 

die Deputation verwendet ſich 

fir Genehmigung diefes Paragraphen. 
Zu SS. 315 und 316. 


Diefe Paragraphen wolle die hohe Kammer unverändert 
annehmen. 


Bu $. 317 
geht man fich folgende Baffungsveränderung in Vorſchlag 
u bringen: 
A den sten Sat in Abf. 4 
Im erfteren Falle —— gehört fein wi”, 
zu freien, die darin enthaltenen Beftimmungen aber dem 
3, Abfag in folgender Faſſung anzufügen: . 

„Die Ergebniffe diefer Grörerungen und Erhebungen 
find dem Angefehuldigten zur Erklärung vorzuhalten und 
& it ihm Pearl: 0b er Dagegen mit einer, beziehend- 
lich nachträglichen Vertheidigung gehört fein will”, 

mit diefer Fafjungsveränderung aber 2 
5. 317 zur Annahme zu empfehlen. J 


Pr ” 9 N Ba ® 
ieſem Paragraphen wolle die geehrt: il 
Buftimmung nieht bergen. en 


Zu $. 319. 
, Slr Abſ. 1 dieſes Paragraphen wird folgende Faſſung 
in Vorfchlag gebracht: 

„Bleibt ber Angefchuldigte, feiner Vorladung un- 
geachtet, im Verhandlungstermine außen, fo hat das 
Oberkriegsgericht & ermefjen, ob deſſen Abwefenheit der 
Eröffnung, Fortftellung und Beendigung der Verhand⸗ 
ae * 

it dieſer Faſſungsveraͤnderung wird d 

zur Annahme enrofahle BEN ERURNE 


wird don der D a = 
rd von bei tati i⸗ ii 
ee xx Depufafion zu Abſ. 1 die Streichung der 


wenn ein 
in Vorſchlag 
und tolle 
genehmigen. 


ſolcher bereit vor bem Termit treten iſt“ 
ping ine aufgetreten iſt“ 
m Debrigen die Hohe Kammer den Paragraph 
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$. 321, 
Diefer Paragraph hat zu Feiner Bemerkung Veran 
laſſung gegeben. 


Bu $. 522. 

Während nad) Art. 347 Abſ. 2 der allgemeinen Straf 
proceßordnung das Dberappellationsgericht bei einer Ent: 
ſcheidung über die Berufungan die tharfächlichen Feſtſtellungen 
des  erftgerichtlichen Erfenntniffes gebunden ift und daher 
weber eine Thatjache, welche diefes Erkenntniß für bewiefen 
erachtet, für unbewiefen, noch eine Ihatfache, welche dal: 
felbe für nicht bewiefen erachtet, als bewieſen anfehen kann, 
8 wäre denn, daß im Betreff diefer Thatſache eine anders 
weite Beweisaufnahme flattgefunden hätte, fo kann dagegen 
das Oberkriegsgericht nach Abſ. 2 von $. 322 bei einer 
Berufung, weiche von dem Angefchuldigten nad S. 313 
unter A. eingewenbet wird, wenn fie nicht lediglich auf 
den Koftenpunkt beſchraͤnkt ift, die thatfächlichen Feſtſtellun ⸗ 
gen des erfigerichtlichen Erkenntniffes feiner Prüfung unter: 
werfen und daher ebenfo eine für bewiefen erachtete That 
fache für unbewiefen, wie eine für nicht bewiefen erachtete 
Thatſache für bewiefen anſehen. 

Diefe wefentlihe Abweichung. von der allgemeinen 
Strafprocegordnung hat darin ihren Grund, daß das militär- 
gerichtliche Strafverfahren in der Hauptſache auf dem Prins 
cipe der Schriftlichkeit beruht, daß es mithin dem im zweiter 
Inſtanz erfennenden Gerichte möglich ift, die Gründe, aus 
welpen Thatſachen für bewiefen oder nicht bewiefen ange: 
feben worden find, einer Prüfung zu unterwerfen. 

Da übrigens nach Abf. dieſes Paragraphen das Er: 
kenntniß erfter Inftanz nicht zum Nachtheile des Angeſchul 
vigten abgeändert werden kann, fo vermag die oben ange 
gebene Beftimmung von Abſ. 2 nur zum Vortheil dıs 
Angefchuldigten zu gereichen. Dem wenn auch eine dem 
Angeſchuldigten nachtheilige, in erfter Inftanz nicht fir ber 
wiefen erachtete Thatfache in zweiter Inftanz als bewiefen 
angefehen wird, fo ift dennoch die reformatoria in durius 
ausgeſchloſſen und vermag daher, in alen Fällen nur ent 
weder das ErEenntniß erfter Juſtang beftätigt oder zu Gun: 
ften des Angeſchuldigten abgeändert zu werden. 

Die Deputation ſchlaͤgi vor: 

den $. 322 unverändert anzunehmen. 


Zu $$. 323 bis 326. 


Der Genehmigung diefer $ in Br 
re gung diefer Paragraphen ſteht Fein Be 








: Su $. 397 
re x Deputafion an: 
as Citat auf der erften Zeile dahiı di 
— net ſten Zeile dahin zu vervollſtaͤndigen, 
„($. 326 Abf. 1, 2)" 
und empfiehlt: 
den auf diefe Weife vervolftändigten Paragraphen at: 


äunehmen. 
Zu $$. 328 bis 338. 
Auch diefe Para, : \ 
verändert annehmen. BEaPden SOOerbie goye Kenmen an 
Zu 6. 339. 


Ze kein Grund vorliegt, aus welchemm dem Verletzten 
die Rücknahme des geſtellten Strafantrags nur bis zum 
Ablauf der dreitägigen Zeift und nidyt auch fpäter geftattet 
fein fol, fo verwendet man fi dafur: 

ven Schlußfab von $. 339: u — 

„die Rucknahmne des geſtellten Strafantrags if 
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dem Verletzten hier bis zum Ablauf der dreitägigen 
Friſt geftatter”, 
zu ftreichen, 
fobann aber 
den $. 339 zu genehmigen. 


Zu.$. 340. R s 
Im a diefes Paragraphen ift das Eitat: 
) Abſ. 6" 
abzuändern in 
S. 339 Abſ. 7". 
Mit diefer Aenderung wird der Paragraph 
zur Annahme empfohlen. 
Zu $$. 341 bie 344. > 
Diefe Paragraphen werden zur Genehmigung vor 
efchlagen. 
alle Bu $. 345 


war man der Anficht, daß Fein Grund vorliege, in dem 
Verfahren bei angezeigten Beleidigungen und Berleums 
dungen die Buziehung von Beifigern zu unterlaffen. 

Man befürwortet daher 

die Streidung von $. 345. 
Zu $$. 346 bis 362. \ 

Die Deputation befürwortet die Annahme diefer Paras 

‚graphen. Pr 


Bu $. 363. 
In diefem Paragraph wird auf der zweiten Zeile von 
Yunkt 1 nach dem Worte: 
„eines” 
die Einſchaltung des Wortes 
„beſonderen“, 
im Uebrigen aber 
die Annahme des Paragraphen empfohlen. 
Bu $$. 364 bis 380. 
Diefe Paragraphen wolle die geehrte Kammer ger 
nehmigen. 


Zu $. 381. 2 

Da die Todesſtrafe jede Straferhöhung ausſchließt und 
mithin, wenn auf Todesſtrafe rechtöfräftig erfannt worden 
ift, ein Nachtragserkenntnig nicht vortommen Tann, fo bes 
darf es auf der erften Zeile des dritten Abſatzes der Streis 
hung der Worte: 

auf Todes» oder”, 3 ER 

Die Deputation verwendet ſich hierfür, forwie im 

Bebrigen für die Annahme des Paragraphen. 
Zu $$. 392 bis 392. 

Diefe Paragraphen haben zu Feiner Erinnerung Vers 
anlaffung gegeben. 2 

Ts . 392 würben die Beſtimmungen über den 
Anfchluß des Beſchaͤdigten an das Strafverfahren in fol- 
gender Weife einzufchalten fein: 


Sechste Abtheilung. 
Bon dem Anſchluſſe des Befhädigten an das 
Strafverfahren. 
g1. 
Vorausfegungen zur Verurteilung zum Erfah. 
Mit dem Straferkenntniffe ift auf den Antrag des 
Belhädigten die Verurtheilung des Angefehuldigten zur 
Erfagleiftung, infonderheit zur Nudgabe entzogener Sadıen, 


foweit die Erfaßpflicht als rechtliche Folge des Verbrechens 
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erſcheint, wegen beffen er veruriheilt wird, dann zu ver⸗ 
binden (vergl. jedoch $. 5), wenn aus den zum Biwede der 
Unterfuhung nöthig gewordenen Erörterungen die Ver— 
bindlichkeit zum Erſatze mit ausreichender Beftimmtheit 
fich ergiebt und Dasjenige, was deshalb zu Leiften ift, ohne 
förmliche Beweisführung und ohne daß hierdurch die Un- 
terfuchung aufgehalten wird, feftgeftellt werden Eann. 


2 
Antragftellung. 2 

Der Beſchaͤdigte hat in den zur Zuſtaͤndigkeit des 
Spruchkriegägerichts gehörigen Unterjuhungen den Antrag 
auf Verurrheilung des Angefhuldigten zur Erfahleiftun; 
bei dem Unterfuhungögerichte bis zum Actenſchluſſe ($.106) 
anzubringen. Spätere Anträge find nur mit ausdrücklicher 
Zuftimmung des —————— zuzulaſſen. 

In den vor das ſtaͤndige Kriegsgericht gehörigen Un⸗ 
terfuhungen kann der Antrag bis zur Faͤllung des Erkennt 
niffes_geftelt werben. F 

Der Antragſteller Hat beſtimmt anzugeben, worauf er 
feine Forderung richtet, auch diefelbe auf Verlangen des Ger 
richts näher zu begründen. 

Der Antrag iſt dem Angefchuldigten mitzutheilen und 
letzterer mit feinen etwaigen Einwendungen zu hören. 


8.3. 
Verweiſung auf den Civilprocehweg. 

Mangeln die in $. 1 befiimmten Vorausfegungen ber 
Verurtheilung, oder werden gegen den Anfpruc oder zur 
Tufrechthaltunig defielben von den Parteien erhebliche That⸗ 
Sachen angeführt, deren Erörterung nicht zum Behufe ber 
Entfheidung in der Straffache nöthig ift, fo ift der Ber 
fchädigte mit der Geltendmachung feiner Anfprüche zur ber 
fonderen Ausführung im Wege des bürgerlichen Proceffes 
zu verweiſen (vergl. $.4). 

Iſt jedoch nur der Betrag des Schadens noch in Frage, 
fo kann dem Befchädigten auf deffen Antrag die eibliche 
Beſtaͤrkung des Betrags, nach vorgängiger Prüfung und 
Seftftellung defjelben, in dem Erfenntniffe ($. 5) nachge— 
laffen und für den Fall der eivlihen Beſtaͤrrung die Vers 
urtheilung des Angefhuldigten auf Erftattung dieſes Ber 
trags gerichtet werden. 

Eine gänzliche oder theilweife Entbindung des Ange 
ſchuldigten von dem Anfpruche ift nicht zuläffig, eine theil⸗ 
weife Berurtheilung, verbunden mit amd Verweifung 
zur civilprocefjualifcen Ausführung aber nur infoweit ftatte 
haft, als die einzelnen Erfaganfprüche dergeftalt unabhängig 
von einander ſich darftellen, daß fie getrennt erörtert und 
entſchieden werden koͤnnen. Insbeſondere kann die Verur⸗ 
theilung blos auf Ruͤckgabe der entzogenen Sache gerichtet 
und dagegen die Geltendmachung der weiteren Schäden 
auf den Be des. bürgerlichen Proceffes verwiefen werden. 


4 
deſtſtelung und Vegründung des Anſpruchs. 

Sowohl in den vor das ſtaͤndige Kriegsgericht als 
auch in den vor das Sand. gehörigen Unter» 
fuchungen ift der Antrag des Befchädigten bei der Beweis⸗ 
aufnahme in Obacht zu nehmen und letzterer zu deſſen Bes 
gründung anzuhalten, foweit nicht dadurch eine Verzögerung 
*— —— — über die Strafſache herbeigeführt werben 
würde. 

In den vor das Spruchkriegägericht gehörigen Unter» 
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ſuchungen iſt der Beſchaͤdigte, welcher dem Strafverfahren 
no angefgiofen hat, von dem Actenſchluſſe ($. 106) in 
Kenntniß zu jegen und kann aud) zur Schlußverhandlung 
mit vorgeladen werben, infofern dies für bie überzeugende 
Aufklärung des Sachverhaltes als nothwendig fich darftellt. 
Es ift jedoch auch bei dem Außenbleiben des Beſchaͤdigten 
über den von ihm geſtellten Antrag zu entſcheiden. 

Er kann zur Geltendmachung feiner Rechte bei der 
Sötußverhanslung an den Angefuldigten, fowie an die 
etwa vorgeladenen Zeugen und Sachverftändigen durd den 
verhandelnden Auditeur Fragen richten. 

Am Schluffe der Verhandlung ift er. noch vor dem 
in $. 262 gedachten Vortrage des Äuditeurs mit der Rechte 
fertigung feiner Anträge B hören, er kann ſich aber zu 
Deren thatfächlihen Begründung nur auf die Ergebniffe der 
Unterſuchung fügen. 

&5. 
Entſcheidende Behörde, 

Die Entſcheidung über den Antrag erfolgt bei den zur 
Zuſtaͤndigkeit des ftändigen Kriegsgerichts gehörigen Unter: 
ſuchungen zugleich mit in dem Erkenn tniſfe über das angezeigte 
Verbrechen, Dagegen in den zur Zuftändigeit des Spruch⸗ 
Triegögerichts gehörigen Fällen in einem entweder gleichzeitig 
mit dem — oder binnen der — drei 
du abzufaffenden und befannt zu machenden befonderen 
Erfenntniffe und wird in diefen Fällen im Namen des 
ſtaͤndigen Kriegsgerichts (vergl. 8. 11, Abſ. 1) von dem 
Luditeur ertheilt, welcher bet der bezüglichen Schlußver⸗ 
handlung mitgewirkt hat (vergl. S. 234). 

Die Entſcheidung hat ſich auch auf die durch den An⸗ 
ſchluß verurfachten befonderen Koften und zwar nad) den 
Grundfägen des bürgerlichen Proceffes zu erfiveden, foweit 
nicht der Angeſchuldigte oder der Befcyäbigte zu den Pers 
‚fonen gehören, denen nach $. 363 Abf. 1 Koftenbefreiung 
zuſteht. 

. 56 
Veſondere vefinmungen. 

Erläßt das Gericht nad S. 339 eine Strafverfügung, 
fo kann es, wenn der Beſchaͤdigte den Antrag auf Verur- 
theilung des Angeſchuldigten in Erfaß des Schadens geftellt, 
auch das, was er deshalb fordert, beffimme angegeben hat, 
die entfprechende Auflage wegen £eiftung des verlangten 
Erfages in die Strafverfügung mit aufnehmen. Diefe 
Auflage wird unter der in $. 339 angegebenen Voraudfegung 
ebenfo, wie die Strafverfügung felbft, rechtskraͤftig. 

„„Erhebt ‚der Angeſchuldigte innerhalb der dreitägigen 
Friſt eine Erinnerung gegen die Strafverfügung, fo wird 
dadurch bie Verurtheilung in den Schadenerfag aufgehoben. 
Beſchraͤnkt er jedoch bie Einwendung nur auf die letztere, 
fo bleibt die Strafverfügung im Uebrigen in Kraft und es 
iſt die Einwendung als eine Berufung gegen die Verur⸗ 
teilung in ben Schabenerfag zu betrachten (vergl. 8. 9). 


&7. 
Unftatthaftigteit des Anſchluſſes. 

Der Beſchaͤdigte kann zwar ſowohl vor Einleitung als 
aud während des Strafverfahrens feine Schädenanfprüche 
im 2 des bürgerlichen Proceffeö geltend machen, es ift 
jedoch eine gleichzeitige Verfolgung berfelben im Wege des 
bürgerlichen Procefies und in dem Strafverfahren unzus 
taffig. Es fol daher der Anflug an das Strafverfahren 
als die Zuruͤcknahme der eiwa bereit erhobenen Eivilkfage, 
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und die Erhebung der Ickteren als die Zuruͤcknahme des 
etwa bereits erklärten Anſchluſſes betrachtet werden. 

Der Beſchaͤdigte kann fi dem Strafverfahren nicht 
mehr anfchließen, wenn bereits im bürgerlichen Proceſſe 
durch eine Entſcheidung, welche rechtskraͤftig geworden, oder 
gegen welche ein ordentliches Rechtsmittel nicht weiter zu 
läffig ift, die Verurtheilung in den Erſatzanſpruch, oder die 
Entbindung von demfelben endgültig erfolgt iſt. 

Dagegen giebt eine we ng: der Klage in der ange 
brachten Maaße Fein Hinderniß für den Anflug an das 
Strafverfahren ab. 

F. 8. 


Zurücknahme des Anſchluſſes. 

Dem Beſchaͤdigten ſteht es frei, den Anſchluß an dag 
Strafverfahren bis zur Nechtöfraft der Entſcheidung über 
denfelben zurüdzunehmen. Er hat jedoch folchenfalls die 
durch den Anfhluß etwa verurfachten Koſten zu überträgen, 
foweit ihm nicht nach $. 363 Abf. 1 Koftenbeftei ng zuftcht, 

Im Zalle der Zurücknahme iſt der Beſhaͤdigte bei 
Geltendmachung ſeiner Anſpruͤche im bins hen Proceſſe 
auf fein Vorbringen bei dem Anfchluffe, insbefondere auch 
auf, die dabei aufgeſtellte Schädenberchnung nicht bir 
ſchraͤnkt. Dies gilt auch in dem Falle, wenn er durch dag 
Strafgericht mit feinen Auſpruͤchen zur Verfolgung im 
bürgerlichen Proceffe verwiefen worden ift. 


9. 
‚Rechtsmittel. 

Der Berurtheilte kann die Entſcheidung uͤber den Ans 
trag des Beichädigten mit der Berufung anfechten. 

Ueber diejelte entfcheidet das Obertriegsgericht in einer 
Verfammlung von drei rechtstundigen Mitgliedern. 

Die allgemeinen Beſimmungen des gegenwärtigen 
Gefeges über diefes Rechtsmittel gelten auch hier. 


$ 10. 
Anderweites Nechtsmittel, 

‚Gegen die —“ uͤber dieſes Rechtsmittel iſt 
eine weitere Berufung nur infoweit zuläffig, als der Bes 
trag beffen, wozu der Angeſchuldigte verurtheitt worden iff, 
diejenige Summe erreicht, mach welcher bei zwei gleichlauten: 
Se — — die Cibilproceßgeſehe noch eine Berufung 
zulaſſen. 

In dieſem Falle entſcheidet als Gericht dritter Inſtanz 
wiederum das Oberkriegsgeriht, und zwar in einer Ver 
fammlung von fünf rechtstundigen Mitgliedern. 


% 11. 

% Nichtung der Entſcheidung. 

In den oberen Inſtanzen kann in der Hau— tſache nur 
entwedet die Entfheibung beftätigt, oder % ine 
zur Anftelung förmlicyer Kiage verwiefen werben, wobei 
a das im $. 3 Abf.3 gedachte Befugniß gleichfalls 
zuſteht. 
beber bie in den oberen Inſtanzen erwachfenen Koften 
ift nad) den Grundfägen des bürgerlichen Procefiis zu In 
f&eiden, jedoch gilt die in S. 363 Abſ. 1 enthaltene Bes 
fimmung aud) hier. 

9.12. 


Unſtatthaftigleit eines Nechtsmitlets, 
Dem Gömmandanten fowie dem Beſchaͤdigten ficht 









ae Entſcheidung über bie Erfabfrage ein Rechtomittel 
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8.18. 
Ricptung der Berufung. 

Eine Berufung des Verurteilten gegen das frafge- 
richtliche Erkenntniß iſt als zugleich gegen die Verurtheilung 
in den Schadenerfa gerichtet anzufehen, dafern er nicht 
der Entfheidung über den Schadenerfag ausdruͤcklich ſich 
unterworfen hat. 


& 14. 
Wirkung veränderter Entſcheidung in der Straffache. 

Wird auf ein gegen die Verurtheilung in der Strafr 
ſache eingewendetes Rechtsmittel oder infolge der Wieder 
aufnahme des Strafverfahreng der Berurtheilte freigefprochen, 

‚ So ift dadurch zugleich die Berurtheilung in Betreff der Er— 
ſatzfrage für aufgehoben zu erachten. Der Befchädigte kann 
jedoch folchenfalls feine Anfprüche noch auf dem Wege des 
bürgerlichen Proceſſes geltend machen. 

Iſt infolge eines im Betreff der Straffache eingewen- 
deten RKechtsmittels nad $. 326 eine anderweite Verbands 
lung in der Strafſache abzuhalten, oder eine anderweite 
Entfcheidung zu ertheilen, fo hat das Unterſuchungsgericht 
hiervon den Befchädigten, welcher dem Strafverfahren ſich 
angefchloffen hatte, in Kenntniß zu fegen und fodann die 
früher geftellten Anträge deffelben, foweit er fie nicht. zurüc- 
zimmn (vergl. noch $. 7 Abf. 2, 3), ohne daß es deren 

ieberholung bedarf, zu berüdfichtigen. 

Wird gegen ein freifprechendes Cnderfenntniß die 
Wiederaufnahme der Unterfuchung befchloffen, fo ift ſolches 
dem Beſchaͤdigten, welcher früher dem Strafverfahren ſich 
angefchlofjen hatte, zu eröffnen und es kann derfelbe feinen 
Antrag auf Erfagleiftung wiederholen, foweit nicht bereits 
im Bhegeriicien Procefie durch eine Entfcheidung, welche 
Rechtskraft erlangt hat, oder gegen welche ein Rechtsmittel 
nicht weiter zuläffig iſt, die Verurtheilung in den Erſatz ⸗ 
anfpruch, oder die Entbindung voh demfelben endgültig ers 
folgt: iſt. 

Pi — en giebt ein Abweis der Klage in dem ange ⸗ 
brachten Maape ein Hinderniß für den anderweiten Anz 
ſchluß nicht ab. 

2 s. 15. 


Verhältniß ber ua die Strafſache zur Entſcheidung 
m über die Erfahzfrage. 

Wird durd das Strafurtheil der Angefchuldigte der 
ihm beigemeffenen Handlung für ſchuldig erkannt, fo ift 
folches auch für die Entſcheidung über die Anfprüche auf 
Erſtattung der aus diefer Handlung entftandenen Schäden 

inſoweit maßgebend, ald in dem Erfenntniffe die Hands 
Yung und die Veruübung derfelben durch den Angejchuls 
digten für bewiefen erachtet worden find. 

Diefe Beftimmung gilt ſowohl für das Gericht erfter 
Inſtang, wenn es über die Anträge des Befchädigten, wel- 
her dem Strafverfahren ſich angefchloffen hatte, entfcheidet 
(vergl. $. 5 Ubf. 1), als aud) für die obere Inftanz (SS. 9, 10), 
wenn fie infolge Berufung des Verurtheilten über die Ent⸗ 
ſcheidung der früheren Inftanz zu erkennen hat. 

Nicht minder gilt diefelbe, wenn der Beſchaͤdigte Eivil- 
Hlage erhoben und vor Faͤllung des Enderfenntniffes letter 
Injtanz auf die in der Strafſache ertheilte Entſcheidung 
ſich berufen hat. Wird jedod das Straferfenntnig erft in 
weiter oder "dritter Inſtanz beigebracht, fo ift die Sache 
auf Verlangen der einen oder andern Partei zur anders 
weiten Entſcheidung an das Gericht erfter Inſtanz zurüd- 
zugeben. Der Anberaumung eines befonberen Termines zur. 
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Vroduction des Erkennfniffes bedarf es nicht. Auch ift der 
Beklagte mit einem Gegenbeweife, daß die firafbare Hand⸗ 
lung überhaupt nicht, oder doch nicht von ihm veruͤbẽ wor⸗ 
den fei, nicht zu hören. 

+  Hierüber ſell es allenthalben feinen Unterſchied machen, 
ob der Befchädigte, dem Strafverfahren ſich vorher ange 
ſchloſſen hatte oder nicht. 

$. 16. 
Bollftredungsverfaßren. n 

Das Vollftredungsverfahren in Betreff der Verurthei⸗ 
lung in Erfagleiftung gehört in allen Faͤllen vor das ftän- 
dige Kriegögericht, vor welchem der Verurtheilte nach den 
— der Militaͤrgerichtsordnung feinen Gerichts⸗ 

fan! at. 

Wenn ſich die geehrte Kammer fuͤr den Anſchluß des 
Beſchaͤdigten an das Strafverfahren entſcheidet, fo bedarf 
es der Streihung von $. 25 diefes Geſetzentwurfs, 

welche man ſich zu beantragen erlaubt. 


5 Zu 5. 393. s 

Den ——— Beſtimmungen in $. 234 des früheren 
Entwurfs einer MilitärgerichtSordnung ift nur der Schluße 
ſatz hinzugetreten. 

Auch kann von dem Koͤnige dem Oberbefehlshaber 
der Zruppen die Ermächtigung ertheilt weiden, die vor—⸗ 
erwähnten Maaßregeln unter der in Abſ. 1 gedachten 
Vorausfegung eintreten zu laffen.” 

Ben die nur gedachte Beftimmung hat die Depus 
tation ebenfo wenig, ald gegen den Übrigen Inhalt des Pas 
ragraphen etwas zu erinnern. 

Man verwendet fi 

für die Annahme von $. 398. 


Zu $6. 394 bi8 407. 

Diefe Paragraphen find in dem von ber erfien Depus 
tation während des leßten ordentlichen Landtages über dem 
Entwurf der Militaͤrgerichtsordnung erftatteten Berichte 

— Beilage zur 2, Abtheilung, Seite 571 
id 575 
fpeciell begutachtet und von der hohen Erften Kamnter en 
bloe angenommen worden. 
Die Deputation empfiehlt 
die Genehmigung bdiefer Paragraphen. 
. Bu $. 408. 
ftellt die Deputation einen gleichen Antrag. 
Bu $. 409. 
rathet die Deputation an: 
dad Wort: 
„Militärftandgerichte” 


| mit den Worten zu vertaufchen: 


„Standgerichte zur Aburtheilung von Militärper- 
fonen” 
mit diefer Abänderung aber dem $. 409 
die Genehmigung zu ertheilen. 


Zu dem Anhange, 

In den Eidesformularen für die Richter bei dem Spruche 
kriegsgerichte und die Nichter bei dem (beziehendlich permar 
nenten) Standgerichte fehlten in der früheren Gefehesvor- 
lage nad) den Worten: n 

„bei meinen Ausfprüchen Jedermann gleiches Recht, ohne 
Anfehen der Perfon angebeihen” 
die Worter 
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„auch mich davon durch Feinerlei Urſache abhalten laſſen 
_ — mil” 

Diefe letzteren Worte haben jedenfalls deshalb Aufe 
nahme gefunden, um diefe Eidesformulare mit dem Ins 
halte desjenigen Eides in Uebereinftimmung zu bringen, 
durch deffen Leiftung der jur Ausibung des Eivilrichteramtes 
Berufene nach Maagabe der Beilage A zu der Verord- 
nung vom 2. November 1837 in Pflicht genommen wird. 

Stimmen die Functionen des civilrichterlichen und des 
militäreichterlichen Beamten bezüglich der Verpflichtung, „Je⸗ 
dermann gleiches Recht ohne Anfehen der Perfon angedeir 
ben zu Iaffen”, völlig überein, fo kann es nad) Anſicht der 
Deputation nur wünfchenswerth fein, baß in biefer Hinz 
ſicht beide Kategorien von Beamten in gleicher Meife eid- 
3 verpflichtet werden und ſcheint der Deputation durch 
Bervollftändigung der betreffenden Eidesformeln eine früher 
vorhanden gewefene Luͤcke ergänzt worden zu fein. 

Die in dem Anhange unter I bis VIII enthaltenen 
Eidesformeln 

werten zur Annahme empfohlen. 


Durch Umftellung der $$. 87 bis 217 wird die Abe 
änderung verfchiedener itate nothwendig. 

Es koͤnnen ſich auch ſowohl durch des Umftellung als 
auch fonft noch einige redactionelle Abänderungen als er⸗ 
forberlich darftellen, welche ſich nicht fofort überfehen laſſen. 

Es dürfte indeffen Fein Grund vorliegen, deshalb die 
———— einer Nedactionsdeputation zu beantragen, 
vielmehr möchte dies nach der Anficht der Deputation der 
Schlußredaction der koͤniglichen Staatsregierung allein zu 
überlaffen fein. 

Die Deputation geftattet fich daher den Schlußantrag 
zu ſtellen: 


Nedacteur 6. Meinhold, Serretär im Koͤnigl. Minifterium des Innern. — Druch von B. ©, 


die hohe Kammer wolle den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf mit den von der Deputation vorgeſchlagenen Ab- 
änderungen und Zufägen genchmigen, 
der koͤniglichen Staatsregierung aber deffen 
Schlußredaction anheimftellen. 
Endlich ift noch zu erwähnen, daß die koͤnigliche 
Staatsregierung beantragt hat, 
derfelben eine Ermächtigung dazu zu ertheilen: 
eine das militärgerichtliche Strafverfahren und 
die Sachwaltergebühren betreffende Taxordnung, 
vorbehältlich der fpäteren Vorlegung derfelben an 
die Kammern, falls diefe einen Antrag hierauf riche 
ten follten, zu erlaffen. 
Eine ähnliche Ermächtigung ift der Eöniglichen Staats- 
regierung bei der ftändifchen Berathung der allgemeinen 
—— — ſowie der Advocarenordnung ertheilt 
worden. 
Die Deputation hat es fuͤr unbedenklich erachtet, dem 
gedachten Antrage zu entſprechen und empfiehlt man daher: 
‚daß die geehrte Kammer die gedachte Ermaͤch- 
gung der Föniglichen Staatörcgierung ertheilen 
wolle. 


Dresden, am 31. October 1860, 


Die für die Milttärftenfprocehorduung erwählte 
Zwiſchendeputation der Erſten Kammer. 
v. Zehmen, Vorſtand. 
v. Koͤnneritz, Referent. 
Buͤrgermeiſter Hennig. 





Bürgermeifter Müller. 
v. Böhlau. 


Teubner in Dreöben. 





j Letzte Abfendung zur Poſt: am 29. November 1860. 
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Dresden, am 29. November 


1860. 





Vierte öffentlihe Sigung der Erfien Kammer 
am 22. November 1860. 


Inhalt: 
Verleſung des Protokolls, — Negiftrandenvortrag. — Urlaubs⸗ 


gefuche und Entfejufbigungen. — Beratfung des Berichts 
der zwelten Deputation über das allerhoͤchſte Deetet, einen 


Sefegentwurf über Abänderung einer Beftimmung des Ge⸗ 


fees vom 5. Mat 1851 Fetr. — Beratung des Berichts 
der Zwiſchendeputatlon über ven Geſetzentwurf, die Gerichts» 
behoͤrden bei ber koͤnlgl. fächf. Armee betr. 


—— 


Die Sitzung beginnt 11 Uhr 23 Minuten Vormittags 
in Unwefenheit der Herren Staatsminifter v. Rabenhorft 
und v. Friefen und ber koͤniglichen Commiffare Teuch er 
und Poͤtzſch, fowie in Gegenwart von 34 Kammermit: 
gliedern mit Vorleſung des uͤber die letzte Sikung von 
Seeretaͤr v. Egidy aufgenommenen Protokolls, welches 
von der Kammer genehmigt und durch die Herren Graf 
Wilding und  Oberhofprediger Dr. Liebner mitvolls 
zogen wird. 

Präfident v. Schönfels: Wir gehen nun zum Bor 
trag aus der Regiſtrande fiber; worher aber habe ich der 
gechtten Kammer anzuzeigen, daß Herr Freiherr v. Weld 
mic) erſucht hat, die hohe Kammer zu befragen, ob fie es 
ihm geflattet, von dem ihm eigentlich gehörigen Plage ſich 
auf einen andern zu fegen. Die Gründe für das Geſuch 
find triftig und ich glaube, daß wohl Faum Jemand hier- 
gegen etwas einwendet. 

Freiherr v. Weld: Wenn id) annehmen barf, daß bad 
Stihfpweigen eine Genehmigung meiner Bitte ift, fo er- 
laube ic mir der hohen Kammer meinen verbindlichſten 
Dank fuͤr diefen neuen, mir fehr ehrenwerthen Beweis Ihres 
Wohlwollens auszuſprechen. Ich würde mir jene Bitte 
nicht erlaubt haben, wenn nicht der durch dem dem Heren 
Grafen v. Einfiedel auf die Dauer des ganzen Landtags 


ertheilten Urlaub erledigte Sit, der allerdings ein fehr| Hi 


vortheilhaftet ift und einem Schwerhörenden, wie ic; leider 
din, fehr großen Nusen gewährt, außerdem gaͤnzlich unbe- 
nubt geblieben fein wuͤrde. Ich wiederhole alfo meinen 
verbindlicften Dank, 

2.8. (1. Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfels: Sch erſuche nun den Herrn 
Serretär v. Egidy den Regiftrandenvortrag zu bewirken. 


(Nr. 32.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
16. November 1860, die fortgefegte Berathung bed Ber - 
richts der Zwiſchendeputation über den Gewerbegefehent- 
wurf betr. 

Praͤſident v. Schönfeld: Es ift wohl zweifellos, daß 
diefer Protofollertract der Bwifchendeputation für das bes 
treffende Geſetz Überwiefen werben muß. r 


(Mr. 33.) Das hohe Kriegsminifterium überreicht 
mittels Communicats vom 19. November 1860 ein Erem- 
plar der 2. Abtheilung der vierten und letzten Lieferung des 
topographifhen Handatlafjes von Sachſen, enthaltend die 
Sectionen Baugen und Plauen. 

Präfident v. Schönfeld: Es iſt dieſes dankenswerthe 
Werk in der Bibliothek zum Gebrauch der Kammermitglieder 
niedergelegt worden. Der Dank dafuͤr wuͤrde im Protokolle 
einen Platz finden. 

(Nr. 34.) Auszug des Protofolles der Zweiten Kam: 
mer vom 17. November 1860, die fortgefehte Berathung 
des Entwurfs zu einem Gewerbegeſetze betr. 


Praͤſident v. Schönfels: Es tritt hier derfelbe Fall ein 
wie bei Nr. 32, der betreffenden Zwifchendeputation ben 
Protofollertract zu übergeben. 


(Nr. 35.) Herr Advocat v. Könnerig, Vertreter der 
Schönburg’fhen Neceßherrfchaften, überreicht eine Anzahl 
Eremplare einer Drudichrift: „Ueber die Ausführung des 
Gerichtsorganifationsgefeked vom 11. Auguft 1855 in ben 
Schönburg’fchen Receherrfchaften” zur Vertheilung an bie 
Mitglieder beider Kammern. 

Präfident v. Schönfeld: Diefe Eremplare find heute ä 
an die Mitglieder der Kammer vertheilt worden. Die 
übrigen find abgegeben worden an bie Sweite Kammer, um 
fie auch dort zur Vertheilung zu bringen. 

(Mr. 36.) Protokollauszug der Zweiten Kammer vom 
17. November 1860, enthaltend die Begründung des von 
eren Abg. Riedel geftellten Antrags, die Schaffung einer 
Träftigen deutſchen Gentralgewalt und gleichzeitige Her⸗ 
ſteüung einer Vertretung des deutfchen Volkes dabei betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es ift diefer Protofollertract 
wohl felbftverftändlic fo Tange ad acta zu legen, bis die 

20 
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Verhandlungen in jener Kammer fattgefunden haben und 
Bejchlüffe deshalb gefaßt worden find. 

r. 37.) Dergl. Prototolauszug vom 19. November 
— Re en ve jetwerbegefegentwurfs 
betreffend. 

Präfident v. Shönfels: Wie bei Nr. 32 an die be 
treffende Bwifchendeputation abzugeben. 

(Mr. 38.) Bericht der Swifchendeputation der Erſten 
Kammer vom 21. November 1860, den Entwurf eines 
Gefehes wegen der Entfchädigung für den Wegfall gewifler 
Verbietungsrechte betr. 

Präfident v. Schönfeld: Gelangt zum Drud; fo- 
dann zur Bertheilung und wird einen Gegenftand ber 
naͤchſten Tagesordnung bilden. 

(Mr. 39.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
20. November 1860, die Fortfegung der Berathung des 
Berichts über den Entwurf eines Gewerbegefeßes betr. 

Praͤſident v. Schönfeld: Iſt ebenfalls wie Nr. 32 
an die betreffende Zwiſchendeputation abzugeben. 

(Nr. 40.) Allerhoͤchſtes Decret vom 20. November 
1860, einen Gefeßentwurf über dad Verfahren in Bau- 
fachen betr. 

Präfident v. Schönfeld: Das Allerhoͤchſte Decret 
wurde zu verlefen fein. Im übrigen würde der Gegen: 
ftand zum Drud gelangen und an die erfte Deputation 
abzugeben fein. Iſt die Kammer mit diefem Vorfchlage 
einverftanden?, — Cinftimmig Ja. 

Etwas Weitered liegt aus der Regiftrande nicht vor. 
Urlaubsgeſuche find folgende eingegangen: Ein Geſuch des 
Herrn Grafen v. Einfiebel-Woltenburg. Derfelbe bittet um 
Urlaub unaufſchieblicher Gefchäfte halber vom 22. bis 
24. November. Ich frage: will die Kammer dem Herrn 
Grafen das genannte Urlaubögefuch geftatten? — Ein- 
fimmig Ja, 

Herr Freiherr v. Schönberg-Bibran entſchuldigt fich wegen 
dringender Privatgefchäfte für Heute. Endlich iſt noch einer 
Einladung des Herrn Schuldirector Kraufe zum Oratorium 
Paulus" zu gedenken. Diefe Production findet heute Abend 
ſtatt und es find eine Anzahl Billets beigelegt nebft einem 
Subferiptionsbogen, welcher auf dem grünen Tiſche ausges 
Tegt werden wird, fo daß diejenigen Herren, welche diefem 
Dratorium beizuwohnen gedenken, ihre Namen darauf 
zeichnen önnen. 

IH habe etwas Weiteres nicht mitzutheilen und wir 
würden nunmehr zur Tagesordnung übergehen koͤnnen. 
Als erſter Gegenftand iſt namhaft gemacht: die Berathung 
des Berichts der zweiten Deputation über das allerhöchfte 
Deeret, einen Gefegentwurf über Abänderung einer Ber 
ſtimmung des Gefeges vom 5. Mai 1851 wegen Ergänzung 
und theilweifer Abänderung ber $$. 89, 96, 98, 102 bis 
105 ber Berfaffungsurfunde betreffend, und ich habe den 
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Herrn Referenten, Kammerheren v. Erdmannsdorff, zu er: 
ſuchen, den Rednerſtuhl zu betreten, um uns den Bericht 
zu geben. 


Neferent v. Erdmannsdorff trägt das allerhächte 
Decret nebft den dazu gehörigen Gefeßentwurf mit Moti- 
ven vor; fiehe daſſelbe L. M. I. K. Nr. 3. ©. 14 x. 

Der Bericht, den Ihre Deputation ſchon darüber 
erftattet hat, lautet folgendermanßen: 


Sehr dankbar ift es anzuerkennen, daß die hohe Staats 
regierung durch dad vorliegende Decret den Wünfchen der 

tände zuvorgefommen ift. 
In der ftändifhen Schrift vom 6. Auguft 1858, die 
Budgetvorlage für die Finanzperiode 1857 bis 1860 be 
treffend, brachte die Ständeverfammlung zur Anzeige, daf 
beide Kammern folgenden Antrag befchloffen hatten: 
Gergl. Landtagsacten 1. Abth. 2. Bd. Seite 760.) 
„Es wolle die hohe Staatöregierung ein Geſetz vor 
legen, durch welches die in $. 6 des Geſetzes vom 5. Mai 
1851 der Staatsregierung unter gewiffen Vorausſetzun⸗ 
gen und Bedingungen eingeräumte Befugniß, die beftchen: 
den Steuern und Abgaben nach Ablauf der Bewilligungs: 
frift noch auf ein Jahr, vorbehältlic der Bewilligung des 
Ausgabebudgets, in der bisherigen Weife fortzuerheben, 
damit modificirt und erläutert werde, daß eine folde 
Forterhebung ohne vorgängige ftändifche Zuftimmung nur 
dann ftattfinden dürfe, wenn, außer dem Eintritt der in 
den gedachten $. 6 ausgeſprochenen Vorausfegungen, 
auch noch 
1) der Landtag mindeftens 7 Wochen vor Ablauf der 
Bewilligungsfriſt einberufen und ihm alsbald nad 
feiner Eröffnung ein Gefeg über proviforifche Fort: 
erhebung der Steuern vorgelegt, die Genehmigung 
diefes Geſetzes aber bis 14 Tage vor Ablauf der 
Bewiligungsfrift entweder verweigert, oder doc) 
nicht erfolgt fein follte, 
ober endlich 

2) die Verhättniffe eine rechtzeitige Einberufung wder 
aud den Zujammentritt der Kammern durchaus 
unmöglich machen, welde Unmöglichkeit vor ben 
Kammern nachträglich zu rechtfertigen fein wird.” 

Da das Gefeh vom 5. Mai 1851 zu einem integriren⸗ 
den Theil der Verfaffungsurkunde erhoben worden ift, [0 
konnte nad $. 152 der Verfaffungsurkunde diefer Beſchluß 
beider Kammern nur als vorläufige Anzeige an die Stantd- 
regierung bezeichnet werden. e 

AUS foͤrmlicher ſtaͤndiſcher Antrag konnte diefer Be 
ſchluß erft dann an Se. Majeftät den König gelangen, 
wenn derfelbe auch auf dem unmittelbar darauf folgenden 
ordentlichen Landtag — mithin auf dem jegigen — in beie 
den Kammern mit Sweibritttheilmejorität angenommen wor: 
den war. 

Es zeugt alfo von einem bereitwilligen Entgegenton: 
men ber hohen Staatöregierung, daß fie Dies nicht erſt 
abgemartet, fonbern fofort bei Beginn des gegenwärtiger 
Landtages das vorliegende Gefek eingebracht hat. 

Daffelbe entfpricht, wie Die geehrte Kammer fid) auf 
den erften Blick überzeugen —— faſt woͤrtlich ven 
beiden Kammern am letten Landiage gefaften Befchluſſe. 
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x Defto unbedenklicher ift daher auch die Annahme der 
einzelnen Paragraphen und des ganzen Gefeßes. Im der 
Zweiten Kammer ift dies bereits am 15. diefes Monats ein- 
fimmig erfolgt. 

Der Bericht, welchen die jenfeitige Finanzdeputation 
der Zweiten Kammer erftattet hat, enthält Alles, was in der 
Sade zu fagen iſt. Die unterzeichnete Deputation vers 
weift daher hiermit auf denfelben; ſie würde ihn pure adop- 
tirt und der gechrten Kammer unter Borlefung deffelben 
nur mündlichen Bericht, erftatter haben, wenn nicht im 
Laufe der Verhandlung in jenfeitiger Kammer zu $. 1 ein 
Zufaß angenommen worden wäre. Derfelbe ift zwar fo 
Har und einfach, daß er an fich feinen befonderen Bericht 
erfordert haben würde; aber da vorliegende Gefeg ebenjo 
wie der $. 6 des Gefees vom 5. Mai 1851, am deſſen 
Stelle es tritt, ein integrirender Theil der Berfaffungss 
urkunde werden foll, fo erachtete die Deputation es nicht 
für angemeffen, Über diefen zu einem Theile der Verfaffungss 
urkunde befchloffenen Antrag nur mündlichen Bericht zu 
erftatten. Dagegen glaubt fie nunmehr ohne Weiteres die⸗ 
fem Antrage fi) zuwenden zu Eönnen. 

Bu $. 1 hatte Herr Abgeordneter Emmrich den aus⸗ 
veichend unterftüßten Antrag geftellt, zwiſchen den Worten 
beftehenden” und „Steuern“ das Wort „ordentlichen“ ein 
zuſchalten. 

Der Herr Finanzminiſter Freiherr von Frieſen erklaͤrte 
aber dieſen Zuſah für nicht ganz unbedenklich und ſchlug vor, 
wenn ein Zufat gewwünfcht würde, lieber die in $. 5 des Ges 
fe vom 5. Mai 1851 befindlichen Worte: a 

„inſofern fie nicht ausdrücklich nur für einen vor⸗ 
üibergehenden, bereits erreichten Zwed beftimmt find” 
in $. 1 aufzunehmen. Durch dieſe Einfchaltung erklärte 
fich der Herr Antragfteller für befriedigt und zog feinen 
Antrag wieder zurück. 

Die Mitglieder der Deputation waren ebenfalls fämmt« 
lich einverftanden damit und die Kammer trat einſtim⸗ 
mig bei. 

\ " Die unterzeichnete Deputation erachtet denfelben eben⸗ 
falls für unbedenflih und empfiehlt ihn zur Annahme. 
Mit diefem Zufage wird $. 1 zur Genehmigung empfohlen. 

Bei $. 2 und 3, fowie beim Siaganse und Schluß 
des Geſetzes wird die unveränderte Annahme beantragt 
und fomit auch die Bejahung des ganzen Geſetzes. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde num zuvoͤrderſt 
die allgemeine Debatte zu eröffnen fein und ich habe zu 
erwarten, ob Jemand in Bezug hierauf das Wort ergreift. 
— Da dies nicht der Fall ift, fo gehe ich fogleich zu den 
einzelnen Paragraphen über und habe auch hier zu erwar⸗ 
ten, ob Jemand über die von dem Herrn Referent eben 
verlefenen Paragraphen etwas zu bemerken gedenkt. — 

- Wenn dies nicht der Fall ift, jo wende ic) mich zuvoͤrderſt 
zur Abftimmung in Bezug auf die einzelnen Paragraphen. 
Der erfte Paragraph ift von dem Herrn Referent foeben 
verlefen worden; ich recapitulire daher benfelben nicht, jon- 
dern wende mic) zu dem von ber Deputation vorgefchlager 
nen und von der Staatsregierung gebilligten Antrage, der 
fi) auf ©. 185 des Berichts befindet und einen Zuſatz zu 
dem erften Paragraph enthält. Es wird folgender Zuſatz 


"Sächsische Las 





zu dem $.1 vorgeſchlagen: „Inſofern fie nicht ausdrücklich 
nur für einen vorübergehenden, bereits erreichten Zweck bes 
fimmt find.” Ich frage zuvoͤrderſt, ob die Kammer 
dem $. 1, wie er im Entwurfe fich befindet, ihre 
Zuſtimmung ertheilt? — Einftimmig Ja, 

Ich frage ferner, ob die Kammer dem von mir 
erwähnten Zufage der Deputation ihre Zuſtim— 
mung ertheilt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage endlich, ob die Kammer dem $. 1, wie 
er nun in der veränderten Faffung erſcheint 
beiftimmt? — Einftimmig Ia. 

Der $. 2. wird von ber Deputation unverändert zur 
Annahme empfohlen und ich frage, ob die Kammer 
ihrer Deputation hierin beitritt? — Einftimmig 3a. 

Ein Gleiches ſchlaͤgt die Deputation in Betreff des 
$. 3 vor. Auch diefer fol unveränderte Annahme 
finden, und ich frage, ob die Kammer hiermit ein» 
verftanden iſt? — Einflimmung Ia. 

Indem id mich nun zur Abftimmung über die ſoeben 
berathene Vorlage wende, habe ich in Bezug auf diefe Ab- 
fimmung zu bemerken: Es Fann hierbei weder die einfache, 
noch die gewöhnliche abfolute Stimmenmehrheit maafgebend 
fein; denn es handelt ſich hierbei um eine Verfaſſungsver⸗ 
änderung, und bei einer ſolchen tritt die Beftimmung des 
$. 152 der Verfaffungsurfunde ein, welder verlangt, daß 
zu einem gültigen Beſchluſſe in einer ſolchen Angelegenheit 
erſtens Uebereinftimmung beider Kammern; ſodann in jeder 
Kammer die Gegenwart von brei Viertheilen der verfaffungs« 
mäßigen Zahl der Mitglieder und endlich die Buftimmung 
von zwei Drittel der Anwefenden erforderlich if. Um aber 
nun bie verfaffungsmäßige Zahl diefer Kammer feftzuftellen, 
muß man zurüdgehen auf $. 63 der Verfaſſungsurkunde. 
Wir finden dort 16 Kategorien aufgeftellt, welche die Bes 
ftandtheile der I. Kammer ausmachen und wir fehen unter 
Nr. 1 die volljährigen Prinzen des Töniglichen Haufes, die 
demnach ausbrüdlich einen Beftandtheil der 1. Kammer 
bilden und wenn wir auch zur unferm lebhaften Bedauern 
bisher das Glüd zu wermiffen hatten, diefelben im der 
Kammer erfcheinen zu fehen, fo dürfte doch unzweifelhaft 
fein, daß, wenn bie verfaffungsmäßige Bahl diefer Kammer 
feftgeftellt werden fol, die Eöniglichen Prinzen mitzuzählen 
find. Es wird demnach dad Exempel ſich folgendermaaßen 
geftalten: BVerfaffungsmäßige Zahl der Mitglieder: 43, 
drei Viertheile diefer Zahl: 33, zwei Drittel der Anwefen- 
den: 22. Es werben daher, fofern 33 anweſend wären, 
22.die Frage zu bejahen haben, wenn dieſes Gefeß in diefer 
Kammer Annahme finden fol. Ich muß aber zu meinem 
Bedauern Ihnen mittheilen, daß wir diefe Zahl nicht er⸗ 
reichen. Wir find in diefem Augenblide nur 32 und das 
ift nad) der Berechnung, die ich Ihnen foeben vorgeführt 
habe, nicht die Zahl, die uns im vorliegenden Falle beſchluß— 
fähig macht. Ich habe daher die Abſtimmung auszuſetzen; 
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mir ſcheint ein, anderer Meg nicht vorgezeichnet zu fein. 
Un mich gewiffermaagen zu rechtfertigen, habe ich noch 
Hinzuzufligen, daß ich alle nöthigen Mittel angewandt habe, 
um biejenigen Herren, von denen ich vermuthen fonnte, 

= Haß fie nicht anmefend fein würden, zu vermögen, hier zu 
erfjeinen; es iſt mir aber, wie wir fehen, nicht bei Allen 
gelungen. Wir wenden und nun zum zweiten Gegenftand 
der Tagesordnung. Es ift dies der Bericht, erflattet von 
der Bwifchendeputation .... ’ 


Staatsminifter Freihere v. Frieſen: Ich erlaube mir 
. nur gegen das geehrte Praͤſidium die Bitte auszufprechen, 
die Abftimmung über diefe Angelegenheit auf eine ber 
nächften, wo möglich auf die mächfte Tagesordnung zu 
fegenz denn außerdem würde es micht möglich fein, ſchon 
in diefem Jahre die proviforifche Steuererhebung durch ein 
mit den Ständen vereinbarte: Geſetz zu reguliren, was im 
allfeitigen Wunſche liegt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde diefem Wunſche 
um fo lieber nachfommen, weil mir in der That felbft 
daran gelegen ift, die Abftimmung zu Ende zu führen. 
Möglicyerweife ift es heute noch der Fall, indem der Herr 
Graf v. Stolberg und der Herr Kammerherr v. Watzdorf⸗ 
Störmthal unentſchuldigt außengeblieben find. Es ift 
möglich, daß fich beide Herren noch einfinden und dann 
Tann die Abſtimmung vorgenommen werden. 

Ich wirde num ben Neferent, Herrn von Koͤnneritz, 
erfuchen, uns den Bericht über den Entwurf eines Geſetzes, 
die Gerichtöbehörben bei der koͤniglich fächfifchen Armee, 
deren Buftänbigkeit und einige damit zufammenhängende 
Gegenftände betreffend, vorzutragen. 


Referent v. Koͤnneritz: Das königliche Decret, über 
welches ich der hohen Kammer Vortrag zu erftatten habe, 
ift bereitö vorgelefen worden*). Die Genehmigung der 
hohen Staatsregierung und der hohen Kammer, von der 
Vorleſung der allgemeinen Motiven des vorliegenden Ger 
fegentwurfs abzufehen, glaube ich hiernächft aus dem Grunde 
vorauöfegen zu dürfen, weil bei der Berathung der Mili- 
tärftrafprocegordnung in gleicher Weife zu Werke gegangen 
worden ift. 

Präfident v. Schönfels: Sofern die hohe Staats: 
regierung ſich damit einverftehen Tann, v 
(wird bejaht) 
wie dies der Fall iſt, fo habe ich die Kammer zu fragen, 
ob fie nad) dem Vorſchlage des Herrn Referent von ber 


Vorlefung der allgemeinen Motiven abzufehen gemeint ift? 
— Einfimmig Ja. 


*) Siege L a Nr. 2. S,9 bei det Berathung ber Vilit fe 
proceßorbnung, — * — 








Referent v. Koͤnneritz: Der Bericht lautet wie 
folgt: 


In Gemäßheit des von der hohen erften Kammer hierzu 
erhaltenen Auftrags hat die unterzeichnete Deputation den 
nur gedachten Gefetzentwurf geprüft. 


Derfelbe fteht mit dem Entwurfe der Militaͤrſtraf⸗ 
proceßorbnung in engem Zuſammenhange. Da bie Iehtere 
der Deputation für ben gegenwärtig zur Begutachtung dor⸗ 
liegenden Gefegentwurf praiubiciell zu fein ſchien, fo hat 
ſich diefelbe bei der hohen Kammer dafür verwendet, 


die Militärftrafproceßordnung zuerft zur Berathung zu 
ziehen, 


Man bat deshalb die hiftorifchen Bemerkungen, welche 
beide Gefegentwürfe in ganz gleicher Weife betreffen, in 
den Bericht über die Militärftrafprocegordnung aufgenoms 
men, man hat ferner das zur Ausgleihung von Meinungs 
verfehiedenheiten, welche im Betreff beider Gefehentwirfe 
zwiſchen der Deputation der Zweiten Kammer und der Died 
feitigen Deputation entſtanden waren, eingeichlagene Vers 
fahren in jenem Berichte dargeftellt und um Wiederholungen 
zu vermeiden, erlaubt man ſich, hierunter allenthalben auf 
jenen Bericht Bezug zu nehmen. 


Der gedachte Gefehentwurf umfaßt die erfte und bie 
vierte Hauptabtheilung des früheren Entwurfs einer Mili⸗ 
tärgerihtsorbnung. 

Diefe beiden Hauptabtheilungen waren im dem von 
der erften Deputation der Exften Kammer während des 
legten ordentlichen Landtags eritatteten Berichte ſpeciell 
begutachtet und von der hohen erften Kammer mit den bei 
den einzelnen Paragraphen vorgefchlagenen Abänderungen, 
Bufägen und Weglaffungen gegen eine Stimme en bios 
genehmigt worden. 


Die materiellen Beftimmungen jener beiden Haupt: 
abtheilungen des früheren Entwurfs haben in dem gegen 
waͤrtigen Gefegentwurfe nur wenige, im Wefentlichen zum 
heil durch Befchlüffe der Erften Kammer veranlaßte, zum 
Theil dur) ein neueres Gefeß (das Poftgefeg vom 7. Juni 
1859 bezüglich der Poftftraffachen), zum Theil durch die 
Umarbeitung des Entwurfs der Rilit aͤrſtrafproceßordnung 
bedingte Zujäge und Abänderungen erlitten. 


So weit die Umgeflaltung der zulegt erwähnten Ger 
ſetzvorlage zu Mobificationen des vorliegenden Gefetzent⸗ 
wurfs Veranlaſſung gegeben hat, ſind dieſe Abaͤnderungen 
in dem Berichte über die Militaͤrſtrafproceßordnung begut⸗ 
achtet worden. 


Davon aber, Dasjenige wörtlich zu wiederholen, was 
man bei der Begutachtung ber einzelnen Paragraphen ber 
erſten und vierten Hauptabtheilung des früheren Entwurfs 
zu einer Militärgerichtöorbnung gefagt hat, glaubte man 
nach Lage der Sache abſehen zu Denn wenn auch 
fein Landtag als die Forifetzung eines vorhergehenden zit 
betrachten iſt, fo hat doch die Deputation in der Annahme 
nicht zu irren geglaubt, daß die auf dem Ickten Landtage 
von ber damaligen erſten Deputation der Erften Kammer 
fpeciell geprüften und von der hohen Kammer mit den 
von ber gedachten Deputation vorgefchlagenen Abanberungeit 
en bloc angenommenen Beftimmungen des damaligen Gr 
fegentwurfs aud) auf bem gegenwärtig bevorfiehenben Land⸗ 
Fage nur zu wenigen Debatten Veranlaflung geben bürften. 
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Sollte aber der eine oder der andere von denjenigen 
Paragraphen, welche bei der Berathung auf dem legten 
ordentlichen Landtage genehmigt worden find, bei der gegen⸗ 
waͤrtig bevorftehenden Prüfung des vorliegenden Gefebent⸗ 
wurfs durch die hohe Kammer Anfechtungen erfahren, fo 
behält fi die unterzeichnete Deputation vor, auf die in 
dem Berichte, welchen die erfte Deputation der Erften Kammer 
während des letzten ordentlichen Landtags über den Ent 
wurf zu einer Militärgerichtsordnung erftattet hat, 

(Beilage zur II. Abtheilung der Landtagsacten vom 
Jahre 1857/58, Seite 575— 593) 
enthaltenen Motivirungen zurüdzufommen. 

Die Deputation hofft, daß die hohe Kammer dieſes 
Verfahren in Betreff der Berihtserftattung über den vor- 
liegenden Gefeßentwurf, weldes zu einer wefentlichen Abs 
türzung des Berichts führt, den Verhältniffen, unter welchen 
dieſe Verichtöerftattung erfolgt, angemeffen finden wird 
und geftattet fi, ſich im Allgemeinen für die Annahme 
des Entwurfs zu verwenden. 


Da ein Bedenken über die Tragweite einer Beftim- 
mung des vorliegenden Gefegentwurfs bezüglich der Nicht 
anwendbarkeit des Schuldarreftes gegen Militärperfonen 
in Anregung gelommen war, fo glaubt die Deputation, 
daß es der geehrten Kammer genehm fein würde, eine Eurze 
Mittheilung über Erledigung diefer Bedenken zu vernehmen. 
Tritt der gegenwärtige Gefehentwurf in Gefegeöfraft und 
werden hierauf von Militärperfonen Verbindlichkeiten nach 
MWechfelrecht übernommen, fo wird deffenungeachtet gegen 
Mititärperfonen nach Maaßgabe des Gefehes vom 7. Juni 
1849 ber Wechfelproceß angeftrengt werden können. Kommt 
es indeß hierbei zu einer Verurtheilung zur Bahlung, fo 
wird die Hilfe -Iediglich in das Vermögen des Wechſel · 
beklagten, nicht aber durch Anwendung von Gefängnißs 
zwang zu.vollftreden fein. Es wird gegen Militärperfonen 
ſolchenfalls ganz diefelbe Art der Hilfsvollſtreckung ftatte 
finden, wie gegenwärtig bei denjenigen Civilperfonen, wel⸗ 
hen wegen befonderer Verhältniffe, z. B. wegen des An—⸗ 
teittö des 70. Lebensjahres, die Wechfelhaft nicht angelegt 
werben kann. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über diefen Theil des Berichts, wie er foeben vor- 
getragen worden ift, ſprechen will? — Da dies nicht der 
Fall ift, fo würde fogleich zum Schlufantrag überzus 
gehen fein. 

Referent v. Könnerig: Der Schlußantrag lautet: 

Die hohe Kammer wolle dem vorliegenden Geſetz⸗ 


entwurf mit ben von der Deputation vorgefhlagenen 
Abänderungen und Zufäen die Genehmigung ertheilen.” 


Präfident v. SHoͤnfels: Die Kammer hat foeben 


den Antrag, wie er von der Deputation geftellt worden ift, 
vernommen. 


Sächsische Landesbibl 


Es Handelt fih um eine Gefeßesvorlage der hohen 
Staatsregierung, «3 würde daher mit Namensaufruf abzu- 
flimmen fein. Ich habe den Antrag bereits verlefen; ich 
frage nun: Will die Kammer diefer Vorlage 
ihren Beifall ſchenken? 


Sämmtlihe anweſende Mitglieder antworten mit Jaz 


nämlich: 
Bicepräfident v. Friefen. Kammerherr v. Wagdorf: 
Secretär v. Egidy. Stormthat, 
Secretär Wimmer, Nittergutsbefiger Kraft, 
Domherr v. Wapdorf. Büirgermeifter Hennig. 


Advocat d. Könnerif. 
‚Hofrat Dr. Hänel. 

Graf Witding d. Königssräd. 
Dberhofprebiger Dr. Liebner 


reihere d, Befchwit. 
gay v. Behmen. 
Kammergerr d, Lttichau. 
Kloftervoigt d. Pofern. 


Superintenbent Dr. Lechlei. Nittergutsbefiger v. Böhlau. 
Sapitular 9. Schrbter. Kammerhere v. Mehfch. 

Graf v. Schönburg. Bürgermeifter Miller, 
Vürgermeifter Löhr. Bürgermeifter Koch. 
Bürgermeifter Clauf. DVberblrgermeifter Pfotenhauer. 
Freiherr d. Welt, Kammerhere ». Erbmannsborff. 
Rittergutsbefiger Ritter. Binangrath v. NoftigsYBatfwig. 
Bürgermeifter Gottfchalb. Sandeöbeftallter Hempe, 


Rittergutöbefiger v. Römer, 


Pröfibent d. Gcpönfels, 





Praͤſident v. Schönfels: Es hat die Vorlage ein. 
fimmig Annahme gefunden und wir würden nun noch in 
Bezug auf die Publicationdverordnung einen Vortrag de 
Herrn Referenten zu vernehmen haben. J 


Referent v. Koͤnneritz (nach Verleſung der Publica—⸗ 
tionsverordnung; ſiehe dieſe &M. I. K. Nr. 2. ©. 9): 
Die Deputation hat dieſe Publicationsverordnung gepruͤft 
und hat gegen dieſelbe durchaus nichts zu erinnern. Die 
Deputarion geftattet fich daher den Vorſchlag, auch diefer 
Publicationsverordnung ihre Genehmigung nicht verfagen 
zu wollen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den vom Herrn Referenten erwähnten Uns 
trag etwad zu bemerken hat. — Wo nicht, fo werbe ich for 
gleich zur Abftimmung übergehen und bemerke dabei, daß 
hier wohl der Namensauftuf wegfallen koͤnnte, da es fich 
nicht um ein Gefeß, fondern um eine Verordnung handelt. 
Bei Geſetzesvorſchlaͤgen findet allerbings namentliche Ab⸗ 
fimmung flat; bei Verordnungen ift es nicht durchaus 
erforderlih. Will die Kammer dem Antrage der 
Deputation, dem ber Herr Referent eben erwähnte, 
binfihtlig der Publicationsverordnung ihre 
Zuffimmung ertheilen? — Einftimmig 3a, 

Somit wäre diefer Gegenflahd der Tagesordnung ers 
ledigt. Die Anftände, bie fich vorhin gezeigt hatten in Be» 
zug auf die Abftimmung über den erften Gegenftand der 
Tagesordnung, haben ſich gehoben, indem fowohl der Herr 
Graf Stolberg, als Herr v. Watdorf-Störmthal in der 
Kammer erſchienen find und ein Hinderniß nicht mehr vor⸗ 
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liegt, die Abftimmung vorzunehmen. ES find 34 Mit- 
glieber zugegen, wodurd fowohl der Verfaſſungsurkunde, 
als der Landtagsordnung genügt wird. Ich frage: Will 
die Kammer dem Vorſchlage ihrer Deputation 
gemäß dem von mir erwähnten Gefegentwurf, 
eine Abänderung der Verfafjung betreffend, 
ihre Zuftimmung ertheilen? 

Saͤmmtliche anwefende Mitglieder beantworten diefe Frage 

mit 3a, nämlich: 


Vicepräftdent v. Frieſen. Kammerhere v. Watdorf⸗ 
Seeretäe v Egidy. Störmthal. 

Seeretär Wimmer. Rittergutsbefiger Kraft. 
Domberr v. Wagdorf. Vürgermeifter Hennig. 


Freiherr d. Befajwig. 
Kammerpere dv. Schmen, 
Graf d. Stolberg. 
Kammerhere u. Lütticjau. 
Kioftsrvoigt v. Pofern. 


Advocat v. Könnerig. 

Hofrath Dr. Hänel. 

Graf Wilding v. Königsbrüd. 
Oberhoſprediger Dr. Liebner. 
Superintendent Dr. Lechler. 


Gapitular v, Schröter. Rittergutöbefiger v. Böhlau. 
Graf d. Schönburg. Kammerherr v Msfc. 
Biiegermeifter Löhr. Virgermeifter Deüller. 
Bürgermeifter Clauf. Birgermeifter Kod. 

Freiherr u, Weld, Dberbürgermeifter Pfotenhauer. 
Nittergutöbefiger Nittner. Kammerhere v. Erimannsborff. 


Bürgermeifter Gottfehald. 
Nittergutöbefiger v. Römer. 


Finangrath d. Koftig-Wallwis. 
Landesbeſtallter Hempet. 
Präfident v. Schönfels, 

Prafident v. Schönfels: Es hat daher der Geſetzent ⸗ 
wurf einftimmige Annahme gefunden. 

dv. Erdmannsdorff: Ich bitte um's Wort. Ich 
habe dem Heren Präfidenten im Namen der Finanzdepus 
tation zu erfuchen, die gegenwärtige Sitzung nod nicht zu 
fliegen, damit die ftändifche Schrift zu dem allerhöchften 
Decrete, welches heute berathen worden ift, noch verlefen 


‚Sächsische Landesbibliothek 


werden kann. Es ift Einleitung getroffen, daß fie fofort 
in der Zweiten Kammer verlefen wird und da fie, ſobald 
dies gefchehen, hierher gelangt. 

Vräfident v. Schönfeld: Es wird von Seiten bes 
Präfidiums in Eeinem Falle etwas dagegen eingewendet 
werden und ich hoffe auch, nichts, von Seiten der Kammer, 
Ic habe daher die hohe Kammer zu bitten, noch einen 
Augenblid hier zu verweilen, bis die von Herrn v. Erdmanns⸗ 
dorff erwähnte Schrift eintrifft. Herr von Watzdorf— 
Störmthal hat um Urlaub gebeten vom 26. diefes bis 1. 
Einftigen Monats. Ich frage, ob die Kammer diefen Are 
laub genehmigt? — Einftimmig Sa, 


(Nach einer halbftündigen Paufe.) 


Präfident v. Shönfels: Ich Bitte Sie, meine Herren, 
Das zu nehmen. Herr v. Erdmannsdorff wird die fine 
diſche Schrift vorlefen, von welcher vorhin die Rede war 
und welde ſoeben aus der zweiten Kammer herüberger 
langt ifl. 

(Die ftändifge Schrift wird verlefen.) 

Hat Jemand gegen die Faſſung der forben vorgetvagenen 
Schrift etwas einzuwenden? — Wenn dies nicht der Fall 
iſt, jo ift diefeibe als genehmigt anzuſehen und wird in dieſer 
Maße abgelaffen werden. 

Etwas Weiteres liegt heute nicht vorz das Protokoll 
wird auch erft in der nächften Sitzung vorgelefen werden und 
ſonach kann ich die Sitzung ſchließen mit der Bemerkung, 
daß zur nächften Sigung durch Karten eingeladen werben 
wird. Jedenfalls wird vor naͤchſſem Montage Feine Sitzung 
fein können. a 

Schluß der Sitzung 41 Uhr.) 
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Entwurf eines Geſetzes, 


die Gerichtöbehörden bei der königlich 


fächfifchen Armee, deren Zuftändigkeit 


und einige damit zufammenhängende Gegenftände betreffend. 


Erſter Abſchnitt. 


Bon den zu Ausübung der Militärgerichtsbar- 
keit beftellten Behörden und deren Zuftändigkeit, 


Erſtes Capitel. 


Bon den Behörden. 


&1. 
Ständige Untergerichte. 

Zu Ausübung der Militärgerichtsbarkeit beftehen, als 
ſich — gleichgeſtellte ſtaͤndige Unterbehoͤrden, folgende 
———— te: 

) je eines für jede Linieninfanteries und eines für die 

Jägerbrigade, 

2) je eines fir jedes Neiterregiment, r 

3) eines für das Artilleriecorps, einfchließlich der Pion- 
niers und Vontonnierabtheilung, des Hauptzeug- 
haufes und der Commiffariatötrainbrigade, 

M eines für das Gabettencorps und die Artilleriefchule, 

5) eines für die Feftung Königftein, 

ſowie nächftdem h ; " 

6) das Stabökriegägericht zu Dresden, welches zugleich 

das Gouvernementögericht bildet. 


2 
Zuſtandigkeit der Kriegsgerichte. 
Die Zuftändigkeit der Kriegögerichte ($. 1) erfiredt ſich 
zu 1, 2 und 3 über alle in den Beſtandsliſten der bes 
. slglichen Truppenabtheilung aufgeführten, bes 
ziehendlich im Felde, derfelben augeeitfenen Per⸗ 
jonen, mit Ausnahme jedoch des Commandanten 
und des Auditeurs; 

‚zu 4, Über die Zöglinge des Cadettencorps umd der Ar 

tilferiefchule; J 
zu 5, über die Feſtung und das zu derſelben gehörige 
2 Gebiet, fowie über die nach $. 22 Nr. 2 und 3 
unter Militärgerichtöbarkeit ftchenden Perfonen, 
mit Ausnahme jedod des Commandanten und 

des Auditeurs; a F 
zu 6, über Diejenigen, welche, fei es im Allgemeinen 
oder in Bezug auf den vorliegenden befonderen 


5 
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Tall, der Militärgerichtsbarkeit unterworfen find, 
ohne unter einem der in $. 1 unter 1 bis 5 ge» 
nannten Gerichte u ftehen, ingleichen über die 
Strafarbeiter der Militärftrafanftalt zu Dresden. 


$.3. 
Befondere Beftimmung. 

Es können einzelne Kriegsgerichte mit einander derge⸗ 
flalt vereinigt werben, daß die Gefchäfte des einen dur 
das Perfonal des anderen, obwohl für jedes befonders, mit 
zu verwalten find. 

Auqh kann die Ausübung der Gericht&barkeit über einen 
Theil eined mit einem befonderen Gerichte verfehenen Trup⸗ 
penkoͤrpers zeitweilig einem anderen Kriegsgerchte üͤberira⸗ 


— 

enſo kann einem Kriegsgerichte, vermoͤge Auftrags 
der zuftänbigen Oberbehörde, ve Aushsung ber Silke 
gerihtöbarkeit über einzelne, an ſich einem anderen Kriegs⸗ 
gerichte unterworfene ilitdrperfonen oder gewiffe Claffen 


derfelben übertragen werben, wenn folches zum Wortheil 


des Dienftes oder zur Vereinfachung des Gefhäfts, 
gereicht. 3 fachung des Gefchäftsganges 
$.4 
Aubiteure, 


Für jedes Kriegsgericht, foweit nicht eine Vereini⸗ 
gung mehrerer ftattfindet, ift ein, nad) eingeholter Könige 
licher Genehmigung, mit Offiziersrang angeftellter Xubiteur, 
unter Beigebung des erforderlichen Erpeditionsperfonals, 
beſtellt. 

&5. 
¶Sriellvertretung für die Aubiteure, 

Fuͤr einen zeitweilig an der Amtsführung behinderten 
Aubiteur wird durch das Oberkriegsgericht (vergl. $. 11 fg.) 
ein Stellvertreter beftellt. Wenn dabei die Wahl auf in 
dem Kriegsgerichtsperſonale nicht angehörige Perfon gerichtet 
werden müßte, fo ift biefelbe zu einftweiliger Verwaltung 
des Militärrichteramtes in Eidespflicht zu nehmen. 


&6 

Bleibender Stellvertreter beim Stabstriegegerichte ac, 
Für den bei dem Stabökriegsgerichte — und für jetzt 
ıäugleich bei den $. 1 unter 3 und 4 genannten Gerichten 
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— angeſtellten Auditeur ift durch das, Oberkriegsgericht ein 
Stellvertreter ein für allemal zu beftimmen, welchem, naͤchſt 
der Stellvertretung in Behinderungsfällen, die Yushbung 
desı Nichteramtes bei dem Stabskriegsgerichte auch in dens 
jenigen Rechtsfachen obliegt, welche entweder gegen den ger 
dachten Aubiteur felbft, oder auch gegen den Gouverneur 
zu Dresden, oder gegen den Commandanten beziehendlich 
des Artilleriecorps, des Cadettencorps oder der Artillerie 
ſchule anhängig werden. 


&7. 
Actuarien. 
Inſoweit für einzelne Kriegsgerichte Actuarien beftellt 
werben, find diefelben als für alle Kriegägerichte angeltellt 
u betrachten und koͤnnen daher auf Anordnung des Ober 
Yeegögerichts abwechfelnd felbft bei mehreren Gerichten ver 
wendet werben. 
dz. 8. 
Verhaltniß des Auditeurs zum Commandanten x. 

Der Auditeur iſt fr die Geſetzlichkeit der untergericht- 
lichen VBelchlüffe, mit Ausnahme jedoch der von einem 
Sprucjkriegägerichte ausgehenden, allein verantwortlich und 
deshalb in amtlicher Beziehung von dem für die Perfon 
ihm dienſtlich vorgeſetzten GCommandanten und von ben 
Commandobehörbden überhaupt, unabhängig. 

Es ift jedoch der Commandant, aus Rüͤckſicht auf das 
Intereffe des Dienftes, von dem Gange der gerichtlichen 
Sefchäfte in Kenntniß zu erhalten und find ihm auch die 
an Militärperfonen gerichteten, beziehendlich dergleichen Perz 
fonen betreffenden Verfügungen und Erkenntniffe, ſoweit 
nicht etwas Anderes in den Gefegen beftimmt ift, nad 
Maaßgabe der hierüber beftehenden Dienftvorichriften, zur 
Mitvolliehung vorzulegen, ohne daß jedoch hierdurch an 
der alleinigen Werantwortlickeit des Auditeurs etwas ger 
ändert würde. 

Ueber bie befondere Mitwirkung des Commandanten 
in Strafrechtsfahen beftimmt die Militärftrafprocegord- 
nung. 

8.9. 


Beifiger. 

Wenn bei Friegögerichtlichen Handlungen Beiſitzer zus 
zugiehen find, fo werden dazu Offiziere und beziehendlich 
Unteroffiziere commanbirt, ohne daß es einer eiblichen Ver⸗ 
pflichtung berfelben zu diefer Dienftleiftung bedarf. Dies 
felben müffen das Alter von mindeftens achtzehn Jahren 
erfüllt haben und es muß fi) unter ihnen ſtets wenigftens 
ein Offizier befinden. 

Zu Verhandlungen, die eine Perfon vom Offizier: 
ftande oder Nange betreffen, find in ber Negel nur Off: 
ziere zu commandiren. Inwieweit ausnahmsweife hier- 
bei auͤch Unteroffiziere verwendet und inwieweit zu gericht 
lichen Verhandlungen überhaupt Offiziere und begiehendlich 
Unteroffiziere auch ohne vorgängige Befehligung als Bei- 
figer zugezogen werden koͤnnen, wird durch befondere Be- 
fimmung feftgefeßt. 

$. 10. 
Nichtſtandige Untergerighte, 

In Strafrechtsfachen, ſoweit fie nicht vor das fländige 
Kriegägericht gewiefen find, geht die Zuftändigkeit in Betreff 
der  Schlußverhandlung und Entideidung, jedesmal an 
Bahn, aus dazu befonders commandirfen und ver⸗ 
eibeten Militärperfonen verſchiedener Grabe zufammenge- 
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feste Spruchfriegsgerichte oder, unter gewiffen Vor⸗ 
ausfekungen, an Standgerichte, nad) Maaßgabe der 
Beflimmungen der Mititäritrafproceßordnung, über. 


. u. 
Oberbehbrden. 

As Oberbehoͤrden für die unteren Militaͤrgerichtsbe⸗ 
hoͤrden beftehen: 

2 das Oberkriegögericht, 

2) das Appellationsgeriht zu Dresden, 
3) das Dberappellationsgericht, 
4) die Minifterien des Kriegs und der Juſtiz, 
5) das Feiboberkricgsgericht. 


& 12. 
Odbertrieggericht. 

Das Oberkriegsgericht hat feinen Sitz in Dresden und 
befteht aus dem Generalauditeur, als Divector, einem Obers 
kriegsgerichtsrathe, fowie naͤchſtdem noch 

1) einigen theils als ordentliche, theils als außerordent⸗ 

liche Mitglieder abgeordneten Raͤthen des Dbers 
appellationsgerichts 
und 
2) zwei auf Seit commandirten, dienftleiftenden Stabs- 
offizieren, 
insgefammt in Nichtereigenfchaft, nebft dem erforderlichen 
Kanzleiperfonal, 
13. 


Fortfetung. 

Der Generalauditeur, ber Oberkriegögerichtörath und das 
Kanzleiperfonal find auf den Mititärerat feit angeſtellt. 

Die zu außerordentlihen Mitgliedern beſtellten Raͤthe 
des eu find theils für die Falle, wo 
nah den Vorſchriften der Militärftrafprocefordnung in 
voller — zu entſcheiden iſt, theils zu der in Be— 
hinderungsfällen n thigen Vertretung dev ald ordentliche 
Mitglieder beftellten Käthe beſtimmt. — 

Die Staböoffiziere ($. 12 unter 2) werben bei ihren 
erfimaligen Eintritte in das Oberkriegsgericht mittelſt des 
im Anhange unter O erfihtlihen Eides in Pflicht ges 
nommen. Es können auch ein oder mehrere Stellvertreter 
für diefelben in Voraus ernannt und verpflichtet werben. 

‚Die Vorträge werden durch die techtstundigen Mit 
glieder abgehalten, welchen auch die Abfafjung der Erkennt 
niffe und anderer wichtigerer Arbeiten obliegt. 

Wenn eine Vertretung des Generalauditeurd nöthig 
wird, fo gehen die Divectorialbefugniffe deffelben auf ben 
Dienftälteften ber rechtskundigen — ($- 12) über. 


$. 14, 
Wirungötreis des Oberkricgsgerisgts, 
Das Oberkriegsgericht ift 

1) die Dienftbehörbe für das ihm beigeordnete Kanz⸗ 
lei⸗ fowie für das ſtaͤndige untergerichtliche Perfonal 
und hat als ſolche über alle dabei vorfommenden 
Anftellungen, Beförderungen, Berfeßungen und Ent: 
laſſungen gutachtliche Vorſchlaͤge an Das Kriegs⸗ 
minifterium zu eröffnen; 

2) Aufſichts behoͤrde fiber die unteren Kriegsgerichtez 
vermöge dieſer Eigenfchaft hat daſſelbe, unbeſchadei 
ver verfaffungsmäßigen Wirkfamkeit ver vorgefehten 
Minifterien (6. 17) im Allgemeinen bie untergerichte 
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liche Gefchäftsführung nach allen Richtungen hin 
zu überwachen, insbefondere aber ſteht demfelben 
a) in: militärgerichtlihen Strafſachen die Erörte: 
rung und beziehendlich Abftellung der bei den 
unteren Kriegsgerichten verhangenen Ungebührz 
niffe, fowie die Entſcheidung der bei denfelben 
in Beziehung auf ihre Zuftändigfeit entftandenen 

Streitigteiten, 
bie Entfeheidung der über die gedachten Ge- 

richte bezüglich ihres Verfahrens geführten Ber 

ſchwerden, 

Befugniß zu, Rechtsſachen in Fällen, 

wo ſolches geſehlich zuläffig if, von einem 

Kriegsgerichte weg und an ein anbered zu vers 

weifen, fowie zu Führung oder Fortbeitellung 

von Unterfudungen oder zu Beforgung anderer 
in die Militärjuftizverwaltung einfchlagenden 

Gefchäfte den unteren Kriegsgerichten Auftrag 

u ertheilen; 

in bürgerlichen Rechtöfachen, jowie in Beziehung 

auf Polizei» und Militärverwaltungsfachen ers 

ftreden feine Auffihtöbefugniffe ſich auf bie 

Ueberwachung der untergerichtlichen Depofiten- 

und Sportelverwaltung, fowie auf Abftelung 

und beziehendlich Ahndung der durch Beſchwerde⸗ 
führung oder fonft zu feiner Kenntniß gelangten 

DOrdnungswibrigkeiten; 

vergl. im Uebrigen $. 16, Abf. 2. 

3) entf&eidende Behörde im militärgerichtlichen 
Straffahen, nach den näheren Beftimmungen ber 
Militärftvafprocegordnung. 

Naͤchſtdem kommt demfelben ferner 

4) die Vortragderftattung an die vorgefegten Minifterien 
und, nad Befinden, Begutachtung ſowohl in eins 
zelnen Strafrechtsſachen der Militärperfonen, als 
auch über Gegenftände der Militärgerichtöpflege im 
Algemeinen 


b) 


und 
5) dad Befugniß zu, verwirkte gemeine Strafen in 
Mititärftrafen zu verwandeln, infofern die letzteren 
die Grenzen des den unteren Kriegsgerichten zus 
ftehenden Strafverwandlungsrechtd überichreiten und 
die Verwandlung Überhaupt gefetzlich zuläffig ift. 


$.15. 
Sejäfupfaffung des Obertriegägertchts, 

Das Oberkriegägericht, beſchließt, foweit eine collegiale 
Berathung erforberlich iſt in Strafrechts ſachen über Rechts⸗ 
mittel gegen untergerichtliche Erkenntniffe und Entſchließun · 
gen in Berfammlung von flnf, und foweit eine Berathung 
und Entfcheidung in voller Verſammlung ausbrüdlich vor⸗ 

efchrieben ift, in Verfammlungen von fieben, außerdem 
Kann in Verfammlungen von drei bis hier Richtern. 

Unter der Zahl von fünf und fieben Richtern find 
allezeit zwei Stabsoffiziere ($. 12 unter 2) mit begriffen, 
wogegen die Verfammlungen von drei ober vier Richtern 
nur aus techtöfundigen Mitgliedern zu beftehen haben. 


$. 16. 
Appellationsgericht zu Dresden und Oberappellationsgericht. 
Bezliglic der bei den Kriegägerichten anhängigen bürger- 
lichen Rechtsfachen ift das Appellationsgeriht zu Dresden 
2.8. (1, Abonnement) 
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en und das Oberappellationsgericht die britte 
nftanz. 

Beſchwerden gegen Kriegögerichte, foweit fie nicht ein⸗ 
zelne, noch nicht beenbigte Civilrechtöfacdhen betreffen, find 
jedod nur bei dem Dberkriegögerichte anzubringen. 


& 17. 
5 Borgefete Minifterien. 

Den Kriegsgerichten und dem Oberkriegsgerichte ift, 
als Anftelungs- und Dienft-, fowie im Allgemeinen als 
Auffichtöbehörde, das Kriegsminifterium vorgeicht. 

Daffelbe ift auch in Bezug auf Poliget- und Verwal ⸗ 
tungsſachen zu allen höheren Entſcheidungen allein zuftänbig 
und find ihm in Betreff biefer Sachen die Kriegögerichte 
unmittelbar unterftellt. 

Bezüglich der le ftehen dem Kriegs⸗ 
minifterium, foweit es ſich um Mititärverbrechen handelt, 
alle nach den allgemeinen Beftimmungen dem Zuftize 
minifterium zugewiefenen Befugniffe ausſchlieblich zu. 

In Hinfiht auf gemeine Verbrechen, fowie auf die 
bürgerlichen Rechtsſachen, reffortiren die Militärgerichte vom 
Sufisminifterium, daffelbe hat aber in geeigneten und nas 
mentlich folchen Sällen, wo das militärdienftliche Iutereffe, 
ingleihen, wo bie Abftellung wahrgenommener oder bes 
fürserenb, angegeigter Gefchäftsunregelmäßigkeiten in Frage 
kommt, mit dem Kriegsminiſterium (# zu vernehmen. 


$. 18. 
— 

Für die auf den Kriegsfuß geſetzten Truppen wird 
ein Feldoberkriegs gericht bene, IS die Bertrtung des 
ftändigen Dberkriegsgerichtö, foweit thunlich, unter deffen 
Beauffichtigung, Bucht. * 

Die Geſcte diefer Behörde werden durch einen vom 
dem — auf Vortrag des Kriegsminiſteriums nach ein ⸗ 
gleiten utachten des Dberkriegögerichtö zu ernennenden 

riegögerichtörath ober Oberauditeur, ald Borftand, jedoch, 
infoweit eine richterliche Entſcheidung nicht in Frage kommt, 
nach der auf desfallfiges Gutachten eröffneten Entftiegung 
des Oberbefehlöhaberd der Truppen wahrgenommen, 

Für die einer collegialen Beſchlußfaſſung bebürfenden 
Entſcheidungen fol das ON duch Bus 
ziehung von Auditeuren, welche bei den bezüglichen Sachen 
nicht als Unterfuchungsrichter gewirkt haben, oder beziehend⸗ 
lich commanbdirten Stabsoffizieren, ohne daß es einer bes 
fondern Vereidung der letzteren hierzu bedarf, ergänzt werben. 

Zu Faſſung einer collegialen Entſcheidung ift bie Ans 
wefenheit von drei Richtern, einfchließlich des in Abf. 2 
genannten Vorftandes, erforderlich; unter den Übrigen zwei 
Richtern muß ſich wenigftens ein Auditeur befinden, 

Iſt jedoch der Angeſchuldigte in erfter Inſtanz zu 
Todes over Iebenslänglicher Zuchthausftrafe verurtheilt 
worden, fo ift das Feldoberkriegägericht mit dem Vorſtande 
und hierüber mit noch vier Richtern zu befeen, unter 
denen fich mindeftens ein Auditeur befinden muß. 


Zweites Capitel. 
Bon dem Umfange ber Militaͤrgerichts barkeit. 
19. 
Allgemeine Grunbfäge. 
Die Militärgerichtöbarkeit erſtreckt ſich der Regel nach, 
tiber alle im Dienfte des Königs von Sachſen befindliche 


21 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


146 


ifitäre und, unter gewiſſen Vorausſetzungen, ausnahms- 
ae ı x nachftehenden Varagraphen ange 


weife über bie — 

> fü deren ‚ n 

En Segenfonde nad umfaßt die Militärgerichtöbar- 

kelt fowohl die Straf: und bürgerliche Rechtspflege, als 

auch / foweit nicht Ausnahmen in dieſem Geſetze feſtgeſetzt 

find, das Verfahren in Polizei⸗ und anderen Verwaltungd- 
en. 

Eine güftige Prorogation des Gerichtsſtandes kann 
weder dem nl eontihten gegenüber von Civilperfonen, 
noch den Cibiigerichten gegenüber von Mititärgerichtäber 
fohlenen und zwar weder ausdrüdtic, noch ſtillſchweigend, 
noch auch infolge eines Jtrthums ſtattfinden. 

Auch kann den Milikärgerichten kein Auftrag in Rechts ⸗ 
ſachen ertheilt werben, welche Civilperſonen betreffen. 


$.20. 
Fortfegung. * 

Wenn Verfuͤgungen und Erkenntniſſe unzuſtaͤndiger 
Weiſe von —— gegen Militargerichtsbefohlene, 
oder von Mititärgerichten gegen Civifperfonen erlaſſen wor⸗ 
den find, e ift, dafern nicht infolge eines von den Ber 
theiligten eingewendeten Nedtömittels von Seiten ber bes 
treffenden Obergerichtöbehörde die Verfügung oder das Er⸗ 
Eenntniß aufgehoben worden ift, im erſteren Falle von dem 
Juſtizmini ſterium, im letzteren * von dem Kriegsmini⸗ 
fterium, als oberſten Auffichtöbehörden, auszuſprechen, daß 
der ge Verfügung oder dem Erfenntife Keine Folge 

“zu geben fel. 


Nähere Beftimmungen über die Grenzen ber 
Militärgerichtsbarkeit. 
L Bezüglid) der Perfonen. 
$. 21. 
Mifitärperfonen. 
As Militärperfonen im Sinne des $. 19 find ans 
zuſehen: * 

1) alle als Angehörige der activen Armee in den Be— 
fandöliften dev Truppen aufgeführten oder doch auf 
die Kriegsartitel verpflichteten Perfonen, einſchließ 
lich der in Wartegeld oder & la suite verfeßten, ſo— 
wie der zeitweilig für nichtmilitaͤriſche Zwecke vers 
wendeten und ber Deferteurd; 

2) diejenige bei ben Milttärbehörben, der Adjutantur 
des Königs und ber föniglichen Prinzen, fowie bei 
den für militaͤriſche Zwecke befiehenden Anftalten 
angeftellten Perfonen, welche entweder vor ihrer ber 
zuͤglichen Anftellung die Eigenfchaft als Militär: 
perſonen nach ber Beftimmung unter 1 gehabt und 
diefelbe nicht wieder verloren haben, oder weiche 
behufs der fraglichen Anftellung vorfchriftsgem: 
auf bie Kriegsartikel verpflichtet worden find; 

3) die Kriegöreferviften nad) den weiteren Beftimmunz ! 
‚gen in $ 25 fg. 

$. 22. 
” Andere Militiegerichtsbefoßfene, . 
‚Außer den im vorftehenden Paragraphen bezeichneten 
Militärperfonen ‚ftehen unter ber Wiikengerstarkat nee 

1) * !auinge des Cadettencorps und der Artillerie⸗ 

ule; 

2) alle auf 


ER f der Feſtung Königftein oder innerhalb ihres 


3) diejenigen Civilperſonen, welche, ohne zu den unter 
2 Genennten zu gehören, innerhalb des Feftungs- 
gebietes eined nach den Beſtimmungen ber allgemei- 
nen Strafproceßgefege dem Gerichtöftande der ber 
gangenen That zu unterfiellenden Verbrechens ſich 

- fchuldig machen, mit Befſchraͤnkung auf den jedes 
mal vorliegenden Unterfuhungsfall; * 

4) die bei den Militaͤranſtalten angeſtellten Civilperſo⸗ 
nen, jedoch nur in Angelegenheiten oder wegen Ber: 
brechen, die fi) auf ihren Dienft beziehen. 


& 23. 
Sngbefondere im Kriegeftande. 

Während die Armee fih auf dem Kriegsfuße befindet, 
Haben den militäriihen Gerichtsſtand auch: h 

1) alle Perfonen, welche den Truppen zugeteilt find 

ober zu deren Gefolge gehören; R 

2) die zu den Truppen zugelaffenen fremden Offiziere 

nei ihrem Gefolge; 

3) die feindlichen ‚Seregögefungenen; 

4) aufgegriffene feindliche Spione und & 

5) diejenigen, welde innerhalb des Kriegsſtandsbezirks 

verrätherifcher Handlungen ſich ſchuldig machen, wor 
durch die Sicherheit der Truppen oder der zu ihnen 
gehörenden Perfonen gefährdet erſcheint. 

Der Militärgerichtöftand erftredt fich jedoch in Betreff 
A unter 2 bis mit 5 erwähnten Perfonen nur auf Strap 

le. 
.24. 
Beſondere Beſtimnung. 

Prinzen des koͤniglichen Hauſes haben im Felde, 
wenn fie eine Dienftftellung bei der Armee bekteiden und 
die letztere im Auslande ſich befindet, den Militärgerichts: - 
ftand infoweit, als fie -- B 7 

1) als Zeugen oder als Verletzte bei dem Feldoberkriegs⸗ 

gerichte befragt und 

2) fofern es auf Anwendung einer Straf- oder Diü- 

ciplinargewwalt ankommt, auf jedesmaligen ausdrlüde 
lichen Befehl des Königs dor ein dazu befonderd 
niedergeſetztes Gericht gejtelt werden Eönnen. 


$. 25. 
Gerichtsftand der Kriegsreſerviſten. 

Die Kriegsreſerviſten Haben 

1) den unbefchränkten Militärgerichtsftand, fo lange 
fie, während die Armee auf den ‚Kriegsfuß gefeht 
ib, zum activen Dienfte einberufen find. Die bei 
Eintritt einer Mobilmahung gegeh fie bereits an 
hängigen Unterfuchungen find, — thunlich, an 
die Kriegögerichte zur Fortftellung abzugeben. 

Dagegen ftehen fie 

2) außerhalb des unter 1 erwähnten Falles nur in 
Straftechtsſachen wegen Militärverbrehen unter 
der Militärs, hinfichtlic) aller übrigen Nechtsfachen 
ar — — Civilgerichtsbarkeit. Wergl. jedoch $8. 2b, 

um . 


g. 26. 


Wehrend Fortſetzung. — 
rend bie Kriegst if 
ii Bafenbienfeo E ni referviften zum Behufe der Hebung 


einberufen find, Fönnen biefelben fowohl wegen der während 





tes ſich weſentlich aufhaltenden Perſonen; 
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aͤndigen Urlaub zeitweilig zur Truppe 
diefer Zeit verübten geringfügigen gemeinen Vergehungen 
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(vergl. $. 36 unter 3), als auch wegen Polizeivergehen 
jeder Art von den SKriegögerichten zur Unterfudung ges 
zogen und beftraft werden. Infofern jedoch, die Unter: 
fuhung vor der Wiederentlaffung auf fändigen Urlaub 
noch nicht eingeleitet worden, gehört diefelbe vor die Civil- 
gerichte, 
a. 
Beſondere Beftimmunge. 
Liegt gegen einen Kriegsreferviften ein Verbrechen vor, 
welches die Mermate eined gemeinen, zugleich aber auc 
die Merkmale eines Militärverbrechend an ſich trägt, oder 
find gegen einen ſolchen mehrere ‚trafbare Handlungen an 
geacgt, welche als Fortſetzung eines umd deſſelben Vers 
rechens anzufehen find und von denen eine oder einige 
die Merkmale eines Militaͤrverbrechens an fih tragen, fo 
gehört die Unterfuhung und Entſcheidung, bezichendlich 
wegen aller vorliegenden Handlungen, zur militaͤrgericht⸗ 
lichen Zuftändigkeit. Wergl. jedod) $ 37 Schlußfag. 


$. 28. 
Fortfegung. 

Liegen gegen einen Kriegsreferviften mehrere Hands 
Iungen vor, welche nicht als Fortſetzung eines und deſſel⸗ 
ben Verbrechens zu betrachten. find und welche theils zur 
militaͤr⸗ theils zur cioilgerichtlichen Zuftändigkeit gehören, 
fo ift die Unterfuchung vor den zuftändigen ihre und 
Cioilgerichten gefondert zu führen, vorbehäftlich jedoch des 
Nachtragserkenntniffes. 

Es kann aber eine Weberweifung der an’ ſich zur milis 
tärgerichtlichen Buftändigkeit gehörenden Verbrechen an das 
Civilgericht dann eintreten, wern im Voraus zu überfehen 
ift, daß die zu erfennende Strafe in der Hauptlache auf 
das zur civilgerichtlichen Zuftändigkeit gehörende Verbrechen 

zu gründen fein werde. 





Der Eintritt unter die Mititärgerichtöbarkeit erfolgt: 

1) in Betreff der bei einer gewöhnlichen Recrutirung 
zum activen Militäxdienfte auögehobenen Militär- 
pflihtigen, mit dem 1. Januar des auf ihre Aus- 
hebung nächftfolgenden Jahres; 

2) bei etwaigen außerordentlichen Reerutirungen, ſowie 
hinſichtlich der zu anderer Zeit zum Militärbienfte 
angenommenen Werfonen, mit dem Tage, unter 
welchem dieſelben in den Beftandsliften der Truppe, 
welcher fie zugetheilt worden find, aufgenommen 
werden; ° N 

3) bei ben übrigen hier in Frage kommenden Perfonen, 
mit dem Beitpunkte ihrer Anftelung ober des wirk⸗ 
lichen Eintritt in das den militärifchen Gerichtd- 
ftand begründende Berhältnig. 


$. 30. 
Aufgdren des Militärgerichtsftandes. 

Der Militaͤrgerichtsſtand hört auf: f A 

1) hinfihtlid der der activen Armee, fowie der Kriegs- 
referve angehörenden Perfonen, ingleichen hinfichtlich 
der in Wartegeld oder à la suite Verſetzten mit dem 
Xusfcheiden aus dem Militärverhältniffe durch Ver⸗ 
abſchiedung, Caffation, Entlaffung, Entfernung oder 
Ausftoßung aus dem Soldatenftande; 

2) Hinfichtlich aller übrigen Perfonen, mit dem Aus- 
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tritte aus dem Dienft- oder dem Aufhören derjenie 
gen Verhaͤltniſſe, wodurch der Militärgerichtäftend 
begründet worden war. 

In Anfehung der zu Zuchthaus: oder zu Arbeit: 
hauöftrafe verurtheilten Militärperfonen if der Aus⸗ 
tritt aus dem Militärverbande von dem Zeitpunkte 
ihrer Einlieferung in die Strafanftalt zu rechnen. 


$ 31. 
Einfluß der Rechtshangigkeit. 

Rechtsſachen, welde entweder vor dem Eintritte in 
den Militärgerichtöverband bei einem Civilgerichte, oder 
welche, vor dem Auötritte aus jenem Verbande bei einen 
Saieggeiäte anhängig geworben, find vermöge ber Rechts⸗ 
hängigteit bei demfelben Gerichte fortzuftellen, fie fönnen 
jedoch im letzteren Falle, fofern es nicht Unterfuchungen 
wegen Militärverbrechen find, zur Beendigung an das Civil« 
gericht abgegeben werben. 


$. 32. 
Befonbere Beflimmungen, 

Kommt die Wiederaufnahme einer vor dem Eintritte 
in den Militärgerichtsverband bei einem Givilgerichte ans 
hängig gewefenen und beendigten Unterfuchung in Frage, 
nachdem der Angefchuldigte in ben Militärverband eingetreten 
ift, fo ift fowohl zur Entfceidung über die Wiederaufs 
nahme, ald auch in der Hauptfache die Zuſtaͤndigkeit des 
Kriegsgerichts begründet. 


$. 33. 
. Fortfegung. 

Zur Unterfuhung und Aburtheilung von Verbrechen, 
welche wider den Añngeſchuldigten zur Anzeige gelangen, 
nachdem derſelbe aus dem Militärverbande ausgetreten ift, 
find die Givilgerite und zwar auch dann zuftändig, wenn 
es um Militärverbrechen ſich handelt oder die Wieberauf⸗ 
nahme einer während der Militärdienftzeit bei dem Kriegs: 
gerichte anhängig gewefenen Unterſuchung in Frage Fommt. 

Bei der Aburtheilung von Militärverbrechen find fols 
chenfalls die Militärgefege zur Anwendung zu bringen, ders 
geftalt jedoch, da nicht auf die geſetzlich angebrohten Mitte 
tärs, ſondern auf gemeine Strafen, unter Beobachtung des 
im $. 64 des Militärftrafgefegbucyes angegebenen Geitungs⸗ 
verhättniffes, zu erkennen ift. 


534. 
Militärperjonen, welche zugleich in anderweiter Aufteilung ſtehen. 

Militärperfonen, welche, ohne dieſer ihrer Eigenſchaft 
enthoben zu fein, in Civil oder Hofanftelung ftchen, haben 
— Militaͤrgerichtsſtand nur in Bezug auf Militaͤrver⸗ 

rechen. 

Dieſe Beſtimmung findet auch auf den Vorſtand des 
Kriegẽminiſteriums Anwendung, inſofern berfelbe nicht bei 
der auf den Kriegsfuß gefeßten Armee und im Auslande 
fich befindet. £ 

Die Vorſchriften in $$. 27, 28 gelten hier ebenfalls. 


U. Bezüglich der Gegenftände der Rechtspflege. 
$. 35. 
Befondere Beftimmungen über Zeugenabhörungen, 

Macht ſich in einer vor einem Eivilgerichte anhängigen 
Nechtöfache die — einer im Dienfte befindlichen 
Militärperfon al Zeuge nöthig, fo ift das zujtändige Krieges 
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gericht behufs der Abhörung derfelben zu requiriren, infofern 
nicht die Ybhörung durch das betreffende Civilgericht, ins- 

= befondere bei Gegenüberftellungen, im Sntereffe der Unter» 
fuung liegt, oder die Abhörung bei einer mündlichen 
Verhandlung erfolgen fol, Im diefen Fällen ift die Ges 
ftelung ded Zeugen vor das Givilgericht bei dem Kriegsge- 
richte zu beantragen und dem Antrage flatt zu geben, 
foweit nicht dienftlie Nücfichten entgegen ftehen. 
Beuriaubte Militärgerichtsbefohlene fünnen bei dem 
Civilrichter unmittelhar als Zeugen abgehört werden und 
haben fi) auf Verlangen des Giviltichters dazu zu geftellen, 
fofern nicht das zuftändige Kriegsgericht gleich nahe iſt und 
ihre Geftellung k nicht am rechtzeitigen Eintreffen hei der 
Truppe hindern würde, 


Nähere Beftimmungen in Bezug auf Strafrehts- 
ſachen. 


$. 36. 
Geringe ůͤrlaubsvergehen. 

Zur Unterſuchung und. Entſcheidung über geringe ge 
meine Vergehungen, deren ſich Unteroffiziere oder Soldaten 
der astiven Armee auf Urlaub ſchuldig gemacht, find Die 
Civilgerichte dann befugt, wenn € * 

das tur riegögericht ſich nicht mit am Drte 

ibilgerichts befindet, 

2) der Beſchuldigte zur Zeit, wo die Unterſuchungs-⸗ 
einfeitung wider ihn befchloffen worden, noch auf 
Urlaub ſich befindet und 

3) die Strafe, falls auf eine ſolche Ki erfennen iſt, 
vorauoſichtiich nicht über dreiwöchentliches Gefängniß 
oder Geldftrafe nicht über zehn Thaler anfteigt. 

Finder fih im Verlauf ver Unterfuhung, daß auf 
eine höhere, als die unter 3 angegebene Strafe zu erkennen 
fein werde, fo ift die Sache zur Fortftellung an das zu⸗ 
Kaas Kriegsgericht abzugeben. Vergl. übrigens noch 


$. 37. 
Ucbertragung ber Unterfuchung an Givilgerichte. 

In anderen, als den in $. 36 gedachten Fällen kann 
die Unterfuhungsführung und Aburtheilung von Militärs 

erichtöbefohlenen durch ein Civilgericht nur im Einver⸗ 
aͤndniſſe der Minifterien des Kriegs und der Juſtiz, vers 
möge befonderen Auftrags, erfolgen, und zwar 

1) wenn Militärgerichtsbefohlene gemeinfchaftlih mit 

Civilperfonen, oder Militär und Tivitperfonen gegen 
einander, gemeine Verbrechen begangen haben, over 

2) wenn Miltärgerichtsbefohlene allein eines gemeinen 

Verbrechens — werden, hinſichtlich deſſen die 
Uebertragung der Unterſuchung an das Civigericht 
im Intereſſe der Iehteren ſeibſt begründet ift. 

Diefe Maßregel Tann auch bei dem Zufammentreffen 
eine gemeinen Verbrechens mit einem geringeren Militär- 
verbrechen bann eintreten, wenn im Voraus zu über: 
fehen if, baß die zu erkennende Strafe in der Hauptfache 
u 3 gem Verbrechen zu gruͤnden fein werde. Vergl. 
noch $. 39. 


Vorſchriften für die Civilgerichte. 
$.38 5 
1) Im Betreff der Unterſuchungshaft. 
‚Benn fi eine Miltärperfon in Gemäßheit der Bes 
fimmungen von 65. 31, 36 ober 37 bei einem Givifgerichte 
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in Unterſuchung befindet, fo hat letzteres Über Verhaftung 
und Haftentlaffung des Angefchuldigten dem zuftändigen 
Kriegögerichte, mindeftens gleichzeitig mit der Ausführung 
der fraglichen Maafregel, Nachricht zu ertheilen. 


. 30. 
2) In Betreff der Strafvollſtredung. 

Hinfihtlih der Strafvollſtreckung in Fällen, wo in- 
Gemäßpeit der vorftehenden Beftimmungen die Unterfuchung 
bei einem Civilgerichte geführt worden iſt, gelten folgende 
Vorſchriften: Du e 

1) Wenn von einem Civilgerichte gigen einen Unter 
offizier oder Soldaten in den Fällen von 9. 31, 
36 oder 37 auf eine die Dauer achttägigen Gefaͤng⸗ 
niffes oder den Betrag von zehn Thalern Geldbuße 
nicht überfteigende Strafe erkannt worden ift, fo 
feht die Volftredung der Strafe, dafern der Ber: 
urtheilte nicht im Dienfte ſich befindet, dem Givil- 

gerichte, jedoch. mit der Verpflichtung zu, dem zur 

jändigen Kriegsgerichte von dem Vergehen und der 
Art und Weife der Beſtrafung ungefäumt Nach⸗ 
richt zu ertheilen, befindet fich aber der Verurtheilte 
im Dienfte, jo tritt die Vollſtreckung der Strafe 
bei dem Kriegögerichte ein ünd_eö dann foldhenfalls 
diefelbe auch in eine Militärftrafe verwandelt werden. 

2) Wenn dagegen in den unter 1 gedachten Fällen eine 
über das dafelbft angegebene Maaß hinausgehende 
Strafe ausgeſprochen worden, fo find die Unter 
fuchungsacten und zwar, falls der Angefchuldigte 
dem Erfenntniffe fi unterworfen, oder unter Bere 
zichtleiſtung auf zweites Erfenntniß um Begnabigung 
nachgeſucht oder mit Vorbehalt anderweiter Ente 
ſcheidung den vorläufigen Strafantritt verlangt hat, 
dem SKriegögericht fofort, andernfalls aber erft nach 
Eingang ber legten, ein weiteres Rechtsmittel nicht 
mehr’ zulaffenden Entſcheidung mitzutheilen und es 
hat das Kriegögericht darauf entweder 

a) fofern bie Strafe durch gefeglich zuläfjige Ber: 
wandlung in einfachem oder gefchärftem Arteft 
verbüßt werden kann, diefe Verwandlung unter 
Zuſtimmung des Commandanten ſelbſt auszus 
ſprechen, oder 

b) andernfalls und ſofern eine Verwandlung über: 
haupt in Zrage kommt, die Entſcheidung bed 
DberkriegögerichtS darkber, nach vorgängiger Er 
klaͤrung des Commandanten über bie — 

keit der Maafregel, einzuholen., 

3) Zritt dur) Verwandlung eine Militaͤrſtrafe ein, fo 
geht die Verbindlichteit zut Strafoolftredung auf 
das Kriegsgericht über, wogegen folde 

4) in Betreff umverwandelt gebliebener Landeögefängniße 
oder Arbeitshauss oder ber ‚Verwandlung hberhaupt 
nicht unterliegender Zuchthaus: oder Toveöftrafen 
dem Unterfuhungsgerichte obliegt. 

5) In Betreff der Umwandlung in eine Militärftrafe 
find die in $$. 32, 64, 68 bis 72 des Mititärftafs 
geſetzbuchs enthaltenen Borfehriften hier ebenfalls 
zu befolgen. 





Nr 5. 40. 
3) In Beziehung auf bie Seicpäreferviften, 
‚Bon allen einem, Kriegöreferviften bei einem Clvil⸗ 
gerichte zuerkannten Strafen ($. 25 fg.) iſt dem zuftännigen 
Rriegögerichte ebenfalls Nachricht zu ertheilen, ud zwar 
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muß dieſe Benachrichtigung vor der Strafoollftrefung 
und unter Mittheilung der Acten dann gefhehen, wenn 
auf Arbeitöhaus- oder Zuchthaus» oder Vodesftrafe erkannt 
worden ift. 

* Eine Umwandlung in Militaͤrſtrafe kann hier jedoch 
nur bezuͤglich der Arbeitshausſirafe und auch nur dann 
eintreten, wenn dieſelbe die Dauer von vier Jahren nicht 
uůͤberſteigi. 

Wegen Verwandlung einer derartigen Arbeitshausſtrafe 
iſt wie nach der Vorſchrift von $. 39 unter 2b zu vers 
fahren. 

Im Falle einer erfolgenden Strafumwandlung geht die 
Verbindlichkeit zur Vollſtreckung auf dad Kriegsgericht Uber. 


ga. 
Abgabe von Angefulbigten an Givifgerichte, 

Wenn ein Mititärgerichtöbefohlener entweder nur wegen 
gemeiner, ober zwar wegen Verbrechen verfchiedener Gat⸗ 
tung, jedoch unter den im Schlußfag des $. 37 erwähnten 
Umftänden zur Unterfuchung zu ziehen ober gezogen worden 
und dabei vor dem erften Erfenntniffe mit Wahrfcheinlichkeit 
anzunehmen ift, daß der Angefhuldigte im Militärdienfte 
fernerhin nicht beizubehalten fein werde, fo ann derſelbe, 
nach der hierüber durch das Oberkriegögericht einzuholenden 
Entfcheidung des Kriegsminifteriums, zur Ans oder Forte 
ftelung der Unterfuchung, unter gleichzeitiger Dienftentfer- 
nung, an dasjenige Givilgericht abgegeben werben, welchem 
fie zuftehen würde, wenn der Angefhuldigte dem Militäre 
ſtande nicht angehörte, 

Eine Erftattung der bis dahin etwa aufgelaufenen 

. Koften und Verlaͤge findet nicht ftatt. 


Dem gedachten Minifterium ift überlaſſen, mit der 


Entfernung aus der Armee entweder fogleich Über die Dienſt ⸗ 
unwuͤrdigkeit mit zu entfcheiden, ober den Beſchluß hierüber 
bis nad) beendigter Unterſuchung ſich vorzubehalten. 


Nähere Beltimmungen in Bezug auf Verwaltungs- 
ſachen. 
.42. 
Verwaltungſtreitigteiten. 

Die Zuſtaͤndigkeit der — iſt ausgeſchloſſen 
in Verwaltungsftreitigkeiten der Militaͤrperſonen j diefelben 
find vielmehr bei derjenigen Behörde zu erörtern und zu 
entfcheiden, dor welche fe nach Beſchaffenheit des Gegens 
fandes gehören. Vergl. hierbei Geſetz, das Verfahren in 
Adminiſtrativjuſtizfachen betreffend, vom 30. Januar 1835 
20 


$. 43. 
= Boflficaffagen. 

Die Unterfuhung und Entfcheidung von Uebertretun: 
gen, deren ſich Mititärperfonen in Anfehung der über das 
Doftwefen beſtehenden Vorſchriften ſchuldig machen, gehört 
ebenfalls vor die Civilbehörde. Es gelten in dieſer Bezies 
hung die bezüglichen Beftimmungen des Pofigefeges vom 
7. uni 1859, jedoch dergeftalt, daß Vernehmungen und 
Zohörungen der Angefhuldigten und Zeugen vom Militärs 

jande, fofern nicht der Fall von $. 35 Abf. 2 vorliegt, 
durch Das betreffende Kriegsgericht, an welches zu diefem 
Behufe von ver He die Aufforderung zu rich⸗ 
ten ift, zu gefchehen haben. a 

a ee dem der in Faͤllen dieſer Art erfann- 
ten Strafen Teiven bie Borfehriften von 9. 39, jedoch mit 
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der Beflimmung Anwendung, daß, infoweit die Umwand⸗ 
lung einer bie untergerichtliche Zuftändigkeit überfteigenden 
Strafe in Frage kommt, die Entfcidung darüber dem 
Kriegsminifterium zuſteht. 


5.44. 
Vergeben gegen inbirecte Abgaben. 

Die Unterfuhung und Entſcheidung von Uebertrer 
tungen, deren fi Militärperfonen in Beziehung auf die 
gefeglihen Vorſchriften in Sachen der indirecten Abgaben 
und der Gewerbe- und Perfonalfteuer fchuldig gemacht, ges 
hört vor die Givilbehörde, wenn die Uebertretung in einem 
Vergehen befteht, auf welches entweder nur Verweis oder 
Borhalt oder Vermögensftrafe oder endlich nur eine bie 
a us acht Wochen nicht überfleigende Freiheitsſtrafe 
geſetzt iſt. 

Ausgenommen hiervon und daher vor die Kriegd- 
gerichte gehörig find die Unterfuchungen wegen Stempel 
vergehen, infoweit dergleichen Vergehen bei Gelegenheit ber 
vor Kriegägerichten anhängigen Rechts: und Verwallungs⸗ 
ſachen entdedt worden. find. 

‚  Uebertretungen der 2fbaabengefshe (Abf. 1), welde mit 

einer die Dauer von acht Wochen üiberfteigenden Freiheitde 

ftrafe zu ahnden find, mögen fie nun für fic allein das 

ftehen oder gleichzeitig in Verbindung mit, anderen Verbre— 

hen begangen worben fein, find an das zuftändige Kriegs- 

gericht dur förmlichen Unterfudung und Entfceidung 
zugeben. 

Wegen Vollſtreckung der in Fällen des Abſ. 1 erkann⸗ 
ten Sreiheitäftrafen ift der Beftimmung in $. 43 Schluß⸗ 
faß nachzugehen. 

Vergleiche im Uebrigen noch Gefeß, das Unterfuhungss 
verfahren — Uebertreter der geſetzlichen Vorſchriften in 
Sachen der indirecten Abgaben betreffend, vom 27. Dechr, 
1833 und das zugehörige Gefeh vom 14. December 1837, 
fowie die be; figligen ———— vom 10. April 1838 
und vom 17. Auguft 1842, ingleichen Gewerbe: und Perfonale 
fteuergefeg vom 24. December 1845. 


$. 45. 
Polizeiſtraffachen. 

Die Unterfuhung und Beſtrafung der von Militaͤr⸗ 
perſonen verübten Polizeivergehen fteht, mit der Verpflich⸗ 
tung, den Erfolg des auf ehvaige Mittheilung der Ditö- 
polizeibehörbe eingeleiteten Verfahrens ber letzteren feiner 
Beit bekannt zu machen, den Kriegögerichten zu. 

Jedoch dürfen die Ortöpolizeibehörben wegen geringer 
Polizeivergehungen, deren fich Unteroffiziere und Soldaten 
während Urlaub ſchuldig machen, in berfelben Maafe 
verfahren, wie ſolches den Civilgerichten nach $. 36, verb, 
38 und 39 geftattet ift. k 

Ebenfo fann, wenn Militär: und Civilperſonen, außer 
dem im vorfiehenden Abfage beftimmten Falle, zufammen 
Polizeivergehen fi zu Schulden kommen laffen, die Unter⸗ 
fuhung im Einverfändniffe des zuftändigen Kriegsgerichts 
und unter Zuftimmung des Commandanten auch gegen die 
betheiligten Militärperfonen von der Civilbehörde: geführt 
werden; es find aber hierbei bie Vorſchriften von $ 36, 
38 und ‚39 ebenfalls zu beobachten, —— 

Inſoweit die Umwandlung einer die untergerichtliche 
Zuſt aͤndigteit (vergl. $. 39 unter 2a) uͤberſteigenden Polizei- 
firafe in Frage kommt, ift der Beflimmung in $.43 Schluße 
ſatz nachzugehen. 
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$.46, 
Aufgebung von Leichuamen. 

Ueber die Competenzverhältniffe bei Aufhebung der 
Leihname von Militärperionen find die Beftimmungen der 
von den zuftändigen Minifterien erlaffenen Verordnung, die 
Competenzverhältniffe und das Verfahren bei Aufhebung 
der Leichname von Militärperfonen betreffend, vom 26. März, 
1844, zu befolgen. 

47. 
Beſondere Beſtimmung für das Feftungsfriegsgericht. 

Das Kriegögericht der Feſtung Königftein iſt für das 
gefammte Feftungsgebiet die alleinige Polizeibehörde und 
hat daher als folche die hieraus fliegenden Befugniffe auch 

egen bie der Militärgerichtsbarkeit fonft nicht unterworfenen 
Herfonen auszuüben, weldhe auf Feſtungsgebiet eines Polizeis 
vergebens ſich ſchuldig machen. 


Nähere Beftimmungen in Beziehung auf bürgerliche 
z KO —ED 


$. 48. 
Nechtsſtreite über Grundbefit. 

Die Buftändigkeit der Kriegsgerichte in — 
Rechtoſachen ift ausgeſchloſſen in Betreff aller Streitige 
keiten, welche fih auf die — eigenthümlich 
zugehörigen oder von ihr erpachteten Grundftüde oder auf 
deren Verwaltung beziehen (3. B. Streitigkeiten über Ber 
fit, dingliche Rechte und Laften, Verkauf, Irrungen mit 
ken oder Verpachtern, mit Verwalten, mit dem Ges 

inde). 
$. 9. 


Goncurfe. 

Concursproceſſe gegen Militärperfonen gehören vor 
die Givilgerichte, und zwar: € 

1) hinfichtlich der Offiziere vor das Gericht des, Garni 
fonortes; 

2) in Betreff der Unteroffiziere und Soldaten, vor das 
MWohnortögericht des Waters oder ſubſidiariſch vor 
das Gericht des Heimathsortes, oder in Ermanges 
Yung beider vor das Gericht des Garnifonortes des 
in Concurs Verfallenen. 

Verhandlungen jedoch, welche vor Eröffnung des forms 
lichen Concursverfahrens zu. deffen Abwendung bei dem 
Kriegsgerichte beantragt werden, können bei Lebzeiten des 
———— dafelbft ſtattfinden (vergl. $. 50 Schluß- 
ab). 

$. 50. 


Naclapfachen. 

Die Regelung der Berlaffenfchaften von verfiorbenen 
Milftärperfonen gehört ebenfalls vor die in $. 49 unter 1 
und 2 bemerkten Givilgerichte und es findet eine Ausnahme 
hiervon nur infoweit flatt, als Nacjlaßregelungen der da- 
jelbft unter 2 erwähnten Perfonen dann, wenn biefelben 
Wittwen ober Waifen hinterlaffen, dem Gerichte des Wohn- 
orts der Hinterlaffenen zufallen. 

Tonnen jedoch die Kriegegerichte der Verſiegelung 
und Inventirung des bei der Perfon des Verftorbenen bes 
findlichen Mobiliarnachlaffes fi) unterziehen, denfelben auch 
den Erben, wenn deren Erbberechtigung unzweifelhaft ift, 
— ’ 

J agegen find die Kriegsgerichte zu Verhandlungen der 
im Schi — des 6. 40 Dh Art in Bezug auf 
Nachlaßſachen nicht befugt. 


$. 51. 
Vorammdigeftsfagen. 
5 Die Bevormundung von Militärgerichtöbefohlenen“ 
gehört 
1) bei Minderjährigen vor dasjenige Gericht, welchem 
fie zuftehen wiirde, wenn die zu bevormundende Perfon 
dem Militärftande nicht angehörte, 
2) bei Anderen (5. B. Abweſenden), vor die im $. 49 
genannten Gerichte. 


$. 52, 
Befondere Befüinmung für das Feitungsfriegägericht. 

Auf das Kriegägeriht der Feſtung Königftein leiden 
die Vorſchriften in SS. 49, 50 und 51 nur infoweit Ans 
wendung, als dabei nicht deffen Eigenfchaft ald Localgerichts⸗ 
behörde in Frage fommt. i 


5.55. 
rewilige Gerichtstarteit, 

‚ „Su, anderen, als den ſchon erwähnten Handlungen der 
nichtftreitigen Gerichtöbarkeit find die Kriegsgerichte nur 
Pit in Betreff folder Perfonen, welche unter Militär 
gerichtsbarkeit ftehen oder, jofern jene Handlungen bei den 
dor ihnen verhandelten Rechtögefchäften vorfommen. 


8. 54. 
Zufommentsejfen mit Betlagten vom Civilſtande. 

Werden Militärgerichtsbefohlene in einem bürgerlichen 
Rechtsſtreite zugleich mit Civilperfonen verklagt, ” kann 
das Juſtizminiſterium ein Civilgericht zur Verhandlung ber 
Sache beftimmen. 

3. 55. 
Eheſachen. 
„In Eheſachen der Militaͤrperſonen bleibt der Militaͤr⸗ 
gerarapand, wie bisher, ausgeſchloſſen. Es getan in diefer 
enihung die Beftimmungen in $. 63 verb. 54 fg. des 
— * privilegitte Gerichtsſtande ec. vom 28. Jar 
nuar 


Zweiter Abſchnitt. 


Von dem militärgerichtlichen Verfahren in bür- 
gerlichen Rechtsſachen und dem Sportelweſen. 


Erſtes Capitel. 


$. 56. 
Werſahren in bürgerlichen Recptefaen, 
In Betreff des Eriegögerichtlichen Verfahrens in buͤr⸗ 
gerlihen Rechtöftreitigkeiten, fowie bei Ausübung der nichte 
freitigen Gerichtöbarkeit find, infoweit nicht im Nachftehene 
den etwas Anderes beftimmt ift, bie fir bie Civifgerichte 
beftehenden geſetzlichen Vorſchriften in Anwendung zis 
bringen. 
$. 57. 


Crlenninißabfaſſung. 
RER: | Sachen der ſtreitigen Rechtspflege, mit Ausnahme 
jedoch der ganz geringfügigen Rechtöfachen, fteht ben Kriegh⸗ 
gerichten frei, die Acten zu Abfaſſung einer Entſcheidung 





an die Zuriftenfacultät zu Leipzig, welche % 
ſich zu unterziehen hat, —— (he dem Verſpruchẽ 
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$. 58. 
Hilfsvollſtrecung. 

Die Hilfsvollſtreckung kann weder in ſolche Gegen- 
fände, deren Die auszupfändende Militärperfon zur Dienft- 
leitung bedarf, noch in das Duartiergeld, infoweit letzeres 
nicht von dem Duartiergeber felbft behufs feiner Beftiedir 
Pi in Anfprucd; genommen wird, noch auch im folde 

ezuůge erfolgen, welche als Dienftaufwandsvergütung zu 
betrachten find. h 
Raͤchſidem dürfen die Offizierdgehalte nur biß zu einem 
 Schötheil, Martegelder nur bis zu einem Dritttheil, alle 
Dienftbezüge der Unteroffiziere und Soldaten aber überhaupt 
nicht als Hilfägegenftand angegeben und behandelt oder 
vor der Verfallzeit mit Beſchlag belegt werden. 

Eine Ausnahme von letzterer Beſtimmung tritt nur 
hinſichtlich der Dienerzulage und aber dergeftalt ein, daß 
diefelbe der Beſchlagnahme und Hilfsvollitredung bis nad 

" Höhe eined Dritttheils unterliegt. F 

—— der Einftandögelder vergleiche $. 94 des 
Gefetzes über Erfüllung der Mititärpfliht vom 1. Septem- 
ber 1858. s ® 6 

. 59. 


Abtretungen. 

Freiwillige Mehrabtretungen vor der Verfallzeit find 
nur in Betreff der Offiziersgehalte, und zwar, jofern nicht 
in einzelnen Faͤllen eine Ausnahme von dem Kriegsmini— 
ferium genehmigt wird, hoͤchſtens bis zu einem Dritttheil 


zuläffig. s — 

Kir der Militärfiscus ift, foweit ihm ein Compen- 
fationsrecht zufteht, befugt, einen Über das Dritttheil ans 
fteigenden Betrag vom Offizierögehalte oder Wartegelde zu 

* feiner Befriedigung zu ziehen. 


Wegen der Einftandögelber vergleiche auch hier $. 94 
des im vorftehenden Paragraphen angezogenen Geſetzes. 
$. 60. 
Schuldarreſt. 


Die Vollziehung des Schuldarreſtes findet gegen Mili⸗ 
tärperfonen, fo lange fie der activen Armee angehören, nicht 
und zwar felbft dann nicht ftatt, wenn barauf wider fie 
ſchon vor dem Eintritt in den Militärftand, fofern micht 
derfelbe ein freiwilliger war, rechtskraͤftig erkannt worden 
wäre. 

Dagegen Tann der Schuldarreft gegen bie in Warter 
‚geld oder ä la suite verfegten, ingleichen gegen die ber Kriegs 
referve angehörenden Perfonen, zwar verfügt werben, es iſt 
jedod damit anzuftehen, fobald eine Einberufung zum 
Dienfte eintritt. e 

Während der Dauer des Zuftandes, wo dieſe Perſonen 
der Anlegung des Schuldarreſtes nicht unterliegen, laͤuft 
eine Verjährung der aus einer Schuldverſchreibung nad) 
Wechſelrecht gegen fie zuftändigen Klagen. 


$. 61. 
Vefonbere Veſtimmungen file ben Kriegäguftand. 

Die für die im NKriegszuftande befindlichen Truppen 
beſtellten Kriegsgerichte dürfen gültiger Weiſe auch ſoiche 
Handlungen der ſtreitigen und nichtftreitigen Gerichtöbarkeit 
vornehmen, zu welchen fie außerdem nad) den Beſtimmum⸗ 

en im erſten Theile dieſes Geſetzes an ſich nicht befugt 


ind. s 
Nechtöftreitigkeiten, welde bei ihnen vor dem Aus⸗ 
marſche bereits anhängig geworden, find nad Anordnung 
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des Oberkriegsgerichts an bie im Inlande zuruͤckbleibenden 
Kriegögerichte zur Fortftellung abzugeben. 


Zweites Gapitel. 
Bon dem Sportelwefen. 


$. 62. 
Sporteffreifeit in Bezug auf gewiffe’Saden. 

Inwieweit Militärperfonen in militärgerichtlichen Strafe 
techtöfachen Befreiung von ben Unterfuhungskoften genie⸗ 
gen, ift in der Militärftrafproceßorbnung beftimmt. 
y Hiernaͤchſt iſt von den Militaͤrgerichtsbehoͤrden in Mir 
litaͤrdlenſt und Disciplinarangelegenheiten unbedingt nicht, 
in Verwaltungs» und Polizeiftrafachen aber dann nicht zu 
liquidiren, wenn fie Unteroffiziere oder Soldaten betreffen. 

Wenn dagegen die Truppen im Kriegszuſtande und 
im Auslande fich befinden, fo ift von den dabei beftellten 
Kriegögerichten in Stvafrechtö», Polizei» und anderen Ber 
waltungsfachen rüdfichtlih aller Militärgerihtöbefohlenen 
Boftenfrei zu expediren. 


$. 63. 

Befondere Beſtimmung hinfictlidh deS Feftungsfriegsgerichts. 

Die im Vorſtehenden enthaltenen Beftimmungen hins 
ſichtlich der Koftenfreipeit finden auf das Kriegsgericht der 
Feftung Königftein, foweit daffelbe in der Eigenfchaft als 
Localgerichtss und Verwaltungsbehörde zu amtlichen Hand 
lungen berufen ift, bezüglich der ihm unterftehenden Civil- 
perjonen feine Anwendung. 


$. 64. 
Sportellaxen. 

Soweit bei den Militärgerichtöbehörben Koften in Uns 
fa zu bringen find, finden die für diefe Behörden beſon⸗ 
ders ertheilten, zu deren Ergänzung aber die allgemeinen 
Tarbeftimmungen, beziehendlich — Anwendung, jedoch 
unter Wegfall von Gebühren für militärifche Gerichtsbei⸗ 
figer und derjenigen Dienergebühren, welche für die Profofe 
ſchon bisher nicht zu liquidiren gewefen find. 

Im Uebrigen ift bei den Kriegsgerichten für Teſta⸗ 
mentsaufnahmen und Necognitionsregiftraturen von Unters 
offizieren und Soldaten nur die Hälfte der bezüglichen tar 
mäßigen Anfäge zu erheben. 


$. 65. 
Sportelverwaltung. ‚ 
Die Sportelverwaltung der ftändigen Kriegsgerichte 
fteht, in Gemäßheit der darüber erteilten vegulatiomäßigen 
Beftimmungen, unter der Aufficht und Controle des Ober⸗ 


Daffelbe hat die untergerichtlich eingerechneten Spore 
telbeträge im Ganzen an bie bei dem Kriegsminiſterium 
beftehende Verwaltung des Gerichtsfoftenfonds abzuliefern, 
wofelbft fie in Abſchlag auf die Berläge vereinnahmt werben. 


8. 66. 
Koftenerlag. 
Ueber Gefuche um Erlaß kriegsgerichtlicher Koften fteht 
die Entſchließung dem Kriegeminifterium unmittelbar zu. 
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er $. 67. & 
Ausdehnung der Sportelfreiheit für den Gall ber Mitwirkung von 
ö Sioilbehörden. 


In allen denjenigen Angelegenheiten, in weldjen die 
Militärbehörden Eoftenfrei zu erpebiren haben, gilt dieſe 
Borfhrift auch für die Civilbehörden, einſchließlich der 
Staatsanwaltichaft, in Betreff der von ihnen dabei geleifte- 
ten oder in Anfpruch genommenen Mitwirkung, jedoch mit 
Ausnahme ihrer dabei gehabten Verläge an Voftgeld, Bor 
tenlohn, Zeugengebühren, Rein» und Abfchriften, Arreftaten: 
verpflegung und anderen unvermeidlichen baaren Auslagen. 

Diefe Verlaͤge hat das zuftändige Kriegögeriht als 
Geſchaͤftsaufwand zu übertragen. 

Auch wegen gegenfeitiger Vernehmung zwiſchen Mili- 
taͤr⸗ und Givilgerichten in Rechtsſachen, auf welche fich die 
Sportelfreiheit nicht erſtreckt, findet, foweit diefelben Unter: 
offiziere ober Soldaten betreffen, die gegenfeitige Vergütung 
nur in Beziehung auf die vorgebachten Verläge ftatt., 


Mot 


Anhang. 
© 
Eid 
der zum Oberfriegsgerichte commanbirten 
J Stabsoffiziere. * — 

Ich ſchwoͤre hiermit zu Gott, dem Allmaͤchtigen und 
Allwiffenden, daß ich ald Mitglied des Oberkriegsgerichts 
die mir übertragene richterliche Pflicht unter genauer Ber 
folgung der gefetzlichen Vorſchriften nach meinem beften 
Willen und Gewiffen erfüllen, insbefondere ben. in meiner 
Gegenwart ftattfindenden Vorträgen und Verhandlungen 
mit Xufmerffamfeit folgen, die Anſchuldigungs · und Ent- 
ſchuldigungsbeweiſe gewiffenhaft prüfen, bei meinen Auds 
fprüchen Jedermann gleiches Necht, ohne Anfehen der Pers 
fon, angebeihen, auch mich davon durch keinerlei Urfarhe 
abhalten laffen und mich überhaupt fo verhalten will, wie 
es einem treuen, redlichen und gewiffenhaften Nichter ges » 
bührt; fo wahr mir Gott helfe, durch Iefum Chriftum und 
fein heiliges Wort! & 


iven 


zum Gntwurfe bes Geſetzes, die Gerichtsbehoͤrden bei der Föniglich fächfifchen Armee, deren 
Zuftändigfeit und einige damit zufammenhängende Gegenftände betreffend, vom . . . . . 


Bekanntlich ift der dem letzten ordentlichen Landtage 

vermöge Decreted vom 10. December 1857, 

vergl, Landt.»Xcten vom Jahre 1857/58, I. Abtheil. 

2. Bd., Seite 115, 
vorgelegte Entwurf zu einer Militärgerihtsordnung nicht 
zur Verabſchiedung gelangt, vielmehr, nachdem derfelbe der 
verfaffungsmäßigen Berathung der Erſten Kammer unter« 
legen und bei diefer unter einigen Modificationen Annahme 
gefunden, mit Rückſicht auf die inmittelft herangetretene 
Nähe des Landtagsfchluffes von der Staatsregierung mite 
telſt Decretö vom 23, Juli 1858, 

vergl. Landt.⸗Acten, a. a. D. Seite 675, 
zurückgezogen, dabei aber zugleich die Abficht eröffnet worden, 
einen in einigen Beziehungen abgeänderten amderweiten 
Entwurf einer Militärgerichtsordnung auf dem naͤchſten or- 
dentlichen Landtage berathen und zu diefem Behufe durch 
ſtaͤndiſche Zwifchendeputationen 2 und begutachten zů 


laſſen. 
Mittelſt ſtaͤndiſcher Schrift vom 4. Auguſt 1858 
vergl. Landt.Acten, a. a. O. Seite 723, 
ift hierauf die erfolgte Mahl ber Zwiſchendeputationen und 
deren Ergebniß angezeigt worden. 
Was den Inhalt jenes früheren Gefeßentwurfs betrifft, 
fo zerfiel berfelbe in vier Hauptabtheilungen, deren erfte 


von der Militärgerichtöbarkeit im Allgemeinen hanbelte, wos 
gegen die zweite das militärgerichtlihe Strafverfahren, bie 
dritte die titärftrafrechtöpflege in Kriegszeiten zum Gegen⸗ 
fand Hatte, während die vierte das milit gerichtliche Ders 
— bürgerlichen Rechtsſachen nebft dem Sportelwefen 
umfaßte. ; 

Weshalb es bei diefer früheren Vorlage angemeffen 
erfchienen, die foeben aufgeführten verfchiedenartigen Ma- 
terien in einem Gefegentwurfe zu vereinigen, iſt in ben 
Motiven, ‚ 

Landt-Acten, a. a, O. Seite 223, — 
auseinandergeſetzt worben. Auch bei der anderweiten Um⸗ 
arbeitung de Entwurfs würde die Beibehaltung derfelben 
Anordnung in mander Beziehung ſich empfohlen haben, 
wäre nicht durch die Nücficht darauf, daß die das militäte 
gerichtliche Strafverfahren behandelnde Parthie durch die 
neuere Bearbeitung eine, im Vergleich zu ber bisherigen, 
ganz andere Geftaltung gewonnen, ein acgehen hiervon bes 
dinge worden. 

Wie nam der Bericht der erften Deputation ber 
Erften Kammer über den früheren Gefegentwurf 

vergl. Landt⸗Acten, Beilagen zu ben Protofollen der 

Eifen Kammer, 1. Bd. Seite 551 fg. 
an die Hand giebt, fo hatte bei berfelben die Art und Weife, 
wie in dem zweiten Theile des Gefegentwurfs auf Die zum 
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Theil. auf ganz anderen Principien beruhende allgemeine 
Strafprocegordnung zurüdverwiefen worden, Anftoß ge 
funden und diefes zu dem Antrage geführt, 
daß die in 9.50 jenes Gefeßentwurfs*) enthaltene all⸗ 
gemeine Vorfehrift über Anwendbarkeit der allgemeinen 
Strafprocegoronung ganz ausgeſchieden werden möge, 
daß diejenigen Beftimmungen der allgemeinen Strafproceßs 
ordnung, welche auf die Militärftrafproceßordnung nur 
analoge Anwendung finden können, fpeciell in die legtere 
aufgenommen werden und daß eine Zurüdverweifung 
auf bie allgemeine Strafproceßordnung nur da eintrete, 
wo einzelne Acte der Militäriuftigpflege ganz in berfelben 
Meife vorzunehmen find, wie foldhe bei Ausübung der 
bürgerlichen Strafgerichtöbarkeit zu erpediren fein würden, 
welcher nachmals auch von der Kammer felbft einfiimmig 
zum Befchluß erhoben worden war. 
Vergl. Landt.-Ucten, I. Abtheilung, die Protokolle der 
Erſten Kammer enthaltend, Seite 365 fg. 


Sollte nun auch nach diefem Befchluffe nicht alle und 
jebe Zurückverweiſung auf die allgemeine Strafproceßordnung 
ausgeſchloſſen, felbige vielmehr überall da ftatthaft bleiben, 
„wo einzelne Acte der Mititärjuftizpflege ge in derſelben 
Meife vorzunehmen feien, wie folde bei Ausübung der 
bürgerlichen Strafgerichtöbarkeit zu erpebiren fein wurden“, 
fo mußte man doch, wenn einmal dad formelle Bedenken 
der Kammer ald begründet anzuerkennen war, bei der Um- 
arbeitung des Entwurfs bald davon Ueberzeugung gewinnen, 
daß eine in die ſer Richtung vorzunehmende, nur partielle 
Vervollſtaͤndigung nicht nur mit ganz befonderen Schwierig: 
Zeiten verbunden fein, fondern auch, zum Theil wenigftens, 
die Mipftände und Nachtheile, denen durch die Umarbeitung 
ja doch begegnet werden follte, wieder mit herbeiführen 
würde, und fo hat es denn nicht blos angemeffen, fondern 
geradehin nmöthig gefehienen, noch einen Schritt weiter zu 
gehen und die neue Bearbeitung in der Nichtung vorzus 
nehmen, daß der Entwurf nunmehr ein felbftftändiges, in 
ſich abgeſchloſſenes Ganzes zu bilden und jedwede Ber 
weifung auf bie allgemeine-Strafproceßorbnung auszufallen 
habe. Dies hat aber mit fich gebracht, daß die dad Straf: 
verfahren betreffende Parthie einen ungleich größeren Umfang 
gewinnen mußte, als die entfprechende Abtheilung des bis⸗ 
herigen Entwurfs einnahm und, um nicht ein allzu augen: 
Hillnes Mißverhältniß in Beziehung auf den aͤußeren Ums 
fang ber einzelnen Materien hervortreten zu laſſen, hat es, 
aus Ruͤckſichten alfo auf die äußere Deconomie, angemeffen 
gefbienen, aus dem bisher in einem Entwurfe zuſammen⸗ 
gefaßten Stoffe zwei Entwürfe zu bilden — eine Aende- 
zung, bie einer weiteren Rechtfertigung wohl nicht bebürfen 
wird — und bem einen Entwurf unter dem Titel: 

Gefeß, die Gerichtsbehörden bei der koͤnig⸗ 
lich fähfifpen Armee, deren Zuftändigkeit und 
einige damit zufammenhängende Gegenftände 
betreffend, 


Diefer Paragenph Iautet babin: 
em m — Stafoerfahren finder zundf 
Si” Befinumungen, Se} epenmärtigen Ösfebes, zu ben Cr 
gänzung aber bie — der. allgemeinen Strafprocehord- 
ung vom AL. Yuguft 1855, infemweit, Gegiebendlich analoge, 
Anwendung, aLB fie nicht nad) den au$ gegenwyärtigem Get 
gu giehenben Zolgerungen ober nadı ber abiveichenben Militäre 
verfaffung überhaupt al8 umanmenbbar fic) darftelen,” + 


ER. di: Abonnement.) 
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Dasjenige zuzuweifen, was in dem bisherigen Entwurfe den 
Inhalt des erften und vierten Theils ausmachte, währ 
vend der andere, unter dem Titel: 
Militärftrafprocepordnung für das König 
reich Sach ſen ’ a 2 
den im ‚zweiten und britten Theile des früheren Ent 
wurfs behandelten Stoff zum Gegenftande hat, 
une hat man es nur mit dem erſteren zu thun, in 
Beziehung auf den biefem Entwurfe gegebenen Titel aber 
zu bemerken, daß berfelbe analog demjenigen bes Decrets 
vom 19. Februar 1822 („die Organifation der Gerichts— 
behörden bei den koͤniglich fächfifchen Truppen betreffend“) 
und des Geſetzes unter 6. vom 28. Januar 1835 („über 
privilegirte Gerichtöftände und einige bamitzufammenhängende 
Gegenftände”) gewählt. worden ir 
Was num den Inhalt des vorliegenden Entwurfs im 
Allgemeinen anlangt, fo fließen ſich die Beftimmungen 
deſſelben in den meiften Beziehungen Demjenigen an, was 
dermalen, insbefondere nach dem ſchon erwähnten Gefeke 
über privilegirte Gerichtsſtaͤnde zc. $. 29 fg. Rechtens ift. 
Außer ‚diefem Gefege find aber auch nod aus einer nicht 
unbeträchtlichen Anzahl anderer, theils früherer, theils ſpaͤ⸗ 
terer Geſetze, Verordnungen zc. hier einfchlagende Beflimz. 
mungen zu entlehnen geweſen; es find dies die nachfolgen- 
den, aus deren Aufzählung zugleich das, nicht blos von 
den Militär, fondern auch von ben Givilbehörben laͤngſt 
und lebhaft gefühlte Bebürfniß erklärlich werden wird, das 
in der Gefeßgebung vielfach Berftreute zufammenzufaffer 
und damit bie fichere-Handhabung des Geſehes zu fördern: 
Kriegsgerichtsreglement vom23. Januar 17809, 
Ma ndat megen einiger privatrechtlicher Beſtimmun⸗ 
gen in Hinficht auf Militärperfonen vom 15. Februar 1822, 
Decret, die Organifation der Gerichtöbehörben bei 
den koͤniglich ſaͤchſiſchen Truppen betreffend, vom 19. 
Februar 1822, 
7 Ordonnanz, vom 19. Juli 1828, 2, Theil, 


7 9. 
Gefes, das Verfahren in Adwiniſtrativjuſtizſachen 
betreffend, vom 30. Januar 1835, $. 36, 

Berorbnung, die Ausführung der Geſetze unter 
A, B, © betreffend, vom 28. März 1835, 

Verordnung, die Ausführung dev in dem Geſetze 
über privifegirte Gerichtöftände wegen ber Militärgerichte 
Bar enthaltenen Beftimmungen betreffend, vom 2, April 
1835, 

Verordnung, die Entlafjung ber bei Cioilgerichts- 
behörbden zur Unterfuchung gelangenden Militärperfonen 
aus der Haft betreffend, vom 9. November 1836, 

Verordnung, die Ausführung & 14 bed Geſetzes 
über Competenzverhältniffe zwifchen Juſtiz ⸗ und Ver— 
waltungöbehörden vom 28. Januar 1835 und bes $. 36 
des Gefeßes über dad Verfahren in Adminiſtrativjuſttz ⸗ 
ſachen vom 30, Januar 1835 betreffend, vom 25. Januar 
1838, H 
Verordnung, die Beftrafung beurlaubter Militär- 
perſonen von Eivilgerichten betreffend, vom 25. Juli 1839, 

Verordnung, die Mitvolziehung Friegsgerichtlicher 
Verfügungen und Erkenntniffe durch die Commandanten 
betreffend, vom 16. April 1840, S 

Verordnung, die Sporteltage für bie unteren 
Kriegsgerichte betreffend, vom 7. Januar 1841, 


22 
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Verordnung, die Unterfuhung der von Militär- 
perfonen unter Berggerichtöbarkeit begangenen Verbrechen 
betreffend, vom 21. September 1841, . 

erordnung, den Gerichtöftand der Militärper- 
Sonen betreffend, vom 8. December 1843, 

Verordnung, bie Competenzverhältniffe und das 
Verfahren bei Aufhebung der Leichname von Militär: 
‚perfonen "betreffend, vom 26. März 1844, 

Verordnung, die Beftrafung beurlaubter Sol: 
daten von Polizeibehörben betreffend, vom 12. Februar 
1847, 

Verordnung, die Auslegung des Gefeges über 
privilegiete Gerihtöftände vom 28. Januar 1835, $. 37,2 
betreffend, vom 15. April 1847, 2 

erordnung, einige Beflimmungen in Bezug auf 
die Militärrechtöpflege betreffend, vom 25. September 
1856, 
Ausführungsverorbnung hierzu vom 29. Des 
cember 1856, = 
Verordnung, einige Beftimmungen in Beziehung 
auf die Mifitärfivafrechtöpflege in Kriegözeiten betreffend, 
vom 9. Mai 1859. 

Dies vorausgeſchickt, ift bezüglich der einzelnen Bes 

fimmungen des Entwurfs foviel zu bemerken: 


Erſter Abſchnitt. 
Erſtes Capitel. 


Daſſelbe handelt von den für die Militärgerichtpflege 
Re Behörden und deren Zuftändigfeit. 
in 


s1 

find die zu Aushbung der Militärgerichtöbarkeit bei den 
verfchiedenen Zruppenabtheilungen und Militärkörpern bes 
fießten unteren Militärgerichtsbehörden — Kriegögerichte 
— aufgeführt. ES entſpricht diefe Beftimmung Demjenigen, 
was in $. 29 des Geſetzes über —— Gerichtöftände 
x. vom 28. Januar 1835 (Geſetz sub C), fowie der zuge 
pop Ausführungdverordnung vom 2. April 1835 und 
egiehendlich der Verordnung, die Aufhebung der Kriegs- 
gerichte des Hauptzeughaufes und des Ingenieurcorps bes 
Hg vom 21. November 1849 desfalls feftgefegt wors 
den ift. 

Die hier genannten Gerichte find einzelrichterlich e 
Behörden, im Gegenſatze zu ſtaͤndigen Collegialge- 
richten, welche leßteren, abgefehen davon, daß deren Ein⸗ 
richtung nicht ohne den erheblichften Perfonal- und Koften: 
aufwand auöführbar wäre, für die militärifchen Verhaͤlt⸗ 
niffe,, indbefondere im Felde, ſich durchaus unpraktifd er- 
weifen würben, eben deshalb aber, in Feiner Armee vor 


Tommen. 
Bu $$. 2 und 3. 

Die Zuftändigkeit ber unteren Krieggerichte in Be⸗ 
ziehung auf ‚die der Militärgerichtsbarkeit unterworfenen 
Perſonen bleibt hiernach diefelbe, wie foldhe in dem nur 

. bezogenen Gefege sub C in den SS. 30, 31, 42 beftimmt ift, 

Die Vereinigung mehrerer Kriegögerichte unter ber 
—— eines Militärrichters — Auditeurs — fand, 
ſoweit ſolches nach den oͤrtlichen und gefchäftlichen Ver⸗ 


haltniffen zuläffig,. bisher tt und wird, unter ben 
griedenöoerhäftniffe an m Yon ö 


n, auch fernerhin beflehen Tönnen. 








Die Beftimmungen im zweiten und dritten Abſatze 
des $. 3 find dem praktiſchen Bedürfniffe entfprungen und 
erfheinen namentlich für die Fälle nothivendig, wo einzelne 
Theile eines mit einem befonderen Kriegögerichte verfehenen 
Truppenförpers von leterem, oder einzelne Mititärperfonen 
oder gewiffe Clafjen derfelben durch ihren Dienftberuf von 
dem Truppenkoͤrper, zu welchen fie eigentlich gehören, zeit— 
weilig weit entfernt find. 

In Fällen diefer Art fol daher, zu Vermeidung von 
Koften und Verzögerungen der Nechtöpflege, von den zus 
fändigen Oberbehörben Vorkehrung getroffen werben koͤn⸗ 
nen, jene Zruppentheile, beziehendlich einzelne Militärge: 
tichtöbefohlene, auf die Dauer diefer Verhältniffe einem 
anderen, näher befindlichen Militärgerichte zuzuweiſen. 


Bu $.4. 
Die Vorſchrift dieſes — ſtimmt der Haupt 
ſache nach mit den bezüglichen Beflimmungen des 
Gefeges sub C, $. 46 und des Organiſationsdecretes 
vom 19. Februar 1822, $$. 38, 45 
überein. 
Die in 


5 
etroffene Beftimmung ſteht mit den zeither in Stelver- 
Ketungsfällen ——— Grundſaͤtzen im Einklange. 
Da die ſaͤmmtlichen Auditeurs, einſchließlich des bei 
dem Stabskriegsgerichte angeſtellten, nach $. 2 ihren Ges 
richtsſtand bei dem Staböfriegägerichte haben, fo bedurfte es 


zu$.6 

einer Vorſchrift Hinfichtlic der Stellvertretung für den beim 
Stabötriegögerichte angeftellten Auditeur — welchem gleiche 
zeitig auch die Verwaltung des Kriegsgerichts vom Artille: 
tiecorps mit übertragen iſt — namentlich für ben Fall, 
wo biefer Aubiteur etwa felbft bei einer Mechtöfache per⸗ 
fönlich betheiligt if. Eine im Wefentlichen gleiche Beftim« 
mung enthält bereits bie Ausführungsverordnung vom 2. 
April 1835, $. 35 es hat jedoch hierbei zwed maͤßig gefchienen, 
noch einen Schritt weiter zu gehen und die gedachte Stell- 
vertretung auch in dem Falle eintreten zu Tafln, wenn eine 
Rechtsſache gegen den Gouverneur ber Refidenz (ald Com- 
manbdanten beim Staböfriegögerichte) oder gegen den Tom⸗ 
mandanten des Artilleriecorps vorliegt, da ed immerhin 
nicht angemeffen ſich darftellt, wenn ein Aubiteur gegen 
feinen für bie Perfon — vergl. 6.8 Abf. 1 — ihm dienft« 
lich Vorgeſetzten verfahren fol. 


E Bü $. 7. 
Diefe aus Zwedmaͤßigkeitsruͤckſichten herborgegangene 
Beftimmung bedarf Feiner befonderen Nechtfertigung. 


Zu f. 8. 

Der in $. 29 des Gefetzes sub C ausgeſprochene Grund⸗ 
fat, daß die Auditeurs in Anfehung ihres vichterlichen 
Amtes von den Commandanten und den Commanbobehörben 
unabhängig find, war auch hier an die Spike zu ftellen, 
wogegen die weiteren Beftimmungen biefes Paragraphen, 
zum Theil Confequenzen bes eben bemerkten Grunbfahed, 
in der Hauptſache Demjenigen entfprechen, was durch die 
Verordnung, bie Mitvolliehung Eriegögerichtlicher Werfit- 
gungen 2c. betreffend, vom 16. April 1840 vorgefchrieben iſt. 

Inſoweit die letztere noch einige ſpeciellere Beſtimmun⸗ 
gen enthält, wird das Noͤthige der Ausführungsverorbnung 
vorzubehalten fein. 





Weiſe, 
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Buß. 9. 

Was hier über die — Beiſitzer beſtimmt 
worden, ſtimmt der Hauptſache nach mit den diesfalls be— 
reits beſtehenden Dienſtvorſchriften überein, namentlich auch 
hat man bezüglich der Frage, ob nicht, nach dem Vorgange 
anderer Armeen, ald Beifißer bei den militärgerichtlihen 
Verhandlungen nur Offiziere zuzuziehen fein möchten, 

vergl. u. a. Strafgeſetzbuch für das preußiſche Heer, 
Theil 2, $. 45, 

großherzoglich heſſen'ſches Militaͤrſtrafgeſetzbuch, 
Urt. 285 — 


für Beibehaltung der bisherigen, übrigens auch anderwärts 
bier und da, namentlich in Oefterreich beftehenden Einrich- 
tung, zu ben Eriegsgerichtlichen Verhandlungen, fofern ſolche 
nicht Perfonen vom Offizierftande betreffen, auch Unter 
offiziere als Beiſitzer zuzugiehen, ſich zu entſcheiden gehabt, 
weil die Anwefenheit diefer letzteren fich oft als nuͤtzlich 
erwieſen hat, da fie — dem Angefchuldigten gewöhnlich 
näher fiehend — zu augenblidlichen Auskunftsertheilungen 
u. f. w. zuweilen geeigneter find, als die Offiziere, zudem 
auch der Dienft in Eleineren Garnifonen fehr benachtheiligt 
werben würde, wenn der Beifigerdienft nur auf Offiziere 
übertragen werben folte, 

Daß man fich Übrigens für Beibehaltung des Wortes 
nBeifiger” entfchieden und nicht den in der allgemeinen 
Strafproceßordnung angenommenen Ausdruck „Urkundss 
perſonen“ hier ebenfalls adoptirt hat, hat, abgefehen davon, 
daß die erftere Bezeichnung auch in anderen Armeen con: 
ftant ſich erhalten bat, feinen Grund vornehmlich darin, 
daß bie erwähnten Perfonen, wie ſchon angedeutet, eben 
ai blos und ausfchlieglich als Gericht3zeugen zu dienen 
haben. 

Bu $. 10. “ 

In allen anderen Armeen beſteht und zwar in größter 
Ausdehnung, die Einrichtung, daß die Entjcheidungs- 
competenz in Straffachen der Militärperfonen auf Standes: 
genoffen übertragen if, welche für diefe Function befonders 
commandivt und bereidet werben. 

Diefe in Sachfen dermalen zwar, ebenfalls, wiewohl 
— im Bergleich gegen früher — zur Zeit nur in befehränkter 


2 
vergl. Geſetz sub C, $. 41 Schlußf.,. 

Ausführungsverorbnung vom 2. April 1835, $. 10, 
beftehende Einrichtung wiederum zu erweiterter Geltung zu 
bringen, daftır ſprechen ebenfo mannichfaltige, ald gasic. 
tige Gründe, J 

Bezůͤglich des Naͤheren hierlber ift, um Wiederholungen 
u vermeiden, auf die Motiven zum Entwurf der Militärs 

rafproceßordnung zu verweifen. 
Bu $$. 12 bis 15. 

Bekanntlich ift dad Oberkriegsgericht im Jahre 1835 
an die Stelle des biß dahin beftandenen Generalkriegögerichtös 
collegiums getreten. 

Vergl. Geſetz sub C, $. 43, 
Ausflhrungsverordnung vom 2. April 1835. 

Ebenfo, wie der Wirkungskreis diefer neuen Behörde, 
egentiber demjenigen bes aufgelöften Collegiums, nach mehr 
fahen Richtungen hin eine andere Geftalt annahm, fo 
erhielt diefelbe namentlich auch eine von dem Ießteren wefent- 
lich abweichende Zufammenfegung infofern, als fie, während 
das Generalkriegögerichtscollegium nach dem 

Drganifationsdecret vom Jahre 1822, 56. 4, 5 
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‚eine entfcheidende Stimme zufommen foll, 


aus einem General, als Präfidenten, und drei auf den . 
Militäretat feſt angeftellten Kriegsräthen gebildet war, nad) 
Maafgabe 

N 43 des Gefeges sub C, 

. 11 fg. der Ausführungsverorbnung vom 2, April 1835 
durch einen Generalauditeur, als Worftand, und einigen 
Näthen des Appellationsgerichts zu Dresden confti- 
tuirt wurbe, mit der Beftimmung zugleich, daß bei Ent- 
ſcheidungen des Oberkriegögerichts, wo dafjelbe es für nöthig 
erachtete, oder ein Betheiligter darauf antrüge, ein activer 
Stabsoffizier der Armee zuzuziehen, dem aber Feine ent 
bene fondern nur eine berathende Stimme zukommen 
joltte. £ 
Da mit dem Eintritte der Wirkfamleit der Strafpro⸗ 
ceforbnung vom 11. Auguft 1855 die den Bezirksappellas 
tionsgerichten bis dahin zugeftandene Mitwirkung in Strafs 
vechtöfachen, insbeſondere aber die ———— 
dergeſtalt in Wegfall kam, da fortan das Oberappellalions⸗ 
gericht den einzigen oberen Criminalgerichtshof bildete, fo 
machte fich hierdurch bereits von diefem Zeitpunkte an eine 
in ber bisherigen Zufammenfeßung des Obere 
kriegsgerichts dahin nöthig, die Stelle der Appellationdräthe 
nunmehr durch Näthe aus dem Dberappellationdge: 
richte zu erfegen 

vergl. Verordnung, einige Beftimmungen in Bezug 
auf Si Biete betreffend, vom 25. September 
1856, $. 1, 
und diefe Einrichtung auch fernerhin und zwar umfomehr 
beizubehalten fein, je wünjchenswerther es nur fein kann, 
die Grundfäge des oberften Landesgerichtöhofes aud bei 
dem Dreier welches Hünfelghin in ben militäre 
gerichtlichen Straffachen die oberfte Spruchbehörbe repräfen- 
firen ſoll, vertreten zu fehen. 

Dagegen beabfichtigt aber der Et eine Aenderung 
bezüglich der Zufammenfegung des Dberkriegögerichts infos 
fern, als zu den Entfcheidungen beffelben nicht blos ein 
activer Stabsoffizier, ſondern deren zwei beigejogen werben 
follen, als ferner deren Zuziehun; nicht, wie bisher, blos 
in das Ermeffen ber Behörde geftellt fein oder von einem 
darauf gerichteten Antrage eines Betheiligten abhängen, 
fondern jedesmal und unbedingt ftattfinden und ald endlich 
diefen Offizieren nicht blos eine berathende, ſondern auch 

eine Einrichtung, 
welche fowohl dadurch, daß auf diefem Wege bie militärs 
dienftlihen Rückſichten auch in der hoͤhern Inſtanz gehörig 
zur Geltung gebracht werden koͤnnen, als auch durch bie 
Rüdficht, Nr fie nicht unweſentlich dazu beitragen wird, 
den Geift der Militärftrafrechtöpflege in bie Armee mehr 
einzuführen, ſich empfiehlt und nächftdem auch das Beifpiel 
aller anderen Armeen für fih hat. 

Anlangend den Gefchäftökreis des Oberkriegsgerichts, 
fo hat es angemeffen gefchtenen, benfelben infoweit, ald es 
auch fernerhin die Dienfte und Auffichtsbehoͤrde über die 
unteren Militärgerichte bilden, von einer eigentlichen Mit- 
wirkung in bürgerlichen Rechtsſachen dagegen, fowie in 
Polizei: und Verwaltungsfachen, wie bisher, auögefchloffen 
bleiben fol, 

vergl. Geſetz sub C, $. 45, 

Ausführungsverorbnung $. 11, 13, 

Verordnung vom 25. Sonate 1838 unter II, 
unverändert zu Iaffen, wogegen allerdings bezüglich der mili⸗ 
tärgerichtlichen Straffachen demfelben ein von dem bisheri- 


a2* 
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gen verſchiedener Wirkungskreis infofern angewiefen werben 
* mußte, als das Oberkriegsgericht nicht mehr, wie biöher, 
vergl. Gefeh sub C, $. 44. e — 
in allen die untergerichtüche Entſcheidungscompetenz über- 
fieigenden Straffällen das Enderfenntnig in erjter Inftanz 
zu fprechen, fondern — nach Maafgabe der Beftimmungen 
der Mititärftrafprocegorbnung — die Competenzbefugniffe 
einerfeits der Bezirkögerichte, wie namentlich bei Enifchei⸗ 
dungen auf Einfprüche — einzelrichterliche Exkenntniffe, 
andererſeits des Oberappellationsgerichts in ſich zu vereinigen 
haben würde, eine Einrichtung, welche es zugleich möglich 
macht, das militärgerichtliche Strafverfahren in mehrfachen 
Beziehungen nicht unwefentlich zu vereinfachen. 
Die Beftimmung in » 


Hinfichtlich der vor den Kriegögerichten verhandelten buͤrger⸗ 
üchen Rechtsfachen entfpricht der Vorſchrift in 

$. 45 des Gefches sub C, 
und was demnächft in 


$. 17 
enthalten, fteht der Sache nach mit Demjenigen in Eins 
ange, was im $. 46 des nurgebachten Gefeges und der 
Verordnung vom 25. Januar 1838 sub II beſtimmt iſt. 


Bu $. 18. 

In Beziehung auf das Feldoberkriegögericht, welches für 
die auf den SKriegsfuß geftellten Truppen von bem Beitpunfte 
an, wo biefelben zum Marfche fi in Bewegung geſetzt 
haben, an die Stelle des Oberkriegsgerichts ($. 12) zu treten 
hat, berweiſt das Gefeh sub C in $. 47 Abf. 2 auf die 
Beftimmungen des Decrets vom 19. Februar 1822 8.24 fg. 
Diefe Iehteren find im Principe auch hier zu adoptiren ges 
wegen, doch hat es im Intereſſe der Nechtöpflege nöthig 
geſchienen, über die Befegung diefer Behörde umd insbes 
fondere die Zahl der Richter, welche bei — Ent: 
ſcheidungen vorhanden fein foll, etwas präcifere Normen 
aufzuftellen. 

Vergl. übrigens noch Ri 
geoßherzoglich heffen’fches Mititärftrafgefegbuch Art. 
361 fg. 


Die in dem 
zweiten Capitel 
enthaltenen Beftimmungen über den Umfang der Militär: 
gerichtöbarkeit ſowohl hinfichtlich der Perfonen, als hinfichte 
ũch des Gegenftandes fließen ſich falt durchgängig dem 
zu Necht befehenden an, und namentlich entfpricht 


zu $. 19 
ber hier auögefprochene ana daß bie Competenz ber 
Militärgerichte der Regel nach fih nur auf Militärperfonen 
exftrede, dergeſtalt, daß gegen Civilperſonen felbft nicht 
auftragsweife von biefen Gerichten verfahren werben darf, 
der Vorſchrift in 


$. 32 des Geſetzes sub O. 

Dabei hat es indeffen aus praktiſchen Gründen nöthig 
gelhienen, auch der —— einer Prorogation des 
Berichtoſtandes ausbrüdlich zu gedenken und zwar in ber 
doppelten Richtung, daß Givitperfonen nicht durch Com: 
gromiß der Militärgerichtsbarkeit, andrerjeits aber auch 
Mititärgerichtbefohlene nicht der Civilgerichtöbarkeit ſich 
unterwerfen koͤnnen. 


Vergl. übrigens Kriegsgerichtsregle x 
1789, Uhl. % — gerichtsreglement vom 23. Januar 
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Zu $. 20. 

* Diefe Beſtimmung zeigt ſich nöthig, um namentlich in 
den Fällen, daß, wie bisweilen geſchehen ift und wohl auch 
fünftighin nicht ganz ausbleiben dürfte, Militaͤrgerichtsbe⸗ 
fohlene von — unter Umſtaͤnden zur Unterſuchung 
gezogen und abgeurtheilt worden find, wo die Berechtigun 
hierzu ihnen abging, dem Fortgange des unzuſtaͤndiger Welfe 
eingeleiteten Berfahtene, begiehendlich der Vollſtrea ung des 
darauf gegründeten Exfenntniffes, enfgegentreten zu können, 
und da auch ber umgekehrte Fall nicht ausgefchloffen iſt 
fo hat e8 angemeffen geſchienen, auch hierauf zugleich mit 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Bu $$. 21, 22, 23. 

‚Hier find die Perfonen aufgefihrt, welche, beziehendlich 
unter gewiffen Berhältniffen, der Militärgerichtsbarkeit 
unterworfen find. Mas hierüber beftimmt iſt, fteht der 
geuprfade nad) im Einklange mit den bis jetzt geltenden 

rundfägen. R 

Bergl. sub C, $$. 30, 31, 42, 47, Militaͤrſtrafgeſetzbuch 

vom Jahre 1822 $. 68. 

Zu $. 24. 

Nach $. 4 des Gefeges unter O haben bie Mitglieder 
des Föniglihen Haufes ihren Gerichtsftand bei dem Appella⸗ 
tionsgericht zu Dresden. ide und Zeugniffe werde von , 
ihren in ihrer Wohnung vor zwei depufirten Näthen des 
Appellationsgerichts zu Dresden abgelegt, und zwar bie 
Eide durch —— ihres Namens unter die Eidesnotel. 

Vergl. auch Strafproceßordnung, Art, 228. 

Soweit es auf Anwendung einer Straf⸗ oder Disc: 
plinargewalt ankomint, hat das Appellationsgericht zu Dres⸗ 
den die Unterfuhung zu führen, nach Schluß der Actın 
und geführter Wertheidigung aber hat das Appellationd: 
Er das Erkenntniß anautaften, welches dem Könige zur 

ienehmigung und Beftätigung durch den Zuftizminiiter 
vorzulegen ift; ber König entfcheidet dann in letzter Snftanz, 

Ha, —* der Verfaſſungsurkunde in Anwendung zu 

ringen iſt. 

Knigliges — vom 30. December 1837, $. 76 flg. 

Daß örtliche und andere Verhältniffe es geradehin uns 
möglich, erſcheinen laſſen Können, die vorgebachten Grund 
fäte auf Prinzen des koͤniglichen Haufes, welche eine Dienft- 
ſtellung in der Armee befleiden, dann zur Anwendung zu 
bringen, wenn fie bei letzterer im Auslande ſich befinden, 
wird feiner weiteren Ausführung bedürfen, und baher bie 
bier getroffene — um fo weniger einem Bedenken 
unterliegen, als eines Thells der privilegirte Gerichtöſtand 
— Belboberkriegögericht — gewahrt und anderen Theil, 
nad) ber Beftimmung unter 2 die Entfliegung über ein 
etwa einzuleitendes Verfahren und die zur Ausübung des 
Richteram tes zu berufenden Perſonen —analog dem Schluß- 
fage in $. 77_des föniglichen Hausgefeges — jebeömal 
dem oberften Kriegsherrn anheimgeftellt bleibt. 

E 80 $$. 25 bis 28. 

Dieſe Beftimmungen entfprechen im Weſentlichen ben 
bisherigen Grundfägen, nur mit der Abweichung, daß — zu 
$. 26 — der Militärgerichtöftand auch bei geringerem, 
— — — der zum Behufe ber Waffendienſt⸗ 

ung zeitweilig zur Truppe einberufenen Seriegsreferoiften 
begründet fein fol, was aus Bwecmäßigkeitörhcifichten, 
namentlich in ben Fällen, wo es um einfache Thätlichtelr 
ten, geringere Eigenthumsverlegungen oder Befchäpigungen 
fi) handelt, deren fehnelle Erledigung jedenfalls wünfchen® 





wert erſcheint, wohl nur Billigung finden wird. 
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Was aber demnähft die Beftimmungen in $$. 27,28 
anlangt, fo find biefelben aus der notwendigen Ruͤckſicht- 
nahme auf die in Art. 77, 78 des allgemeinen Strafgefetz⸗ 
buchs vom 11. Auguſt 1855 über das Zufammentreffen 
mehrerer Verbrechen enthaltenen Grundfäge hervorgegangen, 

. Su 86. 29, 30. 
‚ Bezüglich diefer Paragraphen wird es 
fertigung genügen, theild auf das desfalls 
vergl. Verordnung vom 8. December 1843, 
theils auf die Webereinftimmung Bezug zu nehmen, in 


u deren Rechte 
jeftehende, 


welche hierdurch mit den Militärgefeigebungen der anderen | A 


deutſchen Staaten getreten wird. 
3u 65. 31, 32, 33. 

Die Beftimmung in $. 31 entſpricht dem allgemeinen 

Grundfage Über die Wirkungen der Rechtshängigkeit. 
Vergl. auch Geſetz sub C, $. 38. 

Dabei hat es jedoch unbedenklich gefchienen, eine Mos 
bification deffelben in der Weife eintreten zu laffen, daß 
Rechtsſachen, mit Ausnahme jedoch der Unterfuchungen 
wegen Militärverbrechen, welche bei den Kriegögerichten 
anhängig geworden, nach bem Ansfcheiden des Betheiligten 
aus dem Militärverbande zur Fortftellung und Beendigung 
an dad betreffende Civilgericht abgegeben werben können, 
wodurch nicht felten eine wefentliche Vereinfachung und 
Abkürzung des Verfahrens erreichbar werben wird. 

Was in $. 32 von folchen Unterfuchungsfachen gefagt 
iſt, hinſichtlich welcher die Wieveraufnahme des Strafver- 
fahrens in Frage Eommt, ift eine Confequenz des allge— 
meinen Grundfatzes über den Gerichtsſtand ber im Mititär- 
verbande ftehenden Perfonen. 

Die Beftimmung in $. 33 anlangend, fo hatten nad 
früherem Rechte auch die aus dem Militärverbande bereits 


augetretenen Perfonen wegen ber während ihrer Militärs | ,,, 


dienfteit ſich zu Schulden gebrachten Milit aͤr verbrechen 
vor Militärgerichten Necht zu leiden. 
Vergi. Kriegsgerichtöreglement vom Jahre 1789, Ab- 
fehnitt VL $ Guntra FAR 
Dies ift indeffen durch die allgemeine Vorſchrift in 
. 32 des Geſetzes sub C als aufgehoben zu betrachten. 
af num aber in Fällen der hier fraglichen Art nicht auf 
die nad) dem Militärftrafgefehbuch verwirfte Militärs, 
fondern auf eine der Geltung nach ihr gleichftehende ge⸗ 
meine Strafe erfannt werben ſoll, rechtfertigt fich dadurch, 
daß nach den Beftimmungen ded nurgedachten Geſetzbuchs 
(6. 9) militärifche Strafen nur gegen Militärperfonen ans 
gewendet werden fönnen, wie denn auch, hiervon felbft 
abgefehen, die Civilgerichte nicht einmal immer in der Lage 
befinden würden, die militärifchen Arreftftrafen in der 
gefeßltch vorgefchriebenen Weife vollziehen zu fönnen, ber 
Aufnahme einer dem Militärverbande nicht mehr angehörie 
gen Derfon in die Militärftrafanftalt aber die gegründetften 
Bedenken entgegenftehen. 
Zu $. 3. & £ 
Diefe Beſtimmung enthält eine, wie man glaubt, 
paſſende Abänderung der im 
Kriegsgerichtsreglement Abſchn. II $. 9 und Abſchn. VII 
3. 


enthaltenen Vorſchrift, und es fchien zugleich zwemäßig, 
diefelbe auch auf den Vorfland des Kriegsminifteriums, 
wiewohl unter der im zweiten Abfage erwähnten Beſchraͤn⸗ 
An a abung finden zu laſſen. 

ie in 
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ehetenen, Being fölfen fi: im fett 
enthaltenen Beftimmungen fliegen ſich im Weſentlichen 
an das bisherige Reit, fallen 106 fen 
vergl. Geſetz sub C, $. 39, verb. Ausfuͤhrungsver⸗ 
ordnung vom 2. April 1835 $. 8, 
Ausführungsverorbnung zur Strafproceßordnung 
vom 31. Juli 1856 $. 56, 
Gefeß sub C, $. 37 Nr. 2, verb. Verordnung vom 
25. Juli 1839 und. - 
Berorbnung vom 15. April 1847, 


Daſſelbe iſt auch hinſichtlich der in 
37 


$ 
unter Nr. 1 erwähnten us der Fall, 

vergl. Gef. sub C, $. 37 Nr. 3, 
mogegen die Beftimmung unter Nr. 2 neu ift und naments 
lich für die Fälle ſich angemeffen zeigen wird, wo es im 
Intereffe der Unterſuchung liegt, daß gewiſſe Unterſuchungs⸗ 
handlungen, wie 3. B. Localbeſichtigungen, von dem Unier⸗ 
fuchungsgerichte felbft und nicht von einer, deshalb requirir⸗ 
ten Behörde vorgenommen werden, das an ſich zuftändige 
Kriegsgericht aber von dem Orte, wo jene Handlungen 
vorzunehmen find, allzuweit entfernt ift, um felbige felbft 
erpediren zu Fönnen. 

Der Schlußſatz ift eine Folge der bezüglich der Con⸗ 
currenz in Art. 78 des allgemeinen und $. 70 des Militärz 
ſtrafgefetzbuches aufgeftellten Grundfäge. 

88, 


u 
Dieſe im Intereſſe des Dienſtes noͤthige Vorſchrift ent⸗ 
NEE Ha 
Vergl. Verordnung vom 9. November 1836. 


Zu 66. 39, 40. 

die find die über die Strafbollſtreckung in Fällen, 
0 bie Unterfuchung gegen Militärperfonen bei Civilgerich, 
ten geführt worden, geltenden Grundfäße, 

vergl. Gefe sub C, $. 37 Nr. 2 und 3, 

Ausführungsverorbnung vom 2, April 1835 9. 7, 

Ausführungverordnung zur Strafproceforbnung vom 

31. Juli 1856 $$. 7, 8, + 
zufammengeftellt, beziehendlich, ſoweit nöthig, mehr praͤ— 
ciſirt a vervollftändigt worden. * 

te in 


. 41 . 
enthaltene Beftimmung . der Vorſchrift von $. 37 
Nr. 1 des Geſetzes sub C. 
Berl. noch Ausführungsverordnung vom 2. April 1835 


Veſch über Erfüllung der Militärpflicht vom 1. Sept. 
1888 5.12. © 


Bu $$. 42 bis-46. . 

Auch hier find die biöherigen Beftimmungen im Wer 
ſentlichen beizubehalten gewejen. - R 

Bas die Schlußbeftimmung in $. 43, ſowie bie Ber 
ffimmung in $. 44, Abf. 4 und $. 45, Schlußf. betrifft, 
wonach die Entfchliegung über Vertauſchung einer, die 
untergerichtliche Strafverwandlungsbefugnig ($. 39 unter. 2a) 
überfteigenden Polizeiftrafe dem Kriegsminifterium und.nicht, 
wie in Strafrechtöfahen, dem Oberfriegsgerichte zufteht, 
fo findet diefelbe ihre Rechtfertigung darin, daß bie Sriegs- 
gerichte in Verwaitungsſachen nicht unter diefer letzteren 
Behörde, fondern (vergl. $. 17, Abf. 2) unmittelbar unter 
dem Kriegsminifterium ftehen. - . 

Vergl. nod Verordnung vom 25. Ian. 1838: sub III. 
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Bu 8. 47. x 

Vermoͤge der dem Feſtungskriegsgerichte zuſtehenden 
Territorials und Localgerichtsbarkeit über die Feſtung und 
"das gefammte zu ihr gehörige Gebiet, hat dafjelbe die po⸗ 
Tpeiägen Befugnife in vollem Umfange und ohne ben, in 
den vorausgehenben Paragraphen enthaltenen Beſchran⸗ 
Fungen unterworfen zu fein, auszuüben, und es ſchien 
nötig, deffen hier ausdrüdlih Erwähnung zu thun. 

Zu $$. 48 bis mit 55. 

Diefe Paragraphen enthalten die, beſchraͤnkenden Be- 
flimmungen in Beziehung auf die Givilgerichtsbarkeir der 
Kriegägerichte und fimmen dem Weſen nad) ganz mit dem 
bisherigen Rechte, - 

vergl, Geſetz sub 0, $6. 36, 42, 
PRO vom 2. April 1835, 6. 5, 
erein. 


Zweiter Abſchnitt. 


Erſtes Capitel. 
Die Beſtimmung in 


. 56. 

entfpricht dem —55 Rechte. 
Vergi. Geſetz sub 0, $. 40. 
Bu $. 57. 

Daß ben Kriegägerichten wie zeither, fo auch ferners 
hin nachgelaffen fein muß, in den Fällen, wo es biöher 
auläffig war, dad Erfenntniß von einer Spruchbehörde eins 
zuholen, wird feiner weiteren Begründung bebürfen und, 
wenn je Rechtsſachen der hier fraglichen Art die Juriſten⸗ 
facultät zu Leipzig ald Dicafterium beftellt worden, fo ers 
fcheint dies als das angemeffenfte Ausfunftsmittel und 
entfpricht auch der in $. 2 der Verorbnung, einige Beftim- 
mungen in Bezug auf die Militärrechtspflege betreffend, 
vom 25. September 1856 getroffenen Anordnung. 


Bu $$. 58, 59. 

Den Inhalt diefer Paragraphen bildet die Zuſammen⸗ 
ftellung ber dem biöherigen Nechte und beziehendlich der 
Praris entfprechenden Grundfäge über bie Hilfsvollftres 
dungen und die Abtretungen, welche um fo nöthiger ers 
ſchien, als die auf diefen Gegenftand bezüglichen Vorſchriften 
der derzeitigen Geſetzgebung ziemlich zerftreut find, was in 
ber Praris nicht felten Irrungen, unnüge Weiterungen und 
Koftenaufwand herbeigeführt hat. 

Vergl. Kriegsgerichtöreglement, Abſchn. II. $. 16, Abſ. 2. 
Mandat wegen einiger privatrechtlichen Beftimmun- 
gen in Hinfiht auf Milttärperfonen, vom 15. Februar 
1822, unter II. 
Orbonnanz vom 19. Juli 1828, Theil II, $. 83. 
Geſetz über bie Penfionen der koͤniglich fächfifchen 
Mititärperfonen und deren Hinterlaffenen, vom 17. Des 
cember 1837, $. 45. 


r Bu $. 60. 

Von jeher hat man wohl in allen beutfchen Armeen 
als unabweisliches Bedürfniß anerkannt, in Bezug auf die 
Anwendung des Schuldatreſts gegen Militärperfonen aus 
Ruͤckſichten auf das öffentliche Intereffe gewiſſe Abweichun⸗ 
33 don den allgemein rechtiichen Beſtimmungen gelten zu 

en. 
. „So beftand früher ſchon für die preußifche Armee 
die Vorfchrift, daß gegen active Perfonen des Soldatenftans 


de3, gegen inactive und mit Penfion zur Dispofition ge, 
fielte Offiziere, fowie gegen active Militärbeamte, der Per 
fonalfhuldarreft niemals flattfinden follte, 

Ebenfo waren in Defterreich, nad dem Patente 
vom 20. April 1782, alle der Militärgerichtöbarkeit unters 
ftehenden Perfonen in Schuldfa—hen vom Perfonalarrefte 
befreit. 

® Auh in Sachſen war ehedem — bis zum Sahre 
1849 — die Zuläffigkeit des Wechfelarrefts gegen Militärs 
perfonen gewiffen Befchränkungen unterworfen, welde in 
der Hauptfahe dahin gingen, daß den Mechfelbriefen ber 
Unteroffiziere und einfachen Soldaten die Wechfelkraft un 
bedingt, den MWechfelbriefen der Offiziere aber dann verſagt 
war, wenn fie im Felde oder bei einem außerhalb Landes, 
oder auch im Sande auf unbeftimmte Zeit zujammengezos 
genen Truppentheile fi befanden, und daß endlich in allen 
Wechſeifachen gegen Offiziere die Anlegung der Wechfelhaft 
nicht ftattfinden Eonnte, wenn nicht. vorher dem Schuldner 
die Bewirtung der Zahlung binnen 14 Tagen und länge 
ſtens 4 Wochen mittelft Monitori aufgegeben worden wat. 

Vergleiche Kriegägerichtsreglement, Abſchn. VII, 88. 

15, 16 und 18. 

Ausführungsverordnung vom 2. April 1835, $. 9. 

Mandat vom 15. Februar 1822, unter IV. 

Diefe beſchraͤnkenden Beftimmungen waren denn aud), 
da deren Fortbeftchen im öffentlichen Intereſſe durchaus 
nothwendig erfhienen, in den den Kammern ded Jahres 
1849 vorgelegenen Entwurf des Gefeges uͤber den Schulds 
arreft — 89. 7 und 55 — mit aufgenommen worden, ers 
hielten jedodh die Zuftimmung der damaligen Kammern 
um beöwillen nicht, weil man deren Beibehaltung mit dem 
über die Aufhebung der Standesvorrechte in $. 7 der 
— ausgeſprochenen Grundſatze für unvereinbar 
erachtete. 

Dabei war aber freilich das Verhaͤltniß von einem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus betrachtet worden, der demjenigen, von 
weldem ber andere Factor der Gefehgebung ausgegangen, 
fern gelegen. 

° Durch die vorerwähnten exceptionellen Beftimmungen 
hatte nicht weniger als ein Standesvorrecdht ertheilt 
werden wollen, die Abficht war vielmehr nur dahin geganz 
gen, dem Öffentlichen Intereffe Rechnung zu tragen, die 
militärifchen Dienfiverhältniffe, nicht die Perfonen, 
u ſhouen und die Möglichkeit auszufchließen, daß ein Of⸗ 
igler von einem, im öffentlichen Intereſſe vieleicht Höhft . 
wichtigen Commando, aus privatrechtlichen Gründen ver- 
— — — Mn B 

Fene Ausnahmebeftimmungen gründen fich alfo auf ihre 
praktifche Nothwenbigkeit, auf das Princip, 9 Se 
interefje dem Staatöintereffe nachtreten müiffe, auf die Rüde 
fiht, daß Niemand mehr feine Perfon und feine Freiheit 
dem Staate fo unbedingt zertioie hat, als der Soldat, 
weil eine Hemmung feiner Verufsthätigkeit in entfcheidenz 
den Augenbliden das Mohl des Landes, Ehre und Leben 
der Truppen in Frage fielen, weil es unter Umftänden 
unmöglich fein kann, die Stelle des Verhafteten zu erfegen. 

Diefe Nüdfihten find es denn au, weshalb man 
anderwärtö bei Einführung der allgemeinen beutfchen Wech⸗ 
ſelordnung nicht Anſtand genommmen hat, das Fortbeſtehen 
gwiſſet Beſchraͤnkungen des Perfonalarreſtes in Bezug auf 


— — 
v iſt in Oeſterreich vermoͤge Entſchließung vom 
20. Auguſt 1852 die Befreiung vom bung von 
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der Wichſelſchuldner der Militärgerichtsbarkeit unterficht] 


— wa dort felbft hinfichtlich der Penfionärs und der mit 
Beibehaltung des Offizieröcharacters entlaffenen Offiziere 
der Fall iſt. — erneuert ausgeſprochen, 
jo ift ferner in Preußen durch $. 5 des Geſetzes zu 
Einführung der allgemeinen Wechſeiordnung für Deutſch⸗ 
land vom 15. Februar 1850 beftimmt, 
daß ge DVerfonen des Soldatenftandes, fo Tange fie 
dem Dienftftande angehören, die Voliſtreckung des Wedhjel- 
arrefted unzulaͤſſig iſt, 
und weiter in Hanno ver in dem Einfuͤhrungsgeſetze 
zur allgemeinen deutfchen Wechfelordnung vom 7. April 
1849 feftgeftelt worden, e - 
daß Verfonalarreft gegen Militärperfonen im activen 
Dienfte, einfchließlich der Auditeure, Aerzte, Commiffas 
riats⸗ und Rechnungsbeamten des Heeres unftatthaft ift. 
Wie es daher ald dringende Bebürfniß fich darftelt, 
dem aus der Aufhebung der früher beftandenen Ausnahme- 
beftimmungen erwachfenen gefahrvollen Uebelftande Abhilfe 
zu berfchaffen, fo wird wohl nur gebilligt werden Fünnen, 
wenn in Bezug auf die Ausführung diefer Maafregel 
den diesfallfigen Beſtimmungen anderer und infonderheit 
der — Geſetzgebungen naͤher ſich angeſchloſſen 
worden iſt. 





Bu $. 61. 

Diefe Beftimmungen machen ſich mit Rückſicht a 
die eigenthümlichen Berhältniffe des Kriegs a ar 
Vergl. aud) Gefeg sub C, $. 47. E 


Zweites Capitel. 


Zu $$. 62 bis mit 67. 

Was hier über das Spedeharien ber Kriegögerichte 
beftimmt ift, entſpricht in den meiften Beziehungen dem 
bisherigen Rechte. 

Vergl. Verordnung, die Sporteltare für die unter 
ven Kriegögerichte betreffend, vom 7. Januar 1841, 
Orbonnanz vom 19. Juli 1828, Theil II, $. 81. 

Eine Abweihung von dem Biöherigen enthält nur die 
Beftimmung in $. 65 Abf. 2, indem es zwedmäßiger und 
jedenfalls natürlicher erſchien, wenn — entgegen der zur 
Zeit beftehenden Einrichtung, wonach die Friegögerichtlihen 
Einnahmen, in die Finanzkaffe fließen, während doch die 
Aminiftrafionskoften der Kriegögerihte und des Obere 
Triegögerichtd aus dem — gewaͤhrt werden 
— die Einnahmen dieſer Gerichte derfelben Kaffe zuflies 
Ben, aus welder die Ausgaben zu beftreiten find. 


Beridt 
der Zwifchendeputation der Erften Kammer 


über den Entwurf eines Geſetzes, die Gerichtsbehoͤrden bei der koͤniglich ſaͤchſiſchen Armee, 
deren Zuftändigfeit und einige damit zufammenhängende Gegenftände betreffend. 


Den in der Kammer zum Vortrag gelangten Theil des Berichts fiehe in diefer Nummer ©. 140 x. 


Der nicht vorgetragene Theil Tautet: 


Sollten bie in dem Berichte über bie Militaͤrſtrafpro⸗ 
cefordnung von der Minorität der Deputation zu $$. 229 
und 231 geftelten beiden Anträge von der hohen Kammer ans 
genommen werben, fo würde Died allerdings aud) die Abs 
Anderung einzelner Paragraphen des vorliegenden Geſetz- 
entwurfd zur Folge haben müffen, allein da der zweite 
von den vorgedachten beiden Anträgen der Minorität (melde 
fi) bei Berathung der — bezüglich 
—— menetung der Spruchkriegsgerichte gebildet hat), 

ahin geht: 
„die koͤnigliche Staatöregierung zu ermächtigen, 
alle diejenigen Zenderungen in der Militärftrafproceßords 
nung und in ber Militärgerihtsverfaflung vorzunehmen, 


welche fie infolge der Annahme des Antrags unter I, für 
nothwendig erachten follte,” 
fo bedarf eö bei dem vorliegenden Geſetzentwurfe Feiner 
fpeciellen eventuellen Anträge von Seiten der obenerwaͤhn⸗ 
ten Minorität der Deputation. 
Zu dem fpeciellen Theile des Berichtes uͤbergehend 
hat man aber Folgendes zu bemerken: 
Was zundchft den Titel des vorliegenden Gefegentwurfs anz 
langt, fo ift derfelbe zwar feinem Inhalte entfprechend, 
aber feiner Länge wegen zum Gebrauche etwas unbequem. 
Es ift in Vorſchlag gekommen, den Zitel: 
Geſetzentwurf, 
die Militaͤrgerichtsverfaſſung betreffend,“ 


ib-dresden de/ppn2002826721125 
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u wählen. Die biesfeitige Deputation tritt diefem Vor⸗ 
— bei und empfiehlt der Kammer: 
„den Antrag ihrer Deputation bezüglich der nurge ⸗ 
Baden, ‚Abänderung des Titeld zum Kammerbefhluß zu 
erheben. 
at den, von der koͤniglichen Staatsregierung geneh⸗ 
migten ¶ Vorſchlag der Deputation der Zweiten Kammer 
würde ber vorliegende Gefekentwurf in folgende vier Ab» 
fehnitte mit den nachſtehends gleichfalls angegebenen Unters 
abtheilungen zerfallen: 


Erſter Abſchnitt. 
mit der Bezeichnung: 
Don den zur Ausübung der Militätgerichtsbarkeit 
beftelften Behörden. 
wiirde bie $9. 1 bis mit 18, 


Zweiter Abſchnitt. 
mit der Bezeichnung: 

Von dem Umfange'der Militärgerichtsbarkeit. 
würde die $$. 19 bis mit 55. umfaffen, diefe wieder aber 
unter folgende Unterabtheilungen zu bringen fein: 

"I. Allgemeine Grundſätze. 
. 19. Umfang im Allgemeinen. 
. 20. Wirkung dee Unzuftändigkeit. 
U. Nähere Veltimmungen im Betreff der der Mili- 
f türgerichtöbarkeit unterworfenen Perſonen. 
die 88. 21 bis mit 34. i 
II. Nühere Beftimmungen im —5 der Gegenftände 
‚ \ der Wiilärgerichtöbn Frage 
die $$. 36 dis mit 55 r 4 
und zwar: 
3) Insbefondere über Beugenabhörungen. 
$. 35. Buftändigkeit im Betreff der Abhörung. 
2) Nähere Beftimmungen in Beziehung au 

) i Strafredtsfagen. ewug dur 

$. 36. Geringe Urlaubsvergehen. 

N 37; Uebertragung ber Unterfuchung an Civilgerichte. 

. 38. Vorfchriften in Betreff der Unterfuhungshaft. 
he 39. Vorſchriften in Betreff der Strafvolftredung. 
. 40. Vorſchriften in Betreff der Kriegsreferviften. 
$. 41. Abgabe von Angefchuldigten an Civilgerichte. 
8) Nähere Beſt immungen in Bezug auf Ber: 
waltungsfaden. 
$. 42 bis mit 47, jedoch fo, daß $. 44 die Lieber 
enthält: 
„Boll: und Steuerfttaffachen.” 
4) Nähere Beftimmungen in Bezug auf bürger- 
liche Rechtsfachen. 
die $$. 48 bis mit 55. 


Dritter Abſchniit. 
„Bon dem militärgerichtlichen Verfahren in bürger- 
n lichen Rechtsſachen. . 
ö AREA S. bis mit 61, wobei Im erften Abfag von 


„s 
ſchrift 
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„erſten Theile des Geſetzes“ 
zu vertaufchen find mit: 
äweiten Abfchnitte” 


Vierter Abſchnitt. 
Bon den Sportelwefen. 
ss. 62 bis mit 67 mit den Bezeihnungen wie im 


Entwurfe. * 
Anhang ©. Eidesformel. & 
Man erkennt von Seiten der diesfeitigen Deputatioı 
an, daß diefe veränderte Eintheilung dem Geſetzentwurfe 
eine ſyſtemaliſchere Form verleiht. Da aber der ebenen 
wähnte Zwed nur dann erreicht zu werben vermag, wenn 
die hier vorgeſchlagene Veränderung der Eintheilung in 
Verbindung mit den danach abzuändernden Meberfchriften 
als ein Ganzes betrachtet wird, b erlaubt man ſich anzu 
rathen, nicht bei den einzelnen Abſchnitten und Paragta- 
phen des Geſetzes, fondern an diefer Stelle über diefen 
Vorſchlag zu berathen und abzuftimmen und empfichlt: 
diefer Abänderung der, Eintheilung des Geſetzent⸗ 
wurfs mit den dadurch bedingten Abänderungen von 
Ueberfchriften die Genehmigung nicht zu verfagen. 
In 


$.1 
ift unter den dafelbft aufgeführten Kriegsgerichten auch des 
Kriegsgerichts für das Cadettencorps und die Artillerieſchule 
gedaht. Dies war in dem früheren Entwurfe ber Mills 
tärgerichtSordnung nicht der Fall. 

Das gedachte Kriegsgericht hat indeſſen zeither bereits 
beftanden und ift von dem Staböfriegögerichte zu Dresden 
mit verwaltet worden, worin auch Feine Aenderung eintre⸗ 
ten fol, weshalb — 

diefer Paragraph zur unveraͤnderten Annahme empfoh⸗⸗ 


len wird. 
Der Genehmigung Dar Paragraphen fi 
Der Genehmigung diefer Paragraphen ficht nach der 
Anficht der Deputation Fein Bedenken entgegen. ö 
. Bu 66. 5 und 7. 

Auch der bei einem Kriegsgerichte angeſtellte Ketuar 
wird für den Fall, daß er in einzelnen Fällen als Stellver: 
treter des Auditeurs in Richtereigenſchaft fungiren foll, mit 
dem Richtereide zu belegen fein. 





„„ Um jeden Zweifel hierüber auszufchliegen, hat die jen⸗ 
feitige Deputation für den Schlupfat al in folgende 
daſſung in Vorſchlag gebracht: 

‚‚„Benn dabei die Wahl auf einen der bei den Kriegs⸗ 
gerichten angeftellten Aetuarien ($. 7), oder erforderlichen 
Falls auf eine dem Sriegögerichtöperjonale nicht angeho⸗ 
vige Perſon gerichtet wird, fo iſt Diefelbe zu einftweiliger 
Verwaltung des Mititärrihteramtes in Eivespflicht zu 
nehmen.” 

Einverftanden mit diefer Faffung des Schlußfages von 

$5 ie — Sie —— u 
. 5 mif der murgedachten Zaffungsveränberung zut 
Runahmerza empfehlen. — 
ie 


66. 6 und 7 
werben 
zur Genehmigung vorgefäligen: 
8 


hat im zweiten Abfage eine Faſſung schalten, durch welche 
dad zwiſchen dem Aubiteur, weicher die —S— — 


— — 
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Beſchluͤſſe ausfertige und dem Commandant, welder die 
felben contrafignirt, obwaltende Verhaͤltniß richtiger cha⸗ 
vacterifirt werden dürfte, als durch die frühere Nedaction. 

Während nämlich die betreffende Beftimmung früher 
dahin lautete: 

„daß durch die Mitvollziehung untergerichtlicher Ber 
ſchluͤffe durch den Commandanten eine Zuftimmung def⸗ 
‚_felben nicht bekundet werde,” 
ift diefelbe gegenwärtig dahin abgeändert worden, daß durch 
jene Mitvollziehung an der aHeinigen Berantwortlichkeit des 
Auditeurs etwas nicht geändert werde. 

Um glei die Falle in dem Gefege felbft anzugeben, 
in welden die Verfügungen und Erfenntniffe dem Com 
mandanten zur Mitvollziehung nicht vorzulegen find, ge⸗ 
flattet man fich in Vorfchlag zu bringen : 

die Worte nach Zeile 4 und 5 von Abfak 2: 

nfoweit nicht etwas Anderes in den Gefetzen ber 
ſtimnit ift,” 

mit den Worten: 

„mit alleiniger Ausnahme der von einem Spruch: 
triegögerichte ausgehenden” 

zu vertaufchen 

* amd verwendet fid) die Deputation dafür: u 
$. 8 mit der vorgefchlagenen Abänderung zu genehmigen. 


$.9 
wird 
zur unveränderten Annahme tmpfohlen. 
Bu $. 10. 


Infoweir in diefem Paragraphen nach der früheren 
Vorlage von der Zuftändigkeit in Berreff der Hauptver- 
handlung die Mede war, handelt derfelbe gegenwärtig von 
der Bufländigteit im Betreff der Schlu Verhandlung. 

Hieruͤber hat man fich in dem Berichte Über die Mili- 
tärftrafproceßordnung ausführlicher ausgeſprochen. Man 
befchräntt ſich daher jet darauf: 

diefen Paragraph zur Annahme zu empfehlen. 
Zu $$. 11 bis 13 
beantragt die Deputation: a s e 
den gedachten Paragraphen die Genehmigung nicht zu 
verfagen. 


Bu $. 14 
ſlaubt die Deputation an der Anficht fefthalten zu müffen, 
dab es die Grenzen der Competenz des —A 
überfchreiten würde, wenn demſelben die Entſcheidung von 
allen Gompetenzftreitigteiten, bei welchen ein unteres Kriegs 
elicht betheiligt ift, mithin auch die Entfcheidung derartiger 
Skreitigeiten zwifchen einem unteren SKriegögerichte und 
einem Givilgerichte zuftehen follte. e i 
Die königlichen Herren Commiffare haben indeffen die 
Erklärung abgegeben, daß die Entfcheidung des Oberkriegs- 
erichts über eine Competengbifferenz zwiſchen einem unteren 
Beiegkgerichte und. einem Givilgerichte exfter Inftanz in milte 
tärgerichtlichen Straffachen nie dahin ausfallen koͤnne, dag 
das Civilgericht von dem Oberkriegögerichte die Weiſung 
erhalte, ſich der Eirung einer Unterfuchung zu unterziehen. 
Wenn fi ein Civilgericht erſter Inftanz mit dem ern 
an das Oberfriegögericht wende, ein unteres Kriegögericht 
anzuweifen, ſich der Kührung einer Unterfuchung zu unters 
iehen, jo trete vielmehr nur der Fall ein, daß fi das 
berkriegögericht entweder diefem ntrage füge, oder dem 
Givilgerichte zu erfennen gebe, es fei die Weigerung des 

J. K. (1. Abonnement.) 





Kriegsgerichts, fich der Führung der Unterfuchung zu untere 
‚ziehen, eine ‚begründete, 

Glaube das Givilgericht jich hierbei nicht beruhigen zu 
koͤnnen, fo ſtehe es demfelben frei, die entſtandene Competenz« 
differenz zur Entſcheidung des Juſtizminiſteriums zu bringen, 
von welhem mach $. 17 diefes Gefegentwurfs in Hinficht 
auf gemeine Verbrechen die Mititärgerichte reffortiren. 

Bei diefer Erklärung der Eöniglihen Herren Commiffare 
bürfte Beruhigung gefaßt werden Fönnen, da ed nad) dem 
Dafürhalten der Deputation gerade darauf ankam, bie 
Weiſung des Oberkriegsgerichts an ein Civilgericht erfter 
Inſtanz, fi) der Führung einer Unterfudhung zu unters 
ziehen, als den beftehenden Reffortverhältniffen nicht ent- 
fprechend, ausgefchloffen zu fehen. x 

In Gemäßheit eines von ben Föniglichen Herren Com⸗ 
miffaren auögefprochenen Wunfches, ftellt man noch den 
Antrag, zur größeren Deutlichteit und, weil diejenigen Strafe 
verwandlungen, welche nach $. 72 des Militärftrafgefehs 
buchs dem Kriegsminifterium zugemwiefen find, dem Ießteren 
nicht entzogen werben follen, am Schluffe des Paragraphen 
das Citat hinzuzufügen: 

„vergl. $. 39 unter 2b.” 


um 
empfiehlt mit diefem Zufage $. 14 zur Annahme, 
"Bug. 15. 

Senachdem der Vorfchlag, welchen fich die Deputation 
in ihrem Berichte über die Militärftrafproceßorbnung bes 
züglich des Anjchluffes des Befchädigten an dad Strafver- 
fahren zum Behufe des Erſatzes des durch dad Verbrechen 
erlittenen Schadens gefatter hat, von ber hohen Kammer 

enehmigt werben follte, ‚oder nicht, würbe $. 15 eine vers 
Phietene Faffung Ei erhalten haben, 

Für den Fall der Ablehnung jenes Vorſchlags wide 
der Paragraph in folgender Weife zu faffen fein: 

„Das Oberkriegögericht befchließt, foweit eine colle⸗ 
giale Berathung erforderlich ift: 

1) in een, über Rechtsmittel gegen Ente 
ſcheidungen der ftändigen und nicht flänbigen Untere 
ggricte ($. 1, 10) in Verfammlungen von fünf 

ichtern — drei rechtskundigen Mitgliedern und 
zwei Staböoffizieren —, foweit aber eine Berathung 
und Beſchlugfaſſung in voller Berfammlung vor⸗ 
re ift, in BVerfommlungen von fieben 

ichtern — fünf rechtskundigen Mitgliedern und 
zwei Staböoffizieren — 

2) in anderen Fällen in Verfammlungen von mindeftens 
drei, nur aus rechtskundigen Mitgliedern beftchen» 
den Richtern.” 

Bei der Entfceidung in ben Fallen unter 1. haben 
allezeit zwei und beziehendlih vier der in $. 12 umter 1 
gedachten Raͤthe mitzuwirken. 

Für den Kal der Annahme des den Anſchluß des 
Beſchaͤdigten an das Strafverfahren betreffenden Vor— 
——— ſich aber die Faſfung von $. 15 fo zu ges 

ten haben: 
nDas Oberkriegögericht beſchließt, foweit eine coller 
gtale Berathung erforderlich iſt: * 

1) in Strafrechtsſachen über Rechtsmittel -gegen Ent» 
ſcheidungen der ftändigen und nicht ftändigen Unter» 
gerihte ($. 1, 10): 

a) wenn dieſelben die Straffache felbft betreffen in 
BVerfammlung von fünf Richtern — drei rechtö= 
Fundigen Mitgliedern und zwei Stäbsoffizieren 
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— ſoweit aber eine Berathung und Beldluß: 
foffung in voller Verfammlung vorgeſchrieben 
if, in Verfammlungen von fieben Richtern — 
—— Mitgliedern und zwei Stabs⸗ 
offizieren, — . H 
wenn biefelben die Anfprüche bes Befchädigten, 
weicher dem Strafverfahren fich angefhloffen 
hat, betreffen, in Verfammlungen von drei 
und in Fällen, wo ein weiteres Rechtsmittel 
uläffig if, von fünf, nur aus rechtskundigen 
— beſtehenden Richtern, 
2) in anderen Faͤllen:* 
in Verfammlungen von mindeftens drei, mur aus 
vechtöfundigen Mitgliedern beftehenden Richtern. 
Bei der Entfcheidung in den Fällen unter 1 haben 
allezeit zwei umd beziehendlich vier derin $ 12 unter 1 
gedachten Räthe mitzuwirken.” : 
Die Deputation verwendet fi daflır, jenachdem die 
Beſchlußfaſſung über den Antrag der Deputation, den Ans 
des Beichädigten an das Strafverfahren in die Mir 
Hitärftrafproceporbnung aufzunehmen, abfällig oder beifällig 
erfolgen wird, 
die erfte oder die zweite der für $. 15 in Vorfchlag ger 
brachten Faſſungen zu genehmigen. * 
— Zu $$. 16 und 17 
hat die Deputation nichtö zu erinnern und empfiehlt daher 
deren underänderte Annahme. 


b 


Bu $. 18. 

Die Abficht der en Regierung geht dahin, 
daß bie nach Abſ. 3 dieſes Paragraphen als Richter in das 
Feldoberkriegägericht zu commanbdirenden Staböoffiziere nur 
bei ihrem erftmaligen Gintritte in daſſelbe zu vereiden find. 

Die Deputation der Zweiten Kammer hat vorgefchla- 

en dies deutlicher hervorzuheben und bie Föniglichen Herren 
iommiffare haben infolge deſſen die Faffung dahin abge- 
ändert, daß den Worten auf der vierten und fünften Zeile 
von Abf. 3: 
„ohne daß es einer befonderen Vereidung der Iehteren 
hierzu bedarf” x 
die Wortes 
„welche letzteren bei ihrem erfimaligen Eintritte mittelft 
des im Anhange unter O erfihtlihen Eides in Pflicht 
& nehmen find” 
fubftituirt werden follen. 

Die diesfeitige Deputation erklärt ſich mit diefer Fafe 
fungöveränderung einverftanden und rathet an: 

mit diefer Uenderung $. 18 zu genehmigen. 


Bu $$. 19 bis 22. 
Gegen bie Genehmigung. diefer Paragraphen iſt der 
Deputation Fein Bedenken beigegangen. 


x Bu $. 23. 

Diefer Paragraph entfpricht $. 21 des früheren Ent ⸗ 
wurfs der Militärgerichtsoronung. Dem Schlugfage waren 
jedoch früher noch die Worte beigefügt: 

„und iſt naͤchſtdem hinfichtlich der unter 5 genannten 
Perfonen nur infoweit begründet, als zuvor das Stand: 
recht nach $. 251*) verkündet worden ift.” 


#) $,_251 bes friiheren Entwutſs lautet wie folgt: 
—— —— Ike Wenn im Sri 
Fuftande die Scherhen der Truppen oder der zu’ihmen gehöe 
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Diefer Schlußfag iſt gegenwärtig aus dem Grunde 
weggelaffen worden, weil außerdem verrätherifche Hands 
tungen, welche innerhalb des Kriegsftandsbezirts gegen dies 
Truppen vor Verkundigung des Standrechtes in 
Feindesland unternommen werben, ganz firaflos aus— 
gehen würden. J 

Infolge der Hinweglaſſung dieſes Schlußſatzes werden 
allerdings, wenn ein Krieg mit einer auswärtigen Macht 
ausgebrochen ift, auch Unterthanen des koͤnigl. ſaͤchſ. Staates 
fowohl im Auslande, als im Inlande im Betreff der von 
ihnen verübten verrätheriichen Handlungen gegen die Eönigl. 
fächf. Truppen unbedingt militäriihen Gerihtöftand haben, 

Die Deputation findet dies aber dadurch vollftändig 
gerechtfertigt, daß der Verrath einen viel gehälfigeren Cha- 
Tacter annimmt, wenn derfelbe an den vaterländijchen Trup⸗ 
pen von Snländern verübt wird. 

Uebrigens fteht bie in $. 23 unter 5_ getroffene Be 
flimmung mit Dem, was zeither hierunter fowohl bei und, 
als in anderen deutfhen Bundesftanten Nechtens gewefen 
iſt, ganz im Einklang. 

T 47 des Geſehes unter C vom 28. Sanuar 1835 
über privilegirte Gerichtöftände etc. enthält die Anordnung: 

„Im Kriege erftredit ſich die Competenz ber Kriegs⸗ 
gerichte bei den zum Marich befehligten Truppen aud) 
auf alle Nictmilitärperfonen, die ſich bei gedachten 
Truppen befinden, ferner auch auf andere Perfonen, for 
weit diefe der $. 68 des Militaͤrſtrafgeſetzbuchs vom Jahre 
1822 erwähnten Verbrechen angefchulbigt werden.” 

Der nur angezogene $. 68 lautet aber: 

Hiernaͤchſt militaͤriſch zu richten, und nach 
Magßgabe der entſtandenen Gefahr mit der Todesſtrafe 
zu belegen, auch jede andere, der Militärgerichtsbarteit 
fonft nicht unterworfene Perfon, welche in Kriegszeiten 

a) innerhalb des von ben Truppen ober einem 
Theile derfelben befeßten Bezirks durch verräther 
riſche Handlungen die Sicherheit der Truppen 
oder zu denfelben gehörenden Individuen im 

Ms he bringt 2c. 20." 

Uebereinftimmend hiermit wird in $. 18 der koͤniglich 
preußifhen Militaͤrſtrafgerichtsordnung ln wi in 
Kriegözeiten unter anderen auch alle Unterthanen des preus 
biſchen Staates, oder Fremde, welche auf dem Kriegsſchau— 
plag den preußifgen Zruppen dur eine verrätherifhe 
Handlung Gefahr oder Nachtheil bereiten, den Militärs 
gerichenfand haben. 

a der gebrauchte Ausdrud: „Kriegsſtandsbezirk“ zu 
der Auffaffung Veranlaffung gen Km, ‚ daß es ſich cas 
bier um einen mit Außerlic) ertennbaren räumlichen Grenzen 
verfehenen Bezirk handele, wie dies nach $. 13 flg. des 
Geſetzes vom 10. Mai 1851, das Verfahren bei Störuns 
gen der Öffentlichen Ruhe und Sicherheit betreffend, ber 








renden Perfonen durch vorgelommene verrätgerifcje Handlungen 
der Sandeseinwohner — 7 fo Tan bie Se efehlähaber 
das Standreiht auch über Gloilperfonen — Martinfgefek —— une 
ter Begeichnung ber al8 ftanbrechtliche Berbrerhen zu betrachten: 
den Handlungen und amter angbrüiclicher Androhung ber dafiir 
veripirtten Strafen verlünbigen. Sobald dies gefchehen it, find 
die Zutsiberhandefuben vor ein jebesmaf nicberzufehenbes dee 
nad ARTEN rer — er au ftellen 
fall, . 240 vb. 237 fig, biefe 

rain ierbei Antvenbung leiden, zu verfal A 


ie do en Beftinmungen Teiben jeb 2 
Sung, infweit nit die Yundesteiegsve] affung ie nie 


tniffe befonbdere Anorbmuimgen entfilt 
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a ift, der Kriegsſtandsbezirk in dem hier gebrauchten 
sinne dieſes Wortesaber Feine äußerlich erkennbaren räum- 
lichen Grenzen hat, fondern fo weit veicht, ald momentan 
die Macht der Truppen geht, fo hat die Deputation, in 
Uebereinftimmung mit der föniglichen Staatöregierung, ſich 
dafür entfchteden: 

dem in diefem Paragraph) unter 5 

. „Sriegöftandsbezixk” 

die Worte: 

„Bereichs der Truppen“ 

zu fubftituiren 
und wolle die hohe Kammer den $. 23 f 

mit diefer Abänderung ihre Genehmigung nicht verfagen. 


R $2. 
wird 
zur Genehmigung empfohlen. 
Aus 


gebrauchten Worte: 





$.25, 
welcher $. 23 des früheren Entwurfs entfpricht, müßte die 
Deputation in Webereinftimmung mit dem früher von ihr 
gefaßten Beſchluſſe die ÄAusſcheidung der Worte 
„soweit thunlich” 
auf ber vorlegten Zeile unter 1 beantragen. 

So fehr man aber auch noch jene dazu geneigt fein 
würde, die Streihung der gedachten Worte zu empfehlen, 
um dadurch diefer gefeßlichen Beſtimmung eine größere 
Präciion zu geben, fo hat man doch ein praktifches Ber 
denken berudfichtigen zu müffen geglaubt, welches der Hin- 
weglaffung diefer Worte. nach der Anſicht der königlichen 
‚Herren Commiffare entgegenfteht. “ 

Diefelben haben nämlich hervorgehoben, daß, wenn eine 
bei Eintritt einer Mobilmachung gegen einen Kriegsrefer- 
viften bereits anhängige Unterfuchung unbedingt an das 
Kriegsgericht zur Fortftelung abgegeben werden müßte, 
auch die Unterfuhungen gegen folche Angeſchuldigte, welche 
vorausfichtlich wegen der von ihnen begangenen Verbrechen 
nicht im Militärbienfte zu bleiben vermögen, an die Kriegs- 
gerichte gelangen würden. x R n 

Wenn z. B. zu erwarten ftehe, daß ein Kriegsreſerviſt 
wegen eines auögezeichneten Diebftahls mit Arbeitshauss 

ſirafe zu belegen fein würde, fo ſei es folchenfalls anges 
meffener, bie Unterfuchung nicht an das betreffende Kriegs 
gericht abgeben zu lafjen, weil nad) $. 14 des Mititärftrafe 
Zeſebbuchs Arbeitshaugftrafe an dienenden Militärperfonen 
niemals vollzogen werden könne. - n 
Hiernach muß dem Ermeffen, ob eine gegen einen 
Kriegsreferviften anhängige Unterfuhung bei Eintritt einer 
Mobilmahung an das betreffende Seriegsgericht abzugeben 
oder bei dem Civilgericht zu Ende zu führen fei, ein freier 
Spielraum gewährt werden und in Würdigung Diefer Ver⸗ 
hältniffe befindet fih die Deputation in der Lage: , 
fich für die unveränderte Annahme von $. 25 zu ver⸗ 


wenben. 
J Zu $$. 26 bis 35. 
Der Genehmigung diefer Paragraphen 
fieht fein Bedenken entgegen. 


Bu $. 36. 

Es dürfte Fein Grund dazu — I 83 
fugniß von Civilgerichten zur Unterſuchung und Entfchei- 
dung über geringe gemeine Vergehen, deren fich Unteroffis 
ziere oder Soldaten der activen Armee auf Urlaub ſchuldig 
madyen, nur beieiner in Frage fommenden Geloſtrafe auf 
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Bm Fat einzuſchraͤnken, daß letztere nicht über zehn Thaler 
anfteigt. 
Deshalb beantragt man folgende Faffung von Punkt 3: 
3) Die Strafe, falls auf eine Joiche zu erkennen ift, 
vorausfichtlich nicht über Geldftrafe oder dreiwoͤchent⸗ 
liches Gefangniß anſteigt. 
Mit diefer Abänderung wird. 
$. 36 zur Genehmigung empfohlen. 


Bu S. 37. 

Diefer Paragraph enthält bie in $. 33 des früheren 
Entwurfs erfichtlihen Beftimmungen. 

Während indeffen nach dem früheren Entwurfe der 
zweite Sal der Uebertragung der Unterfuhung an Eivil- 
gerihte dann eintreten follte: 

„wenn — allein eines gemeinen 
Verbrechens bezüchtigt werden, deſſen Unterſuchung bei 
dem Kriegsgerichte nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten 
zu führen fein würde,’ 
findet der zweite Fall einer ſolchen Uebertragung nad) dem 
gegenwärtigen Entwurfe dann ftatt: 
„wenn Mititärgerichtöbefohlene allein eines gemeinen Ver⸗ 
brechens bezüchtigt werben, hinſichtlich deffen die Ueber- 
tragung der Unterfuchung an dad Civilgericht im Intereffe 
der Iegteren felbft begründet ift.” 

Die Deputation findet die gegenwärtige Faſſung em» 
pfehlensiwerther und ift der Anficht, daß durch diefelbe die 
in den Motiven (Seite 238) hervorgehobenen Falle befon- 
ders getroffen werden, in welchen e8 im Intereſſe der Uns 
terfuchung liegt, daß gewifle Unterfuhungshandlungen, 5. B. 
Bocalbefihti, ungen von dem —— sgerichte und 
nicht von einer deshalb tequirirten hbıbe vorgenommen 
werben, dad an ſich zuftändige Gericht aber von dem Orte, 
wo jene ondiengen vorzunehmen find, allzuweit entferit 
ift, um felbige felbft erpediren zu Fönnen, 

Man geftattet ſich daher 

die Annahme diefes Paragraphen zu befürworten, 


R * Bu $. 38 
wolle die geehrte Kammer ebenfalls 
ihre Zuftimmung ertheilen. 


Bu $. 39. 
Unter Bezugnahme auf das, was zu 8. 36 bemerkt 
worben ift, empfiehlt man 
— in $. 39 unter 1 auf der zweiten bis vierten 
eile: 
„auf eine "die Dauer achttaͤgigen Gefaͤngniſſes ober 
ns von zehn Thalern Geldbuße nicht Iberfteigende _ 
traf = 
mit folgenden Worten zu vertaufchen: 
„auf Geldbuße oder eine die Dauer von acht Tagen 
nicht Überfteigende —— — 
mit dieſer Veraͤnderung aber 
$. 39 zu genehmigen. 


Zu 56. 40 und 41 
hat man nicht zu erinnern gefunden, 


Zu den $$. 42, 43 und 44. 
Die S$. 42 und 43 erſcheinen der früheren Vorlage 
gegenüber ald neu eingefchaltet. 
Während in $. 42 ausdrüdlich ausgeſprochen wird, 
der in 8. 2 des Geſetzes sub D vom 30. Sanuar 1835, 





das Verfahren in Adminiftrativjuftizfachen betreffend, auf⸗ 
geftellte Grundfag, nach welchem der privilegirte Gerichtö= 
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fand in Verwaltungsſtreitigkeiten ausgefchloffen erſcheine, 
leide auch bei Verwatungsſtreitigkeiten der Militärperfonen 
Anwendung, werden durch $. 43 des Poſtgeſetzes vom 
7. Suni 1859 die Beflimmungen des letzteren über Po| 
ftraffachen aud) in Bezug auf Militärperfonen als maaß- 
‚gebend bezeichnet. J J 

$. 44 endlich enthält inſofern eine Vervollſtandigung 
von J. 38 des früheren, Entwurfs, als die Unterfuhung 
und Entfcheidung von Uebertretungen der die Gewerbe: und 
Perfonalfteuer betreffenden gekeichen Vorſchriften durch 
Militärperfonen fowie der Stempelvergehen in Ueberein« 
fimmung mit ben diesfallſigen allgemeinen geſetzlichen Be: 
flimmungen geregelt wird. 

Diefe drei Paragraphen werden 
zur Annahme empfohlen. 


3 Bu'$$. 45 bis 67. 

Bon diefen Paragraphen bedarf nur $. 61 und zwar 
infofern einer redactionellen Abänderung, als, wenn ber 
oben gethane Vorſchlag in Betreff veränderter Eintheilung 
des Gefeßentwurfs angenommen werden follte, den Worten 
auf der vierten Zeile vom Abf. 1: 

„ersten Theile,” 
die Worte: 

„zweiten, Abfchnitte” 
zu ſubſtituiren fein würden. 

Es wolle die geehrte Kammer 

zu dieſer Abänderung von $. 61 
ſowie im Webrigen 

zur unveränderten Annahme von $$. 45 bis mit 67 
ihre Zuftimmung nicht verfagen. 

Bu dem Anhange sub ©. 

. In Bezug auf bie in dem gegenwärtigen Geſetzentwurfe 
bewirkte Vervolftändigung des Eidesformulares für die Vers 
pflichtung der zum Oberkriegsgericht commanbirten Stabs- 





offiziere nach — desjenigen Eides, durch deſſen 
Leiſtung der zur Ausübung des Civilrichteramtes Berufene 
in Pflicht genommen wird, geftattet man fi. auf Das: 


fie | jenige zu verweifen, was im Betreff der Ergänzung ber 


richterlichen — in dem Berichte über den Ent— 
wurf der Militärftrafproceßordnung zu dem die Eides⸗ 
formulare enthaltenden Anhange bemerkt worden ift. 
Außerdem würden nad) dem, was oben zu $. 18 ge- 
fagt worben ift, auf der zweiten Zeile nad dem Worte: 
„Dberkriegägerichts" 
einzufchalten fein: 
(Selboberkriegsgerichts)”, 


» | weil auch die zum —— commandirten Stabs ⸗ 


offiziere bei ihrem erfimaligen Eintritte in daſſelbe mittelſt 
diejes Eides in Pflicht zu nehmen find. 
Dan erlaubt fich daher, die Einfchaltung des Wortes: 
Geldoberkriegsgerichts) 
an ber bezeichneten Stelle, ſowie mit dieſer Einſchaltung 
die Genehmigung des Anhanges unter 2 
zu beantragen und den Schlußantrag zu fellen: 
die hohe Kammer wolle dem vorliegenden Gefeh: 
entwurf mit den von der Deputation vorgefchlagenen Abs 
änderungen und Zufägen die Genehmigung ertheilen. 


Dresden, am 31. October 1860. 


Die für die Mittärfteafproceßordnung ꝛe. ernannte 
Zwifchendeputation der Erften Kammer. 


v. Behmen, Vorſtand. 

v. Koͤnneritz, Referent. 
Bürgermeifter Hennig. 
Bürgermeifter Müller. 

v. Böhlau. 


Nedacteur H. Meinhold, Secretaͤr im Königl. Minifterlum des Innern. — Druck von B. G. Teubner in Drebden. 


‚Reste Abfendung zur Poft: am 30. November 1860. 
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Mitthbetlungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 





I. Sammer. 


Dresden, am 12, December 












Fünfte öffentlihe Situng der Erfien Kammer 
am 6. December 1860. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Vortrag und Genehmigung der 
ſtaͤndiſchen Schrift, die Wahl des Landtagsausſchuſſes zu 
Verwaltung der Stantäfthulden betr. — Berathung bed 
adoptirten Berichts der weiten Kammer über den Gefehent- 
wurf wegen proviſoriſcher Worterhebung der Steuern und 
Abgaben im Jahre 1861. Abſtimmung mittelft Namends 
aufruf. — Verathung des Berichts der erften Deputation 
Über den Geſetzentwurf, den Arbeitserwerb der in den Landes⸗ 
Straf» und Gorrectionsanftalten, ſowie im den Gerichtd- 
‚gefängniffen betinirten Perfonen betr. Abſtimmung mittelſt 
Namensaufruf. 


— — 


Die Sitzung beginnt 12 Uhr 25 Minuten in Gegens 
wart des Staatsminifters v. Friefen und der koͤniglichen 
Commiſſare v. Weifſenbach, Opelt, Körner, Dr. 
Schwarze, v. Zahn und in Anwefenheit von 38 Kammer⸗ 
mitgliedern. 


Präfident v. Schönfeld: Der Herr Serretär Wim⸗ 
mer wird die Güte haben, das Protokoll der legten Sitzung 
zu verlefen. 

Geſchieht.) 

Hat Jemand Etwas gegen die Faſſung des vorge— 
leſenen Protokolls zu erinnern? Wo nicht, ſo iſt es als 
genehmigt anzuſehen und durch die Herren Biſchof For⸗ 
wert und Superintendent Segler mit mir zu vollziehen. 
Sch erfucje die beiden Herren, ſich zu diefem Zwede hier- 
ber zu bemühen. 

Die Vollziehung des Protokolls erfolgt.) 

Wir Tonnen nun zum Vortrag aus der Regiſtrande 
übergehen, deren Nummern heute ziemlich zahlreich. find; 
8 find nicht weniger als 26. Der Herr Secretaͤt Wimmer 
‚wird bie Güte ‚haben, den Vortrag zu bewirken. 

(Ar. 41.) Petition der Buchdrucker⸗Innung zu Leip⸗ 


ig vom 19. November 1860, die Veränderungen der 66. 7, 
8 und 9 fig. des Gewerbegefeges betr 


ER (I. Abonnement.) 
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Dräfident v. Schönfeld: E3 ift diefe Petition zwar 
an die Erfte Kammer gerichtet; indeffen da ſich der Gegen⸗ 
ftand, im den es ſich handelt, im Augenblide zur Bes 
rathung bei der Sweiten Kammer befindet, fo wird fich der 
Vorſchiag rechtfertigen, bie Petition an die Zweite Kammer 
zu uͤberweiſen. Iſt die Kammer damit einverftanden? — 
Einfiimmig Ia. 

(Nr. 42.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 


21. November 1860, die weitere Berathung des Berichts 
über den Gewerbegefegentwurf betr. 


Präfident v. Schönfels: E3 wird wohl kein Zweifel 
fein, daß diefer Protofollertvact der betreffenden Zwiſchen⸗ 
deputation zugewiefen werben muß. 

(Nr. 43.) Petition Alwin Rades in Lungmwit bei 
Kreiſcha vom 22. November 1860 um Bewilligung eines 
„angemeffenen Lohnes“ für eine angeblich von ihm erfundene 
BWaffermühlen- Eonftruction. 

Präfident v. Schönfels: Der BVerfaffer verlangt 
ziemlich beftimmt endlich einen Lohn für eine Erfindung, 
die er gemacht habe und die er „Wafferfchnede” nennt. 
Diefe Waſſerſchnecke fei allgemein im Brauche und es 
wäre ihm dafür noch Nichtö vergütet worden. Er habe 
ſich aud an das Minifterium gewendet und ift dort abs 
fällig befchieden worden; weil er dort Feinen beftimmten 
Antrag geftellt hat. Nichtsdeſtoweniger legt er bie Ente 
ſcheidung des Minifteriums bei. Jedenfalls wird es rathe 
ſam fein, der vierten Deputation den Gegenftand zu über: 
weifen, die dann einen ausführlichen Bericht und zu geben 
haben wird. Iſt die Kammer damit einverftanden? — 
Einftimmig Ja. 

. 44.) Petition der Vorſtaͤnde des germaniſcheu 
— zu renden, Dr. — von and zu Alrap 
und Dr. Freiherr Roth von Schredenftein vom. 10. Nor 
vember 1860 um Verwendung wegen Gewährung einer 
anderweiten Beihülfe, refpective eines entfprechenden, forte 
laufenden Jahresbeitrags für bie Zwecke des genannten 
Muſeums. 


Praͤndent v. Schönfeld: Mit dieſer Angelegenheit 


hat es ſolgende Bewandtniß: Das germaniſche Muſeum 

hat ſchon beim letzten Landtage und zwar am Schluſſe 

deſſelben ein aͤhnliches Geſuch eingereicht bei der Zweiten 

Kammer zunaͤchſt. Die Zweite Kammer beſchloß aber, da 
24 
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das Gefud von Ausländern eingegangen, ſich ablehnend 
zu erklären. Die Erſte Kammer hingegen hat einen andern 
Beſchluß gefaßt und hat dem Staatsminifterium die Sache 
zur geeigneten Berückſichtigung empfohlen. Es find au 
indeffen von ber hohen Staatöregierung 1000 Thaler bes 
wiligt worden ein für allemal Jetzt aber geht das neue 
Geſuch dahin, es möchte diefe Bewilligung wiederholt oder, 
was noch meh ift, ein jaͤhrlicher Beitrag bewilligt werben. 
Das Directorium feplägt vor, des Vorganges wegen, obwohl 
das Gefuch von Ausländern herrührt, den Gegenfland an 
vie vierte Deputation zu Tiberweifen, um von berfelben 
einen ausfuͤhrlichen Beriht zu erhalten. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? · Einftimmig Ja. * 


erxtract einſtweilen aſſervirt und zwar bis dahin, wo die 
Berathung uͤber dieſen Gegenſtand in der Kammer borges 
nommen werden wird. 

(Nr. 48.) Dergleiden Protofolauszug vom 22. No— 
vember 1860, die fortgefeßte Berathung des Berichts über 
den Entwurf eines Gewerbegeſetzes betr. 

Praͤſident v. Schönfels: Geht an die betreffende 
Bwifchendeputation. 

(Nr. 49.) Protofollauszug der Zweiten Kammer vom 


26. November 1860, enthaltend die weitere Berathung des 
Gewerbegefetentwurfes. 


Präfident v. Schönfels: Es tritt hier ganz derfelbe 


| Fall ein; auch diefer Protofollertract wird der betreffenden 


(Mr. 45.). Bericht der Zwifchendeputation der Erften 
Kammer vom 27. November 1860 über den Entwurf einer 
Kirchenorbnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche im 
Königreiche Sachfen. 

Präfident v. Schönfeld: Diefer Bericht befindet fich 
feit Sonnabend in den Händen ber Mitglieder und wird 
auf eine der naͤchſten Tagesordnungen geſetzt werden müffen. 
Ich werde mir erlauben, in Bezug auf die Zeit, wann 
diefer Bericht auf die Tagesordnung fommt, der geehrten 
Kammer einen Vorfhlag zu machen; habe aber zu er- 
warten ober wünfche vielmehr, wenn die Zeit nicht geeignet 
fcheint, daß man ſich darlıber ausſprechen möchte Es 
Scheint nämlich, da der Bericht, wie ich ſchon erwähnt, feit 
Sonnabend ſich in den Händen der Mitglieder befindet, 
der naͤchſte Montag ein Zeitraum hinreichender Art 
zu fein, um zur Berathung über diefen allerdings höchft 
wichtigen. Gegenftand übergehen ‚zu können. Ich würde 
daher votfchlagen, nächften Montag den Bericht Uber die 
Kirchenreform auf die Tagebordnung zu fehen und habe zu 
erwarten, ob die Kammer ſich damit einverſteht. Sofern 
nun Niemand in dieſer Angelegenheit einen andern Vor— 
ſchlag macht, nehme ich an, daß die Kammer den meinigen 
acceptirt und erfläre daher, daß. der Bericht der Zwifchen- 
deputation über bie Kicchenordnung nächften Montag 10 Uhr 
in biefer Kammer zur Berathung geftellt werden wird. 

(Mr. 46.) Protofollaudzug der Zweiten Kammer vom 
22. November 1860, den Vortrag und die Genehmigung 
der ftänbifchen Schrift über das allerhoͤchſte Decret vom 
6. November 1860, ben Entwurf eines Geſetzes über 
Abänderung einer Beflimmung des Geſetzes vom 5. Mai 
1851 betr. x 

Präfident v. Schönfeld: Der Protokollertract wird 
zu den Acten zu nehmen fein, ba Die Schrift bereits, wie 
bemerkt, abgegangen ift. 

Mr. 47.) Protofollauszug der Zweiten Kammer vom 
22. November 1860, enthaltend die mündliche Begründung 
bed. vom Heren Vicepräfidenten Dehmichen geftellten An⸗ 
trags auf Revifion. des Wahlgeſetzes. 


Präfdent v. Schönfeld: Es wird dieſer Protokoll: 


Deputation uͤbergeben werden. 


(Nrs50.) Bericht der Zwiſchendeputation der Erſten 
Kammer vom 27. November 1860 über den Geſetzentwurf, 
die Kirchenordnung für die evangelifch -Iutherifche Kirche 
und die Aufhebung der ihr entgegenftehenden älteren Ges 
fee betr. 

Präfident v. Schönfels: Der Bericht ift gedruckt in 
den Händen der Mitglieder; es wird in Bezug auf dieſen 
nur bemerkt, daß er auf eine fpätere Tagesordnung ges 
feßt wird. 

Mr. 51.) Protofolauszug der Zweiten Kamm vom 
27. November 1860, die Wahl zweier Mitglieder und deren 
Stellvertreter zum Landtagsauöichuß flr die Verwaltung 
der Staatsſchulden enthaltend. 


Präfident v. Schönfels: Die hierkber gefertigte 
Schrift iſt vom Directorium bei der Kammer genehmigt 
und foll am Schluffe der Negiftrande der Vortrag derfelben 
hier ftattfinden. 


(Mr. 52.) Dergleichen Auszug aus dem Protokoll von 
demfelben Tage, die fortgefegte Berathung über den Entwurf 
eines Gewerbegefetzes für das Königreich Sachfen betr. 


„Präfdent v. Schoͤnfels: I an die betreffende 
Zwiſchendeputation abzugeben. 


(Nr. 53.) Bericht ber erften Deputation der Erſten 
Kammer vom 30. November 1860 über den Entwurf eines 
—— — Een der in den Landes Strafe und 

orrectionsanftalten, ſowie in den Gericht: de: 
tinirten Perfonen betr, “ ———— 


. Praͤſident v. Schoͤnfels: Iſt gedruckt, vertheilt und 
bildet den zweiten Gegenſtand ber heutigen Tagesordnung. 

(Mr. 54.) Petition Karl Gotthelf Grundmanns zu 
Ernſtthal vom 26. November 1860 um Verwendung di 


der hohen Staatöregierung wegen Anberaumung einer anders 
weiten Friſt zum Umtaufch der in den Händen fächfifcher 


Staatdangehörigen annoch befindlichen devalvirt: Ni} 
Kaffenbillets = Emiffion En In fen Hai 


Präfident v. Schönfels: Der Verfaſſer hatte bad 
Unglüd, daß er ein. fünfthäleriges Kaſſenbillet noch in den 
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Händen hatte, nachdem die Frift bereits abgelaufen war 
und das Kaffenbillet fomit nichts mehr galt. Darauf 
grundet er den Antrag, es möchte eine Aenderung getroffen 

und insbeſondere möchte die Friſt verlängert werden, in 
welcher die Geltung der Kaſſenbillets verjährt. Es wird 
der Vorſchlag gemarht, den Gegenftand an die vierte Depu⸗ 
tation abzugeben. — Einftimmig Ia. 

(Nr. 55.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
28. November 1860, die fortgeſetzte Berathung des Berichts 
über den Gewerbegefegentwurf betr. 

Präfident v. Schönfels: An die betreffende Zwiſchen⸗ 
deputation. 

(Nr. 56.) Auszug des Protokolls der Zweiten Kams 
mer vom 3. December 1860, enthaltend die Berathung über 
das allerhöchfte Decret, den Entwurf eines Gefeged wegen 
‚proviforifcher Korterhebung der Steuern und Abgaben im 
Jahre 1861 betr. R 

Präfident v. Schönfels: Bildet den erſten Gegen- 
fland ber heutigen Tagesordnung. 

(Nr. 57.) Herr Oberhofprediger Dr. Liebner überreicht 
eine Anzahl Druderemplare der von ihm am Lage der Err 
Öffnung bes gegenwärtigen Landtages, den 6. November 
dleſes Jahres, in der evangelifhen Hofkirche gehaltenen 
Predigt zur Vertheilung an die Kammermitglieber. 

Präfident v. Schönfeld: Die Vertheilung hat ftatt« 
gefunden und wird bie Kammer gewiß damit einverftanden 
fein, daß dafür der Dank ins Protokoll niedergelegt wird. 


(Nr. 58.) Die zweite Deputation der Erften Kammer 
zeigt an, daß von ihr der von der jenfeitigen zweiten Der 
putation erftaftete Bericht ber das auerhöchfte Decret, 
einen Geſetzentwurf wegen proviforifcher Forterhebung ber 
Steuern und Abgaben im Jahre 1861 aboptirt worden ift 
und auf eine Vagesorbnung gebracht werden Fann. 


Pröfdent v. Schönfeld: Diefer Gegenftand bildet die 
erfte Nummer der heutigen Tagesordnung. 

(Nr. 59.) Bericht der zweiten Deputation ber Erften 
Kammer vom 30. November 1860, die von dem Landtags: 
ausfchuffe zur. Verwaltung der Staatsſchulden auf die Jahre 
1856, 1857 und 1858 abgelegten Rechnungen betr. . 

Präfident v. Schoͤn fels: Befindet ſich foeben in der 
Druderei, wird morgen vertheilt werden und dann ber 
Gegenſtand einer nächften Tagesordnung fein. 

(Rt. 60.) Petition der Gemeinden Lauba, Beyerd- 
dorf, Oppach und Lawalde, Johann Gottlieb Zähne und 


Genoffen vom 26. November 1860, die Chauffirung der 
Straße zwifchen Oppach und Lawalde betr. 


Praͤſident v. Schönfels: Diefe Eingabe betrifft einen 
finanziellen Gegenftand, der zum Bauetat des Ausgabe: 
bubjet3 gehört; er wird daher, wie es immer gehalten wor: 
den ifl, an die Zweite Kammer, wo dergleichen Gegenftände 
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zuerſt verhandelt werben, abzugeben fein. Iſt die Kammer 
damit einverfianden? — Einftimmig Ja. 

Nr. 61.) Protofollauszug der Zweiten Kammer vom 
30. November 1860, die Beilegung einer Petition Chriftian 
Auguft Endes von hier um Abhülfe von Mängeln in ber 
Juſtizverfaſſung und dem Procefverfahren betr. ’ 

Praͤſident v. Schönfeld: Diefe Petition iſt ziemlich 
voluminds und verbreitet ſich über verfchiedene, angebliche 
Mängel der fächfiihen Juſtizpflege. Es wird vorgeſchlagen, 
biefelbe an die vierte Deputation gelangen zu laffen. Iſt 
die Kammer damit einverftanden? — Einftimmig Ia. 

(Mr. 62.) Auszug deffelben Protokolls, ‚die forfge- 
feßte Berathung bes Gewerbegefeßentwurfes betr. 

Präfident v. Schönfeld: An die betreffende Zwiſchen⸗ 
beputation. 

(Nr. 63.) Weiterer Protofollauszug, enthaltend die 
Beſchlußfaſſung über die Movalität der Berathung des 
jenfeits erftatteten Berichtes über Die Militärgerichtsordnung 
und die Militärftrafprocegordnung. 

Präfident v. Schönfeld: Wird ebenfalls an die bes 
treffende Zwiſchendeputation gelangen. 

(Nr. 64.) Auszug deſſelben Protokolls, enthaltend 
die mündliche —— des Antrags der Seren A 9- 
Sungnidel und Genoffen um Genehmigung der Einbrim 
gung» der Gefegentwürfe, die Abänderung der Verfaffungs⸗ 
urkunde und die Wahlen, der Landtagsabgeordneten bett. 

Präfident v. Schönfels: Wird hier zu aſſerviren fein, 
bis der Gegenftand von der Zweiten Kammer zu uns 
herübergelangen wird. R 

Mr. 65.) Das Eönigliche hohe Minifterium des Ine 
nern Überfendet mittelft Communicat® vom 26. anne 
1860 zwei Eremplare der Drudfchrift „das mebicinal: und 
veterindrätztliche Perſonal und die dafür befiehenden Lehre 
und Bildungsanftalten im Koͤnigreiche Sachſen am 30. Juni 
1860” zur Benugung der Kammermitglieder. 

f Präfident dv. Schönfeld: Das eine Eremplar wird 
in der Bibliothek feinen Play finden, das zweite in der 
Kanzlei auögelegt werden zur Benutzung der geehrten Kam⸗ 
mermitglieber. Im Uebrigen wird die Kammer damit eins 
verftanden fein, daß der Dank dafür im Protokoll nieders 
gelegt wird. a 

J Nr. 66.) Mittelſt Schreibens vom 5. December 1860 
überfendet Herr Advocat Ludwig Siegel 36 Eremplare von 
Nr. 283 der Conftitutionellen Zeitung, enthaltend den mo⸗ 
tiixten Antrag ber Herren Abgg. Cidyorius und Genoffen 
in Bezug auf, die kuͤrheſſiſche Frage, zur Verfheilung an 
die Kammermitglieder. 

Prafident v. Schönfels: Diefe 36 Exemplare find 
in ber Kanzlei zum beliebigen Gebrauche der geehrten Kam⸗ 
mermitglieder niedergelegt. Es wird wohl auch hier der 


übliche Danf in dem Protofoll zu bemerken fein. Es war 
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dies die Iegte Nummer der Heutigen Regiſttande. Ein 
Bittgefuch iſt eingegangen von ber verwittweten Calculator 
Pietſch. Deren Mann hat früher mebrere Landtage in 
der Kanzlei der Erfien Kammer gearbeitet. Sie ſchildert 
ihre Sage fehr traurig und bittet um die Erlaubniß, ein 
Geſuch auslegen zu. dürfen in beiden Kammern. Es wird 
vorgefchlagen, diefem Geſuche hier vierzehn Tage lang ſtatt⸗ 
zugeben und es dann an die Zweite Kammer abgehen zu 
laffen. Es wird daher das Geſuch auf dem grünen Tiſche 
ausgelegt ſein. 

Die ſtaͤndiſche Schrift, von der vorhin bereits die Rede 
war, die Mahl des Landtagsausiguffes zur Verwaltung 
der Staatsſchulden betreffend, ift von Seite des Directorii 
gefertigt worden und hat die Genehmigung der Kammer 
zu erlangen. Zu dieſem Behufe werde ich mir bie Ehre 
‚geben, fie hier vorzulefen. 

Geſchieht.) 

Ich frage die Kammer, ob ſie ſich mit der Faſſung der 
verleſenen Schrift einverſteht? — Einſtimmig Ja. 

Sie wird nun in dieſer Maaße abgelaſſen werden. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen und wir 
nnen nun zut Tagesordnung übergehen. Es befindet 
ſich als erfter Gegenftand auf derfelben der adoptirte Bericht 
der Zweiten Kammer über einen Gefeßentwurf wegen 
proviforifcher Korterhebung der Steuern nd 
Abgaben im Jahre 1861, und ich habe ven Herrn 
Bürgermeifter Koch ald Referenten zu erfuchen, den Vortrag 
zu erftatten. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch (nad) Vortrag des 
koͤniglichen Decrets, ſiehe daffelbe &.M. I. K. ©. 319): 
Der Eingang des Gefehentwurfs lautet: 


Wir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sach⸗ 
fen ac. 2c. ic. haben auf Grund des Gefeßes von .... . 
die Abänderung einer Beſtimmung des Gefeges vom 5. Mai 
1851 betreffend, da der in $. 1 jenes Geſetzes vorgefehene 
Fall dermalen vorliegt, wegen proviſoriſcher Korrerhebung 
der Steuern und Abgaben im Jahre 1861, mit Zuftimmung 
Unferer getreuen Stände beſchloſſen und veroronen, wie folgtz 


Die Motiven fagen zu vorftehenbem Gefegentwurfe: 


Bei Abfaffung des Entwurfs zum Gefege wegen pros 
aaeioe Forterhebung der Steuern und Abgaben war der 
mit dem Budget pro 1861/63 vorgelegte, nach den Bedürf- 
niſſen der naͤchſten Finanzperiode bemefjene Entwurf des 
— für bie Jahre 1861/63 zum Anhalten zu 
nehmen, 

Es dienen baher bie Motiven zu letzterem, Seite 189 
der Landtagsacten vom Jahre 1860/61, erfte Abth. 2. Band, 
fowie viicjichtlich der Beibehaltung der Stempelfteuerzur 
ihläge die Bemerkungen Seite 40 der nurgedachten Land⸗ 
tagsacten, zugleich zur Erläuterung des vorliegenden eich: 
entwurf, und «3 iſt daher hier nur noch zu erwähnen, baß 
in den Eingangsworten des gegenwärtigen Gefegentwurfs 
das Datum deö dort angezpgenen Befeßes noch offen ges 
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Taffen worden iſt, weil bie Kürze ber bis zum Jahresſchlußg 
noch Übrigen Zeit nicht geftattete, mit der Vorlage dieſes 
Entwurfs bis zur Publication jenes Geſetzes Anftand ge 
nehmen. Die AÄllerhöchſte Abſicht geht übrigens dahin, 
diefes letztere demnaͤchſt publiciren zu laſſen. 

Der von der jenfeitigen Deputation ber Zweiten Kam⸗ 
mer erftattete Bericht, welchen Ihre Deputation zu adop⸗ 
tiren befchloffen hat, lautet in feinem allgemeinen Theile 
folgendermaaßen : e »* . 


(Der Vortrag erfolgt; j. den betreffenden Theil des Berichts 
EM. Il. K. Nr. 14. ©. 320.) 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun bie allges 
meine Debatte zu beginnen haben, fofern eine ſolche beliebt 
werben follte. Ich habe zu erwarten, ob Jemand das 
Wort verlangt? Wenn das nicht der Fall ift, fo würden 


wir ſogleich zur fpeciellen Berathung übergehen. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


1. 
Im Jahre 1861 find, den beftchenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften gemäß, zu erheben: 
a) die Grundfteuer nad Neun Pfennigen von jeder 
Steuereinheit, 
b) die Gewerbe: und Perfonalfteuer, 
©) der Grenzzoll von eins, aud⸗ und durchgehenden 
Waaren, 
d) der Elbzoll, 
e) die Branntweinftener für inlaͤndiſchen Branntwein, 
N) die Biermalzftener, x 
g) die Weinftener für inländifchen Wein, 
h) die Vabakfteuer von inlaͤndifchen Tabakblaͤttern, 
i) die Ucbergangöfteuer von vereingländifchem Zlelfch« 
werke, Wein, Moft, Branntwein, Bier und Tabat, 
k) die Nübenzuderfteuer, 
1) die Schlachtfteurr, 
m) die Stempelſteuer, F 
n) bie geordneten Zufchläge zur Stempelſteuer, 


Die Depntation fagt: 


Bu $. 1. 

Dad Hiet enthaltene Verzeichniß von Steuern und 
oanten ift geprüft, verglichen und in Ordnumg befunden 
worden, 

Da an einem Zuffandefommen des definitiven Finanz 
gefekes auf die Finanzperiode 1861/63-im Laufe des Jahres 
1861 nicht zu zweifelm-ift, Durch jenes Gefeg aber möge 
licherweiſe vudfichtlic der Steuern und Abgaben, felb 
noch im Jahre 1S61 etwas ‚geändert werben Eönnte, und 
um zugleich ben Zeitpunft für den Abfchluß der provi⸗ 
forifhen Steuererhebung zu bezeichnen, beantragt bie 
Fan im Eingange des Paragraphen nach dem Wortes 

„fin 
einzufhalten: > 
„bis nach Eintritt der durch dad Kinftige Finanz ⸗ 
gefet auf die Finanzperiode 1861/63 zu treffenden Mes 
fimmungen” R 
und-mit biefem Zufaße bie Annahme bed Paragraphen. 
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Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand zu 8. 1 das Wort zu ergreifen gedenkt? Wo nicht, 
fo gehe ich fogleich zur Abftimmung über. Die Deputation 
raͤth an, den $. 1 anzunehmen mit einer Einfchaltung und 
zwar foll nach dem Worte „find“ eingefchaltet werden „bis nach 
Eintritt der durch das künftige Finanzgeſetz auf die Finanz⸗ 
periode 1861/63 zu treffenden Beftimmungen.” Ich frage 
zuvoͤrderſt, ob die Kammer dem $. 1 zuſtimmt? — 
Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob fie bie von mir foeben er» 
wähnte Einfhaltung ebenfalls genehmigt? — 
Einftimmig Ja. 

Und num frage ih, ob fie den $. 1 mit der bes 
Thloffenen Abänderung anzunehmen gemeint 
iſt? — Einftimmig Ja. 


(Staatswinifter v. Falkenftein tritt ein.) 
Referent Buͤrgermeiſter Dr. Koch: 


$2 

Die Gewerbefteuer der Bankſchlaͤchter und Brannts 
weinbrenner ift auch im Jahre 1861 (vergl. $. 2 des Ger 
feges vom 31. Januar 1852 und F. 11 des Gefeges vom 
23. April 1550) nach einem aliquoten Theile der von ihnen 
im vorhergehenden Kalenderjahre erlegten Schlachtfteuer, 
bezichenblich Maifchfteuer zu entrichten. Die Beftimmung 
des diesfalls anzunehmen den, den bezüglichen bisherigen 
Sewerbefteuerbeiträgen, anzupaffenden Quotalverhältniffes 
bleibt Unferm Beinen überlaffen, und find ſodann 
die für die Bankichlächter hiergach ausfallenden Individual- 
anfäte bei Abfchägung ber Bankbaͤcker (vergl. $. 11 0 des 
Geſetzes vom 23. April 1850) zum Anhalten zu nehmen. 

Nicht minder hat Unfer Finanzminifterium die Termine 
Hi die Erhebung der Gewerbes und Perfonalfteuer zu bes 
immen. 


Der Bericht ſagt: 


u. 2. 
Die hier für das ae ninäfertum aufs Neue beans 
ſpruchten Ermächtigungen ruckſichtlich der Gewerbefteuer 
und der Termine fir die Gewerbe= und Perfonalfteuer ber 
fichen bereits gegenwärtig und es macht ſich deren Forte 
beftand erforderlih, Die Deputation empfichlt unver« 
änderte Annahme deö Paragraphen. 


Präfident v. Schönfeld: Die Discuffion über 5. 2 
iſt zu eröffnen. Sofern aber Niemand hierüber fpricht, 
To gehe ich zur Abftimmung über. Die Deputation em ⸗ 
‚pfichlt die unveränderte Annahme bes $. 2 und ich 
ſrage, ob die Kammer fih mit ihrer Deputation 
einverfichen will? — Einftiimmig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Dr. Rod: 


E $.3. 

Alte fonftigen Abgaben, Natural» und Gelbleiftungen, 
welche nicht ausdruͤcklich aufgehoben worden find oder noch 
aufgehoben werden, haben vorſchriftsmaͤßig fortzubeftehen, 
auch bleiben den Staatskaſſen die ihnen im Jahre 1860 
budgetmäßig zugetheilt gewefenen fonftigen Einnahmequel- 
den auch im Sahre 1861 zugewiefen 


Sächsische Landesbibl 


Die Deputation Tage: 
Bug 8. 
Auch gegen die. Beftimmungen dieſes Paragraphen 
fand die Deputation Nichts zu erinnern und empfichlt 
deflen unveränderte Annahme. 


Präfident v. Schönfeld: Der $. 3 wird von ber’ 
Deputätion cbenfals zur unveränderten Annahme 
empfohlen und ich frage, ob die Kammer ihrer Der 
putation hierin beipflichtet? — Einfiimnig Ja. 

Neferent Bürgermeifter Dr. Koch: 

Urkundiich Haben Wir dieſes Gefeg, mit deffen Auds 
führung Unfer Finanzminifterium beauftragt ift, eigenhändig 


vollzogen und Unfer Königliches Siegel beidrucken Taffen. 
egeben zu Dresden, am December 1860, 

Der Bericht bemerkt ſchließlich: 

Selbfiverftändlich kann immerhin bie ſtaͤndiſche Geneh-⸗ 
migung der proviforifchen Forterhebung der Steuern und 
Abgaben nur erfolgen unter dem Vorbehalte der Bewilligung 
des Ausgabebudgets, und indem die Deputation anrathet, 
diefen Vorbehalt in der betreffenden ftändifchen Schrift 
auszufprechen, empfiehlt fie im. Uebrigen 

den vorgelegten Gefegentwurf mit bem beantragten 
Zuſatz 
anzunehmen. 


Präfident v. Schoͤn fels: Die Kammer hat vernommen, 
daß der Antrag der Deputation dahin geht, den vorgelegten 
Geſetzentwurfs mit dem beantragten Bufahe anzunchmenz 
jedoch) unter dem Vorbehalt der Bewilligung des Ausgabes 
budgets. Es handelt ſich hier um einen Gefekentwurf ber 
hohen Staatöregierung und ic) habe daher mittelft Namend« 
aufruf abftimmen zu laffen. Ich frage die Kammer, ob 
fie dem Antrage ihrer Deputation mit dem er» 
wähnten Vorbehalte ihre Zuſtimmung ertheilen 
wolle? 

Hierauf antworten ſaͤmmtliche anweſende Kammermit · 
glieder mit Ja, nämlich die Herren: 


Vicepröfident v. Briefen. , Kammerhere v. Waydorf. 
Secretäe v. Cgidy. Nittergutöbefiger Kraft; 
Secretär Wimmer, Bürgermeifker Hennig, 
Domhere v. Wagderf. Freigerr d, Befchivig. 
Graf Solms. Kammerherr d. Zehmen. 


Advocat v. Koͤnneritz. 
Dofrath Dr. Hänel. 

Graf VWilting v. Königebrüc, 
Dberhofprsdiger Dr. Biebner. 


Graf v. Stolberg. 
Kammerherr v. Luͤttichau. 
Kloſtervoige dv. Pofeen. 
Rittergutöbefiger v. Böhlau. 


Biſchof Forwerk. Kammerherr d. Metzſch. 
Superintendent Dr. Lechler. Bürgermeifker Miller, 
Sapitular v. Schröter, Freiherr v. Schönberg-Bibran. 
Sraf v. Schondurs · Graf v. Einfiedel-Wolkenburg. 
Bürgermeifter Löhr. Freiherr v. Nochow, 
Bürgermeifter-Clauf. Bürgermeifter Koch. 

Sreihere d. Bel, Kammerherr v. Erdmannsdorff. 
Rilueroutebeñder Rittner. Finanzrath v. Roftig-Waltnig. 
Bürgermeifter Gottſ chatdv. |, Landesbeftallter Hemper,, 
Nittergutöbefiger v. Römer. Präfdent v. Schönfels, 
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Präfident v. Schönfeld: Es Hat daher ber Geſetz ⸗ 
entwurf einſtimmige Annahme gefunden. 

Wir koͤnnen nun zum zweiten Gegenſtand der Tages— 
ordnung übergehen; es ift das der Bericht der erſten 
Deputation über einen Gefegentwurf, den 
Arbeitserwerb der in den Landes- Straf» und 
Gorrectionsanftalten, fowie in den Gerichts— 
gefängniffen betinirten Perfonen betreffend. 

Ich erſuche den Herrn Landesbeftallten Hempel als 
Referent und den Bericht vorzufragen. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: Das allerhoͤchſte 
Decret lautete 


Se. Koͤnigliche Majeſtät laſſen den getreuen 
Ständen in der Beifuge den Entwurf eines Geſehes, den 
Arbeitöerwerb der in den Landed-Strafs und Correctionds 
anftalten, fowie in den Gerichtögefängniffen detinirten 
Perfonen betzeffend, fammt ben dazu gehörigen Motiven 
gehen, fehen ihrer Erklärung hierüber entgegen und ver- 
Heben denfelben in Huld und Gnaden ſtets wohlbeigethan. 
Dresden, am 2. November 1860. 
Johann. 
. 8.) Dr. Johann Heinrich Auguſt v. Behr. 


Der Eingang zum Geſetz entwurf lautet: 


Wir Johann, von Gottes Gnaden König von Sachſen 
2. 20. 26, finden Uns bewogen, tiber den Arbeitderwerb 
der in den Landed-Strafs und Correstionsanftalten, fowie 
in ben, Gerichtögefängniffen detinirten Perfonen mit Zuſtim⸗ 
mung‘ Unferer getreuen Stände Folgendes zu verordnen. 


Die Motiven lauten im Allgemeinen dahin: 


Nach Maafgabe der bei den Landesftrafanftalten zu 
Waldheim, Swidau mit Voigtsberg und Hubertusburg, ſo⸗ 
wie ben Landeöcorrectiondanftalten zu Waldheim und Hohn⸗ 
fein beftehenden Hausorbnungen wird den dafelbft Detinire 
ten, um das Sntereffe und ben Fleiß zu erhöhen, ein 
„Axbeitserwerb” gewährt, und zwar flr die vorgefchriebene 
Penfumarbeit, Heine nad) Tagen bemeffene „Sratificationen” 
und für die über das vorgefchriebene Penfum gelieferte Mehr: 
arbeit „Berbienftantheile”. Die Feſtſtellung des Arbeiter 
erwerbs (ber Gratificationen wie der, VBerbienftantheile) er- 
folgt in einer, von dem Minifterium des Innern näher 
befimmten Maape. 

Diefer Arbeitserwerb wird den Detinirten gutgefchrieben 
und ed bleibt ihnen in der Regel die Verwendung deffelben 
während ihrer Detention bis zur Hälfte, beziehendlich in 
Waldheim bis zur —* von einem Drittheil des gutgeſchrie ⸗ 
benen Betrags verftattet, jedoch dergeſtait, daß Mine im⸗ 
mer die Aufſicht und Zuſtimmung der Direction erforderlich 
iſt. Insbeſondere koͤnnen ſich, unter den beſtimmten Voraus: 
fegungen und ſonſtigen deshalb ertheilten Vorſchriften, die 
Detinixten gewiffe Victualien, welche von der Anftalt an 
geſchafft und den Detinirten um den Einfauföpreis abge 
laffen werden, erfaufen. Cine unbedingte Disyofition 
ben Detinitten über den hier fraglichen Theil des Arbeits: 
erwerb& zu geftakten, würde dagegen bedenklich fein, da 
Hiermit zugleich ber Zweck, dem Detinirten bei ihrer Ent» 





laſſung eine Unterftügung behufs der Erleichterung ihres 
— u der Sewinnung eines chrlichen Brod⸗ 
erwerbs zu gewähren, verloren gehen würbe, 5 

Ueber den nach Obigem übrig bleibenden Theil des 
Arbeitserwerbs darf der Detinirte während feiner Detention 
nicht verfügen; derſelbe fol jedenfalis dem obigen Zwecke 
erhalten bleiben. Nur ausnahmsweite fann hier nach Manf- 
gabe der Hausordnung eine Verwendung während ber Des 
tention geftattet werden. Derjenige Theil des Arbeitserwerbs, 
welcher während der Detention nicht verwendet werden durfte, 
ober noch wicht zur Verwendung gekommen ift, wird bei 
der Entlaſſung des Detinirten ausgezahlt, und zwar ente 
weder direct an ihn vom der Anftaltsdirection, oder nad) 
feinem Eintreffen an feinem Wohnorte durch die dafige Be— 
bhörde, an welche die Divection das Geld gefendet hat. Das 
Lehtete gefchieht namentlich in den Fällen, in welchen nach 
der Individualität des Detinirten ein ungeeigneter Gebrauch 
davon, fei es auf der Neife, fei ed am Beflimmungsorte, 
zu beforgen ift. 

‚ Der Zwed, den Detinirten bei der Aufſuchung eines 
ehrlichen Broderwerbs zu unterftügen, wuͤrde vereitelt werz 
den, wenn dieſes Geld bereitö, che es in die Hände des 
Detinirten gelangt, von den Gläubigern deffelben in Ans 
ſpruch genommen oder der Verfügung des Detinirten uns 
bedingt überlaffen würde. 


Der Bericht der Diputation lautet hierüber: 


Der mittelft allerhöchften Decret? vom 2. November 
1860 der Ständeverfammlung zugegangene Gefegentwurf 
über ben Arbeitserwerb ber in den Landed:Straf- und Cor: 
rectionsanftalten, fotwie in den_Gerichtögefängniffen deti⸗ 
nirten Perfonen geht von dem Satze aus, daf der Arbeits: 
erwerb eine Ber; nftigung für die Detinirten iſt und ge: 
währt wird, nicht allein um das Interefe an der Arbeit 
und den Fleiß zu erhöhen, fondern auch, um den Detinivten 
bei ihrer Entlaffung eine Unterftügung behufs der Erleich⸗ 
terung ihres Forttommens und der Gewinnung eines chr=« 
lichen Broderwerbs zu gewähren. Indem deshalb durd) 
die Beftimmungen im $.1 Vorkehrung getroffen wird, daß 
diefer Zweck nicht durch Geltendmachung von Anfprüchen 
Seiten dritter Perfonen vereitelt wird, fucht der Entwurf ” 
zugleich vorzubeugen, daß von den Detinirten felbft mit 
dem ihnen gewährten Arbeitserwerb nicht ein mit der Haus 
ordnung unereinbarer, auch fonft ungeeigneter und den 
Bwed der gedachten Verguͤnſtigung aufhebender Gebrauch 
gemacht werde und befehränkt deshalb im $. 2 das Befug- 
niß der Detinivten, hierüber während der Detentiongzeit zu 
biöponiren, unter Ausnahme der in $.4 Abf. 2 erwähnten 
Fälle. ‚Der Gefekentwurf ordnet theilweife nur Dasjenige, 
was zeither bereits ohne Geſetz in den Landes-Straf« und 
Gorrectionsanftalten in Uebung war und es liegt den in 
Trage ftehenden gefeglichen Beftimmungen die Ueberzeugung 
don ber Nothwendigteit einer Fürforge für die Detinirten 
zum Grunde, welche nicht allein aus Humanitätsrüdfichten, 
ſondern aud aus NRüdjichten für die Heimathögemeinden 
und die Gefammtheit des Staates gerechtfertigt erfcheint. 
Bewegen fich ferner die in dem vorliegenden Gefegentwurf 
enthaltenen Beſchraͤnkungen von in Frage Fommenden Rech» 
ten der Detinivten und der Oläubiger derfelben innerhalb 
der engften Grenzen, die füglich gezogen werben konnten, 


fo har fich die Deputation im Allgemeinen mit bem vorlie- 
genden Gefegentwurfe nur einverftanden erklären koͤnnen. 
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Dieſelben Rüdficten jedoch, welche zu den vorliegenden 
Beftimmungen in Anfehung des Arbeitserwerbs der in den 
Landes-Strafs und Correctionsanftalten, fowiein den Gerichtör 
gefängniffen betinirten Perfonen Beranlaffung gegeben haben, 
dürften für deren Ausdehnung auf den Arbeitserwerb der⸗ 
jenigen Individuen fpreden, welche in den von einzelnen 
Gemeinden oder einer Mehrzahl derfelben zur Beſchaͤftigung 
arbeitöfcheuer und unter polizeilicher Aufſicht zu haltender 
Derfonen mit Genehmigung der Regierung gegründeten 
Anftalten, ſich befinden, und mag auch zur Zeit das Ber 
dürfniß, hierunter gefeglihe Beftimmungen zu treffen, wer 
gen der dermalen vorhandenen geringen Anzahl diefer Ans 
falten und wegen der in diefen Anftalten über den Arbeitös 
erwerb feinet Snfaffen geltenden, von den Hausordnungen 
der Landes⸗Straf⸗ und Correctionsanftalten abweichenden Bes 
flimmungen wenig hervorgetreten fein, fo kann doch ſolches 
für die Zukunft um. fo leichter geſchehen, als neuerdings 
in einzelnen Landeötheilen mehrfach das Bebürfniß zur 
Gründung folcher Anftalten ſich gezeigt hat, und die De- 
putation nimmt daher feinen Anftand, fich für die Ertenfion 
des vorliegenden Gefehentwurfs auf Arbeitserwerb der in 
den berührten Anftalten untergebrachten Individuen aus- 
zuſprechen. 

Die deshalb noͤthigen Zuſaͤtze und Abaͤnderungen des 
vorliegenden Geſetzentwuͤrfs erlaubt ſich die Deputation bei 
den einzelnen Beftimmungen deffelben in Antrag zu bringen, 


Meine Herren! Ich habe im Allgemeinen nur zu diefem 
Berichte zu bemerken, daß der Gefegentwurf Abweichungen 
von dem gemeinen Nechte enthält und die Gründe, . die 
diefe Abweichungen rechtfertigen, in ben Motiven fowohl, 
al im Deputationsbericht enthalten find. Im Hinblid 
auf die große Zahl der jährlich aus den Strafs und Cors 
rectionsanſtalten Hervorgehenden und die nad) einer Reihe 

. von Zahren eintretende Vermehrung dieſer Zahl kann man 
wohl fagen , daß Nüdfichten auf die Gefammtheit es erfors 
dern, Verfügungen zu treffen, die das weitere Fortkommen 
der Entlaffenen erleichtern und thunlichft vorzubeugen, daß 
diefelben den Gemeinden nicht Iäftig und ſchaͤdlich werben. 
Diefelben Gründe aber, welche für die fraglichen Beguͤnſti⸗ 
gungen des Arbeitserwerbs der Detinirten in den Landeds 
correctionsanftalten ſprechen, fehienen der Deputation für 
deren Ausdehnung auf bie unter Genehmigung der Regie: 
‚rung gegründeten größeren Smwangsarbeitsanftalten, die in 
der Hauptſache gleiche Einrichtungen haben, wie die Landes: 
eorrectiondanftalten zu ſprechen, und deshalb hat ſich die 
Deputation erlaubt, die Ertenfion des Entwurfs auf jene 
Anftalten der Hohen Kammer zu empfehlen. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun bie allge 
meine Debatte zu eröffnen fein. Ich habe zu erwarten, 
ob Jemand hierüber das Wort verlangt? BR 


Freiherr v. Beſchwitz: Selbſt auf die Gefahr Hin, 
mic) dem: Vorwurfe auszufeßen, daß ich. mir eine kleine 
Abſchweifung erlaube, indem es ſich hier lediglich um eine 
Beguͤnſtigung des Arbeiterwerbs Handelt, Tann id) doch 
nicht umhia, Hier zu erwähnen, wie ih durch eigne Ans 





ſchauung in der Strafanftalt zu. Waldheim die Ueberzeus 
gung erlangt habe, daß gerade da die Einrichtung, Detj⸗ 
nirte zu technifchen Arbeiten zu verwenden, außerordentlich 
gut und zwedmäßig organifirt if. Bu leugnen ift aller- 
dings nit, daß durch diefe Einrichtung der eigentliche 
Typus einer Zwangs und Strafanftalt einigermaaßen ver⸗ 
lofen geht, indem das Ganze mehr das Anfehen einer 
großen, gewerblichen, induftriellen Anftalt gewinnt. Auch 
koͤnnte vieleicht hier und da ber Verkehr der Detinirten 
mit der Außenwelt einigermaaßen erleichtert werden. In⸗ 
deffen find auf der andern Seite die großen Vorzüge, 
welche dadurch erreicht werden, daß dem Detinirten die 
Möglichkeit gegeben wird, ſich eine techniſche Fertigkeit zu 
erwerben und ein Feines Capital zu gewinnen, das er bei 
feinem Abgange erhält und wodurd er ſich, wenn er will, 
ehrlich und rebli ernähren kann, fo groß, daß fie jedes 
Bedenken, dad dagegen eingewendet werden Tann, weit 
überwiegen. Anerfennend muß hier noch erwähnt werden, 
daß auch die Divectionen von mehreren Anftalten bie große 
Mühwaltung nicht feheuen und Detinirte unter gehöriger 
Aufficht zu ländlichen Arbeiten abgeben. Es wirb dadurch 
auf eine zwedmäßige Weife dem von Jahr zu Jahr immer 
fühlbareren Mangel von Arbeitern bei der Landwirthſchaft 
vorgebeugt. Wenn die Deputation auf Seite 302 ihres 
Berichts ſich dahin ausfpricht: 

„Diefelben Rüdfichten jedoch, welche zu den vorlie 
genden — in Anfehung des Ärbeitserwerbes 
der in den Landes · Sraf⸗ und Correctlonsanſtalten, ſowie in 
den Gerichtsgefaͤngniſſen detinirten Verſonen Veranlaſſung 
egeben haben, dürften für deren Ausdehnung auf den 
rbeitöerwerb derjenigen Individuen fressen, welihe in den, 
von einzelnen Gemeinden, ober eitter Mehrzahl berfelben, 
ur Beichäftigung arbeitfcheuer und unter polizeificher Auf⸗ 
hör zu haltender Verfonen mit Genchmigung ber Regie⸗ 
rung gegründeten Anftalten ſich Befinden”; 
fo kann ih nur dem Antrage, welden am Schluffe die 
Deputation hierauf ausgeſprochen hat und ber bereitd vom 
Herrn Referenten fehr entſprechend motivirt worden ift, 
meine volle Zuſtimmung geben und ich hoffe und wuͤnſche, 
daß die geehrte Kammer ein Gleiches thun werde Sind 
auch bisher wenige derartige Anftalten ind Leben getreten, 
fo ift doch die Fürzlich in Strehla ind Leben getretene ders 
artige Anftalt von einem fo außerordentlich günftigen und 
glüctichen Erfolge, daß ich keinen Augenblick zweifeln möchte, 
daß recht bald mehrere derartige Anftalten ind Leben treten 
werden, denen ganz gewiß eine gleiche Beguͤnſtigung hin⸗ 
ſichtlich des Arbeitserwerbs der aus diefen Anftalten‘ zi 
Entlaffenden zu wünfcen fein dürfte. Im diefer Beziehung 
werbe ich mich auch allem Dem, was von ber: Deputation 
zu 1,2, 3 und 4 fernermeit angeführt ift, volllommen 
anſchließen. 


Praͤſident v: Schoͤn fels: Ich Habe zu erwarten, ob 


Jemand weiter an der allgemeinen Debatte ſich zu bethei⸗ 
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Tigen gedenkt. Wo nicht, fo ſchließe ich biefeibe und ertheile 
dem Heren Referenten das Schlußwort. 
Referent Landesbeſtallter Hempel: Meine Herren! 
Ich habe nur noch zu bemerken, daß die Herren koͤniglichen 
Sommiffarien ſich mit der Ausdehnung der Beftimmungen 
des Gefeßentwurfs auf die im Deputationsbericht erwaͤhn⸗ 
ten Bwangsarbeitsanftalten einverftanden erklärt haben. 


Prafitent v. Schönfels: Wir koͤnnten nun zur ſpe— 
cielen Berathung Übergehen, 


Referent Landesbeſtallter Hemprl: Es würde fid in 
Zolge der Ausdehnung der Beftimmungen auf von Com: 
munen oder einer Mehrzahl derfelben errichtete Smwangd 
arbeitsanftalten nöthig machen, daß der Eingang und die 
uUeberſchrift des Gefeges eine Aenderung erleide. Es ift im 
Deputationsbericht hierüber gefagt: 

Mit Nüdficht auf das zuletzt Bemerkte, würde, im 
Zall die hohe Kammer der vorgeäußerten Anfiht der Der 
putation beiftimmte, in der Weberfchrift und im Eingange 
zum Geſetz vor den Morten: 

„Straf: und Correctionsanſtalten“ 
das Wort: Pi. x 
Landes” 
weggulaffen fein, Der Ausdrud würde dann ein allgemeis 
ner fein und ſowohl die Landgscorrectionsanftalten, ald 
auch ähnliche, von Communen gegründete Unftalten treffen. 
Die Deputation erlaubt fich zu beantragen, die Weberichrift 
und den Eingang mit diefer Abänderung zu genehmigen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
bezüglich des foeben von dem Herrn Referenten erwähnten 
Antrags Jemand fi äußern wil. — Wo nicht, fo werde 
ich ſogleich zur Abftimmung übergehen. Die Deputation 
beantragt, daß. im der Ueberſchrift und im Eingang zum 
Gefege vor den Worten „Straf» und Correctionsan— 
falten” das Wort „Landes weggelaffen werde und ich 
frage, ob die Kammer ſich hierin mit Ihrer Der 
putation einverftehen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Landeöbeftallter Hempel: 





6. 4. 

Der Arbeitserwerb, welcher denfin einer Landesſtraf- 
onftalt oder Gorrectionsanftalt Detinirten gewährt wird, 
+ Tann, fo Tange berfelbe ihnen bei der Entlafjung durch die 
Anftaltsdirection, oder nach der Entlaffung durch die hiers 
zu von ber Unftaltsdirection requirirte Behörde noch nicht 
ausgezahlt worden iſt, weder mit Befchlag belegt, noch 
um Gegenftande ber Hülfsvollftrefung gemacht, noch im 

jalle eines Goncurfed zu dem Vermoͤgen des Detinirten zu 
der Concursmaſſe gezogen werben. 


In den Motiven ift bemerkt: 


Bu den einzelnen Paragraphen ift nur noch Folgendes 
zu bemerken: ’ 


m Bu $. 1. 
Bei der Allgemeinheit ver Faſſung ift Hierunter auch 


| poniven fönnen. 


die Detinixten bereits während der Detention, jedod) nur 
unter gewiffen Vorausfegungen und Befchränkungen, die: 

Es rechtfertigt, fi) dies durch die Er— 
mägung, daß der Arbeitserwerb inimer nureine Bergünftigung 
für die Detinirten ft, deren beſonderer und maaßgebender 
Zweck den gefammten Erwerb, ohne Unterfchied ber beiden 
Theile, umfaßt und welcher, ohne das hier dem Arbeit. 
erwerbe zugeftandene Vorrecht, weſentlich beeinträchtigt were 
den Ele Der ganze Unterfchied hat überhaupt nur für 
die Rechte der Detinirten betreffs dieſes Erwerbs während 
ihrer Detention Bedeutung. Um aber hierunter jeden Zweifel 
zu befeitigen, hat man bie Worte: „Auszahlung bei ihrer 
Entlafung”, zefp. „nach ihrer Entlafjung” beigefügt, fo da 
jede inhib toriſche und_erecutorifhe Maaßregel vor dieſem 
Zeitpunkte unzuläffig iſt. . 

Die Auszahlung dieſes Arbeitserwerbs an die Drtö- 
behörde erfolgt aus dem oben angegebenen Grunde. Go 
lange er daher noch in den Händen der letzteren ſich befin⸗ 
det, würde eine Beſchlagnahme deffelben tc. ebenfalls den 
mehrfach erwähnten Zwea unmöglid machen. 


(Staatsminifter v. Behr tritt ein.) 


Im Bericht ift darüber bemerkt: 


Gegen den materiellen Inhalt des 
$1 
findet die Depuration nichts zu erinnern und fie würde die 
unveränderte Annahme deffelben empfehlen, machte ſich nad) 
Maafgabe der vorftchenden Bemerkungen nicht auch hier 
eine Einfchaltung, und zwar nach dem Worte: 
„Gorrectionganftalt” e 
nöthig, welche nach der Anſicht der Deputation dahin zu 
lauten hätte: ’ 
„oder einer anderen unter Genehmigung der Regie ⸗ 
Be — Swangsarbeitsanftalt”. 
it diefem Zufatz empfichlt die Deputation die Ans 
nahme des $. 1. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand das Wort begehrt: Der Herr königliche Commiffar! 


Königl. Commiſſar Körner: Das vorliegende Geſetz 
hat den Zweck, gewiſſe Eremtionen vom gemeinen Necht zu 
Gunſten der aus Straf und Gorrectionsanftalten und Ge 
ritögefängniffen Entlaffenen feftzuftellen, damit ihnen ihr 
weiteres Fortfommen erleichtert werde. Es liegt in ber 
Natur der Sache, daß dieſe Ausnahmen vom gemeinen 
Rechte auf dad Maaß desjenigen befchränkt werben müffen, 
was im Intereſſe des gemeinen Wohls nöthig if. Wenn 
die geehrte Deputation in ihrem Berichte die Ausdehnung 
des Geſetzes auf diejenigen Perfonen, welche aus den von 
einzelnen Gemeinden mit Genehmigung der Regierung 
errichteten Bwangdarbeitsanftalten entlaffen worden find, 
beantragt und die Regierung ſich Damit einverſtanden erklärt 
hat, fo hat letzteres blos infoweit geſchehen Können, als eb 
fi um wirklich zwangsweiſe untergebrachte Perfonen hans 
delt, die im eigentlihen Sinne des Worts in diefen Au⸗ 
falten detinirt und gegen ihren Willen dort fefigehalten 





derjenige Theil des Arbeitserwerbs mitbegriffen, über welchen 
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werden. Die betreffenden im Deputationsbericht erwähnten 
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und mit Genehmigung der Regierung errichteten Anftalten 
der "Gemeinden find aber zum Theil fo eingerichtet, daß in 
ihnen nicht blos zwangsweife Deiinirte, fondern auch ſolche 
Perfonen untergebracht werden, welche wegen momentaner 
Obdachloſigkeit oder wegen Mangels an lohnender Be: 
ſchaͤftigung ſelbſt ihr Unterfommen in biefen Anftalten 
ſuchen und daher auch jederzeit freiwillig ausſcheiden koͤn⸗ 
nen, Es würde nun offenbar zu weit gehen, wenn man 
das Geſetz auch auf diefe Iegtere Kategorie ausdehnen wollte; 
denn es wuͤrden dann faft alle Armenhausbewohner im 
Lande unter dad Gefeh ſubſummirt werden können. Nein, 
es kann jedenfalls nur den eigentlichen Detinirten die 
Wohlthat des Gefehes zu ftatten kommen, damit fie nach 
ihrer Entlaffung einen Heinen Nothpfennig haben zur Bes 
gründung eines neuen Gewerbes. In diefe Kategorie der 
wirklich Detinirten gehören aber insbefondere drei Claſſen 
von Perfonen. Das find naͤmlich 1) ſolche, die ald arbeitd« 
ſcheue Arme auf'Grund von $. 27 der Armenordnung von 
den Polizeibehörden zwangsweiſe zur Arbeit angehalten und 
beauffichtigt werden; ferner 2) folche, welche als Trunfen- 
bolde oder Vagabonden von den Polizeiobrigkeiten zur 
Gorrection in folche Anftalten gebracht werden oder endlich) 
3) foldye, welche ald muthwillige Bettler die auf Grund 
vom $. 119 der Armenorbnung ihnen zuerfannte Zwangs⸗ 
arbeitöftrafe in dergleichen Anſtalten zu verbuͤßen haben. 
Das find ungefähr Diejenigen, auf welche die beabfichtigte 
Ausdehnung diefes Geſetzes Anwendung leiden dürfte. Da 
mit num aber tiber den Sinn des Geſetzes und namentlich 
des zu Sr 1 vom ber Deputation vorgefchlagenen Zuſatzes 
fein Zweifel obwalte, Habe ich mir erlaubt, diefe erläuternden 
Bemerkungen zu machen, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt. — Here v. Behmen! 


Kammerherr v. Behmen: Ich glaube, im Namen der 
erſten Deputation erflären zu Können, daß wir unfern Zus 
ſatz auch durchaus in Feinem andern Sinne aufgefaßt haben, 
als wie der Herr koͤnigl. Commiſſar erklärt hat. Wir haben 
ausräcklich den Ausdrud „Bwangsarbeitsanftalt”" gebraucht; 
eine „Bwangsarbeitsanftalt” ſetzt aber eben voraus, daß Je⸗ 
mand zum Zwange zur Arbeit hingebracht worden fei 
und daraus ergiebt ſich von felbft, daß wir durchaus feinen 
andern Sinn unferm Zuſatz untergelegt haben, als ben, 
welcher in der Erklärung ded Heren Regierungscommiſſars 
auseinander geſetzt wird. 

Präfident v. Schoͤnfels: Sofern weitet Niemand 
über $. 1 das Wort verlangt, ſo ſchließe ich die Debatte 
und. ertheile dem Herrn Referenten, fofern er es begehrt, 
das Schlußwort. 

Referent Landesbeſtallter Hempel: Dem, was focben 
der. Herr Kammerherr v. Schmen bemerkt hat, habe ih nur 

2.8. (1. Abonnement) 


noch beizufügen, daß die Deputation eben geglaubt hat, 
durch den Ausdruck „unter Genehmigung der Regierung bes 
fiehenden Zwangsarbeitsanſtalten“ diejenigen Anftalten zu 
treffen, welche der Herr Negierungscommiffar foeben näher 
bezeichnet hat. Die gewoͤhnichen Armenhäufer und Arbeits 
anftalten, die nicht Einrichtungen haben, ähnlich denen ber 
andescortectionsanftalten, beftehen nicht unter ausdrüdz 
licher Genehmigung der Regierung. Der $. 1 ift übris 
gend namentlich deshalb von einiger Wichtigkeit für die 
Detinirten und Entlaffenen, weil unter die in dieſem Pas 
tagraphen genannten Gläubiger auch die Behörden mit fallen 
wegen ihrer Koftenforderungen. 


Präfident v. Schönfeld: Ih würde nunmehr zur 
Abftimmung übergehen und zuvoͤrderſt die Frage richten 
auf den Paragraphen und dann auf die von der Deputas 
tion beantragte Einfchaltung. Der $. 1 ift bereitö von 
dem Herrn Referenten vorgetragen. Ich wieberhole ihn 
daher nicht und frage, ob die Kammer nad Anrathen 
ihrer Deputation diefem Paragraphen ihren 
Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation tathet eine Einſchaltung an und zwar 
ſoll nad dem Worte „Correctionsanftalt” in ber 
2. Zeile des Paragraphen eingefchaltet werben: „oder 
einer anderenunter Genehmigung der Regierung 
beftehenden Bwangbarbeitsanftalt”. Ich frage, 
ob die Kammer auch mit diefem Antrage ihrer 
Deputation fi einverfteht? — Einfiimmig Ja. 

Nun frage ih, ob die Kammer dem Paragras 
phen in der abgeänderten Maafe ihren Beifall 
ſchenkt? — Einftimmig Ja. 


Referent Landeöbeftallter Hempel: 


, 2 

Die Detinirten felbft men über den Arbeitderiverb, 
und zwar während ihrer Benin foweit nicht bes 
reits in der Hausordnung deshalb eftinmng getroffen 
worden iſt, nur mit Genehmigung ber Direction und nach 
Ablauf ihrer — nur erft, nachdem er a fie bin 
die Direction oder an bie von, dieſer requirirte Behörde aude 
gezahlt worben ift, verfügen. 


Die Motiven lauten: 


Bu $. 2. 

Auch diefe Beftimmung, fließt aus ber Grmägung, dafi 
der Arbeitserwerb den Detinirten zu ihrem Lünftigen Hort» 
Fommen behluflich fein fol und daß er daher von ihnen 
toährend der Detention nur unter den hier angegebenen 
Borausfegungen verwendet werden darf. AS eine zuläffige 
Verwendung würde 5. 8. der Fall anzufehen fein, wenn 
der Detinirte Aimente von feinem Erwerbe an feine Kin⸗ 
der 2c. fendete. In diefem Falle foll fogar nach Maapgabe 
der Hausordnung den Detinirten mit Erlaubniß der Direc« 
tion geftattet fein, einen höhern (den während der Detens 
tion in der-Regel nicht verwendbaren Theil des Enwerbs 
angreifenden) Betrag zu verwenden, 


2 
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Die Deputation bemerkt: 
’Die Beftimmungen im 


bedürfen, ungeachtet des zu $. 1 vorgeſchlagenen Bufages, 
Feinee Abänderung; fie leiden felbftverftändlih auf die Der 
tinieten in fämmtlihen $. 1 genannten Anftalten, mithin 
auch die Detinirten derjenigen Anftalten, deren Mitauf- 
nahme die Deputation in Antrag gebracht hat, falls diefer 
Antrag genehmigt wird, Auwendung, und man erlaubt ſich 
daher vorzufhlagen, $. 2 in- unveräuderter Faſſung ans 
zunehmen, 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand zu $. 2 
zu ſprechen winfcht, fo frage ich, ob die Kammer den» 
felben nad Anrathen ihrer Deputation in uns 
veränderter Faffung annimmt? — Einftimmig Ja. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: 


5.8. 

Die Beſtimmungen in $$. 1 und 2 find auch auf den⸗ 
jenigen Arbeitdertrag anzuwenden, welcher ben in Gerichts, 
gefängniffen betinirten Gefangenen nad; Art. 22 Abi. 1 
des Ehrafgeiegbuches bei ihrer Entlaffung gewährt wird, 
bergeftalt, daß Dasjenige, mas vorfichend in $. 2 bezüg- 
ic) der Direction beftimmt ift, von der Gerichtöbehörde, 
wi Gefängniffe die Haft verhangen geweien, zu vers 

chen iſt. 


Die Motiven fauten: 


Bug. 5. 

Die oben entwidelten Gründe fprechen für eine Aus: 
dehnung der fraglichen Beftimmungen auf den Arbeitdertrag, 
welder Denjenigen gewährt wird, welche Gefängnißftrafe 
in den Gerichtögefängniffen zu verbüßen haben. Dasjenige 
Gericht, in defjen Gefängniffe die Strafe verbüßt worden 
if, erfcheint auch am meiften geeignet, die weitere Berfüs 

ung wegen Auszahlung ‘des Ardeitserwerbs zu treffen. 
Bi Degen in den Arrefthäufern, welche gemeinſchaft ⸗ 
lich von einem Bezirksgerichte und einem oder mehreren 
Gerichtöämtern benugt werden, würde die Verfügung in 
jedem Falle dem Bezirkögerichte zuftehen, hierdurch jedoch 
nicht ausgefchloffen fein, daß daS letztere behufs der weis 
teren Verfügung ein anderes Gericht, insbefondere das des 
Wohnorts des zeitherigen Gefangenen, requiriet. 


ImBericht ift hierzu bemerkt: 


u $.:3. 

Artikel 22 Abſ. 1 des mitteift alerhöchfter Verordnung 
vom 13, Auguſt 1855 publicrten Strafgefegbuchs für das 
Königreich Sachſen beftimmt, daß Diejenigen, welche Ge 
fängnißftrafe in den Gerichtögefängniffen zu verbüßen haben 
and nicht vermögend find, die Koften ihres Unterhalts felbft 
zu beftreiten, infoweit es ıhunlich ift, mit einer ihren Kraͤf⸗ 
ten und periönlichen Verhaͤltniſſen angemeffenen Arbeit zu 
befchäftigen find, von deren Ertrage die Hälfte zur Sportel: 
Tafle zu berechnen, die andere Hälfte ihnen bei ihrer Ent: 
Yafung auszuhändigen ift, Auf diefen Ießtern Arbeitdertrag 
follen nach $. 3 des vorfiegenden Gefegentwurfs gleichfalls 
die Beſtimim ungen in 89. 1 und 2 Anwendung leiden und 
kann bie Deputation mit der in den Motiven hierüber ente 
haltenen Bemerkung, daß die den letztgedachten Beſtim⸗ 


— Landesbibl 


mungen unterliegenden Fuͤckſichten auch für deren Anwen ⸗ 
dung auf den Arbeitsertrag der in den Gerichtsgefängniſfen 
detinirten Perfonen ſprechen, fich nur einverftanden erklären, 
fo erlaubt fie fi die unveränderte Annahme des 6. 3 der 
hohen Kammer anzurathen. 5 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 3 das Wort begehrt? — Wo nicht, fo 
frage ih, ob die Kamer nad Anrathen ihrer Depus 
tation $.3 unverändert anzunehmen gemeint if? 
— Einftimmig Ja. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: 


F. 4. 

Die obigen Begünftigungen des Arbeitserwerbs und 
des Arbeitsertragd koͤnnen jedoch von ben Erben der Des 
tinirten nicht beanſprucht werben. : j 

Ebenfo Leiden die Beſchraͤnkungen in dem Dispofitiong« 
befugniffe des Detinirten auf Gefhäfte auf den Todesfall 
nicht —— jedoch ſollen Verfügungen auf den Todes ⸗ 
fall über den "Arbeitserwerb während der Detention zu 
Sunften einer anderen, in derfelben Anftalt detinirten Pers 
fon nicht gültig fein, es wäre denn, daß die in der ieht⸗ 
willigen Dispofition bedachte Perfon zu den der geſetzlichen 
Erbfolge fähigen Verwandten des Disponenten der erſten, 
zweiten oder dritten Claſſe ($. 25 des Erbfolgemandats vom 
31, Januar 1829) gehöre, welchenfalls die Dispofition von 
obigen Verbote nicht betroffen wird, 


In den Motiven ift hieruͤber bemerkt: 


Bu $. a. 

In Bezug auf die Beftimmung in Abſ. 2 {ft zu ger 
denken, daß auch zeither ſchon Verfügungen des Detinirtn 
über den Arbeitserwerb auf den Tovesfall zu Gunften eines 
andern Detinirten regulativmaͤßig ausgeſe offen gemefen 
find. Disciplinelle Rüdfisten rechtfertigen diefe Senn 
mung; — fie ſZien jedoch zu Gunften der nächften Ber: 
wandten cine Mobification zuzulaffen. Bei der letzteren 
bot die Beftimmung in $. 125 des Erbfolgemanbats vom 
31. Januar 1829 eine pafjende Analogie bar. 


Im Deputationsbericht iſt gefagt: 





. Bu. 4. 

Wenn in 6. 4 Abſ. 1 des Gefegentwurfs ausgefpros 
Sen ift, daß die obigen Begünftigungen des Arbeitderwerbd 
und Arbeitöertrags, werunter die im $. 1 des Entwurfs 
genannten Begünfligungen zu verftchen find, von den Exben 
der Detinivten nicht beanfprucht werden Fönnen, Diefen gegen⸗ 
über mithin die allgemeinen gefeglichen Brftimmungen Plah 
ergreifen, fo, rechtfertigt ſich Diefe Beftimmung durch ſich 





felbft, da die fraglichen Beginftigungen Ausnahmen vor 
dem allgemeinen Recht find, die wegzufallen haben, fobald 
ber diefen Ausnahmen unterliegenbe Grund fehlt, und, bie 
der Beftimmung ‚Im 6. 4, unterliegenven Grünne find ben 
Erben ber Detinivten gegenuber nicht vorhanden. 

„Die Beflimmungen in $. 4 Abf. 2 mobificren die 
jenigen in 6. 2, und die Deputation finder biefelben durch 
die beigegebenen Motiven gerechtfertigt, fo daß fie ſich gr 
ſtattete, vorzuichlagen, $. 4 ohne Abänderung anzunehmen. 


In Bezug auf ven letzten Antrag, ven 5.4 ohne Abs 
änderung onzunehmen, erlaube ih wir nachträglich einen 
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weiteren Antrag Seiten, der Deputation zu ſtellen. F. 4ı 
leidet an einer gewiffen Dunkelheit. Im Abſatz 2 heißt es: 

„Ebenſo leiden die Befchränkungen in dem Dispofts 
fitionsbefugniffe des Detinirten auf Gefchäfte auf den Tor 
desfall nicht Anwendung.” 2 

Diefe Beſtimmung modificirt dasjenige in $. 2 und 
bezieht ſich ebenfowohl auf die.in den Landes-Straf- und 
Correctionsanftalten Detiniiten, ald auch auf die in den 
Gerichtögefängniffen Detinirten. Yon biefer Beftimmung 
iſt eine Ausnahme gemacht worden im folgenden Sage: 

„Zedodh follen Verfügungen auf den Todesfall über 
den Arbeitsenwerb während der Detention zu Gunften einer 


anderen, in derſelben Anſtalt detinirten Perfon nicht gültig | 


fein". 

In Bezug auf die letzte Beftimmung foll wiederum 
eine Ausnahme eintreten nad) den Worten: - 

„Es wäre denn, daß die in der letztwilligen Dis: 
pofition bedachte Perfon zu den der geſetzlichen Erbfolge 
fähigen Verwandten des Disponenten der erften, zweiten 
ober dritten Claſſe gehöre”. 

Hiernach follen zu Gunften von Detinirten diefer letz⸗ 
teren Art letztwillige Dispoſition gültig fein. Obwohl nun 
in dem Gefege immer genau unterfchieden ift zwifchen Ars 
beitöerwerb und Arbeitgertrag, indem der Ausdruck „Ars 
beitöerwerb” rücdfichtlich Derjenigen gebraucht ift, welche in 
Straf: und Gorrectiondanftalten fi befinden, während das 
Wort „Arbeitertrag” von Denjenigen gebraucht ift, die in 
Gerichtögefängniffen detinirt find und daher bie Deputation 
nicht gezweifelt hat, daß der Mittelfag im zweiten Abſatz 
edoch follen Verfügungen u. ſ. w. nicht gültig fein“, ſich 
nur auf den Arbeitserwerb der in den Straf und Cors 
weetionsanftalten Befindlichen, nicht auf den Arbeitsertrag 
der in Gerichtögefängniffen Detinirten beziehen fol, fo kann 

doch nicht geleugnet werben, daß eine Dunfelheit hier ent⸗ 
halten if. Die Deputation hat fi) deshalb bei noch 
maliger Erwägung mit den Herren Regierungscommiffarien 
dahin entſchieden, einen Zuſatz zu beantragen, welcher diefe 
Dunkelheit befeitigt. Diefer Zuſatz geht dahin 
„Soweit hiernach Verfügungen auf den Todesfall 
tiber den Arbeitöerwerb ungültig find, leiden diefe Be- 
fimmungen fowohl auf den Arbeitserwerb der in den 
Straf: und Eandescorrectionsanftalten, ald auch) der in 
den erwähnten BwangsarbeitSanftalten betinirten Perfonen, 
nicht aber auf ven Arbeitgertag der in $. 3 erwähnten 
Sefangenen Anwendung”. 

Diefer Zuſatz würde fih an den Schluß des $.4 ans 

 föliepen. 

Prafident v. Schönfeld: Der Antrag geht von der 
Deputation aus und bedarf daher Feiner- Unterftügung. 
Es würde ſich daher auf denſelben ſogleich die Discuffion 
mit zu erftreden haben, fofern eine ſolche beliebt wird. 


Staatsminifter v. Behr: IH wollte nur erklären, 
daß die Regierung mit dem Bufage einverftanden iſt. 


Präfident v. Schönfeld: Der Herr Referent hat den 
Zuſatz verleſen. "Se. Excellenz der Herr Minifter haben 
ſich einverftanben mit demfelben erBlärt und es dürfte ſonach 
Fein Hinderniß vorhanden fein, die Discuffien beginnen 
zu koͤnnen. ⸗ 

Koͤnigl. Commiſſar Körner: Ich glaube vorausfegen 
zu dürfen, daß der Sinn, den die Deputation bei Faſſung 
diefes Antrages hatte, dahin geht, daß biefe Dispofition 
auch - auf Bwangsarbeitäanftalten der Gemeinden Ans 
wendung leide hinfichtlich des Arbeitserwerbs der dafelbft 
Detinirten. R 
Referent Landeöbeftallter Hempel: Es ift dies die 
Anfiht der Deputation. 

Nittergutöbefiger Rittner: Ich wollte mir nur eine 
einzige Anfrage zur Belehrung an den Herrn Referenten 
erlauben. Wenn der Detinirte in der Anftalt ſtirbt, fo 
erlifcht wohl alsdann die in dem Gefe gegebene Beflim- 
mung und es tritt das gemeine Recht ein, fo daß Derjenige, 
welcher frühere Anfprüche an dieſen Verſtorbenen hat, fich 
an das halten fann, wa diefer Mann in der Anftalt ver- 
dient hat. 

Referent Landeöbeftallter Hempel: Es ift im $. 4, 
Abſatz 1, ausdrücklich ausgeſprochen, daß die im Geſetz ⸗ 
entwurfe enthaltenen Beguͤnſtigungen des Arbeitserweros 
und des Arbeitsertrags den Erben nicht zu ſtatten kommen. 


Praͤſident v. Schönfels: Sofern Niemand weiter 
das Wort ergreift, fchließe ich die Debatte und da der Here 
Referent auf das Schlußwort verzichtet, gehe ich zur Abe 
flimmung über. Es handelt ſich bei $. 4 um einen von 
der Deputation zu diefem Paragraphen beantragten Bufag. 
Der Paragraph ift vom Heren Neferenten bereits verleſen 
worden und ber Zufa zu demfelben lautet folgendermaafenz 

„Soweit hiernach Verfügungen auf den Todesfall 
über den Arbeitderwerb tngültig find, leiden diefe Ber 
ftimmungen fowohl auf den Arbeitserwerb -der in den 
Strafs und Landeöcorrectionsanftalten, als auch der in 
den erwähnten Swangsarkeitsanftalten detinirten Perfonen, 
nicht aber auf den Arbeitsertrag der in $. 3 erwähnten. 
Gefangenen, Anwendung". 

Ich frage zunächft, ob die Kammer $. 4 nad) Ans 
rathen ihrer Deputation anzunehmen gemeint 
if? — Einftimmig Ja. ; 

Ich richte nun die Frage auf den von mir verlefenen 
Bufas zu diefem Paragraphen und frage, ob die Kamr 
mer damit ſich einverfteht? — Einftiimmig Ja. 

Sch frage nun, ob die Kammer dem $. 4 in der 
abgeänderten Maaße ihren Beifall ſchenkt? — 
Einftimmig Ia. 

Neferent Landesbeftallter Hempel: 

Urkundlich haben Wir diefes Gefig eigenhändig voll 
zogen und Unfer Koͤnigliches Siegel beidruden laffen. 

Dresden, den 
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' Die Deputation bemerft: 

Hat endlich die Deputation auch gegen den Schluß 
de8 Gefegentwurfs nichts zu erinnern gefunden, fo geht 
der Schlußantrag derfelben dahin: 

die hohe Kammer wolle dem vorliegenden Geſetz⸗ 
entwarf mit den von der Depufation vorgefchlagenen 
Bufägen und Abänderungen ihre Zuftimmung ertheilen. 

Präfident v. Schönfels: Ich werde nun auf den 
Schlußantrag der Deputation die Abftimmung richten und 
zwar bie namentliche. Der Antrag lautet dahin: 

Die hohe Kammer wolle dem vorliegenden Geſetz - 
entwurf mit den von der Deputation vorgefhlagenen 
Bufägen und Abanderungen ihre Zuffimmung ertheilen”, 

und ic) frage, ob die Kammer dem Antrage Ihrer 
Deputation zuftimmt? 


Sämmtliche anweſende Kammermitglieder antworten 
mit Sa, naͤmlich: 


Vicepräfident v. riefen. Graf v. Schönburg. 
Seeretär v. Egidy. BVürgermeifter Lohr. 
Seeretaͤr Wimmer, Bürgermeifter Clauß. 
Domherr v. Wagdorf. Freiherr v. Well, 

Graf zu Solms-Bildenfels, Kittergutsbefiger Rittner. 
Abyocat v. Konneritz. Buͤrgermeiſter Gottſchald. 
Hofrath Dr. Hänel. Rittergutäbefiger v. Römer. 
Graf Wilbing d. Königebrüd. Rammerhere v. Wardorf. 
Dberhofprebiger Dr. Lehner. Mittergutsbefiger Kraft, 
Bifhof Bonwert. Bürgermeifter Hennig. 
Superintendenf Dr, Lechler. Beeibere v. Vefchwit, 
Sapitular v. Schröter. Kammerhere v. Behmen. 


Graf v. Stolberg. u Zreiherr v. Rochow. 
Kammerhere v. Luͤttichau. Bürgermeifter Koch. 
Kloſtervoigt v. Pofern. Oberbuͤrgermeiſter Pfotenhauer. 
Nittergutsbefiger v. Böhlau. Kammerherr v. Erdmannsdorff. 
Ranmerhert v. Mei. Finanzrath v. Nofkiz-Waltiig, 
Bürgermeifter Müller. Eandesbeftallter Hempel, 


Freiherr v. Schönberg-Bibran. Präfdent d. Shönfels. 
Graf v. Einficbet-Wolkendurg. 


Praͤſident v. Schönfeld: Es bat diefer Geſetzentwurf 
fomit einffimmige Annahme gefunden. ® 

Es war died der zweite und Ichte Gegenftand der 
Tagesordnung. Ich habe, obſchon die Tagesordnung been 
det, die Kammer zu erfuchen, noch einen Augenblick hier 
zu verweilen. Es foll die ftändifche Schrift, dad proviſo⸗ 
riſche Steuerausfchreiben betreffend, vorgetragen werden, 
Herr Bürgermeifter Koch wird mit derfelben bald aus der 
Zweiten Kammer zurüdfommen. 

Meine Herren! Es geht mir eben die Notiz zu, daß 
die Schrift noch nicht foweit vorbereitet ft, um hier ver 
leſen werden zu koͤnnen und jo müffen wir die Verlefung 
derfelben bis zum künftigen Montag ausfegen. Sch bes 
merke aber in Bezug “auf die naͤchſte Sitzung Folgendes: 
Sie wird ftattfinden Montag um 10 Uhr; Gegenftand ber 
Tagesordnung wird fein die Berathung des Berichts der 
Bwifchendeputation über den Entwurf einer Kirchenordnung 
für die evangeliſch⸗ lutheriſche Kirche im Königreich Sachfen. 
Die heutige Sitzung ift geichloffen. 

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 47 Minuten.) 


NRedacteur H. Meinhold, Secretaͤr im Koͤnigl. Miniſterium des Innern. — Drud von B. ©, &gubner In Dredden. 





Letzte Abfensung zur Poſt: am 13. December 1860. 
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Mitthbeilungen 


über die Berhandlungen des Landtage. 


1. Kammer. 











6. 


Dresden, am 17. December 








Sechste öffentlihe Sigung der Erfien Kammer 
am 10. December 1860. 


Iuhalt: 

Verleſung bes Protokolls. — Negiftrandenvortrag. — Vortrag 

* pers flänbifehen Schrift auf Das allerhoͤchſte Derret vom 
22. November 1860, bie proviforifche Forterhebung der 
Steuern und Abgaben im Jahre 1861 betr., und Geneh— 
migung berfelßen. — Yntrag auf Wahl eines Erfapmit- 
gliebes im bie dritte, Deputation. — Berathung des Ent- 
wurfs der Kirchenordnung für bie evangelifch-Tutherifche 
Kirche Im Königreiche Sachſen. Allgemeine Berathung. 


— 


Die Sigung beginnt um 10 Uhr 12 Minuten in 
Gegenwart. von 38 Kammermitgliedern, fowie in Anwefen: 
Heit des Staatsminifters v. Falkenflein und der koͤnig 
lichen Commiffare Geheime Rath Dr. Hübel und Ge 
heime Kirchenrath Gilbert, mit Verlefung des über die 
ietzte Sitzung aufgenommenen Protokolls durch Secretaͤr 
v. Egidy. 

Praͤſident v. Schönfeld: Hat Jemand gegen bie 
Haffung des focben verlefenen Protokolls etwas zu er 
innern? Wo nit, fo ift dafjelbe als genehmigt anzu« 
fehen und id) erſuche den Herrn Domeapitular v. Schrö: 
ter und Se. Erlaucht den Herrn Grafen v. Shönburg, 
daſſelbe mit mit zu vollziehen. 

(Dies gefcjieht.) 

Wir wenden und num zum Vortrage aud der Ne: 
giftrande und ih würde den Herrn Secretaͤt d, Egidy 
zu erſuchen haben, denfelben zu bewirken. 

(Mr. 67.) Protokollertract der Zweiten Kammer vom 
3. December 1860, bie weitere Berathung bed Berichtes 
über den Gewerbegefebentwurf enthaltend. 

Präfident v. Schönfeld: Es wird darüber Fein weis 
fel obwalten, daß diefer Protofollertract an die betreffende 
Zwiſchendeputation zu gelangen hat. 

Mr. 68.) Petition der Gemeinden Deuben unb Nieder⸗ 
näßlich durch, deren Gemeindevorftände &. H. Triemer und 
Gottfried Müller, vom 28. November 1860, um Herſtel⸗ 

1.8. (1. Abonnement.) 
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lung einer Chauffeeverbindung vom Plauen'ſchen ‚Grunde 
aus nach Dippoldiswalde und Umgegend. 

Präfident v. Schönfels: Es iſt dies ein Bubgete 
gegenftand und wirb daher an die Zweite Kammer, nach 
der befichenden Ordnung abzugeben fein, weil bort alle 
Finanzgegenftände zuerff zur Berathung gelangen. 

(Nr. 69.) Beſchwerde Louiſen Friederiken Springer 
und Genoffen zu Neufchönfeld vom 1. December 1860, an« 
geblidy erlittene Verluſte in einer Nachlaßſache betr. 


Präfident v. Schönfels: Es iſt dies eine ziemlich 
volumindje Eingabe und der Vorſchlag des Dirceroriums 
geht dahin, diefelbe an die vierte Deputation gelangen zu 
laffen. Iſt die Kammer damit einverftanden? — Eins 
fiimmig 3a. ; 

(Mr. 70.) Einladung ded hohen Kriegsminifteriumd 
vom 6. December 1860 zu der am Geburtstage Sr. Majeftät 
des Königs am 12. December auf dem Theaterplage Mittags 
halb 1 Uhr abzuhaltenden Parade der hiefigen Garnifon. 


Präfident v. Schönfeld: Diefe Einladung lautet 
folgendermaaßen: 

„Das Kriegsminifterium beehrt fi) andurch mitzus 
theilen, daß, wie in frühern Jahren, am Geburtstage Sr. 
Majeftät den 12. dieſes Monats Mittags %1 Uhr die hie- 
fi Garnifon zu einer Parade auf dem Theaterpiatze aus⸗ 
tüden und die Revue dafelbft von St. Majeftät in Aller 
höchfteigner Perfon abgehalten werben wird, für den Fall, 
daß den Herren Mitgliedern der hohen Ständeverfammlung 
genehm fein follte, derfelben beizuwohnen. «; Dresden, am 
6. December 1860. Kriegäminifterium. v. Nabenhorft.” 

Es wird die Kammer damit einverftanden fein, daß 
fir diefe Einladung der Dank im Protokolle niederzu⸗ 
legen iſt. 

(Nr. 71.) , Chriftian Friedrich Gerhardt zu Coͤlln bei 
Meißen überreicht eine gedrudte Petition A Förderung 
der Ausführung einiger von ihm gemachten Erfindungen 
und Verbefferungen im volkswirthſchaftlichen Iniereſſe zur 
vorläufigen Kenntnißnahme. der Kammermitglieder. 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint, als wenn dies 
nur eine vorläufige Benachrichtigung fein follte, die der 
Verfaſſer den Kammern giebt. Er drückt in dem Begleit⸗ 
ſchreiben aus, daß er mit Näcftem eine Petition einreichen 
werds, die. Gegenftände betreffend, ‚die fehr wichtig wären. 
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Es ſcheint daher, daß, obwohl diefe Petition gedruckt bei 
ũegt, noch mehr von dem Verfaſſer zu ermarten iſt und ich 
ſchiage daher vor, dieſe Eingabe zu aſſerviren, bis die Haupt ⸗ 
petition anlangt. — Genehmigt. 

(Mr. 72.) Protokollauszug der Zweiten Kammer vom 


6. December 1860, die fortgefehte Beratung des Berichtes 
über den Gewerbegeſetzentwurf betr, 


Präfident v. Schönfeld: Ich bitte den Herrn Secre⸗ 
tär, die folgende Nummer zugleid) mitzutheilen. 


(Mr. 73.) Auszug beffelben Protofoles, enthaltend 
die Berathung über den Entwurf, die Errichtung von Ger 
werbegerichten betr. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird bei diefen Nums 
mern ebenfalls fein Zweifel fein, daß die betreffende Zwiſchen ⸗ 
deputation diefen Protofollertract zu befommen habe. Es 
war dies bie letzte Nummer der heutigen Regiſtrande. 

Eine Entfhuldigung iſt eingegangen von Seiten des 
Herrn v. Böhlau; derſelbe iſt erkrankt und wird für bie 
naͤchſten Sitzungen nicht in der Kammer erſcheinen können. 
Here Biſchof Forwerk wuͤnſcht einen Urlaub auf vierzehn 
Zage und zwar vom 10, bis mit 24. dieſes Monats; ich 
frage die Kammer, ob diefelbe diefes Gefuch genehmigt? — 
Einftimmig Ja. 

Sch weiß nicht, ob Herr Bürgermeifter Koch geneigt 
iſt, die fändifche Schrift vorzutragen in Bezug auf die 
proviſoriſche Steuererhebung; es würde jest der Zeitpunkt 
dazu gekommen fein. 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch verlieft die ſtaͤndiſche Schrift 
auf das allerhöchfte Decret vom 22. November 1860, die 
proviforifche Forterhebung der Steuern und Abgaben im 
Jahre 1861 betreffend. 


Präfident y. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand gegen bie Faffung der foeben verlefenen Schrift 
‚etwas zu erinnern hat. Wo nicht, fo ift diefelbe als ges 
nehmigt anzufehen und wird in dieſer Weiſe abgelaffen 
werben. Herr v. Beſchwitz wird der Kammer eine Mit: 
theilung machen, die dritte Deputation betreffend. 


Kammerherr v. Beſchwitz: Ich bitte ums Wort! 
Leider ift ein fehr ehrenwerthes Mitglied ber dritten Depn- 
tation erkrankt und zwar dürfte daffelbe dadurch veranlaßt 
fein, laͤngere Seit auf feine Thaͤtigkeit in der Kammer zu 
verzichten. Da nun, wie befannt, ber Gefchäftskreis der 
dritten Deputation anſcheinend ein fehr umfänglicher auf 
biefem Landtage ‘fein wird, fo wollte ich mir den Antrag 
an das hohe Präfidium erlauben, die Wahl 'eines Erſatz⸗ 
mitgliedes in die dritte Deputation auf eine der naͤchſten 
Tagesordnungen zu bringen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich glaube, der Wunſch 
des Herrn v. Beſchwitz iſt begründet, fo daß die Kammer 





ſich gewig mit mic darin einverftchen wird, demfelben Folge 
zu geben und ich würde, fofern Niemand etwas dagegen 
einwendet, die beantragte Wahl eines Erfagmitgliedes für 
die britfe Deputation auf eine der nächften Tagesordnungen 
bringen. 

Etwas Weiteres ift nicht mitzutheilen und wir Können 
daher zur Tage sordnung übergehen. Ich Habe ven 
Herrn BVicepräfidenten Freiherrn v. riefen zu erſuchen, 
den Rednerſtuhl zu betreten und ums den Bericht vorzu⸗ 
tragen, den bie Zwifchendeputation über den Entwurf 
der Kirhenorbnung für die evangelifcheluthes 
riſche Kirche im Königreih Sahfen erftattet hat. 


Referent Freiherr v. Friefen: Das hohe Decret 
vom 6. November 1860 lautet: 


St. Königliche Majeftät haben den Entwurf einer 
neuen Kirchenordnung für die evangelifchelutherifche Kirche 
und den Entwurf eines Gefehes, diefe Kirchenordnung und 
die Aufhebung der ihr entgegenftehenden älteren Gefehe ber 
treffend, fammt den dazu gehörigen Motiven den von der 
vorigen Ständeverfammlung gewählten Bwifchendeputatior 
nen zur Vorberathung vorlegen laffen und laffen nunmehr 
beide Entwürfe fammt Motiven bezichendlich zur Beguts 
achtung und verfaffungsmäßigen Erklärung ben getreuen 
Ständen, welchen Allerhöchftdiefelben in Huld und Gnaden 
wohl beigethan verbleiben, angefügt zugehen. 

Dresden, am 6. November 1860. 


Johann. 


(L.S.) Sohann Paul v. Falfenftein. 


Geſetz-Entwurf, 


die Kirchenordnung für die evangeliſch⸗ lutheriſche Kirche 
und die pa, der ihr enfgegenftehenden älteren 
eſetze betreffend, 


Bir, Johann, von Gottes Gnaden König von 
Sachfen zc. ıc. 2c. haben die von Unferen in Evangelicis 
beauftragten Staatsminiſtern vorgefchlagene neue Kirchen: 
ordnung für die evangelifhelutherifche Kirde 
Unfern getreuen Ständen BE Begutachtung vorlegen laſſen 
und ertheilen nunmehr biefer Kirchenordnung, wie ſolche 
mit Rüdfiht auf das fländifche Gutachten von Unfern in 
Evangelicis beauftragten Staatsminiftern unter heutigem 
Tage, erlaffen wird, hierdurch Unfere landesherrlihe Ge 
nehmigung. Wir wollen auch und befehlen hierdurch allen 
Unferen Behörben und Unterthanen, weiche fie angeht, 
daß fie nach diefer Kirchenordnung ſich achten und berfel- 
ben = aus He nachgehen. 

em verordnen Wir, mit Zuftim „Unferer 
getreuen Stände, hierdurch i zn 


$. 1. 
Alle älteren Geſetze und Verordnungen, welche der 
neuen Kirchenordnung entgegenftehen, werden aufgehoben 
und treten mit Einführung derfelben außer ‚Kraft. 


8.2 
.; „‚snöbefondere werben das Geſetz vom 30, März 1844, 
die. Vertretung der evangelifchelutherifchen Kirchengemeinden 
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in Rechtsſtreitigkeiten befreffend, $. 2 des Geſetzes vom 12, 
December 1855, die Aufbringung des Bedarfs für Kirchen 
und Schulen er und bie $$. 273, 274 und 275 
der allgemeinen Städteordnung vom 2. Februar 1832, for 
weit fie die Vertretung der Stadtgemeinden in kirchlichen 
Angelegen heiten den Stadtverorbneten übertragen, hierdurch 
aufgehoben. Es bleiben jedod die durch dieſe Gefehe ger 
orbneten Vertreter noch fo lange in Wirkſamkeit, bis die 
nad der neuen Kirchenorbnung zu wählenden Kirchenvor⸗ 
ftände eingefegt fein werden. 


$.3. 

Sollen zur Ausführung eines vom Kirchenvorſtande 
gefaßten Beſchluſſes Anlagen in ber Gemeinde — 
werden, ſo ſind vor Ausführung deſſelben beziehendlich die 
durch die allgemeine Staͤdteordnung vom 2. Februar 1832, 
durch die Sandgemeindeorbnung vom 7. November 1838, 
fowie durch das Geſetz von demjelben Tage, die Anwendung 
der Landgemeindeordnung auf Fleinere Städte betreffend, ger 
orbneten Vertreter der politifchen Gemeinden zu hören. 


$. 4. 

Faͤllt der Kirchenbezirk in feinem räumlichen Umfange 
mit dem Bezirk ber politifhen Gemeinde nicht zufammen, 
fondern gehören zu einem Kirchenbezirke 

a) die Bezirke mehrerer politifchen Gemeinden, ihrem 

ganzen Umfange.nach, ober auch nur theilweife, oder 

b) Güter und Grundftüde, welde nach $..20 der Land: 

emeindeordnung vom Gemeindeverbande ausge 
Ploffen find, 5 
fo haben ſich 
zu a die Vorftände aller derjenigen Gorporationen, 
welchen: die Vertretung der betreffenden politifchen Ge⸗ 
meinden und Gemeindetheile zuftcht und e 
zu b die Befiter der betreffenden Güter oder Grunds 
ſtuͤcke oder deren Stellvertreter 
über den Beſchluß des Kirchenvorſtandes zu erklären. 


5 

Findet das Confiftorium in’ befonderen Fällen für 
einen einzelnen Gemeinbetheil — fei es nun, daß folder 
zu einer größeren Parochie gehöre, ober daß er für ſich 
allein eine Parochie bilde — die han einer fpeciellen 
Vertretung zur Abgabe einer ſolchen Erklärung nothwen ⸗ 
dig, fo ift ſoiche durd) ein von diefer Behörde zu beſtaͤti⸗ 
endes Particularftatut in der Maaße feftzuftellen, daß das 
bei, foviel thunlich, die Analogie der Wahlen in den Polis 
tifchen Gemeinden zum Anhalten genommen wird, 


. 6. 

Die 8. 3, 4 und 5 — Vertreter haben die 
Schuldverſchreibung ausʒuſtellen, wenn von der Kirchenge⸗ 
meinde ein Darlehn aufgenommen wird, und Über die Anz 
wendung eines von dem gefehlichen abweichenden Anlage: 
fußes Beſchluß zu fafjen. Werden jedoch die Befier der 
vom Gemeindeverbande ausgeichlofienen Grundftüde von 
der Veränderung des Anlagefußes nicht berührt, fo haben 
fie auch an dem Befchluſſe darüber nicht Theil zu nehmen, 


STR 

Ueber eine Meinungsverfhiedenheit zwifchen dem Kir: 

chenvorſtande und den politifchen Gemeindevertretern, welche 

überhaupt die von der competenten geiftlichen Behörde für 

nöthig erklarten Leiftungen. in Kirchen und Schulange - 

Vegenheiten nicht verweigern dürfen, entſcheidet das Con- 
ſiſtorium. 
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8§. 8 
„Im Rechtsſtreitigkeiten mehrerer, zu einer Kirchenge⸗ 
meinde gehörigen politiſchen Gemeinden oder Gemeinde 
theile unter ſich wird, jeder flreitende Theil durch die Organe 
der betreffenden politifchen Gemeinde vertreten. 


9 
Wo es bei der Gleichheit des Schulbezirks oder fonft 
ausführbar ift, können durch ftatutarifche, von dem Con- 
fiftorium zu genehmigende Beftimmungen alle Geſchaͤfte des 
Sgutvorfandes dem Kirchenvorftande Übertragen werden, 


. 10. 
Das Miniſterium des Cultu3 und öffentlichen ‚Untere 
vichts iſt mit ber Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlic haben Wir. diefes 
t Geſetz 
eigenhändig vollzogen und Unſer koͤnigliches Siegel bei⸗ 
drucken laffen. — 
Dresden, am 


Es ſind hierauf zuvoͤrderſt die allgemeinen Motiven 
zu verlefen: 


Seit dem Jahre 1830 find von Zeit zu Zeit an die 
Staatöregierung fowohl, ald an bie Stände verfchiebene, 
mit zahlreichen Unterfchriften bedeckte Petitionen gelangt, 
welche Veränderungen in ver Verfaſſung der ————— 
lutheriſchen Kirche — Es ſprach ſich darin —. 
wieroohl unter vielfachen Mobificationen — dad Verlangen 
aus, daß den einzelnen Kirchengemeinden eine größere Theli⸗ 
nahme an ihren kirchlichen Angelegenheiten eingeräumt und 
ihrer Gefammtheit als Landeskirche, dem Staate und dem 
Kirchenregimente gegenüber, eine Vertretung gegeben werben 

— 


te. 

Dieſe Petitionen haben ſich beſonders gehäuft, nachdem, 
infolge der veränderten Landesverfaffung, nicht nur an bie 
Stelle der collegialen Behörde, welche bis dahin das Kirchen» 
regiment in oberfter Inftanz zu führen gehabt hatte, das 

inifterium des Gultus eingetreten, fondern auch bie Con⸗ 
fiftorien zu Dresden und zu Leipzig aufgehoben worden 
waren. Denn es hatte in ausgebreiteten Kreifen, unter 

Geiſtlichen und Laien, die Befürchtung Eingang gefunden, 
daß durch diefe Veränderungen bie Vertretung. der Kirche, 
dem Staate gegenüber, geſchwaͤcht und wefentliche Garantien 
für eine. gleichmäßige Verwaltung der Firchlichen Angelogens 
heiten verloren gegangen fein, 

‚Die Staatsregierung und das Kirchenregiment haben 
diefem überaus wichtigen Gegenftande fortwährend eine 
lebhafte Theilnahme gewidmet und wiederholt ihre Bereit⸗ 
willigkeit gezeigt, den in der evangelifchen Landesfirche laut 

jewordenen MWünfchen wenigſtens theilweiſe in geeigneter . 

‚aaße zu entfprechen. 

Schon zur Vorlegung an bie cerfte conftitutionelle 
Ständeverfammlung in den Jahren 1833/84 wurde ein 
Gefeentwurf über eine Kirchengemeindeverfretung ausge» 
arbeitet, der. jedoch nachher wegen der ſchon fehr ausgebehn- 
ten Dauer des Landtags nicht mehr am die Stände gelangen. 
Tonnte. Den in den Jahren 1842/43 verfammelten Stän 
den ward ein folder: Gefegentwurf vorgelegt; er Fam abe 
nicht bis zur fpeciellen Beratung. Dem folgenden, Land 
tage wurbe durch allerhoͤchſtes Derret vom 14. September 
1845 die. Abficht der Staatsregierung und des Kirhen- 
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regiments Fundgegeben, dem Bunfche der Einführung einer 
Presbyterial: und Synodalverfaffung in geeigneter Weiſe, 
wiewohl nur in der Art zu entiprechen, daß dadurch weder 
die Grundverfaffung und das einheitliche Beſtehen der 
evangelifchelutherifchen Kirche ‚gefährdet, noch die Rechte 
des landesherrlichen. ———— beeinträchtigt würden, 
mit ber Aufforderung an die ammern zur Ba befonderer 
Deputationen, welchen in der Bwifchenzeit vom Schluß 
des damaligen bis zum Beginnen des naͤchſten orbentlien 
Landtags der zu bearbeitende Gefeßentwurf darüber zur 
REN Prüfung und Begutachtung vorgelegt werden 
koͤnnte — 
Die Stände hielten darüber ſehr eingehende Berathun⸗ 
gen und ſprachen ſich in der Schrift vom 13. Juni 1846 
dahin aus: „Sie betrachteten vor Allem für nöthig, daß 
die Selbftändigkeit der evangelifch:lutherifchen Kirche vom 
Staate ald Grundfag anerkannt werde, daher eine Vertretung 
der gefammten Landeskirche überhaupt, fowie ber einzelnen 
Kirhengemeinden insbefondere, in geeigneter Weiſe ftatt 
inde, daneben aber auch für fie eine oberfte collegiale Ber 
jörde gebildet werde, welcher die eigentliche Kirchengewalt 
infoweit zu übertragen fei, als foldes- ohne Beeinträch- 
tigung ber Ianbeöherrlichen Stirchengewalt geſchehen Eönne”. 
Das Minifterium des Cultus und die in Evangelicis 
beauftragten Staatsminifter befhäftigten ſich darauf ange ⸗ 
Tegentlih mit der Bearbeitung einer neuen Verfaſſung für 
die evangelifchrlutherifche Kirche. Im der bewegten Zeit der 
nächftfolgenden Jahre wechfelten aber die Anfihten darüber 
mannigfach und es konnte nicht rathſam ericheinen, den 
nächften Landtagen einen Gegenftand zur Beratbung vor- 
zulegen, der vor Allem der ruhigften Erwägung bedarf. 
Auf den wiederholten Antrag der Stände in der Schrift 
vom 28. December 1854 ift diefe Angelegenheit wieder vor 
al ‚Hand genommen und nach vielfeitiger gründlicher Er— 
ung 
R 1) der Entwurf einer Kirchenordnung 
geliſch· lutheriſche Kirche im Königreiche & 
2) ein Gefehentwurf, die Kirchenordnung für. die 
evangelifch-lutherifche Kirche und die Aufhebung der ihr 
entgegenftehenden älteren Gefege betreffend, 
ausgearbeitet worden. 


Bei den, diefen Entwürfen voranögegangenen Ers 
wägungen hatte man zunächft die Frage zu erörtern: Wer 
die beabfichtigten Veränderungen in ber Verfaſſung ber 
evangelifch-lutherifchen Kirche anzuordnen und auszuführen 
habe? und man war nicht zweifelhaft, diefelbe dahin zu, be⸗ 
antworten, daß bie Berechtigung dazu nur der Kirche ober 
ber über biefelbe und in diefelbe hineingefegten Iandeshert- 
lichen Kirchengewalt, unter der Oberaufficht der Staats: 
gewalt, zufteht.. : 

Nach $.57 der Verfaffungsurfunde für das Königreii 
Sachfen follen j 3 ’ a 

„Die Anordnungen in Betreff der innern kirchlichen 
Angelegenheiten der befonderen Kirchenverfaflung einer 
jeden Confefſion überlaffen en air 

Es bedarf alfo nicht erft einer Anerkennung der Selb: 
ſtaͤndigleit der, evangelifchzlutherifchen Kirche, dem Staate 
gegenüber, wie fie die ftändifhe Schrift vom 13. Juni 
1846 für nöthig anfieht. Diefe Selbftändigkeit ift in der 
Berfaflungsurkunde bereitö anerkannt und es hat kraft der⸗ 
felben die Kirche ihre Verfaffung ſich felbft zu geben. Die 
Organiſation der Eichlichen Gefelichaft, die Sinung und 


für die evans 
jachſen und 


Einfegung der Organe, durch welche fie im engern Kreife 
der Parochialgemeinde, wie im weiteren Kreife ber Landess 
Firche ihre gefelichaftlichen Nechte ausüben, welchen fie bie 
Zeitung der gemeinfamen Angelegenheiten übertragen wil, 
die gefelfchaftlichen Verhaͤltniſſe der Kirche zu ihren Mit⸗ 
gliedern und die Verhältnifje diefer, als folder, unter ſich, 
die Verwaltung des Kirhengutes ac.: alles Diefes find 
entſchieden innere Angelegenheiten der Kirche und mithin 
den eignen Anordnungen der Kirche überlaffen. Und wenn 
im Königreihe Sachfen ſchon feit der Neformation des 16, 
Zahrhunderts die Tandeöherrliche Kirchengewalt in aner⸗ 
Eannter Wirkfamkeit befteht, wenn folde durch den ange 
zogenen Paragraphen der Verfaffungsurkunde aushrüclic 
beftätigt ift, und zu den vornehmften Befugniffen derfelben 
das der Eirchlichen Gefeggebung, fowie das ber Einfekung 
der kirchenregimentlichen Behörden gerechnet wird, fo find 
die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter, als bie 
Träger der landesherrlichen, Kirchengewalt, diejenige Ber 
hörde, welche die Kirchenordnung feftzuftellen und in Aus- 
führung zu bringen bat. 

Die Kirchengewalt bedarf zu biefer Ausführung ſelbſt ⸗ 
verftändlich der Genehmigung der Staatögewalt, welche, 
kraft ihres jas eirca sacra zu enwägen hat, ob Die Kirchen ⸗ 
ordnung den verfafjungsmäßigen Nechten der evangelifche 
Tutherifchen Kirche entfpricht, oder ob fic diefen Rechien ber 
Kirche oder den Nechten des Staates Über die Kirche, ober 
auch anderen Intereffen, welche der Staat zu wahren die 
Aufgabe hat, zu nahe tritt. 

Bei der großen Wichtigkeit diefer Angelegenheit muß 
es der Staatsregierung auch rathfam erfeheinen, dag Urthell 
der Landftände über die neue Kirchenordnung N hören 
und e& ift dies fogar infoweit nothwendig, weil bie Stände 
die Mittel zu bewilligen haben werden, welche für die Bes 
hörben bes landes herrlichen Kirchenregimentd, fowie für die 
Spnoden erforderlich find und aus der Staatscajje ge— 
währt werden follen, 

Mas aber weder von der Kirche, noch überhaupt auf 
dem Verwaltungswege geſchehen kann, das iſt die Bes 
feitigung politifcher Gefege, die in Verhältniffe eingreifen, 
welche die Kirche vermöge ihres Gelbftbeftimmungsrechtes 
durch die Kirchenverfaffung zu ordnen hat. Diefe Geiche 
aufzuheben und damit der Kirche die ihr zulommende Autor 
nomie zu gewähren, ift ber Zweck des Geſetzes, welches in 
dem obgedachten Entwurfe vorgelegt wird. 


Uebergehend zu ber Frage: Welche Veränderungen an 
der gegenwärtigen kirchlichen Beraflung vorzunehmen fein 
möchten, wird man erft einen Blick auf die urfpringliche 
Verfaffung der evangelifchelutherifchen Kirche in Sachen 
und auf die in den legten Jahrzehnten eingerretenen Mor 
bificationen derfelben zu werfen haben. 


Der Grumdtypus unferer evangelifchelutherifchen Kir: 
henverfaffung, wie fie gefchichtlich aus der Neformation 
des 16. Sahrhunderts fich entwidelt hat, ift der eines lan⸗ 
deöherrlichen Episcopates mit volftändiger Confiftorialver- 
faffung. Nach der zu jener Zeit erfolgten Lobſagung von 
dem römischen Episcopat übernahmen bie fächfifchen Landes⸗ 
herren, im Einverftändnig mit den damaligen Feudalſtaͤn⸗ 
den des Landes, welche man unter den damaligen Umftän- 
den alö Vertreter der Kirchengemeinden wohl anfchen Fonnte, 
dad Kirchenregiment und übertrugen die Ausübung deſſelben 
mehreren Conſiſtorien: aus geiftlichen und weltlichen Mitr 
gliedern zufammengefesten Collegien. Der Uebertritt des 
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Negentenhaufes zur roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche im Jahre 
1697 änderte an diefer Verfaffung im Wefentligen nichts, 
indem der Landesherr nur die unmirtelbare Ausübung feiner 
biſchoͤflichen Nechte einem Collegium der hoͤchſten Staats- 
beamten übertrug; und die bürgerliche Berfaffungsurfunde 
vom 4, September 1831 hat ſolche $. 57 durch die Ber 
fimmung: 

Alle Anordnungen im Betreff der innern kirchlichen 
Angelegenheiten bleiben der befondern Kirchenverfafung 
einer jeden Confefjion überlaffen. Insbefondere wird die 
Ianbeöherrliche Kirchengewalt über die evangelifchen Glau⸗ 
bensgenoffen, fo lange der König einer anderen Gon- 
feifion zngethan ift, von ber $. 41 bezeichneten Minifterials 
behörde ferner in der zeitherigen Maaße ausgeübt”, 

nicht nur beftätigt, fondern auch einer freieren Ausbildung 

derfelben allen wünfchenswerthen Raum gegeben. 

‚Die erfte eingreifende Veränderung erfuhr jedoch diefe 
Kirchenverfaſſung zu berfelben Zeit durch bie Verordnung 
vom 7. November 1831, die Einrichtung der Minifterialder 

jartementd und bie darauf Bezug habenden proviforifchen 

— betreffend, welche 4 E VI. alle Geſchaͤſte und 

Befugniffe des mit dem Oberconfiftorium. zu Dresden dere 

bundenen Kirchenrathes in Beziehung auf die evangelifch 

eifttichen und Schulangelegenheiten auf das Minifterium des 
us und öffentlichen Unterrichts übertrug — eine zweite 
durch die Verordnung vom 10. April 1835, die veränderte 

Drganifation der evangelifch-Tutherifchen Mittelbehörden 

berreffend, welche von den in Evangelicis beauftragten 

Staatsminiftern im Einverftändniß mit der hierüber von den 

Ständen unter dem 29. Detober 1834 abgegebenen gut ⸗ 

achtlichen Erklärung erlaffen, die Gonfiftorien zu Dresden 

und Leipzig aufhob, die Gefchäfte derfelben in der Haupt: 
fache den Kreisdirectionen überwies und $. 11 für die ger 
hörige Beſtellung des geiftlichen Amtes, die diesfalls erfors 
derlichen Prüfungen, die Beauffichtigung der Gandidaten 
des Predigtamtes, vorzüglich aber für die Wahrnehmung 


der innern Angelegenheiten ber evangelifhen Gonfeffion in | N 


hiefigen Landen und bie reifliche gutachtliche Berathung ders 
felben das evangelifche Landesconjiftorium einſetzte. 

Die Staatöregierung und das Kirchenregiment hatten 
zu jener Zeit urſpruͤnglich nicht die Abficht, die Confifto: 
vialverfaffung der evangelifcy:lutherifchen Kirche mehr abzu⸗ 
ſchwaͤchen, als dies durch die angeführte Verordnung vom 
7. November 1831 ſchon gefchehen war. Durch die Vers 
handlungen mit den in den Jahren 1833 und 1834 ver- 
fammelten Ständen gedrängt, entfernten fi aber immer 
mehr von dem Princip derfelben und fuchten nur die Keime 
und Elemente einer Confiftorialverfaffung mothdürftig zu 
erhalten. So entftand gewiffermaaßen ais Nothbehelf der 
Pian für das evangelifche Landesconfiftorium. 

Die begutachtenden Landftände, namentlich der Zweiten 
Kammer, fanden den Gedanken, mit den neuen vier ftaat- 
lichen Mittelbehörden der Verwaltung auch die Mittelbes 
hörden der Landeskirche zu verbinden, ganz entfprechend. 
Die Exfte Kammer vereinigte ſich, wiewohl nad längerem 
Widerftreben, mit diefem Gutachten, und auf diefe Weife 
Tamen bie gegenwärtigen Einrichtungen zu Stande, durch 
welche man die Interefjen der Kirche genügend wahrge: 
nommen und fichergeftellt zu haben der Meinung war. 

Schon damals erhoben fih aus ber Kirche viele 
Stimmen von Geiftlichen und Laien, welche die geſchehene 
Veränderung ber Confiftorialverfaffung beflagten und die 





Wiederherſtellung derfelben verlangten, insbefonbere auch 
weil die den Kirchengeſellſchaften in $.57 der Berfaffungs- 
urfunde zugeftandene Gelbftändigfeit und freiere Bewegung 
durch Uebertragung des Kirchenregiments in höchfter Inftanz 
auf eine Staarsbehörde, das Minifterium des Cultus, der 
evangelifchzlutberifchen Kirche verfümmert worben- je. Dier 
felben Anfichten ſprachen ſich mehrfach in den Verhands 
lungen der Stände, fowie in deren Anträgen aus, und es 
fann nicht in Abrede geftellt werden, dag das Princip der 
Eonfiftorialverfaffung, welches insbefondere durch die Ein- 
fegung des evangeliihen Landesconſiſtoriums hatte gewahrt 
werden follen, in diefem Collegium eine genügende Stüge 
nicht hat finden koͤnnen. 

Bei Entwerfung des den Ständen vorgelegten Planes 
zur Organifation der evangelifchelutherifchen kirchlichen Mittels 
behörden dachte man in dem zu errichtenden Landescon— 
fiftorium eine Behörde für die wichtigften inneren Angele- 
genheiten zu begründen, welche die geiftigen Intereffen ber 
Kirche nach allen Seiten hin, auch den Staatsbehörden 
gegenüber, vertrete. Die Verordnung vom 10. April 1835 
wied aber demfelben im Einzelnen einen fo beſchraͤnkten 
Wirkungskreis an, daß es, von jeder unmittelbaren Berühs 
rung mit der Kirche und ihren Dienern — die Prüfungen 
der Gandivaten und der Geiftlichen ausgenommen — abges 
ſchnitten, eine freie, irgend eingreifende Wirkſamkeit nicht 
entwideln und nicht die Stellung gewinnen fonnte, der es 
zur Erfüllung der ihm urfprünglich Ben Aufgabe 
beburfte, wenn aud) feine Näthe durch andere vielbejchäf- 
tigte Uemter nicht abgehalten gewefen wären, diefer Aufe 
gabe ſich mit ganzer Kraft zu widmen, 

Die in Evangelieis beauftragten Staatömintfter find 
daher, im Einverftändniß mir der Staatsregierung, zu der 
Ueberzengung gelangt, daß, um ben Anfprüchen der evans 
gelifchzlutherifchen Kirche auf felbftändige Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten und aufgenügende Vertretung ber Siaats⸗ 
vegierung gegenliber gerecht zu werden, die frühere Con— 
Aforiatverfaffung, mit den“ durch die veränderten ftaatlichen 
Verhältniffe gebotenen Mobdificationen wieder  hergeftellt 
werden müffe, daß aber daneben eine — Vertre⸗ 
tung der Kirchengemeinden durch von ihnen gewählte Kir⸗ 
henvorftände zu organifiren und in gewiffen Zeitraͤumen 
eine Landesſynode zu berufen fei, mit, welder das Kirchen— 
tegiment die wichtigften Angelegenheiten berathen, welche 
auch das Recht haben foll, ‚Anträge zu ftellen und Bes 
ſchwerden bei dem Kirhenzegimente und der landesherr— 
lichen Kirchengewalt zu führen. 


Soweit gehen die allgemeinen Motiven. Die folgen 
den Stellen betreffen die Kirdenvorftände und Synoden 
und lauten: 


Der Wunſch der einzelnen Kirchengemeinden auf eine 
Repräfentation in Beziehung auf ihre eigenen Angelegen- 
beiten und auf eine mehrere Theilnahme an der Leitung 
derfelben iſt jedenfals gerechtfertigt, und wenn dieſem 
Wunſche auf angemeffene Weife genügt wird, fo Tann dies 
nicht nur der Kirche keinen Rachtheit bringen, fondern es 


wird im Gegentheil das kirchliche und religiöfe Leben in 
den Gemeinden und damit auch das Leben der Landeskirche 
fördern. Denn die Erfahrung hat es bewährt, daß in bene 
jenigen Landeskirchen, welde den Gemeinden mehr Ein- 
fluß auf das kirchliche Welen und eingreifendere Rechte in 
Beziehung auf daffelbe gewähren, das kirchliche eben ſich 
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viel reger und reicher entfaltet, als da, wo Alles in die 
Bände des Kirchenregiments und der Geiftlichen gelegt iſt 

Ueber den Werth und Einfluß ſynodaliſcher Eintich . 
tungen find die Anſichten noch immer fehr getheilt., Viele 
verfpredhen ſich große Vortheile von der Drganifation von 
Spnoben, von Verfammlungen frei gewählter Vertreter 
aller Kirchengemeinden; fie erwarten, daß folde Verſamm ⸗ 
Lungen das Kirchenregiment ftärfen und ftügen und eine 
Quelle reichen Segen für die Kirche werden würden, Nicht 
Weniger warnen aber vor ber Cinführung eines folhen 
Nepräfentatiofyftems in der Gefammtlicche und fürdten 
davon eine Herrfchaft zufälliger Majoritäten und unkirchlicher 
Parteibeftrebungen. - 

Beide Anfihten haben gewichtige Gründe für fih und 
es läßt fich die freitige Frage wohl durch feine principielle 
Erörterung löfen. Da jedoh das evangelifche Kirchen 
regiment, je freier und unabhängiger feine Stellung der 
Staatögewalt gegenüber ift, um fo nothiwendiger einer engeren 
und innigeren Verbindung mit den Kirchengemeinden bes 
darf; da es die Gemeinden zu lebendiger und georbneter 
Theilnahme an den kirchlichen Dingen heranziehen muß, 

um auf organiſche Weife in ben Gemeinden Wurzel zu 
fäffenz; da dies nur durch fpnodalifche Inftitutionen, welde 
ih in biefer — fon vielfach als nuͤtzlich und heil« 
fam bewährt haben, geichehen Tann: fo ſchien es doch rath- 
daR eine berathende Landesfynode zu organifiren. Die 
andeskirche erhält mit ihr ein Organ, durch weldyes fie mit 
dem Kirchenregiment und dieſes mitihr in einen lebendigen 
Wechfelverkeht treten Tann, der vorzugsweiſe geeignet iſt, 
einerfeits in den Kirchengemeinden das Gefühl der Zufammens 
gehörigkeit zu ftärfen, andererfeits dad Kirchenregiment vor 
einer nachtheiligen Iſolirung von den Kirchengemeinden zu 
bewahren. ine foldhe Synode wird auf die Führung des 
Kirchenregiments von wefentlichem Einfluß fein und doc, 
da fie nur eine berathende fein foll, ganz im Sinne des 
ftändifchen Antraged vom Jahre 1846, die Iandeöherrliche 
Kirchengewalt nicht beeinträchtigen. 

Was die kirchenregimentlichen Behörden anlangt, fo 
erben die Kirchen» und Schulinfpectionen durch Anftellung 
felbftändiger, in geiftlichen Wemtern nicht beſchaͤftigter Su: 
perintendenten Fräftiger organifirt, der Geſchaͤftskreis ders 
felben erweitert und nur die durd) Recefverhältniffe mit dem 
Haufe Schönburg gebotenen Ausnahmen zur Zeit vors 
behalten. Inwiefern die Verhättniffe der Oberlaufis, welche 
bisher feine Superintendenten hatte, eine befondere Vers 
einigung mit den Provinzialftänden Über diefen Punkt noth⸗ 
wendig machen werben, bleibt zur weitern Erwägung und 
Verhandlung mit letzteren ausgeſetzt; man hat jedoch zur 
geit darauf Feine Fuͤckſicht gehommen, weil man die Zus 
——* gedachten Provinzialftände zu erlangen wohl 
hoffen darf. 

Ferner werden die mit den Kreisdirectionen verbundenen 
Kirchen: und Schuldeputationen als felbftändigere Bezirks; 
eonfiftorien conftituirt und mit Aufhebung des evangelifchen 
Kanbesconfiftoriums, dem ftändifchen Antrage wenigitens im 
Weſentlichen entſprechend, zur Verfretung der ebangelifch- 
lutheriſchen Landes lirche und zu Verwaltung ihrer Angelegen⸗ 
heiten in höchfter Inſtanz mit Ausnahme der Außen Vers 
waltung und der Disciplinarfaden, ein Oberconfiftorium 
eingefebt. Es fonnte hierbei bie Frage nicht umerörtert 
bleiben, ob noch Mittelbehörben nöthig fein würden, wenn 
man den Kirchengemeinden eine größere Theilnahme an der 
Localverwaltung einräumt, die Kitcheninfpection für {bie 


meiften Fälle als erſte enticheidende Inſtanz conftituirt und 
ein Oberconfiftorium ald oberfte Inſtanz einfetzt, da- bis zum 
Sabre 1831 für Eirchliche Angelegenheiten auch nur zei 
Inftanzen in den Gonfiftorien als erfte und der mit: dem 
Dberconfiftorium verbundene Kirchenrath ald zweite Ins 
fanz beſtanden hatten. In Erwägung der gebeihlichen 
Wirkfamkeit, welche die Kicchen- und Schuldeputationen in 
den Kreisdirectionen feit ihrem Beftchen insbefondere für 
das Schulwefen entwicelt Haben und zu welcher ihren nicht 
nur eine genauere Kenntniß der Cocalverhältniffe zur Seite, 
fondern auch in der Provinz mande Mittel zu Gebote fte- 
hen, über welche eine Gentralbehörde in der Hauptftadt nicht 
verfügen kann; in Grwägung aller Vortheile, welde aus 
einer näheren Verbindung der Gonfiftorialbehörben mit den 
Mittelbehörden für bie politiiche Verwaltung erwachlen, da 
beiderlei Verwaltungen, die Firchliche und die politifche, mit 
denfelben Gemeinden zu verkehren haben und daher immer 

and in Hand gehen müffenz in Erwägung der Unent⸗ 
bebrlickeit folcher Behörden für die Schulfachen, entſchied 
man fi für die Beibehaltung kirchlicher Mittelbehörden, 
Das Minifterium des Gultus giebt die dem Oberconfiftorium 
übertragenen Gefchäfte ab, der Gefhäftöfreis der in Evan- 
gelicis eiftinska Staatsminifter bleibt aber unverändert, 
fo daß die iandesherrliche Kirchengewalt ganz in ber zeits 
herigen Maße fortbeftchen fol. 


Der Bericht der Zwiſchendeputation lautet: 


Die Entwürfe einer Kirchenordnung für bie ehangeliſch ⸗ 
Tutherifche Kirche im Koͤnigreiche Sachlen und eines dazu 
gehörigen Gefetseö, über weldhe die unterzeichnete Zwiſchen⸗ 
deputation gegenwärtig Bericht zu_erftatten hat, find Ir 
flimmt, eine Umgeftaltung oder Erneuerung der cvanger 
üſchen Kirchenverfaſſung ins Leben treten zu laſſen, weiche 
von der ÖStaatöregierung ſchon feit längerer Zeit beah⸗ 
figtigt, von einem großen Theil der ſaͤchſiſchen Geiftlichteit 
gewünfht und von den Landftänden felbft früher ſchon nad) 
gründlicher Berathung als nothwendig anerfannt worden iſt. 
Schon bei der Eröffnung des erſten conftitutionellen Land 
tags, am 27. Januar 1853, kundigte der Vorſihende bed 
Geſammtwiniſteriums „eine Umgeftaltung ber evangeliſchen 
Kirchenverfaſſung! und cine deöfalfige Boriage an, wobei 
ausdrüdtich auf die in diefer Beziehung von der fächfifchen 
Seiftlichkeit bereits bei dem Landtage von 1830 geäuerten 
Wünfhe, auf das von ihnen erforderte Gutachten und auf 
ähnliche Vorfchritte in andern proteftantifchen Ländern Ber 
zug genommen wurde. Die große Menge und Wichtigkeit 
der dem Landtage von 1833/34 übergebenen Berathungd 
gegenftände ließ es der Staatsregierung damals nicht rathe 
fam erfcheinen, den bereits ausgearbeiteten Gefeßentwurf 
über eine Eichlihe Gemeindevertretung an die Stände ger 
langen zu laffen, es führten baher die bei biefem Landtage 
von ben Ständen auf Erforbern abgegebenen Erklaͤrungen 
nur zu der Aufhebung des Oberconfiftoriums zu Dreshen 
und bes Gonftftoriums zu Leipzig, deren Gefchäfte infolge der 
Verordnung vom 10. April 1835, mit Nuönahme der 
Juſtizſachen, an bie neuerrichteten Eirchlichen Mittelbeh,örden, 
die Kreiöbirectionen, und ein evangelifchelntherifches Kanded: 
eonfiftorium übergingen, wie denn auch ſchon vorher durch 
die Verordnung vom 7. November 1831, die Einrichtung 
der Minifterialdepartements betreffend, 5. AE und $. 9 
der vormalige Kirchenrath aufgehoben und ber größte heil 





der Obliegenheiten diefer Behörde auf has Minifterium drd 
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Cultus Übertragen worden war. Auch der Landtag 1842/43 
hatte in Sachen ber Tirchlihen Gemeindevertretung nad 
zweimaliger Borlegung der betreffenden Gefegentwürfe nichts 
weiter zur Folge, als die Vereinbarung über das Geſetz vom 
30. März 1844, die Vertretung der Kirchengemeinden in 
Nechtöftreitigkeiten gegen Dritte, fowie gegen Einzelne ihres 
Mittels betreffend. Hierliber war der Ständeverfammlung 
auf ihrem im Jahre 1834 geäußerten Wunſch bei dem 
Tandtage 1836/37 auch noch ein Negulativ über die Reſſort⸗ 
verhältniffe zroifchen dem Minifterium des Cultus und den 
in Evangelieis beauftragten Staatöminiftern zur Prüfung 
‚und Berathung vorgelegt worden, worauf, nachdem die 
Stände dem Entwurfe mit fehr wenigen "Abänderungen 
beigeftimmt hatten, die diefen Gegenftand betreffende Vers 
ordnung vom 12. November 1937 mit Beziehung auf den 
ſtaͤndiſchen Beirath ‚erlaffen wurde. Das Refultat aller 
dieſer Verhandlungen war folgendes; 

Un der Ausübung der Iandeöherrlichen Kirchengewalt, 
des jus episcopale, oder ber fogenannten Nefervatrechte, war 
etwas nicht verändert worden, vielmehr hatte diefelbe durch 
$. 57 der Verfaffungsurkunde, ſowie durch die Verordnung 
vom'12.Nov. 1837 neue Betätigung erhalten, fo daß diefelbe, 
wie $. 57 der Verfaffungsurfunde jagt, auch jet noch 
„in der zeitherigen Maaße“ ftattfindet. Auch if 
nebenbei zu bemerken, daß der „bisherige Auftrag in 
Evangelicis“ nicht blos, wie $. 41 der Derfaffungs- 
urkunde beftimmt, an zwei Mitglieder des Gefammtminie 
fterium, außer dem Minifter des Cultus, fondern nad) der 
Verordnung vom 7. November 1831, $. 4'E, an fänmts 
Kar Mitglieder des Gefammtminifteriums übertragen wor⸗ 

en war, 

Das Neffortverhältniß zwiſchen dem Cultusminifter 
und den in Evangelicis beauftragten Staatöminiftern war 
durch eine neue Verordnung geregelt. 

Die —— war völlig verändert. 
Der Kirchenrath war 1831, das Oberconfiftorium zu Dresden 
und dad Confiftorium zu Leipzig waren 1835 aufgehoben 
worden. Die Gefchäfte diefer von den früheren Ständen 
noch im Jahre 1817 fo nachdrücklich in Shut genoms 
menen Behörden — das eigentliche Kirchenregiment in 
oberfter und zweiter Inftanz; — waren fämmtlich zwifchen 
dem Gultusminifterium, den vier Kreißdirectionen und einem 
neuerrichteten, evangelifchen Landesconfiftorium  vertheilt. 
Das Gultusminifterium hatte den bei weitem größten und 
wichtigften Theil der rein Firchlichen (inneren) Angelegens 
heiten übernommen, und davon einen gewiflen Shet den 
Kreißdirectionen, einen anderen fehr geringfügigen Theil 


aber dem evangelifchen Landesconfiftorium zugetheilt. Die.) 


weltlihen Angelegenheiten der Kirchen — (ie 
äußeren) — lagen allein und ausſchließlich in der Hand 
des Gultusminifteriums und der vier Kreisdirectionen, dad 
evangelifche Landesconfifterium war von einer Theilnahme 
daran gänzlich ausgefchloffen. 

atten auch die Stände zu allen diefen Veränderungen 
ihre Zuftimmung ertheilt, To war ſolches doch nicht ger 
figehen, ohne bei den vorhergehenden Kammerverhandlungen 
en erhebliche Bedenken gegen die völlige Aufhebung 
der bisherigen Gonfiftorialverfaffung zur Sprache zu bringen, 
Man äußerte überhaupt Zweifel über die ganze Stellung 
des Eultusminifteriums zur evangelifchen Kirche erfannte 
die Trennung der rein kirchlichen von den weltlichen Anger 
legenheiten der Kirchen als nachtheilig und äußerte Beforgs 
aiffe über die rein bureaukratiſche Art der Berathung der 





inneren Eirchfichen Angelegenheitenin dein Eultusminifterium, 
daher denn namentlich {don damals in der Erften Kammer 
die Nothmendigkeit hervorgehoben wurbe, die rein Firchlichen 
oder geiftlichen Angelegenheiten durch collegialifhe Bera— 
thung unter. Vorfig des Minifters des Cultus zum Bez 
ſchluß zu bringen. “ 

Es Eonnte nicht fehlen, daß jene in dem Weſen der 
Kirche fo tiefbegründeten Bedenken auch außerhalb der 
Ständeverfammlung und beſonders von der Geiftlichfeit 
des Landes lebhaft gefühlt wurden, obgleich die praftifchen 
Vortheile, welche für die Verwaltung und Beauffichtigung 
der Firchlihen Angelegenheiten, der äußeren jomohl, wie 
der inneren, durch die neue Behördenorganifation gewonnen 
worden waren, von feiner Seite verfannt werden fonnten. 

Eine „zeitgemäße Umgeflaltung der evanget 
lifhen Kichenverfaffung” war zwar ausgeführz 
worden, aber freilich in einem ganz anderen-Ginne, als 
es die Münfche der evangelifchen Geiftlichkeit im Jahre 1830 
gemeint hatten und wahrfcheinlich auch die Staatsregierung 
& in der Eröffnungsrede des Minifters im Jahre 1833 ver⸗ 
fanden hatte, Die vorgenommene Umgeftaltung betraf 
nur die Behörden, feineswegs aber die kirchliche 
Geſellſchaft felbft und ihre Stellung zum Staate. 

Hatten die im Jahre 1830 laut gewordenen Stimmen 
in der nächftfolgenden Zeit geſchwiegen, ſo erwachten aͤhn⸗ 
liche und andere Wünfdhe im Jahre 1845 wieder aufs 
Neue, obwohl der größte Theil ver damals eingereichten 
Petitionen nach einem ganz anderen Ziele frebte und nur 
der Kleinere Theil im Intereffe der Kirche die Anträge von 
1830 wiederholte und ausführlicher entwickelte, 

Die Staatsregierung kam diefen Petitionen durch 
Vorlegung des Decretd vom 14. September 1845 entgegen 
und erklärte fich im Ginverftänbniß mit den in Evangelicis 
beauftragten Staatöminiftern bereit, dem in zahlreichen Per 
titionen vorgetragenen Wünfchen nad) 

„einer Reform der beftehenden evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchenverfaſſung 
durch Vorlegung eines Geſetzentwurfs beim naͤchſten Land⸗ 
tage zu entſprechen, indem man 
‚ „von einer mehreren Betheiligung der Kirchenge- 
meinden an ben kirchiichen An, — eine Belebung 
der Theilnahme für die Sir berhaupt hoffen bünfe, 
daher man auch gegen die Einführung einer Presbyterial⸗ 
und Synodalverfafjung in der Weife Fein Bedenken 
habe, daß dadurch weder die Grundverfaffung und das 
einheitliche Beftehen der evangelifch-Tutherifhen Kirche, 
noch die Rechte der landeöberrlichen Beh ge) 8.57 
der Verfaffungsurfunde, wefentlich beeinträchtigt würden”. 

Bei der nach diefen Anfichten zu bearbeitenden Geſetz⸗ 

vorlage werde namentlich auch) 
„die Feftftellung des Verhältniffes der kirchlichen 
Vertreter zu denen der -politifchen Gemeinde" 
Gegenftand forgfältiger Erwägung fein müffen. Endlich 
erſcheine 
die Mitwirkung der Staͤndeverſammlung bei deu 
Buftandebringen-diefer Gefeßvotlage wegen der dabel ein⸗ 
fehlagenden, dem duferen Rechtsgeblete angehörenden 
Ftagen, felbft abgefehen von dem derzeitigen Mangel 
einer befonderen Vertretung der ebangeliſch⸗ lutheriſchen 
‚Kirche, verfafjungsmägig geboten”, 
obwohl nach $.57 der Verfaffungsurfunde die Anordnun— 
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gen der inneren kirchlichen Angelegenheiten der Kirchenge - 
felfchaft jeder Confeifion vorbehalten fei. 

Sn der hierauf abgelaffenen, ſchon oft angezogenen 
Schrift vom 13. Juni 1846 jprach die Ständeverfammlung 
ihe Einverftändnig mit den Anträgen der Staatsregierung 
und ihre Wünfche in Folgendem aus: B 

„Man erfenne an, daß Reformen in der evangeliſch⸗ 
Iutherifchen Kirche wuͤnſchenswerth feien, feße aber dabei 
voraus, daß durch eine ſolche Reform das ‚einheitliche 
Beſtehen der evangelifch-lutherifchen Kirche nicht gefähre 
det werde; man betrachte vor Allem nöthig, daß bie Selb: 
fändigkeit der evangelifcslutheriihen Kirche als Grund» 
faß anerkannt werde;“ 

„daß daher eine Vertretung der gefammten Landes: 
kirche überhaupt, ſowie der einzelnen Kirchengemeinden 
inöbefondere in geeigneter Weife ftattfindez” x 

„Daneben aber auch) eine oberfte collegiale 
Behörde gebildet werde, welcher die eigentliche 
Kirhengewalt infoweit zu Übertragen fei, als ſolches 
ohne Beeinträchtigung der Iandesherrlihen Kirchengewalt 
geſchehen koͤnne.“ 

Auf dieſe Schrift, in welcher zugleich die zu den beans 
tragten Zwiſchendeputationen erwählten Mitglieder angezeigt 
wurden, wurde in dem Landtagsabfchiede vom 17. Juni 
1846 folgende Antwort ertheilt: 

„Die zur Vorberathung wegen geeigneter Reformen 
in der evangelifchslutherifchen „Kirchenverfaffung von den 

etreuen Ständen gewählten Deputationen werden Wir 
in der Zwiſchenzeit bis zum naͤchſten ordentlichen Sand» 
tage einberufen, auch bei Bearbeitung diefes wichtigen 
Gegenftandes die in ber biesfallfigen Schrift vom 13. 
biefes Monats weiter entwidelten Anfichten in die ſorg⸗ 
fältigfte Erwägung ziehen.” 

Da die damals angekündigte Vorlage aus bekannten 
Gründen unterblieb, fo ift der jegt vor uns liegende Ent: 
wurf zu einer Kirchenordnung gieichſam als die Erfüllung 
der im Jahre 1846 ertheilten landesherrlichen Zufage zu 
betrachten und es bürften daher bei deffen Beurtheilung zus 
nächft die Verhandlungen von 1845 und 1846 zu Rathe zu 
ziehen fein. Cine genaue Prüfung des gegenwärtigen Ent: 
wurfs läßt feinen Zweifei darlıber, daß derfelbe, wenn 
aud mit Benutzung in der Bwildenzeit gemachter Er: 
fahrungen, in Uebereinftimmung mit den von der Staats- 
zegierung ſchon früher gehrgten Abfichten ausgearbeitet iſt, 
und wenn die Stände fic im Mefentlihen mit diefen Ab: 


fiten bereits im Jahre 1846 einverftanden erklärt haben, | 


fo fann es ſich jebt faſt micht mehr um Erörterung der 
Stage handeln, ob eine Reform in der Verfaffung der 
cwangeliſch · lutheriſchen Kirche vorzunehmen, ob derfelben 
zur Xusübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte eine gewiffe 
organifche Geftalt zu geben fei, fondern nur noch um Aufs 
findung ber Formen und die Prüfung der Mittel, durch 
welche biefer Zweck erreicht werden koͤnne. Selbft über 
Zweck und Mittel hatten ſich Staatsregierung und Stände 
in ben Hauptgrundzügen bereits geeinigt und als noths 
wendige Bedingung einer jeden Mform unferer Kirchen⸗ 
verfaflung, diejelbe geſchehe nun in diefer oder jener Form, 
bezeichnet: 
die Kirchengeſellſchaft nach $. 57 ber Verfaſſungs⸗ 
urkunde in ‚den Stand zu feßen, ihre eigenen rs 
Angelegenheiten felbftändig zu ordnen, 
diejenigen Einrichtungen 


dann überlaffen werden könne, 





ſo daß es ihr 





zu treffen, welche am beſten dazu dienen würben, ben 
firhlihen Sinn, das Intereffe an ihren eigenen Unges 
legenheiten zu beleben. 

Als Mittel dazu aber hatte man erfannt: 

eine mehrere Betheiligung der Kirchengemeinden 
und felbft der Kirchenglieder an der Verwaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten, eine Vertretung der gefammten 
Landeskirche überhaupt und zwar nit nur dem Staate, 
fondern auch ihrem eigenen Kirchenregimente gegenüber, 
eine Vertretung der einzelnen Kirchengemeinden insbeſon⸗ 
dere und die Führung des Kirchenregiments durch eigene 
felbftändige Behörden. 

Ungeachtet aber dieſes Einverftändniffed über die zu 
Löfende Aufgabe im Allgemeinen zeigen fich die Schwierige 
feiten der Sache, wie «8 fo oft gebt, erfi dann, wenn «6 
zur Ausführung kommen fol und es treten früher nicht 
fo deutlich erkannte Bedenken erft jest umſomehr hervor, 
als man nun In jeder einzelnen Bejtimmung des vollftän« 
dig auögearbeiteten Planes den Einfluß uͤberſchaut, weichen 
eine neue Kirdenverfaffung auf ale Verhältniffe unferk 
ſtaatlichen und kirchlichen Lebens ausüben fann und muß. 
Umvillkürlid drängt fi, wenn der lange gehegte Gedanke 
nun wirklich in’ Leben eingeführt werden foll, felbft die 
Frage hervor, ob der Zuftand des kirchlichen Lebens in den 
Gemeinden denn wirklich ein folder fei, daß berfelbe eine 
faſt totale Reform der Verfaffung erfordere; ob eine folche, 
welche doc) immer nur die Außeren Formen bilden und bes 
ſtimmen kann, auch das rechte Mittel fei, um in dem gei⸗ 
ſtigen Gebiete der Kirche eine belebende Wirkung hervorzus 
bringen; ob ferner die Stimmung unferer vielbewegten Zeit 
einem fo großen Unternehmen günftig fei und ob endlich, 
um nicht nod mehr Fragen anzuregen, welde man wohl 
no aufwerfen koͤnnte, die Verfaffung unferer Firchlichen 
Behörden und ihre Thätigfeit einen wahren Grund au 
Klagen abgebe; ob die evangelifche Kirche durch fie in 
ihren Rechten je beeinträchtigt, in ihrer freien Bewegung 
irgendwie gehindert worden fei, welches lehtere man, wenn 
man gerecht fein will, jevenfalls würde verneinen muͤſſen. 
Daß in dieſer und mander andern Beziehung wicht uners 
hebliche Bedenken in der Deputarion zur Sprache gebracht 
worden find, kann ebenfowenig überrajchen, als der geehr⸗ 
ten Kammer vorenthalten werden; im Gegentheil dürfte es 
in ihrem Auftrage Tiegen, diefelben an den betreffenden 
Stellen des Entwurfs offen darzulegen; die Deputation 

laubt folches aber mit mehr Grund thun zu Fönnen, wenn 
fie zuerft zur Begutachtung der Vorlage in ihren einzelnen 
Theilen übergeht, dabei ihre Erinnerungen und Anträge 
vorträgt und fodann am Echluß ihr Gutachten ber Anz 
nahme oder Ablehnung des Entwurfs im Ganzen ber Kam⸗ 
mer zur Entſchließung vorlegt, 

‚Das mitunterzeichnete Deputationsmitglied v. Zehmen 
hat hierbei indeß noch zu bemerken, daß ie mit rast 
auf fein am Schluffe des gegenwärtigen Berichtes gegen 
den ganzen vorliegenden Entwurf der Kirchenordnung abs 
a an Es Aftimmung über bie-einzelnen 

ra} 5 Entwurf nur unter $ ji 2 
paratvotums geben Fann. oreteitjen O0 


Die gegenwärtige Vorlage befteht 


1. in dem CEntwurfe einer Kirchenordnumg für bie 
evangelifch-tutherifche Kirche im Rönigreie Sachſen; 
U. in dem Entwurfe eines Geſetzes, die Kirchenordnung 
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und die Aufhebung ber ihr entgegenftehenben älteren 
Geſetze betreffend. 

Der erſte Entwurf, nämlich der zur Kirchenordnung, 

handelt in drei Capiteln: ‘ 

4) von der Kirche im Allgemeinen und ihrem Bekennt⸗ 
niß, von ihrem Berbäitmig zum Staate, von der 
oberften Kicchengewalt und dem Kirchenrtegimente, 
fowie vom Religionseide; y * 

2) im zweiten Gapitel von den Kirchengemeinden und 
ihrer Vertretung, von der Landesſynode als der 
Vertretung der gefammten Landeskirche; dabei vom 
geiftlichen Amte und dem Kirchenpatronat;z 

3) im dritten Gapitel von dem Kirchenregiment und 
den einzelnen Behörden, von welchen foldes aus— 
gebt wird. ? 

Ehe aber auf die einzelne Beratung eingegangen wers 
ben fann, wird — eine wichtige Vorfrage, die Frage naͤm⸗ 
uſch über die Stellung der Landftände zu diefem Act der kirch⸗ 
lichen Gefeggebung, zu beantworten ‚fein; namentlich die 
Frage, ob vie Ständeverfammlung dabei nur das Recht der 
Begutachtung oder auch das Recht der wirklichen Zuſtim⸗ 
mung babe. Hält man fid) genau an den Wortlaut der 
Verfaſſungsurkuͤnde, $. 86: „Kein Gefeg kann ohne Zu: 
Kinn der Stände erlaffen werben”, fo dürfte Uber das 
fändifche Necht der Zuftimmung zu allen Gefegen, aljo 
auch zu einer Kirchenordnung, kaum ein Bmeifel erhoben 
werden Finnen. Denn von der loberften Staatsgewalt 
empfängt die Lutherifche Kirche durch die jet zu ſchaffende 
Hrganilation erft die äußere Geftalt, in welcher es ihr möge 
Tich wird, Tünftig ihre eigenen innern Angelegenheiten zu 
ordnen, und felbft, wenn man ſich nach völliger Ausfüh: 
rung diefer Organifation die Kirche ald eine vom Staate 
völlig getrennte und nur dem Staatsoberhaupte untergeords 
nete Unftalt denten wollte und fie ſich fo denken könnte, 
wuͤrde die Kirche ſich doch ohne den Schuß des Staates 
in einem fafl bülftofen, Baum Lebensfähigen Zuftande befin- 
denz fie würde den weltlichen Arm und deſſen Gefehe nicht 
entbehren können, und ſchoͤn um der Geldmittel willen an 
die Mitwirfung des Staated und die Bewilligung der 
Stände ſtets gebunden bleiben. Die Motiven geftchen 
Seite 47 fehr richtig zu, daß, wenn auch die Sirchengewalt 
oder die Minifter in Evangelicis als deren Träger die Kir 
chenordnung feftzuftellen und in Ausführung zu bringen 
baben, wenn biefen daher. auch das Necht der kirchlichen 
Gefeßgebung zufomme, die Stantsgewalt dennoch kraft 
des ihr zuſtehenden juris circa sacra das Fecht behalte, 
folche Kirchenordnung zu genehmigen. Wenn aber die- 
fe Necht der Genehmigung allein auf dem Grunde beruht, 
dag die ſtaatlichen Verhältniffe und Rechte von den kirch⸗ 
lichen Anordnungen auf das Vielfachfte berührt werben, 
fo wird dur denfelben Umſtand auch die Pflicht 
der Stände bedingt, die Rechte der Staatsunterthanen 
wahrzunehmen, und gleichen Schrittes mit der von der 
Staatögewalt zu, ertheilenden Genehmigung zu kirchlichen 
Anordnungen ftändifcherfeits, auch ganz abgefehen von 
Seiobermifigungsfragen, die Zuftimmung zu Geſetzen in Kir: 
chenſachen auszufprechen, welche mit politifchen Verhaͤltniſ⸗ 
fen in ſo nahe Berührung treten. In dem Deerete'vom 
14. September 1845, Landtagsacten I. Abth. 2. Bd, S. 
79 und 82, ſchien die Staatöregierung biefer Anſicht felbft 
zugethan zu fein, indem fie in Beziehung auf die dem 
nachſten Landtage zugefagte Gejevorlage den Ständen die 

1.8. (1. Abonnement.) 
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verfaffungsmäßige Mitwirfung wegen der dabei eins 
THlagenben, dem äußeren Rechtsgebiete angehö«- 
renden Fragen ausdrüdlic zuſprach, obwohl es ſich dabei 
hauptiählih um innere kirchliche Angelegenheiten handele, 
Zwar läßt ſich der Urfprung des Iandesherrlihen Kirchen: 
regiiments, der Act, durch welchen die fächfiihen Landes⸗ 
herren in der erften Zeit der Reformation von der leitehden, 
oberaufiehenden und gefeßgebenden Kirchengewalt Befik 
nahmen, auf beſtimmte rechtliche Grundfäße und auf eine 
wirkliche verfafungsmäßige Einwilligung der Stände nicht 
zurücführen; aud würde ſich aus dem Gutachten der Witz 
tenberger Theologen, aus dem Einverftändniß der bamaligen 
Landftände, aus der ſtillſchweigenden Einwilligung ber Geift« 
lichkeit und der Kircenglieder ſchwerlich der Schluß auf 
eine wirklide, foͤrmliche Uebertragung der bis 
Thöflihen Kirchengewalt an den Landesherrn 
ziehen laffen. 

Weber, Kirchenrecht, Theil 1, $.10, ©. 30. Römer, 

Staatsrecht, Theil 2, Seite 496 und 517. 

Soviel aber ift gewiß, daß ſich durch die in den Jah⸗ 
ren 1542 bis 1545 geſchehene Errichtung der Gonfiftorien, 
ſowie früher noch durch Anftelung der Kirchenvifitationen 
und Errichtung der Superintendenturen eine kirchliche Ver⸗ 
faffung in Sachſen ausgebildet hat, welche fih im Weſent⸗ 
lien bis in die neueften Zeiten und bis zur neuen Staatdr 
verfaffung von 1831 unverändert erhalten hat und von jcher 
als ein weientliher Beftandtheil der Landes— 
verfaffung betrachtet worden ift. Auch legt Roͤmer in 
feinem Staatsrecht den Landftänden dad Recht bei, auf 
die Aufrechthaltung der zugefiherten Kirchen» und Relis 
ee zu bringen umd bezeugt, daß ihm Fein 

eifpiel bekannt fei, daß ein wichtiges, das Kirchenwefen 
betreffendes Gefeh, ohne vorgängige Berathſchlagung mit den 
Ständen erlaſſen worden fei. Sedenfalls Fann nicht ans 
genommen werden, daß die Berfoffungsurfunde von 1831 
etwas der ‚bisherigen Kirhenverfaffung Entgegenftehendes 
enthalte, vielmehr dürfte man berechtigt fein, in biefem 
Grundgefege die Abficht einer Anerkennung und Beftätigung 
der bisherigen Firhlichen Verfaffung zu finden und wenn 
man Seiten der Staatöregierung ſchon feit den Jahre 1830 
bedacht gewefen ift, der evangelifchen Kirchengeſelifchaft eine 
felbftändige Verfaſſung und namentlich eine Ver— 
tretung gegen den Staat und gegen das eigene Kir— 
henregiment zu gewähren, ‘fo dürfte fchon hierin gewiffer- 
maaßen das Zugeftändniß liegen, daß jene Vertretung in 
Ermangelung eines Befferen bisher ‚von den Landftänden 
ausgelibt und gleichfam fubfidiarifch beforgt worden ſei. 

Gemäß diefer Anficht foradhen fich die Stände in der 
Schrift vom 29. October 1834, Landtagsacten I. Abthei⸗ 
lung, 4. Band, Seite 563, dahin aus, 

+ „daß eine Veränderung in der Confiftorialverfaffung 
der evangelifch: lutheriſchen Kirche, welche auf einer Art 
Vertrag zwifchen der Regierung und den Ständen beruhe 
und von dem Staatsminifter des Cultus in der 143. 
öffentlichen Sitzung der Erften Kammer felbft als cin 
Theil der Grundverfaffung der proteftantifchen. Kirche bes 
zeichnet worden fei, anders nicht, als auf geſetzlichem 
Wege, alfo nur mit ausdrüdlicher Zuftimmung der Stände 

„erfolgen fönne”, S 

Eine gleiche Erklärung wurde guch in der. Schrift vom 
14. October 1837, Landtagsacten J. Ahrbeilung, 3. Band, 
Seite 49, das Negulativ über die Neffertverhältniffe-zc. 
betreffend, abgegeben. 
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8Zieht man neben vorftchenden Gründen noch den diel- 
fachen Einfluß in Betracht, welden die neue Kirchenord⸗ 
nung auf rein äußere politiihe Zuftände und Rechte aus: 
üben wird, vole 5. B., um nur Einiges zu erwähnen, daß 
cin Beſchluß des Kirchenvorſtandes in vielen Fallen die 
Bewiligung von Anlagen zur nothiwendigen Folge haben 
muß, welche zuletzt body von der politifchen Gemeinde aufs 
gebracht werden müffen, ferner die in Ausſicht geftellte und 
fogar wünfchenswerthe Vereinigung der Kirchenvorſtaͤnde 
mit den Schulvorftänden, deren Bildung auf einem ſtaͤn⸗ 
diſcherſeits genehmigten Geſetz beruht, ferner den Abſchnitt 
über die Begrindung, Erwerbung, den Verluft und den 
Umfang des Patronatrehts, fodann den Umftand, daß welt 
lichen Beamten mit a NN und Penfiond: 
anfpruch zugleich kirchliche Aemter übertragen werden und 
mehrered Andere, fo ift nicht abzufehen, wie bei der vor 
liegenden Kirchenordnung das Recht der ſtaͤndiſchen Zuftims 
mung in Sweifel gezogen und entbehrt werden könne, wenn 
auch andererfeit3 in dem Ganzen des Entwurfs wiederum 
viele Abfchnitte enthalten find, über welche nur ein Guts 
achten abgegeben ‚werden kann, weil ihre nähere Beſtim⸗ 
mung entweder fo oder anders im Verordnungswege aus: 
geführt werden muß. 
Die Deputation ift daher des Dafürhaltens, daß bes 
antragt werben möge, daß in dem Eingangsfage des Ges 
feßentwurfs, Seite 77 Beile 4, ſtatt zur Begutachtung geſagt 
werben möges „zur Erklärung“ und Beile 5 nad) den Wor- 
ten: „wie — 5 Ruͤckſicht“ die Worte folgen möch- 
ten; „auf das Gutachten und beziehendlich die Zuftimmung 
der getreuen Stände von Unſern in Evangelicis” u. ſ. w. 
Im Usbrigen glaubt die Deputation, daß es der Wer 
foffung und den Neffortverhältniffen gemäß jei, wenn, wie 
in dem Cinganefakk, des Geſetzes —5 iſt, die Kirchen: 
ordnung von den Staatsminiftern in Evangelicis vorge 
ſchlagen worben und nad) erfolgter landeöherrliher Ge 
nehmigung aud von ihnen erlaffen wird. 


Soweit geht nun der allgemeine Theil des Berichts 
und ed wuͤrde ſich nun die geehrte Kammer über den erften 
» Antrag der Deputation, nämlich Über die Frage wegen der 
Competenz der Ständeverfammlung und wegen ihres Zur 
fimmungsrecht8 zu erklären haben. Die Deputation hat 
in ihrem Berichte vorgefhlagen, daß dieſe Erklärung ge 
ſchehen fole durch eine Veränderung im Eingange des Ge 
feßentwurfes Seite 77, Über welche aber befonders Bericht 
erftattet worden iſt. Da nun nach einer fpäteren Erwägung 
biefer Bericht Über das befondere Geſetz Seite 77 von dem 
Hauptberichte getrennt und in dem Berichte gleich zu Ans 
fange von Seiten, der Deputation beantragt worden iſt: 
„Die Berathung diefes Berichtes für jegt und auf 
ſo lange auszufehen, bis es wegen des Entwurfs zur 


Kirchenordnung zu einer Vereinbarung zwifchen der ; 


Staatsregierung und der Ständeverfammlung gefommen 
fein wird“, 
fo würde es num nicht mehr fglich gehen, daß jest ſchon 
über die Faſſung des Eingangs biefes Gefegentwurfs ab⸗ 
geſtimmt wird. Ich muß zur Erläuterung hinzufügen: 
das hohe Decret vom 6. November gelangte erft fpäter an 
die Deputation als der ganze Bericht beinahe ſchon gänz⸗ 
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lich fertig war. Die Deputation erlaubt ſich daher, ob · 
wohl diefer Antrag für das Gefeg vorbehalten bleibt und 
zu feiner Seit zur Beſchlußfaſſung gelangen wird, einen 
andern Antrag einzufcalten, der zu gleicher Beit in Weber 
einflimmung mit der Zweiten Kammer zu ftellen fein würde, 
Die Zwiſchendeputation der Zweiten Kammer hat naͤmlich 
in ihrem Berichte beantragt: 

„Die Staatsregierung wolle bei Publikation der 
Kirchenordnung ausdrüden: dieſelbe habe der vorgängigen 
Begutahtung, beziehendlich Genehmigung der Stände 
unterlegen”. 

Wir glaubten nun, daß eben ber Ausdruck dieſer Meis 
nung ſchon in ber Veränderung des Einganges zum Ges 
fegentwurfe enthalteh feiz daß es alfo eines befonderen 
Antrags derzeit bei der allgemeinen Berathung nicht bes 
dürfen werde. Indeſſen hatte es bei nochmaliger näherer 
Erwägung geſchienen, als ob doch diefes Gutachten der 
Deputation nicht ohme eine Erflärung der Kammer bleiben 
fönne und daß, wenn ſchon die Kammer ihren Beſchluß 
über eine Nedactionsveränderung bei dem Geſetze vorber 
halte, doch deffen ungeachtet ſchon jetzt eine Erklärung er⸗ 
folgen möchte, ob fie mit dem Gutachten der Deputation 
einverftanden fei oder nicht. In diefer Abſicht fchlägt nun 
die Deputation jetzt vor: 

„Die Kammer wolle für jegt mit Rückſicht auf das 
noch zu berathende Gefek, Seite 77 der Vorlage zu 
Protokoll erklaͤren: 

1) daß nach ihrer Anſicht die Publication der Kirchens 
ordnung, obgleich, in derfelben zum Theil Gegen 
fände enthalten find, welche nur ber Begutachtung 
bedürften, anders nicht ald mit ausbrüdlicher Bus 
flimmung der Stände erfolgen koͤnne, und 

2) man Solches in der künftig zu erlaffenden Schrift 
ebenfalls ausdrüden wolle”. 

Ih würde nun den Herrn Praͤſidenten zu erfuchen 
haben, eine allgemeine Berathung eintreten und dann über 
die Frage wegen der Gompetenz Beſchluß faffen zu laſſen. 


Präfivent v. Schönfeld: Die allgemeine Debatte 
würde fomit zu eröffnen fein und ic) habe zuerft ber Kam ⸗ 
mer anzuzeigen, welche Redner fich für biefelbe haben ein⸗ 
zeichnen Laffen. Es ift zuerſt der Herr Oberhofprediger Dr. 
Liebner, dann der Landesbeftallte Hempel, Herr v. Metzſch, 
Superintendent Dr. Lechler, Bürgermeifter Dr. Koch, Hert 
Rittner. Ich würde nun den Herrn Dberhofprebiger zu er: 
fuchen haben, das Wort zu ergreifen. 


Rammerherr v. Zehmen: Soviel ich verſtanden habe, fol 
nur die allgemeine Debatte eröffnet werben uͤber die Competenz⸗ 
frage. der Stände, Im Fall aber über die Kirchenorbnung im 
Allgemeinen bie Debatte jetzt gleich zunächft ftattfinden foll, 
dann müßte ich doch mir erlguben zu bitten, mein Separats 
votum vorlefen zu dürfen. Ich glaube, es kann Das weder 
der Kammer vorenthalten, da es einmal abgegeben ift, noch 


187 


mir zugemuthet werben, mein Separatvotum ohne Weiteres 
unter den Tiſch fallen zu laffen. 


Präfident v. Schönfeld: Davon Fönnte wohl nie 
mals die Rede fein, daß ein Separatvotum unter den Tiſch 
fällt. Ich würde glauben, daß, wenn Here v. Zehmen 
fein Separatvotum vorzutragen wünſcht, er darauf anzu= 
tragen’ hat. Es ift dad Sache jedes Separatvotanten und 
da er der Anficht ift, daß jegt fein Separatsotum vorzu⸗ 
leſen fei, wuͤrde ich ihm erfuchen, daffelbe zu thun. 


Kammerhere v. Zehmen: Ich habe zunächft zu entgeg⸗ 
nen, daß ich Deputationdmitglied bin, es alfo nicht blos Sadye 
des Separatvotanten felbft ift, fein Worum vorzutragen, ſon⸗ 
dern daß fein Votum mit ein Theil des ganzen Deputationg: 
berichtes if. Dann möchte ich bemerken, daß der Schluß ⸗ 
theil des Majoritätsgutachtens audy noch nicht vorgelefen 
iſt. Die Majorität der Deputation vefümirt ihr Haupte 
gutachten Seite 282 ded Berichts und daran fehließt fich 
erft mein Separatvotum und daher würde diefer Theil 
des Majoritätsgutachtens wohl zunädyft noch erſt zu ver⸗ 
leſen fein. 


Präfident v. Schönfels: Der Vorwurf würde dann 
den Herrn Referenten treffen, da es nicht meine Sache ift, 
die Berichte vorzulefen, 


Referent Freiherr v. Sriefen: Ich Eonnte den Bericht 
nur nach der Reihenfolge vorlefen und es ift ausdrüdtich 
von der Deputation gefagt worden, bei ihrer allgemeinen 
Begutachtung: 

„Daß in diefer und mancher anderen Beziehung nicht 
unerhebliche Bedenken in der Deputarion zur Sprache ger 
bracht worden find, kann ebenfo wenig Übercafhen, als 
der geehrten Kammer vorenthalten werden; im Gegentheil 
dürfte es in ihrem Auftrage liegen, dieſelben am den ber 
treffenden Stellen des Entwurfs offen darzulegen; die Des 
puiation glaubt foldes aber mit mehr Grund thun zu koͤn⸗ 
nen, wenn fie zuerſt zur Begutachtung der Vorlage in ihren 
eingelnen Theilen übergeht, daher ihre Erinnerungen und 
Anträge vorträge und fodann am Schluß ihr Gutachten 
über Annahme oder Ablehnung des Entwurfs im Ganzen 
der Kammer zur Entſchlietung vorlegt”. 

Nun kommt das Separatvotum des Herrn d. Zehmen 
als Deputationsmitgliebes und er fagt ebenfalls, daß er mit 
Ruͤckſicht anf fein am Schluffe des gegenwärtigen Berichts 
gegebenes Separatvotum feine Abftimmung über die einzel: 
nen Paragraphen des Gefegentwurfes fich vorbehalte, Allein 
wenn er wuͤnſcht, will ich gern ein Hysteron proleron machen. 
Wir haben gefagt, wir wollen die Kammer auffordern zur 
Berathung des Entwurfs in feinen einzelnen Theilen und 
bei jedem einzelnen Theile unfer Gutachten geben und dann 
am Schluſſe erft unfer Gutachten über Ablehnung oder Ans 
nahme. Anders konnten wir es nicht machen. 


Präfident v. Schönfeld: Was mid anbelangt, fo 
bin id) der Anficht des Herrn Referenten. Es ſcheint mir 
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die Vorlefung deöjenigen Theiles, den Herr v. Zehmen ans 
führte, nicht nöthig. Hingegen bin ich der Anficht, daß 
das Separatvofum von dem Herrn Geparatvotanten vors 
getragen werde. 


Kammerherr v. Zehmen: Wenn alſo der Herr Präs 
fident und die geehrte Kammer es geflatten, werbe ich jetzt 
mein Sondergutachten vortragen. Daffelbe lautet: 


Dem empfehlenden Gutachten der Mehrheit der Des 
putation vermag der mitunterzeichnete'von Zchmen fich nicht 
anzufchliegen. Er kann weder dad Drängen nad einer 
fundamentalen Aenderung unferer Kirchenverfaſſung für ges 
nügend begründet erachten, noch die jegige Zeit für eine ges 
eignete dazu halten, noch auch in wefentlihen Punkten die 
Loͤſung, welche der Entwurf diefer Angelegenheit geben will, 
für eine glüdtiche erachten. 

Dad Verlangen nach Umgeftaltung unferer Kirchen: . 
verfaffung ift in den Ichten Jahrzehnten allerdings vielfeitig 
hervorgetreten, am Iebhafteften, aͤls ziemlich gleichzeitig mit 
einer überall hervortretenden politiſchen Gährung auf dem 
kirchlichen Felde die deutfchfatholifche Bewegung hervorbrach. 
Es waren Damals, wenn anders der Unterzeichnete die das 
malige kirchliche Aufregung richtig beurtheilt, in der Haupts 
face zwei direct einander entgegengefegte Strömungen, 
welche auf dem kirchlichen Gebiete nach Geltung rangen. 
Auf der einen Seite waren es bie radicalen Parteien, 
welche eine demofratifche Einmiſchung der Laien in das 
Kirchenregiment durchzufeten- ftrebten, welche direct die 
Fundamente der Kirche bedrohte, auf der anderen Seite 
als Reagens dagegen das Verlangen der ſtreng- kirchlichen 
Partei, die — des mach ihrer Anſicht verwelt⸗ 
ũchten Staates wo möglich ganz zu befeitigen, Beide 
Parteien forderten Umgeltaltung unferer Kichenverfaffung, 
natürlich in direct entgegengefetem Sinne. 

Seitdem aber die Aufregung jener Jahre einer ruhi⸗ 
geren Betrachtung Plag gemacht, iſt auch dad Drängen 
nad) Vorlegung einer neuen Kirchenordnung immer fchwächer 
geworden, und foviel jetzt der Unterzeichnete u beobachten 
Gelegenheit gehabt hat, ift zwar der Munfch nad) einer 
Vereinfahung des Geſchaͤftsganges bei unferen kirchlichen 
Behörden und beziehendlid die Gewährung einer felbftäns 
digeren, einflußreicheren Stellung an das Landesconfiftorium 
ein allgemeiner, das Verlangen nad) fundamentaler Ken— 
derung der Verfaſſung unferer Kirche aber nur ein ſehr vers 
einzeltes. Ein allgemeinered Iebhaftes Intereſſe für die vor⸗ 
gelegte Kirchenordnung hat Mitunterzeihneter nur in wes 
nigen Kreifen bemerkt. Die große Mafle der Angehörigen 
unferee Kirche ift eben zu der ler getommen, daß nicht 
Alles fo ſchwarz und fo fehlecht beſteilt bei ihr ift, ais man 
es auögemalt hatz daß unfere Kirche keineswegs in einer 
ſo geknechteten und bedrängten Loge ift, um den Schmer: 
zensfhrei zu rechtfertigen, den man von verfchiedenen Geis 
ten hatte ertönen loffen. Bu diefem Umfchlag der Meie 
nungen baben unverkennbar auch. die neueren Schritte des 
Kirchenregiments weſentlich mit- beigetragen. Der Unter: 
zeichnete hält es für feine Pflicht, gexenber den vielfach, 
lauf gewordenen Angriffen gegen unfere firhlichen Behörden, 
bier offen auözuiprecben, daß nach, ſeiner Weberzeigung im + 
Befentlihen unfere kirchlichen Behörden gerreu ihre Pflicht 
gethan und reblich die Intereffen der Kirche-gewahrt haken;” 
daß insbefondere feit Einführung unferer gegenwärtigen 
tirchlichen Behörbenverfajfung im Jahre 1835 unter Bes 
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feitigung der Gonfiftorialbchörden alten Styls im Ganzen 
genommen die Verwaltung unferer kirchlichen Angelegen- 
heiten eine verftändige und gute gewefen iftz insbefondere 
die Verbindung des geiftlihen und Laien» Elements in den 
Tircplihen Mittelbehörden viel Eripriegliches gewirkt hat 
und wir deren Thätigkeit und Fürforge namentitch in Be 
treff der Hebung des Volksſchulwefens viel verdanken. 
Hieraus folgt zwar noch Feineswegs, daß nicht in Beziehung 


auf unfere kirchliche Einrichtung immer noch Manches zu | $. 


beffern fein koͤnne; allein foviel glaubt Unterzeichneter darauf 
gründen zu Fönnen, daß weder dad Bedürfniß zu einer 
volftändigen Umgeftaltung unferer Kirhenverfaflung ma 
teriell ein fo tief begründetes, als es häufig gemacht wird, 
noch weniger aber ein drängendes fei. Der Mitunterzeich: 
nete ‚hat daher auch früher fchon ſich ben Petitionen um 
—— einer neuen Kirchenordnung nicht anſchließen 
koͤnnen. 

In keiner Genoſſenſchaft, als wie gerade bei der Kirche, 
iſt es fo gefährlich, an beſtehenden Verfaſfungsformen zu 
andern; was man hat, weiß manz aber welde andere 
Webeiftd ide man durch Neugeftaltungen hervorruft, dad weiß 
man nicht. Im jetziger Zeit diefe Gefahr auch auf dem 
Firchlichen Felde herauf zu befchwören, hätt aber Unterzeichneter 
für um fo bebenklicher, als fowohl die äußeren politichen 
Werhältniffe, wie die tief in das gewerbliche und häusliche 

“ Leben eingreifenden Veränderungen in ber Gefehgebung 
welche bevorfteht, eine mehrere Anhäufung des Stoffes für 
— und Zerwuͤrfniſſe Feineswegs winfchenswerth 
machen, . 

Welches reiche Material der Entwurf der vorliegenden 
Kirchenordnung Man bietet, dafür geben die weit aus⸗ 
einander gehenden Anfichten ſowohl innerhalb der Zwiſchen⸗ 
beputationen beider Kammern unter fih, als aud dem 
Negierungdentwurfe gegenüber, genuͤgende Belege. 

Auch der Mitunterzeichnete hat in materieller Hinficht 
wefentlichen Grundlagen ber vorliegenden Kirchenordnung 
nicht beipflihten Fönnen; in den meiften Fällen fchließt er 
fd) hierin zwar den Anfichten der Mehrheit der Deputa- 
tion an, Einzelnes bleibt der fpeciellen Berarhung vorber 
halten; im Ganzen find indeß die Bedenfen des mitunter: 
zeichneten d. Zehmen gegen den vorliegenden Entwurf noch 
weitergreifend, ais die der Majorität, fo gern er auch feiner 
ſeits das große Entgegenkommen, das die Regierung bei 
der Vorlegung der Kirchenorbnung bewiefen hat, und die 
‚große Schwierigkeit der Aufgabe volltommen anerkennt. 

Nach feiner Anfiht wäre es überhaupt zwedmaͤßiger 
gewwefen, daS, was in unferer Kirchenverfaffung zu beifern 
iſt, lieber im Einzelnen zu beffern, als eine Alles um: 
faffen follende Kirchenordnung vorzulegen. Die Folge da⸗ 
von, baß man jenen Fe nicht betreten und diefen dafür 
eingeflagen hat, ift zunaͤchſt gewefen, daß man in der Vor: 
lage viel zu fehr ſyſtematiſirt und theoretifirt hat. Der Ent: 
wurf berührt faft. Alles bringt manche Definitionen von zum 
Shell zweifelhaften Werthe 4. 8. $. 9-flg.), Berweifungen 
sufandere Gefege (3. 8. $$. 8, 13 und 14), erledigt aber 
u im Grunde wenig; man fönnte einestheils ganze 
Stüden herausſchneiden, 

Wefentliches änderte G 

$,51 fig), 
ſchiedenheit 


B. 8.1 fl, F7 fig, $ 17 fig, 
anderntheils trägt er AI Ri 
der Verhäftnifle, 3. B. in Beziehung auf Ver- 


‚waltung bes Kirhenvermögens in Stadt und Land, in 
azufammengefeßten Varochien, in Beziehung auf die Stellung 
fowie des Patrons in 


De sKirchenvorftandes, des Pfarrers, 





ohne daß ſich materiell etwas | Kaı 


Städten, deren Stadtraͤthe magiſtratiſche Rechte befigen, 
feine genügende Rechnung. Eine Seihftändigkeit gewährt 
der Entwurf der Kirhenorbnung nur fcheinbar, fo lange 
die Stellung des Culiusminiſteriums im Entwurfe bleibt, 
wie fie if. Da, wo aber der Entwurf weientlich Neues 
bringt, haben die Beftimmungen des Entwurfed dem Mit 
unterzeichneten vielfach bedenklich erfcheinen wollen (5. B. 
das neue Inflitut der Superintendenten ohne Pfarramt, 
. 74 flg., die dreijährigen Landesſynoden, $. 60). Insbe 
fondere. kann aber der mitunterzeichnete v. Bchmen von 
dem. ganzen Syſteme der kirchlichen Vertretung, welches 
der Entwurf aufftellt, nicht die vofigen Hoffnfingen hegen, 
welde man bemfelben felbft in einigen Xuffägen in der 
Dreffe hat beilegen wollen. Das ganze Syſtem it zunaͤchſt 
ein fehr koſtſpieliges. Außer der Mehrforderung für die 
Superintendenten find insbefondere vie Wahlkoften und 
die nicht unerheblichen Koften der Landesfynode in Anſchlag 
zu bringen. Es t ferner in die Kirche ein Kopfzahle 
wahlfyſtem mit dreijährlichen periodifchen Kirchenlandtagen, 
verbunden mit Einkammerſyſtem und einfacher Majoritätds 
entfcheldung ein — ein Syſtem, weldes als das gefähr— 
lichfte politiſche Syftem bekannt if, — Der Entwurf 
ſchiebt dabei zwifchen die beftehenden Gemeindevertretungen 
einen Kirchenvorftand hinein mit ſehr ausgedehnten Ber 
fugniffen, um fih in alle Gemeindeangelegenheiten au 
mifhen, in Sittenpolizei, Armenwelen, Schuͤlwefen, der 
eine in fich gefchloffene Koͤrperſchaft bildend dne vrganie 
fen Zufammenhang mit den Gemeindivertvetungen der 
einzelnen Gemeinden natürlich mit den fir aleiche zwede 
in den Gemeinden beftcehenden Schulvorftänden und’ Armens 
vereinsdorftänden fofort namentlich ta in Gollifion treten 
muß, wo die Parochie in Beziehung auf Bezirk und Per: 
fonen nicht mit der Gemeinde zufammenfält, alfo nicht 
bios aus einer Gemeinde befteht; — er ftellt dabei cin 
Wahlverfahren auf, welches eine geordnete Wahl in irgend 
größeren Parochien, namentlid) in Städten, faft zur Un⸗ 
möglichkeit macht, während er in ben Ländlichen Parochien 
den Stand ber eingepfarrten Nittergutäbefiger, dem man 
das Zeugniß nicht wird verfagen idunen, daß co den intel 
ligenteften heil der ländticen Bevöllerung bilder und 
durch fein vielfach bethätigtes Intereffe für liche Ange 
legen heiten ein folches Preisgeben feiner zeitherigen Stellung 
nicht verdiene, von dem Kırchenvorftande fü qui mie audz 
ſchüeht, indem man dem eingepfareten Nittergutsbefiker 
nad) $. 24 nur eine Kopffiimme in der betreffenden Ge 
meinde zutbeilt, wo fein Gut liegt, während er jest in 
firhlichen Angelegenheiten fo gut eine felbftändige Stimme 
hatte, wie die Gemeinde. 

Den Mitunterzeichneten hat es ſcheinen wollen, als 
ob unfere jeßige Gefeggebung über die Vertretung ber 
Kirchengemeinden auf einer ben thatfächlic) beitchenden Vers 
haͤltniſſen richtiger entfprechenden Grundlage beruhe, 

Einen nicht minder erheblichen Streitpuntt budet die 
Geftaltung der kirchlichen Mittelbehören. Mährend bie 
Deputation ber Erften ‚Kammer ſich mehr für Exhaltung des 
Beſtehenden ausfpricht, will die Deputation. der Zweiten 
Kammer Superintendenten und Bezirköconfiftorien beielr 
tigen und nur ein Landesconfiftortum als einzige Kirchliche 
Dberbehörbe hinftellen. Soll an dem Beftehenden einmal 
Etwas geändert werden, fo will dem Mitunterzeichneten 
der Uebergang zu der in der Laufitz beſtehenden Werfaffung, 
das heißt, das Yufgeben der Superintendenten, das Zweds 
mäßigere fcheinen. 
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Aus alledem glaubt num aber der mitunterzeichnete 
dv. Schmen fo viel zu entnehmen, daß es viel leichter zu 
fagen ift, daß man eine Veränderung der Berfaffung uns 
ferer Kirche wolle, als zu entfcheiden, wie man fie zu 
beffern gedenke z ja daß überhaupt die Anfichten über viele 
der einfhlagenden Fragen noch gar nicht fo. genügend ab⸗ 
geklaͤrt erfcheinen, ald daß eine fofortige Entfcheidung raͤth⸗ 
ich erfcheine. Die befte Kirchenorinung find immer gute 
GSeiftlihe. Wo eine Parodie das Glüd hat, einen fol⸗ 
Fa a haben, wird es auch immer um die Kirche gut be: 

el fein. . 

Der mitunterzeichnete v. Zehmen Tann ſonach der ges 

ehrten Kammer nur rathen; 

a) die Kammer wolle ihre Zuſtimmung zu dem vorge 
Iraten Entwurfe der Kirchenordnung ablehnen, die 
bei Durchberarhung der Vorlage zu faſſenden gut: 
achtlichen Befhlüffe aber der Staatsregierung mit 
dem Antrage überreichen, auf Grund derfelben die 
vorgelegte Kichenorbnung einer weiteren eingehenden 
Erwägung zu unterwerfen ; 

demnächft aber, — wozu die Rechtfertigung in dem fper 
eiellen Theile enthalten ih — beantragen, 

b) daß die hohe Staatsregierung im Verordnungswege 
inmittelft, unter Aufhebung der Kirchenrechnungen 
in loco, ein einfacheres, minder Eoftfpieliges Verfah · 
ren für diefelben einführe; 

endlich 

©) wolle die Kammer ihre Geneigtheit ausfpreden, der 
Megierung inmittelft, zu befferer Befoldung der 
Superintendenten und Vertretung derfelben in ihrem 
Amte, bis zu befinitiverer weiterer Regulirung der 
Drganifation der Pirchlichen Behörden, ein Dispofi- 
tionsquantum von 15,000 Thalern jährlich, außer 
der zeither für diefelben bewilligten PVofition bei 
Berathung des Budgets zur Verfügung zu ftellen. 


(Während des Verlefens treten die Herren Staatöminifter 
Sehen. v. Beuſt und v. Friefen ein.) 


Präfident v. Schönfels: Es würde num der Herr 
Neferent den Schlußtheil des Berichts vorzutragen haben. 


Referent Freiherr dv. Friefen: Nachdem dad Separat⸗ 
votum vorgelefen iſt, wird es ber Majorität der Deputation 
obliegen, ihren Schlußantrag und die Motiven dazu vorzu⸗ 
leſen, damir die geehrte Kammer daraus erfehe, daß wir 
eigentlich die Kichenordnung zur Annahme empfohlen haben. 


Die geehrte Kammer, hat aus vorftchendem Berichte 
erfehen, daß die Deputation, ungeachtet, mancher ernfter 
Bedenken, ungeachtet vielfaher, zum Theil en 
Abänderungsanträge ſich wenigftend in ihrer Mehrheit ‚mehr 
zu der Annahme, ald zu ber Ablehnung der Vorlage bins 
neigt, wenn auch wieder über mehrere einzelne Fragen vers 
fhiedene Anfichten, welche von einer Majorität oder Mir 
norität vertreten werden, feſtgehalten worden find, Der 
hiervon ganz abweichenden Erklärung eines Mitgliedes ift 
{chon im Eingange dieſes Berichtes gedacht worden und 
würde hier nun der Ort fein, über deſſen Gutachten im 
Ganzen und über deffen einzelne Anträge zu urtheilen. 
Die übrigen Mitglieder der Depntation, an deren Beras 
thung auch der Verfaſſer des Separatvotums fortwährend 


Antheil genommen, haben ſich weber gegen das Juſtitut 
der Kirchenvorftände $. 20, noch gegen. deren wefentüch 
noͤthige Befugniffe $$. 37—46, ausgefprochen, wenn auch 
dabei marche erhebliche Erinnerungen aufgeftellt worden 
find, unter denen die Frage über das Mahiprincip $. 26 
eine der wichtigften ift. Diefelben Mitglieder haben die 
Einführung der Spnoden theiis für nüslich, beilfam- und 
nothwendig, theils wenigſtens für zuläffig und unbedenklich 
erklärt und zu den hierhergehörigen Paragraphen nur wenig 
erinnert. Das den $. 74 und die Anftellung der Super- 
intendenten und bie Ephoralbezirke betreffende’ Gutachten 
weicht zwar von dem Plane der Staatsregierung wefentlich 
ab, kann aber an fi, wenn es quch genehmigt würde, 
das Zuftandefommen der Kirchenordnung nicht hindern. 
Ebenfo ift das, was von denfelben Mitgliedern zu den 
88. 83, 84 und 86, dad Oberconfiftorium und das Minis 
fierium des Cultus betreffend, beantragt worden, weit ent⸗ 
fernt, den Grundfägen einer wohlgeordniten Sirchenvers 
faffung zu widerſprechen und die Grundlage Fu Schwächen, 
auf welcher ihre freie Bewegung und’ Entwidelung beruht, 
nach der Anficht der Deputation vielmehr dazu geeignet, 
die Ausführung der Kirdenorbnung zum wahren Wohle 
und Gedeiben der Kirche zu fördern und zu erleichtern. 
Gleichwohl erfcheint gerade diefer letztere Antrag, befonders 
in Verbindung mit der Frage über die Errichtung ober den 
Wegfall der Mittelbehörden, $. 80, in welcher die Anfichten 
beider Deputationen völlig auseinander gehen, von zu großer 
Wichtigkeit, um nicht auf den Entfhluß über die Annahme 
der ganzen Kirchenordnung von Einfluß zu fein. Jeden- 
falls wird, wie auch ſchon &. 274 diefes Berichts ange 
deutet worden ift, nach ee Vereinbarung über die 
Seftaltung der hier fraglichen Behörden eine Umarbeitung 
des betreffenden Theiles der Vorlage erforderlich werden. 
Von faft gleichem Einfluß auf die endliche Annahme der 
Vorlage dürften die Beichlüffe fein, welche von der Erſten, 
wie von ber Sweiten Kammer Über die $$. 20, 26, 37— 
46, 61 und 74 zu faffen fein werden, 


Die Deputation hat ſich in ihrem ganzen Berichte noch 
nicht über die Frage geäußert, von welder Wirfung e& 
fein würde, wenn die Stände der Oberlaufih fich gegen 
einzelne Theile oder gar gegen das Ganze der Kirchens 
ordnung erklären follten, da fie glaubte, daß es nicht in 
ihrem Berufe liege, ihre Anträge von einer andern Ent⸗ 
ſchließung abhängig zu machen, als von der der Stände 
verfammlung; viel weniger aber ſich für befugt hielt, die 
Frage zu erörtern, ob die Particularverfaffung der Ober— 
laufig den Ständen diefer Provinz dad Necht zu einer bes 
fonderen Erklärung und Ablehnung verleihe. Unbemerkt 
aber kann es nicht bleiben, daß die Staͤndeverſammiung 
fi in einer eigenen Lage befinden würde, wenn die Kir— 
Henordnung, nachdem diefelbe von ihr angenommen wäre, 
von einer andern Seite her Widerſpruch und Aufenthalt 
erfahren und die Ausführung dieſes Gefetzes, welche von 
dem größten Theile des Landes dennoch gewinfcht würde, 
verhindert werden follte. 

Wie nun aber im weiteren Verlaufe der Verhand⸗ 
lungen auch über diefes Letztere Gewißheit erlangt werben 
wird, fehließt die Deputation ihren Bericht mit dem Antrages 

die Kammer, wolle ſich unter Genehmigung der in 
vorſtehendem Berichte vorgejchlagenen Abänderungen und 
Zufäge mit dem von der Staatsregierung vorgelegten 





Entwurfe einer Kirchenordnung einverftanden erklären. 
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Präfident v. Schönfels: Es ift fomit alles Das-| 


jenige nad) meinem Dafürhalten vorgelefen, was vorzulefen 
war, um die Kammer in den Stand zu ſetzen, die allge: 
meine Debatte Über den vorliegenden Gegenftand vorzus 
nehmen. Indeß fcheint denn doch vorher noch eine Frage 
zu erledigen zu fein; das ift diejenige, die vom Seiten des 
Herrn Referenten jetzt erwähnt worden iſt. Es ift die 
Frage der Gompetenz der Ständeverfammlung. über den 
vorliegenden Gegenſtand. Die Deputation hat im allgemeis 
nen Theile ihres Berichts deducirt und vollftändig nachges 
wiefen, daß an der Competenz der Ständeverfammlung in 
Betreff diefer Angelegenheit eigentlich ein Zweifel gar nicht 
obwalten kann und ich habe geglaubt, daß dies nie Gegen: 
ftand der Berathung werben koͤnnte und daß über diefe 
Frage Zweifel auftauchen würden. Allein da der Herr Res 
ferent jet noch einen Antrag vorbringt, der von der Com⸗ 
petenz der Kammer handelt und der feine Entfiehung in 
der Zwiſchendeputation der jenfeitigen Kammer gefunden 
zu haben ſcheint, ſo nimmt die Sache eine andere Geftalt 
an und es feheint nothwendig, darıber Erörterungen anzu 
ſtellen, ob diefer oben erwähnte Antrag der Zwiſchendepu · 
tation der weiten Kammer zur Sprache gebracht werden 
kann. Nach der Anſicht des Präfiviums in dies nicht der 
Fall und ich glaube, wir haben, ſofern nicht über die Com— 
petenzfrage aus der Kammer Zweifel entftehen, fofort zur 
allgemeinen Debatte überzugeben ohne Fückſicht auf den 
Antrag, der von mir mehrfach erwähnt worden iſt. Ich 
weiß nicht, ob das im Sinne der Kammer fein wird und 
ich wirde zu erwarten haben, ob dagegen ſich Stimmen 
ergeben. 


Referent Freiherr v. Friefen: Dem müßte id) mir 
doch erlauben, einen Widerſpruch entgegenzufeßen. Nach 
Anſicht der Deputation kann der Antrag nicht ohne Ber 
rückſichtigung bleiben und ohne Weiteres darlıber zur Tages · 
ordnung uͤbergegangen werben. Ueber einen Deputationd« 
bericht und Diputationsantrag muß abgeftimmt werden, 
entweder müffen fie angenommen oder verworfen werden. 
‚Hier Tiegt ein beftimmter Antrag der Deputation vor; alſo 
iſt es auch die Nothwendigkeit der Landtagsordnung, daß 
dieſer Antrag zur Abftimmung gebracht, entweder anger 
nommen oder abgelehnt werde, Eins von Beiden; ihn aber 
blos ignoriren und ohne Rüdjicht deffelben weiter gehen, 
das wirde nicht gehen. Etwas ganz Anderes ift «3, ob 
man nicht aus Gründen der Bwedmäßigfeit, aus innern 
Gründen von dem Antrag für jest abſehen koͤnne? Diefer 
Anficht wirde ih mic), wenn die anderen Deputationsmit: 
glieder auch der Meinung find, nichtentgegenfegen. Ich glaube 
ſeibſt, man könnte zugeben, daß der Antrag jet noch nicht 
nothwendig feiz denn es ift die Meinung der Kammer und 
reſp. der Ständeverfammlung vollkommen deutlich ausge⸗ 
ſprochen, wenn ſie die Redactionsveraͤnderung zum Ein ⸗ 
gange des Geſetzes annimmt, weiche beide Deputationen 
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ganz einftimmig in der Wortfaffung vorgefhlagen haben, 
Denn darin liegt ja eben, daß die Stände die Zuftimmung 
verlangen und ſich beziehendlich auch die Begutachtung vors 
behalten in den Punkten, wo eine bloße Begutachtung 
nothwendig ift. Aus diefen Gründen fönnte man allen. 
falls für jegt den Antrag aufgeben und fid ohne diefen 
Antrag bei der Sache beruhigen. Wenn die geehrte Kam- 
mer unferm Gutachten, weldes Seite 284 ſchließt, nicht 
widerfpricht, fo ift fie einverffanden damit, fo nimmt man 
an, daß fie unfere Anfihten gebilliget hat. Für den Fan 
aber, daß Widerfprüche fommen, muß doc) ein Beſchluß 
gefaßt werden und für diefen Fall hat die Depuration. 
einen beftimmten Ausſpruch vorgeſchlagen, daß die Kams 
mer fih in einer Erklärung zu Protofoü ausſprechen wolle, 
ob fie unfere Anficht Über die Competenz billige oder nicht. 
Es werben vielleicht von der Staatsregierung in der Kams 
mer felbft Einwendungen dagegen erhoben werben. Das 
wäre nun zu erwarten. Spricht ſich die Kammer gar nicht 
über, mithin auch nicht gegen den Antrag aus, fo kann 
man auch zufrieden fein und zugeben, daß der Antrag 
nicht nothwendig feiz wenn ein Mitglied wieder darauf 
anfrägt, daß der Antrag unterlaffen werden möge, fo bin 
ich keineswegs fo fehr dagegen und halte nicht fo ſehr 
daran feftz aber nur ſtillſchweigend uͤbergehen kann man 
ihn nicht. 


Präfident v. Schoͤnfels: Ih muß doch auf Das, 
was ber Herr Neferent äußerte, Einiges erwidern. G— 
ſchien beinahe, als wenn er der Meinung fei, als wäre 
mein Borfchlag gegen die Sandtagsordnung. Dem muß 
ich freilich entgegenhaften, daß ber vorliegende Antrag durch» 
aus nit die Natur der gewöhnlichen Deputationsanträge 
hatz denn derjelbe iſt in dem gedruckten Berichte, der und 
num feit über acht Tagen vorliegt, mit feiner Spibe er 
wähnt. Es ift in biefem gedruckten Berichte zwar von 
der Goinpetenzfrage im Allgemeinen bie Rede; aber cin 
präcifer Antrag in Bezug darauf nicht geſtellt. Ich bis 
finde mic) nicht in der Lage, einen Antrag zur Abftime 
mung zu bringen, der heute unmittelbar vor der Debatte 
erſcheint; einen Antrag, der aus der Bwifchendeputation der 
Zweiten Kammer herüberg.langt ift und von dem weder ih, 
noch die Kammer Kenntnig hatte. Bon diefem Gefidhtds 
punkte aus glaube ih, Daß er nicht die Natur gewoͤhnlicher 
Deputationsanträge an ſich Hat. 


Referent Freiherr v. Frieſen: Auch diefe Meinung 
fann id) als richtig nicht zugeben. Es fann ein Antrag 
von jedem Mitglied in der Kammer'geftellt werden. Findet 
er Unterftügung, fo kann nad) der Landtagsorbnung das 
rüber debattirt und muß darüber abgefiimmt werben. Das 
ift eine klare Sache. Wievielmehr muß ein Antrag, dei 
eine Deputation bringt, zur Berathung und Abftimmung 
gebracht werden? Entweder inirb er angenommen oder 
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nicht; etwas Dritte giedt es nicht; ignoriren Fann man 
ihn nicht; dabei muß ich fichen bleiben. Der Antrag ift 
yon der Deputation gebracht worden und ob er vor Der 
Sigung beſchloſſen worden iſt oder in der Sigung, iſt ganz 
einerkiz denn ein jedes Mitglied Fann einen Antrag in 
continenti bringen, Uber den abgeftimmt werben muß. 
‚Ebenfo ift es bei einem Antrage, den die Deputation bringt; 
‚anders geht es nicht. 


PVräfident v. Schönfeld: Herr Superintendent Dr. 
Lechler, dann Herr v. Beſchwitz und Herr Oberhofprediger 
Dr. Liebner bezüglich der jest vorliegenden Frage. 


' Sup. Dr. Lechler: Ich wollte nur zweierlei fagen: 
Erftens, ic) weiß von biefem Antrage der Deputarion nichts; 
wenigftens Tann da nicht gefagt werden, daß ihm die ges 
fammte Deputation einbringez mir iſt er gänzlich unbe: 
tannt. Und zum Andern glaube id, wir verlieren nur 
viel Zeit und eswird nicht zweckmaͤßig fein, wenn wir fuchen, 
diefe beiden Dinge zu trennen, nämlich die Competenzfrage 
und bie allgemeine Debatte. Ich glaube, es wird am 
Ende ſchneller und zweckmaͤßiger vorwärts gehen, wenn wir 
die allgemeine Debatte jegt anfangen, wobei Jeder die 
Erlaubniß Hat, fiber die Gompetenzfrage auch zu ſprechen, 
wenn’ er ed will. 


Präfident v. Schönfeld: Der Vorfchlag iſt ein ganz 
zweckmaͤßiger und ic kann meine Anſicht nur wiederholen, 
daß von einem Deputationsantrage nicht die Nede ift, 
wenn ein Mitglied der betreffenden Deputation erklärt, daß 
daffelbe davon Nichts gewußt hat, daß noch ein Antrag 
eingebracht werden foll. 


Referent Freiherr v. Friefen: Sechs Deputations ⸗ 
mitglieder haben den Antrag beſchloſſen z der Herr Supe⸗ 
rintendent ift allerdings nicht dabei gegenwärtig gewefen. 


Abg. v. Beſch witz: Bei der Wichtigkeit des Antrags 
wird es dem Praͤſidio anheim zu geben fein, den Ans 
trag auf eine der nächften Tagesordnungen zu ſetzen. 
Indeß zur Unterftüßung und Abftimmung muß er gebracht 
werben. Außerdem’ ſtimme ich mit dem Herrn Referenten 
überein, daß der Antrag mit dem Einverftändniß der Kamz 
mer zurücgezogen werden koͤnne. Ich meineötheils wirde 
Nichts dagegen einzuwenden haben. Wenn Niemand in 
der Competenzfrage etwas zu bemerfen hat, fo ſcheint mir 
die Frage erledigt zu fein. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Mir fcheint allerdings 
die Competenzfrage ein fpecieller Gegenftand zu fein, waͤh⸗ 
end das Ganze, dag wir in einer allgemeinen Debatte zu 
behandeln haben, darüber ſteht. Ich bin ganz einverflan- 
den bamit, daß diefer Antrag zur Abflimmung komme; es 
iſt aber nur die Frage, ob dies jet gerade gefehehen muͤſſe. 
Es koͤnnte leicht ſcheinen, als wolite die Deputation die 
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Kammer präoceupiven und das iſt doch nicht ihre Meinung. 
Darum glaube ih, es wird zwedinäßig fein, wenn von 
der Berathung dieſes Antrags zuerft abgefehen wird. 


Abg. Rittner: Ich möchte die Anfiht ausſprechen, 
daß es ganz eigenthuͤmlich und dennoch gleichguͤltig ſein 
wuͤrde, wenn wir jetzt in der allgemeinen Debatte dieſen 
Antrag von derſelben ausſchließen wollten. Es ſind, wie 
mir ſcheint, drei Fälle hier moͤglich; entweder wir debattiren 
ausſchließlich Uber die Gefehvorlage oder ausſchließlich über 
den Antrag oder endlich, wir debattiren über Beides, uͤber 
die Geſetzvorlage und über den Antrag gemeinfchaftlic. 
Es wird dies im Materiellen wohl ganz einerlei fein. Jeder 
der Sprecher wird bei jedem der vorliegenden. Gegenſtaͤnde 
ſich auszuſprechen, wie er eben will 
und ich follte doch meinen, es würde dad Zweckmaͤßigſte 
fein, wenn wir jegt von allen principielen Unterſuchungen 
abfähen und fofort zur allgemeinen Debatte übergingen, 
wobei Jedem der geehrten Sprecher es Üiberlaffen bleiben 
fönnte, über die Gompetenzfrage zu fprechen. Abgefehen 
davon ift die Competenzfrage im Deputationsberichte an⸗ 
geregt und es würde ſich daher Niemand von den Sprechern 
verwehren laffen, die Gompetenzfrage mit in die allgemeine 
Debatte zu ziehen. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Bevor wir bie 
allgemeine Debatte eintreten laffen Können, muß, ſcheint 
mir, die ganze Competenzfrage unbedingt entfchieben fein. 
Wir Lönnen unmöglich über den Gefeentwurf ſprechen, 
bevor wir nicht die Weberzeugung gewonnen haben, ob 
wir competent feien, über ihn zu fpreden. Die Eoms 
petenzfrage muß aljo an die Spike der heutigen allges 
meinen Debatte geftellt werden; dann wird ſich dad Weis 
tere finden. 


Dberhofprebiger Dr. Liebner: Daran, daß die Kam⸗ 
mer irgend eine Competenz habe, ift durchaus gar kein 
Zweifel. 

Kammerherr v. Erbmannsdorff: Ich wollte nur 
zur Berichtigung eines Mißverftändniffes erwähnen, daß 
allerdings der von dem Herrn Referenten erwähnte Antrag ins 
fofern Deputationsantcag geworden ift, als heute vor Ber 
ginn derSigung die Deputationsmitglieder, fo wie fie einzeln 
anfamen, um den Antrag befragt worben find. Daß ber 
‚Here Superintendent zufällig erft kam, ald die Kammer» 
figung bereit3 angegangen und jomit feine Möglichkeit 
mehr vorhanden war, auch ihn zu befragen, das ift ein 
unglüdlihes Bufammentreffen; aber Deputationsantrag 
bleibt nun der Antrag nichtsdeſtoweniger. 


Präfident v. Schönfeld: Ih kann mich in diefer 
Beziehung nur nad) Dem richten, was faktifch vorliegt. 
Wenn ein Deputationsmitglied erflärt, es wiffe Nichts von 
diefem Antrage, fo Tann ich den Antrag nicht für einen. 


192 


Deputafiondantrag halten, fondern muß ihn für einen 
Mojoritätsantrag anfehen. < 

Freiherr v. Weld: Ich wollte mir nur erlauben, zu 
erwähnen, daß ich der Anficht, die der Abg. v. Schönberg 
ausſptach, nicht beiſtimmen kann. Ich möchte zuvoͤrderſt 
die Frage aufwerfen: wo kommt denn die ganze Competenz - 
frage her? Wer hat denn an der Gompetenz der Stände 
geyweifelt? Die Staatsregierung nicht, ſonſt würde fie und! 
nicht einen Gefegentwurf über diefen Gegenftand vorgelegt ha- 
ben. Es hat auch die frühere Kammer nicht an der Competenz 
gepweifelt; ſonſt würde ſie nicht Mitglieder von fich erwaͤhlt 
haben, um dieſen Geſetzentwurf zu prüfen und unter und ſelbſt 
habe ich auch noch von Feiner Seite irgend einen Zweifel an 
unferer Competenz, äußern hören. Es würde aljo eine ſehr 
weitläufige und, wie mir fdeint, gar nicht unmittelbar 
und nothwendig aus der Vorlage hervorgehende Verhand⸗ 
lung werden, wenn wir infolge eines fpeciellen Antrags 
jest erſt die Gompetenzfrage als eine ganz felbftändige 
auftverfen und barlıber discutiren wollten und ich geftehe, 
daß ich wenigftens nicht in der-Ueberzeugung hierher ges 
kommen bin und gewiß noch viele andere ber gechrten 
Kammermitglieder cbenfo wenig, um tiefeingehende Er⸗ 
oͤrterungen Uber die frühere ftändifche Verfaffung und über die 
Befugniffe der damaligen Stände anzuftellen. Ich geftehe, 
daß ich bei Dem, was ich über die gegenwärtige Vorlage zu 
äußern beabfichtige, allerdings auch mit auf die Gompetenz 
der Stände fommen werde; es ergiebt ſich dies von felbft 
und man wird unmiltürlic darauf hingeführt.” Aber ich 
bin ganz der Meinung, die von dem geehiten Vorredner 
ausgeſprochen wurde, der Meinung nämlich: „das wird ſich 
bei der Berathung felbft finden”. 


Präfident v. Schönfels: Ich erlaube mir einen Vor⸗ 
flag. Es ſcheint doch, daß die Anfichten ziemlich dahin 
gehen, daß diefe Debatte viele Zeit in Anfprud nimmt, 
ohne einen eigentlichen Erfolg zu geben. Ich möhte mir 
daher, den Vorfchlag erlauben, daß die geehrte Majorität 
der Deputation den fraglichen Antrag zurücziche und er- 
warte, ob aus der Mitte der Kammer in Bezug auf die 
Competenz der Kammer Anträge oder Bemerkungen kommen 
werden, Über welche dann weiter verhandelt werden wird. 


Neferent Freiherr v. Friefen: Gegen diefen Vorſchlag 
hätte ich Nichts einzuwenden, wenn bie anderen Mitglieder 
der Deputatlon derjelben Anfiht find. Aber auf die 
Aeußerungen des Abg. v. Weld.muß ich dennoch hier Etwas 
erwidern. Es wird uns Schuld gegeben, daß die Vorlage 
und gar feine Beranlaffung gegeben habe, diefe Competeng- 
frage in Anregung zu bringen. Allerdings einen recht 
ſeht beflimmten Anlaß giebt-fie dazu; denn es heißt im 
Geſetzentwurfe ausbrüdtih: „zur Begutachtung". Zur 
Begutachtung alfo „und ertheiten nunmehr diefer Kirchen 
ordnung, wie folhe mit Ruͤckſicht auf das ſtaͤndiſche Gut: 
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achten von Unferen in Evangelicis beauftragten Staats. 
miniftern unterm heutigen Tage erlaffen wird, hierdurch 
Unfere landesherrliche Genehmigung. Wir wollen auch und 
befehlen u. ſ. w.“ „Demmächft verordnen wir mit Zus 
fimmung u. ſ. w.“ Hier iſt alfo zwiſchen Begutachtung 
und Erklärung, zwiſchen gutachtlicher Erklärung und Zur 
fimmung ausdrüdli und deutlich unterſchieden. Aus 
dem Decrete ift dies nicht mit gleicher Deutlichfeit zu ers 
fehen. Uber hier iſt diefer Unterfchied deutlich und mit 
großer Sorgfalt gemacht. Wir waren daher fehr veranlaft, 
uns über die Gompetenzfrage auszufprechen. Die Zweite 
Kammer hat dasebenfogethan und noch viel beftimmter und 
ausdruͤcklicher ald wir. Die Nothwendigkeit alſo dazu Tag 
ſehr nahe. Was den Vorfchlag des Herrn Präfidenten an · 
langt, ſo habe ich ſchon erklärt, daß ich micht dagegen bin. 
Wird unfern Anfihten über bie Competenz nicht wider 
forochen, fo tönnen wir annehmen, daß die Mitglieder der 
Kammer ſich damit einverftanden erklärt habenz dann kann 
die Deputation ſich gefallen faffen, daß der Antrag aut 
gefegt werde. 


Praͤſident v. Schönfels: Ich babe zu erwarten, ob 
die Mitglieder der Zwiſchendeputation aud des Sinne: 
find, den der Herr Neferent fo eben kundgegeben hat. 


Referent Freiherr v. Friefen: Es iſt nun zu erwarten, 
ob Jemand noch widerjpredhen wird. Wenn Widerſpruch 
in der Kammer erfolgt gegen die Competenz, dann muͤſſen 
wir und unferen Antrag vorbehalten. Doch möchte erft 
zu erwarten fein, ob vielleicht von der Staatsregierung 
etwas erwibert wird. . 


Präfident v. Schönfeld: Jetzt vor der Hand, wo dies 
noch nicht der Fall ift, würde id doch vorichlagen, nad) 
Zuruckziehung des Antrages die allgemeine Debatte zu ber 
ginnen. If der Herr Referent damit einverſtanden, fo 
kommt die Frage bezüglich) der Ueberfchrift des Geſehes 
ohnehin fpäter zur Sprache, wenn das Gefeh zur Berathung 
kommt. Bunächft hat das Mort Herr v. Erdmannsdorff· 


Freiherr v. Erdmanns dorff: Mas der Herr Prã⸗ 
ſident zuletzt geſagt hat, iſt, glaube ich, richtig; es bedarf 
aber keines Zurückziehens des Antrages, ſondern der Herr 
Dräfident möge friſch und getroſt die Debatte eröffnen. 
Da wirb ſich ſchon zeigen, ob Jemand die Competenzfrage 
mit zur Sprache bringt oder nicht, Wenn bie allgemeine 
Debatte zu Ende ift, fo wird dann auch über die Compes 
tenzfrage und über den Antrag der Deputation mit abge⸗ 
ſtimmt werden. 


Kammerherr v. Sehmen: Als Deput ationsmitglied 
ich mich auch erklaͤren, wie der Herr v. Erdmanns ⸗ 
orff. 

Oberbürgermeifter Pfotenhauer: SH bin von der 
Ueberzeugung ausgegangen , daß, indem ich dem Antrage 
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zuftimmte, dadurch nicht der Kammer eine praͤjudicirliche 
Frage zur Entfcheidung vorgelegt werden ſolle. Ich theile 
aber die Anficht, daß die Frage Über die Competenz mit 
der allgemeinen Debatte fi) wohl verbinden laſſe. 


v. Römer: Ich habe ald Deputationsmitglied diefelbe 
Erklärung abzugebenz fehe aber ein augenblickliches Zuruͤck- 
nehmen des Antrages nur als ein eventuelles für den Fall 
an, daß die Stellung einer Frage über die Gompetenzver- 
hältniffe fpäter nicht nöthig fei. . 


Referent Freiherr v. Sriefen: Wir würden uns für 
den Fall das Miedervorbringen bes Antrages vorzubehalten 
haben, 

Präfident v. Schönfels: Der Antrag kommt jeden» 
falls wieder vor bei der Berathung des Gefegentwurfs Uber 
die Kirhenorbnung und über die Aufhebung,der entgegen 
ftehenden Gefege. Denn dort hat die Deputation den bes 
zuͤglichen Antrag hinfichtlic der Gompetenzfrage geftellt und 
es ſteht alfo jetzt die Sache fo, daf die Deputation eventuell 
diefen Antrag zuruͤckzieht und daß nunmehr die allgemeine 
Diseuffion zu eröffnen if. Es werden num diejenigen 
Redner das Wort haben, welche ſich daflır Haben einſchreiben 
Taffen. In diefer Beziehung ertheile ich dem Herrn Ober: 
hofprediger Dr, Liebner zuerft dad Wort. 


Dberhofprediger Dr. Lieber: Ich hoffte nicht der 
Erſte zu fein; da ich es aber num einmal bin, fo beginne 
ich in Gottes Namen. Herr Präfident! ‚Hohe Kammer! 
Bei einer fo großen Pirchlichen Sache, wie jet vor und 
liegt, ziemt fid wohl ein kirchliches Wort. Als ich das 
Tegte Mal mit einer größeren Anzahl Geiſtlicher unferes 
Landes zufammen war und wir auf dieſe Angelegenheit 
der neuen Kirchenordnung zu fprechen kamen, da bat ich 
jene, fie möchten doch in biefer Zeit der Vorlage und Ber 
rathung der Kirchenordnung ihre Hände recht aufheben in 
dem Sinne, daß, wo der Herr dad Haus nicht 
bauet, umfonft arbeiten, die baran bauen. € 
fei ja diefe Sache möglicherweife und in gewiſſer Beziehung 
entfcheidend für ein Jahrhundert unfrer Landeskirche. Jene 
GSeiftlichen haben mir dad damals verfprochen zu thun. 
Ich glaube, e8 werden Daffelbe auch Andere im Lande 
thun; ich glaube, es werden dies Alle thun, die es treu 
mit unferer theuren ‚ gvangelifch-Tutherifchen Landeskirche 
meinen. Wir wollen daran denten, daß das gefchieht und 
wollen es felbft thun. Denn wir geben ja Alle nur unfern 
Dienft her zu dieſer großen Sache nad) unferem beften 
Wiſſen und Gemiffen und hoffen, daß eine höhere Hand 
ald bie unfrige unfer Thun zum Biele führe, daß fie "uns 


Ale als Werkzeuge für die Geſchichte brauchen werde, die 


fie machen will! — Ich ſchicke voraus meinen aufrichtigen 
Dank und meine Anerfennung für den Ernft und die 
Treue des Eingehens in den Gegenftand von Seiten unferer 


1. K. (I Abonnement.) 
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geehrten Deputation und deren Referenten. ES fei mir 
nun verftattet, im der Kürze, die freitich bei einer fo großen 
und vielfeitigen Sache außerordentlich ſchwer if, die ge⸗ 
ſch ichtliche Betrahtung in den Vordergrund zu ftellen, 
um für das Weitere einen fihern Standpunkt zu gewinnen. 
Die Hauptfchritte, durch melde ich zu einem allgemeinen 
Refultate gelange, find folgende. Es kann kein Zweifel 
fein, daß die Aufhebung unferer alten Conſiſtorialverfaſſung 
ein großer Verluft und ein Unglüd für unfere Landeskirche 
geweſen ift. Doch muß ſogleich hinzugefligt werden, daß 
die Confiftorialverfaffung in der befonderen Geftalt, wie 
fie in jener Zeit auögebildet und auögeführt worden war, 
fi) doch gewiſſermaaßen überlebt hatte, daß fie in gar 
mancher Beziehung verfteift, vertrodinet und verftaubt war. 
Letzteres kann nur von einem abftracten, unlebendigen 
Standpunkte aus geleugnet werden. Died hätte num 
aber fofort zu einer Erneuerung, Verjingung und Vers 
befferung des Inſtituts der Confiftorialverfaffung, welches 
an fi dem Weſen unferer Kirche fo fehr entfpricht, bes 
fonders auch zu einer Ergänzung und Anfriſchung 
durch gemeindlie Inftitutionen führen follen. Es ift 
nicht geſchehen und das ift zu beffagen. Es gingen zur 
naͤchſt die wichtigften Gonfiftorialbefugniffe auf ein Cultus⸗ 
minifterium und was bamit weiter zufammenhing, uͤber. 
Man hat gefagt: dies geihah zur Strafe für nicht vecht 
ausgeführte und gehandhabte Gonfiftorialverfaffung, Es 
iſt darin’ Wahrheitz "doch wiffen wir Alle, es haben dabei 
auch andere Gründe und Potenzen mitgewirkt. Diefes 
nun aber wieder, das Gultusminifterium und die ganze 
Verfaffungsgeftalt der Kirche, die damit bedingt war, hat 
aud eine Gefhichte gehabt, und ich möchte darauf 
recht zu achten bitten, eine längere und bedeutfame Ges 
ſchichte, durch eine große, wichtige, tiefgreifente, ja einzige 
Epoche unferer evangelifchen Kirche hindurch, eine Gefchichte, 
in welcher unfere Kirche die allertiefften Erfahrungen ges 
macht, die größten, gewaltigften Gegenfäße gehabt, bie ent⸗ 
fcpeidendften Kämpfe beftanden, eine Menge neuer Elemente 
in fi aufgenommen und im Ganzen wenigfiens weſent⸗ 
liche Fortfehritte in der Gefundheit ihres’ Lebens gemacht 
bat. ‚Das ift auch eine Thatfache, die nicht ignorirt werden 
darf, bie von großer Wichtigkeit für unfere Verhandlungen 
ift. Man hat gefagt, der Staat habe in biefer Zeit die 
Kirche zu fehr in Befchlag genommen. Wahr, volllommen 
wahr. Und es ift zuzugeftehen, daß dieſes Uebergewicht 
des Staats über die Kirche an ſich falfch und ein incor⸗ 
rectes Verhältniß war, auch große Nachtheile mit ſich geführt 
hat. Aber man muß doch auf der andern Seite auch an» 
erfennen, daß in biefer merkwuͤrdigen Uebergangszeit — 
von ber ein ganz beftimmtes Bild zu zeichnen die Kürze 
dieſes Augenblides nicht erlaubt, obwohl es ganz zur Sache 
gehören wide — der Staat die Kirche auch mit hat er- 
halten, vor innerer Zerrättung, ja ich möchte faft fagen? vor 
28 
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der Sclbftauflöfung hat bewahren helfen und fo mehr Gutes 
an ihr gethan hat, als die Kirche vielleicht an fich ſelbſt gethan 
haben würde; denn, fragen wir, was würden wir haben, 
wenn in gewiffen Beiten, die ich nicht näher zu bezeichnen 
brauche, der Staat auf einmal feine Hand von der Kirche 
zurücgezogen hätte? wir würden eine unendliche Menge 
von einzelnen Heinen Kirchhaͤuflein haben, die ſich einander 
gegenfeitig befriegten und ausfchlöffen — die unendliche 
Sectenbildung. Das darf die Kirche nicht vergeffen, dieſen 
Dienft, den ihr der Staat geleiftet hat. Wie dem aber 
auch fei, jedenfalls ift mit jener bezeichnenden, inneren, 
wichtigen, kirchlichen Geſchichte der letzten Zeit auch die letzte 
Geſtait unſerer Landeskirchenverfaſſung aufs Innigſte und 
in ſehr foͤrderlicher Weiſe verwachſen, in einer Weiſe ver- 
wachſen geweſen, fo zart und fein, beſonders nach ber gel 
ſtigen Seite, daß dies ſich kaum in einen ganz beftimmten 
einzelnen Ausbrud und in eine Formel faſſen laͤßt; ich Tage 
in fehr förderlicher Weife verwachfen gewejen und berufe 
mich dabei auch auf fo mande Anerfennung von Außen 
her, wie ich denn. wiederholt im Auslande gehört habe, 
daß man und zu unferen gegenwärtigen Firchlichen Bus 
ſtaͤnden Gluͤck wuͤnſcht und ſagt: Wir fehen auf Euch! 
Ja, es ift Fein Zweifel, fo manches Gute, was in der ganzen 
letzten Epoche hervorgerufen worden ift, und mas jetzt erft 
allmälig zu reifen beginnt, hängt mit feinen Lchensfäden 
zugleid) an der letzten Geftaltung unſerer firchlichen Vers 
faffung und wird in Frage geftellt, wenn diefer Zuſammen ⸗ 
hang abgefnitten wird. Weberhaupt wird man fagen 
müffen, eine abfolut durchgreifende und völlige Umgeftaltung 
des kirchlichen Verfafungslebens würde unter bewandten 
Umftanden die alfertieffte Erſchuͤtterung, ja eine relative 
Erkrankung des ganzen Kirchenförpers mit ſich führen. 
Worauf bringt und das? Es kann auf den Gedanfen flhs 
ven: in Bezug auf die Kirchenverfaffung Alles beim 
Alten zu lafjen. Manche vertreten diefe Meinung in ger 
wichtiger Weife und ic) geftche gern, daß das Separatuotum 
des geehrten Heren v. Zehmen in diefer Beziehung gar 
manche Wahrheiten enthält. Aber ich glaube, -*5 muß uns 
nur dazu führen‘, daß wir eben die bezeichnete Epoche des 
kirchlichen Lebens in ihrer ganzen Bebentung anerkennen, 
daß wir die Schwierigkeiten, die ungeheuere Veraniwort⸗ 
lichkeit jeder Neugeftaltung richtig würdigen; es muß uns 
nur dazu führen, daß wir bei der Neugeſtaltung dies 
Stüd Geſchichte, von dem ich eben geſprochen, nicht 
irgend ignoriren, am wenigften durch eine blos idealiſtiſche 
oder nur realiftifch-repriftinirende Berfaffungsgeftaltung 
überfpringen; biefer Sprung würde ſich ſchwer raͤchen. — 
Am wenigften wuͤrde num ein Sprung gefchehen bei einer 
Schon Tängft eingeleiteten Allmaͤligkeit des Neubaues unferer 
Kirchenverfaſſung und ich geftehe aufrichtig, daß ich es für 





ein großes Ungtüd halte, daß diefe Allmaͤligkeit nicht eben 
ſchon längft eingetreten iſt. Es wäre wahrhaft gefhichtlich 
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gewefen, den Neubau von unten auf anzufangen und vor 
allen eine kirchliche Gemeindevertretung in geeigneter Weiſe 
einzurichten. War die ältere Conſiſtorialverfaſſung ohne 
Zweifel vornehmlich daran erlahmt, daß ihr micht eine 
Hilfe von Seiten der Gemeinde entgegen Fam, fo hätte 
man darauf vor allen Dingen das Augenmerk richten follen, 
eine folche Hülfe herzuſtellen und nun unter dem Schuhe 
der neuerdings beftehenden folidarifchen oberen Kircheninflis 
tutionen diefe kirchliche Gemeindevertretung zu einem wirt 
lichen Grfahrungsbeftande und zu innerer Lebensfähigkeit ſich 
entwideln zu laffen. Dann Eonnte man weiter fortfchreiten. 
Wie fehr hängt z. B. das Gedeihen der Synode, ihre wirkliche 
tiefgreifende Wirkſamkeit, nicht jene Wirkſamkeit, die nur äufes 
red Geräufch macht, ab von einerguteingerichteten, gelibten und 
in Arbeit erfahrenen Kirchengemeindevertretung, Daraus 
müffen bie Synodalen erwachfen. Wo’ follen fonft, die 
Geiſtlichen ausgenommen, die erfahrenen Mitglieder der Sys 
node herkommen? Es ift ja in der That das Schlimmite, über 
Kirchenangelegenheiten ohne wirkfiche kirchliche Erfahrung, 
ohne fpecielle Uebung darin, im großen Style berathen zu 
follen und diefe Erfahrung kommt wahrscheinlich nicht Uber 
Nacht. Es liegt uͤberdies zwiichen der Gemeindevertretung 
und der Synode noch ein Mittelglied zwiſchen inne, way 
man fehr vielfad) als richtig anerlannt, die Kreisſynode. 
Doch es ift hier nicht ins Einzelne einzugehen, noch wes 
niger zu zeigen, wie viel beiondere kirchliche Noth damit 
erfpart worden wäre. Kurz, diefer geſchichtliche Gang it 
verſaͤumt worden, und wenn dies wahr iſt, iſt es gut, es 
auch für alles Weitere in das Bewußtſein aufzunchmen. 
Es tönnte ſich fragen, ob noch im gegenwärtigen Kugen 
blicke eine ſolche geſchichtliche Aufbauung moͤglich ſei? Das 
iſt eine Frage, die aus dem Weſen der Sache hervorgeht 
und inſofern Beruͤckſichtigung verdient. — Da tritt nun aber 
die andere Seite der Sache ein, die fie in der Geſchichte der 
Kammerverhendlungen und der Verhandlungen der Kammern 
mitderhohen Staatöregierunghat. Trenne ich gewiſſermaaßen 
dieſe zweite Geſchichte von der vorhin bezeichneten erſten, 
fo möge Ihnen diefe Trennung nicht auffallen; Beides fällt 
doch nicht ſchlechthin zufammen und es Tann gut fein, and) 
einmal Beides aus einander zu halten. Da zeigt ſich aun 
Diefe. Die Erneuerung ber Verfaffung in allen Mor. 
menten {ft von den Kammern wiederholt und eindringlich 
verlangt und von der Staatöregierung auch zugefagt war: 
den, aber durch gewiffe inzwifchen eingetreten Hinderniffe 
iſt es gefommen, daß diefes Alles nicht zur Verwirklichung 
gelangt iſt und die Sache ſteht nun folgendermanfen. 
Was früher rechtzeitig gekommen wäre, kommt jetzt, zumal 
da Alles auf einmal kommen foll, in gewiffer Beziehung 
untechtzeitig. Ich erlaube mir ein Bild, dad vielleicht nicht 
ganz ebel ift, aber doch die Sache bezeichnet. Es ift wie 
ein Schuß, der früher einmal geladen worden iſt und nun 
neuerdings nach langer Zeit, nachdem andere Verhaͤltniſſe 
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dazwiſchen getreten find, auf einmal losgeht. Das ifi, 
‚glaube ich mit innerfter Ueberzeugung, die eigentliche Wahr: 
heit, das ift das Geſchick diefer großen und theuren Sache 
in unferer Landeskirche. Aber auch das iſt eine geſchicht- 
liche Nothwendigkeit, auch das if ein Verhängniß, dem man 
ſich unterwerfen muß, dem man nicht ſchlechthin ‚wird wider⸗ 
fireben Eönnen. Und darauf führt das zuletzt, daß wir den 
Sprung, der immerhin gethan werden muß, fo eng und 
Hein als möglich machen, d. h. fo viel als möglich an die 
bisherigen Zuftände und Beftände anknüpfen. Und nun 
fhließe ich und fage: Diefes eben ſcheint mir der innerfte 
Geift und die eigentliche Abficht des vorgelegten Bers 
Roßungsentwurfs zu fein; aus der Inbetrachtnahme die 
fer fänmtlihen Verhältniffe und realen Zuſtaͤnde ift er 
hervorgegangen, das hat er am den entſchiedenſten, zarteften 
und verhängnigvolften Punkten zu erreichen gefucht. Ich 
rechne dazu befonders das Verhältnig der Kirche zum Staat 
und noch manches Andere, obwohl hier nicht ins Einzelne 
einzugehen ift. Sch bemerkenur noch, daß bei der ungeheuern 
Schwierigkeit einer Faſſung, welche das Idaliſtiſche und 
Realiftifche gehörig verbinden und in einander wirken und 
zufammenfchweißen follte, es nicht zu verwundern iſt, wenn 
noch manche Fragen auftauchen, wenn mande Bedenken 
laut werden, mande Mängel und Unvollfommenheiten zu 
entdeden find, zu deren Erwägung aber die hohe Staatds 
zegierung gewiß gern bereit fein wird. — Ich erlaube mir 
diefe Gefammtanfhauung, die freilich im dieſer Kürze nicht 
volftändig fo entwicelt werben konnte, wie fie mir aus 
einer genauen Beobachtung unjerer landeskirchlichen Bu: 
fände, aus mannigfach gemachten Erfahrungen in anderen 
Landeskirchen und aud einer langjährigen wiſſenſchaftlichen 
Beſchaͤftigung mit dem Gegenftande erwachſen iſt, der ho⸗ 
hen. Kammer zur geneigten Beachtung vorgelegen. Ich habe 
mit dem Ausfprechen derfelben nur meinem Gewiſſen und 
meiner innerften Ueberzeugung Genüge thun wollen. Wie 
id) mir ‚unter der: Vorausfegung der Annahme des vor« 
gelegten Entwurfs, eventuell mit Mobificationen, welche 
fein eigentliches Weſen nicht alteriren, auch jest noch eine 
Almätigkeit feiner Verwirklichung denke, dies darzulegen 
will ich einem andern Drte vorbehalten. 


Landesbeſtallter Hempel: Meine Herren! Wenn id) 

um das Wort gebeten habe, fo ift es geſchehen, um von 

> einem andern Gefichtöpunfte aus zu fprechen, ald von dem 

der geehrte Worredner ausging. Ich erlaube nur anzu 

Inüpfen an eine Bemerkung, die im Berichte der geehrten 

gwiſchendeputation der Erften Kammer fi) befindet und 
Seite 283 zu lefen iſt: 

Die Deputation hat ſich in ihrem ganzen Berichte noch 
nicht ber die Frage geäußert, vom welcher Wirkung es 
fein würde, wenn die Stände ber Dberlaufig fid gegen 
einzelne: heile oder gar gegen dad Ganze der Kirchen: 
ordnung, erfiären folten, da fie glaubte, daß es nicht in 
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ihrem Berufe liege, ihre Anträge von einer andern Ent 
ſchließung abhängig zu machen, als von der der Ständer 
verfammlung; vielweniger aber ſich für befugt hielt, die 
Frage zu erörtern, ob die Particularberfaffung der Ober: ', 
laufig den Ständen diefer Provinz dad Recht zu einer ber 
fonderen Erflärung und Ablehnung verleihe. Unbemerkt 
aber fann es nicht bleiben, daß die Ständeverfammlung ſich 
in einer eigenen Sage befinden würde, wenn die Kirchen» 
ordnung, nachdem diefelbe von ihr angenommen wäre, von 
einer andern Geite her Widerſpruch und Aufenthalt er— 
fahren und die Ausführung dieſes Gefeges, welche von 
dem größten Theile des Landes dennoch gewünfcht würde, 
verhindert werden follte”. 


Diefe Bemerkung der Deputation hat nothwendiger 
Weiſe den anwefenden Oberlaufiger Mitgliedern der Kam. 
mer die Verpflichtung auferlegen müffen, ihre Stellung, 
welche fie zur Berathung des vorliegenden Entwurfs ein⸗ 
nehmen, Far zu bezeichnen. Der Entwurf ift bezeichnet 
ald ein Entwurf einer Kirchenordnung der evangelifch- 
lutheriſchen Kirche für das Königreich Sachſen und es ift 
hiernach, wenn ſchon in den Vorlagen nur wenige Be— 
merkungen über die eigentlichen Berhältniffe der Oberlauſitz 
enthalten find, doch nicht zu zweifeln, daß die Abficht das 
hin geht, die Gültigkeit des Entwurfs auf das geſammte 
Land und mithin auch auf die Lauſitz zu erftreden, derges 
ftalt, daß eine völlige Uniformirung -eintreten fol. Diefe 
Uniformirung ift fchon in früherer Zeit verſucht worden; 
jedoch jederzeit an dem Widerſtande der Provinzialftände 
gefcheitert. Die’ Oberlaufig hat ihre befondere kirchliche 
Verfaſſung; fie if hervorgegangen aus dem verfchiedenen 
Gange, den die Reformation in den Erblanden und in der 
Laufig genommen hat und zu ihrer damaligen Geftaltung 
haben beigetragen die Privilegien, welche der Provinz 
feit ihrer freiwilligen Unterwerfung unter die Oberhoheit des 
Königs von Böhmen von allen Landesfürften bis in die 
neueſte Zeit ertheilt, refp. erneuert worden find, Während 
die Reformation in den Erblanden von dem Landesherren 
ausging oder doch Seiten deffelben keinen Widerſtand er⸗ 
fuhr, war dies in der Laufig nicht der Kal, Die Nefor: 
mation in der Lauſitz ging wider den Willen ihres klatho⸗ 
liſchen Landesherrn vor fihz fie fand Eingang durch die 
Stände, die Vaſallen und einzelne Stadtobrigkeiten. Waͤh⸗ 
rend in den Erblanden zu Ausübung de von bem Lane 
desheren fich nicht vorbehaltenen Kirchenregiments geifttiche 
Sberbehörden, Gonfiftorien begründet wurden, fand ſolches 
in der Lauſitz nicht ftatt; das Kirchenregiment ging auf die 
weltlichen Obrigkeiten über und bis auf die neuefte Zeit, 
wenn ſchon mit Mobiflcationen, iſt die oberſte Negierungss 
behörbe der Provinz zugleich auch die obere Behoͤrde in 
Kirchen: und Schulſachen geblieben: Es findet daher dass 
jenige, was über die Entwidefung der Reformation: in den: 
Motiven. Seite 48 bemerkt iſt, auf die Oberlauſitz Feine 
Anwendung, Es find aber nicht allein die befonderen Ber 
hörbenverhältniffe, durch welche ſich die Oberlaufit ‚von den 
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Erblanden unterfcheidetz es ift zugleich die einflußreiche 
Stellung ber Collatoren und Patrone. Ihnen haben bis 
in neuere Beit nicht allein Befugniffe zugeftanden, bei 
deren Ausübung es die Eigenſchaft einer öffentlichen Ber 
hoͤrde nicht bedurfte, fondern auch folche, zu deren Aus: 
übung diefe Eigenfhaft nöthig war. Geiftliche und Ge 
meinde befinden fich hinfichtlich ihrer Unterordung unter 
ein ſpecielles Kirchenregiment in einer freieren Stellung, ins 
fofern als fie direct unter der die Conſiſtorialgeſchaͤfte ber 
forgenden Regierungsbehörde der Provinz ſtehen. „Während 
in den Erblanden ſich Feine gefchloffenen Parochien im 
Sinne des Oberlaufiger Kirchenrechts befinden, das heißt, 
Parochien, welche nicht mit Rüdjicht auf die Confeffionen 
abgegrenzt find, fondern gewiffe Örtliche Gemarfungen um ⸗ 
faffen, die alle innerhalb dieſer Gemarkung lebenden Per- 
fonen als zur Parochie gehörig in fich begreifen, find ſolche 
geſchloſſene Parochien in der Laufig vorhanden. Meine 
‚Herren, man mag urtheilen über diefe Verhältniffe, wie 
man will, die Thatſache ſteht feſt, daß biefelben in 
früherer Zeit die Zoleranz ‚in der Provinz und die kirch⸗ 
liche Eintracht befördert haben und daß die Provinziale 
„fände, katholiſche wie evangelifche, bis jetzt wenigftens 
darin einig gewefen find, daß ohne Auflöfung feftbegrüne 
deter Gemeindeverhättniffe eine Auflöfung diefer Verhaͤlt ⸗ 
niffe nur ſchwer erfolgen koͤnne. Unter dem Schuße diefer 
Berfaffung haben fich die kirchlichen Verhältniffe der Pros 
vinz fo geftaltet, daß fie Denjenigen in den Erbfanden 
mindeftend nicht nachſtehen und- e8 mag daraus erklärt 
werben, daß Fein Verlangen darnach gewefen ift, ſich unter 
Aufgabe der Provinzialverfaffung an die erbländifche Ver: 
faffung der Kirche anzufchließgen. Wer möchte aber ber 
zweifeln, daß bie Oberlaufiger Kirchenverfaſſung einer Ver: 
befferung nicht fähig fei? Die Provinzialftände haben jeder- 
zeit fich bemüht, beizutragen, bie kirchlichen Verhäftniffe im 
Intereſſe und nach dem Beduͤrfniſſe der Provinz zu reguliren 
und biefer ihrer Obliegenheit werden fie fernerhin eingedenk 
fein. Die Provinzialftände haben aber in der Annahme 
der Ephoralverfaffung niemals einen Fortſchritt in der Ent» 
widelung ihrer kirchlichen Verfaflung und eine Verbefferung 
derfelben gefunden und fie haben die Annahme der Ephoral- 
verfaffung entfchieden abgelehnt. Ich erlaube mir Ihnen 
die Worte zu geben, mit welchen fie nur in der neueren Zeit 
ſich gegen die Annahme dieſer Verfaffung ausgeſprochen 
haben. Sie haben erflärt, daß fie der Ueberzeugung feien, 
„daß durch die AUnftellung von Superintendenten die Bor 
"zlige der Oberlaufiger Kirchenverfaffung verloren gehen, die 
felbftändige —— des kirchlichen Lebens in den ein⸗ 
zelnen Kirchſpielen gehemmt und beſchraͤnkt, der Gefchäfts- 
"gang erſchwert und complicitt und endlich ohne Noth der 
Staatscaſſe und den Steuerpflihtigen eine neue Saft auf 
gelegt werden würde”. Nach diefer, wie mir ſcheint, doch 
beftimmten Erklärung ift nicht abzufehen, woher die Hoffe 
nung geſchoͤpft iſt, daB ſich die Provinzialftände mit der 
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Einführung der Ephoralverfaffung einverſtanden erklaͤren 
werden. Ich glaube, daß biefe in den Motiven ausge— 
forochene Hoffnung eine vergebliche fein dürfte. Sollte die 
Abficht dahin gehen, dieſe Ephoralverfaffung ungeachtet 
diefer entſchiedenen Erflärung der Stände einzuführen oder 
fonft eine Organifation zu ſchaffen, die mit den Ver— 
faffungszuftänden der Oberlaufig nicht im Einklang ftünde, 
fo würde es Sache der Provinzialſtaͤnde fein, zu beſchließen, 
ob Maaßnahmen zu treffen feien, welche ihnen die Ver— 
faffung nachlaͤßt im Falle einer Verlegung derfelben. Die 
Oberlauſitz kann ruhig dem entgegen fehen, was die hohen 
Kammern in Betreff der vorliegenden Kirchenordnung bee 
fliegen werden; fie kann es umfomehr, als ihr die Ber 
fimmungen des Vertrags vom 17. November 1834 zur 
Seite fiehen. In $. 2 und 3 heißt es: 


$.2. 

Indem die Oberlaufig auch die, in der Verfaſſungs⸗ 
urfunde des Königreichd vom 4. September 1841 88. 85 
bis 95 enthaltenen Beftimmungen in Bezug auf die Gefegs 

ebung angenommen hat, ift dies im der zuverfichtlichen 
rwartung gefchehen, daß fowohl Seiten der Eöniglichen 
Regierung, ald Seiten der Ständeverfammlung hierbei 
allenthalben auf die eigenthümlichen Verhältniffe der Pros 
vinz werde bie nöthige Rüdfiht genommen werden, 

Bei Beurtheilung und Entſcheidung der in der Ober 
lauſitz beftehenden Rechts - und fonftigen Verhältniffe bleibt 
das dafelbft dermalen geltende Necht fo lange in Kraft, 
als daſſelbe durch neue, von der Ständeverfammlung ge 
negmigte Gefege oder Provinzialftatuten nicht abgeändert 
wird, 


In Sällen, wo Iebiglich die Anwendung in ben alten 
Erblanden, bereits ‚promulgirter Geſetze auf die Oberlaufig 
in Frage ift, ohne die Beſtimmung dieſer Gefehe felbft 
wefentlich zu derändern, müffen die Provinzialftände zu: 
vörderft mit ihrem Gutachten gehört werden, Man rg 
bei nächfter Ständeverfammlung eine Ermädhtigung der 
Negierung in Antrag bringen, nad) weldyer dergleichen Ges 
fege, dafern obige® Gutachten mit der Anficht der diegie⸗ 
gierung übereinftimmt, in der Oberlaufig ohne Weiteres 
publicirt werden koͤnnen und nur dann, wenn cine ſolche 
Uebereinftimmung nicht ftattfindet, die Frage zum Behuf 
einer verfaffungsmäßigen Beſchlußfaffung an die Kammer 
zu bringen fei. 


$. 3. 

„Der Oberlaufig wird hiermit zugefagt, daß in ihrer 
Religiond- und kirchlichen Bafafunge aA % 
Traditionsreceß vom 30. Mai 1635 und den Traditions⸗ 
abſchied vom 24. April 1636 vertragsmäßig feftfteht, ohne 
vorheriges, ausbrüdlich erlärtes Einverftändnig der Ober» 
laufiger Provinzialftände nichts geändert werden folke. 


Die Oberlaufiger Mitglieder diefer hohen Kammer 
haben, um über ihre Stellung zu der Berathung der vor⸗ 
liegenden Kirchenordnung Feinen Bweifel zu Laffen, num bie 
Erklärung ihrerſeits abzugeben, daB nach der von Ihnen 
gewonnenen Anſicht die vorgelegte Kirchenordnung nach 





dem Vertrag vom 17. November 1834 nur mit Vorwiſſen 
der Oberlaufiger Provinzialftände zur Geltung gelangen 
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Tann. Die Oberlaufiger Mitglieder geben hiermit folgende 
Erklärung ab: 


„Um über die Stellung ber anweſenden OberlaufifferMit- 
‚glieder er hohen Kammer zu der Berathung des vorliegenden 
Entwurfs einer — für die evangeliſch lutheriſche 
Kirche im Königreich Sachſen keinen Zweifel zu laffen, haben 
in Veranlaffung der Seite 283 des Berichts der Zwifchen- 
deputation der Erften Kammer enthaltenen Bemerkung die 
‚genannten Kammermitglieder zu erflären, daß nad der 
von ihnen gewonnenen Anficht die‘ vorgelegte Kirchenord⸗ 
nung nach dem unter'm 17. November 1834 mit Borwiffen 
und beziehendlic Genehmigung der allgemeinen Ständer 
verfammlung errichteten Staatsvertrag, für defien Beobach⸗ 
tung, Aufrechterhaltung und Beihüsung fürftliches Wort 
Herpfändet worden, ohne ausbrüdliches, auf einem Provinzial: 
Yandtage zu Budiffin auszufprechendes Einverftändniß der 
‚Stände von Land und Städten in der Provinz Feine recht⸗ 
Yiche Geltung erlangen kann; die Oberiauſitzer Mitglieder 
der hohen Kammer aber fich gegen die Anficht verwahren 
müffen, daß aus der Aufrechterhaltung einer befonderen 
Kirchenverfaſſung für bie Oberlaufiger ein Anhalt zur Ab⸗ 
Ichnung einer neuen Kirchenorbnung für die alten Erbfande 
und ein Grund zur Beanftandung der Publication der 
felben für die letzteren abgeleitet werden könne, da ein fols 
her Schluß nur aus der Anſicht hervorgehen kann, daß 
eine Autonomie der Provinzen, Kreife und Gemeinden ohne 
Nachtheil für das Ganze nicht beftehen koͤnnen, während 
doch unzweifelhaft die von der erbländifchen Kirchenver⸗ 
faffung abweichende Kirchenverfaſſung der Oberlaufig feit 
mehreren hundert Jahren ohne Nachtheil für die Erftere 
beftanden hat und noch beſteht“. 

Dresden den 10. December 1860. 


Freiherr v. Schönburg-Bibran. 

Curt Ernft v. Pofern auf Pulsnitz. 

Döwald v. Noftiz: Wall wig auf Oberfohland. 

Franz Guido Heimpel auf Dhorn. P 

Gajus_Graf zu Stolberg-Stolberg. 

Auguft Graf Wilding-KönigsbruddePrin- 
cipi di Radali, 

Eduard Löhr, Bürgermeifter der Vierſtadt 
Budiſſin. F 


Dieſe Erklaͤrung bitte ich, Here Praͤſident, dem Pros 
tokolle beifügen zu laſſen. 


Praͤſident v. Schönfels: Es wird dagegen Fein Hin⸗ 
derniß vorhanden ſein und es wird daher dem Wunſche des 
Herrn Landesbeſtallten Hempel deferirt werden. Ich wuͤrde 
nun das Wort dem Herrn v. Metzſch zu ertheilen haben. 


Kammerherr v. Mesfch: Der vorliegende Entwurf 
einer Kirchenorbnung für unfere evangelifch-Tutherifche Kirche 
ift das Ergebniß der befannten ftändifhen Schriften vom 
13. Juni 1846 und vom-13. December 1854. Gewiß 
muß man diefer hochwichtigen Vorlage die Gerechtigkeit 
widerfahren laffen, daß fie eine umfichtige, von einem 
kirchlichen Geiſte getragene Arbeit iſt, für welde wir der 
‚Staatsregierung nur zu aufrichtigem Danke uns verpflich- 
‚tet fühlen; nicht minder aber auch) dankbar anerkennen müfs 
‚fen, daß die geehrte Deputation die ihr gewordene ſchwie ⸗ 
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tige Aufgabe durch Abfaſſung des vorliegenden, umfaffenden 
und tiefdurchdachten Berichtes auf eine dem Gegen» 
ande würbige Weiſe gelöft hat. Wenn die Stände ber 
reits im Jahre 1846 im Einverſtaͤndniß mit ber Staats» 
tegierung für eine Reform der evangelifch-lutherifchen Kir 
chenverfaſſung ſich ausgeſprochen haben, fo Fann, wie bie 
geehrte Deputation’auf Seite 209 des Berichts fehr richtig 
bemerkt hat, gegenwärtig es ſich nicht mehr um Erörterung 
der Frage handeln, ob eine folche Reform vorzunehmen, ob 
der evangelifch-Iutherifchen Kirche zur Ausübung ihrer ver⸗ 
faffungsmäßigen Rechte eine gewiffe organiſche Geftalt zu 
geben fein, fondern es kann fi nur noch handeln uͤm 
Auffindung der Ferm, um Prüfung der Mittel, durch 
welche diefer Zweck erreicht wird. Ungeachtet nun dieſes 
Einverftändniffes über die zu Iöfende Aufgabe im Allge⸗ 
meinen hat die geehrte Deputation auf Seite, 210 des 
Berichtes auf die großen Schwierigkeiten und Bedenken 
aufmerffam gemacht, die fi nun erft zeigen, wo die früher 
geftelten Anträge zur Ausführung gebracht werden follen 
und fie ftellt eine Reihe von Fragen auf, von denen man 
allerdings viele in dem Sinne beantworten mörhte, wie 
es der geehrte Abg. v. Zehmen in.feinem ablehnenden Bo» 
tum gethan hat. Trotzdem vermag ic) mich aber nicht mit 
dem Herm Geparatvotanten einverflanden zu erklaͤren; 
wenigftens inſoweit nicht, als er zu einer gänzlichen Abs 
lehnung der Vorlage anrathet. Meine Herren! Mer 
im Jahre 1846 in diefer Kammer für eine Reform der 
Kirchenverfaffung ſich ausgeſprochen hat, Tann, ohne mit 
ſich in Widerfpruch zu gerathen, jetzt unmöglich eine ſolche 
ablehnen wollen, weil er weber dad Drängen nad) Aen- 
derung unferer "Kirchenverfaffung für genügend begründet 
erachtet, noch die jetzige Zeit für dazu geeignet hält. Der 
Ruf nad) einer Reform in unferer Intherifchen “Kirche ift 
nicht erſt von heute datirt; feit 30 Jahren ift er fowohl 
innerhalb als außerhalb der Kammern in Wort und Schrift, 
von Beiftlichen und von Laien erfchollen und für fortwähr 
vend begründet erachtet worden und ift die jetzi ge Beit 
nicht dazu geeignet, die von der hohen Staatsregierung 
beabfichtigte Reform vorzunehmen, fo muß ich zunaͤchſt 
fragen, wenn eigentlich die Zeit kommen fol, die dazu 
geeignet fein. würde? Ob wohl nicht‘ebenfo gut gefagt wer- 
den fann: wir wollen bie jeßige Zeit noch benugen, ehe 
die Zeiten fehlechter kommen. Ich glaube wenigftend, daß 
es eined Verſuches werth iſt, trogdem daß bie Anſichten 
der Deputation weit auseinandergehen, auf dem Mege 
zum Siele zusgelangen, ben uns eben die geehrte Majorie 
tät der Deputation vorgefchlagen hat und ben fie uns im 
Schlußantrage auf Seite 284 des Berichtes anempfiehlt, 
der folgendermaßen lautet: ° 


„Die Kammer wolle fi unter Genehmigung der in 
vorftehendem Berichte vorgefchlagenen Abänderungen und 





Zufäge mit dem von der Staatsregierung vorgelegten 
« Entwurf einer Kirchenordnung einverftanden erklären.” 
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Ich erkläre mich alfo in Betreff der Trage der Abs 
lehnung oder Nichtablehnung des Entwurfs für die Major 
zität der geehtten Deputation. Mas die Competenzfrage 
der Stände bei der vorliegenden Sache betrifft, die vorhin 
ſchon angedeutet worden ift, To trete ich den für die Com⸗ 
petenz ſprechenden Gründen bei, welche fowohl unfere De— 
putation, als auch die Deputation der Zweiten Kammer 
in ihren Berichten auf eine fehr Elare und überzeugende 
Weiſe hervorgehoben hat. Endlich erlaube ich mir noch 
zu bemerken, daß, wenn es auch ſchwer und vieleicht uns 
erreichbar fein wird, bei den vielen in diefer Vorlage vors 
handenen Majoritaͤts- und Minoritätsgutachten, bei den 
weit audeinandergehenden Anfichten der Deputationen ber 
Erſten und der Sweiten Kammer und wieder bei den nicht 


» unerheblichen Meinungsverfchiedenheiten zwifchen den Depu⸗ 


tationen und der Staatsregierung zu einer endlichen Verei- 
nigung zu gelangen, wir wenigſtens auf bem Wege, den und 
die Mehrheit der Deputation zu betreten angerathen hat, die 
Beruhigung faffen koͤnnen: der hohen Staatsregierung zur 
Vereinbarung und zur Erreichung des Zieles die Hand ges 
boten zu haben und ein wichtiges Werk haben fördern hel⸗ 
fen zu wollen, fowohl im Intereſſe unferer theuren Kirche, 
als im Intereffe unferes lieben Baterlandes. 


Sugerintendent Dr. Lechler: Ueber die Michtigkeit 
und Verantwortlichkeit der Aufgabe, die und jet zur Taged- 
ordnung geworben ift, will ich fein Wort weiter verlieren, 
zumal nach den wahren Worten ded Herrn Oberhofpredis 
gerd Dr, Liebner, denen id von Herzen zuftimme. Nur 
das will ich noch vorausſchicken, daß wir unfere Hand nicht 
Iegen an einen rabicalen Neubau unferer evangelifchs 
lutheriſchen Kirhenverfaffung, fo daß es fih darum han⸗ 
delte, dad, was da beftehet, bis auf den Grund niederzu- 
veißen, den Grund umzuflürgen und nun ein neues und 
anberartiges Gebäude auf einem neuen Grunde aufzuführ 
ven. Daran zu denfen wäre ebenfo unweiſe, als unrecht. 
Es Handelt fi blos um einen den Bebürfniffen und Fort: 
ſchritten der Zeit angemeffenen und durch biefelben geforderten 
theilweiſen »Um bau der beftehenden Kirchenverfaſſung. 
Was num den uns vorgelegten Entwurf betrifft, fo mögen 
die Anfichten über denfelben noch fo fehr auseinander 
gehen und kreuz umd quer durcheinander laufen, — ich 
kann biefem, Entwurfe, im Ganzen genommen, nur 
mit Freuden und mit dem innigfien Danke gegen bie koͤnig⸗ 
liche Staatöregierung, Die ihn, vorgelegt hat, zuftimmen; mit 
Freuden nicht blos um der Kirch e willen, um die es ſich 
zunächft handelt, fondern auch von wegen des Staates. 
Denn hat hier die koͤnigliche Staatsregierung ihre Zuftim- 
mung zu dem Hauptgedanken ertheilt, daß auf die bedeu⸗ 
tendſten und umfaffendften Vollmachten in Bezug auf bag 
evangeliſch lutheriſche Kirchenregiment, die bisher in der Hand 








eines Stoatöminifteriums gelegen waren, verzichtet werden 
fol, fo hat damit die koͤnigliche Staatsregierung einen Act 
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der Verzichtleiſtung gethan, welcher ihre nach allen Sciten 
bin fid) erweifende wohlwollende und Ioyale Gefinnung 
trefflich bethätigt. Ich bezeuge aber meine Freude Über diefen 
Entwurf aud in Betraht der Stände Denn es if 
ja ſchon mehrfach gefagt worden, daß der Entwurf, ber ung 
vorliegt, wefentlich vorgelegt iſt infolge von wiederholten 
und vielfachen Berathungen, Anträgen und Befchlüffen, die 
in den legten Zahrzehenten bei den Ständen vorgefommen, 
tefpective gefaßt worden find. Namentlich aber iſt ein 
Hauptprincip des Entwurfes, weldes ſehr weſentlich iſt, 
der Art, daß es ſpeciell aus dieſem Saale ſtammt. Ich 
unterſcheide zwei Zeitraͤume innerhalb dieſer 30 Jahre, no 
«8 ſich um eine Reform der evangelifchelutherifchen Kirchen: 
verfaflung in Sachfen handelt. Und zwar iftin den erſten 
15 Sahren, vom Jahre 1830-1845, bei den Ständen und 
auch fonft in der Literatur u, f. w, nur davon die Nee 
gewefen, eine Gemeindevertretung zu gründen, eine Synodal- 
und Presbyterial:Berfaffung einzuführen. Das war auch 
noch bei dem königlichen Decret vom 14. September 1845 
an die Stände der Fallz es war lediglich in Ausſicht ges 
nommen, eine Presbyterial- und Synodalverfaſſung zu 
‚geben, während es in allem Uebrigen in Beziehung auf das 
Kirchenregiment bei dem damals Beftchenden bleiben ſollte. 
Damals hat num aber die Deputation der Erften Kammer, 
welche mit Begutachtung dieſer Königlichen Vorlage braufı 
tragt war, einen neuen Gedanken auf die Tagesordnung ger 
bracht, naͤmiich den Gedanken, daß naͤchſt der Symodal 
und Presbpterialverfaffung, weldye eingeführt werben folte, 
auch noch daflır zu forgen wäre, eine collegiale Behörde zu 
gründen, welcher die Kirchengewalt im Weſentlichen in bie 
Hand gelegt werden follte; mit andern Worten, daß die 
Confiftorialverfaffung, die im Anfong der dreißiger Jahre 
ftüdweife und nad und nad) abhanden gelommen war, 
wovon der Herr Oberhofprediger vorhin fprach, wiederher: 
geftelt werden follte. Und diefer Antrag der Doputation 
bat in biefer hohen Kammer und ebenfo auch nachher in der 
Zweiten Kammer Annahme gefunden, Ich lann bei dieſer 
Gelegenheit nicht unausgeſprochen laſſen, was für einen Ein ⸗ 
drud jene Verhandlungen bei dem gefammten Landtags, 
namentlid) aber in der bamaligen Grften Kammer, die ich 
genau ſtudirt Habe, auf mich gemacht haben. Cs ift nicht 
licht ein größeres, deutſches Land gewejen, wo nicht im 
Lauf der Ieten Jahrzehente dann und wann aud) kirchlich” 
politiſche Gegenftände auf den Landtagen innerhalb ihrer 
Competenz zur Sprache gekommen wären, fei e3 nun, daß 
dieſe Fragen zunächft die vömifch-Kathorifche Kirche, etwa 
ein Goncorbat, oder die evangelifche Kirche oder Diffenterd 
betrafen. Unter allen biefen Verhandlungen glaube ich 
kaum, daß irgend eine ſich an Gehalt, an zexter Gewiſſen⸗ 
haftigkeit gegen die heilige Sache, an Ginficht, Würde und 
Ernf der ganzen Haltung jenen Verhandlungen gleichitellen 
Fann, welche damals in der Ständeverfammfungvon Sachlet 
und zumal in der Erſten Kammer in einer fünftägigent 
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Debatte ſtattgefunden haben. Ich glaube, dag ich als Un» 
parteliſcher dies ausfprechen kann und fol. Nun der jegige 
Entwurf combinirte das, mas bis 1845 der Gedanke der 
Negierung und der Gedanke der Stände oder der Freunde 
der Kirche und der Geiftlichkeit geweſen ift, die Synodal- und 
Preöbyterialverfaffung mit dem andern Principe der Her⸗ 
ſtellung der Eonfiftorialverfaffung, welches letztere Princip nun 
‚aber damals von der Deputation der Erſten Kammer an die 
Zweite Kammer gebracht und von den Ständen angenom⸗ 
‚men worden ift, Und in diefem Punkte finde ich zu meiner 
Freude und meinem Danke ein foldes Entgegentommen der 
Töniglichen Staatöregiering und des hohen Kirchenregiments 
gegen diefe ftändifchen Wunſche, Anträge und Beſchlüſſe, 
wie es and fonft in nicht genug anzuerfennender Weife 
von unferer Regierung bekannt ift. 

Handelt es fi nun um Beurtheilung des Entwurfs, 
der uns vorliegt, fo glaube ich, da wir unferen Geſichts⸗ 
kreis nicht allzu enge nehmen dürfen, Wir müffen uns auf 
einen Standpunft ftellen, von dem aus wir auch Über die 
Jächfifche Landesgrenze hinaus fehen können. Denn es ift 
einmal fo, wir leben nicht ifolirt und wenn es fid um Re 
form der Kirchenverfaffung in unferem Lande handelt, fo 
ift auch dad gar feine iſolirte Sache; denn wir leben ja 
nicht auf irgend einer entlegenen Infel im flillen Ocean, fon: 
dern im Herzen von Deutſchland mitten drinne, wo das Blut 
abs und zuftrömt. Und ich befenne, daß ich dem Entwurfe 
an nicht wenig Stellen es anfehe, daß ſich die koͤnigliche 
Staatsregierung auch nicht auf einen niederen Standpunft 
geſtellt hat, wo fie Nichts weiter gefehen hätte, als was 
ſich innerhalb der ſaͤchſiſchen Landesgrenze findet, fondern 
Alles, was in dem evangeliſchen Deutſchland vorgeht, ges 
hört und in Betracht gezogen hat. Es ift auch in den 
Tegten fünfzehn Jahren fehr Vieles in anderen evangelifchen 
Landeskirchen gefchehen in dem Sinne der Firchlichen Auto» 
nomie und einer ſowohl der Kirche ald dem Staate zu Gute 
Tommenden Auseinanderſetzung zwiſchen beiden, wovon wir 
nur Nusen ziehen dürfen, wenn wir Rückſicht darauf neh— 
men. Und fo gewiß ic glaube, daß ſolche Dinge in ans 
deren Landeskirchen beachtet werden müffen, To gewiß glaube 
id) dagegen auch fagen zu können, daß von Seiten anderer 
Sandeskirchen auch unferer jest vorliegenden Sache große 
Aufmerlſamkeit und innige Theilnahme geſchenkt wird, 
Meine Herren! Ich bitte Sie, ſehen Sie es nicht für eine 
der gewöhnlichen Redensarten an, vollktingend, aber hohl 
inwendig, "wenn ich fage, daß in diefem Yugenblide auf 
unfere Verhandlungen viele Augen in Deutfchland gerichtet 
find. Es ift das nicht eine Redensart; es ift eine einfache 
Thatſache. Ich weiß, daß man in Preußen und Hannover, 
in Baiern und Würtemberg, in Heffen und anderen evan- 
geliſchen Landen unferer Sache, dem Entwurfe, wie er bors 
Fiegt, und den Verhandlungen, wie ſie ſich ergeben follen, 
ein ‚offenes Ohr, ein wachendes Auge und ein treues, theil- 
nehmendes Herz leiht. 
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Bas nun weiter materiell die Reformen betrifft, die 
uns da angerathen, find in Beziehung auf die Kirchen: 
verfaffung, fo wird freilih von Manchen das Bedürfniß 
derfelben angezweifelt. Um in biefer Hinſicht etwas fellzu: 
ftellen, muß man eines Theils-auf die urfprüngligen evan⸗ 
geliſthen. und reformatoriſchen Grundfäge Nüdficht nehmen 
und damit nun das thatfächlic Beftehende in Vergleihung 
fegen. Was die urfprünglichen Grundfäge der Reformation 
betrifft, To iſt ja darüber kein Zweifel und ich werde mich, 
darüber nicht näher anslaffen, daß das Recht der Ge— 
meinde eine ganz wefentliche Role darin fpieltz daß durch 
die Reformation weſentlich das Mittleramt des Clerus ber 
feitigt und das allgemeine Prieſterthum der Gläubigen andeffen 
Stelle gefegt if. Als Luther feine ſchoͤne Schrift fehrieb: 
„An den chriſtlichen Adel deutfcher Nation von des chriſt⸗ 
lichen Standes Beſſerung“, im Jahre 1520, wollte er, wie 
er darin von vornherein ausfpricht, den Verſuch machen, 
„ob Gott wollte doch durch den Laienftand feiner Kirche 
helfen”. Das, was von dem Neformatoren fo in Ausficht 
genommen war von bem Nechte der Gemeinde in Kirchen⸗ 
ſachen, was auch nie widerrufen oder zuridgenommen 
worden ift von ben Neformatoren, ift durch den Gang, 
welchen im Lauf der Zeit die evangeliſche Sache in Deutſch⸗ 
Tand genommen hat, nicht zur Entwidelung gefommen, ſon⸗ 
dern nur in einem Theile, in der reformirten Kirche. Aber 
darum bleibt es doch feft, daß der urfprüngliche Grundſatz 
der Reformation beute noch befteht und daß das Recht der 
Gemeinde feine Erfüllung und Anerkennung, thatfächliche 
praftifche Anerlennung fordert. Und das um fo mehr, 
wenn man dad thatlächlich Beſtehende dagegen hält. Da 
bin ich, was das Beftchende innerhalb der fädjfifchen Landeb⸗ 
kirche betrifft, allerdings nicht im Stande, aud einer um⸗ 
faffenden, Erfahrung und Kenntniß einzelner Gegenden ein 
ſelbſtaͤndiges Urtheil zu fchöpfen. Um alfo nicht Gefahr zu 
laufen, daß ich etwas fage, was ich nicht verantworten 
Tann, will id mich auf das Zeugniß eines Anderen berufen 
und Das anführen, was mein unvergeßlicher und verehrter 
‚Vorgänger, Dr. Großmann, in feiner Schrift: „Ueber 
die Reform der proteftantifchen Kichenverfafung in Sach⸗ 
fen“ im Jahre 1835 ausfprach, nämlich, es fei doch in den 
Gemeinden dahin gekommen, daß durch Ausſchließung Aller 
von der Mitthätigkeit cine gewiffe Entfremdung der Meiften 
von den Angelegenheiten eingetreten fei, welche doch vie 
eigenften eines Jeden find und bleiben, von den religioͤſen 
und kirchlithen Angelegeniheiteri; es fei cine Erſchloffung 
des kirchlichen Gemeingeiftes erfolgt, die ſchwer zu beflagen 
ſei. Um aber doch auf einzelne Erfahrungen einzugehen, 
fo muß ic) jagen, es „finden fich da und dort‘ ‚Erfgeinungen, 
bei denen jeder treue Freund der Kirche tief beklagen: muß, 
daß nicht auch Gemeindeorgane für die Kirchenangdlegens 
heiten beftchen. 8.8. in Leipzig hatten wir bekannt⸗ 
li) in diefem Sommer eine Zeit, wo durch die deulſch⸗ 
tatholiſche Sache die-Gemüther tief beivegt wurden. Und 
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als endlich die Behörden einferitten, um dem unerträglichen 

. Mebelftand zu feuern, daß in einer evangelifchen Kirche 
Dinge geprebigt wurden, die jedes religiöfe Gemüth auf das 
Zieffte empörten, da haben fi Stimmen erhoben, welde 
fagten: „ach dad war nur die GSeiftlichkeit und nur die 
Staatsbehörde! Die Gemeinde hat nicht das Mindeſte wider 
uns!" Wie ſchmerzlich mußten wir da vermiffen, daß bie 
Kirchengemeinden nicht ein Organ haben, das in ſolchen 
Fällen ſich ausſprechen und auftreten-Fann! Ferner regt ſich 
aud in Sachſen nicht wenig die Sekte der Irvingianer. 
Nun ftehen unfere Geſetze fo, daß eine Polizeibehörde, eine 
Kreisdirection nicht nur kann, fondern auch muß einfchreis 
ten und dem Ding fteuern. Aber meine Herren, glauben 
Sie denn, daß died auf die Betroffenen einen andern 
Eindruck macht, als: „ja, wenn die Staatögewalt nicht 
wäre, die Leute wuͤrden uns zulaufen mit Haufen und 
wir hätten gewonnene: Spiel!” Ich bin der Meinung nicht 
und würde es auch in der That nicht fürchten, daß auf 
diefe Weife eine Berfplitterung und Auflöfung unferer Kirche 
drohe. Aber 8 ift gewiß, folde Erfahrungen maden es 
ſchmerzlich fühlbar, daß ‚nicht Gemeindeorgane für die kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten eriftiren, die dazu berufen und bes 
vollmächtigt wären, im Namen der Gemeinde Zeugniß ab⸗ 
zulegen und aufzutreten gegen ſolche jektirerifche und uns 
evangelifche Neuerungen. 

Ferner Manche find der Meinung, die" Hauptfahe 
fei doch eigentlich nur eine verbefferte Behördenorganifation. 
Alſo man ftele ein Oberconfiftorium her, um diefe Mi- 
ſchung des Staatlichen und Kirchlichen zu loͤſen und eine 
firhenregimentliche Spige unter den Miniftern in Evan- 
gelicis zu ſchaffen; man Iaffe e8 aber im Uebrigen bei dem 
Beſtehenden; d. h. ber Rath würde dahin gehen, die Her: 
ftellung des Oberconfiftoriums anzunehmen, die Kichen- 
vorftände und Synoden aber abzulehnen. Meine Herren, 
diefe Loͤſung ber Aufgabe Eönnte ich meines Theils nimmer 
mehr für eine glüdliche und zum Ziele führende erkennen, 
Stellen "Sie ein ſolches Oberconfiftorium her, Iegen ‚Sie 
ihm die kirchenregimentliche Vollmacht in moͤglichſt weitem 
Sinne in die Hände, aber ohne daß Sie es in Tebendigen 
Eonner mit den Landesgemeinden bringen durch die Sy: 
mode und durch die ald Grundlage der Synode nöthigen 
Kirchenvorftände in dem einzelnen Gemeinden, fo fuͤrchte 
Jh fehr, ein ſolches Oberconfiftorium würde bald fühlen, 
daß es keinen vechten Boden unter den Füßen, Feine rechte 
Wurzel in der Landeskirche habe; es würde, wie mande 
Eonfiftorien ſchon in der Gefchichte gethan, ſchwanken zwi⸗ 
ſchen unficherer Zuruͤckhaltung und wieder einem rafchen Ein. 
fhreiten und Eingreifen. Und ich glaube, daß gegen ein 
fo gefteltes Oberconfiftorium ber Verdacht des Hierarchis⸗ 
mus in einer Stärke ſich erheben würde, von der wir bisher 
gar keine Ahnung gehabt haben. Ich halte alfo zur Re- 
form ber Kirchenverfaſſung die Aufftelung eines rich⸗ 
digen Oberconfiftoriums, aber im wefentlichen Lebensverkehr 
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und in Verbindung mit ber durch Kirchenvorftände und 
Landesſynoden organifirten Landesgemeinde für ein unbe 
dingt nothwendiges Erforderniß. Ich glaube, dadurch würde 
die Löfung der trüben Miſchung vollbracht, bie zwiſchen 
Kirche und Staat durch verſchiedene Stufen herauf und 
von oben wicder herunter ftattfindet und die für beide Theile 
nicht ganz dad Wünfchenswerthe if. Es würde dadurch 
nicht Trennung zwiſchen Kirche und Staat, aber die rich: 
tige Auseinanderfegung zwifgen Kirchlichem und Staat: 
lichem erfolgen, welche nicht nur der Kirche, fondern ic, 
bin überzeugt, indirect auch dem Staate wieder zu Gute 
fommen würde, 


Präfident v. Schönfeld: Die eingefchriebenen Redner 
find der Folge nad: Bürgermeifter Dr. Koch, Herr Rittner, 
‚Herr v. Pofern, Oberhofprediger Dr. Liebner. Dem Herrn 
Bürgermeifter Dr. Koch gebe ih zunaͤchſt das Wort! 


(Staatsminifter v. Falkenftein und mehrere Kammer: 
mitglieber bitten ums Wort.) 


Der Herr Staatsminifter! 


"Staatsminifter v. Falkenftein: Indem ich mir das 
Wort erbeten habe, meine Herren, befenne ich vor allen 
Dingen, daß ich durchdrungen bin von der großen Wichtig: 
keit der Aufgabe, die der Ständeverfammlung, wie der Re⸗ 
gierung obliegt, indem fie fi) berathen follen uͤber den 
Entwurf einer neuen Kirchenordnung, welche der geehrten 
Verfammlung vorgelegt worden iſt. Sch erfülle bei diefer 
Gelegenheit die für mich fehr erfreuliche Pflich!, daß ich der 
geehrten Deputation und indbefondere dem Herrn Ref 
tenten meinen Dank ausſpreche für die gruͤndliche und 
forgfältige Bearbeitung des Berichts ber den Entwurf 
und wenn ich auch bei Prüfung des Entwurfs gefunden 





habe, daß in mejentlichen Punkten die Deputation nicht 
mit der Regierung geht, fo darf ich doch der ‚Hoffnung 
Raum geben, daß im Laufe der Discuffion bei manchen 
wefentlihen Momenten Einverſtaͤndniß ſich dürfte erzielen 
laſſen. Jedenfalls ift es ſchon erfreulich gewefen, daß Im 
Princip die Deputation mit dem Entwurfe fih vollfommen 
einverftanden erflärt hat, fo daß es fi) genau genommen 
nicht um das Princip, fondern nur im Weſentlichen um 
das Maaf in der Ausführung des Princips handelt. Ganz 
anders fieht allerdings dieſe Angelegenheit in Bezichung 
auf das Gutachten des Herrn Abg. v. Zehmen, als be 
Verfaſſers des Separatvotums und zundchft fei es mir ver- 
gönnt, in Beziehung auf dieſes Separatgutachten galtz 
offen der gechrten Kammer meine Meinung auszuſprechen. 
Es find vorzugweife drei Punkte, wenn ich eg recht aufge“ 
faßt habe, welche ber geehrte Abgeordnete aufgeftellt hat, 
Er bezweifelt einmal überhaupt bie ganze Beduͤrfnißfrage; 
er geht fobann weiter und fagt, es fei jeht uͤberhaupt nicht 
die Zeitz er Teugnet überhaupt alfo die Zeitfrage und end“ 
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ich bemerkt er, daß Überhaupt der Entwurf „eine glüd- 
liche Loͤſung der vorliegenden Frage nicht genannt werden 
Tönnte”; und ich habe daher auf diefe drei Punkte um fo 
ausführlicher einzugehen mich veranlagt gefunden, je größer 
‚die Hochachtung ift, die ich perfönlich dem geehrten Separats 
votanten gegenüber hege und je mehr ich bereit bin, feine 
mannigfache Gefchäftsfenntnig anzuerkennen. Zuerft glaube 
id), wird bderfelbe gewiß mit mic darüber einverfianden 
fein, daß die Regierung in formeller Beziehung ebenfo 
berechtigt, wie verpflichtet war, einen Entwurf vorzulegen. 
Denn in der That, wenn man ben Bericht der geehrten 
Deputation Tieft, wenn man damit vergleicht, was in den 
Motiven gefagt ift, und wenn bie geehrten Herren fi ins 
Gedaͤchtniß zuruͤckrufen, was bei den verfchiedenen Lands 
tagen feit zwanzig, breißig Jahren verhandelt worden iſt, 
werden Sie, nachdem am Landtage 1854 von Seiten der 
Regierung dem dringenden Wunſche der Stände entſprechend 
die Erklärung abgegeben worden war, es folle ein Entwurf 
der Ständeverfammlung vorgelegt werden, die Verpflichtung 
der Negierung, diefem BVerfprechen nachzukommen, gewiß 
anerfennen und in diefer Hinficht, was das Formelle bes 
trifft, bedarf die Sache Feines weiteren Wortes der Rechts 
fertigung. Nun hat freilich der geehrte Abgeordnete gefagt, 
man hätte nicht nachgeben follen „dem Drängen nad 
fundamentaler Xenderung der Kirchenverfaffung”. Ich habe 
dabei zweierlei zu bemerken. Eine fundamentale Yender 
zung ber Kirchenverfaffung hat eben bad Minifterium weder 
gewollt, noch gegeben. in Drängen nah fundbamens 
taler Aenderung iſt auch, joviel id aus den letzteren Be⸗ 
fehlüffen der Kammer gefehen habe, wenigftend von ber 
Kammer nicht ausgegangen. In jedem Falle aber ift ſich 
die Regierung deffen bewußt, daß fie nicht blos infolge ſolcher 
Anträge, fondern aus eigener, innerer Ueberzeugung, die 
auf langjaͤhrigen gemachten Erfahrungen beruht, fih dazu 
bat beflimnen laffen, einen folchen Entwurf vorzulegen. 
Diefe innern Gründe find alfo das Wefentlichfte und, meine 
Herren, auf biefe inneren Gründe wuͤnſchte ich, Daß Jeder 
von den geehrten Herren achtete und dann fich bie Frage 
vorlegte, inwiefern der Entwurf zu rechtfertigen oder nicht 
zu vechtfertigen wäre. Wer irgend mit den kirchlichen Ver⸗ 
hältniffen genauer befannt iſt und irgend im praftifchen 
Leben des kirchlichen Weſens ſich bewegt hat, wird fehr 
bald zu der Ueberzeugung kommen, daß, ohnerachtet uns 
glüclicherweife Feine Petitionen und Feine ftürmenden Uns 
träge auf Kirchenreformen vorgelegen haben, doch das Ge 
fühl durch das ganze Volk geht, daß die Kirche eine 
größere Selbftändigfeit,haben müffe, als fie jetzt ge⸗ 
habt hat. Mer irgend fpeciell innerhalb einer Gemeinde 
um das firchliche Wefen zu kuͤmmern die Mühe fi ge- 
nommen hat, wird fich fagen, daß in den in Wahrheit gut 
gearteten Gemeinden der Wunſch rege und laut geworben 
ift, auch in irgend einer gefunden Weiſe thätig fein zu 
1. K. (1. Abonnement.) 
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koͤnnen fir ihre Firchlichen Angelegenheiten und endlich wird 
man, wenn man die Firhliche Angelegenheit aus einem 
größeren allgemeinen Geſichtspunkte betrachtet, ſich wohl 
Tagen müffen, daß es wuͤnſchenswerth fei, daß die vielen 
verijiebenen einzelnen Gemeinden aud als eine große 
Kirdengemeinde geiviffermaagen zufammengedacht und 
durch eine Synode vertreten werden. So hängt dad Ganze 
zufammen und diefe Wünfche, meine Herren, Tonnen Sie 
faft in den meiften Gemeinden hören, in denen es uͤber⸗ 
haupt Ernſt iſt, daß das kirchliche Weſen mehr Theilnahme 
finden, fol. Wenn Sie dieſe Wuͤnſche betrachten, fo folgt 
nun eben -Jaraus, daß das, was die Regierung gewähren 
wollte und was im EntwurfAusdrud gefunden hat, ein Obers 
confiftorium ift als felbftändige Behörbe für bie eigentr 
lien innern Angelegenheiten, in benen es bie Iehte 
Entſcheidung zu geben hat, mit voller Selbftändig- 
keit und ohne Rüdficht nehmen zu müffen auf irgend 
welche andere confeifionelle Verhaͤltniſſez mithin vollkom⸗ 
men felbftändig in Beziehung auf die Kirche. Wir haben 
ferner einen Kirchenvorftand vorgefchlagen, damit auch 
die Gemeinden fih ausſprechen und überhaupt felbfithätig 
mitwirken koͤnnen in Beziehung auf ſolche Angelegen⸗ 
heiten, die eben für die Kirchengemeinde gehören. Es ift 
eine bekannte Shatfache, daß, je mehr Jemand überhaupt 
mit einer Sache zu thun bat, defto mehr er fich auch geiftig 
für diefelbe intereffirt und ich forge nicht, daß wir bei 
unfern Gemeinden eine andere Erfahrung mahen. Sie 
werben mich fragen, woher find diefe Erfahrungen? Ich 
fann ganz einfad darauf antworten, fie find theils aus 
meinen früheren Verhältniffen gefchöpft, wo ich ald Kreis⸗ 
director fort und fort mich mit diefer Angelegenheit ber 
ſchaͤftigte, theils aus den im Gultusminifterium felbft ges 
fammelten Beobahtungen. Aber bei Weiten reicher find die 
Erfahrungen, die wir gefhöpft haben aus den Nefultaten der 
Kirchenviſitation. Es find bei den Kirchenviſitationen, meine 
‚Herren, faft allenthalben und ich bemerke ausdruͤcklich, nicht: 
blos von Geiftlichen, fondern namentlich auch von Patronen 
und aus ber Mitte ber Gemeinde, auch nicht blos von Ger 
meindevorftänden, fondern von ganz einfachen Mitgliedern 
der Gemeinde über die wichtigften Angelegenheiten Anträge 
und Wünfche ausgeſprochen worden. Es find zur Kennte 
niß des Minifteriums Ahträge gefommen von tief eingreis 
fender Bedeutung. Ich erinnere nur an die allgemeinen 
Anträge 3. B. auf eine beffere Einrichtung der Agende, auf 
eine zweelmäßige Ordnung unfrer Geſangbuchsangelegenheit; 
Anträge in Beziehung auf manche liturgiſche Angelegen⸗ 
heiten, durch welche das eigentliche kirchliche Leben innerlich 
und äuferlich gekräftigt werden fol. Solche Anträge find 
gekommen; fie harten der weiteren Prüfung, der forgfäl- 
tigften, unbefangenften Entſcheidung und es ſchien eben 
gerade, daß für ſolche Angelegenheiten es recht eigentlich 
nothwendig fei, daß eine von allen übrigen confeffionellen 
; 29 
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Verhaͤltniſſen freie Behörde, alfo nicht das Miniſterium, 
fondern das Dberconfiftorium felbftändig in der Weiſe, wie 
das das Minifterium im Entwurfe vorgeſchlagen hat, ent» 
ſcheiden möge. Wir haben bei Gelegenheit der Kirchen» 
vifitationen es verſucht und ic) muß fagen, es ift im 
Befentlichen und großen Ganzen: mit fehr viel Glück ver⸗ 
fucht worden, den Gedanken näher zu bringen, daß die 
einzelnen Gemeinden ein zufammengehöriges Ganze bilden. 
Diefe Zufammengehörigkeit gefällt den Gemeinden, meine 
Herren; fie ift für die Kirche von der allergrößten Wichtig · 
keit, wenn wir überhaupt wuͤnſchen, daß es im anderem 
kirchlichen, religioſen Wefen ernfter und beffer werben fol. 
Wir haben endlich wiederholt infolge dieſes Gebanfens an 
Bufammengehörigkeit den Wunſch hören mülfen, es möchte 
doch eben Iemand da fein, ber dieſe zufammengehörigen 
Gemeinden als eine Gemeinde vertrete; daß eine Synode 
da ſei, an die fi) auch dann das Oberconfiftorium wenden 
koͤnne, um bie Anſicht der großen gemeinfamen Kirchen: 
gemeinde zu vernehmen, damit nicht nad der einen ober der 
andern Seite hin Extreme hervortreten, fondern ein wirklich 
geſundes, wahrhaftes Leben flr die Kirche im Wolke ſich 
entfalte. Alles das ift infolge der lang andauernden Kirchen» 
vifitätionen, welchen Sie felbft Ihre Billigung haben an- 
gedeihen laffen, in Erfahrung gebracht worden und ein 
recht tief eingehendes Material liegt jegt vor. Wollen wir nun 
jetzt ohne Weiteres das Alles auf fich beruhen laſſen ; wollen 
Sie vergeblich die Gemeinden harten laffen darauf, daß 
ihmen eine größere Mitwirkung gegeben werden foll am 
kirchlichen Wefen ; wollen Sie die Wünfche unbeachtet Iaffen, 
daß eine felbftändige Behörde da fei und wollen Sie end: 
lich auch den Wunſch nicht erfüllen, daß eine Synodal ⸗ 
einrichtung im Stun des Entwurfs eingeführt werbe, durch 
die es möglich werde, die gemeinfamen Wünfche der Ge- 
meinde Tennen zu lernen, — ich glaube faum, daß das 
möglich wäre, ohne geradezu den Wünfchen, die früher und 
in neuerer Zeit ausgeſprochen worden find, direct entgegen: 
zutreten. Es ſcheint mir aus dem Allen, wenn ich mich 
nicht ganz taͤuſche, wenigſtens zu folgen, daß dasjenige, 
was ber geehrte Herr v. Behmen bezüglich des Bedhrfniffes 
gefagt hat, durch bie Erfahrung widerlegt iſtz daß man 
nicht auf das bloße Drängen es zu fielen brauche, fondern 
daß man auf bie inneren, in der Sache felbft liegenden 
Gründe hinweifen müıffe, um den Entwurf zu rechtfertigen. 
‚Hat ber geehrte Herr Separatyotant ausdrüdlich bemerkt: 
„es iſt jet nicht Zeit“, fo iſt vorhin ſchon darauf hinge⸗ 
wieſen worden von einigen geehrten Rednern, wenn ich 
nicht irre: wenn es denn Beit fei? Und ollerdings if die 
Antwort auf diefe Frage gewiß eine fehr ſchwierige und 
ernſt zu erwaͤgende. Ich gebe zu, daß die politiihen 
Verhaltniſſe jest von der Art fein mögen, daß es allerdings 
Schwer iſt, an tief eingreifende Reformen zu ‚gehen, wiewohl 
ich immer hinzufügen muß, daß, fo Tange ſolche kirchliche 


"Sächsische Landesbibliothek 


Reformen fid nicht auf das Glaubensleben beziehen, — 
und von denen ift hier gar nicht die Rede, — fie ganz 
unabhängig find von der Politik. Jedenfalls ift ſoviel 
gewiß, dag unfere politiſchen Verhaͤltniſſe innerhalb Sach⸗ 
fens- nicht der Art find, daß wir uns fuͤrchten müßten, die 
Reform einzuführen, die der Entwurf vorfchlägt. Ich wies 
derhole, der Entwurf ſchlaͤgt keine fundamentale Aen— 
derung der Verhältniffe vor. Was aber im Gegentheil 
einen anderen befonderen Grund dafür abgiebt, dag es 
allerdings jetzt eben recht am ber Zeit fei, einen ſolchen Ents 
wurf vorzulegen und die Kirchenordnung einzuführen, fo 
liegt da3 einfach darin: man muß, wie auch vorhin einer 
ber geehrten Redner bereit bemerkte, man muß den rechten 
Beitpunkt d. h. denjenigen Zeitpunkt bei folden Dingen 
wahrnehmen, wo für das Birchlichereligiöfe Beben ein gewiffer 
Eifer ſich im Volke zeigt. Nun, meine Herren, ich Tann 
da auch wieder aus Erfahrung fprechen und glaube, es 
werden fehr Viele von Ihnen felbft mir darin beiftimmen: 
die ernften Zeiten find nicht fpurlos an unferen Gemeinden 
vorübergegangen und wenn irgend eine Beit war, wo die 
Gemeinden mit rechter Lebendigkeit für das Kirchen« und 
Schulweſen ſich intereffirten; wenn irgend eine Zeit war, 
wo wirklich das Intereffe nicht bios für das Wohl ihrer 
Geiftlichen, ihrer Lehrer, fondern fuͤr das äußere und innere 
kirchliche Leben in der Gemeinde mehr erwecht und an 
gefacht worben ift, vieleicht mit infolge der Kirchenviſita· 
tionen; wenn man überhaupt ſagen kann, daß cin Zug 
firhlichen Sinnes, eine Sehnfugt nach kirchlicher Sicher⸗ 
heit jetzt durch das Wolf geht, fo glaube ich, ift gerade der 
richtige Moment, hier anzufaffen und diefem Zuge die Mög: 
lichteit zu gewähren, daß er praktiſche Wirkfamfeit erlange; 
daß auch wirklich dem Streben, ſich kirchlich und religiös 
auszubilden, in rechter Meife Freiheit und praktiſche Ber 





deutung gewährt und möglich gemacht werde. Es ift 
ferner angeführt worden, tbenn ich nicht irre, auch von 
dem geehrten Herrn v. Zehmen, es fei das jest um fo 
weniger eine Beit zu einer folden Reform, jetzt, wo man 
eben befchäftiget fei mit einem fo tief eingreifenden Ge⸗ 
feße, wie das Gewerbegefeh. Ich gebe ihm vollkommen 
Recht; es hat etwas Eigenthümliches, daß gerade diefer 
Gewerbegefegentwurf zu gleicher Zeit an die Ständer 
verfammlung hat kommen müffenz es Tönnte in einer 
Beziehung ein gewiffes Bedenken gegen fi) haben. Denn 
man wird fagen und vielleicht nicht ganz mit Unrecht: 
Iedermann lebt ganz und gar in dieſem Gemerbegefehe, 
hat gar Beine Zeit und feine rechte Aufmerkſamkeit für 
bie höheren kirchlichen Intereffenz er Tebt in den Phan⸗ 
tafieen über Das, was mit und durch das Gewerbegefeh 
kommen koͤnnte, und in einer folhen Zeit muß man nicht 
auf bie Kirchenordnung dringen, bie ganz andere ruhi⸗ 
gere Momente verlangt. Aber auf der anderen Seite, 
meine Herren, möchte ich gerade fagen, ift in diefer Beziehung, 
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wenn irgend eine Zeit paffend ift, gerade‘ die jegige bie 
paffendfte für die Einführung ber Kirchenordnung. Nach 
meiner Ueberzeugung wenigftens ift es gewiß von fehr 
großer Bedeutung, daß in demfelben Augenblid, wo fo 
bebeutende Verälderungen, fo bedeutende materielle Ein 
flüffe auf das Leben des Volkes fich geltend machen durch 


die Gewerbeordnung, auch man nicht verfäumt, fort und 
“fort auf das Höhere den Sinn des Volkes zu richten; 


denn je tiefer der kirchlich-religioͤſe Sinn d. h. der wahr: 
haft gefunde kirchlich-religioͤſe Sinn wurzelt in einer 
Gemeinde, deſto mehr wird auch das gewerbliche Wefen 
progperiren und deſto beffer ‚wird alles Dasjenige aufge: 
nommen und getragen werben, was in maferieller Ber 
ziehung günftig oder ungünftig auf die Gemeinde ober 
auf ben Einzelnen wirft. Das find die Gründe, weshalb 
ich glaube, daß auch in diefer Hinficht die Zeit die voll 
kommen geeignete, ja bie allergeeignetfte fei, einen ſolchen 
Entwurf zur Ausfihrung zu bringen. Wenn endlich als 
in einem dritten Sage der gechrte Abgeordnete fagt, er 
finde, die Loͤſung, die der Entwurf enthalte, koͤnne er 
nicht als eine glüdtiche bezeichnen, fo habe ich das meiner; 
ſeits tief zu beffagen, daß der Entwurf feinen Beifall 
nicht gefunden hat, Allein ih muß auf der anderen 
Seite fagen, daß ich freilich auch diejenigen Vorſchlaͤge, 
die der geehrte Separatvotant an die Stelle des Ent- 
wurfes zu feßen eventuell die Abſicht zu haben feheint, 
auch meinerfeits — er möge mir den Ausbrud vers 
zeihen — nicht für glücklich habe anfehen Finnen. Sie 
find theil® von ber Art, wie z. B. die Erhöhung des 
Poftulates für die Superintendenten, daß fie ſich von 
felbft verflehen und unter allen Umftänden eigentlich als 
nothwendig von Jedermann ‚betrachtet werden, theils von 
der Art, daß fie in die Kirchenordnung gar nicht ge- 
hören, fondern auch auf dem gewöhnlichen Verwaltungs - 
wege fehr leicht in Ausführung gebracht werden koͤnnen, 
ja die zur, Ausführung zu bringen ſchon laͤngſt die Abficht 
gewefen iſt. In das Detail der Momente hier einzugehen, 
wodurch ich in den Stand geſetzt fein würde, den Entwurf 
felbft zu rechtfertigen, ſcheint mir hier nicht der Platz zu 
fein; es würde dies der fpeciellen Debatte vorgreifen. Nur 
einen Punkt erlaube ich mir ſchon jetzt hervorzuheben; es 
iſt der Hauptpunkt, in welchem der Deputationdbericht von 
dem Gefehentwurfe abweicht, die Organifirung des Ober: 
conſiſtoriums, namentlich in Beziehung auf die Gefchäfte, 
welche dem Oberconfiftorium uͤberwieſen werden follen, und 
da erlaube ich mir nur im Voraus auf Dasjenige wieder 
aufmerffam zu machen; wad id) im Eingange meiner Rebe 
gefagt habe, dag das Minifterium bei Meitem nicht fo 
weit gegangen ift, wie bie geehrte Deputation, und ſich 
verpflichtet gefühlt Hat, nicht fo weit zu gehen, und eben 
deshalb Tann ich auch mit gutem Gemwiffen fagen: das 
Minifterium hat keineswegs eine Fundamentaländerung 
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der Kirchenverfaſſung gewollt, ſondern es hat blos die— 
jenigen Mängel abftellen wollen, die nad) feiner innerften 
Ueberzeugung vorhanden find; weiter Nichts. Das Mi- 
nifterium iſt von der Ueberzeugung, die bereits der geehrte 
Abg. v. Zehmen ausgeſprochen hat, volfommen durchdrun⸗ 
gen, bag man vorfihtig fein müffe, in kirchlichen Dingen 
zu reformiren und dag man nicht ohne Noth Etwas ums 
reißen müffe, bis man nicht weiß, daß man etwas Beffer 
res hat. Aber wenn es fi) darum handelt, auf langiaͤh⸗ 
tige Erfahrung beruhende Uebelftände zu befeitigen und 
wenn man biefe befeitigen kann, ohne einzureißen, durch 
zweckmaͤßige Einrichtungen des Ganzen und durch ‚Bes 
ſchaffung folder Verhältniffe, die in der Natur ber Sache 
felbft gelegen find, wie dies bei den Kirchenvorftänden ber 
Fall ift, fo hat das Feine Gefahr, Aber ebenfo möchte 
ich rathen, gehe man nicht weiter und verſuche man nicht, 
blos um einer -Gonfequenz willen die Selbftändigkeit dahin 
zu führen, daß man gewiffermaagen den Staat von der 
Kirche losreißt, während das Minifterium, anerfennend bie 
Nothwendigkeit der Selbftändigkeit der Kirche, Nichts ges 
wollt hat, ald die Mängel befeitigen und das Verhaͤltniß 
zwiſchen der Kirche und dem Staate möglichft zweckmaͤßig 
auseinanderzufeßen. Zwiſchen Auseinanderfegung und 
völliger Losreißung ift aber allerdings ein großer Untere 
schied. Endlich erlaube ich mir noch in Bezug auf die 
Proteftation oder Erklaͤrung, die vorhin von dem geehrten 
Abg. Hempel im Namen der Oberlaufiger Mitglieder der 
Ständeverfammlung niedergelegt worden ift, mit wenigen 
Worten Etwas zu bemerken. Wenn ber geehrte Abgeord⸗ 
nete fich felbft deffen befcheidet, daß es hier nicht der Ort 
fein dürfte, auf das Detail einzugehen, mit welchem er 
feine Erklärung zu bevormorten ſich veranlaßt gefunden 
hat, fo trete ich ihm bei und wage nicht einmal zu beurs 
theilen, inwieweit Das, wad er in dieſer Beziehung gefagt 
hat, vollkommen zutreffend ift in allen Punkten. Nur eine 
einzige Bemerkung geftatte ich mir, daß, fowenig es mir 
einfallen kann, irgendwie die Oberlaufiger kirchlichen Eine 
richtungen zu kritiſiren, ich doch gewuͤnſcht hätte, daß er 
wenigftens die Einrichtung der Superintendenten, wie fie 
in den Erblanden fiattfinden, einer Kritik nicht zu untere 
werfen bie Güte gehabt hätte. Das Inſtitut beficht feit 
lange und hat fich in einer ſolchen Achtung erhalten, daß 
ich uͤberzeügt bin, der geehrte Abgeordnete wird felbft auch 
von einem gleichen Gefühle durhdrungen fein für das Ins 
ſtitut. Was aber die Erklärung felbft betrifft, fo habe ich, 
von Seiten der Staatöregierung nur darauf zu fagen, 
daß es ſich von felbft verficht, daß die Regierung infofern 
und infoweit die Kirchenordnung in bie vertragsmaͤßig 
beftehende Religions: und Kirchenverfaſſung der Ober 
lauſitz eingreifen möchte, vor Einführung einer folchen 
eingreifenden Beftimmung nad) den von ihm felbft citir- 
ten Paragraphen ber Urkunde vom 17. November 1834 
ji 29* 
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ſich des Einverftändniffes der Oberlaufiger Provinzial» 
fände verfihern wird. Sie hat das als felbfiverftändlich 
vorausgefegt und glaubte, dem um fo ruhiger entgegen« 
fehen zu Eönnen, als man bei dem kirchlichen Sinne, 
der in der Oberlaufig herrſcht, nicht zweifelt, daß, was 
die Oberlaufig nach ihrer Ucberzeugung zweckmaͤßig findet, 
fie auch mit Freuden annehmen wird. 


Landesbeftallter Hempel: Ich kann mich durd die Erz 
wiberung bes Herrn Staatöminifterd auf die Erklärung der 
Dberlaufiger Mitglieder der hohen Kammer nur befriedigt 
halten; habe jedoch zu bemerken, daß es mir nicht beigefommen 
iſt, meinerſeits eine Kritik der Ephoralverfaffung zu geben, 
fondern daß ich nur eine von den. Ständen der Oberlaufis 
abgegebene Erflärung Über die Ephoralverfaffung hier wies 
derholt habe zur Entgegnung auf Dasjenige, was in den 
Motiven Seite 51 in Bezug auf die Oberlaufiger Stände 
bemerkt worden ift. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehrten Herren! 
Je mehr ich mit den Worten einverftanden bin, welde wir 
focben vom Miniftertifche aus vernommen haben, dahin 
‚gehend, daß im Lande ein wirkliches Beduͤrfniß nad) einer 
Neform der Kirchenverfaffung vorhanden fei, umſomehr be⸗ 
dauere ich, daß ich eine Loͤſung diefer Wünfche in dem vor 
Hiegenden Entwurfer nicht finden Fann. Geftatten Sie mir, 
meine hochgeehrten Herren, daß ich meine Stellung, die 
ich zum Entwurfe einnchme, fofort im Eingange meiner 
MRede firire. Ich bezeichne den Entwurf ald einen dankens⸗ 
werten Verſuch, den vielfachen Wuͤnſchen und Anträgen, 
welche an bie Negierung gelangt find, zu entſprechen. In 
»biefem offenen Glaubensbefenntniffe, meine Herren, was 
ich hier vor Ihnen ablege, ift jedoch Nichts enthalten, was 
dan Dank gegen bie hohe Staatsregierung abmindern koͤnnte 
daflır, daß fie und diefe Vorlage gemacht hatz denn ich 
erblide in ihr den erften Schritt zu diefer Reform. Ich hoffe, 
daß eine längere Beit des Prüfens das Rechte zu finden 
wiffen wird. Ich hoffe, daß, wenn wir fpäter wieder über 
diefe Angelegenheit zu berathen haben werden, wir auf den 
Yunkt gediehen find, daß wir fagen Fönnen: „Cs ift wirt 
lic) Das, was das Beduͤrfniß der Kirche erheifcht, getroffen.” 
Ich verfichere Ihnen, meine Herren, daß ich mit dem ern. 
ften Wunfche an das Studium und die Prüfung des ung 
Dargebotenen gegangen’bin, mit ber hohen Staatsregierung, 
oder wenigftens mit der geeehrten Deputation mich in vol⸗ 
lem Einklange zu befinden; aber je tiefer ich in diefe hoch 
wichtige Angelegenheit mich verfenkt Habe, um fo weniger 
habe ich mich won der Weberzeugung trennen können, daß 
diefer Verſuch nicht nach allen Rictüngen hin befriebige, 
und dieſes Urteil theilen ſeht Viele mit mir und nament- 
lich Solche, welde das Wohl und Wehe unferer Kirche 
warm und freu im Herzen tragen. Aber, meine Herren, 
dieſes Urtheil winde nur dann eine beflagenswerthe Ber 
fätigung finden, wenn es wirklich dahin kame, daß der Ent- 
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wurf, fo wie er uns vorliegt, zum Gefege erhoben und zur 
Ausführung gebracht würde, Die Bedenken gegen dieſen 
Entwurf find für mich doppelter, formeller und materieller 
Natur und bezüglich der formellen komme ich zunächft auf 
die ſchon vorhin angeregte Competenzfrage. Ich bin noch 
nicht zu dem frohen Bewußtfein gefommen, daß bie Stände 
das geeignete Organ find, mit welchen allein die Kirchen-⸗ 
verfaffung. ju reformiren ſei. Die Competenz ber Stände 
bezüglich der kirchlichen Fragen iſt früher ſchon in ber 
Ständeverfammlung felbft bekämpft worden und irre ich 
nicht, von einem fehr beredfen und ſcharfdenkenden Mits 
gliede der Oberlaufig. Deſſenungeachtet, meine Herren, 
muß ich anerfennen, daß nach $$. 86 und 87 der Ver— 
faſſungsurkunde formell die Competenz der Stände außer 
allem Zweifel ift; allein ebenfo bin ich überzeugt, daß, als 
man bei Verabſchiedung der Verfaffung die $$. 86 und 87 
in biefelbe aufgenommen, man nit an Emanirung einer 
Kirchenverfaſſung gedacht hat. Denn wäre dies der Fall 
gewefen, dann hätte mindeftens die Beftimmung in der 
Verfaſſung Pla greifen müffen, daß bei Berathung einer 
Verfaſſung für die evangelifchsTutherifche Kirche nur Mit: 
glieder dieſer Gonfeffion ftimmbercchtigt fein follen. Das 
ift nicht der Fall, meine Herren! Ich bitte, betrachten Sie 
diefe Erwägung nicht ald einen Ausflug von Intoleranz 
meinerfeitd. Niemand ift Davon weiter entfernt, als id, 
Aber die Frage ift von fo weittragender, principieller Bi 
deutung, daß ich fie aufwerfen muß. Man kann mir auch 
nicht entgegenhalten, daß biefelbe bei der gegenwärtigen 
Bufammenfegung der Stände von minder praftifcher Wichtige 
feit feiz denn, meine Herren, es iſt nicht das erſte Mal, daß 
Gefegentwürfe von einer einzigen Stimme abhängen. 
Ich finde auch in der Verfaffungs: Urkunde felbft cine 
Beſtaͤtigung dieſer Anſicht und zwar in $. 57. Im dem: 
felben heißt es ausdruͤcklich, daß Anordnungen wegen der 
inneren Angelegenheiten der Kirchen jeder Confeſſion befonders 
vorbehalten oder überlaffen bleiben folen. Daraus folgere 
ich, daß jede Confeffion für ſich ihre Kirchenverfaffung zu 
vereinbaren und zu verabſchieden hat. Indeſſen ganz ab⸗ 
gefehen von biefer foeben angeregten Frage will aud die 
tiefgewurzelte Ueberzeugung nicht von mir ablaffen, daß, 
wenn durch die Kirchenorbnung, wie es doch die felbft in 
den Motiven Seite 50 ausgefprochene Abficht ift, das Le 
ben umferer Kirche gefördert werden foll, dann die Kirche 
auch ſich ſelbſt conftituiren, aus ſich felbft lebendig werden 
muß, ihr aber nicht von Außen ohne ihr Buthun eine Ver: 
faffung gegeben werden darf. Diefe Ueberzeugung hat mich 
zur Erwägung der Frage geführt, ob es nicht richtiger ge⸗ 
weſen wäre, wenn man bei der Feftftellung einer Kirchen: 
verfafjung bie Kirche felbft betheitigt; mit andern Worten, 
wenn man eine Vorſynode zur Vorberathung ber Kirchen 
verfaffung einberufen hätte. Confeguenterweife müßte ich 
fo weit gehen, zu fagen, daß mit einer folchen Vorſynode 
nicht nur die Verfaſfung vorberathen, ſondern definitiv fell: 
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geftelt werden müßte. Bon diefer Forderung fehe ich in 
deffen ab, denn zundchft fliehen mir in diefer Beziehung die 
$$. 86 und 87 der Verfaſſungsurkunde entgegen. Aber 
eine berathende Vorſynode würde für mich wenigftens eine 
Beruhigung gewefen fein. Es ift bereitö von dem Herrn 
DOberhofpredigerDr. Liebner gefagt worden, dieuns vorliegende 
Angelegenheit fei unendlich ſchwer zu loͤſenz die Ber 
antwortlichEeit unendlich groß, die an die Berathung und 
Löfung derfelben geknüpft fei. Diefe Worte find mir aus 
der Seele geſprochen. Je mehr ich diefe Verantwortlichkeit 
fühle und je mehr ich fie anerfenne, umfomehr muß ich fa 
gen, ich würde eine Beruhigung darin gefunden haben, wenn 
uns eine Vorarbeit, wie ich fie fo eben angedeutet habe, 
vorlägez denn in einer folchen würden wir uns nicht ent 
brechen koͤnnen, den Ausdruch Deffen zu finden, was bie 
Kirche ſelbſt will, was fie felbft als ihr frommend bezeichnet. 
In dieſer Richtung behalte ich mir vor, einen Unterantrag 
einzubringen, indem ich mich, wenn auch aus andern Mor 
tiven, doch im Antrage dem Separatvotum des Herrn 
Kammerhern v. Zehmen anfchließe. 4 
Neben dieſem formellen Zweifel gehen mir aber auch 
noch materielle Bedenken der wichtigfien Art bei. Zunaͤchſt 
vermiffe ich im Entwurfe ein ftreng durchgeführtes Princip 
bezüglic) der Stellung ber Kirche zum Staate. Zwar ift 
in $. 3 die Selbftändigkeit der Kirche ausdrüͤcklich anerkannt; 
ja die Motiven fagen fogar, es habe dieſes Anerkennt- 
niffes mit Ruͤckſicht auf $. 57 der Verfaſſung gar nicht erft 
bedurft. Deffen ungeachtet haben die weiteren Beftimmungen 
des Entwurfed diefes Anerkenntnig wieder fo durchlöchert, 
daß fchließlich wenig davon uͤbrig geblieben ift und nament ⸗ 
lich will es mir feheinen, daß aus dem Entwurfe das Kirchen- 
regiment zuleßt doch als ein von der Staatsbehörde un⸗ 
getrenntes und abfolutes hervorgegangen ift. Unfere geehrte 
Deputation hat num zwar in richtiger Erkenntniß der Nothe 
wendigleit der felbftändigen Verwaltung der kirchlichen Ans 
gelegenheiten das Oberconfifterium auf Koften des Eultus« 
miniſteriums mit erweiterten Nechten ausgeftattet. So fehr 
ich auch damit einverftanden bin, fo bekenne ich doch, daß 
eine fo voͤllig unverantwortlihe Stellung des Obercon⸗ 
ſiſtoriums der Kirchengemeinde gegenüber mich fehr bedenk⸗ 
lich macht. Denn wie fehon von dem geehrten Vorredner, 
Herrn Superintendenten Dr. Lechler, auögefprochen worden 
ift, ein ſolches Oberconfiftorium würde ſich nicht im leben- 
digen Verkehre mit der Kirche befinden und es wuͤrde dar» 
aus mit der Beit ein Hierarchismus fich entwickeln, den 
wir im Augenblide nod gar nicht zu ermeffen im Stande 
find. Ueberhaupt, meine Herren, will es mir fcheinen, als 
wenn bie ganze neue Behördenorganifation gar zu fehr nach 
bureaukratiſchem Zufchnitte ausgefallen ſei. Zwar fheint 
fie auf der breiten Bafis der Kirchengemeinde zu beruhen, 
* aber biefer Eünftliche und nur zu weitläufige Behördenaufbau 
benimmt biefer Baſis wieder völlig ihren Werth und ſchließ⸗ 
lich wird den Kirchenvorftänden wenig mehr übrig bleiben, 
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als die Aushbung der Kirenpolizei. Ebenſo macht mid 
die Zufammenftellung und die Befugnigausflattung der 
Synode bedenklich. Es iſt felbfiverftändlih, daß in der 
Synode‘ das geiſtliche Clement niemald vermißt werben 
kann und, darf, aber es darf darin auch nicht überwiegend 
fein. Dos ift aber der Fall, Wenn auch gefagt werben 
will, die Zahl der weltlichen und geiftlichen Mitglieder ſei 
die gleiche, fo wird es doch dem geiftlichen Mitgliedern fehr 
wenig ſchwer werben, einige weltliche Stimmen zu ſich 
herüber zu ziehen, um fo mit ber Zeit die Synode ſelbſt zu 
beherrſchen und endlich gar vieleicht die Geiftlihen aus 
Dienern der Kirche in die Herren der Kirche umzumahbeln. 
Die Befugniffe der Synode anlangend, fo wirbe beren 
Betbeiligung an den kirchlichen Angelegenheiten, fände ihr 
nicht das Necht des Antrags und der Beſchwerde zu, ganz 
in die Hand des Kirchenregimentö gegeben fein. Ferner ver⸗ 
miffe ip in dem Entwurfe irgendwelche Beftimmungen über 
die Stellung der Schule zur Kirche und der Kirche zur 
Schule. Diefe halte ich für durchaus unerläßlih. End⸗ 
lich aber, meine Herren, erachte ich mich noch dringend 
verpflichtet, zu erwähnen, daß mich die Aufnahme der 69.1 
und 2 in die Kirchenverfaffung überrafcht, ich möchte faft 
fagen, mein Gefühl ſchmerzlich berührt hat. Verſtehen Sie 
mic) nicht falſch. Nach meiner Auffaffung handelt es ſich 
darum, durch die Kirhenverfaflung eine Außere Form zu 
finden, nach welcher die Kirche ihre Angelegenheiten felb» 
fändig ordnet. Im eine folhe gehören meiner tiefften 
Ueberzeugung nad) die fundamentalen Glaubensfäge, welche 
dad innerfte und eigendfle Wefen unferer Kirche ausmachen 
nicht. Ja, ich halte es für unendlich bedenklich, dieſelben 
der Gefahr einer Discuffion in einer politifchen Verſamm⸗ 
lung auszufegen und felbft die, zwar nicht von mir ger 
fürchtete, aber immerhin gegebene Möglichkeit, daß fie 
irgendwie mit unzarter Hand berührt werben Fönnten, 
muß im Voraus abgefehnitten werben. Alle diefe Beden⸗ 
ten, meine hochgeehrten Herren, haben mich fchon um ihrer 
willen zu dem v. Behmen’chen Separatantrage gedrängt, 
wenn auch, ich wiederhole ed, aus anderen Motiven, als 
den Herrn Separatvotanten. Ia, ich bin in diefer Anficht 
noch durch die Schlußworte des Herrn Minifters ſelbſt 
beſtaͤrkt worden. Der Herr Miniſter ſagte uns, man moͤge 
in dieſer Angelegenheit vorſichtig zu Werke gehen und dieſe 
Vorſicht iſt es namentlich, die ich mir zur Richtſchnur in 
dieſer überaus wichtigen Frage genommen habe. Dieſer 
Separatantrag hat aber auch noch aus anderen Gründen 
fir mic) einen befonderen Werth. Auch anderwärts machen 
fi, meine Herren, gerade in der: Ichtzeit Beftrebungen 
und Verſuche wegen Aufftellung von Kirdenordnungen 
geltend. Ich erwähne hier nur Baden. Und ich follte 
meinen, daß wir die bort zu machenden Erfahrungen noch 
recht gut abwarten und feiner Zeit für und benußen koͤnn⸗ 
ten und dies umſomehr, als die Zeit, die zur Prüfung des 
Entwurfs geftattet war, mir als zu knapp abgemeffen ex» 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


20 


ſcheint. Bin ich recht unterrichtet, fo war der Entwurf; 
vor dem Zufammentritt der Zwifchendeputation nur dem 
Höchften Behörden bekannt. Ich habe nicht gehört, daß 
„irgend ein dazu berufenes Organ -im Lande zu einer Ber 
gutachtung veranlaßt worden wäre, Weber die Superin⸗ 
tendenten des Landes, noch die theologiſche Facultät der 
Landesuniverfität, noch die Gonfiftorialbehörden der Kreis: 
directionen haben irgendwie Gelegenheit gefunden, über 
diefen Entwurf ſich gutachtlich auszufprechen. Ich follte 
meinen, daß dies um fo wünfchenswerther geweſen fei, als 
wir ja auch auf andern Gebieten der Geſetzgebung erfahren 
haben, welchen wohlthätigen Einfluß die allgemein freige: 
gebene Kritik fo weittragender Geſetze ausübt. Ich erinnere 
nur an dad Civilgeſetzbuch, an die Gemwerbegefehgebung. 
Beide waren volftändig auögearbeitet und beide wurden 
infolge der daruͤber ausgeſprochenen Krititen von der hohen 
Staatöregierung wieder zuruͤckgezogen. Ich glaube, wir 
haben died nicht zur bedauern gehabt, fondern wir haben 
im Gegentheil der hohen Staatsregierung nur vom Herzen 
Dank zu fagen, daß fie fich zu diefer Nücdnahme rechtzeitig 
entſchloſſen hat. Betrachten auch wir daher die bisherige 
und noch bevorftehende Prüfung des Entwurfs nur als 
eine Vorarbeit, als die erfte Löfung, und wir werden wohl 
fehr wohl daran thun. Wenn ich recht zwifchen den Zeilen 
beider Berichte der Erfien und Zweiten Kammer gelefen 
habe, fo feinen die Deputationen felbft daſſelbe empfunden 
zu haben, wenigfiend will mic es fo vorfommen, als ob 
die Empfehlung zu Annahme des Entwurfs nicht fo recht 
aus dem vollen und freubigen Bewußtfein hervorgegangen 
fei, daB man mit demfelben das Rechte getroffen habe. 
Deffenungeachtet, meine Herren, fehließe ich mic dem wier 
derholten Ausbrude des Dankes gegen die hohe Staats; 
tegierung an, ba fie die Löfung dieſes hochwichtigen Werkes 
mit. der Vorlage dieſes Entwurfs vorbereitet und angebahnt 
hat und ebenfo gegen die geehrte Deputation wegen der 
mühevollen und ausgezeichneten Berichterſtattung. Möge 
biefelbe darin, daß ich mich dem Separatvotum zuwende, 
nicht eine Verkennung ihres hohen Verdien ſtes um dieſes 
Werk erblicken denn, meine ‚Herten, ich fpreche aus voller 
Ueberzeugung Aus, es ift weit fehweter, ein Werk, mit deſſen 
Grundſaͤben man ſich nicht ganz einverftehen kann, zu 
amendiren, als bafjelbe von Haus aus neu zu bearbeiten, 
Der vorhin bereitd angedeutet Antrag, den ich mir einzu⸗ 
bringen erlaube, iſt folgender unter Punkt a des v. Behmen’ 
ſchen Separatvotums folgenden Bufag anzufügen: 

„Und Hochdieſelbe erſuchen, wollen: i⸗ 
Landtage En Ständen ee ——— Sum 
menfegung, Wahl und Eihberufung einer Worfynede zur 
Berathuhg einer evangelifch-Lutherifchen Kirchenordnung 
fuͤt das Königreich Sachfen vorlegen und das Ergebnig 
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ſich von dem des Heren v. Zehmen nur dadurch, daß, wenn 
diefer das gefammte Material lediglich der hohen Staats- 
regierung zur Erwägung zuruͤckgeben will, ich dagegen beab⸗ 
ſichtige, daß diefes Material auch noch von den Vertre⸗ 
teen der Kirche felbft miterwogen werde. Ichtbitte Sie, 
meine Herren, entziehen Sie diefem Antrage Ihre Erwaͤ— 
gung nicht; den Herrn Präfidenten aber erfuche ih, dene 
felben zur Unterftügung zu bringen, 


DVräfident v. Schönfels: Ich weiß nicht, ob bie Uns 
ſicht des Herrn Antragſtellers dahin geht, daß ber Antrag 
fofort zur Unterftügung gebracht werbe? 


Bürrgermeifter Koch: Das habe ich ganz dem hohen 
Praͤſidium anheimzugeben. 


Präfident v. Schönfeld: Al Sousamendement wird 
derfelbe zur Abftimmung kommen, wenn das Separatvotum 
des Herrn v. Zehmen zur Abftimmung kommt. 

Bürgermeifter Koch: Die fofortige Unterſtuͤtzung wuͤrde 
mir doc) um beöwillen erwünfcht fein, weil ich dann bie 
Anſicht der Kammer in der allgemeinen Debatte darüber 
höre; denn wenn er nicht zur ‚Unterftügung gebracht wird, 
würde nicht darlıber debattirt werden koͤnnen. Ich bitte 
alfo den Heren Präfidenten, ihn fofort zur Unterftühung 
zu bringen. 


.  Präfident v. Schönfeld: Ich bin gern erbötig, diefen 
Wunf zu erfüllen und habe die Sache nur angeregt, um 
die Meinung des Heren Antragftelers zu erfahren. Der 
Antrag geht dahin, dem v. Behmen’fchen Separatvotum, 
welches am Schluſſe des Berichts zu leſen ift, und zwar 
unter Punkt a folgenden Zuſatz hinzuzufuͤgen: 
mHochbiefelbe erſuchen, Sie wolle noch auf biefem 
—— 9 ER * ee aut ben 
menfegung, Wahl und Einberufung einer Vorſynode zur 
Berathung einer evangelifchelutherifchen Kirhenordnung 
für das Königreich) Sachfen vorlegen und das Ergebniß 
diefer Beratung der nächften Ständeverfammlung zur 
Buftimmung zugehen laffen”. 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag des Herrn 
Bürgermeifters Koch, wie ic) ihn foeben verlefen habe, zu 
unterftügen gemeint iſt? — Die Mehrzahl erhebt fich. 

Er ift allerdings zahlreich unterftügt und würde nur 
mit zur Berathung gelangen, wenn das Separatvotum 
des Herrn v. Zehmen zur Berathung kommt. Ich wide 
nun dem Herrn Abg. Rittner das Wort ertheilen, 


„bg. Rittner: Herr Präfident, ich glaube, es wird 
Niemanden überrafchen, dem bie Verhandlungen iiber das 
Sultusminifterium am vorigen Landtage in dieſem Saale 
erinnerlich find; ich glaube, es wird Sie Alle, meine Herr 





dieſer Berathung der nd Ständ 
— — en 'änbeverfammlung zur 


Meine hochgeehtten Herren, der Antrag unterfcheidet 
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mid) von meinem Stuhle exhebe, um über die Angelegen⸗ 
heiten unſerer proteſtantiſchen Kirche zu ſprechen, ich mich 
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in einer Art Beflommenheit, um nicht zu fagen Verlegen 
heit, befinde. Ich halte nicht zurück mit dem Geſtaͤndniß, 
daß / es eine Zeitlang mein Wunſch gewefen iſt, es möge 
eine Gelegenheit ſich bieten, wo ich gegen die Aeußerungen, 
die Über und wider meine Anſichten, die ich in jener Kam- 
mer ausgefprochen habe, hier in dieſem Saale gemacht 
worden find, mich vertheidigen und rechtfertigen könnte. 
Allein ich füge auch ſogleich hinzu, daß diefer Wunſch bei 
mir dem Entſchluſſe gewichen ift, den ich gefaßt habe, alle 
dieſe perfönlichen Angelegenheiten der Vergangenheit hier 
mit keinem Worte zu berühren. Den Haupteinfluß bei 
diefem Entſchluſſe hat die hohe Wichtigkeit des Gegenftan: 
des, den wir berathen follen, bei mir ausgeübt; denn ich 
leugne nicht, daß ich die Stellung der Kirhe jum Staat 
für das Allerſchwierigſte halte, was überhaupt im Öffentlichen 
Leben zur Sprache fommen kann. Ich werde diefem Ent 
ſchluß treu bleiben, das verfpreche ich; ich werde keine 
Verſoͤnlichkeiten in dieſe wichtigen Verhandlungen einmiſchen. 
Ich füge nur die eine Bemerkung hinzu: ich glaube, die 
Mehrzahl jener Bemerkungen ift durch Mißverftändniffe 
veranlaßt worden; durch Miverftändniffe, von denen ein 
gutes Theil ich wohl felbft verfchuldet haben mag, Um 
nun aber ähnlichen Mißverfiändniffen für die Zukunft vor— 
zubeugen, theild um den Standpunkt zu bezeichnen, von 
welchem aus ich die jetzt vorliegende Frage betrachte, theils 
aber auch, um weſentlichen Bedenken, die ich mir dann 
erlauben werde auszufprechen, die Grundlage zu geben, 
will ich mir erlauben, in möglichft kurzen Zügen die Haupt» 
fäse auszufprechen, von denen aus ich wuͤnſche, das Vers 
hältniß der Kirche zum Staat geregelt zu fehen. Es ift 


mein Beftreben, auch wie andere Redner, möglichft Eurz zu |- 


fein; allein ich berufe mich auf eine Aeußerung des gechre 
ten erften Sprechers, der felbft andeutete, daß bei der 
hohen Wichtigkeit des Gegenftandes eine abfolute Kürze 
nicht möglich ſei. Ich berufe mich Hier auf dies als auf 
‚eine captatio benevolentiae und bitte um Entſchuldigung, 
wenn ich etwas länger werde, ald in mancher Beziehung 
wuͤnſchenswerth fein mag. Die Prineipien, die ich aufftele 
für die Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Kirche und 
Staat, find folgender 

Der erfte Grundſatz, den ich als Vertreter der polis 
tiſchen Geſellſchaft aufftelen muß, ift: daß der Staat in 
alten Beziehungen der Kirche zum Staate dad Ober: 
auffichtörecht behält, um nicht zu fagen, bie,Oberleitung 
und, fowie ihm die Pflicht obliegt, allen Kirchengefelle 
ſchaften, die er anerkannt hat, fein Schutzrecht in Bezug 
auf ihre flaatlichen Rechte und ihre Stellung im Staate 
angebeihen zu Laffen, fo liegt ihm auch meines Erachtens die 
Pflicht und das Recht ob, darüber zu wachen, daß nicht 
durch bie Kirchengefelichaft dad. Beſtehen des Staates be- 
einträchtigt werde. Da aber das Beftehen und Gebeihen 
des Staates bedingt ift durch ein Fortſchreiten der Ent 
wickelung des menſchlichen Geiftes und durch eine allmälige 
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Berbefjerung der forialen Zuflände, fo liegt es im Intereffe 
des Staates, darüber zu wachen, daß dem durch die Kirche 
fein Hinderniß in den Meg geftellt werte. Es wird Nier 
mand von mir erwarten, daß, ich biefen Grundfag hier 
vollſtaͤndig durchführen fol; er iſt Feineswegs neu. Ich 
bemerke nur, daß ich ihm nirgends fo ſchlagend nachge- 
wiefen gefunden habe, ald in einer Eleinen Schrift von 
Profeffor Enens in Brüffel, von welder in Nr. 247 und 
248 a. 1857 einer hier erſcheinenden Beitung eine worte 


und finngetreue Ucberfegung zu finden if. — Der zweite 


Grundſatz, den ich als Mitglied der proteftantifchen Kirche, 
der ich mit Leib und Seele angehöre, ausfprehen muß, ift 
der, daß jede Kirchengefelfchaft im Staat das Recht Haben 
foll, ihre inneren, eigenen Birchlichen Angelegenheiten ſelb⸗ 
fändig zu verwalten und zu beforgenz aber nicht unter 
der Leitung von Behörden, die rein ſtaatlich und polis 
tiſchen Urfprungs find, Zu Begründung diefes Satzes 
kann ich mich auf $. 57 unſerer Verfaſſung berufen; er 
fteht hier meined Erachtens Har und einfach auögefprochen. 
Daß aber diefer Satz nad meinem Dafürhalten bisher 
allerdings nicht in der Art und Weife ausgeführt worden 
ift, wie er hätte ausgeführt werben follen, daruͤber haben ſich 
namentlich in den Verhandlungen, bie bereitd der Herr 
Superintendent Lechler angeführt hat, in diefer Kammer im 
Jahre 1845 mehrere Mitglieder fehr ausführlich ausge 
ſprochen und ich füge nur noch die Weberzeugung hinzu, 
daß ich glaube, daß der erfte Schritt, den eine wahre Vers 
tretung der proteſtantiſchen Kirche zu thun hätte, das ſehr 
gerechte Verlangen fein würde, daß biefer $. 57 wirktich 
zur Wahrheit werde. 
Der dritte Grundfag fteht mit biefem im engften Bus 
fammenhange und bezieht ſich auf die Vertretung der Kite 
chengeſellſchaft in moͤglichſt ausgedehnter Weiſe in ihren 
inneren kirchlichen Angelegenheiten durch gewählte Wer⸗ 
treter der einzelnen Kirchengemeinden, ſowohl dem Staate 
gegenuͤber, als auch gegenüber ihren eigenen Eicchlichen Ber 
hoͤrden durch Organe, welche nicht vom Staat eingefegt find. 
Ich weiß recht gut, daß die Gonfequenz diefer Saͤtze 
zu einer weit vollftändigeren Einführung oder Durchfühs 
rung der Presbpterial: oder Synodalverfaſſung führt, als 
wie die Vorlage bringt und als wie der Bericht und an- 
empfiehlt. Allein abgefehen davon, daß unfere Kirchen⸗ 
geſchichte hinlängliche Data bringt, um daraus zu folgern, 
daß unfere Alteften, chriftlichen Gemeinden ‚auf entfchieden 
geſellſchaftsrechtlichem Boden flanden; abgefehen davon, daß 
in manchem Lande unferer Nachbarſchaft und namentlich 
in einer SKirchengefellfihaft, die. unferer proteftantifch- 
lutheriſchen Kirchengeſellſchaft am naͤchſten ſteht, Das, was 
ic wuͤnſche, ziemlich vollſtaͤndig und allgemein langiaͤhri⸗ 
gen Beſtand hat und als ſegenoͤreich anerkannt ift, fo ge⸗ 
reicht es mir auch zu befonberer Beruhigung, daß ich mich 
zu Begruͤndung dieſer von mir ‚hier aufgeſtellten Grund» 
fäße auf die mehrfach gefchehenen Aeußerungen und Ber 
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handlungen in dieſer Kammer bei dem Landtage 1845 bis ; 


1846 berufen kann. Ich nenne nur einen dom biefen 
Männern, es ift der ſchon angeführte, ehrwuͤrdige Dr. Groß 
mann und ich geftehe, daß ich in der vom Herrn Super 
intendenten Dr, Lechler angeführten Schrift meine Anſicht 
in einer ſoichen Weiſe ausgefprochen finde, daß ich mit dem 
dort Gefagten fat allenthalben übereinftimmen kann. Ich 
berufe mich aber auch auf andere Männer, die in diefem 
Saale gefprochen und deren mehrere ſich nicht geſcheut haben, 
8 auszuſprechen, daß eine wahre gedeihliche Entwidelung 
unferer. proteftantifchen Kirche mit dem Fortbeftande von 
86. 45 und 57 der Verfaffungs -Urkunde nicht in Einklang 
zu bringen iſt. Aber auch berufe ich mich, meine Herren, 
auf Anfichten außerhalb diefer Kammer. CS ift zunaͤchſt 
eine Schrift, die Einigen unter uns gewiß nicht fremd fein 
wird: „Denkfchrift zur Erinnerung an die Verfammlung 
ſaͤchſiſcher Geiftlichen zu Leipzig am 14. Juni 1848.” Und 
wenn aud) die Jahreszahl vieleicht geeignet fein mag, bei 
Einigen ber geehrten Mitglieder eine Art von Miß- 
trauen zu erweden, fo mache ich doch darauf aufmerkfam, 
daß unter diefer Schrift die Namen ftehen: Harleß, Broß- 
mann, Kohlſchuͤtter, Krehl und die Namen von fünfe 
zehn amtirenden Superinfendenten. Aber endlich habe 
id) noch eine Stimme, die für mic fpricht und bie 
Sie Ale anerkennen werben, das ift die Stimme unferes 
großen Neformatord ſelbſt. Cr felbft nennt mehrfach in 
feinen Schriften die proteftantifchen Fürften, welche 
die Oberleitung unferer proteftantifchen Kirche ald Schuß: 
herren in’ die Hand nehmen mußten, Nothbifchöfe, epis- 
copi subsidiarii und durch diefen Ausdrud hat er gewiß 
nichtd Anderes gemeint, als daß er den Zuſtand nicht als 
einen folchen bezeichnete, ber in dem inneren Mefen der 
proteftantifchen Kirche begründet, fondern nur die Folge 
eines gewefenen Nothftandes iſt. Won diefen Grundfägen 
ausgehend habe ich nun allerdings mancherlei Bebenfen gegen 
die mir vorliegende Regierungsvorlage und auch gegen den 
Bericht, infofern er die Vorlage nicht nad) meiner Anficht 
berichtigt. Es thut mir doppelt leid, wen ich auf diefem 
Wege zu einem Nein! bei der Hauptabftimmung kommen 
werde, einmal, weil mich biefes Nein zu demfelben Ziele 
führt, wie den Herrn Separatvotanten, während ich im 
entgegengefegter Richtung gegen die Vorlage auftrete als 
. wie er. Andererſeits bedauere ich diefes Nein, da ich mich 
in Uebereinſtimmung mit einer Aeußerung des Herrn Cultus⸗ 
miniſters befinde, indem ex ſagt, er halte es gegenwärtig 
gang an ber Zeit, daß eine Kirchenverfaſſung eingeführt 
werde, Sch wende mich nun zu den Bedenken, die ich im 
Allgemeinen und wenn aud nicht alle, doch eiftige hier 
auszufprechen mir erlauben werde und da ift das erfte, was 
auch ber letzte geehrte Redner vor mir bereits angebeuter 
hat, die Aufnahme von $$. 1 und 2. Ich geftehe, daß das 
"Säße find, die nicht zur Competenz einer Kammer gehö- 
zen, wie dies auch von mehreren Rednern bei früheren 
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Landtagen bemerft worben if. Ih muß hinzufügen, dag 
es mir, gelindeft geſprochen, gefährlich erfcheint, Die heifigften 
Grundfäge unferer proteftantifchen Kirche einer politiſchen 
Verfammlung zu einer politifchen Debatte hinzugeben, Oder 
will man uns eine Abſtimmung zumuthen, ohne nähere 
und gruͤndliche Prüfung deffen, worüber wir abftimmen 
follen? Ich kann unmöglid) glauben, daß man von einer 
fo großen Anzahl gebildeter Männer, wie hier und drüben 
figen, erwarten barf, daß fie über biefe hochheiligen Grund 
fäse abſtimmen und ihre Anerkennung ausſprechen werden, 
ohne vorher auf fie näher einzugehen. Letzteres aber halte 
ich für beinahe unmöglich in diefem Saale. Ich erkenne 
aber auch in dem Hereinfommen diefer beiden Paragraphen 
einen inneren Widerſpruch, nämlih, daß man politiſche 
Gorporationen zur Anerkennung diefer Säge und Schriften 
auffordert, während in dieſen Schriften felbft wiederholt 
ausgeſprochen worden ift, daß politifche Verſammlungen 
nicht zu "Anerkennung diefer Grundfäge fähig find. Id 
beziehe mich auf die Auslaffung des Domheren Dr. Günther, 
eines damaligen Mitgliedes, welde auf ©. 1108 der Mit: 
theilungen der Erften Kammer ftehen. Ein zweites Be 
denfen ift ebenfalls von dem vorhergehenden Sprecher ſchon 
angedeutet worben, ed iſt die große Maffe der Behr 
den, die in der Vorlage aufgeftellt worben find, Ich kann 
kaum glauben, daß durch eine fo große Anzahl von Br 
hoͤrden etwas gebeffert wird in der Richtung, im welder 
ich und alle meine Umgebungen bie Kirchenverfaffung wine 
ſchen, nämlich ein einfacheres und fchnelleres Verfahren 
und nebenbei auch ein minder koſtſpieliges. 

Ein drittes Bebenfen wäre bie Bufammenfekung 
der in der Vorlage gebachten Behörden. Sie find meins 
Erachtens rein ſtaatlichen Urfprungs, ohne der Kirchen- 
geſellſchaft eine Stimme in der Sufammenftelung zu wahren. 
Das conftitutionelle Princip ift Hierbei ganz verlaffen. Eine 
Folge davon ift, daß die fo unerfreuliche bureaufratifce 
Verwaltung durdgängig beibehalten if. in viertes 
Bedenken wäre die ganz gelähmte Wirkfamkeit der General: 
ſynode. Ich freue mich, in diefer Beziehung an dem Herrn 
Superintendenten Lechler eine Stimme gefunden zu haben, 
die meiner Anſicht beitritt und weit beffer fie ausdrüdt, ald 
ich das koͤnnte. Ein fünfter Grund ift, daß bie anomale 
Stellung des Borflandes des Cultusminiſteriums durch die 
Vorlage nicht abgeändert wird, Ich nenne es eine anomale 
Stellung, daß der Vorftand des Eultusminifteriums, wel 
her als ſolcher ein veranwortlicher Beamter ift, gleichzeitig 
Mitglied und ziwar mit ziemlicher Gewißheit tonangeben 
des Mitglied der oberften, gegen Niemand verantwortlichen 
Kirchenbehörde ift, welche gleichzeitig feine vorgeſetzte Br 
Hörde fein fol, in eigentlichen Kirchenangelegenheiten, Mit 
ſcheint, daß man,eine folche Stellung wohl mit Recht ald 
eine anomale bezeichnen möchte. Ich Tann noch mehrer? 
Bedenken aufftelenz ich kann darauf hinweifen, daß ich in 





den Worten „Kirchenordnung“ in der Weberfhrift und 
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„Kirchenverfaſſung “ in den Motiven entweder eine Ver⸗ 
wechfelung erkenne oder einen Verſtoß gegen den principielz 
Ten Unterfchied zwiſchen Kirchenordnung und Kirhenverfaf: 
fung. Unter Kirdenverfaffung verfiehe ich eben nur 
eine Regelung der äußeren Berhältniffe der Kirche; eine 
Beflimmung, unter welcher Verfaſſung fie im und mit dem 
Staare leben fol; Kirdenorbnung beziehe ich aber mehr 
auf das Innere der firchlihen Zuftände, auf die Ordnung in 
der Kirche, Es ſcheint mir nun, als ob diefer Unterfchied durch⸗ 
aus nicht freng aufrecht erhalten iftz fonft würde man nicht 
Dinge in die Kirchenverfaſſung aufgenommen haben, die eben 
nur in die Kirchenordnung und daher nit por die politie 
ſchen Stände gehören. Ich koͤnnte auch noch Anſtoß daran 
nehmen, daß in der Meberfchrift unfere Kirche „evangelifche 
lutheriſch“ genannt wird; wohl wiffend, daß unfer gros 
Her Neformator ſelbſt wiederholt gebeten hat, unfere Kirche 
nicht nad) feinem Namen zu nennen. Ich fönnte behaups 
ten, daß «8 vielleicht im Principe vichtiger und deutlicher 
wäre, tvangeliſch· proteſtantiſche Kirche im Grgenfag zu der 
evangeliſch · reformirten zu fagen. Aber es find das Alles 
Dinge, denen ich ald Laie nicht volftänbig gewachſen bin; 
ich weiß auch, daß ſowohl am Miniftertifche, als in unferer 
Mitte Männer figen, die gewiß der Geltendmachung diefer 
Bedenfen mehr gewachien find, als ich. Ich wiirde hier 
{ließen koͤnnen, wenn mir nicht die Auslaffung des ge: 
ehrten Redners aus der Oberlaufig zu neuen Bedenken 
Grund gegeben hätte, Ach konn mir nicht im Augenblide 
klar werden, wie eine Anzahl von Mitgliedern in unferer 
Mitte ihre Stimme abgeben und Beſchluß faſſen follen, 
wenn fie vorher erflärt haben, daß das Gefch für fie nicht 
bindend fei, während fie Doch ald Mitglieder unferer flaatı 
lichen Corporation in unferer Mitte figen. Ih erwähne 
dies nur, um mir bamit vorzubsbalten, daß ich vor Abs 
fimmung über die Hauptfrage mir. noch einmal das Wort 
erbitten kann, um mir diifen Widerſpruch aufklären zu laffen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Es würde nun Herr v. Por 
fern das Wort haben, 


Kloſtervoigt v. Pofern: Zuvoͤrderſt, meine Herren, 
halte ich für Pflicht, bei der hohen Kammer mich zu ent: 
f&uleigen, daß id) als von ihr ermähltes Mitglied der 
tirchtichen Bwilhendeputation an deren Berathungen nicht 
Theil genommen habe. Ich war nämlich frank und ver: 
mochte es nicht und als ich fo weit w.nigftens wiederher⸗ 
geſtellt war, daß ich hätte an den Berathungen der Zwiſchen⸗ 
deputation koͤnnen Theil nehmen, fo war die Beraihung 
ſchon fo weir gedichen, daß mein Hinzutritt-gewiß nichts 
hätte nichen und eher nur fören önnen. Ich babe es 
daher vorg zogen, meinen gewiß viel fähigeren Gtellver- 
treter, den Herrn v. Mömer, durd) meinen Hinzutritt nicht 
zu verdraͤngen. — Zu Motivrung m:iner endlichen Ab. 
ſtimmung nur noch einige kurze Worte. Ich will Zonen. im 
Voraus die Freude machen, daß id) verfichere, dir Eaufiger 
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Verhaͤlt aiſſe jest hier nicht mit einem Worte erwähnen und 
überhaupt mid, da die Zeit fchon fo weit vorgefchritten iſt 
und Alle fih nach dem Schluß der Sıtung fehnen, möge 
lichſt kurz faffen zu wollen. Mir innigem Dank habe ich 
es zuvoͤrderſt anzuerkennen, daß in dem Entwurfe die Bes 
Eenntniffe unferer evangelifch-utheriichen Kirche auf das 
Zreulichfte gewahrt worben find. Died und Das, was 
der Entwurf über das Oberconfiftorium enthält, halte ich 
für die eigentlichen Perlen des Ertwurfs. Die Kirche ge— 
winnt dadurch wieder eine geiftliche Spitze und, wie ich 
hoffe, eine fegensreiche Stüße, die ihr fehlte, ſeitdem auf 
dem Landtage 1833 und 1834 die altbewährte ſaͤchſiſche 
Eonfiftorialverfaffung aufgehoben wurde. Die Majorität 
der erften Deputation der Erften Kammer, der ich damals 
angehörte, rieth zwar damals dringend von dieſem Ums 
ſturze ab; aber, meine Herren, „alter Zepf, Hierarchie“, 
dagegen „Fortfchritt, Zeitgeift, zeitgemäß“ waren auch das 
mals, wie jetzt wieder, vie Stichwörter in der Mode und 
übten einen "zauberhaften Einfluß auf die Entſchließungen 
und Abftimmungen der Menfchen und fo wurde denn auch 
in diefer Kammer mit 17 gegen 16 Stimmen bie altehr- 
wilrdige Conſiſtorialverfaſſung Sachſens begraben, bie man 
feitdem oft zurückerſehnt hat. Was den Abſchnitt uͤber die 
Vertretung der Kirchengemeinden, die Kirchenvorſtaͤnde und 
was damit zufammenhängt, anfenat, fo möchte und koͤnnte 
ich darüber Vieles ſagen; aber ich will, meinem Ihnen ge⸗ 
gebenen Verſprechen getreu, auch hier ganz kurz fein. Mir 
ſcheint, um ein entlchntes Bild zu gebrauchen, die Mutter, 
die Kirche bier, kann wohl einen Hausvater, auch wohl einen 
Haut herrn niben ſich vertragen; wenn aber die Kinder die 
Mutter belehren, ihr befehlen und fie"behofmeiftern und 
bevormunden wollen, fo thut dies niemals gut: — Auch 
Scheint «3 mir, meine Herren, daß durch die Beftimmung 
im $. 39 die Pfarrer leicht in eine mißliche und unpaffende 
Stellung gelangen fönnen. Wie leicht kann der Iehte Sat 
dieſes Poragrephen zu Unzutraͤglichkeiten und Reibungen 
zwiſchen dem Vorſihenden und den andern Mitgliedern des 
Vorſtandes führen! — Mir fheint auch eine Beſtimmung 
über die Rechte der Geiſtlichen im Entwurfe zu fehlen, 
Meine Herren! Es ift bei allen fibrigen Gliedern der Kir— 
chengemeinſchaft im Entwurfe naͤchſt von deren Pflichten 
ou von deren Rechten die Rede; aber ich finde keinen 
Paragraph, der auch die Rechte der Geijttichen feftiehte; nur 
von ihren Pflichten iſt viel die Nede. — Ich vermiffe auch 
einen Paragraphen über die Stellung der Candidaten, der 
künftigen Träger des geiftlihen Amtes, zur Kirche und 
ihre Ausbüdung zu dem bochwichtigen Amte, Ih hätte 
gemeint, daß in dem Entwurfe einer Kirchenordnung auch 
von den Gandidaten die Rede ſein müßte; es find ja die 
fünftigen Geiftlichen und ic) glaube, die Candidaten haben 
ein Net und die Kirche hat, eine Pflicht dazu. — Ich 





werde binſichtich diefes ganzen Abſchnittes und was damit 
zufammenhängt, für das Separatvorum des Kammerherrn 
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v. Zehmen ftimmen, wenigftend fo lange, als ich nicht beffere 
Garantien erhalte, daß wir wirklich die rechten Männer, d. h. 
chriſtliche Männer, wie fie dem Verfaſſer des Entwurfs als 
Ideal vorgefchwebt haben mögen, in den Kirchenvorftand ber 
fommen werden. Ich befürchte nämlich, daß wenigſtens bei 
det jetzigen Zeitſtimmung wir leider nicht eben viele chrifttiche, 
aber deſto mehr antichrifttiche, politiſche und demokratiſche 
Elemente bekommen werden; kurz, daß die Politik ſich auch 
in die Kirche eindrängen wird und in. diefer Beziehung, 
meine: Herren, richte ich die Anfrage an Sie und bitte Alle, 
diefe Frage ſich zu beantworten: was würde wohl in ben 
Jahren 1848 und 1849 geworden fein, wenn es da ſchon 
ähnliche Einrichtungen, wie fie jest hier beabfichtige werben, 
gegeben hätte? was winde aus der Kirche, aus dem Kits 
chengute, aus der Liturgie, aus dem geiftlichen Anfehen, aus 
den Stiftungen u. f. w. geworden fein? Diefe Frage, meine 
Herren, und die Antwort, die Sie fich darauf ertheilen, mag 
zugleich als Antwort auf die Frage des Herrn v. Metzſch 
an ben Herrn Verfaſſer des Separatvotums und feine 
Anhänger, fowie auf die darauf Bezug nehmende Rede 
Seiner Excellenz des hochverehrten Herrn Miniſters des 
‚ Eultus dienen. Meine Herren, mir wenigftens ſcheint «8, 
die Zeichen ber Zeit find ganz darnach angethan, daß wir 
bald wieder ähnliche Zuftände erfeben können und Diejenie 
gen, die die Pflicht und Macht haben, dies zu verhüten, 
erfcheinen leider, um es möglichft gelinde auszufprechen, 
verblendet und erfchlafft.. In folcher Zeit aber, meine 
Herren, erachte ich es, nicht etwa, weil ich das viele 
Sute, was der Entwurf und ber Deputationdbericht ents 
hält, verkenne, nicht etiwa, weil ich das Neue nicht will, eben 
nur, weil es neu iſt; fondern nach meiner innigen Ueber 
zeugung als die befte Tagesordnung für die Kirche, 
feft auf ihrem Grunde zu ftehenz aber nicht zu reformiren, 
nicht zu erperimentiren; wohl aber zu wachen, daß nicht 
Wölfe in Schafskleidern und Störenfriede ſich eindrängen! 
Der Herr ſchütze feine Kirchel 
ı  Oberhofprebiget Dr. Liebner: Es ift, ſeitdem ich um 
das Wort gebeten habe, fo viel dazwiſchen getreten, daß der 


Rüdweg Faum wieder zu finden iſt. Nur zwei Worte, da die 
Spannungskraft der Kammer bereitö zu fehr erfchlafft zu 
fein feint. Ich wollte nur meine herzliche Uebereinkunft 
ausſprechen mit Dem, was mein Here College Lechler vote 
bin fagte, indem er die Mitwirkung der Gemeinde als 
nöthig bezeichnete. Damit bin ich ganz einverfanden, 
Was er ferner gefagt hat von der Theilnahme, bie unfere 
gegenwärtige Verhandlung im Auslande findet, kann ich 
ebenfalls beftätigen. So lange wir in diefer Verfaffungs 
bewegung find, ift von Zeit zu Zeit aus verſchiedenen an⸗ 
deren Landeskirchen wiederholt die Anfrage gefommen, was 
wir vorhätten. , Wir find ein Schaufpiel für Viele! Mas 
die geehrten Herren Bürgermeifter Kod und Herr Nittner 
gefagt haben, war ein uͤberaus reicher Stoff. Ich glaube 
nicht, dag wir heute mit dem zu Ende kommen. Ich 
möchte nur heute das niederlegen, daß die beiden gechrten 
Herren mir den Nachdruck in ihrer Anficht zu fehr auf 
das bewegliche Element zu legen ſcheinen, während die 
Tradition der Iutherifchen Kirche nicht darauf den Accent 
legt, fondern auf das ftatarifche, confervative Clement, 
um das andere nicht auszufchliegen, aber nur an zweiter 
Stelle zu geftatten. Dies für heute! Es find fo große 
Fragen, bie nur fpäter werden ausführlich befprochen werden 
koͤnnen. Was den legten gechrten Redner betrifft, fo danke 
ich ihm für den Ausdrud „Perlen“, den er für ein gewiſſes 
Moment gebraucht hat. Was er aber zuletzt fagte, daß 
augenblidlic gar Feine Zeit fet, dagegen möchte ich doch 
Vroteſt einlegen. Ich fage, wenn wir jet nicht zugreifen, 
— uns zuletzt auch Das noch genommen, was wir 
aben. 
Vraͤſident v. Schoͤnfels: Ich glaube ſelbſt, meine 
‚Herren, daß es richtig iſt, was der Oberhofprediger Liebner 
bemerkte, naͤmlich, daß die Kammer erſchlafft ſei und des⸗ 
halb ſchlage ich vor, bie heutige Sitzung zu ſchließenz dafür 
aber morgen um 10 Uhr uns wieder einzufinden, um die⸗ 
fen Gegenftand, den wir foeben verlaffen, wieder in Bera⸗ 
!hung zu nehmen. Die Heutige: Sigung iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sigung 2 Uhr 25 Min.) 
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Siebente öffentlihe Sigung ber Erften Kammer 
am 11. December 1860; 


Inhalt: 
Berathung des Entwurfs ber Kirchenordnung für die evangeliſch- 


utheriſche Kirche im Koͤnigreiche Sachfen. Foriſehung der 
allgemelnen Berathung. 





Die Sitzung beginnt um 10 Uhr 20 Minuten in Ger 
genwart der Staatöminifter Freiherr v. Friefen und Dr. 
v. Falkenftein, ſowie der föniglihen Commiffare Geheimen 
Kirchenraths Dr. Hübel und Kirchenraths Dr. Gilbert 
und in Anwefenheit von 38 Kammermitgliedern mit Vor⸗ 
leſung des fiber die Iegte Sigung vom Seeretär Wimmer 
aufgenommenen Protofols, welches ohne Widerfpruch ges 
nehmigt und von den Kammermitgliedern Bürgermeiftern 
Loͤhr und Clauß mit vollzogen wird. 


Praͤſident v. Schönfels: in Negiftrandenvortrag 
" ann heute nicht flattfinden aus Mangel an Stoff dazu. 
Ebenfowenig ſind Entſchuldigungen eingegangen, auch 
ſonſtige Mittheilungen habe ich der geehrten Kammer nicht 
zu machen, wir koͤnnen daher ſogleich zum Gegenſtande 
unferer heutigen Tagesordnung übergehen. Es iſt dies 
die fortgefegte Berathung des Berichtes unferer Zwiſchen⸗ 
beputation Über ben Entwurf einer Kirhenordnung 
für die evurngelifhelutherifche Kirche im König 
reich Sachſen. Ich habe.den Herrn. Referenten zu ers 
ſuchen, den Nebnerftuhl zu betreten, um und weitern Verä 
trag zu gewähren. 

Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Herr Präfident id 
bitte ums Wort. Der vorliegende Entwurf einer Kirchen 
ordnung hat bei der geſtrigen Verhandlung von’ mehreren 
Seiten fehr lebhafte Angriffe erfahren. Er ift zum Theil 
aus entgegengefehten "Gründen angegriffen worden. Von 
einer Seite wurbe ihm zundchft der Vorwurf gemacht, daß 
dad BVerhältniß der Kirche zum Staate darin nicht Elar 
"genug dargeftellt worden ſei. Ich glaube zu Begegnung 
diefes Einwurfs nur auf den dritten Paragraphen ber Bor 
lage hinweiſen zu dürfen, in welchem das Verhältniß der 
Kirche zum Staate, wie es nach der gegenwärtigen ans 
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desverfaſſung beſteht, hinlaͤnglich klar dargeſtellt zu ſein 
ſcheint. Sollte noch ein Mangel in dieſer Beziehung von 
dem geehrten Redner darin bemerkt werden, fo wuͤrde bei 
Berathung diefes Paragraphen Gelegenheit geboten fein, 
feine Verbefferungsvorfchläge vorzubringen. Wenn. er aber 
der Meinung ift, daß der Kirche dem Staate gegenüber 
mehr Rechte eingeräumt werden müffe, daß das weltliche 
Hoheitsrecht des Staates tiber die Kirche zu beſchraͤnken ſei, 
dann würde freilich eine Beſtimmung diefer Art nicht in 
diefe Kirchenordnung gehören. Der geehrte Nebner hat 
ferner” die Befugniffe zu befchränft gefunden, welche in dem 
vorliegenden Entwurfe den Kirchenvorftänden und ber 
Landesſynode eingeräumt worben find. Ich wide zu tief 


in der Berathung der einzelnen Paragraphen vorgreifen, 


wenn ich mich auf eine fpecielle Miderlegung dieſes Vor— 
wurfs einlaffen wollte; ich glaube aber, wenn der geehrte . 
Redner den $. 37, welcher die Befugniſſe und Pflichten 
des Kicchenvorftandes fummarifch angiebt, aufmerffam ber 
trachtet und zugleich die folgenden neun Paragraphen in 
Erwägung nimmt, fo wird er wenigftens den Vorwurf 
zurli@nehmen müffen, daß den Kirchenvorſtaͤnden nichts 
weiter ald eine polizeiliche Aufficht in den Kirchengemeinden 
übertragen werden ſolle. Ich halte dafür, und ich glaube 
mit Recht, daß die Befugniffe, welche den Kirchenvorſtaͤnden 
eingeräumt werben follen, diefelben in die Sage verfegen 
werben, die Nechte der Kirchengemeinden und ihre Intereffen 
nad) allen Seiten hin zu fördern und zu wahren. lieber 
den Wirkungsfreis der Synoden haben fid) die Motiven 
des Weiteren bereits ausgeſprochen und die Bedenken ganz 
offen dargelegt, welche dem Kirchenregiment gegen bie Ein: 
räumung größerer Befugniffe für biefelben beigegangen find. 
Die evangelifchelutherifche Kirche. hat drei Jahrhunderte 
lang ohne Preöbyterial- und Spnodalverfaffung beftanden. 
Einzelne Anfänge einer folchen Verfaffung, welche fich in 
einigen füdbeutfchen Landesfirchen im 16. Sahrhunderte 
zeigten, find fpäter wieder verfhwunden und bie enange- 
liſch⸗ lutheriſche Kirche hat allenthalben eine reine Confiftos 
tialverfafjung erhalten. Diefe Eonfiftorialverfaffung iſt auch 
unferer fächfifchen Landeskirche eigen, und wie der ‚geehrte 
Nedner felbft darauf hinwies, daß bei Verfafjungsverände- 
tungen in ber Kirche mit größter Vorſicht vorzugehen fei, 
wie biefe Vorſicht auch von mehreren anderen Nednern 
empfohlen worden ift, fo hat auch die Regierung biefelbe 
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ihrerſeits ald ganz befonbere Aufgabe betrachtet. Sie glaubte, 
daß diefe Vorſicht fih darin äußern müffe, das Beſtehende 
möglichft feftzuhalten, wie das Hiftorifche anzufnüpfen, und 
fo eine zeitgemäße Entwidelung der Kirchenverfafjung her- 
beizuführen. Ich glaube, man kann ſich in diefer Ange: 
legenheit nicht, wie von dem geehrten Redner geſchah, fo 
ohne Meitered auf Vorgänge in anderen Kirchen beziehen, 
namentlich nicht auf die Vorgänge in der evangelifcherefors 
mitten Kirche. Dort finden wir allerdings die Synodal- 
verfaffung allgemein; fie ift dort mit der Kirche aufgewach⸗ 
fen, die Kirchengenoſſen haben ſich in diefe Verfaffung eins 
gelebt und deshalb befteht fie in dieſer Kirche mit Segen. 
Wenn wir aber diefe Verfaſſung, wie wir fie in der evan⸗ 
gelifchsreformirten Kirche finden, fo ohne Weiteres in unferer 
Kirche einführen" wollten, fo würden wir Gefahr laufen, 
nicht die Segnungen von ihr zu erlangen, die wir bort 
erblicken, fondern bedenkliche Störungen zu veranlaffenz 
denn unfere Kirchengemeinden haben an dem Verwaltungs⸗ 
leben der Kirche zeither noch fo wenig Theil genommen, 
daß wir fie nicht für vorbereitet halten koͤnnen, in eine 
ausgebildete Synodalverfaſſung einzutreten. Es hat bei 
geehrte Redner ferner gefunden, daß das Oberconfiftorium 
nach dem Vorſchlage des Entwurfes fo conftituirt werde, 
daß man in ihm eine Entwicelung zu einer hierarchiſchen 
Macht befürchten müffe. Alle Freunde unferer Landes: 
trche haben den dringenden Wunfch ausgeſprochen und 
ununterbrochen feftgehalten, daß derfelben wiederum eine 
collegiale Oberbehörbe gegeben werden möge, weldjer die 
inneren kirchlichen Angelegenheiten nur noch unter Obers 
aufſicht der landesherrlichen Kirchengewalt, welche gegen 
wärtig in den Händen der evangelifchen Minifter liegt, übers 
geben werben follen. Die früheren Ständeverfammlungen 
Haben fich diefen Wunfch angeeignet und das Kirchenregiment 
hat fein Einverftändniß damit erklaͤrt. Wenn wiraber ein Ober 
conſiſtorium errichten wollen, fo werden wir ihm auch die Bes 
fugniffe geben müffen, die im Entwurfe dem Oberconfiftorium 
beigelegt find. Daß diefe Befugniffe zu einer hierarchiſchen 
Macht audarten koͤnnten, ift ſchon deshalb nicht zu befürchten, 
weil dieſes Collegium immer den evangelifchen Miniftern 
untergeordnet bleiben wird und bleiben muß. Der geehrte 
Redner hat fi num veranlaßt gefunden, in Rückſicht auf 
diefe Mängel, die er in ber Vorlage gefunden zu haben 
glaubt, darauf anzutragen, daß der Entwurf der Kirchen: 
ordnung einer berathenden, einer conflituirenden Synode 
vorgelegt werde. Die Frage liegt allerdings fehr nahe, ob 
nicht bei diefer außerorbentlich wichtigen Angelegenheit von 
‚vorn herein auch die Kirchengemeinden durch eine Vertre⸗ 
tung ihrer Gefammtheit mit zuzuziehen fein, Es ift da- 
her auch dieſe Frage vom Kirchenregimente erwogen worben, 
man hat fich aber doch nicht dazu entſchließen mögen, bie: 
fen Beg einzufhlagen. Sagen wir und felbft, daß bei 
Einführung fynodaler Einrichtungen mit Vorficht zu Werke 
‚gegangen werden müffe, daß von ber erſten Synode viel: 
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ieicht nicht diejenige Wirkſamkeit zu erwarten iſt, welche 
wir ung in der Folgezeit von ban fpäteren verſprechen koͤnnen, 
ſo ſcheint es ſehr wenig rathſam, gleich von vorn herein die 
wichtigſte Angelegenheit in die Haͤnde einer Synode zu 
legen und zwar dies um ſo mehr, da wir fuͤr dieſe Synode 
gar keine Vorbereitung haben. Wir haben Feine Kirchen⸗ 
vorftände, in denen ſich das ſynodale Leben vorbereiten 
ausbilden Eönnte, wir haben auch Feine Kirchengemeindes 
vertretung, welcher wir bie Wahl diefer Synode überlaffen 
koͤnnten. Wenn aber ber Verſuch, ben wir fomit in der wich: 
tigften Angelegenheit unferer Kirche machen würden, miße 
länge, fo könnte dadurch gerade das Verfaſſungöwerk, 
welches wir beabfihtigen, auf das allerſchwerſte gefährdet 
werden. Wenn man zu diefer Synode nicht die rechten 
Männer wählt, wenn diefe Männer nicht im rechten Geiſte 
berathen, wenn fie ſich nicht das Ziel fegen, welches die 
Kirche und das Kirchenregiment anzuftreben hat, fo koͤnnte 
das von und beabfichtigte Verfaſſungswerk fehr Leicht miß⸗ 
lingen. Ich glaube aber, der geehrte Redner und alle Die 
jenigen, welche feiner Anſicht beiftimmen, werden, wenn 
auch gegen diefen Antrag entſchieden werben follte, ſich dem: 
ohngeachtet nicht» bewogen finden, gegen bie vorliegende 
Kirchenordnung fich zu erklären; denn, wenn auch mit der 
felben nicht das erreicht wird, was Sie beabſichtigen, fo 
wird doch gewiß der Kirche und den Kirchengemeinden das 
durch fehr viel Gutes geboten. Die Letzteren werden das 
durch zu einem vegeren Gemeindeleben, zur Mitwirkung in 
Kirchenangelegenheiten herangezogen und es läßt fich viel 
leicht fpäter auch das Ziel noch erreichen, welches bie Herren, 
die weiter gehen wollen, im Auge haben. Gin anderer ge 
ehrter Redner ſtimmte mit dem Erfteren in der Hauptſache 
überein, und ic Habe daher auf feine Aeußerungen nichts 
Befonderes zu bemerken; nur einen Punkt glaube ich noch 
berühren zu müffen. Er nahm nämlich) Anftand an der 
Bezeichnung unferer Kirche als evangeliſch⸗lutheriſche und 
flug vor, fie evangelifchproteftantifche zu nennen. Vor 
dem Jahre 1811 wurde unfere Landeskirche nur die evan⸗ 
gelifche genannt. Als aber im Jahre 1811 die reformirten 
Glaubensgenoffen in Sachſen freie Neligione ung und 
gleiche Rechte mit den evangeliſch-lutheriſchen erhielten, ſo 
bezeichnete man von ba an unfere Kirche im Gegenſatze zur 
teformirten als evangeliſch-lutheriſche. Diefer Gegenfah 
würde aber durch ben Ausdruck: „proteftantifche”, den der 
geehrte Redner vorfchlägt, nicht bezeichnet werben; denn 
die Proteftation, melde im Jahre 1529 auf dem Reiche 
tage zu Speier von den’ Evangelifchen gegen das kaiſerliche 
Edict eingereicht wurde, ging nicht blos von den Anhaͤn⸗ 
gern Luthers, fondern auch von denen Zwinglis aus und 
fomit bezeichnet man beide Confeffionen als proteſtantiſche. 
Ein dritter geehrter Nebner hat ſich geſtern im ent: 
gegengefegten Sinne ausgeſprochen. Cr fand, daß durch 
den vorgelegten Entwurf den Gemeinden zupiel gegeben, 
daß es nicht an ber Zeit fei, gegenwärtig mit einer ſolchen 
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Kirchenordnung hervorzutreten. Er wollte, wie er fich aus⸗ 
druͤckte, mit einer folchen Verfafjungsveränderung Anftand 
nehmen, bis er ficher fei, daß in den Kirchenvorſtand auch 
immer die rechten Leute gewählt würden. Das Kirchen⸗ 
vegiment macht ſich Feine Illuſion darüber, daß bei den 
Wahlen zu den Kitchenvorftänden auch ungeeignete vor- 
kommen werden. Es ift das bei allen Wahlen fo geweſen 
und wird auch bei den fünftigen fo fein. Man kann alfo 
allerdings nicht erwarten, daß zu Kirchenvorſtehern immer 
ganz geeignete Männer werben gewählt werben. Zu dem 
veligiöfen und kirchlichen Sinne des fächfifchen Volkes, wel- 
her unter einer guten Kirchenverfaffung immermehr belebt 
werben wird, hat aber die Regierung dad Vertrauen, da 
in der Hauptfache die Wahlen fo ausfallen werden, wie fie 
im Sinne des Kirchenregiments und im Sinne aller 
Freunde der evangeliſch / lutheriſchen Kirche zu wünfchen find 
und wenn dadurch eine größere Anzahl tüchtiger Kirchen⸗ 
vorfände zu Stande kommen, fo werben diefe durch ihr 
Beifpiel auch auf die anderen Gemeinden einen günftigen 
Einfluß Außern, und wir werben dadurch ein Verfaſſungs⸗ 
werk aufbauen und ins Leben rufen, welches den Anfors 
derungen, die wir an eine gute Kirhenverfaffung zu fellen 
haben, entfpricht. Wollen wir aber mit der Einführung 
biefer Kirhenorbnung warten, bis wir zuverläffig nur lau⸗ 
ter gute Wahlen erwarten Fönnen, fo würden wir den Ente 
wurf für immer zuruͤcklegen müffen, fo würden wir zu einer 
Neugeftaltung unferer Kirchenverfaſſung nimmermehr ges 
langen. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben fid) noch in Be 
zug auf die allgemeine Debatte folgende Redner angemeldet; 
zuvoͤrderſt Here Bürgermeifter Müller, dann Herr v. Behr 
men, Here v. Erdmannsdorff, Her dv. Weld, Herr 
v. Wapdorf-Störmthal, Ich würde zuerft-Herrn Bürger 
meifter Müller dad Wort ertheilen. 


Blrgermeifter Müller: Meine Herren! Daß die 
hohe Staatöregierung bezüglich der Vorlegung des Ents 
wurfs zu einer Kirchenorbnung gerechtfertigt erfcheint, bes 
darf meinerſeits nicht eines näheren Nachweiſes. Die gruͤnd⸗ 
lichen Berichte der beiderfeitigen Deputationen geben dar 
über unter Beiflgung der Beweife klare Auskunft; es hat 
auch in biefer Beziehung, wie ich die geftrige Debatte 
aufgefaßt habe, ein „Vorwurf“ der Staatsregierung nicht 
‚gemacht werben follen und er ift wohl auch nicht gemacht 
worden. Im Gegentheil hat man alljeitig mit Dan? an⸗ 
erfannt, daß die Staatöregierung endlich den vielfachen 

. Wünfchen nachgegeben und eine Kirhenordnung zur Bes 
rathung und Befchlußfaffung vorgelegt hat. Wenn von 
einigen Seiten dagegen „Bedenken“ erhoben worden find, 
fo-möchte ich wünfgen, daß man diefe Bedenken zunächft 
nicht, wie foeben von dem Miniftertifche aus gefchehen ift, 
mit dem Ausdruck, Vorwuͤrfe bezeichnen möchte. Bei einer 
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fo wichtigen Sache diejenigen Bedenken auszufpreden, 
welche Einem beigehen, wenn man ein Freund unferer 
Kirche iſt, iſt eine Pflicht und man Tann, glaube ich, nicht 
diefen Ausdrud waͤhlen für eine Angelegenheit, für 
welde man zu fpreden fi gebrungen fühlt. 
Ich bin ziemlich in derfelben Lage, in welcher mein geehrter 
College Dr. Koch aud Leipzig fi) ausgeſprochen hat. Ich, 
muß troß der jetzt erfahrenen Widerlegungen ihm in viel 
facher Beziehung beitreten. Wenn ich auch nicht ganz zu 
feinem Endrefultate komme, fo muß id) aber doch feine 
Motivirung als fehr eclatant und zutreffend bezeichnen. 
Auch nach meiner unmaaßgeblichen Anficht ift die Zeit noch 
nicht gefommen, fofort den Entwurf als ein Geſetz zu ers 
laffen, gegen den ſich eben, wie bereits angebeutet, mehrz 
fache Bedenken von verfchiedenen Seiten herausftellen. Ich 
faffe diefelben in dem Sage zufammen: Der Entwurf giebt 
in vielen Stüden nit, was man erwartet; er giebt das 
gegen Manches, was man nicht erwartet; er fpricht da, 
wo man glaubt, daß er jchweigen follte und er ſchweigt 
da, wo man glaubt, daß er fprechen follte; und endlich 
giebt er auch nicht in der Weife, wie man dies erwartet. 
Ich Fann mid) zu Begründung meiner Anſicht zum Theil 
auf das, was ber geehrte Herr Separatvotant angeführt 
hat, begiehen ; noch mehr aber auf dad, um Wiederholungen 
zu vermeiden, was mein geehrter College aus Leipzig, Dr. 
Koch, geftern gefagt hat. Ich will nur einige wenige Bes 
merfungen zu Begründung meiner Anfiht hinzufligen. 
Wenn ich fage: Der Entwurf giebt nicht in allen Stüden 
das, was man erwartet, fo muß ich allerdings auch bes 
kennen, daß ich eine Kirchenorbnung auf Presbyterial: und 
Synodalverfaſſung gegründet erwartet habe. Daß die Vor⸗ 
lage in biefer Beziehung nicht ein volftändig und rein 
durchgeführtes Princip giebt, das bedarf in der That Feines 
Beweiſes. Es ift dies auch von Seiten der Staatöregierung 
bereits zugeftanden worden und ich habe in diefem Punkte 
nur noch darauf hinzumeifen, daß nicht etwa in Sachſen 
die Preöbyteriale und Synodalverfaffung zu allererfi eine 
geführt würde, fondern daß feit dem Neformationstage von 
1817 die Preöbyteriale und Synobalverfaffung fehr bes 
deutend in den proteftantifchen Kirchen überhand genommen 
und ſich in fehr vielen Ländern bereitö bewährt hat. Wenn 
ich demnaͤchſt geäußert habe, daß ber Entwurf auch Manz 
ches giebt, was man nicht erwarte, fo muß id} mich eben: 
fals auf die erfien Paragraphen der Vorlage beziehen. 
Ich will damit durchaus nicht in materieller Beziehung den 
Inhalt diefer Paragraphen antaften, ich wiirde dies am 
allerwenigften hier wagen; aber ich frage Sie, meine 
‚Herren, haben Sie den Inhalt dieſer Paragraphen wirklich, 
hier erwartet und ift Jeder, der die Paragraphen gelefen 
und darüber nachgedacht hat, ſich der großen Bedeutung 
jedes einzelnen Wortes volfändig und dergeflalt klar bes " 
wußt, daß er mit fefter innerſter Ueberzeugung daruͤber ein 
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Urtheif abgeben wil? Wenn ich weiter darauf hinge⸗ 
deutet habe, daß der Entwurf da nicht fpriht, wo man 
83 erwartet, und da Etwas giebt, wo man es nicht er⸗ 
wartet, fo habe ich, befonders ben Abfchnitt über das geiſt⸗ 
liche Amt im Auge. Wenn man in der Ueberſchrift dieſen 
Abſchnitt lieſt „Vom geiſtlichen Amte“, fo erwartet man 
doch unbedingt mehr, ais der Entwurf giebt. Es ſind über 
diefen hochwichtigen Gegenftand drei Paragraphen in der 
Geſetzvorlage; fie lauten meiftens „von den Pflichten der 
GSeiftlihen”; von den Rechten berfelben ift nicht die Rede. 
Ich follte meinen, es müßten doch da, wo von Pflichten 


Die Rebe ift, auch die Rechte erwähnt und fefigeftelt fein; x 


88 müßte das geiftliche Amt gehörig gefichert fein, damit 
man es nicht etwa auf irgend eine Weiſe, auf irgend eine 
umberechtigte Weife antafte. Kurz ich will nur beiſpiels- 
weife andeuten, daß man mehr erwartet hat, als dort zu 
finden iſt. Es find aber auch Stellen in dem Gefeentwurfe 
enthalten, rüdfichtlich deren man fagen muß, man hätte 
nicht erwartet, daß eine ſolche Beflimmung im Geſetzentwurfe 
enthalten wäre. In biefer Beziehung weife id auf den 
Abſchnitt über das Patronat Hin und ganz befonders auf 
die Beſtimmung in $. 52, wo «8 heißt, daß, wenn eine 
Kirchengemeinde, die ſchon eine Kirche hat, eine zweite 
Kirche, eine neue Kirche auf eigene Koften baut, das Recht 
auf Anftelung der Geiftlichen daran auf das Kirchen: 
segiment, alfo nad) unferem Entwurfe auf bie Regierung 
Abergeht. Meine Herren, id muß ganz offen geſtehen, 
wenn eine ſolche Beftimmung in der Kirchenordnung, wie 
fie und vorgelegt ift, enthalten bleibt, fo werde ich ſchon 
aus diefem Grunde gegen die Kirchenordnung biefes Ins 
halts ftimmen. Habe ich endlich gewagt anzudeuten, daß 
der Entwurf auch nicht in der Weife giebt, wie man es 
erwartet, fo hat ed mir wenigftens gleich bei dem erften 
Leſen und auch bei dem ferneren Studiren des Entwurfes 
scheinen wollen, als wenn die Staatsregierung mit einer 
großen Aengſtlichkeit zu Werke geht und daß ihr bas eigent⸗ 
liche Vertrauen, womit eine ſolche Kirhenorbnung zu geben 
ift, abgegangen ift, als fie ben Gefegentwurf gegeben hat. 
Ich würde in diefem Punkte fehr viele Beftimmungen des 
Sefegentwunfes anführen Tonnen. Sie felbft aber, meine 
‚Herren, kennen fie ja und wir koͤnnen bei der fpeciellen, 
Berathung auf diefelben wieder zuruͤckkommen. Ich will 
aber, in Beziehung auf das „MWie?” wenigftens noch darauf 
hinweifen, daß Vieles, was geradezu unpraktiſch, ja ich 
möchte fagen faft unmöglich ift, in der Vorlage enthalten 
ift, wogegen dem Prüfenden ebenfalls Bedenken beigehen 
müffen. Nach allen diefen Andeutungen würde auch ich 
auf dad Refultat des Herrn Separatvotanten hinausfommen, 
ohne indeß, wie ich gleich zu Anfange gefagt habe, dadurch 
einen Vorwurf auszufprechen. Sch gebe Mar und offen 
und wahr meine Bedenken gegen die Vorlage und erwarte, 
wie dieſe Bedenken befeitigt werden; ich erwarte, ob bei 
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der fpeciellen Debatte der Entwurf ſich vielleicht fo ges 
ſtaltet, wie ich. glaube, daß dies der Fall fein follte, und 
davon wird am Ende ‚die definitive Beſchlußfaſſung abs 
hängen. Wenn ich aber gleich jest, ohne das Nefultat, 
weldes ung die Deputation vorfchlägt, ins Auge zu faffen, 
und ohne daran zu denfen, daß möglicher Weiſe Veraͤnde⸗ 
rungen bei ber fpeciellen Debatte eintreten Tonnen, uͤber 
diefen Entwurf abftimmen follte, da müßte ich mich unbes 
dingt dagegen erklären und würde mich unbedenklich dem 
Herrn Separatvotanten anſchließen. 


Kammerherr v. Zehmen: Erſt heute iſt es mir ge⸗ 
ſtattet, das Wort zu ergreifen, und ich vermag daher erſt 
jest um geneigtes Gehör zu bitten fuͤr die Vertheidigung 
meines Sontergutachtens, IH habe mich für verpflichtet 
gehalten, wie der geehrten Kammer bekannt ift, der Kam⸗ 
mer zu empfehlen: 

„Die Kichenorduung abzulehnen, die bei Durch⸗ 
berathung der Vorlage zu faffenden gutachtlihen Be⸗ 
flüffe aber der Staatsregierung mit dem Antrage zu 
überreichen, auf Grund derfelben die vorgelegte Kirchen— 
ordnung einer weiteren eingehenden Erwägung zu unters 
werfen”, 

Ehe ic) auf dad Einzelne der Vorlage eingehe, möchte 
ic) überhaupt und ganz im Allgemeinen recht dringend dor 
einer vielverbreiteten Krankheit unferer Zeit warnen, vor 
dem Formalismus unferer Seit, dad ift der Meinung, daß 
durch fortwährende Veränderungen in der formalen Geſeh⸗ 
gebung, durch Berfafjungsänderungen und durch neue Die 
ganifationen die Gebrechen unferer Zeit im Weſentlichen 
gebeffert werden. Durch folde fortwährende Drganifationd« 
veränderungen wird bie dußere Schaale zwar aufgeriffen, 
aber nur zu leicht auch Giftfaamen eingeflreut. Bet Feiner 
Genoſſenſchaft aber halte ich ein ſolches Verfahren für fo 
bedenklich und gefährlich, als gerade bei der Kirche. Die 
Kirche verfolgt vor allen Dingen einen ethiſchen Zweck. 
Fortwährende Veränderungen an den Grundlagen ihrer 
äußeren Verfaffung müffen nothwendig auch auf das ge 
ſammte veligiöfe Gefühl und auf das ganze Wohlbefinden 
der Einzelnen in der Kirche einen wefentlihen Einfluß uͤben. 
Es ift fehr gefährlich, die einzeinen Gemeindemitglieber in 
ihrer großen Mafje daran zu gewöhnen, auch nur felbft 
die äußere Berfaffung der Kirche als etwas, dem jeweiligen 
Zeitbewußtſein Unterliegended anzuſehen, ald eine Sache, 
die fich heute und morgen und uͤbermorgen wieder aͤndern 
und die man behandeln koͤnne wie ungefähr bie Feſtſtellung 
des Statuts eined Actienvereins durch eine Generalver- 
ſaunnlung. Mir iſt e6 wenigſtens immer fo gegangen, daß 
ich gerade in kirchlichen Dingen die altgewohnten Formen 
vorgezogen habe und ich glaube, ed wird den Meiften fo 
gehen, daß fie ihre Andacht in einer altehrwuͤrdigen Kirche 
leichter finden, als in einer Kirche, bie ale Jahre neu an? 





geffrichen wird. Nun if zwar von vielen Seiten hervorge⸗ 
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hoben: worden, es feien bereit drei Sahrhunderte verfirichen, 
ſeitdem unſere Kirchenverfaffung in-ihrem jegigen Zuſtande 
‚geblieben ſei, es Habe, ſich in diefer Zeit fo viel Stoff an- 
gefammelt, daß es nicht zu verwundern fei, wenn man 
jest eine DVerbefferung der Kirche in ihren Fundamenten 
erfirebe und wünfche. Beweiſe davon feien die vielen Per 
titionen, die fortdauernd angeftrebten Veränderungen der 
Kirche feit den Testen 30 Jahren: Wohl, meine Herren; 
aber Eines. ſcheint mir dabei ganz uͤberſehen worden zu 
fein und, fo viel mir erinnerlich, hat noch Niemand diefen 
Geſichtspunkt berührt, daß. wir bereits feit dem Jahre 1830 
auch, eine vollftändige Reform der Verfaſſung unferer Kirche 
und zwar eine Reformatio- derfelben in capite et membris 
durchgemacht haben. Wir haben, als im Jahre 1830 das 
Streben nad) Berbefferung der Kirchenverfaffung zuerſt 
Tebhaft auftauchte, die Minifterialdepartements eingerichtet 
und. dabei, das Cultusminiſterium als oberfte Firchen- 
regimentliche Behörde hingeſtellt, unter Aufgabe des Kirchen 
rathes und der damaligen Conſiſtorien. Es iſt dann 1835 
ein Geſetz erfihienen über die Neugeftaltung der kirchlichen 
Mittelbehörden, 1837 ift ein Negulativ verabfaßt worden 
über die Verhältniffe zwifhen dem Gultusminifterium und 
den in Evangelicis beauftragten Miniftern. Man hat 
durch das Parochiallaftengefeg von 1833 das Beitragsver⸗ 
hättniß, für Zwecke des kirchlichen Wefens. feftgeftellt und 
die Nechte und Pflichten der Gemeinden der Kirche gegens 
über organiſch geordnet, ja man hat den Begriff der Kir 
hengemeinde als eine corporative Genoffenfchaft im Staate 
durch jenes Geſetz eigentlich erft begründet; man hat im 
Jahre 1844 ein Geſetz uͤber die Vertretung der Kirchen 
gemeinden in NMechtöftreitigkeiten gegeben. Man hat im 
Jahre 1855 ein Geſetz erlaffen über die Vertretung der 
Kirchengemeinden bei Geldbewilligungsfragen fr Firchliche 
Bwede. — Gehen Sie diefe ganze Gefehgebung durch, fo 
finden Sie, daß die Seftaltung unferer Kirche von unferer 
oberften Kirchenbehörde an bis in bie mittelften und unter 
fien. kirchlichen Behörden und felbft die Kirchengenoffene 
ſchaften der Gemeinden hinunter eine veränderte geworden 
iſt. Es warf geftern ein hochgeehrter Redner mir ein, dag 
mon gar zu lange gezoͤgert Habe mit Vorlegung der Kirchen: 
ordnung und daß man num damit wie-mit einem Schuffe 
losgeplatzt ſei. Mir hat es feheinen wollen, als ob man 
bereits fo lange und fo viel gefchoffen hätte, bis man bie 
alte Kirchenverfaffung ganz - zufammengefchoffen hat und 
jest nun foll erſt das Schießen noch) recht losgehen. Ich 
habe an die Spite ‚meines ‚Sondergutachtens zwei Säge 
geftellt: Erſtens, daß überhaupt es in umferer Kirche nicht 
fo ſehr ſchlimm beftellt fet, wie uns von vielen Seiten’ ges 
fagt wird, und zweitens, daß, wenn man zu beſſern gedenke, 
und. wer vermag zu fagen,. daß nicht überall, hier und da 
genug, zu beffern fei? — das Beſſern doch. noch einige Zeit 
hätte und.eö gerathen fei, im Einzelnen damit vorzugehen, 
als gleich in in allen Theilen des Kirchengebietes mit einfchneis 
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denden Veränderungen -vörzufchteiten. Der erſte Geiftlihe 
unfered Landes, Herr Oberhofprediger Dr., Liebner, hat 
geftern . felbft ‚die: Rechtfertigung. diefer beiden Punkte fo 
glänzend übernommen, wie ich es beſſer nicht zu geben 
vermoͤchte, fo daß ich alfo, um die Nichtigkeit diefer Säge 
darzuftellen, nichts hinzuzufügen: habe. Ich habe aber aller . 
dings nicht vermocht, ihm in der weiteren Aufftellung feiner 
Bemerkungen zu folgen. Er felbft gab zu, daß, wenn 
man mit der ung vorliegenden allgemeinen Kirchenordnung 
gegenwärtig-vorgehen wolle, eine Erankhafte Krifis unfere 
Kirche ergreifen koͤnne, doch hoffe er auch durch biefelbe 
Beſſerung im Laufe der Zeit. Er mag mir verzeihen, daß 
ich ein ſolches Verfahren dem ähnlich finde, was ein Arzt 
einfchlüge,. der feine Patienten erft Frank curirte, um fie 
dann wieder gefund zu curiren. Ich möchte die Kirche 
lieber vor diefer Krifis bewahren. Mir ift der Vorwurf 
ferner gemacht worden, ich wolle Alles beim Alten laſſen. 
Ih bitte die Herren, mehr in dad Detail unferer Vorlage 
zu bliden und meine Begutachtung zu den einzelnen Capie, 
teln zu vergleichen und man wird, glaube id, mir dann 
nicht beimeffen fönnen, daß ich Alles beim Alten habe laſſen 
wollen, obgleich mir wefentliche Bedenken gegen die Grunde 
lage des vorgelegten Entwurfes beigegangen find. Man 
hielt mir, von Seiten des Miniſtertiſches namentlich mit 
einem gewiffen Accente ein, man beabſichtige ja übers 
haupt : nicht «eine Fundamental» Abänderung der: Kirchen⸗ 
verfaſſung, meine Auffaffung. darüber fei eine unrichtige,: Ich. 
möchte mir eine Gegenfrage erlauben, nämlich die, wie mar 
denn überhaupt dazu gefommen fei, eine Kirchenordnung 
vorzulegen? Wenn es ſich nur um einzelne Nebenpunkte han⸗ 
delte, fo will mir feheinen, daß eine‘ Vorlage zu einer neuen 
Kirchenordnung dann ein um fo weniger zu rechtfertigendes 
Werk gewefen wäre. Betrachtet man nun aber den Inhalt 
der vorgelegten Kirchenordnung, fo wird man mir beipfliche 
ten müffen, wenn id) den’ Entwurf entfehieden cine Funda⸗ 
mentalabänderung der gegenwärtig beftchenden Kirchenver— 
faffung genannt habe. Die neue Kirchenverfaffung will die 
Aufftelung eined neuen oberften Kirchenregimentes; will 
Veränderungen in den Firchlichen Mittelbehörden 5 fie ſtellt für 
die geiſtlichen Inſpectoren ein total neues, von dem Pfarr⸗ 
amte getrenntes, felbftändiges Amt hinz einen Kirchenvor⸗ 
fand, wenn der Plan des Entwurfes durchgeführt wird, 
in einer ganz neuen Sufammenfegung, ein neues Syſtem 
für die Wahl diefer Kirchenvorſtaͤnde, welche, wenn fie 
eingeführt werden follen, total losgeriffen find von ben. 
Gemeindevertretungsverhäftniffen, < wie fie- jest beſtanden 
haben. Sie will endlich Synoden als kirchliche Landes» 
verfammlungen, die alle 3 Jahre wieberkehren ſollen. Auch 
bier liegt wieder alfo ein Vorſchlag vor; der, alle Theile der 
Organiſation der Kirche berührt. Wenn ich mit! einer ges 
wiſſen Vorſicht und Beforgniß: einer: foldy totalen Veraͤnde—⸗ 
rung der Verfaſſung unferer Kirche entgegenigetreten bin, 
fo kann ich. nicht leugnen; daß das Beifpiel eines Nachbar⸗ 
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ſtaates mid) noch mehr bedenklich gemacht hat. Es iſt dies 
Sreußen. Man hat dort ganz daſſelbe einzuführen geſucht 
als bei uns; man hat dort zu Gründung und Errichtung 
von Kirhenvorftänden verfchreiten wollen; man hat dort 
eine Presbyterial- und Synobalverfaffung einführen wollen, 
- ähnlich der in dem Entwurfe vorgeſchlagenen — und noch 
nie {ft in Preußen eine von der Staatöregierung beabfich- 
tigte Einrichtung fo total durchgefallen, fo total gefcheitert, 
ais eben diefe, an dem Miberftreben der Kirchengemeinden 
felbft. Den Grund, die Quelle unferer kirchlichen Bewegung, 
wie fie ſich in den legten 15 Jahren herausgeftellt hat und 
wie fie mir Bedenken erregt hat, habe ic) ſchon in meinem 
Sonbergutachten niedergelegt. Ich habe dort zwei ganz entges 
gengefegte Strömungen bezeichnet, um baraus manche Vor⸗ 
gänge in unferen kirchlichen Verhaͤltniſſen zu erflären, von 
der einen Seite die radicale Strömumg, von der anderen 
Seite die uͤberkirchliche. Ich befenne offen, daß ich mich 
für verpflichtet Halte, gegen beide Seiten hin Front zu 
machen. Ich will, daß Feine dieſer Richtungen die Ober 
hand über unfere Kirche befommen möge. Ich komme 
hiermit auf die Hauptbedenken, die ich gegen. die vorges 
Iegte Kirchenordnung habe. Sie beruhen erftens darin, daß 
der Entwurf die einfachen Majoritätsbefhlüife in 
die Kirche einführen will. Ich halte nichts für ungeeigne- 
ter für die kirchlichen Verhaͤltniſſe als Feftftellung der Mei- 
nungen, als Feftftelung der Beſchlüſſe in kirchlichen Ange 
legenheiten durch Majoritäten. Eine Folge folder Major 
ritätöbefehlüffe wird immer bie fein, daß die unterliegende 
Partei es fi) fofort zur Gewiſſenspflicht mahr, nun erft 
recht feft auf ihrer Meinung zu beftehen. Die unabwend» 
baren Folgen davon find Spaltungen, das Sectenwefen. 
Das Wahlfyftem, welches der Entwurf aufftelt, ift ein 
ſolches, daß es für bie einzelnen, Glieder der Kirche (die 
Kirchengemeinden) fowohl, als auch für bie Firchliche Ver⸗ 
tretung der ganzen Kirchengemeinde in der Landesſynode, 
die der Entwurf vorfhlägt, allen Parteibeftrebungen und 
Parteifluctuationen ber kirchlichen Meinungen, dem vollen 
Parteigetriebe wie in politifchen Angelegenheiten, allen Spiels 
raum gewährt, und ic) möchte doch faft glauben, daß felbft 
den Herren, die aus wahrem kirchlichen Sinne für den 
Entwurf fih eingenommen fühlen, doch zuweilen etwas 
bange werben ‚möchte, wenn fie fehen, wie |fie bier bei 
Empfehlung dieſes Syſtemes mit den Extremen der entge: 
gengefeßten Seite Hand in Hand gehen. Wer von Ihnen 
kann dafür bürgen, welche Parteianſchauung eigentlich der» 
einft die Oberhand gewinnen werde? Iſt es gerathen, eine 
Verſaſſung aufzuftellen, die .einer ſolchen Möglichkeit in der 
Kirche überhaupt nur Raum giebt? Das zweite weſent⸗ 
liche Bedenken, was ic) aufwerfen muß, ift der unge— 
heure Apparat, welchen ber Gefegentwurf aufftelt. Ich 
will nicht die Behörbenflaffel berühren, die, wenn ich nicht 
irre, unter $. 71 aufgeftelle iſt und ſechs Nummern ent: 
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die wir ſchon biöher gehabt haben. Betrachten Sie aber 
den Apparat, den der Entwurf aufſtellt für’ die Kicchen- 
vertretung. Da haben wir zuerft Wahlverfammlungen, um 
die Kirchenvorftände zu wählen. Der Kirhenvorftand kann 
aber nicht allein beſchließen, wenn Bewiliigungsgegenſtaͤnde 
vorkommen. Da aber zu Ausführung der meiften Dinge 
Geld nöthig ift, und ſolchen Falles nach dem und mit vor- 
liegenden Einführungsgefege die zeitherigen Gemeindever: 
tretungen zufammienzuberufen find, fo wird es bei einzelnen 
ſolchen Verfammlungen nicht fein Bewenden haben, fie 
werden in der Mehrzahl abgehalten werben müffen; es werden 
dann die Gemeindevorftände und eingepfarrten Nitterguts- 
befiger zufammenberufen werden, und biefe, da ihnen nicht 
zugemuthet werden Tann, prüfungslos die Vorfchläge des 
Kirchenvorftanded anzunehmen, werben von Neuem über 
die Bewiligung, ihre Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit 
berathen müffen. Außerdem ſtellt die Kirchenordnung in 
$. 50 noch die Möglichkeit" auf, die gefammte Kirchen 
gemeinde Kopf für Kopf zufammenzuberufen. Nun tom: 
men wir an die Synoden, da ſollen nun aller drei Jahre 
diefelben periodiſch wicderfehren. Diefe wiederkehrenden 
Spnoden werden tagen in einer Perfonenzahl, die der Vers 
fammlung der zweiten fächfifchen Kammer gleichkommt und 
wir haben alfo da einen immer wiederkehrenden förmlichen 
tirhlihen Landtag, der zwiſchen die politiſchen Landtage 
und Kämpfe hineinfpielen wird und es am Ende dahin 
bringen wird, daß es vor politifchen und kirchlichen 
Verfammlungen im Lande nie zur Ruhe kommen wird, 
dad Land mie fich einer Ausgleihung zu erfreuen hat, 
Mein drittes Bedenken ift die ſchein bare Selbftändig« 
teit, die der Gefegentwurf den Kirchengemeinden bietet, 
Es thut mir leid, daß von Spiten des Miniftertifches der 
Entwurf gerade von der Seite her vertheibiget worben iſt, 
daß er geeignet wäre, den Gemeinden und ber Kirche eine 
größere Selbftändigkeit zu geben. Es nöthiget mic) died, 
wenigftens auf einige, — ich muß fie fo nennen — Incon⸗ 
fequenzen des Entwurfes hinzumeifen. Bunächft vermag ih 
nicht eine Kirche in ihrer Verwaltung wirklich felbftändig 
zu nennen, wo bie oberfie Firchenregimentliche Behörde nicht 
quch in den vollen Beſitz des Kirchenregimentes gefekt if, 
wo alfo, wie der Geſetzentwurf vorfchlägt, eine Theilung 
und zwar nach meiner Anficht eine fehr Fünftliche Theilung 
zwiſchen inneren und aͤußeren Angelegenheiten der Kirche 
aufgeſtellt wird und der eine Theil an die kirchenregi⸗ 
mentliche Behoͤrde gewieſen wird, waͤhrend der andere Theil 
noch bei der weltlichen Behoͤrde, bei dem Cultusminiſterium 
gelaſſen wird. Das erſte Erforderniß in Betreff einer 


ſelbſtaͤndigen Verfaſſung der Kirchengemeinden und der Ver⸗ 
maltung kirchlicher Angelegenheiten ſcheint mir aber das zu 
fein, baß die oberfte Kirchenbehörde, alfo das Obercon⸗ 
füfterium, nach unferem Wunſche in’ den vollen Beſitz deb 
Kirchentegimentes gefegt werde um man: alfo fowohl 





Hält. Es find dies in der Hauptſache diefelben Behörden, 


die inneren Kirchenangelegenheiten im engeren Sinne als 
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auch; die. Bermögensangelegenheiten der Kirchengemeinde 
der oberfien Kirchenbehörde derſelben überweife, unter 
Eontrole des Cultusminifteriums, als der vom Staat ge- 
ordneten ' Auffichtsbehörde über alle Confeſſionen. So 
fagt ferner allerdings der Entwurf, wo es fi um die 
Rechte des Kirchenvorſtandes handelt, daß derfelbe berufen 
fein’ fol; die Kirchenangelegenheiten, das Kirchenbermögen | 
felbſtaͤndig zu verwalten; geht: man aber weiter indem 
Entwurfe und blidt auf $..41,'fo Schlägt derfelbe vor, alle 
drei Jahre «Etats auszuftellen. für die Ausgaben aus dem: 
Kirchenaͤrar. Diefe Etats follen fämmtlich an das Con⸗ 
fiftorium eingereicht und dort feftgeftellt werden, "d.: h. mit 
anderen Worten; wenn wir es in einfaches Deutfch liber- 
fegen, der Kichenvorftand fol das Vermögen zwar feld: 
ſtaͤndig verwalten, aber er fol nicht berechtigt fein, auch 
nur einen Grofchen "auszugeben, ‘der nicht vom. Ober⸗ 
confiftorium genehmigt iftz; denn wollte er etwas auögeben, 
was nicht im Etat ſteht und vorher genehmigt iſt, wuͤrde 
ex fich ſtrafbar machen. Damit bin ich noch nicht fertig, 
ich komme zur Beroilfigungsfrage. Der Kirchenvorftand 
fol nicht felbftändig befchließen, er ſoll erft eine Verſamm⸗ 
lung der Gemeindevorftände befragen und diefe fol ihre 
Anficht auöfprechen. Natuͤrlich muß es ihr unbenommen 
“fein, fich auch darüber auszulaffen, ob die Ausgaben noth⸗ 
wendig und’ ob bie Befchlüffe des Kirchenvorſtandes ange: 
meffen find. Der Gefegentwurf, der als Beilage zur Kirchen 
ordnung vorgelegt iſt und die Einführung derſelben beab» 
ſichtigt, fagt nun zwar, bie politifchen Gemeinden follen 
in dem bezeichneten Falle durch ihre Vorftände gehört 
werden; aber $. 7 fagt auch gleich wieber, fie dürfen nicht 
die Bewilligung verweigern Deffen, was die vorgefeßte 
Kirchenbehörde als angemeffen betrachtet. Nun, warum 
laſſen wir die oberfte Kirchenbehörde nicht dann Lieber gleich 
ſagen, was fie für angemeffen hält? Dann brauchen wir 
den ganzen Apparat von Gemeindevertretung nicht. Ich 
möchte weiter fragen: Seit warn befteuert die Kirche ihre 
Angehörigen ganz nach Belieben? Der Staat befteuert 
feine Bürger, — aber wenn und two hat je die Eirchliche 
Dberbehörde ein unbebingtes Steuerausfchreibungsrecht über 
die Gemeindeglieder gehabt? Ich möchte überhaupt glauben, 
meine Herren, baß wir, wenn wir die großen Koften ber 
trachten, die die Einrichtung diefer kirchlichen Vertretung, 
die Wahl zu den Synoden, bie Haltung der Synoden er⸗ 
forbern, wir ber Kirche viel mehr nüen würden, wenn wir 
die Hälfte von dem Gelde riehmen und dafür eine Gandidaten- 
fortbildungsanftalt gründeten, um gute Geiftliche zu erziehen 
und zu verhindern, daß die Gandidaten der Theologie, wenn 
fie von der Univerfität kommen, nicht fo häufig geiftig und 
Eörperlich verfümmern. Gebe man uns gute Geiftlihe, fo 
wird bie Kirche gut beſtellt fein. Sch wiederhole Das noch⸗ 
mals. Nach allem Diefem und wenn ich die verfchiedenen 
Anfichten, die bereits in der Kammer aufgetaucht find, zu 
fammenhalte, wenn ich mich erinnere der vielfachen Ber- 
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handlungen, die in den Swifchendeputationen uͤber die eine 
zelnen Theile der Kirchenordnung ſtattgefunden haben, : fo 
hat ich. mich immer. mehr. in der Ueberzeugung befeſtigen 
müffen, daß die ganzen Fragen, die hier-auftauchen, noch: 
ſo in Gährung ſich befinden, noch: zum Theil: ſich die Ans 
fiöten ſo wenig abgeklärt haben, daß ich es für beſſet halte, 
wir beſchließen noch nichts definitiv, daß wir. heffer thun, 
wir warten, bis im Laufe der Zeit ſich bie Anſichten noch 
mehr geordnet und feſtgeſtellt haben. Wir haben erſt geſtern 
die geharniſchte Erklaͤrung der Lauſitzer gehoͤrt. Ueder die 
Lauſitzer Verhaͤltniſſe ſchweigt die: Kirchenordnung ganz, 
Meine Herren! In den Kammerverhandlungen des Jahres 
1843 hat man fogar noch"bezweifelt, ob die Kirchengemeinde 
Nein beſonderes Recht habe, al eine Genoffenfchaft angefehen 
zu‘ werben. Soweit find damals die Begriffe noch unficher 
gewefen. Man betrachtete damals die einzelnen Eingepfart» 
ten und Gemeinden nur ald Einzelne, bie. berechtigt find, 
eine beftimmte Kirchenftiftung zu benugen, ohne daß ſie 
ein weitered Recht am berfeiben hätten ober daß jie unter 
Nfich eine Genoſſenſchaft bildeten. Im Laufe der Zeit haben 
ſich von felbft die Anfichten über diefen Gegenftand abgeklärt. 
Gegenwärtig find wir bereits ſchon in entgegengefeßter Rich⸗ 
tung fo weit gefommen, daß man uns einen ganz abftracten 
Begriff eines „Kirchenganzen“ entgegenhält unter 
Hintenanftellung der, conereten Werhältniffe, wie fie bie 
‚Kirche in unferem Lande angenommen, wie ſich bie Kirchen 
gemeinde in unferem Lande herausgebilvet ‚hat, Von der. 
anderen Seite wieder kommt man auf eine conflituirende 
Verfammlung für die Kirche, als wenn unfere Kirche, 
die ſchon drei Jahrhunderte beftanden hat, noch "jet erſi 
noͤthig habe, ihr Fundament herauszufuchen. Ueberall bie 
audeinandergehendften Anfchauungen! — Ich komme hierbei 
auf den Antrag des Abg. Koch; er möge mir verzeihen, 
wenn ich meine Bemerkungen zu feinem. Antrage hier an⸗ 
Inüpfe. Der Herr Antragfteller geht nicht fo weit, als 
ich jetzt bezeichnet hatte. Indeffen, in etwas milderer Form, 
kommt der Antrag auch darauf hinaus, daß er eine con« 
‚fituirende Verfammlung für bie Ordnung unferer Kirchen» 
‚angelegenheiten wuͤnſcht. Er beantragt, daß von Seiten 
der Stände nur ein Wahlgefeg für, bie Kirche berathen 
werden, danach die Synode zufammentreten und biefe ein 








Gutachten über die Ordnung ber Kirche abgeben ſolle. 
Er hält mit einem Worte die Ständeverfammlung unſeres 
Landes nicht für competent, bie Kirchenfrage zu begut— 
achten, wie fie jet von der Regierung vorgelegt worden 
iſt. Wenn aber, meine Herren, unfere Competenz ‚zur, 
blofen Begutachtung der Kirchenordnung, zur Feſtſtellung 
der Punkte, unter welden bie Genehmigung zu derfelben. 
zu geben iſt, foweit das placet des Staates eintritt, nicht 
genügt, fo muß ich befennen, daß ich mich für noch we. 
niger competent halte, der Kirche ohne Weiteres ‚ein Wahl⸗ 
gefes zu octroyren, auf Grund weldes die Synode zur, 
Begutachtung der Kirchenordnung zufammenträte. - Min 
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deſtens brauchte die Kirche ein folches Gefe dann ebenfor 
wenig. für ſich anzuerfennen. Ich möchte aber auch glau⸗ 
ben, ‚daß wir auf diefem Wege nit um ein Haar breit 
vom Flecke tommenz denn wenn auch diefe Landesſynode 
zufammenberufen worden wäre und ihr Gutachten abgege- 
ben hätte, würde doch immer ſchließlich bie Kirchenordnung, 
die darnach feftgeftellt worden wäre, und wieder zur Ber 
gutachtung vorgelegt werben. müffenz denn das landesherr⸗ 
fiche placet würde ohne Mitwirkung der Stände nicht ge 
‚geben werben mögen, weil die Abändesung einer Menge 
mit Genehmigung der Stände erlaſſenen Gefege und Ber 
ordnungen in. Frage kaͤme. Darnach würden wir nad 
Yangem Umfchweifen gerade wieder auf den Punkt kom— 
men, auf dem wir heute fiehen: — Man hat mich wieder: 
holt gefragt, wann denn aber endlich der Zeitpunkt komme, 
der für geeignet zu erachten, um unfere Kirchenangelegen: 
heiten zu ordnen? Diefe Frage würde fehr leicht zu beant- 
worten fein, wenn die geehrten Herren, die mich gefragt 
haben, mir vorerft eine kleine Bitte gewähren wollten, die, 
mie die prophetifche Gabe der Propheten des alten Teſta⸗ 
ments einzuhauchen, bie allerdings die Gabe hatten, voraus⸗ 
zufagen, wann bie Beit erfüllt war. Ich bin ein ſchwacher 
Menſch, ich kann nur fagen, die jeßige Zeit ſcheint mir 
nicht angemeffen, Es wurde aber’ verfichert, daß gerade 
die jetzige Beit eine geeignete fei; namentlich von dem Herrn 
Miniſter. Ich möchte auch wieder eine Frage zuruͤckfragen, 
naͤmlich, ob wirklich der Here Miniſter glaubt, daß die 
Regierungsfige in gegenwaͤrtiger Zeit fo,viel Roſen trügen? 
Der Barometerftand unferer Zeit fheint mir mehr auf 
Sturm mit Regengüffen hinzudeuten, als auf ruhige Zeit. 
Ich kann mich nur freuen, daß fo viel Buverfiht vom 
* Miniftertifche aus ausgeſprochen worden iſt; aber ich möchte 
wenigſtens meinerfeit® nicht dazu beitragen, moch mehr 
Bünde und Gährungsftoff zu fammelnz ich möchte nicht 
den Heren Gultusminifter dem ausſetzen, vielleicht zu dem⸗ 
felben Mittel greifen zu müffen, welches: man in Preußen, 
wie mir verfichert worden ift, anzuwenden fich genöthigt 
fehen fol — mit militaͤriſcher Erecution die Kirchengemeinde, 
anzuhalten, Kirchenvorftände zu wählen. Ob mein Guts 
achten von Seiten‘ der Kammer Annahme findet, muß ich 
Ihnen allerdings anheimftellenz aber, meine Herren, für 
gefallen wide ich es noch immer nicht befrachten, wenn 
es bei der eiſten Abſtimmung unterläge; denn wenn es 
auch felbft hierbei abgewotfen werben follte, wuͤrde die Vor⸗ 
Tage doch immer noch das Wereinigungsverfähren zu uͤber⸗ 
ftehen haben und es will milt ſcheinen, dag nady den fehr 
abweichenden Meinungen, “die ſich allenthalben geltend 
machen und namentlich durch die Zwiſchendeputation der 
Zweiten Kammer vertreten ſind, das Vereinigungsverfah⸗ 
ren eine ſehr gefaͤhrliche Kippe‘ fein wird. Vielleicht wird 
dann der Herr Minifter des Cultus meine ſchlichten Vor⸗ 
ſchlaͤge, die am Schiuſſe meines Sondergutachtens aufge⸗ 
ſtellt ſind, nicht mehr fo „unglückliche“ nennen. * 
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= Präfident v. Schönfeldt Der Herr Sberhofpebiger 
Dr. Liebner zur Widerlegung. 


5 Oberhofprediger Dr. iebner: Nur ein, kurzes Wort 
in Bezug. auf dad von dem Herrn Vorredner Gefagte, 
Ich’ bedauere, von ihm mißverfianden zu fein umd. ich hätte 
nicht: geglaubt, daß meine ruhige geſchichtliche Darftellung 
fo, wie von ihm gefchehen, gewendet werden koͤnnte. Er 
hat mir ein paar Gleichniffe umgewendet, die doch anders 
gemeint waren. Der Bufammenhang war der: ich ſprach 
von. ber Möglichkeit einer relativen Erkrankung des Kirchen: 
koͤrpers durch eine gänzlich und Alles Andernde Neugeftaltung 
der Berfaffung. Ich muß dies befonenz ich warnte in 
dieſer Beziehung vor einem Sprunge, ber ſich ſehr ſchwer 
rächen werde und glaubte, ber Entwurf vermeibe foviel als 
möglich einen ſolchen Sprung. So ift es gemeint gewefen, 
Alfo ‚war es Fein Widerſpruch. Auch bliebe, da das gechtte 
Mitglied mit mir zu ſcherzen beliebt hat, als Antwort immer 
noch die Homdopathie übrig. Das andere von ihm ume 
gewendete Bild vom „Schuſſe“, ift zu leicht, als. daß id 
noch darauf antworten müßte. 


Kammerherr v. Erdmannsborff: Meine Herren! 
Es war nicht meine Abfiht, mich bei der allgemeinen Du 
batte zu betheiligen. Ich habe die Ehre, Deputations · 
mitglied zu ſein, meine Anſichten ſind daher in dem Berichte 
und beziehendlich in den Minoritaͤtserachten niedergelegt; 
allein einige im Laufe der geſtrigen und heutigen Debatte 
gefallene Aeußerungen veranlaſſen mich, dad Wort zu er⸗ 
greifen. Ich habe daher um Ihre Nachſicht zu bitten, 
wenn das, was ich jetzt zu ſagen habe, minder ſchoͤn klingen 
und gut ſein wird, als die ausgezeichneten Reden der 
geehrten Sprecher, die wir bisher gehört haben. Ich ber 
ginne mit einer Aeußerung, die geftern am Miniſtertiſche 
gethan wurde. Ich glaube der Herr Minifter des Cultus 
dußerte, der Unterfchied zwiſchen dem, was das hohe Minis 
fterium ‚bei Vorlegung des Entwurfs gewollt habe, und 
dem, was die Majorität der Deputation in ihrem Gutachten 
zu wollen ſcheine, koͤnne dadurch bezeichnet, werden, daß 
man fage, das Minifterium wolle nur mit der Kirche fih 
und den Staat auseinander ſetzenz die Deputation aber 
ſcheine mehr den Staat und das Minifterium von der Kirche 
losreißen zu wollen. Dem ift aber nicht alfo, Auch bie 
Deputation will nichts weiter, ald Kirche und Staat aus⸗ 
einanderfegenz fie will es aber nad) einem andern Principe, 
als das Mintfterium es in der Ausführung des Entwurfs 
zu wollen ſcheint. Die Deputation will es mach dem 
Principe: Jedem das Seine, dem Kaifer, was des Kalferd 
iſt, und Gotte, was Gottes iſt; dem Staate, tond dem Staate, 
und der Kirche, was der Kirche if. Nach Anſicht der Der 
putation follen Kirche und Staat nebeneinander gehen, sa 
noch mehr, fle follen fich einander in die ‚Hand arbeiten; 





die Kirche, indem. fie dem Stante gute, hriftliche, fromme, 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


219 


treue Unterthanen erziehe; die Kirche Ichre den Gliedern 
des Staates: „Jedermann fei Unterthan der Obrigkeit” 
und andererfeit8 möge der Staat die Kirche [hügen. Dann 
werben fie fich einander in die Hände arbeiten. und friedlich 
nebeneinander wohnen. Wollen aber zwei Leute, die mit 
einander leben müffen, ganz friedlich nebeneinander wohnen, 
fo iſt die erſte Regel: die Grenzen rein gehalten! durch 
jedes Verwiſchen und Verſchwimmen der Grenzen muß 
allemal Unfriede entflehen; nur, wo bie Grenzen rein er» 
halten werden, kann zwiſchen Nachbarn der Friede beftehen. 
Dies ift das Princip, nach welchem die Deputation wünfcht, 
daß Staat und Kirche fi auseinander fegen. Sch räume 
in, daß, wenn man bie allgemeinen Motiven lieſt, man 
fagen muß, das Minifterium hat dies auch gewollt und 
es ift mir ein wahrhaftes Beduͤrfniß, Hier öffentlich anzus 
erkennen, daß ich mit wahrer Freude. und Befriedigung 
diefe allgemeinen Motiven gelefen habe. Meine Befribi- 
gung ift gewachfen von Seite zu Seite, die ich weiter las 
und als ic zur Seite 50 Fam, wo das Minifterium-mit 
großer Klarheit, Offenheit und Nüdhaltslofigkeit darlegt, 
welche Fehler früher begangen worden, welche Migriffe 
wieder gut zu machen find; als ich die Stelle las, wo das 
Minifterium ausfpricht, das Erfle, was zu thun fei, fei die 
MWiederherftellung der alten Gonfiftorialverfaffung, da, meine 
Herren, ich ſchaͤme mich nicht, es Öffentlich zu fagen, habe 
ich aus dem Grumde meines Herzens gerufen: Gott lohne 
dem Miniflerium diefen edlen Entſchluß! Aber leider bin 
ich fehr enttaͤuſcht worden, als ich die Motiven zu Ende 
gelefen hatte und nun die Paragraphen der Kirchenordnung 
felbft las; leider habe ich mich Überzeugen müffen, daß die 
Paragraphen mit den Motiven, wenigftens mit den allges 
meinen Motiven, durchaus nicht übereinftimmenz ich habe 
mich überzeugen müffen, daß die ausgezeichnete Abficht, in 
der das Minifterium an die Ausarbeitung des Entwurfs 
gegangen, entweder wieber aufgegeben worden ift, oder daß 
die Ausführung der Abficht nicht entfpricht. Das Minifterium 
fage mit fehr ſchoͤnen, hochklingenden Worten Seite 50: 
„Die Gonfiftorialverfaffung muß wieder hergeftellt werben”, 
Nun, meine. Herten, jeder Freund der Kirche kann fich nur leb⸗ 
haft freyen Uber biefen Entſchluß; aber meines Erachtens ift 
leider das, was ber. Entwurf bietet, eine Gonfiftorialverfaffung 
nicht zu nennen, Das Oberconfiftorium des Entwurfs ift, ich 
räume es ein, mit einigen Attributen mehr verfehen worden, 
als das’ bisherige Conſiſtorium, welches als zu ſchwach und 
unfelbftändig von Jedermann anerkannt worden iftz aber, 
meine Herren, dad Minifterium hat fid vorbehalten und 
dem neuen Oberconſiſtorium entzogen: die Disciplinarge- 
walt uͤber die Geiftlichen, die Stelenkefegung und die Ver— 
waltung des Vermögens, Nun, meine Herren, wo diefe 
drei Sachen find, ift Macht und Einfluß, und wo fie nicht 
find, da fehlt‘ eben Macht und: Einfluß. und bei dem 
beften Willen des Minifteriums Tann es nicht anders kom: 
1.8 (1. Abonnement.) 
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men, als daß ein Oberconfiftorium ohne diefe drei Attri⸗ 
bute, alfo das Dberconfiftorium des Entwurfes, über Kurz 
oder Lang wiederum zu ‘einem Schattenconfiftorium herabs 
finten muß. Auch das Oberconfiftorium des Entwurfes 
wiirde fehr bald nichts Anderes fein, als eim Collegium, 
welches Gutachten abgiebt, die von dem Minifterium zwar 
gehört, von denen es aber jehr fraglich ift, ob fie erhört 
werben. Das, meine Herren, fann ich eine Conſiſſorial⸗ 
verfaffung, eine Selbftändigfeit der Kirche nach Oben und 
Unten, nad Innen und Außen nicht nennen und biefer 
Serbftänbigkeit bedarf unfere Kirche ebenfo gut, wie jebe 
andere Kirche. Die roͤmiſche und die reformirte Kirche 
‚genießen diefe Selbftändigkeit ſchon lange; nun, ich glaube, 
«8 iſt an der Zeit, der Intherifchen Kirche auch dieſes Necht 
zu gewähren; denn was die veformirte und’ römifche Kirche 
braucht, das braucht auch unfere Kirche. So gut die tös 
miſche und die reformirte Kirche ihre Angelegenheiten feld» 
fändig verwalten Fönnen, genau eben fo gut kann ed auch 
unfere Kirche. Die beiden Schweſterkirchen brauchen dazu 
die Staatögewalt nicht, auch unfere Kirche wird es ohne 
die Staatögewalt vermögen. Nach Anficht der Deputation 
muß vor allen Dingen die Selbftändigkeit fo hergeftellt 
werben, baß in biefer Beziehung zwiſchen den brei in 


Sachſen anerkannten chriftlihen Confeffionen kein Unters " 


ſchied ift oder mit kurzen Worten, daß mit der Iutherifchen 
Kirche der Staat nicht ein Jota mehr zu thun hat, als 
mit einer jeden anderen Confeſſion. Nur ein ſolches Vers 
haͤltniß iſt correct, nur dann wird: unfere Kirche freudig 
und Eräftig beftehen. 

In diefem Punkte trifft nun der Herr Separatvotant 
mit und überein; in anderen Punkten (ih wende mic) jeht 
zu ben Bemerkungen des Heren Separatvotanten) kann 
ich durchaus mit ihm nicht übereinftimmen. Auch die Ber 
denken, die er zulegt gegen den Entwurf ‚geltend machte, 
naͤmlich was die Voranfchläge, was die Gemeindebewillie 
gung u. ſ. w. betrifft, theilt die Majorität der Deputation 
und ic muß es anerkennen, der Herr Separatvotant hat 
der Majorität recht redlich geholfen, in allen den Punkten 
den Entwurf zu amenbiren, die ihm wie und eben in der 
Vorlage nicht genügend erſchienen z aber die Maforität ift zur 
einem anderen Endrejultate gelommen, als der Here Sepas 
ratvotant. "Wir haben eben geglaubt, daß es durch die 
Amendements wohl gelingen werde, bie Kirhenordnung fo 
herzuftellen, wie fie für unfere Kirche gedeihlich if. Er 
ift glei) vom Haufe aus von einem anderen Standpunkte 
ausgegangen; er nimmt an, daß unfere Zuftände jetzt aus⸗ 
gezeichnet gut findz er nimmt an, daß dies Wermengen bed 
Staats und der Kirche gar nichts ſchaden koͤnne, im Ges 
gentheil, daß es recht gut für die Kirche fein werde; aller⸗ 
dings find wir einer ganz enfgegengefegten' Anſicht. 
führte heute noch an, es fei ja bereits in der Kirche in ben 
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dern vorgenommen worden und barauf bafirt er denn feine 
Anficht, daß es völlig gut bei ung ſtehe und gar nichts zu 
ändern noͤthig fei. Freilich ift der Herr Separatvotant, 
dem man eine Inconfequenz ſonſt nicht Teicht vorwerfen 
ann, heute doch etwas inconfequent geworben. Er fagt, 
man folle nicht immer wieder ändern und citirte und alle 
Sefege und Verordnungen, die in firdliher Beziehung 
in den legten 30 Jahren gegeben worden find, und ſchließt 
daraus, die Zeit fei noch nicht gefommen zu einer Haupt⸗ 
reform, man folle doch die Kirche in Ruhe laffen und nicht 
immer ändern und erperimentiren; ſchließlich aber fagt er, 
wenn überhaupt etwas zu ändern fei, folle man "ganz nach 
und nad vorgehen und Eins nad dem Andern ändern. 
Nun, meine Herren, erſt tabelt er, daß man bie Kirche 
nicht in Ruhe laffe und doch will er ganz nad) und nad, 
Eins nad) dem Andern abändern, alfo immer wieder etwas 
Neues bringen. , Das laͤßt die Kirche erft recht nicht in 
Ruhe kommen. Die Majorität ift dagegen dem Minifter 
rium fehr dankbar, daß es, was abzuändern ift, gründlich 
und auf einmal abändert und nicht alle Jahre mit neuen 
Verordnungen ober Gefehen kommt. Doc) genug davon; 
denn im der Hauptfache würde es zu Nichts führen, 
wenn ich mit dem Heren Separatvotanten uͤber fein Schluß ⸗ 
votum eime Lanze brechen wollte; denn ich glaube nicht, 
daß er auf unfere Anficht eingehen wide, Nur Eins will 
"ich noch hervorheben, was er heute gefagt hat. Es ſcheint 
zu viel und deshalb, wie man zu fagen pflegt, Nichts zu 
beweifen, wenn er als Grund gegen die Kirhenordnung 
anführt: es fei nicht zu ermeffen, welche Elemente in der 
Synode vertreten und welche kirchliche Richtung überhaupt 
bei der. Neugeftaltung der Kirche die Oberhand gewinnen 
werde und deswegen flimme er gegen die ganze Kirhen- 
ordnung. Meine Herren, dann müßten wir auch alle 
Kammern abfehaffen. Es kann aud) Niemand vorher fagen, 
welche Partei dort bie Oberhand gewinnen wird; deswegen 
wird aber Niemand fagen, daß wir die Kammern abſchaffen 
muͤſſen. 
Ein anderer geehrter Redner, Herr Buͤrgermeiſter Müller 
Hat geſagt, er vermiſſe in dem Entwurfe im Kapitel uͤber 
die Geiſtlichen, daß nicht zugleich die Rechte der Geiſtlichen 
namhaft gemacht worden ſeien, da der Entwurf doch von 
«den Pflichten handle. Ich mache ihm das Zugeſtaͤndniß, 
daß ich daſſelbe Gefühl Anfangs auch gehabt und diefen 
Punkt auch in der Deputation zur Sprache gebracht habe; 
aber ich habe mir fagen müffen, daß die Rechte der Geift« 
lichen von der Art find, daß fie fich wirklich micht füglich 
in dem Geſetze präcifiren laſſen. Das NRecht des Geiſt⸗ 
lichen in feiner Stellung zur Gemeinde beſteht hauptſaͤchlich 
darin, daß ein jedes Beichtlind feinem Beichtvater mit ges 
Höriger Achtung, Ehrerbietung und Zuvorkommenheit ent: 
gegentritt und dies läßt ſich durch Gefehe nicht beftimmen. 
Nach ber anderen Seite hin kann man materielle Rechte 
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aufftellen, z. B. das Einkommen u. ſ. w.; diefe find durch 
Stiftungen, Vokationen, Matrikeln, Regulative u. ſ. w. fefts 
geſtellt, find alſo nicht Sache der Kirchenordnung. Ich 
komme nun noch mit einigen Worten auf die Nebe des 
geehrten Bürgermeifters Koch. Ihm war dad Haupt⸗ 
bedenken auch die Stellung, welche das Oberconfiftorium 
dem Entwurfe nach einnehmen ſoll; er fügte aber hinzu, 
die Deputation habe zwar diefe Stellung zu verbeffern ger 
ſucht durch andere Vorfchläge; er fürchte aber, daß dieſe 
Vorſchlaͤge an einem anderen Mangel leiden, fie gäben dem 
Oberconfiftorium zu große Allmacht und er fürchte hiervon 
hierarchiſche Tendenzen. Meine Herren, da muß ich dem 
gechrten Sprecher doch einhalten: wenn er einmal bie 
fürdtet, fo muß er erſt recht für das Confiftorium ftimmen, 
als für ein Collegium; denn für ein Collegium, was noch dazu 
halb aus Laien, halb aus Geiftlichen beftcht, ift diefe Be 
fürchtung viel weniger gegrümdet, ald wenn der Minifter 
des Cultus die Sache allein leitet, denn das Minifterium 
beräch und befchlieft bekanntlich nicht collegialiſch. Der 
Herr Bürgermeifter meinte, noch dazu fei das Collegium 
nicht verantwortlich; ich glaube, da Läuft eine kleine Taͤu⸗ 
ſchung mit unter; denn in dogmatifhen Sachen ift der 
Eultusminifter auch den Ständen nicht verantwortlich, 
alfo find wir jedenfall gebeffert, wenn wir in bogmatifcher 
Beziehung einem Collegium Vertrauen ſchenken, ald einem 
Einzigen. Ich will durchaus weder dem jetzigen, noch 
den biöherigen Kultusminiftern einen Vorwurf gemacht ha 
benz; aber die Sache liegt auf der Hand, wenn man glaubt, 
Befürchtungen haben zu müffen, fo ift die Garantie gr: 
Ser, wenn ein Collegium, ais wenn Einzelne entfcheiden. 
Der Herr Bürgermeifter Koch nahm Anftand daran, daß 
$$. 1 und 2 des Entwurfes die Bekenntnißfchriften der 
Kirche aufgenommen hatz and) vom Heren Bürgermeifter 
Miller wurde diefelbe Einwendung gemacht, Meines 
Erachtens, meine Herren, gehört dies allerdings in bie 
Kirchenordnung, es muß gleich zu Anfang doch irgend eine 
Angabe darüber zu finden fein, für wen die Kirchenordnung 
gi, In der Kirchenordnung iſt es nicht damit abgemacht, 
wie in jedem anderen Geſetze, wo es heißt, hiernach haben 
fi Alle zu richten, die es angeht. ‚Hier, wie bei jeder 
anderen Genoſſenſchaft, muß man fagen, wer gehört zu 
derfelben, für wen iſt das Geſetz gegeben? Die ucheriſche 
Kirche iſt aber nur die, welche auf dieſes Befenntniß ſich 
fügt. Ferner: Diefe Bekenntnipfchriften find ja die 
lleinige Norm und Richtſchnur ihrer flaatsrechtlichen An⸗ 
erfennung. Schon aus biefem Grunde darf bie Aufzählung 
der Belenntnißſchriften nicht wegfallen, damit ein jehes 
Mitglied der Kirche von Haus aus weiß, wonach es ſich zu 
richten hat und was ihm als Norm gilt, Ich möchte mit 
gefatten, den Herrn Bürgermeifter Koch mit den Worten 
Luthers felbft zu überzeugen. Der fagt nämlich in feine 
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« „BWiewohl man Niemand zwingen Fann, noch foll 
zum Glauben, fo fol man doch den Haufen dahin halten 
und treiben, daß fie wiſſen, was Necht und Unrecht ift 
bei Denen, bei welden fie wohnen und leben wollen. Denn 
wer in einer Stadt wohnen will, der fol das Stadtrecht 

‚genau wiffen und halten, das er genießen will und kann“. 

Aus denfelben Gründen glaube ih, muß bei uns an 
der Spige der Kirchenoidnung gefagt werden: Welches ift 
bie Kirche, für die fie gilt und alfo: welches find bie Unter 
ſcheidungszeichen unferer Kirche von anderen? Ich habe 
mid) nun noch mit zwei Worten zu demjenigen zu wenden, 
was das geehrte Kammermitglied Herr Rittner geftern fagte. 
Beim Beginn feiner Rebe, meine Herren, war ich darauf 
gefaßt, mir einen Handſchuh hingeworfen zu fehen und ich 
hatte mich bereits gerüftet, ihn aufzuheben. Zu meiner 
großen Freude habe ich aber ftatt des Handſchuhs den 

‚Anfang einer hingereichten Hand gefunden. Ich ergreife fie 
lebhaft, um dem geehrten Sprecher die Erklärung zu geben, 
daß meinerfeitd bei den betreffenden Xeußerungen nie etwas 
Perſoͤnliches umtergelaufen ift, fondern daß ich ſtets nur 
mich in meinem Gewiffen gedrängt gefühlt habe, auf Dinge 
zu antworten, welde-in der Zweiten Kammer unbeants 
wortet geblieben waren. Wenn der geehrte Herr Sprecher 
geftern die ehrenwerthe und ihn ehrende Erklärung abge 
geben hat, daß es wahrfcheinlich auf Mißverftändniffen 
beruhe, welche von ihm felbft ausgegangen fein möchten, 
fo freut mich das doppelt und ich ſpreche von ganzem Her⸗ 
zen den Wunfch aud, daß derartige Mißverftändniffe zwi⸗ 
ſchen uns nie wieder vorfommen mögen und daß ich im 
Stande bin, auch auf diefem Felde recht Hand in Hand 
mit ihm zu gehen. 

Staatöminifter v. Friefen: Obgleich ich der hohen 
Kammer nur in meiner Eigenfhaft ald Staatsminifter 
und nicht ald in Evangelicis beauftragter Minifter gegen- 
uͤberſtehe, fo ift doch der Gegenftand, welcher jegt den Vor⸗ 
wurf der Debatte in der hohen Kammer bildet, ein viel zu 
wichtiger, als daß ich jene andere Eigenſchaft hier ganz bei 
Seite fegen dürfte. Ich erlaube mir daher von dieſem 
Standpunkte aus einige Worte, an die geehrte Kammer zu 
richten. Ich fehe dabei von allen. materiellen und fpeciellen 
Einwürfen, die wir heute und geftern gegen den Entwurf 
einer Kirchenordnung gehört haben, ganz ab und zwar des⸗ 
halb, weil ich glaube, daß über alle diefe Punkte bei den 
einzelnen Paragraphen des Entwurfes noch ausführlich dis 
cutirt werben wird und muß. Sch knuͤpfe heute, mie dies 
bereit mehrere Rebner vor mir gethan, zunaͤchſt an bie 
geftrige Rede des Herrn Bürgermeifterd Dr. Koch an. Derfelbe 
äußerte, wenn ich ihn richtig verftänden habe, daß ihm in dop⸗ 
pelter Beziehung Bedenken gegen. die Vorlage beigegangen 
wären, und zwar einmal in formeller, dad andere Mal in ma- 
terieller Hinficht. „Ich fehe von den in letzterer Beziehung 
angebeuteten Punkten umd dem oben erwähnten Grunde 
‚volftändig ab und wende mich ſogleich zu feinem formellen 





Bedenken. Er äußerte — ich muß freilich wiederholen: 
wenn id) ihn richtig verftanden habe, — bei diefer Gelegen- 
heit, daß er fich nicht aller Zweifel hinfichtlich der Compe⸗ 
tenz der Kammern entfchlagen Fönne und glaubte, daß dies 
fen Zweifeln weſentlich und am beften dadurd) abgeholfen 
werden könne, wenn infolge einer an die Kammer zu 
bringenden Gefegvorlage eine befondere Vorſynode einber 
rufen und durch biefe die Kirchenorbnung nochmals bera- 
then würde. Auch über diefen Antrag felbft will ich mich 
in dieſem Augenblide nicht weiter verbreiten; denn er wird 
ebenfalls an geeigneter Stelle ausführlich zur Sprache zu 
bringen fein. Indeß ift nicht zu verfennen, daß in ber 
ganzen Darftellung und Motivirung biefes Antrags Seiten 
des Herrn Bürgermeifterd Koch, wenn ich auch, wie ich 
hiermit vorausfchide, weit entfernt bin, anzunehmen, daß 
er damit irgend einen Vorwurf gegen die in Evangelicis 
beauftragten Minifter habe ausſprechen wollen, Grund 
genug für diefe Iegteren liegen würde, ſich felbft einen Vor⸗ 
wurf zu machen, wenn jene Ausführung ald begründet ans 
zuerfennen wäre; denn es wuͤrde ſich leicht daraus folgern 
laffen, daß fie die Selbftändigkeit und Wuͤrde der evange: 
liſchen Kirche bei biefer Gelegenheit nicht fo gewahrt hätten, 
wie fie von ihnen zu wahren gewefen wären. Sch erlaube 
mir daher, von diefem Standpunkte aus der geehrten Kam⸗ 
mer eine kurze Darftellung davon zu geben, wie man ſich 
den Gang'idiefer ganzen Angelegenheit gedacht hat. Ehe 
id) dies aber thue, will ich nod am eine Aeußerung des 
geehrten Kammermitgliedes, Herrn Rittners, aus ber gefkri- 
gen Debatte anknüpfen, ruͤckſichtlich deren ich auch Einiges 
zu bemerken habe. Er fagte, es ſchiene ihm, daß der vor⸗ 
liegende Entwurf einer Kirchenordnung Dasjenige, was er als 
„Kirchenordnung“ und Das, was er ald „Kirchen» 
verfaffung“ bezeichnen wollte, nicht gehörig ſchiede z es 
ſcheine ihm Beides fo unter einander gemifcht zu fein, daß 
man ſich nicht Mar werden Fönnte, wer denn eigentlich in 
der Sache competent wäre, ob bie Kirche, die Kirchenge⸗ 
meinde oder auch die Stände. Ich will nicht ganz in Ahr 
rebe ftellen, daß die Bemerkung, es finde eine folche Vers 
miſchung in der Vorlage wirklich ftatt, eine richtige feiz 
aber ich möchte den geehrten Herrn Abgeordneten auffor« 
dern, einmal felbft den Verſuch zu machen, ob er irgend 
im Stande wäre, eine Kirchenordnung herzuftellen und zu 
ſchreiben, welche nicht an dieſer Wermifchung leidet. Ich 
glaube, eine fo ganz haarfcharfe Trennung beffen, was der 
Kirche allein in Bezug auf ihre befonderen inneren Ver- 
hältniffe gehört und deffen, was ihr Verhältniß zum Staate 
berührt, iſt vieleicht in der Theorie möglich, nicht aber in 
der Praxis. Es dürfte nach meiner Anficht abfolut un 
möglich fein, alle diefe Verhäftniffe in Morten fo darzu⸗ 
ftellen, daß dabei unbedingt und abfolut getrennt und aus— 
einander gehalten würde, was der Kirche allein gehört und 
was zugleich den Staat mit berührt. Es greift dies Alles 
fo ineinander, daß es ſchwerlich in der Darſiellung ganz 
32* 
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zu trennen iſt. Diefe großen Schwierigkeiten müffen nas 
tirlic) bei einer Kirche, die feit drei Jahrhunderten mit 
dem Staate fo aufs Innigfte verwachſen ift, wie unfere 
proteftantifche, um fo fchärfer hervortreten. Ich halte eine 
folde Trennung nicht allein für ſchwierig, fondern geradezu 
für unmöglich, weil es gewiſſe Punkte giebt, wo ſich beide 
Richtungen nicht trennen laffen; wie fi) ja auch in dem 
einzelnen Menfchen nicht Alles fo fepariren läßt, daß er hier 
im Staate ein anderer und dort in der Kirche wieder ein 
anderer wäre. Wie vielmehr. der einzelne Menſch gleich 
zeitig und feiner ganzen Perſoͤnlichkeit nach Mitglied des 
Staated und der Kirche iſt, fo iſt aud im Bezug auf 
ganze Neligionägefelfchaften der Bufammenhang zwiſchen 
diefen beiden Richtungen ein fo enger und natürlicher, de 
man wohl gewiſſe Grundfäge und Beftimmungen hinftellen 
Tann, nad) denen die beſonderen Verhäftniffe beurtheilt 
werden Fönnen, in welchen diefelbe zu dem einen oder ans 
deren fteht, daß aber eine fo haarſcharfe Trennung durch⸗ 
zuführen aͤußerſt fhwierig, wenn überhaupt möglich fein 
dürfte? Fragt man nun, wie unter folden Umftänden zu 
einer Kirchenordnung zu gelangen fei, fo fann das nad) 
meiner Anficht nur auf dem Wege gefchehen, welcher hier 
von und eingefjlagen worden if. Die Kirche felbft oder 
vielmehr diejenige beftimmte Potenz, welche nad) ver -bes 
ſtehenden Kirchenverfaſſung bie Kirchengewalt in den Häns 
den hat, entwirft eine ſolche Kirchenordnung für fih, tritt 
mit diefer dem Staate gegenüber und erfucht diefen, jener 
Kirchenordnung Geſetzeskraft zu verleihen, weil der Kirche 
dieſe äußere gefehgebende Gewalt fehlt. Diefe Mitwirkung 
des Staates, diefe Publication — um es gleich beim rech-⸗ 
ten Namen zu nennen, — diefe Publication der Kirchen. 
ordnung Seiten ber Staatögewalt ald Geſetz im Staate ift 
unbedingt nothwendig, einmal, wegen ber Stellung der 
Kirche und ihrer Ordnung innerhalb des Staates und nad) 
Außen überhaupt; dann, weil die Kirche vielfach der Mit 
wirkung und Beihilfe der Staatöbehörden und des Staa- 
te8 Überhaupt bei der Durchführung der Kirchenordnung 
in Anſpruch nimmt und endlich, weil fie mehrfacher Geld» 
mittel bedarf, die ihr der Staat gewähren foll. Der Staat 
wird fi) nun von feinem Standpunkte aus zu fragen haben, 
ob er diefer Kirchenordnung, wie fie vorgelegt worben iſt, 
geſetzliche Kraft beilegen kann und er wird fie je nach dem 
Nefultate diefer Erwägung entweder einfah annehmen 
oder zurückweiſen, oder er. wird vieleicht Bedingungen 
ſtellen und fagen, daß er fie annehmen werde, wenn die 
und die Abänderungen ‚getroffen worden ſelen. Wenden 
wir diefe allgemeinen Grunbfäge an auf unfere fpeciellen 
jahfigen Verhältniffe, fo hatten wir hier Feinen andern 
Sactor, der berechtigt und befähigt gewefen wäre, eine ſolche 
Kirenordnung zu entwerfen, ais die in Evangelicis beaufe 
tragten Staatöminifter; denn nach der ſaͤchſiſchen Kirchen: 
verfaſſung ſtehen zwei Thatfachen unbebingt feft, einmal, 
daß bie Cpiöfopalgewalt innerhalb der evangelifcje Luther 
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riſchen Kirche das jus in.sacra dem Bandesfürften über: 
tragen und vom biefem in fpäterer Beit den in Evangelicis 
beauftragten geheimen Raͤthen und fpäter ben Staatsminiſtern 
anvertraut worben iſt und zweitens, daß an dieſer landes- 
herrlichen Gewalt in der proteftantifchen Kirche Sachſens 
nod bis heute nichts geändert worden iſt. Obgleich im 
Jahre 1835 die frühere Confiftorialverfaffung aufgehoben 
worden iſt, jene Kirchengewalt fteht noch ganz unberührt, 
Es blieb alfo Fein anderer verfaffungsmäßiger Meg übrig, 
als die Kirhenordnung auf die Weife zu entwerfen, wie 
gefehehen it. Es iſt der von dem Cuftuöminifterium aus⸗ 
gegangene Entwurf von den evangeliichen Miniftern ger 
prüft und fefigeftellt und von Ieteren dem Gefammtminis 
fierium als der oberften Staatsbehörde vorgelegt worden, 
So wird er nunmehr den Ständen vorgelegt, nicht ald 
den Vertretern der Kirche, fondern als dem einen 
Factor der gefehgebenden Gewalt im Koͤnigreiche 
Sachſen. Bon diefem Standpunkte aus, glaube id, 
Eann Herr Bürgermeifter Koch, können alle die’ andern 
geehrten Kammermitglieder, welche mit ihm übereinftimmen, 
kaum Bedenken tragen, fi der Berathung ber Kirchen 
ordnung zu unterziehen und an ben Verhandlungen bare 
über Theil zu nehmen. Died, meine geehrten Herren, iſt 
das Wenige, was ich in Bezug auf die Stellung zu ber 
merken hatte, melde die evangelifchen Staatsminifter zu 
diefer Angelegenheit eingenommen haben, fowie in Bezug 
auf die Anficht, welche fie über die Competenz der Kammer 
gegenüber hierbei hegen. Ich Fönnte hiermit fehließen, 
wenn ich nicht noch auf zwei im Laufe der Debatte gefal 
Iene Aeußerungen Etwad zu erwidern hätte. Einmal hat 
und geftern Herr v. Pofern, von der innigften und treue 
fien Liebe zur proteftantifchen Kirche getrichen, gefragt, 
wie man es eigentlich verantworten Fönne, in der jehigen 
Zeit eine ſolche Kirchenordnung vorzulegen und damit eine 
folche Veränderung in der Kirchenverfaſfung hervorzurufen? 
Er hat und bie Frage vorgelegt, was denn in den Jahren 
1848 und 1849 geworden fein würde, wenn man damald 
folche Einrichtungen gehabt hätte, wie fie jetzt vorgefchlagen 
werben. Auch hier muß ich fagen: Wenn diefe Bedenken wirt 
ich aufkommen könnten, fo müßten wir uns ernfte Vor⸗ 
würfe darüber machen, daß wir eine ſolche Vorlage gemacht 
haben. Ich glaube aber, der Herr Abgeordnete ficht in 
diefer Hinficht zu ſchwatz. Er hat ja, wie ich auch und 
Ale, die wir hier anwefend find, nicht blos die Jahre 1848 
und 1849 burchlebt, fondern auch bie Zeit, welche dieſen 
Jahren voranging und in denen eigentlich der Grund zu 
allem Dem gelegt wurbe, was in jenen belden Jahren ge 
ſchehen. Er wird init mic darin übereinfimmen, daß die 
Bewegung, die nachher zu fo fchroffem Ausbruche kam, 
lange vorher ſchon herrſchte und ſich in vielen einzelnen 
Symptomen als bevorſtehend kund gab. Er wird ſich aber 
auch daran erinnern, daß im jener Zeit bie große Mehrzahl 
der eigentlich confervativen Elaſſe volfommen ruhig und 
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und theilnahmlos zufah und nur mit einer gewiſſen Curio⸗ 
fität, möchte ich fagen, darauf: wartete, wie ſich wohl die 
Regierung dabei benehmen und aus der Sache heraus- 
ziehen würde. Ich glaube, wenn von. allen diefen Glaffen 
+ ben.gährenden Elementen damald mehr und beffer entge ⸗ 
gengetreten worden wäre, — im Jahr 1848 war es dazu 
ſchon zu fpät, — fo würde die ganze Richtung der Zeit 
und der Bewegung eine andere geworben fein. Died paßt 
ganz auf bie hier fraglichen VBerhältniffe und, die gegen- 
wärtige Vorlage. Es liegt in der innerften Natur des 
Menſchen begründet, daß er fich befonders ‚und am Icb« 
hafteften für das intereffirt, wobei ex felbft eine Mitwirkung 
hat. Es ift,für ‚mich gar Fein Zweifel, ich bin feft über 
‚zeugt, daß wenn, auf die hier vorgefchlagene Weife Bera: 
thungen über die Angelegenheiten der Kicche, ſowohl inner 
halb der einzelnen Kirchenvorſtaͤnde als in Synoden flat: 
finden und den Kirchengemeinden eine Mitwirkung und 
praltifche Theilnahme daran gewährt wird, dadurch im 
ganzen Volfe überhaupt ein fefterer Firchlicher Sinn, ein 
größeres und Iebhafteres Intereſſe an unfern kirchlichen 
Einrichtungen, ein befferes Verſtaͤndniß ber Höchflen Inter: 
effen ber Kirche felbft hervorgerufen weiden wird, fo daß, 
wenn, wad Gott verhüte, ähnliche Zeiten wie die. oben er⸗ 
wähnten, fuͤr die Kirche kommen follten, man ein weit 
fefteres und fichereres Zufammenhalten und Entgegentreten 
im Volke finden wird. Ich kann alfo diefen Befürchtungen 
nicht beitreten. n 
Schluͤßlich habe ich noch auf eine Bemerkung des ge 
‚ehrten Heren v. Erdmannsdorff etwas zu erwidern. Der 
ſelbe hat bei der heutigen Beratbung den Sat aufgeftellt, 
daß es wünfchenswerth und nothwendig fei, die Grenze 
finten zwiſchen Kirche und Staat fo feharf wie möglich fefte 
zuftellen, Ich habe bereits hervorgehoben, daß dad nur 
518 zu einem gewiffen Punkte möglich feiz es ganz zu thun, 
halte ich für fehr ſchwierig und Tann auch nicht zugeben, 
daß es ber geehrten Deputation gelungen fei, dies mit 
Gonfequenz zu thun. Ich erlaube mir in diefer Beziehung 
nur auf einen einzigen Punkt aufmerkfam zu machen. Der 
Here Abg. v. Erdmannsborff hat als Grundprineip des 
Deputationsberichtes den Sat hingeftellt, daß das Eultus- 
miniſterlum Rünftig blos Staatsbehörde fein und mit 
den Angelegenheiten der evangelif—hen Kirche. nicht mehr 
zu thun haben folle, ald mit denen irgend einer anderen 
Kirche. Nun bitte ich aber auf Seite 261 das Gutachten 
der Deputation zu $. 66 zu leſenz da fehlägt die geehrte 
Deputation bei dem Paragraphen über Einberufung der 
Synode vor, daß die Synode auf Beſchluß der in Evange- 
liois beauftragten Staatsminifter von dem Miniſterium des 
Eultus berufen werden -folle. Demnach wird alfo hier das 
Eultminifterium unter die evangelifhen Staatsminiſter 
geftelt und fol von ihnen als eine Zwiſchenbehoͤrde bes 
nutzt werden zu Einberufung ber Synode. Es wird alfo 
hier recht. eigenflich in die Mitte, in das Innere der Kirche 
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gelegt. Ich bin weit entfernt, auf dieſe Frage und eine 
Prüfung dieſes Vorſchlags hier näher einzugehen; ich er= 
waͤhne denfelben lediglich um zu beweifen, wie ſchwierig es 
iſt, in diefer Beziehung eine ſtrenge Confequenz durchzufuͤh ⸗ 
ren und daß dies auch der Deputation nicht gelungen. ifl, 
daß man. vielmehr neben. der logiſchen Confequenz auch ben 
hiftorifch gebildeten Verhaͤltniſſen, der thatfächlichen Natur 
der Dinge mehr oder. weniger Nehnung tragen muß. 


Praͤſident v. Schönfels: Der Ag. v. Weile hat das 
Bort. 


Freiherr v. Weld: Ich erlaubte mir ſchon geftern 
darauf hinzudeuten, daß es bei Durchgehung des vorliegen. 
den Geſetzentwurfes und des Berichtes ganz unmöglich 
fein würde, auf die Frage nicht zuzukommen, ob über 
haupt unfere jegige confitutionelle. Ständeverfammlung fo 
berechtiget ald verpflichtet wäre, dieſe Kirchenorbnung mit 
zu berathen, refp. ihre Zuftimmung zu dem Inhalte der⸗ 
felben auszuſprechen? Ich würde indeß, nachdem ich fchon 
geftern tiber diefen Gegenftand geſprochen, und fogar ein 
foecieller Antrag in Bezug auf diefe Frage, der jedoch von 
Ihnen nit für nothwendig erachtet wurde, geftellt 
worben ift, mich des Wortes ganz begeben haben, wenn 
ich nicht jegt in der Rede des Herrn Minifterd eine 
BVeranlaffung gefunden hätte, noch ganz kurz auf meine 
Anſicht in ‚diefer Beziehung * zuruͤckzukommen, ‚indem ich 
‚glaube, daß er die Befugniß der Stände, in biefer Ange: 
Tegenheit gehört zu werden, auf-eine etwas zu enge Grenze 
zurücgeführt hat. Es haben fich nämlich feit der Nefor- 
mation bie ſaͤchſiſchen Landſtaͤnde fortwährend für verpflichtet 
und berufen erachtet, auf Aufechthaltung der zugeficherten 
Kirchen und Religiondverfaffung zu fehenz alle Kirchenge- 
ſetze find mad) vorhergehender Berathung mit den Landſtaͤn⸗ 
den erlaffen worden und es kann fonach gar feinem Zwei⸗ 
fel unterliegen, daß die bi zum Jahre 1831 und theilweis auch 
noch bis heute in Sachfen gültige Kirchen· und Religionde 
verfaffung ſich unter fpecieller Mitwirkung ber alten Feudal- 
ftände ausgebildet hat. Ich glaube alfo, daß die heutigen 
Kammern wohl auch ganz im ihrem Rechte find, ſich in 
diefer Beziehung als Erben ber früheren Stände zu bes 
trachten. Aber gerade biefer Umftand ift es, der mich den 
dringenden Wunſch hegen läßt, daß, wenn irgend möglich, 
der uns jet vorliegende Entwurf in der diedmaligen Seſ⸗ 
fion der Kammer zur Annahme gelangen möchte, voraus» 
geſetzt natürlich, daß gewiffe Punkte, auf die bei der fpee 
ciellen Berathung zurädzufommen fein wird, einige Ab- 
änderungen. und Mobificationen erleiden. Es ſcheint mir 
nämlich dringend wünfcenswerth und nothwendig, daß 
die fämmtlichen Eirchlichen Angelegenheiten und die Kirchen⸗ 
verfaffung in einer, dem $, 57, der Werfaffungsurkunde 
entfprechenden Weife dergeftalt geordnet werde, daß bie 
politiſche Vertretung des Landes, wie fie feit-1831 in un⸗ 
fern conftitutionellen Kammern fattfindet, mit diefen kirch⸗ 
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üchen Angelegenheiten ferner nichts mehr zu thun habe. 
Meine Herren, bie alten Feudalſtaͤnde bewegten fd mit 
einer faft zum Sprichwort gewordenen Weitläufigkeit und 
Schwerfäligkeitz aber fie wurden eben auch durch den da⸗ 
maligen, fo fehr weitläufigen Gefhäftögang vor allen 
Ueberfiürzungen und Uebereilungen bewahrt, bie überhaupt 
weit weniger im Geifl der Vorzeit und im Temperament unfe: 
zer Eltern und Voreltern lagen. Ein politifches Treiben und 
ein Parteiwefen, wie wir es jegt in ben Ständefammern aller 
Länder zu fehen gewohnt find, war ben früheren Feudalſtaͤnden 
völlig fremd und ich möchte eben deshalb behaupten, daß 
fie weit geeigneter gewefen wären zur Mitwirkung in Geſetz⸗ 
gebungsangelegenheiten der vorliegenden Art. Die Abgeord- 
neten einer conftitutionellen Ständeverfammlung find in 
der That hierzu weniger geeignet. Ich erkenne vollfommen 
die Vorzlige berfelben in vielen Beziehungen an; allein es 
liegt dies in ber Natur der Sache. Der regelmäßig wieder: 
kehrende Wechfel der Beftandtheile der Kammer, die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Intereffen, welche dieſe Beftandtheile beleben 
and die ſich ſtets ermeuernde Fülle von Gegenftänden mar 
terieller, finanzieller, politiſcher, induſtrieller Art, welche 
ihnen vorgelegt werden, — dies Alles ſind Umſtaͤnde und 
Verhaͤltniſſe, unter denen es unwahrſcheinlich iſt, und im⸗ 
mer unwahrſcheinlicher und ſchwieriger wird, daß einer ſol⸗ 
hen politiſchen Verſammlung ber tiefe Ernſt und ber feſte, 
momentanen Aufregungen und Anſchauungen unzugängliche 
Sinn beiwohnen fönne, ohne den eine erfprießliche- Mit 
wirkung bei Regelung eines fo hochwichtigen, die innerften 
und heiligften Intereffen berührenden Gegenftandes unmög- 
lich if. Die zeitherige Erfahrung dürfte diefe meine Bes 
fürchtung zur Genüge beftätigen. Wir lefen «3 in den Re— 
gierungsmotiven ſowohl, als auch in dem Berichte unferer 
geehrten Deputation, daß ja eben feit dem Jahre 1831 in 
den darauf folgenden Jahren Veraͤnderungen in der ſach ⸗ 
fifchen Kirchenverfaffung gut geheißen und befchloffen find, 
die mit den Fundamentalprincipien derfelben durchaus im 
MWiderfpruche ftanden. Es drängt ſich alfo, wie gefagt, der 
lebhafte Wunſch in mir auf, baß, wo möglich, die Berathung 
„ Über dieſe kirchlichen Angelegenheiten vor ein anderes und 
geeigneteres Fotum gezogen werden möchte, als dasjenige 
ift, welches wir jegt bilden und der ganzen Zuſammen ⸗ 
fegung der Kammer nach bilden Tonnen. Ich glaube über, 
daß in dieſem Augenblide wir und durchaus noch als 
heredes necessarii betrachten müffen; wir find vollfommen 
im Rechte, diefe Erbſchaft der früheren Feudalſtaͤnde anzu⸗ 
treten und es iſt zu hoffen, daß wir unfere, desfallfige Pflicht 
nach beftem Wiflen und Gewiſſen erfüllen werden. Diefe 
Pflicht einer anderen Verfammlung zu überlaffen und zu 
dem Ende, wie die von einem geehrten Redner vorgefchla- 
gen wurde, fofort eine Vorfgnode einzuberufen, Das, muß 
ich geftehen, würde ich für das Allergefaͤhtlichſte halten, 
Mehrere andere Xeußerungen, auf bie ich gern etwas er» 
widert Hätte, will ich unberlihrt Taffen, da die Zeit ſchon 
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ſo fehr von ber allgemeinen Debatte in Anfpruch genommen 
worden if. Nur in Bezug auf die kunftige Abftimmung 
erlaube ich mir die Bemerkung zu wiederholen, daß ich, 
wenn ich e3 irgend mit meinem Gewiffen werde vereinbaren 
koͤnnen, gewiß für die Annahme ded Gefegentwurfes ſtim⸗ 
men werde. Sch halte es für hoͤchſt wünfchensiverth, bag. 
noch auf diefem Landtage diefe Angelegenheit geordnet 
werde und theile in diefer Beziehung nicht die Meinung 
meines fehr geehrten Freundes v. Pofern. Wir willen 
nicht, was fir Stürme vielleicht ſchon in der nächften Zeit 
über uns fommen fönnen und gewiß ift es bei der hohen 
Wichtigkeit des Gegenftandes hoͤchſt wuͤnſchenswerth, daß 
wir das Schiff in den ſichern Hafen bringen, ehe es noch 
einmal ſolchen Unwettern ausgeſetzt wuͤrde, wie wir ſie ſchon 
in den, Jahren 1848 und 1849 erlebt haben. Wollen Sie, 
meine Herren, noch abwarten, bis durch irgend welche Ver 
änderungen, von denen man ſich in der jetzigen Zeit gar 
feine Rechenſchaft geben Tann, wir und Dem ausſetzen, daß 
wir vielleicht eine Anzahl von Deutſchkatholiken in ben 
Kammern haben? Wollen Sie dann von Diefen die evin⸗ 
gelifchelutherifche Kirchenordnung mit berathen laſſen? Ich 
geftehe, ich habe mit vollem Vertrauen auf die hohe Staates 
regierung und auf bie Kammern, wie fie eben jegt zuſammen⸗ 
gelegt find, dieſen Entwurf in die Hand genommen und 
wünfche jehnlichft, daß wir durch ihn in treuer Mitwirkung 
mit der Negierung das laͤngſterwuͤnſchte Biel in diefer hoch⸗ 
wichtigen Angelegenheit erreichen. Und dazu möge ber Herr 
aller Kirchen feinen Segen und fein Gebeihen geben. , 
(Staatöminifter v. Beuft mitt ein.) 
Staatsminifter v. Falfenfein: Ich kann nicht um 
hin, fiber die fo eben gehörte Arußerung meine Freude aud: 
zuſprechen, daß auch aus der Mitte der Kammer ber An⸗ 
ficht Worte gegeben find, die allerdings bei der Entwerfung 
der Kirchenordnung fehr wefentlich mitgewirkt hat, der Ans 
ficht nämlich, daß es hohe Zeit iſt, daß man in diefer An 
gelegenheit, freilich in einem anderen Sinne, ald dem, den 
der geehrte Separatvotant amdeutete, zur Ruhe ame, 
dag Ruhe, ober vielmehr daß eine gewiſſe Feſtigkeit und 
Sicherheit in das gefammte kirchliche Wefen kaͤme und die 
Kirche die Ueberzeugung haben koͤnne, daß dauernd fuͤr ihr 
Beſtes wirklich gejorgt worden. Ich muß vollfommen den 
Anſichten des Abg. v. Welt beitreten, nur dann fönnen 
wir mit Recht mit innerer Ruhe dem entgegenfehen, mas 
die Vorſehung in irgend einer Weife uns fdidt. Das 
Miniſterium ift, wie ich bereits geftern ausgeſprochen habe 
und wie dies von meinem geehrten Gollegen vorhin wieder: 
holt worden ift, immer von der Anficht ausgegangen, baf 
man möglichft, was dem Stante gehört, dem Staate und 
was der Kirche gehört, der Kirche gebe. Aber man’ muß 
fich freilich hüten vor dem Gedanken, als wenn Staat und 
Kirche fich gewiſſermaaßen fo gegenüber ftänden, daß bie 
Eine fi) vor dem Anderen zu fürchten Uffache härte, Sie 
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anhffen, wie vorhin ein geehrter Redner, Herr v. Erd⸗ 
mannsdorff, ſagte, allerdings Hand in Hand: mit einander 
gehen; aber deswegen müffen und brauchen die Grenzen 
nicht dermaaßen gefchieben und ſcharf gezogen zu fein, wie 
diefer geehrte Redner es vorhin andeutete. ES giebt etwas 
weit Höheres, was hier zu berhetfiihtigen iſt, das geiftige 
Element. Der Staat muß von diefem Geiſtigen durch⸗ 
wehet ſein und die Kirche muß durchdrungen fein von Ach⸗ 
tung gegen ben Staat, Wenn das ift, dann werden fie. 
in’ der rechten Weile Hand in Hand gehen. Der Ent 
wurf hat fid) eben das Ziel vorgeſetzt, daß. er der Kirche 
die Selbftändigkeit geben will, aber. nicht eine Gelb: 
fändigkeit auf Koften des Staates. Es iſt, fönnte man 
fagen, wie bei den einzelnen Menfchen. Jedem Einzelnen 
muß völlige Gewiffenöfreiheit gewährt werden, aber er darf 
diefe Gewiffensfreiheit nicht mißbrauchen zum Nachtheile 
des Ganzeh und fo fol der Kirche ihre eigenften, innerften 
Grundſaͤhe feftzuhalten, auszubilden, ſich dariiber klar zu were 
den und fie feftzuftellen die möglichfte Freiheit gewährt werden; 
aber es muß zugleich Worforge getroffen werden und ich 
meine, die Stände hätten vorzugsweife die Pflicht mitzus 
wirken, daß fie ſich nach Feiner Seite hin auf die eine oder 
andere Weife zu Maafregeln, zu Ertremen ſich verleiten 
laſſe, wodurch das Wohl des Staates irgendwie könnte in 
Frage geftellt werden und gerade deshalb hat die Kirchen⸗ 
ordnung die Grenze beftimmt,. daß in allen Fällen, wo 
dies zu beforgen fein möchte, der Staat da iſt, der fein 
„Bis hierher und nicht weiter” zuzurufen im Stande iſt. 
Die Kirche felbft wird und muß dem Staat, ohne deſſen 
kraͤftiges Beſtehen fie fi nicht wohlbefinden kann, dafür 
danken. Ja man hat auch felbft in den innerften Ane 
gelegenheiten bafüır geforgt, daß die Freiheit vor Mißbrauch) 
behuͤtet wirb, thells durch die Vertreter der Kirchengemeinde, 
theils durch die Synode und fo hat die Regierung gehofft, 
+ das wahrhafte Gleichgewicht zwifchen Kirche und Staat herzu: 
ſtellen, woraufalles, worauf nach meiner Heberzeugung unend⸗ 
Ti} viel mehr ankommt, als aufeine, wenn auch der Theorie nach 
noch fo vichtigeconfequente Durchführung des Trennungsprins 
cipes. Wie ſchon mein College nachgewieſen hat, ift eine con⸗ 
fequente principielle Trennung überhaupt nicht möglich und, 
wenn möglich, nicht gut. Man nehme das Praftifche, halte ſich 
an Das, was wirklich das Gleichgewicht zwifchen Staat und 
Kirche fefiftellt und man ann überzeugt fein, daß ſich die 
Kirche und der Staat dabei wohl befinden werden. Ich 
erlaube mir bei diefer Gelegenheit nur noch auf ein paar 
Momente aufmerffam zu machen, die vorhin erwähnt wurs 
den bezüglich der Gompetenzfrage, deren der letzte Sprecher 
‚gedachte. Es iſt nicht meine Abſicht, mic) Über die Com» 
petenzfrage in diefem Augenblide detailirt auszufprechen, 
ich meine, Die Regierung hatihre Anficht darüber Durch das, was 
fie gethan hat, bereit ausgeſprochen; auch ift zuzugeben, daß 
ſich fo viel Zweifel bei den einzelnen Punkten erheben laſſen, ob 
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fie fpeciell für den Staat oder für die Kirche gehoͤren, daß eine Er⸗ 
oͤrterung dieſer einzelnen Punkte zu Discuffionen führen wuͤrde, 
dig vieleicht ohne wirkliches Rezultat bleiben wuͤrden, Die 
Regierung hat daher auch bereits; in der Deputation erklaͤrt, 
daß, um über diefe Schwierigkeiten hinwegzukommen, auf 
die dieöfallfigen Vorſchlaͤge der: Deputation einzugehen, von 
Seiten der Staatöregierung irgend ein: Bebenfen nicht ob⸗ 
walte. Hiernähft fei es mir geftattet, auf ein paar au⸗ 
dere. Punkte, die theils geftern, theils heute erwähnt wor« 
den find, einzugehen. Zuerſt etwas rein, Aeußerliches. Es 
machte geflern, wenn ich nicht irre, der Herr Bürgermeifter 
von Leipzig dem Minifterium den Vorwurf, ‚daß es den: 
Entwurf nicht früher dem Drud übergeben habe, damit 
fi) die Prefje darlıber habe ausfprechen fönnen; dag man 
au die Behörden und namentlich die theologifche Faculz_ 
tät micht gefragt habe. Ich habe darauf zweierlei zu er⸗ 
widern. Einmal handelt es ſich bei dem Entwurfe nicht 
um neue, fondern um laͤngſt beſtimmte Grundfaͤtze und um 
die Benugung der Erfahrungen, die das Minifterium bes 
züglich der hier einfchlagenden Punkte gemacht hat. Nicht 
erft feit wenig Jahren, fondern’feit faft 30 Jahren oder 
länger find die Grundfäge, die hier in Frage kommen, fo 
vielfältig in allen möglichen wiſſenſchaftlichen Schriften und 
fonft in der Preffe behandelt worden, daf etwas Neues 
über die Frage der Trennung der Kirche vom Gtaate in 
der That nicht erwartet werden fonnte; aber was das 
Wichtigſte if, dem Minifterium waren nicht nur bie Ans 
ſichten, die in Frage kommen konnten, vollftändig bekannt, 
fondern es herrfchte auch Uebereinftimmung zwiſchen dem 
Minifterium und denjenigen Behörden, auf deren Urtheil 
befonderer Werth zu legen war. Was indbefondere bie 
Facultaͤt betrifft, fo iſt dieſelbe zwar als ſolche nicht gefragt 
worben, allein ich brauche den Herrn Bürgermeifter von 
Leipzig wohl am legten daran zu erinnern, daß gerade fehr 
bebeutende, einflußreihe und erfahrene Mitglieder, abges 
fehen von dem, welches felbft in der Ständeverfammlung 
feinen Sit hat, in fehr gruͤndlicher Welfe ſich im Weſent⸗ 
lichen für den Entwurf fehr günftig auögefprochen haben. Ich 
brauche ihn nicht daran zu erinnern, baß nicht.vor Wochen, 
fondern vor Monaten bereits; faft «in allen einigermaßen 
bedeutenden und mit diefen Angelegenheiten, ſich beſchaͤf⸗ 
tigenden Blättern Grörterungen enthalten gewejen find, bie 
ebenfalls mit fehr wenig Ausnahmen und nur etwa mit 
Ausnahme der Frage über bie Stellung der Superintens 
denten dem Entwurfe - günftig. ſich ausgeſprochen haben. 
Ich brauche den geehrten Abgeorbneten gewiß nicht darauf 
binzuweifen, da ich nicht bezweifle, daß er ſich daflır inter 
teffirt und darüber gelefen hat, daß auch auslaͤndiſche, 
felbft preußifche Zeitungen den Entwurf einer vielfachen 
Beurtheilung unterworfen haben. An Urtheilen in ber 
Dreffe hat es alfo nicht gefehlt, wenn ich auch zugebe, daß. 
ein Theil der Preffe vielleicht mit Abficht eine Beit lang: 
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ganz darüber: geſchwiegen und erſt in der allerlegten 
Zeit angefangen hat, den Entwurf ind Auge zu” faſſen. 
Ich habe ferner ein Wort zu entgegnen auf bad, was der 
Herr Brgermeifter Müller erwähnte, daß er, wie er fagte, 
Bieles im Entwurfe finde, was er nicht erwartet und Vie—⸗ 
les nicht finde, was er erwartet habe, Es wuͤrde mich zu 
weit führen, wollte ich ihm auf das Detail dahin folgen. 
Es ift wohl möglich, es haben ſich die Leute verſchiedene 
Anſichten von dem gebildet, was in einer ſolchen Kirchen 
ordnung enthalten fein Fönnteoder enthalten fein müffe und ich 
gebe auch fehr gern zu, daß man wohl auch einen Entwurf 
machen Bann, der manches Andere enthält, was in diefem Ent« 
wurfe nicht ſteht. Wenn es dem gechrten Abgeordneten darum 
zu thun iſt, braucht er ſich nur im den verſchiedenen Kirchen: 
ordnungsentwurfen umzuſehen, die in verfhiedenen Läns 
dern in früherer und neuerer Beit gemacht wurben und er 
wird allerdings finden, daß in einzelnen vorgefommen iſt, 
was hier nicht aufgenommen wurde und Anderes, was dort 
fehlt, Hier aufgenommen if. Ich glaube aber, darauf, 
meine Herren, kommt es bei ber Kirchenordnung nicht an, 
fondern daß, wirklich; was man braucht, was für dad prafs 
tifche Leben nothwendig ift, in der Kirchenordnung fteht 
und ich glaube, daß in biefer Beziehung etwas Wefentliches 
in der Kicchenorbnung kaum dürfte vermißt werden. Ich 
glaube bie um fo zuverläffiger behaupten zu können, weil 
gerade, eine große Anzahl von Geiftlihen und Laien, die 
fich im praktiſchen Leben bewegen und mit diefen Angelegens 
heiten fich befchäftigen, fi dahin ausgefproden haben, daß 
alle wefentliche Punkte in der Kirchenordnung berückſichtigt 
oder gar zu ihrer völligen Zufriedenheit beruckſichtigt feien. 
" Wenn ber geehite Abg. Müller fagte, er hätte auch darin 
gefunden, was er nicht erwartete und babei auf $$. 1 und 2 
insbeſondere hindeutete, fo verweife ich auf eine Teußerung, 
bie geftern gethan wurde: man folle diefe Paragraphen nur 
mit zarten Händen berühren, und möchte wuͤnſchen, daß 
er beffer diefelben gar nicht berührt hätte, um diefer Bart 
heit praftifche Geltung zugeben. Im diefer Beziehung 
will ich daher nur mit wenig Worten bemerken, daß freilich 
die Hiftorifhe Grundlage derjenigen Kirche, für 
welde die Kirchenotdnung eben erlaffen wer- 
den foll, nothwendiger Weife als Eingang für 
die ganze Kirchenordnung hingeftellt werden zu 
müffen fhien. Wenn endlich der geehrte Abg. v. Zehmen, 
dem ich durchaus nicht auf das Gebiet des Details folgen 
Tann und folgen will, weil es wohl jedenfalls vorbehalten 
fein wirb,' bei den einzelnen Paragraphen diejenigen Ber 
merkungen zu. machen, did er zum Theil wenigftens ſchon 
voraudnahm, bemerkte, er müffe wieberholt warnen vor dem 
Zuvielreformiren, fo iſt ihm. in biefer Beziehung bereits 
von dem geehrten Abg. d. Erbmannsdorff. das entgegnet 
worden, was ich ihm auch nur entgegnen koͤnnte. Gerade 
am für bie Zukunft, diefem fürtwährenden Reformiren im 
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Einzelnen und bem fortwährenden Erlaſſen von einzelnen 
Verfügungen zu entgehen, glaubte man, fei die Kirchen 
ordnung das befte Mittel, umfomehr als die Kirchenordnung 
denn doc), wie ſchon geftern erwähnt worden, im Mefent: 
lien nur eine zwedmäßige Ausführung des Gedankens if, 
der bereits 1835 und 1846 von ber Regierung wie von 
den Ständen angeregt worden ift. Wenn er endlich bes 
merkte, er frage den Eultusminifter, od denn wirklich fo 
roſige Ausfihten vorhanden feien, daß er fich entfchloffen 
habe, diefe Kichenordnung vorzulegen, fo kann ich freilich, 
nur antworten, daß auf ſolche rofige Ausſichten überhaupt 
‘ein Minifter nicht hinzubliden hat, er hat lediglich feine 
Pflicht zu erfüllen und in dem Bewußtfein, feine Pflicht 
erfüllt zu haben, fi volllommen zu beruhigen. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben noch das Wort: 
Here Bürgermeifter Koch zur Widerlegung, dann v. Behmen, 
dv. Erdmannsdorff ebenfals zur Widerlegung, dann die 
Herren v. Watdorf-Störmthal, v. Rochow, Nittner, Hennig 
und v. Schönberg: Bibran, 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Meine Herren! Ich habe 
vom Miniftertifche aus wiederholt Hören miüffen, daß ich 
mir erlaubt habe, der hohen Staatsregierung bezüglich des 
von ihr vorgelegten Entwurfes Vorwuͤrfe zu machen. Ih 
würde darauf gegenwärtig nicht wieder zuruͤckkommen, da 
mein geehrter Freund und College, Bürgermeifter Müller, 
diefen Punkt. [yon zur Erörterung gebracht hat. Indeſſen 
feitbem dies der Fall gewefen, haben beide Herren Staates 
minifter, welche gefproden haben, biefelbe Bemerkung 
wieberholt. Meine Herren! Ich weife diefelbe auf dab 
Allerentſchiedenſte zuruͤck. Ich glaube, geftern ausdruͤdlich 
darauf hingewiefen zu haben, daß ich von den guten und 
trefflichen Abſichten der hohen Staatsregierung uͤberzeugt 
fei und deshalb derſelben meinen Dank für die Vorlage 
ſchulde. Wenn beffenungeachtet in dem, was ic) gefagt 
habe, ein Vorwurf hat erblidt werden wollen, meine Her 
ven, fo muß Ich bemerken, daß ich nicht glaube, diefer Ent⸗ 
wurf fei und vorgelegt worden, um nur Ja dazu zu fagen. 
Ich weiß, daß wir hier find, um nach beſtem Wiffen und 
Gewiſſen unfere Ueberzeugung auszufprechen und ich weiß, 
daß bie gefammten Mitglieder der Kammer diefe Anfiht 
mit mir theilen werden. Wehe dem Abgeordneten, der in 
diefer Frage nit nad. feiner innerfien Ueberzeugung ſich 
ausfpricht, der etwas zurüdhält, von dem er glaubt, daß 
es gefagt werben müffe, lediglich um nicht von der Minifter- 
bank zu hören, er habe dem Minifterium einen Vorwurf 
gemacht! Ex würde es bei feinem Eibe zu verantworten 
haben. Was die Bemerkungen gegen meinen Antrag felbft 
betrifft, fo erlaube ich mir, eine Furze Blumenleſe zu halten. 
Zuerſt in Bezug auf bie materiellen Bedenken bemerke ich, 
daß ich im erften Punkte leider mißverflanden worben bin. 





Der Herr Regierungscommiffar fagte: Ich habe: geftern ber 
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merkt, daß im Entwurfe tie Stellung der Kirche zum 
Staate nicht. ar genug dargeftellt worden fel. Das ift 
unrichtig. Sch glaube gefagt zu haben, meine Herren, 
daß ein Princip bezüglich der Stellung der Kirche zum 
"Staate nicht confequent durchgeführt worden fei. Das ift 
ein wefentlicher Unterfchieb von dem mir gemachten Ein— 
wande. Ich habe mich felbft auf $. 3 bezogen, indem ich 
gefagt habe, hier fei das Anerfenntnig der Selbſtaͤndigkeit 
der Kirche zwar ausgefprochen, habe aber Hinzugefügt, daß 
"daffelbe durch die weiteren Beſtimmungen fo durchloͤchert 
fe, dag nicht viel davon übrig bleibe. Uebrigens habe 
id aud in dieſem Punkte die befte Rechtfertigung von 
anderen Vorrednern, obſchon fie in anderen Beziehungen mit 
mir nicht übereinftimmten, gefunden. . Sweitend wurde mir 
eingehalten, daß die Befugniſſe der Kirchenvorftände auch 
nicht richtig von mir aufgefaßt worben feien, ja es wurde 
mir. fogar. gefagt, daß, wenn id} $. 37 und die darauf 
folgenden Paragraphen aufmerkjam durchgelefen hätte, ich 
zu einer andern Ueberzeugung gefommen fein würde. Nun, 
meine Herren! ich glaube, es muß auch felbft vom Minifter: 
tifche vorauögefeßt werben, daß jeder Abgeordnete feine 
Schuldigkeit gethan und die Regierungsvorlage mit Aufs 
merkjamfeit durchgelefen habe. Im Uebrigen- hat mic, in 
diefer Beziehung der Separatvotant Herr v. Behmen auf 
das Volftändigfte gerechtfertigt, indem er nachwies, wie 
mangelhaft die Selbftändigkeit der Kirchengemeinde in den 
einzelnen Beftimmungen dieſes Entwurfs aufgefaßt wor 
den iſt. Was die Bemerkungen ber die Synode betrifft, 
‚fo bleibe ich noch heute dabei ſtehen, daß deren Befugniffe 
mir zu befchränft find und wenn dagegen eingehalten wor⸗ 
den ift, daß unfere Kirche drei Jahrhunderte lang ohne 
Presbyterials und Synodalverfaffung beftanden habe, wenn 
das ald Beweis gegen mich angeführt wird, dann, meine 
Herren, muß id) fagen, wäre es am richtigften geweſen, 
‚wenn man in unferer Kirchenverfaffung die Presbyteriale 
und Synodaleinrichtung überhaupt gar nicht aufgenommen 
hätte, In dem, was id) uͤber das. Oberconfiftorium gefagt 
habe, daß nämlich, wenn daffelbe micht in gemwiffer Ber 
ziehung der Synode verantwortlich und an deren Befchlüffe 
gebunden wäre, man befürchten müffe, es werde ſich daraus 
mit der Zeit eine Hierarchie entwideln, deren Grenzen ſich 
nicht bemeffen ließen, habe ich ebenfalls in eitiem geehrten 
Vorredner die befte Gewähr. Denn etwas Aehnliches ift — 
ich müßte es denn vollftändig faljch aufgefaßt Haben — 
vom Herrn Superintendent "Dr. Lechler gefagt worden, 
und das ſtimmt auch mit beffen Antrag überein, daß 
bie Synode mit dem. Rechte der Beſchlußfaſſung aus- 
‚geftattet werben möchte. Die Vorſynode, welde ich bean- 
tragt babe, meine Herren, iſt fowie von anderen Nebnern, 
fo auch von dem Herrn Regierungstommiffar als eine con⸗ 
flituente bezeichnet. worden. : Auch dies iſt ein Mißver⸗ 
ſtaͤndniß. Mein Antrag befagt ausbrüdlih, die Vorfys 
IR (1. Abonnement.) 
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node folle ald das vorberathende Mittelglieb in bie Kette 
aufgenommen werden, welche an bem Buftandefommen der 
Kirchenverfaſſung mit arbeiten fol. Es ift aber ein him» 
melweiter Unterſchied zwifchen einer berathenden und con= 
fituirenden Verfammlung. Ich habe, ich wiederhofe es, 
feine conftituente beantragt und wenn Her v. Meld 
äußerte, ich hätte auf fofortige Einberufung einer großen 
Synode angetragen, und dies fei das gefährlichfte, fo muß 
ich auch das als ein Mißverftändnig bezeichnen; ihm.aber 
die Beweisführung der gefürchteten Gefahr, die er ſchuldig 
geblieben, überlaffen. Ich habe nur gebeten, die hohe 
Staatsregierung um eine Vorlage über Zuſammenſetzung, 
Wahl und Einberufung einer Vorfynode zu Vorberathung , 
der Kirchenverfaffung zu erſuchen. Meinem Antrage machte 
der Herr Separatvotant den mefentlichen Vorwurf, daß 
wir auf diefem Wege nach langem Umherſchiweife dahin 
kommen würben, wo wir jegt fichen. Mas ich zur: Ents 
gegnung darauf zu, äußern mir erlauben werbe, bezieht ſich 
zugleich auf dasjenige, was der Herr Minifter der Finanz 
zen gegen mich geäußert hat. Meine Herren, das ift nicht 
wahr, wir find dann nicht mehr auf demfelben Stand» 
punkte. Erinnern Sie fi der Motivirung meines Ans 
trags. Ich habe gefagt: ich für meine Perfon — und fo . 
iſt es Vielen mit mir gegangen — bin noch nicht zu dem 
vollen und frohen Bewußtfein gefommen, daß die Stände 
zur Berathung einer Kirchenordnung geeignet feien,. habe 
aber auf Grund von $$. 86 und 87 der Verfaſſungsurkunde 
die formelle Competenz der Stände anerfannt und Nichts 
weiter bezweden wollen, als daß die Berathung einer 
folcyen Synode als eine Vorarbeitet betrachtet werde, aber 
als eine Voraibeit der wichtigften Art. Denn wenn bie 
Kirche ſelbſt fagt, was fie ald Bedürfniß zu fordern hat, 
dann, meine Herren, bin ic in meinem Gemiffen — benn 
ich rede hier nur von meiner Perfon und aud das muß 
mir geftartet fein — viel beruhigter als wenn ich nicht 
weiß, was die Kirche will. Der Herr Staatöminifter hat 
zwar gefagt, bie Kirche werde in diefer Angelegenheit durch die 
in Evangelicis beauftragten Minifter repräfentirt und das 
gebe ich zu und muß es nad) dem gegenwärtigen Stande 
punft ber Kirchenverfaffung zugeben; ich gebe aber nicht zu, 
daß die Anſchauung der Minifter in Evangelicistber Das, was 
der Kirche nöthig fei, ohne Weiteres die richtigere fein 
müffe. Ich meine, in diefer Beziehung muß die Kirche 
noch, ganz anders ſprechen, als Iediglich durch den Mund 
der Minifter in Evangelieis, ehe id) mit voller Ueberzeugung 
und mit ruhigem Bewußtfein zu dem, was in die Kirchen» 
verfafjung aufgenommen werden fol, mein Sa gebe. 
Schließlich nur noch ein Wort über eine Bemerkung; die 
geſtern bereitS und wie id annehme als Entgegnung auf 
das, was ich gefagt habe, vom Herrn Dberhofprebiger 
Dr: Liebner gemacht worden iſt. Es wurde von dems 
felben — vorausgeſetzt, daß ich ihn richtig - verftanden 
33 
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habe — geäußert, daß der Unterfchieb der ſich gegenüberr 
ftehenden Auffaffungen darin beflände, daß ein Theil ein 
beweglicheres, der andere ein ftabileres Elment in die 
Kirchenverfaffung aufgenommen zu fehen wuͤnſche. Meine 
Herren, biefe Auffaſſung ſcheint ihren Urſprung darin zu 
haben, daß man die Angelegenheit unſerer Kirchenverfaſſung 
ganz analog mit der unferer politiſchen Verfaſſung behan- 
delt. Die Statthaftigkeit diefer Parallele leugne ich durch⸗ 
aus. Es ift meiner Ueberzeugung nach gar nicht möglich, 
daß. wir die politifche Geftaltung eines Staates mit der 
Verfaffung der Kirche überhaupt nur entfernt vergleichen 
koͤnnen. Die ewigen Grundwahrheiten unferer Kiche 
werben beftehen über alle Zeiten hinaus, welche menschliche 
Anſichten auch in diefelben Hineingetragen werden wollen. 


Meine Herren, ich wieberhole, es handelt fich hier nur um‘ 


die Aufere Form, welche gefunden werden joll, um die 
Selbftändigkeit der Kirche zu wahren, nicht um das innere 
Sein und Wefen der Kirche! Was aber jene äußere Form 
anlangt, fo werden Sie auch zugeben, daß das bewegliche 
Element, weldjes ich nach der Anſicht des Herrn Oberhof: 
predigers in die Kirchenverfaffung-hinein tragen will, durch 
den vorgelegten Entwurf felbft bereits im Princip aufge» 
nommen worden ift, und fomit will id im Grundfage 
nichts Anderes, ald die Staatsregierung; biefen Grundfaß 
aber will ich auch wirklich confequent durchgeführt haben. 
Endlich nur noch eind. Der Here Minifter des Cultus 
Hat den Wunſch ausgeforochen, es möchte bie bei $$. 1 
und 2 von mir angebeutete Notwendigkeit der zarten Hand 
auch von meiner Geite zur Praris gemacht werden. 
In diefer Beziehung frage ich, meine Herren, wer hat über» 
haupt zu irgend einer Aeußerung über diefe Paragraphen 
Veranlaſſung gegeben? ich glaube es nicht in ungeziemender 
Weiſe gethan zu haben, wohl aber glaube ich, mit vollem 
Nechte diefe Bemerkung dorthin zurüdgeben zu dürfen, 
woher fie gefommen ift. Schließlich erwaͤhne ich nur noch, 
daß ich über diefe Paragraphen Nichts mehr fagen werde, 
ich werde aber entichieden gegen deren Aufnahme in die 
Kirchenverfaſſung flimmen. 


Kammerhere v. Erdmannsdorff: Ich werde fehr 
kurz fein und mid nur auf Widerlegung deffen beſchraͤnken, 
was mir entgegengehalten worben iſt. Der Herr Cultus⸗ 
minifter äußerte, auch das Minifterium fei von der Anficht 
ausgegangen, dem Staate zu geben, was ihm gehöre und 
der Kirche, was ihr zukomme. Nun, meine Herren, ich 
Habe in meiner erften Rede anerkannt, daß das Minifterium 
bei Abfaffung der Motiven diefe Tendenz unleugbar gehabt 
habe. Der Herr Minifter ging aber noch weiter, indem 
er äußerte, dies Princip fei nicht confequent durchzuführen, 
Ja, meine Herren, daß das Princip nicht durchgeführt ift, 
das habe ich im Entwurfe feider auch bemerkt; damit if 
aber doc) nicht beiwiefen, daß das Princip überhaupt nicht 
durchzuführen fei, im Gegentheil glaube ich, daß es duch 
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vie von der Deputation gemachten Vorfchläge ganz confer 
quent burchgeführt werden kann, umd daß damit keines⸗ 
wegs ein Ertrem erreicht worden iſt, welches, wie der Herr 
Gultusminifter meinte, ſelbſt dem Staate gefährlich werden 
koͤnnte. Meine Herren, man kann manches für extrem 
halten, was nur correft, was nur ein völlig normaler Zu: 
fand if. So iſt's aud) hier. : Dem Staate kann es nicht 
gefährlich werden, wenn "die Deputation vorſchlaͤgt, die 
Lutherifche Kirche möge ihre Angelegenheiten felbft leiten 
und wenn fie das Kirchenregiment in die Kirche ſelbſt ſetzt. 
Sonft müßte es ja auch faatögefährlih fein, daß die 
roͤmiſche und veformirte Kirche baffelbe thut. Deshalb 
bleibe ich dabei, es ift von hoͤchſter Wichtigkeit, zuerſt bie 
Grenze zwifchen Kirche und Staat feftzuftellen, aber nicht, 
wie der Here Cultusminifter meinte, deshalb, weil jich Eins 
vor dem Anderen fürchte, fondern darum, daß fie, wie id 
ſchon vorher gefagt habe, als frieblihe und freundliche 
Nachbarn neben einander eben. Ze frieblicher und freund⸗ 
licher Nachbarn neben einander wohnen wollen, deſto mehr 
ift es nothwendig, daß die Grenzen nicht vermifcht, fondern 
feftgeftellt werden, denn eben in der Vermiſchung liegt 
allemal “die erſte Veranlaffung zum Streite. 


Dberhofprediger Dr. Liebner: In Beziehung auf 
Das, was Herr Bürgermeifter Koch fo eben auf die Aeuße— 
rung erwidert bat, er fcheine mehr Nachdrud auf dad ber 
wegliche Clement zu legen, während unfere evangeliſch⸗ 
lutheriſche Kirche mehr Nachdruck auf das ftatarifche, conſer⸗ 
vative und flabile lege, erkläre ich, daß ich weit entfernt 
gewefen bin, hierbei an politiſche Nüdfichten zu denken; 
denn ich halte es für ein großes Uebel, dergleichen immer 
in die kirchlichen Angelegenheiten hereinzuzichen. Mir Tag 
der Gedanke zu Grunde, der theologifch ſehr geläufig if, 
an das Verhaͤltniß unferer Kirche zur reformirten. Es iſt 
bekannt, daß die reformirte Kirche, wie fie ſich entwidelt 
hat, auf das Preöbyteriale und Synodale den Accent Iegt, 
unfere Kirche dagegen auf das Gonfiftoriale. Das find 
zwei unterfchiebene große Gaben; und das habe ich geſtern 
fagen wollen. Here Bürgermeifter Koch hat übrigens 
heute die Sache weſentlich gemildert, was mich freut. 
Wenn der Nachdrud bei und auf das bewegliche Element 
zu liegen kaͤme, fo würde dadurch ein Umfchlag in unſerer 
Kirchenverfaſſung ftattfinden und fie ins veformirte Gebiet 
hinüibergezogen werben, was nicht der Fall fein darf. Wir 
möüffen unfere eigene Gabe. auch fefthalten, wenn wir auch 
mit Freuden Hinbliden auf unfere Schweſterlirche ʒ wir 
ſollen und nur nicht mit ihr ohne Weiteres identificiten. 


Staatsminifter Freiherr v. Frieſen: Ich habe eine 
ganz kurze Bemerfung zu machen zu meiner Nechtfertigung 
gegen ben gechrten Abg. Koch. Es ift mir nicht in den 
Sinn gefommen, zu Tagen, daß Herr Bürgermeifter Koch 
dem Minifterium einen Vorwurf gemacht habez ich Habe 
vielmehr grade im Gegentheile gefagt, daß ich nicht ame 
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nehine, daß er einen Vorwurf dem Minifterium habe ; 


machen wollen, daß aber, wenn feine Darftellung richtig 
wäre, die ebangelifchen Minifter dann offenbar ſich felbft 
‚einen Vorwurf maden müßten. Das ſcheint mir etwas 
ganz Anderes zu fein und der freien Meinungsäußerung 
der Kammermitglieder in Feiner Weife entgegenzutreten. 


Kammerherr v. Wakdorf-Störmthal: Die hohe 
Staatöregierung. hat durch Vorlegung einer Kirchenordnung 
einem wiederholten Wunſche der Stände Genüge geleiftet 
"und hat fi bemühet, durch den Vorſchlag von Kirchen: 
vorfländen und Kirchenſynoden der Kirche ein regeres Leben 
zu verleihen. Nicht allein die Vertreter der Kirche inners 
halb dieſes Saales, fondern auch viele beachtenswerthe 
Stimmen von Geiftlihen in öffentlichen Schriften Haben 
ſich für diefe Vorlage erklärt und ich geftche, daß dieſes 
Urtheil für mich von befonderem Gewichte iſt. Sind num 
auch die Anfichten der geehrten Deputation in mehreren 
weentlihen Punkten abweichend, fo muß man doch aner- 
kennen, daß die Majorität der Deputation ebenfo wie die 
Staatsregierung ein Ziel anftrebt, nämlich das, eine den 
Beitverhältniffen entfprechende Kirchenordnung ins Leben zu 
rufen. Die wichtigen Meinungsverfchiedenheiten, die beir 
fpielsweife Uber dad Oberconfiftorium und deffen Befug- 
niffe beftehen, koͤnnen noch im Laufe der Debatte geläutert 
und geffärt werden; und fomit glaube ich, darf man bie 
Hoffnung nicht aufgeben, daß es aud) der gegenwärtigen 
Ständeverfammlung gelingen werde, diefe Kirdenordnung 
ins Leben zu rufen; und follte bies wirklich nicht möglich 
‚fein, follte diefes Ziel nicht erreicht werben, fo geben doch 
die Verhandlungen diefer Kammer, welche im Jahre 1846 
Aber dieſe wichtige Frage, uͤber die Kirchenreform in Sachſen 
geführt wurden, dafür Buͤrgſchaft, daß die Verhandlungen 
bier in einem Sinne geleitet werben, welcher bio zum 
“Segen ber Kirche gereichen kann. 


Freiherr v. Room: Meine Herren, nur zwei Worte 
zur Dorlegung meines Standpunkies in biefer wichtigen 
Angelegenheit. Auch mir ift die Einführung einer neuen 
Kirchenverfaſſung in einer politifch fo bewegten Zeit, wie 
‚die gegenwärtige, vielfach bedenklich erfchienen; aber der 
vorliegende Gefegentwurf gewährt unftreitig die Erfüllung 
vieler längft gehegten Hoffnungen und Wünfge. Er ent: 
“Hält, — barkber find ja wohl die Meiften unter uns einig 
— die fruchtbarſten Keime heilfamer Fortentwidelung auf 
‚dem Gebiete: des kirchlichen Lebens. Darum werde ich jene 
‚Bedenken unterdrüden und mid; in den meiften Punkten 
der Majorität unſerer geehrten Diputation anſchließen. 
Nur eine kurze Bemerkung "will ich mir nod) erlauben auf 
eine. Aeußerung meines geehrten Freundes des Herrn Kam: 
merheren v. Zehmen. Derfelbe hat namlich auf die üblen 
‚Erfahrungen hingerviefen, die Leider Einführung, der neuen 
Kirchenverfaffung im Preußifhen gemacht worden feien. 


Sächsische Landesbibl 








Ich felbft habe in der preußifchen Provinz Sachſen ald 
Kirchenpatron Erfahrungen gemacht, aber kann verſichern, 
daß diefe in Betreff der Gemeindewahlen nur. von der er» 
freulichſten Art gewefen find; Allerdings 'ift die Einfühe 
zung der neuen Kirchenverfaſſung in ber Provinz Sachſen 
erſt bis zu dem Gemeindewahlen vorgefchritten. Die Kreis⸗ 
ſynoden find noch nicht ins Leben getreten. 


Staatöminifter Freiherr v. Beuft: Was bei der allges 
meinen Debatte von Seiten der Staatöregierung über den 
Standpunkt gefagt werden konnte, welcher bei der Ausar⸗ 
beitung der gegenwärtigen Vorlage ber leitende gewefen ift, 
das ift von Seiten meiner beiden geehrten Herren Golle- 
gen in. fo erfchöpfender Weiſe gefagt worden, daß ich mich 
gerabezu einer Wiederholung gegen die hohe Kammer fhuls 
dig machen würde, wollte ich in biefer Beziehung ferner 
Worte am bdiefelbe richten. Ich habe. mir gleichwohl das 
Wort erbeten, weil es mir nicht ganz überflüffig ſchien, jes 
den Zweifel über die Stellung zu entfernen, welche die Res 
gierung in ihrer Gefammtheit zu der gegenwärtigen Geſetz⸗ 
vorlage einnimmt. Alle Gefegvorlagen, die an die Kams 
mer gelangen, unterliegen ber Prüfung im Gefammtminis 
ſterium. Die Vertretung derfelben fällt, infoweit nicht 
bei einzelnen Beftimmungen einzelne Departements betheis 


figt find, demjenigen Minifter zu, weicher die Geſetzvor⸗ 


Tage gegengezeichnet hat. Im vorliegenden Falle liegen die 
BVerhältniffe infofern etwas anders, als die in Evangelicis 
beauftragten Staatöminifter nicht allein biefe Vorlage zu 
prüfen hatten, fondern als fie fich dieſelbe volftändig an- 
geeigner und zu der. ihrigen gemacht haben.  Diefe Solidas 
vität iſt es, die ich mich verpflichtet fühle an biefer Stelle 
befonderd zu betonen, und ich fpreche dies mit dem Bes 
merken aus, daß damit nicht allein ein Wunfch, ſondern bie 
wohlbegruͤndete Hoffnung verknüpft war, es werde gelingen, 
auf Grundlage dieſes Entwurfes mit ben Ständen zu einer 
Vereinbarung zu gelangen und die Regelung der Bere 
haͤltniſſe unferer evangelifchen Landeskirche zu erzielen. Cs 
würde eine irrige Vorausſetzung fein, wollte man’ glauben, 
die Regierung wäre bei der Gefegvorlage vornehmlich von 
dem Gedanken geleitet worden, einer einmal gegebenen Bus 
fage gerecht zu werden, weil fie gegeben ivar, und damit 
gewiffermaaßen ihr. Gewiffen abzufinden oder auch, wollte 
man annehmen, fie ſei, obwohl mit vollſtaͤndiger Webers 
zeugung don der Nüslichfeit und Nothwendigfeit der Vor⸗ 
Tage durchdrungen, dennoch mit einem gewiffen Mißtrauen 
in den. Erfolg derfelben erfüllt gewefen. Wäre das Lehe 
tere der Fall, fo hätte gewiß bie Nuͤtzlichkeit ebenſowohl 
als die Zweckmaͤßigkeit anrathen müffen, einen ganz anderen 
Weg einzuſchlagen. Man hätte in einem ſolchen Falle un⸗ 
zweifelhaft vorgezogen, den Ständen eine auf-bie engſten 
Grenzen beſchraͤnkte und baſitte Vorlage zugehen zu laſſen 
und zu erwarten, ob der Wunſch nad) einem Mehreren 
ſich regen wuͤrde. Daß bie Regierung diefen Weg nicht 
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eingefehlagen hat, möge der Kammer beweifen, daß fievon 
dem feften Vertrauen durchdrungen ift, in die Annahme 
des Entwurfes, wenigftens in eine Einigung mit den Kam⸗ 
mern auf Grundlage des Entwurfes und durchdrungen von 
Vertrauen in die Ausführbarkeit Deffen, was fie vorgelegt 
und für räthlih gehalten hat. Natuͤrlicherweiſe liegt in 
diefer Verſi herung zugleich die andere, daß man von der 
Dringlichkeit, von der Nothwendigkeit, bie Vorlage {m gegen- 
wärtigen Augenblide an die Stände zu bringen und ihre 
Verabſchiedung ‚auf alle Weiſe anzuftreben, volftändig 
überzeugt gewefen if, Der geehrte Herr Separatvotant 
des Deputationsgutachtens hat in feinem Votum anerken⸗ 
nende Worte über die gegenwärtigen kirchlichen Buftände in 
Sachſen und über die Haltung und Stellung des Kirchen» 
regimentes in Sachfen niedergelegt. Ich glaube, biefe An- 
erkennung iſt eine verbiente, dber nichtsdeſtoweniger ift das 
Beduͤrfnig unſeres Erachtens ein dringende und wie ich 
aus eigener Erfahrung hinzufügen kaun, namentlich ded« 
wegen, weil einmal leider das Öffentliche Urtheil vorgefaßte 
Meinungen in ſich aufgenommen hat, die fehr räthlich ift 
zu befeitigen. Es iſt von mehreren Seiten fowohl von 
diefer Stelle aus, als von verfchiedenen geehrten Mite 
gliedern dieſer Kammer im Laufe der Debatte hervorge ⸗ 
hoben worden, wie bie ganze hiſtoriſche und rechtliche 
Grundlage unſerer Kirche einen ſteten Bufammenhang 
der Kirche mit dem Staate ergiebt. Leider aber hat ſich 
die Öffentliche Meinung daran gewöhnt und iſt daran ge 
wöhnt worden, weiter zu gehen, nicht blos diefen Zuſammen ⸗ 
hang wor Augen zu ſehen, ſondern Staat und Kirche mit ein: 
ander zu vermengen. Man identificirt bie Kirche mit dem 
‚Staate, ja mas noch ſchlimmer iſt, — ich bin ſehr aufrichtig in 
dieſer Beziehung, — was ſchlimmer if, man ibentificiet fie mit 
er Megierung, man ibentificirt fie zulegt wohl gar mit der 
Politik, was das Schlimmfte ift. Diefe Vorurtheile — 
denn es find, im Allgemeinen betrachtet, Vorurtheile — dieſe 
galt es eben zu entfernen, und namentlich fol ebender Entwurf 
das erreichen, was der geehrte Herr v. Erbmannsbotff als 
dringendes Bebürfniß hervorhob, daß in dögmatifcher Be: 
ziehung, in Sachen der inneren Angelegenheiten der Kirche, 
in Angelegenheiten ber Lehre und des Glaubens jede Mög- 
lichleit einer Einnifhung des Staates und der Politik 
in die Angelegenheiten der Kirche ausgefchloffen werde, und 
es in dieſer Beziehung nicht darauf ankomme, ob man der 
Regierung vertraue oder nicht, ſondern darauf, daß die 
Regierung als ſolche ganz außer Bufammenhang mit ber 
Kirche komme. Der geehrte Abg. v. Zehmen fagte im Ans 
fange der Sigung, er freue ſich zu fehen, daß bie Regie 
zung Über bie gegenwärtigen äußeren Verhaͤltniſſe fo ruhige 
Anſichten und Anfhauungen hätte und daß ihm vielmehr 
der Barometer auf Sturm und Regengüffe zu ftehen fcheine; 
Auch wir verfennen dieſe Bage der Dirige Feineswegs und 
dhne eines Barometers zu bebürfen, fühlen und erkennen 
wir ſehr wohl, daß der Zug der Luft ehwas Shärfer geht. 
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Aber in biefer Betrachtung allein koͤnnen wir nicht einen 
binreienden Grund finden, dasjenige aufzufchieben, was 
der Gegenftand des gegenwärtigen Entwurfes iſt. Der Ans 
trag, den der geehrte Here Bürgermeifter Koch geſtellt Hat, 
ſcheint mir wie ein Warnungsruf demjenigen entgegen zu 
treten, was der Entwurf beabfichtiget. Es hat Herr Bir 
germeifter Koch diefen Antrag näher erläutert und erklärt, 
der Gedanke einer conflituirenden Berfammlung Tag ihm 
dabei fern. Ich bin feft überzeugt, daß. ihm felbſi dabei 
alle politifcgen Tendenzen, die überhaupt mit diefem Ges 
danken ſich vereinigen Eönnten, fern Tagen. Ich will auch 
ſelbſt die allerfanguinifchften Hoffnungen in biefer Beier 
bung hegen und gern glauben, daß eine ſolche Verfamms 
tung nicht unter politifchen Ginflüffen handeln und fprechen 
würde, — allein ob fie als conflituirende gedacht wird oder 
als begutachtende, fo wird damit in eim neues Princip 
eingetreten, mämlich in die einer Initiative, welde die 
Kirche außerhalb ihres Zufammenhanges mit dem Staate 
nimmt und welche meines Erachtens noch viel weniger für 
das Wohl unferer Kirche förderlich fein wirt, Und meines 
Erachtens Liegt Hierin viel weniger für den Staat, als 
für die Kirche eine ganz entſchiedene Gefahr. Wir dürfen 
und nicht darüber täufhen, daß innerhalb unferer Kirche 
viel eher der Drang nad) größerer Vielfeitigfeit und Theis 
lung liegt, als der Drang nach Eoneentrirung und Ber 
einigung, daß wenigftend eine Gefahr viel cher aus einer 
folhen Berathung hervorgehen kann und ſehr wahre 
ſcheinlich wäre ein Vorſchlag, der fehr theoretiſch ganz 
allein auf dem Firchlichen Gebiete gedacht wird, für den 
Staat, an welchen derſelbe gebracht würde, unannchmbar, 
Biel größer iſt die Gefahr, daß aus einer ſolchen Berathung, 
wobei, wenn ich mic; des Ausdruds bedienen darf, man 
die Fühlung an den Staat verloren hätte, eben jene Richtung 
nad) Zerklüftung fchärfer hervortrete und follten ſich derars 
tige Erſcheinungen wiederholen, liegt die Gefahr nahe, dag der 
Staat für die Kirche eher erfalten, als erwwarmen möchte. IG 
glaube, der Weg, der eingefchlagen worben ift, iſt, wie bereit 
mein geehrter College hervorgehoben hat, nicht allein formell 
der allein zuläffige gewefen, fondern er iſt auch praktiſch 
der beſſere und derjenige, ber allein gewählt werden konnte. 
Der Staat, deffen Factoren daruͤber hier zu berathen haben, 
ſoll fi fühlen und feine Aufgabe erkennen. fs Stüge 
und Anlehnungspunkt fin die Kirche fol er die Grenzen 
fefiftellen, innerhalb welcher der Kirche eine größere Freiheit 
der Bewegung zu geben ift; innerhalb dieſer Grengen wird 
diefe Freiheit ſich dann ausbitden und auf diefem Wege 
alle Mittel geboten werben, baß bie Bebürfniffe und Re⸗ 
gungen der Kirche wieder fo an den Stunt gelangen, um 
demfelben die Ueberzeugung zu geben von ber Nothwendig · 
keit, ihnen auf alle Weiſe gerecht zu werben. Ich glaube, 
wir find auf dem rechten Wege, und ich kann nur den 
Wunſch auf das Lebhaftefte betonen, daß es ‚gelingen 





möchte, auf der Grundlage des Entwurfs mit den Kam, 
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mern zu einer Einigung -zu gelangen, Daß der Entwurf 
innerhalb und außerhalb der Kammern Anfechtung erleiden 
würde, war vorauszufehen. Darin, daß enfgegengefegte 
Meinungen in den entgegengefeßteften Richtungen hervor 
getreten find, darin glaubt die Regierung viel eher einen 
Grund der Ermuthigung, als Entmuthigung zu finden, 
denn man darf erwarten, dag Alle, die es mit der Sache 
wohl meinen, darin die Nothwendigkeit erkennen werden, 
von’ zumeit gehenden Forderungen. nach zwei verfchiedenen 
Richtungen hin auf das Centrum, auf die Grundlage, auf 
‚welcher die Neglerung die. Reform anbahnt, zurückzukom⸗ 
men und wir duͤrfen zugleich wohl allerfeitö den dringenden 
Wunſch hegen, daß, nachdem einmal eine Vorlage an die 
Kammern gelangt ift, die nicht auf einer einfeitigen Aufe 
faſſung der Regierung, nicht auf einer einfeitigen Initiative 
der Negierung beruht, fondern auf einem wiederholt von 
den Ständen eingebrachten Antrage, diefe Vorlage nicht 
erfolglos bleiben und damit innerhalb unferer Kirche eine 
große Entmuthigung hervorgerufen, dem Auslande aber 
gegenüber nicht ein mehr oder minder bedauerliches Schaus 
‚fpiel gegeben werben möge. 


Kittergutsbefiger Rittner: Ich bin jedenfalls dem 
Herrn Staatsminifter fehr dankbar, daß er fich herbeigelaffen 
bat, meine Anfichten über das Verhaͤltniß der Kirche zum 
Staate zu berichtigen und zu vervollftändigen. Ich habe 
auch mit Freuden, aus feinen. Aeufernngen entnommen, 
daf Über ſehr wefentliche Punkte wir uns in Einverfiänd- 
niß befinden. Bundchft findet Einverfländnig flatt Uber 
die Schwierigkeit der Angelegenheit. Ich glaube felbft, 

. geftern ausdrücklich gefagt zu haben, daß ich das Verhäͤlt⸗ 
niß der Kirche zum Staate für das allerfchiyierigfte halte, 
was Überhaupt im ſtaatlichen Leben zur Beſprechung kom» 
men kann. Ich bin ferner einverfianden mit ihm, wenn er 
fagt, daß eine haarſcharfe Trennung deffen, was der Kirche 
‚gehört, von dem, was dem Staate gehört, in ber Praris 
nicht ‚ganz möglich ſei. Ich kann dies zugeben, aber allers 
dings bin ich nicht einverſtanden, wenn er hinzufügt, daß 
nach feiner Anfihet die Trennung im Entwurfe infoweit 
ausgeführt worden fe, als fie überhaupt praktiſch ausführs 
bar und wuͤnſchenswerth ſei. Ich verweife zundchft auf 
86. 1 und 2 und erkläre nur foviel, daß ich gegenwärtig 
darauf nicht näher eingehe, mir aber vorbehalte, bei der 
fpesielfen Debatte nochmals darauf zurückzukommen. Ich 
hätte gehofft,.daß ber Here Staatäminifter, da er ſich eins 
‚mal mit meinem Bedenken befaßt hat, mir Klarheit gebracht 
hätte über den Zweifel, den ich geſtern anbehtete ber die 
Ausddrucke „Kirchenverfaffung” und „Kirhenordnung”. Ich 
glaube wohl, daß ich die Sache nicht ganz richtig aufge- 
faßt Habe, wenn ich annahm, daß die Kirchenverfaſſung 
mehr etwas Aeuheres fel. Die Kirchenordnung, darüber 
‚geht mir Fein ‚Zweifel bei, ift entfdhieden ‚etwas Inneres; 
and wenn ih ſchon geftern die Kirchenordnung als etwas 
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Inneres bezeichnete, fo glaube ich bis jetzt im dieſer Ber 
ziehung noch nicht berichtigt worden zu fein. EB liegt 
unverkennbar in dem Worte felbft, daß im Bezug auf bie, 
innern Angelegenheiten die Kirchenordnung eine. Ordnung 
herftelen fol, Noch einen Punkt muß ich berühren im 
der Yeußerung des Heron Miniſters v. riefen, dem ich 
nicht beiftimmen kann. Er fagte, da3 jus episcopale fei 
an die proteſtantiſchen Fürften ausdruͤcklich übertragen 
worden. Ich bin weit entfernt, auf eine Firchenrechtliche 
Debatte mich einlaffen zu wollen, da ich weiß, daß Männer 
hier find, die dies beffer verftehen, als ich; aber ich entfinne 
mich nicht, daB eine Uebertrogung diefes hoͤchſten Rechts 
ausdruͤcklich an die proteſtantiſchen Füiften erfolgt fei, von 
ſolchen Leuten, Organen und Ständen, die von der Kirche 
dazu beauftragt waren. Darin liegt der mefentliche Schwers 
punkt. Ich glaube, foweit ich in der Geſchichte bekannt 
bin, daß die damaligen Stände den proteftantifchen Fürften 
das Schußrecht über die Kirche übertrugen; aber es waren 
die politifhen Stände damaliger Zeit nicht berufen, im 
Namen der Kirche das höchfte Kirchenrecht in sacra et eirca 
sacra auf die Kürften zu übertragen. Ich muß alfo pro» 
teftiren gegen die Auffaffung, als ob in optima forma von 
der Kirche den proteftantifhen Fuͤrſten das jus episcopale 
übertragen worden fi. Noch find es zwei Jeuße⸗ 
tungen des Herrn Staatsminiſters v. Beuft, die mir eine 
Heine Entgegnung abnöthigen, fo fehr ich fonft mit bem 
Henn Staatsmirifier Hand in Hand zu gehen mich bes 
mühe, Nämlich er ſprach von der Gefahr, wenn ich ihm 
richtig verftanden habe, die darin liege, wenn man ber 
Kirche die Initiative überlaffe in Bezug auf Anträge in 
ihren Verhaͤltniſſen. Das kann ich nicht zugeben; ents 
weder handelt es fih von der Initiative in Hinfiht auf 
Anträge, die eben das Verhältniß der Kirche zum Stoate 
betreffen. Darüber habe ich mich ſchon geftern, wenn ich 
nicht irre, ganz entichieben erflärt, daß ich in allen diefen 
Angelegenheiten dem Staate die Oberaufficht, wo nicht die 
Oberleitung über die Kirche vindicire und id) kann in Ber 
zug auf folde Anträge. durchaus Feine Gefahr darin ers 
fennen, wenn ber Staat zur Geſellſchaft fagt: Bringe 
Vorfehläge, wie Du Dein Verhältnig mit mir, das (ehr 
ſchwierig ift, ‚geregelt zu fehen wuͤnſcheſt. Oder «6 find 
Anträge in Bezug auf dad Innere der Kirchez nun dann 
möchte ich wieder fagen, eine Gefahr kann ichnicht finden. Im 
Gegentheil möchte ich wünfchen, da ausdrücklich auf die 
Anficht des Herrn Bürgermeifterd Koch eingehend man der 
Kirche die Initiative Überlaffen Hätte, um die Wuͤnſche 
auszufprechen, wie fie das Verhaͤltniß eingerichtet ſehen 
will. Das Andere, wad vom Herrn Miniſter v. Beuft.ges 
äußert wurde, war: Er meinte, wenn ich ihn recht verſtanden 
habe, die Angriffe, die.von entgegengefegten Seiten gegen 
die Regierungsvorfihläge erheben worden wären, gaͤben 
Beugniß.für die Nichtigkeit des Weges, den die Regierung 
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mit der Vorlage: eingefhlagen habe. So find wohl bie 
Worte gemefen. Ich kann auch das nicht zugeben; ic 
follte meinen, bei einer Angelegenheit, bie cbenfo ganz auf 
einem eigenthlimli—en Felde ſich befindet, wo wir hier eine 
Vorlage erhalten Haben, die gewiß, wie wir wiederholt von 
den Herren Miniftern gehört haben, nur nad ber aller- 
reiflichſten Ueberlegung und auf Grund ber innigften Ueber: 
zeugung an die Kammern gefommen ift, daß die Herren 
Minifter gewiß innere und beffere Beweife für die Rich 
tigkeit des don ihnen eingefehlagenen Weges haben wer» 
den, als gerade die Thatfache, daß von entgegengefegten 
Seiten Angriffe dagegen gemacht worden find. Noch bleibt 
ein Gegenftand zu erwähnen, der von mehreren Sprechern 
berührt worden ift, es find dies die Rechte der Geiſtlichen. 
Ich würde nicht darauf zurücgefommen fein, wenn nicht 
Herr v. Erdmannsdorff ebenfalls der Sache in einer Weife 
Erwähnung gethan hätte, die mir Feineswegs genügt hat. 
Ich habe auch in der Vorlage vermißt, daß auf die Nechte 
der proteftantifchen Geiftlichen gar nicht Bezug genommen 
worden ift, wenigftens habe ich Feine gefunden. Nun hat 
Herr v. Erdmannsdorff allerdings zwei Rechte genannt 
der Geiſtlichen, von’ denen er aber fagte, fie verftänden ſich 
von felbft. Diefe beiden Rechte waren einmal ein materielles 
und, finanzielles an die Gemeinde und dann das Recht des 
Beichtvaters, vom Beichttinde Achtung zu verlangen. Ih 
bin weit entfernt, zu beftreiten, daß Letzteres eine fehr wichs 
tige Bedingung für den Beruf des Geiftlichen fein mag; 
‚allein ich glaube nicht, daß das Vertrauen des Beichtkindes 
dem Beichtvater als ein Recht zugewiefen werden kann, 
vielmehr behaupte ich, daß der proteflantifche Geiftliche noch 
viel wichtigere Rechte hat, und, wenn von der einen Seite 
blos dieſe beiden bezeichnet werben, ſcheint es nothwendig, 
daß dem ausdruͤcklich widerſprochen wird, Ich geſtehe, ic) 
hätte es ſehr gern geſehen, wenn einer der hochgeſtellten 
Herren Geiſtlichen das Wort ergriffen haͤtte, um die Rechte 
der Geiſtlichen ſchaͤrfer herborzuheben. Mir bleibt nichts 
Abrig, als zu fagen, daß ich geglaubt habe, daß der Geift: 
liche, wenn er orbinirt“ift, frei nach feiner Ueberzeugung 
die Wahrheiten unferer Religion in der heiligen Schrift 
aufzufuchen und zu prüfen und Das, was er gefunden, frei 
and felbftändig von der Kanzel zu verfündigen dad Recht 
hat, fo fange er ſich innerhalb feines Eides befindet. 


Staatäminifter v. Beuft: Nur zwei Worte zur Ent» 
gegnung. Der geehrte Vorrebner hat allerdings die zuletzt 
von mie citirten Worte nicht richtig verſtanden und ich 
weiß, daß fie anders lauteten Ich. habe. nicht die Be: 
hauptung ausgelprochen, daß der Entwurf allein das Rich- 
tige enthalte, fondern nur, daß der eingeſchlagene Weg mir 
der richtige feheine. Ich habe ferner daran die Hoffnung 
geknüpft mit. Bezugnahme auf das Auseinandergehem ent: 
gegengefekter Anfichten in jwei entgegengefeßten Richtungen, 
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daß diejenigen, welche biefen beiden Richtungen folgen, wenn 
fie aufrichtig eine Vereinigung wuͤnſchen, narlırlid etwas 
zurüdgehen müßten und da unwillkuͤrlich dadurch auf den 
Eatwurf fommen, der in ber Mitte liegt. Es ift feine 
vorgefaßte Meinung von der Güte des Entwurfs. Ich 
erinnere hier nur an ein einfaches Naturgefeg, daß, wenn 


nad) zwei Punkten ausgegangen worden ifl, und man von 


beiden Seiten fieht, daß man zu weit gegangenift, man 
dann wieder zuruͤckzukehren ſucht. 


Superintendent Dr. Lechler: Um auf dem zuleßt ber 
rührten Punkt zuruͤckzukommen, der die Rechte der Geiſt ⸗ 
lichen betrifft, fo kann ich verfichern, daß ich für meinen 
Theil Eeinen Anftöß daran genommen habe, daß der Ent: 
wurf ſich nicht über fämmtliche Rechte der Geiftlichen oder 
auch der Gandidaten ausläßt, weil ic von dem Entwurfe 
gar nicht fordere, daß er alle möglichen Verhältniffe fo voll« 
ftändig zufammenfaffe und weil die Rechte, welche dem geiſt⸗ 
lichen Stande: oder ben angeftellten Geiftlichen zutommen, 
ohnehin ſchon feftgeftellt find, Mas aber das befondere 
Recht betrifft, welches mein geehrter Nachbar, Herr Nittner, 
berührt hat, wornach alfo jeder ordinixte Geiftliche die voll 
ftändige und unbebingte Freiheit habe, das Öffentlich in der 
Kirche zu lehren, was er nach feiner eigenen Forſchung in 
der Schrift gefunden hat, fo muß ich befennen, daß diefe 
Lehrfreiheit immerhin ihre Schranken in dem Bekenntniß 
der Kirche hat. Und das ift nothwendig, wenn nicht aus 
diefer unbebingten Lehrfreiheit der Geiftlichen eine under 
dingte Gebundenheit und Preisgebung der Gemeinde folgen 
fol in Bezug auf Das, was dem einzelnen Geiſtlichen be+ 
liebt zu lehren, Alſo um des Rechts der Gemeinde und‘ 
um ber Kirche als einer Einheit willen, die nicht zerriffen 
werben barf, ift eine Schranke des Geiſtlichen mothwendig. 
Mithin ift das Recht, das der Geiſtliche auf Lehrfreiheit at, 
nur ein beſchraͤnktes. 

Um zu einem andern Gegenftande überzugehen, fo hat 
Herr Bürgermeifter Müller in der Kritik, welche er von 
dem Entwurf gegeben hat, unter Anderem bemerkt, baf 
der Entwurf nicht Das gebe, was man erwartet hätte und 
das fcheint mir dad principiel bedeutendfte zu feinz er vers 
mißt darin eine reine, durchgängig correcte Durchführung des 
Preöbyterial: und, Synodalſyſtems. Die habe man billig 
erwartet und biefe gewähre der Entwurf factiſch nicht. Das 
letztere iſt allerdings richtig. Aber ich glaube auch nicht, 
daß man das zu erwarten berechtigt war, einmal barum 
nicht, weit, wie ſchon vorhin Here Dr. Liebner bemerkte, der 
ganze Charakter unferer evangeliſch⸗ deutfchen Kirche einen 
durchaus anderen Entwidelungsgang gehabt hat, fo daß 
alfo das Princip der Confiftorlalverfaffung fchlechterdingd 
verlaffen worden wäre und dad könnte nach meiner Uebere 
zeugung nicht gefund wirken, weil eb der bisherigen Ent: 
mwidelung e -diametro entgegen wäre, Man wäre aber 
auch aus dem Grunde nicht berechtigt geweſen, auf eine 
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ſolche Durchfuͤhrung zu Hoffen, weil der Entwurf ih 
dieſer Beziehung, wie ich ſchon zu bemerken mir er— 
Taubte, auf früheren ftändifchen Befhlüffen fußt, nament- 
lich auf dem damals veiflich erwogenen und von beiden 
Kammern einmüthig befchloffenen Antrage in Beziehung 
auf eine Kirchenverfaffung vom Zahre 1846, wobei aus - 
druͤcklich geſagt ift, daß man die von der Regierung ber 
ſprochene Synodal: und Presbyterialverfaffung gutheiße, 
im Interefje der Autonomie der Landeskirche jedoch eine 
oberſte Behörde? fir Handhabung der Kirchengewalt bean- 
trage; alfo nicht Anderes, ald eine Gonfiftorialbehörde. 
Ich glaube daher, aus diefem Hiftorifchen beutfch-evangelifchen 
und aus dem fpectel ftändifchen: fähfifchen Grunde Eonnte 
man, dad vom Entwurfe nicht fordern und erwartern. — 
Geſtern hat Herr Kloftervoigt v. Pofern gegen diefe Com 
binirung von einer Presbyterial- und Synodalordnung mit 
unferer bisherigen Kirchenverfaffung unter Andern das ein ⸗ 
gewendet, es ſei doch gar nicht in der Sache begründet, 
daß Kinder ihre Mutter corrigiren und ihr die Wahrheit 
fagen wollten. Nun, ich dachte, eine verftändige Mutter, 
welche herangewachfene und uͤberlegende Kinder hat, kann 
ſich doch wohl auch mit denfelben berathen und am Ende, 
wenn fie etwas Bernünftiges vorbringen, es ſich auch fagen 
faffen, ohne daß. die muͤtterliche Auctorität beeinträchtigt 
wird. Auf der andern Seite kann ich aber dem Herrn 
Nittner nicht beiftimmen, der foweit geht, daß er dieſer 
Mutter, welche fi mit ihren ſchon erwachfenen Kindern 
Über Das, was für den Haushalt nüglih und zweckmaͤßig 
fein dürfte, berathen kann, erft noch einen Vormund und 
Erzichee fegen wit. Ich habe ihm wenigftens nicht anders 
werftanden, al er fagte, der Staat muß doch das Schutt 
recht und die Oberleitung haben, und zwar um die Pers 
fectibitität für die Kirche zu garanfiren. Das ift mir denn 
doch des Dings zu ‚viel, das will ich für diefe Mutter nicht 


ben. 
(Mittergutsbefiger Ritt ner bittet ums Wort 
zur Widerlegung.) 

Was ferner die Frage betrifft, ob es Überhaupt zweds 
mäßig und im Beduͤrfniß der Zeit gelegen fei, eine folche 
faubere und correctere Auseinanderfegung zwiſchen Staat 
und Kirche anzubahnen, wie es die Abficht des Geſetzent- 
murfes iſt und wozu der Deputationsbericht noch etwas 
Weiteres bemerkt hat, fo hat mir Dasjenige fehr wohl ge⸗ 
fallen, was Here Staatöminifter v. Beuft hierüber geäußert 
hat; es fel wirklich ein Beduͤrfniß da, in dieſer Beziehung 
den Staat oder die Regierung und bie Kirche oder das 
Kirchenregiment boch noch. correcter von einander zu ſon⸗ 
bern, als es bisher bei und der Kal war. Er erkannte, 
was ich für ganz richtig halte, ein Beduͤrfniß namentlich 
darin, daß durch die bisherige Vermengung des Kichlichen 
amd Staatlichen und umgekehrt, die öffentliche Meinung 
wirklich dahin gekommen ſei, befonders bei Vielen, die das 
in ſich aufnehmen, was in der Luft ſchwebt und allerlei 
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Vorurtheilen zugaͤnglich find, daß fie garnicht mehr unter- 
ſcheiden, was der Regierung, reſpective dem Staate und 
was der Kirche fzugehörtz die daher gern der Regierung 
in die Schuhe ſchieben, was ſie nicht verdient. Ach frage 
Sie, meine Herren, ift das nicht vollfommen richtig und 
liegt nicht eben darin etwas Unnatürlihes, etwas Unge- 
fundes, dem abgeholfen werben muß fowohl im Intereſſe 
der Kirche ald in dem des Staates? Man findet in,öffent- 
lichen Blaͤttern Iſehr häufig Auslaffungen und Schlag 
wörter. Ich will nur eins nennen: „bie ſtaatspolizeiliche 
Kirchlichkeit“. Es giebt noch viele andere, ich will Sie 
aber damit verfchonen. Aber ich frage, meine ‚Herten: was 
gen Sie zu behaupten, daß an folchen Vorwürfen (denn 
das find Vorwürfe, nicht: blos Bedenlen) nit ein Funke 
von Wahrheit fei? Ich getraite mir das nicht zu behaupten; 
nach meiner Anſicht liegt etwas darin, dem abgehoffen 
werden muß. — Uni nod mit einem Worte auf ben 
Kochſchen Antrag wegen einer Vorſynode zuruͤckzukommen, 
fo muß ich allerdings fagen, daß, wenn ich nicht überzeugt 
wäre, daß die Staatsregierung einen ganz loyalen, nameht- 
lic) conftitutionel und ftändifch richtigen Meg eingefchlagen 
hat, indem fie früheren Verhandlungen, auf die ich nicht 
zuruͤckkommen will, gemäß die Sache der Kirchenordnung 
den Ständen vorlegte, fo wüßte ich gar feinen richtigeren 
Weg, auf: welhem eine Kirhenorbnung berathen werben 
könnte, als eine Vorſynode. Und eventuell, wenn ed ja 
dahin kommen folte, daß bie Mehrheit ſich fir das Ser 
paratvotum meines geehrten Collegen in der Deputation, 
ded Herrn Kammerheren v. Schmen, entſcheiden follte, bes 
halte ich mir vor, für jenen Antrag zu fiimmen, weil mir 
derfelbe zehnmal lieber ift, ald die Anträge des Herrn 
dv. Zehmen pure anzunehmen. Ich glaube auch nicht, daß 
man der Idee einer Vorfynode mit Net den Vorwurf 
madjen fönnte, daß fie, wenn auch ber Name vermieben 
werbe, doch der Sache nach eine eonſtituirende wäre, ober 
daß fie fo handeln würde. Das wäre gewiß ſchlechterdings 
unrecht und wenn fie fo angefangen würde, fo koͤnnte gar 
nichts Gutes dabei herausfommen, denn es wuͤrde damit 
vorauögefeßt, man habe biöher eigentlich noch gar Nichts ger 
habt und es müßte jegt erfi Etwas von Neuem aufgebaut 
werden, Das wäre nicht freu, bad wäre nicht die richtige 
Pietät gegen Das, was bisher fchon mit geſegnetem Er⸗ 
folge dageweſen ift, wenn auch manche Mängel immerhin 
darauf führen, daß eine Reform angeftrebt werden muß. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben noch die Herren 
v. Zehmen, Rittner, Bürgermeifter Müller’ zur Widerlegung 
ums Wort gebeten. Zunaͤchſt wide alfo Hert v. Behmen 
das Wort zu, ergreifen haben. 


Kammerherr v. Behmen: Ich, habe mie nur dad 
Wort erbeten zu einer kurzen thatfächlichen Entgegnung auf 
Etwas, was Herr v. Rochow anführte. Ich hatte. mich auf 
die preußifchen Verhaͤltniſſe bezogen; Here v. Rochow hat 
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"aber ſeines Orts eine andere Erfahrung gemacht. Ih habe 
daher ganz einfach die Quelle zu nennen, aus welcher ich 
meine Notizen gefchöpft habe. Es find dies zwei in Preu⸗ 
Ben angefeffene Gutsbeſitzer; davon iſt der eine Gutsber 
figer in der preußifchen Provinz Sachſen, und zugleich ein 
ziemlich naher Nachbar bes Herrn v. Room." Bon diefen 
habe ich diefe Mittheilung, wonach fie allerdings andere 
Erfahrungen gemacht haben. 


Nittergutöbefiger Nittner: Ich will mir nur fehr 
‚wenige Worte geftatten zur Berichtigung einer, wie ich 
glaube, irrthümlichen Auffaffung meiner Aeußerung. Ich 
habe dem Staat ein Oberaufſichtsrecht, eine Oberleitung 
vindicirt nicht für die Perfectibilität in kirchlichen Einrich- 
tungen, fondern ausdrüdlich für diejenigen Verhältniffe, 
wo die Kirche mit dem Staate in unmittelbare Berührung 
tommen muß. Erlauben Sie mir, um Mißverftändniffen 
vorzubeugen, einige diefer Verhaͤltniſſe mit ein paar Wor- 
ten anzubeuten. Es ift zunächft die Schule, wo der Staat 
fich entfchieven die Oberaufficht vorbehalten muß. Zweitens 
das Verhältniß der Ehe. Diefe ift ein fo nothwendiges 
Inſtitut fir das Beſtehen des Staates, daß er dieſes un« 
möglich aus den Händen geben und an die Kirche abtreten 
follte. Drittens meine ic} die Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. Ich 
weiß recht gut, daß der Kirche bei Ausübung. der Wohl 
thaͤtigkelt im Lande ein ſehr großer Einfluß zugeftanden 
werben Tann, aber dad Oberauffichtörecht muß ich auch hier 
dem Staate ausdrücklich vindiciren. J 


Buͤrgermeiſter Muͤller: Zur Widerlegung. Ich habe 
mich zur Entgegnung auf Das, was von dem Herrn Super: 
intendenten Dr. Lechler bezüglich der von mir aufgeftellten 
Behauptung über die Presbyterial- und Synodalverfaffung 
gefagt worden ift, lediglich auf einen einzigen "Punkt zu 
flügen und zwar nur dem Herrn Superintendenten Dr, 
Lechler gegenüber. Ich flüge mich naͤmlich, indem ich Ans 
ſpruche an den Entwurf mache, die ich nicht erfülft finde, 
auf die Lehre von dem allgemeinen Prieſterthum. Ueber 
Stand und Weſen diefer Lehre will ich mich nicht weiter 
verbreiten ; ich habe dazu gute Gründe. Das aber kann ich 
zu bemerken nicht unterlaffen, daß ich den Ausdruck, als 
fei die reine Durchführung der Presbyterialverfaſſung fon 
jest zu fordern, nicht gebraucht habe. Ich habe mich dem 
Entwurfe gegenübergeftellt, wie ex jeht ift, und bin mit 
Abficht nicht auf Das eingegangen, was die geehrte De: 
putation und vorfchlägt und glaube, es hat ber geehrte 
Sprecher diesmal Unrecht gethan, denn er hat nicht einmal 
unterſchieden zwifchen feinen Freunden und zwifchen feinen 
Zeinden. Ich hoffe, er wird fich dadurch beruhigt finden. 
Da ich einmal das Mort habe, fo wird es mir vergoͤnnt 
fein, es aud) zu nehmen ih Bezug anf Das, was von Sei- 
ten des Herin Minifters mir eingewendet worben iſt. Es 
iſt mir der wohlwollende Nath ertheilt worden, daß ich nur 
Einſicht nehmen möchte in die Kirchenordnungen anderer 


Sächsische Landesbibl 


Länder und daß ich dadurch Beruhigufig finden wuͤrde. 
Ich werde diefen Rath bereitwilligft befolgen, wage aber 
die ehrerbietigfte Gegenbitte auszuſprechen, daß man daran 
denfen möge, daß nicht ih Der bin, ber den betreffenden 
zarten Punft angeregt hatz daß ich vielmehr nichts weiter 
gefagt habe, als: ich hätte nicht erwartet, daß die $6. 1. 
und 2 in dem Entwurfe vorhanden feien. Ich glaube faum, 
daß ich mit größerer Bartheit hierbei hätte zu Werke gehen 
tönnen: Ich habe ausdrüuͤcklich hinzugeſetzt, daß ich volle 
ftändig mit dem Inhalte der Paragraphen einverftans 
den ſei. 

Sreiherr v. Roch ow: Auf die Aeußerung des geehrten 
Ab. v. Zehmen will ih nur bemerken, daß ich lediglich 
auf die Ortſchaften meines Patronats Bezug genommen 
habe. 

Bürgermeifter Hennig: Da fo Vieles und Ausge 
zeichnetes in diefer Angelegenheit bereits in ber Kammer 
gefprochen worden ift, fo ift man, wenn man ald Sprecher 
foät an die Reihe kommt, allerdings in der üblen Lage, 
nur gar zu leicht oft Gefagtes zu wiederholen. Ich will 
mic) daher nur auf einige wenige Bemerkungen befchränfen, 
um meine Abftimmung zu motiviren, was man ber hohen 
Wichtigkeit der Sache ſchuldig iftz ich werde gegen den 
Entwurf und gegen den Majoritätsantrag der Deputation 
ftimmen, und zwar aus den Gründen, die ber Here 








v. Zehmen in feinem Separatvotum geltend gemacht hat 
und die noch Herr Bürgermeifter Koch in anderer Ber 
ziehung ausgeführt Hat. Wenn eine Kirchenordnung nur 
das bietet, wad der Entwurf enthält, fo glaube. ic) über: 
haupt, brauchen wir keine Kirchenordnung. Denn ab , 
'gefehen von ber Synode, die mir ohnehin bedenklich ifl, 
ift, glaube ih, in der Hauptſache alles ſchon da, was die 
Kirchenordnung uns bietet, wenn auch vielleicht in einer 
etwas anderen, befcjränkteren Form. Unfere kirchlichen 
Buftände find alle durch dad Gefe geregelt, die Parochiak 
verhältniffe, die Patronatverhältniffe, der Stand der Kirche 
zum Staate u. ſ. w. Ich glaube es kommt vielmehr 
darauf an, daß bad, was wir haben, nußbar gemacht 
werde und zwar mehr, als dies zeither der Fall geweſen iſt. 
Denn um nur Eines anzuführen, der Entwurf führt neue 
Kirchenvorſtaͤnde ein, direft gewählt aus der Gemeinde. 
either war bie. Vertretung der Kirche zugleich in ber 
Hand der politifcgen Vertreter der Gemeinde; ich gebe 
nun zu, daß bie politifche Vertretung fehr wenig Einfluß 
gehbt hat auf das Leben unferer Kirche, allein das war 
wirklich nicht ihre Schutt. Ich bin feft überzeugt, wenn 
man bie politifche Vertretung ald Vertretung der Kirchen 
gemeinde für die Kirche mehr nutzbar gemacht hätte, daß 
fie dann auch mehr geleiftet haben wuͤrde. Wann hat 
man aber bie politifchen Vertreter in Sachen der Kirche 
gehört? nur dann, wenn es darauf ankam, die. Mittel zu 
tewiligen, oder wenn man cinen/Geiftlichm angeſtellt Hatte, 
wo fie mit ihrem, ziemlich werthlofen Votum, mit ihrem 
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negativen. Votum gehoͤrt werden mußten. Haͤtte man diefe 
politifchen ‚Vertreter von -einer ‚Zeit zur anderen in kirch⸗ 
Tichen Angelegenheiten :vernommen und «von Seiten des 
Kirchenregiments ‚gehört, wie man dies mit fo glücklichem 
‚Erfolge bei den Kirchenviſitationen gethan hat, fo bin ich 
feft>überzeugt, man ‚würde denſelben Nußen ‚erzielt haben, 
den ıman nad) ‚dem Entwurfe vom Kirchenvorſtand ‚ers 
wartet. Mir ift uͤbrigens der meue-Kirchenvorftand in einer 
Beziehung :fogar bedenklich. Theoretiſch ‚halte ich -feine 
Stellung Für- richtig, aber praktiſch iſt fie jedenfalls nicht 
ohne Bedenken. Der Kirchenvorftand foll Befchtüffe faffen 
und „bie „politifchen Vertreter follen die ‚Mittel dazu -ber 
willigen. Da liegt es nun auf der Hand, daß die polis 
tiſchen Vertreter nicht alemal-derfelben Meinung ‚und. Ans 
ficht fein werben ‚und. fein koͤnnen, welder der Kirchenvor- 
fand ift. Zu wilden Zerwürfniffen in der Gemeinde muß 
es aber führen, wenn bie politifchen Vertreter nun gezwungen 
find, wider Willen das zu bewilligen, was ber Kirchenvor⸗ 
ftand nach feiner Anficht für notwendig Hält! Nach meiner 
Ueberzeugung liegt ferner auch gar fein fehr dringendes 
Beduͤrfnig vor, unfere Kirchenverhäftniffe neu zu geftalten; 
wenigftend wage ich mit voller Beftimmtheit zu behaupten, 
daß das Beduͤrfniß in den Gemeinden nicht fo tief empfunden 
wird, daß das Verlangen nach einer Reform fchon jet Elar herz 
vorgetreten wäre. Nurin den Gemeinden, wo eine gewiffe Uns 
zufriedenheit herrfcht, winfcht man eine Regelung, wo der Geifts 
liche unzufrieden ift mit feiner Gemeinde und die Gemeinde 
mit ihrem Geiftlihen. Der Geiftliche Flagt dort gewöhnlich 
über Mangel an kirchlichem Sinn, ‚geht man aber der 
Sache auf ven Grund, fo fällt in der Negel das Nefultat 
zum Nachtheile des Geiftlihen aus. Cine folde Unzufrie 
denheit herrſcht befonders in den Gemeinden, wo der Geift: 
liche einer extremen Richtung huldigtz die extreme Richtung 
nad) unten in rabicalsrationaler Beziehung wird wohl fo 
leicht von Feinem Geiftlichen jet mehr vertreten, aber in 
dem anderen Ertreme, der bypererthoboren Richtung, finden 
wir allerdings noch manchen Geiſtlichen, und wo nun ein 
ſolcher Geiftlicher wirkt, da herrſcht Bein gegenfeitiges Ders 
trauen, da wird fein kirchlicher Sinn vorhanden fein; bei 
ihren Predigten ergehen fich folche Geiftliche häufig in einem 
düftern Dunkel, in uͤberirdiſcher Schwärmerei, fo daß, wenn 
die Zuhörer die Kirche verlaffen, bie Meiften nicht wiffen, 
worüber der Geiſtliche gepredigt hat und man nichts ins 
Haus und in die‘ Familie mit fi nimmt. Wo der Geift- 
liche gut ift, da ſieht es auch um bie Kirche gut, da iſt 
firhlicer Sinn vorhanden, da braucht man und will man 
feine Kirchenordnung. Endlich ift ein Hauptgrund, wes- 
Halb ich gegen ben Gefigentwurf flinmen werde, der, weil 
mie wenigftend in diefem Augenblicke bie Sache noch nicht 
fpruchreif zu fein ſcheint. Das beweiſen am ſchlagendſten 
die :Diputationsberichte im Verhaͤltniſſe zu dem Entwurf 
Sie Alle haben die Berichte gelefen und werden mir bei 
ſtimmen, daß darin die berſchiedenartigſten Anſichten ver⸗ 
18 (4. Abonnement.) 










freten ‚find und daß man über,bie I i 
bürfniffen abgeholfen he 
Klaren iſt. Nach meiner Anficht wäre.e3 daher 
mäßigfte, wenn man dieſen Enttoyef weniaflens noch einige 
Zeit zurüiegte, Ich glaube, man würde dadurch der Sache 
nichts fehaben, ihr dm Gegentheil wefentlich nügen und 
fie fördern. —* 

Freiherr v. Schoͤnberg⸗-⸗Bibran: Ich komme auf 
die, Aeußerung zuruͤck, die Herr Rittner am geſirigen Lage 
am Schluſſe feiner.Rede ‚gethan. I glaube, daß diefe 
Srage, welche fo Iqutete: Welche Stellung nehmen die der 
DOberlaufig angehörigen Mitglieder diefer Kammer bei der 
Abftimmung Über. die Kirchenordnung ein? jedenfalls einer 
Antwort bebürfe. Ich ‚werde biefe Antwort kurz und nur 
allgemein geben. Die Mitglieder diefer Kammer, welde 
zugleich Stände der Oberlaufig find, faffen ihre Stelung 
in biefer Kammer Far auf, nämlich bei allen Abftimmuns 
gen ftimmen fie nah Pflicht und Gewiffen. Haben wir 
und dennoch veranlaßt gefunden, am geflrigen Tage eine 
Erflärung zu Protoföl zu geben, die ſich lediglich auf 
unfere verfaffungsmäßigen Rechte bezog, fo glaube ich, wird 
‚Here Nittner gewiß mit mir einverftanden fein, daß es im 
Intereffe der Ständeverfammlung felbft wohl liege, die vers 
faffungsmäßigen Nechte der Oberlaufit; auch hier zu achten, 
zu ehren und zu firmen. 

Dberhofprediger Dr. iebner: Die Frage des geehrten 
‚Herrn Rittner über die Rechte der Geiftlichen ift fehr wichtig. 
Ich hatte aber gedacht, fie fellte verhandelt werben bei ber 
betreffenden Stelle des Entwurfes. Denn wenn wir alles 
Einzelne vorausnehmen, fo kommen wir mit der allgemeis 
nen Debatte nicht von der Stelle. Ich würde alfo mir 
vorbehalten, bei ber fpeciellen Debatte an der betreffenden 
Stelle feinem Aufrufe zu entfprechen. 

Adbocat v. Könnerit: Ich habe mir das Wort nur zu 
einer kurzen Bemerkung erbeten, damit meine Abftimmungen 
bezüglich der zur Berathung vorliegenden Kirchenordnung 
zu feinen unrichtigen Folgerungen Veranlaffung geben. 
Die der geehrten Kammer bekannt ift, ftehen meinen Hers 
ven Gonftituenten befondere recegmäßige Rechte zu, welche 
denfelben weder durch Gefek noch durch Verordnung, noch 
durch einen fonftigen Aft ber Staatögewalt entzogen werben‘ 
fönnen. Auch durch die Kirchenordnung vermögen biefe 
receßmaͤßigen Nechte in Feiner Weife geſchmaͤlert zu werben, 
und bin id) der feften Ueberzeugung, daß auch die hohe 
Staatöregierung dieſe Anſicht als vollkommen richtig ans 
erfennt. Damit es aber nicht den Anfchein gewinnt, ald 
ob bei meinen Abftimmungen die Aufgabe receßmaͤßiger 
Rechte beabſichtigt werde, erlaube ich mir, zu 'erflären, 
daß ich durch) meine Abftimmungen bezhglich der zur Ber 
athung vorliegenden Kirchenordnung den receßmaͤßigen 
echten meiner Herren Conftituenten etwas nicht vergeben 
will und erfuche den Herrn Präfidenten, die Geneigtheit 
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zu haben, die Aufnahme dieſer Erklaͤrung in das Drotofoll 
zu vermitteln, 

Präfident v. Schönfels: Es wird gemäß diefer Bitte 
die Aufnahme dieſer Erklärung in das Protofol ftattfinden. 


Koͤnigl. Commiffar Geheimer Rath Dr. Hübel: Nah 
der Anficht der Regierung greift der Entwurf der Kirchen« 
ordnung durch Feine Beftimmung in die recefmäßigen Rechte 
des Hauſes Schönburg ein, es find auch dem Unterconſi⸗ 
ſtorium in Glauchau ausdruͤcklich die Rechte vorbehalten 
worden, die es recehmaͤtig auszuüben hat. Sollten jedoch 
Beflimmungen, welche in ber Kirchenordnung nachgewiefen 
werben, mit den recefmäßigen Rechten des Haufes Schön: 
burg in Widerſtreit treten, fo wird die Regierung biefe 
auf dem receßmäßigen Wege auszugleichen fi) angelegen 
fein laſſen. 


Nedacteur H. Meinhold, Gerretär Im Koͤnigl. Miniſterium de8 Irnern. 


Praͤſident v. Schönfels: Mit dieſer Erklaͤrung wird 
der vorhergehende Sprecher gewiß ſich einverſtanden er⸗ 
klaͤren. Ich habe zu erwarten, ob Jemand weiter in Bezug 
auf die allgemeine Debatte das Wort zu ergreifen gemeint 
iftz es ſcheint nicht der Fall zu fein. Es hat ſich daher 
die allgemeine Debatte erfhöpft und ich würde diefelbe 
ſchließen fönnen. Es behalten ſich aber nothwendiger Meife 
fowohl der Herr Neferent als der Herr Separatvotant das 
Schlußwort vor. Da diefe Schlußworte jedenfalls laͤngere 
Zeit in Anſpruch nehmen würden, fo ſchlage ich vor, bie 
heutige Sitzung zu ſchließen und beraume die nächfte auf 
tünftigen Donnerftag zehn Uhr,an zur Fortſetzung ber jetzt 
eben abgebrochenen EB; Die heutige Sigung iſt 
geſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 1 Uhr 47 Minuten.) 


— Drud von B. ©. Teubner in Dreben, 
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Achte Öffentlihe Sikung der Erften Kammer 
am.13. December 1860. 


Inhalt: 

Verleſung bes Prototolls. — Regiſtrandenvortrag. — Ent» 
ſchuldigungen. — Fortgeſetzte Berathung des Entwurfs der 
Kirchenordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche im 
Königreiche Sachfen, und zwar über die 66. 1 bis mit 6, d 


— 


Die Sitzung beginnt um 10 Uhr 25 Minuten Vor 
mittags in Anwefenheit von 37 Kammermitgliedern, fowie 
in Gegenwart des Herrn Staursminifterd dv. Falken ſtein 
und ber Fönigl. Commiſſare Geheimen Raths Dr. Hübel 
und Kirchenraths Dr. Gilbert, mit Verlefung ded vom 
Serretär v. Egidy über die legte Sitzung aufgenommenen 
Protokolls. 

Praͤſident v. Schönfels: Hat Jemand gegen die Faſ⸗ 
fung des Protokolls Etwas einzuwenden? — Wo nicht, 
fo erfläre ich daffelbe als genehmigt und erfuche die Her· 
ven Nittergutöbefiger Nittner und Buͤrgermeiſter Gott- 
ſchald, daffelbe mit mir zu vollziehen. 

(Dies gefihieht.) 

Wir werden nun zum Vortrag aus der Regiftrande 
übergehen und erſuche ich den Heren Getretär v. Egidy, 
denfelben zu erftatten. R 

Mr. ae Die Vorftände der hiefigen Handelsinnung 
und die Abminiftration des Chemniger Fabrit» und Hans 
delsftandes hberfenden 25_Druderemplare einer zunächft bei 
der Zweiten Kammer eingereichten Petition, das Frachtge - 
fchaͤft der Eifenbahnen betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es iſt bereitd vom Herrn 
Secretär erwähnt worden, daß dieſe Petition zunächft an 
die Zweite Kammer abgegeben worden ſeiz wir werden 
daher zu erwarten haben, in welcher Beziehung in jener 
Kammer ein Bericht barlıber erftattet werben wird, um 
fodann das Weitere hierüber zu verfügen. Eine Refolution 
iſt jet nicht zu faffen. 

(Mr. 75.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
7. December 1860, die weitere Beräthung, bes Entwurfes 
eines Gewerbegeſetzes betr. 

1. K. (1. Abonnement.) 


Präfident v. Schoͤnfels: Es wird hier fo zu verfahe 
ten fein, wie ſchon mehrfach bei ähnlichen Protofollen ger 
ſchehen ift, es wird daſſelbe an bie betreffende Zwiſchende⸗ 
putafion abgegeben werden. 

(Nr. 76.) Weiterer Ertract deffelben Protofoles, die 
fernere Berathung über den Gefegentwurf wegen Erridhr- 
tung von Gewerbegerichten: betr.! 

Präfident v. Schönfels: Hier tritt ganz derfelbe Fall 
ein, wie bei voriger Nummer. 

Mr. 77.) Dergleichen Ertract des naͤmlichen Protor 
kolles, enthaltend die Genehmigung ber ſtaͤndiſchen Schrift 
über das allerhöchfte Decret, den Entwurf eines Gefehes 
wegen proviſoriſcher Forterhebung der Steuern und Ab» 
gaben im Jahre 1861 betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es ift der Kammer befannt, 
daß diefe Schrift bereits abgegangen iftz es wird daher 
diefer Protofollertract zu den Acten zu nehmen fein, 

Eine weitere Nummer liegt nicht vor. Herr Graf 
v. GEinfiedel:Wolfenburg hat ſich fir die,heutige Gitung 
wegen dringender Privatgefchäfte entfchuldigt. 

Eine weitere Mittheitung habe ich nicht zu machen, 
wir können daher fogleich zum Gegenflande unferer Tages⸗ 
ordnung fibergehen und ich erfuhe den Herrn Referen- 
ten, den Nednerftuhl zu biefem Behuf. zu betreten. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Da bem Referenz 
ten das Schlußwort zugetheilt ift, fo weiß ich nicht, ob 
der Herr Präfident vieleicht einem Redner der Minorität 
zuvor das Wort geben will? 


Präfident v. Schönfeld: Es hat ſich weiter Niemand 
gemelbetz es würden baher bie beiden Herren Referenten 
nod zum Schluß zu ſprechen haben und zwar zunaͤchſt der 
Herr Referent der Minorität. L 

Kammerhere v. Zehmen: Es ift heute nur noch dem 
Vertreter des Sondergutachtend und dem Neferenten ber 
Majorität der Deputation das Wort zu ergreifen geſtattet. 
Ich fühle allerdings, wie mißlich es ift, heute mit einem 
Schlußwort zu beginnen, nachdem bereits durch einen zwei⸗ 
tägigen Zwiſchenraum der organifche und Iebendige Zu⸗ 
fammenhang der Debatte, welche in der Kammer geführt. 
worben ift, unterbrochen worden iſt. Ich werde mich daher 
heute darauf beſchraͤnken, noch einmal mit wenig Worten 

35 





238 


den Standpunkt darzulegen, den ich mich für verpflichtet 
gehalten habe, nach vielfeitiger Erwägung ber Regierungs- 
vorlage gegenüber einzunehmen; Derfelbe brüdt ſich in 
den wenigen Worten aus, dag ich den ung zur Berathung 
vorliegenden Entwurf einer Kirchenorbnung zur ſtaͤndiſchen 
Verabſchiedung gegenwärtig noch nicht für reif halte. 
Ich Habe daher vorgefhlagen, bie ſtaͤndiſche Zuftimmung 
vor der Hand auszuſetzen; bie Vorlage in ihren Einzele 
heiten durchzuberathen; das hiernach ſich ergebende Gut: 
achten zufammenzuftellen und ber Staatsregierung zu weis 
terer Erwägung in der Sache zu übergeben. Allerdings 
würde hierbei die Frage erwogen werben müffen, ob es ger 
vathen fein möchte, eine anderweite Kirchenordnung vorzus 
legen ober ob es beffer fei, in mehr reformatorifchem Wege 
durch Einzeln « Beftimmungen vorzuſchreiten und alfo die 
zu ändernden Punkte Schritt vor Schritt vorzunehmen. 
Wenn man an diefe einfachen Säge mein Sontergutad: 
ten anlehnt, indem ich mich für ein, almäliges Beſſern in 
demjenigen, was ber Kirche Noth thut ausgefprochen habe, 
fo wird man darin eine Inconfequenz nicht finden Können, 
wie fie mir von einer Seite wenigftens vorzuhalten ver- 
fucht worden if, Ich habe Übrigens durchaus nicht bes 
hauptet, daß Alles, wie es jest in der Kirche befteht, durch» 
aud gut wäre und einer Befferung nicht bebürfte. Aber 
allerdings möchte ich demjenigen geehrten Mitgliede, welches: 
mie in der letzten Sitzung die berührten Einwände machte, 
die Frage zurlcgeben: ob er denn wohl glaubt, daß, 
wenn es zur Verabſchiedung der Kirchenordnung kaͤme, 
wie ſie jetzt vorliegt oder vielleicht mit einigen Mobificatio: 
nen, bann in ber That ein neues, goldenes Zeitalter der 
Ruhe zu erwarten fei? Ich glaube nicht. Im Gegentheil 
glaube ich, daß dann erft recht Streitigkeiten und Störuns 
gen in ben kirchlichen Verhaͤltniſſen eintreten möchten. Es 
ift daher wohl durchaus confequent, wenn ich mich nicht 
dafur auöfpreche, gegenwärtig gleih mit einem in alle 
‚ Verhältniffe einfehneidenden Gefege vorzugehen. Um aber 
ebenfo weiteren Mißverftändniffen im Voraus zu begegnen, 
will ich hier nur noch kutz bemerken, daß ich der Auffafs 
fung von der Trennung des Staates und der Kirche, wie 
fie Here v. Erdmannsdorff in der letzten Sitzung aufs 
ftellte, meinerfeits nicht beiftimmen koͤnnte. Ich halte eing 
fo durchgreifende. Trennung der Kirche vom Staate für 
unfere fächfifche Landeskirche weder für möglich, noch übers 
haupt für raͤthlich. Die Bezugnahme auf die Verhältniffe 
der Fatholifchen und reformirten Kirche Tann ich hierin nicht 
für ſtichhaltig erachten. Die katholiſche Kirche Iäßt nach 
den Grumdfägen, auf melden fie beruht, die Möglichkeit, 
die oberfte Spige der Kirche aus fich felbft herauszubilden, 
fie ift mit einem Worte eine hierarchiſche. Die reformirte 
Kirche Hat diefe Möglichkeit durch die demokratiſche Grund: 
lage, auf der fie beruht. Unfere Kirche fteht in der Mitte. 
Wir würden eine vollftändige Trennung ‚unferer Kirche 
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vom Staate nur möglich machen koͤnnen, wenn wir die 
Rechte der Krone antafteten und die Grundlagen unferer 
Verfaſſung im Befentlihen umgeftalteten” Im Hinblick 
auf die Verhandlungen, welche wir in ben letzten zwei 
Tagen gehabt haben und wenn id mich an bie vielfachen 
Verhandlungen der Zwifchendeputation zurüderinnere, habe 
id) mic) überzeugen und mit fagen müffen, daß in der That 
noch viele Fragen, hochwichtige Fragen, welche in den Vorder⸗ 
grund treten, noch nicht genügend abgeklärtfind. Die Meinuns 
‚gen gehen noch viel zu weit auseinander, als daß es gerathen 
wäre, ſchon jegt zu einer Beſchlußfaſſung zu ſchteiten. Man 
darf das nicht einmal wuͤnſchen. Wir haben uns früher 
vielfach über die kirchlichen Verhältniffe ausgeſprochen 
aber und immer nur in allgemeinen Grundfägen und Ans 
ſchauungen gehalten. Erſt durch die Negierungsvorlage 
find wir jest auf dad Specielle gefommen und hier hat 
fi) gerade gezeigt, wie weit auseinander gehend die Anſichten 
find. Ich habe mich noch Über einen Punkt zu rechtfers 
tigen, weshalb ich nämlich felbft für den Fall, daß die 
Kirchenordnung mit allen den Mobificationen, die wir vors 
geſchlagen haben und die wir irgend wuͤnſchen koͤnnten, 
felbft durch das BVereinigungsverfahren durchzubringen 
wäre, mich nicht dazu verſtehen mochte, die Verabfchie: 
dung des Gefehes zu empfehlen, Der Grund dafür ift 
ein einfacher, Die geehrte Majorität der Deputation felbft 
hat fo weſentliche Mobdificationen vorgefhlagen, fo Schritt 
vor Schritt Bauftein auf Bauftein aus dem ganzen Baue 
der Regierungsvorlage herausgenommen, daß mir eine 
nochmalige Sichtung des Materials, ich möchte fagen, 
eine zweite Sefung der Vorlage unbebingt notwendig 
erfheint. Auch muß id) bemerken, daß die geehrte Mar 
jorität der Deputation bei dieſem Verfahren doch auch 
einige Baulucken zuruͤckgelaſſen hat, die noch auszufüllen 
find, fo z. B. die Vorſchlaͤge für das Maplverfahren bei 
der Synode, die fie empfiehlt für den Fall, daß bie 
16 Superintendenturbezirfe nicht genehmigt werden foll 
ten und die in fo allgemeinen Umriffen gegeben iſt, daß 
man faum weiß, wie eine Abftimmung darüber möglich 
fein möchte und Mehreres noch. Es ift alfo auch ſchon 
aus Nüdfiht auf die vielfachen Aenderungen, welde 
ſelbſt im glücklichſten Falle des Gelingens, immer noch 
in ben Gefegentwwurf hineingepaßt werben müßten, noth- 
wendig, daß. nicht mur die fihtende Hand der Kritik 
über den Gefegentwurf- hingehe, fondern daß auch noch 
die · lͤuternde Zeit hinzutrete und in Ruhe eine ſach 
kundige Hand das Ganze noch einmal überarbeite. 
Erft dann Bönnen wir hoffen, in der That etwas Gute 
au befommen, Wie jeht die Verhandlung und bie 
Sache im Allgemeinen ſieht, muß ich baran zweifeln und 
habe felbft für jenen zulegt angebeuteten Fall eine em⸗ 
pfehlende Befürwortung nicht ausſprechen mögen. Das 
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239 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun der Herr 
Referent der Majorität der Deputation das Wort.zu ers 
greifen haben. 

Neferent DVicepräfident v. Friefen: Die Verhand⸗ 
lungen ber leßten Tage, meine geehrten Herren, haben fo 
reichhaltigen Stoff zum Nachdenken geliefert, daß es bie: 
mal doppelte Pflicht des Neferenten fein wird, fih nur an 
die Hauptpunkte, an die weſentlichſten Fragen zu halten 
und ſich zu bemühen, dasjenige von ihnen herauszuheben, 
auf deffen Beantwortung es hauptfächlich anfommt. Ich 
werde mich daher auf die Beantwortung einzelner Reden, 
Gedanken und Anfichten nicht einlaffen können und nicht 
einlaffen duͤrfen. Ich habe eine zu hohe Achtung vor der 
Neberzeugung und Meinung eines Jeden, als dag ich ihm 
diefe Anfichten verdenken oder gar fie ihm widerlegen oder 
abftreiten wollte, Aber es giebt 'andererfeits auch wieder 
Fragen der unbebingten Nothwendigkeit, über die man ſich 
ausfprechen und vereinigen muß; tiber die man nicht ſchwei⸗ 
gen kann und biefe hervorzuheben, ift Pflicht der Depu- 
tation und des MNeferenten. Der Spruch: „in dubiis 
libertas, in necessariis unitas, in omnibus autem caritas‘* 
bleibt doch immer wahr und immer ber, am welchen wir 
ung halten müffen. Meine Herren! Die Verhandlungen 
der letzten Tage haben wohl den unwiderleglichſten Beweis 
geliefert, daß die Meinung Derer, welche die Ständevers 
fammlung nicht fir das wirklich geeignete Organ zur Bes 
rathung der Kirchenordnung halten, nicht die richtige ift. 
Im Gegentheil hat die Ständeverfammlung ihre Competenz 
und ihre Befähigung dazu in diefen Tagen recht augen: 
ſcheinlich bewiefen. Keiner Synode in der Welt, wie und 
nad) welchen Geſetz fie auch immer zufammenberufen wer, 
den möchte, würde es gelingen, mehr Treue und mehr Ein: 
ſicht in Sachen der Kirche an den Tag zu legen, als unfere 
Kammer e8 in den letzten Tagen bargethan hat. Ich habe 
mid) — wenn man fo die Geſchichte unferer Kirchenver- 
faſſung nod einmal .überfchaut — faft in bie Zeit der 
alten getreuen Stände von 1542 und 1580 verſetzt gefühlt. 
Es ift nicht möglich, daß die Sache der Kirche mit mehr 
Gewiffenhaftigkeit von ihnen berathen worden fein kann, 
als 3 von uns gefchehen if. Waͤre es möglich und ers 
laubte es unfere Werfaffung, daß nach diefer Berathung 
Die Deputation nun erftlich ihre genaue Berathung ans 
ſtellte und nun erft Ihnen Bericht erftattete, fo glaube ich, 
wuͤrde dies viel beitragen, um die Befriedigung der Kam- 
mer, ſowie der hohen Staatsregierung zu erlangen. Indeß 
hat ja die Deputation thun müffen, was fie gefonnt.hat 
und wenn fie auch nicht Alles fo beleuchtet und beurtheilt 
Hat, wie die gechrten Redner es gethan, num fo wird ja 
die Kammer aud im weiteren Fortſchreiten der Verhand: 
lung das Richtige finden und ber Deputation den richtigen 
Weg ihrerſeits anzubeuten wiffen. Auf einige Erinnes 
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rungen muß id) mich doch einlaffen und fie in Kürze ers 
wibern. Man Hat vor allen Dingen gewarnt vor einem 
radicalen Neubau, vor Sprüngen und dagegen einen theils 
weifen Umbau, ein nur allmäliges Fortbilden, eine fchritt 
weife Entwidelung verlangt. Nun, meine Herren, das ift 
ja, was auch · wir. beabfichtigen und was bie Staatöregies 
rung beabſichtigt hat. €3 ift ja nicht von radicalem Um— 
fhurz die Rebe. Im Gegentheil hat bie Staatsregierung 
die Grundlagen unferer altehrwirdigen Kirchenverfaffung, 
wie mir fcheint, vecht fehr beachtet und zum Anhalt und 
zur Grundlage einer weiteren Fortbildung genommen. Auf 
der anderen Seite hat man wieder gefagt, die Regierung 
fei mit allzugroßer Aengftlichkeit verfahren; fie habe im 
Entwurfe doch Feine vollftändige Presbyterial: oder Syno⸗ 
dalverfaffung hergeftellt. Einerfeit verlangt man für bie 
Synode mehr Nechte, anbererfeitd warnt man wieder vor 
kirchlichen Landtagen, vor dem gefährlichen Syfteme der 
Majoritätsbefchlüffe, vor gefährlichen Parteibeſtrebungen 
in der Kirche. Alles fehr richtig, Man erkennt wohl 
im Allgemeinen an, daß die Kirchenvorftände und eine 
Gemeindevertretung ein Bebürfniß, eine Forderung der Ger 
rechtigkeit fei und es wurde glei im Anfang von einem 
hochgeehrten Redner. gefagt, die alte Eonfifiorialverfaffung 
Sachſens fei hauptfächlih am: Mangel’ einer Gemeindes 
vertretung erlahmt. Andererſeits wurbe aber wieder bie 
Meinung geäußert, daß die bisherigen politifchen Ver⸗ 
treter der Gemeinden bei Berathung der kirchlichen Ans 
gelegenheiten vollfommen genügen wirden, wenn man 
nur ihre Kräfte zu benußen verſtehez wenn man fie zur 
Theilnahme an der Kirche heranzuziehen und heranzubilben 
wife. Freilich wurde aber auch wieder von anderer Seite 
von den Kirchenvorftänden weit mehr verlangt, eine ſolche 
Ausbildung der Presbyterien, dag mit ihrer Huͤlfe der 
Wunſch Luthers ausgeführt und durch den Saienftand der 
Kirche geholfen werben könnte. Es ift dies ein Gegen 
fand, wo Sie fehen, daß auch die Deputation unter ſich 
ſehr verſchiedene Anfichten haben konnte. Es ift naͤm⸗ 
lich dieſe von einem geehrten Deputationsmitgliede aus⸗ 
geſprochene Anſicht eine ſolche, gegen die ich mich gewaltig 
verwahren müßte, ber ich nicht beiſtimmen koͤnnte. Der 
Kirche fol nicht: durch den Laienftand geholfen werden, 
fondern dem Laienftand dur die Kirche. Der Laiens 
fand foll die Lehre empfangen; foll fie aber nicht dem 
Amte der Kirche mittheilen und geben. Wollte man biefen 
Sag auf innere Kirchenangelegenheiten anwenden und bis 
zur Spitze fortführen, fo würde man zum veinften Sub⸗ 
jectivigmus gelangen und der geehrte Redner wird gewiß 
mit mir einverffanden fein, wenn ich an das Wort er 
innere: „ihr habt mich nicht erwählt, fondern ich habe 
euch erwählt.” Mas’ die Befugniffe der Kirchenvorſtaͤnde 
in weltlichen oder Außeren Angelegenheiten der Kirche ane 
langt, ſo fand ein Vorredner, ‘daß die Kirchenvorſtaͤnde 
35* 
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im Beſchließen von Kirchenanlagen viel zu weit gingen; 
dafs fie dadurch ein wirkliches Befteuerungsrecht erhielten; 
anbererſeits wurde aber wieder gefunden, daß fie in ber 
Verfügung über die Einkünfte des Kirchenvermoͤgens viel 
zu beſchraͤnkt feien; alles Segenfäge und Meinungen, die 
jegt Gegenftand der Berathung und Beſchlußfaſſung fein 
miffen. Meine Herren, man Tann dem Entwurfe nicht 
vormwerfen, daß er dies und jenes nicht nach unfern Anfichten 
geordnet und eingerichtet Habe, weil wir ja eben jetzt dazu bes 
rufen find, unfere abweichenden Meinungen, überhaupt 
unfere Anfichten und Vorfchläge abzugeben. Man hat aud« 
geſprochen, der Entwurf habe eine viel zu bureaußratifche 
Färbung; man warnt vor Formalismus, er feiunvollftändig; 
fehle ihm an richtig durchgeführten Principienz Vieles 
fei durchzuführen unmöglich; er fei unpraktifch; die Loͤſung 
der Aufgabe fei überhaupt Feine gelungene und glüdliche. 
Nun, meine Herren, auf ſolche allgemeine Bemerkungen 
iſt es fehwer zu anfworten. Es bebürfen biefe Auöftelluns 
gen eben des Nachweifes; es muß im Einzelnen gejagt 
und gezeigt werben, wo ed am Nöthigen fehle, wo Etwas 
zu verbeffern ſei. Als Deputationsmitglied und Referent 
glaube ich aber gerade bei diefer Gelegenheit der Staats: 
vegierung dad Anerkenntniß ſchuldig zu fein, daß fie bei 
der ungemeinen Schwierigkeit dieſer Sache ihre Aufgabe 
gut, gewiffenhaft und mit der größten Treue gelöft hat. 
Ich erblicke in dem ganzen Entwurfe eine Arbeit, wie wir 
fie von der alten ſaͤchſiſchen Gründfichkeit und Gediegenheit 
gewohnt find. Ich habe fhon einmal erwähnt, kann aber 
nicht umhin, es zu wiederholen, daß die Regierung ſich 
bier auf den Standpunkt unferer altehrwuͤrdigen Kirchens 
verfaffung, wie fie fich num feit drei Jahrhunderten aus: 
‚gebildet, geftellt hat. Sie hat nicht umgeftürgtz fie nimmt 
nicht einen durchaus neuen Bau vor; fie hat nur das 
Werk der Fort: und wahren Ausbildung unternommen und 
mohl zu beachten: auf ausbrüdlichen Wunſch und nad 
ausdruͤcklichem Gutachten der Stände. Die Regierung 
hat meines Erachtens gethan, was fie Eonntez fie hat ihre 
Schuldigkeit gegen und erfüllt und da müffen wir dank⸗ 
bar anerkennen. Und in diefer Beziehung nehme ich eine 
Aeußerung des: Heren v. Rochow mit Freuden an, indem 
auch. er bekannte, daß im Entwurfe alle Keime einer ge 
deihlichen und gefegneten Fortbildung enthalten find. Es 
ift nicht davon die Rede, die jetzigen Zuſtaͤnde unferer Kirche 
als volllommen barzuftellen; man darf nicht fagen, daß 
fie einer Verbeſſerung nicht beblrften; aber man darf fas 
gen, daß fie im Vergleich zu andern Zeiten und mit andern 
Ländern wirklich noch gut find. Und gerade deshalb, weil 
«8 fo Ät, weil ſchon Vieles beffer geworben ift, eben des 
halb muß man aud) von Seiten der Regierung und Stände 
etwas thun, um durch die äußeren Formen auch das innere 
Leben zu befördern. Einige wefentliche Grinnerungen muß 
ich mie doch noch als befonders wichtig hervorzuheben er⸗ 
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Lauben, obgleich ich mich forgfältig hüten werbe, ber ſpeciellen 
Berathung vorzugreifen. Es ift gefagt worden, bad geifte 
liche Amt jet in den $$. 17 bis 19 doch etwas zu kurz bes 
handelt worden, man habe zu wenig darüber gefagt. Oh, 
meine Herren, wir haben benfelben Gedanken auch in der 
Deputation gehabt, haben ihn beſprochen, haben aber au 
die Antwort darauf gefunden. Sie beftcht ganz einfach 
darin, daß es in dieſem Entwurfe nur noͤthig war, das 
geiſtliche Amt in feiner Beziehung zu den Kirchenvorftäns 
den und Kirchengemeinden darzuftellen, nur infoweit, als 
den Geiftlichen neue Pflichten in der Verwaltung der Ger 
meindeangelegenheiten und im Vorſitz der Kirchenvorftände 
übertragen werden. Was aber freitich das eigentliche, geift: 
liche Amt anlangt, das Amt der Predigt, das Amt der 
Seelforge, das Amt, das Sacrament zu verwalten, Haus— 
halter über die Geheimniffe Gottes zu fein, das, meine 
‚Herren, find nicht Gegenftände der Kirchenordnung. Diefe 
Pflichten, diefer hohe Beruf beruht auf einer Grundlage, 
welche weit außerhalb diefed Geſetzes liegt; auf einer Grunde 
lage, die rein kirchlich ift, alfo im dieſes Gefet nicht gehört. 
Es iſt, um das noch Furz zu berühren, auch Uber $$. 1 und 2 
gefprochen und von einem oder zwei Nednern gedufert 
worben, ber Inhalt diefer Paragraphen habe fie ſchmerzlich 
berührt. Antworten kann ich darauf nicht, weil ich nicht 
begreife, wie diefe Paragraphen einen folchen Eindruck aus: 
üben können, daß man durch fie ſich ſchmerzlich beruͤhrt 
fühlen könnte. Sehr richtig hat aber derſelbe Redner ger 
fagt, er wuͤnſche nicht, daß diefe Paragraphen in der Diss 
euffion von unzarter Hand angegriffen werden möchten. 
Der geehrte Rebner hat es nicht gethan; ex hat feinerfeits 
diefen Gegenftand in der zarteften Weife behandelt; es hängt 
alfo auch ganz von uns allein ab, dafjelbe zu thun, wenn 
diefe Paragraphen zur Berathung kommen und ben Gegen· 
Hand fo zu behandeln, wie es feinem Inhalte und feiner 
Würde angemeffen if. Noch Hat derfelbe oder ein anderer 
Nedner, geäußert, es handle fich Hier nur um bie Bildung 
äußerer Formen, nicht um das Innere, Allerdings, dab 
muß ich zugeben, es handelt ſich nur um äußere Formen, 
aber wohlzumerten, unter einer beftimmten Vorausſetzung 
und über diefe muß man einig fein. Doch das Weitere, 
wenn die Paragraphen felbft an die Reihe kommen. Es 
ift ferner über das Verhaͤltniß der Kirche zum Staate ger 
ſprochen und bemerkt worden, man müffe vor allen Din 
gen erft die Grenzen feftftellen und fie rein Halten; man 
müfle der Kirche geben, was ber Kirche, dem Kaifer und 
dem Staat, was des Kaifers und des Staats feiz man 
müffe die Kirche vom Staate trennen, fie unabhängig 
ftellen, wie die katholiſche und teformirte; müffe ihr eine 
folge Stellung im Staate geben, daß fie vom Einfluß 
der Staatsgewalt frei und unabhängig wäre u. ſ. m 
Run, meine Herren, damit wird freilich ein Feld betreten 
und eine Frage berührt, die man fon feit Langer, lan⸗ 


241 


ger Zeit behandelt; aber, ſoviel ich weiß, bis jest zu einem 
beftimmten Schluffe und Ende noch nicht geführt hat. 
Das Verhaͤltniß des Staates zur Kirche iſt fhon feit 
Conftantin dem Großen, alfo ſeit mehr als fünfzehn Jahr⸗ 
hunderten befprochen und beftritten worden; es find darüber 
Canones, Decrete und Decretalien gegeben, Schriften ohne 
Bahl gefchrieben, gewaltige Kämpfe geführt worden; man 
hat aber noch nicht gehört, daß man über diefe Frage zu 
einer voͤllig übereinftimmenden Anſicht gelangt wäre. Ge 
genfaifer und Gegenpäpfte find einander gegenüber: 
geftellt worden; Goncilien und Interdiete über ganze Völker, 
Kirchenbann und alles andere Unheil Hat biefe Frage ſchon. 
zu Wege gebracht. Aber wenn fie darlıber in Rom oder 
in Avignon, in Byzanz oder in Moskau, in Trident oder 
in Augsburg Aufſchluß fuchen wollen, — id) glaube, fie 
Suchen ihn vergeblich. Nur foviel weiß ich, daß über diefe 
Frage unfer deutfches Reich zu Grunde gegangen ift, moͤ— 
gen nun bie deutſchen Kaifer das ihnen zuftehende Pa— 
tronatrecht, die Dberhoheit Über die Kirche zu weit aus⸗ 
gebehnt haben oder die Päpfte ihrerſeits wieder ihre 
hierardifchen Beftrebungen, das Fann ich nicht ent 
ſcheiden. Es ift auch nicht möthig, es zu entfceiden, 
aber foviel wird zugegeben werden müffen, daß diefe Frage 
bis zu dem heutigen Tage noch unentſchieden geblieben ift. 
Selbft der Sachfenfpiegel fpricht von einem geiftlichen 
Schwerte, welches dem Papfte, und von einem weltlichen 
Schwerte, welches dem Kaifer gebührt. Schöne, erhabene 
und große Gedanken; ſchoͤn, auszuſprechen und ſchoͤn, 
dartıber nachzudenken. Aber zu einem Schluſſe gelangt 
man dadurch nicht. Was ift da zu thun? Sollte denn 
aus biefer Frage gar Feine Lehre zu ziehen fein und follte 
man darüber gar nicht zu einem feften Entichluffel, zu 
einer beftimmten Anficht gelangen fönnen? O ja! Für mich 
entfpringt daraus die Lehre, daß man tiber diefe Frage 
fi) vereinigen muß in Einigkeit. und Frieden. Wir müffen 
weniger von Trennung fpredhen; aber mehr von Verbindung 
und wenn mich nicht eine allzugroße Vorliebe für unfer 
Vaterland in meinem Urtheil irre leitet, fo glaube ich, ift 
gerade diefe Verbindung in unferem fächfifchen Vaterlande 
auf die moͤglichſt glückliche Weife gelöft. Es follen Staat 
und Kirche verbunden fein, fie follen nicht von einander 
getrennt werben, fie follen Hand in Hand mit einander 
sehen, wie Leib und Seele. Berührungen, Zweifel und 
Conflicte werden zwar immer entfiehen, ob man das richtige 
Maaß finde. Nun deswegen muß man fid eben bemühen, 
biefen Zweck zu erreichen und es wird gewiß auch gelingen. 
Man ift weiter gegangen und hat, was auch ungefähr mit 
der Frage über das Werhältnig der Kirche zum Staate 
zufammenhängt, man hat auch die Gompetenz der Stände 
in diefer Frage in Zweifel gezogen. Ich rede nicht von 
der Urt der Gompetenz, von der die Deputation in ihrem 
Berichte geſprochen hat; nicht von dem Zuſtimmungsrechte 
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ober blos von dem Rechte der Begutachtung. Gegen die⸗ 
fes Recht hat die Deputation Feine Erinnerungen gehört 
und auch ber geehrte Redner, welcher bie Befugniß ber 
Stände zu Berathung der Kirhenordnung im Allgemeinen 
in Zweifel zog, das Recht der Zuſſtimmung, — glaube id, hat 
er nicht befritten. Er hat gefagt, die Stände wären es 
nicht, welche der Kirche die Verfaſſung zu geben hättenz 
fie wären nicht das geeignete und vechte Drgan dazu, die 
Kirche müffe ſich ihre Geſetze felbft geben. Um fich ganz 
richtig. Auch die Motiven gefichen dies Seite 47 zu, und 
enthalten ungefähr biefelben Worte. In thesi iſt der Satz 
ganz richtig und unbedingt zuzugeben: die Kirche giebt ſich 
ihre Verfaffung felbft! und es wäre fehr gut, wenn fie das 
thäte oder vielmehr, wenn fie es vermöchte. Praktiſch aber 
und in Wahrheit ift die Sache faſt unmöglih und wenn 
wir auf unfte Geſchichte bli@en, fo fehen wir, daß biefe 
Art des Aufbaues der Kirchenverfaffung eine hiftorifche Un · 
wahrheit ift. Noch nie hat in Sachen und fo viel ich 
weiß, in keinem anderen beutfch-Tutherifchen Lande ſich die 
Kirche ihre Gefege felbit geben fönnen und noch weniger es 
vermocht, eine ſolche Gefeßgebung durchzuführen. Sch habe 
nicht nöthig, aoch einmal an die Verhandlungen von 1529 
zu erinnern und zu unterfuchen, woher die Rechte der landes⸗ 


I herrlichen Kirchengewalt eigentlich ftammen; von wem fie 


dem Landeöheren überlaffen und übertragen worben find. 
Es iſt zwar eine bekannte Rechtslehre, daß diefe landes⸗ 
herrliche Kirchengewalt auf einer ausdruͤcklichen oder ftills 
ſchweigenden Ucbertragung von Seiten ber fächfifyen Lands 
ftände beruht. Ich laffe dies dahin geftellt; aber gewiß ift 
es, daß der Megierung fehr viel daran gelegen gewefen ift, 
ein Einverftändniß der Stände bei diefer großen und wich» 
tigen Angelegenheit erlangt zu haben. Alſo hier ift bie 
ſtaͤndiſche Competenz nicht nur. vorhanden, fondern fie ift 
auch fehr wiltommen gewefen. . Ebenfo war dies ber Fall 
bei der Kicchenordnung von 1580, bei der Errichtung ber 
Gonfiftorien von 1542, bei den Synodaldecreten von 1624 und 
1673. Ueberall finden wir im Eingange der Gefege die Er⸗ 
klaͤrung der Stände, die Einwilligung der Stände, dad Ein- 
verſtaͤndniß der Stände; alfo überall die Competenz ans 
erfannt, gebraucht und benutzt. Noch in neuerer Beit bei einem 
Mandate vom 11. Februar 1688, wodurch die Katechismus⸗ 
eramina noch einmal geregelt wurden und ber Iutherifche 
‚Katechismus dabei zu Grunde gelegt wurde. Im Abdruck 
des Lutherifchen Katechismus iſt ausdrüdlic gefagt, daß das 
Mandat mit Beirat und Einverſtaͤndniß der Stände er- 
laſſen worden fei. Alſo hier eine deutliche Spur ber ſtaͤn⸗ 
diſchen Gompetenz, der ftändifchen Begutachtung und 
befonders ihrer Unentbehrlichkeit. Ich frage weiter: 
„ter war benn 1831 am 4. September und. bei ber 
Berathung unferer Verfaſſungsurkunde competent, die 
85. 41 und 57 zu bewilligen und feſtzuſtellen? Und 





wenn auch in diefen Paragraphen mehr eine Anerkennung 
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des ſchon Beſtehenden lag, fo hätte doch, wenn die Kirche 
eine Vertretung gebraucht und gehabt hätte, darüber auch 
die Kirche zu Rathe gezogen und befragt werden müffen. 
Ich frage aber noch weiter, meine Herren; wer war denn 
competent, als der Kirchenrath und das Oberconfiftorium 
aufgehoben wurden dur; die Verordnung vom 7. Nor 
vember 1831? Wer war denn competent, als im Jahre 
1834 u, f. w. die Gonfiftorialverfaffung aufgehoben, zerftört 
und der Kirche ihre Verfaffung genommen wurde? Ih 
will über diefe Schritte jest nicht urtheilen; es ift ſchon 
viel und genug darüber geurtheilt worden; aber ſoviel fteht 
feft und ift gewiß, daß diefes Unrecht jegt wieder gut ges 
macht werden muß. Waren wir damals competent zum 
Einreißen und zum Zerflören, nun fo müffen wir jest auch 
* competent fein und unfehlbar-müffen wir uns verpflichtet 
fühlen, wieder aufzubauen, wieder herzuftellen und wieder 
zugeben, wa3 wit eingeriffen und genommen haben. Ich 
bitte Sie, noch einmal dem $. 57 der Verfafjungsurfunde 
ihre Aufmerkſamkeit zu ſchenken: „Die Anordnungen in 
Betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten bleiben ber 
*befonbern Kirhenverfaffung einer jeden Gonfeffion 
überlaffen”. Alſo der befondern Kirhenverfaffung. Wels 
ches war denn dieſe beſondere Kirchenverfaffung vom 
4. September 18312 Es war eben bie Confiftorialverfaffung. 
der lutheriſchen Kirche. Diefe haben wir der Kirche garan ⸗ 
tirt durch die feierliche Urkunde vom 4. September 1831 
und nachher ift diefe Verfaſſung zerfiört worden. Es ift 
alfo hier nicht blos Berechtigung und Competenz, fondern 
nach meiner Ueberzeugung eine unbedingte Nothwendigkeit, 
es ift Schuldigkeit, daß Stände und Regierung Hand ans 
Werk Iegen, um diefen Schaben wieder gut zu machen, 
Sodann iſt von dem Oberconfiftorium gefprochen und bes 
fürdtet worden, daß es ein allzu hierarchifches Uebergewicht 
gewinnen koͤnne; es wire zu underantwortlich; es wäre zu 
felbftändig. Nun, e3 kann ja fein und es foll auch nicht 
geleugnet werben, daß einmal eine Behörde in einer zu weit 
* gehenden Richtung verſuchen könnte, bie Freiheit der Lehre 
zu beeinträchtigen. Aber ganz abgefehen davon, daß das 
Gultusminifterium das auch thun Eönnte, fo glaube ich, daß 
unfere Zeiten und Zuftände überhaupt -nicht dazu angethan 
find, daß dieſe Befinchtung doch wohl zu den Uebertrei« 
bungen gehört und gerade hiergegen würden bie eingefegten 
Kirchenvorftände, bie Synoden, das allerbefte Gegengewicht 
abgeben Tonnen. Der ehemalige Kirchenrath hatte die— 
felben Befugniffe und hatte deren fogar noch mehr; denn 
bie Untverfitäten ftanden unter ihm; es fanden unter ihm 
die Fürftenfhulen zu Meißen, zu Grimma und zu Schulz 
pfortaz die Befugniſſe der alten Kirchenbehörden waren 
noch auögebehnter, als die der neuen. Darauf wird eingehal- 
ten, — ich will jegt gleich einen Einwand gegen mich anführen, 
der vieleicht am meiften gegen unfere Meinung ſpricht, viel: 
leicht am fehwerften zu beftreiten fein dürfte, — feit-ber Beit 
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hätten ſich die Verhältniffe ganz und gar geändert; es fei die 
Conftitution in Sachfen eingeführt worden; es fei conflitus 
tioneller Grundſatz, daß jeder Zweig der®erwaltung in einem 
conftitutionellen Staate unter einem verantwortlichen Staats⸗ 
minifter ftehen müffe. Jede Behörde müffe einem verant: 
wortlichen Staatöminifter untergeordnet fein, der den Stän- 
den gegenüber über alle Schritte diefer Behörde oder dieſes 
Zweiges der Verwaltung Rechenſchaft geben und ihren 
Anforderungen gerecht werben Könnte. Ich glaube auch, 
diefes Verhältnig iſt nicht gelöft und nicht geftört. Der 
neue Kirchenrath oder das Oberconfiftorium, mögen fie es 
nun bilden nad dem Vorſchlage der Regierung oder nad) 
dem etwas erweiterten Vorfchlage der Deputation, diefe 
Behörde, fage id, wird immer unter den in Evangelicis 
beauftragten Miniftern ſtehen. Es wird freilich wieder 
eingehalten, die Minifter in Evangelieis find ein Corpus, 
welches nicht in der Kammer erfcheint, welches den Stän- 
den als ſolches nicht verantwortlich iſt. Aber darauf ift 
auch wieder zu antworten, daß die Minifter in Evangelicis 
zugleich Mitglieder des Gefammtminifteriums find, daß 
der Minifter des Cultus Mitglied der Minifter in Evange- 
lieis iftz daß alfo ſaͤmmtliche Mitglieder des Goſammt⸗ 
minifteriumd auch Über die Angelegenheiten des Obercon ⸗ 
fiftoriums allemal verantwortlich fein werden. Auch ift 
hier noch an den Grundfag der Solidarität zu erinnern, 
nach welchem das ganze Minifterium auch fr die Hands 
lungen ber einzelnen Minifter verantwortlich iſt und eb 
ift hauptfächlich zu bedenken, daß im 5 41 der Ders 
fafjungsurkunde, wo von den Miniftern in Evangelicis _ 
die Rede ift, auch gefagt ift: „Die Vorftände bilden 
das Gefammtminifterium als die oberfte collegiale Staatsbe⸗ 
Hörde”, Alſo auch eine oberfie und vorgeſetzte Behoͤrde 
des Oberconfiftoriumd! Dazu kommt noch, daß bie "Mit: 
glieder des Oberconſiſtoriums Staatsdienereigenſchaft 
haben und alſo dadurch am die Geſetze des Staates ges 
bunden find. Wir verlangen ja für den Richterſtand eine 
gleiche Unabhängigkeit. Wer Tann den Richter für feinen 
Urtheilsfpruch verantwortlich machen? Sollen denn andere 
Bweige der Verwaltung nicht eine gleiche Unabhängigkeit 
genießen, und muß es nicht Entf&eidungen geben, wo 
die Verantwortlichkeit aufhoͤrt und man nach feiner eigee 
nen Ueberzeugung handeln darf? Alle Achtung vor der 
conftitutionellen Berantwortlichkeit, die ich hier nicht vers 
kleinern will; aber mir ſteht die Verantivortlichfeit des 
techtſchaffenen Mannes, einer rechtſchaffenen, gewiffenhaf- 
ten- Verwaltung doch noch höher, als diefe formelle, con⸗ 
fitutionelle Verantwortlichteit. Endlich if denn auch 
gelagt worden, die ganze Kirchenordnung fei noch nicht 
veif; es fei jest überhaupt Feine günftige Zeit dazu; bie 
Beiten feien zu ſtuͤrmiſch und unfier und die Zukunft 
zu ungewiß, und wer weiß, was uns in der naͤchſten 
Zeit Alles bevorfichen koͤnne? Nun, was die Neife ans 
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langt, meine Herren, fo foll eben biefe Reife durch die 
Staatsregierung und durch unfere Verhandlungen hervor: 
‚gebracht werden; mir follen eben die Sache, foweit es 
menschlicher Kraft möglich ift, zur Ausführung zu bringen 
fuchen und zur möglichften Vollfommenheit; das eben ift 
"heute unfer Beruf. Alſo über dieſes Bebenken wäre wohl noch 
hinwegzufommen. Die Zeitfrage anlangend, fo hat ſich 
der Herr Verfaffer. des Separatvotums ſchon einmal gegen 
die über diefe Frage erhobenen Einwürfe gewehrt. Ich 
muß mic aber doch noch einmal die Frage erlauben: wenn 
fol denn einmal die Zeit Fommen, morgen ober in einem 
Zahre? oder nach mehreren Jahren? Ginmal muß bie 
Beit doch eintreten und ich denke, jeder Tag hat feine Plage 
und feine Sorge; jeder Tag hat auch feinen Beruf und 
feine Pflicht. Man muß an jedem Tage thun, was Pflicht 
iſtz man muß wirken, fo lange ed Tag iſt. Der Her 
Separatvotant bat Diejenigen, die ihm Einwürfe über das 
Zeitbedenken machten, man möge ihm die Gabe ber Pros 
pheten des alten Bundes verfchaffen; dann wolle er fagen, 
wenn es Zeit fei. Dem müßte ich doch widerſprechen und 
daran erinnern, daß mir einen Anſpruch auf dieſe befondere 
Gabe nicht haben. Die Propheten hatten ihre Gabe em: 
Pfangen und follten diefe Gabe benugen. Wir haben die 
unfrige empfangen und follen die unfrige auch benutzen 
und anwenden zum Beften der Kirche. Die Propheten 
hatten ihre Beit und es war eine böfe Zeit, in ber fie 
fprachen und lebten. Wir haben unfere Zeit, es ift auch 
eine böfe Zeit, das wiffen wir recht gut und ich bin weit 
entfernt, die Beflwchtung nicht zu theilen, die der geehrte 
Redner über die Beitumftände empfindet. Aber die Frage 
der Kirche fteht auch außerhalb, der Beitverhältniffe; die auf 
einen Felfen gegründete Kirche braucht eben die Beitver- 
haͤltniſſe nicht zu fürchten, fie ift über die Zeit echaben und 
wird troß aller Stürme ber Zeit erhalten werben. Und fo 
glaube ic, wird auch unferer Hände Werk nicht vergeblich 
fein, wenn wir mit redlihem Sinn für die Kirche arbeiten. 
Gin gofdenes Beitalter erwarte ich auch nicht und das wer» 
den wir auch durch die Kirchenordnung nicht herzuftellen 
vermögen. Daß die Anfichten gewaltig audeinandergehen 
in der Kammer, zwiſchen den Kammern und der Regierung, 
ja felbft im Schooße der Deputation, ift nicht zu leugnen 
und davon habe ich heute ſchon ein Beifpiel anzuführen 
mir erlaubt. Aber, meine Herren, es kommt eben auch 
nicht darauf an, dieſe Anſichten und Wünfche alle auf ein: 
mal zu befriedigen, fondern es handelt ſich eben darum, 
daß man bie. Gegenfäge zu vereinigen ſucht und mit aller 
Mühe und Treue auszuführen ſucht, was möglih und 
was nothwendig ift. Es ift unferem Berichte wohlwollende 
Anerkennung widerfahren, woflr wir fehr dankbar find; 
aber e8 ift auch gefagt. worden, man miffe bei dieſem Ber 
richte ſehr zwiſchen den Bellen leſen; e8 ſtehe da noch viel, 
was nicht gedrudt fei, was anders fei ober anders gemeint 








fei. Nein! Das ift nicht der Fall; ich kann verſichern, was 
in dem Berichte gefchrieben ift, ift unfere ehrliche und aufs 
richtige Meinung. Aber daß wir nicht Alles Haben fagen 
koͤnnen/ nicht Alles erſchoͤpft, nicht jede zweifelhafte Frage 
durhwühlt haben, das werden Ste uns nicht verdenken. 
Es handelt ſich darum, Schwierigkeiten zu überwinden und 
bei aller Freiheit der Beftrebungen auf das Biel loszuſteuern, 
welches erreicht werden muß, 


Wenn ich nun nod einmal auf den Anfang meiner 
Worte zurlefommen fol, auf den Einwurf des radicalen 
Umbaues und auf den Wunſch der allmäligen Fortbildung, 
fo erlaube ich mir noch einmal daran zu erinnern: was ift 
denn in dem und vorliegenden Entwurfe fo außerordentlich 
Gefährliche und Unüberwindliches? Es find die Kirchen 
vorftände, e3 ift das Oberconfiftorium und dazu die Sy- 
nobe. Nun die Synode, das allerdings, gebe ich zu, iſt 
etwas Neues und ein Gedanke, ‚der allerdings die größte 
Ueberlegung bedarf und bie vorfichtigfte Behandlung. -Aber 
die beiden anderen Gegmftände, die Kirchenvorſtaͤnde und 
das Oberconfiftorium, find eine Sache, die im hoͤchſten 
Grade einfach und wünfchenswerth iftz um fo mehr, da 
ein geehrter Redner ſchon anerkannt hat, die Sache wäre 
eigentlich ſchon vorhanden, die Elemente zu einer Gemeinbes 
verfaffung wären eigentlich ſchon da; man dürfe fie nur 
benugen und in eine gewiffe Form bringen und ihnen nur 
einen gewiffen Beruf geben. Es handle fi) alfo nicht um 
etwa, was gleihfam mit einem Sprunge erreicht werben 
müffe. Das Oberconfiftorium ift aber eine Sache, die wir 
ſchon bei mehreren Sandtagen felbft verlangt haben. Diefen 
beiden Dingen alfo koͤnnen wir meines Erachtens nicht ausr 
weichen; aber die Synoben? Da wollen wir ber Berathung 
ihren Fortgang laffen und wollen hören, was nad) der 
Berathung der Deputation barlıber befchloffen werden wird. 
Sehr wichtig ift mir die Frage: wie die Sache zu Stande 
kommt, wie fie berathen und ausgeführt wird? Aber ich 
geftehe Ihnen, noch wichtiger ift mir die Frage, daß etwas 
geſchieht, dag wir fo nicht ftill ftehen bleiben dürfen. Denn 
‚grade weil unfere kirchlichen Buftände fich in einem guten, 
friedlichen, ſicheren Gange der Entwidelung befinden, iſt 
es notwendig, daß man der Sache noch eine Außere Form 
gebe und dem inneren Leben dadurch, durch eine gewiſſe, 
äußere Geftalt zu Hülfe komme. Darum werde ih mei⸗ 
nerſeits nicht gegen die Kirchenorbnung, fondern für die⸗ 
ſelbe flimmen, obgleich auch ich mir meine Meinung für 
gewiſſe Paragraphen, namentlich für $$. 16 und 84, vor⸗ 
behalten muß, in welchen ich Nothiwenbigkeiten und Grund: 
fäße erblide, die-man fefthalten muß und°workber ich 
meiner Freiheit nicht entfagen Tann. Aber jest gleich im 
Unfange zu fagen, man wolle die Kirchenordnung nicht 
annehmen, dazu kann ich mich nicht entfchliegen und ich 
möchte auch, ohne der Freiheit der Ueberzeugung zu nahe 
zu treten, nicht dazu vathen. Ein Anfang und Verſuch 
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muf gemacht werben; das find wir ber Staatöregierung 
ſchuldig, find .e3 dem Lande und dem Auslande ſchuldig, 
wo auf den Erfolg unſerer Berathungen ein aufmerkfames 
Auge gerichtet iſt. Das Letzte noch möge die Wiederholung 
des Wortes fein, welches unfer verehrter Here Oberhof 
prediger im Anfange feiner Rede ausfprad: J 

„Bo der Herr das Haus nicht baut und nicht befchüßt, 
da arbeiten umfonft, die daran bauen. Aber wenn fie 
mit vedlihem Willen bauen, dann wird auch der Herr ihrer 
Hände Berk fegnen und im diefer Ueberzeugung wollen 
wir denn an unfer Werk gehen.” 

Zuletzt habe ich nur noch der Anträge zu gedenken, 
die theils vor der Berathung, theild im Laufe derfelben ge» 
flent worden find. Der erfte ift der Vorbehalt der Mit⸗ 
glieder der Erften Kammer, welche zu gleicher Zeit Ritter: 
gutöbefiger ober Bürgermeifter in der Oberlaufit find. Sie 
behalten fich ihre Berathung Über die Annahmelder Kirchen: 
ordnung oder einzelner Punkte derfelben für ihre ſtaͤndi⸗ 
Sehen Berathungen in der Oberlaufig vor. Die Erflärung 
ift alfo feine Proteftation, fondern ein Vorbehalt; ein Vor— 
behalt, der auch, fo viel ich gehört habe, von Seiten der 
Staatsregierung zugegeben worden if. Es verfteht ſich 
wohl von felbft, daß die Oberlaufit über die Vereinbarung 
der Kirchenordnung mit ihren befonderen Rechten erſtlich 
zu befragen fein wird und wenn fie dies verlangen, fo 
find fie dabei im ihrem vollen Rechte. Nur gegen eine 
Anſicht möchte ich die Deputation in Schuß nehmen, naͤm⸗ 
lich gegen die Anficht, daß aus dem Deputationsbericht 
hervorgehe, ald ob wir der Meinung wären, daß bie befon- 
dern Nechte der Oberlaufig und ihrer Gemeinden infolge 
der neuen Kirchenordnung nicht beftchen könnten. Nein, 
meine ‚Herren, das ift nicht unfere Anſicht gewefen und Liegt 
auch nicht in unferen Morten, Wir find weit entfernt, 
die befonderen Rechte der Lauſitz zu verfennen und ſchmaͤ— 
lern zu wollen; es mußte aber ein Wort über die Lau— 
ſitzer Frage am Schluffe des Berichtes erwähnt werden, 
da wir noch fein Wort darüber gefagt hatten, Aber wir 
konnten und auch durch diefe Frage nicht aufhalten Laffen, 
weil wir unferen Bericht an die Erſte Kammer zu erftatten 
hatten und die Kammer darüber zu entfcheiden hat, Da 
aber die Sache einmal zur Sprache gefommen ift und ich 
die Deputation gegen eine nicht richtige Anficht in Schuß 
genommen habe, muß ich bemerklich machen, daß es uns 
doch auch nicht ganz gleichgültig fein kann, über eine Sache 
berathen zu müffen, von der wir wiffen, daß fie von andes 
zer Seite wieder verändert oder gar nicht angenommen 
werden wird; daß felbft das Abftimmungsverhältnig in der 
Kammer ein ſchwieriges ift, wenn Stände in der Kammer 
Aber diefelbe Frage mit abftimmen, über die fie in ihrer 
Provinz eine ganz andere Entfchliegung faſſen innen. Ins 
deſſen genügt «6, die Sache erwähnt zu haben; eine Dis: 
euffion darkıber iſt nicht möglich, die Sache ift num einmal 
fo und die Verfaffung giebt den Saufiger Ständen das 
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Recht, ihre Provinzialrechte zu wahren und in der Stände: 
verfommlung dennoch mit abzuftimmen. Was nun den 
Unterantrag des Herrn Bürgermeifter Dr. Koch anlangt zu 
dem Separatvotum des Herrn v. Behmen Seite 288 des 
Berichtes: e 
iefelbe (die hohe Staatsregierung) zu erfuche 
Pa) & Bondage den 24 Ei 
GSefegentwurf über Zufammenfegung, Wahl und Einbe 
zufung einer Borfynode zur Berathung einer evangeliſch⸗ 
Tutherifhen Kirche nordnung für das Königreich Sachſen 
vorlegen und das Ergebniß biefer Berathung ber naͤchſten 
Ständeverfammlung zur Zuftimmung zugehen laffen”, 
fo wird diefer Antrag erft am Schluffe der Berathung zum 
Beſchluß kommen, nachdem über das Separatvotum 
v. Zehmen's abgeftimmt worden fein wird und wenn durch 
unfere Abftimmung die Kirckenorbnung abgelehnt werben 
folte. Alſo jet iſt darlber noch fein Beſchluß zu faffen, 
Und num endlich komme ich noch einmal zuruͤck auf den 
Inhalt des Deputationsberichtes und bitte Sie, Seite 214 
deffelben dem dort geftellten Antrage noch einmal Ihre Aufs 
merkſamkeit zu ſchenken. Ich Habe ſchon in der erften Sigung 
erklärt, diefer Antrag wird uͤbergetragen auf den befonderen 
Bericht über das Gefet Seite 775 «8 findet fich dieſet An⸗ 
trag wieber auf Seite 298 unſeres Berichts; es bedarf 
alfo, wenn die Kammer es nicht befchließt, jetzt einer Abs 
fimmung hierüber nicht. Der Antrag, den ich vorgeftern 
vortrug, ſollte, weil eben diefer erfte Antrag jegt nicht zur 
Abftimmung gelangt, an deffen Stelle treten und fo lauten: 
„daß die Kammer für jest mit Ruͤckſicht auf das 


noch "zu berathende Gefeh, Seite 77 der Vorlage, zu 
Protokol erkläre: 1“ er Vorlage, j 


1) daß nach ihrer Anficht die Publication der Kits 
Henordnung, obgleich in berfelben zum Theil 
Gegenſtaͤnde enthalten, welche nur der Begut⸗ 
achtung bedürften, anders nicht als mit aud 
aha er Buftimmung der Stände erfolgen 

mne, 

2) und folches in der fünftig zu erlaffenden Schrift 
ebenfalls ausdrüden — M 

Was dieſen zweiten Antrag anlangt, fo glaube ich, 
bebarf es der Abftimmung über denfelben heute auch nicht; 
denn ein Widerfpruch gegen das Zuftimmungsrecht der Kame 
mer iſt in diefem Saale nicht gehört worden; mithin neh: 
men wir an, daß bie geehrte Kammer mit dem Gutachten 
und dem Anfrage ihrer Deputation einverftanden ift, ohne 
daß es nöthig wäre, eine befondere Abftimmung vorzunehr 
men. Ich habe dies jedoch dem Herrn Präfidenten und 
der Kammer zu überlaffen. 


‚Präftbent dv. Schönfeld: In Bezug auf das Betere 
bin id) der Meinung, daß, fofern nicht aus ber Mitte ber 
Kommer fih Stimmen erheben, die im Sinne dieſes An 
traged find, ich mich nicht veranlaßt fehen kann, eine Ar 
fimmung über denfelben anzurathen und es ſcheint, ald ob 
der Tal einträte, dag aus der Kammer fid Feine Stimme 
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erhöbe. Mithin dürfte Das, ‚was ber Herr Referent ans 
rieth, dad Angemeſſene fein. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich bitte um das Wort. 

Praͤſident v. Schoͤn fels: Herr Superintendent Lech— 
ler bittet um das Wort. Die Debatte iſt aber geſchloſſen 
und es kann nad) Schluß der Debatte nur dann noch ge— 
ſprochen werden, wenn in der Schlußäußerung des Herrn 
Referenten neue Thatfachen vorgekommen find. Mir fcheint 
„aber in den Worten des Herrn Referenten nichts Derartiges 
gelegen zu haben; wenn aber der Here Superintendent 
dennoch glaubt, daß Dem fo fei, fo wird ihm das Mort 
zu geftatten fein. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich glaube mich darauf 
berufen zu Eönnen, daß in $. 66 der Landtagsorbnung ges 
fagt iſt: 

„Bill ein Mitglied eine Thatſache berichtigen, ober 
ein Migverftändnig binfichttich einer von ihm felbft gethanen 
Arußerung furz aufklären, fo ift ifm zu diefem Zwede 
das Wort, nachdem Der, durch welchen die Berihtigung 
ober Aufklärung veranlaßt worden ift, zu fprechen aufge 
hört hat, jederzeit und vor allen Anderen zu geftatten”. 

Praͤſident v. Schönfeld: Das eben erwähnte ich; zu 
Berichtigung einge Thatfache wide ich Ihnen das Wort 
ertheilen, aber nicht, um auf das Materielle einzugehen. 

Superintendent Dr. Lechler: Qui tacet, consentire 
videtur. Ich habe nur zu bemerken, daß eine Aeußerung 
von mir Seiten des Herrn Referenten auf eine Weife ber 
nußgt worden ift, daß daraus Gonfequenzen gezogen find, 
die ich zu ziehen weit entfernt bin. Nämlich das Wort 
Luthers aus feiner früher genannten Schrift: „Ob Gott 
wolle doch durch den Laienftand feiner Kirche helfen”. Dier 
ſes Wort fo unmittelbar auf unfere Verhältniffe anzu⸗ 
wenden und vollends ſolche Gonfequenzen daraus zu ziehen, 
wie fie gezogen worden find, davon bin ich toto coelo 
entfernt. o 

Praͤſident v. Schönfels: Wir find nunmehr dahin 
gelangt, wo wir zur fpeciellen Berathung verfhreiten können. 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: 


Erſtes Capitel. 

Bon der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche des 
Königreiches Sachfen im Allgemeinen. ' 
$1. 

Stiftung. 

Die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche im Königreiche Sad): 
fen ift ein Glied der von Jeſus Chriftus, dem Sohne 
Gottes, geftifteten Gemeinfchaft der Gläubigen. 

I. 2. 
— 

Sie erkennt als einige Regel und Richtſchnur, nach 
welcher alle Lehren und Lehrer gerichtet und geurtheilt were 
den follen, allein an die prophetiſchen und apoftelifchen 

1. K. ¶ . Abonnement.) 
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Schriften alten und neuen Teſtaments (Epitome der Con- 
cordienformel zu Anfang); befennt ſich mit allen chriftlichen 
Kirchen zu. den drei dcumenifchen Symbolen — dem Apo⸗ 
ſtoliſchen Nicäifhen und Athanafianifchen — und gründet 
fih nach der Reformation des 16. Jahrhunderts auf fol- 
gende Bekenntnißfchriften: 
die Augöburgifche Confeffion vom Zahre 1530 fammt 
deren Apologie durch Melanchthon vom Sahre 1531 und 
den Schmalkaldifchen Artikeln vom Jahre 1537, 
den ‚großen und Meinen Katechismus Luthers und 
die Concorbienformel vom Jahre 1577. 


Die Motiven lauten: 


Die $$. 1—5 bedürfen feiner Erläuterung. ‘Sie geben 
nur dad Allgemeine und anerkannt Beſtehende über das 
Kane der evangelifch-Iutherifchen Landeskirche, über . 
he Verhältnig zum Staate, Über Kirchengewalt und Kite 
chenregiment, wiewohl mit Beziehung auf die meue Vers 
tretung, welche durch die Kirchenordnung eingeführt, und 
auf das Oberconfiftorium, weldes nach derfelben eingefegt 
werben fol. 


Der Deputationsbericht fagt: 


Soviel nun die einzelnen Beftimmungen des Ent- 
wurfs zur Kirchenordnung anlangt, fo hat die Deputation 
bei den 

$6. 1 und 2 
eine Erinnerung nicht zu machen gehabt, da deren Inhalt 
das innere fundamentale Wefen der evangelifchelutherifchen 
Kirche Sachſens berührt, — deſſen der Staͤnde⸗ 
verſammlung eine Competenz nicht zuſteht. Die Deputation 
beantragt daher, diefe Paragraphen zu genehmigen. 

Die Majorität der Zwilchendeputation der 8weiten 
Kammer, mit welcher fi unterzeichnete Deputation wegen 
der gefammten Vorlage in Vernehmung gefegt hat, wird 
die Beibehaltung diefer Paragraphen ebenfalls beantragen. 


Präjident v. Schönfeld: Ich werde hierüber num bie 
Debatte eröffnen, habe aber der Kammer vorher mitzutheifen, 
daß zu den beiden erſten Paragraphen von dem Abg. Ritt 
ner ein Antrag eingereicht worden ift. Diefen Antrag habe 
ich nach feiner Motivirung zur Unterfügung zu bringen, 
damit er fogleich zur Discuffion mit gezogen werben ann. 
€r lautet: 

„Die Kammer befhließt von Berathung und Ab: 
ftimmung über $$. 1 und 2 abzufehen, von der aa 
auögehend, daß der Inhalt diefer Paragraphen nicht für 
die Berathung der Stände ſich eignet”. 

Herr Rittner hat zugleich um dad Mort gebeten, um 
feinen Antrag zu motiviren und ich ertheile ihm baffelbe. 


Rittergutsbeſitzer Ritt ner: Ich habe bereits in meiner 
erften Auslaſſung darin eine Gefahr erkannt, dag man 
diefe Paragraphen den Ständen zur Abflimmung und 
nothwendiger Weife zur Berathung vorgelegt hatz wir 
find jegt der Gefahr ganz nahe getreten, aber ich werbe 
nochmals verfuthen, derſelben entgegenzutreten. Ich knüpfe 
zunaͤchſt an die Aeußerung an, daß man diefe Angelegenheit 
mit fehr zarten Händen anfafjen möge; und füge nur zu 
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dem Bilde noch Das hinzu, daß grade zu ben ſchwierigſten 
Operationen die zarteften Hänbe verlangt werden. Fürchten 
Sie aber nicht, daß ich gefonnen wäre, eine ſolche Opera⸗ 
tion gegenwärtig vorzunehmen; ich felbft bin viel zu viel 
von der Innerlichkeit meiner Gefühle durchdrungen, ald 
daß ich dieſe oder die Gefühle eine Anderen hier zur 
Schau legen möchte. Ich will mie nur erlauben, einen 
der von mir im Anfange der Berathung aufgeftellten Saͤtze 
zu wieberhofen, und don demfelben eine ganz einfache Con 
fequenz ‚zu ziehen, vorzugsweife, um dadurch meinen Ans 
trag zu motiviren, den der Herr Präfident vorzulefen for 
eben die Güte gehabt hat. Ich habe am erften Lage der 
allgemeinen Berathung gefprochen, daß ich das Gedeihen 
dee menſchlichen Geſellſchaft bedingt halte durch ein Fort- 
ſchreiten der Entwidelung des menſchlichen Geiftes. Es 
hat mir Niemand biefen Satz widerfprochen und ich koͤnnte 
mich daher aller weiteren Beweisführung enthalten; allein 
es fiegt mir ein Beweis für die Nichtigkeit dieſes Satzes 
fo nahe, daß ich nicht unterlaffen kann, ihn nur kurz vors 
zubringen. Ich nehme diefen Beweis aus unferer Ver— 
fammlung felbft. Ich behaupte naͤmlich, daß die Maffe 
von Kenntniß, Wiffenfchaft und wahrer Humanität und 
ebfer Bildung, welche heute hier in unferer Verfammlung 
vertreten ift, bei Weitem größer ift, als Diejenige in der 
‚Mitte der Stände, die in dem angezogenen Jahre das zu 
thun hatten, was wir heute thun ſollen und als deren 
Erben, als deren „heredes necessarii* wir in ber letzten 
Sigung bezeichnet worden-find, Trete id nun mit biefem 
Safe an die in $. 2 genannten Schriften heran, fo will 
ich nur eine Schrift, herausnehmen und zwar eine, die 
meined Erachtens am unbedenklichſten dazu geeignet er⸗ 
ſcheint, indem fie außdrüdtich zum Verſtaͤndniß des Laien 
geſchrieben Äftz ich meine den großen Katechismus Luthers. 
In dieſem ftehen Anſichten und Meinungen als Grunde 
füge ausgeſprochen über gewiſſe Erſcheinungen der Natur, 
— ich erinnere nur an die Auffaffung von den Bedingungen 
großer Regengüffe und Hagelwetter, an die Meinungen über 
Bauberei und Hererei, — mit welchen unfer gegenwärtiger 
Stand der Wiſſenſchaft auf keine Weife im Einklange ſteht. 
Sie werden mir Recht geben, daß gerade die Naturwiffen- 
ſchaften ſeitdem in diefer Beziehung große Fortfchritte ger. 
macht haben. Wollen Sie nun aber behaupten, daß andere 
Zweige des menschlichen Wiffens, daß namentlich die firdye 
lichen Wiffenfchaften ald Eregefe, die Alterthumskunde, die 
Kenntniß alter, laͤngſt todter Sprachen, daß alle dieſe 
Wiſſenſchaften in diefen drei Jahrhunderten Feine Fort: 
ſchritte gemacht hätten? Wer wollte behaupten, daß der 
Fleiß und die Bemühungen von Zaufenden gelehrter und 
criſtlich gefinnter Männer auf diefem Gebiet der Wiſſen- 
N&aften in den legten drei Zahrhunderten einen minder 





günftigen Erfolg gehabt hätten? Ich mag das nicht ber 
haupten. Ballen Sie nun, daß man mit der Wiffen- 
ſchaft heute an biefe uns vorgelegten Schriften Herantreten, 


Sächsische Landesbibl 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


daß die Stände in biefer oder jener Kammer mit dem 
Waffen der Wiſſenſchaft gegen diefe Grundlagen der evan— 
gelifchen Kirche auftreten follen? Ich geftehe aufrichtig, ich 
mag das nicht unternehmen und ich glaube, feiner unter 
Ihnen wird diefer Anficht entgegentreten. Es fommt nun 
noch hinzu, daß eine Nothwendigkeit zu Aufnahme diefer 
Paragraphen für mich wenigftens durchaus nicht vorliegt, 
Einmal ift es durch den Antrag der Minorität der jene 
feitigen Deputation nachgewieſen, daß wir zu bemfelben 
Zwecke kommen, wenn wir diefe Paragraphen weglaffen und 
im Anfang des dritten Paragraphen nur die Kirchengeſellſchaf⸗ 
ten nennen, um welche es ſich handelt. Andererfeits liegt 
der Beweis vor, daß es nicht unbedingt nothwendig iſt, 
Glaubensfäge an die Spige zu ftellen, wenn eine Kirchens 
ordnung gemacht werben fol, im der oft angezogenen 
Kirchenverfaſſung für die reformirte Kirche unfered Landes, 
Hier ift von allen ‚Glaubensartifeln abgejehen. Somit 
glaube ich, bewiefen zu haben, daß eine unbedingte Noth— 
wendigkeit für Annahme diefer Paragraphen nicht vorhanden 
if. Oder wollen Sie, — und ich komme nochmals auf 
jenen Punkt zurüd, — daß eine fo große Zahl von Män« 
nern über fo wichtige Dinge abflimmen fol, wie fie in 
jenen Schriften ftehen, ohne fie felbft geprüft zu haben? 
Bas wollen Sie dazu fagen, wenn der Eine oder Andere 
in Ihrer Mitte glaubt, daß es fich mit feinem Gewiffen 
und Eide nicht verträgt, über Gegenftände abzuftimmen, 
die nicht in der Kammer der Berathung unterzogen worden 
find? Dies ſcheint mir ein fehr wichtiges Moment, um 
gegen die Aufnahme diefer Paragraphen in die Vorlage 
zu ſtimmen. on dieſem Standpunkte ausgehend habe 
id) wenigſtens für meine Pflicht gehalten, meinen Antrag 
einzureichen, der bahin geht, daß wir weber über diefe 
Paragraphen debattiren, noch abftimmen, indem wir davon 
ausgehen, daß ihr Inhalt für die Berathung und Be 
ſchlußfaſſung der politiſchen Stände des Bandes nicht ger 
eignet iſt. 


Präfident v. Schönfels: Ich werde nun den Antrag 
zuvoͤrderſt zur Unterftügung zu bringen haben. Seine Mo 
tivirung haben Sie vernommen, ich werde ihn aber node 
mals vorlefen: 

, „Die Kammer beſchließt von Berathung und Ab 
ſtimmung über $6. 1 und 2 abgufehen, von der Anfiht 
ausgehend, daß der Inhalt diefer Paragraphen nicht 
für die Berathung der Stände ſich eignet.” 

Wird der Antrag von der Kammer unterftügt? — 

Geſchieht. 

Er Hat bie noͤthige Unterflügung gefunden z denn es 
haben ſich 8 Mitglieder erhoben und er wird nun mit: 
66. 1 und 2 zur Discuffion kommen. 

(Mehrere Kammermitglieder bitten ums Wort.) 


Zunaͤchſt werde ich Heren Bürgermeifter Koch, dann 
dem Heren Oberhofprediger das Wort geben. 
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Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehrteften Herren, 
ich habe mir feft vorgenommen, über den Inhalt diejer beis 
den Paragraphen das Wort nicht zu ergreifen und ich werde 
diefem Vorſatze treu bleiben. Aber ih muß an biefelben 
anknüpfend eine Bemerkung des Herrn Referenten beriche 
tigen, indem derfelbe fagte: es fei von mir geäußert worden, 
der Inhalt diefer Paragraphen habe mich ſchmerzlich ber 
rührt. Er fügte dem noch Hinzu, er begreife nicht, wie jener 
Inhalt Jemanden fehmerzlich berühren inne. Nun, meine 
Herren, bas habe id) nicht gefagtz ich habe vielmehr ges 
äußert: „mic hat die Aufnahme biefer Paragraphen in 
den vorliegenden Entwurf der Kirchenordnung ſchmerzlich 
berührt”, Diefen Unterfchied muß ich hier zu conftatiren 
bitten. 

Oberhofprediger Dr. Liebner: Es iſt jedenfalls eine 
fehr ernfte Frage, welche auf Veranlaffung des Herrn. Ritts 
ners und infolge feines Antrags hier zur Ausſprache ger 
kommen ift und fie ift wohl werth, daß man auch theos 
logifcher Seits mit einigen Worten darauf eingehe. Was 
zunächft die, ich möchte fagen, äußere Nothwendigkeit zur 
Aufnahme dieſer Paragraphen betrifft, fo möchte fie doch 
wirklich gar nicht geleugnet werden können, Nämlich die 
Sache ſcheint fo zu fein, oder fie ift vielmehr fo nach 
einer viel erörterten und jegt felten noch angefochtenen theo⸗ 
logiſchen Ueberzeugung: Wo von einer Kirche die Rede ift, 
da muß vor allen Dingen die Frage fein: welches Wefens, 
welches Inhalts und welches eigenthümlichen Zweckes ift 
fie? Das Allerniedrigfte, was man von einer Kirche fagen 
Tann, das Dürftigfte ift dod gewiß, daß man fagt: fie ift 
eine Geſellſchaft. Aber bei einer jeden folhen Gefellfchaft 
fragt fihs, was ift ihr Zweck, warum verfanmelt fie fich? 
Sie muß doch ein gemeinfames Intereffe oder einen Inhalt 
habenz man muß doch dem einen Ausdruck geben koͤnnen, 
was ihr Wefen tft; denn das Wefen ift ja auch ber Zweck. 
Nun hat die Kirche diefen Zweck, dieſen ihren Inhalt und 
dieſes Weſen ebenfalls und indem ſie ſich conftituirt als 
evangelifchetutherifche Kirche, muß fie nothiwendiger Weife 
biefen Swed, diefen Inhalt, diefes Weſen ausſprechen. 
Das hat fie getan, fie würde nicht beftchen, wenn fie es 
nicht gethan hätte. Diefer Uract ihrer Eriftenz, diefes Be⸗ 
kenntniß, mit dem fie es gethan, das wird hier bezeichnet. 
Nun fee ich noch hinzu, von diefem ihren Wefensausdrud, 
von dem man au) fagen kann, es iſt ihre Wahrheit, hängt 
dann alles Meitere im kirchlichen Leben ab, der Eultus, die 
Disciplin, auch die Verfaffung und es ift rein unmöglich 
bei confequenter Durchführung, irgend eine Verfaſſung für 
eine Kirche aufzuftelen, ohne auf biefem ihrem Befennt- 
niffe zu fußen, ohne darauf immer wieber zurückzukommen. 
Es ift dies eine fo ſyſtematiſche Einheit, daß fie unmöglich 
audeinandergeriffen werben Tann. Sollte das freilich in 
einer ing Einzelne gehenden Auseinanderfegung und Aus- 
führung nachgewiefen werden, fo gehörte dazu mehr ald ein 
Bud. Wir müffen uns hier an dad Allgemeine halten, an 
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das Berhältniß der Kirche zum Bekenntniß überhaupt. — 
Was fodann das Innere, das Gubjective betrifft, fo iſt 
freitich die Sache überaus zart und wohl am allerwenigften 
dazu geeignet, hier’ in diefer Kammer zum Austtag gebracht 
zu werden. Das geht in das Gemiffen jedes Einzelnen 
hinein und jedes ernfte Streben hat hier das Necht, mit 
dem hoͤchſten Reſpect behandelt zu werden. Nur dies möchte 
ich bier vielleicht zuc Beruhigung unferes geehrten Herrn 
Rittner fagen und wünfche, daß, er ſich damit einftimmig 
finden koͤnne. Dort ift diefes große, herrliche, theuere Ber 
kenntniß aufgeftellt nicht in dem Sinne, um nur äußerlich 
geſetzlich die Geifter damit zu binden und zu Enechten, fon 
dern um fie zu befreien, zu befreien durch die Wahrheit 
des Evangeliums. Und die Wahtheit des ganzen Verhält- 
niffes in unferer evangelifchen Kirche if dann'die, daß 
Beides, die gefegliche Seite des Bekenntniffes und die Freis 
heit in der Wahrheit durch daffelbe auf das Innigſte zus 
fammengehen, ober Gebundenheit und vollfte tieffte Ge— 
wiffensfreiheit in der Kirche eins find und ſich durdringen. 
Wie dad aber näher gefchehe, died mit ganzer Klarheit und 
volftändig auseinanderzufegen, iſt Hier durchaus unmöglich; 
darüber find nicht. ein Buch, fondern halbe Bibliothefen 
gefchrieben. 

Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Buerft muß ich 
gegen den erſten Redner anerlennen, daß ich mich in der 
Darſtellung einer Aeußerung geirrt und fie nicht ganz richtig 
wiedergegeben habe und ich bitte dad zu entfchuldigen. 
Was aber den Antrag des Herrn Rittner anlangt, fo ift 
es freilich ſchwer, darauf zu antworten, weil. wir in der 
Deputation der Anſicht waren, daß wir eben diefe Paras 
graphen nicht zu berathen hätten, weil fie nicht zu unferer 
Competenz gehörten. Wir haben aber anerkannt, daß fic 
zu dem ganzen Geſetze, zu der ganzen Kirchenordnung ges 
hören. Sie find von der Regierung vorgefchlagen, und 
gegeben worden und wir haben num beanträgt, fie anzus 
nehmen, ohne und dagegen oder darüber zu erflaren. Wir 
Haben im Protokoll ausdrücklich gefagt: 

„Bei $$.1 und 2 fand man um fo weniger Etwas zu 
erinnern, als deren Inhalt das innere fundamentale Wefen 
der evangelifch-Tutherifihen Kirche Sachſens berührt, ruͤck⸗ 
ſichtlich weiches fih die allgemeine Ständeverfammlung 
eine Competenz nicht vindicirt”, 

Das war unfere einftimmige, fehr bald gefaßte, klare 
Anſicht. Was der Herr Dberhofprebiger gefagt hat, erlaube 
ich mir nur noch zu beſtaͤtigen oder vielmehr mein Einver« 
ftändniß damit auszudrüden; denn einer Beftätigung deffen, 
was er gefagt hat, bebarf es nicht. Es iſt eben nur die 
Rebe von ber evangelifch-lutherifchen Kirche; für fie wird 
die neue Kirhenorbnung gegeben. Das muß doch gefagt 
werden. Welches if denn ihr Kennzeichen? Welches iſt 
ihr Bekenntniß? Und dann: diejenige Kirche, welche dieſes 
Kennzeichen oder diefes Bekenniniß hat, diefe ift eben die 
evangelifch-lutherifche Kirche. Es ift alfo hier nicht von 
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neuen Beſtimmungen, neuen Dispofitionen, neuen Legis- 
lationen die Rede, fondern es ift eine Thatſache, eine 
zeine Thatſache, wölche hier aufgeftellt wird: Das iſt die 
evangelifch:lutberifche Kirche und daran iſt fie zu erfennen, 
Das ift das Einzige, was ich zu fagen habe und fagen 
Tann und daran fchliege ich die Bitte an. den Herrn Ans 
tragfteller, daß er bedenfen möge, daß er felbft in feinem 
Antrage vorſchlaͤgt, von der Berathung abzufehen; er will 
ja keine Berathung; er fagt ja in ber dritten Zeile feines 
Antrags felbft: der Antrag eigne ſich nicht zur Berathung 
der Stände. Alſo bitte ich ihn, diefe Berathung doch 
nicht felbft zu veranlaffen. — Abftimmung? Ja. — € 
wird eben erklärt, wir wenden Nichtd dagegen ein, daß die 
Paragraphen in der Kirchenordnung fehen und darin bes 
ſteht unfere ganze Abftimmung. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Wenn der geehrte 
" Sprecher, Herr Rittner, feinen Antrag blos geftellt hätte, 
ohne ihn zu motiviren, fo koͤnnte es wohl fein, daß ich ihn 
unterftüßt haben würde, weil ich darin nichts Anderes ges 
funden hätte, ald mit etwas anderen Worten daſſelbe, 
was ber Deputationsbericht fehon fagt, daß die Sache zur 
Berathung in ben Kammern ſich nicht eigne und Überhaupt 
der Gompetenz ber Stände nicht unterzogen werden koͤnne. 
Ich würde ihn vielleicht Für überflüffig gehalten, aber ihn 
doch unterftügt und au wohl angenommen haben, wenn 
er ohne Zuſatz geftellt worden wäre; aber nad) der Mo— 
tioirung, die wir vernommen haben, bin ich denn doch ſehr 
bedenklich geworben. Zunaͤchſt muß auch id) das bemerken, 
was ber Herr Referent bereits gefagt hat, ich hätte gewuͤnſcht, 
daß ber geehrte Sprecher felbft über die Sache nicht zu 
debattiren angefangen hätte, dann hätte er die Abſicht feines 
Antrags am beften erreicht. Wenn der Antrag aber ein. 
mal motiviet werben follte, fo hätte es anders gefchehen 
mögen; denn es waren einzelne Andeutungen in feiner 
Motivirung von den Fortfchritten der Wiffenfchaft u. f. w., 
die denn doch ſehr ernft find umd Anderes zu bedeuten 
haben. Sch gehe aber nicht näher darauf ein. Das ift ber 
Grund, warum ich den Antrag nicht unterftüht habe und 
auch vor demfelben warne. Ich möchte alles Andere cher, 
ald eine Debatte über diefe Paragraphen herbeiführen; 
doch glaubte ich es mir und der hohen Kammer ſchuldig zu 
fein, offen zu fagen, warum ich den Antrag nicht untere 
füßt habe. 

Superintenbent Dr. Lechler: Ich glaube, irgend Etwas 
über die Lehre, den Glauben und das Bekenntniß ber 
Kirche, um deren Ordnung es ſich bier Handelt, mußte 
die Kirchenordnung fagen. Nun gebe ich zu, man Eonnte 
auch möglicherweife etwa flatt der $$. 1 und 2 fo fagen: 
„In Bezug auf den Glauben, die Lehre und das Bekennt- 
aß, als die Fundamente der evangelifchslutherifchen Kirche 
im Königreich Sachfen, bewendet es bei dem Beſtehendem · 
Vielleicht würde eine Faffung der Art die Bedenken nicht 
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fo hervorgerufen haben, die nun auögefprochen worden find. 
Aber ich muß befennen, das konnte auch wieber recht wohl 
den Anfchein erwecken, ald ob man fich nicht getraue, heraus- 
zugehen mit dem, was doch Glaube, Lehre und Bekenntniß 
ift; als wäre etwas Hinterhaltiges dabei und ich fehe eine 
Offenheit darin, fo wie diefe beiden Paragraphen gefaßt 
find; und daß eine Kirche ohne beſtimmtes Bekenntniß ein 
Unding ift, das, glaube ih, hat der Herr Oberhofprebiger 
richtig gefagt. Ich erlaube mir nur das noch zu bemerken, 
daß ich von jedem Mitgliede der Stände, Das gegen die 
Aufnahme diefer Paragraphen in die Kirchenorbnung nichts 
einwenbet, vorausſetze, es handle weientlih im Sinn des 
Gutachtens der Deputation und erkenne an: „Wir find in 
der That nicht competent, dazu etwa Nein zu fagen ober 
auch nur dur unfer Ja, unfere Zuftimmung, ber Sache 
eine Rechtögültigkeit zu verleihen. Ich glaube, dazu ift ſelbſt 
eine Synode nicht competent, fondern dad Belenntniß ſteht 
eben fo gut über der Synode wie über dem Kirchenregimente; 
es muß fich letzteres darunter ftelen. Wenn aber Jemand 
gegen die Aufnahme diefer Paragraphen Nichts einzumens 
den hat, fo befennt er fich nach den evangelifch-lutherifchen 
Principien keinesweges gerade zu jedem Buch ſtaben, ver 
in den Bekenntnißſchriften der evangelifchelutherifchen Kirche 
fieht. Im Gegentheil, unfere Bekenntnißſchriften felbft 
machen den Unterſchied, daß fie nicht die normivende Norm 
find (das iſt allein Gottes Wort), fondern die normirte 
Norm. Ich glaube gerade im Geift und Sinne der Iuther 





riſchen Bekenntnißſchriften biefen Unterfchied hervorheben 
zu müffen und hoffe, hierdurch vieleicht ein oder das andere 
Mitglied der Hohen Kammer beruhigen zu Können. 


Präfident v. Schönfeld: Die ferner eingezeichneten 
Redner find v. Weld, v. Schönberg und v. Pofern, Her 
v. Welck hat das Wort. 


Freiherr v. Weld: Ich würde, meine Herren, nad 
$. 67 das Recht haben, auf Schluß der Debatte anzutragen. 
Ob diefer ‚Antrag angenommen würde, wäre allerdings 
Sache der Kammer. Ich will das aber nicht thun, ic) 
will nicht diefen Meg wählen, fondern, in gufgemeinter 
Abſicht, vielmehr ſuchen, mich mit dem gechrten Sprecher, 
der zu biefer Didcuffion Veranlaffung gegeben hat, zu ver: 
einigen; ih will mir erlauben, einen zweiten Antrag ein: 
zubringen und wuͤrde mich fehr freuen, wenn es möglich 
wäre, durch diefen Antrag, der faft wörtlich der des Herrn 
Rittner iſt, mich mit ihm zu vereinigen. Der Antrag 
lautet: © 

un Betracht, dag in diefen beiven Paragraphen 
bie Zunbamente ber evangelifchelutherifchen Selig ent: 
halten find, und mithin Gegenftand einer Discuffion 
in einer politifchen Verſammlung nie fein Tonnen, fo be 
fohließt bie Kommer, diefe beiden Paragraphen ohne jet 
en anzunehmen unb zur Zagesnrbnung 
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Praͤſident v. Schönfeld: Ich würde mir den Antrag 
ſchriftlich ausbitten. Meine Herren, es ift foeben vom 
Herrn Freiherrn v. Welck ein Antrag eingebracht worben, 
wie fie vernommen haben. Ich weiß nicht, ob der Ab— 
geordnete noch zur Motivirung feines Antrags Etwas an: 
führen win? 

Freiherr v. Weld: Nein, ich habe Etwas weiter nicht 
anzuführen, 

Praͤſident v. Schönfeld: So würde ich fogleich die 
Unterftügungsfrage an die Kammer zu richten haben. Den 
Untrag hat bie Kammer vernommen und ich frage, ob 
biefelbe diefen Antrag zu unterftügen gemeint iſt? — 
ift allerdings hinreichend unterftüßt. 

& würde nun diefer Antrag zur Berathung zu ziehen 
fein, 

(Superintendent Lechler und Oberhofprediger Liebner 
bitten zu gleicher Zeit ums Wort.) 

Beide Herren baten zugleich ums Wort. Die Erthei⸗ 
lung bes Wortes wird alfo der Landtagsorbnung gemäß 
der Sitzordnung nach ftattzufinden haben. Herr Ober⸗ 
hofprebiger Dr. Liebner hat daher das Wort zundchft. 


Dberhofprebiger Dr. Liebner: Ich Habe nur, gewiß 
mit Webereinflimmung des Heren Antragftellers, zu bitten, 
daß die Worte: „Lutherifche Religion” geändert werden, 
denn das kann unmöglich die Meinung des Herm Antrags 
ſtellers fein; er hat fagen wollen: „lutherifche Kirche”. 


Freiherr v. Weld: Ich bin vollfommen damit eins 
verſtanden; aber da ich einmal das Wort habe, darf ich 
mie wohl bie Frage an das hohe Directorium erlauben: 
„ob nicht Heer Nittner über fein Einverftändnig mit mei- 
nem Antrag zu befragen fein möchte?” Denn wenn er 
er ſich mit meinem Antrage. vereinigt, fo fallen dann alle 
Reden, die gegen feinen Antrag noch beabfichtigt waren, weg. 


Präfident v. Schönfels: Ich hätte zu erwarten, was 
der Abg. Nittner darauf erwidert? 


Nittergutöbefiger Nittner: Ich bin gefonnen, Nein! 
zu antworten. Eine Motivirung dieſes „Neins” ift wohl 
nicht notwendig und wird wohl nicht erwartet. 


Praͤſident v. Schönfeld: Alfo der Abg. Nittner vers 
einige ſich nicht und fomit würden beide Anträge noch 
zur Discuffion gebracht werden koͤnnen. Fernere Redner 
find der Herr Superintendent Dr. Lechler, Herr v. Beſch- 
wig und Herr v. Schönberg. Herr v. Schönberg hat das 
Wort, 

Freiherr v. Schönberg-Bibran: Nur zwei Worte 
über den zuletzt geſtellten Antrag. Ich habe denfelben nicht 
unterftüßt, weil ich glaube, der Kammer würde dadurch 
die Freiheit der Abſtimmung unmöglich gemacht und des- 
Halb habe ich mich mit dem Herrn v. Welck nicht ein: 
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verftanden. zu erklären. Ich, werde mid; bei den weni⸗ 
gen Worten, die ich üben, dieſe hochwichtige Angeles 
genheit auszufprechen habe, an die Aeußerung: bes Heren 
Referenten halten. Sie ging dahin, daß wir eine Die 
euffion wohl nur darüber zu führen haben würben, ob 
wir die Beibehaltung von $. 1 und $. 2 wiinfchen ober 
nicht: Ich werde für die Beibehaltung fimmen und 
zwar aus dem Grunde, indem ich wünfhe, daß die evan- 
geliſch⸗lutheriſche Kirche eine Vertretung habe, eine Synode, 
Wünſchen wir diefe, fo erfcheint ed aber auch ebenfo logiſch, 
als richtig zu fein, daß man dieſer Synode einen beſtimm⸗ 
ten Ausdrud und Character. giebt. Sie muß demnach eine 
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fefthalten zu koͤnnen, dazu bedarf e8 eben der $6. 1 und 2 
und ließen wir biefe weg, fo koͤnnte man Männer wählen, 
die vieleicht fonft ganz ehrbar, die fich aber von biefem 
Belenntniffe, das ich für nothwendig halte, thatfächlich los⸗ 
gefagt hätten. Wäre dies nicht, fo würde man von Auf⸗ 
ftellung dieſer Paragraphen haben abfehen koͤnnen. Es 
ſollen aber nur Diejenigen, die dem evangeliſch-lutheriſchen 
Bekenntniſſe angehören, eine Synode bilden und aus bie 
fem Grunde ſcheint mir es richtig zu fein, ſich für die Beis 
behaltung diefer beiden Paragraphen zu erklären, 

Kloftervoigt dv. Pofern: Nur eine kurze Bemerkung, 
die ich aber doch der Wichtigkeit der Sache wegen nicht 
zurüdhalten will. Ich habe den Rittner'ſchen Antrag. aus 
denfelben Gründen, die der geehrte Abg. v. Erdmannsborff 
zart berührte, auch nicht unterftügt. Weiter daruͤber zu 
fprechen — fo fehr ed mich nach der Motivirung jenes Ans 
trages auch dazu drängt — glaube ich aber, ift mir nicht 
geftattet, weil ich die Anficht der Deputation theile, daß uns 
eine Competenz über dieſen Theil des Entwurfs nicht 
zuſteht. 

Freiherr v. Beſchwitz: Auch ich habe den Antrag bes 
Abg. Nittner nicht unterftüßt, werde auch dagegen ſtimmen 
und zwar infolge der darauf folgenden Motivirung. Die 
Staatöregierung bezeichnet felbft in ihren Motiven die $$. 
1 und2 als das eigentliche Fundament unferer evangelifche n 
Tutherifchen Kirche und zwar mit diefer Bezeichnung wuͤn⸗ 
ſche ich ganz befonders, daß unfere Landeskirche. bezeichnet 
werde. Soll aber ein Bauwerk gut und tüchtig gelingen, 
fo ift die Hauptſache, daß das Fundament gut und tüchtig 
gegründet werde und als einen folden Grunbpfeiler be— 
trachte ich allerdings die $$. 1 und 2 und möchte fie in 
Feiner Weife aus unferer Kirhenordnung entfernt fehen. 


Superintendent Dr. Lechler: Sch habe nach dem, 
was gefprochen worden ift, Nichts mehr beizufügen; ich - 
hatte früher nur darum bad Wort erbeten, um diefelbe Ber 
merkung zu machen, bie der Here DOberhofprebiger Dr. Lich: 
ner in Beziehung auf das Wort: Religion, gemacht hat. 
Ich glaube;aber, daß wir jenen Antrag, den Herr v. Weld 
eingebracht hat, wenigftens in der Faſſung, wie er einge- 
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bracht iſt, nice mehr annehmen koͤnnten; denn ed ift bean- 
tragt: „Diefe Paragraphen ohme weitere Discuffion an 
zunehmen.” Es wiberfpricht dies aber in diefem Augenblid 
dem factifchen Beſtande; denn wir haben biscutirt. 


Präfident v. Schönfeld: Was der Herr Superins 
tendent Lechler focben erwähnte, hatte ich mir vorgenom⸗ 
men, kurz vor der Abſtimmung auch vorzubringen. Der 
Antrag des Herrn Freiherrn v. Welt ſcheint nicht ganz 
identifch zu fein mit dem Deputationsantrag. Denn der 
Wunſch, den er enthält, ohne Discuffion zur Tagesordnung 
überzugehen, ift nicht mehr möglich, da eine Discuffion be» 
reits erfolgt. ift. 

Freiherr v. Weld: Ich bitte ums Wort! Es verficht 
fih von felbft, daß mein Antrag nur in dem Falle Erfolg 
haben: und von Wirkung fein Eönnte, wenn der Abg. 
Nittner mit demfelben fich vereinigt hätte und ich glaubte, daß 
er ed würbe thun fönnen. Da das aber nicht gefchehen 
ift, fo iſt der Moment ſchon Überfchritten, wo Feine Dis: 
cuffion mehr ftattfinden Fan. Ich ziehe alfo meinen Ans 
trag zurück. 


Prafident v. Schönfeld: Wie die Sache nun liegt, 
wide ich aud) rathen, den Antrag zurückzuziehen. Da ders 
felbe aber eine Unterfiigung der Kammer gefunden hat, fo 
wuͤrde bie Einwilligung der Kammer hierzu gehören; denn 
er if Eigenthum der Kammer geworben. Ich frage daher, 
ob die Kammer damit einverftanden ift, daß der Abg. d. 
Weld feinen Antrag zurückzieht? — Einftimmig Ja. 

Es beftehen demnach noch zwei Anträge in Bezug auf 
die beiden erſten Paragraphen, der Deputationsantrag und 
der Antrag des Abg. Nittner, 


Staatöminifter v. Falkenftein: Nur wenig Worte 
habe ich in Beziehung auf diefe Angelegenheit auszufpre- 
hen und dies in drei Haupffäße zufammenzufaffen. Die 
Regierung hat ſich verpflichtet gehalten, diefen Paragraph 
an bie Spige des Entwurfs zu fielen aus den Gründen, 
welche in den Motiven entwidelt find. Das Belenntniß 
unferer Kirche fteht feft und weder die Kammer, noch die 
Regierung vermag es, an diefem Bekenntniß irgend Etwas 
zu ändern. Es kann ſich alfo, wie der Here Referent ber 
veitd bemerkte, gar nicht darum handeln, daß über den 
Inhalt diefer Paragraphen eine Discuffion entfliehen 
tönnte, ober daß über den Inhalt diefer Paragraphen eine 
Abftimmung in dem Sinne erfolgen fönnte, daß man das 
nad) fragte, ob das Befenntniß Fünftig gelten folle oder 
nicht. Iſt das richtig, daß der Inhalt diefer Paragraphen 
dad Bekenntniß unferer evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche ent⸗ 
hält, fo iſt es folgerecht, daß in einer Kirchenordnung, die 
für die evangelifch »Iutherifche Kirche beftimmt ift, auch mit 
Klarheit ausgeſprochen werde, alle Diejenigen, die das Bes 
kenntniß derfelben annehmen, bie alfo zur evangeliſch⸗ lu⸗ 
theriſchen Kirche gehören, haben ſich kuͤnftig mach diefer 
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Kirchenerdnung zu richten. Der dritte Sat iſt der, daß 
man eben deshalb, um Jeden fofort klar darüber zu machen, 
— wie das in jedem für irgend eine Geſellſchaft auszu⸗ 
gebenden Statuie geſchieht — ſagt, für wem denn cigent« 
lic) diefes Statut gegeben ſei, und daher auch hier aus, 
fpricht, für wem die Kirchenordnung gegeben fe Daher 
handelt es ſich auch hier nicht um, die Zuſtimmung der 
Stände, auch nicht um eine ſpecielle Begutachtung der 
Stände, fondern nur um bie Frage, ob fie dagegen 
Etwas einzuwenden haben, daß biefe Kirhenorbnung für 
bie evangelifch>Tutherifche Kirche in ber Weiſe, daß an die 
Spitze derfelben jene Paragraphen zu ftellen feien, erlaſſen 
werde? Die geehrte Deputation hat daher die Sache gan 
richtig in dem Sinne aufgefaßtz fie hat erklärt, fie habe 
gegen die Aufnahme diefer Paragraphen Nights 
zu erinnern ‚und fie fimmt baher vollfommen mit den 
Anſichten der Regierung überein. 


Präfident v. Schönfels: Es haben fich drei Redner 
zum Worte gemeldet, die Herren Hennig, Rittner und 
Müller. Here Bürgermeifter Hennig! 


Bürgermeifter Hennig: Ich ſtimme dem Herrn Abg, 
Nittner bei, obgleich ich der Anſicht bin, daß er feinen 
Antrag am beften motivirt Hätte, wenn er die Motivirung 
ganz unterlaffen hätte; denn er hat dadurch, daß er ihn 
motivirt hat, Das angeregt, was er vermieden wiſſen wollte, 
Ich werde auch gegen die Aufnahme der Saͤtze ſtimmen, 
die in den $$. 1 und 2 enthalten find. Ich bin der Mei⸗ 
mung, daß es fich bei dem vorliegenden Geſetz nur um dad 
äußere Gebäude der Kirche handelt, nicht um die innere 
Kirche, deren Säge in dem Herzen und Gewiſſen eine 
jeden Bekenners der Kirche feft eingefchrieben fein follen und 
deshalb gehören fie nicht hierher, WIN man eine Bezeid: 
nung Deffen, um was es ſich hier handelt, um die äußere 
Kirchenverfaſſung, fo glaube ich, gentigt es volftändi, 
wenn man ſich an bie Ueberfchrift des Geſetzes haͤltz denn 
dort fteht: „Entwurf einer Kirchenordnung für die evanı 
gelifhslutherifhe Kirche im Königreihe Sachſen“ 
Ich glaube, mit diefen Worten ift Alles gefagt, was ald 
Eingang des Geſetzes nothwendig iſt. 


Nittergutöbefiger Nittmer: Keineswegs zur weiteren 
Motivirung meines Antrages habe id) mir das Wort m 
beten, fondern um nur Weniges dem hinzuzufügen gegen 
Dad, was mir entgegengehalten worden ift. Cs ift unter 
Anderem gefagt worden, es fei nothwendig, in allen Ber 
hältniffen der Vorlage begründet, daß die Paragraphen hereit” 
fommen und Herr Superintendent Dr. Lechier meinte, eb 
wäre ein Unding, dies zu unterlaffen. Zu Widerlegung 
deffelben verweife ich einfach auf bie Werfaffungsurkundt 
der reformirten Kirche, welche fich wahrfceinlich für ebenfe 





gut fundamentirt hält, tie die Tutherifche, und da ſteht 
ganz einfach nur der Name Deffen, um was «8 ſich har 
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belt, und auch die Ueberfchrift unferer Vorlage wird hin» 
laͤnglich bezeichnen, um weſſen Beftehen es ſich handelt. 
In der Ueberſchrift ift es deutlich gefagt und fo glaube ich 
auch hierin Feine Nothwendigkeit zu finden, dag man diefe 
Paragraphen aufnimmt; denn, wie ich vorhin mich ausge» 
ſprochen habe, befige ich eine andere Ueberzeugung. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich bin volftändig miß⸗ 
verftanden worben. Ich hatte nicht gefagt, eine Kirchen⸗ 
ordnung in fo und fo vielen Paragraphen, ohne dieſe 
beiden Paragraphen, fei ein Unding, fondern ich Hatte gefagt: 
eine Kirche ohne Bekenntniß fei ein Unding. 


Buͤrgermeiſter Müller: Obſchon nach den Worten 
des Herrn Staatöminifters es kaum nothwendig fein dürfte, 
zu erklaͤren, daß Diejenigen, welche die von dem Herrn 
Präfidenten hernach zu ſtellenden Fragen mit „Nein“ ber 
antworten, nicht gegen den Inhalt der $$. 1 und’ 2 ſtim⸗ 
men, fo fühle ich mich doch gedrungen, ausdrüdlich zu ber 
merken, daß ich den Inhalt biefer Paragraphen anerfenne 
und ebenfo wie mein College Hennig nur glaube, daß durch 
die Ueberſchrift ganz Daffelbe gefagt fü, was die Para- 
graphen ausdruͤcken. Ich will durch mein „Nein“ nichts 
weiter fagen, als daß ich ebenfalls glaube, daß, wenn die 
$$. 1 und 2 nicht aufgenommen werden, durch die Ueber: 
fhrift ganz Daffelbe erreicht werde, was man durch diefe 
Paragraphen erreichen kann. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff; Ich weiß nicht, 
meine Herren, es fehlt mir heute an’ Begriffsvermögen. 
Nachdem einmal Über die Paragraphen debattirt worden 
iſt, verfiche ich es durchaus nicht, wie die Herren aus foges 
nannten zarten Nudfichten diefe Paragraphen wieder herauds 
fimmen wollen. Es ließe fi das hören, wenn Jemand 
fagte, daß eine fo hochheifige Sache nicht zu den Debatten 
der Stände gehöre und deshalb dagegen flimme, damit gar 
nicht debattirt werden kann; nachdem aber bereits eine volle 
Stunde darkber debattirt worden ift, fo fällt doch ganz ger 
wiß diefer Grund weg. Mit einem Worte, ich verfiche 
die Aeußerungen ber Herren Hennig, Rittner und Müller 
nicht, wenn fie fagen, aus zarten Nüdfichten wollen fie 
gegen die Aufnahme der Paragraphen fimmen, nachdem 
bereits Lange debattirt ift. 


Blrgermeifter Hennig: Ih will nur erklären, daß 
durch unfere Debatte zwar die beiden Paragraphen befprochen, 
aber nicht der eigentliche Inhalt berarhen, mod) weniger 
erichöpft worden if. Dazu würden fiundenlange Ber 
vathungen gehören. Ich kann alfo dem Herrn v. Erd⸗ 
mannddorff nicht beipflihten, wenn er fagte, daß wir durch 
unfere Beſprechung eine materielle Berathung der Paras 
graphen vorgenommen häften. 








wendig, ob es rathfam fei, diefe Paragraphen aufzunche 
men. Die Bedenken, welde dagegen erhoben worden find, 
feinen mir im Weſentlichen auf der Anſicht zu beruhen, 
es koͤnne aus der Aufnahme diefer Paragraphen in bie 
Kirchenordnung die Meinung erweckt werden, ald fei damit 
beabfichtigt worden, ber Freiheit des proteſtantiſchen Ber 
Eenntniffes Zwang anzuthun. Faßt man aber die Beftim- 
mung in $. 2 genau ins Auge, fo iſt mir unzweifelhaft, 
daß, wie die beiden geiftlichen Mitglieder der Kammer bes 
reits erflärt haben, die Freiheit der Ueberzeugung des Ein» 
zelnen dadurch in Feiner Weife beeinträchtigt werben ſoll 
und kann. Ich werde mich daher für die Aufnahme der 
55. 1 und 2 in die Kirchenordnung erklären. 


Kammerhere v. Zehmen: Soll denn gleich bei den 
erfien $$. 1 und 2 der Vorlage ein Theil meines Sonder 
gutachtens zur Wahrheit werden, die Anficht naͤmlich, daß 
es beffer gewefen wäre, feine allgemeine Kirchenordnung 
vorzulegen? Wurde fie einmal vorgelegt, fo waren aller 
dings biefe beiden Paragraphen, die jegt den Streitpunft 
bilden, nicht gut zu vermeiden. Sie werden aber auch 
nit verneinen Finnen, daß in dem Anfrage des Herrn 
Nittner doch auch einige Wahrheit liegt. Ich trage dem⸗ 
nah auf Schluß der Debatte ber diefen Gegenftand an. 


Präfident v. Schönfeld: Es ift auf Schluß der Der 
batte angetragen und ic) habe biefen Antrag zunaͤchſt zur 
Unterftügung zu bringen und frage, ob bie Kammer 
den Antrag des Herrn v. Behmen auf Schluß der vorlies 
genden Debatte annehmen will? — Einftimmig Sa. 

3 ift demnach die Debatte tiber beide erſte Par 
ragraphen gefchloffen und ich ertheile dem Heren Referenten 
das Schlußwort. 


Referent Vicepräfident v. riefen: Ich will mich bes 
mühen, den eigenen Wunſch de3 Herrn Antragftellers zu 
erfüllen, nämlich mich einer Berathung über die Sache zu 
enthalten. Er hat dafjelbe gewünfcht und hat diefen Wunſch 
zwei Mal ausgebrüdt in feinem Antrage; er hat zwei Mal 
beantragt, daß bie Kammer von aller Berathung über die 
Paragraphen abfehen wolle. Im Anfange heißt ed: „Die 
Kammer beſchließt, von ber Berathung abzufehen“. Nun, 
diefer Beſchluß if nicht mehr möglich; denn die Debatte . 
ift ſchon Tängft im Gange, obgleich Herr Bürgermeifter 
Hennig behauptete, zur Erſchoͤpfung des Gegenſtandes fei 
es noch nicht gefommen. Alfo der Beſchluß ift nicht mehr 
möglich und foweit hat fid) fein Antrag auch erledigt und 
da diefe Paragraphen ſich nicht zur Beratung eignen, ſo 
ift das ein Motiv, was ich acceptive und was mit dem 
Deputationsantrage vollfommen übereinflimmt; denn aus 
demfelben Grunde haben wir und einer Berathung darüber 


Finanzrath v. Noſtiz-Wallwitz: Ich beabfiätige | enthalten, wir haben auch der Kammer gefagt, daß es nicht 


nicht, mich des Weiteren darüber auszulaffen, ob es north: , 
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einfach auf Annahme der Paragraphen an. 
alfo der Unterſchied zwiſchen dem Gutachten und dem Anz 
trage Nittners darin beftehen können, daß die Kammer 
befchließen Könnte, fie wollte gar nicht abftimmen oder aber, 
daß fie nach dem Deputationdantrage abſtimmte und 3a 
oder Nein ſagt. Ich glaube, die Depytation wird mit 
diefer Aeußerung einverftanden fein, daß es alfo nur noch 
darauf ankommi, ob die Kammer beſchließen will, über: 
Haupt gar nicht abzuftimmen nad) dem Antrage Rittner's. 
Snfofern find allerdings zwei Beſchlüſſe möglich. 

Präfident v. Schönfels: Es würde der Herr Un 
tragfteller über diefen Vorſchlag des Herrn Referenten zu 
hören fein. 

Nittergutöbefiger Rittmer: Es iſt ganz fo, wie der 
Here Referent fagte, daß die Worte „der Berathung und‘ 
auszuſcheiden und nunmehr blos zu fagen: „Die Kammer 
befchließt, von Abftimmung Über $$. Lund 2 abzufehen ꝛtc.“ 

» Präfident v. Schönfeld: Der Antrag würde alfo 
eine andere Faffung befommen und lauten: 


„Die Kammer befähließt, von Abftimmung über $$. 1 
und 2 abzufehen, vonder Anſicht ausgehend, daß der 


Es würde| 


Präfident v. Schönfeld: Ich muß freilich darauf er 
widern, daß e3 ſich nicht um eine Regierungsvorlage han- 
delt, fondern um den Antrag eines Kammermitgliedes ; 
das if denn doch ein Unterſchied. Beſchließt die Kammer, 
den Antrag anzunehmen, fo wird bod) eine Abſtimmung 
faftfinden müffen. Mit einer Regierungsvorlage ift es 
eine andere Sache. “ 

Freiherr v. Weld: Es handelt fich doch aber um eine 
Erklarung über Paragraphen, die in einer Regierungsvor⸗ 
Tage ftehen und darauf find wir ſchuldig, eine Antwort zu 
geben. 

Präfident v. Schönfeld: Wir kommen dahin, wenn 
das Deputationsgutachten zur Abftimmung gebracht wird, 


Referent Vicepräfibent v. Friefen: Wir erkennen das 
volltommen an, was Herr v. Welck fagte, dadurch, daß 
wir gegen den Rittnerfhen Antrag ſtimmen. Wer alſo 
über die Paragraphen abftimmen will, dev darf nun auch 
über den Rittnerſchen Antrag abflimmen; aber dagegen, 
Ein Antrag 'ift es; er ift einmal formel eingereicht und es 
ift auch dartıber berathen worden; alfo abftimmen 'müffen 
wie darlıber und ic. ſtimme hierin der Meinung des Herrn 





Inhalt diefer Paragraphen nit für die Berathung der 
Stände ſich eignet. 

Es wird allerdings wohl zunächft die Kammer zu be 
fragen fein, ob fie mit diefer Abänderung des Antrages 
ſich einverftehtz denn der Antrag ift durch die erhaltene 
unterſtutzung Eigenthum der Kammer geworden. 

Bürgermeifter Hennig: Es ſcheint mir doch nicht 
ganz in ber Orbmung zu fein; ich verftehe den Antrag fo, 
daß von der materiellen Discuffion abgefehen; daß” aber 
die Abftimmung immer body formell vorgenommen werben 
muß. Wir müffen doch wiffen, ob diefe Paragraphen in 
das Geſetz kommen follen oder nicht? 

Präfident v. Sch önfels: Hierlber werden wir Auf- 
ſchluß erhalten, wenn Über den Deputationsbericht abge 
ftimmt wird; denn bie Deputation trägt auf Beibehaltung | 
der beiden Paragraphen an. Ueber diefen Antrag muß abe | 
geftimmt werben; wird er angenommen, fo ift der Zweifel 
geloͤſt. Wird er nicht angenommen, fo ift das, was ber 
‚Here Blrgermeifter Hennig fagte, eingetreten. 

Freiherr v. Welck: Ich möchte doch auch einige Ber 
denken ‘gegen die Art und Weife der Abftimmung äußern, 
welche hier in Vorſchlag gebracht worden ift und die darin 
beftehen würde, daß man ſich eben einer Abftimmung ganz 
enthalten wolle. Ich glaube, wir find verbunden, über 
jede Vorlage der Negierung eine Erklaͤrung abzugeben. 
Denn ſonſt koͤnnten wir, wenn und an einem Gefege drei 
oder vier Paragraphen nicht gefallen, dann auch ganz ruhig 
fagen: wir fimmen nicht darüber ab! Das würde aber 
von der Staatöregierung nicht zugegeben werben, daß ihre 
Vorlagen fo ganz mit Stiliſchweigen übergangen würden. 


Präfidenten bei. 


Präfident v. Schönfeld: Herr Dberhofprebiger Dr. 
Liebner hat ſich erhobeng ich weiß nicht, ob er noch zu 
fprechen wuͤnſcht? 

Dberhofprediger Dr. Liebner: Ich ftimme ganz dem 
bei, was der Herr Vicepräfident gefagt hat. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich ſtimme ganz bem bei, 
was der Here Bürgermeifter Hennig gefagt hat. Ich finde 
auch, daß diefer Antrag, wie er jeht liegt, ein ganz neuer 
geworben ift. Ich erblide darin eine gewiffe Unklarheit; 
denn ich koͤnnte nad) Umftänden, je nachdem ich ihn ver: 
ſtehe, auch daflır fiimmen. Aber id Fann das nicht, weil 
ich nicht weiß, ob der Sinn am Ende ber ift, daß, wenn 
ich ihn zuffimme, dann auch die beiden Paragraphen ab» 
gelehnt find. Und deshalb glaube ich, daß wir fiber die 
beiden Paragraphen einfach abftimmen müffen. 

Präfident v. Schönfeld: Die Sache hängt fo zu⸗ 
fammen: Die Kammer hat bekanntlich den Antrag bed 
Abg. Rittner unterftügtz ex ift fomit Eigentum derfelben 
geworben. Später hat der Here Antragfteller für gut ber 
funden, eine Modification feines Antrages eintreten zu 
laſſen, die dahin geht, daß die Worte: „Berathung und” 
ausgefchloffen fein follen. Soll nun diefer Antrag zur 
Beratung kommen, fo muß er, da er ein modificirter, 
meuer ift, nothwendiger Weife nochmals zur Unterftügung 
gebracht werden; denn der Antrag befieht nicht mehr in 
feiner frühern Faſſung. 

Kammerherr v. Mesfcht Soviel ich mich erinnert, 
hat Herr v. Zehmen auf Schluß der Debatte angetragen 
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amd es ift der Schluß von der Kammer genehmigt worden. 
Nachdem dies geſchehen, kann unmöglich noch auf Mobifie 
cation eines eingebrachten Antrags eingegangen werben. 
Ufo glaube ich, daß der Antrag des Abg. Nittner auf eine 
Veränderung feines Antrags gar nicht mehr zuläffig iſt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich muß freilich darauf 
erwidern, baß die Lage der Sache eine ganz eigenthümliche 
iſt. Herr Nittner hat felbft in feinem Antrage gefagt, die 
Kammer folle bechließen, von der Berathung abzufehenz 
aber demohnerachtet hatte die Discuffion darüber ſchon laͤn⸗ 
gere, Beit gedauert und es war daher nothwendig, daß ber 
Antrag abgeändert werden mußte, wenn folgerichtig ver 
fahren werden follte umd ich glaube, daß Herr v. Metzſch 
doch nicht ganz Recht hat, weil man zuweilen gezwungen 
ift, von der Regel zut Ausnahme tberzugehen. Wir find 
verbunden, einem Antrage auch Beachtung zu ſchenken und 
ihn zur Abſtimmung zu bringen, wenn derfelbe im Laufe 
der Debatte noch eine Abänderung oder Erläuterung gefuns 
den hat. Indeß muß ich mich befcheiden, welcher Anficht 
die, Kammer barlıber fein wird, 


Nittergutöbefiger Nittner: Zur Entgegnung. Es 
ift durchaus Fein anderer Antrag als der, welchen ich ur 
fprünglich eingebracht habe. Mein Antrag hat urſprünglich 
dazu dienen follen, die Gompetenzzweifel, welche von der 
Deputation felbft angeregt, bei mir vorhanden und auch 
von mehreren Mitgliedern der Kammer gefheilt worben find, 
zufammenzufaffen und dahin zu fommen, die Debatte über 
die oft bezeichneten Paragraphen fo kurz als möglich zu 
machen. Nun ift er allerdings, wie auch der Herr Präs 
fident richtig bemerkte, im den bezeichneten Worten vers 
Ändert- worden, aber nach meiner Ueberzeugung führt er 
immer noch dahin, daß die Kammer erklärt: die materielle 
Berathung gehört für uns nicht; daß fie demnach befchließt, 
von der Berathung abzufehen. Der Erfolg ift derfelbe, als 
wenn wir ganz einfach gegen das Diputationsgutachten 
fimmten, Alein ich habe durch den Zuſatz vermeiden wollen, 
daß wir bios eine einfache Negation der beiden Paragraphen 
ausfprächen. Der Herr Präfident wird nun wohl die Güte 
haben, meinen Antrag zur Abftimmung zu bringen und 
man wird ihn wahrfcheinfich ablehnen. 

Präfident v. Schönfels: Allerdings, fofern nicht der 
Here Antragfieller geneigt wäre, feinen Antrag zurückzu- 
ziehen. Das würde noch einfacher fein und er Eönnte dies 
um fo mehr, da er ihm felbft ein fo unglinftiges Prognofticon 
ſtellt. 

Rittergutsbeſitzer Rit tner: Ich kann das auch thun, 
Herr Präfidentz ich ziehe ihn hiermit zurück. 

Praͤſident v. Schönfeld: Die Kammer hat ver- 
nommen, daß Herr Nittner feinen Antrag zurüdzuzichen 
wuͤnſcht, und ich frage, ob fie damit einverflanden iſt? — 
Einftimmig Ja. 2 

1J. K. (1. Abonnement.) 
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Somit fönnen wir num zur Abſtimmung über bie bei⸗ 
den Paragraphen übergehen. Sie lauten folgendermaßen: 
g1. 

Stiftung. 

Die evangeliſch⸗ lut heriſche Kirche im Königreihe Sach · 
fen iſt ein Glied der von Jeſus Chriftus, BER 
Gottes, geftifteten Gemeinfchaft der Gläubigen. 

.2 

E Berenntniß. : 2 

Sie erfennt als einige Regel und Richtſchnur, nach 
welcher alle Lehren und Lehrer gerichtet und geurtheilt wer- 
den follen, allein an die prophetifchen und. apoftolifchen 
Schriften alten und neuen Zeftaments (Epitome der. Con: 
corbienformel zu Anfang); bekennt ſich mit allen chriſtlichen 
Kirchen zu den drei deumeniſchen Symbolen — bem Apo⸗ 
ſtoliſchen/ Nicdifchen und Athanafianifchen — und gründet 
fih nad) der Reformation des 16. Jahrhunderts auf fols 
gende Bekenntnißfchriften: 

die Augsburgifche Confeſſion vom Sahre 1530 fammt 
deren —— dur Melanchthon vom Jahre 1531 und 
den Schmalfaldiſchen Artikeln vom Jahre 1537, - 
, „Den großen. und Eleinen Karechismus Luthers und 
die Goncorbienformel vom Jahre 1577. 


Kummerherr v. Erdmannsdorffe Herr Präfident, - 
id) beantrage die Abftimmung durch Namensaufruf. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde dem Folge geben 
und fragen, ob die Kammer dem Antrag der Deputation 
beizuflimmen gemeint iſt? Da auf Namensaufruf ange 
tragen worden ift, fo kann ich mich natürlich nicht ent: 
brechen, denfelben eintreten zu laffen. Nimmt die Kamz 
mer nad) Antrag der Deputation den $. 1 an? 


Es antworten hierauf mit Jar 


Vicepräftdent v. Briefen. greiherr. v. Veſchwit. 
Sceretär d Gpidy. Kammerherr v. Behmen. 
Seeretär Wimmer, Graf v. Stolberg. 

Graf Sotme. Kammerhere v. Cüttichau. 


Advocat v. Könnerig. 
Hofeath Dr. Hänel. 

Graf Wilding d. Königöbräd, 
Dberhofprebiger Dr. Siebner. 
Superintendent Dr. dechier 
Gapitufae v. Schröter, 


Kloftervoigt v. Pofern. 
Kammerhere v. Meyfch. 
Freihert v. EchönbergeBibran, 
Freiherr v. Rocow. 
Dberbürgermeifter Pfotenhauer, 
‚Kammerhere v. Erbmannsborfl, 


Graf ». Schönburg. Sinangrat) v. Noflig-Balhoig, 
greihere v. Bel. Sandedbeftaltter Hempel. 
Rittergutsbefiger v. Römer. YPräffbent . Schönfeld, 


Kammerhere v. Watdorſ. 
) Mit Nein antworten: 


Domhere v. Wahdorf. Rittergutsbefiger Kraft. 
Bürgermeifter Löhr. Bürgermeifter Hemig. 
Bürgermeifter Clauf. Birgermeifter Möller, 
Rittergutöbefiger Rittner. Sreiherr 6. Biedermann. 
Bürgermeifter Gottfpatb. Bürgermeifter Koch. 


Präfident v. Schönfeld: Es ift der $. 1 mit 27 
gegen 10 Stimmen angenommen worden. De 
Den $. 2 habe ich bereits vorgefefen; auch ihm raͤth 
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die Deputation unverändert anzunehmen. Stimmt die 
Kammer hierin der Deputation bei? 


Es antworten hierauf mit Ja: 


Vicepräftdent v. Briefen. 
Secretär d. Egidy. 

Serretär Wimmer, 

Graf zu Solms⸗Wildenfels. 
Advocat v. Könnerig. 
Hofeath Dr. Hänel. 

Graf Wilding d. Königebrüc. 
Oberhofpvebiger Dr. Liebner 
Superintendent Dr, Lechler. 
Sapitulae v. Schebter. 

Graf v. Schöndurg. 

Feeihere v. Weld, 
Nittergutsbeftger d. Mer. 
Kammerherr v. Wagdorf. 


Freiherr d. Beſchwit. 
Kammerherr v. ehmen. 

Graf v. Stolberg. 

Kammerherr v. Lüttichau. 
ioftervoigt v. Pofern. 
Kammerherr v. Mebſch. 
Freiherr d, Schönberg-Bibran. 
Feeihere v. Rochom. 
Dberbürgermeifter Pfotenhauer. 
Rammerhere v. Erbmannsdorff. 
dinanzrath v. Roſtiz⸗Wallwit 
dLandesbeſtauter Hempel. 
Vraſident v. Schönfels. 


Mit Nein antwortenz 


Domherr v. Wagdorf. 
Vürgermeifter Lühr. 
Bürgermeifter Glauf. 
Nittergutsbefiger Ritter. 
Bürgermeifter Gottfchald. 


Rittergutöbefiger Kraft. 
Bürgermeifter Hennig. 
Bürgermeifter Müller. 
Freiherr v. Biedermann. 
Bürgermeifker Koch. 


Präfident v. Schönfeld: $. 2 hat ebenfalls gegen 
10 Stimmen bie Zuftimmung ber Kammer gefunden. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


8.3. 
Verhaltniß zum Staate. 

Sie ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten 
durch ftändige Behörden und durch von den Gemeinden ges 
wählte Vertreter felbftändig und genießt in ihrer Gefammt- 
heit, ebenfo wie in den einzelnen Kirchengemeinden, bie 
Rechte einer moralifchen Perfon, ift aber den allgemeinen 
Gefegen und der Aufficht des Staates unterworfen. 

Dagegen hat fie von dem Staate Schug für ihren 
Sottesvienft, ihre Verfaffung und ihr Vermögen, Hülfe 
zur —— ihrer Verordnungen und zur Äufrecht. 
haltung der, Autı 
für bie Erreichung ihrer Zwecke zu erwarten. 


Die Motiven fagen hierzu etwas Befonderes nicht, 
da das hierher Gehoͤrige bereitö bei $6. 1 und 2 vorgelefen 
worden iſt. Der Bericht hat ebenfalls die $$. 3 und 4 
zuſammengefaßt und fagt hierüber: 


$$. 3 und 4 
werben ebenfalls zur Annahme vorgefhlagen. Diefelben 
* mit der Verfaſſungsurkunde in Einklang, und wenn 
in $. 3 das Wort: „innere” ein Bedenken erregen Eönnte, 
fo if zu erwähnen, daß daffelbe Wort aus $. 57 der Bar. 
faſſungsurkunde entlehnt und hier nicht als Gegenfa zu 
den fogenannten äußern, d. h. weltlichen ober Vermögens: 
angelegenheiten der Kirihe zu verfiehen ift, fondern die 
Sefammtheit der eigenen geſellſchaftlichen Rechte der 
Te — —— — andern Gefeliſchaften 
3 Die jenſeitige Deputation hat zu di 
beiden Paragraphen nichts hie 2 —— 
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Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über ben foeben vorgefragenen $. 3. Etwas zu ers 
innern hat? Wenn das nicht ber Fall ift, fo würde ich 
ſogleich zur Abftimmung übergehen können. Die Kammer 
hat vernommen, daß die Depuation auf underänderte 
Annahme diefed Paragraphen anträgt und ich frage, 
0b die Kammer ihrer Deputation hierin bei« 
fimmt? — Einfiimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Sriefen: 
&4. 
Oberſte Lirchengeivalt, r 
Die oberſte Kirchengewalt fteht dem Könige zu, wird 
aber, fo lange berfelbe einer andern Eonfeffion zugethan 
ift, von den in Evangelicis beauftragten Staatöminiftern 
ausgelibt (69. 41 und 57 der Verfaffungsurkunde), 


Motiven find zu diefem Paragraphen nicht vorhanden. 
Die Deputation hat ihren Bericht dazu in Verbindung 
mit $. 3 auch ſchon vorgelefen und ſchlaͤgt vor, den Para« 
graphen ohne Veränderung anzunehmen. 


Präfident v. Schönfels: Sofern über $. 4 Nie 
mand dad Wort ergreift, fo werde ich, da der Herr Refe⸗ 
rent denfelben focben verleſen hat, ihm nicht weiter reca⸗ 
pitufiren, fondern frage nur, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation den Paragraphen unvers 
ändert anzunehmen gemeint iſt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bicepräfident v. riefen: 
5 


Kirchenregiment, 

Der König, gegenwärtig die in Bvangelicis beauf 
tragten Staatöminifter, üben nur die Nofervatrechte der 
Kirchengewalt unmittelbar felbft aus, im Uebrigen haben 
fie das Kirchenregiment durd) das Minifterium des Cuitug 
und öffentlichen Unterrichts und durch ein Collegium (Ober 
confiftorium) zu führen, das aus geifllichen und weltlichen 
Mitgliedern zufammengefegt ifl. 


Die Motiven zu diefem Paragraphen find bereit vor: 
gelefen worden und es ift nur zu erinnern, daß fie fagen: 
‚Sie geben nur das Allgemeine und anerfannt Beſtehende 
über das Fundament der evangelifch-Tutherifchen Landedr 
fire u. f. w. — eingeſetzt werden fol"; f. zu $. 1. 


Die Deputation fagt in ihrem Berichte: 


Bu. 5. 

Bei biefem Paragraphen zeigt ſich eine Frage von um 
faffender Wichtigkeit. Cs ih Mantia en Para ⸗ 
5 beſtimmt, dag die in Evangelicis beauftragten 

taatsminiſter das Kirchenregiment mit Vorbehalt der 
Reſervatrechte der Kirhengewalt, welche zu ihrer Compe 
ten; gehören, durch das Minifterium des Cultus und durch 
ein Dberconfiftorium zu führen haben, und Geite 52 dir 
zur — —3 daß en 
iſtorium, dem ftänbifgyen Antrage wenigftens im Weſent⸗ 
lichen entſprechend a ar 
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„nur Vertretung der evangtliſch⸗ lutheriſchen Landes 
kirche und zu Verwaltung ihrer Angelegenheiten in hoͤchſter 
Jnſtanz mit Ausnahme der äußeren Verwaltung und der 
Disciplinarfahen” 

eingefeßt werde. In den $9. 83, 84 und 86 werden jo: 
dann Die nad) biefem Plane zwiſchen dem Dberconfiftorium 
und dem Minifterium des Gultus vertheilten Geſchaͤfte 
einzeln angegeben. Hierdurch erneuern ſich aber wichtige, 
bereits früher erhobene Bedenken, welche hauptiächlic 
darin beftanden, daß man ftändifcherfeits die Abfonderung 
der aͤußeren kirchlichen Angelegenheiten von den --inneren 
ſtets für nachtheilig hielt, und zwar nicht blos für die ges 
fehäftliche Behandlung und den Zufanımenhang der Sache 
felbft, fondern auch für das Anfehen und die Wirkjamkeit 
der nur mit dem einen Theile beauftragten Behörde. Hier: 
zu gehört ferner der Einwand, welchen man ſteis gegen die 
doppelte Stellung des Minifteriums des Cultus erhoben 
hatte, Im erfterer Beziehung hatte man im Jahre 1845 
laut des von der Deputation der Erften Kammer erflatteren 
Berichts, Landtagsacten, Beilage zur I. Abth. 1. Bb., 
©. 691, gewünfcht und beantragt, daß eine oberfte colegiale 


Kicchenbehörde gebildet, und mit dem vollen unge: $ 


theilten Krhenregiment verfehen werde, fo daß die 
felbe mit dem durch die Verfaſſungsurkunde vorgefchriebenen 
Vorbehalte alle Angelegenheiten der Kirche, die fogenann- 
ten inneren fowohl alö die äußeren, zu verwalten habe. 
Daß der beim Landtage 1845 geftellte Antrag, eine _oberfte 
collegiale Behörde zu bilden, welcher die eigentliche Kirchen» 
gewalt infoweit zu übertragen fei, als ſoiches ohne Beein⸗ 
trächtigung der Iandesherrlihen Kirchengewalt gefchehen 
önne, in diefem umfaffenden Sinne verftanden worden 
var, daruͤber laffen die im Jahre 1845/46 in beiden Kam 
mern geführten Verhandlungen und der an die Exfte Kammer 
erftattete Deputationsbericht einen Zweifel nicht zu. 

Es lag zu fehr in der Grundanſchauung der evange⸗ 
liſchen Kirche nach den Zeiten der Reformation, daß von 
dem SKirchenregiment auch das Kirhengut zu erhalten, 
zu verwalten und zum Mohle der Kirche treu zu ber 
wahren fei, als daß man jeßt dieſer urfprünglichen 
Idee entfagen und ſich von ihr trennen Eönnte.- Die 
Verfaffer des Entwurfs jelbft haben es nicht vermocht, 
diefe im den älteften Sirchengefeßen von 1557 und 1580 
fo unverändert feitgehaltene Anfiht zu verleugnen, indem 
fie das Oberconfiftorium zwar $. 83 auf die inneren kirch ⸗ 
üchen Angelegenheiten beſchraͤnken, demfelben aber doch die 
Vertretung, ber Rechte und Intereſſen der evangelifche 
Iutherifchen Rinde in allen Angelegenheiten zuerkennen. 
Wie fol aber eine ſolche Vertretung nach Außen von 
Wirkung fein, wenn fie nicht auf der Fürforge für die: 
felben Angelegenheiten nad) Innen und deren fortwährender 
Veforgung beruht? . 

Mas den zweiten Einwand anlangt, fo war man in 
der Ständeverfammlung, und. zwar unter Beiftimmung 
des geachtetften Theils der ſaͤchſiſchen Geiftlichkeit und der 
Kirchenrechtölchter, von jeher der Anfiht, daß es fih mit 
der $. 57 der Verfafungsurfunde zugefagten Selbitändig- 
feit und GSelbftverwaltung einer jeden Gonfeffionspartei 
des Landes nicht vertrage, daß ein Minifterium, weldem 
die Ausübung der Stantsgewalt über alle. Kirchen und 
religiöfe Anftalten ($. 86,9 des Entwurfs) das eigentliche 
jus eiren suera übertragen fei, zugleih auch die Befugniß 
baben folle, die oberfte Kirhengewalt, das Kits 
chenregiment Über eine einzelne diefer Confeſſionen aus⸗ 
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zuüben. Es ward dabei noch befonders Beleit gemacht, 
daß der Art und Weife, wie das Minifterium des Cultus 
das Kirchenregiment über die evangeliſche Kirche ausuͤbe, 
die, eolfegiale Form der Berathung -und Beſchlußfaſſung 
fehle, wie ſolche allerdings mit der Stellung eines den 
Ständen verantwortlichen Minifteriums nicht vereinbar 
fei: Endlich wurde hervorgehoben, daß es nicht billig und 
gerecht fei, in der Beilegung der nad) 3 57 der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde allen Confeifionen ohne Unterfchied gewährs 
ieiſteten Rechte die Parität zu verlegen und gegen die roͤ⸗ 
mifch=Fatholifchen und evangeliſch⸗ reformirten Confeffions- 
verwandten freigebiger zu fein, als gegen die blöherige 
eigentliche Candeskircye, bie in Sachfen. bisher vorzugsweife 
berechtigte evangelifchztutherifche Kirche. Man war ja dar⸗ 
über nie in Zweifel, dag nad $. 57 der Vırfaffungsurs 
Funde und infolge der dem König zuftchenden Staafsger 
walt über die Kirchen, die geiftlichen Behörden aller Cons 
fefffonen der Oberaufficht des Minifteriums untergeordnet 
feien; man erfannte es an, daß die landesherrliche Kirchen⸗ 
gewalt fiber die evangeliſchen Glaubensgenofien, fo lange 
der König einer anderen Gonfeffion zugethan ift, von der 
. 41 der —— bezeichneten Miniſterialbehoͤrde 
in der zeitherigen Maaße auszuüben ſei, und daß der Vor⸗ 
ſtand des Miniſteriums des CTultus an dem dieſer Minis 
fterialbehörde ertheilten Auftrage in der übrigens durch das 
Regulativ vom 12, November 1837 geordneten Maaße 
Theil zu nehmen habe. Dagegen glaubte man es als eine 
nothwendige Folge der der Kirche rechtlich zuftchenden Selb⸗ 
ftändigfeit befrachten zu müffen, daß Alles, was nicht 
zu diefer vorbebaltenen tandesherrlichen Kirchen⸗ 
ewalt gehöre, in die Hände einer für die evangeliſchen 
aubenögenoffen Fi errichtenden eigenen kirchlichen Obers 
behörde und derfelben untergeordneten Mittel- und Unters 
behörden zu —* fei, und daß daher derjenige Theil der 
Gompetenz des vormaligen Kirchenrathes und des Ober» 
confiftoriums, welchen das Minifterium des Cultus in den 
Jahren 1831 und 1835 übernommen, von biefem wiederum 
u trennen und der benannten Oberbehörde zuruͤckzugeben 
ei. Diefer Sinn war es im Wefentlichen, welcher dem 
beim Landtage 1833/34 befonderd von der Erſten Kammer 
erhobenen Widerfpruch ‚gegen bie Aufhebung der Confiftorien 
zu Grunde lag, und welder nach langen, ziemlich hin» und 
herſchwankenden Berathungen wenigftend dahin führte, daß 
man durch die Herftellung des evangelifchen  Landesconfiz 
ſtoriums die bisherige Gonfiftorialverfaffung nothoürftig zu 
reiten fuchte. . ei 
Selbſt die Staatöregierung ſprach bei Vorlegung tes 
Decretd vom 26. April 1834, die evangelifchen Mitkelbes 
hoͤrden betreffend, in den Motiven, Landtagsacten J. Ab⸗ 
theilung 3. Band, Seite 543 die Anficht aus: „der Plan 
folle dazu dienen, eine größere Parität -in dev Stelung 
der verfchiedenen Gonfeffionen herbeizuführen. Wo die Ins 
tereffen der verſchiedenen Confeffionen einander entgegen⸗ 
ftehen, da habe das Minifterium, als über den Confelfio- 
nen ftchend, unparteifch zu entfcheiden, nicht aber ſich als 
Oberhaupt der einen oder andern Religionsgeſellſchaft zu 
betrachten. Der evangelifhen Landeskirche würde es an 
einer ausreichenden Vertretung fehlen, wenn ‚fie nicht 
ebenfo, wie die katholiſche Kirche, in Sachſen eine Gentral- 
kirchen behoͤrde erhielte” u, f. w., Erklärungen, durch welche 
den obenentwidelten Anfiten auch von Seiten ber Stante« 
vegierung. bie vollfiändigfte Anerkennung zu Theil wurde. 


Es dürfte ſchwerlich von einem erheblichen Einfluffe 
37* 
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fein, wenn man es verſuchen wollte, bie Richtigkeit obigen 
Grundfages durch eine Beziehung auf die Gebrechen der 
früheren Confiftorialverfaffung zu enträften, wenn man 
namentlich anführen wollte, daß es hauptfächlich bie oberfte 
Verwaltung der äußeren kirchlichen Angelegenheiten ge- 
weſen fei, welche den vormaligen Kirchenrath und das 
Hberconfiftorium in ihrer Wirkfamkeit gelähmt unb mande 
Unvolltommenheit in ihrer Verwaltung herbeigeführt habe. 
War diefer Uebelſtand begründet, fo hatte derſelbe nicht 
in der Anwendung eines an fih richtigen Grundfases, 
fondern darin feinen Grund, daß es diefen Oberbehoͤrden 
an geeigneten Mittelbehörben und daher an Organen fehlte, 
um ihre Anordnungen nach vorheriger Prüfung durchführen 
‚u laffen und ein richtiges Inftanzenverhältniß herzuftellen. 
Eben jowenig würde biefer Grundfag durch die Ruͤckſicht 
auf die — 52 und forgfältige Verwaltung Etwas 
an feinem Gewicht verlieren, deren ſich die äußern kirche 
Tichen Angelegenheiten bisher ‚ohne. allen Zweifel bei dem 
Sultusminifterium zu erfreuen gehabt haben. Denn fowie 
es dem Cultisminiherium bisher gelungen ift, die äußeren 
Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche in Verbindung mit 
den inneren in oberfter Inſtanz Präftig umd erfolgreich zu 
verwalten, fo dürfte es auch der neuzubildenden Oberbehörde 
bei gleicher Unterftügung durch thätige Mittelbehörden möge 
lich werden, ihre Yufgabe ebenfo vollftändig zu erfüllen. 
Sa, eö Fönnte und müßte im Gegentheil eher der Zweifel 
entftehen, ob nicht die Einheit der Verwaltung auf eine 
bedenkliche Weiſe geflört werden würde, wenn man aufs 
Neue eine Trennung vornehmen und die bisher verbundes 
nen Gefchäfte unter zwei Oberbehörden vertheilen wollte. 
Um fo fühlbarer würde aber diefe neue Trennung dadurch 
werben, baß die bisher dem Gultusminifterium untergeord» 
neten Kirchen: und Schüldeputationen in den Kreisdirectior 
nen, ober die neuzubildenden Bezirfsconfiftorien nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Sachen ebenfalls. an zwei Oberbehörden 
verwiefen werben würden, hierdurch aber auch bei ihnen 
an die Stelle der Einheit, — — und ein nachtheiliger 
Wechſel der Anſichten treten koͤnnte. 

Wollte man aus bloſen Gründen der Zwedmaͤßigkeit, 
deren Nichtigkeit doch auch immer noch nicht erwiefen if, 
den tichtigen Grundfag nur halb zur Anwendung bringen 
und ed beöhalb bei der —57 ‚Einrichtung bewenden lafjen, 
wie es nach Seite 50 der Motiven: 

‚, „Biederherftellung ber früheren Gonfiftoriaiverfaffun; 

mit den durch die. veränderten ftaatlichen Verhältniffe 

jebotenen Modificationen”, 
fat ſcheinen könnte, fo würde man auf demfelben Bege 
ebenfo leicht zu einem ganz anderen Schluß gelangen, näm- 
lich zu der Uebergeugung, daß es überhaupt zweckmaͤßiger 
fei, es beim Alten zu laffen und die fehr nahe liegende 
Ftage aufwerfen-Eönnen, ob bie neue Kirchenorbnum ſich 
denn wirklich als ein fo dringendes Beduͤrfniß darflele. 

Wird diefe letzte Frage aber mit Ja beantwortet und 
ein fo wichtiges Werk, wie die neue Kirchenordnung ins 
Leben gerufen, dann dürfte auch das Ziel nur durch Feft: 
haltung am Grundſatze ficher erreicht werben koͤnnen dann 
dürfte e8 unerläßlich höthig fein, demfelben in confequenter 
Durfühtung treu zu bleiben und, wie die Motiven zu 
der jegigen Vorla; je Seite 48 felbft fagen, der Srundtypus 
der evangellſchen irchenverfaffung, beizubehalten fein, wel- 
her „seit der. Reformation des 16. Jahrhunderts in einem 
landesherrlihen Episcopat mit vollftändiger 
Confiforiaiverfaffung befteht.” 


Gemäß den in Vorſtehendem entwidelten Anfichten 
hat die Deputation nicht anzuerkennen vermocht, daß dem 
Minifterium des Cultus außer dem ihm nach $.57 der Ber 
faffungsurfunde angewiefenen Antheile an ber landesherr- 
lichen Kirengewalt auch; das eigentliche Kirchenregiment 
zufomme, und daß die $. 41 der Verfaffungsurfunde bes 
zeichnete Minifterialbehörde, deren Mitglied der Borftand 
des Cultusminifteriums ſchon ſelbſt ift, im Webrigen bas 
Kirchenregiment durch dad Minifterium des Cultus auszu⸗ 
üben habe. E dürften daher in $. 5 Zeile 3 die Morte: 

„durch das. Minifterium des Cultus und öffent 

lichen Unterrichts und“ r e h 

auszufallen haben und diefelbe Erinnerung ſich in allen den 

folgenden Paragraphen wiederholen, in welchen dem Mis 

nifterium des Cultus kirchenregimentliche Functionen zuge 
theilt werden. , 

Da aber dieſe Erinnerung von weſentlichem Einfluß 
auf die $$. 83 und 86 und die daraus fich ergebende Vers 
theilung der Gefchäfte zwifchen dem Minifterium und dem 
Oberconfiftorium ift, fo wird beantragt, die Befchlußfaffung 
über $. 5 biß auf die genannten Paragraphen auszufegen, 

Die jenfeitige Deputation war zwar anfangs wegen 
des Auöfalles der obenangegebenen Worte mit der unter: 
zeichneten Deputeilen einverftanden, ee in ihrer Sigung 
vom 5. October d. J. von diefem Befchluffe wieder abge, 
gangen und ift der Anficht, daß die im Entwurfe bezeiche 
neren Angelegenheiten des Kirchenregiments, oder wenige 
ſtens ein wefentlicher Theil derfelben, dem Minifterium des 
Gultus zu belaffen, dagegen aber dem Confiftorium (d. h. 
Landes: oder Oberconfiitorium) Diejenigen Angelegenheiten 
mit zuzuweiſen feien, welche der Entwurf ben Bezirkscon 
fiftorien zutheile. Auch hierüber wird das Nähere bei $. 80 
erwähnt werben, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den ſoeben vorgetragenen Theil des Berichtes 
au ſprechen wünfht? Da dies nicht der Fall iſt, werde ich 
ſogleich zur Abftimmung übergehen. Die Kammer hat be 
veitö vom Herrn Referenten vernommen, um was e3 ſich 
handelt; nämlich die Deputation trägt darauf an, die Worte 
auf der dritten Zeile in $. 5 „durch das Minifterium des 
Eultus und öffentlichen Unterrichtes und” ausfallen zu 
taffenz zugleich trägt fie darauf an, die Abftimmung 
über diefen Antrag auszufegen bis zur Verhänds 
lung über die $$. 83 und 86 und ich frage, ob die Kam: 
mer auf diefen legten Antrag eingehen will? — 
Einftimmig Ja. 

Es würde nun zu $. 6 überzugehen fein. 


Referent BVicepräfibent v. riefen: " 


$.6. 
* Religionseid. 

„Die in Evangelicis beauftragten Staatsminiſter, die 
Mitglieder des Cultusminifterium Unit Ausnahme bes katho⸗ 
lifen Beifigers), der Prafident und alle Mitglieder des 
Dberconfifloriums, die Directoren und die Mitglieder der 
Kreißdirectionen, welche fortdauernd ober auch nur vorüber⸗ 





gehend mit evangelifchs Iutherifchen Kirchen» und Schul: 
lachen befchäftigt werden, — — bie Beiſitzer 


des Conſiſtoriums zu Glauchau ingleichen bie Secretaͤre 
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bei dieſen Behörden (bie Secretäre der Kreisbirectionen 
jedoch nur, wenn fie evangelifch-Tutherifche Kirchen» und 
Schulſachen zu bearbeiten Haben), die Superintendenten und 
die Geiftlihen, find beinr Antritte ihrer Aemter neben dem 
Unterthanen» und Dienfteide ($. 139 der Verfaffungsurs 
funde vom 4. September 1831, Verordnung vom 2. No- 
vember 1837, die Verpflichtung der Givilftaatsdiener und 
onderer, in öffentlichen Functionen ftehenden Perfonen ber 
treffend) mit einem Neligionseide nach den unter A. B. 6. 
Beigefügten Formularen zu belegen. 

fe Lehrer an Gymnafien, Realſchulen, Lehrerfemis 
naren und Volfsfhulen (mit Ausnahme ver Lehrer für 
Künfte und Eörperliche Fertigfeiten, Schreiber, Beichnen«, 
Turn · und Zanzlehrer 2c.) find nach den Formularen Da. 
und b. zu verpflichten. . 


Es würde mir nun obliegen, auch die Formulare zu 
verlefen, welche auf Seite 42, 43 und 44 zu fehen find; 
ich würbe aber bitten, daß mir die Kammer geftatte, von 
der Vorlefung dieſer Formulare abfehen zu dürfen. *) 


9 
Formular 
au dem Eide der in Evangelieis ——— Staats · 
miniſter und des Präſidenten des Oberconfiftorium. 
Ich 


ꝛc. ꝛc. 

ſchwoͤre hiermit zu Gott, daß ich bei der in hieſigen Landen 
angenommenen reinen Lehre der evangelifch + lutherifchen 
Kirche, wie diefelbe in der heiligen Schrift enthalten, in 
der erften ungeänderren Augsburgifchen Confeffion darge 
ſtellt und in den übrigen fpmboliihen Büchern der evan ⸗ 
gelifch-tutherifcnen Kirche wiederholt ift, beftändig ohne Falſch 
berbleiben, die evangelifchstutherifche Kirche in ihren Rechten 
ſchuͤhen und wahren und dafern ich mich bewogen finden 
follte, zu einer andern Gonfeffion mid) zu bekennen, ſolches 
ohne Anftand dem Collegium ber in Evangelicis beauftrag« 
ten Staatsminifter anzeigen und deren Entfchliegung dar 
auf’ erwarten will; z 

fo wahr mir Gott helfe, durch Jeſum Chriftum, 

feinen Sohn, unfern Heren ! 


B. 
Formular 
zu dem Eide eines Gonfiftorialpräfidenten oder Kreis - 
Directors, der evangeliſchen Räthe des Cultusminifterium 
und der Näthe und Serretäre des Oberconfiftoriums, 
der Kreiödirectionen und de Conſiſtoriums 
zu Glauchau. 
Ich 


N N 

ſchwoͤre hiermit zu Gott, etc. 2c. a 

In Anfehung der'Neligion, daß ich bei der in hiefigen 
Landen angenommenen reinen Lehre ber evangelifch-Tuther 
tifchen Kirche, wie ſoiche in ber heiligen Schrift enthalten, 
in der erſten ungeänderfen Augsburgiſchen Confeffion dar- 
geſtellt, und in den übrigen ſymboliſchen Büchern der evan ⸗ 
gelifch-lutherifchen Kirche wiederholt iſt, beftändig ohne 
Folſch verbleiben, diefe Lehre, fo viel an mir if, aufrecht er— 





Dräfident v. Shönfels: Sofern aus der Mitte der 
Kammer nicht der Wunſch auftaucht, daß diefe Formulare 
verlefen werben, fönnte ich. annehmen, daß die Kammer 
ſich damit einverfiehe, daß fie nicht verlefen werbenz es iſt 
auch vorauszufegen, daß die Kammer den Inhalt berfelben 
kennt. Vielleicht wird die Staatsregierung ebenfalls das 
gegen Nichts einwenden. 


Staatöminifter v. Falkenftein: Die Regierung ift 
damit einverftanden. 


Referent Vicepräfident v. Sriefen: Es folgen nun " 
die Motiven: R 
0.2 Bu 6.6 
Der_Religionseid, welden die in Evangelicis beaufs 
tragten Staatöminifter bis zum Jahre 1848 geleiftet haben, 
war folgendermaaßen gefaßt: 
ch ſchwoͤre hiermit zu Gott, daß ich bei der reinen 
Lehre und chriftlichen Bekenntniß diefer Lande, wie dies 


halten und, dafern ich mich bewogen finden follte, mich zu 
einer-andern Confeffion zu bekennen, ſolches ohne Anftand 
bei meinen Vorgefeten anzeigen und darauf fernere Ents 
Schließung erwarten will; 

fo wahr ıc. 


© 


Formular 
zu dem Eide der Superintendenten und der Geiftlichen. 
Ich 


ſchwoͤre hiermit zu Gott, ꝛ 
In Anfehung der Religion, daß ich bei der in hiefigen 
Landen angenommenen reinen Lehre ber evangelifchluther 
riſchen Kirche, wie folche in ber heiligen Schrift enthalten, 
in der ungeänderten Augsburgiſchen Confefjion dargeſtelli 
und in den Übrigen ſymboliſchen Büchern der enangelifche 
lutheriſchen wiederholt ift, beftändig ohne Falſch vers 
bleiben, ihr gemäß Iehren, die Aufrechthaltung dieſer behre, 
fo viel an mir ift, fördern, und dafern ich mich in meinem 
Gewiffen — fühlen ſollte, von dem bei ber evan⸗ 
elifchen Kirche angenommenen, Lehrbegriffe bei meinen 
Gehrvortrd, en abzuweichen, oder mich zu einer andern Com 
feffion zu bekennen, ſoiches ohne Anftand bei meinen Vor⸗ 
gefeßten anzeigen und darauf fernere Entſchließung erwar⸗ 
ten will; 
fo wahr ıc. 





Da. 
Formular 
zu dem Eide der Lehrer, welche Candidaten der Theo» 
logie oder des höhern oder niedern Volkoſchul⸗ 
lehteramtes find. 
sy 


N. N. 


woͤre hiermit zu Gott, ıc. 20. 
” Sn — der die gion, daß ich bei ber in hieſigen 
Landen angenommenen reinen Lehre, ber evangelifch-Tuthe: 
rifchen Kirche, wie folche in der heiligen Schrift enthalten, * 
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ſelbe in der erſten ungeänderten Augsburgifchen Confeffion 
begriffen und im qhriſtlichen Soncordienbuche wiederholt 
* it, beftändig, ohme einigen Falſch verbleiben und vers 
hatren, darwider nichts Heimliches oder Deffentliches practis 
eiren, auch, wenn ich vermerfe, daß Andere ſolches thun 
wollten, daffelbe nicht verhalten will, jo wahr mir Gott 
helfe, durch Jefum Chriftum, feinen Sohn, unfern Herm! 
Im Jahre 1848 wurde diefe Eidesformel wie nachſtehend 
abgeändert: R E 
Ich ichwöre hiermit zu Gott, daß ich bei ber in 
biefigen Landen angenommenen reinen Lehre der evan⸗ 
elifchetutherifchen Kirche, nad ihrer bewährten Ueberein- 


immung wit dem wahren Sinne und Geifte der heilie 
gen Schrift, beftändig ohne Falſch verbleiben, auch, die 
folgen und 


evangelifchelutherifche Kirche in ihren Rechten 


* wahren will, fo wahr mir ıc. 


Es ift nicht zu verfennen, daß die erftere veraltete 


Faffung einer Verbefferung bedurfte. 


Der Ausdrud: „reine Lehre und chriftliches Bekenntniß 
diefer Sande” konnte zue Bezeichnung der evangelifch- 
Tutherifchen Confeſſion nur in der Zeit ganz paſſend erfchel- 
nen, wo die evangelifch-lutherifche Kirche allein in Sachſen 
aufgenommen und jeder andere Cultus verboten war; unter 
den gegenwärtigen Derhältniffen, wo mehrere Hriſtliche 
Gonfeffionen mit gleicher Berechtigung zum öffentlichen 
Gottesbienfte neben einander beftehen, ift die evangelifch- 


Lutherifche Kirche ausdrüdlich zu nennen, 


Ferner ift es nothwendig, eine Beziehung auf die heir 


lige Schrift in den Eid aufzunehmen, wie ſolche der von 


in der ungeänderten Augsburgifchen Gonfeffion und den 


beiden Katechismen Dr. Su erflärt und. dargeftellt ift, 
beftändig ohne Falſch verbleiben, fie unverfälfcht und fleifig 
vortragen, und bafern ich mich in meinem Gewiſſen ges 
rungen fühlen follte, von dem bei der evangelifchen Kirche 
angenommenen Lehrbegriffe bei-meinen Lehrvorträgen abs 
— oder mich zu einer andern Gonfeffion zu ber 
ennen, folches ohne Anftand bei meinen Vorgefegten an: 
zeigen 1 ut fernere Entſchließung erwarten will; 
0 wahr ıc. J 


Db. 
Formular 
zu dem Eide anderer Lehrer an evangelifch-Tutherifchen 
Schulen. 


3% 


N. 

ſchwoͤre hiermit zu Gott, zc. ıc. 

In Anfehung der Religion, daß ich bei der in biefigen 
Landen angenommenen reinen Echte der evangeüſch⸗iuche ⸗ 
riſchen Kirche, wie ſolche in der heiligen Schrift enthalten, 
in der ungeanberten Uugsburgifchen-Confeffion und in den 
beiden Katechismen Dr, Luthers erklärt und dargeftelft if, 
beftänbig ohne Falſch verbleiben, bei dem mir aufgetragenen 
Unterrichte nichts derfelben Buwiderlaufendes lehren, und 
dafern ih, mich in meinem Gewiffen gedtungen fühlen folkte, 
mich zu einer andern Gonfeffion zu bekennen, foldhes ohne 
Anftand bei meinen Borgefetsten anzeigen und darauf fernere 
Eniſchließzung erwarten will; 

fo wahr etc. 


N. 


Sächsische Landesbibl 






























den Geiſtlichen zu leiſtende Neligiongeid ſchon feit dem Jahre 
1734 enthält, i r J 

Die Beziehung auf die ſymboliſchen Buͤcher, deren 
BWeglaffung aus der Eideöformel vom Jahre 1848 großen 
Anftos erregt hat, iſt aber jedenfalls wider herzuſtellen, da 
nur duch fie der Inhalt der eidlichen Verſicherung gehörig 
präcifirt werden Fann. Es empfiehlt ſich jedoch zur mög 
chſten Gieiftellung die in den übrigen Formeln des Re 
ligiongeideg_ gebräuchliche Faſſung, daß neben „der Augs · 
burgifchen Gonfeffion ftatt des Coucordienbuchs die „übrigen 
fombolifeen Buͤcher der evangelifchehutherifchen Kirche” ans 
gezogen werden. ’ P 

Das Verſprechen, nichts gegen bie evangelifch-Lutheris 
ſche Kirche zu thun, iſt in dem zweiten Formular offenbar 
beſſer in die pofitive Zuſicherung umgefeßt, die evangeliſch⸗ 
tutherifche Kirche in ihren Nechten zu ſchützen, umd die 
Verpflichtung zur Anzeige fremder, gegen biefe Kirche ger 
vichteter Beftrebungen in Wegfall gebracht, da eine folde 
Verpflichtung zur Denunclation an fih Niemandem bil, 
ger Weife aufzulegen, für ein Mitglied der höchften Behoͤrde 
zur Ausübung der landesherrlichen Kirchengewalt aber gan: 
unpafjend iſt. 

Dagegen ftelft ſich als zweckmaͤßig dar, die Träger der 
landesherrůchen Kirchengewalt, wie die Beamten dis Kir 
henregiments, noch zur Anzeige zu verpflichten, wenn fie 
felbft ich bewogen finden follten, zu einer andern Gonfeifion 
fih zu bekennen, 

Nach diefen Geſichtspunkten ift das unter A beigefügte 
Eidesformular für bie in Evangelicis beauftragten Staats 
minifter und für ben Präfiventen des Oberconfiftoriums 
redigirt worden. 


Der Deputationsbericht fagt: 


Bu 6. 6 
und ben Seite 42 erfihtlichen Eidesformularen sub A, B, 
C, Da, b hat die Deputation eine Erinnerung micht zu 
machen, beantragt vielmehr nach genauer Prüfung, ſich mit 
diefem Paragraphen und den Beilagen einverfanden zu er 
Elären. Die jenjeitige Deputation hat ihren Beitritt gleiche 
falls erklaͤrt. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Es würde nun über $. 6 
zu ſprechen ſein. 


Rittergutsbeſitzer Ritt nerr Obwohl ic) mir wohl far 
gen kann, daß gewiſſermaaßen ber zweite Theil deffen, was ich 
bei 88. ı und 2 gefagt habe, auch hier von feinem mar 
teriellen Erfolge für meine Anſicht fein wird, bin ich es doch 
meiner Stellung und Ueberzengung ſchuldig, zu befennen, 
daß ich auch hier wefentliche Bedenken have und ich will 
fie mögtichft kurz ausſprechen. Soweit fie fi auf den 
Eid der Kirchendiener und Kirchenbehörden beziehen, gehen 
fie dahin, daß bie Abkaſſung dieſer Eidesformeln nicht vor 
eine politifche Corporation gehört; allein ich gehe nicht web 
ter darauf ein. Dagegen will ich noch hinzufügen, daß 
mir die Cidesformel sub D. a. und b. für alle Lehrer an 
alten Schulen noch bebenkticher erſcheint. Denn in dieft 
beiden Formulare find Beziehungen hereingenommen, bie 
für ‚unfer Schulweſen und den Geiſt der Lehrer an pre 
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teſtantiſchen Schulen Beforgniß erregend find. Ich muß 
nochmals wiederholen, der Standpunkt der Wiſſenſchaften 
und Kenntniffe verträgt ſich nicht mit dem, was theilweife 
im lutheriſchen Katechismus enthalten ift und ich glaube, 
ſehr viele aufgeflärte Männer find meiner Meinung. 
Wenn nun in biefen Formularen ausdrücklich den Lehrern 
an den Schulen der Eid abgenommen werden foll, daß fie 
an den Lehren des Katechismus unverbruͤchlich, alfo wört: 
lich, feſthalten wollen, fo erregt das mir das größte Be: 
denken, ob nicht es Pflicht der Staatsgeſellſchaft fei, dar 
gegen einzufchreiten, daß Seiten der Kirche Etwas herbeis 
geführt wird, was unmöglich zum Gedeihen der Gefellichaft 
führen fann. Denn wenn. die Lehrer" genöthigt werben, 
diefe Eide zu leiften und fie weigern ſich deffen, fo Fommen 
fie nicht ind Amt und es iſt leicht gefagt, fie brauchten den 
Eid ja nicht zu leiften, wenn fie nicht am die fymbolifchen 
Bücher glauben. Der Lehrer ift in die traurige Nothwendige 
keit verfegt, er muß ſchwoͤren, daß er nichts dem Inhalt 
diefer Schriften Zuwiberlaufendes Ichren will; er hat ja 
nichts Anderes gelernt als fein Fach, und doch ift ed uns 
‚zweifelhaft, baß er fich bei feinen Kenntniffen fagt: er 
wife Manches beffer, ald es dort ſteht! Wir nöthigen ihm 
alfo einen Eid auf, daß er Etwas buchftäblich lehren fol, 
was gegei feine wiffenfchaftliche Ueberzengung ift und es 
kann nicht zweckmaͤßig fein für das Gebeihen der bürgerlichen 
Gefellfchaft im Staate, wenn wir die Lehrer umferer Kinder 
zum Meineid zwingen. Ich fehe aber davon ab, Ans 
träge zu ftellen; ich weiß es und habe es vorhin erſt ges 
fehen, wie es einem ſolchen Antrage geht; er wird formel 
ſchwer aufrecht erhalten, wird zerlöchert und erfceint dann 
unhaltbar. Ich erkläre alfo einfach, daß ich eine Bezug · 
nahme auf einzelne fombolifche Bücher und insbeſondere 
auf der: Katechismus für unerfprießlich und gefährlich halte. 
Ich komme noch auf eine andere Beziehung, Wir haben 


nämlich auch ein Regulativ für die Realſchulen von dem 


Gultusminifterium erhalten und daraus geht hervor, daß 
ed über ale Berhältniffe ber Bildung verfügt und felbftän- 
dig — um nicht zu fagen, willkürlich — tief in das 
bürgerliche Leben eingreift; denn es hat dieſes Negulativ 
ohne Genehmigung ber Stände erlaffen und es müffen in 
einem folchen Regulative Sachen ftchen, die mit der Geiftes- 
bildung in directer Beziehung ſich befinden. Ich begebe 
mic) eines Antrages; ich habe nur Proteft erheben wollen, 
weil ic) dies meiner Stellung und Ueberzeugung (ul 
big bin, 

Dberhofprediger, Dr. Liebner: Ich habe nur gegen 
ein Moment, weldes Here Rittner ſchon vorher betonte, 
einen ‘Heinen Proteſt einzulegen, obwohl dieſe Dinge fo 
fehr weitgreifend find, daß fie hier keineswegs erſchoͤpft wer- 
den koͤnnen. Wird auf die Wiffenfchaft hinausgegangen 
und geſagt, bie Lehrer fein darin weiter, als die fymboli- 
ſchen Bücher, fo muß, feheint mir, dab gerade Entgegen- 





gefeßte gefagt werben; die meiften Lehrer find weit Hinter 
der Höhe und Größe, Deffen zuruͤck, was in den Bekennt⸗ 
niffen enthalten if. Und was bie Wiffenfhaft an fi und 
im Allgemeinen betrifft, fo muß man doch fagen, — und 
ich berufe mich dabei zugleich auf meinen Herrn Collegen 
aus Leipzig — die’ Wiffenichaft ſteht jet fo, daß ber 
Standpunkt, den unfer geehrter Herr Rittner ald einen 
hohen bezeichnet, ‘der von oben her auf die Bekenntniffe, 
auf den Katechisntus herabficht, in Wahrheit gerade ber 
tümmerlihfte und niebrigfte iftz ein zuruckgebliebener, ver⸗ 
votteter, verrofteter und verfaulter Standpunkt. Die ächte 
Wiſſenſchaft ift dahin gekommen, baß fie ohne allen Bwang 
von innen heraus und ganz Bem tiefjien Geifte unferer 
deutſchen Nationalität gemäß, in ber entfchiebenften Hin 
bewegung zu Dem begriffen ift, was die Befenntniffe ein- 
ſchließen und was nad; der Meinung Mander follte aus— 
geſchieden werden. 

Finanzrath v. Noſtiz ⸗Wallwitz: Ich habe mir dad 
Wort erbeten, um eine Anfrage an den Herrn Referenten 
zu richten. Nach dem Wortlaut des $. 6 ſcheint es, daß 
alle Lehrer an Gymnaſien, Realfchulen, Eehrerfeminaren 
und Volksſchulen mit Ausnahme der Lehrer für Künfte und 
Törperliche Fertigkeiten vereidet werden ſollen. Wenn man 
num dieſe Faſſung ganz wörtlich nimmt, fo wuͤrde daraus 
folgen, daß Eehrer der fremden Sprachen, der Mathematik, 
ſelbſt der Naturwiflenfchaften, ſoweit fie nicht der evangeli⸗ 
ſchen Kirche angehören, an Seminaren u. f. w. nicht ans 
geftellt werden follten; daß überhaupt keine Lehrer außer 
folchen, welche in Künften und Förperlichen Fertigkeiten zu 
unterrichten haben, ohne vorgängige Vereidung an Schulen 
Unterricht ertheilen dürften. Ich weiß nicht, ob bie Anficht 
der Staatöregierung dahin geht und erbitte mir daruͤber 
eine Erklärung. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Herr v. Noftize 
Wallwitz wünſcht über den zweiten Abſatz bes $. 6 eine 
Erklärung. Es ift ſelbſtverſtaͤndlich, daß diejenigen Lehrer, 
welche am Neligionsunterrichte gar einen Theil zu nehmen 
haben und die nicht ftändige Lehrer find, die dagegen nur 
für einzelne Fächer Unterricht zu ertheilen haben und die 
eines anderen Bekenntniſſes find, diefen Eid nicht zu leiſten 
haben werden. Es liegt diefem Paragraphen die allgemeine 
Vorausſetzung zum Grunde, daß dieſe Lehrer erfilich deſ⸗ 
felben Befenntniffes find, zweitens, daß die Gegenftände, 
in denen fie unterrichten, mit dem Neligionsunterrichte in: 
allgemeiner Verbindung flehen, ober drittens, Daß jene 
Lehrer wirkliche ftändige Lehrer der Anftalt find. Denn 
unter diefer Vorausſetzung wirden auch folde Lehrer an 
Gymnaſien und anderen Anflalten, die nicht unmittelbar 
mit dem Neligionsunterrichte befchäftigt find, den Eid zu 
leiften haben, damit fie nicht z. B. in der Mathematik, 
Phyſik u. f. w. Lehren vortragen, welche dem Befenntniffe 
entgegen wären. ine weitere Auskunft vermag ich nicht 
zu geben. 
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Koͤnigl. Commiſſar Dr. Gilbert: Ich habe allerdings | 
Namens der Staatsregierung zu erklären, daß es bis jetzt 
der Fall gewefen ift, daß auch am diefen höheren Unter | 
richtsanſtalten nur Lehrer derjenigen Confeſſion angeſtellt 
geweſen find, welcher die Schule angehört hat. Dieſe 
Lehrer haben fammt und fonders mit Ausnahme der Fach⸗ 
lehrer den Neligionseid geleiftet. Es ift dad umfomehr 
nothwendig gewefen, weil wir eigentliche Fachlehrer unter 
den Lehrern unferer höheren Unterrichtsanftalten nicht gehabt 
haben. Es find die Unterrichtözweige, in weldyen die ein» 
zelnen Lehrer Unterricht zu ertheilen gehabt haben, nicht 
immer im Voraus beftimmt gewefen. Es wird das in ber 
Hauptfache wohl aud in Zukunft umfomehr fo bleiben 
müffen, da dem Minifterium faft nie der Fall vorgefom- 
men ift, daß ein Lehrer anderer: Gonfeffion fih um eine 
Anftelung an diefen Anftalten, die doch weſentlich Anftal: 
ten innerhalb der Kirchengeſellſchaft zugleich gewefen find, 
gemeldet hat. Damit ift aber keineswegs ausgefchloffen, 
daß, wenn fich ein einzelner, tüchtiger Fachlehrer anderer 
Eonfeffion meldete, er an diefen Unterrichtöanftalten wohl 
Anftelung finden fönnte; e& ‘würde aber die Erwägung 
tiber den einzelnen Fall allemal vorbehalten bleiben müffen. 
Die Regel ift jedoch hier feftgeftellt; fie befteht darin, daß 
der Eid von den ordentlichen Lehrern zu leiſten iſt. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte zu dem, was 
Herr Dr. Liebner vorhin bemerkt hat, nur wenig noch Hinzus 
fügen. Was erftlich den Lehrer betrifft, fo muß ich fagen, 
wenn biefer mit ber Gefinnung etwa an den Eleinen Kas 
techiemus Luthers — um bei der Eleinften Bekenntniß - 
ſchrift anzufangen — heranträte: „Alles, was in dem alten, 
Heinen Büchlein fteht, weiß ich viel, viel beffer”, fo würde 
ich für ihn fürchten und denken: lieber Freund, du dürfe 
teft erft vorher anfangen, felbft recht zu lermen. Ders 
jenige, der reifer ift in der Erfenntniß, der wird mit einer 
gewiffen Demuth dabei fein, wie Luther, der ſelbſt gefagt 
hat: „ich bin ein alter Doctor; aber ich muß noch täglich 
im Katechismo lernen“. 

Sodann was die Naturwiſſenſchaften und ihr Ver⸗ 
häftniß zur Bibel angeht, muß ich noch Hinzufügen: es ift 
allerdings wahr, daf Manches in der Schrift ihnen ſchnur⸗ 
ſtracks zu widerfreiten fcheint. Es weiß aber auch Jeder, 
ber in der Sache bewandert if, welche ungeheure Revo⸗ 
Iutionen jegt eben in den Naturwiſſenſchaften vorgehen und 
wie wenig fihere Nefultate errungen find. Wenn Je— 
mand darauf ſich fteift, ſolche Nefultate der Wiſſenſchaft 
etwa als fir alle Zeit feftftchende Ariome geltend zu machen 
and unfere Bekenntnißſchriften darnach zu meſſen, fo 
würde ev zu bitten fein, wie einmal ein berühmter Zheo» 
Aoge gefagt hat, daß er doch erft warten möchte, biß die 
Füngfte unter den Naturwiſſenſchaften auch nur fo alt ift, 


Kammerherr d. Erdmannsdorff: Ich wollte Herrn 
Nittner nur noch einhalten, daß bie Wereibung auf das 
Bekenntniß ſchon um deswillen nicht wegfallen darf, weit 
die lutheriſche Gemeinde ein unbeftrittenes Recht hat zu 
verlangen, daß ihre Kinder nur in ber reinen Lehre der 
lutheriſchen Kirche unterrichtet werten und deshalb ift es 
nöthig, daß die Lehrer auf die Bekenntnißſchriften verpflichtet 
find. Wenn der Herr Sprecher freilich von ſolchen Lehrern 
fpricht, die fo fehr gelehrt find, daß fie Feine Belenntnip 
ſchriften mehr brauchen, fo hoffe ich wenigften®, daß in den 
Schulen unferer Confeſſion folche Lehrer nie Anſtellung 
finden werben. 

"Nittergutbefiger Nittner: Ich bin durch alles Das, 
wa3 vom Miniftertifhe aus, vom Herrn Superintendenten 
Lechlet und andern Herren gefagt worden iſt, nicht im Min: 
deften eines Andern belehrt worden. Der Herr Regierungs⸗ 
commiffar hat ausdrücklich Lehrer der Chemie und Phyfit 
genannt als folche, die mit diefer Formel vereidet werden 
follen ; fie müffen aljo danach ausdrücklich ſchwoͤren, daß 
ſie an dieſen Bekenntnißſchriften feſthalten wollen. Ich 
kann nicht begreifen, wie man das mit einer geſunden 
Thaͤtigkeit im Lehreramt vereinigen fol. Herr Superinten ⸗ 
dent Lechler hat mir einen Lehrer entgegengeſtellt, welcher 
glaubte, er wife Alles, was im Katechismus fteht, beffer; 
das ift freilich eine Erwiberung, die auf meine Morte nicht 
paßt. Ich habe immer nur von einzelnen Gegenftänden in 
diefer Bekenntnißſchrift gefprochenz nie von ganzen Reli— 
gionsfägenz ich habe immer nur Bezug genommen auf ein: 
zelne Anfihten und Meinungen, die dort ausgeſprochen find, 
nicht auf veligiöfe, fondern rein wiffenfchaftliche Gegenftänte, 
Ich habe alfo nicht gefagt, daß ein Lehrer Alles beffer 
wiffen folle; nein, nur Einzelnes und dabei bleibe ich ftehen, 
daß es recht fehr viele Lehrer giebt, die viele Dinge beſſer 
wiſſen, als wie in diefen Schriften ftehen und wenn der 
Superintendent Lechler meint, man folle in Glaubensſachen 
nicht Ergebniſſe der Wiſſenſchaft firiren, da Häufig wer 
tere Zortfehritte das früher Feſtgeſtellte widerlegten, fo 
acceptire ich das beflens; diefe Behauptung fpricht ganz 
für mid, daß man die wiffenfchaftlichen Doctrinen unferes 
Reformators nicht ald feſtgeſtellt für ewige Beiten er 
achten foll. Einer Aeußerung des Heren v. Erdmannsborff 
muß ic) doch noch enfgegentreten, obgleich ich glaube, er 
hat fie nicht fo ſchroff gemeint. Er fagte, daß unfere Kin: 
der nur in ben Lehren der evangelifchs Lutherifchen Kirche 
unterrichtet werden dürften. Cr wird durch diefes nur doch 
nicht allen andern Unterricht in den Schulen ausgeſchloſſen 
wiſſen wollen? Ich wenigſtens müßte mich dahin erklären, 
daß meine Kinder auch noch etwas Anderes lernen ſollen, 
als die reine evangeliſch⸗lutheriſche Lehre, 


Königl. Commiffar Dr. Gilbert: Ich darf erwähnen, 
dag von den Fachlehrern, mit deren unterricht, wie der 





als das jüngfte Bud) des neuen Teſtaments. 
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‚Hexe Abgeoronete meint, die Verridung auf, die fjymboliſchen 
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Bücher unvertraͤglich fei, nie ein einziger auch nur Be« 
denken gefvagen hat, ſich vereiden-zu laffen, in der ganz 
richtigen Erkenntniß, daß ein Handbuch der Phyfif und 
Chemie. und ein ſymboliſches Buch etwas ganz Verfchiedenes 
find. Unfere fombolifchen Bücher haben niemals irgend 
Eehren der Phyſik oder Chemie oder Aftronomie vortragen 
wollen, fondern fie bewegen ſich innerhalb der Glaubens» 
Tehre unferer Kirche. Es kann daher auch ein Fachlehrer 
diefer Art aus blofen Gewiſſensbedenken nicht Anftand nehr 
men, fi auf diefe Bücher vereiden zu laſſen. Vereidet 
find ſolche Lehrer aber deshalb worden, weil fie nicht blos 
Phyſik, fondern oft auch andere Gegenſtaͤnde vorzutragen 
hatten nach dem Lehrplane ihrer Anftalten, die möglicher 
weife die Lehren der Kirche wohl berühren fonnten. In 
diefen Umftänden liegt die Nechtfertigung, daß es ge— 
ſchehen ift. 

Dberhofprediger Dr. Liebner: Herr Rittner hat zur 
letzt, wie es feheint, etwas Wichtiges zugeftanden, nämlich, 
daß jene Dinge, die er vorher als Höhe der Wiffenichaft 
bezeichnete und welche ein Lehrer beffer wiffe, nicht den 
Inhalt des Glaubens, die religiöfe Subftanz, beträfen, fon= 
dern mehr Äußere Momente, phyſikaliſche und dergleichen. 
Das ift fehr anerkennenswerth und ich freue mich deffen. 
Ich erwähne noch dabei, daß ein angefehener Theolog und 
ſtrenger Anhänger ber fymbolifhen Bücher gefagt hat, die 
ſymboliſchen Bhcher feien ein Portrait der heiligen Schrift 
und ein fehr gutes Portrait, Aber auch beim beſten Por- 
trait verlange man nicht, daß Haare und Nägel geradeio 
feien, wie beim Urbilde und zu diefen Haaren und Nägeln 
möchte jenes Wiſſenſchaftliche auch gehören. Die Meinung 
des Herrn Regierungscommiſſars ift wohl auch weſentlich 
bie, daß die Lehrer gedacht werden als in der Bewegung 
zur Kirche hin und nicht von der Kirche ab umd dag ihnen 
alfo aus diefem Grunde der Eid zugemuthet wird, Ead⸗ 
lich muß id) noch einmal fagen, daß Alles, was von der 


wiffenfchaftlihen Freiheit erwähnt worden ift, nicht hierher 


gehört, fondern auf ein anderes Feld. Es müßte ja in 
dieſer Beziehung eine große Umſchau flattfinden von durch- 
greifender Art, die ich meines Drts hier nicht, für ausführ- 
bar halte, 


Kammerhere v. Erbmannsdorff: Ich glaube nicht, 
daß Herr Nittner im Ernfte meine Morte fo verſtanden 
haben kann, daß ich gefagt hätte, umfere Kinder follten 
nur in der chriſtlichen Lehre unterrichtet werben. Er hätte 
fie gar nicht fo verſtehen koͤnnen, wenn er nur feinen Blick 
genau Auf die Formulare gerichtet hätte und vom biefen 
ruhrt doch der ganze Streit her. In den Eidesformularen 
Heißt es ausdruͤcklich: 

„An Anſehung der Religion, daß ich bei der in hiefigen 
Landen angenommenen, reinen Lehre ber evangelifch:Tutheriz 
fchen Kirche, wie ſolche in ber heiligen Schrift enthalten; 
in der ungeänderten augsburgiſchen Confelfion und in.den 
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beiden Katechismen Dr. Luthers erklärt und dargeſtellt i , 
beftändig ohne Falſch — bei dem mir ae 
Unterricht nichts berfelben Zuwiderlaufendes Lehren“ u. f. w. 
Daraus geht doch von: felbft hervor, daß, wenn einer 
in der Phyfik Unterricht giebt und nicht in der Religion, 
fo würde er bei diefem Unterrichte an das Eivesformular 
nicht gebunden fein; denn Phyſik kann er nicht aus dem 
Katechismus Iehren. Aber trogdem ift es nöthig, Daß auch 
der. Lehrer. der Phyſik auf dieſes Formular verpflichtet 
werbe; benn treu ber Lehre der Kirche muß auch er fein; 
denn es läßt ſich gerade bei dem naturwiſſenſchaftlichen 
Unterricht durch eine einzige beiläufige Bemerkung in einer 
Minute mehr einreißen, als der Religionslehrer in Monaten 
wieder aufbauen kann und deshalb ift es nöthig, daß auch 
diefe Lehrer auf das Bekenntniß verpflichtet, find, 
Bürgermeifter Müller: Ich geftatte mir die Bitte an 
die hohe Kammer, Sie wolle es nicht als einen Wider⸗ 
Spruch meinerfeits anfehen, daß ich, obſchon ich gegen $$. 1 
und 2 geftimmt habe, für $. 6 flimmen werde. Den haupt 
ſaͤchlichſten Grund, weshalb ich gegen jene Paragraphen 
war, habe ich bereitö angeführt und habe nun nur noch 
hinzuzufügen, daß es auch mit deswegen gefchehen ift, weil 
in mehreren anderen Kirchenordnungen jene Paragraphen 
nicht enthalten find. Der $. 6 aber ift feinem ganzen 
Inhalte nach dergeftalt wefentlich für die Kirchenorbnung, 
daß er umbedinge nicht wegbleiben Bann. Ich ſchließe mich 
in diefer Beziehung dem an, was in dem jenfeitigen Ber 
richte darüber enthalten iſt und erkläre, daß ich mit dem, 
maß biefer Bericht zu $. 6 fagt, vollftändig einverffanden bin, 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand weiter über $. 6 dad Wort zu ergreifen verlangt, 


Sreihere v, Biedermann: Ich fliege mich der fo 
eben gehörten Erllaͤrung des Heren Bürgermieifterd Muͤller 
an Wenn ich gegen die 69. 1 und 2 ſtimmte, fo deſchah 
es, weil ich fie für unnöthig halte. Nach der Meberfchrift 
ift die Kirchenordnung für die evangeliſch lutheriſche Kirche 
beftimmt; dies ift aber ein fo feftftehenver Begriff, daß es 
einer Definition deffelben gar nicht bedarf. Mollte man 
alle in den Gefegen erwähnten Begriffe definiven, fo wire 
den fie noch viel weitläufiger werben, als fie ohnedies ſchon 
find. Anders ift es hier. Die Eidesformeln müffen feſtge⸗ 
fielit werben, damit man die ben Beamten und Geiftlichen 
obliegenden Verpflichtungen kennen lernt. 

Präfident v. Schoͤnfels: Es ſcheint Niemand weiter 
um bad Wort zu bitten, 

Graf v. Stolberg: Ich bitte vor der Abſtimmung 
ums Wort in einer perfönlichen Beziehung: Ich habe für 
die 56. 1 und 2 geftimmtz erkläre aber, daß dies nur durch 
ein Berfehen geſchehen ift. Ich kann mich nicht, da ich nicht 





zu der ebangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche gehöre, für competent 
erachten, über die betreffenden inneren Angelegenheiten der 
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evangeliſch-⸗ lutheriſchen Kirche abzuftimmen und bitte daher 
den Heren Präfidenten, bei den übrigen Theilen der bie 
Kirchenordnung betreffenden Verhandlung von der Ab⸗ 
fimmung mich zu dispenfirenz nur über den Theil der 
Vorlage, welcher die Patronatsrechte betrifft, würde ich 
bitten, mic die Abſtimmung vorbehaften zu dürfen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich finde diefe Erklärung 
des Heren Grafen v. Stolberg ganz angemeffen und glaube 
nicht, daß in der Kammer Stimmen dagegen laut werben 
dürften. Sch werde daher bei der ferneren Abftimmung 
den Herrn Grafen auöfchließen und nur bei der Verhand⸗ 
lung iiber dad Patronat bie betreffende Frage an ihn richten. 
Ich fliege nun die Debatte über $. 6 und ertheile dem 
Herrn Referenten, dafern er ed begehrt, das Schlußwort. 

Referent Vicepräfident dv. Friefen: Ich habe Nichts 
hinzuzufügen, 

Präfident v. Schönfels: Es handelt fih in Bezug 
auf $. 6 um dem Paragraphen felbft und dann um bie 
Beilage zu bemfelben, die mehrbefprochenen Eidesformus 
lare betreffend. Die Deputation ftellt ihren Antrag dahin, 





diefen Paragraph mit den Beilagen unverändert anzunehe 
men und ich glaube, ich verftoße nicht gegen bie Land- 
tagsorbnung, wenn ich biefen Paragraph mit den Beis 
lagen zufammennehme und daher nicht auf bie Beilagen 
befonders noch die Frage ftele. Darunter find denn diefe 
Eidesformulare verftanden. Die Deputation rathet an, ben 
$.6 mit den Beilagen unverändert anzunehmen, 
und ich frage, ob die Kammer hierin fi mit der 
Deputation vereinigen will? — Gegen 1 Stimme 
ift der Deputationsantrag angenommen. 


Meine Herren, wir find bei dem zweiten Gapitel ans 
gelangt: „von den Kirchengemeinden”. Es iſt vorauszue 
fegen, daß dieſes Capitel die Thätigkeit der Kammer fehr 
in Anfprud nehmen wird. Die Zeit ift weit vorgeruͤckt; 
ich fehlage daher vor, die heutige Sigung zu ſchließen und 
beraume bie naͤchſte auf den Montag Vormittags 10 Uhr 
an. Gegenftand der Tagesordnung ift der focben abge 
brochene Gegenftand, die fortgeſetzte Berathung über die 
Kirchenordnung. 


(Schluß der Sitzung 1 Uhr 55 Minuten.) 


Sur Verückſichtigung. 
"Mit diefer Nummer, Nr. 8, der Mittheifungen der I. Kammer und mit Nr, 20 der 


Mittheilungen ver II. Kammer ſchließt das erfte Abonnement, — Das zweite 
Nr. 9 der Mittheifungen der I. Kammer und Nr. 21 der Mittheilungen ve 1. —— 


Nedactenn H. Meinhold, Secretoͤr im Koͤnigl. Miniſterium des Innern. — Drud yon B. © 


Teubner in Drebden. 
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Dresden, am 28. December 





Neunte Öffentlihe Sigung ber Erſten Kammer 
am 17. December 1860. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Negiftrandenvortrag. — Ent ⸗ 
ſchuldigungen und Urlaubögefuche. — Fortgeſetzte Beratung 
des Entwurfs der Kirchenordnung für bie evangelifch-Tutheris 
ſche Kirche Im Königreiche Sachſen, und zwar tiber bie 65. 
7 bis mit 16, 

— 


Die Sitzung beginnt um 10 Uhr 25 Minuten in Ans 
wefenheit des Herrn Staatöminifters v. Falfenftein und 
ber koͤnigl. Commiffare Geheimen Raths Dr. Hübel und 
Geh. Kirchenrath Dr. Gilbert und in Gegenwart von 36 
Kammermitgliedern mit Vorlefung des in der letzten Sitzung 
aufgenommenen Protokolls, welches ohne Erinnerung ges 
nehmigt und von Herrn v. Römer und Herrn Kammer 
heren v. Watzdorf⸗Stoͤrm thal mit vollzogen wird. 


Präfident v. Schönfeld: Wir wenden und nun zum 
Vortrag aus der Regiftrande und ich erfuhe den Herrn 
Serretär Wimmer, uns denfelben zu geben. 


(Mr. 78.) Alerhöchftes Decret vom 30. November 


1860, den Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für das 
Königreich Sachſen betr. 

Präfident v. Schönfels: Das allerhöchfte Decret 
lautet folgendermaßen: 

(Wird verlefen.) 

Es wird barkber wohl ein Zweifel vorwalten, zu 
welchem Neffort dev Deputation dieſer Kammer diefer Ge— 
fegentwurf gehört. Es wird: bie erfte Deputation fein und 
id) ſchlage vor, den Gegenftand an diefe zu verweilen. Iſt 
die Kammer damit einverflanden? — Einftimmig 3a. 

Nr. 79.) Petition Chriftian Friedrich Gerhardt's zu 
Coͤlln bei Meißen vom 15. October 1860 um Gewährung 
der erforderlichen pecuniären Mittel zu Ausführung feiner 
im Intereffe der Volkswirthſchaft gemachten Erfindungen 


and Verbefferungen, 

Präfident v. Schönfels: Diefe Petition ift ſchon 
‚vor einigen Tagen angekündigt worden und ift nun hier 
eingegangen. Sie gehört zur Gompetenz der vierten Depu- 
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tation und ich ſchlage vor, bie Eingabe dorthin zu vers 
weifen. Iſt die Kammer auch damit einverftanden? — 
Einftimmig 3a. 

Es war dies die Iehte Nummer der heutigen Re— 
giftrande. 

Entfuldigungen find folgende eingegangen. Freiherr 
v. Beſchwitz entſchuldigt fi für heute wegen ftänbifcher 
Beſchaͤftigung. Ferner hat Graf zu Stolberg um Urlaub 
nachgefucht für den 17., 18. und evenfuell den 19. dieſes 
Monats. Ich frage die Kammer, ob fie diefen Urlaub 
genehmigt? — Einftimmig Ia. 

Etwas Weiteres ift nicht mitzutheilen und wir koͤnnen 
daher zur Tagesordnung übergehen. Ach würde zu 
diefem Behufe den Herrn Referenten erfuchen, ben weiteren 
Bericht über die Kirchenorbnung vorzufragen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


Zweites Capitel. 
Bon den Kirchengemeinden, 


A, 
Beftand derfelben, Rechte und Pflichten der 
Mitglieder. 


Ich beginne zuerft mit dem Berichte der Deputation. 
Diefer fagt: - 
Zu Gapitel II, 

welches von ben Kirchengemeinden handelt, ließe ſich 
wohl ein Zweifel gegen die hier beobachtete Reihenfolge der - 
Beſtimmungen infofern erheben, ald in biefem Gapitel zus 
erft von den Kirchenbezitken und deren räumlicher Ber 
grenzung, von ben Localtirchengemeinben, deren Mitgliedern 
und den Pflichten derfelben und dann erſt von der Auf⸗ 
nahme in die Firchliche "Gefellfchaft, von den Bedingungen - 
derſelben und ben daraus folgenden Rechten geredet wird. 
Es ſchien folgerichtiger, wenn das Capitel in weiterer Aus» 
führung «der $$. 1, 2 mit. den 66. 10, 11, 12 begonnen 
hätte und bann erft von der Vertheilung ber Angehörigen 
der ganzen Kirche in einzelne Kirchenbezixke gehandelt wor⸗ 
den wäre, Da jedoch, wie au die Motiven Seite 54 
Tagen; die $$. 7 bis 12 neue Beftimmungen nicht enthalten 
follen, bie Erwaͤhnung oder Wiederholung des ſchon Bes 
ftehenden daher aber nur ben Zweck haben dürfte, die Eine 
leitung und den Hebergang zu dem wirklich Neuen zu bilden, 
die Deputation ed aber für Pflicht hielt, fich in diefer ohne⸗ 
dies ſchwierigen Materie ſoicher Abaͤnderungsvorſchlaͤge zu 
enthalten, durch welche nicht etwas MWefentliches gewonnen 
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wird, fo dürfte nad) ihrem Dafürhalten von einem Ein . 
wande vorftehender Axt abzufehen und es bei ber fih hier⸗ 
auf begiehenden Abänderung bei $. 10 zu belaffen fein, mit 
welcher ver Eönigliche Commiffar der Deputation bei der 
Belprechung Über diefe Frage felbft entgegen kam. 


Der Paragraph Tautet: 


&7. 
Kirgenbegirte. 
Die Angehörigen der evangelifch-lutherifchen Kirche des 
Landes find in Kirchengemeinden vertheilt, deren raͤum⸗ 
licher Umfang der Kirchendezirk iſt. 


Die Motiven fagen dazu: 


Bum zweiten Gapitel. 
Zu Lit. A, 

Die 69. 7—12 enthalten nur das beftchende Recht 
und bie Vraxis der Werwaltungsbehörben. Ueber das zur 
Stimmberchtigung und zur Wählbarkeit erforderliche Alter 
wird unten bei $. 26 dad Nöthige bemerkt werben. _ 


Der Bericht fagt: 
Bei 


$ 7, 
mit welchem das zweite, von den Kirchengemeinden hans 
deinde Capitel beginnt, fand fid zu einer Erinnerung feine 
Beranlaffung. ie Deputation vathet daher an, ben 
Paragraph unverändert anzunehmen, 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 7 
das Wort zu ergreifen fein. . Es fcheint Niemand in 
Bezug auf $. 7 Etwas bemerfen zu wollen und fo werbe 
ich gleich zur Fragftellung übergehen.  E& wird von ber 
Deputation beantragt, $. 7 unverändert anzunehmen, 
und ich frage, ob die Kammer hierin ihrer Depu— 
tation beiftimmt? — Einftimmig Ja. , 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


$ 8 
: Deren Abgrenzung. 
Bei ber zeitherigen Abgrenzung diefer Bezirke ver- 
3 ferium des Eultus und öffent: 
lichen Unterrichtd eine andere angemeffenere Abtheilung an⸗ 
— oder auf den Antrag der Betheiligten genehmigt 


wird, . . 

Ganze politifhe Gemeinden fowohl, als einzelne ber 
‚baute oder nicht bebaute Grundftüce, welche noch keiner 
‚Kirchengemeinde angehören, find von dem Minifterium des 
Cultus einer nahe gelegenen Kirche zuzutheilen, infofern 
nicht folhe Gemeinden ein felbftändiges Kirchfpiel bilden 
wollen und koͤnnen, Nur die Staatswaldungen, fowie 
die in und an benfelben gelegenen Felder, Lehden, Wiefen, 
Zeige, Zorfftihe und dergleichen, die Waldungen ber Uni- 
derfität Leipzig und der Landesfchule Grimma, welche bis 
jeßt zu einem Kirchenbezirke nicht gehört haben, bleiben von 
diefer Vereinigung ausgenommen; es find jedoch die darin 
— kon einer Kirche een. Geſetz vom 

. Mär; . 1 und 2, eſet id 
blatt Site 18.) —J——— 
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Die Motiven zu dieſem Paragraphen ſiehe zu $. 7, 
— Die Deputation bemerkt: 


Zu $.8. 

In diefem Paragraphen dürfte, wie bie Deputation 

beantragt, zweimal anftatt: 

„von dem Minifterium des Cultus”, 
zu fagen fein: 5 

„son dem Oberconfiftorium”, 2 
da nach Anſicht der Deputation die Zutheilung von Ge 
meinden ober Grundflüden zu einem Kirchenbezirke und 
Veränderungen beftehender Kirchenbegirke zuerft zu der 
Cognition. ber firchlichen Oberbehörbe zu rechnen fein wer, 
den, obwohl hierbei die Mitwirtung und Genehmigung 
der weltlichen Behörden nicht zu entbehren fein wird, E 
wird daher auch weiter unten bie Verfegung der Beſtim 
mung $. 86 sub 5 in den $. 84 beantragt werben. 

Da dies nun ein Gegenftand Fünftiger Beſchlußfaſſung 
iſt und weil auch $. 5 ausgefegt worden ift, fo hätte die 
Deputation nur zu beantragen, $. 8 anzunehmen; jedoch 
mit dem Vorbehalte, daß an die hier vorgefchlagene Bar 
änderung an feinem Orte erinnert werben wird. 


Präfident v. Schönfels: In Bezug auf $. 8, tiber 
welchen die Discuffion eröffnet ift, haben zuvoͤrderſt Her 
Bürgermeifter Müller und Herr Landesbeftallter Hempel 
das Wort verlangt. Ich ertheile daſſelbe zunaͤchſt dem 
Herrn Bürgermeifter Müller. 


BVrgermeifter Müller: Dem Vorſchlage unferer ge 
ehrten Deputation, anftatt, ber Worte „das koͤnigl. Cultus⸗ 
minifterium” zu fegen „das Oberconfiftorium“, ſtimme id 
vollſtaͤndig bei, weil ich meinerfeits, wie früher fchon erwaͤhnt, 
die größtmöglichfte Autonomie unferer Kirche wuͤnſche. Freie 
lich ift aber auch darauf, daß die Kirchengewalt doch auf 
nicht allzuweit ausgedehnt werde, großer Werth zu legen. 
Dies ſcheint aber der Fall zu fein, indem im erften Cab 
des $. 8 beftimmt wird, dag das Gultusminifterium und 
nad) Annahme des Deputationsvorfchlages das Oberen 
fiftoriumg die zeitherigen Kirchenbezirke ändern kann durhh 
bloſe Anordnung, fo daß man annehmen muß, es braudt 
weber der Kirchenpatron, noch die Kirchgemeinde in bier 
Beziehung gefragt zu werben, wenn es überhaupt nur dem 
Oberconſiſtorium oder beziehendlich dem Gultusminifterium 
angemefjen erfcheint, eine andere Eintheilung als die zeit: 
herige zutreffen. Es will mir feheinen, als wenn dadinch 
zu weit in bie beſtehenden Werhältniffe eingegriffen werden 
tönnte, indem felbft gegen den Willen des Patrond und 
der betheiligten Gemeinden derartige Anordnungen gefrofftt 
werben Eönnten. Jedenfalls ift das auch unferer geehrter 
Deputation aufgefallen; denn fie hat im Berichte darauf 
bingebeutet, daß das doch nicht ohne Befragung der Br 
theiligten und auch der betreffenden politifchen Behörtr 
vorgenommen werben koͤnne. Sch Habe mich daher gegen 
die Worte „angeordnet oder” zu erklären. Wenn dirft 
Borte in Wegfall Fämen, würde. immer noch die ober: 


Iub-dresden de/ppn200282672/300. 





265 


Behörde die Genehmigung haben; es würde aber dann auf 
den Antrag der Betheiligten ankommen und ich follte glau⸗ 
ben, daß dies das Angemeffenfte ſei. Ich würde daher den 
Herrn Präfidenten bitten, auf die gedachten beiden Worte 
eine befondere Frage zu richten; behalte mir aber vor, erſt 
zu hören, was etwa meiner Anſicht entgegenfteht. Der 
Herr Präfident wird mir geftatten, mich noch zuletzt darüber 
zu erflären, ob ich noch auf Spaltung dieſer Worte antrage. 


Präfident v. Schönfels: Es wird ja von der Der 
putation überhaupt die Ausfegung der Abſtimmung Über 
diefen Paragraphen beantragt. 


Referent Bicepräfident d. Friefen: Wir beantragen 
.$ 8 anzunehmen; jedoch nur den Vorfchlag über die Wort: 
veränderung in $. 8 auszuſetzen. 


Präfident v. Schönfeld: Dann würde bie Abſicht 
des Herrn Buͤrgermeiſters Müller zur Ausführung kommen. 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: Im $. 54, wo 
von dem Kirchenpatronat die Rede ift, wird ausdruͤcklich 
beftimmt, daß der Patron uͤber Veränderungen im Kirchens 
bezirke zu hoͤren iſt. Die Deputation hat beantragt, daß 
auch die Kircenvorftände tiber diefe Frage gehört werben. 
Urberhaupt iſt es gewiß gar nicht die Abſicht der Negies 
tung, die Betheiligten in folchen Fällen ungehört zu laffen. 
Aber von dem Patrone fteht es ausdruͤcklich da. 


Königl. Commiffar G.R. Dr. Hübel: Bei Veränderung 
der beftehenden Bezirke wird immer fehr vorfichtig und nicht 
ohne erhebliche Gründe verfahren werden. Es gefchehen 
diefe Veränderungen-in der Regel auf den Antrag ber Ber 
theiligten; aber es iſt nicht immer dabei: Einverftändniß 
aller Betheiligten zu erlangen. Traͤgt ein Theil der Kirchen» 
gemeinde auf Auspfarrung an, fo wird die Kirchengemeinde, 
aus der der Auötritt erfolgen foll, in der Mehrzahl der 
Flle von der Zweckmaͤßigkeit einer Veränderung ſich über: 
zeugen und ihre Zuftimmung geben. Es kommen aber 
auch Falle vor, wo die zeitherige Kirchengemeinde oder die 
Gemeinde, in welche der ausfcheidende Theil eintreten wil, 

. oder auch beide widerſprechen, und fo gelingt es nicht, in 
jedem Zalle das Einverftändniß aller Betheiligten zu ge- 
winnen. Für folche Falle muß die Behörde bad Recht 
haben, zu entfcheiden, die Aus» und Einpfarrung anzus 
ordnen. Es iſt zeither auch immer fo gehalten worden 
und ſchließlich haben fich die ‚Betheiligten alle von ber 

Zweckmaͤßigkeit der Anordnungen des Kirchenregiments übers 
zeugt. Cin Mißbrauch diefer Befugniß des Kirchenregi- 
mentes iſt wohl nicht zu befürchten, da die Behörden gut 
geordnete Verhältniffe nicht willkürlich fiören und durch 
Eingriffe in folhe zu Beſchwerden Deranlaffung geben 
werben, gegen welche fie ein willkuͤrliches Verfahren nicht 
würden aufrecht erhalten koͤnnen. 
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Landesbeftallter Hempel: Ich habe um das Wort 
gebeten, um mein Bedenken gegen bie zu allgemeine Beſtim⸗ 
mung im erften Abfage des $. 8 auszufprechen. Beither 
find Auspfarrungen nicht willkürlich erfolgt, fondern fie 
haben unter Berulfihtigung und Anwendung der Grund» 
ſaͤtze des Civilrechts über die Auflöfung von Societaͤtsver⸗ 
hältniffen ftattgefunden. Es fragt fi, ob diefe Grundſaͤtze 
fernerhin befolgt werden follen? Hieruͤber ift in der vor⸗ 
liegenden Kirchenordnung nichts enthalten. Mir würde 
gegen die Faſſung biefer Beftimmung dann kein Beden⸗ 
ten beigehen, wenn die Bedingungen, unter welchen Aus— 
pfarrungen für zuldffig erachtet werden, noch näher feftger 
ftellt würden. Im der vorliegenden Faffung ſcheint mir 
aber der $. 8 zu wenig praftifchen Werth zu haben und 
es bünft mir eine zu allgemeine Bejtimmung zu fein, daß 
auf Anordnung bed Eultusminifteriums ober auf den Antrag 
des Betheiligten Auspfarrungen gefchehen koͤnnen. Sch 
würde daher ber Meinung fein, daß Feftfegungen Uber bie 
Bedingungen, unter welchen eine Bertrennung von Kirche 
fpielen erfolgen darf, in die Kirchenorbnung gehören. Die 
Staatsregierung hat bereitd bei früherer Gelegenheit ihre 
Anſichten wegen der im Betreff der Zertrennung von 
Kirchſpielen zu befolgenden Grundfäße den Ständen mit 
getheilt. Ich habe Hierbei vor Augen die Verhandlungen 
de3 Landtages 1836/37. Es ft damals auch über bie 
hierunter zu befolgenden Grundfäge eine , Vereinbarung 
wenigftens mit der Bweiten Kammer, foviel mir bekannt, . 
erlangt worden und es würde vielleicht nicht unzweckmaͤßig 
fein, auf die damals in Vorfchlag gebrachten Beftimmungen 
gegenwärtig zurüdzufommen. Ich würde mir beshalb 
einen Antrag zu ſtellen erlauben, der bahin geht: 

„Die hohe Kammer wolle die Befchlußfaffung über 
die Beftimmungen in Abſatz 1 $. 8 fo lange ausfeken, 
bis die Bebingungen und Vorausfegungen, unter welchen 
eine Zertheilung einzelner Kirchſpiele für zuläffig zu er⸗ 
achten, näher feftgeftelft fein werben und ſich —9 von 
der Deputation anderweiten Bericht erſtatten laſſen“. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Den Antrag haben Sie 
vernommen und ich frage baher, ob Sie biefen Antrag zu 
unterftügen gemeint find? — Zahl reich. 

Es wird ſich daher die Discuffion mit darlber zu er⸗ 
fireden haben. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich erlaube mir, 
um die Discuffion abzufürzen, einen Vorſchlag. Ich will 
offen befennen, baß die Bemerkungen ber beiden Abgeord- 
neten, die foeben gefprochen haben, erft eine Aengſtlichkeit 
in mir erwedt haben, bie ich bis jest nicht empfunden 
habe. Ich habe es mir durchaus nicht als möglich vor— 
ftelfen tönen, daß das Cultusminifterium, ober künftig das 
Oberconſiſtorium fo ohme Weiteres eine Veränderung in 
einem beftehenden und eingerichteten Kirchenbezitke erzwin- 
gen follte, wenn nicht ganz überwiegende Gründe der Nothe 
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wenbigfeit dazu vorliegen und auch in der Deyutation ift 
diefe Beflirchtung gar nicht empfunden worden. Auch in 
der Deputation der Zweiten Kammer, worauf ich mir aus— 
druͤcklich aufmerkſam zu machen erlaube, ift diefer Paras 
graph ohne Veränderung geblieben. Sie fehen alſo, dag 
man da eine ſolche Befürchtung auch nicht gehegt hat. Es 
wäre doch auch in ber That unerhört, wenn bie oberſte 
Kirchenbehoͤrde Auseinanderreißungen der Kirchenbezirke vor⸗ 
nehmen wollte durch Zwang und Maaßregelung der Ge— 
meinden, vor denen ſich diefe gar nicht wehren und retten 
Tonnen. Ich glaube aud) nicht, daß das geſchehen kann. 
Aber in größeren Städten z. B. in Dreöden, das mit je 
dem Jahre wächft, in Chemnig, Leipzig, wo gänze neue 
Stadttheile entftehen und durch neuen Anbau fih bie Ein 
wohnerzahl gegen fonft faft verdoppelt hat, da kann frei» 
lich die Regulivung der Kirchenbezirfe und auch Verän- 
derung ber bisherigen Bezirke eintreten und zu. einer Noths 
wenbigfeit werden. Da indeffen einmal diefe Befürchtung 
angeregt worben ift, fo muß ich allerdings zugeftchen, daß 
fie einigen Grund hat und wollte mir den Vorſchlag er 
Tauben, daß die Sache nochmals an die Deputation zur 
Erwägung zurtdgegeben würde. Wir wollen fie gern noch 
einmal in Erwägung ziehen und dann der Kammer über 
dieſen Punkt unſer Gutachten erſtatten. Wenn das bie 
Kammer zufrieden wäre, fo wäre die Sache meines Erach ⸗ 
tens fir jeßt erledigt. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben fi noch ein 
ſchreiben laffen: die Herren Rittner, Hennig, Lechler, Koch. 
Here Abg. Hempel wollte wahrfheinlich zur Widerlegung 
ſprechen. 

Landesbeſtallter Hempel: Es iſt nicht Aengſtlichkeit, 
die mich zu dem Antrag veranlaßt hatz ich habe vielmehr 
erklaͤrt, daß ich mit dem fraglichen Satze wohl einverſtanden 
fein Könnte; mir aber weitere Beſtimmungen noͤthig zu fein 
ſchienen, ‚die diefen Sat weiter audführen. Es fommen 
bei Bertheilungen von Kirchſpielen zu viel fpecielle Vers 
hältniffe in Frage, in Betreff deren Regulirung geſetzliche 
Vorſchriften nicht vorhanden find. Ich nenne nur Schuld» 
verhältniffe ber Kirchengemeinde, Vertheilung des Kirchen- 
vermögens, Entfehädigung der Kirchendiener. 


Rittergutöbefiger Rittner: Ich hatte zunaͤchſt um 
das Wort gebeten, um mid- in gleichem Sinne auszu- 
fpredhen, indem es auch mit meinen Anfichten von der 
Selbftändigkeit der Kirchengemeinde überhaupt, ſowie der 
einzelnen Gemeindemitglieder vollkommen in Widerſpruch 
fteht, wenn ich mir denfen folte, daß derartige wefentliche 
Veränderungen vorgenommen werden koͤnnten, ohne daß 
die Kirchengemeinden oder die Betheiligten darauf ange 
tragen hätten. Da nun diefe Angelegenheit in das Sta- 
dium getreten iſt, daß der Herr Referent erflärt hat, die 
Deputation fei bereit, noch einmal darüber zu berathen, fo 
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würde ich mich für jetzt des Weiteren enthalten, wenn mir 
die Yeußerung des Herrn Regierungscommiſſars doch nicht 
ganz geeignet erfchiene, um die Sache auf einen voll- 
kommen Haren Standpunkt zu bringen. Der Herr Com: 
miſſar fagte nämlich, wenn ich ihn recht verftanden Habe, 
es wäre niemals oder nur in ben feltenften Fällen zu ere 
warten, daß alle Betheiligten darauf antrügen und dag 
nur dann die Entſcheidung der Negierung entbehrt wer« 
den koͤnne. Das ift auch meine Meinung nicht geweſen, 
im Gegentheil au ich wil, daß der Regierung auch 
jetzt eniſchieden das Recht bleiben fol, die eigentliche An- 
ordnung ausjufprehenz; nur wiberfirebt es meiner Ans 
ficht vollftändig, daß ein derartiges Eingreifen ber Regie: 
rung gefchehen koͤnne, ohne daß von der Gemeinde oder 
einem Theil derfelben darauf angetragen worden wäre. Es 
ift natürlich fehr ſchwer, ſich über diefen Antrag in kurzen 
Worten zu faffen; ‘aber über den Sinn müffen wir und 
doch einigen. Meine Anficht geht nun dahin, daß nur auf 
Antrag ber Betheiligten etwas derart eintreten kann. Daran 
will ich zwar Feineswegs die Bedingung knuͤpfen, daß alle 
Betheiligte darunter zu verfichen feienz aber jedenfalls muß 
man daran fefthalten, daß von Seiten des Kirchenregiments 
etwoad. Derartiges nicht eher angeordnet werben koͤnne, bis 
nicht aus der Mitte der Beteiligten darauf angetragen wor⸗ 
den iſt. Des Weiteren kann ich mich nad) der vom Herm 
Referenten abgegebenen Erklärung für jetzt enthalten. 


PVräfident v. Schönfeld: Es find noch vier Redner 
eingefehrieben; ich erlaube mir aber doch anzurathen, auf 
den Vorſchlag des Herrn Referenten einzugehen, wornad) 
$. 8 Seiten der Deputation einer nochmaligen Erwägung 
unterzogen werben foll, um Ihnen bann eine andere Faſſung 
vorzulegen. Würden Sie darauf eingehen, fo würden wir 
für jest die weitere Discuſſion erfparen und das wäre cn 
Beitgewinn. R 

(Einige der angemeldeten Sprecher erklären fich damit 
Fi einverftanden.) 


Bürgermeifter Hennig: Ih muß doch um "das Wort 
bitten, weil das, was ich fagen wollte, etwas Anderes ber 
trifft. Uebrigens find meine Bemerkungen nicht materieller 
Art und fie können doch vielleicht etwas nüßen, weil der 
Paragraph nochmals näher erörtert werden fol. Cs heißt 
in dem $. 8, daß gelber, Lehden, Wieſen u. dgl. die Wal 
dungen ber Univerfität Leipzig und der Landesſchuͤle Grimma, 
welche bis jet zu einem Kirchenbezirke nicht gehört haben, 
von ber Vereinigung ausgenommen bleiben. Unter Felder, 
Lehden, Wiefen u. f. w. find doc) ganz gewiß nur folche 
zu verftehen, welche dem Staate gehören. Indeß, wenn 
das nicht deutlicher ausgedrůckt wird, fo Fönnte man immer 
hin einen Zweifel darüber haben und es wäre wuͤnſchens⸗ 
werth, benfelben zu befeitigen. Deshalb erlaube ich mir 
zu beantragen, daß nach dem Worte „gelegenen“ einge: 
ſchaltet werde „zum Staatögut gehörigen“. Ich bemerke, 
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daß das, was ich beantrage, durchaus nichts Neues if; 
denn in dem Geſetz von 1843 find ganz biefelben- Worte 
gebraucht und. es fällt daher um, fo mehr auf, daß biefe 
Worte hier weggelaffen worden find. Dann nehme ic 
auch Anftoß an dem Worte: „welche” auf der vierten Zeile, 
Man weiß nicht ganz beftimmt, ob ſich das Wort bios 
auf die zunaͤchſt vorherbegeichneten Grundſtuͤcke bezieht, die 
der Univerfität Leipzig und ber Landesſchule Grimma ger 
hören. Wahrſcheinlich nicht; im Gegentheil, es wird fi 
auf alle:Grundftüde beziehen, die vorher genannt worden 
find. EB, wäre aber der. Deutlichkeit wegen wuͤnſchens ⸗ 
werth, daß dad Wort noch mehr erläutert wide, zumal 
es ben Anſchein gewinnt, als ob duch das Gefeh ent» 
ſchieden werden fole, daß dieſe Grundſtuͤcke nicht zu einem 
Kirchenbezirke gehören. Es ift aber doch möglich, daß, obs 
gleich einzelne Grundſtücke dem Staate oder den Stiftungen 
gehören, fie dennoch gegen. bie Regel auch zu einem Kir- 
chenbezirke gehören; jedenfalls würde jeder Zweifel befeitigt, 
wenn man fagte: 

„Inſoweit bie vorgenannten Grundftüce bis jegt zu 

einem Kirchenbezirke nicht gehört haben”. 

Es wird dadurch jedenfalls ausgebrüdt, was der Par 
ragraph bezwecken will, das nämlich, daß es bei dem zeit- 
herigen Rechte bewenden fol. Ich würde den Herrn Prär 
fidenten bitten, diefe Anträge zur Unterfiigung zu bringen. 

Präfident v. Schönfels: Sofern der Antrag des 
Herrn Referenten angenommen wird, bedürfte es für dieſe 
Anträge feiner befondern Unterftügung, da die Deputation 
jedenfalls die Anſicht des Herrn Referenten theilt. 


Buͤrgermeiſter Hennig: Ich bin damit einverftanden; 
jeboch wäre es wuͤnſchenswerth, wenn bie hohe Staatd- 
tegierung ſich darlıber ausſpraͤche, ob das von mir Ger 
Außerte in Nichtigkeit beruht. 

Präfident v. Schönfels: Wünſcht der Herr Regie⸗ 
zungscommiffar eine Erklaͤrung darüber abzugeben? 

Königl, Commiffar GR. Dr. Hübel: Bon Seiten der 
Regierung waltet gegen den erften Vorſchlag Fein Bedenken 

* 085 denn die Einſchaltung der Worte aus dem $. 1 des 
Geſetzes von 1843 entfpricht ganz der Abficht ber Regierung. 
Dagegen feheint es einer Erläuterung wegen der Grund» 
file der Univerfität und der Landesſchule Grimma faum 
zu bedürfen. Es handelt fich hier nur darum, daß Grund⸗ 
ſtuͤcke, die zeither Keiner Parochie angehörten, einer ſolchen 
zugewiefen werden follenz die Walbungen der Univerfität 
und der Sandesfchule Grimma find aber von biefer Bes 
fimmung ausgenommen. Hätte jedoch die Univerfität oder 
die Landesſchule folche Grundſtuͤcke, welche bereits zu einer 
Parochie gehört haben, fo werben fie durch die vorliegende 
Beſtimmung nicht berührt. Indeg wenn man zu mehres 
ver Deutlichkeit einen Zuſatz für nothwendig halten folte, 
fo würde auch dies unbebenklich fein. 
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Praͤſident v. Schönfels: Ich, werde die eingefchrie- 
benen Herren Redner bitten, ſich zu erklären, ob fie auf 
den Vorſchlag des Heren Meferenten eingehen wollen? 


Freiherr v. Biedermann: Ich bitte um Erlaubniß, 
noch eine. kurze Bemerkung machen zu dürfen. Ich kann 
durchaus nicht wünfehen, daß der Regierung das Befugniß 
genommen werbe, aud in folden Faͤllen, wo nicht ein 
volftändiges Einverfändniß der Betheiligten zu erreichen 
gewefen ift, Auspfarrungen vorzunehmen. 3 giebt doch 
ganz prägnante Fälle diefer Art, wo eine Nothwendig- 
keit dazu vorliegt und doch koͤnnte dem nicht nachgekom⸗ 
men werden, weil-nicht alle Betheiligten damit einvers 
fanden gewefen wären. Es giebt z. B. an der Elbe Ger 
meinden, die nicht blos durch die Elbe von der Kirche getrennt 
find, fondern von dem jenfeitigen Ufer aus noch bis 
zu zwei Stunden weit dahin zu gehen haben, während 
ſich vieleicht nur eine halbe Stunde davon eine andere 
Kirche befindet. Wenn biefe nun darauf antragen, daß 
fie dort auögepfarrt und hier eingepfarrt werden, ſo ift 
doch anzunehmen, daß hier die Auspfarrung vorzunehmen 
fein möchte, wenn auch nicht ale Betheiligte darauf anges 
tragen haben oder Widerfpruch dagegen erhoben wird. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich wollte: bios mein, Eins 
verftänbniß mit dem Vorſchlage des Heren Referenten 
erfläten. 3* ua 

Präfident v. Schönfeld: Herr Bürgermeifter Müller 
wuͤrde dies vieleicht auch thun? 


Bürgermeifter Müller: Ich weiß nicht, ob ich mir 
noch einige Worte erlauben darf? Ich wollte nämlich nur 
bemerken, daß auch ich bie Entſcheidung der Regierung 
nicht ausſchließen will in den Fällen, wo die Zuſtimmung 
der Betheiligten nicht zu erlangen ifl. Es wird der Der 
putation nur erwünfcht fein, zu hören, daß ich nicht beab- 
ſichtigt habe, durch die Spaltung die Worte fomeit aus: 
zudehnen, daß alle Betheiligten einverftanden fein follen. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Nur zwei Worte. Ich wollte 
der geehrten Deputation anheimgeben, bie Faſſung des 
erften Abfages von $. 8. vielleicht fo in Betracht zu 
jtehen: 'u K 
* „Bei der zeitherigen Abgrenzung —— angemeſſe⸗ 
nere Abtheilung auf den Antrag der Betheiligten, ber 
a in Differenzfällen durch Entſcheidung genehmigt 
wird”. 


Ich glaube, daß dann auch die Abſicht der Regierung 
getroffen wird. M * 

Praͤſident v. Schoͤn fels: Es wird dies Alles jeden ⸗ 
falls von der Deputation erwogen werden und wir haͤtten, 
wenn Fein weiterer Widerſpruch erfolgt, eine nee Faffung 
de3:.$. 8 zu erwarten. Somit koͤnnten wir, zu $.9 
übergehen. 
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Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: - 
9. 
Mitgfieber der Kirchengemeinde. 

Jedet evangelifchelutherifche Chrift, der fich innerhalb 
des Bezirks einer evangelifch-lutherifchen Kirche weſentlich 
aufhält, tft ein Mitglied der Kirchengemeinde und nimmt 
an den Rechten und Pflichten der Gemeindemitglieder Theil. 


Die Motiven fagen hierzu, nichts Beſonderes. — 
Im Berichte heißt es: 


En 
dürfte zu genehmigen fein, Sa der Deputation anfangs 
dad Wort: „iwefentlich”, Zeile 2, nicht bezeichnend genug 
{hien. Die Deputation nahm jedoch diefes Bedenken zus 
ru, da es Perfonen giebt, welche ohne zu. der politiſchen 
Gemeinde gerechnet zu werden, z. B. Gefinde, Militärs, 
Staatödiener und felbft folde, welde nur einen voruͤber⸗ 
gehenden Aufenthalt haben, doch ald zur kirchlichen Ge 
noffenfhaft gehörig betrachtet werden müffen, folange fie 
an einem ‘Orte wirklich wohnen. Uebrigens wird durch 
das Mort: „wefentlich” die rechtliche Erörterung in jedem 
einzelnen Falle nicht. ausgefchloffen und ein, entftandener 
Zweifel am ficherſten durch die Unterfuchung der Frage zu 
löfen fein, ob die betreffende Perfon an dem fraglichen 
Orte ihren Gerichtsftand habe und an demſelben gerichtlich 
belangt werben könne, * 

Ich bemerfe-nur noch hierbei als Zuſatz: Die Frage, 
ob die betreffende Perfon ihren Gerichtäftand an einem Orte 
babe, ift Hier nicht ſo gemeint, als ob biefer Umftand 
allein in jedem Falle der einzige entſcheidende fein möchte. 
Es kann auch noch andere Umftände geben, wodurch bie 
Frage erörtert und entſchieden werden kann. Es hat nur 
angebeutet werben follen, daß in jedem einzelrien Falle 
eine Erörterung barlıber anzuftellen fei, ob und warum die 
Perfon, welche ihren Aufenthalt in der Gemeinde ger 
habt hat, auch ald Mitglied der Kirchengemeinde zu bes 
trachten ſei. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand dad Wort hierlber zu ergreifen wünfcht? 


Kammerhere v. Zehmen: In Beziehung auf $. 9 und 
fflg., weldje ‘den Begriff der Mitgliedſchaft bei einer Kirchen: 
gemeinde, ſowie der Nechte und Pflichten der Mitglieder 
feſtſtellen, habe ich um geneigtes Gehör zu bitten. Ich 
befürchte faft, daß infolge der Motivirung des Berichtes 
die geehrte Kammer geneigt fein wird, über dieſe Para- 
graphen zu leicht hinwegzugehen. Es find jeboch bei diefen 
einzelnen Beftimmungen, je mehr ich fie gegenfeitig ver- 
glihen, und je mehr id} die Folgen derfelben mir vergegen- 
wörtigt habe, fo vielfältige Bedenken in mir aufgeftiegen, 
daß ich wenigftend manche derfelben nicht zurucfhalten Fann. 
Es ſcheint mir naͤmlich das ganze Capitel von $. 9 an 
noch einer näheren Umarbeitung zu bedürfen, wenn anders 
nicht die Unklarheit größer werden foll, als die Orb- 
nung, welde man babucch zu fehaffen beabficht. Es find 
beſonders im diefem Paragraphen zwei weſentüch verſchie⸗ 


dene Begriffe unter einander gemiſcht, naͤmlich bie Mit. 
güedſchaft der evangelifh-Tutherifhen Kirche überhaupt und 
dann die Mitgliedſchaft bei den einzelnen Parochialgemeinden, 
aus welchen beiden Verhältniffen ganz verfchiedene Rechte 
und Pflichten entfichen. Nach $. 9 naͤmlich, wenn Sie 
denfelben zunächft recht ind Auge faſſen wollen, find zwei 
Erforderniffe aufgeftellt für die Mitgliebfchaft bei der 
Kirchengemeinde und zwar erftlih das evangelifg: 
tutherifhe Bekenntniß und zweitens der wefent: 
liche Aufenthalt in der Parochialgemeinde. Es enttfcht 
hier zunächft die Frage, welche auch in bem Deputationd: 
berichte erwähnt worden ift: was ift eigentlich ein weſent⸗ 
licher Aufenthalt? wie ift er feſtzuſtellen? Im unferer 
Gefeßgebung haben wir verfchiedenartige Auslegungen bie 
ſes Begriffes. So hat der Entwurf als enticheidend ange 
nommen das Kennzeichen des Domicils; aber auch diefer 
Begriff ift ſchwankend. In unferem Heimathögefee hat 
dagegen das Wort „wefentlicher Aufenthalt” wieder eine 
ganz verſchiedene Bedeutung. An die Erforderniffe, die ich 
berührt habe, knupft aber der Entwurf die Rechte und 
Pflichten der Kirchengemeindemitglieder. Hier fchließt ſich 
nun an der $, 10, der fo lautet: 
Die Aufnahme in die Eirchliche Gemeinſchaft geſchieht 
1) bei Kindern durch die Taufe und die darauf folk 
‚gende Gonfirmation, 
3) bei Angehörigen einer anderen chriſtlichen Kirche, 
welche dad 21 Lebensjahr erfüllt haben, durch Ahle 
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gung des Bekenntniſfes der evangeliſch- lutheriſchen 


Kirche, 

3) bei Kichtchriſten, die nicht mehr Kinder find, durch 
Ablegung dieſes Bekenntniſſes und die darauf fol 
gende Taufe. 

‚Angehörige der evangelifch-Lutheriichen Kirche, welt 
ihren Wohnfig in dem Bezirke einer evangelifch-Lutherifchen 
Kirche nehmen, werden dadurch ohne Weiteres Mitglieder 
ber Letzteren.“ 

Nun folgt $. 31, der fagt: 

‚Die Rechte der Kirchengemeindeglieber beftehen in der 
unbefördnten Zinahme an ben Qeltonfaten er Ai 
und an der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ni 
Maaßgabe der Sircpenserfaffung", —— 


und nun kommt $. 13, der fi) hier wieder anſchließt: 


„Die Kirchengemeindeglicder haben im Allgemeinen die 
Pflicht, fi der Kirchenordnung zu hnbeiosfen, Ins 
befondere find fie daher verbunden: 

1) einen riftlichsfitttichen Mandel zu führen, 
d an dem öffentlichen Gottesbienfte und den Gnaden- 
mitteln ber Kirche fleißig Theil zu nehmen, 

3) ine Shen nach kirchlichem Gebrauche einfegnen zu 


J 
4) ihre Kinder zur Taufe zu bringen, chriſtlich zu er 
ziehen und nad, dem Befenntniß ber —22 
N —— Ei unterrichten zu laſſen, N 
nin⸗ um T i u 
m Tage nach den Vorfchriften 


und wie ber Paragraph weiter lautet. Wenn der Begriff 
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der Mitgliedſchaft bei der Kirchengemeinde zunächft an. den 
wefentlichen Aufenthalt geknüpft wird, fo entfteht vor allen 
Dingen bie Frage, welche Nechte und Pflichten der Kirche 
gegenüber haben Diejenigen Mitglieder der evangelifch-futheri- 
ſchen Kirche, die fih nicht wefentlich in einer, Parochie 
aufhalten; alfo fein eigentliches Domicil in derfelben haben? 
Ueber die geſammten Rechte und Pflichten biefer großen Claſſe 
von Angehörigen der evangelifch-Tutherifchen Kirche ift aber in 
dem ganzen Entwurfe der Kirchenordnung auch nicht ein 
Wort gefagt. Dennoch aber werden die geehrten Herren 
mit mir. einverftanden fein, daß auch diefe ebenfo gut wie 
die Kirchenmitglieber, die ihr Domicil in der Parochie haben, 
verpflichtet find, die Kirhenorbnung zu beobachten, von 
den Gnabenmitteln der Kirche Gebraud zu machen, am 
Öffentlichen Gotteöbienfte fleißig Theil zu nehmen, einen 
hriftlichen Wandel zu führen, ihre Ehe nach, kirchlichem 
Gebräuche einfegnen zu laffen, ihre Kinder zur Taufe zu 
bringen, die Sonn: und Feſttage u. f. w. nad) den Vor⸗ 
fchriften der Kirche zu beobachten. Hierzu kommt auch noch 
das Mecht, welches fie haben, ein chriftliches Begraͤbniß für 
den Fall ihres Todes zu verlangen nad) den Gebräuchen der 
evangelifchslutherifchen Kirche, Zu diefer Claſſe, über deren 
MRechte und Pflichten aber die Kichenordnung Fein Wort 
Tagt, gehört die zahlreiche Claffe von Fremden, die Gewerbe: 
gehlilfen, das Gefinde, das Militär, alle in öffentlichen 
Anftalten zeitweife Untergebrachten u. f. w. Glauben Sie 
" nicgt, meine Herren, daß ich hier blos mit theoretifchen 
Spigfindigkeiten die Kammer unterhalten will; bie Frage, 
die ich aufwerfe, ift eine fehr praktiſche. Ich kann 
dies durch ein kuͤrzlich hier in Sachſen vorgefommenes Beis 
fpiel erläutern. Ein Armer, der in einer Bezirksanſtalt 
untergebracht war, ftarb plöglich. Der Vorficher der Ans 
ftalt meldete dad Begräbniß bei dem Ortöpfarter an. ‚Der 
Drtöpfarrer verweigerte 8, weil diefer Mann nicht Mitglied 
feiner Kirchengemeinde ſei und ſich feither nur vorubergehend 
darin aufgehalten habe, fo daß das Gerichtsamt mit polizei 
lichem Zwange einfchreiten mußte, um dad Begräbniß zu 
erreichen. Der Fall ift zur Kenntniß der Behörde gekom⸗ 
men und wird auf dem ordentlichen Wege ſeine Erledigung 
finden. Nach dem jet beftehenden Rechte ift Fein Ziveifel, 
daß der Geiftliche entſchieden im Unrecht war. Nach den 
Beſtimmungen der Kirchenordnung würde er in feinem 
Rechte geivefen fein; ex würbe völlig Recht gehabt haben, 
zu fagen: Der Mann gehört nicht in meine Gemeinde; ich 
Habe nicht für deffen Vegräbniß zu forgen, fondern feine 
Heimathögemeinde, gleichviel, wo fie fein mag, iſt verpflichtet, 
dafür zu forgen. Ebenſo können die Laufen der Kinder 
ſeht leicht zu Streitigkeiten Anlaß geben. ‚ Die Definition 
des 8. 9 fcheint mir überhaupt zu eng gefaßt zu fein, um 
ihren Zweck zu erfüllen. Mit dem Begriff der Mitgliedſchaft 
bei einer Pfarrgemeinde Hängt als Correlat die Befteuerung, 
die Pflicht zu Parochialbeiträgen eng zufammen. Ich ger 
ſtatte mir auch in diefer Hinficht die in dern Entwurfe auf- 
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geftellten Definitionen etwas näher ins Auge zu faffen- 
Zuvoͤrderſt tritt die Frage auf, wenn treten die. zeitweilig 
in der Parochie fih Aufhaltenden in die- Verpflichtung 
zu ben. betreffenden Kirchenbeiträgen ein? wenn fie ihren 
Aufenthalt in der Kirchengemeinde fortfegen?. Diefe Frage 
iſt nach dem Entwurfe gar, nicht zu entſcheiden. Ferner 
der.$. 9 unterſcheidet in Betreff der Rechte und Pflichten. 
nicht nach dem Alter. ES fragt fich hier daher weiter: 
wird dadurch die Beftimmung in der betreffenden Stelle 
$. 5 des Parochiallaftengefeges abgeändert, wonach nur 
erft bie Kinder, die vierzehn Jahr alt find, bei den Bei— 
tragsleiſtungen nad) ber Kopfzahl mitgerechnet werben ſollen 
oder find fie ſchon früher mitzuzählen? Ferner wird den 
‚Herren befannt fein, daß wir in Sachſen felbftändige, nach 
geographifcher Lage geſchloſſene Parochialbezirke haben 
und daß in biefen alle Grundbefiger ohne Unterfchied der 
Eonfeffion nach Steuereinheiten zu ber einen Hälfte der aufzu⸗ 
bringenden Zeiftungen beizutragen haben. Bei der Faſſung des 
Entwurfes, fowie fie ift, entfteht weiter die Frage, ob die 
evangeliſch⸗ lutheriſche Kirche die Beiziehung der Grund» 
befiger, die einer fremden Confeffion angehören, aufgiebt, 
weil fie nicht Parocjialmitglieder find, oder nicht, ober ob 
3. B. in der Oberlaufig eine Fatholifche Kirchengemeinde bie 
proteſtantiſchen Grundbefiger noch ferner zu Beiträgen bei« 
ziehen könne, während, e8 umgekehrt nicht weiter ftattfände. 
Es genügt nicht, daß in $. 18 allerdings darauf hinges 
wiefen wird, daß die Kirchengemeindemitglieder verpflichtet 
find, nach dem Parochiallaftengefege von 1838 beizutragen. 
Denn diefer Paragraph fagt nur: „Die Kirhengemeinde- 
mitglieder find verpflichtet, zu den Parochiallaften beizus 
tragen“, Er fagt aber nicht, wer ald Kirchengemeinde 
mitglied zu betrachten und in obigen Fällen zu Halten iſt, 
und erledigt fomit die von mir angeregten Zweifel nicht. 
Ferner vergleichen Sie die Beftimmung tiber dad Stimme 
recht in den Parocjialgemeinden. Da find bie Beftims 
mungen in $. 12 mit $. 26 ebenfalls nicht übereinftimmend. 
Im $. 12 heißt es: „Die männlichen Gemeindeglieder 
erlangen mit bem zuruͤckgelegten 25. Lebensjahre das Stimms 
recht in den Gemeindeverfanmlungen”. In $. 26 heißt es 
aber, daß jeder 2öjährige felbftändige Hausvater, er 
mag verheirathet fein oder nicht, ſtimmberechtiget 
fein ſoll. Das ift keineswegs gleichbebeutend. Nun muß 
ich befennen, daß mir ein Elarer Begriff dariber fehlt, was 
ein ſelbſtaͤndiger Hausvater, er mag verheirathet fein oder 
nicht, überhaupt eigentlich ſei. Ich befenne, daß, wenn 
ich diefe Definition anwende auf die Verhaͤltniſſe im täge 
lichen Leben, ic) nicht herauskomme, namentlich z. B. in 
Beziehung auf verwittwete Perfonen, af die von mir oben 
angedeutete Claffe von Dienftboten, von Gewerbsgehuͤlfen 
uf. w. und daß ich nad; alledem die Ueberzeugung ber 





wahren muß, daß eine Aenderung der aufgeftellten Begriffse 
beftimmungen erforderlich ſei. Da: ich aber entichloffen 
bin, gegen die ganze Kirchenordnung zu flimmen, fo habe 
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ich mich nicht für verpflichtet gehalten, nähere Anträge auf 
Faſſungsveranderung ber betreffenden Paragraphen in Ber 
ziehung auf biefe Begriffsbeftimmungen einzubringen. 39 
hielt mich aber fuͤr verpflichtet, auf bie beftehenden Zweifel 
und Unficherheiten hier aufmerffam zu machen. 

Königl. Commiffar Dr. Hübel: Es hat allerdings 
einige Schwierigkeit, recht beſtimmt zu bezeichnen, welcher 
"Aufenthalt fie die Mitgliedſchaft in der Kirchengemeinde 
entſcheidet. Es ift der Ausdruck „weſentlicher Aufenthalt“ 
gewählt worden und biefer Begriff geht hier allerdings et⸗ 
was weiter, als wie er in der Landgemeindeordnung und in 
der Staͤdteordnung gebraucht wird. Nach der Städteord: 
nung und der Sandgemeindeorbnung entſcheidet der bleibende 
Aufenthalt fir die Mitgliedſchaft. Dieſe Bezeihnung 
konnte hier nicht gewaͤhlt werben, weil Dienftboten und 
andere Perfonen, die nur für gewiffe Zeit an einem Orte 
Wohnung nehmen, die entſchieden bie Abficht haben, ſich 
ſpaͤter wieder wegzumenden, wenn fie auch zur politiſchen 
Gemeinde nicht gehöten, doch zur’ Kirchengemeinde gerechnet 
werben. Der Begriff des „wefentlichen Aufenthaltes“, 
wie er hier genommen 'wirb, iſt alfo der, daß jeder. Ein- 
wohner für wefentlich aufhaͤltlich an einem Orte angefehen 
wird, ber nicht anderwaͤrts einen feften und dauernden 
Aufenthalt hat, Wer für den Sommer aus der Stadt auf 
das Sand zieht, ohne die Abficht, fich ganz aus der Stadt 
wegzumehben, ber wird dort, wo er feinen Sommeraufenthalt 
nimmt, nicht als wefentlich wohnend angefehen; der wird 
dort nicht zur Kirchengemeinde gehören, nicht zu Kitchen» 
beiträgen zugezogen werben Tonnen. Mer aber, wie bie 
Dienftboten , fih an einen Ort wendet, um auf beftimmte 
oder unbeftimmte Zeit dort zu bleiben und nicht gleichzeitig 
anderwaͤrts einen dauernden Wohnſitz beibehält, der wird 
da, wo. er wohnt, zur Kirchengemeinde gehören. Ich will 
es fehr gern anerkennen, wenn ein beftimmterer Ausdruck 
‚gefunden werben kann; geftehe aber, daß ic) einen ſolchen 
nicht vorzufchlagen. weiß. Es iſt gefagt worden, man werde 
die Mitgliedfchaft in der Kirchengemeinde nach der hier 
gegebenen Vorſchrift nicht entſcheiden Tonnen. Zeither hat 
man aber nach demſelben Grundſatze entfchieben und es ift 
darüber fein Zweifel entfianden. Die Dienftboten find da, 
wo fie dienen, das Militär ift in den Standquartieren zu 
den Laften ber Kirchengemeinde. beigezogen worden, und 
ebenfo: find diefe Perfonen verbunden, ſich dafelbft in Be 
ziehung” auf ‚die, Eirchlichen Handlungen als Parochianen 
su geriren, fo daß daruüber zur Zeit Fein 8weifel gemwefen 
iſt, daß fie zu der Kirchengemeinde zu rechnen find. Frem⸗ 
ben Perfonen, die mur Durchreifen oder nur auf Furze Zeit 
fid an dem Drte aufhalten, geſtattet die Kirche fehr gern 
die Sheilnahme an dem Gottesdienſte; die Geiftlichen werden 
ſich ihrer in allen Verhältniffen annehmen; aber deswegen 
find fie noch feine Kirchengemeindemitglieder, man macht 
an fie auch Feinen Anſpruch auf Beiträge zu den Kirchen» 











bedünfnifen. Wenn Fremde in der Parodie flerben, fo 
werden fie auch wohl, ivenn'nicht ganz eigenthuͤmliche Ver 
hältniffe die Gemeinde zu einem Widerſpruch auffordern, 
auf dem Gottesader der Parochie begraben werben. Ueber 
folche finguläre Falle Fann aber bie Kirchenordnung keine 
Beftimmungen geben, das iſt auch nicht noͤthig. Cs if 
erihnert worden, die allgemeine Beſtimmung in $. 9, wo: ' 
nach Ale, welche wefentlich in dem Kirchengemeindebejirt 
ſich aufhalten, an den Rechten und Pflichten der Kirchen 
gemeinde Theil nehmen, ftehe im Wiberfpruche mit dem 
Parochiallaſtengeſetze, welches die Gemeindemitglieber erſt 
vom erfüllten vierzehnten Altersjahre an zu den Parochial- 
laſten beiziehe. Diefer Widerſpruch it aber durch Punft 
7 im $. 13 vollftändig gelöftz denn es heißt dort: „bie 
Gemeindemitglieber find zu den Laften des Kirchenweſens 
nach Maafgabe der Gefehe beizutragen verpflichtet” und 
dabei ift dad Parochiallafterngefeh vom 8. März 1838 noch 
beſonders angezogen. Die in $.9 im Allgemeinen audges 
ſprochene Verpflichtung ift in $. 13 erläutert und ausgeführt, 
Es iſt ferner im diefem Paragraphen eine Beſtimmung darkber 
vermißt worden, daß von den Grundftücden fremder Con 
feffionsverwandten in dem Kirchenbezirk, und von Grunds 
ftüdfen, deren Vefiger auswärts wohnen, zu ben Kirchen 
Iaften beizutragen iſt. Darüber entſcheidet aber das Ge 
ſetz vom 8. März 1838 und man konnte in dem Gapitel 
der Kirchenordnung, welches von der Kirchengemeinde und 
von ben Verpflichtungen der Mitglieder Handelt, nicht das 
rauf zutommen, die Fälle zu berühren, wo aus bem 
Verhältniffe der gefchloffenen Parochien auch Perfonen, 
welche nicht zu der Kirchengemeinde gehören, zu den Gr 
meindelaften beizutragen haben Man hat ferner einen 
Widerſpruch finden wollen zwiſchen $$. 12 und 26, weil 
$. 12 fagt: „Die männlichen Gemeindeglieber erlangen mit 
dem zurüdgelegten fünfundzwanzigften Lebensjahre das 
Stimmtecht in der Gemeinde 1”; $. 26 aber das Stimm 
recht nicht allen männlichen Gemeindegliedern zugefteht. 
Der $.26 enthält aber darin feinen Widerfpruchz er ſeht nur 
die Bedingungen feft, unter welchen das Stimmrecht aus 
gelbt werden kann. Nah $. 26 find alle felbftändigen 
Hausväter filmmberechtigt. Diefer Begriff ift wohl Mar 
genug; denn allgemein verficht man unter felbfiänbigen 
Hausvätern Diejenigen, welche einen eigenen Haushalt 
haben und nur um darlıber feinen Zweifel uͤbrig zu laffen, 
dag darunter auch folche zu verfichen, die allein find und 
feine Familie haben, ift noch Hinzugefeht: „alle felbftändigen 
Hausväter, fie feien verheirathet ober nicht 2.” Im der 
Gefeßgebung ift der Ausdruck „Hausvater“ aufgenommen 
und fo gleichmäßig angewendet, daß eine Undeutlichkeit duch 
deffen Gebrauch nicht entftehen Fann. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemaud noch das Wort verlangt... Herr Bürger 
meifter Hennig! 
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BVürgermeifter Hennig: Ich gebe zu, daß es aller 
dings fehr ſchwierig ift, feftzufiellen, von welchem Kriterium 
dee Begriff „Mitglied einer Kirchengemeinde” abhängt; 
allein, was Herr v. Zehmen vorhin bemerkte, ſcheint mir 
doch fehr begründet und die Zweifel, die er anregte, na 
mentlich gegen den Begriff „wefentlichen Aufenthalt” waren 
ganz aus deni Leben gegriffen und durch bad, was ber 
Here Commiffar einwendete, nicht vollkommen widerlegt. 
Der Herr Commiffar fagte: „wenn Zemand aus ber Stadt 
einige Monate des Sommers fih auf dem Lande aufhält, 
behält er feinen wefentlichen Aufenthalt in der Stadt,” 
Dies iſt gewiß richtig. Daraus folgerte er, daß er nicht 
Mitglied der Kirchengemeinde in dem Dorfe, wohin er fich 
gewendet, werde, fondern Mitglied der ſtaͤdtiſchen Kirchens 
gemeinde bleibe. Das Lehtere möchte ich nicht ganz zu⸗ 
geben. Wenn dieſer Städter während feines Aufenthaltes 
auf dem Lande flirbt, fo würde aus der Anſicht, daß 
er nicht Mitglied der Kirchengemeinde des Dorfes fei, fols 
gen, daß ber Geiftliche nicht verpflichtet fei, ihn begraben 
zu laffenz ein Fall, den Here v. Zehmen ſchon als Beifpiel 
anflihrte und der mir fehr bedenklich feheint; ganz gewiß 
auch mit den beftehenden Verhältniffen nicht übereinftimmt. 
Ferner muß ich mir die Frage erlauben: wohin gehören 
Mititärperfonen, die an einem Orte garnifonirt find? 
Militärs haben wenigſtens nad) dem Begriffe des Heimathds 
rechtes nur vorlibergehenden Aufenthalt am Drte der Gar 
nifon. Nun wurde vom Heren Referenten bemerkt, daß 
dies Bedenken dadurch befeitigt werde, daß man unter wefent» 
lichem Aufenthalt den Drt verftche, wo dieſe Perjonen ges 
richtlich belangt werben koͤnnen. Iſt nun dad Kriegögericht ber 
Sarnifon nicht an dem Drte ber Garnifon, fondern an 
einem andern Orte, fo kann der Soldat nicht am Drte 
belangt werden und es entfteht dann bie Frage: gehören 
Mititärperfonen zur Kirchengemeinde des Garnifonorts? 
Ich bin der Anfiht, daß fie unbedingt fowie bisher dazu 
gehören; aber der Bweifel wird angeregt durch das Kriter 
tlum, wad die Deputation und vorſchlaͤgt. 

Kammerherr v. Behmen: Ich will gern befennen, daß 
68 ſich hier um Begriffe handelt, die ſehr ſchwer feſtzuſtellen 
find; aber Licht iſt in die Sache zu bringen, wenn man 
nicht zwei ganz verſchiedene Begriffe untereinander mifcht. 
Der Begriff der Zugehörigkeit zur Kirche überhaupt, der 
Rechte und Pflichten giebt für jeden evangelifchen Chriften, 
mag er ſich aufhalten, wo er will, und der Begriff der 
Mitgliedfehaft in einer beftimmten Parochie müffen getrennt 
werben, fonft kommen wir in lauter Unklarheiten. Uebrigens 

„ muß id) auch bemerken, daß die Berweifung auf Punkt 7 
in $. 18, wornach jedes Kirchengemeindemitglied zu den 
Laften ber Kirche beizutragen hat, von mir durchaus nicht 
überfehen, im Gegenitheil von mir felbft angeführt worden 
iſtz er genügt aber nicht, die Sache Har zu maden. In 
welcher Hinficht die Sache mangelhaft ift, habe ich vorhin 
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angedeutet. Ich muß hierbei noch auf einen Geſichtspunkt 
binweifen. Es entfieht nämlich durch die Kirchenordnung 
die Frage, ob nicht durch diefelbe, als allerdings fpäteres 
Geſetz, das Gefe über die Parochiallaften als das ältere, 
theils aufgehoben, theils mobifictt werde und na— 
mentlich gerade aus diefem Verhältniß ergeben ſich meine 
Bedenken. 


Königl. Commiffar Dr. Hirbel: Ich habe bereits be— 
merkt, daß Militärd in den Standquartieren und Dienft- 
boten zur Kirchengemeinde gerechnet werben. Es wiirde 
das, wenn es bezweifelt werben ſollte, unwiderleglich aus 
den Verhandlungen ſich ergeben, welche Uber das Parochial- 
laftengefeß gepflogen wurden und ber Nachtrag zu dem 
Varochiallaftengefege vom 12. December 1855 enthält im 
achten Paragraphen noch die Beftimmung, daß gewiffe 
Claſſen von Militärperfonen in ihrem Standquartiere nicht 
zu den Kirchenlaſten zugezogen werben follen, beftätigt alfo 


‚durch die Ausnahme die Regel. Dem Herrn Kammerhern 


dv. Behmen habe ich noch einzuhalten, daß ber fiebente 
Dunft des $. 13, auf den er allerdings auch hingewiefen 
hat, feinen Zweifel über die Beitragspflicht von Perfonen 
unter 14 Jahren vollftändig erledigt. Was tiber die Bei— 
tragspflicht in dem Gefege vom Jahre 1838 feftgefetst ift, 
das wird durch die Kirchenordnung aufgehoben; es bes 
wendet alfo bei dem, was folde, die nicht zur Kirchen⸗ 
gemeinde gehören, wegen eines Grundbeſitzes im Kirchen» 
bezirk zu den Kirchenanlagen beizutragen verpflichtet find. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen. Ich würde daher wohl bie Debatte 
über $. 9 fließen und dem Herrn Referenten das Schluß ⸗ 
wort geben können. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ein beflimmter 
Antrag ift vom Herrn Kammerheren v. Zehmen zu $. 9 
nicht geſtellt. Die Deputation hat deffen Annahme bes 
antragtz ich habe alfo eigentlich Feine Veranlaffung, auf 
die gemachten Einwürfe etwas zu antworten. Indeſſen 
da bie erwähnten Bedenken einmal als fehr wichtig und 
begründet bezeichnet worben find, fo kann doch nicht untere 
laffen werben, etwas darauf zu ermidern. Ach muß zuerſt 
bemerken, daß wir biefelben Bedenken vom Heren v. Zehmen 
fon in ber Deputation, gehört haben. Die Mitglieber der 
Deputation haben diefe Bedenken angehört, reiflich erwogen 
und biefelben nicht -zu theilen vermocht, fonft wuͤrden fie 
den $.9 nicht zur unveränderten Annahme vorgefchlagen 
haben. Es wäre nur zu wuͤnſchen, wenn biefe Be— 
denken wirklich fo wichtig und durchfchlagend find, daß 
aus $. 9 bedenkliche Folgen und Bweifel entftehen koͤnnten, 
daß die Herren, die diefe Bedenken aufftellen, beftimmte 
Vorſchlaͤge machten, wie es beffer ausgedrüdt werden und 
welche beffere und präcijere Beftimmung an die Stelle des 
Entwurfs treten ſolle. Dadurch, daß man die Bezeiche 
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nung Kirchengeſellſchaft oder Genoffenichaft" von der recht· 
lichen Bezeichnung „Kirchengemeinde“ oder „Parochial⸗ 
gemeinde” unterſcheidet, dadurch wird man nichts gewinnen. 
Denn dann muß immer wieber beftimmt werben, wer.ift 
Mitglied der Kirchengemeinde, was ift wefentlicher Auf- 
enthalt ober nicht? Es iſt ſchon in den Motiven erwähnt 
und von der Staatsregierung jet noch einmal wiederholt 
worden, es fol durch diefen Paragraphen gar nichts 
Neues feftgeftellt; es fol das bisherige Privat und öffent 
liche Kirchenrecht beibehalten und durch diefe Beſtimmung 
nicht berührt werden, Nach den Einwendungen des Herrn 
Redners ſollte man glauben, es eriftirte noch gar feine 
Kirchenverfaſſung in Sachfen, es gäbe im Lande noch gar 
feine beftimmten Kirchenbezirke, als wäre Sachſen noch ein 
fo neu entdecktes Land, ein wüftes Land, wo ſich allmälig 
erſt anfingen einzelne Gebäude zu bilden und Familien 
und Höfe und Gemeinden anzubauen und nun müßte man 
erſt beftimmen, zu welcher Gemeinde jeder Hof gehören 
ſolle u. ſ. w., fo daß erft ganz neue Kirchenbezirke gebildet 
werden müßten. Sie find aber ſchon überall gebildet und 
ich habe dem nämlichen Herrn Redner, der die hauptſaͤch⸗ 
‚ licöfte Oppofition gegen dieſen $. 9 machte, mehrmals in 
der Deputation fagen hören, bie Erde ift fchon vertheilt; 
«8 hat Alles ſchon feinen Befiger und feinen Ort, wo es 
bingehört. Und fo fage ich: Es Hat Alles feinen Kirchen: 
bezirk. Da nun die Staatsregierung in die Nothwendig ⸗ 
keit gekommen ift, Hier biefe Paragraphen — ich will fagen, 
gleichfam zur Ausfüllung als Mittelglieder von einer Haupts 
beftimmung zue andern — aufzuftellen, fo hat fie gerade 
für $. 9 eine Faſſung gewählt, welde im Grunde nichts 
Neues enthält und fireng genommen vielleicht fogar hätte 
wegbleiben Finnen. Nun, meine Herren, barlıber kann 
doch in conoreto Fein Zweifel fein, wo fi) Einer wefente 
lich aufhält und es wird leicht zu beſtimmen fein, wo ſich 
im Gegentheil Einer nicht weſentlich aufhält. Entſteht 
ein Zweifel über Militärs, Gefinde, Durchreifende, fo wird 
es eben erörtert; der Bweifel wirb eben unterſucht und ent» 
ſchieden. Darin find doch unfere Behörden nicht fo Sehr 
zuruͤckhaltend und aͤngſtlich, daß fie nicht für jeden zweifel · 
haften Fall eine Entſcheidung finden ſollten. Wir Haben 
ja Kirheninfpectionen und Kreisbirectionen genug, die für 
den zweifelhaften Fall eben aud noch eine Entſcheidung 
zu finden wiſſen werben. Ferner iſt darüber kein Zweifel, 
daß Perſonen uͤber 14 Jahren zur Kirchengemeinde gehören. 
Für Durchreifende, die fi) alfo wirklich nicht an einem 
Orte wefentlich aufhalten, die aber unterwegs fterben oder 
getauft werden müffen, ober fich vielleicht trauen Taffen, 
find doch bis jest auch ſchon Beftimmungen vorhanden 
gewefen und wenn einmal ein eigenfinniger Pfarrer ſich 
wehrt, einen Wagabonden,. ber durch den Ort durchreifen 
wolte und da geſtorben ift, zu begraben, fo ift ja die 
Obrigkeit da und man wird Mittel und Wege finden, um 
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eine Entfeidung zu erlangen. Widerſpruch mit $. 96. 
fehe ich ganz und gar nicht. Im $. 26 heißt es: „Haus. 
väter, fie feien verheirathet oder nicht.” Nun, was ein 
Hausvater, ein paterfamilias ift, weiß Jedermann. So 
werben auch verheirathete Militärs, Feldwebel und Wacht: 
meifter zur Gemeinde gehören und auch wenn fie nicht ver⸗ 
heirathet ſind, aber Kinder haben, wenn fie einen feſten 
Wohnort haben. Uebrigens werden, wie der.Herr Com⸗ 
miffar ſchon gefagt hat, die Parochialgeſetze nicht abgeändert, 
Darüber bin-ic ganz beruhigt. Wenn ein Zweifel ent, 
fteht, ob ich zur Kirchengemeinde gehöre, werden fie mir 
die Parorhiallaften nicht ſchenken, wenn es nicht ganz un: 
zweifelhaft ift. Ueber die Verbindlichkeit eines Fatholifchen 
Srundftüdsbefigers, dazu zu bezahlen, ift Bis jet aud noch 
kein Zweifel gewefen. Wollte man Smeifel auffuchen und 
ſich mit felbigen beunrubigen, fo Könnte man allenfalls bei 
der Stelle $. 13, wo es heißt: „dic Kixchengemeindenits 
glieder haben im Allgemeinen die Pflicht, fi) der Kirchen⸗ 
ordnung zu unterwerfen” auch fragen: blos die Kirchen⸗ 
gemeindemitglieder? Nein, alle Perfonen, jeder Sachſe 
hat die Pflicht, alfo auch diejenigen, die nicht zur Kirchen 
gemeinde gehören. Ich muß geftehen, ich theile dieſe Bir 
denklichkeiten nicht und finde auch, wie der uͤbrige Theil 
der Deputation, den Paragraphen genügend, wein ich auch 
zugebe, daß für die Pracifion des woͤrtlichen Ausdrucks viel. 
leicht noch etwas Beſſeres und Beſtimmteres gefunden werden 
Könnte. Aber ich bitte nur einen ſolchen vorzufchlagen und 
wörtlich zu faffen; da Finnen wir uns vieleicht noch mehr 
dabei beruhigen. 


Kammerherr v. Behmen: Ich Bitte ums Wort zu 
einer thatfächlichen Berichtigung! — Ich habe nämlich er 
läuternd zu erwähnen, daß ich die von dem Herrn Refe⸗ 
tenten angezogene Aeußerung erſtlich lediglich ais Privat: 
aͤußerung in der Deputationsfisung und dann blos in Be 
ziehung auf die Abgrenzung der Kirchenbezirke, alfo zu 
$$. 7 und 8, gethan habe, 


R Präfident v. Schoͤnfels: Wir schen nun zur Abe 
fimmung über. $. 9 wird von der Deputation zur uns 
veränderten Annahme empfohlen. Ich frage, ob bie 
Kammer ihrer Deputation beitritt? — Einſtim⸗ 
mig Ja. ⸗ 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 


$10. 
5% Aufnahme derſelben. 
ie Aufnahme in die kirchliche Gemeinfchaft gefchieht 
1) bei Kindern durch die Taufe und die darauf — 
D) HR iner andern. dh Kirch 
ehörigen einer andern chriſtlichen Kirche— 
welche das 21. Lebensjahr erfullt Bas durch 
ya ten Belenntniffes ver evangelifchelutherifcjen k 
N En R 
3) bei Nichtchriſten, die nicht mehr Kinder find, durch 
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Ablegung biefes Belenntniffes und die darauf fol- 
gende Taufe, 

Angehörige der evangeliſch. lutheriſchen Kirche, welche 
ihren Wohnfig in dem Bezirke einer evangelifch-Tutherifchen 
Kirche nehmen, werben dadurch ohne Weiteres Mitglieder 
ber letzteren. . 


Motiven ſiehe zu $. 7. — Der Bericht fagt: 


Bu $. 10. 

Auf den Vorſchlag des Föniglichen Gommiffard entfchied 
fi) die Deputation für folgende Faffung im Eingange dies 
ſes Paragraphen: 

„Die Aufnahme in die kirchliche Gemeinfchaft über- 

„haupt, fowie in die befondere Kirchengemeinde geſchieht“ etc., 

es wird baher die Genehmigung des Paragraphen mit vor⸗ 
ftehender Veränderung beanträgt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 10 dad Mort zu ergreifen gedenkt? Es 
ſcheint das nicht der Fall zu fein; ich kann daher mich for 
gleich zur Frageftellung wenden. $.10 ift von dem Herrn 
Neferenten focben vorgetragen worden; zugleich auch das, 
was der Herr Commiſſar zu biefem Paragraphen fagt. 
Derfelbe ſchlaͤgt vor, die Faſſung am Eingang des Paras 
graphen in der Art zu verändern, daß es nun heißt: 

„Die Aufnahme in bie kirchliche Gemeinfchaft uͤber⸗ 
haupt, fowie in die befondere Kirchengemeinde gefchieht”, 

Ich werde zuvoͤrderſt die Frage auf den Paragraphen 
richten und dann auf bie Abänderung, die von der Regie ⸗ 
rung vorgefhlagen iſt. Ich frage, ob bie Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation diefem $. 10 ihren 
Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob fie der Abänderung, wie fie 
auf Seite 221 des Berichts fi) vorfindet, ebenfalls 
Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Es ift demnach der Paragraph mit der Abänderung 
angenommen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


gn. 
Reöhte berfelben. 

Die Rechte der Kirchengemeindeglieder beftehen in der 
unbefchränften Theilnahme an den Heilsanftalten der Kirche 
und an der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten nach 
Maaßgabe der Kichenverfaffung. 


Motiven find hierzu nicht vorhanden. — Der Ber 
richt fagt: 
Bei 


. 11 

wird im Einverſtaͤndniß 5, dem Föniglichen Commiſſar 
Seile 1 die Auslaffung des Wortes: „unbefchränften” bes 
antragt, da Alter und andere Umftänbe eine Befchränfung 
allerdings begründen Eönnen, das Wort: „Theilnahme” 
aber umfomehr gentigt, als auf der letzten Zeile wegen ber 
näheren Bedingungen auf die befonderen Beſtimmungen der 
Kirchenverfaſſung verwiefen wird. 
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Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 11 zu fprechen wuͤnſcht? Wo nicht, fo 
frage ich infolge des Deputationsantrags und zwar mit 
Vorbehalt der vorgefchlagenen Abänderung, ob die Kams 
mer dem $. 11 beiftimmt? — Einflimmig Ja. 

Es wird von der Deputation weiter vorgefchlagen, 
das Wort: „unbeſchraͤnkten“ auf der erften Zeile des 
Paragraphen in Wegfall zu bringen. Ich frage auch hier, 
ob die Kammer fi mit ihrer Deputation ein- 
verfiehen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: 


$.12. 
Wie einige biefer Neifte erworben werden. 4 
Die Taufe begründet dad Necht auf chrifttiche Erzie⸗ 
bung und chriftlichen Unterricht, im Falle des Todes auf 
lirchüches Begraͤbniß; 
- bie Confirmation dad Recht zur Theilnahme am heili⸗ 
gen Abendmahle und zur Annahme von Zaufpathenftellen. 
Die männlihen Gemeindegliever erlangen mit bem 
zurlidgelegten 25. Lebensjahre das Stimmrecht in den Ger 
meindeverfammlungen und bei Wahlen, mit dem zurückge⸗ 
legten 40. Lebensjahre das Recht der Wählbarkeit in den 
Aelteftenrath und in die Synode. 


Beſondere Motiven find auch hierzu nicht vorhanden, 
— Die Deputation fagt: 
Bi 


. $.12 i 
erſcheint es, da bie Kirchenordnung für die Glieder der 
evangelifch-Iutherifchen Kirche in Sachfen beſtimmt ift, und 
in Mebereinftimmung mit $. 13 sub 4 folgerecht, zu fagen, 
anftatt: „auf chriſtliche Erziehung”: 
„auf Erziehung und Unterricht im Bekenntniß der 
evangeliichelutherifchen Kirche, im Falle” zc., 

was von dem koͤniglichen Commiſſar genehmigt worden iſt. 
Serner wurde von dem koͤniglichen Commiffar dad Wort: 
„Aelteftenrath” im dritten Sate als ein Drudfehler bezeich- 
net und dafür das Wort: „SKirchenvorftand” fubflituirt, 

Endlich würden im dritten Safe zwar, wenn der Uns 
trag der Majorität der Deputation ad $.26 flg. Annahme 
fände, die Worte: „und bei Wahlen” in Wegfall ommen, 
wogegen ber übrige Theil des Satzes mit Rüdficht auf bie 
$. 50 angeordneten Verfammlungen der ganzen Kirchens 
gemeinde beizubehalten fein würde. Deögfeichen ift bei $. 26 
von der Deputation vorgefchlagen worden, als Bedingung 
der Wählbarkeit das dreißigfte Lebensjahr anftatt des Bienige 
fien anzunehmen. Es wird daher beantragt, fi mit $. 12, 
und zwar mit ben oben auaspebenen beiden Veränderungen, 
jedoch im Webrigen mit Vorbehalt der Beſchlußfaſſung zu 
$. 26 einverflanden zu erflären, = 

Es werden alfo von der Deputation nur zwei Vers 
änderungen vorgeſchlagen, naͤmlich auf der erften Zeile ein⸗ 
zuſchalten: 

Auf Erziehung und Unterricht im Bekenntniß ber 
evangelifeh-Tutherifhen Kirche / im Fade 1.” 
und dann im legten Sat auf der vorlegten Zeile, anflatt 
Aelteſtenrath“ zu fagen: „Kirchenvorſtand“. Das find 
40* 


274 


die beiden beſtimmten Anträge, bie jest vorgeſchlagen wer- 
den. Die beiden anderen Veränderungen werden vorbehals 
ten bis zum $. 26. * 

Koͤnigl. Commiſſar Dr. Huͤbel: Die geehrte Deputa- 
tion wünfchte die hier bei der erſten Zeile des Paragraphen 
vorgeſchlagene Abänderung zu treffen, und da für die bei 
Weiten meiften Faͤlle die neue Faſſung entfgrechender iſt, 
fo habe ich mich mit diefer Abänderung ſchließlich einver- 
fanden erflärt. Ich habe aber dabei doch Bedenken gegen 
diefe Abänderung angeregt und zu rechtfertigen gefucht” 
daß bie von dem Entwurf gewählte Faſſung fireng genom- 
men bie richtigere if, Ich kann mir daher nicht verfagen, 
diefe Bedenken wenigftend in der Kammer zu erwähnen. 
Nämlich alle drei Eonfeffionen, die katholiſche, Tutherifche 
und reformirte, laſſen gegenfeitig bie Taufe der andern 
Kirche gelten; die katholiſche Taufe gilt in der evangelifchen 
Kirche, wie die in der evangeliſchen vollzogene in der katho⸗ 
Ufchen Kirche. Mithin kann, und das kommt in ber Lauſitz 
fehr oft vor, in ber evangelifchen Kirche ein Kind Fatho- 


Ufcher Eltern getauft werben, was entfchieden katholiſch zu 


erziehen ift. Es kann auch der Fall vortommen, daß die 
Eltern zu einer andern Confeffion übertreten. Das Kind 
iſt evangelifch getauft; wenn aber die Eltern, che das Kind 
das zehnte Jahr erfüllt hat, zu einer andern Gonfeffion 
uͤbertreten, fo können fie ed num in ihrer neuen Confeſſion 
erziehen. Es ift daher nicht ganz richtig, wenn man hier 
fagt, die Vaufe begründe ein Recht auf Erziehung und 
Unterricht im Belenntniß der evangelifchstutherifchen Kirche; 
wogegen ber Anſpruch auf chriftliche Erziehung und chrifte 
lichen Unterricht, wie im Entwurfe fteht, unbedingt und 
in jedem alle begründet ift. Es kann auch dem, was bie 
geehrte Deputation im Auge gehabt hat, nichts vergeben 
werben, weil ber Gefegentwurf im $.13 unter den Pflichten 
‚ver Kirchengemeindeglieder die Verpflichtung der evangeli 
ſchen Eltern noch präcifer ausbrüdt. Die Eltern, bie der 
evangeliſchen Kirche angehören, find verpflichtet, darnach 
‚Ahre Kinder zur Taufe zu bringen, chriftlich zu erziehen 
und nad) dem Bekenntniß der evangelifch-lutherifchen Kirche 
unterrichten zu laſſen“. Ich gebe daher der Faſſung des 
Entwurfs noch immer den Vorzug. : 


Nittergutöbefiger Rittner: Die Ueberfchrift diefes 
Paragraphen, fagt der Paragraph, enthalte Beſtimmun⸗ 
gen, „wie einige biefer Rechte erworben werden“. ch 
bin nicht Zuriftz” allein ich kann dad Bedenken unmöglich 
zuruͤckweiſen, daß mir hier’ der Gegenfag vollftändig fehlt, 
wie andererfeits bie Betheiligten, die Mitglieder der 
Geſellſchaft, folder erworbenen Rechte wieder verluſtig 
werben. Es kommt hinzu, daß beide Rechte, welche hier 
genannt find, kirchliches Begraͤbniß und heiliges Abend: 
mahl noch gerade folche find, zu deren Ausübung der eigne 
Subjective Wille des Betreffenden nicht genügt, fondern 
es gehoͤrt, um den Genuß diefer Rechte zu gewähren, eine 


gegenüberftehenbe Pflicgt dazu. Nun iſt mir, ſoviel ich 
wenigſtens Erfahrung habe, keine Geſellſchaft befannt, 
welche, wenn fie einmal für nöthig hält, fuͤr Erwerbung 
gewiffer Rechte fefte Normen aufzuftellen, nicht auch ſoiche 
Beſtimmungen hinzufuͤgt, unter welchen dieſe erworbenen 
Rechte wieder verloren gehen. Es erfcheint mir dies eins 
mal im Principe richtig, daß ein Paragraph) hierherlomme, 
welcher die Beſtimmung trifft, die ih hier vermiffe; 
denn es ſcheint mir auch eine praftifche Nothwendigkeit 
vorzufiegen. Meine Herren, es wird feiner unter uns 
fein, der nicht Faͤlle erlebt Hat, in welchen durch Entziehung 
eines der beiden hier genannten Rechte fehr unangenehme 
Conflicte in der Kirchengemeinde entftanden find. Ich wu 
nigſiens von meinem Standpunkte aus weiß mehrere Fülle, 
1wo- Mitgliedern der ebangeliſchen Kirche ein kirchliches 
Begräbniß verfagt worden ift zum großen Leidwefen der 
Angehörigen und wohl der ganzen Kirchengemeinde, Ebenſo 
find mir zu meinem Leidwefen einzelne Faͤlle bekannt, 
wo ber Geifiliche aus freiem, eignen Entſchluß flr noth⸗ 
wendig erachtet hat, Gliedern der evangelifchen Kirche das hei- 
lige Abendmahl zu verfagen und ich kann nicht leugnen, 
daß auch ich auf biefe beiden Nechte fo großen Werth) lege, 
daß ich es für umerläßlich nöthig halte, daß hier etwas 
Derartiges beftimmt und aufgenommen werde. Natlrlicere 
weife bin ich weit entfernt, Vorſchlaͤge machen zu wollen. 
Es iſt das zu ſchwer. Ich Hoffe aber, und ich möchte 
ſagen, ich erwarte, daß ſolche kommen von einem der 
‚Herren Geiſtlichen, die das beſſer verſtehen müffen ats ich. 
Uber jedenfalls muß ich das erhobene Bedenken als ben 
Grund bezeichnen, der mich wohl veranlaffen würde, gegen 
die Kirchenordnung zu flimmen, wenn etwas Derartige 
nicht noch hereinfommt. Noch Etwas, was hierein gehört. 
Es mag vielleicht ein Itrthum von mir fein; ich vermifle 
aber in diefem Paragtaphen bie Ehe. Es iſt derfelben mit 
keinem Worte gedacht. Num weiß ich zwar fehr wohl, daß 
fie in $. 13 genannt iſt; allein is fcheint mir, daß es auch 
ein Recht bes ebangeliſchen Gemeindemitgliebes ift, daß a 
in feiner Kirche, vorausgefegt, daß er gewiſſe bürgerliche 
Verhältniffe arrangirt hat, getraut werden muß? Und in 
diefer Beziehung erinnere ich mich mancher großen Bu 
ſchwerden, die weniger in Sachſen, wohl aber in einem 
und benachbarten Lande gerade in Bezug auf biefes Der 
hältniß fo vielfach eingetreten find. Ich möchte wenigſtens 
um Belehrung bitten, ob es eine fo abftract Firdhentcchte 
liche Angelegenheit ift, daß fie hier gar nicht erwähnt werden 
darf, oder weshalb man biefes fo hochwichtigen Inflitut? 
der Kirche hier gar nicht gedacht hat? 

Dberhofprediger Dr. Lieb ner: Ich ſtimme ganz mit 
dem Herrn Abg. Ritter überein, daß es von großer Wic⸗ 
tigfeit ift, Darüber Beſtimmungen zu haben, wer bas Frd- 
liche Begräbniß empfangen und wenn es verweigert werden 





follz ebenfo auch Beftimmungen in Bezug auf bie Br 
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weigerung des heiligen Abendmahles. Es muß dies gefeglich 
feftfichen, ann unmöglich ber Willkuͤr bes einzelnen Geiftlichen 
überlaffen werben. Und wenn von dem Herrn Rittner Fälle 
angebeutet worden find, mo eine falſche Wilfür Platz er- 
griffen hat, fo ift diefe im hohen Grabe zu bedauern. Daß 
dem foviel wie möglich begegnet werben müffe, barüber 
Tann Fein Zweifel fein, Nur ift es zweifelhaft, ob. dies 
an dieſer Stelle gefchehen Tann. Es ift mir, als ob biefer 
Paragraph) ein fo allgemeiner wäre, daß ſolche concrete Be- 
fimmungen, die die Willkür oder Gewaltſamkeit eines ein» 
zelnen Geiſtlichen befchränfen follen, in die befondere fpe- 
cielle Kirchengefeggebung und Verordnungsausführung ge 
hörten, 


Staatöminifter v. Falken ſtein: Ih muß das, was 
ber geehrte Redner foeben ausgefproden hat, vollfommen 
beftätigen, „ Ich glaube, man muß ſich nur immer erinnern, 
was man in der Kirchenordnung will feſtgeſtellt haben. 
Diefe Fragen nun, die von dem Heren Abg. Rittner her: 
vorgehoben worden find und deren Wichtigkeit ich volle 
Anerkennung zolle, diefe Fragen find fo rein innerliche, daß 
fie ganz entſchieden in die Kirchenordnung, alfo in bier 
jenigen Beftimmungen, durch welche die Verhältniffe der 
Kirche zum Staate und der Gemeinde und der einzelnen 
Behörden follen feftgefiellt werden, unmöglich gehören. Es 
würde zu einer vollfommen neuen Auffaſſung beffen führen, 
was überhaupt in einer Kirchenordnung ausgeſprochen wer ⸗ 
den ſoll. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu begehren, ſo koͤnnte ich daher die Debatte 
über d. 12 ſchließen und dem Herrn Referenten das Schluß: 
wort geben. 

Neferent Vicepraͤſident v. Frieſen: Was den erften 
Vorſchlag der Deputation anlangt, auf Zeile 1 des erften 
Abſatzes zu fegen: „auf Erziehung und Unterricht im Bes 
kenntniß der evangelifch -Tutherifchen Kirche”, fo hat=die 
Deputation durchaus nicht die Abficht gehabt, etwas dem 
Geſetze und deſſen Abſichten Widerſprechendes hineinzu- 
bringen; fie hat aber geglaubt, daß ed nothwendig fei, gerade 
diefe Beftimmung des $. 12 mit dem $.13 sub 4 in Ueber- 
einftimmung zu bringen. Ich glaube, wenn in $. 13 sub 4 
geſagt ift, die Kirchengemeindeglieber haben im Allgemeinen 
die Pflicht und insbefondere find fie verbunden: ihre Kin 
ber zur Taufe zu bringen, chriftlich zu erziehen und nach 
dem Bebkenntniß der evangelifchelutherifchen Kirche unter 
richten zu laſſen“, fo glaubte man, es müßte doch im Ge- 
genſatz dazu auch das Necht ausgeſprochen werben, das 
verlangen zu Tonnen. Der Here koͤnigliche Commiffar leug- 
nete auch nicht, daß biefes Recht vorhanden iſtz es kann 
nur modificirt werden, es kaun nur unter Umftänden ver- 
ändert werden; Recht und Befugnig koͤnnen unter gewiſ⸗ 
fen Vorausfegungen wegfallen. So z. B. wenn in Lau- 
ſitzer Parochien ebangeliſche Kinder bei dem katholiſchen 
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Pfarrer getauft werden, was wohl aud vorkommt, daun 
haben fie natürlich das Recht, auf Erziehung in dem evan⸗ 
geliſchen Glauben. Aber dieſe ſind auch nicht Mitglieder 
der Kirchengenieinde und hier handelte es ſich eben nur 
darum, die Rechte und Pflichten der Kirchengemeinde feſt⸗ 
zuſtellen. Wenn ferner nad) der Confirmation ein Confeſ⸗ 
fionswechfel eintritt, fo find daruͤber die gefehlichen Beſtim⸗ 
mungen im Mandate von 1827 enthalten... Hier ift genau 
beftimmt, unter Befeitigung aller Biveifel, was eintritt, 
Wenn diefer Wechſel eingetreten ift, fo verftcht ſich, daß 
das Recht auf Erziehung im lutheriſchen Bekenntniß ſich 
ändert und wegfällt. Ein eigentlicher Zweifel kann durch 
unfern Vorſchlag nicht entftehen und wir glauben und auf 
die allgemeine Bilfigung des Heren Föniglichen Commiſſars 
berufen zu koͤnnen. Mas bie Einwendungen des Herrn 
Abg. Nittner betrifft, fo find diefe ſchon als begründet ans 
erfannt worden, und es muß zugegeben werben, daß 
über folhe im hoͤchſten Grabe wichtige Fragen Bes 
fimmungen vorhanden fein müffen. Nun ift auch ſchon 
geantwortet worden, daß folde theils ſchon vorhanden 
find, theils müßten fie im Kirchenrechte und in den Ber 
flimmungen über die Pflichten des geiftligen Amts ente 
halten fein; aber jedenfalls gehören fie im dieſes Geſetz 
nicht; denn wie der Here Minifter noch einmal erinnert 
hat, handelt es ſich nur darum, bie Werhältniffe dev Kir⸗ 
hengemeinden zu ben bißgerigen öffentlichen. Einrichtungen 
zu beftimmen, und der ganze Abſchnitt im zweiten Capitel 
von $.7 an hat eben nur die Vendenz, den Uebergang 
zu der Vertretung der Kirchengemeinden zu bilden, bie 
Rechte des Kirchenvorfiandes zu begrenzen und zu beſtim⸗ 
men, und dann feftzufegens wer wählt ben, Kirchenvor⸗ 
fand? Die Kirchengemeinde. Wer gehört zur Kirchen⸗ 
gemeinde? Das wird hier beflimmt. Men vertritt der 
Kirchenvorftand? Die Kirchengemeinde, - Es weifen alfo 
alle dieſe Punkte, die an fi allerdings unvollfommen und 
nicht erfchöpfend erfcheinen Tönnten, nur auf den Kirchen⸗ 
vorftand hin, wie er gewählt werden fol, wie er zu Stande 
kommen foll, wen er zu vertreten hat. Ich glaube darum, 
daß die Annahme des $. 12 ganz unbedenklich fein möchte, 
auch die von ber Deputation vorgefchlagene Faſſungsveraͤn⸗ 
derung und wieberhole noch einmal, daß die beiden letzten 
Vorſchlaͤge zum $. 26 gehören. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Ab 
ftimmung übergehen. In Bezug auf $. 12 hat die Des 
putation viererlet Abänderungen vorgefchlagen. Ueber bie 
zwei erften würde jest abzuflimmen fein, während über 
bie beiden letzten erft dann abgeftimmt werben wird-, wenn 
der Antrag der Maforität in $. 26 Annahme findet. Ich 
würde zuoörberft bie Frage auf den Paragraphen xiche 
ten, und zwar mit Vorbehalt der vorgefchlagenen vier 
Abänderungen. Ich frage die Kammer, ob fie nad) An« 
vathen ihrer Depufation $. 12 mit Vorbehalt 
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deffen, was ich erwähnte, anzunehmen gemeint 
iſt. — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer nad) Anrathen 
"ihrer Deputation im Anfange diefes Paragra- 
phen, anftatt „auf hriftliche Erziehung” fagen 
wolle: £ 
„auf Erziehung und Unterricht im Bekenntniß der 

evangelifch-tutherifchen ‘Kirche im Falle“ u. fe w.? 
Diefer Antrag if gegen 9 Stimmen angenommen. 

Der zweite Antrag, der zwar von Seiten der Hohen 
Staatöregierung als ein Drudffehler angefehen wird, wird wohl 
‚präcifer befeitigt werden, wenn ich eine Frage darauf richte, 
Es handelt ſich naͤmlich um dad Wort: „Aelteftenrath”. 


Anſtatt diefes Wortes fol das Wort: „Kirchenvor⸗ 


fand“ fubftituirt werden und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer auf Anrathen ihrer Deputation biefem Ans 
trage beiffimmt? — Einftimmig Ia. 

Es wiirde nun zu $. 13 überzugehen fein. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


F. 18. 
Pflichten ber Kirchengemeindegliedetr. 

Die Kirchengemeinbeglieder haben im Allgemeinen die 
Pflicht, fich der Kirchenordnung zu unterwerfen. Insbe⸗ 
fondere find fie daher verbunden: 

4) einen chriftlich-fittlichen Wandel zu führen, 

2) an dem öffentlichen Gottesdienfte und den Gnaden ⸗ 

mitteln der Kirche fleißig Theil zu nehmen, 
9) um Ehen nad) kirchlichem Gebrauche einfegnen zu 
N 


aflen, 

4) ihre Kinder zur Laufe zu bringen, chriftlich zu ers 

Fin ans nad dem — der ——2 
lutheriſchen Kirche unterrichten zu laſſen, 

d) die Sonn⸗ und Feſttage nach den Vorſchriften der 
Kirche zu feiern, 

6) unentgeldlich zu verwaltende Kirhenämter zu uͤber⸗ 
nehmen und 

7) zu ben Laften des Kirchenweſens nah Maaßgabe 
der Geſetze beizutragen. Gefeh vom 8. März 1838 
(Gefege und Verordnungsblatt Seite 266), Gefeb 
vom 12. December 1855 (Gefeg- und Verorbnungs⸗ 
blatt Seite 659). 


Die Motiven lauten: 


Ä Bu $. 13. 

Die hier aufgeführten Pflichten der Kirchengemeinde⸗ 
glieder ergeben ſich ſo felbftverftändlich aus der Stellung 
jedes Einzelnen Ei feiner Kirche, daß es einer weiteren Bes 
gruͤndung derfelben nicht bevürfen kann. 

Der Bericht fagt: 

T Zu $. 18 

at die Deputation nichts zu erinnern und nur zu bemer- 
en, daß eö, wie Punkt 7 in Verbindung mit $. 3 des 
nachfolgenben’ Gefegentwurfs zeigt, nicht die Abficht viefes 
Paragraphen ft, am ber Gefehgebung über Aufbringung 
der Parochialanlagen Etwas zu ändern. 


Der Paragıc fi 
empfohlen, graph wird zur mreesinnnnen Annahme 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Ich habe im All 
gemeinen zwar Nichts gegen biefen Paragraphen zu erin: 
nern gefunden; allein die Faſſung des Abſchnittes 2) finde 
ich nicht ganz angemeffen. Unter 2) beißt es nämlich: 

„an dem Öffentlichen Gottesdienſte und den Gnaden- 
mitteln der Kirche fleißig Theil zu nehmen”, 

. Mir Scheint hier das Wort „fleißig“ doch etwas zu 
befehränkend, und ich möchte faft fagen, nicht paſſend für 
eine Kirhenordnung. Vieleicht wäre es ganz angemeffen 
für eine Schulordnung. Ich wirde daher den Wunſch 
auöfprechen, daß das Wort „fleißig" ausfalle. Dann würd, 
Abfchnitt 2 fo lauten: „an dem öffentlichen Gottesdienſte 
und den Gnadenmitteln der Kirche Theil zu nehmen”, 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den An 
trag des Herrn v. Schönberg vernommen. Derfelbe geht 
dahin, aus Punkt 2) in $. 13 dad Wort „fleißig“ in 
Wegfall zu bringen und id) frage, ob die Kammer diefen 
Antrag unterftügt? — Geſchieht hinreichend, 

Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich Habe noch einen ans 
dern Wunfch, welchem zufolge ich den Ausfall noch eine 
Wortes beantragen werde. Es iſt ber Abſatz 5 auf 
Seite 5, wo es heißt: „die Sonn» und Feſttage nad) ben 
Vorſchriften der Kirche zu feiern.” Mir find die Worte: 
„nach den Vorſchriften der Kirche”, etwas anftößig. Ih 
weiß wohl, daß die Feier der Sonntage urfprünglic auf 
Vorſchriften der Kirche beruht; allein mir fcheint doch, daf 
die Heitighaltung des Sonntags mit zu den ftaatlihen 
Einrichtungen gehört oder wenigflens zu den gemifchten 
kirchlichen und ftaatlien Einrichtungen, wobei fid ber 
Staat das Oberauffichtörecht jedenfalls behalten muß, dar 
mit nicht etwa die Kirche aus uͤbertriebenem Eifer Bedin 
gungen für die Heilighaltung des Sonntags aufſtellt, die 
ſich mit dem bürgerlichen Leben nicht vertragen. Es if 
hier das einzige Mal, wo, wenn ic) nicht irre, ausbrüdiid 
eins ſolche Beftimmung: „nach den Vorſchriften ber 
Kirche“, feſtgeſtellt iſt. Es Heißt in den meiften Bullen: 
‚mach Maaßgabe ber Geſetze“. Nun fehe ich keinen Beweg⸗ 
grund ein, warum man nicht auch hier des Oberauffiht® 
rechtes des Staats gedenken will und fagen: „noch Maafr 
gabe des Geſetzes“. Es können daruͤber andere Anfihten 
vorhanden fein; es kann fogar fein, daß ich Unrecht habe 
mit meinen Befürhtungen gegenüber der Kirche, es it 
aber jedenfalls fein Zweifel darüber, wenn man bie Worte 
„nach den Vorfchriften der Kirche” mit den von mir vor 
geſchlagenen vertauſcht, daß es nichts fehaden Fan. Wenn 
man aber fagt: „nad den Vorſchriften ber Kirche”, fo ſcheint 
mir das — ich hin nun einmal etwas mißtrauiſch gegen 
bie Einmiſchungen der Kirche als einer befonderen Gefelk 
ſchaft in's ſtaatliche Leben, — etwas bedenklich. Dal 
muß ich wuͤnſchen, daß biefe Worte Hier nach meinem Bor 





flag vertauſcht werben und bitte den Herrn Praͤſidenten, 
darauf eine befondere Abftimmung zu richten. 


— 
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Praͤſident v. Schönfeld: Herr Rittner Hat darauf 
angetragen, die Worte in Punkt 5 in $. 13 „nach ben 
Voꝛſchriften der Kirche“ in Wegfall zu bringen. Ich 
frage, ob die Kammer dieſen Antrag unterftägt? — 
ſchieht hinreihend. 

Es wiirde ſich nun die Discuſſion über beide von ber 
Kammer unterftüßte Anträge mit zu erfireden haben. 


Freiherr v. Weld: Ich habe den Antrag des Herrn 
v. Schönberg nit unterftügt, weil mir gerade in dem 
Borte, welches er ausgelaffen zu fehen wünfcht, der eitt- 
ige Grund zu liegen feheint, warum überhaupt die ganze 
Beſtimmung hier in $. 13 fiehtz denn wenn es blos hiefe 
„alle Kircyengemeindemitglieder find verbunden, an dem 
Öffentlichen Gottesbienfte und den Gnadenmitteln der Kirche 
Theil zu nehmen,” fo ift das ein Necht, welches fie eben als 
Mitglieder diefer Kirche haben. Aber man kann es nicht 
füglich eine Pfliht nennen, wenigftens ift es nicht eine 
befondere Pflicht. Wenn der Beſuch der Kirche als eine 
Pflicht hingeftellt werben fol, fo muß gefagt werden: „fleir 
Biger oder häufiger Beſuch“. Das ift in der Hauptfache 
einerlei. Das Wort: „fleißig“ ift nicht in der grammatica- 
liſchen Bedeutung zu nehmen, wie Schulkinder mit dem 
Buche unter dem Arme in die Schule gehen und da 





fleißig fein ſollen, fondern e8 bedeutet überhaupt, daß 
Jeder als Chrift verbunden fei, diters am Gottesbienfte 
und den Gnabenmitteln der Kirche Theil zu nehmen. 
Das ift alfo der Grund, warum ich diefem Antrage nicht 
beitreten ann, weil durch diefe Veränderung die ganze 
Urſache wegfallen wuͤrde, warum die Beſtimmung hier 
ſteht. Mas den zweiten Antrag ded Herrn Nittner bes 
teifft, fo hätte ich ziemlich daſſelbe Bedenken gegen ihn; 
würde aber gar nicht dagegen fein, wenn bie Faflung 
beliebt würde, daß die Sonne und Feſttage nach den 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften zu feiern fein. Das 
ſchien auch im feinem. Antrage zu liegen; aber wenn 
sub 5 blos gefagt wide: „er iſt verbunden, die Sonn- 
und Feſttage zu feiern“, num fo verſteht fih das von 
felbftz denn er iſt Fein evangelifcher Chrift, wenn er fie 
nicht feiert. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe den Antrag bes 
Herrn v. SchönbergeBibran zu Punkt 2 des Paragraphen 
unterftügt und zwar um deswillen, weil mir in dem Worte 
„feißig” eine nicht hierher gehörige Genfur zu liegen ſcheint z 
weil das Wort „fleipig”, fo relativ iſt, daß Überhaupt eine 
fefte Norm daraus nicht gezogen werden fan. Um zu 
beweifen, wie bedenklich die Aufnahme eines ſolchen völlig 
unbeftimmten, zu den maaßlofeften Auslegungen Berans 
laſſung gebenden Wortes ift, fo erlaube ih mir, auf einen 
Vorgang Bezug zu nehmen, der auf dem befannten Pars 
chimer · Kirchentage ſich zutrug, von welchem, wie Ihnen 
nicht fremd ift, die Verfolgung des Profefford Baumgarten 
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datirt. Diefer Kirchentag beſchaͤftigte ſich mit der Frage 
über die Sonntagsheiligung und auf eine Xeußerung des 
Profeſſors Baumgarten erwiberte ihm ein Geifklicher unges 
faͤhr Folgen des Wenn er, Profeſſor Baumgarten, zu 
meinem Kirchfpiel gehörte und id fände ihn Sonntags nicht 
in der Kicche, vielmehr mit einer literariſchen Arbeit be— 
ſchaͤftigt, ſo würde ich ihm mahnen, das nicht zu thun, 
fondern die Kirche zu befuchen, und wenn darauf Pro: 
feſſor Baumgarten wiederum nicht in ber Kirche wäre, fo 
würde ich ihm das heilige Abendmahl verweigern“. Das, 
meine Herten, ift das abſprechende Urtheil, weldyes ein Geiſt- 
licher fi anmaaßte, und wozu, went eine ſolche relative 
Beftimmung, wie hier in’$. 13 zur Aufnahme vorgefchlagen 
ift, wirklich in die Kirhenorbnung aufgenommen würde, 
derfelbe wenigftens formell: berechtigt fein wirde. Aber, 
meine Herren, ich glaube, daß Sie nit damit einverftanden 
ſein koͤnnen, daß irgend Jemandem ein foldes Necht eins 
geräumt werde und um beöwillen muß eine ſolche Bellims 
mung, wie fie in $. 13, Punkt 2 gegeben ift, wegfallen. 
Bas den Antrag des Herrn Rittner zu Punkt 5 anlangt, 
fo Habe ich ihm nicht unterftügt, weil der Begriff einer 
Feier im Allgemeinen auch zu ‘relativ if. Danach kann 
Jeder diefe Feier nach feiner eigenen, ja felbft auf eine 
unchriſtliche Weife begehen. Darum habe ich den Antrag 
nicht unterfiügt. Würde aber der Here Antragfteller die 
vom Herrn v. Weld angeregte Modification annehmen, fo 
würde ic) für denfelben ftinmen. 

Nittergutsbefiger Nittner: Es hat auch im meinen 
Worten gelegen, daß ich keineswegs gegen eine Feier bin, 
die nach gefeslichen Vorfchriften ausgeuübt werben foll, Ich 
habe nur unterlaffen andere Morte an bie Stelle derjenigen, 
die ich ausgefallen zu fehen wuͤnſche, vorzufchlagen, weil 
ich fehr ungern derartige beftimmte Anträge ftelle. Es 
kommt fehr viel darauf an, daß man in den Geift der 
Vorlage eingedrungen ift, was ich mir nicht in dem hohen 
Grade zutrane, um Vorfchläge der Art machen zu koͤnnen; 
allein im Princip bin ich ganz einverftanden und überlaffe 
es dem Herrn Präfidenten, ob er beide Anträge als einen 
betrachten, oder erft über den Ausfall der Worte befonders 
abftimmen Tafjen will. Es ift mir dies einerlei, ich werde 
für die Hereinnahme der Worte ſtimmen, die ohngefähr den⸗ 
felden Sinn haben: „nach Maaßgabe der Geſetze! ober et 
was Derartiges. Ich wende mich noch zu dem Worte: 
„fleißig” und will nur bemerken, daß ich auch für die Fuss 
Taffung diefes Wortes flimmen müßte. ‚Der geehrte Sprecher 
vor mir hat zwar gefagt, es komme hier nicht auf die grams 
maticalifche Bedeutung des Wortes an. Das mag feinz 
aber es iſt immer ein Wort, das zu einer relativen Beur⸗ 
theilung ben verfhiedenen Gemeindegliedern Veranlaffung 
giebt und der Begriff „fleißige Theilnahme an den 
Gnadenmitteln der Kirche“ ift doch wohl ein äußerer. Es 
muß aber bie Ueberzeugung und das Gefühl etwas Inneres 
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fein; die Cheilnahme an den Gnabenmitteln muß einem 
Jeden uͤberlaſſen bleiben. Wenigſtens muß ich bekennen, 
daß es mir mit der Stellung eines Chriſten in der evan—⸗ 
geliſchen Kirche nicht verträglich zu fein ſcheint, wenn man 
ihn nöthigen avi, fleißig, d. 5. fo und ſo oft in die Kirche 
zu gehen und die Betftunden zu beſuchen. Wenn das. 
Wort „fleißig” fiehen bleibt, fo ſcheint eine Controle im 
Hintergrunde zu ftehen. 


Präfident v. Schönfeld: Zunaͤchſt bemerke ich, daß 
von mir eine befondere Frage auf das Wort ‚fleißig” nicht 
geftellt werben kann, bevor nicht ein Antrag darauf ger 
richtet wird. Jetzt befteht nur der Antrag, das Wort 

wegzulaſſen. 


Rittergutsbeſitzer Nittner: Ich bitte, den Antrag ſtel⸗ 
Ten zu dürfen, daß es heiße: „nach Maaßgabe der sr 
anftatt „nach den Vorfchriften der Kirche”, 


Präfident v. Schönfeld: Der Abg. Herr Nittner 
trägt darauf an, daß nicht mur die Worte „nach den Bor 
fchriften der Kirche” in Wegfall kommen, fondern dag an 
die Stelle derfelben die Worte kommen follen: „nach Maaß ⸗ 
gabe der Gefege” und ich frage, ob diefer mobificierte Ans 
trag unterftügt wird? — Bahlreid. 

Es haben ſich zum Wort gemeldet die Herren v. Schön» 
berg, dann Here Superintendent Dr. Lechler und Herr 
Oberhofprediger Dr. Liebner. 


Freiherr v. Welck: Ich bitte auch ums Wort! 
Praͤſident v. Schönfeld: Es hat nun zuerſt der Herr 


{merkt wurde, daß das eine fubjective Sache iſt, bie Jeder 


mit ſich felbft abzumachen hat. Ich glaube, daß das Mort 
fleißig” gar nicht fo gemeint ift und gemeint fein Fann, 
als eine Nechtöpflicht, die man irgendwie, meinetiwegen dürch 
Genfuren, erzwingen wollte. Ich halte alfo dafuͤr, bag 
dieſes Wort einfach nur ein ſolches ift, das die Sache ans 
Herz legen ſoll. Das ift der urfprüngliche Sinn und auch 
in der Deputation hat ſich Fein Anſtand dagegen gefunden, 
Was den Fall betrifft, der vom Herrn Blrgermeifter Koch, 
aus Medlenburg erwähnt wurde, fo kann ih nur fagen: 
„Gott Lob! von folchen Metienbangefihen Buftänden find 
wir weit entfernt.“ 


Koͤnigl. Commiffar Dr. Hüben: & ift an dem Worte 
„fleißig” Anfioß genommen worden; es fdjeint mir aber, 
daß durch Weglaſſung des Wortes in der Sache kaum 
etwas geändert würde. Man glaubt, durch die Bufügung 
dieſes Wortes Veranlaffung zu einer Kritik zu geben. Wenn 
Jemand eine Pflicht hat, fo ift er unter allen Umftänden 
der Kritik unterworfen, ob er diefe Pflicht erfüllt oder nicht, 
und der Maaßftab, nad) dem man mißt, wirb immer ein 
fubjectiver fein. Der Fall, den Herr Bürgermeifter Koch 
erwähnte, önnte, wenn wir folche Geiftlihe in Sachſen 
hätten, wie der, welder in Parchim die angeführte Aeuße⸗ 
rung gethan, auch hier vorfommen, das Wort „fleißig” 
mag beibehalten werden oder nicht. Im Gegentheil, «8 
koͤnnte aus der Faſſung, wie fie nah Weglaffung de 
Wortes „fleißig” fich ergiebt, eine noch ftringentere Ver 
pflichtung abgeleitet werden; man Fönnte annehmen, eb 
muͤſſe ſchlechterdings Jeder jeden Bottesdienft beſuchen. 
Das Wort „fleißig“ ſtellt hingegen weit mehr in dad Er 





Freiherr v. Schönberg das Wort. 


Freiherr v. Shönberg-Bibran: Ich habe nur auf 
das, was Herr v. Welck äußerte, zu erwidern, daß ich mich 
freng an die Aufſchrift des Paragraphen halte und die 
Tautet: „Pflichten der Kirchengemeindeglieder”. Es ift alfo 
ganz richtig, wenn ber Paragraph die Pflichten aufzählt; 
alfein niemals Fann es in meiner Anſicht Tiegen, wenn er 
biefelben verfchärft und dieſes Wort, das ich entfernt wuͤnſche, 
verfchärft allerdings. Es wird eine Controle herbeiführen, 
die bei diefen heiligen Pflichten mehr ſchaͤdlich als müglich 
fein dürfte, 


Superintendent Dr. Lechler: Ich würde es an und für 

ſich nicht fchädtich Halten, wenn bei Nr. 2da3 Wort „fleißig“ ge 
ſtrichen würde. Ich halte es nicht unbedingt und ſchlecht⸗ 
hin für nothwendig; ebenfowenig würbe ich die Veränderung, 
die vom Herrn Rittner bei Nr. 5 vorgeſchlagen wird, für 
ſchaͤdlich halten. Aber ich ſpreche mic) doch für Beir 


behaltung der Faſſung des Entwurfes aus, weil ich wirk- 
lich nicht finde, daß bie Bedenken, die man daraus ger 
ſchoͤpft hat, auch wirklich von Belang und Gewicht feien. 
Denn mir ſcheint das ganz richtig zu fein, was vorhin bes 


meffen des Einzelnen, fi für entſchuldigt zu achten, wenn 
er diefe Pflicht zu erfüllen abgehalten iſt. Bu dem fünften 
Punkte ift erinnert worden, es koͤnnte die Kirche will 
kürliche Beftimmungen treffen, wenn man ihre Mitglieber 
verpflichte, die Sonn» und Feiertage „nach ben Vorfchriften 
der Kirche zu feiern”, und von der andern Seite hat man 
einfchieben wollen: „nach den Gefeten”. Ueber die Felet 
der Sonn- und Fefttage giebt aber blos die Kirche Bor 
ſchriften; die Kirche fchreibt vor, wie die Sonn- und Zub 
tage gefeiert werben follen und die Beziehung auf diefe 
Vorſchriften ift unbedingt nothwendig, weil fonft, wie ſchon 
von anderer Seite bemerkt worben ift, Jeder nach feinem 
Ermeſſen die Feier einrichten koͤnnte und das würde Manchen 
nit in die Kirche führen. Geſetzliche Vorſchriften haben 
wir auch in Beziehung auf die Sonn: und Fefttage; dieſe 
beziehen fich aber nicht auf die Art und Weife der Felt 
des Gottesdienſtes; fie verhuͤten nur bie Störungen de 
Sotteöbienftes und deshalb war hier auf fie feine Hin⸗ 
weiſung noͤthig. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich bin ein ebenſo 
großer Feind der Staatslirchenpolizei, wie irgend Einer in 
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dieſer Kammer, obwohl ich jest von Öffentlichen Blättern 
als das Gegentheif dargeftellt werde. Um ber Sache felbft 
willen bemerke ich, daß ich das Wort „fleißig“ ganz gern 
fallen laffe. CS Hilfe erftlich Nichts und es bleibt auch 
wefentlich derſelbe Sinn, wenn wir den Sat ohne das 
Wort laffen. Ja, da doc) unter und an dem Worte An- 
ftöge vorgefommen find, fo fann man erwarten, daß das im 
Sande gleichfalls geſchehen werde und warum follte deshalb 
die Sache felbft Schaden leiden? Was das Andere ber 
trifft, nämlich den Vorfehlag, daß „die Sonn= und Fefts 
tage nach der Vorfehrift der Kirche zu feiern“ umgefeßt werde 
in „nach den gefeglihen Vorſchriften“, fo ift mir doch die 
Zweckmaͤßigkeit auch diefer Form zweifelhaft. Ich möchte 
einfach vorfehlagen, davon abzufehen. Die Sonn» und 
Feſttage kirchlich zu feiern, das iſt die eigentliche Meinung, 
die „Worfchrift” fieht vieleicht Manchen aus wie Staats» 
kirchenpolizei, d. h. als wollte man einen Nichtfeiernden 
fofort greifen und feftnehmen. Das ift aber nicht gemeint 
und es genügt daher das Wort „Eirchlich” vollftändig. 


Präfident v. Schönfeld: Sol ic) das als einen Anz 
trag annehmen? 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich bitte darum. 


Praͤſident v. Schönfels: Herr Oberhofprediger Dr. 
Liebner trägt darauf an, daß im fünften Punkt bei $. 13 
folgende Veränderung eintrete: Es fol nicht Heißen: „ie 
Sonn» und Fefttage nach Vorfchriften der Kirche zu feiern", 
fondern: „die Sonn» und Feſttage „Eirchlich” zu feiern”. 
Wird diefer Antrag unterftügt? — Sehr zahlreich. 

Es hat nun zunächft Herr v. Weld das Wort. 


Freiherr v. Weld: Es kann anmaaßend erfcheinen, 
wenn ich meinem hochwuͤrdigen Heren Nachbar in Bezug 
auf den.erften Punkt in Betreff des-vielberegten Mortes 
„fleißig“ widerfpreche. Nämlich ich bleibe dabei ſtehen, daß 
die Theilnahme an dem öffentlichen Gottesdienfte und den 
Gnadenmitteln der Kirche Feine Pflicht, fondern ein Recht 
ift und als Recht ift es aufgeführt in $. 11, wo es heißt: 
„bie Nechte ber Kirchengemeindeglieder beftehen in der uns 
beſchraͤnkten Theilnahme an den Heilsanftalten ber Kirche”. 
Faͤllt alfo hier das Wort „fleißig” ober ein anderes Wort, 
was denfelben Sinn hat, weg, fo Fann auch diefer ganze 
Sat hier wegfallen; dein er fteht ſchon im $. 11, wo er 
als Recht aufgeführt ift. Ferner muß ich mich damit ein» 
derftanden erklären, was Seiten des Herrn Regierungscom⸗ 
miffard gefagt worden iſt und jenes oft angeregte Wort aus 
demſelben Geſichtspunkt beurtheilen, den er erwähnte. Man 
hat nämlich die Befürchtung geäußert, daß das Wort „fleis 
Big" zu Wilfür und allzuftrenger Auslegung Beranlaffung 
geben önnte und ein Parodjian, wenn er zwei ober drei 
Mal dem öffentlichen Gottesbienfte nicht beigewohnt hätte, 
für einen Kirchenveraͤchter ausgeſchrien werden Fönnte. 
Wenn aber das Wort „fleißig” wegfällt und blos dort 

IR. Abonnement.) 
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fieht: „an dem öffentlichen Gottesbienfte und den Gnaden—⸗ 
mitteln der Kirche Theil zu riehmen verpflichtet”, fo darf er 
auch nicht ein Mal wegbleiben und der Pfarrer koͤnnte ihm 
dann ſchon' das zweite Mal den Genuß der Sacramiente 
verweigert. Das ift die Urfache, warum ich bei der früher 
en Anſicht ftehen bleibe. Was die zweite Veränderung 
betrifft, fo Eönnte ich mich damit einverftanden erklären, daß 
das Wort „kirchlich/ in dem Sage V. eingeſchaltet wuͤrde. 


Finanzrath v. No ſtiz⸗ Wallwitz: Ich habe den Ans 
trag des Herrn Rittner nicht unterſtuͤtzt, weil mir die Worte: 
‚mach den Vorſchriften der Kirche“ unbedenklich erſchienen 
find. Die Pflichten, welche in $. 13 erwähnt jind, find 
lediglich moralifche Pflichten, welche den Kirchenmitgliedern 
nahe gelegt werden; fie find durch Strafen in Feinerlei 
Weiſe dazu anzuhalten. Veraͤndert man aber ben Ausdruck 
„Borfchriften der Kirche” in „gefegliche Beſtimmungen“, fo 
find in diefen auch die polizeilichen Anordnungen der Staats⸗ 
gewalt mit enthalten, welche mit Strafandrohungen vers 
bunden find, Es wiirde alfo diefe Strafgewalt mit in die 
Kirchenordnung hineingebradht, was eben nicht gefchehen 
fol und es wird das Polizeigefes in die Kirchenordnung 
mit verflochten, weldes eben nicht mit hinein verflochten 
werben fol. 

Nittergutöbefitier Rittner: Ich weiß nicht, ob ich 
den letzten Sprecher richtig verftanden habe; aber meine 
Wiſſens beftchen von Seiten des Staates Strafen für 
Die, welde die Sonn» und Feiertage nicht feiern; denn 
wer etwas Störendes vornimmt, wird vom Staate beftraft. 
Aber das ſoll Nichts ausmachen; ich will meine fubjective 
Anſicht aufgeben, nad) welcher ich allerdings immer noch 
glaube, daß das vorgefchlagene Wort: „nach Maafgabe 
des Geſetzes“ beffer wäre, als: „irchlich“. Allein ich habe 
gefehen, daß der Vorſchlag des Herrn Oberhofprediger Dr, 
Liebner vielmehr Anklang in der Kammer gefunden hat 
und bin daher gern bereit, meinen Antrag zurückzuzlehen 
und mich dem feinigen anzufcließen. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom⸗ 
men, daß Here Nittner feinen Antraͤg zuruͤckzunehmen 
wuͤnſcht und da derfelbe Eigenthum der Kammer geworben 
iſt, fo frage id, ob fie deffen Zurldziehung genehmigt? 
— Einftimmig Ja. 

Es würde daher dieſer Antrag nun nicht mehr zur 
Abftimmung gelangen koͤnnen. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich wollte nur auf 
die Frage meines geehrten Herrn Nachbard, warum die unter 
2) verzeichneten Momente hier wiederholt würden, da fie 
doch ſchon zu den Rechten der Mitglieder der Kirchen» 
gemeinden gehörten, antworten: eben bewegen werben fie 
wiederholt, weil die Ueberfchrift heißt: „Pflichten“. Des- 
halb bieibe ich auch dabei, das Wort: „fleißig“ fallen 
zu laffen. 

ö 4 
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Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter dad 
Wort ergreift, fo ſchieße ich die Debatte über $. 13, in⸗ 
dem ich dem Heren Referenten dad Schlußwort ertheile. 


Referent Bicepräfident v. Briefen: Ic bin durch bie 
jetzt gefchloffene Berathung erſt auf die Wichtigkeit des 
Wories „feißig" aufmerkfam geworben. Ich geſtehe, ich 
habe es nicht für fo wichtig gehalten. Ich habe geglaubt, 
es folle nur im Allgemeinen eine Ermahnung ausdrüden, 
die Kirche fleißig zu befuchen, ungefähr fo, wie wenn man 
einemejungen Studenten ein Stipendium bewilligt und er 
Tommt, um ſich zu bedanken, man dann fagt: nun, Sie 
werden gewiß bie Collegien recht fleißig befuhen. Daraus 
folgt aber doch nicht, daß man ſich num jeden Tag an die 
Thuͤre ftellt und fieht, ob er auch in das Collegium geht. 
Dder wie wenn ein Bekannter zum Andern fagt: lieber 
Freund, kommen Sie doch bald einmal zu mir; befuchen 
Sie mich recht fleißig. Wie gefagt, ich habe den Ausdrud, 
die Kirche fleißig zu befuchen, nur für einen ſtyliſtiſchen 
Wohlklang gehalten. Aber darauf muß id) doch aufmerk 
fam machen: eine Bwangspfliht ift in dem Paragraphen 
nirgends enthalten; Strafen find nirgends ausgefprochen 
für Diejenigen, welche diefer Ermahnung nicht folgen, oder 
welche einen chriftlich-fittlichen Lebenswandel nicht führen; 
eine Strafe ift auch nicht einmal gegen Die ausgefprochen, 
welche ihre Ehe nicht nach chriſtlichem Gebrauch einfegnen 
laſſen, obwohl Strafen für Diejenigen vorhanden find, 
welche im Goncubinat leben. Es ift nicht einmal eine ber 
ftimmte Swangsvorfchrift gegen Die vorhanden, welche bie 
Kindtaufe unterlaffen; was zum Beweiſe dafür dient, daß 
das Alles an ſich ſchon bisher fo fehr als Vorſchrift der 
Kirche angefehen wurde, daß man gar nicht bezweifelte, 
daß das ald Pflicht Anerfannte beibehalten werden müffe, 
ohne daß der Staat befondere Swangsmittel anwendete. 
Sch werde daher für meinen Theil für das Wort „fleißig 
ſtimmen ; wenn es aber Jemand für bedenklich finden follte, 
daß er glaubte, deshalb gegen die ganze Kirchenordnung 
flimmen zu müffen, fo wäre es beffer, dad Woͤrtchen fallen 
zu laſſen. Was den zweiten Wunſch des Heren Abg. 
Rittner anlangt, welder zu einem beſtimmten Antrag ge 
führt hat, fo erinnere ich daran, daß unter den Vorfchriften 
der Kicche Nicht weiter zu verftehen ift, als die alte, chre 
wuͤrdige, bergebrachte Ordnung der Kirche. Das ift doch 
3. B. ohne alle Frage eine Vorfchrift der Kirche, dag 
die drei hohen Feſttage, das Ofterfeft, Pfingffeft und Weih« 
nachtöfeft von Anfang an gefeiert worden find und gefeiert 

- werben muͤſſen, und ebenfo die Sonntage, Wie würde ſich das 
nun auönehmen, wenn man das erft burch ein Geſetz einführen 
und vorſchreiben wollte. Es ift das ja eine alte Vorfchrift der 
Kirche. Gegen das Wort „Lirchlich” würde ich Fein großes 
Bedenken finden; ich fehe aber auch wirklich Feinen großen 
Gewinn babei. Kirchlich feiern Fann man auch fo verfichen: 
nad) den Vorſchriften der Liturgie und Agende. Es ſteht 
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aber hier: „nach den Vorſchriften der Kirche” und der Sinn, 
den ich hineingelegt habe, ſoll bezeichnen: nach der alten 
Ordnung, nad) der Gewohnheit der Kirche. Will aber die 
geehrte Kammer das Wort: „irchlich“ dafür einfchalten, 
fo glaube ich, wird kein großer Verluſt daraus entfichen. 
Die Beſorgniß des Herrn Nittner, daB die Kirche Etwas 
anordnen koͤnne, was gegen das Bekenntniß wäre, wird 
fich jedenfalls nicht verwirklichen; denn bie Oberaufficht 
des Staats in Kirchenfachen würde dann jedenfalls cin 
und entgegentreten. Wollte die Kirche Etwas anorbnen, 
mad gegen die Firchlichen Vorſchriften oder felbft gegen die 
Staatögefege wäre, fo würde die Staatögewalt das voll: 
kommene Recht haben, baffelbe zu hindern. Das Uebrige 
uͤberlaſſe ich der Abſtimmung. 

Staatsminifter v. Falken flein: Herr Präfident! Cr 
Tauben Sie mir nur einige Worte über diefe beiden Punkte 
hinzufügen zu dürfen. Was einmal das Wort: „Reißig" 
betrifft, fo habe ich die Entſcheidung der gechrten Kammer 
darüber anfeimzuftelen. Ich muß geftehen, es ift bei und 
auch nicht ein Mal davon geredet worden, geſchweige denn, 
daß das Wort mit einer befonderen Abficht hereinge 
fegt worden wäre. Man hat ſich daffelbe vielmehr als fo 
felbfiverftändlich gedacht, daß ich uͤberraſcht worden bin, 
daß man daran überhaupt Anftoß genommen hat. Gleiche 
viel ob es num aufgenommen werde oder nicht, fo ift nur 
zu wuͤnſchen, daß das Wort „fleißig“ geübt und die Kirche 
recht fleißig befucht werden möge. Was den zweiten Punkt 
betrifft, den Antrag des Herrn Oberhofprediger$ Dr. Lich: 
ner, fo würde dagegen durchaus Fein Bedenken obwalten. 
Wiederholen aber muß ich zur Beruhigung des Heren Ritt: 
ner, dag die Sache, wie fie vorhin angedeutet worden if, 
ſich verhält und daß es etwas ganz Anderes ift, mad das 
Mandat über die Sabbathfeier vorfchreibt und das, was die 
hier fraglichen Worte bezeichnen. 


Präfident v. Schönfeld: Der Herr Dberhofprebiger 
Dr. Eiebner wiirde noch das Wort zur erhalten haben zu 
Aufklärung eines Miverftändniffes. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Der geehrte Herr Bir 
präfibent bemerkte, dag man das Mort: „Eirclich" auch 
auf das Liturgiſche beziehen koͤnnte. Ja gewiß, auf 
auf die Theilnahme an der Liturgie, Predigt und fofort. 
Aber ich will auch, daß es bezogen werbe als Grgens 
ſatz zu dem Unkirchüchen. Niemand fol die Sonn: und 
Feſttage unkirchlich feiern. Das ift Far und auch popu⸗ 
für. Er foll fie nicht verfhänden durch Handlungen 
und Dinge, welde in die Wochentage gehören ober über 
haupt unzuläffig find. 

Präfident v. Schönfeld: Wir Tonnen nun zur Ab 
Rimmung übergehen. $. 13 iſt zur umveränderten An 
nahme empfohlen. Es find aber im Laufe. der Disc 





fion zwei Anträge zu demfelben aus der Kammer einge“ 
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bracht worden. Der erſte, geftellt vom Herrn v. Schön» 
berg, ging dahin, das Wort: „fleißig“ aus bem zweiten 
Punkte zu entfernen, der zweite, geftellt vom Herrn Ober- 
hofprediger Liebner, will aus dem fünften Punfte die 
Worte: „nach den Vorfchriften der Kirche” mit dem Worte: 
„irchlich“ wertaufcht fehen. Ich werbe daher vorbehaͤltlich 
der Abftimmung über die beiden Anträge den Paragraphen 
ſelbſt zut Abftimmung bringen und frage, ob Sie dem» 
felben nad) dem Untrage ihrer Deputation ihre 
Buftimmung ſchenken? — Einflimmig Ja. 

Weiter frage ih, ob die Kammer, dem Antrage 
des Heren v. Schönberg Folge zu geben gemeint 
fei? — Mit 24 gegen 11 Stimmen angenommen. 

Schenken Sieauch dem Antrag des Herrn 
Dberhofpredigers Dr. Liebner, demzufolge anftatt 
„nach den Vorfäriften der Kirche” geſett werben 
fol: „Eirhlich”, ihren Beifall?! — Bird mit 27 
Stimmen gegen 8 bejaht. 

If die Kammer $. 13 in der nunmehr bes 
fhloffenen Maafe anzunehmen gemeint? — 
Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


$ 14 
Austritt aus der Kirchengemeinde, 

Seder, der das 21. Lebensjahr zuruͤckgelegt hat und 
ſich nicht zur evangelifchsTutherifchen Kirche bekennen ober 
von ihrem Belenntniß fich Iosfagen will, kann unter den 
in den Landesgefegen vorgefchriebenen Bedingungen aus 
der Kirche austreten, Mandat, den Uebertritt von einer 
chriſtlichen Gonfeffion zur andern betreffend, vom 20. Februar 
1827 (Gefegfammlung Seite 30). 

Ueberdies tritt der, welcher feinen Wohnſitz aus dem 
Kirchenbezirke verlegt, aus der befonderen Kirchenge ⸗ 
meinde aus. 


Beſondere Motiven find hierzu nicht vorhanden. 
Auch die Deputation hat Nichts erinnert und beantragt 
unveränderte Annahme. 


Präfident v. Schönfeld: Sofern hierüber Niemand 
das Wort ergreift, fo frage ich die Kammer, ob fie $. 14 
nad) Anrathen der Deputation unverändert ans 
zunehmen gemeint ſei? — Einftimmig Ja, 


Referent Bicepräfident v. Sriefen: 


$.15. B 
Folgen des Austritts. % 

Mit dem Austritt aus der Kirchengemeinde erlöfhen 
alle Rechte an und alle Pflichten gegen diefelbe, ſolche aus⸗ 
„genommen, welche noch aus der Zeit herrühren, wo die Mits 
gienfert beftand. Insbeſondere haben die Austretenden 
einerlei Unfprüche an das Vermögen der Kirchengemeinde, 

der Kirche und der kirchuchen Stiftungen. _, 
Wird infolge folder Austritte eine SKirchengemeinde 
ganz aufgelöft, fo hat das Minifterium bes Cultus die Ver⸗ 
waltung des Vermögens der Kirche und der kirchlichen Stif- 
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tüngen zu übernehmen, bis fid) in dem betreffenden Kirchen: 
bezirke wieder eine evangelifcy- lutheriſche Kirchengemeinde 
gebildet hat, der datın diefed Vermögen zuruͤc zugeben ift. 
Die Zinfen ded Stammvermögens Fönnen bis dahin von 
dem Minifterium des Cultus für andere evangelifch-Tutherifche 
Kirchengemeinden verwendet werben. 


Die Motiven fagen: 


Zu $. 15. 

Wenn der Fall ſich ereignen folte, daß eine evangeliſch⸗ 
lutheriſche Kicchengemeinde durch den Uebertritt aller Mits 
glieder zu einer anderen Confeffion ganz aufgelöft würde, 
fo fönnten die Uebergetretenen Feine Anſpruͤche mehr an 
die für die Zwecke der evangelifch-lutherifchen Kirche bes 
flimmten Fonds maden. Es würden diefe Fonds vielmehr 
diefen Sweden, und zwar zunächft in dem Bezirke, dem fie 
bis dahin gedient hatten, vorbehalten bfeiben müffen, Da 
jedoch die längere Anfammlung von Binfen nach Umftänden 
nuglos wäre, fo ift das Kirchenregiment gewiß für befugt 
zu achten, diefe Binfen für andere Can elf. Tutherifee 
Kirchengemeinden zu verwenden, indem hierdurd Niemand 
in feinen Rechten beeinträchtigt, der Zweck aber, für welchen 
die» betreffenden Fonds geftiftet find, in einem weiteren 
Kreiſe gefördert wird. e 


Der Bericht fagt: 
Bei 
$ 


. 15 
könnte es Bedenken erregen, Austretende — Einzelne, Ges 
meinden oder Gemeindetheite — ohne nähere Beftimmun; 
und Vorbehalt zur Erfüllung von Pflichten für verbindlie 
zu erklären, welche noch aus der Zeit der Mitgliedfchaft 
herrühren, alfo auch zum. fortwährenden Entrichten von 
Beiträgen zu einer Gemeindefhuld, deren Abtragung auf 
Üine längere Reihe von Jahren im Voraus repartirt worden 
ift. Da jedoch diefer Zweifel im einzelnen Falle nad) gemein» 
rechtlichen Negeln entfchieben werben würde, hiernach aber 
der Auötretende nur verbunden fein kann, zu Anlagen bei⸗ 
zutragen, "welche zur Zeit der Mitgliedſchaft ausgeſchrieben 
waren, ober Refte nachzuzahlen, die er felbft verhangen 
hatte, fo hat die Deputation unterlaffen, obigem Bedenken 
Folge zu geben, rathet vielmehr an, ſich mit dem Para 
graphen einverftanden zu erklären. 

Die Deputation rathet alfo die unveraͤnderte Ans 
nahme an. 


Präfidentv. Schönfeld: Infofern Niemand tiher $. 15 
zu fprechen wünfcht, fo frage ih, ob die Kammer nad 
Anrathen ihrer Deputation mit demfelben ein— 
verftanden iſt? — Einflimmig Ia. 


Referent Bicepräfident v. Sriefen: 


& 16. 
Verwaltungerecht der Kirdhengemelnbe, 

Jede Kirchengemeinde hat das Necht, ihre, Angelegens 
beiten, das Vermögen ihrer Kirche und dad Vermögen ber 
firlicen Stiftungen bei folder unter der berfafjungd- 
mäßigen Mitwirkung des Kirchenpatrons und unter der 
Aufficht der Firchlichen Behörden feibft zu verwalten. 

Wo jedoch die Verwaltung des Vermögens einer Stif⸗ 
tung durch den Stifter geordnet ift, bewendet ed bei ben 
getroffenen Beftimmungen. . 


41* 
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Die Motiven fagen zu biefem Paragraphen Nichts. 
Der Deputationsbericht fagt: 


Bu $. 16. * 

Mit $. 16 erflärte ich die Minorität der Deputation, 
v. Römer, Dr. Lechler, Pfotenhauer, anfangs einverſtanden. 
Die übrigen Mitglieder wollen zwar den Kirchengemeinden 
das Recht der Selbftverwaltung ihrer eigenen Angelegens 
heiten und des durch ihre eigenen Anlagen aufgebrachten 
Vermögens keineswegs ſtreitig machen, erkennen jedoch den 
Kirchengemeinden ein Recht der Verwaltung des Kirchen- 
vermögen: und des Vermögens der kirchlichen Stiftungen, 
mithin auch des Pfarr und Schullehns, nicht zu. Auch 
bei wiederholter — über diefen Paragraphen und 
BVernehmung mit dem Eöniglihen Commifjar ift hierüber 
eine Vereinbarung in der Deputation nicht erlangt worden, 

Die Minorität bleibt daher dabei ftehen, vorzufchlagen: 

1) daß ber erſte Satz des Paragraphen unverändert ans 

angenommen werde; A 
2) daß einem von dem Eöniglichen Commiſſar vorges 
ſchlagenen Zuſatze des Inhalts beigetreten werde: 
In die Verwaltung der den Geiftlihen und 
Kirchendienern zu ihrem Nießbrauch und Unter 
halt angewiefenen Grundftüde darf der Kirchen- 
vorftand nicht eingreifen.” 

Hiernaͤchſt kam noch in Frage 

3) anftatt des Schlußfages_eine in der jenfeitigen Des 
putation befehloffene Faffung anzunchmen, welche fo 
lautet: . J 

Inſoweit jetzt ſchon beſondere Beamte zur Ver⸗ 
waltung ded Kirchenvermoͤgens beſtehen, bewendet 
es ohne ſonſtige Schmälerung des Wirkimgskreiſes 
des Kirchenborſtandes ebenfo, als wo die Berwals 
tung des Vermögens durch den Stifter geordnet 
ift, bei den getroffenen Beftimmungen.” 

Die Minorität vermochte es jedoch nicht, ſich mit dies 
fem Vorfchlage zu vereinigen, giebt vielmehr dem Schluß ⸗ 
fate, wie er in der Vorlage enthalten, den Vorzug und 
beantragt, $. 16 unverändert und nur mit dem oben sub 
2 gedachten Zuſatze anzunehmen. 

Die Majorität, beftehend aus: v. Beſchwitz, v. Zehs 
men, v. Erdmannsdorff und dem Referenten, vermag jedoch 
biefen Vorfchlägen nicht, wenigftens nicht allenthalben beis 
zuflimmen, und zwar aus folgenden Gründen: 

If auch zuzugeben, daß e& billig und wünfdenswerth 
fei, jeder Kirchengemeinde die Verwaltung ihrer eigenen 
Angelegenheiten zu überlaffen und ihr eine gewilje Auf: 
fit auf das Kirchengut einzuräumen, um auch dadurch, 
wie bie Motiven Seite 50 fagen, den kirchlichen Sinn, oder 
vielmehr wohl richtiger „das Intereſſe fir die Angelegen- 
heiten der Kirche”, zu beleben, fo ficht doch die 5 ins 
mung bes $. 16, durch welche diefes Selbftverwaltungsrecht 
auch auf das Vermögen der Kirchen und der mit denfelben 
verbundenen Stiftungen ausgedehnt wird, mit der bisheri⸗ 
an Verfaſſung fo fehr in Widerſpruch, daß dadurch das 

efen und bie Beftimmung ber kirchlichen Stiftung felbft 
fat ganz verändert und für die Zukunft in Gefahr ger 
gun 6 
ach bisheriger Verfaffung, 
dr. Weber, Kirchenrecht, ed. 1845, 
. 95 Seite 573, 
"97 = 
. 108 = 
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Ing die Verwaltung des Kirchenvermögend im engeren Sinne, 


id. h. alfo das Kirchendrarium, beftehend aus Baarfchaft, 


Capitalien und Einkünften, zunaͤchſt und unmittelbar den, 
Kirchenvorftehern oder Kircvätern oder Kaftenvorftchern 
ob, und zwar unter Aufſicht a) des Pfarrerö, b) der Kir— 
heninfpection, e) der vorgefegten Confiftorialbehörde, 

Die Erledigung der Landeögebrechen vom 22. Juni 
1661, $. 15, macht es den Superintendenten und Gerichts; 
herren, das ift den Patronen, ausdrüdlich zur Pflicht, tuͤch- 
tige Perfonen zu Einnehmern und VBerwaltern ber 
Kirchen» und andern geiftlichen Stiftungen zu beftellen, 
von ihnen gefvene Rechnung über Einnahme und Ausgabe 
zu erfordern und wenn fi) Mängel fänden, diefelben zu 
juftifieiren. _Xehnliches beſtimmen die Generalartifel von 
1580 art, XXXV. $. 1, wo es heißt: „Die Kirchenpäter 
follen über Einfommen und Ausgaben richtige Regifter 
halten und daffelbe jährlich von ihrem Erbheren, Pfarrer, 
Richter und Xelteften der Gemeine, in Gegenwart des ordents 
lichen Bifitatoris verrechnen.” Es find daher die von den 
Superintendenten und Patronen beftellten Perfonen jetzt die 
wirtlichen Verwalter der Kirchenftiftung und haben die: 
felben unter der Aufficht de Superintendenten und Patron 
Einnahme und Ausgabe zu beforgen. So ift es bis in 
die neueften Zeiten in Anfehung der Kirchvaͤter, ihrer Ers 
nennung, Verwaltung, Nednungsführung und Beaufſich- 
tigung ohne Veränderung geblieben. Es läßt ſich nicht 
annehmen, daß diefe beinahe 300jährige Einrichtung blos in 
einer zufälligen Anſicht ihren Grund gehabt, welche mar 
ohne Bedenken und Nachtheil auch wieder ändern und mit 
einer andern vertaufhen könne. Vielmehr beruhete diefe 
Einrichtung auf der hohen Achtung, welche man vor dem 
aus — herruͤhrenden Kirchenvermoͤgen von jeher 
hatte, man betrachtete Kirche und Stiftung ſelbſt als cine 
rtechtliche Perfon für fi, al ein Rectsfubleet, welche ihr 
eigenes Eigenthum, ihre eigene felbftändige, vechtliche Eriſtenz 
habe. Und wenn der Stifter dad Vermögen der Kirche 
um Beften Anderer zugleich zu wohlthätigen Biweden 

eftimmte, wenn er verordnet hatte, daß die ſich aus 
eigenen Mitteln felbft erhaltende Kirche von einer Ger 
meinde zu ihrem ottesdienft benugt werden folle, fo 
mußte nach dieſer Beftimmung der Kirche ihre Gelb: 
ftändigkeit um fo mehr gewahrt werden, ed mußte um fo 
mehr baflır geforgt werden, Denjenigen, welche die Wohle 
that ber Stiftung empfingen, nicht auch zugleich die Ver 
waltung felbft in die Hände zu geben, es mußte um fo meht 
darauf gedacht werden, die eines befondern Schußes bedlrs 
fende ftiftungsmäßige Verfon und Diejenigen, welche von 
ihr Nugen zogen, forgfältig getrennt zu halten, damit jeder 
Gedanke an eine eigennüßige Verwendung, an eine eigene 
mächtige Erweiterung der geflifteten Wohithat gleich von 
vornherein fern gehalten werde, 

Aus dieſem Grunde ift es wohl auch in Sachfen bisher 
nie vorgekommen, daß man einer Kirchengemeinde die Ver⸗ 
waltung des Vermögens ihrer Kirche und der damit verbuns 
denen Stiftungen übergeben hätte, im Gegentheil hatte man 
von der Unverleglichkeit und Unantaftbarkeit der Ficchlichen 
Stiftungen ſtets eine zu hohe Anfhauung, als daß man 
die Verwaltung derfelben dem Gefammtwillen einer Ge 
meinde häfte übergeben follen. Enthält auch ber gegen 
wärtige Entwurf $. 41 wohl Beftimmungen ‚genug, LM 
das Vermögen der Kirchen und Stiftungen vor Eingeiffet 
zu fügen, fo ift und bleibt e& immer der daraus hervor 
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ih, ben Grundfag zur Geltung kommen zu laffen, daß 
den Kirchengemeinden die Verwaltung der Firhlichen 
‚Stiftungen jelbft und wie $. 37 sub 4 fagt, „unmittel- 
bar” zůſtehe. Der Entwurf gewährt hiermit den Kirchen · 
gemeinden in freigebiger Weife ein ganz neues Recht, 
welches ihnen nie zuftand, ein Recht, welches das Kirchen: 
regiment den Patronen und den Kircjeninfpectionen früher 
nie und mit vollem Recht nie würde zugeftanden haben. 
Semehr ber ganze Entwurf darauf berechnet ift, den Kir: 
Hengemeinben. und ihren Vorſtaͤnden eine größere Selbftän- 
digkeit zu gewähren, deſtomehr koͤnnten Ahne im Laufe 
der Beit und befonders Mu gerifien Beiten Umftände eintres 
ten, wo ed den Kirchenbehörben fehr fehwer werden würde, 
dem Streben nach noch größerer Selbftändigkeit Schranken 
zu fegen. Die im Jahre 1845 eingereichte Glauchauer Per 
tition, Landtagsaeten 1845, Beilage zur II. Abtheilung 
1. Band, Seite 722, warnte ſchon bamald vor ähnlichen 
Tendenzen, obgleich fie eine Bereinfachung in ber herge⸗ 
brachten, fehwerfälligen, Foftfpieligen und das Kirchenver⸗ 
mögen fchmälernden Verwaltung als ein Bebürfniß aner⸗ 
kannte; ftellte es aber als fehr bedenklich dar, wenn bie 
Verwaltung des Kirchenvermögens ausfchließlich und Lediglich 
Gemeindefache würde, 


„was bei einem Hinblid auf den vorwaltenden Ans 
ang, welden in unjerer Zeit alle blos materiellen Be: 
ftredungen und Intereffen finden, wohl kaum einer weis 
useinanderfegung bedürfen möchte”, 


Die Majorität muß daher ihre Mebergeugung dahin 
auöfprechen, daß $. 16, fowie ex gefaßt ift, bedenklich jet, 
und daß ac der vorliegende fonft anerfennenswerthe Bmed 
in_unfchädlicher Weife durch folgende Faſſung erreichen 
laſſen dürfte: 


teren 


$. 16. 

‚nZebe Kirchengemeinde hat das Necht, ihre Ans 
gelegenheiten unter der verfaffungsmäßigen Mitwirkung 
des Kirchenpatrond und unter der Kuffict der kirchlichen 
Behörden ſelbſt zu verwalten. 


Das Vermögen der Kirche jeder Parochie und der 
bei folder vorhandenen Stiftungen ift nad. bisheriger 
Verfaſſung von den Kirchvaͤtern oder Kaftenvorftehern, 
oder wo dazu in Städten befondere Beamte beftellt find, 
von dieſen unter der geordneten Aufficht zu verwalten. 
Wo jedoch die Verwaltung des Vermögens einer Stif: 
tung durch den Stifter geordnet iſt, bewendet es bei 
den getroffenen Beftimmungen. 


Die Verwaltung der dem Geiftlihen und Kirchen: 
bienern.zu ihrem Nießbrauch und Unterhalt angewiefenen 
Grundftüde bleibt den Inhabern der betreffenden Stelle 
unter der biöher üblichen Aufficht anheimgeftellt”. 


So wird dem Rechte einer Gemeinde, ihre eigenen 
Angelegenheiten felbftändig zu verwalten, zu ordnen und 
unter höherer Auffiht zu beforgen, Genüge geleiftet, aber 
es wird der Gemeinde nicht ein neues Recht verlichen, 
welches ihr nicht zukommt, denn das Vermögen der Kirche, 
das Gigenthum der kirchlichen Stiftungen, iſt nicht und 
war eben nie ihre eigene Angelegenheit. So wird ferner 
in gleicher Weife, wie nad) $. 57 der Verfaſſungsurkunde 
jede Confeffion dad Recht hat, ihre eigenen inneren Kirch: 
lichen Angelegenheiten zu ordnen, auch daffelbe Recht jeder 
einzelnen Kirchengemeinde in ihrem Bezirke zuerkannt. 
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Es ift nun die von der Minorität vorgefchlagene Faſ⸗ 
fung auf Seite 223 des Berichtes deutlich zu erfehen. 
Der Paragraph würde nach der Anſicht der Minorität bes 
fichen aus dem erfien Saße des Gefegentwurfes und dann 
aus dem Zuſatze, welchen der Herr Commiffar vorgefchlagen 
hat, der auf Seite 223 des Berichtes zu Iefen ift und dann 
wieder aus dem letzten Satze, aus dem Schlußſatze auf 
Seite 6 der Geſetzvorlage. Die Faſſung, welde die Mar 
jorität vorfchlägt, ift auf Seite 225 und 226 des Berichtes 
volftändig enthalten. 


Präjident v. Schönfeld: Der Herr Oberbürgermeifter 
Pfotenhauer hat das Wort, 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Nur ungern habe 
ich mich mit den beiden anderen Mitgliedern der Deputas 
tion bei diefem Paragraphen von der Anficht der Majorität 
getrennt, mit welcher ich in den übrigen und in ben meiften 
hauptſaͤchlichſten Punkten wenigſtens, geleitet von dem 
Wunſche, die Kirchenordnung zu Stande gebracht zu fehen, 
Hand in Hand gegangen bin. Es liegt mir nun ob, ge» 
genwärtig die Gründe und Anfichten der’ Minorität zu 
rechtfertigen. Bu diefem Behufe muß ich zuvoͤrderſt das 
Weſen der Sache kurz conftatiren. Nach der Regierungs⸗ 
vorlage fol — und das ift wenigſtens nach meinem Ber 
dünfen eine der dankenswertheſten Beftimmungen ber gan⸗ 
zen Vorlage, — jeder Kirchengemeinde das Recht einge 
räumt werden, ihre Angelegenheiten, dad Vermögen ber 
Kirche und dad Vermögen ihrer Stiftungen unter ber ver- 
faffungsmägigen Mitwirtung des Kirchenpatrons und unter 
der Aufficht der Kirchenbehörde felbft zu verwalten. Die 
Minorität und mit ihr die"Deputation ber Bweiten Kam 
mer ſtimmt diefem Vorſchlage beiz die Majorität dagegen 
will das Selbſtverwaltungsrecht den Kirchenvorftänden nur 
infofern einräumen und zugeſtehen, ald es fich um durch 
Parochialanlagen aufgebrachted und angefammeltes Were 
mögen handelt. Die Minorität vindicirt alfo mit der Re⸗ 
gierungsvorlage und in Gonformität mit der Deputation 
der Zweiten Kammer dem Kirchenvorftande ein freieres 
Selbftverwaltungsrecht, fie will ihm eine unmittelbare Ber 
tHeiligung bei der Verwaltung des Kirchenvermoͤgens zus 
geftehen. Die Majorität dagegen will dieſes unmittelbare 
Verwaltungsrecht den Kirchenvorftänden nicht eingeräumt 
fehen. Das, meine hochgeehrten Herren, ift bad Streitob⸗ 
ject, um welches es ſich in diefem Augenblicke Handelt und 
die Frage ift num, welche von beiden Anfichten wohl die 
vichtige fei und den Vorzug verdiene? Die Majorität giebt 
zwar zu, daß eö billig und wünfchenswerth fei, jeder Kir- 
chengemeinde die Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten 
zu überlaffenz fie giebt ferner auf Seite 223 des Berichtes 
zu, daß dadurch der kirchliche Sinn und das Intereffe für 
die Angelegenheiten der Kirche in den Kirchengemeinden neu 
belebt werden koͤnne; nichtsdeftoweniger vermag fie ſich doch 
nicht für die von der Minorität vorgefchlagene freiere Auf— 
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faffung und für-das Selbſtverwaltungsrecht zu entfeheiden. 
Sie ftir ſich dabei im Wefentlichen auf zwei Gründe und 
entlehnt den erſten aus der zeitherigen Verfaffung und aus 
dent älteren Kirchenrechte, während fie den zweiten als von 
Ruͤckſichten der Zweckmaͤßigkeit und ber Vorſicht geböten 
erachtet. Was nun den erften diefer beiden ‚Gründe an- 
langt, fo hat die Minorität von vorn herein ohne Weitere 
zuzugeben, daß nach jetgültiger Verfaſſung ben Kirchen⸗ 
gemeinden ein Recht zur unmittelbaren Verwaltung des 
Kirchen⸗ und Stiftungsvermoͤgens nicht zuſteht, daß ſie 
mit der Majoritaͤt unbedingt daran feſt halte, daß an den 
beftchenden, Nechten der piarum causarum ſchlechterdings 
etwad nicht geändert werden Tann und barfz ferner daß 
eine Einmiſchung des, Kirchenvorftandes in die Verwaltung 
der den Geiftlichen und Kirchendienern zum Nießbrauch und 
zur Unterhaltung zugewiefenen Grundftüce unftatthaft fei. 
Aber, meine Herren, bie aus dem 16. und 17. Jahrhundert 
ſtammenden Beftimmungen über die Verwaltung des Kir- 
chenvermoͤgens durch Kirchen» und Kaftenvorfteher, durch 
Kirchenbaͤter mögen gewiß für ihre Zeit ihr nicht zu vers 
Tonnendes Gute gehabt haben und man wird diefes Gute 
unbedingt anerkennen Pönnenz braucht aber deffenungeachtet 
nicht davor zurüczufchreden, folches Alles durch etwas noch 
Beſſeres und noch Zeit- und Zweckgemaͤßeres zu erfegen. 
Beſſer iſt e8 aber nach den Anſichten der Minorität und 
jedenfalls geeigneter zur Erreichung des durch die ganze 
Vorlage beabfihtigten Zweckes der Neubelebung des In: 
tereffe für die Angelegenheiten der Kirche, ben Gemeinder 
gliedern durch die Kirchenvorftände eine unmittelbare Ber 
theiligung an ber Wermögensverwaltung zujugeftehen; zeit 
‚gemäßer und dem Bildungsftande unferer Tage entfprechen.. 
der ift es jedenfalls, wenn man dieſe Bermögensverwaltung, 
ftatt fie wie nach älterem Rechte in die Hand eines einzel: 
nen untergeorbneten Beamten zu legen, diefelbe vielmehr 
einem Collegium überträgt, welches aus felbftändigen, kirch⸗ 
lich· geſinnten, dem reiferen Lebensalter angehörigen, mit dem 
Vertrauen ihrer Gemeindegenoſſen beehrten Gemeindegliedern 
befteht, und dieſe Nechte durch ein folches Collegium ausüben 
laßt. Deshalb hat denn auch die Minorität Fein Bedenken ger 
tragen, Ihre Zuſtimmung zur Aufhebung der diesfallfigen älter 
ren, rechtlichen Beftimmungen zu ertheilen und ſich für die 
Schaffung allerdings eines ganz neuen Rechtes, wie folches bei 
Annahme des Vorfchlages der Regierung im erften Sage des 
$. 16 gebildet werben wird, auszuſprechen; ja fie rathet 
fogar der geehrten Kammer dringend am, mit ihr ein 
Gleiches zu thun und zwar umfomehr, als die von der 
Majorität den Kirchenvorftänden eingeräumte Selbftändige 
Reit in der That nur eine ſcheinbare ift. Zur Rechtfertigung 
diefer meiner“ letzten Behauptung brauche ih nur darauf 
zu verweiſen, daß in allen den Gemeinden, in welden 
beim Vorhandenfein eigenen SKirchenvermögens Parochial · 
anlagen zur Deckung der kirchlichen Beduͤrfniſſe nicht auf⸗ 
gebracht werben müffen, die Wirkſamkeit der. Kirchenvor- 
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fände, wenn der Vorſchlag der Majorität maaßgebend 
fein ſollte, niemals eintreten würde; aber in den Fällen, 
und dieſe Fälle, meine Herren, halte ich allerdings für die 
am häufigften und meiſten vorkommenden, wo zur Dedung 
des kirchuchen Bedarfs ein Theil aus den vorhandenen 
Mitteln des Kirhenvermögens entnommen werden Tann, 
der andere Theil aber wiederum durch Parochialanlagen 
aufgebracht werden muß, daß in allen diefen Fällen, bie 
Stellung des Kirchenvorftanded eine durchaus fehiefe und 
unhaltbare fein würde; denn während er nach der Anſicht 
der Majoritaͤt in den letztgedachten Fällen, wo «3 fih 
alfo um Vermögen, gebildet aus den Anlagen der Parochie, 
handelt, berechtigt fein fol, an der Verwaltung ſich zu ber 
theiligen, fol ihm jede Betheiligung an der Vermoͤgensver⸗ 
waltung verfagt fein in jenem Falle, wo es fich um Proper⸗ 
vermögen der Kirche handelt. Welche unabfehbare Wirren 
bei einer ſo kuͤnſtlichen und unnatuͤrlichen Theilung der 
Vermögensverwaltung hervorgerufen werden müffen, das, 
meine Herren, bedarf, glaube ich, kaum noch eines näheren 
Beweifes, Wende ich mich zu dem zweiten Grunde, ben 
die Maojorität der Deputation für ihre Anficht aus Nds 
ſichten der Swedmäßigkeit und Vorſicht entlehnt hat, fo 
kann auch hierin die Minorität ihr in Feiner Weiſe beir 
ſtimmen. Die Majorität geht nach Anficht der Minorität 
unbedingt zu weit, wenn fie behauptet, daß, weil das 
Eigenthum der Kirche oder dad Vermögen der Kirche ald 
Rechtsſubject zu betrachten fei, nun auch dafuͤr geforgt 
werben müßte, daß die, denen die Wohlthaten einer folhen 
Stiftung zu Gute gingen, nicht etwa auch bie unmittel 
bare Vermoͤgensverwaltung in die Hände befämen. Sie 
geht ferner zu weit, wenn fie behauptet, daß überhaupt 
die Angelegenheiten der Kirche und des Kirchenvermögens 
gar nicht für eine eigene Sache der Gemeinden zu halten 
ſei und deshalb ihren Händen entrüct werden müßte, 
Meine Herren, ich wage die entgegengeſetzte Behauptung 
aufzuftellenz ich fage, es fann Nichts geben und giebt 
Nichts, was das eigenfte, innerfte und theuerfte Wefen der 
Gemeinden mehr berührt, als ihre Kirche und das Ber 
mögen ber Kirche und jede Gemeinde wird es gewiß für 
ihre erfte, heiligſte und theuerfte Pflicht, für Gewiſſenoſache 
balten, dafür mit aller Sorgfalt zu wachen, daß die Sub: 
ſtanz allegeit erhalten werde und ich glaube, daß don der 
Annahme einer zwediwibrigen oder fogar von einer eigen: 
nügigen Anwendung Seitens der Gemeinde von vorn herein 
hierunter gar nicht die Rede fein Fannz dem Mißbrauch 
und vor Allem dem Mißtrauen aber, meine Herren, in ber ' 
Verwaltung Kann nicht beffer begegnet werben, als wenn 
bie Verwaltung nicht in die Hand eines Einzelnen, ſondern 
in die Hand einer Gefammtheit gelegt wirb, und diefe Ger 
fammtheit, die nach dem Entwurfe der Regierung und 
mach der Anfiht der Minorität in einem Kirchenvorflande 
congentrirt werben fol, giebt gewiß eine um fo größere 
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beftändigen Mitwirkung des Patrons und unter fort- 
währender Controle der Kircheninfpection und der Gon- 
fifforinlbehörden zu erfolgen haben wird. Die Minorität 
wird daher von ihrem Standpunkte aus mit völliger Be 
ruhigung jene freiere Selbftverwaltung in bie Hände des 
Kirchenvorftandes gelegt fehen. Sie giebt der hohen Kams 
mer anheim, ob fie fich diefer ihrer freieren Faſſung anzu: 
fließen vermag; ob fie die Anficht der Minorität teilt, 
daß nur durch dieſe Art von Gelbftändigkeit am erſprieß⸗ 
lichften dafür geforgt werde, daß eben, wie allfeitig ge- 
wuͤnſcht wird, das Leben in den kirchlichen Gemeinden von 
Neuem wach gerufen und der Sinn für die kirchlichen An: 
gelegenheiten gefördert werde. 


Präfident v. Schönfeld: Herr v. Noftiz, dann Ser 
eretär Wimmer, dann Herr v. Zehmen. 


(Mehrere Stimmen: id) bitte auch ums Wort.) 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Auch ich bin durch 
die Gründe der Deputation für die von ihr beantragte 
Aenderung des $. 16 nicht überzeugt worben. Als erften 
Grund für die von ihr vertheidigte Anficht fell die Depus 
tation dad feit 300 Jahren beftandene Verfahren hin. 
Sie jagt: 

„Es laßt ſich nice annehmen, daß, dieſe beinahe 
300jÄbrige Einrichtung Dies in einer zufälligen Anfict 
ihren Grund: gehabt, welche man ohne Bedenken und 
Nachtheil auch wieder ändern und mit einem andern vers 
taufchen könne. . 

Nun, meine Herren, weshalb in ber Zeit nach der 
Reformation bis vielleicht in die dreißiger Jahre diefes 
Jahrhunderts, bis zu dem Zuftandefommen der Landge⸗ 
meindeordnung von 1838 ein Wahlſyſtem nicht Pla ger 
griffen, iſt wohl ziemlich einfach: man fannte damals in 
ben Saridgemeinden ein Wahlfyftem überhaupt nicht. Die 
Gerichtsherren ernannten die Drtögerichtöperfonen, welche, 
foweit überhaupt damals eine Repräfentation der Landge⸗ 
meinden eriftirte, biefelbe zugleich zu vertreten haften. In 
gleicher Weife war es aud) natürlich der Patron, ber bie 
Verwalter des Kirchenvermögens, jedoch unter Concurrenz 
der Superintendenten ernannte, ohne Daß eine vorgängige 
Wahl erfolgte. Wenn ferner die Deputation fagt, daß das 
Vermögen ber Kirche als eine felbftändige, rechtliche Per⸗ 
fon betrachtet worden fei, als ein Rechtsſubject, welches 
fein eigenes Eigenthum, feine eigene felbftändig berechtigte 
Eriftenz habe und daher nicht von denen zu verwalten fei, 
zu deren Nutzen es beftimmt fei, fo geht das zu weit; dann 
müßte man confequenter Weife die Patrone, welche eben- 
fall in den meiften Fällen Nuten von der Stiftung haben, 
von der Beauffichtigung und von der Verwaltung diefer 
Stiftungen ausfchliegen; man müßte eben auch z. B. in 
Gemeinden, wo bedeutende Armenftiftungen find, deren 
Verwaltung, vielfach wenigſtens, den Armenräthen über: 
laſſen iſt und in den Stabtgemeinden, wo allgemein zu 
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diefem Swede eingefegte Depufationen beftchen, diefen das 
Recht zur Verwaltung folder Stiftungen aberfennen und 
dazu befonders ernannte Vertreteg beftellen. Der dritte 
Grund, den die Deputation aufftellt, iſt der, fie fagt: 

„man Nahe hiermit den Kirchengemeinden in freie 
gebiger Weile ein ganz neues Necht, welches ifnen nie 
zugeftanden hat“, 

Diefer Grund eiſcheint mir ebenfalls nicht ſtichhaltig, 
am wenigften bei Berathung der Kicchenordnung. Denn 
worauf geht denn der ganze Abfchnitt, den wir jet bera— 
then, hinaus als darauf, ten Kirchengemeinden Rechte zu 
ertheilen, die fie bisher nicht gehabt haben? Der vierte 
Grund endlich ift die Befuͤrchtung vor den praftifchen Con- 
fequenzen. Die Deputation fagt: \ 

„3 Eönnten Fanfeig im Laufe dev Zeit und befonders 
zu gewiffen Zeiten Umftände eintreten, wo es ven Kirchen⸗ 
behörden fehr ſchwer werden würbe, dem Streben nach 
noch größerer Selbftändigfeit Schranken zu fegen“. 

Ich befenne, daß mir in diefer Beziehung nicht genug 
praktifche Erfahrung beimohnt. Ich glaube gern, daß der 
Majorität der Deputationsmitglieder in diefer Beziehung 
eine größere Erfahrung zur Seite fteht und wünfde, daß 
diefe praktifchen Erfahrungen vieleicht im Laufe der Debatte 
etwas fpecieller dargelegt würden. Indeffen, foweit meine 
praktiſchen Erfahrungen reihen, Tann ich freitich nicht vers 
ſchweigen, daß mir verfchiedene Fälle bekannt find, wo 
von Patronen und von der Kircheninfpection ernannte 
Kirchenvaͤter nicht allein die Einnahmen des Kirchenaͤrars 
zu ihrem eigenen Nugen verwendet, fondern auch einen 
Theil des Grundſtucks felbft bilapidirt haben, Ich gebe 
zu, daß, wenn der Patron felbft an Ort und Stelle if, 
wenn er fic um die Angelegenheiten des Kirchenvermoͤgens 
befümmert, wenn er das Glüd und dad Geſchick hat, die 
rechten Männer zu finden, es um die Sache vielleicht gut 
und unter Umſtaͤnden fogar beffer beftelt fein kann, ala 
wenn die Wahl der Verwalter cined Kirchenvermoͤgens 
durch die Gemeinden ftattfindet. Iſt die aber nicht der 
Fall, fo kann fich der Patron vieleicht nicht darum bes 
kümmern, oder thut es nicht, {ft die Ernennung ber 
Kirchenväter ganz in die Hand der Kircheninfpection 
gegeben, fo frage ich, was ift die Folge? Die Kirchen» 
infpeetion d. h. hier in ber Regel, das Gerichtsamt, 
fragt vieleicht den Pfarrer. Indeſſen ift dies keinesweges 
immer der Fall, fondern meiftens wird der Gerichtsamt⸗ 
mann den Gemeindevorftand oder Ortörichter ind Gerichts- 
amt fommen laffen, wird ihn fragen, welde Perfonen er 
dazu vorfchlägt und auf Grund dieſes, von einer einzelnen 
Verſon ausgegangenen Vorfchlages dem Superintendenten 
die zu ernennenden Kirchenväter in Vorſchlag bringen und 
auf diefe Weife werden fie beſtellt. In diefem alle ber 
kenne ich offen, gewährt mic die Wahl derjenigen Perfonen, 
welche dad Kirchenvermoͤgen zu verwalten haben, durch die 
Gemeinde, die fortvauernde Eontrole und Beauffihtigung 
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durch "die Gemeinden eine größere Garantie ald die bis 
herige Modalität. Ferner, meine Herren, was wuͤrden für 
praftifche Confequenzen, aus der von der Deputation dor 
geſchlagenen Theilung hervorgehen? Wir würden dann in 
den Parochien einen Gemeinderat) und einen Gemeinde: 
vorftand an der Spige habenz wir würden — wenigftens 
in vielen Parochien — einen Armenrath und Armenvor⸗ 
fand haben, ferner einen Kirchenvorftand und Schulvor- 
fand, fehließlih würden wir auch noch Kirchenvaͤter haben. 
Nun frage ich Sie, wo ſollen wir in kleinen Parochien die 
geeigneten Perſoͤnlichkeiten zu Verwaltung aller dieſer Ger 
meindeaͤmter erlangen? Häufig wuͤrde es darauf hinaus- 
laufen, daß biefelben Perſonen in allen dieſen Behörden 
(wenn man fie fo nennen will), in diefen Wahlcollegien 
figen und vielfach würden grade die Perfonen, welchen diefe 
Aemter übertragen find, in ihrer eigenen Competenz zwei: 
felhaft werben, fo daß fie fehlieglich nicht wüßten, wo hin⸗ 
aus. Endlich möchte ich mir aber noch erlauben, darauf 
binzumeifen: ich glaube auch, die Majorität der Deputation 
iſt damit einverftanden, taß es wünfchenswerth fei, den 
Kirchengemeinden namentlich beim Befchliegen über Er- 
hebung und Veranlegung der Parochiellaften eine größere 
Betheiligung zu verſchaffen. Nun frage ich fie aber, wie 
Tann eine Kirchengemeinde barlıber, ob e3 nothiwendig fei, 
Kirchenanlagen zu erheben, beſchließen, wenn fie nicht ger 
naue Einficht in die Verwaltung des Kirchenvermoͤgens hat? 
Die kann fie ſich vieleicht blos von den- Kirchvaͤtern ers 
bitten, aber nad) dem Antrage der Majorität, ſcheint mir 
wenigſtens, kann fie diefelbe nicht verlangen, jedenfalls hat 
fie feine Controle und Feinen Einfluß auf die Verwaltung 
des Kirchenvermögens und es entfteht daffelbe Verhältnig, 
wie gegenwärtig, wo die Gemeindemitglieder ſagen: Ia! wir 
follen die Anlagen zahlen; wir wiffen aber gar nicht, was 
mit den übrigen Einkünften wird, und ob biefelben noth— 
wendig find. Es tritt daffelbe Verhaͤltniß ein, wie es in 
der alten fächfifchen Steuerverfaffung beftand, wo die Stände 
die Steuern zu votiren hatten, ohne zu wiſſen, ob fie noth⸗ 
wendig waren. Y 


Referent Vicepräfibent v. Friefen: Zur Berichtigung! 
Es muß hier wohl ein Irrthum zu den Einwendungen des 
Herrn Abg. v. Noftiz Veranlaffung gegeben haben, indem 
ex fagte, die Majorität wollte dem Kirchenvorfland zwar 
das Recht überlaffen, Kirchenanlagen zu befchliegen, auf 
deren Ausſchreibung anzutragen und felbige auch zu ver- 
walten und ‚zu verwenden; fie wolle ihm aber feine 
Mitauffiht beim Kirdenvermögen und beffen 
Verwaltung einräumen. Gerade das Gegentheil 
fteht gang deutlich in unferen Motiven und ferner beim 
$. 37. Es iſt das ein Haupterforberniß, weldes wir als 
nöthig betrachten, daß die Kirchenvorflände bei der Ver— 
waltung bed Kirchenvermögens eine Mitäufficht, eine Mit: 
wirkung haben, eine Einfiht in den Zuftand des kirchlichen 
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Vermögens und im die Verwaltung und Alles, was fie 
billigerweife verlangen Eönnen. Das ftcht überall aus 
drüdlich beim 16. und 37. Paragraph. In $. 37 haben 
wir beantragt: „Mitwirkung bei der Verwaltung, ſowie bei 
der Beaufſichtigung des Vermögens“, ferner im britten 
Yunkte des $. 37: „Aufficht über die kirchlichen Gebäude 
und deren Gebraud.” Es würde alfo dem Kirchenvorftande 
nicht nur ‚volftändige Einſicht über die Verwaltung des 
Kirchenvermoͤgens zuftehen, fondern auch Anträge jeder Art 
über eine zwednmißige ober Erinnerungen gegen unzwed⸗ 
mäßige Verwaltung. Das liegt ganz offenbar vor; hieraus 
koͤnnte nicht das allermindefte Bedenken gegen unfern Ans 
trag entnommen werben. Ich behalte mir jeboch die Rechts 
fertigung des Deputationsgutachtens hinfichtlih der Ein- 
wendungen, welde wirklich einen Grund haben, vor, bis 
die Debatte ihren Gang genommen hat. Aber diefer Ein: 
wand war gänzlich ohne Grund, 


Secretär Wimmer: Nur wenige Worte, nachdem 
bie beiden Herren Vorredner dad vorgebracht haben, mas 
ich in dieſer Sache gegen das Majoritätsgutachten aus: 
zuſprechen beabfichtigte. Ich halte die Beftimmungen des 
Regierungsentwurfs für einen ganz confequenten Ausflug 
der Beftimmungen des $. 3, der vonder Kammer bereits 
angenommen worben ift und nad) welchem bie Kirchenge⸗ 
meinden ihre Verhältniffe felbftändig ordnen und verwalten 
ſollen. Die Beforgniffe, welche die Majorität der Depu 
tation. aufftellt;-dürften alle verſchwinden, theils wegen ber 
collegialiſchen Zuſammenſetzung des Kirchenvorftands, theilb 
wegen der im Geſetzentwurfe vorbehaltenen Beaufſichtigung 
deſſelben, theils durch den Zuſatz, der von der Minoritaͤ 
sub 2 zu dieſem Paragraphen beabſichtigt wird. Durd 
den Vorfchlag der Majorität der Deputation wird jeden 
falls das, was fie beabfichtigt, nämlich völlige Sicherftellung 
des Kirhenvermögens, nicht erreicht. Es ſoll nach ihrem 
Vorſchlage bei der bisherigen Verfaffung bewendenz es find 
aber auch mir mehrfache Beifpiele befannt geworden, wo 
bei ber jegigen Einrichtung das Kirchenvermögen bedeutend 
gefhmälert worden ift und baffelbe Verluſte erlitten hat. 
Ich halte die neuprojectirte, quäftionirte Verfaſſung für bei 
weiten beffer, als die beflehende und werde daher fuͤr das 
Gutachten der Minorität fiimmen. 


Kammerhert v. Zehmen: In der Haupffache hat ber 
‚Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer richtig die Meinungs 
verfchiebenheit zwiſchen der Mehrheit der Deputation und 
der Minderheit dargelegt. Wenn in dem $. 16 der Grund 
fag der Selbftändigkeit der Gemeinden in Beziehung auf 
die Verwaltung ihrer Angelegenheiten aufgeftellt worben if, 
fo will ich zunaͤchſt nur bemerken, daß allerdings dieſet 
ganze Grundfag wenig zu bedeuten hat und nicht fehr ger 
fährlich if, fo ange die weiteren Beflimmungen des $. 41 
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ift allerdings zundchft auch nach unferer Anficht zwifchen 
denjenigen Laften, welche die Gemeinden felbft durch ihre 
Veiträge füllen, den fogenannten Anlage oder Baucaffen. 
In Beziehung auf diefe follen fie ganz felbftändig die Ver- 
waltung haben. Sie follen aber ihre Angelegenheiten 
auch nach unferer Anficht felbftändig verwalten; aber aller» 
dings nicht in Stiftungsverwaltungen übergreifen. Wir 
mollen ihnen eine Mitwirkung, eine Gontrole ein- 
räumen bei den Verwaltungen der kirchlichen Stiftungen, 
„bes Kirchenärard und der vorhandenen, etwaigen annectirten 
Stiftungen; aber eine felbftändige, unmittelbare 
Verwaltung haben wir ihnen hier nicht zugeſtehen wollen. 
Es hat und zu diefer Anficht geführt, erftend die Betrach- 
‚tung, daß eine Corporation nicht geeignet iſt, eine felb- 
ftändige, unmittelbare Verwaltung zu führen. Die Vers 
waltung einer Cafje, eines Aerars Fann nur ein Einzelner 
führen. Der Kirchenvorfiand Tann dieſen Einzelnen cons 
troliren, das gebt; aber der ganze Kirchenvorftand kann 
‚nicht unmittelbar verwalten. Nun fagt zwar der Entwurf 
weiterhin, der Kirchenvorſtand foll aus feiner Mitte einen 
Verwalter der kirchlichen Stiftung beftellen. Aber, meine 
‚Herren, da tritt immer wieder der Uebelftand ein, daß der 
Verwalter nur aus der Mitte der Corporation von diefer 
felbft gewählt werden foll, die eben die Gontrole führen 
ſoll und das halte ich nicht für eine zweckmaͤßige Einrich⸗ 
tung. Ferner muß ich darauf aufmerfjam machen, daß 
durch fo fehroffe Hinftellung des Grundſatzes, daß die Kirs 
chengemeinde ein Necht erhalten folle, Eünftig das Kirchens 
aͤrar, geiftliche und Schulftiftungen felbftändig zu verwalten, 
Teicht fie zu weitergehenden Forderungen geführt werben 
müffe. Mir haben ſchon vielfach gefehen und erlebt, wie 
geneigt manche Gemeinden find, hierin fehr zum Nachtheile 
der Kirche Iberzugreifen. Die Wuͤnſche nah Theilung 
der Kirchengüter, ber geiftlichen Stiftungen und dere 
gleichen find nicht neu und mir will allerdings feinen, 
als ob dies wenigftens ein. fehr gefährlicher „Bildungsgrad 
unferer Zeit” waͤre und ich mag biefen gefährlichen Bil: 
dungsgrad unferer Zeit nicht begünftigen. 

Freiherr v. Biedermann: Ich, werde mit ber Res 
gierungsvorlage und beziehendlich der Deputation ftimmen. 
Die Gründe, welche Lehtere für ihre Meinung angeführt 
hat, erſcheinen auch mir ſchlagend; ich führe aber auch noch 
einen: andern am. Sch hoffe naͤmlich, daß durch die Ber 
flimmung, welde der Gefegentwurf enthält, viele Miß— 
griffe und manche Verſchwendung vermieden werben fol, 
welche jet, wo die Behörbe-Alles in die Hand nahm, 
Alles felbftändig ordnete und zum Theil in bedauerlicher 
Weiſe auöbentete, abgefchnitten wird. Ich will zum Bes 


leg diefer meiner Worte einen Fall anführen, der prägnant 

und mir befannt worden if. In einer Parochie meines 

ehemaligen Bezirks befchloß die Kircheninfpection auf den 

Antrag eines koͤniglichen Forſtbeamten, welcher mit Aufſicht 
1. K. E. Abonkement.) 








über das Kirchen» und Schulholz betraut war, ein Stüͤck-⸗ 
hen Holz, welches zu dem Schullehen gehörte, in der 
Groͤße von 1 — 1% Ader abzutreiben. Gegen dieſen 
Beſchluß widerſprach ſowohl der Patron als die Gemeinde, 
weil fie denfelben in hohem Grade unzwermäßig fanden. 
Die Sache ging an die Kreisdirection, welche für die 
Kircheninſpection entſchied, blos deshalb, weil ſich, wie ſich 
nachher herausſtellte, ein koͤnigl. Forſtbeamter, der als Sachs 
verſtaͤndiger zu · betrachten· ſei, dies beantragt habe. Der 
Erfolg war ein hoͤchſt unzwedmäßiger; das Holz war im 
beften Wuchs und hätte gewiß nach einiger. Beit einen fehr 
guten Ertrag geliefert. Der Antrag ging dahin, das Stud 
Sand zu Feld zu machen. Das bewies ſich aber völlig 
unmöglich; faft ebenfo unmöglich aber, wieder Holz bafelbft 
zu erziehen. Das Stud liegt als Bloͤße jeht da. Es 
wurde ferner befchloffen, das Holz auf dem Stod zu vers 
auctioniren. Der Erlös betrug circa 150 Thaler und der 
Erſteher hat dad Doppelte daran gewonnen. Es war die 
Sache ganz einfach. Hätte die Gemeindebehörde das Holz 
nieberfchlagen laffen und verkauft, fo hätte ein befferer Ger 
winn gemacht werben können. Eine Verfchwendung war 
es ferner, daß, um diefe Auction vorzunehmen, ber Superins 
tendent, det Gerichtsamtmann, ein Actuar und ein Forfte 
beamter kamen, die an verfchiebenen Orten wohnen, wos 
durch ungefähr 40 Thlr. Koften erwuchfen. Dies ift doch 
ein großes Mißverhaͤltniß. Es Hätte vollfommen hin—⸗ 
gereicht, wenn der Actuar allein gefommen wäre, ben Bus 
ſchlag konnte die Kircheninſpection ſich ja vorbehalten. Diefe 
BWeiterungen, diefe Verfhwendungen hoffe ich durd den 
Vorſchlag der Regierung in Zukunft verſchwinden zu fehen. 
Koͤnigl. Commiffar Dr. Hübel: Die Majorität der 
gechrten Deputation hat dem Vorſchlage der Negierung, 
daß bie Verwaltung des Kirhenvermögens dem Kirchen⸗ 
vorftande überlaffen werden möchte, allerdings eine fehr 
große Tragweite gegeben. Sie fagt auf Seite 223, diefe \ 
Beſtimmung flehe mit der bisherigen Verfaſſung fo fehr 
in Widerfpruch, daß dadurch das Wefen und die Beftims 
mung der kirchlichen Stiftungen ganz verändert und für 
die Zukunft in Gefahr gebracht werben würde. Nun, 
meine Herren, die Regierung kann diefe Befürchtung nicht 
theilen. Seither wurde das Kirchenvermögen von zwei 
bis drei Kirchenvätern verwaltet und diefe Einrichtung bes 
rubt auf dem erften allgemeinen Kirchengefege, was wir 
in Sachſen haben; auf den Generalartitelin von 1557. 
Diefe Kirhenväter wurden von der Infpection und von 
dem Patrone gewählt. Künftig ſollen bie Kirchenvorfteher, 
welche von der Gemeinde zu wählen find, diefe Verwaltung 
übernehmen. Ich möchte nicht annehmen, daß die im 
Jahre 1557 getroffene Einrichtung gerade daraus hervor— 
gegangen fei, weil man eine andere mit der Natur der 
Stiftung des Kirchenvermögens für unvereinbar gehalten 
hätte. Damals wurden bie Richter und Schöppen, welche 
42 
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Auch die Verwaltung des Gemeindevermögens hatten, von 
den Amtsleuten und Schöffen gewählt und fo übertrug 
man einer Analogie folgend die Mahl der Kirhenväter 
ebenfalls den Amtöleuten, Schöffen und Patronen. Der 
uUnterſchied zwiſchen der vorgefehlagenen neuen Einrihtung 
und der zeitherigen wird nur darin beftehen, daß die Wahl 
der Verwalter von andern Perſonen getroffen wird; es 
werden, wie jest, fo Fünftig, Mitglieder der Gemeinde bie 
"Verwaltung führen ; es wird nur flatt der Infpection kuͤnftig 
die Gemeinde die Verwalter wählen. Dadurch wird aber 
in dem Wefen der Kirche und der Firchlichen Stiftung nicht 
das Geringfte geändert. Das Kirenvermögen geht nicht 
in dag Eigenthum dev Gemeinden über, fondern bleibt eine 
felbftändige Stiftung; es wird aud) künftig demfelben Zwecke 
dienen, dem es feither gedient hat, der Unterhaltung des 
Kircheuweſens ber betreffenden Gemeinde. Daß die Ge 
* meinde fid) dabei Feine Ausfchreitungen erlaubt, feinen 
Mißbrauch von diefem Rechte macht, dazu ift fie derſelben 
Gontrole, derfelben Aufſicht unterworfen, unter welcher feit- 
her die Kirchenväter geftanden; es wird der Kirchenpatron 
die Verwaltung controlien, er fol die Infpection und dad 
Conſiſtorium die Aufſicht führen. Man räumt den Kirchen⸗ 
vorftehern zwar in gewiffer Beziehung eine freiere Berwals 
tung einz fie folen nicht wegen jeder Kleinigkeit bei der 
Inſpection anzufragen habenz aber damit diefe freiere Ber 
wegung nicht zum Nachtheil der Stiftung gereiche, follen 
Etats aufgeftellt werben, welche der Verwaltung bie nöthigen 
Schranken fegen. Es iſt von der Mehrheit der geehrten 
Deputation gefagt worden, daß das Kirchenvormögen nicht 
die eigene Angelegenheit ber Gemeinde feiz es hat biefer 
Sat ſchon Widerfpruch gefunden und ic kann ihn auch 
nur infofern zugeben, als eben das Kirchenvermögen nicht 
Eigentum der Gemeinde ift. Aber eö dient ben kirchlichen 
Biweden ber Gemeinden und Niemand hat Iebhafteres Ins 
tereffe an der Erhaltung, an der guten Verwaltung diefes 
Vermögens, al eben die Kirchengemeinde ſelbſt. Deshalb 
konnte von Seiten der Regierung fein Bedenken vorwalten, 
dem Kirchenvorftande die Verwaltung des Kirchenvermögens 
unter ber nöthigen Aufſicht zu übertragen. Die Motivirung, 
welche die. Majorität der geehrten Deputation auf Seite 
224 gegeben hat, führt mich zu einer Bemerkung über die 
Entftehung unferer Kirchenaͤrarien. Nur wenige Kirchen 
befigen ein nutzbares Grundeigenthum. Ich fehe natür- 
lich ab von den Pfarrlepnen und von den Grundſtucken, 
welche zur Unterhaltung der Kirchendiener vorhanden find. 
Noch weniger Kirchen haben ein Grundeigenthum, welches 
ein irgend erhebliches Einkommen gewährt. Woher find 
nun bie Kirhendrarien entfianden? Die Kirchenpatrone 
haben mit baarem Gelde die Kirchen nicht ausgeſtattet. 
Zu jener Zeit, wo unfere Kirchenſtiftungen gemacht worden 
find, war baares Geld fehr felten und eine Ausftattung mit 
baarem Gelde hätte das laͤngere Beſtehen einer Kirche nicht 
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ſichern koͤnnen. Denn in alter Zeit kannte man in Deutſch- 
land die Verträge zur zinsbaren Benugung des Geldes 
nicht. Und als man fie fpäter aus dem roͤmiſchen Rechte 
kennen lernte, da leitete man aus einigen falſch verffandenen 
Stellen der Heiligen Schrift mit ber Unterflügung des 
Tanonifchen Rechts die irrige Anſicht ab, daß es flrafbar 
fe, Geld gegen Binfen auszuleihen. Cine Ausfattung 
der Kirche mit Geld hätte demnach nicht lange gereicht; 
man hätte das Geld für die laufenden Ausgaben verwenden 
müffen. Unſere „Kirchen find daher bei der Reformation 
an die evangelifchen Kirchengemeinden ohne ein baares 
Vermögen übergigangen. Es iſt mir noch nicht ein cin. 
ziger Fall vorgekommen, daß zur Beit der Reformation cine 
unferer Kirchen baares Geld ober Gapitalvermögen befeffen 
hätte. Die fpätere Entftehung der Kitchendrare laͤßt fi 
aber aus unferer Geſetzgebung nahweifen. In den General: 
artifeln von 1557 heißt es unter der Aufförift: vom Goties⸗ 
kaſten: 

„Es ſollen in allen Städten und Dörfern bei den Kir⸗ 
en Gotteskaſten fein und darin bie Almoſen und andere 
riftliche, milde Gaben zu Erhaltung der Kirchen und 

Schuldiener, auch derfelbigen Gebäude und da etwas uͤbrig, 
die Armen hiervon nothdürftig zu erhalten, geſammeli 
werden”, 

und fpäter, unter der Auffchrife: „Won den Kirchvätern”, 
wird gefagt: 

„Wo in einigen Gottestaften fo viel vorhanden und 
übrig, daß Armen damit zu dienen, auch der Kirchen Nut 
zu ſchaffen möglich, follen fie das mit Borwiffen jeder Ortds 
—3 ſonderlich des Superintendenten in Städten, und 
in Dörfern des Erb⸗ und Lehnherrn, auch des Pfarrers 
rechtmaͤßiger Weife zu thun Matht haben”, 


Die Kirchenordnung von 1590 führte fpäter die Sam 
lungen bei den fonntäglichen Gottesdienften durch den Cymbel, 
die Sammlungen bei Taufen und Hochzeiten, die Abgaben 
von Käufen und Erbtheilungen ein und empfahl den Bei: 
lichen, die Parochianen zu ermahnen, daß fie’ die Kirche 
mit Legaten bedenken möchten. Daraus find nad) und 
nach unfere Kirchenaͤrare erwachſen. Wenn nun dieſe Fonds 
auf ſolche Weiſe in den Gemeinden und von den Gaben 
der einzelnen Gemeindemitglieder zuſammengebracht worden 
find, fo dürfte doch in der Natur der Stiftung Fein Be⸗ 
denken gefunden werben Finnen, den Gemeinden bie Bars 
waltung derfelben zu überlaffen. Es ift aber auch von der 
hoͤchſten Wichtigkeit für den Kirchenvorftand, daß ihm bielt 
Verwaltung übertragen wirb. Die Kirchengemeinden wer 
den in der erfien Zeit den Wirfungskreis des Kirchen- 
vorftandes in Beziehung auf das fittliche und kirchliche 
Leben, alfo gerade bie wichtigfte Seite beffelben, weniger 
zu würdigen wiſſen; ihr Intereſſe an dem Kirchenvorftande 
wird ſich nach dem Umfange der Befugniffe richten, die 
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wir ihm alfo in biefer Beziehung zu wenig, fo wird die 
Untheilnahme der Gemeinde an ber neuen Einrichtung fehr 
gering fein. Es ift ſchon darauf hingewiefen worden, daß 
die, Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten durch ein 
andere Organ der Gemeinde, als deren politifche Vorftände, 
fehe leicht zu Störungen in den Gemeinden führen könne; 
wenn dies aber ſchon bei der Trennung ber politifchen „von 
der kirchlichen Verwaltung eintreten Tann, fo muß es noch 
viel bevenklicher fallen, zwei verfchtedene Verwaltungen in 
derfelben Gemeinde für die kirchlichen Angelegenheiten ein- 
‚zurichten und neben dem Kirchenvorſtande die Kirchenväter 
fernerhin verwalten zu laſſen. Ich glaube aber, daß bie 
Mehrheit der geehrten Deputation mit ihrer Anficht dem 
Entwurfe viel näher ſteht, als es nach ihrem Vorſchlage 
zu $. 16 ſcheint. Denn bie Deputation empfiehlt ein- 
ftimmig die Annahme des vierzigften Paragraphen, welcher 
die Verwaltung der kirchlichen Gebäude in die Hand des 
Kirchenvorſtandes legt. Sie will auch bei $. 44 die Vers 
tretung des Kirchenvermögens dem Kirchenvorſtande Übers 
laſſen und Seite 240 des Berichts fagt fie: 

„Bu $. 41 hat die Deputation folgende Anträge zu 
flellen: a), haben die Patrone bisher dad Recht gehabt, die 
Kirchenvorſie ex ‚oder Kirchvaͤter zu ernennen, fo dürften 
diefelben auch in diefem Rechte zu belaffen fein. Doch giebt 
die Deputation zu, daß nach dem Borfchlage des Röniglichen 
Gommiffard bei der Wahl diefes Beamten das Abfehen auf 
ein Mitglied des Kirchenvorftandes gerichtet werde," 
und gründet darauf Seite 242 den Vorfhlag: 

„Soweit jest fchon befondere Beamte für Verwaltung 
des Kirchenvermögend und ber mit bemfelben verbundenen 
Stiftungs« und anderen Caffen beftellt find, bewendet es 
hierbei, fowie bei der zeitherigen Art und Weife ihrer Wahl 
Soweit dies aber nicht der Fall ift, ſchlaͤgt der Kirchenvors 
fand zu der Function eines Gaffenvorftehers drei hierzu ges 
eignete Perfonen vor, aus denen der Collator den Caffen: 
vorfteher wählt, welder die. Einnahme und Ausgabe bei 
dem Kirchenvermögen und_den mit demfelben verbundenen 
Stiftungs> und anderen Caſſen beſorgt.“ 


Vergleiche ih num diefe Stellen des Berichtes mit 
den Vorfchlägen der Deputation zu dem $. 16, fo muß ich 
zunächft annehmen, daß der zu $. 41 gedachte Fall, wo 
für die Verwaltung bes Kirchendermögens befondere Beamte 
angeftellt find, ſich nur auf ftäbtifche Kirchengemeinden 
bezieht, in allen ländlichen Parochien aber die Verwaltung 
des Kitchenvermögens Fünftig von einem Caſſenvorſteher 
geführt werden fell, welcher von dem Patron aus dem 
Kirchenvorftande gewählt wird, Iſt diefe Annahme richtig, 
ſo beftcht die Differenz zwifchen dem Gefegentwwurfe und der 
Mehrheit der gechrten Deputation lediglich darin, daß nicht 
der Kirchenvorftand, fondern der Patron Fünftig den Eaffen- 
vorfteher, welcher dad Kirchenvermögen verwaltet und die 
Rechnung führt, aus dem Kirchenvorſtande wählen follz 
die Kirchenvaͤter wirben abir auch nad) ber Anfiht der 
geehrten Deputation von der Verwaltung abtreten. Wäre 
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num das die Anficht der geehrten Majorität, fo glaube ich, 
koͤnnte fie unbedenklich den erſten Abfchnitt des $. 16 an- 
nehmen, wie er im Entwurfe gefaßt ift, mit dem Vorbe⸗ 
halte, über die. Mahl des Caffenvorfichers bei 6. Al Ber 
ſtimmung zu freffen. 

Präfident v. Schönfels: Es find noch als Redner 
eingefchrieben bie Herren v. Erdmannsdorff, d. Behnien 
und v. Pofern. Ich gebe zunächft Heren v. Erbmannsdorff 
das Wort. 5 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Auf bie legte 
Aeußerung des Herrn Regierungscommiffers ſich auszur 
fprechen, überlaffe ich dem Herrn Referenten der Majorität. Sch 
hatte mir nur das Wort zu einer Erwiderung auf das, 
was Herr v. Biedermann fagte, erbeten. Der Fall, meine 
‚Herren, den Herr v. Biedermann anregte und der fo exor⸗ 
bitanter Art iſt, fpricht nicht gegen die Majorität und 
ſpricht nicht gegen die Gemeinde, fondern gegen die Behörde, 
welche die Oberaufſicht führt und diefe wird auch nach dem 
Gefegentwurfe und nach der Anſicht der Majorität nicht 
wegfallen. Wenn alfo fünftig nach dem Vorſchlage des 
Sefegentwurfes und der Anficht der Majorität die Gemeinde 
eine größere Freiheit in der Gebahrung mit dem Kirchen⸗ 
vermögen gehabt hätte, fo wird es immer noch der Geneh⸗ 
migung, der Oberauffihtöbehörde beburft haben und es 
würde der Fall eintreten, daß ein Superintendent, Amts 
mann, Actuar, und wohl auch ein Forflinfpector, ich weiß 
nicht, wer noch hinzukommen müßte, Das fpricht gegen 
die Anficht der Majorität. Ich wollte noch in Erwähnung 
bringen, daß ich auf diefen Punkt bei meinem Minoritäts- 
gutachten zu $. 80 zurüdfommen werde. 


Freiherr v. Biedermann: Ich gebe zu, daß es viel⸗ 
leicht richtig fein koͤnnte, was Here v. Erdmannsdorff ges 
fagt hat. Der Uchelftand, den ich erwähnte, lag nicht blos 
in der Verſchwendung bei der Erpebition, die abgehalten 
wurde, fondern lag auch darin, daß. die Meinung des 
Patrons und Gemeinderaths nicht beachtet worden iſt, ohn⸗ 
erachtet ſolche gehörig motivirt war. 


Nittergutöbefiger Nittner: Ich habe ſchon mehrfach) 
meinen Wunſch in biefer Verfammlung auögefprochen, der 
dahin geht, der Gemeinde eine größere Selbftändigfeit und 
mehr Theilnahme an der Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
durchs Gefeh zukommen zu Iaffen, indem ich das für die 
Bedingung halte,‘ daß ein beſſeres und fegensreicheres 
Leben unter den Gemeinden Platz greife, ſodaß es Nieman⸗ 
den überraſchen Tann, wenn ich erfläre, daß ich mit der 
Minorität der Deputation flimmen werde. Ich koͤnnte 
mic) des Wortes begeben; allein ich will mir doch erlauben, 
den Standpunkt zur bezeichnen, von dem aus ich überhaupt 
die gegenwärtige Angelegenheit und überhaupt Das beur— 
theite, was diefer Paragraph bringen fol. Ich glaube 
nicht, daß es der Zweck diefes Paragraphen fein kann, Einz 
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richtungen, bie ſchon feit lange beftehen, von Neuem zu 
kraͤftigen und zu feftigen. Ich glaube nicht, daß es dazu 
einer neuen Kirchenordnung bedürfe. Ich glaube, daß, 
welche Refultate man aud von der Kirhenorbnung er⸗ 
warten will, es unter Beibehaltung diefer Beftimmungen 
nicht beffer werde, als feither. Meine Herren, zum 
Beiferwerden- gehört aber eine größere Selbftändigkeit 
der Gemeinden und lebhaftere Betheiligung an ihren Ans 
gelegenheiten als feither. Es kann keinem Zweifel unters 
Tiegen; geben Sie den einzelnen Kirchengemeinden einen 
größeren Einfluß auf die inneren kirchlichen Angelgen- 
heiten und laſſen Sie diefe Beftimmungen in Bezug auf 
äußere Verhältniffe, namentlich die Verwaltung des Ber 
mögend, in bem bisherigen Stande, fo wird immer die 
Klage in dem Vordergrunde ftehen, daß den Gemeinden 
nicht einmal geftattet ift, über eine geringe Kleinigkeit, aus 
ihrem Vermögen zu verfügen; daß fie immer hierzu Ies 
manden braucht, der mehr oder weniger ein anderes Inter» 
effe hat als fie. Die Gemeinden werden fort und fort 
fagen: Was follen wir uns darum befümmern; wir haben 
kein felbftändiges Wort Hineinzureden; wir haben nur im« 
mer Geld zu geben. Wir hier im Saale wollen aber doch 
gewiß, daß es materiell beſſer werde, als wie es bisher 
war. Diefe materielle Befferung kann nur darin beftchen, 
daß diefe Gefchäfte einfacher, Bürger und darum billiger 
abgemacht werden. Ich Enüpfe an den Fall an, den 
‚Here v. Biedermann erwähnte. Es wäre unklug, behaups 
ten zu wollen, daß, wenn die Kirchengemeinde ihr Ver: 
mögen felbft verwalte, nicht eben folche Geſchichten ein. 
treten koͤnnen. Es wird, wie Herr v. Erbmannsdorff er» 
waͤhnte, wahrfcheinlich in Bufunft eben fo oft vorfommen, 
wie zeither; aber meine Herren, bie Stellung der Gemeins 
ben in Bezug auf Das, was wir erreichen wollen, ift 
dann jedenfalls etwas ganz Anderes. Nehmen Sie ben 
Fall an, daß der Kirchenvorſtand wirklich einmal einen ſolchen 
Bol ſchießt und .der Gemeinde einen Verluſt von 50 
Thalern zugieht, was, wird die Folge davon fein? Man 
wird’fi ein Bischen mehr ober weniger in der Gemeinde 
darüber zanken ; die Gemeinde wirb einen ſolchen Kirchen: 
vorftand und einen folhen unverftändigen Verwalter des 
Vermögens nicht wieder wählen. Das ift der ganze Un: 
fug, der daraus entſtehen kann. Wie ift es aber jetzt? 
Set kommt die Kirheninfpection, beftchend aus mehre- 
ven hochgeftellten Perfonen; diefe begehen denfelben Fehler; 
was fagt.jegt die Gemeinde dazu? Ih bin weit ent» 
fernt, Ausdrüde zu gebrauchen, die in irgend einer Weife 
kraͤnkend gegen eine Behoͤrde fein Tönnenz im Gegen« 
theil, ich werde nie daran denken, einer flaatlichen oder 
kirchlichen Behoͤrde eine Abſicht unterzulegen, daß von 
iht ein derartiges Unrecht aus felbfifüchtigen Beweg ⸗ 
grunden beabſichtigt werden koͤnnte; aber, meine Herten, 
glauben Sie, in den Gemeinden herrſchen mandperlei an- 
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dere Anſichten; es iſt das fraurig, aber wahr, weil bie 
Gemeinden häufig nicht Bedenken tragen, in ähnlichen 
Fällen den Betheiligten andere, nichtöweniger als belichte 
Anſichten unterzuſchieben. Dies ift ein großer Nachtheit, 
den wir unter den jetzigen Verhältniffen haben und von 
dem ich glaube, daß er für die Zukunft zum größten Their 
dadurch befeitigt werben würde, wenn wir ben Gemeinden 
mehr Selbftändigkeit geben. Es wird dann wegfallen, daß 
bie Gemeinden derartige Anſichten über Mißbraͤuche gegen 
die Behörden hegen und verbreiten fönnen, und eö wird 
dann gewiß die Stellung der Gemeinden zu den Kirchen: 
behörden in dieſer Hinficht viel beſſer werden, als fie jeht 
if. Das ift meine Ucberzeugung von ben vorliegenden 
Verhältniffen und ich möchte meinen, es wäre Nichts rid« 
tirt, wenn die Gemeinden, wie die hohe Staatsregierung 
vorſchlaͤgt, mehr Selbftändigkeit bei der Verwaltung ber 
kirchlichen Angelegenheiten und des Kirchenvermögend ers 
hielten, ald wie e3 bis jest der Fall gewefen iſt. Ich 
werde mit der Minorität flimmen und hoffe, daß auch die 
Mehrzahl der Herren dies thuu wird, 


Kammerherr v. Behmen: Gegen bie hiftorifhe Auf⸗ 
faſſung über die Entſtehung der Kirchendrarien, die vom 
Herrn königlichen Commiſſar uns vorhin vorgelegt wurde, 
muß ich doc) entſchieden proteftiven. Ich halte fie durchs 
aus nicht für richtig. Er fam zu der Behauptung, daß 
die Aerarien erft feir der Reformation von den Gemeinden 
und durch die Gemeinden durch ihre Beiträge gefammelt 
und geftiftet worden fein und bezog ſich hauptſaͤchlich 
darauf, daß, fo viel er davon Kenntniß habe, zur Beit der 
Reformation Feine einzige Kirche ein Aerar gehabt habe, 
Ich kann nicht eine fo ſpecielle Kenntniß der Verhäftniffe 
haben, um behaupten zu können, daß damals auch nicht 
ein Kicchendrar beftanden hätte, das Kircheitcapitalvermögen 
gehabt habe. Doch glaube ich, auch hierin irrt der Herr 
Commiſſar. Allein, meine Herren, die Kirchen hatten ſchon 
damals Grundftüde, fie hatten nugbare Rechte, fie hatten 
Binfen u. f. w. Die Gemeinden waren damald nicht 
in der Sage, folche Geſchenke zu machen und es iſt genuge » 
fam hiftorifch nachzuweiſen, daß zur Zeit der Reformation, 
vor und nad ihr die Patrone Grundftücde, Binfen und 
Gefälle u. f. w. vielfältig der Kirche gewibmet haben. Aus 
dem Verkaufe folder Grundfiüde und folcher Rechte find 
die Kirchencapitalien entftanden, nicht durch Beiträge der 





Gemeinden, die vieleicht damals noch weniger Geld Hatten, 
als wie die Patrone. Es find allerdings durch Sammlungen 
Theile des Kirchenvermögens entſtanden ; aber wo durch 
folde Sammlungen ein Beftand erworben worben ift, da 
iſt er in der Regel auch unter einem befonderen Namen, 
Gotteökaften, Almofenkaften u. dergl, verwaltet worden und 
daher findet man in den vielen Orten, namentlich, in Städten, 
neben dem Namen „Kirchendrar” noch einen Gotteslaſten 
ober Almofenkaften. Der Hauptflamm alfo der Kirchen 
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ärare if, fo viel ich weiß, nicht durch die Gemeinden ent« 
fanden, fondern fehon Iange vor der Reformation durch 
Geſchenke, Stiftungen und vorzugsweiſe dadurch, daß bie 
Patrone wüfte Güter, zu denen fich Feine Coloniften fans 
den, ſehr häufig den Kirchen und geifilihen Stiftungen 
übertviefen. Aus diefer ganz verfchiedenen hiftorifchen Aufs 
faffung der Entftehung der Kirchenärarien folgt auch zum 
Theil die verfchiedene Auffaffung über die Verwaltung ber 
Kirchenaͤrarien und die Betheiligung der Gemeinden babei, 
die einerfeit3 die Majorität der Deputation aufgeftelt hat 
und andererfeit3 die Minorität der Deputation und der 
Gefegentwurf. Ich Tann daher. auch dem Abg. Nittner 
infofern nicht beipflichten, als er die Selbftändigfeit der 
Gemeinden in Beziehung auf die unmittelbare Verwaltung 
der Kirchendrarie noch weiter ausdehnen will, Wir wollen 
Seiten der Majorität den Kirchengemeinden alle mögliche 





Freiheit und Mitwirkung gewähren; aber eine folde Selb- 
ſtaͤndigkeit nicht, die fie berechtigt, fi unmittelbar an den 
kirchlichen Stiftungen zu vergreifen. Die kirchenpolizeilichen 
Schutzmittel halten dann auch nicht wider. Und wenn auch 
zuweilen jege durch die Behörden Verſehen vorgefommen 
find in Betreff unzweckmaͤßiger Verwaltung; wenn bie 
Gemeinden felbftändig die Verwaltung in den Händen 
hätten, fo wurden fie noch öfter und größer werden. 


Kloftervoigt v. Pofern: Es hat ſich allerdings das 
Meifte von dem, was ich fagen wollte, durch die Sprecher 
vor mir erledigt und ift bereit3 von diefen gefagt worden, 
daher nur noch einige wenige, kurze Bemerkungen. — Was 
bie Aeußerung des Herrn Regierungscommiffard anlangt, fo 
glaube ich, mic) dem anſchließen zu können, was der Herr 
Kammerherr v. Behmen fagte, nur will ich noch bemerken, 
daß hier wohl zu unterfcheiden ift zwiſchen dem Kirchen: 
vermögen in den Städten und auf dem Lande, In Ber 
ziehung auf die großen, alten Städte mag der Herr Fönigliche 
Gommiffar Recht haben; dort ift wohl faft Alles von dem 
frommen, reichen Kaufleuten, Handelöherren und Patriciern 
gefliftet; aber wer foll auf dem Lande bie Stiftungen ge: 
macht haben? Wer hatte denn damals auf dem Lande Vers 
mögen und Eonnte daruͤber frei verfügen? Nur ber Burgs 
here und Ritter. — Ich werde für die Majorität ſtimmen ; 
denn ich befürchte auch, daß die Gemeinden bei größeren 
Ausgaben für die Kirche oft mehr geneigt fein werben, das 
Kicchenvermögen anzugreifen, als die Koften durch drüdende 
Anlagen aufzubringen. Meine Erfahrung geht wenigftens 
dahin, daß da, wo ich Patron bin, oder ald Kloftervoigt 
die Verwaltung habe, bei größeren Bauten die Gemeinden 
mich oft mit Bitten gedrängt haben, ich möge geftatten, 
daß das Kirchenvermögen dazu verwendet werde. Es liegt 
dies auch in der Natur der Sache; denn es ift für den 
Augenblick angenehmer, aus Stiftungen bezahlen zu fönnen, 
als aus dem eigenen Beutel bezahlen zu miffen. Was 
das Beifpiel des Herrn v. Biedermann anlangt, fo fenne 


ich den Fall ſpeciell nicht; ift aber die fragliche Waldparcelle 
nur 1* Ader groß gewefen, wie Herr v. Biedermann felbft 
es fagte, fo hat der erwähnte Forfibeamte wohl Recht ges 
habt; denn eine folhe Meine Waldparcelle läßt ſich mit 
Vortheil nicht verwalten. — Wenn freilich die dabei con« 
eurrirenden Behörden ſoviel Koften verurſacht haben, fo ift 
das allerdings nicht hübfch; foviel kann ich aber verſichern 
und möchte den geehrten Herren anrathen, in dieſer Hin— 
ſicht wenigftens zur Laufig überzutreten; denn wenn bort 
der gleiche Fall gewefen wäre, fo wären gewiß nicht mehr 
als 2 Thaler Koften dadurch entflanden, nämlich für den 
dazu gezogenen Amtmann oder Actuar; denn der Pas 
tron nimmt natürlich Nichts. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Ich nehme aus diefer 
Aeußerung ab, daß hier ein Mißverſtaͤndniß obwaltetz denn 
ich habe Feinesweges behauptet, daß die Firchlichen Stif⸗ 
tungen nicht von den Patronen herrührtenz; ich habe blos 
von der Entſtehung der Kirchenärarien, von dem bewege 
lichen Kirchenvermögen gefprochen. Mit baarem Gelde 
haben die Patrone die Kirchen nicht ausgeſtattet; die Kirs 
chenaͤrarien find durch Einlagen der Gemeinden entftanden. 
Einzelne Ausnahmen davon können möglicherweife beftehenz 
ich habe auch ſchon bemerkt, daß einige Kirchen nugbare Grunds 
fiüce befigen. Im der Mehrzahl der Falle iſt das Ver⸗ 
haͤltniß aber jebenfalls fo, wie ich es dargeſtellt habe. 


Freiherr v. Biedermann: Ich Habe mid) 42 Jahre 
mit der Forfiverwaltung abgegeben und glaube einige Erz 
fahrung darin zu befigen. Wenn eine Parcelle Holz auf 
felfigem Grunde fleht, der ſich weder zur Umwandelung 
in geld, noch zur Wiederanbauung mit Holz eignet, fo 
thut man immer beffer, daß man das Holz noch 20—30 
Jahre ſtehen läßt, flatt es im beften Wuchſe wegzufchlagen 
und ben Boden unbenutzt zu laſſen. 


Kammerherr v. Behmen: Ich Fann mich auch mit 
dem theilweifen Ruͤckzuge des Herrn Negierungscommiffars 
nicht zufrieden geben; denn wenn Grundftüde und ber= 
‚gleichen vorhanden gewefen find und fie werden verkauft, 
fo tritt dad Kaufgeld an die Stele des Grundftüdes. 
Uebrigens vermag ich hundert File nachzumeifen, daß der 
Patron auch Geldzinfen gefliftet hat vor und auch nach ber 
Neformationz alfo, daß Feinesweges alles baar vorhandene 
Capital von den Gemeinden zufammengebracht worden iſt. 
Auch in den Kirchenmatrikeln kommen fchon häufig wicbers 
fäufliche Binfen vor; das find weiter nichts als ausgelie⸗ 
hene Gapitale unter anderer Form; ebenfo Rentenkäufe, 
auch eine andere Form für Darlehen in damaliger Zeitz 
denn die römifche Kirche verbot die Datlehenögefchäfte als 
unchriſtlich und deshalb ſuchte man ſich Hinterthüren; man 
faufte fi Renten und verkaufte die Zinfen dafuͤr bis zur 
Burüdgabe des geliehenen Capitals. Alfo die Auffaffung, 
dog die Kirhendrarien von den Gemeinden herrührten, 
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kann ich nur als Einzelfälle oder Ausnahmen anerkennen, 
nie als die Regel. h 

König, Commiſſar Dr. Hübel: Ich befinde mic 
keineswegs auf dem Nüdzuge, fondern beharre bei bem, 
was ich audeinandergefegt habe. Die Kirchenaͤrare find, 
wie aus dem Gefege felbft ſich ergiebt, wenigftens ihrer 
großen Mehrzahl nach durch die Einlagen und Beiträge 
der Parochianen entftanden, nicht aus dem Verkauf von Kits 
Gengüternz denn fonft entfhlog man fich nicht fo leicht, 
das Eigenthum der Kirchen zu veräußern. Andere Stif⸗ 
tungen find von Patronen viele gemacht worden, aber 
diefe beſiehen neben den Kirdenäraren, aus welden bie 
zegelmäßigen Kirchenbebürfnife beftritten werden und wenn 
‘Herr v. Zehmen aus meiner Darlegung, deö Sachverhält: 
niffes die Abficht entnimmt, als ſolle nunmehr der Beftand 
der Kirchenaͤrare der freien Dispofition der Gemeinden 
überlaffen werben, fo hat er mich ganz mißverftanden. Ich 
behaupte nur, daß nach der Entftehung der Kirchenaͤrare 
kein Grund vorliege, anzunehmen, daß die vorgefchlagene 
Ueberlaffung der Verwaltung an die Gemeinden den Stif- 
tungen entgegen ſei. 

Präfident v. "Schönfeld: Wünfht noch Jemand 
weiter über $. 16 zu Sprechen? Es ſcheint das nicht ber 
Fall zu ſein: ich werde alfo die Debatte ſchließen und dem 
Herrn Meferenten dad Schlußwort ertheilen. 

Referent Vicepräfident v. Briefen: Auf einige factifche 
Anführungen erlaube ich mir nur Pürzlich zu erinnern und 
dann noch einmal die Gründe zu recapituliven, welche bie 
Mojorität vermocht haben, ihr Gutachten vorzutragen. 
Dem Falle, welchen Herr v. Biedermann erwähnte, welcher 
bei Veräußerung eines Kirchenwaldes vorgefommen ift, 
koͤnnten von mir noch mehrere andere Beifpiele der Art 
hinzugefügt werden; ich koͤnnte ebenfalls Fälle von Eigen- 
maͤchtigkeiten und Unzwedmäßigkeiten nachweifen und er- 
zählen, die nach dem bißherigen Gange der Geſchaͤfte und 
der Verwaltung vorgefommen find und wo wirklich die 
Stimme des Patrons und ber Gemeinde unbeachtet geblie- 
ben iſt. Indeſſen wüßte ich nicht, was jet noch auf diefe 
Beifpiele anfommen fol? Wir wollen ja eine beffere Ber: 
waltung nicht hindern; wit wollen fie im Gegentheile ber 
fördern, dadurch befördern, daß bie Kirchenvorftände und 
Gemeinden mehr Theilnahme bei der Verwaltung und Be 
aufſichtigung der Kirchenguter und auch det Pfarrgüter has 

. ben follen. Wir wollen die bisherigen Unzweckmaͤzigkeiten 
ebenfalls befeitigt fehett. Ferner ift unfer Standpunkt in 
den Erblanden ebenfalls wieder ein anderer, wie der in der 
Dberlaufig. Nach dem Regulative vom 11. Auguft 1813 
hat der Patron mit dem Pfarrer, den Kirchvaͤtern und dem 
Gerichtsdirector wirklich das Recht der Verwaltung; es fteht 
dies im $. 7 des Regulatiss. Sie thun uns aber Unrecht 
und verfennen unfer Gutachten, wenn Sie glauben, dag 


uns nicht ein; wir wollen fie nicht haben; abet wir finden 
es aus den angeführten Gründen bedenklich, daß die Ger 
meinden die VBerwaltunghaben follen. Sch komme 
ipäter noch einmal darauf zuruck. “Der Herr Commiſſar 
hat mehrere, gewiß fehr gründliche Bemerkungen gemacht 
Über das Entſtehen der Kirchenärarez aber auch hier muß 
id) mie erlauben, ihm zu widerfprehen. Ich kann gan, 
beftimmte Fälle nachweifen, wo die Patrone wirklich baare 
Gapitalegefliftet und geſchenkt haben und fantı, wenn « 
nöthig if, die Urkunden nachweiſen. Ebenfo rühren Renten, 
Sülten, Rentenzinfen und Vieles dergleichen in fehr vielen 
Fällen von den Patronen und ihren Stiftungen herz ebenfo 
das Grundeigenthum, was mande Kirche hat, Es iftdie 
ja leicht nachzuweiſen. Wenn der Herr Commiſſar ange: 
führt hat, meiſtentheils wären folche baare Capitale aus 
Sammlungen der Gemeinden entftanden, fo kann das 
wohl aud fein; namentlich Tann der Gotteöfaften, der 
feliher vom Kirchenaͤrare getrennt war, aus Sammlungen 
und Einlagen entftanden fein, das gebe ich zu. Allein mag 
das fein, wie es will; ich fehe nur nicht ein, was barauf 
anfommt? Das Kirchengut mag entftanden fein, wie es 
will, ob durd den Patron oder durch die Säcularifation 
oder durch Sammlung der Gemeinde, das iſt ganz 
einerleiz es ift Kirhenvermögen, Stiftungsver— 
mögen; es ift weber Eigenthum des Patrons, noch 
der Kircheninfpection, noch Eigenthum der Gemeinde, 








wir als Patröne bie Verwaltung haben wollen. Das fällt 
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fondern es ift Eigenthum der Kirche und ftiftungsmäßiger 
Perfonen. Wir wollen ja der Gemeinde die Theil 
nahme, Mitauffiht, Controle und Mitwirkung 
bei der Verwaltung nicht entziehen, verkummern und 
erfäweren; im Gegentheil, fie fol das Alles haben; 
aber fie fol nur nicht auf den Gedanken kommen, daß 
das Kirchenvermögen quasi das Eigenthum ber Gemeinde 
fei. Der Herr Negierungscommiffar hat gefagt, das wäre 
auch nicht die Abſicht der Regierung; aber es gehöre 
doch zu den eigenen Angelegenheiten ber Gr, 
meinde, das Kirchengut zu verwalten. Das ift eben der 
Punkt, auf den es ankommt. Bis jetzt war das Recht, 
das Kirchenvermögen zu verwalten, factifch und rechtlich 
fein Recht der Gemeinde; wollen Sie «8 ihr für künftig 
geben und dies befchliefien, DaB das Alles zu ihrer eigenen 
Angelegenheit gemacht werden fol, fo hängt dies von ihrem 
Entſchluſſe ab; aber bis jetzt ift es nicht ihre eigene Ange 
legenheit gewefen. Bon dem erften Redner wurbe der Ma 
jorität vorgeworfen, daß unter ihren Gründen der der 
ſchwaͤchſte fei, durch welchen fie ſich auf etwas Altherge 
brachtes beziehe. Nun, meine Herren, das iſt auch nicht 
geihehen. Wir fagen nicht, daß die Sache darum unbe 
dinge fo bleiben müßte, weil fie immer fo geweſen ſei. 
Aber, meine Herren, in diefem alten Beftehenden, in biefem 
300jährigen Anerkenntniß einer hergebrachten Einrichtung 
muß doc) irgend ein gewiffer vernünftiger Grund liegen, 
warum man es gerabe fo gemacht hat. - Man hat gewollt, 
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vie Gemeinhe fol nicht verwalten, bie Patrone auch nicht, 
ſondern eine dritte, ganz unbetheiligte Perfon, die von bei- 
ven Seiten controlirt wird; und das war gewiß das Nich- 
tige, nicht, weil ed althergebracht, fondern weil es ber Bor- 
fiht gemäß war. Etwas Sichereres Fonnte man wohl nicht 
finden. Uebrigens, meine Herren, die Befürchtung, daß 
wir und in Sachſen auf etwas Althergebrachtes noch bes 
ziehen koͤnnten, brauden Sie wohl nit zu hegen. Ein 
Landftand, der 15, 16 Landtagen beigewohnt hat, der, 
meine Herren, hat e3 gründlich verlernt, ſich auf alte Ein- 
richtungen, auf etwas Althergebrachtes zu beziehen. Darüber 
find wir in Sachſen gänzlic) hinweg. Es fann aber doch 
etwas Althergebrachtes auch einmal etwas Bernünftiges fein; 
es fann darin doch auch einmal etwas Gutes enthalten 
fein; es muß doch nicht.allemal ſchlechterdings etwas Unver- 
nünftiges fein. Ferner wurde gefagt, es würde ſchwer fein, 
Beamte zur Verwaltung zu finden. Nun, meine Herren, 
wir wollen wirklich auch nicht mehr Beamte habenz wir 
wiffen, daß wir deren genug haben. Aber der Kirchenvor⸗ 
fand fol doch einmal gefchaffen werden, und dazu müſſen 
wir doch 6, 8 bis 12 Perfonen haben und bie müffen ge⸗ 
fhafft werden. Man fol fogar einen Kaftenvorficher aus 
dem Kirchenvorftande wählen. Ich Habe geglaubt, das ift 
der Kirchenvater, wenigftend wurden fie promiseue fo ge 
nannt. ‚Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer hat auch eine 
gewendet, ‚die Kirchenvorftcher wirden zu wenig zu thun 
haben, wenn fie die Verwaltung nicht hätten und ed würde 
ihr Intereffe an ihrem Berufe dann fehr abgeſchwaͤcht wer, 
den. Ich glaube, diefe Befhrchtung iſt unnöthig und 
wird ſich leicht aus dem $. 37 widerlegen laffen, wor 
nach für ihre Mitwirkung und Thaͤtigkeit noch genug 
übrig bleibt, wenn fie auch nicht, die unmittelbare Ber- 
waltung haben. Ich bitte Sie, meine Herren, gehen Sie 
doch einmal die Punkte dort felbft durch, ich will durch 
ihre Aufzählung die geehrte Kammer nicht ermüden. Aber 
auch der Herr Negierungscommiffer hat erwähnt, daß in 
den 5. 40, 41 und 44 noch genug für ihre Thaͤtigkeit übrig 
bleibt, gerade genug, um das Amt eines Kirchenvorftchers 
ſehr angenehm. zu machen. Der Herr Regierungscommiſſar 
hat fehr richtig erwähnt, daß in dem Entwurfe Beftims 
mungen genug enthalten feien, welche verhindern follen, 
daß in der Verwaltung keine Mißbraͤuche eintreten und 
Teine Eingriffe in dad Kirchenvermögen vorgenommen wers 
den koͤnnen. Sa, meine Herren, das ift ganz richtig bemerkt, 
aber dadurch wird unfer Gutachten gerade recht fehr unters 
fügt; darum haben wir eben etwas Weſentliches in den 
Befugniffen der Kirchenvorſtaͤnde nicht befeitigt, fondern 
fie im Weſentlichſten gelaſſenz nur die ‚volle Verwaltung 
dem Kirchenvorſtande zu Übertragen, halten wir für gefaͤhr- 
lich. Es liegt darin eine Gonfequenz, welche uns bedenk⸗ 
lid) macht, was uns bewogen hat, ein anderes Gutachten 
vorzulegen. Der Beftimmung, welche fie wollen, daß bie 
Verwaltung des Kirchenvermögens ber Gemeinde zuftehen 
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Tolle, liegt wenigftens die Vermuthung fehrnahe: das Kirchen⸗ 
vermögen ift Eigenthum ver Kirchengemeinde und wenn Sie 
das nicht glauben wollen, fo wird bie Erfahrung in den 
Kirchengemeinden das deftätigen. Ich beziehe mich aber 
auf den Bericht der Deputation der Zipeiten Kammer, in 
welchem diefe Anficht jetzt allerdings nicht nahe ſteht; fie 
hat aber darin wörtlich geftänden; denn in biefem fehr 
gründlich abgefaßten Berichte ftand in $. 42: „das Kirchen» 
vermögen iſt Eigenthum ber Kirchengemeinde.” 
es ift aber herauscorrigirt worden. Sie fehen alfo, wie 
nahe für die Gemeinde die Bermuthung liegt, das Kirchen 
vermögen fei ihr Vermögen; wenn etwas fehlt oder vers 
loren geht, fo muͤſſen wir es doch wieder aufbringen oder 
ergänzen. Sowie diefe Meinung einmal Eingang findet 
und Fortfchritte macht, fo ift der Weg zur allmäligen Ab» 
nugung des Kirchenvermögens und zur Berflörung des kirch⸗ 
lichen Eigenthums, zur allmäligen gänzlihen Einziehung 
angebahnt. Ja, noch mehr, ift einmal das Kirchenvermoͤgen 
Eigenthum der Gemeinde, und geht die Verwaltung eins 
mal nad) der Stäbteordnung und nach der Landgemeindes 
ordnung, und wird fie ald ein Theil der übrigen Gemeinde 
verwaltung betrashtet, dann kann nach und nach dad Kirchen» 
vermögen auch Staatseigenthum werden, e8 kann am Ende 
auch gänzlich eingezogen werden. Man Tann ja fagen: 


‚wenn die Kirche, wenn das geiftlihe Amt Etwas bedarf, 


fo wird ed.pon den Ständen aufgebracht; das Kirchenvers 
mögen ift ja dann nicht mehr nothwendig. Es ift hier 
nur die Gonfequenz des Gedankens und dieſe ift eine ger 
fährliche; aber in der Praris ift biefer Gedanke gar nicht 
fo weit von dem Negierungsentwurfe entfernt. Ich übere 
laſſe num das Uebrige dem Befchluffe der Kammer und 
fehe demfelben ebenfo, wie der Vertheibiger des Separat- 
gutachtens, mit aller Ruhe entgegen. 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Nur einige wenige 
Worte feien mir noch zur Mechtfertigung des Minoritaͤts⸗ 
vorfchlags geftattet. Indem ſich die Minorität für eine 
größere Selbftändigfeit der Wermögensverwaltung Seiten 
der Kirchenvorftände verwendet hat, if fie fih der Trag⸗ 
weite diefer von ihr herbeigewuͤnſchten Selbftändigkeit recht 
wohl bewußt geweſen ; fie hat fich klar und deutlich erinnert 
daß diefer Wirkungskreis immer ein genau begrenzter und 
befchränfter werden und fein müfe. Namentlich ift durch 
$. 41 gewiß die nöthige Fürforge hierunter getroffen. Ich 
erinnere noch daran, daß auch nach der Anficht der Mino- 
rität die Mitwirfung des Patrones und der Rircheninfpection 
eine ungeſchmaͤlerte bleiben foll, Indeffen wird von mehreren 
Seiten aus ein befonderes Gewicht darauf gelegt, daß man 
ja den Sirchenvorftand von diefer Wermögensverwaltung 
nicht gänzlich ausſchließen wolle; im Gegentheil, daß man 
ihm eine Mitwirkung ausdrüdlich zugefteht. Meine Herren, 
‚wenn Sie dad ald eine Entſchaͤdigung anfehen, und wirk— 
lich meinen ſollten, daß mit dieſer Mitwirkung Alles ge 
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ſchehen fei, was Sie für den Kirchenvorſtand und deſſen 
Selbftändigkeit für ausreichend und zuläffig erachten können, 
fo muß ich geftehen, das erinnert mich Iebhaft an das vom 
dem Kirchenregimente den Patronen zu deren Beſchwerde 
in gewiffen Fällen eingeräumte Gehör, eine Gonceffion, von 
der ich mich nicht erinnere, daß fie jemals unter den Pattps 
nen vielen Anklang gefunden hat und vonder, fo viel ich 
weiß, auch der hochgeehrte Herr Referent aus feiner lang 
jährigen Erfahrung das Gegentheil beftätigenz fann und 
und oft abfehredendes Beiſpiel vorgeführt hat. Ich ber 
gnüge mid alfo mit diefer einem folchen Gehöre gleiche 
fiehenden Conceſſion keinesweges, fondern ich verlange eine 
durch das Gefeh geregelte Selofiverwaltung der Geweinde. 
‚Herr v. Zehmen meinte und befürchtete, daß dur) die von 
und angeftrebte Selbftändigkeit in den Gemeinden dad Ge 
luͤſt nach Theilung von Kirchengütern erwachen Tonne. 
Nun, da feheint er doch vergeffen zu haben, daß diefem 
Gelüfte durch die Kircheninfpection und durch dad Kirchen: 
vegiment jederzeit begegnet werden kann und wird. Er 
weiß ja aus amtlicher Erfahrung, daß, wenn folche Gelüfte 
auftauchen, die Oberbehörbe die geeigneten Mittel beſitzt, 
benfelben entgenzutreten, Auch der verehrte Herr Referent 
fürchtet, daß, wenn die Anficht der Minorität Geltung er⸗ 
Tangte, die Meinung Eingang finden koͤnnte, daß das 
Kirchenvermögen Eigenthum der Kirchengemeinde fei und 
daß dann die Gefahr der Diffipirung des Kirchenver⸗ 
mögend nahe liege. Ich muß dem widerfpredhen; denn 
die Gemeinden dürfen über das Subftanzialvermögen nicht 
verfügen; fie find verpflichtet, es zu erhalten. Es beſteht 
ja rüdfichtlich deſſelben die bekannte Anordnung, nad 
melder ein Normaljahr angenommen und, der eigentliche 
Fond, das für alle Zeiten zu erhaltende Stammvermöds 
gen ber Kirche genau verzeichnet und genam zur Siffer 
gebracht worden if. So weit meine Erfahrung reicht, ift 
davon nie abgegangen, fondern von den Obrigfeiten, von 
der Oberbehörbe immer fireng darauf gefehen worden, daß 
das auf diefe Weiſe feftgeftelte Gapitalvermögen jeder Kirche 
in unverfehrtem Stande erhalten werde. Das wird auch 
in Zukunft der Fall fein und damit dürfte der Befuͤrchtung 
einer Diſſipirung des Kirchenvermoͤgens ſicher vorgebeugt 
worden ſein. 


Staatsminiſter v. Falkenſt ein: Ich will die geehrte 
Kammer durchaus nicht Länger aufhalten, ſondern mid) 
nur auf das beziehen, was von ber geehrten Minorität der 
Deputation für den Geſetzentwurf gefagt worden ift, dem 
ic) voliſtaͤndig beitref. Nur eine einzige Bemerkung fei 


hat und nad) der Erklärung, welche die Regierung auch in 
diefem Augenblide wicderholt giebt, daß es ihr nicht beis 
fommen fann, das Kirhenvermögen für Eigen, 
thum der Gemeinde erklären zu wollen, koͤnnte der 
Herr Referent fi über die etwaigen, aus dem Entwurfe 
zu ziehenden Gonfequenzen beruhigt fühlen. Was das 
Wefen der Sache betrifft, fo ift mach feiner eigenen Erkla— 
rung durch die Vorfchläge etwas Hauptjächliches nicht ge 
ändert und e3 handelt fid) zulegt blos um die Form oder 
um die Frage, wer dem Kirchvater oder Kirchenvorftcher 
wählen fol? Da muß id) ihm aber infofern widerfprechen, 
wenn er meint, daß das von feinem Einfluß auf die 
Selbftändigfeit der Gemeinde fei, ſelbſt wenn fie mit der 
Wahl vollfommen einverftanden wäre; denn wenn von 
Seitem des Patrons auch der Beſte gewählt würde, fo würde 
doch ſchon die Idee, daß fie von einer ſolchen Wahl abs 
hängen, den Gedanken an Gelbftändigkeit zurücdrängen, 
Daß aber, wenn die Kirchenvorflände nicht felbftändig in 
der Verwaltung der äußeren Angelegenheiten zunaͤchſt find, 
fie auch nicht wachen fönnen in der Selbftändigkeit zu 
Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten, darüber, glaube 
ich, find wohl Ale mit mir einverftanden. 


Präfident v. Schönfeld: Wir können num zur Ab 
flimmung verfehreiten. Es liegen. zwei Anträge vor, Der 
erſte ift der der Minorität. Sie wünfcht, daß die Regierung 
vorlage, man kann fagen, unverändert angenommen werben 
möge; denn ber Zuſatz, den fie beantragt, hat feinen Ur 
fprung in einem Vorſchlage des Herrn Regierungscommiffars 
und infofern ift er auch ein Vorſchlag der Regierung. Die 
Minorität der Deputation würde alfo nach meinem Daflı 
halten vollftändig mit der Regierung einverftanden fein. 
Die Majoritätödeputation will aber nach Seite 225 dem 
Paragraphen eine neue Faſſung geben. Dbfchon mitgethrilt 
durch) den Herrn Referenten, fo werde ic) fie dennoch wieder 
holen; denn fie weicht, wenn wir auch mehrfach gehört hr 
ben, daß dies nicht bedeutend fei, doch noch von bem Vor 
ſchlage der Regierung ab. Ich werde daher die erfte Frage 
auf bie Maojorirät fielen und folte diefe fallen, fo werde 
ich die Frage auf den Minoritätsvorfchlag richten. 3% 
habe zu erwähnen, daß der Antrag, von dem die Rede if, 
ſich auf Seite 225 und 226 befindet und zwar in ber neue 
Faſſung, wie fie die Majorität vorgefchlagen hat. Voraus⸗ 
geſetzt, DaB die geehrten Mitglieder wiſſen, um was es fih 
handelt, frage ih, ob die Kammer den Vorſchlag 
ihrer Majorität anzunehmen gemeint ift;— 
Achtʒehn haben ſich erhoben und 35 Mitglieder find zugegen; 





mir noch geftattet. Der Herr Referent bemerkte ausdrüd- 
lich, es fei eigentlich nur die Beforgniß ber Eonfequenz, 
die man aus einer folden Beftimmung, wie fie der Ge: 
fegentwurf enthält, ziehen koͤnne, welche ihn veranlaffe, mit 
der Majorität eine Mobificarion vorzufchlagen. Ich follte 
meinen, daß nad) her Discuſſion, welche heute ſtattgefunden 


es iſt alſo der Antrag mit 18 gegen 17 Stimmen abge 
worfen. & 
IH wende mic nun zu dem Vorſchlage ber Minorität 
Ich habe bereits erwähnt, daß berfelbe mit der Regierung 
vorlage conform iſt und frage, ob die Kammer dem Bor 
ſchlage der Minorität bezüglich des $. 16 ihren Beifall 





295 


ſchenkt? — Es muß wohl ein Mißverftändnig bei diefer 
Abftimmung obwalten .... B 

Superintendent Dr. Lechler: Ich dächte, bei einem 
folchen Stande der Sache und bei der Wichtigkeit diefer 
Frage an ſich wäre die namentliche Abftimmung nicht mehr 
zu umgehen, 

Präfident v. Schönfels: Es muß nothiwendiger Weile 
ein Mißverftändniß bei der Abſtimmung zu Grunde Liegen; 
denn unmöglich Tann die Kammer wollen, daß gar Nichts 
angenommen werde und das. würde gleichwohl das Refultat 
fein, wenn 18 Stimmen gegen den Vorſchlag der Minorität 
abgegeben worden wären. Indeß die Kammer hat ben 
Antrag ded Herrn Superintendenten Lechler vernommen 
und da die namentliche Abftimmung nur eintreten kann ins 
folge eined Befchluffes der Kammer, fo.frage ich, ob bie 
Kammer jetzt mit Namensaufruf abflimmen wi? — Eins 
ftimmig Ia. 

Ich werde daher die namentliche Abftimmung eintreten 
laſſen. Die Minorität trägt darauf an, die Re— 
gierungsvorlage anzunehmen mit dem Zuſatze, 
den der Herr koͤnigliche Commiſſar vorgeſchla— 
gen hat: 

In der Verwaltung der den Seiftlichen und Kirchen» 
dienern Ir u ihrem Nießbrauch und — angewieſenen 
Grundſtuͤcke darf der Kirchenvorſtand nicht eingreifen”. 


Sf die Kammer hiermit einverſtandenk? 


Es antworten mit Ja: 


Sceretär v. Egidy. Nittergutöbefiger Kraft. 
Secretär Wimmer. Bürgermeifer Hennig. 

Hofrat Dr. Hänel, Biegermeifker Miller. 
Superintendent Dr. Lechler. reiherr v. Biedermann. 
Dberhofprebiger Dr. Liebner. Biirgermeifter Koch. 
Rittergutsbefiger Kittner. Dberhüegermeifter Pfotenhauer. 


Bürgermeifter Gottfhald, 
Nittergutöbefiger v. Römer. Lanbesbeftailter Hempel, 
Kammerherr v. Wagdorf. Heäfibent dv. Schönfels, 


Mit Nein antworten: 


Finanzrath v. Rofig-Waltvig, 


Vicepräfident v. Frieſen. Freiherr v. Weld, 
Domherr v. Wapdorf. Kammerherr v. Zehmen. 
Graf Solms. Kammerherr d. Lüktichau. 


Abvocat 9. Könnerit, 
Graf Wilbing d. Königeörld, 
Gapitular v. Schedter. 


Koftervoigt v. Pofern, 
Kammerhere d. Metfch. 
erihere v. Schönberg-Bibran. 


Seaf v. Schönburg: eeihere d. Rochow. 
Bürgermeifter ihr. Kammerhere dv. Erbmannsborff: 
Bürgermeifter Glauf. 


Präfident v. Schoͤn fels: Der Antrag ift mit 18 Stims 
men gegen 17 angenommen worden. 

Ich made nun den Vorfchlag, die heutige Sigung zu 
ſchließen und dieſelbe morgen um 11 Uhr wieder" ſortzuſeten 
und zwar über denſelben Gegenſtand. 


(Schluß der Sigung 2 Uhr 48 Minuten.) 


Redaeteut H. Meinhold, Secretaͤr im Königl, Minifierium bes Innern, — Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


TR. €. Abonnement.) 
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Behnte Öffentlihe Sisung der Erfien Kammer 
am 18. December 1860. 


; Inhalt: 

Verleſung bed Protokolls über die letzte Sizung. — Regiftrane 
denvortrag. — Bortgefebte Berathung bed Berichts der Zwi⸗ 
ſchendeputation uͤber den Entwurf einer Kirhenorbnung für 
die evangeliſch⸗ lutheriſche Kirche und zwar uͤber bie 66. 17 
bis mit 20. — Vortrag des Protokolls der heutigen Sigung. 





Die Situng beginnt 20 Minuten nad 11 Uhr in 
Gegenwart des Herrn Staatsminiſters Dr. dv. Falke n⸗ 
fein und der koͤnigl. Commiſſare Geheimen Raths Dr. 
Hübel und Geheimen Kirchenraths Dr. Gilbert, fowie 
in Anwefenheit von 36 Kammermitgliedern mit Verleſung 
des Uber die letzte Sitzung durch Secretaͤr v. Egidy aufs 
genommenen Protokolls, welches von der Kammer ohne 
Erinnerung genehmigt und von den Herren Nittergutöbefiger 
Kraft und Buͤrgermeiſter Hennig mitvollzogen wird. 


Präfident v. Schönfeld: Wir wenden und zum Vor⸗ 
trag aus der Regiſtrande. Es befindet ſich darauf nur 
eine einzige Nummer, 

(Mr. 80.) Adoocat Bernhard Müller allhier über 
reicht im Auftrage des Directoriumd des hiefigen Spar: 
und Worfdußvereing zwei Petitionen der fächfiichen Vor⸗ 
ſchuß · und Erebitvereine I. um Erleichterung der Begitimation 
der Vereine in Reattahdäften und IL um Befreiung von 
der Gemerbefteuer, und fügt 25 Druderemplare diefer Per 
titionen zur Vertheilung an die Kammermitglieder bei. 

Präfident v. Schönfels: Diefe Petition gehört zum 
Reffort der vierten Deputation und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer derfelben diefe Petition zuweifen wolle? — Einftim- 
mig Ja. 

Es war die, wie ich bereits erwähnt habe, bie einzige 
Nummer der Regiſtrande. Urlaubögefuhe und fonftige 
Mittheilungen liegen nicht vor und wir koͤnnen fomit zur 
Zagesordnung übergehen. Ich Habe den Herrn Re— 
ferenten zu erſuchen, zu diefem Zwecke den Rednerftuhl zu 
betreten und uns den Bericht über den Entwurf einer 
Kirche nordnung weiter vorzufragen. 

1. K. (2. Abonnement.) 


Referent Bicepräfident v. Friefen: ' 


B. 
Vom geiſtlichen Amte. 
$. 17. 
Pficsten beffelben. 

„Die Leitung des Gottesdienftes und. die Pflege des 
Fe Lebens in der Gemeinde durch die Predigt des 
Svangeliums, bie Verwaltung der Sarramente, die Ber 
richtung der anderen heiligen Handlungen und bie Seele 
forge liegt dem Pfarrer ob. ⸗ 

Derjelbe' hat den Unterricht der ſchulpflichtigen Jugend 
zu beauffichtigen, den Gonfirmandenunterricht zu ertheilen 
und die confirmirte Jugend durch die Katechismuseramina 
in der Religion weiter zu unterrichten. 

Er hat auch, die gefammte Firchliche Gemeindeverwals 
tung zu leiten, die Kirchenfige zu verlöjen und die Kirchens 
bücher zu führen, dafern nicht dafür ein befonderer Beamter 
angeftellt ift. 


In den Motiven iſt gefagt: 


Zu Lit, B, » 
au 86. 17—19. k 

Für den Zwed der Kirchenordnung genügt es, bie 
Pflihten der Geiftlichen nur in den algemeinften Umriffen 
und ihrer Stellung zur Gemeinde anzugeben, wie dies bier 
geſchehen ift. Die nähere Beftimmung der in dem gilt 
lichen Amte liegenden Pflichten und die Anweifung zur Er, 
füllung derfelben ift eine fo ganz innere Angelegenheit der 
Kirche, daß fie dem — ment tıberlaffen bleiben muß. 
Nur die Kirhenbuchsführung, rücfichtlich welcher die Geift- 
lichen zum Theil Civilbeamte find, macht davon eine Aus: 
nahme, doch gehört eben deshalb das Nähere nicht in die 
Kirchenordnung. 


Der Bericht fagt: 
Bei 


$. 17 

fand bie Deputation hinfichtlich ber beiden erſten Saͤtze nichts 
u erinnern, Die im Sabe 3 enthaltene Beftimmung wegen 
Beitung der gefammten kirchlichen Gemeindeverwaltung er⸗ 
fchien etwas zu umfaſſend und ausſchlieblich. Man fimmte 
daher einer im jenfeitiger Deputation aboptirten Faſſung 
bei, wobei man e8 jeboch nicht für nöthig hielt, der Ver⸗ 
töfung ber Kirdenfike, als einer ganz inneren Berwaltungdr 
fache, Erwähnung zu thun, ohme jeboch ſolches hiermit 
von der Competenz des Pfarrer ausſchließen I wollen, 
wozu e3 an einem ausreichenden Grunde fehlen dürfte, 
Man fihlägt daher für Sat 3 folgende Faſſung vor: 

Er hat die Kirhenbücher zu führen, dafern nicht 
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dafür ein’ befonderer Beamter angeftellt ift, und nad) den 
Befiimmungen diefer Kirchenordnung an ber Firchlichen 
Gemeindeverwaltung Antheil zu nehmen, 
und beantragt, mit diefer Faffung $. 17 anzunehmen. Der 
Eönigliche Commiffer hat jedoch diefer Veraͤnderung nicht 
beigeftimmt. 

Präfident v. Shönfels: Bei $. 17 ift von Seiten 
des Herrn v. Pofern ein Antrag eingereicht worden, den ich 
Ihnen jetzt mittheilen werde. Here v. Pofern fehlägt vor, 
einen Paragraphen unter 17a. in den Entwurf einzufügen, 
Derfelbe ſoll folgendermaßen lauten J 

. 72.. 
Rechie deſſelben. 

Die Mitglieder der Kirchengemeinde ſind verpflichtet, 
ihren Geiſtlichen die ——— und den ge- 
bührenden Gehorfam, in,und außer dem Amte zu erweiſen 
und ihnen die für die einzelnen Amtshandlungen matrikel- 





leicht, daß Beides zufammen befprohen werden kann. 
Was die neuliche Aeußerung des Herrn Rittner betrifft, 
fo ſchien es mir, als wenn feine Meinung und Forderun, 
auf gewiſſe innere Rechte ginge, die fich freilich ſchwer 
formuliren laſſen. Seine Meinung bezog ſich vielleicht 
zunaͤchſt nach feinen Andeutungen auf das Recht, wie ſich 
etwa in unſerer Kirche die Freiheit mit der Gebunden: 
heit einige nad) Seiten ber Lehre. Das ſchien die Spige 
feiner Frage, die er vorzugsweiſe an uns Theologen richtete, 
zu fein oder: wie der Geiftliche in der Gebundenheit an 
die Heilige Schrift, fowie fie im Weſentlichen die Kirche 
verſteht, dennoch’ frei fei; das · wollte er bezeichnet wiffen, 
Ich muß nun freilich fagen, dazu gehört mindeſtens eine 
vollſtaͤndige Dogmatif und deswegen ift wohl eine Be 
fimmung über dieſes Recht des Geiftlichen nicht in den 
Paragraph aufgenommen worden. Einiges Nähere fei hier 





mäßig feftgefegten oder noch feftzufegenden Gebühren zus 
kommen zu laffen, wie ihnen überhaupt ihr fonftiges 
Amtseintommen vom Kirchenregimente garantirt wird.” 
Sch habe nun den Herrn Antragfteller zu erfuchen, 
den Antrag zu motiviren, infofern ex dies beabſichtigt, wos 
rauf ich ihn dann zur Unterftügung bringen werbe. 


Kloftervoigt v. Pofern: Meine Herren! Hier, wo von 
den Pflichten des geiftlichen Amtes, und insbefondere 
denen des Pfarrers die Rede ift, würdeich es für angemeffen 
erachten, wenn ein Zufaßparagraph — auch Uber die Rechte 
des geiftlichen Amtes handelnd — eingefchaltet "würde. 
Natürlich überlaffe ich die Redaction diefes Bufahparagraphen 
und die Beftimmung darüber, wohin er gehöre, ob er zu 
Anfange ober vielleicht ans Ende des Abſchnittes zu fegen 
fei, ganz ber geehrten Deputation. Bei allen übrigen Glie ⸗ 
dern ber Kirchengemeinſchaft ift im Entwurfe nächft deren 
Pflichten auch von deren Rechten die Rede; nur hier nicht. 
Mir erfheint es daher billig und raͤthlich, ja gerecht und 
nothwendig, daß den Laien gegenüber auch die Rechte der 
Geiſtlichen im Gefege ausbrüdlich erwähnt und gewahrt 
werben. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat die Mo- 
tioirung bed Antrags vernommen und ich habe zu fragen, 
ob die Kammer "diefen Antrag des Heren v. Pofern zu 
unterftügen gemeint ift? — Gefchieht hinreichend. 

Es wiirde fih nun die Discuffion zugleich über den 
Vorfchlag des Heren v. Pofern mit zu erfreden haben, Es 
hat zunächft Here Oberhofprediger Dr. Liebner das Wort, 


Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich bin nicht, gegen 
den Antrag des Herrn v. Poſern; ich erinnere aber daran, 
daß neulich bei der allgemeinen Debatte von einem geehrten 

‚ Redner in Beziehung auf die hier -aufzuführenden Rechte 
der Geiftlichen etwas weiter Gehendes verlangt worden, als 


was Herr v. Poſern will, was ſich doch blos auf die oͤco⸗ 


I.noch bemerkt.‘ Wie neulich ſchon von einem Medner, wenn 
ich nicht irre, von Heren Dr. Lechler gefagt worden ift, ber 
bloſen fubjectiven Willkur des Geiftlihen ſtehe das Recht 
der Gemeinde gegenüber, nicht jeden ‚beliebigen Einfall des 
Geiſtlichen als Heilslehre annehmen zu follen, fo gehört das 
ganz hierher; ich glaube aber auch nicht, daß der geehrte 
‚Herr Nittner ein grenzenlofes Recht der Subjectivität des 
Geifilihen gemeint hat. Wenn man nun ferner fragt: 
wo aber ein Geitlicher weſentlich von der Öffentlichen Lehre 
abweicht und dadurch in die große Schwirrigkeit Fommt, 
lehren zu follen, wovon er nicht überzeugt ift, fo ift das ja 
eine furchtbare Bebrängnißz wie fteht es mit diefem Falle? 
Nun, da muß man fagen: geht feine Ueberzeugung gegen 
das innerfie Wefen der Kirche, fo bleibt freilich nichts 
Anderes übrig, als daß er fein Amt nicht mehr verwalte, 
Die, Kirche kann fich doch von einem einzelnen Geiftfichen 
und feiner Uebergeugung nicht zerreißen laffen; das it 
nicht möglich. Ale Milde, Nachgiebigkeit und Sanftmuth 
muß in diefer Bezichung aufhören. Ich erlaube mir abır 
noch für gemiffe mittlere Fälle, was den Gewiffensdrud in 
ihnen betrifft, wovon die Rede war, Folgendes hinzuzu⸗ 
fegen. Man fagt: es hat doch Jeder feine eigne Geiftd+ 
bewegung, feine Entwidelung, feinen Fortfchritt; wenn er 
num darin mit feiner Meinung im Einzelnen einmal in 
Conflict kommt mit dem Bekenntniß der Kirche, was fol 
dann werben? Es iſt das eine fehr zarte Sache; da fit 
aber einmal angeregt worden ift, fo muß. doch ein Woꝛt 
darüber gefagt werden: Ich muß daran erinnern, was 
überhaupt Erziehung iſt. Bei’ der Erziehung werden die 
Böglinge allmälig auch in die religioͤſe Ueberzeugung di 
Erziehers hereine und Heraufgezogen und ba ‚fpricht Nie 
mand von Gewiffens: Bebrädung. Nun, meine Herren, 
‚wir werben alle erzogen unfer Lebelang. Unfere Gandir 
daten, unfere Geiftlichen. werben auch erzogen und „immer 
fort erzogen und das iſt gut; dasjenige aber, was fie er 
sieht, das iſt das heilige Evangelium in der Kirche, DA 





nomiſche Seite ber Rechte der, Geiftlichen bezieht. Vien 
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einen Gehalt hat, der uns Einzelne alle weit überragt, und 
von ihm erzogen zu iverden und ſich von ihm erziehen zu 
laſſen, das ift das größte und ſchoͤnſte Recht, das ein Geift- 
licher haben kann. Da ift auch Feine Gewiſſensbedruͤckung. 
Und beiläufig in diefer Auffafjung und nad) diefen Grund» 
fäßen wird in Sachſen jest das Kirchenregiment verwaltet. 
Es wird in diefer Beziehung wirklich die größte Nachficht, 
BVeitherzigkeit und Mifde, vielleicht, ich will es gern ger 
ftehen, mitunter etwas zu viel gehbt. Won Gewiſſensbe⸗ 
deüefung kann nicht die Rede fein. ES giebt freilich Ein. 
zelne; es find eben, Gott Lob! nur Einzelne, die gar Nichts 
wollen, die tabula rasa machen wollen; die fagen, daß eine 
Partei in der Landeskirche herrfche und Gemaltfamkeit Uber 
die Gemwiffen uͤbe und dergleichen. Es iſt das einfach eine 
Lügez jeder Unbefangene weiß dad auch im Sande; jene 
fünbigen gegen das achte Gebot: „Du folk nicht falfdes 
Beugniß reden wider Deinen Nächften”. 

Man Eönnte noch weiter in fehr umfänglihem Sinne 
von Nechten des Geiftlichen reden, welche hier vermißt 
würden, namentlich von den Rechten des geiftlichen Amtes, 
als ber Einheit aller kirchlichen Thätigkeit. Es ift fein 
Zweifel, dad geiftliche Amt ift von der Kirche fo urfprüng- 
lüch concipirt; es ift dies eine der größten Gonceptionen, 
Erfindungen, oder beffer Findungen der Kirche in und. aus 
der Heiligen Schrift: das geiſtliche Amt ift der focus aller 
kirchlichen Thaͤtigkeit; es iſt das eine wunderbare organifche 
Einheit, worinnen nichts, Fein Glied fehlen darf. Hiermit 
komme ich aber auf unferen Entwurf und feinen Sinn. 
Wenn nun irgend ein einzelnes Moment aus diefer großen 
Einheit der geiftlichen Thätigkeit im Amte befonders hers 
vorgehoben und etwa auf andere einzelne Perfonen oder 
eine Gefammtheit von Perfonen Übertragen wird, weil ber 
einheitliche Inhaber des Amtes, ber Geiftliche, nicht alles 
Einzelne, gleichfam im Umfreife Liegende, vollftändig und 
ausreichend vollziehen Tann, z. B. gewifle Momente der 
Seelforge, der äußeren Verwaltung, forhaben biefe Perfonen 
als Gemeindeglieder und vermöge des allgemeinen Priefter- 
thums eine Art von Mitthätigkeit am Amte, aber immer 
nur im tiefften Grunde vom Amt der Kirche her nur als 
‚Hülfe für dad Amt und unter feiner Leitung. So find hier 
im Entwurfe mit großer Weisheit, — ic) freuemich das fagen 
zu koͤnnen, — die Kirchenvorftände gedacht; fie find nicht 
gegen dad Amt, fondern fir dad Amt und mit dem Amte, 
in Ausführung deſſen, was das Amt von Seiten ber Ge 
meinde fordert — fchon feit langer Zeit ein Defiderium, 
welches hier bei und erfüllt werben fol. Was alfo hier 
die Rechte des Geiftlichen betrifft, fo liegt das im Entwurf 
nit und konnte nicht niedergelegt werden bei $. 17 ıc, 
fondern es liegt im der Ausführung davon, was die Kir- 
Henvorficher fein follen, was ihre Funetionen fein 





follen, welches ihre Stellung zum Geiftlichen fein fol, 
und wie der Geiſtliche die allgemeine Aufficht über das 
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Ganze führen fol, weil er vom Anfang ald ber einheite 
liche Inhaber. zu betrachten iſt. Es kann das nicht an 
ders fein; will man es anders, fo verliert man ben eins 
zig wahren und großen Begriff des Amtes. 

Es könnte dann ferner noch von einem fehr hohen, 
zarten, innern Rechte des Geiftlihen die Rede fein, das 
etwa zu bezeichnen wäre als das Recht der eigen⸗ 
thümlihen Gabe. Daß der Geifllihe das Recht 


hat, feine befondere Gabe, das Charismatifche in ihm,, - 


zur Geltung zu bringen, ift fein Zweifel. Die Gaben 
des Geiftes find mannigfach; es iſt im Chriſtenthum nicht 
Monotonie und Uniform, fondern jeder chriftlich leben⸗ 
dige Geiftliche hat feine befondere Gabe, bie fol 'er 
brauden. Es ift nur eine merfwürdig zarte Frage: 
wie verhält fi der Geiftliche damit zu ber Gemeinde? 
Da kommen bisweilen Cinzelne in den Gemeinden und 
fagen: diefe Gabe, unferes Geiſtlichen iſt nicht die, bie 
mir zufagt, id höre einen Anderen lieber! Denen 
möge man fagen: wenn bie Gemeinde den Geifllichen, 
der Iegitim berufen ift, angenommen hat, fo muß fie 
ihn auch als den ihr von Gott zugefendeten Hirten und 
Seelforger anfchen. Jenes ift oft Nichts als fubjective 
Weichlichkeit und geiftige Lüfternheit. Cs ift fehr wich⸗ 
tig, dieſes Necht zu beftimmenz; nur fürchte ic, in einer 
Kirchenverfaſſung ift das zu fein, zu zart, ald daß es 
aufgenommen werben koͤnnte. Weberhaupt, : alles dieſes 
innere, geiftige Recht muß der Weisheit des jebesmaligen 
hoͤchſten Kirchenregimentes zu orbnen. und zu wahren 
überlaffen werben. 


Rittergutöbefiger Ritt ner: Ich hatte mir zwar vors 
genommen, gewiffe Bezugnahmen auf Werhältniffe ber 
Kirche nicht mehr in fo freimüthiger Weife auszufprechen, 
wie ich in den legten Tagen gethan habe, weil ich wohl fühle, 
daß ich mich nur gar zu leicht auf ein Feld verlaufe, mo 
ich andern Leuten in biefer Kammer nicht gewachfen bin. 
Allein der geehrte Sprecher vor mir, auf beffen Worte ich 
gewiß viel Werth Iege, hat mich gewiffermaaßen veraulaßt, 
diefem halbgefaßten Entſchluſſe untreu zu werden, indem 
er die Erwartung ausſprach, ich wuͤrde bei diefem Paras 
graphen, analog meinen Bedenken, bie ich bei $. 12 aus— 
gefprochen habe, Etwas beantragen, was in einer gewiffen 
Richtung weiter ginge, ald der Antrag, den wir von Herrn 
dv. Pofern gehört haben. Theils diefe Veranlaffung, theils 
der Umftand, daß ich ben Antrag unterſtuͤtzt habe, obgleich 
er das, was ich im Auge habe, durchaus nicht trifft, biefe beiden 
Geſichtspunkte veranlaffen mich, noch einmal das Wort zu 
ergreifen, um mehr oder weniger in Gefahr zu Tommen, 
daß ich Dinge berühre, die ſtreng genommen nicht hierher 
gehören, fondern nach dei Anfichten des Herrn Oberhofs 
predigerö in eine Dogmatik. Ich habe in $. 12 vermißt, 
daß da nicht ausfprochen iſt, wie die Mitglieder der evans 
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gelifchen Gemeinde gewiſſe Rechte verlieren mögen, bie 
fie auf gewiffe Weife nad) der Vorlage erworben haben. 
Allerdings habe ich damals geglaubt und glaube auch eine 
Aeußerung des Herrn Oberhofpredigers fo verſtanden zu 
haben, als ob es bei $. 17 noch möglich) wäre, das, was 
man unterlaffen hat in Bezug auf die Gemeinden noch zu 
fagen, nun in der entgegengefegten Richtung als Pflichten 
des Geiſtlichen einzuſchieben. Meine allgemeine Auffafjung 
geht nun dahin, daß ich allerdings glaube, daß der Zwec 
aunferer Vorlage ein ſolcher wäre, daß er eben Etwas dazu 
beitragen ſollte, die Stellung der Kirchengemeindeglieder 
und auch die Stellung des einzelnen Geiſtlichen etwas 
mehr den Grundfägen wieder anzunähern, die meines Er: 
‚achtens überhaupt bei Beginn der Reformation ald Haupt: 
zweck vorlagen, feitbem aber mehr und mehr verrüdt wor- 
den find. Was die Gemeinden anlangt, fo ift es Zweck 
der Reformation gewefen, der Kirchengemeinde eine ſolche 
Stellung in der Kirche anzumeifen, daß fie nicht mehr nur 
ein Anhängfel der Kirche fei, der Kirche, die eigentlich 
nur aus einem Oberhaupte beftand, welches wieber durch 
eine große Anzahl Geiſtlicher in der Herrfchaft nach unten 
vertreten war, während gleichzeitig die Gemeinde ausge⸗ 
ſchloſſen war von jeder felbftändigen Thaͤtigkeit; eine willen- 
loſe Heerbe, welche Allen folgen mußte, die von dem Ober: 
haupte ausgefandt waren und glaube ich, der Hauptzwed 
unferer Reformation iſt gewefen, der Gemeinde eine ganz 
andere Stellung anzuweifen, nämlich diejenige, daß bie 
Gemeinde das haupffächlichfte Glied in der Kirche fei. Dier 
jenigen, welche Luthers Werke beffer kennen als ich, wers 
den folde, Stellen anführen Tonnen, wo Luther fagt, daß 
die Gemeinde die Hauptperfon ift und nicht das Kirchen» 
regiment. Aehnlich ift meine Auffaſſung vom geiftlichen 
Amte. Bis zur Reformation waren auch die Geiftlichen 
willenlofe Werkzeuge; erft die Reformation hat ihnen einen 
günftigeren Wirkungskreis und eine ganz andere Stellung 
eingeräumt, einerfeitS der Gemeinde gegenüber, andererfeits 
der Kirche gegenüber. Der Gemeinde gegenüber, daß er 
berfelben nicht mehr zu befehlen hat, fondern mit ihr ges 
meinſchaftlich am Hauptwerke, der Kirche, arbeiten foll; 
und-feinem Vorgeſetzten gegenüber, daß er nicht mehr ſtreng 
daran gebunden iſt, die Heilige Schrift woͤrtlich ſo aufzu⸗ 
faſſen, wie der Vorgefegte fie aufzufaſſen befohlen hat; 
ſondern daß ihm uͤberlaſſen iſt, frei darin zu forſchen und 
feiner Ueberzeugung treu innerhalb feines Eides das, was 
er gefunden zu haben glaubt, frei und offen auszuſprechen. 
Dieſe beiden Richtungen ſind die entſcheidenden und die 
‚Herren werben fie beſſer verſtehen, als ich es ihnen fagen 
Tönnte; aber beide Richtungen feheinen mir weder mit dem 
Varagraphen, gegen welchen ich geftern gefprochen habe, 
no) mit dem jehigen Paragraphen in Bezug auf bie geift: 
tige Richtung ein organifches Ganzes zu machen. Ich 


will einige Fälle anführen, um meinen Anſchauungen ehroas | File vorgefommen 
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praktifche Unterlage zu geben und fange gleich bei den 
erften Worten an. Hier ſteht: „Pflicht deffelben ift die 
Leitung des Göttesbienftes“. Im Allgemeinen habe ic 
dagegen Nichts einzuwenden; aber warum will man nicht 
den Kirchenvaͤtern oder Kirchenvorftchern auch einen Theil 
diefer Leitung mit verleihen? Warum foll der Geiſtliche 
ganz allein befugt fein, z. B. die Lieder zu beftimmen, die 
die Gemeinde fingen fol? Erſchrecken Sie nicht, meine 
Herren, ich will mid; gleich daruͤber verſtaͤndlich machen, 
Setzen wir eine Gemeinde, die gewohnt war, feit 30 Jahren 
den Glauben unter Nr. 43 zu fingen; ber neue Prediger 
kommt und ohne alle Veranlaffung läßt ex den Glauben 
unter Nr. 42 fingen und zwar ohne alle Urſache. Ich 
glaube, das wird in jeder Gemeinde große Miß ſtimmung 
hervorbringen und wenn ein Kirchenvorſteher dem Geiſ 
lichen geſagt hätte, woran die Gemeinde ſeither gewöhnt 
war, fo wäre dad Aergerniß vermieden worden ohne den 
mindeften Schaden. Ich fehe auch nicht ein, was darin 
bedenklich fein fol; denn nach meiner Auffaffung iſt die 
Gemeinde bie Hauptperfon, weder der Geiſtliche noch 
das Kirchenregiment. Wenn ich den Herrn Dberhof 
prediger recht verſtand, jo hat er geſagt, es ſei dieſe Stel: 
lung für das geiſtliche Amt ſchwer auszudruͤcken ; ich möchte 
ihm aber darin widerſprechen; ich glaube, es iſt-dad Wefen 
der proteftantifchen Kirche, daß die kirchliche Thaͤtigkeit in 
allen Gliedern der Gemeinde ſich moͤglichſt gleichmäfig aus 
fprechez daß nicht der Geiftliche das Oberhaupt der Ger 
meinde fein fol, fondern gemeinſchaftlich mit ihr am Wake 
des Herrn arbeiten. Das ift meine Anſicht, meine Ueber 
zeugung, wenn fie auch vielleicht gegen die Auſicht Mancher 
hier verftößt. 

Ich habe ferner vorgeftern bereits angedeutet, daß eh 
nöthig.fei, die Gemeinde zu ſchuͤtzen gegen den Mißbrauch 
der Amtögewalt, welcher nicht felten dadurch vorkommt, 
daß den Gemeindeglicdern gewiffe Rechte vorenthalten wer: 
den und ich muß allerdings fagen, wenn hier eingeſchoben 
werben ſoll, was Herr v. Pofern wuͤnſcht, fo werde id 
mich dem nur zuneigen unter der Bedingung, daß die 
Deputation erklaͤre, $. 17a fo faffen zu wollen, daß Rechte 
und Pflichten der Geiſtlichen in beiden Richtungen aufge 
nommen werben; nicht blos in der einen, bie Herr v. Pofern 
berůckũchtigen wil. Sein Antrag geht nur darauf auf, 
die Stellung des Geiftlichen der Gemeinde gegenüber matt 
vielt ſicher zu ftellen; aber er hat Nichts davon gefagt, was 
doch noch nothwendiger ifi, daß auch die Stellung des Geiſ- 
lichen feinem Vorgefetzten gegenüber feftgeftellt werde, damit 
nicht die Faͤle wiederfommen, daß er wegen feiner perfün 





lichen Auffaffung oder wegen einer willkuͤrlichen Weber 
zeugung eines hochgeſtellten Vorgeſetzten behandelt werdt 
als Einer, der feinem Eide untreu geworben iſt. IH 
glaube wenigftens, daß im den Iehten 10 Sahren dergleichen 
find,. Ich bleibe dabei, daß ich weit 
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davon entfernt bin, Anträge zu ftellen; ich Habe nur meiner 
Anſicht getreu mic auöfprechen muͤſſen, daß ich auch mit 
dem Paragraphen durchaus nicht einverftanden bin. Er 
enthält gar nichts von einem Handeln in Gemeinfchaft 
mit den Kirdenvorfländen; wohl aber ftellt er Alles fehr 
„ beftimmt Hin, was die Leitung der Firchengemeindlichen An« 
gelegenheiten durch den Geiftlihen anlangt. Mit, einem 
Wort: es fagt mir die Faſſung diefes Paragraphen gar 
nicht zu und ich komme immer wieder auf den Standpunft, 
es thut mir leid, nicht einfehen zu koͤnnen, daß durch bie 
Vorlage etwas Befferes für die Kirche gefchaffen werben 
fol, fo daß ich mich genöthigt fehen werde, die ganze Vor⸗ 
Tage abzulehnen; denn gegenüber einer ſolchen Kirchen- 
ordnung wäre es beffer für unfere evangelifch» Tutherifche 
Kirche, fie hätte gar Feine Kirchenordnung. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich ehre wahrhaft und 
von Herzen das lebendige kirchliche Intereffe, das der ger 
ehrte Vorredner in feinen Yeußerungen auögebrüdt hat; 
kann aber im Einzelnen doch nicht mit ihm gehen. Näm: 
lich zunächft die etwaige Anführung der fämmtlichen Rechte, 
die er meint, in diefem Paragraphen betreffend, fo gefiche 
ic) wieberholt,: daß auch ich wünfchte, daß fo etwas vor⸗ 
laͤge, nur aber leider nicht einfehe, welche Korm für einen 
fo umfaffenden, für einen fo tief geiftlichen Inhalt hier 
geſchaffen werben fol, wie er in eine enge kleine Form, 
in ein paar kurze, ſchwache Worte gebracht werden fol. 
Ich wohrbe mit Freuden meinerſeits beitrefen; denn es ift 
das ein unvetkennbares Defiderium; es fehen auch viele! 
Geiftlige mit Spannung darauf hin, fie möchten in diefer 
Beziehung ihre Nechte gern formulirt finden — wenn man 
fie nur an diefer Stelle formuliven könnte. Was Herr 
Nittner fodann fagt in Bezug auf Luther, der auch fonft 
fo oft ald Patron der Freiheit angeführt wird, fo ift Luthers 
Freiheit doc nicht ganz die Art, wie fie vieleicht Herr 
Nittner meint. Luther hat zwar dief® Seite der Freiheit, 
aber er hat auch die andere Seite der größten, kirchlichen, 
fubftangiellen Einheit, Gebundenheit und Strenge, und 
wäre unfere Kirche nicht auch auf diefe Seite, für die 
Luther ebenfo fein Leben hätte laſſen mögen, gegründet 
worden, fie wäre längft zu Grunde gegangen. Daher 
fagte ich, unfere Kirche vereinigt Beides in fich, die be 
wegliche Seite und die Seite der Gebundenheit und Ein: 
heit, jedody der Accent fällt auf die zweite, weil es in der 
herrſchenden Natur der Menfchen liegt, daß fie fich eher 
zertheilen und auseinandergehen in geiftlichen Dingen, als 
einigen. Hier liegt die tieffte Kraft der Kirche, in ihrer 
Stetigkeit auf Grund des Uracts ihrer Entſtehung. Das 
dagegen Ankaͤmpfende ift wie Zwerge gegen einen Rieſen. 
— Luther hat z. B. einmal gefagt in Bezug auf Gemein- 
den, die fich beklagten über die Einfachheit ihrer Geiftlihen: 
Was wollt ihr? Ihr wollt lauter große Doctored und 
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Melanchthones haben; ſeid zufrieden mit dem, was ihr 
habt! Wer feine Schriften kennt, ber weiß, wie oft ſich 
Aeuferungen nad Seiten der ftärfften kirchlichen Gebuns 
denheit bei ihm wiederholen. Herr Dr. Lechler bemerkte 
neulich fehr richtig über Luthers Wort, „daß Gott durch 
den Laienftand der Kirche aufhelfen werde”, daß das nicht 
in bem einfeitigen Sinne verflanden werden koͤnne, wie es jetzt 
oft verſucht wird. Sodann hat Herr Rittner geſagt, daß die 
Leitung des Gottesdienſtes den kirchlichen Gemeindevorſtaͤnden 
mit uͤbergeben werden ſollez das geht aber nicht, wenigſtens 
in dem Sinne nicht, wie ich es von ihm verſtanden habe; 
das iſt unmöglich. Sie koͤnnen z. B. die Liederwahl nicht 
eigentlich beſtimmen. Er hat ein Beiſpiel angeführt von 
dem Glaubenslicde; aber nach diefer Seite hin hat bie 
Kirhenordnung auch ſchon vorgefehen, es ift, ein Punkt 
da, wo bezeichnet wird, daß die Kirchenvorfteher in foldhen 
liturgiſchen Dingen freier Wahl eine Mitſtimme haben, 
und alfo dem Geiftlihen Vorſtellungen machen koͤnnen, 
wenn ein Bebürfniß in der Gemeinde fich ausſpricht. Werm 
in der betreffenden Gemeinde kirchliche Gemeindevorficher 
gewefen wären, wie die Vorlage fie einführen wi, fo 
mürden dieſe etwa dem Geiſtlichen gefagt haben: „Lieber 
‚Herr Paftor, man ift diefes Lied einmal gewohnt, ändern 
Sie dies nicht fo ſchnell, laſſen Sie und wenigſtens vorerft 
zwiſchen diefen beiden Formen des Liedes wechfeln”. Da 
würde nun der Paftor, wenn er — möchte ich fagen — 
ein vernünftiger Mann und nicht ein auffahrender Brauſe⸗ 
kopf gewefen wäre, gefagt haben: „Ei ja, lieben Leute, 
mit großer Freude”! Im diefem Sinne ohngefähr hat der 
Entwurf den betreffenden Paſſus aufgenommen. Der ge- 
ehrte Herr Nittner hat ferner bemerkt, daß ich das geift- 
liche Amt als Einheit der kirchen Thätigkeiten falsch aufs 
faßte; das ift aber eine Sache wiffenfehaftlicher Erörterung; 
darauf läßt ſich hier nicht grümdlich eingehen. Die Sache 
iſt kurz fo, daß die Inhaberin aller Thätigkeiten der Kirche 
die Kirche felbft ift; daß aber diefe Kirche an ihrem 
Haupte Jeſu Chrifto, um in den einzelnen Gemeinden ſich 
auszuüben und ihre Thätigkeiten zu vollziehen, fie dem 
Amte und dem einzelnen Geiftlichen überträgt, Nun kann. 
man nicht fagen, daß die einzelne Gemeinde als ſolche, fons 
dern nur als Glied der ganzen Kirche den Geiftlihen an» 
nimmt und hat; der Geiftliche wird weſentlich von ber 
Kirche gefendet und zwar in einem noch höheren Auftrage; 
wo nicht, fo ginge die Kirche in lauter Secten auseinan⸗ 
der. — Wenn Herr Nittner endlich fagte, daß Entlaffun- 
gen von Geiftlichen ftattgefunden hätten, welche in ihrer 
Ueberzeugung wankend geworden, fo ift mir ein Fall diefer 
Urt, der irgend eine Anklage fundirte, durchaus nicht 
befannt und ich würde bitten, mir einen folhen Fall 
zu nennen; denn dergleichen Reden gehen in bad Volk 





und biefes denkt dann, daß es von uns nur gefmechtet 
werbe, 
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Bürgermeifter Hennig: Ih wollte mir nur ein paar 
Worte über den Antrag des Herrn v. Pofern erlauben, 
fin den ich nicht ſſimmen Tann. Er zerfällt in zwei Theile. 
Im erften Theile heißt es, es fol im Gefege vorgefehrieben 
werden, daß bie Gemeindemitglieder ihren Geiſtlichen Hoch - 
achtung zollen ſollten. Das ift aber ſelbſtverſtaͤndlich, das 
bedarf keines Ausdrudes, das folgt aus der Stellung, 
welche die Kirchengemeinde den Geiftlichen gegenüber ein» 
nimmt. Im zweiten Theile fpriht er davon, daß ben 
Seiftliden durch das Gefeg eine Garantie dafür gegeben 
werde, daß fie ihr Einkommen vollftändig erlangen. Da» 
mit find mir gewiß Alle einverftandenz aber das gehört 
nicht in dieſes Geſetz; das ift ein Sat rein civilrechtlicher 
Natur und folgt aus den allgemeinen Grundfägen des 
Rechtes. Kann ein Geiftlicher feine Emolumente nicht er— 
langen, "fo ift er in derfelben Lage, wie andere auf ders 
gleichen Einkünfte angewiefene Beamte; er muß fih an 
die betreffende Behörde wenden und bie wird ihm zu ſei⸗ 
mem Rechte verhelfen. Ich glaube alfo, diefer Antrag ges 
hört nicht hiecherz es handelt ſich hier um die äußere Ber: 
faffung der Kirche, nicht aber um befondere rechtliche Ans 
fprüche. Der Antrag ift aber auch nicht volftändig genug 
und kann ſchon deshalb nicht aufgenommen werden; es 
bleiben noch eine Menge Luͤcken, die nicht ausgefüllt und 
eine Menge Dinge, die nicht erledigt werden, und darum 
wird der damit beabfihhtigte Zweck nicht erreicht werden. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Es befremdet mich 
keinesweges, daß bie Kürze dieſes Abſchnittes, vom geiſtlichen 
Amte aufgefallen ift; daß Diele fich nicht befriedigt finden, 
weil in der Kirchenordnung von dem fo uͤberaus bedeuten 
den geiftlichen Amte fo wenig gefagt werden fol. Es ift 
aber, glaube ih, die Negierung deshalb theilweiſe ſchon 
gerechtfertigt durch das, was heute in dieſem Saale gefagt 
worden iſt. Es geht nämlich daraus hervor, wie außer 
orbentlich fehwierig es ift, diefen Gegenftand hier mehr ins 
Einzelne eingehend zu behandeln. Es ift die Anführung 
der Rechte des Geiftlihen vermißt worden. Die wefentlis 
hen Rechte des Geiftlichen find die Befugniffe feines Amtes; 

dieſe find genugfam angebeutet. Sie brauchen blos den 
erften Sat des $. 17, der von den Pflichten des geiftlichen 
Amtes handelt, von dem Geſichtspunkte aufzufaffen daß 
jeder Pflicht des geiſtlichen Amtes eine Berechtigung ent- 
ſpricht, fo werden Sie in den einzelnen Punkten, die hier 
als Pflichten aufgezähft find, ebenfo viele Rechte des Geifte 
lichen wieberfinden. Der Geiftlihe hat die Pflicht, den 
Goftesbienft zu leitenz er hat aber auch das Recht dazu, 
und fo koͤnnen Sie alle diefe Pflichten des Geiſtlichen 
wiederum in Rechte deffelben umfeßen.. Diefe Rechte des 
Geiftlihen und diefe Pflichten näher und eingehender zu 
beftimmen, gehört zu ben innerften Aufgaben des Kirchens 
zegimentes und ich glaube kaum, daß die Regierung Shren 
Beifall wiirde gefunden haben, wenn fie in die Kirchenord⸗ 


"Sächsische Landesbibliothek 


mung Alles aufgenommen hätte, was über diefe Rechte zu 
fagen iſt. Es würde aber auch unmöglich geweſen fein, 
das auf diefem Wege zu erreiden, was von dem geehrten 
Abg. Rittner gewuͤnſcht wird, nämlich jede Ausfehreitung 
des Geiftlichen fiber feine amtlichen Befugniffe zu verhim 
dern und Vorſchriften zu geben, wie er bie Heilige Schrift 
auslegen fol, wie er bei der Leitung des Gottesdienſtes 
etwaigen Wünfchen der Gemeinde Rechnung zu tragen hat, 
Das find Beflimmungen, die in eine Kirchenordnung, wie 
die vorliegende, nicht gehören, die Sie wohl, meine hoch- 
geehrteſten Herren, in diefem Saale nicht wuͤrden berathen 
mögen. Die Regierung hat alſo diefe Rechte des Geifkli, 
hen abſichtlich nicht weiter ausgeführt. Wenn man aber 
hätte allein von der den Geiftlihen gebührenden Achtung 
forechen wollen, fo würde es haben auffallen muͤſſen, bie 
fen, ich möchte fagen, Nebenpunkt hier erwähnt zu finden; 
Etwa, das ſich doch ganz von felbft verfteht. Denn daß 
der Geiftlihe, der ein fo bedeutendes Amt befteidet, wenn 
er feine Pflichten erfüllt, die Achtung feiner Gemeinde zu 
beanſpruchen hat, das ift fo felbfiverfiändlich, daß es in 
der Kirchenordnung nicht erft betont zu werden braucht, 
Es ſcheint mir daher auch der Antrag des Herrn v. Pofern, 
deſſen Tendenz ich übrigens volfommen anerfenne, unzus 
reichend, weil er dad Wichtigfte nicht beruͤhrt. Mas die 
Außeren Verhaͤltniſſe des Geiftlichen betrifft, fein Einkom⸗ 
men, fo beruht daſſelbe meift auf örtlichen Beſtimmungen. 
Es ließe ſich darüber wohl im Allgemeinen ſagen, daß der 
Geiſtliche, fo lange er fein Amt in deſſen ganzem Umfange 
verwaltet, dad matrifelmäßige Einkommen, das durch Herr 
kommen und Anordnungen der Kirchenbehoͤrden geregelte 
Einkommen, bie herkömmlichen Gebühren erhalten müffe; 
es würde aber damit aud Nichts gewonnen fein. Die 
wichtigſten Verpflichtungen der Parodyialgemeinden in Ber 
stehung auf Leiſtungen für den Geiſtlichen find durd dad 
Varochialgeſetz feftgeftellt; auf allgemeine Rechtsfragen eins 
zugehen und dieſe hier zur Entſcheidung zu bringen, fin 
weder rathſam noch noͤthig. Der allgemeine Grundſat if 
nicht zweifelhaft, daß die Gemeinde für den Unterhalt dez 
Geiſtlichen zu forgen hatz es würde aber Eeinen med 
haben, diefen allgemeinen Sat hinzuſtellen, wenn wir nicht 
zugleich dad Maaß diefer Verbindlichkeit feſtſehen. Das 
hat aber einige Schwierigkeit und da bie Regierung dad 
Beduͤrfniß einer geſetzlichen Beſtimmung daruͤber noch nicht 
gefühlt Hat, da es ihr immer gelungen iſt, wenn dag Ein: 
kommen eines Geiſtlichen unzulänglic war, ober wenn eine 
neue Stelle zu errichten war, durch Verhandlung mit ber 
Gemeinde zum Biele zu. kommen, fo hat man es vermieden, 
dergleichen allgemeine Rechtsbeſtimmungen in die Kirden 
orbnung aufzunehmen, Was vom geiftlichen Amte in bem 
vorliegenden Abſchnitte gejagt wird, ift allerdings nicht? 
Neues; es mußte aber doch hier gefagt werben, weil bad 
geiftliche Amt nicht mit Stillſchweigen übergangen werden, 





nicht blos nebenbei in den andern Abfchnitten berührt wer⸗ 
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den durfte, 
Antrage des Heren v. Pofern zu berühren. Er fagte naͤm⸗ 
lich am Schluffe feines Zuſatzparagraphen, dag den Geiſt⸗ 
lien dad Einkommen von dem Kirchenregiment garantirt 
werde. Dies findet aber nicht ſtatt; es wird dem Geift- 
Yen allerdings ein beftimmtes Einfommen angewieſen, 
aber das Kirchenregiment übernimmt keine Garantie dejr 
ſelben. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Ih würde num dem Herrn 
Secretaͤr Wimmer das Wort geben. 


Secretär Wimmer: Der Antrag ift vom fehr großer 
Wichtigkeit. Der Antragfteler fagte aber felbft, daß er 
die Nedaction deffelben, fowie die Stellung deſſelben im 
Geſetzentwurfe der Deputation anheim gebe. Won Seiten 
der hohen Staatöregierung wird derfelbe als unvollftändig 
und unpaffend in bie Kirchenordnung bezeichnet. Zwei 
andere Nebner haben ſich dahin ausgefprochen, daß er zu 
weit gehe und dies nach verſchiedenen Nichtungen hin bes 
hauptet. Ich glaube nun, daß es micht am der Zeit ſei 
und die Kammer in der Lage fein dürfte, über biefen Ans 
trag ſich fofort durch Abfiimmung oder Ablehnung auszu⸗ 
fprechen und halte für zwedimäßig, wenn diefer Antrag vor 
ber Hand nicht weiter zur Berathung gezogen, fondern 
der Deputation zur Erwägung und Berichterftattung über: 
geben wird und flelle hierauf den Antrag. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Ans 
trag des Herrn Seeretär Wimmer vernommen, welcher das 
hin geht, den Antrag des Herrn v. Pofern an die Depus 
tation zu verweifen, damit diefe diber denſelben Bericht ers 
ſtatte. Wird diefer Antrag unterftügt? — Es ift bins 
reichend gefchehen, da ſich acht Kammermitglieder erhoben 
haben. 

Es wird num vorzugsweife Über diefen Antrag zu 
forechen fein, weil, wenn er Annahme findet, jede weitere 
Discuffion jet vermieden werden koͤnnte. 


Kloſtervoigt v. Pofern: Ich würde gegen den Antrag 
Nichts haben und finde es fogar, wie ich bereits gefagt habe, 
für angemeffen, daß mein Antrag an die Deputation zur 
weiteren Erwägung und Rebaction, verwiefen werde, weil 
ich den vom Heren Bürgermeifter Hennig und vom Herrn 
NRegierungscommiſſar erhobenen Einwand unbedingt aner⸗ 
kennen muß, daß es nämlich fehr ſchwierig fei, hier Alles 
erſchoͤpfend auszudruͤcken und in einen einzigen Buſatz⸗ 
paragraphen hineinzubringen. Daß es aber fo ganz uns 
nöthig fein follte, einen ſolchen Paragraphen in dieſes 
Geſetz aufzunehmen, das kann ich doch nicht anerkennen. 
Meine Herren, ich frage Ale, welche in dieſer Kammer find 
and zugleich Anftelungen haben, ob es Ihnen angemeffen 
erfheinen oder angenehm fein wide, wenn im Staats - 
dienergefeg oder. in Ihren Anſiellungsdecreten blos von 
Pflichten und nicht auch von Nechten die Rede wäre! Es 
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IH erlaube mir, noch einen Punkt in dem, 





iſt mir ferner eingehalten worden, dag die Ehrerbietung 
gegen vie Geiftlichen fi von felbft verſtehe. Das gebe 
ich natuͤrlich zuz aber ich habe es auch in den von uns 
erlebten revolutionären Zeiten erfahren, daß ein großer Theil 
einer Gemeinde ihren ſehr wuͤrdigen Geiftlichen nicht eins 
mal mehr grüßte und dies blos, weil er gegen bie Revo» 
Iution, Umfturz und Auflehnung fi ausſprach und eine 
Predigt nach dem Text gehalten hatte: „gebet dem Kaifer, 
was des Kaifers und Gotte, was Gottes ift”. 


Staatsminifter v. Falfenftein: Nur ein paar Worte 
in Bezug auf Das, was Herr v. Pofern in biefem Augen» 
blide äußerte. Er bemerkte, es würde fich Jeder wundern, 
wenn er angeftelt würde und in feinem Anftelungsdecrete 
blos von feinen Pflihten und nit auch von feinen Rechten 
die Rebe wäre, Wenn die Kicchenordnung ein Un ftellungs= 
decret für die Geiftlihen wäre, fo würde ich ihm beiftim- 
men. Er weiß aber ebenfo gut, ald ich und bie geehrte 
Kammer, daß die Kirchenordnung etwas Anderes beabfich- 
tigt. Im Anftellungsdecrete, d. h. in der Wocation des 
Geiſtlichen, ift allerdings von feinen Pflichten, aber auch 
von feinen Nechten die Nede, namentlich hinfichtlich feines- 
Einkommens. So wohlgemeint übrigens der Antrag tft 
und fo dankbar gewiß jeder Geiftliche daflır fein wird, daß 
er auch in der Kirchenorbnung die Nechte der Geiftlichen 
vertreten und bezeichnet zu fehen wuͤnſcht, fo muß ich doch 
wiederholen, daß es, wo nicht unmöglich), doch ficher fehr 
ſchwer fein wird, die Nechte der Geiftlihen in dem Sinne, 
wie dies biöher in der Discuffion ausgeſprochen worben ift, 
zu firiten. Ich glaube kaum, daß die Deputation im Stande 
fein wird, folche Vorfehläge, die jedem Einzelnen genügen 
würden, in biefer Sache zu machen. Dazu fommt noch 
ber praktiſche Bwed der Sache. Herr v. Pofern meinte, 
es fei ihm in der Zeit unruhiger Bewegung vorgekommen, 
daß die Gemeinde ihren Geiftlichen nicht einmal mehr ges 
grüßt hätte. Es ift das, wenn es gefchehen, im hohen 
‚Grade zu beffagen. Mir dürfen aber wohl hoffen, daß fich 
inmittelft der Sinn in den Gemeinden immer mehr und 
mehr gebeffert hat, fo daß auch das Verhältniß zwifchen 
Geiſtlichen und Gemeinden gewiß nicht Leicht ein ſolches 
werden wird, wie es nach feiner Erfahrung im einzelnen 
Falle damals geweſen fein mag. Soviel ift aber gewiß, daß, 
um biefem Uebelftande vorzubeugen, andere Mittel ergriffen 
werben muͤſſen, als fie die Kirchenordnung an die Hand 
geben kann, wenn wirklich ein folder Sinn in einer Ge— 
meinde wieberfehren follte, was Gott verhüten wolle. Wenn 
die Bande zwiſchen Geiftlihen und Gemeinden fo gelodert 
wären, daß die Mitglieder der letzteren fich bedächten, jenen 
ihre EHrerbietung zu bezeigen, ja fogar ihnen die geringfte 
Ehre, welche man Jemandem bezeigen kann, die, fie zu 
grüßen, ihnen nicht erwiefen, dann wuͤrde auch Alles, was 
in der Kirchenordnung Überhaupt enthalten if, dann wuͤrde 
auch ein folder Paragraph nicht mehr ausreichen. Wir 





30% 


wollen aber zu Gott hoffen, daß die Kirchenordnung, wenn 
fie in dem rechten Sinne aufgefaßt wird, dazu beitrage, 
daß in Zukunft ein ſolcher Geift in den Gemeinden über- 
haupt nicht mehr entſtehen kann, weil fie durch die Kirchen» 
ordnung immer mehr und mehr zu dem mahren Wefen der 
Kirche Hingeführt und iht Verhalten mit dem kirchlichen 
Princip in Einflang gebracht werben fol. 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: Genau genommen 
wäre jet wohl zuerft ber den Antrag des Herrn Gecretär 
Wimmer zu forechen,, wonach der Antrag des Herm v. 
Pofern an die Deputation zur Begutachtung zurüdgegeben 
werben foll, Indeſſen hängt Eins mit dem Andern fo fehr 
zufammen, daß ich mir aud) erlauben muß, Etwas im Allge: 
meinen zu fagen. Was den erftern Antrag anlangt, fo hat 
die Deputation es ganz dem Willen und Befchluffe der ger 
ehrten Kammer zu überlaffen, ob fie ihr den Pofern’fchen 
Autrag zur Begutachtung Überweifen will oder nicht. Ber 
ſchließt fie es, fo werden wir unfer Gutachten abgeben. 
Aber das muß ich doc) erinnern, daß der Antrag des Herrn 
v. Pofern klar und leicht zu überfehen ift, fo daß ic) glaube, 
die Kammer wird aud ohne Deputationsgutachten ſchon 
heute über ihm urtheilen und befchließen können. Nach 
meiner perfönlichen Weberzeugung, wenn ich noch Eins vor- 
ausfchiden darf, dürfte auch der Antrag des Herrn v. Pofern 
wahriheinlich mehr Glüc in der Kammer machen, als er 
in der Deputation haben wird. Es wäre alfo mehr in feinem 
Intereſſe, es würde gleich in ber Kammer darüber ab⸗ 
geftimint. ‚Außerdem würde es aber außerordentlich aufs 
halten, wenn Schritt für Schritt Unteranträge geftellt und 
an die Deputation zur Begutachtung Überwiefen würben. 
Ueber einen, Paragraphen, den achten, haben wir fo ſchon 
abermal zu berichten und ich frage Sie, meine Herten, wor 
hin das führen fol, und wenn wir fertig werben follen, wenn 
das immer fo fort geht? Ich erftäre mich alfo gegen den Ans 
trag des Herrn Secretaͤr Wimmer. Was aber den $. 17 
und die vom Heren v. Poſern beantragte Unterabtheilung A 
betrifft, fo habe ich ſchon am Donnerftage erwähnt, daß es 
ſich bei $$. 17, 18 und 19 nur darum handelt, die Bes 
ziehungen des geiftlichen Amtes-zu den neuen Einrichtungen 
feftzuftellen, welche eben in der Kirchenordnung enthalten 
find, Es handelt fich Hier nur um gewiſſe äußere Formen, 
um geroiffe äußere, aber neue Geftaltungen, die ein anderes 
Verhältniß in den Kirchengemeinden hervorbringen. Durch 
die Kirchenvorftände wird ein ‚neues Inſtitut gefchaffen, 
es entficht alfo nothwendiger Weife zuerſt die Frage: in 
welcher Stellung kommt der Geiftliche zu diefer neuen Ges 
ſtalt? wie hat er fich dabei zu verhalten? welde Rechte 
and Pflichten Hat er und wird feine Stelung geändert oder 
nicht? Ich Überzeuge mich iminer mehr und mehr, daß dieſe 
Tragen durch die 66. 17 — 19 fo gut und richtig, wie 
möglich, namentlich kurz mit Vermeidung Alles deffen, was 
nicht in die Kirchenordnung gehört, beantwortet find. Wollen 


Sie die- Güte haben, $$. 38 und 39 mit: $. 17 in Ben 
gleichung zu ftellen, fo werden Sie finden, daß dieſe Br 
flimmungen von einander abhängen und einander gegenfeitig 
ergänzen. Fangen wir mit $. 17 an, fo heißt es hier: 
„Die Leitung des Gottesbienftes und bie Mflege des 
riftlichen Lebens in der Gemeinde durch die Predigt des 
Evangeliums, die Verwaltung der Sacramente, Die Ber 
richtung der andern heiligen Handlungen und bie Seelk 
forge liegt dem Pfarrer ob”. 

Da kann man zwar allerdings fagen: das verfteht ſich 
ja von ſelbſtz das wiffen wir längftz das iſt in allen Kin 
chengeſetzen eine alte, auögemachte Sache; in der Vocation 
ſteht es ja auch. Bringen Sie es aber in Verbindung mit 
$. 37, fo bekommt die Sache eine andere Geftaltz denn 
darnach erſtredt ſich der Wirkungskreis des Kirchenvon⸗ 
ſtandes auf Erhaltung von Bucht und Sitte und Br 
lebung des kirchlichen Sinnes in der Kirchengemeinde, 
$. 38 aber fagt: 

„Sie werben aber auf ben Wandel der Gemeindeglieder 
infoweit wachfam fein, um Lafter und Unfittlichkeiten, welde 
Öffentliches Aergerniß geben, oder zum Sittenverderben führ 
ven koͤnnen, im Kirchenvorftande zur Sprache zu bringen“, 

So heißt es in biefem Paragraphen von den Slirden. 
chenvorſtehern. Nun fol eben durch diefe kurzen Beim: 
mungen de3 $. 17, bie fich an fich zwar von felbft verfichen, 
erreicht werben, daß fi die Kirchenvorftände nicht eiw⸗ 
einbilden, fie Hätten es mit der Seelforge zu thun oder an 
bie Stelle des Geiftlichen zu treten und fo Handlungen 
auszuüben, die doch einmal wirklich nur dem geiſtlichen 
Amte gehören. Es ift alfo diefer erfte Sag bed $. 17 ein 
Gegengewicht oder eine Vorfichtömaaßregel, um zu bezeichnen 
und daran zu erinnern, daß bie Kirchenvorftände nicht zu 
weit gehen follen. Es liegt alfo darin der Gegenfag: das 
bleibt dem Pfarrer; das ift feine Pflicht und fein Recht une 
geachtet deffen, daß der Kirchenvorftand eingerichtet wid. 
Noch deutlicher wird das in $. 39, wo es abermals heißt: 

„Der Pfarrer und alle übrige Geiſtliche find in ihrer 
perfönlichen Amtöthätigkeit, was Ar Cell, de 
waltung ber Sacramente und bie übrigen heiligen sun 
lungen, fowie auch ihre amtliche Geſchaͤftsfuͤhrung anlangtı 
von dem Kirchenvorftande unabhängig”. 

Diefe beiden Saͤtze Hängen meines Erachtens zufammen; 
fie find correlat; fie ergänzen, erläutern und beftimmen ih. 
Deshalb mar ber erſte Sa in Beziehung auf die mut 
Kirchenordnung und Geftaltung nothwendig und richt über: 
füffig. Kommen wir nun zum zweiten Gabe: 

Derfelbe Hat den Unterricht der ſchulpflichtigen Jugend 


zu beauffichtigen, den Gonfirmandenunterricht zu ertheilen 
und die confirmitte Tugend durch die herein 
in ber Religion weiter zu unterrichten”, 

Das iſt auch Iängft bekannt; in bem Gefehe vom 
6. Juni 1835 da fteht Alles in der Länge und Breite; dab 





mußten wir alfo auch ſchon laͤngſt. Aber es ſoll doch aus 
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gedruͤckt werben: zu leiten hat ers; es hat in der Haupt⸗ 
fache Niemand hineinzureden, Nun kommt in dem dritten 
Satze ber eigentliche Cardinalpunkt des ganzen Paragraphen: 
„ex hat auch die gefammte kirchliche Gemeindeverwaltung 
zu leiten, die Kirchenfige zu, verlöfen” u. f. w. Das ift 
Nebenfache. Aber er hat die gefammte Gemeindeverwalfung 
d. h. diejenige, welche ſich durch die neue Kirchenordnung 
geftalten wird, zu leiten, ober er hat die verfaffungd-Firchen- 
ordnungsmäßige Theilnahme daran und dabei. Ich werbe 
immer mehr beflärkt im der Anficht und es ift mir heute 
doppelt Mar geworden, daß ein Mehreres, als in biefen 
drei Punkten gefagt ift, faft nicht gefagt werden fonnte, 
und deshalb bin ich auch jetzt nicht mehr für den Pofern- 
hen Antrag. Indeß glaube ich, wird derfelbe gerade Nichts 
ſchaden ; er wird aber auch nicht viel Neues hinzufügen 
und fomit aud) nicht viel helfen. Das Eine wollte ich noch 
auf die Bemerkung des Heren Regierungscommiffard er⸗ 
widern, obgleich ich fonft vollfommen einverftanden mit ihm 
bin, das Gewährleiften des Einkommens ift doch nicht fo 
rundweg abzuleugnen, wie es hier gefchah. Allerdings muß 
ſich die oberfte Kirchenbehörbe dagegen verwahren, daß fie 
dem Geiftlichen nicht eine unbedingte Garantie für alle feine 
Rechte zu Teiften hat, wie das auch kein vorfichtiger Ver 
pachter oder Verkäufer gegen ſeinen Abpachter oder Käufer 
thun wird. Jedes einzelne Recht Fann man dem Käufer 
oder Pachter ebenfalls nicht gewährleiften; da müffen die 
Umftände erft rechtlich erwogen und entfchieben werden, je 
nachdem fie dafür ober dagegen fprechen. Aber, eine ges 
wiffe Gewaͤhrleiſtung Liegt doch immer darin, daß ich bie 
Abſicht ausdrüde, dem neu Ungeftellten, dem Beamten zu 
dem Seinigen zu verhelfen nach Recht und Billigkeit und 
nach alfen meinen Kräften, Deswegen ſtand auch in allen 
alten Anſtellungsdeereten · und Privilegien jedes Mal, daß 
man bem Inhaber oder Angeftellten feine Rechte gewaͤhr⸗ 
leiſtetez ihm dazu zu verhelfen, ihm rechtlichen Beiftand zu 
leiſten fich erbotz aber wohl zu merken: in quantum juris 
d.h. foweit ed Necht iſt, foweit es dem Recht nicht wider: 
flreitet, wi ic; ihm dazu verhelfen; denn das verlangte 
bie deutfche Ehrlichkeit und betrachtete ſolches als eine recht⸗ 
liche Gewohnheit und Nothiwendigkeit. Alſo zu viel ver- 
langt ift es nice, daß die oberfte Behörde fage, fie wolle 
dem Pfarrer fein Einkommen gewährleiften, d. h. fie wolle 
Ähm zu feinem Rechte verhelfen und zwar mit richterlichem, 
obrigkeitlichem Schugez aber immer verftcht fi: in quan- 
tum juris. Das ift das Wenige, was ich noch zu fagen 
hatte und ich fehließe damit, daß ich fage, 9. 17, 18 und 19 
mit den kleinen von ber Deputation beantragten Abänbe- 
zungen find hinreichend und ich würde nicht rathen, noch 
mehr hinzuzufügen, 

Praͤſident v. Schönfels: Es Haben fi noch vier 
Redner einfepreiben Iaffenz inbeffen glaube ich doch, DaB es 
dweemäßig wäre, über den Antrag ded Heren Secretaͤr 
Wimmer abzuftimmen. Derfelbe iſt unterftügtz wird er 
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angenommen, fo ift die Folge die, daß ber Antrag des 
Herrn v. Pofern an die Deputation zuruͤckkommt, mo» 
durch die jekige Verhandlung fehr abgekürzt würde. Ich 
werde den Wimmerfchen Antrag nochmald recapituliren. 
Er geht dahin, daß der Antrag des Herrn v. Pofern an 
die Deputation zur Berichterftattung überwiefen werde. Tritt 
die Kammer demfelben beit — Wird mit 27 gegen 10 
Stimmen abgelehnt. 

Es würde nun die Discuffi on weiter fortzuführen fein 
und ich ertheile dem Herrn Guperintendenten Dr. Lechler 
das Wort. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich habe gegen den An« 
trag geftimmt, weil ich einfehe, welde unendlihe Schwie⸗ 
tigfeiten — wie auch ſchon von dem Herrn Meferenten 
bemerkt worden iſt — es für die Deputation haben wird, 
demfelben irgend Genüge zu leiften. Ich glaube, wenn 
wir dann unfern Antrag brädhten, fo wirden wir weder 
den Wunfch der Kammer, noch den befonderen jedes ein» 
zelnen Mitglieded damit befriedigen. Wenn ich irgendwie 
mir die Hoffnung machen fönnte, daß bie Aufnahme dieſes 
Paragraphen in die Kirchenorbnung die Folge haben dürfte, ' 
eine Garantie zu gewähren für Erweifung der dem geiſt⸗ 
lichen Amt geziemenden Hochachtung und für Entrihtung 
der Gebühren, welche von dem zuweilen Färglich bemeffenen 
Gehalt einen ‚nicht unbeträchtlihen Theil ausmaden, To 
würde ic mit Freuden dafuͤr geflimmt haben. Aber ich 
glaube, das hilft vein nichts; da müffen andere Mittel 
helfen. 

Im Uebrigen habe id nur um's Wort gebeten, um 
nicht ganz zu ſchweigen auf dad, wad Herr Nittner ger 
ſprochen und was Here DOberhofprediger Dr. Liebner dar⸗ 
über geäußert hat. Ich finde nämlich in’ dem, was ich 
foeben von’ Exfterem gehört habe, eine große Unklareit, 
BWenigftens kann ich mit meiner Logik das nicht zuſammen⸗ 
bringen, was ich da zufammendenfen foll: einerfeits, daß 
die Eehrfreiheit des Geifttichen im größten Maaße, allerdings 
innerhalb feines Eides, welcher auf das Wort Gottes und 
die Bekenntnißfchriften fich mit bezieht, ftattfinden fol, 
namentlich darin beftehend, vom oberften Kirchenregimente 
ſich Nichts fagen Iaffen zu müſſen; daß aber anbererfelts 
ihm die Gemeinde fol fagen koͤnnen, was fie hören will, 
d. h. mit den biblifchen Worten: „wornach ihnen bie Ohren 
jüden”. Nein, meine Herren, das ift der Sinn Luthers 
nicht und fo fehr ich mich früher auf Luther dafür berufen 
habe, daß die Rechte der Gemeinde mehr ald bisher zur 
Ausbildung und praftifgen Anwendung kommen follten, 
fo glaube ich doch nicht in Widerfpruch mit mir felbft zu 
tommen, wenn ich jest behaupte, ich bin's gewiß, 
Luther wide einen ſolchen Gedanken, der die Gemeinde 
zum Heren, zum Souveraͤn Über das geifliche Amt macht, 
nicht unterflügt, fondern er wuͤrde ihn unter die Schwärmer 
feiner Zeit gerechnet, zu den „Schwarmgeiftern”, wie er fie 
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nannte, verwviefen haben. Gewiß, die Gemeinde ift nicht 
um des Geiſtlichen willen da, fondern der Geiftliche um der 
Gemeinde willen; ja! Und damit wird aud Herr Nittner 
einverftanden fein. Aber das ift doch etwas ganz Anderes, 
als zu fagen: früher war die Kirche, resp. das geiftliche 
Amt, Herr und jegt fol die Gemeinde Herr fein. Diefe 
Souveränität der Gemeinde ift ganz gewiß nicht evangeliſch 
A nicht wahrhaft proteftantifchz fie iſt auch nicht: biblifch. 
Wir find auch nicht Diener der Gemeinde, fondern Diener 
des Herrn an der Gemeinde und mit ber Gemeinde, 
Das ift der biblifche Standpunkt, das bie evangelifche Ans 
ſchauung der Sache. Und dabei glaube ich noch ein befferer 
Proteftant zu fein ald Herr Rittnerz wenigftens wenn das 
nicht blos fo eine Yeußerung war, die ihm im Fluß der 
Nede entfchlüpft iſt. Ex fagte nämlich: „die Geiftlichen 
als Priefter der Kirche” — das find buchſtaͤblich feine 
Worte —. Ih fage: nein! Der Geiſtliche ift nicht 
Driefterz das ift roͤmiſch⸗katholiſch. Wir haben nur einen 
einzigen Priefter, das ift unfer Hoherpriefter. Hingegen 
das geiftlihe Amt in der evangelifchen Kirche ift’ fein 
Priefleramt, wohl aber Haben die Gläubigen das allge 
meine Prieſterthum. Eben in biefer Beziehung glaube ich 
noch ein befferer Proteftant zu fein, als Herr Rittner. 
Was aber bie Lehrfreiheit betrifft, fo ift diefelbe 
nur dur Schriftbefenntniß, aber nicht, wie Herr Rittner 
meinte, durch die Zumuthung beſchraͤnkt, die Lehre woͤrt ⸗ 
Yc nad dem Sinn und der Vorfchrift der Vorgeſetz⸗ 
ten vorzutragen. Das ift nicht Rechtens in ber evange · 
liſchen Kirche und nicht Obſervanz in unſerem Lande, 
daß ein Superintendent ober ein Bezirksconſiſtorium ober 


gefandten betrachten. Damit bin ich einverftanden; ich 
verlange dad aber quch nach einer anderen Richtung, nad) 
oben hin, dag er nämlich auch von Seiten des Kirchen, 
tegiments als felbftändig betrachtet werden möge. Ich 
fühle recht gut, wie ſchwer es ift, in Einzelheiten darüber 
einzugehen; ich habe auch weder. vom Herrn Referenten, 
nod vom Miniftertifche aus Aeußerungen gehört, die meiner 
Anſicht geneigt wären. Deshalb habe id) auch gegen den 
Bimmerfhen Antrag geftimmt nnd werde auch gegen den 
des Herrn v. Poſern ſtimmen, da ich nicht wuͤnſchen Fann, 
daß blos die Rechte in die Kirchenordnung kommen und 
die von mir getwünfchte Richtung ganz uͤberſehen werde, 
Der Herr Oberhofprediger hat mir eingehalten, daß, wenn 
ich in der angebeuteten Richtung eine Anklage zu erheben 
hätte, befonders hinfichtlich der Abſetzung der Geiſtlichen, 
fo ſollte ich fie doch ausfprehen. Nun, meine Herten, 
das weiß ich fehr wohl und wenn ich wirklich eine Ans 
klage begründen zu müflen glaubte, fo würde ich fein 
Bedenken tragen, es zu thun. Aber das Fann ich nicht. 
Es ift das eine fehr delicate Angelegenheit, Um feinem 
Wunſche aber doch einige Rechnung zu tragen, will ic) 
zwei Fälle benennen. Der eine betrifft einen früher ab⸗ 
gefegten Geiftlichen in Radeberg; der andere einen Geiſt⸗ 
lichen in Bockwa bei Zwickau. Ich will darauf nicht 
weiter eingehen; ber Herr Negierungscommiffer wird 
wiffen, was ich meine. Der Herr Regierungscommiffer 
betonte die Schwierigkeit, im diefer Angelegenheit auf 
das Einzelne einzugehen und damit bin ich einverfianden. 
Es find felbft jest vielfache Beweiſe für die Nichtigkeit 





das. Kirchenregiment, abgefehen von bem Bekenntniß und 
der Schrift, fagen koͤnnte zu einem Pfarrer: „in dieſem 
Sinne ſollſt Du lehren”. Im diefer Hinficht, glaube ich, 
find wir unbefchränkt und völlig felbftändig. Unfere Ber 
ſchraͤnkung befteht nur in dem, was durch den Eid ung 
auferlegt ift, alfo nad) der Schrift und den evangeliſchen 
Berenntnißfchriften, bie aus der großen Zeit einer neuen 
Ausgießung des Geiſtes ftammen, wo eine tiefere Einſicht in 
bie Heilgwahrheit ber Kirche geſchenkt worden if. Dar- 
nad) iſt zu lehren und dabei muß, die Schrift immer bie 
normirende Norm bleiben. Das ift unfere Haupt: 
norm; aber nicht das Belieben eines Vorgeſetzten oder 
eines hoͤchſten Kirchenregiments hat dad Maaß zu geben. 
Das iſt es, was ich in der Hauptſache entgegnen wollte, 


Nittergutsbefiger Ritt ner: Das Recht, welches ich 
dem Priefter, — verzeihen Sie den Ausdryd — dem Pre- 
diger eingeräumt und fichergeftellt haben will, ift die 
Selbftändigfeit in feinem Amte. Der Herr Oberhofpredi- 
ger hat felbft diefer Auffafjung nah unten, d. h. der 
Gemeinde’ gegenüber Rechnung getragen, indem er fagte, 
die Gemeinde müfje den Geiftlichen als einen von Gott 
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diefer Behauptung vorgefommen. Ich erlaube mir nur 
an Eins zu erinnern. Als ich vor einigen Tagen über 
den von dem Lehrern verlangten Religiongeid ſprach, wurde 
mir von berfelben Seite erwidert, daß noch Fein Fall 
vorgefommen wäre, wo fih ein Lehrer gegen Ablegung 
dieſes Eides gefiräubt hätte. Ich hatte bamals fchon 
eine Petition vom Jahre 1848 vor mir liegen, worin 
mehrere Geiftliche um Abänderung des Religiongeides bitten. 
Alein, da ich mir -bewußt war, daß ich nur den Eib 
der Lehrer erwähnt hatte, fo unterließ ich es, auf jene 
Petition Bezug zu nehmen, was meinen damaligen Aus 
laffungen jedenfalls einiges Gewicht gegeben haben wuͤrde. 
IH führe das nur an, um meinerfeitd zu zeigen, wie 
ſchwierig es iſt, ins Einzelne einzugehen. Ich geſtehe, 
dag ich von dem Entſchluße, welchen ich vor acht Tagen 
mit in die Sitzung brachte, durch Anträge auf Abaͤn- 
derung der Vorlage etwas Münfchenswertheres herzu⸗ 
ftellen, immer mehr zurüds und zu der Anficht komme, 
bag mir Nichts mehr übrig bleiben wird, als mich mit 
einer einfachen Ablehnung der Vorlage zu begnügen. 


Staatsminifter v. Falfenfein: In Beziehung auf 
das, was Herr Nittner jest fagte, habe ich mir das Wort 
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in doppelter Beziehung erbeten. Einmal bemerkte derfelbe, 
es fei vom Miniftertifche aus die Aeußerung gefallen, es 
habe fich bis jest noch nie ein Lehrer geweigert, den Eid, 
den er hätte leiſten ſollen, zu leiften. Es hat allerdings, 
wenn ich nicht irre, in einer'borigen Sitzung ber Herr koͤnig⸗ 
liche Commiffar eine folche Aeußerung gethan. Es ift das 
volftändig begründet; die Aeußerung iſt aber auch cm 
allerwenigften durch dad widerlegt, was Herr’ Nittner ger 
fagt hat, durch eine Petition einzelner Lehrer, die im Jahre 
1848 eingegangen. fein mag. Ich weiß nicht, was in 
einer ſolchen Petition enthalten gewefen iſt; daß eine 
folche aber für eine Weigerung eines einzelnen Lehrers nicht 
angefehen werben kann, fich vereidigen laſſen zu wollen, 
verficht fich wohl von felbft. Der zweite Moment, auf 
den ich hier zurüdtommen muß, ift die Aeußerung des 
‚Herrn Rittner in Beziehung auf die Entlafjung oder Abe 
fegung von Geiftlichen, welche er gethan hat. Ich hatte 
mir bereitö vorgenommen, ihn aufzuforbern, mir bie Kalle, 
die, wie er fagte, in den Iegten zehn Jahren vorgekommen 
feien, in denen Geiftliche wegen Abweichung von der Lehre 
vom Amte entfernt worden wären, zu nennen; ich muß 
jedoch auch jegt noch, nachdem inmittelft eine ſolche Aufs 
forderung durch Dr. Liebner an ihn ergangen ift, erflären,; 
daß mir ein ſolcher Fall nicht bekannt ift und ich hätte 
wohl gewünfcht, daß Herr Rittner, che er eine folche Aeuße⸗ 
rung gethan, ſich einer forgfältigen Erörterung der Sache 
unterzogen hätte. Er hat jest auf die Aufforderung des 
Herrn Oberhofpredigers zwei folche Fälle bezeichnet, einen 
Pfarrer in Radeberg und, wenn ich recht berftanden habe, 
einen von Bockwa bei Zwickau betr. Meine Herren! Die 
Abſetzung des Pfarrers in Bockwa ift ebenfo wenig erfolgt, 
als die Abſetzung des Pfarrers oder vielmehr Diaconus in 
Radeberg. Es find beide emeritirt oder quiedcirtz abs 
gefehen noch davon, daß hier nicht einmal ſpeciell und allein 
von der Lehre, fondern zugleich von ganz anderen Verhält: 
niſſen die Rede war, welche zunaͤchſt die Frage überhaupt 
zur Erwägung brachten, vb eine Emeritirung jener beiden 
Geiſtlichen zum Wohle der Gemeinden am Plage fei oder nicht. 


Prafident v. Schönfeld: Es hat nun Herr v. Weld 
das Wort. 

Freiherr v. Weld: Ih wollte nur ganz Kürzlich er⸗ 
klaͤren, daß auch ich mich mit dem Antrage des Herm v. 
Poſern nicht einverftehen koͤnnte und die Faſſung, wie fie 
in der Regierungsvorlage enthalten ift, vorziehe. Es ift 
ſchon vom Herrn Negierungscommiffer erwähnt worden, 
daß $. 17, der von den Pflichten der Geiftlichen handelt, 
ebenfo auch ihre Nechte angiebt und wenn außerdem, 
wenn {ch nicht irre, vom Herrn Untragfteller erwähnt wurde, 
daß eben in diefem ganzen Abſchnitte von dem Rechten ber 
Geiſtlichen in allen folgenden Paragraphen gar nicht die Rede 
wäre, fo fheint mir das auf einem Srethume zu beruhenz 
denn es find allerdings einzelne Rechte in einzelnen Paragra: 


phen angegeben. Einmal ift das in $. 22 ber Fall; es ift auch 
der Fall in 6. 32 und ganz vorzüglich in $. 37, wo uͤber⸗ 
haupt die. Rechte des Kirhenvorftandes angegeben werben, 
in welchem der Pfarrer fogar den Vorſitz hat. Alle ein- 
jenen Rechte, alle Anfprüche auf Emolumente und der 
‚gleichen, die ein Geiſtlicher haben mag, im Gefege anzu⸗ 
‚geben, das würde ich theils für unmöglich, theils auch für 
unpaffend halten. Man kann jede Sade ad absurdum. 
führen und ich will gern zugeben, daß dies vieleicht hier 
durch folgendes, etwas triviales Beifpiel geſchehen wiırde. 
Es ift bekannt, daß faft jeder Bandpfarrer das herkoͤmmliche 
Recht hat, auf dem Gottesader oder Kirchhofe feine Waͤſche 
trocknen zu laſſen. Nun, wollen Sie, meine Herren, baß 
diefes Recht auch in die Kirchenordnung aufgenommen 
werde? Ufo ich finde den Gefegentwurf in biefer Wer 
ziehung vollkommen klar und auch ausreichend. Ebenſo 
müßte ich mich aber auch gegen ben Vorſchlag ber geehrten 
Deputation in Bezug auf den 3. Sat erflären. Sch würde 
auch diefem 3. Gabe, wie er im Entwutfe fteht, den Vor⸗ 
zug geben. Er feheint mir noch beuflicher zu fein und dieſe 
Obliegenheiten, die hier ben Geiftlichen auferlegt werden, 
deutlicher auszuſprechen, als es nach der Faſſung der Fall 
fein wird, die unfere geehrte Deputation vorſchlaͤgt. Cine 
einzelne fehr Peine Veränderung erlaube ich mir auch bei 
dem 3. Satze des $. 17 vorzufchlagen. Es heißt nämlich 
im Entwurfe: 

„Er hat auch die gefammte kirchtiche Gemeindeberwal ⸗ 
tung zu leiten, die Kirchenfige zu verlöfen und die Kirchen» 
bücher zu führen, bafern nicht dafür ein befonderer Beams 
ter angeftellt ift”. 

Da koͤnnte man allerdings das „baflır” auch auf bie 
ganzen Obliegenheiten beziehen; alfo man Fönnte daraus 
folgern, daß es auch freiftände, für die Kirchengemeinde⸗ 
verwaltung umd für bie Verloͤſung der Kirchenfige einen 
andern Beamten anzuftellen, ald den Paftor, während bas 
„Dafür“ offenbar fich nur auf die Führung der Kirchen ⸗ 
bücher beziehen fol. Ich würde daher vorfchlagen, ſtatt 
des „dafür“ zu fegen: „für bad Lebtere”, Ich wuͤrde den 
‚Heren Präfidenten bitten, diefen Beinen Antrag zur Unters 
flügung zu bringen. ö 


Präfident v. Schoͤnfels: Die Kammer hat vernom ⸗ 
men, welchen Antrag foeben Herr v. Welck geftellt hat. 
Derfelbe will, daß auf der vorletzten Beile deö $. 17 das 
Wort: „dafür ausfallen und dagegen geſetzt werben ſoll: 
„für dies Letztere“. Ich frage, ob die Kammer biefen An⸗ 
trag zu unterftügen gemeint iſt? — Geſchieht hinrei— 
Hend. P 
Es würde fih nun die Discuffion auch darüber mit 
zu erftreden haben. 

Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich habe nur zwei 
Worte zu fagen. Ich habe dem Antrag des Herrn Secretaͤr 
Wimmer nur darum beigeftimmt, weil ich hoffte, daß etwa 
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bei Gelegenheit des Antrags des Ham v. Soſern die 
Wünfche, die ich gemeinſchaftlich mit Herrn Nittner hatte, 
beruͤdſichtigt und aud) die inneren Rechte auf irgend eine 
eingehende Weiſe formulirt werden Fönnten, obwohl 5 
gleich angebeutet,: daß ich mich für unfähig halte, eine 
ſolche Fotmulirung zu finden. Es haben mich aber ſeitdem 
die Yeußerungen des Herrn Regierungscommiffars und des 
Herrn BVicepräfidenten dahin gebracht, daß ich jest aller 
dings gegen beide ſtimmen werde, Mas bie Beziehung des 


Herrn Nittner auf angebliche Abfegung von Geiftlihen bes; 


trifft, fo hat der Staatsminifter hinlaͤnglich darauf ger 
antröortet. 


Praͤſtdent v. Schönfels: Ich wollte nur, um einem 
Mifverftändniffe vorzubeugen, bemerken, daß ber Antrag 
des Herrn Secretär Wimmer nicht mehr befteht, er ift von 
der Kammer abgelehnt worden und kann daher nicht zur 
Abftimmung fommen. 


Kammerherr v. Erdbmannsbdorff: Ich wende mich, 
zunächft zu dem Antrage des Herrn v. Welck. Wenn 
" das Deputationsgutachten angenommen wird in Bezug auf 
bie veränderte Faffung, welde die Deputation zu $. 17 
vorſchlaͤgt, fo bedarf: ed des v. Welck'ſchen Antrags nicht, 
denn ba heißt ed: F 
at die Kirchenbuͤcher zu führen, dafern nicht das 
für Beer ee a 
fimmungen dieſer Kirhenorbnung an der kirchlichen Ge— 
meindeverwaltung Antheil zu nehmen”, x 
Darin ſteht das „dafür“ nicht; alſo da iſt die Faſſung, 
die Herr v. Welck wünſcht, bereits vorgeſchlagen. Ich 
habe nur noch Einiges zu entgegnen auf Das, was Herr 
Rittner geſagt hat. Es wird mir freilich ſchwer werden, 
ihn zu überzeugen; denn wenn er durch die vortreffliche 
Weife, in welcher ihn die Nede des Herrn Staatöminifters 
und ber beiden Geiftlichen widerlegt, noch nicht überzeugt 
iſt, fo kann ich faum glauben, daß ich ihn überzeugen 
werde, Indeß er hat nad) ber letzten Rede des Herrn 
Superintendenten immer wieder die Selbſtaͤndigkeit des 
Geiftlichen nach Oben beftritten. Nun, meine Herren, fo: 
weit diefe Selbftändigkeit zuläffig ift und inwieweit- fie zu⸗ 
laͤſſig iſt, das ift vom den’ beiden Herren Geiſtlichen voll- 
ſtaͤndig Mar und praͤcis auseinandergefegt worden. Der 
Hetr Oberhofprediger hat fehr treffend gefagt, der Geiſt⸗ 
liche, bleibe in der Gebundenheit frei und in der Freiheit 
gebunden und Here Superintendet Lechler hat dies faft 
noch deutlicher und präcifer auseinandergefegt. Wenn aber 
Herr Rittner noch mehr Freiheit des Geiftlichen nad; Oben 
haben will, fo muß diefe noch über das Kirchenregiment hin⸗ 
ausgehen; fo ift dies eine Tendenz, die ich nicht gut heißen 
Tann. Wenn das ftatthaft fein fol, daß ein Jeder Ichrt, 
was in feinem Kopfe fpuckt, fo freitet dies gegen das Recht 
der. Gemeinde; denn ein treues Feſthalten und Gebundene 
fein an bie Bekenntnißſchriften der Kirche verlangt doch 
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wohl ein Jeder, der e3 mit der Kirche gut meint. Wenn 
Here Rittner ferner fagt, er verlange auch Selhftändig: 
keit der Laien den Geiftlihen gegenüber, namentlich info 
weit, daß der Kirchenvorftand mit hineinzureden habe, 
was für Lieder gefungen werden follen, fo muß ich geftehen, 
ich habe erft meinen Ohren nicht getraut; ich habe geglaubt, 
Here Nittner koͤnne das ’nicht gefagt haben und dies fei 
wieder eins von den neulich beſprochenen Mißverftändniffen, 
Gr Hat es aber deutlich wiederholt. Ich habe darauf nur 
zu fragen: Wie foll denn das bewerfftelligt werden? Soll 
nad) der Majorität barlıber abgeſtimmt werden, was für 
Lieder gefungen werben follen? Ich danke für einen ſolchen 
Gottesdienſt, wo der Kirchenvorftand mach Majorität ber 
fimmt, was für Lieder geſungen werden follen. Herr 
Nittner hat gefagt, der von ihm bezeichnete Fall habe Mif: 
ſtimmung in ber Gemeinde erregt. Nun, meine Herren, das 
ift eine Redensart, die man fehon feit Jahren oft gehört 
hat. Wenn zwei ober drei Gemeindemitglieder mißgeftimmt 
find, fo heißt es gleich, die ganze Gemeinde fei mißger 
flimmt. Meine Herren, gar Manches, was Herr Nittner 
gefagt hat, klingt zuerft ganz unſchuldigz aber mit einem 
Male kommt eine ganz andere Tendenz zum Vorfchein und 
fo fönnte es leicht auch hier mit der Zeit werden. Denken 
Sie Sich den Fall, daß ein Theil der Gemeinde den Ger 
ſchmack hätte, fie wollte ſtets Lieder fingen aus dem berliche 
tigten Gapitel des Dresdner Geſangbuchs „Sorge fir ben 
Leib”, oder „vom Vergnügen”, ſollen dann die Lieder ges 
fungen werden oder fol da abgeſtimmt werden? Soll da 
der Geiſtliche nachgeben? Wer hat da Recht, die Gemeinde 
oder der Geiftliche? Wenn man fagen wollte, es fei doch 
ganz unverfänglich, daß die Gemeinde auch ein Mort mit 
hineinzureben haben folle, welches Lied gewählt werden 
foll; nun, meine Herren, fo halte ich es für ebenfo under: 
fänglich, wenn die Gemeinde auch fagt, wir wünfchen auch 
zu beftimmen, über welche Schriftſtelle gepredigt werden 
fol; dann findet die Gemeinde auch vielleicht für nöthig, 
daruͤber zu beftimmen, was der Prediger für ein Thema 
aus dem von ihr gewählten Texte nehmen und wie er Dis 
poniren fol. Kurz, meine Herren, es wird das ein Miſch-⸗ 
maſch, wenn wir einmal ben erſten Schritt zugeben. Hert 
Rittner hat ferner von Entlaffungen gefprochen. Es thut 
mir leid, meine Herren, daß biefer Punkt berührt worden 
ift. Er hat namentlich fich auf die Entlaffung eines Geiſt 
lichen zu Bockwa bei Zwickau bezogen. Ich gebe Ihnen, 
meine Herren, das Mort, es iſt dies ein Punkt, der mit 
feit & Jahren Ueberwindung gefoftet Hat, daß ich das Cultußs 
miniſterium nicht interpelirt habe darlıber, daß diefer Mann 
emeritirt und nicht abgefeßt worden iſt. Wenn ich bie Au 
und Weile hätte, wie Herr Nittner, gleich über jede Sache 
zu interpelliren und Laͤrm zu fhlagen, fo wilde ich DIE 
ſchon vor ſechs Jahren Haben thun müßfen. Ich willauh 
hier, weit ich der Anſicht bin, daß derartige Details nicht 





in die Kammer gehören, die näheren Momente nicht al 
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geben; aber ih muß mein größtes Befremben barüber 
ausſprechen, daß diefer Mann nicht abgefetzt, ſtatt emeris 
tirt worden iſt. Seine befannte Schrift ficht Jedem zu 
Dienften, um bie betreffenden Punkte einzufehen, welche 
mich dazu bewogen haben, dieſe Anficht dem geehrten Herrn 
Abg. Ritter gegenüber auszuſprechen. 
‚ Bürgermeifter Müller: Bei der allgemeinen Debatte 
habe auch ich datauf hingewiefen, daß ich erwartet habe, 
daß in dieſem Abfehnitte etwas mehr ausgeſprochen fein 
möchte. Ich ging: von der im Separatvotum fehr richtig 
angeführten Stelle aus, daß gute. Geiftliche die befte 
Kirchenordnung feien und dachte mir die Eintheilung diefes 
Abſchnittes etwa fo: Zunaͤchſt, worin befteht das geiftliche 
Amt? Dann: wer hat es zu verwalten? Dann: wie ift 
eb zu verwalten? und endlich: was hat der Geiftliche dafür 
zu beanfpruchen? Ich habe jedoch ſchon bei der allgemeinen 
Debatte durch das, was mir entgegengehalten worden iſt, 
mich uͤberzeugt, daß es kaum möglich fein werde, meinen 
urſprunglichen Anſichten zu entſprechen. Ich fühle recht 
wohl, daß es leicht iſt, Ausſtellungen zu machen; aber ſchwer, 
etwas Befferes zu liefern und deshalb ſchließe ich mich im 
Allgemeinen dem Paragraphen an und fehe von den ur. 
fprünglich im Sinne gehabten Anträgen ab. Der Antrag 
des Herin v. Pofern fpricht mich freilich immer noch fehr 
an. Seiner jegigen Faſſung nad) ift es jedoch nicht möge 
Vic, ihn anzunehmen und ich habe deshalb dafür geftimmt, 
daß er an die Deputation verwiefen wird, damit dasjenige, 
was nicht hinein gehört, herausgebracht und was darin fehlt, 
hineingebracht werde. Da aber die Verweifung an die 
Deputation ſchon abgelehnt worden ift, fo bleibt gar Nichts 
übrig, ald gegen den Antrag zu ſtimmen, obwohl derſelbe 
ſchon in feiner jegigen Geftalt Biel für fich hat. Ich will 
‚mir nun geftatten, noch einige andere, wenn aud minder 
wichtige Zweifel auszufprechen. Es handelt diefer Abſchnitt 
von dem geiftlichen Amte. Im $. 17 lautet die Ueber: 
ſchrift: „Pflichten deffelben”; in $. 18: „insbefondere des 
Pfarrers”. Diefe Weberfhriften entfprechen vollftändig 
einander; denn e3 find bie Pflichten des geiftlichen Amtes 
im Allgemeinen den befonderen Pflichten des Pfarrers ent» 
gegengeftellt. Sieht man aber den Inhalt an, fo wird 
man zweifelhaft, weil im erften Abſatz des $. 17 lediglich 
von dem Pfarrer, im zweiten Abfag wieder von bem Pfarrer, 
im dritten auch von dem Pfarrer und in H. 18 ebenfalls 
Iediglich von den Pflichten des Pfarrers die Rede iſt. Der 
Sinn ift wohl nicht undeutlich; es fol in $. 17 ausgedruͤckt 
werben, welche Pflichten „das geiftliche Amt” hatz alfo 
auch daß mehrere Geiftliche, wo deren mehrere find, hiermit 
gemeint feien. Es würde alfo in Bezug auf den Ausdrud 
nicht nothwendig werben, in $. 17 eine Aenderung-eintreten 
zu laffen, wenn nicht auch materiell noch einige Bedenken 
hiermit i in Verbindung ſtaͤnden. Denn es Fann fi) darum 
Handeln, wie die Gefhäfte da zu beſorgen find, wo nicht 


blos ein Pfarrer, fondern mehrere Geiſtliche angeftelit find. 
Nun wird man mich auf $. 19 berweifen, weil dort von 
der Verteilung der Geſchaͤfte die Rede iſtz allein auch die 
ſcheint nicht hinreichend, da in $. 19 blos von dem Falle 
die Rede ift, wo mehrere Geiftliche an einer Kirche fun⸗ 
giren. Der Fall alfo, wo in einer und berfelben Parodie 
zwei Kirchen find und mehrere Geiſtliche an beiden Kirchen 
gemeinſchaftlich fungiren, ſcheint nicht getroffen zu werben. 
Hierzu kommt noch Folgendes. Weil naͤmlich die beiden 
85. 17 und 18 einander entgegengeſtellt find, fo Könnte 
man glauben, daß in $. 17 die allgemeinen Pflichten des 
Pfarrers und in $. 18 die fpeciellen aufgezählt wärenz 
aber dem ſteht wieder das entgegen, daß aud in $. 17 
befondere Pflihten des Pfarrers aufgezählt find, z. B. 
Führung der Kirchenbuͤcher, Verlooſung der Kirchenſitze, 
welches Iegtere an einigen Kirchen ſogar von dem Nent- 
beamten bewirkt wird. In $. 18 ift dagegen wieder etwas 
sehr Allgemeines infofern enthalten, als darin beſtimmt 
iſt, er fol zunächft darüber wachen, daß die Kirchengeſetze 
und Verordnungen befolgt und vollzogen werden. Das 
ift doch ganz allgemein. Es fleht auch das Woͤrtchen 
unaͤchſt· dabei, was den Sinn noch zweifelhafter macht. 
Vielleicht follte es heißen: „der Pfarrer zunächft hat daruͤber 
zu wachen“, weil noch höhere Inftanzen da find. Allein 
auch wenn bied ber Fall wäre, wide der Inhalt- feiner 
Natur nach allgemein fein und cher nach $. 17 paflen. 
Um dieſe Zweifel zu befeitigen, blrfte es angemeſſen fein, 
anftatt der Worte im erften Abfas von 6. 17: „dem 

Pfarrer” zu fagen: „den angeftellten Geiſtlichen“, weil das 
durch der Fall getroffen wird, wenn mehrere Geiftliche an⸗ 
geftellt find. Und ber zweite Aofak koͤnnte dann anfangen: 
„dieſe haben den Unterricht” u. ſ. w. Es koͤnnte ferner der. 
dritte Abſatz „er hat” mach $. 18 gebracht werben dergeffalt, 
daß er ſich dem Vorfchlage der Deputation anreiht. Auf 
dieſe Weife wären alle Fälle getroffen und wenn enblich 
noch im $. 19 die Worte „an einer Kirche” im Megfall 
kaͤmen und ed hieße: „wo mehrere Geiftliche angeſtellt find“, 
fo wäre meinen Wünfchen entſprochen. Vieleicht, daß 
durch die Gegenbemerkungen ber Redner ſich meine, aller» 
dings nicht allzu wefentlichen Bedenken erlebigen und ich 
gebe anheim, zur Befeitigung berfelben das Nöthige bei- 
zutragen. 

Präfident v. Schönfeld: Herr Kammerherr v. Metzſch 
und dann Herr Superintendent Dr. Lechler. 

Kammerhere v. Metzſch: Ich habe den Antrag des 
Herrn v. Pofern unterftügt; bin aber im Laufe der Debatte 
zur Ueberzeugung gekommen, daß, wenn die Rechte der Geift- 
lüchen nicht weiter aufgeführt werden koͤnnen, als Herr 
v. Pofern mit feinem Antrage bezweckt, er überflüffig fein 
dürfte. Die Gründe, warum? find bereit3 vom Herrn 
Bürgermeiſter Hennig und dem Herrn Negierungscommiffar _ 





auseinandergefeßt worden und ich habe dem nur noch hine 
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zuzufugen, daß bie Achtung vor dem Geiſtlichen nicht allein 
durch das geiftliche Amt, fondern auch durch die Haltung 
bebingt wirb, die der Geiftliche feiner Gemeinde gegenüber 
einnimmt, 


Kloftervoigt v. Pofern: Ich bitte ums Wort. Biel: 
leicht Fonnte es Einfluß auf die Abkürzung der Debatte 
ausüben, wenn ic) meinen Antrag jest zurhdnehme und 
will das hiermit gethan haben. Rx‘ 


Kräfident v. Schönfeld: Dies hat allerdings Einfluß 
auf die Dibatte und Sie haben vernommen, daß der Anz 
tragfteller geneigt ift, den Antrag zurüdzunehmen; 
ich habe aber die Kammer zu fragen, ob fie einwilligt? — 
Einjtimmig Ja. ” 

Es würde alfo der Antrag ald nicht mehr beftehend 
zu betrachten fein. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Die Bemerkungen bed 
Herrn Buͤrgermeiſters Müller erkenne ich als richtig an; 
glaube aber, daß fie der definitiven Redaction dieſer Para⸗ 
graphen überlaſſen werden koͤnnen, wo fie zu berüdfihtigen 
fein würden. 


Superintendent Dr. Lechler: In Bezug auf die Be 
merkung des Herrn Bürgermeifterd Müller habe ich zu er- 
widern: ich Tann diefe Ausftelungen nicht unbegründet 
finden; flimme aber dem bei, was er zuletzt gefagt hat, 
naͤmlich: von diefem Belang fcheinen fie mir body auch nicht 
zu fein. Ich bitte, 'meine Herren, daß wir doch die Dinge 
nicht zu gründlich nehmen! Ich erinnere an das Mörtchen 
fleißig” und wie lange wir zu demfelben gebraucht Haben. 
Mohin foll das führen? Wohin werden wir kommen, 
wenn wir mit folder Gründlichfeit hier arbeiten wollen? 
In verbis simus faciles! 


Bürgermeifter Müller: Ich habe darauf zu ent- 
gegnen, daß, wenn ich formelle Auöftelungen vorgebracht 
habe, dies nur fo nebenbei gefchehen ift; ich beruhige mich 
auch bei ber Erklärung des Herrn Commiſſars. Allein 
deſſenungeachtet kann das, was Herr Guperintendent 
Lechler gefagt hat, durchaus nicht auf mich Anwendung 
leiden; denn ich habe zugleich materielle Bedenken zu Tage 
‚gelegt, da in 5. 19. gefagt iſt: „an einer Kirche”, es aber 
Fälle giebt, wo Geiftliche zugleih an mehreren Kirchen 
angeſtellt find. Das ift materieller Natur und in diefer 
Beziehung kann ich die Entgegnung nicht auf mid am 

wenden laffen.. 


Superintendent Dr. Lechter: Ich erkenne Das voll 
ſtaͤndig an, was von Herrn Bürgermeifler Miller bei $. 19 
bemerkt worden ift. Aber ich -glaube auch wirklich nicht, 
daß alles Derartige in unfern Paragraph hineinkommen 
fol. Dergleichen ift bereits geordnet durch Obſervanz und 
Vorſchrift, auch da, wo in einer größeren Stadt mehrere 
Varochieen neben einander beftehen. 
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Bürgermeifter Hennig: Ich muß aud) meinen Col⸗ 
legen, Bürgermeifter Müller, in Schug nehmen. Die Ber 
häftnife find fo und auch materieller Art. Es heißt im 
weiten Abſatz: a 

13 at den Unterricht der ſchulpflichtiger 
— en, den RE NH 
ertheifen und die confirmirte Jugend durch Satechismus: 
eramina in der Religion weiter zu unterrichten‘, 

Der Herr Regierungscommiffar hat felbft bemerkt, daß 
diefen Pflichten gegenüber auch Nechte fiehen, und es wine 
alfo aus dem Paragraphen folgen, dafi der Pfarrer Überall 
nicht blos die Pflicht, fondern aud das Necht habe, der 
Jugend Gonfirmandenunterricht zu ertheilen und ihr durch 
Katehismuseramina weitere Fortbildung in der Religion zu‘ 
geben. ber ich kenne auch Orte, wo ber Pfarrer mit dem 
Gonfirmandenunterrichte gar Nichts zu thun hatz dort iſt 
es Pflicht, aber auch Recht der Diaconenz es wuͤrde daher 
die Faffung des Paragraphen die Nechte der letzteren ber 
einträchtigen. 

Dberhofprebiger Dr. Liebner: Was Herr Bürger 
meifter Hennig gefagt, iſt eine ſolche Einzelheit, daß fie 
durchaus als Ausnahme betrachtet werden muß; Das, was 
bier als Regel gilt, hat der Entwurf getroffen. 


Präfident v. Schönfeld: Da Fein Nebner fich weiter 
meldet, fo ſchließe ich die Debatte unter Ertheilung des 
Schlußwortes an den Herrn Referenten. 


Referent Vicepräfident v. riefen: In der Haupt⸗ 
fache glaube ich zu $$. 17, 18 und 19 das Nöthige gefagt 





zu haben. Ich würde daher im Ganzen auf bas Schluß 
wort verzichten koͤnnen und wollte nur zur Ergänzung 
Deffen, was bie Herren Bürgermeifter Hennig und Müller 
gefagt haben, erwähnen, daß mir allerdings auch Fälle ber 
Fannt find, wo zwei Geiftliche in einer Gemeinde ober an 
einer Kirche, ein Pfarrer und ein Diaconus, angeftellt find, 
welche fich in den Gonfirmanden- und Präparandenunter 
richt theilen, fo, daß der Pfarrer das eine Jahr den Prär 
paranden=, der Diaconus den Gonfirmandenunterricht giebt, 
und fo vice versa oder abwechfelnd. Diefe Einrichtungen 
find aber fehr verfchieden und infofern würde die Stellung 
der Worte im Deputationsberichte nicht ganz erſchoͤpfend 
fein. Wir haben aber das Mort „Pfarrer“ nicht: fowohl 
von der Perfon des Pfarrers verftanden, als vielmehr von 
dem geiſtlichen Amte, wenn daffelbe auch etwa von zwei 
ober drei Perfonen verwaltet wird. Wir haben geglaubt, 
daß in $. 19 dieſe Ungewißheit erläutert oder erichdpft 
wird, indem dort gefagt ift: „wenn mehrere Geiftliche an 
eimer Kirche angeftelt find“. Indeß gebe ich zu, daß «5 
vielleicht beffer wäre, wenn es hieße: „wenn mehrere Gift 
liche an einer Kirche oder an einer Gemeinde angeſtellt find”. 
Indem jedoch der Herr Regierungscommiffar eine beſſere 
und. erfchöpfendere Faffung zugefagt und der Redner ſich 
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dabei beruhigt hat, fo glaube id), werben wir uns auch 
wohl vorläufig dabei beruhigen können. 5 


Präfident v. Schönfels: In Beziehung auf bie Ab⸗ 
ſtimmung über $. 17, würde wohl folgendermaaßen zu ver⸗ 
fahren fein: Ich wuͤrde die nächte Frage auf den Para- 
graphen bed Geſetzentwurfes, jedoch mit Vorbehalt des 
Deputationsantrages und des Amendements des Herrn v. 
Welck ftellen. Diefes Iegtere würde jedoch nur zur Abſtim⸗ 
mung kommen tönnen, wenn das Deputationsgutachten 
nicht angenommen wird. Ich glaube, der Herr Antrag 
fieller wird fi damit einverftehen. Ich frage nun, ob 
die Kammer auf Anrathen ihrer Deputation ſich 
mit $. 17 einverftehen will? — Gegen 1 Stimme an⸗ 
genommen. 

Der Antrag der Deputation geht dahin, daß ber dritte 
Sat in Wegfall komme und dafür gefegt werde: 

„er hat die Kirchenbücher zu führen, dafern nicht 
daflır ein befonderer Beamter angeftellt ift und nach den 
Beftimmungen biefer Kirchenordnung an der Eirchlichen 
Gemeindeverwaltung Antheil zu nehmen”. 

Wollen Sie den dritten Sag in dieſer Weife 
annehmen? — Gegen 1 Stimme angenommen. 

Es würde nun, wie id) bereits erwähnt habe, ber 
Antrag des Heren v. Welck nicht zur Abftimmung gebracht 
werben koͤnnen. 

Referent Bicepräfident v. Friefen: 

$18. 
Jusbeſondere bes —— — 
er t zunächft darüber zu wachen, daß die 

—— ee ve fircplichen Behörs 
den in feinem Kirchenbezirke befolgt und vollzogen werden. 
Es haben daher nicht nur die niederen Kirchendiener, ſon⸗ 
dern auch. die neben ihm angeftellten 'Geiftlichen feinen 
Weiſungen Folge zu leiſten. 


Motiven fiehe zu $. 17.— Die Deputation fagt: 


r . 18 
bot zu einer Erinnerung; ne Veranlaffung dar und fchien 
kein hinreichender Grund für Annahme der in der jenfeitigen 
Deputation vorgefchlagenen Faſſung zu ſprechen: 

Der Pfarrer hat —— Kirchenbezirke insbefondere 
auch von den niederen Kirchendienern und den neben ihm 
angeftellten Geiftlichen befolgt und vollzogen werden“. 

jan vathet daher an, $. 18 unverändert anzunehmen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand hierüber das Wort begehrt? 


Landesbeſtallter Hempel: Ich follte meinen, daß die 
Saffung, wie fie von der Deputation ber Sweiten Kammer 
vorgefchlagen worden ift, den Vorzug dor der des Entwurfs 
verdiene. Nach dem Entwurfe ift allen neben dem Pfarrer 
angeftellten Geiftlichen eine folche fubordinirte Stellung an- 
gewieſen worden, daß diefe mir den beftchenden, hierunter 
in Betracht zu nehmenden kirchenrechtlichen Verhaͤltniſſen 








nicht recht zu entfprechen fcheint. Die neben dem Pfarrer 
angeftellten Geifttichen find, wenn ayd ihr Wirkungskreis 
in ben verfchiedenen Parochien nach Herfommen, örtlicher. 
Einrichtung oder fonft ein. verfghiebener fein mag, body 
immer'nur als Mitpfarrer und Mitgeiftliche zu betrachten, 
welche mit dem Pfarrer in der Hauptfache dieſelben Pflich- 
ten und denfelben entſprechende Rechte, wie ſolche $. 17 
erwähnt find, haben. Sehr häufig wird der Wirkungskreis 
der Pfarrer vom dem der neben ihm angeftellten Geiftlichen, 
mögen fie Achibiaconen, Diaconen oder Subviaconen hei⸗ 
Gen, nicht weiter unterfchieden fein, ald in Bezug auf die 
Ausübung der geiftlichen Amtöpflichten innerhalb getrennter 
äußerer, örtlicher Grenzen. Nach der vorliegenden Faſſung 
des $. 18 fcheint mir das beſtehende kirchenrechtliche Vers 
haͤltniß zwifchen dem Pfarrer und den neben ihm angeftells 
ten Geiftlichen geändert zu werben und bie hier getroffene 
Beſtimmung geeignet zu fein, nad Befinden hierarchiſche 
Tendenzen des Pfarrerd gegenüber den andern. Geiftlichen 
zu begünftigen und bei tactlofem Gebrauche des dem Pfar⸗ 
ver im $. 18 zugeftandenen Rechts zu ärgerlichen Conflicten 
führen zu können. Ich erlaube mir daher, zu beantragen, 
daß die von der Deputation der Bweiten Kammer vorge 
ſchlagene Faſſung, wie fie ſich auf Seite 211 des Berichts 
vorfindet, angenommen werde. Demnach würde $. 18 
lauten: 

‚Der Pfarrer hat zunächft bartıber zu wachen, daß bie 
Kirengefege und Verordnungen ber firhlichen Behörden 
in feinem Kirchenbezirfe, inäbefondere aber auch von den 
neben ihm angeftellten Geiftlichen, fowie den nicderen Kir 
chendienern befolgt und vollzogen werden”, 


Präfident v. Schönfeld: Sie haben den vom Herrn 
Landesbeftallten Hempel ſoeben geftellten Antrag vernoms 
men und ic) frage, ob die Kammer benfelben unterftügen 
wi? — Geſchieht aus reichend. 

Es würde ſich alſo auch hierauf die Discuſſion zu er⸗ 
ſtrecken haben. 


Oberhofprediger Dr. olebner: Was der Herr Landes⸗ 
beſtallter Hempel erinnerte, iſt auch ſonſt an mich als ein 
Bedenken gebracht worden und das iſt der Grund, warum 
ich ſeinem Antrage beiſtimme. Es iſt von mancher Seite 
das Bedenken und die Frage aufgeworfen worden, ob nicht 
vielleicht vom Oberpfarrer und dergleichen eine gewiſſe Ge⸗ 
waltfamfeit auf bie anderen Geiftlichen ausgeuͤbt werben 
tönne. Dad ift nicht die. Meinung des Entwurfs; der , 
Zweifel ſcheint mir aber durch die andere Faſſung, welche 
die Deputation in der Zweiten Kammer vorgefchlagen hat, 
vollſtaͤndig befeitigt zu fein und darum erfläre ich mich 
für diefelbe, N 

Referent Vicepräfident v. Frieſen: Ich geftatte mir 
nur eine einzige Eleine Bemerkung. Es haben bei den 


Bernehmungen zwifchen beiden Deputationen die Anfichten 
manchmal fehr gewechfelt, bisweilen in Kleinigkeiten, bis— 
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weilen in Haupffachen. Hier iſt zum Glüc nur eine große 
Kleinigkeit in der Faſſung geändert. Nämlich in unſerem 
Berichte heißts: = 

„Ansbefondere auch von den niederen Kirchendienern 
and den neben ihm angeftelten Geiftlichen befolgt und 
vollzogen werden”, 

In der nunmehr eingegangenen jenfeitigen Faſſung der 
Deputation Heißt es aber: 

„insbefondere aber auch von den neben ihm angeftellten 
Geiftlihen, fowie den niederen Kirchendienern“ u. f. w. 

Es iſt hier der einzige Unterfchied der, daß hier die 
Geiftlichen vorgehen und die Kirchendiener nachfolgen. In 
der. erften Faſſung war cd umgekehrt. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand das Wort hierkber begehrt? 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Darf ich noch einmal 
ums Wort bitten? Es könnte ganz einfach geholfen werben, 
wenn der Paragraph bliebe, wie er ift und nur gefagt 
würde: „es haben u. f. w. Geiftlichen in dieſer Beziehung” 
namlich in Beziehung auf die Ausführung der kirchlichen 
Verordnungen und der Kirchengefeße. Da würde Alles 
ar fein, was gemeint ift, und Nichts übrig bleiben, was 
gemißbraucht werben Tönnte. Aber ift das nicht vieleicht 
auch eine Nebaction, die und der Herr Negierungscommiffar 
ſchon zugefagt hat und follen wir fo peinlich fein in ders 
‚gleichen Sachen? Ich würde es gar nicht erwähnt. haben, 
wenn mir nit von einzelnen Geiftlihen folde Bedenken 
ausgefprodjen worden wären. 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen und ich Hätte nur den Herrn Landes» 
beftallten Hempel zu fragen, ob er den Antrag der jenfeitie 
‚gen Zwiſchendeputation fo zur Abſtimmung gebracht zu fehen 
wünfcht, wie er in deren Berichte enthalten ift ober fo, 
wie er im Berichte unferer Kammer-fleht; denn eine Ab: 
weichung findet zwifchen beiden Anträgen ftatt. Es heißt 
naͤmlich im Antrag der Zweiten Kammer: 

„Der Pfarrer hat —— insbefondere aber auch von 
den neben ihm angeftellten Geiftlihen, fowie den nie— 
deren Kirchendienern befolgt und vollzogen werden”. 
Im Berichte unferer Deputation heißt es: 

„Der Pfarrer hat —— inöbefondere auch von den 
niederen Kirchendienern und ben neben ihm angeftellten 
Geiftlichen befolgt und vollzogen werden”. 


Landesbeftallter Hempel: Ich würde glauben, dag 
die Faſſung, wie fie im Berichte der Deputation der Bivei- 
ten Kammer auf Seite 211 ſich befindet,*den Vorzug vers 
diene und würde mir erlauben, meinen“ Antrag darauf zu 
fielen. 

Freiherr v. Weld: Da möchte ich dochlum Belehrung 
bitten. Scheint hier nicht ein Mißverftändniß obzuwalten? 
Auf Seite 226 unferes Deputationdberichtes wird ja Diefe 
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Faſſung gar nicht empfohlen, fondern es ift ein blofes 
Transfum aus dem: Berichte der jenfeitigen Deputation, 


Präfident v. Schönfeld: Die Bemerkung ift ganz 
richtig; aber die Deputation ſchlaͤgt die Faſſung nicht vor, 
fondern Herr Landesbeſtallter Hempel, beffen darauf ger 
richtetet Antrag zur Unterflügung gebracht und von 
der Kammer unterftügt worden iftz alfo der Antrag ſteht 
immer noch. 5 

Freiherr v. Weld: Wenn 
ih mid. 

Präfivent v. Schönfeld: Wenn Niemand welter das 
Wort verlangt, fo ſchließe ich Die Debatte und gehe, fofern 
der Here Referent nicht zu fprechen wünfcht, zur Abftim- 
mung über, Die Kammer hat den Hempelſchen Antrag 
vernommen und ich frage, ob fie die vom ihm vorges 
ſchlagene Faffung der jenfeitgen Deputation an 
die Stelle des Paragraphen zu fegen gemeintift? 
— Mit 20 gegen 13 Stimmen abgeworfen. 

Unfere Deputation räth uns die unveränderte An⸗ 
nahme biefed Paragraphen an, und ich frage die Kammer: 


dem fo ft, fo beſcheide 








Bill fie diefe Meinung zu der ihrigen machen? 
— Einfiimmig angenommen. 
Referent Vicepräfident v. Friefen: 
8.19. 
Leitung der Gejepäfte unter mehrere Geiſtliche.  : 
Wenn mehrere Geiftlihe an einer Kirche angeftellt 
find, fo haben diefe nach dem Herfommen und ben Ans 
oͤrdnungen des Gonfiftoriums in die Gefchäfte fich zu theilen, 


Motiven fiche zu $. 17. — Der Bericht lautet: 


819 

wird zur unveränderten Annahme empfohlen und der Bei 
tritt zu einem von jenfeitiger Deputation vorgefchlagenen 
Zufage nicht angerathen, da Anorbnungen ber hier frag 
lichen Art blos zur Competenz der vorgefeßten Behörde & 
gehören fcheinen, es aber diefer unbenommen ift, bie Er 
lärung ber Betheiligten und ber Stirchenvertretung zu 
fordern, wenn und foweit fie es fir erforderlich findet. 


Präfibent v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 19 dad Wort begehrt? 


Bürgermeifter Hennig: Mir ift $. 19 micht ganz 
deutlich; er fpricht vom Theilung der Geſchaͤfte an Orten, 
wo mehrere Geiftliche find und zwar follen bie Gefcäfte 
getheilt werben nach dem Herkommen und nach der Une 
ordnung des Confiftoriums. Es fragt fih nun, ba beide 
Borte: „Herkommen” und „Anordnung des Gonfiftortumd" 
nebeneinander geftellt find, welches von beiden praͤvalirt, 
namentlich dann, wenn das Herkommen mit der Anorbnung 
des Conſiſtoriums ober umgekehrt nicht im völligen Eins 
Hlange fteht. Es ift mir erwuͤnſcht, zu wiffen, was dann 
von beiden prävalirtz es koͤnnen allernings dergleichen Ans 
ordnungen fehr weit gehen. Es ift mir eine Verordnung 
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bekannt vom Sahre 1842, die damals an eine Kirchen⸗ 


infpection erlaffen wurde, worin beſtimmt ift, daß, wenn 
mehrere Geiſtliche an einem Orte find, diefelben verpflichtet 
feien, den Superintendenten in Behiwderungsfällen zu ver- 
treten. Ferner fieht darinnen: Die Geiftlichen haben für 
"ihre Stellvertreter felbft zu forgen und ferner drittens, dieſe 
Verpflichtung der Geiftlihen ift in die Vocation mit aufs 
zunehmen. Daß die Geiftlichen des Orts den Super 
intendenten in gewöhnlichen Behinderungsfälfen vertreten, 
damit bin ich einverftanden; das liegt in ber Natur der 
Sache und zwar auch umentgeldlih. Wenn aber die Be 
hinderung von lang andauernder Natur ift, fo daß der 
Geiftliche in feinem eigenen Amte behindert wird, da fheint 
mir dad doch zu weit zu gehen, wenn er felbft für feinen 
Stellvertreter ſorgen fol, fei ed nun auf Koften des Geift- 
lichen felbft oder der Gemeinde oder des Patronats und 
endlich „daß die Verpflihtung ausdruͤcklich in die Vocation 
aufgenommen werben fol”, das feheint mir doch ein ent 
fernter und leifer Eingriff in das Patronatrecht zu fein. 
Ich wollte dad nur anführen, um zu zeigen, daß folde 
Anordnungen ihre Bedenken haben und wenigfteng möchte 
ich wiffen, wie diefe Worte: „Herkommen“ und „Anordnung 
des Gonfiftoriums‘ neben einander zu verfichen find? 


Koͤnigl. Commiffear Dr. Hübel: Das Verhältniß 
mehrerer Geiftlichen ‘an einer Kirche zu einander ift wohl 
faft in allen Fällen fo geregelt, daß nicht leicht Differenzen 
dartıber entftchen Können; die Beftimmungen darlıber find 
durch Matriteln, Neceffe und Verordnungen der kirchlichen 
Behörden gegeben und durch Herfommen weiter auöge 
bildet. Das Herkommen ift in den meiften Fällen maaß ⸗ 
gebend ; wenn aber Zweifel daruͤber entſtehen, wie es in 
dem Falle geweſen zu ſein ſcheint, den Herr Buͤrgermeiſter 
Hennig erwähnte, fo hat die Behoͤrde zu entſcheiden, bie 
nöthige Anordnung zu treffen. Wenn alfo auch ein Her: 
kommen vorliegt, fo wird doch auch eine abweichende An— 
ordnung von ber Behörde getroffen, von derfelben ent- 
ſchieden werden, wie es in Zweifelsfällen oder in Källen, 
wo von dem Herkommen abgewichen werden muß, gehalten 
werden fol, Wenn bergleihen Anordnungen zu Ber 
ſchwerden Veranlaffung geben, fo hat bie Gemeinde ſowohl, 
als der Geiſtliche und der Patron Gelegenheit, darüber 
Vorftellungen zu machen; die Anordnung aber, daß das 
Verhaͤltniß, weiches zwiſchen mehreren Geiftlichen feſtgeſtellt 
iſt, in die Vocation aufgenommen werde, kann wohl an 
ſich Fein Grund zu einer Beſchwerde ſeinz denn es iſt ger 
wiß zwedimäßig, daß bie Geiftlichen gleich bei ihrer Ans 
ftellung von ihren Obtiegenheiten in Kenntniß geſetzt were 
den und das geſchieht durch die Vocation. 

Buͤrgermeiſter Hennig: ES iſt gewiß zweckmaͤßig, 
daß darüber Klarheit herrſcht und es ließe fich vielleicht 
auch Nichts dagegen einwenden, daß die Stellvertretungs- 

1.8. (2. Abonnement.) 


"Sächsische Las 





pflicht in bie Vocation aufgenommen wird. Wenn aber 
die Verpflichtung fo weit gehen fol, daß der Geiflliche auf 
feine Koften oder auf Koften der Gemeinde feinen Stel- 
vertreter beſchaffen fol, fo möchte ich dies Faum billigen und 
wenn man diefen Sinn mit der Aufnahme in die Bocation 
verbindet, fo ſcheint mir allerdings. ein Eingriff in das 


"Patronatörecht darin zu Liegen. Dagegen acceptire ich 


beftens ‚das, was der Herr koͤnigliche Commiffar fagt 
über die Interpretation der Worte: „Herlommen und 
Anordnung des Conſiſtoriums“. Er hat erklärt, daß es 
in der Regel nad) dem Herkommen gehen foll; daß er dar 
gegen dem Kirchenregimente das Recht vorbehalte, zu ent⸗ 
fheiden in Fällen, wo Differenzen vorfommen. Es wird 
dann aber wohl zweckmaͤßig fein, daß dies durch die Faſſung 
ausgebrüdt wird und ich erlaube mir daher den Antrag, 
welcher. dahin geht, daß nach dem Worte: „und“ in der 
zweiten Zeile eingefchaltet werde: 5 
„An Ermangelung eines folchen oder bei entftandenen 
Streitigkeiten nach den Anordnungen des Confiftoriums”. 
Es wird damit bezwedt, daß das Herfommen . die 
Negel bildet und das Confiftorium nur dann eintritt, wenn 
Differenzen entftehen oder das Herlommen vieleicht nicht 
ausreicht. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Ans 
trag des Heren Bürgermeifterd Hennig vernommen. Er ift 
dahin gerichtet: in $. 19 Hinter dem Worte: „und“ in ber 
zweiten Beile die Worte einzufchieben: 

‚in Grmangelung eines folchen oder bei entſtandenen 
Streitigkeiten nad} den Anordnungen des Confiftoriums”, 

fo daß alfo $. 19 nach Annahme des Amendements fo 
heißen würde: 

„Wenn mehrere „Geiftliche an einer Kirche angeſtellt 
find, fo haben dieſe nad dem Herkommen und in Er- 
mangelung eines folchen oder bei entftandenen Streitige 
feiten nad) den Anordnungen bed Confiftoriums in N 
Geſchaͤfte ſich zu theilen“. 

Ich frage, ob dad Amendement ded Heren Bürger 
meifters Hennig ſich der Unterftügung der Kammer zu er 
freuen hat? — Wird fehr zahlreich unterſtützt. 

Es würde num zugleich auch Über diefes Amendement 
zu fprechen fein. 


Koͤnigl. Commiffar Dr. Hübel: Es ſcheint mir doch 
diefes Amendement die Behörde zu fehr zu befehränfenz 
denn nicht nur in Ermangelung eines Herkommens, nicht 
nur bei entſtehenden Streitigkeiten wird das Einfchreiten 
der Behörde möthig. Es Tann auch das Herkommen une 
paffend fein und einer Abänderung bebürfen, weil ſich 
die Verhältniffe der Parodie weſentlich verändert haben. 
Solche Anordnungen werden gewöhnlich getroffen auf 
Antrag der Gemeinde, auf Antrag der Geiftlihen, wohl auch 
auf Antrag der Patrone. Eine ſolche Beſchraͤnkung würde 
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ſogar hindern, wenn kein Streit entfianden iſt, im Intereſſe 
ver Gemeinde eine beffere Einrichtung zu treffen. Ih 
‚glaube, es würde faum eine ſolche Befchräufung von den 
Gemeinden gewuͤnſcht werden, und die Behörden bedürfen 
einer größeren Befugniß, ald nad; dem Amendement de 
Herrn Buͤrgermeiſters Hennig hier dem Confiftorium zuges 
fanden werden foll. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ic finde das 
"Amendement des Hrn. Buͤrgermeiſters Hennig zweckmaͤßig und 
ihabe gar fein Bedenken dagegen; theile auch die Bedenken des 
Heren Regietungscommiffars nicht; denn es wird fich ausbrüd- 
lich auf ein Herfommen bezogen, Wenn mehrere Geiſtliche 
angeſtellt find, fo haben ſich dieſe nach dem Herkommen 
„in bie Geſchaͤfte“ zu theilen. Nun wird Hinzugefügt: 
In Ermangelung eines folden oder bei entftehenden 
Streitigkeiten treten die Anordnungen des Confiftoriums 
ein.” „In Ermangelung eines Herfommens“, das drüdt 
auch den Fall aus und umfaßt ihn, wenn dad Herkommen 
von ber Kirchenbehörbe felbft oder von fonft Jemand bes 
zweifelt wird. Die Kirchenbehörbe kann fagen: „Das 
Herkommen iſt nicht fundirt; es ift nicht Mar, nicht deute 
uͤch; paßt nicht auf den Fall”. So Iaffen ſich taufend 
Fälle denken, wo das Recht der Oberauffichtsbehörde völlig 
gewahrt iſt. Ich glaube alfo, es ift bei dieſem Satze 
durchaus Feine Gefahr für dad Kirchenregiment zu befuͤrch ⸗ 
ten. Herner bemerke ic noch zur Ergänzung deffen, was 
Here Biirgermeifter Hennig erwähnte, daß fpäter bei 
$. 53 der Fall vorkommt, wo bie Rechte des Patrons und 

. ber Kirchengemeinde wohl ziemlich ſicher geftellt fein dürften, 
nämlich der Fall der Ernennung von Hülfögeiftlichen und 
Vicaren, der doch am häufigften in folden Fällen, wie fie 
Here Blrgermeifter Hennig erwähnte, eintreten würde. 
Dort wird ausdrüdlich darauf argetragen, daß über das 
Bebhrfniß einer folchen Anftellung nicht blos der Kirchen» 
vorftand, fondern auch der Patron gefragt und beide mit ihrer 
Erklärung gehört werden folen. Auch in $. 39 ift eines 
Falles gebacht, wenn 'in der Amtsführung irgend eine Luͤcke, 
eine Behinderung eintreten follte und ift hier dem Kirchen» 
vorftande ebenfalls das Recht zugeftanden, Anträge zu flellen 
und eine Anzeige an den Superintendenten zu machen. 
Wie alfo der Fall einer Störung oder Behinderung in 
der Ausübung des geiſtlichen Amtes, ‚oder ein Zweifel 
dardıber. eigentlich eintreten follte, ohne daß folches bemerkt 
wide und zur Sprache Time, Tann ich mir faft nicht 
denken; indeffen ſchadet der Zuſatz Nichts und macht die 
Sache deutlicher, weshalb ich nicht gegen den Zufah des 
Herrn Bürgermeifters Hennig ſtimmen werde. 


° Bürgermeifter Hennig: Ich möchte mich doch noch⸗ 
mals für die Annahme meines Antrags verwenden. Er trägt 
zur Deutlichkeit des Paragraphen weſentlich bei und ich 
Halte ihn andererfeits für das Kirchenregiment unbedenklich. 





Solte ein unpaffendes Herkommen exeſtiren, fo wird auch 
feine Einigfeit der Anfihten, darüber herrfchen; es werden 
die Anfichten verſchiedene fein zwifchen Patronen, Geiftlichen 
und der Gemeinde u. f. w. Dann hat aber das Kirchen: 
tegiment immer Gelegenheit, darüber zu entfcheiden; denn 
dann liegen eben Streitigkeiten vor und das Confiftorium 
hat jedenfalls darüber zu entſcheiden. 


Kammerherr v. Beſchwitz: Ich fehliege mich als 
Mitglied der Deputation ganz der Anficht an, die der Herr 
Referent foeben ausgeſprochen hat. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
weiter Jemand das Wort begehrt? — Es ſcheint nicht fo; id 
werde daher die Debatte bezüglich des $. 19 ſchließen und 
fofern nicht der Here Referent dad Schlußwort begehrt, zur 
Abftimmung verfchreiten. Zuvoͤrderſt werde ich auf $. 19 
die Frage richten, mit Vorbehalt des Hennig'ſchen Amen: 
dementd. Die Deputation rathet an, ben Paragraphen 
unverändert anzunehmen und ich frage, ob die 
Kammer der Deputation darin beipflichtet? — 
Einftimmig Ja. 

IH komme nun zu dem Amendement Hennigs, 
Daffelbe ſchlaͤgt vor, hinter dem Morte „und“ noch eine 
zufügen: „in Ermangelung eines ſolchen und bei 
entfiehenden Streitigkeiten”. Ich frage alfo, ob 
die verehrte Kammer auch dieſem Amenbement 
ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja, 

Es iſt demnach der Paragraph und dieſes Amendement 
angenommen. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: 

0 
Bon der Vertretung der Kirchengemeinden. 
g.20. ' 
Kirchenvorſtand. 
Im jeder Kirchengemeinde wird zu deren Vertretung 


und zu Ausübung der $. 16 bemerkten Rechte ein Kirchen 
vorftand errichtet. 


Die Motiven lauten: 
Zu Lit. C. 


u $. 20. * 

Die Locellu chenbernein n befand ſich zeither meiſt in 

den Händen einiger Kirchenvorfteher ober Kirchväter, wälch, 
von der Kircheninfpection oder von dem Kirchenpatron gr 
wählt, der Gemeinde mehr ober weniger fern ftanden, nut 
materielle Intereffen wahrzunehmen hatten und zu den Ge 
f&häften, die ihnen oblagen, oft nur den Namen hergaben, 
während folche wirklich von den Geiftlichen beforgt wurden. 
Die Gemeinde war durch fie nicht vertreten. Die allgemeine 
Städteordnung-vom 2. Februar 1832 fäuf zuerft in ben 
Stadtverorbneten ein Drgam, durch welches die Stadt 


‚gemeinden, foweit diefe bisher zu concurriren gehabt hatten 
dem Stobtrathe als Gollator oder ais weltlichen Colnfpeeit 
und der geiftlichen Snfpectionsbehörbe gegenüber, in ing 
lichen Angelegenheiten vertreten werben follen ($- 2) 
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übertrug. Denfelben auch eine Theilnahme an der Verwal: 
tung des Kirchen, Schul- und Stiftungsvermoͤgens, ber 
giehendlich eine Controle derfelben ($$. 274, 275), doch alles 
Dies auch nur proviforifch, wie aus $. 14 des Publications 
gefeges ſich ergiebt. Eine Vertretung in allen einzelnen 
Kirchengemeinden, aber nur für Nechtöftreitigkeiten, wurde 
erft durch das Gefe vom 30. März 1844 (Gefeg- und 
Verordnungsblatt Seite 140) eingeführt und durch das Ge 
feg vom 12. December 1855 (Gefeg: und Verordnungsblatt. 
‚Seite 659) auf die Fälle erſtreckt, wo es nach Maßgabe 
dieſes und. des Gefeges vom 8. März 1838, über die 
Verpflichtung der Kirchen und Schulgemeinden zu Auf 
bringung des für ihre Kirchen und Schulen erforderlichen 
Auf wandes (Gejeg- und Verordnungsblatt Seite 266) einer 
ſolchen bedarf. 

Für die wichtigften kirchlichen Angelegenheiten fehlt es 
daher noch jet, inöbefondere den Ländlichen Kirchengemeins 
den, an jeder geordneten Vertretung und es iſt ein Bebürf- 
niß, folde auf eine Weife herzuftellen, daß diefelben Per- 
fonen zur Ausübung aller in inneren und äußeren kirchlichen 
Angelegenheiten den Gemeinden zufländigen, hier und da 
zu erweiternden Rechten ermächtigt werben. 

Die nad) Vorſte hendem ſchon vorhandenen Organe find 
dazu, etwa durch eine Erweiterung ihrer Befugniffe, nicht 
zu benugen. Die geitherigen Kirchväter nicht, weil fie nicht 
von den Gemeinden gewählt werden; die Stadtverordneten 
und die Durch das Gefeh vom 30. März 1844 geordneten 
Vertreter nicht, weil ihre Wahl ohne Berüůckſichtigung ihrer 
tirchlichen Eigenfchaften zu erfolgen pflegt, welche bei Vers 
tretern. ber Sieden emeinden ganz befonders in Betracht 
kommen müffen. Es fiheint auch überhaupt zweckmaͤßig, 
die bürgerliche Vertretung mit der kirchlichen nicht zu ver 
mengen. i 


Der Bericht fagt: 
Was den 


$. 20 e i 
anlangt, fo ſtimmt bie Deputation ber Einführung des 
neuen Snftituts der Kichenvorftände, von weldem  biefer 
und die folgenden Paragraphen. handeln, und den in den 
Motiven Seite 55 entwidelten Gründen im MWefentlichen 
bei, und zwar mit den zu $. 16 gemachten Erinnerungen 
und den weiter unten folgenden Anträgen, weil ohne fie 
der Hauptzwed der gegenwärtigen a eine 
Vertretung ber Kirchengemeinden und deren nähere Bethei⸗ 
figung an den Angelegenheiten der Kirche nicht auszuführ 
ren fein würde, “Wenn jedoch $. 20 nicht blos bie Ber 
geiimbung des Inſtituts, fondern zugleih auch eine allge 
meine Beziehung auf die dem Kirchenvorftande beizulegenden 
„Rechte enthalten fol, fo dürfte die Anziehung des $. 16 
nicht genuͤgen, fondern auch $. 37, als der Hauptinhalt der 
fraglichen Nechte, zu erwähnen fein. Es wird daher bes 
antragt, nicht blos $. 16, fondern 

„8. 16 und 37" 
einzufchalten und fo $. 20 anzunehmen. 


Es wird alfo auf unveränderte Annahme angetragen; 
nur mit dem Meinen Zufag, nach $.16 auch noch den $.37 
zu erwähnen, 

Bürgermeifter Clauß: Wenn id im Allgemeinen dem 
Separatvotum des Herrn v. Behmen zugeneigt bin, fo 
haben mic dazu die Beftimmungen darıber, wie bie 











Kirchenvorſtaͤnde eingeordnet und eingeführt werben follen, 
großentheils mit bewogen. Ich halte nämlich die vorges 
ſchlagene Presbpterialverfaffung für zu compfieirt, nicht 
wohl audführbar, unpraktiih und nicht eben befonders 
fruchtbringend fir die Kirche, Ich glaube vielmehr, daß 
die bisherige Vertretung durch die Organe ber politie 
ſchen Gemeinde im Weſentlichen beibehalten werden koͤnne 
und biefelbe, wenn fie nur mit. den nämlichen Rechten und 
Befugniffen, wie bie neuen Kirchenvorſtaͤnde, ausgeſtattet 
wide, glei wohlthätig und wirkſam ſich aͤußern werde. 
Ich ſtimme in diefer Beziehung mit den Anſichten meines 
Collegen Hennig überein, welche derfelbe ſchon in der alle 
‚gemeinen Debatte dargelegt hat. Man hält zwar in der Regel 
dagegen ein, daß bei der Wahl der politifchen Gemeinde 
vertreten nicht auf ihre kirchlichen Eigenſchaften Rüde 
ficht genommen werde und erachtet fie deshalb für weniger 
fähig für die Behandlung der kirchlichen Angelegenheiten. 
Aber abgefehen davon, daß die Erfahrung dagegen ſpricht 
und daß bie zeitherige Vertretung fih im Allgemeinen 
ſchon bisher bewährt hat, fo iſt doch dabei nicht zu uͤber⸗ 
fehen, daß auch zeither ſchon den Wählern der politifchen 
Vertreter nicht unbekannt fein konnte, daß bie Ießteren als 
ſolche fi aud mit kirchlichen Angelegenheiten zu befaffen 
haben werben; folglich auch bei deren Wahl diefem Mo— 
mente gebührend Nüdfiht getragen werben konnte. Am 
Allgemeinen werben auch die Bedingungen ber Waͤhlbarkeit 
nad) beiden Richtungen hin in der Hauptſache fo ziemlich 
zufammenfallen. Und wenn die biöherige Vertretung im 
kirchlichen Gebiete nicht mehr leiſtete, als gefchehen ift, fo 
lag die Schuld daran wohl weniger an ihr felbft, als in 
den Verhältniffen, an ihren zu befchränften Befugniffen 
und im Mangel an geeigneter Veranlaffung zu erſprieß⸗ 
licher Thätigkeit auf diefem Felde. Man gewähre und 
erweitere ihre Befugniffe, made fie fo für die kirchlichen 
Intereſſen mehr nugbar und empfänglic und ich bin übers 
zeugt, fie wird das Möglichfte leiſſen. Cine ſolche Ber 
faffung in Verbindung mit der politifhen Vertretung ent» 
ſpricht übrigens auch fo ziemlich genau den Wünfchen, 
Anfihten und Anträgen, wie fie die Stände gegen bie 
hohe Staatsregierung bei Gelegenheit des Landtages 
1842/1843 ausfprachen. Bei ber allgemeinen Debatte ift 
geäußert worden, Kirche und Staat verhielten fich wie 
Leib und Seele zu einanderz für den Staat fei die Kirche 
die nothwendigfte Stüge und die Kirche hinwiederum bes 
dürfe ihrerfeits des Staates, der fie ſchirme und ſchuͤtze; 
beide durchdringen fich gegenfeitig u. f. w. — Nun: wohl. 
Aber alles Dieß fpricht ſicher nicht gegen die Vereinigung 
der politifchen und kirchlichen Vertretung, mindeftens in 
der unteren Inſtanz und eine bedenkliche Bermengung ber 
politiſchen und Eirchlichen Angelegenheiten dürfte hierbei ne 
foweniger zu fürchten fein, als ja ohnehin die Thätigkeit 
der kirchlichen Vertretung auf bie Vermögensverwaltung in 
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der Hauptfache ſich beziehen wird und hier meift die Kirch: ; 
Uchen und politifchen Intereffen zufammenfallen. Ich bin 
daher Überzeugt, daß es dad praftifch Beſte fei, die ber 
fiehende Vertretung im Weſentlichen beizubehalten; jedoch, 
foweit nöthig, zu verbeffern und zu vervollfländigen. Ich 
werde daher aus diefen Gründen gegen das Inftitut der 
Kirchenvorftände in der im Entwurfe empfohlenen Maaße 
ſtimmen. Noch fei mir verftattet, zum Belege meiner Ans 
ficht beifpielöweife auf die Verhältniffe Bezug zu nehmen, 
wie fie ſich bei der Einführung der Presbyterialverfaffung 
nad dem Entwurfe in Freiberg geftalten werden. Dort 
beftchen im Stabtgemeindebezirt fünf evangeliſche Kirchen 
mit eben fo vielen Kirchbezirken ‘oder Parochien und in 
jede diefer Kirchen find noch Dörfer oder Dorfantheife ein- 
gepfaret. Jeder derfelben bildet daher eine zufammenges 
feßte Parochie. Dazu kommt, daß diefe unter ſtaͤdtiſchem 
Patronat fichenden Kirchen ein gemeinfames Kirchenaͤrar 
haben und alfo bei ihnen in der Hauptfache die Intereffen 
zufammenfallen. Die vierte Kirche fteht unter landesherr- 
lichem Patronat und die fünfte iſt eine Stiftungskirche. 
Es würden alfo nad) ben 69. 20, 24 und 25 des Ent» 
wurfs in Freiberg fünf Kirchenvorftände, bei denen auch 
ländliche Vertreter zu "concurriren hätten, zu bilden fein. 
Ob hierin eine Erleichterung des Geſchaͤftsganges liegt, 
ob hierdurch das Wohl der Kirche befördert wird, ift mir 
nicht recht erflärlih. Ich kann mir nicht denken, daß bei 
einem fo ſchwerfaͤlligen, künftlichen und dabei die Gemein» 
den fpaltenden Organismus die Gefchäfte zu gedeihlicherer 
Erledigung kommen fönnten, als bisher; vielmehr bes 
fürchte ich, daß die Intereffen und das Wohl der Kirche darun- 
ter leidet und Neibungen und Verwidelungen, wie man 
fie bisher nicht kannte, nicht ausbleiben werden. Dies 
zur Rechtfertigung meiner Anficht." 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Es thut mir leid, 
daß ich die Anfihten, die wir foeben vernommen haben, 
meined Ortes nicht theilen Fann. Möglich, daß mein ge 
ehrter College in diefer Beziehung andere Erfahrungen ges 
macht hat, ald id. Er meinte, die zeitherige Vertretung 
der Kirche durch die politifche Gemeinde fei gut und zwed 
mäßig und wenn auch einer Verbefferung bebürftig, doch 
auf einem anderen Wege als durch die Kirchenordnung zu 
erreichen. Meine Erfahrung aber hat mich gelehrt, daß die 
einfchlagenden Beſtimmungen der Städteorbnung über die 
Vertretung der Kirchengemeinden durch Stabtverorbnete 
unvollſtaͤndig, unzweckmaͤßig und ungenügend iſt. Da es 
ſich nun gegenwärtig nicht um Abänderung der dies⸗ 
fallſigen proviſoriſchen Beſtimmungen der Städteordnung 
handelt, fo ſehe ich nicht ein, warum nicht bei diefer hier 
gebotenen Gelegenheit eine nothwendige und wüͤnſchens⸗ 
werthe Aenderung eintreten fol. Ich glaube, diefem vor⸗ 
handenen Berinfniffe kann lediglich nur dadurch abgeholfen 
werden, daß, wie die Vorlage es an die Hand giebt, ein 


Sächsische Landesbibl 


liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


eigener, mit volftändigen Befugniſſen auögeftatteter, fett, 
fändiger Kirchenvorftand eingeſetzt und’ gewählt wirb, 


Vräfident v. Schönfels: Wünfht fonft noch Se 
mand hierüber zu fprechen? 


Kammerherr v. Behmen: Der Here Bürgermeifter 
Clauß hat, glaube ich, die Debatte über $. 26 etwas anti ⸗ 
cipirt. Dort kommt die Anficht der Majoritaͤt und Mi 
norität der Deputation über die Art undiWeife der Kirchen, 
vertretung und ihrer Sufammenfegung zur Verhandlung, 
Ich würde allerdings auch Etwas daruͤber zu bemerken 
haben, namentlich aud in Rückſicht auf die allgemeinen 
Motiven, welche zu Gapitel C gegeben find. Indeſſen er 
klaͤre ich meinerfeits, daß ich mir daszWeitere bis auf h. 26 
vorbehalte. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Dagegen muß ich doch ber 
merken, daß Dasjenige, was Herr Bürgermeifter Clauf 
fagte, recht wohl auch zu $.20 paßtz denn es iſt darin eben 
von der Errichtung eines Kirchenvorſtandes für jede Kirchen 
gemeinde die Rede und darauf hat ſich der Here Sprecher 
hauptſaͤchlich bezogen. 


Bürgermeifter Clauß: Meine Worte bezogen fih 
allerdings auch mit auf biefen Punkt; aber ich hatte vor, 
über das ganze Inftitut zu Sprechen und mußte daher, was 
ich fagen wollte, hier vorbringen. Ich werde alfo bezuͤglich 
der einzelnen Paragraphen des zweiten Capitels unter 6 
nur eventyell ſtimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Begehrt weiter Niemand 
das Wort, fo ſchließe ich die Debatte und ertheile dem 
Herrn Referenten das Schlußwort. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Ich ſtimme darin 
ganz dem Herrn Bürgermeifter Clauß bei, daß es hier wohl 
am Drte war, über $. 20 und folgende im Allgemeinen 
Bemerkungen zu machen; ja es hätte fogar bei dieſem Ah 
ſchnitte, wo es ſich um Bildung und Begründung de 
Inſtituts der Kirchenvorftände, zuerft handelt, überhaupt 
eine allgemeine Debatte ftattfinden koͤnnen. Die Deputation 
hat das auch in ihrer Mitte gethanz fie laͤßt es aber im dem 
Berichte bei $. 20 eben nicht hervorleuchten und hat den 
ganzen Schwerpunkt ihrer Anfihten in $. 26 niedergelegt 
und dabei wird nun fehr viel zum Vorſchein und zur Frage 
kommen, was gegen die Kirchenvorftände im Allgemeinen 
zu erwähnen ift, und aud) ich behalte mir vor, dort dad 
Weitere zu fagen. Indem ich daher mich jetzt einer allger 
meinen Bemerkung darüber enthalte, erwähne ich nur nad, 
daß ich mit den jetzigen und früheren Reden der Bürger 
meifter Hennig und Clauß darin ganz einverſtanden bin, 
daß die Elemente in der früheren Verfaffung eigentlich ſchon 
vorhanden waren, aus welchen diefe Kirchenvorftände hä 
ten gewählt werden koͤnnen. Indeſſen ift man von DiF 





Sache doch auch nicht fo weit abgewicyen. Die Hauptpuntte 
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find bei der Gonflituirung der Kirchenvorftände immer der | Wimmer wird aber noch das Protokoll über bie Beute 
Wahlmodus und der Umfang ihrer Befugniffe. Diefer | Sigung vorlefen. 


Tommt in $. 37, jener in $. 26 vor. Ein Befugniß hat 
man ihnen ſchon bei $. 16 eingeräumt, nämlich die Ber- 
waltung des Kirchenvermoͤgens. Alles Andere kommt aber 
fpäter vor, weshalb ich mich jetzt weiterer Bemerkungen 
enthalten kann. 

Präfident v. Schönfeld: Die Deputation vathet ung, 
den $. 20 mit einer Einſchaltung anzunehmen. Ich frage 
nun zunäcft, ob Sie $. 20 des Entwurfs unver⸗ 
ändert anzunehmen gefonnen find? — Gegen 
1 Stimme Ja. 

Wollen Sie ferner nad) Anrathen der Deputation 
nicht blos $. 16, fondern auch $. 37 anziehen? — 
Einftimmig Sa. 

Es hat daher $. 20 ganz fo Annahme gefunden, wie, 
die Deputation vorgefchlagen. 

Meine hohen Herren! Die Zeit iſt ziemlich weit vor- 
gerückt; ich ſchließe daher die heutige Sigung und beraume 
die nächfte auf morgen 11 Uhr an. Der Herr Secretär 


Geſchieht.) 

Hat Jemand gegen die Faſſung des eben vorgelefenen‘ 
Protokolls etwas zu erinnern? 

Königl. Commiffar Dr. Hübel: Im Protokoll ift ger 
fagt, ich hätte bemerkt, es wären die Pflichten der Geift« 
lichen im Entwurfe ausgefprochen und damit auch ibre 
Rechte. Ich habe diefes aber beftimmter fo ausgedrückt, 
dag mit den Pflichten der Geiftlichen auch die Andeutung 
ihrer amtlichen Befugniffe gegeben fei. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Nichts dagegen bes 
merkt wird, fo kann ich das Protokoll für genehmigt ere 
Mären und erſuche die Herren v. Beſchwitz und v. Zeh⸗ 
men, daſſelbe mit mir zu vollziehen. Im Webrigen ift die 
heutige Sigung gefchloffen. Die morgende Tagesordnung 
befteht in der Fortfegung der Berathung des jeßt abge 
brochenen Gegenftandes und zweitens in der Ergaͤnzungs ⸗ 
wahl für die dritte Deputation um ein Mitglied. 

(Schluß der Sigung nah 43 Uhr.) 


Nebacteue H. Meinhold, Speretär im Königl. Miniferium des Innern, — Drud von B. ©. Teubner in Dresven, 


Letzte Abfendung zur Pofk: am 29. December 1800. 


R. E. Abonnement.) 
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Mittheilungen 


über die Berhandlungen des Landtag 
L Sammer. 


8. 








M 11. 


Dresden, am 29. December 


1860. 





Elfte Sffentlihe Sigung der Erften Kammer 
am 19. December 1860, 


Inhalt. 

Negiftrandenvortrag. — Wahl eines Erſatzmitgliedes für bie 
dritte Deputation. — Fortgeſetzte Berathung des Entwurfs 
der Kirchenorbnunig fir bie evangelifcjefmtherifche Kirche im 
Königreiche Sachen, und zwar über die $$. 1 Kis mit 23. 





Die Situng beginnt um 11 Uhr 30 Minuten in 
Gegenwart von 36 Kammermitgliedern. 

Präfident v. Schönfeld: Ein Prototoll von ber 
geftrigen Sitzung ift nicht zu verleſen; wir gehen daher 
fogleich zum Vortrag · aus der Negiftrande über, auf welcher 
fi zwei Nummern befinden. Ich erfuche Herrn Secretär 
Wimmer, uns den Vortrag zu geben. 

(Mr. 81.) Dr. phil. Johann Gottlieb Jahn zu Deld- 
nit uͤberreicht zwei Eyemplare des Neubauplanes der durch 
Brand zerftörten Stadt Delsnig nebft Beſchreibung dieſes 
Brandes in feinen voigtländifhen Aphorismen, Lieferung 
VII und VI, 

Vräfident v. Schönfeld: In dem Begleitſchreiben 
ift gefagt, die Hohe Kammer möge geneigteft davon Einſicht 
nehmen. Es wird daher dieſe Broſchuͤre in der Kanzlei 
auszulegen fein für Diejenigen, die ſich für die Sade 
intereffiren. Außerdem wird der Dank zum Protofoll zu 
bemerken ſein. 

(Mr. 82.) Petition des Rathes der Stadt Leipzig 
vom 15. December 1860, die von ben Vorftänden der 
Dresdner Handelöinnung 2. unter Nr. 74 biefer Res 


giftrande eingereichte Petition beztiglich des Frachtgefchäftes | 


der Eifenbahnen betreffend. 

Praͤſident v. Schönfels: Bekanntlich ift die Petition, 
von der in diefer Eingabe die Rede ift, am die Zweite 
Kammer zuerſt gelangt und wird alfo dort zunaͤchſt zur 

Berathung kommen. Es duͤrfte ſich daher der Vorſchlag 
rechtfertigen, von dieſer Eingabe des Stadtraths zu Leipzig 
eine Abſchrift an die Zweite Kammer gelangen zu laffen; 
diefelbe aber Übrigens zu afferviren, bis der Gegenftand von 
jener Kammer herüberfommt, Iſt bie Kammer damit 
einverftanden® — Einftimmig Sa. 5 

18. (2 Abonnement.) 
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Es war dies der letzte Gegenftand der Regiſtrande von 
heute und wir würden nun zur Tagesordnung über 
geben. koͤnnen. Ich habe aber. der geehrten Kammer vor» 
zufchlagen, die Tagesordnung, wie ic) fie geftern feſtgeſetzt 
habe, einigermaaßen zu verändern und zwar in der Art, 
daß wir den zweiten Gegenftand als den erften nehmen. 
Ich würde nämlich vorſchlagen, die Wahl eines Erfagmits 
gliedes für die dritte Deputation -zuerft vorzunehmen und 
dann erft auf den eigentlichen Hauptgegenftand der Tages⸗ 
ordnung überzugehen. Der Grund davon liegt darin, daß 
der Herr Cultusminifter und die Herren Regierungs⸗ 
commiffare für den Augenblic abgehalten find, hier zu er—⸗ 
feinen. Sie haben in ber Zweiten Kammer zu thunz 
werden aber dort nicht Tange aufgehalten werben. Ich 


schlage vor, die Wahl vorzunehmen, die der Herr v. Beſch⸗ 


wit, beantragt hat, bie Wahl eines Erſatzwitgliedes für die 
dritte Deputation für den erkrankten Herrn v. Böhlau und 
ich bitte, zu diefem Behufe auf einen Zettel den Namen 
desjenigen Mitgliedes zu fehreiben, das Sie flr die dritte 
Deputation wählen wollen. Ich bitte den Herrn Bices 
präfidenten, mich bei diefem Wahlgefchäft zu unterftügen. 
(Nad) Einfammlung der Stimmzettel.) 
& find 34 Stimmzettel eingegangen. 
(Nach Auszählung der Stimmzettel.) 

Der Ausfall diefes Scrutiniums ift der, daß der Herr 
Landesbeftallte Hempel mit 27, Herr Nittner mit 5, Herr 
Freiherr v. Weld ‚und Herr Bürgermeifter Hennig mit je 
1 Stimme bedacht worden find. Es ift alfo zweifellos, 
daß der Herr Landesbeftallte Hempel mit abfoluter Stimmen» 
mehrheit als Mitglied der dritten Deputation ermählt wors 
den if. Ich weiß nicht, ob der Herr Landesbeſtallte Hems 
pel die Wahl annimmt? 

Landesbeftallter Hempel: Ich Hätte, meine Herren, 
gewuͤnſcht, daß die Wahl auf ein Mitglied gefallen wäre, 
welches beffer als ich im Stande wäre, die Stelle des Herrn 
v. Böhlau zu vertreten, Indeſſen, um dem ehrenvollen 
Vertrauen der. hohen Kammer zu entſprechen, nehme ich 
die Wahl an, da ih wohl vorausfegen kann, daß meine 
Stellvertretung von nicht zu langer Dauer fein wird: 

Präfident v. Schönfels: Nun wäre es wohl an der 
Zeit, wo der zweite Haupfgegenftand der Tagesordnung 
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zur Berathung Füme. Indeſſen die Minifterbank ift nicht 
befegt und es ift rathfam, fo lange zu paufiren, bis dies 
der Fall fein wird. Sch werde ſogleich anfragen laſſen. 
Mach einer Paufe tritt Herr Staatsminiſter v. Falten» 
Rein ein.) . 
Ih würde num den Herrn Referenten erfuchen; den 
Rednerſtuhl zu betreten’und uns die Fortfegung des Ber 
richts über die vorgelegte Kirhenordnung zu geben. 


Referent BVicepräfident v. Sriefen: 


. 21. 
Deffen — 
Diefer ſoll beftehen: Fe 
1) aus bem Pfarrer und beziehendlich aus allen an 
in Parochialfirche angeftellten conftrmirten Geifte 
lichen 
2) aus einer Anzahl weltlicher Mitglier ber Gemeinde 
(Kirchenvorfteher), welche von Letzterer gewählt wer- 
den, und in Eeinem Falle weniger ald drei, in ber 
Regel aber nicht mehr ald zwölf fein follen. In 
Dresden und Leipzig und wo zu Erfüllung berrin 
Betreff der eingepfarrten Gemeinden unten in $. 24 
vu 'enen Beftimmung eine größere Zahl erforder 
ich wird, ift folde ftatutarifch feitzuftellen. 
Hülfsprediger und Vicare find berechtigt, den Ver- 
fammlungen des Kirchenvorſtandes beizumohnen. Sie 
haben aber nur eine berathende Stimnie, wenn fie nicht ald 
Stellvertreter des Pfarrerd anweſend find. 


Die Motiven lauten: 


Bu $$. 21 und 22. 

Es bedarf Feiner, befonderen Rechtfertigung, daß ber 
Dfarrer jederzeit vermöge feines Amtes Mitglied des Kirchen» 
vorftandes, und zwar vorfigendes Mitglied fein miffe, da 
ex derjenige ift, bei welchem die meiften Kenntniffe, Ein- 
ſichten und Erfahrungen in Allem, was die Religion, Kirche 

„ und Goftesverehrung betrifft, vorauszufegen find, derſelbe 
auch in den meiften Fälen zur Leitung aller Verhandlungen 
des Kirchenvorſtandes der geeignetfte fein wird. Es wird 
auch in allen Orten, wo bereits SKirchengemeinderäthe, 
Kirchenvorftände oder Presbyterien beftehen, alfo gehalten. 

Diefelben Gründe fprechen für die Bugtehung aller an 
der Parochialticche angeftellten —— Geiſtichen, von 
welchen eine nur erſprießliche Wirkſamkeit in dem Kuchen⸗ 
vorſtande erwartet werden kann. 

Wenn die Mitglieder des Kirchenvorſtandes in einer 
jeorbneten und doc zugleih mit Einfluß verbundenen 
hätigfeit wirten jollen, fo darf deren Anzahl nicht zu groß 

und nicht zu Klein fein. Man hat daher für nöthig bes 


funden, ein Minimum und ein Marimum ver gewählten |: 


Mitglieder zu beftimmen, welches letztere nur in befonderen 
Zälen überfchritten werden fol. 


Der Bericht fagt: 


5 s Bu $. 21 
iſt zuvoͤrderſt zu erinnern, daß, wenn bie von der Majori- 
tät der Deputation zu $. 26 gemachten Anträge Annahme 
finden follten, die Worte Sat 2, Zeile 2 
PR an gewählt werben, Ba 

en würden, baher für jeßt die Entfchli 
auöjufeken fen ——— für jegt die Entſchließung darüber 
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iernaͤchſt iſt in ber jenfeitigen Deputation der Vor⸗ 
en, Die weltichen Mitglieder des Borflandee 
sub 2 nicht Kirchenvorſteher, fondern 
Kirchenaͤlteſte 
u benennen, ein Vorſchlag, gegen welchen ber konigiche 
ommiffar gerade nichts eingewendet hat und weldem die 
Deputation ebenfalls nicht entgegen fein will, obwohl fie 
einen erheblichen. Grund dafür nice anzuführen weiß. G 
wird aber der Beitritt beantragt. 

Dagegen findet diefelbe Feine Beranlaffung, dem wei, 
teren ntrage der jenfeitigen Deputation beizutreten, nad 
welchem im erften Sage nur der Pfarrer und bezichenbfig 
der erfte Pfarrer mit Beilegung eines Stimmrechts, im 
Schlußfage aber alle andere Geiftliche der Parochie mit 
5108 berathender Stimme aufgeführt werben follen, welchen 
Antrage auch der koͤnigliche Commiffar nicht beigeſtimmt hat, 

Wohi aber ſchien es der Deputation ebenfo nöthi 
als billig, den Befigern eremter Grundftüce, d.h. alle 
eingepfarrter Rittergüter, eine verhältnigmäßige Theilnahm, 
refp. Vertretung zu ſichern und diefe daher befonders zu 
erwähnen, fowie auch dem Zalle vorzufehen, wo einge 
pfarrte Sandgtmeinden mit einer Stadtgemeinde zufammen 
einen Kirhenbezirf bilden. Weberhaupt aber ſcheint es nidt 
blos in Dresden und Leipzig, fondern auch bei vielen an 
deren größeren und befonders bei zufammengefegten Yaroı 
hien, zumal da, wo ländliche Gemeinden mit einer 
Stadtgemeinde verbunden find, erforberlich, eine größe 
Bahl von Kirchenvorftehern zuzulaſſen und das Theilnahmes 
recht nach dem Zahlenverhältnig zwiſchen Stadt und Land 
und jonft in den betreffenden Parochien ſtatuariſch fer 
fielen. Dieſen Anträgen zufolge ſchlaͤgt die Deputation 
für $. 21 folgende Faſſung vor und beantragt deren Ans 
nahme, wiewohl diefelbe die Billigung des Föniglichen 
Commiflars nicht erlangt hat. 

ofen en 
eſſen Bufanmenfepung. 
Diefer fol Sefichen: u 
1) aus, bem Pfarrer ıc., 
2) aus einer Anzahl weltlicher Mitglieder der Pfan 
gemeinde (Kirchenältefte), welche in keinem Falle wenige 
-ald drei, in der Regel aber nicht mehr als zwölf fa 
folen. In Dresden und Leipzig, und wo zu Erfüllung 
der in Betreff der eingepfarrten Gemeinden und br 
ziehendlih der Befiger eremter Grunftüce unten in 
$. 24 getroffenen Beſtimmung eine größere Zahl erforder 
lich wird, iſt ſolche ſtatutariſch feitzuftellen. In Par 
Sien, welche aus einer Stadtgemeinde und eingepfartn 
Landgemeinde zufammengefegt find, iſt außer ver Zahl 
ber: weltlichen Mitglieder ber Pfarrgemeinde im Kirchen 
vorftande, insbefondere auch das Zahlenverhältig Mr 
Mitglieder von Stadt und Land ftatutarifch feftzufleer 
Hülfsprediger 2.” " 

In diefer Faffung wird die Annahme des $. 21 mr 
geſchlagen. 

Vraͤſident v. Schoͤnfels: Ich habe zu erwarten, 0 
Jemand über diefen Paragraphen das Wort zu ergreift 
gedenkt? 


Vürgermeifter Dr. Koch: Sie erinnern ſich, mit 
‚Herren, daß ic) in der allgemeinen Debatte den Sag a 





fieüte, daß bei Bufammenfegung der Synode zwar WF 
geiſtliche Element in derfelben nicht entbehrt werden Hat 
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aber auch nicht das Uebergewicht darin erhalten: dürfe, 
Aus biefer Bemerkung wäre vielleicht zu folgern, daß ich 
in ber Beflimmung unter 1 im $. 21 auch das Stimm: 
recht den an den Parochialkirchen neben dem Pfarrer ange 
ſtellten confirmirten Geiftlihen aus gleichem Grunde ents 
zogen wiffen wollte, Urfprüngfich war ich bei der Durch 
ficht des Gefeges der Anficht nicht; denn ich hege in diefem 
Falle nicht die Befürchtung, daß das geiftlihe Element 
über das weltliche im Kirchenvorftande das Webergewicht 
erhalten Tönne. Ich fehe voraus, daß uͤberall, wo in einer 
Parochie neben dem Pfarrer mehrere Geiftlihe an einer 
Kirche angeftellt feien, da auch die Bahl der weltlichen Mit« 
glieder des Kirhenvorftandes die ber Geiftlichen überfteigen 
werbe, und wir fehen, daß dazu die Füglicpkeit gegeben if, 
da bie Zahl der erfteren bis auf zwölf, ja noch mehr ſteigen 
ann. Durch die bei ber geftrigen Debatte gefaßten Bes 
fehlüffe habe. ich jedoch eine andere Anſicht über die $. 21 
unter 1 enthaltene Beftimmung befommen. Sie haben 
bei $. 18 den Antrag, welchen. der Herr Landeöbeftallte 
‚Hempel eingebracht hatte, abgelehnt und darnach $. 18 in 
ber Faffung, wie ihn die Regierungsvorlage enthält, ange 
nommen, fo daß mithin der Pfarrer den neben ihm ange: 
ſtellten Geiftlichen Weifungen ertheilen fann. Daburd bin 
ic, wie ich geftehen muß, dagegen bedenklich geworden, daß 
die confirmirten Nebengeiftlichen mit dem Pfarrer Sig und 
Stimme in dem Kirchenvorſtande erhalten; denn es dürfte 
dann. die Gefahr vorhanden fein, dag der Pfarrer dem 
Geiftlichen Weifungen ertheilte, die nach der Faſſung des 
$. 18 ganz allgemeiner Natur fein önnen, und fo wirb 
allerdings leicht die Möglichkeit gegeben, daß der Pfarrer 
auf Grund des $. 18 feinen Einfluß auf die Nebengeift- 
lichen dergeftalt ausübt, daß diefe nur Organe des dem 
Kirchenvorftande vorfigenden Pfarrers werden. Soll ich ein 
andered ‚praktifches Bedenken erwähnen, das mir beigegan» 
gen ift, fo iſt es das: ich glaube allerdings, daß auch eine 
Gefahr darin zu erbliden iſt, wenn der Fall der Selbftäns 
digkeit der übrigen Geiftlichen angenommen, biefe im Kirs 
henvorfiande mit dem Pfarrer in Disharmonie gerathen. 
Ich glaube, das würbe dem geiftlichen Amte gerade nicht 
zuträglih fein und dies mir beigegangene Bedenken hat 
mich noch mehr zu der Unficht geflihrt, daß dem Antrage, wie 
ihn die Bwifchendeputation der Zweiten Kammer auf 
Seite 220 ihres Berichts eingebracht hat, der Vorzug zu 
geben fei. 

Superintendent Dr. Lech ler: Ich kann diefe Beforg- 
niß nicht theilen, die foeben Here Bürgermeifter Koch aus · 
geſprochen hat. Ich glaube einmal, daß die Faſſung des 
$. 18, wie er angenommen ift, wirklich nad) dem Sinne des 
Geſetzgebers, diefe Ausdehnung gar nicht haben Bann, daß 
etwa ein Paftor zu den neben ihm angeftellten Geiſtlichen, 
vefpective Diaconen, auf Grund dieſer Worte fagen fönnte: 
ihr Imüßt unbedingt fo flimmen oder fprechen in den 


"Sächsische Las 





indesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Sigungen des Kirchen vorſtandes, wie ich es haben will. 
Ich glaube auch ganz ficherlich, daß Fein neben dem Paftor 
angefiellter Geiſtlicher oder Diacon ſich das wuͤrde gefallen 
laſſen. Denn Ieder ſitzt vermöge feines ſelbſtaͤndigen 
Amtes im Kirchenvorſtand und nicht als ein vom Paftor 
abhängiger Menſch. Ich glaube deshalb wirklich, daß da⸗ 
durch nicht ein überwiegendes Gewicht der Meinung des 
Paftors Heraus fommt. Und was die etwaigen Differenzen 
betrifft, die zwiſchen einzelnen Geiftlihen entftehen koͤnnen, 
fo traue ich dem Zacte jedes Geiftlichen fo viel zu, daß er 
nicht auf eine leidenſchaftliche oder das Amt benachtheiligende 
Weiſe auftreten und feine Meinung geltend machen wird. 
Ich bin daher auch durch diefe Beforgniß nicht darin wars 
kend geworben, daß allen übrigen feft angeftellten Geiſtlichen 
ebenfo gut, wie dem Paftor, das Recht auf Sig und 
Stimme im Kirchenvorſtande geblihre, wie es auch meines 
Wiffens überall, wo Kirchenvorftände eriftiren, der Fall iſt. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zunörberfi den 
Antrag des Heren Bürgermeifters Koch zur Unterflüßung 
zu bringen, damit fi) die Discuffion, fofern er Unterfiligung 
fände, zugleich mit über denfelben erfireden Fönne. Herr 
BVürgermeifter Koch trägt darauf an, daß dem $. 21 bie 
Faſſung gegeben werde, wie ſolche von der Bmifchendepire 
tation der Zweiten Kammer vorgefchlagen worben ift. Diefe 
Faſſung lautet folgendermaaßen: 

nDiefer ſoll beftehen IE dem Pfarrer 2c., 2) aus 
einer Anzahl weltliher Mitglieder der Pfarrgemeinde 
(Kirchenältefte), welche von legterer gewählt werden und 
in feinem Falle weniger al drei, in ber Regel aber 
nicht mehr als zwölf fein follen. Alle andern — außer 
dem Pfarrer — an ber Parochialkirche angeftellten conz 
firmirten Geiſtlichen, Hülfsprediger und Vicare find ber 
techtigt, ben Verfammlungen des Kirchenvorſtandes beis 
zuwohnen. Sie haben aber nur eine berathende Stimme, 
Kun fie nicht ald Stellvertreter de3 Pfarrers anwefend 

Ih frage, ob die Kammer ben Antrag des Bürgers 
meiſters Koch zu unterftügen geneigt ift? — Gefchieht 
hinreichend. 

Es wuͤrde nun auch dieſer Antrag mit zur Discuſſion 
gezogen werden koͤnnen. 

Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich kann den Anz 
trag meines geehrten Heren Nachbar nicht bevorworten. 
Er will dem an einer Parochialfirche angeftellten Pfarrer 
eine berathende und beſchliehende Stimme einräumen; ben 
übrigen au ber Pfarrkirche angeftellten Geiftlichen aber nur 
eine berathende Stimme zugeftehen. Er begründet feine 
Befuͤrchtung auf den gefiern angenommenen $. 18 und 
meint, weil wir befchloffen haben, daß ber Pfarrer befugt 
fein foll, den übrigen Ge'ſtlichen Weifungen zu ertheilen, 
dadurch ein Druck auf die Meinungsäußerung der übrigen 
Geiſtlichen fattfinden Fönnte. Da muß id) nun aber wie⸗ 
derholt bemerken, daß es keineswegs die Abſicht der Dep 
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tation gewejen ift, indem fie 5. 18 empfohlen Hat, ein jol- 
ches Uebergewicht dem Pfarrer einzuräumen. Es hat und 
bei.der erften Berathung in der Deputation allerdings er- 
feinen wollen, als ob die fragliche Vorſchrift etwas zu 
‚präceptiver Natur fei und etwas zu fireng hingeftellt fei. 
Indeß hat die Deputation fih doch fagen müffen, daß, 
wenn an einer Kirche neben dem Pfarrer noch mehrere Geift- 
tie angeftellt find, nimmermehr wird beftritten werden 
Lnnen, daß der Pfarrer unter den Übrigen neben ihm als 
Diaconen angeftellten Geiftlichen doc) immer als primus 
inter pares unbedingt wenigftend das Recht haben müffe, 
einen directen Einfluß auf die übrigen Geiftlichen zu üben, 
infofern als er doch ſtets als der erfte Geiftliche feiner Kirche 
auch zunächft vermöge diefes feines Amtes verantwortlid 
. für die ganze kirchliche Geſchaͤftsführung if. Wenn man 
dad nur beruͤckſichtigt und erwägt, daß es überhaupt nicht 
im Sinne der Deputation gelegen hat, dem Pfarrer ein 
folches Uebergewicht auf die freie Meinungsäußerung der 
neben ihm angeftellten Geiftlichen einzuräumen, fo fürchte 
ich auch nicht, daß die Beftimmung bes $.-21, nad) welchem 
alle Geifttichen glei dem Pfarrer mit berathender und be» 
ſchließender Stimme ausgeftattet werden follen, irgend wie 
bedenklich fein koͤnnte. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Auch ich kann die 
Bedenken des geehrten Herrn Antragftellers durchaus nicht 
theilen. . Herr Bürgermeifter Koch fagt, weil geftern $. 18 
angehommen worden fei, wonach der erfte Pfarrer den 
übrigen an ber Kirche angeftellten Geiftlichen Weifungen 
gu ertheien habe, dedhalb fei zu befürchten, daß er bie 
Mactvolltommenheit, feinen Geiſtlichen Weifungen geben 
zu dürfen, mißbrauchen koͤnne. Nun, meine Herten, da 
dürfte auch fein Staatsdiener in der Kammer figen; denn 
es iſt gewiß, nach dem Staatödienergefee hat jeder Staats: 
diener Weifungen von feinem Vorgeſetzten anzunehmen und 
wo wird es jemals einem Minifter einfallen, Staatsdienern 
vorzuſchreiben, wie fie in der Kammer fprechen oder ſtim⸗ 
men ſollen? 


Präfident v. Schönfels: Herr Bürgermeifter Koch 
hat das Wort zur Widerlegung. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Meine Herren! Wir machen 
die Geſetze für Menſchen und da wir allzumal Suͤnder find, 
fo müffen wir auch in der Gefehgebung die möglichfte Für- 
forge tragen, daß der Sünde nicht allzu viel werde. Nun 
‚heißt es in $. 18 nicht blos, daß der Pfarrer feinen Neben» 
geiftlichen Weifungen ertheilen koͤnne, fondern es Heißt aus- 
drückfich, dafs die mebert ihm angeftellten Geiſtlichen biefen 
Weiſungen Folge zu leiften haben. Wenn Herr v. Erd» 
mannddorff mich mit der Analogie der Staatsdiener in den 
Kammern ſchlagen will, fo erwidere ich darauf, das iſt ganz 
diametral von einander unterfchieden. Ein Staatsbiener 
fise nicht kraft feiner Staatsdienereigenſchaft in der Kam- 
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mer, fondern Eraft des ihm ertheilten Mandats, ſei er yon 
der Krone berufen ober fei er gewählt. Die Geiſtüchen 
neben dem Pfarrer follen aber kraft ihres Amtes laut diefer 
gefeglichen Beftimmung in den Kirchenvorſtand eintreten 
und zugleich wird ihnen durch das Gefeh auferlegt, den 
Weiſungen ihres Pfarrers Folge zu leiſten. Alſo ich wieder 
hole, dieſe Analogie trifft hier nicht zu. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Was $. 18 betrifft, fo 
kann ich die Meinung nicht theilen, daß bie Worte: „feinen 
Weifungen Folge zu leiſten“ fo ſchlechthin verſtanden wer 
den follen, fondern fie beziehen fich zuruͤck auf das Borken 
gehende, dag nämlich die Kirchengefege und Verordnungen 
der kirchlichen Behörden im Kirchenbezirke befolgt und vol, 
zogen werden, wie id) ſchon vorhin ſagte. Es kann det 
unmöglich fo gemeint fein, baß jeber zweite ober britt 
Geiftliche ohne Weiteres vom Oberpfarrer Weifungen em 
pfangen und fid) darnach richten folle. Das würde cine 
Herabfegung des Diaconats fein und das kann nicht im 
Sinne des Paragraphen liegen. Was nun das Andere bir 
trifft, daß man im Gemeindevorftande die Nebengeifttichen 
dem Pfarrer nicht gleichftellen wi, fo kann ich Seide 
nicht gutheißen. Es würde das dem Pfarrer cine folde 
Situation geben, daß er beinahe wie ein roͤmiſcher Wifdof 
erfchiene, fo eremt, ganz ausgenommen aus der Gleichheit 
mit feinen Amtöbrüdern, was unferer evangelifchen Ans 
ſchauung nicht entſpricht. Wenn der Unterfchied, der immer 
hin zwiſchen Dberpfarrer und Diaconen heftcht, ſich im 
Kirchenvorſtande auögleicht, jo ift das ja ganz vortrefflich 


Nittergutebefiger Rittner: Ich winde mich doch für 
die Anficht des Heren Bürgermeifters Koch verwenden. & 
ift zwar von mehreren Mitgliedern der Deputation nähe 
erörtert worden, wie man im Scheoße der Deputation dr 
Worte, auf welche in $. 18h Bezug genommen ift, auf 
gefaßt hat und daß man diefer Stelle nicht einen fo fen 
gen Sinn hat unterlegen wollen, wie es gegenwärtig Her 
Bürgermeifter Koh gethan hat, Allein, meine Herta, 
das iſt wohl recht · ſchoͤn, foweit es ſich bier im unfent 
Mitte um die Gültigkeit und dad Gewicht handelt, welge 
die Deputation hier im Saal hat. Wenn wir aber get 
liche Beftimmungen ins Land hinausſchicken, fo Fann von 
Denen, die das Geſetz in Ausführung bringen follen, nicht 
gefragt werben, wie hat das die Deputation gemeint? 
Man muß fi) an die Worte halten, wie fie baftehen und 
die fagen ganz pure: die Geiftlichen haben dem Oberpfamet 
Folge zu leien ¶ Es hat der Here Oberhofprediger N 
Faſſung in Schus genommen und hat ihnen micht Dielen 
fringenten Sinn untergelegt; aber Alles, was er gelost 
bat, würde dazu führen, überhaupt gegen $. 18 einzunk 





men.. Die Abficht unferer Beftimmung, die wir als Geſch 
exlaſſen wollen, kann nur die fein, für den Kirchenrern 
fand oder für diefe Behörde eine Anzapl von Stimmen ju 
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ſammeln / welcheauch unter fich ſelbſtaͤndig und nicht eine 
von der andern abhängig find; hät aber Einer nach den 
Buchſtaben des Geſetzes einen ſo weſentlichen Einfluß auf 
die Stimmen Mehrerer, fo iſt das jedenfalls ein Wider: 
ſpruch, der im Collegium fofort.Plag greift. Es werden 
dann nicht ‚mehr Gleichberechtigte neben einander figen, 
fondern der Eine ein größeres Recht haben vor dem Andes 
ten, da die Anderen — wie der Geſetzesbuchſtabe fagt — 
feinen Weifungen Folge leiften follen. Nun id 
Tann nicht anders, ald der Auffaffung des Herrn Bürger: 
meiſters Koch beifreten und in diefer Beziehung für die 
von ihm vorgefchlagene Faſſung des Paragraphen flimmen. 


- Staatöminifter v. Salkenftein: Es iſt jetzt zunaͤchſt 
die Rede davon, daß Geiftliche in den Kirchenvorftand auf 
‚genommen werben follen und man wird dabei immer wieder 
zuruckkommen müffen auf die in der Kammer felbft aud- 
geiptochene Anficht, daß es fich hier überhaupt nicht von 
den einzelnen Perfönlichkeiten der Geiftlihen, ſondern bon 
dem im SKirchenvorftande vertretenen geiftlichen Amte 
handelt. Die Regierung fest natürlich voraus, daß auch 
‘jeder Geiſtliche eingedenk feiner Amtspflicht ſei bei der Audr 
führung derjenigen Pflichten, bie er kuͤnftighin im Kirchen⸗ 
vorftande haben wird. Sie Bann daher. felbfiverftändlich 
nicht davon ausgehen, daß, was freilich dehfbar wäre, der 
erſte Geiftliche den andern auf irgend eine Weiſe in feiner 
freien Meinungsaͤußerung oder in feiner Erklaͤtung, die er 
im Kirchenvorftande abzugeben hat, zu binden oder zu bes 
einfluffen gemeint fein follte, fondern fie muß voraus 
feßen, daß ber erſte, wie ber letzte Geiftliche auch in biefer 
Beziehung ebem die Würde feines Amtes, die ihm vom 
Amte auferlegte Pflicht vollftändig zu erfüllen wiſſen werde. 
Es tommt aber zweitens noch hinzu, daß die Bezugnahme 
auf $. 18, wie mir ſcheinen will, hier gerade das Ent 
gegengefegte von dem, was daraus gefolgert werden foll, 
beweiſt. Es iſt nämlich in $. 18 nicht die Rede vom 
Kirchenvorftande, nicht von ber Pflicht, die der Geiftliche 
als Mitglied des Kirchenvorftandes zu leiften hat, fondern 
es heißt: 

Der Pfarrer hat zunächft darüber zu wachen, daß die 
Kirchengeſehe und die Verordnungen ber kirchlichen Be 
hörben in den Kirchenbezirken befolgt und vollzogen werben. 
Es haben daher nicht nur die niederen Kirchendiener, 
fondern auch die neben ihm angeftellten Geiftlihen feinen 
Weifungen Folge zu leiſten“. 

Nur, meine Herren, darüber kann wohl Fein Zweifel 
fein, daß, wo es ſich um die Beobachtung von. Kirchen: 


geſetzen und Verordnungen handelt, allerdings ‚der Fall). 


eintreten Tann, daß der erſte Geiſtliche genöthigt if, den 
übrigen Geiſtlichen diejenigen Weiſungen zu ertheilen, 
die die Kirchengeſetze und Kirchenverordnungen als noͤthig 


bezeichnen. Wenn der Here Bürgermeiſter von Leip- 


‚sig ‚noch hinzufüge, es wäre bei einer fo großen Anzahl 


verſchiedener äußerer Bejtehuingen:deveigelmen Geiſtlichen 
in einer Gorporätion, wie. ſie der Kirchensorftand bilden 
Toll, fehr leicht denkbar, daß Zerwuͤrfniſſe ftattfäriden und 
das würde dem 'geiftlichen Amte nachtheilig fein, nun fo 
ift dies freilich mienſchlich und eben denkbar, daß auch unter 
den Geiſtlichen im Kirchentorſtande einmal Beriotiefniffe 
ftattfinden koͤnnten; will man deswegen fagen, daß über» 
haupt: das geiſtliche Amt im Kirchenvorſtande nicht ver⸗ 
treten werde? Wohin ſoll dieſe Conſequenz fuͤhren? Daß 
aber im Allgemeinen die Geiſtlichen gerade dann, wenn ſie 
ihren Beruf auf die rechte Weiſe erfaſſen und gerade in 
Gemeinſchaft mit ihren Amtsbrüdern bei den wichtigſten 
Angelegenheiten ‘im Kirhenvorftande den großen Ernft 
ihres Amtes begreifen, fehr leicht Außere Meinungsver- 
ſchiedenheiten auszugleichen oder ihre eigenen Anfichten einer 
anderen befferen Anficht unterzuordnen wiffen werden, — 
nun diefes gute Zutrauen habe ich jetzt zu den Geiftlichen 
und glaube es auch für die Zukunft haben zu koͤnnen. 


Freiherr v. Weld: Ich muß dem Abg. Nittner ganz 
vecht geben, wenn er fagt, daß bie. Behörden bei Aus— 
führung der Gefege nicht darauf Nüdficgt nehmen Fönnten, 
was bie Stände bei der Discuffion über ein Gefeh oder 
bei der. Stellung ‚und Annahme von Amendements beab⸗ 
fihtigt haben, wenn dies dann nicht auch wörtlich im Ges 
fee ausgeſprochen wird. Ich glaube aber, daß hier bei 
dem vorliegenden Paragraphen biefer Fall unmöglich eins 
treten Bann; denn es iſt bier nicht blos davon vie Rede ge- 
wefen, wie wir die Worte diefes Paragraphen auslegen, 
fondern es fpricht fich diefe Auslegung ganz deutlich, auch 
in der Wortfaffung felbft aus, wenn diefe ebenfo ange 
nommen wird, wie fie hier fieht. Ich muß ganz Das bes 
ftätigen, was ſchon von meinem hochwuͤrdigen Herrn Nach 
bar geäußert wurde und will ausdrudlic auf das Wort 
Daher” in $. 18 aufmerkfam machen. Der Paragraph * 
heißt: Pe N 

nDer Pfarrer hat zundchft darüber zu wachen, daß bie 
Kirchengefege und die Verordnungen der kirchlichen Behörden 
in feinem Kirchenbezirke — und. vollzogen werden. Es 
haben daher nicht nur die nlederen Kirchendiener, ſondern 
auch die neben ihm angeſtellten Geiſtlichen feinen Weiſungen 
Folge zu leiſten“. 

Alſo & haben daher u. ſ. w. Es ift alfo, was nun 
weiter im zweiten Satz gefagt wird, offenbar nur ein Re⸗ 
ferend auf den erften Sag und ich glaube, es kann alfo 
von.einem Mißbrauche diefer Beftimmung nachher in praxi 
nicht die Rede fein. 


Bürgermeifter Loͤhr: Die Bemerkung, bie ich mir zu 
F. 21 erlauben will, bezieht ſich nicht auf. den erſten, fon 
dern auf den zweiten Punkt, das. firirte Minimum und 
Marimum für-die Anzahl der welrlihen Mitglieder des 
Kirchenvorſtandes betr. Die hoͤchſte Zahl ſoll darnach in 
der Regel 12 fein; Ausnahmen davon ſollen nach ber Vor⸗ 
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Tage nur in Dreöden und Leipzig und mo zur Erfüllung 
der in Betreff der eingepfarrten. Gemeinden{und beziehende 
lich der Befitzer exemter Grundſtuͤcke unten in $. 24 ger 
troffenen Beſtimmung eine größere Zahl erforderlich wird, 
Statt haben. Es hat demgemaͤß die Deputation auf Seite 
228 des Berichts unter 2 auch vorgefchlagen, daß in Dreds 
den und Leipzig und da, wo zur Erfüllung ꝛc. — er— 
forderlich wird, ſolche ftatutarifch feftzuftellen fein fol. 
Gteichzeitig ift von der Deputation ein Vorſchlag gemacht 
‚worden Über Feftftellung des gegenfeitigen Verhaͤltniſſes in 
gemiſchten Parochien, namentlich in ſolchen, welche aus 
ftäptifchen und Landgemeinden beftehen. Die Gründe nun, 
welche ſowohl die hohe Staatsregierung, als auch die ger 
ehrte Deputation mit Rüdficht auf den Umfang ber ber 
treffenden Parochialbezirke veranlagt Haben, für die Städte 
Dresden und Leipzig diefe Ausnahme von der Regel feftzus 
feßen, liegen aber nicht blos im diefen beiden Städten, fon« 
dern aud in anderen größeren ftäbtifchen Parochien vor. 
Es ift dies felbft von der Deputation in ihrem Berichte ans 
erkannt worden; denn fie fagt bei Begründung ihres Vor- 
ſchlages, daß es nicht blos in Dresden und Leipzig, fon 
dern überhaupt in größeren, namentlich zufammengefeten 
Parochien wünfchenswerrh erfcheine, die Zahl der Kirchen» 
vorſteher durch fatutarifche Beftimmungen feftzuftellen. Ich 
erinnere in diefer Hinficht beifpielöweife an die Johannis: 
tirhengemeinde in Chemnig, welche wohl an 28—30000 
Seelen zählen fol, Wie in den Städten Dresden und 
Leipzig, fo dürfte es daher auch in folchen anderen größeren 
ftädtifchen Parochien nicht unerwünſcht fein, die Zahl der 
weltlichen Kirchenvorfteher über die in dem zweiten Punkte 
aufgeftellte Regel hinaus feftftellen zu fönnen, und deshalb 
erlaube ich mir, mit Ruͤckſicht auf den Inhalt des Depus 
tationdberichts felbft, den Antrag zu ſtellen, auf Seite 228 


1 


Was mein Here College Loͤht beantragt, iſt, wie ich gem 
befenne, aus allgemeinen Rüdfichten ganz zweckmaͤßig un, 
ich werde mit Freuden dafür flimmen, daß die Mork: 
Dresden und Leipzig“ geftrihen und dafuͤr geſetzt werd, 
„im größeren. Parochien“. 

Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint bier ein Mi, 
verftändniß obzuwalten; es follen hier die Worte Dreztm 
und Leipzig nicht geftrichen werben, fondern es fol nad 
ihnen noch eingeruͤkt werden: „in größeren Parodhien", 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Dem muß id nir 
doch zu widerfprechen erlauben. N 


Bürgermeifter Loͤhr: Es ift nicht meine Abſicht gu, 
wefen, die Städte Dresden und Leipzig namentlich zu hr 
zeichnen, weil fie ja ſelbſtverſtaͤndlich unter die größeren 
Parochien mit gehören. & 

- Präfident v. Schönfeld: Dann wäre es enwünfft 
gewefen, vor der Unterftügungsfrage das zu ermähnm; 
denn nun muß ich den Antrag in anderer Faffung wien 
holen. Der Antrag geht alfo dahin, daß die Worte „Dre 
den und Leipzig” geſtrichen werden und bafür gefegt wer 
‚in größeren Parochien und wo zur Erfüllung u, fm.’ 
Ich frage, ob die Kammer auch diefen Antrag zu unters 
ftüßen gemeint iſt? — Wird zahlreich unterftügt, 

Es würde num auch über diefen Antrag zu ſprechen 
fein und ich habe zu erwarten, ob Jemand das Mor 
begehrt? 

Kammerherr v. Behmen: Ich fehlage als Deputs 
tionsmitglied vor, diefen Antrag gleich im Namen der Dr 
putation zu acceptiren, um bie Verhandlung Über die Work 
faffung, die ganz zwedmäßig ift, abzufürgen. 





des Bericht zum zweiten Punkte deffelben, an die Stelle 
der Worte „in Dresden und Leipzig”. zu fegen: „In 
größeren Parochien und wo zur Erfüllung” u. f. w. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat vernom: 
men den Antrag des Herrn Bürgermeifter Löhr. Er geht 
dahin, in dem zweiten Punkte des Vorfchlags der Deputa- 
tion eine Abänderung zu treffen und zwar fol in dem 
von der Deputation vorgefchlagenen $. 21 im zweiten Punkte 
auf der dritten Zeile hinter den Morten: „in Dresden und 

Leipzig“ noch geſetzt werden: „und in größeren Parochien, 
wo zur Erfüllung” u. f. w. und ich habe zu fragen, ob. die 
Kammer diefen Antrag zu unterftügen gemeint iſt? — 
Geſchieht zahlreich. 

Es würde nun auch über diefen Antrag zu fprechen fein. 

Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich habe den Anz 


trag fehr gern unterftügt, nicht, weil ich fuͤrchtete, daß der. 
Antragſtellet oder font Jemand mich einer Kirchthutms⸗ 


Gaͤmmtliche Mitglieder der Deputation erklären ſich 
einverſtanden.) 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Da ſaͤmmtliche Mitglie 
der Deputation ſich für den Antrag entſchieden haben, I 
ift derfelbe Deputationsantrag und befteht, wie ſchon m 
waͤhnt, darin, daß es nicht heißt: „in Dresden und Lip 
sig”, fondern vielmehr: „in größeren Parochien“. Bern 
Niemand weiter dad Wort ergreift. 


4 Staatöminifter v. Falkenſtein: Ich wollte nur w 
klaͤten, daß die Regierung volltommen einverflanden iſt uit 
diefer Abänderung. 

Präfident v. Schönfeld: Ich ſchließe alſo die Dr 
batte.... 

Kammerherr v. Mesh: Ich muß mir mur eine Me 
Bemerkung zu Punkt 2 erlauben nämlich auf ber erftt 
Zeile, wo in Parenthefe ſteht: „Kirchenvorſtand“ was m 
der Deputation geändert worben iſt in „Sirchenälteft' 





politik fähig halte und als ob ich ein befonderes Gewicht 
darauf legte, daß Dresden hier beſonders genannt werde. 


| 





Sch ſehe nicht ein, warum die Bezeichnung „Nirchenvorftn‘ 
nicht beibehalten werben fol, da fie mir treffender ſchent 
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und eine Bezeichnung ift, die im Munde des Volkes viel 
gewöhnlicher und üblicher iſt, als die, neuere „Kirchen 
ältefte”. Die Majorität der Deputation der Zweiten Kam⸗ 
mer hat ſich ebenfalls für Beibehaltung des Ausdrucks 
„Kirchenvorſtand“ als ben bisher üblichen erklärt und es 
hat fich blos eine Stimme in ber jenfeitigen Deputation 
für das neue Wort „Kirchenältefte” erhoben. Sch finde 
mich daher veranlaßt zu beantragen, daß das Wort: „Kirchen: 
vorſteher“ beibehalten werde, wie der Entwurf es beſagt. 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag ded Herrn v. 
Metzſch ift gerichtet auf den Vorſchlag der Deputation und 
wit, daß das Wort: „Kirhenältefte”, was fich dort in 
Parenthefe befindet, vertaufcht werde mit dem Wort: „Ritz 
chenvorſteher“. Unterftügt die Kammer diefen Vorſchlag? 
— Geſchieht zahlreich. 

Ich werde nun, ſofern Niemand weiter dad Wort er ⸗ 
greift... Here Superintendent Lechler hat ſich zuerft um 
das Wort gemeldet, dann Herr Bürgermeifter Hennig. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte mich für 
den Namen: ‚SKirchenältefte” verwenden als für einen nicht 
nur biblifchen, fondern auch altherfömmlichen und gut kirch⸗ 
«chen Namen, welcher überall, wo Presbyterialordnungen 
eriftiven, und im verfchievenen Sprachen üblich if. Der 
Name: „Kirchenvorſteher“ ift allerdings auch heutzutage 
ſchon gebraͤuchlich. Es ift das jedoch da und dort, 5.8. bei 
und in Leipzig, etwas ganz Anderes; es würde manche Ber- 
wechſelung mit ſich bringen, wenn diefer Name beie 
behalten würde, 


Vürgermeifter Hennig: Auch ich wollte mir nur ein 
Haar Worte erlauben. Nämlich es heißt in $. 21: daß 
der Kirchenvorſtand zufammengefegt. fei aus dem Pfarrer 
u. ſ. w. Wenn nun aber der Pfarrer zugleich Superintendent, 
alfo Mitglied der Kircheninfpection ift, fo Bann er nicht 
füglich Mitglied des Kirchenvorftandes fein. Aber das Mort 
Pfarrer” ift wohl im Allgemeinen die Correlatiobezeihriung 
für den Traͤger des geiftlihen Amtes. Dann heißt es weis 
ter: „Sämmtliche Geiftliche an den Parochialkirchen“. Es giebt 
aber Orte, wo mehrere Geiftliche und mehrere Kirchen 
find, ohne daß Letztere räumlich in Parochialbezirte ab- 
gegrenzt find und es dürfte daher wohl beffer fein, wenn 
es hier hieße: „ſaͤmmtliche Geiftlihe in Parochialbezirken“. 
Ich will aber feinen Antrag ftelen, fondern dies nur als 
Andeutungen betrachtet wiffen, die man bei der gemein« 
ſchaftlichen Redaction beruͤckſichtigen wolle. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Kirchenvorſtand und 
Kirchenaͤlteſtel Ich möchte mich doch für die Anſicht des 
Herrn v. Metzſch erklären, Im fireng biblifchen Sinne find 
dieſe Männer doc) nicht Kirchenältefte. Warum will man 
alfo mit. Gewalt verbinden, was nicht verbunden iſt? 
Kirchenvorſteher“ ift in der kirchlichen Tradition geläufig, 
wenigſtens kommt der Ausdrud „Kirchendltefter” in unferen 





Zraditionen nicht. häufig vor. und der. gegenwärtige Ver— 
fand ift an das Wort: „Kirchenälfefte” zu wenig gewöhnt. 
So würde ich daher das. in der Tradition begrümdete Wort: 
Kirchenvorſteher“ am liebſten annehmen. 


Rittergutöbefißer v. Römer: Ich wollte nur-erwähr 
nen, daß im altlutherifhen SKirchenrechte der Ausdruck 
Aelteſte“ vorkommt, wenn auch nicht in der Bufammen- 
ſetzung: „Kirchenaͤlteſte. Schon in den Generalartifeln 
von 1557 und 1580, in Artikel 35, wenn ich nicht irre, 
ift von Xelteften der Gemeinde die Rede, die bei Abnahme 
der Kirchenrechnungen erfcheinen. Alfo etwas Neues ift 
der Ausdrud in der Iutherifchen Kirche nicht. 


Präfident v. Schönfels: Sofern Niemand weiter das 
Wort verlangt, werde ich die Debatte fchließen und ertheile 
dem Herrn Referenten das Schlußwort. 


Sreiherr v. Weld: Ich muß mir doch die Anfrage er⸗ 
lauben, was aus dem Antrage Koch's geworben ift? 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag ſteht und wird 
zur Abftimmung gebracht werden. 


Referent Vicepräfident dv. riefen: Bunsrderfk geht 
mir doch noch ein formeller Zweifel bei dem Antrage des 
Herrn Bürgermeifterd Koch bei. Ich nehme nämlich an, er 
will feinen Antrag nicht an bie Stelle der ganzen Faſſung, 
welche wir vorgef lagen, geſetzt haben, fondern er fpricht 
hauptſaͤchlich gegen den erften Punkt des Paragraphen und 
will für diefen erften Punkt hinzugefegt haben, wie Seite 
220 deö jenfeitigen Deputationsberichts ſteht: 


„Ale anderen — außer dem Pfarrer — an ber Parochial⸗ 
kirche angeftellten confmirten Geiftlichen, ingleihen Hllft« 
prebiger und DBicare, find berechtigt, ben Verfammlungen 
des Kirchenvorſtandes beizumohnen” u. ſ. w. 

Nun, was die Sache felbft anlangt, fo ftimme ich 
gern den Rednern bei, welche gegen Herrn Bürgermeifter 
Koch etwas erwidert Haben, und muß auch meine Meinung * 
hinzufügen, welche dahin geht, daß ich glaube, feine Be 
denken find zu fehr auf die Spige-getrieben. Eine folche 
Unterwürfigkeit in dem geiftlihen Stande unferes Vater— 
landes, welche fo weit ginge, baß fie fi den Anſichten 
des erften- Pfarrers unbedingt fubmiftiren follte, habe ich 
meinerfeitö noch nicht wahrgenommen. Es wäre auch nicht 
gut, wenn es fo wäre. Sch habe hauptfächlich darauf aufs 
merffam zu machen, daß es fich hier faft vorzugsmeife um 
innere Birchliche Angelegenheiten. handelt; denn die Motiven 
befagen ‚Seite 56 ausdrüuͤcklich: 

„Es käme dem Pfarrer der Vorfig befonders darum 
zu, weil er Derjenige fei, bei welchem die meiften Kennt 
niffe — vorauszufegen wären”, u. ſ. m. 

Die Motiven und deren Verfafler ſcheinen nämlich 
bier die Verwaltungdangelegenheiten einmal vergefien zu 





haben und haben nicht behauptet, daß der Pfarrer gerade 
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in den äußeren Verwaltungsangelegenheiten des Vermögens 
der: Kirche der Geeignetſte ſeiz dad werden-fie wohl auch 
nicht” haben‘ behaupten wollen. :- €8 find.-alfo hier Haupt: 
ſaͤchlich die inneren Angelegenheiten, die Saden Dev. Kirche 
und Raigion, von welchen ‚hier die Nede if. Wenn aber 
in irgend einer Sache die Freiheit der Meberzeugung, bie 
reiheit der Aeuerung des Worte von Nöthen, ift und 
wichtig, To iſt. dies gang, gewiß in Meligiondfachen am 
meiften der Fall, Hier muß. jeber Anwefende, das Recht 
haben, feine Meinung,ganz frei zu dufern und. aud).barüber 
abſtimmen, zu koͤnnen. Wir haben ſchon feit vielen Sahren 
befonders darauf einen Werih gelegt, daß in Kirchen · und 
Neligionsfachen nicht die fogenannte bureaufratifche Ber 
rathung flattfinde, vielmehr ift hier auf eine: collegialifche 
Verathung immer ein großer Werth gelegt worden, Sch 
beziehe mich auf $..85, wo gefagt iſte „beit dem Ober⸗ 





tonſiſtorlum ſoll die Berathung collegialiſch fein; jeder | 


Stimmende hat bad Recht, feine Ueberzeugung frei auszur 
ſprechen, zu behaupten und auch nach feiner Ueberzeugung 
abzuftimmen”, Daran folle' tan nicht gehindert werden, 
und ebenfo wichtig, wie bei.den höchften Gollegien, ift das 
aud im Kirchenvorſtande, wo innere Angelegenheiten zur 
Sprache kommen, Ufo nicht blos der Form wegen, nicht 
6108, um dem Entwurfe beizuftiimmen, fondern aus wiche 
tigen, inneren Gründen hat ſich die Deputation für Bei 
behaltüng bes erften Punktes verwendet. Was Herr Bürger: 
meifter Loͤht vorgeſchlagen Hat zu dem zweiten Abfchnitte, 
das ift bereits erledigt; die Depytarion hat fi) dafür er- 
klaͤrt und es ſcheint, ald 0b diefes Amendement werde ans 
genommen werben. Die Erinnerung des Herrn Bürger: 
meiſters Hennig, daß hier nur von "Geiftlichen an der 
Parochialticche die Rede ift und daß es mehrere. Kirchen an 
einem Orte geben koͤnne, iſt auch richtig; aber. wir haben 
uns eben ganz barauf verlaffen, daß an jedem Orte über 
die Zuſammenſetzung des Kirchenvorftandes doch eine ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmung eintreten müffe und daß hier nur bie 
Grundfäge angegeben fein. Was endlich das Mort: 
„Kirchenaͤlteſte“ anlangt, fo thut mir die Kammer einen 
recht großen Gefallen, wenn fie das Wort; „Kirchenvorfteher” 
wieder annimmt; benn ich finde es auch paffender, daß 
hier. dem Antrage nachgegeben werde; habe aber die Sache 
nicht für fo bedeutend gehalten. Uebrigens muß ich ber 
ftätigen, wa Herr v. Römer fagte, daf in älteren Kirchen⸗ 
gefehen das Wort: „Ueltefte” vorkommt; aber hier ift von 
Aelteſten der Gemeinden die Rebe, die bei Ablegung der 
Kirchenrechnung gegenwärtig fein follenz aber nicht gerade 
von Kirenälteften. Diefem Antrage würde ich alfo bei: 
treten, 

Pröfident v. Schönfels: Ehe ich zur Abfiimmung 
vorfipreite, muß ich mir noch von Herrn Vürgermeifter Koch 
eine Aufklaͤrung erbitten und muß zugleich bemerken, daß 
es ref gut · waͤre, wenn alle umfaſſenden · Antraͤge ſchrift 


leichter zu leiten. Das iſt aber-leiber diesmal nicht ge— 
ſchehen und ſo erſuche ich denn den Herrn Bürgermeifter- 
Koch, mir noch einmal: mitzutheifen, worin- eigentlich fein 
Antrag beſteht? * N 

Bürgermeifter: Dr. Koch: Ich habe um Entſchuldigung 
zu Bitten, daß ich meiner Verpflichtung nicht, nachgekonmen 
bin, aber ich glaubte, eine foldhe darin zu ‚finden, weil auf, 
Seite 229 de& jenfeitigen Deputationsbericht8 der, Antrag 
‚gedruckt vorliegt. Ich bitte daher den Herrn Präfidenten 
die Worte des $ 21. unter I „Aus. dem Pfatrer allein 
zur Abftimmung zu bringen; und dann den auf Seite 220 
des gedachten Berichts befindlichen. dritten. Abſchnitt von 
» 21: 3 £ 
5 „Alle andern — außer dem Pfarrer. — an der Parochials 
kirche angeftellten confirmirten Geiftlichen, ingleichen Huͤlfs-⸗ 
prediger und Vicare“ u. ſ. w. 

Präfident v. Schoͤn felsr Als Zufag zum dritten. Sat 
der Vorlage anftatt des dritten: Abfages der Vorlage? 


BVürgermeifter Dr. Koch: Den dritten Satz, wie er von 
der Deputation der Bmeiten Kammer abgefaßt iſt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich, habe zu fragen, ob der, 
dritte Satz der, Vorfage in Wegfall kommen foll und ob 
dann. der, Sat: „alle, anderen“ u, f. m, an; deffen Stelle 
| gefegt werden. foll?, oder. follen ‚diefe Morte, ais Zuſatz hin 
äugefügt werden?,. . . ** 

Bürgermeifter Dr. Koch: An deſſen Stelle ſoll eben 
bie Faſſung der Deputation der Zweiten Kammer fommen. 


Präident v. Schönfeld: Dann würde er alfo nur 
bann:zur Abftimmung Fommen, wenn die Vorlage anges 
nommen wird und nicht der Vorfchlag der Deputation. 


Bürgermeifter Dr. Koch; Allerdings; wenn der Vor⸗ 
flag der Deputation angenommen wird, fällt mein Ans 
trag. 

Präfident v. Schönfels: So find wir denn nun 
endlich dahin gelangt, daß nad) meiner Meinung bie Ab⸗ 
fiimmung vorgenommen.werben kann. Es liegen zur Ab⸗ 
ſtimmung vor, einmal die Vorlagen $. 21, ferner der Vor⸗ 
flag der; Deputation, wie. er, auf, Seite 228 des, Berichts 
au finden iſt und endlich ber Vorfehlag des Herrn Bürgermeifter 
Koch, der dahin geht: daß. der erſn Sag des Paragraphen 
fo gefaßt werden fol, wie ihn bie Zwiſche ndeputation ber 
Zweiten Kammer vorgeſchlagen ‚hat, unter Punkt 2, fowie 
daß ber dritte Satz der Deputation der jenfeitigen Kams 
mer an bie Stelle der Vorlage gefegt werde, die mit 
den Worten: „Hülfsprebiger und Bicare! anfängt. In 
Bezug auf die Reihenfolge in der Abftimmung habe ich 
mir vorgenommen, folgendermaaßen zu verfahren. Ich 
wuͤrde zunaͤchſt den Vorſchlag der Deputation zur Abſtim⸗ 








lich eingegeben winten. , Die Abftimmung ift dann viel 
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mung bringen; folte biefer angenommen werben, fo würde 
der Vorſchlag des Herrn Bürgermeifters Koch) als gefallen 
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anzufehen und: ebenſo auch die’ Vorlagen; ſollte aber der 
Vorſchlag. der Debutatlon abgewötfen werden, dann würde 
ic) noch eine Frage auf den Vorſchlag des Herrn. Bürger: 
meiſters Koch zu richten haben "und mit Annahme diefes 
wuͤrde der Vorſchlag ber Deputarion gefallen’ fein.: ‚Würde 





aber der. Kochſſche Antrag fallen, dann wäre noch auf die | 
Vorlage eine Frage zu richten und, zwar. vorbehältli ‚des | . 


v. Mesth’icen Antrags auf die Worte: „Kirchenvorficher 
und Kirchenältefte”.... Es wird. zwedmäßig fein, wenn auf 
jeden einzelnen Sat eine Frage gerichtet wird. $.'21, wie 
er von der Deputation vorgeſchlagen wird,‘ Befindet ſich 
Seite 228 des Berichts und lautet folgendermaßen: - 


P wa one 
Derfelbe ſoll beftchen: b But wi ERSchhhen 

1) aus dem Pfarrer und beziehendlich aus allen an 

der Parochlalkirche angeftelten :Geiftlichen.” 

Ich frage ob die Kammer nach Anrathen ihrer Des 
putation biefen erften Punkt des vorgefhlagenen 
Paragraphen anzunehmen gemeint.ift? — Mit 
30 gegen 5 Stimmen Ja. 

' Der zweite Punkt, um den es ſich handelt, lautet 
folgendermaaßen: [ 

Aus einer Anzahl weltlicher Mitglieder. der Pfarre 

‚gemeinde (Kirchenältefte), welche in keinem Falle weniger 

als drei, in der Regel aber nicht, mehr.als zwölf fein 


follen.. In. Dresden und Seipzig, und wo zur Erfüllung | 


der in Betreff det eingepfarrten Gemeinden und beziehend⸗ 
lich der Befitzer exemter Grundflüde unten in 6. 24 
getroffenen Beſtimmung eine größere Zahl erforderlich 
° wird, iſt ſolche ſtatutariſch feftzuftellen. In Parochien, 
welche aus einer Stadtgemeinde und eingepfarrten Lands 
gemeinde zufammengefegt find, ift außer der Baht der 
weltlichen Mitglieder ber. Pfarrgemeinde im Kirchenvor ⸗ 
ftande, insbefondere auch das Zahlenverhältniß der Mits 
glieder von ‚Stadt und Land ftatutarifch feftzuftellen.” 
Ich werde die, Frage auf den zweiten Punkt nun 
richten, mit Vorbehalt des dv. Metzſch'ſchen Antrags und 
frage, ob die Kammer diefem zweiten. Punkte beis 
fimmt? — Einftiimmig Ja. 
Ich gehe num über zu dem v. Metzſch'ſchen Amender 
ment, wornach dad Wort: „Kirchen aͤlteſte“ in der erften 
Beite des zweiten Punktes zu vertaufchen if, mir: „Kits 
chenvorſteher“ und frage, ob die Kammer diefem 
Antrage Beifall fhentt? — Mit.28 gegen‘6 Stim- 
men Ja. — 
Der' dritte Satz, wie ihn die Deputation vorſchlug in 
Uebereinftimmung. mit der Staatsregierung, lautet: x 
„Hütfeprebiger und Bicare find berechtigt, den Bet 
ſammluͤngen des Kirchenvorſtandes beizuwchnen. Sie 
; haben aber nur eine berathende Stimme, wenn fie nicht 
"als, Stellvertreter des Pfarrers anwefend find,” * 
ch frage auch hier, ob die Kammer diefem-brit 
ten Sage ihren Beifall ſchenkt? Mit 33 gegen 
4 Sihmme a, * ne BR. E 
1.8. (2. Abonnement.) 
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Ich frage nun, ob die-Kammer.$.21; wie fie 
denfelben nun im Einzelnen angenommen hat, 
aud im Ganzen gut heißt? — Einftimmig Ja: 

„ Spmit päre eine Frage auf den Kod'icen. Antrag 
ſtellen z· denn ‚er iſt durch die ſoeben ftattgehabte 

mung gefallen, ebenſo der Paragraph der Vorlage. 
Referent- Vicepräfident u. Friefen: 

; Kan 

* Vorſih in deiſelben. * 
Den Vorſitz im Kirchenvorſtande führt: der Pfarrer 
ober:beffen Stellvertreter; wenn jedoch, bei Ertedigung des 
Pfarramtes, die Beforgung der Parochialgeſchaͤfte abwech- 
felnd mehreren Geiſtlichen obliegt, fo beflimmt der Super» 
intendent Denjenigen, welcher den Borfig im Kirchenvor⸗ 
ftande zu führen hat. x 

Die Motiven find bereitß vorgelefen zu.$. 22, — 
Die Deputation hat, eine. Erinnerung nicht zu maden 
gehabt, fondern beantragt deſſen unveraͤnderte Annahme. 


Präffpent v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand zu $. 22 das Mort begehrt? Wo nicht, fo-frage 
ich, ob die Kammer auf Anrathen ihrer Deputas 
tion den von mir erwähnten Paragraphen anzu— 
nehmen, bereit if? — Einftimmig Ja. 














 Refgrent Vicepraͤſtdent v. driefent 
non % 


—8 8.23. " 
Theilnahme des Kirdjenpatrong at ben Gefchäften des Kirchen 
vorjtandeß: 


‚Der Kirdenpätron fan von der Verwaltung bed 
Kirchenvorftandes jederzeit Kenniniß nehmen und hat, wen 
er der evangeliſch · iut heriſchen Gonfeiiton zugethan ift und 
die zur Wänlbarkeit erforderlichen Eigenfchaften brfigt, "Sit, 
und Stimme im Kirhenvorftande. Gr bat jedoch diefes 
Sig: und Stimmrecht perſoͤnlich auszuüben und iſt zu den 
Verfammlungen des Kirhenvorftandes auch nur dann eins 
zuladen, wenn er inmerhalb Landes wohnt. Geſtattet Vie 
Dringlichkeit ‚einer zu verhandelnden Angelegenheit nicht, den 
außerhalb der Parochie ſich aufhaltenden Kirchenpatron zu 
der Verfammlung. einzuladen, fo ift demiclben gleich am 
folgenden Tage eine. Abichrift des Protokolls Über die ſtatt⸗ 
gefundene Verhandlung zupufenden. ' 

Es gebührt ihm der Ehrenvorſitz, während. dem Pfar⸗ 
rer die Leitung der Verhandlungen und das directorium 
aelorum verbleibt, ab 

Stadtraͤthe und andere Gorporationen, welden ein 
Vatronatrecht zufteht, können durch‘ eines ihrer’ Mitglieder 
Sig und Stimme im Kirchenvorſtande führen. — 

Bei der Erklärung ‚des Kirhenvorflandes uber einen 
von dem Patron defignirten Geiſtlichen hat der Patron Feine 
Stimme N Page * 

Findet der Kirchenpatron einen Beſchluß des Kirchen⸗ 
vörftandes bedenttich, fo fanh er die Ausführung"deflelben 
fuöpendiren, er hat-jedoh hei eigner Verantwortung und 
Vertreiung oder aus dem Verzuge möglicher, Wille“ ers 
wädlenten Nadiheile fein Broehten der Kircheninſpection 
zur Entſcheidung oder- weiteren Berichtserftattung an’ das 
Conſiſtorium ſofort vorzutragen N al 
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Die Motiven lauten: 


“ Bu $. 23. 

Der Kirchenpatron nahm zeither an ber Wahl der 
Kirchvater Theil und war im der Oberlaufig fogar un⸗ 
mittelbar bei der Verwaltung des Kechenvermo gens thätig- 
(Regulativ vom 11. Augufi 1813.) Diefe Stellung des 
Hattons kann hatürlich nicht fortdahern, wenn -die Ger 
meinde durch felbftgerwählte Drgane die Verwaltung ihrer 
Ungelegenheiten übernehmen fol. Dafir werden aber dem 
Patrone hier Befugniffe eingeräumt, die ihm die Füglichkeit 
geben, bie Verwaltung des gefammten Kirchenweſens der 
Varochle zu uͤberwachen, die Intereſſen der Kirche und der 
Gemeinde zu ſchuͤen und wahrzunehmen, die Ausführung 
nachtheiliger und bebenklicher Befchlüffe des Kirchenvorſtandes 
zu fuspendiren, während auf der andern Seite doch die freie 
Bewegung bed SKirchenvorftandes durch ihm nicht geftört 
werben kann, 

Den Kirchenpatron zum ftändigen und verpflichteten 
Mitgliede des Kirchenvorſtandes zu machen, erſcheint darum 
nicht paſſend, weil et oft von dem Drte der Parochie ent» 
fernt lebt und dann nicht die erforderlichen näheren Local: 
und Perfonaltenntniffe beſitzt. Nicht felten befinden ſich 
aud Perfonen unmündigen Alters, weiblichen Geſchlechts 
oder verfchiedener Gonfeffion im Befige des Collaturrechtes 
Es ift daher mit diefem Rechte an ſich noch kemeswegs die 
Befähigung zum Amte eines Kirchenvorftehers verbunden, 
Der Kirchenpatron könnte auch hinfichtlich feines Rechtes 
in Gollifionen tommen, wenn er als Muglied des Kirchen» 
vorftandes dem Beſchiuſſe der Mehrheit ſich unterwerfen 
müßte, Beſſer ift e3 daher gefunden worden, ihn ald neben 
und über dem Kirchenvorftande ſtehend zu betrachten, ugd 
ihm, wenn er perfönlich anweſend und binfihrlid feines 
Religionsbefenntniffes fowie fonft dazu qualificırt ift, den 
feeien Zutritt zu den Verfammlungen, mit dem.feiner Stel: 
lung gebührenden Ehrenvorfige, fowie ein facultatives 
Stimmrecht vorzubehalten. 

* 


Der Bericht ſagt: 
In 


23 
hält die Deputation die Morte Beile 3: 
„und die zur Waͤhlbarkeit erforderlichen Eigen: 
ſchaften befigt”, 
mit ben Rechten und der Stellung des Kirchenpatrons für 
nicht vereinbar. Nach $. 26 ded Entwurfs find zum Kir: 
henvorftande wählbar Diejenigen, welchen nicht ein fitt- 
licher Mangel bei der. Wahl in der politifhen Gemeinde 
entgegenftsht, welche zugleich ihren kirchüchen Sinn durch 
Theilnahme am Gotteöbienft und Abendmahl bewährt ‚und 
des 40. Altersjahr Überfchritten haben, Das Recht deö 
Patrons, bei den Verfammlungen des Vorſtandes perſoͤn⸗ 
lich zu erfcheinen, fann aber ‘von den Bedingungen der 
Wähtbarkeit darum nicht abhängig gemacht werben, weil 
das Patronatreht nicht auf Wahl, fondern auf eigenem 
Rechte beruht, diefes Nedit aber jedem igenthumklähigen 
Mitgliede der chriſtlichen Kirchengemeinde, einzelnen Pers 
fonen, wie Gorporationen ohne Unterſchied des Alters und 
des Gefchlechts, zuftändig fein Fann“. 
Weber, Kirchenrecht Theil II. $. 45, Seite 209. 
€3 wird daher das $, 23 bezeichnete Recht dem Pa- 
ton zugeftanden und muß ihm nach der Natur des Par 
tromatrechts folgerecht zugeſtanden werden, nicht weil er 





gewählt worden ift, ober zum Kirchenvorſtande gewählt 
werden fann, fondern weil er Patron if, und ihm 
deshalb gewiffe Rechte. zuftehen und gewiffe Pflichten ob: 
tiegen müffen. Darum fagt auch $. 54 ganz richtig und 
viel richtiger: „Der Patron hat darnach das Recht, 
aber auch die Verpflichtung, darüber zu war 
ben" ıc „Er hat deshalb Sig und Stimme im 
Kirhenvorftande” z. Alſo deshalb, aber nicht Dedr 
halb, weil er gewählt werden kann. Das Erforderniß der 
turderifchen Confeifien, die Bedingung des perfönlichen Er⸗ 
feinen find ohmedies ſchon Einfränkungen, da das Be: 
Eenntniß eines andern Kirchenglaubens an fid das Patro⸗ 
matrecht nicht aufhebt, leteres auch durch Wormünder, 
Lehnsvormünder, Bevollmaͤchtigte ausgeübt werden kann, 
welches leßtere befonders bei Frauen von Wichtigkeit if. 
Loffen ſich jedoch diefe Einfchräntungen rechtfertigen, fo 
wäre es gradezu eine ungerechtfertigte Verkürzung des Pa 
tronatrechts, wenn man dem Patron die Anmefenheit in 
der Sigung ded Vorftande darum entziehen wollte, weil 
er das zur Wahlbarkeit erforderliche Alter, 40 oder 30 Jahre, 
noch nicht befigt, mithin gerade da, wo die wichtigften Ans 
gelegenbeiten der Kirche und des kirchlichen Lebens in ber 
Gemeinde verhandelt werden können, oder wenn man, wo 
nicht ein ſehr erheblicher Grund zu befonderen Vorwürfen 
und Zweifeln vorliegt, nur auf allgemeine Anfihten bin 
feinen firglihen Sinn erft in Frage ftellen, einer Erörter 
tung und einer Beihlußfaffung unterwerfen und erft dann 
feine Zulaffung genehmigen wollte, Auch mürben jene 
Gründe der Ausichliefung vom Nechte des: Erfcheinend, 
als: fitrlihe Mängel, Gleihgältigeit gegen Kirche und 
Abendmahl und, dergleihen, wenn fie gegen den Patron 
zur Geltung ‚gebracht würden, in Unfehung feiner allemal 
in der Form einer empfindlichen Nüge zum Vorſchein kom. 
men, welche den Patron weit härter treffen würde, als 
jeden Anveren, deffen Berufung von Wahl abbängt. Denn 
bei einer Wahl genügt ed, Denjenigen, welchem man dad 
Butrauen zur Wahl nicht ſchenken will, einfach nicht zu 
wählen, ohne daß es noͤthig ift, die Gründe anzugeben und 
zur Sprache zu bringen. Steben jedoch andererfeits dem 
Parron auffallende fitrliche Mängel entgegen, kann ihm eine 
befannte und auffallende Geringfhägung gegen Kirche und 
Abendmahl zum Vorwurf gemadt werden, fo wird ein 
Antrag ded Pfarrers oder des Kirchenvorſtandes und eine 





Entſcheidung der vorgefegten Behoͤrde in einem ſolchen Falle 
wohl ebenfo genügen, al da, wo ‚pofitive Ausfchließungs- 
gründe vorganden find, wie z. B. Concurs, Anhängigkeit 
einer Unterfuhung und dergleihen. Es tritt dann Das 
ein, was das Gefeg vom 11. Auguft 1855, Beilage sub 
©,'$- 27, obnedies beftimmt, daß Diejenigen, welche ſich 
ver politiſchen Ehrenrechte“verfuftig gemacht haben, auf 
Zeit oder für die Dauer ihres Beſitzes von jenen Rechten 
sub © ausgefploffen werden koͤnnen. Die Motiven zu 
diefem Paragraphen Seite 57 erklären es felbft „als nicht 
Haflend, den ee zum ftändigen und verpflich: 
teten Mitgliede des Kirenvorftandes zu maden, es fei 
für beffer-befunden worden, ihn. ais neben und über dem 
Kirchenvorftande fiehend zu betrachten“; man betradhtet 
feinen Zutritt als einen „freien“ und fein Stimmrecht in 
der Verfommlung als ein „facultative“. It nun ſonech 
nad} der eigenen Anficht der Staatsregierung der Kirchen: 
patron nicht einmal ais eigentliches Mitglird des Kirchen⸗ 
vorſtandes zu betrachten und fann derieibe deffenungeachtet 
im Kirchenvorſtande erfheinen und an deffen Verhandlungen 
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Theil nehmen, fo folgt uhr; daß diefes Recht des 
Erfeinens nicht auf dem Mechte der Mählbarkeit beruht 
und nit den Bebingungen deffelben. unterworfen werden 
Tonne. Es wird daher von ber Deputation ver Wegfall 
der bezeichneten Worte und im Uebrigen die Annahme des 
Paragraphen beantragt. 

Dräfident v. Schönfels: Ich habe nun zu erwarten, 
ob Jemand Über $. 23 das Wort verlangt? — Herr Doms 
herr v. Wasdorf. 

Domherr:v. Watzdorf: Ich habe-das Wort erbeten, 
weder um dad Deputationd» Gutachten: zu vertheidigen, — 
ich werde für daffelbe fiimmen, — noch um:ein Bedenken 
gegen baffelbe auszufptechen. Mein Wunfch geht dahin, 
daß dem Patron die Moͤglichkeit gewährt und erleichtert 
werde, big ihm nach den Motiven eingeräumten Befügniffe 
die Verwaltung des gefammten Kirchenwefend der Parodie 
zu Überwachen, die Intereſſen der Kirche und der Gemeinde 
zu ſchuͤtzen und wahrzunehmen.“ Die Notwendigkeit der 
Ueberwachung des Kirchenvermoͤgens Seiten des Patrons iſt 
in dem Gefege und den Motiven mehrfach anerfannt und 
ann nicht in Bweifel gezogen werden, auch dafür wohl 
hinreichend geforgt. Anders ficht es aber wohl mit ber 
Wahrnehmung der übrigen Intereffen der Kirche und 
Kirchengemeinde. Nach der Faffung des $. 23 nämlich, 
Tann der Patron nur perfönlid Sig und Stimme im 
Kirchenvorſtand ausüben. Ich hätte nun gewünfcht und 
halte es für unbedenklich für das Anfehen, weldes dem 

Kirchenvorſtand eingeräumt werden muß, daß es auch fer⸗ 
ner dem Patrone erlaubt fei, ſich durch, — natürlicher 
Weife geeignete, — Stellvertreter vertreten zu laffen. 
Nach der jegigen Geſetzgebung und Praris ift es unzweifel⸗ 
haft, daß der Patron durch Stellvertreter feine Befugniffe 
in Betreff des gefammten Kirchen und Schulweſens auds 
üben kann. Daß das fehr wünfchenswerth ift, unterliegt 
wohl einem Zweifel und ich halte es namentlich für noth- 
wendig, daß dem Patrone die Möglichkeit nicht eingeſchraͤnkt, 
fogar oft abgefehnitten werde, feine Stimme zu rechter Zeit 
geltend zu machen, feine Anſicht durch Bevollmächtigte vor 
der Beſchlußfaſſung Seiten des Kirhenvorflandes auszu- 
fprechen. Ich brauche nur darauf hinzumeifen, daß fehr 
viele Güter in den Händen von Frauen, von Corporationen 
find, die alfo gar nicht oder febr oft nicht im Stande find, 
den möthigen Einfluß im Kirchenvorſtand auszuüben. 
Auch wird oft lange Abweienheit der Patrone von 
ihren Gütern theils durch perſoͤnliche Werbältniffe, theils 
fogar durch, Ruͤckſichten auf den Staat felbft herbeigeführt. 
Im Uebrigen firht auch Mandes in dem vorliegenden 
Gefege, was für meine Anficht ſprechen wird. So iſt im 
$: 37 von dem Wirkungskreife des Kirhenvorftandes die 
Rede und dafelbft unter Nr. 2 angeführt: 

Aufſicht über würdige eier der Sonn: und Fefttage, 


Xufrechterhaltung und Beförderung der dußeren Ordnung) 


bei’tm Gotteödienft”, 
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und. unter Nr. 9: 

„Mitaufficht über die Volksſchulen zur Wahrnehmung 
des Firchlichen Intereſſes an der chriſtüchen Erziehung der 
Jugend”. f 

Indeß dieſe beiden Punkte gehören. doch unbedingt 
zu den Befugniſſen des Kirchenpotrons denn nad. den 
Beſtimmungen des Gefeges vom 11. Auguſt 1855 und 
zwar nad) den Beftimmungen sub ©, $.:19, sub 14, hat 
der Kirchenpatron das Recht, Über diefe Punkte zu wachen. 
Er hat aber aud nach dem $. 26 deſſelben Geſetzes das 
Befugniß, dieſe feine Function dutch einen Stelvettreter 
ausführen zu laffen. Denn im $. 54 des Entwurfes im 
Schlußfage heißt eö: - r 

„Der Patron ift befugt, auch allen Verhandlungen 
der Behörden des Kirchenregiments mit der Kirchengemeinde 
ober mit dem Kirchenvorftande entweder felbft oder durch 
einen Bevollmächtigten beizumohnen, deshalb aber von deren 
Anberaumung ihm felbft, wenn er am Orte gegenwärtig 
iſt, oder feinem am Orte anwefenden Veauftragten rechte 
zeitig Nachricht zu geben”, —* 

Ich gebe zwar zu, daß in dieſem letzten Punkte etwas 
Anderes noch liegt, naͤmlich die Anweſenheit einer Behoͤrde. 
Die Weitläufigkeit. fol dadurch abgeſchnitten werden, daß 
der Patron durch Bevollmächtigte gehört werben Tann. 
Man hat ed, bier aber nicht. für unpaſſend gefunden, daß 
der Patron bei Verhandlungen mit dem, Kirchenvorftande 
durch einen Bevollmäghtigten erſcheine. Ich glaube auch, 
daß dem Anfehen des Kirchenvorfandes dadurch, daß ber 
Patron feine Anſicht durch Bevollmächrigte im Kirchenvor⸗ 
ftande geltend zu machen verjudt, nicht geichadet wird. 
Ich halte aber auch -eine folche Stellvertretung für noth— 
wendig, weil ich glaube, daß dadurch viele Collifionen, in 
welche der Kirchenvorftand ohnedem mit den anderen 
Gemeindevertrerern, mit dem Beſitzer des betreffenden Ritter» 
guts, mit den Befigern erempter Glter gerathen. wird, 
vermieden werben. . Es liegt zwar in, dem Befugniffe des 
Kirchenpatrons, etwaige nachtheilige Beſchluͤſſe des Kir 
chenvorſtandes zu fuöpendiren; aber gewiß liegt auf ber 
Hand, daß, wenn er Öfterd von biefem Suöpenfiond: 
rechte Gebrauch machen muß, dies feiner fchon fo diels 
fach angegriffenen Stellung noch mehr Anfeindungen zur 
ziehen und zu Zerwürfniffen‘ mit dem Geiftlihen und 
dem Kirchenvorſtande führen wird. Ferner wird nur 
zur Verhütung wefentlicher Nachtheile von diefem Rechte 
Gebrauch gemacht werben. Deöwegen habe id) mir erlaubt, 
einen Antrag zu ftellen, ber folgendermaaßen Tautetz 

„Der  Kirchenpatron kann von der ‚Verwaltung 
des Kirchenvorftandes jederzeit Kenntniß nehmen und 
«8 bat berfelbe oder deffen gefeglihe Vertreier, wenn 
fie der evangelifch- Iutherifichen Gonfeffion zugethan find, 
Sig und Stimme im Kirchenvorſtand. Auch Fann ſich 

* der Patron im Kirchenvorſtande durch. einen Brvolls 

mächtigten vertreten laffen, welchem jedoch ein Stimm⸗ 

recht nicht zuftehet, und eine: Abfchrift der über die 
49* 
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Verhandlungen aufgenemmenen Protokolle erlangen: 


Es ‚gebührt dem ‚Patrone und deſſen geſeblichem Ver⸗ 


treter; der Ehrenvorfig, während dem Pfarrer die Leie 

tung 2. 2." J 

uUnter geſetzlichen Vertretern habe ih ‚mir gedacht die 
Ehemaͤnner der Frauen, welche Patronatsrechte beſitzen und 
Vormuͤnder von mindrennen Patronen. Ich glaube, daß 
ſolchen Perſonen nicht die Ehre des Stimmrechts abge 
ſprochen werden darf. Um etwaigen Einwendungen zu be 
gegnen, babe ich geglaubt, für gewöhnliche Bevollmaͤchtigte 
das Stimmrecht nicht beanfpruchen zu dürfen. , Dann 
möchte mein Antrag die Abſchrift der über die Verband; 
lungen aufgenommenen Protofolle für den Kirchenpatron zu 
verlangen, auf den erſten Blick als von ſelbſt im Patronats- 
rechte liegend Hberflüffig erſcheinen z jedoch: bin ich dozu 
durch die Faſſung des $. 84 veranlaßt worden. Ing. 54 
Abſatz 2 Sat 2 heißt es: Bere RE ar 

„Der Patron hat darnach das Recht , aber auch die 
Verpflihtung, daruͤber zu wachen, daß das Vermögen der 
Kirche und der kirchlichen Stiftungen gut verwaltet, und 
ohne Schmälerung bewahrt, die Kirche und die zu derfelben 
gehörigen Gebäude im baulichen. Stande erhalten und. die 
kirchlichen Verhättniffe auf Feine Weife geftört, werden (fiche 
auch $. 40). ‚Er hat deshalb Sig und Stimme im Kirchen: 
vorftande ($, 23), Bann von der Verwaltung fortwährend 
Kenntniß nehmen, zu jeder Zeit die Worlegung der Mech: 
nungen verlangen”. ’ 

Es fcheint mir, daß, wenn Jemand die Aufſicht über 
ein Vermögen hat, es felbftverftändlich ift, "daß er auch dag 
Recht hat, jederzeit die Vorlegung der Nehnungsbücher zu 
‚verlangen, wie daß ber Patron ohne Weiteres als Ausfluß 

feines Patronatörechtd beanfpruchen fahı ‚ daß ihm die Abs 
ſchriften der Protokolle zugeftellt werden.‘ Den Vorſitz ber 
antrage ich bios für die gefeglichen Vertreter, alfo für den 
Vormund der minorennen Patrone und für die Ehemaͤnner 
der Böfigerinnen von mit Patronatsrechten "verbundenen 
Nitergätern. Ich erlaube mir nun, den geehrten Herrn 
Präfidenten zu bitten, diefen”meinen Antrag zur Untere 
fügung zu bringen. © N a N 
„in Präfident v. Schönfels: ie Kammer, hat den An- 
trag des Herrn Domberrn d, Watzdorf vernommen, Er ift 
auf $. 23 getichtet und ‚lautet folgendermaaßen: es foll 
hinter den Worten „der. Kirchenpatron kann von der Bere 
waltung des, Kirchenvorftandes, jederzeit Kenntniß nehmen“ 
folgen; u ara 4: 

.. „Der Kirchenpatron kann von der Verwaltung des 
Kirhenvorftandes jederzeit Kenntnig nehmen und es 
hat“ derfelbe Joderssdeffen geſetziche Vertreter, wenn ſie 
ider evangeliſch⸗ lutheriſchen ‚Gonferfion  zugetban find, 

Sitz und Stimme: im Kirchenvorftand. "Auch kann fich! 
der Patron im Kirchenvorſtande durch einen Berolk) 
machtigten vertreten laſſen welchem jedoch ein. Stimm- 
wecht nicht: zuſtehet, und seine Abſchrift der “über die 
"Verhandlungen, aufgenommenen «Prorefolle; veriangen. 
Es gebührt dem Patrone oder deffen gefehlichem Vern 
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treter der "Ehrei 
tung ic. a0) 
SIch frage. 
Heren Domberen 
ſchieht zahlreich. z ds 
Es würde num auch diefer Antrag mit zur Discuffion 
zu ziehen fein und ich habe zu erwarten, ob Jemand das 
Wort verlangt?” RR 
Finanzrath v. NofizeWallwig: „Ih ‚habe zu: 
naͤchſt nicht die Abſicht, über den. foeben gehörten. Antrag 
zu ſprechen, ſondern ich will meinerfeits einen aͤhnlichen 
Zufag beantragen, der allerdings vieleicht. Überflüffig wäre, 
wenn der Antrag des Herrn v. Watzdotf zur Annahme ges 
langte. Da ‚aber dies nicht mit Gewißheit voranszufegen 
iſt, ſo halte ich es doch nicht für überflüffig, meinen Antrag ' 
zu.bringen. Er befteht nämlidy darin, im erften Abſate 
nad, ‚den. Worten: „Geftattet die Dringlichkeit. einer zu 
verhandelnden Angelegenheit nicht, den außerhalb. der Pas 
rochie ſich aufhaltenden Kirchenpatron zu der Verſammlung 
einzuladen” die Worte hinzuzufügen „ober iſt derſelbe ab⸗ 
gehalten, der Verſammlung beizuwohnen“. Ich denke mir 
naͤmlich den Fall, daß der Patron der Verſammlung feiner 
Verfönlichfeit nach beizumwohnen verhindert iſt und ‚daß er 
auch nicht davon in Kenntniß gefeht wird, was in, ber 
Sigung des Kirhenvorftanded vorgegangen iſt. Es Scheint 
mir deshalb norhwendig, daß ihm alkemal eine Abfchrift 
officiell zugeſchickt werde, damit feine Rechte wahrgenommen 
werden„Lönnen., An ſich fann man, freilich aus den Wors 
ten des Einganges:-„Der Kirchenpatron. Fann von der Vers 
waltung des Kirchenvorftandes. jederzeit Kenntniß nehmen“ 
folgern, daß es ihm auch in folgen Fallen immer frei ftehen 
würde, eine Abichrift des Protokolls zu verlangen. Indeß 
ift es weni ſtens nicht Überflüifig, wenn in dem Geſetze 
ausgeſprochen wird, daß ihm allemal diefe Abfchrift ex oficio 
mitgetbeilt werden fol. Ich erlaube mit daher, bem Herrn 
Präfiventen dieſen Antrag, behufs der Unterfiügung vor 
zulegen. 5 
Präfident v. Schönfeld: Der Antrag des Herm 
v. Noſtiz lautet folgendermaaßen. Es foll im erften Abs 
fage des $. 23 nach den Morten: „Gejtattet die Dringlich ⸗ 
feit einer zu werhandelnden Angelegenheit nicht, den außer ⸗ 
halb der Parochie ſich aufhaltenden Kirchenpatron zu der 
Verlammlung einzuladen”, noch eingefchalter werben: „oder 
iſt derfelbe abgehalten, der Verfammlung beizumwohnen, ſo 
iſt demſelben“ uf. w. Ich frage die. Kammer, obfie 
den Antrag zu unterflügen geneigt it? — Geſchieht 
a v2 





vorſitz, Während den“ 






Kommer, 06 fie‘ biefen, Antrag 
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zahlreich. — 
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ftellten "Anträgen 'nöch einen ' neuen ſehr untergeordneter 
Natur einbringen. Ich ſpreche nicht: pro domo, meine 
Herren, wenn id) zu dem dritten Abfage des H. 23 bitte, 
nad) dem Worte; „Mitglieder“, wie auch die Deputation 
der Zweiten Kammer ‚beantragt, einzuſchalten: „mit dem 
gleichen Ehrenrechte“. meine das Vatronatrechi moͤge 
“es von Gutäherren, oder Stadträihen. oder einet anderen 
Corporation ausgeuͤbt werden, if ganz gleicher Natur, und 
mithin, barf hier fein Unterſchled "gemacht werben. Ich bitte 
den, Hexen Präfidenten dieſen Annag ‚zur Unterftügung zu 
bringen. 


Präfident v. Shäntels: ; Die Kammer hat den Ans 
trag: des Herrn Buͤrgermeiſters Koch vernommen. Derſelbe 
geht dahin, auf ber legten Zeile, Seite.7 in $. 23 hinter 
dem Worte „Miiglieder” einzuicalten ;mit dem’ gleichen 
Ehrenrechte”, und ich habe die Kammer zu fragen, ob fie 
biefen Antrag unterftügen wolle? — Geſchieht zahlreich. 

Auch diefer Antrag würde nun der Discuffion zu unter: 
liegen haben. Es haben fich nody als Redner einſchreiben 
laſſen: Herr Landesbejtallter Hempel und Hert Rittner. 


Landesbeftällter Hempel: Ih wollte mir die Bitte 
erlauben, ‚bei der Schlußabitimmung eine befondere Frage 
auf die Worte im letzten Sage des $ 23 „bei eigener Vers 
antwortung und Vertretung aller aus dem Verzug mög? 
Ticher Weife , erwaͤchſenen Nachtheile zu ſtellen. "Der Sinn 
duſer Worte iff mir yündchft infofern nicht ganz klar, als 
ich daruͤber zweifelhaft bin, ob die hier ausgedruͤckte Hafi ⸗ 
pflict eintreten ſoll im Fall der Suspenfion eines Ber 
ſchluſſes des NKirchenvorftandes oder nur. im Falle der 
unterlaſſenen fofortigen Rortragserftattung an die Kirchen: 
Anfpeftion, Abgeſehen davon iſt weiter aber nicht ganz 
flar, ob die in den gedachten Worten. ausgedrüdte Haft: 
verbindlichkeit eine andere und "weitergehende fein fol, al 
die civilrechtliche. Sollte eine weitergehende, Haftderbind» 
cpfeit flatuirt werden follen, fo würde ich die fragliche 
Beſſimmung für bedenklich halten. Soll aber nur die 
civilrechtliche hierunter verſtanden werden, fo ſcheint mir 
der Sag unnöthig zu fein. Ich werde daher meinerfeits 
gegen die Infertion diefer Worte ſtimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Nur gegen die Infertion 
dieſer Worte oder gegen den ganzen Gab? | 


Sandesbeftallter Hempel: Blos gegen bie Infertion 
der Morter „bei eigener Verantwortung und Vertretung 
aller aus dem Verzuge möglicher Weiſe erwachſenden Nach: 
theile”, . 

Pröfident dv. Schönfeld: Das, wlirde freilich mit 
einer feparaten Frage nicht abzumachen fein. Ich glaube, 
daß der Herr Landesbeftallte Hempel dann einen Antrag 
auf Weglaffung dieſer Worte zu richten hat. 


hip 


Landesbeſtallter Hempel: Dann-erlaube ich mir ben 
Antrag zu ftellen, daß die Worte: „bei eigener Verant⸗ 
wortung und Vertretung aller aus dem Berzuge möglicher 
Weiſe erwachſenden Nachtheilen ausfallen mögen. 


Avvigl. CEommiſfar Dr. Hübel: Mit dem Antrage 
des Herrn v. Watdorf kann die Regierung ſich nicht eins 
verſtanden erflären. Er wuͤnſcht, daß den Kirhenpatronen 


verſtattet werde, auch in dem Kirchenvorſtande ſich ver⸗ 
treten zu laſſen, durch einen Bevollmaͤchtigten das Sitz ⸗ 
| und Stimmrecht auszuüben und beziehendlich wenigſtens 
| den Verhandlungen und Berathungen beizuwohnen. 


Ich 
bemerke, ‚daß die zeitherigen Rechte der, Kirchenpatrone in, 
dem Entwurfe vollftändig gewahrt find, daß fie bie Rechte, 
die ‚fie ‚gegenwärtig. haben, auch durch Beauftragte aus⸗ 
üben, die Nechte und Antereffen der kirchlichen Stifrun« 
gen ‚andy durch einen Bevollmächtigten wahren koͤnnen. 
Aber etwas Anderes ift ed mit der, &heilmahme des Kirchen⸗ 
patrons am Kirchenvorſtande. Der Kirchenvorſtand ifl ein 
ganz meues Inftitut, ‚was wir: fo einrichten müffen, wie 
wir es für das zwedimäßigfie halten. Es fol darum den 
Kirchenpatronen, die fich für die kirchlichen Angelegenheiten 
inferefüiren, ‚Gelegenheit gegeben werden, in dem Kirchen⸗ 
vorftande daflır zu wirken; es iſt ihnen daher perſoͤnlich 
Sit und Stimme im Kirchenvorſtande ‚eingeräumt, Man 
plırde zu wet. geben, wenn man. ihnen wollte geflatten, 
Bevollmächtigte in-den Kirhenvorftand zu ſchicken. Es 
wurde durch die Zulaſſung Solcher der Character Des ganzen 
Innituts der Kirchenvorſtaͤnde alterirt werden; es mürde 
auch zu den unangenehmſten Differenzen und Discuffios 
nen führen, wenn der Patron ungeeignete Stellvertreter 
und. Bevollmädhtigre abſchickte. Und ſchon deshalb hat es 
nothwendig gefchienen,-die Bulaffung von Bevollmächrig« 
ten für die Kirchenpatrone ganz auszufchließen, Den Mech 
ten des, Kirchenpatrones geichieht dadurch Fein. Eintrag 
und feine Pflichten gegen die kirchlichen Anſtalten zu err 
füllen wird er nicht ‚behindert, weil der Patron jederzeit 
auch durch einen Bevollmaͤchtigten von den Verhandlungen 
und Beichlüffen des Kirchenvorftandes Kenntniß nehmen 
und was er im Intereſſe der kirchlichen Anſtalt nothwendig 
findet, thun kann. Was den Antrag des geehrten Abg. 
v. Noſtiz · Wallwitz betrifft, fo ſcheint mir derſelbe auch micht 
recht zulaͤſigz es würde durch die beantragte Einſchaltung 
der Kirhenvorftand, verpflichtet, von allen feinen Berhand« 
lungen dem Kirchenpatrone unaufgefordert abſchriftliche 
Mittheilung zu machen und dadurch ein Verfahren e einge 
führt, was große Weitläuftigkeiten und Beſchwerden für 
den Kirchenvorſtand verurſachen müßte. , Es vaßte dann 
auch nicht die weitere Beſtimmung, daß sem Patrone am 





folgenden, Tage” eine Abſchrift vom Protokolle geiendet 
werben müffe;- eine fo kurze Friſt laͤßt ſich nur techifertigen, 
wenn dringliche Angelegenheiten in Frage find. Mit dem 
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Vorſchlage des Herrn Buͤrgermeiſters Koch iſt hingegen die 
Regierung ganz einverſtanden; es iſt ſogar bei den Ver— 
handlungen mit der Zwiſchendeputation der Zweiten Kam- 
mer diefe Einſchaltung von dem Commiſſar ſelbſt vorge - 
ſchlagen worden. 
Landesbeſtallten Hempel anlangt, fo möchte ich mich doch 
für die Beibehaltung der Worte verwenden, die er ges 
ſtrichen zu fehen wünfeht. Es muß ber Kirchengemeinde 
daran gelegen fein, daß ber Ausführung der Beſchlüſſe des 
Kirchenvorſtandes nicht unnoͤthigerweiſe Hinderniſſe in den 
Weg gelegt werden; daß nicht Verzögerungen veranlaßt 
werden, welche Nachrheit bringen koͤnnen, und daher fehlen 
08 nothwendig, nicht nur durch diefe Einfchaltung dem 
Patron felbft aufmerkſam zu machen, wie er fid) durch eine 
ungerechtfertigte Suspenſion ber Beſchluͤſſe des Kirchenvors 
ſlandes einer Verantwortlichkeit und pecuniären Nachtheilen 
ausſetzen koͤnne, ſondern auch bie Anſicht auszuſchließen, 
daß der Patron, wenn er einen Beſchluß des Kirchenvor- 
ſtandes ſuspendirt, immer in feinem Rechte geweſen ſei 
und daher fuͤr die Folge nicht verantwortlich gemacht wer» 
ben koͤnne. Es würde. freilich ein Schädenanfpruch immer 
nach civilrechtlichen Grundiägen zu beurtheilen fein; des⸗ 
halb aber fcheint gerade die Einichaltung felbft ganz unbes 
denklich. 

Rittergutsbeſitzer Rittner: Sch wollte nur eine ganz, 
kurze Anfrage an ben Herrn Referenten richten, ob er auf 
die Worte, welcher der Herr Commiſſar ſchon gedachte, 
„gleich am folgenden Tage” großen Werth legt? Sie find mir 
ein Bischen anſtoͤßig geweſen; befinden ſich auf der vor: 
legten Zeile ber legten Seite. Sie haben mir zu ftringent 
geſchlenen, dag man möglicherweife große Schwierigkeit 
darin finden kann. Einmal mit der- Protofollaufnahme 
überhaupt, wenn fie wirklich normalmäßig fein foll; und 
dann, wenn Niemand zu finden ift, der das Protokoll 
fogleich abfchreibt. Nun’ wurde auch betont, dag das 
nur in einzelnen dringenden Fällen geſchehen folle; aber 
nad) dem Antrage des Herrn v. Neſtiz -Wallwitz kommt es 
dahin, wie der Herr Commiſſar erwähnte, daß es ſchließ ⸗ 
lich in allen Faͤllen nothwendig ſei und ſo wollte ich mir 
erlauben zu fragen: ob es der Herr Referent nicht ange 
meſſen findet, jene wenigen Worte auszulaffen? Es können 
daraus wirklich große Schwierigkeiten für die Gemeinde er: 
wachſen, und ich fann faum einfehen, daß fie von wefent- 
licher Wichtigkeit wären. 


Neferent Vicepräfident v. griefen: Die Deputation 
hat auf dieſe Worte allerdings feinen Werth gelegt; man hat 
geglaubt, es fei beffer, etwas feft zu, beftimmen; nachlaffen 
fann man allemal wieder. Wenn der Patron und der 
Harrer in gutem Vernehmen ftehen, wie doch wohl immer 
vorauszuſetzen ift, fo wird auch der Patron nicht fo ſtrenge 
fein, went dad Protokoll nicht gleich am folgenden Tage 
kommtz es iſt aber beffer, es ſteht im Geſetz und es wird 





Was endlich den Antrag des Herrn 


dadurch Seiten der Staatsregierung ausgedruͤckt, daß fie die 
Rechte des Patrons nicht verkuͤrzen will. —— ſind 
die Leute denn doch ſaumſaͤlig. 


Finanzrath v. Noſtiz-Wallwitz: Das, was von dem 
Herrn Regierungscommiffar erwähnt worben ift, beftimmt 
mich um fo mehr, meinen Antrag feflzuhalten; denn daraus 
geht hervor, daß felbft dann, wenn der Patron eine Pro- 
tofolabfchrift über die im Kirchenvorftande ſtattgefundenen 
Verhandlungen wuͤnſcht und fie ihm nicht freiwillig ger 
währt wird, biefelbe möglicherweife fogar verweigert werben 
kann. Ich habe mich geftern und vorgeftern für die Fafı 
fung be $. 16, wie er im Entwurfe vorliegt, verwendet 
und dafiir geſtimmt; aber ich habe es blos gethan unter 
der Vorausfetzung, daß alle Garantien erhalten bleiben und 
wo möglich noch verftärft werden, welche im Gefetzentwurfe 
gegen den Mißbrauch des der Gemeinde eingeräumten Red: 
tes gegeben find. Als folche betrachte ich aber wor Allem 
eine genaue Aufficht Seiten des Patrons; ja ich finde darin 
eine größere Garantie, als durch die Aufſicht der Kirchen ⸗ 
infpection gebeten wird. 


Domberr v. Watzdorf: Der Herr Regierungscoms 
miffar hat mir eingehalten, daß es leicht zu unangenehmen 
Discuffionen über Die Frage führen koͤnnte, welches ber ges 
eignete Stellvertreter für ben Kirchenpatron fei? Ich glaube 
aber, die Praxis wird fich vorausfi fichtlich fo geftalten, daß 
der Patron, verhindert, diefe Ehrenrechte in Perfon auss 
zuüben, ‚benfelben Bevollmaͤchtigten zur Theilnahme an ben 
Berathungen im Kirdenvorftande abfenden wird, welchen 
er überhaupt mit der Ausübung der gutsherrlichen Rechte, 
die ihm nach ber befannten Beifuge sub O des Geſetzes 
von 1855 zuftehen, beauftragen wird. Die Wahl diefes 
Bevollmaͤchtigten hat er der Amtshauptmannſchaft und dem 
Gerichtsamte anzuzeigen und ſie unterliegt der Beftätigung 
erfterer, alfo der Amtöhauptmannfchaft. Darin fehlen mir 
eine Garantie zu liegen, daß ein paffende Perfönlichkeit 
gewählt werden wird; außerdem glaube ich, daß der Kits 
chenpatron in der Lage fein wird, eine geeignete Perfön« 
lichkeit ausfindig zu machen und wird dies als einen Ehren ⸗ 
punkt behandeln. Daß möglicherweife darüber eine Did- 
euffion entftehen kann, will ich.zwar zugeben; hoffe aber, 
daß dad nicht oft gefchehen wird und auf jeden Fall hat 
das Kirdenregiment infolge des Oberauffichtsrechts in 
diefer Beziehung einzuſchreiten. Dann hat der Here Nee 
gierungscommiffar mir eingehalten, daß er meinen Antrag 
infofern für überflüffig halte, weil der Bevollmaͤchtigte deö 
Kirchenpatrons, auch wenn er feinen Sig im Kirchenvor⸗ 
ande hätte, doch jederzeit in ber Lage fei, von den Be— 
fchlüffen deſſelben ſich Kenntniß zu verfchaffen. Das wird 
aber größtentheilö post festum gefchehen. Bel meinem An⸗ 
trage habe ich hauprfählih im Auge gehabt, den Ehren⸗ 
rechten des Kirchenpatrons der Gemeinde gegenüber nad 





Kräften zu entſprechen und dazu ſcheint mir der geeignetfle 
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Weg, wenn er einen Vertreter in den Sigungen des Kir 
chenvorſtandes in Behinderungsfällen hat. Er kann dur 
diefen feine Anſichten vor der Befchlußfaffung ausfpreden 
laffen, ſowie erfahren, wer die betreffenden Befchlüffe be⸗ 
antragt und bevormortet hat, Auch ift er dann beffer in 
der Lage, bie wahren Wünfche der Gemeinde zu erforfchen. 
Sch erinnere in dieſer Beziehung an das Recht der Col 
latur. Es wird gewiß dem Patron fehr wuͤnſchenswerth 
fein, von. einem geeigneten Vertreter zur rechten Zeit die 
Bünfche der Kirchengemeinde durth deren Vertretung in 

* Bezug auf die vorzunehmende Wahl zu hören; denn biefe 
wird im Kirchenvorſtande jedenfalls befprochen werben, 
wenn bie Erledigung einer Stelle eintritt. 


Staatöminifier v. Falkenftein: Mir fcheint, daß alle 
die Gründe, die wir foeben aus dem Munde des Heren Dom: 
heren v. Wagdorf hörten, ganz entichieden gegen feinen An« 
trag'um deswillen fprechen, weil er ſtets mit Recht im Auge 
‚gehabt hat, daß der Kirchenpatron einen hohen Werth darauf 
legen müffe, feinen ‚Einfluß auf die kirchlichen Angelegen: 
heiten und alfo auch auf die Verhandlungen im Kirchen: 
vorftande geltend zu machen. Er fagt felbft, es werde ein 
Ehrenrecht ber Patrone fein und ed werde ben Patros 
nen, wie er fi ausdruͤckt, zur Ehre gereihen, wenn fie 
auf diefe Weife ſich betheiligen. : Nun, meine Herren, wenn 
Sie die Güte haben, ſich die. eigentliche Wirkjamkeit eines 
folchen Kirchenvorftandes zu vergegenwärtigen, fo werden 
Sie, glaube ich, ſaͤmmtlich der Anſicht fein, daß die Rechte, 
die innerhalb dieſes Kirchenvorſtandes auszuüben find, vom 
Patrone, der feine Kirche wirklich Lebt, nur perfönlid 
ausgeuͤbt werden koͤnnen; daß im eigentlichen Sinne deö 
Wortes er perfönlihen Einfluß auf den Kirchenvor: 
fand ausüben muß und daß durch die zufällig Bevollmäch- 
tigten dies nicht bewirkt werden kann, abgefehen von den 
möglichen Inconvenienzen, bie dadurch enifichen koͤnnen, 
daß der Patron Einen, der auch noch manche andere Rechte 
an feiner Stelle auszuhben hat, in die Mitte des Kirchen: 
vorftands ſetzt. Das Minoritätögutachten hat feinerfeits 
die ganze Stellung der Patrone in diefem Kirchenvorftande 
weit höher angefchlagen, ald daß es wünfchen oder erwars 
ten koͤnnte, daß der Patron · durch Bevollmaͤchtigte im ger 
wöhnlichen Sinne des Wortes ſich hier möchte vertreten 
laſſen. 


Freiherr v. Welck: Ich ſollte glauben, daß ein großer 
Unterſchied ftattfinde zwiſchen der Tragweite, die. der Herr 
Minifter dem Antrage des Herrn v. Watzdorf gab und ders 
jenigen, welche Herr Domhert v. Wagdorf felbft dabei im 
Yuge.gehabt hat. Ich glaube nicht, daß es in der Abficht 
des Herrn Antragftellers gelegen hat, daß der Patron ein 
für-allemal das Recht haben folle, fich fr feine ganze Le— 
benszeit oder Beſitzzeit hindurch bei dieſen Kirchenvorſtands⸗ 
ſitzungen durch feinen: Bevollmächtigten ein für allemal 


Aushbung feiner gutäherrlicgen Rechte einem Gutöbefiser 
freifteht, wenn er vieleicht auf lange Zeit eine Reife unters 
nimmt oder überhaupt verhindert iſt, auf feinem Gute zu 
wohnen. Ich würde es dem Sinn des vorliegenden Ges 
feges ganz zuwider. finden, wenn eine derartige fortwährende 
Stelvertretung. des Patrons ftattfinden follte. Aber ich 
glaube, daß man einem Patron, ber augenblicklich krank ifk 
oder auf einem anderen Gute fi befindet oder ber fonft 
irgend eine andere repentine Abhaltung hat, fein Recht fehr 
verfümmern würde, wenn man ihm nicht geftatten wollte, 
ſich für folche befondere Fälle durch einen Stellvertreter vers 
vertreten zu laffen. Dann fann ich auch nicht finden, daß 
es ein „meued” Recht wäre, was hier den Rittergutöbefigern 
eingeräumt würde, von dem der Herr Regierungscommiffar 
in feiner vorigen Rede bemerkte, daß er fi) durchaus nicht 
zu verantworten getrauen würde, denfelben ein neues Recht 
einzuräumen. Ich Tann, wie gefagt, gar nicht finden, daß 
es ein neues Recht fein würde. Das Recht, Stellvertreter 
zu Verhandlungen in Gemeindeangelegenheiten abzufenden, 
ift gefeglich in der Beilage sub © deao. 1855 den Nitters 
gutöbefigern als folden zugeftanden. Daß damals von 
einer Theilnahme derfelben an den Sigungen des Kirchens 
vorftands nicht die Nede fein Fonnte, liegt in der Natur 
der Sache, weil man einen Kirchenvorftand damals nicht 
hatte. Ich würde es daher für fehr ungerecht halten, 
wenn man jeht in einem Kalle, der ganz analog mit den 
Fällen ift, wo den Nitterglitern nach ber Beilage sub O 
das fragliche Recht zufteht, es ihnen nicht auch im ihrer 
Eigenfchaft als Patron ertheilen wollte und Fann der Ans 
fiht des Herrn Regierungscommiffars in diefem Falle durchs 
aus nicht beiftimmen. Ich beabfichfige daher, dem Antrage 
ded Herrn von Watzdorf beizutreten und finde darin nur 
eine billige Ruͤckſicht auf die Verhältniffe des Patrons und 
Gutsherrn. Diefe Verhältniffe find nun einmal anders 
— das läßt ſich ja doch nicht wegleugnen — als die eines 
gewöhnlichen Landgutsbeſitzers oder eines in viel beſchraͤnk⸗ 
teren Verhaͤltniſſen lebenden und in einem engern Gefchäftds 
kreiſe fi) bewegenden Mannes. Dem Antrage bed Herrn, 
v. Noftiz werde ich ebenfalls, wenn er zur Abftimmung 
kommen follte, beiftimmen; auch er ſcheint mir ganz an⸗ 
gemeffen zu fein. Da aber diefer Paragraph im Allgemeinen 
dazu berufen zu fein ſcheint, eine Menge Anträge zu et« 
zeugen, fo möchte ich mir auch noch erlauben, einen, wie: 
wohl ganz Heinen Antrag zu fellen. Nämlich in dem Pa« 
ragraphen heißt es: ‘ 

„Ex hat jeboch bei eigener Verantwortung und Ver: 
tretung aller aus dern Verzuge möglicher Weife ‚erwachfenden 
Nachtheile feine Bedenken der Kircheninſpection zur Ents 
f&beidung oder weiteren Berichterftattung an das Gonfiftorium 
fofort vorzutragen“. Krk 

Auch in diefer Beftimmung ſcheint mir die Stellung, 
die dem Kirchenpatron zufommt.und. bie in der Beilage sub 





vertreten zu laffen, fo wie dies allerdings in Bezug auf 





O wiederholt zugeſichert ift, nicht beachtet zu fein. Der 
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Kirchenpatron⸗ ſieht bekanntlich nicht unter der Kirchen⸗ 
inſpection, hat daher cuch -1.icht Entſcheidungen von der⸗ 
ſelben entgegenzunehmen, Es if ausdrucklich in der Bei⸗ 
lage sub ·O hervorgehoben, daß bei Meinungsverſchieden ⸗ 
heiten zwiſchen der Kircheninſpection und dem Patron Br 
richt an die vorgefügte geiſt iche Behoͤrde zu erfatten iſt 

Ich wuͤnſche alſo, daß die Worte „Eutſcheidung oder” weg: 
fallen.: Der Sag würde dann heißen: 

„Er hat jedoch bei eigener Verantworfung und Bir: 
tretung aller aus dem Verzuge möglicher Weile enwachfenden 
Nacht heile Fine. Bedenken der Kircheninſpectlon zur weiteren 
Berhhterhattung an das Gonfiftorium jofort vorzutragen”. 


Praſident v. a Der Antrag if fo_wenig 
umfaffend, daf.. 

Freiberr v. Weld: Ich, habe mir "doc, laust, den 
Antrag ſchriftlich abzufaflen. 


Präfident v. Scönfetst" Mähe Klage von’ verhtn 
ging auf umfänglicere Anträge. Die Kammer hat den 
Antrag des Herrn Breiheren v. Welck vernommen. Ei 
geht dahin, in $. 23 im legten Satze und zivar in der 
vorletzten Zeile die Worte Entſcheidung oder” ausjuicheiden. 
Ich frage die Kammer, ob ſie dieſen Antrag | unterflügi? — 
Bahtreic. 

Es wird dies nun der fünfte Antrag fein, welcher der 
Discuifton zu unterliegen hat, 


" Könipt, Commiſſar Dr. Huͤhe le Herr Freiherr , Berg]? 
findet; daß die Abficht fei, den Patronen ein. Recht zu vers 
kuͤmmern, das ihnen zeither zugeftanden habe. , Dies, ift 
‚aber ſchlechterdings nicht. der Fall. Ich babe ſchon darauf 
aufmerkſam gemacht, daß die Rechte, die die Patrone zeit 
her hatten, ihnen- volftändig vorbehalten find; das ihnen 
namentlich zugeftanden ift, fie dur Bevollmaͤchtigte aus · 
zuüben. In-dem neu zu. errichtenden Kirchenvorſtande 
haben aber. weder‘ die Kirhenpatrone, nod Laien Rechte, 
ſondern 68. handelt fich jest darum, zu beſtimmen, welche 
Rechte ihnen in Brzug auf den Kirchenverſtand einges 
räumt werben ſollen, und da hat es allerdings gelcbienen, 
daß das Sitz⸗ und Stimmrecht im: Kirchenvorſtande nur 
als ein reln perſoͤnliches zu gewähren fei und daß daher 
die Bulaffang® von Stellvertretern" oder Bevollmächtigten 
des’ Kitchenpatrons nicht ftatıhaben könne. Es ift bemerkt 
worden, daß dann dem Patrone der: Verkehr mit dem Kits 





Henvorftande abgefepnitten fei und derſelbe feine Rechte 
and Pflihten. in Beziehung auf: die Kirchenverwaltung 
nicht. ausüben.; könne. Der Verkehr mit dem Kirchenvor⸗ 
fand ift aber! damit auf keine Weiſe abgeſchnitten ; es wird 
der Bevollmaͤchtigte mit dem Kitchenvo ſtand ſich ſchriftlich 
oder durch den Vorſitzenden in Vernehmung feßen, auch alle 
Mitglieder veriammeln-und mitiihnen ich beipredien-Können; 
er hat “aber nit Sitz und Stimme -im Kirhenvorftand. 
Was die Erividerung des Herrn, v. Moſliz betrifft, ſo glaube 
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ich kaum, daß ich ihn durch meine: ne Bemerkung gegen feinen 
Antrag’ in -feiner Anficht beſtaͤrken konnte. Ich dabe darauf 
aufmerkſam gemacht, dag, wenn in’ allen Faͤlle 
Kirthenpatron abgehalten wäre; den Sihungen des‘, 
Vorftandes beizumehnen, demſelben undufgeforbert eine Ab⸗ 
schrift des Vrotokous zugefenbet werden ſollte, dadurch dent 
Kirhenvoiftand eine-Teht laͤſtige Verbindlichkeit: auferlegt 
werden würde. Es bedarf‘ aber deffen nicht; denn der Par 
tton hat jederzeit das’ Recht die Protofolle eln zuſehen z eb 
wird ihm auch, wenn er eine Abſchrift woünfct, diefeihe 
nicht erweigert werden; bie Züfendung aber als Regel 
aufzuftellen, iſt eine wefentliche Erichwerung ber Gefchäfts; 
führung. Was nun den neuen Antrag des Hertn 6. Wele 
betrifft, fo glaube ich doch, daß er geneigt‘ ſein würde, den, 
ſelben falle zu laffen, wenm ich darauf aufmerkſam mache, 
daß die Kircheninſpection ‚nicht ‚immer gegen den Patron 
zu: entfcheiden hat. Wenn der Patron ſich bei der Kirchen ⸗ 
infpeetion ‚uber einen Beſchluß des Kirchenvorftandes bes 
ſchwert, fo ift ſeht oft denkbar, daß die Kircheninfpeetion 
den Kitchenvorfiand beſcheidet, er habe. den Beſchluß nicht 
auszuführen.) Diefes Entſcheidungsrecht wird ter. Herr 
Anträgfteller doch der Kircheninipection nicht nehmen wollen? 
Tritt eine Differenz ein, wo fie dem. Kirchenpatron nicht 
Recht geben Tann, dann -ift-fie nad Befinden in der Lage, 
Bericht zu erflatten.  Werfügt und entſcheidet aber die 
Kircyeninfpection nad den Anfichten des Kirchenpatrond, 
dann muß. fie doch jedenfalls das Recht sagt: haben. 


Praͤndent v. Säönfels: 3 hat‘ zumdchft ‚Her 
v. Erdmannsdorff, dann Herr v. Pofern das Wort, 








Kammerberr v. Erdmannsdorff: Ich wollte mich 
troß der Einwentungen des Herrn Commiffard doch für 
den Wapdorfichen fowohl, als fir den Noftipfchen Antrag 
erftären. Es ift über den Antrag des Herrn Domherrn 
v. Watzdorf ſchon viel geſprochen worden; ich will nur noch 
eine Seite herverheben, die noch nicht beſprochen worden 
iſt. Von der-Minifterbant wurde gefagt, daß die Beftims 
mung auch im Intereſſe des Patronats felbft fei, da dem 
Patrone Gelegenheit gegeben ‚fei, feine Anfichten geltend zu 
machen... Aber eben deshalb halte ich es für noͤthig, daB 
er fi) vertreten laffen kann. Ich will nur einen Fall an⸗ 
führen. Nehmen Sie an, daß es ſich um eine Collatrix 
handelt. "Cs ift von großem Werth, daß diefe das Recht 
hat, ſich durch ihren Ehemann vertreten zu laſſen, was nah 
den Aeußerungen des Herrn koͤniglichen Commiſſars nicht 
der Foll fein-würde, Ich muß geftchen, daß id) im Anfang, 
wie der Herr v. Watzdorf den Antrag einreichte, der Anſicht 
war, er wäre uͤberfluſſig er verſtehe ſich von ſeibſt nach der 
Rechten · sub O. Doch muß ich ſagen, daß ich das-AUrgur 
ment hicht für ſtichhauig anfehe, das den Herr Cemnnfſar 
anflhite, weil -es fid hier um ein neues Recht handelt 
dem Kuchenvorſtand gegenüber, daß dag den; Patronen früher 
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zugeflandene Recht, ſich vertreten zu laffen, nicht in An- 
wendung kommen fönne. Allerdings muß es befonders aus⸗ 
gefprochen werben; aber wein es nicht verflößt gegen die 
Analogie feiner bisherigen Rechte, fo muß es aufgenommen 
werben wegen ber Gleichmäßigkeit im Verfahren. Das 
fpricht für den Watzdorf'ſchen Antrag. . Den Antrag bes 
Herrn v. Noftiz halte ich nicht nur fuͤr ganz unverfänglich, 
im Gegentheil fogar für noͤthig. Es ift übrigeng nicht etwas 
Neues, was dem Patron hier zugeftanden werden foll, fon 
dern er hat nad) $. 54 das Recht, zu jeder Zeit; fich in 
Kenntniß zu fegen von der Vermögensverwaltung und allem 
Anderen, was bamit zufammenhängt. Ift er im der Sigung 
ſelbſt nicht gegenwärtig, fo kann er fi natürlich ein Pros 
tokoll ausbitten. Ich räume uͤbrigens ein, daß durch dieſe 
Abſchriften dem Kirchenaͤrar eine Laſt erwachſen koͤnnte und 
deshalb erlaube ich mir, da einmal Antraͤg⸗ heute an der 
Zagrsordnung find, ein Sonsamendement zu dem Antrage 
ded Herrn v. Noftiz zu ftellen. Es ift ebenfalls ganz kurz 
und geht dahin, daß hinter dem Worte „Tage“ geſetzt 
werde: „auf feine Koſten“. 


Praͤſident v. Schönfels: Es würde unmaaßgeblich 
vieleicht die Sache vereinfacht, wenn Herr v. Noſtiz feinen 
Antrag einigermaaßen mobificirte, dahin nämlich, die Worte: 
„auf feine Koften” Hinter dem Worte: „Tage“ einzufchalten. 


Finanzrath v. Noſtiz-⸗-Wallwitz: Ich erfläre mich 
damit ganz einverflanden. 


Präfident v. Schönfels: Infofern dagegen Nichts 
eingewendet würde, jo würden beide Anträge, der v. Noftiz’fche 
und ber v. Erdmannisdorfpfehe, sufammenfallen und einen 
Antrag bilden, 


Kloftervoigt d. Pofern: Meine Herren! Als Ober 
laufiger bin ich allerdings nicht fehr begeiftert für diefen 
Paragraphen und bie darin enthaltenen Beftiimmungen hin» 
ſichtlich des Patronatsrechts; denn nach dieſer meiner Ober: 
lauſitzer Anficht bleibt davon faum noch ein Schatten 
übrig. Ich will mir jedoch zur Unterflügung des v. Watz⸗ 
dorPfchen Antrags, — hinfichtlich deſſen ich ed dankbar aners 
kenne, daß er einem weſentlichen Mangel dieſes Paras 
graphen abhelfen will, — erlauben, ein Beifpiel anzus 
führen, welches, für den Fall, daß das vorliegende Geſetz 
in der Oberlaufig angenommen werben follte, wohl beweifen 
duͤrfte, wie unerläßlich nöthig es iſt, daß ed dem Patron 
geftattet werden muß, fich vertreten laffen zu Finnen. — 

Pe.) befite das Patronatsrecht über mehrere Kirchen und 
habe als Kloftervoigt die Patronatörechte Über viele Kirchen 
zu verwalten, die zum Theil weit auseinander und weit 
von meinem gewöhnlichen Wohnſitze Pulsnitz gelegen find. 
Nun bin id) ‚aber aud) nebenbei Mitglied diefer hohen Kam⸗ 
mer und beöhalb oft und Lange an Dresben gefeflelt. Meine 
Befigung im Auslande zwingt mich auch, einen Theil meis 
ner Zeit dort zu verleben. Neben einigen. Heinen Aemtern 
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bin ich aber and außerdem Friedensrichter und Bormund 
und habe als folcher auch eine nicht kleine Befigung zu vers 
walten. — Ich habe alfo, wie Jeder leicht einfehen wird, 
Amts⸗ und Privatgefchäfte gerade genug und mit bem beften 
Willen wird es mir oft an Zeit fehlen, an den Geſchaͤften 
fo vieler Kirchenvorftände perfönlich Theil zu nehmen; ja, 
es wird, wenn mehrere Kirchenvorfandsverfammlungen zu 
einer und derfelben Zeit flattfinden, geradezu unmöglich fein, 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe den Antrag des 
Herrn v. Noftiz unterftügt und werde auch, da ich denfel- 
ben ganz in ber Billigkeit begründet finde, für ihn ſtimmen, 
namentlich nachdem der Zuſatz des Herrn v. Erdmannsdorff 
eingebracht worden iſt. Ich glaube aber auch, mit dieſen 
veruͤberfluͤſſigt ſich volftändig der Antrag des Herrn Doms 


herrn v. Wasdorf, Meine Herren, idz glaube, es wird 


ſchwer fein, daß der Stellvertreter in der Gigung bes 
Kirhenvorftandes mehr thun kann, ald daß er die bort vor⸗ 
kommenden Angelegenheiten und gefaßten Beſchlüſſe ad 
referendum annimmt, denn es läßt ſich kaum erwarten, 
daß der Auftraggeber feinen Vertreter fo volftänbig mit 
Inftructionen verfehen Fönne, daß biefer fofortimit Beſchluß 
faffen könnte. Ich werde daher gegen den v. Watzdorf'ſchen 
Antrag aud den von Herrn v. Noftiz angegebenenfGründen 
fimmen; aber den Antrag ded Herrn v. Noſtiz halte ich 
vollfommen für unverfänglich und der Patron wird durch 
die Mittheilung einer Protofolabfchrift auch in den Stand 
geſetzt, feine Rechte vollftändig zu wahren. Mas dagegen 
den Antrag ded Herrn v. Weld anlangt, fo halte ich ben= 
felben und deſſen Aufnahme in den Paragraphen fuͤr voll⸗ 
ftändig unmöglid. Würde er aufgenommen, fo wilrben 
die ganzen Gompetenzverhältniffe, wie derd Geſetzentwurf 
fie uns vorlegt, geändert werben müffen. Ich Fann aber 
nicht zugeben, daß in ſolchen Fällen, die zur Competenz 
der Kircheninfpection gehören, diefe blos darum nicht ent» 
ſcheiden dürfe, weil der Kirchenpatron wegen derſelben ſich 
in Differenz mit dem Kirchenvorſtande befindet. Andere 
Gompetenzverhältniffe blos deshalb in das Geſetz zu bringen, 
halte ich nicht für gerechtfertigt. 

Freiherr v. Weld: Wie das, was Hero Bürgermeifter 
Koch eben erwähnte, mit der Aeußerung des Herrn Regies 
tungscommiffard zu vereinigen fein foll, dad. begreife ich 
nicht recht und ich möchte den Herrn Regierungscommiffar 
bitten, diefen Kampf .mit dem Herrn Bürgermeifter Koch 
felbft auszufechten. Ich koͤnnte mid, wenn dieſe Schluß- 
worte fo zu verfiehen find, wie fie der Herr Regierungs« 
commiſſar erläutert hat, vollkommen damit, einverſtehen aber 
ich bitte nur bie geehrte Kammer, ſich deſſen zu erinnern, 
wa vor wenig Stunden hier gefagt wurde in Bezug auf 
die Berüdfihtigung des Sinnes, in dem hier in der Kam- 
mer mande Beltimmung angenommen wird, bei der fpdteren 
Ausführung des Gefeges Seiten der Behörden. Aus den 
Worten, wie fie hier fiehen, wird. ſchwerlich eine Behörde 
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fülgern, daß die Kircheninfpection nur in einem folden 
„Falle felbftändig entfcheiden fol, wenn ihre Entſcheidung 
der Anficht des Kirchenpatrons entfpricht; daß fie aber, 
wenn fie eine Entſcheidung geben zu müffen glaubt, die 
den Wünfcen und Anficten des Patrons zuwider iſt, 
dann Bericht an die Kreisdirection erflatten müffe und doch 
Hat der Herr Regierungscommiſſar uns ſoeben bie ſehr ber 
ruhigende ErMärung gegeben, daß es ebenfo fein folle. 
Ich will mir; alfo erlauben, noch einen kleineren Antrag 
zu bringen, als mein voriger war, nämlich nur um die 
Veränderung eines Wortes bitten.. Ich glaube, daß damit 
die Staatsregierung ſich einverftchen kann. Ich würde 
nämlich meinen frühern Antrag zurücknehmen und nur 
darum bitten, daß gefagt werde: „feine Bedenken der 
Kircheninſpection zur Entfcheidung, beziehendlich Bericht: 
erftattung an das Confiftorium felbit vorzutragen“. Dann 
liegt dad mit darin, was der Herr Regierungscommiffer 
foeben andeutete. 


Staatminifter v. Falkenftein: Es würde gegen 
dieſe Faſſung Seitens der Staatsregierung fein Bedenken 
vbwalten. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich werde zuvoͤrderſt die 
Kammer zu fragen haben, ob fie den neuen Antrag bed 
Herrn v. Weld unterftügen wolle? Die Kammer hat den 
Antrag ded Heren v. Weld vernommen; derfelbe beantragt 
anter Zuruͤckziehung feines frühern Antrages, es folle im 
letzten Sage auf ber lebten Zeile folgendermaaßen lauten: 
„Seine Bebenfen der Kircheninfpection ‘zur Entſcheidung, 
beziehendlich weiteren Berichterftattung an das Gonfiftorium 
fofort vorzutragen”, So habe ich es wenigſtens vers 
fanden. 

Freiherr v. Weld: „Zur Entfheidung, beziehendlich 

* weiteren Berichterftattung vorzutragen”. 

Praͤſident v. Schönfeld: So habe ich es ausgedruͤckt. 
Iſt die Kammer geneigt, dieſen Antrag zu unterftügen? — 
Geſchieht hinreichend. 

Ich würde nun an die Kammer bie Frage richten, ob 
fie geftatte, daß der frühere Antrag des Heren v. Weld 
zuruͤckgezogen werde? — Einftimmig 3a. 

Sch würde nun weiter zu erwarten haben, ob noch 
Semand das Wort in Bezug auf $. 23 begehrt? CS feheint 
ſich ‚die Debatte erfchöpft zu haben; ich. werde daher die: 
felbe ſchließen und dem Heren Referenten das Schlußwort 
ertheilen. 

Meferent Vicepraͤſident v. Frieſen: Ich habe jetzt 
das Schlußwort im Namen der Deputation zu ſprechen; 
es ſei mir aber im Voraus erlaubt, anzukundigen, daß doch 
vielleicht irgend eine Meinung zum Vorſchein kommen 
koͤnnte die meine eigene iſt. Wir haben uns nun einmal 
bei diefer ganzen großen Materie und namentlic) bei dieſem 
Paragraphen und den folgenden, bie das "Patronatrecht 





betreffen, mit großer Schüchternheit gehuͤtet, Anträge vor⸗ 
zubringen, bie als eine Erweiterung des Patronatrechts 
betrachtet werben koͤnnten. Ich weiß recht gut, daß bie 
Temperatur unferer Zeit ſolchen Anträgen nicht günftig iſt. 
Man hat eine Scheu vor dem Althergebrachten und wir 
leben in einer neuen. Zeit; dad wiſſen und fühlen wir und 
haben das auch immer fehr forgfältig beobachtet. Eine 
gewiffe Anſicht der Dinge, die fich gern die öffentliche 
Meinung nennt, ift einmal folden Rechten nicht günftig. 
Andere Leute nennen das-Pflicht, was im Patronatrechte 
liegt; Andere wieder betrachten es nur ald ein Recht und 
nennen ed wohl gar Standesrecht, Standesvorurtheil, Stans 
desintereſſe. Nun ich flreite nicht gegen dieſe letztere Ans 
fihtz denn ich weiß recht gut, daß diejenige Partei, die es 
fo auffaßt, einer höheren Auffaffung der Dinge nicht fähig 
ift. Man muß alfo nicht zürnen mit dem Anfichten Derer, 
welche ſich zu einer höheren Anſchauung des Patronatrechts 
nun einmal nicht zu erheben vermögen. Ich meinerfeits 
aber betrachte dad Patronatreht ald eine Pflicht. Wir 
haben und daher enthalten, Anträge zu ftellen, die nicht 
ganz nothwendig find und wenn wir uns nur halbwege 
bei Dem beruhigen Eonnten, was im Gefegentwurfe ent 
halten ift, fo haben wir es gern gefhan und nur das Wer 
fentlichfte und Nothwendigfte zum Vorfchein gebracht. Koͤnn⸗ 
ten wir hin und wieder mit etwas Beſſerem burchbringen, 
fo bin ich überzeugt, würde das ber Sache nicht ſchaden, 
ſondern im Gegentheil nüglic fein. Unterlaffen Fann ich 
nicht, etwas auf eine Aeußerung de3 Herrn Regierungs⸗ 
commiſſars zu erwidern, die er zulegt that, indem er fagte, 
die Regierung hätte gewiß nicht die Abficht, die Rechte der 
Patrone zu verfümmern, im Gegentheil hätte fie die Ab: 
fit, ihnen die Nechte zu laffen, die fie hatten und 
haben, ausgenommen, wo die neue Gefeßgebung unbe 
dinge eine Aenderung nothwendig made. Ja, meine Her 
ten, das geftche ich dem Herrn Regierungscommiffar gern 
zu, daß die Regierung nicht bie Abficht hat und daß fie und 
die Rechte laſſen will, die wir Hatten. Aberdarin liegt eben ber 
außerordentliche Unterfchied in der gegenfeitigen Anſchauung. 
Die Staatsregierung hat eben vom Patronatrechfe und der Stel ⸗ 
lung des Patrons, von feiner obrigkeitlichen und fürforglichen 
Stellung eine gänzlich andere Anfchauung, als wir, und wie 
ih ſchon früher einmal ausgeführt habe, es ift hier eben 
ein Streit zwifchen dem, was man jetzt Patronatrecht nennt 
und zwiſchen der urfprünglichen Natur; zwifchen dem eigent- 
lichen Charakter des Patronatrechts, welchem ältere geſet⸗ 
liche Beftimmungen zur Seite ftehen, klare und ganz unbe, 
freitbare Beftimmungen. Aber ih will mich nicht gern 
auf dad Althergebrachte beziehen: das ift gefährlih. Nun 
die Abſicht geftehe ich von ganzem Herzen zu; nur nicht 
die Nichtigkeit der Anfhauung. Ich gehe nun auf bie ein 
zelnen Anträge über. Zunaͤchſt auf den Antrag von Herrn 
Domherrn vi. Watzdorf. Auch hier hat die Deputation 
geglaubt, ſich bei den Beftimmungen von $$. 23 und 54 
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beruhigen: zu müffen. Der Kirchenpatron kann von der 
Verwaltung des Kirchenvorſtandes, nicht blos des Kirchen⸗ 
vermögens, jederzeit Kenntniß nehmen und nach $. 54 hat 
er dad Necht, aber auch die Verpflichtung, darüber zu 
wachen, daß das Vermögen der Kirche und der kirchlichen 
Stiftungen gut verwaltet und ohne Schmälerung bewahrt, 
bie Kirche und die zu derfelben gehörigen Gebäude im bau⸗ 
lichen Stande erhalten und die Pirchlichen Verhältniffe auf 
keine Weife geftört werden. Nun, hierin, glaubten wir, liege 
im Allgemeinen genug. Diefe Sorge und Wachſamkeit 
auszuüben, iſt alfo nicht bios ein fogenanntes Standes ⸗ 
vorrecht, fondern ein wirkliches Recht und eine Verpflich- 
tung und zwar eine fehr wohlthätige und heilſame. Aller: 
dings gehen bie Anträge deö Hern v. Watzdorf weiter und 
es wäre nicht unbillig, wenn ein Theil derfelben Berüuͤck⸗ 
fihtigung finden koͤnnte; indeffen ftehen doch auch anderer 
ſeits Bedenken entgegen. Die Perfonen, für welche haupt: 
fächtli die Bevollmaͤchtigung nöthig fein wird, find die 
Ehefrauen und Frauen Iedigen Standes, dann Unmünbige 
and Gorporationen ald Beſitzer von Nittergütern. Was 
die Corporationen anlangt, fo zweifle ich nicht einen Augen⸗ 
blick daran, daß ihnen die gefegliche Vertretung zuftehen 
würde; eine Corporation, die bad Patronatrecht hat, würde 
auch das Recht haben, den geſetzlichen Vertreter, der das 
eigentliche Organ der Corporation ift, in die Sigung zu 
ſchicken und-alfo follte ich meinen, in diefer Beziehung ber 
dürfe, es eines Antrags nicht. Unmündige koͤnnen aller 
dings dad Recht der Gegenwart und Theilnahme im Bors 
ſtande nicht ausüben; aber das Necht der Uezberwachung 
nad) 58. 23 und 54 kann der Vormund unbedingt aus ⸗ 
üben. Ehemänner von Frauen, ‚die bad Patronatrecht haben, 
werben nach meiner Anfiht auch das Recht Haben, im 
Kirchenvorftande zu erſcheinen und Sig und Stimme auds 
zuliben; fie haben das Necht fo gut, wie die Chemänner 
es haben, bei Wahltagen für ihre Frauen zu ſtimmen und 
ihre Ehrenrechte auch bei andern Gelegenheiten zu vertreten. 
Das find die Falle, wo bie Vertretung nothwendig werden 
koͤnnte oder wuͤnſchenswerth ift, oder wo fie auch jegt ſchon 
unzweifelhaft zuläffig iſt. Dagegen hat das allgemeine 
Recht der Stelvertretung und Abfendung eines Bevollmaͤch ⸗ 
tigten doch auch fein Bedenkliches. Die Fälle, die Herr 
v. Pofern anführte, find allerdings ganz richtig und kom⸗ 
men häufig vor. Wenn man fo zu einem Wahltage ab- 
weſend iſt oder etwa zu einem Kreiötage oder wohl gar 
beim Landtage abweſend fein muß, da kann man ficher darauf 
zechnen, dag mandmal ein Terminchen abgehalten wird, 
wo man nicht dabei fein Tann. Da wäre es manchmal 
recht wünfchenswerth, einen Bevollmächtigten ſchicken zu bürs 
fen. Indeſſen anbererfeits beruhigt mich darüber die allge- 
meine Wachſamkeit, welche der Kirchenpatron jederzeit aus« 
Aben Tann, und das Recht, jederzeit Einficpt zu nehmen von 
ben Protokollen · und Acten. Ferner iſt zu bedenken, dag 
das Recht der freiwilligen Stellvertretung doch ſehr gemiß: 





braucht werden koͤnnte. Das wollen wir uns nicht ver⸗ 
hehlen, daß das Patronatsrecht einen großen und vielleicht 
den groͤßten Theil ſeiner Beſtandtheile verloren hat durch 
unſere eigene Schuld; dadurch, daß man nicht wachſam 
genug geweſen ift und die Ausübung des Patronatsrechtes 
oft zu gleichgültig genommen hat. Es Fönnten alfo, wenn 
diefes Recht der Stellvertretung und Bevollmaͤchtigung 
unbedingt zugeftanden wuͤrde, ungeeignete Perfonen ger 
ſchickt werden und dann koͤnnte der Saumfäligkeit mancher 
Vorſchub geleiſtet werden. Im Gegentheile fol eben die 
Nothwendigkeit des perfönlichen Erfcheinens ein Sporn 
fein, daß der Patron feine Rechte perſoͤnlich ausuͤbe und 
wahrnehme. Beides nun gegeneinander gehalten, und 
Vortheil und Nachtheil gegeneinander gewogen, möchte ich 
beinahe mehr dafür fein, daß das Mecht ber freiwilligen 
Stellvertretung im Allgemeinen nicht ftattfinden möchte. 
Der Antrag des Heren v. Nofliz, der dem Patrone eine 
Protofollabfchrift und zwar, wie Herr v. Erdmannsdorff 
hinzugefügt hat, auf feine Koften zugefendet wiffen will, 
wenn er abgehalten ift, der Sigung beizumohnen, wiirde 
mic) anfprechen; aber allerdings ebenfalls wieder mit dem 
Wunſch, daß die Abhaltung nicht zu fehr eine freiwillige 
fein möchte; und daß doch die Patrone, wenn ſie irgend 
koͤnnen, fich lieber beeifern möchten, den Sigungen des 
Kirchenvorſtandes beizuwohnen. Der Antrag bed Herrn 
Bürgermeifters Koch, der dahin geht, noch hinzuzufügen: 
„mit gleichen Ehrenrechten” ift von Seiten der Staats- 
vegierung bereits genehmigt worden; alfo Nichts daruͤber 
zu bemerken. Die Befürchtung des Herrn Landesbeſtallten 
‚Hempel gegen die Worte im legten Sage Seite 8 theile 
ich nicht: $ e 

„Der Kircenpatron hat bei eigener Verantwortung 
und Vertretung aller aus dem Verzuge möglicherweife ers 
wachſenden Nachtheile feine Bedenken der Kircyeninfpection 
ur Entfcheidung ober weiteren Berichterfiattung an das 

onfiftorium fofort vorzutragen". 

Danach kann er fich alfo gegen jede Verantwortung 
und Vertretung ſchutzenz wenn er gleich Anzeige macht, 
dann ift er gedeckt; wenn.er feine Gründe anzeigt, hat er 
Nichts mehr zu vertreten. . Es wäre alfo feine eigne Schuld, 
wenn er durch DVerfpätung diefer Anzeige ſich allerdings 
eine Verantwortung zuzöge, weil er einen. nothwendigen 
Beſchluß unnöthigerweife aufgehalten hätte. Der Antrag 
des Herrn v. Weick, nad) dem Worte: „Entſcheidung“ zu 
fegen: „oder beziehendlich zur weiteren Berichterftattung” 
hat fein Bedenken; aber eine große Huͤlfe erblide ich darin 
nicht. Es wäre recht gut, wenn Gerichtsamtmann ‚und 
Superintendent, fowie die Regierung dies fo auslegen, 
dann koͤnnten wir zufrieden feinz wenn nämlich die Kirchen ⸗ 
infpection gegen den Kirchenpatron entſcheiden wollte, "daß 
fie dann zuvor Bericht erflatten müßte; voenn fie aber gegen 
den Vorſtand entſcheiden wollte, koͤnne fie es gleich ſelbſt 





thun. Im der Regel, würde fie es aber nicht fo machen. 
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Vielmeht im Wegentheil würde fie; ſoviel ich die Praris 
kenne, die Entſcheidungen immer recht gern gegen und er— 
thetlen, und diefe Fälle würden wöhl die gewöhnlichen und 
die häuffgeten fein. Auch hier Muß ich bemerken, daß die 
Stillung des Patrones jeßt eine weit unguͤnſligere iſt, ald 
ftüher, obgltich Hetr v. Welck fich darauf bezog, daß sub O 
des berenten Gefetzes gefagt fei: „Die Kircheninfpection 
ware dem Patrone toordinirt · und hätte hur im cormhunica- 
tiber Styte an ihn zu ſchreiben“. Das ift abek ganz 
ünders geworden. Srüher fland- der Patron unbedingt 
Heben dem Stperiitendeitten, hd in einer Geſetzſtelle iſt 
aubdructlich gefagt, daß der Superintendent fich fein Di: 
etlorium anzumaaßen babe, obmwöhl er als landeshertlicher 
Beamter die erſte Stele hat und der Patron bie zweite; 
über fie fanden ehemals mit‘ eindhder in gleihem Rechte. 
dettzt aber ift der Superintendent durch die Kircheninſpection 
für den Patron die erfte Inſtanz. Ebenſo tft es mit dem 
Herichtzamtmank. Ehedein, wo es noch Vatrimonialge ⸗ 
tichte gab, mar der Gerliätsbitedtör der Bevollmachtigte des 
Yatrons; er erſchien an feiner Statt, in ‚feinem Auftrage 
und Namen. Seht aber wiirde: ſich der Gerichtsamtmant 
hüten, ben Auftrag von dein Pätron zu übernehmen. Er 
fteht über demſelben und iſt die erſte Inflanz; bagegen 
tonnen wir Nichts ähbern. Alſe gegen die Worte will ic) 
mich nicht erfläten; aber eine fehr große Hlılfe verfpredhe 
ich mit davon auch nicht. Meiter iſt Nichts zu fagen. Es 
wäre daher nur abzuftimmeh und die Anträge ihrem Schid: 
fat zü überlaffen. ä 
Staatsminiſter v. Falken ſt ein: Ich bitte, nur wenige 
Worte hinzuftgen zu dürfen. Zuvoͤrderſt ſtimme ich dem 
vollfommen bei, was ber Herr Referent im Schlußworte 
über die großen Bedenken gedußert hat, welche entftehen, 
wein man im Allgemeinen eine ſolche Stellvertretung, wie 
der Herr Domherr v. Watzdorf fie will, zugeben wollte. 
Ich bitte, dabei, abgefehen davon; was ber Herr Referent 
bereits erwähnt hat, zu bedenken, wie häufig leider in der 
jetzigen Beit Patrone wechſeln und wie verfchiebenartig in 
Folge diefed Wechſels die Qualitäten der Patrone find und 
wie: leicht es dahin führen fönnte, dag, wenn man die 
Stellvertretung ‚in fo wichtigen Fragen der Kirche unbe 
dingt zufieße, man eigentlih die Seele des Inſtitutes 
wenigſtens zur Hälfte herauswirft. Ich muß alfo auf das 
Dringendſte wähfchen, daß man von, bem Gedanken, hier 
die Stellverttetüng eintreten zu laſſen, wo bie ernfteften, 
wichtigſten Rechte, und heiligften Pflichten des Patrons in 
Zrage find, moͤglichſt abfehe. Ein einziges Moment 
wurde geltend gemacht, welches etwas Entſprechendes hat. 
Es wurde naͤmlich von dem Antragfteller, wenn ich. nicht 
irre, unter Anderem auch erwähnt, daß man wenigftens die 
Ehemaͤnner als Vertreter zufaffen follte, und ich; glaube, 
dies würde ſich nach Befinden ſehr Teiche in den Para: 
graphen nachfragen laſſen und es iſt jedenfalls unbedenklich 





anzunehmen, baß Ehemänner als natürliche und gefehliche . 
| Vertreter ihrer Frauen in folden Faͤllen zugelaffen werden. 
Ich glaube, dadurch würde wenlgſtens jede Hätte vermieden 
werden Fönnen, die man etwa Im Princip des Gefeges fin. 
den koͤnnte, während ich auf der andern Seite it fo-ents 
ſchiedener mich dagegen erklären müßte, daß bie Stillver« 
tretung eine allgemeitte ‚werde. Ich glaube‘. allerdings 
auch Baum, daß es einer befonderet Abänderung des Para- 
graphen bedürfen würde, wenn Seiten der’ Regierung ers 
klaͤrt wird, daß bei dem erften Wort „Kirchenpatron“ das 
runter auch die natürlichen Vertreter der Frauen, d. h. ihre 
Ehemaͤnner, mit verfianden werden, Mas bie uͤbrigen 
Anträge betrifft, fo ift theild von der Negierung das Erfor⸗ 
derliche erklärt worden, theils ſcheint es nicht nörhig, dem 
was darüber gefprochen’ worden, etwas hinzuzufügen. Ich 
muß bekennen, daß ich den Noſtiyſchen Anttag, obgleich 
ich ihn fuͤr unbedenklich halte, doch eigentlich als uͤberflüſſig 
und ſelbſtverſtaͤndlich anſehe. Ueber die übrigen Antraͤge 
habe ich mich bereitö vorhitt- ausgefpröchen. Wenn ber 
geehrte Herr Referent in feinem Schlußwort gewiffermaaßen 
auf humoriſtiſche Weife über das Patronaftecht und bie 
verfchiedenen Gefichtöpunfte, von denen man dabei auss 
gehe, firh äußerte, ſo bemerke ich nur ruͤckſichtlich des Aus⸗ 
dends, der er gebrauchte, „es feheine die Vemperatur nicht 
gerade für dad Patronatrecht zu fein”, daß ich freilich nicht 
weiß, von welcher Temperatur er gefprochen hat. Die 
Temperatur, in der die Regierung ſich bewegt, ift allerdings 
für das Patronatrecht und id} glaube, daß der Gefehente 
wurf, wie er jegt der Kammer vorliegt, und die Art und 
Weiſe, wie gerade heiite ſowohl von dem Herrn Regierungs ⸗ 
Commiffer, als von mir in Bezug auf das Patronatrecht 
fich geäußert und beziehendlich gefchwiegen worden iſt, in 
dem Heren Neferenten die Ueberzeugung hervorgerufen 
haben fönnte, daß die Temperatur doch nicht fo kalt 
fei, wie er fie gefchilbert hat. Vielleicht weichen unfere 
Anfhauungen nur in einer Beziehung von einander 
ab. Beide, ich bin es von ihm feſt überzeugt, und ich 
hoffe, daß er es von mir auch ift, beruhen auf geſetz⸗ 
lichen‘ Beftimmungen, d. h. wir kommen immer zurid 
auf das, was in ben Geſetzen Über das Patronatrecht 
enthalten ift. Nur halte ich mich in diefer Beziehung 
verpflichtet, vorzugsweiſe — und id; glaube, ich bin 
died zu thun meinem Amte ſchuldig, — bie Pflichten 
der Patrone hervorzuheben, während. umgekehrt von 
anderer Geite häufig mehr noch als die Pflichten bie 
Rechte betont werden, obgleich die Pflichten, wie ih 
anerkennen muß, von ber Mehrzahl der Patrone mit 
großer Sorgfalt auögehbt werben. Darin -alfo Fönnte 
etwa der einzige Unterſchied fein zwiſchen den Anſchau⸗ 
ungen des Herrn Referenten und der. Regierung. 
Präfident v. Schönfels: Sollte es in Bezug. auf dad, 
was Seine Excellenz hinfichtlich der: Vertretung fagten, 
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nicht wimſchenswerth fein, daß in dieſer Beziehung eine 
Faſſung zudem Paragraphen vorgefchlagen. würde, weil 
außerdem die Aeußerung nur einen Pla im Protokoll finden 
und bei der Abftimmung nicht berüdfichtigt werben koͤnnte, 
was doch jedenfalls erwünfcht fein muß? 


3 Staatsminifter v. Falken ſtein: Ich würde den 
Herrn Praͤſtdenten bitten, daB eine beſondere Faſſung noch 
vorbehalten würde. 


Präfident v. Schönfels: Diefe Aeußerung wird 
vielleicht auf bie Abftimmung einen günftigen Einfluß haben. 
Ich fin meine Perfon bin damit zufrieden. Ich werde num 
zur Abftimmung übergehen. Es handelt fi, wie bekannt, 
um$. 23. Hinſichtlich dieſes Paragraphen hat bie Depus 
tation eine Abänderung vorgefchlagen. Sie empfiehlt im 
Allgemeinen ‚die Annahme des Paragraphen und will nur 
in der Beile 3 die Worte „und bie zur Wählbarkeit erforber- 
lichen Eigenfchaften befigt” ausgeſchieden wiſſen. Das 
war: bie einzige vorgefchlagene Abänderung der Deputation. 
Anders die Kammer. Diefe hat flnf Anträge geftellt, die 
ich nach und nach zur Abftimmung bringen werde. Die 
erſte Frage werde ich auf den Paragraphen mit Vorbehalt 
des Deputationsvorſchlags und ſaͤmmtlicher eingebrachten 
Antraͤge richten. Hinſichtlich des Vorſchlags und der Ans 
traͤge werde ich chronologiſch verfahren, wie dieſe eingegangen 
und wie fie ſich einander anſchließen. Ich frage die Kam 
mer, ob fie mit dem erwähnten Vorbehalt dem 
$. 23 nah Anrathen der Deputation Beifall 
ſchenkt? — Einfiimmig Ja. 

Ich gehe nun zum Antrage ber Deputation über. Diefer 
geht dahin, bie bereit von mir erwähnten Worte „und die 
zur Wähtbarkeit erforderlichen Eigenſchaften befigt”, welche 
auf Zeile 3 ſich befinden, in Wegfall zu bringen. Ich frage 
die Kammer, ob fie biefem Antrage beiftimmt? — 
Einftimmig Ja. 

Ich gehe nun zum Antrage des Herrn Domherrn 
v. Watzdorf über. Derfelbe wünfht eine Abänderung 
hinfichttich des erſten und zweiten Satzes des $. 23. Hins 
fichtli des erften Satzes will er benfelben fo gefaßt 

aben: 

3 „Der Kirchenpatron Tann von ber Verwaltung bes 
Kirchenvorftandes jederzeit Kenntniß nehmen und es hat 
derfelbe oder deſſen geſetzliche Dertreter, wenn fie der 
evangelifchsTutherifcden Confeffion zugethan find, Sit 
und Stimme im Kirhenvorftande. Auch kann ſich der 
Yatron im Kirchenvorftande durch einen Bevollmaͤch ⸗ 
tigten vertreten laffen, welchem jedoch ein Stimmrecht 
nicht zuftehet und eine Abfchrift der über die Verhand⸗ 
lungen aufgenommenen Protofolle verlangen. 

Das iſt die erſte Abänderung, die Herr Domherr 
v. Wagdorf wunſcht. Ich frage num bie Kammer, ob fie 
die von ihm beantragte Abänderung annehmen 

mil? — Mit 32 gegen 4 Stimmen ift der Antrag 

abgelehnt. - 

IR @. Abonnement) 





Es mürbe num wohl: die Abaͤnderung zum z 
nit zur Abfimmung zu bringen fein, da fie, weil. die 
erſte abgelehnt ifi, feinen Sinn mehr Hätte. Der Herr Doms 
herr verzichtet wohl darauf? 

Domherr v. Watzdorf: Jal Ich hatte mich erhoben, 
ehe der Herr Praͤſident die Fragſtellungen volftändig funds 
gab. Da aber einmal: ber Antrag abgelehnt ift, hat es 
feine Bedeutung mehr. Ich wollte damals nur bemerken, 
daß fich, mein Antrag auch auf ben dritten Gag des erſten 
Abſatzes erfivedt, melden nach meinem Antrage wegzufallen 
hat. Ich hatte mir erlgubt,, den Antrag fo zu. üperreichen, 

Prafident v. Schönfeld: Ih bin mir bewußt, den 
Antrag wörtlich und buchftäblich vorgetragen zu haben, fos 
wie er mir vorliegt. 


Domberr v. Wagdorfı Es hat jest Nichts auf fich, 
da der Antrag abgelehnt if, 


Präfident v. Schönfeld: Ich hatte ben Antrag in 
zwei Theile gefpalten, da er ſich auf dem erſten und auf 
den zweiten Sat erfiredte. Ich habe died nur in ber Ueber- 
zeugung gethan, daß es zum Wortheil des Herrn Antrags 
ſtellers gereichen würde. Da aber die Aenderung im erften 
Sag abgelehnt wurde, ſo dürfte doch die zweite Abaͤnderung 
nicht zur Abſtimmung zu bringen fein und da ber Herr 
Antragfteller ſich damit einverftcht, fo würde deſſen zweiter 
Antrag num als erledigt anzufehen fein. Ich gehe nun 
über zu dem Antrage bed Heren v. Noſtiz ⸗ Wallwitz und auch 
zugleich mit auf den Ergänzungsantrag bed Heren v. Erd⸗ 
mannsdorff. Herr v. Noftiz trägt darauf an, daß im erften 
Safe des Paragraphen folgende Veränderung eintrete. Es 








fol hinter dem Worte „Tage“ eingefchaltet werben: „auf 
feine Koften“, und hinter dem Worte „einzulaben” „ober 
ift derfelbe abgehalten, der Verſammlung beizumohnen”, 
Es würde der Sat nun folgendermaßen lauten: 
„Geftattet die Dringlichkeit einer zu verhandeinben 
Angelegenheit nicht, den außerhalb der Parochie ſich auf: 
haltenden Kirchenpatron zu ber Berfammlung einzulaben, 
oder ift derfelbe abgehalten, der Berfammlung beigumohnen, 
fo ift demfelben gleich am folgenden Tage auf feine Koften 
eine Abfchrift des Protokolls Aber die flattgefundene Bere 
handlung zuzufenden“, 3 

IH frage die Kammer, ob fie diefem Antrage 
des Herrn v. Noftiz Beifall ſchenkt? — Mit 23 
gegen 13 Stimmen hat der Antrag des Hertn v. Noſtiz 
Beifall gefunden. 

Ich gehe num über zu dem Antrage ded Heren Buͤrger⸗ 
meiſters Koch. Derfelbe wuͤnſcht, daß im dritten Abſatze des 
$. 23 und zwar auf der zweiten Beile beffelben hinter dem 
Worte „Mitglieder“ noch eingefchaltet werde: „mit gleichen 
Ehrenrechten”, ſo dag der Satz folgendermanßen lauten 
würde: 

„Stadträthe und andere Corporationen, welchen ein 
Patronatrecht zufteht, Fönnen durch eines ihrer Mitglieder 
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mit dem gleihen Ehrenrechte Sit und Stimme im Kirchen: 
vworftande haben”, 

Ich frage die Kammer, ob fie diefen Antrag ans 
nimmt? — Einftimmig Sa. 

Ein weiterer Antrag ift von Herrn Landeöbeftallten 
Hempel eingereicht worben; er ift mir aber abhanden ges 
Zommen, ich finde ihn nicht; ich werde ihn aber fogleich 
auch ohne Concept zur Abftimmung bringen, da ich mich 
deſſen genau erinnere. Der Herr Landesbeſtallte trägt dar- 
auf an, im letzten Abſatze des Paragraphen die Worte in 
Wegfall zu bringen: „bei eigener Verantwortung und Ver- 
tretung aller aus dem Werzuge möglicher Weiſe erwachſen⸗ 
den Nachtheile”. Es würde der Sat, wenn fein Antrag 
Annahme fände, dann folgendermaßen lauten: 

„Findet der Kirchenpatron einen Beſchluß des Kir 
chenvorſtandes bedenklich, fo Bann er die Ausführung 
defjelben fuspendirenz er hat jedoch feine Bedenken der 
Kircheninfpection zur Entfeheidung oder weiteren Berichts ⸗ 
erflattung an dad Gonfiftoriüm fofort vorzutragen.“ 

Ich frage die Kammer, ob ſie dieſem Antrage 
beiſtimmt? — 18 Mitglieder haben fi erhoben; 36 find 
gegenwärtig; folglich fiehen die Stimmen. Nach der Lands 
tagsorbnung wird in einer ber nächften Sigungen die Abſtim ⸗ 

- mung wiederholt werden. Ich komme nun zum legten An⸗ 


Redacteur H. Meinhold, Settetaͤr im Königl, Miniſterlum des Innern. — Druf von B. © 


trage und zwar zu dem des Herrn Freiherrn v. Welck. Der⸗ 
felbe bezieht fich ebenfalls auf den letzten Abſatz und geht 
dahin, hinter dem: Wort „Entſcheidung“ zu fegen: „oder 
begichendlich weiterer Berichterftattung”. 

Freihert v. Weld: „oder“ fol wegbleiben und dafür 
geſetzt werden: „beziehendlich“. 

Vraͤſident v. Schoͤn fels: Alſo ſtatt des Wortes „oder“! 
ſoll geſetzt werden: „beziehendlich“. Es wuͤrde dann heißen: 
zur Entſcheidung, beziehendlich weiteren Berichterftattung", 
IH frage, ob die Kammer diefem Antrage zus 
fimmt? — Mit 23 gegen 13 Stimmen ift ber Antrag 
angenommen. 

Ich hätte nun noch die Frage an bie Kammer zu rich⸗ 
ten, ob fie dem $. 23, wie er im Einzelnen. befchloffen, 
aud im Ganzen ihren Beifall zu ſchenken ges 
meint iſt? — Gegen 2 Stimmen hat ber Paragraph 
Annahme gefunden. 

Meine Herren, bie Zeit if fo weit vorgerüct, daß ich 
glaube, der Kammer entgegenzulommen, wenn ich vor⸗ 
ſchlage, die Sigung zu fehliegen. Ich bitte die Herren, ſich 
morgen Vormittag 11 Uhr wieder einzufinden, um ben 
heute abgebrochenen Gegenftand weiter zu_berathen. Die 
heutige Sitzung iſt aufgehoben. 

(Schluß der Sigung Halb 3 Uhr.) 


Teubner in Dredben, 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 30. December 1860. 


‚Sächsische Landesbibliothek — 


— 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Mittheilungen 


über die Berhandlungen des Landtags. 





Dresden, am 31. December 





Bwölfte öffentlihe Sigung der Erfien 
Kammer am 20. December 1860. 


Inhalt: 

Verleſung des Protofolts über die Iepte Sihung. — Regiftran- 
denvortrag. — Bortgefegte Beratung des Berichts der Zivix 
ſchendeputation über ven Entwurf einer Kirchenordnung für 
die evangeliſch ⸗ lutheriſche Kirche und zivar ůͤber bie 66. 24, 
25 und 26. 

— 


Die Sitzung beginnt 11 Uhr 20 Minuten Vormittags 
in Gegenwart des Heren Staatsminiſters v. Falken ſtein 
und der Herren koͤniglichen Commiſſare Geh, Kirchenraths 
Dr. Gilbert und Geh, Raths Dr. Hübel und 37 Kammer 
mitgliedern. 

Praͤſident v. Schönfels: Ich bitte, Platz zu nehmen, 
meine Herren! Der Herr Secretaͤr v. Egidy wird bie 
Güte haben, dad Protokoll von geftern zu verlefen. 

— (Dies gefchieht.) 

Wenn Niemand gegen die Faſſung des verlefenen Pro⸗ 
tokolls Etwas erinnert, fo ift daffelbe al3 genehmigt anzu 
fehen und zu vollziehen von ben Herren Kammerherren 
v. Lüttichau und v. Metzſch. 

(Dies geſchieht.) 

Wir gehen nun zum Vortrag aus der Regiſtrande 
über. 

(Nr. 83.) Vrotofollertract der Zweiten Kammer vom 
10. December 1860, bie fernere Beratung über den Ges 
werbegeſetzentwurf betr. 

(Nr. 84.) Protofollertract derfelben Kammer vom 
11. December 1860, enthaltend die Schlußberathung des 
Entwurfes eines Gewerbegeſetzes. 

Präfident v. Schönfeld: Unzweifelhaft find dieſe 
beiden Protofollertracte der Zweiten Kammer der betreffen 
den Bwifchendeputation zu uͤberweiſen. 

Mr. 85.) Petition des Stadtraths und der Stabt- 
verordneten zu Markneukirchen vom 17. December 1860 um 
Abänderung eines zu $. 20 des Gewerbegefeged Yon ber 
Zweiten Kammer gefaßten Befchlufes. 

‚ Präfident v. Schönfeld: Da die Berathung über 
das Gewerbegefeß in der Zweiten Kammer vollſtaͤndig bes 
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enbigt ift, fo bürfte ſich ber Vorſchlag rechtfertigen, dies 
Geſuch an die dieffeitige Swifhendeputation zu übergeben. 
Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage einverfianden? — 
Einftimmig Ja! 

Es war dies bie legte Nummer der heutigen Regiſtrande. 
Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen; wir 
können daher fogleih zur Tagesordnung übergehen. 
Bevor wir jedoch died thun, ift die erneuete Abftimmung 
über den geftern befprochenen Antrag bed Heren Landeds 
beftallten Hempel zu $. 23 notwendig. Die Kammer er⸗ 
innert fi, daß Herr Lanbesbeftallter Hempel darauf ans 
getragen hat, in dem legten Abfag bes $. 23 die Worte 
zu entfernen: 

„Bei eigener Verantwortung und Vertretung aller 
aus dem Verzuge möglicher Weife erwachfenden Nach⸗ 
theile“. 

ueber dieſen Antrag iſt bereits geſtern abgeſtimmt 
worden; ba ſich aber dafür und dagegen eine gleiche Ans 
zahl Stimmen erhob, fo ift nach Vorſchrift der Verfaſſungs⸗ 
urfunde in $. 128 die Abftimmung zu wiederholen und ich 
wende mich ſogleich zu berfelben. Die Kammer hat ver- 
nommen, wohin ber Antrag gerichtet ift und ich frage, ob 
diefelbe dem Antrag bes.Herrn Bandesbeftallten 
Hempel beiftimmen will? — Mit 26 Stimmen ger 
gen 8 ift der Hempel'ſche Antrag angenommen worden 
und fomit wäre biefer Gegenftand erledigt. 


Wir wenden und nunmehr zum Gegenftande der heu⸗ 
tigen Tagesordnung, zu der fortgefeßten Berathung 
über den Entwurf einer Kirchenordnung und ih 
habe den Herrn Referenten Freiherrn v. Friefen zu erſuchen, 
den Nebnerftuhl zu betreten und uns den weiteren Bericht 
zu geben. 


Referent Vicepraͤſident v. Sriefen: 


92. 
Vertretung der eingepfärrten und ber dilzalgemeinden. 

Aus jeder eingepfarrten politifchen Gemeinde und den 
Befigern der in der Flur diefer Gemeinde gelegenen eremten 
Srundftüde ift_in ber Negel — ein Mitglied in 
den Kirhenvorftand zu wählen. de jeboch dadurch bie 
Zahl ber weltlichen Mitglieder ded Kirchenvorftandes tiber 
12 anfteigen, fo find Bleinere Ortfchaften zu biefem Ende 
aufammenzufchlagen, R ı . 

i Siiagemeinden wählen einen kefonderen Kirchenvor⸗ 
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fand, der aber mit dem der Mutterkirche zufammentritt, 
ivenn gemeinſchaftliche Angelegenheiten zu berathen find. 


Die Motiven lauten: 


Zu $. 24. 

x - Alle Gemeinden, welche zur Parochie gehören, find nach 
Maapgabe ihrer Bevölkerung durch eins oder mehrere ihrer 
Mitglieder in dem Kirchenvorftande zu vertreten. Dies gilt 
auch von den jenfeits der Landeögrenze gelegenen, jedoch in 
bifleiige Orte Singepfarzien, Gemeinden. Da jedoch mandhe 
Parochten aus vielen, zum Theil unbedeutenden Ortſchaften 
beftehen, fo find, damit die Vertretung nicht zu ungleich 
werde und bie Zahl der Kirchenvorftcher nicht zu hoc) ans 
fleige, in ſolchen Fällen Eleinere Drte zufammenzufchlagen, 
daß aus ihnen nur ein Kirchenvorfteher gewählt werde. 


Der Bericht fagt: 
Bei 
$. 24 


fand die Deputation eine befondere Vertretung ber Befiger 
exemter Grumdftücde nach dem Vorgange des Gefeges vom 
14. Sıptember 1843 $.5a und des Gejeges vom 30. März 
1844 für gerecht und nothwendig. Diefelbe beantragt dar 
ber, den Paragraph in folgender Faſſung anzunehmen: 
¶BVertretung ber eingepfareten und dilialgemeinden. 

Aus jeder eingepfarrten politifhen Gemeinde ift in 
der Regel wenigftend ein Mitglied in den Kirchenvorftand 
zu wählen. Winde jedoch dadurch die Zahl der welt: 
üchen Mitglieder des Kirchenvorſtandes über 12 ans 
fteigen, fo find Heinere Ortſchaften zu diefem Ende zu: 
fammenzufchlagen. J 
Die Beſiter von mit Wohngebaͤuden verſehenen, 
von den politiſchen Geweindeverbaͤnden eximirten Grunds 

lücken haben, ſofern fie die $. 26 bezeichneten Eigen- 
haften befigen, Sit und Stimme im Kırdenvorftande. 

Da, wo durch ihren Hinzufritt die Zahl der Mit 
glieder des Kirchenvorftandes auf mehr als das Doppelte 
anfteigen würde, kann auf Antrag, beziehendlic obere 
auffichtöwegen entweder ein Turnus unter ihnen, oder 
eine Wahl fatutarifch feftgefeßt werden. 

Silialgemeinden ꝛtc.“ 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den foeben vorgefragenen Theil bed Berichtes 
zu ſprechen wünfcht? 

Superintenbent, Dr. Lechler: Meine geehrten Herten 

« Eollegen in der Zwifchendeputation werden mir das Zeug: 
niß geben, daß ich biefer Mobificafion anfangs lebhaft 
widerſprochen und auch lange widerftanden habe. Wenn 
ich mich ſchließlich doch damit vereinigt habe, fo geſchah 
das wirklich nicht blos um des Friedens willen, um eine 
Einheit der Deputation nicht durch meine abweichende Stimme 
unmöglich zu machen, fondern aus fachlichen Gründen, 
nachdem ich mich da und bort über die einfchlagenden Ver—⸗ 
haͤltniſſe, auf die ſich die Mobification fügt, erfundigt 
hatte. Und da war es hauptfächlich der Grund, der mic) 
endlich beſtimmte, auch für biefes Amendement mit einzus 
‚treten, daß die Befiger eremter Grundftüde dem Kirchen⸗ 
vorſtand, wenn fie Mitglieder find, zum Nutzen gereichen 





koͤnnen; daß fie aber, wenn fie auögefchloffen find, weit 


"eher vermöge des Einfluffes, den fie ohnebin in der Paro · 


chie befigen, fehr hinderlich und förend werden koͤnnen. 
Und das hat mich bewogen, für die Sache zu ftimmen, 


Dräfident v. Schönfeld: Es ſcheint nicht, als wenn 
weiter Jemand das Wort ergreifen wollte; ich Bann daher 
die Debatte über $. 24 fchließen und dem Herrn Nefe 
venten das Schlußwort ertheilen, fofern er e8 begehrt. Es 
wird hierauf verzichtet; ich gehe daher fogleich zur Abftins 
mung über. Die Kammer hat durch den Vortrag des 
Herrn Referenten vernommen, in welcher Weife $. 24 nad) 
dem Anrathen ihrer Deputation abgeändert werden foll, 
Der Vorſchlag derfelben befindet ſich auf Seite 231 des 
Berichtes und geht dahin, daß ein zweiter und dritter Sag 
eingefügt werden fol und diefe beiden Säge lauten: 


„Die Befiger von mit Wohngebäuden verfehenen, 
von den politifchen Gemeindeverbänden erimirten Grund: 
ftüden haben, fofern fie die $.26 bezeichneten Eigenfchaften 
befigen, Sig und Stimme im Kirchenvorftande. — Da, 
wo durch ihren Hinzutritt die Zahl der Mitglieder des 
Kirchenvorftandes auf mehr als das Doppelte anfteigen 
würde, kann auf Antrag, beziehendlich oberauffichtswegen 
entweder ein Turnus unter ihnen ober eine Wahl ftas 
tutarifch feftgefegt werden”, 


Diefe beiden Säge find einzuſchalten. Ich werde zus 
vörberft die Frage auf den Paragraphen richten und dann 
auf den Antrag der Deputation. Ich frage, ob die Kam 
mer den $. 24, wie er in ber Vorlage ſich befin» 
det, anzunehmen gemeint ift? — Einflimmig Ja. 

Ich frage weiter, Ob der Antrag ihrer Depus 
tation bezüglich des $. 24 ebenfalld den Beifall 
der Kammer findet? — Einftimmig Ja. 

Es ift fomit der Antrag der Deputation einflimmig 
angenommen! 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: 


82. 
Vertretung mehrerer Kirchengemeinden in einer Stadt. 

In Städten, wo mehrere Kirchfpiele ſich befinden, 
werben ebenfo viele befondere Kirchenvorftände errichtet, dies 
felben treten jedoch in Fällen, wo allgemeine kirchliche Uns 
gelegenheiten der ganzen Stadt in Frage ftehen, zu, deren 

jemeinfchaftlicher Berathung unter dem Vorſitz des aͤlteſten 
farrers, in Dreöden und Leipzig unter dem Vorſitz deb 
Superintendenten, zuſammen. 


Die Motiven lauten: 


Bu $. 25. > 

In Städten, welche in — Kirchſpiele ſich theilen, 
wird für jedes derſelben cin eigener Kirchenvorſtand zit et⸗ 
richten fein, da eine jede Parochie hinfichtlich ihrer Kirche, 
ihres Kirchenvermögeng, ihrer Prediger u. f. w. ei enthim⸗ 
liche Intereffen hat. Kirchüche Eimichtungen, für welche 
eine Gleihförmigfeit nothwendig ober zu winfchen iſt, mie 
3. 8. die Firafion des Beichtgeldes, die Feier drilicher 
Feſte zt., werden aber von den verfchiedenen Kirchen 
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norpänben einer Stadt 


J zuſammen zu berathen und zu be— 
ſchl 


ießen ſein. 


Der Deputationsbericht hat beidieſem Paragraphen 
Nichts erinnert und rathet deffen unveränderte Annahme an. 


Präfibent v. Schönfels: Sofern Niemand über $. 25 
zu ſprechen wünfcht, fo frage ih, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation den Paragraphen 
unverändert annimmt? — Einfiimmig Ja. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: 


$. 26. 
Stimmberehtigung und Wählbarkeit, 

Stimmberedhtigt find ale felbftändigen Hausväter, welche 
dad 25. Lebensjahr erfüllt haben und nicht wegen eines 
ſittlichen Mangels von der Stimmberechtigung bei Wahlen 
der politifchen Gemeinde auögefchloffen find, fie feien ver, 
heirathet oder nicht; wählbar nur Die, welche zugleich ihren 
Tirchlichen Sinn dur Theilnahme am Gottesdienft und 
Abendmahl bewähren, auch das 40. Altersjahr uͤberſchritten 
haben. Durch Dispenfation der Kircheninfpection können 
aber auch Perfonen, welche im Uebrigen ganz befonders 
geeignet find, wenn fie nur das 30. Altersjahr zuruͤckgelegt 
Jake, zu dem Amte eines Kirchenvorfichers zugelaffen 
werden. 

Schuldner der Kirche aus Darlehnen und Perfonen, 
welche als Einzelne mit der Kirche oder den geifllichen Leh: 
nen Proceß führen, bedürfen zum Eintritt in den Kirchen⸗ 
vorftand der Dispenfation durch die Kircheninfpection. 


Die Motiven lauten: 


au $. 26. 

Die Erforberniffe zur Stimmberedtigung und Wähls 
barfeit find_möglichft einfach nach Analogie der Wahlen zur 
politischen Gemeindevertretung beftimmt worden. Es foll 
jedoch die Stimmbercchtigung erft mit „dem zurücgelegten 
25. Alteröjahre eintreten, weil für eine kirchliche Wahl eine 
noch größere Reife ald für eine politifche zu wuͤnſchen ift 
und außerdem in den Städten zu viel jüngere Schutver- 
wandte, bie bei den ftädtifchen Gemeindewahlen fein Stimme 
recht haben, fowie in den Fabrikdoͤrfern viele der jüngeren 
Xrbeiter hinzutreten und wohl fogar die Majorität ber 
Wähler bilden würden. Es könnte zwar gewinfcht werden, 
die Stimmberechtigung mehr, als geichehen, zu beſchraͤnken 
und namentlich ſoiche Gemeindeglieder davon auszuſchließen, 
welche durch einen unfittlichen Lebenswandel Anftoß geben. 
Man hat aber davon abgejehen, um nicht eine Cenfur ein- 
zuführen, welche, uͤber alle Mitglieder der Gemeinde ſich 
derbreitend, zu mancherlei Störungen in der Gemeinde Ber: 
EA geben möchte, Als das einem Kirchenvorſteher 
nöthige Alter hat man das erfüllte 40. Lebensjahr ange: 
nommen, da jüngere Männer nicht ald das, waß fie hier 
fein foßen, als „Aeltefte”, bezeichnet werden könnten, auch 
nur in feltenen Faͤllen ſich in Beziehung auf_chrifttice 
Hausvaterfchaft und chriftliche Erziehung ihrer Kinder bes 
währt. haben würden, welche Bewährung doch das Neue 
Xeftament (Zit. 1, 5. 6. vergl. mit 1. Tim. 3, 4. 5.) ald 
beſonderes Erforderniß des Xelteftenamtes bezeichnet. , 

Die weitere Anforderung bewährten Firdlichen Sinnes 
bedarf wohl keiner Rechtfertigung, denn Verfonen „welche 
von der Kirche ſich fern Halten und das Beduͤtfniß Firchs 








Hiper Erbauung nicht fühlen, darf die Vertretung ber kirch⸗ 
lichen Intereffen der Kirchengemeinde nicht übertragen wer 
den. Das Thatfählice, worauf es dabei anfommt, kann 
nicht verborgen bleiben, da es nie ohme Gegenwart vieler 
Zeugen geſchieht. Eine genauere Beftimmung deffelben aber; 
etwa wie oft der zu Wahlende am Gottesbienfte oder ani 
Abendmahle Theil genommen haben müffe, hat man nicht 
für angemeffen erachtet und glaubt ſolches füglic dem Tacte 
Derer Überlaffen zu können, die zu wählen und zur Mahl 
vorzufchlagen, eintretenden Falls über die Gültigkeit der 
Wahl zu entjeeiven haben. 

Ebenfo muß es in der Megel bedenklich erſcheinen, 
Capitalſchuldnern und Proceßgegnern der Kirche und ber 
geiftlichen Lehne die Vertretung derfelben und der Gemeinde 
zu übertragen, weil bei ihnen leicht eine Colliſion der eiger 
nen Intereffen mit benen der Kirche u. ſ. w. eintreten kann. 
Da jedoch diefe Hinderniffe nicht immer fo wichtig find, daß 
nicht in einzelnen Fällen, bei uͤbrigens vorzüglichen Eigens 
ſchaften der Perfon, eine Ausnahme ohne Nachtheil gemacht 
werden fönnte, fo ift der vorgefeßten Behörde dad Befuge 
niß, davon zu dispenſiren, eingeräumt worden. 


Der Bericht fagt: 


Bu $. 26. 

Mit diefem Paragraphen beginnt einer der wichtigften 
Abſchnitte des Entwurfes, naͤmlich die Beftimmungen über 
die Wahl des Kircenvorftandes, Über Stimmberchtigung 
der Wählenden und Wählbarkeit der zu waͤhlenden Mite 
glieder der Kirchengemeinde. Man hat ſich hier die Kirchen- 
gemeinde als eine wahre firchliche, von der politifchen Ger 
meinbe zwar nicht getrennte, aber doch verfchiedene Genoffen« 
ſchaft vorgeftelt, man legt dem and ihrer Wahl hervorge⸗ 
gengenen Kirchenvorftande den Beruf bei, (fiche Motiven 

eite 59), das kirchliche Leben zu einer gebeihs 
lichen Wirkſamkeit zu erheben, den Gottesbienft 
und das hriftliche Leben in der Gemeinde zu 
fördern, man erwartet nach dem Mufter der apoftolifchen 
Briefe an Titus und Timotheus, Zit. 1.,5,6, 1 Tim. 3,, 
4, 5 ein Wirken, wie es hriftliden Hausvatern 
KR welde fih durch chriſtiiche Erziehung 
hrer Kinder bereitd bewährt haben, (fiche Motiven 
Seite 58). Im einem fehr zu beachtenden Auffatz in 
öffentlichen Blättern wird dad Amt des Kirchenvorftandes 
als ein ee für das geiftliche Amt bezeichnet und 
an bie Bedeutung der übertragenen Befugniffe, aber auch 
an bie Zartheit erinnert, welder dieſes Amt in feiner Aus⸗ 
übung bedürfe. Es handle fich hier um Chriftenpflichten, 
welche auch zugleich Chriftenrechte feien. — 

Die Deputation ift-weit davon entfernt, ben Sinn zur 
verfennen, aus welchem die Beftimmungen des Entwurfes 
über die Bildung einer Vertretung der Kirchengemeinden 
hervorgegangen find. Wenn derfelben aber der Beruf ob⸗ 
liegt, ein Gefeg von ber Wichtigkeit zu, begutachten, wie 
es die Kirenorbnung bed) nun einmal ift, fo hat biefelbe 
auch bie Pflicht, die Verhaͤltniſſe des wirklichen Lebens und 
die Zuftände unferer Zeit in Betrachtung zu ziehenz fie 
darf daher nicht blos Hoffnungen nähren und dad Ideal, 
nad) welchem man ftrebt, als ſchon halb erreicht darſtellen 
fie muß vielmehr auch auf Schwierigkeiten hinweiſen, welche 
num einmal nicht hinwegzuleugnen find; fie darf nicht 
Tchmeicheln, fie muß bie Wahrheit jagen. Won biefem 
Standpunkte aus mußte in ihr zuerft der Zweifel entftehen, 
ob fi denn die in den Motiven dargeftellte Aufgabe der 
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i orſtaͤnde uͤberhaupt auf dem Wege der Geſetz— 
— J55 laffe; ob ein rein geiſtiger Zweck wie Die 
Erwedung und Belebung des Helicen Sinnes in der 
Gemeinde, zur Aufgabe von Perfonen gemacht werden 
Fönne, welche aus ben Gemeinden gewählt werben, gleich⸗ 
diel ob aus der Kirchen: oder aus der politiſchen Ger 
‚meinbe; ob überhaupt Gewählten aus den Gemeinden bie 
Fähigkeit zugefraut werden koͤnne, mitten unter ben Stör 
zungen" und Berlhrungen bes dußeren Lebens einen folden 
Beruf auszufüllen; ob eine folde Wirkfamfeit nicht viele 
mehr die eigentliche und ausſchließliche Pflicht des geifttichen 
Amtes ausmade; ob biefes Amt dabei einen Helferdienft 
bebürfe und ob auch beffen Würde einen folchen vertragen 
inne; ob endlich nicht zu befürchten fei, daß bei dem Um: 
fange der Pflichten, welche der Entwurf den Vorſtaͤnden 
aufzulegen gedenkt, die Sorge für das Aeugere und Mater 
tielle Teicht als das Wichtigere vorangeftellt und darüber 
die Sorge, für das Innere und rein Geiftige verabfäumt 
werben möge; ob nicht bei der ſchon bei $. 20 erwähnten 
Verwaltung ded —— die Thaͤtigkeit des Kirchen» 
vorftandes leicht eine fehr weltliche Richtung nehmen könne. 
Die Einen zwar betrachten die neue Kirchenordnung und 
die Kirchenvorftände im glänzenden Lichte ihrer Wuͤnſche 
und Hoffnungen, deren Erfüllung ihnen unfehlbar fcheint ; 
Andere, die ſich mitten im dußeren eben bewegen, müffen 
die Dinge anfehen, wie fie find, ohne darum Gegner 
der Sache zu fein, und ohne behaupten zu wollen, daß 
um der Schwierigkeiten willen die gute Abficht felbft auf⸗ 
gegen werben müffe. Richtet die Deputation ihren 

lid auf das in den 88. 26 bis 34 vorgefchricbene 
Wahlverfahren, fo muß ſchon das Entftchen neuer Wahr 
len überhaupt Belorgniß erregen, noch mehr aber die 
weltläufige Art des Wahlverfahrend, weldes, obgleid) 
der Entwurf daſſelbe nur in ben Umriffen darſtellt und 
das Weitere im Verorbnungswege geregelt werden wird, 
große Schroierigleiten befürchten läßt. Nah Seite 59 
der Motiven wird zwar die Anfertigung von Wahlliſten 
nicht für noͤthig gehalten, es ift jedoch kaum zu glaus 
ben, befonders, wenn man $. 29 berüdfichtigt, daß ſolche in 
größeren Orten zu entbehren feien, da nad $. 26 eine 
Beachtung der Eigenfhaften der Wähler und der Mähls 
baren vorgefchrieben ift, hiernach aber eine gewiſſe Art von 
Eenfur, deren Denon Seite 58 der Motiven mit Recht 
fehr gewünfcht wird, in feinem Falle ganz zu umgehen fein 
wird. Soll der Pfarrer den Wahlactus leiten, wie es $.28 
vorgefehrieben ift, und nad $. 33 nur unter befonders 
ſchwierigen Verhältniffen die Wahl von der Kircheninſpection 
geleitet werden, fo wird ihm eine Mühwaltung aufgebürbet, 
welche ganz mechanifcher und fürmlicher Art ift, darum aber 
fi mit dem Character des geiftlichen Amtes fchwer ver- 
tragen dürfte. Man denke babei nur an Stäbte von einer 
mößigen Bevölkerung, ober an Fabrikdoͤrfer oder an zus 
fammengefeßte und gemifchte Kirchenbezirke. Betheiligen ich 
bei der Wahl Wenige und etwa nur die fichlic Befinnten, 
fo wird dann umfoweniger gefagt werden Eönnen, daß der 
Kirchenvorftand die ganze Kirchengemeinde vertrete, der 
Vorftand wird letzterer dann um fo ferner ftchen, ihr fremd 
bleiben und fein Einfluß auf das kirchliche chen um fo ger 
zinger fein. Ebenſowohl iſt es denkbar, daß ſich nicht blos 
die Gteihgittigen, fondern gerade auch die fireng Firchlich 
Sefinnten der Theilnahme an ver Wahl enthalten, lehter 
in der Anficht, daß fich der rein geifiige und innere Beruf eines 
Kirchenvorſtandes (vergl. $. 37 sub 1) durch äußere Mittel 
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und Formen nicht vorſchreiben und der Sinn dafür fich durch 
Wahl nicht Hervorbringen Laffe. 


Betrachtet man alle diefe Schwierigkeiten und Bedenken 
unbefangen, betrachtet man ferner und weiß man es aus 
Erfahrung, wie wenig eine in aller Form zu Stande ger 
kommene Wahl der ächte Probirftein für wahres Werdienft 
und allgemeines Vertrauen ift, fo kann man fich der Ber 
forgniß nicht erwehren, daß durch die Beftimmungen des 
Entwurfes, namentlich uͤber das Wahlverfahren, der Zweck 
gar leicht eher verfehlt als gefördert werden dürfte, und daß, 
während man das Mittel gefunden zu haben glaubt, bie 
Beftgefinnten, die von einem kirchlichen Sinne am Meiften 
Belebten einer Kirchengemeinde für den Kirchenvorfiand zu 
gewinnen, leicht Spaltung, Uneinigfeit und Mißtrauen in 
der Kirchengemeinde hervorgerufen werden koͤnnte. 


Muß man, wie fon bei dem Landtage 1843 in ber 
Erften Kammer gefhab, anerkennen, daß an Orten, wo ber 
Bezirk einer politiichen mit dem der Kirchengemeinde deffelben 
Belenntnifee zufammenfällt, 


(fiche Bericht der erften Deputation der Erften 
Kammer, den Gefegentwurf, Die Vertretung der enangelifchs 
Lutherifhen Kirchengemeinden betreffend. Landt.-Acten, 
Beilage zur II, Abth. 1. Bd., Seite 213), 


diefelben Perfonen, welche die politiſche Gemeinde bilden, 
ingleich auch der Kirchengemeinde angehören, foweit eine 
Beichgeit des Eirchlichen Bekenntniſſes ftattfindet, jo kann 
auch eine Gefährdung bes kirchlichen Zweckes nicht befürchtet 
werben, wenn man benfelben Vertretern, welche aus der Wahl 
der Gemeinden bereitö hervorgangen find, zugleich auch bie 
Wahl für einen kirchlichen Zweck überträgt. Ya es dürfte 
aus noch höheren Rückſichten nicht einmal gerarhen fein, 
den organifchen Zufammenbang, in welchem firchlihe und 
politifhe Gemeinden zu einander fichen follen, als nicht 
vorhanden darzuftellen. Ausnahmen wegen fittlicher Mängel 
und Bedingungen einer höheren Befähigung laffen fich für 
beide Arten der Wapichätigkeit beftimmen, und für gemifchte 
Kirchenbezirke ift eine Art der Theilnahme, der zufammen 
verbundenen politiſchen Gemeinden leicht in Ausführung 
zu bringen. ° 

Die Majorität hat fi) durch vorfiehende Gründe und 
ganz befonders durch das Bedenken gegen zu öfters wieder 
holte Gemeindewablen beftimmen laffen, bie Annahme bes 
$. 26 nicht anzuempfehlen, vielmehr zu beantragen: 


bie Wahl des Kirchenvorftandes den Drganen ber 
polltiſchen Gemeindevertretung dergeftalt zu Ubermeifen, 
daß folche, infoweit fie der evangelifch » Tutherifhen Con⸗ 
feffion angehören, berufen fein folen, die Kirdenätteften 
aus der Mitte aller, diefer Gonfeffion angehörigen felbftäns 
digen Hausväter, welde das Alter von 30 Zahren Uber: 
ſchritten und zugleich ihren Firhlihen Sinn durch Theil» 
nahme am Gottesdienft und Abendmahl bewährt haben, 
zu wählen. Siehe $. 50. 


Eine beftimmte Faſſung vorzufchlagen, hat man nicht 
unternommen, da zubörderft der Befchluß Uber diefe Frage 
abzuwarten und dann nah Befinden die ganze Reihenfolge 
der mit $. 26 zufammenhängenden Paragraphen einer Umar: 
beitung zu unterwerfen fein dürfte, 


Der Herr koͤnigliche Commiſſar hat jedoch den Vor⸗ 
ſchlag der Majoritaͤt für unvereinbar mit dem Zweck und 
Grundfag des Gefeges erklärt. Die jenfeitige Deputation 
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hatte Anfangs die Abſicht, anftatt des erſten Satzes folgende 
Faſſung vorzufchlagen: 

„Stimmberechtigt und wählbar find fämmtliche, der 
evangelifch -Iutherifchen Kirche angehörigen Mitglieder der 
politiiden Gemeindevertretung, welche das 30. Lebens: 
jahr erfüllt und ihren fichlihen Sinn bethätigt haben“, 

wonach daher die Mitglieder des Kirchenvorflandes aus der 
Gemeindeverfretung felbft und nicht aus der ganzen Kirchen ⸗ 
gemeinde zu wählen gewefen wären. 

Diefelbe hat jedoch diefen ihren Antrag zulegt wieder 
aufgegeben und ift, weil durch den allerdings praftifchen 
Wahlmodus eine große Anzahl an und für ſich Wählbarer 
auögefchloffen werden würde, und eine eigentliche Vertre- 
tung nicht zu Stande kommen würde, fowie mit Ruͤcſicht 
auf bie offenbar freieren Beftimmungen bes Entwurfs bie 
fem legteren noch beigetreten. 


Superintendent Dr. Lechler: Der Bericht -fährt 
dann weiter fort: 


Die Minorität der unterzeichneten Deputation, beftehend 
aus Superintendent Dr. Lechier und v. Erdmannsdorff, zieht 
in Betreff der Wahl des Kirchenvorftandes den Entwurf 
dem Borfchlage entfihieden vor, welchen die Mehrheit der 
Deputation gemacht hat. Zwar ift nicht zu verfennen, 1) 
daß die Vermehrung ber Wahlen, — bei ber bereits 
eingetretenen Wahlermübung des Publikums, ihr Bedent- 
liches hat, 2) daß das Mahlverfahren ded Entwurfs in 
großen Gemeinden - oft gewaltige Schwierigkeiten haben 
wuͤrde 

Allein, was an die Stelle des Entwurfs hier geſetzt 
werden will, leidet an principiellen Unzutraͤglichkeiten derart, 
Ds wir nur bie entfhiebenfe Einfprache dagegen erheben 

nen. 

Es foll diejenige Behörde, welche bie bürgerliche Ge: 
meinde vertritt, ei es der Magiftrat, feien es die Stadtver⸗ 
orbneten in Städten, wo die allgemeine Städteorbnung 
eingeführt ift, der Wahlkörper fein, welcher die nichtgeifte 
lichen Mitglieder des Kirchenvorſtandes ernennt. Und zwar 
tollen nicht blos Mitglieder derſelben Behörde wählbar fein, 
fondern biefe mag aus der gefammten Gemeinde Diejenigen 
wählen, welche die nöthigen Eigenſchaften Haben. 

Hiermit wird bie evangelifche kirchlich e Gemeinde 
in die Hände der bürgerlichen Gemeinde gegeben. 

Man fragt: „Was ift denn das Arges? Es find ja 
doch diefelben Leute, und iſt ja bisher das Verhaͤtniß [don 
das Gleiche gewefen”. 5 

Allerdings find die Bürger und Schußverwandten ber 
politiſchen Gemeinde und bie Mitglieder der evangelifhen 
Kirchengemeinde im Königreich Sadfen in der Regel ibentifch. 

Aber die politiſche Gemeinde und die kirchliche Ge- 
meinde find darum doch zweierlei. Die Intereffen Beider 
find unterfjieden, und es kann Jemand zur Wahrnehmung 
der bürgerlihen Interefen ausnehmend ſich eignen, während 
ihm die Eigenschaften geradezu mangeln, welche zur Ber- 
tretung der Kirchengemeinde erforderlich find. Und wenn 
der bürgerlichen Verwaltung, refp. Vertretung, die Befug- 
niß ertheilt wird, die Organe. der Kirchengemeinde zu er- 
nennen, fo läßt jich natürlich nichts Anderes erwarten, als 
daß bie Ernennung vorzugsweife, wo nicht ausſchließlich, 

nach bürgerlichen Gefihtspuntt erfolgt. Und das wäre 
ein fachwidriger Erfolg. 
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„Es ift ferner richtig, daß vermöge der Stäbteorbnung 
die Stadtverordneten bisher ſchon das Recht hatten, 
auch die Kirchengemeinde in gewiffen Beziehungen zu dere 
treten, wenigftens die Stadtverordneten des betreffen- 
den Befenntniffes. , Alein es fteht außer Zweifel, daß 
dies nur proviforifch gilt." Die beantragte Beftimmung 
hingegen würde den, Tirchlichen Auftrag der Stabtverord- 
neten nicht nur zu einem bleibenden erheben, fonbern auch 
infofern noch erweitern, als fie die Ernennung, reſp. Er— 
gänzung des Kirchenvorſtandes ſtets in der, Hand behalten 
würden. 

Und damit können ſich die Unterzeichneten nun und 
nimmermehr einverftanden erklären. 

Die Abficht des Entwurfs der Föniglichen Regierung 
und der frühen ſtaͤndiſchen Anträge, auf Grund deren der 
Entwurf. fteht, war doch unzweifelhaft, bie Autonomie 
der evangelifchen Kicche zu Stand und Wefen zu bringen. 
Würde aber der fragliche Plan angenommen, fo wäre das 
die merkwürbigfte Betktonsmfe, Während wir und ben 
Schein geben, das firchliche Wefen aus der Vermifchung 
und Verflechtung mit dem Politifchen zu Löfen, zu emans 
eipiven, würden wir bie evangelifchzticchfiche Gemeinde auf 
organifche Weife unter bie Botmäßigfeit der bürgerlichen 
Gemeinde beugen, d. h. mancipiren. Kurz wir würden 
uns felbft widerfprechen und in bemfelben Momente, wo 
wir uns anfehiden, einen Schritt vorwärts zu thun, viele 
mehr einen Doppelfchritt ruͤckwaͤrts machen. 

Die Unterzeichneten koͤnnen es deshalb unmöglich über 
ſich gewinnen, diefem Vorfchlage zuguftimmen, bleiben viel⸗ 
mehr bei dem Entwurf, wenigitens für Kleinere und Lands 

emeinden, in welchen bie Ausführung vom $$. 26 bis 30 
eine Schwierigkeit machen ann, während fie zu bedenken 
geben, ob in großen Städten nicht eine Abhilfe dadurch 
getroffen werben koͤnnte, daß, ähnlich der Kirchenorbnung im. 
preußifchen Rheiniande und Weftphalen, eine größere Kir— 
henrepräfentation aufgeftelt würde, welche fodann bie erfte 
Wahl und die Ergänzungswahlen in dem Kirchenvorftande 
vornehmen Fönnte, fo daß ben Gemeinbegliedern im Gans 
zen bie öfters fich wieberholenden Wahlen exfpart würden, 


Was num folge iſt Angelegenheit ber gefammten Der 
putation, 


Referent Viceptaͤſident v. Friefen: 





Hiernaͤchſt wird von der ganzen Deputation dad zurück- 


gelegte 30. Lebensjahr für genügend zur MWählbarkeit ers 
achtet, da man des Dafürhaltens ift, daß man das, was 
die Kircheninfpection durch ee —— darf, auch 
der Beurtheilung der Wähler überlaffen könne, 
Endlich iſt die ganze Deputation ber Anficht, daß es 
nicht rathſam fei, 
„Schuldner ber Kirche aus Darlehnen“ 
auszufchliegen, da eine Schuld an bie Kirche auf einem 
janz rechtlichen Geſchaͤft beruhen und das Ausleihen von 
Cnpkalien an ſichere Derfonen im eigenen Intereſſe der 
Kirche liegt. Ebenfo erſcheint die Diöpenfation der Kirchens 
infpection hier weder nöthig, noch felbft zuläfjig.. Es wird 
daher für den Iehten Sat folgende Faſſung vorgeſchlagen; 
Perſonen, welche als Einzelne mit der Kirdje oder 
«ben geiftlihen Lehnen Proceß führen, können nicht Mit- 





glieder des Kircendorftandes fein“, . 
Der koͤnigliche Commiſſar ſtimmte diefem Antrage bei. 
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Praͤſident v. Schönfeld: Es wuͤrde nun bie Dis: 
&uffion über $. 26 zu eröffnen fein. Es haben fi zum 
Worte gemeldet Herr Bürgermeifter Dr. Koh und Her 
Superintendent Dr. Lechler. 2 

Bürgermeifter Dr. Koh: Ich bin heute in ber ange: 
nehmen Lage, bezüglich) des vorliegenden $. 26 mic im 
Wefentlichen in Uebereinflimmung mit dem Sefegentwurf 
zu befinden. Ich werde daher, was dad darin enthaltene 
Princip beteifff, mit der Minorität der Deputation gehen. 
Die Gründe find von der Minorität felbft in dem focben 
vorgelefenen Theile des Berichts in der Hauptfache fon 
ausgeführt, Geſtatten Sie mir deshalb nur Wenige: noch 
hinzuzufügen. Ich gebe zu, daß die von der Majorität 
der Deputation gegen den Entwurf angeführten praktiſchen 
Bedenken fehr erheblicher Natur find; aber, meine Herren, 
ich glaube, diefelben laſſen ſich bei gutem Willen doch über: 
winden. Blos wegen praktiſcher Bedenken darf man ge 
wiß dad als richtig erfannte Princip nicht aufgeben. Wir 
winden !aber prineipiell durchaus mit dem Zwede einer 
neuen Kirhendrdnung in Widerſpruch gerathen, wenn wir 
auf die Vorfchläge der Majorität der Deputation eingehen 
wollten. Ich will mic zur concreten Datftellung der Frage 
auf oͤrtliche Verhaͤltniſfe bepichen und mehme da Leipzig 
zum Ausgange deſſen, was ich zu fagen habe, Ganz abge 
fehen davon, daß ein Deputationsmitglied, mein geehrter 
Nachbar zur Linken, bei der Verhandlung über $. 16 
darauf fehr beftimmt hinwies, daß die biäherige Vertre— 
tung der Kirchengemeinde durch bie politiſche Vertretung 
unzureichend feiz ganz abgefehen ferner bavon, baß «3 mir 
nicht confequent erſcheinen will, wenn nun aus diefer un 
genüigenden jegigen Vertretung der Kirche die neue Ber 
tretung derſelben hervorgehen foll; ganz abgefehen von 
diefem Bedenken bemerke ich noch, daß die politifche Ges 
meinde und die Kirchengemeinde zwei ganz verfchiebene 
Körperfihaften find. Wenn Sie die Verhäftniffe in Leip: 
‚ig oder in jeder anderen größeren Stadt betrachten, fo 
werden Sie ſich nicht verhehlen koͤnnen, daß Sie nad) dem 
Vorſchlage der Deputationgmajorität gerade benjenigen 
Theil unferer Bevölferung von der Theilnahme am der 
Wahl in den Kirchenvorftand ausſchließen, von dem ein 
nicht minderes Intereffe für die Kirche und mindeftens eine 
eben fo große Einſicht in die kirchlichen Angelegenheiten 
erwartet werben darf, als von dem Theile unferer Bevoͤl 
Terung, welchem von der Majorität der Deputation die 
Wahl für die Kirchenvertretung zugewiefen wird. Beden⸗ 
ten Sie, daß Sie die ganze Maſſe der Schugverwandten, 
und dad ift der bei weitem größere Theil der Kirchenge- 
meinde, von der Wahl zur Kirchenvertretung ausſchließen. 
"Wer find aber diefe Schutverwandten? Leipzig hat bei 
einer Bevölkerung von 75,000 Einwohnern eine Wahllifte 
für die politifche Vertretung von nahezu 5000 Urmählern. 
Die Zahl der dabei nicht in Frage kommenden Schutzver⸗ 
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wandten if bei Weiten größer.‘ Es gehören dahin fämmt- 
liche Staatöbiener, Geiſtliche und Lehrer, und zwar auch 
bie der Univerfitär, von denen nur in Ausnahmefällen 
einige Bürger geworden find, um Grundbefig zu erwerben 
oder aus anderen für fie beſtimmt gewefenen Gründen, 
Doch das find, wie gefagt, nur Ausnahmen. Hierzu 
kommt nun noch die überwiegend große Zahl Derer, welche 
weder vermöge ihres Gewerbes, noch aus einem anderen, 
von der Städteordnung vorgefchriebenen Grunde dad Bine 
gerrecht zu erwerben haften. Nun, meine Herren, wenn 
Sie diefe nach Zahl und Werth fehr gewichtigen Factoren 
von der Wahl ausfchliegen, fo werden Sie ſicher nicht 
fagen fönnen, daß Sie fchlieplic wirklich die Vertretung 
der eigentlichen Kirdengemeinde zu Stande gebracht haben, 
Ich glaube faum, daß die praftifhen Bedenken fo groß 
find, um fie nicht überwinden zu Finnen, Ich gebe zu, 
die Bevölkerung ift müde der Wahlen, die Aufftelung der 
Wahlliſten, wenn fie, wie ich noch nicht zugebe, wirktid 
nöthig werden follte, if ein fchr umfaffendes Merk; aber 
troß diefer Crmüdung, trotz aller fonftigen Schwierigkeiten 
werden fi, wenn überhaupt dad nöthige Leben in uͤnſerer 
Kirche vorhanden ift, alle von der Majorität der Depu⸗ 
tation geltend gemachten Zweifel und Bedenken befirgen 
laffen; ja fie werden überwunden werden. Es ift faum 
thunlih, daß man ſich bei diefer Discuffion lediglich auf 
F. 26 befchränft; man muß das ganze Gapitel, welches 
das Mahlverfahren betrifft, ind Auge faffen und hier, meine 
ih, daß die aufgeſtellten Normen nicht für alle Drte gleich 
mäßig paffen. Ich erinnere beiſpielsweiſe bezuͤglich der in 
$ 27 geforderten abfoluten Stimmenmehrheit bei den Wah/⸗ 
len an bie Verfchiedenheit der Verhaͤltniſſe größerer und 
tleinerer ſtaͤdtiſcher Gemeinden und ebenſo an die weit 
wichtigere Verfhiebenheit von Stabt und Land. Diefe 
Verhältniffe find unter einander fo abweichend, daß die 
Wahl nicht überall nach gleichem Modus vorgenommen 
werden kann. Im Gegentheil, es müffen nach ben ört 
lihen Verhältniffen verfhiedene Wahlmodalitaͤten aufge 
funden werden. Im diefer Beziehung glaube id, iſt es 
nun das Gerathenfte, wenn man es in die Hände ber Ge 
meinden felbft Tegt, die Form für ihre Wahlen aufzuſtellen, 
wie fie für die Ortöverhältniffe die zweckmaͤßigſten find, 
natürlich felbftverftändlich bie Genehmigung der oberfien 
Kirchenbehörde vorausgeſetzt. Gehen Sie aber hierauf ein, 
dann, meine Herren, verfchwindet auch ein großer Theil 
der Schwierigkeiten, die die Majorität der Deputation und 
vorgeführt hat. Ich habe mir daher erlaubt, mit Rüdfiht 
hierauf, indem ich dem Grundfahe des $. 26 allenthalben 
zuſtimme, ſchon jest einen auf bie weiteren Paragraphen 
gerichteten Antrag niederzufchreiben und bitte um bie Er⸗ 
laubniß, denfelben vorlefen zu dürfen. Mein Antrag 
geht auf die 86.27 und 30 und zwar dahin, biefe beiden 
Paragraphen wegfallen zu laſſen und dafuͤr zu ſetzen: 
a 





347 


„Ss. 27. 

Die Mahl und dag ehiverfahren ift durch nach 
den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen aufzuſtellende und von der 
saßen ‚Kirchenbehörbe zu beflätigende Ortsſtatuten zu 
tegeln“, 

Der Grundfaß, wer zu wählen haben fol, ift in $. 26 
enthalten. An diefem Grundfage will ich nicht rüfteln; 
ich wuͤnſche ihn vielmehr in feinem vollen Umfange aufs 
echt erhalten zu fehen. 

Gehe id nun auf den $. 26 in feinen fpeciellen Ber 
fimmungen wieder zuruͤck, fo bin ich bezüglich des für die 
Waͤhlbarkeit von der gefammten Deputation vorgefhlagenen 
Lebensjahres nicht einverftanden, fondern ſtimme auch hier 
mit dem Entwurfe. Die Deputation ift mit dem 30. Zahre 
zufriedengeftellt; ich dagegen will das 40. Jahr. Man 
wird mir vieleicht von manchen Seiten einhalten, das fei 
"ein Rücdfchritt. Deffenungeachtet Tann ich deshalb meiner 
Ueberzgeugung nicht untreu werden, und will offen die Mos 
tiven darlegen, welche mich zu dieſer Anficht beftimmt haben. 
Man muß, wenn man in dieſer Frage zu einer Flaren 
Ueberzeugung gelangen will, auf feinen eigenen Bildungs» 
‚gang recht forgfam zurückblicken, und da ich das mit mir 
auf dad Gewiffenhaftefte gethan habe, bin ich für mich zu 
dem demüthigen Bekenntniffe gefommen, daß in ben 20er Jah: 
zen, wo bad Leben noch mit feinen vollften Pulfen in uns 
pocht, der Mann, mit feinem ganzen Streben und Vrachten 
mehr dem dußeren Leben zugewendet, nur in ben feltenften 
Faͤllen in kirchlichen Dingen volftändig abgeklärt, mit ſich 
ins Reine gefommen ift. Weberdieß darf man diefe Frage 
nicht, um mich eined vielleicht trivialen Ausbruds zu bes 
dienen, uͤber die politifche Schablone fchlagen. In den 
Ungelegenheiten der Kirche da wird die ruhigfte Befonnen- 
heit, die volftändigfte Abklärung mit ſich ſelbſt abfolut er- 
fordert. Ich habe fon in der allgemeinen Debatte gefagt: 
Kirche und Politik find himmelweit von.einander verfchieden; 
denn während bie Kirche feflftehende Wahrheiten hat, die 
über alle Zeit hinaus dauern, ift dies im der Politik nicht 
der Fall. Sie Handelt nicht nach Grundfägen; da wird 
von heute zu morgen lavirt, bie conereten Verhältniffe 
werden abgewogen und danad) heute fo, morgen anders 
entfchieden, und ba kann es gar oft des rafchen fühnen 
Zugendmuthes, der jugendlichen Entſchloſſenheit bedürfen. 
In der Kirche nicht, da kann nur die befonnenfte Erwägung 
maaßgebend fein. Daher bin ich dafür, daß man das 
40. Lebensjahr fuͤr die paffive Wählbarkeit beibehalte. Und 
wenn mireingehalten werden will, es werde manchmal der Fall 
‘fein, daß man um deswillen geeignete Perfönlichkeiten für 
die Kirchenvorftände nicht gewinnen koͤnne, fo mag bies 
zwar zu beffagen fein; allein ich meine deffen ungeachtet, 
"daß ein Uebel größer fei als dad andere, und ich halte das 
Uebel, noch nicht voͤllig abgeflärte Perfonen im Kirchen: 
vorſtande zu haben, für das größere. Ja ich gehe in diefer 
"meiner firengen Auffaſſung noch einen Schritt weiter, als 
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der Entwurf; denn ich will auch das darin vorbehaftene 
Diöpenfationsbefugniß, dem ich im Allgemeinen ſchon Feind 
bin, befeitigt wiffen. Deshalb werde id) auch bitten, daß 
nicht nur auf dad 40. Jahr, fondern auch auf den Iegten 
Sag des erften Abſatzes in &. 26 eine befondere Frage ger 
fellt werde; denn gegen dieſen Satz werde ich ſtimmen 
müffen. Refumire ich nochmals meine Anfichten über $. 26, 
fo erfläre ih, daß ich an dem Principe fefthalte, daß bie 
Kirchengemeinde aus ſich felbft lebendig werde und ihre 
eigene Vertretung aus ſich felbft wähle. Und wenn meine 
Worte bezüglich des Lebensjahres für die Wählbarkeit bei 
Ihnen, meine Herren, nicht Anftoß erregt haben, fo bitte 
ich Sie, erwägen Sie mit mir, ob Sie glauben, daß Sie 
mit dem vollendeten 30. Jahre ſchon völlig competente 
Richter in kirchlichen Fragen gewefen wären? Ih für 
meinen Theil Könnte mir dieſes Zeugniß nicht geben. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat die Ans 
träge des Herrn Bürgermeifterd Koch vernommen. Sie 
beftehen darin, zuvörderft bei $. 26 auf bie Worte „bad 
40. &ebensjahr” und auf den legten Sat des erſten Abs 
ſchnittes „durch Dispenfation” u. f. w. eine befondere Frage 
zu fielen. Hieruͤber ift der Wille der Kammer wohl kaum 
nothwendig zu erforfchen, weil ich auf den Wunfch des 
Heren Bürgermeifters eingehen werde. Die ferneren Ans 
träge beftehen darin, 89. 27 und 30 in Wegfall zu bringen 
und dafür zu fegen: 


„S. 27. 

Die Wahl und " Bahlverfahren iſt durch nach 
den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen aufzuſtellende und von ber 
are Kirchenbehörde zu beftätigende Ortsſtatuten zu 
regeln,‘ 3 

Ich werde die Unterftügungsfrage auf biefe Anträge 
richten; glaube aber doch, daß die Abftimmung daruͤber nur 
erft flattfinden kann, wenn die betreffenden Paragraphen 
an die Neihe kommen. Die Kammer hat vernommen bie 
Anträge des Herrn Bürgermeifterd Koch zu 86. 27 und 30, 
und ic) frage, ob fie diefelben unterftügt? — Sehr zahl, 
rei, 

Superintendent Dr. Lehler: Wir find bei einem 
Punkte angelangt, den ich unbedingt fir einen Lebenspunkt 
des Entwurfs erklären muß. Er betrifft das Fundament. 
Bauen Sie einmal und Iegen Sie dad Fundament chief, 
fo Hält der ganze Bau nicht; er Fällt über einander, 
Hier iſt nad) dem Gutachten der Majorität der Zwiſchen⸗ 
deputation meiner Anſchauung nad) ein ſchiefes Fundament 
gelegt. Machen Sie das nicht, meine Herren! Das Fun⸗ 
dament ift darum ſchief, weil, während wir eine Vertretung 
der Kirchengemeinde machen wollen, biefe Vertretung ge⸗ 
ſchaffen werden foll durch die Vertreter der bürgerlichen Ge⸗ 
meinde. Darin liegt das Schiefe. 

Ich wende mich zunächft zu den Gründen, welche die 





Majorität gegen den Gedanken des Entwurfes aufgeftellt 
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hat. Die Gründe find überhaupt, wie ich hier fehe, wer 
Tentlich negativer Art; fie gehen nur gegen den Entwurf, 
‚ohne pofitiver Art zu fein und zu beweifen, daß e3 gerade 
fo jein müffe, wie vorgeichlagen wird. Diefe negafiven 
Gründe find, ſoviel ich verſtehe, wefentlich zweierlei. Ein: 
mal iſt es der Grund, daß auf die Weife, wie der Entwurf 
will und die Minorität mit ihm, überhaupt neue Wahlen 
gemacht werden. Der zweite Grund dagegen iſt herge⸗ 
nommen aus ber Modalität'der Wahlen, dad Wahlver- 
fahren fei zu weitläufig. Das find die zwei Haupfgründe, 
Was den erfien Grund betrifft, es jei die Vornehmung 
von Gemeindewahlen an. und für ſich ein Bedenkliches, 
fo muß ich fragen: was für Wahlen haben wir denn -bis« 
her gehabt? Es find Iauter birgerliche, politifche Wahlen 
gewefen. Nun handelt e3 fich um Herftellung einer kirch ⸗ 
lichen Wahl, Daß die Sache nicht ganz ohne alle Schwie: 
tigkeit ift, haben wir in unferem Minoritätöberichte offen 
sugeftanden. Aber ich glaube, die Sache hat auch ihre 
Lichtſeiten. Denn, meine Herren, fowie Firchliche Wahlen 
eriffiven, fo wird bie Eriftenz der Wahl felbft ſchon von 
einem Belang und von Wirkung fein zum Behuf deſſen, 
was überhaupt der Entwurf will, zur Herftellung der Yu» 
tonomie und auch zur Auflöfung der vielfachen Begriffs: 
verwirrung, bie über kirchliche und bürgerliche Dinge in 
din Gedanken auch intelligenter Menfchen obwaltet und fo 
Fehr durcheinander geht. —— Der andere Grund, welher von 
der Majorität geltend gemacht wird, ift der Wahlmodus. 
Wenn dieſer einfacher wäre, fo Fönnte man fi) am Ende 
damit eher vereinbaren; der Wahlmodus fei aber aͤußerſt 
weitläufig, Nun, id glaube, dag die Sache bei vielen 
Gemeinden gar nicht fo uͤberaus umftändlic fein würde. 
Ich erlaube mir da auf einen ſpeclellen Punkt: befonders 
Ruͤckſicht zu mehmen, wo dad Mehrheitägutachten fagt: 
„Sol der Pfarrer den Wahlactus leiten, fo wird ihm eine 
Mühmaltung aufgebürdet, welche ganz mechaniſcher und 
foͤrmlicher Art ift, darum aber ſich mit dem Character des 
geiftlichen Amtes ſchwer vertragen dürfte”. Ich erkenne 
vollfommen dankbar an bie Nüdfichten, die da genommen 
worden find; muß aber num zweieriei Dagegen bemerken. 
Einmal find wir Geiftlihen es gewohnt, wenn fo manche 
aͤußerliche, mechaniſche Dinge, Schreiberei und dergleichen 
uns auferlegt werden, wie dies auch in Würtemberg der 
Salt iſt, daß man da nicht fo viel darum gefragt hat, ob 
und biefe.mechanifche Arbeit genehm fei, oder mit dem Chas 
racter de$ Amtes umverträglich erfcheine; wir find gewohnt, 
daß und das mit'einem Worte — befohlen werde. Zum 
Andern, meine Herren, es giebt Fein Amt in der Welt und 
feiednodh fo hoch und noch fo geiftig, das nicht auch feine 
mechaniſche, feine Außerliche Gefepäftsfeite hätte, das eine 
freilich mehr als das andere, hie und da eines vielleicht 
auch zu viel; aber wer uͤberhaupt fein Amt freu erfüllen 
wiß, muß auch in diefen aͤußerlichen, Beinen Dingen treu 


fein, fo gut wie er fann, namentlich, wenn man einfieht, 
daß zu einem gewiffen Bwede dad Mittel nun einmal nicht 
zu umgehen ift. — Im Uebrigen habe ich noch Etwas aus 
dem Mehrheitsgutachten zu berühren und das if, das die 
Genfur betrifft. Es ift gefagt, wie die Minorjtaͤt und der 
Entwurf es will, fei eine Cenſur doch nicht zu umgehen, 
Eine Genfur ift begründet-in dem, was $. 26 von dem 
paffiven Wahlrecht jagt, daß eben nur diejenigen wählbar 
find, welche ihren kirchlichen Sinn durch Theilnahme am 
Sotteödienft und Abendmahl bewähren. Da ift alfo fo 
Etwas umd das ift auch ſchlechterdings nicht zu umgehen, 
wenn man überhaupt das Ziel der Kirche, ihre hohen Ge, 
fege und ihren Herrn im Auge hat. Aber dje Cenſur in 
Betreff auf die palfive Wählbarkeit hat die Mehrheit eben 
fo gut als die Minderheit der Deputation anerkannt, 
Hingegen in Bezichung auf das active Wahlrecht hat der 
Modus, melden wir bevorworten, keineswegs irgend eine 
kirchliche Genfurz denn es ift da gar nichts als das bloſe 
bürgerliche Verhälniß angenommen, denn wir fagen mit 
dem Entwurf: ” z 
„Stimmberechtigt find alle felbftändigen Hausvaͤter, 
welche das 25. Lebensjahr erfüllt haben und nicht wegen 
eines fittlichen Mangels von der Stimmberechtigung bei 
Wahlen der politifcpen Gemeinde ausgeſchloſfen find." " 
Das kann man bod aber wahrlich Feine Genfur 
nennen. Ich glaube, darin iſt alfo gar Fein Unterſchied 
zwiſchen ben beiberfeitigen Borfchlägen. Sollte nun aber 
auch das Wahlverfahren, wie id) nicht Teuigne, wirklich 
etwas Mühlihes, Beitraubendes in manchen Fällen mit fih 
bringen, nun fo Tann ich mich damit tröften, daß, wer X 
fagt, auch B fagen muß; mit andern Worten: will man 
den Sweck, fo muß man auch die Mittel wollen; man muß 
confequent fein. Als pofitiven Grund fir das, was bie 
Majorität vorfchlägt, kann man etwa das gelten laſſen, 
was bie Deputation ber Zweiten Kammer fagt, der Weg 
fei praktiſch, menn die Stabtverorbnefen oder der Gemeindes 





rath die Kirchenvertreter ernennen. Nun ja, leichter iſt 
der Weg, Schneller kommt man zum Biel; ich heiße aber, 
was da beabfichtigt wird: „den Zweck bem leichteren Mittel 
opfern”. Es handelt ſich hier aber um den Zweck, um 
das Prineip. Ich ſtimme barin dem bei, was Herr Bür ⸗ 
germeifter Dr. Koch vorhin ausgefprochen hat und hinficht- 
lich deſſen ich mich gebrungen fühle, meine hohe Achtung 
für den tiefen Gewiffensernft, mit dem er die Sache behan ⸗ 
delt het, auszuſprechen — und das thue ich nicht, um 
einem Menſchen zu gefallen, fondern um ber Sache willen, 
um bes Herrn willen. Mas die geehrte Mehrheit der 


Deputation beantragt, ift nach meiner perſoͤnlichen Webers 
aeugung, bie ich Niemand aufbringen, aber auch nicht ver⸗ 
hehlen wi, im Principe falſch. Ich glaube nicht, daß ich 
da auf einem obfiracten Princip reite, wenn ich das ber 
hauptez denn ih fürchte, wenn man biefe Vorſchlaͤge au 
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führen wollte, fo würden fie ſich auch in der Praris nicht 
als heilſam bewaͤhren. Mas wollen wir denn überhaupt? 
Die Autonomie des Firchlichen Weſens zu Wege zu bringen, 
das will die Regierung und dagegen iſt noch Feine Stimme 
in diefer Kammer erfchollen. Wollen wir alfo das, fo 
muͤſſen wir auch die Mittel dazu wollen. Wenn wir aber 
das machen, was die Majorität verlangt, fo ift das nicht 
Autonomie, fondern Heteronomie., Wir wollen die Eman- 
eipation der Kirche... Das ift aber Feine folche, wenn man 
die Firchliche Vertretung durch Diejenigen, welche zur Ber- 
tretung der bürgerlichen Commun berufen find, wählen 
laſſen will. Es ift, wie auch fchon vorhin gefagt wurde, 
" Kirche und Staat, alfo auch bürgerliche Gemeinde und 
kirchliche Commune entfchieden zweierlei; es find zweierlei 
Organismen, bie ihr felbftändiges Lebensgeſetz, ihr felbftän- 
diges Biel haben und wenn jedes feine Freiheit, fein 
Selfgovernment genießt, fo muß auch jedes ſich aus fich 
felbft herausbauen, feine Vertreter aus ſich felbft heraus— 
waͤhlen. Und ich glaube, gerade auf der unterfien Stufe 
des kirchlichen Organismus iſt es fehr wichtig und nicht 
blos auf ber oberften Stufe, daß biefer Vermi ſchung und 
Verflechtung zwiſchen buͤrgerlichen und kirchlichen Dingen 
ein vernünftiges und maaßvolles Ziel geſetzt werde. Denn 
die Gemeinden find die Grundlage des Staates, die kirch⸗ 
lichen Gemeinden die Grundlage der Kirche. Werden 
diefe Begriffe aber falfch aufgefaßt und wird den daraus 
entftandenen Vorurtheilen beftändig neue Nahrung zuge 
führt, wie durch das Inftitut, wenn man die Firhlichen 
Vertreter durch die bürgerlichen Vertreter wählen läßt, fo 
ſchadet man der Autonomie und legt ein ſchiefes Fundas, 
ment, wie ich vorhin gefagt habe und das ift nicht gut. 
Sol fih denn bie kirchliche Gemeinde ihre Vertreter 
durch die Vertreter der bürgerlichen Gemeinde octroyiren 
laffen? Das kann wirklich nit zum Guten führen. 
Sind keine kirchlichen Vertreter da, fo iſt die ganze 
Entwidelung, die ganze Organifation unvollfommen. Brin- 
gen wir aber ein kirchliches Organ herein, fo muß «3 
eben auch auf kirchlichem Wege entftehen, durch die 
Wahl der Kirchengemeinde. Nun fagt man freilich: 
das iſt ja abftractz bürgerliche und Firchliche Gemeinde 
find ja factiſch daſſelbe; derſelbe Bürger, welcher auf das 
Rathhaus geht und bort feine Stimme abgiebt, ift es 
auch, der fih in der Kirche erbaut; man Fann doch 
beide nicht auseinander reißen, fo daß man fagen könnte: 
das ift der bürgerliche und das ift der Pirchliche Menſch. 
Nun freilich, meine Herren, es ift ein und daffelbe Sub. 
jet. Aber glauben Sie nicht, dag es einen Unterfchied 
macht, wenn ber einfachfle Landmann zu einer politiſchen 
Wahl auf das Rathhaus citirt wird, um feine Stimme ab- 
augeben, ober wenn er im die Kirche geht, um bort bei 
einem kirchlichen Acte für die Wahl eines kirchlichen Ver- 
treters feine Stimme abzugeben? Ich glaube, aud der 
ER. (@& Abonnement.) 
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einfachfte Menſch wird beide Acte in ganz anderer Stim⸗ 
mung und mit: ‚anderen Gedanken begehen und das 
macht einen Unterſchied in derfelben Individualität und 
fo. geht das dutch das Ganze ber. Kirche hindurch. 
Es iſt freitich, ich glaube vom Herrn’ Kammerheren v. 
Schmen, letzthin einmal aus früheren Verhandlungen ans 
geführt worden, daß da einmal behauptet worden ift, die 
Kirchengemeinde fei eigentlich nicht ein beſonderes Rechts⸗ 
fubject, fondern fie falle mit der bürgerlichen Commun zu: 
fammen. Nun, ich erinnere mich der Sache aus der Lectüre 
der „Mittheilungen” recht wohl. Es war ein ausgezeichnetes, 
juriftifches Mitglied diefer Kammer und eine Bierbe derfelben, 
welche das gefagt hat. Aber ich muß auch befennen, daß 
das, was ich in diefer Auseinanderfegung gelefen habe, einen 
eigenthlimlichen Eindrud auf mich gemacht hat, bei aller 
Achtung, die ich vor dem Manne habe. Cs Laffen ſich auch 
ſehr verfchledene Schlüffe aus diefer Thatſache ziehen. Ich leite 
die Folgerung daraus ab, und ic) glaube kaum, dag man 
mich widerlegen kann, wenn ich fage: es müffen diefe In— 
flitutionen, diefe Durchbringung, Ineinanderflechtung und 
Vermiſchung von Kirche und Staat, doch eine außerordentlich 
verwirrende Gewalt felbft auf große, ausgezeichnete Geifter 
ausüben, wenn ein fo Elarer und ſcharf denkender Geift auf 
ſolche Aufftellungen „geführt: werben Tann. Aber berfelbe 
Mann hat aufdem Landtage von 1845/46 ſich etwas anders 
und ganz ſchoͤn ausgeſprochen ; er hat fich dort bemüht, den 


| Vorwurf der Inconfequenz zu widerlegen; mich aber nicht 


ganz überzeugt. Damals hat derfelbe Mann auf eine ganz 
anzuerfennende Weife den Unterſchied formulirt, welcher 
zwiſchen Kirche und Staat exiſtirt, indem er nämlich ſagte: 
beide find dadurch wefentlich unterfchieben, daß im Staate . 
der Gefammtwille gilt, in der Kirche nicht, fondern da gilt 
ein höherer Wille, der Wille Gotted”, Um auf etwas Ans 
deres zu kommen, fo halte ich für möglich, daß der Ma- 
joritaͤtsvorſchlag in der Ausführung theilweiſe Nefultate 
hervorrufen kann, die am Ende nicht fo gefährlich wären, 
wenn man einfach bie Nefultate ind Auge faßt und Feine 
Ruͤckſicht darauf nimmt, wie die Inſtitution an ſich wirfen 
wird. Ich glaube nämlich, daß da, wo in Landgemeinden 
die Magiftrate die Vertreter der Kirche ernennen, weniger 
Bedenken fein würde, als da, wo bie Stäbteorbnung gilt 
und die Stabtverorbneten die Wahl der Kirchenvertreter in 
den Händen haben. Sch will da gar nicht auf Einzelheiten 
und locale Dinge eingehen; ic} fage nur, daß ein Mann, 
der ein obrigfeitliches Amt in der kleinſten Landgemeinde bes 
leidet ceteris paribus bei Weitem mehr ein Gefühl der 
Verantwortlichkeit infolge der Vollmacht und des Amts, 
die ihm anvertraut find, in ſich trägt, ‚als ein Collegium 
welches nicht die eigentliche Gewalt hat und dem Stadt - 
rath mehr nur zur Controle gegenüberfteht. Ich glaube mich 
darlıber nicht näher ausſprechen zu follen und zu müſſen, 
wiederhole aber, daß meiner Anſicht nach aus einer Wahl 
53 \ 
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der letzteren Art etwas weit Bedenklicheres herauskommen 
önnte, als da, wo der Magiftrat wählt. Ia, wenn die 
Meinung die wäre: eö follen alle Factoren zufammentreten, 
alfo das Patronat, dad Pfarramt und die Gemeinde, d. h. 
in Städten, wo die Städteordnung gilt, die Stadtverordneten 
im Namen: der Gemeinde und es würde das fo gemacht, 
daß die zufammen einen Wahlausihuß bildeten, alfo aus 
dem Collegium der Stabtverordneten und vom Magiftrat 
u. ſ. w. treten fo und fo viele Mitglieder zufammen, fie bil- 
den dann mit dem Pfarrer u. f. w. den Wahlkörper, dann 
wäre es mir weniger bedenklich. Doc; will ih nicht etwa 
einen pofitiven Antrag darauf fielen. 

Ich komme Hier auf einen anderen Geſichtspunkt. Wir 
müffen doch auch die Erfahrung fragen. Bei uns in Sachſen 
haben wir allerdings noch Feine gemacht; aber es exiſtiren 
viele evangelifche Länder, wo man fie bereits gemacht hat. 
Ich Tann mich hier zunächft auf Würtemberg beziehen, wo 
die Preöbyterien 1851 eingeführt worden find. Davon hat 
freilich der Bericht der Deputation der Zweiten Kammer in 
feiner Statiftit der presbyterialen Einrichtungen Nichts ger 
fagt, wie er überhaupt hinſichtlich Deſſen, was in den 
Testen fünfzehn Jahren gefchehen ift, ziemlich unvollftändig 
iſt. Alſo in Wirtemberg find im Ganzen genommen, ob- 
wohl ich nicht vom ibealiftifchen Standpunkt auögehe, die 
Erfahrungen günftig und nur in einzelnen Fällen, wo die 
Lage der Sache darnad) war, find rabicale Elemente gewählt 
worden. Das wird ſich aber wieder ändern mit den aller 
drei Jahre vorfommenden Ergänzungswahlen. Aber auch 
im Nheinlande, in Weftphalen ift es fo. Fragen Sie nur 
einen ber Bürgermeifter aus jenen Städten, der dort in 
diefem Elemente Iebtz er wird Ihnen gewiß fagen, daß 
man fich dabei gut befindet und nicht möchte, daß bie 
bürgerliche Commun eine folche Vollgewalt haben fol, um 
der Kirche ihre Vertretung zu fhaffen. In Bezug darauf 
berufe ich mich auch auf die Schweiz. Die deutſche Schweiz 
hat, weil fie dem Smwingli’fden Typus folgt, bis auf den 
heutigen Tag Nichts von einer Kirchenverfretung gehabt; 
es war bort angefaͤhr wie in den evangeliſchen, monarchifch 
verwalteten Ländern Deutſchlands, eine Vermiſchung von 
Kirche und Staat, von Firchlichen und bürgerlichen Gemein» 
benz ja ed war zum Theil die Preisgebung ber Kirche noch 
unbeſchraͤnkter als bei und, zumal wenn bie radicalen Par 
teien die Oberhand hatten und überhaupt war dort die 
Freiheit und dad Necht der Kirche meift bei der Herrfchaft 
der rabicalften Demokraten weit mehr bedroht, als wenn 
ariftofratifche Gefchlechter dad Steuer hielten. Nun hat 
aber im Canton Bern in neuerer Zeit die Erfahrung, die 
man ähnlich, wie bei uns gemacht hat, dahin geführt, daß 
man im Jahre 1852 ebenfalls eine Kircenvertretung ge» 
ſchaffen und die Miſchung zwiſchen Staat und Kirche ger 
1öft hat, Es wurden Kirchenvorfände gewählt, Bezirke- 
ſynoden gehalten, auch eine Gantonsfgnode conſtituirt. Und 
es iſt dort ein fehr guter, hoffnungsreicher Anfang gemacht 








worben. Ich berühre das Hauptfächlich in. dem Sinne, weil 
ich glaube, daß die Magiftrate oder die Vertreter republika⸗ 
nifcher Gemeinden doc) am Ende noch mehr auf ihre Rechte 
und Vollmacht halten und dieſe durch eine kirchliche Ge 
meinbevertretung noch weniger werden wefentlich beeinträchs 
tigen laſſen, als dies bei Gemeinden der Fall if in mo« 
narchiſchen Ländern. Allein dort Hat man fich nicht dagegen 
geſtraͤubt. 

Ich bitte Sie, meine Herren, wohl zu uͤberlegen, was 
wie thun wollen. Wollen Sie etwa, daß Sachen zum 
Sprihwort werde? Daß man im, anderen evangelifch- 
lutheriſchen Ländern fage: „Was haben aber die in Sachfen 
da gemacht? Das koͤnnen wir nicht verſtehen“. Mo eine 
Preöbyterialordnung eriftirt, wird man .ed nicht begreifen 
tönnen. Ich fage, meine Herren, damit würde Sachſen, 
indem man einen Fortſchritt machen will, vielmehr 
einen Rücfchritt machen. Es wiirde die Verflechtung des 
bürgerlichen und Tirchlichen Lebens in der einzefnen Gr 
meinde nur noch fleifer, fefter und unbedingter werden, 
als biöher, weil nach dem Antrage der Majorität die Vers 
treter der bürgerlichen Commun die Wahl der kirchlichen 
Vertretung ſtets in der Hand behalten würden. Das kann 
ich nicht; diefen Punkt kann ich nicht für einen Fortfchritt, 
fondern muß ihn für einen Ruͤckſchritt anſehen. Wie war 
fonft Sachſen in firdlihen Sachen und Einrichtungen 
voran! Wenn die heutigen Franzofen ſich einbilden, an 
der Spitze der Civilifation zu marfchiren, fo Fann man mit 
noch viel mehr Rechte von Sachſen im Zeitalter der 
Reformation fagen, es ſchritt an der Spitze ber geiſti⸗ 
gen Bewegung voran, nicht nur im Gange der Re— 
formation überhaupt, fondern vorzüglih auch auf dem 
Wege der firhlichen Verfaſſungsentwickelung. Die erfte 
Function evangeliſchen Kirchenregiments ift in Sad: 
fen vollzogen; das war die Kirchenviſitation, die ſchon 
zehn Jahre nach dem erfien Auftreten Luthers erfolgte. 
Das erfte Firchenregimentliche Amt, allerdings nicht auf ber 
oberften Stufe, das Superintendentenamt ift in Sachſen zwar 
nicht zu allererfi, aber doch in erſter Linie mit eingerichtet 
worden. Endlich bie erfte collegiale Behörde des Kirchen 
regiments, die Gonfiftorien, find zuerftin Sachſen im Jahre 
1542 errichtet worden und es hat diefe Einrichtung von 
Sachſen aus ſich in allen deutfchevangelifchen Landen ver⸗ 
breitet. Es hat alfo Sachfen Propaganda in diefer Sache 
durch ganz Deutfchland gemacht. Wenn ‚wir jest etwas 
wollen, wenn wir die Presbyterial: und Synobalverfaffung 
machen wollen, dann, meine Herten, find wir nicht mehr 
in erſter Linie und wenn wir vollends fo etwa machten, 
wie würden mir dann zu bem Zuruͤckgeſchrittenen gezählt 
werben! Was folen die draußen von uns denken? Es 
möchte vielleicht Jemand fprechen: „Nun wir fragen nicht 
nad) Senen!” Ich aber denke nicht fo. Zwar will ich jetzt 
nicht davon fagen, was bie Theologen über die Sache denken. 
Bir hatten zwar die Conferenz in Meißen im Monat 
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Octobet. Es hatte allerdings Feiner von uns ein Mandat 
in der Taſche, und wir gaben uns nicht etwa da für eine 
Synode aus; aber ed waren Über hundert Geiftlihe zu⸗ 
gegen und in biefem Punkte waren wir völlig einmüthig, 
daß die Firchliche Vertretung nur durch die Wahl der Kirchen- 
gemeinde werden Tann, wenn fie tberhaupt werben fol, 
fonft aber nicht. Ich berufe mich alfo ‚nicht auf Theologen, 
id will darauf fein maaßgebendes Gewicht legen; wohl 
aber muß ich auf Juriſten, auf Kirchenrechtslehrer mich ber 
rufen und glaube, daß nicht leicht eine Zeit gewefen ift, 
wo die evangelifche Kirche in Deutfchland eine fo außer 
ordentliche Zahl ausgezeichneter Kirchenrechtslehrer gehabt 
bat, als heutzutage, Ich will fie nicht alle nennen; ich 
nenne nur zwei biefer Kirchenrechtölchrer, und zwar weil 
fie beide geborene Sachfen find und weil ich weiß, wie leb⸗ 
haft fie fich beide für unfere Sache und diefe unfere Arbeit 
intereffiren: Es ift Nichter in Berlin und Herrmann in 
Göttingen; fragen Sie diefe Kirchenrechtölehrer, fie werden 
Ihnen alle fagen, daß die Vertretung der Kirchengemeinde 
durch die Kirchengemeinde felbft und nur durch ihre eigene 
Wahl conftituirt werden muͤſſe. 

Sch komme nun Voch zum Schluffe auf die Anträge 
zu ſprechen, die der Herr Bürgermeifter Koch geftellt. Was 
den Antrag, $. 27 flg. betreffend, anlangt, fo ſehe ich viel 
Gutes darinz aber es ift mir body etwas zu wenig gefagt. 
Da müßte lediglich dad, was im $. 26 fteht, für alle Ge- 
meinden des Landes als gültige Beſtimmung angefehen 
werben, Ich glaube aber nach meinem Erachten, daß noch 
einige Grundzüge mehr unbedingt müßten von bem Kirchen« 
regimente feftgeftellt werden, die in allen Gemeinden gelten 
müffen, während ich den Vorfchlag praktifch finde, wornach 
auf Localverhaͤltniſſe moͤglichſt Ruͤckſicht genommen und mit 
Genehmigung des Kirchenregimentes der Modus feſtgeſtellt 
werben fol. Was das 40. flatt des 30. Lebensjahres be⸗ 
betrifft, fo ehre id) aus vollem Herzen die Gefinnung, aus 
welcher der Herr Buͤrgermeiſter Koch fi) gegen das Des 
putationsgutachten ausgeſprochen hat: darüber Fein Wort 
mehr. Aber ich habe nur darauf zu fagen, es ift ja ganz 
richtig, was Über die 25—30 Jahre geäußert warz aber 
wenn Sie, meine Herren, feßen wollen 40 Jahre ftatt der 
30 als Minimum der Reife, fo kann dann auch Niemand 
in den Kirchenvorftand kommen, der 38 oder 39 Jahre 
alt iftz der aber kann der Geeignetfte, für ein ſolches Amt 
der Befte fein. Ich kenne die Sache aus der Mürtem- 
bergifchen Landeskirche. Als dort eine Revifion der Kirhen- 
ordnung durch eine berufene Commiſſion aus Geiftlichen 
und Laien berathen wurde, deren Mitglied ich felbft zu 
fein die Ehre hatte, da waren wir auch der Meinung, daß 
das 30. Lebensjahr als Minimum für einen Kirchenälteften 
‚genügend fei. Bevor die Verordnung uͤber Einführung der 
Presbyterien vom Könige erlaffen wurde, hat zuletzt der Ger 
heimerath barhber berathen und auf deffen Antrag ift das 
"40, anftatt des 30. "Lebensjahres fefigefegt worden. Nun 








muß ich da fagen: Das leuchtet fehr ein, wenn das 40. 
Jahr das Minimum ift, mit dem Einer veif fein fol. 
Aber da wird Mancher fehr ſchnell zu alt; man Fann ihn 
nicht mehr nehmen, nicht blos, wenn er ſchon 60 ift, fon 
dern auch ſchon zwiſchen 50 und 60. Da fchmilzt die gahl 
der zu Kirchvorftchern möglicher Weiſe brauchbaren, rüftigen 
und thäfigen Männer fehr zufammen. Das ift ein Ber 
denken, welches ih aus Erfahrung geſchoͤpft habe. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben fich folgende 
Redner zum Sprechen gemeldet, zuerft Herr Referent, dann 
‚Herr Oberhofprediger Liebner, hierauf Herr Bürgermelfter 
Müller, dann Kammerherr v. Zehmen und endlich Herr 
Rittner. Zuvoͤrderſt hat der Herr Referent das Wort, 


Referent BVicepräfident v. Friefen: Meine Herren, 
die Majorität der Deputation muß fich ihrerfeits auch rechts 
fertigen und ich wünfche ſolches gerade zu Anfange der Ber 
rathung thun zu koͤnnen, weil e8 unmöglich war, im Bes 
richte alle Motiven einzeln auszubrüden. Wir haben gewiß 
nicht nöthig, und gegen die Meinung zu rechtfertigen, als 
ob wir durch unferen Antrag etwas dem Wohle der Kirche 
Widerſtrebendes bezweckt hätten; ald ob wir dad Wohl und 
Intereſſe der Kirche unberuͤckſichtiget gelaffen hätten. Diefer 
Vorwurf wird und nicht gemacht werden; ich habe alfo auch 
nicht nöthig, etwas zu fagen, um benfelben abzuweiſen. Dage⸗ 
gen aber konnte man und allerdings wohl zutrauen, daß wir 
die Sache vielleicht nicht reiflich genug erwogen hätten; daß 
wir aufder weitbetretenen Bahn der Gewohnheit gegangen 
wären, um gewiffen Schwierigkeiten auszuweichen ; daß wir 
nur das leichtefte Auskunftsmittel aufgefucht hätten und daß 
wir, um mich eines Sprichwortes aus dem gewöhnlichen 
Leben zu bedienen, nur gefucht hätten, dad Brett zu boh⸗ 
ven, wo ed am bünnften ift. Alles Das ift nicht ber Fall 
geweſen; wir haben gerade bei diefem Paragraphen lange 
zugebracht mit unferen Erwägungen und es zeigt ſich auch 
durch die Wärme, mit welcher ſchon die Berathung anger 
fangen hat, daß gerade in diefem Paragraphen der Schwere 
punkt der ganzen Sache enthalten ift, nämlich die eigent« 
liche Geburt des Kirchenvorftandes und die Gefinnung, aus 
welcher die Wahl und dad Zuftandebringen des Kirchen: 
vorſtandes hervorgehen fol. Es ift gefagt worden, wir 
hätten nur negative Gründe für unfere Meinung. Ich werde 
zu beweifen fuchen, daß wir nicht blos negative Gründe 
gehabt haben, nämlich nicht blos Gründe, um gewiſſen 
Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, fondern im Ge. 
gentheile fehr pofitive Gründe. Zuvoͤrderſt aber muß. ich 
noch eine Bemerkung einſchalten, obgleich diefelbe fir das 
Gefetz felbft gerade nicht von sentfcheidendem Einfluffe ift. 
Sch habe nämlich die fefte Weberzeugung, daß die tein geiftige 
und fittlihe Wirkſamkeit, oder die rein kirchlichen Befug: 
niffe, welche dem Kirchenvorftande übertragen werden follen, 
in der Praris, im wirklichen Leben fehr in den Hinter 
grund treten werben. Der vorwiegende Theil der Thätige 
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keit der Kirchenvorſtaͤnde wird ſich hauptſaͤchlich immer auf 
weltliche Dinge und-Intereffen beziehen. Ich kann mich 
von diefer Ueberzeugung nicht trennen, obgleich ich wuͤnſche, 
daß es anders fein möchte und fein koͤnnte. Ich bitte Sie, 
nur noch ein einziges Mal einen aufmerffamen Blick zu 
werfen auf den erften Satz des $. 37, wo dem Kirchen 
vorſtande die Belebung des chriſtlichen Sinnes in der Kir- 
chengemeinde und Erhaltung von Zucht und Sitte zur 
Pflicht gemacht wird. Ich frage einen Jeden, — id) könnte 
mich noch auf $. 38 und auch auf die Motiven, wo bie Befug« 
niſſe deg Kirchenvorſtandes aus rein kirchlichem Geſichtspunkte 
feſtgeſtellt und betrachtet worden find, berufen — ich frage einen 
Jeden, der das wirkliche Leben kennt, der unſere Landgemein ⸗ 
den, unſere Stadtgemeinden und das buͤrgerliche Leben, die 
bürgerlichen Verhaͤltniſſe kennt, wird ein Kirchenvorſtande 
ſich wohl jemals getrauen, eine Art ſittlicher Aufſicht uͤber 
feine Mitbürger zu führen, eine Belebung des kirchlichen 
umd chriftlichen Sinnes hervorzurufen und gleichfam als 
Lehrer, ald Nathgeber und Aufſeher gegen feine andern 
Mitbürger aufzutreten? ich frage einen Jeden unter Ihnen, 
meine Herren, Eennen Sie den Landmann? Wird es der 
{lichte Landmann oder auch der Bürger wagen, Jemanz 
den zu bezeichnen, ich will gar nicht das häßliche Wort 
„denunciren“ gebrauchen; — aber Beſchuldigungen im 
Kirchenvorſtande zur Sprache zu bringen, daß Diefer oder 
Zener ein unkirchliches, unchriſtliches und unfittliches Leben 
führe und wiirde er e8 wagen, feinen Namen dabei ber 
kannt werden zu laffen? Es wird ji Niemand bie großen 
Schwierigkeiten eines folhen Unternehmens verhehlen umd 
die noch Argeren Berwürfniffe, die daraus in den Gemein- 
ven hervorgehen könnten; es wird. vielmehr ein Jeder und 
ganz mit Recht an dad bekannte Wort im Evangelium 
vom Splitter und vom Balken denken. Der Seelforger, 
der Geiftliche, der Veichtvater, ja das ift etwas Anderes. 
Hier iſt ein kirchlicher Beruf, hier iſt ein geiftliches Amt, 
ein berufener, geweihter Diener des Worts, hier ift eine 
Pflicht und auch eine Befähigung. Ich gebe jedoch das, 
was ich mit aller Freimüthigkeit gefagt habe, nur als meine 
perfönliche Anſicht; will auch zugeben, daß diefe Anficht 
von Andern gar nicht getheilt werben wird; daß man ſich 
‚ganz andere Erfolge verſprechen kann, daß meine Anficht 
nicht die, richtige fein möge. Aber nach meiner praftifchen 
Kenntniß der Dinge Bann ich es mir nicht anders denken. 
Jedoch davon abgefehen, fei nun der Erfolg dieſer oder 
jener, ſo beftreiten wir ja gar nicht, daß diefe Aufgabe und 
dieſer Beruf den Kirchenvorftänden mit übertragen werde; 
mag ſich die Sache Bahn brechen, mag fie ihren Gang 


gehen, fie kann vieleicht auch von Nugen fein... Auch im 


Berichte ift eine Stelle, wo dieſer Zweifel mit hervorge⸗ 
hoben wird. Nun aber die andern Einwuͤrfe, die uns ge⸗ 
macht worden find, beſonders der erſte des Heren Buͤrger⸗ 
meifters Koch, welcher behauptet hat, kirchliche Gemeinde 
und. politifche Gemeinde wären zwei ganz Yerfchiedene. Ge- 





meinden; fie verfolgten ganz verfhiedene Zwecke und es 
wäre ein weſentlicher Unterfchied zwifchen kirchlichen und 
politiſchen Sweden! Principiel will ich dies einigermaaßen 
zugeben, aber auch nur einigermaaßen. Wir find nämlich, 
von der Anficht ausgegangen, Firchliche Gemeinde und po— 
litiſche Gemeinde find identiſch und noch mehr, fie find es 
nicht blos, fondern fie lollen es auch fein. Es iſt viel 
beffer, ‚daß fie es find und es würde jede bürgerliche Ges 
meinde es fehr übel nehmen, wenn man ihr fagen wollte, 
fie fei wohl eine politifhe Gemeinde, aber Feine Eicchliche, 
Ich will gar nicht davon reden, daB man ihr den Vor⸗ 
wurf made, fie ſei eine unchriftliche Gemeinde; aber ihr 
nur zu fagen, fie fei eine unkirchliche Gemeinde, das würde 
mit Recht fehr übel genommen werden. Ich beziehe mich 
gerade hierbei auf ein Wort des Herrn ‚Superintendenten 
Dr. Lechler, und behaupte: gerade weil Sachen in kirch⸗ 
licher Beziehung andern Ländern bisher vorangeleuchtet hat, 
gerade deswegen ift ed wichtig, daß wir in Sachien auf 
diefe Identität der Firchlichen und politiſchen Gemeinde Hals 
ten, fie zu Grunde legen und dafür forgen, daß beide 
Arten der Gemeinde nicht als getrennte betrachtet werden. 
Wollen Sie freilich das Princip und bie Idee auf die hoͤchſte 
Spige treiben, nun fo verfieht es ſich, daß die Kirchen⸗ 
gemeinde etwas Anderes ift, ald die politifche; das wiſſen 
wir Alle und wir brauden dazu in der That nicht 
die gelehrten und feharffinnigen Betrachtungen ber Kirchen- 
vechtölehrer Nichter, Herrmann und Stahl zu lefen; dad 
begreifen und das fuͤhlen wir. Aber in unferem Lande, in 
unferem politifchen, Öffentlichen Leben wollen wir gar nicht, 
daß eine folge Trennung gemacht werben fol. Ich will 
nicht wieder auf ein fchon viel beſprochenes Thema zurids 
kommen, nämlich auf das Verhaͤltniß ber Kirche zum 
Staate und die Trennung von Staat und Kirche; es iſt 
ſchon viel darüber gefprochen worden, aber ich wiederhole 
als Schlußſatz, wir wuͤnſchen gar nicht, daß diefe beiden 
Ideen und Intereffen getrennt fein ſollenz wir winfehen 
im Gegentheil, fie folen verbunden fein. Hear Super 
intendent Lechler Hat gefagt, für den Staat gilt ein ganz 
anderes Geſetz als in der Kirche; hier gilt der Gefammt- 
wille. Nun, davor bewahre und Gott,. das wäre etwas 
Schrediiches, wenn im Staate der Gefammtwille zur Gel⸗ 
tung kommen ſollte. Wir haben es fchon einmal erfahren 
und «8. feinen gelernt, was diefer Gefammtwille zu bes 
deuten hat. Derfelbe hat ferner gefagt: in der Kirche gelte 
ein höherer Wille, ver Wille Gottes. Nun, meine Haren, 
biefen höheren Willen, diefen Willen Gottes, des Mer 
höcften, nehmen wir für ben Staat auch in Anſpruch 
und den Staat würde ich beffagen, wo diefer Höhere Wille 
nicht als Höchfte und tieffte Grundlage anerkannt würde, 
und gerabe das wird mir der geehrte Redner gewiß zugeben. 
Alſo warum diefe Trennung? warum wollen wir in. bürger- 
lichen Sachen den Gedanken an die Kirche ganz verleugnen 
und wiederum in kirchlichen Dingen die Zwecke des Staates 
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ganz ignoriren? Nein, wir wollen vielmehr, daß dieſe Ger 
danken zufammengehalten und verbunden werben zu einem 
vereinten Wirken. Die Kritit, die der gechrte Redner 
gegen einen vormaligen Referenten unferer -Kammer aus« 
ſprach, fällt eigentlich mit dem, was ic) ſchon gefagt habe, 
zufammen. Ich muß heute noch behaupten, der Mann 
hatte in feinem Berichte von 1842 ganz Recht, und in dem 
Berichte von 1845, wo ich mit ihm in einer Deputation 
faß, hatte er auch wieder ganz Recht; es find auch diefe 
beiden ſcheinbaren Gegenfäge gar nicht der Art, daß fie fih 
nicht vereinigen ließen. Beildäufig muß ich bemerken, 1842 
war eben von einer Vertretung der Kirchengemeinden in 
Rechtsſtreitigkeiten gegen Dritte oder Einzelne ihres 
Mittels die Rede. Es handelte fich alfo damald mehr um 
eine fpezififchejuriftifche Frage, nicht um eine kirchliche oder 
politische. Nun hatte damals der genannte Referent ganz 
recht, wenn er fagte: Die Juriften, die Behörden haben 
bisher von einem Unterfchiebe zwifchen einer Kirchengemeinde 
und einer bürgerlichen Gemeinde gar Nichts -gewußtz von 
den Juriſten fei biefe Unterfcheidung bisher, noch nie auf— 
geftellt worden; eine ſolche feine fubtile Diftinction habe 
man bis dahin nicht gekannt. Gerade wenn der Super 
intendent Lechler fehr richtig fagte, Sachſen fei das Land, 
welches ſich von jeher durch kirchliche Gefinnung ausge ⸗ 
zeichnet habe, ſo hatte dies darin ſeinen Grund, daß jede 
Gemeinde ſich bewußt war, fie ſei nicht blos eine buͤrger⸗ 
liche, fondern zugleich auch eine Kirchliche Gemeinde. Der 
Antrag des Heren Bürgermeifters Koch hat etwas jehr Ans 
ſprechendes und ich würde vielleicht in der Depufation mich 
durch denfelben haben leiten Laffen, oder, der geehrte Ans 
tragfteller wird mir dies gewiß nicht übel nehmen, ich hätte 
mic vielleicht durch denſelben irre leiten lafen, wenn ich 
ihn früher’gehabt hätte; denn auch ich bin fehr dafür, daß 
man nur bie allgemeinften Umriffe und Grunbfäge in einem 
Kirchengeſetze niederlege und das Weitere ftatutarifch ber 
flimme. Denn jeder Ort hat feine Verſchiedenheit, hat 
verſchiedene Bebtrfniffe, feine befonderen Einrichtungen; es 
kann daher nicht Alles über eine Schablone geformt wer: 
denz ich würde das eine legislatoriſche Tyrannei nennen, 
wenn Alles fo über einen Leiften gefchlagen werden follte. 
Es muß auf die Ortöverhältniffe Nücficht genommen wer⸗ 
den; denn fie find zu verfchieden, und jedes hat feine Bes 
rechtigung. Gerade das würde mich alſo fehr anfprechen. 
Auf der anderen Seite muß ich aber wieder dem Super- 
intendenten Dr. Lechler Recht geben, wenn er fagt, die 
Grundfäge müffen doch fo ausgebrüdt fein, daß man fieht, 
was man eigentlich will. Infofern würde der Antrag bes 
Herrn Bürgermeifters Koch doch nicht hinveichend fein; 
aber ich gehe noch weiter. Es würde gerade diefer Antrag 
die Gründe vereitelt haben, welche die Majorität bei ihrem 
Gutachten geleitet haben und nun komme ich zum Schluffe. 
Nicht negative Gründe waren ed, fondern vielmehr fehr 
pofitive Gründe, die und geleitet haben. Ich kann hier 
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aber kurz feinz benn ich habe die Hauptfachen ſchon ger 
fagt. Unfer erfier Grund war: wir wollen bie gaͤnzliche 
Trennung zwifchen kirchlicher und politifcher Gemeinde gar 
nicht fo an den Tag treten laffen; im Gegentheile, wir 
wollen mehr auf die Verbindung hinarbeiten, mehr auf die 
Verſchmelzung beider Intereffen. Ich braude hier dad 
Gleichniß des Herrn Superintendenten, der zwar als höherer 
Geiſtlicher gerade hauptfächlih einen überwiegend geiftigen 
Beruf hat. Aber warum kann er nicht ald eine und dies 
felbe Perfon für bürgerliche Zwecke ein Amt verwalten oder 
eine Wahl ausüben oder einen Auftrag beforgen, während ' 
in feinem Amte zunaͤchſt der kirchliche Beruf enthalten ift? 
Im Gegentheil, es ift ja viel beffer, wenn eine und diefelbe 
Perfon nad) beiden Seiten hin, in beiberlei Beziehung von 
demfelben Sinne und Geifte durchdrungen ift, von dem 
kirchlichen fowohl, als von dem für das Wohl des Staats, 
und Beides in einem Sinne beforgt und befördert. Ich 
wenigftens glaube, daß, fowie der Staat bei einer weifen 
und vernünftigen Verbindung beider Zwecke ein viel geſeg⸗ 
neteres Gleichgewicht beobachten wird, ald da, wo man 
firebt, Beides auseinanderzubringen und Beides fireng prin⸗ 
cipiell und ideell zu fondern, es aud bei dem einzelnen 
Menfchen fo gehen wird. Derfelbe Menſch wird in der 
politifchen Gefellichaft auch ein befferer Buͤrger fein, wenn 
er vom kirchlichen Bewußtfein durchdrungen, an kirchlichen 
Dingen Theil nimmt und zugleich für die Zwecke der 
Kirche ſorgt. Das iſt alſo unſer erſter Grund geweſen. 
Wir haben die Trennung nicht befoͤrdern wollen, weil wir 
der Ueberzeugung ſind, daß ſie gar nicht gut ſei. Zweitens 
muß man bei allen Dingen auch die Klugheit nicht aus 
den Augen ſetzen und gerade im Chriſtenthum iſt die chriſt⸗ 
liche Klugheit eins der erſten Gebote. Und dieſe Klugheit 
hat und gewarnt und hat ung widerrathen, einen Wahl⸗ 
modus vorzuſchlagen, der das erfte und befte und ficherfte 
Beifpiel giebt zu den Volksur- oder Kopfjahlwahlen. Es 
wäre aber hier das erfte Veifpiel einer reinen Urwahl in 
der Kirhengemeinde, welches fehr bald auch auf das Ges 
biet der Politi übergetragen werden würde. Doch genug 
darüber! Es wird Jeder verfichen, was damit gemeint ſei. 
Dir dritte Grund ift auch ein Grund der Klugheit. Meine 
Herren, wie wollen in der Sache ganz offen fein und wollen 
und nicht täufhen; wir wollen es uns nicht verhehlen: 
nicht blos die Kirchenordnung hat ihre Gegner, fondern es 
geht noch weiter, auch die Kirche hat ihre Gegner. Geftehen 
Sie mir dad zu! Es giebt, und wir fönnen das nicht leug- 
nen und wir dürfen das auch nicht verfchweigen, es giebt 
Einzelne, es giebt Viele, es giebt eine ganze Partei, welche 
unkirchlich iſt und nicht das Beſte der Kirche will, fons 
dern das Gegenteil. Meine Herren, wenn Sie die Wahlen 
ganz von der Kirchengemeinde vornehmen laffen; wenn Cie 
fie ganz in die Hand der fogenannten abftracten Kirchen- 
gemeinde legen; wenn Sie alfo die Wahlen ganz auf firch- 
lichem Wege zu Stande bringen „wollen und, ich möchte 
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Sagen, jemehr Sie ſich der Sache ben kirchlichen Charakter zu | 
geben bemühen, deſto Iebhafter werden auch bie Gegner da- 
gegen auftreten, deſto mehr werben die Gegner ſolches als 
hierarchiſche Beſtrebungen bezeichnen; werden glauben, auf 
ihrer Hut fein zu müffenz werden fagen, es gehe gegen die 
Freiheit der Weberzeugung, gegen die Freiheit der Gewiſſen 
und der Lehre. Gerade um died auch zu vermeiden, um 
die Gegner nicht als "Gegner gegen fih zu haben, im 
Gegentheile, um fie mit uns zu verbinden und zu ber 
föhnen, wollen wir, daß bie Wahlen nicht ohne ihre Mit- 
wickung vorgenommen werden. Laflen Sie auch im Ans 
fange Perfonen dabei fein, die es mit der Sache nicht fo 
gut meinen, bie für bie Sache der Kirche noch nicht fo er⸗ 
waͤrmt find, fo werden fie doch und follen nad) und nad) 
herangezogen werden unb wir wollen lieber heranziehen, 
wie wollen lieber vereinigen, und verbinden, ald und trens 
nen und abs und zurüdftoßen. Und ich habe die fefte Ueber- 
zeugung, wenn Sie z. B. ein Stadtverorbnetencollegium 
in einer Stabt oder einen Gemeindevorftand, Gemeinde 
rath und Gemeindeältefte auf dem Lande auffordern, für 
die Kirche zu wählen, im kirchlichen Sinne zu wählen, für 
die höchften Bwede der Kirche eine Wahl zu Stande zu 





bringen, dann appelliten wir an ihr Gemiffen, an ihren 
befferen Sinn, an ihre befiere Weberzeugung und fie were 
den im guten Sinne fiimmen. Dagegen aber, wenn wir 
die Kirchengemeinden gänzlich von ihnen trennen, weil fie 
nicht fo kirchlich gefinnt fein koͤnnten, fo werden wir ihr 
Gefühl verlegen. Sie fehen alfo, meine Herren, unfere 
Gründe find nicht blos negativer Art, fie find wirklich 
poſitiver Art und fie find wohl überlegt und wohl berathen. 
Mas Sie auch beſchließen mögen, ich werde mich nicht 
als geſchlagen anfehen, wenn Sie etwas Anderes befchlie- 
gen; es kann ja wohl auch auf anderem Wege derfeibe 
Zweck erreicht werden, aber ich wünfche nur, daß die Gründe 
der Majorität in ihrem richtigen Lichte beurtheilt werden 
mögen und daß man und jedenfalls nicht zutraue, wir 
hätten hier etwas ber Kirche Nachtheiliges vorgefchlagen. 


: Staatöminifter v. Falken ſtein: Ich kann nach dem, 
was vorhin von mehreren Rednern bereits für das Gut⸗ 
achten der Minorität und mittelbar auch für den Ent 
wurf geſprochen worden ift, mich fehr kurz faffen und 
‚werde die Kammer nicht durch eine längere Aufzählung 
der Gründe für den Entwurf aufhalten. Indeſſen Einis 
ges geftatte ich mir denn doch, namentlich in Beziehung 
auf dad, war der Herr Referent ſoeben zu vernehmen 
gegeben, zu: erwidern. Nicht als ob ich- einftimmen 
Ponnte in die Anſichten Derjenigen, die etwa irgend eine 
Abfichtlichkeit,. der Kirche zu. mahe treten zu wollen, in 
‚dem Gutachten. der Majorität erbliden koͤnnten; im Ge 
gentheil, ih ehre volkommen, in hohem Grade und 
aufrichtig ‚die Bedenken, die bie geehrte Majorität der 
Deputation im Berichte, aufgeftellt hat. Es iſt ohnſtreitig 
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— das müffen wir befentien, — eine der ſchwierigſten 
Fragen, die Überhaupt zur Loͤſung vorliegen und wenn 
man bie verfhiebenften : Kirchenrechtslehrer, Kirchenver- 
faffungen oder Kirchenordnungen durchgeht, fo wirb 
man, wenn. man der Gefchichte ihrer Entftehüng nad 
geht, ſich Überzeugen, daß über dieſe Frage Überall viel- 
fach gezweifelt worden iſt. Alſo -in dieſer Beziehung 
vechtfertige ich felbft in meinem Sımerften"die mannig« 
fachen Zweifel, die die Majorität der Deputation aus. 
gefprochen "und in fehr vollftändiger, klarer Weiſe ent⸗ 
widelt hat. Wenn aber der geehrte Herr Referent jetzt 
nun zur weiteren Motivirung dieſet Anſichten insbeſon ⸗ 
dere, wenn id nicht irre, zwei Punkte hervorhob, ein 
wal namlich, daß er das Princip der Trenhung ber 
Kirche vom Staate gar nicht wolle oder doc) gar nicht fo 
durchgeführt wiffen wolle, daß man hier von befohderen 
politifchen und befonderen Kirchengemeinden. ſpreche und 
daß e3 ſich bei Weitem mehr um ein Ineinahderarbeiten, 
fo zu ſagen, diefer beiden erſcheinenden Gegenfäge handle 
und er dann hinzufügt, es wäre auch In diefer kirchlichen 
Angelegenheit eine gewiffe Klugheit zu beobachten, damit, 
wenn ich fo fagen darf, dad gute Princip mit dem böfen 
Principe verföhnt werde und damit nicht dad Unkirchliche 
provoeirt wurde und vieleicht uͤber das Kirchliche dad 
Uebergewicht erhielt, fo muß id doch in Beziehung auf 
den erften Punkt Folgendes erwähnen: Zuvoͤrderſt haben 
wir gefehen, daß fowohl im Entwurf, wie im Bericht der 
Deputation und auch in den Verhandlungen, bie bis jeht 
flattgefunden haben, doch immer von den meiften ber 
geehrten Sprecher ein fehr.entfchiedenes Gewicht darauf gelegt 
worden iſt — der Herr Referent felbft hat dies ebenfalls gethan 
— naͤmlich auf den geiftigen Einfluß, die geiftige Wirk 
ſamkeit, wenn ich fo fagen fol, des Kirchenvorftandes auf 
die Kirchengemeinde. Der geehrte Here Referent meinte 
jet, nach feiner perfönlichen Anſicht und den Erfahrungen, 
die er gemacht habe, glaube er nicht, daß das von irgend 
einer Bedeutung fein koͤnne. Da muß ich denn freilich 
fagen, daß ich für meine Perfon und ich glaube, ich würbe 
noch Manchen haben, der auf meine Seite träte, vollkom⸗ 
men ber entgegengefegten Anſicht bin. Ich habe allerdings 
die Ueberzeugung, ja ich darf hinzufügen, die Erfahrung 
nit ein Mal, fondern unendlich oft gemacht, daß, je 
kirchlicher gefinnt — im edlen und wahren Sinne bed 
Worts — Kirchvaͤter und Gemeindevorftände in Ger 
meinden gewefen find, defto größer in der Regel wenigſtens 
auch das Anfehen der Leute in ber: Gemeinde gewefen ift 
‚und wenn fie nicht unmittelbar darauf gewirkt haben, 
wirklich einen kirchlichen Sinn in ber Gemeinde zu ver⸗ 
breiten, fo ift das wenigſtens mittelbar geſchehen. Die 
leichtfinnigen Leute haben eine gewiffe Scheu davor; fie 
fürchten ſich etwas Unrechtes zu thun, etwas Unkirchliches 
zu äußern, eine unkirchliche Handlung zu begehen, denn 
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fie wiffen, der Kirchvater, der Gemeinbevorfland nimmt 
es ernft mit der Sache und auf diefe Weife ift der Ein» 
fluß wenigſtens mittelbar in vielen Gemeinden ſehr bedeu⸗ 
tend. Ich koͤnnte aus meiner eigenen, ſpeciellen Erfahrung 
ſchlagende Beiſpiele anführen. Freilich aber fege ich num 
eben voraus, daß die Wahl fo gefchehe, daß überhaupt 
die Möglichkeit gegeben wird für das Firchliche Element, 
ſich wirklich geltend zu machen und es führt mich dies eben 
darauf, daß in diefem Sinne eine Trennung der kirch⸗ 
lichen Gemeinde von ber politifhen angenommen werden 
muß. Ja, wie ber Here Superintendent Lechler, glaube 
ich, ganz richtig fagte, man will oben — und nament- 
lich will das der Deputationsbericht in verftärkterem Maaße, 
als der Entwurf — will oben das Kirchliche möglichft 
fgarf von dem Staate trennen und unten will man das 
Kirchliche mit dem Staatlichen zu vereinigen ſuchen. Ich 
glaube eben, man muß in beiden Fällen die rechte Mitte 
halten; man muß oben, wie ic) dad bereit3 vorhin gefagt 
habe, nicht von einer vollfiändigen Trennung im abftracten 
Sinn reden, fondern von einer Auseinanderfeung zwifchen 
Staat und Kirche und diefe Auseinanderfegung erfolgt 
aber hier, wenn wir die Wahl fo vornehmen, wie ber 
Entwurf es vorfchlägt, indem dann Jeder, auch Derjenige, 
der ſchon zu politifcher Vertretung gehört, mit wählen und 
gewählt werben kann, wenn er nur fonft nach Maaßgabe 
der Vorfchrift im Entwurfe dazu geeignet ift. Ich glaube 
daher, daß in: der That der Weg, den der Entwurf eins 
geſchlagen hat, berjenige ift, welcher der Kirche, dem Staate 
genügen kann und der überhaupt im Stande iſt, den gewählten 
Perfonen auch das Anfehen und das Vertrauen bei der 
Kirchengemeinde zu geben, dad ihnen allerdings zur Aus- 
Übung ihres wichtigen und ernften Berufes nothwendig iſt. 
Wenn ber geehrte Here Referent jagt, es gehöre auch Kluge 
heit dazu, um, eben nicht die Feinde ber Kirche etwa zu 
teigen, fonbern fie zu verföhnen, fo bin ich vollfommen 
feiner Meinung, daß dieſes Princip gewiß ein fehr ber 
achtenswerthes ift. Aber freilich hier handelt fichs eben 
darum, daß die Kirche auch wirklich ihre Feinde kennen 
lerne bei diefer Gelegenheit, wenn fie welche hat und daß 
diefe Feinde, wenn fie fonft wollen, auch mit wählen koͤnnen 
und da wird es ſich finden, ob das Kirchliche fo, wie ich 
es vorausfege, Uebermacht erhält oder nicht. Dies Ber- 
trauen habe ich und ich erfläre e3 ganz offen und Tann es 
nach den Erfahrungen, die ich namentlich in den letzten 
Jahren gemacht habe, dies Vertrauen hege ich zu den Ge⸗ 
meinden, daß fie mit großem Exnfte in dem Sinne, wie 
es der Here Dr. Lechler erwähnte, zu Werke gehen wer 
den, wenn es ſich um eine fo ernfle Wahl, wie es die 
eines Kirchenvorſtands ift, Handelt, Ich hoffe, daß die Ber 
forgniffe, die von manchen Seiten und namentlich auch 
im Deputationdberichte. aufgeftellt worden find, werden zu 
Schanden werden an dem Firhlichen Sinne, der fih in 
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Sachſen feit längerer Zeit und in der meueren Beit noch 
mehr als früher gezeigt hat. Was insbefondere den An« 
trag des Herrn Bürgermeifters Koch betrifft, fo ift er im 
Weſentlichen ganz dem entſprechend, was die Regierung 
felbft gewünfcht hat. Auch fie will durchaus Feine Unis 
formität in dieſen Dingenz fie will moͤglichſt Rückſicht 
nehmen auf örtliche Verhaͤltniſſe. Wir Haben uns fehr gut 
vergegenmwärtigt, daß in größeren Städten und Parochien 
überhaupt die Wahl mit mannigfachen Schwierigkeiten zu 
kaͤmpfen haben wird. Es mwiürbe aber allerdings der Er 
waͤgung bedürfen, änwieweit, wie ſchon der Dr. Lechler er—⸗ 
wähnt hat, allgemeine Grundfäge feftgeftellt werden koͤnnen, 
die ftatutarifch für bie einzelnen Orte näher zu begrenzen 
feien? Man hat, meine Herren, fo viel davon gefprochen, 
daß die Wahlen große Noth und Mühe machen würden; 
daß es Überhaupt beflagenswerth fei, neue Wahlen ins Leben 
zu rufen. Sch gebe zu, daß es nicht wuͤnſchenswerth iſt, 
Wahlen auf Wahlen zu häufen und der größte Theil der 
Gründe, den die Deputation in ihrem Bericht aufgeftellt 
hat, find allerdings überhaupt gegen’ jede Vervielfältigung 
und Vermehrung ber. Wahlen gerichtet. Auf der andern 
Seite gebe ich aber doch zu erwägen: es iſt die-erfte eins 
greifende Thaͤtigkeit, die einmal bie Gemeinde fuͤr 
ihre kirchlichen Angelegenheiten entwiceln fol, Sollten 
wir denn wirklich da fo ängftlich fein, nicht zu verlangen, 
daß in diefer Angelegenheit eine Gemeinde zum erften 
Male eine felbfteigene Thätigkeit zeigen fol? Ohne dieſe 
felbfteigene Thaͤtigkeit geht's freilich nicht und mehrere ger 
ehrte Herren haben ja neulich felbft bemerkt: dadurch eben 
wiirde erft ein neues Leben in bie Gemeinde fommen, rechtes 
Intereffe für die Kirche und alfo auch nach und nach der 
rechte firchliche Sinn. Allerdings bin ich in dem Punkte mit 
dem Herrn Referenten’ volftändig einverftanden, wenn er 
im Bericht an irgend einer Stelle fagt: man dürfe ſich 
nicht in Idealen herumdrehen. Glauben Sie mir, id bin 
davon feft Überzeugt, daß man nicht annehmen dürfe, es 
werde nun gleich, wenn ein Kirchenvorftand erwählt fei, 
mit dem kirchlichen Sinn in der Gemeinde beffer fichen. 
Nein! Aber anfangen müffen wir; erzogen werben foll die 
Gemeinde und dazu wird allerdings nach und nad) der 
Kirchenvorſtand, auf rechte Weife von der ganzen Gemeinde 
gewählt, weſentlich mit beitragen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich fege voraus, daß der 
Her Superintendent Dr. Lechler zur Widerlegung fprechen 
will. Zu dieſem Zwecke gebe ich ihm das Wort. 


Superintendent Dr. Lech ler: Ich wollte nur Weniges 
bemerken über das, was ber Herr Referent angeführt hat 
vom „Sefammtwillen im Staate und in ber Kirche, Es 
iſt nit meine Senten;, die id) vorhin ausgefprochen habe, 
fondern die eines geehrten früheren Mitgliedes diefer Kams 
mer. Darin hat allerdings der Herr Referent meinen 
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Sinn volftändig getroffen, daß ich von einer Ochlofratie 
Nichts wiffen will. Wenn ich alio etwas Wahres in biefer 
Sentenz finde, fo ift der Gefammtwille nach Toyaler und 
couftitutioneller Denkungsart, die ih in mir frage, nicht 
anders zu verſtehen, als daß die koͤnigliche Staatöregierung 
mit den Ständen, die dad Land vertreten, den Geſammt ⸗ 
willen ausfpricht. 

Oberhofprediger Dr. Ciebner: Unter dem Eindrucke 
beffen, was biöher fiber diefe fo wichtige und ſchwere Sache 
geſprochen worden ift, iſt es boppelt ſchwer, weiter darüber 
zu reden. Sch will vor allen Dingenefür Einiges, was 
ich zu fagen habe, damit beginnen, daß die Erörterungen 
des ‚Herrn Vicepräfidenten allerdings einen fehr ernften 
Eindrud auf mich gemacht haben und ich geftehe, daß die 
Bedenken, die er aufgeftellt hat, allerdings fehr beachtens⸗ 
werth find, Dennoch aber muß ich fagen, haben fie mich 
aud der Stellung nicht herauszubewegen vermocht, die ich 
von vorn herein zur Sache nach befter Ueberzeugung ein 
genommen habe. Das, was die geehrten Herren Dr. Lehe 
ler und Dr. Koch gefagt haben, ift im Weſentlichen von 
folcher Bedeutung, daß man ſich der Subſtanz des von 
ihnen Gefagten nicht wird entziehen können. Es hilft nun 
einmal nichts, meine hochgeehrten Herren, wir müffen einen 
Anfang machen und dies ift der Anfang. Etwas Neues 
muß gefchehen. Es ift gar nicht zu leugnen — Sie wife 
fen, in welchem Sinne ich dies fage und nur fagen kann — 
es ift ein wirklicher Nothſchrei der Gemeinden oder vielmehr 
der Gemeinde in den Grmeinden, „mehr zur Bethätigung 
in kirchlichen Dingen zu gelangen”, was in unferer Iuthes 
rifchen Kirche viel zu lange verfäumt worden iſt. Iſt das 
fo, nun wohlan, fo muß das aud auf kirchüichem Wege 
geſchehen und man muß nicht einen Anfang maden, der 
andererſeits wieder fein Anfang wäre. Grlauben Sie mir 
noch zu fagen, daß die allgemeine Stimme der Geiftlichen, 
der Männer, die am allerſchwerſten mit biefem Anfang zu 
hun haben werden und mit dem neuen Kirchenvorftande, 
gerade ſich für den Firchlichen Wahlanfang ganz beftimmt 
erklärt hat. „Ja, es muß nun endlich dazu gefchritten 
werden, ſich einer kirchlichen Wahl zu unterziehen”. Das 
haben mir fo manche Geiftliche gefagt und die kennen doch 
ihre Leutez fie wiffen, was fie von ihnen zu fürdten, was 
fie von ihnen zu erwarten und zu hoffen haben. Ich 
möchte wohl fagen, diefer Punkt, diefer Anfang der kirch- 
licpen Gemeinbevertretung in das Schönfte des ganzen Ente 
wurfs. Es liegt darin ein fo edles und gutes Vertrauen 
ausgeſprochen, daß ich nicht wuͤnſchte, daß es auf irgend 
eine Weiſe durch Ablehnung gebrochen würde. Wenn es 
nicht mißverftanden wird, fo möchte ich fagen, es wäre dies 
Letztere fat fo, wie wenn Semand, der ſich verloben will, 

von feiner geſuchten Braut den Korb erhält. * Es ift ein 
Überaus zartes und Heiliges Verhältniß, das Werhältnig, 
das bier ben Gemeinden dargeboten wird. Jedoch es iſ 
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mir ‚bei dem Geſpraͤch Einiger in der Kammer nicht möge 
lich, weiter zu ſprechen. 

Präfident v. Schönfeld: Meine Herren! Ich bitte 
um Ruhe! Der Here Oberhofprediger hat ſoeben feinen 
Vortrag deswegen gefchloffen, weil zu laut geſprochen wird 
in der Kammer. Ich moͤchte wünfgen, daß die Ruhe 
wieder hergeftellt werde. Ih bitte nun, da dies der Fall 
ift, den Herrn Oberhofprebiger, in feinem Vortrage forte 
zufahren. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Man hat gefagt, daß 
es dem Pfarrer große Mühe machen werde, mit biefer 
Sache zu verfommen. Ich glaube nicht. Wo irgend ein 
lebendiger Pfarrer ift, einer, der wahrhaft in feinem Berufe 
ſteht und deſſen Herz und Seele glüht für feine Gemeinde, 
nun da bildet fi) ganz von felbft eine gewiffe Zahl von 
Gemeindemitgliedern, die der geiftlihen Thätigkeit in ger 
wiffen Momenten der Seelforge und der aͤußern Verwals 
tung ber Gemeinbeangelegenheiten zur Hand gehen, Was 
nun fo bisher blos ſporadiſch und zufällig geſchehen ift, das 
foll eine Form befommen, und wo es noch nicht da war, 
fol es durch eine Form hervorgelodt und eingeführt were 
den. Das liegt im Vorfchlage ded Entwurf. Namente 
lich möchte ich auch das betonen. Ich weiß aus Vieler 
Erfahrung und aud aus eigener in früherer Zeit, daß folde 
Verhältniffe, gerade wo fie ſich ſchon von felbft gebildet 
haben, die ſchoͤnſten und fegensreichften find, daß fie da 
gleihfam einen natürlihen Stamm bilden fr den Kirchene 
vorftand. Diefe Verhältniffe nun haben eine Gefchichte 
und wo nur in unferer Landeskirche gute Geifiliche find, 
da, ich bin überzeugt, giebt es eine folche Gefchichte. Diefe 
Geſchichte follte nicht gebrochen werben. Das wuͤrde aber 
leicht gefchehen durch den Vorſchlag der Majorität der Der 
putation, während durch den Entwurf und feine Gedanken 
diefe Geſchichte nur im die rechte Bahn gelenkt wird. 
Was den Antrag ded Herrn Bürgermeifterd Koch betrifft, fo 
hat er, wie ſchon angedeutet, eine gewiffe Wahrheit. 
Nur bedarf er durchaus näherer Beftimmungen, nament« 
lich wird er für größere Städte gelten. Was den andere 
weiten Punkt anlangt, die 40 Jahre, fo ift von Herrn 
Buͤrgermeiſtet Koch fehr Ernſtes und gewiß ſehr Anerken⸗ 
nenswerthes geſprochen worden. Ja, bei Vielen, er hat es 
aufrichtig und ehrlich ausgeſprochen, kommt eine kirchliche 
Reife vor dieſem Alter kaum. Aber man muß auch fagen, 
es giebt eine Zahl und dieſe Zahl waͤchſt in der gegenmwärs 
tigen Zeit, die ſchon früher zu kirchlichen Intereffen und 
Sweden durch die ganze Entwidelung ihres Lebens hinge⸗ 
führt werden und darin reifen. Es wäre ein großer 
Schade, wenn diefe nun durch ihr blofes Alter von ber 
gemeindekirchlichen Vertretung ausgeihloffen würden. Es 
Tann gerade durch Solche in den Gemeindekirchenſtand ein 
friſches, anregendes, ich möchte fagen, jugendliches, ber 
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wegliches Element hineinfommen. Ich möchte in der That 
wuͤnſchen, daß man doch von einer höhern Altersbeftimmung 
abginge. 

Bürgermeifter Müller: Wie bei der vorliegenden hoch ⸗ 
wichtigen Angelegenheit fhom mehrmals der Fall war, fo 
iſt es auch gegenwaͤrtig der Fall, daß ich mit den Anfihten 
meines Golegen aus Leipzig mich in Harmonie befinde. 
Was derfelbe angeführt hat, muß ich in den meiften Punk: 
ten zu meiner Anſicht machen und es ift nicht nöthig; daß 
id) daruͤber mich weitläufig verbreite, vielmehr nur kurze 
Andeutungen mache. Go heterogen e3 auch klingen mag, 
wenn man fagt, e8 habe über den vorliegenden Gegenftand 
ſowohl die Minorität als die Majorität recht, fo iſt es bei 
näherer Betrachtung doch der Fall. Es kommt nur auf 
den Standpunkt an, von welhem aus man das Urtheil 
abgiebt, Stellt man ſich lediglich auf den praftifchen 
Standpunkt, fo hat gewiß die Majorität recht, insbefondere 
in Bezug auf größere Gemeinden. Denn daß das Wahl« 
verfahren, wie es nad) dem Entwurf eintreten foll, in vieler 
Beziehung mit großen Schwierigkeiten verbunden fein wird, 
insbeſondere bei größeren Parochien, das kann einem Zweifel 
nicht unterliegen. Weiß man, wie es bei anderen Wahlen 
vorkommt, kennt man aus Erfahrung, mit welchen Schwierig» 
Reiten da zu kaͤmpfen ift, fo wird man das zugeben mit 
Selbſt da, wo Wahlliſten aufgeftelit werden, kommen häufig 
mehrfache Schwierigkeiten vor, geichweige wo dies nüht 
der Fall ift, wo alfo, felbft bei jeder größeren Gemeinde der 
Wahlausfchuß ganz genau mit den Perfönlichkeiten ber 
einzelnen Wählenden vertraut fein fol. Es wird bei 
größeren Gemeinden wohl kaum möglich fein, die Wahl an 
einem Tage zu Stande zu bringen; es werben mehrere 
Tage dazu erforderlich fein. Es werden bei einer ſolchen 
Wahl während mehrerer Tage Umzüge aus einer Parochie 
in die andere flattfinden und ähnliche Hinderniffe werben 
ſich zeigen. Betrachtet man dies Alles, fo wird man ſich 
fagen müffen, die Majorität hat Recht; denn nach ihrem 
Vorſchlag find wir über alle ſolche Schwierigkeiten hinweg. 
Es hat aber auch die Minorität reht, wenn man ſich 
lediglich auf den Standpunkt des Principes ſtellt und ich 
meinerfeits Bann, nachdem ich mehrfach angedeutet, Daß ich 
für die größtmögliche Autonomie der Kirche bin, in biefem 
Punkte mic) nur für die Anſicht der Minorität und für 
den Geſetzentwurf ausfprechen. Fragt man nun, ob ed 
nicht irgend einen Vereinigungspunft gäbe, fo glaube id) 
doch, daß ein folder in gewiffer Hinficht durch den Antrag 
meines geehrten Herrn Collegen aus Leipzig angedeutet fei. 
Wenn in diefem Antrage dad Hauptprineip nur als Regel 
aufgenommen wird, fo glaube ich, würde dadurch vielfach 
gewonnen. Es wäre dad Princip im Algemeinen im Ge 
feße gewahrt und doch hätte jede Kirchengemeinde es in 
der Hand, ausnahmsweife localſtatutariſch zu beftimmen, 
was für fie das Beſte iſt. Es würde auf biefe Weiſe 
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auch das nicht geradezu ausgefchloffen, was die Majorität 
beabfichtigt und was namentlich in fo trefflicher Weife vom 
Heren Referenten vorhin ausgeführt worden iſt, daß nament⸗ 
li) nit etwa blos formelle Gründe die Majorität beftimmt 
haben, fondern auch jehr wichtige materielle. Es läßt ſich 
recht gut denken, daß eine Kirchengemeinde den von ber 
Majoritaͤt vorgefchlagenen Wahlmodus als den für fie ans 
gemeffenften und paffendften bezeichnet. Menn bie gefammte 
Kirchengemeinde ihren Willen in diefer Weile außs 
fericht, fo ift eben Einhelligfeit in der Anſicht vorhanden. 
Ich follte daher meinen, daß, wenn in biefer Hinficht der 
Herr Antragfieler feinen Antrag noch irgendwie vervolls 
ſtaͤndigte, auch die Anſicht der Majorität einigermaagen 
getroffen werden koͤnnte. Wohl würde es vorkommen, daß 
dann eine Verſchiedenheit in einzelnen, Orten ſich zeigte; 
aber es würde auch Nichts zu bedeuten haben, daß eine 
Verfhiedenheit in dem Einzelnen vorliegt, weil cben bie 
Verhaͤlt niſſe verfchieden find, wenn nur in der Hauptfache 
nicht Verfehiedenheiten vorhanden find, d. h. wenn nur der 
Wille der ganzen Gemeinde ſich durch die Wahl zu Tage 
legt. Ob der Wille der Kirchengemeinde fpäter in einzel» 
nen Fällen durd Befragung jedes einzelnen Mitgliedes 
erforfcht wird oder durch einzelne beauftragte Mitglieder, 


durch befondere Vertreter, felbft durch die politiihen Ver— 


treter, dies kann meiner Anſicht nach nicht den Ausſchlag 
geben. Im Bezug auf den Satz, den mein geehrter College 
aus Leipzig ferner aufgeftellt hat, daß er ſich nämlich mit 
der Dispenfation vom Alter nicht einverftanden erklären 
Bönne, muß ic ihm aud) beiftimmen. Dispenfationsrechte 
dürfen nur feftgefegt werden, wo eine unbedingte Noths 
wendigkeit es erfordert. In diefer Beziehung find wir 
aber auch im Einklange mit unferer gechrten Deputation, 
welche ebenfalls vorfchlägt, daß der betreffende Sat in 
Wegfall komme. In Bezug auf dad Wahlalter möchte 
ich zwar bemfelben ebenfalld beitreten; denn id) muß mid) 
vollftändig für feine Motiven erflären; aber bie vielfachen 
praftifchen Bedenken, welche erwähnt worden find, beſtim⸗ 
men mich doch, daß ich mich in diefem Punkte ber Depu⸗ 
tation anfchließe. 


Kammerherr dv. Zehmen: Die Majorität der Depu— 
tation unterſcheidet fi von der Minderheit derfelben und 
den Vertretern des Gefegentwurfs theils durch eine ganz 
verſchiedene theoretifhe Auffaffung ber vorliegenden 
Frage, theild und weſentlich durch eine ganz verſchiedene 
Anſchauung über das praktiſch Mögliche und Zweckmaͤßige. 
Die geehrte Minorität und diejenigen Herren, welde für 
diefelbe bis jegt das Mort ergriffen haben, feinen mir 
nämlich von einem ziemlich idealiftifchen, abftracten Begriffe 
des Kirhenganzen, bes Kirdhengemeindeganzen, wieman 
es zu nennen pflegt, und des Verhältniffes ber Parochial- 
gemeindevertretung durch ben Kirchenvorftand, wie er be= 
gründet werden foll, auszugehen. Nach der Anfiht der 
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Majorität aber iſt die Kirche unferes Landes, ift bie ein: 
zelne Kirchengemeinde in ihm nicht ein abſtracter Begriff, 
fondern fie iſt eine conerete Genofſenſchaft. Durch 
die Geſchichte eines Landes, durch unſere Neformationds 
geſchichte, durch Sitten, Gebräuche, ſelbſt örtliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe hat ſich ſowohl die Kirche eines Landes, als wie die 
einzelne Parochialgemeinde zu einem concreten Weſen aus: 
‚gebildet. Gerade diefe Eigenthümlichkeiten einer Kirchen: 
gemeinde müffen aber naturgemäß vorzugsweiſe berüdich- 
tigt werden bei Feſtſtellung ihrer Vertretung... Durch Ein - 
mifhung abftracter Anfhauungen in ſolche Fragen, die 
vor allen Dingen eine practiſche Erledigung bedürfen, hat 
man im öffentlichen Leben noch nie etwas Gutes gefchaffen. 
Man legt dann, um ein Beifpiel zu nehmen, welches einer 
der geehrten Herren vorhin gebrauchte, nicht ſowohl einen 
ſchiefen Grund, fendern man legt gar feinen Grund; man 
baut in die Luft? und erft nad) vielen Mühen und Käm: 
pfen wird die praftifche Erfahrung wieder auf das Nichtige 
und Zwedmäßige zurheführen müſſen. Ich kann auch 
die Bezugnahme auf die Einrichtung anderer Länder und 
Landeskirchen, die voh einem der geehrten Redner voranz 
geftellt wurde, nicht für unfere Verhäftniffe als ohne Weir 
teres zutreffend anerfennen. Ueberhaupt treffen folche Ber 
gleichungen felten zu, weil die conereten Verhältniffe der 
einzelnen Kirchen und Kirchengemeinden zu verſchieden find 
und fie in ihrer Sufammenfegung und Entwidlung einen 
ganz verfchiedenen Gang durchgemacht haben. Wir, die 
Mehrheit der Deputation, unferer Seits haben geglaubt, daß 
wir die einzelnen Gemeinden, die eine Parochie bilden, als 
organifche ‚lieder ber Gefammtgemeinde auffaffen 
muͤſſen; wir haben deshalb vorzugsweife auch die Vertre— 
tung der einzelnen Ortögemeinden in der Kirchengemeinde 
beruͤckſichtigt wiffen wollen als einzelner felbftändiger Theile 
der Parochiez fo fann man fie hier nur als ſolche bei 
der Fefiftellung der kirchlichen Vertretung in Betracht 
ziehen; ja aber man muß fie auch als folche in Betracht 
ziehen. Daher find wir, die Majorität, auch zu der Anz 
ſchauung gefommen, daß Feine allgemeine Regel für die 
Vertretung der Kirchengemeinden als allgemein guͤltige 
Norm aufzuftellen, ſondern vorzugsweiſe der ſtatutari— 
ſchen Regelumg die Feſtſtellung der Zahl der Kirchenvor⸗ 
ſtandsmitglieder ſowohl, als ihre Zuſammenſetzung zu übers 
laſſen ſei. In dieſer Hinſicht möchte ich dem Herrn Bur⸗ 
germeiſſer Koch namentlich entgegenhalten, daß er eigentlich 
vielmehr auf ber Seite der Majorität der Deputation zu 
ſtehen ſcheint, als auf der Seite der Minorität. Ich 
wenigftend möchte ebenfalls, was fchon vom Herrn Refe⸗ 
renten erinnert worden iſt, dem Geſetzentwurfe den Vor⸗ 
wurf machen, daß derſelbe die organiſchen Verſchiedenheiten 
der einzelnen Kirchengemeinden in Bezʒiehung auf die Feſt⸗ 
ſtellung der Grundſaͤtze der Vertretung derfelben nicht ge⸗ 








nügend berkikfichtigt hat. Die Anſicht, welche die Major 
ritaͤt in dieſer Hinficht aufgeftellt hat, findet ſich auch viel- 


fach im Berichte der Deputation der Zweiten Kammer 
gleichmaͤßig beruͤckſichtigt und in der Hauptſache begegnen 
ſich die Anſichten, obſhon doch auch Manches dort einge 
floſſen iſt, was ich nicht unterſchreiben koͤnnte. Nament⸗ 
lich kommt die Anſicht der Deputation der Zweiten Kam: 
mer in ihrem Berichte auf eine Anſchauung hinaus, der 
ic) entgegentreten möchte. Dort geht man allerdings 
foweit, daß man verlangt, es folle bei Feftftelung der Ber 
tretung der Kirchengemeinde nach dem DVerhältniffe der 
Bevölkerung vorgegangen werben, zumal bei Anlagen und 
Beduͤrfniſſen die größere Bevölkerung auch bie größere Laſt 
zu fragen habe, Dies halte ich thatfächlich nicht für überat 
richtig; denn Jeder, ber die Verhältniffe etwas näher ins 
Auge faßt, wird zugeben muͤſſen, daß häufig 24 Häufer nicht 
foviel beitragen, als wie ein Bauergut, und ic) weiß aus 
eigener Erfahrung, daß ich von dem Gute, mo ich wohne, 
mehr zu ben kirchlichen Beduͤrfniſſen beizutragen habe, als 
die ganze irbrige Gemeinde, obgleich fie uͤber 300 Köpfe 
zählt. Ueberhaupt ſcheint mir mit biefem Kopfwahlſyſtem, 
welches man in die Kirche einzuführen beſtrebt iſt, ein fehr 
bedenkliche Vorfchritt gethan zu werben. Da, wo con 
feffionelle Unterſchiede vorwalten, wo die ftädtifchen Bars 
haͤltniſſe eine befondere Berückſichtigung verdienen, wird 
allerdings durch Statuten nachgeholfen werden müffen. Im 
großen Ganzen glaube ich aber, Hat unfere jetzige kirchliche 
Vertretung, wie ich früher bereits gefagt habe, auf einer 
richtigen praftifchen Grundlage beruht und den wirklichen 
kirchlichen Gemeindeverhältniffen entfprochen, weshalb auch 
diefe Grundlage für ihre weitere Ausbildung nur einer ge 
vingen Nachhülfe bedarf, feineswegs hat man aber Urſache, 
deshalb auf ein neues Syſtem überzugehen. Man hat 
allerdings unfere jetzige kirchliche Gemeindevertretung für 
ungenügend bezeichnet; man hat behauptet, fie fei ungeeignet, 
überhaupt als kirchliche Vertretung angefehen zu werden, 
weil die einzelnen Mitglieder berfelben nicht ausdrüdlid. 
für kirchliche Zwecke gewählt werden. Auch dies ift that: 
ſaͤchlich nicht ganz richtig. Ich will davon abfehen, daß tie 
Städteordnung den Stadtverorbneten nur probiforifch die 
Vertretung der kirchlichen Angelegenheiten in den Städten 
überweilt; ober nach dem Geſetze vom Jahre 1855 über bie 
kirchliche Vertretung ter Landgemeinden ift entſchieden ſchon 
den Gemeindevertretern der einzelnen Ortögemeinden bit 
Vertretung der Kirchengemeinde mit überwiefen worden in 
Gemeinfhaft mit den zu einer Gemeinde nicht zugehörigen 


‚Gütern, den Nittergütern. Jede Gemeinde, wenn fie einen 


Gemeindevorftand wählt, weiß, daß fie auch zugleich in ihn 
ihren firhligen Vertreter wählt. Der Gemeindevorftand If 
nicht blos der Gemeindevertreter in politiſcher Beziehung 
fondern auch der für die Gemeinde gewählte Vertreter ſut 
die kirchlichen Verhaͤltniſſe. Ebenſo weiſen auch die fird“ 
Eichen Gefege, namentli die Kirchenordnung, auf die 
Herbeizichung der Gemeindeaͤlteſten hin. Diefe Gemeinde 
älteften waren weiter nichts, al die Kirhbäter, und De 
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früheren Dorfrichter und Gerichtsſchoͤppen, an deren Stelle 
jegt die Gemeindevorftände gefreten find. Ja bei einem der 
wichtigſten innern Acte des kirchlichen Lebens, welden die 
Kirche in der neuern Zeit begangen hat, nämlich bei der 
vor einigen Jahren abgehaltenen Kirchenvifitation, find 
altenthalben die Gemeindevorftände ald bie jegigen Vertreter 
der kirchlichen Gemeinde auch für die inneren Angelegenheiten 
der Kirche als vollkommen berechtigte Vertreter beigezogen 
und von ber Kirche anerfannt worden. Ebenfo haben die 
felben auch für die Kirchengemeinde bei Pfarrbefegungen 
ihr Votum abzugeben gehabt. Diefelben find fonach von 
der oberften kirchenregimentlichen Behörde allenthalben als 
rechtsgultige Vertreter anerkannt. Man fpricht foviel von 
politifhen Gemeinden. Was enthalten fie denn aber fo 
ſchrecklich Unkirchliches? Was find fie den eigentlih? — 
Sie find nichts Anderes, als die Vereine der Einwohner 
eines Ortes und bilden felbft wieder die Kirchengemeinde. 
Ich Tann alfo nicht zugeben, daß wir jest eine kirchliche 
Vertretung nicht gehabt hätten oder daß fie fo mangelhaft 
gewefen fei, daß wir durchaus zu einer ganz anderen Grunds 
Tage übergehen müßten. Ich gebe zu, daß allerdings noch 
einige Luͤcken auszufüllen fein werben, aber es ift nicht noth⸗ 
wendig, deshalb die jegige Baſis ganz zu verlaffen. Ich 
halte aber auch die Vorlage, die der Entwurf dafür bietet, 
weder für praktiſch zweckmaͤßig, noch überhaupt für 
ausführbar. Erſtlich wird in’ die Gemeindevertretung 
hinein ein neues Organ für die Kirche gefhoben, welches 
außer'allem Bufanmenhange ‚mit der politifchen Vertretung 
ſteht und doch laſſen ſich die kirchlichen Verhaͤltniſſe that« 
faͤchlich von den Gemeindeverhaͤltniſſen nirgends vollftändig. 
wirklich trennen. Es werden Neuwahlen nöthig werden 
nad) einem Syſtem, was in größeren Gemeinden thatſaͤchlich 
unausführbar iſt. Es genügt nicht, daß die Minorität in 
ihrem Gutachten fagt, es werde in Heinen Gemeinden ger 
nuͤgen und-in großen Stabtgemeinden würde durch Statut 
nachjuhelfen fein. Aber wenn wir ein Geſetz machen, dann 
müffen wir doch ein Geſetz fo machen, daß es für alle Fälle 
ausführbar ift. Wie es bei größeren Gemeinden, namentlich 
auf dem Lande, werden fol, darüber ſchweigt die Minorität. 
Als einen blofen Itrihum im Gutachten der Minorität muß 
ich es bezeichnen, wenn darauf Bezug genommen worben 
iſt daß die Magiftrate die Kirchenvorſtaͤnde nach der Anficht 
der Majorität wählen follten; daran haben wir nicht ger 
dacht. Nach unferer Anficht würde «8 in den Städten der 
größere Bürgerausfhuß, in Dresden und Leipzig, wo er 
nicht befteht, die Stadtverorbneten fein; auf dem Lande die 
Gemeinderäthe und in Kleinen Gemeinden, wo Feine Ge 
"meinderäthe find, die gefammte Gemeinde. Nach dem Ent- 
wurfe ſoll der Pfarrer bie ganze Wahlhandlung leitenz er 
fol, während er vor dem Xltare fteht, mit wenigen Wahl- 
gebülfen entfcheiden, ob der Hereintretende wirklich ftimms 
berechtigt ſei. Er ift baflr verantwortlich gemacht, daß 
‚Keiner mitftimme, ber nicht ftimmberechtigt ſei; es fol dar⸗ 
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nad) ferner ausdrücklich bie Majorität Feftgeftellt werden und 
nun frage ich, wie bei dem aufgeftellten Syſteme es moͤg⸗ 
lich fein fol, diefen Wahlmodus in irgend einer größeren 
Gemeinde durchzuführen? Mir fcheint dem Pfarrer eine 
Stellung angewiefen zu fein, ber er nicht genuͤgen kann. 
Nach unferer Anficht dagegen würde der Kirchenvorſtand 
mehr ein Ausſchuß der Gemeindevertretung und von ihr 
gewählt werden und in einem organiſchen Bufammenhange 
mit der Gemeinde bleiben. Es liegt nahe, daß auf dieſe 
Weiſe namentlich alle die außerdem unvermeidlich entftchen« 
den Reibungen zwifchen dem Kirchenvorftande und der Ge— 
meindeverfretung vermieden werben; daß alfo durch dieſes 
Verhältnig auch das gute Einvernehmen in Beziehung auf 
kirchliche Angelegenheiten bewahrt wird. Im Ganzen aber 
muß ich doch die hochgeehrten Herren bitten, vor allen Dingen 
in Betracht zu ziehen, felbft wenn man das Syſtem des 
Entwurfed annehmen wollte, welches Material man hat 
für die Zufammenfegung des Kirchenvorftandes? In der 
Hauptſache Fein anderes, als für die Wahlen der politifchen 
Grmeindevertretung. Man wide alfo in der Hauptfache 
auch Nichts weiter, Feine andere Zufammenfekung erzielen; 
es werden diefelben Hauptfirömungen wieder hervortreten, 
die bereit8 durch die politifchen Wahlen in den einzelnen Ge⸗ 
meinden dargelegt und erreicht wurden. Im großen Ganzen 
genommen, vereinigen die Vertreter der politifchen Gemein« 
den doch bereitd die fähigften und geeignetften Leute in fich, 
die die Gemeinde befigt, mindeſtens kann ich mich der Hoff 
nung nicht hingeben, daß dur die Kopfzahlwahl 





ſicherer die tugenbdhafteften, vortrefflihften und 
geſchickteſten Leute herausgefunden würden. Ueber 
diefe Anſchauung find wir denn doch wohl durch die Erfahs 
rung hinweggefommen. Aus dem Grunde hat mich auch ber 
zweite Theil des Koch'ſchen Antrages nicht angefprochen. 
Wenn Sie den Kirchenvorſtand auf diefes Kopfwahlfyften 
gründen wollen, fo wird biefes alle feine Schattenfeiten 
aud in die Kirche übertragen. Das Syſtem des Entwurfes 
ſcheint ferner nach meiner Weberzeugung die Kirche in ihrer 
Grundlage vollftändig von dem Staate trennen zu ſollen z 
er trennt fie, indem er die Kirchengemeinde organifch ganz 
von den Gemeindeverhältniffen Losreißt und das Syſtem 
einer ganz gefonderten kirchlichen Gemeinbevertretung hin⸗ 
ſtellt, als ob Gemeinde und Kirche einander Nichts mehr 
angingen. Ich muß aber darin dem Herrn Referenten beis 
treten: es liegt darin eine fo fhroffe Trennung des Stans 
tes von ber Kirche und der Kirche von dem Staate, daß 
dadurch die Baſis gewonnen wird, die Kirche zu einem 
Staate im Staate zu machen und wenn Sachen bis jetzt 
in Beziehung auf feine firchlichen Verhäftniffe ald Beifpiel 
aufgeführt worben ift, und alle die gechrten Herren gaben 
vorhin hierüber ein beredtes Zeugniß, fo follte uns das 
doppelt bedenklich machen, die Grundlagen unferer Firch- 
lichen Berfafung aufzugeben. Sie haben uns den cons 
feffionelen Frieden bie jetzt erhalten und die Kirche ift das 
54% 
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bei nicht zu kurz gefommen. Mögen doch Lieber Andere 
unfere Einrichtungen nachahmen und den Vorzug in kirch - 
tigen Dingen nach franzoͤſiſchem Mufter, „an der Spitze 
der Givilifation zu marſchiren“, will ich gern Anderen über: 
laſſen. Wird aber durch) die Annahme des Entwurfes Über 
die kirchliche Gemeindevertretung die Kirche wirklich vom 
Staate getrennt, dann ift aud das Grab für den kirch⸗ 
lichen Frieden in der Kirche und zwiſchen ber 
Kirche und dem Staate gegraben, wenn man auch 
in der zu idealen Auffaffung und in der wohlmeinenden 
Abficht, welche den Beftimmungen des Entwurfes und den 
Anſchauungen ber Minorität zu Grunde liegt, diefes Grab 
jest mit Blumen überftreutz aber diefe Blumen werden 
welfen. 
Staatöminifter v. Falkenſtein: Diefe ideale Ans 
ſchauung, die eben in den legten Worten des Nebners 
. ganz gegen feine Angabe, daf er nur das Praktifche hervors 
hebe im Gegenfage des Idealen, Tiegt, nöthigt mich aller 
dings zu der Bemerkung, daß die Regierung weder ihm 
auf diefen idealen Standpunkt folgen Tann, aber ebenfor 
wenig fi) auf-den, welchen er den praktiſchen nennt, auf 
den gar zu dürren Standpunkt, der fi) blos in den ganz 
gewöhnlichen Verwaltungsangelegenheiten in kirchlicher Be⸗ 
sichung zu beftärken ſcheint. Won einem folchen Geſichtspunkte 
ſcheint naͤmlich Herr v. Zchmen ausgegangen, wenn er 
fagt: Unfere Vertretung im der Kirche fei ſchon vorhanden; 
es fei nicht nöthig, daß etwas Neues gefchaffen werde; wir 
hätten das gefehen bei ber Kircenvifitation, wo die Ver 
treter ber Gemeinde ſelbſt von der Regierung als die ber 
zeichnet worben wären, die die Kirche vertreten und bad 
hätten wir auch gefehen bei dem Nachtrag zum Parochiale 
geſetz, welches geradezu bie politifchen Vertreter als Kirchen 
vertreter einfeht. In der Testen Beziehung ift er wohl 
einigermaaßen im Irrthum; denn es handelt ſich dort blos 
um die Vertretung in Parocialangelegenheiten, aber nicht 
um bie Vertretung ber Kirche in dem Sinne, wie der Ents 
murf fie angedeutet. hat und wie byreits in der Kammer 
wiederholt ausgeſprochen worden if. Was aber bie Kirchen- 
vifitation betrifft, fo wird er ſich noch erinnern, daß wir 
und keineswegs babei beruhigt haben, blos die politiſche 
Vertretung herbeizuziehen, fondern daß die Vifitationsord- 
nung ausdrüuͤcklich die Beftimmung enthält, daß die ſaͤmmt⸗ 
lien Hausvaͤter in der Gemeinde zugezogen werben 
möchten und ich Tann erflären, daß diefe Beftimmung in 
den Gemeinden und zwar in ben meiften Gemeinden, fehr 
viel Beifal gefunden hat und daß auf dem Dörfern ins ⸗ 
befondere die Zahl der anwefenden Hausvaͤter gerade in der 
Regel eine fehr bebeutende gewefen iſt. Aber auch in.ben 
Städten, wo ſich die politifchen Vertreter fehr wenig, viel⸗ 
leicht auch gar nicht betheiligt haben, waren die Hausväter 
in großer Anzahl anwefend und find mit Freuden ben Bes 
ſprechungen, den Ermahnungen und Bitten der Geiſtlichen 
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gefolgt, die dabei ausgeſprochen wurden. Wenn ferner 
bemerkt wurde von dem geehrten Abgeordneten, daß es fich 
hier um das Natürliche und das Praktifche handele und 
dag ihm als praftifh erfcheinen müffe, daß die Vertreter 
der Gemeinde nad) feiner Anfiht, da man bie Kirche und 
den Staat nicht trennen wolle und Eönne, auch Vertreter 
der Kirchengemeinde wären, fo folgt aus diefer Annahme 
wenigfteng etwa ganz Anderes, als im Bericht der Mar 
jorität gefolgert ift, daß wir nämlich dann überhaupt gar 
keine Wahl brauchen, fondern die Stadtverordneten und 
die Gemeindevertreter auf dem Lande als Kirchenvertreter 
gebrauchen werben, während der Bericht der Deputation 
doch die ganze Wahl der Vertreter wieder Anderen, naͤm⸗ 
lich den politiſchen Vertretern überlaffen wil. Hier if, 
fcheint mir, Feine Confequenz! Gegen dad, was ber Her 
Neferent vorhin erwähnte, wenn er fagte: „es handele ſich 
bier um die Geburt eines Kirhenvorftandes, alfo 
um den wichtigften Moment”! bemerke ich Folgendes: 
Allerdings! da feheint es eben dad Ncchte, daß man barauf 
halte, fo lange irgend möglich, daß eine Geburt natürlich 
vor fich gehe und nicht Fünftlich erfolge. Das Natur 
gemäße ift eben, was der Entwurf vorſchlaͤgt. Das Ga 
nftelte ift, wenn auch in der beften Abficht und nad 
reiflicher Erwägung Seiten der geehrten Majorität vorge 
ſchlagen worden. Ich möchte aber wuͤnſchen, daß wir bei 
dem Naturgemäßen ſtehen blieben. 


Bürgermeifter Dr. Kody: Bor allen Dingen .habe ich 
die Conſequenz hoch zu achten, welche Here v. Zehmen in 
dem, was er und vortrug, feftgehalten hat. Er will nach 
der Motivirung feines Separatvotums Nichts, als die jest 
beftehende Kirhenverfaffung; confequenter Meife mußte er 
alfo auch gegen die neue Schöpfung ber Kirchenvorftände 
fein. Wenn wir daher im Princip durchaus von einans 
der abweichen, fo wird es auch völlig überflüffig fein, wenn 
ich auf Das, was er zu Bekaͤmpfung der von mir ausge ⸗ 
ſprochenen Ideen vorgebracht hat, näher einginge; denn 
wir Beide können uns in biefer Frage doch nicht vereint: 
gen. Nur das Einzige möchte ich betonen, daß, wenn er 
fagte: „ich fcheine mich bezüglidy meiner Anträge zu $$. 27 
und 30 mit der Majorität der Deputation im Cinklange 
zu befinden”, er in Bezug auf das „ſcheinen“ vollfommen 
Recht hatz aber die Wabrheit hat er nicht getroffen. Ich 
muß daher, um nicht mißverftanden zu werben, den Grund» 
gebanfen, wie ich ihn in $. 26 niedergelegt finde, und wie 
ich ihn rein erhalten wiſſen will, noch einmal hervorheben. 
Derfelbe iftz die Kirche fol ſich aus fich felbft conftituiren! 
Mit diefer Erläuterung glaube ich auch das getroffen zu 
haben, was mein College und Freund Müller vorhin ber 
tührte. Wenn mir nun weiter eingehalten worden ift, daß 
mein Antrag zu $$. 27 und 30 viel zu allgemein fei, ſo 
Kann ich das allerdings nicht in Abrede ſtellenz denn er 
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ift von mir abſichtlich fo allgemein gehalten worden. Aber 
nach meiner Ueberzeugung find wir auch auf dem beften 
Wege, dad, was am erften Tage der Debatte von mir 
gefagt worden iſt, wahr zu machen: die jetzige Berathung 
ift und bleibt nichts Anderes, als eine erſte Leſung des 
Entwurf. Und wie die Deputation mehrere Anträge, ohne 
ihnen eine gefehgeberifche Faſſung gegeben zu haben, ein» 
gebracht hat, fo habe auch ich mir erlaubt, nur in allge 
meinen Zügen dasjenige zu beantragen, was ich winfche. 
Betrachten Sie daher meinen Antrag als einen folchen, der 
bei ber zweiten Leſung noch weiter fpecialifirt werben kann, 
mag nun noch auf dem jeßigen ober beim folgenden Land» 
tage in ber von mir angebeuteten Weiſe oder in einer ans 
deren dieſe wichtige Angelegenheit zum Austrag kommen. 
Daß wir eine zweite Lefung nicht entbehren fönnen, liegt 
auf der Hand; denn ed wird fo viel an der Kirchenord⸗ 
nung geändert werden müffen, daß, wenn wir dieſe Ab— 
änderungen in ber Kammer felbft redigiren wollten, nichts 
Gutes daraus hervorgehen koͤnnte. Auf einem idealiftifchen, 
abſtracten Standpunkt haben ſich Diejenigen, welde die 
Anficht ded Entwurfs vertreten, nicht bewegt; im Gegen» 
theil, auf einem recht concreten und infofern hat auch der 
geehrte Redner vor mir meine Anficht mißverftanden, wenn 
er glaubt, daß ich, weil ich dad Wahlverfahren nad den 
Drtöverhältniffen geregelt wiffen will, mit der Majorität 
der Deputation einverflanden fei. Ich habe gezeigt und 
ausdruͤcklich gefagt, daß wir in Stabt und Land bei diefen 
Wahlen nicht dad Gleiche bedürfen. Herr Kammerherr 
v. Zehmen hat nun freilich behauptet, wir würden auch 
mit meinem Vorfchlage in der Kirchengemeindevertretung 
daſſelbe Materialhaben. Dem muß id) auf das Entfchiedenfte 
widerfprechen. Denn wenn er meint, baß bie politifche Ger 
meindevertretung boch das Vorzüglichfte, was die Gemeindezu 
bieten habe, den inteNigenteften Theil derfelben in fich enthalte, 
fo muß ich ihm dagegen einhalten, daß eben die Kirhenge 
meinde etwas ganz Anderes ift, als die politifche Gemeinde. 
Die politiſche Gemeinde ift ein Bruchtheil der Kirchenge⸗ 
meinde und zwar nur ber Meinere Bruchtheil der Gefammts 
gemeinde, die in der Kirche vertreten fein will. Ich brauche 
nit zurickzuklommen auf das, was ich vorhin über die 
Leipziger Verhältniffe gefagt habe; aber diefe Verhältniffe 
wiederholen ſich in allen Städten. Die Kirchengemeinde 
wird gebildet aus der großen Gefammtheit, von der nur 
ein Meinerer Theil die politiihe Gemeinde ausmacht. 
Mithin kann man nicht fagen, daß letztere daffelbe Mater 
rial darbiete, nein, fie bietet ein verftärftes, weit größeres 
Material dar und aus diefem will ich die Kirchenvertretung 
gewählt wiffen. Wenn ic dem geehrten Herrn Referenten 
bei aller Hochachtung und der feften Ueberzeugung, daß 
Niemand mehr als er der Kirche Freund fei, und mit 
der Verſicherung, daß es mir nicht im Entfernteften in 
den Sinn gefommen fein kann, irgenb etwas in dem 
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Mojoritäts- Gutachten zu erbliden, was ber Kirche hätte 
nachtheilig fein follen, demungeachtet einhalte, daß mir 
die Bemerkung, welde er zu Widerlegung der Minorität 
anführte, nicht ganz im Einflange mit dem Berichte ſelbſt 
zu fiehen fcheint, fo glaube ih, den Beweis dafür eben in 
den von ihm felbft bevorworteten Anträgen zu finden. 
Er hat gefagt, er wünfche die Trennung der politiſchen 
Gemeinde und der Kirchengemeinde durchaus nicht. Ja, 
meine Herren, wenn das nicht der Fall ift, fo muß ich 
fagen, weiß id in der That nicht, wozu wir überhaupt 
eine neue Kichenordnung machen. Denn der Fehler an 
der jegigen Kirchenverfaſſung ift eben der, daß Kirche und 
Staat fo völlig miteinander verſchmolzen find, daß, wie 
aud von der Minifterbank wiederholt betont worben iſt, 
eine Trennung, eine Auseinanderfegung derfelben durchaus 
nothwendig wird. Wäre dies nicht der Fall, dann würs 
den wir und mit. dem gegenwärtigen Zuſtande, weil er 
eben Nichts zu wünfchen übrig ließe, begnügen und mit 
dem Herrn Separatvotanten auch in feinen Motiven gehen 
koͤnnen. Aber weil wir eben Manches daran zu wünichen 
haben, deshalb ift der Wunſch und das Bedirfniß nach 
einer neuen Kirhenorbnung laut geworben und diefes Bes 
bürfniß einer Auseinanderfegung zwifchen Staat und Kirche 
hat Niemand lebendiger dargethan, als die Deputation 
ſelbſt. Denn, meine Herren, was ift die Verflärfung des 
Oberconfiftoriums gegenüber der Staatsbehörde Anderes, 
als eine Auseinanderfegung des Staats und der Kirche? 
Wenn mithin die von der Deputation, — ben ‚Heren Res 
ferenten nicht ausgeſchloſſen, — beantragte Befugnißaus: 
frattung des Oberconfiftoriums das Nichtige ift, dann 
müffen Sie aud) confequent weiter gehen und fragen, wie 
geftaltet ſich beim Vorſchlage der Deputationsmajorität die 
Sache nach Unten? und darauf lege ich noch viel mehr 
Gewicht, als auf die Organifation nah Den. Her 
Superintendent Dr. Lechler hat bereitö darauf hingewieſen, 
das erfte und wictigfte Fundament fir die Kirchenvers 
faffung fei die Organifation der Gemeinde. Diefes Fun⸗ 
dament muß ein gefundes, dem Princip der Selbftändigs 
keit der Kirche entfprechendes fein. Das ift ja eben der 
Unterfchied zwiſchen der katholiſchen und der evangeliſchen 
Kirche. Während jene ihre Organifation von Oben nach 
Unten bewirkt hat, ift es das Charakteriftifche der evange ⸗ 
liſchen Kirche, daß fie fi von Unten nach Oben organifiren 
muß. Im der Gemeinde liegt dei Schwerpunkt ihrer Bere 
faffung. Und wenn Sie diefe Bafis nicht gefund machen, 
fo flürzt Ihnen, meine Herren, der Bau über dem Kopfe 
zufammen. Bu biefer Erwiderung auf die gegen mich ger 
richteten Reben erlaube ich mir gleich jet, damit ich die 
Herren mit einer Rede nicht nochmals incommodire, noch, 
Folgendes hinzuzufügen. Es ift vom Herrn Superinten 
denten Dr. Lechler darauf hingewieſen worden, daß 
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über VBetheiligung am Gottesvient und Abendmahl 
eine unzuläffige Cenſur erblidt werden wolle. Auf 
diefen Punkt erlauben Sie mir mäher einzugehen; 
denn ed iſt mir Beduͤrfaiß, mich darüber auszuſprechen. 
3% erblicke darin Feine unzuläffige Cenſur. IH will, 
meine Herren, für Alle und Jeden die weitefte Gewiſſens⸗ 
und Giaubensfreiheit; ih erkenne dieſe im Princip durch⸗ 
ans an und bin daher der entſchiedenſte Feind aller Ber 
folgungen um des Glaubens willen. Aber eine ſolche 
abfolute over abſtracte Gewiſſensfreiheit, meine Her· 
zen, iſt meiner Ueberzeugung nach mur für den Eintritt 
in eine Kirchengemeinfchaft und den Austritt aus derfelben 
möglich und denkbarz für die Dauer der Mitgliedſchaft in 
einer Kirchengemeinfpaft aber kann und darf fie ſich nicht 
geltend machen, wenn der Begriff der Kirche nicht völlig 
vernichtet werden fol. So lange id) von mir fage, ih 
fei Mitglied einer kirchlichen Gemeinde, fo lange muß id) 
mich zu deren Grundwahrheiten befennen, zu bem Bekennt- 
niß dev Kirche halten; thue ich dad nicht und verbleibe doch 
“in der Kirche, fo bin ich unwahr gegen mich felbft wie 
gegen Andere. Ich bin in Wahrheit nicht mehr Mitglied 
diefer Kirche und habe dann die Verpflihtung, aus ders 
felben herauszutreten. Kann nun aber nicht immer vors 
ausgefegt werben, baß biefer letzte Schritt auch wirklich er- 
folge, fo wir man wenigftens zugeben müffen, daß man 
denjenigen nicht zum Kirchenvorſtande wählen kann, ber 
mit feinem eigenen Bekenntniß und dem der Kirche, die 
vertreten werben fol, im Widerfpruche ſich befindet. 


Präfident v. Schönfeld: WIN der Herr Bürger: 
meifter Müller zur Widerlegung ſprechen? . 


Buͤrgermeiſter Müller: Ich wünſche blos eine Er: 
Iäuterung zu dem zu geben, was ich vorhin gefagt habe. 
Ich weiß nicht, ob das jet geſtattet iſt? 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Dem ſteht Nichts ent- 
gegen. 

Bürgermeifter Müller: Damit nicht von anderer 
Seite noch Bemerkungen darüber gemacht werden, was ich 
vorhin gefagt habe, fo will id) nur noch einmal andeuten, 
daß ich nicht gegen das Princip des Entwurfs gewefen 
bin, auch nicht gegen das, mas Herr Bürgermeifter Koch 
aufgeftellt hat, ankämpfen wollte, nicht im Entferteften; 
ach habe ald Norm auffiellen wollen, daß die Kirhen» 
gemeinde die Wahl hat, alfo daß die Kirchenvorſtaͤnde 
von ber gefammten Kirchengemeinde zu wählen feien. Da» 
bei habe ich nur angedeutet, daß, wenn in einzelnen Orten 
ſich bedeutende Schwierigkeiten in der Ausführung zeigen 
ſollten, dann der Kirchengemeinde das Recht verdliebe, 
fatutariich feftzuftellen, daß fie auf Zeit ihre Wahl den 
Gemeindevertretern übertragen koͤnne daß fie aber jeberzeit 
berechtigt fei, in dieſer Beziehung wieder ihr Mandat zur 
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zunehmen ; daß alfo ber Grundſatz, welcher im Gefegentwurf 
aufgeſtellt ift, nicht im Entfernteften verlegt wide, 


Präfident v. Schönfeld: ES würde nun Herr Kam 
merherr v. Schmen dad Bort haben. 


Kammerhere v. Zehmen: Zunächft möchte id dem ' 
Herrn Bürgermeifter Koch‘ die Verficherung geben, ba, 
wenn id vorhin in meiner Rede vom idealiſtiſchen Stand: 
punkte gefproden habe, ich damit feinen Antrag nicht 
meinte; im Gegentheil, er ſchien mir fehr praktifche Bwede 
zu verfolgen, wenn ich auch bie Grundlage, welche ex zur 
Erreichung feiner Wuͤnſche aufftellte, wenigftens im Ganzen 
nicht biligen möchte. Er hat mir, wie ich Überdies noch 
bemerken muß, aud darin Unrecht gethan, daß er ber 
hauptete, ich wollte, daß Alles beim Alten bliebe. Dem 
muß ich erwidern: ich habe für die Errichtung von Kirchen 
vorftänden geſtimmt ; ich habe mich der Majorität in den 
Vorſchlaͤgen angeſchloſſen, welche die Gemeindevertretungen 
als Wahlmännerkörperfchaft benugen wollen, um die ein⸗ 
jenen Mitglieder des Kirchenvorſtandes zu wählen, Ich 
habe alfo genau gefagt, wieweit id von dem Beftchenden 
abzugehen für zwedmäßig halte. Sucht man aber nicht 
bei Bildung der kirchlichen Vertretung diefenigen Leute aus 
den einzelnen Gemeinden herbeizugiehen, welche durch ihre, 
Stellung ald Gemeindevertreter bereitö eine einflußreiche 
und bevorzugte Stellung in derfelben genießen, fo wird 
der Kirhenvorftand von vornherein eine todtgeborene Ein» 
richtung werben. Freilich da, wo es gilt, ihnen ein neues 
Opfer zuzumuthen, da weiß man die Ortsgemeinde gleich 
zu finden und ihre Vertreter, Denn daß fie nicht entbehrt 
werden können, zeigt dad Beilagegefeh zu der vorliegenden 
Kirhenordnung, wenn es gilt, Bewilligungen zu machen ; 
zeigt das neuerdings vorgelegte Geſetz Über die Einhebung 
der Opferpfennige und anderer geiftlicher Gefälle, wo man 
fofort wieder bie Ortsvorftände zu finden gewußt hat, um 
den Geiftlihen die Einhebung ihrer Heinen Gefäle zu be , 
forgen, als auch die Herbeiziefung der Ortögemeinden ba, 
wo es gilt, ihnen eine Vertretung des Stoleinfommens hier⸗ 
bei anzufinnen. 


Präfident v. Schönfeld: Die noch eingefchriebenen 
Redner find die Herren Nittner, v. Erbmannsdorff, Pfoten 
bauer, v. Beſchwitz, v. Rochow und dv. Metzſch. Es würde 
demnad Herr Nittner zuerft dad Wort haben. 


Nittergutsbefiger Rittmer: Es koͤnnte beinahe übers 
flüffig erfcheinen, daß ich mir jegt noch erlaube, das Wort 
zu ergreifen; allein ich möchte doch um feinen Preis, daß 
bei diefer wichtigen Principfrage die Meinung auftauchen 
könnte, ich ließe mich von Anderen ins Schlepptau nehmen 
und beöhalb erlaube ic} mir, meine Meinung felbftändig 
auszufprechen. Ich habe früher als Mitglied der Zwiſchen⸗ 
deputation der Zweiten Kammer bereit Gelegenheit gehabt, 
deren Verhandlungen beizuwohnen und id) habe mich von 
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Anfang an für Beibehaltung diefes Princips der Vorlage 
mit aller Entichiedenheit und zwar anfangs im Widerſpruch 
mit allen Mitgliedern der Deputation ausgeſprochen. Es 
ift diefer Verhandlungen jener Deputation auch im Berichte 
gedacht und fie haben dahin geführt, daß die Deputafion 
fid) geneigt zeigte, dem Entwurfe beizutreten, und endlich 
einfimmig beigetreten ift. Ich füge dem noch hinzu, 
daß die Gründe, welche mich in meiner Meinung befeftigt 
haben, weder durch das, was und die Majorität der Der 
putation vorſchlaͤgt, noch durch das, was wir heute gehört 
haben, geändert worden find; fie find biefelben geblieben. 
Es find diefe Gründe von mehreren Rednern, wie ich mit 
wahrer Freude fagen muß, fo dargelegt worden, daß ich 
mich denfelben vollftändig anfchliegen ann. Ich will daher 
nur auf ein einziges Bedenken unferer geehrten Majoritätd 
deputation etwas näher eingehen, welches auf Seite 235 
im erften Abſatz enthalten ift und im Wefentlichen dahin 
geht, daß die Majorität der Deputation fürchtet, es Fönnte, 
wenn bie Wahlen von der Gefammtheit auögingen; ber 
Zweck, die Befigefinnten in den Vorftand zu wählen, Teicht 
verfehlt werden. Ich würde cher geneigt fein, diefe Be 
denken der Maojoritätödeputation als folche gegen den gan: 
zen Vorftand überhaupt aufzufaffen, wenn nicht ausdrüdtich 
gefagt wäre, daß daffelbe gegen das Mahlverfahren der 
Regierung gerichtet fein folte. Von diefem Standpunkte 
ausgehen, richte ich die Frage an den geehrten Herrn Mer 
ferenten, ob er glaubt, daß, wenn bie Wahl von den por 
Hirifchen Vertretern der Gemeinde ausſchließlich ausgelibt 
würde, dann allemal etwas Befferes in den Kirchenvorftand 
kommen werde? ob es irgend eine Garantie bieten fann, 
daß die politifchen Vertreter beffer wählen werden, als 
die Gemeinde in ihrer Gefammtheit? Ich kann das faum 
glauben. Eher follte ich meinen, daß, wenn die Wahl von 
derjenigen Gorporation ausgeht, welche eigentlih nur zu 
Wahrung der Rechte der politifhen Gemeinde gewählt ift, 
durchaus nicht mehr Garantie geboten iſt, daß die kirchlich 
Beftgefinnten in den Kirchenvorftand gewählt werden. Von 
ben aͤußeren Gründen wi ich der Kürze halber nur einen 
einzigen bemerkenz das ift der, daß in zahlreichen literari⸗ 
fhen Werfen, welche mir vorliegen, nicht in einem einzigen 
Falle der Mobalität gedacht ift, die die Majorität vorfchlägt. 
Es find nicht blos Geiftliche, nicht blos von Geiftlichen 
abgefaßte Schriften, ſondern auch andere Schriften, z. B. 
die Oldenburger Verfaffung, die in diefem Jahrzehnt ins 
Leben getreten iſt; aber in Feiner einzigen diefer Schriften 
iſt des · Majoritaͤtsvorſchlages nur gedacht. ES find immers 
hin nur äußere Gründe, aber die doch für Semanden, der 
auf praktiſche Verhältniffe einen großen Werth legt, wie 
id, Gewicht haben. Ich komme nod auf ein Bedenken, 
daß man gefürchtet bat, die Gemeinden: würden zu fehr ers 
müdet werben durch die Wahlen. "Meine Herren, ich lebe 
feit einer Tangen Reihe von Jahren ausſchließlich in einer 
Keinen, Dorfgemeinde und entfinne mich ſehr wohl, mit 
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welcher Sethargie und Stagnation die Gemeinden nad den 
Sahren 1848 und 1849 bezüglich der Wahlen zu Werke 
gingen. Aber es handelte fi) dort um ganz andere Dinge. 
Die Gemeinden waren durch die Wahlen für die Landes- 
vertreter und Gemeindevertreter und durch deren wieder 
holte Auflöfungen zu der, Anſchauung gekommen, daß 
es ganz egal fei, wen fie noch wählten. Hier iſt «8 
aber etwas ganz Anderes, Geben Sie den Gemeinden 
einen Wirkungskreis, der nicht beſchraͤnkt wird durch alle 
möglichen Ruͤckſichten nad Oben und nad) Innen, fo wer- 
den fie gewiß nicht, wie mir ſcheint, es unterlaffen, aus der 
Gemeinde Männer zu wählen, die zu den beften in kirchlicher 
Beziehung gehören und werben diefe, nur diefe in ben Kir« 
chenvorſtand ſchicken. Ein paar weitere Worte nöthigen 
mir die Aeußerungen ab, die Here Kammerherr v. Behmen 
that, der fagte: Die politifchen Vertreter der Kirche wären 
jet ſchon mit den kirchlichen Angelegenheiten vertraut. Ich 
will das nicht”in Abrede ftellen; aber ich halte ihm entgegen, 
das find jegt eben, wenn ich recht unterrichtet bin, die 
Männer, mit deren Thätigkeit als Vertreter der Kirche man 
nicht ganz zufrieden ift. Wir wollen ja etwas wefentlich Befs 
ſeres ſchaffen und da follte ich doch meinen, koͤnnte fein 
Bedenken fein, daß von unten herauf ein anderes Fundas 
ment gelegt werden müffe. Eine zweite Aeußerung des 
Heren Kammerherrn v. Behmen war bie, baß er Neibungen 
befürchtet, die dann bei zwei verfhiedenen Vertretungse 
corporationen nicht zu vermeiden fein würden. Ich gebe zu, 
es werden in den Gemeinden wohl Neibungen vorkommen; 
es werben ſolche nicht zu vermeiden fein. Aber was char 
det das? Es wird das eben dazu dienen, das Leben in 
den Gemeinden lebendiger zu machen und die Theilnahme 
der Einzelnen inTerwünfcpter Weiſe immer mehr und mehr 
auf die Gemeindeangelegenheiten zu leiten und nur burch 
Kampf und Reibung, durch gegenfeitigen Austaufch der. 
Meinung fann man ſich der Wahrheit immer mehr und 
mehr nähern. Neibungen an und für fi, wenn man 
fagen will, fie beftehen jeßt weniger, fo gebe ich das gern 
zu; aber warum beftchen fie weniger jet bei nur einer 
Corporation im der Mitte der Gemeinde? Nicht weil Eini⸗ 
gung vorhanden ift oder weil die Gemeinden ſehr zufrie⸗ 
den wären mit dem Gang ihrer durch den Gemeinderath bes 
forgten kirchlichen Verhaͤltniſſe. Ich möchte vielmehr fagen, 
Reibungen find jest ſchon zum großen Theil vorhanden; 
aber zwifchen den Gemeinden und den Kirheninfpecs « 
tionen. Für das eigentliche Kirchenintereffe wird es aber 
wünfchenewerth fein, wenn die Neibungen nur auf das 
engere Gebiet der Gemeinde verwieſen werden, anftatt wie 
bisher mit den firchlichen Behörden auögefochten zu werden. 
Ich wende mich num zu ten Anträgen des Herm 
Bürgermeifterd Koch und zunächft zu dem in Bezug auf 
das Altersjahr, zu dem Antrage, daß das 40. Jahr in Anz 
wendung fommen ſoll und erkläre, daß ich diefer Anſicht 
vollftändig beitrete, 3% werde fie nicht weiter ausfuͤhren 
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in Betracht der Kürze der Zeit, warum der Antrag des 
Herrn Bürgermeifters Koch mir zweckmaͤßig erſcheint und 
wiederhole nur die Erklaͤrung, daß ich feinen Anſichten voll- 
fländig beitrete. Muß id) auch fürchten, daß diefe Anfich- 
ten in der Kammer nicht zur Geltung kommen werden, fo 
wöftet mich boch dabei der Umftand, daß in Bezug auf die 
Synoden das A0jährige Alter wenigſtens hergeftellt wird 
und ich werde daher dies unbedingt feſthalten. Der zweite 
Antrag des Abg. Dr, Koch) in Bezug auf 66. 27 und 29 
dürfte ſtreng genommen hier nicht zur Debatte kommen ; ih will 
"daher nur bemerken, Daß, was in Bczug auf diefen Antragvon 
einem geohrten Nedner vermißt worden iſt, daß, wenn man 
ihn pure annimmt, dann nothwendig Detailbeftimmungen 
fehlen würden, diefem Mangel dadurch abgeholfen werden 
Tann, wenn der Paragraph, bevor er zur Abflimmung ges 
langt, noch einmal an die Deputation kommt und man 
dann in der erften Lefung der. Vorlage, wie Herr Bürgers 
meifter Koch unfere jehige Berathung bezeichnet, fich über 
Das einiget, was man in Bezug auf folche allgemeine 
Beftimmungen herein haben will. Es wird dann nicht 
ſchwer fein, dies gewiffermaaßen Als leitenden Grundſatz 
+ hinzuftellen für $. 27 und hinzuzufegen, daß die Anwen: 
dung auf größere Gemeinden in Bufunft ftattfinden müffe. 


Kammerherr v. Erdmanns dorff: Meine hochgeehr⸗ 
teften Herren! Unfer geehrter Herr Referent hat bei Ber 
ginn feiner Rede fehr richtig dad Stadium bezeichnet, im 
dem wir und heute befinden. Es handelt ſich hier um bie 
Geburt bed Kirchenvorſtandes. — Darliber, daß ein Kirchen ⸗ 
vorftand gefchäffen werden fol, find Majorität und Minos 
ritaͤt einig; nur über die Modalität, wie er ins Leben treten 
ſoll, find die Anfichten verfchieden. Auch darüber ift die 
Majorität und Minorität einig, daß ber Hauptzwed der 
und jest vorliegenden Kirchenorbnung ber fein folle, der 
Kirche eine größere Selbftändigkeit zu geben. Nun, meine 
‚Herren, ber erfte Akt der Selbftändigfeit, den ich Jeman⸗ 
dem geben kann, ift doch der, daß ich ihm das Recht ein. 
täume, ſich feinen Anwalt, feinen Abvocaten, feinen Ver⸗ 
treter felbft zu wählen. Wie mir nun im gewöhnlichen 
Sehen freiftehen muß, für jede Sache denjenigen Advocaten 
zu wählen, der mir für diefe Sache der Geeignetfte zu fein 
Teint, fo auch hier. Ich kann das vollefte Vertrauen 
haben zu einem Advocaten in einer Criminalſache; ich finde 

< aber, ex paßt bei einer Givilfache nicht; ba nehme ich mir 
einen anderen. So ift es auch hier. Ich Fann Vertrauen 
zu einem Vertreter haben in politifchen Angelegenheiten, 
aber er genügt mir nicht in Eirchlicher Beziehung. Nach 
der Anficht ber Majorität wird das abgefhnitten; da muß 
Jeder durch diefelben Perfonen in politifcher und Firchlicher 
Beziehung ſich vertreten laſſen. Was Herr Kammerherr 
v. Behmen fagt, genügt nicht, um mich zu widerlegen, dag 
nämlich, jet ſchon die Gemeindevertreter die Obliegenheit 
der Vertretung in kirchlichen Dingen hätten; daB alſo Jeder 
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bei der Wahl ſchon wiſſe, daß ber zu wählende ihn in bei- 
den Beziehungen zu vertreten habe. Es iſt fehr richtig 
fowohl von dem Herrn Staatsminifter ald auch von dem 
Herrn Rittner darauf erwidert worden, daß dies nur theile 
weife der Fall ift, daß es ſich dabei nur um die Vertretung 
binfichtlic der Parochialverhältniffe handelt; um jede an« 
dere Vertretung aber nicht. Aber auch felbft, wenn das 
der Fall wäre, fo wird hier eine Colliſion von Pflichten und 
Anſichten hervorgerufen; denn ich muß mir vieleicht fehr 
oft fagen: der oder jener Mann iſt nicht ganz für die Ver⸗ 
tretung der kirchlichen Anſicht geeignet; aber in politifdyer 
Beziehung ift feine Vertretung ausgezeichnet und. deswegen 
nehme ich ihm dennoch. - Nächftdem’ ift nicht zu uͤberſehen, 
meine Herren, daß je nad) den verfchiedenen Wahlen das 
Yublitum, welches ſich betheiligt, ficher verfchieden iſt. Ich 
will es hier fo machen, wie ber geehrte Sprecher für die 
Maojoritätz ich vindicire mir den Standpunkt, mich ‚rein 
auf das Praftifche zu ſtellen. Denen Sie, daß jest in 
politifcher Beziehung zu wählen iſt. Wer werben bie fein, 
die fich dabei betheiligen? Die Rührigften, die Lebendigften, 
die Agitatoren, mit einem Morte die politifch Lebhafteften, 
Dies find aber gewöhnlich die, welche um kirchliche Wahlen 
ſich wenig kuͤmmern und meiftend zu Haufe bleiben. Um 
die Kirche befümmern ſich nur die Ruͤhigſten, diejenigen, 
welche alled politifche Parteitreiben haffen und daher bei 
den politifchen Wahlen zu Haus bleiben. Aber gerade biefe 
kommen Mann für Mann, wenn fie wiſſen, die Wahl 
gilt der Kirhe. Der Herr Referent fagte, wir würden 
politifche Vertreter haben, die auch die Kirche gut vertreten, 
wenn wir an ihr Gewiffen appelliven. Nun fo appellire 
man body gleich an dad Gewiſſen der Urwaͤhler, dann were 
den wir noch beffere Vertreter der Kirche erhalten. Die 
Hauptgründe, meine Herren, welche die Majorität gegen 
die Anficht der Minorität ausgeſprochen hat, find, wie ber 
Herg Referent ſehr richtig fagte, Gründe der Klugheit, 
Zunächft fagt die Majorität, es würden zu viele Wahlen 
fein. Darauf hat der Abg. Nittner ſchon erwidert, eb 
komme darauf an, was für Wahlen es find; dann nur iſt 
Ueberfättigung am den Wahlen vorhanden, wenn immer 
wieder ſolche Wahlen vorkommen, auf welche nichts ans 
kommt. Und, meine Herren, wenn für Staatszwede ſechs 
und fieben Wahlen vorhanden find, fo ift doch wohl bie 
Kirche auch eine einzige Wahl werth. Der zweite Grund 
der Klugheit iſt der, man fürchtet ſich vor dem Kopfjahle 
wahlfyftem; man fürchtet, daß das zu leicht fich einſchmug⸗ 
gele in bie politifchen Wahlen und dem Staate gefährlich 
werben koͤnne. Aber, meine Herren, wenn ich nicht 
ganz falſch die Sache anfchaue, find es ja aͤhnliche 
Wahlen, dur welche die Stabtverorbneten und Ger 
meinbevertreter gewählt werben. Es find Kopfzahlwahlen 
und gerade den aus Kopfzahlwahlen bervorgegangenen Ver⸗ 
tretern will die Majorität die Vertretung der Kirche über 
geben; alfo gerade in dieſer Beziehung ändert der Mar 
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joritätsvorfchlag Nichte. Was nãaͤchſtdem die Befürchtung 
anlangt- die Landtagswahlen könnten auch Kopfzahlwahlen 
werden, fo kann dies eine Befürchtung fein; aber es ift 
deshalb noch nicht in Erfüllung gegangen, daß das Kopf: 
zahlwahlſyſtem auf das politiſche Feld hinuͤbergreifen wird. 
Ich hoffe, daß es immer eine Erſte Kammer geben wird, die, 
wenn ein Antrag darauf kommen ſollte, die Wahl nach der 
Kopfzahl auch im Staate einzuführen, ſich wie ein Mann 
erheben und Nein fagen wird. Alſo deswegen ift die Kopf- 
zahlwahl noch nicht eingeführt. -Der Herr Referent fagte, 
ein Grund ber Klugheit, der die Majorität beftimmt, fei 
ferner der, weil unleugbar die Kirche ihre Feinde habe, 
Nun ja, meine Herren, Gott fei es geklagt; die Kirche hat 
Feinde, vielleicht mehr Feinde, als wir willen und glauben: 
Aber eben deshalb gebe man nur den Freunden der Kirche 
Gelegenheit, fich zu rühren. Das gefchieht aber, wenn für 
ben Staat und die Kirche befonders gewählt wird und dann 
wird, wie Seine Ercellenz fehr richtig fagte, ſich ſchon zei⸗ 
gen, ob die, Freunde oder die Feinde der Kirche die Mas 
jorität behalten, und ich bin gutes Muths; denn der Herr 
der Kirche figt noch im Negimente. Das kann und will 
ich übrigens nicht leugnen, daß ich felbft etwas erfchroden 
bin, als ich die Paragraphen diefes Capitels las und mic) 
überzeugte, welchen „großen Apparat’ (fo hat das der ger 
ehrte Referent der Zweiten Kammer genannt) die kirchlichen 
Wahlen nad) dem Vorſchlage des Entwurfs bedürfen. Ins 
deffen um biefen großen Apparat koͤnnen wir herumkommen 
durch den Antrag des Herrn Bürgermeifterd Koch. Etwas 
Aehnliches habe ich felbft in der Deputation gefagt. Ich 
bin fept überzeugt, wenn im Entwurfe $.26 nur das Prin- 
zip aufgeftellt wäre, es werden Kirchenvorſtaͤnde gewählt, 
und dad Alter der Mitglieder beflimmt worden wäre und 
nun die $$. 27 bis 30 in die kurzen Worte verſchmolzen 
worden wären „das Weitere wirb eine befonbere Verordnung 
über die Wahl oder ein befonderes Wahlgefeh ordnen”, fo 
würde in der Deputation weder eine Majorität, noch eine 
Minorität entftanden fein. Nur jener große Apparat hat 
die Herren der Majorität erſchreckt; aber ich glaube, wie 
gefagt, um den koͤnnen wir herumfommen durch den 
Koch ſchen Antrag. Soviel, meine Herren, fteht wenigftens 
feft, daß, wenn bie geehrten Herren vom der Majorität, 
namentlich in der Weife, wie Herr v. Behmen zuletzt die 
Anfiht der Majorität entwidelte, confequent fein wollen, 
fo müßten fie gegen jeden Kirchenvorftand fich erflären, fo 
müßten fie fagen, wir brauchen Beinen Kirchenvorſtand, fons 
dern die politifchen Wertreter-find auch ferner. bie Vertreter 
der Kirchengemeinde. - Dann, meine Herren, wären fie wirk- 
lic) confequent, Herr v. Behmen-fagte, er danke, dafür, 
daß Sachſen in Firchlicher Beziehung an der Spite ber 
Civiliſation marſchire. Ich glaube, meine Herren, nad) den 
jegigen Begriffen von Civilifation trifft dies eben den Bors 
ſchlag der Majoritätz denn das iſt die moderne Civilifation, 
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gänzlich miteinander vermengt. Alſo traͤgt die Fahne der 
modernen Civiliſation die Majorität, nicht aber bie Minorität. 


Dräfident v. Schönfels: Herr v. Zehmen zur Er⸗ 
wiberung. : : 

Kammerhert v. Zehmen: Ich glaube, Herr v. Erd⸗ 
mannsdorff hat wirklich die Anſicht der Majorität nicht 
richtig aufgefaßt und dargeftellt. Um den Unterfchied kurz 
zu charafterifiren, befteht.derfelbe darin, daß die Majorität 
ein indirected Wahlſyſtem durch eine Wahlmaͤnnerkoͤrper⸗ 
Schaft befürwortet, während bie Minorität ein birectes 
Wahlſyſtem mit Kopfjahfwahlen wuͤnſcht und bekanntlich 
haben erfahrungsmäßig indirecte Wahlen durch eine Wahls 
männerförperfchaft allemal noch ein befferes Reſultat ges 
liefert, wie Kopfzahlwahlen. 

Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Wenn einer ber 
geehrten Vorredner mich eines Widerfpruchd mit mir felbft 
hat jeihen wollen, weil, nachdem ich, an einem andern Orte 
mich dahin ausgefprochen habe, daß die Vertretung der 
Stadtgemeinde durch Stabtverorbnete eine ungenügende 
fei, ich jegt defjenohngeachtet die Wahl des Kirchenvorftans 
des durch diefe Organe befuͤrworte, fo beruht das auf einem 
Mißverftändnig. Ich. habe nämlich geftern blos behauptet, 
die dermaligen gefeglihen Beftimmungen in Abſchnitt 21, 
wenn ich nicht irre, der allgemeinen . Stäbteorbnung, ber 
von ber Vertretung ber Stadtgemeinde und Kirhenanges 
Tegenheiten handelt, feien ungenügend, unvollftändig und 
deshalb unzweckmaͤßig. Ich Fann alfo getroft mit der Mas 
jorität fortfahren, die Wahl bes Kirchenvorftandes durch 
die jetzige politifche Gemeindevertretung als das Zweck— 
mäßigfte zu bezeichnen. Ich halte die politiſchen Gemeinde 
vertreter für die geeignetften, beften Wahlmänner fir bie 
Wahl der künftigen Kirchenvorſtaͤnde. Sch will ganz in 
Uebereinflimmung mit dem, was Herr. v. Behmen ſoeben 
bemerkte, nicht eine unmittelbare, fondern eine mittelbare 
Wahl durch die vorhandenen Organe der Gemeinde, alfo 
die Wahl des Kirchenvorftandes durch bie Stabtverorbneten 
in den Stäbfen, durch den Gemeinderat) auf dem platten 
Lande. Ih will recht gern zugeben, baß ed von dem 
prineipiellen und ibeellen Standpunkte aus viel richtiger 
ift, dem Vorfchlage der Regierung und der Minorität zur 
folgen; aber, meine Herren, ich habe mich, indem id) der 
Majorität beitrat, in der That nur und hauptſaͤchlich ledig . 
lich durch praktiſche Gründe hierzu beftimmen laſſen. Ich 
wuͤnſche von ganzem Herzen dad Zuſtandekommen ber 
Kirchenordnung und eben deshalb bin ich dem Wahlmodus 
beigetreten, weil id), wenn die Wahl der Kirchenvorftände 
durch die von mir vorgefhlagene Weife bewirkt wird, hoffe 
und. ded Erfolges geſichert zu fein glaube, während es mir 
nad) dem Vorſchlage der Minorität, wenn nicht gewagt, fo 
doch mindeftens zweifsihaft erſcheint, ob in dieſer Weije 
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Nefultat zu erwarten fein dürfte. Ich habe alfo in biefer 
"Beziehung die Praris und die Zweckmaͤßigkeit über die 
Theorie geftellt und bin dem, Majoritätsvorfehlage mit voller 
Meberzeugung beigetreten. Die Minorität und einige an» 
dere. geehrte Nebner, die wir heute vernommen haben, der: 
kennen zwar auch nicht die vorhandenen Schwierigkeiten, 
die nad) dem Regierungsvorſchlage die Wahl der Vorftände 
durch · Urwahl der Gemeinden in ihrem Gefolge hatz fie 
fagten aber, man muͤſſe diefe Schwierigkeiten befiegen; 
deshalb durfe man das Princip nicht verlaffen. Nun, meine 
Herren, ich gebe zu, es laffen fich alle Schwierigkeiten mehr 
oder weniger beſiegen; freilich darf man aber auch dabei 
den großentheils unnöthigen und übermäßigen Kraft: und 
Zeitaufwand in Anfchlag zu bringen nicht vergeffen. Aber 
es bleiben doch noch immer Schwierigkeiten übrig, die 
nad) meiner Weberzeugung ſchwer zu bekämpfen fein 
werden. Der Vorſchlag meines Herrn Eollegen und Freundes 
Koch hat allerdings viel für fi. - Ich habe es immer bes 
klagt, daß bei der ganzen Vorlage infofern eine gewiffe 
Uniformität flattfindet, als gar Fein Unterfchied zwiſchen 
großen und kleinen Gemeinden, zwiſchen Stadt und Land 
gemacht wird. "Herr Bürgermeifter Koch will e nur 
der flatutarifchen Regelung überlaffen, - auf welchem Wege 
in jeder Gemeinde die Wahl des Kirchenvorftandes vor 
ſich gehen fol. Das würde mir vollftändig entfprechen 
and ich Lnnte mich damit volftändig. befreunden, wenn 
ich zuvoͤrderſt von ihm im Voraus darkber in Klarheit ges 
feht würde, ob die Faffung eines ſolchen Entſchluſſes, daß 
alſo die Wahl der Kirchenvorſtaͤnde überall durch Orts; 
ſtatut beſtimmt werden koͤnne, durch die gegenwärtigen, ger 
fetlichen Vertreter der politiſchen Gemeinde, als den zur 
Wahtung der firchlichen Intereffen berufenen Organen, bes 
wirft werben oder ob dazu vielmehr erfi eine Vorverfamms 
Yung der Gemeindeglieder, fozufagen, eine Art von Vorſynode 
fattfinden fol? Wäre dad Letztere der Fall, dann freilich 
Könnte ich unmöglich beitreten. Indeſſen e8 bebarf diefer 
fatutarifchen Regelung nah meiner Meinung gar nicht 
erftz es find, wenn auch ungenügende und unvollftändige, 
geſetzliche Beftimmungen fo namentlich in der Staͤdteordnung 
vorhanden, auf deren Grund jest die Vertretung ber 
Kirche in den Städten duch die-Stadtverordneten gebildet 
wird. Diefe Beflimmungen mag man, wie die Majorität 
will, nur vervolftändigen und’ auf das Befugniß zur Wahl 
des Kirchenvorſtandes ausdehnen. Warum, frage id, 
Meine Herren, will man der jetzigen Gemeindevertretung 
die Wahl det fünftigen Organe zur Vertretung der Kirche 
entziehen? warum will man auf dem Lande, wo doch gleiche 
Vertreter vorhanden find, daffelbe thun? Es bedarf deffen 
nicht, was durch ben Vorſchlag des Herrn Birgermeifters 
Koch beabſichtigt wird, die Schaffung neuer organifcher 
Statuten. Schwierigkeiten, fagte ich, würden immer noch 
bleiben, die ſchwer zu bekämpfen wären und gegen bie Anz 
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ſichten der Minorität ſpraͤchen. Meine Herren, ih denke 
dabei vor Allem baram, daß die Wahl des Kirchenvorſtands 
nad) $. 28 der eitung des Pfarrers und zweier Kirchen ⸗ 
vorfteher als Wahlgehülfen übertragen’ werden foll;- aber, 
meine Herren, id} frage Sie, wie follen der Pfarrer und’ die 
Wahlgehülfen, zumal in einer großen Gemeinde, fich in der 
Lage. befinden, dies Geſchaͤft gehörig auszuführen? wie 
fol es moͤglich fein, dies zu thun, ohne eine gewiffe Gens 
fur auszuüben? wie ſoll es moͤglich ſein, immer zu wiſſen, 
daß der zur Abſtimmung Kommende ein felbftändiger Haus. 
vater fei, daß er 25 Jahr alt und ob er nicht bielleicht 
wegen eines, fittlihen Mangels zur Stimmberechtigung 
nicht geeignet fei? Das zu beurfheifen, ift rein unmoͤglich, 
ferlange nicht urkundliche Nachrichten, forgfältig angefers 
tigte Liften vorliegen. Das, meine Herren, find einige von 
den Schwierigkeiten, die mir wenigſtens unbefiegbar fcheinen 
und dafür fprechen, daß es nicht zweckmaͤßig ift, nach der 
Vorlage und dem Sinne der Minorität die Wahl einzus 
tipten, fondern daß ſich eben der Vorſchlag der Majorität 
als praktifh und als der zweckmaͤßigſte empfiehlt: Dies 
ienigen, die eben fchlechterbingd dabei beharren, es müffe 
ein frenger Unterfchied zwifchen ber politiihen und Kirdhs 
lichen Gemeinde feftgehalten werden, haben durch den Herrn 
Referenten die noͤthige Widerlegung bereits erfahren. Ich 
gebe zu, in abstracto ift jede diefer Gemeinden etwas ganz 
Für ſich Beſtehendes, Getheiltes; aber troß dieſer Getheilt: 
heit ift eben doch jede Gemeinde politiſch und kirchlich ims 
mer wiederum nur Eins und ein Ganzes. Ich will wins 
fen, daß die künftigen Kirchenvorftände, mögen fie nun 
aus einer Wahl hervorgehen, wie folche die Majorität vers 
anftaltet zu ſehen wuͤnſcht oder wie ſolche durch die Mino⸗ 
vität befünwortet wird, auf dem Grunde fortbauen mögen, 
der von ber jegigen Vertretung gelegt worden ift. Ich 
glaube, meine Herren, wir brauchen den Vergleich mit dem 
Auslande nicht zu ſcheuen ; wir birfen ſtotz darauf fein, 
in welcher Weife durch die jegige Vertretung für unfere 
Kirchen und Schulen in jeder Beziehung treu geſorgt 
worden iſt. 

Secretaͤr v. Egidy: Ich frage auf Schluß der Debatte 
an. Es ſcheint mir die Materie nach aller Richtung gerade 
fo erfchöpft zu fein, daß wohl ein Jeder von ung barlıber 
im’ Klaren fein dürfte, wie er abftimmen fol, 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den An‘ 
trag des Herrn Secretaͤr v. Egidy vernommen. Diefer 
Antrag geht auf Schluß der Debatte. Ich habe denſelben 
zunaͤchſt zur Unterftügung zu bringen. Ich frage, ob die 
Kammer den Antrag unterſtuͤtzt? Er iſt zahlreich unterſtuͤtzt. 
— E.wärde nun das Wort zu nehmen fein für oder gegen 
diefen Antrag und ich habe zu erwarten, ob Jemand bad 
Wort in dieſer Beziehung zu ergreifen gedenkt? — Herr 
v. Beſchwitz! 
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Freiherr v. Beſchwitz: Ich .bitte nur um die, Er- 
laubnig, mein Bedauern darüber ausfprechen zu dürfen, 
daß mir als Deputationgmifgliede nicht verſtattet ift, mich 
gegen einige Nebner der Minorität auszufprechen. 


Präfident v. Schönfeld: Soweit ift es noch nicht. 
Es wird noch über den Antrag abgeftimmt werden müffen. 
Für jest iſt der Antrag nur unterftügt. Ich habe zu er- 
warten, ob ferner Jemand gegen oder für den Schluß der 
Debatte zu fprechen wuͤnſcht? 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: Auch ich erlaube 
mir den Wunfch auszufprehen, daß gerade in diefer An— 
gelegenheit der Melnungsäußerung ihre völlige Freiheit ges 
laffen werben möchte. Der Gegenftand ift zu wichtig, als 
daß man blos um der Abkürzung der Sache willen hier 
vermeiden folte, noch mehr Wahrheiten und Meinungen 
zu hören. Ich wünfchte, daß noch einige von den Herren 
ſpraͤchen. 

Freiherr v. Welck: Ich möchte mich auch dieſer 
Aeußerung anſchließen. Ich glaube, wir duͤrfen uns die 
Abſpannung, die aus leicht begreiflichen Gründen in dieſem 
Augenblicke eingetreten zu ſein ſcheint, nicht zur Richtſchnur 
dienen laſſen. Die Sache iſt doch in der That von einer 
zu großen Wichtigkeit, als daß wir ihr nicht gern noch eine 
oder einige Stunden als Zuhoͤrer und Theilnehmer widmen 
ſollten. Ich müßte daher doch auch bitten, daß wo mög- 
lich der Schluß der Debatte noch nicht ftattfinde, fondern 
derſelbe Gegenftand morgen wieder berührt werden könne. 


Dberhofprebiger Dr. Liebner: Wenn ich den Herrn 
v. Weld recht verftanden habe, fo wuͤnſcht er, daß mor- 
gen diefelbe Debatte noch weiter fortgeführt werde? 

Freiherr v. Weld: Es würde mir nicht zuftchen, 
darlıber zu entfcheiben. Ich erlaube mir nur die Andeutung, 
daß jegt freilich eine Ermüdung der Kammer eingetreten zu 
fein ſcheint. 

Ptaͤſident v. Schönfels: Zuvoͤrderſt wuͤrde der Ans 
trag zu erledigen fein, der vom Herrn Secretär v. Egidy 
geftelt worden ift und ich habe zu erwarten, ob Jemand 
noch für oder wider den Schluß der Debatte ſprechen wi? 
Wenn das nicht der Fall ift, fo frage ich, ob die Kammer 
den Antrag des Herrn v. Egidy, der auf Schluß der De 
batte gerichtet iſt, annimmt? — 37 Mitglieder find an- 
wefend; 24 haben fid) gegen den Antrag erklärt, während 
13 baflır geftimmt haben. Unter den ablehnenden Stim- 
men iſt freilich die des Herrn Grafen v. Stolberg mit 
inbegriffen, ber, wie der Kammer bekannt ift, von den Ab» 
fimmungen über den Gegenftand, den wir jest berathen, 
dispenſirt ift. Das Refultat wäre daher folgendes, daß ber 
Antrag mit 23 gegen 13 Stimmen abgelehnt worden ift. 

Die Debatte ift daher fortzufegen und zu biefem Be 
Hufe würde ich Herrn Freiherrn v. Beſchwitz das Wort 
geben. 
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Freihert v. Beſchwitz: Ich gehöre, meine Herren, 
der. Majorität der Deputation an und habe mich daher mir 
dem Wahlmodus, wie er im Entwurfe enthalten ift, nicht 
einverftanden erklären können. Wenn nad fo langer ers 
ſchoͤpfender Debatte ich noch ein kurzes Gehör erbeten habe, 
fo gefchieht es wahrlid nur in der Abſicht, um die Major 
rität der Deputation gegen eine wenigftend indirect auöges- 
forochene Anſchuldigung der Oberflaͤchlichleit in Schuß zu 
nehmen, womit fie zu diefem Nefultate gelangt ſei. In— 
direct war allerdings dieſe Beſchuldigung ausgeſprochen, 
wenn ein Sprecher der Minorität die Meinung der Majo— 
rität ald auf einem fchiefen Fundament beruhend, ferner 
als principiell falſch und endlich als Ruͤckſchritt bezeichnet. 
If irgend ein Gegenftand in der Deputation reiflich er— 
mogen worben, fo ift es gerade diefer Wahlmodus und ih 
glaube, die Rebe des Herrn Referenten hat beutlich darüber 
Auffluß gegeben, mit welcher Gründlichkeit, mit welder 
Gewiffenhaftigkeit geade diefer Gegenftand erwogen worden 
ift. Auch ich, meine Herren, habe ein warmes Gefühl für 
unfere Landeskirche und wünfche Nichts fehnlicher, ald deren 
Gedeihen und ftehe in diefem Sinne Niemandem in biefem 
Saale oder auferhalb deffelben nad. Wenn befonders, 
ic) glaube von der Miniſterbank, noch darauf aufmerffam 
gemacht worden ift, daß wahrſcheinlich die Wahl fih nur auf 
diejenigen Perfonen beſchraͤnken wuͤrde, die gerade den Gr 
meinderath oder die Gemeindeälteften in der Gemeinde aus: 
machen, fo koͤnnte ich dieſe Vorausſetzung in feiner Weife 
theilen. Wer einigermaaßen fo wie wir den größten Theil 
feines Lebens auf dem Sande zubringt, der wird gewiß bie 
Erfahrung gemaht haben, daß in Gemeinden jegt mehr 
eine wahre Abneigung befteht, Wahlen zu Gemeindeämtern 
zu übernehmen, als ein großer Drang und ein Hafchen 
darnach. Alle Behörden fangen an, darlıber zu klagen, 
daß fie nur mühfam Leute befommen, welde communale 
Stellungen übernehmen. Ich bin daher überzeugt, daß, 
giebt es außer dem Gemeinderath noch Leute in der Ge— 
meinde, welche durch ihren Firchlichen Sinn, durch einen 
in jeder Hinficht moraliſchen Lebenswanbel ſich würdig zei- 
gen, in den Kirchenvorſtand gewählt zu werden, man mit 
Freuden die Wahl auf fie leiten wird und daß durch diefe 
indireeten Wahlen ein Kirchenvorftand hervorgehen wird, 
welcher gewiß ſegensreich auf das Gedeihen ber Kirche eine 
wirken fann und wird. Was außerdem noch für und 
gegen die Unwahlen geſprochen worden ift, fo muß ich mich 
unbedingt dem anſchließen, was gegen die Urwahlen ges 
fagt worden if. Ich kann unmögli glauben, daß es 
fegensreich für unfere ſtaatlichen Verhältniffe fein kann, 
wenn gerade in kirchlichen Angelegenheiten ein Anfang das 
mit gemacht werbe. 

Staatöminifter v. Falfenftein: Ich bitte ums Wort 
zur Entgegnung, indem von mir, fo viel ich mich entfinne, 
nicht gefagt worden ift, daß wahrſcheinlich die Wahlen auf 
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die Geneindevorftände oder bie Mitglieder der jegigen Ger 
meindebehörden fallen würden. Ich habe nur die Ueber 
zeugung oder den Wunſch betont, daß die Wahl auf die 
geeignetften Perfonen fallen möge, gleichviel ob fie jest 
Gemeindevorftände find oder nicht. * 
Superintendent Dr. Lech ler: Ich habe zur Widerlegung 
ums Wort gebeten; ich begebe mich In dem Falle für jegt 
meines Wortes, daß noch heute die Abftimmung Hattfindet 
und ic) als Vertreter der Minorität das Wort bekomme. 


Präfident v. Schönfeld: Ganz gewiß! 

Kammerhert v. Metzſch: Meine Herren, ich will die 
Kammer nicht ermüden und verzichte aufs Wort, indem 
ich erkläre, daß ich für die Minorität ſtimmen werde, 


Präfident v. Schönfeld: Ic hatte mir Herrn v. Sch: 
men notirt „zur Widerlegung“. Es iſt das wohl nicht 
richtig? 
(Died wird verneiht.) 

Ich habe zu erwarten, ob Jemand weiter ſich meldet, 
da bie Lifte der aufgezeichneten Redner erſchoͤpft iſt? 

Freiherr v. Roch ow: Ich verzichte ebenfalls aufs Wort, 
indem der Here Kammerherr v. Erdmannsdorff das gefagt 
hat, was ich mir vorgenommen hatte zu fagen. 

Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu begehrenz ich Bann daher die Debatte ſchließen 
und ertheife zunaͤchſt dem Heren Superintendenten Dr. Lech⸗ 
ler als Referenten der Minorität das Wort und dann dem 
Herrn Referenten ber Majorität. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich werde «die hohe 
Kammer mit meinen Worten nicht lange hinhalten. Ich 
wende mich vorerft zu demjenigen, weshalb ich vorhin 
ums Wort gebeten hatte. Ich kann Das, was ber Freie 
Herr v. Beſchwitz zur Abwehr gefagt hat, nur auf mich 
beziehen. Aber ich muß da fagen, wenn es ſich auf mich 
bezog, fo find‘ meines. Herzens Gefinnung und meine Ge- 

- banken völlig mißverflanden worden. Es ift gefagt worden, 
es ſei dem Majoritaͤtsgutachten der Vorwurf gemacht, daß 
es „oberflächlich“ jei. Meines Wiſſens habe ich etwas der 

‚Art nicht gefagt. Sollte mir dennoch fo Etwas im Fluſſe 

der Rede entfchlüpft fein, fo nehme ich es auf der Stelle 
zurid, ‘Das liegt mir ferne, Mas aber das Andere ber 
trifft, was mir vorgehalten worden ift, daß ich das Majo- 
ritaͤtsgutachten beſchuldigt habe, es fei principiell falſch und 

Tege einen ſchiefen Grund, fo, habe ich das allerdings ger 

‚Sagt, Tann es aud nicht zuruͤcknehmen; ich glaube aber 
nicht, daß das heißt, der, Majorität der Deputation Etwas 
ins Gewiffen ſchieben. Das ift rein ſachlich und ich hatte 
uͤberdies vorausgeſchickt, daB ich nur mein individuelles 
Urtheil, meine perfönliche Ueberzeugung ausſpreche. Ich 
kann natütlih nur meine Anfhauung ausſprechen ; Jeder 





deſto beffer ift &. Da handelt ſichs rein um die Sache, 
nicht um die Gewiſſenhaftigkeit und Treue, um den Fleiß, 
mit dem etwas behandelt worden iſt und ich weiß auch, 
mit welcher Sorgfalt und Hingebung ſaͤmmtliche Depus 
tationsmitglieber ſich ihrer Aufgabe ergeben haben. . Aber 
ic) kann mir andererſeits nicht verhehlen, wir find auf 
diefem Punkte prineipiell verfchiedener Anſchauung; da ift 
auch eine Vereinigung ber Principien nicht möglich. — 
Dann iſt von Herrn v. Zehmen bemerkt worden, der Haupt⸗ 
unterfchied zwifchen unferem Majoritaͤts und Minoritäts: 
gutachten liege blos in der Frage: indirecte oder directe 
Wahlen? Nein, ich glaube nicht! Ich, behaupte, wenn wir 
eine indirecte Wahl’ der Vertreter und Kirchengemeinde bes 
fommen, in der Art: es wählt die Gefammtheit der evan⸗ 
geliſchen Hausväter,nach den Beftimmungen im Entwurfe 
$. 265 die wählen Wahlmänner und diefe ernennen den 
Kirchenvorftand, dann bin ich ganz einverftanden. Das 
ift, glaube id}, die untergeörbnete Frage, nicht die Haupte 
frage, in der wir auseinander gehen. Der Herr Referent 
hat die. Majorität verkheidige gegen ben Verdacht eines 
wider die Kirche feindfeligen "Animus. Darauf’ erwidere 
ich: wenn je in meinen Worten oder in dem Lone meiner 
Worte etwas fo geklungen haben follte, als Tiege mir das 
im Sinn, fo nchme ich das hiermit zuruͤck; das war meines 
Herzend Sinn nicht. Ich will Nichts weiter jagen. Ohne 
irgend Jemandem die Ueberzeugung, die er hat, ind Gewiffen 
ſchieben zu wollen, muß ich rein von mir aus fagens 
ich kann das Gefühl nicht überwinden; ich wuͤrde bad 
Bewußtfein nicht los werden, wenn ich dem Gutachten 
der Majorität zuflimmte für meine Perſon; ich hätte die 
Kirche verrathen ‚und verkauft. Ich muthe Niemandem 
zu, fo etwas zu fühlen und ich fage nur: „ein Jeglicher 
fei feiner Meinung gewiß” Und ich bitte Jeden der Herren, 
der noch einer folhen Bitte Raum geben kann, Seden, 
bei dem ber Entſchluß nicht ſchon feſtſtehet, um des Beften 
der Kirche willen: flimmen Sie dafür, daß die Vertreter 
der Kirchengemeinde durch die Kirheigemeinde ge 
wählt werden! R 

Neferent Vicepräfident v. Friefen: Der Neferent 
darf fi heim Schluffe der allgemeinen Berathung gewiß 
mit erlauben, ein Urtheil über die Berathung im Ganzen 
auszufprehen. Auch habe ich für die Meinung eines Jeden 
eine. zu hohe Achtung, als daß ich diefelbe einer mir nicht zu⸗ 
kommenden Kritik unterwerfen ſollte. Aber einen Gedanken 
erlaube ich mir denn doch auszuſprechen und das werben 
mir die gechrten Herren, bie geſprochen haben, nicht vers 
argen. Ich glaube, wir haben und doch zu fehr in Idealen 
bewegt und mandmal nicht ‘ganz frei von’ Vebertreibung. 
Es wird mir obliegen, das einigermaaßen nachzuweiſen, 
nur durch fehr- wenige Beiſpiele. Ich kann kurz fein. Es. 
iſt gefagt worden, wenn man überhaupt die Trennung 
zwiſchen kirchlichen «und-- politifchen Gemeinden, zwiſchen 
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derſetzung nicht wolle, fo fei überhaupt die ganze Kirchen: 
ordnung nicht nöthig, das Oberconfiftorium nicht nöthig, 
die Kirchenvorftände auch nicht noͤthig. Und doch kann 
man das Eine wollen und dad Andre nicht wollen. Aller 
dings ift die Majorität auch in ihrem Berichte fehr ent- 
schieden für die Nothwendigkeit diefer Organe, weil eben die 
Kirche ihre eigene Thätigkeit braucht, verlangt und haben 
muß, weil man fie ihr ſchuldig iſt; wir wollen daher jene 
Organe von Oben nad) Unten, melde eine kirchliche Thaͤtig⸗ 
keit ausüben. Es iſt aber faft nicht möglid, ‘den Sinn 
und Zweck unferer Anträge in dieſer Beziehung zu vers 
Tennen. Es ift gefagt worden, man müffe nit von Oben 
nad Unten bauen, fondern umgekehrt von Unten nad 
Dben. ES fei ein characteriſtiſches Kennzeichen der lutheri⸗ 
ſchen Kirche, daß fie von Unten aufbaue; dagegen wieder 
ein Kennzeichen ber Patholifchen Kirche, daß fie von Oben 
‘herab baue. Mas wir’ vorgefchlagen hätten, das fei eine 
ſchwankende oder eine ſchiefe oder gar Feine Grundlage. 
"Meine Herren! Verzeihen Sie mir, diefe Darftelungen find 
Bilder, Bilder — nichts weiter, die zu einem Nefultate und 
wirklich praktifchem Nuten nicht führen. Das Einfache 
in der ganzen Sache ift: Wir wollen auch einen Krchen⸗ 
vorſtand habenz wir wollen ja ferner, daß berfelbe richtig 
‚gewählt werbe, d. h. daß die Beften, Geeignetften zum Kire 
chenvorſtand gewählt werben und endlich wollen wir, daß 
"die Kirchenvorftände im MWefentlichen bie Attribüte erhalten 
folfen, die der Geſetzentwurf ihnen beilegt, d. h. alfo, wir wol⸗ 
Yen, daß fie die Kirchengemeinde richtig vertreten, daß fie die 
Angelegenheiten der Kirche richtig und gut verwalten follen ; 
wir wollen endlich, daß fie für das Intereffe, für den wahs 
ren Nutzen ber Kirche im kirchlichen Sinne forgen follen. 
Das find die drei Veftandtheile ihrer Wirkſamkeit; das 
wollen wir Alles. Es fragt ſich nur, auf welche Weife dies 
ain beften erreicht wird? Einer der geehrten Redner fragte 
mich perſoͤnlich, ob ich glaube, daß auf dieſe Weiſe das 
Beſte erreicht werde?‘ Darauf antwortete ih: Das weiß 
ich nicht. Meine Herren! Ich habe ja nicht zu wählenz 
mögen doch Diejenigen das bedenken, welche bie, Pflicht 
haben, zu wählen. Mögen fie doch ihr Gewiſſen fragen, 
wenn fie wählen, auf welche Weife fie die Beften heraus: 
finden wollen. Es wird gefagt, auf dem Wege der politiz 
ſchen Wahl oder durch die politifchen Gemeindevertreter 
werben ‚nicht die Beſten gefunden. - Aber, meine Herren, 
das würde ja nicht Schuid der. Maojorität fein. Hat 
man nad) der Stäbteordnung und Landgemeindeorbnung 
nicht die beften, politiſchen Vertreter gewählt, dafür Fönnen 
wir doch nicht; das hat Jeder mit jich. felbft abzumachen. 
Oder wird durch die jeigen politifchen, Vertreter nicht.die 
ganze-Gemeinde richtig vertreten und koͤnnen nicht alle Ge⸗ 
meindemitglleder an der Wahl Theil nehmen, ſo iſt ‚das 
“wieder nicht die Schuld unſeres Vorſchlags; benn taugt 
003 Wahlgefeh nichts, dann mache man das Wahlgeſetz fo, 
daß die politifchen Vertreter gut gewählt werden; dann 


werden die politifchen Vertreter auch gute Kirchenvorſtaͤnde 
wählen. Der große Unterſchied, um ben ſich Alles dreht, 
ift der — wie Herr v. Zehmen fehr richtig: bemerkt Hat, dar 
her ich feine Bemerkung gern acceptire — foll bie Wahl 
eine unmittelbare Kopfiyahl oder eine mittelbare fein? Aber 
die Kirchengemeinde und die politiſche Gemeinde ift und 
muß diefelbe bleiben. Herr v. Erdmannsdorff fagte, bei 
der politifchen Wahl betheiligten. ſich gewöhnlich die Rühtige 
ften, die Lebendigften; bei. der Kirchenwahl die Ruhigſten. 
Nun wollen wir die Sadye doch rinmal umbrehen. Möchten 
ſich doch auch bei politifchen Wahlen ruhige, befonnene, 
wohlüberlegte Leute betheiligenz foldhe Perfonen können wir 
bei den Kirhenwahlen auch brauchen. Bei jeder Mahl 
muß mit Verftand und mit Meisheit, gewifienhaft und 
wohlüberlegt zu Werke gegangen werden. Das bleibt fi 
glei. Die Art der Gefinnung ift für beide Wahlen gut 
und unerläßlih. Zum Schluffe, meine Herren, nur eim 
Wort noch. Wir haben feit vielen Jahren in Schriften 
und Worten darüber geklagt, die Kirche wäre verweltlicht, 
die Kirche würde ganz weltlich regiert und wir haben eifrig 
gewuͤnſcht, daß diefer Verweltlichung endlich einmal ein 
Ende gemacht werde, daß die Kirche durch ihre eigenen, 
kirchlich gefinnten Organe regiert werde im kirchlichen Sinne 
und nad kirchlichem Zweck. Diefe Wünfche - haben wir 
auch heute noch und Fönnen fie nicht oft genug wiederholen. 
Ich will auch, daß die Verweltlihung der Kirche aufhörez 
ich ſpreche aber auch und verwahre mic) ebenfo ſtark gegen 
eine Entkirchlichung der Gemeinde. Ich will, daß auch die 
politifche Gemeinde für kirchlich gefinnt gehalten werbez' 
daß man der politifchen Gemeinde nicht das Kennzeichen 
und den Charakter der Kirchengemeinde abſpreche, und 
darum, aus biefem Grunde wiverfpreche ich noch einmal 
der Aeußerung ded Herrn Superintendenten Dr, Lechler, 
wenn er erklärte, daß bie Kirche einem anderen Gebote, 
einem anderen Geſetze, einer höheren Drbnung ‚folge, ald 
der Staatz denn der Staat muß die nämlichen Unterlagen 
anerfennen. und dieſem höheren und choͤchſen Willen eben⸗ 
falls folgen. 


Praͤſident v. Sqhonfels: Ich werde mich nun zur 
Abſtimmung wenden. Ich glaube, damit folgendermaaßen 
verfahren zu koͤnnen: Ich würde zunaͤchſt die Frage richten. 
auf den Vorſchlag der Majorität der Deputation. » Würde 
dieſet Vorſchlag atigehommen, ſo würden dann nurnoch 
Fragen zu rigpten fein auf den Anfra es Herrn Bürger: 
meiſters Koch in Betreff der,.40 J hte und. auf den 
Schlußantrag der, Deputation, wornach der legte. Satz des 
Paragraphen · abgeaͤndert werben fol; freilich nicht als Satz 
eines Paragraphen; ſondern mehr als eine Anſicht / welche 
die Kammer ausfpricht, um bei der Umarbeitung des frage 
lichen Paragraphen mit benußt zu werden. Würde hin⸗ 
gegen der Vorſchlag der Majoritaͤt abgelthnt, dann würde 
ic verbunden fein, noch Fragen zu richten auf den Paras 
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gradhen in / det / Vorlage, und zwar nach folgender Moda; 
Hlkt. Um den Antrag des Herrn Buͤrgermeiſters Koch zu 
treffen, würde ich auf den erſten Satz bis uͤberſchriuten 
haben" 'einesrage richten ; ſodann auf den weiten Gab 
besseiften Abfahes und endlich auf den dritten Gab, der 
vertaufeht werben! fol.miit-ben Worten, wie ſie · ſich befinz 
din auf Späte 297 des Berichts. Ich glaube, daß ‚nach 
dieſer Reihenfolge“ die Abſtimmung vor ſich „gehen kann. 
Ich wurde aber vecht gern Abãnderungsvorſchlůge Betreffs 
Her Abſtimmung vornehmen, ſofern ſolche gefellt avirden. 
Dar dieß nicht ber Gal-it, fo vetfahre. ich beimgemäß und 
ſchlage noch vor, daß bie Abſtimmung bezuͤglich des’ Majo- 
itätsgutachtens mit Namensaufruf geſchehe, da die Ange 
Tegenheit:jedenfals wichtig ift. Der Vorfchlag der Majo⸗ 
rität befindet ſich ‚auf Seite 234 des Berlchts und-lautet 
folgendermaaßen: 

Die Wahl des Kirchenvorſtandes iſt den Drganen 
der politifchen Gemeindevertretung dergeffalt- zu uͤberwei ⸗ 
fen, daß‘ folche, inſoweit fie der evangelifch »Lutherifchen 
Confeffion angehören; berufen ſein follen, den Kirchenäl⸗ 
teften.aus ber. Mitte aller, dieſer Confeſſion angehörigen, 
felbftändigen Hausväter, welche das Alter von 30 Jahren 
“überfchritten und ger ihren kirchlichen Sinn dur) 

Kheinahme > am -Gotteöbienfte und -Abendmahl bewährt 

haben, zu wählen”. 

Dieſe Faſſung foll nicht ein Paragraph) fein, fondern 

fol nur den Grundfa darlegen, nach welchem fünftig die 

Umarbeitung der $$. 26 bis 34, welche vom Wahlverfahren 

.. bes’ Kirchenvorftands Handeln, geſchehen foll. Ih frage, 

ob die Kammer diefen Grundfag, wie-er von 

der Majorität der Deputation vorgeſchlagen 
if, annehmen will? 


Dieſe Frage beantworten mit Ja: 


Bicepeäfibent v. Briefen. "Bürgermeiftsr Gottſchald. 
Serretie Wimmer, Nittergutsbefiger v. Mbmer. 
Domfere v. Wahdorf. Nittergutöbeflger Kraft. 

Graf Solmd. Bütgermeifker Hennig. 
Abootat v Könnerig. (Freiherr d. Befgioig. 
Gapitular v. Schröter. Kammerherr d. Behmen. 

Graf v. Shönburg. Kammerhere v, Rüttichau. 
Bürgermeifker Chr. Dberhtirgermeifter Pfotenhauer. 


Bürgermeifter Glauf. 


h Mit Nein-antworten: 
\ Seeretär v. Egidy. +Bürgermeifter Müller, 
Hofroth ‚Dr. Hänel. Freiert v. Schönberg Bisran. " 
Graf Witding v. Königebrük. Freiherr v. Biedermann. 
"Hbcxhofprebiger' Dr. ciebner. Freiherr v. Rocom. 





Superintendent Dr-Lechler. 1 Würgermeifter Koch. 

Feeihere vi Wild, Kammerhere b. Cromanneborff, 
‚ttergutäbefigeb gittner. Finanzeath d. RoftigrBaltwig. 
„Rammerherr v. Wagdorf. Landesbeftailter. Hampel. 
„ Miöfterooigt. u, Pofern. Präfibent v. Schönfels. 


Kammerherr v. Metſch. 


_ Präfent v. Schönfeld: . Das. Refultat dieſer Ahr 
fimmung ift: Es:Haben fih 19-Mitglieder gegen: das. Mas 
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joritätsgutachten “erflätt, «während 17 Stimmen ſich für 
daſſelbe erklaͤrt haben. Es ift demnach daſſelbe abgelehnt, 
Ich wuͤrde nun mit der Abſtimmung ſo verfahren, wie ich 
vorhin andeutete. Den ‘Paragraphen werde ich in drei 
‚heile: fpalten, undı die erſte Frage auf den erfien Satz des 
erften: Abſatzes richten, welcher fo lautet: „ 
„Stimmberechtigt find alle ſelbſtaͤndigen Hausväter, 
welcher das: 25. Lebensjahr erfüllt haben und nicht wegen 
eines: fittlichen :Mangeld von der Stimmberechtigung bei- 
Wahlen der;politifchen Gemeinde ausgefchlaffen find, fie 
feien verheirathet. oder nicht, wählbar ‚nur die, welche 
zugleich ihren kirchllchen Sinn dur Theilnahme am 
"Sottesdienfte und Abendmahl bewähren, auch das 40, 
Altersjahr uͤberſchritten haben”, 
Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Die Minoritaͤt 
war auch mit.30 Jahren einverftanden. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich ‚wollte nur bemerz 
Een, daß die ganze Deputation für das .30. Jahr war. 
Ich glaube ‚wenn einfach auf das 40: Lebensjahr eine Frage 
geftellt würde, dann wuͤrde ein reines Nefultat herauds 
kommen. Aber id glaube nicht, daß der ganze Sat uns 
getrennt zur Abflimmung zu bringen ift. 


"Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Herr Blrger 
meifter Koch hat ausdrücklich auf diefe Frage einen beſon⸗ 
deren Antrag geftellt und hat gewuͤnſcht, daß uͤber das 
Altersjahr 30 oder 40 befonders abgeftimmt werde und dem 
ſtimme ich bei. 

Praͤſident v. Schönfels: Das ift auch meine An 
ſicht und es ift fein Grund vorhanden, mir deshalb ent ⸗ 
gegenzutreten, um fo weniger, ald ich mit ber Abſtimmung 
noch nicht zu Ende war, Es handelt ſich um ben erften 
Sat im erften Abſatz, auf dem bie Frage gerichtet werben 
fol. Der Antrag des Herrn Bürgermeifter Koch wird · ge⸗ 
troffen werben dadurch, daß der erfte Abſatz gefpalten wird. 
Der zweite Say handelt vom 30. Lebensjahre, wer fir 
das. 30. iſt, darf ihn nur annehmen; wer dagegen ift, ab» 
lehnen. 


' Bürgermeifter Dr. Koch: Mein Antrag geht dahin, 
daß auch im erften Satze über dad Alter von 40 Jahren 
eine befondere Abftimmung vorgenommen werde. Wuͤrde 
der Here Präfident den ganzen erften Sat ohne biefe ber 
fondere'Srage zur Abftimmung bringen, fo müßte, wer 
das 40. Jahr nicht will, gegen ben ganzen Sat ftimmen 
und fomit auch gegen dad Princip. Das ift aber nidt 
von mit beabſichtigt. Ich bitte den Heren Präfidenten, 
die Güte zu haben, auf bie Worte „das 40. Altersjahe” 
eine befondere Frage zu richten. 


: Präfibent v. Schönfeld: Ich werde daher. die erſte 
Trage auf den erften Sag mit Vorbehalt einer zweiten Frage 
auf bad Alter von 40 Jahren richten. Den Sat, habe ich 
bereits verlefen und ich frage, ob die Kammer dieſen 
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erften Sas anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
fimmig Ja. 

Here Blrgermeifter Koch wünfcht nun, dag in diefem 
Sa die 40 Jahre beibehalten werben. Ich frage, ob 
die Kammer diefen Antrag des Herrn Bürger: 
meifters Koch annimmt? — In Bezug auf dieſen An= 
trag ift Stimmengleichheit eingetreten; es würde alfo die 
Abftimmung morgen wiederholt werben. 

Es wird nun nah dem Wunſche des Heren Bürger 
meifter8 Koch auf den zweiten Abſatz des Paragraphen eine 
Frage zu richten fein, berfelbe lautet folgendermaßen: 

„Durch Dispenfation der Kircheninſpectionen koͤnnen 
aber auch Perfonen, welche im Uebrigen ganz beſonders 
geeignet find, wenn fie nur das 30. Altersjahr zurüd- 
gelegt haben, zu. dem Amte eines Kirchenvorſtehers zu- 
‚gelaffen werden”, 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich.glaube dieſer Sag kann 

erſt zur Abftimmung gebracht werben, wenn über bad 40. 

2 Lebensjahr Beſchluß gefaßt worden iſt. Ih würde alfo 

bitten, daß ber Herr Präfident die Güte hätte, die Abs 
flimmung über diefen Sag heute auszufegen. 


Hräfttent v. Schönfeld: Ich bin-bereit dazu. Che 
jedoch der Antrag der ganzen Deputation zur Abftimmung 
gelangt, muß ich noch auf den legten Abſatz eine Frage 


richten. Es wird von der Deputation für den letzten Sat 
folgende Faſſung vorgeſchlagen: 

„Perſonen, welche als Einzelne mit der Kirche oder 
den geiftlichen Lehnen Proceß Führen, Eönnen nicht Mit 
glieder des Kirchenvorftandes fein”. 

Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen der 
Deputation diefen dritten Sag auf diefe Weife 
faffen will? — Einftimmig Ja. 

In Bezug auf den ganzen Paragraphen ann ich nach 
dem, was vorgegangen ift, heute Feine Frage ftellen, fon 
dern ich behalte mir dies auf morgen vor. Morgen früh 
11 Uhr erfuche ich Sie, meine Herren, ſich hier wieder ein- 
zufinden, um die Beratung Über die Kirchenordnung fort 
zufegen. Sch wollte mir nur noch einige Worte erlauben, 
Es naht nämlich das Weihnachtöfeft und es iſt von vielen 
Seiten der Wunſch ausgefprochen worden, in Bezug darauf 
die Sigungen bald zu fehliegen. Es ift nicht anzunehmen, 
daß wir mit dem Berathungögegenftand, der und jetzt bes 
ſchaͤftigt, vor dem Fefte fertig werden und demnach ſchlage 
ich vor, morgen bie legte Sitzung vor dem MWeihnachtöfeft 
zu halten. Ich ſchließe die heutige Sigung und wieder 
hole, daß morgen die legte Sigung vor den Feiertagen ab« 
gehalten werben wird. 


. (Schluß der Sigung Nachmittag nach halb 4 Uhr.) 





Nedaeteur H. Meinhold, Seeretaͤr im Mönigl. Minifterium des Innern. — Druck von B. G. Teubner in Diesen. 


Letzte Abfendung zur Poft: am 31. December 1860. 
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Oreizehnte öffentliche Sitzung der Erfien 
"Kammer am 21. December 1860. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Mite 
thellung des · Herrn · v. Erdmannsdorff uͤber einen im Leipziger 
Journal erſchienenen Artikel. — Fortgeſetzte Berathung des 
Berichts ber Zwiſchendeputation uͤber den Entwurf einer 
Kircjenorbnung für bie evangelifch-Tutferifije Kirche, und 
var nachträgliche Abftimmung über die in $. 20 enthaltes 
nen Worte: „das 40. Altersjahr”, und den lehten Sag im 
erften Abfage des Paragraphen, wie auch uͤber $. 27. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten Vor ⸗ 
mittags in Anwefenheit von 38 Kammermitgliedern, ſowie 
in Gegenwart des Herrn Staatsminifters v. Falken ftein 
und der koͤniglichen Commiffare Geheimen Raths Dr. 
Hübel und Geheimen Kirchenraths Dr. Gilbert. 


Präfident v. Schönfels: Herr Secretär Wimmer 
wird die Guͤte haben, das Protofoll der geftrigen Sigung 
zu verlefen. 

(Dies gefchieht.) 

Ich habe zu erwarten, ob Jemand gegen bie Faſſung 
des Protokolls Etwas zu bemerken hat. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich habe gehört, (vers 
muthe aber, daß es im Protokoll doch wohl richtig fteht) 
ich hätte gegen das Minoritätögutachten gefprochen. 

Serretär Wimmer: Nein, gegen das ,Majoritaͤtsgut⸗ 
achten” ſteht im Protokolle. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
gegen die Faſſung des Protokolls etwas zu erinnern hat, 
fo wuͤrde ich e3 für genehmigt erflären und erfuche Herrn 
BVürgermeifter Müller und Herrn v. Schönberg» 
Bibran, daffelbe mit mir zü vollziehen. 

: Geſchieht.) 
Bir. wenden ung nun zum Vortrag aus ber Regie 
ſtrande. Es befindet ſich auf derfelben eine Nummer und 

IR. (2. Abonnement.) 





ich erfuche den Herrn Serretär Wimmer, und den Vor« 
trag derſelben zu geben. 


(Nr. 86.) Petition des Profeſſors Dr. Nicolaus Mat- 
thias Peterfen zu Grimma vom 14. December 1860 un 
Verwendung bei der hohen Staatsregierung auf Berbeffers 
ung des Tarationsverfahrend bei Erpropriation ftäbtiicher 
Grundftüde. Ueberreicht durch Heren Nittergutöbefiger 
Nittner ‘mit 45 Druderemplaren einer „‚actenförmigen 
Darftellung“, 

Präfident v. Schönfels: Was die gedrudten Erems 
plare anbetrifft, fo find biefelben bereits vertheilt. Sm 
Uebrigen aber hat diefe Eingabe von Herrn Rittner eine 
Unterftügung erhalten und zwar infofern, als berfelbe ein 
Begleitſchteiben dazu gegeben hat, in welchem er den 
Wunuſch ausdrüdt, bei Gelegenheit der Ueberreihung ber 
Eingabe einige Worte zu fprechen und etwaige Mißver- 
fändniffe aufzuklären, die etwa hinfichtlich derfelben ent 
ftehen Könnten. Ih muß freilich auf $. 114 der Bands 
tagsorbnung aufmerffam machen; benn follten dieſe 
Worte eine Bevorwortung ber Petition fein, "dann würde 
ich bitten, damit zu warten, bis diefelbe zur Verhandlung in 
der Kammer kommt. Sollten fie aber nur dazu dienen, 
um ein Mißverftändniß aufzuklären, fo extheile ich Herrn 
Nittner das Wort, 


Nittergutsbefiger Rittner: Es geſchieht nur auf ben 
ausbrüdlihen Wunfch des Petenten, daß ich mir das 
Wort erbeten habe, um den Thatbeftand biefer Petition in 
das richtige Licht zu fiellen. Der Sachverhalt ift folgen» 
der: Dem Petenten und mehreren anderen benachbarten 
Grundbefigern find im Jahre 1852 Grundftlde exproprlirt 
worden und es {ft num ber merkwürdige Fall vorhanden, 
daß die Betheiligten nach 8% Jahren die Bezahlung für 
die ihnen vollftändig entzogenen Grundſtuͤcke trotz zahle 
reicher Actenſtuͤcke noch nicht erlangen Tonnen. Es mag wohl 
eine fehr verwickelte Sache feinz fie hat auch bereitö vor 
Zahren in mehreren Minifterien zur Beförderung und 
Eniſcheidung vorgelegenz; aber der Petent ift dennoch weit 
entfernt, einer ber hohen Behoͤrden eine directe Schuld 
beimeffen zu wollen; eben fo wenig will er Beſchwerde in 
feiner Angelegenheit „führen; denn er iſt viel zu fehr von, 
feinem guten Rechte überzeugt und hofft mit Zuverſicht, 
feine Bezahlung auch ohne eine Beſchwerde zu erhalten. 
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Er will auch nicht, dag die hohe Ständeverfammlung, 
infoweit es eine Privatangelegenheit iſt, ſich einmifchen folle, 
fondern er will nur, daß die Ständeverfammlung bei diefer 
Angelegenheit das beſtehende Zarationsverfahren einer 
näheren Prüfung unterwerfen möge, was bei folchen Erpro⸗ 
priationen in Anwendung kommt. Er macht -hierbei aus: 
druͤcklich auch darauf aufmerkfam, daß das gegenwär- 
tige Verfahren nicht genlge und bittet die Ständever- 
fammlung, dahin zu wirken, daß in demfelben die nöthigen 
gefeglicgen Anordnungen herbeigeführt werben. Ich habe 
geglaubt, das fagen zu müffen, um den Mann von dem 
Verdacht zu reinigen, als wenn berfelbe hätte Beſchwerde 
führen wollen; das iſt durchaus nicht ber Fall. Ich 
unterlaffe deshalb auch, diefe Petition zu der meinigen zu 
machen und bitte nur den Herrn Präfibenten ber Landtags: 
ordnung gemäß zu verfahren und fie an die vierte Depus 
tation zu hberweifen. 


Präfident v. Schönfels: Es hat demnach diefe Ein- 
gabe den Character einer Petition und wird demgemäß an 
die vierte Deputation zu gelangen haben. Iſt die Kammer 
hiermit einverfanden? — Einftimmig Ja. 

Das war ber einzige Gegenftand der Regiftrande und 
wir würden nun zur Tages ordnung Üibergehen fünnen, 
wenn nicht Herr v. Erdmannsdorff zuvor Über einen Artikel, 
der vorgeftern im Leipziger Journal geftanden hat, Etwas 
mitzutheilen hätte. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Meine geehrteften 
Herren! Ich glaube durch die That bewieſen zu haben, daß 
ih auf Artikel in öffentlichen Blättern durchaus nichts 
gebe, fobald fie mich perfönlich berühren. Die Oppofitions- 
preffe erzeugt mic einmal hier und da die Ehre, ſich mit 
mir zu befchäftigen und id) finde darin nichts Aergerliches. 
Der Artikel, worüber ich jest Mittheilung zu machen 
wunſche, betrifft aber nicht mich, fondern die ganze Kam⸗ 
mer und ich bitte daher um Erlaubniß, ihm vorlefen und 
Einiges darlber bemerken zu dürfen. Derfelbe lautet: 


Eine Privatvorlage inıder Erften Kammer. 

+ Dresden, 18. December. Als unfer Verfaſſungs⸗ 
Ieben noch in feiner Blüthe war, als ale Welt begierig 
auf jede Tagesordnung die Blide heftete, da frömten 
nicht nur von Draußen die Petitionen aus dem Volke in 
die Kammern, auch die Ständemifglieder eiferten um die 
Ehre der Thätigkeit. Anträge über Anträge lagen vor. 
Statt deſſen hat heutzutage eine allgemeine Traͤgheit Plat 
egriffen, von Innen und Außen, heutzutage, wo man 
es Schaffens nicht müde fein follte, heufe, wo im Süden 
Throne ftürzen, wo der Weſten unverkennbar, wenn auch 
nur heimlich, droht und im Schooße des großen Vater: 
landes fo Vieles fich regt, ohme daß ein Ende abzufehen 
if. Um fo überrafchender ift die heute in der Erſten Kam- 
en deren Mitglieder ausgelegte Einladung.: Sie lautet 

„Die hiefige Diaconiffenanftalt bereitet und verfauft 
bekanntlich mit obrigkeitlicher Genehmigung ein Pulver 





gegen Epilepfie. Hierzu werden Elftern gebraucht, welche 
in ber Zeit vom 24. December bis 18. Januar gefchoffen 
find und an denen weder Klauen, noch Federn fehlen 
dürfen, Unzählige Leute find durch diefe Pulver fchon 
hergeftellt worden; leider gehen aber fo wenig dergleichen 
Eiftern ein, daß die fehr ſtarke Nachfrage nach biefem 
Yulver nicht befriedigt werben Tann. Der ergebenft 
Unterzeichnete geftattet ſich daher an die gechrten Herr 
ſchafts· Ritterguts⸗ und Gutöbefiger, ber Kammern die 
Bitte, für diefen wohlthätigen Bed möglichft viel Eiftern 
in der genannten · Zeit ſchießen und am bie hiefige Dia: 
coniffenanftalt einfenden laffen zu wollen. Dreöben, 
17. December 1860. Dtto d. Erdmannsdorff“. 

Daß diefe herzliche Bitte nicht ganz unberuͤckſichtigt 
blieb, Tieß ſich bei dem Gegenftande der öffentlichen Ber 
rathung, der Kirhenordnung, kaum. bezweifeln. Ihr vidi 
haben daher unter dad Schriftftück gefet: bie Herren 
v. Schönfeld, dv. Wildenfels, v. Weld, v. Könnerig, Alban 
v. Schönburg, v. Schönberg- Bibran, v. Behmen, v. Lt: 
tihau, v. Pofern, v. NoftizMaltwig. So myſtiſch aud 
das Heilmittel und die mebieinalpolizeitihe Bewilligung 
fein mag, fo myſtiſch wie die Zeit, in welche dad Schießen 
diefer wunderthaͤtigen Wögel fallen muß — ber Tag vor 
Weihnachten macht den Anfang, die heilige Prisca mit den 
drei Königen nach Julianifchem Kalender, wenn naͤmlich 
inclufive gerechnet wird, den Beſchluß — fo bereitwillig 
muß doch die fromme Thaͤtigkeit in der Chriſtwoche fein 
zu einer Zeit, welche die Vorbotin einer neuen Kirchen: 
organifation bilden fol, Nichtsdeſtoweniger feheint doch 
die weitere Verbreitung diefes Dokuments eine Pflicht, ſei 
es im Jutereſſe der Kranken oder auch wegen feiner Selten» 
heit felbft. Es dürfte in der That wohl Beine ftändifche 
Verſammlung im Jahre 1860 in Europa geben, wo ein 
ſolches erenfüd, wenn auch nur zum Privatgebrauch, zur 
Unterzeichnung aufliegt. 


Geftatten Sie mir, hierzu Folgendes zu bemerken: 


ſteht notorifch feft, daß ſchon Hunderte durch 
biefes Mittel von der Epilepfie geheilt worden find. 

.. 2) Die Aufforderung, Elftern für dieſen Zweck zu 
liefern, ift nicht neu, vielmehr fchon feit mehr ald 30 Jahren 
um jetige Zeit, tegelmäßie ergangen, auch an bie Grund⸗ 
und Jagdbefiger in den Kammern früher ſchon fehr oft ge: 
richtet worden. > 

3) Etwas Myftifches ift bei der Sache gar nicht. 
Der Grund, warum diefe Thiere gerade zu dieſer Zeit ges 
ſchoſſen werben muͤſſen, liegt einfach darin, daß erfahrungs⸗ 
mäßig bie Eiftern zu diefer Zeit fih in einem Zuſtande ber 
finden, den ich öffentlich nicht gut näher bezeichnen kann. 

Etwas Myftifches ift es aber nicht, 

, 4) Der Artikel bemüht fih, mein Circular als nur für 
die Erfte Kammer beftimmt darzuftellen. Meine Bitte war 
aber ausbrüdtich „an die Herrſchafis⸗ Ritterguts⸗ und Guts ⸗ 
befiger in den Kammern” gerichtet. Auch ift das Gircular 
I . Zweiten Kammer ebenfo in Umlauf geſetzt worden, 
a ter. 

5) Es ift eine abſichtliche und tendenziöfe Faͤlſchung/ 
daß einige Namen genannt, andere verſchwiegen find. 
Abfichtlich ift diefe Falfhung, denn man fieht, daß ber 
Correfpondent im Belige diefes Circulars gewefen ift, denn 
«8 ift genau und wörtlich abgedrudt. Alſo lagen auch bie 
Unterſchriften vor; die Weglaflung einiger derfelben ift alfo 
abficptfic. 
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* Das Vendenziöfe dieſer Weglaſſung leuchtet fofort ein, | 


wenn man bie genannten Namen mit den weggelaffenen 
vergleicht. " R 

Genannt find die Herren v. Schönfels, Graf Solms- 
Wildenfels, v. Weld, v. Könnerig, Graf Schönburg, 
dv. Schönberg-Bibran, v. Zehmen, v. Lüttichau, v. Pofern, 
v. Roſtiz⸗Wallwitz. 

Verfchwiegen find die Namen ber Herren Nittner, 
Kraft, Bürgermeifter Dr. Koh, Löhr, Claͤuß, Landesber 
ſtallter Hempel. 

Es kann ſein, daß ich den einen oder anderen der 
weggelaſſenen Namen jetzt nicht genanırt habe, id) kann fie 
nur aus der Erinnerung nennen, ba fi) das Circular nicht 
mehr in meinen Händen befindet. — Ein Mitglied der 
Zweiten Kammer hat es aud) dort in, Girculation geſetzt. 
Mad von Br an aus dem Girculare geworden, und wie 
daffelbe in die Expedition des Leipziger Journals gelangt 
ift, dad bleibt mir und jenem Mitgliede der Bweiten Kams 
mer zur Beit ein Raͤthſei. 

Die Moral von der. Gefchichte dürfte die fein: 

Man fieht hieraus, daß jegt wiederum, wie in ben 
Sahren 1846 bid 1849, auch das Unverfänglichfte und 
Beftgemeintefte für gewiffe Tendenzen und Parteibeftres 
bungen auögebeutet wird, 

Abſichtlich ift diefe Faͤlſchung; denn man fieht, daß 
der Correfpondent im Befige diefes Circulars gewefen iſt; 
denn baffelbe ift genau und wörtlich abgedrudt. 


Präfident v. Schönfels: Ich glaube, meine hoch⸗ 
geehrteften Herren, der Einfender- des Artikel, von dem 
Here v. Erdmannsdorff jeht ſprach, hat ſoeben feine voll- 

+ fländige und wohlverbiente Abfertigung erhalten und glaube 
Taum, baf ed noch nothiwendig ift, über biefen Gegenftand 
weiter zu verhandeln. Ich fchlage daher vor, zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen, Ich habe heute weder eine Ent 
ſchuldigung mitzutheilen, noch Beurlaubungsgeſuche vor- 
jutragen, noch auch ſonſtige Mittheilungen zu machen. Wir 
onnen daher ſofort zum. Gegenſtande der Berathung Übers 
gehen und ich erſuche den Herrn Referenten, uns den weir 
teren Bericht über den Entwurf einer Kirhenorbnung 
zu geben. Wir würden fofort und wenden koͤnnen zu ber 
Abfimmung, die geftern nicht perfect worden ift, dadurch, 
daß die Stimmen ftanden, Ich habe aber zu bitten, daß 
& ber Kammer gefallen mag, eine Heine Paufe zu machen ; 
es find zwei Mitglieder bei der Staatöfchuldencaffe be: 
fehäftiget, die aber bald eintreten werben, wonach fobann 
die Abſtimmung beginnen wird.’ 

(Kleine Paufe.) 

Meine hochgeehrteſten Herren, darf ich bitten, Platz zu 
nehmen. Die Kammer erinnert fi, daß bei der geftrigen 
Abftimmung über den Punkt, die 40 Jahre betreffend, im 
erften Abſatze des $. 26 eine Gleichheit der Stimmen ein 
getreten war. Es wuͤrde mun nach der Landtagsorbnung 
heute biefe Abflimmung zu wieberholen fein; ftänden bie 
Stimmen abermals, fo würde nach Vorſchrift derfelben 
Landtagsordnung meine Stimme den Ausfchlag zu geben 





haben. Es wird zunaͤchſt die Frage, die 40 Jahre betreffend 
an die Kammer zu richten fein; dann würde der zweite 
Abſatz zur Abſtimmung kommen und endlich die Frage an 
die Kammer zu richten ſein in Betreff des Paragraphen. 
Jetzt handelt es ſich um die Frage, die geſtern mit Stimmen» 
gleihheit beantwortet wurde. Die Frage lautet fo: „Ob 
die Kammer nad) Faſſung des Paragraphen das 40. Alters⸗ 
jahr beibehalten wolle”? Ich frage, ob die Kammer ſich 
hiermit einverftehen will? — Es ſcheint, als wenn bie Frage 
nicht ganz verftanden worben wäre. Es handelt fich darum, 
ob die Worte: „ das 40. Lebensjahr” im Paragraphen fies 
hen bleiben follen oder nicht? ich frage alſo, ob diefe Worte 
„das 40. Altersjahr“ im Paragraphen fichen bleiben 
ſollen? — Wer dagegen ift, muß fich erheben. — Mit 28 
gegen 8 Stimmen ift diefe Frage bejaht worden und for 
mit bleibt das 40. Altersjahr im Paragraphen ftchen. &, 

Ich gehe nun über auf den zweiten Sag im erften 
Abfage des $. 26. Dieſer Satz lautet folgendermaßen: 

„Durdy Dispenfation der Kircheninfpection Fönnen 
aber auch Perfonen, welche im Uebrigen ganz befonders 
geeignet find, wenn fie nur das 30. Aulrslahr zurück⸗ 
gelegt haben, zu dem Amte eines Kirchenvorſtehers zus 
gelaffen werden”. 

Ich frage, ob die Kammer mit dieſem! zweiten 
Sage des erfien Abſatzes des 8. 26 ſich einver- 
ftehen will? — mit 24 Stimmen gegen 12 ift diefe Frage 
verneint worden. 

Es fällt daher biefer Sag, von dem biefRede iſt, weg. 
Ich frage nun, ob bie Kammer ben 9. 26 in ber bes 
befäloffenen Weife anzunehmen gedenkt? — Ein- 
flimmig Sa. 

Und fomit wäre $. 26 erlebigt. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: 
. 27. 
Wahl des Kirchenvorſtandes. Vorſchlage dazu. 
Die Kirchengemeinde waͤhlt die Kirchenvorſteher nach 
abſoluter Stimmenmehrheit. Sollte bei ber erſten Wahl 
eine abfolute Stimmenmehrheit fich nicht herauöftellen, fo 


iſt eine anderweite Mahl aus Denjenigen, welche bei der 


erften Wahlhandlung Stimmen erhalten haben, zu berans 
falten und Derjenige, ober wenn mehrere zugleich gewählt 
werben follten, find Diejenigen. für gro zu erachten, 
welche bei der zweiten Wahl relativ die meiften Stimmen 
erhielten. Bei Steiheit der Stimmen entfcheibet das Loos, 

Zur Wahl des erfien Kirchenvorftandes macht der Pfar⸗ 
ver, zu den fpäteren der Kirchenvorſtand Vorſchlaͤge, an 
welche die Gemeinde aber nicht gebunden iſt. 


Die Motiven lauten: 


u $. 27. 

Wenn das Inftitut 8 Stgennoniände zu einer für 
das Tirhliche Leben gedeihüchen Wirkfamkeit gelangen fol, 
fo ift vor Allem darauf zu fehen, daß zu Kichenvorftehern 
nur Männer gewählt, werden, welche mit der erforderlichen 
Einſicht auch eine riftfiche Gefinnung und Herzensbildung 
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inden und durch ihren fittlichen Lebenswandel die all- 
Fr Achtung verdienen. Schon die äußeren Angelegen- 
eiten der Kirchengemeinden und ber Kirche möchten nur 
folhen Männern Übertragen werben. Viel wichtiger find 
‚aber bie inneren Angelegenheiten, die Förderung des Gottes« 
dienſtes und die Pflege des chiiſtlichen Lebens in ber Se 
meinde. * R 
Man hat es daher für zweckmaͤßig gehalten, bie Wahl 
der Sense durch Worfchläge des Pfarrers und des 
Kirchenvorſtandes auf vorzugsweiſe geeignete Perfonen zu 
Yenfen, ohne jedoch die Gemeinden an dieſe Vorfchläge zu 
binden. Es ift zu erwarten, daß die kirchlich gefinnten 
Mitglieder der Gemeinde, welche ohne Nebenrüdfichten nur 
Die zu einem folchen Amte geeignetften Perfonen zu wählen 
die vebliche Abficht haben, auf ſolche Vorſchlaͤge Rüdjicht 
nehmen werben, ohne ſich dadurch in ihrem freien Mahl« 
zechte befchränkt zu fühlen. Wollte man aber hierbei einen 
Zwang eintreten laffen und die Gemeinde nöthigen, nur 
aus den Vorgefchlagenen zu wählen, fo wide das Inter⸗ 
effe der Gemeinden für, das ganze Infitut der Kirchen- 
vorſtaͤnde von vornherein 1 geramächt, die Wirkfamfeit deſ⸗ 
felben auf das geringfte Maap herabgebrüdt werden. Es 
fände zu befürchten, daß die Gemeinden entweder gar 
nit oder mit großer Lauheit an den Wahlen Theil nahe 
men, daß fie den Gewählten fein Vertrauen ſchenkten und 
‚bie Kirchenvorfteher zu der Unbedeutendheit der gegenwärtis 
‚gen Kirchväter herabſaͤnken. 





Die Deputation fagt: 


m 
wolrde, wenn ber RN ber Majorität zu $. 26 Ans 
nahme findet, in Wegfall kommen; aud findet man die 
im zweiten Sage vorgefehriebenen Wahlvorfchläge nicht 
zwedentfpredhend, glaubt vielmehr dem Wahlkörper eine 
ganz freie Wahl überlaffen zu müffen. 





Nach der Anficht der Minorität wirde diefer Paras 
graph anzunehmen fein. , 


Der Stand der Dinge hat fi nun geändert. $. 26 
hat nicht nach den Vorſchlaͤgen der Majorität Annahme 
gefunden, fondern mach den Worfchlägen der Minorität und 
im Wefentlichen nach dem Gefegentwurfe, jedoch mit einis 
gen Mobificationen. Dadurd wird num die Majorität auch 
genöthigt, zu einer anderen Meinung überzugehen. Ich 
kann allerdings nicht im Sinne und im Auftrage der geftris 
gen Majorität fpredhen; was mich aber anlangt, fo finde 
ich jet nun Fein Bedenken, mich mit ber Minorität zu 
vereinigen, nämlich dahin, daß der Paragraph unverändert 
anzunehmen fein möchte. Der Koch'ſche Antrag geht dahin: 

‚Die Wahl und dad Wahlverfahren ift durch nach 
den Irtlichen Verhältniffen aufzuftellende und von der 
oberſten Kirchenbehoͤrde zu beftätigende Ortöftatuten zu 
regeln”; 

alſo eine ortöftatutarifche Regelung für jeden einzelnen Ort 
nach Verhältnig und Beduͤrfniß. Gegen diefe Abfiht bin 
ih meinerfeits gar nicht; im Gegentheile habe ich (dom 
mehrmals erklaͤrt, ich wünfche nach der localen Verſchieden ⸗ 
beit localſtatutariſche Beftimmungen für jeden Ort; aber 





ich glaube nur, daß biefer Antrag, wenn fi die Sache 


nicht ſchon von felbft verfieht, eigentlich den $. 27 nicht ge 
radezu aufhebt. Er Tann neben $. 27 vecht gut. beftchen 
und mit demſelben vereinigt werden; nur mit Ausnahme 
der Beftimmungen; welche über abfolute Stimmenmehrheit 
gegeben find. Das müßte allerdings beibehalten werden; 
auch mache ich darauf aufmerffam, daß in $. 30 auf: dtt« 
liche Beftimmungen ausdrücklich Rüdficht genommen ift, in— 
dem gefage wird: „Die Wahl erfolgt durch mündliche oder 
ſchriftliche Stimmgebung auf eine nach örtlichen Verhaͤlt 
niffen feftzuftelende Weiſe“; nun, Eins von Beiden muß 
geſchehen, auf mündliche oder fchriftliche Weife. Es fcheint 
alfo darin eigentlich der Koch'ſche Antrag in der Hauptfache 
enthalten zu ſein; inbeffen habe ich das ber weiteren Ber 
rathung zu überlaffen und befonders den Herren Deputations⸗ 
mitgliedern, welche Anficht fie über $. 27 haben. Ich habe 
nur die meinige auszufprechen mir erlauben wollen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich würde zuvoͤrderſt die 
Deputationsmitgliever aufzufordern Haben, zu erklären, ob 
fie mit den Anſichten des Herrn Referenten fich einver⸗ 
fiehen wollen? 


Freiherr v. Beſchwitz: Ich meinerfeitd bin vollkom⸗ 
men einverffanden mit dem, was ber Herr Neferent eben 
ausgefprochen hat. 


Präfident v. Schönfeld: Ich möchte nun die übrigen 
Mitglieder der Deputation erfucden.. . .. Herr Oberbuͤrger⸗ 
meifter Dfotenhauer! 


Sberbürgermeifter Pfotenhauer: Wie gegenwärtig 
die Sache liegt, fo find allerdings Diejenigen, die mit mit 
in gleicher Sage fic befinden, die geftern zu der Majorität 
gehörten, alfo die Ablehnung des $. 26, der nun anger 
nommen ift, verlangten, dazu genöthigt, mit dem $, 27 
und eventuell dem Kochfchen Antrage ſich einverftanden zu 
erklären. “Aber ich habe ein anderes Bedenken gegen ben 
zweiten Ga des $. 27, infofern darin angeordnet wird, daß 
zur erftmaligen Wahl der Kirchenvorftände Wahlvorfchläge 
vom Pfarrer und bei der fpätern Wahl dergleichen Wahi⸗ 
vorſchlaͤge vom Kirchenvorſteher gemacht werden folten. 
Gegen diefen Sat müßte ich ſtimmen; ich erblicke darin 
eine ungerechtfertigte Bevormundung für die Gemeinde, für 
bie ich nicht fein kann. Unter allen Umftänden wuͤrde ih 
den Heren Präfidenten erſuchen, über den zweiten Sat des 
$. 27 befonders abftimmen zu laſſen. 


Praͤſident v. Schönfels: Es wird dem entſprochen 
werden. 


Kammerherr v. Behmen: Nachdem der $. 26 nicht 
dem Wunfche der früheren Majorität der Deputation ger 
maͤß gefaßt worden ift, bleibt uns allerdings nichts An⸗ 
deres übrig, als bei $. 27 uns der Minorität anzufchließen 
und bei $. 27 und bem folgenden Paragraphen für den 
Entrourf im Ganzen zu fimmen. Etwas Anderes iſt es 
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- mit dem Anfrage des Heren Bürgermeifterd Koh. So 
viel er anfcheinend für ſich zu haben ſcheint, geht er doch 
in ber Sache, wenn ich ihn richtig verfianden habe, auf 
feine frühere Abficht, die Herbeiführung einer Worfynode 
hinaus. Fuͤr biefe kann ich mich nicht erklären; ich werde 
alfo gegen den Antrag des Herrn Bürgermeifters Koch 
ſtimmen. Alerdings ſtellt ex nur in feinem Antrage eine 
frätutarifche Regelung voran; die Nothwendigkeit einer ſta⸗ 
tutariſchen Regelung haben wir aber fchon bei $. 21 und 
folgenden feftgefeßt. Es bedarf alfo nicht einer nchmaligen 
Wiederholung. In dem Anfrage des Herrn Buͤrgermeiſters 
Koch iſt aber, wie Herr Oberbürgermeifter Dfotenhauer 
geftern hervorhob, nicht gefagt, wie die ftatutarifchen Bes 
fimmungen.erlaffen werden folen und wer fie erlaffen und 
berathen fol und er enthält eine Lücke, die unausgefuͤllt iſt 
und, wie es ſcheint, "den Antrag nicht annehmbar macht. 

Präfident v. Schönfels: Ich bitte, daß ſich die Herr 
ren nur darüber aͤußern möchten, ob fie nunmehr von der 
Mojorität zur Minorität übergehen; denn es haben fich 
bereitö andere Herren in Bezug auf den Paragraphen zum 
Wort gemelbet. 

Nittergutsbefitier v. Römer: Ich trete der Anficht bes 
‚Heren Referenten bei und werde nunmehr auch für $. 27 
fimmen, aber aus den vom Heren v. Behmen erwähnten 
‚Bedenken gegen den Koch'ſchen Antrag. 


Freiherr v. Roch ow: Ich will mir beim letzten Satze 
von $. 27 sine Hinweifung auf das preußifche Gefeh ers 
lauben. Nach dem preußifchen Geſetze werden nämlich die 
Vorſchlaͤge zur erfimaligen Bildung des Kirchenrathes vom 
Pfarrer in Gemeinſchaft mit dem Patron gemacht. Es wird 
dadurch das Gefchäft flr den Pfarrer erleichtert, Einfeitige 
keit vermieden und jedenfalls bie Verantwortung für den 
Pfarrer vermindert. Bevor ich einen Antrag in dieſer 
Richtung ſtelle, will ich jedoch erf hören, ob biefe Beſtim ⸗ 
mung irgend Anklang in der Kammer findet, mir daher 
einen Antrag vorbehalten. 


Prafident v. Schönfels: Herr Superintendent Dr. 
Lechler als zur Deputation gehörig. 

Superintendent Dr. Fehler: Meine Meinung ift 
ſchon im Berichte ausgeſprochen. 


Präfident v. Schönfels: Es mar dies ein Irrthum 
meinerfeitd. Ich erinnerte mich in dieſem Augenblicke 
nicht, daß die Minorität, wie fie ſich im Berichte darftellt, 
zur Majorität geworden ift und es bedarf Seiten bes 

Herrn Superintendenten Lechler Feiner Erklärung. Es ift 
nun biefer Gegenftand erledigt. Wir gehen nun auf die 
eigentliche "Berathung des $. 27 über und ich bemerfe in 
biefer Beziehung, daß Herr Bürgermeifter Koch bezüglich 
dieſes Paragraphen einen Antrag geftellt hat, der den Pas 
tagraphen allerdings vollftändig umaͤndert. Der Antrag 





ift geftern von der Kammer unterfiügt worden und des⸗ 
Halb Eigenthum derfelben; wird daher zur Berathung ges 
langen. Ich werde den Paragraphen nochmals vortragen, 
wie ihn der Herr Bürgermeifter Koch faffen will: 

„Die Wahl und das Wahlverfahren iſt duch nach 
den örtlichen DVerhältniffen aufzuftelende und von der 
— Kirchenbehoͤrde zu — Ortsſtatute zu 
regeln. 

So lautet der Paragraph, wie ihn Herr Dr. Koch 
faſſen will. Nun hat Herr Oberhofprediger Liebner das 
Wort betreffs des Paragraphen und des Koch'ſchen Antrags. 


Freiherr v. Weld: Ich Hatte auch ums'Mort gebeten. 


Präfident v. Schönfeld: Es hatte ſich der ‚Herr Obers 
hofprebiger heute früh ſchon ſchriftlich zum Worte gemeldet. 
Dann haben fi) angemeldet: v. Noftiz«Wallwig, ferner 
Bürgermeifter Koch, weiter Freiherr v. Weld und diefe 
Reihenfolge ift ſtreng einzuhalten. Here Oberhofprediger 
Liebner! F 

Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich flimme in Bezug 
auf den Antrag des Heren Bürgermeifters Koch ganz mit 
dem überein, was unfer geehrter Herr Vicepraͤſident aus⸗ 
geſprochen hat. Der Koch'ſche Antrag iſt mir zu allgemein 
hingeſtellt, während ex doch nur für die größeren Stäbte 
berechnet fcheint. Ich wünfche, was ber Paragraph ent: 
hätt, daß der Pfarrer die Initiative treffe, wenigftend fir 
die Landgemeinden. Im Uebrigen möchte ich um die Er. 
laubniß bitten, einige Worte fprechen zu dürfen zum Uebers 
gange von Geftern zu. Heute. Wir haben geftern einen 
fehr wichtigen und weitgreifenden Beſchluß gefaßt. Cs 
iſt Ihnen erinnerlich, in welcher Art das gefchehen iſt. Ich 
wollte heute nur noch bemerken, daß wir zwar die ganze 
Bedeutung deſſen zu wüͤrdigen haben, was geſtern bes 
ſchloſſen worben ift; daß wir aber dod nicht, an biefem 
wichtigen Punkte angelangt, uns verleiten laſſen dürfen zu 
einer Ucberfchäung des Nefultates. Zunaͤchſt, mas das 
Letztere betrifft, glaube ich wirklich), wir haben auch hier 
Urſache, zurkczufommen auf das, was gleich vom Unfange 
Here v. Schmen und gefagt hatz zur Warnung, daß man 
nicht möge zu viel auf die Verfaffung, auf die Form geben; 
nicht in Formalismus verfallen. Im ber Chat, die Kirche 
bedarf zu ihrem innerften Beſtehen eines weit Größeren, 
Tieferen und Innerlicheren, als Berfaffungsformen find, 
als auch diefe Form if. Es wird Ihnen Allen noch in 
guter Erinnerung fein, daß Herr v. Behmen gefagt hat 
das wichtige Wort „die befte Kirchenordnung, find gute 
Geiftlihe”. Das ift ein Wort, welches ich laͤngſt ſchon in 


der Bruſt getragen habe und wofür ich ihm fehr danke; ja 
ich koͤnnte darin noch weiter gehen; ich, unterkaffe es aber 
jetzt, es kommt vielleicht fpäter,eine Gelegenheit. Kurz es hat 
Beiten in der Kirche gegeben, welche eine ſchlechte Verfaſſung 
hatten und namentlich, was wir befehloffen haben, gar nicht 
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Hatten, welche fogar eine Verfaſſungsbedruckung hatten und 
dennoch fand in ſolchen Zeiten die Kirche Gottes und 
Chriſti im der hoͤchſten Blüthe und duftete und prangte für 
das ewige Leben. An der Verfaflung allein Liegt e nicht. 
Die Berfaffung der Kirche fteht ihrem Inhalte nad, fie 
iſt das. Legte. Ich erinnere mich auch fehr wohl, daß, ald 
vor etwa 12 bis 15 Jahren eine große Bewegung über die 
BVerfaffung der Kirche entftand und eine Menge von Schrif: 
ten über die Berfaffung erſchienen und Verfaſſungsentwuͤrfe 
vorgelegt wurden und ſich einander uͤberſtürzten, daß ba 
‚Sehr ernfte und warme Glieder der Kirche dies als ein böfes 
Beichen anfahon. Cs ift gar kein Sweifel, die Regungen 
und Bewegungen, welche Alles in Verfaſſungen und Ber 
faffungsformen fuchen, gehören nicht den ſchoͤnſten Zeiten 
an, vielmehr folchen Zeiten, wo man vom tiefſten Inhalte 
abgefommen ift und Alles in dem Aeußern ſucht und dabei 
zum Theil andere Intereffen verfolgt. Diefe Wahrheit 
in der Kammer zu bezeugen, halte ich für Pflicht, um fo 
mehr, ald man felbft bei einer keuſchen Behandlung dieſes 
Gegenfiands in eine Art von Verfaffungsfchwärmerei hin⸗ 
eingerathen kann. "Davor muß gewarnt werben und fo 
lange ich Odem habe, werde ich es thun. - Das Letzte ift 
die Verfaffung, nicht das Exfte, 





Demnach iſt der geſtrige Beſchluß von großer Bedeu: 
tung, von weittragenden Folgen und ich freue mich deffen. 
Es muß gefagt werden: nachdem dies von der Erſten 
Kammer befehloffen worden ift — und es ift wohl Fein 
Zweifel, daß bie Zweite Kammer in ähnlicher Weife und 
doch nicht wefentlich anderes befchließen werde — feitdem 
iſt dieſe Sache, wahrhaftige, kirchliche Gemeindevorftände, 
unferer ebangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirche windicirtz es 
kann ihr nicht gut wicber abhanden kommen; fie Tann es 
jet ſchon als Eigenthum von fi anfehen und das ift 
immerhin etwas Großes. Es ift damit überhaupt ein 
ſchoͤner Act des Vertrauens zu den Kirchengemeinden gege ⸗ 
ben. "Darauf lege ich ein großes Gewicht; ein Act des 
Vertrauens, welcher bie Kirchengemeinden, def bin ich ger 
wiß, auch im Großen und Ganzen wenigftens erwidern 
werben im ber’ sechten Weife. Wir Geiftlihen, die als 
Commiſſare bei Kirhenvifitationen vielfach Gelegenheit ger 
habt haben, mit den Hausvätern in der fogenannten „Ger 
meinbebefprechung“ zufammenzufommen und mit ipnen über 
kirchliche Angelegenheiten perſoͤnlich zu verhandeln, wir 
haben auch die Erfahrung gemacht, daß biefe Hausväter 
biefen Anfang einer Kirchengemeindevertretung — denn bag 
war es, und wenn bie Kirchenvifitation nichts Gutes ger 
habt hätte, das hat fie gehabt — daß die Hausväter die⸗ 
fen Anfang meift außerordentlich hoch gefchägt haben, bag 
fie mit großer Liebe und Freude darauf eingegangen find 
und mit offenbarem Nutzen. Wir Geiftlichen haben es da 
gefühlt: das iſt bie Liebe; wie Gott die Liebe iſt, follen 
wir auch lieben und ſollen auch hier bie Anderen fo viel 
als möglich hereinziehen ʒ das it bie rifkliche Wahrheit der 





H Liebe, für die unfer Here Jeſus Chriftus am Kreuze geſlor⸗ 


ben iſt. Es kommt dazu auch noch, daß die Erfahrungen 
in andern Landeskirchen, wo dieſes relativ flir bie lutheri⸗ 
ſche Kirche neue Inſtitut in der feßten Seit eingeführt wor- 
den ift, nicht fo unerfreulic find, wie man es mändmal 
dargeftellt hat. Ich habe wohl fo ziemlich ale Acten darüber 
gelefen und wenn ih dem Durchfchnitt made, muß ich 
Tagen, daß das Meifte im guten Werben iſt. Daß bedenk. 
liche Erfcheinungen bei fo einem neuen Inſtitute vorkom⸗ 
men, ift ganz natürlich; die koͤnnen nicht ausbleibenz ein 
ſolches neues Inſtitut muß erft feine Gefchichte haben. Es 
fommt dazu ferner, daß eine große Zahl Derjenigen, die 
ſich wiſſenſchaftlich und literarifch mit dieſer ernften Sache 
feit den legten Decennien befchäftigt haben, die kirchlichen 
Gemeindevorftände gerade fp will, wie wir es befehloffen 
haben. Das ift doch nicht Zufall, da muß eine gewiſſe 
innere Nothwendigfeit, ein Eirchliches Beduͤrfniß dahinter 
fein. Kurz, es ift geftern Etwas beſchloſſen worben, was 
eine Nothwendigkeit hat für die Kirche und es ift Etwas 
nachgeholt worden, was, wie ich ſchon zu Anfange in meiner 
erften Rede gefagt habe, längft hätte gefchehen ſollen; es 
ift ein wahres Verfäumniß nachgeholt worden. Was bie 
gechrten Mitglieder betrifft, die nicht ganz ihre Abſicht bei 
dem’ geftrigen Beſchluſſe erfullt gefunden haben, weil fie 
gewünfcht hatten, daß die neuen Wahlen durch die politi⸗ 
ſche Vertretung bindurchgehen, deren Gründe und Beben 
fen wir ale aufrichtig ehren und wien, daß fie auch aus 
dem Gewiffen hervorgehen, diefe werden, ich haffe zu Gott, 
durch bie That und Ausführung felbft inne werden, daß 
die Kammer geftern Feinen Mißgeiff gethan hat. Und 
meinem geehrten Herrn Collegen und Nachbar aus Leipzig, 
dem Dr. Lechler, kann ich nicht anders, als heute noch Dank 
fagen für feine kräftige, freimüthige, gründliche und tüchtige 
Erörterung ber Sache. Nachdem er gefprochen hatte, ſchien 
mir jede anderweite theologiſche Erörterung unnöthig; man , 
hätte fi nur wiederholen Finnen; obwohl ich nicht mit 
jeder einzelnen Spitze, die er gebraucht hat, mich einer 
ſtehen kann. Wenn noch irgend bei der geftrigen Minorität 
Bedenken flattfinden follten und Beforgniffe, die, glaube 
ih, werben durch die weiter folgenden Parapraphen, nas 
mentlid durch $. 27 weſentlich gehoben; und das geſtehe 
ic), in der Vorausfegung und Hoffnung, daß $. 27, fo wie 
er vorliegt, angenommen werbe, habe ich geftimmt. Ich 
halte es für hochwichtig, daß das darin Gefagte wirklich 
durchgehe und unangetaftet bleibe. Zur Mahl des erften 
Kirenvorftandes mag ber Pfarrer eintreten, er mag ihn 
vorſchlagen, die Gemeinde ift ja nicht an den Vorſchlag ges 
bunden. Es ſcheint mir paffend, dag zu Anfange. der 
Pfarrer, der feine Gemeinde im Großen und Ganzen am 
beften kennt, die Initiative trifft. Dadurch kann ein wirt 
lich guter Anfang gemacht werden und ich bitte Sie, meine 
Herren, rütteln Sie doch daran ja nicht, ſuchen Ste nicht 
Bedenken und Scrupel darin, daß etwa das geiftliche Amt 
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in diefer Beziehung uͤberwiegen und hierarchiſch auf die 
Gemeinde wirken werde. Denken Sie daran, daß, wo ein 
guter Pfarrer ift, er wirklich die Leute auserfehen wird, die 
am meiften geeignet find, in der Firchlichen Arbeit ihn zu 
unterftügen. Wenn einzelne Fälle fämen, wo das nicht der 
Fall wäre, fo bleibt die Möglichkeit immer noch übrig, daß 
bie Kircheninfpection, die höhere Behörde irgend wie Einficht 
nimmt und ihre Betätigung verfagt; aber den Pfarrern muß 
man vertrauen, namentlich unfern fächfifchen; es ift im 
Ganzen eine tüchtige Geiftlichkeit im Lande. Wollen wir 
ihnen ein Mißtrauensvotum ausftellen? 


Sinanzrath v. Noftiz-Wallwig: Ich geftatte mir, 
der hohen Kammer einen Vorfchlag zu unterbreiten, welcher 
vielleicht geeignet ift, eine Einigung herbeizuführen. Ich 
beantrage nämlich in Wervollftändigung des vom Herm 
Bürgermeifter Koch geftern geftellten Antrags ftatt $$. 27 
und 30 ber Vorlage folgende Beftinmungen (der erfte Sag 
iſt wörtlich der Koch'ſche Antrag) zu ſetzen: 

» „Die Wahl und bas MWahlverfahren ift durch nach 

den drtlichen Verhäftniffen aufzuftellende, von der oberften 
Kirchenbehoͤrde zu genehmigende Ortöftatuten zu regeln. 

In Landgemeinden und folhen Städten, welche die 
Landgemeindeorbnung angenommen haben, gilt jedoch ald 
Regel, daß die Kirchenvorſteher von der Kirchengemeinde 
I und nach abſoluter Stimmenmehrheit gewaͤhlt 
werben. 

Sollte hierbei eine abfolute Stimmenmehrheit bei ber 
erften Wahl fich nicht herausftellen, fo ift eine anderweite 
Wahl aus Denjenigen, welche bei der erften Wahlhandlung 
Stimmen erhalten haben, zu veranftalten und Derjenige, 
ober wenn mehrere zugleich gewählt werben follten, find 
Diejenigen für gewählt zu erachten, weldye bei der zweiten 
Wahl relativ die meiften Stimmen erhielten. Bei Gleich 
heit der Stimmen entfcheibet das Loos. - 

Zur Wahl des erften Kirhenvorftandes macht der 
Pfarrer, zu den fpäteren der Kirchenvorſtand Vorſchlaͤge, 
an welche die Gemeinde aber nicht gebunden iſt. 

Ueber den Erfolg der Abſtimmung und Wahl ift ein 
Protokoll aufzunehmen”. 

Der Ichte Satz ift wörtlich ber Schlußſatz des $. 30. 
Ich bin bei Stellung diefes Antrags davon ausgegangen, 
was ſchon geftern hervorgehoben worden ift, — daß es 
nothwendig fei, den Koch'ſchen Antrag etwas genauer zu 
präcifiven. Im Allgemeinen Tann id das von Herm 
v. Zehmen aufgeftelte Bedenken gegen den Koch'ſchen Ans 
trag nicht theilen. Daß über die Wahl und das Wahl- 
verfahren ortöftatutarifche Beſtimmungen getroffen werden 
koͤnnen, ſcheint mir nicht zweifelhaft und wer dieſe Ortds 
fatuten aufzuftelen hat, ergiebt fich aus dem Gefeh: Die 
jenigen, welche Überhaupt zu Auffielung von Ortsſtatuten 

berechtigt find nach den Vorſchriften der Städteordnung, 
vefpective Landgemeindeordnung. Ferner fcheint mir auch 
unzweifelhaft, daß in Landgemeinden und Hleineren Städten 
(oiefe find doch diejenigen, welche in ber Negel die Land» 
gemeinbeordnung angenommen haben) die Wahl immer un 








mittelbar wird erfolgen Eönnen, ebenfo, daß dort bie Wahl 
nad) abfoluter Stimmenmehrheit am Plage if. Dagegen 
ſcheint mir allerdings, daß in größeren Städten die une 
mittelbare Wahl nach abfoluter Stimmenmehrheit von großen 
practiſchen Schwierigkeiten fein dürfte. Nun kann man 
einhalten, es folge aus der Annahme von $. 26, daß die 
Wahl im allen Fällen unmittelbar zu erfolgen habe, daß 
darüber bereits entfchieben worben fei. Andererſeits aber 
läßt die Faſſung des $. 26 auch eine andere Deutung zu. 
Man kann fagen, es ift in den Worten: „Stimmberechtigt 
ift jeder Wähler, welcher 25 Jahre iſt“ u. f. w. die untere 
Grenze beftimmt, d. h. Diejenigen, welche Urwähler fein 
ſollen, während auf der anderen Seite durch die Morter 

„Wählbar find nur Die, welche zugleich ihren kirchlichen 
Sinn durch Theilnahme am Gottesdienft und Abendmahl 
bewähren, auch das 40. Altersjahr überfehritten haben“ 
die oberfte Grenze, das heißt die, welche wirklich als 
Kirchenvorftände zu wählen find, hat definiert werben follen. 
Dadurch würde nicht ausgefchloffen fein, daß nach Ume 
fländen ein Mittelglied hineingeſchoben werben koͤnnte. 
Letzteres fcheint mir in die Beftimmungen uͤber das Wahl⸗ 
verfahren im Speciellen zu gehören. Ich erlaube mir das 
her, biefen Antrag dem Heren Präfidenten vorzulegen und 
bitte ihn zur Unterftügung zu bringen, 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat ver— 
nommen ben Antrag des Herrn v. Noftiz. Diefer Antrag 
befteht, wenn ich ihn recht verftanden habe, zum Theile 
aus dem Kod’icen Antrag, zum Theil auch aus Beſtand⸗ 
theilen ber $$. 27. und 30 und würde folgendermaßen 
lauten: Statt der $$. 27 und 30 follen folgende Beftim- 
mungen getroffen werben: 

„Die Wahl und das Wahlverfahren ift durch nad 
den örtlichen Verhältniffen aufzuftellende, von der oberfien 
Kirchenbehörde zu genehmigende Ortöftatuten zu regeln, 

In Landgemeinden und folden Städten, welche bie 
Landgemeindeordnung angenommen haben, gilt jedoch als 
Regel, daß die Kirchenvorfteher von der Kirchengemeinde 
unmittelbar und nad abfoluter Stimmenmehrheit ger 
wählt werben. 

"Sollte hierbei eine abfolute Stimmenmehrheit bei 
der erften Mahl ſich nicht herausftellen, fo ift eine ander» 
weite Wahl aus Denjenigen, welche bei der erfien Wahls 
handlung Stimmen erhalten haben, zu veranftalten und 
Derjenige, ober wenn Mehrere zugleich gewählt werden 
folten, find Diejenigen für gewählt zu erachten, welde 
bei der zweiten Wahl relativ die meiften Stimmen ers 
— Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet das 

08. 


Zur Wahl des erſten Kirchenvorftandes macht der 
Pfarrer, zu den fpäteren der Kirchenvorftand Vorſchlaͤge, 
an welche die Gemeinde aber nicht gebunden ift: 

Ueber den Erfolg der Abftimmung und Wahl ift ein 
Protokoll aufzunehmen”. 

Ich frage nun, ob die Kammer diefen Antrag bes 
Herrn v.Nofliz zu unterftügen gemeint it? — Zah ir eich 
unterflügt. 
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‚Er wuͤrde nun zugleich mit zur Debatte zu ziehen ſein. 
Es hat: der .Bürgermeifter Koch das Wort. 

(Der Staatsminifter v. Falkenſtein bittet darum.) 

Der Her Staatsminifter! 


Staatsminiſter v. Falfenfein: Ich habe bereits 
gefterm die Ehre gehabt, der Kammer zu erklären, da dad 
Minifterium mit der Meinung, welche dem Antrag des 
Herrn Abg. Koch zu Grunde liegt, vollkommen einverftane 
den iſt, d. h. daß das Minifterium von der Noihwenbige 
keit durchdrungen iſt, daß im einzelnen Orten durch ftatus 
tariſche Beſtimmungen dad: Erforderliche nachgeholt werde, 
was im Geſetz ſich ſpeciell nicht mit Beſtimmtheit aus» 
druͤcken läßt. Welche weitergehende Abfichten und ob 
weitergehende diefem Antrage zu Grunde liegen, wie Herr 
dv. Behmen bemerkt, wage ich nicht zu behaupten; allein 
in den Worten feheint nichts Bedenkliches zu liegen. 
Allein wenn Sie die Güte haben, die Deconomie des Ges 
ſetzes, bie $$. 27 bis 30 durchzugehen, fo werden Sie viel» 
"leicht finden, daß bie Faſſung des $. 30, wenn man, fie 
fo nimmt, wie fie hier aufgeftellt ift, und in Verbindung 
bringt mit ben vorhergehenden Paragraphen, wenn ich 
mich nicht ganz taͤuſche, alles Das enthalte, was von 
den Herren Antragftelleen, fowohl von dem Herrn 
Blrgermeifter Koh, als vom Herin v. Nofliz gewünfcht 
wird. Es ift eben im $. 27 die Rede Überhaupt vom 
Wahlverfahren und namentlich von der abjoluteh Stimmen» 
mehrheit und was geſchehen foll, wenn abfolute Stimmen: 
mehrheit nicht da ift. Das weitere Verfahren ift im $. 28 
in Beziehung auf die Abktindigung der Wahl und des 
Wahlausſchuſſes und im $. 29 in Beziehung auf die 
Obliegenheiten des Wahlausſchuſſes vorgezeihnet und es 
heißt im $. 80: 

‚Die Wahl erfolgt durch mündliche oder fchriftliche 
Stimm; ebung N —J Gen len 
feftzuftellende Weife”, 

Meine Herren! Die Worte „auf eine nad ben 
örtlichen, Verhältniffen feftzuftellende Weiſe“ beziehen ſich 
alfo nicht und koͤnnen fich nicht beziehen darauf, ob muͤnd ⸗ 
lich oder ſchriftlich die Stimme abzugeben iſt, ſondern auf 
de Wahl. Die Wahl erfolgt durch ſchriftliche ober 
mündliche Stimmgebung auf eine nach ben oͤrtlichen Vers 
haͤltniſſen zu immende Weiſe. Ich follte meinen, es 
läge auf dieſe Art vollfommen in dem Ermeffen, durch ſta⸗ 
tutarifche Feſtſtellung eben das zu ergänzen, was man am 
Wahlverfahren mobifieiren will und es würde dann volls 
Tommen das erlangt werben, was im Antrage des Ham 
v. Noſtiz enthalten. iſt. Der letzte Sag: „über den Er, 
folg ber Abſtimmung und Wahl ift ein Protokoll aufzu: 
nehmen“, wird allerdings aufzunehmen fein. Kurz, ich haͤtte 
an und’für fich zwar gar Nichts gegen Die Anträges'es ſcheint 
mir nun, daß fie nicht unbedingt notwendig .find. und 








für das Wahlverfahren aufgeftelt werben, 





daß der 8. 30, fo wie er gefaßt if, volllommen den Wins 
ſchen der geehrten Herren entſpricht und zugleich ven 
Wuͤnſchen Derjenigen, die mit mir daruͤber einverſtanden 
find, daß im Gefeg wenigftens die allgemeinen: Grundzüge 
Diefe find in 
den $$. 27 bis 29 enthalten. Nun fagt man, es koͤnne 
vorkommen, daß in großen Städten Feine abfolute Stim⸗ 
menmehrheit erlangt wirde. Gut, ta made man ein 
Statut; bie betreffende Behörde wird es genehmigen und 
man ift dann vollfommen befugt, davon abzuweichen. Ich 
glaube, es dürfte: dies vollfommen den Wünfchen nach allen 
Seiten hin genügen. 3 

Präfident v. Schönfeld: Bevor ich dem: Herrn 
WVürgermeifter Koch das Wort gebe, habe ich das Amende 
ment zur Unterfiigung zu bringen, weldes von Herrn 
v. Rochow eingereicht worden ift. Derſelbe wünfcht, daß 
der zweite Saß des $. 27 abgeändert werde und zwar in 
der Art, daß hinter dem Worte „Pfarrer” gefegt werde: 
„in Gemeinfchaft mit dem Patron“. Es würde dann ber 
‚zweite Satz fo heißen: 

„Zur Wahl des erften Kirchenvorſtandes macht ber” 
Pfarrer in Gemeinfhaft mit dem Patrone, zu ben 
fpäteren ber Kirchenvorftand Vorfchläge, an welche die Ges 
meinde aber nicht gebunden ift”, n 

Wünfht vielleicht Herr v. Rochow fein Amendement 
vorher zu motiviren? 


Freiherr v. Rochow: Ich glaube, es bebarf keiner 
weiteren Motivirung. Ich habe ſchon bemerkt, daß id 
für den Pfarrer eine große Erleichterung in der Mitwir 
fung des Patrons erblide. Es wird dadurch Einfeitigfeit 
vermieden und die Verantwortlickeit für den Pfarrer, ber 
das Gefchäft zu leiten hat, verringert, 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom ⸗ 
men, wohin das Amendement des Heren v. Rochow gerichtet 
ift und ich frage, ob fie daffelbe unterftügt? — Aus: 
reichen d unterftügt: 

Es würde num zur Discuſſion mit genommen werben. 
Ich glaube aber, die Verbindlichkeit zu haben, noch ein 
weiteres Amendement zur Unterftügung zu bringen, welches 
zwar nicht auf $. 27, wohl aber auf $. 30 fich bezieht. 
Der $. 30 ift zwar noch nicht zur Discuffion reifz indeffen 
iſt derfelbe ſchon fo vielfach zur Discuffion gezogen worden, 
daß ich glaube, es fei nothwendig, den Antrag, ber von Hertit 
v. Metfch eingegeben worben, ſchon jet zur Unterftügung 
zu bringen; denn ich glaube, es iſt micht zu vermeiden, Daß 
der $.'30 bei ber Discuffion über 8.27 berührt werde. Herr 


v. Metzſch trägt darauf an, daß hinter dem Worte „durd" 


noch das Wort eingefchaltet werde „perfönliche”, fo daß 
der $. 30 dann heißen wuͤrde: 

„Die Wahl erfolgt durch perſoͤnliche, mündliche ober 
Förffige Stimmgebung auf ehe nad ben balkhee Mer 
haͤltniſſen Feftzuftellende Meife u. f. w. 
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Ich weiß nicht, ob der Herr Antragfteller etwas zur 
unlerſtuͤzung feines Umendements beitragen will? 


Kammerher v. Metzſch: Ich Habe zur Motivirung 
meines Antrags nur Weniges hinzuzufügen. Es ift hier 
in $. 30 neben der mündlichen aud die ſchriftliche 
Stimmgebung freigegeben, wodurd jedenfalls eine allge- 
meinere Betheiligung an den Wahlen erzielt werden Fann. 
Wenn man aber weiß, wie es gewöhnlich und oft bei der 
ſchriftlichen Stimmgebung herzugehen pflegt; wie oft 
die Wahlzettel, um mich des Ausdrucks zu bedienen, fabrif: 
mäßig erpedirt werden, fo dürfte meines Erachtens die Ber 
fimmung nicht unangemeffen fein, daß das fehriftliche 
"Votum perfönlich übergeben werden muß. Ich glaube 
nicht, daß Derjenige, der Überhaupt ein reges Intereffe für 
die Kirche hat, ſich dadurch wird abhalten laffen, feine 
Stimme abzugeben. Es wird aber dadurch einigermaaßen 
dem Uebelſtande vorgebeugt, daß das leider auf politifchem 
Felde hier und da eingeriffene Verfahren auch auf das 
kirchliche Gebiet übergetragen wird. Das find die Gründe, 
die mich beftimmt haben, den fraglichen Antrag zu ftellen. 
Ich bitte den Herrn Präfidenten, denfelben zur Unter 
ftügung zu bringen. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat die Mo- 
tivirung des Heren v. Mebfch in Bezug auf fein Amende- 
ment vernommen. Dad Amendement habe ich bereits vers 
leſen. Sch frage, ob die Kammer daſſelbe unterftügt? — 
Ebenfalls zahlreich unterftügt, 


Könige. Commiffar Dr. Hübel: Ich erlaube mir zu 
bemerken, daß Seiten ber Regierung weder gegen die von 
Herrn v. Rochow vorgefehlagene Einfhaltung, noch gegen 
die von Herrn v. Mehſch vorgefchlagene ein Bedenken obs 
waltet, 2 4 

Präfident v. Schönfels: Ich habe die Namen der 
‚Herten zu verlefen, welche fid zum Wort gemeldet haben. 
Es find dies die Herren Bürgermeifter Dr. Koh, v. Weld, 
v. Behmen, Superintendent Dr. Lechler, Oberhofprediger 
Dr. iebner, Rittner. 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: Darf ich um die 
Etlaubniß bitten, da bie Discuffion ſich bis zu $. 30 ers 
fredt, die Motiven vorlefen zu dürfen? 


Zu $$. 28 bis 34. . 

Das vorgefchlagene Wahlverfahren wird faum einer 
Erläuterung und Rechtfertigung bedürfen. Man hat es 
fo einfach wie möglich eingerichtet und alle Füglichkeit ge 
währt, localen Verhältniffen Rechnung zu tragen. Da in 
der Regel Feine Liſten über die Wähler werden angelegt 
werben, gegen welche von den etwa Ausgefchloffenen vor 
dem Wahlacte reclamirt werben koͤnnte, fo mußte man 
$. 10 dem Wahlausfhuffe die Befugniß ertheilen, über 
Neclamationen wegen Stimmberechtigung, die bei dem 


Wahlacte vorfommen möchten, fofort zu entfcheiden, weil! 


fonft möglicherweife die, Wahl aufgehalten und geftört wer- 
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den Tönnte. Es verſteht fich aber von felbft, daß eine ſolche 
Entfgeidung nur für den vorliegenden Fall gilt und, dem 
dadurch Ausgefchloffenen freifteht, dagegen an die Kirchen⸗ 
infpection Recurs zu ergreifen, damit das von ihm bes 
hauptete Stimmrecht nad Befinden für fpätere Fälle an⸗ 
erkannt werde. * 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Es würde nun 
meiſter Dr. Koch das Wort haben. 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Als ich geſtern meinen Ans 
trag zu $$. 27 und 30 einbrachte, hakte ich weſentlich bie 
Abficht, die Majorität mit dem Minoritätsantrage zu ver- 
föhnen. Die Majorität hatte in ihrem Gutachten hervor⸗ 
gehoben, daß fie namentlich) aus praktifthen Bedenken ſich 
gegen die Principien, die im $. 26 niedergelegt find, ber 
fimmt habe. Als ein folches praktiſches Bedenken mußte 
ich num zunaͤchſt in $. 27 erkennen, da hier die allgemeine 
Vorſchrift enthalten iſt, die Wahl fol nach abfoluter 
Stimmenmehrheit geſchehen. Diefe Vorſchrift ift fr grö 
Bere Gemeinden nicht wohl ausführbar; wenigftens werden 
die größeren Gemeinden ſtets zu einer zweiten — telas 
tiven — Wahl zu gelangen haben, während zugegeben 
werden kann, daß in kleineren Gemeinden biefe Beftim- 
mung aufrecht zu erhalten iſt. Wird daher localſtatuariſch 
darlıber Beftimmung getroffen, fo wird der Schwierigkeit 
da, wo die Beſtimmung nicht ausführbar ift, abgeholfen 
fein. Der Herr v. Noftiz hat in diefer Beziehung meinen 
Sinn volftändig durch den von ihm eingebrachten Antrag 
getroffen; auch habe ich Feineswegs verfannt, daß die Abs 
fit der hohen Staatsregierung nach dem Entwurf ganz 
auf dafjelbe Ziel hinausgeht; denn ich habe ja felbft die 
Aehnliches bezwedenden Worte aus $. 30 in meinen Ans 
trag wieder aufgenommen. Wohl muß ich mir aber gegen 
die erflärte Abficht des Herrn Staatsminifters das Ber 
denen auszuſprechen erlauben, daß es micht zuläffig iſt, 
wenn $. 26 die allgemeine gefegliche Vorfchrift enthält, dag 
nach abfoluter Stimmenmehrheit im erſten Serutinium zu 
wählen und nur erſt für das zweite relative Mehrheit 
nachgelaſſen fei, diefe geſetzliche Beftimmung durch Ortes 
fatuten abzuändern; denn Gefege können nur durch Ges 
fee abgeändert werden. Es ann die Staatsbehoͤrde nur 
von Vorſchriften dispenfiren, bie im Wege der Verordnung 
gegeben find, nicht aber von gefeglichen Vorichriften, ſobald 
im Geſetz nicht die Diöpenfationsbefugniß felbft ausge 
ſprochen if. Um nun, meine Herren, auf. mein praltis 
[ches Bedenken zurückzukommen, fo nehmen Sie an, daß 
in einer größeren Stadt unferes Landes. 10,000 Urwaͤhler 
fein werben. Für diefe hat man, um fie zuſammenzu⸗ 
halten, fein Local; man muß daher ganz denfelben Mahl 
modus einführen, wie er bei den Wahlen der Stabtver- 
ordneten im größeren Städten ftattfindet. Ein Wahltag 
wird anberaumt und Jeder muß perfönlich erſcheinen, und 
bier ftimme ich ganz mit dem Antrage des Herrn v. Metzſch 
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überein — und die Wähler geben ihre Stimmen ab, fei 
es mimdlich oder fchriftlich. Nachdem der Wahltag vor 
über, werben bie Käften geöffnet, die Stimmen auöge- 
zählt, darlber ein Protokoll aufgenommen und fodann 
das Nefultat befannt gemacht. In kleineren Gemeinden, 
wo die Zahl beſchraͤnkt ift, da koͤnnen die Wähler wohl 
zufammengehalten werden und da geht es, daß, wenn fein 
Nefultat erzielt wird, fofort zum zweiten Wahlgang übere 
gegangen werden kann. Die Wahl nimmt nur Eurze Beit 
in Anfpruch, und der Beitverluft, welcher den Wählern zu⸗ 
gemuthet werben muß, ift fein allzu großer. Anders aber 
ift es in größeren Städten. Hat bie erſte Wahl dort Fein 
Nefultat nach den Vorfchriften des Gefeged ergeben, fo 
muß ein neuer Wahltag auögefhrieben und die ganze 
‚Handlung von vorn angefangen werben. Um diefes prak⸗ 
tifche Bedenken nun zu befeitigen, deshalb habe ich $$. 27 
und 30 in ihrer Votalität ablehnen zu müffen geglaubt, 
und baflır beantragt: Es möge localftatutarifch darüber 
Beftimmung getroffen werden. Wie gefagt, meine Herren, 
ic) Tann mich mit dem Amendement des Heren v. Noftiz 
vollkommen einverftanden erflären. Was nun den zweiten 
Sat anlangt und das dazu eingebracht Amendement, fo 
möchte ich wirklich bitten, von beiden Abftand zu nehmen. 
Mein verehrten Here College, der Herr Oberbürgermeifter 
Pfotenhauer, hat bereit darauf hingewiefen, es fei dies 
eine Vevormundung der Wähler, Ich will dies nicht fo 
ſchroff und beftimmt Hinftellen; aber Jeder, der aufmerkfam 
einem folden Wahlact gefolgt ift, wird die Erfahrung ger 
macht haben, daß jeder Vorfchlag, der von einer Behörde 
gemacht und gewiffermaaßen gefeglih fanctionirt wird, 
bei der Gefammtheit der Wähler böfes Blut macht. 
Es bildet ſich fofort eine-Dppofition gegen den Vorfchlag. 
Etwas Anders iſt es, wenn die Vorfchläge aus dem MWahls 
koͤrper felbft hervorgehen. Sobald aber ein derartiger Vor⸗ 
ſchlag feine Entftehung einem geſetzlich vorgefchriebenen 
Aete einer Behörde verdankt, ruft er fofort Oppofition und 
Mipftimmung hervor und fo gut auch die Vorſchlaͤge ge» 
meint fein mögen, fo werben fie doch nichts Gutes hervor- 
rufen. Ich follte auch meinen, es wäre namentlich für 
Landgemeinden ein derartiger Vorſchlag durchaus nicht 
nothwendig. Hat der Kirhenvorftand, hat der Pfarrer, 
hat der Patron in der Gemeinde überhaupt einen Einfluß 
fi zu erwerben gewußt, jo werben fie diefen Einfluß weit 
ſicherer auch ohne ſolche directe Vorfchläge geltend machen 
Tonnen. Man wird fi mit dem Pfarrer, mit dem Kir: 
chenvorſtande, mit dem Patron gern befprechen und wird 
deren Rath hören; aber treten fie mit befiimmten Vor— 
ſchlaͤgen, die noch dazu Vorſchlaͤge find, wozu das Geſetz 
autorifict, auf, fo werden fie eine Oppofition im Wahlkoͤrper 
zweifelsohne gegen ſich haben. Deshalb moͤchte ich meiner 
beſten Ueberzeugung nach Sie erſuchen, vom zweiten Sage 
ganz abzufehen. Was meinen Antrag an ſich anlangt, fo 








weiß ich in der That nicht; wie Here v. Zehmen denfelben 
mit der von mir beantragten Vorſynode in Zuſammenhang 
bringt. Ich habe mir alle Mühe gegeben, die Pointe diefer 
Combination zu findenz ich bin es aber in der That nicht 
im Stande gewefen. Wenn er fragt, was diefe Eocalftatuten 
enthalten und wie dieſelben gemacht werden follen? fo 
diene ihm zur Antwort, daß dies eben Gegenftand der Orts, 
fatuten fein wird. Eine für Alle paſſende Schablone fol 
eben, weil fie nicht fahgemäß ift, vermieden werden. Fragt 
er aber weiter, wer das Localftatut machen fol? fo kann 
dies Niemand Anders fein, als der dermalige Kirchenvon 
fand in Gemäßheit der Städteordnung. Ich habe auch 
ausdruͤcklich gefagt, daß diefe Ortsſtatuten von der oberften 
Kirchenbehörde zu genehmigen fein. Es iſt dadurch eine 
Garantie geboten und was darin ftchen fol, das wird das 
Ortsbebürfniß beffimmen. Damit glaube ih meinen Ans 
trag nochmals gerechtfertigt zu haben und auch bezichendfich 
den von mir gebilligten Unterantrage des Herrn v. Noflizs 
Wallwitz. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Es würde vorher noch eine 
Formfrage zu erledigen fein. Nach dem, was Herr Br 
germeifter Koch erwähnte, ging fein Antrag, wenn ich recht 
verftanden, bahin, fein Amendement zuruͤckzuziehen und fid 
mit dem v. Noſtiyſchen zu vereinigen. 


Bürgermeifter Dr. Koh: Es bedarf Feiner Zuruͤd⸗ 
ziehung, da fich der erfte Sat des v. Noſtiyſchen Antrags 
in meinem Antrage vorfindet. Jener ift ein Unterantrag 
und will man beide verfchmelzen, fo kann ich mich damit 
einverftanden erklären. 


Präfident v. Schönfeld: Richtiger wäre das Letztere. 
Wie die Sache liegt, muß ich den Koch'ſchen Antrag zuerft 
zur Abfimmung bringen und dann den v. Noftiz’fchen. 
Wenn der Antrag ausdrücklich zurücgezogen wird, fo if 
das Hinderniß gehoben und es bedarf dann Feiner Frage 
denfelben betreffend. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Der v. Noftigfche Antrag 
enthält doch im erften Satze wörtlich meinen Antrag. 


Präfident v. Schönfels: Er enthält aber außer dem 
erften Sage noch viel mehr und es beſteht der Kochſche 
Antrag nur aus dem erften Sat des v. Noftiz’fehen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Alfo brauche ich meinen Ans 
trag nicht zuruͤckzuziehen, weil ihn Herr v. Noſtiz in feinen 
Antrag aufgenommen hat. 

Praͤſident v. Schönfeld: Er if war darin aufge ⸗ 
nommen; allein ber Koch'ſche Antrag iſt dadurch ganz 
anders geftaltet worben, da Herr v. Nofliz weit mehr hin, 
zugefügt hat.  ° n f F 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe es vollfommen in 
das Ermeffen des Herrn Präfidenten zu fellen, den Antrag 
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als zuruͤckgezogen zu betrachten. Ich habe mir nur er— 
Tauben wollen, meine abweichende Anfiht auszufprechen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Wenn die Kammer mit 
der Zurüuͤckziehung des Koch'ſchen Antrages einverftanden 
ift, fo ift derfelbe als zurückgezogen anzufehen und es ftünde 

niur noch der v. Noſtiz-Rochow'ſche. Herr v. Rochow hat 
dad Wort zur Widerlegung. he 


Sreiherr v. Rocho we Ich glaube doch, daß ein folder 
oppofitioneller Sinn, wie ihn Here Bürgermeifter Koch 
vorausfegt, in Eirchlichsreligiöfen Dingen bei den Gemein: 
den dem Pfarrer gegenüber nicht vorausgeſetzt werben kann. 


Freihert v. Weld: Wenn bei irgend welchen Paras 
graphen dieſes Gefeßes, fo tritt es bei den $9. 27 bis mit 
36 ein, Haß die Stände etwas Anderes, ald wie ein Guts 
achten über den Inhalt dieſer Paragraphen nicht abgeben 
koͤnnen und auch die Staatöregierung wird es gewiß weder 
erwarten, noch für zwedimäßig halten, daß hier uͤber dad 
Wahlverfahren ſchon ganz beftimmte. ftändifche Befchlüffe 
ausgefprochen werben. Ich bin alfo, wie ſich ſchon hieraus 
ergiebt, im Allgemeinen ganz mit dem ehemaligen Koch'ſchen 
— jet Koh Noftiz’fchen Amendement infofern einverftans 
den, als auch ich glaube, daß das ganze Wahlverfahren 
nothiwendig durch einzelne Statuten georbnet werben müßte, 
Es wird gewiß ein großer Unterſchied ſein müffen zwiſchen 
dem Wahlverfahren auf dem Lande und in Meinen Städten, 
die die Landgemeindeordnung angenommen haben und zwis 
fen dem in größeren Städten. Ich glaube. alfo, daß, 
wie ſchon von einem gechrten Redner in einer früheren 
Sigung gefagt wurde, dad Nefultat der jegigen Berathung 
des Geſehes eigentlich nur mit einer erften Lefung zu ver- 
gleichen fein wird. Ich überzeuge mich immer mehr und 
mehr, daß die hohe Staatsregierung aus den jesigen Be 
rathungen nur ein beachtenswerthes und hoffentlich auch 
beachtet werbendes Material für die nochmalige Vorlegung 
eines Gefegentwurfes entnehmen werde. Kommt es alfo 
meiner Unficht nach nur darauf an, im Allgemeinen feine 
Meinung über den Inhalt diefes Paragraphen auszus 
fprechen, fo wiederhole ih, daß ich bei $. 27 vollfommen 
mit. dem dazu geftellten v. Noſtiy ſchen Amendement eins 
» verftanden bin. Ich hätte aber allerdings geglaubt, daß 
in allen Fällen, felbft auch bei den Wahlen in Landgemeins 
dem, bie relative Stimmenmehrheit genügen würde. Wenn 
man bie unendlichen Weitläufigkeiten betrachtet, welche in 
größeren Gemeinden diefe Wahl haben wird, jo möchte ich 
doch davor warnen, daß diefe Weitläufigreit nicht vielleicht 
noch unnöthigerweife vermehrt werde. Die Sache ift denn 
doch fo ernft, daß wohl zu erwarten ficht, daß bei einer 
techt eindringlichen und. angemeffenen- Anſprache an bie 
Wählenden es ſich Jeder gleich beim erften ‚Male recht genau 

überlegen und mit feinem Gewiffen zu Rathe gehen werde, 
Wem er. feine.Stimme geben müffe. Mit dem Amende- 





ment des Herrn v. Metzſch werde ‘ich mich auch einvere 
fiehen. Dagegen’ müßte id} aber dringend bitten, den In⸗ 
halt des zweiten Abſatzes in $. 27, auch wenn ed fi nur, 
wie meine Anſicht ift, darum handelt, jest allgemeine 
Grundfäge auszuſprechen, unverändert beizubehalten. Es 
ſcheint mir eine Getwiffenspflicht zu fein, die wir gegen die 
Geiftlihen unferes Landes erfüllen, wenn wir ihnen durch 
Annahme dieſes Schlußfages das Vertrauen ausfprechen, daß 
fie eben am Beften wiffen müffen, welche Mitglieder ihrer 
Gemeinde fi am Beften zu diefem Amte eignen. Ich kann 
auch nicht die Befuͤrchtung theilen, die Herr Bürgermeifter 
Koch auögefprochen hat." Ich gebe zu, daß bei politifchen 
Wahlen diefe Befürchtung ganz an ihrem Orte fein würde, 
Meine Herren, das ift eben der Fluch, der auf dieſem 
ganzen politifchen Treiben haftet, daß eben babei Alles 
von Mißtrauen gleich a priori ausgeht und von den Waͤh⸗ 
lern die Gewiflenhaftigfeit nur darein gefegt wird, daß fie 
Leute wählen, die recht Oppofition zu machen verftehen, 
Wir wollen hoffen, daß es in Angelegenheiten des kirch—⸗ 
lichen Lebens bei und nie fo weit kommen möge. Es ift 
vielfach in diefem Saale von dem erfreulichen Zuftand ges 
fprochen worden, der in Bezug auf unfere Kirche beſtehe. 
Es ſcheint alfo auch Feine Urfache zu einem Mißtrauen 
vorhanden zu fein, welches wir gegen die Pfarrer fowohl, 
wie gegen: die Gemeinden felbft dadurch ausſprechen wuͤr⸗ 
den, daß wir fürchteten, dieſe Legteren würden in oppo⸗ 
fitiorteller Weiſe dem Anrathen und den Vorfchlägen ihrer 
Paftoren widerfprecen. Ich müßte dringend bitten, daß 
die geehrte Kammer fich für den zweiten Sat, ausſpreche. 
Uebrigens fehe ic) ganz von ber Stellung eines befonderen 
Antrages ab; ich habe es nur für meine Pflicht gehalten, 
im Allgemeinen meine Anſicht über diefen Paragraphen 
auszufprechen. — Da Niemand in diefem Augenblicke das 
Wort ergreift, fo darf ich wohl noch ein paar Worte hin⸗ 
zufügen in Bezug auf das Sousamendement bed ‚Herrn 
v. Rochow. Ich muß geftchen, daß aud ich wünfchen 
möchte, daß bei der Vorberathung, die der Pfarrer mit 
ſich feldft und mit feinem Gewifjen über die vorzufchlagen: 
den Mitglieder des Kirchenvorſtandes zufveranftalten hat, 
aud dem Patron die Ehre einer Mitberathung zu Theil 
werde. Ich nenne e3 abfihtlic eine „Ehre; denn es wird 
zu einer folden durch dad Vertrauen, dad man baburch 
gegen die Patrone ausſpricht. Ich würde alfo ganz dem 
Antrage des Heren v. Rochow beiftimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Herr.Oberhofprediger Dr. 
Liebner zur Widerlegung. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Es hat mich Herr 
Bürgermeifter Koch, indem ich vorhin die Leitung ber Wahl 
durch die Pfarrer betont habe, angegriffen. Allein mein 
geehrter Herr Nachbar hat bereits das Wefentliche zur Wis 
derlegung geſagt. Es ift ein Unterfdiedz man muß bie 
kirchũchen Wahlen mit den politiſchen nicht confundiren. 
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Da iſt ein anderer Yether. Und wenn ‚Herr Bürgermeifter 
Koch gefagt hat, der Pfarrer werde ſich verpflichtet halten, 
mit feiner Gemeinde ſich zu befprechen, nun, kann das nicht 
auch gefchehen, wenn er die rechtliche Initiative bat? Wird 
nicht auch da ein ordentlicher Pfarrer in ber Gemeinde um⸗ 
herſchauen, um zu fehen, wer geeignet ift? Warum will 
man tberhaupt den Pfarrern mit Gewalt dieſe Prärogas 
tive des Paragraphen entziehen? Sie find ja bie Inhaber 
des geiftlichen Amtes, fie find ja die geordneten geiftlichen 
Vorfieher der Gemeinden. Wenn das Vorſchlagsrecht des 
Pfarrers wegkommen fol, fo wuͤnſche ich, bag wir den Bes 
fOluB zu $. 26 nicht gefaßt hätten. Was weiter die Frage 
beteifft, die etwaigen Ausnahmen in größeren Gemeinden, ſo 
glaube ich, daß der Herr Stantöminifter bereits das Hinrei⸗ 
chende geſagt hat. Er hat hingewieſen auf $. 30, wo aus⸗ 
dehelich gefagt iſt, daß nach den örtlichen Verhältniffen die 
Feftftellung wegen der Mahl erfolgen ſoll. Ich glaube, 
wir brauchen uns in diefem Falle nicht in Weitläufigkeiten 
einzulaffen und koͤnnen es der hohen Staatöregierung übers 
laffen, eine legte Faſſung zu finden, nachdem fie bereits 
zugefagt hat, der Sache in größeren, ſtaͤdtiſchen Gemeinden 
eine andere, verhaͤltnißentſprechende Ausführung zu geben. 


Kammerhere v. Behmen: Als ich vorhin um das 
Wort bat, meine Herren, fo war meine Abficht zunächtt 
daranf gerichtet, Einiges auf die erfte Rede des Herrn Ober⸗ 
Hofprebigerd zu entgegnen. Er nannte mich wiederholt, pro⸗ 
vocirte mich. gewiffermaaßen, indem er auf die geftrige Des 
batte zurüdfam, Er ftellte an die Spige, daß die Kirche 
doch etwas Tieferes und Größeres bebürfe, höhere Zwecke 
zu verfolgen habe, als die Negulirung ihrer äußeren Form; 
daß die erft das Letzte fei. Ich erlaube mir aber ihn zurüc- 
zufragen, ob er wirklich glaubt, daß ich verkannt hätte, 
daß bie Kirche auch noch höhere Zwecke zu verfolgen habe, 
als blofe Formgefege zu berathen? Ich bin überzeugt und 
er wird mir bie Frage wohl felbft fo beantworten, daß er 
mie, nicht zutraue, biefen Unterſchied verfannt zu haben. 
Allerdings, meine Herren, ift ed ein großer Unterſchied, ob 
wir dad aͤußere Kleid der Kirche bauen und weben ober ob 
wir uͤber die höheren, ethifchen Fragen ber Kirche fprechenz 
aber er wirb meiner Aufrichtigkeit auch die Bemerkung ver- 
zeihen, daß er felbft im ber Auffaffung der vorliegenden 
Verfaflungöberathung in Beziehung auf die aͤußere Geftal- 
tung der Kirche doch den höheren, ethifchen, idealen Stand» 
punkt mir zu fehr hereingemifcht zu haben fcheint und daraus 
kann etwas Guted nimmermehr entflehen. Auch die Kirche 
bedarf der äußeren Ordnung; fie darf fein Chaos werden; 
fie darf nicht das Feld offen laſſen für die verfchiedenften 
Arten von Parteibeftrebungen und unlösbaren Zwiſtigkeiten 
unter ben Organen der Kirche fowohl, foweit fie das Kirs 
chenregiment, als ſoweit fie bie Gemeinde zu vertreten haben, 
Die Herftellung der äußeren Verfaſſungsform für die Kirche 
iſt daher: allerdings nur eine aͤußerlich zu loͤſende Aufgabe; 











aber doch keineswegs eine fo unwichtige und unerhebliche, 
Auf der rechten und Maren Ordnung der Außeren ‚Kirchen 
verfaffung beruht wefentlich auch der Friede und das Ver— 
tragen der einzelnen Mitglieder der Kirchengemeinden unter 
fi, und alfo beruht auf ihr auch einer der wichtigften 
ethiſchen Zwecke der Kirche. Wir kommen nicht durch bios 
mit der Berufung auf die chriftliche Liebe. Dadurch find 
Verfaſſungs⸗ und Formftreitigkeiten nicht zu löfen; wären 
fie das, fo brauchten wir feine Verfaſſung. Man hat 
geftern die Majorität der Deputation, namentlich von einis 
gen Seiten her, Sehr ſcharf angegriffen; man hat fie über 
ihre Anſichten, beinahe möchte ich fagen, gemaafregelt, daß 
fie in Verfolgung ihrer Anſicht praktifche Bedenken hervor 
hob, und — was beweift die heutige Debatte? Daß 
trogdem, daß man und geftern fo hart angelaffen, heute 
über Nacht die praktiſchen Bedenken gegen die’ Vorlage 
wie Pilze aus der Erde ſchießen nach warmem Sommers 
regen; dag Vorſchlaͤge über Vorſchlaͤge und Aenderungsr 
anträge über Aenderungsanträge hervortreten und daß man 
immer und immer wieder bei den Motivirungen barauf zurüde 
kommt, daß das im Entwurfe vorgefchlagene Verfahren 
bei den kirchlichen Wahlen und der zu $. 26: gefaßte Uer 
ſchluß nicht ausführbar ſei. Ich glaube, die heutige Debatte 
ift eine wefentlice Rechtfertigung unferer geftrigen De 
putationsmajoritätsanficht. Herr Buͤrgermeiſter Koch rief 
mich auf, ihm doch zu fagen, wie ich auf bie Anficht ger 
kommen wäre, daß er bei feinem Antrage eine Vorſynode 
in Abficht gehabt Habe, einen Vorſchlag, den ich früher ber 
kämpft. habe. Ich will ihmganz einfach darauf antworten: 
der Grund dazu war ber, daß er fich confequent biöher 
ausgefchtwiegen Über ben Weg, ben er betreten fehen wollte, 
um die ſtatutariſche Einrichtung in den einzelnen größeren 
Gemeinden und Befonders in den größeren Städten herbei« 
zuführen; weil er darüber ſchwieg, ob er dabei auf eine Un 
wählerverfammlung oder etwas dem Aehnliches zuruͤckgreifen 
wolle ober die jegigen Drgane der Kirchengemeinde für 
competent halte, deren Gompetenz er früher freilich ange 
zweifelt hatte, Er hat jeßt erſt einige nähere Erklärungen 
gegeben über den Zufammenhang feines Antrages mit. dem 
Antrag des Ag. v. Noſtiz⸗Wallwitz. Ich leugne nicht, 
daß der Antrag des Hern v. NoftizMallwig und des Herrn 
Bürgermeifters Koch, fo wie er jet vorliegt, viel Anſprechen⸗ 
des hatz aber einige Zweifel hege ich allerdings noch. Herr 
BVürgermeifter Koch erwähnte felbft, daß gegen die von dem 
Herrn v. Noſtiz⸗Wallwitz vorgefhlagene Faſſung dann die 
Beſtimmung des $. 27 der Vorlage anſtoßen wuͤrde, wo⸗ 
nad) unbedingt in den Gemeinden abfolute Stimmenmehrheit 
gelten fol, Aber dies ift es nicht allein; auch ber geftrige 
Beſchluß zu h. 26 verfößt dagegen, wornach jeber felbftändige 
Hausvater von 25 Jahren, verheirathet oder nicht, ſtimm⸗ 
berechtigt fein ſoll. Es kann alfo auch hier ein Hemmnit 
gegen die ftatutarifche Regelung des. Wahlmobus erblickt 
werden, indem doch bie Wahl, fowie bie Stimmberechtigung 
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der einzelnen Abftimmenden nicht gegen das Gefeg würde 
beſchraͤnkt werben: können. Dann aber bleibt freilich nicht 
mehr viel übrig. Gegen eine Aufhebung des abfoluten 
Stimmrechtes bei der erften Wahl, wie Herr v. Weld 
münfchte, würde ich mich entfchieden ausſprechen müffenz 
mit velativer Stimmenmehrheit bei der erften Abftimmung 
vorzugehen, halte ich doch für ſehr bedenklich; ich mag nicht 
die Wahl des Kirhenvorftandes auf ganz Heine Zufällig: 
Zeiten ftügen. Daß in biefe Wahl ſich nicht auch Partei: 
frömungen einmiſchen mögen, wünfche ich dem Herrn v. 
Welck auf Niefa von ganzem Herzen. Nachdem fo ver- 
ſchiedenartige Anträge gefommen find, die in der That mir 
doch noch eine nähere Prüfung und Erwägung zu bebirfen 
ſcheinen, erlaube ich mir, den Vorſchlag zu machen, die 
weitere Erwägung und Vorlegung einer Faffung für die 
$$. 27 und 30 an die Deputation zuruckzuweiſen. Die 
Sache muß durchaus noch einmal erwogen werden. Die 
Anträge gehen fo durcheinander, daß ich in dieſem Augens 
blick felbft nicht weiß, wie ich abflimmen fol, und um die 
Abftimmufng nach meiner Ueberzeugung einrichten zu koͤnnen, 
mir diefen Vorſchlag erlaube, naͤmlich: die Anträge zu den 
$$. 27 und 30 der Deputation zu weiterer Berathung zu 
überweifen. ® 








Präfident v. Schönfeld: Das ift ein Antrag, ben 
ich verbunden bin, ſogleich zur Unterftügung zu bringen. 
Die Kammer hat vernommen, daß Herr v. Behmen beans 
tragt, die Berathung über $. 27 für heute auszufegen und 
den Gegenftand an die Deputation zur neuen Bearbeitung 
zuruckzugeben und ic) frage, ob die Kammer diefen Antrag 
anterftügt? — Wird fehr zahlreich unterftüst. — 

Nun muß über dieſen Antrag vorzugsweiſe geſprochen 
werben. Ich weiß nicht, ob Jemand darüber das Wort 

begehrt? 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich bin ganz eins 
verftanden “mit dem Antrag des Herrn v. Zehmen; aber 
ich bitte den Herrn Präfidenten, daß er auch bei Annahme 
des Antrags die Debatte ihren Lauf gehen laſſe. Cs ift 
für die Deputation fehr wünfchenswerth, wenn fie die Anz 
fihten der Kammermitglieder Eennen lernt. Cine Abftim- 
mung fann nicht ftattfinden; aber die Debatte kann ihren 
Lauf nehmen. Daraus erfehen dann die Deputationsmit« 
glieder, wie die Anficht der Kammer ſich geftaltet, wobei 
ich vorausfege, daß durch den Antrag fih die Debatte 
abürgen und nur das zu Tage kommen wird, was wer 
fentliche Bedenken über die vorliegende Frage enthält. 


Präfident v. Schönfels: Das läßt fih wohl mit 
einander vereinigen; Discuffion ohne Abſtimmung, das 
gegen iſt Nichts einzuwenden, ſofern bie Kammer damit 
einverſtanden ift. Mur wuͤrde ſich voretſt die Debatte 
beſonders auf den geſtellten Antrag erfireden müffen. 








Referent Vicepräfident-v. Friefen: Ich bemerke nur, 
daß, wie ich glaube und erwartet habe, noch von Seiten 
der Staatöregierung ein Borfchlag Fommen wird, der 
uns vielleicht die Beſchlußfaſſung fehr erleichtern würde, 
aud ohne daß die Deputation noch ein Mal zur Ber 
rathung zufammenträte. Deshalb will ich mich ber den 
Antrag des Herrn v. Zehmen noch nicht ausfprechen. 

Königl. Commiffar Geh. Rath Dr. Hübel: Ich habe zus 
voͤrderſt zu wiederholen, daß die Staatsregierung mit der Abs 
ſicht der geehrten Antragfteller v. Noftiz und Dr. Kocd ganz 
einverftanden iſt. Es geht aus dem Entwurfe fowohl, 
wie aus den Motiven hervor, daß bie Staatöregierung 
wohl gefühlt hat, man könne allgemein anwendbare Bes 
fimmungen über die Wahl des Kirchenvörflandes für ale 
größeren und Eleineren Parochien nicht geben. Es ift bed« 
halb und um den verfchiedenen oͤrtlichen Verhältniffen 
Rechnung zu tragen, faft Alles der ftarutarifchen Feſtſtellung 
überlaffen worden. Die Frage, ob man abfolute Stims 
menmehrheit bei den Wahlen verlangen fole? ift ein 
Gegenftand reiflicher Erwägung gewefen. Im Intereſſe 
des Kirchenvorftandes, im Intereffe der Gemeinden, 
welche er vertreten fol, entfchied man ſich dafür. In 
größeren Parochien wird es aber wohl fehwierig fein, bei 
Urwahlen abjolute Stimmenmehrheit zu erlangen, und 
wenn bei einer großen Wahlverfammlung die erfie Abs 
fimmung feinen Erfolg gehabt hat, fo daß eine’ zweite 
Abſtimmung veranftaltet werden muß, fo mag es wohl 
ſchwer fein, Die Wahlverfammlung dazu zufammen zu halten. 
Es wird daher wohl in größeren Parochien von ber Ans 
forderung abfoluter Stimmenmehrheit abgegangen werben 
müffen. Herr v. Noftiz unterfcheidet in feinem Antrage 
zwifchen Stadt und Land; er will das im Entwurfe vor 
geſchlagene Wahlverfahren für das platte Land angewendet 
wiffen und für Meine Städte, welche die Staͤdieordnung 
nicht angenommen haben; in größeren Städten foll die 
Art der Abftimmung fratutarifcher Feftftellung vorbehalten 
bleiben. Der Entwurf fagt aber in $. 30 ganz allgemein, 
Die Wahl erfolgt auf eine nad) den örtlichen Verhältniffen. 
fefizuftellende Weife"; läßt alfo eine größere Freiheit; denn 
es wird auch größere Sandpatochien geben, in welchen man, 
nicht gut zu Wahlen mit abfolüter Stimmenmehrheit kom ⸗ 
‚men kann, wie ed kleine Städte‘ giebt und Heine Parochien 
in; größeren Städten, wo man ohne große Schwierigkeit 
ſolche Wahlen zu Stande wird bringen köͤnnen. Ich glaube 
daher, es wäre das Amedmäßigfte, bei dem 6. 27, wip-er, 
hier gefaßt iſt, ſtehen zu bleiben und bei dem'g, 27 gber 
$. 30 folgenden Sag einzufgalten: — 

„Mit Genehmigung der Conſiſtorialbehoͤtde kann in 
größeren. Parodien die Mahl der Kirchenvorſteher auch 
nad) relativer Stimmenmehrheit und durch von der Kirchens 
gemeinde gewählte. Wahlmänner erfolgen”. 


Es ift in $. 30 wohl ſchon hinlaͤnglich betont, dag 
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durch ein Localftatut das Wahlverfahren geordnet‘ werben 
Tann, abweichend von ben fpeciellen Vorſchriften des Ent- 
wurfs. Es wurden aber daruͤber Zweifel angeregt, ob das 
Statut gleich bei der erften Wahlhandlung relative Stimmens 
mehrheit zulaffe und ob man mittelbare Wahlen durch 
Wahlmänner einführen dürfe? Die Regierung hat gegen 
beiderlei Modificationen Fein Bedenken; es war auch 
ſchon bei Berathung diefes Entwurfs im Minifterio in 
Frage, ob man nicht Wahlen durch Wahlmänner ausdruͤck⸗ 
lich nachlaſſen ſoll? Man hat dies nur deshalb unters 
Laffen, weil man annahm, daß durch die Beftimmung bes 
$. 30 auch eine mittelbare Wahl nicht ausgeſchloſſen ſei. 


Präfident v. Schönfels; Ich würde freilich num 
darum bitten, daß der Herr Negierungscommiffar die Güte 
hätte, zu erklären, bei welchem Paragraphen diefer Vor⸗ 
ſchlag Aufnahme finden foll, ob bei $. 27 oder bei $. 30% 


Koͤnigl. Commiſſar Geh. Rath Dr. Hübel: Am paſ· 
ſendſten beim $. 27. 

Praͤſident v. Schönfels: Es ift das ein Vorſchlag 
der Staatsregierung, der natürlich feiner Unterftügung be⸗ 
darf, fondern derfelbe ift als Theil der Vorlage zu betrach⸗ 
ten. Ih würde nun die geehrten ‘Herren erſuchen, nun 
in Bezug auf den v. Zehmen’fhen Antrag das Wort zu 
ergreifen, damit diefer zur Erledigung kommt. 


Finanzrath v. Noſtiz⸗Wallwitz: Ich hätte aller 
dings noch einige Worte über den von der Negierung'ges 
ſtellten Antrag einzuflechten. 


Präfident v. Schönfels: Das faͤllt vielleicht zufammen. 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Mir fcheint es doc) 
wünſchenswerth, daß der Antrag der Regierung ebenfalls 
der Deputation zur Begutachtung Überwiefen werde. 


Präfident v. Schönfeld: Das wuͤrde ohnedies der 
Fall fein, wen ber v. Zehmenſche Antrag Annahme findet. 


" Sinanzrath v. No ſtiz Wallwitz: Ich kann mich nur 
mit dem v. Zehmen'ſchen Antrag einverftanden erklären; 
denn id} hänge an ber Form meines Antrages durchaus 
nicht, wenn nur der Zweck erreicht wird und da ſcheint 
mir ber von. ber Regierung vorgefchlagene Ausweg ange: 
meffener als der meinige. Biveifelhaft würde nur die eine 
Frage fein, von wen in folden Fällen die Art und Weife 
des Wahlverfahrens feftzuftellen feiz denn es Heißt in-$. 30: 
„Auf eine nach ‘den ‚örtlichen Verhaͤltniſſen feftzuftellende 
Weiſe“. Diefe Frage, von wem in ſolchen Fällen dies ge— 
ſchehen folle, ift in dem von mir geftellten und dem Koch⸗ 
Then Antrage genauer beftimmt. Indeſſen, ſo wie id den 


$. 30 außlege, ſcheint mir es nicht zweifelhaft zu fein, daß 
auch hier die politifchen Vertreter in der gefeglihen Form 
Beſtimmungen darhber zu treffen haben würden. Es Fönne 
ten jeboch auch Zweifel daruüber auftauchen. Ich bin aber 


einverſtanden damit, daß faͤmmtliche Anträge der Depus 
tation zür Begutächtung und Sea Aerelefen 
werben, 

Präfident v. Schön fer 15: Darlıber Bann. kein Zweifel 
fein, daß, fofern der v. Zehmen'ſche Antrag zur Annahme 
tommt, auch der neuerliche Regierungsvorſchlag der Depus 
tation ebenfalls zur Erwägung und Berichterſtattung 
überwiefen werden wird, denn er, iſt ein Theil der Vor— 
lage geworben. Winſcht Jemand noch das Wort über 
den v..Zehmen’fhen Antrag? 

Bürgermeifter Müller: Ich verwende mich für den 
Antrag des Herrn v. Zehmen um beöwillen, damit bie 
Deputation Gelegenheit‘ finde, ‚näher, nachzumeifen, daß 
das, was von Herrn v. Behmen dem Koch'ſchen Antrage 
eingehalten worden iſt, doch nicht ganz in Nichtigkeit bee 
ruht; insbefondere, daß die Urwahlen ſchon im-Entwurfe 
aufgenommen worben find und bag namentlich auch zwis 
ſchen dem Koch'ſchen Antrage und $. 26 fein Wibderſpruch 
vorhanden iſt. 

Oberhofprediger Dr. Liebner: Ih bin für den 
v. Behmen’fchen Antrag; ich glaube aber, daß der Verlauf 
am beften der ift, daß die Deputation mit ber Negierung 
in Verbindung tritt und ſich über die Vorfchläge mit ihr 
einigt. Ich erlaube mir nur noch ein Wort gegen Herrn 
v. Zehmen. Perſoͤnlich muß ich auf deffen Rede zurlic« 
fommen. Es iſt nicht blos Gitelfeit, welche mich dies 
vorbringen läßt; er hat mir eine vollkommene Confufion 
untergefhoben, was mir leid thut. Die Sache fteht fo, 
was die Unflarheit der Begriffe betrifft, daß ich, fo leid 
das Wort mir thut, feinen ganzen Kram zerpflücken 


würde, wenn bei der großen Sache Zeit dazu wäre. 


Kammerherr v. Behmen: Herr Prafident!: Ih, 


bitte, den Nedner zur Ordnung zu verweifen. 


Präfident v. Schönfels: Ich hätte allerdings ger 
wünfcht; daß fo ſtarke Ausdrüde in diefem Saale unters 
blieben. Ich glaube kaum, daß perfönliche Angriffe 
zum guten Fortgang der Verhandlung dienen. 

Dberhofprediger Dr. Liebner: Ich bedaure auch, 
daß ich gewiffermaaßen hierzu genöthigt war; aber «8 
müffen -diefe Angriffe nicht ftattfinden. Man ſoll lieber 
ſchweigen, wenn man das Gefagte nicht verficht. 

Kammerherr v. Zehmen: Ich überlaffe dieſe Un 
geiffe dem Urtheile der Kammer, 





Präfident v. Schönfeld: Ich glaube, dag es am 
zweckmaͤßigſten fein: wird, diefen Gegenftand zu verlaffen 
und da wir und nun zum eigentlichen Berathungs⸗ 
gegenftand wenden. Ich glaube, daß die Berathung 
nad der Anficht. des Herrn v. ——— ihren Lauf 
haben kann. 
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Referent Vicepräfident v. Friefen: Es fol alſo 
jest über den v. Zehmen’fhen Antrag abgeſtimmt werden; 
aber die Discuffion dennoch ihren Fortgang nehmen. 
Nun, meine Herren, ich habe gewiß bei dem v. Behr 
men’ihen Antrage die allergeringite Stimme, Ich bin 
Neferent und habe an dem theilzunehmen, was Sie 
befchließen werden. Alſo unterwerfe ich mich jedem Be: 
ſchluſſez möchte aud nicht gern einem Antrage wider: 
ſprechen, welchen ein Deputationsmitglied geftellt hat. 
Aber nach meiner Ueberzeugung gewinnen wir Nichts 
dadurch, daß die Frage noch einmal an die Deputation 
zurüdgegeben wird; denn die Sache ift vollfommen 
ar, es kann darüber ſchon jest abgeftimmt werden und 
was mich anlangt, fo bin ih mit meinem Urtheile 
über die Abftimmung vollfommen im Klaren. Ich bin 
belehrt, weiß, was ich befchliegen werde und werde das 
durch meine Abftimmung zu erfennen geben. Der Wein 
iſt einmal angezapft; ev muß auch ausgetrunfen werben. 
Wir haben fo lange über die Sache discutirt, daß wir 
nun wohl zu einem Beſchluß gelangen koͤnnen. 

Beiläufig bemerkt, hat nach der bisherigen Erfah» 
rung die Deputation grade nicht viel Glück gemacht; 
bei zwei Hauptanträgen ift fie in der Minorität ges 
blieben und nicht durchgekommen. Wenn wir alfo mit 
neuen Vorſchlaͤgen nicht mehr Glüd haben, als bisher, 
fo gewinnen wir gar Nichts. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand meiter 
über den v. Behmen’ichen Antrag zu fprechen wünfcht, To 
werbe ich die Abflimmung über denfelben vornehmen. Die 
Kammer hat den Antrag des Herrn v. Behmen vernommen; 
ergeht dahin, den mehrfach befprochenen Gegenftand an 
die Deputation zuruͤckgelangen zu laſſen und ich frage, ob 
Sie demfelben ihren Beifall ſchenken? — Wird mit 19 
gegen 18 Stimmen abgeworfen. 

Die Discuffion wird alfo ihren Lauf haben und Herr 
Superintendent Dr. Lechler hat zunächft das Wort. Die 
noch eingefchriebenen Redner find die Herren Nittner, v. Por 
fern und v. Schönberg. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich bin in einer fehr 
delicaten und ſchwierigen Lage bei dem Punkte, über wel: 
chen zunächft allein zu ſprechen ich vorhabe. Ich Fann 
alfo in den böfen Schein kommen, als ob ich, der ich felbft 
ein Geiftliher bin, mithin zunaͤchſt die Pflicht habe, die 
Nechte und Pflichten des geiftlichen Amtes mit zu vertreten, | 
dieſe verleugne und ihnen enfgegentrete. Und zumal nad 
dem, was ber Herr Oberhofprediger, wie er zulegt dieſen 
Punkt berührt, gefprochen hat, ift es mir doppelt fchwer, 
gegen das zu fprechen, was im letzten Saͤtzchen des $. 27 
von dem Vorſchlage des Geiftlihen enthalten iſt. Aber 
es Hilfe Nichts. Ich befolge auch Hier den Grundjag, mei- 
ner Üeberzeugung treu zu bleiben und fie zu befennen; und 
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ich hoffe: „den Aufrichtigen laͤſſet Er's gelingen“. Ich 
bin in dieſer Hinſicht, (wie ich ſchon geſtern einmal mir zu 
bemerken erlaubte in Betreff der Anſichten, welche gegen 
unfere Minorität laut wurden) id) bin wirklich nicht. idea» 
Ufifch gefinnt und das beweift die Ueberzeugung, welche 
ich dahin ausſpreche: es wird bei diefen Birchlichen Wahlen 
durchaus nicht Alles fo glatt abgehen; es wird fich mancher 
Widerſpruch und mande Oppoſition bilden; das fage ih 
im Voraus und berufe mich dabei auf die Erfahrung. In 
Würtemberg ift diefelbe Vorſchrift gegeben; ich und viele 
meiner Gollegen haben fie auch befolgen und ſowohl bei 
der erften Wahl, als bei den Ergänzungswahlen zum Pred- 
byterium Vorfchläge machen müffen, das zweite Mal in Bere 
bindung mit den Kirchenvorſtaͤnden z Vorſchlaͤge, die doppelt 
foviel Namen enthielten, als Männer zu wählen waren 
und Überdies war in der Verordnung auögefproden: „Bits 
dend find diefe Vorſchlaͤge nicht”, wie es ja auch hier heißt: 
„An welche die Gemeinde aber nicht gebunden ift”. 
Ttotz alledem ift doc) eingetreten, was Herr Bürgermeifler 
Koch erwartet, daß es in manchen Fällen eintreten werde, 
und mir felbft ift es fo gegangen. Es ift vielfach gefchehen, 
daß es zwar nicht zu einer pofitiden Oppofition Fam, wohl 
aber, daß bei Vielen durch diefe Beftimmung ein paffiver 
Widerftand hervorgerufen worden iſt; fie haben fich bei der 
Wahl nicht betheiligt und das ift mir beflagenswerther, ald 
wenn eine pofitive Oppofition da iſt; denn das iſt Leben 
und das ift mir lieber als der pafjive Widerftand, Das 
kam aber namentlich daher, daß der Vorfchlag von Amtds 
wegen laut gefeglicher Vorſchrift und von der Kanzel bes 
Fannt gemacht werben mußte, In Preußen ift übrigens, 
wenn ich nicht irre, der Vorfchlag bindend. Das wollte 
ich aber auch nicht; denn dad wäre zuviel Bevormundung 
und das iſt wohl auch nicht der Sinn bes Heren v. Rochow 
gewefen. Denn nun fagen die Leute im Voraus, wozu 
follen wir noch wählen, wenn ſchon die Beſtimmung ges 
troffen ift und fie wählen nun gar nicht, Ich kann 
nicht zuruͤkhalten, daß das in vielen Fällen pofitiv ſchaͤdlich 
wirken wird und bin der Ueberzeugung, daß, wo der Geiſt⸗ 
liche treu im feinem Amte und thätig ift, durch Privatbes 
ſprechungen das Nöthige gefchehen und auch ſowohl Seiten 
des Geiftlichen, als auch des Patrons, ſoweit nöthig, Einfluß 
ausgelbt werden kann. Demnach vermag ich für meine 
Perfon, wenn es mir auch übel gedeutet werben mag, mich 
nicht anders auszuſprechen, als für die Weglaffung des 
letzten Satzes. 

Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich werde für den v. 
Noftizichen Antrag und aud für dad Amendement des 
Heren v. Metzſch ſtimmen. Weshatb ih ums Wort gebe- 
ten habe, fteht in ſpecieller Beziehung zu dem, wovon bie 
beiden Redner vor mir glei im Anfang der Berathung 
geſprochen haben. Es ift von den *beiden Herren und 
namentlich vom Herrn Dberhofprediger die Beibehaltung 
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des Satzes 2 mit großer Wärme vertheibigt worden. Ich 
möchte nicht gern in dieſelbe Wärme verfallen, ſondern ich 
werde mich ſo ſtreng als moͤglich an die Sache ſelbſt hal: 
ten; ed wirb aber doch nicht zu vermeiden fein, daß meine 
abweichende. Meinung gegen den Herrn Oberhoſprediger 
etwas grell hervortritt. Die Anſicht, daß durch dieſe Ber 
ſtitnmung den Geiſtlichen die Angelegenheit im. Allgemeinen 
{ehr erſchwert wird, hat der legte Redner aus Erfahrung 
beftätigetz es geht auch dies nicht minder aus ber Faſſung 
der Majorität der Deputation hervor, und aus bem Guts 
achten ber jenfeitigen Deputation, welche einftimmig dieſen 
Sat abgelehnt hat. Ich beziehe mich auch ausdrücklich auf 
das Amendement des Herrn Freiheren v. Rochow, welcher, 
um einen Theil der Schwierigkeiten auf die Schultern deö 
Kirchenpatrond zu werfen, fein Amendement eingebracht hat. 
Ich bin vollfommen gegen das Amendement des Herrn 
Freiherrn v. Rochow; allein ich habe ed unterftügt, um in 
diefer Beziehung es hervorzuheben, daß e3 für meine Ans 
ſicht fpricht, daß den Geiſtlichen eine fehr ſchwierige Auf⸗ 
gabe geſtellt wird. Ich werde nicht ausführlich hierüber 
werden; nur ganz auöfchlieglich über die Stellung des 
Geiftlichen gegenüber dem, was die Beftimmung in dem 
fraglichen Sag wirklich ind Leben einführen fol, will ich 
ein paar Worte mir erlauben. Es find drei Fälle denkbar: 
entweber die Gemeinde wählt alle Worftände aus den von 
dem Geiftlichen vorgeſchlagenen Perfonen. In diefem Falle 
frage ich Sie, meine Herren, glauben Sie, daß die Ge 
meinde dad noch für eine felbftändige Wahl halten wird, 
daß fie dies noch für eine Corporation halten wird, die die 
Gemeinde unabhängig zu vertreten ganz befonders geeignet 
wäre? Auf feinen Fall; ich glaube es nicht. Im anderen 
Tale, wenn die Gemeinde gar Feine von dem Geiſtlichen 
vorgefchlägene Perfon wählt, foift es noch ſchlimmer; denn 
ed tritt dann um fo deutlicher ein Widerſpruch zwiſchen den 
Anſichten des Geiftlichen und der Gemeinde hervor, welcher 
durchaus nicht die Würde des Geiftlihen heben und feine 
Stellung erleichtern Tann. Und endlich nun der britte 
Tall, daß ein Theil der Gewählten unter den Vorgefchlas 
genen ‚geftanden hat, nun, meine Herren, fo fürchte ih, es 
wird die Parteiftellung fogleich wieder eingeführt in bie 
Corporation und wird dadurch vielmehr der Thätigkeit und 
Richtung entgegengearbeitet, die wir von ben Kirchenvor—⸗ 
ftänden verfolgt zu fehen wuͤnſchen und glauben, nämlich 
in Mebereinftimmung unter fih und mit den Geiftlichen, 
das Wohl der Kirche zu fördern. Das find die drei Fälle 
‚und id) kann in Beziehung auf dieſelben mic nur dahin 
ausſptechen, daß ich es für nachtheilig erffäre, wenn. wir 
auf die Vorfchläge zur Mahl durch die Geiſtlichen oder gar 
durch die Eollatoren eingehen wollen. Der Herr Oberhof⸗ 
prediget Dr. Liebner ſchloß mit der Aeußerung, daß. er fuͤr 
den Fall daß diefer Satz abgelehnt werde, fogar wuͤnſchen 
atüffe, daß der geſtern in Beziehting auf $. 26 gefaßte Be- 
ſchlußß hit ſtattgefunden hätte. In entgegengefeßter Weife 





behaupte ich, das, was wir geftern durch unferen Beſchluß 
mühfam errungen haben für die Selbſtaͤndigkeit der Ge 
meinde, wirb durch den fraglichen Sag wieder verlor 
gehen, Nur noch ein Wort! Es ift zwar wiederholt gefagt 
worden, daß dieſe Wahlen in ihrer Wichtigkeit nicht mit 
politifchen Wahlen identificirt werden dürften Aber die 
Bann ich nicht zugeben. Es ift getviß, daß die zu Bildung 
von politifchen Corporationen zu vollgiehenden Wahlen von 
ebenfo großem Gewicht find und bei biefen iſt aller Ein. 
fluß durch irgend eine Behörde vom Geſetz verboten, Nun 
aber wollen Sie bei diefen Wahlen gerade das Gegentheil 
einführen. Ich weiß nicht, es ſcheint mir auch, als ob dieſe 
Beſtimmung geeignet wäre, den Vorſchlag ber Megierung 
in ein Licht zu ftellen, als ob dadurch bei den Gemeinden 
die Ueberzeugung hervorgebracht werden müßte, daß in den 
oberfien Regierungsgrundfägen ein gewiſſes Schwanken 
vorhanden wäre, welched hier wenigftend im einem grellen 
Widerfpruch ſich ausfpricht. Und auch aus diefem Grunde 
muß ich mic) entfchieden gegen die Aufnahme de Super 
erflären. 


Finanzrath v. Noſtiz-Wallwitz: Ich Habe mit dem 
von Herrn Kammerherrn v. Zehmen geftelten Antrag, baf 
die verfchiedenen Anträge an die Deputation noch einmal 
zurldgeroiefen werben, mich einverftanden erklaͤrt, weit ich 
es für wünfchenswerth hielt, daß fogleich eine beftimmte 
Faſſung für die $$. 27 und 30 vereinbart wuͤrde. Rach- 
dep aber der von Zehmen’fche Antrag nicht angenommen 
worden ift, fo glaube ich, zur Abkuͤrzung ber Debatte bei: 
tragen’ zu fönnen, wenn ich meinerfeitS erklaͤre, daß, nach⸗ 
dem der von mir beabfichtigre Zweck durch den Vorichlag, 
fei es bei $. 27 oder bei $. 30 ober wo fonft, dem von 
dem Herrn Regierungscommiffar vorgefchlagenen Bufag ein 
zuſchalten, erreicht wird, ich ben von mir geftelften Antrag 
zuruͤckziehe. Ich ſetze aber, wie gefagt, voraus, daß ber 
fragliche Zuſatz bei dem einen oder anderen der erwaͤhnten Dar 
tagraphen eingefchaltet werde und erfuche den Herrn Prir 
fidenten, biefer Abſicht durch die fpätere Fragftelung ent 
ſprechen zu wollen.“ 


Präfident v. Schönfeld: Die Zurldziehung de 
v. Noſtiyſchen Antrages ift freilich an die Bedingung ge 
knüpft, daß der von der Regierung zu $. 27 gegebene Bw 
fat angenommen werde. 


Sinanzrath v. Noftiz-Wallwig: Ich glaube, anneh- 
men zu fönnen, daß die Kammer mit diefem Zuſatz fi 
einverftehen wird. Ich fprach jedoch obige Vorausſehungen 
aus, weil wir ſchwer überfehen koͤnnen, ob berfelbe zu 
$. 27 oder zu $. 30 gehöre und mir alfo die Nebaction 
des Paragraphen zweifelhaft erfchien. 


Präfibent v. Schönfels: Jedenfalls geht die Abne 
dahin, den Antrag zurückzuziehen, und ſoũte fpäter Het 





v. Noſtiz⸗Wallwitz ſich gemüßiget fehen, den Antrag wieder 
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aufzunehmen, fo wird dies gefchehen können; freilich aber 
würde er aufs Neue unterftügt werden müffen. Zuvoͤrderſt 
handelt es fih um Zurückziehung des v. Noftiz’fchen An— 
trages; er ift Eigenthum der Kammer und würde mithin 
nur zurhdgezogen werden koͤnnen, dafern die Kammer dar 
mit einverftanden if. : 


Freiherr v. Weld: Wenn id) recht verftanden habe, 
fo gruͤndet ſich die Zurückziehung des v. Noſtiz ſchen An⸗ 
Frages lediglich auf den Antrag, den die Staatsregierung 
jegt eingegeben hat. Dürfte ich da wohl bitten, daß er 
noch einmal verleſen würde? 


Präfident v. Schönfels: Ih bin fehr geme dazu 
bereit. Der neuerliche Worfchlag der Staatsregierung 
welcher zu $. 27 kommt, lautet folgendermaaßen: 

„Mit Genehmigung der Gonfiftorialbehörde kann in 
größeren Parochien die Wahl der Kirchenvorfteher auch 
nach relativer Stimmenntehrheit und durch von der Kirchen⸗ 
gemeinde gewählte Wahlmänner erfolgen”. 

So Iautet diefer Sat, der zu $. 27"ald zweiter Abe 
Tat und als Regierungsvorlage befteht. Die Kammer hat 
vernommen, daß Herr v. Noftiz gemeint iſt, feinen Antrag 
zuruͤckzuziehen und ich frage, ob die Kammer fi mit bie 
fer Anſicht einverftehen will? — Gegen 1 Stimme ift der 
Antrag des Abg. v. Noftiz zurüdgezogen und würde nun 
nichtmehr Gegenfland der Berathung fein. Der Herr 
dv. Pofern hat das Wort. 


(Sreihere v. Biedermann bittet ums Wort) 


Kloftervoigt v. Pofern: Meine Herren! Ich verfenne 
nicht die gute Abficht der einzelnen eingebrachten Anträge; 
fie find ‚alle mehr oder weniger ber Beweis, daß man bad 
Bedenkliche der Zukunft und des fünftigen Wahlverfahrens 
fühft und Mittel dagegen fucht. In diefer Hinſicht nun 
neige ic) mich noch am meiften zu dem Antrage des Herrn 
v. Rochow. Wenn es nicht ganz gegen dad geftern ange: 
nommene Princip wäre, fo würde id} für einen noch weiter 
gehenden Antrag, nämlich dafür fimmen und dazu rathen, 
daß man ben jegigen Vertretern der Kirchengemeinde, alfo 
dem Patron und Pfarrer, die erfte Wahl des Kirchen 
vorftandes lıbertrüge; alle fpäteren Ergaͤnzungswahlen aber 
dem gefammten Kirhenvorftande. Dies wäre fein gefähr- 
licher Sprung vom Alten zum Neuen, vielmehr eine ſichere, 
zuverlaͤſſige Brüde von den alten zu den neuen Werhälte 
niffen, "und es würden dadurch die meiften, geftern zur 
Sprache gebrachten, nicht unerheblichen Bedenken gegen die 
Kopfzahlwahl der Minorität und die noch gewagteren Vor⸗ 
{läge der Majorität gehoben. Ich bedauere, daß die ver- 
ſchiedenen Anträge nicht an die Deputation, wie es Herr 
d. Zehmen beantragt hatte, zurüdgegangen find, fondern 
heute ſchon zur Äbſtimmung kommen. Ich werde unter 
dieſen Umftänden für den v. Rochow'ſchen Antrag ſtimmen. 

1L. . (2. Abonnement.) 
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Freiherr v. Shönberg-Bibran: Der letzte Sat 
des $.27 hat eine ebenfo große und warme Befürwortung, 
als ſcharfe Zurüdweifung erfahren. Herr Oberhofprebiger 
Dr. Liebner Hat hervorgehoben, daß der Pfarrer zur Mahl 
des Kirchenvorftandes den erften Vorfchlag zu thun habe, 
dieß fei eine unerläßliche Prärogative für denfelben. Ich ver: 
kenne die freu und wohlgemeinte Abſicht des Herrn Ober: 
hofpredigerd gewiß nicht; allein ich Fann fie nicht theilen. 
Eine Prärogative für den Pfarrer in diefer Beziehung in 
das Geſetz felbft aufzunehmen und darin auszudruͤcken, halte 
ic nicht für möthig und fogar für ſchaͤdlich. Beſitzt der 
Pfarrer einer Gemeinde eine geiftige Prärogative, das im 
mohlverbienten Vertrauen feiner Gemeinde gegenüber. ber 
fteht, fo wird er eines Schutzes durch dad Geſetz, in diefer 
Beziehung bei den Wahlen mitzuwirken, nun und nimmer 
mehr bebürfen. Was den Antrag de Herrn Freiherrn 
v. Rochow anlangt, wo er wünfcht, daß der Kirchenpatron 
mit dem Pfarrer einen erfimaligen Vorſchlag thue, fo halte 
ich diefen Antrag ebenfals nicht für zweckmaͤßig. Herr 
Kammerherr v. Rochow beabfichtigt eine Erleichterung für 
den Pfarrer durch feinen Antrag. Ich jehe eine Erfehwerung * 
darin. Erſtlich müffen ſich zwei Perfonen über den Bor: 
Schlag einigen und zweitens, meine Herren, glaube ich, 
man geht hier zu weit, wenn man glaubt, es werde ber 
Sache genügt, daß eine Perfönlichkeit eine Prärogative zu 
dem Vorſchlage haben fol. Gefegt, der Patron und der 
Pfarrer haben bad Vertrauen der Gemeinde, fo werben fie 
auch Hand in Hand mit einander gehen; fie werden ſich 
gegenfeitig ausſprechen und man wird billige Ruͤckſicht auf 
ihre Vorſchlaͤge nehmen. Cine folde Beftimmung aber in 
ein Gefet aufzunehmen, halte ich für unthunlich und bes 
denklich und werde mich daher Denen anſchließen, die ſich 
für die Weglaffung des legten Satzes ausgefprochen haben. 

Sreihere v. Biedermann: Der Antrag, daß bie 
Wahl auf Vorſchlag, fei es nun des Geiftlichen oder des 
Geiftlichen und Patrons zufammen, vorgenommen werden 
fol, ſcheint mir noch nicht fo ſcharf bezeichnet zu fein, daß 
ich mit mir felbft über meine Abftimmung einig werden 
koͤnnte. Sollte er fo gemeint fein, wie der Herr Super 
intendent Lechler ihn als die in Würtemberg geltende Bor- 
ſchrift bezeichnet hat, fo würde ich dagegen flimmen; denn 
dann fehe ich die Beweife für gegründet an, die ber Abge— 
orbnete Rittner dagegen aufgeftellt hat. Nach einer mir 
foeben gemachten Mittheilung des. Herrn Freiherrn v. Rochow 
befteht aber in Preußen ein anderer Modus. Da wählen 
die Vorflände nach einem von dem Patron mit dem Geift: 
lichen gefertigten Verzeichniffe. Es werben Diejenigen darin 
aufgenommen, welche überhaupt als geeignet zu Kirchen— 
vorftänden angefehen werden follen. Wenn es nun fo ges 
meint wäre, fo würde ich Fein Bedenken dagegen haben. 
Denn dann ift es fo gut, ald wenn man cine Wahllifte 





vorlegte und ich wünfchte daher wohl, noch nähere Auss 
kunft zu erhalten, wie der Vorſchlag gemeint ift. 
E23 
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Bürgermeifter-Dr. Koch: Meine hochgeehrteften Haren! 
Ich bin durch, Erfahrung belehrt worden, daß es doch nicht 
immer gut ift, wenn, man zu nachgiebig ift. Ich glaubte, 
ein wohlerworbenes Recht auf meinen Antrag zu haben, 
das ift mie nun entzogen worden, nachdem er dem An« 
trage des Herrn v. Noftiz einverleibt worden iſt und ſomit 
iſt er mic num unter, ben Händen verloren: gegangen. In⸗ 
deß ich füge mich darein und habe mir jeht: das Wort. nur 
‚erbeten, um zu erklären, daß im Weſentlichen durch den 
Borfchlag des Heren Regierungscommifjard meine Bedenken 
"gegen bie $$.27 und 80 erledigt find. Nur will mir immer 
mod; die Möglichkeit nicht, als völlig abgeſchnitten erſchei⸗ 
nen, daß Fünftig bei der praftifchen Ausführung fich immer 
noch Schwierigkeiten ergeben koͤnnen, die wir jet zu Übers 
fehen, noch, nicht im Stande find, Deswegen behalte ich 
mie. vor, bei $. 30 einen Antrag des Inhalts einzubringen, 
daß der Regierungs⸗ oder Conſiſtorialbehoͤrde die. Befugniß 
im Allgemeinen beigelegt werde, Abweichungen von dem 
geſetzlichen Wahlmodus durch ortsſtatutariſche Beftimmunz 
gen zu geſtatten, ſo daß im Allgemeinen eine Clauſel, durch 
welche der Regierung eine Dispenſationsbefugniß ertheilt 
wird, in das Geſetz aufgenommen werden würde. Ich 
glaube, dann find alle Bedenken befeitigt und. das Geſetz 
enthält doch gewiffe allgemeine Normen, welche immer in 
Beruͤckſichtigung gezogen werden müffen und bie Dispen- 
ſationsbefugniß in der Ausübung etwas erſchweren. 


Praͤſident v. Schönfeld: Der Antrag dürfte zu er- 
warten fein bei $. 30. 


Freiherr v. Rochow: Ich finde den legten Sag im 
$. 27 de3 Entwurfs um fo unbebenklicher, ald er eben bei 
uns in Sachen keine Verbindlichkeit für die Wähler ins 
volvirt. Das ift allerdings nach dem Preußifchen Geſetz 
der Fall. Uebrigens ift mein Antrag nur ein Ergänzungs- 
vorſchlag, vorauögefeht, daß ber letzte Sag in: $. 27 ſtehen 
bleibt, und überhaupt die daſelbſt bem Pfarrer ertheilte 
Befugniß — diefe Bevormundung, wie.man es bezeichs 
net hat, — bleiben fol. Ich muß geftehen, ich halte es 
fortwährend für wuͤnſchenswerth, daß der. Pfarrer theils 
um, Einfeitigfeit zu vermeiden, theils um feine Aufgabe zu 
erleichtern, durch den Patron mit unterftüßt werde. 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint, ald wenn bie 
Debatte. uͤber 9. 27 fich erfchöpft Habe. Ich kann daher 

dieſelbe ſchließen und zur Ertheilung des Schlußworts 
an. den Herrn Referenten uͤbergehen. 

Meferent Vicepraͤſident v. Friefen: Die hauptfäch- 
lichſten Anträge zu biefem Paragraphen find ausdruͤcklich 
zurůckgenommen worben und zwar befonders wegen des 
von der Staatsregierung auögegangenen Antrags zu einem 
Zuſatz. Ich Hätte alfo über dieſe Anträge jegt Nichts 
mehr zu fagenz indeſſen, da‘ gegen den Paragraphen 
felbft verſchiedene Bedenken geäußert worden find, hätte 








ih diefe noch mit einigen Worten zu beleuchten. Zuerſt 
die zwei noch, vorhandenen Anträge und zwar. erftens 
den des Herrn v. Metzſch. — Ich fehe aber, er. gehört zu 
$. 30 — alfo nur den Antrag des Freiheren v. Rochow 
zum $. 27 und zwar, zum- zweiten Safe. und. zwar 
nöthigt die vom Heren v. Rochow vorgefchlagene Einfchals 
tung, mic) über den zweiten Sat im Allgemeinen auszu⸗ 
ſprechen. Meine Meinung geht dahin, daß ich den zwei—⸗ 
ten Satz fuͤr gaͤnzlich unbedenklich Halte und die Bedenken, 
die dagegen erhoben find, in demfelben nicht finden und 
aus ihm: herauslefen Tann. Es find ausdrücklich nur Vor 
Schläge, an welche die Gemeinde nicht gebunden iſt. Ich 
glaube nicht, daß dadurch. eine. Mißſtimmung oder Parteis 
oppofition” hervorgerufen, werben könne. Es find eben 
freiwillige Bermittelungsvorfchläge, bie bie Gemeinde völlig 
freie Wahl hat, anzunehmen oder nicht. Ebenfowenig kann 
ich, darin eine Erſchwerung finden, ebenfowenig eine Bes 
vormundung. Im Gegentheil, die, ganze Sache ſcheint mir 
im Charakter eines Verfahrens zu liegen, welches möglichft 
von den äußeren. mechaniſchen Formen bes Wahlverfahrens 
freigehalten werden fol, es folk eben dadurch der gewoͤhn⸗ 
liche Zormalismus und todte Mechanismus abgehalten 
werden, ber bei politifchen Wahlen leider fo fehr ſtattfindet 
und oft zu fo ganz unerwarteten und unerwuͤnſchten Re⸗ 
fultaten führt. Indeſſen gebe id) zu, daß auch tiber diefen 
‚zweiten Sat bie Anfichten ganz verſchieden fein koͤnnen und 
ich möchte beinahefagen, die eine Anſicht iſt richtig und kann mit 
fehr guten Gründen unterftüßt werben; bie andere Anficht ift 
aber auch richtig und kann mit ebenfo guten Gründen unter: 
ftügt werben und deswegen glaube ich, daß tiber biefen 
zweiten Abſchnitt durchaus nur durch die Abftimmung ent: 
ſchieden werden kann. Wirb der Sat beibehalten, wie 
ich es wünfde und wofür ich flimmen werde, fo bin ich 
auch fehr einverftanden mit der Einfhaltung, die Herr 
v. Rochvw vorgefchlagen hat: Ich glaube, Pfarrer und 
Patron können gut Hand in Hand gehen; fie Finnen ih 
vorher verftändigen, fogar mit ber Gemeinde und ben bes 
deutenderen Mitgliederh der Gemeinde und dadurch eine 
Wahl hervorbringen. Was aber den Inhalt des Para 
graphen felbft anlangt, fo ift, obgleich nun die vorherigen 
Anträge zurückgenommen find, ein hauptfächliches Bedenken 
in der abfoluten Stimmenmehrheit gefunden worben und 
hatten die Anträge beſonders den Zweck, ben Zwang und 
die Erſchwerung der Wahl, welche durch abfolute Stimmen 
mehrheit hervorgerufen wide, zu erfeichtern oder zu enb 
fernen und einen Unterſchied zu machen zwiſchen Stadt 
und Land oder größern und kleinern Orten. Ich erlaube 
mir aber doch, auf. einen Umſtand aufmerkfam zu machen, 
der vieleicht beitragen dürfte, die Bedenken, welche man 
gegen biefe Beſtimmung erhoben hat, zu befeitigen. BU, 
voͤrderſt muß ich erflären, wenn einmal die abfolute Stim⸗ 
menmehrheit ein. fo großer Nachtheil wäre, wenn, barin ein 
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fo großes Bedenken läge und bie großen Städte oder die 
großem, Drtfehaften fih der abfoluten Stimmenmehrheit 
nicht unterwerfen ſollen, weil fie nachteilig ift, meine 
‚Herren, dann banken. wir auch dafür in kleinen Gemeinden. 
Iſt aber die relative Stimmenmehrheit ein- fo. großer Vor— 
theil, fo gönne ich ihn zwar den großen Städten von 
ganzem Herzen ; aber wir wollen bann denfelben Vortheil auch 
haben. Ein Unterſchied nach beſtimmten Kategorien, nach 
einer beſtimmten Claſſification wäre nicht thunlih; ent ⸗ 
weder muß man einen gleichmaͤßigen Wahlmodus annehmen, 
oder man, müßte es uͤberhaupt localſtatutariſchen Beſtim— 
mungen überlaffen, welchen Modus der Entſcheidung ein⸗ 
treten fol; die Sache ift aber auch wirklich nicht fo ger 
faͤhrlich, als fie von mehreren Rednern geſchildert worden 
iſt. Es heißt in. ber zweiten Beile: 

„Sollte bei der erſten Mahl eine abfolute Stimmens 
mehrheit ſich nicht herausftellen, ſo ift eine andermweite 
Wahl aus Denjenigen, welche bei, der erſten Wahlhand⸗ 
lung Stimmen erhalten haben, zu veranftalten und Ders 
jenige, oder wenn mehrere zugleich gewählt werden follten, 
find Diejenigen fire gewählt zu erachten, welche bei ber 
‚zweiten Wahl relativ die meiften Stimmen erhielten“, 

„Hier haben Sie alfo offenbar eine Milderung der ab⸗ 
foluten Stimmenmehrheit; bei der zweiten Abftimmung 
wird die abfolute Stimmenmehrheit nicht verlangt, fondern 
es werben bei der zweiten Wahl aus Denjenigen, welde 
die meiften Stimmen haben, Diejenigen mit relativer Mehr- 
heit gewählt, welche Kirchenvorſteher werden follen. Ja ich 
‚gehe fogar noch weiter. In dieſer Beftimmung liegt fogar 
gewiſſermaaßen die Einrichtung der Wahlmänner verborgen. 
Diejenigen, die. bei der’erfien Stimmengebung bie abfolute 
Stimmenmehrheit nicht erhielten, aber doch bie meiften 
Stimmen, die alfo nochmals wählen müffen, find gleich ⸗ 
fam, wiewohl nicht ftreng formel, Wahlmänner, aus denen 
zum zweiten Mal gewählt oder durch welche zum zweiten 
Male gewählt wird. Ich muß erklären, daß id) das Wahl 
verfahren außerordentlich erleichtern und unbedenklich finde, 
indem dieſe Art der Mahl gerade von ber zu firengen, 
aͤngſtlichen Form des bisherigen politifhen Wahlmobus 
freigehalten worben iſt. Ich erkläre alfo, daß ich $. 27 
mit dem nunmehr gemachten Vorſchlage der Staatöregierung 
für völlig unbedenklich halte und wenn ich noch einen 
Bericht erftatten follte, fo würde ich ein anderes Gutachten 
ſchwerlich zu geben im Stande fein. ⸗ 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Es wuͤrde zweckmaͤßig ſein, 
wenn die Mitglieder der Deputation ſich in ſolchem Sinne, 
wie der Herr Referent, erklaͤen wollten, daß fie nämlich 
mit dem von der Regierung vorgeſchlagenen zweiten Satze 
des Entwurfes einverſtanden find. Es würde das die Abs 
fimmung erleichtern. 

Kammerherr v. Bef mit: Einverftanden!  __: 

Superintendent Dr. Lechler: Einverfianden! 





Nittergutsbefiger v, Römer: Ebenfalls einverftanden! 
Kammerherr v. Erbm anns dorff: Nothgedrungen! 
Kammerherr v. Zehmen: Ebenfalls nothgedrungen! 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Ich werde nun zur Ab⸗ 
ſtimmung übergehen. Es hat ſich dieſelbe allerdings ſehr 
vereinfacht, da die verſchiedenen Anträge zurückgezogen worden 
find und id) werde nun bie Frage zu tichten. haben ledig · 
lich auf ben Paragraphen, wie.er im Entwurfe vorliegt 
und auf ben neuerlich vorgelegten Sag der Regierung. Ders 
felbe würde ald zweiter Sat im Paragraphen. zu figuriren 
haben und ich werbe nun, um bem Munfche des Herrn 
Oberbürgermeifters jPfotenhauer  entgegenzufommen, tiber 
jeben einzelnen Sat einzeln abſtimmen laffen mit Vorbehalt 
in Bezug auf den legten, Sat des v. Nochow’fchen Amens 
dements und ich werde fobann zuleßtidie Frage aufı den 
Paragraphen mit den befchloffenen Abaͤnderungen richten. 
Der erfie Sat dedi Paragraphen lautet folgendermaßen: 

Die Kirchengemeinde wählt die Kirchenvorſteher 
nach abfoluter Stimmenmehrheit. Sollte, bei ber exften 
Wahl eine abfolute Stimmenmehrheit ſich nicht heraus» 
ftellen, ſo iſt eine anderweite Wahl aus —— welche 
bei ber erften Wahlhandiung Stimmen erhalten haben, 
zu veranftalten und Derjenige, oder wenn mehrere zuglei 
gewählt werben follten, find- Diejenigen fir gewählt zu 
erachten, welche: beil der zweiten Kahl relativ die meiften 
Stimmen erhielten. Bei Gleichheit der Stimmen ent 
ſcheidet das 2008“. 

Ich frage die Kammer, ob ſie auf Anrat hen der 
Deputation dieſem Satze beiſtimmen will? — 
Einſtimmig Ja. 

Der zweite Satz lautet: 

nMit Genehmigung der Confiftorialbehörbe kann im 
größern Parochien die ah der Kirchenvorfteher auch 
nad) relativer Stimmenmehrheit und durch von ber 
Kirchengemeinde gewählte Wahlmänner erfolgen”. 

Ic frage auch hier, ob die Kammer diefem Sabe 
beiftimmt? — Einftimmig Sa. 

Bir fommen nun zum dritten Gate und ich bemerke 
nochmals, daß hier das v. Rochow'ſche Amendement eintritt. 
Mit Vorbehalt diefes Amendements frage ih, ob bie 
Kammer den britten Sat, welcher folgendermaaßen 
lautet: 

„Zur Wahl des erſten Kirchenvorſtandes macht der 
Pfarrer, zu den fpäteren der Kirchenvorſtand Vorfchläge, 
an welche die Gemeinde aber nicht gebunden iſt“. 

beibehalten will? — 19 Mitglieder haben fich erhoben 
und es iſt demnach der dritte Sat des Entwurfs mit 19 
Stimmen gegen 17 abgelehnt. 

Es fällt fomit auch das v. Rochow'ſche Amendement; 
weil, wenn bet Sat felbft nicht angenommen wird, auch bie 
Einhaltung nicht flattfinden Tann. Ich frage nun, ob 
die Kammernach Anrathen ihrer Deputationden " 
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5.27 inder befchloffenen Manße anzunehmen 
gemeint iſt? — Einftimmig Ia. 

Und fomit wäre $. 27 erledigt. 

Referent Bicepräfident d. Friefen: Es ift nothwendig, 
nochmals zu einem bereits berathenen Paragraphen zurück 
zukommen / nämlich zu dem zwölften. Es war im Berichte 
Seite 221 gefagt worden: : TEE 

„Endlich würben im dritten Satze zwar, wenn der An«. 
frag der Majorität der Deputation, ad $. 26 fig. Annahme 
fände, die Worte: „und, bet Wahlen” in Wegfall fommen, 
wogegen der übrige Theil des Satzes mit RUE Auf die 
$: 50 angeorbneten Verſaminlungen ber ganzen Kirchen- 
‚gemeinde beizubehalten fein würde. Desgleichen ift bei $..26 
von der Deputation vorgefchlagen worden, ald Bebingung 
der Wählbarkeit das breißigfte Lebensjahr anſtatt des vier⸗ 
igften anzunehmen. Es wird daher beantragt, ſich mit 
h 12, und zwar mit den oben atigegebinen beiden Ber 

inberungen, jedoch im Uebrigen mit Vorbehalt ber Beſchluß⸗ 
taffung zu $. 26 einverſtanden zu erklaͤrn. 

Dieſe Beſchlußfaſſung Tann nun jeßt nachgeholt werben. 
Es wuͤrde nämlich, nachdem $.26.im Sinne des, Entwurfs 
angenommen worden ift; nun im, dritten Sage heißen 
müflens 30 u 0 5 un it 

„Die männlichen Gemeindeglieder erlangen das Stimm ⸗ 
recht in den Gemeinbeverfammlungen und bei Wahlen”. 

Dieſe ausgeſetzten Worte würden nun anzunehmen. fein 
und ebenfo ift in der vorleßten Zeile die Frage tiber das 


Roaglut 6. Meinhold, Serreiir im önlgl. Minifterum des Innern, — 





40: Lebensjahr auch von der Kainmer zuſtimmend ent- 
ſchieden worden. Ich würde alfo ‚den ‚Herrn Präfidenten 
bitten, die Kammer uͤber $:12 zu befragen. 1.» 


Praſident v. Shönfels: Die Kammer Hat’ vernom⸗ 
men, was der Herr Referent ſoeben vorgetragen hat." Es 
bezieht ſich daſſelbe auf $. 12 und, zwar auf den dritten 
Sat deffelben, der damals bei der Berathung ausgeſeht 
wurde, weil man erſt abwarten mußte, was für ein Nefultat 
die Abftimmung über den $.'26,ergeben würde, ¶ Nun iſi 
es entfchieden und wir gehen darauf zuruck und ich frage, 
öb bie KKammer im dritten Abfag des 9.12 die 
Worte: „und bei Wahlen” anzunehmen gemeint 
iſt? — Einſtimmig Ja. — 

Ueber das 40. Lebensjahr ſcheint mir eine Frage nicht 
nothwendig, denn Sie haben bereits daruͤber entfchieven 
und.;fomit wären. wir denn heute nicht nur am Ende ber 
Berathung über den $.,27' angelangt, ſondern auch m 
Ende’ der Berathungen vor dem Weihnachtöfefte. Ich werde 
mit deshalb erlauben, die Sigung für. Heute zu fehließen; 
Sie aber.zu bitten, am 3. Januar um 14 Uhr fich gefälligſi 
hier wieder einzufinden, um fernerweit die Berathung vote 
zunehmen über, den Gegenftand, ben wir focben verlaffen 
haben. , Die heutige Sigung ift, gefchloffen. ! 

(Schluß der Sigung 3 Minuten nah 2 Uhr.) 


Drud von 8, ©, Teubner In Dresten. 


Letzte Abfendung zur Poft: am 4. Januar 1861. 
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BVierzehnte Öffentlihe Sigung ber Erſten 
Kammer am 3. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls, — Regiſtrandenvörtrag. — Ent« 
ſchuldigungen und Urlaubögefuch. — Bortgefegte Beratung 
des Berichts der Zwiſchendeputation über den Entwurf einer 
Kirchenordnung für bie evangellſch⸗lutheriſche Kirche, und 
mwar über die $$. 28 618 mit 37. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in Ge 
genwart von 36 Kammermitgliedern, fowie in Anwefenheit 
des Heren Staatsminifters v. Falfenftein und der Her- 
ven ‚Föniglihen Commiſſare Geheimen Raths Dr. Hübel 
und Geheimen Kirchenraths Dr. Gilbert mit Verlefung 
des über bie legte Sigung vom Seeretär v. Egidy aufs 
genommenen Protokolls, welches von der Kammer ohne 
Grinnerung genehmigt und von den Herren Freiherrn v. 
Biedermann und Freiherrn v. Rodom mitvollzogen 
wird, j 

Präfident v. Schönfels: Wir gehen nun zum Vor⸗ 
trage aus ber Negiftrande über und ich erfuche Herrn Se⸗ 
eretär v. Egidy, und benfelben zu geben. 

(Nr. 87.) Protofollauszug der Zweiten Kammer vom 
13. December 1860, die Berathung des Berichts über den 
Entwurf einer Militärgerichts« und Militaͤrſtrafproceßord⸗ 
nung betr. * 

(Mr. 88.) Auszug des Protokolls derſelben Kammer 
vom 18. December 1860, enthaltend die Berathung über 
den Entwurf eines Gefees, die Entfhädigung für ben 
Wegfall gewiſſer Verbietungsrechte betr. 

Praͤſident v. Schönfels: Es wird Fein Zweifel 
darlıber obwalten, daß dieſe beiden Protokolle an die be— 
treffenden Zwiſchendeputationen abzugeben find. 

Mr. 89.) Weiterer Auszug des nämlichen Protokolls, 
enthaltend die Berathung über $. 60 des Gefeges, die Mi» 
Vitärgerichtöverfaffung bet. — 

Präfident v. Schönfeld: Auch diefer Gegenftand wird 
an bie betreffende Zwiſchendeputation abgegeben werden 
müffen, , 

IR (% Abonnement.) 








(Nr. 90.) Fernerer Auszug deffelben Protokolls, ent⸗ 
haltend die Beihlußfaffungen über a) die Petition des, 
früheren Gafthofsbefigerd Johann Wilhelm Sulius Tuͤchtler 
vu Zſchachwitz, vom 4. Decamber 1860, die Wiedererlangung 

er ihm bei Ertheilung einer nicht angemeldet geweſenen 
Realconceffion erwachfenen Koften betr.; b) die Petitior 
Morig Loͤſcher's zu Reichenbach vom 9. December 1860 uns 
Verwendung wegen Freilafjung des in Waldheim detinir⸗ 
ten Maigefangenen ıc. NRödel, 


Präfident v. Schönfels: Es find diefe beiden Petis 
tionen zunddft an die Zweite Kammer gerichtet gewefen 
und daher auch zunaͤchſt dort zur Berathung gefommen. 
Die Zweite Kammer giebb fie herüber und ich ſchlage vır, 
diefelben an bie vierte Deputation zu verweifen. Iſt die 
Kammer damit einverftanden? — Einftimmig Ia; 

(Mr. 91.) Protofollertract der Bweiten Kammer vom 
19. December.1860, enthaltend die Berathung uͤber das 
allerhöchfte Decret, einen Gefegentwurfnachtrag zu dem 
Gefege vom 1. Juli 1840, die Errichtung einer Penfiond« 
caffe für die Witten und Waifen ber Behrer an evangelis 
ſchen Schulen betr, 


Präfident v. Schönfeld: Diefer Gegenftand bürfte 
zur Gompetenz der erſten Deputation gehören und ich frage, 
ob die Kammer denfelben dorthin verweilen will? — Eins 
fimmig Ja. en 

(Nr. 92.) Weiterer Auszug deffelben Protokolls, ent⸗ 
haltend die Befchlußfaffung über das allerhöchfte Decret, 
den Entwurf eines Gefees wegen Abtretung von Grunds 
eigenthum für die Eiſenbahn von Prieftewig nad Großen⸗ 
hain betr. ‚ 

Präfident v. Schönfeld: Es wird hier biefelbe Ne, 
folution zu fafen fein wie bei der vorigen Nummer, ben 
Gegenftand an die erſte Deputation gelangen zu laſſen. 
Ich frage, ob die Kammer auch hiermit einverftanden ift? 
— Einfiimmig Ia. — 

A 93.) Beſchwerde des Stadtraths zu Noffen und 
der Gemeinderäthe zu Auguſtusberg und Genoſſen vom 
15. December 1860 über die vom hohen Minifterium bes 
Gultus und öffentlichen Unterrichts ihnen auferlegte Bes 

‚ahlung der Steuern und Abgaben von einem neuerkauften 
Öfanrfee, B ® Der — 

Praͤſident v. Schönfels: Formell dürfte kein Hinder⸗ 
niß vorhanden fein, um ben Gegenſtand zur Erwägung 
zu. ziehen, denn es liegt die Entſcheidung der Kreisdirection 
59 
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ſowohl, wie die des. hohen Minifieriums des Cultus bei. 
ebenfalls wird die Sache zur Competenz der vierten De: 
putation gehören und ich frage, ob die Kammer dieſelbe an 
die vierte Deputation verweiſen wi? — Einftimmig Ja. 

(Nt. 94) Mittelft Protokollertractes vom 19. Decem- 
ber 1860 überreicht die Zweite Kammer eine bei ihr ein 
egangene Petition der Fifcherinnung zu Leipzig vom 12.: 

cember 1860, Abänderungen in dem Gewerbegefehent 
wurfe betr. 

Präfident v. Schönfeld: Bezieht fih auf den Geſetz⸗ 

entwurf, der und in Betreff der Gewerbegefeßgebung vor 
liegt, und wird baher an bie betreffende Bwifchendeputation 
abzugeben fein. If die Kammer bamit einverfianden? — 
Einftimntig 3a. 

(Mr. 95.) Petition des Klempnermeifters Louis Kris 
ger sen, zu Dreöden vom 31. December 1860 um Berud- 
fiptigung des von ihm zur gleißpetigen Vertheilung an 
die Kammermitglieder in 46 Druderemplaren uͤberreichten 
„Dffenen Proteftes aus dem Volke gegen Sinführung der 
Gewerbefreipeit in Deutfchland“, refp. Anfchlußerflärung 
des Petenten an diefen Proteſt. 

Präfident v. Schönfeld: Diefer „offene Proteft aus 
dem Wolfe“ gegen‘ Einführung ber Gewerbefreiheit- in 
Deutfchland ift in Leipzig im Drud erfchienen. Der 
Klempnermeifter SKrlger von hier hat fich veranlaßt ger 
fehen, die Worfchläge, die darin enthalten find, als die 
feirigen anzuertennen und er richtet auf Grund berfelben 
das Geſuch an die Ständeverfammlung, fi) der Sache 
möglichft anzunehmen und daß namentlich die Erſte Kam 
mer, bei ber num fehr bald das Gewerbegeſetz zur Bera⸗ 
thung kommen werde, ſich in dem Sinne entſcheiden möge, 
in welchem der offene Proteft gehalten if. Der Klemp⸗ 
nermeifter Kruger hält die Gemerbefreiheit für das größte 
Ungtüd, nicht nur für Sachen, fondern auch flr ganz 
Deutfchland.s Ih ſchlage vor, die Petition an die bes 
treffende Zwiſchendeputation gelangen zu laſſen. Iſt die 
Kammer bamit einverftanden? — Einflimmig Ja. 

Das war die letzte Nummer der heutigen Regiftrande 
und ich habe nur noch einige Entſchuldigungen vorzutra« 
gen. Herr v. Noftiz Wallis iſt unwohl und entſchuldigt 
fi Für die heutige und wahrſcheinlich auch für die mächfte 
Sitzung. Ferner entſchuldigt fih für die heutige Sitzung 
Her Graf Einfiebel:Wolkenburg mit Unwohlfein und 
endlich hat Herr Landesbeftallter Hempel ein Urlaubögefuch 
eingereicht ‚für die heutige und eventuell für die morgende 
Sitzung. Ich frage, ob Sie Iehteres Geſuch zu gench: 
migen gemeint find? — Einftimmig 3a. 

Etwas Weiteres habe. ich nicht mitzutheilen. und ich 
winde daher den Herrn Referenten erfuchen, uns den 
Bericht weiter vorzutragen uͤber bie vorliegende 
Kirchenordnung. er 3 


Referent Biepräfivent v. riefen: In der Iekten 








Sigung iſt über den $ 27 Befchluß gefaßt worden und 
zwar iſt der erfie Sag des $. 27: 


Die Kirchengemeinde wählt die Kirchenvorſteher nad 
abfoluter Stimmenmehrheit. Sollte bei der erſten Waht 
eine abfolute Stimmenmehrheit ſich nicht herausftellen, fo 
ft eine anderweite Wahl aus Denjenigen, welche bei der 
erften Wahlhandlung Stimmen erhalten haben, zu veran 
falten und Derjenige, oder wenn Mehrere zugleich gewählt 
werden follten, find Diejenigen für gewählt zu erachten, 
welche bei der zweiten Wahl relativ die meiften Stimmen 
erhielten. Bei Gleichheit der Stimmen entfcheidet das Loos", 
nad dem Regierungsentwurfe einftimmig angenommen 
worben. Darauf wurde ein Zuſatz, welchen die Staats: 
tegierung vorgefchlagen; hatte, ‚ebenfalls einftimmig ange: 
nommen. Aus · dieſen beiden Sägen befteht alfo nun der 
$ 27. Der dritte Sag, oder der zweite Sa nach dem 
Entwurfe: . 2 

„Zur Wahl des erften Kirchenvorſtandes macht der 
Pfarrer, zu den fpäteren ber „Kirchenvorftand Vorſchlaͤge, 
an welche die Gemeinde aber nicht gebunden ift”, 
ift mit 19 gegen 17 Stimmen abgelehnt worden. Nach 
diefem Befchluffe über den $. 27 ift nun heute mit $. 28 
anzufangen. Derſelbe lautet: 

$. 28. 
Abfündigung der Wahl. Wahfausfguf.' 

Die Wahl ift Sonntags, wenigſtens acht Tage: vor 
her, von der Kanzel, unter angemefjener Ermahnung ber. 
Wähler, abzufündigen und fodann unter Leitung ded Pfars, 
terö und zweier oder mehrerer Kirchenvorfteher (dad erſte 


Mal zweier Abgeordneter der biöherigen Kirchengemeinde: 
vertretung) vorzunehmen. 


Die Motiven fagen: 


Bu’$$. 28 bis 34. 

Das vorgefchlagene Wahlverfahren wird kaum einer 
Erläuterung und Rechtfertigung bedürfen. Man hat ed 
fo einfach wie möglich eingerichtet und alle Füglichkeit ger 
währt, localen Verhältniffen Rechnung zu tragen. Da in 


‚der Regel feine Liften über die Wähler werden angelegt 


werben, gegen welche von ben etwa Ausgefchloffenen vor 
dem Wahlacte reclamirt werben Fönnte, era line man 
. 10 dem Mahlausfchuffe die Befugniß een, über 
Reclamationen wegen Stimmberechtigung, die ‚bei dem 
Wahlacte vorkommen möchten, fofort zu entfcheiden, , weil 
fonft, möglicherweife die Wahl aufgehalten und geftört wers 
ben Eönnte. Es verftcht fich aber von felbft, daß eine ſoiche 
Entſcheidung nur für den vorliegenden Fall gilt und dem 
dadurch Ausgefchloffenen freifteht, Dagegen am die Kirchen: 
infpection Necurö zu ergreifen, damit das von ihm be 
hauptete Stimmrecht nad Befinden für fpätere Fälle ans 
erkannt ‚werde, ' 


— 


Die Deputation ſagt in ihrem Berichte: 
‚Bu g. 28. 


Mit dem erſten Theile diefes Paragraphen bis zu dem 
Worte: * * 
bzukundigen“ 
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iſt auch die Majorität einverftanden, jeboch nicht mit dem 
Nachfage von den Worten anz 
„und fodann unter Leitung” u. f. w. 
Dagegen wünfcht diefelbe, daß nach dem Worte: „abs 
zutündigen” hinzugefügt‘ werde: 
„Daffelbe findet ebenfo bei ven nach h. 36 eintreten 
den Haupfergänzungswahlen flat", 
Nach Anfiht der Minorität würde aber der gan 
Paragraph beizubehalten fein, doch ift aud) die Minorität 
mit dem Zufabe; „Daffelbe findet 2.” einverfiauden. 


.. Nachdem nun bei $. 26 von ber Kammer die Bor 
fehläge der. Minorität angenommen und die Worfchläge der 
Maforität abgelehnt worden find, hat ſich die ganze Sache 
etwas geändert und es iſt dieſer Befchluß auch auf die 
nachfolgenden: Paragraphen von Einfluß. Die Deputation 
iſt daher über die $$. 28 bis mit 36- abermals in Berathung 
getreten und hat ſich in ihren Vorſchlaͤgen über diefe Paras 
graphen volftändig geeinigt, fo daß. eine Minorität und 
Mojorität nicht mehr ſtattfindet. Bei. $. 28 gelangte die 
Deputation nach einer nochmaligen Erwägung zu der Ans 
ſicht, daß es das Zweckmaͤßigſte fein würbe, die Faſſung, 
welche die Zwiſchendeputation der Zweiten Kammer vorges 
ſchlagen hat, anzunehmen, was daher die Deputation der 
Kammer hiermit vorſchlaͤgt. Diefe Faſſung befindet ſich 
Seite 224 des jenfeitigen Berichtes und wuͤrde nach. der» 
felben der Paragraph nun lauten: 

„Die Wahl ift Sonntags, wenigftens acht Lage vorher, 
von ber Kanzel, unter angemeffgrer Ermahnung der Wähler 
abzutündigen und unter Leitung eines Worfigenden, fowie 
der erforderlichen Anzahl von Beiſitzern vorzunehmen. Die 
Kircheninfpectiön hat ben Vorfigenden und die Beiſiter 
zu beftimmen”, £ 

8 dürfte nicht überflüffig fein, die, Motiven anzus 
geben, welche die jenfeitige Deputation zu diefem Vorſchlage 
vermocht haben. Die jenfeitige Deputation fagt nämlich 
Seite 224 ihres Berichts: 

„Die Leitung solcher Wahlhandlungen durch den Pfarrer 
iſt wieder ohne Nüdfichtnahme auf größere und Kleinere 
Gemeinden vorgefchrieben worden. 

Welche Arbeit folte in größeren Städten dem Pfarrer 
die Leitung einer folden Wahl verurfachen? Biel ange 
meffener erfcheint es, bon jeder Kirceninfpection den Vor- 
figenden und die erforderliche Anzahl von Beifigern beſtim⸗ 
men laffen. - 

Es kann bie Kirheninfpection unbedenklich fich felbft, 
wie nach $. 33 nachgelaffen ift, oder den Pfarrer dazu 
wählen, wenn fie denfelben für geeignet und feine Zeit 
hierzu für ausreichend hält”, 

Die Deputation fehlägt daher einftimmig biefe Faſſung 
für $. 28 von x 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun die Die 
cuſſion über $. 28 zu eröffnen fein und ich habes zu er- 
warten, ‘ob Jemand über diefen Paragraphen das Wort 
zu ergreifen gedenkt? : £ 


"Sächsische Las 





Sreiherr v. Weld: Ich wollte mir noch eine Anfrage 
darüber erlauben, "ob Seiten der Staatsregierung das Ein 
verfländniß mit diefer Faſſung erklaͤrt worden iſt? Die 
Saffung ſelbſt ſcheint, wie auch der Inhalt des Zuſahes, 
empfehlenswerth und ich würde Fein Bedenken haben, ihr 
beizutreten. 


Präfident v. Schönfeld: Da die hohe Staatöregie- 
rung fi) an ber Debatte nicht betheiligt, fo fee ich deren 
Einverftändniß voraus. — 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Huͤbel: Bei dem Vorſchlage 
bes Entwurfes · beabſichtigte man, der Wahlhandlung dy⸗ 
durch einen mehr kirchlichen Character zu geben, daß man 
die Leitung dem Pfarrer uͤbertrug. Es wuͤrde baher der 
Regierung wuͤnſchenswerth fein, wenn die Beftimmung bes 
BVorfigenden nicht für alle Faͤlle der Kircheninfpection übere 
laſſen, fondern als Regel feftgeftellt würde, daß der Pfarrer 
die Wahlhandlung leite; ausnahmöweife aber die Kirchene 
infpection einen anderen Vorſitzenden ernennen fönne. Die 
Beifiger möchten jedoch immer aus dem Kirchenvorſtande 
genommen, werden. Es ließe fich das an bie Faffung des 
Entwurfs und bie, welche die geehrte Deputation vorfehlägt, 
folgendermaaßen -anfchließen: 2 

Die Wahl ift Sonntags, wehigftens acht Lage vor« 
ber, von der Kanzel unter ee: Ermahnung, der 
Wähler abzukündigen und unter Leitung des Pfars 
rets ober eines vom der Kircheninfpection zu 
beftimmenden anderen Vorfigenden, ſowie zweier oder 
mehrerer Kirchenvorfteher (das erſte Mal zweier Abges 
ordneten der bisherigen Kirchengemeinbebertretung) vor⸗ 
zunehmen”, 

DPräfident v. Schönfeld: Ich würde mir biefen An⸗ 
trag fehriftlich erbitten. 

(Nach erfolgter Einreichung.) 

Die Kammer hat bereitö vernommen, welchen Antrag 
der Herr Refierungscommiffar bei $. 28 vorfchlägt; dere 
felbe ift folgendermaaßen gefaßt: 

Die Wahl ift Sonntags, wenigſtens acht Tage vors 
her, von der Kanzel unter — Ermahnung ber 
Wähler abzukuͤndigen und unter Leitung des Pfarrers 
oder eines von der Kircheninfpection zu beſtimmenden 
anderen Borfigenden, ſowie zweier oder mehrerer Kirchen» 
vorftcher (bad erfte Mal ziveier Abgeordneten ber bis⸗ 
herigen Kirchengemeindevertrefung) vorzunehmen“, 

Nun folge die Faſſung der Bwifchendeputation der 
Biveiten Kammer. Es wuͤrde nun barüber zu fprechen fein, 
denn ber Antrag der Regierung bedarf Feiner Unterflügung. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Unterſchied 
des Regierungsvorfchlages und des der Deputation beſteht 
alfo darin, daß nad) dem erfieren die Leitung des Pfarters 
beibehalten wird, wie der Entwurf fie will; daß aber hin⸗ 
äugefügt werde: „oder eines von der Kircheninfpeetion zu‘ 
beftimmenden anderen Vorfigenden”; es foll alfo der Kirchen⸗ 
infpection üiberlaffen werben, auch einen anderen Vorſithzen ⸗ 
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den zu beſtimmen, und ſodann fährt der Vorſchlag wieder 
fort in der Faffung: „fowie zweier oder mehrerer Kirchen- 
vorfeher”; dagegen es nach dem Deputationsvorfchlage 
der Kircheninſpection ganz überlaffen bleibt, einen anderen 
Vorfigenden anftatt des Pfarrers zu beftimmen, 


Präfident v. Schoͤn fel s: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand zu fpreihen begehrt? P 


Nittergutöbefiger v. Römer: Es ſcheint mir allerdings 
in ber Faffung eine große Unficerheit zu liegen; nämlich 
es fehlt eine Beſtimmung, in welchen Fällen die Kirchen: 
ihfpection einzutreten und den Zeitenden der Wahl zu ber 
ſtimmen hat, ob das auf Antrag des Geiftlichen oder von 
der Initiative der Kircheninfpection auszugehen hat? Das 
iſt aus der Faſſung wenigſtens dem Wortlaute nach nicht 
zu entnehmen. ⸗ 

Freiherr v. Beſchwitz: Außerdem ſcheint mir das, 
was der Herr Regierungscommiſſar vorſchlaͤgt, bereits geſagt 
in $. 33, daß die Kircheninſpection, wo es erforderlich 
erfcheint, dies beftimmen kann. 


Könige, Commiffar Dr. Hübel: Diefe Bemerkung 
würde freilich dahin führen, den $. 28 unverändert beizu⸗ 
behalten; denn in ſchwierigeren Fällen, wo die Leitung der 
Wahl dem Pfarrer nicht überlafjen werden kann, fol fon 
nad dem Entwurfe die Kircheninfpection eintreten. Die 
Deputation der Zweiten Kammer hat aber das Bedenken 
gehabt, der Pfarrer möchte in den meiften Fällen nicht der 
geeignete Mann fr ein ſolches Geſchaͤft fein und fie will 
daher in die Hand der Kircheninfpection legen, ein Wahl 
comits zu ernennen. Dadurch geht aber, wenn einer welt» 
lichen Perfon die Leitung der Wahl übertragen wird, der 
Tirchliche Charakter der Handlung mehr verloren und ich 

‚ empfehle demnach der hohen Kammer, die Beftimmung 
hier beizubehalten, daß dem Pfarrer in der Regel die Leis 
tung der Wahl zukommt. Wenn der Pfarrer ſich diefem 
Geſchaͤft nicht gewachfen fühlt, fo wird er ſchon felbft die 
Kircheninſpection angehen, daß fie einen anderen Vorfigen- 
den des Wahlcomites beftimme und die Kircheninſpection 
wird dann entweder darauf eingehen oder felbft die Leitung 
der Wahl in die Hand nehmen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich möchte doch abrathen, 
auf die Faſſung einzugehen, welde vom Herrn Regie: 
zungscommiffar vorgefhlagen worden iſt. Wenn im Ge 
feße fteht, daß der Pfarrer oder ein anderer von der Kite 
Heninfpection zu ernennender Vorſitzender die Wahl Leiten 
ſoll und der Pfarrer dazu dann nicht ernannt wird, fon 
bern ein Anderer, fo wird dies immer ein fehiefes Licht auf 
den Pfarrer werfen; man wird nicht immer richtig abwaͤ⸗ 
gen, welde Gründe die Kircheninſpection beftimmt haben, 
den Pfarrer nicht zu wählen. Das fällt weg, wenn man 
5 ganz allgemein in die Hand der Kircheninſpection Tegt, 





den Vorfigenden zu wählen. IH wire alfo meinen, eb 
fei der Zweck, nachdem namentlich auch in ‚den Motiven 
des Gefeges und in der Kammer darüber deutlich genug 
geiprochen worden ift, vollfommen-erreicht, und man kam 
es der Beftimmung ber Kircheninſpection getroft überlaffen, 
den Vorfigenden zu wählen und die Kirchehinfpection 
wird im Intereffe der Wahl ohne zwingende Gründe gewiß 
nicht vom Pfarrer abſehen. 

Kamiherhere v. Erdmannsdorff: Ich theile ganz 
die Bedenken, welde die geehrten Sprecher vor mir geltend 
machten. Fürs Erfte, was Herr v. Römer hervorhob, if 
durchaus nicht unerheblich und ebenfo Liegt viel Wahres in 
dem, was der legte geehrte Sprecher ausſprach. Zudem 
glaube ich, daß der Zweck vollftändig durch die Faſſung 
erreicht wird, welde die Deputation vorſchlaͤgt. Glaͤß 
nämlich das Cultusminifterium an die Kirheninfpectionen 
die Weifung, daß fie in der Regel und namentlich überall 
da, wo ber Pfarrer nicht: zu alt oder wo er nicht mit Ger 
ſchaͤften überlaftet ift, ihe Augenmerf auf den Pfarrer rich⸗ 
ten foll, fo haben fie das erreicht, was der Vorſchlag des 
Herrn Commiffars erreichen will. Daß dadurch, daf der 
Pfarrer die Wahl leitet, diefelbe einen kirchlichen Charakter 
behält, erkenne ich vollftändig an und theile ganz ben vom 
Herrn Regierungscommiffar ausgeſprochenen Wunſch, daf 
dieſe Wahl ſtets einen ſolchen Charakter behalte; aber Diet 
ift auch durch eine Infiruction an bie Kircheninfpection zu 
erreichen. Nach meiner Anficht ift etwas Weiteres nicht 
nöthig; denn ich habe vorausgefetzt, daß auch fpäterhin das 
Minifterium anordnen wird, daß, wo irgend thunlich, die 
Wahl in der Kirche vorgenommen werde. Geſchieht dad, 
fo bleibt ihr auch der kirchliche Charakter ganz gewiß ge 
wahrt. e 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint ſich Niemand 
weiter zum Wort melden zu wollen; ich werde dahet die 
Debatte über $. 28 ſchließen, indem ich dem Heren Ref 
tenten dad Schlußwort ertheile, 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Auch ich möchte 
mid dies Mal für den Deputationsvorfchlag verwenden 
und zwar nicht blos deswegen, weil dadurch eine Schwierige 
feit mit der Zweiten Kammer vermieden wird, ſondern weil 
auf) innere Gründe für unfern Vorſchlag ſprechen. Der 
Herr Regierungscommiffar äußerte das Bedenken: durch 
den Vorſchlag der Deputation würde dem Wahlactus der 
kirchliche Character geraubt. Dagegen ift zu erinnern, 


daß der Eirchliche Character ſchon dadurch gewahrt if, def 
die Wahl Sonntags acht Tage vorher von ber Kanzel ab 
gekündigt wird, daß dabei die Wähler erinnert werden, 
ihrer Pflicht eingedenk zu fein. Es wird diefer Characht 
aber auch dadurch auf das Bolftändigfte gewahrt, daß bi 
der Kirheninfpection der Superintendent felbft gegenwärtig, 
je® daß er in dieſer Angelegenheit gewiß auch die bebeu 
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tendſte Stimme ausüben wird. Fernet iſt zi bedenken, 
daß nach $. 33 des Entwurfs der Kircheninfpection in 
ſchwierigeren Fällen. und bei größeren Gemeinden ja ſelbſt 
die Pflicht auferlegt wird, die Wahlhandlung zu leiten. 
Wenn alfo der Eirchliche Character in dem einen Falle nicht 
fehlt, ſo wird er auch im andern nicht verlegt werden. Das 
bleibt ſich alfo wohl gaͤnzlich glei. ebenfalls führt. die 
vorgeſchlagene Faffung zu einer Vereinfachung. Cs wird 
eben ber Vorſitzende gewählt, je nach Umftänden und Ver ⸗ 
hältniffen.: Iſt der Pfarrer dazu geeignet und bereit, fo 
wird er auch in ber Regel gewählt werden. In den meiften 
Faͤllen aber wird der Pfarrer das Amt ablehnen und wün« 
hen, daß es von der Kircheninfpection angenommen werde. 
Wenn num aber diefe felbft e8 übernimmt und die Hands 
lung leitet, wie es nad) $. 33 ihr ohnedies zur Pflicht ger 


macht wird, fo kann ja der Pfarrer immer noch gegen« | 


wärtig fein und vor Beginn der Wahlhandlung die-Mahs 
nung nochmals wiederholen. Dadurch wird alfo der kirch⸗ 
liche : Character volftändig gewahrt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich gehe nun zur Abſtim ⸗ 
mung über. Es liegen zwei Fafjungen zu gegenwärtigem 
Paragraphen vorz die der Deputation ift folgende: 


Die Wahl ift Sonntags, wenigftens acht Tage vor 
her, von ber Fri m unter angemeffener Ermahnung der 
Wähler abzulündigen und unter Leitung eines Vor—⸗ 
figenden, fowie der erforderlichen Anzahl von Beifigern 
vorzunehmen.” 


Der Regierungsvorfchlag lautet folgendermaaßen: 


Die Wahl iſt Sonntags, wenigftens acht Tage vorher, 
‚von ber Kanzel unter angemeffener Ermahnung der Wähler 
abzukünbigen und unter Leitung des Pfarrers oder eined 
von der Kircheninſpection zu beftimmenden anderen Vor⸗ 
figenden,: fowie zweier oder mehrerer Kirchenvorſteher, 
(das erfte Mal zweier Abgeordneten der bisherigen Kirchen» 
‚gemeindevertretung) vorzunehmen.” 

Es feheint mir aber noch eine Differenz zwifchen dem 
erſten und zweiten Goncept zu liegen, welde ber Herr 
Regierungscommiffar: jedenfalls aufklären wird. 

Geſchieht.) 

Nachdem nun jene Differenz ausgeglichen iſt, werde 
ich die Ehre haben, Ihnen den Vorſchlag der Regierung 
nochmals vorzutragen. 

(Der Vortrag erfolgt.) 

Ih werde nun den Deputationsvorfchlag zuerft zur 
Abftimmung bringen und da ihm die Kammer bereit3 ver» 
nommen hat, fo frage ih: ob fie ihm ihre Zuftim: 
mung ſchenkt? — Einfiimmig Ja. 

Es würde demzufolge der Vorſchlag der Staatöregietung 
als abgelehnt zu betrachten fein. 


Referent Bicepräfidcht v. Friefen: 


. 29. 
Dffegengeite® des wahlausſchuſſes. 

Der Bahlausihuß hat darauf zu achten, daß Nier 
mand eine Stimme abgebe, ber dazu nicht berechtigt iſtz 
daß Niemand gewählt werde, der nit wählbar ift; daß 
jede Wahlftimme richtig aufgezeichnet und gezählt und die 
Stimmenmehrheit richtig berechnet werde. ie Reclamas 
tionen wegen ——— ng hat derſelbe fofort zw 
prüfen und darüber zu entfcheiden. 

Belondere Motiven find hierzu nicht gegeben. — 
Der Deputationsbericht fagte anfangs: 


Die 
$$. 29 und 30 P 
würden nad) der Anficht ber Majorität in Wegfall kommen, 
nad dem Gutachten ber Minorität aber anzunehmen fein. 


Nach unferer abermaligen Berathung hat ſich jedoch 
die Deputation vereinigt und fhlägt nun einftimmig vor, 
den Paragraphen nad dem Regierungsentwurfe unverändert 
anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand tiber $. 29 das Wort begehrt? wenn das nicht 
der Fall ift, fo frage ich: ob die Kammer. 29 nah 
Anrathen ihrer Deputation im unveränderter 
Maafe annimmt? — Einftimmig Ja, 

Referent Vicepraͤſident v. Sriefen: 

$. 30. 
Waflverfaßren. 

Die Wahl erfolgt durch mündliche oder ſchriftliche 

— —— auf eine nach den örtlichen Werhältniffen 


feftzuftellende Weife. Ueber den Erfolg der Abjtimmung 
und Wahl ift ein Protofol aufzunehmen. 


Im Berichte hatte die Majorität ebenfalls für Weg- 
fall diefes Paragraphen geſtimmt; die Minorität jedoch für 
deffen Annahme. Nach abermaliger Beratung hat fi 
die Deputation entfchieden, dieſelbe Faſſung des Para⸗ 
graphen zur Annahme vorzufälagen, welche ihr bie Zwi⸗ 
fehendeputation der jenfeitigen Kammer gegeben hat und 
die Seite 225 des Berichts zu finden iſt. Nun iſt jedoch 
in ber legten Sigung von dem Herrn Kammerheren v. 
Metzſch der Vorſchlag gemacht worden, nach den Worten: 
„die Wahl erfolgt durch” einzufchalten: „perfönliche". Dieſen 
Antrag hat bie Deputation berükfihtigt und zu bem ihrigen 
gemacht. Sie fehlägt daher vor: bie Faſſung des Para⸗ 
graphen nad) der im jenfeitigen Berichte auf Seite 225 
enthaltenen, jeboch mit Einſchaltung des Worted: „perſoͤn⸗ 
lie” anzunehmen, 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 30 das Wort begehrt? Da dies nicht der 
Fall ift, fo gehe ich zur Abftimmung über. Die Kammer 





hat durch den Vortrag des Herrn Referenten vernommen, 
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daß bie von der jenfeitigen Deputation vorgefchlagene Taf- 
fung des Paragraphen, wie fie auf Seite 225 vorkommt, 
zur Annahme empfohlen wird, jedoch fol hinter dem Worte: 
„Durch“ noch „perfönliche” eingefchalten werden, fo daß der 
Paragraph fo Heißen würde: 4 
‚Die Wahl erfolgt durch perfönliche, mündliche 
oder te une ar di nach den örtlichen 
Berhättniffen feftzuftellende Meife. “Ueber den Erfolg 
der Abflimmung und Wahl ift ein Protofol aufzunehmen 
und foldes in einer, vom Vorſitzenden zu beglaubigen- 
den Abfhrift der Kirheninfpection fofort mach der Wahl 
vorzulegen”, 
Ich frage nun, ob die Kammer diefe Faſſung 
in der vorgefhlagenen Maaße anzunehmen ger 
meint if? — Einftimmig Sa. 


Nefetent Vicepräfident v. Friefen: 


$. 31. 
Entſcheidung über eine ungülfige Wahl. 

Aut die Wahl auf eine Perfon, welder die Wähl- 
barkeit abgeht, fo hat der Mahlausfchuß diefelbe zur Ab⸗ 
Ichnung zu beranlaffenz wenn biefe aber nicht erfolgt, der 
Kiccheninfpection bie Entfcheidung anheim zu geben. 

8 Beſondere Motiven find hierzu nicht gegeben. — Die 
Deputation fagt hierüber: 
Bi 
31 
iſt die ganze Deputation darüber einverftanden, folgende 
daſſung Bann: , 
„Salt die Wahl auf, eine Perfon, welcher bie Wähls 
barkeit abgeht, fo bat bie Kircheninfpection- diefelbe zur 
Ablehnung zu veranlaffen; wenn diefe aber nicht erfolgt, 
die ſchließliche Entfcheidung zu ertheilen”, 
Bei diefem Vorſchlage iſt bie Deputation geblieben; 
fie war hierüber bereitd einftimmig und ſchlaͤgt dieſe Faſ⸗ 
fung zur Annahme vor. 


Freiherr v. Weld: Ich bitte ums Wort! Ich möchte 
mir hier doch eine Erläuterung ausbitten. Ich finde naͤm⸗ 
lich gewiffermaaßen einen Widerſpruch zwifchen $. 31 und 
den Beftimmungen in 9.29. Nach $. 29 hat ja eben der 
Wahlausſchuß darauf zu fehen, daß Niemand gewählt werde, 
ber nicht bie paffive Mählbarkeit befigt. Alſo Fönnte doch 
der Fall, der in $. 31 erwähnt wird, höchftens nur ein 
ſehr feltener Ausnahmefall fein, welder nur infolge eines 
Verſehens des Wahlausſchuſſes eintreten koͤnnte. Daß es 
dem Wahlausſchuſſe außerordentlich ſchwer werden wird, in 
einer fo zahlreichen Wahlverſammlung ſofort über die ac— 
tioe und paſſive Waͤhlbarkeit eines jeden einzelnen Erſchie- 
nenen zu entſcheiden, das iſt gar nicht zu leugnen; allein 
diefes Bedenken gehört mehr zu 8. 29. Hier bei 6. 31 
ſcheint nur eine. Erläuterung: daruber nothwenbig oder doch 
wenigſtens winſchenswerth, wie ber, hier gedachte Fall über- 
haupt noch vorfommen koͤnne, wenn der Beſtimmung in 
$. 20 gehörig nachgegangen worden iſt. 


Referent Vicepraͤſident v. Frie ſen: Bei einem Wahl. 
verfahren, welches fo wenig an ſtrenge Regeln und Nom 
men gebunden ift, wie das vorliegende, kann es ſehr Leicht 
geſchehen, daß bei der erften Prüfung dev Erſcheinenden 
und Abftimmenden der Wahlausfhuß doch einmal. eine Per 
fon überfehen koͤnnte, die nicht wählbar iſt, obgleich nad 
$: 29 der Wahlausſchuß die Pflicht hat, Diejenigen fofort 
zurtiejumeifen, die nicht wählbar. ſind. Es konnte aber 
doch einmal vorkommen, daß trogdem eine. Perfon gewählt 
würde, welcher die Waͤhlbarkeit abgeht. und: wo, ‚befonderg 
wenn bie Wahl in aller Ordnung vollzogen worden wäre, 
der Gewählte feine Wahl mit. vollem. Rechte dann auch 
geltend machen koͤnnte. Für einen ſolchen Fall num, wenn 
der Wahlausſchuß ſein Verſehen und ſeine Bedenken erſt 
ſpaͤter entbedt, fol die gewaͤhlte Perſon veranlaßt werden, 
dem Wahlrechte zu entſagen und zuruͤckzutreten; ſofern aber 
der Gewaͤhlte dieſer Ermahnung nicht Folge giebt, ſoll die 
Kircheninſpection daruber Entſcheidung faſſen. Nach dem 
Voͤrſchlage der Deputation ſoil jedoch dieſe Veranlaſſung 
zur Ablehnung ſogleich von der Kircheninſpection als der 
hoͤheren Auctoritaͤt ausgehen und ſie ſoll die Entſcheidung 
ctheilen, wenn ber Gewählte nicht freiwillig ſich zurlid« 
ziehen will. Nun fönnen aber bei diefen Wahlen fehr Teicht 
folche Fälle vorfommen und deshalb hat die Deputation 
nicht unterlaffen, auf die Bedenklichkeiten dieſes ganzen 
Baplverfahrend aufmerkfam zu machen, Ich muß wenige" 
ſtens, obgleich ich auf abgethane Verhandlungen nicht zurlic 
tommen will, wiederholt geftehen, daß meine Bedenken auch 
jest noch nicht im Abnehmen, fondern im Bunehmen find 
und daß es baher rathfam fcheint, den ficherfien Weg zu 
wählen. - 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich wollte den 
Herrn Freiheren v. Weld nur darauf aufmerkſam maden, 
daß in einem früheren, in bem vorhergehenden Paragraphen 
es heißt: „Die Wahl erfolgt durch perfönliche, mündliche 
oder fehriftliche Stimmgebung”. Ich fege nun den Fall, 
es wird die Sache fehriftlich erledigt, fo Tann der Mahle 
ausſchuß gar nicht anders, als nach Vollendung ber Wahl 
fich erft überzeugen, ob Jemand von den Gemählten, ob 
Einer, auf den die meiften Stimmen gefallen find, wirklich 
wählbar ift. Denn es ift doch nicht anzunehmen, daß ber 
Wahlausſchuß die Wahlzettel öffnet und gleich bei der Wahl 
fagt, diefer und diefer Gemählte iſt nicht zulaͤſſig. Denn 
die Function des Wahlausſchuſſes tritt bei fehriftlicher 
Abſtimmung erfi dann ein, wenn die Wahlen bereit er⸗ 
folgt find, “ 

Superintendent Dr. Lechler: Es ift das, was forben 
der geehrte Sprecher vor mir gefagt hat, ganzemeine Mei⸗ 
nung; id hatte beabſichtigt, daffelbe auszufprechen. IH 
füge jest nur noch Hinzu: id) verſtehe das Werhältniß der 
beiden Säge in $. 29 und $. 31, in welchen Herr v. Weld 
einen Widerfpruch findet, fo: nach $.-29 hat der Wahl 
ausſchuß darauf-zu achten, daß Niemand gewählt werde, 
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der nicht; wählbar iſt. Das kann hauptfächlich vorfommen 
in dem Falle, wenn mündlihe Stimmgebung eintritt. 
Kommt alfo zu dem Wahlauöfchuffe Jemand und nennt 
unter Denjenigen,' welchen er feine Stimme geben will, eine 
Perfon, die nicht wählbar ift, fo hat der Wahlausſchuß 
nach $: 29 allerdings darauf zu achten; er fagt alfo dem 
Abftimmenden: Freund, Diefer da, den Du wählen willft, 
iſt nicht- wählbar. Nenne uns einen Anderen. Natürlich 
nur wenn Jener darauf befteht und fich nichts fagen Iäßt, 
fo hat der Wahlausfhuß gethan, was nothwendig war; 
te hat dem Wählenden feine Bedenken mitgetheilt. Den 
Fall ſchriftlicher Abſtimmung hat der geehrte Vorredner bes 
reits beleuchtet. ⸗ 


Büuͤrgermeiſter Müller: Ich bedauere, daß die Der 
putation die Faſſung der jenfeitigen Deputation, wie bei 
dem ‚vorhergehenden Paragraphen, nicht auch hier uns ans 
empfohlen hat. 3 will mir feinen, ald wenn in einer 
Beziehung die Faſſung der jenfeitigen Deputation die rich 
tigere wäre, Im Entwurfe heißt es nämlich, daß der, 
ber gewählt wirb, ohne daß er wählbar ift, von dem Wahl ⸗ 
ausfchuffe veranlaßt werden fol zur Ablehnung. Ders 
felbe Ausdruck ift auch im Vorſchlage unferer Deputation 
ſtehen geblieben. Es ift dies aber ein gewiſſer Widerfpruch 
in fi ſelbſt. Jemand, der überhaupt nicht wählbar .ift, 
kann auch. eine Wahl nicht. annehmen und alfo auch nicht 
ablehnen." Man kann Faum richtig fagen, daß bezüglich 
der Wahl eines ſolchen diefe Wahl vollftändig null und 
nichtig. fei und daß er veranlaßt werden folle, die Wahl 
abzulehnen. Viel richtiger hat daher bie jenfeitige Des 
putation gefagt, daß dem Gewählten nur bie Wahl eröffnet 
werden foll, und ich will. dies blos im Allgemeinen‘ bes 
merken, da die Herren Gommiffare bei der definitiven Res 
daction, wenn ed dazu kommen follte, vielleicht Gelegenheit 
finden werden, von-biefen meinen Bemerkungen Notiz zu 
nehmen. t 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen; ich werde daher die Debatte über 
8.31 fehliegen und dem Heren Referenten noch dad Schluß ⸗ 
wort ertheilen. 


Neferent Virepräfident v. Friefen: In Beziehung 
auf diefe Bemerkungen des Heren Buͤrgermeiſters Miller 
erwidere ich, daß die Eröffnung, welche in dem Vorfchlage 
der jenfeitigen Deputation erwähnt worden ift, bier nicht 
darauf geht, daß die betreffende Perfon gewählt worden 
iſt, fonderm dahin, daß ihm die Wählbarfeit abgeht. Denn 
das wäre am Ende eine gany natürliche und leichte Sache, 
es wird ihm eröffnet; dag er gewaͤhlt worden if. Das 
verſteht ſich von felbſt. Aber die Fafjung meint, daß ihm 
eröffnet werben folle, daß ihm die Mählbarkeit abginge. 
Dos iſt nun allerdings oft ein ſehr bedenkliches Ding. 
Denn biefe Eröffnung, dag einer Perfon die Wählbarkeit 


Sächsische Landesbibliothek 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


abgeht, die geht zurüd auf $ 236. Es wird ihm vielleicht 
als Grund angegeben, daß er feinen kirchlichen Sinn durch 
Theilnahme an dem Gottesdjenſte und am Abendmahle 
nicht bewährt habe, ober daf er. aus irgend einem Grunde, 
wegen eines fittlihen Mangels, der auch von der Theil 
nahme an der politifchen Gemeinde ausſchließt, ausge 
ſchloſſen ſei. Das find aber ziweifelhafte und bedenkliche 
Dinge und der Wahlausſchuß kommt in eine üble Lage, 
wenn er dem Ötwählten das’eröffnen foll, der doch durch 
die auf ihn gefallene Wahl das allgemeine Vertrauen ger 
wonnen zu haben ſcheint. Es erſchien alfo beffer, eine 
ſolche Ausſchließung in die Hände der Kircheninſpection zu 
legen. Beide Faſſungen aber werden in ihrem Refultate 
fo ziemlich auf Eins heraustommen. Denn der Wahlaus- 
ſchuß wird es ſchwerlich unterlaffen, denjenigen, von dem 
er glaubt, daß ihm ſolche Hinderniffe entgegenftehen, pri» 
vatim darauf aufmerffam zu machen, ihm die Sache vorzus 
ſtellen und ihm zu vathen, ſich lieber freiwillig zurüͤckzu⸗ 
ziehen, als ſich der ihm ausſchließenden Entſcheidung der 
Kircheninſpection zu unterwerfen. 


Dräfident v. Schönfeld: Ich werde num zur Abs 
ftimmung übergehen. Es liegen in Betreff berfelben zwei 
Vorfchläge vorz zunörberft der Entwurf, welcher folgenders 
maafen lautet: — 

Saut die. Wahl auf eine Perfon, welcher die Wähle 
barkeit abgeht, fo hat der Wahlausſchuß diefelbe zur Ab⸗ 
lehnung zu veranlaffen; wenn diefe aber nicht erfolgt, ber 
Kircpeninfpection bie Entſcheidung anheim zu geben.” 

Die Deputation ſchlaͤgt eine andere Faſſung vorz fie 
Tautet folgendermaaßen: 

„FAN die Wahl-auf eine Perfon, welcher bie Wähl« 
barkeit abgeht, fo hat die Kireninfpection diefelbe zur 
Ablehnung zu veranlaffen; wenn dieſe aber nicht erfolgt, 
die ſchließliche Entfcheidung zu ertheilen.“ n 

Ich richte die Frage auf den Vorſchlag ber Deputar 
tion, den ich foeben vorgelefen habe und frage: ob bie 
Kammer diefen Vorſchlag ber Depufation zu 
dem ihrigen maden will? — Einſtimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: 
$. 32. . 
Anzeige zur Betätigung. R 

Der Pfarrer zeigt die getroffene Mahl mit Bemer⸗ 
tung der gegen biefelbe etwa obmwaltenden Bedenken oder‘ 
erhobenen Widerfprüche der Kircheninfpection zur Beſtaͤ— 
tigung an. N: 

Befondere Motiven find hierzu nicht vorhanden. — 
Der Bericht fagt: 2 


$. 32 ri i 
wuͤrde nach der Anficht der Majorität in folgender Weiſe 
zu fallen fein: 5 

„Sobald die Wahlen vollendet find, werden die Ger 
wählten von der Gemeinbevertretung an ben Pfarrer, 
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von diefem aber fodann, unter Beifügung ber ihm beis | Sat, daß bie Kircheninſpection mit dem Ausſchuſſe zufam, 


" gehenden Bebenken oder feiner Widerfprüche, an die 
Firgeninfpection angezeigt". m E 
Die Minorität trägt jenoch auf unveränderte Beibehal- 
tung des Paragraphen an. 


Diefe Vorfchläge haben fih nun geändert und es 
ſchlaͤgt nun die ganze Deputation einftimmig der" Kammer 
vor, diefen Paragraphen in Wegfall zu bringen und zwar 
iſt dies deshalb unbedenklich, weil nach dem zu $. 30 ge- 
faßten Beſchluſſe die Kircheninſpection bereits durch den 
Vorſitzenden eine beglaubigte Abſchrift von dem Protokoll 
über das Mahlverfahren erhält, wodurch alfo die Kirchens 
infpection von der ganzen Wahl und den gewählten Per- 
fönlichfeiten in Kenntniß gefegt wird. Es wird daher auf 
Wegfall diefes Paragraphen angetragen. 


Präfident v. Schänfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 32 zu ſprechen wuͤnſcht? Es ift dies nicht 
der Fall. Ich werde daher ſogleich zur Abftimmung über 
gehen. Die Deputation [läge vor, den $. 32 in Weg: 
fall zu bringen und ich frage, ob die Kammer bier 
fem Vorſchlage ihrer Deputation beiftimmt? — 
Einftimmig Ja. q 

Referent Vicepräfident v. Briefen: 

$. 33. 
Leitung ber Wal In geroiffen Hüllen durch bie Rirdjeninfpection. 
In größeren Kirchengemeinden, oder wo ſonſt die Ver ⸗ 
hältniffe Fomirige find, Fann auch bie Kircheninfpection 
die Beitung ber Wahlhandlung übernehmen. Sie tritt dann 
mit dem Wahlausfhuffe —— und hat in Gemein 
ſchaft mit demfelben deſſen Obliegenheiten und Befugniffe. 


Motiven fiche zu $. 28. — Hierzu fagt der Ber 
richt: 


. 38 
würde nach dem Gutadterie Majorität gänzlich in Weg⸗ 
fall kommin; nad) Unficht der Minorität (Dr. Lechler und 
und v. Erdmannsdorff) aber anzunehmen fein, 


Dies hat fih nun auch geändert; die Majorität hat 
fi der Minorität angefchloffen und die ganze Deputation 
empfiehlt num ben $. 33 zur Annahme. 


Pröftdent v. Schönfeld: Wenn Niemand hierher 
zu forechen wünfcht, fo frage ith, ob die Kammer 
Der Here koͤnigliche Commiffar hat das Wort. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Ich erlaube mir hier 
auf ein Bedenken aufmerffam zu machen. Der zweite 
Punkt diefes Paragraphen feheint nach der Abänderung 
bes $. 28 num nicht mehr recht zu paſſen. Wenn naͤm 
lid) die Kircheninfpection den Wahlausſchuß in allen Fällen 
erſt zu ernennen hat, fo wird fie in dem Fällen, wo fie 
ſelbſt bie Wahl in die Hand nimmt, gar nicht nöthig haben, 
einen felhen zu beftimmen, Demnad; wird der zweite 


‚mentreten folle, ganz überflüffig. 


Referent Vicepräfident v. Sriefen: Der g. 28 de 
ſtimmt ausdrüdlic, daß zwei oder mehrere Kirchenvorſteher 
(das erfie Mal zwei Abgeordnete der bisherigen Kirchen. 
gemeindevertretung) zugezogen werben follen. Die Wahl 
foll nach dem Vorſchlage der jenfeitigen Deputation, den 
nun unfere Kammer angenommen hat, unter ber Leitung 
eines Vorligenden, ſowie der erforderlichen Beiſitzer vorge 
nommen werden. Die Kirdeninfpection hat den Wors 
figenden und bie Beiſitzer zu beftimmenz alfo die Beifiger 
ſollen im jedem Falle beibehalten und gewählt werben, 
Auch ift im $. 29 gefagt, daß der Wahlausſchuß darauf zu 
achten habe u. ſ. w. und hier erfcheint der Wahlausſchuß 
wiederum neben ber Kircheninfpection. Sie tritt mit dem. 
felben zufammen und hat in Gemeinfchaft mit demſelben 
deffen Obliegenheiten und Befugniffe. Ich hätte geglaubt, 
daß dies unverändert bleiben müßte. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Nach dem Entwurfe 
hatten wir ein geſetzliches Wahlcomite, welches aus dem Pfarr 
und mehreren Kirchenvorfichern beftand. Diefes ſollte fih, 
wenn die Kircheninfpection die Wahl übernimmt, an diefe 
anschließen. Test iſt diefes gefegliche Wahlcomits wegge 
fallen. Die Kireninfpection ernennt in Fällen, wo fk 
micht ſelbſt die Sache in die Hand nehmen will, einen 
BVorfigenden und mehrere Beifiger, welche die Wahlhand⸗ 
lung zu leiten haben. Wenn aber die Kircheninfpection 
Bedenken trägt, einem folgen Comits die Leitung der 
Wahlhandlung zu Überlaffen, wenn fie die Wahl felbft in 
die Hand nehmen zu muͤſſen glaubt, wirb fie dann nicht 
erft einen Commiſſar zur Leitung der Wahl und ein 
Wahlcomits zu ernennen haben, fondern mit Zuziehung 
der noͤthigen Beiſitzer die Wahl allein Teiten. Ih 
glaube daher, der zweite Punkt: „fie tritt dann mit dem 
Wahlausſchuſſe zufammen”, ift nunmehr zu ſtreichen. 


Referent Vicepräfibent v. Briefen: Dann hätte frti⸗ 
lich von Haus aus ber Vorſchlag gar nicht gemacht werben 
müffen. Die Regierung hat aber felbft vorgefchlagen, daß 
die Kircheninfpection in ben Fällen, wo fie die Wahl felbft 
in bie Hand nimmt, mit dem Wahlausfchuffe zuſammen ⸗ 
treten ſoll. Alſo der Entwurf mußte bahin gedeutet wer⸗ 
den, daß außer der Kircheninfpection noch ein Wahlaus⸗ 
ſchuß beftcht und diefer Wahlausſchuß beſteht, gleichvulel ob 
nach dem Entwurfe der Regierung ober nach bem Antrage 
der Deputation aus ben von ber Kircheninfpection gewaͤhl 
ten Beifigern. Bisher beftand er aus den Vertretern ber 


Gemeinde und einigen Kirchenvorftehernz jegt fol er von 
der Kircheninfpectioh gewählt werben. Die Sache bleibt 
ſich gänzlich gleich: ein Wahlausſchuß bleibt nach dem 
einen, wie nach dem anderen Vorſchlage. 
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Superintendent Dr. Lechler: Ich trete der Anſicht 
des Herrn Regierungscommiſſars bei. Sch glaube, daß es 
jetzt ganz angemeffen fein wird, wenn man nur die Worte 
im zweiten. Saͤtzchen des $. 33 wegläßt: „Sie tritt dann 
‚mit dem Wahlausſchuß zufammen” und ftatt deffen nur 
gefagt wird: „Sie hat dann die Obliegenheiten und Befug ⸗ 
niffe des Wahlausſchuſſes“. Denn die Kircheninſpection 
allein, alfo zwei Perfonen, die in der Regel die Kirchen⸗ 
infpectidh bilden, conftituiren fir ſich allein noch nicht den 
Wahlausſchuß, fondern jedenfalls gehört noch eine dritte 
Perfon dazu. Dies liegt in dem Begriff eines Collegiums 
uf. w. Alſo da ſcheint es mir wirklich stante concluso 
swemäßig, wenn man bie Worte: „Sie tritt dann mit 
dem Wahlausfehuffe zuſammen“ fireicht und nur fagt: „Sie 
hat dann die Obliegenheiten und Befugniffe des Wahl: 
ausſchuſſes“. 

Präfident v. Schönfels: Ich würde freilich den 
‚Herrn Superintendenten erfuchen, einen Antrag deshalb 
einzureichen, ſofern berfelbe ſich nicht vieleicht damit ber 
feiebigt findet, daß ich beide Säge getrennt zur Abftims 
mung bringe. er 

Superintendent Dr. Lechler: Ich bin bamit volftändig 
einverftanden. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Niemand weiter dad Wort verlangt? — Herr v. Erd⸗ 
mannsborff! 

Kammerherr v. Erdman nsdorff: Ich glaube, meine 
‚Herten, in ber Sache fommt es auf Eins heraus; benn 
das liegt doch auf der Hand, wenn auch die Kirchen 
infpection bie Mahl felbft leitet, fo kann fie bie Sache doch 
nicht ganz allein machen. Es werden ihr Wahlgehülfen 
ober ein Wahlausſchuß zur Seite ftehen müfjen. Wollen 
fie nun die Bugezogenen Wahlgehülfen oder Wahlausſchluß 
nennen; in der. Sache kommt dad auch auf Eins heraus. 
Das Wort Wahlausfhuß kann alfo ebenfogut ftehen 
bleiben, 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter zu 
ſprechen wuͤnſcht, ſchließe ich die Debatte und werde, fofern 
der Meferent das Schlußwort begehrt, es demfelben er- 
theilen. 

Referent Bicepräfident v. Frieſen: Sch würde nur 
noch den Herrn Präfidenten zu erfuchen haben, bie Abs 
fimmung über beide Saͤtze zu trennen, fo daß über den 
erſten und zweiten Abſatz befonders abgeftimmt wird; da⸗ 
durch würde jeder Biweifel erledigt. 

Präfibent v. Schönfeld: Ich hatte mir dies nicht 
nur bereitö vorgenommen, fondern dem Herrn Super 
intendenten Lechler gegenüber dies ausbrüdtich erflärt. Ich 

werde nun zur Abftimmung uͤbergehen. 
(Der Superintendent Dr. Lechler Iegt einen Antrag vor.) 

18. (2. Abonnement.) 








Dazu würde es wohl zu fpät ſeinz die Debatte iſt ger 
ſchloſſen und nah Schluß der Debatte Fann ein Antrag 
nicht mehr angenommen werben. Es thut mir leid. Ich 
hatte aber den Herrn Superintendenten noch ausdrüdlic 
aufgefordert, einen Antrag zu ftelen. Dies geſchah nicht. 
Jetzt muß ich aber wiederholen, daß es doch zu fpät fein 
dürfte. $. 33 beſteht aus zwei Sägen. Der erſte Satz 
lautet folgendermaaßen: 

„Sn größeren Kirchengemeinden, oder wo ſonſt die 
Verhältnifle ſchwieriger find, Tann auch die Kirchen» 
infpection bie Leitung der Wahlhandlung übernehmen". 

Der zweite lautet: 

„Sie tritt dann mit dem Wahlausfchuffe zuſammen 
und "hat in Gemeinfchaft mit — Rn Dbe 
liegenheiten und Befugniſſe“. 

Ich werde nun uͤber beide Saͤtze beſonders ahſtimmen 
laſſen und frage, ob die Kammer auf Anrathen 
ihrer Deputation,dem erften Sage beiftimmt? — 
Einftimmig Ja! 

IH frage weiter, ob die Kammer auch dem 
zweiten Sage, ben ic) ebenfalld vorgelefen habe, bei⸗ 
tritt? — Gegen 1 Stimme ift der Paragraph genehmigt. 


Referent Bicepräfident dv. Friefen: 


$. 34. 
Veſtatigung der Wahl. 

Die Wahl unterliegt der Beſtaͤtigung ber Kirchenins 
fpection, die fie aus erheblichen Gründen verfagen und eine 
andere Wahl anorbnen fann, Wo bie Kircheninfpeckon 
felbft die Wahlhandlung geleitet hat, Tommt die Beftätis 

ung dem Confiftorium zu. Nach deren Erfolg werben die 
Sewählten am naͤchſten Sonntage bei dem Wormittagds 
yottesdienfte vom Pfarrer oder deſſen Stellvertreter der 
Gemeinde in der Kirche vorgeftellt und mittels Handfchlas 
ges in Pflicht genommen. 


Motiven fiehe zu $. 28. — Der Bericht fagt: 
In Anfehung des 


iſt die ganze Deputation mit dem erfien und britten Sage 
einerflanden, dagegen if die Majorität der Anficht, daß 
es zu großer Vereinfachung dienen werde, wenn der mittelfte 
Sat: „Wo die Kircheninfpection —— Confiftorium jr 
i egfalf gebracht wird, da, wenn ber Kircheninfpection 
die Beftätigung ber Wahlen überhaupt überlaffen wir, bies 
felbe ihr auch ße dem Falle, daß fie die Wahlhandlung ſelbſt 
zu leiten hat, anzuvertrauen fein dürfte. Die Minorität 
(Dr, Lechler und d. Erbmannsdorff) trägt jedoch auf Bei⸗ 
behaltung des Mittelfages an. z 


Nachdem fih mun die Mejorität mit der Minorität 
vereinigt hat, fehlägt nunmehr die ganze Deputation vor, 
$. 34 unverändert anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob: 
Semand zu $. 34 das Wort verlangt? v 
7 so 
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Kittergutögefiger Rittner: Sch möchte mich doch ger 
gen den erfien Sag erklären, wo die Wahl noch einer 
ausdrüclichen Beftätigung unterftellt fein fol. Ich follte 
meinen, wenn bie Kircheninfpection einmal felbft die Hand⸗ 
Tung leitet, bebarf es nicht noch einer befonderen Beſtaͤti⸗ 
gung durch dieſelbe. Sie hat nach den früheren Parar 
graphen ſchon hinlängliche Gelegenheit, die Wahl zu prüfen 
und wenn fie etwas Anftößiges findet, den Gewählten zur 
Niederlegung zu veranlaffen; aber wenn im Mahlactus 
nichts Unftößiges gefunden wird, kann ich Feinen inneren 
Grund finden, warum eine fpeciele Beftätigung Seitens 
der Kirheninfpection in Bezug auf die Wahl flattfinden 
ſoll. Ich würde daher wenigftend bitten, ben erſten Sat 
ſpeciell zur Abftimmung zu bringen, damit ich Gelegenheit 
habe, dagegen ſtimmen zu koͤnnen. 


Präfidentv. Schönfeld: Ich werde dem nachkommmen. 
Ich habe zu erwarten, ob noch Jemand das Wort begehrt? 
— Herr v. Erdmannöborff! . 


Kammerherr v. Erdmannsbdorff: Der geehrte Spre⸗ 
her befindet fich ‚infofern im Irrthum, als er anzunehmen 
ſcheint, daß bie Kircheninfpection allemal die Wahl leite. 
Nach den Beſchluͤſſen, die wir heute gefaßt haben, ernennt 
die Kircheninfpection nur den Worfigenden, und nur in fel- 
tenen Fällen 5. B. in größeren Städten oder wo befondere 
Schwierigkeiten vorhanden find, wird die Kircheninfpection 
die Wahl felbft Teiten. Fur diefe Bälle ift es ganz analog, 
wenn fie bie Wahl, die fie leitet, noch beftätigen läßt. Es 
hat das immer noch fein Gutes. In ben anderen Fällen 
wird nicht bie Kircheninfpection die Wahl leiten, fondern 
fie ernennt den Pfarrer oder einen Andern und in diefem 
Falle ift es vom großer Wichtigkeit, daß nach der Wahl die 
Sache infofern zum Schluffe kommt, daß von obrigkeitds 
wegen bie Wahl befätigt wird, ® 


Präfident v. Schönfeld: Es fcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen . . . . Herr Rittner! 


Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich finde doch in dem 
Sage, wie er angenommen worden iſt, unter Bezug auf 
$. 31, immer noch eine Begründung für meinen Zweifel. 
Es heißt dort: 

aͤlt die Wahl auf eine Perſon, welcher die 1a 
ne fo hat Ye an, vet diefe ee er 
lehnung zu veranlaffen”. 

Es bleibt alfo bei meiner früheren Auslaſſung; es hat 
die Kircheninſpection hinlaͤnglich Gelegenheit, was fie an- 
flößig findet, zu rügen. Sie kann dies auch allgemein in 
Faͤllen, wo fie nicht die Wahl leitet. Ich fehe alfo keinen 
innern Grund, warum es noch einer befonderen Beſtaͤti⸗ 
gung bedarf. Sch follte meinen, daß, wo man der Ge- 





meinbe den Borfigenben durch die Kircheninſpection Hinftellt 
und wo fich die Kircheninſpection ausdrüclich vorbehaͤlt, 


daß fie ihre Bedenken gegen Einzelne, die fie nicht für 
wählbar anfieht, zur. Geltung zu bringen, Bein innerer 
Grund vorhanden fei, der Kircheninfpection noch eine ber 
fondere Beftätigung dieſer Wahlen vorzubehalten. Ich 
weiß viele Wahlen, die im Lande vollzogen werben, welche 
Reiner befonderen Veftätigung der höchften Negierungsbe 
hörden unterworfen find, und trogbem ift niemals in den 
10 big 20 Jahren, daß fie flattgefunden haben, der Fall 
eingetreten, baß dieſe Perfonen, die nicht der Beſtaͤtigung 
der hohen Behoͤrden unterſtellt waren, die Grenzen ihres 
Wirkungskreiſes uͤberſchritten hätten. Im Allgemeinen 
kommt noch hinzu, daß ich die Autonomie der Gemeinde 
auch bei diefer Gelegenheit-fehr wünfchenswerth halte, wie 
ich mic) wiederholt in der hohen Verſammlung dafür aus⸗ 
geſprochen habe und diefer Anficht gemäß werde ich bei 
meiner Bitte an den Heren Präfidenten beharren, weil ich 
entſchieden gegen diefe Beftätigung fiimmen werde, 


Kammerhere v. Behmen: Wenn ich den erſten Sup 
richtig aufgefaßt habe, bezieht er fi nur auf das Mahle 
verfahren, nicht auf die Beftätigung des Gewählte; dem 
außerdem wuͤrde ich Herrn Nittner Recht ‘geben müffen, 
In Bezug auf die Perfon des Gewählten ift in $. 31 vor 
gefehen; aber über die Nichtigkeit des Mahlverfahrens ber 
darf es allerdings einer Cognition noch; denn es kann bie 
Bahl, das Wahlverfahren auf eine dem Gefege nicht ent⸗ 
ſprechende Weiſe vorgenommen fein und deshalb muß das 
Wahlverfahren der Beftätigung der Kircheninfpection unters 
liegen; fie muß ausſprechen, ob bie Wahl legal vorgenom- 
men worden ift. So wenigftens habe ich die Sache aufs 
gefaßt. 

Präfdent v. Schönfels: Herr Rittner wuͤnſcht zum 
dritten Male zu ſprechen. Ich habe die Kammer zu fragen, 
ob fie Heren Rittner, ber fchon zweimal gefprochen hat, 
zum dritten Mal das Wort giebt? — Einftimmig 3a. 


Nittergutöbefiger Rittner: Ich habe allerdings den 
Sinn des ganzen Gates, gegen ben ich gefprochen hab, 
perfönlih aufgefaßt und gefunden, daß die Kirdenin 
fpection die Beftätigung der Mahl einer jeden einzelnen 
Per ſon haben foll und id glaube auch, daß die Faſſung 
der Worte ganz von ber großen Mehrheit der Anweſenden 
fo aufgefaßt worden ift, wie ich es eben andeutete. Sollte 
etwas Anderes der Fall fein, fo würde ich den Herrn Refe⸗ 
tenten bitten, mich zu belehren. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich geftche, daß auch ich bie 
Norte des $. 34 nicht anders aufgefaßt habe, als mein ger 
ehrter Vorrebner. Wenn der Sinn darin liegen follt, 
den Herr v. Zehmen darin findet, fo wuͤrde es ſich weniger 





um ein Beftätigungsreht handeln, fondern nur darum, daß, 
wie auch bei andern Wahlen, der vorgeſetzten Negierung®» 
behörde, Hier der Conſiſtorialbehoͤrde, eine gewiſſe Cognition 
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darlıber zuftehen muͤſſe. So werben beifpielöweife bei den 

" Wahlen der Stabtverorbneten bie Wahlacten jedesmal nach 
der Wahl an die Fönigliche Kreisdirection eingefendet und 
findet die Kreisdirection Etwas nicht darin zu erinnern, fo 
Tommen die Acten, ohne daß irgend eine Beftätigung des 
Wahlverfahrens ausgeſprochen wird, an die Wahlbehörde 
zuruͤck. Mir hat e8 aber auch feheinen wollen, ald wenn 
die koͤnigliche Staatsregierung mit bem Entwurfe eine aus ⸗ 
druͤckliche Beftätigung der Wahl der Mitglieder des Kirchens 
vorftandes beabfichtigt Habe und zwar um deswillen, weil 
der Kirhenvorftand, vermöge der. ihm beigelegten Befugniffe, 
allerdings faft die Stellung einer Behoͤrde hat; Behörden 
aber ohne ausdrückliche Beftätigung der Staatsregierung 
in ber Regel nicht zu fungiren haben. Da indeffen das 
Bedenken einmal vom Abg. Nittyer angeregt worden ift, 
fo verhehle auch ich nicht, daß ich gewünfcht hätte, es möchte 
die Wahl ganz felbftändig und unabhängig von der Staatös 
regierung gemacht werden und ich werde mich daher mit 
Ruͤckſicht auf diefen Wunfch der Anficht des geehrten Vor⸗ 
redners anfchließen. ; — 

Praͤſident v. Schoͤn fels: Es ſcheint nicht, als ob Je⸗ 
mand weiter das Wort verlangt. 

(Abg. Oberhofprediger Dr. Liebner bittet darum.) 

Der Herr Oberhofprediger! — 

Oberhofprediger Dr. Liebner: Ehe zur Abſtimmung 
über den Paragraphen geſchritten wird, möchte ich mir noch 
eine Bemerkung erlauben. Es find nicht Wenige, die ben 
legten Sat notirt haben: 

„Nach deren Erfolge werden die Gewählten am naͤchſten 
Sonntage bei dem ER vom Pfarrer 
‚ober befjen Stellvertreter der Gemeinde in der Kirche vors 
‚gefteilt oder mittelft Handſchlags in Pflicht genommen.” 

Man hat hier gewuͤnſcht und eine literariſche Stimme, 
die fich vor kurzem aus dem Auslande hat vernehmen laſſen, 
hat verlangt, daß bie Verpflichtung einen beftimmten In⸗ 
halt haben möchte, fo daß nicht blos im Allgemeinen von 
einer Verpflichtung bie Nebe wäre, ſondern gefagt würde, 
worauf verpflichtet werden folle Da das mir gerade 
befannt geworden und es allerdings eine ernſte Frage iſt, 
fo wollte ich nur bemerken, daß es wohl der Ausführungds 
verordnung uͤberlaſſen werden fol, mäher zu bezeichnen, 
worauf zu verpflichten ſeiz alfo zunächft auf die Kirchen 
ordnung, insbefondere auf die Theile ber Kirchenordnung, 
die gerade die Pflichten der Kirchenvorſteher enthalten. Man 
hat auch gefordert, daß fie auf das Bekenntniß verpflichtet 
werben follen. Wenn fie aber auf die Kirchenordnung 
verpflichtet werden, fo wuͤrde das ja mit involoirt fein. Und 
wenn felbft nichts von Seiten der kirchlichen Behörde an⸗ 
geordnet würde, fo müßten bie Berpflichtenden von felbft dar⸗ 
auf kommen, ber Verpflichtung jenen beftimmten Inhalt 
und dadurch eine höhere Feierlichkeit zu geben. Ich glaube 
nicht, daß eine befondere Bezeichnung nöthig iſt. 





Freiherr v. Weld: Ich muß geftchen, daß die Anficht, 
die Herr Abg. Rittner auögefprohen hat, eigentlich auch 
die meinige if. Ich wuͤnſche auch, daß jede unnöthige 
Beauffihtigung der Gemeinden, namentlich auch in diefer 
Angelegenheit, vermieden werde, und würde deshalb ſehr 
gern gegen den erften Satz des Paragraphen fiimmen. 
Allein ich muß geftehen, daß das doch nur unter der Ber 
dingung gefchehen fönnte, wenn das ganze Wahlverfahren 
in einer überfihtliheren und beſtimmteren Weife geordnet 
wäre, ald wie dies aus der Vorlage bis jeht noch zu er⸗ 
sehen ift. Ich glaube, es werden unverfchuldeter Meife bet 
einer folchen Wahl fo viel Irrthümer vorfommen, daß es 
doch wohl gerathen fein möchte, noch eine Behörde zu bes 
ſtimmen, die noch eine Superrevifion des Ganzen auszus 
üben hat. Ob vielleicht in Zukunft, wenn die Sache mehr 
eingerichtet ift und man fid am biefes Mahlverfahren ger 
wöhnt hat, diefe Beftätigung Seiten der Kircheninfpectiom 
wegfallen koͤnnte, ift eine andere Frage; aber wie gefagt, 
unter den Verhältniffen, wie fie eben jegt noch in Bezug 
auf das Wahlverfahren ſich darftelen, muß ich Bedenken 
tragen, dem Antrag ded Herrn Nittner beizuſtimmen. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte nur erklaͤ— 
ven, daß ich materiell in dem, was Herr Rittner ausgeſpro⸗ 
hen hat, Fein Bedenken finde. Durch $. 31 ift dafür 
geforgt, daß Niemand zum Kirchenvorftand gewählt wird 
und in benfelben eintreten kann, dem wirklich die Mähle 
barkeit abgeht. Dafuͤr ift alfo gehörig negativ in $. 31 
Vorſorge getragen, während auch ſchon in $. 29 eine Vor⸗ 
bereitung dazu iſt. Und eine pofitive Beftätigung Derer, 
in Bezug auf deren MWählbarkeit fein Bedenken vorliegt, 
dürfte nicht ein Bebiirfniß fein. Inſowelt koͤnnte ich alfo 
ganz mit Herrn Nittner übereinftimmen und mit Denen, 
die ſich ihm angefchloffen Haben. Und im Uebrigen, weil 
der Herr Kammerherr v. Zehmen die Sache doch anders 
erklärt, fo würbe vieleicht dad zur Vereinigung helfen, wenn 
wir fagen würden, anftatt „bie Wahlen” „dad Wahlverfahs 
ven“, worauf einen Antrag zu fielen ih mir hiermit 
erlaube. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom- 
men ben Antrag des Herrn Guperintendenten Dr. Lechler. 
Er geht dahin, anftatt der Worte der Regierungsvorlage in 
$. 34 „die Wahlen” zu fagen: „das Wahlverfahren“. Ich 
frage, ob die Kammer diefen Antrag unterftigt? — Hins 
reihend unterftügt! 

Er würbe daher mit zur Discuffion zu ziehen fein. 


Freiherr v. Weld: Da muß id) mir denn doch die 
Bemerkung erlauben, daß durch die Annahme dieſes Wor- 
tes „Wahlverfahren” der ganze Paragraph einen andern 
Sinn befommen würde und eine Xenderung des lebten 
Theiles des Paragraphen eintreten müßte. Nämlich ich 
bin vom Anfang an durchaus nicht der Meinung bes Kam⸗ 
merherrn v. Behmen geweſen; ich habe die Worte des Pa- 
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ragraphen durchaus nicht fo verftehen koͤnnen, wie er fagt, 
daß er fie verffünde und wenn es alfo hier nunmehr nach 
dem Antrage des Heren Superintendenten Lechler heißen 
ſollte: 

„das Wahlverfahren a der Seftätigung der 
Kircheninſpection, die fie aus erheblichen Gründen verſagen 
und eine andere Wahl anordnen kann“, 
fo fehe ich nicht ein, wie die Beftätigung eines ganzen 
„Wahlverfahrens” aus erheblichen Gründen verfagt und ein 
anderes Wahlverfahren angeordnet werben könnte, Die 
fraglichen Worte des Paragraphen haben gewiß einen, ich 
möchte fagen, individuellen Sinn und koͤnnen ſich blos auf 
die fubjective Wahl beziehen; aber nicht auf das ganze 
Wahlverfahren. R 


Kammerherr v. Behmen: Ich geflatte mir, nur darauf 
aufmerkfam zu machen zur Rechtfertigung meiner Auffaffung 
in Beziehung auf ben erſten Gates des $. 34, daß im 
zweiten Sage es ausbrüdlich heißt: „Wo die Kirchenin ⸗ 
fpection felbft die Wahlhandlung geleitet hat” und diefer 
zweite Sat bildet den Gegenfag infofern zum erften, als 
im erſten der Fall vorgefehen worben ift, daß ber Pfarrer 
oder eim anderer Beauftragter bie Wahlhandlung leitet. 
Im zweiten Sage wird der Ausdruck „Wahlhandlung“ 
identiſch gebraucht mit „Wahl“ und daraus habe ic) ges 
folgert, daß es fih nur um Prüfung des Wahlverfahrens 
Handelt; da aber zwei verfhiedene Auffaffungen tiber den 
erſten Sat des $. 34 thatfächlid; vorhanden find, fo wäre 
mir fehr erwuͤnſcht, wenn ber Herr Commiffar darüber ſich 
ausfpräche, wie die Regierung ihre eigene Faffung verſtan ⸗ 
den wiſſen will. Bis jest ift darüber noch gefchwiegen 
worden und ba koͤnnen wir und freilich lang herumftreiten. 


Präfident v. Schönfeld: Alerdings wäre es fehr er« 
wuͤnſcht, wenn der Herr Negierungscommiffar das Wort 
ergriffe. 

Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Es iſt allerdings in 
$. 34 nicht blos von einer Anerfennung der Begalität ber 
Wahlhandlung die Rede, fondern das Bedürfniß einer Ber 
ftätigung der Gewählten ausgeſprochen. Die Beftätigung 
der Wahl fol aus erheblichen Gründen verweigert, werben 
tönnen. Dies Tönnte von der Wahlhandlung nicht gefagt 
werden, bei deren Beurtheilung fein Ermeſſen eintreten 
Tann, ob fie legal oder nicht legal geweſen iſt. Die Rex 
gierung hielt aber dafür, dag «3 zwedmäßig fei, die Kirchen 
vorſteher, welche von den Gemeinden ganz frei gewählt 
werden, benen fehr bedeutende Befugniffe in der Verwal: 
tung eingeräumt werben follen, nicht ohme vorgängige Be- 
ſtaͤtigung der vorgefegten Behörde in ihre Aemter eintreten 
zu laſſen. Es ift nun bei ber Prüfung der Wahlen aller- 
dings zweierlei zu beruͤckſichtigen, nämlich ob bie Wahl. 
handlung legal geweſen iſt und ob die Gewaͤhlten nach ihrer 

* Perfönlicpkeit als Kirchenvorſteher zugelaffen werben Tönnen. 








Deshalb Hat man auch, wenn die Kircheninſpection die 
Wadl geleitet hat, die Beftätigung dem Confiftorium zuge 
wiefen, da nicht die Kirheninfpection felbft daruͤber cognos· 
ciren kann, ob iht Verfahren gültig iſt oder ob es an fürs 
mellen Mängeln leidet. 


Superintendent Dr. Lechler: Nur zur Vertheidigung 
erwidere ich namentlich gegen Herrn v. Welck, daß ich die 
Gegengründe nicht als treffend anerkennen kann; denn daß 
die Kircheninſpection, wie hier gefagt iſt, nur „aus erhebs 
lichen Gründen“ die Beftätigung verfagen fol, ift fehr na 
türlic, eine Willkür wollen wir ja Alle nicht. Wenn a 
alſo einer Kircheninſpection einfiele, ohne erhebliche Gründe 
eine Wahl nicht zu beftätigen, ſo wäre das nicht in Ord— 
nung. Und id glaube, aud) das, was der Herr Regie 
tungscommiffar gefagt hat, würde wohl nicht ganz treffen; 
denn der Herr Commiſſar hat, wenn ich richtig gehört habe, 
felbft nachher auögefprochen, daß bie Beftätigung au 
in formeller, nicht blos in materieller Hinficht ftattfin« 
den folle. 

Rittergutsbeſitzer Nittner: Ich muß zunächft bemet⸗ 
ten, daß ic) nach dem, was ich von dem Herrn Negierunges 
commiffar gehört habe, nun zur Ueberzeugung gekommen 
bin, daß ich auch gegen den zweiten Sag des Paragraphen 
fimmen muß und id dehne daher meine Bitte dahin aus, 
auch auf den zweiten Sat, auf die Worte: „Mo bie Kir 
Heninfpection felbft die Wahlhandlung geleitet hat, kommt 
diefe Beftätigung bem Confiftorium zu” eine befondere 
Frage zu richten. Es geht meine Verneinung dieſes Sahes 
aus denfelben Gründen hervor, wie ich den erften Sat ver⸗ 
neine. Wenn ic im erften Feine perfönlidhe Weftdtigung 
wuͤnſche, fo wünfche ich fie noch viel weniger, wenn fogat 
unter ber Leitung bet Kircheninſpection felbft die Wahl 
vorgegangen ift. Ich finde fie hier noch überflüffiger. Ih 
muß mir nun noch einige Worte gegen eine Yeuferung dei 
‚Heren Oberhofprediger Dr. Liebner erlauben. Wenn ih 
techt verſtanden häbe, fo meinte er, es follten die Grenzen 
der Pflicpten, zu deren Erfüllung man fich durch Hand 
ſchlag verpflichte, durch Verordnung beftimmt werben. Mir 
f&eint dies bedenklich. Ich glaube, daß durch die Kinder 
ordnung mindeſtens die Grenzen genau beftimmt werden 
follen, innerhalb welcher und 6i8 zu welchen bie Pflichten 
der Kirchenorfteher fich erſttecen follen und ich dann durch⸗ 
aus in der Auffaffung des Herrn Oberhofprebigers, went 
ich fie recht verftanden habe, nichts Winfchensiwertheß nad 
meiner Anſicht finden, daß die Pflichten, für weiche die 
Kirchenvorfteher verpflichtet werden, durch Berordnung dr 
Regierung erſt ins rechte Licht gefegt werben follen. 


Dberhofprebiger Dr. Liebner: Was ber Here Ab 
Nittner gefogt hat, daß die Verpflichtung auf bie Kirchen 
ordnung gefchehe, das ift auch meine Anficht und ich hab 
dies als felbſtverſtaͤndlich bezeichnet. 
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Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen "betreffend $. 34. Ich fchließe da- 
‚ber die Debatte und ertheile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. - ’ 


Referent Vicepraͤſident v. riefen: Nach der Erklärung 
des Herrn Commiffars ift wohl Fein Zweifel vorhanden, wie 
der Paragraph zu verftehen if. Die Beflätigung, welche 
der Kircheninſpection zulommt und die, welde vom Con: 
fiftorium auszuuben ift, fol fich nicht blos auf das Wahl: 
verfahren, auf die Wahlhandlung beziehen, fondern auch 
auf bie wirkliche, materielle Wahl, auf die. Perfonen der 
Gewählten. Infofern gebe ich zu, daß gegen bie Beſtim— 
mung Bedenken erhoben werben Fönnten und daß es ſchei⸗ 
nen Pönnte, als ob das Wahlrecht der Gemeinden zu fehr 
beſchraͤnkt wuͤrde, als ob die Autonomie und Freiheit und 
Serbftändigkeit der Gemeinden in etwas zu enge Grenzen 
eingefchloffen werden follten. Infofern hat Herr Nittner 
und Herr Bürgermeifter Koch wohl Recht und es wird auch 
ihre Meinung durch das Gutachten der jenfeitigen Zwifcen- 
beputation betätigt, wo vorgefchlagen wird, daß beide Säge 
in Wigfall zu bringen. feien und zwar nach dem bei $. 26 
Bemerkten. Der dritte Satz hat der jenfeitigen Deputation 
ebenfalls nicht unbedenklich gefchienen. Sie hat dafür vor 
geſchlagen, zu fegen: 





nDie erfolgten Wahlen find jedesmal von der Kanzel 
herab der Kirchengemeinde bekannt zu machen, die Gewähls 
ten ſelbſt aber in der erfien Sitzung, an weicher fie Theil 
nehmen, durch den WVorfigenden mittelft Handſchlags in 
Pflicht zu nehmen”; .N 
alfo blos Bekanntmachung von der Kanzel und Inpfliht- 
nahme bei der erſten Sitzung; alfo gar Feine Beftätigung. 
Dies hat die jenfeitige Deputation vorgefchlagen. Ungeachtet 
nun ber Erflärung des Heren Regierungscommiſſars, wels 
her die Beftätigung auch auf die Perfonen der Gewaͤhlten 
bezogen wiſſen will, werde ich mich für die Annahme des 
Paragraphen erklären, wie er ift, und ich glaube uͤberhaupt, 
daß, wenn man bie Freiheit der Gemeinden und der Wähler 
in Schuß zu nehmen gewiß alle Urfache hat, man doch 
gegen bie Behörden, welde das Wahlverfahren beaufſich⸗ 
tigen follen, nicht zu großes Mißtrauen an den Tag legen 
und ihnen nicht zufrauen dürfe, daß fie unnüge Schwierige 
Kelten und Bedenklichkeiten erheben würden. Im Gegen 
theil ift aber zu wünfden, daß bei einer fo wichtigen und 
ſchwierigen Wahl, bet einer Wahl, welche fo wenig an firenge 
Formen gebunden ift, doch eine Prüfung, eine Superrevifion 
vorgenommen werbe. Ich füge hinzu, dag man nad} ber 
bis herigen ſaͤchſiſchen Verfaſſung auch zu fehr gewöhnt ift, 
daß jedes Wahlverfahren, jede Handlung einer Gemeinde 
noch einmal der Pruͤfung und Beſtaͤtigung der Behoͤrde 
unterworfen werde. Man hat ſich eigentlich bei dieſer Ge= 
wohnheit nichts Uebles gedacht und nicht Störendes voraus · 
geſetzt. Es ift ferner zu bebenken, baß dem Kirchenvorftande, 
meine Hessen, ſehr wichtige Befugniffe in die Hand gelegt 





werden. Die Befugniffe in Bezug auf das Kirchenbermoͤ⸗ 
gen und auf bie Aufficht über das Eirchliche Amt find doch 
Befugniffe, welde die hoͤchſte Aufmetkfamkeit erfordern und 
es ift daher nicht zu viel verlangt, wenn man wünfcht, daß 
eine Wahl, die zu foldem Amte in der Gemeinde vorge 
nommen wird, von Seiten der Behörde einer Prüfung und 
Beftätigung unterworfen werde. Es verlangt einmal eine 
fo wichtige Handlung, daß ihr das Siegel aufgedruͤckt wird 
und wenn gerabe bei biefer Sache in der Gemeinde fehr 
verfchiedene Anfichten und Meinungen ftattfinden koͤnnen, 
fogar Mißtrauen entftchen Bann, Klagen tiber das Wahls 
verfahren, fo ift dann um fo mehr zu winfchen, daß bas 
Wahlverfahren endlich zum Abſchluß gebracht werde und 
daß bie Behörden erflären: „Es ift richtig und bie gewähls 
ten Perfonen find richtig und nach dem Vorſchriften des 
Geſetzes gewählt”. Dann beruhigt ſich die Gemeinde. Ger 
ſchieht dies nicht, fo hören die Querelen und Bedenken 
gegen die Gemählten nicht auf. Beſonders muß ich daran 
erinnern, daß der. ganze Kirchenvorftand auch die Kirchen⸗ 
gemeinde xechtlich zu vertreten hat, Auch in Proceffen in 
foro zu erfcheinen hat; daß er einen Actor zu beftellen ‚hat 
und dergleichen, fo daß wirklich in diefer Beziehung eine 
Beſtaͤtigung nicht blos des Mahlverfahrens, fondern auch 
der Gewählten fehr nothwendig iſt. Sonft ſchließe ich mich 
den Bedenken ded Herrn Nittner infofern ganz an, ba ger 
wiß Niemand wünfchen wird, daß von Seiten ber Behörben 
unnüge Schwierigkeiten erhoben werden. Aber es ift auch 
nicht vorauszufegen, daß es gefchehen werde. Ich verwende 
mich für Annahme des Paragraphen. 


Dräfident v. Schönfeld: Ich würde nun zur Abs 
fiimmung übergehen und werde nad dem Munfche bes 
‚Herrn Rittner den Paragraphen in drei Theile fpalten und 
zwar nach den drei Sägen, aus benen ber Paragraph ber 
fieht. Weber den erfien Sag wiirde die Abftimmung flatte 
finden mit Vorbehalt des Antrages des Herrn Superinten» 
denten Dr. Lechler. Freilich muß ich dabei bemerken, daß 
es nicht damit allein abgethan ift, daß das Wort „Wahl 
abgeändert werbe in das Wort „Wahlverfahren”. Denn 
der zweite Theil des erfien Satzes muß im Fall der An⸗ 
nahme auch einigermaßen eine andere Faſſung erhalten. 
Doc; ich glaube, es Tann dies, ber fpäteren Redaction vor⸗ 
behalten bleiben. Es heißt nämlich: „pie fie aus erheb⸗ 
lichen Gründen verfagen kann“. Es muß aber, wenn ber 
Antrag Annahme findet, heißen: „daſſelbe“. Alfo vorbes 
haͤltlich der fpäteren Redaction würde ich die Frage dann 
auf den Lechier ſchen Antrag zu richten Haben. Der erſte 
Sat heißt: „Die Wahl’ — ich ſchicke nochmals voraus, 
die Abftimmung gefchieht nur mit Vorbehalt des Lechler'⸗ 
fen Antrages — * 

„Die Wahl unterliegt der Beſtaͤtigung der Kirchen⸗ 
infpection, bie fie aus erheblicheh-rlnden verfagen und 
eine andere Wahl anordnen kann“. 
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Ich frage, ob die Kammer biefem Gabe nad 
-Anrathen ihrer Deputation beiffimmt? — Mit 
25 Stimmen gegen. 9 ift der erfte Sag angenommen. 
Ich gehe nun zum Untrage des Here Superintenbens 
ten Dr. Lechler über. Derfelbe beantragt, daß bie beiden 
Worte zu Anfang des Paragraphen „Die Wahl“ vertauſcht 
werben mit „das Wahlver fahren“. Ich frage, ob die 
Kammer diefem Antrage beiſtimmt? — Mit 23 
Stimmen gegen 11 ft der Antrag des Herrn Dr. Lechler 
abgelehnt. 
Der zweite Sat des Paragraphen lautet folgenders 
maaßen: 4 j 
„Bo die Kircheninfpection felbft die Wahlhandlung 
geleitet hat, kommt bie Beftätigung dem Confiftorium zu”, 
Ich frage, ob die Kammer der Deputation bei— 
fimmt, welde die Worte in diefem Sage bei- 





behalten wiffen will? — Einſtimmig Ia- 

Der lebte Sat lautet fo: 

Mad) deren Erfolg werben die Gewählten am naͤch⸗ 
ften Sonntage bei dem Vormittagsgottesdienſte vom 
Pfarrer oder deſſen Stellvertreter der Gemeinde in der 
Kirche vorgeftellt und mitteld Handſchlages in Pflicht 
genommen‘. 

Ich frage, ob die Kammer nad Anrathen ihrer 
Deputation diefem Sage ihren Beifall ſchenkt 
und ihn beibehalten wiffen will? — Einftimmig Ja. 

3% frage nun, ob die Kammer ben Paragras 
phenin der befploffenen Maaße annehmen will? 
— Örgen 2 Stimmen hat ber Paragraph Annahme ger 
funden, 


Referent Vicepräfident dv. Frieſen: 
$. 35. 


Grũnde zuläffiger Ablehnung. 
Die Uebernahme des Kirchenvorſteheramtes ſind abzu⸗ 
lehnen berechtigt: 
9 diejenigen, welche über 60 Jahr alt find, 
2) melde an anhaltender, die Erfüllung ber zu tiber« 
ara Obliegenheiten verhinbernder Kraͤnklich⸗ 
eit leiden, 5 
3) welche in den Jahren, für die fie gewählt wurden, 
ihrer Gefchäfte oder anderer Werhäftniffe halber, 
längere ‚Zeit abwefend zu fein genöthigt find, 
4) welche bereit in einem Öffentlichen, ihre Zeit und 
* ‚Kräfte volftändig in Anfprucd nehmenden Amte 


ſtehen, 

5) welche das. Amt eines Kirchenvorſtehers 12 Jahre 
hinter einander verwaltet haben, auf die nädhftfol 
genden 6 Jahre. h 

Wer ohne einen biefer julbigungsgründe das Amt 

‚eines Kirchenvorſtehers re ——— auf die Jahre, 

für welche er dazu gewählt war, das Stimmrecht in der 

Kirchengemeinde: z 

* —— * Ablehnung aus den Grün- 
18 4 entfcheidet irchend: id, bei 

Sa Ye rennen ern 


"Sächsische Las 
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Die Motiven zu biefem Paragraphen fagens 
“Bu. $. 35. 

Die Gefchäfte eines — find keinedwegs 
fo vielfeitig und zeitraubend, als diejenigen eines bürgers 
lichen Gemeindebeamten oder Gemeindevertrefers. Es ficht 
daher zu hoffen, daß Diejenigen, auf welche deshalb das 
Vertrauen ihrer Mitbürger fich richtet, dieſem gern cnt- 
fpregen, durch häusliche und perfönliche Werhältniffe fic, 
nicht leicht abhalten laſſen werden, das kirchliche Chren. 
amt zu übernehmen und daß beſonders Männer ton 
höheren Jahren ſich gern entfchließen werben, durch ihre 
gereifte Einfiht und Erfahrung und ihr ehrmürdiges Beir 
fpiel der Kirche und der Gemeinde zu dienen. Um jedoch 
jeden Schein zu vermeiden, als folle irgend Jemand mit 
eigenem. Schaden zu einer Function gezwungen werben, in 
welcher nur das, was mit Freudigkeit und Liebe era, 
wahren Segen bringen Bann, fo find gewiſſe Entfdul: 
digungsgründe feftgelegt worden, welche ben Abgeneigten 
zur Wiehnung der Wahl berechtigen. 


Die Deputation hat hierzu gefagt: 
Bei 


$. 35 

iſt die ganze Deputation der Anficht, daß bet zweite Sah: 
„Ber ohne einen 1: —— Kirchengemeinde” in ar 
faU gebracht werden möchte, da die bothergehenden As 
—— bereits zur —* ausdruͤcken, daß ohne 
fie eine Ablehnung nicht zulaͤſſig ſei und es zu bermeiden 
fein möchte, außerdem noch gewiſſe RechtönachtHeile anzus 
drohen. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Nach dem Vorſchlage 
der Deputation würde der Sinn bes Paragraphen welent 
Tich geändert werben. Wenn wir nämlich den Sag weh⸗ 
laffen: „Wer ohne” u. f. w., fo tritt für Alle, die Feiner 
gefeglichen Entſchuldigungsgrund haben, wenn fie zu Kir 
henvorftehern gewählt werden, eine unbedingte Verbind⸗ 
lichkeit ein, das Amt anzunehmen, und es koͤnnen biefelben 
nun direct dazu gepwungen werben. Das war bie Abfiht 
der Regierung nicht. Man ging von der Anficht aus, daf 
dieſes Amt blos von Demjenigen mit Gegen werde vermal 
tet werben, der es mit Freubigfeit und gern übernimmt, 
Man wollte nicht, daß Derjenige, der ohne geſetzliche Ent 
ſchuldigungsgruͤnde es ablehnt, dazu gezwungen wuͤrde. Aber 
wenn man einen folden directen Zwang nicht ausuͤbt, ſo 
muß doch ein Nechtönachtheil Denjenigen treffen, der ohne 
genügende Entſchuldigung da Amt ablehnt und man fand 
in diefer Beziehung angerathen, Dem, der durch eine une 
gerechtfertigte Ablehnung der Wahl einen großen Mangel 
von Intereffe an ben kirchlichen Angelegenheiten Bund giebt, 
das Stimmrecht auf die Jahre zu entziehen, mährend wel 
her er das Amt des Kichenvorftehers zu verwalten gehabt 
haben würde. Laſſen Sie diefen Sag weg, fo tritt eine 
unbebingte Verbindlichkeit zur Annahme ein und es kann 
und muß Derjenige, der ohne geſetzlichen Grund das Amt 
ablehnt, zur Annahme gezwungen werben. 


Präfident v. Schönfels: Ich Habe zu erwarten, ob 
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noch Jemand weiter das Wort verlangt? Es ſcheint nicht 
ſoz ich würde daher die Debatte über $.35 fliegen koͤnnen 
und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort. 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: Ich habe mir bie 
Wirkung des Wegfalls diefes Satzes allerdings anders ger 
dacht, wie der Herr Fönigliche Commiſſat. Ich ftelle mir 
vor, daß das Geſetz die Ablehnungsgründe zu 1 bis 5 aus: 
druͤcklich vorzeichnet und den Gemählten unbedingt berech⸗ 
tigt, die Wahl abzulehnen. Das fchließt aber nicht aus, 
daß noch andere Gründe vorhanden fein koͤnnen, aus welchen 
Jemand zu der Vitte veranlaßt werben Tann, daß man ihn 
mit der Wahl verſchonen möge, Ueberhaupt haben wir ger 
glaubt, daß aller Zwang in diefer Sache möglichft zu ver⸗ 
meiden ſei. Es nimmt ſich auch nicht fehr empfehlend oder 
ermunternd aus, wenn zur Uebernahme des Amtes eines 
Kirchenvorſtehers ein beftimmter, gefeglicher Zwang eintritt. 
Die Motiven fagen felbft, daß zu wirfchen wäre, daß das 
Amt mit Freudigkeit, Luft und Liebe angenommen und vers 
soaltet werde. Sol nun Jemand gezwungen werden, dad 
Amt anzunehmen, fo hört die Freudigkeit auf. Wir dad» 
ten und dabei, daß gewiffe Ablehnungsgründe vom Gefege 


Idiefer Beziehung übereinffimmt? — 





bezeichnet werden; daß aber dadurch nicht ausgeſchloſſen 
werde, daß Jemand ſich auch noch aus anderen Gründen 
von der · Wahl zurhcziehen und entſchuldigen koͤnne. Ihn 
deswegen des Stimmrechts in der Kirchengemeinde zu ber 
zauben, das fcheint doch in der That etwas zu hart und 
auch unnöthig; er wird, wenn er fich für die Sache nicht 
intereſſirt, ſich auch des Stimmrechts enthalten; ih glaube 
überhaupt, daß der Andrang zu den Wahlen nicht übers 
mäßig. groß fein wird und daß z. B. von ben fünf tau⸗ 
fend Stimmberechtigten in Leipzig vieleicht faum die Hälfte 
erfcheinen wird. 

Königl. Commiſſar Dr. Hübel: IH wollte nur ber 
merken, daß, wenn man feinerlei Zwang anwenden will, 
wenn es Jebem frei ſtehen fol, das Amt beliebig abzur 
Iehnen, man dann auch gar feine Veranlaffung hat, Ber 
dingungen aufzuftellen, unter denen bie Ablehnung bes 
Amtes ausnahmsweiſe zuläffig wäre. Denn bleibt es Je⸗ 
dem freigeftellt, ob er die Wahl annehmen will ober nicht, 
fo bedarf es nicht der Aufftelung von Entſchuldigungs- 
gründen, ’ 

Präfident v. Schönfels: Ich werde nun zur Abftims 
mung übergehen. Die Sache verhält ſich folgendermaaßen. 
Die Deputation. trägt auf Annahme des Paragraphen anz 
jebod mit Meglaffung des zweiten Abſatzes, der lautet: 


„Wer ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde das | 


Amt eines Kirchenvorftchers ausfhlägt, verliert. auf die 

Jahre, für welche ex dazu gewählt war, das Stimmrecht 

‚in ber Kirchengemeinde”. 

Ich werde zunächft ‚die Frage auf den. Paragraphen 
richten, mit Vorbehalt der beantragten Weglaffung des ers 
wähnten Sages. Die Deputation rathet die Annahme des 
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$. 35 an und ich frage, ob die Kammer mit ihr in 
Einftims 
mig Sa. 

Die Deputation rathet ferner den Wegfall des zweiten 
Satzes an, der folgendermaaßen lautet: 


„Wer ohne einen dieſer Entſchuldigungsgrunde das 
Amt eines Kirchenvorſtehers "ausfchlägt, verliert auf bie 
Sabre, für welche er dazu gewählt war, das Stimmrecht 
in ber Kirchengemeinde”. — 

Ich frage, ob die Kammer den Wegfall dieſes 
von mir eben verlefenen Satzes beſchließen wolle? 
— Dem Deputationsgutachten wird gegen 8 Stimmen beir 
getreten und der zweite Sat, abgelehnt. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


$. 36. r 

Dauer de3 Amtes. Crgänzung im Laufe einer Wahlperiode, 
Das Amt wird auf fechd Jahre uͤbernommen, jedoch 
fo, daß allemal nach drei Jahren die Hälfte der Kirchen» 
vorfteher auöfcheibet. Diefe Hälfte wird nach den erften 
drei Jahren, infofern nicht eine gütliche Bereinigung barüber 
unter den Mitgliedern flattfindet, durch das 2oos beftimmt. 
Später treten allemal Diejenigen ab, welche 6 Jahre zuvor 

gewählt worden find. 
Die Abtretenden find jedoch wieder wählbar. 

Vatanzen, welche im Laufe der drei Sahre eintreten, 
werben von dem Kirchenvorftand. felbft durch Zuwahl wieder 
erfeßtz es kann jedoch nach dem Ermefjen ber Kirchen⸗ 
infpection auch eine außerordentliche Wahl durch die Ges 


meinde veranftaltet werben. 
Die Motiven lauten: 


Bu $. 36. 

Die Kirchvaͤter wurden zeither in der Regel auf 
Lebendzeit befteltz rathfamer erſcheint es aber, bie neuen 
Kirchen vorſteher nur für gewiffe Jahre zu wählen, damit 
die Gelegenheit gegeben werbe, nad) und nach eine größere 
Anzahl geeigneter Gemeinbeglieder in ben Kirchenvorftand 
zu ziehen und für die MWirkfamkeit deſſelben zu intereffiren. 
Die Amtirungszeit der Einzelnen darf daher nicht zu lang 
aber auch nicht zu kurz fein, damit jeder fig eher eine 
richten und die erlangte Gefchäftserfahrung im Umte ver 
wenden koͤnne. Es darf auch nicht jedes Mat ein Wechfel 
aller_Kirchenvorfteher, fondern nur eines Theils derfelben 
—— — damit durch eine vollſtandige Erneuerung aller 
gewählten Mitglieder des Kirchenvorftandes nicht der Ger 
ſchaͤftsgang Störungen erleide. So werden nun allerdings 
aller drei Zahre neue Wahlen nöthig werden und man hat 
daher, da die zu häufigen Wiederholungen der Wahlacte 
nicht erwünfcht fein koͤnnen, zur Grakauıng ber Stellen, 
welche in ver Zwifchenzeit zur Erledigung kommen, eine 
Gooptation durch den Kirchenvorſtand felbft angenommen. 


Der Bericht fagte hierzu Anfangs: 
Bi 
$. 
würde nach der Anficht der Majorität nur der Sat in der 
vorlegten Zeile: „durch bie Gemeinde” mit den Worten zu 


vertaufchen fein: 
„Durch die politiiche Gemeindevertretung“, 
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wogegen die Minorität fich für die ungeränderte Beibehaltung 
deẽ ganzen Paragraphen erklärt, — 

Das Gutachten der Majoritaͤt hat ſich nun nach den 
gefaßten Beſchluͤſſen erledigt und es iſt nun bie Mojorität 
mit der Minorität zufaimmengetreten und beide beantragen 
gemeinfchaftlic die unveraͤnderte Annahme des $. 36. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 36 dad Wort verlangt? 


Secretär Wimmer: Sch wollte mir erlauben, darauf 
aufmerkfam zu machen, daß der Entwurf nichts Beftim- 
mendes barlıber enthält, wie die Zuwahl bei eingetretener 
Bacanz erfolgen fol? Es ift wohl nicht der Sinn ber 
hohen Staatsregierung , daß der Kirchenvorftand felbft eine 
Mahl aus ben Kirchengemeindemitgliedern vornehmen foll. 
Unter dem. Worte „Wahl“ verfieht man aber doch die Bes 
fugniß, aus Mehreren zu wählen. Es ſcheint daher, daß 
der. Kicchenvorftand unter Denen wählen folle, welde die 
meiften Stimmen bei der Testen Hauptwahl gehabt haben. 
In biefem Falle dürfte es wohl geeigneter erfheinen , ans 
ftatt „Bumahl” zu beflimmen, daß Diejenigen in ‘den 
Kirchenvorſtand eintreten, welche bei der Iegten Hauptwahl 
die meiften Stimmen gehabt haben, fo daß ber Kirchen ⸗ 
vorftand nicht zu wählen nöthig hat. Wie die Beftims 
mung jegt im Entwurfe lautet, fehlt es an Anhalt, auf 
welche Weiſe der Kirchenvorſtand die Zuwahl vornch- 
men ſoll. 

Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Es iſt die Abſicht der 
Regierung, dem Kirchenvorſtande bei dieſer Wahl ganz 
freie Hand zu laffen. Der Kirdenvorftand fol aus der 
Kirchengemeinde eben fo unbefchränkt wählen, wie die Ge 
meinde, wenn fie zur Wahl zuſammentritt. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Gegen den Bor 
ſchlag des Herrn Bürgermeiftert. Wimmer, daß ohne Weis 
tereb Diejenigen eintreten ſollen, welche bie meiften Stim- 
men gehabt haben, müßte ich mich entfchieden ausſprechen. 
G ift das ein Uebelſtand z. B. bei den Wahlen auf dem 
& Da ift es fo: in den Gemeinderath tritt, wenn 
eine Vacanz eintritt, Der ein, welcher zumächft die meiften 
Stiinmen hat. Dadurch wird das erreicht, daß in der 
Regel 'mit nur wenigen Ausnahmen Einer herein kommt, 
der, anderer Anficht, als der Ausgeſchiedene iſt. Gewoͤhn⸗ 
ch it Derjenige, der. die nächft meiſten Stimmen hat, 
ber" unterlegene Candidat der Gegenpartei. Das ift alfo 
nicht zu wünfgen. r 
Referent Vicepraͤſdent v. Friefen: Das, was Herr 
VBürgermeifter Wimmer vorfchlägt, würde die Wahlfreiheit 
gerade fo recht befchränfen und deshalb müßte ich mich auch 
dagegen erflären. Es ſoll, wie ber Herr koͤnigliche Com: 
miffer gefagt hat, dem Kirchenvorſtande bei der Zuwahl 
vollkommene Freiheit gelaffen werden; er Tann aus ben 














Verfonen wählen, die nad $. 26 für geeignet gefunden 
werden; aber Beſchraͤnkungen ſoll er nicht unterliegen und 
id) wüßte in der That nicht, wozu -biefe Beſchrankung 
führen und welchen Nutzen fie haben ſollte. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter über $. 36 das Wort begehrt? Es ſcheint 
nicht der Fall zu feinz ich werde daher die Debatte über 
diefen Paragraphen ſchließen und, fofern der Herr Referent 
Nichts zu bemerken hat, zur Abftimmung übergehen. Die 
Deputation rathet der Kammer an, 6.36 im unver 
änderter Maafe anzunehmen und ich frage, ob bie 
Kammer ihrer Deputation hierin beiftimmt? — 
Einftiimmig Ja. ® 

Referent Bicepräfident v. Frieſen: 


$. 37. 
Wirkungstreis des Kirchenvorſtandes. 

Der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes umfaßt fols 

gende Obliegenheiten und Befugniffe: 

1) Erhaltung von Zucht und Sitte und Belebung des 
chriſtlichen Sinne in der Kirchengemeinde; 

2) Aufficht über würdige Feier der Sonn» und Feſt⸗ 
täge, Auftechthaltung und Beförderung ber äußeren 
Drbnung beim Gotteödienftz 

3) aan de die Eirhlichen Gebäude und deren 

ebrauch; 

9 unmittelbare Verwaltung und nächfte Beauſſichti⸗ 
gung des Vermögens ber Kirche und ber ihr ger 
wibmeten oder fonft mit dem Kirchenvermögen vers 
bunbenen Stiftungen; 

5) Mitwirkung und Erklärung Namens ber Gemeinde 
bei Aenderungen in ber Liturgie; 

6) Ausübung der echte, welche bei der Befegung der 

*  geifttichen Stellen und der niederen Kirchendmter 
der Kirchengemeinde zuſtehen; 

7) Wahl zur Synode; * 

8) Veklretung des Kirchenlehns und ber Gemeinde in 
Rechtöangelegenheiten; 

9) Mitauffiht über die Volksſchulen zur Wahrnehmung 
= euöiden Intereffe an der hriftlichen Erziehung 

er Jugend; 
10) Mitwirkung bei der Armen» und Krankenpflege: 


Motiven zu $. 37 find Feine gegeben. — Die Dir 

putation fagt: 
$. 37 
erhält durch die nachfolgenden 66. 38 bis 46 feine nähere 
Beftimmung, namentlich, werben die Punkte 1 und 2 du 
die $$. 38 und 39 weiter ausgeführt und durch Geite 60 
der Motiven erläutert. Weitere Bemerkungen für die fol 
genden Paragraphen vorbehaltend, beantragt die Deputation 
hur zu Punkt 5 den Wegfall der Worte: 
„Mitwirkung und“, 

ſo daß der Sag anfangen würde: “ 
„Erklärung Namens ber Gemeinde” ıc, A) 
ein Antrag, welder durch $. 42 Binlängitche Rechtfertigung 
erhalten dürfte, da, wie dort beflimmt wird, die Gemeinde 
Ni ohne Veranlaffung der Kirchenbehörden mit Berathun 
gen über iturgie nicht abzugeben und berfelben nur auf 
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Erfordern oder nach ſchon beftehenden beftimmten Vorſchrif- 
ten eine Stimme daruͤber zuſteht, wodurch derſelben immer 


nicht das Recht abgefchnitten fein würde, bei willkürlichen 
Aenderungen in der Liturgie gehörigen Orts Befchwerbe zu 


erheben. 

g Demnächft bezieht fich die Majorität bei Punkt 4 auf 
ihre zu $. 16 entwidelten Anſichten und findet es mit der 
bisherigen Verfaſſung nicht übereinftimmend, daß dem 
Kircheñvorſtande die unmittelbare Verwaltung und 
nähfte Beauffihtigung des Vermögens ber Kirche 
u. ſ.a w. übertragen werden fol, da Beide zeither den 
Kirchvaͤtern und refp. dem Kirchenpatrone zuſtand. Da 
jedoch der Sinn der Majorität nicht dahin geht, den Kirchenz 
vorftand von einer Mitwirkung und Mitaufficht dabei ganze 
lich ausſchließen zu wollen, fo beantragt diefelbe, den Satz 
fo zu faffen: 

4) Mitwirkung bei der Verwaltung, fowie bei der Ber 

auffichtigung des Vermögens u, f. w. 

Die Minorität empfiehlt jedoch die unveränderte Anz 
nahme diefes Satzes. Der —57— Commiſſar hat ſich 
ebenfalls ‚gegen den Antrag der Majorität erklaͤrt. 

Hiernach wird nun von der ganzen Deputation, mit 
Ausnahme ber Veränderungen zu Dunft 4, welche die Mar 
jorität, und zu Punkt 5, welde alle Mitglieder beantragen, 
die Annahme des $. 37 anempfohlen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand zu $. 37 das Wort begehrt? 


Freiherr v. NRohow: Wird von manchen Seiten leb⸗ 
haft beklagt und vermißt, daß ber vorliegende Geſetzentwurf 
den Kirchenvorſtaͤnden nicht fogleich noch größere Nechte 
und mit einem gewaltigen Sprunge zugleich auch die Wahl 
der Pfarrer berlaffen habe, fo bedarf der Geſetzentwurf 
in den Augen ruhiger und befonnener Beurtheiler deshalb 
gewiß feiner Rechtfertigung. ine ſolche Beftimmung würde 
die rabicalfte Geringfhägung wohlbegründeter, werthvoller 
Rechte Anderer bekundet haben, nachdem die Regierung fie 
erft vor wenig Jahren aufs Neue ausdruͤcklich anerkannt 
hat. Diejenigen aber, die, um das kirchliche Leben leb⸗ 
hafter anzuregen, fol einen Umfturz bes Beftehenden 
wuͤnſchen, daß fie fogar bie Pfarrer durch Gemeinde: 
beſchluͤſſe gewählt wiffen wollen, mögen doch bedenken, daß 
dies zwar wohl ein Mittel fein möchte, ein regeres Leben 
hervorzurufen ʒ ob aber ein Leben, welches der Kirche zum 

. Nuten und zum Frieden dient, möchte id für Sachſen 
menigftend und befonders in den Landgemeinden, begtveis 
fein. Darum hat die hohe Staatöregierung gewiß wohl 
gethan, einen derartigen radicalen Umfturz im Entwurfe 
nicht auszuſprechen, die Befugniſſe der Kirchenvorftände 
zuvoͤrderſt auf die Beftimmungen deö $. 37 zu befchränten, 
die befichenden Patronatrechte zu achten, bie weitere Fort⸗ 
bildung und Entwidelung des Patronats aber der neuen 
Kirchenordnung felbft zu uͤberlaſſen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich fürchte nicht, meine 
Herten, daß ich des Mangels an Befonnenheit und ruhiger 
Erwägung werde beſchuldigt werben, wenn ich mir erlaube, 

1.8. E. Abonnenent.) 





mid in einem anderen Sinne auszufprechen, als ber ges 
ehrte Vorredner. Ich glaube mir- das Beugniß geben zu 
dürfen, daß ich auf die Erwägung ber hier vorliegenden 
hochwichtigen Frage mit der größten Befonnenheit und 
Gewiſſenhaftigkeit eingegangen bin. Daß ich aber mit $. 
37 und folgerecht mit dem geringen Maaße von Befug« 
niſſen, welches den Kirchenvorſtaͤnden eingeräumt iſt, nit 
einverftanden bin, dad habe ic ruͤckhaltlos bereit in der 
allgemeinen Debatte gefagt, und ich erlaube mir nunmehr, 
den ſchon damals mir beigefommenen Zweifel, den ich auch 
nach weiterer Erwägung nicht ‚habe abweifen können, näher 
zu präcifiven. Mit den Kirchenvorftänden fol und wird 
meiner Hoffnung nad in der Kirche ein felbftändigeres 
Gemeindeleben hervorgerufen werden; geht diefe Hoffnung 
in Erfüllung, dann ift es eine nothwendige.Gonfequenz des 
Srundfages, den die Kirchenordnung an ihrer Spige trägt, . 
daß den Kirchengemeinden in ‚den wichtigften Angelegen- 
heiten ihrer Verwaltung durch ihre Kirchenvorftände eine 
größere Betheiligung zu gewähren ift, als fie jest haben 
und auch künftig nad dem Entwurfe haben follen. Jener 
Grundfag ift nun aber: Die Kirche verwaltet ihre Angeler 
genheiten felbftändig. Der erfie Schritt zur Verwirklichung 
dieſes Grundfages ift in der Schöpfung der Kirchenvor⸗ 
fände gethan. Nun, meine Herren, wenn id) ‚das Eine 
will, fo darf ich vor dem Andern nicht zurückſchrecken; ich 
muß diefer Conſequenz Rechnung tragen; denn, bie ‚Kirche 
wird um ihrer felbft willen, wenn fich diefes felbftänbigere, 
kraͤftigere Leben in ihr entwidelt hat, diefe größere Theile 
nahme ber Gemeinden an ihren Angelegenheiten nicht ent⸗ 
behren koͤnnen. Hauptfählih bezeichne id nun zwei 
Punkte der Vorlage, in denem die Kirchengemeinden ſich 
eingreifender müffen betheiligen koͤnnen als bisher, das 
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find die Punkte 5 und 6 und bie damit correfpondirenden 
Paragraphen 42 und 43. Zunäaͤchſt die Fragen der Litur- 
gie anlangend, fo muß ich bemerken, daß mir die beiden 
Beftimmungen in $. 37 Punkt 5 und $. 42 mit einander 
in Widerfpruch zu ſtehen fcheinen. $. 37 fpricht von dem 
Rechte der Mitwirkung der Gemeinden in Angelegenheiten 
der Liturgie und $. 42 ftellt dagegen biefes Recht der Mit- 
wirkung wiederum bolftändig in Abrede und, fügt nur noch 
hinzu: 

„wo jedoch die allgemeinen Kirchengeſetze und Verord⸗ 
nungen ben Gemeinden eine Stimme zugeftehen, ober bie 
Wahl freilaffen, z. B. bei Einrichtung neuer oder Aufhebung 
beftehender Localer Gottesbienfte, bei der Wahl zwiſchen 
mehreren von ber Behörde genchmigten Gefangbüchern, 
Kalechismen, Agendenformularen und dergleichen, ober wo 
das Kirchensegiment fonft der Gemeinde eine Stimme. tıber 
titurgifche Fragen einräumen will, da if der Kirchenvorftand 
zu befragen und hat er fi für bie Gemeinde zu erklären, 
ir angemeffen befindet, alle flimms 
fähige Mitglieder der Kirchengemeinde zu hören.” 


Ich Halte dieſen $. 42 geſetzgeberiſch nicht für correct; 
denn er läßt die wichtigſten Fragen in unklare Schwebe. 
61 


410 


Es wird darin von allgemeinen Kirchengefegen geſprochen; ich 
moͤchte aber fragen, wo find fie? wo find die Verordnun⸗ 
gen und Geſetze, die den Gemeinden ein ſolches Recht ein⸗ 
räumen? Und wenn überhaupt ein ſolches Recht anerkannt 
werden foll, warum bezieht man ſich dann auf ältere, zu· 
meiſt unbetannte Gefege und Verordnungen und ſpricht 
nicht gleich im Gefege Mar aus, welche Betheiligung den 
Gemeinden man einräumen will? $. 42 Idßt darüber 
völlig im Unklaren. Er ift aber au, ganz abgefehen das 
von, nach ber Tendenz des Entwurfes vollftändig unnöthig; 
denn ſchließlich ift doch nach dieſem Paragraphen Alles in 
das Ermeffen des Kirchenregiments geftellt. Wenn nun 
aber nach biefem Ermeffen noch Jemand gehört werden fol, 
fo ift es felbftverftändlich, daß, wenn nicht die-ganze Ges 
* meinde zufammengerufen werden fol, bie Kirchenvorftände 
> an deren Stelle zu hören find. Kann ich daher mit $. 42 
ſchon der Faſſung? wegen nicht übereinftimmen, fo Tann ic) 
es noch viel weniger dem Geifte nad). Verſchweigen wir 
es und nicht, daß die Fragen Über Angelegenheiten der 
Liturgie die tiefeinfchneidendften find, womit das kirchliche 
Gemeindeleben ſich zu befaffen hat: Ich will nur erinnern 


ſelbſt Luther in biefer Beziehung in feiner Schrift an den 
Sriftlichen Adel deuticher Nation bemerkt, indem cr fagt; 
„denn alle Chriften find wahrhaftig geiftlichen Stande 
und ift unter ihnen ein Unterfchied, denn des Amtes hal: 
ber allein. Demnach find wir alleſammt durch die Taufe 
zu Prieftern geweiht“; und weiter: „Etliche müffen aus 
dem Haufen herfürgezogen werben, daß fie anſtatt der Gy 
meinde dag Amt führen und treiben, das fie alle haben", 
obſchon aus diefen Worten nicht ohne Grund gefolgert 
werden koͤnnte, daß das Amt des Pfarrers: im Auftrage 
der Gemeinde geführt werde, daß alfo ſchon um deswillen 
der Gemeinde eine größere Mitwirkung zuftche, (pndern ich 
will vielmehr rüchaltlos den Sat anerkennen: das Pa: 
tronatreht ifteinwohlerworbenes, wohlbegrün: 
detes Recht. Und deffenungeachtet muß ich doch auf 
das Dringendfte anrathen, von diefem Rechte Etwas 
zur rechten Zeit zu opfernum ber Kirche willen, 
Ja, meine Herren, um der Kirche willen, fage ich! Sie wer 
den mir zugeben, ja es kann nicht angezweifelt werben, 
daß in einer Gemeinde, in welder ein wirkliches, Eirchliche 
Gemeindeleben erwacht ift, ein Pfarrer nur dann ſegensreich 





an die leidigen Gefangbuch» und Katechismusftreite. Es 
wird Niemand in Abrede fellen, daß mit der Entziehung 
eines liebgeworbenen Gefangbuches oder eines hoch und 
heilig gehaltenen Katechismus, um baflr etwas Neues ohne 
Buftimmung der Gemeinde am die Stelle treten zu laſſen / 
eine üble Saat gefäet werden würde, deren Früchte ich für 
meinen Theil nicht ernten möchte. Ich brauche mich hier 
auf einzelne Vorgänge nicht fpeciel zu beziehen, fie find 
allbekannt. Solchen Uebeln muß aber vorgebeugt werben. 
Died Tann aber auch vollftändig und leicht gefchehen; denn 
damit werden feine wohlerworbenen Rechte verletzt. Ich 
halte e8 daher für durdaus nothwendig, daß bei Einfühs 
zung neuer Gefangbücer, Katechismen und bergleichen 
Fragen der Liturgie der Gemeinde eine größere Mitwirkung 
eingeräumt werben müffe, als dies die 55.37 und 42 wollen. 

Weit ſchwieriger Läßt fih dagegen diefelbe Frage. föfen 
in Beziehung auf Punkt 6 $. 37 und ben damit correfpon« 
direnden $. 43. Ich fühle das Gewicht diefer Frage ge: 
wiß ebenfo wie Sie; ich erfenne das Patronatrecht als 
eines der koſtbarſten Chrenrechte an und weiß eben fo gut, 
daß in diefem Nechte zugleich bie allerfchwierigften Pflichten 
enthalten find. Das Patronatrecht der Stadt, die ich hier 
vertrete, ſowohl ftäbtifches als Ländliches, iſt vieleicht eines 
ber umfaffendften im ganzen Bande und fie werben mir ger 
wiß zutrauen, daß ic) nicht Teihtfinnig an diefem Rechte 
zu tuͤtteln beabſichtige. Aber ich muß auch hier, wie in 
anderen Sagen, meiner felbfteigenen Ueberzeugung folgen; 
ich kann nicht anders! Ich thue das Niemand zu Gunft 
oder Ungunft, es gilt der Sache. Ich will hier nicht ver- 
Fugen, auf eine hiſtoriſche Entwidelung des Patronatrechtes 
einzugehen; ich will nicht Bezug nehmen auf das, was 
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wirken kann, wenn er mit den Wüunſchen und Anſchauungen 
der Gemeinde in Uebereinflimmung ſich befindet; wenn er 
nicht gegen den. Willen der Gemeinde eingefeßt iſt. Sie 
werden mir vielleicht einhalten, daß zeither, wo das Pa: 
tronatrecht ganz unbefchränft auögehbt wurde, Derartige 
ſich nicht bemerkbar gemacht ; ja daß man Verſuche in diefer 
Richtung nur mit den übelften Erfahrungen gemacht Habe, 
Angenommen, dies fei richtig, fo dürfen wir hierbei nicht 
vergeffen, daß bisher in unferen Gemeinden, wenn fie auf 
fonft ihren kirchlichen Sinn bethätigt haben, doch ein wirt, 
liches, Eirchliches Gemeindeleben nicht eriflirt hat. Sobald 
dies aber geſchaffen fein wird, und das wollen wir bed, 
werben auch diefe Verhaͤltniſſe fich völlig umgeftalten. Alkin 
felbft bei den dermaligen Zuftänden ftehen doch die Zilk 
nich vereinzelt da, wo, wenn ein Geifllicher gegen den 
Wunſch feiner Gemeinde in biefelbe berufen worden, Mo 
nate lang bie Kirche verwaift geblieben ift. Und das it de 
Ucbels mehr als zu viel! Nun, meine Herren, wäre auch 
nur ein einziger folder Fall nachzuweiſen, dürfen wir dann 
noch daran zweifeln, daß wir zur rechten Beit gewiſſe Bu 
geftändniffe in dieſer Beziehung machen miffen um der 
Kirche willen? Mir, meine Herren, will ein folcher Zweifel 
weder zu Kopf, noch zu Herzen. Deffenungeachtet bin 
ich weit entfernt, auf die Bahn einzufreten, welche mein 
geehrter Herr Vorredner angedeutet hat, indem er von einem 
vadicalen Umfturze der Verhaͤltniſſe ſprach. Sch habe die 
Richtung, die ich, eingefchlagen wiffen will, zunächft blos 
angedeutet und wuͤnſche nichts Anderes, als daß dieſe An 
deutungen bei einer Funftigen Vorlegung der Kirche nordnung 
weiter eingehende Erwägung erfahren mögenz benn ich 
verkenne keineswegs, daß bie Löfung diefer Frage zu det 





411 


ſchwierigſten gehört; fie muß von allen Seiten vorbedacht 
und vorberathen werben, ehe man die letzte, formelle Entz 
ſchließung darauf faßt, und darum, meine Herren, bringe 
ich für jegt nur einen allgemeinen Antrag ein, welder da 
hin lautet: 

„Punkt 5 und 6 in $. 37 und bie damit correfpone 
direnden $$. 42 und 43 abzulehnen und die hohe Staats- 
zegierung zu erſuchen, bet anderweiter Vorlegung der 
Kirdenordnung Beſtimmungen in diefelbe über eine 
directe Mitwirkung der Kirchengemeinden bei Fragen der 
Liturgie und bei Befegung geiltliher Stellen, als diefe 
der vorliegende Entwurf gewährt, aufzunehmen.” 

Ich bitte um Unterftügung diefes Antrags und erlaube 
mir nur noch dad Eine hinzuzufügen: Möchten wir in ride 
tiger Vorausfiht deffen, was meiner Ueberzeugung nad) 
unabweisbar Fommen wird, zur rechten Zeit Die Zugeſtaͤnd⸗ 
niffe machen, die uns fpäter doch nicht erlaffen bleiben. 


Praͤſident v. Schönfels: Meine Herren! Der Ans 
trag des Herrn Bürgermeifter Koch zu $. 37 geht dahin: 
„Punkt 5 und 6 im $. 37 und die danũt correfpon- 
direnden $$. 42 und 43 abzulehnen und die hohe 
Staatsregierung zu erfuchen, bei anberweirer Vorlegung 
der Kirhenordnung Beftimmungen in Wefelbe über‘ eine 
directe — der Kirchengemeinden bei Fragen 
der Liturgie und bei Vefegung geiftlicher Stellen, als 
dieſe der vorliegende Entwurf gewährt, aufzunehmen ", 
Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag unterftügt? — 
(Sechs Mitglieder erheben fc.) 
Er ift von ſechs Mitgliedern, alfo nicht hinreis 
hend unterftügt worden; denn dazu wuͤrden acht noth ⸗ 
wendig gewefen fein. 


Kammerherr v. Erbmannsborff: Das Nichtunters 
ſtuͤtzen des Antrages iſt eigentlich bie befte Antwort auf 
die Rede, welche wir eben vernommen haben; gleichwohl 
ift Einiges in dieſer Rede vorgefommen, was ich doch nicht 
ganz mit Stillſchweigen übergehen Tann. Ich übergehe 
in der Hauptfahe Das, was Blrgermeifter Koch über 
Punkt 5 fagte; denn es wirb bei $. 42 wahrſcheinlich 
Gelegenheit geben, darauf zuruckzukommen. Hier fei nur 
dem Einzigen wiberfproden, was er in Bezug auf 
Punkt 6 uͤber die Theilnahme der Gemeinde dem Patronats 
rechte gegenüber ausfpradh und in diefer Beziehung möchte 
id) doc) feinem Ausſpruche: „daß Das, was der Entwurf 
bei Punkt 5 bietet, eime üble Saat für die Zukunft fei“, 
vielmehr entgegenhalten, daß wir Dasjenige, was er bei 
Yunft 6 äußerte, noch weit mehr eine Üble Saat für die 
Zukunft zu fein fcheint. Er ſtellte den Sag auf: nur 
darin wäre ein gebeihliches Wirken des Geiftlihen und ein 
Vertrauen der Gemeinde zu dem Geifilichen denkbar, wenn 
derfelbe von der Gemeinde ſelbſt gewählt wäre. Meine 
‚Herren, ich babe ein befferes Vertrauen zu unferen Ges 
meinden. Wie der Mann ift, ſo wird auch das Vertrauen 
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zu ihm fein; nicht davon wird e8 abhängen, wer ihn ges 
wählt hat. Zudem weiß doch ber geehrte Herr Vorredner 
auch, dag die Gunft oder Ungunft des Publikums eine 
! Seifenblafe ift, die von dem exften, beften Hauche, ber von 
irgend einer Seite herkommt, in Nichts zerblafen wird, 
Ich hoffe fehr, daß wir es nicht dahin kommen laffen, daß 
wir, um diefe Gunft zu haben, darnach fireben werden. 
‚Herr Bürgermeifter Koch führte weiter an,. ed wide eben, 
wenn ber Geiftfiche, wie bisher, durch den Patron gewählt 
fei, immer weniger reges Leben in die Gemeinden Fommenz 
feine Stellung werde der Gemeinde gegenüber immer eine 
föwierige fein. Nein, meine Herren, feine Stellung 
wird erft dann eine fchwierige werden, wenn Gie der Ger 
meinde das Wahlrecht geben; denn einen Theil derfelben 
hat er dann allemal gegen ſich. Die Meinungen werben 
in der Gemeinde ſtets verſchieden fein; geben Sie ber Ges 
meinde das Recht, ihren Geiftlichen und Lehrer felbft- zu 
wählen, fo bat er von Haus aus eine Partei gegen ſich. 
Iſt er aber von unparteiifcher Stelle aus gewählt, fo kann 
man fagen, er ift ein Mann, ber über den Parteien fteht. 
Gerade um der Kirche willen, meinte der Herr Nebner, 
ſollte das Parronat hingegeben werden. Nein, meine 
‚Herren, um ber Kirche willen halten Sie das Patronate 
recht aufrecht, unfere evangeliſch⸗lutheriſche Kirche fteht und 
fällt mit dem Patronat. Fällt das Patronat, fo ift bie 
Kirche nicht aufrecht zu erhalten. Es iſt auch nicht um 
der Kirche willen, weshalb man eine ſolche Forderung fellt, 
fondern es ift um Grlangung eines Rechtes willen, welches 
zur Beit einem Andern zuſteht und weldes, wie Herr 
Buͤrgermeiſter Koch felbft fagte, eins ber heiligften, höchften 
und beftfundirten iſt, die wir haben. Nun, meine Hevren, 
ich acceptire biefe Erflärung ded Herrn Bürgermeifters Koch z 
deswegen erwarte ich aber auch von ihm, daß er. an einem 
fo wohl fundirten Rechte nicht rüttelt; denn das wäre eben 
die böfe Saat, von der ich ſprach. 


(Bürgermeifter Koch meldet fi) zum Sprechen.) 


Präfident v. Schönfeld: Wuͤnſcht Herr Bürgers 
meifter Koch zur Widerlegung zu fprechen® 2 

Bürgermeifter Dr. Koch: Zur Widerlegung. Ich 
nehme an, daß ber geehrte Herr Vorrebner mich wirklich 
nicht verftanden hat; denn fonft wären manche feiner Worte 
mir volftändig unerflärlih. Zunaͤchſt legte er mir in den 
Munt, ich hätte gefagt, die Gemeinden follten felbft wählen. 
Das habe id) nicht gethan und mein Antrag ift davon bie 
entfchiedenfte Widerlegung. Er ging weiter und meinte, 
ich Hätte im fünften Punkte eine böfe Saat erblidt und 
er wendete dieſen Vergleich gegen mic) an. Es ift in der 
That ſchwer zu begreifen, wie man meine Worte fo, wie 
der Here Vorrebner, drehen und deuten kann. Ich habe 
gefagt, daß die Aufbrängung eines neuen Geſangbuches 
oder Katechismus an Stelle deö Hiebgeworbenen, hoch und 
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thener gehaltenen eine böfe Saat in fich trage. Diefer Uns 
terſchied mußte dem Herrn Vorrebner einleuchten. Der 
Herr Vorredner hat ſich ferner auf die Gunft und Ungunft 
des Publikums bezogen und geäußert, es handelte ſich bei 
dem, was ich beantragt hätte, nicht ſowohl um die Kirche, 
fondern um die Erlangung von Rechten. Ich geftche, daß 
diefe Auslegung meiner Worte mir gegenüber und bei meiner 
Stellung mir ald eine etwas curiofe vorfommen will; denn, 
wenn ich irgend Etwas von dem Patronatörechte aufgebe, 
fo verlange oder erlange ich Fein Recht, fondern ich verliere 
* ein Recht ober einen Theil eines Rechts, was mir als 
Vertreter eines fehr umfaffenden Patronats gegenwärtig 
zuſteht. Wenn Herr v. Erbmannsdorff von der Gunft oder 
Ungunft bes Pnblitums Sprach, fo dächte ich, müßte ders 
felbe mich beffer kennen. Ich bin zu jeder Zeit ohne Rück- 
fit auf Rechts oder Links immer nur meiner Ueberzeu- 
gung gefolgt und wenn mir ein folder Vorwurf gemacht 
werben will, fo glaube ich, muß mein ganzes Öffentliches 
Leben für das, was ich eben fagte, Beugniß ablegen. Ich 
habe von jeher wenig flr mich beanfprucht; aber das, meine 
‚Herren, beanfpruche ich von Jedermann, wer er auch fei, 
mir zuzugeftehen, daß ich zeither auf eigenen Füßen ges 
+ fanden habe und mich nicht von jedem Windhauche einer 
Gunſt oder Ungunft, komme fie von Oben oder von Unten, 
habe drehen oder wenden laſſen. Ich bin meinen Weg ge: 
gangen und werbe ihn auch ferner gehen. So, meine 
Herren, wird denn bei einer ruhigen Erwägung meines 
Antrags Jeder von Ihnen fagen müffen, daß die Wider⸗ 
legung, welche berfelbe von dem Herrn v. Erbmannsdorff 
erfahren hat — es iſt ja übrigens Uber meinen Antrag gar 
nicht mehr zu fprechen — mindeftens meine Begründung 
deffelben nicht trifft, wenn man eben diefelbe nicht voll» 
ftändig anders auffaßt, als die Worte derfelben gelautet 
haben. 


Superintendent Dr. Sechler: Ich habe ben Antrag 

des Herrn Bürgermeifters Dr. Koch darum zu allererft 
unterftügt, weil ic) wuͤnſche, daß, wenn irgend ſolche Ge: 
danken, da find, auch darüber gefprochen werben darf; denn 
sole Sachen ganz von der Tagesordnung wegzumeifen, 
iſt gewiß nicht gut. Wir befinden uns jegt doch in dem 
fonderbaren Falle, dag wir tiber Etwas verhandelt haben 
und noch verhandeln — und auch ich gedenke, wenn es 
erlaubt iſt, darüber zu ſprechen — worlber wir nach dem 
frengen Wortlaut der Landtagsordnung ($. 70) eigentlich 
Fein: Wort mehr verlieren dürften. Ich habe alfo erſtlich 
aus einem formellen Grunde dafuͤr geſiimmt; dann aber 
auch Aus einem materiellen, da ich doch manches Wahre 
in den Worten des geehrten Sprechers gefunden habe; das 
befenne ich, während ich mir natürlich die Selbſtaͤndigkeit 

meines Urtheils vorbehalte. Namentlich ſtimme ich mit 

Mandem, was er in Betreff ber Liturgie gefagt hat, übers 

ein. Es iſt mir Punkt 5 des $. 37 refp. $. 42 doch etwas 








zu fehr dag umb es ift fo ganz und gar dem Ermeſſen 
anheimgeftellr, wie und in welcher Weiſe Verordnungen, 
die Biturgie betreffend, welche möglicherweife erft noih ge 
macht werben ſollen, dem Kirchenvorftande das Recht ver 
Aeußerung gewähren mögen. Ich theile darin auch hen 
Wunſch, daß darüber etwas Beftimmteres, Etwas, woran 
man ſich halten kann, aushzeſprochen werde, Um auf da 
Andere überzugehen, fo werde ich, was $: 37, Punkt 6, ray, 
$. 43 Punkt 6 betrifft, nur wenige Worte verlieren. Xp 
fimme auch hier mit Dem, was Herr, Blirgermeifter Koch 
gefagt hat, überein, daß nämlich fuͤr den Fall, daß durch 
dieſe neue Kirchenordnung, wie wir hoffen und wünſchen, 
ein regeres Gemeindeleben und ein kirchlicher Gemeingeift, 
den. wir jegt allzuſeht vermiffen, erwacht, folche Wünſche, 
und wirklich nicht blos aus unberechtigten Motiven, um 
Anderer Rechte an ſich zu reißen, auftauchen koͤnnen und 
erwachen werben; ich glaube, wir dürfen und das nidt 
verhehlen. Aber eben weil wir das unbedingt erft der 
Bufunft überlaffen müffen, darum wäre ich auch jegt nicht 
dafür, wenn audy in diefem Augenblicke das Kirchenregis 
ment, reſp. die Staatöregierung fagen wollte, wir wollen 
das und dad ayfnehmen, was eine Betheiligung der Kit: 
chengemeinde bei der Belegung des geiftlichen Amtes br 
trifft. Ich glaube, dad muß der Entwidelung überlaffen 
werben; es muß ald eine Frucht, die die Kirchenorbnung, 
wie wir hoffen, bringen wird, wenn ber Birchliche Gemeine 
geift ſich entwicelt, erft erwachfen. Aus dieſem Grunde 
bin ich damit ganz einverftanden, daß jet zu einer Be⸗ 
theiligung der Gemeinden bei der Beſetzung ber geiſtlichen 
Stellen in ihrer Mitte, vefp. zu freiwilliger Selbftbefchtäns 
tung des Patronats, nicht der rechte, dringende Beitpunft 
wäre. Das muß erſt die weitere Entwidelung bringen. 
Nur Eins bitte ich noch hinzufügen zu dürfen. Cine Leu⸗ 
Berung des Heren v. Erdmannsdorff kann ich nicht zu der 
meinigen machen, nämlich feinen Sag: „Die Iutherifcht, 
Kirche ſteht und faͤllt mit dem Patromate”, Nein! das 
läßt fich wirklich nicht vertheidigem. Denn bie Iutherifche 
Kirche ift nicht blos in Sachſen. Wie fie in Sachfen fih 
geftalten möchte, wenn das Patronat nicht wäre, darüher 
getraue ich mir feine Prophezeifung zu geben. Aber das 
behaupte ich, daß die Iutherifche Kirche weit und breit in 
der Welt beficht und vielfach ohne das Patronat und doch 
befteht fie in Segen. Daß fie alfo fehlechthin nicht beſtehen 
koͤnnte ohne das Patronat, das feheint mir denn doch zu 
viel behauptet. 

Kammerhere v. Erdmanns dor fft Zur Widerlegung 
Wenn ic} den Satz fo kurz hingeſtellt und nicht hinzugeſebt 
haben follte: ‚in Sachſen⸗, fo hätte ich allerdings einen 
Fehler begangen. Ich muß aber zur Wiverlegung auf Dad 
was Herr Superintendent Lechler gefagt hat, entgegenhalten: 
ich glaube, nicht Unrecht gehabt zu haben, wenn ich ſagter 
„In Sachfen führt die Aufhebung des Patronats auch zut 
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Auftöfung: der Kirche, der Tutherifchen Kirche”. Derfelbe 
Geift, der dad Patronat aufheben will, der wird auch 
ſchließlich die: Iutherifche Kirche zerfegen. So habe ich es 
gemeint und das glaube ich allerdings. noch immer vertheis 
digen zu Eönnen: 

Nittergutöbefiger Ritt ner: Ich ſchicke voraus, daß 
ich im Allgemeinen manches gewichtige Bedenken gegen eins 
zelne Saͤtze dieſes Paragraphen habe und alledem vollſtaͤndig 
beitrete, was der Herr Buͤrgermeiſter aus Leipzig vorgebracht 
hat; ich glaube aber kaum, daß es am ber Stelle fein würde, 
wenn ich.diefen Bedenken gegenwärtig Worte leihen wollte, 
Ich feße auch voraus, daß ich durch die Zuſtimmung zu 
diefem Paragraphen: im Allgemeinen mich keinesweges des 
Nechted begebe, meine Bedenken gegen einzelne Säße in den 
folgenden Paragraphen geltend zu machen und namentlich; 
gegen einzelne Säge flimmen zu Zönnen, wenn ich auch im 
Allgemeinen Ja! zu diefem Paragraphen fage. Von dieſer 
Anſicht auögehend, hätte ed mir zwedmäßiger gefchienen, 
wenn man nach dem Vorfchlag des Berichtes der jenfeitigen 
Deputation fich auf die allgemeine Debatte befchränkt und 
bie Abftimmung über diefen Paragraph ausgefeht hätte, bis 
man bie folgenden Paragraphen beſprochen hätte. Man 
wäre ſich · jedenfalls dann Marer gewefen, was man unter 
den einzelnen Sägen biefes Paragraphen annimmt. Ich 
werde daher jegt davon abfehen, materiell und im Wefents 
chen auf die Unterabtheilungen diefes Paragraphen einzus 
gehenz ich erlaube mir nur, auf einige vorhin gefallene 
einzelne Xeußerungen efwas näher einzugehen und biefelben 
zu beleuchten. Es ift dies zunaͤchſt eine Aeußerung des 
Herrn Freiherrn v. Rochow, welche im Allgemeinen wohl 
dahin ging, daß er eine Aenderung oder vielmehr ein Ans 
fireben zu einer Aenderung des Patromatrechtes zugleich ald 
ziemlich ‚gleich betrachte mit dem radicalen Umſturze des bis 
ber Beſtehenden. Ich kann das richt zugeben. Es giebt 
fehr viel Abftufungen. Ich befenne, daß ich im Augenblide 
nicht geneigt bin, bie Patronatrechte aufzuheben, um fie in 
die Hand ber Gemeinde zu legen. Aber ich erfläre auch 
eben fo entfchieden, daß ich mit der größten Mühe darnach 
freben werde, die Betheiligung der Gemeinden bei Ber 
fegung der höheren Kirchenaͤmter zu vermehren und ihnen 
eine größere Theilnahme, als bisher flattgefunden hat und 
eine größere, als der vorliegende Geſetzentwurf ihnen zuweiſt, 
ihnen, den Gemeinden, zu erfämpfen. 

Die Arußerung des geehrten Abg. v. Erdmannsdorff 
‚giebt mir Anlaß, Etwas dagegen zu jagen. Er Fam bei 
der Möglichkeit, daß die geiftlihen Stellen von den Ges 
meinden befegt werben wirben, auf die Gunft des Publis 
kums zu fptechen und folgerte daraus, daß es ein fehr ger 
faͤhrliches Ding fei, den Gemeinden diefe Stellenbefegung 
zu Überlaffen: Die Gunft des Publikums ift aber etwas 
ganz Eigenes; fie muß veränderlich fein, weil eben bie 
Menſchen, denen man feine Gunft zumendet, veränderlich 
find. Jede Gunft, die fich auf Ueberzeugung gründet, ift 





vollfommen gerechtfertiget. Aber: eben fo gerechtferfiges iſt 
es, daß, wenn. Jemand, dem man feine Gunft zugewieſen 
hat, feine Anſicht, wie fein ganzes. Auftreten änderte, man 
feine Gunft von ihm zurüdzieht. Ich möchte an alle bie 
Herren Kirchenpatrone in diefer Verfammlung die Frage 
richten, ob ihnen micht felbft bei Beſetzung ihrer Stellen 
Perfonen vorgekommen find und Individuen, denen fie ihre 
Gunſt bewiefen haben und von denen. biefe Gunft wieber 
zurüdzuziehen fie fich gleichwohl Tpäter genöthiget gefehen 
haben. Auch der geehrte Sprecher felbft hat ‚zu gewiſſen 
Beiten feine Gunft Leuten zugewendet, denen er biefelbe 
wieder zu entziehen Urfache gefunden hat, Sollte der Herr 
Kammerherr wünfchen, daß ich biefe Perfonen näher vor- 
führen möchte, fo bin ic dazu wohl erbötig; aber auch, 
ohne auf folche Einzelheiten einzugehen, wird an ber Rice 
tigkeit der Sache Niemand zweifeln. Der Herr Kammer 
here meinte ferner, es wäre gefährlich, durch die Gemeins 
den die-geiftlichen Stellen zu befegen, weil: die Geiſtlichen 
dann einen Theil der Gemeinde jedenfalls gegen ſich 
haben würden. Gr hatte aber kurz vorher gefagt, ex hoffe, 
daß die Gemeinde nicht einen Mann deshalb weniger 
achten würde, weil ihr derfelbe von ber Kircheninfpection. 
zugeführt würde. Ich follte meinen, aus diefer Voraus⸗ 
ſetzung Folge nicht die Gültigkeit feined Bedenkens, daß 
dann zu fürchten wäre, daß der Geiftliche einen Theil der 
Gemeinde gegen ſich habe. Entweder es verwirklicht fich 
feine letzte Befürchtung und dann müßte der Pfarrer, wenn 
der Patron ihn einfegt, die ganze Gemeinde gegen ſich 
haben; es wird aber Niemand zweifeln, welches beffer fei, 
ob er bie ganze Gemeinde, oder nur einen Theil derſelben 
‚gegen fi habe und daß man demnach die Befegung durch die 
Gemeinde vorziehen müfle. Oder es tritt der andere Fall 
ein, es ſchenkt die Gemeinde nicht dem Geiſtlichen ihre 
Gunft mit Rückſicht darauf, von wen er eingefeßt iſt, 
fondern wendet diefe Gunft dem bewährten Manne nach 
feinen Leiſtungen zu, fo wird der betreffende Geiftliche, auch 
wenn bie Gemeindeihn ein ſetzt, durchaus nicht fehlechter geſtellt 
fein, ald wenn er von einem Patron eingefegt ift. Ich muß 
damit fließen, daß mir in den Xeußerungen des geehrten 
Sprehers Manches unffar erfchienen iftz doch fehe ich davon 
ab, dies jetzt näher zu beleuchten. Ich hätte noch Mehreres 
zu bemerken; behalte mir aber das materielle Eingehen 
darauf vor, bis wir in den folgenden Paragraphen näher . 
auf die Sache eingehen werden. 


Referent Bicepräfibent v. Friefen: Es ift wohl nicht 
meines Amtes, meine Herren, mid) auf bie Motiven des 
Antrages näher einzulaffen, da er Feine Unterflügung ges 
funden hatz indeß kann ich doch nicht unterlaffen, Einiges 
zur Bertheidigung des $. 37 und des mit demſelben in 
Verbindung gebrachten $. 42 zu fagen und es wird babet 
nicht zu vermeiden fein, einige Aeußerungen bed geehrten 





Herrn Buͤrgermeiſters Koch gelegentlich mit zu berühren. 
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Es iſt von der Deputation vorgefcjlagen worden, daß bei 
Punkt 5 anflatt: „Mitwirfung und Erklärung Namens 
der Gemeinde bei Xenderung in der Liturgie” gefagt werde: 
„Erklaͤrung Namens der Gemeinde bei Yenderungen in der 
Liturgie”. Bei: dem ſechsten Punkte, den’ Herr Bürgers 
meifter Koch befonders einer Beurtheilung unterzog, hat die 
Deputation eine Veränderung nicht vorgefchlagen; die Aen⸗ 
derung zum fünften Punkte mußte aber die Deputation 
confequenterweife beantragen, weil fonft der $. 42 nicht in 
Vebereinftimmung mit dem fünften Punkte geftanden haben 
wuͤrde, indem in $. 42 ausdrüdlich gefagt wird: „Daß Ab⸗ 
änderungen in der eingeführten Liturgie Fein Gegenftand 
der Berathung und. Entſchließung der‘ Kirchengemeinden 
und ihrer Organe fein folle” d. h. fie follen ſich mit Bera- 
thung Über die Liturgie überhaupt nicht abgeben, fie ſollen 
nur Erflärungen abgeben, wobei es fich von felbft verfteht, 
. daß, wenn die Kirchengemeinde Wünfhe, Erinnerungen 
und Bedenken in Beziehungen auf die eingeführte Liturgie 
haben follte, es ihr unbebingt unbenommen wäre, folche 
auszufprechen. Ich gebe zu, wenn ic) den $. 42 hiermit 
glei in Werbindung bringen ſoll, daß in der Faſſung 
vielleicht manche Bedenken gefunden werben fönnten, wenn 
man fie nämlich darin finden will, Es iſt nicht zu leug⸗ 
nen, daß es ſchwer fein wird, alle die Kirchengeſetze zu ber 
flimmen und ausjufinden, wo pofitive Vorfchriften barlıber 
enthalten fein follen; daß es alfo vieleicht beffer wäre, ger 
nauere Beftimmungen zu geben, Ferner koͤnnte man in 
den Worten ein Bedenken finden am Schluffe des Para- 
graphen: „oder wo das Kirchenregiment fonft der Gemeinde 
eine Stimme über liturgiſche Fragen einräumen will”, weil 
daraus gefehloffen werden fann, daß es gänzlich und immer 
von dem Kirchenregimente und ber Kirchenbehörde abhängt, 
ob fie überhaupt die Kirchengemeinde hören und befragen 
. till und daß fie es alſo gärizlich unterlaffen Rinne, wenn 
fie nicht Luft Haben, ihnen eine Stimme einzuräumen. Nun, 
meine Herren, darauf muß ich erwidern, daß, wie id) fo 
oft bemerkt habe, in ber jegigen Zeit doch zu viel Werth) 
gelegt wird auf beflimmte, buchſtaͤbliche, gefeßliche Vor⸗ 
ſchriften, auf förmliche, mechaniſche Wahlen und dag man 
der inneren Nothwendigkeit, der natürlichen Gerechtigkeit 
und Billigkeit viel zu wenig Kraft und Recht zutraut, 
wenn man immer folde äußere, beftimmte Gefeße und bes 
fonbere Formen verlangt. Meine ‚Herren, e3 giebt Dinge, 
wo das natürliche Recht zur Geltung fommen muß und 
die urfprüngliche Gerechtigkeit, und wenn das auch nicht 
geſchrieben ift, fo verſteht es ſich von felbft, dag man die 
Kirchengemeinde in denjenigen Dingen befragen wird, welde 
ihr die heiligften, die wichtigften, welche ihr Gewiffens- und 
Hetzensangelegenheiten find, und fie Finnen noch fo viele 
Geſetze fehreiben, fo werden es doch nur fehlechte Geſetze 
fein und in der Regel wird die Wahrheit der Sade, das 
Ännere Recht allemal beffer und färker fein, als alle ges 





ſchriebenen Geſetze. Je mehr.fie Geſetze Treiben, deſto 
undeutlicher und’ ungewiſſer wird die Sache meiden, 
Auf die allgemeinen Bemerkungen des Herrn Buͤger⸗ 
meiſters Koch kann ich mich nicht einlaffen.“ Was er en 
waͤhnte von dem lutheriſchen Prieſterthume der Gemeinde, 
fo führt‘ ung dies in nebelhafte Regionen, worauf, wenn 
men darauf antworten wollte, wohl manches Gegruͤndete 
zu antworten fein würdez aber ich uͤbergehe das. Ferner 
die ganze Frage uͤber die Wahl des Pfarrers durch die 
Gemeinde iſt eine ſo ſchwierige, ſo oft beſprochene und ſo 
oft widerlegte Frage, daß ich auch darauf nicht nochmal 
zuruͤckkommen will. Ich möchte ſagen: wer es wagen will, 
der thue es in Gottes Namen. Wer die Gemeinde ihrer 
Pfarrer wählen laffen will, der verfuche es Auf feine Ges 
fahr; ich aber will nicht dazu rathen und Feine Beranlaffung 
dazu geben. Ich glaube, da ber biöherige Wahlmodus 
nicht etwa blos deswegen zu vertheibigen iſt, weil er ein 
Net, ein koſtbares Recht, wohl das allerwichtigfte Recht 
des Patronats in fich ſchließt, fondern weil auch hier die 
Nothwendigkeit dafür ſpricht, daß die Wahl nicht anders 
vorgenommen werben kann. Indeſſen wir werden über 
dieſe Frage nie zu einer Verſtaͤndigung, nie zu einer Eini⸗ 
gung gelangen; es wird jeder Theil feine Meinung behalr 
ten, und ich muß den Herren, die biefe Meinung vertheis 
digen, überlaffen, ob fie glauben, mit diefer Wahlfreiheit 
der Gemeinde beffer zu fahren und beffer wegzukommen, 
als bei dem bisherigen Wahlmodus, Mas Herr Bilrgers 
meifter Koch zuletzt fagte, e8 wäre gut, jet in Zeiten noch 
Zugeftändniffe zu machen; denn es Fönnte eine Reit 
kommen, wo viel mehr verlangt werben koͤnnte, als dieſe 
Bugeftändniffe, fo möchte ich fagen, meine ‚Herren, das find 
Drohungen, deren wir in neuerer Beit viele gehört haben, 
Es wird immer gefagt, man folle ja Bugeftändniffe machen, 
es käme noch ſchlimmer. Nun, meine Herren, wo eine 
Sage nothwendig, gut und heilfam und mohlthätig if, 
wird fi der Weg dazu am Ende wohl von felbft finder 
und gewiß auf friedlichen Wege; aber durch Bugeftändniffe 
nie und nimmermehr. Machen wir jetzt Zugeſtaͤndniſe, 
fo werben in der nächften Periode immer mehr Anforder⸗ 
ungen geftellt und immer mehr Bugeftändniffe verlange 
werden und am Ende fommen wir in ein Chaos ton 
Bugeftändniffen. Un einem Wort des Heren Buͤrgermeiſerz 
Koch möchte ich ihm aber doch fefihalten; ich möchte ihn doch 
bitten, mir einen einzigen Fall zu nennen, wo einer Kirchen- 
gemeinde in Sachfen ein ihr lieb gewordenes Geſangbuch gegen 
ihren Willen, gegen ihren Wunfch entzogen worden wäre oder 
wo ihr ein ihr nicht zuſagendes Gefangbuch oder ein Nr 
techismus aufgedrungen worden wäre? Ich wohne ga 
in der Nähe von Leipzig und Tann verfichern, daß mir In 
Sachſen ein Fall der Art nicht bekannt ift. Ich glaub, 
in unferer ganzen Kirchengeſchichte, wenigſtens feit det 
Reformation iſt gewiß nicht der Fall vorgekommen, daß 
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man einer Gemeinde ein Geſangbuch öber einen Katechis⸗ 
mus wider Willen: aufgedrungen hätte. Vielleicht Fann die 
Staatöreglerung darlıber nähere Auskunft geben; es wäre 
ſehr zu -wünfchen. Endlich hat Herr Nittner daran erins 
nert, daß die Kirchenpatrone oder das Kirchenregiment, 
welches das Patronat austibt, ſich bei der Wahl fehr irren 
koͤnne. Das iſt richtig, daß man fich irren, daß man einen 
‚großen Mißgriff machen kann und den wird Jeder, ber 
ähn zu bereuen hat, gern zugeſtehen; abet glaubt man 
denn, daß die Gemeinde vor allem’ Irrthum ficher fei und 
allemal ben richtigen Mann herausfinden und herandgrei- 
fen werde? Wenigftens glaube ich, daß bei Neapel und 
bei der Emilia wohl noch zu erwarten ift, ob man dur 
das sulfrage universel den rechten Mann gefunden habe 
und ob man diefe Wahl nicht ſchwer zu bereuen haben 
wird? Alſo die Möglichkeit ded Irrthums, glaube ic, 
hält fih wohl die Waage und das Irren ift in einem Falle 
fo gut möglid), wie in dem anderen; aber bei der Gemeinde 
wahrſcheinlich mod) mehr möglich. Sonſt habe ich Nichts 
hinzuzufügen; ih muß aber die Kammer nochmals bitten, 
zu beruefichtigen, daß in dem fünften Punkte des $. 37 
und auch im Deputationsantrage der Freiheit der Gemeinde 
durthaus Feine Beſchraͤnkungen auferlegt worden find; im 
Gegenteil, daß fie unbedingt hier die Freiheit behält, 
ſich Über Aenderungen der Liturgie und.des Gotteöbienftes, 
in Bezug auf das Gefangbuch und den Katechismus, 
Aberhaupt Aber die ganze Firchliche Drdnung frei auszus 
sprechen und ihre Wünfde und Anträge vorzutragen; nur 
ſoll der Kirchenvorftand fich enthalten, diefe Angelegen» 
heiten, namentlich die liturgifhen Fragen, zum immer 
währenden Gegenftande feiner Berathung zu machen. 


Präfivent v. Schoͤnfels: Herr Oberhofprebiger Dr. 
Viebner, dann Herr Freiherr v. Rochow und Herr Bür⸗ 
germeifter Koch. 

Oberhofprediger Dr. Liebner: Nach fo Manchem, was 
der geehrte Herr Vicepräfident gefagt hat, bleibt mir eigent- 
Gh nur fehr wenig zu fagen übrig. Vom Herrn Bürgers 
meifter Koch ift eine brennende Sache in Bewegung ger 
bracht worden. Diefe Bewegung fühlen wir wohl Alle; 
er hat, wie ſchon früher, die Seite der Freiheit, die frei⸗ 
heitliche Entwickelung auf das Stärkfte betont. Nun ift 
gewiß kaum Jemand unter und, dem nicht mit ihm diefes 
Moment theuer wäre. Mas mich betrifft, fo Fann ich von 
mic behaupten, daß es mir wahrhaft an das Herz gewach⸗ 
fen ift, darauf zu halten, daß diefer Seite volle Rechnung 
‚getragen werde. Aber nur nicht auf eine, wie fol ich fagen, 
chaotiſche Weiſe. Man muß wirklich bei diefen feinen und 
fchwierigen Dingen doch unterfheiden. Und das möchte 
Ah gerade Heren Bürgermeifter Koch zumuthen, deffen 
Aeußerungen etwas fo Gewiſſes, Kräftiges.an ſich tragen, 
den Stempel haben, daß fie aus tief innerem Drange hers 
vorgehen. — Er fagt alfo, der Entwurf gehe von bem 
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Sage aus: Die Kirche verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt. 
Was folgt daraus? Er fließt nun fofort: Demnach haben 
die Gemeinden, nämlic) die einzelnen Gemeinden, in Punkt 
5 und 6 des Paragraphen eine noch ganz andere Selbftäne 
digkeit und Freiheit zu beanſpruchen, als ihnen hier zuger 
fanden ift. Es folgt dies aber in Wahrheit keineswegs: 
nDie Kirche verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt“. Ja. 
Aber denken Sie daran, was die Kirche ift? Sie ift nicht 
eine chaotiſche Maffe, nicht eine demokratifche Wüfte, fon 
dern fie ift ein gegliedertes, organifches Ganze mit Allge⸗ 
meinem und Einzelnem u. f. w.; ja im beften Falle ein 
ſchoͤnes, wundervoles Kunftwert, fo daß man nicht ein 
einzelnes. Stud, wie die einzelne Gemeinde, herausnehmen 
und für ſich aufftelen kann, fondern Alles im Bufammen- 
hange des Ganzen betrachten muß. Da ift das Kirhens 
regiment, ba ift die Synode, da ift das Lehramt u. ſ. w. 
Nur in diefem organifchen Zufammenhange des Ganzen ift 
es wahr, was Herr Bürgermeijter Koch gefagt hat: Die 
Gemeinde fol ihr Recht frei ausüben; fol auch in litur—⸗ 
giſchen Fragen ihr Wort haben, fol bei den Beſetzungen 
eine entfchiedene Stimme haben. Zunaͤchſt das Litur⸗ 
giſche. Es kann unmöglich die einzelne Gemeinde, bie 
ein Glied der: Kirche fein will, in Bezug auf Geſang⸗ 
bücher und. Katehismen eine einfeitig freie Thaͤtigkeit aus- 
üben: Sie ift vielmehr eben fo fehr gebunden durch das 
Ganze der. Kirche, — wenn es überhaupt ein folches giebt, 
wenn nicht die Kirche fich zerftüdeln ſoil in lauter Feine 
Gemeinden, Partifeln, Secten. Dieſes Ganze wird aber 
vertreten durch das Regiment, die Synode u. f. w. Alſo 
hat zum Beifpiel eine Gemeinde in liturgiſcher Hinficht, 
etwa in Bezug auf die Gefangbuchdangelegenheit, etwas zu 
wuͤnſchen, ift fie mit Etwas nicht zufrieden und dergleichen — 
wie äußert ſich hier die freie Bewegung? Die.hat ſich vor⸗ 
nehmlich in den Wahlen zur Synode zu aͤußern und in 
dem Auftrage für die Synode. Die Synode hat’ biefe 
Gemeindewünfche zu befpredien. Ober: das Regiment legt 
etwa den Entwurf eines Katechismus oder Geſangbuchs 
vor. Es werben diefelben auf der Synode nad) den Gemeinde 
wünſchen befproden. Die Freiheit der Gemeinde ift nicht 
unterbrüdt. Das wahrhaft Gute darin wird weſentlich auf 
diefen Wegen zu erreichen fein. Das Uebrige in 9.42. So 
liegt denn vielfach Wahrheit und Jrrthum in der oft ger 
hörten Rebe von ber Freiheit der Gemeinden in einander. 
Man muß eben das Ganze anfehen. — Ich glaube, dafs 
felbe gilt mutatis mutandis auch von ber fchwierigen geiſt⸗ 
lichen Befegungöftage. Wie Herr Superintendent Dr. Lechler 
bereits gefagt hat, find. uͤbrigens die befonderen geſchicht⸗ 
lichen Verhältniffe dabei wohl zu beachten; fo in Sachfen. 
In anderen Ländern find allerdings vieleicht bie Hälfte 
Wahiſtellen; fo 5. B. in Schleswig- Holftein und dort ges 





lingt Manches trefflih. Man kann das aber nicht fo ohne 
Weiteres hierherübertragen. Im Allgemeinen wird die Firchs 
lich: vernünftige Befegung in ber Weiſe verlaufen, daß bie 
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einzelne Gemeinde nur in Verbindung mit dem Ganzen 
der Kirche handelt. Sie, die Einzelne, wird ja doch nicht 
die wolle Ueberfchau über die geeigneten Perfonen haben. 
Daß die Gemeinde mit thätig fein muß, verſteht ſich von 
felbſt; aber daß won ihr ‚allein Alles ausgehe, erfcheint 
nicht vernünftig; denn damit ige man .die Gemeinde vom 
Ganzen los. In diefer Maaße, daß immer nur in dem 
gegliederten Organismus der Kirche den Semeinden die 
Freiheit zuſteht, müſſen dieſe Dinge beuttheilt werben; 
ſonſt wird nichts Gutes daraus. 


Freiherr v. Room: Der geehrte Abg. Rittner fheint 
den Schlußfaß meiner Aeußerung überhört zu haben. Ich 
habe gefagt, bie Regierung habe wohl gethan, die weitere 
dortbildung und Entwidelung des Patronats der neuen 
Kirchenverfaſſung ſelbſt zu überlaſſen. 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich kann es nicht unter 
laſſen, den geehrten Vorrednern meinen Dank auszuſprechen, 
daß fie auch auf meinen nicht unterſtützten Antrag in ihren 
Reben eine fo eingehende Rüdficht genommen haben. Zur 
naͤchſt möchte ich dem Herrn ‚Referenten einhalten, daß ich 
mir weder drohen. laffe, noch daß ich mich jemals unter- 
fange, felbft zu drohen. Im Gegentheile befinde ich mich 
mit dem ‚Herrn Neferenten in vollftändiger Uebereinftim« 
mung; denn auch ic) berief mich ja, wie er, auf die innere 
Nothiwendigkeit, die in biefer Frage gebieterifch auftritt. 
Diefe innere Nothtvendigkeit habe ich betont ald Gonfequenz 
aus den Vorberfägen, die wir angenommen haben und 
dieſe Nothwendigkeit wird fich ‚geltend machen, was wir 
auch immer befchließen mögen. Es ift weder ſtaatsmaͤnniſch, 
noch auch confervativ, wenn man vor diefer inneren Nothe 
wendigkeit ſich fo fange die Augen verfehliegen will, bis fie 
zwingend vor und feht. Wenn der Herr Referent mich 
auffordert, Ihnen ein Beifpiel ‘zu nennen, wo einer Ger 
meinde in Sachſen ein Katechismus oder ein Geſangbuch 
gegen ihren Willen- entzogen worden fei, fo muß ich zunächft 
erwibern, ich habe Überhaupt nicht von Sachfen, fondern 
im Allgemeinen gefprochen. Gefangbuchfireite bedauerlicher 
Art werden außerhalb Sachſen dem geehrten Herrn Refe- 
wenten, ohne daß ich feinem hiftorifhen Gedächtniffe zu 
Huͤlfe zu Tommen brauche, ‚befannt fein. Was dagegen 
die :Natechiämusfrage anlangt, fo ift ganz in der Nähe des 
Wohnortd | bed. Heren Referenten im Anfange der vierziger 
Bahre:wirkti in Sachſen ein ſolcher Fall vorgekommen. 
Anfang der vierziger Jahre wurbeuder vielleicht 25 oder 30 
Jahre in Leipzig heimiſch gewefene und üebgewonnene 
Rofenmüllerfche Katechismus abgeſchafft und wer damals 
anfere Stadt geſehen hat, wird wiſſen, welche hoͤchſt ber 
dauerliche Aufregung dieſe Maafregel nach fich zog. Wenn 
weiter ber Herr Referent fagte, es verſtehe fih in Fragen 
der Liturgie: ganz von felbft, Daß man die Gemeinden darlıber 

Frage: und. höre, fo entgegne ich. daraufz-wenn ſich das ganz 
von felbft verficht, was ift denn da ſo Bedenkliches darin, 





daß wir eine darauf bezügliche Vorſchrift in unferer Kiy 
Genordnung aufuchmen? Verſtunde es fich nicht von felker, 
fo würde vielleicht von Bedenken die Rebe fein Tonnen, 
Dem geehrten, legten, hochwuͤrdigen Redner Habe ich, wenn 
derfelbe andeutete, daß ich die Kirchenordnung als ein Chaos 
behandfe, wohl gar in chaotiſche Verwirrung bringe, bing 
zuzugeſtehen, daß ich weder feiner logiſchen Schärfe zu fol, 
gen, noch biefer bie Spitze zu bieten im Stande bin. Wenn 
er in meiner Darftellung- chaotiſche Verwirrung gefunden 
hat, ‘fo muß ic) das über mich ergehen laſſen. Ich Habe 
geglaubt, die ganze Kirchenverfaffung fei fo ſcharf in ihren 
einzelnen Saͤtzen an einander gegliedert, daß nicht ein cin« 
ziges hinweggelaffen werben ‚dürfte, um might das ganye 
Syftem über den Haufen zu werfen. Sch feheine mid 
indeß darin geiert zu haben. 


Dberhofprediger Dr. Liebner: Ich bemerke, daß ig 
nicht eine Verwirrung bei Heren Dr. Koch annehme im 
verlegenden Sinne; fondern ich wollte hHauptfächlich in dem, 
was er auögefprocden, die eigentliche, innerfte Meinung 
auffuchen, und fie bezeichnen als etwas fehr Lichtes, bat 
ung einigte, 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? 


Nittergutöbsfiger Rittner: Ich wollte nur fragen, 
wie ed mit der Abftimmung bei Punkt 5 wird, wo bie 
Deputation den Ausfall des Wortes „Mitwirfung“ anraͤth. 
Es wird das Wort wohl einzeln zur Abftimmung zu kom⸗ 
men haben, damit man die Zuftimmung zu der Meglerungde 
vorlage ausſprechen kann. 


Präfident v. Schoͤnfels: Ich habe geglaubt, beider 
Abftimmung folgendermaaßen zu verfahren: den Paragrapf 
im Ganzen zur Abftimmung zu bringen mit Vorbehalt 
deffen, was die Deputation und beziehendlich bie Majorttät 
der Deputation vorſchlaͤgt. Ich habe zu erwarten, ob Ir 
mand weiter bad Wort verlangt? Es ſcheint nicht fo; id 
ſchließe daher die Debatte über $. 37 und werde dem Ham 
Referenten, fofern berfelbe Etwas zu bemerken hat, dad 
Schlußwort ertheilen. — Hierauf wird verzichtet und ſo 
sehe ich zur Abftimmung über. Die Modalität ber Ab 
ſtimmung habe ich vorhin angegeben, es hat fich dagegen 
keine Stimme erhoben, ic) werbe.demgemäß verfahren Können. 
Die Deputation rathet an, wie bereits erwähnt worden If, 
die Annahme des $. 37 mit Ausfchluß zweier Abaͤnderungen 
die fie vorfhlägt beim fünften Punkte und die von da 
Majorität beim dierten Punkte vorgeſchlagen worden, Bein 
vierten Punkte beantragt die Majorität ber Depufation, 
den Sat fo zu faſſen: 

„Mitwirkung bei der Verwaltung, ſowie bei.ber Dr 
aufſichtigung Fe fa ne , 
Beim fünften-Punkte,aber beantragt. bie Deputation 





den Wegfall des Wortes „Mitwirkung”, fo daß der Seh 
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anfangen würde: „Erklärung Namens der Gemeinde”. | 


‚Dies find die beiden Veränderungen, welche die Deputation, 
beziehendlich die Majorität der Deputation, beantragt. Ich 
werde, wie ſchon erwähnt, zuerft die Frage auf den Para— 
‚graph vichten mit Vorbehalt diefer beiden Punkte. Ich frage, 
ob die Kammer nad dem Anrathen ihrer Depu— 
tation dem 9,37 Beifall ſchenkt? — Einftimmig Sa. 
Ic frage weiter, obdie Kammer nad Anrathen 
der Majorität der Deputation den vierten Sat 
fo faffen will: 
„Mitwirkung bei der Verwaltung, ſowie bei der 
Beauffihtigung des Vermögens” ꝛtc. 
Gegen 8 Stimmen if der Antrag der Majorität der Depu⸗ 
tafien angenommen. 


Ich frage nun weiter, ob die Kammer dem Antrag 
ihrer Deputation in Betreff des fünften Punke 
tes beizupflicgten gemeint iſt? — Gegen 6 Stim- 
men ift auch biefer Antrag angenommen. , 

Ich frage nun, ob die Kammer ven $. 37 in der 
befloffenen Maaße anzunehmen gemeint ift? 
— Gegen 2 Stimmen angenommen, 

Meine Herren, bei der vorgerheten Beit ſchlage ich 
vor, die Sigung zu beenden; ich lade die Kammer ein, 
morgen um 11 Uhr fich wiedef hier einzufinden und zwar 
zur Fortfegung deffen, was foeben abgebrochen worden iſt. 
Die heutige Sigung ift gefchloffen, 

(Schluß der Sigung 7 Minuten nach halb 3 Uhr.) 


Nebaetem H. Meinhold, Serretkr im Königl. Miniſterium des Innern. — Drud von B. ©. Teubner In Dredden. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 10. Januar 1861. 
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Fuͤnfzehnte öffentlihe Sigung ber Erften 
Kammer am 4. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolle. — Regiſtrandenvortrag. — Urs 
Iaubsgefuch und Entſchuldigung. — Fortgeſetzte Berathung 
deo Berichto der Zwiſchendeputation uͤber den Entwurf einer 
Kirchenordnung fiir bie evangeliſch⸗ lucheriſche Kirche, und 
zwar uͤber bie 66.38 bls mit al, 





Die Sigung beginnt um 11 Uhr 18 Minuten Vor 
mittags in Gegenwart des Herrn Staatöminifters v. Fal⸗ 
Tenftein und der koͤniglichen Commiſſare Geh. Raths 
Dr. Huͤbel und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, fowie in 
Anwefenheit von 36 Kammermitgliedern mit Vorlefung des 
vom Secretär Wimmer über die letzte Sigung aufge 
nommenen Protokolls, welches von ber Kammer genehmigt 
und durch die Herren Bürgermeifter Dr. Koch und Kammer» 
herrn v. Erdmanns dorff mitvollgogen wird. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Auf der Regiſtrande ber 
fiaden ſich heute 3 Nummern; Herr Secretaͤt Wimmer 
wird die Guͤte haben, den Vortrag zu geben. 


Mr. 96.) Die Zweite Kammer überfendet brevi manu 
8); 20 Druckeremplare ber bereits unter Nr. 14 diefer Res 
giftrande eingetragenen Petition des Handelsſtandes zu 

+ Dresden ıc., das Frachtgeſchaͤft der Eifenbahnen betreffend, 
fowie b) 4% Exemplare der Druckſchrift: „Das Frachtge ⸗ 
fhäft der Eifenbahnen, kritiſch beleuchtet” ic. 

Praͤſident v. Schönfeld: Die erfierwähnten Exem⸗ 
plare, von denen bereits früher 25 Stüd eingegangen 
waren und vertheilt wurden, fonnten nur einem Theile der 
geehrten Kammermitglieder eingehändigt werden. Nun aber 
iſt das Directorium in dem Fall, jedes Mitglied mit einem 
derartigen Eremplare verfehen zu koͤnnen. Was die zweite 
Eingabe anlangt, fo: ift diefelbe in hinreichender Quantität 
vorhanden und die Vertheilung ift- bereits an fämmtliche 
Mitglieder erfolgt. Eine Nefolution iſt darauf nicht‘ zu 
faffenz denn der Gegenftand kommt bei der Zweiten Kam. 
mer zuerſt zur Berarhung, 

(Mr. 97.) In gleicher Weiſe übermittelt die Zweite 
Kammer eine Anzahl Druderemplare Karl Mehnerts 

L8. (2. Abonnement.) 








auf Klöfterlein und Genoffen vom 26. December 1860 
um Beflrwortung des Baues der Bahnflreden vom Dttos 
fhachte über Stolberg, Dberdorf, Affalter, Lößnig nach 
Aue zum Anfhluß an die Zwidau-Schwarzenberger Bahn 
einerfeitö, von Affalter über Zwönig, Elterlein, Siettau 
nad Annaberg andrerfeits, auf Staatöfoften, zur Vertheie 
lung an die Kammermitglieder. 


PVräfident v. Schönfels: Die Vertheilung hat flatt- 
gefunden und bie Berathung der Petition wird zunächft in 
der Zweiten Kammer zu erfolgen haben. Wir haben daher 
zu erwarten, was bort befchloffen werden wirb, um dies 
felbe dann auch hier‘zu berathen. 


(Nr. 98.)_ Der Oberleutnant und Friedensrichter 
D. Hader zu Herold und Genoffen überreichen 41 Druds 
egemplare einer an bie Zweite Kammer abgegebenen Pes 
tition um eine directe Eifenbahnverbindung zwiſchen Chem» 
nig und Annaberg durch bad Wilifchthal zur vorläufigen 
Vertheilung an die Kammermitglieder. 


Präfident v. Schönfels: Es tritt hier derfelbe Fall 
ein, wie bei der vorigen Nummer. Die Erenplare find 
vertheilt worden, der Gegenftand wird bei der Zweiten 
Kammer zuerft zur Berathung kommen. ‘ 

Died war die letzte Nummer der Regiftrande. Der 
‚Herr Bifchof Forwerk hat um Verlängerung feines Urlaubs 
nachgefucht und zwar auf 14 Tage und ich frage, ob bie 
Kammer biefes Geſuch genehmigen wi? — Einftimmig Ja. 

Der Herr Oberhofprebiger Dr. Liebner entſchuldigt ſich 
für die heutige Sigung wegen Unmohlfeins. 

” Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen: 
wir würden daher zur Tagesordnung übergehen koͤnnen 
und ich habe den Herrn Referenten zu erſuchen, uns den 
weiteren Vortrag über ben Entwurf einer Kirchen⸗ 
ordnung zu geben. 


Referent Vicepräfident dv. Friefen: 


$. 38. 

Bu Die Kirchenvorfteher follen durch ein ehrbares 

iches Leben der Kirchengemeinde mit einem guten 
Beifpiele vorleuchten. Ein amtliches Urtheil über das Pri⸗ 
vatleben Anderer fteht ihnen nicht: zu. Sie werden aber 
auf den Mandel der Gemeindeglieber infoweit wachfam fein, 
um after und Unfittlickeiten, welche Öffentliches. Aergernig 
‚geben, oder zum Gittenverkerben führen können, im Kir— 
chenvorſtande zur Sprache zu bringen. Es Tommt jedoch 
nur dem Geiftlihen zu, in geeigneten Fällen mit Ermahs 
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gen die Gerügten einzuſchreiten, welcher dabei, 

—— yoechmäßlg ade, aud andere Mitglieder des 
irchenvorftandes zuziehen kann. 
— Sal von der Art, daß nach fruchtloſer Cr- 
mahnung oder auch fofort, die Hülfe der Eirchlichen oder 
der weltlichen Obrigkeit angerufen werden muß, fo fann 
dies vom Pfarrer oder auch von dem Kirchenvorftande 
geſchehen. 
Die Motiven lauten: 


Zu $$. 38 und 39. 

In dem den Kirchenvorſtehern hier angewiefenen Bir 
Tungskreife in Beziehung auf Gottesverehrung und chrift- 
liches Leben in der Gemeinde find diefelben hauptfächlich 
berufen, den Geiftlichen in feinem Amte zu unterflügen. 
Sie follen ſich nicht zu Richtern Über das Privatleben der 
einzelnen Gemeindeglieder aufwerfen, oder ſich das Recht 
anmaaßen wollen, Gemeindeglieder vor ſich zu laden und 
mit amtlichen oder wohl gar Öffentlichen Rügen zu belegen, 
oder unter dem VBorwande einer Sittenauffiht in das 
Innere der Familien ſich eindrängen. Sie follen ur B. 
Entweihungen der Sonntagsfeier, Öffentlichen Ausbruͤchen 
der Unfittlichteit, welche Anderen zum Aergerniß und böfem 
Beifpiele gereichen, und Laftern, welche in der Gemeinde 
überhand nehmen, auf angemefjene Weiſe, d. h. vor Allem 
durch eigenes gutes Beiſpiel, ferner durch gelegentliche 
Miß billigung und endlich dadurch entgegenwirken, daß fie 
mit ihrer —— Kenntniß von dem ſittlichen Zuſtande 
der Gemeinde die Beobachtungen ihres Pfarrers unter 
fügen, die Mittel der Abhüife mit ihm berathen und feine 
Bemühungen für Daten befferer Zuftände durch ihr 
Urteil und ihr Anfehen in der Gemeinde fördern. 

Der Kirchenvorftand ift Feine Auffichtsbehörde über die 
am ber Kirche angeftellten Geiſtlichen j es haben aber die 
Kirchenvorſteher auch den Geiftlichen gegenüber die Rechte 
und Intereffen der Gemeinde wahrzunehmen und nad; Ber 
finden durch Anzeigen bei der vorgefegten Behörde geltend 
zu machen. 


Unfer Bericht fagt: 
Bu $$. 38 und 39 


hat die Deputation nicht? zu erinnern gefunden, ſchlaͤgt 
alfo die unveränderte Annahme der —— 


Sreiherr v. Weld: Ich kann mir nicht verfagen, einige 
Bemerkungen zu biefem $. 38 zu machen. Ich werde das 
Refultat derfelben nicht in einen etwaigen Antrag formus 
liren, es würde das feine großen Schwierigkeiten haben; 
allein ich hoffe, daB die hohe Staatöregierung, wenn fie 
ſich anders von ber Richtigkeit meiner Bemerkungen übers 
zeugt und bie hohe Kammer benfelben auch nicht wider: 
foricht, gewiß noch Mittel und Wege finden wird, um 
ihnen in irgend einer Weife Geltung zu verſchaffen. Die 
88. 38 bis 46 follen doch jedenfalls Erläuterungen zu den 
einzelnen Punkten de $. 37 enthalten, die weitere Aus⸗ 
führung der in dem $. 37 unter diefen einzelnen Punkten 
nur generell angedeuteten Pflichten und Befugniffe. Da 
ſcheint es mie nun, ald wenn durch bie Erläuterung, die 
der 8. 38 enthalten fol, der Kreis der Obliegenheiten und 


Befugniffe, die aus ‚dem Punkte 1 in $. 37 zu folgen 
find, gerade eher beſchraͤnkt, anftatt erläutert und ausge⸗ 
dehnt werde. Während Punkt 1 in $. 37 die oberſten ung 
Hauptfäßlichften Pflichten des Kirchenvorſtandes ausfprigt, 
worin eigentlich das Weſen feiner ganzen Thätigkeit und 
feines Wirkungskreiſes beftchen fol, befchränft der 8 
wieder diefen Wirkungskreis theils auf eine mehr negatige 
Thaͤtigkeit, theils auf einen nur ganz fubjectiven, indivi, 
duellen und nur mittelbaren Einfluß. Es heißt da mim. 
lich z. B.: „Sie werden auf den Wandel der Gemeinde, 
glieder in foweit wachfem fein u. ſ. w.“, alfo nicht den 
fittlihen Zuftand, der im Allgemeinen in ber ganzen Ge 
meinde herrfcht, fondern blos den Wandel einzelner Ges 
meindeglieder follen fie diefer Erläuterung zufolge im Auge 
haben. — Der. erfte Sag: „Die Kirchenvorſteher follen 
dur ein ehrbares und chriftliches Leben ber Kirchenge ⸗ 
meinde mit einem guten Beiſpiele vorleuchten“ enthält eben⸗ 
falls nur eine ganz ſubjective Beſtimmung. Füuͤr bie Be 
lebung des chriftlichen Sinnes aber, was doch für den 
Kirchenvorftand die Hauptaufgabe fein fol, bietet fich, wie 
ich glaube, doch gewiß noch ein weiteres Feld dar, als hier 
in $. 38 aufgeführt wird und ich folte meinen, es wäre 
fehr wünfchenswerth und nothwendig gewefen, wenn biefes 
Geld in $. 38 einigermaßen und wenn auch nur in fo weit 
näher bezeichnet worden wäre, als dies in den Motiven ger 
ſchehen iftz denn allerdings in den Motiven Seite 61 fin 
den ſich weit mehr Andeutungen Über die Thätigkeit und 
über Das, was ſich eben der Kirchenvorftand zum Biele 
feiner Wirkſamkeit fegen fol. Das find aber Worte und 
Andeutungen, bie blos in den Motiven ſtehen und ich hätte 
fehr gewünfcht, daß fie in das Geſetz felbft aufgenommen 
worden wären. Meine Herren, es ift das nicht bios meine 
An ſicht; ic bitte um Erlaubniß, Ihnen nur mit wenigen 
Worten Dasjenige mittheifen zu dürfen, was einer ber ber 
kannteſten und bewährteften Kirchenrechtslehrer, der Dr. Her 
mann in Göttingen in feinem küͤrzlich erfchienenen Schrift 
hen „Ueber den Entwurf einer Kirchenordnung fr bie 
ſaͤchſiſche Landeskirche” unter forcieller Bezugnahme auf 
diefen Paragraphen äußert. Er fagt: 

„Wohl aber hätte man neben der mehr negativen 
Beftimmung im $. 38 auf das weite, pofitive Arbeitsfeld 
hinmeifen mögen, welches ſich den Kitchenborſtehern burd 
ihre Fürforgepflicht für Belebung chriftlichen Sinnes in da 
Gemeinde eröffnet, Cs genügt nicht, die Aufgabe hinzu 
fielten, ohne eine Andeutung über die Mittel und Wege, 
tie fie zu Köfen ift, und zu denen insbefondere Bekämpfung 
Öffentlicher Unfitten, feelengefährlicher Luftbarkeiten, fomit 
der Anläffe und Herde der Wöllerei und Unzucht, Ber: 
trefung des Anfpruchs der dienenden Bevölkerung auf 
Zheilnahme an der Sonnfagsfeier, Zörberung der auf Be 
felligung guter Sitte gerichteten und fonftiger chriftlicher 





Vereine, Hereinleitung bewährter Erbauungsfhriften und 
gefunder, ann Bm Bolfsliteratur fr die Gemeinde 


und vorzüglich Sorge für weitefte Verbreitung ber Heilb 


gen Schrift in ihr gehören“, 
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Es find diefe Worte mir ganz aus der Seele geſchrie— 
ben und ich trete ihnen vollkommen bei, muß ich gleich zu⸗ 
geben, daß es gar nicht möglich fein würde, derartige 
‚ Eremplificationen ins, Geſetz felbft mit aufzunehmen. Ich 
erlaube mir, diefen Eremplificationen auch noch einige aus 
den Verhältniffen hinzuzufügen, die und noch näher liegen, 
namentlich mir, ber ih das Glüd oder Unglüd habe, an 
einem Knotenpunkte der Gifenbahnen zu wohnen. Ich 

‚meine. ba dieſe unfelige Sitte und das wahre Unmwefen, 
das mit Sonntagsertrazügen getrieben wird, durch die 
Zaufende von Menfchen dem Gottesvienfte geradezu ents 
zogen und entführt werden, um den Eijenbahncaffen einige 
Mehreinnahmen zu verfchaffen und durch die es auch dem 
ganzen Beamitenperfonal bei den Eifenbahnen unmöglich 
wird, ſich wenigftens an Sonntagen einige Stunden geifti- 
ger Sammlung und ernfterem Nachdenken zu gönnen. Ich 
rechne ferner dahin das wenigftens in manden Fällen 
gewiß nicht abfolut nothwendige Marſchiren der Truppen 
an Sonntagen, fo wie es namentlich beim Ein» und Aus: 
rüden bei den Gantonirungen öfters ftattfindet. Natürlich 
geht die Bevölkerung eines Ortes, wo es heißt: „Heute 
ruͤckt das Militär aus”, nicht in die Kirche, fondern bfeibt 
zu Haufe, bis der Trubel vorbei ift und ebenfo hält fie 
ſich in ihren Häufern, um bie einrhdenden oder zuruͤckkeh⸗ 
enden Truppen wieder zu empfangen. Während eines 
Krieges koͤnnen derartige Nüdfichten allerdings nicht ges 
nommen werben; aber in den Wagen des goldenen Srie: 
dens, im denen wir, Gott fei Dank! noch leben, glaube 
ic), koͤnnten derartige Störungen der Sonntagsfeier doch 
wohl vermieden werben. Ich muß aber noch einmal zu 
den Eifenbahnen zurückehren und kann verfichern, daß ich 
ein Dorf im Voigtland Fenne, wo am Sonntag während 
des Gotteöbienftes regelmäßig die Dampfzlige zwei, mitun⸗ 
ter drei Mal fo nahe an der Kirche vorbeifahren, daß ber 
Prediger gezwungen üft, diefe halbe ober Viertelminute auds 
zuſetzen ; es verurſacht einen Lärm, daß man glauben ſollte, 
die Thuͤren der Kirche oͤffrvten fich und der Dampfwagen 
führe durch die Kirche. Das (deinen mir alles Dinge zu 
fein, die dem Gedanken» und Wirkungskreis der Mitglieder 
eines Kirchenvorftandes nicht fremd bleiben follten, Sie 
werden unter ſich zu befprechen und zu berathen haben, 
wie derartigen Mebelftänden und Einrichtungen abzuhelfen 
oder vorgebeugt werden koͤnne. Daß fie nicht felbflthätig 
und hindernd eintreten Tonnen, das verfteht ſich von felbftz 
Ähre Wirkſamkeit muß und wird ſich ftet in den Grenzen 
der Gefeglichkeit und der ihnen vorgefcpriebenen Infiructior 
nen halten müffen. Uber daß fie darauf aufmerkſam ge- 
macht, daß fie darauf hingewiefen werben, daß folde 
Dinge zu ihrem Reſſort gehören, das, glaube ich, ift noth: 
wendig. ben ſolche Dinge, wie fie von mir gerlgt wur 
den, find ed, die den chriſtlichen Sinn, wo ein folder 
wahrhaft begründet ift, empören und ihn, wo er nicht auf 
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feftem Grunde ruht, vollends ganz vernichten. Wie gefagt, 
es wuͤrde ſchwer fein, einen Antrag in biefer Beziehung 
hier zu fielen; es ift, wie ich ſchon erwähnt habe, auch 
dies meine Abſicht nicht. Ich Habe das Vertrauen zur hohen 
Staatsregierung, daß fie diefen Anfichten” ſich foviel als 
möglich anfchließen und thun wird, was möglich ift auf 
dem Wege der Zuftruction, um den Kirchenvorſtand auch 
in ſolchen Beziehungen auf die Erfüllung feiner hochwich- 
tigen Pflichten aufmerkfam zu machen. 


Staatsminifter v. Falkenftein: Da der geehrte 
Abgeordnete feinen Antrag geftellt hat, fo würbe ich Feine 
Veranlaſſung haben, über die Momente, bie er hervorzu⸗ 
heben die Güte hatte, mich weiter auszulaffen, Bei alle 
dem ift jedoch die Sache von einer gewiffen Wichtigkeit 
und ich halte es für meine Pflicht, die Anſichten, von denen 
die Negierung dabei ausgegangen ift, offen ber hohen 
Kammer darzulegen. Auch mir ift die Schrift, die der 
geehrte Sprecher erwähnte, bekannt und die Stelle, die er 
die Güte hatte, ber geehrten Kammer mitzutheilen. Ich 
habe noch hinzuzufügen, daß derfelbe Verfaſſer infofern dem 
Entwurfe ein Lob ertheilt, ald er ausdruͤcklich ſagt, man 
hätte in diefem Gefegentwwurfe den von andern Negierungen 
bei vorgelegten Gefegentwürfen begangenen Fehler gluͤcklich 
vermieben: dem Kirchenvorftand blos die Geldverwaltung 
zu Übertragen und ihn gewiffermaßen von ber Mithülfe zur 
Grreihung der weit höheren Abfihten, die man bei Errichs 
tung eines Kirdhenvorftandes im Auge haben müffe, auszu ⸗ 
ſchließen, während nlan in dem vorliegenden Gefeßentwurfe 
Beides zu vereinigen gefucht habez und in der That liegt 
in biefem Paragraphen, um den es ſich hier handelt, der 
klarſte Beweis dafür, daß die Regierung ben Wunfch hat, 
daß der Kirchenvorftand keineswegs fich lediglich auf das« 
jenige, was im gewöhnlichen Sinne bes Worts Verwaltung 
genannt zu werden pflegt, befchränfe, fondern daß er weis 
ter gehe, um, fo weit er es als Pflicht erkennt, auch auf 
das geiftlihe und geiftige Wefen der Gemeinde einzuwir⸗ 
ten. Die Andeutungen aber, die im Gefehentwurfe ent⸗ 
halten find, fehlenen dem Minifterium vollfommen ausrei⸗ 
hend zu fein, um den Kirchenvorftand auf die Wichtigkeit 
feines Berufs hinzuweiſen; ihm aber auch davor zu hüten 
und zu warnen, daß er nicht zu weit gehe und fid viel⸗ 
Teicht im befler Abſicht in Dinge mifche, die entweder für 
ihn nicht gehören oder deren Einmiſchung zu weſentlichen 
Ineonvenienzen führen koͤnnte und Überhaupt das Gute, 
was man dadurch hervorrufen will, in’3 Umgekehrte ver» 
wandeln koͤnnte. Es ift gewiß richtig, daß der Kirchen» 
vorftand darauf fehen foll, daß alles Das moͤglichſt vermie⸗ 
den werde, was das kirchliche Leben fören- Tann, was der 
Zucht und Sitte entgegen if. Wollen Sie aber, meine 
Herren, daß der Kirhenvorftand bewegen nun ſich in eins 
jelne Zamilienverhältniffe einlaffen fol und da eine Wirks 
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ſamkeit entfalte, die nur etwa dem Geiftlichen zugeſtanden 
werben kann? Wollen Sie, daß der Kirchenvorftand ſich 
in öffentliche Angelegenheiten miſche, die abzuftellen gar 
nicht in feiner Macht liegen würde? Der geehrte Spre— 
her erwähnte felbft z. B. die Eifenbahnen und das 
Marſchiren des Militärs am Sonntage. Ich gebe ihm 
volftändig zu, daß manche Unannehmlichkeit damit vers 
bunden fein kann; aber gerade aus diefen Beifpielen 
möchte ich folgern, wie gefährlich es wäre, wenn das Mir 
nifterium im diefer Beziehung im Gefegentwurfe Etwas 
vorfchreiben wollte, wodurch der Kirchenvorſtand genöthigt 
wäre, um feine Pflicht zu erfüllen, in Angelegenheiten ein⸗ 
zugreifen oder wenigftend Erklärungen abzugeben, von 
welchen fich im Voraus abfehen ließe, daß nach der allges 
meinen Lage der Dinge unmöglich wäre, fie zu berückfich- 
tigen. Ich kann übrigens verfichern, daß Betreffs diefer 
beiden Punkte, die der geehrte Sprecher erwähnte, ſoviel 
geſchehen ift, als thunlich, um den Uebelftänden, die bamit 
verbunden find, Abhuͤlfe zu leiten. Noch weiter zu gehen 
in biefer Beziehung und fpecielle Vorfchriften zu machen, 
hat der geehrte Abgeordnete felbft nicht für zwedmäßig 
erachtet und ich muß ihm darin beiftimmen. Es ift dies 
in der That, meine Herren, ein Punkt, bei dem das Mort 
gilt: Der Buchſtabe töbtet, der Geift ift es, welcher leben⸗ 
dig macht: Wenn im Kirhenvorftand ber rechte Geift iſt, 
fo wird Alles gut gehen; wenn wir ihm aber Vorfchriften 
machen, die nur gar zu leicht zum Mißbrauch der Gewalt 
führen önnen, fo iſt dies auf der andern Seite außeror- 
dentlich bedenklich. Ich bin feft uͤberzeugt, der Kirchen 
vorftand wird unendlich ſegensreicher wirken, je weniger 
man ihm vorſchreibt, wenn nur die rechten Leute hineinge ⸗ 
wählt werden. Je mehr man ihm aber im Detail vor⸗ 
ſchreibt, deſto zweifelhafter wird feine Wirkfamfeit, wenn 
auch tüchtige Leute hineinkommen. 


Nittergutöbefiger Rittmer: Auch ich habe den Pafjus 
ber vorhin angezogenen Schrift gelefen, melde der erſte 
Here Redner vorlas und ich habe Manches darin gefunden, 
was mich angefprochen hat, wenngleich ich allen den vom 
Herrn v. Welt geäußerten Anfichten nicht beitreten mag, 
wie z. B. der, daß die Grtrabahnzüge bios eingerichtet 
feien, um die Eiſenbahncaſſen zu füllen, — das find 
Nebenfachen, wegen deren ich das Wort nicht erbeten haben 
würde. Ih bat um das. Wort wegen eines formellen 
Bebenkend. Der geehrte Redner deutete wiederholt darauf 
Yin, daß er hoffe, die hohe Staatsregierung würde auf 
andern Wegen, alfo doch wohl nit auf Grund von 
Berathungen in dieſem Saal, das von ihm Vermißte herz 
beizubtingen wiffen und es war meine Abficht, mich gegen 
dieſe Anfiht zu erflären, indem ich durchaus nicht wünfchen 


tan, daß im Bezug auf die hier im Geſetze vorgelegten, 
fpeeiellen Angelegenheiten 


durch Verordnung des Cultus- 





miniſteriums noch etwas Mefentliches Hinzugefügt oder 
hinweggenommen würde. Ich freue mich, in .diefer Bu, 
ziehung vom Miniftertifche aus gehört zu haben, daß da 
Vorſtand des Minifteriums ſelbſt wefentliche Bedenken bat, 
wie er in feinen legten Worten äußerte, in der fraglichen 
Beziehung weiter zu gehen, als es im Gefegentwurfe ge 
ſchehen ift und man darf hierauf die Hoffnung baficen, 
daß das Minifterium auch nicht darauf eingehen wird 
durch Verordnung etwas Weſentliches nachtragen zu wollen 
wogegen ich wenigſtens nach meinen Anſichten Verwahrum 
einlegen moͤchte. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen. Ich kann daher die Debatte üher 
$ 38 fchließen und dem Heren Referenten das Schlußwort 
geben, fofern er es begehrt. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Ich kann nr 
hinzufügen, daß ih mit ben Klagen und Beſchwerden, 
die Herr Baron v. Weld ausgeſprochen hat, ganz einven 
fanden bin und feine Bemerfungen iiber die vielen Uebel 
fände ganz richtig finde und fie betätigen muß. Nur 
aber bin ich ebenfalls nicht einverftanden mit dem Verlan⸗ 
gen, daß alle diefe Gegenftände fpeciell in die Beſtimmun⸗ 
gen über die Wirkfamkeit des Kirchenvorftandes aufgenom 
men werben follen. Es fiel mir bei diefen Klagen eine 
Geſchichte ein von einem Prediger an einem Orte, der feine 
Schuldigkeit im vollften Maaße erflillte, der ein fehr treuer 
Seelforger war und zur Erbauung feiner Gemeinde At 
that. Eines Sonntags ging er gegen Abend auf das Fe, 
war fehr niedergefchlagen und in tiefe Gedanken verfunken. 
Da begegnete er einem Gutöbefiger feiner Gemeinde. De 
ſprach mit ihm und unterhielt fich mit ihm über bie Pre 
digt, die er heute Vormittag gehalten hatte und druͤcktt feine 
Erbauung aus, die er bei der Predigt empfunden habe 
Der Geifliche aber fuhr fort zu Magen und fagte, daß er 
fo gar wenig Erfolge in feiner Gemeinde fähe. Gr thite 
doc) alles Mögliche, um einemfrommen, chriſtlichen Sinn 
in feiner Gemeinde zu verbreiten; er fähe aber wenig Frudt 
von feiner Arbeit. Ci, fagte ber Gutsbefiger, Herr Palle! 
wollen Sie denn gleich mit der Ernte anfangen? Ich habt 
geftern auch gefäet und muß nun % Jahre ruhig warten, 
bis die Ernte kommt. Wollen Sie denn nicht auch rubiß 
warten, bi die Ernte anfängt und auf den Erfolg ihrer 
Berlihungen warten und «3 dem Heren anheimftellen? 
So iſt es auch bei diefer Frage und bei diefem Geſeh 
Diefes Geſetz foll nur ein Anfang fein, eine Veranlaffung, 
nur der Samen, ber ausgeſtreut wird. Die Wirkung, dt + 
Erfolg, die Ernte iſt zu erwarten. Thun die Kirhenvor 
ftände ihre Schuldigkeit und der Pfarrer an ihrer Spikt, 
und haben fie ben rechten Sinn zu wirken, was fie folkt, 





nun, fo wird auch ber rechte Erfolg nicht fehlen und auch 
auf bie gerügten Uebelftände werben fie nicht unterlaſſen 
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ihr Angenmerkizw richten. Der zweite Abſchnitt des $. 37 
‚giebt dazu Veranlaſſung und die Aufforderung: „Aufficht 
über windige Feier der Sonn» und Fefitage, Aufrechthal- 
tung und Beförderung der dußeren: Ordnung beim Gottes« 
dienſt.“ Wozu ift dies hingefegt? Es verfteht ſich alfo von 
felbft, daß fie aufmerffam find "auf Alles das, was den 
Gotteödienft und die Ordnung deffelben flört, Das find 
Gegenftände der Thätigkeit, die mehr gefühlt fein müffen, 
als vorgefihrieben und beftimmt ausgedrüct und ich muß 
heute wieder auf eine Klage zurückkommen, die ich ſchon 
oft ausgefprochen habe. Man verlangt Alles vom Geſetz 
und vom Buchſtaben des Geſetzes; es fol Alles im Geſet 
ſtehen und doch beſchwert man ſich zu anderen Zeiten wie⸗ 
der mit vollem Rechte, daß zu viel Gefege gegeben werden 
und befchwert ſich über zu viele Beſchraͤnkungen der Ger 
meinden und der politifhen Vertreter, über bitreaukratifche 

“ Eingriffe und dergleichen. Ich Bin daher und die Depu- 
tation iſt der Anficht gewefen, daß in den '$$. 37, 38 und 39 
wirklich genug fleht. Haben bie Kirchenvorfteher den Sinn 
ihrer Wirkſamkeit nicht von felbft, foviel ift gewiß, durch 
das Gefey und durch die fpeciellften Vorſchriften des Ges 
ſetzes werben fie diefen Sinn auch nicht erlangen. 


Freiherr v. Weld: Zur Widerlegung! Es fcheint ein 
Mipverftändnig vorzuliegen, wenigftens von Seiten des 
Herrn Neferenten, indem er fagte, er Fönne nicht dafür 
flimmen, daß meinem Wunfche gemäß fpeciell alle diefe Bes 
- flimmungen im Gefeg aufgenommen würben. Ich habe 
aber mehrmals gefagt, daß ich mich vollfommen befcheide, 
daß es unmöglich fein wird, Alles zu fpecialifiven und alle 
nur denkbaren Gebrechen, welche in kirchlicher Beziehung 
vorhanden find, als Gegenftände der Abhülfe Seiten des 
Kirchenvorftandes zu bezeichnen. Das ift keineswegs meine 
Abficht geweſen. Ich habe ausbrüdlich gefagt, ich würde 
mich ganz zufrieden geben‘, wenn die Faſſung, wie fie bie 
Motiven enthalten, ind Gefeg gefommen wäre. Ich bes 
merke übrigend, daß ich durch meine vorigen Aeußerungen 
und Wünfche nur mein Gewiffen habe erleichtern wollen; 
mithin meinen Zweck vollkommen erreicht habe. Will die 
hohe Staatsregierung diefen Aeußerungen Beachtung ſchen ⸗ 
Ten, fo wird fie dazu keineswegs nöthig haben, gleichſam 
Hinter dem Rüden der Kammer den Kirchenvorftänden in 
einer Inſtruction Pflichten vorfchreiben zu laffen, die dem 
Inhalt des Gefeges widerfprächen. Der Herr Abg. Rittner 
ſchien fo etwas zu befürchten; aber ich geftehe, daß ich 
weit entfernt bin, der hohen Staatsregierung etwas der Art 
zuzufrauen. 


Präfident v. Schönfels: Ich werde nun zur Abs 
flimmung übergehen. Ein Antrag ift betreffend $. 38 nicht 
eingebracht worden und es hat ſich die Debatte mehr nur 
auf allgemeinen Meinungsaustaufch beſchraͤnkt. Ich habe 
haher blos die Frage zu ftellen auf den Deputationsantrag 








und der geht dahin, $. 38 in unveraͤnder ter Maaße 
anzunehmen. ‘Sch frage, ob die Kammer diefem 
Antrage ihrer Deputation beitritt? — Einftims 
mig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


$. 39. 

Zu 2. In der angegebenen Beziehung haben die Kir 
chenvorſteher über die Befolgung der allgemeinen Gefehe 
und. localen Ordnungen zu wachen und die Geiftlichen in 
ihrer darauf gerichteten Shärigteit zu unterftügen, 

‚Der Pfarrer und alle übrigen Geiftlichen find in ihrer 
perfönlichen Amtsthätigfeit, was Lehre, Seelforge, Ver— 
waltung der Sacramente und die übrigen heiligen Hand» 
lungen, fowie auch ihre amtliche Gefhäftsführung anlangt, 
von dem Kirchenvorftande unabhängig. Sollten jedoch die 
Kirchenvorfteher in der Amtsführung oder in dem Wandel 
des Pfarrers oder eines andern Geiftlichen etwas wahrnehe 
men, was feiner amtlichen Stellung oder dem Wohl der 
Gemeinde zuwider ift, fo find fie fo befugt als verpflichtet, 
ſolches im Kirhenvorftande zur Sprache zu bringen und 
u dem Superintendenten Anzeige bavon zu 
machen. 


Die Motiven zu diefem Paragraphen find bereits 
vorgelefen bei 8.38. — Die Deputation beantragt uns 
veränderfe Annahmez fie hat Nichts zu erinnern. 


Präfident v. Schönfeld: Ueber diefen Paragraphen 


ift foeben von Herm v. Pofern ein Antrag eingebracht 


worden, der dahin geht, die Worte am Schluffe des Paras 
graphen: „im Kirchenvorftande zur Sprache zu bringen und 
nöthigenfaNs” wegzulaffen;z dagegen die Worte fo zu faſſen: 
„fo find fie fo befugt als verpflichtet, dem Superintenden« 
ten Anzeige davon zu machen“. Ich habe zu erwarten, 
ob der Herr Antragfteller feinen Antrag motiviven will? 


Kloftervoigt v. Pofern: Meine Herren! Der Schluß: 
Tat diefed Paragraphen ericheint mir doch etwas bedenklich. 
IH befürchte namlich, daß dieſe Befugniß des Kirchenvor⸗ 
ſtandes Leicht gemißbraucht werden und zu Unzuträglichkeir 
ten und Reibungen zwiſchen dem Geiftlichen — dem Bors 
figenden — und den andern Mitgliedern des Kirchenvor⸗ 
ſtandes führen kann. Wie jedem Kirchengemeindemitgliede, 
fo muß gewiß auch jedem Mitgliede des Kirchenvorſtandes 
das Necht gewahrt bleiben, Über feinen Geiftlichen bei deſſen 
dorgefeßter Behörde Beſchwerde zu führen, wenn ſich ein 
gerechter Anlaß dazu darbietet; aber im Kirchenvorftande 
felbſt muß meiner Anſicht nach jede Discuffion hier 
über in Gegenwart des Geiſtlichen vermieden werben. 
Denn mit welder Freudigkeit fol der Geiftliche in feinem 
gewiß fhönen, oft aber auch fehr ſchwierigen Berufe noch 
wirken, wenn ex vielleicht oft fehr thörichten Anfehuldiguns 
gen gegenüber ſich eben hat vertheidigen muͤſſen und wo 
wird dad Material zu folchen Anſchuldigungen oft geſam⸗ 
melt werden? In den Schänflöcalen. Und wo wird das 





wieder befprochen werben, wie der Geiftliche fich vertheibigt 
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und verantwortet Hat? Ich befürchte, der Kirchenvorftand 
wird den Geiftlihen als feiner erſten Inſtanz unterworfen 
anfehen und ſich als Kläger und Richter in einer Perfon 
geriren wollen. — Darum wuͤnſche ic, meine Herren, daß 
die Worte: „ſolches im Kitchenvorftande zur Sprache zu 
bringen" wegfallen. Es iſt dies eine nur kleine Berände- 
zung; dadurch werben aber meine Bedenken wenigſtens 
zum Theil gehoben und namentlich zwiſchen dem Vorjigen- 
den — dem Geiſtlichen — und den Kirchenvorſtandsmit- 
gliedern unangenehme, perfönliche Berührungen vermieden 
werben. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat die Mo- 
tlvirung des Herrn Antragftellerö vernommen und der Antrag 
ſelbſt ift von ihm noch einmal dargelegt worden. Sch habe 
daher nur die Frage an die Kammer zu richten, ob fie den 
von Herrm v. Pofern geſtellten Antrag "unterftütt? — 
Hinreichend. 

Er würde alſo mit zur Discuſſion zu gelangen haben. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich ehre von ganzem 
Herzen die trene Gefinnung gegen das geiftlihe Amt, aus 
welcher diefer Antrag des Herrn v. Pofern hervorgegangen 
iſtz aber ich erfaube mir doc) auch die andere Seite der 
Sache vorzufehren. Wir hatten in der Deputation feinen 
Anftand genommen an dem, was hier im Entwurf am 
Schluß des Paragraphen ausgeſprochen iſt und ich glaube, 
es läßt ſich aud etwas dafuͤt fagen. Denn wenn ber 
Antrag des Herrn v. Pofern angenommen würde, fo wäre 
bie Folge die, daß, falls die Kirchenvorſteher irgend Etwas 
gegen den Pfarrer hätten, biefes durchaus nicht in einer 
Sitzung des Kirchenvorſtands zur Sprache gebracht werben 
dürfte. Mas ift die Folge davon? Keine andere, als daß 
ber. betreffende Pfarrer auf einmal Überrafcht wird durch 
eine Bufchrift feines Superintendenten, der ihn zur Verant - 
wortung auffordert Über basjenige, was der Kirchenvorſtand 
gegen ihn angebracht habe. Was wird das nun für einen 
Eindrud aufihn machen? Er wird denken: „Warum hat mir 
benn Niemand von den Leuten offen, maͤnnlich und aufrichtig 
Etwas gefagt, weder ein Einzelner, noch als wir die letzte 
Sigung hielten? Und nun find fie Hinter meinem Rüden an 
den Superintendenten gegangen und haben dort Anzeige ges 
made!" Mir fcheint, von der Seite betrachtet, hat der 
Entwurf etwas für fih. Es ift am Ende eine Aufforder 
zung an den Muth, der dazu gehört, fo etwas zu fagen. 
Es braucht ja nicht nothwendig in gehäffiger und leiden⸗ 
ſchaftlicher Weife vorgebracht zu werden, als aus der 
Schaͤnke gefhöpft und in die Schänke fließend. Es kann 
wirklich auch auf eine vedlihe und ehrenwerthe Meife fo 
sine Sade zur Sprache gebracht werden. Und wenn das 
innerhalb des Kirchenvorftandes gefchieht, fo, geftehe ich, iſt 
mir das noch lieber, als wenn gleich Anzeige an den näd: 
fen Vorgefegten gemacht wird. Ich hätte allerdings noch 
Hineingewünfgpt als Gollicitation für die Aufrichtigkeit der 


‚Landesbibliothek 
'Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





einzelnen Mitglieder, daß eine Beſchwerde in ber Sitzung 
des Kirchenvorſtandes nicht zur Sprache gebracht werden 
dürfte, che eins der Mitglieder unter vier Augen mit dem 
Geiſtlichen darüber geſprochen hat. Ich werde jedoch keinn 
befonderen Antrag darauf ftelen. Aber ich wollte nur die 
andere Seite der Sache nicht unberührt Taffen. 


Freihert v. Kochowe Ich hatte mir gleichfalls yon 
genommen, einen Antrag zu flellen, durch welchen bie vom 
Herrn v. Pofern gefürchtete, nachtheilige Stellung des Par 
ters etwas gemildert wurde. Bei der entfchiedenen Mid. 
tigkeit der im legten Satz des $. 38 erwähnten Berathungi. 
gegenftände ſcheint es mic fowohl im Intereffe des Pfarrerg 
als der Sache felbft wunſchenswerth, daß der Patron cinm 
fo wichtigen Verhandlung wo möglich jederzeit beimohnt, 
daher zuvor von dem Gegenftande der Verhandlung Kennt: 
niß erhalte. Ich ſchlage deshalb vor, einzuſchalten nad 
den Worten: „fo befugt, ald verpflichtet” „ſolches nach vor 
auögegangener befonderer Mittheilung des Gegenftandes der 
Verhandlung an ven Patron im Kirhenvorftande u. ſ. m, 
zur Sprache zu bringen“. — Ic) erfuche den Herrn Praſ⸗ 
denten, diefen Antrag zur Unterflügung vorzutragen. 


Prafident v. Schönfeld: Die Kammer hat den ‚An 
trag des Herrn v. Rochow vernommen. Derfelbe geht 
dahin, nad) den Worten — beim Schluffe nämlich de 
Paragraphen — „fo befugt, als verpflichtet”, die Worte 
einzufchalten : , 

folcyes nach vorausgegangener befonderer Mitthei 
Tung des Gegenftandes der Verhandlung an den Patron, 
im Kirchenvorftande zur Sprache zu bringen” u. f. m. 

Die Motivirung hat bereits ftattgefunden. Ich habe 
daher nur die Frage an bie Kammer zu richten, ob fie 
diefen Antrag unterftügt? — Er ift hinreichend unterflügt 
und würde daher auch mit zur Discuffion zu gelangen 
haben. Jetzt hat der Herr Staatsminiſter und dann Hat 
dv. Pofern das Wort. 


Staatöminifter v. Falfenftein: Was zuvoͤrderſt den 
Antrag des Heren v. Pofern betrifft, fo verfenne ich Feines 
wegs bie wohlwollende Abſicht deffelben und flimme gany 
dem bei, was Herr Dr. Lechler darüber ausgefprochen hatz 
ich erlaube mir aber nur darauf aufmerffam zu machen, 
daß man ſich immer wieder vergegenmärtigen muß, was 
denn eigentlid der Kirchenvorfland dem Pfarrer gegenuͤter 
für eine Stellung einzunehmen hat. Er fol doc im 
Weſentlichen, abgefehen von den übrigen Verwaltung 
befugniffen, die ihm zugetheilt find, der Helfer de} 
Geiſtlichen mit fein, damit die Segnungen, welche dit 
Geiſtliche erwirfen Tann, durch den Kirchenvorfland unter“ 
fügt und mit in Vollzug gefetst werden. Es iſt alſo IR 
der Regel anzunehmen, daß das Verhäftniß zwiſchen dt 
Geiſtlichen und dem Kircenvorftande ein freundliches, ein 


[inniges fein wirt. Der Kirhenvorftand, muß man an 





425 


nehmen, ſoll Vertrauen zum Geiftlichen und der Geiftliche 
zum Kirchenvorftand haben. „Sie fönnen und follen ger 
meinfam zum, Wohle; der Gemeinde innerhalb der Gren- 
gen, die ihnen gezogen find, wirken. Iſt dies der Fall, 
dann wird die Art und Weife, wie etwaige Differenzen oder 
Beſchwerden über einzelne Vorkommniſſe zur Sprache ger 
bracht werden, eine folche fein, daß der Pfarrer, weit ents 
fernt fich verlegt zu fühlen, vielmehr mit Freude die Offen- 
heit und Ehrlichkeit anerkennen wird, mit welcher man. 
berartige Dinge zur Sprache gebracht hat. Er wird wiffen, 
was er darauf zu antworten hat und wird, wenn ihm Unrecht 
gefchehen, ben weiteren Weg einzufchlagen felbftverftändlich 
finden. Wir werden aber auch — und dies dürfen wir 
nicht verfennen — einzelne Fälle haben, wo es ſich nicht 
ſo verhält; Fälle, wo der Geifliche zu den Beſchwerden 
Anlaß giebt, wo aber vieleicht Niemand ift, der den Muth 
hat, dem Geiftlichen gegenüber ſich offen auszuſprechen, 
weil er in feinem näheren Verhältniffe zum Geiftlihen 
fieht. Sol nun der Kirchenvorftand fofort in einem 
folchen Falle an den Superintendenten gehen oder an bie 
fonftige vorgefegte Behörde, um ſich über den Geiftlichen 
zu befchweren? Meine Herren! Es ſcheint mir weit 
angemeffener und fehonender für den Geiftlichen zu fein, 
wenn ber Kirchenvorftand, mit dem er gewiſſermaaßen 
ein Herz und eine Seele bildet, dem Geiftlichen bemerklich 
macht, auf welchem falfchen Wege er fich befindet. 
Man muß doch wohl ald Regel vorausfegen, daß dies auf 
folche Weife gefchieht, daß etwas wirklich Verlegendes darin 
nicht liegen werde. Ich gebe zu, daß einzelne Fälle vor- 
kommen können, wo auch der Kirchenvorftand in der Form 
fehlen kann. Meine Herren, das ift freilich in ſolchen 
Berhältniffen unmöglich gänzlich zu vermeiden. Wenn 
der geehrte Herr v. Rochow bemerkte, es wire bie Sache 
von folder Wichtigkeit, daß in derartigen Fällen immer der 
Patron in Kenntniß zu fegen fei und berfelbe bei der 
Sigung, in welcher eine ſolche Beſchwerde zur Sprache 
gebracht werben ſoll, zugegen fein müffe, fo gebe ih ihm 
volfommen Necht, daß die Sache an und für fi von 
Wichtigkeit fein kann; aber es iſt, wenn ich nicht irre, 
dem dadurch hinreichend vorgefehen, daß der Patron über» 
haupt von den Sigungen des Kirchenvorftandes in Kennt: 
niß gefet werden fol und daß der Patron immer in ber 
Lage ift, einer ſolchen Verfammlung beizuwohnen. Sollte 
er wirklich einmal abgehalten fein und die Füglichkeit, 
eine Sigung zu verfchieben, bis der Patron bei ber Sitzung 
zugegen wäre, nicht gegeben fein, fo ift dies freilich unan- 
genehm. Ich muß jedoch bemerken, daß auch Falle vor- 
Zommen fönnen, in denen es nicht möglich iſt, fich längere 
Beit darlber vorher auszufprechen: wir wollen heute bie 
und die Beſchwerde gegen den Geiftlichen vorbringen. Es 
iſt Sitzung im Kirchenvorftande, der Patron ift vorſchrift⸗ 
mäßig in Kenntniß gefegt worden. Er erſcheint aber nicht. 
Allerdings kann dann die Frage entfiehen, ob die Ber 








ſchwerde zutüdzuhalten wäre? Es kann aber, auch der 
Fall vorfommen, dag die Sache von folder Dringlichfeit 
iſt, daß der Kirchenvorftand fich veranlagt ficht, doch die 
Sache zur Sprache zu bringen. Soll dann der Kirchen⸗ 
vorftand die Sache auf ſich beruhen laſſen, weil der Pas 
tron abgehalten ift, im Kirhenvorftande zu erfcheinen? Ich 


"glaube faum, daß das in der Anficht des Herrn Antrag 


ſtellers liegen dürfte. Ich glaube alfo, im Wefentlichen ift 
Dem, was der Here Antragfteller beabfichtigt, eigentlich 
durch die allgemeine Vorſchrift über die Stellung des Pa- 
trons zu dem Kirchenvorftande bereitd volftändig genuͤgt. 
Freiherr v. Room: Der Patron ift nach dem Geſetz ⸗ 
entwurf allerdings im Allgemeinen von den Sigungen in 
Kenntniß zu feßen; allein vom Inhalt der vorliegenden, 
ſpeciellen Berathungsgegenftände, ſoviel ich weiß, nicht. 
Deshalb ſchien es mir allerdings ein Beduͤrfniß, bei fo 
wichtigen Fragen, wie in diefem Paragraphen vorliegen, zuvor 
den Patron befonders in Kenntniß zu fegen. Der Patron 
glaubt vieleicht, es handelt fi um eine gewöhnliche Vers 
waltungsfache und erfeheint beöhalb nicht. Weiß er aber, 
daß etwas Wichtiges vorkommt, fo hält er es dann für 
feine Pflicht, durch feine Gegenwart dabei mitzuwirken. 
Iſt der Patron nicht im Ort anmwefend oder überhaupt 
Fein ſolcher vorhanden, fo erledigt ſich die Sache natürlich 
von ſelbſt. u 5 
Kloftervoigt v. Pofern: Der Unterfchied zmifchen 
meiner Anfiht und der des Herrn Superintendenten Dr. 
Lechler und der des Herrn Staatöminifters ſcheint mir darin 
zu beftehen, daß Iegtere fich die Kirchenvorftandsmitglieder 
als Ideale denken und daher auch von idealen Anfichten 
auögehen; ich dagegen mir bie Menfchen dene, wie fie es 
leider oft find und wie fich die Sache kuͤnftig in ber. 
Praris wohl leider nur zu oft herauöftellen wird. Hat Je⸗ 
mand aud der Mitte des Kirchenvorfiandes Etwas gegen 
feinen Geiſtlichen, fo mag er allein mit ihm darüber fprechen; 
aber im Kirchenvorftande felbft darf meiner Anſicht nach 
fein Wort des Tadels oder Vorwurfs über die Perfon des 
Geiſtlichen fallen. Wenn aber hier in der Kammer felbft 
der einzige, heute hier anmefende, geiftliche Vertreter der 
evangeliſchen Kirche, Herr Superintendent Dr. Lechler, gegen 
meinen Antrag ift und ebenfo der Herr Minifter des Cultus, 
von denen ich annehmen muß, daß fie es beffer als ich 
wiffen, was der geiftlihen Stellung und dem geiftlichen 
Anfehen frommt und angemeffen ift, fo will ich meinen 
Antrag zurüdziehen. Ich habe es für Pflicht gehalten, 
meine Ueberzeugung auszufprechen; dixi el animam salvavi! 
Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom⸗ 
men, daß der Herr Antragfteller feinen Antrag zurüdzichen 
will und ich frage daher, ob die Kammer diefe Zuruͤckziehung 
genehmigt? — Einftimmig Ia. 
Staatöminifter- v, Falkenftein: Ich bin volltommen 
damit einverffanden, was Herr v. Pofern ſagte. Ich bin 
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überzeugt, daß ber Antrag aus der ebelfien AWbſicht hervor⸗ 
gegangen iſt; ich habe aber meines Orts zu den Geiſtlichen, 
ſowie zu den Gemeinden das gute Vertrauen, daß. beide im 
der, großen Mehrzahl, der Falle den, rechten Weg finden 
werben. 

Graf v. Einfiedel-Woltenburg: Nachdem der Ans 
trag zuruͤckgenommen ift, fo verzichte ich auf das Wort, 
well ich nur gegen. benfelben. ſprechen wollte. 


Nittergutöbefiger Ritt ner: Ich habe beide Anträge 
nicht unterftüßtz da aber ber erſte, welder mir am weſent⸗ 
lichſten erſcheint, zurückgenommen worden ift, fo habe ih 
meine Auslaffung nur auf den zweiten zu beſchraͤnken. 
Auch der vom Freiherrn v. Rochow geftellte Antrag ſcheint 
mir, gelind gefprochen, überflüffig. Cs kommt durch den- 
felben ein Moment, ein Princip in den Kirchenvorſtand, 
welches mir nur nachtheilig zu wirken fcheint; denn, meine 
Herren, wie nehmen ja an, daß der Kirchenvorftand und 
der Geiftliche eine gemeinfhaftlich wirkende Corporation 
fein fol. Es ift in keiner menſchlichen Ginrichtung zu ver ⸗ 
meiben, daß in folchen Angelegenheiten Eleinere oder größere 
Differenzen unter den betheiligten Perfonen eintreten wer« 
den. Wil man auf diefen Fall hin nach dem Antrage, 
der zuerft geftellt war, verfahren, fo wide das eine weſent 
lie Störung fein; allein auch die Anzeige an den Kir 
chenpatron ſcheint nicht weſentlich in ber Drganifation des 
Kirchenvorftandes begründet zu fein. Es würde dadurch 
zunaͤchſt ein großer Unterfchieb hervortreten zwifchen einem 
Kirchenvorſtande, wo ein Patron Mitglied ift, und anderen 
Kicchenvorftänden, wo feiner da ift. CS iſt auch die Kir- 
Henpatronfchaft nicht etwas weſentlich Nothwendiges, nicht 
etwad principiel Bedingtes in unferer ſaͤchſiſchen, proter 
ſtantiſchen Kirche. Ich befinde mich in dem Falle, zur Ber 
kraͤftigung biefer Auffaffung mic) auf ein Schriftchen bes 
ziehen zu koͤnnen, das ſchon mehrfach angezogen worben ift. 
Dr. Hermann fagt in biefer Schrift auf Seite 16 aus: 
drüdticd, da dad in Sachſen Beftchende zwar in vielen 
Beziehungen wünſchenswerth fein koͤnne, aber nicht etwas 
principiell Nothwendiges fei. Nun, meine ‚Herren, darf ich 
daraus wohl folgern, daß, wenn man biefes Moment her: 
ein beingt, ſolche Differenzen gewiſſermaaßen eine größere 
Wichtigkeit bekommen werden, die fie urfprünglich gar nicht 
haben und dadurch die Möglichkeit wegfält, daß Überhaupt 
ſolche Differenzen zwiſchen dem Pfarrer und dem Kirchen: 
vorftand, ich möchte fagen, auf gemüthliche Weife in Aus: 
trag gebracht werben fönnen; während, wenn officiell Ber 
ſchwerden bei dem Kirchenpatron einmal angebracht worden 
find, dies jedenfalls viel fchwieriger fein. wird und die 
Sache, fo, unbedeutend fie urſpruͤnglich auch fein mag, 
eine weit, größere Wichtigkeit erhält. Diefe Bedenken, in 
Verbindung mit dem Unterfchied, der dadurch in dem. Ber: 
fahren, herbeigeführt wird, zwiſchen ben verſchiedenen Kir 
Henvorftänden, führen mic dahin, auch dem Antrage. des 


Herrn v. Room entgegen zu treten und gegen ihn zu 
fimmen. 

Freiherr v. Rohom: Ich erblice in der Gegenwart 
des Patrons bei der -Verfammlung Iediglich eine größere 
Bürgfhaft, daß die Form des Schicklichen dem Pfarrer 
gegenüber beffer inne gehalten wird. Nach der Erklärung, 
die der Herr Superintendent Dr. Lechler abgegeben, bin 
auch ich gleich Herrn v. Pofern geneigt, meinen Antrag 
zurudzunehmen. 


Vraͤſident v. Schönfeld: Auch der Herr v. Rochow 
mil feinen Antrag, zurücknehmen und ich frage, ob bie 
Kammer hiermit einverftanden ift? — Einftimmig Za. 

3% habe zu erwarten, ob noch Jemand das Wort 
verlangt, um über $. 39 zu ſprechen? Da dies nicht der 
Tall ift, fo fehliege ich die Debatte. und ertheile das Schluß⸗ 
wort an den Herrn Referenten. 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: Die. Deputation 
hat die unveränderte Annahme des Paragraphen empfohlen. 
und da die Anträge zurüdgenommen find, fo habe ich etwas 
BVeiteres nicht hinzuzufügen. 


Präfident v. Schönfels: Die Deputation ſchlaͤgt die 
unveränderte Annahme des Paragraphen vor und ich, 
frage, ob die Kammet fi mit ihrer Deputation 
hierin einverſtehen will? — Ginfiimmig 3a. 


Referent Vicepräfident v. riefen: 


$. 40. 

Zu 8. Der Kirchen vorſtand hat dafuͤr zu forgen, daß 
die Kirche und die derſelben gehörigen, namentlich die den 
Kirchendienern zu ihrem Gebrauch überwiefenen Gebäude, 
die Gottesäder und Gottesadermaugrn und andere bergleis 
hen Anlagen in baulihem, bem Behlirfniß allenthalben 
entfprechendem Stande erhalten werben, Ihm Fommt, ber 
siehenblich unter Genehmigung der Kicheninfpection oder 
bes Gonfiftoriums, die Führung der an diefen Gebäuden 
vorzunehmenden Bauten zu. 

Der Gebrauch der Kirchen für andere Handlungen, 
als die, welde zum Gottesdienfte und zu ben kirchlichen 
Erbauungsmitteln der evangelifchLutherifchen Kirche gehoͤ⸗ 
ren, und die Ueberlaſſung derfelben zum Gottesdienſte an 
andere Religionögefellfchaften, Fann nur mit Genehmigung 
bes Kirchenpatrons und des Kirchenvorftandes, auf ben 
Auadticen Bericht des Superintendenten und des Con⸗ 
ſiſtoriums, von dem Dberconfiftorium verfügt werben. 


Die Motiven fagen: 


. Zu $. 40. . 

‚Die Geſchaͤfte, weiche hier dem Kirchenvorſtande zur 
gewiefen find, kommen fachgemäß der Behörde zu, welder 
die Localverwaltung obliegt. 

Der Gebraud) der. Kirchen, für andere ‚Handlungen 
el bie, welche zum Gottebienfte und zu ben kirchlichen 
Erbauungsmitteln der evangelifch- Tutherifchen Kirche gex 
hören und die Ueberlaffung derfelben ‚zum Gottesbienfte an 





andere Religionägefelfchaften ift zundchfi von der Benchz 
migung des Kirchenpatrons und des Kirenvorfiandes 
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abhängig gemacht worden, weil eine folde Semervung. 
er: 


‚nirgends, ftattfinden mag, wo die Gemeinde ober 
Kirchenpatron, den man nad den häufigften Fällen als 
Stifter ie denken hat, daran einen Anftoß nehmen. In 
‚allen 84 

confiftoriums, hinzukommen, weil dieſes allein die allge 
meinen kirchlichen Rüdfichten zu vertreten hat und wahr⸗ 
nehmen kann. 


Der Deputationsbericht fagt: 
Da dem Kirchenpatron bisher verfaflungsmäßig_ bie 


Aufficht Über die Kirchengebätide, ſowie über die den Kirchen. 
dienern zum Gebrauch überlaffenen Gebäude zugeftanden 


hat, wie folhes auch $. 54 des Entwurfs anerkennt, fo, 


folgt hieraus, daß auch bei Herſtelungen, Veränderungen 

und größeren Bauten an diefen Gebäuden feine Erklärung 

ER und fein. Einverftändniß gefucht werden müffe. Die 
eputation beantragt hiernach, daß bei 


$.40, 
Zeile 5, nach ben Worten: „beziehendlich unter Genehmigung” 
“eingefchaltet werde: 
des Patrond“ 
und empfiehlt im Webrigen die Annahme des Paragraphen 
mit, diefem Zufage, gegen deſſen Einfchaltung ſich jedoch der 
koͤnigliche Commiffar erflärt hat. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich wollte mir nur erlauben, 
Ihrer Erwägung anheim zu geben, ob $. 40 im Schluß ⸗ 
fahe eine Vereinfachung erfahren koͤnnte? Bereits früher 
habe ich mich ruͤckhaltlos dahin ausgefpröchen, daß mir die 
Behörbenorganifatiön viel zu complicirt fei. Ich finde nun 
hier in $. 40 die erſte Gelegenheit, wo ich an diefe Be 
merfung wieber anknüpfen fann. Im legten Satze &. 13 
ift „ber Gebrauch der Kirchen flr andere Handlungen, als 
die, melde zum Gottesdienfte und zu den kirchlichen Ers 
bauungsmitteln der evangelifchstutherifchen Kirche gehören”, 
zuerft von der Genehmigung des Kirchenpatrons und Kir: 
henvorftandes abhängig gemacht und fodann wird noch 
erfordert, daß ber Superintendent gutachtlichen Bericht an 
das Gonfiftorium, diefes wieder gutachtlichen Bericht an 
das Oberconfiftorium erftatte und dad Oberconfiftorium end» 
lich die Genehmigung auszufprechen ‚habe. Das, meine 
‚Herren, feheint mir ein außerordentlich Janger Weg. Ich 
verfenne nicht, daß die Frage, um die e& fich hier handelt, 
nicht zu unterfchäßen iftz aber ich follte meinen, daß dies 
ſelbe am allernaͤchſten die Kirchengemeinde felbft berühre 
und wenn heute vielfach darüber gefptochen worden ift, 
daß man das befte Vertrauen im die Kirchenvorftände und 
in die Ortöfirchenbehörben ſetze, fo meine ich, müßte dieſes 
Vertrauen auch foweit ausgedehnt, werden Fönnen, daß man 
*e8 biefen Organen überließe, in diefen Fragen zu entfcheiden, 
fo daß alfo bie Zuftinmung des Kirchenpatrons und des 
Kirchenvorſtandes und ſchuͤeßlich die Entſcheidung ber 
Kircheninſpection nothwendig wäre, aber: auch ausreichte. 

Macht man freilich eine fo kuͤnſtliche Behoͤrdenorganiſation, 
wie es der Geſetzentwurf gethan hat, dann, meine Herren, 
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Uen muß aber noch die ‚Genehmigung des Ober: | 





müffen für die einzelnen Behörbenftadien alerdings auch Ge— 
fhäfte vorhanden fein, und ift dies nicht der Fall, dann macht 
man Gefchäfte für diefelben, die fuͤglich entbehrt werben 
fönnten. So ſcheint es faft hier der Fall zu fein. Ich 
halte es für vollkommen ausreichend, wern man die Ente 
ſcheidung diefer Frage in die Hand der Kircheninfpection 
legt und widerhole: Niemand hat ein größeres Intereffe an 
der Entjcheidung einer derartigen Frage, als die Kirchen 
gemeinde des betreffenden Orts und die Kircheninfpection 
felbſt. Eine ſolche Einrichtung, wie fie im Entwurfe vor⸗ 
geſchlagen ift, price nun auch gegen das in diefer Ber 
siehung bisher Beftehende. Ich erinnere hier wieder an 
Leipzig. Dort iſt es 5. feit undenklicher Zeit üblich, 
an gewiffen Feiertagen geiftliche Mufifen in den Kirchen aufs 
zuführen. .Charfreitags wird feit Jahren die Bach'ſche 
Vaſſionsmuſik aufgeführt. Das ift von der Kircheninſpec⸗ 
tion genehmigt worden und es hat Niemand daran Anftoß 
genommen. Ich erlaube mir baher zu beantragen, in $. 40 
die Worte: „auf den gutachtlien Bericht des Superin— 
tendenten und bes Gonfiftoriums von dem Oberconfiftorium” 
in Wegfall: zu bringen und dafür zu feßen: „von ber 
Kircheninfpection”. Es werden fobann derartige Verfü— 
gungen von ber Kircheninfpection ausgefprochen werben 
koͤnnen. 

Präfident v. Schönfeld: Der Antrag des Herrn 
Buͤrgermeiſters Koch geht dahin‘, in F. AO die Worte: „auf 
den gutachtlichen Bericht des Superintendenten. und bed 
Eonfiftoriums von dem Oberconfiftorium" in Wegfall zu 
bringen und bafür zu fegen: „von ber Kircheninfpection”. 
Die Motivirung des Antrags iſt bereits erfolgt und ich 
frage die Kammer, ob fie diefen Antrag unterftligt? — Ger 
ſchieht zahlreich. 

-Nittergutöbefiger Nittner: Der geehrte legte Sprecher 
hat mid; beffen überhoben, was ich hätte fagen müffen, 
um biefelben Bedenken zu begründen. Sch Tann: mich 
daher in Bezug auf diefen Antrag einer weiteren Ausfuͤh⸗ 
rung begeben und erfläre nur, daß ich bemfelhen beitrete 
und für ihn flimmen werde. Allein ich. vermiſſe noch et⸗ 
was Anderes im zweiten Satze des Paragraphen; es kann 
fein, ich irre mich und ich bitte deshalb den Herrn Refer 
renten um Aufklärung. Es fcheint mir nämlich zu fehlen 
eine Bezugnahme auf ben ‚Gebrauch unferer Kirchen zu 
anderen Angelegenheiten, als welche zum eigentlichen Gottes ⸗ 
dienft gehören, z. B. die Verfammlungen des Guſtav⸗ 
Adolphvereins und dergleichen, welche aber dennoch zu den Er⸗ 
bauungsmitteln der evangelifcheIutherifchen Kirche überhaupt 
gegählt werden koͤnnen. Nun weiß ich nicht, ob bie Worte 
im Paragraphen ausſchließlich die Eirchliche Erbauung der 
Mitglieder der betreffenden Kirchengemeinde im Auge haben? 
In diefem Falle wäre mein Bedenken ganz befeitigt.: Im 
anderen Falle ſoll wohl der Pfarrer allein berechtigt fein, 
die Kirche zu biefer Verfammlung zu überlafjetz denn im 
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zweiten Gabe it eben nur von Ueberlaffung der Kirche an 

andere Religionsgefellfgaften die Rede. In diefem legten 

Säge kann nit ein Miffionsverein ober eine Verſamm⸗ 

tung des’ Guſtav⸗Adolphvereins gemeint fein und ich bitte 

den Herrn Referenten, mir zu fagen, ob derartige Ber 
ſammlungen im erften Sage mit begriffen find und wer 
die Erlaubniß zur Abhaltung folher Berfammlungen zu 

‚geben hat? . N 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Wir haben ger 
‚glaubt, daß ſolche Verfammlungen, wie fie Herr Rittner im 
Auge hat, eben zu den Ausnahmen gehören, die von ber 
vorgeſchriebenen Genehmigung abhängen ſollen. Es heißt 
ausdruͤcllich: 

„Der Gebrauch der Kirchen fr andere Handlungen, 
als die, welche zum Gottesdienfte und zu ben kirchlichen 
Erbauungdmitteln der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche gehö- 
en und die Weberlaffung derfelben 2c." 

Nun fteht allerdings wieder da: „zum Gottesdienfte an 

andere Religionsgeſellſchaften“. Das ift der andere Fall; 
der erfte Fall ift nämlich die Ueberlaffung der Kirchen für 
andere Handlungen, als bie, melde zum  Gottesbienfte 
und zu. den kirchlichen Erbauungsmitteln der evangeliſch ⸗ 
Yutherifchen Kirche gehören. Alfo diefe Ausnahmefälle würs 
den wohl damit auch getroffen fein. Ich erlaube mir, an 
den Bericht der Zweiten Kammer zu erinnern, die ſich 
hier bei diefer Frage in eine Majorität und Minorität ges 
trennt hat. Die Majorität nähert fi in ihrem Antrage 
ehr dem Antrage, welhen Herr Bürgermeifter Koch ger 
ſtellt hat. Sie fagt in ihrem Berichte: 
‚ „Es handelt ſich hierbei nämlich in ber Regel von 
Aufflhrung geiftlicder Mufttftüde, Aufftelung von wiſſen⸗ 
fehaftlihen Apparaten, welche anderwärts ald in einer 
Klrche nicht bewirkt werden kann, überhaupt von ſolchen 
Acten, die in der That von ben vorgedachten drei Inftanzen 
ebenfo ficher, bezüglich der Zuträglichkeit ihrer Beranfale 
tung in Kirchen, beurtheilt werden koͤnnen, als von. der 
Gonfiftorialbehörbe, fo daß eg Einholung der Geneh⸗ 
‚migung Seiten diefer nur unnöthige Weitläufigkeiten ver- 
urfacht werben. F 

Eine Minorität (die Abgg. v. König und Reiches 
Eiſenſtuck) will aber den Entwurf pure angenommen wiffen. 

Die Majoritaͤt der Deputation raͤth daher der Kammer 
an, ben. zweiten Abſatz nur fo anzunehmen: 

„Der Gebrauch ber Kirchen für andere Handlungen, 
als bie, welche zum Gottesdienfte und zu den firchlichen Er 
bauungämitteln der evangelifäplutherifigen Kirche gehören, 
kann nur mit Genehmigung des Kirchenpatrons und der 
Kircheninfpection, nach vorgängigem Gehör des Kirchen: 
vorftandes, verfügt werden. 

ge es 16 aber von ber Ueberlaffung ber Kirchen 
zum Gottesdienſt an andere Religionögefellfchaften, fo ift 
hierzu auch noch bie Genehmigung der Confiftorialbehörde 
einzuholen”. 

Ich glaube, daß durch diefe Bemerfung wohl die Ant- 
wort, die Herr Rittner wuͤnſcht, ertheilt worden if. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich. glaube, man muß 
bier unterſcheiden; ich möchte wenigſtens, wiewohl ich den 
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Antrag des Herrn Bürgermeifters Koch unterftügt hate, 
ihm nicht in beiden Beziehungen in gleicher Weiſe zu I 
meinigen machen. Es hat: ſoeben der Herr Meferent auf 
diefen Unterfjied ſchon aufmerkfam gemacht, wie denn 
auch dieſer Unterfchied im Majoritätsgutachten der Depute: 
tation der Bweiten Kammer betont ift. Ich glaube voll, 
ſtaͤndig, dag „der Gebrauch der Kirchen für andere Hand, 
lungen, als die, welche zum Gotteödienfte und zu den 
kirchlichen Erbauungsmitteln der evangelifch = Lutherifchen 
Kirche gehören“, — ganz wohl mit Umgehung des Con , 
fiftoriums, falls der Kirchengorſtand darauf anträgt und 
der Kirchenpatron es genehmigt, won der Kircheninfpection 
tönnte erlaubt werden; während ich auf ber andern Seite 
doch, ein Bedenken hätte, wenn es fih um Ueberlafjung 
einer Kirche zum Gotteödienfte an andere Religionsgeſeh- 
haften handelt, diefe Vollmacht ebenfo in die Hand dr 
einzelnen Kirdeninfpectionen nad) Gehör der berreffenden 
Oriscolleglen zu legen. Es handelt ſich hierbei um das 
Verhaͤltniß zwiſchen Kirche und Kirche, oder zwiſchen eine 
Religionsgeſellſchaft und ber anderen. Das ſcheint doch 
von ſolchem Belange zu ſein, daß wir da nothwendig 
zur hoͤhern und hoͤchſten Inſtanz gehen müßten, wie bad 
aud die Majorität der Bwifchendeputation ber Zweiten 
Kammer richtig erkannt hat. Um nochmals auf dad Erſte 
zurück zu fommen, fo ift das, was Herr Nittner eben en 
wähnt hat, ber Art, daß allerdings hier, wie ich glaube, 
eine Vereinfahung wirklich angezeigt ſcheint. Denn bi 
ſolchen aufßerorbentlichen Gottesdienften, wie fie genannt 
werden, wenn einmal ein Miffionsfeft in ber Kirche ger 
feiert werben fol, oder eine Jahresverſammlung des Guſtad⸗ 
Adolphvereins und dergl., muß nach der beftehenden Ber 
ordnung erft die Confiftorialbehörde um die Genehmigung 
angegangen werben. Sch meine, das koͤnnte vollkommen in 
die Hand ber Kircheninfpectionen gelegt und darin eine Ber 
einfahung getroffen werden. Dagegen wiirde ich Fein Br 
denken haben. Aber bei dem zweiten Kalle halte ih & 
für, fehr gerathen, daß man die höhere und hoͤchſte Behörte 
des Kirchenregiments nicht umgeht. 

Königl. Commiffar Dr. Huͤbel: Es ift fchon in ben 
Berichte bemerkt, "daß der Eönigliche Commiſſar der vorge 
ſchlagenen Einhaltung widerſprochen habe und ich finte 
mich veranlaßt, die Gründe näher anzugeben, aus melden 
ich diefe Einfhaltung für entbehrlich und für nicht zwedr 
mäßig halte. Dafür, daß der Patron bei Bauten an br 
Kirche und den geiftfichen Gebäuben nicht umgangen werdt, 
daß dabei feine verfaffungsmäßige Mitwirkung eintrete, if 
ſchon durch andere Beftimmungen in der Kirchenordnung 
geſorgt. Es ift in $. 16 ſchon gefagt, daß die locale Ver 
waltung des Kirchenvermoͤgens und der kirchlichen Stiftun 
gen unter der verfaffungsmäßigen Mitwirkung des Kirchen 
patrons ftattzufinden habe. Nach $. 23 hat der Kirchen 
patron Sitz und Stimme im Kirchenvorftgnbe; er kam 
alfo allen. Einfluß auf die Berathungen und Befhluß 
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faffungen über kirchliche Bauten auskben‘; ex hat fogar das 
Recht, Beſchluͤſſe, die ihm bebenklich erſcheinen, zu fus- 
pendiren, damit» erft die höhere Behörde daruͤber entſcheide. 
Endlich wird auch in $. 54 dem Kirchenpatron die Sorge 
für det baulichen Zuftand der Kirche und der Firchlichen Ge- 
bäube übertragen, fo daß feine Mitwirkung bei allen Bau⸗ 
ten von einiger Bedeutung gefichert erfheint. Demnach ift 
es nicht nöthig, hier wieder derfelben zu gedenfen. Schalten 
Sie aber dad Wort „Genehmigung“ nach dem Beſchluß 
der Deputation hier ein, fo entfteht auch daraus ein Miß- 
verſtaͤndniß. Der Patron 'ift bei: allen Bauten zu hören; 
man wirb feine Anficht darüber vernehmen; man wird feine 
Genehmigung zu erlangen fuchen; aber er hat, wenn bie 
Behörde einen Bau für nothwendig hält, Fein unbedingtes 
Widerſpruchsrecht. Mithin hängt der Bau nicht in dem: 
felben Sinne von feiner Genehmigung ab, wie von ber 
Behörde, welche durch Verweigerung ihrer Genehmigung 
die Ausführung verhindert. Wenn aber das Wort „Patron“ 
hier eingefchaltet wird, fo führt das zu einem weiteren Mif- 
verftändniß, nämlich zu dem Zweifel, ob der Kirchenpatron 
bei allen Bauten zu fragen fei oder nur bei geringeren 
Bauten? Es heißt im Paragraphen, es fei „beziehend: 
lich” die Genehmigung der Kircheninfpection oder des 
Gonfiftoriumd erforderlich, Wenn die Competenz des Con- 
fiftoriums und der Kircheninfpection eintritt, das ergiebt 
fi) Aus ‚anderen Stellen des Entwurfs der Kirchenordnung. 
In’$. 81 sub.1d wird gefagt, bie Genehmigung des Con» 
ſiſtoriums fei erforderlich zu allen Bauten, melche nicht 
allein die Erhaltung der kirchlichen Gebäude in ihrem ders 
maligen Umfange und Beftande zum Bwede haben”, Bei 
anderen. Bauten, welche nur die Erhaltung der Gebäude 
in ihrem dermaligen Buftande bezwecken, veicht die Genchs 
migung ber Kiccheninfpection aus.  Stelt man nun ben 
Kirchenpatron in dieſe Neihe vor die Kircheninfpection und 
das Eonfiftortum, fo gewinnt es das. Anfehen, als fei nur 
bei Heineren Bauten der Kirchenpatron zu.hörenz; bei groͤ— 
ßeren bie Kircheninfpection und bei folchen, welche den Bus 
fand der Gebäude wefentlich verändern, das Eonfiftorium, 
ohne weitere. Concurrenz des Patrond, competent. Die 
Kirchenpatrone follen aber nach den Beftimmungen, die ich 
angeführt habe, bei allen Bauten von irgend welcher Ber 
deutung gefragt und gehört werden, Was den Antrag des 
geehrten Herrn Bürgermeiſters Dr, Koch anlangt, fo Tann 
ſich die Regierung wenigftend theilweile mit demfelben ein ⸗ 
verftanden erklären, faft ganz in dem Umfange der Ab- 
Anderung, welche die Deputation ber Zweiten Kammer 
vorgefchlagen hat. Die Regierung: ift nämlich gemeint, die 
von der Deputation der Zweiten Kammer bei dem zweiten 
alinea des $. 40, Seite 227 des Berichtes, vorgefchlagene 
Abänderung mit der Mopification anzunehmen, daß ftatt 
der Confiftorialbehörde” gefegt werde: „bes Oberconſiſto⸗ 
riums“. Es wuͤrde hiernach der Gebrauch der Kirchen für 
andere Handlungen, als die, welche zum Gottesdienſte und 


zu den kirchlichen Erbauungsmitteln det evangelifch: lutheri⸗ 
ſchen Kirche gehoͤren, nach vorgaͤngigem Gehoͤr des Kirchen⸗ 
vorſtandes und mit Genehmigung des Patrons von ber 
Kirheninfpection genehmigt werben können; wenn ed ſich 
aber darum handelt, eine Kirche einer anderen Religiong- 
geſellſchaft zum Gottesdienſte einzuräumen, fo wide die 
Genehmigung des Oberconfiftoriums erforderlich fein. Der 
Antrag des Herrn Bürgermeifters Koch, auch diefe Ges 
nehmigung der Kircheninfpection zu überlaffen, if ebenfo, 
wie der Vorſchlag der Depütation der Zweiten Kammer 
nicht unbedenklich, weil bei Entfchliegungen ber Fälle der 
letzteren Art höhere Rüdfihten eintieten Pönnen, welche die 
Kircheninſpection und auch dad Confiftorium wahrzunehmen 
nicht in der Lage find, weil hier aud nach gleichmäßigen 
Grundfägen verfahren erden muß, was Alles nur bie” 
höchfte Behörde. beobachten Tann. Dad Bedenken des 
Herrn Rittner würde ſich durch meine Erklärung erledigen, 
weil nach einer folchen Abänderung des Paragraphen in den 
Fällen, die er erwähnte, die Genehmigung ber Kirchen: 
infpection eintreten wuͤrde. 

Präfident v. Schönfels: Habe ich die Sache recht 
aufgefaßt, fo ſcheint die Abficht der hohen Staatsregierung 
dahin zu gehen, daß der $. 40, wie er fih im Entwurfe 
findet, fallen foll; daß daflır aber der Vorfchlag angenom⸗ 
men wird, wie ihn bie Buljgenteniatien der Bweiten Kam⸗ 
met ftellt? —* 

Konigl. Commiſſar Dr. Hüselt Es wunde der erſte 
Abſatz des Paragraphen ſtehen bleiben bis zu „Bauten zu”. 
Dad zweite allnea des Paragraphen würde aber in Wegfall 
fommen und an · deſſen Stelle bie auf Seite 227’ des Ber 
richts der Deputation der Zweiten Kammer vorgefchlagenen. 
beiden Säße treten, mit Abänderung des Wortes „Conſi- 
forialbehörde” in „Dberconfiftorium”. 

Präfident v. Schönfeld: „Der Gebrauch” bis zu 
„einzuholen“ mit der Abänderung des Oberconſiſtoriums? 
(Dies wird bejaht.) 

Die Kammer hat vernommen, daß die Regierungs⸗ 
vorlage eine andere geworben iftz es fol der erfte Sag des 
$. 40,: wie im Entwurfe, ftehen bleibe; hingegen fol ber 
Antrag der Zwiſchendeputation der Smeiten Kammer, wie 
ex auf Seite 227 des jenfeitigen Berichts ſich vorfindet, 
die Fortfegung des Paragraphen bilden. Es würde nun 
freilich zu erwarten fein, ob der Here Antragfteller Dr. Koch 
ſich damit einverfteht? 

Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich erklaͤe daß ich mit 
Genehmigung der geehrten Kammer meinen Antrag zurüde 
siehe und. mich ganz mit dem Vorſchlage des Herrn Re— 
gierungscommiſſars conformire. Nur zur Rechtfertigung 
meines Antrags noch zwei Worte! Ich bin mir wohl bes 
mußt gewefen, dag mein Antrag weiter geht, als der der 
Seiten Kammer und bin dazu geführt worden / 7 weit ich 
von ber Anſicht ausging, es koͤnne ſich doch nut um aner⸗ 
kannte, chriſtliche Relgionsgefellſchaften handeln. Indeſſen 
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gebe ich zu, daß der Gefichtöpunkt, welchen der Herr Ne 
gierungscommiffar nochmals hervorgehoben hat, wichtig 
genug iſt und ich conformire mich daher mit demfelben, 
vorausgefegt die Genehmigung der geehrten Kammer. 

Präfident v. Schönfels: Der Herr Bürgermeifter 
Dr. Koch wünfcht feinen Antrag zurüd zu ziehen. Da 
derſelbe jedoch durch die Unterftügung der. Kammer Eigen- 
thum derfelben geworden ift, habe ich die Zuftimmung der 
hohen Kammer einzuholen. Ich frage, ob die Kammer 
ihre Einwilligung dazu ertHeilt, daß der Herr Bürgermeifter 
Dr. Koch feinen Antrag zurüczieht? — Einftimmig Ja. 

Ich habe nun zuvoͤrderſt die eingefchriebenen Rebner 
zu verlefen. Es find das Herr v. Weld, Dr. Koch, 
dv. Pofern, Freiherr v. Schönberg: Bibran, Bürgermeifter 
Miller. Dies ift die Reihenfolge. Ich werde nun Heren 
Freiheren v. Weld das Wort ertheilen. 

Bürgermeifter Müller: Ich meinerfeits verzichte nun⸗ 
mehr auf dad Wort. 

Gaſſelbe thut Herr Freihere v. Schönberg-Bibran.) 

Freiherr v. Weld: Ich erlaube mir blos darauf auf- 
merffam zu machen, daß durch die letzte Erklärung des 
Herrn Regierungscommiffard meiner Anficht nach wenig: 
flens die Fragen und Bedenken, die Herr Rittner äußerte, 
noch nicht gehoben worben find. Die Frage ift immer noch 
offen, wer geflattet den Gebrauch ber Kirchen zu: Auf 
führung geiftlicher Muſiken, zur Feſtfeier von Miſſions- 
oder Guftav- Adolph Vereinen, Vorträgen durchreifender 
Miffiondre? Dies find Handlungen, die, wie mir ſcheint, 
allerdings zur kirchlichen Erbauung gehören; es find alfo 
nicht folche Handlungen, von denen die erften Worte des 
Paragraphen ausbrudlich fprechen, wenn fie fagen: 

„Der Gebrauch der Kirchen für andere Handlungen, 
als die, welche zum Gottesbienfte und zu ben firchlichen 
en der evangelifch » lutheriſchen Kirche ges 

ren”, 

Es fragt ſich, wer die Grlaubniß zu dergleichen Hands 
Tungen zu.ertheilen hat? Ich bin ganz damit einverftans 
ben, daß diefe Erlaubniß von dem Kirhenvorflande und 
refpective von ben Patronen zu ertheilen fein wird. Ich 
glaube aber, daß, wenn die Faffung fo bleibt, wie fie hier 
im Entwurfe ſteht, dieſe Frage unbeantwortet bleibt und 
in praxi nachher zu Inconvenienzen Veranlaſſung geben 
koͤnnte. 

Praͤſident v. Schoͤn fels: Es hat nun der Herr Buͤr⸗ 
germeiſter Dr. Koch das Wort! 

(Dexfelbe verzichtet.) 

‚Here Kloftervoigt v. Pofern! 

Gerzichtet ebenfalls.) 

Herr Kammerhere v. Zchmen! 

.. $ammerhere v. Behmen: Ich ſchlage vor, daß fich 
die Deputation gleich vereinigt mit bein Vorſchlage, ber von 
ber Regierung gemacht worden iſt. Wir hatten und bei 
dem zweiten Abfage für den Entwurf ausgefprochen; das 


iſt geändert. Ich glaube die Deputafion kann ſich fuglich 
dem Regierungsvorſchlage anſchließen. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich habe die Erklärung 
der Herren Deputationsmitglieber zu erwarten. 
(Sämmtliche Deputationsmitglieder erklären ſich mit der 

Regierungẽvorlage einverftanden.) 

Es haben fämmtlihe Mitglieder der Deputation 
fi mit der Faſſung einverftanden erffärt, wie fie der Her 
Regierungscommiffer num für den Paragraphen vorgeſqhla⸗ 
gen hat. Ich habe zu erwarten, ob Jemand über $. 49 
noch zu ſprechen wuͤnſcht? Es ſcheint dies nicht fo; ich 
würde daher die Debatte ſchließen und dem Herrn Referenten 
das Schlußwort ertheilen. J 

Referent Vicepraͤſident v. Frieſ zn: Was den erſten 
Sat des Paragraphen anlangt, fo hat die Deputation nur 
eine Heine Veränderung dabei vorgeſchlagen, die Heine Ein- 
(haltung des Wortes „Patron“ auf der fünften Zeile des 
Paragraphen, und gerabe diefe Heine Einfhaltung it auf 
einen Widerſpruch des Herrn Pöniglichen Commiffar ge 
ſtoßen. Ih kann jedoch die Einwuͤrfe, die er un 
entgegengejegt hat, nicht als richtig anerkennen. Grflig 
ift bei diefem Antrage, den die Deputation geftellt hat, nicht 
mit einem Worte davon die Rede, daß der Patron ein unbe 
dingtes Widerfpruchsrecht haben ſoll daß er ben Bau felechten 
dings inhibiren und verhindern koͤnne. Cr foll, wie bei 
allen großen Unternehmungen, um feine Genehmigung ger 
fragt werden. Verweigert er die Genehmigung aus unhalt- 
baren Gründen, fo wiffen wir Alle aus Verfaſſung und 
Erfahrung, daß eine Behörde ba ift, die darüber zu ent 
fcheiden hat. Eben fo ift es micht nöthig, daß ein Zweifel 
entftehen fönnte, ob nun ber Patron gerade bei geringen 
oder bei größeren Bauten gehört werben fol. Das ift gan 
einerlei. Eben bei allen Veränderungen an den SKirden 
gebäuden wird er gefragt; das fcheint mir ganz ungefährlih 
und ganz unbedenklich zu fein. Hat er aus andern Grin⸗ 
den eine faliche Anficht, fo wird durch Entfcheidung der 
Sache: abgeholfen. Mißverftändniffe koͤnnen dadurch gar 
nicht entftehen, um fo weniger, da hier ausbrüdlic im Par 
tagraphen fteht: „Kirchenvorftand, Pfarrer, Kircheninfpeetion 
und Confiftorium”. Da denke ich, werden der: Kirhen 
vorftand und Pfarrer, der Patron, die Kircheninſpection und 
das Confiftorium die Fälle zu unterſcheiden wiffen, wo 
etwas Wichtiges vorkommt ober etwas Geringfügigered und 
fie werden fid) vereinigen. Jedenfalls Liegt die Genehmigung 
und Befragung des Patrons in feinen natürlichen Rechten; 
es ift immer fo gewefen und unfer Vorſchlag enthält nicht? 
Neues. Wenn es im 16., 23., und 54. Paragraphen feht 
ſehe ih auch Fein Unglüc, wenn es im 40. Paragraphen 
wieberholt wird. Die Rechte des Kirchenvorſtands und 
Pfarrers find in unzähligen Paragraphen wiederholt; da 
Eönnte man auch fagen, das fteht fchon da. Ich glaubt, 


daß hier die Gewohnheit, der gewöhnliche Gebrauch Beil“ 
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behalten ift und dag diefe Einfhaltung nit nur Nichts 
ſchadet, fondern nothwendig if. — Was den zweiten Sag 
anlangt, den Gebrauch der Kirchen für andere Hands 
lungen, fo gewinnt nur die Sache durch den Vorſchlag 
des Herrn Regierungscommiffars eine andere Geftalt und 
es ift nicht zu leugnen, daß die Sache dadurch fehr vers 
„einfaht wird. Seine Erklärung entfpricht auch meiner An⸗ 
fiht und, wie die Deputation erklärt hat, der Anficht der 
Deputation.® Uns iſt es fehr willfommen, daß die erfte, 
zweite und dritte, Berichterftattung erfpart werben kann; 
es ift ein wahres Gluͤck, wenn etwas vereinfacht werden 
Tann, aber wir hatten nicht den Muth, es durchzuſetzen. 
Es ift diefer lange und weitläufige Inftanzenzug bei ung 
fo eingewurzelt, daß wir nicht hoffen durften, ihn wegzu ⸗ 
bringen; ich bin dem Herrn Bürgermeifter Koch recht dankbar, 
daß ex dazu Veranlaffung gegeben hat und freue mich über 
den Erfolg. — Die Erinnerung des Herrn v. Weld, „ans 
dere,Handlungen” anlangend, fo ift es fehr richtig, 
daß Miffionsfefte, Guſtav-Adolph · Feier, Predigt eines durch 
zeifenden Miffiondrs Firchliche Handlungen find, fogar 
kirchliche Erbauungsmittel, und daß man unter andern 
Handlungen auch manche andere Dinge, z. B. die Aus 
fielung eines phyſikaliſchen Apparats ober eines Kopernicus ⸗ 
ſchen Weltſyſtems, was viel Platz erfordert, oder einen ganz 
weltlichen Gegenftand verftehen Eönnte und daß hierdurch 
ein Mißbrauch der Kirche und ihrer Zwecke vorkommen 
nnte, Fir folche allerdings mögliche Fälle tröffe ich 
mich aber damit, der Kirhenvorftand, der Pfarrer, die 
Kircheninfpection, wo der-Superintendent dabei ift, der Pas 
tron, habe dabei eine Stimme, das find vier oder fünf oder 
noch mehr Perfonen, die ‘gefragt werden müffenz; — da 
wird doch wohl Einer fo viel Verftand haben, das zu vers 
hindern, wenn etwas Bebenkliches vorkommen follte oder 
wenn nur Einer oder Mehrere widerfprächen, fo wird Ber 
richt erflattet, da kommen wir wieder auf den gewöhnlichen 
Weg und jedem Bedenken wird abgeholfen. Ich glaube 
alfo, die Faſſung ift gut und unbedenklich und fie empfiehlt 
ſich auch noch dadurch, daß die beiden Fälle, welche wohl 
zu unterſcheiden find, beffer gefondert werden, nämlich ein» 
mal der Gebrauch der Kirche für andere Handlungen und 
dann der zweite Fall: „handelt es ſich aber um Ueber 
Yaffung von Kirchen zum Gotteöbienft an andere Religiond- 
gefellſchaften“, da ſoll höhere Cognition eintreten. Nun 
beabfihtigt der Herr Commiſſar, den Worten „der Cons 
ſiſtorialbehoͤrde / das Wort „Oberconfiftorium” zu fubftituiren. 
Sch glaube, dadurch wird die Sache nicht gebeffert. Es 
heißt hier im Allgemeinen: „die Genehmigung der Con 
fiftoriatbehörde”, Die Confiftorialbehörde kann aber das 
Eonfiftorium und Dberconfiftorium fein. Der Kirdens 
vorſtand und. die Kircheninfpection Tonnen doch nit an 
das Oberconfiftorium, fondern müffen an ihre nächfte Ber 
Hörde, Bericht erftatten. Es würde alfo hinreichend fein, 
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wenn durch Verordnung des Oberconfiftoriums das Conz 
fiftorium angewieſen würde, in folhen Fällen Bericht zu 
erſtatten. Das feheint nicht Sache der Kircheninfpection 
zu fein, fondern mehr Sache der Negierungsbehörde, In⸗ 
defien wenn von Seiten der Stantöregierung darauf be— 
fanden wird, fo Habe ich feinen befondern Grund, mich ba= 
gegen zu erflären. - E5 wird aud auf dieſe Weife der 
Weg zu finden fein. Doch glaube ich, wäre es beffer, mar , 
ließe die frühere Faffung flehen: „Genehmigung der Con« 
fiftorialbehörde”. 

(Herr Kloftervoigt v. Pofern bittet ums’ Wort.) 

Dräfident v. Schönfeld: Die Debatte ift gefchloffen. 


Kloftervoigt v. Pofern: Ich bitte ums Wort, um 
meine Abftimmung zu motiviren. 


Präfident v. Schönfeld: Ich muß freilich bemerken, 
daß die Debatte gefchloffen ift und daß daher eine Ver⸗ 
handlung weiter nicht ftattfinden kann. Eine Motivirung 
der Abftimmung nad Schluß der Debatte ift nicht üblich; 
& ift fogar, wenn ich mich recht erinnere, in der Lands 
tagsordnung ausdrücklich dagegen entfehieden. Wenn Herr 
v. Pofern auf den urfprünglichen Paragraphen zurüdfommt, 
fo muß ich freilich bemerken, daß berfelbe nicht mehr in 
der früheren Form befteht. Die hohe Staatsregierung hat 
eine andere Faſſung vorgelegt und mit diefer allein haben 
wir ed zu thun. Ich glaube, auf den Wunſch des Herrn 
dv. Pofern nicht eingehen’zu können. ' 

Kloftervoigt v. Pofern: Da werbe ich mich fügen 
müffen. 

Präfident v. Schönfeld: Ich gehe zur Abftimmung 
über. Die Kammer hat vernommen, daß die hohe Staatd- 
tegierung dem $.40 eine andere Faſſung als die urſpruͤng ⸗ 
liche gegeben hat. Die Faſſung befteht darin, daß der erfte 
Sat des $. 40, wie er hier in der Vorlage ſich findet, 
ſtehen bleibt; daß aber ber zweite Sat wegfällt und baflır 
geſetzt wird der Vorſchlag der Majorität der Deputation 
der Sweiten Kammer, wie er auf Seite 227 des jenfeitis 





gen Berichts enthalten ift und mit den Worten anfängtz 


„Der Gebrauch der Kirchen für andere Handlungen, 
als die, welche zum Gofteödienfte und zu ben Eirchlichen 
Erbauungsmitteln der evangelifch -Iutherifchen Kirche ge⸗ 
hören, fann nur mit Genehmigung des Kirchenpatrons 
und der Kircheninfpection, nad) vorgängigem Gehör bes 
Kirchenvorftandes verfügt werben. 

Hanbelt es ſich aber von ber Ueberlaffung ber. Kirchen 
zu Gottesbienft an andere Neligionsgefelfchaften, fo ift 
hierzu auch noch die Genehmigung der Confiftorialbehörde 
einzuholen”, — 





Hier hat jedoch die hohe Staatsregierung noch eine 
Veränderung vorgeſchlagen. Statt der Worte in der letz⸗ 
ten Zeile „der Confiftorialbehörde” fol gefagt werben „Obere 
conſiſtorium“. Ich werde zuerft die Frage auf die Faffung, 
wie fie nunmehr von der Staatsregierung vorgefchlagen iſt, 
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richten, mit Vorbehalt der Abänderung, wie fie die Depu- 
tation im erſten Satze vorſchlaͤgt und der Abänderung, 
weiche die Staatsregierung zu den Vorſchlaͤgen der Majorie 
tät der 8wiſchendeputation der Zweiten Kammer gemacht 
hat. Wenn Niemand Etwas, gegen die Abftimmungsmo» 
balität einwendet, fo werde ich demgemäß verfahren. Ich 
richte alfo die Frage auf den Paragraph mit Vorbehalt ver 
von mir erwähnten Abänderungen. Ich frage, ob die 
Kammer $. 40 annimmt? — Einftimmig Ja. 

Ich gehe num über zu der Abänderung, wie fie von 
der Deputation vorgefchlagen wird. Diefe geht dahin: auf 
ber fünften Beilenad den Worten „beziehendlich unter 
Genehmigung” einzufgalten „des Patrons“. Ich 
frage, ob die Kammer diefen Antrag der Depu- 
tation zu dem ihrigen macht? — Einftimmig Ia. 

Ich frage weiter, ob die Kammer nad dem Vor— 
ſchlage der Staatöregierung auf ber legten Zeile des 
Vorſchlages der Majorität der Zwifchendeputation der Bweir 
ten Kammer die Worte „der Confiftorialbehörde” 
ausfallen laſſen will und dafür fegen „des Obercon= 
fitoriums? — Einftimmig Ja.“ 

Ich frage, ob Sie den $. 40 in ber befchloffe- 
nen Maaße annehmen wollen? — Einftimmig Ia. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: 


5. 41. 

Bu 4. Der Kirchenvorftand wählt in der Regel aus 
feiner Mitte einen Kaftenvorfteher, welcher die Einnahme 
und Ausgabe bei dem Kirchenvermögen und den mit dems 
felben verbundenen Stiftungs- und andern Gaffen beforgt 
und die Rechnung darüber führt. Derfelbe ift zu dieſem 
Amte eidlich zu verpflichten. 

Die übrigen Mitglieder des Kirchenvorfiandes haben 
den afenborfeher & controliren, defien Rechnungen vor 
der Abgabe an die Kircheninfpection zu prüfen und über 
haupt mit bemfelben gemeinfchaftlich für „Erhaltung des 
Kirchen⸗, Pfarr» und Stiftungsvermögens, der Kirchen« 
und Pfarrgüter, der geiftlihen Gebäude und deren Invens 
tarien Sorge zu tragen. 

‚Nähere Beftimmungen darüber werden durch befondere 
Anordnung und durch die dem Kaftenvorfteher zu ertheis 
Iende Inftruction feſtgeſetzt. 

Anögaben aus dem Kirchenvermögen zu machen oder 
zu genehmigen ift der Kircenvorftand mur innerhalb der 
Grenzen eines Voranſchlages ermächtiget, welcher alle drei 
Jahre von dem Kirchenvorftande aufzuftellen, von der Kir: 
Heninfpection zu prüfen und von dem Gonfiftorium zu ges 
nehmigen ift, 

Das Nähere darüber, ſowie über die Rechnungsable⸗ 
gung an bie Kircheninfpection, wird durch befondere Verord⸗ 
nung feftgefegt werben. 


Die Motiven lauten: 
ya ar Bu $. 41, 
Wie zeither in dem bei weitem meiften Fällen das 


Kirhenvermögen -und ‚die damit verbundenen Special: 
fiftungen vom den Kirchudtern Herwaltet amd Einzelne 


führung beauftragt wurben, fo wird dies Tünftig von dem 
Kirchen vorſtande durch einen Kaſtenvorſteher gefchehen, hen 
der Kirchenvorftand in ber Negel aus feiner Mitte wäh, 
Der Kirhenvorftand wird aber in Fällen, wo Feines feines 
Mitglieder die Caſſen· und Recnungsführung übernehmen 
Tann, oder wo der Umfang der Verwaltung die Anftellun, 
eines permanenten Rechnungsfuͤhrers erheifcht, die Freiheit 
haben, mit Genehmigung der Kircheninfpection eine andere 
Perfon damit zu beauftragen, — 

Zeither war jede Localverwaltung des Kirchenver⸗ 
moͤgens in Beziehung auf — aus demſelben ſehr 
beſchtankt und bedurfte zu jeder größeren Ausgabe der Gr 
nehmigung nicht nur der Kirheninfpection, ſondern auch 
der Confiftorialbehörte. Man wird auch Fünftig der 
Kirchenvorftänden nur ein beſchraͤnktes DBerfügungäreht 
einräumen Tonnen. Um jedoch die Meitläufigkeiten abzu 
fchneiden, welche mit den in jedem einzelnen Falle an bie 
vorgefegten Behörden zu ftellenden Anfragen nothtvent 
verbunden find, follen Fünftig in jeder Parochie von die 
zu drei Sahren Voranfchläge über bie vorauszufehenden 
Beduͤrfniffe des kirchlichen — und die 
Kirchenvorftände ermächtigt werden, innerhalb der Grenzen 
derfelben und foweit überhaupt das Kirchenvermögen die 
Mittel dazu gewähren kann, Ausgaben aus bemfelben zu 
machen. Durch eine ſoiche Einrichtung wird auch die 
Verwaltung beffer geordnet und für die rechtzeitige Ber 
feiedigung aller Bebürfniffe geforgt werben. 


Der Bericht fagt: 
Bu $. 41 








son ihnen insbefondere mit der Eaffen und Rechnungs ⸗ 
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hat die Deputation folgende Anträge zu ſtellen: 

a) haben bie Patrone biöher das Recht gehabt, die 
Kaftenvorfteher oder Kirhväter zu ernennen, fo 
dürften biefelben auch in dieſem — zu belaſſen 
fein. Doch giebt die Deputation zu, daß nach dem 
Vorſchlage des Föniglihen Commifjars bei der Wahl 
dieſes Beamten das Abfehen auf ein Mitglied des 
Kirchenvorftandes gerichtet werde, 

b) Mit der Aufftellung von Voranfchlägen ift % 
zwar im Allgemeinen einverftanden; da biefed Ge⸗ 
ſchaͤft aber in der Megel einfach und nicht fchroierig, 
da es ferner, befonderö bei geringem SKirchendets 
mögen, jehr zu wünfchen ift, große Weitläufigkeiten, 
viele Berichtserftattungen und Koften zu eripaten, 
und da endlich die Zendenz des ganzen Entwurf 
dahin geht, die Verwaltung fo felbftändig werden 
zu laſſen, als es ohne Nachtheil gefchehen Fann, [0 
beantragt man angelegentlich, es bei ber Genehmi 
gung des Etats durd die Kircheninfpection bewen⸗ 
den au laffen. Es wird dies um fo unbebenklicher 
erſcheinen, als es der Kircheninfpection in vorkom⸗ 
menden ſchwierigen Fällen immerunbenommen bleibt, 
Bericht zu erftatten; das Gonfiftorium fich aber feine 
feits die erforderliche Ueberficht über das Vermogen 
der Kirchen feines Bezirks durch Einficht oder Eins 
forderung der Infpectionsacten verfchaffen kann. 

— koͤnigliche Commiſſar ſtimmte jedoch dieſem Antrage 
nie ei. 


Diefem Safe des Deputationsberichts ift ein Separats 
votum beigefügt, welches fi auf Seite 296 befindet. 
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o) Folgt. es aus dem dem Patrone zuſtehenden Nechte 
der Aufficht über das Kirchenvermögen, daß er Uber 
größere Ausgaben, welche aus dem Kirchenvermögen 
gewuͤnſcht werden, wenn diefelben nicht etatmäßig 
find, gefragt und nehört werbe, wie folches auch Did 
ber bei allen Bewilligungen aus bem Kirchenvermögen 
ſtets geſchah. 

Der koͤnigliche Commiſſar wollte dies nicht zugeben. 

4) In keinem Theile der Geſchaͤftsfuͤhrung der Kirchen⸗ 

infpection iſt es nothwendiger, eine Berbefferung 

eintreten zu laffen, als in der Art und Weife, wie 
bisher die Kirchrechnungen geprüft und juftifictt 
wurben. Das Verfahren dal — iſt weitlaͤufig und 
aufhältlich, die samlig: Kichrecinungsabnahme 
bei einem von der Kircheninſpection gehaltenen Ter⸗ 
mine iſt faſt au einer ganz leeren Form geworden, 
welche dem Kirchenvermögen wohl nie einen erheb⸗ 
lichen Nutzen gewährte, den Gemeinden aber und 
den Kirchen nur einen unverhäftnigmäßigen Koften- 
aufwand verurfachte. Die Erklärung des koͤnig⸗ 
lichen Commiffars, welcher diefer Bemerkung Übrigens 
nicht entgegentrat, die Staatöregierung beabfichtige, 

ein einfachered Verfahren durch Berorbnung vorzu · 

ſchreiben, erſchien der Deputation nicht befrledigend, 

vielmehr iſt dieſelbe des Safuͤrhaltens daß eine Bes 
fimmung darüber. wenigſtens in den wefentlichen 

Umriffen in das Geſetz gehöre, wenn auch dad Weir 

tere im Verordnungswege . geregelt werben Fann. 

Die Deputation hält ed, wenn der Grundfag der 

Knete Selbfiverwaltung aufrecht erhalten werben 

fol, für nothwendig und billig, daß nach Analogie 

der Beflimmungen der Verordnung zum Schulgefeg 
vom 9. Juni 1835, $. 103. (Gejeg- und Verord⸗ 
nungsblatt, Seite 325) die Kirchrechnung vor dem 

Patrone, dem Pfarrer und dem Kirchenvorftande, 

ohne fernere Betheiligung ber Kircheninfpection, und 

ohne daß diefe Dazu einen Termin in loco abhalte, 
abgelegt und geprüft werbe, worauf dann diefe Rech 
nungen an die Kircheninfpection zu uͤberſenden fein 
würden, bamit biefe. auch ihrerfeits eine Prüfung 
vornehmen, über die zwifchen dem Patrone und dem 

Kicchenvorftande etwa moch übriggebliebenen Meis 

nungsverfchiebenheiten in erſter Inftanz entfcheiden 

und bie Zuftification-ausfprechen könne. Bei Kirchen 

Iandesherrlichen Patronats würde bie Prüfung der 

Kirchrechnung in gleicher Weife von dem Pfarrer 

und dem Kirchenvorſtande vorgenommen werben 

önnen und bie Einfendung der Rechnungen an die 

Infpection durch den Pfarrer zu bewirken fein. 

Damit nicht jedes einzelne Mitglied des Kirchen: 

vorftandes den Kaftenvorfteher für fich controliren 

Tonne, was leicht zu einer ſehr aufhältlichen Ber 

ſchwerung des Kaftenvorftchers ‚gerigen würde, wird 

vorgeſchlagen, bie Worte: „Die übrigen Mitglieder 
des SKirchenvorftandes haben ”,ac. mit den Worten 
zu vertauſchen: 

Der Kirchenvorftand hat“ ıc. 

Den Titel des Kaftenvorftehers zu verändern 
und ihn „Caffenführer“ zu benennen, wie die jen⸗ 
feitige Deputation vorfchlägt, ſchien der Deputation 
‚In der That nicht nöthig, vielmehr die Benennung 
des Entwurfs angemeflen. 
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Nach dieſen verfchiedenen Anſichten hat fich die Des 
putation bahin vereinigt, für $. 41 folgende Faſſung zu 
beantragen 

„Soweit jest ſchen befondere Beamte für Verwal⸗ 
tung des Kirchenvermögens und der mit demfelben ber⸗ 
bundenen Stiftungs= und anderen Caffen beftellt find, 
bewendet es hierbei, fowie bei der zeitherigen Art und 
Weife ihrer Wahl. Soweit dies aber nicht der Kal iſt, 
Schlägt der Kirchenvorftand zu der Function eines Kaften 
vorftehers drei hierzu geeignete Perfonen vor, aus denen 
der Eollator den Kaftenvorftcher wählt, welcher die Ein- 
nahme —— eidlih zu verpflichten. 

„Der Kirchenvorſtand hat den Kaftenvorfteher zu con 
troliren und mit demfelben gemeinſchaftlich für — 
Sorge zu tragen. 

Nähere Beftimmungen darliber werden durch die 
dem Kaftenvorficher zu ertheilende Inftruction feftgefegt. 

Für jedes Jahr ift über Einnahme und Ausgabe 
bei dem Wermögen ber Kirche und ber mit bemfelben 
verbundenen Stiftungscaffen ein Voranſchlag aufzus 
ftellen, von dem Patron und der Kircheninfpection zu 
prüfen und von Letzterer fodann deſſen Genehmigung 
auszufprechen. 

Ausgaben aus dem Kirchenvermögen und ben mit 
demfelben verbundenen Caffen, welche über den Voran ⸗ 
flag hinaus von dem Kirchenvorſtande beantragt wer⸗ 
den, bedürfen der Genehmigung des Confiftoriums, wel: 
— un“ zuvor bie Erklärung des Patrons zu erfore 

ern hat. f 

Die Rechnungen über bie dem Kaftenvorftcher zur 
Verwaltung anvertrauen Caffen find alljährlich abzu⸗ 
Isgen, von dem Patron und dem Kirchenvorftande zu 
prüfen, und nachdem dieſe über die gezogenen Ch 
nerungen Befchluß gefaßt haben, an die Kircheninfpection 
zur Zuftification zu überreichen.” 


Das Separatvotum wird wohl ber Verfaſſer felbft vor- 
zutragen bie Güte haben. 


Kammerherr v. Behmen: Ich ſtehe zu Dienften. 
Das Separatvotum zu $.41 bed Entwurfs der Kirchen: 
ordnung lautet: 5 


Mit der Beftimmung, daß über alle Kirchenaͤrare 
ohne Unterfchied dreijährige Voranfchläge aufgeftellt werden 
follen, Tann ſich der Unterzeichnete nicht befreunden, 

Es handelt fich hierbei um einen gefchäftlich infofern 
ſehr wichtigen Gegenftand, ald dadurch eine fehr bedeutende 
Gefchäftsvermehrung und zwar, wie Unterzeichneter glaubt, 
großentheils ganz nußlos herbeigeführt wird. 

Die — Vorſchrift der Aufſtellung ſolcher Etats 
bei allen Kirchenaͤraren iſt an ſich etwas Neues. Bis 
jest fand fie nur ausnahmsweiſe bei ſehr großem Kirchen- 
vermögen ftatt. 

Nach dem Entwurfe müßte nun erft flr- jedes einzelne 
Aerar der betreffende Voranſchlag bei dem Kirchenvorſtande 
auögearbeitet werben, ginge dann an bie weltliche Coin⸗ 
fpection, müßte bei Vier geprhft werden, ginge von diefer 
an den Superintendenten, von bem Guperintendenten an 
die weltliche Coinfpection, dann mittelft: gutachtlihen Ber 
its an das Gonfiftorium, erforderte dort wieder. eine 
Dürdfiht, ginge dann zurüd an die Kiccheninfpectich und 
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von diefer an den Kirchenvorſtand; — macht ſich aber das 
m über irgend einen Anfchlagöpoften Bedenken, 
fo ginge die Sache den ganzen Weg. noch einmal durch, 
und wenn der Kirchenvorſtand fich bei einem abı änderten 
Gtatpoften vieleicht nicht beruhigt, ein zweites Mal, 

Bedenkt man, daß diefe ganze —— Procedur 
fi im Lande 700 bis 800 Mal wiederholen m ßte, ba for 
viel Kirchendrare vorhanden find, fo wird man, felöft wenn 
man annimmt, daß materiell wenig Anftände gegen die 
von den Kirhenvorfänden entworfenen Etats ſich heraus- 
fielften, ermefjen, welche ungeheure Schreiberei und Hin 
und Herfehiderei und welcher Zeitverluft daraus entſtehen 
und wie nactheilig die fhließlich” für die ganze kirchliche 
Verwaltung fein müßte. . RR, 

Es würde nun aber auch wiederum die Kirhrechnungss 
abnahme eine umftändliere werden, da fie natürlich eine 
jebesmalige fpecielle Vergleichung der wirklichen Ausgaben 
mit den Voranfchlägen vorausfegen würde und euch hierbei 
würde wieder neue Geſchaͤftsvermehrung entſtehen. 

Diefer Zeit und Arbeitdaufwand würde aber noch 
aba zum bei Weitem größten Theile ganz nutz⸗ 
108 fein. 

Ih meiften Kirchendrare bei uns in Sachſen find 
nicht fehr flart. Sie befigen felten umfängliche Grundftüde, 
Nr bebeutendere Capitalfonds. Die Einnahmen biefer 

Meineren Uerare gehen für die nothwendigen, gotteöbienft- 
lichen Bebürfniffe, die feit darauf angerviefenen Befoldungs« 
bezüge der geiftlichen Diener und dergleichen jährlich regel: 
mise faft null für null auf, fo daß man ſich billig fragen 
muß, was bei dieſen ärmeren Kirchenaͤraren eine weitläus 
fige Procedur von immer wieberfehrender Aufftellung dreis 
rigen Voranfihläge bezweden fol, die vielleicht jedes Mal 
10 Thaler Koften verurfacht, (wenn diefe auch nicht direct 
von dem Kirchendrare übertragen werden), während es ſich 
vielleicht um einen Jahresüberfchuß. von etwa 2 Thalern 
Be 5* ohnehin bei ber Kirchtechnung Rechenſchaft 
abzulegen ift. 

nders geftaltet ſich das Verhältniß bei größeren Aera- 

ier kann bie vorgefchlagene Einrichtung zweckmaͤßig 

fein. Nach meiner Anficht ift daher nach den Vermögens: 

verhältniffen der Xerare zu unterſcheiden und ich fchlage, 
um biefem Unterfchied Ausdrud zu geben, für den 4. Abfat 
des $. 41 folgende Faſſung vor: 

Ausgaben aus dem Kirchenvermögen zu machen 
ober zu genehmigen, ift der Kaftenvorfteer nur ermaͤch⸗ 
tigt, infofern fie entweder auf einer unzweifelhaften, recht⸗ 

* fichen Verpflichtung des Kirchenaͤrars beruhen, oder zeit⸗ 
her bereitö obfervanzmäßig aus dem Kirchendrar befkritten 
worben find, oder endlich auf ausdrücklichet Genehmigung 
der vorgefeßten kirchlichen Behörde beruhen. Bei Kite 
henäraren, welche ein Stammvermögen von über 5000 
Thalern befigen, ift ein Voranfchlag aller drei Jahre von 

„dem Kirchenvorſtande aufzuftellen, von der SKirchens 
infpection zu prüfen und von dem Gonfiftorium zu ge- 

„nehmigen“, h 

Mit den Vorfchlägen der Majorität ber Deputation 
hat fich der Unterzeichnete nicht vereinigen koͤnnen, da fie 
nut. theifweife die vorangeregten Bedenken befeitigen. Nach 
dem Gutachten, der Majorität würden immer noch felbt 
bei den unbebeutendften Xeraren Voranfchläge aufgeftellt 
werben muͤſſen; —— hält dies aber für eine ganz 
Aberflhffige Arbeit. ie Erfahrung lehtt ohnehin, dag 
derartige Voranfchläge, namentlich wenn fie auf mehrere 
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Jahre in Voraus feffgeftellt werben follen, foſt tie "inne 
gehalten werben fönnen, Nur bei großem Vermögen haben 
fie einen Zwed; in biefem Falle findet aber aud) der Unter, 
zeichnete Bedenken, bie Genehmigung biefer Woranfchläge 
und fomit au die Genehmigung der auf den Etat zu 
— Ausgaben lediglich der Infpectionsbehörbe zu über: 
laſſen. 


Kammerherr v. Zehmen: Ich habe nur noch Weni— 
ges zur weiteren Rechtfertigung meines Sondergutachtenz 
hinzuzufügen: Außer den rein geſchaͤftlichen Gründen hat 
mic) zu demfelben auch die Betrachtung geführt, daß durch 
die im Geſetzentwurfe vorgeſchlagene Aufſtellung von Etats 
die Localverwaltung zu fehr eingeengt wird. Hierzu if 
noch ein fernerer Grund gefommen. Die geehrte Kamm 
hat bei.$. 16 ausdrücklich das Princip genchmigt, daß bie 
Kirchengemeinde die unmittelbare, eigene Verwaltung der 
tirchlichen Fonds erhalte. Es ift dies nicht mein Rath 
geweſen; ich bin nicht dafür gewefen, fo weit zu gehen; ins 
deß, da einmal die geehrte Kammer bei $. 16 das betreffende 
Princip anerkannt hat, fo muß ich befennen, daß id « 
jest um fo weniger würde zu rechtfertigen wiffen, daß durch 
allerhand unnöthige Schreibereien, Berichterftattungen, Ge⸗ 
nehmigungen und Weitläufigkeiten den Gemeinden die 
Verwaltung vergällt und fie fo eingeengt wird, daß bie 
Kirengemeinden eigentlich nicht wiffen werben, was fie 
mit der Verwaltung anfangen follen, mas ihnen biefe 
„Selbſtverwaltung“ nugen fol. Iſt nun bei $. 16 das 
Princip von der Kammer genehmigt worben, fo müſſen 
wir uns davor hüten, durch unnöthige Weitläufigkeiten 
dem Verfahren bei der Verwaltung einen fo ſchleppenden 
Gang zu geben, daß die Sache ſchlimmer wird, al fie bit 
her war. Ich halte dafür, daß in ber Regel von der Auß⸗ 
ftellung von Etats ganz abgefehen werben koͤnne. Ueber 
haupt muß ich bekennen, daß ich mir von der Aufftellung 
von Etats gar feinen großen Erfolg verfpreche, Nur muß 
ich allerdings anerkennen, daß bei einem größeren Kit 
chenvermoͤgen allerdings auch eine andere Einrichtung gr 
getroffen werben muß, weil bort bedeutende Ueberſchuſt 
fehr häufig vorkommen und es ſich dabei um ein bedeuten 
des Object handelt, wobei die Cognition der Oberbehoͤrde 
angemeffen erfcheint. Ich empfehle der geehrten Kammer 
ſchließlich daher mein Sondengutachten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich wollte mir bie Frage 
erlauben, ob der Herr Antragfteller feine veränderte Faffung 
dem Paragraphen, wie er im Gefegentwurfe enthalten if, 
ober dem Paragraphen, wie ihn die Deputation vorſchlägh 
eingefchaltet wiffen wil? Cs iſt dies aus dem Separat 
votum nicht deutlich erfichtlich. ü 


Kommerherr v. Behmen: Es bfeibt ſich ganz gleich 
Anftatt des vierten Satzes des Paragraphen ober des vier 
ten Satzes des Majoritätsvorfchlages, welcher derſelbe Sat 





if, mit etwas veränderter Faffung. 
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Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Bei uns iſt es 
der fünfte Satz. 3 


Kammerhert v. Behmen: Mein Gutachten ſoll an 
die Stelle des vierten Satzes des Gefegentwurfes kommen. 


Präfident v. Schönfeld: An die Stelle des Geſetz ⸗ 
entwurf6? dann bin id) ganz damit einverftanden; es war 
das aber wegen der Abſtimmung zu wiffen nothwendig. 


Kammerherr v. Erbmannsdorff: Ich wollte dem, 
was Herr v. Behmen zur Begründung feines Votums ans 
führte, nur Einiges entgegnen. „Gerade, meine Herren, 
je freier man den Kirchenvorftand in der Verwaltung des 
Kirchenvermögens hinftelt, defto nöthiger iſt es, auf der 
andern Seite auf möglichfte Garantien bedacht zu fein und 
diefe Garantien werden durch den Voranſchlag erreicht. Ein 
folder Voranfchlag hat aber auch noch einen fehr großen 
materiellen Nuten; benn es ift befannt und Seder der 
Herren wird es an ſich und anderen Verhäftniffen ſchon 
erfahren haben; man wird fi durd Nichts fo Mar über 
bie Verwaltung von Stiftungen und anderes Vermögens, 
als durch die Aufftelung von Voranſchlaͤgen und man ver ⸗ 
waltet in der Regel nie fo umfichtig und fparfam, als 
wenn man fich bei jeder Gelegenheit fragt, Iwie haft du 
diefen Woranfchlag angenommen? wie viel kannſt du 
ausgeben? wie harmoniren die Auögaben mit dem Ans 
ſchlage? wird der Voranſchlag nicht Üüberfchritten? u. ſ. w. 
Meine Herren, es if gerade von der größten Wichtigkeit, 
daß bei einem nicht fehr großen Kirchenvermögen ein Vor⸗ 
anſchlag gemacht wird. Das einzige wichtige Bedenken, 
was Herr d. Zehmen unferer Anficht entgegenſetzt, ift, daß 
dadurch viel Schreiberei hervorgerufen werde. Die wird 
durch den Vorſchlag der Deputation auch bedeutend ver- 
mindert dadurch, daß der Woranfchlag nur der Kirchen 
infpection und nicht auch noch dem Eonfiftorium vorgelegt 
werben fol, Alfo die Gefahr von zu großer Schreiberei 
tiegt nach unferem Vorfchlage nicht vor. Das Wichtigſte 
iſt, daß durch einen folchen Voranſchlag der Kirhenvor- 
ſtand ſich klarer über die eigene Verwaltung wird und das 
iſt von wefentlihem Nutzen. 


Staatöminifter v. Falkenſtein: Ih muß Dem, 
mas ber geehrte Sprecher foeben tiber die Wichtigkeit der 
Voranfchläge gefagt hat, vollftändig beitreten und muß 
mich entſchieden gegen die Anficht des Herrn v. Behmen 
in feinem Separatvotum ausfprechen. Er hat allerdings 
meifterhaft verftanden, die Schwierigkeiten und Langwierig- 
‚teiten des Weges hin und zuruͤck, welchen die Voranſchlaͤge 
zu machen hätten, uns zu ſchildern z es ift aber in der 
Wirklichteit nicht fo ſchlimm; denn wenn man einige Jahre 
in der Praxis gelebt hat, fo findet man, daß ſich diefer 
Weg fehr leicht zurucklegen Iäßt und dag der Schwierig: 
"Reiten in der That auch ſchon jegt micht fo viele geweſen 
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find, daß gerade darüber befondere Klagen vorgekommen 
wären. Nichts deſtoweniger erfläre ich im Voraus, wie 
ich überhaupt jedesmal, wenn es ſich um bie Bereinfahung 
des Geſchaͤftsganges handelt, fehr germ bereit bin, bie 
Hand zu bieten, — ich erkläre im Voraus, daß ich mit 
Dem, was die Majorität der Deputation zur Vereinfach 
ung des Geſchaͤftsganges vorgefchlagen hat, vollfommen 
einverftanden bin. Ich glaube auch, daß auf diefe Weiſe 
im Weſentlichen der Zweck erreicht wird. Wenn Herr 
dv. Zehmen im Separatvotum befonders bemerkt, es wäre 
die große Mehrzahl unferer Aerare fo unbedeutend, daß es 
ſich nicht der Mühe Iohnte, einen Voranſchlag zu machen, 
fo muß ich ihm in doppelter Beziehung widerfprechen. 
Einmal ift in der That der Stand in unferen Kirchen⸗ 
verhältniffen fo ſchlecht nicht, dag man fagen koͤnnte, bie 
große Mehrzahl unferer Aerare wäre wirklich fo unbes 
deutend, wie fie der geehrte Redner vorhin zu ſchildern 
ſchien. Cs kommt aber auch, wie mir feeint, darauf 
fehe wenig an. Im Gegentheil! Je umbebeutender 
ein Kirchenaͤrar ift, defto vorſichtiger und aͤngſtlicher iſt 
allerdings der Kirchenvorfland zu verfahren verpflichtet 
bei Dem, was er in Bezug auf dad Kirchenvermögen bes 
fohliegen will; um deſto nothwendiger ift es, wie Here 
v. Erdmannsdorff bereit richtig bemerkt hat, dag man fich 
recht Mar darüber wird, was eigentlich) da fei, über wieviel 
zu verfügen fei und wie man es anfangen müffe, um 
einen beffern Stand der Sache herzuftellen. 8 ift das 
eigentlich ſchon das erfahren eines jeden forgfältigen 
Hausvaterd; gerade je ärmer er ift, deſto dringender hat er 
dies Verfahren in Anwendung zu bringen. Wenn Herr 
d. Zehmen insbefondere unterfcheidet die Aerare von grös 
Berer Bedeutung und es zuläffig findet, daß da ſolche Vor⸗ 
anſchlaͤge gemacht werden und bie Summe von 5000 Tihas 
lern annimmt, fo kommen wir in ein Labyrinth von 
Zweifeln und Ungleihmäßigkeiten. Wenn ein Aerar 
4999 Thaler hat, aber noch nicht 5000 Thaler, fo wäre 
alfo hiernach noch Fein Voranfchlag zu machen. Weshalb 
nicht? Meine Herren, diefe Unterfdiebe führen in der 
Negel nicht zum Zweck und ich wüßte nicht, warum bet 
einem Aerar von 3000 oder 3500 Thalern nicht eben fo 
gut ein.Voranfchlag zwedmäßig fein follte, wie bei einem 
Aerar von 5000 Thalern. Auch in der Beziehung muß 
ic) dem vollfommen beiftimmen, was der Herr v. Erd» 
mannsdorff fagte: je freier bie Verwaltung if, — und es 
ift meine Ueberzeugung, daß das fehr zweckmaͤßig iſt, daß 
dem Kirchenvorftande diefe Freiheit gegeben worben iſt — 
defto mehr muß man auch die Nothwendigkeit herbeiführen, 
daß Derjenige, der verwaltet, ſich felbft controlive und mit 
rechter Gewiffenhaftigkeit Das, was ihm anvertraut iſt, 
verwalte. Aus dieſen Nüdficgten glaube ich, dag Das, 
was die Majorität der Deputation vorgefälagen hat, voll 
kommen richtig iſt. 
65 
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Präfident v. Schönfels: Nadeln ſich nun, wie 
ich vernommen habe, die hohe Staatöregierung mit dem 
Vorſchlage der Majorität der Deputation einverftanden 
hat, fo würde die Faſſung des $. 41 im Entwurfe als 
nicht mehr beſtehend anzufehen, hingegen der Vorſchlag 
des Heren Separatvotanten als fünfter Abfag in ben 
Vorſchlag der Majorität der Depufation einzufchalten 
fein, fofern nämlich derfelbe Annahme finden follte. So 
ſteht die Sache und ich habe nun Herrn v. Schönberg« 
Bibran das Wort zu ertheilen. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Der Herr Se 
paratvotant hebt in feinem Votum befonders hervor, die 
Aufftellung ſolcher Etats fei etwas Neues. Ich glaube, 
wir haben die Erfahrungen zu befragen, die in anderen 
ändern bei folden Voranfchlägen gemacht worden find 
und ic kann von einem Nachbarlande aus eigener Er- 
fahrung bezeugen, daß ſich folche Etats ald aͤußerſt zweck⸗ 
mäßig herausgeftellt haben. Für die Verwaltung des 
Kirchenvermoͤgens wird dadurch erſt eine fichere, fefte 
Baſis gewonnen und wir dürfen den Punkt nicht über» 
fehen, wo auch bei und die Kirchenvorftände nur inner 
Halb ber Grenze eines folden Voranſchlags berechtigt 
fein follen, Ausgaben zu bewilligen. Es ſcheint diefer 
Punkt wichtig und für die Verwaltung fehr fegensreich 
zu fein. Wenn der Here Separatvotant im Verlaufe 
feines Gutachtens noch befonders hervorhebt, eine unge 
heuere Schreiberei werde dadurch hervorgerufen, fo wird 
er biefem Grundfage faft untreu, indem er nur für grö⸗ 
Fere Kirchenvermögen bie Aufftelung von Voranſchlaͤgen 
befürwortet. Ich follte aber glauben, gerade im Jntereſſe 
ber Hleineren Kirchenvermögen läge es, fefte Normen zu 
haben, wonach man bie Ausgaben bemißt. Wenn übri⸗ 
gend Aerare vorhanden fein follen, die gar Fein Ver— 
mögen befigen, fo wird dadurch Feine befondere Schwier 
rigkeit ftattfinden, denn ein Vacatſchein ift ſodann aus ⸗ 
zuſtellen. Ich halte demnach die Aufſtellung von Vor⸗ 
anfchlägen für eben fo zwedmaäßig als fachgemäß. 


Königl. Commiſſar Dr. Hübel: Ich erlaube mir 
zuvoͤrderſt einen Heinen Srethum im ‚Deputationsberichte 
zu ‚berichtigen. Es iſt nämlich auf der 240. Seite bei 
Punkt o gefagt worden, daß der koͤnigliche Commiffar die 
von ber Deputation aufgeftellte Anſicht nicht Habe zugeben 
wollen. Da fo oft auf den verſchiedenen Standpunkt hin. 
gewiefen wird, aus dem man das Patronat recht beur- 
theife, fo bin ich in der angenehmen age, zu verfichern, 
daß ich ‚hier auf einem anderen Standpunkte ſtehe, als 
melden bie geehrte Deputation mir gegeben hat. Das, 
mas die Deputation hier beantragt, ift naͤmlich der Bor: 
flag, den ic ihr gemacht Habe. Die Deputation wollte 
nämlich vorſchlagen · „Größere Ausgaben aus dem Kirchen: 
aͤrare follen von der Genehmigung des Patrong abhängen”. 





Ich machte dagegen darauf aufmerffam, daß biefe Geneh⸗ 
migung, wieich ſchon vorhin bei einer anderen Gelegenheit m 
waͤhnte, keine unbedingt noͤthige ſei, daß der Patron nur 
daruber gehört werden můſſe und daß, wenn Etats auß 
geftellt würden mit Zuziehung des Patrons, die Ecklaͤrung 
des Patrons dann blos in ſolchen Fallen noch zu erfor 
dern fein werde, wo Ausgaben über den Etat beantragt 
würden und fo iſt Das, was die geehrte Deputation unter 
© bier vorſchlaͤgt, ganz meine Anfiht. Was nun aber 
den Paragraphen felbft anlangt, fo nahm ber Herr Prifi, 
dent, wenn ich recht vernommen habe, an, daß von Seite 
der Regierung bie Faſſung des $. 41 ganz aufgegeben un 
die Faſſung der Majorität der geehrten Deputation ange: 
nommen worden fei. Der Herr Staatöminifter hat fig 
aber nur erft mit dem Deputationsvorfchlage Über die Auſ⸗ 
ftellung von Etats einverſtanden erflärtz gegen die Zaffuny 
der geehrten Deputation bin ih ganz im Einverftändnig 
mit dem Herrn Staatöminifter in der Lage, noch einige 
Bemerkungen zu machen. Buvörberft mache ich darauf aufs 
merkſam, daß der zweite Punkt der von der geehrten De 
putation vorgefhlagenen Faffung über die Wahl des Kaftın 
vorfichers durch den Kirchenpatron hier noch einer beſon⸗ 
deren Erwägung bedürfen wird, in Rüdficht auf den Bu 
ſchluß, welcher beim $. 16 gefaßt worden iſt. Ich habe 
felbft bei der Beſprechung des $. 16 darauf aufmerkam 
gemacht, daß man bei Ueberttägung der Verwaltung bis 
Kirchenvermögend an ben Kirchenvorftand dem Patron bie 
Wahl des Kaftenvorficherd aus dem Kirchenvorfande vor 
behalten möge. Es fchien biefer Vorbehalt aber bamak 
nicht in der Abſicht der hohen Kammer zu liegen und id 
war nun der Meinung, daß es aufgegeben worden fi, 
dem Patron bie Wahl des Kaftenvorftchers zu übertragen 
Es ift das ein Gegenftand, der ganz in dad Ermefien dr 
hohen Kammer zu ftellen ift; die Regierung enthält fh 
aber nach Lage der Sache, ihr Einverſtaͤndniß mit diefem Nor 
ſchlage der Deputation zu erklären, weil es ihr zweifelhaft if 
ob durch die Annahme des $. 16 diefer Punkt dahin hatentfäir 
den werben wollen, daß der Kirchenvorftand fünftigden Kr 
ftenvorficher zu wählen Habe. Ganz abgefehen nun aber v1 
diefem Zweifel über den materiellen Inhalt erlaube ih mit 
noch, mehrere Faffungsveränderungen in Vorſchlag zu bringen, 
welche ſich ganz an den Vorfchlag der geehrten Deputatien 
anfchließen, ohne einem Befchluffe über ben eben berühren 
zweiten Punkte irgend vorgreifen zu wollen. Es iſt ſhu 
bei der Verhandlung über den $. 16 bemerkt worden, deh 
die hier im erften Sage gedachten Fälle, wo beſonden 
Beamte für die Verwaltung des Kirchenvermögens ang" 
ftellt find und e& daher bei der zeitherigen Verwaltung Pr 
wenden foll, blos in größern Stäbten vorkommen. 

ſchlage daher vor, daß man flatt des Mortes „forweit’ ſh 
„in Städten, wo” u. ſ. w. Der zweite Sat wuͤrde bat 
anfangen müffen, fatt: „foweit dies aber nicht der Fall in 
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„an andern Orten fehlägt der Kirchenvorſtand“ ıc. Im legten 
Satze ber von ber geehrten Deputation vorgefchlagenen 
Saffung ift endlich noch gefagt, es wären die Jahresrech- 
nungen von dem Patron und dem Kirchenvorſtande zu 
prüfen und „nachdem diefe über die gezogenen 
Erinnerungen Befhluß gefaßt haben” an bie 
Kircheninfpection zur Zuftification zu überweifen. Die 
Worte „nachdem dieſe 2c. Beſchluß gefaßt haben” könnten zu 
der irrigen Anficht führen, als könne der Patron und der 
Kirchenvorftand begründete Erinnerungen gegen die Rech⸗ 
nung durch einen Beſchluß fallen laffen und der Infpection 
dergeftalt vorgreifen, daß dieſe diefelben Mängel nicht weis 
ter ruͤgen dürfte. Der Kirchenvorftand kann aber in diefer 
Weiſe auch nicht theilweife den Kaftenvorfteher liberiren, 
da er ihm vielleicht felbft zu Ausgaben autorifirt oder vers 
leitet hat, welche die Infpection paſſiren zu laſſen Bedenken 
tragen muß. Ich wiirde daher empfehlen, fiatt der Worte 
„nachdem biefe” bis ‚Beſchluß gefaßt haben” einzuſchalten 
„mit deren Erinnerungen und Gutachten“. Dann wuͤrde 
der ganze Sag fo lauten: 
nDie Rechnungen über die dem Kaftenvorfteher zur 
Verwaltung anvertrauten Gaffen find alljährlich abzu⸗ 
Iegen, von dem Patron und dem Kirchenvorſtande zu 
‚prüfen und mit deren Erinnerungen und Gutachten an 
die Kircheninfpection zur Zuflification zu überreichen.” 
Auf diefe Weife würde das Bedenken abgefchnitten, 
daß ber Kirchenvorftand durch feine Befchlüffe der Prüfung 
und Zuflification der Kircheninfpection vorgreifen koͤnne. 
Präfident v. Schönfels: Es ſcheint allerdings ein 
anomaler Zuftand eingetreten zu fein. Gewöhnlich wird 
ein Paragraph von der Regierung vorgefehlagen und von 
der Deputation amendirt; jest ift von der Deputation ber 
Paragraph vorgefchlagen und ed werben von ber Negies 
tung Abanderungen hierzu vorgefhlagen. Ciner Untere 
ftügung bedürfen diefe Anträge nicht; fie find zur Kennt - 
niß der Kammer gelangt und es würde nun darüber die 
Discuffion zu eröffnen fein. In Bezug auf einen Punkt, 
den der Herr Regierungscommiſſar erwähnte, bin ich noch 
etwas im Dunkeln, nämlich in Bezug auf die Wahl des 
Kaftenvorftehers. In Bezug auf diefen Punkt ift fein 
präcifer Antrag geftellt, fondern nur der Kammer anheim 
gegeben wörden, barlıber zu entfcheiden. Es würde alfo 
beim Vorſchlag der Deputation fein Bewenden haben und 
in Bezug auf die Abflimmung wird fo zu verfahren fein, 
wie gewöhnlich mit Deputationsvorſchlaͤgen geſchieht. 
Königl, Commiffar Dr. Hübel: Die Regierung ift 
ganz damit einverſtanden. Ich glaubte hur, darauf auf 


merkſam machen zu muͤſſen, daß über den zweiten Punkt 
noch der Zweifel obwalten koͤnnte, ob ihn die Kammer nad 
dem Befchluffe zu $. 16 für erlebiget anzufehen habe; daß 
die Regierung daher einem’ Beſchluß der Kammer durch ihre 
Erklärung nicht vorgeeifen wolle. 5 








Referent Bicepräfident v. riefen: Hlerauf muß ih 
bemerfen, daß, wenn bie geehite Kammer fi mit dem 
zweiten Sage „Soweit dies aber” u. f. w. nicht einver⸗ 
ftanden erflären wollte, fo wirbe gewiß ein Antrag ober 
ein Amendement kommen, welches biefer Faſſung zu ſub⸗ 
flituiren wäre; aber bis jet habe ich noch micht gehört, 
dag Jemand einen Antrag angekündigt hätte. N 


Freiherr v. Weld: Ehe zur Abfiimmung über den 
Paragraphen übergegangen wird, möchte ich mir noch eine 
Bemerkung erlauben. Ich habe nirgends eine Beftimmung 
darüber gefunden, von wen die im britten Sage ded Der 
putationsvorfchlags erwähnte Inftruction an die Kaften- 
vorſteher zu entwerfen und auszufertigen ift. Damit nun 
darüber gar Feine Dunkelheit obwalte, wollte ich mir er 
Tauben, einen Bufa zu beantragen, fo baf biefer Zuſatz 
heißen ſollte: 

„Nähere Beftimmungen darüber werben durch bie 
dem Kaſtenvorſteher von der Kircheninfpeition im Ein. 
verftändnig mit dem Patron zu ertheilende Inſtruction 
feftgefeßt”. 

Präfident v. Schönfeld: Der Antrag richtet ſich 
auf den dritten Sat? 

(Dies wird bejaht.) , 

Die Kammer hat vernommen, den Antrag bed Herrn 
dv. Weld, welcher dahin geht, den dritten Satz des Para- 
graphen, der von der Deputation vorgefchlagen wird, 
dahin abzuändern, daß derſelbe heißt: 

„Nähere Beftimmungen barliber werben durch die 
dem Kaftenvorfteher von der Kircheninfpection im Ein⸗ 
verftändnig mit dem Patron zu ertheilende Inftruction 
feſtgeſetzt.“ 

Freiherr v. Weld: Mein Zuſatz kann ebenſo gut zu 
dem urfprünglich dritten Satze des Paragraphen gejogen 
werben für den Fall, wenn der Deputationdvorfchlag: nicht 
angenommen würde. 


Präfident v. Schönfeld: Ich glaube, nachdem bie 
Regierung fid) einverffanden erflärt Hat mit ben Vorſchlaͤ⸗ 
gen ber Deputation in Bezug auf 6.41, koͤnnen wir kaum 
wieder auf den Paragraphen, wie er im Entwurfe ſteht, 
zurliktommen. Ich glaube, bie Abftimmung wirde fo 
complieirt werben, daß kaum herauszufommen fein dürfte. 
Ich glaube, Herr v. Mel thut wohl, feinen Antrag auf 
den dritten Sat des Vorſchlages der Zwiſchendeputation 
zu beziehen. 

(Wird bejaht.) 

Ich habe den Antrag des Herrn v. Weld mitgetheilt 
und frage, ob berfelbe unterftügt wird? — Hinreichend 
unterſtuͤtzt. — 

Es würde ſich num auch darauf bie Discuſſion zu 
erfiredten haben. Ich habe zu erwarten, ob Jemand das 
Wort verlangt? 
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Nittergutöbefiger v. Römer: Da der Kirchenvor⸗ 
ftand die Dienftbehörbe des Kirchenvorftehers ift, fo glaube 
ich nicht, daß diefer übergangen und der Kircheninfpection 
die Abfaffung der Inftruction übertragen werden kann. 
Der Patron wird immer Kenntniß von der Sache zu neh: 
men haben, mag die Inſtruction entworfen haben, wer 
da will, 

Freiherr v. Welck: Mein Vorſchlag gründet ſich auf 
die Analogie des Verfahrens, welches z. B. bei der Ent— 
werfung der Inftruction für die Schuldeputationen geſetz⸗ 
lich beſtimmt ift. Die Inftruction für die Schuldeputation 
wird von der Obrigkeit im Einverftändniß mit dem Schul 
patron entworfen. 

Kammerherr v. Behmen: Ich habe im Sonderguts 
achten die gefchäftlihen Bedenken und die Weitläufigkeiten 
angeführt, bie dagegen ſprechen, daß bei allen, alfo auch 
bei unbebeutenden Xeraren die Aufftellung von Etats ans 
geordnet werde. Ob ich damit das Richtige getroffen, das 
muß ich allerdings zunaͤchſt der Beurtheilung der Herren 
in der Kammer überlaffen,. die Aerare felbft mit zu vers 
walten gehabt haben. Sie werben mir darin Recht geben, 
daß eine fo Eleine Bemühung mit der Aufftellung der Etats 
nicht verbunden ift. Es iſt mir eingehalten worden, ſchon 
jegt wären fie die Regel gewefen. Soviel mir aber bes 
Tannt ift, iſt ed nur ausnahmsweiſe vorgefommen bei grö- 
Feren Aeraren; bei Meineren haben fie wenigfiens bie Re 
gel nicht gebildet. Im Gegentheil find mir Fälle bekannt, 
wie z. B. — ich will die Stadt nennen, — in Noffen, wo 
aus eigenem Antrieb Etats entworfen wurden, man von 
felbft aber wieder davon zurücgelommen ift, weil man ſich 
überzeugen mußte, daß bie Aufftellung folder Etats einen 
fehr untergeordneten, praktifchen Werth hatte, weil immer 
die Verhältniffe anders kamen, ald man erwartet hatte. Ich 
habe keineswegs, wie der Herr Culfusminifter meinte, die 
Kirchenaͤrare fo gar heruntergefeßt. Ich habe Nichts weiter 
gefagt, als (im Separatvotum Seite 296 b. fteht es): „die 
Kirchendrare in Sachſen find meiftentheils nicht fehr ſtark“. 
Ich glaube, das wird auch in der Hauptſache zutreffen und 
„Klarheit“ wird bei Meinen Aeraren ohne Etatsaufftellung 
fehr Teicht in die Sache fommen; benn wenn die Einnah» 
men für die feft darauf gewiefenen Ausgaben jaͤhrlich Null 
für Null aufgehen, ſo iſt volftändige Klarheit am Jahres ⸗ 
ſchluſſe vorhanden. Allerdings glaube ich, daß es bei fol 
hen, Heinen Aeraren nicht angemeffen ift, ihnen noch Kos 
ſten aufzubirden, um die Etats aufzuftellen und der Ber 
hörde vorzulegen, von denen fie feinen Nugen haben und 
wo bie Koften aus den Taſchen der Gemeindemitglieber zu: 
geſchoſſen werben müffen, ohne daß auch ihnen nur irgend 
ein Vortheil erwüchfe. Bei größeren Aeraren allerdings 
werben andere Berhältniffe eintreten. Es ift angegriffen 
worden, daß ich 5000 Thaler vorgeſchlagen habe. Bei 

allen folgen Biffern kann man mit Recht fragen, warum 





einen Thaler mehr, warum einen Thaler weniger? Aber 
eine ſolche Ziffer hat den praftifchen Werth, daß eine Grenze 
aufgeſtellt iſt. Selbſt bei Aeraren, die 5000 Thlr. Stamm: 
vermoͤgen haben, iſt in der Regel der Fall, daß die feſt an⸗ 
gewieſenen Ausgaben die Einnahmen völlig aufzehren, 
Nur erft über diefe Ziffer hinaus wird ein praftifcher Werth 
für Aufſtellung der Etats eintreten. Man hat mit ein, 
gehalten, daß, je freier die Verwaltung fei, um fo mehr 
Gontrofe nöthig werde. Das ift in gewiffer Hinfict ige 
tig; aber id) glaube nur nicht, daß, wenn man wirklich eine 
freiere Bewegung dem Kircpenvorftande hinfichtlich der Ber, 
waltung des Aerars zuweifen will, man dann ganz ui 
nöthige Schreibereien geſetzlich feftfegen ſoll, die einen fchlep: 
penden Gefchäftögang herbeiführen müffen. Dabei kann 
Niemand gewinnen. Umfomehr wird aber die den Gr 
meinden zugeſprochene Verwaltung eine ſcheinbare, jemehr 
man fie in unnöthige Schreibereien einzwängt. Sind 
übrigens bereitö bei Eleineren Xeraren fefte, auf das Xerar 
gewieſene Ausgaben oder unzweifeihafte rechtliche Verpflich⸗ 
tungen des Kirhendrars vorhanden oder Ausgaben bereits 
von der vorgefeßten Behörde genehmigt, fo fehe ich nicht 
ein, wozu noch Etats aufgeftellt werden follen. Kommen 
ungewöhnliche Ausgaben vor, fo ift es ohnehin nöthig, daß 
bie Genehmigung der vorgefegten Behörde zuvor eingeholt 
werde, Anders iftes, wie ſchon bemerkt, bei größeren Aeraren, 
wo Ueberfehüffe find. Hier muß ich mich aber auch daflır 
ausſprechen, dad die Genehmigung der Etats, wie der Ent⸗ 
wurf beabfichtigt, durd die Gonfiftorialbehörde gefcheht, 
nicht durch die Kircheninſpection, ba diefe den Verhältniffen 
zwar fo nahe ſteht, daß fie ihre Anficht wird ausſprechen 
können über die Bwedmäßigkeit der Ausgaben, alfo bie Prir 
fung der Etats wird fuͤglich vornehmen koͤnnen; aber ben 
Verhältniffen doch auch wieder zu mahe fteht, ald baf e 
nicht gut wäre, die Feftftelung der Etats auch noch höherer 
Cognition zu unterwerfen, namentli da die Kirchen 
infpectionen felbft häufig Gelder aus den Aeraren zu ber 
ziehen haben, 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich wollte nur erwähnen, 
meine Herten, daß Here v. Zehmen ſich die Schwierigkeit 
der Etalsaufſtellung viel zu groß denkt. Ich kann in biefer 
Beziehung aus Erfahrung fprechen. Bei und in Leipjig 
ift es feit vielen Jahren aljährlich gäng und gäbe, daß für 
jede Kirche, jede Schule, jede milde Stiftung ein Etat auf 
geftellt wird und in der That machen diefe Etats fo wenig 
Arbeit, deren Prüfung fo wenig Schwierigkeit, daß wir und 
über dieſes Gefchäft gar nicht zu beſchweren haben. Bis 
jest haben freilich diefe Etats nicht einer befonderen Br 
hörde zur Genehmigung vorgelegen, fonbern fie wurden den 
Stadtverorbneten zur Bewilligung etwaiger Beduͤrfniſſe 
mitgetheilt und die koͤnigliche Kreisdirection erhielt nur ge 
legentlich ber Ueberreihung des gefammten ſtaͤdtiſchen Bud⸗ 
gets Cognition davon. Zrgend melde Anftände haben ſich 
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hierbei bis jet noch gar nicht ergeben. Wenn nun die 
Deputation vorgefchlagen hat, daß die Etats nur von der 
Kircheninſpection zu prüfen und zu genehmigen feien, an⸗ 
flatt, wie der Entwurf will, die Genehmigung dem Gon- 
fiftorium vorzubehatten, fo halte ich dies fir vollfommen 
ausreichend und richtig. Wollte man damit die Confiftorien 
behelligen, dann würde die Befürchtung des Herm v. Beh- 
men wahr werden; denn die Confifforien, deren Gefchäfts: 
bezirk ein ausgedehnter fein müßte, würden eine folche 
Niefenarbeit nicht bewältigen oder daneben andere Gefchäfte 
nicht beforgen Finnen, während die Kirdheninfpectionen in 
ihrem befchränkteren Kreife wohl eher damit fertig zu wer: 
den im Stande find. Ich werde daher mit der Majorität 
flimmen. . . 

Präfident v. Schönfeld: Es fcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen. Ich kann daher die Debatte Uber 
$. 41 ſchließen und zwar unter Ertheilung der Schlußworte 
zuvoͤrderſt an den Herrn Separatvotanten und dann an den 
Herrn Referenten, " 

Kammerherr v. Behmen: Ich habe nur die Bemers 
Zung nachzutragen, daß mein Separatvotum an die Stelle 
des vierten Satzes des Deputationsgutachtens tritt. Der 
Here Präfident bemerkte vorhin, ah die Stelle des fünften; 
es tritt aber an bie Stelle des vierten, 

Präfident v. Schönfeld: Der Herr Separatvotant 
muß am beften wiffen, wohin fein Separatvotum zu pla- 
ciren iſt. Ich werde es zur Abftimmung bringen, wie der: 
felbe vorgefchlagen hat. Es wird nun ber Herr Neferent 
das Schlußmwort haben. 

Referent Vicepräfident dv. Sriefen: Was den Bor: 
ſchlag der Deputation anlangt, fo ift die Deputation in 
ihrer Gefammtheit einverftanden, daß ber Gollator das 
Necht hat, aus dem Kirchenvorftande den Kaſtenvorſteher 
zu wählen und der Kirchenvorfteher ihm zu diefer Wahl drei 
geeignete Perfonen vorfchlagen fol. Ich finde nicht, daß 
bier ein Mangel an Einverftändnig zwifchen der Gtaatss 
tegierung und ber Deputation vorliegt; ich finde vielmehr 
im Protokolle, daß der Herr Commiffar es genehmigt gleich 
bei der erſten Berathung: „Der koͤnigliche Commiſſar giebt 
dies zu, wenn der Patron ein Mitglied aus dem Kirchen: 
vorftande erwählte”. Später ift die Modification aus ber 
Broifchendeputation der Zweiten Kammer übertragen worden, 
daß der Kirchenvorfland drei geeignete Perfonen vorfchlagen 
ſolle. Alſo diefer Punkt ſcheint mir ohne Zweifel. Was 
die zweite Bemerkung des koͤniglichen Commiffars anlangt, 
daß ihm im Deputationsberichte aus Verſehen ein Nichts 
einverſtaͤndniß ſchuld gegeben fei, während er doch ganz 
einverſtanden gewefen, im Gegentheil der Antrag von ihm 
ausgegangen fei, fo belehren mich freilich die Protokolle 
vom Gegentheile. Ich habe ald Referent den Bericht müh: 
fam aus den Protofolen zufammenbauen müffen und da 
finde ich im erften Protokolle, wo wir über $. 41 berathen 








haben und wo die Bemerkungen sub a—d enthalten find, 
sub b: „Größere Auögaben, welche nicht etatmäßig find, 
follen von ber Genehmigung des Patrons abhängen”. Dazu 
hat der Herr Commiffar erklärt: 


„Bad aber den Beſchluß der Deputation zu dieſem 
Paragraphen unter b anlangt, fo wird diefem von dem 
Herrn Commiffar ebenfalls widerfprochen und vorgefchlagenz 

‚_ unDie Kirchenpatrone möchten fich mit den Befug- 

niffen,. welche ihnen nad) $. 54 und bei der Aufftelung 
der Eiats eingeräumt find, beruhigen”, 
Die Deputation beharrt aber bei ihrem Befchluffe”, 


Ich glaube alfo, daß der Bericht den Protofollen ge= 
mäß getreu erflattet worden if. Indeß es kommt Nichts 
darauf an, da der Herr Commiſſar jegt erflärt hat, daß er 
mit den Vorfchlägen einverfianden ifl. Was das Ganze 
anlangt, fo wird vom Herrn Regierungscommiffar vorges 
ſchlagen, daß im Eingange der Deputationsfaffung anftatt: 
„Soweit jest fchon befondere Beamte” gefagt werden 
möge: „In Städten, wo jetzt fchon befondere Beamte für 
Verwaltung” u. |. w. Darauf habe ich zw bemerken, 
daß eben Liefer erfte Sa in der Regel fi auf Städte 
beziehen wird und daß er gerade mit Rüdficht auf bie in 
größeren Städten flattfindenden Einrichtungen fo vorge 
ſchlagen worben ift. Aber für alle Städte paßt biefer Vor— 
ſchlag nicht; denn es giebt kleine Landftädte, wo folde 
befondere Einrichtungen nicht flattfinden und wo befondere 
Beamte nicht angeftelt find; wo die gewöhnlichen Kirch⸗ 
väter, wie bei Dorfgemeinden, das Kirchenvermoͤgen vers 
walten, Einnahme und Ausgabe beforgen. Xlfo biefer 
Sat ift abfichtlich weiter gefaßt worden, um alle die loca⸗ 
len Einrichtungen zu treffen, wo eben ſchon befondere 
Beamte angeftellt find. Die Wortfafung, die der Here 
Negierungscommiffar Horfchlägt, wuͤrde daher nicht er⸗ 
ſchoͤpfend fein. Ferner beim zweiten Satze: „Soweit dies 
aber nicht der Fall ift, fehlägt der Kirchenvorſtand zu der 
Function eines Kaftenvorftchers drei hierzu geeignete Pers 
fonen vor, aus denen ber Gollator den Kaftenvorftcher 
wählt, welcher die Einnahme — verpflichten,” fol es nach 
dem Vorfchlage des Herrn Negierungscommiffard heißen: 
„an andern Orten.” Bei folden anderen Orten find aber 
eben die Mleineren Städte mit dabei. Die Diftinction 
würde alfo nicht richtig fein. Ich muß dad bemerken, um 
den Irrtum zu vermeiden, ber daraus entftehen koͤnnte. 
Der Sat: „Soweit jegt ſchon befondere Beamte für Vers 
waltung des Kirchenvermoͤgens und der mit benfelben vers 
bundenen Stiftungs» und anderen Caſſen beſtellt find“ ſoll 
eben größere, wie Fleinere Städte umfaffen, wenn nur in 
fofchen- die Einrichtung beftcht, daß für die Verwaltung 
des Kirchenvermoͤgens ſchon befondere Beamte beftelt find. 
Soweit dies aber nicht der Fall ift, wo befondere Beamte 
noch nicht angeſtellt find, wo die gewöhnlichen Kirchvaͤter 
das Amt verwalten, das koͤnnen Fleine Städte fein, das 
koͤnnen aber auch Landgemeinden fein, Im Testen Gage 
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follen nach dem Vorſchlage des Herrn Regierungscommif- 
ſars die Worte wegfallen „und nachdem diefe über die ges 
zogenen Erinnerungen Beſchluß gefaßt haben.” Der Sinn 
des Satzes iſt nämlich der, bag die Rechnungen vom 
Kaſtenvorſteher alljährlich abgelegt, vom Patron und Kir- 
chenvorſtande geprüft werden follen und nachdem diefe über 
diefe Prüfung Beſchluß gefaßt haben, fol die Rechnung 
an die Kircheninſpection zur weitern Prüfung überreicht 
werben. Sch hätte nicht geglaubt, daß das nöthig wäte 
und daß ein Irrthum entſtehen koͤnnte. Der Beſchluß, 
den der Kirchenvorftand für ſich faßt, greift dem Beſchluß 
der Kircheninſpection nicht vor. Der Kirchenvorftand faßt 
feinen Beſchluß für ſich, und die höhere Inftanz faßt den 
ihrigen auch wieber fir fi. Ich habe zwar manchmal bei 
Kichrechnungen den Gedanken gehabt und ihn auch in 
Vorſchlag gebracht, daß, wenn der Patron, der Pfarrer 
und Kirenvorftand ſich über die Kirchrechnung vereinigt 
haben und wenn fie die Rechnung nad) den Voranſchlaͤgen 
richtig befunden haben, ſie ſich alfo ihrerfeits von der Richtigkeit 
der Rechnung überzeugt und dabei beruhigt Haben, habe ich ger 
glaubt, ginge es der Kirheninfpection Nicht mehr an und fie 
tönnte ſich auch dabei beruhigen: Es ift das ja Sache der 
Gemeinde, fie fol die Kirchrechnung prüfen und ihr Ver 
mögen felbft verwalten. Es ift ja, wie der Paragraph und 
die Motiven ausbrüdlich fagen, ihre Angelegenheit und 
nicht die Angelegenheit der Kircheninfpection; hat die Kir- 
heninfpection Etwas zu erinnern, fo wird fie es ſchon thun 
und es nicht unterlaffen. Doch Gott bewahre und vor 
einem fo kuͤhnen Gedanken; wir haben nicht beabfichtigt, 
das Recht der Kircheninfpectionen im Mindeften ſchmaͤlern 
zu wollen, fie können bie Prüfung vornehmen, fie können 
die vom Kirchenvorſtande vorgelegte Rechnung für nicht 
genügend erachten, fie können Erinnerungen dagegen auf 
ſtellen, fis find darin nicht behindert. Die Fafjung alfo, 
welde die Deputation vorgeſchlagen hat, ſcheint mir voll⸗ 
tommen unbedenklich und genügend zu fein, nachdem dieſe 
über bie gezogenen Erinnerungen Beſchluß gefaßt haben, 
Es muß doch jede Berathung mit einem Befchluffe fchlie- 
Gen!), fo fol die Rechnung an die Kircheninfpection zur 
Juſtiſication uͤberreicht werden. Was nun endlich die Mei⸗ 
nungen und Vorſchlaͤge des Herrn Separatvotanten an: 
langt, ſo kann ich freilich nicht viel darauf antworten. Ich 
finde, daß er ſehr Recht hat, wenn er die Weitlaͤufigkeiten 
darſtellt, die gewöhnlich bei ber Sache flattfinden; aber ich 
denke mir immer, der Kirchenvorftand und die Kirchenin- 
fpection müffen fehen, wie fie die Sache einrichten. Die 
Sache ift nicht fo gefährlich oder fieht im Paragraphen ges 
faͤhrlicher aus, als wie fie in Wirklichkeit iſt. Bei Heinen 
Kirchrechnungen wird der gewöhnliche) Etat immer mit 
„ber: vorherigen Kirchrechnung gleich fein; wie ſdieſe ge 
weſen ift, fo muß die nächte auch wieder werben, wohl 
verftanden, in den feflfiehenden Ausgaben. Was natürlich 
Baulichteiten find, die kann der Etat nicht beftimmen, 


Meinerfeits find mir ſolche Bedenken bei meiner biöherigen 
Praris nicht vorgefommen und ich glaube, die Sache wirh 
ſich einrichten laffen. "Wir empfehlen alfo unfere Faſſung 
bei $. 41 zu unveraͤnderter Annahme; dagegen empfiehlt 
der Herr Separatvotant feine Faſſung zur Annahme, anı 
flatt des vierten und fünften Gaßes; denn der vierte und 
fünfte Sag gehören nun zufammen; fie werben bei ung 
abforbirt, wenn der v. Behmen’fche Antrag angenommen 
wird. Der v. Weld’fche Antrag paßt zum dritten Gage; 
„mähere Beftimmungen darüber werben durch die dem Kaſten⸗ 
vorſieher zu ertheitende Inſtruction feftgefegt”, und da ſoll 
es heißen „Nähere Beftimmungen darüber werben durch die 
dem Kaftenvorfteher von der Kircheninſpection im Einverftänds 
niffe mit dem Patron zu ertheilende Inſtruction fefigefegr", 
Ich habe gar Nichts dawider; ich habe geglaubt, das vers 
ftände ſich von felbft. Indeß, wenn es einmal hinzugefeßt 
werben fol und wenn ber Paragraph baburch noch etwas 
länger „gemacht werben fol, fo wirbe ich doch vorfchlagen, 
daß hereingefegt werde: „nach dem vorgängigen Gehöre bet 
Kirchenvorftandes”. Der Kirchenvorſtand muß auch feine 
Stimme dabei haben und kann ſich nicht jede Inftruction 
gefallen laſſen. Ich dachte, man ließe es bei dem Para 
graphen, weil ſich das vom felbft verſteht. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Es ift zwar ganz 
gleihgültig, ob ein Punkt, mit dem fich die Regierung 
jest einverfianden erklärt,Y bei der Verhandlung mit der 
Deputation vom Regierungscommiffar anders aufgefaßt 
worden if. Wenn es jedoch der Herr Referent verſucht 





hat, Das, was ich über meine Erflärung zu dem Punkte.o 
Seite 240 des Berichtes vorhin gefagt habe, aus dem Pros 
tofolle zu widerlegen, fo muß ich boch dem entgegenhalten, 
daß das Protokoll Das nicht enthält, was er daraus 
citirte. Ich habe die Protokolle auch nachgeſehen und 
in der allerdings nicht beglaubigten Abfchrift, welche mir 
von der Deputation mitgetheilt worden ift, berem Weberein 
fimmung mit dem Originalprotofoll ich doch vorauszuſehen 
habe, ift Das, was der Herr Referent citirte, micht enthab 
ten. In meiner Abfchrift des Protokolls vom 31. Auguft 
ficht als Vorſchlag der Majorität nur der einfache Sub: 
„Größere Ausgaben folen von der Genehmigung des Par 
trons abhängen". Etwas Weiteres ſteht nicht im dieſem 
Protokoll. Dagegen habe ich bei der Verhandlung in der 
Deputation vom 19. September bemerklich gemadit, daß 
der Patron nur über, dergleichen Ausgaben zu hören, feine 
Genehmigung nicht unbedingt erforderlich fei, daß er abet 
an ber Aufftellung des Etats ſchon theilnehme, feine u 
nehmigung alfo nur noch zu den Ausgaben zu fuchen fein 
werbe, welche über den Etat hinausgingen. Das Protokoll 
don diefem Tage fagt allerdings davon Nichts, daß dieſer 
Vorſchlag von mir auögegangen fei. So. erinnere ich mid 
biefes Hergangs ber Sache genau, Gegen die von mie 
vorgeſchlagenen Fafjungsveränderungen bemerkte der Het 
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Referent, es komme durch meine Faſſung ein ganz falfcher 
Sinn in den Paragraph, naͤmlich der, daß in allen Städten, 
alfo auch in folchen, die bisher Feine befondern Beamten 
zur Verwaltung des Kirhenvermögens gehabt hätten, eine 
befondere Verwaltung des Kirchenvermögens fortbeftehen 
folle. Ich glaube, diefes Mißverftändniß ſchließt die von 
mir vorgefchlagene Faſſung aus; denn wenn man fagt: 
„In Städten, wo jest fon befondere Beamte angeftellt 
find”, fo fann die Beftimmung nit auf ſolche Städte 
bezogen werden, wo zeither feine befondern Beamten anges 
flelt waren. Jenen Ausnahmen gegenüber tritt die Regel 
ein, die Einrichtung, welche die Kirchenordnung vorfchreibt 
und ſonach würde der Gegenfah: „In andern Orten“, 
ganz paſſend fein; er tifft eben ſowohl die andern 
Städte, wie bie Dörfer. Die Faſſung, welde die Depus 
tation vorfchlägt, fteht dagegen wenigftens den Worten nach 
im Widerſpruch mit dem $. 16, der von ber hohen Kam- 
mer ampenommen worden ifl. Denn man kann die 
Stelle: „Soweit jegt ſchon befondere Beamte angeftellt 
find“, auch mit von den Kirchvätern verfichen. Die 
Kirchvaͤter waren auch befondere Beamte zur Verwaltung 
des Kirchenvermögens. 


Präfident v. Schönfeld: Bevor ih zur Abftimmung 
‚Äbergehe, muß ich auf die verſchiedene Anficht aufmerk 
fam machen, die zwifchen dem Herrn Separatvotanten und 
der Majorität der Deputation befteht. Der Herr Separats 
votant behauptet, baß ſein Vorſchlag am die Stelle des 
nierten Satzes zu ſetzen fei, während der Herr Neferent 
von ber Anficht ausging, daß er an die Stelle des vierten 
und fünften Sages fommen fol. Ich kann nicht eher 
darlıber abflimmen laffen, bevor ich nicht vollfommen 
bartıber klar bin. 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: Ich hoffe, mich 
mit dem Heren Geparatvotanten vereinigen zu koͤnnen, in⸗ 
dem ich bemerke, daß fein Sag: „Ausgaben aus dem Kirchens 
vermögen zu machen u. ſ. w.“ recht gut anftatt des vierten 
Satzes in der Deputationäfaffung eintreten kann. Das ift 
wohl die Abſicht und dann würbe, wenn bas Separatvotum 
angenommen wird, in unferem Vorſchlage nicht nur der vierte, 
fondern auch der fünfte Satz wegfallen: „Ausgaben aus 
dem Kicchenvermögen u. ſ. w.“ iftunfer Sa und mit den- 
felben Worten fängt der Vorſchlag des Herrn Separatvo⸗ 
tanten an. 


Kammerherr v. Behmen: Ih muß doch felbft am 
Beſten wiffen, an welche Stelle ich mein Separatvotum ges 
fegt zu wiſſen wuͤnſche. Das Separatvotum und deſſen 
Daſſung tritt lediglich an die Stelle des vierten Satzes 
auch in dem Faſſungsvorſchlage der Majoritaͤt. Der Faſſungs⸗ 
vorſchlag „der Majoritaͤt der Deputation bei dem fünften 
Abfage muß bleiben; er iſt nöthig für den Fall, wo nad 
meinem Separatvotum noch Elats aufgeſtellt werden follen 


und weil eine Beftimmung nöthig iſt darͤber, was gefchehen 
fol, wenn Ausgaben über den Etat hinaus in Frage 
kommen. Mein Vorſchiag würde alfo lediglich an bie 
Stelle des vierten Abfages in den Faſſungevoiſchlag der 
Majorität treten und der Faſſungsvorſchlag der Majorität 
der Deputation beim fünften Ablage würde ftehen bleiben; 
gegen den habe ich durchaus Nichte. " 


Referent Bicepräfident v. Sriefen: Ich- Habe Nichts 
damwider, wenn man will, daß zwei Säße in den Paras 
graphen aufgenommen werben follen, die mit. denfelben 
Worten anfangen „Ausgaben aus ben” u. f. w. Es 
wirb fich das wohl finden bei der fünftigen und endlichen 
Rebaction. 


Präfident v. Schönfels: Ich werde mich nach der 
Meinung ded Herrn Separatvotanten zu richten haben, 
nach welcher fein Vorſchlag an · die Stelle gebracht werden 
ſoll, die jegt der vierte Sat einnimmt. Ich gehe num zur 
Aftimmung über. Der Vorſchlag der Deputation, - der 
jest größtenteils auch von der Staatöregierung genehmigt 
worden ift, befieht aus ſechs Sägen. Faft zu allen diefen 
ſechs Saͤtzen find Amendements theils von der Staatsregier 
rung, theil® von Kammermitgliebern geftellt worden. Um 
nun gehörige Klarheit in die Abftimmung zu "bringen, 
dürfte es nothwendig fein, daß ich Sat für Sat zur Abe 
ſtimmung bringe. 

(Nach einer Heinen Paufe.) 


Der Herr Neferent fegt mich foeben noch davon in 
Kenntniß, daß er den Wunſch hegt, zu dem v. Weld’fchen 
Antrage noch eine Einfchaltung zu bringen und zwar bahin 
gehend, daß in den v. Weld’ichen Antrag noch gefegt werbe: 
‚mach Gehör des Kirchenvorſtands“. Ich muß freilich ges 
fichen, es iſt die Debatte darüber gefchloffen. 


Freiherr v. Weld: Es könnte die Sache vielleicht 
daburch vereinfacht werben, daß ich mich ohne Weiteres 
bereit erfläre, diefen Zufag in mein Amendement aufzus 
nehmen. " . 


Präfident v. Schönfeld: Dies wiirde die, Sache er- 
leichtern. Es werden alfo in dem v. Welch ſchen Antrag 
die Worte: „nach Gehör des Kirchenvorſtands“ mit aufger 
nommen werben. Sch nehme an, daß von Seiten der 
Kammer Fein Widerſpruch erfolgt und werde in der Abs 
fimmung fortfahren. Der erfte Sat des zur Abftimmung 
zu dringenden Paragraphen lautet fo: 


„Soweit jegt ſchon befondere Beamte für Verwal⸗ 
tung des Kirdhenvermögens oder der mit bemfelben vers 
bundenen Stiftungs» und anderen Caſſen beſtellt find, 
bewendet es hierbei, fowie bei der zeitherigen Art und 
Weiſe der Wahl. Soweit dies aber nicht der Fall ift, 
fhlägt der Kirchenvorſtand zu der Zunction eines Kaften- 
vorſtehers drei hierzu geeignete Perfonen vor, aus denen 
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der Collator den Kaſtenvorſteher wählt, welcher die Ein— 
nahme —— eidlich zu verpflichten“. 

Zu diefem Satze find von der Staatöregierung zwei 
Abänderungen vorgejchlagen worden: es ſoll naͤmlich das 
erfte Wort: „Soweit” in Wegfall gebracht werden und 
dafür gefegt werden: „in Städten, wo”. Der zweite Vor⸗ 
ſchlag der hohen Staatsregierung geht auf den zweiten Sag 
diefes Abſatzes und will die Anfangsworte des zweiten 
Satzes: „Soweit dies aber“ befeitigt und dafür geſetzt 
wiffen: „Un andern Orten”. Ich werde zunächft die Frage 
auf den erften Satz des Paragraphen richten und dann 
auf die Abänderungsvorfchläge. Ich frage, ob die Kam⸗ 
mer nah Anrathen ihrer Deputation fi mit 
diefem Sage einverficehen will? — Einflimmig Ja. 


Die Staatsregierung ſchlaͤgt vor, ſtatt des Wortes: 
„Soweit“ zu ſetzen: „in Staͤdten, wo”. Ich frage, ob 
die Kammer diefes Amendement annimmt? — 
Das Nefultat diefer Abftimmung ift folgendes: Es haben 
18 dagegen und 18 taflır geſtimmt; freilich ift bei Letzteren 
der Herr Graf zu Stolberg; derfelbe hat fich aber dispenſiren 
Taffen von der Abftimmung und würde nicht mitzuzählen 
fein. Es haben daher 18 fi erhoben und 17 nichtz es iſt 
daher der Antrag ber Negierung abgelehnt. 


Ich möchte freilich wünfchen, daß Graf v. Stolberg, 
Sofern er ſich damit einverftehen könnte, bei den Abftim- 
mungen, wo er von Abgabe fiiner Stimme dispenfirt ift, 

es mir dadurch erleichtert, daß er ſich erhebt und nicht auf 
feinem Plage bleibt. 
(Graf v. Stolberg kommt dem nad.) 

Es entfteht durch die Unwefenheit des Herrn Grafen, 
der fich der Abftimmung enthält, bei ziemlich gleicher Ans 
zahl der Stimmen, leicht Serthum, für welchen ih kaum 
verantwortlich zu machen bin. 

Der zweite Antrag der hohen Staatsregierung ber 
zuͤglich des zweiten Satzes des Paragraphen geht dahin, die 
Worte: „Soweit dies aber nik der Fall ift” zu 
vertauſchen mit den Worten: „An andern Orten”, Ich 
frage, ob die Kammer diefem Amendement der 
Staatöregierung Beifall ſchenkt? — Mit 21 Stim- 
men gegen 14 iſt auch diefer Vorfchlag abgelehnt. 


"Sch gehe num über zum zweiten Abfa des Para 
‚graphen, der folgendermaßen lautet: 

„Der Kirenvorftand hat den Kaſtenvorſteher zu 
controliren und mit demfelben gemeinſchaͤftlich für —— 
Sorge zu tragen”, y 

Ich frage, ob die Kammer diefem zweiten Abs 
faße des Paragraphen Beifall ſchenkt? — Ein- 
fiimmig 3a. 

Ich komme nun zum britten Abſatz und ſtelle die 
Stage auf ihn mit Vorbehalt des freiherrl. v. Welck'ſchen 
Amendements. Der Abſatz heißt: 2 





„Nähere Beſtimmungen darüber werben durd, 
dem Kaftenvorfteher zu ertheilende Inftruction feftgefehte, 

Ich wieberhole nachmals das Amendement des Feiheren - 
dv. Weld. Derjelbe will, daß dur „die Kircheninfpection 
im Einverftändnig mit dem Patron und nad Gehör dig 
Kirhenvorftandes die Inſtruction ertheilt werden fol. 3a 
frage zuvörderft, ob die Kammer den dritten Abfag 
des Paragraphen annimmt? — Einftinmig Ja, 

Ich frage nun, ob die Kammer dem Amende⸗ 
ment, welches ich foeben verlefen, Beifall ſchenkt? — 
Es ift mit 18 gegen 17 Stimmen angenommen. 

Bir fommen nun zum vierten Abſatz des Paragraphen, 
wo das Scparatvotum des Herrn v. Behmen einfchlägt, 
Der vierte Abſatz des Paragraphen heißt: r 

„Ste jedes Jahr ift über Einnahme und Ausgabe 
bei dem Vermögen der Kirche und der mit demfelben 
verbundenen Stiftungscaffen ein Voranfchlag aufzufkslen, 
von dem Patron und der Kircheninfpection zu prüfen 
und von legterer fodann deſſen Genehmigung ausju 
ſprechen. 

Das Separatvotum lautet folgendermaaßen: 

„Ausgaben aus dem Kirchenvermoͤgen zu machen 
oder zu genehmigen, ift der Kaftenvorftcher nur ermäds 
tigt, infofern fie entweder auf einer unzweifelhaften recht: 





lichen Verpflichtung des Kirchenaͤrars beruben, oder zeite 
her bereits obfervanzmäßig aus dem Kirchenaͤrar beftritten 
worden find, oder endlich auf ausdruͤcklicher Genehmigung 
der vorgefegten Firchlichen Behörde beruhen. Bei Kir⸗ 
hendraren, welde ein Stammvermögen von uͤber 5000 
Thaler befigen, ift ein Voranſchlag aller drei Jahre von 
dem Kirhenvorftande aufzuftellen, von der Kirchenin⸗ 
fpection zu prüfen und von dem Conſiſtorium zu ger 
nehmigen”, 

Ich werde nun zunaͤchſt die Frage richten auf ben Ans 
trag der Majorität der Deputation. 

Würde biefer angenommen, fo wäre dad Separatvotum 
als gefallen anzufehenz würde jedoch eine Ablehnung ber 
ſchloſſen bezüglich ded Mojoritätsantrags, fo würde ich eine 
Frage auf dad Separatvotum richten. Ich frage nun, ob 
die Kammer den vierten Abfak des vorgeſchla— 
genen Paragraphen anzunehmen gemeint iſt? — 
Mit 28 Stimmen gegen 7 if der Borfchlag der Ma 
jorität der Deputation angenommen und demzufolge 
das Separatvotum ald gefallen zu betrachten, 


Ich komme nun zum fünften Abſatz, welcher fo lautet: 


„Ausgaben aus dem Kirchenvermögen und ben mit 
demfelben verbundenen Caſſen, welche über den Voran⸗ 
ſchlag hinaus von dem Kirchenvorftande beantragt wer⸗ 
den, bedürfen der Genehmigung des Gonfiftoriums, wel 
ches darüber zubor die Erklärung des Patron zu er⸗ 
fordern hat”, A 

Ich frage, ob die Kammer nah Anrathen ihrer 
Deputation diefem fünften Abfage Beifall 
ſchenkt? — Einfiimmiz Ja. 
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Zum letzten Satze endlich ift von ber hohen Staats» 
regierung ein Amendement eingereicht worden und zwar da ⸗ 
hin gehend, daß bie Worte „nachdem diefe über die gezo— 
genen Erinnerungen Beſchluß gefaßt haben” ausfallen follen; 
dagegen fol ed heißen „mit deren Erinnerungen und Sut- 
achten”. Ich werde zuvoͤrderſt die Frage auf den fechöten 
Abſatz des Paragraphen richten mit Worbehalt der vorge 
ſchlagenen Abänderungen. 

Sch frage, ob die Kammer ben fehsten Sat 
des Paragraphen annimmt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob die Kammer dem Amende- 
ment ber Staatsregierung, bad ich foeben verlefen 
habe, beitritt? — Mit 22 Stimmen gegen 13 ift es 
abgelehnt! 


Ich habe die Ießte Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie den Paragraphen, wie er von ber Depus 
tation vorgeſchlagen worden ift, mit ben foeben 
— * Abänderungen anzunehmen ges 
denit? — Einftimmig Ja. 

Damit ift die Abftimmung über den $. 41 beendet. 

Die Zeit ift fehr weit vorgerückt, ich ſchlage vor, bie 
heutige Sigung zu ſchließen; bitte aber die Herren, ſich 
morgen um 11 Uhr wieder einzufinden zur Fortfegung des 
foeben abgebrochenen Gegenftanbes. Die Sitzung iſt ges 
ſchloſſen. 

Echluß der Sitzung halb 3 Uhr.) 


Redacteur H. Meinhold, Secretaͤr Im Königl. Minifterium des Innern. — Drud von B. ©, Teubner in Dreöben. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 11. Januar 1861. 
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Oresden, am 11. Januar 








Sechszehnte oͤffentliche Sitzung der Erſten 
Kammer am 5. Januar 1861. 


Inhalt: 

Berlefung des Protokolls. — Megiftrandenvortrag. — Ent« 
ſchuldigung. — Vortgefepte Berathung des Berichts der 
Zwiſchendeputation uͤber den Entwurf einer Kirchenordnung 
für bie evangelifch-Tutherifche Kirche, und zwar tiber 6. 42, 


— 


Die Sigung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in Gegen» 
wart bed Heren Staatöminifters v. Falfenftein und der 
‚Herren Röniglichen Commiffare, Geh. Raths Dr. Hübel 
und Geh. Kirchenraths Dr, Gilbert, fowie in Anweſen ⸗ 
heit von 36 Kammermitgliedvern mit Verleſung des über 
die legte Sitzung vom Secretär dv. Egidy aufgenommenen 
Protokolls, welches von der Kammer ohne Erinnerung ger 
nehmigt und von den Herten Freiheren v. Rochow und 
Vicepräfident Freiheren v. Frie ſen mitvollzogen wird. 


Praͤſident v. Schönfeld: Wir wenden und zum Vor⸗ 
trag aus der Regiftrande, welche aus einer Nummer befteht. 
Ich erfuche Heren Secretär v. Egidy, und biefelbe vorzu⸗ 
tragen. 

Nr. 99.) Die Zweite Kammer Überfendet eine Anzahl 
Druderemplare einer Petition des Generalbevollmächtigten 
der Befiger der Eifenhlittenwerke Schönheide und Wildens 
thal, Hugo Edler v. Querfurth und Genoffen, um Vers 
mittelung zu Erlangung einer Cifenbahn durch das Muldens 
und Zwotathal nach dem Egerthale bei Falkenau in Böhmen, 
zur Vertheilung an die Kammermitglieber. 


Prafident v. Schönfeld: Die gewünfchte Vertheilung 
iſt bereits erfolgt. Die Driginalpetition ift bei der Zweiten 
Kammer eingegangen und wird zunächft dorf zur Berathung 
Tommen. 

Der Herr Dberhofprediger Dr. Liebner entſchuldigt 
ſich Betreffs der heutigen Sigung mit Unwohlfein. 

Eine weitere Mitiheilung’ Habe ich nicht zu machen 
und fo koͤnnen wir zur Tagesordnung übergehen, zu 
welchem Behufe ich den Herrn Referenten bitte, den Rebner- 
ſtuhl zu betreten. 
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Referent Vicepräfident v. Friefen: D 
$. 42. 

Zu 5. Abänderungen in der allgemein eingeführten 
Liturgie find ein Gegenftand der Berathung und Ent- 
ſchließung einzelner Kirchengemeinden und ihrer Organe, 
fondern ftehen nur dem’Iandeöhertlichen Kirchenregiment zu. 

Wo jedoch die allgemeinen Kirchengefege und Ver« 
ordnungen den Gemeinden eine Stimme zugeftehen, ober 
die Wahl freilaffen, z. B. bei Einrichtung neuer oder Auf⸗ 
hebung beftehender Iocaler Gotteödienfte, bei der Wahl 
wiſchen mehreren von ber Behörde ‚genebmi ten Geſang⸗ 
üchern, Katehismen, Agendenformularen und dergleichen, 
oder wo das Sirchenregiment fonft ber Gemeinde eine 
Stimme Über liturgiſche Fragen einräumen will, ba iſt der 
Kirhenvorftand zu befragen und hat er ſich für die Ger 
meinde zu erklären, wenn nicht die Behörde flr angemeffen 
befindet, alle fimmfähigen Mitglieder der Kirchengemeinde 
zu hören. 

Die Motiven fagen: 

Bu $. 42. 

unbedenklich wird man ben Kirdhenvorftänden uͤber⸗ 
laſſen fönnen, im Namen der Gemeinde Einrichtungen des 
Gottesdienſtes und der Liturgie zu beantragen und zu ger 
nehmigen, infoweit den Gemeindes eine Stimme babei zu» 
54 Denn fie werden mit ben Bebürfniffen und dem 

ünfchen der Gemeinde fo bekannt fein, oder fi davon 
fo zuverläffige Kenntnig zu verfchaffen Gelegenheit haben, 
daß fie nicht leicht etwas beantragen oder yugekchen dürften, 
was benfelben entgegen wäre. 

Unfer Bericht fagt: „Bu $. 42 hatte bie Deputation 
eine Erinnerung nicht zu machen, Sie trägt daher auf 
unveränderte Annahme an”. Die Zweite Kammer hat in 
ihrem Bericht ebenfalls gegen $. 42 ein Bedenken nicht 
erhoben. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe num zuvörberft 
der geehrten Kammer zwei Anträge vorzuführen,” bie in 
Bezug auf $. 42, der ſoeben vom Herrn Referenten vor⸗ 
getragen worden iſt, eingebracht worden find. Es iſt zus 
nächft der Antrag des Herrn Rittner und dann derjenige 
des ‚Herin Superintendenten Dr. Lechler. Der erfie, von 
Herrn Rittner eingebrachte, Tautet folgendermaaßen B es ſoll 
der $. 42, wie er ſich im Gefegentwurf vorfindet in Wes · 
fall gebracht werden und dagegen folgende Worte einges 
fchaltet werben: 

„Abänderungen in ber Liturgie find Gegenſtand der 
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erathung und Entſchließung einzelner Kirchengemeinden 
En N Drgane, ee Kicchengefege und Berords 
nungen ben Gemeinden eine Stimme jest oder künftig 
zugeftehen. Alle Abänderungen ber hierüber beftchenden 
allgemeinen Kirchengeſetze gehören vor bie Berathungen 
der Synode und kann ohne deren Zuftimmung nichts 
Derartiges geändert werden”. 
Soweit ber Antrag des Herrn Rittner. Ich weiß 
nicht, ob es demfelben gefällt, den Antrag zu motiviren? 


Nittergutöbefiger Nittner: Wir find, meine Herren, 
gegenwärtig bei mehreren Paragraphen angekommen, die 
meines Grachtens fehr wichtige Gegenftände enthalten und 
id) flge zugleich hinzu, daß fie durchaus nicht nach meinen 
Anſchauungen abgefaßt worden find, Ich entfinne mich 
recht gut, daß in einer der früheren Sigungen bereits bie 
hohe Kammer durch eine Abftimmung zu erkennen gegeben 
hat, wie wenig fie geneigt ift, meiner Anfiht Rechnung 
zu tragen. Wllein nichts beftoweniger erlaube ich mir 
dennoch, im Speciellen auf diefe Angelegenheit einzugehen, 
da ich noch immer auf dem Standpunkte des Herrn Culs 
tusminifterd ſtehe und das Buftandefommen diefer Bor 
lage für fehr wünſchenswerth erachte. Ich habe gefagt, 
daß der vorliegende Paragraph nicht nach meiner Anficht 
abgefaßt if. Ich mag mir den Hauptzwed unferer Vor— 
Tage immer wieder von Neuem überlegen, fo viel wie ich 
will, ich komme immer wieder darauf zurlid, daß ich die 
Belebung des kirchlichen Gemeinfinns als Hauptzwed an 
erkenne. Hat man aber die Abficht, eine Wieberauferr 
weckung des kirchlichen Gemeinfinns, der gänzlich verloren 
gegangen iſt, In unferer proteftantifchen Kirche Sachſens 
zu bewirken, fo Tann eine folche Wiedererwedung nur 
dann möglich werden, wenn wir den Gemeinden etwas 
Weſentliches bieten, um für ihre Thätigkeit und Theilnahme 
auch wirklich einen Stoff zu haben, ber fie intereffirt und 
in dem fie gewiß wiffen, daß ihre Stimme eine Geltung hat. 
Dies ift aber meines Erachtens im vorliegenden Paragraphen 
keineswegs der Fall; ja, es will mir fogar fcheinen, als ob 
in gewiffer Beziehung etwas weniger geboten wäre, ald bie 
Gemeinden jest ſchon haben. Der erfie Satz des Paras 
graphen ftellt ganz beflimmt das Princip hin, daß den 
Gemeinden Feine Berathung über liturgiſche Gegenftände 
zuſtehe. Nun Fommt fofort eine Ausnahme von ber Regel, 
wodurch das anfangs hingeftellte Princip etwas gemäßigt 
wird, das ift nicht zu verfennen; allein ich follte meinen, 
8. wäre beffer und wuͤrde flr das kirchliche Leben weit an⸗ 
tegenber und belebender wirken, wenn man im Gegenfage 
das Princip fofort ausfpräche, dag bie Gemeinden über lis 
turgiſche Gegenftände zu berathen und Beſchluß zu faſſen 
haben, inwieweit die beftehenben Gefege ihnen das Recht 
bereits dazu zugeftehen oder in Zukunft ihnen zugeftchen 
werben. Iſt man nun foweit in der Faſſung des $. 42 
gekommen, fo ift man nicht wenig verwundert, in der erſten 
Beile, Seite 14 zu Iefen: „ober wo fonft das Kirhentegi- 








ment der Gemeinde eine Stimme über liturgiſche Fragen 
einräumen will“. Gerade an died „Wollen“ ſtoße ich 
mich ganz beſonders. Ich als Gemeindeglied der prote 
ſtantifchen Kirche will vom Kirchenregimente eine derartige 
Gunſibezeigung gar nicht beanſpruchen; ich verlange, da 
den Gemeinden ihr Recht werde, das, was fie zu erlangen 
wünfcden. Das wird durch diefen Paragraphen, wie a 
ſich hier befindet, keineswegs erreicht. Ich Habe nun durch⸗ 
aus nicht die Abſicht, in meinem Antrage materiell etwas 
Neues zu verlangen und weiter zu gehen, als die bisherige 
Geſetzgebung; denn ich fühle vecht wohl, wenn ich das thun 
würde, fo würbe ich der Meinung der hohen Kammer fehr 
ſchroff entgegen treten, daß ſich wahrſcheinlich kaum einige 
Stimmen für mich erheben würden. Allein, meine Herren, 
mein Antrag will materiell bafjelbe; er dreht nur das Prin. 
cip herum und flellt vornweg, daß die Gemeinden das 
Recht haben, über liturgiſche Gegenftände zu berathen. Gr 
lautet fo: 

„Abaͤnderungen in der eingeführten Liturgie find 
Gegenftand der Berathung und Entfchliegung Anne 
Kirchengemeinden uud ihrer Organe, infoweit Klechen ⸗ 
gefege und Verordnungen den Gemeinden eine Stimme 
jest oder Fünftig zugeſtehen“. 

Ich habe ausdrüdtich in diefem Sage das Wort „alle 
gemein eingeführt” weggelaffen und fage blos „eingeführt, 
weil ich mie den Fall denke, daß Iocal-liturgifche Verhält ⸗ 
niffe ſehr gut fi zur Berathung im Kirchenvorftande eig ⸗ 
nen koͤnnen. Nehmen Sie an, daß vielleicht der Anfang 
der Stunde des Goftesbienftes etwas geändert werben fol; 
daß in Bezug auf die Feftfegung des Tages für die Ernte 
predigt etwas befchloffen werden foll, warum find dad nicht 
Gegenftände, über welche im Kirchenvorſtande zwifchen dem 
Pfarrer und den Gemeindevertretern befchloffen werben fann? 
Nun bringe ich noch etwas, wozu ich veranlaßt worden 
bin, um dem Worte „will” auf ber exften Beile Seite 14 
entgegen zu treten. In meinem Antrage heißt es am Schluffe: 

Alle Veränderungen der hierüber beftchenden allge: 
meinen Kircengefege gehören vor die Berathungen der 
Synode und Fann ohne deren Buftimmung nichts Ders 
artiged geändert werben”. 

Ich weiß fehr gut, daß freng genommen, die Thätig: 
keit der Synode nicht hierher gehört; allein es hat mir ge 
fienen, daß «3 nicht ganz unzweckmaͤßig wäre, daß ſchon 
bier daS: Princip zur Sprache kaͤme, wer eigentlich mit Br 
fümmtheit über Kiturgifche Angelegenheiten entfcpeiben fol. 
Benn diefer Sa in der Vorlage auch in der Abſicht bins 
geſtellt fein mag, um etwas Beftimmtes zu geben, fo ſcheiut 
er mir dies micht zu erreichen, wenigftens durchaus nicht 
etwas mit meiner Anficht Uebereinftimmendesz denn DIE 
Worte „wo das Kirchenregiment fonft den Gemeinden eine 
Stimme über liturgiſche Fragen einräumen will‘, laſſen 
fo viel Spielraum für das Kirchenregiment, daß ich immer 
wieder erflären muß, es iſt mir das ‚bedenklich. Und went 
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wir eine Synode fchaffen, fo follte man meinen, fann es 
nicht [haden, wenn bei einem fo wichtigen, principiellen 
Gegenftande, wie der vorliegende ift, wo es ſich um das 
Recht der Gemeinden handelt, über liturgifche Gegenftände 
in ihrer eignen Kirche zu beraten und zu beſchließen, den 
Grundfag hinftelt und ausfpricht, daß, wenn es fi um 
allgemeine Titurgifche Angelegenheiten handelt, dann die ein- 
zelnen Gemeinden darüber feine Entſchließung haben, fons 
bern daß das vor dad Forum der Synode gehöre und daß 
dadurch, um nochmals den Ausdrud zu gebrauchen, der Willkür 
des Kirchenregiments vorgebeugt werde. Ich bitte die Herren 
um Nachficht Hinfichtlich der Formulirung meines Antrags; es 
iſt ſchwer, einen ſolchen Antrag zu formuliren. Ich hänge 
nicht an den Worten; ich wünſche aber vom Herzen und 
hoffe, daß etwas Zweckmaͤßiges aus unferer Berathung her⸗ 
vorgehe. Leider muß ich hinzufügen, daß bie bisherigen 
Berarhungen mir wenig Hoffnung geben nach meinen Ans 
ſchauungen, daß aus ber Berathungsvorlage etwas recht 
Bwedmäßiges werben wird. Doc; verfennen Sie meinen 
guten Willen nicht, den ich damit ausfpreche, daß ich immer 
wieder von Neuem ihre Aufmerkfamfeit in Anfpruch nehme, 
obgleich ich mir vorausfagen muß, daß fie wenig Anklang 
finden werde, R 


Präfident v. Schönfeld: Bevor ich die Frage ftelle, 
wollte ich mir vom Herrn Antragfteller nur eine Auskunft 
erbitten. Im dem Goncepte, dad vor mir liegt, fteht nur 
„Abänderung ber Liturgie”; ich habe aber aus dem Vor⸗ 
trage des Heren Antragſtellers vernommen, daß es heißen 
fol „in der eingeführten Liturgie”, i 


Nittergutöbefiger Rittner: Sch habe das Wort „ein 
geführten” weggelaffen. 


Präfident v. Schönfeld: Es gehört aber zum Ans 
trage? 


Nittergutöbefiger Nittner: Jawohl. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Die Kammer hat die Mo— 
tivirung des Antrags, der von Herrn Rittner geſtellt wor⸗ 
den iſt, vernommen. Ich werde denſelben nochmals ver⸗ 
leſen und dann bie Unterſtutzungsftage darauf richten. 
€: lautet folgendermaaßen: 

„Abaͤnderungen in ber eingeführten Liturgie find 
Gegenftand der Berathung und Entſchließung einzelner 
Kirchengemeinden und ihrer Organe, infoweit Kirchen: 
geſetze und Verordnungen den Gemeinden eine Stimme 
jet, oder Eünftig zugeftehen. Alle Abänderungen der 
hierüber befiehenden allgemeinen Kirchengeſetze gehören 
vor die Berathungen der Synode und fann ohne deren 
Buftimmung nichts Derartiges geändert werben”. 

Ich frage, ob die Kammer biefen Antrag, 'unterftügt? 
— Geſchieht Fehr zahlreich. £ 


IH .gehe nun über zu dem Antrage des Heren, 


Dr. Lechler und erlaube mir, zu bemerken, daß derſelbe den 








$. 42 des Entwurfes in Wegfall gebracht wiffen will und 
dafür folgende Worte vorſchlaͤgt: 

„ „„Abänberungen im Gottesdienft und neue gottes⸗ 
dienftliche Bücher, Formeln und dergleichen Finnen in 
den einzelnen Gemeinden nur mit deren Zuſtimmung 
eingeführt werden. In jedem alle diefer Urt ift der 
Kirchen vorſtand zu befragen, der ſich für die Gemeinde 
zu erflären hat, wenn nicht die Behörde für angemefien 
findet, alle fimmfähigen Mitglieder der Kirchengemeinde 
zu hören”. 

Will vielleicht der Here Antragfieller zunaͤchſt feinen 

Antrag motiviren? 


Superintendent Dr. Lechler: Ich werde nicht auf 
allgemeinere Gegenftände übergehen, fondern mic möglichft 
an die Sache felbft halten. Ich mache vorerft aufmerkſam 
auf den Unterfchieb, der zwiſchen diefer eben vom Herrm 
Präfidenten vorgelefenen Faſſung, die ich beantragt habe, 
und zwifchen dem $. 42 beftcht. Der Unterfchieb iſt der, 
daß, wenn man meinem Anfrage Beifall ſchenken follte, 
der erſte Sa vom $. 42 in Wegfall käme und dagegen 
würde an die Stelle des zweiten Satzes: „Wo jedoch — zu 
hören”, diejenige Faſſung treten, die ich vorzuſchlagen mir 
erlaubt habe. Und diefe Faſſung unterfcheidet fih von 
dem, was im zweiten Theile des $. 42 enthalten ift, haupt⸗ 
fachlich dadurch, daß fie etwas Beftimmteres, Etwas, woran 
man fich beffer halten Bann, ausfpricht, während der Schluß 
meined Antrages wörtlich fi) anfchlieft an Das, was 
Seite 14 Beile 1 bis 3 enthalten iſt. Ich bemerke da zum 
erften Sat de $. 42, daß ich mit bem, was ‚Herr Nittner 
gefagt hat, im Wefentlichen übereinftimme. Daß Aendes 
rungen in ber allgemeinen Liturgie Rein Gegenftand ber 
Berathung ber einzelnen Gemeinden und ihrer Organe 
feien, fondern nur dem Ianbeöherrlichen SKirchenregiment 
zuftehen follen, iſt doch Etwas, was mir bei näherer Ueber 
Tegung, wie ich ſchon vorgeftern bemerkte, nicht ganz zuſagen 
will, und zwar in boppelter Beziehung. Ginmal, daß 
folche liturgifche Aenderungen nur bem lanbeöherrlichen 
Kirchentegiment zuſtehen follen, Tann ich allerdings im 
Hinblick auf den Umftand, daß eine Synode gegründet 
werben foll, nicht für richtig erkennen. Allerdings ent» 
ſpricht es Demjenigen, was fpäter tiber die Synode im 
Entwurfe fichtz aber es entfpricht der Sache nicht. 
Wenn einmal eine Synode exiſtirt, fo bin ich auch ber 
Meinung, dag Abänderungen in Tturgifchen Dingen vom 
Kirchenregiment ohne Weiteres auch follten und müßten 
der Synode vorgelegt werben. Das Andere iſt, daß Abs 
änderungen in der allgemeinen Liturgie fein Gegenftand 
der Berathung und, Entfhliegung einzelner Kirchenge ⸗ 
meinden fein koͤnne. Nun, daß fie nicht Gegenftand ber 
Entſchließung einzelner Gemeinden fein follen, bad ift 
unbedenklich; es kann nicht von einer einzelnen Kirchen— 
gemeinde befchloffen werden, fei es durch den Kirchenvor⸗ 
fand oder durch die Gemeindeverfammlung felbft: wir 
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wollen diefe allgemeine Liturgie nicht mehr haben, oder wir 
wollen e8 fo und fo Haben. Da würde Indepenbentismus 
gefegt an bie Stelle des kirchlichen Bandes, das die 
einzelnen Kirchengemeinden unter ſich zuſammenhaͤlt. 
Aber etwas Anderes iſt es mit der „Berathung 
Abänderungen in ber allgemeinen Liturgie find fein Sr 
genftand der Berathung einzelner Gemeinden — ich 
muß befennen, das kann ich nicht zurecht legen. Denn 
wenn etwa das Kirchenregiment felbft die Anficht hätte, 
& feien im der allgemein eingeführten Liturgie Dinge, 
die einer Revifion bedürftig find?‘ — und wenn id 
nicht ganz irre, fo eriffirt auch in hohen kirchenregiment⸗ 
tigen Kreiſen die Anſicht, daß Einzelnes darin einer 
Verbeſſerung bedürftig fei — wenn ferner, fage ih, 
ein ſoiches Gefühl auch in einer einzelnen Gemeinde 
wäre, warum follte nicht auch in ihrem Kirchenvorftande 
fo etwas befproden werben? Sch dachte, darin wäre 
nichts für, die Einheit der Kirche Gefaͤhrliches oder die 
Vollmacht des Kirchenregimentes Beſchraͤnkendes. Alfo 
an biefen zwei Punkten, daß nicht einmal berathen 
werben bürfte in der Gemeinde und Meinungsaustaufch 
nicht ftattfinden fole, und daß diefe Abänderungen aus: 
ſchüeßlich nur dem Kirchenregimente zuſtehen follen, 
— daran nehme ich Anftoß und deshalb beantrage ich, 
daß diejet erſte Sab ganz wegfalle. Weiter, um zum 
Andern zu fchreiten, habe ich ſchon gefagt, daß der 
zweite Sag: „Wenn jedoch“ u. f. w., mir etwas zu 
vag und zu unbeftimmt erſcheint. Es ift einerfeits 
geſagt: 

wo jedoch die allgemeinen Kirchengeſetze und Ber: 
ordnungen den Gemeinden eine Stimme zugeftehen ober 
die Wahl freilaffen”, 
da iſt der Kirchenvorftand zu befragen in liturgiſchen Dingen. 
Nun muß ich befennen, es fteht mir im Augenblick nicht 
vor meinem Gedaͤchtniß, ob irgend ein Buchſtabe eines 
beftehenden Kirchengeſetzes ſich daruͤber deutlich ausfpricht; 
es ftanden mir auch im Augenblide die Hülfsmittel nicht 
zu Gebote; es wäre aber doch möglich und ic) wäre fehr 
dankbar für.einen Aufſchluß vom Miniſtertiſche. Indeß 
zweifle ich, ob fo etwas bereits auögefprochen ift in Kir 
chengeſetzen und Verordnungen, welche befagten: In diefem 
and biefem Falle fteht der Gemeinde eine Stimme zu. 
Es wäre wohl möglich, daß die Abficht wäre, dies in kuͤnf⸗ 
tigen Kirchengeſetzen auszufprechen; dann ift die Bedingung 
felbft nur eventuell. Indeſſen will ich mich gerne bes 
lehren laffen. Das andere Bedenken if bafjelbe, was 





‚Her Rittner ſchon betont hatz allerdings will auch mir 
das nicht einleuchten, daß gefagt ift: „wo das Kirchenregi ⸗ 
ment ber Gemeinde eine Stimme in liturgiſchen Fragen 
einräumen will”. Da ift doch nad) meinem Gefühle das 
bon plaisir gar zu alleinig und ausſchließlich hingeftellt. 
Aus diefen Gruͤnden habe ich ben Antrag geftelt, der dann 
in zwei Sägen beſteht: Der erſte ſtellt den Grundfag auf; 








der andere fpricht ſich über die Ausführung, über die Be⸗ 
folgung de3 Grundfaged aus. Der erfie Sag lautet: 

Aenderungen im Gottesbienft und neue gottes. 
dienftlihe Buͤcher, Formeln und dergleichen, Pönnen in 
den einzelnen Gemeinden nur mit deren Zuftimmung 
eingeführt werden”. 

Das wäre der Grundfag; den wünfchte ich feſtgeſtellt 
zu fehen. Der zweite Sat fpricht fich über die Auzführ 
rung oder die Modalität der Anwendung aus und fchlieft 
fi) ganz an dad an, was am Schluſſe des 8. 42 gu 
ſagt ift: 

„In jedem Falle diefer Art ift der Kirchenvorſtand 
zu befragen, der fich für die Gemeinde zu erklären hat, 
wenn nicht die Behörde für angemeffen findet, alle 
ftimmfähigen Mitglieder der Kirchengemeinde zu hören", 

Der letztere Satz bedarf eben deshalb” gar Feiner Ber 
fürwortung oder Vertheidigung, weil er ſich ganz an bie 
Vorlage anfchließt. Defto mehr, das fühle ich wohl, bedarf 
der Grundfaß einer Begründung und Nechtfertigung. Denn 
diefem Grundfage kann und wird entgegengehalten mer 
den: Das, was Du willft, das führt unbedingt auf Inder 
pendentismus der einzelnen Gemeinden in gottesdienftlichen 
Sachen, woburd die gottesdienftliche Einheit der Kirche 
gefährdet werden würde; oder mit andern Worten, es führt 
zur Berfplitterung, es loͤſt ſich dadurch Alles auf in lauter 
Willie der einzelnen Gemeinden, Und da könnte man 
weiter folgern, daß auf dem von mir vorgefcjlagenen Wege 
die Sache nothwendig fhlimmer werde; denn ich wolle der 
Willkür des Kirchenregimentd entgegentreten (obwohl ih 
dem gegenwärtigen Kirchenregiment feine derartige Willkür 
zutraue), und fege an die Stelle derfelben die Willkür der 
Gemeinden. Was fei nun fhlimmer? Die Willkür von 
unten ober die von oben; die Willkür von taufend Gt 
meinden, oder die Willfür von einer Stelle her? und fo 
weiter. Dagegen muß ich mich vertheidigen: Einmal br 
rufe ich mich auf unfere Bekenntnißſchriften ſelbſt. Ieder 
mann, dem fie befannt find, weiß, daß fie, namentlich [hen 
die Augsburger Confeffion beftimmt ausfprechen: Die Ein 
heit ber Kirche befteht nicht in der Uniformität der Core 
monien d. h. der Gultusformen. Das ift der Grundfah 
der evangelifchsfutheriihen Kirche und bei aller diefer Man⸗ 
nigfaltigkeit und Verſchiedenheit der Cultusformen hat die 
Einheit im Geifte in der. evangelifchen Kirche immerfort 
befanden, fie befteht bis Heute noch, nicht allein zwiſchen 
verſchiedenen Landeskirchen, welche, bei abweichender Cultut ⸗ 
form, doch eine Einheit innerhalb derſelben Confeſſion bil 
den, ſondern auch innerhalb einer und derfelben Sandestirät. 
Was z.B. die Gefangbücher betrifft, fo ift befannt, daß mit 
in Sachfen mindeftens 20 verſchiebene Gefangbücher haben; 
aber bis auf den heutigen Tag ift dadurch bie Einheit inner 
Halb der Landeskirche nicht geftört worden. Uebeidied hat 
delt es fich an diefer Stelle — ich vebe nicht von einzelnen 
Mitgliedern einzelner Gemeinden, fondern ich betrachte die 





449 


einzefnen Gemeinden ald ein Geſammtindividuum — wefent- 
lied um jura singulorum. Es wird das religiöfe Gefühl 
innerhalb einer einzelnen Gemeinde leicht auf eine nachhal- 
tige Weife, auf eine lange nicht zu heilende Art verlegt, 
wenn in ſolchen Dingen mit Octtoyiren vorgegangen wird. 
Es find in dieſem Punkte ſchon neulich Erfahrungen bes 
ruͤhrt worden; ich will darauf nicht zurüdfommen, Jeder 
mann Eennt bie Greigniffe in Bayern und Baden; ich fage aber 
von Erfahrungen, die ich als geborner Württemberger kenne, 
in Beziehung auf ein Geſangbuch, das 1791 eingeführt wurde. 
Es war dies ein rationaliſtiſches Geſangbuch, wie dergleis 
chen um jene Beit in verfchiedenen Landeskirchen auftauchs 
ten. Das wurde nun vom Kirchenregimente einfach octro⸗ 
virt ; jeder Geiftliche, mußte es annehmen, jede Gemeinde 
mußte es einführen. Dad hat aber die Folge gehabt, daß 
Einige der ehrwirdigften und ausgezeichnetften Geiftlichen 
des Landes ihre Aemter freiwillig niederlegten, um nur nicht 
gezwungen zu fein, dad neue Geſangbuch einzuführen. 
Ferner war die Folge, daß fih in den Gemeinden eine 
außerordentliche Oppofition erhob, weil man den erhobenen 
Bedenken nicht Rechnung frug und darauf behartte, daß 
man ben Gemeinden eine Stimme nicht einräume, wenn 
- man nicht wolle. Daher entflanden in den Gemeinden 
Separationen über Separationen, aus denen fchließlich viele 
Auswanderungen nach Amerika hervorgegangen find, blos 
um biefes Geſangbuchs willen, Und an den Folgen davon 
hat die Wirttembergifche Landeskirche noch Jahrzehnte ges 
Tranft. Ich führe das blos an, um darauf aufmerkſam 
zu machen, wie ſchwierig und wie nur mit Anerkennung 
der Freipelt der Gemeinden folche liturgiſche Gegenftände 
zu behandeln find, twie, um mit Hofrath Herrmann zu 
fprehen, „Die Reizbarkeit der Gemeinden‘ gerade in diefem 
Punkte eine außerordentliche ift und wie endlich die Weis: 
heit des Kirchenregiments es erfordert, immer die Freiheit 
und dad Gefühl der einzelnen Gemeinden zu berückſichtigen. 
Nun kann man mir allerdings weiter entgegenhalten: wenn 
man durch die Ruͤckſicht auf die einzelnen Gemeinden ges 
bunden fet, fo werde eine wünfchenswerthe Reform, eine 
BVerbefferung, deren Bebürfniß Jeder fühlt, auf unbeftimmte 
Beit vertagt und hinausgeſchoben, und das fei vom Uebel. 
Aber ich glaube, wir müffen wählen zwiſchen dem größeren 
und dem geringeren Uebel. Und mir feheint, das geringere 
Uebel ift immer, wenn die Vereinbarung in einer fo wich: 
tigen und winfchenswerthen Sache um etwas vertagt wer⸗ 
den muß; das größere Uebel aber wäre eö, wenn baburch, 
daß die Freiheit der einzelnen Gemeinden nicht gehörig bes 
ruͤckſichtigt und ihr Recht fefigeftelt würde, eine fiefe Kräns 
kung des religiöfen Gefühls und des kirchlichen Lebens er⸗ 
folgte, die ſchwer mehr zu heilen ift. Aus diefem Grunde 
bin ich freubig und zuverfichtlic in dem Antrage, welchen 
ich geſtellt habe; ich habe es nur mach reiflicher Weber: 
Tegung und um des Gewiffens willen tbun zu müffen ger 
glaubt. 3 


Sächsische Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Praͤſident v. Schönfels: Die Kammer hat die Mo— 
tivirung, welche Herr Superintendent Lechler feinem Ans 
trage gegeben, vernommer® Ich werde denfelben nochmals 
verlefen; dann die Unterffügungsfrage darauf ſtellen. Er 
lautet: 





‚Aenderungen im Gottesdienft und neue gotteds 
dienftliche Bücher, Formeln und dergleichen können im 
den einzelnen Gemeinden nur mit deren Buftimmung 
eingeführt werben. Im jedem alle diefer Art ift ber 
Kirchenvorſtand zu Sefragen, der ſich für die Gemeinde 
zu erflären hat, wenn nicht die Behörde für angemeffen 
findet, alle ftimmfähigen Mitglieder der Kirchengemeinde 
zu hören”, 

Ich frage: ob die Kammer diefen Antrag zu unters 
fügen gemeint ift? — Sehr zahlreich. 
Es würden num die Anträge der Herrem Nittner und 

Lechler mit $. 42 zugleich zur Discuffion kommen. 


Staats miniſter v. Falken ſtein: Ich kann nicht leugnen 
daß es mich einigermaaßen uͤberraſcht hat, daß gerade bei dieſem 
Paragraphen Anträge, wie die ſoeben gehörten, geſtellt worden 
find, theild um deswillen, weil ſich das Minifterium ber 
wußt gewefen ift, gerade in biefem Paragraphen bie reis 
heit der Gemeinden nad) Möglichkeit gewahrt, wenigſtens 
fie zu wahren die Abſicht gehabt zu haben, und dann, 
weil, wad insbefondere den Antrag des geehrten Herrn 
Abg. Nittner betrifft, wenn ich recht verfianden Habe, er 
in allen wefentlichen Punkten mit demjenigen, was ber 
Paragraph felbft enthält, wenn auch in einer mobificirten 
Faffung übereinftimmt. Che ich etwas fpecieller auf die 
Sache eingehe, erlaube ich mir aber, die geehrte Kammer, 
doch wiederholt — denn wenn ich nicht irre, habe ich es 
bereitö bei Gelegenheit der allgemeinen Berathung gethan 
— auf den Standpunkt aufmerffam zu machen, welchen 
die Regierung bei Erlaffung der Kirchenordnung überhaupt 
einzunehmen gehabt hatz auf den Sinn alfo, in welchem 
die Kirchenordnung entworfen worben if. Man muß ſich 
dabei immer wieder vergegenmärtigen, daß e3 die Kirchen⸗ 
ordnung Feineswegs damit zu thun hat, eine Codification 
der einzelnen kirchlichen Gefege, kirchlichen Berechtigungen 
ac. feftzuftellen, oder neue dergleichen zu fehaffen, ſondern, 
daß es bei der Kirchenordnung im Wefentlichen darauf an⸗ 
kommen follte, dasjenige zu begründen und beziehendlich 
zu ergänzen, was nad) den Anſichten der geehrten Stände 
verfammlung felbft der Kirche bisher gefehlt hatzı namlich 
die erforderlichen Organe, um der Kirche bie rechte Gelb- 
ftändigfeit zu geben. Diefe Organe alfo hat die Kirchen» 
orbnung eigentlich herftellen wollen und darum iſt fie in 
dem Entwurfe davon ausgegangen, ben Gemeinden gewiſſe 
Berechtigungen zu geben, indem ſie im Kirchenvorſtande 
ein Organ für die Gemeinden ſchuf. Sie ift weiter ger 
gangen, fie hat eine Synode zu Schaffen vorgefchlagen, une 





dadurch der Gemeinfamfeit oder ber allgemeinen Kirchene 
‚gemeinde eine Ausdehnung zu geben; fie hat endlich ein 
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Gonfiftorium vorgefehlagen, um in Bezug auf die inneren 
Angelegenheiten ein Organ, eine Behörde zu haben, die 
unabhängig von der Staatögerflt über diefe rein kirchlichen 
Angelegenheiten felbftänbig zu „entfeheiden hat. Das ift 
alſo die Bafid, der Gedanke, der der Kirchenordnung zum 
Grunde liegt; nicht aber etwa bie Zufammenftellung aller 
möglichen einzelnen Beftimmungen, welche in kirchlicher 
Angelegenheit bis jet gegeben worden find. Es würde 
auch in der That der Anſchauung, welche ich eben angege- 
ben habe, wie mir ſcheint, geradezu widerſprechen, wollte 
man jetzt ohne Weiteres eine Menge neue Beftimmungen 
aufnehmen, während man eben erft Organe und Behörden 
ſchaffen will, die dazu geeignet fein follen, Eünftig derglei« 
hen Beflimmungen zu berathen und refpective zu kreffen. Es 
würde ein Widerfpruch mit ſich felbft fein, wenn man auf 
der einen Seite fagte: wir find jegt eigentlich nicht in der 
Lage, um über die kirchlichen Angelegenheiten felbftändig 
urtheilen zu fönnen, während man auf der andern Seite 
wieder ſpraͤche: wir wollen nichtöbeftomweniger Alles, was 
die kuͤnftigen Synoden, die Kirenvorftände und das 
Gonfiftorium berathen und beſchließen können, ſchon jest 
im Voraus beftimmen. Meine Herren, wenn das ber 
Fall fein follte, fo würde die Kirhenordnung in ganz anz 
derer Weife behandelt worden fein müffenz fie würde dann 
aber ihrem eigentlichen Zwecke widerſprechen. Ich fchließe 
das voraus, weil ich wünfche, daß jeder bei Prüfung und 
Beurtheilung ber einzelnen Beftimmungen fi es immer 
vergegenwaͤrtigen wolle, wenn er meint, Luͤcken ergänzen 
zu follen, die in der That nicht vorhanden find, wenn 
man fefthält, daß eben das ber leitende Gedanke gewefen 
iſt, was ich ſoeben auseinandergeſetzt habe. 

Was nun den H. 42 ſelbſt betrifft, fo hat derſelbe ſchon 
in der vorigen Sitzung, wenn ich nicht irre, von Seiten 
des geehrten Herrn Abgeordneten aus Leipzig eine ziemlich 
ſcharfe Kritik erfahren, indem derſelbe bemerkt hat, es wuͤrde 
im $. 42 eigentlich das wieder aufgehoben, was dem Kir⸗ 
chenvorſtande in $. 37 zugefagt worden fei. Er fügte 
hinzu, daß es uͤberhaupt fehr bedenklich fei, wenn man hier 
in ſolchen Angelegenheiten, wie die Liturgie eine fei, den 
Gemeinden irgend einen Bwang antun wolle. Er berief 
ſich dabei insbefondere auf einen Vorgang in Leipzig, wie 
er nach ben Worten, die ich mir notirt habe, ſich ausdrücte: 
‚mit dem Roſenmüller'ſchen Katechismus” vorgefommen 
fein foll. Irre ich nicht, fo find dem Herrn Bürgermeifter 
die Vorgänge von damals vielleicht nicht fo genau bekannt 
wie fie es mir find; denn es handelte fich nicht, wie er da- 
mals fagte, von dem Rofenmüllerihen Katebismus, 
fondern, wie e8 damals bezeichnet wurde, von dem „Rofen: 
müller'ſchen Glaubensbefenntniffe” — freilich 
auch ein Ausbrud‘, der nicht ganz geeignet fein mag. Es 


handelte ſich naͤmlich damals um die Anwendung einer 
Sorm bei Gelegenheit der Confirmation. Dieſe Stage wurde 


aber damals nicht von Seiten des Kirchenregiments fon 
dern mitten aus ber Gemeinde zur Sprache gebracht, un, 
zwar von Seiten mehrerer Lehrer. Sie wurde damalg yon 
Geiſtlichen beratben, an deren Spitze Superintendent Grofı 
mann ſtand, der ſich der Sache mit großer Entfciedenpeit 
annahm und fie an das Minifterium zur Entfchliefung 
gebracht hat. Es handelte fi alſo, wie gefagt, damalk 
weder um einen Katechismus, noch um Cinführung irgenp 
eines andern derartigen Buches, fondern darum, daß man 
fich feit einigen Jahren veranlaßt gefunden hatte, von der 
allgemein eingeführten und angenommenen Agende will: 
kürlich und ohne Jemanden zu fragen, abzugehen, 
Aferdings erklärten fi) damals die Stadtverorbneten auf 
dafür, daß es dabei bewenden möchte; das Kirchenregiment 
konnte es aber beim beften Willen nicht dabei bewenden 
Taffen; denn es konnte ein willkürliches Abgehen von dm 
im ganzen Sande geltenden Vorſchriften hinſichtlich ber 
Agende nicht geftatten. Cd gab daher hierauf eine Ber 
fügung; fagte darin, worauf es eigentlich ankaͤme und die 
ganze Angelegenheit war dadurch erledigt, daß man in einer 
fehr milden Weife gewiffe Mobificationen, welche man für 
zulaͤſſig erachtete, nachdem man zuvor das Gonfiftorium und 
die theologiſche Facultät gehört, geftattete. Ich ermähne 
das lediglich um deswillen, weil auch in diefem Falle von 
einer Bwangsmaafregel durchaus nicht die Rede gewefen iſt. 
Ebenfo muß ich dem entfchieben entgegentreten, wenn von 
einer zwangdweifen Einführung eines Geſangbuchs bie 
Rebe gewefen ift, deren auch in einer vorhergehenden Sigung 
bereits von dem geehrten Redner gebacht worden if, Ich 
brauche ihm und den geehrten Herrn Superintendenten 
Lechler nur einfah auf die Verordnung von 1793 aufe 
merkſam zu machen. Wenn die geehrten Herren die Ott 
haben mollen, ſich damit genau befannt zu machen, fü 
werben fie auch die Grundfäße finden, wornach die Eins 
führung von Gefangbücern zu beurtheilen iftz Grundſate, 
welche auch bis dieſen Augenblick noch gelten. Doch bit 
nur beiläufig. Was die Sache felbft betrifft in $. 42, ſ0 
muß ic) freilich darauf hinmweifen, daß in $. 37 die Rede 
ift von der Mitwirkung und Erklärung der Gemeinden In 
liturgifchen Angelegenheiten und in $. 42 heißt es, um eben 
died näher zu motiviren und zu begrenzen; „Abaͤnderungen 
in der allgemein eingeführten Liturgie find fein 
Gegenfland der Berathungen und Entfcliegungen einzel 
ner Kirchengemeinden”. Es hängt das ſonach vollkommen 
Mar und logiſch mit einander zufammen. Es iſt eine ſeht 
bekannte Sache, daß wir allgemeine, liturgiſche Be 
fimmungen haben, die eben alenthalben, d. h. für die 
gefammte Landeskirche, gelten miffen, um für bie Kirchen 
geſellſchaft als ſolche das erforderliche Band zu haben. Es 
giebt aber allerdings liturgiſche Angelegenheiten, die, wie 
der geehrte letzte Sprecher erwähnte, volltommen bazu ge 





eignet find, daß fie in den einzelnen Gemeinden auch auf 
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verſchiedene Weife zur Ausführung kommen koͤnnen, und 
in diefer Beziehung für diefe Tocalen Einrichtungen, 
für diefe local-liturgiſchen Handlungen find alferbings die 
Kirhenvorftände gerade die recht geeigneten Leute, diefe zu 
berathen und gerade deshalb hat man das in $. 37 hins 
geftellt. Es verfteht ſich von felbft, daß es dem Kirchen: 
vorftand nicht verwehrt fein kann, auch über allgemeine 
liturgiſche Fragen ſich auszufprechen; aber es kann nur 
nicht, unter den ihnen zugewiefenen Verpflichtungen 
aufgezählt werden, fo daß e3 unbedingt nöthig wäre, in 
biefen allgemeinen Angelegenheiten erſt ‚Erklärungen ihnen 
abzufordern. Wohl aber ift das Kirchenregiment zu jeder 
Seit berechtiget, auch da, wo es nicht dazu verpflichtet iſt, 
die Kirchenvorftände zu befragen und ihre Vorftellungen 
und Erklärungen zu vernehmen. Wir haben ſolche Fälle 
vielfach gehabt bei Gelegenheit der Kirchenvifitationen. Es 
find bei den Kirchenvifitationen 5. B. die Fragen vorge: 
tommen: Welche Stellung joll innerhalb des Gottesdienftes 
das heilige Abendmahl in der betreffenden Gemeinde haben, 
foll es z. B. vor oder nad) Vollendung des Gottesdien ⸗ 
ſtes gehalten werden? Bis jetzt hatte man leider Nieman ⸗ 
den, von dem man eigentlich ſagen konnte, er ſei volltom- 
men dazu berechtiget und auch geeignet, ſich darüber zu ers 
Eären, was benn nun den Verhältniffen des Drtes ent« 
ſprechend hier das Nichtige fein möchte. Künftighin wer⸗ 
den wir gerade in ſolchen Dingen den Kirhenvorftand 
Haben; der wird eben die rechte Behoͤrde fein, von der wir 
erfahren, was Local hier das Zweckmaͤßigere ſei. Denn 
daß es liturgifche Handlungen giebt, bei denen bie Kirche 
felbft darunter nicht Teidet, gleichviel, ob fie auf diefe oder 
jene Weiſe eingerichtet werden, barüber ift fein Zweifel. 
Aber nur Ordnung muß in die Sache kommen! Darüber 
iſt alſo kein Bweifel, daß in folden Fällen die einzelne 
Gemeinde ſich füglich erflären und ihre Wünfche ausſprechen 
ann. Nun hat man die große Beforgniß ausgeſprochen 
darlıber, daß das Kirchentegiment eine gewiffe Willkr ſich 
anmaaße, indem das Wort hinzugefügt fei: „Wo das Kir: 
chenregiment fonft der Gemeinde eine Stimme über litur⸗ 
giſche Fragen einräumen will“, wie es in $. 42 heißt, 
Das Minifterium iſt gerade von der entgegengeſetzten Meis 
nung ausgegangen; man hat nämlich in Feiner Weife eine 
Beſchraͤnkung hier ausfprechen wollen. Man hat gefagt, 
die Kirhengemeinde fol nach gewiffen Verfügungen, nad 
gewiffen allgemeinen Beflimmungen, obwohl noch Beftim: 
mungen fünftig durch die Synode und das Kirchenregiment mos 
dificiet werden koͤnnen, allerdings befragt werben. Aber eögiebt 
auch Fälle, wo man ſich veranlaßt finden kann, ohne dazu ſich 
verpflichtet zu fehen, die Kirchengemeinde durch ihren Vor ⸗ 
fand zu fragen und das hat man eben durch das Wort will 
ausdruͤcken zu muͤſſen geglaubt. Ich kann in diefem Augen 
blicke noch nicht anders fagen, als daß vollfländig dadurch 
ausgebrüdt ift: daß das Kirchenregiment ſeinerſeits auch in 
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ſolchen Fragen, wo es die Kirchengemeinde nicht zu fragen 
hätte, doch berechtiget fein folle, die Gemeinde zu fragen. 
Nun muß ich noch auf Eines aufmerffam machen. Man 
hat ſchon in einer vorigen Sigung darauf hingewiefenz 
Was könnten das alles für Verordnungen fein, bie noch 
erlaffen würden? Man hätte die Sache ſpecificiren follenz 
man hätte fic nicht begnügen follen mit folden allgemeinen 
Sägen. Ich fomme immer wieder zuruͤck auf Das, was 
ich im Gingange meiner Rebe gefagt habe, auf den Ger 
danken, der der Kirchenordnung zum Grunde liegt. Wir 
wollen und follen keine neuen Beftimmungen jegt geben. 
Aber dann Fann ich freilich nicht zweifeln, daß die Organe, 
die Behörden, die wir als flr die Selbftänbigkeit der Kirche 
wirkende Behörden einfegen wollen, nur Verordnungen 
berathen und dergleichen geben innerhalb des Bereiches, 
das ihmen gebührt; aber dazu follen eben die Synoden 
dienen; denn biefe follen den Ausbrud ber Gefammtheit 
der Kirche geben und ohne die Synoden vorher zu befrar 
gen, follen nun dergleichen allgemeine Beftimmungen nicht 
koͤnnen gegeben werden. Ich Bann daher nicht begreifen, 
wie man Beforgniffe oder Befürchtungen ausfprechen Fönne, 
da ber ganze Organismus des Gefeßes, wie es vorgelegt 
worden ift, der Verfahrungsweiſe die moͤglichſte Freiheit 
giebt und es im Intereffe des Kirchenregimentes liegen 
muß, der Kirche die Freiheit zu geben, die fie zu ihrer 
Selbftändigkeit und ihrem Wohlbefinden erheifcht. Die 
Verhältniffe, die der Abg. Lechler aus früherer Beit uͤber 
die wirtembergifchen kirchlichen Angelegenheiten barlegte, 
diefe kennen wir — ic) kann wohl hinzufügen Gott fei 
Dank! — in Sachfen nit. Wir haben zu feiner Beit 
weber Zwang gehabt, nody find Geiftliche in folcher Weile 
genöthiget worden, ihr Amt mieberzulegen, noch ift fonft 
etwas der Art bei und vorgefommen. Daß aber in ben 
einzelnen Gemeinden und in ber Gefammrheit eine gewiffe 
Ordnung, Sicherheit und Klarheit in kirchlichen Dingen 
herrfche und man nicht nad) dem Wunfch eines jeden ein- 
zelnen Individuums jede liturgifche Einrichtung fofort abdns 
dern koͤnne, das liegt wohl recht fehr im Intereſſe jedes 
Einzelnen. Es ift ganz vor Kurzem erft eine Aeußerung, 
eine öffentliche Aeußerung über die Kirchenordnung gefallen. 
Man hat gefagt, fie wäre ein „proteftantifches Con» 
corbat”; man hat auch von einer „Geifteögensdar» 
merie”, die eingeführt werden folle, geſprochen. Das 
find ſolche individuelle Anfichten! Ich erwähne fie nur um 
deswillen, um es offen zu befennen, daß ich es beffagen 
muß, daß ſolchen Yeußerungen, abgefehen davon, welchen 
Zweck fie haben, jedenfalls ein großer Mangel an Kennts 
niß deffen unterliegt, was eigentlich die Kirchenordnung 
will, und ein Mangel, wie es fheint, auch an dem Ernfte, 
mit dem eine fo wichtige und heilige Sache behandelt wer- 
den foll. Sedenfalls dürfte doch, wie man auch font date 
über urtheilen möge, aus dem Entwurfe der Kirchenord« 
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nung mindeſtens fo viel hervorgehen, daß man dabei die 
ernfie Abſicht gehabt hat, der Kirche und ihren einzelnen 
Gliedern, alfo auch den einzelnen Gemeinden die möglichfte 
Freiheit zu gewähren, aber freilich feine Sreiheit 
ohne Ordnung, und das gefällt freilich nicht allen 
Leuten. 

Präfident v. Schönfes: Ich habe nun zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? — BZunächft hat der 
Here Referent das Wort, dann Herr Bürgermeifter Koch. 


Referent Vicepräfibent v. Frie ſen: Nach; diefer Er- 
Härung des Herrn Minifters kann ich ſehr Vieles von dem, 
was id mir vorgenommen hatte zu fagen, zu berühren 
unterlaffen. Indeß bleibt doch noch fo Manches übrig, 
was ich mir im Namen der Deputation auszufprechen er⸗ 
Taube, Zuvoͤrderſt möchte ich mic) und vieleicht auch die 
gefammte Kammer gegen eine Meinung bes Abg. Rittner 
vertheidigen, indem er ausfprach, daß er nicht hoffen duͤrfte, 
daß feine Anträge und Meinungen in der Kammer vielen 
Anklang finden würden und daß man ihnen Rechnung tra⸗ 
gen toiirde. Ich Tann erflären, daß ich meinerfeits zu allen 
Beiten bereit bin, feinen Anträgen Rechnung zu tragen; 
es kommt nur freilich aber auf die Prüfung der Anträge 


tönnte ebenfalls Bedenken erregen; man koͤnnte dabei daran 
denken, daß es gänzlich von dem freien Willen und dm 
Willlür des Kirchenregimentes abhinge, ob es die Gemeinde 
fragen wolle oder nicht. Obgleich, wir Soldyes Feinesiweg 
überfehen haben, fo find wir doch der Meinung geinsfe, 
daß es „gar nicht möglich fei und daß das Kirchenteginn 
gar nicht den Willen haben Fönne, in wichtigen liturgiſchen 
Fragen, ober bei wichtigen gottesdienſtlichen Einrichtungen, 
die Stimme der Gemeinde zu Überhörenz denn das Unter, 
laffen, die Gemeinde zu fragen, ich fage es nochmals, halte 
ich für ein Ding der Unmöglichkeit, weil hier Glauben 
ſachen berührt werden, mithin Sachen der. unbedingteften, 
inneren Freiheit und weil das Kirchenregiment fich ale 
Vertrauen und allen Beſtand ſelbſt unter dem Füßen my 
ziehen würde, wenn fie ſolche Dinge willfürlich vornehmen 
wollte, ohne die Gemeinde zu befragen. Wir haben gerade 
hier auf die und bekannte und gewohnte fächfifche Ehrich 
keit gerechnet. Es ift hier ein Fall, wo das Kircenregis 
ment gar nicht anders handeln Fann und gar nicht wollen 
ann, anders zu handeln. Unfer Vertrauen fchöpfen wir 
aus der biöherigen Erfahrung; wir fchöpfen es auß der bie: 
herigen Geſchichte, aus der fächfifchen Kirchengefchichte und 
obgleich mir vorgeftern in diefem Punkte widerſprochen wor 





an, welches Necht fi) die Kammer natürlich nicht nehmen 
laſſen kann. Was nun aber den $. 42 anlangt, fo habe 
ich ſchon geftern angebeutet, daß in feiner wörtlihen Faſ⸗ 
fung wohl Manches liegen könnte, woraus man Bedenken 
entnehmen Fönnte, wenn man mißtrauifeh fein will. Indeß 
will id nur im Voraus erwähnen, dag merfwürbigerweile 
diefer Paragraph laut unferes Protofolles fofort ohne An+ 
fand Genehmigung gefunden hat. Die Deputation war 
vollſtaͤndig verfammeltz es fehlte Fein Mitglied und feines 
* berfelben hat dem Paragraphen widerfprochen. Sie fehen 
alfo auch ſchon daraus, dag wir ſchon damals Fein Ber 
denken gehabt haben; auch die Deputation ber Zweiten 
Kammer hat Inhalts ihres Berichtes Fein Bedenken gegen 
den Paragraph gehabt. Nun will id; aber doch felbft einige 
Bedenken erwähnen, die man aufftellen fönnte, wenn man 
wollte. „Abaͤnderungen in der allgemeinen Liturgie find 
teine Gegenftände der Berathung- des Kirchenvorftandes”. 
Diefer Sat koͤnnte Bedenken erregen, weil fireng genommen 
ihm in den Motiven widerfprocdhen wird. Denn in ben 
Motiven iſt den Kirchenvorftänden das Recht zugeſprochen, 
Abänderungen in der Liturgie zu beantragen. Nun, meine 
‚Herren, wenn fie Solches beantragen dürfen, fo müffen fie 
es auch vorher berathen dürfen. Ebenſo, wenn fie befragt 


werben nad) den Kirchengeſetzen oder nach den Befchlüffen 
des Kirchentegimentes, fo müffen fie ſich auch vorher darüber 
berathen. Berner iſt gefagt: „zum Beiſpiel bei Einrich- 
tungen“ da hätte ich lieber gefagt anftatt „zum Beifpiel”: 
„namentlich bei Gintichtungen des Gottesdienſtes“, weil 
allerdings nun wichtige Punkte und wichtige Fragen folgen. 
Zerner das ſchon mehrmals_ erwähnte Woͤrtchen „will“ 


den ift und ſcheinbar ein Fall Hat vorgeführt werben follen, 
der meine Meinung widerlegen ſollte, fo muß ich heute noch 
behaupten, es ift in unferer ſaͤchſiſchen Kirchengeſchichte 
unerhört, es ift nie gefhehen, daß man einer Gemeinde 
ein Gefangbuch oder eine Titurgifche Form oder einen Kar 
techismus oder fonft Etwas aufgebrungen hätte gegen ihren 
Villen. Was die Gefangbücher anlangt, fo erinnere id 
daran, daß es noch viele Städte giebt, Schneeberg, bie 
Schönburg’fhen Lande, Leipzig, die noch ihr biäheriges 
Geſangbuch befigen und das allgemeine Dresdner Gefang 
buch nicht angenommen haben. Mas namentlich den beih⸗ 
ziget Fall betrifft, obgleich ex bereits gruͤndlich miberlgt 
worben ift, fo muß ich in biefer Beziehung dennoch ti 
wähnen, einen Roſenmüͤller ſchen Katechismus, mein 
Herren, giebt ed nicht; einen Dinterfchen Katechismut 
giebt es nicht; einen Speenerfchen giebt es nicht; Mit 
haben nur einen lutheriſchen Katechismus und wenn 
Rofenmüller und Dinter ein Lehrbuch, eine Erläuterung dazu 
gefchrieben haben, fo ift das ein Mofenmüller’fches und 
Dinter’fches Lehrbuch zum lutheriſchen Katechismus. Dub 
dies auch einmal wieder abgeändert werben Tann, folgt 
aus der Natur aller Lehrbücher; aber der Katechismus 
Luthers fteht feſtz er ift eines unferer ſymboliſchen Bücher; 
ex ift geblieben und wird auch bleiben, fo Lange bie Iuther 
vifcher Kirche beſteht. Namentlich hat der Here Minifer 
ganz richtig erinnert, — ich entfinnne mich diefes Falk 
ganz genau, — es handelte ſich damals um eine Abaͤnde ⸗ 
rung be3 apoftolifchen Glaubensbefenntniffes, alſo um dad 
erſte Symbolum unferer Bekenntnißſchriften, was verändert 





worben war und was fo in eine bequemere ober modernere, 
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wohlgefälligere Form war umgewandelt worden und das 
hat man allerdings wieder abgefchafft und zwar mit allem 
Recht. Nun alfo die Faſſung! Ueber diefe finde ich mich 
meinerfeits beruhigt, obgleich vieleicht Manches anders ger 
faßt fein koͤnnte und, um nochmals auf das ſchon mehr: 
mals gerügte Woͤrtchen „will” zuruͤckzukommen, fo will ich 
noch bemerken, ich glaube, daß das Kirchenregiment nach 
den biöherigen Erfahrungen viel öfter geneigt fein wird, 
vorfihtiger Weife und behutfam ſchonender Meife zu 
wollen, als nicht zu. wollen. Es wird in folden 
Fragen viel öfter geneigt fein, die Stimme der Gemeinde zu 
hören, ald das Gegentheil. Nun aber den Paragraph felbft 
und deffen wirklichen Inhalt anlangend, da muß ich denn 
nun freilich befonders mit einer Meinung des Herrn Super 
intendenten. Dr, Lechler anfangen, der auch nicht die Güte 
gehabt hat, uns feine Bedenken in der Deputation vorzu⸗ 
tragen. Er legte doch meines Erachtens zuwenig Gewicht 
auf bie Worte in ber erften Zeile des Paragraphen „die 
allgemein eingeführte Liturgie” und daß hier von einer 
allgemeinen Liturgie recht abfichtlich die Rebe fein fol, geht 
daraus hervor, daß auf der legten Zeile berfelben Seite 
gefagt wird, daß das Kirchenregiment der Gemeinde in 
Yiturgifchen Fragen wohl eine Stimme einräumen könne, 
wohl zu merken, in nicht wefentlichen Punkten der Liturgie, 
in einzelnen Liturgifchen Tragen. Aber, meine Herren, bie 
allgemeine ‚Liturgie fol allerdings feft ſtehen. Es ift 
dies nicht nur die Abficht der Kirche, fondern auch das 
Mecht der Kirchengemeinde und ein Recht der ganzen Kirche. 
Here Superintendent Lechler fand es unbedenklich, über die 
allgemeine Liturgie Berathungen anzuftellen. Er war ber 
Meinung, daß die allgemeine Liturgie einen Zufammens 
hang habe mit der Einheit der Kirche. Gerade aber 
darin muß ich ihm entfchieben wiberfprechen. Ich glaube 
gerade, daß die allgemeine Liturgie nicht nur in engem 
Bufammenhange mit ber Einheit der Kirche fteht, fondern 
auch die Form und der Ausdruck ift, in der fich die Einheit 
der Kirche ausſpricht. Credenda und agenda fichen im 
allerengften und unzertrennlichften Zufammenhange. Unfere 
fächfifche Liturgie beruht in ihren weſentlichen Beftand: 
theilen und Formen auf der allerälteften Liturgie, ber ur 
anfänglichen apoſtoliſchen Kirche. Ich erinnere dabei an 
einige Theile unferer Liturgie in ihren lateiniſchen Ber 
nennungen; an bad aufer a nobis, Kyrie eleison, gloria in 
excalsis deo, credo in unum deum. Alle biefe Beftand« 
theite finden wir, wenn Sie die Güte haben wollen, unfere 
Dresdner Geſangbücher von 1810 und von 1740 hiermit 
zu vergleichen, alle diefe Formen des alturfprünglichen 
Gottesdienftes werden Sie in unfern deutſchen Gefang- 
büchern wieberfinden und Luther gerade hat ſich an diefe 
Zormen gebunden und hat bei feinen liturgiſchen Vor— 
ſchriften, die nachher zur Sache der Kirche gemacht worden 
find, ſich gerade an diefe alten Formen gebunden und die 
Kirche legt gerade darauf Werth. Meine Herren, es ift ein 
28 (2 Abonnement.) 








fehr erhebender Gedanke der ganzen Kirche, daß fie weiß, Daß 
diefelben Gefänge und biefelben Formen des Gottesdienſtes 
3.3. eredo, der Glaube, das gloria in excelsis deo, „Allein 
Gott in der Hoͤh' fei hr” im ganzen Lande und in allen 
Ländern der Chriftenheit zu einer Stunde gefungen und 
gebetet werben. Es ift alfo eine Abänderung der agemeis 
nen Liturgie nicht ein fo gleichgültiges Ding, nicht fo uns 
bedenklich, wie der geehrte Nebner ed darſtelite und. fie ent= 
ſpricht allerdings der Einheit der Kirche; denn in biefen 
Formen fpricht fich ihre Einheit, ihre Uebereinftimmung in 
einem Glauben aud. Sehr richtig hat Herr Superintendent 
Dr. Lechler erwähnt, daß es ſich hier um Dinge handle, 
in welchen bie Gemeinden verzweifelt reizbar find und das 
ift gut und recht, daß fie es find; daß es Kränkungen und 
Verlegungen des religiöfen Gefühle hervorrufe, wenn man 
Etwas ändern wolle, und dad iſt gut; es muß hier ein 
zarted Gefühl fprehen und das barf nicht verletzt werben, 
und gerade um das nicht zu verlegen, fol man allgemeine 
liturgiſche Fragen ober bie allgemeine Liturgie einer Ber 
rathung nicht unterwerfen; denn es handelt fich hier um 
die allerinnerften Gegenftände, um innere Glaubensfragen, 
um eigentliche interna, Zwang, meine Herren, Zwang, 
ic) wieberhole es, von Bwang wiffen wir Nichts und Zwang 
würden wir auch nicht dulden. Es wird auch dem Kirchen» 
regiment nicht einfallen, Zwang auszuüben; es würde ihm 
aber auch gar nicht gelingen. Wenn alfo ber $. 42 an 
feiner Spite fagt: „Abänderungen in ber allgemein eine 
geführten Liturgie find fein Gegenſtand der Berathung und 
Entſchließung einzelner Kirchengemeinden“, meine Herren, 
dann hat er ganz Recht und thut das Kirchenregiment feine 
vollfommenfte Schuldigkeit, daß es biefen Grunbfag aud« 
fprichtz denn wenn darüber Berathungen ftattfinden follten, 
würden unvermeidlich Glaubensfäge in Frage kommen und 
id) glaube auch, die Synode dürfte dies nicht thunz dagegen 
einzelne liturgifche Einrichtungen, die weniger wefentlich 
find, das ift eine andere Sache und darüber die Gemeinde 
zu hören, dazu wird ber Wille und die Abſicht ausgefprochen, 
Herr Nittner, glaube ih, hat doch wohl hier Beifpiele ans 
geführt, die in diefen allgemeinen Sag nicht hineingehören. 
Er hat nämlich von gettesdienftlicher Ordnung, z. B. von 
der Frage des Anfangs des Gottesbienftes, der Abhaltung 
ber Ernteprebigt gefprochen. Das find aber Feine Liturgie 
ſchen Fragen; das ift eben bie Ordnung des Gottesdienſtes; 
aber bie Liturgie, wie ich fie eben auseinanbergefegt habe, 
bezieht ſich auf bie Art und Weife der Anbetung und ber 
Lobpreiſung und das ift ein ganz anderes Ding, wie bie Beit 
der Haltung des Gottestienfted. Der Abg. Rittner erwähnte, 
daß es befler fei, der Gemeinde hierin Freiheit zu laſſen. 
Es würde dadurch hauptſaͤchlich das verloren gegangene 
kirchliche Bewußtfein wieder belebt werben. Auch hier ift 
der Standpunkt der Beobachtung und Erfahrung ein ganz 
verfchiedener. Ih muß aber dod zu unferem Stüde bes 
merken und bezeugen, fo gänzlich verloren iſt biefer kirch⸗ 
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niche Sinn in den Gemeinden doch, Gott fei Dank! noch 
nicht. Derfelbe erwähnte, es würde belebend und auregend 
wirfen, wenn eine Berathung geftattet würde über ſolche 
Fragen. Belebend, das gebe ich zu, antegend, das gebe 
id) zu; aber im guten und wohlthätigen Sinne und zu einem 
guten Erfolge, das bezweifle ich fehr. Beifpiele hat ſchon 
der Here Minifter erwähnt, wie folche Fragen in anregens 
der Weife behandelt werden. Ich unterlaffe es, darauf 
nochmals zuridzutommen. Doch ich ſchließe, meine Her- 
ven. Ich glaube, daß wir wohl tun werden, wenn wir 
ung hier im Vertrauen auf das Kirchenregiment und noch 
mehr im Vertrauen zu der innerlichen Nothwendigkeit der 
Sache bei dem Paragraphen beruhigen, und wenn wir 
Fragen nicht dnregen, die boch nicht in erwuͤnſchter und 
in guter Weife würden zu löfen möglich fein. Ich glaube, 
daß der Paragraph und alle Garantien gewährt und deds 
wegen wuͤrde ich mich doc) gegen beide Anträge erklären 
möffen; namentlich der zweite Theil des Antrages bes Abg. 
Nittner würde ſchlechterdings nicht hierher gehören. Der 
erfte Sat feines Antrages lautet: 

„Abänderungen in der eingeführten Liturgie find 
Gegenftand der Berathung und Entſchließgung einzelner 
Kirchengemeinden und ihrer Organe, infoweit Kirchen⸗ 
efege und Verordnungen den Gemeinden eine Stimme 
Ft ober künftig zugeſtehen“. 

Inſoweit nun dreht dies freilich den Grundſatz geradezu 
um; enthält gerade das Gegentheil vom Grundfage des Ge 
fegentwurfs. Darüber habe ich mich bereits ausgeſprochen. 
Nun kommt ber zweite Satz: 

Alle Abaͤnderungen der hierüber beſtehenden allge: 
meinen Kirchengefege gehören vor die Berathungen der 
Synode und kann ohne deren Zuftimmung nichts Der- 
artiged geändert werden”, 

In Beziehung auf dieſen zweiten Sat wird wohl der 
Herr Antragfteler mir zugeben, daß biefer Satz zum 60. 
oder 61. $.-gehören wird, wo von den Befugniffen der 
Synode die Rebe ift. Das ift wohl ein Gegenftand für 
die Synode, ber jegt wohl eigentlich nicht zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung gelangen könnte. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe heute die Genug- 
thuung erfahren, daß auch von anderer Seite, ald von mir; 
Bedenken gegen $. 42 empfunden worden find, Meine 
‚Herren, wenn biefe Thatſache Nichts weiter beweift, fo be- 
weift fie doch fo viel, daß das, was ich mir neulich erlaubte 
anzuführen, zutrifft, daß nämlich die gefegeberifche Faſſung 
des $. 42 nicht correct iſt; denn fie iſt nicht klar. Wäre 
fie Mar, fo wäre es nicht möglich, daß derartige Zweifel 
gegen diefen Paragraph auffommen koͤnnten, wie wir fie 
heute und in fehr eindringlicher Weiſe vom Herm Super- 
intendenten Dr. Lechler gehört haben. Ich wende mich 
nun zu dem, was uͤber die geftellten Anträge, bie ich beide 
unterftügt habe, von Seiten der Miniſterbank und bes 
Herin Referenten geſprochen worden ift. Ich erfläre im 





Voraus, daß mic nur der Antrag bes Heren Superinten⸗ 
denten Dr. Lechler befriedigt. Ih habe mir neulich mir 
Rüdficht auf die große Bedeutung und Wichtigkeit der 
Frage nicht erlaubt, eine ſpecielle Faſſung Ihnen vom · 
ſchlagen, ſondern ich begnügte mich, auf Ablehnung des 
Paragraphen anzufragen und Dabei zugleich die hohe 
Staatsregierung zu bitten, bei fünftiger Wiedervorlegung 
der Kirchenordnung Beftimmungen, durch welche der Kir 
chengemeinde größere Nechte in Fragen der Liturgie beige 
legt würden, aufnehmen zu laffen. Denn, meine Heren, 
ich wiederhofe auch heute wieder, ich blide keineswegs fo 
vofig in die Zukunft, daß ich glaubte, daß wir mit diefer 
erſten Berathung bereitd an ein gebeihliches Ziel dieſer 
ganzen Angelegenheit kommen werben. Als ich neulich 
meinen allgemeinen Antrag begründete, wies ich auf die 
leidigen Geſangbuchs · und Katechismusſtreitigkeiten hin, 
Der Herr Referent forderte mich ſchon damals auf, id 
möchte Beifpiele nennen und erflärte, in Sachfen wäre fo 
etwas noch niemals vorgefommen. Ich, meine Henen, 
hatte, und das habe ich neulich ſchon berichtigend bemerkt, 
in meiner Begründung von Sachien nicht gefprochen. Die 
Bedauerlichkeit folder Streitigkeiten aber ift Ihnen heute 
auf das Lebhaftefte von dem gechrten Herrn Antragfteller 
vors Auge geführt worden. Ih habe mich dann ar 
auch auf den Leipziger Vorgang bezogen, ber heute vom 
Heren Minifter hat berichtigt werden wollen. Dieie Be 
ricptigung ift aber nur eine Ergänzung geworden. Der 
Here Minifter wird mir einräumen, daß um biefelbe Belt 
der Rofenmüller’fche Katechismus in Leipzig ebenfalls außer 
Wirkſamkeit geſetzt wurde. Nun bin ich zwar, beöhalb 
vom Herrn Referenten ſcharf zu Recht gewiefen morben, 
indem er mir bemerkte, es gäbe überhaupt nicht mehr alt 
einen Katechismus; einen Rofenmülfer’fchen, einen Dinter- 





ſchen Katechismus Eenne ex nicht, es gäbe nur einen Luthe 
riſchen. Zunaͤchſt möchte ich mich nun deshalb auf ben 
Paragraphen, wie ihn bie Regierung vorlegt, zu meine 
Rechtfertigung felbft beziehen. Es ift hier ganz auddrid ⸗ 
lich geſagt: „Bei der Wahl zwiſchen mehreren von ber Be 
hoͤrde genehmigten Geſangbuͤchern, Katechismen“ u. km 
Nun, meine Herren, wenn bie Regierung felbft für mid 
Beugniß abfegt, fo habe ich zu meiner Rechtfertigung dert 
Heren Referenten gegenüber mich auf weiter Nichts, alt 
auf dieſes vollgültige Zeugniß zu berufen. Indeſſen möchte 
ich vorübergehend doch darauf hinweiſen, daß wir all 
dings mehrere Lutherifche Katechismen haben; nämlich det 
großen und den Eleinen lutheriſchen Katechismus. Bent 
nun aber das Wort Dinter’fcher oder Rofenmüdterfcher 8 
techismus fo ſtreng genommen werben will, wie eb Dit 
Herr Referent gethan hat, fo kann ich ihm in biefer Be 
ziehung allerdings Recht geben, und habe ihn nur zu Bitte, 
daß er, wenn ſchon dem Wortlaute der Regierungsvorlagt 
zuwider, anſtatt der von mic gebrauchten Lesart „Roftt 
müßler’fcper Katechismus" fee „die Roſenmuͤller ſche Au 
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gabe des Tutherifchen Katechismus”. Und dieſe ift um jene 
Zeit allerdings in Leipzig außer Wirkfamkeit gefegt worden. 
Indeſſen felbft zugegeben, id irrte mich hierin, fo kommt 
darauf im Wefentlichen etwas nicht an. 
conſtatiren, daß der Leipziger Kirchengemeinde ein Theil 
ihrer Liturgie ohne ihre Zuffimmung entzogen und dadurch 
eine bedauerliche Aufregung hervorgerufen worden fei. 
Diefe Thatſache ift felbft durch den Herrn Miniſter con⸗ 
flatirt worden, und das genügt mir zu dem Beweiſe, wie 
bedenklich es ift, folche Angelegenheiten zur Erledigung zu 
bringen, ohne baß die Organe der Gemeinde barüber ger 
hört werden: Es iſt mir zwar gefagt worden, der Leipziger 
Vorgang fei aus der Gemeinde felbft angeregt worben. 
Nun, meine Herren, er wurde von einem Theile der Geift: 
Tichfeit angeregt, wie auch der Here Minifter fehr richtig 
* ‚bemerkte; aber man hatte damals ja nicht einmal ein ges 
Tegliches Organ der Gemeinde, das hätte gehört werden 
Tonnen. Hätte man einen Kirchenvorftand gehabt und 
hätte man biefen zufammenberufen und ihm ruhig und 
Mar audeinandergefegt, warum eine Aenderung nöthig fei, 
und ber Kirchenvorftand hätte fich im Namen der Ge 
meinde mit dieſer Aenderung einverftanden erklärt, fo wer« 
ben Sie mir zugeben, würde eine fo bedauerliche Aufregung, 
wie Sie, was auch ber Herr Minifter nicht wegleugnen will, 
in der That vorhanden war, nicht entftanden fein. Und 
das ift für mich das MWefentliche von der Sache. Zur Ver- 
meibung berartiger bevauerlicher Zuftänbe ift es nothwen- 
dig, daß bie Gemeinde in ihren Organen gehört werde. 
Wird fie gehört und erklärt fie ſich einverftanden, fo ift 
der Grund zu derartigen Berwürfniffen nicht mehr vorhan ⸗ 
den und deöwegen verlange ich eben, daß hier im Geſetz 
ausbrüdlich ausgefprochen werde; e8 müſſe die Gemeinde 
gehört werben. Der Herr Referent hat eine gute Zuver- 
ficht und fagt, die innere Nothwendigkeit fei ſchon zwin ⸗ 
gend genug und deshalb eine ausdruͤckliche Vorſchrift nicht 
nöthig. Das ift meulich ſchon von ihm betont worden. 
Nun was die innere Nothiwendigkeit betrifft, da bin ich 
vollkommen mit ihm einverftanden; wir befinden uns auf 
derfelben Baſis. Aber ich frage ihn nochmals, warum er Be: 
denken tragen will, das im Gefetz niederzulegen, was dieſe innere 
Nothwendigkeit gebieterifch fordert? Es eriftirt fein Bedenken 
und zur Beruhigung aller Derer, welche etwa noch Zweifelhegen, 
will ich mit Haren Buchſtaben ins Gefeg geſchrieben wiſſen, 
was die Befugniß der Kirchenvertretung fei. Damit, wird 
mir eingehalten, verlafje ich den Standpunkt, von weldem 
aus, wie und heute vom Herrn Minifter gefagt wurde, 
diefe Kirchenordnung abgefaßt worden ift. Sie folle feine 
Godification des gefammten Kirchenrechtes fein. Das hins 
dert aber gewiß nicht, daß das Gefeß über die Rechte der 
Gemeinde ſich klar ausſpreche. Der Herr Minifter hat 
uns zwar heute eine Verordnung von 1793 vorgeführt und 
es mögen neben berfelben eine Menge alter umd älterer 
Verordnungen beftehen, die Viele ebenfowenig Fennen, wie 
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ich; ich wenigftens geſtehe das ganz offen. Aber, meine 
‚Herren, wenn man in einer fo hochwichtigen Angelegenheit 
ein neues Geſetz macht, fo muthe man dem Volke nicht 
zu, erft den ganzen Codex Augusteus zu biefem Zwecke 
durchzuſtudiren, um zu wiffen, was wohl Rechtens fei? 
Wie ſchwer dies ift, mag. Ihnen daraus hervorgehen, daß 
ich felbft, ehe ich mir meine Bedenken auszuſprechen ers 
Taubte, die Mitglieder der Deputation gefragt habe, wo 
diefe Gefeße und Verordnungen zu finden feien, von denen 
der Entwurf ſpreche? Die Herren insgefammt haben mir 
gefagt: das wiffen wir nicht! Wenn das felbft in der Des 
putation der Fall jft, koͤnnen Sie es dann verargen, daß 
die große Maffe des Volkes eine gleiche Unfenntniß befen- 
nen muß? Gewiß nit! Und deshalb bleibe ich babei 
ftehen, der Paragraph läßt die wichtigften Fragen in une 
klarer Schwebe. Noch bemerke ich, meine Herren, baß ich 
nicht von Verordnungen und Geſetzen gefprochen habe, 
die erfi künftig von dem Organen ber Kirche gegeben 
werben koͤnnten, fonbern nur von denen, die nach der Vor⸗ 
lage bereitö beſtehen follen. Und welche dies feien? dies 
mir, und nicht mir allein, fondern dem gefammten Volke, 
für welches das Gefeg gegeben wirb, zu fagen, habe ich 
gebeten. Denn foll das neue Geſetz in Fleiſch und Blut 
des Volkes übergehen, dann dürfen Sie nicht Kenntnig 
der verwideltften Rechtöverhältniffe darin vorausſetzen, bie 
ſelbſt gebildeten Leuten nicht bekannt find. Der Herr Mie 
nifter hat weiter gefagt, es fei durchaus nothwendig, daß 
über ſolche Sragen, wie hier bei $. 42 angeregt worden 
feien, die Synoden gehört werben müßten, und baß ohne 
Gehör der Synode irgend eine Aenderung in liturgiſchen 
Fragen nicht vorgenommen werden bürfte. Nun,-meine 
Herren, die Eynode, wie fie uns der Entwurf vorfchlägt, 
hat aber feine befchließende Gewalt; die Synode foll blos 
berathen und das Kirchenregiment ift an ben guten Math 
der Synode durchaus nicht gebunden. Ich habe das allere ' 
befte Zutrauen zum Kirchenregiment, daß es Alles thun 
werde, was die Spnobe vorfchlägt. Darin liegt aber noch 
keine Sicjerheitz die Gefege werden für Menſchen gemacht; 
Menfchen aber wechfeln und auch das Kirchenregiment 
wird in feinen Glievern wechfeln und ich habe feine Gas 
rantie, daß Alles gehen werde, wie es gehen follte, es fei 
denn, daß biefe Garantie durch das Geſetz ausgeſprochen 
würde. Was den Antrag des Herrn Superintendenten 
Dr. Lechler anlangt, fo glaube ich doch, es iſt eigentlich 
zwifchen dem Herrn Referenten und dem Heren Antrags 
fteller keine wefentliche Meinungsverfchiedenheit. Denn 
faſſe ih den Lechler’fchen Antrag richtig auf, fo berührt 
diefer die Frage der allgemeinen Liturgie, auf welche vorhin 
mit Recht ein fo außerordentliches Gewicht gelegt wurde, 
gar nicht. Um jeden Zweifel aus der Sache heraus zu 
bringen, hält der Herr Antragfteller es für beffer, wenn 
der ganze erſte Sa wegfälltz dann wird etwas Neues 
nicht geſchaffen, es find ſomit die Fragen der allgemeinen 
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Liturgie nicht in die Hände ber einzelnen Gemeinden ger 
geben, Der Antrag bezwedt blos, daß Neues von Dben 
in der ortöüblichen Liturgie nicht aufgedrungen und dem- 
‚gemäß Aenderungen im Gotteöbienfte und neue gottesdienft- 
liche Bücher oder Formeln umd dergleichen nar unter Bus 
ſtimmung der Gemeinden eingeführt werden Fönnen. Das 
ift dee Kern des Antrags; anders verfiche ich ihm nicht. 
Wenn z. B. der Herr Meferent fagte, die allgemeine Li⸗ 
turgie, wie fie beſtehe, koͤnne nicht von jeder einzelnen Ge 
meinde nach Belieben abgeändert werden, fo if das ganz 
richtig und bleibt auch ebenfo beftchen mit dem Lechler'- 
ſchen Antrage; denn es kann nach bemfelben eine Gemeinde 
nicht ohne Weiteres fagen, wir wollen die Liturgie ändern, 
fondern fie foll nur fagen können, wir wollen Anderungen, 
die und aufgedrungen werben follen, nicht annehmen und 
das ift es, worauf dad Gewicht bei diefem Gefege zu ler 
gen ift. Ich wiederhole, Menſchen find veränderlih und 
Menſchen geben mir nicht die Garantie, die das Geſetz 
bietet. Ich werde deshalb mit dem Lechler'ſchen Antrage 
flimmen, weil er meiner Tendenz entſpricht, die ich mir 
neulich anzubeuten erlaubte und die heute durch die Unters 
flügung des Antrags Seiten der geehrten Kammer ein ans 
deres Schickſal ‚gefunden hat, als das, welches mein. allges 
meiner Antrag erfuhr und woriber, ſich mein fehr verehrten 
Nachbar, Herr, Kammerherp v. Erdmannsdorff, ſo fehr bes 
friedigt ausſprach. 
(Heiterkeit in der Kammer.) 
Superintendent Dr. Lechler: Es iſt Manches, was 
ic) fagen wollte, vom Herrn Bürgermeifter Koch ganz in 
dem Sinne gefagt, den ich in mir trage. Ich kann mich 
deswegen Bürger faſſen; ich muß mir aber doch erlauben, 
Einiges zur Vertheidigung zu fagen. Cinmal muß ich 
ein Wort von mir felbft reden. Der Herr Referent hat 
mir den Vorwurf gemacht, daß ich im den Sitzungen der 
Bwiſchendeputation „nicht die Güte gehabt habe” — fo 
drüdte er ſich aus — „meine Bedenken mitzutheilen". Nun, 
wenn ich damals Bedenken gehegt häfte, fo hätte ich auch) 
die Freimüthigkeit gehabt, fie auszufprehen. Ich habe 
aber bamald Feine gehabt und ich glaube nicht, daß ich mich 
deffen zu fehämen habe, wenn ich befenne, daß ich noch 
jeden Zag lerne und mir vorbehalte, dem, was ein Anderer 
fagt, beizutreten, falls es mir vernünftig erfcheint, wehn 
ich auch in der Deputation dieſe Meinung nicht hatte. 
Ich glaube in diefer Hinfiht, nad der Landtagsordnung 
auch vollftändig in meinem Recht zu fein. Nun ift weiter 
„ mehrfach angedeutet worden, daß in diefen Anträgen und 
alfo auch in dem meinigen, ein Mißtrauen liege, ein 
Mißtrauen gegen das Kirchenregiment. Ich verwahre mid 
von Grund meines Herzens dagegen. Gin Mißtrauen 
hat mich nimmermehr bewogen, fo etwas auszufprechen, es 
war aueh von mir nicht im Mindeften perfönlich gemeint. 
Ich Habe das größte Vertrauen zu unferm Kirchenregiment 
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in feinen einzefnen Perfönlichfeiten; ich glaube alfo, davon 
kann nicht die Rede fein. Wenn wir eine Kirchenordnung 
machen und wenn e3 fich darum handelt, wie fie am beſten 
im Geifte der rvangeliſchen Kirche und zum Beften unferer 
Landeskirche möge feftgeftellt werden und es wird eine Aen⸗ 
derung gegenüber der vom Kirchenregiment gewählten :Faf- 
fung vorgeſchlagen, fo glaube ich nicht, daß man gleid 
perfönfiches Mißtrauen dahinter fuchen follte. Hier. hän 
delt es fi) eben um Faſſungen, um gefeßgeberifche, in die 
Kirhenorbnung kommende Worte und Beflimmungen und 
darüber, meine ich, laſſe ſich recht wohl fachlich, ohne irgend 
eine Berührung perfönlicer Dinge, verhandeln. Wir 
faffen die Zukunft ins Auge, und da alle Menfihen fteiblic, 
find, aber die Kirchenordnung, wenn fie zu Stande Fontmf, 
auf Generationen dauern kann, fo darf wohl Alles reiflich 
überlegt werden. Weiter ‚hat der Herr Referent ſich auf" 
die gefammte, fächftiche Kirchengeſchichte bezogen und daraus 
gefolgert, daß nicht erwartet werden dürfe irgend weltje 
Gewaltfamkeit, irgend welcher Bivang. Ich bin damit gar, 
einverflanden. Aber gerade wenn das iſt, was hindert 
uns, wie auch Herr Bürgermeifter Dr. Koch fchon ange 
deutet hat, wenn die innere Nothwenbdigkeit der’ Sache 
dafür iſt, diefes au) in der Kirchenordnung auszubrüden? 
Es iſt beffer, man druͤckt es volftändig und unmißverftehbar, 
Frei und frank aus. Nun iſt die Faffung des Paragraphih, 
wie er iſt, auch vertheidigt "orden und zwar von Seiner 
Eteellenz / dem Herrn Minifter. "Er hat auch das Haupt⸗ 
mwörtlein, an dem Anſtoß genommen wurde, authentifh 
interpretirt, fo, daß man gegen biefen Sinn nicht das 
Mindefte einwenden kann. Der Herr Minifter hat bemerkt, 
man wolle nur dem Kirchenregimente die Hände freilaffen, 
daß es die Gemeinden fragen Fönne, wenn es wolle; daß 
es berechtigt fei, die Gemeinden zu befragen. Ich 
glaube aber, zu der Berechtigung, die Gemeinden zu fragen, 
bedarf das Kirchenregiment nun und nimmer eines Woͤrt 
leins oder eines Punktes auf dem i in der Kirchenord⸗ 
mung. Das kann das SKirchenregiment ſtets. Und 
wenn es die Gefinnung ausgeſprochen hat, daß es hie 
etwas Liturgifches einführen wird, ohne die Gemeinden 
zu fragen, wie es z. B. in ber Geſangbuchsverordnung 
von 1793 vorgeſehen iſt — ich danke für bie Belehrung, 
die mir gegeben if, — ic) fage, wenn dies die Intention 
iſt, fo würde es weit beffer fein, ich würde es im Intereſſe 
des Kirchenvegiments felöft wünfhen, dag dies nun auch 
mit aller Liberalität, die ich vollftändig anerfenne, mit Ric» 
fiht auf die Gemeinde und deren Freiheit ausgeſprochen 
würde, wie es im Herzen Tiegt, Das ift für die Sache felt 
und für das Kirchenregiment ungleich beffer. Was bie 
Synode betrifft, fo hat der Herr Meferent richtig bemerkt, 
die Berührung der Synode im Antrage des ‚Herrn Rittner 
gehöre nicht Hierher, fondern wo andershin und ich erlaube 
mir auch das noch hierbei auszufprehen, daß mein Sinn 


457 


bei meinem Untrage auch der war, bag nicht blos das Ober- 
confiflorium, wenn es kuͤnftig beſteht, oder jegt das Cultus ⸗ 
miniſterium, ſondern ſelbſt das Cultusminifterium oder 
Oberconſiſtorium in Gomeinſchaft mit der Synode ſich nicht 
eine ſolche Vollgewalt zuſchteiben dürfen, daß fie aus— 
ſchließlich beſchließen koͤnnten ber liturgiſche Aenderungen, 
und was fie beſchloſſen haben ſollten, für jede Gemeinde 
Sofort unbedingt maaßgebend fei. Ich glaube, daß das, mas 
ic in meinem Antrage gefaßt habe, auch gegenüber der 
Synode feftfteht, daß nämlich Abänderungen im Gottes: 
dienft und neue gottesbienftfihe Bücher, Formeln und der⸗ 
gleichen in den einzelnen Gemeinden nur mit: deren Zu— 
fimmung eingeführt werben koͤnnen. Denn wir haben 
auswärts gefehen, welche Berwürfniffe in den Gemeinden 
herbeigeführt werden, wenn liturgiſche Beſchluͤſſe der Synode 
den Gemeinden aufgebrungen werden follen. Ich glaube 
‚in dor That nach dem Ausſpruche des Herrn Staatsminifters, 
daß ·miein Antrag nicht weiter geht als die Intention des 
Kirchenregiments ſelbſt und wenn das ift, fo well ich lieber, 
daß man es ausfpricht. Noch würde ich mich eines Uns 
danls ſchuldig machen, wenn id) nicht dem Herrn Referenten 
meinen befonderen Dank audſpraͤche ‘für die reichhaltige Ber 
lehrung in liturgiſchen Dingen, die er mir hät angedeihen 
taffen, namentlich Über den Bufammenharig der Credenda 
und Agenda und dergleichen. Nun freilich, ich hatte mir die 
Allgemein eingeführte Liturgie fo gedacht, wie in manchen 
Landesfirchen. Es iſt da ein beftimmter Kreis von agen: 
burifchen Formuldtet, von Gebeten fir Sonn: und Feſt. 
tage.’ ' Allerdings «müffen ſie dem Befehtniß dei Kirche 
und der Bibel angemieffen fein. Das vetficht ſich von felbft | 
Aber auch das iſt unumgänglich, daß Abänderungen vor ſich 
gehen. Ein Gebet kann in einer gemiffen Zeit allen Er« 
wartungen und Bedürfniſſen entfprechen; zu einer andern 
aber bedarf es wieder einer Revifion und wo eine folde 
Nevifion eingeführt werben fol, darf fie nicht den Gemeinden 
wider ihren Willen aufgebrungen werden. Died wünfht 
und druͤckt mein Antrag aus zum Beſten der Kirche und 
des Kirchenregiments felbft. Das Kirhenregiment hat ſich 
in der Hauptfache im gleichen Sinn ausgeſprochen, fo daß 
id) fagen kann: Das, was ich will, ift nichts Anderes, als 
mas die Gefinnung des Kirchenregiments felbft ift. 


Staatsminifter v. Falkenftein: Ich erlaube mir nur 
‚ganz wenig auf dad zu erwibern, was zuletzt gefprochen 
morben.ift, Einmal bemerkte ber Herr Bürgermeifter Koh 
in Bezug auf die Roſenmüͤller ſche, vielbefprochene Anger 
Tegenheit, es fei allerdings auch damals von Abſchaffung des 
Rofenmälerfhen Katechismus die Rede geweien. Es ift 
möglich, daß aud vom Rofenmüllerfhen Katechismus 
die Rede geweſen iſt; beim Minifterium ift aber nad 
den Acten diefe Angelegenheit nicht zur Sprache ger 
kommen, fondern es ift iediglich die Ftage Über das for 
genannte Rofenmäüller’ihe Glaubensbekennts 
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niß damals, wie.ich erwähnte, beim Minifterium zur 
Entſcheidung gefommen und- ich muß wieberhofen, daß, 
wenn bamald, wie ich nicht Ieugne, eine gewiffe Auf⸗ 
regung in Leipzig flottgefunden hat, diefe hervorgerufen wor⸗ 
den ift durch das fogenannte Glaubensbefenntniß, zuma 

bie ganze Frage unmittelbar vor der Conflrmation vor 
fid ging und man damals in Leipzig, wo bekanntlich kirchli⸗ 
Her Sinn in anerkennenswerther Woiſe hervſcht, 
großen Werth darauf legte, und es beflagte, daß gerade 
vor der feierlichen Gonfirmation eine Differenz iiber biefe 
Angelegenheit entftand. Dies nur zur Rechtfertigung doſſen 

was ich vorhin erwähnte. Wenn der geehrte Here Bürger⸗ 
meifter bemerkte, es wäre — und dag ginge auch aus dem 
hervor, was von einigen Rednern gefagt worden waͤre, daß 
man: Zweifel über den Sinn des Paragraphin habe, — bie 
geſotzgeberiſche Form biefes Paragraphen nicht eine correcte, 
ſondern eine unklare, fo muß ich natürlich dem Urtheile der 

Kammer es ganz unterwerfen, ob es wirklich fich fo ver- 

hält. Die Schlüßfolgerung des Sprechers blinfte aber 
nicht richtig fein; »denm Sweifel laſſen beinahe gegen jeden 
Paragraphen eines Gefoges, auch gegen folche ſich erheben, 
die vollkommen correct. gefaßt worben find; es fragt ſich 

nur, ob die Zweifel Grund haben? und ich darf dies um 

fo mehr hinzufügen, als ich auch mad) wiederholter Prüfung 
diefes Paragraphen, mit deffen Modiſicirung ‘ich mich übrie 
gend fehr gern dem Urtheile der Kamiher unterwerfen will, 
doch immer wieder darauf zurückkomme, daß eigentlich das ⸗ 
jenige, was ‚man: verlangt, zumal in Verbindung mit dem, 
was ich erklärt Habe, wirklich im Paragraphen Wort. für 
Wort ſteht, Haben Sie die Güte und nehmen Sie: den 

weiten Sat des Paragraphen nochmals zur Hand; da 

werben Sie finden, daß es ausdruͤcklich dort heißt: 


„Wo jedoch die allgemeinen Kirchengeſetze und Ver ⸗ 
—27 — den Gemeinden eine Stimme zugeſtehen, oder die 
Wahl freilaffen; z. B. bei Einrichtung neuet oder Aufhe 
bung beftehender localer Gotteödienfte, bei der Wahl zwifchen 
mehreren von der Behörde genehmigten Gefangbüchern, 
Katehismen, Agendenformularen und dergleichen oder wo 
das Kirchenregiment fonft der Gemeinde sine Stimme über 
Titurgifche Gragen, einräumen will” u. f. m. 

Nun liegt auf der Hand, daß, ganz abgefehen davon, 
was fünftig einmal bie Behörben, welche nach Maafgabe 
der Kirchenordnung Fünftig als Drgane der Kirche betrachtet 
werden follen, für Verfügungen oder Verordnungen erlaffen 
mögen, ſchon jet norhwendiger Weiſe in ben liturgiſchen 
Angelegenheiten, die Tocale Dinge berühren, der Kirchens 
vorftand gefragt werben foll und daß man außerdem gefagt 
hat in Bezug auf die allgemeinen, liturgiſchen Ungelegen- 
heiten, welche, wie der Herr Referent vorhin bemerkte, ind 
befondere eigentliche Glaubenömomente der gefammten Kirche 
betreffen und das, was in der Agende enthalten iſt, — daß 
bei diefen Dingen der Kirchenvorſtand gehört werden koͤnne, 
aber nicht, daß der Kirchenvorftand gehört werden müfe 
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und daß deshalb bie gefeßgeberifche Form eine recht correet 

iſt, wenn man fagt: Diefe Gegenftände find nicht eigentliche 
Aufgaben des Kirchenvorſtands. Man kann doch unmög- 
tic) fagen, die Aufgabe des Kirchenvorftandes fei, bei ber 
allgemeinen Liturgie gehört zu werden; man kann nur 
fagen, bie Aufgabe des Kirchenvorftandes fei, bei denjenigen 
local· liturgiſchen Einrichtungen feine Erklärung zu geben, 
die eben fir die Gemeinde, deren Vorſtand er ift, vorzugs⸗ 
weife von Intereffe find. So ift der Paragraph zu vers 
fiehen und fo gern ich mich dem anfchliegen möchte, was 
von Herm Dr. Lechler unter Anderem gefagt worden iſt, 
To geftehe ich, daß ich beim beften Willen keinen Zweifel an 
der Richtigkeit der Faſſung des Paragraphen finden kann, 
um die Anficht auszudrücken, ‚welche dad Kirchentegiment 
bat. Ich wiederhole, daß dad Kirchenregiment feinerfeits 
weit entfernt ift, irgendwie einen Zwang ausüben zu wollen 
und daß ed vollfommen mit der Anſicht de Herrn Refe— 
venten Übereinftiimmt, wenn er fagt, es fei allerdings ein 
ſehr ſchoͤner Beweis der Bildung unferes Volkes, daß gerade 
bezüglich der Abänderung folcher liturgiſchen Angelegenheiten 
in der Gemeinde eine große Neizbarfeit vorhanden fei. 
Meine Herren, dieſe Neizbarkeit ehrt das Minifterium in 
fehr hohem Grade und ich glaube, felbft vielfach Gelegen- 
heit gehabt zu haben, zu zeigen, welchen hohen Werth ic) 
auf die Anſichten lege, die in den einzelnen Gemeinden hier» 
bei ſich und gebert ge 


Kammerherr v. Erdmannsborff: Meine Herren! 

Ich meines Orts kann auch wirklich nicht begreifen, woher 
es kommt, daß biefer Paragraph fo großen Anftoß erregt. 
‚Here Superintendent Dr. Lechler verwahrt fi zwar dar 
gegen, daß es nicht ein Mißtrauen feiz nun, ich will fagen, 
eine größere Bedenklichleit — ich weiß nicht, woher es 
tommt, daß eime fo große Bedenklichkeit gegen den Para- 
graph laut wird, während die Deputationsberichte beider 
Deputationen durchaus nichts Bedenkliches gefunden haben; 
denn auch der jenfeitige Bericht ſagt Seite 239, daß bie 
Deputation gar fein Bebenken gegen den Paragraph habe. 
Die Worte, an denen man den meiften Anftoß genommen 
hat, find die auf der letzten Zeile Seite 13 und die auf der 
erften Beile der 14. Seiter „wo das Kirchenregiment fonft 
"ber ‚Gemeinde eine Stimme über liturgifche Fragen ein: 
räumen will”. Meine Herren, darin kann ich gar nichts 
Bedenkliches finden; im Gegenteil, man kann von dem 
Standpunkte, ben Herr Bürgermeifter Rod) und Here Supers 
intendent Lechler einnehmen, dem Minifterium nur dank 
bar fein, daß es den Fall offen gehalten hat, daß es noch 
ein plus thun kann, noch mehr, als es zu thun braucht. 
Folgerichtig müßten die Herren auch Anftoß an den letten 
Zeilen des Paragraphen nehmen: „wenn nicht die Behörde 
für angemeffen befindet, alle fimmfähigen Mitglieder der 
Kirchengemeinde zu hören”, Das Minifterium behält ſich 





vor, daß es noch mehr thun kann; daraus kann man nicht 
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folgern, wie Herr Rittner fagte: ich danke dafuͤr, ich mag 
nicht eine Bevorzugung, ich will blos ein Recht. Cs it 
der Sag aufgenommen worden, weil das Minifterium fir 
nen guten Willen zeigt und ſich freie Hand laͤßt, um nod, 
mehr zu thun, ald es zu thun braucht. Dann Eönnte man 
vielleicht auch Anſtoß nehmen an dem erften Sat von 5.49; 
daß Abänderungen ih ber allgemein eingeführten Liturgie 
Fein Gegenftand der Berafhung und Entſchließung der 
einzelnen Kirchengemeinden und ihrer Drgane, ſondern 
nur Sache des landesherrlichen Kirchenregiments fein, 
wie bier pure feht. Daran Tann man freilich, Anftop 
nehmen; man Tann fagen, das Kirchenregiment muß die 
Synode befragen; dann erſt würde ed am der Zeit fein, 
etwas in der Liturgie zu ändern. Ich räume ein, daß tie 
Anfichten verſchieden fein Lönnenz aber das, meine Herren, 
ſcheint Mar auf der Hand zu Liegen, wenn man überhaupt 
von einer allgemeinen Liturgie in unferem Lande fpregen 
will, da müffen meiner Anficht nach die einzelnen Gemein, 
den fich fügen. Es wird geklagt, daß wir 42 verſchieden 
Gefangbücher in unferem Fleinen Lande haben. Wenn die 
fes Princip durchgeführt wird, fo haben wir naͤchſtens 
eben fo viele Gefangbücher und Gemeinden. Menn das 
Kirchenregiment ſich mit der Synode dahin einigt, wir 
wollen bie Liturgie dahin abändern, wir wollen das Gefange 
buch abändern und jebe einzelne Gemeinde Fann einführen, 
was fie will, dann ift von Einheit in unferer Kirche keine 
Rede mehr. Aus dieſem Grunde Bann ich dem Antrage bes 
Herrn Rittner nicht beiftimmen; id) glaube, Herr Nittner 
hat etwas Anderes im Sinne Mit feiner Tendenz bin 
ich vollfommen einverftanden; er will kirchliches Leben in 
die Gemeinden bringen; allein ich rufe ihm hier entgegen, 
man muß vorfichtig fein mit bem Wege, den man einfchlägt, 
fonft kann man die Kirche in eine Bewegung hineinbringen, 
die man nicht wuͤnſchen kann. Der Herr Referent hat 
richtig bemerkt, daß das, was Herr Rittner erwähnte, niät 
liturgiſche Sachen find, 3. B. darüber, melden Tag die 
Kirchmeß oder das Erntefeft abgehalten werden fol, wenn 
der Gottesbienft angehen fol; nun darüber find die 
Kirchenvorfteher des Orts natürlich zu befragen. Dem 
Herrn Bürgermeifter Koch möchte ich noch Einiges ein 
halten. Fuͤrs Erſte fpricht er bei jeder feiner Neben, die 
er über bie Kirchenordnung hält, immer wieder dadbon, 
er betrachte die jegige Berathung als bie erfte Leſung 
Nun id) kann ihm dies nicht wehren; nur das möchte 1 
ihm einhalten, daß auf eine zweite Leſung er ſich dann nicht 
gefaßt machen darf. Das ift nicht zu wuͤnſchen, weber flr 
das Minifterium, noch für die Kammern, noch für dad 
Land. Wenn jest nichts daraus wird, dann iſt die Kirchen 
ordnung ad graecas calendas vertagt. Dann möchte Her 
Bürgermeifter Koch doch die Güte haben, zu fagen: 16 
wuͤnſche · gat Nichts; dann wüßte man, was er will. Ei 

vermuthe, daß das feine Abficht ift und ich möchte win 
fen, daß er in Bufunft dies offen erklärte, Cine zweite 
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Leſung aber, glaube ich, befommen wir nicht. Herr Bür- 
germeifter Koch legte fehr viel Gewicht darauf und meinte, 
der Lechlerfche Antrag fei um deswillen nöthig, daß jede 
einzelne Gemeinde könne gehört werden, weil ſonſt fehr 
leicht eine Aufregung herein kommen könne. Meine Herren, 
die Aufregung, wenn fie einmal gewünfcht wird, fo kommt 
fie auch, wenn der Kirchenvorftand gehört wird. Man 
wird dann auch Mittel und Wege finden, Aufregung hers 
vorzubringenz man fieht, wie es mit bem Landtage iſt. 
Bon Sachen, die von beiden Kammern befehloffen worden 
find, Heißt es: fie machen Aufregung. Alfo, wenn Auf 
regung einmal gewuͤnſcht wird, fo fchafft man fie herbei, der 
Kirchenvorſtand mag gehört worden fein oder nit. Ich 
will mie nur noch eine Eleine Berichtigung erlauben. gegen 
Herrn Bürgermeifter Koch. Er meinte, was das Geſetz 
anlange, fo habe er alle Deputationsmitglieder gefragt. 
Ich vermuthe, daß hier ein Kleines Verſprechen unterge⸗ 
laufen ift. Ich befcheide mich, daß er mich vieleicht nicht 
gefragt hat, weil ich Fein geſetz- und rechtskundiges Mit: 
glied bin; aber wie ich gehört habe, find andere Depu- 
tationsmitglieder auch nicht gefragt worden. Ich ſetze 
voraus, daß er ein oder bad andere Deputationsmitglied 
gefragt hat. Ich wiederhole am Schluffe, daß, fo wohl 
gemeint die Abſichten find, die durch den Lechler'ſchen Ans 
frag ausgeſprochen find, ich doch nicht für denfelben ftims 
men kann und dringend bitten muß, denfelben nicht ans 
zunehmen. Meine Herren, wozu foll es führen, wenn das 
Kirchenregiment mit der Synode fich geeinigt hat, Das 
und Jenes einzuführen und jede Gemeinde im Lande abs 
ftimmt, ob fie es annehmen will oder nicht? Meine 
Herren, id) erinnere an den Fall, der uns befchäftigt 
hat bei dem erſten Tage der allgemeinen Debatte über 
die Kirchenorbnung, wo Herr Landeöbeftallter Hempel im 
Namen der Oberlaufig eine Erklärung abgab. Damals 
meinten fehr Viele, es ſei eine Anomalie, daß wir hier in 
der allgemeinen Ständeverfammlung bie Kirchenordnung 
beriethen, ohne bie Lauſitz zu befragen, ob die ed haben 
wit. Nehmen Sie den Antrag an, meine Herten, fo 
haben wir foviel Lauſitzen in Sachſen, ald wir Kirchen 
‚gemeinden haben. 


Präfident v. Schönfeld: Ich vermuthe, daß ‚Herr 
BVürgermeifter Dr. Koch zur Widerlegung ſptechen will; 
dann gebe ich ihm das Wort. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Meine Herren! Wenn auch 
mein geehrter Vorredner mit einem gewiffen Humor die 
Sache aufzufaffen die Güte Hatte, fo erinnere ich doch da- 
van, daß biefer Humor eine ſehr ernfte Seite hat. Ich 
gehe von anderer Anſicht aus und habe die feſte Ueberzeu⸗ 
gung und das fefte Vertrauen zur hohen Staatsregierung, 
daß fie das in der Kammer wieberholt verpfändete Wort 
beftimmt einlöfen werde, „es fei eine Reform in ber Ber- 
foffung unferer evangelifch=Tutherifchen Kirche unabweisbar 
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nothwendig”! Wenn Herr v. Erdmannsdorff eine Antwort 
von mir darüber verlangt, welche Anficht und welchen Wunſch 
ich hierin in meiner innerften Bruft trage? fo fei ihm dieſe 
meine foeben gethane Erklärung die Antwort, Und wenn 
diefe neue Kirchenordnung, wie ich alerbings glaube, noch 
nicht in der Form, wie fie hier vorliegt und wie fie von 
ung berathen wird, zu Stande gebracht werben wird, fo 
wird die hohe Staatsregierung doch Feine Zeit verfäumen, 
eine neue Vorlage und zwar mit anderen Tendenzen und" 
anders vorberathen, an und zu bringen, und nicht, wie 
Herr dv. Erbmannsdorff das Zutrauen zu ihr hat, bie- 
felbe ad calendas graecas vertagen. Demnaͤchſt folge ich 
dem Herrn v. Erbmannsdorff nicht in feiner Entwidelung 
einer ihm ganz eigenen Aufregungötheorie, die er Ihnen 
dargelegt hat. In Bezug darauf, daß ich mich eines 
Sprachfehlers ſchuldig gemacht, indem ich gefagt habe, ich 
hätte alle Deputationsmitglieder gefragt, gebe ich ihm Nechtz 
ich habe fagen wollen, ich habe einzelne Mitglieder ber Des, 
putation gefragt. Und wenn ich gegenwärtig mir an Herr 
dv. Erdmannsdorff diefelbe Frage erlauben darf, ob er mir 
die allgemeinen Gefege und Verordnungen nennen kann, 
die ich nicht Fannte, fo würbe ed mir außerordentlich er— 
wuͤnſcht fein, wenn ich auf biefe Frage eine bejahende Ant- 
wort von ihm erhielte. Died war ed, was ich zur Erwis 
derung zu fagen hatte. 


Nittergutöbefiger Nittner: Ich erlaube mit nur ein 
paar Worte zu fagen, um ben Antrag des Herrn Supe— 
rintendenten Dr. Lechler mit dem meinigen zu vergleichen. 
Ich gebe zu, daß bie Lechler'ſche Faſſung mande Vorzüge 
in gewiffer Beziehung vor der meinigen haben mag. Es 
mag namentlich darin ein gewiffer Vorzug gefunden were 
den, wenn in feinem Antrage einzelne Gemeinden vor dem 
Zwange gefchligt werden follen, der meiner Anſicht nach 
von der Synode auögehen müffe. Es mag dad ein Vor⸗ 
theil fein, wenn man auf dem Standpunkte fteht, wie der 
Herr Referent, von dem bie Liturgie allerdings ald etwas 
Unantaftbares und Anveränderliches bezeichnet worden ift. 
Ich ſtehe da freilich auf einem anderen Standpunkte und 
ich befinde mich bei diefer Anficht in ziemlich guter und ges 
wichtiger Geſellſchaft; denn aus der Gefegvorlage felbft 
geht hervor, daß die Liturgie etwas Veraͤnderliches fein 
fol. Ich befinne mic) auch recht gut, trotzdem, daß ich 
eine fehr geringe Kenntnig vom Kirchenrecht habe, daß in 
einer Verordnung von 1835, wodurd die Neffortverhälte 
niffe der damals gefchaffenen Confiftorialbehörbe geregelt 
werben, ausdruͤcklich ſteht: „Abänderungen in der Lin 
turgie koͤnnen vom Kirchenregimente nur unter Zuſtim · 
mung des Conſiſtoriums vorgenommen werben”. Alſo 
ſtehen liturgiſche Veraͤnderungen in der Landeskirche Sach⸗ 
fens durchaus nicht als ſo etwas Unglaubliches und Uners 
hörtes ba, wie der Herr Referent anzunehmen ſchien. Wie 
gefagt, in mander Beziehung mag bad als ein Vorzug 
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des Lechlerſchen Antrags erſcheinen ʒ mir aber nicht; ich 
habe abſichtlich etwas weiter gehen, abſichtlich den Gemein: 
ven etwas von den Rechten des Kirchenregiments zuwen- 
den wollen und habe deshalb ausdruͤcklich in meinem Ans 
trage an die Spige geftellt, daß Abänderungen in ber eins 
geführten Biturgie Gegenftand ber Berathung und Ent: 
ſchließung der einzelnen Gemeinden fein ſoll; natürlicher 
Weiſe unter der ganz einfachen Beſchraͤnkung, infoweit 
dies Gefehe und Verordnungen erlauben. Wenn ich hier- 
bei den Anſpruch erhoben, daB unfer Kirchenregiment Etwas 
von feinen Rechten an die Gemeinden abtreten möchte, fo 
will ich ganz kurz, um biefe meine Anſicht zu rechtfertigen, 
nur wenige Zeilen vorlefen aus einer Rede des Herrn Su: 
perintendenten Dr. Großmann, die er um diefelbe Neu 
jahrögeit, in der wir uns jegt befinden,. im Jahre 1846 
gehalten hat. Sie ift mir zufälliger Weife in die Hand 
gekommen und ich bitte ben Herrn Präfidenten, mir dies 
zu erlauben. 


Präfident v. Schönfels: Es wird dem Nichts ent- 
gegenftehen. 


Nittergutöbefiger Rittner: „Möge Sachſen ſich das 
große Verdienſt erwerben, dem evangelifchen Deutſchland 
nun auch dad Panier der kirchlichen Freiheit vorzutragen. — 
Denn in dem Haupte liegt der Schaden, bie Eoncentration 
der Kirchengewalt in den Händen des Staates ift der Grund 
des Verluftes der kirchlichen Freiheit. Sol diefe der Kirche 
wieber zu Theil werben, fo kann bies nur dadurch geſchehen, 
daß der Staat eines Theiles der Kirchengewalt zum Beften 
der evamgelifchen Kirche ſich wieder großmüthig entäußert 
und ihr Das zurückgiebt, was ihr gebührt”. Ich habe 
geglaubt, einen Heinen Theil von den Rechten in Anſpruch 
nehmen zu bürfen, die nach dem Ausfpruche bes Herrn 
Dr. Großmann ber Kirche — in diefem Fall der Kirchen: 
gemeinde — geblihren. Ich zweifle aber, daß man in biefer 
hohen Berfammlung geneigt ift, auch diefem geringen Maaße 
von Rüuckgabe der gefellfchaftlichen Rechte an die Kirchen- 
gemeinde zuzuftimmen. Und ich habe am Ende meine 
Pflicht gethanz ich habe die Sache zur Anregung gebracht, 
beharre aber nicht fehroff wörtlich auf meinem Antrage, 
unterwerfe mich vielmehr gern anderen Anträgen, wenn fie 
nur etwas mit Sicherheit erreichen, wie dad erwähnte Biel 
des Lerhlerfchen Antrages ift, und darum ziehe ich den 
erften Theil meines Antrages zurüdt und ber Herr Praͤ⸗ 
fident wird die Güte haben, bie Kammer zu befragen, ob 
fie darein wiligt. Zegt nur noch zwei Worte zur Recht: 
fertigung des zweiten Theiles meines Antrages. Ich ge 
ſtehe, wenn die Lechler'ſche Faſſung vom Anfange an mir 
vorgelegen hätte, würde ich vieleicht gar nicht zu der Abs 
ſicht gekommen fein, Oppofition zu machen und noch wer 
niger gegen diefen Sa in Bezug auf die Synoden. Ich 
bin dazu veranlaßt worden durch die ausdruͤckliche Aufnahme 


fiehen mit den Aeußerungen, bie wir foeben vom Ham 
Minifter gehört haben. Er fagte ausdrücklich, es feinur 
die Abficht der Vorlage, Organe zu fehaffen für die Ki 
ben und für Einführung des Firchlichen Lebens, wofür a 
die Unficht der Stände für weſentlich halte; aber im Para, 
graphen fteht ausbrüdtich, daß nur dem Kirchenteginente 
es zuſtehen fol, in liturgiſchen Angelegenheiten zu entſchn 
den und dag vom Kirchenregimente die Berechtigung in 
Anfpruch genommen twirb, zu beftimmen, welche Dinge aà 
vor die Synobe bringen will. Das find vffenbare Mi, 
fprüche zwiſchen den vor und liegenden, gedruckten Worten 
und den eben gefprochenen Worten. Dad hat mic, veran 
laßt, gerade die entgegengefegte Meinung auszufprehen, 
daß es meine Abficht iſt, der Generalfgnobe, wenn ich mid 
fo ausdrüden darf, das Recht zuzugeftchen, daß nur fr 
liturgifche Veränderungen beſchließen darf und unter ber 
BVorausfegung, daß das Kirchenregiment nur unter Zuftin 
mung der Synode derartige Abänderungen einführen darf, 
Der Herr Referent hat mich bereits darauf hingewieſen, def 
der Satz jetzt nicht hierher gehört; ich befcheide mich aud, 
darıber jest nicht abgeftimmt zu fehen und will ihn ver⸗ 
tagen bis zur Beſprechung der Synodenz behalte mir ab 
vor, auf biefen fpeciellen Punkt zuruͤckzukommen und ba 
denfelben Antrag ober andere Anträge einzubringen, um 
darüber abftimmen zu laffen, und fomit erledigt fic mein 
Antrag. ’ 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Ich habe nicht die Ab⸗ 
fit, die Verhandlung über diefen Paragraphen zu ver 
längern, fondern nur eine kurze Bemerkung will ich mir 
erlauben. Ich bin den Neben der geehrten Abgeordneten 
tiber den vorliegenden Gegenftand ganz aufmerkſam gefolgt 
und finde eigentlich zwifchen deip, was fie in den Paragraphen 
aufgenommen wiffen wollen, und bem, was in bemfelben 
liegt, feinen materiellen Unterſchied. Es liegt aber in dr 
Stellung des Paragraphen zu dem Abſchnitte vom Kirgen 
vorftande, daß die Sache anders ausgedrüdt ift. Der $97 
giebt ſummariſch die Befugniffe de3 Kirchenvorſtandes an; 
bie folgenden Paragraphen führen diefe Befugniffe weitt 
aus. Der $. 42 deutet im erften Satze zundchft bie Green 
der Befugniffe des Kirchenvorftandes in Beziehung auf die 
allgemeine Liturgie an und fagt dann, wieweit bie Com 
petenz des Kirchenvorſtandes in liturgiſchen Fragen geht: 
Er handelt alfo nicht von den Befugniffen der Kirchen ⸗ 
gemeinden, fondern von den Befugniffen bed Kirchen 
vorſtandes. Er ſagt, der Kirchenvorſtand hat ſich in 
liturgiſchen Angelegenheiten in allen den Faͤllen zu efli 
ten, wo ber Gemeinde eine Stimme zufieht. Und wenn 
er hier ausdrüdlich beiſpielsweiſe erwähnt, daß dies zu ge 
ſchehen habe bei Einrichtung neuer, Tocaler Gortesbienlt, 
bei der Wahl zwiſchen mehreren von ber Behörde gen—eh . 
migten Gefangbüchern u. f. w. fo liegt implicite darin dad 
Anerfenntniß, daß der Gemeinde daruͤber eine Stimme zu⸗ 





der von mir gerlgten Säge in $. 42, die in Widerfpruch 
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fteht. Das Kirchenregiment in Sachfen hat dies als Grund: 
fat conftant befolgt; eö hat ſich inöbefondere fo ausgeſprochen 
in der Verordnung, welde der Herr Minifter anführte in 
Bezug auf dad Dresdner Geſangbuch und fpäter bei der 
Gelegenheit, ald eine Liederfammlung, die von der deutſchen 
evangelifhen Kirchenconferenz empfohlen. wurde, indem es 
dem Wunfche der Gonferenz, daß diefe Lieder in den Kirchen 
Sachſens eingeführt werden möchten, nur in ber Art entſprach, 
daß es geflattete, wo der Geiftlihe und die Ge« 
meinde darauf antrügen, diefe Lieder als Anhang zu dem 
Geſangbuche zu gebrauchen, Man hat alfo hierunter Nichts 
thun zu koͤnnen geglaubt ohne die ausdrüdtiche Zuſtimmung 
der Gemeinden. Ich muß daher auch dem, was ‚Herr v. 
Erdmannsdorff fagte, widerfprechen. Ich bin nämlich nicht 
der Meinung, daß das Kirchenregiment, wenn es mit der 
Synode über ein Geſangbuch einverftanden ift, foldes eins 
zelnen Gemeinden, die es nicht. annehmen wollen, aufnöthis 
gen koönne. Das Minifterium geht damit um, ein neues 
Geſangbuch bearbeiten zu laffen; man wird fünftig die Sys 
node darüber befragen, und wenn dad Kirchenregiment und 
die Synode es geprüft und für angemeffen und gut befunden 
haben werben, dann wird man es befannt machen und 
ernpfehlen;.ben Gemeinden aber ganz frei ftellen, ed anzu 
nehmen. Einen Zwang wirb man gegen die Gemeinden 
nicht anwenden. Died ift die Anficht des Kirchenregimentes 
und biefe ift in dem Paragraphen. fo ausgefprochen, baf 
wohl kein Zweifel darüber entfliehen kann. 


Praͤſident Schönfeld: Bevor ih das Wort weiter 
ertheite, habe ich in Bezug auf den Rittner'ſchen Antrag 
noch die Kammer zn befragen, ob fie das Zurüdziehen 
deffeiben ‚genehmigen will? Die Anfiht des Herrn Abg. 
Nittner geht nämlich dahin, den erften Theil des Antrages 
vollftändig zuruckzuziehen, während er den zweiten nur evens 
tueli zuruͤckziehen will und ich frage, ob die Kammer damit 
einverftanden iſt? — Einftimmig Ja. 

Es würde nun noch der Lechler'ſche Antrag zur Diss 
cuffion zu ziehen fein, 

Freiherr v. Weld: Ich knuͤpfe an eine Aeußerung des 
‚Hexen Bürgermeifters Dr. Koch an, indem er fagt, daß 
Am die Faſſung des $. 42 nicht Elar fei. Nun, meine 
‚Herren! ich geftehe auftichtig, e3 kommt fehr. viel auf die 
Augen an, mit denen man diefen Paragraphen lieſt; ich 
geftehe ebenfo: aufrichtig, daB ich den Paragraphen mit einem 
vollen Vertrauen auf die Intentionen der hohen Staats» 
vegierung gelefen habe. und zwar beruht dieſes Vertrauen 
auf der Erfahrung, die uns jest thatſaͤchlich vorliegt, daß 
die hohe Staatsregierung ben mehrfach ausgeſprochenen 
Wuͤnſchen der Stände nachgekommen und und eine Kirchen: 
ordnung vorgelegt hat, bie, wie Sie Alle werben zugeben 
müffen und auch ſchon zugegeben haben, im Allgemeinen 
auf ber Abficht beruht, dein Gemeinden eine größere Theil- 
nahme an den kirchlichen Angelegenheiten zu verſchaffen und 

ER. E. Abonnement) 








dadurch das Firchliche Leben zu vermehren und zu heben. 
Geht man von dieſer Ueberzeugung aus, fo wird man auch 
der hohen Staatöregierung nicht zutrauen Eönnen, daß fie, 
wenn biefes Gefe& angenommen wird, dann ein Verfahren 
einfchlagen werbe, was geradezu der obigen Abficht wieder 
entgegen fein würde. Es ſcheint mir aber, daß eben nur 
fold ein Mißtrauen und fold eine ganz unbegründete Are 
nahme dazu führen önne, daß man in biefem Paragraphen 
eine fo große Gefahr findet. Ich uͤbergehe den erften Sat 
des Paragraphen, weil ich allerdings der feften Ueberzen« 
gung bin, daß Abänderungen in der algemein eingeführten 
Liturgie, bie unferer ganzen Landeskirche gemein fein fol, 
nicht von einzelnen Gemeinden vorgenommen werben koͤn. 
nen; es würbe dadurch bie kirchliche Einheit ganz zerftört 
werden. Wenn man nun aber den zweiten Say feinem 
Inhalte nach trennt und zwar auf die Art, daß man das 
vielfeitig angefeindete Wörtchen „will· — denn um biefes 
drehen fih im Ganzen alle geäußerten Bedenken unb 
Einwendungen — wegläßt, fo würde ber Paragraph fo 
heißen: 

„Wo jedoch —— und dergleichen, ba iſt der Kir⸗ 


chenvorſtand zu befragen und hat er ir di 
meinde zu ertliren” — w. ———— 


Das iſt der eigentliche Kern des Paragraphen; er ſoll 
ſagen und bezeichnen, was der Kirchenvorſtand zu thun 
hat, und daß dieſer eben in dieſer Beziehung nunmehr 
infolge des neuen Geſetzes an bie Stelle der Gemeinden 
trete, Änfofern dieſe nach dem beſtehenden Gefege ſchon 
zeither befugt waren, in dergleichen Sachen eine Stimme 
abzugeben. Wäre dieſer Paragraph fo gefaßt worden, wie 
ich es eben vorlad, fo würbe gewiß, Niemand irgend eine 
Bemerkung dagegen gemacht haben; nun giebt er aber in 
der Faſſung des Regierungdentwurfs gerabe noch mehr. 
Denn es heißt ja da: aber auch außer ‚den Gegenftänden, 
wo nach den beftehenden Verordnungen und Geſetzen den 
Gemeinden eine Stimme zuͤſteht, ſoll es der Regierung uns 
benommen fein, bie Gemeinden auch noch über: gewiffe 
Gegenftände zu befragen. Es wird alfo hierdurch offenbar 
mehr gegeben, ald zeither gegeben’ war und wenn fid bie 
hohe Staatöregierung dad Befugniß hierzu einmal vorbes 
halten hat, fo würde es bod wahrhaftig unbillig fein, 
wenn man gleich a priori bezweifeln wollte, daß fie auch 
wirklich Gebraud davon machen werde. Sie würde ſich 
aud ganz gewiß Petitionen und Beſchwerden ausſetzen, 
wenn fie den Gemeinden Etwas verfümmern wollte, deſſen 
Zugeftehung fie fich in dem Gefese für geeignete Fälle auds 
druͤcklich vorbehalten hat. Ich fehe alfo in der That Fein 
Bedenken, diefen Paragraphen fo anzunehmen, wie er in 
der Vorlage gefaßt ift und erlaube mir noch, befonders 
darauf hinzuweiſen, daß der Herr Regierungscommiſſar, wie 
mir ſcheint, fehr richtig bemerkt hat, daß hiet gar nicht 
von dem allgemeinen Recht der Gemeinden die Nede ift, 
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fondern von ber Stellung des Kirhenvorftandes, inbent 
5. 42 bie Erläuterung zum fünften Punkt des $. 37 iſt. 
ẽs ift alfo hier gar nicht der Platz, um eine jo allgemeine 
und weit gehende Yenderung zu beantragen, welde von 
einem entſchiedenen Einfluß auf die ganze Deconomie und 
den prineipiellen Inhalt der Gefegvorlage fein würde. 
Ich werde ohne alle Bedenken bei dem in $. 42 Enthaltenen 
fiehen bleiben. Könnte ftatt des Wörthens: „will“, mit 
dem man heut zu Tage nun einmal gleich den Gedanken 
an „Willkie” zu verbinden und daraus gehäffige Folgerun: 
gen zu ziehen pflegt, ein anderes Wort gefegt werden, wel: 
ches denſelben Sinn hätte, fo würde ich fehr gern damit 
einverftanden fein. 


Kloftervoigt v. Pofern: Nach der legten Rede des 
geehrten Herrn Negierungdcommiffars foll zwiſchen dem 
Paragraphen des Entwurfs und dem geftellten Antrage Fein 
Unterfchieb beftchen. Ich bezweifle dies noch, mag es aber 
auch fo fheinen, — fo viel wenigſtens ſcheint mir uns 
zweifelhaft zu fein, daß nad) den geftern und heute über 
diefen Gegenftand gehörten Reden die Wünfche jener Red: 
ner fehr viel weiter gehen. Nun, meine Herren, ih bin 
Uberhaupt Fein Freund davon, daß die Gemeinden fünftig 
einen großen Einfluß auf die Liturgie ausüben follen und 
ic) glaube, der Entwurf giebt ihnen hierin gerade genug. 
Wenn bad aber noch weiter gehen fol, fo gebe ich anheim, 
was endlich daraus werben foll und ob jede Gemeinde 
überhaupt fich darauf verftehen wird? Das mag wohl in 
Leipzig anders fein, wo es viele fehr gelehrte Leute geben 
foll; aber wie follen auf dem Lande in den kleinen Ges 
meinden die Beute hierliber enticheiden können? Da ift 
mir doch das Urtheil und bie Entſcheidung ber Synode 
und des Cultusminiſteriums mit Beirath feiner ehrwurdigen 
und gelehrten Raͤthe weit lieber, als wenn jede Gemeinde 
hierin thun und laſſen kann, was ſie will. Wenn das 
fo fort geht, fo befommen wir am Ende lauter freie Ger 
‘meinden und Buftände, wie vor einigen Zahren in 
Magdeburg. 


Superintendent Dr. Lechler: Nur zwei Worte will 
ich mir noch erlauben, welche gar nicht viel Zeit erfordern. 
Einmal meine vollſtaͤndige Freude darüber, daß der Herr 
Negierungscommiffar Geheimer Rath Dr. Hübel felbft aus- 
gefprochen hat, es beſtehe im der Hauptſache gar fein 
wefentlicher Unterſchied zwifchen dem Paragraphen und 
meinem Untrage. Auch darüber bezeuge ich meine Freude, 
daß ich in Betreff der Vollgewalt der Synode oder viel 
mehr ihrer Befchränkung mich in vollem Einverftändniffe 
mit dem Herrn Regierungscommiffar befinde, indem ich 
eben fo wenig wuͤnſche, daß in diefen Dingen in Gemein. 
ſchaft mit der Synode, als Seiten des Kirhenregiments 
‚Mein, ohne Zuftimmung der Gemeinde Etwas eingeführt 
werben möchte. Das Andere iſt die Beſorgniß, welde 


Here v. Erdmannsdorff auẽgedruͤckt hat, nämlich, dag auf 
diefem Wege eine Menge „Raufigen” (mie er ſich au— 
drüdte) entſtehen möchten, wenn man erſt jede Gemein, 
befragen müßte. Dem möchte ich andererſeits eine Erfahrm— 

entgegenftellen. Infolge jener traurigen Benvürfnif, 
welche durch Detroyirung des Geſangbuches von 1791 ir 


PWürtemberg eingetreten waren, hat man bei Einführung 


des neuen Geſangbuches 1841/42 gerade den umgefeheien 
Weg betreten, indem man- das Gefangbuch „zuerft a 
Entwurf publidrte und, nachdem es fpäter vom KR 
genehmigt worden war, an den freien Willen ber Gemein 
den appellirte. Das hat fo wenig eine Menge Laufiken 
hervorgerufen, daß fogar ber Zweck erreicht worden ift, dp 
einige andeötheile und einige ehemalige Reichsftädte, de 
ihre befonderes Geſangbuch von früher Her beibekatm 
hatten, das neue Gefangbuch freiwillig angenommen haben, 
fo daß jegt durch das ganze evangelifche Wuͤrtembeig in 
und daffelbe Gefangbud im Gebrauch iſt. Das iſt um 
Erfahrung über den Erfolg, den das Verfahren ur 
ſpricht, wobei man bie Freiheit der Gemeinden pralifg 
anerkennt in Betreff ſolcher Angelegenheiten, melde bi 
religiöfe Gefühl der Einzelnen fo nahe angehen. 


Kammerherr v. Megfch: Ich muß bekennen, dah id 
ebenfals für bie Faflung des Paragraphen, wie er im 
Gefegentwurfe enthalten ift, bin. Da aber doch die Mei 
nungen darüber fo fehr auseinander gegangen find, fe 
glaube id), einen vermittelnden Vorſchiag einbringen ju 
duͤrfen, welcher vielleicht die verſchiedenen Anfichten vo 





einige und dahin geht, daß zu dem erften Satze zu &4 
folgender Zufag hinzugefügt werde: 
WWeber Iocale, Titurgifche aUän range Amen 
jedoch die einzelnen Kirchengemeinden und ihre Drm 
berathen und befchließen; der gefaßte Beſchluß dau 
jebod der ausdrüdlichen Genehmigung des landedhen 
lichen Kirchenregiments. 
Ich bitte den Heren Präfidenten, biefen Antrag du 
Unterftügung zu bringen. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Ar 
trag des Heren v. Metzſch vernommen; er lautet: 
gleber Locale, Hiturgiiche Abänderungen Ant 
jedoch die einzelnen Kirchengemeinden und ihre Drget! 
berathen und beichließen; der gefaßte Berhluß deh! 
jedoch ber ausbrüdtichen Genehmigung bes iandehemn 
lichen Kirchenregiments”, 
Wird derfelbe unterfiüigt? — Hinreichend. 
Es wird demnach diefer Antrag jegt zur Berathun 
gezogen werden koͤnnen. 


Bürgermeifter Müller: Es ift mehrfach bie Beh 
tung aufgeftellt worden, daß zwifchen den von bem ge 
Rittner und Herrn Superintenbenten Dr. Lechler ei’ 
brachten Anträgen und dem Gefegentwurfe ſelbſt gar 
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wefentlicher Unterfchied vorhanden fei. Ich muß geftehen, 
diefe Behauptung ſcheint mir faft etwas wunderbar zu fein; 
denn es ift doch in der That nicht ſchwer einzufehen, daß 
zwiſchen diefen Anträgen ein Unterfchieb, ein gewaltiger Unters 
ſchied Herrfcht. Ich wil gern zugeben, daß biefer Unterfehied 
nicht fo auffallend in die Augen fpringt, wenn man erwägt, was 
von Seiten des Herrn Regierungscommiffard gefagt worden 
if. Nimmt man aber lediglich die Faffung des $. 42 zur 
Hand, fo fieht man allerdings einen bedeutenden Unter 
f&hied; denn nad $. 42 kann ber Kirchenvorftand nur da 
eine Erklärung abgeben, wo bie allgemeinen Kirchengeſetze 
und Verordnungen ben Gemeinden überhaupt eine Stimme 
zugeftehen oder wo jene Gefehe und Verordnungen eine 
Wahl freilaffen. Nun, meine Herren, ift aber bereits 
mehrfach erwähnt worden umd es iſt Allen und uns felbft, 
die wir doch die Gefege geben follen, nicht recht genau be> 
kannt, es fteht uns nicht Har vor Aigen, in welchen Fällen 
die Gemeinden um ihre Stimmen zu befragen find? Es 
ift nicht einmal gefagt, daß die Verordnungen, von denen 
die Rede ift, ſolche feien, welche im Gefeg- und Verord⸗ 
nungsblatte abgebrudtt find, fondern es iſt eben nur ganz 
im Allgemeinen von Kirchengefegen und Verordnungen bie 
Rede. Wer fol denn num biefe Verordnungen kennen, 
wenn wir fie nicht einmal kennen? Im Antrage des 
Herrn Dr. Lechler, für welchen ich mich fehr warn ver- 
wende, iſt aber ganz beftimmt und Par auögedrüdt, in 
welchen Fällen die Buftinmung ber Kirchengemeinde erfor» 
derlich ift. Man weiß alfo, wenn man biefen Antrag an: 
nimmt, fofort, daß Abänderungen gar nicht anders, als 
nur mit Buflimmung ber Kirchengemeinde eintreten koͤn⸗ 
nen; während, wenn man nach dem Paragraphen geht, 
das ſehr relativ ift und man nicht genau weiß, wann bie 
Gemeinde zu befragen ift. Uebrigens müßte ich mich fehr 
irren, wenn ber Herr Antragfteller nicht etwas mehr hätte 
fordern wollen, ald was $. 42 ausfpricht. $. 42 fagt nicht 
Mar, fo daß man begreifen Tann, was er eigentlich will; 
der Lechlerfche Antrag aber fagt mit Beftimmtheit, in 
welchen Fällen bie Zuftimmung ber Gemeinden erfors 
derlich iſt. Wenn man nun bedenkt, was heute ſchon 
mehrmals bemerkt worden ift, daß namentlich in fpäterer 
Beit verfchiebene Auslegungen ftattfinden koͤnnen, wie ja 
überhaupt verſchiedene Anſichten unter ben Menfchen im» 
mer vorhanden find, fo ift es doch beffer, man einigt ſich 
glei) bier über die Fälle, damit man fpäter weiß, in wel⸗ 
Shen die Zufiimmung nothwendig ift. Wer hätte geglaubt, 
daß eine foldhe Bemerkung, wie fie von dem Miniftertifche 
aus geäußert worden ift, Hätte gemacht werden koͤnnen, 
wie die: „Es wäre eine Codification gar nicht beabfichtigt”. 
Ich weiß nicht, was ich dazu fagen foll; denn es find ja 
Beftimmungen von zeitherigen Gefegen in ben Entwurf 
aufgenommen, andere find daraus weggelaffen worden; 
das iſt doch alfo eine Art Eodification. In dem erften 


Sächsische Landesbibl 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Abſchnitte ift Vieles aufgenommen und niedergelegt wor⸗ 
den, was ſchon unbedingt feſtſteht; das ift alfo doch eine 
Art Codification. Die Beftimmungen über dad Patronats 
recht find ſolche, welche bereits beſtehen und doch find fie 
zum großen Theile in die Kirchenordnung aufgenommen 
worden; eine Cobiflcation iſt es alfo immer. Doch wie 
man in dieſer Beziehung verſchiedener Anficht jein kann, 
fo fann man es auch fpäter und auch in anderen Bezies 
hungen, wenn nicht glei von vornherein klar und ber 
flimmt ausgefproden wird, was das Nictige fein fol, 
d. h. in der vorliegenden Frage: in welchen Faͤllen die 
Zuſtimmung der Gemeinde erforderlich iftz und 
deshalb verwende ich mich für den Antrag des Herrn Su: 
perintendenten Dr. Lechler. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Nur zu dem Antrage, wel« 
her fo eben erft von dem Herrn v. Metzſch eingebracht 
worben ift, wollte ich mir wenige- Worte erlauben, indem 
berfelbe allerdings einer principiellen Erläuterung zu ber 
dürfen fcheint. Nach den Worten: „uber locale Abaͤnde⸗ 
rungen Hinfichtlich Kiturgifcher Fragen önnen die Kirchon— 
vorftände berathen und befchliegen vorbehältlich der Zuſtim ⸗ 
mung des oberften Kirchenregiments” will es mir fcheinen, als 
ob darin läge, daß die Kirchenvorftände Abänderungen in 
den liturgifchen Beftimmungen auch von Unten einführen 
tönnten. Der Antrag des Dr. Lechler geht aber haupt« 
fachlich darauf, die Gemeinden vor einer zwangsweiſen 
Einführung und Abänderung in Titurgifchen Fragen von 
Dben zu fehügen. Deshalb kann ich diefen Antrag nicht 
ald einen vermittelnden anfeben. Darf ich aber noch ein 
paar Worte Über dieſen Paragraphen im Allgemeinen fpre« 
hen, fo find es folgende: Meine Herren! wir haben ger 
wiß Alle nur mit großem Danke die Erläuterungen vom 
Miniftertifche aus vernommen. Es ift von bort aus bie 
mit den von mir und Anderen bargelegten Anfichten und 
Wuͤnſchen übereinfiimmende Intention der Regierung fo 
praͤcis auögefprochen worden, daß an deren guter Abficht 
gar nicht gezweifelt werben kann. Ich follte meinen, daß 
in diefer Erflärung eigentlich fehon ein Entgegenfommen 
läge, um die Zweifler, die num einmal in ber Kammer 
find, zu beruhigen und vielleicht felbft zu- verfuchen, im 
welcher Weife eine neue Faſſung, welche. diefe Wünfche bes 
friedigte, aufgefunden werden köͤnne? Ich ftelle deshalb 
feinen Antrag; aber den Wunfch erlaube ich mir bad) aus ⸗ 
zufprechen, es möge ber Staatöregierung gefallen, biefen 
Paragraphen nochmals felbft in Erwägung zu ziehen und 
es möge deshalb die Abftimmung hierüber heute ausgeſetzt 
werden. Ich glaube, es ift diefer Weg nach demjenigen, 
was wir vom Miniftertifche gehört haben, wirklich ber 
zwedmäßigfte. ; 

Präfident v. Schönfeld: Es if, wie Here Bürger 
meifter Dr. Koch eben felbft erwähnte, nur ein Wunſch von 





ihm ausgeſprochen worden; ich Tann baher hierüber. Feine 
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Frage an die Kammer richten und habe nur zu erwarten, 
ob die Regierung etwas dabei erinnern will? 


Staatsminifter v. Falkenftein: Diefem Wunſche, 
der von Herrn Bürgermeifter Koch ausgeſprochen worden 
it, fofort zu willfahren, würde ich fehe gern bereit fein, 
wenn ich mic) nur davon Überzeugen Fönnte, daß in dem 
vorliegenden Paragraphen und in den Anfichten, wie fie 
die Regierung ausgefprochen hat in ber heutigen Discuffion, 
irgendwie ein Widerfpruch ober ein Zweifel obwalte. Mir 
ſcheint gerade aus den beftimmten und, wie der geehrte 
Sprecher felbft fagt, präcifen Erklärungen von Seiten des 
Minifteriums foviel Hervorzugehen, daß Die, die noch irgend» 
wie zu zweifeln fi veranlaßt gefunden hätten, vollfommen 
ſich daruͤber beruhigen koͤnnten, daß in dem Varagraphen 
Nichts enthalten ſei, was den Intentionen der Herren, die 
geſprochen haben, entgegen wäre. Das iſt die Anficht, die 
ich von meinem Standpunkte aus fefthalten muß und ich 
habe num der Kammer e3 zu Überlaffen, welche Befchlüffe 
fie in ber Sache zu faffen für erforderlich halt. Nur in 
Beziehung auf bie Xeußerungen de3 geehrten Bürger: 
meifters Muͤller erlaube ic) mir noch mit wenigen Worten 
zurücufommen, indem er die Worte, daß dieſe Kirchen» 
ordnung feine Godification fein folle, einer fehr fcharfen 
Kritif unterzog und fagte, ex begreife fie gar nicht. Nun, 
mir fcheinen diefe Morte fehr einfach und naturgemäß zu 
fein; fo einfach und naturgemäß, daß ich umgekehrt 
nicht ganz Mar bin über die Zweifel, die dem geehrten Abs 
georbneten beigefommen find. Cs ift bei der allgemeinen 
Discuffion bereits auögefprochen worden, daß das Mi 
nifterium weit entfernt gewefen fei, ein volftändiges, ſaͤch ⸗ 
ſiſches Kirchenrecht herzuftelen, um ale, überhaupt irgend» 
wo befindliche kirchenrechtliche Verordnungen hier in diefer 
Kirchenordnung aufzuftellen, fondern man ift, wie ich vor- 
bin bereitö angedeutet habe, von der Anficht ausgegangen 
und hat davon auch ausgehen müfjen, daß es fi darum 
handelte, kirchliche Drgane zu ſchaffen. Diefe kirchlichen 
Organe und bie Beftimmungen über diefelben ſtehen aller« 
dings mit den hiftorifchen Einrichtungen, wie wir fie in 
Sachfen bereits haben, ‚in Verbindung und deshalb ift es 
natürlich, daß einzelne Punkte aus der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung mit haben aufgenommen und berücfichtiget iverden 
müffen. Das ift aber noch feine Gobification, fondern nur 
die Baſis einer kuͤnftigen Gefeggebung. So muß man 
die Kirchenordnung verftehen. Und wenn nun der geehrte 
Abgeordnete bemerkt, es fein einzelne Punkte mit aufge 
nommen, bie. vieleicht auch Hätten weggelaffen werben 
Tonnen, fo ift das ein Tadel, den er über ben Entwurf 
ausſpricht, aber ein folcher, in dem ich mich, was Einzelnes 
betrifft, feiner Meinung gern unterwerfe. Denn ih muß 
befennen, es ift außerordentlich ſchwer, die Beftimmungen 
fo haarſcharf zu trennen. Es iſt nicht zu verkennen, daß 
einzelne Beftimmungen in den Entwurf aufgenommen wors 





ben find, bie ebenſogut Hätten wegbleiben Tonnen; Aber. 
eine Codification in dem Sinne, in. welchem man gewoͤhn. 
lich dieſen Ausdruck zu verſtehen pflegt, iſt es nicht und 
hat es weder ſein ſollen, noch ſein koͤnnen. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Zunaͤchſt Hat der Freihen 
v. Welck das Wort, dann Herr v. Erdmannsdorff 

Freiherr v. Beld: Es ſcheint mir ein, wenn auch 
nur nad) einem vierthalbftündigen Kampfe erlangtes, abır 
doch immerhin fehr erfrewliches Reſultat zu fein, daß zwi⸗ 
ſchen der Kammer in ihrer Mehrzahl und der Staatsregie⸗ 
tung eigentlich nur noch eine Differenz in Bezug auf die 
Form übrig geblieben ift und es daher Teicht möglich fein 
würde, eine ben Wünfchen der Kammer einerfeits und den 
fo hoͤchſt beruhigenden Zufiherungen und Erklärungen, die 
der Herr koͤnigliche Commiffar vorhin gab, andererfeitt, 
mehr entfprechende Faffung biefes Paragraphen aufzuftellen,“ 
Der Fall ift ſchon öfter vorgefommen, daß von Seiten der 
Staatöregierung infolge der Discuffion eine andere daſſung 
eines Paragraphen entworfen und der Kammer vorgelegt 
worden iſt und ich muß mich daher ſehr dem vorhin ge⸗ 
äußerten Wunſche anſchließen und hoffe, daß auf diſe 
Weiſe, und wenn die hohe Staatsregierung eine Faſſung 
wählt, welche die Anſichten, wie fie vorhin von Seiten da 
Herrn Commiſſars aufgeftelt wurden, noch deutlicher ande 
Spricht, eine Bereinigung über diefe Angelegenheit zu Stande 
kommen würde. 

Präfivent v. Schönfeld: Auf einen blofen Wunſch 
kann eine Abſtimmung nicht gerichtet werden, 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich beabjichtige, 
diefem Wunſche Ausdrud zu geben und zwar ihn zu ven 
ftärfen und zum Antrage zu formuliten und bitte ben ‚Her 
Präfidenten, den Antrag zur Unterftügung zu bringen: 
Die Kammer wolle die Staatöregierung erfuchen, eine 
andere Faſſungẽ für $. 42 vorzunehmen”. Ich muß zur 
Motivirung ganz im Sinne des Herrn Buͤrgermeiſters Koch 
ſprechen. Ich bin anderer Anſicht in der Materie, aber in 
diefer Beziehung muß ich wörtlich unterfchreiben, was er 
fagte; ein Einklang zwiſchen dem Paragraphen, wie er hier 
im Gefegentwurfe fieht und zwiſchen der Erklärung, wie 
wir fie heute aus dem Munde des Herrn Commiffard gehört 
haben, findet auch nad) meiner Meinung nicht ftatt. Ib 
muß fagen, ich befinde mich nach der Erklärung, die die 
Reglerung gegeben hat, im der Lage, daß ich gegen den 
Varagtaph flimmen werde; dagegen wird Herr Bürgers 
meifter Koch nach diefen Erklaͤrungen vieleicht für den 
Paragraphen flimmen; ein deutlicher Beweis, daß eine 
Uebereinftimmung zwifchen der Erklärung des Herrn Com 
miffars und dem Paragraphen nicht befteht. Ich bitte alfo, 
daß die Kammer meinen Antrag annehme, den id) fo für 
mulist habe, daß bie Regierung für $. 42 eine andere Zar 
fung vorſchlagen möge. Denn dann erſt wiffen wir, woran 
wir find. 
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Präfident v. Schönfeld: Herr v. Erdmannsdorff Hat, 
wie die Kammer gehört haben wird, einen Antrag geſtellt, 
der ‚dahin geht, „die Kammer wolle die Staatsregierung 
erſuchen, den $. 42 in einer anderen Fafjung wieder vor- 
zulegen“, und ich habe zu fragen; ob fie den Antrag des 
Herrn v. Erdmannsdorff unterflügt? — Bahlreich. 

Es würde nun über diefen Antrag zu fprechen fein; 
ich habe zu erwarten, ob Jemand das Wort verlangt. Es 
ſcheint nicht fo 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: Ich erlaube mir 
doc) zuvörberft die Frage an die Staatsregierung zu ftellen, 
ob fie denn geneigt fein würde, eine andere Faflung vor- 
zulegen; denn für dieſen Fall, daß fie hierzu nicht geneigt 
wäre, würde es völlig überflüffig fein, dafür oder dagegen 
irgend Etwas einzuwenden. Sollte die Regierung dieſe 
Abſicht nicht haben, fo würde ich etwas Mehrere dagegen 
zu fagen haben, 


Staatöminifter v. Falkenſtein: Ich habe bereits in 
Abwefenheit des Herrn Referenten erflärt, daß das Mini« 
ſterium feinerfeits freilich Feine Veranlaffung habe, an einen 
ſolchen Antrag zu denken, weil es ſich nad) der Faſſung des 
Paragraphen umd nach den Erklärungen, die es gegeben 
hat, volfommen im Ginverftändniß mit Alle dem gefunden 
zu haben meint, was in der Kammer bis jet befprochen 
worben iſt. Ich habe vorhin bereits erläct, daß ich ger 
glaubt hätte, daß die Bweifel, bie Einige der Herren erhoben 
gegen die Faſſung des Paragraphen, eben durch die Err 
Härungen von Seiten des Minifteriums vollkommen ber 
feitigt worden wären. Wil die hohe Kammer den Ber 
Schluß faffen, den Paragraphen an die Deputation zurlid: 
zugeben und daß die Deputätion fi mit dem Minifterium 
anderweit vernehme Über eine andere Zaffung, fo muß dad 
Miniſterium ſich einem folchen Beſchluß unterwerfen. Die 
Nothwendigkeit eines ſolchen Befchluffes einzufehen vermag 
ic) indeß bei dem beften Willen nicht. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Nachdem ber Herr 
Staatöminifter zu meinem Bedauern die Ungeneigtheit der 
Regierung erklärt hat, fo fche ich dad Zweckloſe meines An» 
trages ein und erlaube mir mit Genehmigung der Kammer, 
ihn zuruͤckzuziehen. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hatvernommen, 

+ daß Here von Erbmannsborff feinen Antrag zurückzuziehen 

wünfeht, und ich frage, ob die Kammer ſich mit den neuer⸗ 

lich geäußerten Worten des Herrn v. Erbmannsborff ein« 
verftehen will? — Einfimmig Ja. 

Es würde num die Discuffion ihren Lauf haben Finnen. 
Eingefehtieben finde ich weiter Feinen Nednerz ich habe da⸗ 
her zu erwarten, ob irgend Jemand noch zu ſprechen ber 
gehrt? Wenn dies nicht der Fall ift, fo werde ich bie Debatte 
bezüglich des 5. 42 ſchließen und ertheile die Schlußworte 





zuerft an den Herrn Separafvofanten und dann an der 
Herrn Referenten der Maforität. 


Superintenbent Dr. Lehler; Ich verzichte aufs Bortz 
ich glaubte gar nicht, das Recht bazu zu haben. 


Präfident v. Schönfeld: Dem Separatvoranten iſt 
jederzeit ein Schlußwort zu ertheilen, indeß :... 


Superintendent Dr. Lechler: Ich habe weder. ein 
Minoritätögutachten zu vertreten, noch ein Separatvotum 
zu vertheidigen; es war nur ein Antrag, den ich in bie 
Kammer eingebracht habe. Ich danfe für das Wort. 


Präfident v. Schönfels: Herr Superintendent Lechler 
ift Mitglied der Deputation und hat.als ſolches einen von 
der Anſicht der Majorität abweichenden Antrag geſtellt; 
derfelbe iſt demnach Separatvotant. Das Schlußwort hat 
nun ber Here Referent. 


Referent Vicepräfident dv. Sriefen: Nur noch einige 
Worte zum Schluffez aber mit dem aufrichtigen Vorfake 
der allermöglichften Kürze. Meine Herren, ich bebauere, 
daß ein oder nunmehr zwei Deputationsmitglieber ſich gegen 
den Paragraphen erklärt haben und ein Mitglied hat erſt 
fpäter fich dahin geäußert, nun ſei es entichloffen, felbft 
gegen ben Paragraphen zu flimmen. Ich bebauere bas, 
weil ich durch die Discuffion nun gerade: erft vecht belehrt 
und übergeugt-worben bin, daß der Paragraph richtig iſt 
und etwas Bedenkliches und Verfaͤngliches durchaus nicht 
enthält. Einige befondere Aeußerungen fei es nur erlaubt 
zu berühren. Buerft wurde geäußert, es wäre von einem 
ganz hefonderen Standpunkte gefprochen worden, auf dem 
man ftände, wornach eine Abänderung in der Liturgie durch 
aus ganz und gar nicht möglich wäre. Das ift meines 
Wiſſens, und fo viel id vernommen habe, nicht gefagt 
worden und konnte nicht gefagt werden. Ich habe es am 
wenigften gefagt. Aenderungen in der allgemein einges 
führten Liturgie werden ja im Eingange des Paragraphen 
dem Kirdenregimente ausdruͤcklich vorbehalten und fon 
aus dem Worte „eingeführte Liturgie” geht hervor, daß 
die, die wir jegt haben, auch erftlich einmal eingeführt wor⸗ 
den fein muß; alfo ift fie durch Berathung, durch Beſchluß 
angenommen worben und ins Leben getreten, Aber das 
gegen habe ich mich allerdings erfärt, daß man bie Bes 
rathung über die allgemeine Liturgie nicht dem Willen und 
den Befchlüffen und Wünfchen jeder einzelnen Kirchen- 
‚gemeinde preiögebe, weil das allerdings zu Spaltungen 





führe und zu einer immerwährenden, nie aufhörenden Auf⸗ 
regungz daß aber das Kirchenregiment und bie Synode 
Abänderungen berathen und refpective befchließen Fönnen, 
verſteht ſich von felbftz aber allerdings mit einer Weisheit, 
mit einer Vorſicht, mit einer Behutſamkeit, die man, ſeien 
wir. gerecht! jeder einzelnen Kirchengemeinde auf ihrem 
Standpunkte nicht zutrauen Bann. Nun: ift mehrmals die 
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Beziehung auf allgemeine Kirchengefege und Verordnun⸗ 


gen getabelt und bemerklich gemacht worden, man wüßte 
nicht, was damit gemeint fei und mehrere Deputations- 
mitglieder hätten erklaͤrt, fie wüßten das felbft nicht. Nein, 
meine Herren, ich glaube doch auch nicht, daß dies ger 
ſchehen if. Wir rühmen uns gewiß nicht einer fo gründ- 
üchen Kenntniß aller Gefege und Rechte des Landes; aber 
ein fo abfolutes Bekenntniß der ignorantia juris et legis 
möchte ich doch nicht geradezu ablegen. Zunächft ift zu be⸗ 
merken, die allgemeinen Kirchengefege, auf welche fich hier 
bezogen wird, brauchen ja nicht blos ſchon vorhandene, 
ſchon exiſtitende Gefege zu fein, es koͤnnen ja auch Fünf 
tige Gefege, Geſetze, die künftig gegeben werden und ges 
geben werden follen, fein. Ferner die Agende, die Liturgie, 
gerade biefe Gegenftände find in Sachſen fehr wenig vers 
ändert und es iſt nicht zu vergeffen, daß unfere ganze Kirs 
chenagende heut zu Tage ganz weſentlich in ihren Haupt: 
beftandtheilen noch auf der Kirchenordnung von 1580 ber 
ruht und daß fie da wörtlich vorgefchrieben ift. Gerade 
deswegen, weil in ber Agende nicht viel Aenderungen 
vorgenommen worden find, weſentliche ſchon gar nicht, 
ift darüber, baß die Gemeinde barlıber gefragt werben fol, 
Fein Gefeh und feine Verordnung vorhanden. RWie ift bie 
bisherige Praxis beim Kirchenrathe und dem Oberconſiſto⸗ 
rium gewefen? Wenn Veränderungen in: ber@Agende ein ⸗ 
geführt wurden, fo wurbe eine Verordnung von den Mis 
‚niftern in Evangelicis an den Kirchenrath erlaffen, von die: 
fem an die Confiftorien, von da an bie Ephoren, Super 
intenbenten und bie Kirceninfpectionen, und fo wurben fie 
eingeführt. Uber exftlich erfolgte Fein Widerfpruch, weil es 
Feine wefentlichen Abänberungen waren, ſondern nur, etwa 
Abkürzungen, und zweitens, wenn Widerfpruch erfolgt wäre, 
würde gewiß Nüdficht darauf genommen worden fein; aber 
ein Geſetz, daß gerade bie Gemeinde darüber folfte befragt 
werden, exiſtirt meined Wiffens allerdingstnicht. Andere 
Gegenftände, wo bie Gemeinde wirklich fol befragt werben, 
find klar und deutlich vorgeſchrieben und [hierüber exiſtiren 
auch zum Theil Gefege, worüber man gar nicht nöthig hat, 
die "Deputationsmitglieder erſt zu befragen; die Gefege 
kennen Sie felbft. Namentlich wie die Anftelung von 
Geiſtlichen erfolgen fol, oder über die Einrichtung Localer 
Sottesdienfte, nun da verſteht es ſich von ſelbſt/ Adaß dar⸗ 
über bie Gemeinde befragt wird und gefragt werden muß. 
Was nun den Antrag des Heren Superintendenten Dr. 
Lechler anlangt, fo mache ich darauf aufmerkſam, daß ber: 
felbe weniger Vortheile, weniger Sicherung für die Ge 
meinde enthält, als ber Gefegentwurf. Der ‚Herr Super: 
intendent beantragt in feinem Antrage ausdrücklich nur 
Aenderungen im Gotteöbienfte; das fteht im Paragraphen; 
neue, gottesbienftliche Bücher, dafür fteht im Paragraphen 
Agendenformulare. Alfo, wenn die Agende geändert wer: 
ben fol, muß die Gemeinde gefragt werden. Ferner feht 
ihr eine Stimme nicht blos über die gende, fonbern über 





die Liturgie im Allgemeinen zu. Das ift alſo entweder 
mehr als die neuen, gottesdienftlichen Bücher oder vofom, 
men daſſelbe erfchöpfend. Etwas Anderes fehlägt der Ans 
trag nicht vor. Ferner mache ich mir ein Bedenken beim 
Antrage des Superintendenten Dr. Lechler über die Form 
und das Nefultat der Befragung. Soll dieſe Beſchluß⸗ 
faſſung der Kirchenvorſtaͤnde in der conſtitutionellen Form 
duch Majorität erfolgen? Sol der Kirchenvorftand ber 
fliegen und ift eine Minorität dagegen, es hilft ihr Nichtz 
denn es ift per majora beſchloſſen? Oder ruft man die 
ganze Kirchengemeinde zufammen, wie viel follen daftır 
ſtimmen; fol einfache Majorität der Stimmen oder follm 
zwei Drittel der Stimmen entfeheiden, oder ſoll einflins 
miger Beſchluß gefaßt werden? Meine Herren, das find 
wichtige Fragen, die durch den Antrag felbft durchaus nor 
nicht erledigt find und im Gegentheil wird in mir das 
Bedenken rege, und es ſcheint faft, ald ob der Herr An- 
tragfteller an eine folche Abſtimmung und Beſchlußſorm 
gedacht hätte. Gerabe dadurch werbe ich erft vecht darauf 
aufmerffam, daß hier eine Art der Befragung flattfindm 
fol, welde fi nicht nad aͤußern Formen richten darf, 
fondern nad) kirchlichen Formen. Es wird vielmehr gefragt, 
ob die Gemeinde kein Gewiffensbedenken dabei hat und fo 
wird nicht förmlich abgeftimmt, nicht im Kirchenvorſtande 
befchloffen, fondern es werden offen und ehrlich die Stim⸗ 
men geprüft und gewogen, und darnach muß das Kirden 
tegiment verfahren, zu Werke gehen, thun ober unterlaffen, 
Ich glaube, meine Herren, diefe Sache muß fehr fubtil ber 
handelt werden. Durch gemeffene Vorfchriften und map 
die Faſſung noch fo vorfichtig gewählt werben, wird mar 
die Sache eher ſchlimmer als beffer machen. Ich glaub, 
es wäre befjer, man beruhigte fich bei diefem Paragraphen; 
aber ich habe Nichts gegen den Zuſatz des „Herrn dv. Mehſch 
den ich unbedenklich meinerfeitd anzunehmen geneigt bin. 
Aber fonft behandle man dieſe Sache als ein noli me tan- 
gere. Man enthalte fich vieler Berathungen; durch Bera⸗ 
thungen wird fie nicht beffer, fie wird eher bedenklicher. 


Präfident v. Schönfels: Ich kann mich nun put 
Abftimmung wenden. Es ift der Kammer bekannt, def 
bezüglich des $. 42 Herr Superintendent Dr. Lechler einen 
von der Kammer unterftüßten Antrag eingebracht hat, bir 
dahin geht, $. 42 des Entwurfes in Wegfall zu bringen 





und daflır die Worte, die fein Antrag enthält, zu fubfl« 
tuiren. Es ift ferner vom Herrn v. Mesh ein Zuſat 
sum erften Abſatze des $. 42 eingebracht, ber von bei 
Kammer ebenfalls Unterftügung erlangt hat und zur ub 
fimmung kommen wird, wenn der Lechler'ſche Antrag 
follte abgelehnt werben. Ich werde, wie bie Landtagöon ⸗ 
nung vorfchreibt, zuvörberft eine Frage auf den Lechlerſchen 
Antrag richten, weil ex ſich offenbar von der, Voriage ent 
fernt und in diefem Falle das Recht auf die erſte Ftag 


ſtellung hat. Ich werde den Antrag nochmoals recapitur 
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Yiren. Er lautet: Der $. 42 fol entfernt und dafür gefegt 
werben: - 
„Xenderungen im Gottesbienft und neue gotteds 
dienftliche Bücher, Formeln und dergleichen fönnen in 
den einzelnen Gemeinden nur mit deren Zuſtimmung 
eingeführt werden. In jedem alle diefer Art iſt der 
Kirchenvorftand zu befragen, der ſich für die Gemeinde 
zu erflären hat, wenn nicht die Behörbe für angemeffen 
findet, alle flimmfähigen Mitglieder der Kirchengemeinde 
zu hören”, 

Sch frage, ob die Kammer den Antrag des 
Heren Superintendenten Dr. Lehler zu dem 
ihrigen maden will? — Mit 24 Stimmen gegen 11 
iſt der Lechler'ſche Antrag abgelehnt. 

Ich gehe nun über zum $. 42, wie er ſich im Ent⸗ 
wurfe findet und zwar mit Vorbehalt des v. Metzſch'ſchen 
Amendementd. Ich werde die Frage auf den $. 42 rich 
ten, ihn, wie die Deputation beantragt, in unveränderter 
Maaße anzunehmen, mit Vorbehalt des v. Metzſch'ſchen 
Antrags. Die Deputation rathet underänderte An» 
nahme bes $. 42 an und ich frage, ob die Kammer 
fi damit einverftehen will? — Mit 19 Stimmen 

» gegen 16 hat der Paragraph Annahme gefunden. 


Ich gehe num über zum v. Metzſch'ſchen Amendement. 
Daffelbe befteht aus einem beantragten Zufage zum erſten 
Abfag des Paragraphen und lautet: 

„Weber locale, liturgiſche Abaͤnderungen Tonnen jedoch 
die einzelnen Kirchengemeinden und ihre Organe berathen 
und befchließenz ber .gefaßte Beſchluß bedarf jedoch der 
ausdrüdlichen Genehmigung des Iandesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments. 

Ich frage, ob die Kammer dem Amendement 
beiftimmt? — Mit 19 gegen 16 Stimmen hat das Amene 
dement Annahme gefunden, 

Ich frage nun, ob die Kammer dem $.42 in der 
beſchloſſenen Maaße beiſtimmt? — Mit 28 gegen 7 
Stimmen ift die Annahme des Paragraphen in ber mos 
dificirten Weife befchloffen. 

Die Zeit ift zu weit vorgerüdt. Ich fchlage vor, bie 
Sigung zu ſchließen und bitte, daß bie Herren fih Mon« 
tag 11 Uhr hier wieber einfinden zur Fortfegung ber ſoeben 
abgebrochenen Berathung. Die heutige Sigung ift ge- 
ſchloſſen. 

(Schluß der Sitzung 2 Uhr 30 Minuten.) 


Medaeteur H. Meinhold, Gecretär im Kdnigl. Miniſterium des Innern. — Drud von 2. ©. Teubner In Dredden. 
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Siebzehnte oͤffentliche Sitzung der Erften 
Kammer am 7. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung bes Protofolld, — Regiſtrandenvortrag. — Ent 
ſchulbigungen. — Bortgefegte Berathung des Berichts der 
Zuwiſchendeputation uͤber den Entwurf einer Kirchenordnung 
file die enangelifchslutferifche Kirche des Königreichs Sachfen, 
unb zwar über bie $$. 43 518 mit 46. 


— 


Die Sitzung beginnt 11 Uhr 30 Minuten Vormittags 
in Gegenwart der Eöniglihen Commiffare Geh. Raths 
Dr. Hübel und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, fpäter 
des Herrn Staatöminifterd dv. Falkenſt ein und von 
35 Kammermitgliedern mit Verlefung des Protokolls durch 
Herrn Secretaͤr Wimmer, welches ohne Einwendung ger 
nehmigt und durch die Herren Domherrn v. Watzdorf 
und Grafen dv. Solms mit vollzogen wird, 


Präfident v. Schönfels: Wir wenden und zum Vor⸗ 
trage der Regiſtrande. Herr Secretär Wimmer wirb die 
* Güte haben, ung benfelben zu geben. 


(Mr. 100.) Die Zweite Kammer überfendet infolge 
Beſchluffes vom A. Januar 1861 eine Petition des Vor- 
ftehers des gefelligen Webervereines, Carl Gottlob Großes 
und dreier Sof zu Chemnig vom 10. December 1860 
um Verwendung bei der hohen Staatsregierung bahin, daß 
die Freigligigkeitd: und Niederlaffungsrechte auf alle jüdiſchen 
Religionögenoffen aus den deutfchen Bundesſtaaten im 
Geiſte der Gewerbefreiheit ausgedehnt werden und im Wege 
der Conceffionsertheilung Seiten der Regierungsbehörden 
s Sunften judiſcher Fabrifunternehmer in Anwendung ges 
wacht werben möchten. * 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Da dieſe Petition connex zu 
fein ſcheint mit der Gewerbeordnung, fo ſchlaͤgt dad Direc- 
torlum vor, diefelbe an die betreffende Swifchendeputation 
abzugeben und ich frage, ob die Kammer fid mit diefem 
Vorſchlage einverſtehen will? — Einftimmig Ja. 


(Nr, 101.) Petition Oscar Richters und zweier Ges 
nofen zu Meißen vom 5. Januar 1861 um Entichädigung 
wegen Aufhebung der Gewürghänbler in Meißen. 

L8. (2. Abonnement.) = 








Präfident v. Schönfeld: Es dürfte wohl ein Schreibe 
fehler im der Petition feinz die Innungen follen aufge 
hoben werben, nicht aber die Gewuͤrzhaͤndler. Es fcheint 
bier bei diefer Nummer derſelbe Fall einzutreten, wie bei 
der vorigen. Diefe Petition wirb an bie einfchlagende 
Bwifchendeputation gewiefen werden müffen. Ich frage 
auch hier, ob die Kammer ſich damit einverſteht? — Eine 
fimmig 3a. 

Mr. 102.) Petition des Advocatenvereines zu Leipzig, 
durch deren Vorftand, Dr. Franz Friderici, das Strafver— 
fahren in Einzelrichterfachen betr, 


®präfident v. Schönfeld: Die Abſicht der Petition 
geht dahin, die Deffentlichkeit und Minblichkeiy auch bei 
den Sachen einzuführen, die vor den Einzelrichter gehören. 
Es würde nach der Sandtagsordnung diefe Petition an bie 
vierte Deputation gewiefen werben müffen. Indeſſen, da 
die Petenten in ihrem Petitum ausbrüdlich fagen: 

„Die hohe Ständeverfammlung wolle diefe Petition 
bei Berathung anderer einfchlagender Vorlagen an die Der 

utation für | — abgeben, eventuell ſelbigen zum 

jegenftand eines ſtaͤndiſchen — machen oder doch an 
die hohe Staatsregierung zur geeigneten Berückſichtigung 
abgeben”, 
dürfte dieſem Gefuch nachzugeben fein, und umfonehr, 
als allerdings dem Vernehmen nad) eonnere Geſetzgebungs⸗ 
gegenftände zu erwarten find. Aus diefen Gründen ſchlaͤgt 
das Directorium vor, bie Petition an bie erfle Des 
putation zu verweiſen. Iſt bie Kammer damit einverftanden, 
die Petition an die erfte Deputation zu verweifen? — Eins 
flimmig Ja. 

Es war dies die Iehte Nummer, y 

Entfejuldigungen find eingegangen von „dem Herrn 
Kammerheren dv. Metzſch für die heutige Sigung wegen 
dringender Privatgefhäfte und Herr Bürgermeifter Gott⸗ 
ſchaid entſchuldigt ſich mit einer begonnenen Augencur für 
die heutige und für einige der naͤchſten Sigungen. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen. Wir - 
innen baher zur Tagesordnung übergehen und ich 
habe den Herrn Referenten zu erſuchen, den Rednerſtuhl 
zu betreten und und ben weiteren Vortrag über die am 
Sonnabend abgebrochene Beräthung zu geben. 
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Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 


$. 48. 

Zu 6. Der Kirhenvorftand hat darüber zu wachen, 
daß nach Erledigung eines geiftlichen Amtes deſſen Wieder- 
befegung rechtzeitig erfolge. Ex hat, wenn die Defignation 
zu einer geiftlichen Stelle durch die Collaturbehörde ober 
den Collator erfolgt ift, nad) gehaltener Probepredigt, Na⸗ 
mens ber Gemeinde zu erklären, ob gegen des Defignirten 
Perfon, Lehre, Wandel und abgelegte Probe etwas Erhebs 
Yicjes einzumenden fei uud wenn er Einwendungen zu machen 
findet, ſoiche gehörig zu begründen. Es fteht ihm auch 
frei, Namens der Gemeinde auf die Ablegung einer Probe 
zu verzichten. x 

Untere Kirchendiener, als: Cantoren, Drganiften, Glöd; 
ner, Kirchner und Cymbelträger, infofern deren Stellen mit 
Schulämtern nicht verbunden find und nicht anderen Pers 
fonen oder Corporationen bereits ein begründete Berufungs- 
recht daran zufteht, werden von dem Kirchenvorſtande frei 
gewählt und von der Kircheninfpection eidlich verpflichtet. 

Die Trennung einer folhen Stelle von einem Schul 
amte, ober die Verbindung berfelben mit einem Schulamte 
tan nur mit Genehmigung des Confiftoriums erfolgen. 


Die Motiven lauten: 





Bu $. 43. 

Bei der Anftellung von Geiftlihen wurden bie Kimhen- 

gan zeither ‚auch durch die Drgane der politiſchen 

emeinden vertreten, welche fich in Beziehung auf das der 
Gemeinde zuftändige votum negativum zu erklären hatten. 
Diefe Vertretung wird num dem Kirchenvorftande zufommen. 

Demfelben wird auch die Wahl der niederen Kirchen: 
diener überlaffen werden koͤnnen, wo folde zeither dem 
Kirchenregimente zuftand. Ob collaturberechtigte Privat: 
perfonen oder Gorporationen dieſe Wahl dem Kirchenvors 
flande mit Aufgebung ihres Rechtes Üüberlaffen wollen, ift 
Iediglich biefen anheimzugeben. Dergleichen Kirchenaͤmter 
find aber af insbefondere auf dem Lande, mit Schuls 

imtern vereinigt und Tonnen von leßteren nicht getrennt 

werden, weil dad Einfommen der Schulftelle dadurch ge: 
ſchmaͤlett werben würde, das Kirhenamt allein auch mit 
einem geeigneten Manne nicht leicht zu befegen waͤre In 
folhen Fällen muß die Belegung des Kirchenamtes Dem: 
jenigen verbleiben, ber die immer wichtigere Schulftelle zu 
befegen hat. 

Der Bericht fagt: 

Bei 

. 4. 
ſchlaͤgt die Deputation vor, dem dritten Sage nach ben 
Morten: 
‚ „mit einem, Schulamte Bann,” 
bie Worte einzufchalten : 
„mach Gehör des Schulvorftandes” 
welchem Zufage von Seiten des Föniglichen Commiſſars 
nicht widerfprochen worden iſt. 

Ferner hat die Deputation Fein Bedenken, dem Vor⸗ 
ſchlage ber jenfeitigen Deputation beizutreten, daB auf der 
vierten Zeile zwiſchen die Worte: „den Gollator erfolgt ift, 
—— und —— nach gehaltener Probeprebigt” die Worte 
——— werden: > “ 

„binnen acht Tagen’ J 
ſowie auch dem Schluß des erſten Satzes, naͤmlich den 
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Worten: „Es ſteht ihm auch frei, Namens der 
auf bie Xblegung einer Probe zu verzichten,” Send 
Worte hinzuzufügen: . 
ober fich fofort Über die Probe zu erffären‘“, 
Mit diefen Veränderungen wird die Annahme des Par 
ragraphen beantragt. 


Präfident v. Schönfeld: Zu biefem Paragraphen fin) 
zwei Anträge eingegangen. Der eine vom Herrn Vlirgere 
meifter Müller, Diefer Antrag geht dahin, vor den Morten 
„idlich verpflichtet“ im zweiten Safe des $. 43 noch ein 
falten: „nach der Formel B der Verordnung vom 2, N, 
vember 1837". Ich habe zu erwarten, ob ber Antragſtell 
feinen Antrag motiviren will und würde ihm zu dieſem Br 
hufe dad Wort geben. 


Bürgermeifter Müller: Es iſt gewiß wünfchenswerth,dag 
bei einem Gefeße nicht blos beftimmt wird, daß Jemand ver 
eidet werben foll, daß died nothwen dig iſt, fondern aud, 
wie er vereidet werden fol. An andern Stellen des Ent: 
wurfs find auch die Eibeöformeln deshalb ausdruͤcklich von 
gefehrieben worden: Daß im vorliegenden Falle die Eided⸗ 
formel jedenfalls nach der Verordnung von 1837 zu wählen 
fein wird, darf man daraus abnehmen, daß die unteren 
Kirchendiener meift ſchon either nach dieſer Formel ver 
eidet und verpflichtet worben find. Insbeſondere war bie 
der Fall ruͤckſichtlich der Organifien und der anderen hier 
bezeichneten Kirchendiener. Hinſichtlich der Cantoren war 
es jeboch zeither anders; gleichviel, ob fie nur den Kirchen ⸗ 
dienft als Gantoren verwalteten, oder ob fie auch zugleih, 
Schulämter hatten. Die Cantoren mußten, aud wenn 
fie nicht Schulämter hatten, den fogenannten Religionseid 
leiften und fie hatten deshalb eiblich zu verfichern, daß fit 
das Wort Gottes fleißig Ichren wollten. Sie, hatten aber 
gar feine Gelegenheit dazu; fie waren aber nicht in 
einem Amte, wo fie lehren konnten und hatten alfo ein 
Verpflihtung auf fi), deren Erfüllung ihnen geradezu un 
möglich war. Ich glaube, daß in Beziehung auf ſolche 
Gantoren ein Unterfchied ferner wohl zu machen ſeiz # 
ſcheint dies auch der Entwurf anzubeuten, indem bie Can 
toren in dem Verhältniffe, wie ich ed meine, hier unter den 
übrigen unteren Kirchendienern mit aufgeführt worden find. 
Ich bin daher der Anficht, daß es vollfommen genügt, went 
diejenigen Cantoren, welche Schulämter nicht verwalten, 
ebenfo wie Drganiften und andere Kirchendiener mit du 
Sormel von 1837 verpflichtet werben, welche dahin geh 
daß der Anzuftellende eidlich zu gelöben hat, daß er unkt 
Beobachtung der Landeögefeke und der Landesverfaſſum 
die ihm uͤbertragene Function nad) beftem Wiffen und © 
wiffen verwalte; daS, was er geheim zu halten hat, niöt 
offenbaren und allenthalben den Anordnungen feiner Br" 
gelegten nachtommen wolle. Diefe auch in andern Silk 
angenommene Eidesformel dürfte jedenfalls im vorliegenden 





Sale die angemeffenfte und paffendfte fein und ich bean 





471 


antrage alſo, daß die vom Herrn Praͤſidenten vorgeleſenen 
Worte eingeſchaltet werden, wodurch erreicht wird, was ich 
angedeutet habe. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Die Kammer hat die Mo— 
tivirung des Antrages des Herrn Buͤrgermeiſters Müller 
vernommen. Ich werde nun zur Unterſtuͤtzungsfrage ſchrei⸗ 
ten. Der Antrag geht dahin, $. 43 Abfag 2 vor den 
Worten „eidlich verpflichtet” einzufchalten „mach der Formel 
der befonderen Verordnung vom 2, November 1837". Ich 
frage, ob die Kammer diefen Antrag unterftügt? — Bahl« 
reich unterftügt. 

Ich wende mich nun zum zweiten Antrage, zu dem des 
Herrn Rittner. Er lautet for 

nDer Kirchenvorftand hat darüber zu wachen, daß 
nad Erledigung eines geiftlihen Amtes deffen Wieder: 
befegung rechtzeitig erfolgt. Er hat, wenn die Defige 
nation durch den Gollator oder die Bezeichnung dreier 
Bewerber von der Gollaturbehörde erfolgt ift, binnen 
Yan; I acht Tagen nad Anhören der Gemeinde ſich 
darüber zu erklären”. 

Sch habe zu erwarten, ob ber Antragfteller denfelben 
motiviren will? 


Nittergutsbefiger Nittner: Ich bitte ums Wort! Aus 
dem vorgelefenen Antrage, meine Herren, haben Sie ver- 
nommen, daß auch die Beſtimmung biefes Paragraphen 
nicht in allen Detaild mit meiner Anſicht übereinftimmt 
und ich werbe jegt meine Anficht hierüber mir erlauben, 
im Einzelnen vorzufragen. Ich gehe von ber Anſicht aus, 
daß die Befegung einer Pfarrftele für die Gemeinde ein 
hoͤchſt wichtiges Ereigniß if, Ja ich glaube, behaupten 
zu Eönnen, es iſt das wichtigfte äußere Lebensereigniß, das 
überhaupt in eine Kirchengemeinde eintreten kann. Es 
haben ſich für diefe Anſicht wenigftens mittelbar mannig ⸗ 
fache Stimmen auch ſchon in unferer Kammer vernehmen 
iaffen. Es ift wiederholt betont worden, daß ein guter 
Geiſtlicher das Hauptmoment fei für eine gedeihliche Ent- 
ivietelung des Firchlichen Lebens in einer Gemeinde. Ich 
trete dem fehr gern beiz ich glaube auch, daß alle denk 
baren Formen für das Aeußere nicht genügen werden, um bie 
Einwirkung eines guten Geiftlihen auf das Innere deö 
Menſchen zu erfegen. Es knuͤpft ſich nun an biefe Er- 
kenntniß der Wichtigkeit der fraglichen Angelegenheit ganz 
nattrlich fofort der Wunſch, baß den Gemeinden bei diefer 
Belegung eine wirkliche Vetheiligung zugeftanden oder ans 
gewiefen werben möchte, Ich behaupte auch, daß das 
eigentliche Gefammtergebniß, das laut der Motiven unferer 
Vorlage durch die Vorlage angeftrebt und erreicht werden 
fol, in feiner Totalitaͤt nur vollftändig erreicht wer 
den kann, wenn man wirklich den Gemeinden auch in 
diefer Beziehung etwas mehr zugeftände, als fie bisher 
hatten. Mit biefem MWunfche komme id) nun zunächft zu 
den Privateollaturen, zu dem Patronatrechte, unter wel: 
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chem man im gewöhnlichen Leben im Lande eben nur die 
Pfarrſtellen verfteht, melde von den einzelnen Kirchen⸗ 
patronen zu befeßen find. Ich ftoße hier fofort auf zwei 
große" Schwierigkeiten, die mir enfgegentreten, um meiner 
Wunſch zur Geltung zu bringen. Einmal wird beinahe 
fortwährend das Privatpatronatrecht als privatrechtlichen 
Urfprunges bezeichnet und ich vermag nicht das Gegene 
theil zu beweifen; anderntheils finde ich mich perſoͤnlich 
gerade in biefer Beziehung in einer eigenthuͤmlichen 
Stellung in Ihrer Mitte, weil ih, wenn ich nicht ganz 
irre, wohl der Einzige unter Ihnen bin, der Fein Collatur— 
echt auszuuben hat, weder perfönlich, noch daß ich Mit ⸗ 
glied einer Colaturbehörde wäre. Bon dieſem Standpunkte 
aus muß ich geftehen, würde es mir nicht möglich fein, hier 
gegen ſolches Privatrecht, das Sie zu haben behaupten, aus 
zukämpfen. Ich bin zu fehr von der Richtigkeit des Satzes 
durchdrungen, daß ber Geſetzgeber, fo lange es irgend möge 
lich ift, Privatrechte in ihrer vollfommenen Totalität ſcho⸗ 
nen muß; ich" werde alfo, wie ich ſchon neulich erwähnt 
habe, gegen diefe Privatpatronatäverhältniffe nicht ankaͤm⸗ 
pfenz ich freue mich, daß unfere Deputation wenigftend den 
Beinen Zuſatz angenommen hat, den die Deputation der 
ienfeitigen Kammer vorfchlägt und den ich auch in bie 
Faſſung meines Paragraphen aufgenommen habe, daß man 
den Gemeinden auch einige Zeit läßt, nachdem man ihnen 
den Geiſtlichen defignirt hat, fich fiber denfelben zu erklären. 
Diefer Zuſatz ift von der Deputation angenommen worden; 
es ſteht zu hoffen, daß auch die Kammer ihn annehmen 
werde. Sch wiederhole alfo, daß ich gegen das Privat» 
patronatörecht Nichts beantragen werde und will mir noch 
eine einzige, allgemeine Bemerkung hierkber erlauben und 
überlafje den geehrten Herren felbft, etwaige Anwendungen 
davon zu machen. Es will mir body ſcheinen, als ob nicht 
gerade in allen Fällen zu behaupten wäre, daß diefed Pas 
tronatsrecht wirklich privatrechtlichen Urfprungs ſei. Ich 
glaube, daß es in vielen Faͤllen wohl nur auf den hiftori« 
ſchen Urfprung reducirt werden koͤnne. Iſt dies der Fall, 
dann drängt fich allerdings, meine Herren, fehr leicht bie 
Betrachtung auf, daß es mit ben hiftorifchen Nechten und 
mit ihrer Sefthaltung ein fehr kitzliches Ding ift. Wir haben 
in den legten Jahrzehnten fehr mannigfache, hiftorifche Rechte 
fallen fehen. Wir Können anfangen bei dem großen hiſio⸗ 
tifchen Neichöpoftrechte des Fürftenhaufes Thurn und Laris 
und herabgehen bis zur unbebeutenden Trankſteuerfreiheit 
der Nitterglter im Königreich Sachfen; wir haben fie alle 
fallen fehen und im Augenblide ftehen wir im Begriff, eine 
hiftorifche Einrichtung verſchwinden zu machen, welche Jahr⸗ 
hunderte lang nicht nur als Grundlage der Sitte und Bil 
dung in bürgerlichen Buftänden beftanden hat, fondern auch 
als Grundlage, auf welcher die größten, alten deutſchen 
Städte maͤchtig und berühmt geworben find. Auch dief 
Hiftorifche Einrichtung laſſen wir fallen. Warum? Weil wir 
glauben, etwas Befferes an bie Stelle fegen zu müffen. 
70* 
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Kurzum, ich glaube, es iſt nicht zu viel geſagt, wenn ih 
den Say ausfpredhe, daß es unmöglich geworden if, in 
der. jegigen Zeit mit hiſtoriſchen Rechten Staaten zu vegier 
zen. ES iſt das aber auch ganz natürlich. Im dei dreis 
Hundert Jahren, feitden namentlich diefe Privatpatronatsr 
techte beftehen, find alle Verhaͤltniſſe andere geworben. Ber 
gegenwärtigen wir es und, meine Herren; vor dreihundert 
Zahren mag wahrfcheinlich in fehr vielen Fällen der Kirchen: 
patron der einzige gebildete Menfch im ganzen Kirchſpiele 
geweſen fein, während im Augenblide Wohlſtand und mit 
ihm Sitte und Bildung viel allgemeiner verbreitet find, 
als wie damals und jegt wohl Faum noch behauptet wer- 
den Bann, daß nicht in jedem Kirchfpiel wenigftens Einer 
ober Mehrere wären, welchen eben wohl auch die Fähigkeit 
inne wohnte, über den Werth eines Predigtamtscandidaten 
ein richtiges und tlchtiges Urtheil abzugeben. Doch ich fehe 
von. weiteren Detaild hier ab; es Tann fich Jeder diefelben 
felbft fagen; Sie wiffen das Alles ebenfo gut als ich. Nur 
noch die Folgerung will ich daraus ziehen, daß es eigentlich, 
auch niemals als innerer, hauptfächlicher Zweck einer Geſetz⸗ 
gebungscorporafion gedacht werben kann, daß fie eben um 
jeden Preis hiftorifche Rechte fefthalten muͤſſe. Nein! der 
Gefeßgeber muß immer im Auge haben, Befferes zu ſchaffen 
and wenn er auf dem Wege, In der Abficht, Beſſeres zu ſchaf⸗ 
fen, auf beftehende, privatrechtliche Verhältniffe ald Wider 
fand ftößt, fo iſt es ganz in der Drbnung (ed werben moͤg ⸗ 
Yicherweife große Schwierigkeiten hervorgerufen, die der Ein- 
führung bed Beſſeren entgegenftchen; aber, meine Herren, 
der endliche Bwed bes Geſetzgebers bleibt derfelbe), 
er, ſoll durch feine Thaͤtigkeit beffere Einrichtungen ins 
Leben einführen, als bisher beftanden. Daß aber das von 
mir gerwünfchte Betheiligungsrecht der Gemeinden bei Ber 
fegung von Pfarrftellen etwas Befleres ift, als bisher, das 
iſt allerdings meine vollftändige Ueberzeugung. Ich kann 
mic, auch zur Bekräftigung meiner Ueberzeugung auf mans 
cherlei, namentlich ſehr zahlreiche Schriftfteller berufen, die 
diefelbe Meinung ausgefprochen haben. Ich glaube auch, 
wie ich fchon bemerkte, in unferen Motiven felbft hier und 
da ‚Andeutungen auffinden zu koͤnnen, welde, wenn fie 
auch nicht unmittelbar. das ausfprechen, doch mehr oder 
weniger dem einzelnen Gemeindegliebe, als welches ich hier 
foreche, Anlaß geben, zu hoffen, daß von Seiten der Ne 
gierung derartige entgegenfommende Schritte gethan werben 
würden. Und ich kann nicht leugnen, es hat mich fehr 
Gmerzlich berührt, daß unfere Hohe Staatsregierung in der 
Vorlage auch nicht einen Schritt gethan, auch nicht: einen 
Heinen, um. von ihrem. Eirchenregimentlichen Nechte etwas 


an, bie Gemeinden abzufreten, die den? dod nun einmal di 


nach unferer evangelifch / lutheriſchen Kirche bie Hauptſache 
find in der Kirche — die ganze Kirche ſelbſt, die ganze 
Bevölkerung beſteht aus Gemeinden —, und dieſe find bes 
rechtiget, zu erwarten, daß bie von mir ausgefprochenen, 
Wunſche nit unbeachtet- bleiben. 


IH komme nun zw den landesherrlichen Collaturre 
ten. Ich weiß wohl, da auch das landechenhe 
turrecht in vielen Faͤllen gleichen Urfprungs fein mag, wie 
das Privatcollaturrecht; allein wie ich ſchon anbeutete, 
find viele von biefen Rechten nur hiſtoriſchen Urfprungs; 
denn wenm ich nicht ganz irrig bin, fo batiren die Zundi, 
tungen vieler geiftlichen Stellen aus den Berhältniffen, ah, 
man eben beim Uebergang zu der lutheriſchen Kirche die 
Güter der katholiſchen Kirchen "einzog oder” fie meh 
oder weniger zu verwandten Sweden benutzte. Ich glaube 
annehmen zu dürfen, daß dies in ben meiften dillen 
der Urfprung ber landesherrlichen Collaturſtellen fein, 
möchte. Won diefem Standpunkte ausgehend, Habe ide 
wenigftens nicht mit Privatrechten zu thun.. Andererfeit, 
liegt aber auch ein großer Unterfchied zwifchen Privatcolles 
turrecht und Collaturrecht des Staates ganz deutlich vor 
und zwar zu Gunften meiner beantragten Cinrichtung. 
Denn wenn man vollftändig zugeben mag, daß bei den 
hohen Bildungsgrade, der in ber Negel Kirchenpatronin 
innen wohnt, diefe mindeftend ebenfo wie, bie Hang 
ſelbſt mit den Zuftänden und Beduͤrfniſſen der Gemeinde 
befannt und bereit find, ihnen Rechnung zu fragen, ſo kann 
das unmöglich bei den Minifterialbehörden der Fall fein 
die wegen ihrer mehr oder minder großen Entfernung von 
der Gemeinde nicht fo genau von den Zuftänden und Re, 
dürfniffen derfelben informirt find, wie die Gemeinde ſelbſt 
vorauögefegt, daß gebildete Mitglieder in ihr find und mie 
die Kirchenpatrone, welche meiftens in Mitte der Gemeinde 
leben und gleichzeitig, ich möchte fagen, denfelben Genuß 
bon dem Geiftlichen zu erwarten haben und zu verlangen 
berechtigt find, als die Gemeinde. Daß in diefer Beziehung 
etwas zu thun durchaus nicht gefährlich ift, dafür ſprechen 
bie entſprechenden Einrichtungen in zahlreichen Kirchengefele 
ſchaften um ung herum, wenn man auch auf bie willen 
ſchaftlichen Aeußerungen der zahlreichen Schriftſteller fiber 
biefe Meinungen, welde vorliegen, Fein großes Gewicht 
legen wollte. Wir wiffen, daß in vielen Kirchengeſellſcheſ⸗ 
ten als Gefeg und Regel gilt, daß die Gemeinde ihren 
Geiſtlichen wählt. Ich habe mir, um zu einem praktifigen 
Biele zu kommen, aus der Kirchenverfaffung für dad Hr 
zogthum Dlbenburg den einfchlagenden $. 91 angeſehen; 
bie Kirchenverfaſſung ift 1853 ins Leben gerufen) ic) bitte 
um Erlaubniß, Herr Präfident, ben einzelnen Paragraphen 
vorlefen: zu dürfen. Er heißt: 

‚Die Befegung erlebigter Pfarrftellen geſchieht in fol 
gender Bet: Si ——— Kir Bei Serien 
tath. Diefer wählt unter Berhdfichtigung der Bedhrfullt 
er Gemeinde und ber Intereffen der ar eöfirche von den 


Bewerbern drei aus.. Nachdem biefe- mit Genehmigung &F 
Großgerzogs vom Oberkirchenrath ber Gemeinde genannt 
find umd in derfelben Gaftpredigten und Satechijationen 
gehalten haben, wird einer verfelben von ber allgemeinet 
Kirhenverfammlung gewählt. Dev Gemählte wird bem 
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. Dies iſt die Einrichtung, bie ich als meinen Wuͤnſchen 

entſprechend bezeichne und. welche ich. mir erlaubt habe, in 

den. von mit eingereichten Antrag aufzunehmen. Der Ans 
trag heißt: 

„Der Kirchenvorftand hat darüber zu wachen, daß 
nach Erledigung eines geiftigen Amtes deffen Wieder 
beſetzung rechtzeitig erfolgt. Er hat,'wenn die Defigna- 
"tion durch den Privatcollator oder bie Bezeichnung dreier 


Bewerber von einer: Collaturbehörde sefolng iſt, binnen 
5 — 8 Tagen nad Anhörung der Gemeinde ſich 
hierüber zu erklären”, 


Ich habe demnach noch ald dritte Aenderung einge: 
ſchoben: „nach Anhörung der Gemeinde”. Dies ift etwas 
Neues, meine Herren! Ich bin auf dieſen Geſichtspunkt 
aufmerffam gemacht ‘worden durch das Schriftchen, das 
Thon mehrfach erwähnt worden ift und das ich durch die 
Güte des Herrn Oberhofprebigerd Dr. Liebner. erhalten 
hatte, worin ausdruͤcklich darauf hingewiefen worden ift, 
daß die Ausübung eines Mitbeſetzungsrechts bei Pfarr 
aͤmtern allerdings etwas fo Wefentliches und für jedes. ein« 
zelne Mitglied der Gemeinde fo Wichtiges iſt, daß es ganz 
in der Ordnung erfheint, wenn man dem Kirchenvorftand 
bier zur Pflicht macht, ehe er feine Erklärung giebt, auch, 
die Gemeinde zu hören. Wir haben etwas Analoges in 
bem folgenden $. 50, wo auch die Einberufung ber ganzen 
Kirchengemeinde beſtimmt wird. Dies habe id) denn auch 
bier herein genommen. Soweit dad Einzelne meines Ans 
tags. Nun noch Einiges über das Formelle. Ich weiß 
recht gut, daß man mir wirb einhalten koͤnnen, daß prins 
cipiell die Beſchraͤnkung, wenn ich ed fo nennen darf, in 
Aushbung der Collaturrechte nicht hierher gehöre, fondern 
in $. 51 bis 59, wo vom Patronatrechte die Nede ift und 
ich hätte wohl beantragen fönnen, daß man dieſen Paraz 
graphen ausfegen koͤnne, bis jene berathen find. Das ift 
aber nur formell. Ich habe meinen Antrag hier eingebracht, 
weil es dad erfte Moment ift, wo ich anknüpfen kann. Die 
Kammer wird berathen und beſchließen; wenn fie ſich mei⸗ 
nen Anſichten zuneigt, fo kommt vielleicht ein Beſchluß zu 
Tage, daß man diefen Paragraphen ausfege, womit ich 


mic auch ganz einverftehen Fann. Daß aber über die von || 


mir zur Sprache. gebrachten wefentlihen Momente ſchon 
hier gefprochen werben möchte, um bie Meinung der Kamz 
mer zu erfahren, ‚halte ich für ganz angemeffen und habe 
deshalb bei diefem Paragraphen den Antrag geftellt. 


Praͤſident v. Schönfels: Die Kammer hat den An- 
trag des Herrn Niftner vernommen; ich werde benfelben 
nochmals recapituliren. Er lautet; 

„Der Kirchenvorſtand hat darüber zu wachen, daß 
nad) Erledigung eines geiftlihen Amtes deſſen Wieberbe- 
fesung vechtzeitig erfolgt. Er hat, wenn die Defignation 
durch den Privatcollator. oder bie Bezeichnung dreier Ber 
werber von der Gollaturbehörde erfolgt, ift, binnen Täng» 
ſtens 8 Tagen nach Anhörung der Gemeinde ſich hierüber 
u erklären”, 
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Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag des Herrn 
Rittner unterflügt? — Hinreichen d unterſtuͤtt? 

Es find nun dieſe beiden Anträge, ſowohl der des 
Herrn Bürgermeifters Müller, als der des Herrn Nittner 
zur Discuffion mitzuziehen und ich habe zu erwarten, ob 
Semand überhaupt zu.$. 43 das Wort verlangt? 


Bürgermeifter Dr. Koch: Was ich von. $.:43 halte, 
habe ich meulich bereits ausgeſprochen. Ich habe jedoch 
Anſtand genommen, irgend welche Anträge, einzubringen; 
denn nach der Haltung, die zu $. 42 die hohe Staatsre⸗ 
gierung eingenommen. hat, welcher minbeftens bie Anerkens 
nung eines ımerfchütterlichen Feſthaltens an der eigenen 
Vorlage nicht verſagt werden kann, halte ich es uͤberhaupt 
für eine fruchtloſe Mühe, noch einen Verſuch im dieſer Art 
zu machen. Ich werde daher für die Zukunft, wenn ich 
nicht ganz dringend zur Stellung von Anträgen veranlaßt 
bin, meine abweichende Anfiht nur motiviren und durch 
die Abftimmung biefelbe zu erkennen geben. Demgemäß 
werde ich die geehrte Kammer, wenn nicht dringende Noths 
wenbdigfeit vorliegt und mid; mein Gewiffen"nicht dazu 
drängt, mit Anträgen nicht mehr incommobiren; Ich habe 
den Antrag des Herrn Vorredners unterftügt und werde, 
da etwas Weiteres nicht zu erreichen iſt, auch fir. dieſe 
ſtimmen/ obfhon ich im Voraus fehe, daß er nicht Ans 
nahme findet: * Deffenungeachtet verſchweige ich nicht, daß 





der Antrag aus principiellen Gründen mir nicht ganz con⸗ 
venirt und zwar um deswillen nicht, ‚weil hier wieder mit 


diefem Antrage, wie es ſchon bei einem andern Paragras 
phen im Entwurfe felbft der Fall war, eine Rechtsun⸗ 
gleichheit eingeführt werben würde. Es tritt eine verfchies 
dene Behandlung bei Befegung der Stellen ein, je nach- 


dem eine Privatpatronatftelle vorliegt oder eine ‚ftäbtifche 


‚oder endlich eine landesherrliche. Das, geftehe ich offen,; 
will mir “unter allen Umftänden nicht gefallen. Ich 
möchte, daß ein Necht im Lande beftände und nach dieſem 
alle File vollkommen gleich behandelt: wirben. Ich 
werde gegen die Vorlage ftimmen und für ben Rittner'ſchen 
Antrag. b \ 
Kammerherr v. Erdmannsborff: Den Antrag bes: 
Herrn Nittner habe ich nicht unterftügt und Tann auch 
nicht für ihn flimmen; ich geftatte mir daher Einiges auf 
das zu erwidern, was er zur Motivirung feines Antrags 
hervorhebt. Zuerſt glaube ich mit feiner letzten Bemerkung ; 
anfangen zu müffen, daß er vollſtaͤndig im Rechte iſt, wenn 
er feinen Antrag hier einbringt; denn es handelt ſich eben: 
fo gut bei dem Antrage um eine Beſchraͤnkung des Patro⸗ 
natrechts, als. um eine Erweiterung bed Rechtes der! 
Gemeinden, folglich iſt ex ganz logiſch richtig hier bei bie» 
fem Paragraphen eingebracht. Indeſſen anders geftaltet‘ 
ſich meine Anſicht über bie Zweckmaͤßigkeit des Antrags” 
ſelbſt. Ich halte es für vollfommen vichtig, was der letzte, 
geehrte Sprecher dem Heren Antragfteller einhaͤlt. Daß 
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im Prinzip eine Verſchiedenheit im Antrage ſei, das muß 
ich vorausichiden. Und dies iſt Thon, glaube id, ein 
Mangel, felbft wenn man die Anfiht, die Herr Rittner 
ausfprad) und die ich für richtig erfennen muß, zugeben 
will, daß der am Dite lebende Privatcollator die Localber 
dirfniffe der Gemeinde viel beffer kennen wird, als eine. 
Collaturbehoͤrde, die in der Hauptftadt oder fonft entfernt 
fit, fo ift es boch ſehr bedenküch, einen Unterſchied zu 
machen, und fon aus diefem Grunde kann man nicht dem 
Antrage des Herrn Rittner beiſtimmen. Haupiſaͤchlich iſt 
aber der Antrag um der Couſequenzen willen ſehr bebents 
lich. Es ift das der erfte Schritt zur Loderung auch des 
Privarcollaturrechts. Herr Nittner hat, wie aus der gan 
den Haltung feiner Rede hervorging, und wie man über» 
haupt nicht anders annehmen kann und darf, aus der 
beften Abficht feinen Antrag geſtellt; ich glaube aber, der 
geehrte Sprecher befindet ſich in mancher Beziehung im 
Jerthum. Er meinte und es ſchien ihm das recht vom 
Herzen zu kommen, bie Gemeinde fei die Hauptfache und 
um deren Wohl handele es ſich hier. Ja, meine Herten, 
auch ich fage das; ich komme num zu der Anfiht, daß 
gerade im Intereffe der Gemeinde das Collaturrecht aufs 
recht gehalten werden muß. Herr Nittner ſchlaͤgt vor, es 
ſollen drei Candibaten vorgeſchlagen werden, aus denen 
der Kirchenvorſtand waͤhlt; ja er hat ausdrüͤcklich hinzuger 
fest, nad) Befragung und Anhörung der Gemeinde. Da 
kommen wir in dad Verhältniß, das ich ſchon neulich ans 
deutete, ald ich genöthigt war, gegen den Antrag bed Herrn 
Bürgermeifterd Koch zu ſprechen, bahin naͤmlich, daß wir 
zu ſehr unangenehmen Verhältniffen in der Gemeinde die 
Hand bieten. Meine Herren, eö thut mir leid, die Sache 
öffentlich zur Sprache bringen zu müffenz fie iſt aber eins 
mal angeregt worden. Was würde daraus? Die brei 
Gandidaten, bie vorgefchlagen worden find, gehen von 
Haus zu Haus, werben, ſuchen fih die Gunft der Stim» 
menden zu erwerben und Derjenige, der dies am befien 
gekonnt und baher die Mehrzahl der Stimmen erhalten 
hat, hat auch im Voraus fon eine Partei gegen ſich; er 
muß alfo allemal mit einer Partei gegen fi von Haufe 
aus wirken. Das Fann nicht zum Beften ber Gemeinde 
fein. Es ift ja auch, meine Herren, das Collaturrecht 
wahrhaftig Fein nutzbringendes. Ich frage Sie, wo hat 
ein Gollator je einen Nugen, je einen Vortheil davon ges 
habt? Wenn man egoiſtiſch und ich möchte mich des Auss 
drucks bedienen, wenn man es trivial betrachten wollte, fo 
müßte man fagen, bie Gemeinde mag ſich ihren Paftor 
felber machen, wozu bie vielen Schreibereien, Scheerereien, 
Laufereien, Mühe, Sorgen und Koften! Bequemer wäre 
dad; aber im Intereſſe der Gemeinde wahrhaftig nicht. 
Alfo, meine Herten, wenn wir das Collaturrecht aufrecht 
erhalten und gerade um bie Wahrung des Collaturrechts 
eiferfüchtig bemüht find, fo ift das wahrhaftig Fein Egois ⸗ 
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mus, fondern Nichts weiter als die Neberzeugung, daß in 
diefen Händen das Intereffe der Gemeinde beffer gefördert 
wird, ald wenn wir Parteiungen, Stimmenwerbereien und 
dergleichen Thor und Thüre Öffnen. Cine Bemerkung 
muß ich noch machen zu der Anſchauung, die Herr Nittner 
zu Anfang feiner Rede darlegte. Er fagte, wenn id ihn 
techt verftanden habe, wo es ſich darum handle, Beſſeres 
zu ſchaffen, da müffe das hiftorifche Recht ſchwinden. Das 
iſt allerdings das Princip der jetzigen Zeit, das fogenannte 
Nuͤtzlichkeitsprincip, dad Nivellirungsprincip. Ich hätte 
allerdings nicht geglaubt, Herrn Nittner auf diefem Prin- 
cipe zu finden. Daß Fälle eintreten koͤnnen, wo zum 
allgemeinen Beſten wohl begründete, Hiftorifche Rechte aufe 
gegeben werden, das räume ich ihm ein. Aber ohne Wels 
teres Kann man den Grundſatz nicht hinfiellen, daß man 
mit Hiftorifchen Rechten nicht mehr durchkommt. Ich 
glaube, in Sachfen hat doch gerade die Erfte Kammer fehr 
oft bewiefen, daß fie diefem Principe Rechnung trägt; daß 
fie nicht allenthalben auf ihrem Rechte feftftehen bleibt, 
wenn es das allgemeine Wohl erfordert. Aber ohne Weir 
teres dad Princip Hinftellen, mit hiftorifchen Rechten gehts 
heut zu Tage nicht mehr, dem möchte ich wenigftend nicht 
durch Schweigen meine Zuftimmung ertheilen. 


Präfident v. Schönfels: Es hat zunaͤchſt der Herr 
Referent das Wort, dann ber Here Freiherr v. Schönberger 
Bibran, Herr v. Wahdorf.Störmthal und Herr Oberbürger⸗ 
meifter Pfotenhauer. a 


" Neferent Vicepräfibent v. Friefen: Bevor ih mid 
über den Antrag felbft im Ganzen äußere und flr oder 
wider denfelben fpreche, bedarf ich noch einer Aufklärung 
über den eigentlichen Sinn des Paragraphen. Es iſt 
naͤmlich in der von Herrn Nittner vorgefchlagenen Faſſung 
undeutlich, ob aud) der Privatcollator genöthigt fein fol, 
drei Candidaten vorzufchlagen, oder ob die Verbindlichkeit 
zum Vorfchlagen dreier Candidaten ſich blos auf die Gola 
turbehörbe beziehe und der Privatcolfator nach wie vor nur 
feinen Candidaten zu bezeichnen und bie Gemeinde ober 
der Kirchenvorſtand ſich darauf zu erklären habe? Wäre 
dies Letztere der Sinn des Antrags, fo wäre in biefer Ber 
ziehung nichts Neues darin enthalten. Es fcheint, ald ob 
Herr Rittner nicht beabfichtigte nad) dem Wortlaute feined 
Antrags, daß bie Privatcollatoren drei Candidaten vor 
ſchlagen follen, indem er hier nur bie einfache Defignatur, 
wie biöher, vorgefchlagen hat. Der zweite Zweifel, der mir 
bei diefer Faſſung beigeht, ift, daß die Worte fehlen, mad) 
gehaltener Probepredigt”. Der Antrag befagt: „er hat, 
wenn bie Defignation oder der Worfchlag bezuͤglich der drei 





Ganbidaten erfolgt ift, binnen Iängftens acht Tagen nad 
Anhören der Gemeinden fi zu erflären“. Aber hier frage 
ich nun, ob erft die Probepredigt angehört werden fon? 
Ueber diefe beiden Punkte glaube ich aber dennoch, iſt eo 
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wichtig, daß der Herr Antragfteler eine beftimmtere Faſſung 
angebe. £ 

Nittergutöbefiger Rittner: Ich gebe im erſteren nicht, 
im legteren aber. dem Heren Referenten Recht. Ich habe 
geglaubt, daß man die Worte: „dreier Bewerber” nah 
der Faſſung und dem Wortlaute meines Antrags gar nicht 
auf die Privateolatur ausdehnen kann und infofern ift 
diefer Zweifel getilgt. Der andere Zweifel, daß ich nicht 
ausdruͤcklich die Probepredigt mit hineingenommen habe, 
fo gebe ich zu, daß dies ein formeller Fehler meines Ans 
trags fein kann; allein ich glaube, es iſt nichts Wefent- 
liches, als wohl die Bezeichnung der drei Bewerber Seitens 
der. Gollaturbehörde nicht eher erfolgen wird, als bis bie 
Predigtamtscandibaten vorher gepredigt haben, Damit die Ges 
meinde Gelegenheit gehabt hat, fie fennen zu lernen; es hat 
mir die fo naturgemäß gefchienen, daß ich glaubte, es Eönne 
wegfallen; ich glaubte, daß, che eine Gemeinde fich über 

‚ ben Candidaten ausfpräche, fie denfelben erft hören müffez 
wenn aber ber Herr Neferent glaubt, daß «3 nothwendig 
iſt, die bezüglichen Worte hinzuzufetzen, fo wirbe ich 
dies thun, 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Die Probepredigt 
wird nach der Defignation gehalten; die vor der Defig- 
nation gehaltenen Predigten werden gewöhnlich die Gaft» 
prebigten genannt. 

Präfident v. Schönfeld: Ich würde Herrn Rittner 
bitten, feinen Antrag etwas näher zu präcifiren; denn, wenn 
die Worte: „binnen längftens acht Tagen nad Anhörung 
ber Probepredigt” gebraucht werden follen, fo wuͤrde doch 
das Wort: „Anhoͤrung“ zweimal vorkommen „und nad 
Anhörung der Gemeinde”. 


Nittergutöbefiger Rittner: Ich bitte den Heren Prä- 
fidenten, die Debatte weiter gehen zu laffenz es ift nur etwas 
Formelles und ich werde in wenigen Minuten eine verbefferte 
Daſſung einbringen. 


Präfident v. Schönfels: Sehr wohl. 


Freipere v. Schönberg-Bibran: Ich beabfichtige 
nicht, dem Antrage des Herrn Nittner entgegenzufreten, 
Allein ich made barauf aufmerkſam, ob nicht ſolche Wins 
fe, namentlich in Bezug auf die Ausübung des Colla⸗ 
turrechts als verfräht angefehen werden koͤnnten? Wir has 
ben jetzt eine Kirchenordnung zu berathen und hierbei ins 
Auge zu faffen, daß die Vertretung der evangeliſch⸗ luthe⸗ 
riſchen Kirche zu Stande gebracht werde. Kommen hier— 
bei Rechte dritter Perfonen in Frage, fo glaube ich, follte 
man ſolche Rechte bei diefer Beratung ſchonend behan⸗ 
dein. Iſt die Vertretung der lutheriſchen Kirche feſtge— 
ſtellt, Haben wir eine Synode, fo wird ſich biefelbe jeden- 
falls auch darüber erklären; denn die Vertreter werden bie 
wohlbegruͤndeten Intereffen „der evangeliſch-lutheriſchen 
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Kirche fodann ausſprechen. Jetzt aber ſolche Eingriffe, 
namentlic in das Privatcolarurrecht zur Sprache"zu brinz 
gen, erfäwert bie Berathung, umd ich befürchte, es ift 
dem Zwecke der eigentlichen Berathung zuwider. Ich 
möchte demnach den Herrn Antragfteller erfuchen, daß er 
folche Wünfche. lieber jest unterbrüde; fie werben feiner 
Zeit, wenn ein Bebürfniß vorliegt, ſich jedenfalls auch 
Geltung zu verfchaffen wiffen. 


Kammerhere v. Watz dorf · Stoͤrmthal: Es freut 
mich, im Deputationsgutachten ber Zweiten Kammer Mos 
mente zu finden, die weſentlich den Anfichten des Herrn 
Nittner entgegengeftellt werben koͤnnen. Auch die jenſei⸗ 
tige Deputation hat darnach gefucht, den Gemeinden bei 
Beſetzung der Pfarrftellen eine wefentliche Betheiligung zu 
verfchaffen. Nach reiflicher Erwägung der Sache und nach 
Erwägung der dagegen ftehenden Schwierigkeiten iſt fie zur 
Ueberzeugung gefommen, daß aus inneren Gründen, aus 
Gründen alfo, die im Intereffe der Kirche liegen und im 
Intereffe der Befegung von geiftlichen Aemtern felbft, von 
einem Antrage auf Beſchraͤnkung der Patronatrechte ab- 
zufehen fei. Diefes ift gewiß ein Gutachten, was ſchwer 
wiegt und dad von ber gefammten Deputation der jenfeis 
tigen Kammer ausgegangen ift. Naͤchſidem erwähnte auch 
der Herr Abg. Nittner, daß im Großherzogthum Dlden» 
burg namentlich die Beftimmung beftche, daß von Seiten 
der Staatsregierung den Gemeinden drei Candidaten zur 
Auswahl vorgeftellt würden. Es iſt auch hierbei wichtig, 
zu bemerken, welchen hiſtoriſchen Urfprung biefe Beftims 
mung bat. In Oldenburg hat infolge ber Revolution 
eine vollftändige Veränderung der kirchlichen Verhaͤltniſſe 
fattgefunden. Die Staatsregierung hat fich dort ber fehr 
wefentlihen Rechte in Bezug auf die Kirche und das lan⸗ 
deöherrliche Patronat begeben und infolge der Begebung 
diefer Rechte, die damals flattgefunden, ift dieſe neue Bes 
fimmung ind Leben getreten. Es find mir jedoch feine 
zuverläffigen Nachrichten zugekommen, ob biefe Beſtim⸗ 
mung den Erwartungen entfprochen hat? 


Staatsminifter v. Falkenftein: Zuvoͤrderſt muß ich 
bemerken, daß ich in Beziehung auf dasjenige, was auf den 
vorliegenden Antrag bereitd vom Heren v. Erdmannsborff 
und zufegt vom Herrn v. Wapborf- Störmthal geäußert 
worben ift, beitreten muß und noch hinzufügen darf, daß bie 
Beſtimmung in der Oldenburger Kirchenordnung weit ger 
mauer betrachtet werden müffe, als fie jest von dem Herrn 
Abg. Rittner vorgeführt worden ift. Denn es ift, wenn 
ich mich nicht ganz taͤuſche, die ausdrückliche Beftimmung 
darin, daß, wenn eine beftimmte Anzahl, wenn ich mich 
nicht irre, drei Viertheile der Gemeinde, nicht einverfanden 
find mit der Wahl, alsdann das Kirhenregiment eine völlig 
freie Wahl hat. Es ift möglich, daß ich mich irre; aber 
ich glaube es nicht. Ich habe ferner zu bemerfen auf bie 
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Aeußerung de3 Herrn Bürgermeifters Koch, wenn er fagt, 
ex habe allerdings dem Minifterium daS Lob zu zollen, daß es, 
wie es beim $. 42 gezeigt habe, unbedingt und feft bei dereinmal 
gewonnenen Anſicht ſtehen geblieben feiz wenn er erwähnte, 
daß es auch bei $.43 fo handeln werde und daß er daher 
zwar Nichts fiber ben Paragraphen fagen, wohl aber gegen 
denfelben flimmen werde, fo muß ihm das natürlich über- 
laſſen bleiben. Was aber den in diefem Lobe begriffenen 
Tadel betrifft, fo erlaube ich mir darauf zu bemerken, daß 
das Minifterium auf bie geftellte Frage, ob es vielleicht ge- 
neigt fei, eine. Aenderung in Bezug auf die Faſſung (denn 
lediglich darum hanbelt es fich,) des $. 42 eintreten zu laſſen, 
erklärt hat, wenn die Kammer eine Ruͤckgabe des Para- 
graphen an bie Deputation befchlöffe, das Minifterium fehr 
gern bie Hand bieten würde; daß es aber feinerfeits die 
Nothwendigkeit einer ſolchen Aenderung nicht einfehe. Es 
iſt daher jener Vorwurf ein folder, der mindeftens das Mi: 
nifterium nicht treffen kann, als wenn es halsftarrig der 
Meinung wäre, daß die von ihm vorgefchlagene Faſſung 
eine vollfommene, unverbefferliche fei._ Was num die vor« 
Tegenden Anträge insbefondere betrifft, fo ift dies zuerft der 
des Herrn Bürgermeifters Müller aus Chemnig, über den 
ich mic kurz dahin erklären Tann, dag von Seiten des 
Minifteriums ber Annahme beffelben ein Bedenken nicht 
entgegenfteht, ja daß gewiſſermaaßen eigentlich ſchon aus 
dem Entwurfe zu deduciren fein möchte, daß für diefen 
Fall die Verpflihtung nad) dem von ihm bezeichneten For⸗ 
mulare unter B nach der Verordnung von 1837 erfolgen 
Tonne. Was den Antrag des Heren Abg. Rittner betrifft, 
fo habe ich in Bezug auf denfelben nur Weniges zu äußern, 
weil ich allerdings kaum glaube, daß diefer Gegenftand feine 
Erledigung bei der dermaligen Verhandlung ber 
Sache finden koͤnnte, nämlich, welche Art und Weife der 
Defignation eines Geiftlichen zum geiftligen Amte bie zweck⸗ 
mäßigfte ſei? Meine Herren, das ift eine Frage, über bie 
Jeder feine eigne Meinung haben mag, über die fo viel ge- 
fehrieben und gefproden worden ift zu allen Zeiten, daß 
darüber kaum etwas Neues hinzugefügt werden kann. Es 
find ohnftreitig fehr viele Gründe, die die Anſicht des ger 
ehrten Herrn Abg. Rittner unterſtützen; es find aber eben 
fo viele Gründe, die das ih Sachfen feit Jahrhunderten 
uͤbliche Verfahren vechtfertigen koͤnnien ; es wird alfo ſchwer 
fein, darlıber zu entſcheiden, zumal in dieſem Augenblide 
zu entfeheiben, welche Mobalität bie vorzüglicfte fei. Es 
wiirde dies aber freilich Alles in Erwägung zu ziehen fein, 
wenn es ſich darum handelte, ob wir etwas vollfommen 
Neues fchaffen, etwas herftellen wollen, was bis jest noch 
gar nicht beftanden hätte, kurz wenn wir tabula rasa machen 
wollten und ohne Weiteres fagen Tönnten, „Eunftig foll die 
Wahl der Geiftlichen auf diefe oder jene Weife erfolgen”. 
Meine ‚Herren, fo ficht es aber nicht, wir befinden ‚uns auf 
hiſtoriſchem Boden. Es fieht auch nicht fo, dag ein Unter» 


ſchied zu machen fei zwiſchen den verſchiedenen Yatronak 
vechten, zwiſchen denen, die man im gewöhnlichen Lehen 
Privatpatronatrechte nennt, und zwifchen denen, die, wie 
der geehrte Abgeordnete in feinem Antrage gefagt 23 
als Rechte, die von ber Gollaturbehörde auszuüben find, 
bezeichnet werden. IH will hier nicht in eine ausfühe 
liche Deduction eingehen über die Entftehung der Ya 
tronatrechte; es würbe dies in ber That zu weit führen, 
ja ich muß bemerken, es würde unmöglich fein; de 
bekanntlich ift die Lehre vom Patronatrecht und namen 
lich von’ ihrer -Entftehung eine fehr verwidelte, eine ſeht 
fehwierige unb die fpeciellen Rechtötitel, auf denen in ei 
zelnen Fällen das Patronatrecht beruht, machzumeifen, 
würde ich nicht im Stande fein, wenigftens nicht für dik 
fen Augenblid. Aber worauf beruht denn das Patronat 
recht, ſowohl das Privatpatronatrecht, ald, wie im Antrope 
ſteht, das Recht der Collaturbehörben, was aber an 
Nichts weiter if, als ein Patronatrecht, weldes-von bet 
tirchenregimentlichen Behörde ausgeuͤbt wird; worauf bs 
ruht denn das ganze Patronatrecht? Iſt es etwa ein bis 
fo gelegentlid) angenommened Recht des einzelnen Beſihen 
ober bes Kirchenregiments? D nein, meine Herren, ed ift 
ein Recht, welches in der großen Mehrzahl der Fälle nach⸗ 
weislich auf Stiftungen beruht und zwar theils auf fpteir 
ellen der einzelnen Patronatrechtsinhaber, theils auf ſolchen 
Stiftungen, deren Rechte infolge ausdruͤcklicher Vertrags⸗ 
verhaͤltniſſe durch das Kirchenregiment ausgeübt werden 
Man kann unmoͤglich ohne Weiteres Über dieſe verſchiede⸗ 
nen, auf Stiftungen oder auf vertragsmäßigen Verhälb 
niffen beruhenden Befugniffe Hinweggehen und fie andern 
Leuten übergeben; denn nicht die Gemeinde, wie ber gu 
ehrte Abg. Nittner gefagt hat, nicht die Gemeinde, ſondern 
die Kirche, und zwar die Kirche nicht nur im Ganzen, 
fondern auch in ber Kirchengemeinde, die eben ein Thel 
jener großen Gemeinde ift, alfo die Kirche hat dad Pr 
tronatrecht eigentlich auszuüben und eben deshalb möhtt 
ich fogar bezweifeln, ob man überhaupt in dieſem Gast 





hierauf zukommen koͤnnte, jegt, wenn es wirklich, bie Ab 
fiögt der gechrten Kammer wäre, das Patronafrecht, ſowohl 
das, mas vom Einzelnen, als das, was vom Kirchenregl- 
ment ausgeübt wird, aufzuheben, ſich dazu für befugt anzue 
fehen. Denn bie Kirche ift es, der wir jegt bie Behdidt 
durch diefe Kirchenordnumng geben wollenz bie Kirche it +b 
eben, bie darüber Künftig berathen Aönnte, und infofert 
muß ic) Dem, was, wenn ich nicht irre, einer der Herteh 
Vorredner erwähnt hat, beiflimmen. Wenn alfo überhaupt 
dieſe Frage jemals geftellt werben folfte, fo ift es eine fold, 
die eben von ben kuͤnftigen, kirchlichen Behörden in Ert 

gung gezogen werben Tann, nicht aber in dem Augenblidt, 
in weichem wir eben darüber die gerechteſten Zweifel Haben 
ind haben miffen, ob die Kirche fchon jetzt biejenige Ber 





tretung habe, die für ihre-eigenften Angelegenheiten bie ge⸗ 





477 


nügende fei, wo wir alfo im Begriff find, desfallſigen 
Mängeln abzuhelfen. Es kann eben deshalb auch von 
einer Trennung, wie fie im Antrage erwähnt wird, zwie 
ſchen Privatpatronatrechten und dem Patronatreht, was 
das Kirchenregiment ausuͤbt, ganz abgefehen von den gro- 
Ben Inconvenienzen, die daraus für die Gemeinde, wie 
für den Geiftlien, und ih muß hinzufügen für den Pas 
tronatöheren felbft erwachfen Eönnten, nicht die Rede fein. 
Wenn endlich der geehrte Herr Antragfteller noch hinzu— 
fügt, daß nicht blos der -Kirchenvorftand, fondern binnen 
acht Tagen auch die ganze Gemeinde gehört werden 
fol, ob fie mit der Defignation einverftanden ift oder nicht, 
fo würde ich dem um fo weniger beiftimmen, weil bann 
freilich die ganze Autorität und Wirfamfeit des, Kirchen- 
vorſtandes von vorn herein gelähmt würde; denn für den 
Kirchenvorſtand ift die alerwichtigfte Angelegenheit die, daß 
er die Gemeinde vertritt; wollen wir noch außerdem die 
ganze Gemeinde, die vertreten werben fol, in ſolchen Faͤl⸗ 
Yen berufen, dann muß ic) fagen, fehe ich nicht ein, zu 
welchem Bwede überhaupt der Kirchenvorftand, abgefehen 
etwa von feinen einzelnen Verpflichtungen, vorhanden fein 
fol? Das war es, mad ich wenigftend vorläufig über die 
Sache der geehtten Kammer vorzuführen nicht Umgang 
nehmen mochte, 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich erkläre mich 
gegen den Nittnerfchen Antrag und gebenke auch gegen 
denfelben zu flimmen. Gr ſcheint mir eineötheils formell 
als unzuläffig, anderntheils aber weder zwedimäßig, noch 
nothwendig. Wenn ich fagte, er fei formel unzuläffig, fo 
Kann ich mich naͤmlich nicht von der Meberzeugung trennen, 
daß hier der Ort nicht fei, derartige, das Patronatrecht bes 
rlhrende Fragen, Fragen fo gewichtiger Art, wie die find, 
die dad Patronat: und Gollaturrecht betreffen, hier zu löfen 
und zur Erörterung zu ziehen. ‚Der Entwurf ber Kirchen» 
ordnung ift den Ständen nur zur Begutachtung vorgelegt 
worden. Allerdings hat bie Deputation darauf aufmerkfam 
gemacht, daß einzelne Punkte in ber Vorlage enthalten 
feien, bie unbedingt der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung und keines- 
wegs blos deren gutachtlichen Meinungsäußerung bebürften 
und deshalb finden fie an dem betreffenden Drte einen 
dem entfprechenden Antrag ber Deputation. Die Stände 
aber wiffen bis zu dieſem Augenblide noch nicht, ob bie 
Stantöregierung biefe Anſicht der Deputation theilt, fie 
billigt, ob fie diefes Zugeftändniß zu geben gemeint ift? Dies 
ift für mic) Grund genug, Über eine fo wichtige materielle, 
das pofitive Recht betreffende Frage hier nicht fo nebenbei 
abgeurtheitt fehen zu wollen. Ich halte aber den An 
"trag Herifi Rittner's, fo wohlgemeint er auch fein mag, 
weder für ziwedlmäßig, noch für nothwendig. Ich ſpreche es 
nicht zum erften Male in diefem Saale aus, daß mir das 
Patronat» und das Collaturrecht, und ich denke hierbei 
an das, wie fo vielen Gemeinden des Landes, fo auch 
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der Hiefigen zuftändige Collaturrecht, ein hochwichtiges und 
theueres Recht ift, über deſſen Aufrechthaltung ich meines 
Orts eiferfüchtig zu wachen mid verpflichtet halte. 
Meine Vorgänger im Ratheftuhl Hiefiger Stadt haben biefes 
Recht feit der Reformation bis zum heutigen Tage unver» 
kuͤmmert und, wie ich fagen darf, mit Gewiffenhaftigfeit 
und Zreue ausgelbt; fie haben es fogar ausgehbt unter 
dem mehrfach erbetenen und gewährten Beirath der Refor⸗ 
matoren Luther und Meianchthon felbft. Ich ſetze aller⸗ 
dings voraus, daß jeder Gollator die Ausübung diefes 
Rechts fi auch zu einer Gewiſſensſache made, Thut er 
dies, fo wird er die Freude haben, fi) in den meiften 
Fällen, wenn nicht immer, in Uebereinfiimmung mit ber 
Gemeinde zu befinden. Ich würde aber meinerfeits ſehr 
gern die Hand bieten, dieſes Recht den Gemeinden als 
Opfer barzubringen, wenn ic in deſſen Hingabe einen 
wirklichen Gewinn und, Nugen für die Gemeinden darin 
erbliden.und wahrnehmen könnte. Wer aber die Schwierige 
keiten kennen zu lernen Gelegenheit gehabt hat und id) bes 
dauere, daß Herr Nittner ſich nicht in der Lage befand, 
jemals ein ſolches Recht felbft aushben zu können, wer da 
weiß, wie ſchwer es iſt, für ein erledigtes, geiftliches Amt 
auch ſtets einen geeigneten Mann zu finden, der wird mir 
Recht geben, daß es ungleich ſchwieriger ift, fogar drei ges 
eignete Männer, wie durch den geftellten Antrag bezwedt 
werden fol, zu fuchen und ber Gemeinde vorzufchlagen. * 
Es iſt alfo in einer Beziehung zuviel verlangt, es kann aber 
auch in anderer Beziehung und in vielen Fällen damit zu 
wenig erreicht fein. Denn mir, meine Herren, find Fälle 
befannt, wo unter neun Gompetenten zu einem geiftlichen 
Amte, es eine Aufgabe blieb, Einen zu finden; wo neun 
Gaftprebigten der Gemeinde vorgeführt werben mußten, 
um endlich Einen zu finden, von dem man überzeugt fein 
konnte, daß durch deſſen Wahl dem Bebürfniffe und den 
Wünfchen der Gemeinde entfprochen fei. Uebrigens ſcheint 
mir Herr Rittner auch bei feinem Antrage nur bie Ber 
ſetzung ſolcher geiftlicher Aemter im Sinne gehabt zu haben, 
mit welden ein Pfarramt verbunden iftz denn wenn ich 
recht verftanden habe, fo will er, daß die Gemeinde, nach⸗ 
dem ber Kirchenvorſtand ſich gutachtlich ausgefprochen hat, 
felbft über die Wahl eines Pfarrers ſich entfcheiden fol. 
Es wird von ihm alfo vorausgefegt, daß auch eine Ger 
meinde vorhanden iſt. Es gibt aber bekanntlich viele 
Geiſtliche ohne eigenes Pfarramt, z. B. die Anftaltögeifte 
lichen an Kranken und Waifenhäufern und anderen Stifs 
tern, für welde eine eigene Gemeinde gar nicht eriſtirt. 
Der Antrag wuͤrde alfo an Unvollftänbigfeit leiden und 
bei deffen Annahme würde eine verſchiedenartige Praxis 
fattfinden müffen. Auch aus diefem Grunde würde ber 
Antrag nicht zu empfehlen fein. b 
Präfident v. Schönfeld: Was das Formelle anlangt, 
auf welches der Herr Oberbürgermeifter hinweiſt, fo ſcheint 
mir der Antrag des Herrn Rittner inſofern berechtigt zu 
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fein, als nad der Landtagsorbnung jedes Mitglied das 
Necht hat, auf Aenderungsvorfhläge anzutragen und etwas 
Anderes erblide ich in dem Antrage des Herrn Rittner 
nicht. Er ſchlaͤgt vor, den erften Abſatz des Paragraphen 
zu verändern und ich glaube, daß jedes Kammermitglied 
das Recht dazu hat. Ob die Kammer den Antrag ats 
nimmt, das ift eine andere Frage; aber ich glaube nicht, 
dag man dem Herrn Ritter das Recht nehmen kann, einen 
ſolchen Antrag zu ftellen. 

Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Ih habe mich 
wohl nur undeutlich ausgedrückt. Ich habe die formale 
Antragszuläffigkeit nach der Landtagsordnung nicht beſtrei- 
ten wollen; ich habe vielmehr gefagt, daß mir aus Ruͤck— 
fihten auf die materielle, pofitive Geſetzgebung, bei welcher 
den Ständen nicht nur das Recht zur Begutachtung der 
Regierungsvorlage, fondern ein Zuſtimmungsrecht unbeftrits 
ten zufteht, hier nicht der Drt zu fein fehiene, ſolche Fra⸗ 
gen nebenbei zur Erlebigung zu bringen. " 

Nittergutsbefiger Nittmer: Ich bitte um die Erlaub⸗ 
niß, nun meinen Antrag mit dem eingefihobenen Sage 
verlefen zu dürfen. Ich habe verſucht, die darin ger 
fundene Unkfarheit zu befeitigen. Ich habe zuerft einge- 
ſchoben: „Privatcollatur”. Der Herr Präfident hatte ſchon 
die Güte, dies aufzunehmen. Ich habe dann, um den Ger 
genſatz deutlich hervorzuheben, ftatt „Collaturbehörde” gefegt: 
andeöherrliche Gollaturbehörbe”, um genau zu bezeichnen, 
was ich damit meine und habe endlich drittens den Auffor- 
derungen des Herrn Referenten nachlommend, die Worte 
eingeſchoben: „nach abgelegter Probepredigt”, Das Ganze 
heißt num fo: 

„Der Kirchenvorftand hat darüber zu wachen, daß nach 
Erledigung eines geiftlichen Amtes deſſen Wiederbefezung 
rechtzeitig erfolgt. Er hat, wenn die Defignation durch 
einen Privatcolator, oder die Bezeichnung dreier Bewerber 
von einer landeshertlichen Gollaturbehörde erfolgt ift, laͤng⸗ 
ſtens binnen 8 Tagen nach gehaltener Probepredigr und 
nad) Anhörung der Gemeinde ſich hierüber zu erklären”, 

Da ich einmal das Wort habe, darf ich wohl mir er 
Tauben, ein paar Worte auf das mir Entgegengehaltene 
zu erwähnen. * 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich will nur zuvor bemer- 
Ten, daß infolge dieſer Abänderung die Lage des Antrages 
ded Herrn Rittner ſich nicht geändert hatz er bleibt vor 
wie nach unterftügt, e find nur redactionele Abänderungen, 
die vorgenommen worden find. Ich glaube nicht, ver- 
pflichtet zu fein, die Kammer erft noch zu fragen, ob fie 
mit diefen Abänderungen einverftanden iſt und fie unter: 
fügen will, da es, wie erwähnt, nur redactionelle Abän- 
derungen find. E 


Ki Nittergutsbefiger Ritt ner: Es find meinem Anfrage, 
wie zu erwarten, fehr wefentliche Bedenken entgegengehalten 
worden unb ih muß mir doch erlauben, einige Worte in 
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Bezug auf dieſe angebrachten Bedenken hinzuzufügen: 
Zuerſt iſt mir von einem geehrten Mitgliede, das fogar für 
den Antrag fiimmen will, Mangel an principieller Gleich⸗ 
heit vorgehalten worden. Ich habe das recht gut gefühlt, 
meine Herren, und ich würde vielleicht, wenn ich das Rei 
einer Eollatur hätte, wenn ich Pätron wäre, mir erlaubt 
haben, den Antrag, den ich jet nur in Bezug auf die 
Tanbeöherrliche Collatur geftelt habe, weiter auszudehnen, 
Ich habe im Eingange meiner Nede bemerkt, daß es meinem 
Gefühl widerfpräde, als der Einzige, der nicht perfönfi 
betheiligt ift, gegen bie Sache fo ſchroff aufzutreten. Es ij 
einmal der Grund vorhanden und id) weiß recht gut, daf 
im Principe auch die Privatpatronatrechte unterliegen 
müßten; ich wollte aber, daß diefe Rechtsungleichheit wer 
nigftens auf eine gewiſſe Beit, fei es ein oder mehrere Jahn, 
zehnten, fortbeftchen folte; man würde Gelegenheit haben, 
ſich zu überzeugen, wie fich die Sache nad) meinem Wunſche 
einrichtet und geftaltet für das allgemeine Befte. Findet 
man die Sache nicht für zwedmäßig, fo werden die zu⸗ 
ſtehen den Behörden immer das Recht haben, die Verhält: 
niffe auf das jegt Beſtehende zurhczuführen; findet man 
das Gegentheil, wie ich glaube, nun da follte ich meinen, 
wide es dann auch im Intereffe der Patronatrechtsinhaber 
Tiegen, daß fie dem ſchoͤnen Grundfage: „‚salus publica lex 
suprema esto‘* in biefer Beziehung Rechnung tragen. 
Diefer Grundfag bat auch in diefen Säten ſchon früher 
Geltung erhalten; ich befinne mich in ſehr ſchwierigen Zei⸗ 
ten mit biefer Devife die Fahne felbft getragen zu haben 
und es wäre wohl denkbar, daß diefe Devife dazu führen 
könnte, daß die Kirchenpatone von ihrem Privatrechte 
etwas freiwillig aufgüben. 

Es ift ferner gefagt worden, daß in meinen Anträgen 
ein Nivellirungsprincip liege. Das kann ich nicht finden, 
woraus man eine Nivellirung folgern will, wenn id e 
für zweckmaͤßig erachte, daß die Kirchengemeinden bei Ein 
tritt ihrer wichtigften Lebensfrage, bei der Befegung dir 
geiſtlichen Stellen betheiligt fein follen; wie dad nivels 
liren fein ſoll, verftche ich nicht. Es iſt ferner bemerkt 
worben, diefe Wünfche gehörten formell nicht hierher; ( 
wäre beffer, fie jetzt zu unterbrüden und fie dem Bufammen- 
tritt der Synode zu überlaffen. Es kann bie in einiger 
Beziehung richtig fein; allein hier, wo es ſich ausbrüdlid 
um ein ganz neues Organ der kirchlichen Gefelfchaft han⸗ 
delt, wo es ſich darum handelt, die Rechte zu beftimmen, 
bie dieſes Organ befommen fol, da muß ich gefiehen, went 
ich Hier nicht Gelegenheit nehmen wollte, dieſe Wuͤnſche 
die allerdings wefentlich abweichen von ben Anfihten du 
Staatsregierung und der Deputation, zur Kenutniß du 
Kammer und zur Berathung zu bringen, möchte es allen 
dings ſcheinen/ als ob ich diefe Wuͤnfche nicht für wichth 
und fuͤt etwas Unfergeorbnefes betrachtete. Das iſt abt 
nicht der Fall, Ich halte fie für principiell wichtig un 
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werde durchaus bei meiner Meinung bleiben, bag es nöthig 
iſt, bei erfter Gelegenheit diefelben zur Sprache zu brin⸗ 
gen, wie ic jeßt gethan habe. Der ‘Herr Staatsmi-⸗ 
nifter wendete fich ausdruͤcklich noch gegen die Worte, 
„nach Anhörung der Gemeinde”. Diefe Worte, meine 
‚Herren, ich wiederhole e3 nochmals, find bei mir zur 
Ueberzeugung geworden dur) das Studium ber Schrift 
von Dr. Herrmann. Der fagt ausdrüdlih, dag das 
in Sachſen allgemein beftehende Patronatrecht nur als 
etwas: Mögliches in ber proteftantifchen Kirche, durch 
aus nicht als etwad Zweckmaͤßiges, noch viel weniger 
ald das Befte zu betrachten ſei. Er fagt nur, die 
beftehenden Verhältniffe bezüglich der Patronatrechte in ber 
faͤchſiſchen Landeskirche find etwas Mögliches. Cs iſt 
durch ihr Tangiähriges Beftehen bewiefen, dag auf biefe 
Weife eine Belegung der Stellen erfolgen Bann; aber er 
neigt ſich doch der Meinung zu, daß eine beffere Moda: 
litaͤt, Pfarrftellen zu befegen, gedacht werben koͤnne und 
fagt ganz ausdruͤcklich, ich glaube Seite 17, daß gerade bei 
der Erflärung des Kirchenvorftandes über die Tüchtigkeit 
ind Fähigkeit eines ihr bezeichneten Bewerbers um bie 
Stelle ein jedes Gemeinbeglied ein wichtiges Intereſſe 
habe und daß eben der Kirchenvorftand nur erft durch 
die gehörte Meinung fämmtlicher Familienväter der Kir: 
chengemeinde befähigt ift, feine Meinung in Uebereinftim: 
mung mit der Gemeinde abgeben zu können. Ich weiß 
nicht, mich hat diefe Erörterung ded Dr. Herrmann fehr 
angefprochen und in Betracht der Hand, aus der ich dieſe 
Schrift bekommen habe, glaube ich, daß fie aud in ben 
Augen des Herrn Gultusminifters nicht- ganz ohne alles 
Gewicht fein und ohne alle Berückſichtigung bleiben wird. 
Es ift noch endlich eine Dunkelheit gefunden worden, in: 
wiefern fid) der Antrag mur auf Pfarrftellen bezöge. Nun, 
meine Herren, hier habe ich allerdings die Worte der Bors 
lage zur Bafis genommen; ich habe wörtlich alle Worte 
wieder hineingenommen, welche dazu dienen, den Kreis zu 
bezeichnen, innerhalb deſſen die Thätigkeit des Kirchen: 
vorftandes ſich zu bewegen haben wird. Es find bie 
Worte: „Der Kirhenvorftand hat darüber zu wachen, daß 
nach Erledigung eines geiſtlichen Amtes deſſen Wieder 
befegung rechtzeitig erfolge” Alles, was vorher unter den 
Worten „geiſtliches Amt und Wieberbefegung” verſtanden 
ift; denn ich traue mir nicht zu, es beſſer zu wiſſen, ob die 
Gaſtuchen bei Stiftungen darunter begriffen find. Das 
weiß jedenfalls die hohe Wehörde felbft, die die Vorlage 
gemacht hat. Ich Fann nur wieder nehmen, was hier fieht 
und Fann nur das Recht des Kirchenvorſtands erweitern 
wollen in Bezug auf die Gegenftände, die ihm von ber 
Vorlage zugewiefen find. Ich fchliege jest und behalte 
mir vor, nad ber Debatte ein paar Schlußworte zu 
fagen, wenn der Here Präfident die Güte haben’ will, 
es zu geftatten. 
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Dberhofprediger Dr. Liebner: Es wird auch hier 
twieberum, wie fonft ſchon, das Lebendige kirchliche Intereffe 
nicht zu verfennen fein, das dem zu Grunde liegt, was 
Here Rittner auögefprochen hat. Ich werde aber meines 
Orts nit für den Antrag flimmen, aus manden Gründen, 
die zum Theit auch ſchon in dem bisher Gefprochenen ente 
halten find. Was ich zu fagen habe, möchte ich zunaͤchſt 
Inüpfen an die von dem geehrten Herrn Rittner angeführte 
Schrift vom Profeſſor Herrmann, die er von mir erhalten 
hat ganz in der freien Weile, daß ich glaubte, etwas mir 
vom Berfaffer Zugefchidte würde den verfhiedenen Kammer⸗ 
mitgliedern mitgetheilt werden Fönnen, ohne daß hierin eine 
befondere Bedeutung läge. Ich muß denn bemerken, daß 
diefer Kirchenrechtölchrer in Göttingen von der ſaͤchſiſchen 
Landeskirche unweit der angeführten Stelle Folgendes fagtz 
Es feine nad dem Entwurf in Sachfen offenbar Feine 
Wahlftellen zu geben, fondern nur Patronatsftellen und 
folche, die vom Kirchenregiment unmittelbar befet werben, 
wobei alfo die Gemeinde nur ein Recht motivirter Recus 
fation hätte. Dann fährt er fort: 

„Sofern dies eben das Beſtehende ift, hatte die vor⸗ 
liegende Kirchenordnung darauf zu fußen und nicht ihre ber 
fimmt begrenzte Aufgabe auf die Revifion der fo überaus 
ſchwierigen Grundfäge der Pfarrbefehung auszudehnen. 
Das in Sachſen Veftchende ift jedenfalls ein nad) ev ange⸗ 
ifchen Grundfägen Mögliche und dies genügte, um e& hier 
wieder aufzunehmen”. 

Ich glaube, es läßt ſich gar nicht anders fagen. Die 
Vorlage ‚einer folden Kirchenordnung konnte nur in biefer 
Weiſe an das Beſtehende anknüpfen. Was dad Meitere 
betrifft, fo war das vom Herrn Freiheren v. Schönberg Ger 
fagte mir ganz aus der Seele gefprocden und es hat dem 
auch der Herr Staatsminifter auf das Entfchiedenfte beis 
geſtimmt. Die Frage: ob eine Veränderung in der Pfarr⸗ 
befegung und welde? ift eine fo große, nicht blos in die 
Befugniffe des Kirchenvorſtandes eingreifende, daß fie 
durchaus, wie fo manche ähnliche, umfaffendere Frage, wo 
ein ganz neuer Anfang zu machen ift, nur der Stimme der 
Kirche, alfo der Synode vorzubehalten iſt. Das ann 
hier nicht abgemacht werden. — Ich würde mir nun aber 
felbſt wiberfprechen, wenn ich genau auf dad Allgemeine 
der Sache eingehen wollte, weil eben bie Synode allein ber 
Boden und der Heerd dafür iſt. Ich will aber doch, da 
wir einmal dabei find, Eins nicht zurüchalten, was auch 
‚Herr v. Erbmannsborff bereits angedeutet hat. Man kanns 
gar nicht fo ohne Weiteres fagen, daß bie Gemeindewahl 
an fich und fehlechterbings das Befte fei, aud) nicht einmal 
in der befcränfteren Form des Vorfhlages von Dreien, 
gehe nun der Vorſchlag von Unten oder von Oben aus. 
Dagegen ſprechen ftarfe und wahrhaft kirchliche Gründe, 
Die Kirche Hat überdies in jedem Lande und Wolfe etwas 
Eigentgümliched. Namentlich wir find in Deutſchland fo 
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num eine ſolche Geſtalt, wie vorliegt, ſich in Sachſen audr 
gebildet, fo liegt darin gewiß eine tiefere, geſchichtliche Noth⸗ 
wendigfeit und es läßt ſich nicht wie etwas Zufaͤlliges ſo⸗ 
fort wieder umſtuͤrzen. Das Allgemeine betreffend, will 
ich noch beftätigen, daß die Gemeindewahlen doch ihre 
großen Verfuchungen habenz Verſuchungen zunaͤchſt für 
die Gemeinde, zu Partheiungen und Zerreißungen. Daflır 
will ic) hier nur Eins erwähnen, was mir einmal authentifch 
mitgetheilt worden ift aus einer Gemeinde am Rhein; da hate 
ten bei einer Wahl die Leute Piftolen mit in die Kirche 
gebracht und fo einander bedroht, um ihren Gandidaten durch⸗ 
Juſetzen. Meine Herren, das iſt ja freilich das Aeußerſte 
und mag vieleicht bei ung nicht vorfommen, fondern dort, 
wo die Leute beweglicheres Blut haben; aber im Herzen — 
was wuͤrden, wenn wir allgemeine Gemeindewahlen hätten, 
auch bei und für tiefe Spaltungen eintreten! Anderer: 
feits ift in diefen Wahlen auch eine große Verſuchung für 
die Bewerber, namentlich für die jüngeren, für die Candi⸗ 
daten. Wozu werden da folde junge Männer, die vielleicht 
in gar vielfältiger Weife gedrängt find, nach einer Stelle 
zu fuchen, leicht gereizt? Zu einer Unterdrückung oder gar 
Ausziehung ihres eigenften, geiſtlichen Innern. Ich will 
nicht fagen, daß fie Alle dieſer Verſuchung unterliegen, 
aber daß dieſelbe da ift und dann auch auf eine gewiſſe 
Zahl wirkt, if eine Sade, die nicht geleugnet werden 
Tann. Davor muß man doch ſcheu zurüdtreten. Wie 
Herr Rittner ſelbſt geſagt hat, iſt die geiftliche Perfon 
in kirchlichen Dingen eine Hauptſache und man Fann aljo 
nichts Beſſeres thun, als die geiftlichen Perfonen auch hier 
auf das Höchfte ſchutzen und ſchonen. Ich glaube daher, 
daß eine große Weisheit im Patronate liegt, wie es ſich 
bei und ausgebildet hat, — Ich geftche freilich zuletzt noch, 
daß mich viel die ernfte und ſchoͤne Erwägung befchäftigt 
hat, welche zu der Anficht der Zwiſchendeputation der jen⸗ 
feitigen Kammer geführt hat. Es find in dem Bericht 
derfelben beide mögliche Vorfchläge von Dreien fehr wir: 
dig und gut erwogen umd die Nachtheile an beiden. Stellen 
fehr richtig hervorgehoben. Es kommt dann die Deputar 
tion auf einen Vermittelungsvorfchlag, ber dahin geht, daß 
der Kirchenvorftand wegen MWiederbefegung jeder geiftlichen 
Stelle einen Vorfchlag machen foll, an welchen der Collas 
tor jedoch nicht gebunden iſt. Man glaubt auf diefe Weife 
lem Mißlichen zu entgehen. Es hat jedoch darlıber auch 
Schon ein Mitglied diffentirt und wefentliche Bedenken auch 
dagegen aufgeftelt. Ich muß nun aufrichtig geftehen, ein 
Moment in jener Richtung hätte ich gern und das würde 
ohne Synode möglich und einzuführen fein gerade bei der 
Trage, was der Kirchenvorftand zu thun habe; nämlich 
nach ber Seite hin, die bei jeder Beſetzung doch von groe 
Sem Gewichte ift, nach der Seite des Ausdruds der Ge 
meindewünfche. Welcher Patron und welches Kirchen: 
tegiment hätte es nicht mit großer Freude aufgenommen, 
and die Bedürfniffe nach Möglichkeit: befriedigt, wenn 





die Gemeinde ihre Wuͤnſche ausſprach, ob auch nur gan 
allgemein, denn die Leute Finnen oft gar Feinen beftinms 
ten Vorſchlag machen, fie koͤnnen aber wohl beftimmen 
von welcher Art überhaupt der Mann fein folle, damit 
den Zuftänden anpaffe, damit die. Bebürfniffe befriedigt 
werden. Ich wuͤnſche nun allerdings, daß hier in diefer 
Richtung etwas im Paragraphen gegeben werte. Es if 
mir im Augenblid die Form nicht gegenwärtig, die dem 
Ausdruck gegeben werden koͤnne. Wieleicht, daß es mir 
nachher gelingt, die Form für einen Antrag zu finden, 
Für jegt will ich durch Weiteres die Debatte nicht aufı 
halten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe den Antrag des 
Herrn Dberhofprebigerd Liebner zu erwarten. Jetzt hat 
Herr Bürgermeifter Koch das Wort. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Auch ich habe den Antrag, 
wie er im Berichte der Bwifchendeputation der Biweiten 
Kammer niedergelegt ift, einer Prüfung unterzogen und be 
dauere, mich ihm nicht anfchliegen zu können. Ich kann 
daher die Gründe, die der geehrte Vorredner im diefer Rich⸗ 
tung angeführt hat, nicht theilen. Ich halte es für elwas 
Sehr Gefährliches, Wünfche und Vorfchläge zu provochen, 
auf die man nicht eingehen will oder nicht einzugehen braucht. 
Iſt eine Gemeinde in folder Weiſe provocirt, fo wird der 
Collator, wenn nicht Unzufriedenheit entftchen fol, immer 
in einen moralifchen Zwang verfegtz er wird nicht umhin 
fönnen, auf den Vorſchlag einzugehen, felbft wenn er gegen 
feine Ueberzeugung wäre und er wird, um dad größere Uebel 
zu vermeiden, feine Ueberzeugung zum Opfer bringen miſ⸗ 
fen. Ich habe bei der, ich möchte fagen, allgemeinen De 
batte über diefen ganzen Abſchnitt der Kirchenordnung mid 
dahin auszufprechen mir erlaubt, daß ich nicht wuͤnſchen möchte, 
zu fofortiger Faſſung des Paragraphen nach meinem Sinne 
zu derfchreiten, weil ich glaube, die Frage iſt zu wichtig 
und zu tief eingreifend, als daß man obenhin und ohne 
Weitere zum Biele gelangen könnte. Nein, ich meine, eh 
muß erft eine gründliche Vorberathung über die vorliegende 
Angelegenheit ftattfinden und in diefer Bezichung ftimme ih 
ganz mit dem überein, was Herr v. Schoͤnberg · Bibtan 
geſagt hat. Es lag darin meine eigene Intention. Sie 
fennen meinen allgemeinen Antrag, daß die ganze Kirchen 
ordnung und mit ihr aud) diefe Frage anderweit vorberathen 
werden, ehe wir umfer letztes fiat ausfprechen. Indeſſen 
dies find Anſichten, daruͤber läßt ſich rechten und es iſt mit 
darin vielfach widerfprochen worden. Ich halte mid mut 
verpflichtet, zu fagen, wie ich mir kuͤnftig die Sache praktiſh 
denke. Mag im neuen Gefege etwas darüber beftimmt ſein 
oder nicht, daß die Kirpenvorftände an ber Befebung gel: 
licher Stellen betheifigt werden ſollen, ich werde, fobab 
die Kirchenvorftände ins Leben gerufen find, fomeit ich pi* 
ſoͤnlich in diefer Hinſicht einen Einfluß auszuüben habt 
es mir dann nie mehr beifommen Laffen, irgend eine geil 
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Tide Stelle zu befegen, ohne deshalb in unmittelbaren Ver— 
kehr mit den Kirchenvorftänden zu treten. Das fann nas 
tuͤrlich nur eine individuelle Anſicht fein, weil id) ja auch 
in biefem Punkte von den Belchlüffen eines Collegiums 
abhänge. Geht es aber nach diefer meiner Anficht, ſo werde 
ich jede Anſtellungsfrage perfönlich reiflich erwägen; ich werde 
diefelbe mit der Deputation für Kirchenangelegenheiten im 
Nathscollegium durchſprechen und wenn in diefer Befprehung 
ein Refultat wenigftens in fo weit zu Stande gebracht ift, 
daß man fich da Über eine engere Wahl geeinigt hat, dann 
werde id), wenn ein Kirchenvorftand eriftirt, vorbehältlich 
der Zuſtimmung des Rathöcolegiums, mit demfelben in un: 
mittelbare Berathung treten. Nun, meine Herren, es 
müßte fehr wunderbar fein, wenn in derartigen Befprehuns 
gen nicht eine Einigung zwifchen Kirchenvorftand und Pas 
tron herbeizuführen wäre imd ich halte ed vollfommen für 
‚dad Segengreichfte, wenn eine ſolche Verftändigung erfolgt. 
So, meine Herren, habe ich mir die Sache gedacht. Diefer 

‚Weg wird aud dann, werin ihn das Gefeß nicht vorfchreibt, 
doch ald eine zwingende Nothwendigfeit vor uns hintreten, 
wenn erſt die Kirchenvertretung gefchaffen ift. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich habe blos ums 
Wort gebeten, um zu berichtigen, nicht um im Als 
gemeinen über die Sache zu fprechen. Es ſcheint hier ein 
Mipverftändniß obzuwalten. Was day Herr Oberhofpre- 
diger zuleßt erwähnt hat, ift ganz dad, was in Würtem- 
"berg zu Recht befteht, feit Presbyterien beftchenz aber in 
der Beſchraͤnkung, daß, wenn eine geiftliche Stelle erledigt 
ift, der Kirchenvorftand fich auszufprechen hat, aber dann 
Tediglich Uber die Verhältniffe und dad Beduͤrfniß der Ger 
meinde. Ich will alfo fagen fachlich, nicht perſoͤnlich. Nas 
tuͤrlich ift e8 unbenommen, wie ed überall vorfommt, daß 
Petitionen einfaufen aus der Mitte der Gemeinden um 
einen einzelnen Geiſtlichen, den die Gemeinde oder ein Theil 
der Gemeinde kennt. Das ift aber eine Sache für ſich. 
"Aber der Kirchenvorftand hat ſich auszufprechen über die 
Lage der Gemeinde und welcherlei Eigenſchaſten nun ber 
Mann haben müßte, der für die Gemeinde in diefem Augen: 
blide taugt. So find die Sachen umd es iſt fehr win 
ſchenswerth für die Behörden, in deren Hand die Ernen- 
nung liegt, zu wiffen, wie es ſteht. Es fünnen Parteis 
ungen dageweſen fein, wo es nothwendig ift, einen Mann 
zu finden, der, wenn auch feft in feinen Anfichten und feis 
nem Character, in feinem Auftreten verföhnend und mild 
iſt, oder wie fonft die Lage eben iſt. Alſo rein fachlich hat, 
ſich der Kirchenvorſtand auszuſprechen, nicht perſoͤnlich; 
und dag ſcheint mir gar nicht irgend ein Bedenken zu haben, 
fondern in jeder Beziehung wünfehenswerth zu fein. 


DOberhofprebiger Dr. Liebner: Das, was ‚der Herr 
Superintentent Dr, Lechler als in Würtemberg factifch bes 
ſtehend bezeichnete, dad iſt gerade der innerfte Sinn meines 
Antrages. Ich glaube in der That nicht, daß das zu viel 
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iſt. Es geſchieht ja oft ohnehin auf ganz freiem, natlıre 
lichem Wege, daß die Geipeinden fägen (wie das bei ung 
nicht felten im Kirchenregiment vorkommt): wir möchten 
einen Seelforger nad) diefer Richtung hin haben, bei uns 
find die und die Zuſtaͤnde u. ſ. w., und es ift daS eine 
wahre Zreude für die befegende Behörde. Daß aber das, 
was fo naturgemäß von felber ſich macht, hin und her 
eben noch in eine geordnete Bahn gelenkt werbe und ber’ 
Kirchenvorftand als das Organ beftimmt werde, dieſe Wuͤnſche 
auszufprechen, daS fcheint mir jegt ſchon thunlich zu fein. 
Es wird das auch wohlthätig auf die Gemeinde wirken, 
zumal ba ein großer Theil manche andere Beftimmungen 
des Entwurfs doch vielleicht nicht verftanden hat, das gute 
Vertrauen und Freiheit Entgegenbringende darin nicht vers 
fanden hat und gar glaubt: fie ſollten geknechtet und mit 
Hierarchie überzogen werben. Ich glaube, wenn fo etwas 
ausgefprochen wird, wird es Jeder verſtehen; es ift nicht 
mehr mißzuverftehen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich würde nun zuvoͤrderſt 
den Antrag des Herrn Oberhofpredigerd zur Unterftügung 
zu bringen haben. Derfelbe lautet folgendermaaßen und 
er fol als Zufag zum erſten Abfage des Paragraphen bes 
liebt werben: 

„Bor der MWiederbefegung jeder geiftlihen Stelle 
müffen die Münfche der Gemeinde durch Vortrag des 
Kirchenvorftandes bei dem Gollator ober bei der Gollatur- 
behörde gehört werden”. 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag unterfüßt? 
— Hinreidend. 

Er würde nun mit zur Discuffion gezogen werden 
koͤnnen. Jetzt gebe ich dem Herrn v. Rochow das Wort. 


Freihere v. Roch ow: Gegen eine Aeußerung des 
Herrn Nittner wollte ich mit nur ‘eine kurze Bemerkung 
erlauben. Cr fagte, daß die Patrone in diefer Kammer 
gar nicht geneigt fehienen, irgend weich, Mobificationen in 
ihren jeßt beſtehenden Privatbefugniffen eintreten zu laſſen. 
Ich glaube, daß die Verhandlungen, die Über diefen Gegen⸗ 
fand in diefem Saale fattgefunden haben, gerade das Ges 
gentheil beweifen. Es ift mir nicht befannt, daß ſich Semand 
fo abſprechender Weife gegen etwaige Mobificationen des 
Patronatrechts für die Zukunft ausgefprochen hätte. Ich 
wenigftend habe mich ſchon bei einem, früheren Paragra- 
phen im Sinne de3 Herrn v. Schönberg geäußert, indem 
eine Fortentwidelung des Patronatrechts durch bie Predtys 
terial= und Synodalverfaffung angebahnt werden fol. So 
hat ſich meines Wiffens auch der Herr Referent der Mojos 
vität der Deputation ausgeſprochen. 


Kammerhere v. Erdmannsporff: Bevor ich zu dem 
Antrage des hochwuͤrdigen Herm Dberhofpredigers übers 
gehe, fei mir geflattet, Einiges auf das, was der Herr 
Bürgermeifter Dr. Koch) zulegt ſprach, zu erwidern. Go, 


482 


mie Herr Dr. Koch bie Sache darlegte, fo wird jeder Col« 
Tator aud) die Sache machen. Es iſt aber etwas Anderes, 
ob ic privatim die Anficht der Leute zu erforſchen habe, 
oder ob ich gezwungen bin, Drei vorſchlagen zu müffen. 
Ich Tann Ihnen, meine Herren, die Verfiherung geben, 
daß ich fehr viele Fälle kenne, wo die Gollatoren bei Wah: 
fen, namentlich ber Schullehter der Gemeinde gefragt Haben: 
welchen wollt ihr haben? ſagt uns das. Es ift in der 
Regel die Antwort erfolgt: welchen Sie wollen, fragen Sie 
und nicht; ein Theil will den, der andere jenen. — Meine 
Herrn, ob ich das oder jene einſichtsvolle Gemeindeglieb 
freiwillig und privatim höre oder ob ich den Kirchenvor⸗ 
fand, wenn wir ihn haben, hören muß, das ift fehr 
zweierlei. Auf die letzte Rede des Herrn Nittner möchte 
ich erwidern, daß durch dieſe num bei mir viel mehr Klar 
heit darüber ift, was er eigentlich mit feinem Antrage wollte? 
In meiner erften Rede gegen Herrn Rittner deutete ich, 
ic) leugne es nicht, etwas fhüchtern, um ihm nicht unrecht 
zu thun, an, daß bie Faſſung feines Antrags, wo er blos 
den koͤniglichen Collaturbehörden das Vorſchlagsrecht aufs 
dringen will, der erfte Schritt fein möchte, auch dad Privat 
collaturrecht aufzuheben. Im feiner legten Rede num hat 
Here Nittner die Güte gehabt, dies felbft einzuräumen. Er 
fagt felbft, die Inconfequenz, die er begehe, fähe er ein; 
zehn Sahre, glaubte er, würden dieſe mod) beftehen und 
dann koͤnnte ed mit dem Privatcollaturrecht auf denfelben 
Punkt kommen. Ih habe mich alfo im meiner erften 
Ae ußerung, fo ſchuͤchtern ich fie auch nur anbeutete, nicht 
getäufht. Was den Antrag bes hochwurdigen Herrn Ober 
hofpredigers Dr. Liebner anlangt, fo bebauere ich, demfelben 
nicht beiftimmen zu Finnen, Ich finde mich hier in der 
angenehmen Lage, mit dem Herrn Dr. Koch zu gehen. Ich 
theile mit demfelben den Wunſch und halte es ebenfo für 
bedenklich, den Ausiprud von Wünfchen zu provociren und 
zu fagen, der Gollator iſt nicht daran gepunden; der Colla- 
tor foll nicht offielel den Kicchenvorftand induciren, Win: 
ſche auszuſprechen ; das wird allemal zu Unzuträglichkeiten 
führen. Nächfidem ift ed nicht anders möglich, wenn ich 
den Antrag recht verſtanden habe, als daß die Wünfche 
auch auf die Perfonen gerichtet werden. Da ifkder Antrag 
des hochwuͤrdigen Herrn Oberhofpredigers noch fchlimmer, 
wie der des Herrn Rittner. Here Nittner will bios, daß 
der Gollator der Gemeinde Drei vorfchlage; bei dem Ans 
trage des Herrn Oberhofpredigerd aber heißt «8, die Win- 
ſche müffen gehört werden. Wenn die Gemeinde fagt, wir 
wuͤnſchen Den und Den, da kommt der Gollator in die une 
angenehme Lage, das Wort „hören” fo auözulegen, wie es 
manchmal das Cultusminifterium ausgelegt hat, wo der 
Patron gehört werben mußte und nicht die Anſicht darlıber 
übereinftimmte, ob.„Hören” und „Erhören” daſſelbe iſt. 
Derartiges möchte ih von Haus aus abgeſchnitten haben 
und deshalb kann ich nicht für den Antrag des Herrn Ober: 
hofpredigers ſtimmen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Zur Widerlegung! In 
dieſer Sache darf Feine Unklarheit obwalten und id) moͤchte 
nicht, daß in dem, was ich ſagte, irgend Jemand in Bine, 
fel wäre. Mir ſcheint, ald ob der geehrte Here Vorred, 
ner auf fein „Privafim” ein zu großes Gericht Iegte; dag 
will ich nicht. Meine Intention ift, daß das Gefet feſe 
Beftimmungen über dad Mitbeſetzungsrecht der Gemeinden 
enthalten müfle. Sobald etwas im Geſetze daruͤber fit, 
fo hört es auf, privater Natur zu fein. Ich Habe nur 
hinzugefügt, jelbft wenn etwas im Gefege nicht ſteht, aber 
wir Kirdenvorftände haben, wie fie die Kirchenordnung 
ſchaffen will, fo wird die zwingende Nothwendigkeit vor 
jeven Patron hintreten und ihm fagen, daß er der Ge 
meinde eine Mitwirkung einräumen müffe. Ich für meine 
Perfon werde ſtets diefe Anficht, zu verwirklichen fuchen, 


Staatsminifter v. Falken ſtein: Ich freue mich, aus 
den Yeußerungen des Herrn Bürgermeifterd Dr. Koch a 
fehen zu haben, daß er in dem wefentlichen Punkte, auf 
den e3 hierbei ankommt, volltommen im Einklang mit den 
Intentionen bes Minifteriums fich befindet, mit dem eine 
zigen Unterſchiede, daß er, ich weiß nicht aus welchem 
Grunde, es fpeciell im Gefeg ausgedruͤckt haben wil, 
während dad Minifterium das befte Zutrauen zum Patron 
und zum Kirchenyorftand und zu allen Denen hat, die 
hierbei betheiligt fein koͤnnen, daß fie dasjenige, was eben 
eine innere Nothwendigkeit ift, auch o hne Geſeh 
erkennen werben und ich darf hinzufügen, daß bis jeht 
bereit8 in der großen Mehrzahl der Fälle es fowohl von 
dem Kirchenpatrone, ald auch Seiten bes Kirchenregimentd 
bei Befegung von Stellen fo gehalten worden ift. Ih 
koͤnnte fogar eine große Menge von Fällen anführen, wo 
das Minifterium Veranlaſſung genommen hat, mittelbar 
und unmittelbar die etwaigen befondern Beblrfniffe 
und die darauf ſich gründenden Wünſche der Gemeinden 
kennen zu Iernen, um, ſoweit irgend thunlich gewefen if, 
bei Befegung darauf Rüdficht zu nehmen. Ja, ich Fnnte 
Faͤlle in nicht geringer Anzahl anführen, mo umgekcht 
das Minifterium die Freude gehabt hat, trotzdem, daß # 
die ausdrüdlichen Wuͤnſche der Gemeinde nicht befriedigen 
konnte, aus allgemeinen Motiven, bie nicht hierher gt 
hören, dennoch nach erfolgter Beſetzung den einſtimmigen 
Dank der Gemeinden, und zwar nicht allein ber Dorf, 
fondern auch der Stadtgemeinden erworben zu haben. Die 
‚Herren koͤnnen ſich aus den Acten überzeugen. Ich führe 
die nicht am, um mich felbft zu loben, ſondern nur ald 
Beweis, wie ernft das Minifterium es nimmt bei Be 
ſetzung und wie wichtig das Minifterium es felbft erachtet 
wo es nur irgend geht, wirkliche, aber nicht eingebilbelt 
Bedürfniſſe und Wünfche der Gemeinden zu berüͤckſichtigen 
Was den Antrag des geehrten Herrn Oberhofpredigerꝛ 





Dr. Liebner betzifft, fo verfenne. ich keineonege die wol 
meinende Abſicht feines Antrags, den er geftellt hat, 9* 
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wiffermaaßen um zu vermitteln, um fehon jet Etwas den 
Gemeinden in die Hände zu geben, was fünftig vieleicht 
bei der weiteren Entwidelung unferer kirchlichen Vers 
haͤltniſſe, wenn erſtlich die Behördenorganifation voll 
fändig im Ausführung gebracht fein wird, in Frage 
kommen könnte. Ich möchte ihm freilich darauf das— 
jenige entgegnen, was Herr v. Erdmannsdorff angedeutet 
dat, So wichtig es ift und fo nöthig es ift, daß ſowohl 
von Kirchenpatronen als vom Kirchenregimente thuntichft 
die Wünfche ver Gemeinden gehört werden, fo bedenklich 
iſt es, durchs Geſetz ſolche Wuͤnſche zu provociren und ge 
wiſſermaaßen ſelbſt in den Gemeinden dem Gedanken Raum 
zu geben, ſie ſeien verpflichtet, jedesmal ihre Wuͤnſche 
auszuſprechen. Meine Herren, wir Haben die Zeit gehabt, 
wo es fo zu fogen Mode war, Befchwerden und Petitionen 
und dergleichen einzureichen; da haben wir actenmäßigen 
Beweis, daß viele Gemeinden Befchwerden eingereicht 
haben, weil fie glaubten, fie feien verpflichtet, irgend 
Etwas an die Regierung zu bringen, was fie anders haben 
wollten. In ähnlicher Weife würde es auch hier gehen, 
wenn man ausdrüdtich fagte: der Kirchenvorſtand folle und 
müſſe fi vor allen Dingen ausfprechen über die Wahl. 
Ich will gar nicht darauf zurückkommen, was von anderer 
Seite angedeutet worben ift, in welche große Verlegenheit 
in einzelnen Fällen der Patron und das Kirchenregiment 
kommen koͤnnen; bad letztere namentlich, weil, wie bie 
geehrten Herren wohl ermeffen, welche die Gelegenheit ger 
habt haben, ſpeciell mit diefen Dingen fi befannt zu 
machen, dieſes fo verſchiedene Stellen zu befegen und fo 
verfchiedenartige Nücfichten bei der Auswahl zu nehmen 
hat, daß es gar nicht im Stande ift, zu fagen, weil bie 
Gemeinde den oder jenen Geiftlichen wünfcht, fol der ober 
jener defignirt werben. Es fommen fogar eine Menge per: 
föntiche Verhaͤltniſſe zur Frage, die das Kirchenregiment, 
“ohne feine Pflicht geradezu zu vernachläffigen, nicht ohne 
Beachtung laffen darf. Ich erinnere namentlich an’s Alter 
und an dahin gehörige Verhaͤltniſſe. Diefer Antrag des 
Herrn Oberhofpredigerd würde aber dazu führen, daß der 
Kirchenvorftand in jedem Falle gehört werden müffe. Die 
Intentionen, die ich volfommen ehre und anerkenne; die 
Intentionen, meine Herren, werben, wie und der Herr 
Vürgermeifter Koch, wie mir ſchien, in fehr richtiger Weife 
auseinanderfeßte, ohnehin erreicht werden. Wenn der Kir 
henvorftand ganz in dem Geifte, wie es das Minifterium 
beabfichtigt, wirft, fo wird es ſich ergeben, daß er in Ger 
meinſchaft mit dem Patron fich tiber bie Angelegenheiten 
befpricht, die bie wichtigften find und da ergiebt fid) denn, 
ich möchte fagen, im eignen Intereffe des Patrons, daß er 
mit-dem Kirchenvorftande ſich beſpricht, welche beſondere 
Ruͤckſichten und Wuͤnſche bei der Defignation des Geift- 
lichen qu nehmen feien. Ich möchte die Worte des Herrn 
Referenten aus einer früheren Sigung wiederholen, man 
verlange doch nicht, daß Über ale diefe Dinge das Gefetz 
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etwas beſtimmt ʒ man vertraue einigermanßen Demjenigen, 
was in der inneren Nothwendigkeit der Sache liegt. Was 
aus ber neuen Organifation hervorgeht, erwarten wir ruhig. 
Auch die künftige Entwidelung deö Patronatrechts wird in 
den Händen derjenigen Behörden, denen wir kuͤnftig vor⸗ 
zugsweiſe die Kirche anvertrauen wollen, ihren nafurger 
mäßen Fortgang haben. Ich meines Orts lege darauf 
großen Werth, daß, wenn die Kirchenordnung jet, wenn 
auch in motivirter Weife, zu Stande kommen follte, man 
das gute Zutrauen haben muß, daß wir Behörden haben, 
von denen wir fagen Binnen: das find Behörden oder 
Organe, die wirklid die Kirche als folde vers 
treten. 

‚Superintendent Dr. Lechler: Es thut mir leid, daß 
auch ich Bedenken gegen den Antrag des Herrn Oberhofe 
predigers Liebner, wie er ift, auöfprechen muß, obwohl ich 
den Antrag unterftügt und auch ein Wort dafür geſprochen 
habe, aber noch ehe feine Faſſung genau formulirt warz 
ich Hatte mid) nur auf die Rede des Herrn Dr. Lieber ber 
zogen. Ich flimme aber damit ganz überein, daß der vor⸗ 
liegende Antrag nicht rathfam fein dürfte; er müßte nämlich 
meiner Anficht nach beftimmter und befchränkter in dop⸗ 
pelter Hinfiht fein ; einmal beſchraͤnkt auf die landesherr⸗ 
lichen Patronatftellen, wo dad Oberconfiftorium beſetzt und 
fürs Andere beſchraͤnkt, und, das ift mir wichtiger, auf die 
Bedtrfnißfrage, fo daß diefe Wünfche nicht auf Perfönlich 
keiten zu richten find; denn die Gedanken und Anträge len⸗ 
ken ſich viel leichter auf Perfonen, und es koͤnnte dann 
leicht Unzufriedenheit entftehen, weil man feine Wünfche nicht 
erfüllt fieht, und das wäre nicht gut. Aber daß der Kirchen» 
vorftand in jedem alle, wo es fi um landesherrilche 
Patronatfiellen handelt, ſich ausfpreche Uber die Bedurf. 
nißfrage, über die Lage ber Gemeinde, tiber das Sachliche, 
das wäre allerdings angemeffen. Das find die beiden Bes 
denken, die ich ausſprechen wollte, 


Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich hoffte, etwas Dien» 
liches auf dem Wege, den die Zwiſchendeputation ber Zweiten 
Kammer eingefehlagen hat, zu erreichen; ba ich aber fehe, 
daß mein Antrag fo viel Widerfpruch- erfährt, fo ziehe ich 
ihn zurüd, 

Prafident v. Schönfels: Ich habe die Kammer, zus 
naͤchſt zu fragen, da ber Antrag unterfügt ift. Ich frage, 
0b die Kammer genehmigt, daß der Herr Oberhofprediger 
Dr. Liebner feinen vorhin geftellten Antrag zuruͤckziehe — 
Einftimmig 3a. 

Es würde alfo diefer Antrag als nicht geftellt zu bee 
trachten fein. 

Freiherr v. Nohom: Ih kann aus mir zunaͤchſt lie ⸗ 
genden Fällen nur befätigen, was wir aus dem Munde 
des Heren Cultusminiſters gehört haben, daß naͤmlich der 
innern Nothwendigkeit Rechnung getragen worden iſt und 
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die Stimmen der geachtetſten und rechtlichſten Einwohner 
meift gehört worden find. Allerdings eine formelle Ab · 
fümmung in den Gemeinden ſtattfinden zu Taffen, haben die 
Patrone aus Kuͤckſichten auf die Würde des geitlihen Amtes 
noch mit Recht beanftanbet. ’ 

Bürgermeifter Dr. Koch: Wir Fönnen nur fehr danks 
bar fein für die Erklärungen, die wir vom Miniftertiich 
gehört haben; indeß es führt ſich hier volftändig der Vor- 
gang wieder auf, den wir bei $. 42 erlebt habenz es wird 
hervorgehoben und zugeftanden, eine innere Nothwendigkeit 
der Betheiligung der Gemeinden fei vorhanden, defjen uns 
geachtet weigert man ſich doch, Etwas ins Geſetz aufzuneh⸗ 
men. Ich bin daher ganz in der Lage, wie bei 8. 42. 
Im Wefentlihen ſcheint Einverftändniß obzumalten; in 
der Form indeffen nicht. Der eine Theil Hält es für noth⸗ 
wendig, daß derartige Fragen durch geſetzliche Vorſchriften 
geregelt werden; der andere Theil hält es nicht fuͤr nothe 
wendig; man müffe nur feftes Vertrauen haben, es werde 
ſchon gehen. Meine Herren, mit diefem feften Vertrauen 
gewinnen wir Nichts; am wenigften, daß ein gleihmäßiges 
Verfahren im Lande ftattfinde; ich aber will nicht, da 
von dem einen Patron biefes Verfahren, von dem anderen 
ein anderes eingefchlagen werde. Ich glaube, es ift, fo 
wenig ich fonft die Selbfibeftimmung beeinträgtigen möchte, 
eine gefehliche Beſtimmung hierüber nicht zu vermiffen. 
Aus formellen Gründen kann ich nicht für $. 43, wie er 
jetzt gefaßt ift, ſtimmen. 


Freiherr v. Rochow: Ich bin der Anſicht, einftweilen 
die innere Nothwendigkeit walten zu laſſen; aber die 
Modificirung der Form der fpäteren Synode anheim zu 
‚geben. 

Nittergutsbefiger Rittner: Ich wende mich zunaͤchſt zu 
den Worten des Herrn v. Rochow, der fich gegen mich ausſprach 
und muß befennen, daß ich mich durchaus nicht entfinne, 
durch welche Worte ich feine Entgegnung hervorgerufen 
haben koͤnnte. Ich Habe lebhaft das Bedauern ausge- 
ſprochen, daß von Seiten der Regierung keine Schritte ge 
ſchehen find, um den Gemeinden von diefem Rechte etwas 
zuzuweiſen. Im Bezug auf Privatpatrone habe ich im 
ganz entgegengefegten Sinne mich ausgefprochen ; ich komme 
mit diefen Worten auf eine Yeußerung des Herm v. Erd» 
mannsborff, der in dem, was ich in meiner zweiten Aud- 
laffung fagte, den Schritt Hat erkennen wollen zu Mobir 
ficationen des Privatpatronatrechtee. Ich wiederhole aus: 
drüdti) meine Worte. Ich habe damals gefagt, daß, 
wenn das von ‘mir Gewünfchte wuͤrde ein oder mehrere 
Sahrzehnte beftehen, fo würde man beffer im Stande fein, 
zu beurtheilen, ob e3 gut oder zmedhmäßig, Ind ich hätte 
vollfommen das Vertrauen zu den Kirhenpatronen, bag, 
wenn bie Sache gut und zwedmäßig, fie aus eignem Anz 
teiebe etwas von ihren Rechten hergeben würden. Das 
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find meine ausdrucklichen Worte; ich follte meinen, in die 
fen Worten läge eine vollfommene Genugthuung für Herrn 
Kammerherrn v. Rochow. Der Herr Staatsminifter fagte 
unter Anderem, das Kirchenregiment habe' ſich wiederhon 
durch Beſetzung von Stellen, die mit den urſpruͤnglichen 
Wuͤnſchen der Gemeinden nicht im Einklang geſtanden, wars 
men Dank derfelben erworben. Das ift ganz fhön; allein 
mein Antrag führt nicht dahin, daß dem Kirchenregiment 
die Gelegenheit entzogen werben fol, auch in Zukunft ſih 
derartigen Dank zu verdienen. Im Gegentheile liegt has 
ja ganz unverkennbar in dem Anfrage, daß, indem das 
Gultusminifterium die drei Bewerber vorſchlaͤgt, unmittel 
bar Gelegenheit gegeben iſt, daß die Gemeinde dem Cultus, 
minifterium fehr dankbar fein wird, wenn unter diefen 
Dreien jedenfalls Einer fein wird, der den Verhältniffen 
möglichft vollkommen entjpricht. Es iſt auch ganz natlr 
lich; denn das Kirchenregiment kennt auch die vorhandenen 
Geiſtlichen; es Hat eine gewiffe Perſonenkenntniß von ſaͤmmt⸗ 
lichen, möglichen Bewerbern und es liegt ganz auf der 
Hand, daß das Kirchenregiment recht gut im Stande if, 
die fähigen Leute vorzuſchlagen und auf biefe Weile 
ind eben einzuführen, was ber Herr Staatöminifter aus⸗ 
drucklich als ein Solches betont, von welchem er die Hoffe 
nung und das Vertrauen habe, daß es das Kirchenpatto⸗ 
nat thun würde, ohne daß es im Gefege ſteht. Wenn der 
Herr Staatsminiſter Etwas, was ich ausdrüͤcklich verlangt, 
für zweckmaͤßig anerkennt, fo daß er fagt: man fünne das 
Vertrauen zum Kirchenregiment haben, und er jelbft habe 
das Vertrauen zu den Kirchenpatronen, — wie auch Her 





Bürgermeifter Koch fagt — daß die von mir gewuͤnſchte 
Einrichtung auch ohne geſetzliche Beſtimmung im prafs 
tifhen Leben zur Geltung kommen werde, fo fann id 
als Mitglied einer gefeggebenden Corporation allerdings 
feinen Grund finden, dies nicht beftimmt im Gefege aus⸗ 
zuſprechen. Ich will die Beſtimmung in das Geſeh und 
darum ſcheint man zu flreiten. Ich muß dabei flehen 
bleiben; was ich beanfpruche, ift confequent und de 
Stellung - einer gejeßgebenden Corporation angemeflet, 
wenn man es einmal für zwedmäßig erklärt. Nun nad 
ein Wort über die Anficht des Heren v. Schönberg, welche 
nicht ganz mit Unrecht den Schwerpunkt darin findel, 
dag meine heutigen Wünfche, wie andere von mir auds 
geſprochene, vor bie bereinftige Synode gehören. Ich kann 
ihm darin principiell Recht geben, obgleich ich auch nicht 
umhin Tann, mich für verpflichtet zu halten, bei be 
Vorlage Alles zur Sprache zu bringen, wovon ich glaußt, 
daß es als nöthig und zweckmaͤßig in das Leben du 
Kirchengemeinde gehört. Die Anfiht des Herrn v. Shön 
berg führt unvermeidlich und unmillfürlich auf die ur 
fprüngliche Anſicht des Herrn Buͤrgermeiſters Koch deß 
bie ganze Vorlage zurücdgegeben und vor bie Synode 9% 
bracht werde. Das kann, meine Herren, ſchließlich des 





485 


Reſultat der Anficht des Herrn v. Schönberg fein; aber 
weil ich die gufe Hoffnung noch immer gehegt habe, 
daß es doch möglich if, etwas praktiſch Nuͤtzliches und 
Ausführbares durch die Berathung ins Leben zu rufen, 
deshalb habe ich jegt Feinen Grund, auf die Anficht des 
Herrn v. Schönberg einzugehen, fondern erlaubte mir, 
bei beiden Paragraphen meine Anficht mittelft eines An⸗ 
trags dev Berathung der Kammer zu unterftellen. 


Freiherr v. Rochow: Ich habe leider nur einen 
Theil der Rede des geehrten Abg. Rittner mit angehört. 
Solte er etwas. Anderes gefagt haben, fo erledigt ſich 
meine Bemerkung von felbft. 


Kloſtervoigt v. Pofern: Meine Herren! Ach hoffe, 
mir Bann felbft von meinen Gegnern das Zeugniß nicht 
verfagt werben, daß ich bei Ausübung des Patronats 
und Gollaturrechtö möglichft gewiffenhäft nach allen Seis 
ten bin ſtets verfahren bin. Auch habe ih, wenn mir 
irgend Zweifel beigingen und faft in allen Fällen in 
den Gemeinden Diejenigen befragt und zu Rathe ger 
zogen, bie ich fir die am kirchlichſt Gefinnten hielt und 

‚denen ich ein Urtheil daruͤber zutraute. Aber die Ueber 
zeugung habe ich, meine Herren, daß, wer es mit dem 
geiftlichen Anfehen und der geiſtlichen Stellung - gut 
meint, gegen ‚eine officielle, einflufreiche Einmifchung der 
Gemeinden bei Verleihung der geiftlihen Aemter ſtimmen 
muß; denn mehr oder weniger führt es, wenn bie Ger 
meinden irgend einen officiellen, entfeeidenden Einfluß 
dabei ausüben, dahin, daß die Bewerber, um zu einer 
guten Stelle zu gelangen, um die Gunft des Publitums 
buhlen; denn der einen Partei wird möglicherweife dann 
verſprochen werden: „ich will Nichts gebaut haben oder 
Gebühren erlaffen”; ber anderen: „es muß anders wers 
ben”; ber dritten: „ed foll beim Alten bleiben u. ſ. m.” 
und kurz, dad geiftliche Anſehen wird dabei Teiden. 
Das find meine Erfahrungen, die ich bisher gemacht 
habe. Laffe man es, wie es bisher beftanden. Ich 
weiß gewiß, die meiften Collatoren — einzelne Aus— 
nahmen wird es leider geben, fo lange es noch unvoll« 
kommene Menfchen giebt, — find bei Ausübung ihres 
Rechtes ſich auch ihrer hohen Pflichten gegen Gott, die 
Kirche und die Gemeinden und ihrer Verantwortung 
dabei bewußt, und find meiftens auch fo billig, gegen die 
guten d. h. chriſtlich und kirchlich gefinnten Gemeinden, 
auf ihre gerechten Wuͤnſche möglihft Rückſicht zu 
nehmen. x = 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint, als wenn 
weiter Niemand das Wort verlangt, um fiber $. 42 zu 
ſprechen und ich würde daher in dem Falle fein, die 
Debatte über denſelben ſchließen zu Tönnen. Ic) ertheile 
das Schlußwort dem Herrn Referenten. 

L8. (& Abonnement.) 
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Referent Vicepräfident v. Friefen: Es liegen nach 
geendigter Berathung noch zwei Anträge vor. Der erfte . 
Antrag, der des Herrn Bürgermeifters Müller, dag am 
Schluſſe des zweiten Satzes nad „eidlich verpflichtet” 
hinzugefegt werde: „nad der. Formel der Verordnung 
vom 2. November 1837 sub B.“, ift von Seiten der 
Staatsregierung gebilligt worden und ich betrachte ihn 
daher als bereitö angenommen und glaube, «8 unterliegt 
feinem Zweifel, daß er fi empfiehlt und angenommen 
werden wird. Dagegen aber liegt nun ein Antrag. des 
Abg. Nittner vor, der auch die nöthige Unterſtuͤzung 
erfahren hat. Bei den mehrfach wiederholten Beziehungen 
auf den Bericht der jenfeitigen Deputation halte id es 
doch für nothwendig, einige Worte aus diefem Berichte 
auszuheben und mich auf den Sinn, ber in bemfelben 
enthalten ift, zu beziehen: 


Es fam deshalb in der Deputation zur Sprache, ob 
man nicht den Gemeinden das Recht einräumen Tonne, 
durch ihre Kirchenvorftände dem Gollator drei Gandidaten 
vorzufchlagen, aus welchen biefer Einen zur geiftlichen Stelle 
zu wählen habe? Allein man mußte fid fagen, baß ein 
folches Vorſchlagsrecht das Patronatrecht faft ganz verniche 
ten, ein ſolcher Eingriff in das Privatrecht fich aber in kei⸗ 
ner Weife, weber im Intereſſe des Staates noch der Kirche, 
rechtfertigen laſſen würde, 

Ein anderer Vorſchlag ging dahin, der Collator möge 
drei Candidaten dem Kirdenvorftande vorfchlagen, aus 
welchen diefer Einen wählen müfje. Offenbar blieb dann 
das —— in den Händen ber Collatoren, bei näherer 
Erwägung mußte man aber auch einem folchen Vorfhlage 
feine Auflmmung verweigern. 

Insbeſondere der Herr Commiſſar, mit welchem man 
dieferhalb in Vernehmung trat, erBlärte, bei Dniglichen 
Stellen habe man diefen Weg zu verfchiedenen Malen eins 
gefchlagen, jedoch die trübften und üibelften Erfahrungen 
dabei gemacht; und in der That Eonnte der Deputation nicht 
entgehen, daß, wenn ein fonft ganz tadellofer und würbiger 
Condidat das Unglüd habe, einmal ober gar mehreremal 
rejicirt zu werden, auf ihm fehr Leicht eim folder Matek 
haften bleibe, daß an eine Anftellung beffelben überhaupt 
dann kaum mehr zu denken fein dürfte, 

Diefe gguttigen Gründe verdienen volle Beachtung 
und ift die Deputation weit davon entfernt, irgend welcher 
Herabfetung des geiftlichen Standes durch von ihr zu ftellende 

inträge Vorſchub leiften zu wollen, fo mußte fie auch von 
einem folhen Vorſchiage abfehen. 

Um aber wenigftens einigen Einfluß bei Beſetzung der 
geiftliden Stellen den Gemeinden einzuräumen, vereinigte 
fi) die Majorität der Deputation zu dem Borfchlage, 

dem Kirhenvorftand das Recht einzuräumen, wegen 
Wiederbefegung einer jeden geiftlichen Stelle dem Collator 
Vorſchlaͤge zu eröffnen, an welche diefer jedoch nicht ge— 
bunden fein folle. 

Dem Einen wird diefer Vorſchlag als ein. viel zu gro⸗ 
Ber Eingtiff in das Patronatsrecht, dem Anderen als ein 
viel zu geringes Zugeftändniß an die Gemeinden erfcheinen. 

Dies befidukt die Majorität aber gerabe in der Anficht, 
daß ihr Vorſchlag dem wahren Bevürfniß entfpricht. 

72 
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Es ift von großer Wichtigkeit für die Gemeinden, Ein- 
fluß, wenn aud nur moralifhen, auf die Wahl ausüben 
zu Eönnen; dem Patron kann es aber nur erwünfcht fein, 
wenn er wenigftens bie Anficht der Gemeinde fennen-Iernt, 
zumal wenn folche für ihn nicht einmal bindend fein fol. 

Es giebt Parochien in Sachſen, in welden eine ähns 
liche Einrichtung localſtatutariſch feit vielen Jahren ſchon 
and zwar mit gutem Grfolg befteht, im Auslande begegnet 
man ebenfalld einer gleichen Einrichtung — wie oben veferitt 
worden — in Schleswig-Holftein, und der Gefegentwurf 
wollte $.27 auch beftimmen: Zur Wahl des erften Kirchen⸗ 
vorftandes macht ‚der Pfarrer, zu den fpäteren der Kirchen: 
vorftand Vorfhläge, an welche die Gemeinde aber 
nit gebunden iſt. ? . 

Es Schlägt daher die Majorität der Deputation zum 
erſten Abfage des Paragraphen folgenden Zuſatz vor: 

„Der Kirhenvorftand hat wegen Wiederbefegung 
einer jeden geiftlichen Stelle dem Collator Vorfchläge zu 
eröffnen, an welche diefer jedoch nicht gebunden ift”. 

Der Abg. v. Koͤnig erklaͤrte ſich aber gegen einen ſol⸗ 
hen Zuſatz, indem er denſelben im Falle eines guten Vers 
nehmens und des Einverftändnifies zwiſchen Patron und 
Kirchengemeinde für überflüffig, im entgegengefegten 

alle ir als eine Quelle von Brofft und Unzufriedenheit 
für ſchaͤdlich erachtete und fich übrigens die weitere Ber 
gründung feiner abweidenden Meinung in der Kammer 
vorbehielt. 

Dies iſt die Anſicht der jenſeitigen Zwiſchendeputation 
und dies ſind ihre Antraͤge. Was nun die Sache ſelbſt 
anlangt, fo iſt über die wichtige Trage der Wahl zum 
geiftlichen Amte fo viel gejagt worden, daß ich behaupten 
Tann, es ift faft nicht mehr möglich, etwas Neues Hinzuzir 
fügen. Das Wichtigſte Hat zuerſt Herr Baron. v. Schön: 
berg hervorgehoben als eine nothiwendige Vorfrage. Er 
hat ſich dahin ausgeſprochen, daß, wenn in ber biöherigen 
Art und Weife der Ernennung und Befegung ein fo großes 
Bedenken liege und wenn dieſe Einrichtung als ein wirk⸗ 
licher Schaden für die Kirche und für das geiftliche Amt 
anzufehen fei, es Sache der fünftigen Synode fei, in diefer 
Beziehung Berathung zu pflegen und Anträge zu ftellen. 
Ich muß ihm in biefer Beziehung vollkommen beiftimmen, 
da wir fchon mehrmald ausgefprochen haben, daß wir jeht 
nur bie Äußere Form der Fünftigen Kirchenorbnung feſtzu⸗ 
fielen haben; daß wir aber die eigentlichen inneren Fragen 
und befonder8 bie weitere Ausführung nicht zu unferer 
Gompetenz rechnen, fondern daß die inneren Fragen in der 
Hand der künftigen Synode oder kirchlichen Organe liegen 
und biefe fie als ihre Sache betrachten follen. Sodann 
haben Mehrere der Herren, namentlich Herr Oberbürger- 
meifter Pfotenhauer, die praftifchen Rüdfichten, die bei diefer 
Frage einſchlagen, jo deutlich und fo aus ihrer Erfahrung 
geſchildert, daß ich glauben follte, es wären alle Bedenken, 
die ſich gegen den Nittnerfchen Antrag erheben Iaffen, von 
ihnen volftändig hervorgehoben uͤnd erfchöpft worden. Es 
iſt eine bemerkenswerthe Beobachtung, die man bei diefen 
‚ Anträgen in aller Ruhe anſtellen kann, daß immer das Pa- 
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tronatrecht vorzugäweife zu fehr ald ein Recht und immer 
wieder als ein Recht betrachtet wird und daß befonderg 
aus diefem Grunde fo viele. Stimmen — ich will Nie, 
mandem zu nahe treten — geneigt zu fein ſcheinen, biefe 
Recht anzugreifen oder nad) und nach zu befeitigen: Auch 
in einer von mir ſchon fruͤher angefuͤhrten Schrift war haupt. 
ſaͤchlich der Geſichtspunkt des Rechts betont und dort bes 
fonders von Standeöinterefien, von Standesvorzügen und 
dergleichen die Rede. Meine Herren, aus dieſem Gefihtes 
punkte allein betrachtet, begreife ich es, daß das Patronat, 
recht, das Collaturrecht etwas hat, was zum Miderfprude 
anreizt; aber die andere Seite der Frage, die Wichtigkeit 
der Verpflichtung, die Verantwortung, welche der Colator 
durch die Erwählung übernimmt, wird zu wenig hervor 
gehoben und bedacht und gerade biefe ſcheint vom Herrn 
Dberbürgermeifter Pfotenhauer ganz vortrefflich geſchildert 
worden zu fein. Was das Anfehen des geiſtlichen Stan 
des und des geiftlihen Amtes betrifft, fo iſt auch dieſer 
Geſichtspunkt vom Heren Oberhofprediger Lieber am beften 
hervorgehoben worden; er hat Fälle aus feiner Erfahrung 
vorgeführt, die recht deutlich beweifen, daß es fich hier nit 
fowohl um eine Frage des Rechts, fondern um eine Frage 
der Zweckmaͤßigkeit, eine Frage der Nathfamkeit Handelt. 
Aus diefen Gründen ift es auch leichter, fich gegen bie An 
griffe zu vertheidigen, welche gegen das Patronatredt im: 
merwährend erneuert werden. Vertheidigten wir hier blos 
unfere Rechte, unfere Sonderintereffen, num dann würben 
wir und allerdings in einer fehr ſchwierigen Stellung be 
finden und in den Schein gerathen, etwas der Kirde 
Nachtheiliges, der Kirche Schaͤdliches nur im eigenen In 
tereffe fefihalten zu wollen. Aber, meine Herren, e& kommt 
eben bier auch auf die fo oft betonte innere Zweckmaͤhiglait 
und Nothwendigkeit der Sache an. Herr Nittner hat ſelbſt 
zugeftanden, daß die Erwählung der Geiſtlichen fir ie 
Gemeinde das Allerwichtigfte fei und das heiligfte und in 
nerfte Intereffe.derfelben berühre. Gerade alfo aus biefen 
Gründen muß man mit ber allergroͤßten Vorſicht und 
Schonung ber beftehenden Einrichtungen zu Werke gehen, 
ehe man es wagt ober den Verſuch unternimmt, an den 
beftehenden Einrichtungen zu rütteln.. Wermandeln Sie et 
mal das Wort „Necht”, was in vielen Gemüthern ein fo un 
angenehmes Gefühl erwedt, in das Wort „Einrichtung“ ci 
„Berfaffung“, fo werden fich Viele, denen das Wort „Nö! 
zuwider ift, beruhigt fühlen und es muß doch nad) eine 
fo langen Grfahrung und nad) fo vielen Beobachtungen IR 
diefer Einrichtung eine Nothwendigkeit Kiegen, fonft hätte Mt 
fi) in unfern Zeiten nicht fo lange erhalten. Der Het 
Oberhofprebiger Hat den Worten in der Schrift des Het 
Dr. Herrmann, auf die ſich vielfach bezogen wurde, gew 
die richtige Auslegung gegeben. „ Der Herr Dr. Herrmann 
hat anerkannt, daß das Patronat eine bereits beſtehende ein 
richtung fei, bie nicht ſchaͤdich fei, ber Kirche und ihren 
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heiligſten Intereffen nicht widerſpreche; das Patronat if 
einmal das jetzt beftehende Recht, das Kirchenregiment habe 
daher wohl gethan, diefe Einrichtung zu Grunde zu legen. 
‚Here Rittner hat, wenn ich noch einen Augenblick bei dem 
Worte: „Recht“ ftehen bleiben fol, unterfchieden, zwiſchen 
Privat- und hifforifchem Rechte. Diefe Unterfcheidung ift 
nicht richtig; ein Hiftorifches Recht kann ebenfo gut auch 
ein Privatrecht feinz ein hiftorifches Recht ift doch am Ende 
nichts weiter, ald ein Recht, welches fo lange in anerkannter 
Weiſe beftanden hat, einen fo langen Zeitraum der Ger 
ſchichte durchlaufen hat, daß fi) fein erfier Urfprung und 
Anfang ſchwerlich nachweiſen läßt, oder nicht mehr nach⸗ 
zuweiſen nöthig iſt. Wil man der Sache auf den Grund 
gehen, fo kann ein hiftorifches Recht eben fo gut aus einen 
vollfommen gültigen Privatrechtötitel entftanden fein. Dies 
ift alfo feine Distinction, auf welche Etwas anfommen Fann. 
Nicht die Rechtsfrage allein ift die durchfchlagende, fondern 
die Frage, ob die Einrichtung gut und zweckmaͤßig ifl. 
Darlıber läßt fih nun allerdings nicht ftreiten, das find An- 
fihten; der Eine hält die Einrichtung für durchaus zweck⸗ 
mäßig, der Andere für durchaus unzwedmäßig. Darüber 
Tann man nicht entfcheiden. Ich habe die innerfte Ueber 
zeugung, daß bie jeßige Einrichtung gut ift, daß fie nothe 
wenbig ift, daß fie eine gerechte ift und daß fie ſich mit den 
Vortheilen und Rechten der Kirche und deg geiftlichen Amtes 
vollfommen verträgt und daß, wie. ja. von mehreren Rednern 
vortrefflich gefehildert worden ift, ein jeder Collator, dem 
die Sache Gewiffenspflicht iſt und der mit feiner Gemeinde 
in wirklich gutem Verhältniß fteht, gewiß allemal die 
Stimmen der Gemeinde hören und ſich danach richten werbe. 
Ich glaube fogar, wenn wir einen Buftand hätten, den man 
tabula rasa genannt hat, einen chaotifchen Buftand, in 
welchem alle alten Einrichtungen von ihrer erfien Wurzel 
an hinweggeräumt wären, — man koͤnnte eine zweckmaͤßigere 
Einrichtung nicht treffen. — Sie jehen, wie ich von meiner 
vieleicht einfeitigen Anficht burchdrungen bin; ich gebe zu, 
daß die andere eben fo richtig fein Tann. Was die geehrte 
Zwiſchendeputation der andern Kammer vorgefchlagen hat 
dem Kirchenvorſtande das Recht einzuräumen, wegen 
Wiederbefegung einer jeden geiftlichen Stelle dem Collator 
Vorfehläge zu eröffnen, an welche diefer jedoch nicht gebunden 
fein joe” fo ftimme ich auch diefem Vorſchlage nicht bei 
und glaube, daß das diffentirende Mitglied das Nichtige 
dagegen eingewenbet hat, indem es gefagt hat, „im Kalle 
eines guten Vernehmens iſt der Antrag überflüffig und das 
haben die Reden des Herrn Bürgermeifters Dr. Koch und 
des Herin von Erdmannsdorff beftätigt. Die Patrone 
werben auf die Münfche der Gemeinden hören und ſich 
darnach rihten. Im entgegengefegten Falle wäre es nichts 
als eine Quelle für Swift und Unzuträglikeiten”. Das 
iſt das Wenige, was ich zu fagen hatte. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich wende mid nun zur 
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Abſtimmung und glaube, es fann in Bezug auf biefelbe 
nur zwedmäßig verfahren werden, wenn $. 43, der aus 
drei Abfägen befteht, abſatzweiſe zur Abftimmung kommt. 
Es find aus der Mitte der Kammer zwei Anträge .einges 
reicht und unterftügt worden; der des Heren Nittner zu 
Abſatz 1 und der deö Herrn Bürgermeifters Müller zu Abs 
faß 2. Hingegen hat die Depufation Abänderungsvorfchläge 
zu Abfag 1 und Abfag 3 gemacht. Ach werde zuvoͤrderſt 
den Antrag des Heren Nittner vorlefen,, weil: fich diefer 
jedenfalls von der Vorlage am weiteften entfernt und weil, 
wenn berfelbe angenommen werben follte, dann ber erfte 
Abſatz des Paragraphen, wie er im Entwurf vorhanden ift, 
in Wegfall kommen wiirde.» Ich werde denfelben nochmals 
der Kammer vorführen, da derſelbe fehr umfaͤnglich iſt. 
Herr Rittner beantragt, den erſten Gab des $. 48 fo zu 


faffen: . 

nDer Kirhhenvorftand hat darlber zu wachen, daß 
nach Erledigung eineö_ geiftlichen Amtes deffen Wieder- 
— rechtzeitig erfolgt. Er hat, wenn die Deſig- 
nation durch den Privatcollator ober ‚die Bezeichnung 
dreier Bewerber von der landesherrlichen Collaturbehörde 
erfolgt ift, binnen längftens acht Tagen nach gehaltener 
Probepredigt und nad) Anhörung der Gemeinde fich hier⸗ 
über zu erklären”, — 

Ich frage, ob die Kammer dieſen Antrag des 
Herrn Nittner zu-dem ihrigen maht? — Der Ans 
trag ift mit 30 gegen 4 Stimmen abgelehnt. 

Ich würde num zu den Anträgen übergehen, bie bie 
Deputation zum erfien Abfag des Paragraphen: ftellt. Diefe 
gehen dahin, daß auf der vierten Zeile des erſten Abſatzes 
zwiſchen bie Worte „ben Collator erfolgt ift und 
nach gehaltener Probepredigt” die Worte eingefchals 
tet werden „binnen acht Tagen“. Ich frage, ob die 
Kammer diefe Worte genehmigt? — Gegen 1 Stimme 
genehmigt. ” R 

Die Deputation trägt bezüglich des erſten Abſatzes noch 
darauf an, dem Schluß des erfien Satzes: „Es fteht ihm 
aud frei, Namens der Gemeinde auf die Able— 
gung einer Probe zu verzichten”, noch die Worte 
hinzuzufügen „ober ſich fofort über die Probe zu 
erflären”. Ich frage auch hier, ob Die Kammer diefen 
Antrag der Deputation zu dem ihrigen macht? 
— Gegen 2 Stimmen hat der Deputationdantrag Uns 
nahme gefunden. 

Sch wende mid nun zum zweiten Abſatz des Para- 
graphen, ber anfängt mit den Worten „Unfere Kirchen: 
diener” und fihließt mit ben Worten „eivlich verpflichtet”. 
Hier ſchlaͤgt nun der Antrag des Herrn Bürgermeifters 
Müller ein; berfelbe will, daß vor den Worten „eidlich 
verpflichtet” eingefchalter werde „nach der Formel 
B. vom 18. November 1837". Ich frage, ob die 
Kammer ben Antrag des Herrn Bürgermeifters 
Müller annimmt? — Einftimmig Ja. " 

Ich komme nun zum dritten Ablatz des Paragraphen 
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und zugleich zum Antrag der Depufafion. Die Deputation 
ſchlagt bier vor, nad) den Worten: „mit einem Schul: 
amte fann“ die Worte einzufhalten „nad Gehör des 
Sqchulvorſtandes“. Ich frage, ob die Kammer dies 
fen Antrag der Deputarion gut heißt? — Ein 
fünmig Ja. 

Ich habe num die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie $. 4 in der beſchloſſenen Weife anzuneh- 
men gemeint ift? — Gegen 2 Stimmen ift $. 43 ans 
genommen worben. 

Bir würden und nun zu $. 44 wenden koͤnnen. 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 


Zu 8. Der Kirchenvorſtand vertritt: 

a) das Kirchen lehn in allen Angelegenheiten, be— 
ſtellt für ſelbiges in Rechtsangelegenheiten den Actor und 
vollzieht bie Schuldverfchreibung, wenn für die Kirche ein 
Capital aufgenommen wird. Um einen Proceß zu beginnen, 
in welchem nicht bles eine liquide Schuldforderung, einges 
klagt werden fol, bedarf aber der Kirchenvorftand bei einem 
Streitobjecte bi zu einhundert Thalern der Genehmigung 
der Kircheninfpection, bei einem größeren der Genehmigung 
des Conſiſtoriums. ben diefer Genehmigung der Kirchens 
infpection oder des Gonfiftoriums bedarf der Kirchenvorftand, 
um über ein Streitobject bis hundert Thaler oder über 
hundert Thaler fich zu dergleichen. 

Bur Verwendung von Capitalien der Kirche bedarf der 

Kirchenvorſtand der Genehmigung des Gonfiftoriums, zur 
Veräußerung von Grundftüden und nugbaren Rechten der- 
felben, gleihwie zur Aufnahme von Gapitalien auf den 
HA Kirche, der Genehmigung des Minifteriums des 

ultus. 

Collidiren die Intereſſen der Kirche mit denen der 
Sirchens oder der politiichen Gemeinde, der Mitglieder des 
Kirchenvorftandes oder des Kirchenpatrons, jo bat das Con» 
fiftorium folde wahrzunehmen und für Vertretung ders 
felben Sorge zu tragen. % 

Die Vertretung der geiftlichen Lehne fteht zwar nicht 
dem Kirchenvorſtande, fondern der Kircheninſpection zu, 
der Kirchenvorftand hat aber über die Erhaltung derfelben 
ebenfalls die naͤchſte Aufficht zu führen und iR bei jeder 
Veränderung oder Verminderung ber Subftanz mit feinem 
Gutachten zu hören. ; 

Der Kirchenvorftand vertritt ferner 

b) die Kirdengemeinde nit nur in Nüdficht 
ihrer kirchlichen Intereifen, fondern auch in Rechtöangelegens 
heiten und Rechtsſtreitigkeiten gegen jeden Dritten, fowie 
gegen Einzelne in ihrer Mitte. 

Die dur) das Gefeg vom 30. März 1844: geordnete 
Vertretung der Kicchengemeinden in Rechtöftreitigkeiten geht 
demnach auf den Kirhenvorftand über. 

Inwieweit hierbei in gewiſſen Fällen auch die Ber- 
treter ber politifchen Gemeinden und die Befiger eremter 
Srundftüde zu concurriren haben, wird andermeit durch Ges 
ſetz beftimmt werben*). 


*) Gehe das Gefep yı 


Fu he BON BO ne nun die Kirchenorb- 


rangegetuterige singe cBänfenb,$ 8 fl. 
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Die Motiven lauten: 


Bu $. 44. 

‚Die Gefhäfte, welche hier dem Kirchenvorftande in 
Beziehung auf die Vertretung des Kirchenlehns zugewieſen 
worden find, lagen ſchon zeither den Kirchvaͤtern ob, ney 
{ft nur die Ermächtigung zur Beftellung von Xetoren für 
die Kirche, welche zeither den Confiftorialbehörben vorbe 
halten war. Wenn jedoch, wie hier verordnet Wird, der 
Kirchenvorftand E Anftelung jedes Proceffes an die Ge 
nchmigung der Kircheninfpection oder des Confiftoriums ge 
bunden it, fo kann demfelben auch die Beitellung der 
Actoren überlaffen werben. 

Nach Heritellung einer voMftändigen Vertretung dir 
Kirchengemeinden durch von ihnen gewählte Kirchenvor 
fteher haben diefe auch ihre Gemeinden in Rechtöangelegen, 
heiten und in Sachen der äußeren Verwaltung zu vertreten, 
Das Gefeg vom 30. März 1844 übertrug in Ermangelung 
folcher Eirchengemeindlicher Organe die Vertretung in Recht, 
angelegenheiten den Vertretern der zu einer Harochie ger 
hoͤrigen politifchen Gemeinden, mußte aber diejen die & 
figer derjenigen Güter und Grundftüce beifeßen, welde 
nah $. 20 der Landgemeindeorbnung vom Gemeindeoen 
bande ausgefchloffen find, weil von Diefen jene Vertreter 
fein Mandat haben. Das Geſetz vom 12. December 1855 
benugte diefe Vertretung auch für aͤußere Verwaltungs 
fahen. _ 5 

Da die Befiger der nad) $. 20 der Landgemeinbeord« 
nung vom politiihen Gemeindeverbande ausgenommenen 
Güter zur Kirchengemeinde gehören und mit derfelben die 
Kirchenvorftcher wählen, fo werben fie auch von benfelben 
mit vertreten werben und fünnen, bie in dem Geſetentwurfe 
$. 3 flg. vorgefehenen Fälle ausgenommen, Feine befondere 
Vertretung verlangen. 

Der Bericht fagt: 

Bi 

. g4 
fließt ſich die Deputation der bon der jenfeitigen Dep 
tation vorgefchlagenen Faffung an, nach welcher der zweite 
Sat fo lauten würde: 

„Um einen Proceß zu beginnen, in welchem nicht 
blos eine liquide Schuldforderung eingeklagt werden foll, 
ift die Genehmigung der Kircheninfpection cbenfo, Wie 
ve bie Abſchließung eines Vergleichs hieruͤber, einzu 

polen, 
durch welche, Faffung der Unterfchied zwiſchen Streitobier 
ten von 100 Thalern und darüber vermieden und die Ber 
ftimmung fehr vereinfacht wird, 

Ferner wird beantragt, die Stelle: 

sur Verwendung von Tapitalien ıc, bebarf det 

Kirchenvorſtand der Genehmigung” 2. 
fo zu fallen: 

‚nur Verwendung —— bebarf e3 unter allen Um 
ſtaͤnden der Genehmigung" ıc. 

um durd) biefe allgemeinere Faffung auszubrüden, daB 
eine folche Verwendung nicht ohme Beirat) und Einm 
Higung des Vatrons vorgenommen und nicht vom Kirchen 
vorftande allein beantragt werben ann. h 

Zu dem letzten Sage: „Inwieweit hierbei 1." ih 
weit die Deputation auf $. 4 des Gefehentwurf an 
78 und bezieht fich auf ihre Anträge zu $9. 21 und 
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des Entwurfs. Doc wird es einer weiteren Erwähnung 
diefer Stellen im Texte des Paragraphen nicht bedürfen. 

Mit vorfichenden Veränderungen wird die Annahme 
des $. 44 beantragt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun die Dis— 
cuſſion über $. 44 eröffnen. 


Hofrat) Dr. Hänel: Es ift im Bericht gefagt: 

Bei $. 44 ſchließt fi die Deputation der von ber 
jenfeitigen Deputation vorgefchlagenen Faſſung an, nad) 
welcher der zweite Satz fo lauten würde: 

R „Am einen Proceß zu beginnen, in weldem night 
blos eine liquide Schuldforderung eingeklagt 
werden foll, ift die Genehmigung der Kircheninfpection 
ebenfo, wie über die Abſchließung eines Vergleichs hleruͤber 
einzuholen”, 

Indeß, wenn man den jenfeitigen Bericht vergleicht 
mit dem bdieffeitigen, fo ift doch bie Faſſung nicht diefelbe, 
Es lautet naͤmlich der Sat im Deputationsbericht ber Bwei« 
ten Kammer fo: » 

„um einen Procef Bu beginnen, it vom Kirden» 
vorjtande die Genehmigung der Kircheninfpection ebenfo, 
Bu über die Abfchließung eines Vergleichs hieruͤber einzu 
jolen“, 
mithin ift der Unterfchieb des Satzes folgender: Es werden 
im Berichte der jenfeitigen Deputation weggelaffen die 
Worte: „in welchem nicht blos eine liquide Schuldforder 
zung eingelagt werden fol”; hinzugefügt: „vom Kirchen 
worftand“, Ich erlaube mir, dies nur zu bemerken und 
überlaffe die Tragweite der Abweichung der Beurtheilung 
der geehrten Kammer. 


Neferent Vicepräfident v. Frie ſen: Die Bemerkung 
iſt ganz vichtig; ich Habe mir auch fpäter zu meinem Bes 
richte die Anmerkung gemacht; diefe Faſſung ift von der 
jenfeitigen Swifchendeputation wieder geändert worden. 
Mir haben ung Anfangs zwar mit der jenfeitigen Depu⸗ 
tation vernommen; nach der Vernehmung find aber wie⸗ 
der andere Befchlüffe gefaßt worden und dann hörte natür- 
lich das Einverftändniß auf, man fonnte den Faden nicht 
mehr feſthalten. Indeß ift der Unterſchied immer Fein wer 
fentlicher bis auf einen einzigen Punkt. Die neue Faſſung 
der jenfeitigen Deputation enthält die Worte: 

„um ‚einen Proceß zu beginnen, ift vom Kirchenvor⸗ 
ande die Genehmigung der Kircheninfpection ebenfo, wie 
ber die Abfchliegung eines Vergleiches hierüber einzu 

holen; 
Dagegen fagt unfere Deputation: 

‚Am einen Proceß zu beginnen, in welchem nicht blos 
eine liquide Schuldforderung' eingeklagt werben fol, ift die 
Genehmigung der Kircheninfpection ebenfo, wie über bie 
Abſchließung eines Vergleihes hierlber einzuholen. 

. Stelt man einen Vergleich an, fo fehlen bie Worte: 
„nom Kirchenvorſtand“. Indeß ein Unterfchied bleibt noch 
übrig. Im unferer Faſſung ſtehen die Worte: „in wel- 
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Gem nicht blos eine liquide Schulbforderung eingeflagt 
werden fol“, Wir haben biefe Worte aus dem Gefegent- 
wurf beibehalten. Es war nämlich die Abſicht des Ent- 
wurfs, bei Eintreibung von liquiden Schuldforderungen 
den Kirhenvorftand nicht an die Genehmigung der Kirchen« 
infpection zu binden; wir glaubten alſo auch hier den Kir» 
chenvorſtand nicht mehr binden zu müffen als nöthig iſt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Work verlangt. Es fcheint nicht der 
Fall zu fein; ich werde daher die Debatte ſchließen Fönnen 
und nehme an, daß ber Antrag der Deputation fo ſtehen 
bleibt, wie ex im Berichte enthalten ift. Ich gehe nun zur 
Abftimmung über. Die Deputation fehlägt zuvoͤrderſt vor, 
daß in dem erften Abfage des Paragraphen folgende Abaͤn⸗ 
derung vorgenommen werben foll; es ſoll gefegt werden: 

„Um einen Proceß zu beginnen, in weldem nicht 
blos eine liquide Schuldforberung eingeklagt werben foll, 
iſt die Genehmigung der Kircheninfpection ebenfo, wie 
ke die Abfchließung eines Vergleichs hieruͤber, einzu 
jolen“, 

Es würde num zunächft die Frage auf biefen Antrag 
der Deputation zu richten fein und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer diefem Antrage beiftimmt? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation beantragt ferner die Stelle: „zur Bere 
wendung von Gapitalien u. .f. w. bedarf der Kirchenvor⸗ 
fand der Genehmigung 2c.” fo zu faffen: „zur Verwendung 
—— bedarf es unter allen Umftänden der Genehmigung 
u. ſ. w.“ Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage 
beitritt? — Einfiimmig Ja. 

In Bezug auf den Testen Sag iſt nur eine Andeutung 
der Deputation gegeben und Fein Antrag geftellt; e8 würde 





daher nicht nothwendig fein, eine Frage hierauf an die 
Kammer zu richten. Indeß auf den ganzen Paragraphen: 
in der befchloffenen Weife ift eine Frage zu ſtellen. Ich 
frage, ob die Kammer $. 44 in der befchloffenen 
Beife annehmen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


. $. 45. 

Zu 9. Die Mitaufficht des Kirchenvorflandes über 
die Schulen ift in der Negel auf das Firchliche Intereffe an 
der chriftlichen Erziehung der Jugend beſchraͤnkt. 

Die Kirchenvorfteher follen daher nicht nur 

a) mit den Geiftlichen darauf achten, daß bie Lehrer 
in der Kirchengemeinde einen chriſtüch- ſittlichen Wandel 
führen, fondern auch ir 

b) den Pfarrer von Zeit zu Zeit bei feinen Schulbe- 
fuchen begleiten, um von der Art und Weiſe, wie der ges 
fammte Unterricht, insbefondere aber der Religionsunterricht, 
ertheilt wird, Kenntniß zu nehmen und 2 

©) barüber wachen, daß die größeren Schulkinder zu 
einem regelmäßigen Befuche der Kirche angehalten werben. 

Wahrgenommene Mängel in einer oder ber anderen 
iehung find von ihnen in der Verſammlung des Kirchen» 


Bo A Fr 
vorftandes zur Berathung zu bringen, welchem, im dall 
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der Pfarrer folche abzuftellen nicht vermag, an den Super= 
intendenten Anzeige darüber zu machen obliegt. 

Wo es bei der Gleichheit des Kirchen» und Schul- 
bezirks oder fonft ausführbar ift, koͤnnen durch flatutarifche, 
von dem Gonfiftorium zu genehmigende, Beftimmungen 
alle Gefhäfte des Schulvorftandes dem Kirchenvorftande 
übertragen werben. 


Die Motiven lauten: 


"Buß. 46. 

Die Schule, welche mit der Kirche im engen Bufam- 
menhange ſteht und die Kirchengemeindeglieder flr diefe 
erziehen fol, Tann ber Aufficht des Kirchenvorftandes nicht 
entzogen werden. Es wird der Letztere fogar vorzugäweife 
geeignet fein, bie gefammten Functionen des Schulvor- 
ftandes, welche jetzt (Schulgefeg vom 6. Juni 1835 $. 70 
fig. und Gefeg, die Vertretung der Schulgemeinden be— 
treffend, vom 14. September 1843) den Vertretern der 
politifchen Gemeinden überlaffen find, zu Übernehmen, was 
auch zur Vereinfachung ber Gemeindebehörden und ihrer 
Gefchäfte wünfchenswerth erfcheint. 


Der Bericht ſagt: 


Bu $. 45 
hat tie Majorität der Deputation eine Erinnerung nicht, 

u machen, fie bemerkt nur, daß der Schlußfag: „Wo es 
Bi ber Gleichheit ıc. mit $. 9 des Gefeßentwurfs Seite 
79 übereinftimmt, und empfiehlt den Paragraphen ur une 
veränderten Annahme, Zwei Mitglieder jedoch, die mit« 
unterzeichneten v. Zehmen und der Referent, haben bei 
den fpeciellen Beflimmungen unter a, b und c Bedenken 
gefunden, welche biefelben ber geehrten Kammer nicht vor⸗ 
enthalten koͤnnen. — 

Soweit es in ber Stellung des Kirchenvorſtandes 
liegt, als folder mit die Interefjen der Kirche an der chriff: 
lichen Erziehung der Jugend zu wahren, und dadurch die 
lebendige Verbindung insbefondere auch der Kirche mit 
der Schule zu erhalten, {ft in dem erften, bem vorlegten 
und Iehten Gate des Paragraphen bad Erforderliche vor- 
erden, da im der allgemeinen Aufficht auf die chriftliche 

tgiehung ber Jugend, auch die allgemeine Auffiht auf 
den Schulunterricht, insbefondere den Religionsunterricht, 
den fittlihen Mandel der Lehrer und ben Kirchenbeſuch 

Seiten der Schulkinder Tiegt. r 

Da, wo Kirchenvorſtand und Schulvorftand zufams 
menfallen, liegt ohnehin beides in einer Hand. In Par 
rochien jeboch, wo außer der Kirchſchule noch eine oder 
mehrere jelbftändige Rebenſchulen beftehen, fcheinen, nad) 

Anſicht des Unterzeichneten, die fpeciellen Beflimmungen 
und Anweifungen im zweiten Abfage unter a, b und c zu 
weit zu gehen und fordern namentlich die unter b direct 
den Kir envorftand zu einer Thätigkeit auf, die, wenn fie 
überhaupf eintritt, unmittelbar in Collifion gerathen muß 
mit ben gefehlichen Rechten und Pflichten des Schulvor⸗ 
ſtandes in den Nebenfchulbezirken und deziehendlich in der 
dortigen Schulinfpection, die felbft eine von der deö Kirch⸗ 

—— nach Umſtaͤnden verſchiedene und getrennte 

ann, 

.. „Diefelben Pflichten, die bie Beftimmungen a, b und o 
in $ 45 dem Sirchenvorftand überweift, überträgt das 
Elementarvolköfchulgefeg dem Schulvorftande. Nur Einer 
o der der Andere fann fie zwedmägig erfüllen und dafür 
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verantwortlich fein. ine Cumulation verfchiebener s 
gane für denfelben Zweck ift allemal naht Du 
Sowie die Mehrheit der Deputation diefe Gründe 
als richtig anerkannt hat bei Nr. 10 zu $. 46 in Betr 
des Armenweſens, und deshalb zu Vermeidung zu weit 
gehender Einmiſchungen und Reibungen zwiſchen dem Kir 
henvorftande und den Drtöarmenvereinen, den lehten Ab, 
faß des $. 46 in Wegfall zu bringen anräth, fo geftatten 
ſich bie Unterzeichneten aus obigen Gründen zu beantragen, 
auch den zweiten Abſatz in $. 45 von den Morten: 
„Die Kichenvorfteher folen ꝛc. —— angehalten 
werben” 
an in Wegfall bringen. 


Präfident v. Schönfels: Ich würde nun zu erwar⸗ 
ten haben, ob Jemand dad Wort begehrt? 


Freiherr v. Beſchwitz: Wenn, wie zu erwarten ſteht, 
der und vorliegende Gefegentwurf bereinft als Geſch 
wirklich ins Leben tritt, fo wird es fich allerdings alt 
unvermeidlich herausftellen, daß bie hohe Staatsregierung 
in der dereinftigen Ausführungsverorbnung bie Verhältniffe 
der Stabtgemeinden und biejenigen ber Landgemeinden ber 
fonders normirt. Auch bei $. 45 wird befonders biefer Fall 
eintreten. Bei den Landgemeinden, und-nur mit den Ver 
haͤltniſſen derfelben bin ich einigermaaßen, vertraut, wird 
ſich die Sache nun fo geftalten, daß der Kirchenvorſtand 
in der Regel zufammenfallen wird mit dem Schulvorftand, 
nämlich diefelben Perfonen, welche den Schulvorftand ge 
bildet, werden in den Kirchenvorſtand eintreten; die Ger 
ſchaͤftsführung wird demnach feine Anderung erleiden. 
Etwas verändert Bann fie ſich geftalten bei Schulen, welhe 
als Nebenfchulen neben der Kirchſchule beftehen. Hier ift eb 
allerdings nicht unmöglich, da eine cumulative Einmiſchung 
ftattfinden kann und gerade hierauf gründet fich auch die 
im Bericht enthaltene Abweihung der Meinung in ber 
Deputationz Etwas, was ich bei diefer Gelegenheit von 
geringerer Bedeutung wahrhaft zu beflagen gehabt habt. 
Indeſſen, meine Herren, betrachten wir die Sache aus bem 
praktiſchen Geſichtspunkte. Der Schulvorfiand ift (und 
darauf wird ſich die Wirkfamkeit des Schulvorſtandes in 
den Landgemeinden größtentheils befchränfen) verpflichtet; 
den Drtöpfarrer bei der Nevifion der Schulen, bei ben 
Prüfungen, die vierteljährlich oder halbjährlich frattfinden, 
zu begleiten. Nun follte auch wirklich der Fall eintreten, 
daß bei einer Nevifion einer derartigen Nebenfchule der 
DOrsögeiftliche neben dem Schufvorftand ein oder mehrere 
Mitglieder des Kirchenvorftandes mit hinnehmen wide, ſo 
Tann ich hierbei kein Unglüd erblicken. Im Gegentheil wird 
es fehr gut fein, wenn gerade dadurch Gelegenheit geboten 
wird, Vergleihungen über die Zuftände beider ⸗Schulen; 
darüber, welche vorwärts, welche zuruͤck ift, anzuſtellen. 
Irgend eine Zerfplitterung oder cumulative Wirkjamteit kann 
ich durchaus nicht erbfiden. Es wird das ganz guf von 
ſelbſt fich ausgleichen. Uebrigens, wenn allerdings Seite 12 
des Enttourfs Punkt 2 die Mitaufficht über die Volf 
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Schule, ferner in $. 45 die von der Minorität angeführten 

Punkte a, b, c einiges Bedenken erregen Fönnten über eine 

mögliche, cumulative Einmifchung, fo wird dieſes Bedenken 

durch den folgenden Sag vollfommen befeitigt. Hier fagt 
“nämlich der Entwurf: 

„Wahrgenommene Mängel, in einer oder der anderen 
Beziehung, find von ihnen in der Verfammlung des 
Kirhenvorftands zur Berathung zu bringen, weldem, 
im Fall der Pfarrer folche abzuftellen nicht vermag, an 
den Superintendenten Anzeige daruͤber zu machen obliegt“, 

‚Hier, meine Herren, ift die directe Einmifchung in bie 
Angelegenheiten der Schule Seitens des Kirchenvorflandes 
vollftändig befeitigt. Der Kirchenvorftand kann lediglich in 
den Berfammlungen wahrgenommene Mängel zur Sprache 

"bringen. Der Ortögeiftliche würde dieſelben zu prüfen 
haben und entweder als unbegründet fofort befeitigen oder 
im gegenfeitigen Falle abftelen und wenn er das nicht 
Tann, Anzeige darkber an den rg machen. 
Es fcheint dev Weg zu fein, der jedes directe Einfchreiten, 
jede cumulative Einmifhung vollſtaͤndig befeitigt. Im 
Gegentheile wird es dem Schulvorftand einer Nebenfchule 
nur angenehm fein, wenn auf biefe Weile etwas zur Cog- 
nition ber Behörde kommt und er ed vermeiden kann, felbft 
zu denunciren. Er · wird es dem Kirchenvorſtand mittheilen; 
dieſer wird es in der Verſammlung zur Sprache bringen 
und auf- diefe Weiſe wird die Sache am beſten befeitigt. 
Ich kann demnach nur der Meinung fein, die Wirkfamkeit 
des Kirchenvorftandes in diefer Beziehung auf Feine Weiſe 
zu beſchraͤnken. Ich glaube, es kann nurzum Segen und 
Gedeihen der Schule gereichen, wenn bie Wirkfamkeit des 
Kirchenvorſtandes, wie fie bei und angenommen ift, fort» 
befteht. Nur dadurch, daß ein reges Intereffe für die 
Schule in den Gemeinden angeregt wird, werden wir eben 
dahin gelangen, daß, wie in den Motiven fehr richtig ger 
fagt ift, durch die Schule die Kirchengemeinde für bie 
Kicche erzogen wird. Sollte Übrigens die Meinung der 
Minorität obtiniren, fo wuͤrden außerdem in dem von mir 
vorgefehenen Nachſatze die Worte „in einer oder der 
andern Beziehung”, audfallen; ‚denn fallen a, b, c 
weg, würde die Bedeutung dieſer Worte auch wegfallen. 
Ich ann daher, meine Herren, nur anrathen, und wirklich 
aus meiner volften Meberzeugung, ſich der Meinung der 
Majoritaͤt anzuſchließen und den Paragraphen der Vorlage, 
fo wie er hier fteht, anzunehmen, 

Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Auch ih habe mich 
mit der Majorität für die unverkürzte Annahme des Paras 
graphen zu erklären und ich bleibe dabei. unverändert 

‚ ftehen, indem ich noch jegt von folgender Anficht ausgehe: 
Eine Verbindung der Kirche mit der Schule muß flatt- 
finden. Die nächfte Aufficht über die Schule ift und bleibt 
dem Schulvorſtande übertragen. Dem Kirchenvorſtande 
aber fol eben der mothwendigen Verbindung von Kirche 
und Schule halber eine Mitaufficht eingeräumt werden. 


Sächsische Landesbibl 





Bis hierher wird gewiß Jeder mit mic einverftanden fein 
und Alles logiſch richtig finden. Nun fragte man aber, 
in welcher Weife diefe Mitaufficht Seiten des Kirchenvor⸗ 
ſtandes auszuführen fein werde? Meine Herren, auf die 
allereinfachfte Weiſe, nämlich, wie es jest ſchon in aͤhnli⸗ 
her Angelegenheit ftattfindetz durch Deputirung eines ober 
mehrerer Mitglieder aus der Mitte des Kirchenvorſtandes 
in den Schulvorftand, fodaß alfo diefe Mitglieder des Kir- 
chenvorſtandes als vollberechtigte Mitglieder des Schulvor⸗ 
ſtandes in dieſem figen und flimmen. Auf dieſe Weife ift 
die Rücwirkung. des Kirchenvorftandes im Schulvorſtande 
hergeftellt und gefichert, die Wirkſamkeit des Schulvorftan- 
des aber ald eignes, verfaffungsmäßiges Organ der Schule , 
in feiner Weife beeinträchtigt und beſchraͤnkt. Ich darf 
verfichern, daß bisher ſchon gleiche oder ähnliche Verhaͤlt⸗ 
niffe ohne Anftand ftattgefunden haben und kann an hiefige 
Verhältniffe erinnern, wo Mitglieder der Armenverſorgungs⸗ 
behörbe als folche Sig und Stimme in der Schuldeputas 
tion haben und es fällt Niemandem ein, zu behaupten, daß 
dadurch die Wirkſamkeit der Schuldeputation irgendwie 
befchränft würde; im Gegentheil bewährt ſich dieſe Eintiche 
tung feit Tanger Zeit ſchon als hoͤchſt zweckmaͤßig. Ich 
glaube, dag das, was ich hier fage, auch Anwendung auf 
$. 46 leide, wo der Kirchenvorftand eine Mitwirtung auch 
auf die Armenpflege erhalten fol. Auch dort werden wir 
von berfelben Betrachtung, wie bier, ausgehend, einzele 
nen beputirten Mitgliedern des Kirchenvorfiandes eine Mit: 
auffiht und Mitwirkung bei der Armenpflege einräumen 
fönnen. 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Den beiden Her: 
ten Gollegen der Majorität und namentlich dem Vorred⸗ 
ner habe ich nur noch wenig hinzuzufligen. Es kann erſt⸗ 
lich nicht genug beherzigt werben, was Herr Oberbürger- 
meifter Pfotenhauer im Eingange feiner Nede fagter Es 
iſt dringend zu wünfchen, daß Schule und Kirche feft ver- 
einigt zufammenbleiben und ſchon in confequenter Verfol⸗ 
gung diefes Princips ift es unbedingt nöthig, daß bie 
Schule nicht der Cognition des Kirchenvorſtandes entzogen 
wird. Ich habe nächft den Gründen, die Herr v. Befche 
wis und Here Oberbürgermeifter Pfotenhaner angeführt 
haben, nur noch einen praktiſchen Grund anzuführen. Es 
ift ſehr wünfchenswerth, das Intereffe der Gemeindemite 
glieder für die Schule jederzeit vege zu erhalten und na⸗ 
mentlich, daß derartige Befuche der Gemeindemitglieder in 
den Schulen möglichft oft flattfinden. Auf dem Lande, 
aber (denn auch ic) kann nur vom Lande fpredhen) wer— 
den die Herren meiner Erfahrung beiftimmen, daß biefe 
Beſuche leider nicht fehr oft vorfommen. Es ift alfo um 
fo wuͤnſchenswerther, daß nicht blos der Schuloorftand 
der Prüfung beiwohnt, fonbern auch der Kirchenvorftand. 
In der Stadt ift es etwas Anderes. Dort find, wie der 
Kunftausdrud lautet, die „Herren Eltern” gegenwärtig. 
Bei den Prüfungen auf dem Lande ift dies weniger der 
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Fallz es ift alfo fehr zu wünfchen, daß ſich noch der Kir 
chenvorſtand betheiligt, damit das Intereffe für die Säule 
und Schulverhältniffe bei den Gemeindegliedern rege bleibt. 


Kammerhere dv. Zehmen: Obſchon bie Zeit ziemlich 
weit vorgeruͤckt und wohl vielleicht infolge deffen eine ge 
wiffe Abfpannung in der Kammer eingetreten ift, muß ich 
mir doch geftatten, wenige Worte zur Rechtfertigung des 
Minderheitsgutachtens vorzutragen. Ich geflatte mir haupt ⸗ 
fächlich auf den Sat in unferem Minoritaͤtsgutachten hin 
zuweiſen, welcher befagt, daß eine Cumulation verfhiedener 
Aemter, verſchiedener Organe ſtets nachtheilig if. Es iſt 
dies ein ſo einfacher Erfahrungsſatz, daß ich glaube, nicht 
weiter noͤthig zu haben, denfelben zu rechtfertigen. Es 
wird überall am ſchlechteſten dort beſtellt ſein, mo die 
meiften Organe für denfelben Zwed vorhanden find; denn 
natürlich verläßt fih dann Einer auf den Andern und der 
Dienft wird am fchlechteften verfehen. Wie die Redner, 
die den Majoritätsantrag heute vertheidigt haben, der Ans 
ſicht der Minderheit den Grundfeg der nothwendigen Ein- 
heit der Kirche: und Schule haben entgegen halten önnen, 
das, .befenne ich, habe ich nicht recht erfaßt, da dieſer 
Grundſatz unferem Minoritätserachten gegenüber gar nicht 
in Frage kommt. Wir bezweifeln ihn gar nicht; wollen 
ihn aufrecht erhalten wiflen, indem er im erften und im 
letzten Satze des Paragraphen enthalten if. Da, wo die 
Kirchengemeinde und die Schulbezirke zufammenfallen, 
ift ebenfalls Fein Streit; denn dann allerdings wirb von 
felbft der Kirchenvorftand und der Schulvorftand nach dem 
letzten Satze des Paragraphen zufammenfallen. Wo aber 
in einem Kirchbezirke eine Menge Nebenſchulen, namentlich 
auf dem Lande vorhanden find, muß ich wenigftens nad) 
meiner Erfahrung die Vorſchrift des $. 45 für bedenklich 
erachten. Es iſt da unvermeidlich entweder der Kirchen- 
vorſtand rein nur ba als Statiſt in der Schule des 
Nebenſchulbezirls oder er muß ſich thatfaͤchlich einmifchen; 
das Eine oder das Andere. Entweder hat er eine Wirk 
famfeit oder er hat Feine. In diefem Falle iſt er über 
flüffig, in jenem colidirt ‘er mit dem Schulvorftande, 
Ebenfo, glaube ich, möchte es in Stadfgemeinden ber Fall 
fein, die in verſchiedene Parochien zerfallen und wo vers 
ſchiedene Kirchenvorfiände befichen, wie 3. B. in Dresden 
kuͤnftig 5 bis 6 beſtehen winden. Eine Einmiſchung diefer 
verſchiedenen Kirchenvorftände in die Angelegenheiten des 
Schulvorſtandes daͤucht mir wenigftens umausführbarz ich 
Tann mir wenigftens fein klares Bild davon machen, 
Zudem iſt der zweite Sag des Paragraphen doc) etwas zu 
weit gehend, namentlich die Beftimmung b), und wenn 
auch an und für fich nicht fehr wefentlich, doch eine An⸗ 
weiſung mehr, den einzelnen Kirchenvorſtand zu veranlaffen, 
‚Kraft der ihm hierin direct empfohlenen Auffiht auf „den 





gefammten Unterricht”, ſich in einer Weife in die Angele⸗ 
genheit des Schuivorſtands der einzelnen Nebenſchulen 
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einzumifchen, die der Sache mehr nachteilig als Fördertig 
iſt. I gebe aber zu, daß das Ganze principiell nicht fp 
ſehr weſentlich ift und mehr auf eine Frage der Practifchen 
Zweckmaͤßigkeit zuruͤckkommt. 


Referent Vicepraͤſident v. Frie ſen: Ein Redner der 
Minorität hat bereit erwähnt, daß diefe Frage wirklich 
mehr eine Frage ber Praris, der Anſicht iſt, welches yon 
beiden beffer und rathfamer feiz denn in ber Hauptſache if 
die ganze Deputation vollfommen einig; blos tiber die Mit, 
tel und Wege und einzelne Beftimmungen ift man nicht 
ganz derfelben Meinung. Von einer Trennung der Kirche 
und Schule ift nun fchon gar nicht die Rede, Es geht ſchon 
daraus hervor, daß die Minorität.gegen den Anfang und 
den Schluß des Paragraphen Nichts einwendet, wo & 
heißt: 

Mitauffiht des Kirchenvorſtandes über die Schulen 
ift im der Regel auf das Eirchliche Intereffe an der hrif: 
lichen Erziehung der Jugend beſchraͤntt“. 

Es ſoll alfo auf hriftliche Erziehung in der Schufe mit 
Rüdficht genommen werden. 

„Bahrgenommene Mängel in einer oder der anderen 
Beziehung find von ihnen in der Berfammlung des Kirchen: 
vorftandes zur Berathung zu bringen, weldem, im Fall 
der Pfarrer ſolche abzuftellen nicht vermag, an den Super 
intendenten Anzeige darüber zu machen obliegt”, 

Alſo das Intereſſe der Kirche iſt hier vollkommen ger 
wahrt und auch die Verbindung der Kirche mit der Schule, 
Nur aber ber dritte Punkt ſchien etwas zu weit zu gehen, 
nämlich: 

„Sie follen den Pfarrer von Zeit zu Zeit bei feinen 
Scyulbefuchen begleiten”, 

Das fol der Schulvorftand auch; alfo folen zwei Vor⸗ 
ftände den Pfarrer begleiten. Ferner ſollen fie von der Art und 
Weiſe, wie der Unterricht, insbefondere der Religionsuntet⸗ 
richt ertheilt wird, Kenntnig nehmen. Das ift außerdem 
ein fehr weitgehendes Befugniß, indem hier fogar von dit 
Art und Weife der Lehre, von der Methode und dem It 
halt der Lehre die Rede fein Tann. Das ift cine Sad, 
in welche ſich die Geiftlichen fehr ungern hineinreben laſen 
und bisher hat man immer den Einwand gehört, wenn 
man nur die leifefte Erinnerung in diefer Beziehung erhob, 
daß gefagt wurbe: das iſt meine Sache; ich bin Schub 
infpectorz id habe mir von Niemandem hineinreden zu 
laffen und es verficht auch Niemand die Sache ald Id 
Ferner follen fie darüber wachen, daß die größeren Schul 
finder zu einem regelmäßigen Befuche der Kirche angehalten 
werben. Sie follen den Schuivorſtand auch hier unft 
ſtutzen ʒ es find alfo auch hier wiederum zwei Behörden und 
Organe, die Über eine und dieſelbe Sache wachen follen. 

Wo es bei ter Gleichheit des Kirchen und Sc 
begirks oder fonft ausführbar ift, Fnnen durch —— 
von dem Conſiſtorium zů nn, Beftimmungen 9 
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Gefchäfte des Schulvorſtandes dem Kirchenvorſtande uͤber⸗ 
tragen werden“, 

Da find alle Bedenken gehoben. So lange dies aber 
nicht geſchieht, ſchien es zweckmaͤßiger, jeden Vorftand bei 
feinen Befugniffen zu laſſen, ohne jedoch den anderen 
direct gerade auszufchließen von der Mitwirkung, die wir 
auch anerfannt haben. Wie es aber hier fteht, fo können 
aus der Sache zwei Nachtheile entftehen; einmal, es find 
beide Theile, beide Vorftände zu eifrig und mifchen fich 
Beide in die Sache, wodurch Uneinigfeit entfteht und fie 
fi, ind Gehege kommen können; ober aber. e& tritt der 
andere Kal ein, ed kuͤmmern fich beide Theile nicht um die 
Sache, es verläßt ſich Einer auf den Andern und fie thun 
Beide Nichts und das, glaube ich, wird wohl der am 
häufigften vorfommende Fall fein. 


Staatsminifter v. Falkenftein: Ich will nur, ohne 
die Yufmerffamkeit der hohen Kammer bei biefer Frage 
längere Zeit in Anfpruch zu nehmen, wenig Worte dem 
hinzufügen, was fo eben vom Herrn Referenten bemerkt 
worden ift. Im Allgemeinen ift wirklich die Sache, bie 
hier behandelt wird, nicht von großer Wichtigkeit und ich 
trete infofern demjenigen, was fowohl von Seiten des 


Herrn v. Behmen, als des Heren Referenten gefagt worden 


ift, auch bei. Ich hätte aber bewegen geglaubt, daß es 
eigentlich das Einfachfte wäre, wenn man ſich an das hielte, 
was im Entwurfe vorgefchlagen und von der Majorität 
angenommen worden. ift, aus einem boppelten Grunde. 
Einmal muß man zugeben, daß die Minorität volltommen 
Necht hat, wenn fie behauptet: es ift immer nicht gut, 
wenn an einer und berfelben Sache zu viel verfchiebene 
Organe Theil nehmen. Es ift in der Art, namentlich, wie 
‚Herr v. Behmen auögefprochen hat, gewiß das Princip im 
Allgemeinen nicht unbegrlindet ; allein die. Spibe ift der 
Sache eigentlich dadurch, wie mir ſcheint, abgebrochen, daß 
im Kirchen, wie im Schulvorſtande der Geiſtliche es iſt, 
der die Hauptleitung der Sache zu führen hat und daß 
alſo die etwa denkbaren Collifionen, wenn der Kirchenvor- 
fand ſich zu fehr in das Schulweſen hereinmiſchte, fofort 
durch den Geiftlichen felbft, der Mitglied in beiden Eorpo- 
rationen ift, zu befeitigen fein dürfte. Jedenfalls aber ſchien 
es dem Minifterium im Princip richtig, dem Kirchenvor⸗ 
ſtande diefe Functionen zu geben, weil der Kirchenvorſtand 
eben für bie Gemeinde ald Kirchgemeinde, auch wenn 
mehrere Schulen innerhalb derfelben find, anzufehen ift. 
Zu alledem kommt noch ein praktiſches Moment Hinzu. 
Ich glaube,. die Punkte mögen aufgenommen werben ober 
nicht, es wird fich im Wefentfichen, im Praktiſchen die Sache 
fo ziemlich auf diefelbe Weife geftalten. Nachdem fie 
aber in den Entwurf aufgenommen worben find 
und nachdem bie Majorität der Deputation ſich dafür ande 
gefprochen hat, duͤrfte das Hinwegnehmen aus bem 
Entwürfe fehr leicht zu der Meinung führen, als wollte 
18 E. Abonnement.) 
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man in diefem Punft die Kirdenvorflände von der Wirk 
ſamkeit gänzlich ausſchließen. Daß das nicht die Abſicht 
der Minorität ift, weiß ich fehr gutz wir haben es aber 
nicht in der Hand, mas die Gemeinden darüber urtheilen, 
wenn fie das Iefen. 


Nittergutsbefiger Nittner: Die Thatfache, daß der 
eine der und vorliegenden Berichte den Paragraphen ganz 
ablehnt und eine Minorität in biefer Kammer den Parae 
graphen zur Hälfte ablehnt, ift vollkommen geeignet, bie 
Aufmerkfamkeit der Kammermitglieder auf biefen Para= 
graphen hinzulenten. Ich meinerfeits habe lange daruͤber 
nachgedacht und war anfangs der Meinung, ber jenfeitigen 
Deputation zu folgen; allein infolge der Betrachtung, die 
der Herr Staatöminifter zulegt erwähnte, bin ich dazu ge» 
kommen, für den Antrag der Minorität zu ſtimmen. Ich 
bin nämlich an dem Worte „befchränkt” ſtehen geblieben. 
Das habe ich fo aufgefaßt, daß die Thätigkeit des Kirchen» 
vorflandes gegenüber der des Schulvorftandes befchräntt 
fein fol. Wenn nun in den Sägen a, b, e dieſe Bes 
ſchraͤnkung gewiffermaaßen aufgehoben worden if, indem 
viele "Dinge hereitigenommen worden find, bie meines Er⸗ 
achtens dem Schulvorftande zur Thaͤtigkeit zugewiefen find, 
fo bin ich dahin gekommen, mit der Minorität zu flimmen, 
davon ausgehend, daß die Saͤtze a, b, o etivad wieder aufs 
Heben, was durch das Wort: „beichränkt' im erfien Satze 
beftimmt ift. Es fühtt das dahin, daß «8 beffer ift, diefe 
drei Säge auszulaſſen; ich werbe deshalb mit ber Minos 
rität flimmen. 

Sräiherr v. Welck: Ich würde Nichts gegen die Bei⸗ 
behaltung des dritten Satzes haben, wenn nur in dem 
zweiten Satze die Worte: „insbefondere ber Neligionsunters 
richt” heraus gelaffen werden fönnten. Am Sinne des Ges 
ſetzes wird dadurch Nichts geändert; benn ber Neligionds 
untereicht gehört mit zum GSefammtunterricht. Aber da 
muß ich einem früheren Redner beitreten; ich glaube, daß 
das zu Mißbräuchen und zu unangenehenen Verhältniffen 
mit dem Localſchulinſpector, was ber Drtögeiftliche iſt, 
führen Bann, wenn jebes Mitglied des Kirchen: und Schuls 
vorftandes fi berufen glaubt, Über das Mefentliche und” 
Innere des Religionsunterrichts auch ein Urtheil und reſp. 
Zabel u. f. w. auözufprechen. Das glaube ih, muß doch 
dem Localſchulinſpector, dem Geiftlichen, vorbehalten bleiben, 
darüber zu cognodeiren. Ich will nicht durch einen befon= 
deren Antrag die Sache aufhalten; follte Jemand darauf 
einzugehen wuͤnſchen, fo überlaffe ich ihm fehr gern, einen 
Antrag auf Weglaffung diefer Worte zu ſtellen. Dann 
würde ich mich fehr gern der Anficht ver Majorität anſchlie— 
Benz außerdem würbe ich aber mit der Minorität ſtimmen. 


Staatöminifter v. Falkenflein: Nur zur Beruhi— 
gung des geehrten Herrn Sprechers erlaube ich mir zu bes 
merken, daß es ſich nit darum handelt, daß jeder einzelne 
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Kirchenvorficher hereingehen koͤnnte in die Schulen und 
feine Anſichten über den Religionsunterricht ausſprechen, 
fondern daß ausdruͤcklich gefagt worben ift, daß der Pfarrer 
ihn zu begleiten habe; daß, wie ih ſchon vorhin mir zu 
fagen erlaubte, ber Pfarter die Spige und wenn ich fo 
fagen fol, die Seele auch diefer Beauffihtigungsweife fein 
und bleiben fol. Ich glaube, daß dadurch das Beben» 
Ten, das der Herr Sprecher hatte, hinlaͤnglich befeitigt 
fein dürfte. r 

Freiherr v. Weld: Ich will gern anerkennen, daß das 
fo fein follte; aber es fehlt auch nicht in neuerer Zeit 
an Beweiſen, wie weit bie Arroganz und Anmaaßung von 
Gemeindemitgliedern in der Beurtheilung der Wirkſamkeit 
ihrer Geiftlihen gehen. Wenn derartige Urtheile und An: 
fihten in dem Kirchenvorftande gegen Geiftliche in Bezug 
auf den Religionsunterricht, der in den Schulen ertheilt 
wird, geltend gemacht werden, fo fann ich nicht glauben, 
daß dies zu etwas Gutem führen koͤnne. Lediglich von 
diefem Standpunkte aus ſchien mir die ausdrüdlihe Er— 
wähnung des Religionsunterrichts in diefer Faſſung nicht 
wuͤnſchenswerth. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte nur aus⸗ 
ſprechen, ich koͤnnte das Bedenken des Herrn v. Welck 
durchaus nicht theilenz denn ich meine, eher koͤnnten ums 
gekehrt die Worte wegbleiben „wie der Gefammtunterricht”; 
denn das könnte eher zu Tactloſigkeiten führen, zu einer 
Einmiſchung in das Gebiet, welches eigentlich und ſpeciell 
dem Schulvorftande zugehört, während ber Kirchenvorftand 
und alle feine einzelnen Mitglieber nach dem erften, Sage, 
worüber die Deputation einverſtanden ift, auf das 
kirchliche Intereffe an der riftlichen Erziehung der Zus 
gend befchränkt find. Wenn etwas in der Schule vor die 
Eognition des Kirhenvorftandes gehört, fo ift ed der Re— 
Higionsunterricht, während das bei anderen Fächern zweifel⸗ 
haft oder nur mittelbarer Weife der Fall ift und eher 
Veberfreitungen möglich find, wenn die Worte „wie der 
Gefammtunterricht” fliehen bleiben. Ich koͤnnte alfo ben 
Wunſch nicht unterftügen, den „Religionsunterricht” wege 
zulaſſen; diefer fcheint ganz im Wirkungskreiſe des Kirchen- 
vorftandes zu liegen. i 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Die Sache ift 
wirklich nicht fo wichtig, daß man den Gleichmuth verlie- 
en würde, wenn bie Majorität zur Minorität würde. 
Nur noch eine praftifche Bemerkung will ich machen. Es 
giebt Sachen, die gemeinfamer Natur find, daher vor das 
Sorum des Kirchenvorflandes gehören müffen, z. B. ber 
Gefang der Schulinder, weil er auf den Kirchengeſang 
Einfluß hatz dann die Katechismusexamina. Das find 
zwei Sachen, bie wohl aus der Schule in die Kirche bins 
Aber leiten. 

Referent Freihert v. Sriefen: Ich erwähne, die Ka 
techismuseramina find in der Regel in der Kirche 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich koͤnnte zunaͤchſt 
Herrn Freiherrn v. Weld nicht beiſtimmen, aber auch nicht 
Herrn Dr. Lechler, ſondern ich müßte fagen, daß mir gerade 
die Bereinigung von dieſen beiden Momenten, „der gu 
fammte Unterricht, insbefondere aber der Religionsunterrich · 
als das richtige erſcheint. Der Kirchenvorſtand iſt eben fir, 
chenvorſtand und foll als folcher den ganzen Unterricht in 
Obacht nehmen. Im dem Unterrichte außer dem Religionds 
unterricht Tann aud Religion oder Irreligion fein; das 
darf man von der Theilnahme des Kirchenvorftandes nicht 
ausſchließen. Und was den Religionsunterricht betrifft, fo 
möchte ich die Beforgniffe, daß der Paftor dabei in große 
Verlegenheit kommen könne, nicht theilen. Sollte ihm hier 
etwas Befondered begegnen, nun fo muß man dem Paſtor 
auch nicht alle Mühe erſparen wollen. Es iſt das vieleicht 
eine Gelegenheit, gewiſſe Vorurtheile, Einfeitigkeiten, mande 
Iandläufige, populäre Einbildungen vom Unterricht ve 
Lehrers zu berichtigen und dem Lehrer in Schuß zu neh⸗ 
menz die befommt er auf dieſe Weife zu hören und wenn 
er der richtige Mann ift, wie er das fein ſoll, fo wird er 
das rechte, wahre Wort darüber fagen. Im diefer Beziehung 
fehe ich ein Bedenken wirklich nicht. 


Bürgermeifter Hennig: Ich trage auf Schluß der 
Debatte an. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernoms 
men den Antrag des Herrn Bürgermeifters Hennig und ih, 


habe zu erwarten, ob derfelbe feinen Antrag noch näher bes 
gründen win? 


Bürgermeifter Hennig: Sch glaube, ex motivirt fih 
von ſelbſt. 


Präfident v. Schönfels: Ich frage, ob derfelbe unter, 
ftügt wird? — Bahlreid, 

Es würde num für oder gegen diefen Antrag zu fpreden 
fein. Da Niemand ſich erhebt, um für oder gegen den 
Antrag zu fpreden, fo frage id, ob die Kammer biefen 
Antrag de3 Heren Bürgermeifters Hennig, der auf Schluß 
der Debatte geht, annehmen will? — Einftimmig Ja. 

Die Debatte ift demnach gefchloffen und es wuͤrde nun 
der Here Referent der Minorität das Schlußwort haben. 

(Derfelbe verzichtet.) 
Und nun der Herr Referent ber Majorität. 
(Derfelbe verzichtet gleichfalls.) 

Ich kann daher zur Abftimmung übergehen, Beytglid 
des 5. 45 befteht folgende Differenz: Die Majorität trägt 
darauf an, den Paragraph underänbert anzunehmen; die 
Minorität Hingegen will aus dem Paragraphen entfernt 
wiffen den zweiten Abfatz, der mit ben Worten anfängt; 
„Die Kirhenvorfteher folen daher nicht nur u. fe M- — 
angehalten werben”, Ich werde zuvoͤrderſt bie Frage auf 
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den Paragraph richten mit Vorbehalt des Antrags der Mi⸗ 10 Stimmen hat der Antrag der Minorität Annahme 
norität. Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen | gefunden. 


der Deputation $. 45 anzunehmen bereit iſt? — Es wurde vorhin bemerkt, die Zeit fei zu weit vorge⸗ 
Gegen 2 Stimmen iſt der Paragraph) angenommen rückt; diefe Anficht iſt conform mit der meinigen; ich ſchlage 
worden. deshalb vor, die heutige Sitzung zu ſchließen, lade Sie aber 


Ich gehe nun zum Antrage der Minorität über, wel ein, Sich morgen 11 Uhr hier wieder einzufinden. As 
cher den Wegfall der Punkte unter a, b, c beantragt, | Gegenftand der Berathung bezeichne ich die fortgeſetzte Be 
Ich frage, ob die Kammer den Antrag der Mi-|rathung ber Kirhenordnung. 
norität anzunehmen bereit iſt? — Mit 24 gegen (Schluß der Sitzung 2 Minuten nad) %3 Uhr.) 


Nedacteut H. Meinhold, Seeretär im Koͤnigl. Minifterkum des Innern, — Drut von B. ©. Teubner In Dredden. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 17. Januar 1861. 
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Achtzehnte Öffentlihe Sitzung der Erften 
Kammer am 8. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verlefung des Protokolls. — Regiſttandenvortrag · — Ente 
fehuldigung. — Bortgefegte Berathung des Berichts der 
Zwiſchendeputatlon dißer den Entwurf einer Kirchenorduung 
für die evangeliſch-lutheriſche Kirche des Königreiche Sachfen, 
unb pwar dißer die 66. 46 bis mit 52, 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 25 Minuten in Ge 
genwart bed Herrn Staatsminiſters Dr. v. Falken ſtein 
und ber ‚Herren koͤnigl. Commiffare Geheimen Raths 
Dr. Hübel und Geheimen Kirchentaths Dr. Gilbert, 
fowie in Anwefenheit von 36 Kammermirgliedern. 


Präfident v. Schönfeld: Ich bitte, Plag zu nehmen, 
meine Herren. Der Here Serretär v. Egidy wird bie 
Güte haben, dad Protofol zu verlefen. 

(Nachdem dies geſchehen.) 

Wenn Niemand gegen die Faſſung des focben verles 
fenen Protokolls etwas erinnert, fo erkläre ich daſſelbe als 
genehmigt. Die Mitvollziehung deſſelben Tiegt heute ob 
den Herren v. Könneris und Hofrath Dr. Hänel, 

Machdem die Unterfchriften erfolgt.) 


Die heutige Negiftrande enthält eine einzige Nummer, 


(Mr. 103.) Belchwerde des Gutöbefiger Johann 
Michael Morgenftern zu Neifland vom 22. December 1860 
Aber das Verfahren der Berwaltungsbehörden in einer 
Wegeftreitigkeit. 

Präfident v. Schönfeld: Formel ſcheint gegen diefe 
Beſchwerde etwas nicht zu erinnern zu fein; es wirb daher 
der Vorſchlag gemacht, an die vierte Deputation diefelbe 
zu verweifen. Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage ein. 
verftanden? — Einftimmig Fa. 

Es war dies, wie, gefagt, die einzige Nummer ber heu⸗ 
tigen Regifttande. — 

Eine Entſchuldigung iſt eingegangen von dem Herrn 
Grafen Einſiedel-Wolkenburg für heute und wahrſcheinlich 
auch für morgen wegen Unwohlſeins. 

1.8. (2. Abonnement.) 
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Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen; 
wir koͤnnen daher fogleich zur Tagesordnung übergehen 
und ich würde den Herrn Referenten erfuchen, den Redner⸗ 
ſtuhl zu betreten. Derjelbe wird die Güte haben, den 
weiteren Vortrag fiber die geftern abgebrochene Verhandlung 
ung zu geben. b 


Neferent BVicepräfident v. Friefen: 


$. 46. 5 

Zu 10. Der Kirchenvorftand fol es ſich angelegen 
fein Iaffen, die Armen, Kranken und Hülfsbedürftigen in 
der Gemeinde aufzuſuchen und bafür zu forgen, daß den« 
felben durd Rath und That geholfen werde, 

Der Kirchenvorftand wird daher auch die Hülfsbe⸗ 
dirftigen, die ihm bekannt werben, der Behörde für die 
Armenverforgung zur geeigneten Unterftügung empfehlen 
und insbefonbere die Privatwohlthätigkeit zwedmäßig zu 
leiten fuchen, 


Die Motiven.lauten: 


Bu $. 46. 

Unbezweifelt gehört es * den Pflichten des Kirchen⸗ 
vorftandes, den Pfarrer in der geiftlihen Pflege der Ar« 
men, Kranken und Hülfebebürftigen zu unterftügen. Wenn 
die Kirchenvorſteher aber hierbei am beften erfahren were 
den, mo materielle Hlılfe nöthig ift, und auf welche Meife 
einem Jeden am zwedmäßigften und nachdruͤcklichſten ges 
holfen werben tönne, fo erſcheinen fie auch ganz befonders 
geeignet, die Armen und Hülfsbedürftigen in der Gemeinde 
der Localbehoͤrde für —— u empfehlen. Ins— 
befondere wird die freie Privatwoh) — welche ſich 
ungern an die oͤffentlichen Armenanſtalten anſchließt, oft 
fehr geneigt fein, ihre Gaben dem Kirchenvorſtande zur 
Berfägung zu fielen, um ſich einer recht guten Verwen⸗ 
dung derfelben verfichert halten zu fönnen. 


Der Bericht fagt: 
Der erfte Sat des 


wird zur Annahme empfohlen, dagegen aber beantragt, den 
‚zweiten Sag: 
„Der Kirchenvorftand wird daher auch“ zc. 

abzulehnen, damit nicht zu einem Eingriffe in das Amt 
der Armenverforgungsbehörde und zu anderen Einmifchungen 
in Privatverhältnife Veranlaffung gegeben werbe, 

Der Eönigliche Commiffer hat diefem Antrage nicht 
widerfprochen. 

In der Zweiten Kammer trägt die Zwiſchendeputation 
auf Wegfall des ganzen Paragraphen an. 
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Praͤſident v. Schönfels: Es würde num die Dis. 
cuſſion über $. 46 zu eröffnen fein. Herr Serretär Wimmer 
bat das Wort. 


Seeretär Bürgermeifter Wimmer: Der erfte Sat des 
Paragraphen enthält die Beftimmung, daß ber Kirchen: 
vorftand den Armenvorftehern mit Rath und That an die 
Hand gehen und die Hülfebedrftigen, Kranken und Armen 
in der Gemeinde auffuchen folle. Der zweite Abfag ift 
nach meiner Anſicht blos Ausführung diefer Beftimmung. 
Unfere Deputation ſchlaͤgt vor, den erfien Abfak anzunehmen. 
Ich glaube aber, es iſt aus den von umferer Deputation 
und von der Deputation der zweiten Kammer angegebenen 
Gründen richtiger, wenn auch ber erſte Abſatz wegbleibt. 
Colliſionen Fönnen, wenn die Beforgung der Armenvers 
forgung in die Hände der politiſchen Gemeinde und des 
Kirchenvorſtandes gelangt ift, nicht ausbleiben, ja fie wuͤr⸗ 
den fogar in den höheren Inftanzen hervorgerufen werden, 
da ſolchenfalls hinfichtlich der Armenverforgung zwei vers 
ſchiedene Minifterien refortiven würden. Jetzt gehört diefe 
Angelegenheit blos vor das Minifterium des Innern, fpäter 
aber würde, wenn der Kirchenvorſtand mit competent wäre, 
aud das Minifterium des Cultus hier als oberfte Behörde 
mit anzufehen jein. Ich erlaube mir daher den Antrag 
zu flellen, den erften Abſatz, wie’ auch die Deputation der 
Bweiten Kammer empfiehlt, wegzulaffen, fo daß dann diefer 
ganze Paragraph in Wegfall kommt. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Ans 
trag des Herrn Secretär Wimmer vernommen. Er geht 
dahin, den $. 46 in Wegfall zu bringen. Ich frage, ob 
die Kammer diefen Antrag unterftüßt? — Zah lreich. 

Es würde num die Discuffion zugleich darlıber mit 
ftattfinden innen. Ich habe zu erwarten... 


Buͤrgermeiſter Hennig: Ich will nur erflären, daß 
id) dem Antrage des Herrn Secretaͤt Wimmer beitrete. 
Auch ic) bin der Meinung, daß nur zu leicht Collifionen 
eintreten werben, wenn zwiſchen bem Kirchenvorftande und 
der Armenverforgungsbehörde die Pflichten und Berechti⸗ 





gungen bezüglich ber Armenpflege getheilt werden. Die 
Armenverforgung iſt zeither fehr gut verwaltet worden; 
es iſt Alles gefchehen, was geſchehen fol und geſchehen Fann. 


Nittergutöbefiger v. Römer: Ich muß nur bemerken, 
daß bei $. 37 die Kammer bereit3 den Punkt 10 in biefem 
Paragraphen angenommen hat. Dort heißt es: „Mitwir⸗ 
tung bei der Armen» und Krankenpflege” gehört zu dem 
Wirkungskreife des Kirchenvorſtandes. Wenn jest 5. 46 
ausfällt, fo wird der Zweck, daß ſich der Kirchenvorftand 
gar niht um die Armen- und Krankenpflege zu bekümmern 
haben folk, doch nicht erreicht; denn dort in $. 37 unter 
Punkt 10 ift fon die Mitwirkung des Kirchenvorſtandes 
bei der Armen» und Krankenpflege feftgeftelt. 


Birgermeifter Müller: Ich bitte ums Wort! Indem 
ich mic) dem geftellten Antrage anfchließe, will ich nur be 
merfen, daß ih auf Das, was der Abg. v. Römer en 
wähnte, ein Gewicht legen kann. Der $. 37 iſt ein vi 
ner Specificationsparagraph). Wenn die einzelnen beziige 
lichen Beftimmungen, auf bie der $. 37 nur hinweiſt, nicht 
angenommen werden, fo folgt daraus von ſelbſt, daß jene 
Aufzählung ebenfalls fallen muß. Im Allgemeinen muß 
ich dem Wimmer'ſchen Antrage beitreten und zwar um 
deswillen, weil die Armenordnung gerade zu den neueren 
Sefegen gehört, die ſich vorzüglich bewährt haben. In 
einem Zeitraume von 20 Jahren hat fi) die Armenord, 
nung hoͤchſt glänzend bewährt; wenigſtens in Bezug auf 
die Städte kann ich das verficern. Died war auch der 
Grund, weshalb es felbft einer ganz geſchickten Hand am 
vorigen Landtage nicht gelungen ift, Abänderungen in der 
Armenordnung durbringen zu Finnen. Marum wollen 
wir neben diefe Organe, welche die Armenorbnung bereits 
aufgeftelt hat und welche ſich vollftändig bewährt haben, 
noch andere Drgane ftellen, welche die Sache ebenfalls in 
die Hand nehmen follen? Es find ja auch bei der Armen: 
verforgungsbehörde in den Städten diejenigen Elemente in 
der Hauptſache vertreten, auf bie es hier anfommen Tann, 
d. h. die Geiftlichen gehören zu der Urmenverforgungdbe 
hörde. In den Städten wenigftens, die ich kenne, wird 
darauf ein ganz befondered Gewicht gelegt, daß bie Gelfls 
lichkeit bei dem Armenverforgungsamte mit thätig ſei. Dar 
mit nun Gollifionen nicht weiter flattfinden, halte ich da 
für, es dabei bewenden zu laſſen. 


Nittergutöbefiger Rittmer: Es dürfte vielleicht nicht 
ganz unpafiend fein, daran zu erinnern, zu welch’ großen 
Unzuträglichkeiten die Einmiſchung der Kirche in die Wohl 
thätigkeitsanftalten in Belgien vor einigen Zahren geflhtt 
hat. Bin ih nun aud weit entfernt, Aehnliches von 
unferer Iutherifchen Kirche erwarten zu wollen, ald wi 
dort von der katholiſchen Kirche ausgegangen ift, fo fann 
id) doch nicht verhelen, daß mir die dortigen Vorgänge 
ald ein warnendes Beifpiel vorſchweben. Dies if im 
Vereine mit Dem, was bisher bereits gefagt worden iſt 
für den Wegfall des Paragraphen, Das, was mich bewegt, 
dem Antrag des Herrn Seeretär Wimmer zuzuſtimmen. 


Freiherr v. Weld: Ih bitte ums Wort! Ich glauß, 
daß wir nicht die Verhältniffe ins Auge zu faſſen haben, 
wie fie in Belgien find oder fonft in irgend welchen Stan 
ten Europas, fondern wie fie bei uns vorliegen und DA 
kann ich zugeben, daß es in. den Städten vielleicht zu 
Solifionen führen und überflüffig erſcheinen könnte, wenn 
ſich der Kirchenvorftand auch fpecied um die Armenpflegt 
zu befümmern Hätte. Aber auf dem Lande kann ich da} 
nicht fo unbedingt zugeben und finde eb ganz dem Ginnt 
dieſes Geſetes und den Forderungen des dicchlichen Sehen? 
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entfpreend, wenn auch ben Kirchenvorfländen ein Wir: 
kungskreis in Beziehung auf die Armenpflege mit gegeben 
wird. Ich fehe nicht ein, warum in Diefer Beziehung eine 
Trennung ber Kirche von der Fürforge für die Armen 
fattfinden fol? Gerade ſcheint es mir recht eigentlich auch 
Aufgabe der Kirche zu fein, fich der Armen zu erbarmen 
und für die Armen Sorge zu tragen. Alfo wo nicht große 
Schwierigkeiten und Inconvenienzen aus der Uebertragung 
ſolch einer Pflicht an den Kirchenvorftand hervorgehen , wie 
das allerdings z. B. in großen Städten der Fall fein Bann, 
wo dad Armenwefen ganz felbfiändig geregelt und geord- 
net ift, da fehe ich nicht ein, weshalb dem Kirchenvorftande 
nicht auch zur Pflicht gemacht werden follte, fi um das 
Armenwefen zu kuͤmmern. 

Freiherr v. Biedermann: Ih muß im Widerſpruch 
mit Dem, was wir foeben gehört haben, Dem beitreten, 
was die beiden Herren Bürgermeifter in Beziehung auf 
die Städte ausgeſprochen haben; ich finde daſſelbe durch» 
aus anwendbar auf dad Land. In den meiften Fällen 
wird ed ganz unnöthig fein, daß der Kirchenvorftand ſich 
in die Armenfachen mifche, weil, foweit id die Verhält: 
niffe kenne, die Geiftlihen auch Worftände des Armenver- 
eined in den meiften Faͤllen find. Es ſcheint alfo das 
ganz uͤberfluͤſſig zu fein. Iſt das aber nicht der Fall, find 
die Geiftlichen nicht zugleich Vorſtaͤnde der Armenvereine, 
fo wird e8 unbedingt zu Collifionen führen; dann wird 
der Kirchenvorftand, welder ſich um den Stand der Ars 
mencaffe nicht kümmert, mitunter Forderungen an ben Ars 
menverein ſiellen, bie biefer nicht erfüllen Tann und fo 
werden Unordnungen und unangenehme Auftritte herbei- 
geführt werden. Uebrigens glaube ich, baß faſt bei allen 
Armenvereinen die Vorſtaͤnde derfelben mit den Kirchen: 
vorftänden hinſichtlich der Perfönlichkeiten biefelben fein 
werben. 

Staatsminifter v. Falkenſtein: Ich habe der geehr⸗ 
ten Kammer es ganz zu Tiberlaffen, welchen Beſchluß fie 
faffen möge; nur muß ich auf zwei Momente aufmerkfam 
machen: Zuvoͤrderſt dürfte nämlich das, was der geehrte 
Abg, Rittner fagte, kaum von Einfluß fein. Wer die Ber- 
haltniffe von Belgien kennt, ber wird ſchwerlich in der 
Lage fein, fie mir den Verhältniffen Sachſens aud nur 
entfernt in Vergleichung ſtellen zu wollen. Was fodann 
den Hauptgrundſatz betrifft, den die Deputation aufftellt, 
fo Liegt darin freilich ein weſentliches Abgehen von dem, 
was eigentlich die alte Kirche feftgeftellt har, im welcher bes 
kanntlich gerade das Armen: und Wohlthärigkeitswefen 
eine Hauptrolle fpielte, — und es ift befannt, daß ein 
großer Theil der noch jetzt fegendreich wirkenden Armens 
und Unterftügungsanftalten in der That von der Kirche 
gegruͤndet und mit Hilfe der Kirche erhalten worden if. 
Allein ich bin weit entfernt, daraus folgern zu wollen, 
daß man bie jetzige Zeit, wo dieſe Verhältniffe weit ums 
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faffenber geworben und anderö geregelt worben find, als 
in der damaligen Zeit der Fall war, ich fage, ich bin weit 
entfernt, daraus folgern zu wollen, daß jest die Kirche 
fi des gefammten Armenwefens und der Wohlthätigkeitss 
verhäftniffe in gleicher Weife, wie damals, annehmen folle. 
Es ift vollfommen begründet und zutreffend, wenn gefagt 
worden ift, daß gerade die Armenordnung ſich vorzüglich 
bewährt hat. Ih Tann alfo auch gar nicht der Anficht 
fein, die von einem geehrten Sprecher hervorgehoben wurde, 
als wenn das Minifterium des Cultus fich jegt in die zum 
Reffort des Minifteriums des Innern gehörigen Angelegens 
heiten mifchen wolle. Davon ift in dem ganzen Entwurf 
auch nicht die Rede und es würde felbft der Vorſtand des 
Minifteriums des Innern, ber natürlicher Weife Kenntniß 
genommen hat von dem Entwurfe der Kirchenordnung, ſich, 
wenn dad der Fall wäre, damit nicht einverflanden haben 
erklären koͤnnen. Nein, es liegt die Sache ganz anders. 
Es handelt ſich lediglid) darum, daß der Kirchenvorftand, 
alfo nicht der Geiſtliche allein, fondern die übrigen gewähls 
ten Mitglieder des Kirchenvorftandes in Gemeinſchaft mit 
ihm dadurch eine Anregung bekommen follen, die Armen, 
Kranken und Hülfsbebürftigen in der Gemeinde aufzufuchen 
und ihrer fi anzunehmen. Der Kirchenvorftand, ber 
vorzugdweife den Beruf hat, für bie fittliche Hebung ber 
Gemeinde mit zu forgen, würde am allernatüclichften dazu 
geeignet fein und es ſcheint mir recht eigentlich in feinem 
Berufe mit zu liegen, daß, wenn er folde Arme und 
Kranke findet, für bie doch moͤglicherweiſe die fonft bes 
fiehenden Vereine noch nicht geforgt haben, er bie Ver⸗ 
eine im geeigneter Weife darauf aufmerffam macht und 
ich kann kaum glauben, daß durch den erfien Say, um 
den es fich handelt, Collifionen entftehen koͤnnen, während 
ich zugebe, daß bei dem zweiten Satze, ber von der Depus 
tation in Wegfall gebracht werden will, in diefer Beziehung 
viel eher eine Gollifion denkbar ift. Was aber den erſten 
Sag betrifft, fo muß ich geftehen, daß ich es beklagen 
würde, wenn man baburch dem Kirchenvorſtand die Möge 
lichkeit nehmen wollte, fir das Wohl feiner Gemeinde auch 
auf diefe Weiſe forgen zu Binnen. Soviel mir befannt, 
find übrigens ganz ähnliche Beftimmungen in mehreren 
Kirchenordnungen ber verfchiedenen Länder, die fi im 
ganz ähnlichen Verhäftniffen, wie Sachfen, befinden und 
es find diefe Beftimmungen, foviel ich gehört habe, nicht 
von ber Art geweſen, daß irgend eine Colliſion daraus 
entftanden wäre. r 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu begehren; ich werbe daher die Debatte über 
$. 46 ſchließen und dem Herrn Referenten das Schluß— 
worf ertheilen. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Herr Staats⸗ 
minifter hat das Motiv des $. 46 fchon ganz richtig bea 
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zeichnet, fowie auch bie Srelärung in der Deputation abge 
geben worden ift. Urfprünglid war allerdings bie Armen» 
pflege die allernächfte und heiligſte Pflicht der Kirche. Die 
cite Spur davon findet ſich ſchon im zweiten Capitel der 
Apoſtelgeſchichte. In den Kirhenorbnungen von 1557. 
und 1580 ftehen die allergenaueften Vorſchriften über 
die Yemenpflege und die Einfammlung der dazu nöthigen 
Beiträge. Es finden ſich fogar in den fpäteren Gefegen 
einige Paragraphen wörtlich wieberholt und namentlich find 
in biefen beiden alten Kirchenordnungen fehr ftrenge Vor⸗ 
ſchriften über das verberbliche Bettelwefen und auch gegen 
mehrere Mebelftände, welde zur Verarmung führen und 
die erſten Schritte dazu find. Im ber Kirhenordnung von 
1580 iſt namentlich auch der Gottesfaften eingeführt, fo 
daß in der Kirche freiwillige, milde Beiträge eingefammelt 
wurden und fogar der Cymbel, der Klingelbeutel war zum 
größten Theile zum Beſten der Armen beftimmt. Wir 
fehen alfo hieraus, daß es die Kirche von jeher, wenigftens 
bis zum 16. Zahrhunderte, als ihre mächfte Pflicht betrach⸗ 
tete, flr die Armen. zu forgen. Nach 1580 find diefe 
Bellimmungen beinahe wörtlid) in dad Mandat von 3729 
übergegangen; auch hier findet man noch den Gottesfaften 
und das Meifte, was in der Kirchenordnung von 1580 
fieht. Won da an aber fing man an, die Armenpflege 
als eine wefentliche und äußere Angelegenheit zu behandeln 
und fo kam man zu dem Mandat von 1772, welches 
allerdings die Armenpflege in die Hände der Gemeinde und 
der weltlichen Obrigkeit Iegte und fomit verſchwand auch 
nad) und nach der Gotteskaſten in den Kirchen, der nur 
noch in manchen Kirchen ald eine Antiquität zu fehen iſt. 
Im Gegentheile kenne ich aber doch auch wieder Kirchen, 
wo in der allerneueften Zeit der Gottesfaften wieber her- 
gefteltt ift, weil ſich die Kirchengemeinde erinnerte, daß die 
Urmenpflege ihre allernächfte Herzens» und Chriftenpflicht 
fei. Nun ift zwar nicht zu leugnen, daß das Gefeg von 1840 
am ſich vortrefflich iftz dad Mandat von 1772 war es zwar 
auch; es war aber zu alt und da glaubte man denn, ein 
neues fchaffen zu müffen. Beide Gefeke find gewiß ganz 
vorzüglich und es wird nach ihnen am allerbeften für die 
Armen geforgt; aber den urfprünglichen, kirchlichen Charac- 
ter hat die Armenpflege verloren. Es iſt gar nicht zu 
leugnen und man findet auch in den Gefegen, namentlich 
in dem von 1840 die allerzweckmaͤßigſten Vorfchriften gegen 
die Uebelftände, welche zur Verarmung führen. Das ift 
alfo ganz gut und es ift jet wohl dem Bedürfniß voll 
kommen genügt und in biefer Beziehung würde der $. 46 
allerdings gerade nicht nöthig fein. Aber die Gabe für 
die Armen hat jest aufgehört, eine milde, chriſtliche Gabe 
zu fein; fie ift eine Abgabe, eine Steuer geworden. Da: 
her wollen wir doc) gerecht fein und anerkennen, daß die 
Kirchenordnung fich hier mit allem Rechte noch einmal hat 
erinnern wollen, daß bie Armenpflege urfprünglich eine 
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Sache der Kirche gewefen ift. Eine Colliſion kann ich in 
der That aus dieſem Paragraphen nicht befuͤrchten und das 
bleibt immer richtig, was Herr v. Römer bereits ermähnt 
hat, daß wir bei $. 37 bei dem zehnten Punkte bereitg 
anerkannt haben, daß der Kirchenvorftand eine Mitwirkung 
bei der Armenpflege haben fol, Wir würden alfo allen 
dings mit und in Widerfpruch gerathen, wenn wir bier 
auf einmal wieder etwas Neues annehmen und den Para, 
graph wieder in Wegfall bringen wollten. Was die 
Vergleichung mit der katholiſchen Kirche bedeuten folk, 
habe ich nicht recht begriffen und eine Beziehung auf al: 
gien und andere geographifche Excurſionen ber Art führer 
uns nicht zum Ziele. Wir wiffen recht gut, was wir in 
Sachſen bedürfen, wie unfere Einrichtungen find und id 
glaube, das genügt vollfommen, um Beſchluß zu fallen. 
Die ganze Frage ift eine Frage der Ueberzeugung und der 
individuellen Anſicht. Ich glaube, die Sache erledigt ih 
am beften dadurch, daß abgeflimmt wird und ich wire 
darauf antragen, daß vielleicht über jeden Sag einzeln ab 
geſtimmt wird. Wird der erfte Sat abgelehnt, ſo wird 
nachher auch der zweite Satz und hiermit der ganze Para: 
graph fallen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde bie Abſtim⸗ 
mung in folgender Weife vornehmen. Es hat die Depu⸗ 
tation beantragt, den erfien Sat des $. 46 beizubehalten 
und hingegen den zweiten Sat abzulehnen, Herr Gere 
tär Wimmer trägt darauf an, den ganzen Paragraphen in 
Wegfall zu bringen. Es geht der Antrag ded Herm Sr 
eretär Wimmer weiter, als der der Deputation und ih 
muß demzufolge den Antrag des Herrn Secretär Wimmer 
zuerſt zur Abftimmung bringen. Würde der Antrag abqe⸗ 
lehnt, dann muß allerdings der $. 46 bei der Abftimmung 
gefpaltet werden in zwei Fragen. Ich frage die Kammer, 
ob fie dem Antrage des Herrn Secretär Wimmer, 
der auf Wegfall des $. 46 gerichtet ift, Beifall 
ſchenkt? — Der Antrag iſt mit 17 Stimmen gegen 15 





abgelehnt. 


Ich gehe nun über zu den Anträgen ber Deputation. 
Wie ſchon erwähnt, trägt die Deputation darauf an, der 
erfien Sag ded Paragraphen anzunehmen und 
ich frage, ob die Kammer diefem Amtrage Ihrer 
Deputation beiftimmt? — Der Antrag der Deputalion 
ift mit 21 Stimmen gegen 11 angenommen. 


Es bleibt daher der erſte Satz des $. 46 fehen. St 
Bezug auf den zweiten Sat trägt die Deputation darauf 
an, benfelben in Wegfall zu bringen. Ich frage aus 
bier, ob die Kammer dem Antrage ber Deputation 
zuffimmt? — Einftiimmig 3a. 


Es wird demzufolge der Paragraph nur aus dem een 
Abſatze beſtehen, wie er im Entwurfe enthalten iſt. 
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Referent BVicepräfident v. Friefen: 


8.47. 
Das Umt eineg Kirchenorftepers if unentgefbfich zu verwalten, 
Ausnahmen. 


Das Amt eines Kirchenvorfichers iſt ein Ehrenamt und 
daher unentgeldlich zu verwalten. Ausnahmen von diefer 
Negel bedürfen der Genehmigung des Confiftoriums. So 
Tann namentlich den Kaftenvorflehern für ‚ihre befondere 
Mühmaltung aus dem Kirchenvermögen oder anderen hierzu 
geeigneten Fonds mit Genehmigung des Confiftoriums eine 
angemeffene Vergütung ausgefetzt werden. Nothwendige 
Verläge, welche die Kirchenvorficher bei Verrichtung ihrer 
Amtögefehäfte zu beftreiten haben, werben benfelben aus 
dem Kirhenärar erfetzt, auch, allen für amtliche Reifen 
eine billige Entſchaͤdigung gewährt. 

Die Motiven lauten: 

Bu $. 47. 

* Die Genehmigung von Remunerationen für die Kir- 

henvorfteher ift folgerecht in die Hand des Confiftoriums 

gelegt, welches nach $. 81 Nr. 1 F die dreijährigen Etats 

zu genehmigen hat. Es wird daher auch die Einholung 
diefer Genehmigung feine Umftände machen. 


Der Bericht fagt: 


Bu $. 47. 
„Bei dieſem Drake hat die Deputation Nichts 
zu erinnern und empfiehlt deffen Annahme”. . 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 47 zu fprechen wunſcht? Es ift nicht der 
Fall; ich frage daher, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation den $. 47 unverändert anzunehmen ges 
meint ift? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Sriefen: 


$. 48. 
Verſammlungen und Befehlüffe des Kirchenvorſtandes. 


Der Kirchenvorſtand verſammelt fi, von dem Vor⸗ 
figenden einberufen, in der Negel monatlich, mindeftend 
aber vierteljährlich ein Mal. Der Vorfitende kann auch 
außerorbentliche Verſammlungen veranftalten und er iſt dazu 
verpflichtet, wenn die Hälfte der Kirchenvorſteher es bes 
antragt« 

Ex befchließt nach Stimmenmehrheitz zu einem gül⸗ 
tigen Befchluffe gehört die Anwefenheit von zwei Drit: 
theilen feiner Mitglieder. . 

Bei Stimmengleihheit gebührt dem Vorſitzenden die 
Entfcheioftimme. 

Der Borfigende führt, wenn nicht ein befonderer Pro: 
totolfführer gewählt wird, über die Verhandlungen ein Pro- 
tofoll, in welches wenigftens alle Beſchlüſſe einzutragen 
find, verwahrt die Acten, I für die Ausführung der 
Befchlüffe und vermittelt die Gefhäftsverbindung mit ber 
Kircheninfpection und anderen Behörden. Er hat auch das 
Necht, Befhlüffe, die er bedenklich findet, nach Beichaffen- 
beit der Sache dem Superintendenten ober ber Kirchen 
infpection vorzulegen und die Ausführung bis zu deren Ent- 
ſcheidung auszufegen, a 
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Die Motiven lauten: 


Bu $. 48. 

Die Zahl der Verfammlungen, welche der Kirchenvor- 
ſtand zu balten hat, wird immer von dem Umfange ber 
Parochie und der dadurch bedingten Menge der — 
abhängen, „bie derſelbe in feinem Wirkungskreiſe zu exie— 
digen hat. Damit jedoch in Hleineren Parocjien die Ges 
ſchafte nicht zu fehr verzögert oder auch wohl mehr als 
wünfchenswerth ift, von den Kirchenvorftehern dem Pfarrer 
überlaffen werden, erfcheint es zwedmäßig, vorzufchreiben, 
daß monatlich oder doch mindeftens vierteljährlich eine Ver⸗ 
fammlung zu halten ift. 


Der Bericht fagt: 


$. 48. 

Monatliche Berfammlungen des Kirchenvorftandes als 
Negel anzunehmen, ſchien der Deputation kaum nöthig, 
befonders in Eleineren Gemeinden, da, wenn «8 erforderlich 
ift, außerordentliche Verfammlungen jederzeit veranlaßt 
werben fönnen. Der Deputation ſchien daher folgende 
Faffung genügen 

De Kirchenvorſtand verfammelt fih, vom Vor⸗ 
figenden einberufen, minbeftens vierteljährlich einmal, 
. Der Vorfigende Tann“ ıc. 

Der Eöniglihe Commiffar.ift diefer Veränderung nicht 
entgegengewefen, x 

Die Deputation beantragt mit derfelben die Annahme 
des Paragraphen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 48 zu fprechen wuͤnſcht? Es ift nicht der 
Fall, Die Kammer hat vernommen, welche Abänderungen 
des Paragraphen die Deputation vorſchlaͤgt. Es geht der 
Vorſchlag dahin, der Kirchenvorſtand möge ſich wenigſtens 
vierteljährlich einmal verſammeln. Ich würde daher fragen, 
ob die Kammer in Betreff diefes erften Satzes 
ihrer Deputation beiftimmt? — Einftimmig Ja, 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: 





. 49. 

Entfaffung eines Birgenserijeh, Kuftöfung des Keirchenvorſtandes. 

Wenn ein Kirchenvorſteher eine von den Eigenſchaften 
verliert, die er zur Wahlfaͤhigkeit bedarf, wenn er fein Amt 
beharrlich vernachläffigt oder daffelbe mißbraucht, fo ift 
deffen Entlaffung bei der Kircheninfpection zu beantragen 
und von biejer zu verfügen. * 

Würde ein Kirchenvorſtand feine Pflichten auffaͤllig ver⸗ 
nachläffigen, oder in Unordnung und Parteiungen verfallen, 
fo fol er nach Befinden von den Confiftorium aufgelöft 
und dic Wahl eines neuen Kirchenvorftandes angeordnet 
werben. Das Gonfiftorium fann in ſolchem Falle die fchulz, 
digen Mitglieder auf gervife Beit oder auch auf immer ft" 
unfähig zu einer neuen Wahl erklären, 

In den Motiven heißt ed: 

Zu $. 49. 2 a 
Es darf wohl erwartet werden, daß bie Kirchenvor⸗ 


er in der großen Mehrzahl das ihnen übertragene Chr 
BE nit A zum Beften der Kirche und der Kirchen⸗ 





gemeinben verwalten werben. Für Ausnahmefaͤlle der ent- 
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gegengefegten Art ift aber den kirchlichen Behörden bie 
Befugniß beigulegen, einzelne SKicchenvorfteher, welche ihr 
Ymt beharrlih vernachläffigen oder dafjelbe mißbrauchen, 
aus dem Kirchenvorſtande zu entfernen und wenn alle 
Mitglieder eines NKirhenvorftandes durch Vachlaͤſſigkeit, 
Uneinigfeit oder verkehrte Beſtrebungen dem Intereffe der 
Kirche und ihrer Gemeinde zuwiderhandeln, folhen auf⸗ 
ulöfen. Erſieres kann unbedenklich der Kircheninfpection 
berlaffen werben, gegen deren Beſchluß dem betreffenden 
Einzelnen Recurs an dad Confiftorium offen bleibt; letz⸗ 
teres iſt dagegen ais eine nur in wichtigen Fällen und 
felten anzuwen dende Maafregel dem Confiftorium vorzu⸗ 
behalten gewefen. 


Der Bericht fagt: „I. 49 gab zu einer Bemerkung 
keine Beranlaffung”. 


Präfident v. Schönfels: Wünfcht Niemand über 
F. 49 zu fprechen, fo frage ich die Kammer, ob fie auf 
Unrathen ihrer Deputation diefen Paragraphen 
unverändert anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
flimmig 3a. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


8.50 
Kirdjengemeinder Berfommmlungen. 

Wenn das Gonfiftorium oder eine höhere Behörde des 
ann fir angemeffen befindet, in einer Anges 
Tegenheit die ganze Kirchengemeinde zu hören, fo ift auf 
deren Anordnung eine Verfammlung ſaͤmmtlicher ftimmbes 
rechtigter Gemeindeglieder zu berufen. 

* Dies gefchieht durch Abkündigung von 
zwei aufeinander folgenden Sonntagen. 

Die Verfammlung leitet in der Regel der Kirchenvor⸗ 
fand; das Gonfiftorium kann aber die Leitung auch der 
Kircheninſpection oder einem befonderen Commiſſar fiber 
tragen. 

Zur Gültigkeit eine Beſchluſſes ift die Anmefenheit 
von: zwei Drittheilen aller fiimmfähigen Gemeindeglieder 
und daß mehr als die Hälfte-der Anwefenden für eine Ans 
ſicht ſich erflärt, erforderlich, 

Kommt die nöthige Anzahl nicht zufammen, fo ift durch 
einmalige Abkindigung am nächiten Sonntage von ber 
Kanzel eine anderweite Verfammlung zu berufen. 

Wäre auch diefe nicht befchlußfähig oder gelangte fie 
aus anderen Gründen zu feinem gültigen Befchluffe, fo ift 
das Ergebniß durch die Kircheninfpection oder den beftellten 
Commiffar dem Confiftorium angaeigen, welches dann ver⸗ 
fügen wird, ob die Sache dem Befchluffe des Kirchenvor⸗ 
ſtandes überlaffen werben fol, ober was fonft darin zu ges 
ſchehen hat. 


In den Motiven heißt ed: 


Bu $. 50. 
Die Vertretung ber Kirchengemeinden wird wohl fat 
in allen Fällen durch bie Kirchenvorftände in ausreichender 
Weiſe ftattfinden, fo daß denfelben die Ausübung der Ge 
meinberechte, die Wahrung ber Gemeindeintereffen ganz 
überlaffen werden Tann: Demungeadhtet find Fälle dent 
bar, wo ben Behörden daran gelegen fein fönnte, nicht 
an biefes Organ der Gemeinde ſich zu wenden, fondern die 
Gemeinde felbft zu Hören und für ſoiche hat man geglaubt, 


der Kanzel an 
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die Füglichfeit geben zu müffen, auch Gemeinde 
lungen zu veranftalten und Gemeindebefäläfe u u 
anlafjen. 

Der Bericht fagt: 

Gegen 

$. 50 

hat die Deputation im Allgemeinen einen Einwand nicht 
zu erheben, da es anzuerkennen ift, daß e3 Fälle geben 
Kann, in welden die Verſammlung einer ganzen Kirchen 
gemeinde von Nugen fein koͤnnte und dem Sirchenreginente 
das Necht, eine ſolche Verfammiung zu veranlaffen, wohl 
ohne Zweifel zuſteht. Nur müßte, wenn bei $. 26 dr 
Antrag der Majorität Annahme fände und baher der ge 
nannte Paragraph) eine Umarbeitung erführe, die in biefem 
Paragraphen enthaltene nähere Bezeichnung der Stimm 
berechtigung hierher übergetragen und etwa Zeile 3 um 4 
im Einklang mit $. 12 gefagt werden: 

„eine Berfammlung aller felbftändigen Hausbäter, 
welche das fünfundzwanzigfte Lebensjahr erfüllt haben 
und nicht wegen eines ſittůchen Mangels von der Stimm 
berechtigung bei Wahlen der politifchen Gemeinde aus 
gefchloffen find, zu berufen”. 

Mit diefer Veränderung wird die Annahme des Para 
graphen beantragt. 


Da nun bei $. 26 der Antrag ber Majorität nicht 
genehmigt worden ift, fo erledigt fich auch biefer Antrag 
auf Abänderung und der Paragraph wird nun infolge deffen 
bleiben Finnen, wie er ift. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand ber $. 50 das Wort wünfcht? Es iſt nicht der 
Fall. Die Deputation rathet an, den Paragraphen under 
ändert anzunehmen und ich frage, ob die Kammer 
ihrer Deputation hierin beiftimmt? — Cinftim 
mig Ja. 


Neferent Vicepräfident v. Frieſen: Der Abſchnut D 
vom Kirchenpatronat beginnt mit $. 51. Ich habe zunör 
derft die allgemeinen Bemerkungen der Deputation vor 
zuleſen. 


Der nun folgende Abſchnitt 
D. vom Kirdenpatronat, 
weldjer beftimmt ift, in den 68. 51 bi 59 bie jet Icon 
im Wefentlicen feftftehende Lehre vom Sirchenpatronate 
in gefeglicer Form auszudrüden und Alles, mas hierlber 
rechtlich gilt und Fünftig gelten fol, in ein vollftänbiges 
Syftem zufammenzufaflen, erregte bei der Deputation bi 
ihrer erſten Berathung Bedenken. Man war der Anfiht, 
daß, wenn biefe Echre, welche einen fehr wichtigen Thei 
des vaterländifchen Kirchenrechis ausmacht, nach biöheriget 
Verfaffung, Recht und Herkommen bereits feftfteht, ed id 
als überfluffig darftelle, diefelbe in einem ohnehin ſchwiere 
gen Gefege noch einmal zu wiederholen, umfomeht, als 
das gegenwärtige Geſetz Überat, wo eine Berührung zwi 
ſchen den neu gefchaffenen Kirchenvorſtaͤnden und bem Da 
tronate eintritt, ohmebies bereit8 bie erforberlichen Beftims 
mungen enthält und ertheilen muß. Sind aber andererfelld 
über den Umfang des Patronatrechtes Zweifel vorhanden, 
fo möchte das neue Gefeb ſoiche Zweifel doch nicht alle u 
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loͤſen und volftändig zu erfchöpfen im Stande fein; viel- 
mehr wuͤrde man beſſer thun, jeden — Zweifel im 
vorkommenden Falle nach vorgängiger Erörterung im vers 
faffungsmäßigen Wege zur Entfcheidung zu bringen. "Die 
Deputation hatte daher anfangs die Abficht, die Weglaffung 
der ſaͤmmtlichen $$. 51 bis 59 aus dem Entwurfe zu ber 
anfragen und anftatt deffen einen einzigen Paragraphen des 
Inhalts vorzufchlagen: 
daß es ruͤckſichtlich des Kirchenpatronats bei der 
aeitherigen Verfaffung allenthalben bewende und die durch 
iSherige Verfafjung begründeten Rechte und Pflichten 
der Patrone lediglich die durch die gegenwärtige Kirchen⸗ 
orbnung bedingten Modificationen zu erleiden, hätten”, 
Da jedoch der koͤnigliche Commiffar es für unbedingt 
nothwenbig erklärte, die fraglichen Paragraphen in gegen: 
waͤrtiger Kirchenorbnung beizubehalten, umfomehr, als in 
ber befannten Beilage sub O’ zu dem Gefeg vom 11. Auguft 
1855 nur ein Theil der Patronatrechte Erwähnung gefun⸗ 
den hätte und ed noch mehrere andere zerfireute, aber gül: 
tige —— — gebe, deren Zuſammenfaſffung in ein 
"Ganzes Bedürfniß fe, fo hat die Deputation die erwähnten 
Paragraphen einzeln berathen und darlıber folgendes Gut: 
achten zu geben: 


Präfident v. Schönfels: Es ift num vieleicht zweck⸗ 
mäßig, tiber diefen Theil des Berichts die Debatte zu er- 
öffnen und würde ich dem Freiheren v. Rochow zu diefem 
Behufe das Wort ertheilen. 


Freiherr v. Rocho w: Die Angriffe, welche der Ger 
fegentwurf befonderd außerhalb -der Ständeverfammlung 
erfahren hat, haben meines, Erachtens zum großen Theile 
ihren Grund in der dem Patronatrechte darin bewiefenen 
Achtung und Schonung Meine Herren, wir leben in 
einer Zeit, wo man geneigt ift, am Liebften Alles zu vers 
werfen, was auf hiftorifchem Boden wurzelt; durch Volls- 
befehlüffe und Abftimmungen möchten alle Berhältniffe neu 
geregelt werben; befonderd find die Rechte Einzelner — 
Vor⸗ und Ehrenrechte, wie fie das Patronatrecht mit ſich 
bringt, — Vielen ein Dorn im Auge. Alles foll, wo möge 
lich, gleich gemacht werden. Solche Tendenzen machen fih 
meift im Namen des fogenannten Fortfchrittes geltend. 
Uber nicht Alles, meine Herten, bient zum Wohle deö 
Ganzen, was unter diefem Namen gefordert wird. Hätte 
der Gefebentwurf verfucht, die Patronatrechte zu fchmälern, 
fo wäre in der That den Beſtrebungen eines bedenklichen 
Umfturzes Vorſchub geleiftet worden. Das Patronatrecht 
bildet in Sachſen einen weſentlichen Theil der Kirchenver- 
faſſung. Es ift hiſtoriſch eng mit dieſer verwachſen, hat 
beſonders zur Zeit der Reformation der Kirche wichtige Hel- 
ferbienfte geleiftet, fo daß nicht blos die Achtung vor wohl: 
begründeten Rechtstiteln, fondern auch NRüdfichten der 
Pietaͤt für Erhaltung deffelben ſprechen. Eine Schmäle- 
zung ber Patromatrechte feheint auch weder im Intereffe 
der Kirche, noch des geiftlichen Standes wuͤnſchenswerth. 
Die Stellung des Patrons zwifchen dem Pfarrer und der 
Gemeinde iſt eine vermittelnde. Der Patron ift der Schuß 
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und Schirmherr der Kirche, vorausfeglich Freund des Pfar⸗ 
vers, ben er felbft berufen has; zugleich Glied der Gemeinde, 
deren Intereſſen er theilt, daher natürlicher Wermittler zwi⸗ 
ſchen Gemeinde und Pfarrer. Ich glaube däher, daß biefer 
und die Kirche felbft ein wefentliches Intereſſe haben, bie 
Stellung des Patrons und feinen Einfluß gegenüber der 
nivellivenden Strömung der Zeit gewahrt zu fehen. Meine 
‚Herren! Ich glaube, es gereicht dem vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurfe nur zum Ruhme, baß er das Patronatrecht bes 
ftätigt; feine Fortbildung aber der Kirche felbft, der funfe 
tigen Presbyterial ⸗ und Synodalverfaffung anheim gegeben 
hat. Habe ich ‘als Patron hier pro domo, fo habe ich 
doch gewiß nicht minder für die Kirche gefprochen und 
das ift die Hauptfache 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter fih zum Worte meldet? — Here Landes- 
beftallter Hempel! 


Landesbeftalter Hempel: So fehr ich auch die Ans 
erfennung theile, die dem Patronatrechte durch den Herrn 
Vorredner zu Theil geworden ift, fo muß ich doch meiner- 
feits offen befennen, daß es mir wünfchenswerther erfchienen 
wäre, wenn das Gapitel über das Kirchenpatronat nicht 
in die Kirhenordnung aufgenommen und dem Antrage, 
den zuerft die Deputation nach Seite 246 des Berichts hat 
ftellen wollen, von der Regierung geneigtes Gehör geſchenkt 
worden wäre. Ich hätte dies gewünfcht, nicht ald ob ders 
malen durch die Weglafjung der $$. 51 bis mit 59 an. bem 
beftehenden Patronatrechte hätte etwas geändert werben 
ſollen und geändert worben fein würde; nein, deshalb, weil 
zunächft die fraglichen Beftimmungen in bie vorliegende 
Kirchenordnung nicht zu gehören ſcheinen; es fol und kann 
durch die Kirchenorbnung eine Eodification der beftchenden, 
bezüglichen Gefege nicht ftattfinden, wie bereitd während der 
Verhandlungen vom Miniftertifche aus wiederholt erklärt 
worden ift, und ift fein rechter Grund vorhanden, in Ber 
zug auf die Beftimmungen über das Kirchenpatronat eine 
Ausnahme eintreten zu laffen. Ich finde ferner die vor⸗ 
tiegenden Beftimmungen nicht völlig erihöpfend und des⸗ 
halb auch nicht geeignet, deren Aufnahme in bie Kirchen⸗ 
ordnung ald beſonders nüslich zu betrachten. Es möchte 
weiter auözuftellen fein, daß bei Aufzählung der Gründe, 
aus welchen ein Patronatrecht erworben wird, nicht unters 
ſchieden ift zwifchen den Erwerbsarten, durch welche ein 
völlig neues Kirchenpatronat erlangt wird, und der, durch 
welche ein beftehendes Patronatrecht erworben wird. Auch 
möchten einzelne Beftimmungen in der Allgemeinheit, wie 
fie aufgeftelt wurden, nicht unbebenflich fein. Ich erlaube 
mir beifpielsweife auf den Punkt 2 des $. 51 hinzuwelfen, 
wo es heißt, dag durch Verleihung vom landesherrlichen 
Kirchenregiment Patronatrechte erworben werden koͤnnen. 
Es ift ganz richtig, daß auf diefe Weiſe Patronatrechte er- 
worben worben find; allein früher ſchon ift von dem ehe⸗ 
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maligen Kirchenrathe gegen die Erwerbung des Kirchen 
patronats durch Verleihung bes Patronatrechtes Seiten des 
Kirchenregiments ſich ausgeſprochen worden und es ift 
wohl auch nur felten zu einer folhen Verleihung vers 
ſchritten worden. Sie wird immer nur erfolgt fein an 
Perfonen, die fon eine obrigfeitliche Stelung zur Ges 
meinde eingenommen haben. In $. 51 ift ganz allgemein 
ohne irgend eine Beſchraͤnkung die Verleihung dur das 
Kirchenregiment ald eine Erwerbsart des Patronats felbft 

. für die Zukunft hingeftelt und dies ſcheint mir nicht ange 
meffen zu fein. Ich hätte auch ferner deshalb gewünfcht, 
daß das Capitel vom Kirchenpatronat nicht in bie vor— 
liegende Kirchenordnung aufgenommen worden wäre, um 
nicht den Gedanken entftehen zu laſſen, daß die Frage über 
dag Kirchenpatronat als eine in aller und jeder Beziehung 
völlig abgefchloffene betrachtet werde; denn wie bereits bei 
den geſtrigen Verhandlungen hervorgehoben wurde, wird 
man fich fpäter, wenn die neue Kirchenordnung ind Leben 
getreten fein follte, Erwägungen darüber nicht verſchließen 
Tonnen, ob etwa und nad) welcher Richtung hin es zuläffig 
und im kirchlichen Intereffe gerathen fein möchte, Mobifte 
cationen hierüber eintreten zu laffen? 


Staatöminifter v. Falkenſtein: Ich befenne mic 
mit zu dem Sage, der neulich in der geehrten Kammer 
von einem Mitgliede ausgefprochen wurde; man lernt jeden 
Tag und in der That find die Didcuffionen im dieſer 
geehrten Kammer auch für mich vollfommen geeignet ges 
wefen, diefen Sat anzuwenden, und das iſt der Grund, 
weshalb ich mir jeht das Wort erbeten habe. Als vor 
einigen Tagen bereit einer ber geehrten Redner, ich glaube 
der Here VBürgermeifter aus Chemnik, die Erklärung abgab, 
wie er meine, baß diefer ober jener Paragraph) fpecieller 
hätte follen gefaßt werden, erklärte ich darauf, daß von 
einer Gobification überhaupt nicht die Rebe fein fol; daß 
«8 ſich nicht darum handle, ein fächftiches Kirchenrecht zu 
Schreiben und alle die einzelnen Verordnungen, Gefege und 
Beſtimmungen, bie bis jegt in biefer Beziehung gegeben 
worden feien, aufzunehmen. Ich habe diefem Sahe, ven 
id) damald ausgeſprochen habe, weiter nachgedacht, umfor 
mehr, weil er eben, wie ich damals bemerkte, eigentlich als 
oberſtes Princip bei der Entwerfung der Kirchenordnung 
von mir feftgehalten werden follte und, wie ich hinzufügen 
darf, auch feftgehalten worden ift. Ich kann vielleicht ber 
haupten, baß ber einzige Punkt, wo er nicht fireng feſtge⸗ 
halten worben iſt, gerade diefes Capitel vom Patronatrecht 
iſt. Weit entfernt, fagen zu wollen, als hätte dadurch das 
Patronatrecht ausgefchloffen werden follen von der kuͤnf⸗ 
tigen Moͤglichkeit einer Fortbildung überhaupt, ſchien es 
doch wuͤnſchenswerth, daß Uber ein Recht, Über welches das 
Minifterium oft zu feinem Bedauern fo vielfach Gelegen- 
heit gehabt hat zu erfahren, daß theils die Abfichten des 
Minifteriums verkannt werden, theils Differenzen nicht blos 
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den Behörden, fondern auch den Gemeinden gegeniiber ent⸗ 
fanden find, moͤglichſt Klarheit herrſche und Zrocife für 
die Zukunft befeitige werden möchten, weil Allen daran 
gelegen ift, unter Feſthaltung des Hiſtoriſchen doc) immer 
das Zweckmaͤßigſte für die Kirche zu finden und Skreitige 
feiten zu verhüten. Deswegen kam das Minifterium dar. 
auf und deshalb hatte id) immer den Wunfch gehabt, ein- 
mal mit möglicfter Genauigkeit und Vollſtaͤndigkeit Az 

das, was überhaupt bezüglich des Patronatrechts gelte, 
zufammenzufaffen, um folden Differenzen und verfchiedenen 

Anſichten möglichft für die Zukunft vorzubeugen. Es if 

daher dies bei diefem Abſchnitt verfucht worden, indeß 

muß ich felbft geftehen, daß nach dem, was fhon bis jegt 

discutirt worden ift und wenn man fich die einzelnen 

Yunkte vergegenwärtigt und das erwägt, was ber lehte 

Sprecher fagte, ed wenigftend denkbar ift, daß gerabe aus 

diefer Zufammenftellung hier und da neue Zweifel wieder , 
erwachen koͤnnten und mithin der eigentliche Zweck, ben 

das Minifterium dabei in wohlmeinendfter Weife gehabt hat, 

in der That nicht fo erreicht werben dürfte, wie das Mi 

nifterium gewänfcht hat. Es kommt hinzu, daß, wie ich 

bereitö bemerkte, eine gewiſſe Inconfequenz in Bezug auf 

das Princip darin liegt, daß das Minifterium bei diefer Abe 

theilung ausnahmsweiſe in das Detail, wenn auch nur and 

einer wohlbegründeten Anficht eingegangen ift. Ich würde 

daher meines Orts, wie bie Sache jetzt liegt, gar fin Ber 

denken haben, wenn bie geehrte Deputation auf den Bor 

ſchlag, den fie urfprünglich hat ftellen wollen, zuhd 

zu kommen glaubte und den Sat unverändert in der 

Weiſe aufnähme, wie fie vorſchlaͤgt: 

„daß es ruͤckſichtlich des SKirchenpatronats bei der 
eitherigen Verfaffung allenthalben bewenbe und die dur 
iöherige Verfafjung begründeten Rechte und Pflichten 
der Pakrone Iediglich bie durch die gegenwärtige Kirchen? 
ordnung bedingten Mobdificationen zu erleiden hätten”. 

Irre ich nicht, fo ift am Schluffe noch ein Paragrap) 
hinzugefügt, Seite 253, ber mit dem erften zufammene 
hängt und der fo lautet: 

„Wenn über ben Umfang bes Patronatrechtd ober 
einzelne aus bemfelben herzuleitende Rechte Streitigkeiten 
entftehen, und der Patron fich bei der barkber im Ber 
waitungswege gegebenen Entfceidung unter Berufung 
auf einen befonderen Rechtätitel nicht beruhigen wil, [0 
bleibt e8 bem Betheiligten unbenommen, feinen Anſpiuch 
im ordentlichen Rechtswege auszuführen”. 

Ich glaube, im Wefentlichen würde durch diefen Bor 
ſchlag der Zwech die Patronatrechte unverfehrt zu erhalten, 
auf der einen Geite erreicht, durch die Aufnahme biefer 
Säte in die Kirchenordnung die Möglichkeit einer Fort 
bildung für die Zukunft nicht ausgefehloffen und doch auch 
nad) den übrigen Beftimmungen ber Kirchenordnung bie 
Wahrſcheinlichteit obiwalten, daß nun noch befondere Diffe 
venzen über biefes Patronatrecht vermieden wuͤrden, da man 





faſt bei allen denjenigen Punkten, wo das Patronatreht 
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unmittelbar in Verbindung mit dem Entwurfe der Kirchen: 
ordnung fieht, das Nötbige berüdfichtigt hat und von der 
Deputation alles Wünfchenswerthe in biefer Beziehung 
noch vorgefhlagen worben ift. Das ift die Erflärung, die 
ich der geehrten Kammer noch zur Erwägung geben wollte, 


Prafident v. Schönfels: Es würde wohl zunächft 
die Deputation über das fich zu erklären haben, was ber 
Herr Staatsminifter Fund gegeben, Sofern die Deputa- 
tion ſich mit der Anſicht des Herrn Staatsminiſters ein» 
verftehen Tönnte, fo würde die Debatte auf fehr bedeutende 
Weiſe abgekürzt werden. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich für meine Perfon 
fimme ganz volfommen mit dem überein, was die Staats - 
segierung jet und bie Deputation urſpruͤnglich wollte. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Wenn es nicht 
vorgreiffich ift, daß ich mich gleich zuerft als Deputations ⸗ 
mitglied rege, fo muß ich fagen, ich meines Orts könnte 
dem nicht beiftimmen und zwar aus einem Grunde, den 
Seine Ereellenz geftern bei Gelegenheit eines andern Pa: 
ragraphen bemerkte, wo er fagte, (ich glaube, es war gegen 
einen Antrag des Herrn Nittner) an und für ſich würde 
die Streichung unbedenklich fein; aber da dad nun einmal 
im Geſetz fände, fo wäre es gefährlich, e8 herauszunchmen. 
Dies gilt auch von diefem Gapitel.- Wie die geehrten 

‚Herren aus dem Berichte erfehen, ift auch in der Deputa- 
tion die Anſicht Anfangs ſtark vertreten gemefen, man 
tkoͤnnte fo eine allgemeine Faſſung nehmen; aber auch fon 
in der Deputation Fam dad Bedenken, daß es einen an 
dern Anfchein gewinnen Lönnte, wenn man ein Capitel, 
das einmal aufgenommen ift, aus dem Geſetzentwurfe wie 
der herausnähme. Ich muß fagen, dad Stadium, in wel: 
chem wir uns jegt befinden, nicht allein bie Debatte, die 
bis jet in der Kammer geführt worden ift, fondern uͤber⸗ 
haupt die Stimmung, bie jegt im Allgemeinen über das 
Patronatrecht in Öffentlichen Blättern und Broſchiren laut 
geworden, macht mird noch bedenklicher, in dieſem Momente 
der urfprünglichen Anſicht der Deputation Folge zu geben. 
Aus diefem Grunde wiirde id mich meines Drts dagegen 
erklären. " 

Praͤſident v. Schönfeld: Vieleicht erflären fih nun 
die anderen Mitglieder der Deputation. — Herr Referent! 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Ich meinerfeits 
babe noch in diefem Augenblicke dieſelbe Anficht, die ich zu 
Anfange ber Berathung in ber Deputation hatte. Mir 
waren Anfangs einftimmig daflır, daß ber ganze Abfchnitt 
wegbleiben möchte und hielten es für beffer, daß das Pa- 
tronatrecht nicht einer nochmaligen Discuffion unterworfen 
werbe. Indefjen, da die Deputation nun einmal vorgeſchlagen 
hat, den Abfchnitt in das Geſetz aufzunehmen, da fie ihn 
fpeciel durchgegangen, ihn nun einmal begutachtet und 

1.8. (2. Abonnement.) 





mehrere einzelne, nicht unwichtige Anträge zu den Para 
graphen geftellt hat, möchte ic nicht gern dem Antrage beis 
flimmen, daß er jegt weggelaffen würde. Es iſt richtig, 
wie auch von-dem Landeöbeftallten Hempel mit einzelnen 
Beifpielen nachgewiefen worden, daß es unmöglich ift, die 
ganze Lehre vom Patronatrechte in einem Geſetze zu er⸗ 
fchoͤpfen. Darin flimmen alle Juriſten und die erfahrenften 
Männer der Verwaltung überein, die vom Patronate die 
genauefte Kenntniß haben. Hätten wir in der Deputation 
über den Umfang des Patronatrechteö ein vollſtaͤndiges 
Gutachten abgeben follen, da hätten wir zum Durchlefen 
der befannten Lehrbücher, die liber das Patronatrecht ger 
ſchrieben find, Monate gebraucht und ein Studium vor 
nehmen müffen, um Alles zu ergründen. Wir würden felbft 
nach biefem Studium noch fein erfböpfendes Urtheil haben 
abgeben koͤnnen. Und worin liegt das, meine Herren? 
Das Tiegt in der ungeheuren Mannigfaltigkeit des Ur- 
fprungs des Rechts und feines Umfangs. Wenn auch dad 
Patronatreht an fich Fein Firchliches Recht ift, ſondern 
eigentlich ein weltliches Recht, welches aber in Beziehung 
zur Kirche, zum geiftlichen Arte und zu den Stiftungen 
fiehet und wenn es auch ein Privatrecht ift, fo find doch 
die verfchiedenen Mobdificationen, unter denen ed erworben 
worben und entfianden ift und unter denen es fich audger 
bildet hat, nicht blos vielfältig, fondern taufendfältig und 
das ift nicht blos in Sachſen der Fall, fondern auch in 
anderen Ländern, wo die Patronatrechte beftehen, in allen 
ändern, nicht blos der Iutherifchen, fondern auch ber ka⸗ 
thofifchen Kirche. Deswegen ift es immer ein müßiges Unter« 
nehmen, eine volftändige Lehre tiber das Kirchenpatronat 
nach foftematifhen Sägen und Begriffen aufftellen zu 
wollen. Allein es kommt noch hinzu, daß die Sache auch 
in anderer Hinficht bedenklich ift. Beziehe ich mich auf ein 
Necht, oder auf ein redhtöverjährtes Herfommen, ober auf 
Urkunden, oder auf andere Rechtötitel, durch welche Rechte 
erworben ober nachgewiefen werben, fo muß die Sache recht: 
lich unterfucht werden, es muß rechtlich verfahren, rechtlich 
erörtert und erfannt werben. Steht aber die Sache im 
Geſetz, da entfcheibet der Gefeggeber nach feiner Auslegung 
und Anfchauung von der Sache und fpäter bie verwals 
tende Behörde und ich kann mich verwahren und reclas 
miren, fo viel ich will, fo ſteht es num im Gefeg und geht 
nad) dem Geſetz. Das iſt der Unterfchied zwiſchen einem 
fundirten Privatrecht und zwiſchen einem gefeglichen Recht. 
Ein geſetzliches Recht ift ein ſchwankendes Ding, bad hängt 
von Befchlaſſen, von Majoritäten, von Abänderungen ab, 
von Fortfchritten der Zeit, bie aber freifich manchmal große 
Rüdferitte find, und ſowie einmal bie Bahn der Geſetz⸗ 
gebung betreten iſt, iſt der Willtüt Thot und Shür 
geöffnet. Das iſt für mich dad Bedenkliche. Das Privat 
techt wirb durch das Gefeg aus einem wirktich. hergebrache 





ten Privatrechte, welches bewiefen werben Tann, in ein ges 
fegliges verwandelt. Deswegen wäre ed zwar ‚allerdings 
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wuͤnſchenswerth, der ganze Abſchnitt bliebe weg. Indeſſen 
da einmal die Sache fo ſteht und da ih am Ende unge⸗ 
achtet vieler gegentheiliger Erfahrungen immer noch Ver- 
trauen habe zur Gerechtigkeit der Behörden und namentlich 
des Kirchenregiments, glaube ich, es wird fo gefährlich auch 
nicht werden, wenn es im Gefege ficht. Es wird am Ende 
auf beſtehende Rechte in Sachſen immer gerechte Rüdficht ge- 
nommen werden und deswegen, glaube ich, ſchadet es auch in 
meinem Sinne nicht, wenn es ſtehen bleibt. Ich würde 
alfo jegt nad) Lage der Sache mehr für die Beibehaltung 
des Abſchnittes fein. 

Dberbirgermeifter Pfotenhauer: Meine Herren! Ih 
habe mich in der Swifchendeputation von vornherein ent⸗ 
fchieben gegen die Aufnahme des ganzen Abſchnittes vom 
Kirchentegiment von $. 51 bis 59 erklärt und wenn ich 
mich recht erinnere, waren fämmtlihe Deputationsmitglie- 
der ganz biefer meiner Anſicht. ALS aber die Vernehmung 
mit dem koͤniglichen Commiſſar ftattfand, ward von demfelben, 
wie auch im Bericht erwähnt iſt, die Aufnahme diefes Abs 
ſchnittes und Durchberathung der Vorlage für unbedingt 
nothwendig erklärt. Die Deputation glaubte alſo ihre 
Pflicht erfüllen und in honorem der Regierungsvorlage die 
fpecielle Beratung vornehmen zu müffen. Ich glaube 
mich nicht zu täufchen, wenn ich bemerke, daß der Vor— 
ſchlag, wie er auf Seite 246 ded Berichts zu finden iſt, 
von mir herrührt. Die heute vernommene Erflärung des 
Herrn Staatsminifters ift alfo ganz in meinem Sinn, ums 
fomehr als ich noch jegt an der Anficht fefthalte, daß die 
gegenwärtige Vorlage der Kirchenordnung nicht. der Ort 
ift, eine fo wichtige Theorie, wie die vom Patronatrecht 
iſt, zu codiſiciren. Wir finden zwar einige andere Theo: 
rien oberflächlich in der Vorlage angebeutetz feine ift jedoch 
in ber Ausführlichfeit und Weitläufigkeit behandelt, wie 
gerade die vom Patronatrechte. Diefe Lehre gehört aber 
dem materiellen Rechte an und deswegen habe ich ſchon 
geftern erwähnt, daß die Vorlage der Kirchenorbnung, bie 
und nur zur Begutachtung vorgelegt ift, nicht der Ort zu 
fein fcheint, fiber folche Nechtöfragen Entſchließung zu faſ⸗ 
fen. Indeſſen ift mir die Erflärung des Herrn Staats- 
minifter fo unerwartet und Überrafchend gekommen, daß 
ich mich in diefem Augenblide als Deputationsmitglied 
nicht faffen mag und wünfchen muß, es möge der Depus 
‚sation gegönnt fein, darüber nochmals ſich zu berathen und 
der Kammer ihr Gutachten vorzutragen, ob es bei dem ur- 
ſpruͤnglich beabfichtigten Deputationsvorſchlage bewenden 
foll, ‚nur einen einzigen Paragraphen aufzuftellen, oder 
aber, ob man ben ganzen Abfchnitt 51 bis 59 fpeciell der 
Kammer zur Beihlußfaffung zu empfehlen für gerathen 
erachte. Ich habe zunächft zu erwarten, in welchem Sinne 
fich die übrigen. Deputationsmitglieder ausſprechen, che ich 
meinen Antrag darauf fielle. 


Sreihere v. Beſchwitz: Ich trete den Anfichten des 





Herrn Referenten volftändig bei, wuͤnſche bie Beibehal. 
tung bes Abſchnittes, vorzüglich mit Beziehung auf $.59,5 
wie er im Bericht enthalten if. 2 


Kammerherr v. Behmen: Als ich das Kapitel über 
das Patronatrecht im Entwurfe zuerſt lad, fiel mir unmill, 
fürlich allerdings die Bemerkung ein, daB es mehr nie 
ein Auszug aus einem Compendium ausfehe und ba @ 
eigentlich nicht in die Kirchenordnung gehöre. Indeſſen a 
ift darin aufgenommen worden und aud) in ber Berathung 
der Deputation hat die Regierung an der Durchberathung 


dieſes Capitels feſtgehalten. Gegenwärtig liegt der Berich 


der Deputation vor und ich moͤchte, da nicht einmal Ein 
ſtimmigkeit in der Deputation über dieſe Frage herrſcht, 
wüunſchen, daß die Durchberathung ihren Gang nahme, 
Namentlich beftimmt mich hierzu ein Hinblie auf 9, 54. 
Es wird darin eine fehr wichtige und bisher fehr fireitige * 
Frage zwifchen Kirchenpatron und Kirdenregiment verhan 
delt, nämlich die Frage, inwieweit Kirchenpatrone blos zu 
hören find oder ein Zuftimmungsrecht bei gewiſſen Fragen 
haben. Nun, eine Klarheit über diefe Frage zu erlangen, 
feheint mir allerdings fo wichtig, daß ich mich dafuͤr ver 
wenden möchte, wir berathen dieſes Capitel auch, da eb 
einmal im Entwurfe ſtehet. 


Nittergutößefiger dv. Römer: Ich möchte mic der 
vom Herrn Oberbürgermeifter Pfotenhaner ausgeſprochenen 
Anſicht anſchließen. Gut wäre es doch, wenn der Depus 
tation bei einer fo wichtigen Frage nochmals Gelegenheit 
gegeben würde, unter ſich darüber zu berathen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich meinerfeits möchte wuͤn ⸗ 
ſchen, daß ein Antrag geftellt würde, weil außerdem Feine 
Frage an die Kammer geftellt werden Tann. 


Operbürgermeifter Pfotenhauer: Ich erlaube mit 
nunmehr ben ausdruͤcklichen Antrag zu ftellen, aus Anlaf 


"der vom Herrn Staatsminifter heute abgegebenen Ertld« 


tung, $$. 51—59 zur nohmaligen Erwägung und 
Beriterfiattung der Deputation zu übergeben. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den An 
trag des Herrn Oberbürgermeifters Pfotenhauer vernommen. 
Er geht dahin, $8. 51 —59 zur nochmäligen Erwägung 
und Berichterflattung an die Deputation zu geben. J 
frage, ob die Kammer diefen Antrag des Herin Hberbür: 
germeifters Pfotenhauer unterftügt? — Cr ift unterfüht 
und würde nun mit zur Discuffion kommen. 

«36 habe zu erwarten, ob Jemand über biefen Antred 
des Heren Oberbürgermeifters das Wort verlangt? Hen 
v. Weld hatte umd Wort gebeten; ich glaube aber, vorge 
die Deputationsmitglieber hören zu müffen, weil fie 
vor Allem zu erklären haben. Jetzi ertheile ich Het 
dv. Welck das Wort. 
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“greifen v. Weld: Ich Hatte mir, ehe dieſer Antrag 
zur Unterftügung Fam, ſchon vorgenommen, mic durchs 
aus in biefem Sinne und einvetftanden mit dem Herrn 
Oberbürgermeifter Pfotenhauer auszuſprechen. Ich -theile 
vollfommen feine Anſichten und glaube auch, daß es con» 
fequenter und richtiger gewefen wäre, dieſes ganze Capitel 
aus der Gefegesvorlage wegzulaffen, um nicht das Kirchen» 
patronat, das, wie mir feheint, über dem Geſete fteht, 
den Sluctuationen parlamentarifc—her Abftimmungen auszu: 
ſetzen. Indeffen, da es num einmal gefchehen ift und da 
die geehrte Deputation von ihrem früheren Antrage, der 
pag. 246 enthalten ift, wieder abgegangen ift, fo Hat fie 
natürlicherweife bei der Begutachtung der Übrigen Geſetzes 
theile nicht darauf Nüdficht genommen, daß eben der ganze 
Abſchnitt sub. D. herausgelaſſen werden folle. Es feheint 
mir deshalb fehr nothwendig, "daß eine nochmalige Revifion 
der Vorlage von Seiten det Deputation in Hinblid darauf 
erfolge, daß ber Abfchnitt sub. D. in diefer Specialität 
nicht aufgenommen werden fol. Beiſpiele anzugeben, 
warum mir bad nothwendig ſcheint, würde meinerfeits eine 
Durchgehung der fämmtlichen, bereits berathenen Para: 
graphen vorausfegen, bie nicht am Orte fein würde. Ach 
will aber wenigftens ein Beifpiel anführen, weldes die 
Notwendigkeit einer folhen nochmaligen Revifion beweifen 
dürfte. In $. 54 iſt gefagt: 

© „Der Patron hat darnad) das Recht, aber auch die 
Ver, Mihtung, darüber zu wachen, daß das Vermögen ber 
Kirche und der kirchlichen Stiftungen gut verwaltet und 
ohne —— bewahrt, die Kirche und die zu derſel⸗ 
ben gehörigen Gel aude im baulichen Stande erhalten und 
die Firchlichen Verhältniffe auf Feine Weife geftört werden”. 


Mit diefer Beftimmung habe ich mich wenigſtens ges 
tröftet, wenn früher bei $. 40 gefagt war: 
1. Der Kirchenvorſtand hat dafür zu fergen, ‚daß Die 
Kirche und die derfelben gehbrigen, namentlich die den Kits 
jendienern zu Ihrem Gebrauch Uberwiefenen Gebäude, die 
Geshder und Gottesadermauern und andere dergleichen 
Anlagen in baulidem, dem Bedürfniß allenthalben ents 
fprechenden Stande erhalten werben”, 

Wenn es nun in dem Bufae, den die Deputation 
erft beantragt hatte, Seite 246 heißt: 

„Daß es rüuͤckſichtlich des Kirchenpatronats bei ber 
4 Verfaffung allenthalben- bewende und die durch 
bisherige Verfaſſung begründeten Rechte und Pflichten der 
Patrone lediglich die durch die gegenwärtige Kirchenord 
nung bedingten Modificationen zu erleiden hätten“, 
fo kann man fehr gut eine dergleichen Mobification in der 
Faſſung des $. 40 finden. Die Kirdenpatrone würden 
daher Fünftig, wenn der $. 54 wegfällt, nicht mehr das 
Recht und die Verpflichtung haben, ſich um bergleichen 
Baulichkeiten zu kuͤmmern. Wie geſagt, es ift dies nur 
ein Beifpiel; es wide mir-aber leicht werben, noch meh⸗ 
rere aͤhnliche aufzufinden. Schon deshalb wuͤrde ich es 
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für nothwendig haften, daß, wenn’ wir ber Anſicht, bie 
auch von der Staatöregierung außgefproden wurde, „bei- 
freten wollten, dann doch die Sache noch einmal an bie 
geehrte Deputation zurädginge und diefe die ganzen, auch 
die bereitö berathenen Paragraphen einer nochmaligen Res 
vifion in biefer Beziehung unterwürfe. i 


Präfident v. Schönfels; Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand noch weiter über den Antrag des Herrn Oberbire 
germeifterd Pfotenhauer zu fprechen begehrt? Ich wollte 
dabei bemerken, daß allerdings zwei Anträge vorliegen, 
nicht allein der vom Heren Oberbürgermeifter Pfotenhauer, 
fondern auch der von der Staatsregierung. Ich würde 
wünfchen, daß man ſich uͤber den Antrag des Herrn. Ober · 
biirgermeifter8 Pfotenhauer zunaͤchſt erklarte, weil, wenn 
derſelbe angenommen wirbe,' dies einen großen Theil ber 
Debatte abſchneiden müßte. 


Staatsminifter Dr, v. Falkenftein: Ich bitte zur 
Erläuterung Deffen, was id) gefagt habe, nur hinzufügen 
zu dürfen, daß ich ed nicht als einen Antrag angefehen 
wiffen wollte, fondern nur als eine infolge ber Ausführung 
des geehrten Abg. Hempel abgegebene Erklärung. Denn 
hätte ich ausdrüdlich einen Antrag beabfichtigt, fo hätte ich 
erklaͤren müffen, daß die Paragraphen zuruckgezogen würben. 
Ich glaubte aber der Kammer e& fhuldig zu fein, diefe 
offene Erklärung aus zuſprechen, daß ich durch dag, was in 
der Discuffion bereit ausgeführt worden iſt, zu der Ueber⸗ 
sugüng gefommen. bin, «8 werde "vollfommen "genügen, 
wen man duf ben urfprünglichen Vorſchlag ber Deputation 
felbft zurkdfäme und mithin an dem, was früher von dem’ 
Herrn Commiſſar in der Deputationsfigung erflärt worden 
ift, micht fefthielte. Lediglich auf diefe Weife wünfchte ich 
meine Erklärung betrachtet zu fehen. 


Präfident v. Schönfeld: Nach dem Vernommenen 
ändere ich meine vorige Erklärung dahin, daß es fich nicht 
um einen Antrag ber Staatöregierung handelt, ſondern 
vielmehr um eine Erflärung berfelben. ad 


Superintendent Dr. Lechler: Ich habe vorhin gegen 
den Antrag des Heren Oberbürgermeifters Pfotenhauer ger 
fimmt und bin in meiner Anfiht auch durch das, was 
vorhin Herr v. Welck bemerkt hat, durchaus nicht irre ge- 
macht worden. Denn id glaube, diefes Bedenken kann 
wirktich nicht als begründet erfunden werben gegen ben 
Vorſchlag, den urfprünglich allerdings die Deputation im 
Sinne hatte. Das, was Herr dv. Weld bemerkt hat, der 
$. 54 garantire dem Patromat ein Recht, welches durd) 
$. 40 wankend gemacht fcheine, das Bann ich nicht als riche 
tig anerfennen, infofern ber urfprüngliche Antrag ber Depus 
tation ausfprehen wollte auf Seite 246 des Berichtes, 
„daß es ruͤckſichtlich des Kirchenpatronates bei der zeitheri- 
gen Verfaffung allenthalben bewende und die durch die 
bisherige Verfaffung begründeten Rechte und Pflichten der 
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Patrone lediglich bie durch die gegentoärtige Kirchenordnung 
betingten Modificationen zu erleiden hätten“. Nun könnte 
man allerdings fagen: ja, in $. 40 iſt eine Mobification 
in Beziehung auf die bisher beftchenden Rechte und Pflich ⸗ 
ten der Patrone ausgeſprochen. Das glaube ich aber durch - 
aus nicht; denn wenn in $. 40 dem Kirchenvorſtand zur 
Pflicht gemacht worben ift, dafuͤr zu forgen, daß die Kirche 
in baulichem Stande erhalten werde, fo ift damit weder das 
Recht, noch die Pflicht der Patrone in diefer Beziehung 
irgendwie angetaftet und wie ich vorhin mich dafür aus⸗ 
gefprochen habe, fo bleibe ich auch jet noch, wiewohl ih 
mich nathrlich dem zu faffenden Befchluffe der Hohen Kammer 
unterwerfe, dabei, daß ich dächte, wir koͤnnten nichts wefent- 
lich Befferes oder Sichernderes vorfchlagen und daß ich immer 
noch) der Meinung bin, daß eine ſolche Durchberathung — 
nicht blos natürlich in unferer, fondern auch in der Zweiten 
Kammer — nicht unbedingt notwendig fei. Das ift auch 
der Punkt, den Herr Kammerherr v. Zehmen berührt hat. 
Ich glaube eben auch bei $. 54, daß dieſer nicht um der 
Sache willen nothwendig in die Berathung ber Kammern 
‚gezogen werden müßte. 


Prafident v. Schönfeld: Es hat jegt der Abg. Ritt» 
ner dad Mort. Ich gebe jedoch zu bedenken, dag wir vor: 
zugötoeife mit dem Antrage des Herrn Oberbürgermeifters 
Vfotenhauer es zu thun haben. 


Nittergutöbefiger Rittner: Sch wollte mir nur darüber 
Belehrung ausbitten; ich habe verftanden, ed handle ſich 
augenbli@lih nur um den Pfotenhauer'ſchen Antrag; nicht 
darum, daß der Antrag zuruͤckgezogen werben ſolle. 


Präfivent v. Schönfels: Es Tann meiner Anficht 
nach nur uͤber den Antrag des Oberblirgermeifters Pfotens 
hauer debattirt werben, der bahin geht, den ganzen Abſchnitt 
on bie Deputation zur nodmaligen Prüfung, Erwägung 
und Beſchlußfaſſung zurhdzugeben. Es wirbe fich vor 
zugsweiſe um diefen Antrag handeln. 


Rittergutöbefiger Rittner: ... und über die Zurück⸗ 
ziehung des ganzen Abſchnittes darf jet’ nicht gefprochen 
werben? 


Präfient v. Schönfeld: Mir fcheint, bad-nicht zwed 
mäßig. Ich habe zu erwarten, ob noch Jemand über den 
Antrag des Heren Oberbürgermeifters Pfotenhauer zu fprechen 
begehrt. Es fcheint nicht fo. Ich werde daher die Debatte 
hierüber ſchließen; dem Herrn Referenten aber jedenfalls 

noch das Schlußwort ertheilen. 


5 Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Meine Herren! 
Die zweifelhaft die Sache ift, fehen Sie felbft aus Ihrer 
eigenen. Berathung. Ich unterwerfe mich ganz dem Be— 
ſchluſſe der geehrten Kammer und überlaffe es ihr ganz, 
den Antrag des Herrn Oberbrgesmeifters Pfotenhauer an- 
zunehmen oder abzulehnen. Es ſcheint mir das ganz Sache 





der Kammer zu feinz aber das fage ich Ihnen im Voraus, 
etwas Neues werben wir in unferem nochmaligen Gutachten 
nicht geben koͤnnen, Etwas, was nicht ſchon in unfetem 
Berichte ſteht. Indeß wir wollen und bemühen, alles Mög 
liche zu tun. Der Herr Staatöminifter Fönnte ung näms 
lich am allerleihteften aus diefem Zweifel helfen. Wenn 
derfelbe nämlich fo ganz Überzeugt ift, daß diefer Abſchnitt 
nicht noͤthig ſei und nicht im die Kirchenordnung gehöre, 
fo genügt eine einfache Erklärung der Staatsregierung, daß 
fie den Abſchnitt zurückziehen wolle. Dann Hört alle Bes 
rathung auf. Es ſcheint aber, als ob der Herr Staats ⸗ 
minifter doch nicht fo recht mit fich einig fei, fonft wuͤrde 
er das gleich am Anfange erklärt haben. Es kann aber 
fein, daß die Staatöregierung uns in ber Deputation diefe 
Erklärung zufommen läßt; dann hört die Sache auf. 


Staatöminifter Dr. v. Falkenftein: Ich muß mir 
erlauben, darauf mit wenig Worten zu erwidern, baß ich 
vieleicht zu einer ſolchen Maaßregel mich hätte entfchließen 
können, wenn nicht in dem, was bereit Uber meine Erflärung 
geäußert worden ift, fo Biel läge, daß es ben Anfchein 
haben koͤnnte, als wenn das Minifterium befondere Be 
denken gegen die Berathung Habe. Ich habe die Abfiht 
gehabt, der Abkürzung halber der Kammer jenen Vorſchlag 
anheimzugeben und Tann weiter Nichtd erklären, als daß 
ich dem beigetreten fein wirbe, was bie Deputation ur⸗ 
ſpruͤnglich vorgefchlagen hatte. Die Aeußerungen aber, die 
von einigen Seiten her in der Kammer gefallen find, machen 
es fie mich hoͤchſt bedenklich, einen folchen Antrag zu fellen, 
der den Anſchein haben koͤnnte, als wollte ich nur darauf 
zurückkommen, ohne Meiteres bie Berathung ber einzenen 
Paragraphen unmöglich zu machen. 


Dräfident v. Schönfeld: Ich kann num zur Abſtin⸗ 
mung über den Pfotenhauerfchen Antrag übergehen. Der 
Antrag ift der Kammer bekannt; er geht dahin, bie neun 
Paragraphen, welche fich mit dem Kirchenpatronate befchdfs 
tigen, am bie Depufation zur nodmaligen Erwägung und 
Berichterftattung zu übergeben. Ich frage, ob bie Kam ⸗ 
mer biefen Antrag bes Herrn Oberbürgermeifierd 
Pfotenhauer zu dem ihrigen mat? — Es haben 
ſich 20 Mitglieder erhoben; es ift daher ber Antrag dr 
Herrn OberbürgermeifterdPfotenhauer mit 20 gegen 16 Stim⸗ 
abgemworfen. 

Wir würden nun freilich in der Lage fein, einen web 
teren Beſchluß zu faffen, die Erflärung des Herrn Staats · 
miniſters betreffend. Der Herr Staatsminifter Hat erflärh 
er würde ſich damit einverfiehen, daß bie urfprüngliche Air 
fiht der Deputation zur Geltung komme, infofern bie De 
putation ſelbſt dies wolle. Ich habe die Herren Mitglieder 
ber Deputation aufgefordert, fich darüber zu erklaͤten. & 
find nun demzufolge von dem Herrn Neferenten, von ben 
‚Herten v. Erdmannsborff, v. Beihwig und v. Behmen 
Bedenken gegen biefe Anficht aufgeftellt worden; fie haben 
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ſich alfo gegen diefelbe erklärt, dahingegen Herr Super 
intendent Lechler dafür, während bie Herren Oberbürger- 
meifter Pfotenhauer und v. Römer uns in Zweifel gelaffen 
haben, welcher Anficht fie feien. So ſteht jet die Sache. 
IH habe num zu erwarten, ob von Seiten der Kammer 
daruber noch eine Erflärung gegeben wird. Vier Mitglieder 
haben ſich gegen die Anſicht des Herrn Staatsminiſters er- 
klaͤrt und wollen demnach ben Fortgang der Debatte und 
Berathung. Herr Superintendent Lechler will dies nicht 
und hat ſich dagegen erflärt. Here Oberbürgermeifter 
Pfotenhauer und v. Römer haben feine Erklärung abge 
geben; es wäre jedoch gut, wenn fie ſich erflären wollten. 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Sch bin allerdings 
in einer eigenthümlichen Lage. Ich bin gegen die Beiber 
haltung diefes Abſchnittes; ich möchte aber doch vorerft in 
nähere Erwägung gezogen wiffen, ob Bedenken gegen bie 
heute vernommene, ganz neue Erflärung bes Herrn Staats: 
minifter vorliegen? Die Kammer hat verneint, daß bie 
Sache nochmald an die Deputation gehen fol. Ich weiß 
in der That nicht, wie ich mich im Augenblice faffen foll, 
Ich behalte mir vor, mich fpäter zu erklären. 


Präfident v. Schönfeld: Freilich von längerer Dauer 
koͤnnte die Weberlegung des Herrn Oberbürgermeifters Pfoten» 
hauer nicht fein, da der Fortgang der Berathung davon 
abhängt. 





Heiterkeit.) 
Zunaͤchſt hat dad Wort Herr Bürgermeifter Koch, dann 
" Here v. Well, dann der Abg. Rittner. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Der Frage, meine Herren, 
muß jedenfalls ein Ende durch die Entfehließung der Kam 
mer gemacht werben und ich erlaube mir daher bie erften 
Anfichten der Deputation, wie fie auf Seite 246 des Ber 
richts niedergelegt find, und ebenfo den von ihr vorgefchlas 
genen $. 595, wie er ſich Seite 253 des Berichts befindet, 
alfo ganz im Sinne de3 Herrn Staatöminifters, hiermit 
zum Antrage zu erheben. Mein Antrag geht demnach dahin: 

Die hohe Kammer wolle beſchließen, „daß es ruͤck · 
fihtlih des Kirchenpatronats bei der zeitherigen Vers 
faffung allenthalben bewende und die durch bisherige 
Verfajlung begründeten Rechte und Pflichten der Patrone 
Tediglich die durch die gegenwärtige Kirchenordnung bes 
dingten Mobificationen zu erleiden hätten”; und daß 
$. 59b, „wenn über ben Umfang de Patronatrechtö 
oder einzelne aus demfelben herzuleitende Rechte Streitige 
feiten entftehen und der Patron fich bei der darüber im 
Verwaltungsmwege gegebenen Entſcheidung unter Berufung 
auf einen befonderen Rechtstitel nicht beruhigen will, fo 
bleibt es dem Betheiligten unbenommen, feinen Anfpruch 
im rentligen Rechtswege auszuführen”, angenommen 
werde. 


Sch weiß nicht, ob ich das fehriftlich einzugeben habe? 


Präfident v. Schönfeld: Es liegt ſchriftlich vor mirz 
es bedarf daher Feiner fchriftlichen Einreichung. 





Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Zur Unterflügung diefer 
Anſicht, meine Herren, habe ich Faum etwas hinzuzufügen. 
Sowohl durch die vom Herrn Landesbeftallten Hempel, alt 
fpäter vom Herrn Staatsminifter abgegebene-Erflärung ift 
das Weſentlichſte getroffen, was ich darüber fagen Könnte. 
IH füge nur noch Folgendes hinzu, um den Bedenken, 
die von dem erften geehrten Redner ausgeſprochen wurben, 
zu begegnen, und um in dem, was ich biöher über das 
Patronatrecht gefagt habe, nicht mißverftanden zu werden. 
Ich will dad Patronatrecht um fo weniger vernichtet wif⸗ 
fen, als ich in demfelben eine fehr ernſte und gewichtige 
Pflicht vorzugsweife erfenne; ich habe fiber die Mobifica: 
tionen deſſelben mich auögefprochen und bieibe bei biefer 
Anfiht als einer nothwendigen und confequenten ſtehen. 
Indeß kommt dies bei diefem Gegenftande nicht in Frage; 
nur, um Mißverftändniffen vorzubeugen, bie vielleicht durch 
dad vom Herrn Freiherrn v. Rochow Angedeutete angeregt 
werben fönnten, habe ich geglaubt, dies meinem Antrage 
noch hinzufügen zu dürfen. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat ben 
Antrag des Herrn Buͤrgermeiſters Koch ‘vernommen. Die 
Deputation fagt Seite 246, fie wünfche, daß das betreffende 
Capitel in Wegfall komme und daß dafür nur gefagt 
werde: 

daß es rücfichtlic des Sirchenpatronatd bei der 
zeitherigen Verfaſſung allenthalben bewende und die durch 
biöherige Verfaffung begründeten Rechte und Pflichten 
der Patrone lediglich die =) die gegenwärtige Kirchen · 
orbnung bedingten Mobificationen zu erleiden hätten”, 


Auf Seite 253 ſchlaͤgt die Deputation einen $. 595 vor, 
der folgendermaafen lautet: ⸗ 

„Wenn über den Umfang des Vatronatrechts oder 
einzelne aus demfelben herzuleitende Rechte Streitigkeiten 
entftehen, und der Patron fich bei der darüber im Vers 
waltungswege gegebenen. Entſcheidung unter Berufung 
auf einen befonderen Rechtstitel nicht beruhigen wil, 
fo bleibt es dem Betheiligten unbenommen, feinen Uns 
fpruch im ordentlichen Rechtswege auszuführen”. 

Diefe beiden Säge wuͤnſcht Herr Bürgermeifter Koch 
an bie Stelle des Capiteld D, das vom Kirchenpatronate 
handelt, gefegt zu fehen. Ich werde num zuvoͤrderſt die 
Unterftügungsfrage auf den Antrag ftellen. Die Kammer 
hat vernommen, wohin der Antrag geht. Ich frage, ob 
diefelbe den Antrag unterflügt? — Hinteihend uns 
terftügt. 

Es würde num über diefen Antrag vorzugsweiſe zu 
ſprechen fein und es haben nun dad Wort bie Herren 
dv. Weld und Rittner, fo viel ich mir notirt habe, 


Abg. v. Weld; Ich kann mich fehr kurz faſſen. IH 
würde ben Antrag, fowie ich ihn unterftügt habe, auch 
annehmen, wenn nur nod) ein Wort eingefchaltet würde auf 
der legten Zeile in bem Sage, wie er Seite 246 enthalten 


ift, fo daß es hieße: 
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„Daß es ruͤckſichtlich des Kirchenpatronats bei der 
zeitherigen Verfaſſung allenthalben bewende und die dur 
bisherige Verfafjung begründeten Rechte und Pflichten 
der Patrone Ieosgtin De durch die gegenwärtige Kirchen: 
ordnung aus druͤcklich bedingten Mobificationen zu er 
leiden hätten”. 

Der Zufag des Woͤrtchens „ausdruͤcklich“ ſcheint 
mie um fo nothivendiger, weil nunmehr eine nochmalige 
Revifion der früheren Beftimmungen nicht ftattfinden kann, 
nachdem der Antrag abgelehnt worden ift, die Sache an 
die geehrte Deputation zurüdzugeben. Es ift gar nicht 
anders möglich, als daß die Faſſung der früheren Para: 
graphen, die angenommen wurden, im Vertrauen und in 
ber Borausfegung, daß der Abſchnitt sub D auch fpeciell 
werde berathen werben, hin und wieder einer Erläuterung 
bedürfen wird, wie z. B. bei dem Falle, den ich mir vorhin 
anzuführen erlaubte. Ich glaube aber, daß durch Hinzus 
fügung des Wortes „ausdrüdlich” hinreichende Sicherſtellung 
gegeben wird, daß durch die neue Kirchenordnung Mobift: 
cationen des Patronatrechts in den oder jenen Punkten 
nur ba eintreten ſollen, wo diefelben eben namentlich ange 
geben find. Die einzige Abſicht meines Vorſchlags ift die: 
Undeutlichkeiten und Sweifel zu vermeiden. 


Präfident v. Schönfeld: If dies ald Sousamender 
ment zu betrachten? 


Freiherr v. Weld: Ich wiirde bitten! 


Präfident v. Schönfeld: Das Sousamendement des 
Herrn v. Weld geht dahin, in dem Vorſchlage des Herrn 
Bürgermeifters Koch, der’ bereits hinlänglich befannt iſt, 
hinter dem Worte „Kirhenordnung” und vor das Wort 
bedingten” noch zu feßen „ausbrüdlih”, fo daß es 
heißen wuͤrde: 

‚Daß ed ruͤckſichtlich u. f. w. bie durch bie « 
toärtige —— alekens —E— 
dificafionen zu erleiden hätten”. & 

Ich frage, ob die Kammer biefes Amendement unters 
fügt? — Hinreichen d. 

Herr Rittner! 


Rittergutsbeſitzer Ritt ner: Ih ſchließe mich dem 
geehrten letzten Sprecher und dem Sousamendement an 
and werde in dieſer Abſicht ein paar Gründe anführen, 
die daflır fprechen, daß man auf den Antrag des Bürger 
meiſters Koch eingeht und dieſen Abſchnitt aus der Debatte 
herausnimmt. Ich Enüpfe zuerft an den Bericht an und 
da iſt das Mort „überflüffig”, welches der Bericht braucht, 
daflır bezeichnend, in weldem Geifte und in welder Stim⸗ 
mung hier der Abfchnitt berathen werben ſoll und da will 
es mir doch vorfommen, wenn man eine Berathung als 
Überflüffig bezeichnet, wie die geehrte Deputation thut, als 
ob es entſchieden beffer fei, diefen überflüffigen Bericht gar 
nicht vorzunehmen. Es kommt hinzu, dag mir doch eigentz 
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uch Alles, was ich von dem Herrn Referenten gehört und 
von einigen andern Seiten, obgleich die Herren nicht für 
die Zurückziehung des Abſchnittes flimmen, dennoch dafi 
zu fprechen ſcheint. Man hat wiederholt betont, daß man 
nicht im Stande fei, den ganzen Gehalt dieſes Abfchnittz 
zu erfchöpfen; daß hier nicht der Ort fei, die Collaturs 
und Patronatrechte feſtzuſtellen. Wenn man dies einmal 
ausſpricht und ald richtig anerkennt, fo Tann ich keinen 
durchſchlagenden Grund finden, ber, noch vorhanden fein 
möchte, diefe Berathung in der That hier vorzunehmen, 
Es kommt hierzu noch ein felbftändiges Bedenken, was ich 
unmoͤglich unterdrücken kann. Meine Herren, das hier 
fragliche Recht ift von Ihnen ſtets ald ein privates aners 
kannt worden. Nun will es mir doch feheinen, als ob 
Privatrechte im Allgemeinen ſchon von den Beſchluͤſen 
der Ständeverfammlung ausgeſchloſſen wären; anbererfeits 
aber, — in Betracht, daß die bei Weitem große Mehrheitvon 
und Inhaber des Rechts, alfo Beſitzer der Sache find, 
diber welche entfchieden werben fol, — daß es etwas ganz 
Eigenthümliches wäre, wenn gerade lauter Beſitzer eines 
Rechtes über diefen ihren eigenen Beſitz felbft und über das 
Recht dieſes Beſitzes zu Rathe figen. Das ift ein Grund, 
der mir im Laufe der Debatte gefommen ift und ben ih 
nicht habe zuruͤckhalten wollen. Ich werde alfo dafür 
flimmen, daß Abſchnitt D. aus der Berathung zuridger 
zogen wird. \ 

Präfident v. Schönfeld: Here Bürgermeifler Kochl 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich verzichte aufs Wort. 


Freiherr v. Biedermann: Ich werde fir den An⸗ 
trag des Herrn Buͤrgermeiſters Koch mit dem Sousamens 
dement des Freiheren dv. Weld flimmen. Her v. Erd⸗ 
mannsdorff hatte im Anfange der Discuffion ein Beben 
ten gegen biefen Beſchluß angeregt, welches ich nicht their 
Ien kann. Derfelbe fagte, es koͤnne für den Fünftigen Br 
ſtand und die kuͤnftige Aushbung des Rechtes gefährden? 
fein, wenn Beftimmungen, die hiet einmal in bie Vorlage 
aufgenommen wären, aus berfelben wieder herausgebradt 
würden. Damit bin id) nicht einverflanden. Er knüpftt 
an einen früheren Vorgang an; allein das war etwas gan 
Anderes. Wenn neue Beftimmungen in einen Gefebent 
wurf aufgenommen werden und biefe werben entfernt 
dann Tann allerdings die Idee entfichen, daß etwas Derat 
tiges nicht beftchen folle. Aber hier handelt es fih um 
fon beftehende Ginrichtungen und ich glaube, daß es chet 
für das Patronatrecht gefährbenb wird, wem ber Abfenitt, 
wie er in der Vorlage if, angenommen wirb. Es ift vom 
Miniftertiiche fowohl, ald vom Referenten anerkannt wor⸗ 
den, daß dieſe Godification nicht vollftändig die beſtehenden 
Patronatrechte geben kann. Wenn nun biefe Codification 
in das Geſetz aufgenommen wird, muß allerdings bie SD 
entftehen, ais ob, was nicht darin fieht, micht gültig I 
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Ich glaube daher, daß es für die Patronatrechte beſſer iſt, 
wenn ber Antrag des Abg. Koch angenommen wird. 


Präfident v. Schönfels: ES hat fi Niemand weiter 
zum Worte gemeldet; eö fcheint auch nicht weiter zu ge 
ſchehen; ich werde daher die Debatte fließen bezüglich des 
Koch' ſchen Antrags. Herr Referent! 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich bin weit ent 
fernt, mich in diefer fehr zweifelhaften Frage auf Betrach ⸗ 
tungen einzulaffen. und auf Beurtheilungen, die in der 
That jedes Mitglied bei ſich felbft anftelen kann; ich er- 
Iaube mir aber doch einige pofitive Punkte herauszuheben. 
Ich brauche nicht zu wiederholen, daß ich im Anfange mit 
der gefammten Deputation der Meinung gewefen, daß es 
beffer geweſen wäre, den ganzen Abfchnitt aus der Kirchens 
orbnung herauszulaffen. Nachdem er aber nun‘ einmal bes 
vathen ift, fo find doch in dem ganzen Gapitel fiber das 
Kirchenpatronarrecht Fragen über Gegenftände aufgefunden 
und von der Deputation zur Sprache gebracht worden, die 
Allerdings von Nugen find und von Gewicht für Diejenigen, 
die das Patronatrecht zu behalten und zu befeftigen wuͤn⸗ 
ſchen. Es ift nicht zu verfennen, — ich verwahre mich 
im Voraus dagegen, einen Vorwurf gegen die Staatd- 
regierung ausfprechen oder Mißtrauen zeigen zu wollen, 
ich habe im Gegentheile das volle Butrauen, daß man es 
Seiten der Staatsregierung mit ‚dem Patronatrechte und 
mit Rechten überhaupt ehrlich meint und nicht die Abficht 
hat, fie zu Franken; — allein es liegt einmal in dem 
Standpunkte der Staatöregierung gegenüber faft allen 
Privatrechten, dag man im Wege der Gefeßgebung doch 
immer eher Beſchraͤnkungen eintreten läßt, ald Erweite- 
zungen, befonderd jet, wo die Gefeßgebung fo fehr Hand 
in Hand geht mit der fogenannten Öffentlichen Stimme 
und mit ben lauten Forderungen, die gewiſſe Parteien ers 
heben, um das zu erlangen, was fie Fortſchritt nennen. 
Es ift ganz unmöglich, daß die Staatsregierung und die 
Gefeßgebung den Einfluß von fo ſtuͤrmiſchen Forderungen 
nicht empfinden follten. Alfo bei jeder Geſetzgebung finden 
wie eher Ginfchränkungen ber Rechte, ald Erweiterungen. 
Nun aber hat die Deputation, ba fie ſich deſſen wohl bes 
-wußt war, gewiffe Verbeſſerungsvorſchlaͤge und Anträge 
gemacht, die zur Sicherung des Patronatrechtd dienen 
follen und dies erlaube ich mir, in aller Kürze hervorzu⸗ 
heben. Die erfte Bemerkung ift bei dem $. 52 dahin ges 
macht, daß das Collatur⸗ und Patronatrecht nicht verloren 
geht, wenn die Kirchengemeinde eine neue Kirche erbaut 
und neu botirt, indem wir von der Anficht ausgehen, 
daß, wenn bie Gemeinde eine neue Kirche erbaut, auch 
Demjenigen das Patronatrecht zufiche, der es bisher hatte. 
Das zweite, was zum Vortheile des Patronatrechts von 
ung erinnert wurbe, bezieht fi bei $. 53 auf die Frage der 
Anftelung von Vikaren und Huͤlfsgeiſtlichen und die nach— 
folgende Anſtellung von etatmäßigen Geiftligen, wenn bie 
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Hülfegeiftlichen nicht "mehr ausreichen. Die dritte zu 
Gunſten des Patronatrechts von und geſtellte Erinnerung 
befindet ſich auch beim $. 53 in Beziehung auf die Ein— 
ſchraͤnkung der Präfentationsfrift. Der vierte Antrag ift 
enthalten bei $. 54 wegen Mitverfchluß des Kirchenkaſiens. 
Wenn einmal Alles erwähnt werden fol, fo erwähnt man 
Alles das, worauf man fich befinnt. Die fünfte zu 
Gunſten des Vatronatrechts geſtellte Erinnerung befindet 
ſich auf Seite 249 in Beziehung auf die Verminderung der 
Subftanz und geht dahin, daß hier der Kirchenpatron nicht 
blos gehört werben fol, fondern daß er feine wirkliche Ein— 
willigung zu geben hat. Cine folgende Erinnerung iſt ge: 
ftellt worden in Beziehung auf die Sequeftration, wo und 
die Beftimmung des Gefegentwurfes etwas zu ſtreng und 
eng ſchien. Ferner bei $. 59 ift eine Grinnerung geſtellt 
worden wegen des Wegfalls des Patronats, daß dies 
fer im Falle eines Mißbrauchs fih nur auf die Perfon 
des gegenwärtigen Inhabers zu beziehen habe, nicht auf 
deffen Erben. Und fo wie wir hier .bie ficben Punkte 
geftelt haben, um beftehendes Recht zu befeftigen, -fo kann 
es auch in der Kammer gelingen, daß noch andere Punkte 
aufgefunden würben, in Beziehung auf welde weitere 
Anträge zu ftellen wären. Zu den vorerwähnten Anträgen 
kommt auch noch der $. 595 um ift derfelbe gleichfam als 
eine elausula salvatoria oder generalis ‚hinzugefügt. Ich 
glaube alfo, wir haben: dazu beigetragen, den. Abfchnitt 
Aber das Patronatrecht zu verbeſſern. Darum halte ich 
dafür, daß es et beffer ift, wir behalten den Abfchnitt 
bei. Wenn die Kammer findet, daß die Deputation etwas 
überfehen haben follte, fo kann dem noch durch Anträge 
nadhgeholfen werben. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde zur Abftimmung 
ber den Koch'ſchen Antrag übergehen. Der Antrag iſt der 
Kammer vollfommen bekannt; ex befteht aus zwei Theilen: 
der eine befindet ſich auf Seite 246 und hier fehlägt das 
Sousamendement ded Herrn v. Weld ein, der andere Theil 
befindet ſich auf Seite 253. 


Superintendent Dr. Lech ler: Ich erlaube mir, weil 
es fich hier doch um ein ganzes Capitel der Vorlage hate 
delt, den Antrag zu ftellen, daß die Abftimmung mittelft 
Namensaufruf bewirkt werden möge. — 

Praͤſident v. Schoͤn fels: Ich werde dem nachkommen 
und bemerke, daß ich zuvoͤrderſt daruͤber abſtimmen laſſen 
werde, ob das Capitel, von dem die Rede iſt, in Wegfall 
kommen ſoll und wenn dieſer Antrag angenommen wird, 
werde ich die Frage auf den Koch'ſchen Antrag richten. Es 
iſt darauf angetragen, mittelſt Namensaufruf abzuſtimmen. 
Ich finde. das ganz angemeſſen; werde jedoch die Kammer 
zu befragen haben. Will die Kammer bezüglich der Frage, 
die ich zu ſtellen habe, namentlich; abflimmen? — Eins 
fimmig Ja. 

Die erfte Frage richte ich darauf, ob das Capitel vom 
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Kircpenpatronat, wie ed enthalten ift im Entwurfe 88.51 
bis 59, in Wegfall gebracht werden oM® 
Freiherr v. Weld: Ih muß fehr um Entfeuldigung 
bitten, daß ich die Ftagftelung unterbreche; allein es 
ſcheint mic doch durch die Art derfelben ein Präjudiz zu 
entftehen. Meiner unmaaßgeblichen Anſicht nach follte zu= 
näcjft über den Antrag des Herrn Bürgermeifters Koch ab- 
geſtimmt werben, Wenn jetzt durch die Abflimmung der 
Ausfall des Capitels beſchloſſen wird, muß der Koch'ſche 
Antrag angenommen werben, fonft ift gar Nichts da. 


Kammerherr v. Erdbmannsdorff: Die Sache läßt 
fich fehr einfach, machen, wenn der Herr Präfident entwe⸗ 
der die Güte hätte, die Frage mit‘ Vorbehalt zu ftellen, 
ober auf beide zufammen eine Frage ſtellte. 


Präfident v. Schönfeld: Den Vorbehalt hatte ich 
allerdings ausgefprochen. Sollte übrigens in der Moda— 
litaͤt der Abftimmung einiger Zweifel liegen, fo wird diefer 
aufgehellt dadurch, daß Sie ben Wegfall befchliegen und zu 
gleicher Zeit den Antrag des Herrn Vürgermeifters Koch 
annehmen. Wenn dies der Wunfch der Kammer ift, fo 
werde ich dem nachkommen; ic; werde die Frage darauf 
sichten, ob bie Kammer befchließt, die $$. 51 bis 59 in 
Wegfall zu bringen und an deren Stelle die Koch'ſchen 
Anträge zu fegen. Da darüber Fein Zweifel weiter zu fein 
ſcheint, werbe ich fortfahren. Will die Kammer die 
$8.. 51 bis 59 des Entwurfs in Wegfall bringen 
und flatt diefer die Anträge bes Herrn Bürger« 
meifters Koch, wie fie ſich Seite 246 und 253 bes 
Berichts finden, an beren Stelle fegen? — 


‚Hierauf antworten mit Ja: 


Sceretäv Wimmer, ‚Bürgermeifker Clauß. 
Domhere d. Wagborf. Nittergutsbeftger Rittner. 
Graf Sotme. Rittergutöbefiger d. Römer. 
Beeiherr v. Weld. Rioftervoigt d. Pofern. 


Dberhofprediger Dr. Siebner. 
Supteintenbent Dr. Ledhler. 
Sapitular dv. Schebter. 

Graf v. Schönburg. 
Bürgermeifter Chr. 


Mit Nein antworten: 


Breiherr v. Wiedermann. 
Buͤrgermeiſter Koch. 
Dberbtirgermeifker Pfotenhauer. 
Sandeöbeftallter Genrpel. 


WBicepräfident d. Friefen. Graf v. Stolberg. 

Seeretär v. Egidy. Kammerhere v. Lůttichau. 
Advocat v. Könnerig. Aittergutöbefiger v. Böhlau. 
‚Hofrat Dr. Hänel, Kammerhere v. Metſch 

Graf Witbing v. Königebrüd. Biürgermeifter Müler. 
Kammerherr v. Wagdorf. Freihert v. Schönberg-Bibran. 
Rittergutäbefiger Kraft. Freiherr v. Rochom. 
Buͤrgermeiſter Hennig. Kammerherr v. Erdmannẽdotff. 
Freiherr v. Beſchwih Vraſident v. Schonfeis. 


Keanmerherr b. Behmen. 


Präftent v. Schönfeld: Das Refultat der Abftim« 
mung ft dad, daß der Antrag des Herrn Bürgermeifters 
Koch abgelehnt worden ift und zwar mit 19 gegen 17 
Stimmen, 
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Referent Vicepräfident v. Friefen: 


D. 
Vom Kirhenpatronat. 
$.51. 
Das Rirhenpatronat, dinglich ober perfünfich. , 

Das Patronatrecht fcht entweder dem Landeöherm 
gewiffen Gorporationen oder einzelnen Perfonen zu und i 
bald ein dingliches, mit dem Beſitz eines Grundftuds ver 
bundenes, bald ein perfönliches. 


Die Motiven zu Abſchnitt D, find in Eins zu 
fammmengefaßt und befagen: 


Zu Lit, D. 
zu $8. 51— 59. 

Das Verhältniß des Kirchenpatronates bildet einen 
nicht unwichtigen Theil der Kirchenverfaffung, e3 war dei: 
halb der Umfang der in demfelben liegenden Rechte und 
Pflichten, wie ed erworben wird und wie es verloren geft, 
in Kürze anzugeben. Es enthält diefer Abfchnitt faft ki 
neue Beftimmung, fondern nur das, was verfaffungsmäfi 
befteht und in der Prapis gebt wird. Mur $. 53 if de 
Frift, welche der Kirchenpatron zur Präfentation eined Gef 
lien hat, in den Faͤllen, wo nicht der Gnadengenuß der 
Nacjgelaffenen des vorigen Stelleinhaberd eine länger 
Vacanz bedingt, auf drei Monate eingefchränkt worden, 
weil bei der* Srift von ſechs Monaten, welche zeither 
dem Watron in allen Fällen zuftand, die Wacanzen zu 
lange auögebehnt werben. 

Wenn ferner in $. 54 gefagt wird, daß dem Patrone 

das Recht nicht zuftehe, felbft in die Verwaltung einzu 
reifen, fo entfpricht dies nur der zeitherigen Kirchenver⸗ 
fang in den Erblanden. Die Kirchenpatrone in der 
Dberlaufig hatten eine Theilnahme an der Verwoltun— 
nad) dem Negulative vom 11. Auguft 1813, welches jede 
durch die vorliegende meue Kirchenverfaffung infoweit abge 
ändert wird, da biefe Wirkfamkeit der Kirchenpatrone neben 
den Rechten, welche den Kirchengemeinden und den Kirchen 
vorftänden eingeräumt werben, nicht beftehen Tann. ., 

Zu $. 53 ift noch zu bemerken, daß Subftituten nidt 
u den Hilfögeiftlichen gerechnet werben, alfo von den 

;ollaturberechtigten zu berufen find. 


Zu 8.51 hat die Deputation in ihrem Berichte Nichtz 
erinnert, beantragt daher die unveränderte Annahme. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu ermarten, ob 
Jemand über $. 51 das Mort zu ergreifen gedenkt! — 
Es ſcheint das nicht der Fall zu fein, ich werde daher zu 
Abftimmung übergehen. $. 51 wird von ber Deputation 
jur unveränderten Annahme empfohlen. Ich fragt 
ob die Kammer ihrer Deputation hierin beitrittt 
— Einftimmig Ia. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


$. 52. 
Grwerbung beffelben, f 
Gorporationen und einzelne Perfonen erwerben det 
Patronatrecht: Aus 
1) durch Erbauung einer Kirche und zureichende firde 
ftattung derfelben oder durch Stiftung eines Ft 





513 


lichen Amtes. Wenn jedoch in einer Kirchenge- 
meinde auf deren Koflen eine Kirche erbaut und 
von ber Gemeinde ſelbſt auögeftattet wird, fo fteht 
das Patronatrecht über diefelbe und insbefondere bas 
Collaturrecht fiber die — Aemter an derfelben 
dem Iandeöherrlichen Kirchenregimente zu; 
2) durch Verleihung vom landesherrlichen Kirchen⸗ 
regimentz 

» 3) durd) rechtsverjaͤhrten Beſitz; 

4) durd) Uebernahme eines Amtes, mit welchem ein 
Patronatrecht verbunden iſt; 

5) durch Erbgang in Familien, welchen ein perfönliches 
Patronatrecht zuftehtz 

6) durch Erwerbung eines Grundftüds, mit welchem 

ein Patronatrecht verbunden iſt. 

Durch Vertrag kann nur ein dingliches, mit einem 
Grundfihe verbundened Patronatrecht, und auch nur mit dies 
ſem Grundftüde, auf einen Andern übergehen. Die Trennung 
eined ſolchen von dem Grundftüd und Verwandlung eines 
dinglichen in ein perfönliches Patronatrecht ift nur mit Ger 
nehmigung des Minifteriumd des Cultus ftatthaft. 


Die Motiven find ſchon vorgelefen. — Der Bericht 
lautet: 


Bei 


; g. b2 
nahm man an ber Beſtimmung Satz 1 Anſtoß, nach wel- 
her das Patronatrecht auf das landesherrliche Kirchen ⸗ 
regiment übergehen würde, wenn eine Gemeinde eine Kirche 
erbaue und mit gehöriger Ausftattung verfähe, ein Fall, 
welcher in Städten, Hefonders bei deren Erweiterung und 
Erbauung einer Kirche in einem neuen Stadttheile fehr leicht 
vortommen Fann. Durch eine folche Beftimmung, welde 
übrigens durch das biöher geltende Necht nicht unterftügt 
wird, würbe uͤberdies auch die Bereitwilligkeit der Gemeinde, 
eine neue Kirche zu erbauen und auszuftatten, fehr wenig 
jefördert werden. Ia es ließe ſich diefe Beftimmung, wie 
de gefaßt ift, ger auf den Fall anwenden, daß eine Ges 
meinde an ber Stelle einer alten, einem ſchon beftehenden 
Privatpatronatrechte untergebenen Kirche eine neue Kirche 
erbauete und biefe mit einem Legate ausftattete. Es wird 
daher beantragt, biefen Sat 1 unter Weglafjung des Wor- 
tes: „jeboch” % ber zweiten Zeile dahin zu verändern, daß 
es Beile 5 nad den Worten „geiftlichen Aemter an ben- 
felben” heißen würde: 
Demienigen zu, welcher dad Patronats und Col- 
laturtecht in der fraglichen Kirchengemeinde bereits bejaß 
und auszuüben hatte”. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 52 zu ſprechen begehrt? 


Vürgermeifter Müller: Ich bin der geehrten Depu⸗ 
tation ſehr dankbar, daß fie den Wegfall des zweiten Satzes 
in $.52 vorgefchlagen hat. Wegen des gewichtigen Inhalts 
dieſes Satzes habe ich mich fogar veranlaßt gefunden, vor- 
hin gegen den Koch'fchen Antrag zu flimmen, um dadurch 
Gelegenheit zu haben, gegen die Beflimmung, wie fie von 
der Negierung vorgefchlagen worden ift, mich ausfprechen 
au koͤnnen. 3 

UR (2 Abonnement.) 
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Nittergutöbefiger Ritt ner: Menn ich den letzten ger 
ehrten Sprecher recht verftanden habe, fo nimmt et an, daß 
die Deputation den Sag sub 1 von den Wortenan: „wenn 
jedoch“· in Wegfall gebracht hätte. Aber das iſt nicht der 
Fall; unfere Deputation ändert ihn nur dahin ab, daß, 
wenn eine Gemeinde eine Kirche baut, nicht das Kir- 
Henregiment das Beſetzungsrecht haben ſoll, ſondern 
der, bisherige Kirchenpatron. So verfiche ich die Ab— 
änderung. Nun kann ich unmöglich umterlaffen, es aus» 
zuſprechen, daß ich in diefer Beftimmung des Geſetzes eine 
wahre Härte finde, Jeder anderen Corporation ald gerade 
einer Kirchengemeinde fol das Recht verbleiben, ein Patro⸗ 
natrecht erwerben zu koͤnnen. Es kann eine beliebige Cor⸗ 
poration zuſammentreten von zwei, drei, vier oder mehreren 
Verſonen vieleicht aus der Mitte der fraglichen Gemeinde 
gerade zu dem Bwede, eine Kirche zu bauen, um ein 
Patronatrecht zu erwerben, fo wird nad) den Worten bes 
Geſetzes diefen Perfonen das Patronatrecht nicht vorent⸗ 
halten. Wenn es aber eine ganze Gemeinde thut, wen 
eine Gemeinde aus ähnlichem Gefühle, wie das vor Jahr⸗ 
hunderten gefchehen ift, daß Gemeinden aus wahrer Gotted- 
furcht fich eigene Kirchen erbauten, wenn das zur großen 
Freude ber Kirche wieber geſchehen ſollte und diefe Gemeinde 
ſollte nit einmal das Patronatrecht erwerben Fönnen, fo 
ann ich darin nur eine fehr große Härte,’ ja eine Unger 
rechtigkeit finden. Ich muß dad ausfpredhen und bie Unges 
vechtigfeit fcheint mir dadurch noch mehr zu wachfen, wenn 
die Herren diefes Necht für fich in Anſpruch nehmen, für 
ſich als Kirchenpatrone. Das, muß ich gefiehen, kann ich 
gar nicht faſſen. Ich enthalte mich, einen Antrag zu ftellen; 
ich weiß vorher, daß ich wieder ziemlich allein ftehen würde, 
aber ich habe nur wollen ausſprechen, daß ich es von ber 
Regierung und von unferer Deputation nicht begreifen 
Kann, wie man eine folge Härte in ein neues Geſetz aufs 
nehmen will, a 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Wenn der geehrte 
Sprecher fich blos gegen die Vorlage gewendet hätte, fo 
wuͤrde ich noch weniger dagegen zu fagen haben. Er. meinte 
aber, er begriffe nicht, wie wir Patrone dad Recht für ung 
in Anſpruch nehmen könnten. Uns Privatpatrone wird 
das wohl felten treffen, namentlich auf dem Lande; benm 
ich glaube nicht, daß in unferem Lande ein Dorf fich befine 
det, dad fo groß ift, daß zwei Kirchen in bemfelben gebaut 
werden. Die Sache betrifft an? meiften die Städte und 
da muß ich fagen, ich begreife nicht, daß er das nicht be⸗ 
greift; ich hälte einen höheren Begriff von dem Begriffes 
vermögen des Sprechers gehabt. Ich begreife im Gegen» 
theil nicht, wie, er ſich das denkt, daß, wenn in Städten 
bei fünf Kirchen die feste nöthig wird, die Collatur über 
diefe fechöte Kirche der Gemeinde zufallen fol, während 
über fünf andere der Stabtrath das Collaturrecht hat. 
Einen weiteren Grund finde id) auch darin, daß es eben 
[nicht im Intereſſe der Gemeinde ift, wenn das Patronat- 
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recht in den Händen der Gemeinde ruht. Deswegen befteht 
auch wahrſcheinlich die alte Obſervanz, daß, wenn eine 
Kirche zu den bereits vorhandenen an einem Orte gebaut 
wird, Darlıber das Patronattecht nicht der Gemeinde aufält, 
fondern bei dem verbleibt, der daffelbe tiber die bereits 
vorhandene Kirche beſaß · 

Nittergutsbefiger Rit tn err Nur die einfache Hinweis 
fung, daß ich keinesweges blos die Städte im Auge gehabt 
Habe, fondern der Fall ift denkbar auf dem Lande wie in 
den Städten. Und id) kann mir es fehr gut denfen (denn 
es giebt große Parochien im Lande), daß durch Vermehrung 
der Bevölkerung und des kirchlichen Sinnes in der Bevöl- 
kerung der Fall eintritt, daß ein Theil fi eine andere 
Kirche erbaut und ſich von der beftehenden Kirche ausfcheis 
den wiß und ich Fomme barauf zuruͤck, warum man biefe 
Gemeinde nicht als Stifterin betrachten und ihr das Be— 
fegungsrecht zugeftehen will. Ich muß es ausdrüdtich 
wiederholen, wenn auch Herr v. Erdmannsdorff ſich darüber 
wundert; ich Tann es nicht begreifen und vereinigen mit 
meinen Anfihten von Gerechtigkeit und Gleichheit vor dem 
Geſetz. 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Dann tritt auf 
dem Lande dieſelbe Anomalie wie in den Staͤdten ein, daß 
an einer Kirche der Gutsherr, an der anderen bie Gemeinde 
das Patronatrecht hat und ferner ift entgegenzuhalten, daß 
auf dem Lande der Patron zu den Baukoſten meiftentheild 
fehr viel, oft die Hälfte beiträgt. 


Landesbeftallter Hempel: Ich glaube doch, daß die 
von der geehrten Deputation vorgefälagene Faffung des 
erften Satzes des $. 52 die richtige ift, da es fich nicht 
darum handelt, ein neues Necht zu ſchaffen, fondern das 
beftehende feftzuftellen. Dem beftchenden Rechte möchte 
es aber entfprechend fein, daß, wenn eine neue Kirche ges 
grundet wird, Der, der zeither das Patronatrecht im betref⸗ 
fenden Kirchfpiele auszuüben hatte, daffelbe auch fiber die 
neue Kirche erhält, 


Königl. Commiſſar Dr. Huͤbel: Ich bin in der Lage, 
mich gegen ben Vorſchlag der geehrten Deputation aus 
ſprechen zu müffen. Es fol, wenn von einer Kirchenge- 
meinde eine neue Kirche erbaut wirb, wenn alfo ein Theil 
der Gemeinde aus ber beftchenden Kirche ausfcheidet und 
ſich zu einem befondern Kirchfpiel conftituirt, das Patronat: 
und Collaturrecht Demjenigen zufallen, welcher das Pa- 
tronat· und Collaturrecht Über die Kirche Hat, aus welcher 
die neue Gemeinde ausſcheidet. CS fcheint mir gar kein 
Rechtsgrund vorzuliegen, aus welchem ein folder Patron 
das Patronats und Collaturrecht über die neue Kirche in 
Anſpruch nehmen koͤnnte. Der Gegenftand des Patronat- 
und Sollaturrechtes iſt kirchliche Stiftung, kirchliche Anftalt. 
Zur Kirchengemeinde ſteht der Patron blos in einer Ber 
ziehung, weil und fo Lange die Gemeinde ſich zu diefer 
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Kirche hält. Der Kirchenpatron ift alfo Patron Über hie 
Kirche; aber ex ift nicht Patron über die Gemeinde. Wenn 
mithin aus einer Kirchengemeinde Theile ausſcheiden, 
wenn ſie die zeither benutzte Kirche verlaffen, um ſich die 
eigene Kirche zu bauen, fo hat der Kirchenpatton gar Kir 
nen Anfpruc auf dad Patronat- und Collaturrecht fiber 
die neue Kirche. Es iſt im diefem Saale wiederholt 
geltend gemacht worden, daß dad Patronat» und Colla 
turrecht privatrechtlicher Natur feiz daß es durch einen 
befonderen Nechtötitel erworben werde. Es würde in 
diefem Falle dem Kirchenpatron der alten Kirche gar 
Fein Rechtstitel zur Seite fiehen, um über die neue 
Kirche das Patronatreht zu erwerben. either ift in 
folgen Faͤllen der Geſammtkirche und für dieſe dem 
Kirchenregiment dad Patronat» und Collaturrecht über 
dergleichen neue Kirchen zugefallen. Wir hatten in 
Sachſen Feine Wahlgemeinden, Feine Kirchengemeinden, 
welche berechtigt waren, ihre Geiftlichen felbft zu wählen. 
Der Entwurf ift bei diefem Herfommen ftehen geblieben. 
Die Regierung findet aber nach anderweiter Erwägung 
es unbedenklich, nah dem Worfchlage der Deputation 
der Zweiten Kammer auch ſolche Wahlgemeinden zur 
laffen und daher, wenn in einer Gemeinde eine neue 
Kirche gebaut wird, der Gemeinde dad Patronat> und 
das Gollaturrecht zu uͤberlaſſen in dem Maaße, daß fie 
es durch den Kirchenvorſtand auszulben haben fol. 
In Städten, wo der Stabtrath zeither das Gollaturreht 
ausgeibt hat, wiirde jedoch dem Stadtrathe das Patros 
nats und dad Gollaturrecht auch über eine neue Kirche 
zugeſtanden werben. Ich erlaube mir daher, zu bem 
zweiten Satze des erften Punktes eine Abänderung in 
Vorſchlag zu bringen, nämlich die, daß nach den More 
ten auf ber vorleßten Zeile des erfien Satzes: „an betr 
felben”, ftatt: „dem landesherrlichen Kirchenregimente' zu“ 
gefegt werde: „in Städten, welche die Städteorbnung 
angenommen haben, dem Stadtrathe; in andern Orten 
der betreffenden Parochie zu, melde diefe Rechte dur 
den Kirchenvorſtand ausübt”. 

Freihert v. Weld: Ich bitte um's Wort! Die Re 
gierung ſcheint von dem Grundfage auszugehen, divide et 
impera, Denn aus welchem Grunde hier ein Unterſchied 
zwiſchen dem Rechte der Magiftrate in den Städten und 
der Patrone auf dem Lande ftattfinden foll, das fehe Id 
wirklich nicht ein. Ich glaube übrigens, daß, wenn zeit— 
her der Fall vorgefommen wäre, ganz gewiß auch in der 
von der Deputation vorgefchlagenen Weife entfehieden wor 
den wäre. Denn wenn ich nicht fehr irre, fo hat von jeher 
der Grundfag gegolten, daß das Patronat- und Colatur: 
recht ein indivifibfes iſt und daß es nicht geheilt werden 
Tann. Es würbe aud) wirklich zu ſonderbaren Golliflonet 
Beranlaffung geben, wenn 5. B. in einem größeren Dorf 








wo die Gutsherrſchaft zu gleicher Zeit bie Patronatherr⸗ 
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Schaft ift, eine neue Kirche gebaut werden folte, zu der 


der Patron der jesigen Verfaffung nach auch feine Beiträge 
mit zu geben hat, die’ der Lage der Sache nad) allemal 
viel bedeutender find, ald die der anderen Mitglieder der 
Kirchengemeinde und demohngeachtet nachher nicht in feinem 
Rechte gefehlt würde, dad Patronat auch über die neue 
Kirche zu erlangen. Es Tann ja auch der Fall vorkommen, 
daß eine größere Gemeinde angehalten und gezwungen wer- 
den Fanın, eine Kirche zu bauen, wenn durchaus Fein Raum 
mehr in ber alten Kirche vorhanden if. Nun, dann hat 
fie nicht das mindefte Verbienft, wodurch fie ſich das Pas 
tronatrecht erworben hätte, ſondern fie giebt nur ber drin- 
genden Nothwendigkeit nach und alle übrigen Verhaͤltniſſe 
in Beziehung auf das Patronat bleiben fo, wie fie zeither 
gewefen find. Ich fehe nicht ein, warum in einem foldhen 
Falle dad Patronat der Gemeinde zugeftanden werben fol. 
In den Worten des erften Satzes im $. 52, in welden 
der Abg. Nittner eine Inconfequenz fand mit dem Vor⸗ 
ſchlage dev Deputation, ift ein ganz anderer Fall gemeint. 
Da ift gefagt: „Durch Erbauung einer Kirche und zureis 
ende Ausftattung derſelben oder durch Stiftung eines 





Tirplichen Amtes”. — Da feheint mir mehr der Fal ge 
meint zu fein, der früher fo häufig vorfam, daß durch eine 
zelne Patrone eine Kirche gefliftet wurde, nicht der, wo 
eine Gemeinde ex officio angehalten werben Bann, oder fich 
felbft vom der Nothwendigkeit überzeugt hält, eine neue 
Kirche zu bauen, weil bie alte micht mehr ausreicht. Ich 
erfläre mich durchaus für die Vorfchläge unferer Deputation. 


Königl. Commiffar Dr, Hübel: Es ift, wie mir 
ſcheint, der Paragraph fowohl, als das, was ich gefagt 
habe, vom Heren v. Welck mißverfanden worden. Der 
erfte Punkt des Paragraphen handelt nämlich nicht von 
dem Falle, wenn ſtatt einer zu eng geworbenen Kirche eine 
größere, ober ſtatt einer alten, baufälligen Kirche eine neue 
gebaut wird, fondern von der Errichtung einer ganz neuen 
irchlichen Anftaltz wenn eine neue Parochie gebildet wird, 
die ſich eine neue Kirche baut. Im dieſem Falle hat ber 
Patron der Kirche, aus welcher die neue Gemeinde aud- 
ſcheidet, einen Anfpruch ‘auf das Collaturrecht über bie 
neue Kirche. Der Fall, den Herr v. Weld vorführt, um 
nachzuweifen, daß es zu großen Unzuträglichkeiten führen 
würde, wenn man ein Collaturrecht der Gemeinde neben 
dem Collaturrechte eines Nittergutöbefigers in einem und 
demfelben Dorfe beftehen laſſen wollte, wird wohl in Sach⸗ 
fen nicht vorkommen. Ich kenne wenigftens Fein Dorf, 
welches zwei Parochialtirchen hätte. Hier und da befteht 
wohl neben der Parochialkirche eine Kapelle in den Ritter 
gutsgebäuben. Diefer Fall wird aber von dem. Paragra⸗ 
phen nicht getroffen und zwei Parochialkirchen finden ſich 
in feinem Dorfe Sachſens; es wird fih wohl aud kaum 
auf dem Lande das Beduͤrfniß herauöftellen, eine zweite 
Kirche im Orte zu erbauen. Wenn ich unterfehieden habe 
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in meinem Vorſchlage zwiſchen Stadtgemeinden und laͤnd⸗ 
lichen Gemeinden und vorſchlug, in den Stadigemeinden, 
welche bie Stäbteordnung angenommen haben, dem Stadt 
rathe das Collaturrecht zu geben, fo liegt der Grund für 
diefen Unterfchied nicht darin, daß der Stadtrath gleichſam 
jure acerescendi das Collaturrecht erwerben Könnte, fone 
dern in feiner Stellung zur Gemeinde. Ex übt, als ftädtie 
ſches Organ das Gollaturrecht über die kirchlichen Anftalten 
der Stadt audz es erfcheint daher gewiß zweckmaͤßig, dem⸗ 
felben Organ der Gemeinde, nicht einem andern das Golla- 
turrecht über eine neue Kirche einzurdumen. , 


Präfident v. Schönfels: Es haben fi zupörberft 
Here Bürgermeifter Koch, dann Herr Nittner und Herr v. 
Behmen gemeldet. ‚Bevor ich aber dad Wort Herrn Buͤr⸗ 
germeifter Koch ertheile, wollte id) nur den Antrag ber ' 
Staatöregiernng nochmals recapituliren. Es folen nad) 
diefem Antrage bie legten Worte im erften Abfage bes 
$. 52: „dem landesherrlichen Kirchentegimente” wegfallen 
und dafür geſetzt werben: 

„In Städten, welche die Stäbteordnung angenom⸗ 
men haben, dem Stadtrathe; in andern Orten der bes 
treffenden Parochie 1 welche diefe Nechte durch den 
Kirchenvorſtand ausübt". 

Diefer Antrag der Staatöregierung ift hun zur Vor⸗ 
lage geworben, während die urſpruͤnglichen Worte im Ent 
wurfe wegfallen. — Herr Bürgermeifter Koch! ‚ 

Bürgermeifter Dr. Koch: Nach den erften Aeußerungen, 
meine Herren, bie wir vom Herrn Negierungscommiffar 
vernommen haben, wollte e8 mir faft fo vorfommen, wenn 
ich benfelben richtig verftanden habe, als ob er zur deduci⸗ 
ren gemeint fei, daß der bermalige Rechtszuſtand ber wäre, 
daß, wenn in einem Orte auf Koften der Gemeinde eine 
Kirche gebaut würde, dann dem Kirchenregimente die Collas 
tur zuftehen folle. Wäre das wirklich die Nechtsanficht des . 
Herrn NRegierungscommiffars, dann, meine Herren, müßte 
ich den fämmtlichen Herren, die vorhin gegen meinen Ans 
trag geftimmt haben, meinen tiefgefühlteften Dank dafuͤr 
ausfprehen. Wenn dad der Kal wäre, dann waͤre ein 
Buftand der Dinge eingeführt, den ich mit meinen Rechts⸗ 
begriffen nicht zufammenzubringen im Stande bin; denn 
wenn der Herr Regierungscommiffar fragte, was für ein 
Recht der Patron einer beftehenden Kirche habe, um das 
Patronatrecht auch an einer von der Gemeinde neuerbau⸗ 
ten Kirche feines Ortes in Anfpruch zu nehmen? fo darf 
ich ihm mit ber gleichen Frage entgegentreten: Welches 
Recht fteht dem Kirchenregimente zur Seite, um ein ſolches 
Patronat für fich in Anfpruch zu nehmen? Daß dies bie 
Anficht der Staatsregierung fei, dafür ſpricht alerdings 
die: Faſſung von $. 52... Der, Herr Regierungscommiſſar 
hat jedoch in fehr verföhnticher Weife feine Ausführung ges 
ſchloſſen und einen Antrag eingebracht, welcher; das von 





mir foeben Ausgeſprochene, vieleicht aber auf einem Miß · 
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verſtaͤndniß beruhende Bedenken befeitigt, indem er bean ⸗ 
tragt, daß bier das Collaturrecht auf die Gemeinde übers 
achen fell. In diefem Antrage ift indeß ein Unterfchied 
gemacht, den ich ebenfo, wie Here v. Weld, nicht zu billie 
gen im Stande bin. Ich Habe mich ſchon mehrmals bei 
perfcgiedenen Gelegenheiten während der Beratung diefes 
Entwinfs dahin ausgeſprochen, daß ich Hier und da Rechts: 
ungleicheiten bemerfe. Ich will aber nicht zweierlei Recht ; 
ich will in diefer Frage einerlei Recht. Wieberholt find 
aber die Patrone im Entwurfe verſchieden behandelt; man 
hat geglaubt, den Verhaͤltniſſen auf Koften des Rechts- 
princips Rechnung tragen zu müffen. Ich follte meinen, 
fowie auf dem Lande den Gemeinden das Collaturrecht zus 
geſprochen werden kann, jo gut wie bort für dieſe der Kir⸗ 
chenvorſtand dieſes Recht auszuüben für befähigt erachtet 
wird, eben fo gut müßte dies in den Städten der Fall 
fen. In den Städten tritt allerdings oft eim anderes 
Verhaͤltniß ein, weil die verfhiedenen Parochien nicht fo 
zein abgegrenzt find, wie auf dem Lande, wenigftens in 
der Regel. Würde nun in einer Stadt, wo dies der Fall, 
eine neue Kirche auf Koften der Gefammtgemeinde oder 
auf Koſten Einzelner, die man aber nicht als eine feftger 
ſchloſſene Parochie vereinigen kann, erbaut, fo ift es felbft 
redend, daß bie Frage ber das Gollaturrecht an ber neuen 
Kirche nur fo gelöft werben Tann, daß bie verfchiedenen 
Kirchengemeinden in ihren Kirenvorftänden ſich verei⸗ 
nigen und diefe gemeinfam dad Collaturrecht ausüben. 
Nur dann, meine Herren, wenn hier gleihes Maaß und 
gleiches Recht ausgeübt werden fol, werde ich mich, für 
irgend einen Vorſchlag, der in biefer Richtung audge- 
ſprochen würde, erklären koͤnnen. Entweder jagen Sie: 
Die bisherigen Patrone haben in den Städten und auf 
dem Lande das neue Collaturrecht, wie dies die Deputation 
gethan hat, oder aber, wenn Sie, wie id, die dagegen 
geltend gemachten Bedenken theilen, laſſen Sie auf dem 
ande, wie in den Städten gleichmäßig das neue Patronat 
der Gemeinde zuftehen und die Gemeinden mögen es durch 
ihre Kirchenvorfiände ausüben laſſen. Damit kommen wir 
aber freilich wieder in Conflict mit Herrn v. Erdmannd- 
dorff, der heute wiederum feine Anfichten gegen das Gollas 
turrecht der Gemeinden überhaupt geltend gemacht hat. 
Zur Widerlegung deſſelben berufe ich mich aber auf die 
geiſtlichen Herren in diefem Saale; fie find Zeugen daflır, 
daß es anderwärts Wahlftellen giebt und vom Herrn Ober- 
hofprediger Liebner wurde ausdruͤcklich gefagt, in Schleswig- 
Holftein fei eine große Anzahl der Pfarreien, Wahlſtellen 
und bort gehe es ganz gut. Wenn ed dort geht, meine 
‚Herren, warum fol e3 nicht bei und gehen? Warum wols 
Ien wir unferen Gemeinden ein ſchlechteres Beugniß aus⸗ 
fiellen, als den fehleswig-Holfteinifchen Gemeinden? Und 
{6 verfihere Ihnen, meine Herren, ich kenne zufällig bie 
Verhaͤltniſſe dort etwas genauer, weil ich mit ber Abfiche 


einer Berufung bemüht gewefen bin, ſchles wig holſteiniſche 
Geiſtliche kennen zu Jernen; ich verſichere Ihnen, es ft mir 
felten ein treuerer Seelſorgerſtand vorgefommen, afz in 
dem deutſchen Schleswigs Holftein. Deswegen glaube ich 
auch, geht es ganz gut und ſeien wir, wenn wir einmal 
hier Normen aufftellen, gerecht nad) allen Seiten hin, üben 
wir ein Recht, bringen wir nit in die Kirchenordnung 
zweierlei Recht. Zu dieſem Ende erlaube ich mir, den 
Antrag des Herrn Regierungscommiffard dahin zu amen 
diren, es möge derſelbe anftatt der Worte: „SKircpenregie 
ment zu” lauten: 
er Gemeinde zu, welche baffelbe durch den « 

Pe oder at — a hr 

beftehen, durch die vereinigten Kirchenvorſtaͤnde deffelben 

auszuüben hat”. 

Präfident v. Schönfeld: Der letzte Theil des m 
ſten Abſatzes des $. 52 hat jocben wieber eine Amendie 
tung erfahren durch den Herrn Bürgermeifter Koch. Ders 
ſelbe wünfcht, daß diefer letzte Sat des erften Abſatzes dis 
$. 52 in. folgender Maaße lauten foll: 

der Gemeinde zu, welche baffelbe durch den Kir 
henvorftand, oder wenn mehrere Parochien in einem 
Stte beftehen, durch die vereinigten Kirchenvorſtaͤnde def 
felben auszuüben hat“. 

Ich frage die Kammer, ob fie dieſen Antrag unter 
ftügen wit? — Hinreihend unterſtuͤtzt. Es wuͤrde daher 
biefer Antrag mit zur Discuſſion zu ziehen fein. Cs hat 
nun Herr Rittner, dann Herr Kammerherr v. Zehmen 
und Herr Oberhofprediger Dr. Liebner das Wort. 


Nittergutsbefiger Nittner: Ich habe zunaͤchſt um 
das Wort gebeten, um meine große Freude darüber aus⸗ 
zuſprechen, daß das, mas ich gewünfcht habe und mir nift 
getraute, ald Antrag vorzubringen, vom Herrn Negierungss 
commiffar als Negierungsantrag ausgeſprochen worben it 
und ich werde mir blos noch eine ganz kurze Frage an ben 
Herrn Regierungscommiffar erlauben, nämlich bie, 0b 
nicht, was wir gemeinfhaftlich wuͤnſchen, am einfachſen 
erreicht wird, wenn man den ganzen Nachſatz sub 1 in $.52 
von den Worten an „wenn jeboch” wegfallen ließe? Die 
Kirchengemeinde ift eine Corporation und laſſen wir diefen 
ganzen Nachſatz weg, fo ſteht ganz einfach das Prindh, 
tie ich es für gerecht und richtig anerkenne; es werden 
gleichzeitig alle Differenzen zwiſchen der Stabt und det 
Lande befeitigt; der Paragraph wird firiet und bündig 
und es würde nur das Bedenken fein, daß wir bi 
einer früheren Gelegenheit, wo es ſich um bie hälige 
keit des Kirchenvorſiandes handelte, allerdings für ef 
Fall einen kleinen Satz nachträglih aufnehmen müßten. 
Ich folte aber meinen, daß dieſes Bedenken ſich bei 
tigen und durch einen redactionellen Nachtrag dab Br 
fäumte ſich nachholen ließe. Ich ſtelle dies nicht als einen 
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Antrag, ih bringe es nur als eine Anfrage an ben 
Herrn Negierungscommiffar. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Ich halte es doch 
für zweckmaͤßig, eine befondere Beftimmung aufzunche 
men, wie es in biefem Falle gehalten werden foll. 


Kammerherr v. Behmen: Mir hat es geſchienen, 
daß in dem erften Abfage des $. 52 in der Faſſung 
noch eine gewiffe Unflarheit liege und dies fcheint aud) 
"mit Veranlaffung zu fein zu den verſchiedenen aufge 
tauchten Anſichten. Mir will es aud dabei eigentlich 
ſcheinen, als ob durd den Zufag des Herren Regierungs: 
commiſſars, der erft jeßt in der Kammer eingebracht wird 
und wo ich bedauere, daß nicht in der Deputationds 
figung, wo über diefe Frage viel gefprochen worden ift, 
diefer Antrag und diefe Erläuterungen von ihm vorgelegt 
worden find, die Sache eher noch verworrener und com 
plicirter gemacht werde. Ich muß daher ebenfalls mir 
an den Herrn Commiffar eine weitere Anfrage erlauben. 
$. 52 Punkt 1, wenn ich ihm überhaupt richtig verftche, 
enthält zwei Falle. Er fängt an mit dem Gate: 

„Gorporationen und einzelne Perfonen erwerben das 

Patronatrecht: 1) durch Erbauung einer Kirche und zus 

reichende Ausftattung derfelben und durch Stiftung eines 

kirchlichen Amtes’. 

Wenn nun eine jetzt beſtehende Kirchengemeinde ſich 
in zwei Kirchengemeinden theilt und ein Theil bei der alten 
Kirche bleibt, der andere Theil eine neue baut, bildet diefe 
neue Kirchengemeinde eine Corporation und hat fie corpo⸗ 
rative Nechte? Ich meine, Ia. Nach Punkt 1 würde alfo 
eine folche Kirchengemeinde, die ſich neu abzweigt, fich felbft 
eine Kirche erbaut, das Patronatrecht über diefe Kirche und 
die kirchlichen Aemter bei derfelben erlangen. In dem ziveis 
ten Satze heißt es num weiter: 

„Wenn jedoch in einer Kirchengemeinde auf beren 
Koften eine Kirche erbaut und von der Gemeinde felbft 
ausgeflattet wird, fo fteht das Patronatrecht über die» 
felbe und insbefondere das Collaturrecht über die geift- 
üchen Xemter an berfelben dem landesherrlichen Kirchens 
regimente zu”. " & 

Diefer Sag feheint mir nun, wenn ich ihn richtig ver⸗ 
ſtehe, den Fall im Auge zu haben, wenn in derfelben 
Kicchengemeinde, in derfelben Parochie, ohne daß eine 
Abzweigung in verfchiedene Parochien und Kirchengemeinden 
erfolgt, ein neues Kirchengebäude erbaut wird. Im diefem 
Iegteren Falle will ber Entwurf dem Kirchenregimente in 
der Regel mit einer fpäter hinzugefügten Ausnahme das 
Patronats und Collaturrecht zuweiſen. Das fcheint mir 
allerdings unzuläffig und id) muß auch dem beitreten, was 
der Herr Bürgermeifter Koch im Eingange feiner Rede ber 
reits aͤußerte. Im der Regel wir diefer Fall nur in ben 
Städten vorfommen, wo bie Stabträthe das Collaturrecht 
befigen. Im diefem Falle ſcheint es mir aber nicht vecht 
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denkbar zu fein, daß in berfelben Parochie der Stadtrath 
oder ein fonftiger Patron in der einen Kirche das Patronate 
und Collaturrecht ausübt, während er es in Beziehung auf 
das andere Kirchengebäude in derfelben Pfarrgemeinde 
nicht ausüben fol. Es ift allerdings Fein Grund vorhatte 
den, in einem ſolchen Falle den Kirchenvorſtand hineinzus 
ſchieben und alfo wieder eine Ausnahme zu machen. Für 
das neue Kirchengebäude befteht ja auch in diefem Falle 
gar Fein befonderer Kirchenvorſtand. Nach meiner Anficht 
kann nur z. B. der Stabtrath auch bei einem zweiten, wer 
gen zu großer Bevölkerung nöthig gewordenen Kirchen⸗ 
gebäude, das Collaturrecht wie im Betreff des alten aus: 
üben. Wird aber eine befondere Parochie gegründet und 
dieſe bauet fich felbft eine neue Kirche, da ſcheint der erfte 
Tal einzutreten und ber Zufag des Herrn Regierungscom- 
miffard zu dem zweiten Sage ſcheint nicht recht dahin zu 
paſſen. Ich geftehe offen, es ift möglich), daß ich den Par 
ragraphen mißverftehe; die Sache fcheint mir aber nur ver⸗ 
worrener geworben zu fein ald vorher und es iſt allerdings 
eine mißliche Sache für die Deputation, wenn der koͤnig ⸗ 
liche Commiffar in der Deputation fp gefprochen und fich 
im entgegengefegten Sinne geäußert hat, hier num in ber 
Kammer aber neue Anträge bringt, von denen man nicht 
recht weiß, wie fie herüber und hinüber Mappen und paffen. 


Koͤnigl. Commiffer Dr. Hübel: Ih glaube nicht, 
daß durch meinen Vorſchlag Dunkelheit in den Paragraphen 
gekommen if. Denn wenn man den Worten, daß dem 
landesherrlichen Kirchenregimente in dem gegebenen Falle 
das Gollaturrecht zuſtehe, die neue Beftimmung fubftituirt, 
daß dem Stadtrath and beziehendlich der Gemeinde das 
Collaturrecht zukommen folle, ift das doch vollfommen Kar, 
Ich erlaube mir aber auf die Bedenken des Herrn v. Zehmen 
noch Folgendes zu bemerken. In Städten wird es wohl 
vorkommen koͤnnen, daß Kirhen gebaut werden zur Bes 
friedigung des kirchlichen Beduͤrfniſſes aller Einwohner, 
ohne daß man einen beflimmten Bezirk der Stade diefer 
Kirche ald eine getrennte Parochie zuweift, Auf dem Bande 
wird das aber gewiß nicht vorfommen. Wenn eine zweite 
Kirche erbaut wird, weil die alte für ben zu groß gewor« 
denen Bezirk nicht mehr genügt, fo wird man auch allemal 
einen befonberen Kirchenbezitk bilden und dieſen Fall ſollen 
die Worte im zweiten Satze Punkt*t des Paragraphen 
treffen. Der Paragraph ſpricht ganz mit Necht von einer 
Kirchengemeinde, im welcher eine neue Kirche erbaut wird. 
Denn diejenigen Orte oder Theile einer Parochie, welche 
ſich eine neue Kirche erbauen, ſcheiden aus der alten. Pas 
rochie aus und bilden von ber Zeit an eine befondere 
Kirchengemeinde, wo fie fi zu dem Bau einer neuen 
Kirche vereinigen. Der Fall, daß man auf dem Sande in 
einem Orte ober auch im mehreren zu einer Kirchengemeinde 
verbundenen Orten eine zweite Kirche bauen würde, ohne 





die Parocie zu trennen, der wird wohl nicht vorkommen. 
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Es find mir verſchiedene Faͤlle unter die Hände gekommen, 
wo ländliche Parochialgemeinden zur Erbauung einer neuen 
Kirche verfchritten; aber daß fie eine Kirche gebaut hätten 

und noch im Parocjialverbande..mit der alten in einer 
Kirchengemeinde geblieben wären, das ift mir nicht vorge 
fommen, Der Herr v. Behmen bemerft noch, es ſei ſehr 
bedauerlich, daß ich dieſe Abänderung nicht bereits in der 
Deputation vorgebracht hätte. Es iſt aber allerdings die- 
felbe erſt fpäter infolge des Vorſchlags, welden die Depu- 
tation ber Bweiten Kammer geftellt hat, von der Regierung 
befchloffen worden, fo daß es mir nicht möglich war, über 
diefen Punkt in der Deputation zu ſprechen. Gegen den 
Vorſchlag der geehrten Deputation, daß das Patronats und 
Collaturrecht in einem ſolchen Falle dem Patrone der älteren 
Kirche zuftehen folle, habe ich mich aber deshalb nicht er⸗ 
klaͤren Tönnen, weil derfelbe, wie ich mic wohl erinnere, 
in meiner Gegenwart in der Deputation nicht befprochen 
worben iſt. 


Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich habe den neuen 
Regierungsvorfchlag, Heffen ich mich herzlich erfreue, immer 
nur fo verflanden, daß von einem neuen Pfarrſyſteme die 
Rede ift und nicht blos von der Erbauung einer neuen 
Kirche. Es handelt fi um zweierlei, einmal um ein 
Princip. Es iſt wohl wichtig, daß dieſer Vorſchlag ergan⸗ 
gen iftz denn es koͤnnte fonft ſcheinen, als wuͤrde im Ente 
wurfe angenommen, eine Gemeinde koͤnne niemals Collatur⸗ 
rechte haben. Und dann ift es eine große Lodung für die 
Gemeinden, bei dem ungemein fteigenden Beblrfniß zu 
Erbauung neuer Kirchen und Errichtung heuer Pfarrſyſteme 
felbft etwas zu thun. Im Uebrigen ſchließe ich mich dem 
an, wad ber geehrte Herr Vürgermeifter Koch gefagt hat 
und habe infofern nichts Neues zu fagen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Vom Herm v. Behmen 
wurbe mir eingehalten, daß nicht gut abzufehen fei, wie 
ſich die Verhältniffe geftalten follten, wenn ber Stadtrath 
in einer Kirche Patronatrechte ausübe und bie Kirchen 
gemeinde durch den Kirchenvorftand in einer andern Kirche, 
fo daß alfo zwei verſchiedene Collatoren an einem Drte 
fein finden. Ich glaube darin liegt nichts Neues. Ganz 
abgefehen davon, daß der Stabtrath das Gollaturrecht nur 
im: Auftrage ber Gemeinde ausübt — es ift das meine 
Auffoffung —, fo haben wir Derartiges ſchon. Ich will 
ganz bavon abfehen, daß es große Dörfer giebt, die aus 
ein, zwei, drei Nittergütern- beftehen, von denen jedes, 
4. B. Ober», Mittels und Miederhalbendorf oder wie fie 
fonft heißen mögen, für ſich eine Kirche und wieder jede 
Kirche, ungeachtet fie in einem zufanmenhängenden Orte 
ſich befinden, ihren eigenen Patron Hat, fo haben wir auch 
in Städten aͤhnliche Vorgaͤnge, z. B. in Peipzig. Dort 
fteht das Collaturrecht an den Schulen, wie an den Kirchen 
dem Stabtrath zu. In Leipzig hat fi im Jahre 1803 
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eine eigene Armenverforgungsbehörde, die Armenanflalt con, 
ſtituirt. Diefe hat eine Armenſchule gegründet und 
hat an dieſer Armenſchule das Collaturrecht nicht der Stadt: 
rath, fondern die, Armenanftalt und ber Vorſtand uͤbt fein 
Collaturrecht ganz felbftändig.und unabhängig vom Stadt: 
rathe aus. So gut wie dad auch nicht die geringften 
Migserhättniffe Herbeigeführt hat, kann ich mir auch denen, 
daß der Stadtrath über 18 bis 20 geiftliche Stellen day 
Collaturrecht ausüben koͤnne; deffenungeachtet aber bei ein 
paar anderen Stellen dieſes Necht ohne jede Inconvenienz 
der Gemeinde felbft zugugeftehen wäre. Meine ‚Herren, 
mas mit dem Eintritt diefer Kirchenvorftände ſich Neuen 
geſtalten wird und muß, habe ich ſchon oft angedeutet, 
Das werden wir, wenn wir nicht zu früh fterben, indge⸗ 
fammt nod) erleben. 


Kammerherr v. Behmen: Wenn ich den Here Res 
gierungscommiffar recht verftanden habe, bezieht er den 
Tegten Theil unter Nr. 1 des $. 52 von „Wenn jedoch“ 
bis „Kirchenregimente zu” blos darauf, wenn in ders 
felben Parochie verfchiedene Kirchengebäude’ erbaut iver- 
den ohne Abtrennung einer befonderen Kirchengemeinde, 
Ich hoffe, ich habe es recht verftanden. Wenn dad dir 
Fall ift, muß ich bekennen, daß ich durch die Entgegnung 
des Heren Bürgermeifterd Koch meine Bedenken nicht er⸗ 
Iedigt finde, daß Unzuträglichkeiten und Uebelftände daraus 
entftehen müffen, wenn bei zwei Kirchengebaͤuden, die zu 
einer und berfelben Parochie gehören, verfchiedene Patrone 
und Gollatoren find. Das Patronatrecht in derfelben Sir 
hengemeinde läßt ſich doch unmöglich in Stüde zerreißen 
und zertheilen; es muß in einer Hand fein. Bei Ab⸗ 
trennung in verſch ieden e Gemeinden koͤnnen dagegen bie 
Patronat» und Collaturrechte allerdings fehr gut verfhie 
den fein. Die Verhältniffe bei Stiftungsſchulen feheinen 
mir nicht maaßgebend zu fein. Ich muß bemerken, daß in 
dem Vorſchlage des Heren Commiffard zur Testen Abthei- 
lung des $. 52 unter Nr. 1 außer von den Städten, wo 
die Städteordnung eingeführt ift, auch noch von anderen 
Orten die Rede ift und daß dort der Kirchenvorſtand dad 
Patronat- und Collaturrecht austıben folle; alfo doch and 
der Fall angeriommen ift, daß in einer und berfelben Pfarr: 
gemeinde, wenn verfchiedene Kirchengebäude in berfelben ers 
baut werben, in der einen der zeitherige Patron, in bet 
anderen ber. Kirchenvorfiand Collator fein, fol. Die Sadt 
ſcheint mir nicht-überall recht klar zu fein, nicht zu paſſen. 
3% halte die Faſſung, die die Deputatton vorgefchlagen hat, 
doch für die allereinfachfte und richtigfte. 

Koͤnigl. Commiffar Dr, Hübel: Ich bin abermals 
von Herrn v. Zehmen mißderftanden worden ; benn meine 
Anſicht geht eben dahin, daß in dem Falle, wenn ein Thel 
der Kirchengemeinde aus der Parochie ausſcheidet und eine 
neue Kirche baut, damit aber, wie der Herr Oberhofprediger 





Dr. Liebner dies ganz treffend ausbrüdte, ein neues Platt 
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ſyſtem bildet, das Patronatrecht Über die neue Kirche nicht 
demjenigen Patron zuftehen foll, der Patron über die Kirche 
ift, aus welcher der Gemeindetheil austritt. Nach meinem 
Vorſchlag fallen alfo die Bedenken, welche Herr v. Zehmen 
aͤußerte, alle weg, namentlich das Bedenken, daß in einer 
Stadt das Collaturrecht von verfchiedenen Behörden aud- 
geübt, einer verfchiebenen rechtlichen Beurtheilung unter- 
worfen werben würde; denn ganz nad) ber Anſicht bes 
Haren Bürgermeifters Koch, die ich vollkommen theile, fteht 
das Patronatrecht in den Städten den Stabträthen nicht 
zu, weil fie Stifter der Kirchen find. Wenn der Stadt: 
vath eine Kirche baut, fo thut er died nit aus feinen 
Mitteln, fondern mit Mitten, bie feiner Verwaltung an 
vertraut find. Er übt daher auch gewiſſermaaßen im Auf- 
trage, in Vertretung der Stadtgemeinde das Collaturrecht 
aus und dad foll er nach meinem Abänberungsvorfchlage 
im ganzen Stadtgebiet thun, — auch in Beziehung auf 
eine neue Kirche, ed mag nun für diefe Kirche eine befon- 
dere Parochie abgegrenzt werden oder nicht. In Dörfern 
aber, wo id} annehmen muß, daß immer eine befondere 
Parochie entfteht durch Erbauung einer neuen Kirche, fol 
dem Kirchenvorftande das Collaturrecht überlafjen werden. 


Präfident v: Schönfels: Es würden zunaͤchſt der 
‚Herr Abg. Nittner, dann Herr v. Weld und Herr v. Rochow 
dad Wort haben. " 


Nittergutöbefiger Nittner: Nur die kurze Bemerkung 
wollte ich mir erlauben, daß ich die Treunung des Patronats 
rechtes auch in einer und derfelben Kirchengemeinde gar nicht 
als etwas fo fehr Schwieriges oder Unmögliches erkennen 
kann. Wenn ich nicht ganz irre, befteht auch der Fall ſchon 
öfter, daß ber Kirchenpatron und die Lanbescollaturbehörbe, 
daß beide Behörden bie Kirchenſtelle in einer Kirchengemeinde 
befetzen. Es iſt dies ebenfalls der Fall in Bezug auf die 
Vicare und Hülfsgeiftlichen, welche auch jegt ſchon bei ben 
Patronatftellen von ber Sandestirchenbehörde beftellt werden 
und bei den Schulen werben verſchiedene Stellen ebenfo 
von verſchiedenen Gollaturbehörben bei einer Schule beſetzt 
und ich kann daher darin etwas. fo außerordentlich Schwie⸗ 
riges nicht finden, 

Freiherr v. Weld: Ih würde nad) dem, was ſchon 
über die Sache gefagt worden ift, auf das Wort vers 
zichten. 

Freiherr v. Rochow: Sehr Vieles ſpricht, meines 
Erachtens, für den Koch'ſchen Antrag. Aber, meine Herren, 
er ſchießt doch Breſche in dad Princip,, wornach bie Ger 
meinden bei uns Fein Wahlrecht ausüben dürfen. Wenigftens 
ift mir Fein Fall bekannt. Gemeindewahlrechte halte ich 
für Sachfen vielfach bedenklich. Das Beifpielvon Schleswig: 
Holftein vermag mich nicht zu überzeugen. Die dortige 
Landesbevöfferung enthält ganz andere Elemente, wie bie 
unſrige. Wir Haben große Dörfer und Städte und dur 
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diefe Hat ſich ein gewiſſes Parteitreiben auch vielen Land: 
gemeinden mitgetheilt. 


Freiherr v. Weld: Ich bitte nunmehr um das Wort. 
Ich kann nur dem ganz beitreten, was jetzt geäußert wurde. 
Ich fürdte, man hat auch bei diefer Frage das Patronat- 
recht viel zu fehr wieder nur ald ein Recht im Auge ger 
habt, während doch die Art und Weife, wie es eben aus⸗ 
gekbt wird und alfo das Intereffe der Kirche und der Kirchen- 
gemeinde den Hauptgeſichtspunkt dabei abgeben follte. Ich 
Tann mir nicht anders benfen, als daß es in den meiften 
Fällen wenigftend zu großen Unannehmlichkeiten führen 
würde, wenn z. B. auf dem Lande in einem großen Dorfe 
oder auch im einer Fleineren Stadt dad eine Paftorat von 
dem urfprünglichen Patron, dem Gutöheren, und das an: 
dere von der Gemeinde befegt werden fol, Es ift gar nicht 
anders möglich, ald daß. das zu Reibungen und Mifhelig« 
keiten führt und ich wollte eben in biefer Beziehung darauf: 
aufmerffam machen, daß unfere Landbevölferung, unfere 
Landgemeinden, denen ich in einer Beziehung zu nahe tres 
ten will und deren Sinne flr intelectuellen Fortfchritt ich 
alle Gerechtigkeit widerfahren laſſen muß, daß biefe gerade, 
was die Punkte betrifft, auf die es hier ankommt, doch in 
ganz anderen Verhältniffen leben, ald z. B. die Gemein» 
den in Holftein, auf welche vorhin hier Bezug genommen 
wurde. Die holſteiniſchen Gemeinden und, man kann wohl 
fagen, das ganze dortige Volk hat zeither viel Kreuz ers 
fahren und hat unter einem Drude gelebt, in deffen Folge 
es dem Worte Gottes zugeführt und mit Sehnfucht nach 
demfelben erfüllt worden fein mag. Dies ift aber bei uns 
weniger der Fall; denn unferen Landgemeinden geht es, 
Gott fei Dank! jegt wohl und die meiften von ihnen hören 
wohl Lieber ein lebensfrohes, heitered Wort, ald eine ernſte 
Bußprebigt ihres Geiſtlichen. Alfo in biefer Beziehung 
findet, glaube-ich, ein großer Unterfchieb zwoifchen dort und 
bier ftatt., 


Staatsminifter v. Falkenſtein: Ohne in die Sache 
felbft, über die hinreichend gefprochen worden ift, wie mir 
fcheint, näher einzugehen, will ich nur auf die Bemerkung 
des geehrten Abg. v. Weld Etwas erwidern, ber. ſoeben 
ſprach. Und zwar einmal, wenn er meinte, unferen Ge 
meinden ginge es fo gut, daß fie fich micht nach dem Worte 
Gottes befonders fehnten, während es in Holftein denfelben 
fo. fehlecht ergangen wäre, daß fie wohl Veranlaffung hätten, 
das zu thun. Ich habe eine gang andere Anficht; ich habe 
allerdings die Ueberzeugung, daß, wenn ed auf die rechte 
Weife an fie gebracht wird, auch unfere Landge— 
meinden ſich gar fehr nach dem Worte Gottes fehnen 
und daß gerade die Landbevoͤlkerung im Gluͤcke doppelt und 
dreifach ſich darnach zu fehnen Urfache hat. Was das Zweite 
betrifft, fo bemerke ich nur in factifcher Beziehung, daß 
die großen Bedenken, bie man fih macht über die Con- 
currenz verſchiedener Patronate, in der That gar nicht vor⸗ 
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handen zu fein fcheinen. Sie fommen toto die bei uns 
im Lande vor. Meine Herren, wir haben die Sache in 
Städten und in Dörfern, wir haben fie nicht einmal, ſon ⸗ 
bern zehnmal, daß verfhiedene Patrone in einem 
Kirchenorte vorkommen. Wir haben es hier in Dresden, 
‚Hier ift der Stadtrath Patron und in Friedrichſtadt hat 
das Minifterium die Stelle zu befegen. Ebenfo ift es z. B. 
in Annaberg u. f. w., kurz in mehreren Orten kommen 
dieſe Fälle vor, wo verſchiedene Patrone das Collaturrecht 
ausüben. Ih muß fagen, darin kann ich alfo an und für 
ſich, wenn man die Sade will, ein befonderes Bedenken 
nicht finden. Das habe ich lediglich zur Erörterung der 
praktiſchen Verhaͤltniſſe hinzugefügt. 


Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter über $. 52 das Wort verlangt? — Es ſcheint 
das nicht der Fall zu fein; ich werde daher die Debatte 
hinſichtlich diefes Paragraphen fehliegen und dem Herrn 
Referenten dad Schlußwort ertheifen. 


Referent v. Friefen: Die nun gefchloffene Debatte 
liefert einen recht deutlichen Beweis, welch eine mißliche 
Sache es ift um bie Operation der Gefeßgebung und wie 
diefe Arbeit zu einer wahren Selbfiquälerei wird, wenn 
man erft anfängt, fi in das Gebiet der Caſuiſtik zu ver- 
lieren. Im unferem Saale figen in diefem Augenblide 35 
Mitglieder. Denkt man fi, daß jedes von biefen Mit- 
gliedern fi) nur zmogi fpecielle und conerete Fälle vorftellt 
und diefe Fälle alle erwähnt und getroffen wiffen will, fo 
macht das 70 Fälle, die alle im Geſetze erfchöpft und be 
rührt werden müffen, und dabei wird auch vieleicht wohl 
noch die Gelegenheit benugt, um immer wieder eine Er 
"weiterung ober aud eine Schmälerung der beftehenden 
Rechte zu gewinnen und einen modus acquirendi daraus zu 
machen u.f. w. So hatte der Entwurf offenbar die Ten⸗ 
benz, bei feinen Vorſchlaͤgen gelegentlich einige Heine Acqui⸗ 
fitionen zu maden. Die Abgg. Koh und Rittner be 
nußten biefe Gelegenheit ihrerfeitS auch wieder, um in ihren 
Lieblingsbeftrebungen auch wieder eine ſolche Acquifition zu 
machen, fie wollten etwas für die Gemeinden gewinnen. 

(Ruf in der Kammer: „Sehr richtig”) 

Hätte man fih an ben einfachen Grundfag, an bie 
bisher beftehende Nechtögrundlage gehalten und hätte man 
ſich mit diefer begnügt, fo würde man einfehen, daß man 
viel Teichter wegkommt und Teichter zum Ziele gelangt und 
auch felbft dann, wenn man auch einzelne fpecielfe Wünfche 
hegt, nicht einmal etwas dabei verlieren würde, Die Mo: 
tiven fagen auf Seite 65: " 

Mi ‚ne Die —7 — ara faft — ——— Be 
imm. jonbern nur ba: verfaffun; ig 
und in We Praris gebt — e Seh 

Nun! hätte man das doch beibehalten, aber das hat 
man offenbar in $..52 nicht gethan und nun folgen einige 
ganz pecielle Faͤlle, wo eine Abweichung von dem biöherie 





gen Verfahren und der bisherigen Praris für noͤthig ber 
funden worden ift. Hätte man ben Paragraphen fo gu 
faßt: 

‚Gorporationen und einzelne Perfonen eı 
Datz inatender 1) durch Gebanung van a ee 
Hende Ausftattung berfelben oder durch Stiftung eine 
kirchlichen Amtes“, 
fo war es gut. Dann hatte man eine fefte Grundlage, 
dann wußte man, der Grundfag war fo vet und un 
ſchuldig, wie wir ihn alle gelefen und in unferen Gollegien 
gehört haben bei Kar, Biedermann und Steinader, und 
bei Weber Hunbertmal gelefen haben. Stände diefer Grund, 
faß da, dann koͤnnten immer noch einzelne abweichende Bes 
flimmungen eintreten, namentlich durch den Meg der Ber 
handlung, durch den Weg des Vertrages und der freien 
Vereinigung. Es ift natürlich, wenn in einer Kirchenge ⸗ 
meinde eine zweite Kirche erbaut wird auf Koften der Ges 
meinde, und mit ihrer Ausftattung, daß das nicht fo 
ſchnell geht. Darüber und über den Verhandlungen, Ents 
ſchließungen und Vorbereitungen dazu, koͤnnen Jahre ver 
gehen. Von der Kircheninfpection, von dem Gonfiftorium 
wird verhandelt und der Theil der Gemeinde, ber die neue 
Kirche bauen und ausftatten will, wird fich natürlich Ber 
dingungen machen, fonft unterläßt er es zu bauen, und fo 
Kann es ja fein, daß hier etwas Anderes eingeführt wird, 
als was bisher beftanden hat, Aber warum will man dad 
nicht feinen Gang gehen laffen und nicht der Zufunft und 
den Umftänden anheimftellen? Es ift ja ein Kirchenregir 
ment und ein Oberconfiftorium da! Diefe können ja ent ⸗ 
ſcheiden und in folgen Fällen herausfinden, was fir dad 
Befte gilt. Der Herr Commiffar hat geäußert: „Die Par 
trone wären wohl Patrone über die Kirche, Uber dad geif 
liche Amt, über die Stiftung, aber nicht Patrone ber bie 
Kirchengemeinden”. Meine Herren, das find Anſichten 
denen ich nicht folgen ann, aber die auch nicht notwendig 
find, fie hier zu erörtern. Ich glaube im Gegentheit, der Par 
tron ift foldhes auch über die firchliche Gemeinde und hat 
auch darauf zu fehen, daß das Firchliche Leben in ber Ge⸗ 
meinde erhalten und befördert werde. Cr hat baffelbe zu 
thun, was kuͤnftig der Kirchenvorſtand zu thun haben wird. 
Aber darauf kommt nicht foviel an; ich beziehe mich aber 
ausbrüdlih auf eine Stelle in den Motiven, die hier meis 
ner Anficht entfpricht, die ich in dieſem Augenblick nicht 
gleich finden kann. Wenn der Here Bürgermeifter Koh 
namentlich einen Fall aus Leipzig anführt, wo ber Von 
ſtand einer Armenſchule das Patronat erworben hat, ſo if 
das ja recht gut. Das ſchadet ja gar nichts, Taffen Cie 
das doch gehen, das kann gefchehen, aber warum wollen 
Sie und num gerade nöthigen, daß wir das Alles geſetlich 
beftimmen und ins Geſetz hineinbringen? Herr Kammer 
here v. Zehmen Hat eine Auslegung gebracht und mich da 
durch auf etwas aufmerkjam gemacht, was ich bisher noch 
nicht fo beachtet Hatte. Es heißt hier im Anfanger 
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Einzelne Perfonen erwerben das Patronatrecht 
1) durch Erbauung einer Kirche und zureichende Aus- 
ſtattung berfelben oder durch Stiftung eines kirch⸗ 
lichen Amtes“, 

Ich glaube, daß das eigentlich dahin führen Fönnte, 
was die Abgg. Nittner und Koch wünfchen, zu Corporation. 
Die Gemeinde ift eine Corporation und wenn ſich die biö- 
herige in zwei Gemeinden theilt, fo entfiehen neue Corpo- 
zationen, eine neue Kirchengemeinde. Es kann alfo fein, 
daß auf dem Wege der Verhandlungen das erlangt wird, 
was die Herren wünfchen. Ich dächte alfo, man beftrebte 
ſich jetzt nicht, das jetzt fo fpeciel zu beftimmen. Auch if 
den Wünfchen des Heren Bürgermeiflerd Koch und Rittner 
der Deputationsantrag nicht entgegen. Es heißt im Allges 
meinen, wenn ber zweite Satz nämlich beibehalten wer 
sen fol: 3 

„Das Patronatrecht ſteht Demjenigen zu, welcher das 
Patronat: und Collaturrecht in der fraglichen Kirchenges 
meinde bereitö befaß und auszuüben hatte”. 

Das hindert nicht, daß auf dem Wege des Vertrags 
und ber Vereinigung etwas Neues eingeführt ift. Urfprüng« 
ich ift es doch die Abſicht geweſen, dad Beſtehende zu er 
halten und nur baffelbe zu cobificiren. Am beften wäre 
es, den zweiten Sat „wenn jedoch u. f. w.“ wegfallen zu 
Taffen, einen Antrag ftelle ich aber ‚nicht daraufz wenn 
aber der Sag beibehalten wird, nun fo glaube ich, iſt der 
Antrag der Deputation nicht nur nöthig, fondern auch 
ganz unbebenttich. 5 6 

Staatöminifter v. Falkenftein: Ih muß um bie 
Erlaubniß bitten, auf ein paar Bemerkungen bes Herrn 
Referenten mit fehr wenigen Worten, um die Kammer nicht 
zu ermüden, Etwas erwidern zu dürfen. Zuvoͤrderſt bin 
ich zwar fehr dankbar für die Hindeutung, die man dem 
Minifterium zu Theil werden ließ, daß es fich hätte aus 
Steinaderd oder anderer Rechtslehrer Schriften belehren 
koͤnnen über die Art und Weife, wie man eigentlich den 
Paragraph hätte faffen follenz ich laſſe es aber dahin ges 
ſtellt. Die Anſichten uͤber folde Dinge find nun eins 
mal verſchieden. Der Eine faßt einen Paragraphen fo, 
der Andere anders. Ich habe ed zweitens bahin geftellt 
fein zu laffen, ob und wer eine „Eleine Acquifition” bei 
diefer Gelegenheit hat machen wollen. Daß das Minis 
flerium Feine Acquiſition hat machen wollen und auch nicht 
gemacht hat, hat es deutlichft dadurch gezeigt, daß es ein 
Recht, was jest ein befichendes ift, nicht ausüben will, 
fondern in der vom Herrn Commiſſar vorgeſchlagnen 
Maaße durch den Kirhenvorftand der Gemeinde ausüben 
iaſſen zu wollen erklärt. Bis jetzt ift nämlich und es liegt 
auch in der Natur der Sache, da, wo kein Privatpatron 
vorhanden ift, weil wir in Sachſen bisher feine Wahl: 
gemeinden hatten, allemal das Kirchenregiment befugt 
geweſen, dad Patronatreht auszulben. Darauf Hat das 


Kirchentegiment durch den Bufaß, den es beidem Paragraphen 
1.8. (2. Abonnement.) 











durch den Herrn Regierungscommiffar hat vorfchlagen laſſen, 
verzichtet. Alfo von einer wirklichen Aequifition kann nicht 
die Rebe fein; aber auch nicht von einer beabfichtigten 
Aquifition. Wenn aber der geehrte Herr Referent wieder 
holt darauf hinweift, man ſolle doch nur abwarten, es werde 
ſich durch Vertragsbeftimmungen Manches befeitigen laſſen; 
man folle fi) nicht übereilen und auf Specialitäten eins 
gehen u. f. w., fo bin ich in der Lage, ihm vollkommen 
beizuftimmen; denn dies war eben der Grund, weshalb im 
Anfange Seitens des Minifteriums die Erklaͤrung, die freilich 
vom Herrn Referenten felbft nicht gebilligt wurde, abgegeben 
wurde, daß man ſich bei der allgemeinen Faffung, bie 
urfprüngli von der Deputation vorgeſchlagen worben, 
beruhigen und die weitere Entwidelung der Beit uͤberlaſſen 
möge. Dies nur zu meiner Rechtfertigung. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Abs 
fimmung ſchreiten. Es handelt fih um $. 52. Es find 
zu demfelben Aenderungsvorſchlaͤge, theils von ber Regierung, 
theils von der Deputation, theild vom Heren Bürgermeifter 
Koch gemacht worden. Diefe Aenderungsvorſchlaͤge bezichen 
fi) ſaͤmmtlich auf die lehten Worte des Punktes 1 des Para» 
graphen. Ich glaube daher wohlzuthun, wenn ich bei der 
Abftimmung folgendermaaßen verfahre. Ich werde zuerft 
eine Frage auf den Paragraph richten mit Vorbehalt 
der beiden von ber Deputation und dem Blirgermeifter 
Koch geftellten Anträge; ich werde aber, wenn ber Pas 
ragraph angenommen wird, die erfte Frage auf den An— 
trag der Deputation ricpten müffen, weil dieſer fi offene 
bar weiter vom Regierungsvorſchlag entfernt, ald der Antrag 
des Bürgermeifters Koh. Die Mobalität wird alfo fols 
gende fein. Die erfte Frage gilt dem Paragraphen; ift 
diefer angenommen, wird eine weitere Frage auf den 
Deputationsantrag geftellt werden und follte biefer fallen, 
auf den Antrag des Herrn Bürgermeiſters Koch. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Darf ich ums Wort bite 
ten? Ich gebe dem-Heren Präfidenten anheim, ob nicht 
nach den gefallenen Aeußerungen, namentlich nad) bem, 
was ber Herr Referent und vorher Herr Nittner gefagt, 
es zwedmäßiger wäre, ben Abfag unter Nr. 1 in 
zwei Abtheilungen getrennt zur Abftimmung zu bringen, 
naͤmlich den erften Sa: „durch Erbauung einer Kirche 
— bis — kirchlichen Amtes”, und dann den Gab: 
„Wenn jedoch in einer Kirche u. ſ. w. — bis — Kite 
chenregimente zu". Es wäre möglid, daß es in ber 
Kammer Mitglieder gäbe, die den zweiten Sat ganz in 
Wegfall gebracht fehen möchten, wie z. B. ber Her 
Referent und deshalb überhaupt gegen ‚Alles ftimmen 
wirden. Deswegen gebe- id) dies dem Herrn Präfidens 
ten zur Erwägung anheim. 

Präfident v. Schönfels: Ich kann auf biefen Bors 
flag eingehen, obſchon ich ihn für unnoͤthig anfehe. 

77 


522 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich bitte den 
Herrn Präfidenten, daß er die Gewogenheit habe, eine 
defondere Frage auf den neuen Vorſchlag der Regierung 
zu richten; benn es befteht ein wefentlicher Unterfchied 
wiſchen dem gedrudten Paragraphen und dem Vorſchlage, 
den der Commiffar heute gemacht hat. Ich z. B. würde 
in der Bage fein, mic) gegen dieſen neuen erklären zu 
anüfen. i 

Präfident v. Schönfels: Ich habe «3 für felbftver- 
ſtaͤndlich erachtet, daß nur auf den neuen Vorſchlag der 
Negierung eine Frage gerichtet werden kann. Der urfprüng- 
liche, im Entwurf befindliche Vorfchlag ift nicht mehr als 
beftchend anzufehen, da der Antrag des Herrn Regierungs ⸗ 
commiffars nun Regierungsvorſchlag geworden iſt. Nach 
dem Antrage des Herrn Buͤrgermeiſters Koch werde ich die 
Modalität, die ich früher vorſchlug, etwas ändern muͤſſen. 
Ich werde, obſchon es mir nicht erforderlich feheint, num 
den Abſatz gefpalten zur Abftimmung bringen. Dann 
werde ich, wenn der Abfag angenommen ift, auf die vers 
ſchiedenen Anträge übergehen und zulegt auf den Paras 
graphen. Wie die Sache jest ſteht, kann ich wohl nicht 
fuͤglich anders verfahren. Der erfie Sag, um den es ſich 
hier in $. 52 handelt, lautet folgendermaßen: 

„Sorporationen und einzelne Perfonen Erwerben dad 
Patronatrecht: 
1) dur Erbauung einer Kirche und zureichende Auds 
Fastüng derfelben oder durch Stiftung eines kirch- 
lichen Amtes". 


Ich frage, ob die Kammer diefen Sat auf Anz 
rathen ihrer Deputation anzunehmen gemeint 
it? — Der erſte Sat ift angenommen. 

Ich werde num die Abſtimmung auf den zweiten Sat 
richten mit Vorbehalt der Deputationsänträge und bezichend» 
ich Deffen, was Here Vürgermeifter Koch beantragt. Der 
zweite Abſatz lautet folgendermaaßen: 

„Wenn jedoch in einer Kirchengemeinde auf deren 
Koften eine Kirche erbaut und von den Gemeinden felbft 
auögeftattet ift, fo fteht dad Patronatrecht über diefelbe 
und inöbefondere dad Collaturrecht über die geiftlichen 
Aemter an derfelben in Städten, welche die Städtes 
ordnung angenommen haben, dem Stabtrathe; in ans 
beren Orten ber betreffenden Parochie zu, welche dieſe 
Rechte durch den Kirchenvorftand ausübt”. 

Ich frage, unter dem Vorbehalte, wie ich ſchon mehr 
mals erwähnt, beider Anträge, ob bie Kammer diefen 
Punkt genehmigt? — Mit 30 Stimmen gegen 5 ift 
der zweite Sa des erſten Punktes abgelehnt und damit 
gleichermaaßen ſowohl der Depufationsantrag, als auch der 
des Herrn Buͤrgermeiſters Koch. 

(&5 erhebt fih Widerfprud.) 

Freiherr v. Weld: Der Herr Präfident hatte aus⸗ 

drücklich gefagt „vorbehaͤltlich“. 


Superintendent Dr. Lejler: Ich wollte daſſelbe fagen. 
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Präfident v. Schönfeld: IH muß nur erklären, ger 
Vorbehalt würde beftchen, ſofern ber Satz angenommen 
worden wäre; ba aber der Say abgelehnt ift, weiß ih 
nicht, wie diefe Anträge, die ſich nur auf einzelne Worte 
des abgelehnten Schlußſatzes beziehen, angenommen werden, 
koͤnnten? 

Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Die Deputation 
hat die ganzen Worte: „Wenn jedoch u. f w.“ angenom 
men umb fügt nur hinzu: „welcher das Patronatdr und 
Collaturrecht in der fraglichen Kirchengemeinde bereits her 
ſaß und auszuüben hatte“. Mir haben alfo vorgefchlagen, 
diefen Sat anzunehmen, aber allerdings nur mit dieſem 
Zuſatze. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Der Satz iſt aber abgelehnt, 
Es kann daher über Zuſaͤtze zu dem abgelehnten Gate nicht, 
mehr abgeftimmt werben. 


Kammerhere v. Erdmannsborff: Der neue Kite 
ſchlag ift abgelehnt, Der Deputationsvorfchlag bezieht ſich 
aber auf den alten, gedruckten Vorſchlag und diefer ift noch 
nicht abgeworfen; denn, wie ich ſchon vorher fagte, mfler 
verfchiedene Fragen geftellt werben, fowohl auf den neuen, 
als auch auf den alten, von der Deputation amenbirten 
Regierungsvorfchlag. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte nur um die 
Erlaubniß bitten, bemerken zu duͤrfen, daß es mir unmanfe 
geblich fcheint, als fei jest nur der Satz: „Wenn jedoch“ 1. 
in der ganzen Faſſung, twie er nach dem Vorſchlag der Re⸗ 
gierung lauten follte, abgelehnt; aber ich wenigftens und 
vieleicht mit mir manche Mitglieder der hohen Kammer 
haben den Vorbehalt de Herrn Präfidenten fo ausgelegt, 
daß auch auf den Deputationsantrag, reſp. den Kochſchen 
Antrag noch eine Frage gerichtet werben würde, um flr det 
einen ober anderen Antrag ftimmen zu Finnen. Deshalb 
wäre es doch umbebingt möthig, noch auf biefen Sat it 
der Faffung der Deputation oder wie fie vom Herrn Vir⸗ 
germeifter Koch beantragt ift, eine Frage zu richten. 

Freiherr v. Weld: Und ich hatte die Intention, gegtt 


den Sat zu flimmen, um mit der Deputation ftimmen zu 
koͤnnen. Ich Habe nicht geglaubt, mir zu präjubieiren, wert 





ic) gegen bie Faffung flimmte, wie fie von der Regierung 
jegt neuetlich vorgefchlagen worden ift. 

Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Es ſcheint die Sache gt) 
einfach die, daß bie beiden Anträge, fowohl der der Drpls 
tation als der meinige, ungeachtet der letzten Abſtimmun⸗ 
noch ſtehen; denn jeder diefer Anträge iſt ein Ganzes und 
beginnt mit den Worten: „Wenn jeboch“ u. f. m. DE 
den Worten: „an derfelben” wie es im Entwurf gebrudt 
fieht, und num fügte fowohl die Deputation ald id 
diefem Satze etwas Neues hinzu. Nur in diefer Zoralitdt 
haben die Anträge überhaupt einen Sinn. Und ih glaubt; 
68 hat ber Antrag der Deputation volltommen das Reht 
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eine befondere Abftimmung zu beanfpruchen, welches ich 
für den Sal, daß der Deputationsantrag abgeworfen würde, 
was ich nun freilich nicht glaube, auch für mich in Anfpruc) 
nehmen würde. 

.  Eapitular v. Schröter: Ich bin auch in dem Falle, 
für die Deputation flimmen zu wollen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ih faſſe nur nicht recht, 
wie die Anträge fowohl der Deputation, als der des Buͤr⸗ 
germeifters Koch, eingefügt werden können, wenn ber 
Satz, an welchen fie gefügt werden follen, weggefallen iſt. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Nicht an diefen Sag, fon« 
dern an die Worte: „an berfelben”. Da fügen fi die 
beiderfeitigen Anträge an. Bis dahin ſtimmen diefelben 
mit den Worten des Entwurfs. 


Präfident v. Schönfeld: Sie haben aber denfelben 
abgelehnt, was Sie nicht durften, wenn Sie mit demſelben 
nur eine Abänderung vornehmen wollten. 


‚ Bürgermeifter Dr. Koch: Mit Ablehnung dieſes 

” Sabed hat die Kammer nur bie legten Worte: „dem lans 

deöherrlichen Kirchenregimente zu”, ablehnen wollen, woge⸗ 

‚gen die vorhergehenden Worte in Verbindung mit ben ges 

fiellten Anträgen noch recht gut aufrecht erhalten werben 
Tonnen. 

Präfident”v. Schönfeld: Herr BVürgermeifter Koch 
trug darauf an, Punkt 1 im zwei Theile zu fpalten. 
Dem bin ich nachgefommen. Wir haben über den erften 
Sat abgeftimmt bis zu den Worten: „kirchlichen Amtes“. 
Diefer Sag wurde von der Kammer angenommen, Den 
Sat „wenn jedoch”, bis zu den Worten des Regierungs ⸗ 
vorfchlages hat dieſelbe abgelehnt. Nun verlangt man, 
daß Uber Anträge abgeftimmt werden fol, die an ben zweis 
ten, abgelehnten Sag angefügt werden follen. Ich 
unierwerfe mich jeder Entfeheidbung der Kammer, kann es 
aber nicht begreifen, wie man Zufäße beſchließen will, 
wo der Hauptſatz fehlt. 

Here v. Behmen, Bürgermeiſter Müller und Herr 
v. Weld. 

Kammerhere d. Behmen: Es ſcheint in der That ein 
Mipverftändniß in der Kammer über den Vorſchlag des 
Herrn Präfidenten bezüglich der Abſtimmung zu beftehen. 
&s möchte wohl, wie id) glaube, die Mehrzahl der Mit- 
glieder feine Aeußerung anders verftanden haben, als fie 
gemeint war. Es iſt wohl auch nicht anzunehmen, daß 
Mitglieder der Deputation ohne Weitered gegen ihr Depu⸗ 
tationsgutachten fiimmen würden, wenn Fein Mißverſtaͤnd⸗ 
niß obwaltete. Ich geflatte mir den Antrag, daß auf dad 
Deputationsgutachten, was wir nicht ald gefallen anger 
nommen haben, eine befondere Frage gerichtet würde. Wir 
haben nur geglaubt, gegen den Vorſchlag zu flimmen, dem 


der Here Regierungscommiffar Heute eingebracht hat. Unfer 
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Gutachten aber enthält die erſten Worte des zweiten Satzes 
unter 1 mitz daß fie nicht im Deputationsbericht nochmals 
abgebrudt worden find, ift lediglich eine Vereinfachung bei 
der Rebaction. Fo 


Präfivent v. Schönfels: Wenn das ein Mißverftänd- 


niß ift, fo iſt es hervorgegangen aus bem Anträge des 
Herrn Bürgermeifterd Koch, den erften Satz in zwei Their 
len zur Abftimmung zu bringen. Hätte man mich gewäh- 
ven laſſen, hätte man’ meinen Vorſchlag angenommen, daß 
über den ganzen Paragraphen mit Vorbehalt der fämmtlie 
hen Anträge abgeftimmt werde, fo würde dies Miver- 
ffändniß nicht entſtanden fein. Jedes Mitglied wärde ger 
wußt haben, daß der erfie Theil des Paragraphen ange 
nommen worben wäre mit Vorbehalt der Abänderungs- 
vorfhläge. Mich kann hierbei ein Vorwurf treffen. Da 
aber einmal die Sache verfahren ift, würde man am Beften 
thun, wenn man bem nachkaͤme, was Herr v. Behmen an⸗ 
deutete, daß man dem zweiten Sag wieder aufleben läßt 
und auf diefen Sat noch eine Frage richtet. Ich richte 
die Frage auf den Antrag der Deputation, weil fi) diefer 
am weiteften von der Negierungsvorlage entfernt. Der 
Antrag ber Deputation lautet: 


„Demjenigen zu, welcher Patronat» und Collatur⸗ 
recht in der fraglichen Kirchengemeinde bereit befaß und 
auszuüben hatte”. 


Kammerhert v. Behmen: So kurz ift unfer Vorſchlag 


nicht. Unfer Vorſchlag würde vielmehr fo heißen: 


. „Wenn in einer Kirchengemeinde auf beren Koften 
eine Kirche erbaut und von der Gemeinde felbft ausge⸗ 
* wird, fo ſieht das Patronatrecht uͤber diefelbe und 
insbefondere das Collaturrecht über bie geiſtlichen Aemter 
Demjenigen zu, welder dad Patronate und Eollaturrecht 
in ber fraglichen Kirchengemeinde bereits befaß und aus—⸗ 
zuüben hatte”, 


Das, glaube ich, muß im Bufammenhange genommen 


werben; ber Herr Referent wird das beftätigen. 


Präfident v. Schönfeld: Darlıber war ich nicht in 


Bweifel, nachdem Sie den zweiten Sag ablehnten. Wenn 
Sie aber diefen zweiten Sat revivisciren laſſen, dann läßt 
fich nichts dagegen einwenden und ich werde bie Abftim- 
mung nad) dem Wunſche des Herrn v. Zehmen einrichten; 
aber erwähnt mußte es doch werben, daß ber zweite Sat, 
nachdem er gefallen war, durch Befchluß der Kammer wieder 
aufgenommen worden ift, Der Antrag geht alfo dahin: 


„Sat 1 unter Weglaffung des Wortes „jedoch“ im 
der zweiten Zeile dahin zu verändern, daß es nun heißte 
„Wenn in einer Kirchengemeinde auf deren Koften eine 
Kirche erbaut und von der Gemeinde felbft auögeftattet 
wird, fo fleht das Patronatrecht über biefelbe und ind» 
befondere. das Collaturrecht über bie geiſtlichen Aemter 
Demjenigen zu, welcher dad Patronat» und Eollaturrecht 
in ber fraglichen Kirchengemeinde bereits beſaß und aus— 
zuüben hatte”. 





324 
Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage Die Zeitf iſt zu weit vorgerült; ich proppnire den 
ihrer Deputation beiftimmen will? — Mit 20 gegen | Schluß der Situng und erſuche Sie, fich morgen um 
7 Stimmen hat der Antrag Annahme gefunden und ſo- 11 Uhr wieder eingufinden zur Fortſetzung des forben Abs 


mit iſt der Koch ſche Antrag als gefallen zu betrachten. | gebrochenen Gegenſtandes. 
Ich frage nun noch, ob die Kammer $. 52 in der (SHtuß der Situng 7 Minuten vor 3 uhr) 


befloffenen Weife annimmt? — Einftimmig Ia. 


Nedacteur H. Meinhold, Creretär Im Rönigt, Dinifterium des Annern, — Srud son B. 8. Keubner in Dreiten. 





Letzte Abfendung zur Poſt: am 19. Januar 1861, 
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Neunzehnte öffentlide Sitzung ber Erften 
Kammer am 9. Januar 1861. 


Inhalt: 

Berlefung des Protokolls. — Negiftrandenvortrag. — Ent« 
ſchuldigung. — Vortgefeite Verathung des Berichts der 
Bivifegendeputation uͤber den Entwurf einer Kirchenordnung 
für die evangefifchslutherifche Kirche des Königreichs Sachfen, 
und zivar tiber die $$. 53 Bis mit 60, mit Ausnahme des $. 56. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr Vormittags in Ge 
genwart bed Heren Staatöminifterd v. Falken ſt ein und 
der Herren Eöniglichen Commiffare Geh. Raths Dr. Hübel 
und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, fowie in Anwelens 
heit von 35 Kammermitgliedern mit Vorleſung des über 
die letzte Sigung vom Secretaͤr Wimmer aufgenommenen 
Protokolls, welches von der Kammer genehmigt und durch 
die Herren Graf Wilding von Königsbrüd und 
Oberhofprebiger Dr. Liebner mitvollzogen wird. 


Präfident v. Schönfels: Wir wenden und zum Vor⸗ 
trag der Regiſtrande. Es befinden ſich auf derfelben 6 Num⸗ 
mern und ich erſuche Herrn Secretaͤr Wimmer, den Bor, 
trag und zu geben. 

(Mr. 104.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
4. Zanuar 1861, enthaltend den Vortrag und die Genehs 
migung der ſtaͤnbiſchen Schrift auf das allerhöchfte Decret, 
die Mahl des Landtagsausfhuffes zu Verwaltung ber 
Staatsſchulden betr. R 5 

Präfident v. Schönfeld: Die erwähnte ftändifche 
Schrift ift bereitd an das Gefammtminifterium abgegangen; 
daher biefer Protokollextract zu den Acten zu nehmen ift. 


Mr. 105.), Auszug deffelben ProtofoNes, enthaltend 
die Bexathung tiber das_allerhöchfte Decret, bie Fertigung 
neuer Caſſenbillets behufs des Umtaufches befect gewor- 
dener Billetö betr. 

Präfident v. Schönfels: Diefer Gegenftand gehört 
zum Reſſort ber zweiten Deputation. 

Domherr v. Wagdorf: Die vierte Deputation hat 
an dieſe Nummer einen Antrag zu Enüpfen. Unter Nr. 54 
der Regiſtrande in diefer Kammer ift bie Petition eines ge- 

1.8. (2 Abonnement) ’ 
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wiſſen Garl Gotthelf Grundmann aus Ernftthal einge» 
gangen, deffen Petitum folgendermaßen lautet: 

„Die hohe Ständeverfammlung wolle ſich bei der Hohen 
fächfifchen Staatsregierung dahin verwenden, daß für die 
bereits an das hohe Finanzminifterium eingefandten alten 
Gaffenbillets von 1840 der Werth vergütet, fowie für die 
noch in Händen ſaͤchſiſcher Unterthanen befindlichen annoch 
eine Frift zum Umtaufch derfelben anberaumt werde”, 

Bei Berathung des allerhöchften Decrets, die Anferti⸗ 
gung neuer Gaffenbillets betreffend, in der Zweiten Kam⸗ 
mer ift die Frage angeregt worden, welche durch bie Mo— 
tiven zum allerhöchften Decret veranlaßt wurbe, ob ed nicht 
thunlich fei, eine anderweite Frift zur Einlöfung der präs 
eludirten Caſſenbillets von der Creation von 1840 zu 
ftellen? Die vierte Deputation ift der Anfiht, daß die ges 
dachte, von der hohen Kammer zur Berichterftattung ihr 
zugewiefene Petition mit dem allerhöchften Decret zuſammen ⸗ 
hängt nnd da fie außerbem durch eine Aeußerung bed Re— 
ferenten in ber Zweiten Kammer erfahren hat, daß ein Obs 
ject von 75000 Thalern möglicherweife in Frage kommen 
Tann, fo glaubt fie der Kammer anheimftellen zu müffen, 
ob diefe Petition des Grundmann nicht der zweiten Depu⸗ 
tation zu überweifen fein duͤrfte? 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Anz 
trag der vierten Deputafion vernommen, bie Petition Grund⸗ 
mann’d, die auf die Caffenbillet3 und auf Finanzgegens 
ftände ſich bezieht, der zweiten Deputation zuzuweiſen und 
ich frage, ob die Kammer diefem Antrage ftattgiebt? — 
Einftimmig Ja. 

en 106.) Weiterer Auszug deffelben Protokolles, 
die Beſchlußfafſung enthaltend Uber die Petition der Ge» 
meindevorftände zu Tuͤrchau und 33 anderen Ortfchaften, 
Johann Gottfried Schmidts und Genofien um Revifion 
des Heimathögefeed vom 26. November 1834 und vorzugs« 
weife bed $. 8b dieſes Geſetzes. 

Präfident v. Schönfeld: Es wird fein Zweifel darüber 
fein, daß dieſer Gegenftand zur Competenz der vierten Des 
putation gehört. Es wird vorgeſchlagen, benfelben an fie - 
zu verweifen. Ich frage, ob die Kammer mit biefem Vor—⸗ 
ſchlage ſich einverfteht? Einftimmig Ja. 

407.). Dergleichen Auszug des naͤmlichen Pro⸗ 
Kate de A enthaltend über den Seen 
der Cigarrenarbeiter, driedtich Robert Krebs und Genoffen 
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u Dresden vom 17. November 1860 um Verwendung 
Bi der hohen Staatsregierung für die ihnen bisher verweis 
gerte Genehmigung der Statuten einer Kranken und Be 
graͤbnißcaſſe. 

Praͤſident v. Schönfels: ES tritt hier derſelbe Fall 
ein. Der Gegenſtand gehoͤrt zum Reſſort der vierten De— 
putation. Iſt die Kammer mit dieſem Vorſchlage einver⸗ 
ſtanden? — Einſtimmig Ja. 

(Mr. 108.) Eingabe des Erpeditions-Affiftenten Franz 
Sperling zu Dresden vom 6. Januar 1861, worin ders 
felbe feine Bedenken gegen den Entwurf einer Kirchenord- 
nung mit ber Bitte um Verwandlung derfelben aus einer 
evangeliſch⸗ lutheriſchen in eine allgemeine Kirchenorbnung 
ausſpricht. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Der Hauptinhalt dieſer 
Eingabe beſteht darin, daß der Verfaſſer wuͤnſcht, das alte 
ehrwuͤrdige Glaubensbekenntniß möchte beibehalten werden; 
für Diejenigen aber nur, deren Anſicht es entfpricht. Die- 
jenigen, deren Anſicht eine andere ift, möchten frei ſich ihr 
Glaubensbefenntniß felbft bilden. Im Uebrigen wünfcht 
er, daß ein allgemeined Pflichtenbefenntniß aufgeftellt werde, 
dem nicht nur jeder Chrift, fondern auch jeder Jude, Türke 
und Heide beitreten koͤnne und möge. Der Inhalt der 
Petition ift jedenfalls ein folder, der, zum Neffort der Der 
putation für die Kirchenordnung gehoͤrt. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? — Einftimmig Ja. 

(Mr. 109.) Petition des Zimmergefellen Carl Wil: 
heim Dextel und 144 Genoffen zu Sihtterig bei Leipzig 
vom 31. December 1860 um Ablehnung des Entwurfs der 
Kirchenordnung und Verwendung bei der hohen Staats» 
regierung für Vorlage eines anderweiten, auf der profeffan- 
tiſchen Gewiffensfreiheit fußenden Entwurfs, in welchem 
beſonders auch den Kirchen: und Schulgenfeinden das volle 
Necht bei Belegung der Kirchen und Schulftellen gewaͤhr⸗ 
leiſtet ift. * 

Präfident v. Schoͤnfels: Diefe in ihrem Aeußeren 
etwas unfcheinbare Eingabe — fie ift nichts weniger ald 
reinlich gehalten — bitrfte ebenfalls an die Deputation für 
die Kirchenordnung abzugeben fein. Iſt die Kammer da: 
mit einderfianden? — Einftimmig Ja. 

Es war dies die legte Nummer der Regiftrande. Ente 
ſchuldigungen, Beurlaubungen und fonftige, Mittheilungen 
habe ich nicht vorzutragen. Wir Finnen daher gleich zur 
Tagesordnung übergehen und ich habe den Referenten 
Herrn Vicepräfidenten Freiheren v. Frieſen zu erſuchen, 
uns die Fortſetzung des Berichts über den Entwurf der 
Kirhenordnung zu geben. 


Neferent Vicepräfident v. Srief en: 


» # $. 53. 
Das Pattonatrecht enthält 1) das Collaturrecht. 
Das Patronatrecht umfaßt folgende Rechte: 
* — — Eon und a) der an 
er Kirche anzuf ii i ⸗ 
Ki ee ja en Geiftlihen und andern Kirchen: 


Sächsische Landesbibliothek 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Der Umfang biefes Rechtes in jedem einzelne: 
ifi, wo urkundliche Nachweiſungen fehlen, 1a un dr 
fommen zu beftimmen. Menn jedoch an einer Kirche neue 
Aemter errichtet werben, fo fommt die Ernennung und 
Berufung zu ſolchen in der Regel Demjenigen zu, welcher 
die übrigen Aemter zu befegen hat. Hülfägeiftliche und 
Vicare werden nicht von dem Collator, fondern von dem 
Oberconfiftorium ernannt, welches zuvor den Patron nur 
über das Beduͤrfniß der Abordnung eines folchen, nicht über 
die Perfon zu hören hat, ohne daß auch dem Patron gegen 
* Waaßregel überhaupt ein unbedingtes Widerfpruchsreht 
zuſteht. 

Der, Kirchenpatron Tann nur ſolche Subjecte toählen, 
welche die von dem Kirchenregiment im Allgemeinen feft: 
geftellten Eigenfchaften der Wählbarkeit für das betreffende 
Amt befisen und ſoll fich bei feiner Mahl nur durch die 
Rüdfiht auf das Beſte der Kirche leiten Laffen. 

Die Präfentation ded zu einem geiftlichen Amte Ger 
wählten an den Superintendenten hat binnen drei Monas 
ten, vom Tage der Erledigung an gerechnet, zu einem andern. 
kirchlichen Amte binnen acht Wochen zu erfolgen. Nur 
wenn die Nachgelaffenen eines Geiftlichen von dem Eins 
kommen der Stelle einen Gnabengenuß beziehen, hat der 
Patron zur Präfentation des Nachfolgers eine Frift von 
fechs Monaten. 

Wird dem Präfentirten, weil er in ber Anftelfung« 
prüfung nicht beftanden hat, weil von der Gemeinde Aus 
ftellungen, welche das Oberconfiftorium begruͤndet findet, 
gegen denfelben erhoben worden find, oder weil das Ober 
confiftorium deffen Anftellung überhaupt oder in dem bes 
treffenden Amte bedenklich erachtet, die Beftätigung ver⸗ 
fagt, fo muß die Präfentation eines andern Subjects binnen 
acht Wochen erfolgen, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem dem Patron die Verwerfung befannt gemacht 
worden ift. 2 

Der Patron nimmt an der Probe und an ber Ein 
weifung der defignirten Geiftlichen Theil und ſiellt denſel⸗ 
ben bie Vocationsurkunden aus. Der Superintendent hat 
ſich deshalb mit ihm über die Tage, am melden dieſe 
Handlungen vorgenommen werben follen, zu vereinigen, 


Befondere Motiven find zu dieſem Paragraphen 
nicht vorhanden. — Der Deputationsbericht fagt: 


Bei 


$. 58 2m 
ſtimmt man zuoörberft der jenfeitigen Deputation bei, went 
diefelbe wine, daß bei Ernennung von Huͤlfsgeiſtlichen 
und Vicaren nicht blos der Patron über das Bebürfniß 
gefragt werbe, fondern auch der Kicchenvorftand, CS wirbt 
daher Seite 19 Zeile 3 nad) den Worten: „welches zuvor 
den Patron” einzuſchalten fein: 
„und ben Kirchenvorftand”. a 
Sodann hat die Deputation vorausgeſetzt, daß bie 
Abordnung von Hülfsgeiftlichen und Vicaren nur ald eine 
vorübergehende Maaßregel betrachtet und nur wegen * 
weiliger Behinderungen de8 betreffenden Geiſtlichen um 
überhaupt unbefchadet des Patronatrechts in —— 
fommen werbe, nicht aber als bleibende Anſtellung oder 
mit der Ausficht auf Nachfolge, fodaß, wenn Eünftig a 
erfanntem Bedürfniß anftatt des zeitiweiligen Hülfepr” 
gers ein fändiger Geiftticher anzuftellen wäre, bie Bert 





fung deffelben Demjenigen zuftehen würde, welchem das 
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Lollaturrecht an der betreffenden Kirche ſchon früher ger 
hörte. In dieſer Vorausfegung hat die Deputation gegen 
die fragliche Maaßregel Etwas zu erinnern unterlaffen. 

Der zweimal Seite 19 Zeile 6 und 20 vorfommende 
Ausdrud; „Subject“ dürfte etwa das erfte Mal mit 

„Solche Perfonen” 
und das zweite Mal mit 

„eine andere geeignete Perfon” 
zu vertaufchen fein. 

Die beiden vorlegten Saͤtze des Paragraphen enthalten 
theils neue, theils bie bisher geltenden Beftimmungen über 
die Friſt, innerhalb welcher die Präfentation zu einem geift 
lichen oder anderen firchlichen Amte gefchehen muß. Bis: 
her beftand die Frift zu Befegung geiftlicher und anderer 
klirchlicher Aemter in 6 Monaten, welches mit der Kirchen 
ordnung von 1580 und mit dem Genuß des Gnadenhalbs 
jahres übereinftimmte, In einer Verordnung vom 7. Januar 
3 ae jedoch im Geſetz und Verordnungsblatte nicht 
zu finden ift, 

fiche Weber, Kirchenrecht $. 50, ©. 251 Note 3 und 

. 46 ©. 220 Note 50, 
wird dieſe Frift ausdruͤcklich anerfannt und wegen deren 
Nichtinnehaltung das Nöthige beſtimmt, um damit nach⸗ 
theiligen Verzögerungen vorzubeugen. Da nun der Ger 
nuß des Gnabenhatbfahres in ben bei Weiten meiften Fällen 
ftattfindet, da diefer Genuß von der oberen Kirchenbehörbe 
in manden Fällen fogar prolongirt werben kann, da ferner 
dem Gollator an ber baldigen Wiederbefegung erledigter 
Stelle ohnehin fchon ſelbſt gelegen fein muß und da end» 
lich eine zweite Präfentation, wenn bie erfte Feine Be— 
fätigung erhält, in der Megel diefelbe Zeit braucht und 
iefelben Schwierigkeiten verurfahen kann, wie die erfte, 
fo fehien fein recht ausreichender Grund vorhanden zu 
fein, um in den Beftimmungen, welche in Anfehung ber 
Beſetzungsfriſten bisher und fo lange gegolten, Etwas zu 
ändern. Man beantragt baher, daß es anftatt des 4. und 
5. Sahzes Seite 19 bei der bisherigen Obfervanz und Vor⸗ 


Schrift bewenden möge, und daß mit MWeglaffung diefer 


beiden Säße gefagt werden möge: 

Wegen ber Präfentation des zu einem geilen, 
oder zu einem anderen Eirchlichen Amte Gew ihlten an 
den Superintendenten, bewendet es bei ber bisherigen 
Verfaffung und dem, was in ber Verordnung vom 
7. Sanuar 1837 beftimmt ift”; 

im Uebrigen aber mit diefen Veränderungen $. 53 anzu 
nehmen, 


Freiherr v. Nohom: Zu Punkt 1 diefes Paragras 
phen nur zwei Worte, um nach meiner geftrigen Aeuße— 
zung nicht mißverftanden zu werden. Ich ſpreche unfern 
Landgemeinden den fittlihen und kirchlichen Ernft zu den 
Wahlen ihrer Geiftlichen keineswegs ab; aber das Parteimefen 
ift leider in vielen Gemeinden auf anderem Gebiet ſchon vors 
handen. Es würde nurallzu leicht bei dem Vergeben von geiftz 
lichen Stellen auf das Kirchliche übertragen werben. Laſſe man 
daher einftweilen die innere Nothwendigkeit, wie zeither, 
noch fortbeſtehen. Wir haben das Wefen mit ber ges 
ſchichtlichen Form. Warum ſolche Haft, diefe-zu zerfö— 
ren? Möge es dur Annahme des Geſetzentwurfs ber 
Kirche felbft gelingen, — ohne Benachtheiligung des 
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Weſens und mit Schonung des Beſtehenden — bie beſ⸗ 
ſere Form zu finden. 

Kammerherr v. Metzſch: Die Deputation beantragt, 
die beiden vorletzten Säge des Paragraphen in Wegfall 
zu bringen und es bei der biöherigen Beflimmung bes 
wenden zu laffen. Ich follte aber meinen, daß bie Ber 
fimmung des Entwurfs ganz zweimäßig und erwünfcht 
fei, daß hierdurch die oft ungebührlich langen Vacanzen 
befehränft werden. Denn foviel fteht feft, daß lange Va⸗ 
canzen, wo fie wegen des Gnabengehalts nicht ohnedies 
eintreten müffen, der Kirche nur nachtheilig find. Dies 
ift der Grund, der mic, beftimmt, für bie: Faffung des 
Entwurfs und gegen die Vorfchläge der Deputation zu 
flimmen. 

Sreiherr "v. Weld: Ich möchte mir noch auf einen 
Vorſchlag der Deputation wenigftens eine Bemerkung ero 
lauben. Wenn diefelbe nämlich auf Seite 248 vorſchlaͤgt, 
daß flatt der beiden im Entwurfe enthaltenen Säge gefagt 
werden möge: 

Wegen der Präfentation des zu einem geiſtlichen 
oder zu einem andern kirchlichen Ämte Gemwählten an 
den Superintendenten, bewendet es beider biöherigen Vers 
faffung und dem, was in der Verordnung vom 7. Ja⸗ 
nuar 1837 beftimmt if”, 

fo scheint mir gerwiffermaaßen eine Inconfequenz darin zu 
liegen, wenn man bedenft, daß gleich vorher bie Deputa⸗ 
tion felbft fagt, daß dieſe Verordnung von 1837 gar 
nicht aufzufinden ift, wenigſtens nicht im Gefege und 
Verorbnungsblatte. Den meiften werben alfo biefe Bes 
ftimmungen unbefannt bleiben, denn aus dem Gefege und 
Verordnungsblatte ſchoͤpft das Publitum eben feine Geſetz⸗ 
kenntniß. Ich ſollte daher meinen, daß es im Intereſſe der 
Sache liege, wenn eine ſpecielle Beſtimmung in das Geſetz 
aufgenommen wuͤrde. 

Präfident v. Schönfels: Sofern Niemand weiter 
das Wort begehrt, fchliefe ich die Debatte über-g. 53 un. 
ter Ertheilung des Schlußwortes an den Herrn Nefes 
tenten. 

Referent Vicepräfident v. Frieſen: Wir haben ges 
glaubt, daß das Sache der Nedaction wäre und daß das 
Minifterium die Verordnung vom 7. Januar 1837 ents 
weber beidruden laſſen Fönnte, oder den Hauptinhalt in 
das künftig zu redigirende Geſetz koͤnnte aufnehmen laſſen. 


Präfident v. Schönfeld: Ih würde nun zur Abs 
fimmung übergehen. Es find in Betreff des $. 53 von 
der Deputation vier Abänderungen vorgeſchlagen worben, 
die ich, nachdem. ich die Frage auf ben $. 53 gerichtet 
haben werde, zur Abftimmung bringen muß. Ich werde 
nämlich die Frage auf $. 53 richten, mit Vorbehalt der 
von der Deputation vorgefälagenen vier Abänderungen. 
Es wird demzufolge, wenn der Paragraph von ber Kams 
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mer angenommen wirb, jedem Mitgliede unbenommen fein, 
ſich für die Deputationsanträge zu erklären. $. 53 iſt 
focben vom Herrn Neferenten vorgetragen worden; ich 
enthalte mich daher, denfelben zu recapituliten. Er befin- 
det ſich auf Seite 18 und 19 der Vorlage und ich frage 
mit Vorbehalt der geftellten Anträge, ob die Kammer 
$ 53 anzunehmen gemeint iſi? — Einftimmig Ja. 

Ich gehe nun über zu den Anträgen der Deputation. 

Da findet ſich zuerft, daß die Deputation darauf anträgt, 
es fol auf Seite 19 Zeile 3 nach den Worten: „weldes 
zuvor dem Patron” eingekhalten werden: „und dem 
Kirchenvorſtand“. Ih frage, ob die Kammer 
diefen Antrag ihrer Deputationzudemihrigen 
machen will? — Einftimmig Sa. 

Die Deputation trägt weiter darauf an, daß das 
Wort: „Subject“, welches erftlih auf Seite 19 Zeile 
6 vorkommt, vertaufcht werden fol mit den Worten: 
„ſolche Perfonen”. Ich frage, ob die Kammer 
auch diefem Antrage ihrer Deputation bei— 
fimmt? — Einftimmig Ja. 

Died Wort kommt noch einmal vor und zwar auf Beile 
20 von Seite 19. Dies Wort: „Subject“ fol hier 
vertaufcht werden mit: „eine andere geeignete Pers 
fon“ und ih frage: ob die Kammer aud hierin 
mit ihrer Deputation einverſtanden ift? — Ein— 
ſtimmig Ja. 

Endlich traͤgt die Deputation auf die Weglaſſung der 
beiden letzten Saͤtze, des vierten und fünften Satzes des 
Paragraphen an und will, daß anftatt der beiden Güte, 
welche fi mit den Worten anfangen: „Die Präfentation” 
und mit den Worten endigen: „befannt gemacht worden 
iſt· gefagt werden möge: 

‚Wegen ber Präfentation des zu einem geiftlichen 
ber "u nt ae kirchlichen — Semi — 
den Superintendenten, bewendet es bei der bisherigen 
Verfaffung und Dem, was in der Verordnung vom 7. 
Januar 1837 beftimmt ift“. 

Ich frage auch hier, ob die Kammer ſich mit dem 
Antrage ihrer Deputation einverſteht? — Ge 
ſchieht gegen 2 Stimmen. 

IH frage nun, ob die Kammer den Paragra- 
phen in der eben befloffenen Weife annehmen 
will? — Einſtimmig Ja. 

Somit wäre die Abſtimmung über $. 53 beendigt. 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: 


& 54. 
2) Das Auffichts · und Schutzrecht. 
2) Das Auffihts- und Schußredt über die Kirche 
und 5 mit derfelben verbundenen kirchlichen Stiftungen. 
Der Patron hat darnach das Recht, aber auch die 
Verpflichtung, darüber zu wachen, dag ne Ben der 


Kirche und der Firhlichen Stiftungen «gut verwaltet und 
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ohne Schmälerung bewahrt, die Kirche und die zu de 
gehörigen Gebäude im baulichen Stande erhalten Fe 
kirchlichen Berhältniffe auf Feine Weife geftört werden (fiche 
auch $.40). Er hat deshalb Sig und Stimme im Kirchen 
vorſtande ($. 23), Tann von der Verwaltung fortwährend 
Kenntniß nehmen, zu jeder Zeit die Vorlegung der Reh: 
nungen verlangen und Hat, wenn ex Umedelmäßigkeiten 
bemerkt, den Pfarrer und den Kirchenvorftand darauf aufs 
merkfam zu machen. Selbſt in die Verwaltung einzugteie 
fen, ir — — * 
iſt herechtiget, in Bezug auf Lehre ind Wandel de 
angeſtellten Kirchen⸗ und Schuldiener und in Anfehung vw 
gefammten Kirchen: und Schulwefens in dem Bezirke der 
Kirche feines Patronates der Kircheninfpection Erinnerun: 
en und Wuͤnſche vorzutragen, die folche anzunehmen, aud, 
Fomeit möglich zu berücfichtigen oder die entgegenftehenden 
Bedenken in ſchicklicher Form zu eröffnen hat, Mill ſich 
der Patron dabei nicht beruhigen, fo ſteht ihm bie weitere 
an ober Bejhwerbeführung am die höhere Ba 
de zu. 5 
Bei Veränderungen des Kirchenbezirks, Veräußerunger 
von Gütern der Kirche und der kirchuchen Stiftungen, bei 
Neubauen, bedeutenden außerordentlihen Verwendungen 
aus dem Kirhenvermögen, Anlegung außerordentlicher Holz: 
ſchlaͤge im Kirchen» oder Pfariwalde, Errichtung neur 
Aemfer an der Kirche, Verminderung oder Erhöhung der 
Dotation der ſchon beftehenden Aemter und-andern wichn 
gen Veränderungen iſt daher der Patron vorher mit feiner 
Erklärung zu hören. Er ift auch allen Verhandlungen der 
Behörden des Kirchenregiments mit der Kirchengemeinde 
oder mit dem SKirchenvorftande entweder felbft oder durch 
einen Bevollmächtigten beizuwohnen befugt, de&halb aber 








von deren Anberaumung ihm felbft, wenn er am Orte ger 
genwärtig iſt oder feinem am Drte anmefenden Beauf⸗ 
fragten vechtzeitig Nachricht zu geben. 


Befondere Motiven find dazu nicht gegeben. Der 
Bericht fagt zu $. 54: 


f $. 54. 

Wenn einmal die Lehre vom Patronate, deffen Rede 
ten und Pflichten in dieſer Kirchenorbnung abgehandelt 
werben fol, fo dürfte es der Volftändigkeit wegen ud 
nöthig fein, der Verordnung vom 13. Februar 1845 (Or 
feg» und Verordnungsblatt Seite 36) zu gedenken und 
nad $. 2 diefer Verordnung nach den Morten: Kenniniß 
nehmen‘, einzuſchalten: 

„den Mitwerſchluß des Kirchenkaſtens nach Ma 
‚gabe der Verordnung vom 13. Februar 1845 $. 2 fabſt 
führen, oder durch einen Bevolmichtigten beſothen 
iaſſen, zu jeder Zeit” u. f. w. 

Desgleichen ſchlagt die Deputation vor, Sag 2 Seite 2 
nad: „Wünfche vorzufragen”, einzufchalten: 

auch Anträge zu ftellen”, 
da Fälle vorgefommen, daß Kirheninfpectionen mit Br 
ziehung auf das Geſetz vom 11. Auguft 1855 Beilage 
sub ©) $. 10 behauptet haben, es fiche dem Patron her 
zu, Erinnerungen und Wünſche anzubringen, aber M 
wirkliche Anträge zu ſiellen. 

Solt ferner der Patron die im Eingange dieſes Par 
‚graphen erwähnte Pflicht wirklich und mit einigem es 
erfüllen und darüber wachen, daß das Wermögen 
firchlichen Stiftungen gut verwaltet und ohne Schmalerung 
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bewahrt werde, u. f. w., fo dürfte es in ben im Ießten 
Sage ‚bezeichneten Fallen nicht allemal genügen, ven Pa- 
tron vorher mit feiner Erklärung. zu hören, befonders wenn, 
wie eö nicht, felten gefchieht, bie dorgeſetzte Kirchen behöͤrde 
im Einverftändniß mit der Kicheninfpection ungeachtet der 
Erklärung des Patrons und oft fogar gegen deſſen Erkld- 
zung zuleßt doch befchließt, was derfelben zuträglich erfcheint. 
Wenn zu viele Behörden in die Verwaltung eingreifen und 
oͤftere Bewilligungen aus dem Kirchenvermögen, wenn auch 
in nicht {m hohen Beträgen machen oder beanfpruchen 
wollen, Kirchenvorftand, Kircheninfpection und Kreisdirec⸗ 
tion, fo wird des Patrons Wachfamkeit fo gut wie vergeb- 
lich und das Stiftungsvermögen am Ende doch das Opfer 
davon, fein. Oeneralartitel 1580, art, XXXV., befagen 
ausdrücklich: 

Es ſoll auch Fein Votſteher allein, ohne des Erb: 
ober Lehnherrn und derer andern feiner mit berorbneten 
Verwaltern erfuchten Rath und Bewilligung, nichts auss 
gm ausleihen oder zufagen. Es follen auch forthin 

ie Vorſteher des gemeinen Kaftens Feine liegenden 

Gründe oder Güter der Kirchen zuftändig alieniren, oder 
erblich verkaufen, ohne erſuchten Rath und Erlaubniß 
jedes Ortshauptmanns, Erbs oder Lehnsheren, Schöfferd, 
Bürgermeifters, Raths und Superintendenten, und da 
ſolche alle einhellig auf die erbliche Alienation fchliegen 
würden, alsdenn und nicht ehe, mögen fie die Kirchen⸗ 
güter aufs Höchfte und um gewiffe Bezahlung verkaufen 
und bie Hauptfjumma auf gewille erbliche oder wider 
kaͤufllche jährliche Nutzung anwenden. 

Die Deputation beantragt daher die Aufnahme fols 

genden Zuſatzes nach: 

+ „Erklärung zu hören“, 

„Beräußerungen von Gütern ber Kirche und kirch⸗ 

Kan Stiftungen, Verwendungen aus dem Kirchenver- 
mögen, wodurch deſſen Subftanz angegriffen wird, ſowie 
Verminderung des Subftantialeintonmens der ſchon 
beftehenden geiftlichen Aemter dürfen nur mit Einwilli- 
gung des Patron erfolgen”. 

Mit diefen Bufägen wird die Annahme des Paragras 

phen anempfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun die Diss 
euffion Uber $. 54 zu eröffnen fein. 

Staatsminifter v. Falkenſt ein: Es if ein "einziger 
Punkt, über den ich wenigften die Anficht des Minifteriums 
Auszufprechen verpflichtet bin. Ich wieberhole, was ih 
{don in einer der legten Sigungen ausſprach, daß das 
Minifterkum nicht die Abficht gehabt Hat, in Hinficht der 
Rechte und Pflichten der Patrone irgend etwas Neues 
hinzuzufuͤgen, alfo weder etwas zu nehmen, noch zu 
geben, willens geweſen iſt, ſondern man hat eben die 
Beſtimmungen aufgenommen, die kirchenhiſtoriſch feſt⸗ 
ſtehend find. Nun iſt am Schluſſe des Berichts der geehr⸗ 
ten Deputation gefagt worden, fie beantrage die Aufnahme 
folgenden Bufages: 

„Beräußerungen von Gütern ber Kirche und kirch⸗ 
lichen Stiftungen, Verwendungen aus dem Kirchenvers 
mögen, wodurch deffen Subftanz angegriffen wird, ſowie 
Verminderung des Subftantialeinfommens der ſchon bes 
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ſtehenden geiftlihen Aemter dürfen nur mit Einwilligung 
des Patron erfolgen”, 

Es ift ſchon wieberholt in diefer hohen Kammer eine 
Differenz der Anfichten hervorgetreten, über die, ruͤckſichtlich 
der vom Patron abzugebenden Erklärung, feftzuhaltenden 
Beſtimmungen. Es ift oft geftritten worden, wie auch 
noch in ber legten Sitzung erwähnt worden iſt, über die 
Worte „hören“ und „erhören”; über die Worte „feine Er 
klaͤrung abgeben” oder „mit feinem Beirat; gehört zu were 
den.” ‚Hier ift aber ber Punkt etwas fehr prägnant gefaßtz es 
ift ausdrüdlich von der Genehmigung und zwar in ber 
Weiſe die Rede, da überhaupt die Wirkfamkeit der Be- 
hörden, wenn der Patron feine Genehmigung gegeben 
hat, vollfommen ausgefhloffen wird. Sollte 
dies, wie man nad) der Faffung annehmen muß, die Ab» 
ſicht gewefen fein, fo wirde allerdings das Minifterium 
ſich dagegen erklären müffen, weil eben dann doch in letz⸗ 
ter Inftanz immer ‚die Pirchliche oberfte Behörde es fein 
muß, die in biefer Beziehung Beſchluß zu faffen hat. Es 
ift dabei, ich bitte das in Erwägung zu nehmen, votzugs⸗ 
weife zu bebenfen, daß es ſich hier eben um bie cura 
beneficii handelt, die der Patron in Obacht nehmen fol. 
Diefelbe oura hat auch die Firchliche oberfte Behörde, die 
dazu berechtigt ift, Beſchluͤſſe zu faſſen. Es würde ges 
vabezu ein Widerfpruch fein, wenn man die Entſcheidung 
der oberften Behörde in dergleichen Dingen völlig aus: 
ſchließen wollte, infofern es einem oder dem anderen Patron 
nicht genchm wäre, fih mit der Anſicht der Firchlichen 
oberften Behörde zu vereinigen. Es ift Bezug genommen 
worden auf die Beftimmung der Generalartifel von 15805 
ich muß aber in diefer Beziehung bemerken, daß e3 mir 
geſchienen hat, daß diefe in alle Wege hier nicht einfchlagen, 
fondern es handelt fich Hier lediglich darum, was auch voll⸗ 
fommen in ber Ordnung ift, daß ber Kirchenvorſtand ober 
die Vorfteher des Gemeindefaftens nicht ohne Genehmigung 
des Patrons eine ſolche Veräußerung vornehmen Tönnen. 
Darüber kann Fein Zweifel fein, daß hierzu die Genehmis 
gung des Patrond nach Unten, wenn ich fo fagen darf, 
unumgänglid) nothwendig ift; daraus folgt aber nicht, daß 
nicht Falle eintreten Können, wo felbft, wenn ber Patron 
vorher auch gehört worben ift, aber eine ablehnende Era 
klaͤrung gegeben hätte, doch die oberſte Kirchenbehoͤrde in 
den Fall kommen Pönnte, die Nefolution zu geben, daß 
fie mit den Anfichten des Patrons nicht uͤbereinſtimme 
ſondern mit der Anſicht der Gemeinde. Dieſe Moͤglichkeit 
alſo muß der Behoͤrde vorbehalten bleiben. Es iſt aber 
in der That auch jene Beſtimmung der Generalartikel bes 
kauntlich in fpäterer Zeit und zwar ſehr bald wieder ab- 
geändert worden, weil man gefunden hat,’ daß man nicht 
fo forgfältig bie cura benehieiorum beobachtet hatte, Diefe 
Beſtimmung iſt daher indem Synodaldecrete ausdruͤcklich 
modificirt worden, in dem Synodaldecrete von 1624, inz 
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dem dort disertis verbis fteht, daß dergleichen Kirchengut 
nicht ohne Genehmigung des Landesheren, aljo in unfern 
Verhältniffen der oberften Kirchenbehoͤrde, veräußert wers 
den Tann. 


Kammerherr v. Behmen: Es handelt fih hier um eine 
wichtige Frage. Der Vorfehlag der Deputation zu $. 54, 
der dahin geht: 

- „Beräußerungen von Gütern der Kirche und kirchlichen 
Stiftungen, Verwendungen aus dem Kirhenvermögen, wor 
durch deſſen Subftanz angegriffen wird, fowie Verminde - 
zung des Subftantialeinfommens ber ſchon beftehenden geift 
lichen Aemter dürfen nur mit Einwilligung des Patrones 
erfolgen”, 
enthält eigentlich nichts Neues, fondern nur, was bisher 
Rechtens geweſen ifl. Was den erften Fall betrifft, die 
Veräußerung von Kirchens und Pfarrgütern, fo fagt die 
Kirchenordnung von 1580 allerdings ausdruͤcklich und di- 
sertis verbis; 

‚und da folde alle einhellig auf die erbliche Alie- 
nation de Eh ae Be ai moͤ⸗ 
gen fie die Güter aufs Höcfte und um gewiffe Bezahlung 
verfaufen”. 

Unter biefen Perfonen ift aber auch der Erb: und Lehns ⸗ 
hen, alfo der Kirchenpatron ausdrücklich mit genannt. Wenn 
trogdem von Seiten des Kirchenregiments angenommen wird, 
daß auch ohne Genehmigung des Kirhenpatrons und fogar 
zuwider feiner Anſicht die Veräußerung gefchehen koͤnne, 
fo hat ſich das Kirchenregiment ganz einfach über die 
Kirchenorbnung geftellt; denn das Synodaldecret von 1624 
fagt nur, daß auch die Genehmigung des oberen Kirchen: 
regimentd dazu gehöre, ſchließt aber bie Genehmigung des 
Kirchenpatrons nicht aus. Was den zweiten Fall-betrifft, 
wenn es fih um Verminderung der Subſtanz der Kirchen: 
ärare ober ber geiftlichen Stiftungen handelt, fo beruht die 
Sorberung, daß die Einwilligung des Kirchenpatrons zu 
einem ſolchen Acte nöthig ift, darauf, daß er Schußherr 
der kirchlichen Stiftungen if und daß man ihm das Ob- 
ject dieſes Schuges nicht gegen feinen Willen entziehen 
darf, indem man es verringert. Mas den dritten Tall ber 
trifft, die Verringerung des Subftantialeinfommens der 
geiftfichen Stellen ſelbſt, fo waltet Hier ganz derfelbe Grund 
vorz der Patron if zugleich Gollator diefer Stellen und es 
liegt auch hier wieder in der Natur dieſes Rechtes, daß 
man nicht Subftantialeinfommen der geiftlichen Stellen ohne 
feinen Willen wegnehmen darf, weil ihm dadurch auch wie: 
der das Object entzogen wird, was er zu verleihen hat. 
Es ift in der That ein großer Unterfchied, ob man eine 
gut ober ſchlecht botirte Stelle zu verleihen hat und ob 
man bad Einkommen wieder aufbeſſern muß, was erſt ver⸗ 
ringert worben iſt. Alle diefe Beftimmungen beruhen darauf, 
daß im Interefje ber Firchlichen Stiftungen ihnen eine Sicher 
heit gewaͤhrt werden fo gegen Veränderung”ihres Beftan- 
des; aber keineswegs find fie im perfönlihenfIntereffe des 





Kirchenpatrons aufufaffen. Aber alerdings kann ich nicht 
zugeben, daß in dieſen Faͤllen das Kirchenregiment gegen 
Einwilligung des Patrones und unter Vernichtung feines 
Rechtes einfchreiten dürfe. Im dieſen Fällen ift das Kin 
henregiment vielmehr gebunden an die Einwilligung de 
Patrond. 


Nittergutöbefiger v. Roͤmer: Ich habe umſomehr ge: 
glaubt, dem Deputationsvorfchlag beiffimmen zu müffen, of 
er eigentlich vollfommen ben Beflimmungen des $. 60 der 
Verfaſſungsurkunde entfpricht: 

„Alle Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für den 
Eultus, den Unterricht oder die Wohlthätigkeit beimmt 
fein, fiehen unter bem befonderen Schufse des Staates, und 
das Vermögen ober Einkommen derfelben darf unter feinem 
Vorwande zum Staatövermögen eingezogen oder für andere 
als die ftiftungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Nur 
in dem Falle, wo der ftiftungsmäßige Zweck nicht mehr au 
erreichen fteht, darf eine Verwendung zu anderen ähnlichen 
Zwecken mit Zuftimmung der Betheiligten und, infofern all 
gemeine Sandesanftalten in Betracht Eommen, mit Benilli: 
gung der Stände erfolgen”, 

Alſo fagt diefer Paragraph ausdruͤcklich, daß aud in 
dem Falle, wenn ein ähnlicher Zweck, wie ber fliftungee 
mäßige, erreicht werben ſoll durch die Fonds ber Stiftungen, 
dennoch die Betheiligten zuftimmen, alfo ihre Genehmigung 
ertheilen müffen und Etwas, das in der Verfaffungsurkunde 
vorgefchrieben ift, darf doch wohl in der Kirchenordnung 
nicht anders beſtimmt werden. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Ich glaube nicht, daß 
die vom Herrn d. Römer aus der Verfaffungsurkunde an: 
geführte Stelle hier einfchlägt, denn es handelt fich gar nidt 
um bie Zäle, wo kirchliche Fonds zu andern Zweden, zu 
denen fie nicht beſtimmt find, verwendet werben follen; 3 
handelt fih nur um Veräußerung von Grundftuͤcken, damit 
der Erlös daraus auf andere Weife mugbar angelegt werde. 
Das Stammvermögen wird in einem folden Falle ugs 
ändert, aber eben fo wenig wie der Ertrag beffelben den 
Bmede entzogen, für den es beftimmt ift. Chen fo mird 
eine Verminderung des Einfommens einer Pfarrftelle nicht 
fo geſchehen können, daß man es ber betreffenden Kirde 
entziehe; um aber an berfelben Kirche ein zweites geiſtlches 
Amt zu errichten, werden die Fonds, bie fuͤr das geiftlihe 
Amt an derfelben beſtimmt find und bisher von dem Pfaner 
allein benutzt wurden, zwiſchen zwei Geiſtlichen gethell 
werden koͤnnen, wenn der Pfarrer allein nicht im Stande 
if, das geiſtliche Amt der Kirche zu beſorgen. Die Aus 
legung des Heren v. Zehmen Iegt in ben von ber geehrten 
Deputation angezogenen Generalartifel einen Sinn, der ger 
nicht darin liegt. Denn wenn der Artikel fagt, daß die 
Socalverwaltung, daß bie Kirchoaͤter eine größere Ausgabe 
aus bem Kirchendrar ohme Genehmigung bes SKirchenpatrand 
nicht machen dürfen; wenn ferner gefagt ift, bie Kirchuäter 
Tonnen ohne Genehmigung bes Patrons bie Grundfüde 
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ber Kirche nicht veräußern, fo ift damit nicht ausgeſprochen, 
daß die höhere Behörde nicht das Recht habe, bie Localvers 
waltung auch ohne die Einwilligung des Patrons zu einer 
folchen Ausgabe, zu einer ſolchen Veräußerung zu ermaͤch⸗ 
tigen. Von dem Kirchenregimente ift in dem angeführten 
Generalartitel gar nicht die Rede. Wenn aber das Kirchen» 
regiment nad) der von dem Heren Staatsminifter bereits 
angeführten Beftimmung des Synodalbecrets dad Recht hat, 
die Einwiligung zu Veräußerungen zu geben, wenn dieſe 
Einwilligung unbedingt nothwendig ift, fo ſteht dem Kirchen» 
regiment aud dad Verfügungsrecht in der Maaße zu, daß 
es der cura beneficii des Patrones nicht untergeordnet iftz 
daß das jus advocatiae der Iandesherrlichen Kirchengewalt 
durch den Willen, die verweigerte Einwilligung des Patrons 
nicht gehindert werden Tann, 

Kammerhere v. Erdmannsborff: Mir fcheint es fo 
Har zu fein:fobald es fih darum handelt, was ber Zuſatz⸗ 
paragraph fagt, alfo „Veraͤußerungen 2”, fo gehört dazu er» 
ftend Zuſtimmung der Gemeinde, zweitens Zuftimmung des 
Patroned und drittens Buftimmung des Kirchenregiments. 
Sobald einer biefer Factoren nicht einwilligt, kann meiner 
Anſicht nach das Kirchenregiment auch nichts thun. 

Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, um über $. 54 zu ſprechen, fo ſchließe 
id die Debatte und ertheile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. 

Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Ich habe eigent⸗ 
lich in Dem, was ber Herr Staatsminiſter über dieſen 
Antrag fagte, Nichts gefunden, was von ber Auſicht ber 
Deputation fo fehr abweichend wäre. Der königliche Herr 
Commiffar ging allerdings in feiner Interpretation ber 
Kirchenordnung und der Befugniß der oberften Kirchenbe> 
hörde weiter und ſoweit würde ich allerdings nicht mit ihm 
gehen Können. Ich nehme an, daß, wenn die Frage über 
die Veräußerung eines Kirchengutes oder einer Stiftung 
oder eines Pfarrgutes entfteht, dag auf beiden Seiten, in 
der oberften Behörde ſowohl, als bei der Kirchengemeinde 
Gründe vorhanden find und nehme ferner an, daß 
diefe Gründe gut und gewichtig und mohlerwogen find, 
alfo es handelt ſich doch jedenfalls um eine genaue Erwä- 
gung erheblicher Gründe. Ferner find wir mit der Staatd- 
tegierung gewiß darin einverffanden, daß es nur barauf 
anfommen Tonne, dem Kirchengute den größtmöglichften 
Schutz zu gewähren. Vergleichen wir das Kirchengut mit 
dem Gute eines Unmindigen oder mit dem Staatsgute 
ober mit einer Fideiommißftiftung, fo -werden wir viel 
Aehnliches zwiſchen allen diefen Gütern finden und darin 
fiimmen wohl Alle überein, daß bei diefen Gütern ber 
größte Schub und alle Vorfichtigkeit angewendet werden 
muß, ehe es zu einer Verfügung über die Subftanz kommt, 
alfo darüber muß unter uns Einigkeit beſtehen. Nun 
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fagte der Herr Minifter, die Kirchengüͤter Fönnen nicht 
ohne Genehmigung der oberfien Kirchenbehoͤrde veräußert 
werben. Nun, diefe Erflärung ift uns hoͤchſt willfommen, 
daran halten wir feſt, es fol eben nicht ohne Genehmi- 
gung der oberften Kirchenbehörbe gefchefen. Wenn alfo 
auch der Kirhenpatron und der Kirchenvorſtand und die 
Infpection darüber einig wären, daß ein Gut: veräußert 
werben folle und die höchfte Behörde giebt ihre Genehmi⸗ 
gung dazu nicht, fo übt fie nur den Schuß im höheren 
Grade aus, den bie Unterbehörde in gleicher Maaße nicht 
ausgelibt hatte. Wohl kann man aber nun aud) den Fall 
umdrehen, daß die unteren Behörden nicht wollen, daß 
etwas veräußert werben fol, und da find wir denn der 
Meinung, daß das Kirchenregiment eine Verfügung nicht 
geben Eönne, daß Etwas veräußert werden foll gegen den 
Willen des Kirchenpatrond und der anderen mitberathens 
den Kirchenorgane. Nach dem bisherigen Kirchenrechte und 
überhaupt nad) dem Rechte aller Stiftungen hat die Staatd» 
tegierung nimmermehr eine eigene Verfuͤgung uͤber diefe letz⸗ 
teren. Sie hat ihre Genehmigung zu ertheilen und das 
hoͤchſte Oberaufſichts- und Schugrecht über jene auszuüben, 
aber fie Bann doch nicht felbftändig verfügen, daß ein Kir 
chengut ober eine Stiftung veräußert werben ſolle. Sie 
Bann es nur genehmigen, wenn alle Erforderniffe dazu 
vorhanden find und die Betheiligten dazu eingewilligt 
haben. Meine Herren, die Anfichten über die Art der 
Nutzung von liegenden Grundftüden find fehr wechſelnd 
und verfhieden. Sie wiſſen, felbft nach dconomifchen, nach 
nationaldconomifhen Anfichten find die Gründe für und 
wiber oft fehr zweifelhaft und wiberfprechend. Die An⸗ 
ſichten find eben wechfelnd, wie ja alle Beitanfichten ſich 
verändern Finnen; dad Kirchengut aber bleibt und fol blei⸗ 

ben und wenn zwei wechfelnde Anfichten einander gegens 

überfichen, das Minifterium ift der Anficht, das Kirchengut 
Könnte beffer benußt werben, wenn es verkauft würde, ber 

Kirchenpatron ift aber daflır, daß es nicht verkauft, ſondern 

erhalten werde, da ift es doch allemal beſſer — denn ber 

Kirchenpatron hat doch auch Gründe für feine Meinung 

— wenn das Schußrecht in einer auögedehnteren, ald wenn 

es in einer zu geringen Weife ausgeuͤbt wird, Die Ans 

fit, welche fi für die Erhaltung ausſpricht, muß dann 

doch die praͤvalirende und diejenige fein, welcher man vor⸗ 

figtigerweife den Vorzug geben muß. Ich kann in unferem 

Antrage durchaus nicht Etwas finden, was ber biöherigen 

Berfaffung entgegen wäre; aber dad muß ich erwähnen, 

daß allerdings nach den biöherigen Erfahrungen manchmal 

die Einwiligung und Genehmigung etwas zu leicht ertheilt 

worden ift, daß man ber gufgemeinten Anſicht des Patrons 
bisweilen vorgegriffen und bem Kirchengute manchmal nicht 
den gehörigen Schuß gemährt hat. Ich. Tönnte Beifpiele 
daflr anführen, wo e3 in vielen Fällen wirklich beffer ge- 
weſen wäre, bie Mittelbehörde, ſowie die höhere hätten der 
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wohlgemeinten Anſicht des Patrons Gehör und nachgegeben. 
Ich verwende mich daher fehr für die Annahme des Depu⸗ 
tationsantrags. 

Staatsminiſter Dr. v. Falke nſt ein: Ein paar Aeuße— 
zungen des Herrn Referenten erlaube ich mir doch ſofort 
zu beantworten umb ich fange deshalb gleich bei der letzten 
deffelben an. Sie ging dahin, es wären ihm viele Fälle 
befannt, wo von Seiten der betreffenden Behörde mit der 
Veräußerung von Kirchengrundftüden zu Leicht vorge 
gangen worden wäre. Ich weiß nicht welche Fälle er 
meint; es wuͤrde mir aber fehr angenehm fein, wenn er 
die Güte hätte, mich Davon, wenn auch nicht in der Kam- 
mer, doch privatim in Kenntniß zu feßen. Das Minis 
ſterium hat dies zu Feiner Zeit zu leicht genommen und 
fo lange ich die Verwaltung führe, kann ich wenigftens bie 
Verfiherung geben, daß ed von mir erſt recht ſchwer ger 
macht worden ift, weil ich die vollſtaͤndige Ueberzeugung 
erlangte, daß man in jedem Falle mit ber Veräußerung fehr 
vorfichtig fein müßte; ich kann mich auch Feines Falles 
erinnern, wo man nicht zuvor ben Patron und die Gemeinde 
gehört und nicht alle möglichen Verſuche angeftellt hätte, 
um fich über das Verhältnig der Sache, um welche es ſich 
eben handelte, zu vergewiffern. Ich muß alfo in diefer 
Beziehung der Yeußerung ded Herrn Referenten entſchieden 
entgegentreten. Daß ed in der Regel auch von Seiten des 
oberſten Kirchenregimentd lieber gefehen wird, wenn das 
vorhandene Kircheneigenthum erhalten, als wenn «3 ver- 
äußert wird, folgt aus dem, was ich gefagt habe, von felbft. 
Alfein daß Fälle vorfommen Binnen und auch vorgefommen 
find und dad erſt ganz neuerlich, wo Alle Diejenigen, welche 
mit den Verhältniffen des Ortes und der kirchlichen Anges 
fegenheiten genau befannt waren, ſich einverftanden damit 
erklärten, daß bie beantragte Maafregel der Veräußerung 
eines Kicchengrundftüices zweckmaͤßig, ja in jeder Beziehung 
vortheilhaft wäre und daß dennoch der Patron Tediglich 
aus einer eigenthümlichen Anſicht, welche er über die Sache 
hatte, wiberfprach und dadurch ftatt dem beneficum zu 
nüıgen, bemfelben offenbar Schaden that, das Tann ich auch 
verfihern. Daß aber das Kirchenregiment dann doch in 
der Lage fein muß, wenigftens eine Entſchließung zu fallen, 
wenn bie dabei, wie ſich von felbft verfteht, jedesmal zu 
hörenden perfönlich Betheiligten verfhiedener Meinung find, 
daß alfo dann das Kirchenregiment auch fagen Fönnen muß: 
„8 iſt hier, ungeachtet der Patron dagegen gewefen iſt, 
doch mit der Veräußerung zu verfahren”, das ſcheint mir 
in ber ganzen Stellung der Oberbehörde zu liegen und ich 
follte doch meinen, daß, fo hohe Achtung ich auch vor der 
eura benefieii habe, welche dem Patron zufteht, min- 
deſtens auch das oberfte Kirchenregiment in demfelben Grade 
ſich dieſet cura unterziehen müfe. Mach der von der De- 
vutation vorgefählagenen Faſſung wird aber die Möglichkeit 
eintreten, daß eine ſolche Entſcheidung gar nicht gegeben 


werben Fönnte, fondern daß, wenn ber Patron, gleichlel 
ob er Gründe hat oder nicht, widerſpricht, in der Sache 
etwas Weiteres nicht gefchehen dürfte. Da erfaube ich 
mir aber doch, die geehrte Kammer darauf aufmerffam zu 
machen, daß auch außerhalb derſelben Patronate exiſtiren 
und daß bei dem haͤufigen Wechſel der Patrone jetzt gerade 
eine ſolche Beſtimmung nicht ganz ohne Bedenken und nicht 
einmal im kirchlichen Intereſſe fein duͤrfte. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich bitte, den 
Antrag ſtellen zu dürfen, daß die Kammer die Debatte 
wieber aufnehme; denn nach den letzten Yeußerungen des 
Herrn Staatöminifterd bin ich und wahrſcheinlich viele an- 
dere Kammermitglieder in der Sage, Etwas entgegnen zu 
müffen; denn wenn wir ſchwiegen, fo koͤnnte man dies ald 
ein Zugeſtaͤndniß anfehen. 


Praͤſident v. Schönfels: Es wird dies unbenommen 
fein, wenn in der legten Rede neue Thatfachen angeführt 
worden find, dieſe zu berichtigen; das ſteht jedem Mit⸗ 
gliede freiz freilich aber nach Schluß der Debatte duͤrſte 
auf das Materiele der Sache der Landtagsordnung gemäß, 
nicht mehr zurüczufommen feinz e8 müßte denn die Kam⸗ 
mer etwa Anderes befchliegen. 


Freiherr v. Weld: Ich wollte mir infolge der Rede 
des Herrn Minifters allerdings auch einen Antrag zu 
ftellen erlauben. 


Dräfident v. Schönfels: Ich muß bedauern, von 
meinem Standpunkte aus die Erklaͤrung geben zu müffen, 
daß dies wohl kaum thunlich fei, da die Debatte gefclofr 
fen ift. 

Kammerherev. Erdmannsdorff: Eben deshalb wollte 
ich den Antrag ftellen, die Debatte wieder aufzunehmen; 
denn ich kann nicht gerade fagen, daß ich im ber Nebe 
des Herrn Minifterd neue Thatfachen vernommen hätte; 
es find die von ihm erwähnten Thatſachen aber fo präg: 
nant hingeftelt worden, daß id; Etwas darauf erwi⸗ 
dern- muß. . 

Präfident v. Schönfeld: Der Antrag auf Wieder 
aufnahme ber Debatte iſt, foviel ich mich aus meinen 
ſtaͤndiſchen Leben erinnere, noch nicht vorgefommen ; allein 
da jetzt fo Vielerlei vorkommt, was noch nicht dageweſen 
iſt, fo werde ich auch diefen Antrag zur Unterſtichung 
bringen müffen. Die geehrte Kammer hat den Antrag der 
nommen und ic) frage, ob fie ihn unterftügt? — Hin 
reichend. 

Es würbe nun daruͤber zu ſprechen fein. Da die 
nicht gefchieht, fo frage ich: ob die Kammer den Antrag 
auf Wiederaufnahme der Debatte annehmen mil! — 
Wird mit 20 gegen 15 Stimmen bejaht. 

Die Debatte iſt alfo wiederum eröffnet und hat Her 
v. Erdmannsdorff das Wort. 
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Kammerhere v. Erdmannsdorffi Meine Herren! 
Ich wollte nur auf die letzte Rede des Herrn Minifters 
entgegrien: es fällt gar Niemandem ein, — wie ih auch 
ſchon fruͤher gefagt habe — dem Kirchenregimente die 
Machtbefugniffe abzufprehen, daß es, wenn auch Einver⸗ 
ſtaͤndniß zwiſchen Gemeinde und Patron vorhanden iſt, 
feinerfeits die Zuſtimmung verfagen kann. Es find hier 
drei Factoren: die Gemeinde, der Patron und das Kirchen: 
tegiment. Sind ber Patron und die Gemeinde einig und 
das Kirchenregiment fagt nein, fo unterbleibt es; das vers 
fteht fih von ſelbſt. Das fteht aber doch auch feft, daß, 
wenn einer von jenen beiden Theilen Nein fagt, fo hat 
das Minifterium nicht das Necht, über die Sache zu ver- 
fügen. Der Herr Minifter ſetzte weiter voraus, — und 
das ift es hauptfählih, was mic die Wiederaufnahme 
der Verhandlung wünfchen lieg — daß man von Seiten 
der Patrone widerfpräche, gleichviel ob fie Gründe dazu 
hätten oder nicht; dad waren feine eigenen Worte. Ich 
bin nicht Einer, ber mißtrauiſch gegen die Behörde iftz 
aber mit eben fo viel Recht, wie der Herr Minifter, koͤnnte 
man auch fagen: das Minifterium willigt ein, gleichviel 
ob mit oder ob ohne Grund. Ich bin auch nicht Einer, 
der gegen bie Öffentlichen Behörden widerwillig oder unges 
horſam iftz im Gegentheil, ich habe bei jeder Gelegenheit 
bewiefen, daß ich den Staatsbehörden den willigften Ges 
horfam zu leiffen bereit bin und daß ic) dies aud) von 
jedwedem Staatsbürger unbedingt verlange. Hier aber 
iſt der Fall ein anderer; hier, wo ed fih um die Wahs 
rung von Gtiftungdrechten handelt, Tann ſich das Minis 
fterium das Necht nicht vindieiren, daß es zu befehlen hat, 
fondern hier iſt es nur ein Theil vom den drei Factoren, 
welche Über die Subftanz des Kirchenvermögend zu wachen 
haben und ich glaube, es ift vollftändig richtig, was Herr 
dv. Römer in Beziehung auf $. 60 der Verfaffungsurkunde 
fagte, daß nämlich die anderen Zactoren, welche über bie 
Subftanz zu wachen haben, genau foviel Rechte befigen, 
wie dad Kirchenregiment. 

Staatsminifter Dr. v. Falkenſtein: Ich bin weit 
entfernt, auf das zuruͤckzukommen, was ich bereits gefagt 
habe ; nur die Bemerkung will id dem hinzufügen, daß 
meine Worte blos darauf gingen, daß der Patron allerdings 
einen Miderfpruch, möglicherweiie auch ohne Grund erheben 
Tann und daß dadurch alfo eine Differenz der verſchiedenen 
Anſichten unentſchieden bleibt, während es bisher gewoͤhnlich 
gewefen iſt, daß in dergleichen Differenzen die oberfte Kirchen» 
behörbe zu entſcheiden gehabt hat. s 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? 


Sreihere v. Weld: Ich geſtehe, daß ich bis zu der vors 

"lebten Leußerung des Herrn Staatsminifters fortwährend 

die Abficht gehabt habe, mit der Deputation zu, ſtimmen; 
8. (2. Abonnement.) 
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indeſſen läßt eben diefe Aeußerung es mir doch auch als 
möglich, wo nicht als wahrſcheinlich erfcheinen, daß bie 
hohe Kammer nicht auf den Deputationsvorfhlag ein 
geben, fondern es bei dem Regierungsvorſchlage bewenden 
laffen werde und für dieſen Fall erlaube ih mir 
den Antrag zu ftellen, daß hinter die Worte des vierten 
Satzes in $. 54 „vorher mit feiner Erflärung zu hören’ 
eingefchalten werde: „welche er nach Befinden ber hoͤchſten 
Kirchenbehörde unmittelbar vortragen Tann". Diefe Ruͤck— 
fit ſcheint mir, ift man doch ber Stellung des Patrons 
ſchuldig, daß er diejenigen Bedenken, welche er hegt, ber 
hoͤchſten Behörde unmittelbar anzeigen Bann. Beither ift 
der Gang fo gewefen, daß er fie der Kircheninſpection mit⸗ 
getheilt und dieſe fie in ihren Bericht aufgenommen hat. 
Was fie aber für Bemerkungen dazu gemacht und mag fie 
den Anſichten des Patrons entgegengeftellt hat, davon hat 
der Patron gar keine Nachricht bekommen. Ebenſo ift die 
Refolution des Minifterlums in der Negel an die Kirchen⸗ 
infpection zurüdgegangen und barinnen im Allgemeinen 
gefagt worden: „Demgemäß find die Betheiligten zu bes 
ſcheiden,“ und darunter ift alfo auch der Patron begriffen 
gewefen, was mir ebenfalld nicht zweckmaͤßig zu fein ſcheint. 
Nach dem, was ich eben angeführt habe, wäre alfo ber 
Patron ganz in derſelben Stellung, wie, wenn es fich 3. B. 
um den Verkauf ober die Abfchlagung einer Kirchenholz⸗ 
parcelle hanbelt, ein Revierjäger, deſſen Gutachten die Kirchen» 
infpection verlangt und bafjelbe dann zu den Acten nimmt, 
Alfo für den Fall, daß die geehrte Kammer das Deputar 
tiondgutachten nicht anndhme, würde ich, mir erlauben, diefen 
Bufag vorzufchlagen. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den An» 
trag des Heren Freiherrn v. Weld vernommen. Derfelbe 
ift dahin gerichtet: im dritten Gate des $. 54 eine Aen⸗ 
derung eintreten zu laffen und zwar ber Art, daß in diefem 
Sage hinter den Worten „vorher mit feiner Erklärung zu 
hören” noch eingefchaltet werben ſoll: „welde er nach Ber 
finden ber hoͤchſten Kirchenbehoͤrde unmittelbar vortragen 
Tann”. Ich frage, ob bie Kammer biefen Antrag unters 
fügt? — Hinreichen d. 

Er wird daher zur Berathung gezogen werben koͤnnen. 


Staatsminifter Dr. v. Falkenſtein: Ich habe Iedig« 
lic mit wenigen Worten zu erflären, daß das Minifterium 
mit dem Antrage umfomehr einverftanden ift, als ohnehin 
ſchon jest der Fall fehr häufig vorgefommen iſt, daß ber 
Kirchenpatron aus eigner Bewegung unmittelbar an das 





Minifterium feine Erflärung abgegeben hat und ebenfo 

häufig auch der Fall, daß das Minifterium unmittelbar ſich 

an ben Patron gewendet und deſſen befondere Erklärung 

ſich erbeten hat. Sehr häufig gefchah das auch, wenn man 

zweifelhaft war, ob in dem Berichte der Infpection das 

Sachvethaͤltniß fo vollſtaͤndig aufgeftelt fein koͤnnte, als das 
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Minifterium dies wunſchen mußte. Um fo weniger duͤrfte 
Daher ein Bedenken fein, unter diefen Vorausfegungen dem 
Antrage dis Haren Freiheren v. Weld beizutreten. 


Neferent Vicepraͤſident v. Friefen: Ich flimme voll- 
kommen mit dem Harn Staatsminifter überein, daß gar 
kein Bedenken fein wird, daß ein Patron feine Erklärung 
unmittelbar an bie oberfte Behörde geben kann. Ich 
wuͤrde aber auch nicht um die Erlaubniß dazu fragen. Dazu 
braucht es Feiner Ermächtigung, dad Fann er felbft thun, 
das braucht nicht in dem Paragraphen zu ſtehen, und wer 
an Patronatfahen nur einigermaaßen Theil genommen, 
wer fi dafür intereffirt hat, der wird wiffen, daß man 
in unzähligen Fällen fih an das Minifterium gewendet 
und an bie oberſte Behörde gegangen ift und nicht erft an 
die Kircheninfpection fih zu wenden nöthig hatte. Ich habe 
die Antworten durch die Kircheninfpection bisher immer in 
ſchicklichet Form erhalten. Ich würde mir es auch gar 
nicht anderd haben gefallen laffen. Webrigens wenn ich 
auch meine Vorftellung durch die Kircheninfpection eingebe, 
fo hängt es ja von mir ab, meine Eingabe ad acta zu 
geben und zu verlangen, daß fie dom Berichte an die höhere 
Behörde im Originale beigefügt werde. Diefer Antrag 
würde und mithin ſchwerlich aus dem Widerfpruche heraus— 
helfen, auf den es jest ankommt. Was nun die Haupt 
ſache felbft anlangt, fo würde ich die Wiederaufnahme der 
Debatte nicht für nöthig gehalten haben; ic habe auch 
nicht dafır geftimmt. Denn, meine Herren, ich halte die 
Sache für zu Mar und zu zweifellos, als daß es noch nöthig 
wäre, ein Wort darlber zu verlieren. Das Recht der 
Kirche, der Kirdenftiftungen und des Patrones, welder 
das Recht austıbt, fteht zu feſt, ald daß darüber bei diefem 
Antrage ein Zweifel fein konnte. Es möge mir nicht ver- 
argt werben, wenn id den Einwendungen, welche unferem 
Antrage entgegengefeßt worden find, entgegenhalte, daß hier 
nicht mit der gehörigen Klarheit zwiſchen Schutz und Ober⸗ 
aufſichtsrecht auf der einen Seite und zwiſchen Verwal 
tungsrecht und Verfügungsrecht auf der andern Seite unters 
ſchieden worden iſt. Sollen wir weiter auf die Sache ein» 
gehen und werden wir durch den Widerſpruch, der gegen 
unferen Antrag erhoben wird, dazu genöthiget, fo wäre 
freilich noch viel zu fagen, was ich indeß abfichtlich, um 
Weitläufigkeiten zu vermeiden, nicht gethan habe. Wir 
ſprechen der oberfien Kirchenbehoͤrde das. Schuß: und- Ober- 
auffichtsrecht nicht ab. Das verſteht ſich von felbft. Aber 
einestheils fteht dem Patrone daffelbe Schuß: und Auf⸗ 
ſichtsrecht in unterer Inſtanz auch zu, er ift zunaͤchſt Fürs 
forger für die Stiftung, weil fie von dem Patrone ausge⸗ 
gangen iſt. Aber ich made aufmerkſam auf eine Stelle 
in $. 54. Der if in feinem Eingange fehr gut gefaßt 
und jehr zu Gunften der Rechte des Patrons oder vielmehr 
der Stiftung, welche er zu vertreten hat. Es ſteht aber 
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ausdruͤcklich dabei, vieleicht mit einer übergtoßen Ang 
lichteit · „Selbſt in die Verwaltung einzugreifen, Eommg 
ihm, dem Patrone, nicht zu”, Mir haben dem nicht 
widerfprochen, weil wir felbft der Anficht find, ber Patron 
ſolle nit in die Verwaltung eingreifen. Aber, meine 
Herren, da num einmal über die Sache gefprochen und ſo 
geſprochen worden iſt, fo ſage ich auch: Das oberſie Kir, 
chenregiment und auch die Kircheninſpection ſollen eben. 
falls nicht in Verwaltungsſachen eingreifen, fie ſollen war 
das Schutzrecht, das Genehmigungsrecht ausüben, das 
Oberaufſichtsrecht, fie follen darauf fehen, daß dieſer Schutz 
in der Verwaltung von unten mit ausgeübt werde u. f. w. 
aber ſelbſt in die Verwaltung einzugreifen, 
kommt ihnen auch nicht zuz — und doch iſt das oft ges 
ſchehen. Die Kreiödirection, — id) Tann die Fälle an 
führen, — hat z. B. verfügt, daß ein Pfarrwald wegge · 
ſchlagen werde; ich bin nicht gefragt worden! Daß ferner 
gewifle Summen aus dem Kirchenvermögen verwilligt wor 
den find; ich hatte widerſprochen — fie haben gefagt: Wir 
verwilligen ed. Das kommt ihnen nicht zu. Es ift daher 
ein genauer Unterſchied zu machen zwiſchen Schuß und 
Oberaufſichtsrecht und zwifchen Verwaltungsrecht, Meine 
Herren, dad Verwaltungsrecht hat der Entwurf und bie 
Kammer nad) ihrem Belchluffe zu $. 16 dem Kirchenvor⸗ 
ande in Gemeinfchaft mit dem Kirchen patrone zugefprochen, 
Diefe haben alfo zu verwalten und zu verfügen und zus 
nächft Anträge zu ftelen über Das, was dem Kirchenver⸗ 
mögen am zufräglichften iſt. Aber weber ein mittlere, 
noch das oberfte Kirchenregiment Fönnen eigenmaͤchtig vers 
fügen und fagen: „Wir wollen diefe Maafregel getroffen 
wiffen”. Cs müßte denn der Kirchenvorftand ganz in 
Schlaf verfallen fein, er müßte wirklich gar Nichts thun 
und feine Pflichten ganz vernachläffigen, dann verftcht es 
ich, kann das Kirchenregiment, Eönnen die vorgefehten Ber 
hörden eingreifen. Es kommt hier nur darauf an, zu 
diftinguivenz wir find einverflanden gewefen, daß bad 
Kirhenvermögen mit Sorgfalt erhalten und veraltet werde, 
aber das beftreiten wir, daß dad Kirchenregiment Veraͤuße⸗ 
tungen anordnen koͤane, die von unten nicht genehmigt 
worden find. Das ift der Streitpunkt. Nun wollen wit 
aber die Sache einmal auf die Spige ftellen, wir wollen 
annehmen, der Kirchenpatron widerfpricht einmal aus bo: 
fem Eigenfinne, ohne gute Gründe, er will, daß das 
Pfarrhoiz oder die Kirchenwieſe nicht verfauft werben folk: 
Nun, meine Herren, wenn das auch wirklich einmal ger 
ſchieht, was doch nicht anzunehmen ift, ift denn dann das 
Ungtüc fo fehr groß? Wenn die Kirchenwieſe und bad 
Dfarcholz auch nicht verkauft wird, — nun da unterbleibt 
es einmal, eö müßte ja auch unterbleiben, wenn bad Kir⸗ 
chenregiment es nicht genehmigte. In ſpaͤteren Zeiten kann 
es ſich vielleicht einmal zeigen, daß ber Theil, welcher nicht 
einwilligte, doch Necht gehabt hat. Ich glaube immer, 
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wenn man bie Beſchutzung und Erhaltung einmal etwas 
zu weit treibt, "dann iſt das Unglüd und der Schaden immer 
viel geringer, ald wenn der Schuß, fei es von Oben oder 
von Unten, in zu geringer Maaße ausgeübt wird. " 


Nittergutöbefiger Rittner: Es wird durch den Ans 
trag des Herrn Freiherrn v. Weld, wenn ich ihn recht ver 
fiche, nichts Wefentliches in der Sache geändert. Es bleibt 
dabei, daß dann nach der Gefegvorlage in Verbindung mit 
dem Antrage des Herrn v. Weld dad Kirhenregiment auch 
wider Willen der beiden Zactoren über das Kirchengut 
entfeheiden Tann und da ich entfchloffen war, mit der Des 
putation zu flimmen, fo habe ich den Antrag des Herrn 
v. Welck nicht unterftügt. Ich bin von Anfang an biefen 
Verhältniffen mit Aufmerkfamkeit gefolgtz es Tiegt auch, 

«gerade in meiner Stellung, daß, wenn es ſich um die Feſt⸗ 
ſtellung des Patronatrechtes handelt, ich mit großer Theile 
nahme und Aufmerffamkeit Allem folge; allein ich muß 
geftehen, daß ich zu Feiner anderen Anfhauung habe kom⸗ 
men koͤnnen, ald daß bie drei Factoren: Kirchengemeinde, 
Patron und Kirchenregiment, daß ich diefe drei als gleich 
berechtigt hinftelle und es wird gewiß eine Gonfequenz 
meiner früheren Auslaffungen fein, wenn ich einfach erfläre, 
daß ich keinesweges geneigt wäre, dem Kirchenregimente 
auf Koften eines der beiden anderen Factoren eine Aus- 
behnung feines Nechtes zu gewähren. Es kommt noch 
hinzu, daß, wenn man bie drei Factoren noch näher ins 
Auge faßt, man fi) doch billig geftchen muß, daß das 
Kirchenregiment im Zweifelsfalle derjenige von den brei 
Factoren iſt, der die Localverhältniffe nicht fo fpeciell und 
fo genau kennt. Das Minifterium wird ſich in den meiften 
Fällen auf die Berichte feiner Unterbeamten verlaffen muͤſ⸗ 
fen, um eine felbftändige Auffaffung des Gegenftandes zu 
erlangen, während fowohl die Kirchengemeinde, als auch 
der Kirchenpatron unmittelbar ihre Ueberzeugung an der 
Quelle der Thatſachen felbft fhöpfen können. Das ift der 
‚Hauptgrund, der mich zu dem Entfchluffe gebracht Hat, mit 
der Deputation zu ſtimmen. Ich habe nur noch hinzuzur 
fügen: ich habe mir Mühe gegeben, einen fpeciellen Fall 
aus meiner Praxis mir zu vergegenwärtigen, wo diefer Fall 
eintreten koͤnnte und ich muß geftehen, ich habe Feinen ander 
ven finden koͤnnen, als einen folchen, wo der Kirchenpatron 
geradezu feine Pflicht verlegt und gar Feine Meinung und 
Erklärung abgiebt. Ich glaube, das wäre wohl ein Fall, 
der allerdings etwas Aehnliches herbeiführen müßte; ich 
glaube aber nicht, daß ex hier getroffen werde. Ich geſtehe, 
daß ich bei den Langen Verhandlungen über diefen Theil 
des Geſetzentwurfes, über das Patronatrecht, dahin gefom- 
men bin,.bei $.58 etwas Aehnliches zur Sprache zu bringen 
And ich behalte mir dies ausdrüdlic vor. Ich habe das 
nur anbeuten wollen, um meinen Ideengang aufrecht zu 
erhalten und bei $. 58 nicht den Anfchein zu geben, ald 
ob ich es aus der Luft griffe. 
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Superintendent Dr, Lechler: Ich bitte um Erlaubniß, 
nur ganz Furz erflären zu bürfen, aus welchem Grunde ich 
mi dem Vorfchlage der Deputation zu biefem Amende⸗ 
ment des $. 54 angeſchloſſen habe und auch jeht dabei 
bleibe. Nämlich ich glaube, wenn das Patronatrecht irgendwo 
feinen Kern und prineipiellen Hauptpunft hat, um den ſich 
alles Uebrige, was dazu gehört, gruppirt und woran alles 
übrige Recht, was dazu gehört, ſich anſchließt, fo ift es 
eben dieſes, dad Aufjichtd- und Schutzrecht in Bezug auf 
das Gut der Kirche. Alle anderen Rechte, die Collas 
tur u. f. w., bie Ehrenrechte und dergleichen ftehen erſt in 
zweiter Linie und gehen von biefem als dem erflen und 
Kernpunkte aus, und ich glaube, wenn das Matronat 
irgendwo ein feftes, beſtimmtes, haltbares Recht haben 
muß, fo ift das eben auf diefem Punkte und nur von 
diefem Punkte aus können die übrigen Nechte gehörig 
fegeftelt werden. Im diefer Anſicht hat mich beftärkt, 
was in dem $. 54 am Anfang gefagt ift, nämlich: 
„Der Patron hat darnach das Recht, aber auch die Vers 
pflichtung, darüber zu machen, daß das Vermögen der 
Kirche und der kirchlichen Stiftungen gut” verwaltet und 
ohne Schmälerung bewahrt werde”. Wenn Jemand bie 
Verpflihtung und das Recht hat, fo müffen dieſe Dinge 
etwas Beftimmtes fein und beſtimmt wird es gerade durch 
den Antrag, den wir in der Deputation angenommen haben. 
Und id) bin der Meinung, ohne weiter auf dad Einzelne 
einzugehen, daß hier gerade das möglicherweife aus einer 
unbegrünbeten Weigerung eines Kirchenpatrons, auß irgend 
einem möglichen Eigenfinne bei diefem oder jenem hervor— 
gehende Uebel am Ende geringer anzufchlagen ift, al wenn 
durch Verkennung dieſes Umftandes das ganze Necht des 
Vatronats überhaupt wankend gemacht wird. Dies die 
Gründe, aus denen ich mich dem Vorſchlage angefchloffen 
habe. \ 

Staatsminifter Dr. v. Falfenftein: Nicht als ob ich 
glaubte, daß ich die Kammer von der Anſicht, die das Mie 
nifterium dabei fefthält, überzeugen Fönne, fondern lediglich, 
um Mißverftändniffen vorzubeugen, ergreife ich nochmals 
das Wort und zwar insbefondere in Bezug auf das, was 
der Herr Abg. Rittner bemerkte. Er fagte nämlich, es 
wären nach feiner Meinung drei Factoren nothwenbig, ber 
Kirchenvorftand, der Patron und das Kirchenregiment, um 
zu einer Veräußerung zu gelangen. Darüber herifcht fein 
Bweifel, darüber ift ale Welt einverftanden. Das Kirchen⸗ 
regiment will Eeineswegs ohne Weiteres, ohne mit dem 
Patrone Rüdfpradhe genommen, ohne den Kirchenvorftand 
gehört zu haben, irgend eine der Handlungen, wie fie in 
diefem Zufage näher bezeichnet find, vornehmen. Es hatte 
delt ſich lediglich von dem Kalle, der allerdings, wie ich 
bereits vorhin erwähnte, nicht nur möglich, ſondern wirklich 
vorgekommen ift und zwar nicht einmal, fondern mehrmals, 
wo dad Minifterium in die Nothwendigkeit verfegt würde, 
eine Entſcheidung zu geben und dieſe Entſcheidung nach 
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ber einen oder andern Seite hin zu fällen, alfo in dem 
Falle, wo der Kirchenvorftand oder bie Gemeinde, ober bie 
fonft dabei Betheiligten nicht berjelben Meinung waren, 
wie der Patron; in foldem Falle läßt es ſich denken, 
daß dann zum großen Nachtheile der betreffenden Anftalt 
gar nicht eigentlich entſchieden werden Fönnte, fonbern daß 
blos die, wie ich ſchon vorhin ſagte, nad; Befinden ſelbſt 
ohne alle Gründe abzugebende Erklärung des Patrons 
Geltung hat. Da behält allerdings der Patron Recht, 
die Gemeinde Unrecht und das Minifterium kann diefen 
Fall nicht entfcheiden, weil eben der Patron dies nicht ges 
winfht hat. Das ift die einfache Sachlage, die, wie es 
ſcheint, freilich wohl mit der cura benefchi, in einzelnen 
Fällen aber auch mit der ganzen Stellung des Patrons 
gegenhber der Behörde direct in Widerfpruch ſteht. 


Abg. dv. Biedermann: Ich wuͤnſche dringend, daß 
das Deputationsgutachten von ber Kammer angenommen 
wird. Es beftimmen mich zu diefem Wunſche eigene Er: 
fahrungen, ähnliche, wie fie vorhin vom Referenten ange: 
führt worden find. Ich felbft habe in einer früheren 
Sigung ein Vorkommniß diefer Art angeführt. Hier ent: 
ſchied die Kreißbirection gegen den Willen des Patrons und 
der Gemeinde ohne alle Localkenntniß und ordnete eine 
eingreifende Maafregel an, welche bebeutenden Schaden ges 
bracht hat, Ich bemerke übrigens, daß hier nit vom 
Minifterium die Rede iftz denn die Sache ift damals nicht 
an das Minifterium gegangen. Es fönnte fein, bag das 
Hohe Minifterium der Kreisdirection Unrecht gegeben hätte; 
‚aber eine Gewißheit hätte man doch nicht gehabt und würde 


Ich frage, ob die Kammer diefe von ver Der 
putation beantragte Einſchaltung billige? — Gin, 
ftimmig Ja. 

Ferner ſchlaͤgt die Deputation Satz 2 Seite M voh, 
nad dem Worte „vorzutragen“ noch einzufchalten u 
Anträge zu ftellen”. Sch frage, ob die Kammer 
diefen Antrag zu dem ihrigen macht? — Einftims 
mig 3a. - j 

Bum legten Antrage der Deputation, ber dahin geht, 
einen Zufag zum legten Satze des Paragraphen zu machen 
und zwar dahin gehend, nach den Worten „zu hören" " 
ſetzen: 

Veraußerungen von Gütern ber Kirche und Fir 
lichen Stiftungen, Verwendungen aus dem SKirchenver 
mögen, wodurch deſſen Subftanz angegriffen wird, fonie 
Verminderung des Subftanzialeintommens der fchon ber 
ſtehenden geiftlichen Aemter dürfen nur mit Einwilligung 
des Patrons erfolgen” 


erwähne ich hier noch, daß, wenn dieſer Antrag der Der 
putation Annahme findet, dann der Antrag des Freiherm 
v. Welck erledigt iſt. Würde der Antrag der Deputation 
abgeworfen, fo würde natürlich noch eine Frage auf den 
Freiherrn v. Welchen Antrag geftelt werden müffen. Ich 
frage, ob die Kammer diefem Antrage ber Depus 
tation Folge geben will? — Einftimmig Ja. 

Somit wäre dad v. Meld’fche Amendement erledigt, 
Ich frage, ob die Kammer $. 54 in der befgloffes 
nen Weife annimmt? — Einftimmig Ja. 





wohl dringend nöthig fein, daß da ein Miegel vorge: 
ſchoben wird, j 
Prafident v. Schönfels: Es ſcheint ſich die Debatte 
erſchoͤpfen zu wollen und ich befinde mich daher in dem 
Falle, biefelbe zum zweiten Male zu fhliegen unter Er- 
theilung des Schlußworted an den Referenten. Da berfelbe 
hierauf verzichtet, ſo kann ich zur Abftimmung übergehen. 
Es handelt fi um $. 54 ber Vorlage. Zu diefem Para- 
graphen hat die Deputation drei Anträge auf Abänderung 
geftelt, die ich der Neihe nach zur Abſtimmung bringen 
will, nachdem ich vorher die Frage auf den Paragraphen 
gerichtet habe mit Vorbehalt diefer Deputationsvorfchläge 
ſowohl, als wie des Antrags des Herrn Freihern v. Wed, 
fofern der letzte Antrag der: Deputation Feine Annahme 
finden würde. Ich richte alfo die Frage an die Kammer, 
obfie mit Vorbehaltjener Anträge, wieich nochmals 
erwähne, bem$. 54 beiftimmt? — Einftimmig Ja. 
Der erſte Antrag bet Deputation geht dahin, es fol 
nad den „Morten „Kenntniß nehmen” in der letzten 
Beile auf, Seite 19 gefeßt werden: ; 
„Den Mitverfchluß des Kirchenkaſtens nach Maap- 
abe der Verordnung vom 13. — 1845 ge 


ren ober durch einen Bevollmanti, 
ERDE de — jevollmaͤchtigten beſorgen laſſen, 





Neferent Vicepraͤſident v. Friefen, 


4. 66. 
3) Gawiffe Ehrenrechte. 

9 Gewiſſe Ehrenrechte für den Patron und deſen 
Familie, 

Dem Kirchenpatron find bie Kirchendiener feiner Col 
latur und die Mitglieder der Kirchengemeinde Achtung und 
Ehrerbietung ſchuidig. Er hat bei allen kirchlichen del 
lichfeiten vor denfelben den Vorrang. a 

Ihm gebühren für feine Perfon und feine Zamllit 
Ehrenpläge in der Kirche, 

Er Hat das Recht der Fuͤrbitte im allgemeinen Kirchen· 
gebete und es kommi ihm endlich 

die Ehrenbezeigung des achttägigen Trauerlautens nad 
feinem und feiner Ehegattin Abfterben zu. 


Motiven find hier nicht gegeben. — Die Dept 
tation hat Nichts zu erinnern gefunden und beantragt 
unveränberte Annahme. 


Priſident v. Schönfels: Wenn Niemand über SB 
zu ſprechen wünfeht, wie es der Fall zu fein ſcheint, h 
frage ich die Kammer, ob fie auf Anrathen ihren 
Deputation diefen Paragraphen 
derter Weife beibehalten win? — 


in unverdns 
Einfimmig 3% 
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Referent Vicepräfident v. Friefen. 


$. 56. 
Ausübung ber Yandesherrlicien Patronatrechte. 

Der Landeöhere übt die mit dem Befi des Staatd- 
gutes verbundenen (dinglichen), die auf landesherrlichen 
Stiftungen beruhenden (perfönlichen) und die dem Kirchen- 
regiment über alle nicht unter Privatpatronat ſtehenden 
Kirchen und geiftlichen Aemter zukommenden Patronat ⸗ 
Ban durch die für das Kirchentegiment geordneten Behoͤr⸗ 
en aus. 


Auch Hierzu fehlen befondere Motiven. — Der De: 
putationsbericht fagt: 


Zu $. 56 
bürften, zufolge des bei $. 5 aufgeftellten Grundfages, daß 
das Kirchenregiment nicht dus das Eultusminifterium 
ausgelibt werben koͤnne, anbrerfeits aber, wie bei $. 86 ber 
antragt werden wird, die Nechte des Iandeshertlihen Pa- 
tronals durch das Cultusminifterium wahrzunehmen fein 
werben, ſich zwei Veränderungen nöthig machen. Anftatt 
besjenigen Theiles des Paragraphen, welcher mit den Wor⸗ 
ten anfängt: „und die dem Kirchenregimente über alle 
au Pi Privatpatronat” u. f. w., dürfte nämlich zu 
jagen fein: 
und bie ihm (d. h. dem Landesherrn) über alle 
nicht unter-Privatpatronat ftehenden Kirchen und geift« 
liche Aemter zukommenden Patronatrechte durch das 
Minifterium des Cultus aus”, x - 
Es wird jedoch beantragt, den Betötu hierüber, fos 
au über den ganzen Paragraphen bis zu $. 86 aus⸗ 
zufetzen. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Die Kammer hat ver 
nommen, daß die Deputation der Anficht ift, daß die Be 
vathung über $. 56 fo lange auögefegt werde, bis $. 86 
berathen fein wird und ich frage, ob die Kammer dieſem 
Antrage ihrer Deputation beiftimmt? — Einſtimmig Ja. 


Neferent Vicepraͤſident v. Sriefen. 


$. 57. 
Ausübung ber ſtͤdtiſchen Patronatreihte. 

Stadträthe verwalten die hergebrachten Patronatrechte 
eollegialifch und durch Deputirte aus ihrer Mitte. Die 
einer andern Confeffion angehörigen Mitglieder haben ſich 
der Teilnahme an den betreffenden Verhandlungen und 
Berhlüffen zu enthalten. Den politifchen Vertretern der 
Stadt darf der Stadtrath eine Mitwirkung bei der Aus: 
übung des Patronatrechtes nicht einräumen, wohl aber dem 
Kirchenvorftande, wenn er es fuͤr gut befindet. 

Erwirbt eine Stadtgemeinde, in welder die Städte: 
ordnung eingeführt ift, ein Grundftüd, mit welchem ein Pa- 
tronatrecht verbunden iſt, fo Fommt deffen Ausübung dem 
Stadtrathe zu. 

Bei einer ſolchen Erwerbung durch eine andere Ge 
6 faͤllt das Patronatrecht an das Kirchenregiment 
aurud, 


In Ermangelung befonderer Motiven. hierzu fagt 
der Deputafionsbericht: 


Aus gleichem Grunde wird bei 
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&.57 
letzte Zeile, anftatt 
„an das Kirchenregiment zuruͤck“ 
zu fagen fein: 
„an den Landesherrn zuruͤck 
und wird beantragt, den Paragraph mit biefer Veränderung 
anzunehmen. - 


Präfident v. Schönfels: Ich werbe auch hier, wie 
bei frühern Abftimmungen, folgendermaaßen verfahren. 
IH werde die erfie Frage mit Vorbehalt des Deputationde 
anttags fielen und frage, ob die Kammer $. 57 bei- 
tritt? — Einftimmig Ja. 

Ferner frage ich die Kammer, ob fie dem Antrag 
der Deputation, ber dahin geht, bei $. 57 Ichte Zeile 
anftatt: „an das Kirdenregiment zurüd“, zn 
fagen: „an den Landesherrn zurück“, beitreten 
will? — Einftimmig Ja. 

Ich frage, ob die Kammer in der befchloffenen 
Weiſe $. 57 genehmigt? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen. 


$. 58. 
Suspenfion des Patronatrechtes. 

Eine Suspenfion des Patronatrechtes tritt ein 

1) wenn der Kirchenpatton in Concurs verfällt oder 
das Gut, mit welchem dad Patronatrecht verbunden 
iſt, ſequeſtrirt wird, fo lange der Concurs oder die 
Sequeftration des Gutes dauertz 

2 an * ehe Del Buben, Die es 

13 in Anſpruch nehmen, eiti, 18 zur 
ng 
3) wenn ein Patron wegen Mißbrauch bes Collaturs 
rechtes, oder eined andern gen Vergehend wegen 
in Unterfuhung fommt, dis die Unterfuhung zu 
feinem Vortheile entfehieven iſt z 

4) Patronen, welche ſich überhaupt der politiſchen Ehren⸗ 
rechte verluftig gemacht haben, kann bad Patronate 
recht auf Zeit oder auf die Dauer ihres Beſitzes von 
dem Kirchenregiment entzogen werden. 

In diefen Faͤllen iſt das Patronatreht von dem Con⸗ 
fiftorium, das Gollaturrecht aber insbefondere von dem Mir 
nifterium des Gultus auszuüben, welches auch bei Verpöger 
tung der Defignation über die $. 53 beftimmten Selten, 
oder falls mehrere Inhaber eines Collaturrechtes uber bie 
Belegung einer Stelle ſich nicht vereinigen können, fir 
diefes Mal die Stelle zu befegen hat. 


Auch hierzu fehlen befontere Motiven. — Der 
Bericht fagt: 


Zu $. 58 
ift zu bemerken, daß eine Suöpenfion des Patronatrecdhtes 
nach biöherigem Gebrauche allerdings während ber Dauer 
der Sequeftration eines mit dem Patronat berechtigten 
Gutes einzutreten pflegte und daß während dieſes Buftandes 
Webers Kirchenrecht 11. Theil 1, $. 51, Seite 239 
weder die Collaturrechte, das heißt die Denomination zu 
einem geiftlichen Amte, noch auch andere Patronatrechte 
ausgeübt werden Fonnten. So. wenig aber auch bie Rich⸗ 
tigkeit diefes Grundfetzes an ſich in Zweifel gezogen werden 
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Tann, wenigſtens bei lange dauernden Sequeftrationen und 
damit aufarmmenfängendem Bermögensverfall, fo würde 
doch deflen Anwendung in vielen Fällen zu einer Beeins 
trähtigung des Rechtes führen koͤnnen, welde über bie 
Abficht der Beftimmung und über die Notwendigkeit bins 
ausgeht. Namentlich Tann dies bei ganz kurzen Gequer 
frafionen der Fall feirt, welche nur den Zweck haben, einem 
Kläger zur Erlangung einer einzelnen Forderung zu ver⸗ 
heffen, wie e8 denn auch Sequeftrationen giebt, welche 
vertraggmäßig wegen unterlaffener Leiftungen in einem einz 
zelnen Falle zur Anwendung tommen, 3. B.: Statut des 
erbländiicpen Grebitvereins von 1844 $$. 44 und 45 (Ge 
feße und Verordnungsblatt Seite 163). Cine folde Se 
ueftration, welche nichts weiter ift, ald eine Hülfsvolle 
edung, kann 3. B. ſchon vorüber fein, ehe die Friſt zur 
Defignation für ein aeiges Amt abgelaufen if, oder 
ehe der Tag des Termins kommt, zu welchem der Patron 
einzuladen ift, ober. ehe die Frift beendigt ift, bis zu welcher 
er in feiner Eigenfchaft als Patron eine Erklärung abzu= 
geben hat. Wiederholen ſich die Scqueftrationen öfter, 
ober dauern diefelben lange Zeit, To ‚bürfte die Kirhens 
behörbe auch ohne die fraglihe ausbrüdliche Beſtimmung 
um fo —7— behindert fein, eine Suspenſion zu vers 
fügen, al biefelbe bisher fhon das Necht dazu hatte, und 
ald, wenn es foweit gekommen ift und fich ein wirklicher 
Vermögensverfall Eund giebt, ſchon der Fall des bevors 
ftehenden Goncurfes (concursus imminens) eingefreten fein 
wird, wenn auch der förmliche Concurs noch nicht gerichts 
lich eröffnet worden iſt. Da nun diefe beiden Fälle durch 
die Faflung.ded Paragraphen ſchon getroffen werden, indem 
hier vom Concurd im Allgemeinen, alfo nicht blos 
vom förmlichen und gerichtlich eröffneten Concurs, die Rede 
ift, fo dürfte e8, als worauf die Deputation anträgt, ebenfo 
billig als unbebenklich fein, es mit Weglaffung der Ber 
immung über die Sequeftration bei folgender Faflung 
ewenden zu laffenz 

1) wenn der Kirchenpatron in Concurs verfällt, fo lange 

der Concurs dauert. 

— folgt es aus den bei $. 5 gemachten und 
zu $. 86 weiter auszuführenden Anträgen, daß im Schluß: 
fage anftatt: „Minifterium des Eultus” zu fagen fein wird: 

„von dem Oberconſiſtorium“. 

Den Beſchluß über das Letztere beantragt die Depu- 
tation bis zu $. 86 — dagegen aber den Para⸗ 
graphen im Uebrigen mit der Veraͤnderung bei Punkt 1 
anzunehmen. 


Präfident v. Schönfels: Sch habe zu erwarten, ob 
Semand üuͤber $. 58 zu ſprechen wünfcht? 


Rittergutöbefiger Ritt ner: Es ift nun hier der Fall, 
wo mir ſchien, ald ob im Paragraphen etwas fehlte. Cs 
iſt nämlich wiederholt in Mitte der geehrten Kammer ber 
tont worden, daß das Patronatrecht auch eine Pflicht 
in ſich falle; es iſt das im mehreren Stellen der Vorlage 
umb des Berichts ausdruͤcklich erwähnt. Es ift mic auch 
bei dem heutigen Verhandlungen ganz Har geworden, daB 
allerdings das jus patronatus auch eine Pflicht in fich ſchliehße. 
Es dürfte num hier in $. 58, wo es fi um die Sus- 
penfion des Patronatrechts handelt, für gewiſſe angege: 
bene Faͤlle wohl logiſch und auch juniſtiſch richtig ſein, 
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wenn der möglichen Vernachläffigung diefer Pflicht gedacht 
würde, wenn man z. B. im dritten Sat einfügte: „wenn 
ein Patron wegen Mißbrauchs des Collaturrechts oder wegen 
Unterfaffung der mit diefem Rechte verbundenen Pflichten 
oder etwas Aehnliches. Ich weiß nicht, ob ich recht fühle; 
aber unterdrüden fann ich es nicht, daß gerabe bei lan 
fo wichtigen Rechte und weil zu deffen Auftechthaltung 
und zu deſſen Begründung im Staats» und Kirchenleben 
von allen Seiten der inneliegenden Pflichten fo mehrfach 
gedacht worben ift, ob es nicht richtig wäre, etwas in diefer 
Beziehung hier einzufügen? Sollte Niemand meine An 
ſicht theilen, fo werde ih von Stellung eines Antrags ab: 
fehen aus den Gründen, die ich ſchon geftern und vorgeften 
anzudeuten mir erlaubte. Zunaͤchſt duͤrfte ich wohl bitten, 
daß der Herr Referent ſich daruͤber ausfpräche, ob das, mas 
ich vermiffe, begründet ift ober ob ich nach feiner Meinung 
im Irrthum bin? 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Die Deputation 
hat entjchieden die Anficht gehabt, daß in einem folden 
Falle das Kirchenregiment als Oberauffichtsbehörde unbe, 
dinge das Necht haben würde, einzufchreiten. Es geht das 
ſchon zum Theil daraus hervor, daß im Paragraphen ermähnt 
worden ift, wenn die Friſten nicht beobachtet werden. Hier 
ift die Befugniß ausdrücklich erwähnt, aber wir haben ges 
glaubt, daß diefe Befugniß aud dann eintreten werde, 
wenn offenbare Vernachläffigungen und Saumfeligkeiten 
wahrgenommen werben. Derfelben Meinung ift aud 
Weber. Indeſſen wenn noch ein Zuſatz des Inhalts ger 





macht werben follte, fo würde das nur mit ber Wahrheit 
und der bisherigen Obfervanz übereinftimmen, 


Freiherr v. Weld: Die Aeußerung des Herrn Ag. 

Rittner bezog ſich doc) auf $. 58? 
(Wird bejaht.) 

Ich glaube, fie hätte mehr zu $. 59 gehört; indeſſen 
laſſe ich das jetzt dahin geftellt fein. Sch hatte eine andere 
Bemerkung zu machen. Mir ſcheint eine Dunkelheit in 
der Faſſung des dritten Satzes in $. 58 obzuwalten, wo 
es heißt: 

„Wenn ein Patron wegen Mißbrauchs des Collatur⸗ 
rechts oder eines andern groben Vergehens wegen in Untere 
fuhung kommt, biß die Unterfugung zu feinem Vorthelle 
entjchieden iſtꝰ. 

Das ift Fein juriftifcher Ausdruck, möchte ich fagen und 
laͤßt eine Ungewißheit darüber übrig, was „zu feinem Bor 
theile” Heißt und was darunter verfianden wird? Wenn 
nun z.B. ein Patron in Mangel mehreren Verdachts blos 
loögefprochen wird, iſt dann die Unterfuhung zu feinem 
Vorteil entfeieden? Das ſcheint mir nicht foz ein Makel 
bleibt doch immer auf dem, der in Mangel mehreren Vers 
dachts Losgefprochen worden ift. Sch möchte bitten, daB 
die Hohe Staatsregierung die-Güte hätte, zu Außen, wie 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


539 


fie das verflanden hat. Wir haben leider einen ſolchen 
Fall, wo eim Patron feiner Patronatrechte verluftig erklärt 
ober ſuspendirt worden iſt. Da ift es aber mehr infolge 
her Entziehung ber politifchen Ehrenrechte geſchehen. Es 
wuͤrde alfo darauf anfommen, wie die Worte „zu feinem 
Vorteil” auszulegen find? 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Die Beftimmung hier 
iſt fo allgemein gehalten, weil.fie beide Fälle einer Kreis 
Tprechung einfließen fol. Eine Freifprehung in Mangel 
mehreren Verdachts kennt unfer Griminalproceß jet nicht 
mehr, ſondern eine unbebingte Freifprechung oder eine reis 
fpreung von der Anklage, eine Klagfreifprehung; und 
diefe beiden Fälle follen mit ber allgemeinen Zaffung des 
Paragraphen ausgebrüdt fein. 


Nittergutöbefiger Ritt ner: Nur ein einziges Wort 
zur Berichtigung barlıber, warum ich meinen Zweifel bei 
$. 58 und nicht bei $. 59 angebracht habe. Hätte ich es 
bei $. 59 gethan, fo würbe es ſich ausbrüdlih auf den 
ganzen Verluſt des Patronatrechts beziehen. Ich habe mir 
aber gedacht, daß in gewiffen Fällen eine perfönliche Sus⸗ 
penſion des Patronatrechts eintreten koͤnnte und von biefer 
Anſicht auögehend, war allerdings bei $. 58 der richtige 
Augenbli, meinen Zweifel anzubringen. Ich freute mid, 
übrigens, vom Herrn Referenten zu hören, daß er im Mar 
tertellen meiner Unficht beitritt und hoffte, er werbe demnach 
auf meine Anſicht eingehend, einen Bufag beantragen — 
leider vergebens! aber wie ich ſchon vorhin gefagt habe, 
ich habe es nur in Anregung bringen wollen und ftelle 
keinen Antrag. 

Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint nicht, als ob 
Zemand weiter das Wort begehrt; ich werde daher: die 
Discuffion tiber $. 58 fchließen und dem Herrn Referenten 
dad Schlußwort ertheilen, fofern er es begehrt. 

* (Hierauf wird verzichtet.) 

Bu $. 58 hat bie Deputation zwei Abänderungen 
beantragt; die eine findet fi vor auf Seife 251 am Ende 
und geht dahin, den Punkt 1 fo zu ändern, daß er Tautet: 

Wenn der Kirchenpatron in Concurs verfällt, ſo— 
lange der Concurs dauert”, 

Der zweite Antrag aber geht dahin, zu fagen anftatt 
„Minifterium des Cultus” „von dem Obercons 
fiftorium“. Ueber biefen zweiten Antrag ſoll erſt abge 
ſtimmt werben, wenn $.86 berathen wird. Es wird ſich 
alfo blos um den erften Antrag handeln; ich habe ihn bes 
reits verlefen und frage nun, ob die Kammer.diefem 
Untrage ihrer Deputation beitritt? — Einftim- 
mig Ja. 

Es würde nun in Bezug auf den Paragraphen noch 
die Frage zu richten fein, ob die Kammer denfelben 
mir der getroffenen Abänderung annehmen will? 
— Einftimmig Ja. 


‚Sächsische Landesbibliothek http: 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Referent Bicepräfident v. Sriefen: 


$. 59. 
Verluſt des Patronatrechtes. 

Das Patronatrecht geht verloren 

1) durch den Untergang ber Kirche und dem Verluſt 
des ganzen Vermögens berfelben; 

2) durch Zuruckgabe deffelben an das landesherrliche 
Bohnen, welche den Berechtigten zu jeber 

reifteht; Y 

3) durch gänzliche Zerfchlagung des Grundſtuͤcks, mit 
welchem ein dingliches Patronatrecht verbunden iſt; 

4) wenn der Kirchenpatron fein Recht mißbraucht, um 
fi oder Anderen einen Gewinn zu verfhaffen, fo 
kann das Patronatreht von dem Minifterium des 
Eultus eingezogen werben; 

5) wenn der Patron ohne Genehmigung des Mini- 
fleriums des Cultus ein perfönliches Patronatrecht, 
oder ein dingliches ohne dad Grundftüd, welchem es 
anhängt, veräußert, oder baffelbe bei Veräußerung 
des Grundftücs für ſich zurückbehaͤlt. 

Iſt der Patron nicht Eigenthuͤmer, fondern nur Nutz⸗ 
nießer des Guͤts, mit welchem das Patronatrecht verbuns 
den ift, ober uͤbi er biefes Amtswegen, oder nur ald Mite 

lied einer Familie aus, welcher das Recht zuftcht, fo geht 

34 in den unter 4 und 5 gedachten Faͤllen nur auf 
feine Befige oder Amtszeit an das Minifterium des Cultus, 
das perfönliche Patronatrecht einer Familie aber fofort auf 
dad zunächft berechtigte Familienglied über. 


Diefer Paragraph ift ebenfalls ohne befondere Mo» 
tiven. Der Bericht fagt: 


Zu $. 59 

hat die jenfeitige Deputation bei Punft 4 zu dem Worte: 
„Gewinn” den Zufaß: „unerlaubten“ vorgefchlagen. Die 
Deputation vermag jedoch ebenfowenig, wie ber Pönigliche 
Commiffar es gethan, dieſem Vorſchlage beizufiimmen, da 
der Fall eines Mißbrauches, wenn ein folcher vorkommt, 
doch allemal erſt näher erörtert werden muß, jener Bufag 
aber eine genaue Unterfuhung des vorgefommenen Vers 
gehend immer nicht entbehrlich machen würde, und baher 
die jn der Faſſung enthaltene Beftimmüng auch ohne jenen 
Bufag deutlich senug au, fein ſcheint. Bedenklich aber iſt 
der Deputafion eine Einziehung des Patronats für immer, 
wenn ein Patron fein Necht in gewinnfüchtiger Abficht aus⸗ 
euͤbt, mithin gemißbraucht hat. Nach ihrem Dafürhalten 
— der Rechtsnachtheil eines ſolchen Mißbrauches wohl 
die ſchuldige Verſon treffen, aber nicht den Beſitznachfolger 
oder die Erben, welche nichis verſchuidet haben; man kann 
eine Strafe nur gegen Denjenigen eintreten Taffen, welcher 
fie verwirkt hat. Da nun bie gedachte Beflimmung ge» 
Techterweife nur gegen bie betreffende Perſon und auf die 
Dauer ihrer Befihzeit in Anwendung gebracht werben könnte, 
und daher nur einen Verluſt car Seit zur Folge haben 
würde, fo wird beantragt, den zweiten Gag des Punktes 

4 in folgender Weife zu faſſen: 5 
„jo kann das Patronatrecht von dem Minifterium 
des Cuitus auf deffen Lebenszeit und für bie Dauer des 
Befiged eingezogen werden, jedoch, ohne Nachtheil für 

die Erben oder den Bejisnachfolger". 2 

& if hierbei noch zu bemerken, bag, wenn es wohl 
ohne Zweifel zum Reffort des Kirchenregiments zu rechnen 
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iſt, über die rechtmaͤgige Ausübung des Privatpatronats zu 
wachen und deſſen Mißbrauch; anzuzeigen und zu verhin⸗ 
dern, doch andererfeitd die Competenz des Minifteriumd bed 
Gultus in dem Falle anerfannt werden muß, wo e& ſich 
um eine Entfcheidung Über den Verluft des Vatronatrechts 
auf Zeit oder für immer handelt. h 
Dagegen aber dürfte die in dem Schlußſatze bezeich⸗ 
nete interimiftifche Ausübung des Patronatrechts als Sache 
der Verwaltung wiederum dem Kirchenregimente anheim- 
fallen, und daher hier anftatt: ‚ 
„an dad Minifterium des Cultus“, 
an a" Sberconſiſtorium, 
u ſagen fein. * 
—9 wird auch Über dieſe Frage der Beſchluß bis zu 
$. 86 vorzubehalten fein, und es wirb daher nur bean⸗ 
tragt, $. 59 mit der ad Punkt 4 vorgeſchlagenen Veraͤnde⸗ 
zung anzunehmen. € 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 59 
das Wort zu ergreifen fein. — Herr v. Metzſchl 


Kammerherr v. Mettzſch: Ich wollte mit nur eine 
Anfrage an das Hohe Minifterium erlauben. Es ift hier 
im erſten Satze gefagt: „das Patronatrecht geht verloren 
4) durch Untergang der Kirche und den Verluft des ganzen 
Vermögens derfelben”, Man kann nun unter dem Worte 
„Kirche“ verfichen entweder den ganzen Kirchenverband 
ober das Kirhengebäude. Wenn aber das Kirchengebäude 
untergeht, fo Tann doch damit nicht verfnüpft werden, 
daß auch das Patronatrecht verloren gehen follte, ebenfor 
wenig, wenn dad Kirchenvermögen untergehtz denn das 





letztere kann doch möglichermeife regenerirt und wieber bes 
ſchafft werden und kann alfo auch der Verluft des Kirchen: 
vermögens in einem folhen Falle unmöglich den Verluſt 
des Patronatrechts zur Folge haben. Ich wuͤnſche daruͤber 
Auskunft vom hohen Minifierium zu erhalten und würbe 
mie vorbehalten, wenn mir die Auskunft nicht genuͤgt und 
meine Bedenken nicht befeitigt, einen Antrag zu ftellen. 


Staatöminifter v. Falfenftein: Freilich über diefe 
Worte eine befondere Auskunft zu geben, ift um deswillen 
nicht möglich, weil die Worte eigentlich ganz klar find. 
Es if nicht eind oder das andere; es iſt nur gefagt wor⸗ 
den, was auch in allen Rechtsbuͤchern darüber fteht: „durch 
den Untergang der Kirche und den Verluſt des ganzen 
Vermögens berfelben”, Mas nun wird, wenn in einem 
folgen Falle eine Wiederherſtellung ftattfindet, das laßt 
fi im Voraus nicht beſtimmen. u 


Freiherr v. Weld: Etwas ift allerdings durch die Er- 
Uuterung, bie wir ſoeben vernommen haben, gewonnen, 
die Ueberzeugung nämlich, daß beides cumulativ zu ver- 
fiehen iſt. Der Untergang der Kirche muß mit dem Ber: 
luſt ihres ganzen Vermögens verbunden fein. Cs genügt 
nicht, daß eine Kirche durch Erdbeben ex rerum natura 
verſchwinde fondern es muß auch zugleich dad ganze Ver · 
moͤgen zu Grunde sehen. Ebenſo würde man anbererfeits 
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nicht fagen Tonnen, wenn einer Kirche ihre ganzen Stanz, 
papiere geftohlen werden, daß das Patromatrecht aufhöre, 
Wenn auch die Kirche ihr Vermögen verliert, das Patıo, 
natrecht kann unmöglich aufhören. Iſt alfo dies hier eye 
mulativ zu verfichen, fo ift umfomehr zu hoffen, daß da 
Fall nie eintreten wird. 


Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Ich glaube, nach 
der Faſſung kann es eben nicht anders verſtanden wers 
den, al cumulativ. ES heißt nämlich „Untergang der 
Kirche und Verluſt des ganzen Kirchenvermögens”. Uebrir 
gens ift der Fall in der Praxis fehon vorgekommen, wie 
der Here v. Weld erwähnte, daß dad Patronatreht ven 
Toren gegangen ift, namentlich dadurch, daß das ganze Ber 
mögen verloren gegangen ift. 


Präfident v. Schönfeld: Es feheint Niemand weite 
das Wort zu verlangen; ich kann daher die Debatte über 
$. 59 fchliegen und dem Heren Referenten das Schlufr 
wort ertheilen. 

Es wird darauf verzichtet.) 

Im Betreff des $. 59 hat die Deputation zuoörderft 
einen Antrag zum zweiten Gate geftellt, der dahin geht, 
daß diefer zweite Sat folgendermaaßen gefaßt werben foll: 

„So kann dad Patronatrecht von dem Minifterium 
des Eultus auf deffen Lebenszeit flr die Dauer des Be 
figes eingezogen werden, jedoch ohne Nachtheil fir die 
Erben oder den Befignachfolger". 

Ich werde zuerft die Frage auf den Paragraphen ihr 
ten, wie er im Entwurfe ift, mit Vorbehalt der geftelten 
Anträge. Nimmt die Kammer den Paragraphen 
an? — Einftimmig Ia. 

Ich fomme nun zu dem erften Antrage der Deputar 
tion, den ich ſchon verlefen habe und welcher geriätet IR 
auf Punkt 4 des zweiten Gates. Ich frage, ob die 
Kammer auch hier der Deputation beitritt! — 
Einftimmig Ja. 

Was den zweiten Anttag ber Deputation anlangh 
ſtatt „an das Minifterium des Eultus“ zu ſeben: 
man das Oberconfiftorium”, fo trägt bie Deputatlon 
darauf an, bie Abftimmung auszufegen, dis $. 86 beratfen 
fein wird und dem wiirde wohl nachzukommen fein. 36 
frage nun noch, ob Sie den $. 59 in der beſchloſſe⸗ 
nen Beife annehmen wollen? — Einftimmig 34 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 
Bas nun den Abſchnitt sub D Über das Mirchenpatte 





nat im Ganzen anlangt, fo will zwar bie Deputation hg 
bei Beginn diefes Abfchnitts audgefprochenen Ziweifeln nis 
die Folge geben, die Weglaffung des ganzen Abfni 
aus dem Ge zu beantragen, obwohl fie ſich auch 
wenn die von ihr dorgeſchlagenen Zufäße und Kbänderun 
ben Beifall der Kammer und der Staatsregierung Ka 
über ihre Bedenken nicht vollftändig beruhigt zu fi 
vermag. u 
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Soll jedoch zweifelhaften Rechten und Anfprüchen ber 
erforderliche Rechtsſchutz gewährt und namentlich das Recht, 
foldye im geordneten Wege nachzuweifen, nicht beeinträchtigt 
werben, jo hält diefelbe einen dem entſprechenden Zuſatz 
für nothwendig und beantragt daher, am Schluß des Ab- 
ſchnitis einen Paragraphen des Inhalts hinzuzufügen: 


$. 59 b. 

„Wenn über den Umfang des Patronatrechts ‚ober 
einzelne aus demfelben herzuleitende Rechte Streitigkeiten 
entftehen, und der Patron fich bei der darüber im Ber 
waltungswege gegebenen Entfcheidung unter Berufung 
auf einen befonderen Rechtötitel nicht beruhigen will, fo 
bleibt &8 dem Betheiligten unbenommen, feinen Anfpiuch 
im ordentlichen Rechtswege auszuführen“, 


Präfident v. Schönfels: Die Deputation ſchlaͤgt 
einen Paragraphen unter 59b. vor. Ich habe zu erwarten, 
ob Jemand über diefen Antrag, wie er vom Herrn Refes 
tenten vorgetragen iſt, das Wort zu nehmen gemeint ift? 
Da dies nicht der Fall ift, fo werde ich zur Abſtimmung 
übergehen. , Die Deputation rathet an, noch einen Para 
‚graphen unter 59b. beizufügen, der folgendermaßen lautet: 

‚Wenn über ben Umfang des Patronatrechts oder 
einzelne aus demfelben herzuleitende Rechte Streitigkeiten 
entftehen, und der Patron ſich bei der darüber im Ver⸗ 
waltungswege gegebenen Entjcheidung unter Berufung 
auf einen befonderen Nechtötitel nicht beruhigen wi, 
fo bleibt es dem Betheiligten unbenommen,, feinen Ans 
Spruch im ordentlichen Rechtswege auszuführen”. 

Ich frage, ob die Kammer diefen von der Des 
putation beantragten $. 59b. annimmt? — Ein 
fiimmig Ia. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: 


E. 
Von der Synode. 
Die allgemeinen Bemerkungen der Deputation 
lauten: 


Der num folgende 
Abſchnitt E. von ber Synode 
iſt wohl einer ber wichtigften in dem ganzen Gefege, und 
das Inftitut, welches durch diefen Theil ber Kirchenordnung 
begründet werben ſoll, um fo ſchwieriger zu beurtheilen, al6 
die Einrichtung einer Landesſynode wenigftens in der jetzt 
vorliegenden Maaße in unferem Vaterlande ald etwas völlig 
Neues erfheint. Denn es fehlt in unferer bisherigen 
Kirhenverfaffung jedes Anhalten, aus welchem man die 
hier fo nothwendigen Erfahrungen ſchoͤpfen, oder einen 
fioheren Schluß auf ein wirklich vorhandenes Bedlrfniß 
ableiten Könnte. Zwar erfeheinen in unferer Pirchlichen Ger 
feßgebung von 1557, 1580, 1624 und 1673 Diöcefans 
fynoden und Generalfynoden, allein diefe Synoden 
waren etwas ganz anderes, als die Einrichtung, welche 
geosmmärtig gefchaffen werben fol; und wollte man aud 
in der Vergleichung de damaligen und des bermaligen 


Zwedes einige Uehnlichfeit finden, fo würbe jenes frühere 

Beifpiel weit‘ eher dazu dienen, von einem neuen Verſuche 

abzurathen, denn beide haben fich nicht bewährt, wenigftens 

nicht lange in Uebung erhalten. Die durch die Kirchenord⸗ 
18 E. Abonnement.) 2 





nung von 1557 eingeführten Didcefanfynoden, welde 
jeder Superintendent mit, den Pfarrern feines Sprengels 
halten follte, um befjen firchlichen Zuftand zu unterfuchen 
und den wahrgenommenen Mängeln in der Lehre, in der 
Führung, des Amtes, in Kirchenzucht und Sitte abzuhelfen, 
wurden in ber Senne ‚von 1580 ausdrücklich wie⸗ 
der abgeftellt, weil fie fi nicht: nur ald „unnüglich” er- 
wiefen, fondern fagar, „großes Aergerniß, Nachtheil und 
Schaden” hervorgebracht hätten. (A. C. I. Geite 647.) 
Anftatt diefer Didcefanfynoden wurde 1580 die Abhaltung 
zweier Generalſyno den in jedem Jahre vor dem Oberz 
confiftorium vorgefhrieben, welche fi aber von ber jeht 
beabfichtigten Einrichtung dadurch wefentlich unterſchieben, 
daß diefelben 

a) nad) einer „durchgehenden Generals und Localvifiz 

tation”, und nad) dem Eingang fämmtlicher daruͤber 
erftatteten Berichte; und x 

* 5) vor dem Oberconfiftorium unter dem Worfige bes 
Aurfürftlihen Statthalterd und Kanzlers, oder des 
DVräfidenten und unter Theilnahme ber General» 
fuperintendenten und der dazu beputirten politifchen 
um nikon Näthe, auch etlicher Affefforen der 
Confijtorien abgehalten werben follten, 

Es handelte fich daher bei den damaligen Generals 
fonoden einerfeits um Erörterung und Abftellung bes 
ffimmter, auf amtlihem Wege angezeigter Mängel 
und Befchwerden, andererfeits ebenfo um deren amtliche 
Srtevigung durch dad Kirchenregiment unter Bu 'ehung 
deputirter Näthe. Kirchenordnung von 1580, Pi Al. 
Seite 647 u. f. w. „vom Synodo” und Seite 656 Generals 
Artikel im Eingange: 

In der Form und dem Perfonalbeftand jener Generals 
fonoden Ing keineswegs ber Character einer eigentlichen 
Vertretung der Kirche durch felbftgewählte Vertreter, wenn 
auch jene früheren Generalfynoden, ebenfo wie bie jetzt im 
Plane liegenden Synoden darin übereinftimmen, daß im 
Wefentlichen ihr Ziel daffelbe ift, nämlich: wahrgenommene 
Gebrehen und erkannte Bedürfniſſe ji Anzeige und Ber 
rathung zu bringen und durch Anträge bei dem Kirchen⸗ 
regimente und mit deſſen Genehmigung deren Erledigung 
herbeizuführen. Allein auch diefe Generalfynoden haben 
keinen langen Beftand gehabt, es ſcheinen diefelben nie 
ordentlich zu Stande ober doch bald wicber aufer Uebung 
gekommen zu fein. 

Siehe Weber’s Kirchenrecht ed. 1819, 1. Theil, Seite 163. 

Haben auch diefe Generalfynoden bis zum Jahre 
1624 beftanden, und ift eine ſolche dem Synodaldecret vom 
6. Auguft 1624, wie man aus deſſen Eingange erficht, 
vorangegangen, O. A. 1. Seite 785, fo erwähnte doch na— 
mentlich das fpätere ſynodaliſche Generalberret vom 15. 
September 1673, 0. A, I. Seite 825 nichts wieder von 
einer vorhergegangenen Generalfpnode, vielmehr war dieſes 
lehtere Gefeß, wie aus dem Eingange erhellt, durch „une 
terfchiebliche Erinnerungen der getreuen Landſchaft“ veran« 
laßt worden, worauf die Stände bei dem Landtage zu 
Torgau 1628 die Bufage (Vertröftung) empfangen hatten, 
daß das Spnodalderret von 1624 einer Revifion unterwors 
fen werden folle. Aus dieſer von Deputirten aus‘ dem 
Mittel der Landftände und von Seiten des Landesherrn 
ernannten geiftlichen und weltlichen Räthen vorgenomme ⸗ 
nen Revifion, — alfo nicht durch die Berathung einer Ges 
neralfynobe, — ift das revidirte, ſynodaliſche Generalberret 
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1673 hervorgegangen und als ein allgemeines Landes- 
gi publicirt ee nie, iger — 
3 en Kirchengeſchichte bezweifelt, ob jene . 
fi —— wenigſtens in der im Jahre 1580 angeordneten 
Maaße, wirklich jemals ordentlich zur Ausführung m 
men, namentlib haben die Kirchenrathsardive zu feinem 
Aufihluß, darüber geführt und es wird als gewiß ange 
nommen, baß jene Generalfpnoden in ber zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts gänzlich außer Uebung gekommen, 
ſodaß biefe Einrichtung, obwohl fie durch ein Gefetz niemals 
ausbriklich aufgehoben worden, jetzt völlig zu den Kirchen: 

zehtdalterthümern zu rechnen fei. R 
Weber, Kirchenrecht, ed. 1819, 1. Theil, Seite 503 

und 504. 5 pr f — 
Im Uebrigen dürften bei der fehr wenig ergiebigen 
Vergleichung ber damals beftehenden Einrichtung mit dem 
gegenwärtigen Plane hauptfächlich auch die fo gänzlich ver- 
feiedenen Zuftände und Verhältniffe der damaligen Zeit in 
Betracht zu ziehen fein. Im der Zeit unmittelbar nach der 
Reformation und felbft noch eine geraume Zeit nach der» 
felben, gehörte e8 zu der Hauptaufgabe des neuen Kirchen: 
regimenis, fih in dem Beſitze der erft übernommenen Kir- 
chengewalt zu Sefefigen ‚ eine ganz neue Verwaltung zu 
begründen, die Reinheit und Einheit der Lehre felbft wieder 
* herzuftellen, Kirchenzucht und Sitte gegen Mißbräude und 
Angriffe der roheften Art in Schuß zu nehmen und felbft 
dad Kirhengut aus dem Verfall zu erheben, in welchen es 
gerathen war; den Stand der Geiftlichen und Lehrer jelbft 
Aber zu der dem reinen evangelifchen Bekenntniß entjpres 
chenden Stellung zurüiezuführen. Wie es ſich alfo damals 
um Wiedererlangung einer fat ganz verloren gegangenen 
inneren Grundlage, um Herftellung einer ganz Meien 
äußeren Verfaffung handelte, fo ift der Gegenwart die bei 
Weitem leichtere Aufgabe befchieben, das fon Beſtehende 
zu wahren und zu erhalten und die auf dieſen Grund 
lagen beruhende kirchliche Einheit in fortdauernder Leben: 
digkeit & erhalten, ober die noch verborgenen Keime chrift: 
lichen Lebens im Sinne der Ki 

widelung u bringen. 
Der Zweck der jet zu begründenden Einrichtung ber 
durfte daher in dem a Entwurfe einer fehr 
weitläufigen — ach $. 60 wird die Synode 
berufen zur Berathung über wichtige, die Beblrfniffe der 
Lanbeslivche betreffende Fragen. Nach $.67 iſt die Synode 
berechtigt, Wünfhe anzubringen, Anträge zu ſtellen und 
Beſchwerben ber Geiftliche oder Ktirchenbehörben zu führen. 
Nach) Seite 65 und 66 der Motiven fol durch bie Synode 
E21 felbft den Kirchengemeinden Gelegenheit bargeboten 
werben, Anträge und Beſchwerden an das ‚SKitchenregiment 
gelangen zu laͤſſen. Diefes_Ietere ſoll ſich des Beirathes 
der, Synode bedienen; die — aber fol dem Kirchen⸗ 
zegiment eine zuverläffige Stüge gewähren, welches umfos 
mehr erwartet wird, wenn das Mandat der zur Synode 
Gewälten nicht auf eine Synode befcränkt, fondern auf 
drei erſtrect wird, fodaß die gewählten Synodalen naͤchſt 
her gewonnenen Öefchäftserfahrung auch in den Stand ge: 
fest werben, die firchlichen Buftände des Candes defto Länger 
obachten zu Eönnen. Die- Spnode- foll nicht Bios die 
allgemeinen ntereffen der Kirche, fondern auch die der ein 
öelnen Parodhien vertreten, Das geiftlihe Element wird 
var in ber Synode das wichtigfte und bebeutendfte fein 
» fein müffenz um jedoch eine einfeitige Richtung in der 
ynode nicht auffommen zu laſſen und des Vertrauens der 


the zur gebeihlichen Ent: | 3; 





Kirchengemeinden deſto mehr verfichert zu fein, hat mar 
dem geiftlichen Elemente ein mumerifches Uebergewicht cin. 
zuraͤumen Bedenken getragen und den Mitgliedern aus dem 
— Stande eine gleiche Zahl von Laien an bie Seite 
eſetzt. 

— Bei der Berathung über bie fragliche Einrichtung find 
manche dagegen zu erhebende Bedenken, namentlich die in 
dem Separatvotum des mituntergeichneten d. Behmen ents 
wickelten Gründe gegen den vorgelegten Plan in die ernſi⸗ 
lichſte Erwägung genommen worden. 


Beſonders bürfte der Frage ihre Berechtigung nicht 
abzufpredhen fein, ob denn die Angelegenheiten, Wünfde 
und gerechten Forderungen der einzelnen Kirchengemeinden 
zu ihrer Erfebigung wirklich einer großen, berathenden Bars 
fammlung bebürfen, und ob, um zu biefem Ziele zu gelan⸗ 
gen, nicht der gerade Weg zu der competenten Behörde 
und zu den höheren Snftanzen der einzig richtige und 
ficerfte feit Ebenfo, was die allgemeinen Intereffen der 
gefammten Kirche anlangt, ob diefe nicht theils durch die 
allgemeinen Kirchenvifitationen, theils durch die tägliche Er 
fahrung im’georbneten Gange der Verwaltung fo hinreichend 
und vollftändig zur Kenntniß ber hoͤchſten Gentralbehörde ges 
langen und von ihr berücfichtigt werden Fönıien, daß es dazu 
der &erwendung einer allgemeinen berathenden Verfanmlung 
ebenfalls nicht bedürfen würde. Es dürfte aber andererfeits 
aud) wieber diefe Frage ihre genüigende Beantwortung durd 
die Verfaffungsurfunde des Landes finden, welche, obgleid, 
um Schuge der Rechte der Unterthanen ein geregelten 
Snftangenug gegeben ift, obgleich e8 der Staatsregierung 
nie an Gelegenheit fehlen Fan, durch ihre Behörden und 
im Wege der Verwaltung, bie volftändigfte Kenntniß vom 
den allgemeinen Bebrfniffen des Landes zu erlangen, 
dennoch den Unterthanen das Necht der Beſchwerde bei den 
Ständen, und den Ständen das Mecpt der Petition bei 
der Staatöregierung gewährleiftet hat,. dem verfchiebenen 
Hriftlichen Religionsparteien aber einen gleichen Rechtfchug 
ebenfalls nicht hat verfagen wollen. ft es mm aber ber 
we der ganzen Kirchenordnung, ber Kirche, ald einer 
felbftändigen Gefammtheit und den Kirchengemeinden, ald 
den. einzelnen Gliebern des Ganzen, die ſchon fo lang ers 
fehnte und in der Verfafjungsurkunde felbft verheißene 
techtliche Selbftändigkeit zu gewähren, und folgt hieraus 
foft von felbft die Motpmendigkeit einer Wertretung dd 
Ganzen, wie der — Theile, fo dürfte ſich um dieſen 
Gedanken zu verwirklichen, taum ein anderes Mittel dats 
bieten, als eine Landesfynobe, um nach den neueren, jet 
herrſchenden Anfichten das „Kirchenganze? in einem 
‚Körper darzuftellen, weldyer aus der Kirche felbft und deren 
einzelnen Gliedern durch Wahl gebildet worden ift, um DE 
fähfifcpen evangelifchen Kirche auch dem Audlande gegen⸗ 
über eine lebendige Geftalt und eine berechtigte Stimme zu 
verleihen, Das, was fih über den Werth fynobalifcet 
Einrichtungen überhaupt jagen, oder was fich gegen ” 
felben etwa einwenden läßt, ift ih den Motiven, Seite a 
unten und Seite 51, nach dem Dafürhalten ber mehr 
der Deputation vollfommen Mlar und erfchöpfend bargefelt: 
Daß jene Einrichtung bie ortheile,. welde man fic der 
ihr derfpriät, gewähren Eönne, IABt fich nicht ableugnen; 
daß aber ein in bie Kirche eingeführtes Nepräfentakivfpffe 
ebenfo, auch eine Herfchaft zufälliger Majoritäten und Fi 
Hirchlicher Darteibeftrebungen hervorrufen könne, läßt fi 4 
wohl befürchten, aber nicht beweifen, weil dazu die Erfat 


tungen fehlen. I auch bei der beften Einrichtung ein 





543 


Mißbrauch denkbar und läßt ſich biefem andererſeits durch 
eine weife Leitung vorbeugen, fo dürften jene aus allgemei- 
nen Befürchtungen entlepnten Bedenken feinen hinreichen- 
den Grund abgeben, um einer Einrichtung, auf welche man 
fo große Hoffnungen ſetzt, den Weg zu verfchließen. 
Betrachtungen dieſer Art waren ed, welche zulegt über 
die der Deputation fi aufdrängenden Zweifel die, Ober- 
hand gewannen und biefelbe bewogen, mit Ausnahme eines 
Mitgliedeö, des v. Zehmen, welder feine abweichende Ans 
fiht am Schluffe diefes Berichtes entwidelt hat, den Ab: 
ſchnitt sub E von der Synode der geehrten Kammer mit 
einigen Abänderungen zur Annahme zu empfehlen. Die 
felbe fügt nur, ohne auf bie in dem Separatvotum ent» 
widelten Gründe einzeln eingehen zu wollen, bie einzige 
Bemerkung hinzu, daß, wenn man an die Stelle der Lans 
deöfpnobe regelmäßige SKreiöfgnoden treten laſſen wollte, 
hierdurch immer eine Gefammtvertretung ber Kirche nicht 
esreicht, naͤchſtdem aber das Drängen der Kreisfynode nach 
einer allgemeinen Landesſynode, welche der Verfaſſer des 
Separatvotums für außerordentliche Fälle felbft zugiebt, 
nicht aufgehalten werben würde. ‚Wollte man aber Beides 
zulaſſen das Eine regelmäßig, dad Andere aber als eine 
von dem Ermeffen des Kirchenregiments abhängende Maaf« 
regel, fo würde dadurch eine fortwährende unruhige Bes 
weaung tinterhalten, welche bedenklich und ber regelmäßigen 
Entwidelung eines geordneten Zuftandes mehr hinderlich, 
ald —* werden koͤnnte. 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Das Separat · 
votum befindet ſich auf Seite 280. Ich gebe dem Herrn 
Verfaſſer anheim, ob er vielleicht die Guͤte haben wolle, 
daſſelbe zu verleſen. 


Kammerherr v. Zehmen: Ich geſtatte mir die Ber 
merkung, daß ſich auf Seite 289 dad Separatvotum des 
Herrn Superintendenten Dr. Lechler befindet, der wohl zu 
erfuchen fein würde, fein Separatvotum zuerft zu verlefen, 
da es im Berichte vor dem meinigen flieht und ebenfalls zu 
$. 60 fig. geftellt iſt. 

Neferent Vicepräfident v. Frie ſen: Allerdings das 
Separatvotum des Heren v. Zehmen fteht auf Seite 293. 


Superintenbent Dr. Lechler: Ich wollte nur aus— 
forechen, daß ich für jest auf dad Vorleſen meines Sepa- 
ratvotums verzichte und verzichten zu follen glaube, darum, 
weit daffelbe eigentlich nicht zu der allgemeinen Befprehung 
darkber gehört, ob Landesſynode oder nicht und dergleichen. 
Darauf bezieht fich mein Sondergutachten nicht, fondern es 
enthält nur zwei fpecielle Punkte, die zu 58.63 und67 gehören. 
Bu biefen beiden 89. 63 und 67 habe ich mir erlaubt, noch 
fpeciel gefaßte Anträge einzubringen und ich würde daher 
bitten, an dieſen Stellen meine Sache vorbringen zu dürfen, 
Ich glaube überhaupt, daß es zweckmaͤßig fein würde, wenn 
wir jet nicht auf ſolche Dinge, die zur Mobalität einzelner 
Punkte gehören, eingehen, fondern auf das Sein ober 
Nichtfein der Synode uns befchränken würden. Hier 
ſchlaͤgt dad. Separatvotum des Herrn. Kammerheren v. 
gehmen ein und das würde hier ganz an feinem Plage fein. 
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Vraͤſident v. Schönfeld: Die Sache ift ganz fo, wie 
‚Herr Superintenbent Dr. Lechler angiebt. Seine Anträge 
gehören zu dem $6. 63 und 67 und wirden dann zur 
Sprache kommen, wenn diefe Paragraphen zur Berathung 
geftellt find. 


Kammerherr v. Zehmen: Ich würde jegt darum bite 
ten, mein Sondergutachten vorlefen zu birfenz. ich Habe 
nur aus Befcheidenheit dem Herrn Superintendenten Dr. 
Lechler nicht vorgreifen wollen. Das Separatvotum 
Tautet: 


Mit der in Vorfchlag gebrachten Einrichtung einer 
Landesfynode hat fidy der Unterzeichnete nicht haar 
ſtehen vermocht. 

So ſehr er auch für gewiſſe Intereſſen und Angeles 
genheiten der Kirche die Nüglichkeit anerkennt, biefelben zur 
gemeinfamen Berathung und Verhandlung in einer Ver⸗ 
fammlung von Abgeordneten ber einzelnen Kirchfpiele und 
dadurch die innerhalb der Kirche, ober wenigftens gewiſſer 
Kreiſe derfelben vorherrfchenden Befchwerden, Wünfche und 
Anſichten zur Darlegung zu bringen, fo lehrt dod auch der , 
neuerdings in Preußen gemachte, aber gänzlich gefcheiterte 
Verſuch der Bufammenberufung von Abgeordneten ber 
Kirchfpiele zu einer allgemeinen Synode, wie das Ber 
dürfniß einer ſolchen doc) noch Feineswegs I allgemein 
gefühlt wird, als daß nicht gerathen erſchiene, mit einer 
gewiſſen Vorſicht an das gleiche, unfichere Erperiment in 
unferem Lande zu gehen. 

Gegen die Bufammenberufung einer regelmäßig, perio⸗ 
diſch ——— Landesſynode in ber von dem Ents 
wurfe ber Kirchenordnung vorgefchlagenen Bufammenfebung 
Sprechen aber gerade unter den bei und in Sachfen vor⸗ 
hertſchenden Verhältniffen, wie dem Unterzeichneten fcheinen 
will, namentlich noch folgende Bedenken: y 

1) Eine Sandesfynode kann der Natur der Sache nach 
nur aus einer größeren Anzahl Mitgliedern beftehen. 


Nah A 61 des Entwurfes würde biefelbe aus 76 Mite 
gliedern zulammengefegt fein, alfo unferer Bweiten Kammer 
der Ständeverfammlung an Zahl gleichfommen. Die Landeds 
fonode würde daher bei der vorgefchlagenen periobifchen, 
egelmäßigen Wiederkehr derſelben einen fürmlichen, ſich 
öfter wiederholenden Firchfichen Landtag neben dem politis 
fchen bilden. Da biefer bereits aller drei Jahre regelmäßig 
wieberfehrt und, wieberfehren muß, — abgefehen von den 
noch außerdem nicht fo felten gewefenen außerordentliche 
Landtagen und Zwiſchendeputation sverhandiungen — fo 
muß die Landesſynode in ihrer regelmäßigen Wirberholung 
nothwendiger Weife öfter entweder mit dem Landtage collis 
diren oder die Zwiſchenzeit ausfüllen. Dies würde aber 
entteber ein fid) wiederholehbes Durcheinander, ober ein 
faft fortwährendes Tagen und Verhandeln großer Verſamm⸗ 
Tungen im Sande geben, eine fortmährende Anregung und 
Anfpannung ohne Ruhepunkt, der zulegt bie ‚Einzelnen 
und Behörden erliegen würden unb worauf nur eine ſchließ⸗ 
liche, totale Abſpannung folgen müßte. ‘ 

2) Die Natur einer großen einheitlichen Berfammlung 





bringt «8, unvermeivlich mit fi, daß die Beſchluſſe 
Brflben (if I dem mad) ‘a des Entwurfes befchtänke 
teren Wirfungsfreife nur durch Majoritäten feſtgeſtellt were 
den koͤnnen. F * 
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Mejoritätsberchlüffe haben aber ſtets den Nachtheil, 
daß der Entfcheid häufig nur von Zufälligkeiten, öfter nur 
‚von wenigen Stimmen abhängig iſt. 

In feinem Bereiche des öffentlichen Lebens aber ift es 
mehr, ald gerade im kirch lich en Leben gefährlich, durch ges 
singe Majoritätsbefchlüffe Entfcpeidungen ‚treffen zu 
wollen. me 

Auch in der Landeöfynode werden unvermeidlich ſich 
die verfchiedenen Firchlichen Parteifchattirungen wiederfinden 
and nad) Geltung ringen. Die Landesfynode wird daher 
auch unbermeidlich namentlich in ihrer periodifchen, regel» 
mäßigen Wiederkehr in Eurzer Zeit das ganze politiihe 
Parteigetriebe mit allen Schattenfeiten, die es hat, auf das 
Tichhliche Gebiet verpflanzen, nicht zum Vortheil der kirch⸗ 
chen Angelegenheiten, und dem *Einfluffe der Maſſenab⸗ 
flimmung über die Einficht die Thür öffnen. Um fo ges 
fährlicher würbe aber der geiötise Drud fein, welden 
die Landesſynode auf das Kirchenregiment und die übrigen 
Angelegenheiten des Landes ausüben würbe, als, fie ald 
efegliche Vertreterin der ganzen Iutherifchen Kirche des 

;andes daſtehen und ihre Belchlüffe als wenigftens forz 
maler Ausbrud der kirchlichen Anſchauungsweiſe der faft 
efammten Bevölkerung bes Landes ſich darftellen würde. 

ie Berufung einer regelmäßig wiederkehrenden Landes 
fonode in Sachen erfheint aber in der That nur als ein 
Experiment, ja fogar als ein gefährliches, als man noch 
nirgends verfucht hat, in einem Lande, welches faft durch ⸗ 
‚ängig nur Bekenner einer Confeffion und zwar in einer 
4 Zahl, wie dies in Sachſen der Fall ift, zählt, kirch⸗ 
liche Landesverfammlungen zu berufen. Wo bis jest 
Synoden der Iutheriihen Kirche gehalten worden find 
und auch dort fegensreich gewirkt haben, find fie, meines 
Wiffens, nur für engere Kreife condocirt worden, mögen 
diefe num eine Fleinere räumliche Wbgrenzung gefunden 
haben oder nur durch die mehr zerftreuten Bekenner der 
Tutherifchen Kirche gebildet worden fein. 

Im Namen eines ganzen Landes hat noch nirgends 
eine Synode getagt und die großen kirchlichen Verfamms 
lungen ber kathoͤliſchen Kirche laden nicht zur Nach 
ahmung ein. 

3) Auch der finanzielle Punkt ift wenigftens nicht ganz 
unbeachtet laſſen. Es liegt unvermeidlich in der Natur 
einer zahlreichen — * daß ſich ihre Verhandlun⸗ 
gen verhältnißmäßig laͤnger hinziehen, daß für Beſchaffung 
eines ber Würde der Verſammiung entfpredhenden Locals, 
Canzlei und Nebenaufwwand, Reifekoften u. f. w. ein 
größerer Aufwand eintritt. Jede Landesfgnode würde un 
ei ihr die gleichen Koften verurfachen, wie die Verfamm: 

ung ber weiten Kammer bes Landtages. 

4) Endlich würde der große Nachtheil entftehen, dat 
durch bie länger dauernden Verhandlungen 9 Tune 
fonode bie zu derfelben einberufenen Geiftlichen auf zu uns 
verhältnipmäßig lange Zeit zum großen Nachtheite ihrer Pa- 
rochianen von ihren Amtöpflichten getrennt blieben. 

Nach meiner Anficht werden aber die voraufge- 
fellten Bedenken im Wefentlichen befeitigt a bee 
bei dem Vorſchiage zu Gründung von Landesſhnoden ge 
hegte und $. 67 des Entwurfes näher präcifirte Zweck for 
gar noch vollfommener erreicht, wenn man flatt einer 
Ranbesfpnode, in ben drei Kreifen der Kreisconfiftorien der 
— und in ber Lauſitz nur periodiſch wiederkehrende 

veiöfpnoden 3. 3. aller feche Jahre inflallirte und nur 
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\fürganzaußergewöhnliche Fälle dem oberfien Kirchen⸗ 
enteple Beftgniß vorbeftete die Suelsfunnn ar 
Landesſynode in der $. 61 des Entwurfes enthaltenen Bus 
fammenfegung (beziehendlich alfo unter Hinzufügung der 
Mitglieder, $. 62 unter 2, 3,4 und 5) zufanmenzuberufen, 
Die Kreisfgnoden würden überbieß 
1) für Begutachtung kirchlicher Angelegenheiten ein 
mannigfaltigereö Zeld bieten und den entfcheidenden 
Einfluß geringer Majoritäten wefentlich mildern, 
da mindeftens in der Mehrzahl der Kreisſynoden die 
gleiche Anfiht den Sieg davon tragen müßte, um 
ein ÜUebergewicht zu erlangen; 

2) fie würden für Erwägung von auftauchenden Ans 
trägen und Beſchwerden, die oft doch nur Io 
caler Natur find, infofern ein geeignetereß Seh 
bieten, als die fämmtlihen Mitglieder der Synode 
den zu ermägenden Verhältniffen innerhalb ihres 
Kreiſes näher finden, alfo geeigneter wären, ein 
richtiges Urtheil zu fällenz 
die Gefahren, welche nach oben unter 1 und 2 die 
Landesfynode hätte, würden bei Kreisſynoden nicht 
hervortreten, die Gonvocation der Mitglieder an 
Geiftlihen und Laien in der näherliegenden Kreids 
ſtadt würde eine leichtere, minder Eoftfpielige, die eins 
elnen Mitglieder weniger brüdende und bie Or 
Näftgertedi ung bei der geringeren Zahl von nur 
etwa 20 Mitgliedern eine ſchnellere fein. Die Vers 
Handlungen würden nicht fo lange dauern und vie 
leicht nur ſoviel Lage, als die Landesfynode Wochen 
erfordern, die zu Mitgliedern berufenen Geifttiden 
aber infolge deſſen nicht fo lange ihren eigentlichen 
Amtspflichten entzogen feinz 

4) e8 würde die Bildung von vier Kreiöfpnoden ben 

in Betreff der Sbertaufig beftehenden rechtlichen Ver 
hältniffen einfacher und leichter ſich anſchließen. 

Nach den entwidelten Anfichten kann id mein Gut 
achten nur dahin abgeben, daß ich mich für die Einſehung 
regelmäßig, aber nicht zu oft wiederkehrender Kreisfpnoden, 
jedod mit dem Befugniffe des oberften Kirchenregimentd, 
außerorbentlicher Weife eine Landesfpnobe zu comvociten, 
— was auch auf Kreisſynoden erftredt werden kann, — 
auszufprechen habe. 





3) 


Ich geftatte mir noch, Einiges zur näheren Erläuterung 
und Motivirung meines Sondergutachtens beizufügen, M 
ich, um die Sache nicht gar zu fehr auszubehnen, von von 
herein manche nicht unerhebliche Punkte mehr nur blod at 
gedeutet habe und ich mir die nähere Ausführung flr De 
mündliche Verhandlung vorbehalten wollte. Bunächft ge 
fatte ich mir darauf Hinzumeifen, daß ich keineswegs ihr 
haupt gegen die Einfhrung ſynodaler Einrichtungen 1 
unfere Kirdenverfaffung mid) ausgefprochen habe. Unttt 
biefem Namen wurden indeß allerdings bie verfeieen 
artigſten Einrichtungen in den verfchiedenen Ländern U 
franden. Ich habe mich nur zunächft auszufprechen gehabt 
gegen die im Entwurfe beabfichtigte Einführung regel 
Big, periobifch wieberfehrender Landesfynodel- 
Ich bin hierbei zunächft von dem Gefichtöpunfte aubg 
gangen, baß eine Landesſynode fein fol bie Zuſammen- 
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faffung der gefammten Kraft und Autorität der Kirche. 
‚Hieraus erfolgt zuerft, Daß es nicht angemeffen fein kann, 
zu oft und regelmäßig fie wieberfehren zu laſſen und zweis 
tens, daß auch die Wichtigkeit der zu verhandelnden Gegen- 
fände der Aufrufung der ganzen Autorität der Kirche ent⸗ 
ſprechen muß, alfo nicht alle Gefchäfte für die Verhandlung 
in der Landeöfynode fich eignen, fondern daß eine große 
Bahl von Gefcäften es giebt, die beffer im engeren Kreife 
zur Verhandlung fommen. Ich würde e8 für einen Nach⸗ 
theil halten, wollte man bie Landesſynode mit Gefchäften 
untergeorbneter Wichtigkeit befhäftigen. Ein zweiter 
Geſichtspunkt, der mich geleitet hat bei Aufftellung meines 
Sondergutachtens, befteht darin, daß ich es für nothwendig 
gehalten habe, in dem Verfaffungsbau unſerer kirchlichen 
Vertretung zwifchen den Kirchenvorftänden und der Lan- 
desſynode ein Mittelglied einzuführen, was im Entwurf 
fehlte. Ich habe Kreisfymoden dafür vorgefchlagen, 
welche unter dem Vorſitze des Kreisditectors ald Präfidenten 
des Bezirksconſiſtoriums und beziehendlic der geiſtlichen 
Beiſitzer der Kreisdirection, bie als Generalfuperintendenten 
zu fungiren hätten, die Verhandlung mehr locale Verhälte 
niffe betreffender Beſchwerden und fonfliger Fragen üͤber- 
wiefen werben koͤnnte. Bei dieſer Einrichtung ift es viel- 
leicht nicht ald ganz unwichtig zu berüdfichtigen, daß bei 
den eigenthümlichen Verhältniffen unferes Landes die Eins 
richtung von Kreiöfynoden ald regelmäßig wiederkehrende, grös 
‚Bere Eirchliche Berfammlungen ſich den Verhaͤltniſſen ber Lauſitz 
amd der Eintheilung des Landes am einfachften anfchliegen 
wuͤrde. Ich habe mich nicht fir Einführung von Superin« 
tendentialfynoden ausgeſprochen, denn erftens glaubeich, 
daß dann zuviel Organe eingeführt und zwifchen bie Landes ⸗ 
ſynode und die Kirchenvorftände ald Vertreter der einzelnen 
Kirchengemeinden eingeſchoben würden, und weil zweitens 
unfere Kirchengefchichte ein ſehr abmahnendes Beifpiel über 
die Wirkfamteit und Zweckmaͤßigkeit folher Superintendential- 
ſynoden in ber Kirchenorbnung von 1580 felbft aufftellt, 
durch welche fie wieder aufgehoben worden find. . Man 
wende nicht ein, daß das vor 300 Jahren gefchehen fei und 
die Zeit fich verändert habe. Der Grund, aus welchem 
dieſe Ephoraleonvente aufgehoben wurden, beruht auf der 
Natur des Menfchen Iberhaupt und diefe ift in der Haupt: 
ſache heute noch diefelbe, und beruht darauf, daß in der 
Superintendentialfynode fich die Perfonen und Berhältniffe 
zu nahe fiehen, ald daß eine angemeffene, ungefcheuete Her⸗ 
vorziehung von Beſchwerden, unparteiifche Beurtheilung 
and frenge Rüge zu ermöglichen wäre. Befler ſchien 
es mir daher, ein Mittelglied aufzuftelen in den Kreiss 
Tpnoden. Ich muß mir hier noch geftatten, etwas: näher 
einzugehen auf die Attribute und die Zufammenfegung der 
Landesfpnode, wie id) fie mir gebacht Habe, als eine außer ⸗ 
” ordentliche, vom Kirchenregimente nach Befinden anzuords 
nende, Maaßregel. Ich, glaube zumächft nicht, daß bie 
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Attribute, die dee Entwurf ihr beilegen will, fo unbedeus 
tend find, wie fie von vielen Seiten gefunden wurden. 
Der Entwurf will allerdings der Landesfynode nur eine 
berathende und begutachtende Stimme geben; aber er ges 
ſteht ihr doch auch ausdruͤcklich das Recht zu, Beſchwer— 
den und Anträge einzubringen, und darin liegt fo ziemlich, 
wenn ber Nachdruck der ganzen Landesſynode bahinterfteht, 
eine Art Initiative. Indefjen glaube ih, daß man in 
manchen Punkten noch weiter gehen könnte; zunaͤchſt habe 
ich aber, was die Zufammenfegung der Landesſynode ber 
teiffe, darauf aufmerffam zu machen, baf ed mir wenigs 
ſtens hat bedenklich feinen wollen, daß in der Bufammens 
ſetzung des Entwurfs factiſch ein entfchiedenes Uebergewicht 
des geiftlichen Standes herrſcht, zwar nicht der Zahl nach, 
aber der Sache nad. Der geiſtliche Stand wird als 
Stand und mit Standesintereffe auftreten, und daraus 
entfteht unwillkürlich ein viel engered Band des Zuſam⸗ 
menhaltens, als bei den aien, die ihm vereinzelt gegen⸗ 
überftehen. ° Ich würde daher für eine angemeffenere Vers 
tretung des Laien elementes fein, ber Vertretung der eigent» 
lichen Kirchengemeinde; etwa fo ſtark, wie in einer in bier . 
fem Saale mehrfach angebeuteten Schrift erwähnt iſt, 
zwei Fünftheile Geiftliche und drei Fuͤnftheile Laien. Doc 
diefes nur ohne nähere Maafgaben. Ferner würde ich mich 
allerdings dahin auszuſprechen haben, daß ich die Aufftel- 
lung einfaher Majorität nicht für angemefjen halte 
für die Landesſynode. Wir dürfen in Eirchlihen Fragen 
nicht die Kirche und felbft die Synode nicht dem ausſetzen, 
daß mit einer einzigen Stimmenmehrheit die wichtigften 
Beſchluͤſſe gefaßt werden koͤnnen. Es würde hier vielleicht 
möglich fein, eine ähnliche Einrichtung zu treffen, wie fie in 
manchen Berfaffungen Heiner Staaten enthalten ift, daß 
nämlich eine. gewiſſe Zahl von Stimmen über die einfache 
Majorität erforderlich ift, um Beſchlüſſe zu Stande zu 
bringen; alfo überhaupt fo, daß bie obtinirende Anſicht 
von einer größeren Menge vertreten fein muß, als von 
nur gerade einer Stimme über die Hälfte, Was bie 
materiellen Befugniffe der Synode betrifft, glaube ih, daß 
ihr wohl in gewiffen Dingen ein votum negativum, ein 
Buftimmungsrecht, überwiefen werden könnte und zwar 
erftlich in Bezug auf die Kirchengefeßgebung, dann in Ber 
ziehung auf Abänderung ber allgemeinen Kirchenorbnung, 
der allgemeinen iturgie, Einführung neuer Lehrbücher in 
die Kirche, Gefangblcher und Agenden. In biefer Hinficht 
ift mit der Entwurf allerdings etwas zu eng gefaßt und 
ich ftehe in diefer Hinficht dem Separatvotum bed Herrn 
Dr. Lechler näher, obgleich ich Letzterem entgegenhalten 
muß, daß er nicht darin präcifirt hat, wie weit,er gehen 
will. bei Ueberweifung eines Beſchließungsrechtes an bie 
Landesſynode. Fir ein „unbefchränftes vermöchte ich mich 
aber nicht zu verwenden. Indeß find dies für jest nur Ans 
fiten, die ich ausſpreche, um die Auffaſſung der Stellung 
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der Sandeöfpnobe, wie ich fie fin zweckmaͤßig eradte, eis 
was näher zu präcifiren. Es ift mit einem Worte mein 
Gutachten. Sch habe bedauert, nicht nur mit dem Ent 
murfe, fondern auch mit der Mehrheit der Deputation 
hierbei in eine principiell wichtige Meinungsverſchiedenheit 
eintreten zu muͤſſen. Ich habe aber allerdings auch mich 
beſchraͤnken muͤſſen nur auf ein Gutachten hierüber, 
ohne eine naͤhere Faſſung vorlegen zu koͤnnen. Es beruht 
dies auf der Stellung, bie id) dem Entwurfe gegenüber 
eingenommen habe, indem mir, wie ich bereit erklärt 
habe, gegen den Entwurf zu flimmen nicht zugemufhet 
werben Könnte, befondere Faffungsvorfchläge auszuarbeiten 
fir ganze einzelne Capitel. Nach meiner Anfiht muß, 
wenn die Anſicht der Majorität den Sieg davon trägt, 
überbied doc) eine Umarbeitung des ganzen Gapitels ein« 
treten und es wäre alfo überflüffig, wenn ich mit Faſſungs⸗ 
vorfchlägen hervortreten wollte, Die Majorität der Depus 
tation har ihr eignes Werk bei dieſem Capitel verlaffenz; 
fie ſagt ausdrücklich in Bezug auf $. 60 und 74, Seite 266 
des Berichtes erfilich: 

Die Deputation fieht fich daher gedrungen, die Ans 
nahme des $. 74 zu widerrathen, wenn fie aud, ba ber 
gare ‚Inhalt des Paragraphen einer nochmaligen Erwägun; 

darf, eine andere Faſſung nicht vorzufchlagen vermag”. 

Eben fo Seite 267: 

„Wird diefem Gutachten ad $. 74 die Genehmigung 
der Exften, fowie ber Zweiten Kammer zu Theil, fo würde 
dann bie weitere Eröffnung ber Eöniglichen Staatsregierung 
über biefe Angelegenheit überhaupt, ak insbefondere uͤber 
den nach den Vorfchlägen ber Deputation erforberlichen 
Koſtenaufwand zu erwarten fein, welder 2.” 

Der Fehler, der hier vorliegt im Gutachten ber Major 
zität, beruht hauptfächli darauf, daß fie ſich gegen bie 
Einführung von Superintendenten nach dem Vorſchlage 
des Entwurfes und gegen bie Aufſtellung von 16 Super 
intenbentialbezirfen als Wahlbezitken für die Synode aus: 
ſpricht, aber nicht angiebt, wie es mit dem ganzen Wahl- 
verfahren nunmehr gehalten werben fol; wie es, wenn 
ihre Anſicht obtinirt, in Beziehung auf Eintheilung des 
Landes gehalten werden fole? Wie diefe Lucke auszufüllen 
fein möchte, das habe ich nicht weiter zu erörtern; das 
"würde aber wohl auch der Majorität ohne Umarbeitung 
fowohl des Capitels über die Synode, ald wie des über die 
Superintendenten nicht möglich fein. Unter diefen Umſtaͤn⸗ 
den, um dieſen formellen Geficstspunkt noch zu berühren, 
Bleibt ihm allerdings nichts übrig, als gegen das ganze 
Capitel au flimmen und ic). wuͤrde Diejenigen, die meine 
Anſicht billigen, nur zu erfuchen Haben, das Gleiche zu thun. 


Vraͤſident v. Schoͤnfels: Nachdem Herr v. Schmen 
ſein Referat sur allgemeinen Debatte vorgetragen hat, hat 
fich zunächft Here Superintendent Lechler zum Wort ge 
meldet, welches ich ihm hiermit gebe. 
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Superintendent Dr. Lech ler: Bevor ich in bie allge⸗ 
meine Debatte eintrete, fühle ich mid) gedrungen, cine 
Pflicht zu erfüllen, welche jedenfalls erfuͤllt fein will, Ich 
mache nämlich auf bie treffliche Erörterung aufmerkjam, 
welche der Herr Referent in feinem Berichte über das Als 
gemeine diefed Capitels, namentlich in hiftorifcher Beziehung 
über bie Generalfynoden gegeben hat. Ich erinnere, um 
einen Maaßſtab zur Wirdigung diefes Verdienſtes an die 
Hand zu geben, daran, daß in den mehrfach erwähnten 
früheren Verhandlungen der Erften Kammer bei dem Lands 
tage von 1845/46 über die Eirchliche Frage mehr als ein. 
mal zur Sprache gefommen ift, daß doch in älteren Acten 
Synoden oder Generalfynoden vorfämen, und hieran knuͤpfu 
ſich die Frage: was war denn das? Meil damals bon 
Einführung einer Synodalverfaffung und von Synoden 
überhaupt die Rede war, fo erhob ſich wiederholt jene ger 
ſchichtliche Frage. Allein Niemand in der ganzen Kammer, 
die geiftlichen Mitglieder und auch Herrn Staatsminifter 
v. Wietersheim mit inbegriffen, der fonft ſtets trefflich be⸗ 
ſchlagen war, vermochte Auskunft barlıber zu geben. GE 
kommt eine ausbrüdliche Aeußerung vom Heren Staats⸗ 
minifter v. Wieteröheim vor, worin er bekennt, daß er 
daruber feinen Auffhluß geben koͤnne. Ich will hiermit 
nicht etwa einen Schatten auf irgend Jemand werfen, ſon⸗ 
dern einfach nur die Thatfache conftatiren, daß bamald in 
der ganzen Kammer eine Auskunft über dieſe Generals 
ſynoden vergebens gefucht wurde. Hier im Berichte aber, 
meine Herren, haben Sie die Antwort auf jene Frage, 
hier haben Sie eine aus den Urfunden geſchoͤpfte und mögr 
lichſt volftändige Auskunft, für welche dem Herrn Referens 
ten dankbar zu fein wir ale Urfache haben. Und id) zolle 
dem Herrn Referenten die Anerkennung hierfuͤr eben darum, 
weil dies in der That fein Verdienſt ift und nicht das der 
Deputation, 

Um auf dad einzugehen, was mein Herr College in 
der Swifchendeputation, Herr Kammerherr v. Behmen, bes 
merkt hat, fo werde ich mich möglichft bemuͤhen, dem treu 
zu bleiben, was ich vorhin bemerkt Habe, nämlich: auf die 
verſchiedenen Modalitäten und einzelnen Paragraphen, auf 
welche wir ja doch noch kommen müffen, fo wenig wit 
möglich einzugehen, z. B. über die Aktribute der Landes⸗ 
ſynode u. ſ. w., wobei ich jedoch meine freubige Webers 
taſchung darüber nicht verſchweigen Tann, daß Herr v. Behr 
men in feiner Rede fich hierin mir fo weit und viel mehr 
genähert hat, als das in der Deputation ſelbſt der Fall ger 
weſen iſt. Was die Geſchaͤftsordnung zu $. 68 betrifft, ſo 
will ich auch nicht darauf weiter eingehen, fondern nur zur 
geben, daß eine Beftimmung derart fehr nüßlich fein könnte, 
daß nämlich in den wichtigften Dingen nicht durch einfache 
Mojorität entſchieden würde. Ich ftimmme dem beiz meine 
aber, daß wir es eben bei $. 68 erſt ins Auge faffen Fön 
nen. Nur Eins erlaube ich mir im diefer Beziehung noch 
zu berühren, nachdem nämlich Here Bürgermeifter Koch 
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ein Bedenken daruͤber früher geäußert und Herr v. Zehmen 
es fveben wiederholt hat, Deshalb ift es mir Bebürfniß, 
darauf zurüuckzukommen. Sch kann namlich die Anficht 
ſchlechterdings nicht theilen und glaube, daß mich die Ers 
fahrung aus allen deuffchsevangelifchen Landes- ober Ger 
neralſynoden unterftüßt, daß in der Synode die Geiftlichkeit 
als ein befonderer Stand den nicht geiftlihen Mitgliedern 
als einer gefchloffenen Laienſchaft gegenüber trete. Das 
liegt, glaube ich, in unferen evangelifchen Verhältniffen 
nicht und wird auch eben durch die Erfahrung wirklich nicht 
beftätigt. Im ſolchen Fragen, wo wichtige Differenzen zum 
Vorſchein kamen, da find — ich Fenne doch ſolche Dinge 
genau und habe fie zum Theil forgfältig verfolgt — ftets 
‚auf dieſer Seite und auf jener Seite Geiſtliche geftanden 
amd ich weiß feinen Fall, wo in einer Synode Geiftliche und 
Nichtgeiſtliche einander als Parteien gegenübergeftanden wär 
zen, Ich theile alfo quch die deshalb ausgefprochene Be 
Torgniß nicht. Was das,Uebergewicht in der Abftimmung an: 
‚ Tangt, fo will ich bei $. 61 davon reden. Es hat nun Herr 
v. Zehmen in feiner weitern, mündlichen Begründung manches 
Nichtige gefagt, wogegen keineswegs Etwas einzuwenden 
iſt, for z. B. daß einer Landesſynode nicht ale möglichen 
Dinge, fondern nur gewiffe Gegenftände vorgelegt werden 
bürften. Das ſchien doch darauf hinzubeuten, daß bie 
Landeöfgnode nie eine Kirchenverwaltungsſtelle werben 
darf, Im Uebrigen üͤberlaſſe ich, ed andern geehrten Mit- 
gliedern, fi ‚Uber die Bwedmäßigkeit der Kreisfynoden 
auszufprechen, welche im Weſentlichen nach des Herrn 
v. Behmen Anficht an die Stelle ber Landesſynode geſetzt 
werben follen. Um kurz meine Anſicht darüber auszufpre: 
hen, fo glaube ich nicht, daß das, was eine Synode dem 
Lande und dem Kirchenregimente leiften fol, in wuͤnſchens⸗ 
werther Weiſe durch die Kreisſynoden geleiftet werden kann. 
Wohl koͤnnte vielleicht von dem Geſichtspunkte aus, daß man 
auf die ganze Sache mit Befergniß hinfehe, der Grundfaß: 
„divide et impera“, für die Kreisſynoden fprechen, obwohl ich 
Herrn v. Zehmen diefes Motiv nicht unterſchieben will, Aber 
fonft glaube ich, daß dem Kirchenregiment eine große Laft 
auferlegt werden, würde, wenn es bie berfchiebenen Bes 
ſchluſſe der Kreisfgnoden zufammenfaffen follte, von denen 
etwa zwei mit In, zwei mit Neim geftimmt Haben u. f. w. 
Doch will. ich auch hierauf nicht weiter eingehen. Nur noch 
Eins will ich berühren, wa Herr v. Zehmen ebenfalls 
herausgehoben. hat: er hat gegen bie Idee von Ephoral- 
fonoden gefprochen, “welcher ich das Mort geredet habe, 
Ich Habe die Sache in der Deputation näher begründet, 
aber nicht die nöthige Unterſtutzung gefunden; es ift nun 
Am Bericht nichts davon erwähnt,-ich habe demfelben auch 
kein befonderes Votum in diefer Hinficht beigegeben und 


will auch jet Teinen Antrag darauf fellen, weil ich über" 


haupt glaube, daß, wenn bie Presbpterial- und Synodal- 
verfaflung lebendig wird, man bald fühlen wird, daß bie 
Ephoralſynoden nüslich fein werden. Die warnenden Er— 
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fahrungen, welche in der ſaͤchſiſchen Kirche vorgekommen 
fein ſollen, Tenne ich nicht fpeciel. Ich kann mir aber 
wohl denken, daß Zwiftigkeiten in unangenehmer Weife 
vorgefallen find. Doch, meine Herren, was waren das für 
Spnoden? Man hat, wie Herr v. Behmen felbft fagte, 
ſchon fehr Verfchiedenes unter Synoden verflanden. Das 
ift aud) wahr. Das waren aber gar nicht folche Didcefans 
und Ephpralfgnoden, wie wir fie meinen, fondern einfach 
Convente der Geiftlihen aus dem Ephoralbezixke, welche" 
fih um den Superintendenten verfammeltenz aber ed. waren 
nit Synoden, aus Geiftlichen und Mitgliedern des Kir— 


|chenvorftands zufammengefegt. Ich fann nur fagen, daß 


nad) den Erfahrungen, welche wir in Würtemberg gemacht 
haben, ein vielfacher Nuten davon fichtbar war. Es geht . 
da, wie wenn einzelne Kohlen zufammengetragen werben 
und dann fommf ein Slämmchen heraus, Es wurden bei 
ſolchen Berfammlungen die Erfahrungen auögetaufcht, man 
empfing neue Anregung und fo entwidelte ſich ein frifches, 
veged Leben und es gefchah der Austaufch zwiſchen Geift 
lichen und Nichtgeiftlichen und das hat viel genügt. Wenn 
Ephoralfynoben beftehen, fo wird in einer Mittelftufe, wie 
aud Dr. Herrmann berührt hat, eine Läuterung vorge 
nommen; es wird da erfannt und heraudgehoben, was für 
das Ganze dienlich ift und fo dient eben diefe Zwiſchenſtufe 
wieder dem Ganzen, Man ficht daraus, daß, die Dioͤceſan⸗ 
ſynode viel für fich hat und ſehr wuͤnſchenswerth iſt. Ich 
will jedoch feinen Antrag darauf ftellenz denn man muß 
auch der zufünftigen Entwidelung etwas überlaffen. 


Staatöminifter Dr. v. Falfenftein: Der Anerkens 
nung, welche der legte gechrte Sprecher dem Herrn Nefes 
renten in Beziehung auf die Behandlung diefes helles 
des Berichtd hat zu Theil werben laffen, Tann ich um fo 
freudiger beitreten, als ich vollfommen durchdrungen bin 
von der Schwierigkeit, welche die Behandlung biefer Sache 
bei einer Haren Darftelung findet, weil allerdings über 
Sonodalverhältniffe bei weitem die Wenigften ſich eine 
echte, hiſtoriſch gründliche Vorſtellung zu machen gewöhnt 
find. Und wenn man weiß, wie viel Erörterungen und 
Nachdenken es dem Minifterium gekoftet hat, um zu biefem 
Entwurfe und überhaupt zu. dem Entfchluffe, eine Synode 
vorzufchlagen, zuügelangen, fo ehrt man umfomehr die Ar⸗ 
beit und Mühe, welche auf eine ſolche Behandlung und 
Darftellung der Sache verwendet worben iſt, wie ſie der 
Herr Referent gegeben hat. Ich hätte im Weſentllchen zu 
dem, was im Bericht der Majoritaͤt der Deputation er⸗ 
wähnt worben iſt, gar nichts Hinzuguflgen 5 denn was etwa 
noch beizufügen wäre, das werben bie Herren ſelbſt in den 
früheren und auch in der neueſten Zeit erſchienenen Schrif⸗ 
ten über die Synodalverhaͤltmiſſe noch gelnbticher und ſpe⸗ 
cieller nachzuleſen in ‚der Lage fein, als ich in einer Kam⸗ 
merſitzung datzulegen vermoͤchte. Nur auf einige Punkte 
des gechrten Heren Separatvotanten muß ich zuruͤckkommen, 
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ohne jedoch auf eine fpecielle BWiderlegung eingehen zu 
wollen, weil e8 mir gefchienen hat, daß der Bericht der 
Mojorität die volftändigfte Widerlegung beffen enthalte, 
was im Separatvotum aufgeftellt worden iſt. Bei aller 
Anerfennung ber forgfältigften und reiflichſten Erwägung, 
die Here v. Zehmen bei Abfaffung feines Separatvotums 
angeftellt haben mag, muß id} doc daran erinnern, daß 
ex gleidh von vorn hereim gegen ben ganzen Entwurf ge: 
wefen ift und daß infofern ein gewiſſer Schatten auch auf 
diefen Theil hat fallen miffen, ſodaß er feiner Anficht 


nad) in vollem Rechte gewefen ift, wenn er verſucht, 


hat, den Vorſchlaͤgen, die das Minifterium wegen ber 
Synode gethan hat, moͤglichſt ſcharf entgegenzutreten. 
Und ic) muß ihm auch feinerfeitö die Anerkennung wibers 
fahren laffen, daß er die Gründe, die man dagegen aufr 
bringen Tann, wohl zufammengeftelt hat. Allein freilich 
find es folche, die, wie mir geſchienen hat, ſich widerlegen 
iaſſen. Dahin gehört nun freilich zunächft die ganze Frage, 
mas man eigentlich mit der Synode wolle? Diefe Frage 
ift durch das, was der Here Separatvotant ausgeſprochen 
hat, direct umgeftoßen. Das Minifterium hat, indem es 
die Landesſynoden vorſchlug, ſich dies allerdings gedacht 
im Bufammenhange mit ben Kirchenvorftänden und fowie 





eb davon ausgegangen ift, die Kirche in einzelnen Gliedern 
vepräfentiven zu laffen in ber Kirchengemeinde, fo hielt das 
Minifterium fir nothwendig, daß auch die Kirche in ihrer 
Geſammtheit repräfentirt werde und zwar aud einem bops 
pelten Grunde. Einmal glaubte man, daß gerade durch 
eine ſolche Synode und gerade durch die Art, ihrer Bufam- 
menfegung eine Anregung für die gefammte Kirche gegeben 
würde, eine Anregung und Förderung evangelifcher, wenn 
ich es mit einem kurzen Worte ausdruͤcken darf, Liebeswerke 
d. h. des eigentlich evangelifchen Sinnes im ganzen Volke, 
und zweitens glaubte das Minifterium, von der Ueberzeu- 
gung ausgehen zu dürfen, daß das Kirchenregiment felbft, 
in weſſen Hand ſich baffelbe immer befinden möge, durch 
die Synode die wahre Kräftigung erhalten und das wahre 
Vertrauen im ganzen Sande fi fchaffen und bewahren 
koͤnne. Die Synode wird, allerdings, wie der geehrte ‚Hear 
Separatvotant fagte, hier und da auch vieleicht nur Heine 
Majoritätsbefchlüffe faffenz das iſt wahrz aus dem Ber 
ſchluſſe einer folden Synode folgt aber noch keineswegs mit 
VNothwendigkeit, daß nun das Kirchentegiment einen folchen 
Beſchluß auch zur Ausführung zu bringen hatz wohl aber 
wird es dutch die ganze Berathung bei der Synode ſich 
felbft ein klares Bild davon machen Lönnen, was abgefehen 
von ber legten Majoritaͤtsabſtimmung der eigentliche Sinn 
und dad Wefen der Sache, um die es ſich handelt, fei. 
Der geehrte Herr Separatvotant fagt, es wäre viel zweck⸗ 
mäßiger, Kreisfpnoden hinzuftellen. Diefe möchten erſt 
die gewöhnlichen kirchlichen Angelegenheiten eines gewiffen 
Kreifes der einzelnen Gemeinden, die Beſchwerden über 
kirchliche Dinge, über Geiflihe u. f. w. erdttern und zu: 
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fammenftellen und dann erſt in äußerft dringenden Fällen 
möge man das Kirchenregiment ermaͤchtigen, eine allgemeine 
Landesſynode zufammenzuberufen, um dadurch das periodiſch 
Wiederkehrende der Synoden zu verhuͤten. Meine ‚Herten, 
id) fürchte, wenn wir, wo wir Affe noch neu find in diefer 
Angelegenheit und wo, wie der Herr Separatvotant fagt, 
wir in einem gewiffen Sinne erperimentiven, weil man, 
wenn man etwas Neues einführen will, man doch einmal 
damit zu beginnen hat, ich fürchte, wenn man ſtatt der 
Sandesfynode mit ſolchen Kreisſynoden, wie der Herr Su 
paratvotant vorſchlaͤgt, anfängt, fo thun wir gerade das 
Gegentheil von dem, was wir eigentlich wollen. Wir wollen 
die möglichfte Freiheit von Seiten der Kirche, 
wir wollen aber nit Spaltungenz; wir wollen vie 
möglichfte Einheit, wir werben aber durch diefe Kreid« 
fonoden in firlichen Dingen Spaltungen hervorrufen, bie 
dann wahrfceinlicher Weife, auf fehr wenig erquidiihe 
Weife in der Landesſynode ihren Ausbrud finden werden. 
Ich glaube daher, felbft aus politifchen Gründen ift es 
vathfam, von den Kreisfpnoben abzufehen und erſt abzus 
warten, ob ſich wirklich ein fo dringendes Bedürfniß für 
die Kreiöfynoden findet, zumal in einem Lande, deſſen Ums 
fang nicht fo groß ift und deſſen Verhältniffe fo ſchwer zu 
überfehen doch nicht find. Wenn der Here Separatvotant 
dann befonderd noch bemerkt, daß diefe periodifche Wieder 
Fehr zu einer fehr großen Laft werden, koͤnnte, daß biefe 
Synoden neben den ftändifhen Verhandlungen hergehen 
und dann bie Kraft aufreiben und dann zuletzt Alles er⸗ 
müben würben, fo kann ich ihm um deswillen nicht beis 
ſtimmen, weil ſich theils eine ſolche Einrichtung treffen ließe, 
daß nicht zu gleicher Zeit mit den ftändifchen Verhandlun⸗ 
gen die Synode einberufen würde und was bie Hauptſache 
{ft und wofhr die Erfahrung in allen Ländern fpriht, fo 
iſt nicht zu vergeffen, daß dieſe Verhandlungen nie von ber 
Ausdehnung fein koͤnnen und fein werden, wie bie fän- 
diſchen Verhandlungen es find; daß auch die Angelegenhei⸗ 
ten, die den Synoden vorgelegt werden, niemals ſich ſo 
häufen Tonnen, wie bei den ſtaͤndiſchen Berathungen; daß 
alfo auch aus diefer Ruͤckſicht ſchwerlich ein Bedenken gegen 
die Landesſynoden hergenommen werben Könnte, Bielleiät 
laſſen ſich aud) noch andere Momente auffinden; ic) glaube 
aber, für den Xugenblid if es genügend, wenn ich erflärt, 
daß ich mit dem, was die Majorität der geehrten Deputor 
tion vorgefchlagen hat, einverflanden bin und es für das 
halte, was bei einer fo ernſten und wichtigen Sache umſe⸗ 
mehr Annahme verdienen dürfte, weil es gerade ber bot“ 
ſichtigſte Weg ift, auf dem wir erfi weitere Erfahrungen 
fammeln tönnen, ob man wirklich ſich veranlaßt fr 
den Eönnte, fpäter noch weitere fonobale Einrichtungen zu 
treffen. 

BVürgermeifter Dr. Koch: Wenn man, meine hd 
geehrteſten Herren, ein Ideal der Verfaffung für bie Ber 
fretung ber Kirche fhaffen wollte, fo glaube ich, müßle 
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man der Pärochie oder dem Pfarrer die Gemeindevertretung 
‚ober den Kirchenvorftand gegenüberftellen, den Superinten- 
denten und der Kircheninfpection die Ephoralfynode, den 
‚Kretstonfiftorien die Kreisſynoden und dem Landesconfifto: 
rium die Landesſynode. Indeß ein folder Verfaſſungsbau 
dürfte, und in dieſer Beziehung bin ich vollkommen in 
Uebereinſtimmung mit dem Herrn Minifter, bei dem Um⸗ 
fange unferes Landes ein viel zu großer fein. Frage ich 
mich nun, wie ich fr Sachſen diefe Verfretung aufbauen 
will, fo Bann Ich mit dem Herrn Separatvotanten in dem 
Sabe nicht Irbereinftimmen, daß man bie Landesſynode ver- 
nichten folle, daflr aber Kreisſynoden einzuführen habe; 
denn gewiß ift der Sat fehr richtig, daß durch Einführung 
von Kreisfgnoben ohne eine Landesfynobe, die das, was 
in’ den Kreisſynoden verhandelt werben würde, im Ins 
tereffe der gefammten Landeskirche in ſich wieder zuſammen ⸗ 
faffen Fönnte, nur Spaltungen und Berfplitterungen in 
unferer · Kirche hervorgerufen werben müßten. Sol man 
alſo Eines entbehren und muß man mit Rütficht auf die 
Fuͤglichkeit, die die Grenzen unſeres Landes vorfchreiben, 
Eines entbehren, fo meine ich doch, feien dies bie Kreis⸗ 
ſynbden, nicht die Landesfynode. Der Grundfas noths 
wendiger Einheit in der Kirche führt mich ſchon jetzt zu der 
Bemerkung, daß ich, wenn ich denfelben in Aufftellung 
einer Landesſynode gewahrt fehe, denfelben wieder gefährdet 
erblicde in dem der Vertretung gegenüberftehenden Kirchen» 
tegimente und zwar in den Bezirföconfiftorien. Auf diefen 
Punkt werden wir aber bei dem Kirchenregiment weiter 
einzugehen haben; inbeß glaubte ich es ſchon hier andeuten 
zu müffen, weil ich die Kreisfpnoden und bie Kreiscon- 
fiftorien als correfpondirend betrachte. Was der Herr Ser 
paratvotant Über den Kreis der Befugnifje ber Synode ger 
fagt hat, daß derfelbe zu gering fei, darin ſtimme ich voll» 
Tommen mit ihm überein. Ich habe das auch früher ſchon 
gefagt und es wird Gelegenheit gegeben fein, bei der wei- 
teren Berathung auf diefen Gegenftand zurüczukommen. 
Ebenſowenig gehe ich jetzt auf $. 61 ein, obgleich ‚von dem 
geehrten Vorredner bereitö auf eine in der allgemeinen Des 
batte von mir gethane, darauf bezügliche Aeußerung foeben 
näher eingegangen worden iſt. Es hanbelt fi zur Beit 
um die allgemeine Frage, ob Landes» und ‚Kreiöfgnoben 
oder nur eine von beiden? und da entſcheide ich mich für 
die Einftihrung der Landesſynode und gegen bie Kreide 
ſynoden und auch zur Beit noch gegen jede Ephoralfynode, 
weil wir erſt abwarten wollen, ob ein wahres Bebinfnig 
Dazu ſich feiner Beit herausftellen wird. 

Präfident v. Schönfeld: Ich Habe zu erwarten, ob 
Semand weiter das Wort verlangt? Es ſcheint nicht 105 
ich würde daher die allgemeine Debatte über den vorliegen: 
den Abſchnitt beendigen unter Ertheilung des Schlußwortes 
an den Herrn Referenten und an den Herin Geparats 
votanten. 


ER (@. Abonnement.) 





Kammerherr v. Zehmen: Ich werde ganz kurz fein 
und werde einfach mith auf den Ausfpruch beziehen, den 
ein geehrter Nachbar von mir neulich in diefem Saale ger 
brauchte. Ich habe mein Gutachten abgegeben in biefem 
Saale, „salvavi animgm“, Es ift ein einziger Punkt, über 
den ich noch einige Worte zu erwidern für noͤthig erachten 
möchte. IH bin allerdings bei der ganzen Auffaffung 
über die Landesſynoden und deren Bedeutung von einem 
anderen Standpunkte ausgegangen, als der Regierungs: 
entwurf und die Majorität der Deputation. Ich 'habe ge⸗ 
glaubt, wenn es gälte, wenn es ſich darum handelte, eine 
ſo große Verfammlung zu berufen im Namen der ganzen 
Kirche, als wie die Landesſynode nach dem Entwurfe wer- 
den foll, dann es fi auch um, wenn auch nicht gerade 
Lebenöfragen ber Kirche, doch um Fragen von einfchnei- 
dender Wichtigkeit Handeln muͤſſez daß es aber nicht geeignet 
fei, an eine Landesſynode Verhandlungen und Gefchäfte 
untergeordneter Art zu überweifen. Dafuͤr, habe ich ger 
glaubt, wären kleinere Kreife, bie ich in den Kreisſynoden 
hergeftellt zu fehen wünfche, geeigneter und muß nur dem 
einen Vorwurf noch widerſprechen, nämlich daß durch Auf ⸗ 
ſtellung der Kreisſynoden Spaltungen in ber Kirche ent⸗ 
ftehen Eönnten. Die Kreisſynoden werden über dogmas 
tiſche Fragen nicht zu verhandeln Haben. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich befinde mich 
diesmal im ber Lage, überzeugt zu fein, daß nad) dem, 
was gefchrieben und gefprochen werden iſt, die ganze wich. 
tige Frage dem Urtheile der geehrten Kammer völig Mar 
vorliegt und halte es daher nicht für nöthig, noch etwas 
hinzuzufügen. 

Präfident v. Schönfels: In Bezug auf ben allge- 
meinen Theil des Berichts if eine Frage nicht zu flellen, 
insbeſondere da, wie vom Herrn v. Zehmen geäußert wor⸗ 
den iſt, ſein Separatvotum nicht als ein Antrag anzuſehen 
iſt. Ich kann daher an die Kammer keine Frage richten 
und wir werben daher jedenfalls weiter vorgehen koͤnnen zu 
den einzelnen Paragraphen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 

$.60. 
Berufung, 

Zur Beratung über wichtige, die Bebürfniffe ber Lan ⸗ 
deskirche betreffende Fragen wird das Ianbeöherrliche Kir⸗ 
henregiment aller drei Jahre, da noͤthig auch in kuͤrzeren 
Zeitraͤumen, eine Synode berufen. 


Die Motiven lauten: 
Bu Lit, E, 





zu$.60. 

Es ift zwedmäßig erſchienen, die Zufammenberufung 
einer Synode von 3 zu 3 Jahren vorzufchreiben und er 
nicht blos von dem Ermeffen des Kirchenregiments abe 
hängig zu machen, bamit diefee nicht unterlaffe, des Weir 
vathes der Synode fich zu bedienen und damit die Kirchen 
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emeinden öfterer Gelegenheit bekommen, durch. die Synode 
‚Ahre Angelegenheiten, Anträge. und Beſchwerden an das 
Kirchentegiment zu bringen. - Borausfichtlic wird es auch 
niet an Stoff für die Berathpungen der Synode fehlen, 
wenn eine ſolche nur aller drei Jahre zufammentritt. 


ka. Der; Deputationsberiäht fagt:- 


Bei a 

b $. 60 
beantragt: bie Majorität, die Synode nicht aller drei, ſon⸗ 
dern nur aller fechs Jahre ftattfinden zu Taffen, ohne je 
doch dadurch dad Recht des Kirchenregiments zu befchränken, 
die Synode nach Bedürfnig auch in Fürzeren Zeiträumen 
einzuberufen, 8 dürfte hierbei auch noch der eine Umftand 
zu berudfihtigen fein, daß die Abhaltung einer allgemeinen 
Kirchenvifitarion, wie ſolche in den Jahren 1857 bis 1859, 
flattgefunden, ſchon einen dreijährigen Zeitraum zu ihrer, 
Ausführung bedurft. hat, und daß durch zwei fo große 
aäfregeln, wie eine allgemeine Kirchenviſitation und die 
Abhaltung einer vieleicht mehrere Monate dauernden Lan⸗ 
beöfgnode, wenn fie zu oft wiederfehtten, die Kraft der 
Berwaltung zu fehr in feter Spannung erhalten und ihr 
bie Freiheit ealogen werben würde,.ben Stoff zu: verarbeis 
ten und bie Bebürfniffe, der Kirche im Ganzen und im 
Einzelnen zu befriedigen. Der koͤnigliche Commi ſſar ift dies 
fem Antrage nicht entgegen gewefenz es wird daher $. 60 
ae mit der einzigen Veränderung des Worted drei in 

ſech zur Annahme empfohlen. 


Praͤſident v. Schönfeld: ES würde num die Die, 
cuſſion über $. 60 zu eröffnen ‚fein. Es ſcheint Niemand 
weiter dad Wort ergreifen zu-wollen. Wir würden daher 
ſogleich zur Abſtimmung übergehen koͤnnen. F. 60 befindet 
fi) auf Seite 22 des Entwurfs und der Antrag der De: 
putation auf Seite 258 des Berichts. Derſelbe geht dar 
hin, den Paragraphen anzunehmenz jedoch auf der 


‚| aweiten Zeile das Wort „drei“ in „ſechs“ zu verwandeln. 


IH werde zunaͤchſt die Frage auf den Paragraphen und 
dann auf ben Antrag der Deputation richten. Ich frage, 
ob die Kammer dem $. 60 beitritt? — Der Para⸗ 
graph hat gegen 4 Stimmen Annahme gefunden, 
"Ich gehe nun über zu dem Depufationdantrag. Sie 
wünfcht die Bahl „drei“ in „ſechs“ verwandelt zu fehen, 
Ich frage auch hier, ob die Kammer bem Antrag ber 
Deputation Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 
Ih frage, ob die Kammer $. 60 in der bes 
ſchloſſenen Weiſe annimmt? — Einftimmig Ja. 
Ih würde nun die Sitzung ſchließen und zwar mit 
der Bemerkung, daß bie Herren die Güte haben mögen, 
fich übermorgen um 11 Uhr hier wieder einzufinden und bie 
Berathung da fortzufegen, wo fie heute abgebrochen if. 
Die heutige Sigung ift gefchloffen. 
(Säluß der Sigung 2 Uhr 35 Minuten.) 
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Bwanzigfte öffentlihe Sigung der Erften 
Kammer am 11. Januar 1861. 


s Inhalt: 

Verleſung des Protokolle. — Regiſtrandenvortrag. — Forte 
"gefehte Beratung des Berlifts der Bwifeienbeputation über 
ben Entvurf einer Mirchenorbnung für bie enangellfär 
Tutferifepe Kirche des Mönigreidhe Sachfen, und zwar über 
die $$. 61 %iß mit 67; jevoch mit Xusfegung ber $$. 04 und 68. 


— 


Präfident v. Schönfeld eröffnet in Gegenwart des 
Herrn Staatsminiſters Dr. v. Falkenftein und der Herren 
Eöniglihen Commiffare Geh. Raths Dr. Hübel und des 
Geh. Kirchenraths Dr, Gilbert, fowie in Anweſenheit von 
35 Kammermitgliedern die Sigung um 11 Uhr 25 Mir 
nuten. Bunächft wird das über die legte Sigung vom 
Serretär v. Egidy aufgenommene Protokoll vorgelefen, 
ohne Widerſpruch genehmigt und von den Herren Super 
intendent Dr. &echler und Domkcapitular Dr. v. Schröter 
mit vollzogen. Hierauf folgt der Vortrag aus der Haupt» 
regiſtrande durch den Secretaͤr v. Egidy. 


(Nr. 110.) Protokollauszug der Zweiten Kammer 
vom 7. Januar 1861, die Berathung des Gefeßentwurfd 
wegen bed Arbeitderwerbes der in den Landesſitaf · und 
Gorrectionsanftalten, fowie in den Gerichtögefängniffen bes 
tinirten Perfonen betr. 

Präfivent v. Schönfels: Es wird fein Zweifel 
dariiber fein, daß dieſer Protollextract an die erfie Depu- 
tation zu verweifen ift. Erklaͤrt ſich die Kammer mit biefem 
Vorfchlage einverftanden? — Einftimmig Ja. 

(Mr. 111.) Auszug des nämlichen Protokolls, ent- 
haltend die Befchlußfaftung wegen bed zu bewirfenben 
Druckes des Berichtes der jenfeitigen vierten Deputation 
über den Antrag bes fiellvertretenden Abg. Wieland, die 
Erpropriation von Grundftüden für Kirchhoͤfe betr. 

Präfident v. Schönfeld: Nah Inhalt diefes Pro- 
tokolls iſt in ber jenfeitigen Kammer der Drud des des- 
fallfigen Berichts befchloffen worden und es wird und dies 
hier mitgetheilt. Es wird daher diefer Protokollertract fo 
Tange'zu aſſerviren fein, bis ber Gegenftand felbft Herüber- 

1. K. @. Abonnement.) 
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gefommen fein wird und wir unfere Beraihung darauf 
gründen werben. Dies war die Iehte Nummer, 

Zu entſchuldigen habe ich den Freiherrn v. Beſchwitz 
für Heute und wahrſcheinlich auch für einige der folgenden 
Sigungen wegen Unwohlfeins. Cine weitere Mittheilung 
habe ich der geehrten Kammer nicht zu machen; wir Fönnen 
daher uns fofort zum Gegenſtande der Tagesordnung 
wenden und ich habe in biefer Beziehung den Herrn Res 
ferenten Freiherrn v. Friefen zu erfudhen, den Rednerſtuhl 
zu betreten, um und den Bericht über die Kirchenorbs 
nung für Die evangelifch-Intherifche Kirche ferner« 
weit vorzutragen. 


Referent Wicepräfident v. Frieſen: 


$. 61. 
° Bufammenfepung. 
Diefe Synode fol beftchen aus: 
1) 32 Geiftlichen und 32 ai che ii 
begirfen gewählt werden; we Re In AORBRN 
2) — — varle der Theologie an der 
niverf ei welcher von ber theoli 
Facultät zu nähen iſtz ——— 
3) dem Profeſſor des Kirchenrechts an der Univerſitaͤt 


‚eipzig 

4) fünf Kirchenpatronen, welche von ben Sreisftänden 
des Meißner, Leipziger, Erzgebirgifchen und Wolgi⸗ 
länbifchen Kreifed und von den Provinzialftänden 
der Oberlaufig, von jedem Kreiſe einer, in Kreis— 
und Probinzialderfammlungen gewaͤhlt werben; 

5) fünf von ben in Evangelicis beauftragten Staats 
miniftern für jede Synode zu ernennenden Super⸗ 
intendenten oder im Amte Äependen Geiſtlichen. 


Die Motiven ſagen: 


Bu $. 61. i 

Die Synode muß u aus Geiftlihen und Laien 
zufammengefegt werden, ba die evangelifche Kirche nicht 
allein von Geiftlichen vertreten werden kann. Wenn nun 
aber auch das geiftliche Element in derſelben das wictigfte 
und bebeutendfte ift und fein muß, fo hat man doch Bes 
denken getragen, demfelben ein numerifches Uebergewicht 
zu geben, vielmehr eine gleiche Zahl von Geiftlihen und 
Laien zu Mitgliedern beftimmt, weil in biefer Bufammen- 
fegung die Synode am beften vor einfeitigen Richtungen 
bewahrt werden und das Vertrauen der Kirchengemeinden 
zu gewinnen im Stande fein wird. 64 Deputicte der Gt= 
meinbe werden neben den allgemeinen Intereffen ber Kirche 
auch die der einzelnen Parochien zu vertreten ſich angelegen 
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in laffen, zwei Profefforen follen das wiſſenſchaftliche 
Er ker fünf Kirchenpatrone und fünf von ber 
Tandesberrlichyen Kirchengewait ernannte Superintendenten 
ober im Anıte fiehende Geiftliche werden zur Beridfic- 
tigung der höheren Verwaltungsruͤckſichten vorzugsweiſe ges 
eignet fein. . 


Die Deputation äußert ſich hierüber folgender: 
maaßen: - — 


Bei 
. 6i 

unkt 1. {ft daran zu erinnern, daß die Erwaͤhlung von 
u e lidin und Bettichen Abgeordneten aus 16 Wahls 
bezirken in Verbindung mit $$. 64 und 74 auf der Voraus- 
feßung beruht, daß das ganze Land in 16 Ephorien einge: 
heilt. werden fol, deren jede 4 Abgeordnete zur Synode 
erwählen würde, Es ift ferner zu beachten, daß bie nad 
$. 64 zu bildenden MWahlbezirke die Schoͤnburg ſchen Receß ⸗ 
herufchaften mit umfaffen follen, während dieſe Hertſchaften 
nad) $. 74 zur Zeit noch von den 16 Superintendentens 
forengeln ausgefchloffen bleiben. Es würde aber, wenn 
6 nothiwendig befunden werden follte, daß die Ephorien 
mit den Wahlbezirken Übereinftimmen und Iegtere an bie 
erfieren gebunden bleiben, was Übrigens kaum erforberlich 
fcheint, vorerft über die Bahl der Ephorien im ganzen Lande 
Entfejließung zu faffen fein, da die Deputation den Vor⸗ 
ſchlag ded Entwurfs bei $. 74 nicht zur Annahme empfeh: 
In Hann. Würde num nah dem Deputationsgutachten 
die Zahl der jet in den Erblanden und den Schönburg’- 
chen Necepherrfchaften beftehenden 37 Ephoratbezirte viel- 
leicht um einige Stellen vermindert, fo würde doch die Ge: 
fammtzahl der Superintenbenturen im ganzen Lande fich 
wieder dadurch vermehren oder menigfiend die naͤmliche 
bleiben, daß in der Oberlaufig Superintendenten angeftellt 
und für fie neue Bezirke gebildet werden ſollen. Wenn 
daher einftweilen die Zahl der Wahlbezirke des Landes, in- 
fofern biefelbe mit der Zahl der Ephoralbezirfe in Webers 
einftimmung geſetzt werben foll, —A bleiben muß, 
und die Deputation fich Über diefe Zahl zur Zeit noch nicht 
u erklären im Stande ift, fo findet diefelbe doch gegen die 
Kay von 32 Geiftliden und 32 Laien an ſich etwas lt zu 
erinnern, —— dürfte gegen die Art der Bufammen- 
fegung ber Synode überhaupt, wie folde in den Punkten 
2,:3, 4 und 5 zu erfehen ift, etwas einzuwenden fein; 
nur {ft bei Punkt 3 zu erinnern, daß es ſich leicht zutragen 
Tonnte, daß — der einzige Profeſſor des Kirchenrechts 
an ber Univerfität Leipzig nicht ERDEL uses Glau⸗ 
bens wäre, und bann deſſen Stelle in der Synode undefeht 
bfeiben würde. Um dem abzuhelfen und damit in einem 
folchen Falle ein anderer ordentlicher oder außerorbentlicher 
Drofeffor des Kirchenrechts gewählt werden fönne, welde 
Mahl doch jedenfalls der Juriftenfacultät zu übertragen 
fein. würde, ſchlaͤgt die Deputation für Punkt 3 die Ber 
fimmung vor: 

3) einem von ber Juriftenfacultät zu Leipzig zu ers 
waͤhlen den Profefjor des Kicchenrechts * — 
univerfität;, . 

und vathet an, $. 61 mit biefer Veränderung, jedoch uͤbri⸗ 
ens mit Vorbehalt der Frage über die Zah 
Keinte, angunepen. der Fras die Zahl. der Wahl, 


Präfident v. Shönfels: Cs würde nun die Die- 
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cuffion über $. 61 zu eröffnen fein, und ich habe zu er⸗ 
warten, ob Semand das Wort hierliber begehrt? 


Nittergutöbefiger Rittner: Ich beabſichtige den Weg 
fall, des vierten Satzes auf Seite 23. Es ift dasjenige, 
was darlıber in den Motiven gefagt ift, für mich eines 
weges hinreichend, um dadurch die Ausdehnung eines Prir 
vatrechts in diefer Art und Weife bedingt zu fehen. Es 
ift wiederholt bezeichnet und betont worden, daß dad Pa 
tronafrecht privatrechtlichen Urfprungs fei und obgleich ich 
nicht Juriſt bin, fo glaube ich doch, es ift Rechtslehre, daß 
man Privatrechfe durchaus im engeren Sinne ihres Bes 
fiehens, Urfprungs und ihrer Ausübung fefthalten und 
einem Privatrechte eine Ausdehnung nicht zugeftehen darf, 
wozu in Bezug auf dad, was man herftellen will, alfo 
hier in Bezug auf die Synode, Fein innerer Grund vor 
handen if. Ih bin in meiner Anſicht ganz befonders 
beftärft worden durch die Auslafjungen de3 mehrerwähnten 
Dr. Herrmann, der ſich ganz entſchieden gegen die Zwed. 
maͤßigkeit der Einrichtung auöfpricht, daß eine Anzahl von 
Kirchenpatronen gerade als ſolche in die Synoden einzu 
treten hätten. Er fagt wörtlich auf Seite 40 ber ange 
führten Schrift: „Aber für die Patrone rein als folche if 
ein Grund ihrer Aufnahme in die Landesſynode ſchwerlich 
zu finden; — und weiter: fo liegt im Patronat an ſich gar 
kein Anfpruch auf eine Theilnahme an der Landesſynode“. 
Er fagt weiter: „Der Wahlkörper, durch den man biefe 
Perfonen wählen laſſen will, ift durchaus ein rein politifcher 
und hat mit den kirchlichen Verhältniffen gar nichts zu 
thun, namentlich, die Kreisverfammlungen der Ritterguts- 
befiter”; fo daß aus alledem nur Gründe für meine An 
ſicht hervorgehen, daß biefe Berufung von flnf Kirchen 
patronen als folchen in die Synode nicht nur überflüſſig, 
fondern auch unzweckmaͤßig erſcheint. Ich werde baher 
auf Wegfall des vierten Punktes biefes Paragraphen an 
tragen, was ſich jedoch dadurch unnoͤthig machen läßt, daß 
der Herr Präfident über diefen Punkt eine fpecielle Ab 
fimmung vornimmt. 


Advocat v. Könnerig: Nach dem vorliegenden Par 
tagraphen foll bie Landesfynode unter Anderem aus fünf 
Kirchenpatronen beftchen. "Sowohl hiermit, als mit dem 
in den Motiven dafuͤr angegebenen Grunde, baß dieſe 
fünf Kircenpatrone vorzugsweife zu Wahrung der höheren 
Verwaltungsrüdfichten mit beitragen follen, bin ich ganz 
einverftanden. Dagegen ſcheint es mir den Verhaͤltniſſen 
nickt entſprechend zu fein, daß die Herren Beſiher der 


Sdhoͤnburg ſchen Receßherrſchaften in ihrer Eigenfhaft als 


Kirhenpatrone in den Mecefherrfchaften bei der Landesſy 
node nicht vertreten fein follen. Nach $. 19 unter 11 des 
Hauptreceffes von 1740 fieht meinen Herren Conftituenten 
das Recht zu, Synoden zu halten. Diefe Synoden, wie 
fie damals ‚vorfamen, waren allerdings von benen, die 
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gegenwärtig geſchaffen werben follen, in der Artsihrer Zus 
fammenfegung verfjieden, indem jene nur aus Geiftlichen 
beftanden. Der Zweck der Synoden bleibt aber im Wer 
ſentlichen derfelbe. Gehört num zwar das Recht, Synoden 
zu halten, zu den Befugniffen, welche meinen Herrn Manz 
danten nicht entzogen zu werden vermögen, fo möchte es 
doch empfehlenswerth erfcheinen, diefes Recht den neuen 
Verhältniffen auf eine angemefjene Weife anzupaffen. In 
dem Entwurfe zur Kirhenordnung iſt das nicht geſchehen, 
vielmehr erfheinen meine Herren Committenten in ihrer 
Eigenſchaft ald Kirchenpatrone in den Recefherrfchaften von 
der Vertretung bei der Landeöfpnode durch die Vorlage 
geradezu auögefchloffen. Denn nach derfelben foll aus 
jedem Kreife ein Kirchenpatron und zwar in Kreis» oder 
Provinzialverfammlungen gewählt werden. Da nun meine 
Herren Mandanten in ihrer Eigenſchaft als Recefherr- 
ſchaftsbeſitzer nicht zu den Kreiöftänden gehören, fo nehmen 
diefelben infolge deffen an den Ereisftändifhen Verſamm ⸗ 
lungen feinen Antheil und es find daher die Herren Ne 
ceßherrſchaftsbeſitzer ſchlechter geftellt, als alle übrigen Kir⸗ 
henpatrone. Gleichwohl dürfte fich nicht verfennen laſſen, 
daß meine Herren Gonftituenten infolge der denfelben in 
Eirchlicher Hinficht zuftehenden Rechte, in welcher Beziehung 
ich nur des Rechts gedenke, ein eigenes Confiftorium zu 
haben und vermöge des großen Umfanges ihrer Patronats 
rechte vorzugsweiſe einen Anfpruch darauf haben möchten, 
auch bei der Landesfynobe vertreten zu fein, fowie daß 
dur ihre Buziehung die höheren Verwaltungsrüdfichten 
auch wefentlic mit gewahrt: werben würden. Bei bem 
Antrage, welden id) mir zu ſtellen erlauben werde, ift 
indeß darauf Nüdfict zu nehmen, daß das im Entwurf 
der Kirchenorbnung enthaltene Princip, wonach die Geift- 
lichen und Laien in gleicher Anzahl bei der Landesſynode 
vertreten fein folfen, nicht alteriet wird, Um dieſes zu er · 
reichen, wird daher von mir nicht nur bie Zuziehung eines 
der Herren Necefherrfchaftsbefiger zur Landesſpnode, ſon⸗ 
dern auch die Ernennung eines fechsten Geiftlichen durch 
die in Evangelteis beauftragten ‚Herren Staatöminifter und 
zwar deſſen Auswahl aus den in den Schoͤnburg ſchen 
Receßherrſchaften angeftellten Superintendenten und Geiſt ⸗ 
lichen zu beantragen fein. Das Letztere duͤrfte dadurch als 
gerechtfertiget erſcheinen, daß meine Herten Eonftituenten 
durch den angezogenen Receß von 1740 verpflichtet find, 
ihre Geiftlichen für den Fall der Einberufung einer Gene- 
ralſynode zu biefer zu ſtellen. Würde die von mir beans 
tragte Vertretung der Schoͤnburg'ſchen Receßherrſchaften 
bei der Landesſynode geftattet werden, fo wuͤrden meine 
Herren Conftituenten dazu bereit fein, das ihnen gegen» 
wärtig zuftehende Necht, Synoden in den Receßherrſchaften 
zu halten, fo lange die von ihnen beanfpruchte Vertretung 
bei‘ der Landesſynode dauert, ruhen zu Jaffen. Möchte es 
nun ſehr erwünfcht fein, daß die beregten Verhältniffe in 
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biefer Weife geordnet und geregelt werden, fo erlaube ich 
mir, den Antrag zu fielen, Punkt 4 und 5 in $. 61 in 
folgender Weiſe abändern zu wollen. Punkt 4 würde 
darnach lauten: M 
„Einem ber Befiger der fünf Schoͤnburg'ſchen Receß⸗ 
herrfchaften und fünf Kirchenpatronen, welche legtere von 
den Kreißftänden des Meißner, Leipziger, Erzgebirgifchen 
und Voigtlaͤndiſchen Kreifeö und von ben. Provinziale 
fänden der Dberlaufig, don jedem- Kreife Einer, im 
Kreis: und Provinzialverfammlungen gewählt werben”. 

Punkt 5: 

ESechst von ben in Evangelicis beauftragten Staats⸗ 
miniftern für jede Synode zu ernennenden Guperintens 
denten oder im Amte ftehenden Geiftlichen. Einer ders 
felben ift aus den, in den Schönburg’fchen Neceßherr- 
ſchaften angeftellten Superintendenten oder im Amte 
ftehenden Geiftlichen zu wählen”. 

Ich erfuche den Herrn Präfidenten, dieſen Antrag zur 

Unterftügung zu bringen. 


Präfident v. Schönfels: Ehe ich den Antrag, ben 
foeben Herr v. Könnerig eingereicht hat, zur Unterftügung 
bringe, wollte id in Bezug auf den Antrag des Abg. 
Nittner noch Einiges erwähnen. Derfelbe meinte zwar, es 
fei einfach feine Anſicht zu erreichen dadurch, daß auf Punkt 
4 des $. 61 eine befondere Frage gerichtet würde. Indeß 
glaube ich, daß man erft dad Nefultat der Unterftügung 
abwarten muß. Sollte fi der Antrag einer Unterftügung 
nicht erfreuen, dann wäre ja eine befondere Frage auf dem 
Punkt 4 unnöthig. Die Kammer hat vernommen, daß der 
Abg. Nittner darauf angetragen hat, den 4. Punkt in $. 61 
in Wegfall zu bringen und ich frage die Kammer, ob fie 
diefen Antrag des Abg. Rittner zu unterftügen gemeint iſt? 
— Mit nur 2 Stimmen; daher nicht ausreihendz 
denn es gehören zur Unterftügung eines Antrags befanıtte 
lich 8 Stimmen. Es würde nun Über ben Antrag des Abg. 
Nittner eine weitere Discuffion nicht fattfinden können. 





Ich wende mich nun zu dem Antrage des Herrn v. Koͤn⸗ 
nerig. Diefer Antrag geht dahin, die beiden Punkte 4 
und 5 einigermaßen abzuändern und zwar, was Punkt 4 
betrifft, folgendermaaßen. Es foll diefer Punkt fo heißen: 
„Einem der Befiger der fünf Schönburgifchen Nes 
ceherefhaften und fünf Kirchenpatronen, welde letztere 
von den Kreisftänden des Meißner, Leipziger —— ges 
wählt werben“. 

Ich würde zuvoͤrderſt die Unterftügungöfrage auf den 
Antrag Betreffs Punkt 4 richten. Die Kammer hat vers 
nommen bie vorgefchlagene Abänderung und ic) frage, ob 
fie den Antrag des Herrn v. Könnerig unterftüt? — 
Zahlreich. 

Punkt 5 fol folgendermaaßen abgeändert werden nach 
dem Antrage bes Heren v. Koͤnneritz; er fol fo lauten: 

Sechs von den in Evangelicis beauftragten Staatö- 
miniftern für jede Synode zu ernennenden Superintene 
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” im Amte ftehenden Geifilichen. Einer ber- 
ans den in * e Receßherrſchaf⸗ 
ten angeſtellten Superintendenten oder im Amte ſtehenden 
Geiſtlichen zu erwaͤhlen“. 

Ich frage auch hier, ob fie den Antrag des Herm v. 
Koͤnneritz, der fich auf Punkt 5 bezieht, unterftügen will? 
— Ebenfalls zahlreich unterftügt. * 

Es würden nun dieſe v. Koͤnneritz ſchen Anträge mit 
zur Discuſſion zu ziehen ſein und ich habe zu erwarten, ob 
etwas Weiteres geſprochen wird? — Here Büuͤrgermeiſter 

Koch hat das Wort! 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Bei der neulichen allgemeiz 
nen Debatte über ben Abfepnitt, die Synoden betreffend, 
hob ‚Herr Superintendent Dr. Lechler bereits hervor, daß 
ich früher Bedenken gegen die Zufammenfegung der Sy: 
node auögefprochen habe und zivar dahingehend, daß das 
geiſtliche Element darin zu fehr überwiegend fei. Geflatz 
ten Sie mir, daß ich nunmehr auf diefen Punkt etwas 
näher eingehe. Es iſt von dem Herrn Superintendenten 
Dr. Lechler zu Widerlegung diefes Bedenkens betont wor« 
ben, daß nach feiner Erfahrung die Geifllichen niemals 
als ein Ganzes zufammenzuftehen, fondern in der Regel 
vertheilt unter den weltlichen Mitgliedern der Synode fi) 
au gruppiven pflegten. Ich muß mich diefem Erfahrungs⸗ 
ſatze fubmittiren. Uber beffenungeachtet befenne ich, daß 
das Bedenken bei mir noch durchaus nicht vollftändig bes 
feitigt iſt. Es iſt zu natürlich, daß, wenn 32 Amtsge⸗ 
noſſen mit 32 Weltüichen zufammenftehen, dieſe 32 Ams⸗ 
genoſſen ſich auch aneinander gezogen oder aneinander 
gebunden fühlen und infolge deffen auch ihre Amtsinterefs 
fen, ober beffer gefagt, die inneren und dußeren Interefs 
fen der Kirche corporatio wahrzunehmen fuchen. ‚Hierzu 
Tommt auch noch, daß ich überhaupt bezüglich der Zuſam · 
‚menfegung ber Synode fehr erhebliche Bedenken nicht uns 
terbrücen Tann. Im Allgemeinen komme ich auf früher 
Gefagtes und namentlich vom Miniftertifche her Gehörtes 
zuruͤck, daß unfer Land keineswegs groß genug iſt, um 
für bie Synode einen großen Apparat in Action zu fegen. 
Es wird aber nicht weggeleugnet werden koͤnnen, meine 
Herren, daß eine Synode von 76. Mitgliedern für unfer 
Sachſen wirklich ein zu großer Apparat fei. Dazu kommt 
aber auch noch der praktifch für mich, wefentlich ins Ge- 
wit fallende Umftand, daß die Dauer der Synode fi 
nicht voraus bemeffen läßt, fie wird moͤglicherweife Monate 
lang andauern. Während diefer Zeit entziehen wir ihrem 
geiftlichen Amte 37 active Geiſtliche des Landes, um ſie in 
der Synode zu Befchäftigen. Das ſcheint mir Baum zus 
träglich, wenn ich mir die Wirkſamkeit eines Seelforgers 
recht veranſchauliche. Der Seelſorger ſoll moͤglichſt un. 
ausgefegt in feiner Parochie fein; er fol Führer und Leiter, 
—— und Fürſorger für feine Gemeindemitglieder fein, 

ꝛeſſenungeachtet follten wir keinen Anftand nehmen, 
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in fo großer Anzahl Geiftliche von ihren Aemtern auf. 
längere Zeit fern zu halten, um fie der Synode beizuge: 
fellen. Ich werde feinen Antrag zu diefem Paragraphen 
einbringen, aber bad Bedenken auszuſprechen, Habe ich für 
Pflicht gehalten und werbe biefem Bedenken. bei der Yp, 
ſtimmung Zolge geben. Das ift auch der. Grund, meine 
Herren, weswegen ich die Punkte 4 und 5 beide in Big 
fall gebracht zu fehen wünfhe. Der Apparat iſt mir zu 
groß. Ich verfiche die Motiven, die die Staatsregierung 
beftimmt haben, die Patrone in die Synode zu bringen, 
recht gut. Man hat vorauögefegt und muß mit Recht 
vorausſetzen, daß der Patron das entſchiedenſte und weſent. 
lichſte Intereſſe an den kirchlichen Angelegenheiten feines 
Orts hat. Es liegt dad auferorbentlich nahe, die Patrone 
find vermöge ihrer ganzen Stellung mit der Kirche in fo 
nahe Verbindung geſetzt, daB fich das vorausſetzen Lift, 
Um nun aber das weltliche Element in der Synode nicht 
das Uebergemwicht gewinnen zu laffen, hat die Staatäres 
gierung es auch für nothwendig gehalten, fünf Super⸗ 
intenbenten ihnen gegenüber zu ftellen, damit Zahl für 
Bahl aufgeht. Gewiß, meine Herren, darf es nicht dem 
Zufall anheim gegeben werden, ob Geiſtliche in ber, Synode 
find oder nicht. Ich halte es für durchaus nothwendig 
und für, verftändig, daß man im ebelften Sinne des Wors 
tes Fachmaͤn ner oder Sachverftändige in ber Synode nicht 
entbehren will und deshalb muß das Quotalverhäftnif in 
der Kirhenordnung feftgeftellt werben, nach weldem bie 
Geiftlicen in der Synode Pla zu nehmen haben. Aber 
fo gleichmäßig aufzuwiegen, das ſcheint mir in der That doch 
bedenklich und zwar um fo bebenkticher, als ich nicht umhin 
kann, wieder Darauf zuruͤckzukommen, daß die in einer ſolchen 
Verfammlung figenden Sachverftändigen ohnehin ſchon dab 
Uebergewicht über den weltlichen Stand haben müffen; 
denn die weltlichen Mitglieder find ja ein fir allemal 
Laien und bedürfen in biefen hochwichtigen Fragen jeden, 
fals der Belehrung der Fachmaͤnner, der Sachverftändigen 
und ber dadurch zu gewinnende Einfluß wird ein fo ber 
deutender fein, daß ein fold numerifches Verhaͤltniß durch- 
aus nicht erforderlich ift, um bie Intereffen der Kirde 
vom geiftlichen Standpunkte zu vertreten. Wenn nun 
daraus gefolgert werben koͤnnte, daß mach meiner Auf 
faffung die unter Punkt 5 genannten Superintendenten 
aus der Synode hinweggelaffen, dagegen um das weltliche 
Element etwas zu verftärfen, die 5 Patrone mit in die 
felbe aufgenommen werben müßten, fo bemerke ich, daß ich 
dagegen, wenn bie Regierung bavon abzugehen geneigt 
wäre, die Zahl der geifichen und weltlichen Synddalen 
ganz gleich zu fellen, ein Bedenken nicht habe. Aber bat 
iſt es eben, woran ich zweifle; denn in den Motiven wird 
ausdrůcklich gefagt, 8: wäre nothwendig, daß bie Geiflicher 
und Laien fi) einander in gleicher -Bahl gegenüber ſtͤnden. 
An ein Nachgeben ber Regierung ift.fomit in diefem Punkte 
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nicht zu denen. Wil ich alfo die 5 Superintendenten 
nicht, ſo muß ich nothwendig die 5 Patrone auc) freien, 
um ben Apparat deö neuen Inflitutes nicht zu groß wer⸗ 
den zu laffen. Dabei barf auch der Umftand nicht under 
achtet bleiben, daß bei der Wahl der Mitglieder die Patrone 
ohnehin Beruͤckſichtigung genug finden; denn fie find Mit- 
glieder des Kirchenvorftandes und der Kirchenvorſtand 
wählt ja die Mitglieder der Synode, ſodaß von felbft die 
Patrone bei diefer Wahl vorzugsweiſe in Betracht kommen 
werden. Ich werde daher, wenn der Paragraph nicht eine 
andere Faſſung erhält, mich veranlaßt fehen, gegen den 
ganzen Paragraphen zu Tiimmen. 


Oberhofprebiger Dr. Liebner: Der geehrte Herr Bürs 
germeifter Koch hat den Punkt Nr. 1 der Gleichheit oder 
Ungleichheit der Geiftlichen und Nichtgeiftlichen in der Sy: 
node befprochen. Es ift das ohne Zweifel ein gar einſchnei⸗ 
dender Punkt. Ich Habe bei der Rede des geehrten Heren 
Bürgermeifters Koch von Neuem bemerkt, worauf ich auch 
feüher ſchon Gelegenheit genommen habe aufmerkfam zu 
machen, daß alle Beſtimmungen über bie Kirchenverfaſſung, 
zumal bie über die wichtigeren und gleichfam bialeftifchen 
Orte, wie hier die Synoden, von gewiffen Grundanfchaus 
angen abhängen, bie man überhaupt von dem kirchlichen 
Weſen und Leben und von dem Wefen und Leben unferer 
Kirche hat. Denn in diefen Dingen ift das Ganze das 
Erfte, dem das Einzelne nachfolgt. Dies in Beziehung 
auf den vorliegenden Punkt genauer darzulegen, würde 
weit führen. Ich will mich an das Allernächfte halten. — 
Sch muß geftehen, ich wundere mich, daß bei uns, in uns 
ferer Intherifchen Landeskirche gerade dies hat bedenklich ger 
funden werden wollen: Die gleiche Zahl der Geiftlichen und 
Nichtgeiftlichen. Es ift doch nach der Entwidelung und 
ganzen Art der Kirche, bie ſich nach dem Lutherifchen Typus 
geftaltet hat, ohne Zweifel: unyere Tutherifche Kirche hat 
das Lehramt von Anfang herein auf dad Allerftärkfte ber 
tont; hat ihre ganze Berfaffung auf dem Grunde des Lehr 
amtes geftaltetz es gehört bad zur eigenthümlichen Gabe 
anferer Kirche. Wollen wir dad doc) ja nicht verfennen: 
jede größere Particularkirche vertritt eine befondere, eigens 
thmliche Gabe, gleich den einzelnen Charismen; und da 
hat num unfere lutheriſche Kirche in der Verfaſſung befons 
ders dieſes Moment vertreten. Ich will gar nicht Teugnen, 
fie hat dies bisweilen einfeitig gethan, hat auf das Lehr 
amt ein zu großes Gewicht gelegt und iſt damit in Irr- 
thum, in fehr verhängnißvolle Fehler verfallen ; ja theilweiſe 
in etwas ihr ganz Fremdartiged hinübergefchlagen. Aber 
‚nun fol man doch auch nicht in das enfgegengefegte Er⸗ 
trem gerathen. Nein, Iaffen Sie und die Stetigkeit ber 
Entwicdelung unferer, auch unferer ſaͤchſiſchen evangelifch- 
lutheriſchen Kirche aufrecht erhalten; auch in dem vorlies 
genden Punkte, Daraus folgt, daB das Eehramt in ger 
höriger Stärke au) in der Synode vertreten fein muß. 
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Ueberhaupt werden ja aud für die Synoden diejenigen 
Männer am meiften erwuͤnſcht fein, bie die meifte Eirchliche 
Intelligenz und Erfahrung haben und da muß man doch 
fagen, diefe Männer werben vorzugsweiſe unter den Geiſt. 
lichen zu finden fein, die ihr ganzes Leben der Erkenntniß 
und Erfahrung der Kirche widmen. Daraus koͤnnte man 
folgern: deswegen muß man die Geifttichen in größerer Zahl 
für die Synode wuͤnſchen. Ich folgere das aber nicht. 
Ich fage nur, man fol deöwegen die Zahl der Geiftlichen 
nicht abmindern. ‚ Denn wenn man das thut,. zumal in 
unferer Landeskirche, die feinen Unterbau für die Synode 
hat und wo das "ganze Inſtitut neu ift, fo iſt dies bedenk⸗ 
lich. Profeſſot Herrmann in Göttingen hat in feiner 
Schrift ein wichtiged und bedeutendes Moment in biefer 
Beziehung ausgeſprochen. Er fpricht von Didcefanfynoden 
als nothwendiger Vorbereitung, und fagt, daß Landesſy⸗ 
noden ohne diefe Borausfegung durchaus mißlingen müffen. 
Er hat das etwas ſtark ausgedruckt. Er fagt: * 
Wo ſolche Dioͤceſanſynoden nicht find, wird ſchon die 
ganze Wahl zur Landesfhnode am Ende eine verkehrte 
werden. Kann fih in den Wahlverfammlungen (für die 
Landesfynobe) dad Urtheil, welches in der Abgabe der Wahls 
ftimme liegt, nicht durch die (auf der Didcefanfynode) wirk- 
lid) erfahrenen und bewährten Gigenfchaften des Außer 
fehenen beftimmen Iaffen, fo befommen Zufälligkeiten und 
fremdartige Nüdfichten aller Art einen unvermeidlichen Ein« 
Fuß auf das Mahlrefultat und ed entftcht fo bie En: 
einer Landesſynode, welche in, fogenannten ruhigen Beiten 
nit ais Sporn der Thätigkeit und in bewegten nicht als 
Damm gegen Ueberftürzung zu dienen vermag”. * 
Nun haben wir aber Feine Didcefanfynoben : alfo 
Dies wirft gewiß Licht auf unfere Frage. Diefes 
Urtheil eines bewährten Kirchenrechtslehrers, der ſich auf 
pofitivem Grunde wahrhaft liberal bewegt, ift mir von 
Wichtigkeit. Alſo doch gewiß Gleichheit der Geiftlichen, 
welche die gewiffere Vorausſetzung der kirchlichen Eins 
ſicht und Erfahrung haben und der Nichtgeiftticyen, 
Wenn ferner Jemand fagen wollte: ed fommt dadurch 
auf die geiftliche Seite eine gewiffe Uniformität, bie Geift- 
lichen find von ein und berfelben Bildung u. f. w.; fo ift 
dies in der That nicht der Fall. Glauben Sie nicht, daß 
die Geiftlichen innerlich uniform find, fo etwa, wie fie alle 
aͤußerlich Schwarz einher gehen. Ihre Individualität, ihr 
Bildungägang, ihre befonderen, geiftlichen Erfahrungen brinz 
gen es mit ſich, daß fie gar fehr von einander abweichen. 
In diefer Beziehung dürften alfo voͤllig gleiche Verhaͤltniſſe 
fein. Man konnte weiter einhalten, daß Standesanfehen, 
Standesvorurtheile ſich bei den geiftfichen Mitgliebern der 
Synode zu fehr geltend machen werben, wie Herr Bingen 
meiſter Koch dies in milder Weiſe vorgebracht hat. Meine 
Herren, auf die Gefahr Hin, gerade hier als ein folcher zu 
erfehginen, der pro aomo fprädhe, ſofern ich bach wohl in 
bie-Sonode Fomme,; antworte ich: das barf nicht zu fehr 





beforgt werden. Sollten wirklich in der Landeskirche: Geift- 
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liche fein, bie in jener Weife hervorträten, die auf umanger 
meffene, auf hierarchiſche und Verdruß fliftende Art ihre 
Stellung und Perfon in den Vordergrund ftellten, fo bin 
ich überzeugt, diefe Leute werben gar nicht zur Synode 
gewählt werben. Diefer Furcht kann man ſich entſchlagen. 
Aus allen dieſen Gründen bleibe ich dabei: Eine gleiche Ans 
zahl von Geiftlichen und von Nichtgeiftlichen ! 


Freiherr v. Ro chow: Hat man von manchen Seiten 
den geiftlichen Stand gegenüber dem Laienftande zu ſtark 
vertreten gefunden, fo fann ich diefe Anficht nicht theilen. 
Von der Hierarchie in einem evangelifchen Lande hege ich, 

wo die Presbyterial und Spnodalverfaffung beſteht, Durchs 

aus Feine Befürchtung. Was die Gegenwart einiger Patro⸗ 
natöherren in ber Synode betrifft, fo feheint mir dieſe 
wegen ihrer einflußreichen Stellung und Erfahrung voll: 
kommen gerechtfertiget. Sicherlich würde es ſogar nicht 
zum Nachtheile des Ganzen gereichen, wollte man biefe 
Vertretung der Patrone noch etwas verftärken. Indeß will 
ich deshalb feinen Antrag ftellen. Die Verhandlungen in 
dieſem Saale haben, glaube ich, ausreichend bewiefen, daß 
bie Sache der Kirche und bie Entwidelung einer zeitgemäßen 
Verfaſſung berfelben von den Patronatöherren Nichts zu 
fürchten hat. 


Superintendent Dr. Lechler: Meine Herren! Für 
das, was eben vorhin von dem Herrn Dberhofprebiger 
auögefprochen worben ift, daß die Geiſtlichen nicht alle uni- 
form fein, haben Sie fogleich den Thatbeweis darin, daß 
wir Beide in Einzelheiten von einander abweichen und es 
iſt eine ſolche Einzelheit, über die ich mir erlauben wollte, 
Etwas zu fagen. Bei ber Frage vom ber Bufammenfegung 
ber Synode hatte ich letzthin gefagt: das Maaß der Zur 
fammenfegung zu beflimmen, fei meines Erachtens nicht 
eine Principfrage und das halte ich auch heute noch als 
meine Anficht feft. Nämlich ich ftimme mit dem überein, 





es war mir wie aus dem Herzen geſprochen, was Her 
Bürgermeifter Koch vorhin fagte, er wolle das auch nicht 
dem Zufall überlaffen wiffen, ob Geiſtliche in die Synode 
kaͤmen. Ich halte das allerdings für eine Principfrage, dag 
durch die Wahlordnung und durd) die organifche Bufammen» 
fegung für die Vertretung des geiftlichen Amtes in der Sy 
mode geforgt fein müfle. Ich würde es alfo für princip⸗ 
widrig halten, wenn man einfach dem Tacte der Wähler 
zur Synode es überlaffen wollte, wie viel Geiftliche oder wie 
viel Nichtgeiftliche fie wählen mögen. Jenachdem bie Strö; 
mungen gehen, Rönnte da.eine Synode aus Tauter nichtgeiſt · 
lichen Mitgliedern beſtehen, oder je nachdem die Lüfte 
wehen, läßt fich denken, daß einmal auch wohl lauter 
Seiftliche gewählt würden. Meine ‚Herten, das Letztere 
würde ich für ungleich bedenklicher halten in feinen Folgen, 
als das Erftere. Aber auch da Erftere wäre verkehrt, 
Alſo das halte ich principiell feft, daß es nicht dem Bufalle 
Überlaffen werde, ob Geiſtliche in die Synode Eommen, 
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Pofitiv gefagt, es muß durch bie organiſche Sufammen 
ſetzung daflır geforgt fein, daß auf der Synode auch das 
geiſtliche Amt vertreten fei. Aber das Andere, daß die 
Geiftlichen müßten in gleicher Zahl, wie die Nichtgeiſtlichen 
und umgekehrt die Nichtgeiſtlichen in gleicher Zahl, wie die 
Geiſtlichen, da fein, das ift meines Erachtens nicht prin⸗ 
cipiell und eben darin weiche ich von dem Herrn Oberhof · 
prediger ab, wenn ich die Anſicht deſſelben richtig verſtan- 
den habe, die dahin ging, daß die Gleichheit der Geiſtlichen 
und der Laien entſcheidend ſei. Alſo hierin haben Cie 
den Beweis, daß mir nicht uniform find, So wird & 
auch im der Synode fein. Darum find wir doch in der 
Hauptfache einig. Alſo dad Maaß zu beftimmen, in wer 
chem die Nichtgeiftlichen und die Geiftlichen auf der Sy 
node fein follen, halte ich für eine Zweckmaͤßigkeitsſache, 
nicht für eine Principfrage. Nun aber eben das will auch 
entſchieden fein. Und da muß ich fagen, was ich bisher 
gehört habe gegen die Gleichheit, ſcheint mir die Zwed— 
mäßigkeit derfelben noch gar nicht erſchuͤttert zu haben, 
3. 8. wenn gefagt worden ijt vom Herrn Dr. Koch: 
37 active Geiftliche bem Amte zu entziehen, vieleicht auf 
mehrere Wochen, fei nicht rathfam. Da antworte id: 
das iſt ganz richtig. Aber wofuͤt fpricht das? Es fpricht 
dafür, glaube ich, daß die ganze Synode in ber Zahl em 
mäßigt werdez aber nicht baflır, daß bie Zahl der Geiſt⸗ 
lichen kleiner fein muͤſſe, als die der nichtgeiftfichen Mit- 
glieder. Was den Einfluß der Geiftlichen bei der Synode 
betrifft, ja das wird auf die Perfönlichfeit, auf bie Exfahr 
rungen, auf das Gewicht der Anſichten, die von ihnen 
vertreten werben, ankommen. Das wird weſentlich ſach- 
lich fein und da ftehen, glaube ich, erfahrene, einfichtige 
und mit der Kirche wohlmeinende Nichtgeiftliche hinter den 
Geiſtlichen ganz und gar nicht zurlid. Ich kann wenigftens 
von mir bezeugen, daß manchmal im Leben, wenn ih 
Arußerungen aus nichtgaſtlichem Munde gehört habe von 
Männern, die treu der Kirche ald evangelifche Chriften dar 
fanden, dies auf mich häufig einen noch tieferen und er 
greifenderen Eindrud gemacht bat, als aus geiftlichem Munde. 
Und fo glaube ich, ift den Nichtgeifttichen ein beträchtlicer 
Einfluß auch innerhalb der Synode immerhin ficher. 
Das halte ich eben für eine Bwedlmäßigkeitsfrage und in 
der Uebergeugung, daß die Gleichheit der Bahl zwiſchen 
geiftichen und nichtgeiſilichen Mitgliedern der Spnove zurd 
mäßig fein dürfte, bin ich noch nicht wanfend geworden. 





Oberhofprediger Dr. Liebner: Das Beifpiel gegen 
Uniform und für Unterſcheidung von uns beiden. Geificet 
bergenommen paßt wenigſtens augenblickfich nicht galt 
denn wir find jegt doch ziemlich uniform. ‚Here Dr. Eh 
ler fommt doch dahin, daß e& auch ihm möthig ſcheint, eine 
Steichheit der Geiftlichen und Nichtgeifttichen in der Si 
node herzuftellen. — Won dem übrigens, maß: er zuldt 
gefagt Hat, glaube ich nicht, daß es gegen mich gefagt war: 





ındesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


557 


Ich ſtimme ganz mit ihm darin überein, ich habe diefelbe 
Erfahrung gemacht, daß in mir oft die tieffte Erbauung 
erweckt wurde durch ein einfaches Gemeindemitglied, das 
aufrichtigen Glauben hegte und fich gegen mich ausſprach; 
es hat mic; daS wohl mehr erbaut, als manche Predigt. 
Ich hoffe zu Gott, wir werden auch auf der Synode Solde 
haben. Das macht aber die Beſtimmung jener Gleichheit 
night unnöthig. 

Staatsminiſter Dr. v. Falkenſtein: Nach dem, was 
von den legten beiden geehrten Rednern über die Zuſammen ⸗ 
fegung. der Synode gefagt worden ift, bleibt mir faum noch 
uͤbrig, Etwas hinzuzufügen und den Entwurf fo, wie er 
gefaßt ift, der geehrten Kammer zu empfehlen, zumal der⸗ 
felbe auch in feinen wefentlihen Punkten von der Depu- 
tation in diefer Weife zur Annahme empfohlen worden ift. 
Man muß, glaube ich, zweierlei nicht vergeffen; einmal, 
daß, wie auch einer der geehrten Redner bereitö bemerkt hat, 
das Inſtitut der Synode für und etwas Neues ift- und 
daß, wie ich bereits vorgeftern erwähnt habe in der Sigung, 
als über dad Separatvotum des Herrn v. Zehmen bie Rede 
war, in welcher er ausdrücklich darauf hingewiefen, es fei 
ein Experiment, ich felbft gefagt habe, allerdings fei es in 
gewiffem Sinne, wie jede neue und ungewohnte Einrich- 
tung, ein Erperimentz allein bei diefem Erperimente, wenn 
man biefe Bezeichnung wirklich brauchen will, muͤſſe man 
mit doppelter Vorſicht zu Werke gehen. Ich habe auch 
Deswegen gegen bie Dioͤceſanſynoden und für Herftelung 
einer Sandesfynode mir zu ſprechen geſtattet. Man muß 
ferner auch bebenfen, daß der eigentliche 8weck der Synode 
doch der iſt, geiftliche Dinge zwar nicht durch Geiftliche 
altein, aber im geiftlihen Sinne zu berathen. Ih 
ſetze voraus, daß die Wahlen dazu fo ausfallen, wie es zu 
wuͤnſchen ift. Es kann aber allerdings auch der Fall ein» 
treten, daß in bie Synode Männer gewählt werden, bie 
nicht von dieſem geiftlichen Sinne fo durchdrungen find, 
wie es wuͤnſchenswerth wäre, Man muß daher vom Ans 
fange herein dafiir forgen, daß wenigſtens bei einer gewiffen 
Bahl auf diefen eigentlichen, geiftlihen Sinn und, went ih 
es hinzuſetzen darf, auch auf Kenntniß diefer Angelegens 
heiten zu rechnen fei und wenn Sie die Güte haben, bie 
einzelnen Punkte durchzugehen, durch welche die Bufammen- 
fegung der Synode bedingt wird, werden Sie finden, daß 
das Minifterium auf diefe Momente Rückſicht zu nehmen, 
fih bemüht hat. Man hat- eine beftimmte Anzahl von 
Geiftlichen genommen, ald diejenigen, ‘deren ganzes Leben 
den geiftlichen und kirchlichen Angelegenheiten gewidmet ift, 
die alfo nach allen Seiten vorzugsweiſe geeignet find, in 
ſolchen Dingen ein Wort und zwar ein beftimmtes, klares 
Wort zu ſprechen. Man hat dazu genommen Laien, welche 
nach gewiffen, beftimmten Grundfägen frei zu wählen find. 
Sie hat ferner gefucht, foweit nöthig, auf die wiflen- 
ſchaftlichen und Höheren, allgemeinen, kirchlichen Intereſſen 
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durch Berufung von Profeſſoren Ruͤckſicht zu nehmen. 
Man hat aud das allgemeine Verwaltungsintereffe im 
wahren Sinne des Wortes und bie eigentliche cura be- 
neficii, von der in diefen Tagen die Rede geweſen iſt, 
vertreten und in ben Synobalverfammlungen Ausdrud 
finden · laſſen zu müffen geglaubt und hat e3 nicht dem 
Bufalle überlaffen wollen, ob und wie viel Patrone in 
die Synode gewählt würden; man hat gewuͤnſcht, daß 
wenigftens eine beftimmte Anzahl Patrone aufgenommen 
werden müffe und endlich, um aud) der kirchlichen Berwal- 
tung die Füglicfeit zu geben, ſich auszuſprechen und 
ihre praßtifchen Erfahrungen zur Geltung zu bringen, hat 
fie eine Anzahl Superintendenten hinzugefügt. Cs fcheint 
alfo, wenn ich mich nicht ganz täufche in biefer Bezieh⸗ 
ung, daß allen Anforderungen, die man an ein Inſtitut 
diefer Art machen kann, genügt und doch babei die Nüd: 
fit und Vorficht mit in Obacht genommen worden ift, 
die nothwendig iſt bei einem Inftitute, an das fich der 
Sinn des Volkes erft gewöhnen muß. Ih muß auch 
hinzufügen, daß ohnerachtet Deſſen, was in der von mir 
ebenfalls hochgeſchaͤtzten Schrift des Herrn Dr. Herrmann 
gefagt ift, andere Schriftfteller und Beurtheiler dieſes Ent- 
wurfs ſelbſt ſich gerade über diefen Paffus außerordentlich 
günftig ausfprachen und es ift Died gerade von Seiten Solcher 
geſchehen, die eine Iangiährige Erfahrung im Synodals 
wefen haben. In Bezug auf die Frage dıber die Gleiche 
heit des geiftlichen Standes und des weltlichen in der " 
Synode find die Meinungen bekannter Maafen fehr vers 
ſchieden; aber in der neueren Zeit ift man faft allenthals 
ben darauf zugefommen, dieſe Gleichheit aus ben fchon 
vorhin angebeuteten Gründen anzuempfehlen. Da befon: 
dere Anträge anderer Art nicht vorliegen, fo habe ich nur 
in Beziehung auf Das, was ber geehrte Abg. Nittner 
fagte, zu bemerken, daß, obgleich ex Beinen Antrag geftellt 
hat, ich mich doch mit den Motiven, durch die er feine 
Anſicht begrunden wollte, nicht vollfommen einverftchen 
Tonne. Er bemerkte nämlich, es fei zur Aufnahme von 
fünf Kirchenpatronen fein innerer Grund vorhanden. Ja, 
meine Herren, ich glaube gerade, daß ein fehr farker, 
innerer Grund dafür vorliegt und biefer innere Grund 
ift es eben gewefen, der dem Minifterium Veranlaffung 
gegeben hat, darauf Rüdfiht zu nehmen. Es ging naͤm⸗ 
licy-von det Vorausſetzung aus, daß das Patronatrecht bei 
ums die ganz befondere Verpflichtung hat, für das fir 
liche Wefen im Einzelnen, wie im Ganzen helfend mit einzus 
teeten. Es handeit ſich nicht um eine Vertretung der Kirchen 
patrone, fondern um eine Vertretung des Rechts und der 
Pflicht, welche in dem Kirchenpatronate als ſolchen felbft lie⸗ 
gen und darum halte ich es für ſeht wichtig. Ich fomme nur 
mit wenig Worten auf ben Antrag, der von dem Harn v. 
Könnerig geftellt worben iſt zu biefem bierten Punkte. Sch 
habe dabei nur Bweierlei zu bemerken. Einmal ſcheint mie 
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fein Antrag von einer nicht ganz richtigen Vorausſetzung Strungen ber hohen Ständeverfammlung zumeifen wolle, 


auszugehen, indem wenigſtens in dem Sinne, wie er es 
aufgefaßt zu haben fchien, von einer Vertretung der ſaͤmmt · 
uichen Patrone im Lande bei Beſtimmung dieſer fünf 2a 
trone nicht eigentlich die Rede ift, mithin auch von einer 
befonderen Berüdfichtigung der Schoͤnburg ſchen Receßherr- 
ſchaften nicht die Rede fein kann bei Beratgungen, in wel 
hen es fich nur darum handelt, dag man auf eine Ans 
zahl wirklich für diefe Angelegenheiten befonderd geeigneter 
Perfonen mit Beftimmtheit rechnen kann. Das Zweite ift 
die Nüdfichtnahme auf das Recht, Synoden zu halten in 
den Receßherrfchaften nach Maaßgabe bes Neceffes. Diele 
Synoden in den Neceßherrfchaften find freilich anderer Art, 
als die Synoden, welche man hier beabfichtigt. Irre ich nicht, 
fo find es blos Synoden Geiftlicher, die abgehalten werden 
innen, ohne daß dabei eine Vertretung der Inhaber der 
Receßherrſchaften in Frage. kommt. 8 giebt alfo eigentlich, 
feinen Vergleihungspunkt zwiſchen biefen und den Synos 
den, bie jegt nachdem Entwurfe hergeftellt werden follen. 
Es würden ſich vieleicht auch andere Zweifel aufftellen 
laſſen über die Swedmäßigkeit des Antrags und über den 
Einfluß, den derfelbe haben koͤnnte auf die Bufammen- 
fegung der Synode felbft; indeffen ift ein wefentliches Ber 
denken von Seiten des Minifteriumd nicht vorhanden; es 
kann ſich freilich nur definitiv darüber erklären, wenn es 
‚ft weiß, welche Anfiht die beiden Kammern über diefe 
Frage ausfprechen werben. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter bad Wort über $. 61 zu ergreifen wuͤnſcht. 
— Herr v. Könnerig!" 


(Königl. Commiffar Dr. Gilbert tritt ein.) 


Advocat v. Koͤnneritz: Ich erlaube mir, meine hoch⸗ 
geehrteſten Herren, noch einige Worte zur näheren Beleuch ⸗ 
tung bed von mir geſtellten Antrages hinzuzufügen Mach 
Abſchnitt IX. des Exläuterungsreceffes vom Jahr 1835 find 
die Receſſe genau zu beobachten und es Finnen receßmaͤßige 
Rechte durch kein Geſetz verkuͤmmert werden. Hieraus 
ſcheint mir hervorzugehen, daß bei Vorlagen der koͤniglichen 
Staatsregierung, durch welche receßmaͤßige Rechte berührt 
werden, in der Vorlage hierauf ſeibſt einige entſprechende 
Ruͤckſicht zu nehmen ſei. Der Herr Staatsminiſter hat 
fich zwar mit dem von mir geftellten Antrage im Weſent⸗ 

"lichen einverflanben erflärt, er will demſelben wenigſtens 
nicht entgegen fein. Obwohl pich dies dankbar anzuerkennen 
habe, ſo moͤchte ich mich doch gegen den Standpunkt ver⸗ 
wahren, welchen die koͤnigliche Staatsregierung einnehmen 
zu wollen ſcheint. Es gewinnt nämlich den Anſchein, als 
ob die koͤnigliche Staatöregierung für den Fall, daß zwiſchen 
derſelben einerſeits und den Herren Receßherrſchaftsbeſihern 
andererſeits über den Umfang der receßmaͤßigen Rechte 
Differenzen entſtehen, bie Entfeheidung über derartige 
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Dies würde num aber allerdings dem Abſchnitt IX. des Er 
laͤuterungsreceſſes von 1835 zuwiderlaufen, worin auss 
druͤcklich vorgeſchrieben ift, daß, wenn berartige Itrungen 
nicht auf dem Wege der Vorſtellung ober Beſchwerde⸗ 
führung zur Erledigung zu gelangen vermögen, diefe Diffe: 
renzen fobann auf dem Rechtswege und zwar auf bem im 
Abſchnitt IX. des Crläuterungöreceffes von 1835 genau 
vorgezeichneten Nechtöwege zum Austrage zu gelangen ha⸗ 
ben. Das verhältnißmäßige Recht, Synoden zu balten, 
würde, wenn ſolches nicht dem neuen Verhältniß in ans 
gemeffener Weife angepaßt würde, fortbeflehen, und aus 
dem Fortbeſtehen diefes Rechtes koͤnnen Verwickelungen 
und Differenzen hervorgehen, welde eben mein Antrag zu 
befeitigen beabſichtigt. Auch dürfte eö doch feinem Zweifel 
unterliegen, daß meine Herren Conftituenten das Recht 
haben, zu beanfpruchen, daß fie als Kirchenpatrone in den 
Necefherrfchaften den Kirchenpatronen aller uͤbrigen Landeds 
theite gleichgeftelt werden. Wenn es fich darum handelt, 
dag von Seiten der Kreiöftände Kirchenpatrone gewählt 
werden follen, fo möchte es felbftverftänblich erſcheinen, daß 
die Wahl nur auf einen Kirchenpatron fallen wird, welcher 
felbft den Kreisftänden angehört und da meine Herten 
Eonflituenten in ihrer Eigenſchaft als Receßherrſchafts⸗ 
befiger an den Freiöftändifchen Verſammlungen nicht Ans 
theit nehmen, fo kann infolge deffen die Mahl gar nicht 
auf fie fallen. Je höher meine Herren Mandanten bie 
ihnen auch in kirchücher Hinficht zuftehenden Rechte zu 
ſchaͤten wiffen, je gewiffenhafter diefe Rechte ſtets von 
ihnen gebt worden find, defto mehr erinnern fle fi auch 
ihrer Verpflichtung, ſich da mit Wärme für dieſe Rechte 
zu verwenden, wo biefelben in Frage geftellt werben. Ih 
follte meinen, daß ein ſolches Iebenbiges Intereffe für bie 
Ünigliche Staatsregierung nur eine fehr erfreuliche Erfcheir 
nung fein koͤnnte und ich glaube, daß bemfelben auch bie 
Sympathien der hohen Kammer nicht fehlen werden, ſo 
daß ich hoffen darf, daß ber von mir geftellte Antrag zum 
Kammerbeſchluſſe werde erhoben werben. 


Staatsminifter Dr. v. Falkenſtein: Nur wenig 
Worte auf das, was der geehrte Sprecher jeht geäußert hat. 
Gewiß kann Niemand mehr als ich felbft die warme Fr 
forge ber Befiger der Receßherrſchaften für Kirche und 
Säule anerkennen. Ich habe fo vielfache Gelegenheit gehabt, 
mich davon zu überzeugen und auch heute freue ich mich, 
aus dem Munde des geehrten Sprechers zu hören, daß 
Sie auch bei dieſer hochwichtigen Angelegenheit den brit- 
genden Wunſch hegen, ſich zu betheiligen aus Liebe zur 
Sache, aus Nücficht für das Wohl der Kirche. Bent 
aber der geehrte Sprecher bemerkte, es Schiene ihm die Re 
gierung nicht den richtigen Weg eingehalten zu Haben, DR 
&, wenn es ſich von receßmäßigen Nechten Handle, nicht 
auf die Entfcheidung der Kammern, fondern auf bie Ent 
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ſcheidung der Staatsregierung überhaupt und die Regelung 
der Verhältniffe ankomme, fo muß ich freilich bemerken, dag 
die Regierung in diefer Beziehung diefe Anficht nicht theilt, 
indem es fi von recegmäßigen Rechten nicht han 
delt, fondern nach den eignen Anträgen, die der geehrte 
Redner geftellt hat, Iediglic davon, daß „eine Art von,” 
wie er fich felbft, glaube ich, ausdrüdte, „Conceffion oder 
eine Art von Auögleichung” getroffen werde, die natürlich 
keine receßmäßige, fondern eben nur eine nach dem Wunfche 
der Kammern und ber Zuſtimriung der Regierung feſtge⸗ 
ſtellte Befugniß in ſich begreifen würde. ° Natürlicher 
Weiſe wird durch die Einrichtung der Synoden, wie fie der 
Entwurf enthält, an bem Nechte, welches receßmaͤßig vorber 
halten iſt, Synoden zu Halten, im Geringften Etivas nicht 
geändert; es wird ſich eben aud) aus diefem Rechte, Synd⸗ 
den zu halten, kaum eine Differenz mit der allgemeinen 
Synode ergeben. Im Uebrigen beziche ich mich auf das, 
was ich vorhin im Allgemeinen erklärt habe, 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint, daß Niemand 
meiter das Wort begehrt, ich werde daher die Debatte über 
.61 fchliegen und dem Referenten das Schlußwort ertheilen. 


Referent Bicepräfident d. riefen: Die bei Gelsgen: 
heit diefes Paragraphen ausgeſprochenen Erinnerungen ber 
ziehen ſich zwar hauptfäclic auf die Art der Bufammens 
fegung der Synodalverfommlung; einige Arußerungen aber 
ſtreifen beinahe auch am die Frage an, ob cine Synode 
überhaupt zwedimäßig fei? Diefe Iegtere laſſe ich unbe: 
rührt, da bartıber bereits Befchluß gefaßt worden iftz indeß 
wi ich nur erwähnen, wenn Bedenken geäußert worden 
find gegen die voraudzufehende lange Dauer der Synode 
und dagegen, daß die zur Synode erwählten Geifte 
lien zu fange von ihrem Amte abgehalten fein wür⸗ 
den, daß es freilich außer der fo wichtigen Führung des 
Amtes in dem beftimmten Wirfungsfreife auch noch höhere 
Pflichten giebt, die die Abweſenheit nicht blos entſchuldigen, 
fondern auch zur unbedingten Notwendigkeit machen. Ein 
Beiſpiel dazu geben wir felbft beim Landtage; wir haben 
zu Haufe auch unfer Amt und unfern Beruf und dennoch 
müffen wir auf lange, lange Zeit abwefend fein und einem 
höheren Berufe folgen. Was nun aber die Zuſammen ⸗ 
fegung ber Synodalverfammlung ſelbſt anlangt, fo ift es 
außerordentlich fchwer, auf bie Erinnerungen für und 
wider etwas zu erwidern, weil man fich hier auf einem 
ganz neuen Felde befindet, auf einem Felde, auf welchem 
wir noch Feine beftimmten Erfahrungen gemacht haben. 
Es liegt uns hier ein durchaus neues Inſtitut vor und 
wenn man eine neue Einrlchtung einen Verſuch nennen 
darf, fo findet das hier wohl im allerhöchften Grade ftatt. 
Die ganze Synodaleinrichtung ift für unfer Sand ein Ber 
ſuch und die Art der Zufammenfegung muß aud) verfucht 
werben. Faſt möchte man fagen, es fehle darüber über: 
haupt an einem Principe, an beftimmten Normen; faſt 
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möchte man dies fagen, wenn nicht in der Sache felbft ein 
Prineip läge, durch welches man geleitet wird und welches 
auch auf die Zuſammenſetzung einen beſtimmten Einfluß 
ausüben muß. Ich beziehe mich auf einige Worte in ben 
Motiven, wo gefagt worben-ift, es ließen ſich die Fragen 
über biefe Angelegenheit durch eine principiele Erörterung 
faft gar nicht Iöfen. Aber was ift denn das Princip, 
welchem man hier bei der Synode, mithin auch bei der’ 
Zufammenfegung der Synodalverfammlung folgen muß? 
Das Princip ift: Die Kirche will ein Organ haben, bie 
Kirche will ſich durch die Synode als ein Ganzes fühlen 
und zwar als ein gegliedertes Ganze, was aus gewiffen, 
zu einer vorgefchriebenen Thaͤtigkeit berufenen und fich deſſen 
bewußten Gliedern beftcht. Diefes Organ foll ſich mit dem 
Kirchenregiment in einer Wechſelwirkung befinden, das 
Kirchenregiment foll nicht ifolitt fein, es fol ſich ſeinerſeits 
der Bufammengehörigfeit mit der ganzen Kirde bewußt 
werben und bleiben. Das ift das Princip, was der Synode 
zu Grunde Liegt. Es ſoll das Zfolirtfein, das Aleindas 
ftehen, die Rathlofigkeit, welche das Kirchenregiment vieleicht 
bisher gefühlt hat, aufhören. Nimmt man nun biefes 
Princip zur Leitung, fo findet fi ganz von felbft und 
ganz natürlich, welche Intereffen in der Vertretung zur 
Sprache gebracht werden, welche darin Ausdruck finden 
follen. Dann ift die Antwort ganz einfach: das geiftliche 
Element ebenfo gut, wie die Laien, denn beide kennen die 
BVedürfniffe der Kirche, beide fühlen ihre Noth und ihre 
Beſchwerden, beide alfo müffen fprechen. Es find Bedenken 
erhoben worden gegen das Uebergewicht des geiftlichen Eles 
ments. Ich theile diefe Bedenken nicht, ich muß mic) viels 
mehr warm baflır verwenden, daß ber geiftlihe Stand in 
gleicher Zahl vertreten werde, wie der Laienſtand. Alters 
dings ift gar nicht zu leugnen, daß das geiftliche Element 
ein fehr große Gewicht, ja vielleicht fogar ein Uebergewicht 
der Intelligenz haben wird und daß die geifttihen Abges 
ordneten, wie Here Koch fehr richtig bemerkte, ald Amts—⸗ 
genoffen in Sachen der Kirche und in Sachen des Amtes, 
in allen kirchlichen und geiftlichen Dingen ganz befonders 
zufammenhalten werben. Das ift aber fehr gut; darin 
finde ich gerade einen Umftand, den ich wuͤnſche, der mir 
ganz nothwendig feheintz dadurch wird erft die kirchliche 
Verfammlung zu einem Ganzen. Ferner ift gegen dieſes 
Bedenken ſchon richtig bemerkt, daß ein ſolches geifttiches, 
oder will man gar fagen ein „hierarchiſches“ Ueber— 
gewicht im der lutheriſchen Kirche nicht zu befürchten iſt 
und daß, wie von zwei Seiten bemerkt wurde, die Ans 
ſichten in kirchlichen Dingen, in Sachen des geiftlie 
ben Amts und Berufs fo mannigfaltig find, ic will 
nicht fagen, im Weſen verfchieden find, aber doch von fo 
verfehiedenen Gefihtöpunften ausgehen, daß ſchon darum 
eine jo unbedingt herrſchende Uebereinftimmung nicht zu 
befürchten ficht. Nicht umerwähnt ferner darf ih es 
laſſen, daß bis jegt der geiftliche Stand noch nirgends eis 
83 
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‚ugentlih verfreten geweſen iſt; daß weder in der Staͤn⸗ 
Pepegfammlung, noch in andern politiſchen Verſammlungen 
hetung gefunden hat. Es hat daher gerade ihn bit 
Hiper. an; Gelegenheit gefehlt, die Wünfche und Bedlrfniffe 

m Amtes und der ganzen Kirche laut werben 
laſſer iſt alſo eine Ruͤckſicht der Billigkeit und Se 
Itigfe daB man hier vorzugsweiſe dem geiſtlichen 
WGſichtigung ſchenkt. Außerdem lebt ja der 
in der Welt, iſt von weltlichen Verhaͤlt⸗ 
chen und gerade die weltlichen Verhaͤlt⸗ 
deren Einfluß und deren Behinderung 
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ich habe alfo auch gar Feine Urſache zu einer weiteren Ent, 
gegnung. Ich ſchließe jedoch mit dem vom Herrn v, Koͤn⸗ 
neritz in Bezug auf die Schoͤnburg'ſchen Receßherrſchaften 
geſtellten Antrage und finde denſelben ganz gerechtfertigt 
und werde auch baflır ſtimmen, ſoweit er zunaͤchſt den 
Punkt 4 anlangt. Der von demſelben zu Punkt 5 geſtellte 
Antrag ſcheint mir aber eigentlich weniger nothwendig zu 
feinz denn es ſollen ja fo ſchon fünf Superintendenten oder 
im Amte ſtehende Geiftlihe von den in Evangelicis beauf: 
tragten Staatsminiftern für jede Synode ernannt werden, 
Es wird daher auch ein Schönburg’fcher Superintendent 
ernannt werden Fönnen und es fcheint genug zu fein, 
wenn fünf Superintendenten zugegen find. Indeſſen 
ſcheint der Antrag mehr gemacht zu fein, um mit Punkt 4 
eine Gleichheit zu bewirken, weil dort nunmehr ſechs Kir⸗ 
chenpatrone eintreten ſollen. CS ſcheint das jedoch nicht 
fo nothwendigz denn wenn auch ſtatt 78 nur 77 Mitglie 
der erfheinen, fo wird das doch Feinen Ausſchlag geben, 
Ich werde jedoch auch dagegen nicht flimmen, fondern mid) 
für diefen Antrag ebenfald verwenden. 


Präfident v. Schoͤnfels: Ich werde num in Betreff 
des $. 61 zur Abftimmung übergehen. Derfelbe ift bereits 
von dem Herrn Neferenten vorgelefen tworbenz ich werde 
daher nicht nöthig haben, ihn zu vecapituliren. Bei der 
Abftimmung werde ich ganz in gewöhnlicher Weife verfahren 
und bie erfte Frage mit Vorbehalt der Anträge der Depu⸗ 
tation und des Herm v. Könnerig zunaͤchſt auf ben $. 61 
ſelbſt richten. Ich frage demnach, ob die Kammer un 
ter diefem Vorbehalte dem Paragraphen beiftimmt? 


= Mit 28 gegen 8 Stimmen angenommen. 


556 gehe num zu den Anträgen über. Der Antrag 


der Deputation bezieht fid auf Punkt 3, welcher im Ent: 
ibn lautet: 
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Stimmt die Kammer diefem Antrage bei? — 
- Mit 31 gegen 5 Stimmen angenommen, 

Der zweite Antrag bezieht ſich auf Punkt 5, an befien 
Stelle gefagt werden foll: 

„5) ſechs bon ben in Evangelicis beauftragten Staats: 
miniftern für jede Synode zu ernennenden Suners 
intendenten oder im Amte ftehenden Geiftlihen. Einer 
derfelben ift aus den in den Schoͤn durgſchen Receß ⸗ 
herrſchaften angeftellten Superintendenten oder im 

Amte ftehenden Geiftlihen zu erwählen”, 

Ich frage auch hier, ob Sie diefen Antrag zu 
dem ihrigen machen wollen? — Wird mit 24 gegen 
11 Stimmen angenommen. 

Ich habe num die legte Frage zu ſtellen und zwar be- 
merke ich dabei, daß am Schluffe des Berichts wegen ber 
Zahl der Wahlbezirke eines Vorbehalts Erwähnung geſchehen 
iſt. Mit diefem Vorbehalte alfo richte ich die Frage an die 
Kammer: ob fie $. 61 in der befhloffenen Weife 
anzunehmen gemeint iſt? — Wird mit 23 gegen 
12 Stimmen bejaht, 


ten fteht, bewährte Synodalen nach Ablauf ihres Mans 
dates häufig twieder gewählt werden, fo Fann fich die Landes» 
ſynode zu einer Körperfchaft bilden, welche das Verrrauen 
der Kirchengemeinden bes! und dem Kirchenregiment eine 
zuverläjfige Stöge gewährt, 


Der Bericht lautet: 


Wenn es bei 
$. 62 

ganz folgerecht feheint, daß die Synodalen $. 61, Nr. 2 
und 5 immer nur für eine Synode gewählt und ernannt 
werben, fo dürfte es doch bei den $. 61 sub 4 genannten 
Kirchenpatronen rathfam fcheinen, wie bei den übrigen gewähle 
ten Abgeordneten, die Theilnahme an drei Synoden Aatıfin 
den zu laffen und zwar aus den Seite 66 der Motiven anges 
gs Gründen. Demzufolge würde auf der vorlegten 

eile Nr. 4 auszufallen haben, womit der fönigliche Coms 
miſſat einverftanden war, und empfichlt man daher mit 
diefer Veränderung dem $. 62 beizuftimmen, 


Präfident v. Schönfels: Ich ‚habe zu erwarten, ob 
Jemand über. $. 62 zu fprechen wünfcht? 





Somit ift die Abftimmung über $. 61 erledigt. 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: 


4. 62. 
Dauer ber Function der Synodalen. 

Nach dem ‚Schluffe jeder Landesfynode tritt ein Theil 
der in den Wahlbezirken ($. 61 Nr. 1) gewählten Abgeords 
neten auß. 

Diefer Austritt wird bei der erften Synode durch eine 
Loofung geordnet und treten infolge derfelben aus: nach 
der erften Synode 11 Geiftliche und 11 Laien, welde bie 
niebrigften Nummern gezogen haben; nad, der zweiten 
Synode 11 Geiftliche und 11 Caien, welche die vachſt nied⸗ 
tigen Nummern gezogen haben und nach der britten Synode 
die übrigen 20 Abgeordneten. Die fpäter een Abges 
orbneten treten nach der dritten Synode feit ihrer Mahl 
aus; fie haben alfo alle an drei Synoben Theil zu nehmen, 
wenn fie auch an die Stelle eined Synodalen gewählt 
wurden, ber vor Ablauf feines Mandats ausgefchieden war. 

Die Auötretenden konnen fofort wieder gewählt werben. 

Die Synodalen $. 61 Nr. 2, 4 und 5 werden immer 
nur für eine Synode gewählt und ernannt. 


Die Motiven fagen: 


5 Bu $. 62. 

Es wird wefentlich dazu beitragen, der Synode eine 
feftere Gonfifteng zu geben und ihren Berathungen und 
Berchlüffen einen größeren Einfluß zu ſichern, wenn man 
dag Mandat der in den Mahlverfammlungen der Kirchens 

« vorftände gewählten Synodalen nicht auf eine Synode bes 
ſchrantt, fondern auf drei Synoden erfiredt. Die für 
mehrere Synoden Gemwählten erlangen nicht nur durch die 
Verhandlungen in benfelben Gefdäftsüibung und Erfah 
tung, fie werben auch in der zwiſchen den Synoden liegen- 
den ‚Zeit darauf bedacht fein, die Eirchlichen Zuftände bes 
Landes in engeren und weiteren Kreifen fortwährend zu 
beobachten, die Bebürfniffe der Landeskirche zu erwägen 
und fich zu einer füchtigen und einfichtövollen Vertretung 
derfelben gefchi@t zu machen. Werden nun, wie zu erwars 
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Finanzrath v. NoftizWallwig: Nachdem vorgeftern 
der Beſchluß gefaßt worden iſt, daß die Synode bios aller 


ſechs Jahre zufammentreten foll, fo ſcheint $. 62 in ber 


jetzigen Weife eigentlich nicht mehr aufrecht erhalten werben 
zu fönnenz denn dadurch würde ein Mitglied der Landes ⸗ 
ſynode auf 18, fage achtzehn Jahre gewählt werden. Im 
Laufe von achtzehn Jahren aber kann es nicht fehlen, daß 
wenigftens ein großer, Theil der Mitglieder, fei es aus 
fonftigen Gruͤnden, außer Stand gefegt werden wird, noch 
die Pflichten eines Mitglieds der Synode auszuiben, oder 
geradezu durch eine höhere Hand aus dem Leben abberufen 
werben. Died würde nun zur Folge haben, daß im Laufe 
von achtzehn Jahren fehr viele Nachwahlen nothwendig 
werben würden. Ich glaube daher, daß mindeftens die 
Bahlperiode unter folhen Umftänden auf zwölf Jahre zu 
beſchraͤnken wäre. Ich bin nicht darauf vorbereitet, einen 
Antrag in diefer Beziehung zu ftellen und werbe deshalb 
zunaͤchſt abwarten, ob vielleicht von anderer Seite die von 
mir gehegten Bedenken gerheilt werben. ? 


Referent Vicepräfident d. Friefen: Diefe Bemer⸗ 
fung ift an ſich allerdings wenigfend zum Theile richtig. 
Durch fechsjährige Synoden verlängert fih allerdings bie 
Verpflichtung eines Synodalen, den Synoden beizumohs 
nen, um ein Bebeutendes, wenn auch nicht auf achtzehn, 
fo doch auf zwölf Sabre; denn vor der erften Synode wird 
man gewählt und nach ſechs Jahren hat man der zweiten 
und wiederum nad) ſechs Sahren hat man der dritten Sys 
node beizuwohnen. Obgleich alio auch dadurch das Wahl- 
mandat länger dauert, fo glaubten wir dach, es wäre beſ⸗ 
fer, wenn in einzelnen Griedigungsfällen nene Wahlen ; 
vorgenommen würden, als wenn die Wahl im Ganzer 
zu oft wiederholt werden müßte. 
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Präfibent v. Schönfels: Es hat nun noch Herr 
Superintendent Lechler das Wort zu ergreifen. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte nur das 
bemerken, daß der Stand der Sache fih nicht nur in der 
Beziehung, welde Herr v. Noftiz ſehr richtig berühtte, ver- 
ändert hat, fondern auch noch in einer andern, wenigſtens 
unferm Deputationsgutachten gegenüber, infofern nämlich 
durch die Mehrheit der Kammer beſchloſſen worden ift, daß 
vierzig Jahre für den Kirchenvorfteher das Minimum fein 
fol. Dies ift alfo auch hier der Fall, während wir in der 
Deputation vorgefhlagen hatten, 30 Jahre als Minimum 
anzunehmen. Alſo ic ſetze, es wird Jemand gewählt 
zur Synode; er kann aber nicht gewählt werden, wenn er 
nicht das vierzigſte Jahr zurückgelegt hatz er Tann jedoch 
fünfzig, vielleicht ſechszig Jahre alt fein u. f. w., er wäre 
aber auf zwölf Jahre gewählt. Damals kann er ja troß 
feiner ſechszig Jahre noch rüflig gewefen feinz allein wenn 
man dieſen Punkt noch mit auf die Waagſchale legt, fo 
verändert dad allerdings den Stand der Sache und ich 
meines Ortes kann dies Bedenken doch nicht ganz von der 
Hand weifen. 


DVräfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu ergreifen. Es haben freilich weder Her 
d. Roi Walhoig, noch Herr Superintendent Lochler ber 
tteffs deſſen, was fie bemerften,. Anträge eingebracht ich 
würde alfo bei der Abſtimmung auf die ausgefprochenen Anz 
ſichten keine Nüdficht nehmen können. Es wuͤnſcht Niemand 
weiter das Wort; ich ſchließe daher die Debatte Bezüge 
lich des 9. 62 und ertheile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. 





(Hierauf wird verzichtet.) 

Die bereitd erwähnt, find keine Anträge zu diefem 
Paragraphen weiter vorhanden, ald der der Deputation 
und dieſer Ießtere geht dahin, auf der vorlegten Zeile des 
$. 62 Nr. 4 zu. entfernen. Ich werde zumächft die 
Ftage auf den Paragraphen richten und dann auf den De» 
putationsantrag. Ich frage, ob die Kammer $.62 ans 
nimmt? — Einftimmig 3a. 

Ich frage weiter, ob fie infolge des Antrages der Des 
putation die vom mir bereits erwähnte Zahl 4 in 
der vorlegten Zeile des Paragraphenin Begfall 
bringen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. tiefen: 


$. 68. 
. Wänfbarkeit, 

Bu einem geiſtlichen Abgeordneten für die Synode find 
nur im Amte ftehende, conficmirte Geifttiche, DProfefloren der 
Theologie an der Sandesuniverfität, Superintendenten und 
theologiſche Mitglieder der Confiſtorien und des Obercon: 
fltortumss zu einem weltlichen Abgeordneten iſt jedes welt: 
liche Mitglied einer wangelifch-Iutherifchen Kirchengemeinde 


wählbar, welches die für einen Kirchenvorſteher erforderlichen | di 
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Egenſchaften Hat. Diefe Eigenſchaften miffen auch die in 
die Synode zu wählenden Kirchenpatrone befigen, 

Geifttic)e und weltliche Abgeordnete koͤnnen nur in dem 
Wahlbezirke gewählt werden, in weldem fie ihren weſent⸗ 
lien Wohnſitz haben. De 


Die Motiven fagen: 


Zu $. 63. 

Da die Landesſynode alle Kirchengemeinden des Landes 
vertreten foll und daher auch eine genaue Kenntniß von 
den verfchiedenen localen BVerhältniffen und Beduͤrfniſſen 
im Lande haben muß, fo werden die Wahlverfammlungen 
darauf beſchraͤnkt, Abgeordnete nur aus ihrem Bezirke zu 
wählen, damit die Synode der Iocalen Verhältniffe undige 
Männer aus allen Theilen des Landes in fich vereinige. 


Der Bericht lautet: 
Bei 


6.63 
beantragt ein Mitglied der Deputation, der mitunter eiche 
nete Dr. Lechler, aus den in der Beilage sub + entwidelten 
Gründen, daß zu weltlichen Mitgliedern der Synode nur 
ſolche wählbar fein möchten, welche das Amt eines Kirchen ⸗ 
alteſten bekleiden ober doch bekleidet haben. 

Der, koͤnigliche Commiſſor erklärte diefen Vorſchlag 
darum für bedenklich, weil derfelbe die Mahlfreiheit bee 
ſchraͤnke und manche Perfonen ausfchliegen würde, die fonft 
wählbar wären und deren Eintritt in die Synode fehr er, 
wüͤnſcht fein konne. Die übrigen Mitglieder der Deputation 
fimmen daher diefem Antrage, welchem fie ſich anfangs 
anſchließen wollten, nicht bei und vathen die unveränderte 
Annahme des Paragraphen an, während Dr, Lechler, dem 
— im Uebrigen beitretend, bei feinem Antrage 

eharrt, 


Das Separatvotum befindet fi) auf Seite 290 
weiter ausgeführt. Es iſt die kurze Stelle: 


Ein dritter Punkt hinſichtlich der Synode, worin ber 
Unterzeichnete von der Mehrheit der Deputation abweicht, 
ift die Wählbarkeit, 9.63. Zu nichtgeiſtlichen Symodal 
mitgliedern follten nad) feinem Erachten Lediglich) nur folche 
Männer wählbar fein, welche Kirchendltefte entweder find 
oder geweſen find. 

Die Kirche Chrifi ift eine Haushaltung, in welder 
der Grundfag gilt: Wer im Kleinen ſich erprobt hat, nur 
Der kann auch im Groͤßern haushalten. Im allen Synd⸗ 
dalinftituten der veformirten Kirche hat von jeher ber Grund» 
fe gegolten, daß nur Kirchenältefte neben Geiftlichen zut 
Synode abgeordnet werden fönnen und bie reformirte 
Kirche Hat ſich gut dabei befunden. 

., Zu unfere Kirche follte ſich von diefem Grundſate 
nicht osfagen. Die Synode foll aus den unfern Stufen 
des firchlichen Amtes erwachfen, theilg des Prebigtamteh, 
theils a Gemeindeamtes 

an wendet ein, dag wäre eine Befchränfung, wo⸗ 

Burc) Derfonen, die Bar Spnobe wahl a fapem me, 

möglicherweife auögefchloffen werden Fünnten. 


fragt fich hierbe au 5 
tagt fie) hierbei nicht: was ift liberafer? fondern: wat 
firhlihrrathfamer und — da fcheint 
obiger Borfchlag, der die Yuctorität aller altpresbyterialen 
und fpnodalen Kircen für fid hat, den Worug zu DEF 
ienen. Demnach, beantragt der Unterzeichnete 
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Bi C. 68, die Waͤhlbatkeit zum Spnodalabgeord- 
neten bei Nichtgeiftlichen an die gegenwärtige oder frühere 
Mitgliedſchaft eines Kirchenvorftandes zu binden. 


Präfident v. Schönfels: In Bezug auf den Antrag, 
den Herr Superintendent Lechler eingebracht hat und der 
foeben von dem Herrn Neferenten verfefen wurde, hatte 
der Herr Antragfteller fpäter ſich entſchloſſen, eine Abän- 
derung eintreten zu laffenz; er hat eine präcifere Form in 
den Antrag hineingebracht, die alfo lautet. — Zu Seite 291 
des Berichts hat er den Antrag zu $. 63 gemacht, es foll 
auf Zeile 5 nach dem Worte „wählbar” anftatt „welches“ 
bis zu „befigen” gefegt werden: 

„welches Kirchenvorſteher ift ober gewefen ift. Die 
in die Synode zu wählenden Kirchenpatrone müffen 
die für einen Kirchenvorſteher erforderlichen Eigenfchaften 
befigen“, 

Ich wide nun zu erwarten haben, ob der Herr Anz 
tragfteller feinen Antrag motiviren will? 


Superintendent Dr, Lechler: Ich würde darum bitten. 
Präfident v. Schönfels: Sie haben das Wort. 


Superintendent Dr. Lechler: Meine Herren! Es ift 

im Deputationsberichte ganz richtig das angegeben, dag 
anfänglich die Übrigen gechrten Mitglieder der Deputation 
nicht abgeneigt. waren, meinem Antrage zuzuftimmen und 
hauptfählic hat die Erklärung des Herrn königlichen Com ⸗ 
miffars, die Sache fei bedenklich, ſofern dadurch Perfonen 
aus der Synode ausgefchlofien werden koͤnnten, deren 
Dafein wuͤnſchenswerth in der Synode wäre, verurfacht, 
daß ich allein geblieben bin. Das hat aber meine Ucber- 
zeugung nicht erſchuͤttert, daß doch etwas fehr Wichtiges 
und fir dad Inſtitut der Synode Nüsliches und Bmed- 
mäßiges, um nicht zu fagen Nothwendiges, darin liege. 
Naͤmlich es kann ſich wirklich da nur um das Beſte der 
Kirche handeln, wenn wir unfer Gutachten geben, bei 
welcher Einrichtung in Bezug auf die Mählbarkeit das | 
Beſte der Kirche am ſicherſten gewahrt werde? Das ift 
die Haupffrage und da glaube ich ganz entſchieden, daß 
die Wihlbarkeit, fo wie fie bei dem anderen Theile der 
Synode auf ein gewiffes Amt befchränkt ift, fo auch bei 
dem nichtgeiſtlichen Theile der Synode auf «ein ges 
wiffes Amt befchränft werde. Nämlich nicht fo, daß nur 
. Der, der gerabe in dieſem Augenblide, wo er gewählt 
werden foll, Kirchenvorfteher ift, fondern wenn vielleicht 
das Inſtitut ſchon Jahre lang oder noch länger beftanden 
hat, daß dann Zeder wählbar wäre, der auch nur eine 
DVeriode von drei Jahren oder länger als Kirchenvorfteher 
gedient hatz aber dag Der, ber nicht Kirchenvorficher ge: 
wefen ift, nicht fol wählbar fein. Ich glaube, es handelt 
ſich doch weſentlich um Kenntniß, um Erfahrung und auch 
um die bereits bewiefene Thätigkeit und Treue für das 
kirchliche Intereffe. Daß wir dafür irgend eine Garantie 
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haben durch Bekleidung eines Amtes, das wird wohl 
nicht zu leugnen fein, und, wie. vorhin ber Herr Referent 
vicptig bemerkt Hat, daß der Punkt 4’in $. 61 in Bezich- 
ung auf die fünf Kirchenpatrone hauptfächlih aus dem 
Gedanken hervörgegangen fei, daß die Patrone um der 
kirchlichen Erfahrungen willen, welche ihnen vermöge ihrer 
Stellung zuzutrauen fei, in die Synode paffend fein mögen, 
fo wende ich daffelbe Motiv für meinen Vorfchlag an. Es 
liegt irgend eine Garantie darin für die kirchliche Erfah— 
rung, allerdings auf einer niedrigeren Stufe, als die Sans 
desſynode ift, aber das iſt eben recht. Denn „wer im Ger 
ringen freu ift, iſt aud im Großen freu“; und wer etwa 
eine Wahl zum Kirchenvorficher ausgeſchlagen hat, aber 
die Wahl in die Landesfpnode annehmen möchte, deſſen 
Gefinnung würde mir nicht ganz von allen Bedenken frei 
eiſcheinen Das ift aber ganz gut moͤglich nad) dem, 

wie es ber Paragraph hat, daß nur die zu einem Kirchen⸗ 

vorfteher erforderlichen Eigenfhaften die Wählbarkeit beſtim⸗ 

men, nicht aber die wirkliche Bekleidung des Amtes als 

Kirchenvorſteher. Und dabei mache id) noch einmal, was 

ich auch ſchon in meinem gedrudten Votum gefagt habe, 

ganz kurz auf die Erfahrung aufmerfjam, welche in der 

reformirten Kirche daruͤber geſammelt ift. Denn dort find 

doch Erfahrungen vorhanden und die fämmtlichen refors 

mirten Kirchen, die im deutſchen Vaterlande oder im Auss 

lande Preöbyterials oder Synodaleinrichtungen befigen, 

haben, foviel mir befannt ift, auch diefen Grundfag ber 

folgt. Bu allererft die franzöfifh: reformirte Kirche, bie 

eine ganz befonbere organifatorifche Gabe gezeigt hat, die 

eine ausgezeichnete Märtyrerfirche gewefen ift und fih an 

die Regel gehalten Hat, daß je die höhere Stufe der Sys 

noden au der niederen und bie niederfte aus den Kirchen» 

vorftänden herauswächftz und bei diefem Grimbfag hat ſich 

die veformirte Kirche ſtets wohl befunden. Auf der anderen 

Seite würde mit Dem, was der Entwurf will, eher ein 

Erperiment gemacht, woflr man feine Garantie hat, waͤh⸗ 

rend für Das, was ich beantrage, Erfahrungen fprechen. 

Das ift es, was ich ganz kurz für die Sache anführen 

wollte, 


Präfident v. Schoͤnfels: Der Antrag ift von einem 
Deputationsmitgliede ausgegangen; ift auch im Berichte 
erwähnt, er bedarf deshalb Feiner Unterftügungz ich will 
aber der größern Deutlichkeit wegen den Unterfchieb noch» 
mals hervorheben, welcher in dem Antrage des Herrn Ans 
tragſtellers und in dem Entwurfe liegt. In dem Entwürfe 
heißt es nad) dem Worte „wählbar” in ber fünften Zeile 
folgendermaaßen: 

„welches: die für einen Kicchenvorfteher erforberlichen 
Eigenfcpaften hat”; 5 
nad dem Antrage des Heren Superintendent dagegen folk 

es heißen: — 
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Aches Kirchenvorſteher iſt oder gewefen ift. Die 
——— — Kirhenpatrone müflen bie 
für einen SKirchenvorftcher erforderlichen Eigenſchaften 
beſitzen“. 

Herr Bürgermeifter Koch hat das Wort und dann 
Here Oberhofprediger Liebner. 


Blirgermeifter Dr. Koch” Es thut mir Leid, dem foeben 
gehörten Antrage des Heren Superintendenten Dr. Eecler 
micht beitreten zu Finnen. Die Gründe, die vom der Res 
gierung ihm gegenüber gehalten worden find, feinen mir 
vollfommen zufreffend. Diefelben Motiven find aber auch 
in- anderer Beziehung auf $. 63 anwendbar, um eine Aen⸗ 
derung deffelben zu rechtfertigen. Es iſt in demfelben das 
Princip aufgenommen, daß bie Wahlen fowohl der geift 
uͤchen als der weltlichen Mitglieder Bezirkswahlen, und 
zwar an den Wohnſitz gebundene Bezirföwahlen fein 
follen. Es wird dadurch ebenfo,« wie bei dem Antrage 
des Heren Dr. Lechler, häufig der Fall eintreten, daß Per: 
fonen, die für die Synode ſehr wuͤnſchenswerth find, nicht 
gewählt werben Finnen. Ich erlaube mir, auf ein Bei— 
fpiel im Paragraphen felbft hinzuweiſen. Wenn id dens 
felben richtig verſtehe, find als geiftliche Abgeordnete wähl. 
bar die Profefforen der Theologie an der Landesuniverfität, 
die Mitglieder der Gonfiftorien und des Oberconfiftoriums, 
Die Profefforen der Theologie haben ihren Wohnſitz in 
Leipzig; fie würden alfo nur in Leipzig gemählt werden 
Tonnen; die Mitglieder des Oberconfiftoriums haben ihren 
Wohnſitz in Dresden und werden nur dort gewählt werben 
koͤnnen. Diefe Beſchraͤnkung fpringe mithin ins Auge 
und zwar zum Nachtheil der Synoden. Es wird nicht 
geleuguet werben Eönnen, daß es wuͤnſchenswerth iſt, in der 
Wahl der Profefforen der Theologie, fowie in der Wahl der 
Mitglieder der Confiftorialbehörden freie Hand im ganzen 
Lande zu haben, weil man vgrandfegen muß, daß gerade 
biefe Perfonen in den der Synode zur Verhandlung vor⸗ 
liegenden Fragen die befähigtften find. Ohne auf irgend 
melde andere Gründe, die gegen bie an den Wohnfis ge: 
bundenen Wahlen ſprechen, einzugehen, glaube ich, diefes 
Beiſpiel wird hinreihen, um einen Antrag, den ich mir 
einzubringen erlaube, wenigfiens einigermaßen zu recht: 
fertigen. Ich beantrage den Wegfall vom zweiten Abſatz 
des $. 68. 

Pröfident v. Schönfels: Ich möchte mir in Bezug 
auf diefen Antrag den Vorſchlag erlauben, ihn dadurch zu 
berückſichtigen, daß ich die Abſtimmung über $. 63 ſpaite 
und auf den letzten Abſatz eine befondere Frage richte. Cs 
würde dann nicht nöthig fein, daß der Antrag des Herrn 
BVlrgermeifters Koch zur Unterftügung gebracht wird, ſom 
dern eb würde er ſelbſt und diejenigen Mitglieder, welche 
mit {hm geben wollen, gegen den zweiten Abfatz zu flimmen 


haben. Ich weiß nicht, ob 5 di 
einverftanden ift? ob Herr Bürgermeifter Koch damit 
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Bürgermeifter Dr. Koh: Ich kann mich damit voll 
kommen einverftanden erklären. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich wende mic) zurüd 
zu dem Antrage des geehrten Herrn Superintendenten Dr, 
Lechler. Ich finde mich in Beziehung auf denfelben in 
einer eigenthümlichen Lage: Ich flimme dem Dr. Lechler bei 
und kann doch nicht fur ihn flimmen. Nämlich es if, 
was er verlangt, der Idee nach völlig in der Ordnung, e& 
ift echt chriſtlich, es emtfpricht dem innerften Wefen der 
Kirche nicht nur, fondern auch) der Geſchichte, worauf er 
auch hingewieſen hatz es ift das Liebliche und Heilig: Schöne 
„Du bift über Wenigem getreu geweſen; ich will dich fiber 
Biel ſetzen“. Es ift hoͤchlich zu wünfdhen, das Jemand, 
der in der Synobe Thätigkeit und Einfluß entwiceln wil, 
vorher ſich erereirt habe im Kirchenvorftande, daß er ein 
Experte in diefer Sache fei. Allein was uns betrifft, fo 
glaube ih, auf unfere Verhältniffe paßt es nicht ſchlecht⸗ 
hin. Wir müffen es uns, glaube id, als ein ceterum 
censeo wiederholen, dieſes ganze Inftitut, Kirchenvorftände 
und Synoden zufammengenommen, ift für und ein neues. 
Bir haben eben noch Feine Kirchenvorſtaͤnde zur Vorberei⸗ 
tung auf die Synoden. Für den Anfang, den wir zu 
machen haben, wird man fi an die Vorlage halten muͤſ⸗ 
fen. Wir müffen jegt frei wählen, wir muͤſſen ſuchen, 
durch freie Wahlen zu der Synode alle die im Lande hers 
auszufinden, die fich zur Behandlung diefer großen An⸗ 
gelegenheiten eignen. Die Synode felbft wird, wenn fie eine 
Beit wirkfam gewefen iſt, wahrſcheinlich von felbft darauf 
kommen, zu beftimmen, daß nur folche Laien zu ihr ger 
wählt werden, welde im Kirchenvorſtande gewefen find, 
Das iſt, glaube ih, Sache ber Zufunftz für die Gegen 
wart kann man dieſe Nothwendigkeit nicht aufftellen. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort ergreifen zu wollen; ich kann daher die Debatte 
betreffö des $. 63 ſchließen unter Ertheilung des Schluß 
wortes an ben Neferenten. Zunaͤchſt würde der Herr Se⸗ 
paratvofant das Wort haben. 


Superintendent Dr. Lechler: Ih will nicht viel 
mehr hinzufegen. Ich wollte nur fagen, das iſt ja gan 
richtig, wir haben noch feinen SKirchenvorftand; ich weiß 
nicht einmal, ob wir je einen befommenz zugeftanden, wie 
der ‚Herr Oberhofprediger richtig bemerkt hat, jet ift dieſe 
Frage noch gar nicht praktiſch. Aber ich denke auch gar 
nicht, daß, wenn die Sache in's Leben tritt, bann der Weg 
der wäre, erft die Synode und dann der Kirchenborſtand; 
fondern gewiß fo, daB wir erft unten anfangen mit dem 
Kirchenvorſtande und wenn der eine Zeit Tang ſich geübt 
und gedient hat, ein Jeder in feinem Kreiſe, vielleicht in 
fünf ober ſechs Jahren eine Landes ſynode zufammenberufen 
wird. Dann wird immerhin die Sache gleich praktiſch 
3% bin für diefen Weg und wie auch ſchon Herr Bürget 
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meifter Koch früher geäußert hat, der Weg von Unten nad 
Oben fei der evangeliichen Kirche angemeffen, fo bin ic, 
wenn bie Kirhenorbnung zu Stande fommt, für diefen 
Gang; der Entwidelung; und folte fie als Ganzes nicht zu 
Stande kommen, fo wäre doch dringend zu wünfchen, daß 
mindeftens der Kirchenvorftand ins Leben träte. Ich 
meine alfo, grade dies iſt ein nafurgemäßer und im Wefen 
des Reiches Gottes begründeter, fenffornartiger Weg der 
fucceffiven Entwidelung aus dem Kleinen heraus. Bon 
diefem Geſichtspunkte aus ſcheint mein Antrag fehr viel 
für fi zu haben und allerdings fehr praktiſch zu fein. 
Ih mache mir aber gar Feine Slufionen darüber; mein 
Antrag wird jedenfalls abgeworfen werben, ich kann auch 
nicht um die Palme der Freifinnigkeit damit werben, ich 
will es auch nicht; wie gefagt, ich gehe mur davon aus: 
Was ift für die Kirche Heilfam und.nüglih? und da bin 
id) denn in diefem Punkte meiner Meinung gewiß. 


Dberhofprediger Dr. Liebner: Zu einer Art thate 
fächlicher Berichtigung bitte ih ums Mort. Es gehört 
wohl zum Thatfächlichen, daß der Entwurf die Synode 
zugleich eintreten läßt bei ung it den ganzen übrigen Eins 
"richtungen, daß wir alfo möglicerweife im naͤchſten Jahre 
ſchon eine Synode haben koͤnnten. Dann wäre dad vom 
Herrn Dr, Lechler Gewollte gar nicht mit Sicherheit zu 
erreichen. Was er fagt, iſt gewiß an fich volltommen 
richtig und ich Habe bereits erklärt, daß ich ihm der Idee 
nach beiftimmez wie es aber ausführbar fein fol ohne den 
ganz neuen Gedanken einer nur ganz allmäligen Eins 
fürung der Kirchenordnung von Unten auf, der mir frei 
üch nicht fremd ift, fehe ich wicht. — Vielleicht gehört es 
weiter zum Thatſaͤchlichen, daß der Redner wefentli die 
teformirte Kirche bei feinem Abfehen vor Augen gehabt zu 
haben ſcheint. Aber dieſe hat eine lange, große, reiche 
Geſchichte, in welcher dieſes Alles vermittelt ift, die und 
fehlt; wir dirfen das nicht fofort auf und übertragen; 
wir find ganz neu, Neophyten in diefer Sache. 


Referent Vicepräfident dv. Friefen: Ich leugne gar 
nicht, daß der Antrag des Herrn Superintendenten Lechler 
fehr viel für fih und etwas fehr Anfprechendes hatz aber 
betrachtet man ihn genau, fo fpricht ex doch eigentlich gegen 
den Grundfaß, der bei jedem Wahlverfahren zu Grunde 
liegen fol. Ein Wahlgeſetz kann wohl negative Beftim- 
mungen enthalten; Beftimmungen über Diejenigen, die 
nicht gewählt werden dürfen, weil fie gewiffen Mängeln 
unterliegen. Es darf aber keine pofitiven Vorſchriften geben 
und vorfhreiben, daß gerade Die und Die gewählt, werben 
folen. Es ift ja die Tendenz jedes MWahlverfahrens, daß 
dabei die Wirdigften, Brauchbarften, Intelligenteſten und 
Diejenigen gewählt werben follen, welche das meifte Ber- 
frauen verdienen und gegen biefen Grundfag würde man 
verſtoßen, wenn man vorſchreiben wollte, daß blos Kirchen- 
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vorftänbe zu wählen wären. Das Beifpiel ber reformitten 
Kirche will auch infofern nicht recht paffen, weil bei der 
teformirten Kirche die Synode und ber Kirchenvorſtand 
allerdings mehr ben Character eines erweiterten Kirchen⸗ 
regiments an fich tragen. Die Synode im der reformirten 
Kirche macht einen Theil des Kirchenregiments aus; fie hat 
fogar eine Theilnahme bei der Verwaltung und Regierung. 
Nun bitte ich aber, auf $. 65 noch einen Blick zu werfen. 
$. 65 ift es ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die Mahl: 
verfammlung blos aus Kirchenvorſtaͤnden beſteht, indem 
vorgeſchrieben ift, daß in den übrigen 14 Wahlbezirken jeder 
Kirhenvorftand einen Geiftlichen und Laien zur Wahl⸗ 
verfammlung ſchicken kann. Es ift alfo am ſich nicht wahr- 
fheinlich, daß die Wahlverfammlung, die nur aus Kirchen⸗ 
vorſtaͤnden befteht, einen Anderen wählen werbe, ber nicht 
Kirchenvorſtand iſt. Ueben fie aber einen ſolchen Act der 
Entfagung aus, fprechen fie aus, daß ein Anderer noch 
wuͤrdiger und brauchbarer fei, als fie felbft, nun dann glaube 
ich, daß diefer Stimme auch nadhzugeben fei, und ich glaube, 
daß diefer Mann dann auch der geeignetfte fein wird. Der 
Antrag ded Herrn Bürgermeifterd Koh auf Megfall des 
legten Satzes in 5. 63 hätte beinahe dad Bedenken in mir 
hervorgerufen, daß wir etwas uͤberſehen hätten. Indeſſen 
noch einmal bei Lichte betrachtet, glaube ich doch, ift ber 
Antrag nicht ganz ftatthaft oder nicht nothwendig. Geiſt⸗ 
liche und weltliche Abgeordnete follen nämlich nur in dem 
Wahlbedirke gewaͤhlt werden, in welchem fie ihren Wohnſitz 
haben. Nun bildet Dresden und Leipzig jedes für ſich 
einen Wahlbezirk und eine Wahlverfammlung. Es fönnte 
nun alferdingd in ländlichen oder auswärtigen, d. h. in den 
übrigen 14 Wahlbezirken überhaupt der Wunfch vorherrs 
ſchend fein, einen Profeffor aus Leipzig oder einen Con— 
ſiſtorialtath aus Dresden zu wählen; aber abgefehen davon, 
daß dadurch große Verwirrung entſtehen koͤnnte, weil meh⸗ 
rere Wahlbezirke diefelbe Perfon wählen fönnten, fo baf 
dann wieder eine Auögleichung flattfinden müßte, fo bes 
finden ſich gerade dadurch Dresden und Leipzig im Vor⸗ 
theil und Vorzuge gegen andere Wahlbezirk. Daß fie ein 
Nachtheil dadurch treffen follte, kann ich nicht zugeben; im 
Gegentheit, gerade fie haben das Gluͤck, noch mehr brauch 
bare Elemente in ihrem Bereiche zu befigen und unter einer 
viel größeren Anzahl wählen zu koͤnnen. Wollte man aber 
den auswärtigen Wahlverfammlungen geflatten, Profefforen 
der theologifchen Facultät zu Leipzig oder Mitglieder des 
Conſiſtoriums zu Dresden zu wählen, fo würde damit das 
Princip verlaffen, daß man aus jedem Bezirke geeignete 
Männer haben will und zwar ſolche Leute, welche deſſen 
Beduͤrfniſſe am beften kennen. 


Staotsminiſter Dr. v. Falfenftein: Nach dem, was 
foeben vom Heren Neferenten erwähnt worden ift, habe 
ich nur eim einziges. Wort hinzuzufügen, damit dev geehrte 





Here Superintendent Lechlet nicht glaubt, als fei das Mir 


566 


niſterium fo unbedingt gegen den Antrag, welden er ger 
wiß in beſter Abficht zu ſtellen ſich veranlaßt gefchen hat. 
Sc) bemerke daher, daß ich bie Gründe, auf denen fein 
Antrag beruht, volfommen chre; daß aber beim Vorſchlage 
des Minifteriums die Abficht obgewaltet Hat, daß moͤglichſt 
wenig Befhränfungen bei den Wahlen felbft fattfinden 
möchten. Ein gewiſſes Vertrauen Iegt das Minifterium 
hierbei allerdings den Gemeinden gegenüber zu Tage, in- 
dem es gerade dieſes Wahlverfahren vorgefchlagen und für 
zwedmäßig erklärt hat. Das ift aber) auch nöthig; denn 
ich betrachte ald eine der Abſichten, die mit der Synode 
verbunden find, die, daß fie ein Temperament, wenn ich 
mic) fo ausbrüden darf, fein fol gegen die nad) diefer 
‚oder jener Seite hin ſich erhebenden ertremen Anſchauungen 
in kirchlichen Dingen. Ich halte daher die Freiheit der 
Wahl in der vorgefehlagenen Meife für das einzig Richtige. 


Präfident v. Schönfels: Ich gehe zur Abftimmung 
über $. 68 fort. Hierzu befteht ein Antrag des Dr. Lechler 
und ein zweiter des Buͤrgermeiſters Koch, welcher Iegtere 
jeboch feine Erledigung dadurch finden wird, daß uͤber jeden 
der beiden Abfäge, aus welden der Paragraph befteht, ber 
fonders abgeftimmt werden wird. Es wird daher der zweite 
Sag, auf welchen der Koch'ſche Antrag gerichtet if, von 
Denjenigen, welche mit dem Herrn Antragfteller einer Ans 
ſicht find, durch die Abſtimmung zur Erledigung gebracht 
werben koͤnnen. Mit Vorbehalt des Lechler'ſchen Antrags 
frage ih nun die Kammer, ob fie nah Anrathen 
ihrer Deputation dem erften Abfagibeiftimmen 
wirt? — Einftimmig Ja, 

Der Antrag des Herrn Superintendenten Lechler bes 
sieht: fich auf. die Mählbarfeit der Mitglieder für die Sy: 
node und geht dahin, beizufügen: 

. „ntelches Kirchenvorſteher ift oder gewefen ift. Die 
in bie Synode zu wählenden Kirhenpatrone müffen die 
für einen Kirchenvorſteher erforderlichen Eigenfdaften 
befigen”, 

Will die Kammer ben Antrag zu dem ihrigen 
machen? — Wird mit 29 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Ich gehe nun zum zweiten Abfa über, welcher mit 
dem Worte „Geiftliche” anfängt, und mit „haben“ endigt 
und frage, ob die Kammer benfelben anzunehmen 
gemeint if? — Wird gegen 2 Stimmen angenommen. 

IH frage nun, ob die Kammer $. 63 in der be- 
föloffenen Beife annimmt? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. riefen: 


$. 64. 
BWahfbegirke, 
Eh 16 Wahlbezirke werben gebilbet durch 
ie evangelifch-Tutherifhen Ki i 
heriſche Kirhengemeinden der 
2) die evangelifch 
Stabt Leipzig; 
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slutherifchen Kirchengemeinden der fi 


3—16) die 14 andern Superintendenturfprengel, wel, 
Gen die Kirchengemeinden in den Schönburgfcem 
Receßherrſchaften mit zugetheilt werden, 


Befondere Motiven find Hierzu nicht gegeben, — 
Im Bericht heißt es: 
Den 


° $. 64, 
welcher mit $$. 61 und 74 auf das Genaueſte zufammen- 
hängt, rathet die Deputation an, für jest auszufegen, ine 
dem fie auf das bei $. 61 Erwähnte Bezug nimmt, 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über ben $. 64 betreffenden Antrag das Wort zu 
nehmen: wünfcht? 


Advocat v. Könnerig: Kann man auch im Uebrigen 
über $. 64 ſprechen? 


Praͤſident v. Schönfeld: Ganz gewiß. 


Advocat v. Könnerig: Im Bezug auf biefen Para⸗ 
graphen erlaube ih mir der koͤniglichen Staatsregierung 
einen Wunfch zur eventuellen Beruͤckſichtigung zu empfehlen, 
Es iſt dies der Wunſch, daß die Schoͤnburg'ſchen Receh⸗ 
herrſchaften für ſich einen oder nach Befinden mehrere 
Wahibezirke bilden, nicht aber auseinander geriffen und zu 
außerreceßherrfchaftlichen Wahlbeʒirlen hinzugeſchlagen wer⸗ 
den moͤgen. Der Sachlage ſcheint es mir entſprechend zu 
ſein, mich gegenwaͤrtig auf die Ausſprache dieſes Wunſches 
zu beſchraͤnken, indem ein praͤciſirter Antrag keinen Erfolg 
zu haben vermoͤchte. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand hierüber 
zu ſprechen wünjcht, fo frage ich: ob die Kammer dem 
eben referirten Antrage ihrer Deputation beis 
fimmt? — Einfiimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


8.65. 
Wahlverfahren. 
„In Dresden treten die Kirchenvorſtaͤnde aller evangs 
Üifch-futherifcen Kirchengemeinden bafelbft zur Beranfiab 
tung der Wahl unter Leitung der Kircheninfpection zu⸗ 
fammen. 
Ebenfo in Leipzig. s . 

„ In den übrigen vierzehn Wahlbezirfen fentet Ahr 
Kirchenvorftand einen Geiftlichen und einen Laien aus fir 
ner Mitte zu einer MWahlverfammlung, welche von eine 
durch das Minifterium des Cultus zu ernennenben Com 
miffer berufen "und geleitet wird. Die Kirchenvorftändt 
der Filiale und Schwefterfirhen fenden feine befondem 
Babimänner, fondern treten zu deren Wahl mit den Kir 
Senvorftänden der Muttertirche oder der Kirche, WO 
Pfarrer feinen Sit hat, zufammen. welt 
". Seder Wablkeirt tähle wel Beiftige und put 
liche Abgeordnete zur Synode, ige 
Zur Ghitigkeit der Wahl ik erforberih, baß wer 
ſtens zwei Dritttheite der Wahlmänner an der Wahlhat 
lung Theil genommen haben. 


Iub-dresden.de/ppn2002826721802 
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Die Entfheidung der Wahl erfolgt in der Regel nach 
abſoluter Stimmenmehrheit. Wenn jedoch dreimal geſtimmt 
worden ift, ohne daß eine ‚abfolute Stimmenmehrheit ſich 
gezeigt hat, fo entfcheidet bei der dritten Abftimmung bie 
relative Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos, 
welches für Abweſende durch ein von ber Kircheninfpection 
oder von dem Wahlcommiflar aufgerufenes Mitglied der 
Wahlverfammlung gezogen wird. 

Zweifel Über die Mählbarkeit eines gewählten Abge- 
ordneten entfcheidet die Synode. 


Auch hierzu fehlen, befondere Motiven. — Der Be» 
richt fagt: 


Auch auf —F 


iſt die Frage uͤber die Zahl und Eintheilung der Wahl: 
bezitke von” Einfluß, 

Im Ganzen läßt ſich bei diefem Paragraphen die Ber 
merfung nicht unterdrüden, daß das Wahlverfahren ein 
Fa) complicirtes und fehr Eoftfpieliges werden wird. 

immt man an, baß es im ganzen Lande 912 Parochien 
iebt und daher ungefähr ebenfoviel Kirchenvorftände und 
zieht man davon 6 Warochien in Dresden und Leipzig mit 
ge nen ab, fo erfcheinen bei jeder Wahlverfamms 
fung der 14 übrigen Wahlbezirke ungefähr 130 Wahlmänner 
aus 64 bis 65 Parochien und Kirchenvorſtaͤnden, deren jede 
4 Abgeordnete zu erwählen hat. 

Sollte das zu $. 74 gegebene Gutachten der. Depu⸗ 
tation ben Beifall der & indeverfammlung und der 
Staatsregierung erlangen und eine nochmalige Erwägun; 
der Stellung der Superintendenten dahin führen, daß die 
dermalige Zahl der Ephoralbezirke im Ganzen beibehalten 
würde; follte ſich hiernach eine Zahl von etwa 36, 37 ober 
38 ie Bezirke ergeben, fo würde es nicht ſchwer fein, 
auch diefe Bezirke den Wahlbezirken anzupaffen, fo daß 
jeder Ephoral» und Wahlbezirt zwei Abgeordnete, einen 
Geiſtlichen und einen Laien, für die Synode zu erwählen 
hätte, hiernach aber die Zahl der in $. 61 sub 1 ange 
nommenen 64 Abgeordneten ſich noch um etwas erhöhen 
würde. Jedenfalls wird über die Zahl der Wahlbezirke 
noch Beftimmung zu treffen fein, und bei diefer Gelegen» 
heit noch manche Mobification und vielleicht Vereinfahung 
in dem Wahlverfahren felbft vorgenommen werben koͤnnen 
Aber auch abgefehen davon, ift zu bemerken, daß es Zeile 16 
des Paragraphen wird heißen müffen: 

„wenn zweimal geftimmt worden ift, ohne daß ſich 
eine abfolute Stimmenmehrheit gezeigt hat“ ıc. 
anftatt: „wenn dreimal” u. f. w. 

Doc) möchte für jegt, der angedeuteten Ungewißheiten 
wegen, wie die Deputation beantragt, der Beſchluß über 
den Paragraphen auögefeht werben. 


Präfident v. Schönfeld: Die geehrte Kammer hat 
vernommen, wohin ber Antrag ber Deputation geht lund 
ich habe zunaͤchſt zu erwarten, ob Jemand hierüber das 
Wort zu ergreifen gedenkt? Da das nicht der Fall if, fo 
frage ich, ob die Kammer nach Anrathen ihrer Depu- 
tation ben Beſchluß über diefen Paragraphen 
ausgefegt fein laffen will? — Einftimmig Ja. 

18. (& Abonnement)” 
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Referent BVicepräfident v. Friefen: 


$. 66. 
® Zuſammentritt. 

Die Synode wird von dem Miniſterium des Cultus 
berufen und tritt auf die auß demfelben an bie Abgedrdne⸗ 
ten ergebenden Sadungen in Dresden zufammen. 
‚Ste Hat unter dem Borfig eines Alterspräfidenten vier 
ihrer Mitglieder zu wählen und vorzufchlagen, ‚aus denen 
die in Evangelicis beauftragten Staatsminifter eins als 
Präfidenten und eins ale ae Stellvertreter beftellen. 

erner wählt fie aus ihrer Mitte zwei Secretäre. Diefe 
Wahlen erfolgen durch abfolute Stimmenmehrheit. Wenn 
eine Wahl zu wiederholen ift, fo eitfcheibet bei der dritten 
Bub Stimmenmehrheit und bei Stimmengleichheit dad 
008. 


Auch hier find Feine Motiven gegeben. — Der Ber 
richt fagt: 8 
Bei 


$. 66 
beantragt man, nach ben Eingangsworten: „Die Synode 
wird” aus $. 86 sub 3 die Worte zu wiederholen und 
einzufcjalten: 

„auf den Beſchluß der in Evangelicis beauftragten 
Staatöminifter von dem Minifterium des Cultus bes 
rufen” u. f. w., 

und wird mit diefem Zuſatz die Annahme bed Paragraphen 
angerathen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 66 zu ſprechen verlangt? Da das nicht 
der Fall ift, fo gehe ich fogleich zur Abftimmung über und 
frage, ob die Kammer ber von der Deputation 
beantragten Einfhaltung beiftimmt? — Einftims 
mig Ja. 

Nun frage ih, ob die Kammer $. 66 in der be« 
ſchloſſenen Weife anzunehmen gemeint, ifir — 
Einftimmig Ia. 


FilReferent Vicepräfident v. Frie ſen: 


$. 67. 
Rechte und Obliegenheiten der Synode. 

Die Synode hat fi vor allem Andern mit ben 
Vorlagen zu befcpäftigen, welche ihr von dem Minifterium 
des Cultus gemacht werben, und foldhe zu erledigen. 

Cs. fteht ihr aber auch frei, Münfce anzubringen, 
Anträge zu ftellen und Beſchwerden über Geiftliche oder 
Kirchen behoͤrden zu führen. x 

Sie richtet ihre Schriften an das Miniſterlum des 
Eultus, etwaige Beſchwerden über dieſes an bie in Eran- 
gelieis beauftragten Staatöminifter. 


Auch hierzu find befondere Motiven nicht gegeben. 
— Der Berich fagt: 

In se 
kam aabermals fdie fon im Vorhergehenden angeregte 


der Eompetenz in Erwägung und da nach. 87 
u die in rangaticis beauftragten Stäatöminifter die 
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inberufung der Synode zu beſchließen und ſolche durch 
ei le des Cultus ausführen zu laffen haben, da 
ferner die für die Candesfynobe beftimmten Worlagen na 
$. 87 sub ‘5 b von benfelben Miniftern in Evangelicis aus⸗ 
gehen, fo fehien auch in dem erften Sage diefes Paragra- 
phen gefagt werden zu müffen, ba fi die Synode vor 
Allem mit den Vorlagen zu beichäftigen habe, 
„welche ihr von ben in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiftern” 
macht werden, wenn auch bie gefchäftliche Vorlegung ber 
Geratgungsge, enftände durch den Minifter des Cultus ber 
wirkt wird, Dagegen fcheint e8_richtig, wenn, nie im 
dritten Sage beftimmt wird, die Synode ihre Schriften an 
das Minifterium zu richten hat, da, wenn es dem Minifter 
des Cultus söliegt, die Synode auf Beſchluß der evange ⸗ 
ſchen Minifter einzuberufen, es auch in der Ordnung zu 
fein feheint, daß die Synode ihre Schriften durch denfelben 
Minifter an die Höchfte Behörde gelangen läßt, von wel: 
‚er ihr bie zu berathenden Vorlagen zulommen. Befindet 
8 diefe höchfte Kirenbehörde für nöthig, über die Schrife 
ten ber Synode das Gutachten des Oberconfiftoriums zu 
erfordern, fo wird ihr folches zu überlaffen fein. 
Ein Mitglied der Deputation, der Superintindent 
Dr. Lechler, beantragt inhalts der Beilage sub +, daß bie 
Synode nicht blos mit. dem Rechte der Berathung und 
Begutachtung, fonbern unter Vorbehalt des Tandeöherrlichen 
Placet auch mit dem Rechte der —33 Beſchluß · 
faffung ausgeſtattet werde. Die andern — der 
Deputation vermochten jedoch dieſem Antrage nicht beizu⸗ 
ſtimmen, da hierdurch der Synode eine ——— Ge⸗ 
walt beigelegt werben würde, dieſe aber ein weſentlicher 
Beftandtheil der landesherrlichen Kirchengewalt ift und die 
Stände in ihrer Schrift von 1846 fi in Uebereinftim- 
mung mit der Staatsregierung gegen eine Beeinträchtigung 
derfelben erklärten. Es wird hier noch einmal auf die 
Stelle Seite 50 und 51 der Motiven Bezug genommen. 
Durch eine folde Erweiterung der Befugniffe der Landes» 
ſynode würde letztere gleichfam die Geftalt eines erweiterten 
Kirchenregimentd gewinnen und ihr in den wichtigften 
Angelegenheiten ein Gewicht der Entſcheidung beigelegt 
werden, welches ſich mit dem Character eines lanbeöherrs 
lichen Episcopats mit —— Eonfiftorialverfaffung 
nicht vertragen dürfte, Müßte ein foldes Recht, wenn es 
einem politifchen Körper, einer Stänbeverfammlung zuge 
fanden werden follte, ſchon von ber höcften Bedeutung 
fein, fo dürfte folches in Kirchenſachen doppelt bedenklich 
erfchelnen und bie Landesfynode alddann, anflatt einen 
Vebendigen und frieblicen Wechfelverkehr zwiſchen dem Kir- 
Henregiment und der at hervorzubringen, leicht 
HR; chauplatz unkirchlicher Parteibeftrebungen werden 





Der geehrten Kanmer if es nun anheimzugeben, wel: 
‘her von biefen Meinungen fie ihren Beifall geben wolle; 
bie ganze Deputation aber vathet an, $. 67 mit ber oben 
bei Sat 1 beantragten Veränderung anzunehmen. 


‚Hier kommt nun der Theil des Separatvotums des 
‚Heren Superintendenten echler und ich erfuche ihn, die Güte 
‚zu baben, ihm felbft vorzulefen. 


Präfdent v. Schoͤnfels: Ich wollte mir erlauben 
au bemerken, daß der Antrag des Herrn Superintendenten 
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Lechler neuerlich beftimmter präcifirt worden"ift. Es for 
zwiſchen Abfag 2 und 3 des $. 67 gefest werden; 
ichliche Gefege koͤnnen ohne ihre Zuftimm: 
en noch abgeändert werben”, Mainicg 
Es ift, wie ic) bei einem früheren Antrage des Her 
Superintendenten Lechler bereit bemerkte, dies ein Antrag, 
der als von einem Deputationsmitgliebe ' herrührend Peiner 
Unterftügung bedarf. Es würde nun Herr Superintendent 
Lechler zur Motivirung das Wort haben. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich darf wohl die Er— 
laubniß vorausfegen, erſt die Worte meines Votums vor - 
zuleſen und dann noch einige Worte hinzuzuffigen. Ich 
hatte nämlich bei diefem Votum erft meine allgemeine Uns 
ſchauung über eine Landesfynode vorausgeſchickt und dann 
zwei fpecielle, nach meinem Erachten belangreiche Dinge ber 
ſonders behandelt, wovon das eine bereits abgemacht iſt. 
Was ich nun im Allgemeinen gefagt habe, will ich mir vors 
zufefen nun erlauben, 


„Die Synode in einer evangelifchen Landeskirche mit 
Eonfiftorialverfaffung kann nicht, wie in der reformirten 
Kirche, felbft das Kirchenregiment inne haben. Aber an 
dererſeits foll fie auch nicht nach Art parlamentarifcher Ber 
fammlungen eine Vertretung der Kircengenoffen gegens 
über dem Kirhenregiment bilden, zum Behuf der Cons 
trole xc., fondern das Sachgemäße unter Vorausfegung bed 
confiftorialen Kirchenregiments ift, daß mit dem Kirchen⸗ 
vegiment theils das Lehramt, theils die organifirte Ger 
meinde felbft in einer Anzahl gewählter Vertreter zufammen« 
tritt, Mit anderen Worten: die Synode follte fein eine 
Zufammenfaffung der firdlichen Gefammtkraft nach ihren 
‚Hauptelementen, welche find 1) das Kirchenregiment, 2) 
das Lehramt, 3) die Gemeinde, 

. $. 61, 5. entfpricht einigermaaßen diefer Idee, ſofern 
die Superintendenten eine Stufe bes Kirchenregiments dar- 
ftellen, deftoweniger genügt $. 69, da das Oberconfiftorium 
den Kern der Synode felbjt ausmachen follte, während 
hier vorauögefeßt ſcheint, daß der Staatsminifter des Culs 
tus und die von. ihm ernannten Gommiffare nur fo, wie 
die Minifter und Eöniglichen Commiffare den Kammern der 
Stände gegenüber, ſtehen follen. 

Entfprechend dem vorauögefchickten Begriff von Sy 
nobe hält der Unterzeichnete auch daflır, daß biefelbe eine 
befhließende, nicht eine blos berathende ($. 60, vergl. 
Motive Seite 50, 51) fein fol. Um bloßer Berathung 
willen braucht es wahrlic, diefen Apparat von Wahlen, 
diefe zahlreiche Körperfchaft von 76 Perfonen, dieſe ber 
trägtlicen Koflen nicht. Um bloßen Math einzuholen 
würde unbedingt genügen, die je nach Beblirfniß einfter 
tende Berufung einer belfebigen Anzahl Männer, aus ber 
ſchiedenen firchlichen Berufsfreifen als außerordentliche Com 
miffien ad hoc, fo zu fagen Eirchlicher Notabeln. Bird 
aber einmal die Synode als organifches Suflitut fetgefelt 
und eine fo zahlreiche Körperfhhaft daraus gebildet, dann 
ft e& nicht angemeffen und räthlich, ihr blos berathende 
Vollmacht beizulegen, fie muß befgpließen koͤnnen. 
Den Einwand: „Hierdurd; würde die landes hemlide 
und verfaffungemäßig den Miniftern in Evangelicis 31 
ſlehende Kircpengewalt beeinträchtigt” — hält ‚der Unter 
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zeichnete darum nicht für zutreffend, weil Beſchlußfaſſen“ 
nicht identiſch iſt mit unbefchränfter Voligewalt. Lebtere 
der Synode zuzuſchteihen, geht dem Unterzeichneten von 
Weitem nicht bei; er würde das weder für verfaffungsmägig, 
nod) fr evangelifcheLutherifch halten. 
‚ Die Befchlüffe der Synode fönnen nur durch die Sanc⸗ 
tion der Minifter in Evangelieis kirchliche Gefeßeskraft er- 
halten, Aber damit ift nicht ebenfo wenig gefagt, als mit 
dem Ausdrud: „die Synode foll nur eine berathende fein“. 
Denn wenn einmal eine Synode eriftirt, fo follte ohne 
ihre Buffimmung eine Xenderung in der Eirdjlichen Ges 
feßgebung nicht erfolgen, während feineswegs Alles, was 
die Synode pofitiv befchtießt, darum aud) zu Stand und 
Befen kommen müßte; denn darin fönnte bei weitem Teich» 
ter eine Uebereilung, eine zufällige Stimmenmehrheit, eine 
Laune der Zeit fpielen, als wenn die Synode wenigftend 
ein negatived Gewicht, ein Veto beſiht. r 
In diefem Sinne beantragt der Unterzeichnete, daß 
der Synode, unbefcjadet der Iandesherrlichen Kirchengewalt, 
ein Recht, Beſchluß zu faffen, beigelegt werden möge.” 


Und biefes habe ich auf die mir freundlich mitgetheitte 
Erinnerung des Herin Präfidenten, daß es meinem gedruds 
ten Votum hier an einer beftimmten und genau präcificten 
Spige fehle, erlaubt, fo zu faffen, wie der Herr Präfident 
bereitö die Güte gehabt hat, der Kammer mitzutheilen, 
nämlich daß bei $. 67 zwiſchen dem zweiten und dritten 
Abſatz einzufchalten wäre: 

Kirchliche Geſetze önnen ohne ihre Zuſtimmung 
weder erlaffen, noch abgeändert werben“, 

Ich erlaube mir, nur noch wenige Worte hinzuzu⸗ 
fügen. Ich bin keinesweges Der, welcher Überhaupt für 
eine, fo zu fagen, fouveräne Vollgewalt einer Landesſynode 
ſchwaͤrmt. Daß id nicht fo gefinnt bin, glaube ich letzt ⸗ 
hin fchon durch den Antrag gezeigt ju haben, welcher eine 
Beſchraͤnkung auch der Synode in Beziehung auf die Ein 
führung der liturgifchen Aenderungen oder ber gottesdienſt · 
lichen Bücher bezweckte. Alfo aus einer folhen Schwaͤr⸗ 
merei fuͤr die fouveräne Gewalt der Synode ging mein Ans 
trag nicht heivor. Das würde id mit meinen Begriffen 
von dem, was ber Kirche nüglich ift und Noth thut und 
mit meiner Achtung des Beftehenden und auch verfaſſungs ⸗ 
mäßig bei und Beſtehenden nicht zu vereinigen willen. €8. 
kann auch, glaube ich, der Antrag, der von mir geftellt ift, 
nicht in einer folden Weife aufgefaßt werden. Ich habe 
ausdruͤcklich hervorgehoben, daß nicht die Rede ift von einer 
Gewalt der Synode, die ich ihr beigelegt zu wiffen wünfche, 
zu erflären: fo wollen wir es haben und darüber maaß- 
gebenden Befchluß zu faffen proprio Marte oder wenigſtens 
fo, daß dann das Kirchenregiment, refpective die Minifter 
in Evangelicis, nur noch ein Placet oder ein Veto hätten; 
fondern es handelt ſich in dem, was ich beantragt blos 
in befchränfter Weife, darum, daß, wenn Seiten des Kir- 
chentegimentes gewiffe Anordnungen, die unter die Kategorie 
von kirchlichen Gefegen fallen, alfo z. B. über die Ver— 
waltung der Lehre — denn der Inhalt der Lehre ſteht nach 
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dem evangeliſch⸗ lutheriſchen Befenntniß feft — über ben 
Eultus, über Gegenftände, die in bie Kirchenverfaflung 
einfchlagen, — daß alfo, wenn von Geiten des Kirchen» 
tegimenteö organifche Yenderungen gemacht werden wollen, 
folche nicht ohne Zuftimmung der Synode follten beſchloſſen 
werden koͤnnen. Dabei halte ich es für eine Pflicht der 
Offenheit, um nicht eine verftedte Tragweite hinter meinen 
Worten zu haben, gerade herauszufagen, daß mein Antrag 
allerdings auch den Sinn hat, daß folche Gegenftände nicht 
allein, nachdem fie der Synode vorgelegt gewefen find und 
deren Zuftimmung nicht erlangt haben, der Landeskirche 
nicht aufgebrungen werden follen, fonbern auch, daß fie 
der Synode überhaupt vorgelegt werben müßten. Alfo in 
biefen beiden Hinſichten würde allerdings irgend ein poſi— 
tives Gewicht, ein beftimmtes Recht der Synode beigelegt, 
was ich im Paragraphen nicht fo auögebrüdt finde, wie 
ich es für noͤthig halte. Dabei komme ich auf Etwas zus 
rüd, was letzthin beſprochen worden iſtz es bezieht fih auf 
das, was Herr v. Zehmen Iegthin in Bezug auf meinen 
Antrag gefprochen hat. Ich habe damald meine Webers 
raſchung und Freude darüber ausgefprochen; aber ich 
kann nicht verhehlen, hinterdrein fam mir allerdings 
ein Bedenken; aber nur für einen Augenblid. Ich 
mußte mich fragen: wie kommt es aber, daß das— 
jenige geehrte Mitglied, welches, ſoviel ich weiß, der prin⸗ 
cipiellſte Gegner der ganzen Kirchenorbnung in biefer hohen 
Kammer ift, daß dasjenige geehrte Mitglied, welches auch 
ein Gegner ber Landesſynode ift und diefe nur im dußers 
ſten Falle zugiebt, wie fommt es, daß bderfelbe nunmehr 
beantragt, wenn einmal die Synode fein fol, fo müffe fie 
auch ein entfchiedened volum negativum haben? Darüber 
habe ich mich gefragt und es möge mir nicht uͤbel genom⸗ 
men werben, für einen Augenblic hatte ich das Gefühl: 





x Timeo Danaos et dona ferentes, 

Nämlich das Troja, welches der Herr Kammerherr um jeden 
Preis flürmen will, ift die neue Kirchenorbnungs; und bad 
hölzerne Roß, mit Bewaffneten gefüllt, das er dieſem Troja 
zum Geſchenk machen will, ift die erweiterte Befugnipauss 
ftattung der Synode, Alfo: 

Timeo Danaos et dona ferentes. 

Allein ich habe dieſes Bedenken bald uͤberwunden, 
indem ich mir fagte: ein fo geſchaͤftskkundiges Mitglied, wie 
der Herr Kammerherr v. Zehmen ift, hat gewiß rein durch 
Ucberlegung, durch die Vernunft ber Sache ſich beftimmen 
laſſen zu einer, wie ich von Herzen fage, für ihn hoͤchſt 
ehrenwerthen Inconfequenz. — Ich bin unbedingt ber Mei⸗ 
nung, wenn eine Synode lediglich eine berathende ſein ſeu 
und man ihr das vorher ins Geſicht fagt, fo ift das fein 
rathfames Verfahren. Es hat ben Schein, ich wit gar 
nicht ſagen, daß es von dem hohen Kirchenregimente ſo 
gemeint ſeiz es erweckt aber in dem Einen oder Andern 
leicht den Schein, als wollte man, weil man früher auch 
die Synode gefordert habe, ſagen: „Nun' da habt Ihr bie 
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Spnodez fie Hat aber Nichts zu fagen, fie hat nur Rath 
zugeben; weiter geht ihre Befugnig nicht"! Ich glaube, 
daß es in folden Dingen bei Weiten vathfamer ift, wenn 
man der innen Nothwendigkeit der Sache, der Vernunft 
der Sache folgt und dad Vertrauen, dad man zeigen will, 
als ein volles und ganzes zeigt. Ich glaube nicht, daß 
Schaden dadurch hervorgerufen werden kann oder daß 
beftehendes Recht erſchuͤttert würde. Der einzige mögliche 
Schaden wäre der, daß in dem Fall, wenn unüberlegte 
Bedenken gegen die weiferen und beffer verftandenen Ins 
tentionen des Kirchenregiments vorliegen und inmitten der 
Synode die Oberhand gewinnen follten, das Beſſere vers 
tagt würde. Das Tann Fein Schaden fein. ‚Hingegen 
etwas Unvernünftiges, Deftructives würde nicht zu Stande 
Tommen Tonnen. n 


Präfident v. Schönfels: Der näheren Präcifirung 
bed Antrags des Heren Superintendenten Lechler, der dahin 
geht, daß bie Synode beichlußfaffend fein foll, habe ich 
noch entgegen zu ſehen; ich habe nur einen präciferen 
Antrag über die Einſchaltung eines dritten Satzes. 


Superintenbent Dr. Lechler: Darf ich mit einem 
Wort darauf zurückkommen? Es ift eben das, was ich 
früher mir erlaubte, dem Herrn Präfiventen ſchriftlich ein- 
zureichen, nur präcifer gefaßt, während dad, was in dem 
gedrudten Separatootum fteht, eine fo beftimmte Spitze 
nicht hatte. 

(Buruf: „Geben Sie es doch hin!) 

Ich glaube mich doch zu erinnern, baß ich diefe Faſſung 
dem ‚Herrn Präfidenten vor mehreren Wochen bereits ein⸗ 
gereicht habe. Ich erlaube mir, den Antrag nochmals zu 
leſen. Bei $. 67 beantrage ich, zwifchen dem zweiten und 
dritten Abfage die Worte eiuzufchalten: 

‚Kirchliche Gefege können ohne fi 
weder an — —— — 


R ‚Präfident v. Schönfeld: Diefe präcifere Faſſung ift 
in meinen Händen; aber Herr Dr. Lechler hat noch einen 
Antrag geftelt, dahin gehend, daß die Synode das Recht 
haben fol, zu befchließen. 2 g 


Superintenbent Dr. Lechler: Ich faffe eben Alles, 
was ich fagen wollte, in diefe kurzen Worte zufammen, 


Präfident v. Schönfeld: Dann beficht blos ein Ans 
trag. Es haben fich zum Worte gemeldet: Herr Freiherr 
dv. Rochow, Herr v. Metzſch und Herr v. Behmen. 


Kammerherr v. Behmen: Ich bitte ums Wort zur 
Erwiderung! — 


Praͤſident v. Schönfels: it 
— Hönf Zur Erwiderung Herr v. 
„ Fammerher: v. Sehmen: Die geehrte Kammer möge 
mir erlauben, in Bezug auf die Worte des Herrn nn 





intendenten Dr. Lechler, foweit fie meine Perfon betrafen, 
Weniges zu entgegnen. Die geehrte Kammer braucht nicht 
zu beforgen, weder, daß ich ihr ein Capitel der Iliade vors 
führen, noch, daß ich die Geifter von Homer und Virgil 
heraufbeſchwoͤren werde; aber ohne an dad Trojaniſche 
Pferd zu denken, ift die Erflärung für mein Votum eins 
fach. Nach meiner Anfhauungsweife über die Landes 
fonode iſt fie eine Bufammenfegung der Gefammtauctorität 
der Kirche für Fälle, wo es ſich um die einfehneidendften, 
wictigften Fragen der Kirche handelt. Zür eine folde 
Landesſynode, wie ich fie mir gedacht, glaube ich auch aller- 
dings weitergehende Befugniffe beanfpruchen zu müffen, 
als ber Entwurf fie bietet, mamentlid die Berechtigung, 
dag ohne ihre Zuftimmung nicht die Grundlagen der Kirche 
geändert werden dürfen, alfo die kirchliche Gefeßgebung, 
die allgemeine Kirchenordnung, die allgemeine Liturgie 
daß auch ohne ihre Zuftimmung weder neue Lehrbücher, noch 
GSefangbücher, noch Agenden eingeführt werden koͤnnen. 
So habe id) meine Anfiht in der letzten Sitzung, wie id 
glaube, ganz beftimmt und klar ausgefprochen. In diefer 
Stellung der Landesſynode finde ich einen weſentllchen 
Schuß der Kirche gegen Uebergriffe des Kirchenregiments 
und nad) Xeußerungen, bie in dieſem Saale gehört wur⸗ 
den, glaube ich umfomehr, daß ein folcher Schuh nicht 
unangemeffen fein möchte. Dagegen gingen Lie früherhin 
vom Herrn Superintendenten Lechler geaͤußerten Anſichten 
über eine der Synode beizulegende, befchließende Stimme 
weſentlich weiter und diefen habe ich allerdings nicht bei⸗ 
pflichten koͤnnen. Uebrigens überlaffe ich der geehrten Kame 
mer ganz einfach das Weitere. 


Präfident v. Schönfels: Es haben das Wort Herr 
v. Rochow, dann Herr v. Mebic und Herr Nittner. Herr 
v. Zehmen hatte zur Widerlegung geſprochen. Hert Breie 
here v. Rochow! 

Freiherr v. Rocho we Ich werde trotz dem Gehoͤten 
nur für eine berathende Synode ſtimmen, weil ich Sprünge 
in Verfaffungsangelegenheiten ſiets mehr oder weniger flr 
bedentlich halte; eine beſchlußfaſſende Synode wäre aber 
im Vergleiche zur Gegenwart und zum Zeitherigen jeden 
falls ein bedeutender Sprung. Ich bin für almälige 
Uebergänge. Bewährt ſich die berathende Synode, fo iſt 
fpäter immer noch Zeit, die Befugniffe derſelben weiter aus ⸗ 
zudehnen. 


Kammerherr v. Metzſche Ich hatte mir bereits vor 
genommen, gegen ben urfprünglichen Antrag bed Herr 
Dr. Lechler mich zu erklaͤren ich kann aber auch in feiner 
ietigen veränderten Form mich nicht für felbigen ausſprechen 
weil ich bie ganze Einrichtung der Synode überhaupt nut 
für einen Verſuch, ja fogar für einen etwas gefährligen 
Verſuch, der eiſt gemacht werben muß, halte, Es wird 
ſich ergeben, wie ſich die Berfammlung überhaupt geritt; 
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ob durch fie die Intereffen der Kirche wirklich fo unpar- 
teliſch und gewiffenhaft werben vertreten werden, wie man 
es jest hofft und erwartet, So lange man aber hierüber 
eine ſichere Erfahrung nicht gemacht hat, muß man, wie 
auch fchon der geehrte Vorredner geäußert, auf einmal nicht 
fo viel gewähren; man muß vorfitig fein mit den der 
Synode zu machenden Conceffionen und ich ſtimme baher 
für die Anficht der Majorität. 

Nittergutöbefiger Rittner: Ich werbe für den Antrag 
des Heren Superintendenten Lechler flimmen und es wird 
wohl auch nicht übertafchen, wenn ich hinzufüge, daß ich 
in den Motiven für meine Abftimmung in gewiffer Bes 
ziehung noch etwas weiter gehe, als ber Antragſteller. Ich 
habe wiederholt betont, daß eben von den Rechten, die 
unferem Kirchenregimente gegenwärtig fo eigenmädtig, 
über allen Einfluß der Gemeinden erhaben zuftehen, etwas 
abgenommen werben möchte. Sch habe vor einigen Tagen 
eine Stelle vorgelefen, wo ausdrüdlich betont ift, daß eben 
der Schaden der Kirche im Haupfe liege und eine gründs 
liche Heilung des Schadens nur zu erwarten fei, wenn 
von dem Haupte Etwas in der Richtung gethan würde, 
die ich mehrfach bezeichnet habe. Auf diefem Standpunkte 
ſtehe ich auch noch jegt und fo kann es nicht fehlen, daß 
ih, was ‚Herr Dr. Lechler will, als Minimum Deffen ber 
trachte, was Überhaupt der Synode gewährt werden muß, 
wenn fie irgend Bedeutung haben fol. Die Mehrheit 
der Bedenken, welche gegen den Antrag des Herrn Super 
intenbenten in diefer Kammer auögefprochen worben find, 
ſcheint gegen die Einführung der Synode überhaupt ges 
richtet zu fein, nicht fowohl gegen die Gompetenz, bie man 
ihr beilegen will. Alles, was ich gehört habe, ſcheint 
immer nur dahin zu gehen, daß man die Synode über- 
Haupt ald etwas Gefährliches ſchildertz miht daß, wenn 
man eine hat und haben will, eine große Gefahr darin 
gefucht werden müffe, daß nach dem Antrage des Heren 
Superintendenten der Synode mindeftens ein Veto in allen 
Aenderungen der Kirchengeſetze beigelegt werben ſolle. 
Ich fehe aber durchaus Feine Gefahr, wenn man ben Ans 
trag des Heren Superintendenten annimmt. Es fann, 
wie er felbft ſchon erwähnte, im allerfchlimmften Falle dahin 
kommen, daß gegen den Willen des Kirchenregiments 
Etwas von den beftehenden Einrichtungen behalten wird, 
und ic) follte meinen, das koͤnnte durchaus in dieſem Saale 
fein Bedenken haben, indem man fo fehr gemeint ift, an 
dem verfaffungsmäßig Beſtehenden feftzuhalten; ich ſetze 
hinzu, an beim verfaffungsmäßig Beftehenden, und komme 
noch auf ein Bedenken in den Motiven des Dr. Lechler, 
in welchem ich von ihm abweiche. Ich finde eben, wie 
ſchon oft erwähnt, darin gar nichts Bedenkliches, dag, 
wenn man neue Einrichtungen hervorrufen will, man dann 
auch an ben beftehenden,-yerfaffungsmäigen Rechten etwas 
zu ändern beabſichtigt. Es kann doc) nicht der Haupt⸗ 
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zweck fein, immer nur am dem Beſtehenden feftzuhalten, 
fondern man wird, wenn man Beſſeres an deffen Stelle 
fesen ann, neue Einrichtungen treffen müffen, gefchehe es 
auch durch Abänderung verfaffungsmäßiger Rechte Ich 
habe ſchon oft gelefen, wie man die beftehenden kirchlichen 
Einrichtungen als Caͤſareopapismus ſchildert. Ich weiß 
nicht, ob ich Recht Habe, wenn ich dieſen Ausbrud hier zur 
Geltung bringe; aber ih glaube doch, daß hier die Gele 
genheit ift, zu fagen, ‚daß man den Gäfareopapismus, 
welcher in Sachfen- zeither fo unverkennbar und ſchroff ges 
herrſcht hat, etwas abmindere und zunächft dadurch, baß 
man in ber Vertretung der Kirche auch Anderen ein Recht 
beilegt, welches zeither nur der Staat ausgeübt hat. Dies 
ift meine Anſchauung, infolge welder ich auch mit dem 
Lechlerſchen Antrage ftimmen werde, 


Fteihert v. Weld: Ich muß geſtehen, daß der Antrag 
des Herrn Superintendenten Lechler im Anfange auch für 
mich viel Anſprechendes gehabt hat. Man fühlte ſich un 
wilfiriih, wenn man alle Weitläufigkeiten und Schwie⸗ 
rigfeiten ins Auge faßt, welche mit den Wahlen und dem 
ganzen Zuftandefommen der Synode verbunden find, zu 
der Frage hingeriffen: wozu fol das ganze Verfahren ein: 
geführt werden, wenn weiter Nichts daraus reſultirt, als 
daß dad Kirchenregiment eine berathende Behörde aus 
der Mitte der Kirche neben ſich haben folle? Man follte 
glauben, daß dem Kirchenregimente Mittel und Wege ger 
nug zu Gebote ftünden, um ſich wirklich aufhentifche und 
fundirte Anſichten und Urtheile auch auf andere Weife über 
kirchliche Angelegenheiten zu verſchaffen, als durch fo viele 
fach gegliederte und fo ſchwer zufammenzubringende Gors 
porationen. Ich war daher aud im Anfang geneigt, der 
Faſſung beizutreten, wie fie und heute vom Herrn Super⸗ 
intendenten · Lechler gegeben worden ift, indem er hinzus 
gefuͤgt wiffen wollte, „kirchliche Geſetze koͤnnen ohne Zus 
fimmung der Synode weber erlaffen, noch abgeändert 
werden“. Aber nun freitich, meine Herten, bei näherer 
Betrachtung habe ic) mir auch bei diefer Faſſung bie Frage 
noch nicht beantworten koͤnnen: wie wird es aber dann,“ 
wenn dad Kirchenregiment mit einem Beſchluſſe der Sys 
nobe nicht einverftanden wäre? fol das Kirchenregiment 
nach der neuen Verfaffung verbunden fein, das, was bie 
Synode befehloffen hat, auch gegen feine Anficht auszur 
führen? Diefer Fall feheint durch die Faſſung des Herrn 
Dr. Lechler noch nicht getroffen und doch ein fehr wichtiger 
und bebenklicher zu fein. Daß, wenn fi in der Folge 
die ganze Einrichtung mit den Kirchenvorftänden und ber 
Spnodalverfaffung bewährt haben wird, dad Kirchenregi⸗ 
ment auf bie Wünfche, Anträge, Gutachten und Befchlüffe 
der Synode denggroͤßten Werth legen wird, hoffe ich zu: 
verfichtlich; ich wüßte auch wahrlich nicht, warum bie Hohe 
Staatsregierung, wenn fie das nicht wollte, uns diefe 
ganze Vorlage gemacht hätte? Ich bin uͤberzeugt, daß ſich 
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das mit der Zeit von felbft machen wird. Aber ein foldes 
votum deeisivum der Synode gleich von vorn herein ein⸗ 
zuräumen, ſcheint mir doch etwas bedenklich. Noch will 
ich es wagen ein Wort zu wiederholen, was id) weber oft 
gehört, noch jemals felbft ſchon ausgefproden habe, das 
Wort: „Caͤſareopapismus“. Auswärtige Schriften über 
unfere fichſiſchen, kirchlichen Zuftände habe ich allerbings 
nicht gelefenz das muß ich offen geftehenz; aber bei dem 
großen Intereffe, das ich an dieſer Sache nehme, habe ich 
mid) defto genauer um das felbft gekümmert, was in unfern 
Firchlichen Angelegenheiten vorgeht und id bin feft übers 
zeugt, wenn ſich ‚Herr Rittner lieber damit befannt ger 
macht hätte, was im Lande felbft. gefhieht, und wie 
von unferem Kirhenregimente in diefen Angelegenheiten 
verfahren wird und von jeher verfahren worden ift, er 
wiirde von den Zuftänden, fowie von den Principien und 
Motiven, die die Regierung in diefen Angelegenheiten bes 
folgt, ein treueres Bild erhalten haben, als er in auslän- 
diſchen Schriften darüber finden kann. 


Bürgermeifter Dr. Koh: Die Aeußerung, welde wir 
foeben vom Herrn v. Weld dahin vernommen haben, daß 
er ſich die Frage vorgelegt habe, ob das Kirchenregiment 
an bie Vefchlüffe der Synode der Art gebunden fei, daB 
es fie ausführen müffe, findet die beftimmtefte Beantwor⸗ 
tung in der Analogie, welche ich zwifchen der Synode und 
dem Landtage aufzuftellen mir erlaube. Es mird nicht 
behauptet werben koͤnnen, daß nach der Verfaſſungsurkunde 
die Staatsregierung den Kammern eine befchliegende Ber 
fugniß diefer Art einzuräumen habe, fondern nur, daß 
gegen bie Befplüffe der Kammern von der Staätöregierung 
Etwas nicht eingeführt werden kann. Weber in unferer 
Verfaffungsurkunde, noch anderwaͤrts, wo gleiche conftitus 
tionelle Formen, wie bei und, beftehen, ift es vorgefchrieben, 
daß die Regierung die Befhläffe der Kammern ausführen 
müffe. Ich muß daher geſtehen, daß mir dieſe Frage 
etwas überrafchend gekommen iſt denn weder in dem An⸗ 
trag bed Herrn Superintendenten Lechler, noch in der for 
eben gedachten Analogie, welche hier zutreffen dürfte, finde 
ich die geringfte Andeutung, daß etwas Derartiges in den 
Antrag hinein gelegt werden fönnte. Nein, meine Herren, 
das hat der Herr Antragfteller nun und nimmermehr 
gewollt ;.er Hat, ich glaube mich deſſen genau zu entfinnen, 
ſich dahin ausgeſprochen, daß die Synode zuftimmen fol 
zu neuen Ginführungen und daß mithin das Kirchen» 
regiment durch bie Befchliiffe der Synode an neuen Einführs 
ungen folle gehindert werden koͤnnen. Ich ſuche das 
Hauptgewicht des Antrages darin, daß in Fragen der all- 
gemein geltenden Liturgie nicht vom Kirchenregimente allein 
entſchieden werben koͤnne, ſondern daß es hierin an die Zu⸗ 
fimmung, alfo an den Beſchluß der Synode gebunden 
werde. Wenn id mir nun die ganze Sache in logiſcher 
Zolge vorführe, fo hängt eigentlich der wichtigfte Vorfehlag 
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der Deputation von dem Antrage des Herrn Superinten, 
denten Dr. Lechler ab. Sie wiffen, meine Herren, daß die Des 
putation, um dad Kirchenregiment von bem Staatöregiment 
ios zuttennen, ober, wie gefagt worden iſt, beide außeinanderzu, 
fegen, vorgefchlagen hat, daß das Dberconfiftorium mit voller 
Selbſtaͤndigkeit auögeftattet werde, fo daß ihm fortan Ber 
fugniffe zugeflanden werden müßten, welche der Entwurf 
für das Gultusminifterium in Anfprud nimmt. Wenn 
Sie diefem Antrage, mit dem ich im Princip vollfommen 
einverftanden bin, zuftimmen, dann, meine Herren, ſchaffen 
und haben Sie, wenn Sie dem Kirchenregiment Feine 
befchlußfähige Synode zur Seite fegen, ein vollftändig 
abfolutes Kirchenregiment, und Sie führen dann die Sache 
in ein in gewiffer Beziehung weniger günftiges Stadium, alsin 
dem fie fich jet befindet. Denn Sie werden mir einräumen, 
daß, wenn jet irgendwie dem Kirdentegiment gegenüber 
Beſchwerden zu führen find, ber beftchenden Verfaſſung 
gemäß die Kammern das Recht haben, das Kirchenregiment 
deshalb zur Verantwortung zu ziehen oder wenigftend ihre 
Bedenken dagegen laut werben zu laſſen. Stünftighin, 
wenn das Gultusminifterium mit dem Kirchentegimente 
Nichts mehr zu thun hat, fo wird auch in den Kammern 
Nichts mehr Uber letzteres Taut werden dürfen, wenn Sie 
überhaupt an dem Grundfag Über Auseinanderſetzung 
zwiſchen Staat und Kirche fefthalten wollen. Es bleibt 
alfo weiter Nichts übrig, als daß dann bie Kirche vor 
Unzuträglicgkeiten, welde beim Kirchenregimente wahre 
genommen werben, von einem anderen Organe gefehlkt, 
und daß dem SKirchenregimente, welches im bem ganz 
unabhängigen Oberconfiftorium feine Spite haben foll, 
die befchließgende Landesfynobe als zweiter Factor der 
kirchlichen Geſetzgebung gegenüber geftelt wird. Diele 
Synode ift aber Nichts, wenn Sie fie nicht beſchlußfähig 
im Sinne des Lechler'ſchen Antrags machen. 


Sinanzrath v. Nofiz-Wallwig: Ich kann nicht 
leugnen, daß ich die Bedenken, welche Herr Buͤrgermeiſtet 
Koch ſoeben geltend gemacht hat, auch meinerſeits in einen 
gewiſſen Grade theile und ich würde gern bem Antrage des 
‚Heren Superintendenten Lechler beiftinmen, wenn er bil 
leicht etwas genauer präcifirt würde. Er fagte: 

Kirchliche Geſetze Tonnen ohne ihre Zuftimmung 
weber erlaffen, noch abgeändert werden”, 

Der Ausdrud: „Erchliche Gefege” iſt mir aber zu un 
beſtimmt. Unter Gefegen im techniſchen Sinne werden in 
der Regel blos ſolche allgemeine Erlaffe verftanden, welche 
durch die Stände und die Staatöregierung, durch die Ueber 
einftimmung der Factoren der Gefeggebung in Gemaphit 
der Verfaſfung zu Stande gekommen find. In dieſen 
Sinne könnte man wohl von Firchlichen Geſetzen nicht reden. 
Sol man darunter Gefege verftehen, welche auf Vorſchln 
des Kirchenregiments unter Zuffimmung der Lanbesfpnedt 
zu Stande gefommen find, fo ſcheim das zu ſehr großen 
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Zweifeln Anlaß geben zu Finnen. Sch erlaube mir deshalb 
ein Amendement oder vielmehr einen felbftändigen Antrag 
einzubringen, der dahin geht: 

„Die Erlaffung oder — von ae 
welche dad Kirchenwefen betreffen, von allgemeinen kirch⸗ 
lichen Ordnungen, fowie von allgemeinen Liturgifchen 
Vorfchriften find an die Zuftimmung der Landesſynode 
gebunden”.  ° n 

Ich erlaube mir denſelben dem Heren Präfidenten mit 
der Bitte zu Übergeben, die Unterflügungdfrage darauf zu 
richten. 

Praͤſident v. Schönfeld: Der Antrag des Herrn 
Superintendenten Lechler foll nad) dem foeben motivirten 
Antrag des Herrn Finanzrath dv. Noftiz:Wallwig durch fol 
gende Worte ergänzt werden: 

„Die Erlaffung oder Abänderung von Gefeßen, 
welche dad Kirchenwefen betreffen, von allgemeinen kirch ⸗ 
chen Ordnungen, fowie von allgemeinen liturgiſchen 
Vorſchriften find an die Zuftimmung der Bandeshunnbe 
gebunden”, 

Sch frage die Kammer, ob fie diefen Antrag unter 
fügen will? — Ausreichend. 

Ih habe nun noch zu fragen, ob diefer Antrag zwi⸗ 
ſchen dem 2. und 3. Sage eingefügt werden fol? 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwit: An der Stelle, wo 
Here Superintendent Lechler den feinigen eingefügt haben 
wollte, 

Präfident v. Schönfeld: Ganz reht. Das war zwir 
Shen dem 2, und 3. Sage. Ich habe nun noch zu ers 
warten, ob Jemand tiber diefen eingebrachten Antrag oder 
fonft das Wort ergreift? — J 

Es hat dad Wort zunaͤchſt Here Profeſſor Dr. Hänel, 
dann Herr Oberhofprediger Dr. Liebner. 


Hofrat) Dr, Hänel: Ich war anfänglich der Anficht 

de Heren Superintendenten Lechler, inwieweit er darauf 
. angetragen hat, daß die Synode nicht blos eine berathende, 
fondern auch eine befchließende fein müffe, wenn fie wirklich 
Ärgend eine Wirkfamfeit haben fol. Nach dem, wa in ber 
rheiniſch⸗ weſtphaͤliſchen Presbyterial· und Spnodalverfaffung 
vorkommt, bin ich derſelben Anſicht geweſen. Indeſſen iſt 
mir erſt vor einigen Minuten, wie ich geſtehen muß, ein 
Zweifel aufgeſtoßen, ob naͤmlich die ganze Frage, die Herr 
Superintendent Lechler angeregt hat, nicht eine überflüffige 
ſei? Denn mir will feinen, daß ſchon theilweife im Ente 
wurfe das gewährt worden ift, was beantragt wird. Ich 
vbitte nämlich die geehrten Herren, $. 68 zu leſen; ba 
heißt es: „Berathungen und Beſchluͤſſe der Synode 
Tonnen nur bei einer Anwefenheit von mindeftens drei Bier: 
theilen der $. 61 beftimmten Zahl der Mitglieder ftattfinden”. 
Es find alfo zwei Glieber, zwei Beftimmungen in bem Ab» 
fage enthalten: Berathungen und Befchlüffe. Sodann 
beißt es in dem folgenden Sage: „Sie beſchließt durch 
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abfolute Stimmenmehrheit". Mir will feinen, daß, wenn 
die Synoden follen befchließen fönnen, dies ſchon in $.68 
ausgedrückt ift, freilich nicht infoweit, ald man das Wort 
interpretirt hat, daß eine Synode gefehgebende Kraft haben 
koͤnnte. Dem würde id) widerfprechen. 3 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich habe auch in mei⸗ 
nem Inneren viel bewegt diefe eben befprochene Frage. 
Ich glaube allerdings, daß es bei nur einiger Gefchichte, 
die die Synode auch nur, wie fie der Entwurf vorſchlaͤgt, 
unter und gehabt hätte, bald dahin Fommen wide, daß 
dad von felbft einträte, was Herr Superintendent Lechler 
beantragt hat. Jedoch wird es auch Fein Ungluͤck, vielmehr 
unter bewandten Umftänden und inöbefondere nach dem, 
wad Herr Bürgermeifter Koch fehr eingehend erörtert har, 
ein Vortheil fein, wenn wir ſchon jegt eine beftimmte 
Faffung des votum negativum- treffen. Ih muß num 
freilich fagen, daß der Ausdruck des Herrn Superintendenten 
Lechler „kirchliche Gefege” mir zu allgemein iſt. Ich würde 
mic) dann eher dem Antrage des Herrn v. Noſtiz-Wallwitz 
anfchließen koͤnnen, der aber dann freilich wieder in feiner 
Faſſung auch nicht Alles zu treffen fcheint, was man wine 
fen möchte. Wenn ich recht verfiche, fo ift es bie Er— 
laffung ober Abänderung von Gefegen, welche das kirchliche 
Weſen betreffen, von allgemeinen kirchlichen Anordnungen, 
von allgemeinen fiturgifchen Vorſchriften, was er meint. 
Es hat eine gewiſſe Schwierigkeit, den fchärfften Ausdruck 
zu treffen. Mir liegt nahe zu fagen: Abänderungen oder 
Erlaffe von allgemeinen Kirchengefegen, welche bie Lehre, 
"den Eultus und die Verfaſſung betreffen. In biefer Weiſe 
würde ich mich einem folchen Antrage anfchließen koͤnnen. 
Wenn man fagt: die Lehre, fo liegt darin z. B. der Landes⸗ 
katechismus, fagt man: der Eultus, fo geht dad auf bie 
Liturgie u. f. w. und die Verfaffung ift von ſelbſt klar. 
Dies find die drei Punkte, in denen nicht ohne Zuſtimmung 
der Synode vom Kirchenregimente allgemeine Geſetze duͤr⸗ 
fen erlaffen oder abgeändert werden. Hierin iſt Alles 
erſchoͤpft. 

Praͤſident v. Schönfels: Inſofern Herr Oberhof⸗ 
prediger Liebner ſeiner Meinung Geltung verſchaffen will, 
würde es beſſer fein, fie in einem foͤrmlichen Antrage aus⸗ 
zuſprechen. 

Finanztath v. Noſtiz⸗ Wallwitz: Ich glaube, daß 
die Faſſung des Herrn Oberhofpredigers Dr. Liebner genauer 
iſt und meine Abficht beſſer wiedergiebt, als dad von mir 
Vorgefchlagene. 

Oberhofprebiger Dr. Liebner: Ich werde verfuchen, 
einen Antrag in bem ausgefprochenen Sinne zu redigiren. 


Finanztath v. Noftiz-Wallwig: Ich werde fehen, 
wie die Redaction ausfällt und dann mich weiter erklaͤren. 





Präfident v. Schönfeld: Meine Herren, der Antrag, 
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den Herr Oberhofprebiger Liebner- eigebracht hat, lautet 
folgendermaaßen: & 

Die Erlaffung oder Abänderung von allgemeinen 
Kirchengeſehen weldje die Lehre, den Cultus und bie Ber- 
faffung betreffen, find- an die Zuftimmiung der Landes- 
fonode gebunden”, 

Inſofern Herr Dberhofprediger Liebner nicht zu Ber 
grundung feines Antrages weiter etwas fagen will... 

DOberhofprebiger Dr. Liebner: Ih habe nichts Ber 
fonderes zu fagen, was nicht ſchon im Vorhergehenden ent» 
halten wäre, 

Prafident v. Schönfeld: So würde ih num zu ers 
warten haben, ob Herr v. Noſtiz-Wallwitz fi) mit diefer 
Abänderung einverfiehen will? 

Sinanzrath v. Noftiz- Wallwig: Der Ausdrud 
„Geſetze“ ift mir noch nicht ganz gentigend; vieleicht würde 
ein allgemeinerer Ausdruck vorzuſchlagen fein, etwa ,geſetz- 
liche Vorfchriften.” Ich glaube jedoch, daß der Antrag bed 
Herrn Oberhofprebigers Liebner größere Zuftimmung finden 
wird und bin daher der Abkürzung halber nicht abgeneigt, 
den meinigen zurüͤckzuziehen. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernoms 
men, daß Herr v. Noftiz-Wallwig den von ihm geftellten 
Antrag zurückzuziehen gemeint iftz da er nun durch Untere 
fügung Eigenthum der Kammer geworben ift, fo frage ich, 
ob fie die Zuruckziehung dieſes Antrages genehmigt? — 
Einftimmig Ia. — 

Es wuͤrde nun ber Antrag bed Herrn Oberhofprebie 
gerd Liebner und der des Heren Superintendenten Lechler 
beftehen. Ich würde freifih den meuen Antrag erft zur 
Unterftügung zu bringen haben, da Herr Oberhofprebiger 
Liebner von einer weiteren Motiviung deſſelben abge 
fehen hat. Der Antrag des Herrn Dberhofprebigers 
Tautet fo: 

„Die Erlaffung oder Abänderung von allgemeinen 
Kicchengefegen, welche die Lehren, den Cultus und die 
Verfaſſung betreffen, find an die Buftimmung der Lanz 
desſynode gebunden”, 

Oberhofprediger Dr. Liebner: Wie der Herr Präfi- 
dent es eben mittheilte, damit würbe ich einverftanden fein. 

Präident v. Schönfels: Ich frage, ob die Kammer 
diefen Antrag unterftügt? — Zahlreich. 

Superintendent‘ Dr." Sech ler: Ich will nur erklären, 
daß es mir rein’ um die Sache, nicht: um meine Worte oder 
um meine Perfon zu thun ift und daß ich mich deshalb 
dem Antrage des Heren Oberhofpredigers Liebner, in wel: 
Gem ich durch Hereinnahme ber drei Kategorien allerdings 
etwad Beflimmteres erkenne, gern anfchließe. 

Vräfivent v. Schönfels: Darin ifE zugleich aus- 
geſlprochen, daß der Herr Antragfteller feinen Antrag 
fallen laͤßt. 
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Superintendent Dr. Lechler: Ich würde den Antrag, 
den ich fepriftlich eingereicht hatte, zurüdziehen, wenn ich 
die Befugniß dazu habe. 


Präfident v. Schönfels: Es wird deffen nicht be 
dürfen, weil er nicht unterftügt worden iſt. Wir haben a 
alfo nur noch mit dem Antrage ber Deputation und dem 
des Herrn Oberhofpredigers Liebner zu thun. Ich habe zu 
erwarten, ob Jemand noch ..... Der Herr Staates 
minifter. 

Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Ich habe nur 
wenige Worte zu diefer langen Discuffion noch hinzuzu⸗ 
fügen. Im Weſentlichen, glaube ich, iſt gar Fein Unter: 
ſchied in den Anfihten zwiſchen der Kammer, der geehrten 
Deputation und dem Minifterium. Es liegt aber in der 
Natur der Sache, wenn man eine Synode einmal ſchafft, 
dag man im Kirchenregiment wahrhaftig nicht allgemein 
kirchliche Anordnungen von irgend einer Wichtigkeit ins 
Land ergehen zu Iaffen, auch nur entfernt bie Abficht hegen 
wird, ohne vorher bie Synode gefragt zu haben und noch 
weniger folche Anordnungen ausgehen zu laſſen, wenn man 
weiß, daß ſich die Synode in Widerfpruch damit befindet, 
Es würde, es fei mir erlaubt diefen Ausdruck zu brauchen, 
geradezu wider den Mann fein, wenn man fo etwas thun 
oder vorausſetzen wollte und wahrſcheinlich hat auch bie 
Deputation deshalb dazu Nichts bemerkt, weil man nicht 
das Bedürfniß gefühlt hat, eine folche Beftimmung ſpeciell 
in das Gefeh aufzunehmen. Dagegen war freilich die 
Urt, wie der Herr Superintendent Lechler fein Separat- 
votum motivirt hat, weitaus etwas ganz Anbered. In 
diefem Separatvotum, wie ich wenigftens es verftanden 
habe und wie es ſchien, daß es von mehreren Anbern ver 
fanden worden ift, ift immer von Herſtellung einer befehlußs 
faffenden Synode im allgemeinften Sinne des Worte bie 
Rede. Allerdings kommt am Schluffe diefes Separatvo 
tums eine Beſchraͤnkung dieſes Ausdrucks vorz immer aber 
heißt es wieber, es muͤſſe die Synode das Necht haben, 
ſolche Befchlüffe zu faſſen, und wenn das Kirchenregiment 
fid bei der Berathuug in der Deputation dagegen erflärt 
hat, fo liegt das einfach darin, weil, wie ber Herr Supets 
intendent Lechler felbft erklärt hat, es keineswegs die Us 
fiht fein Tann, die Synode über das Kirchentegi⸗ 
ment zu fielen; wohl aber das Kirchenregiment zu ber 
ſchraͤnken durch Berathungen und Beſprechungen mit der 
Synode. Ebendeswegen habe id; meinerfeits gegen den 
Antrag, wie der geehrte Here Oberhofprediger ihn Ik 
präcifirt hat, Bein Bedenken; denn er ſtimmt mit den 
eigentlichen" Abfichten der Regierung volftändig uͤberein. 


Dräfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand welt! 
dad Wort zu verlangen und ich werde" die Debatte über 





den betreffenden Paragraphen ſchüeßen unter Ertheilung 
des Schlußworts an den Herrn Referenten. 
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Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Der zuletzt ge- 
ſtellte Antrag vom Oberhofprediger, Liebner und die Erflä- 
zung des Herrn Staatsminifters fürzen allerdings meine 
Rede um Vieles ab. Indeſſen fei es mir doch erlaubt, 
da ich nicht blos ald Referent, fondern aud als Kam ⸗ 
mermitglied zu fprechen habe, einige von den gefchehenen 
Aeußerungen einer kurzen Erwiderung zu unterwerfen. 
Nah den von mir aud heute gemachten Beobachtungen 
hat man meines Erachtens abermals die Form vom Weſen 
zu fehr getrennt, der Form ein zu großes und bem Wefen 
der Sache ein viel zu geringes Gewicht beilegt. Was 
Herr Dr. Lechler in feinem fehriftlichen Separatvotum bes 
antragt, bad koͤnnte man gleich mit der Furzen Bemerkung 
beantworten, daß es fi hier genau genommen mehr um 
einen Wortſtreit gehandelt hätte; denn das Recht der Be: 
ſchlußfaſſung kann ja der Synode gar nicht entzogen wers 
den, ift ihr aber auch nach dem Wortlaute des Paragraphen 
nicht genommen. Denn Befchlüffe muß die Svnode auch 
faffen, wenn fie Anträge flellt, und da ber Dr. Lechler 
ſelbſt nicht wollte, daß die Befchlüffe unbedingt geſetzliche 
Kraft haben follen, fo wuͤrde durch feinen Antrag für bie 
Synode Nichts mehr erreicht, ald was fie bereits hat. Nun 
erlaube ich mir aber auf eine ber wichtigeren Ginwenduns 
gen gegen die Deputation. einzugehen. Herr Nittner bes 
trachtet die von ihm verlangten Bugeftändniffe als ein Mir 
nimum fir die Synode und glaubt, daß, wenn man ſich 

* dagegen erkläre, man die Synode als etwas Gefährliches 
betrachte und anfehe. Darauf antworte ich ganz Furz, 
wenn zu viel verlangt wird, wenn zu viel Anforderungen 
an die Synode geftellt werben, dann fage ich ganz kurz: 
Ja, dann halte ich fie flr etwas Gefaͤhrliches und glaube, 
daß fie dann fehr viele Stimmen gegen fic haben wird. 
Meine Herren, es läßt fi gar nicht leugnen, daß im 
Lande fehr viele gufgefinnte, fehr viele ganz kirchlichge ⸗ 
finnte, fehr viele wohlüberlegte und erfahrene Leute im 
Stillen fehr erhebliche Bedenken gegen die Synode hegen. 
Dieſe werden aber unterdrüdt und nicht geltend gemacht, 
und man flimmt für die Synode, weil es ber allge 
meine Wunſch der Kirche ift und weil eine gewiffe innere 
Nothwendigkeit für die Sache ſpricht. — Aber das dürfen 
uns die Anhänger der Sache nicht verargen, je mehr fie 
verlangen, jemehr fie die Sache auf die Spige ftellen, defto 
größer werden die gehegten Bedenken; zu viel Forderungen 
würden dem guten Bwede nur Schaden thun, dann würde 
am Ende Mißtrauen gegen die Sache erwachſen. Alſo 
diefe Aeußerung wiberlege ich nicht, fondern ich beftätige fie, 
nämlich unter ber Vorausfegung, daß übertriebene Dinge 
verlangt werden. Ich fage nochmals, man hat zu wenig 
Gewicht auf bie innere Kraft ber Nothwendigkeit gelegt, man 
hat zu wenig bedacht, daß in gewiſſen Dingen der Kirche eine 
unbebingt innere Wahrheit liegt und eine fiegreihe -und 
unwiderſtehliche Gewißheit, der nachgegeben werden muß. 

IR. (2 Abonnement.) 


Iſt dies vorhanden, hat die Kirche ein fo dringendes, ein 
fo anerkanntes Beduͤrfniß, meine Herren, wozu wollen 
Sie noch mehr Formen der Abftimmung und Buffimmung? 
Es wird eben geſchehen, was gefchehen muß, weil es noths 
wendig ift. Der Herr Staatsminiſter hät daſfelbe auch richtig 
eingehalten und nochmals muß ich auf eine Stele in ber 
Motiven hinweiſen, wo gefagt iſt, e8 fol durch das Organ 
der Landesſynode ein Iebendiger Wechfelverkchr zwifchen ber 
Kirche und dem Kirchenregimente hervorgebracht werden. 
Das Kirchenregiment würde fich geradezu den feften Boben 
unter den Füßen wegziehen und feine eigene Grundlage 
erfejüttern, wenn es gegen dad wohlbegründete Gutachten 
und die Befchlüffe der Synode etwas einführen, abändern 
ober aufheben wollte; es würde ja geradezu alles Vertrauen 
zum Kirchenregimente verloren gehen. Was der Abg. Ritt⸗ 
ner für eine Entdeckung gemacht hat vom CAfareopapismus 
in Sachfen, das muß ich geftehen, möchte ich als Freund der Ges 
ſchichte Fennen Iernen; ich möchte nochmals Gefchichte ſtudiren, 
um ein ſolches fchauberhaftes Bild vom Gäfareopapismus in 
der ſaͤchſiſchen Gefchichte zu entdecken. Ich glaube aber, er 
wird die näheren Nachweifungen darüber ſchuldig bleiben 
und hat diesmal wohl etwas zu tief in ben Farbentopf 
bineingegriffen. Die erften Anträge find zurlcgenommen 
und mobiftcirt. Ich hätte mich auch fuͤr biefelben durchaus 
nicht erklären koͤnnen und hätte nachweiſen müffen, daß 
fie die Sache nicht treffen und nicht erfchöpfen. Herr 
BVürgermeifter Koch hat wiederum an bie zu befuͤrchtende 
Einfeitigfeit der kirchenregimentlichen Befchlüffe und Ver⸗ 
waltung erinnert und namentilch an $$. 86 und 87. Es 
ift mir erfreulich, daß diefe Paragraphen, welche allerdings 
die cardo rei der ganzen Kirchenorbnung enthalten, alls 
mählig zur Befprehung und Beachtung kommen; habe 
aber ſchon in einer der erfien Sigungen bei der allgemeinen 
Beratung eingehalten, daß eine folche Einfeitigfeit bei dem 
Kirchenregimente ungeachtet der Vorſchlaͤge der Deputation 
nicht zu beforgen ift. Ich werbe jegt nicht darauf eingehen 
und erinnere nur noch einmal Fur, baran, daß über dem 
Kirchenregimente noch die Minifter in Evangelicis und 
unter ihnen bie Kirdenbehörden und bie Landesſynode 
ftehen und bie Stimme der Landesſynode eine fo wichtige 
und getvichtige fein wird, daß es gerade einer foͤrmlichen 
Abftimmung und Zuftimmung nicht bedürfen wird, um ben 
von ihr beſchloſſenen Anträgen Eingang und Geltung zu 
zu verfhaffen. Nur am Schluſſe möchte ih nochmals 
dringend bitten, in Saden der Kirche nicht den gewöhns 
lichen Geſetzgebungsmaaßſtab anzuwenden. Es ift ja nur 





von kirchlichen Dingen die Rebe, von firhlicher Verwal 

tung, d. h. nicht blos von objectiv kirchlichen Dingen, fon= 

dern auch befonderd von dem fubjectio kirchlichen Sinne, 

mit welchen Fragen der Kirche behandelt fein: wollen: Im 

Bezug auf den Antrag des Herrn Superintendenten Lechler 

hätte ich gewünfcht, daß gerade diefer Antrag nicht vom 
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einem Geiftfichen, ausgegangen wäre. x ‚Hätte ein altes, ers 
rauf glied, Si: alte Laͤudtage —— 
bgeſtimmt hat mi ie Bmweipeittelmajorität und nad 
ſafdcher Ma— tät md’Separatvota d eine Menge U 
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Pen Siebner, Er geht d 
und, difteh Sübe des 
halten: . 
Die Erlaffung ode Abänderung allgemein 
Kirchengeſehen, —2 die Lehre, den Tuͤltus und. bie 
— Beratung betreffen, find an bie‘ Sufimmung ver Lanbedu 
ſynode ‚gebunden”. 

Ich frage, o bdie inimer — 
ES Einftimmig' Sa: N h 
Ich frage zulegt, ob bie, ——— den G 67, wii 
er im Einzelnen beſchloſſen worden:ift, auch im 
48 anzunehmen gemeint iſt? — — 
mig Ja. } sl \ 

ı Ich ſchließe die Sitzung und erſuche Sie, fa morgen 
um: 11 Uhr: hier wieder einzufinden zur Fortſetzung ber Be⸗ 
tathungz bitteiaber ‚bie Herren, da die Zeit noch nicht ſo 
weit vorgeruckt iſt noch eine Min ute zu Biber — 


















en! zuſammen zu bleiben: 
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Dresden, am 21. Januar 


1861. 





Einundzwanzigfte Öffentlihe Sigung der 
Erftien Kammer am 12. Januar 1861. 


Inhalt. 

Verleſung des Protokolls. — Regifttandenvortrag und Annahme 
de8 Antrags bed Abgeordneten der weiten Kammer Gef. 
Neg.-Naths Dr. Braun und Genoffen, Schleswig⸗ Holftein 
Ketr., ohne Debatte, — Mündliche Mittheilungen der vierten 
Deputation durch Heren Kammerherrn v. Metfch, die Petis 
tion Auguft Endes, ferner die Petition I. W. Tüchtler's, 


ferner die Petition Löfcher’s, ferner die Petition Gerharbt’s | 


und endlich bie Petition Rade's betr., die ſaͤmmtlich als 
formell unzuläffig erklärt werben. — Entſchuidigungen. — 
Fortgefete Beratung über den Entivurf einer Kirchenord⸗ 
nung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche in Sachfen, und 
zwar über bie C. 68 618 mit 71. 





Die Sitzung beginnt um 11% Uhr in Gegenwart ber 
Herren Staatöminifter v. Beuft und Dr. v. Falkenftein 
und der Herten koͤniglichen Gommiffare, Geh. Raths Dr. 
Hübel und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, fowie in 
Anwefenheit von 36 Kammermitgliedern mit Verlefung des 
über die legte Sigung vom Secretaͤr Wimmer aufgenoms» 
menen Protokolls, welches von der Kammer ohne Er- 
innerung genehmigt und von den Herren Graf v. Schön- 
burg und Bürgermeifter Loͤhr mit vollzogen wird. 


Präfivent v. Schönfels: Wir gehen num über zum 
Vortrag aus ber Negiftrande; es befindet fich auf derſelben 
eine Nummer und ich erſuche den Herrn Secretaͤr Wimmer, 
deren Vortrag und zu geben. 

(Mr. 112.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
7. Januar 1861, enthaltend die Beſchlußfaſſung über den 
ur motivirten Antrag der Herren Abgg. Dr. Braun und 

enoffen, den Rechtözuftand in den Herzogthümern Schles- 
wig und Holftein betr. — 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Meine Herren! Diefer 
Vrotokollextract enthält einen Antrag des Abg. Geheimen 
Regierungsraths Dr. Breun und Genoffen, der gewiß all» 
gemein unfere ganze Sympathie erregt. Derfelbe lautet: 

„Die Zweite Kammer wolle im Verein mit ber Erften 
Kammer die Staatöregierung erfuchen, im Bundeöwege 
ER @. Abonnement) 
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auf ehebaldige Herſtellung des in. dem Friedensſchlu 
m — 5 defen unterm 29. u A ai 
Seiten des beutfchen Bundes genehmigten Bekannte 
madung vom 28. Januar 1852 verbürgten Rechtszu⸗ 
ſtandes in den Herzogthümern Holftein und Schleswig 
hinzuwirken, aud) eintretenden Fa 6 one Bereitwilligkeit 
zum Anfchluffe an die in biefer Angelegenheit zuläffigen 
und geeigneten Zwangsmaaßregeln beim Bunde zu ers 
Bären”, — 

Die jenſeitige Kammer hat dieſem Antrage, ohne ihn 
an eine Deputation zu verweiſen und ohne Debatte ſofort 
einftimmig und unter ben Iebhafteften Zeichen der Zuſtim⸗ 
mung beigeftimmt, jedoch denfelben infolge ber befriebigenz 
den Erflärung des Herrn Minifterd des Yeußeren zur Beit 
als “erledigt angefehen. Das Divectorium diefer Kammer 
ſchlaͤgt Ihnen vor, ein gleiches Verfahren hier eintreten zu 
laſſen. Wir find gewiß Alle überzeugt, daß in der ſchleswig⸗ 
hoiſteiniſchen Angelegenheit‘ nicht Tänger gezaudert werben 
darf und daß endlich im derfelben mit Exnft vorgegangen 
werben muß, um bie Ehre Deutfchlands nicht. länger 
Kraͤnkungen ausgefegt fein zu laſſen. Hoffen wir, daß 
endlich in biefer Sache und in unferen Tagen ein neue 
Leben erwache und dag man’ von ben biplomatifchen Ver⸗ 
handlungen nun zur That verfchreiten werde. Daß biefer 
Antrag, ober auch nur die Beiftimmung zu demfelben nach 
den Kundgebungen des Herrn Minifters des Aeußeren in 
der jenfeitigen Kammer hierzu beitragen wird, bie iſt 
außer Bweifel und deshalb fchlägt das Directorium Ihnen 
vor, bemfelben beizuftimmen; benfelben aber unter ben 
vorliegenden Umftänden zur Zeit als erledigt anzufehen. 
IH weiß nicht, ob der Herr Minifter etwas zu bemerken 
gedenkt? 

Staatsminiſter Freiherr v. Beuft: Wenn id mir ers 
Taube, das Wort zu ergreifen, fo habe ich im Namen ber 
Regierung nur den Wunſch auszufprechen, daß ber Vor⸗ 
ſchiag des geehrten Präfidiums Seiten ber Hohen Kammer 
Annahme finden möchte, indem eine fofortige, unummuns 
dene Kundgebung, die fih vorzugäweife ald dem Gefühle 
entfprungen hinftellt, dem zu faſſenden Beſchluſſe un- 
ftreitig nur einen höhern Werth geben. kann. Was die 
Regierung betrifft, fo habe ich auf. die Erklärung hinzu⸗ 
weifen, die ich in ber jenfeitigen Kammer abgegeben habe, , 
und ich nehme gern Gelegenheit, zu beinerfen,- daß diefe 
Erklärung, fern von jeder Zuruͤckhaltung, fern’ aber auch 
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von jeder Berechnung, ganz einfach den Stand der Sache 
dargelegt hat, wie er ſich in Wahrheit verhält, 

Praͤſident v. Schönfels: Es würde nun, fofern von 
Seiten der Kammer etwas hierauf Bezuͤgliches nicht ger 
äußert werden follte . 

Freiherr v. Weld: Bei der vorauszufegenden, allges 
meinen Zuflimmung, die von Geiten der Kammer zu er 
warten ift auf den Vorſchlag des hohen Praͤſidiums, erlaube 
ich mir die unmaaßgebliche Anfrage, ob es dem Herrn Prä 
fibenten vielleicht gefällig fein würde, bie Kammer aufzus 
fordern, wie e in der Zweiten Kammer gefchehen iſt, durch 
ein befonderes Zeichen ihre alffeitige Zuflimmung zu dem 
Antrage zu erkennen zu geben, vielleicht durch Aufftehen? 

Präfident v. Schönfeld: Ih war eben im Begriff 
dies zu thunz wollte aber erft abwarten, ob von Seiten 
dor Kammer gegen den Vorfchlag etwas eingewendet wuͤrde. 
Da dies nicht fo zu fein ſcheint, fo erlaube ich mir, zwei 
Fragen an bie Kammer Betreff diefer Angelegenheit zu 
riehten. Die erfte wird dahin gehen, ob Sie mit dem Ans 
trage im Allgemeinen einverfianden find und die zweite 
‚bahn, ob Sie denfelben unter den obwaltenden Umftänden 
als erledigt anfehen wollen? Ich würde Sie bitten, wenn 
ich die erfte Frage geftellt habe, daß Sie die Güte haben, 
durch Erhebung von ben Plägen zu erkennen zu geben, 
daß Sie damit einverftanden find. Wenn Niemand gegen 
diefe Form etwas: einzuwenden hat, fo wiirde ic) die Frage 
folgendermaagen ftelen: Beſchließt die Kammer, 
dem gedachten Antrage infolge der darüber 
von der hohen Staatsregierung abgegebenen 
Erklärung beizuffimmen? — Ich wirde bitten, 
wenn Sie damit einverftanden find, fi von den P lägen 
zu erheben. 

(Alle anweienden Kammermitglieder erklären durch Aufs 
ftehen ihr Einverftändnig.) 

Der erſte Antrag wäre angenommen und zwar 
einftimmig., e 

Ich würde nun die Frage am die Kammer zu richten 
haben, ob fie diefen Gegenftand zur Zeit als er— 
ledigt anfehen wolle? — Einftimmig Ia. 

Somit wäre auch dieſe Angelegenheit erledigt. Cs 
war dies die einzige Nummer der heutigen Regiftrande. 
„Nach einer Anzeige von dem Vorftande ber vierten Depu ⸗ 
tation Haben wir verſchiedene mündliche Mittheilungen zu 
erwarten und ich würde ben Herrn v. Metzſch zu erfuchen 
haben, diefe Vorträge zu erftatten. — 


Kammerherr v. Metzzſch: Ich bitte dies im Auftrag 
der vierten Deputation thun zu bürfen. Zunaͤchſt hat die 
Bweite Kammer mittelft Protofollertracts die Petition eines 
gewiffen Chriftian Auguft Ende’ von hier an die Erſte Kam: 
mer abgegeben und biefe hat die zweite Deputation beauf⸗ 
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tragt, ihe Gutachten darüber zu erftatten. Die Petition 
ſchũdert in ziemlich umfänglicer Weife die Mängel der 
ſaͤchſiſchen Juftizverwaltung und des Strafverfahrens und 
trägt auf Abftelung derfelben an. Die Deputation hat 
die Eingabe geprüft; jedoch gefunden, daß fie erfiens an 
Unklarheit leidet, zweitens jeder Befcheinigung der darin 
aufgeführten Thatfachen ermangelt, drittens, da man fie 
auch als Beſchwerde betrachten kann, der erforderliche Nach- 
weis fehlt, daß fe auf dem verfaffungsmäßigen Wege bie 
zu dem betreffenden Minifterialdepartement gelangt und 
viertend, daß fie beleidigende Ausdrüde enthält. Es if 
demnach die fraglie Petition auf Grund der Beftimmung 
der Landtagsordnung $. 115 sub d. e. und g. als formell 
unzuläffig zu betrachten, wie dies auch in ber Zweiten 
Kammer gefhehen und würde Petent demgemäß zu bes 
ſcheiden fein. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Ans 
trag des Vorftandes der vierten Deputation vernommen; 
er geht dahin, die fragliche Petition auf Grundader Bir 
flimmungen sub d. e. und g. des $. 115 der Landtagds 
ordnung als formell unzuldifig zu erklären. Ich frage 
die Kammer, ob fie ſich mit diefem Antrage eins 
verftehen kann? — Einftimmig Ja. 


Kammerherr v. Metzzſch: Es ift ferner aus der Zwei⸗ 
ten Kammer mittelft Protofollertracts dig Petition Julius 
Wilhelm Tuͤchtler's aus Zſchachwitz an die dieffeitige Kammer 
gelangt und diefelbe ebenfalls der vierten Deputation zur 
Begutachtung uͤberwieſen worden. Nach flattgehabter Prir 
fung hat man gefunden, daß biefelbe theils an Unklarheit 
leidet, theils aber auch für die darin enthaltenen Thatſachen 
vollftändig die Belege fehlen, theils endlich der Petent einen 
Wunſch zu erkennen giebt, welchem die Ständeverfammlung 
unmöglich genügen Tann; denn er fagt in feiner Gingabe 
ſchließlich: „Ich wollte die hohen Stände bitten, mir zu 
meinem Gelde, was mir durch diefen Mann 2. ıc. verloren 
gegangen iſt, wieder zu verhelfen“. Ich habe auch hier im 
Auftrage. der vierten Deputation der geehrten Kammer ans 
zuzeigen, daß die Petition auf Grund der Beftimmungen 
der Landtagsordnung sub e und h als formell unzuläffig 
zu betrachten, wie dies auch in der Sweiten Kammer ber 
ſchloſſen worden ift, und demgemäß der Petent zu beſcheiden 
fein wird. 


Präfident v. Schönfels: Die Deputation trägt barauf 
an, daß die Petition des Herrn Zulius Chriſtian Tuͤchtler 
aus Zſchachwitz auf Grund der Beftimmung bes $ 115 
sub e und h als formell imzuläffig erflärt werben möge 
und ich frage die Kammer, ob fie damit fich einver⸗ 
fanden erklärt? — Einftimmig Ja. 


Kammerhere v. Metz ſche Ferner iſt mittelft Protofols 
erttactes aus ber, Bweiten Kammer die. Petition DS 
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Moritz Löfcher aus Reichenbach an bie biesfeitige Kammer 
gelangt “und ber vierten Deputation zur Begutachtung 
übergeben worden. Der Petent bittet, die Kammern 
möchten ſich allerhöchften Orts dafür verwenden, daß der 
verurtheilte, bei den Maiereigniffen betheiligte Roͤckel feiner 
‚Haft entlaffen und eine allgemeine Amneftie ausgeſprochen 
werde. Da aber der Petent im Namen eines Dritten 
das Geſuch ftellt, da er ferner eine Vollmacht nicht bei- 
geflgt hat, daß er im Namen und Auftrage des Roͤckel 
handele, fo find hier die Beftimmmungen sub c. des $ 115 
der Landtagsordnung auf diefe Petition anzuwenden und 
diefelbe ald formell unzuläffig zu bezeichnen. Die 
Zweite Kammer hat dies ebenfalls bereits anerfannt und 
würde nun Petent bemgemäß zu befcheiden fein. 


Prafident v. Schönfels: Diefe Petition Loͤſchers 
aus Reichenbach foll auf Antrag der vierten Deputation 
und auf Grund des $. 115 der Landtagsordnung sub. c. 
für formel unzuläffig erklärt werden, und ich frage, ob 
die Kammer bamit fih einverfianden erklärt? 
— Einftimmig Ja. 

Kammerherr v. Metzſch: Ein gewiſſer Chriftian 
Friedrich Gerhardt aus Coͤlln bei Meißen hat bei ber 
Ständeverfammlung und zwar zunächft bei der Erften 
Kammer eine Petition eingereicht, in welcher er die 
Ständeverfammlung um Xermittelung bei ber Staats» 
tegierung wegen Gewährung der erforderlichen, pecunidren 
Mittel zur Ausführung feiner im Intereffe der Vollswirth ⸗ 
ſchaft gemachten Erfindungen und Berbefferungen bittet. 
Die Deputation hat die Cingabe geprüft, dabei aber 
gefunden, daß fie micht allein unklar ift, fondern auch 
für die darin angeführten Leiftungen die genügenden 
Belege fehlen. Es find alfo auch Hier die Beflimmungen 
der Sandtagsorbnung $. 115 sub e und h maafgebend 
und es hat die Deputation felbige ebenfalls als formell 
umzuläffig zu bezeichnen, und wuͤrde Petent demgemäß 
zu befcheiden fein. Die Petition ift Übrigens noch an 
die Bweite Kammer, abzugeben. 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag der Deputation 
geht dahin, die Petition Gerhardt’ zu Gön bei Meißen 
auf Grund des $. 115 der Landtagsordnung sub e und h als 
formel unzuläffig abzuweiſen z diefelbe aber noch an bie 
Zweite Kammer abzugeben. Ich frage daher, ob die 
Kammer diefem Antrage beiftimmt? — Ein 
ſtimmig Ja. 

Kammerherr v. Mesfch: Der letzte Gegenftand ift 
folgender: Ein gewiffer Alwin Rade aus Lungwitz bei 
Kreiſcha hat bei der Ständeverfammlung eine Petition, be: 
zuͤglich Beſchwerde eingereicht, in welder er um Verwen - 
dung der Stände bei der hohen Staatöregierung wegen 
Verwilligung eines ihm bis jet verweigerten, angemeffenen 
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Sohnes für eine von ihm erfundene Waffermühle als for 
genannte Wafferfihnede bittet. Diefe Eingabe iſt der 
vierten Depufation ebenfalls zur Prüfung überwiefen 
worden. Sie hat dies gethan und gefunden, daß die 
Eingabe als Petition betrachtet infoweit nicht zu beruͤck⸗ 
fichtigen ift, als die von dem Petenten angegebene Thatz 
face, daß er eine neue Gonftruction der Waffermühle it 
Form einer Waſſerſchnecke erfunden und biefelbe im allge- 
meinen Gebrauch fei, volftändig unbeſcheinigt gelaffen ift. 
Demnach wuͤrde die Eingabe als Petition auf Grund ber 
Beftimmung der Landtagsordnung $. 115 sub. e und als 
Beſchwerde auf Grund der Landtagsordnung $. 115 sub g 
als formell unzuläffig zu betrachten fein, da nicht nach— 
gewiefen ift, daß das Gefuch um Ertheilung eines Privis 

legiums wegen einer Waſſerſchneckenconſtruction dem Mi: 

nifterium vorgelegen, indem die im Originale beigeflgte 

Minifterialverorbnung fi nur auf eine Mühlenconftruction 

zu beziehen ſcheint. Die Petition ift noch an die Zweite 

Kammer abzugeben. 


Präfident v. Schönfels: Die Deputation ſchlaͤgt 
vor, bie Petition Rade's nach $. 115 der Sandtagsordnung 
Punkt e und g als unzuläffig abzuweiſen, diefelbe jedoch 
noch an die Zweite Kammer abzugeben. Ich frage, ob 
die Kammer;damit einverftanden iſt? — Ein 
fimmig Ia. 

Es war dies der letzte Vortrag der vierten Deputation. 
Her Graf Einfiedel-Wolfenburg hat ſich wegen Unwohl⸗ 
feins entfguldigt. Es iſt das die einzige Mittheilung, die 
ich noch zu machen habe; mir Tonnen baher zur Tages⸗ 
ordnung übergehen und ich würde den Herrn Vicepraͤſi- 
denten Freiheren v. Frieſen erfuchen, uns den Bericht 
über den Entwurf einer Kirchenordnung vorzu⸗ 
tragen. 

Referent Vicepräfident v. Sriefen: 

$. 68. 
Geſchaftsordnung. Beſchlũſſe. 

Berathungen und Beſchluͤſſe der Synode koͤnnen nur 
bei einer Anweienheit von minbeſtens drei Vierthellen der 
$. 61 beftimmten Zahl der Mitglieder ftattfinden. 

Sie beſchließt durch abfolute Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleihbeit ift die Abftimmung in der nächften 
Sigung zu wiederholen und wein auch dann eine Stimmens 
mebrheit nicht erlangt wird, fo entfeheibet die Stimme des 
Präfidenten. J 5 

Die Sigungen find nicht öffentlich. 

Die Gefhäftsordnung wird von ben in Eyangelicis 
beauftragten Staatsminiftern durch ein Regulativ vorger 
ſchrieben. 


Die Motiven lauten: 


Zu_$. 68. 

Wiele Firchliche Fragen io zur Verhandlung vor einem 
gemifchten Publiewm nicht geeignet, bie Synode wird folde 
in nicht Öffentlichen Sigungen viel freier beſprechen koͤnnen. 
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effentliche Verhandlungen würden auch gewiß weit mehr 
a in a nehmen. Man hat ſich daher dafür ent» 
fehieden, der Synode feine öffentlichen Sigungen halten zu 
Taffen, hat aber die Abficht, ihr zu geftatten, den wefents 
lichen Inhalt der Synodalverhandlungen, namentlich die 
Refultate derfelben auf geeignete Weife bekannt zu machen, 
worüber dad Nähere kumfug in der Gefchäftsordnung feſt- 
geſtellt werden foll. J 


Der Bericht ſagt hierzu: 
Bi! 
fand bie Deputatlon zu 


., 68 

8 Erinnerung feine Beran- 
Jaffung und erwähnt nur, daß biefelbe dem von drei Mit⸗ 
gliebern ber jenfeitigen Deputation auß, efprechenen Wunſche 
auf Sefentichteit der Sigungen ‚in Feiner Weife beizutrer 
ten vermochte, weil ſich dies mit dem Character einer Sy: 
mode zu wenig vertragen dürfte. Sie beantragt daher die 
uneränberte Annahme des Paragraphen. 


Da in unferem Berichte eine Beziehung auf den Ber 

richt der jenfeitigen Deputation enthalten ift und eine kleine 

* Unrichtigkeit, fo halte ich es nöthig, den Bericht der Zwei⸗ 
ten Kammer zu $. 68 mit vorzutragen: 


Ei Bu $. 68. 

Eine Majorität der Deputation erwartet von ber 
Doffentlichkeit der Gängen größeren Erfolg, ald don ber 
Sean, Der blofe Ausſchluß der Deffentlichkeit kann 
die Synoden und ihr Wirken verbächtigen. Um jeden der⸗ 

jleichen. Bot von vornherein ——— ſchlagt die 

— der Deputation die Deffentlichteit der Sitzungen 
der Synode unter denſelben Beſchtaͤnkungen vor, wie ſoiche 
bei den Ständen ftattfinbet. 

Eine Minorität (Abgeordneter v. König) erklärt ſich 
aber fir den Entwurf aus den in den Motiven erſicht⸗ 
lien Gründen. 

Die Majorität fchlägt deshalb vor: 

den —— — unverändert ruͤckſichtlich des erſten, 

weiten und vi 

Pigender —— anpunehmen: 

‚Die Sigungen find öffentlich. Sie werden 

we ‚auf den Antrag der koniglichen Commiffare 

ei Eröffnungen, für welche fie die Geheimhaltung 

nöthig achten, und duf das Begehren von drei Mite 

gliedern, . denen nach dem Äbtritt der Zuhörer 

wehigftens_ein Viertel der Mitglieder der Synode 

5 Über bie Nothwendigkeit ber geheimen Berathung 
"beitreten muß”, F 
Die Minorität erklärt 163 aber auch 

für unveränderte Annahme des dritten Abſatzes. 


Dahin hat fih unfere Deputation’ ebenfalls erklärt 
und beantragt daher einſtimmig die unveränderte Annahme 
des Varagraphen; es hat alfo mur ein Mitglied der Depus 
tation der Zweiten Kammer ſich dagegen erklärt. 


Dräfibent 0,-Schönfels: Zu diefem- Paragraphen iſt 
von Seiten des Heirn v. Schönberg ein Antrag einge 
er — An die Stelle der Worte „bie 

sungen find.nicht Öffentlich”, im dritten. f 
ſetzt werden: ® 9 3 * En Pre 
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„Die Sigungen find öffentlich. Sie werden der 
heim auf den Antrag der föniglichen Commiſſare, bei 
Eröffnungen, für welche fie die Geheimhaltung nöthig 
erachten und auf das Begehren von drei Mitgliedern, 
denen nach dem Abtreten der Zuhörer ein Viertel der 
Mitglieder der Synode über die Nothwendigkeit der ges 
heimen Berathung beitreten muß“, 

Ich habe zu erwarten, ob der Herr Antragfteler feinen 
Antrag motiviren will, 


Freiherr v. Schoͤn berg ⸗ Bibran: Bei $. 68 Habe 
ich mir die Frage geffellt, ob eine Synode, ber jede 
Deffentlichkeit bei ihren Berathungen entzogen iſt, demohne 
geachtet fähig fei, das Vertrauen des Landes zu genießen 
und eine gute chriftliche Gefinnung vermöchte zu verbreis 
ten? Ich habe diefe Frage verneinen zu müffen geglaubt; 
denn fo viel fteht feft, der ganze Sinn und Geift unferer 
evangeliſch· lutheriſchen Kirche iſt ein offener und Hlarer; ich 
kann demnach einer Synode eine Lebensfähigkeit nicht zu⸗ 
geftehen, die im Widerſpruche mit dem Geifte der Kirche 
felbft und im Widerfpruche mir dem Wolköcharacter heim⸗ 
lich, ohne Deffentlichkeit tagen wollte, "Der $. 68 befagt: 
„Die Sisungen find nicht öffentlich”. Nun follen nach 
$. 67 die Rechte und DObliegenheiten einer Synode auch 
darin beftehen, Beſchwerden Über Geiftlihe und Kirchenbe⸗ 
hoͤrden zu führen und fo fcheint es mir, muß biefem Recht 
aud eine moralifche Pflicht gegenuͤber geſtellt werben, die 
id) darin erkenne, daß, wer Beſchwerde führen will, foll 
genoͤthigt werben, es öffentlich zu thun. Denn wir können 
nicht verfennen, es fei viel. leichter, bei verſchloſſenen The 
ven Anträge zu ftellen und Beſchwerde zu führen, aid in 
Öffentlicher Sigung. Wir ſelbſt fühlen die Schwierigkeit, 
und in diefer Beziehung der Deffentlichkeit hingeben zu 
müffen; wir fühlen, daß die Worte dabei beffer abgewogen 
fein wollen, was man Öffentlich fpricht, beſſer begründet 
fein muß. Und wir dürfen hierbei nicht vergeffen, daB 
die Deffentlichkeit ein umerbittliches Nichteramt ausübt. 
Ich frage weiter: welches Vertrauen kann dad Land zu 
einer Synode haben, die dad Recht genießen fol, Sitten 
und Glauben zu vichten, Beſchwerde tiber Geiftlice zu 
führen? Unmöglich kann dies der Fall fein, wenn man 
ihr die Deffentlichkeit nicht zugefteht. Ich komme nun zu 
den Bedenken, die man gegen die Deffentlichkeit in det 
Motiven vorgetragen hat. Dort heißt ed: 

„Biete kirchliche Fragen find zur Verhandlung vor 
em em Babe he geiignet; Er: 
e in ni i i rei 
——8 a ffentlichen Sigungen viel 

Meine Herten! Mein Antrag ſteht diefem Anfhrer 
nicht entgegen; ber Lnigliche Commiffar fol das Net 
haben, den Antrag zu ftellen, die öffentliche Siäung in eit 
geheime übergehen zu Iaffen, Wenn die Befürchtung auß“ 
gefprochen worden if, es möchte fich inmitten einer SHnodt 
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werde bie. Orffentlichkeit benugen, um Parteibeftrebungen 
in das Publitum zu bringen, fo geht das zu weit. Wir 
wirden mit einer folhen Behauptung ein Mißtrauen im 
Boraus der Synode geben und das wollen wir nicht; ich 

- glaube, vielmehr, wir müffen die Synode mit Vertrauen 
begrüßen und mit ber feften Hoffnung, ed werde mitten 
in der Synode ein gefunder, chriſtlicher Geift und Sinn 
herrſchen. Diefe Gefinnung aber müffen wir fchügen und 
ſchirmen, nicht durch Gefege und Verordnungen, welche 
jeden Verdacht von biefer Gefinnung entfernen follen, 
wohl aber dadurch, daß wir der Synode die Deffentlichkeit 
fihern. Ich habe meinen Antrag bereits dem Herrn Prä- 
fidenten uͤbergeben und bitte, daß er denfelben der Kammer 
zur Unterftügung vorlege. ® 


Präfident v. Schönfeld: Nachdem der Antrag mo⸗ 
tivirt iſt, wuͤrde ich die Frage an die Kammer richten, ob 
fie denfelben unterftügt? — Zahlreich. 

Er würde nun zur Berathung gezogen werben koͤnnen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Die Deputation 
hat aus wohlerwogenen Gründen einftimmig den im ber 
Zweiten Kammer von der Majorität geftellten Antrag auf 
Deffentlichfeit nicht zu dem ihrigen gemacht und nicht zu 
der Annahme deffelben gerathen. Sie ift auch heute noch 
derfelben Meinung und rathet der Erften Kammer nicht 
zur Oeffentlicheit, fondern zur unveränderten Annahme 
de8.$. 68. Es wurde ſchon geftern und mehrmals in dier 

fem Saale daran erinnert, daß die Einführung "einer Landed- 
ſynode in Sachfen etwas ganz Neues iſt, daß es darüber 
bisher an Erfahrungen gefehlt hat, weil bie aus früheren 
Jahrhunderten fich darbietenden Erfahrungen nicht genügen, 
um für, die Gegenwart zum Anhalte zu dienen. Man er: 
Ännerte dabei mit Recht daran, daß man bei Einführung 
eines ganz neuen, fehr wichtigen Inſtitutes mit der aller 
größten Vorſicht zu Werke gehen müffe, daß man hier feine 
Schritte mit bedachtem Sinne abtwägen müffe und nicht zu 
weit gehen, um nicht die Sache von Grund aus zu ver⸗ 
derben. : Und es wurde babei öfter betont, daß nicht blos 
die Einführung der Synode, fondern die Einführung ber 
ganzen Kirchenordnung eine Sache des Vertrauens fei und 
darauf, daß diefer ganze, wichtige Act ber Gefegebung auf 
gegenfeitigem Vertrauen beruhen muͤſſe, lege ich meinerfeitö 
ein ganz befonderes Gewicht. Der Antragfteller fagte, wenn 
die Synode nicht öffentlich fei, fo-werde ihr das Vertrauen 
des Landes fehlen. Ein fehweres Wort! Es wurde ferner 
gefagt, bei geöffneten Thuren würden die Worte forgfältiger 
gewählt, die Gründe würden beffer erwogen, bie man für 
feine Meinung und Anträge anführe. Meine Herren! Wenn 
eine ‚Synode, die aus 74 Mitgliedern beftcht, aus den an⸗ 
gelchenften ‚Männern, aus Männern, bie durch das: höchfte 
Vertrauen erwählt und zu ihrer Stellung berufen worden 
find, wenn diefe.die Gründe nicht, forgfältig,erwägen, wenn 
fie. fprechenz wenn da die Worte- nicht mit Weisheit und 



































Mägigung abgewogen werden, da weiß ich freilich nicht, 
wo das Vertrauen herfommen fol und durch welde Eins 
richtung man in einer Synode, bie dieſen Geift und Sinn 
nicht Hätte, dieſen Geift erfegen wollte, Hinter der Synode 
ſtehe ein unerbittlicher Richter! Nun, meine Herren! Warum 
werden denn Männer in die Synode gewählt und-berufen, um 
das wichtige Amt eines Abgeordneten zur Synode auszuüben? 
Steht als unerbittlicher Nichter das Publifum hinter der 
Synode, dann brauchen wir ja feine Wahl, dann koͤnnen 
wir ung frei verfammeln,.dann koͤnnen biefe unerbittlichen 
Nichter felbft berathen, diefe Richter Eönnen felbft ihre Ver—⸗ 
fammlungen ausſchreiben, fie brauchen gar nicht zu wählen, 
fie innen Mann für Mann fich verfammeln, berathen, 
Anträge in kirchlichen Dingen ftellen; dann bebarf es 
feiner Wähler und Feiner Perfonen, die ausdrücklich berufen 
und verordnet find, um über die allerwichtigften, aller⸗ 
heiligften Dinge der Kirche zu berathen. Es wurde gefagt, 
ohne Deffentlichkeit Fönne die Synode unmöglich Vertrauen 
finden; aber wenn das Vertrauen fehlt zur Synode und 
zur Kirchenorbnung, dann iſt es beffer, wir flimmen gegen 
die Kirchenordnung oder die Staatsregierung zieht den Ente 
wurf ganz zuruͤck; denn wo das Vertrauen fehlt, iſt ein 
für ale Mal Nichts anzufangen, jeder Schritt vergeblich, 
jede Bemühung auch der redlichften Männer eitel, wenn 
ihr Fein Vertrauen entgegenfommt. Es wird gefagt und 
von dem Herrn Antragfteller zugegeben und aud im Ans 
trage der Zweiten Kammer: „auf Antrag des Negierungs» 
commiffard oder auf Antrag breier Mitglieder fole bie 
Deffentlichkeit befeitigt und die Sitzung eine geheime wer 
den”. Nun aber, meine Herren, wenn bie Synode fein 
Vertrauen hat, wenn fie nicht öffentlich ift, dann verliert 
fie ja durch ihren eigenen Beſchluß auf einmal alles Ver⸗ 
trauen. Hat fie von Haus aus. kein Vertrauen, wenn fie 
nicht öffentlich ift, nun fo kann die in eine geheime Sitzung 
verwandelte Synode auch fein Vertrauen haben. Und benz 
noch fagte der Herr Antragfteller, man müffe der Synode 
im Lande mit Vertrauen. entgegentommen. Ja, meine 
Herren, das fage ich auch, und muß es noch einmal wies 
derholen, ohne Vertrauen ift unfere ganze Mühe eitel und 
vergeblich. Befigen wir fein Vertrauen, fo wollen wir 
lieber die ganze Kirchenordnung laſſen und die Staats: 
tegierung bitten, fie zurück zu nehmen. Wir haben geftern 
einen Antrag einftimmig genehmigt, welcher aufrichtig ges 
ftanden, doch auch einen gewiffen Mangel an Vertrauen 
zum Motiv hatte. Es iſt aber diefem Antrage nachgegeben 
worden, iveil erflärt wurde, daß es ja nie bie Abficht des 
Kirchentegiments fein koͤnnte, wichtige, kirchliche Gefete zu 
geben ober zu erläffen oder zu verändern, ohne vorher die 
Synode und dadurch die Stimme der Kirchengemeinde verr 
nommen und gehört zu haben. Es wurde mit größter Ber 
ftimmtheit theils von ber Staatöregierung,  theild von meh⸗ 
veren Rednern gefagt; daß ſich das fo von felbft verfteht, 
daß man hier gar Fein" Bedenlen haben koͤnne und num 
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wurde hinzugefügt, wenn fid das von felbft verſteht, fo 
drüde man das doch auch im Gefege aus und füge dem 
Paragraphen eine bem entfprechende Beftimmung hinzu. Aber 
noch weiter zu gehen und einen Mangel an Vertrauen nod 
mehr laut werden zu laffen, dazu möchte ich doch nicht 
rathen ; im Gegentheil möchte ich auf dad Dringendfte da 
von abrathen. Es wird aber biefer Mangel an Vertrauen 
zu der Synode, zu den Mitgliedern und Berathungen ges 
rade durch den Antrag aufs höchfte ausgeſprochen und noch 
vielmehr durch) die Motiven, welche dazu gegeben worden 
find. Ich bleibe alfo meinerfeits bei dem Deputationsgut- 
achten und nehme als gewiß an, daß die Mitglieder der 
Deputation ihre Meinung ebenfalls nicht ändern werden. 


Präfident v. Schönfels: Es haben ſich zum Worte 
gemeldet Herr Oberhofprediger Liebner, Herr Bürgermeifter 
Koch und Here Profeffor Dr. Hänel. 

Freiherr v. Schönberg: Bibran: Ich bitte ums 
Wort zur Berichtigung. P 
Praͤſident v. Schönfeld: Wenn Herr Freiherr v. Schön» 
berg zur Berichtigung zu ſprechen wünfcht, fo hat er das 
Wort. 

Freiherr v. SchönbergeBibran: Herr Referent 
bat ſich wahrfcheinlich verfproden. Er führte nämlich an, 
ich follte gefagt haben: „Bei verſchloſſenen Thuͤren laſſe ſich 
das beffer darlegen”. Das beruht auf einem Irrthum; 
denn ich habe ausdrücklich gefagt: „Wei offenen Thüren“. 


Meferent Bicepräfienf.v. Friefen: Das gebe ich zu, 
es war ein Verfprechen. 

Präfdent v. Schönfeld: Die Reihe der jekt anger 
meldeten Sprecher ift folgende: Herr Oberhofprediger Dr. 
Liebner, VBürgermeifter Dr. Koh, Hofrath Dr. ‚Hänel, 
Here Bürgermeifter Müller und Herr Sup. Dr. Lechler. 
‚Herr Dberhofprediger Dr. Liebiier hat zunächft das Mort, 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Die Synode für Rheins 
land und Weftphalen ift unter den Synoden, welche ber 
reits in Deutfchland in der evangelifchen Kirche beftehen, 
ohne Bweifel die bebeutendfte, die durch ihre Arbeit geüb⸗ 
tefte, erfahrenfte, in dem ganzen Synodalweſen am meiften 
helmiſche. Soviel ich aber weiß, hat gerade die Synodai⸗ 
ordnung für Rheinland und Weftphalen nicht öffentliche, 
Sitzungen. Nichtsdeſtoweniger ift diefe Synode vielleicht 
dir populärfte, welche wir überhaupt haben; fie ſteht mit 
ihrer gefammten Umgebung in lebhafteſtem Rapport, man 
hat das volfte Vertrauen zu ihr. Ich kenne ihre fpecielle 
Geſchichte nicht genau, gewiß aber hat fie diefe ſchwierige 
Frage auch erwogen, man hat wohl auch dort Verſuche 
gemacht man iſt aber fchlüßlich daher dur die langiaͤh⸗ 
tige Erfahrung dazu gefommen, daß es dabei geblieben 
iſt, die Sigungen nicht öffentlich zu halten. Ich kann 
geftehen, daß bei diefer wichtigen Frage, in welcher ſich in 
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ulramque partem fo viel fagen laͤgt, mich dieſe -Thatſache, 
diefe Erfahrung beftimmt hat, nicht für die Deffentlichkeit 
zu fein. Was unfer Herr Vicepräfident geftern in feinem 
Schlußworte gefagt hat Über bie Eigenthümlichkeit Firc, 
licher Angelegenheiten und Berathungen, über die ganz bes 
fondere Innerlichkeit Lirchlicher Dinge, die einen, man 
möchte fagen, trauten Austaufh von Geift zu Geift, von 
Herz zu Herz nothwendig machen und nicht ein Umbers 
Schauen hintiber und heruͤber und hinaus nach der Deffent⸗ 
lichkeit verlangen, — alled Das und mas er auch heute 
wieder fagte, hat mich in meiner Anficht gegen die Deffent 
Tichkeit der Synode nur beftärkt. 


Bürgermeifter Dr. Koh:*Die Motivirung des An 
trags, meine Herren, iſt für mich fo vollkommen uͤberzeu⸗ 
gend gewefen, daß ich derfelben Faum noch etwas Neues 
werde hinzufügen koͤnnen. Ich erlaube mir daher nur ein 
paar Punfte aus den Erwiderungen hervorzuheben, welde 
diefer Antrag und deſſen Motivirung erfahren hat. Zuerft 
wurde dem Antrage eingehalten, daß wir es mit etwas 
ganz Neuem, Ungewohntem zu thun haben. Das ift zur 
zugeftehen, meine Herren, aber bie Schlußfolgerung, bie 
daraus gezogen worden ift, vermag ich micht zu heilen. 
Bir haben in anderen Fragen ebenfalls erft Erfahrungen 
zu machen gehabt; denn auch da hatten wir es mit ganz 
Neuem zu thun. Aus unferer jüngften Vergangenheit 
weiſe ih nur auf die Deffentlichfeit des Unterſuchungs⸗ 
verfahrens hin. Meine Herren, entfinnen Sie Sich, als 
in biefem Saale über die Frage der Deffentlichkeit der« 
handelt wurde, da wurden allerlei Bedenken laut, man 
ſah 3. B. in ber Deffentlichkeit eine Pflanzſchule ded Vers 
brechens. Demungeachtet if die Deffentlichfeit eingeführt 
worden und jene Befürchtung hat ſich nicht bewahrbeitet, 
Bo Sie nur hinbliden, in ale Länder, wo das öffent 
liche Verfahren eingeführt iſt, da hat gerabe die Deffentliche 
feit auf den Zuſtand der Verbrecherſtatiſtik, auf die Sitt⸗ 
lichkeit einen günftigen Einfluß ausgehbt. Ich möchte fer⸗ 
ner an unfer eigenes Beifpiel erinnern und bin uͤberzeugt, 
daß, wenn heute biefelbe Frage wieder zur Verhandlung 
kommen follte, ob die Berathungen in ben Kammern öffent: 
lich fein follten, gleiche Bedenken ebenfalls wiederum laut 
werben würben. Demohnerachtet müffen wir geftehen, daß 
unfere Verhandlungen der Deffentlichkeit nicht entbehren 
können. Ich glaube nicht, daß die Deffentlicheit der Wide 
diefer Verhandlungen irgend Abbruch tut. Meine Herten, 
ich habe zu der Synode das Vertrauen, daß fie bei ver 
f&loffenen, wie bei offenen Türen dieſe Winde zu be 
wahren wiſſen wird; ich habe dad Vertrauen, daß bie 
Deffentlichkeit keinen Einfluß auf ihre Verhandlungen irgend» 
wie äußern kann. Darin muß id) aber dem Heren Antrag 
ſteller beiftimmen, daß bie Synode, welche fih im vollen 
Lichte der Deffentlichkeit bewegt, ein viel größeres Vertrauen 
nach Außen gewinnen wird. Das ift mir völlig zweifel⸗ 
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108, wir dürfen nur die Erfahrung fragen. Ich bin 
meit entfernt zu glauben, die Mitglieder der Synode würden, 
wie Herr Oberhofprediger Liebner gefagt hat, umherſchauen, 
was Über ihre Verhandlungen vom Publitum gefagt würde. 
Nein, meine Herren, da habe’ich ein viel zu zuverſichtliches 
Vertrauen zu ihnen; bie Mitglieder der Synode werden 
nicht umfchauen, fie werden vielmehr troß der Deffentliche 
keit nach ihrem Gewiffen und ihrer innerften Ueberzeugung 
ſprechen und die Würde der Kirche jederzeit im Auge ber 
halten. Ein anderer Geſichtspunkt, der uns vorgeführt 
worden ift, betrifft das Vertrauen. Man fagte nämlich, 
man folle doch Vertrauen zur Synode haben und wenn 
man das nicht habe, fo folle man lieber die Kirchenorbnung 
ablehnen. Mir will es fcheinen und wenn ich mich irren follte, 
fo bitte ich mir das nachzuſehen, als ob die Scheu vor der 
Deffentlichfeit der Verhandlungen der Synode mehr auf 
Mißtrauen beruhte, ald auf Vertrauen; denn wenn ich Vers 
trauen zu dieſem Inſtitute habe, wenn ich glaube, daß die 
Synode jederzeit wiffen wird, was fie bei ihren Verhand⸗ 
lungen zu vertreten und zu verantworten hat, dann wüßte 
ich wahrlich nicht, warum bie Deffentlichkeit auch nur im 
Mindeften zu fürchten wäre. Es muß alfo etwas im Hintere 
grunde fein, was Bedenken gegen die Deffentlichkeit erregt 
und es fcheinb faft, als ob man fürchtete, daß da vielleicht 
einmal etwas vorkommen koͤnnte, was die Deffentlichfeit 
nicht verträgt. Es find mithin die angeführten Gründe 
‚gegen die Deffentlichkeit nicht geeignet, zur Widerlegung 
des klar motivirten Antrags zu dienen. Vielleicht würde 
es im Laufe der Debatte noch Gelegenheit geben, darauf 
zuruͤckzulommen; jest wiederhole ih nur, daß mich die 
Motivirung des Herrn Antragftellerd dahin geführt hat, 
feinem Antrag beizuftimmen. Nun hätte id) nur noch Eins 
zu bemerken. Es ift in diefer Verhandlung ſchon oft und 
namentlich vom Herrn Referenten darauf hingewiefen wor« 
den, daß, wenn bie innere Notwendigkeit vorhanden fei, 
ſich die Sache ſchon felbft machen werde und deshalb die 
Beſtimmungen, welche gewünfcht worden find, jet in der 
Kirchenordnung noch nicht Platz zu ergreifen hätten. Hier 
iſt daB doch etwas Anderes. Auch ich würde annehmen, daß 
die innere Nothwendigkeit das mit ſich führen würde, was 
der Here Antragfteller will. Allein die innere Nothwendig⸗ 
keit dann es hier nicht felbft machen; denn wir haben im 
Entwurf eine ausdruͤckliche Beſtimmung dagegen und deö- 
halb Tann ich nicht darauf rechnen, daß die Sache fih 
dem Antrage entfprechend geftalten werde; ich muß viel- 
mehr da eine pofitive Beftimmung, wie fie ber Antrag 
will, im’ Geſetze haben. ' 

Präfident v. Schönfels: Außer den bereits ange 
meldeten Sprechen haben ſich noch die Herren Nittner, 
und dv. Erdmannsdorff einfchreiben laſſen. Zunaͤchſt hat 
Herr Hofrath Dr. Hänel das Wort. 


Hofrath Dr. Hänel: Obſchon ih nichts Neues zu 
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fagen habe, beſonders nad) dem, was mehrere geehrte Her⸗ 
ven Vorredner und namentlich der Herr Referent bemerkt 
haben, fo möchte ich doch bei der ganzen Frage, die uns 
vorliegt, an das alte Sprichwort erinnern: cave, sed cede; 
mit andern Worten: fehen wir uns vor, prüfen wir erfk 
und laſſen wir die Frage der Deffentlichfeit vor der Hand 
bei Seite liegen. Es wird uns durch die Synode etwas 
Neues geboten, zugleich aber auch von anderer Seite deren 
Deffentlichkeit beantragt. Damit ſcheint mir die Sache ger 
wiffermaaßen auf die Spige getrieben zu werben. Durch 
den Antrag auf Deffentlichfeit, namentlich wie er in der 
'jenfeitigen Deputation vorgefommen ift, wird ein politifches 
Element in die Synode hineingetragen, welches fich mei⸗ 
ner Anſicht nach keineswegs mit den Gegenftänden zu vers 

einigen fcheint, mit welchen die Synode fich zu befchäfs 

tigen hat. Durch diefes Hineintragen des politifchen Ele— 

mentes ſcheint mir aber gerade durch dad, was die Synode 

vermeiden foll, Bwiefpalt in der Kirche leicht hervorgerufen 

werben zu Tonnen. Wir fehen ſchon jeht, daß. bei Geles 

genheit der Veröffentlichung des Entwurfes der Kirchenord⸗ 

nung eine gewiſſe politifche Agitation hervorgerufen wor⸗ 

den iſt. Würden nun auch die Synoden öffentlich fein, fo 

fteht zu befürchten, daß diefe Agitation immer von Beit 

zu Zeit fortgefegt werden wirde. Meine Herren, ich ers 

laube mir nur hierbei an die Gefchichte der Eoncilien und 

der Synoden zu erinnern. Die Öffentlichen Eoncilien und 

Synoden haben nicht felten Unruhen und Bwiefpalt in 

der Kirche hervorgerufen und felbft die älteften, öffentlichen 

Kirchenverfammlungen find ber Sig der Parteiungen und 

der Sectirereien gewefen. Aus dieſem Grunde, meine Herren, 

muß ich mic) entſchieden gegen bie Deffentlichkeit der Synoben - 
erflären und rufe nochmals dad alte Sprichwort Ihnen ins 

Gedaͤchtniß zuruͤck: cave, sed cede. Bleiben wir jeßt bei 

der Nichtoͤffentlichteitz werben fi) die Synoden bewähren, 

wird das kirchliche Element im Lande durch die Synoden 

befeftiget worden fein, fo. wird ſich von felbft Gelegenheit 

finden, weiter zu fehreiten. Das muß aber der Zukunft 

überlaffen werben. 

Bürgermeifter Miller: Ih habe mich entgegengefeht 
auszuſprechen; ich trete dem Anfrage des Herrn Baron 
dv. Schönberg mit der innigften Weberzeugung, ja mit 
Freuden bei. Die Gründe, die der Here Antragfteller 
als innere Gründe dargeftellt hat, habe ich mur zu 
billigen und brauche daher diefelben nicht zu wiederholen. 
Aber ich habe befonders auch auf: die Gründe, die nah 
Außen hin ſich darlegen, hinzuweiſen. Daß bei. ber 
Deffentlichteit in kirchlichen Angelegenheiten die Kirchen⸗ 
gemeinden im Allgemeinen eine groͤßere Liebe zu den 
firchlichen Sachen zeigen werden, kann man gewiß an⸗ 
nehmen. Ebenſo wird, wie mit. Recht von einem vor - 
hergehenden Sprecher bemerkt worden · iſt, größeres 
Vertrauen gegen Synoden im Wolke, das heißt, in ben 
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Kirchengemeinden erzeugt: und endlich wird ſicherlich durch 
die Deffentlicfeit auch zu einem ſchnelleren Verſt aͤn d⸗ 
niß der der Berathung unterlegenen Kirchenangelegen· 
heiten in ber Gemeinde beigetragen werden. Die Be 
fuͤrchtung, die dagegen namentlich von dem Bertreter der 
Uniserfität auögefprochen worden ift, kann id durchaus 
nicht heilen. Cr meinte, es werde Zwieſpalt durch 
die Deffentlichteit in die Kirche ſelbſt getragen. 
Dann, meine Herren, muß, wenn das der Fall fein follte, 
der Grund davon in der Synode liegen, aber fiherlich nicht 
in der Deffentlichkeit. Wenn diejenigen Männer, bie als 
die geeignetften gewählt werden ſollen, wirklich gewählt 
worden find, fo werden fie durch bie Deffentlichkeit nicht 
zum Bwiefpalte in der Kirche hingeführt werben; fie 
werben Alles aufbieten, um gerade die Einheit in ber 
Kirche zu fhligen und für fie zu kaͤmpfen. Ich kann mir 
gar nicht denken, wie gerade die Deffentlichkeit hierzu 
beitragen ſollte. Weiſt man auf die Erfahrung in ber 
Vergangenheit hin, fo muß ich dagegen fagen: bie 
Beiten find laͤngſt vorüber und man darf doch zu Gott 
hoffen, daß wir innerhalb Jahrhunderten wenigftens nach 
Außen hin Etwas gelernt haben. Es hat ber geehrte 
Nedner auch noch darauf, hingewieſen, daß es fogar zu 
Agitationen von Außen her werde kommen können. Nun, 
da muß ich daffelbe, was ich in Bezug auf den Beweis, 
den der Redner für die Zwieſpaltsbefuͤrchtung geführt hat, 
eingehalten habe, wiederum entgegen halten; auch dies ift 
kaum benfbar und id muß ihn endlich noch fragen: 
bleiben denn die Beſchlüſſe ber Synode dergeftalt unbe: 
kannt, daß, wenn wirklich Veranlaffung zu Zwieſpalt und Agis 
tation gegeben werben fol, nicht auch auf andere Weife Zwie⸗ 
foalt hervorgerufen werden kann? Wird man da nicht andere 
Mittel wählen? Sicherlich wird erſt recht der Erfolg, wie 
ich glaube, der fein, daß Zwieſpalt entfteht, wenn man nicht 
einmal verftattet, daß die Kirchenvorftände und die Ge 
meinbemitglieder, wenn auch nicht als Controleure, fo doch 
aus Liebe zur Sache ſich überzeugen können, wie die Be: 
tathungen in ber Synode vor fidh gehen. Wenn fie alfo 
bethätigen Tonnen, daß fie Liebe zur Sache haben, fo ift 
dies viel weniger gefährlich und nachtheilig und darauf 
lege ich großes Gewicht. Daher freche ich mid nad 
meiner innerſten Ueberzeugung für ben Antrag des ‚Herrn 
Freiherrn v. Schönberg aus. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich gehe davon aus, dag 
vor allen Dingen die Motiven und die Erwägungen, welche 
au dem Antrage und zur Unterftügung defjelben geführt 
„haben, allgemeine Anerkennung verdienen und ich moͤchte 
weinerſeits keinesweges irgend ein Wort reden, das biefe 
Anerkennung zu verweigern ſchiene. Es if darauf Bezug 

. genommen worden, was bie Deffentlichkeit, bie ſtaͤndiſche 
. Deffentlichkeit für- ein Gewicht Habe und ich erkenne das 
vollkommen anz ich fühle recht wohl, was unfere Erfte 
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Kammer vermöge des Umſtandes, daß ihre Sitzungen in 
der Regel ebenfo, wie die der Zweiten Kammer oͤffentlich 
find, für einen Fuß in der öffentlichen Meinung hat. Die 
faͤllt mir umfomehr auf, als ich früher in Mürtemberg nu 
vom Gegentheil wußte; denn dort find die Sigungen ver 
Erſten Kammer („Kammer der Stanbesheren”), im Gegen: 
fat zur Zweiten niemals öffentlich. Daher kommt es denn 
auch, daß dort die Erfte Kammer gleichfam auf dem Jſolir⸗ 
ſchemel fteht, was die öffentliche Meinung betrifft. Das 
erkenne id vollfommen an und gebe deshalb allen den 
Erwägungen, die auf diefen Antrag geführt haben, meine 
volle Anerkennung. Ich kann aber auf der anderen Seite 
auch nicht umbin, zu fagen gemäß der Schrift, „daß das 
Geiftliche will geiftlich gerichtet fein“ und daß man eine 
ſolche kirchliche Verfammlung nicht über einen und denfel: 
ben Leiften mit ftändifchen Verſammlungen oder Kammern 
ſchlagen fol. Ich fomme hierbei auf den Punkt, den, wie 
mir feheint, zulegt der Herr Bürgermeifter Müller etwas 
berührt Hat und der mir von einigem Belang zu fein 
ſcheint. Es hat der Herr Antragiteller auögefprochen, fo wie 
der Entwurf wolle, fei von den Landesſynoden „jebwebe 
Deffentlichkeit” ausgefchloffen. Ich finde das nicht für 
vollftändig angemeffen dem Entwurfe oder ben Motiven, 
indem in den Ieteren, Seite 67 zu $. 68 ausgeſprochen if, 
daß der Inhalt der Synobalverhandlungen bekannt gemacht 
werben folle und ich möchte darauf hinweifen, daß doch dab 
wahre Organ ber Deffentlichkeit nicht ber Umftand if, daß bei 
den Verhandlungen eine Anzahl Zuhörer anweſend fein kon⸗ 
nen, — was ift diefes Häuflein Zuhörer, wenn auch die Gale ⸗ 
tien noch fo voll fein follten, numeriſch betrachtet gegen, 
über dem ganzen Sande, das mittelft ber Preffe an unferen 
Verhandlungen Anteil nimmt! — ich fage, das wahre 
Organ der Deffentlichkeit if die Preffe, die Bekanntwerdung 
der Befchlüffe nicht nur, fondern auch der Verhandlungen 
Und im diefer Beziehung ſtimme ich dem bei, was Herr 
BVürgermeifter Müller gefagt hat, daß er hoffe, es werde 
größeres Intereffe und größere Liebe für die Synode er 
wachen in den Kirchengemeinden, wenn eine Deffentlichleit 
frattfindet. Ich beziehe dies Hauptfächlich auf die Beröffent 
lichungen durch die Preffe. Denn wie viele Mitglieber ber 
Kirchengemeinden würden im Stande fein, den Spnobak 
fisungen anzumwohnen und wer wird 10 Stunden oder gar 
10 Meilen weit reifen, um zu riskiren, daß er gerabe in 
einer ſolchen Stunde in der Synode zuhort, wo geihäft: 
liche Dinge darin vorkommen, von denen er gar Nichts hat? 
Aber in diefer Beziehung kann ich allerdings micht zurlds 
‚halten, daß mir fcheint, hei den Motiven Seite 67 mühlt 
in Bezug auf die Bekanntmachung der Synodalverhand 
lungen doch etwas Beftinmteres und Weitergehende 
auögefprothen fein. Ich Tann das nicht ganz berfehweigt, 
daß mir hier eine zu große Beſchrantung zu liegen (drin 
wenn gefagt ift, daß man der Synode geftatten wollt, den 
wefentlihen Inhalt ihrer Verhandlungen, namen! 
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die Refultate berfelben, auf geeignete Weife bekannt 
zu machen. Was ift weſentlich oder nicht? Und haupte 
fächlich die Reſultate follen bekannt gemacht werden! Ueber- 
dies ift Cognition über die „geeignete Weife” vorbehalten, 
Im Gegentheil iſt mein aufrichtiger Wunſch, zum Beften 
der Synode und im Intereffe bes Kirchenregimentes felbft, 
daß die Veröffentlichung der Synodalverhandlungen durch 
den Drud möchte ohne Beſchraͤnkung flattfinden, Und das 
iſt dann das wahre Organ ber Deffentlichkeit. Ich habe ſchon 
folche Synodalprotokolle ganz durchgelefen und es giebt der- 
gleichen höchft umfangreiche und ſolche, die von dem größten 
Werthe find. Weiter hat der. Herr Antragfteller ausgeſprochen, 
es ſei dem Geifte der evangelifchen Kirche zuwider, daß bie 
Synode bei verfehloffenen Thüren tagen ſolle. Ich muß 
geftehen, es ift richtig, was der Herr Oberhofprediger bes 
zeugt hat in Bezug auf die Alteften und bewährteften Sys 
noden in Deutſchland, auf die rheiniſch⸗weſtphaͤliſchen. Die 
haben feine Deffentlichkeit; aber ihre Verhandlungen wers 
den auch bekannt gemacht. Daß dies dem evangeliſchen 
Geifte zuwider fei, das halte ich nicht für richtig. Ferner 
iſt gefagt: Kein Vertrauen ohne Deffentlichkeit! Nun, 
darüber müffen wir uns doch erft bei der Erfahrung bes 
fragen und ich kann bezeugen, daß jene theinifche Provin- 
zialſynode und die weftphälifche gleichfalls den betreffenden 
Provinzen fehr angefehene, einflußreiche Körperfchaften find 
und alles Vertrauen genießen. Ja felbft die Confiftorien, 
die mit ſolchen Provinzialfynoden verbunden find, ftehen 
ganz anders da, ald manche andere Gonfiftorien in Deutfch- 
land, eben weil fie Synoden zur Seite haben, bie das Ver⸗ 
trauen der Landeskirche genießen. Das ift eine conftatirte 
Thatſache, obgleich diefe Synoden nicht Deffentlichkeit in 
der Weiſe haben, daß Zuhörer zugelaffen werben. Ich 
muß fagen, in Anerkennung der Erwägungen, bie zu dem 
Antrage geführt haben und doch auch wieber in Erwägung 
alles Deffen, was auf Grund der Erfahrungen da zu bes 
denken ift, daß ich nicht für eine Deffentlichkeit der -Syno- 
den ‚in der Meife, wie fie beantragt ift, nämlich ebenfo 
unbeſchraͤnkt, wie bei den ftändifchen Verhandlungen, ſtim⸗ 
men Könnte; ich koͤnnte eher — und einige Worte des 
Herrn ‚Bürgermeifters Müller ſchienen mir darauf hinzu 
deuten — dafür fimmen in der Beſchraͤnkung, daß Geift- 
liche, meinetwegen aud Candidaten der Theologie und 
bie Kirchenvorfteher Zutritt hätten, natürlich ebenfalls mit 
dem Vorbehalte, daß die Vertreter des Kirchentegiments 
oder Mitglieder der Synode auf eine geheime Sitzung ans 
ragen Finnen. Nur unter diefer Beſchraͤnkung, wie fie 
auch in andern Entwürfen zu Kirchenordnungen, z. B. im 
hanndverfchen Entwurfe, aufgenommen ift, aber nicht in 
der unbeſchraͤnkten Allgemeinheit, wie der Antrag geftellt 
iſt, koͤnnie ich mich entſchließen, der Sache beizuftimmenz 
fonft aber glaube ich, find bie Bedenken auch fehr zu’ er- 
waͤgen. 
Rittergutsbefiger Rittner: Ich werde für den An: 
LR. (& Abonnement.) 





trag bed Herrn v. Schönberg-Bibran fimmen und muß 
ausdruͤcklich betonen, feine Motivirung hat mic) ſehr an— 
geſprochen, namentlich ber Paflus vom Vertrauen. Nun 
hat zwar ber Herr Referent auch vom Vertrauen gefpro« 
Gen und gefagt, daß man überhaupt Vertrauen zur Sy— 
node haben müffe, fonft würde fie eben nicht ins Leben 
gerufen werben, Mir ſcheint aber, als ob das Wort 
„Bertrauen‘ vom Antragfteller und Neferenten in Bezug 
auf zwei ganz verſchiedene Gefühle gebraucht worben fei. 
Das Vertrauen, was ber Referent im Voraus in Anſpruch 
nimmt, möchte ich nur als eine Erwartung, als eine Hoffe 
nung bezeichnen, ein Gefühl, was der Menfch bei jeder 
Handlung, die er vornimmt, hat. Man wird immer er- 
warten, daß fie nach Wunſch ausfchlägt. Allein das Vers 
trauen, was der Antragfteller betonte, von welchem er bes 
hauptete, daß daffelbe beim Publikum nur durch die 
Deffentlichfeit der Synobalverhandlungen erzeugt und bee 
gründet werben könnte, meine Herren, dies Vertrauen. iſt 
wohl etwas Anderes. Ich möchte es fefte innere Ueberzeu⸗ 
gung nennen; die Ueberzeugung, daß die Synode ihre 
Schuldigkeit thut, wenigftens in dem Maaße, wie man es 
überhaupt von menſchlichen Einrichtungen zu erwarten hat. 
Diefe Ueberzeugung Tann nur kommen, wenn man dem 
Verhandlungen der Synode felbft beimohnen kann. Das 
fteht bei mir feſt. Es if der hauptfächliche Grund, wes⸗ 





wegen id für den Antrag des Antragftellers flimmen 
werde. Es iſt nun zunächft auf die Gefahren hingewieſen 
worden, bie für dad Wirken der Synoden burd bie 
Deffentlichfeit der Verhandlungen entftchen konnten und 
wohl entftehen müßten. Ich Tann das nicht fo volftändig 
zugeben. Erkennt die Synode Gefahr in der Deffentlich« 
Reit der Verhandlungen, num, es iſt ihr: ja durch ben An⸗ 
trag völlige Gewalt gegeben, in eigener Machtvollkommen ⸗ 
heit zu befchließen, die Sigungen nicht öffentlich zu machen 
und wad die Anregungen oder Anfenerungen, wie man cd 
nennen will, anlangt, bie man von Außen beftiwchtet bei 
der öffentlichen Sigung, fo fehe ich gar nicht ein, warum 
diefelben Anregungen nicht eben fo gut fommen können 
und werben, wenn die Synobe aud) nicht Öffentlich vers 
handelt. Im Gegentheil fcheint es mir menigftend noch 
gefährlicher zu fein, wenn ſolche Anregungen von Außen 
fommen in Bezug auf die Verhandlungen der Synode, 
die man nicht: fpeciell und genau Eenntz viel cher denkbar, 
daß dabei große. Mißverftändniffe, vieleicht  abfichtliche 
Mißverftändniffe in den Worbergrund treten, bie, wenn 
Jedermann, namentlich die Preffe, den Spnobalfigungen 
zuhören Tann, meines Erachtens ganz unmöglid find. Es 
ift ferner vom Heren Oberhofprebiger bie Verfaſſung ‚der 
weftphälifgen Synode angeführt worden, welche ihre 
Sigungen nicht öffentlich hält. "Es iſt doch eigenthümlich, 
dag eine Berfaffung in einem. Lande in der Nähe 
von Wefiphalen und dem Rheinlande vor acht, Jahren: 
eingeführt wurbe ausdrücklich mit Deffentlichkeitz naͤm⸗ 
87 


586 


uüch im Oldenburg. Ich ſollte weinen, man müßte in 
Oldenburg die Nichtöffentlichkeit der xheinländifhen und 
wefighälifchen Synode gekannt haben und dennoch hat man 
1852 befchloffen, die Synobalfigungen. öffentlich zu halten, 
ungefähr mit denfelben Einfehränfungen, die der Antrag 
fieller in den Antrag aufgenommen hat, auf Antrag eines 
Mitgliedes oder Commiſſars bie öffentliche Sitzung in eine 
geheime zu verwandeln ober ungefähr fo etwas. $. 77 der, 
oldenburger Kirenverfaffung fagt: „Die Sigungen der 
Synode find öffentlich”, das Princip fteht hier ganz deut⸗ 
nch ausgeſprochen. Herr Superintendent Lechlet meinte, 
durch Veröffentlichung, durch den Druck der Verhandlungen 
würde dad wohl in wuͤnſchenswerther Weiſe erſetzt werden, 
was der Antragſteller befonders beantragt hat. Nun kann 
ich mir das nicht recht: Mar denken. Sollen die Verhand⸗ 
Yungen nur im Auszuge, folen nur die Refultate gebrudt 
werden, fo find: ed eben Feine Öffentlichen Verhandlungen ; 
ſoll aber die Preffe, jelbftändig davon Kenntniß mehmen, 
fo müffen wieder Vertreter der Preffe gegenwärtig fein und 
da find es eben Öffentliche Sigungen. Was der Supers 
intendent Lechler vorgefhlagen hat oder wenigftend andeu ⸗ 
tete, daß die Oeffentlichleit infofern befchränkt werden möchte, 
daß ein Jeder, der daran Theil nimmt, fi ald ein Ger 
wiffer ausweiſe, meine Herren, das fcheint mir an polizei« 
liche Maaßtegeln zu grenzen und davor müßte ich mich 
verwahren, daß man bie Kirchenſynoden mittelft polizeis 
licher Maaßregeln, (demm auf fo etwas würde es doch 
herausfommen!) überwache. 

Ich habe noch ein Meines Bedenken in Bezug auf den, 
Paragraphen zu äußern, welches nicht mit dem geftellten 
Antrage in Verbindung fteht. Es ift die Beftimmung, daß 
die Synode nur beſchlußfaͤhig fei, wenn drei Viertel der Mit: 
glieder anweſend find. Es ift nichts Principielles, aber ich 
glaube, meine Herren, bie Beflirchtung liegt nicht fern, daß 
durch diefe Beftimmung die Synode dapin kommen fann, uns 
fähig zum Beſchluß fein zu müffen,, weil man es ſich fehr 
gut denken kann, daß ein Viertheil der Perfonen durch 
mancherlei Zufälligfeiten gehindert fein Tann, zu erfcheinen. 
Ich. möchte felbft an unferen Organismus in diefer Kam 
mer: erinnern, wo dergleichen Sale ziemlich nahe liegen, 
weil. eben Feine Stelfvertreter für die Herren in diefer Kamz 
mer vorhanden find; daß durch Krankheit und Ahnliche 
Abhaltungen ber Fall, wenn ich nicht irre, ſchon da war, 
daß bie Kammer nicht beſchlußfaͤhig zufammentreten kennte 
and ich,fehe feinen Grund ein, warum bei der Synode nicht 
ganz derfelbe Fall eintreten Eönne? Im Gegentheil werden 
dort noch mehr Leute aus dem praktiſchen Leben figen, als 
in dieſer hohen Verſammlung und’je mehr.ein Mann dem 
Geſchaͤftsleben angehört, deſto mehr iſt er dem unterworfen, 
durch Abhaltungen gezwungen zu ſein, an den Sigungen 
nicht Theil nehmen zu koͤnnen. Diefes Bedenken will id) 
nur ausſprechen. Wird es von Niemandem in der Kame 
mer. getheilt, nun, fo habe ich genug gethan damit, daß 
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ich es erwähnte; 
laſſen. 
Kammerherr v. Erdmannsdorff: Meine Heiten! 
Es ift wohl nicht zu leugnen, daß ſchon bei anderen Fra 
gen, wo es ſich nicht um Kirchliches handelt, die Deffente: 
lichkeit offenbar ihre Lichtſeiten, aber auch ihre Schatten: 
feiten hat. In der vorliegenden Frage aber treten die 
Schattenſeiten der Deffentlichkeit fo‘ maͤchtig hervor, 
daß die Lichtſeiten dagegen verſchwinden. Man hat von 
Seiten der Vertheidiger des Antrags wiederholt Bezug ges 
nommen auf die Deffentlichkeit der Gerichts: und Kammer 
verhandlungen. Herr Bürgermeifter Koch, der auf die 
Deffentlichteit der Gerichtsverhandlungen hinwies, meinte, 
es fei nachzuweiſen, daß feit diefer Zeit die Verbrecher⸗ 
ſtatiſtik fich viel günfliger herausſtelle. Ich will zugeben, 
daß dem fo feiz es beweift das aber nur, daß das Ab: 
ſchreckende des Verbrechens mehr in das Volk gebrungen 
iſt und dadurch die Verbrecherſtatiſtik ſich glnftiger geftellt 
bat. Etwas Derartiges liegt bei den Verhandlungen ber 
Synode nicht vor. Herr Bürgermeifter Koch bezog ſich 
fodann auch auf die Kammerverhandlungen. Meine Herren! 
Ich räume volftändig ein, daß unfere Kammerverhande 
lungen der Deffentlichkeit nicht entbehren koͤnnen; Gie 
werden mir aber auch darin nicht widerſprechen Bönnen, 
daß felbft in den Kammerverhandlungen bei fehr vielen Ans 
gelegenheiten die Deffentlichkeit ihre Schattenfeiten hat, 
Eine große Lichtjeite und wohl der Haupfgrund, warum 
die Deffentlichfeit bei den Kammerverhandlungen eingeführt 
iſt, iſt im Budget zu ſuchen, in der Haren und durch⸗ 
ſichtigen Behandlung der Finanzverhäftniffe des Landes. 
Darin liegt wohl der Hauptgrund, warum man bie Deffent- 
lüchteit für die Kammerverhandlungen angeordnet hat. Der 
Credit des Landes wird unendlich befeſtigt, wenn über die 
Finanzfragen öffentlich discutirt wird. Anders geftaltet es 
fi) in der Synode, wo derartige Nüdfichten nicht obwal⸗ 
ten; da fommen nur die Schattenfeiten in Frage. G 
wird Niemand, der es vorurtheilsfrei beurtheilt, mir wider: 
ſprechen, wenn id) fage, es habe Zeiten gegeben, WO 
gerade die Deffentlichkeit der Verhandlungen bie Kllppe 
der Verhandlungen geworben if. Ich erinnere an Die 
Jahre 1848 und 1849. Wir haben in den verſchiedenſen 
Theilen des deutſchen Vaterlandes Landtage gehabt, die 
heute noch ihren Namen fragen nach der Art und Kelle, 
wie fich die Verhandlungen geftaltet Haben. IH gefraut 
mir die Behauptung aufzuftellen, biefelben Mitglieder und 
Kammern würden nicht dis zu dem Grade gekommen ſein, 
wenn die Deffentlichkeit nicht eingeführt gemefen wÄtt, 
Meine Herren, in folden Zeiten, darin wird mir Niemand 
widerſprechen, kommt eine Menge Leute in bie, Berfomt 
Tungen, die eben für bie Claque, für das Publikum auf 
der Galerie, die für die Zeitungen ſprechen. Wer neh, 
und dafuͤr, daß fo etwas nicht auch einmal in ber Synode 


aber ganz unerwaͤhnt wollte ich es nicht 
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paſſirt? Ich ſchoͤpfe aber noch einen wefentlichen Grund 
gegen die Deffentlichkeit bei der Synode aus früheren 
Xeußerungen einzelner Redner, die ſich heute für die Oef⸗ 
fentlichkeit ausgefprochen haben. Sie erinnern fi, meine 
Herren, in ben erfien Tagen unſerer Debatte über bie 
Kirchenordnung waren ed mehrere Herren, die ſich gerade 
heute: fehr für die Oeffentlichkeit ausfprachen, welche fagten, 
fie würden gegen $9. 1 und 2 flimmen, weil eine folde 
delicate, hochheilige Angelegenheit fi nicht eigne für die 
Verhandlung in öffentlicher Sigung. Meine Herren, was 
die Synode zu verhandeln haben wird, das werben meift 
ſolche delicate, ernfte, hochheilige Sachen fein. Ich glaube, 
diefer Grund ſpricht dafür, die Deffentlichkeit nicht einzu: 
fügren. Wenn der geehrte letzte Sprecher, «Herr -Nittner, 
meinte, Vertrauen auf die Synode fei nur bei Denen 
denkbar, denen es möglich fei, den Sigungen beizuwoh ⸗ 
nen, fo hat Herr Superintendent Lechler bereits darge⸗ 
legt, daß es eben nur ber Hleinfle Theil des Publikums 
fein wird, der dann Vertrauen haben Fannz denn nur 
dem allerkleinſten Theile ift es möglid, den Sigungen 
beizumohnen. Ueberhaupt, meine Herren, ein Vertrauen, 
welches auf die Synode nur erfi infolge der Deffentlich- 
keit gefegt wird, iſt nicht genügend. Ich vindicire der 
Synode ein tiefer gewurzelted und beffer fundirtes Ber 
trauen, ein nicht erft auf die Deffentlichkeit baſittes. Herr 
Nittner meinte zwar, wenn Bebenklichkeiten gegen die 
Deffentlichkeit vorlägen, nun, fo gebe ja der Entwurf es 
an bie Hand, daß auf Antrag der Synode oder der Coms 
miffate des Kirchenregiments in eine geheime Sigung uͤber ⸗ 
gegangen werden koͤnnte. Das ift fehr wahr, meine Her, 
ten; aber Sie werben andererſeits wieder einräumen, daß 
zu dieſen Maafregeln nur in den allerbringendften und 
prägnanteften Fällen gefehritten zu werden pflegt, und, 
meine Herren, die Hand aufs Herz, beantworten Sie mir 
aufrichtig die Frage bei fi: Wäre nicht manchmal auch in 
den Kammerverhandlungen die Nichtöffentlichkeit bei dem 
oder jenem Gegenftande beffer geweſen? Num, auch wir 
haben es in ber Hand, in eine geheime Sitzung uͤberzu ⸗ 
gehenz es wird in Ruͤckſicht auf die Deffentlichfeit weder 
von der Regierung, noch von den Kammermitgliedern nur 
ſehr felten auf eine geheime Sitzung angetragen. Alſo 
auch der Grund beruhigt mich noch nicht und id meines 
Orts Tann aus allen bargelegten Gründen und namentlich 
aus dem, ben die Herren Bürgermeifter Müller und Koch 
bei 88. 1 und 2 geltend machten, mich nicht für die Def: 
fentlicpkeit beftimmenz denn gerade in der Synode werben 
Sachen verhandelt, die nicht fir bie Deffentlichkeit taugen. 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Zur Erwiderung! Das Beir 
fiel, bas ich anführte, meine Herren, follte nicht einen 
Innern Bufammenhang mit der heutigen Frage haben; ich 
wollte nur bamit beweifen, daß jederzeit, wenn es fih um 
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bie Deffentlichfeit gehandelt hat, gegen die Oeffentlichkeit 
Bedenken geäußert worden find und fo war ed auch, als 
es fi um die Deffentlichkeit des Unterfuhungsverfahs - 
rens handelte. Zugleich beweift aber auch diefes Beifpiel, 
daß diefe Bedenken ſich nicht bewahrheitet haben und - 
daraus folgere ih, daß, wenn man uns heute wieder gegen 
die Deffentlickeit der Synoden Bedenken vorführt, ich 
auch nicht fürchte, daß ſich diefe Bedenken beftätigen were 
den. Was ferner der Here v. Erdmannsẽdorff in Bezug 
auf den $. 1 und $.2 erwähnt hat, fo muß ich entgegnen, 
daß ich mie gefagt habe oder doch glaube, nie gefagt zu 
haben, die Deffentlichkeit unferer Verhandlungen fei es, 
die mich gegen die Aufnahme dieſer Paragraphen geftimmt 
habe, fondern ich habe immer nur betont, daß dieſe 
Dinge nicht vor pofitifche Koͤrperſchaften gehören und nicht 
in politifchen Koͤrperſchaften verhandelt werden dürfen. 
Wenn endlich der Herr v. Erbmannsborff fagt, manchmal 
fei es beffer, auch im unferen Verhandlungen die Deffents 
lichkeit zu vermeiden, fo wiirde das gegen jede Deffentlich- 
keit überhaupt, auch die unferer Verhandlungen ſprechen. 
Und wenn der Fall möglich fein ann, daß es das eine 
oder andere Mal wünfchenswerth gewefen wäre, die Dxfs 
fentlichkeit auszuſchließen, fo erwidere ich dagegen, daß die 
Regel die Ausnahmen nicht verbietet ‚und aud von dem 
Herrn Antragfteller ift nur die Regel beantragt und Aude 
nahmen ausbrüdlich vorbehalten worden. 


Staatsminifter Dr. v. Falkenſtein: Es hat ber 
Herr Abg. Nittner zu dem Paragraphen bemerkt, e& fei 
ihm zweifelhaft, ob es gut fei, daß man eine beftünmte 
Anzahl Synodalmirglieder als anwefend angenommen hat, 
um die Synode befhlußfähig zu machen, weil e& möglich 
fei, daß fonach die ganze Synodalverfammlung nicht Könnte 
zu Stande kommen. Es iſt auch diefe Frage, bie an und 
für fich ſeht nahe liegt, bei dem Minifterium erwogen 
worden; man hat aber doch geglaubt, mit Rüdficht auf das, 
was in ähnlichen Synodalverfaſſungen des Auslandes 
befteht, eine folche Beftimmung treffen zu bürfen und zwar 
hat man umfoweniger Bedenken gehabt, weil jedenfalls 
vorauszufehen ift, daß die Synoden nicht fo lange dauern 
werden, wie 5. B. Ständeverfammlungen und dann, weil 
anzunehmen ift, daß, wenn einmal eine Synode zufammens 
berufen werben fol, was nach dem. jegigen Beſchluß in 
einem längeren Zeitraum flattfindet, aud Diejenigen, bie 
dazu gewählt werden, fo viel Intereffe dafür haben wers 
den, daß fie alles Mögliche thun werben, um ben Ders 
handlungen beizumohnen.. Was den Antrag des geehrten 
Baron v. Schönberg betrifft, fo iſt über denfelben bereits 
aus der Mitte der Kammer fo vielfach geſprochen tworben, 
da& mir in der That kaum noch übrig bleibt, etwas hinzu⸗ 
zufügen. Es find die Gründe für und gegen den Antrag 





forgfältig und, wie mir feheint, gruͤndlich von allen Seiten 
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erwogen worben. Auch das Minifterium Hat Gelegenheit 
genommen, eben infolge ber jegigen Berathungen bie Sache 
nochmals bei fid) in Ermägung zu ziehen und ich bin deshalb 
mit großem Intereffe den verichiedenen Gründen für und 
. wider gefolgt; aber gerade diefe Gründe haben mich erſt techt 
beftärkt in der Anſicht, von der das Minifterium über die 
Synodalverhandlungen ausgegangen iſt. So fehr ich auch 
von ber Vorzüiglichkeit der Deffentlichfeit ber Verhandlungen 
der Ständeverfammlung und fonft überzeugt bin, Tann ich 
‚gerade bei Synodalverhandlu ngen die Deffentlichkeit nicht für 
winfchenswerth erklären, am allerwenigften jest, wo „wir 
eben im Begriff find, erſt das Inſtitut ins Leben zu rufen. 
Der Herr v. Schönberg bemerkte, es werde nur auf diefe 
Weiſe Vertrauen zu den Spnodalverhandlungen ftattfinden 
Hnnen. Nun, meine Herren, e8 wäre fehr zu beklagen, 
wenn lediglich dadurch dad Vertrauen zur Synode erſt 
entfichen folte. Da fehe ich allerdings die Sache ganz 
und gar anders an. Nach meiner Ueberzeugung kann 
das Vertrauen zu den Synoden nur auf die nah Maaf- 
gabe des Entwurfs vorzunehmenden, freien Wahlen zur 
Synode begründet fein. Es iſt die Füglichkeit gegeben, daß 
Jeder ben richtigen Mann für die Synode wählen kann 
and wenn bie richtigen Leute gewählt find, fo wird 
die Synode, fie fei öffentlich oder nicht öffentlich, Ber: 
trauen haben und Vertrauen behalten. Wäre die Frage 
deö Vertrauend blos von ber Deffentlichkeit abhängig, fo 
wuͤrde allerdings für den Fall, daß eine foldhe Deffentlich- 
keit nicht beliebt würde, fofort im Publitum das Vertrauen 
zur Synode finfen und damit würde auch ganz bie Abficht 
des geehrten Heren Antragftellerd-eludirt werden, daß es in 
einzelnen Fällen den Commiſſaren oder nad Befinden 
Mitgliedern aus der Synode felbft ſollte freigeftellt bleiben, 
auf Nichtöffentlichkeit der Verhandlung anzutragen. Ach 
frage Sie, meine Herren, in welchen Fällen wird das ges 
ſchehen? In etwas bedenklichen Fällen, in Fällen, wo 
vieleicht Beſchwerden Über Perfönlichkeiten vorliegen oder 
‚wo, fehr zweifelhafte Glaubensfragen zur Sprache kaͤmen, 
in dieſen Faͤllen würden möglicherweife aus der Synode 
feibft Anträge diefer Art kommen. Das find aber gerade 
bie Punkte, bei denen es vorzugsweife darauf ankommt, 
daß bad Publitum Vertrauen habe. Nun würde nach den 
Principien, die der Herr Antragfkeller aufgeftellt bat, fofort 
durch einen ſolchen Beſchluß, daß die Synode über dieſe 
Angelegenheit ſollte in geheimer Sitzung verhandeln, das 
Vertrauen des Publikums. weg fein. Das würde aller: 
dings ‚der Tod für die Synoden, der Tod für die wictig- 
fen, Angelegenheiten der Synode fein. Das führt mid, 
Auf den Geſichtspunkt, von dem ich allerdings ausgegangen 
bin, wenn ich es widerrathe, bie Deffentlichkeit der Synode 
eintreten zu laffen. Ich gehe dabei davon aus, daß es 
SiS bier Tebigtich um fo ernfte, fo wichtige und fo heifige 
Dinge handelt, daß diefe in ber gewöhnlichen Beife, 
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wie eine Menge andere Angelegenheiten verhandelt zu wer⸗ 
ben pflegen, nicht verhandelt werben follen nach dem eigenen 
Wunſche Aller derer, möchte ich fagen, die bei einer ſolchen 
Synode betheiligt find. Das ſchließt nicht aus und die 
Motive geben es klar an die Hand: es follen nicht die 
Nefultate der Verhandlungen dem Publitum vorenthalten 
werden, es foll keineswegs das ganze Publikum von der 
Moͤglichkeit auögefchloffen werden, von dem, was man in 
der Synode gewollt hat und nicht zur Ausführung gekom⸗ 
men ift, in Kenntniß gefeßt zu werben. Es würde das 
gegen dad Princip der Synoden fein. Man will blos das 
von ber Synode fern halten, was zu demjenigen Abs 
wege führen Tann, der bereits hinlaͤnglich von einzelnen 
Rebnern angedeutet ift. Lediglich aus diefem Gefichtöpunkte 
möchte ic) dringend wünfchen, daß man von dem Antrage de 
geehrten Herrn von Schönberg, fo wohlmeinend er auch if 
und fo fehr auch manche Gründe baflır fprechen, abfehen 
möchte. Es kommt hinzu, daß die Erfahrung, die man in 
diefen Dingen, wenn fie auch verhältnigmäßig kurz find, 
gemacht hat, doch gegen dieſe Deffentlichkeit ſprechen. Ich 
beziehe mich nicht blos auf das, was der gechrte Abgeordnete 
der Univerfität bereitö gefagt hat und was um fo richtiger 
ift, als, wenn man in die Gefchichte der Synoden zurüds 
geht, man fich überzeugen wird, zu welchem Unheil gerade 
die öffentlichen Verhandlungen in diefen Dingen geführt 
haben, fo da fogar einzelne Synoden befanntlich mit bes 
fonderen Namen deshalb bezeichnet worden find. Ich ber 
‚siehe mich eben auf das, was in der weſtphaͤliſchen Synode 
gegen bie Deffentlichkeit fpricht, daß dort bie Synode voll 
ſtaͤndiges Vertrauen genießt, obgleich fie nicht Öffentlich if, 
weil man weiß, daß fie es ernft mit der Sache meint; ich 
kann mic) aber dagegen zu einer andern Anſicht nicht ber 
wegen laffen durch das, was ber Abg. Nittner tiber die 
Oldenburger Synoden fagte; denn dazu gehört Zweierlei, 
erſtens, daß man bie Geſchicht e der Entſtehung. der bot 
tigen Spnodalverfaffung kennt, um zu begreifen, wie fit 
zur Deffentlicheit gefommen und zweitens, daß man in 
Oldenburg noch von Erfahrungen in Beziehung darauf gar 
nicht ſprechen kann, nicht zu gedenken, daß es ſchwerlich in 
ben Wuͤnſchen des geehrten Abg. Nittner liegen Fönnte, daß 
wir unſere kirchlichen Verhaͤltniſſe mit den Oldenburg ſchen 
in Vergleich zögen. Ich glaube, wir befinden und auf 
einem andern Punkte als dort. Ich ziehe nur daraus beit 
Schluß, daß ans jenem Anführen irgend etwas für bie 
Deffentlichteit ſchwerlich würde gefolgert werben koͤnnen 
Endlich erlaube ich mir nım noch mit wenigen Worten darauf 
aufmerkſam zu machen, was von einigen ber gechrten Red 
ner, namentlich vom Herrn Meferenten bereits angedeutet 
worben ift; wir wollen doch mit diefer ganzen Angelegenheit 
vorfictig zu Werke gehen. Ich glaube das Miniſteriun 
hat namentlich auch durch das, was in der Iegten Sibung 
beſchloſſen worden if, gezeigt, daß es ihm in der That Eenſt 
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iſt / ſo viel es nur immer geht, die wahre und richtig aufges 
faßte Freiheit auch in diefer Beziehung zu wahren. Aber 
man gehe vorfichtig zu Werke, dag wir nicht genoͤthigt find, 
Ruͤckſchtitte zu machen, die ‚vielleicht doppelt ſchwierig fein 
müffen, Man bebenke, daß wir ein vollfommen neues Feld 
betreten; daß unſere Kirhenvorftände ſich erfi daran ge 
wöhnen müffen, fo gut wie unfere Geiftlichen und felbft die 
Mitgliedet der Behörden, die Fünftig an ber Synode Theil 
nehmen, fi erft auf diefe Verhandlungen werden einrichten 
müffen. Man gehe Schritt vor Schritt und warte, ob 
wirklich die Erfahrung es als nothwendig zeigt, daß, 
um wahres Vertrauen zu gewinnen, bie Deffentlichkeit der 
Synode ſtattſinde. 

Präfident v. Schönfeld: Meine Herren! Die einger 
ſchriebenen Redner find Folgende: Here Oberhofprediger 
Dr. Liebner, Herr Superintendent Dr. Lechler, Herr v. Noftize 
Wallwitz, Here v. Well, Here v. Schönberg-Bibran und 
Herr Bürgermeifter Müller. Es würde zunächft der Herr 
Dberhofprediger das Wort haben. 


SIuhalt abgebrochen würde, fondern daß recht ausgedehnte 
Mittheilungen durch den Drud gemacht würden. Wenn 
das gefchieht, dann kann das Publifum und gerade das 
urtheilsfähige, das am meiften intereffixte, das am meiften 
in das Innere der Sache und in die Wahrheit eindringen 
koͤnnende Publikum, das, Tann ſich volftändig überzeugen 
von dem, was vorgegangen ift. Das ift bie einzige, rechte 
Deffentlichkeit. Die andere Deffentlichfeit, die momentane, 
mo alle Zage Jeder, dem es einfällt, da fein Fann und 
hören, bie kann ich niemals die abfolut wahre, volftändige 
Drffentlichfeit nennen. Es kann da Einer hereintommen, 
der von der Sache Nichts verſteht, der die Einheit, bie 
Tiefe, die Größe, die Gewalt und den Bufammenhang ber 
Dinge, die die Kirche betreffen und die erfi nach jahrelan« 
gem Studium und Erfahrung recht erfannt werden Können, 
doch nicht ganz zu verfolgen vermag. Nun, meine Herren, 
warum will man denn biefer Deffentlichkeit, nicht jene durch 
den Drud vorziehen? Wie leicht kann ed fonft geſchehen, 
daß aus der großen Einheit, die ich meine — und die bei 





Bürgermeifter Miller: Herr Präfident! Ich habe 
blos eine kurze Bemerfung zur Wiberlegung zu machen. 


Praͤſident v. Schönfels: Zur Widerlegung gebe ich 
bem ‚Heren Bürgermeifter Müller jest das Wort. 


Bürgermeifter Müller:'E& hat der Herr v. Erd» 
mannsdorff die Gründe, welche mich beftimmt haben, gegen 
66. 1:und 2 ber Vorlage zu fimmen, nicht genau in der 
Weiſe wiedergegeben, wie ich fie früher ber hohen Kammer 
vorgetragen habe. Wäre ich aber auch im Jrrthum, hätte 
er fie genau fo wiebergegeben, fo würde er ficher bei feiner 
Anwendung auf ein falfches Nefultat gefommen fein. Er 
mag nut bie Güte haben und daran benfen, daß ich gegen 
ihn in diefem Augenblick in bedeutenden Vortheil fein würde, 
wenn dasjenige von ihm und noch Einem öffentlich gefagt 
worden wäre, was er nur geheim geſagt hat von mir in 
Bezug auf die Abftimmung über $$. 1 und 2, 


Hberhofprebiger Dr. Liebmer: Nach mehreren bereits 
gegebenen Grörterungen nur zwei Worte. Es iſt gewiß 
gegenwärtig fehr unpopuldr, gegen bie Deffentlichtgit der 
Synode zu fprechen; allein das Bann mich nicht beftimmen ; 
man muß nach feiner Ueberzeugung gehen. Es erſcheint 
lieblos, vertrauenslos. Dem iſt nicht fo, das koͤnnen wir 
auf diefer Seite verfichern. Die Sache fteht vielmehr fo: 
Von beiden Seiten will man das Befte der Kirche; der 
Unterfehie befteht nur in der verſchiedenen Meinung. über 
bie Zwecmaͤßigkeit. Mir, damit ich, es offen fage, iſt die 
Hauptfache nicht. bie, gewöhnlich ‚fogenannte. Deffentlichfeit, 
vielmehr, faͤllt mie, ähnlich, wie es bereits Herr Dr. Lechler 
porhin bezeichnete, und, was uch, bie, Motiven wenigſtens 
andeuten, der Nachdruck darauf, daß der eigentliche, weſen ⸗ 
hafte Gang der. Synode durch den Druck veröffentlicht 
werde. Ich möchte dabei ‚freilich ‚wünfepen, daß Nichts vom 
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und Deutfchen, bie wir bei ſolchen Dingen ſtets in den 
Grund, in die Tiefe gehen müffen, immer irgendwie vor ⸗ 
handen fein wird, — wie leicht Fann daraus ein Einzelne: 
herauögeriffen und ganz und gar mißverftanden werben, fo 
daß dadurch die größte Verkehrung der Anfichten, die in 
ber Landesſynode auögefprochen werben, entſteht — ges 
Ichehe das auch im unfehuldiger Weite, ohne böfe Abſicht. 
Die Mittpeilung. dureh ben Drud,in voller Ausdehnung ift 
dagegen unverfänglih. — Die großen Paftoralconferenzen, 
die jest allenthalben gehalten, werben, theilen Alles vollftäns 
dig mit, obgleich fie meift Feine öffentlichen Sigungen haben. 
Ganz Deutfchland ficht dann, was verhandelt worden iſt. 


Superintendent Dr. Lechler: Ich werde nicht etwa 
abermals auf die Sache eingehen; nur einige Dinge kann 
ich nicht unberichtigt laſſen. Alſo einmal, was Oldenburg 
betrifft, fo ift von Gr. Exeellenz dem Herrn Minifter be⸗ 
reits auf einen Umftand hingewieſen. Wenn man ben Ds 
denburger Kirchenverfaſſungsparagraphen citirt, fo muß 
man in Betracht ziehen, wie es auch neulich von bem Herrn 
Kammerherrn v. Watzdorf geſchehen ift, daß die Sache fo 
war, wie ich kurz ſagen will. Im Jahre 1848 wurde ein 
Kirchenverfaſſungsentwurf berathen und feſtgeſtellt. Der 
war aber fo maaßlos im ‚Sinne, einer demokratiſchen Kir 
chentepublik, daß wirklich nicht damit gelebt werben: konnte, 
daß. auch wenige Jahre fpäter eine Reviſion ſtattfinden 
mußte und flattgefunden hat: Das; ift die Nevifion von 
1852. Da wollte man nur das Dringendfte und Nothr 
wenbigfte abftellen und ba hat, man,.nod Manches, ſtehen 
Taffenz darunter iſt die Deffentlichteit ber Synode. Uthrie 
gens kann das in ‚einer fo Heinen Landeskirche ‚Beftehende 
nicht maaßgebend fein, ‚zumal es erft ſeit 8 Jdahren Geſetz 
iſt und ich ‚weiß nicht, ob überhaupt, ſchon eine Lanbedr 
ſynode getagt hat; ſo daß Erfahrungen über dieſen Punkt 
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vorlägen, während bie rheiniſchen und weſtphaͤliſchen Pro⸗ 
vinzialſynoden ſeit 25 Jahren Gelegenheit gehabt haben, 
Erfahrungen zu fainmeln. Dann weiter muß ih mich fehr 
undentlich ausgedruͤckt haben, daß ich fo verſtanden werden 


fonnte, wie es von Herrn Nittner geſchehen iſt, in Bezug; 


auf bie Bekanntmachung der Spnodalverhandlungen. Ich 
glaube gefagt zu haben, daß doch anders, als in den Mo: 
tiven zu $. 68 gefagt ift, eine unverkürgte, vollſtaͤn⸗ 
dige Befanntmadhung, aiſo um den Ausdruc ded Herrn 
Nittner zu gebrauchen, nad) Art der „Mittheilungen“ uns 
ferer Kammerberhandlungen, ftattfinden müßte. Dies ger 
ſchieht officiell von der Synode, wie bei und officiell vom 
Landtage es geſchieht und auch wohl mit ‚Hülfe von Ste 
nographen. Hingegen wäre ich nicht dafür, daß die Ver- 
fröter der Preffe d. h. der Zeitungen, ertra Zutritt hätten, 
fondern, wie ich gefagt Habe, wenn id) für eine Deffente 
lichkeit ftimmen Tann, fo ift es nur die, daß fie im kirch ⸗ 
lichen Sinne befchränft wird für Prediger, Candidaten der 
Theologie und für die Mitglieder eines Kirchenvorſtandes. 
Da hat man mir nun entgegengehalten‘, das fei eine poli- 
zelliche Maaßregel. Nun, die größte und mächtigfte par- 
lamentariſche Körperfchaft in der Welt das ift das Haus 
der Gemeinen in London und dort beruht die Deffents 
lichkeit der Sitzungen in der Hauptſache darauf, daß bie 
Mitglieder ſelbſt Karten austheilen dürfen. So denke ich 
mic. «8 bier auch: Jedes Mitglied bekommt für jede Sigung 
eine Karte und die kann bafjelbe nur einem Geiſtlichen 
ober Kirchenvorfteher einhändigen. Diefer kommt zum Thuͤr⸗ 
ſteher, "und der fagt: "Sie haben eine Karte von einem 
Mitglied? Gut! treten Sie ein. — Das geht demnach 
ohne irgend eine polizeiliche Maafregel. Nur das wollte 
ich zur Berichtigung fagen. 


Sinanzrath v. Noſtiz⸗Wallwitz: Ich habe den An» 
trag bes Herrn v. Schönberg-Bibran unterftügt. Eigentlich 
kann ich mic) einer näheren Motivirung meiner Anficht nach 
den berebten Worten, mit denen forben die geiftlichen Mit 
glieder für die Deffentlichteit fich verwendet haben, voll« 
Tommen enthalten. Ich muß aber · doch noch Einiges hin- 
dufügen. Es ift heute großer Nachdruck af das Vertrauen 
‚gelegt worden, mit dem man ber Kirchenordnung und der 
Wirkfamfeit der Synode entgegenfommen müffe, wenn bie 
felbe nicht von vorn herein untergraben werben folle. Meine 
Herren! Das. Vektrauen ift gewiß eine fehr ſchoͤne Sache, 
wenn es da iſt. Wie mir aber feheint, iſt im Lande ein 
großes Vertrauen auf die Kirchenordnung und die Erfolge 
derfelben nicht vorhanden... Im Gegentheil, der Argwohn 
"und das Mißtrauen, welches fpeciell in Sachſen im Düblir 
kum in · Bezug auf Firhliche Verhaltniſſe fehr Teicht rege 
wir, erfteedt fi auch auf bie gegenwärtige Vorlage der 
Kichenordnung und bie mit detfelden bezweckten inriche 
tungen. Man ſucht überall Befhränkungen, Hinterthuren 
darin, wo fie von ber Regierung kaum beabfichtigt. worden 
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find und weldhe auch bei näherer Beleugjtung, namenttid 
wenn man die Motiven mit ins Auge faßt, die Allerdings 
dem Publikum in der Negel nicht zur Hand find, durdaus 
nicht gefunden werben koͤnnen. Allein gerade weil diefeg 
Mißtrauen ceriftirt, müß man Alles vermeiden, wodurch « 
noch mehr rege gemacht werden koͤnnte und dazu wirb jehen: 
falls’ beigetragen, wenn die Verhandlungen der Synode 
möglichft öffentlich find. Denn gerade, wenn die Deffent. 
lichkeit ganz ausgefchloffen ift, fo kann es nicht fehlen, dag 
über die Verhandlungen Gerüchte in das Publikum dringen, 
die in. der Regel, je weiter fie fi) von dem. Drte ihres Ur 
ſprungs entfernen, umfomehr auch von der Wahrheit ſich 
entfernen. Es ift in folchen Fällen dann weber das Kirchen⸗ 
vegiment, ‚noch bie Synode in der Lage, durch Verweiſung 
auf den factiſchen Hergang 'diefe Gerüchte zu widerlegen, 
Es wird daher dadurch nur das Mißtrauen geſteigert were 
den, es werden bie, Gerlichte mehr.und mehr den Character 
vollfommener Unwahrheit annehmen. Wenn ich vorhin ge 
fagt habe, daß es wuͤnſchenswerth fei, Über die Verhand⸗ 
lungen ber Synode Deffentlichkeit zu verbreiten, fo habe 
ich damit jedoch nicht gerabe ſagen wollen, daß die Ber 
handlungen bei offenen Thüren und vor vielem Publitum 
flattfinden müßten. - Mir würde die Deffentlichkeit, wie fie 
von den geiſtlichen Herren betont worden ift und der uns 
verkürzte Druck der Mittheilungen vollkommen genügen, 
ſobald nur eine nähere biesfallfige Beftimmung im Geſch 
ſteht. Jetzt heißt es in der Geſetzvorlage: „Die Sigungen 
find nicht oͤffentlich“ In den Motiven zu $. 68 heißt edt 


uMan hat ſich daher daflır entſchieden, ber Synode 
feine öffentlichen Sigungen halten zu laffenz hat aber die 
Abficht, ihr zu geftatten, den wefentlichen Inhalt der Sy 
— namentlich die Refuitate derfelben auf 
geeignete Weife befannt zu machen, worliber bad Nähere 
künftig in der Gefchäftsordnung feftgeftellt werden fol“. 


5 fcheint mir ein wefentlicher Unterfhieb, ob eine 
derartige Beftimmung im Geſetz felbft ſteht oder ob die Re 
gierung blos bei Gelegenheit der Motiven fagt, fie habt 
die Abſicht, zu geftatten, daß ein Theil der Verhandlungen 
befannt gemacht werde. Ich erlaube mir daher den Antrag 
einzubringen, daß nad) den Worten: „Die Sigungen find 
nicht öffentlich” die Worte eingefehaltet werden: „Det © 
mode ſteht jeboch frei, ihre Werhandlungen und Berhlift 
durch den Drud zur Veröffentlihung zu bringen". 30 
erfuche den Heren Präfibenten,” diefen Antrag zur Unter 
flügung zu bringen. 


Präfdent v. Schönfels: Meine: Herren! Herr 
Noftiz-Waltwit hat folgenden Antrag eingebracht, Er winftht, 
daß im dritten Abſatze des 8. 68, hinter-den Worten: Dun 
Sitzungen find nicht öffentlich” noch geſetzt werben fol 
Der Synode ſteht jedoch frei, ihre Verhandlungen und 
Befcplüffe durch den Drud befarint' zu machen”. "Die DO 
tivirung dieſes Antrages ift bereits erfolgt und ich richte 
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bie Frage an die Kammer, ob ſie denfelben MiterRhgle 
Geſchieht hinreichend. 

Es würde ſich nun die Debatte auf dieſen Antrag zu 
erſttecken haben. Ich gebe daher dem Freiherrn v. Wild 
das Wort. 

Freiherr v. Weld: Meine — wenn mie, Etwas 
beſtimmt, gegen den Antrag des Herrn v. Schönberg zu 
zit fprechen, fo ift dies: allein fhon die Motive, welche die 
Majorität ber jenſeitigen Deputation in “ihrem Berichte 
‚Seite 248 zu $,.68 ausgeſprochen hat, Inden. fie: fagt: 
„der. bloſe Ausfchluß der Deffentlichkeit fönne die, Synoden 
und ihr Wirken verdächtigen” und deswegen alfo die 
Deffentlichkeit beantragt. Meine. Herren, diefes Wort 
„verbächtigen” ift mir im Grunde meines Herzens zumider 
und ich haſſe und verabfcheue nichts fo ſehr, als diefe Ver— 
daͤchtigungen a prior; Es wird wohl noch fo weit kom⸗ 
men,” daß man auf der’ Straße den erften beften Mann 
an der Bruft faßt und ihm fagt: Du bift ein Dieb, du 
bift ein Mörder! Wir fprechen hier über eine Einrichtung, 
die noch gar nicht befteht, die ‚bei und in Sachſen auch 
noch nie beftanden hat, die aber gewuͤnſcht und für zweck⸗ 


| darıber ausfprengen. Iſt dennẽ bei unferen Verhandlungen 


die Deffentlichkeit eine Garantie dafür, dag immer blos die 


Wahrheit davon in des Publikum dringe? Ich daͤchte, wir 
hätten genug Beiweife vom Halbhören, vom Hören bed 
Gegentheits, von falſchen Urtheilen, die durch Zuhörer ver 
breitet worden find. SH erlaube mir noch darauf aufs 
merffah zu machen, meine ‚Herten, daß wir bis jetzt alles 
Moͤgliche gethan haben, um ein ſogenanntes politiſches 
Treiben und ben Anſtrich politiſcher Verſammlungen in 
dieſen kirchlichen Angelegenheiten fern zu ‘halten und zu 
vermeiben. “Es würde aber unbedingt die Folge einer un⸗ 
beſchraͤnkten Deffentlichkeit fein, daß diefe Synobalfigungen 
eben auch fo mit demfelben Geifte, wie die politifchen Ver— 
fammlungen, behandelt wiltden. Denfen Sie Sich nur 
allein ſchon das, wenn ich mich fo ausbriden darf, Mater 
tielle bei einer ſolchen Verſammlung; denken Sie Sich, 
daß die erfte Synodalverfammlung anberaumt und augleich 
befannt gemacht wird, daß fie öffentlich fei. Was für ein 
Budrang von Menfchen wird da, wenigftens bei den erften 
Verfammlungen, ftattfinden. Es werden Billets ausge 
geben werden müffen, ob man bazu auch gerade biefelben 





‚mäßig erachtet wird, und dabei hegen wir gleich von Haus 
aus den Verdacht, daß die Männer, bie, wie zu hoffen 
ſteht, mit der größten Gewiffenhaftigfeit zu diefem Amt 
werben gewählt werden, zu einer treuen Erfüllung ihrer 
Pflicht eines ſolchen Hebels bedürfen werden, wie bie 
Oeffentlichkeit iſt. Es ift fon von mehreren Rednern 
daranf hingewiefen worden und ich muß auch noch ganz 
befonders auf: die. Frage zuruͤckkommen: if denm biefe Art 
von Deffentlichkeit ein wirkliches Palladium und ein ficheres 
Compelle für eine freue. Pflihterfülung der Synodalen? 
Wenn es der Raum geftattet, fo find vieleicht 40 bis 50 
Buhörer in einer folchen “Öffentlichen Sigung, von denen 
leicht moͤglicherweiſe 35 bis A5 gar feine Jdee von dem 
Gegenftande haben, ‚der gerade. verhandelt, wird, Sollen 
alſo diefe Zuhörer die competenten Richter fein "über die 
Synode? ſollen fie dazu berufen fein, im Lande ein richs 
ruͤber augzufpreden, ob die Mitglieder der 
Synode ihre Schufdigkeit gethan haben ober nicht? Meine 
Herren, ich will gar nicht, daß etwa bei verſchloſſenen 
Thuͤren diefe Verhandlungen. gepflogen: werden follen und 
daß Fein Wort. von den Verhandlungen und Beſchlüſſen 
ter Synode unter das Publikum Fommen foll;. ich habe 
das dadurch bewieſen, daß ich den jet von Herrn v. Noſtiz 
geftellten Antrag unterftüht habe. Aber meiner, Leber‘ 
zeugung nach gewährt ein Stenograph, der in einem ruhigen 
Winkel des Saales ſitzt und deffen Nieberfchriften nachher 
gedrudt werden‘, hundertmal meht Garantie für die Wahr: 
heit deſſen / was verhandelt worden iſt, als wie das Zuhören 
von irgend zufällig anweſenden Leüten aus dem Volke, bie, 
wenn fie wieder fortgegangen ſind "und ihre Neugierde bes 





friedigt haben, fich nicht weiter um das Berhandelte be: | 


tümmern oder am Ende noch falſche Gerüchte und Urteile 


Formulare, wie bei den Theaterbillets, wählt, das laſſe 
ich dahin geftellt feinz aber, daß die ganze Sache einch 
theatralifhen Anftric bekommt und befommen muß, davon 
bin ich überzeugt und ob dies nun dem Sinn und dem 
Zweck der Kirchenordnung und den Anſichten, die wir hier 
bis jet über dieſelbe ausgefprochen haben, entfprechen 
koͤnne, daͤs gebe ich vertrauensvoll ihrer reiflichen Erwägung 
anheim, Ich wieberhole alfo nochmals, daß ich mit bem 
Antrage des Herrn v. Noftiz vollfommen einverftanden binz 
daß ich aber unter Feiner Bedingung dem Antrage auf 
Deffentlichkeit der Synobalfigungen beitreten werde, 


Kammerhert v. Erdimannsdorffi Ich erbitte mir 
nur zur Berichtigung einer Thatſache das Wort, Es liegt 
mir die Pfliht ob, etwas auf die Aeußerung des Herrn 
Bürgermeifter Müller zu antworten. Es ſpricht gerabe 
die Aeußerung des Herrn BVürgermeifters Müller für meine 
Behauptung rüuͤckſichtlich der Deffentlichkeit. Er deutete 
auf- ein Privatgefpräc) hinz ich habe nicht gewußt, was er 
meinte und habe mir deswegen fofort von ihm Auffhluß 
geben laſſen. Dadurch iſt mir in Erinnerung gebracht 
worden, daß das / was Herr Bürgermeifter Milfer andeu⸗ 
tete, ſich dur chaus nicht auf den $. 1 und 6.2. bezogen 
hat, fondern in einem freundfchaftlichen Zirkel erfolgte ein 
Austaufc von Meinungen über die Perfönlichkeiten, welche 
gegen die : Paragraphen geſprochen. Solche perfönliche 
Urtheite würde: ich aber ebenſowenig in geheimer) als in 
öffentlicher Sitzung gefält haben, Man ift berechtigt; 
Anfichten: über! Perfoiien- im Kreiſe von: Freunden, aber 
nicht in geheimer oder. Öffentlicher- Sitzung · auszuſprechen. 
Alfo das, was Hert Bürgermeifter Müler: ſogte würde 
nicht für die Oeffentlichkeit ſprechen, ſondern im Gegentheil 








Sächsische Landesbibl 





liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


592 


dagegen. Denn wenn j. B. jetzt nicht öffentliche Sitzung 
wäre, fo würde er fich wahrſcheinlich deutlicher ausgeſprochen 
haben; aber in ‚öffentlicher Sigung konnte er das nicht, 
alfo fpricht das gegen die Deffentlichkeit, J 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Die Gründe, die 
für meinen Antrag ſprechen, find von mehreren Seiten fehr 
bevebt hervorgehoben worden und die vermeintlichen Gründe, 
die gegen meinen Antrag fprechen, find von anderer Seite 
ausgefprochen worden. Wenn ich namentlich auf bie legte 
Rede des Herrn v. Welck antworten follte, fo müßte ih 
von einem ganz entgegengefegten Standpunkte ausgehen 
und die früheren Vorgänge berhaupt in das Gedaͤchtniß 
zurüdführen. Denn er feheint vergeffen zu haben, daß 
biefe Frage mit einem ungeheueren Aufwande von Wis, 
‚Humor, Gelchrfamfeit und aller möglichen Kraft behanbelt 
murbe, ald es fih um die Frage der Deffentlichkeit in die- 
fem Saale handelte; es war die Deffentlichkeit im Straf: 
verfahren. Damald waren die Gegner ber Deffentlichkeit 
ebenfo durchdrungen von der Unzweckmaͤßigkeit und allen 
möglichen Bedenken, die fi an die Deffentlichfeit knupfen 
folten. Meine Herren, ich habe die Deffentlickeit 
nicht zu vertheidigen, fie hat ſich felbft vertheir 
digt. Ich will die Gründe, welche mich bei Stellung bie 
fe8 Antrages geleitet, in zwei Grundfäge jufammenfaffen. 
Ich gehe von dem Grundfage aus und werde biefe Anſicht 
feſthalten, daß man in unſern Tagen unmoͤglich ein Inftie 
tut fehaffen koͤnne, ohne dabed der Deffentlichkeit Rechnung 
zu tragen. Ebenſo halte ich mich für verpflichtet, hier 
meinen zweiten Grundfag auszufpreden, der dahin geht, 
fo teuer mir das Chriftenthum für meine Derfon fein 
mag, fo halte ih es doch fr fehr bedenklich, wenn man 
eine größere Corporation ſchaffen wollte, welche über rift: 
liche Anſichten geheim berathen fol. Mein Antrag, mag er 
ſtehen ober fallen, bie hohe Kammer wird darüber entſchei⸗ 
den. Meine Gründe habe ich in meiner Motivirung dar- 
gelegt; ob fie jegt Anklang finden oder nicht, das ftelle ich 
der Kammer anheim. ft meine Anſicht die richtige, fo 
wird fie ſich Bahn brechen, früher oder ſpaͤter; iſt die An- 
ſicht der Gegenpartei die richtige, ſo wird das die Zukunft 
lehren. 

Nittergutöbefiger Rittner: Ich will noch einmal auf 
die Aeußerung des Oberhofpredigers Dr. Liebner zuruͤck⸗ 
kommen, welcher meinte, die wahre und richtige Deffentlich⸗ 
keit fönnte au)“ ohne bie Deffentlichkeit der Tribüne, näms 
lich durch bie Preſſe herbei geführt werben und der Haupt: 
paſſus in, deu Rede des Herrn v. MWeld ſtimmt mit dieſer 
Anſicht uͤberein. Nach der forgfältigen Anhörung des von 
beiden Herren Geſagten· muß ich geſtehen, daß das, was 
ſie anführten, doch eigentlich im Allgemeinen gegen alle 
Deffentlichteit und namentlich ‚gegen die Deffentlichkeit bei 


unfern landſtändiſchen Verhandlungen fpricht. - Wirde man 
alſo das fir richug anerkennen, was fie geſagt haben, fo 








glaube ich entgegnen zu bürfen, daß fie tzuviel bewieſen 
Haben; denn ich habe nicht gehört, daß beide Herren fig 
gegen die Deffentlichkeit ber Iandftänbifchen Verhandlungen 
erflärt Haben. Nun, ift das der Fall, warum wi man 
alle Analogie zwiſchen den Vertretern des Staates in dieſem 
Saale und zwiſchen ben Vertretern ber Kirchengeſeliſchaft 
in der Synodalverfammlung Ieugnen? Ich muß geftehen, 
das Tann ich nicht zugeben; ich glaube vielmehr, eine Ana 
Iogie zwiſchen beiden Geſellſchaften anerkennen zu muͤſſen, 
obgleich mir wird eingehalten werden, daß die Zwech, hie 
beide verfolgen, in gewiffer Beziehung ſeht verfchieben fein 
mögen. Das, was bie Verfammlung zufammenführt und 
wie? fie verhandeln follen, das ift doch analog. Ich kann 
au durch Bezugnahme auf die Abſtimmung über die . 
1 und 2 der Vorlage die Motivirung für die jetige Ahr 
ſtimmung nicht anerkennen, Ich erkläre vielmehr, dafs ih 
vollftändig bereit bin, meine Anficht über 96.1 und 2 auch 
öffentlich aus zuſprechen und ich muß geftehen, ich kann keinen 
Grund finden, warum die Männer, die an der Spite 
unferer proteftantifchen Kirche ſtehen, Bedenken tragen fol 
ten, mit gleicher Wärme und gleichem Eifer auch bei ganz 
gefüllten Tribuͤnen ihre Anſichten zu vertheidigen und Aber 
haupt zu befprechen. Ich wiederhole nochmals, daß ih 
durchaus Feine Gefahr darin erblide, wenn man auch fiber 
die ernften Wahrheiten des Chriſtenthums und über relis 
gisfe Anſchauungen in der Synode öffentlich verhandelt, 
Ich hatte mir vorhin erlaubt, bei ber Art von Zu ⸗ 
tritt, die Herr Superintendent Dr. Lechler andeutete, den 
Ausdrud von einer „polizeilichen Maafregel” zu gebrauchen; 
der Freiherr v. Weld hat anflatt des von mir gebrauchten 
Ausdruds den Ausdruck „theatraliſchen Anftrich” gebraucht. 
Ich habe nicht nöthig, meinen Ausdruck gegen biefen Iehte« 
ven zu dertheibigen; ich uͤberlaſſe es dem Herrn Guper 
intendenten Dr. Lechler, welche Anfhauung ihm am meiften 
äufagen möchte. Noch einmal auf Oldenburg Fommend, 
fo muß ich behaupten, daß, wenn man 1848 Dinge in die 
Kirchenordnung hinein brachte, die man im Zahte 1852 
nothwendigerweiſe wieder abſchaffte und bie Kirchender- 
faffung abzuändern genöthigt war, fo lag doch dort eine 
Erfahrung vor, die uns jet gänzlich abgeht und ich trage 
Fein Bedenken, uͤber diefe Angelegenheit auch die Erfahrung 
eines Heineren Landes ald Sachfen für mich anzupleht 
und Das ift, daß man dort trog der glücklichen Nähe der 
weftphälifchrheinifhen Synode mit ihrer Heimlichteit doch 
die Deffentlicgkeit beibehalten hat. 


Sreiherr v. Room: Ach habe den Antrag des geht 
ten Abgeordneten d. Schönberg unterftühtz vermag abet 
nicht für benfelben zu flimmen, Politiſche Gründe ſprechen 
ohnftreitig für denſelben die Synode gewinnt durch Deffent 
lichteit jedenfalls von Haus aus an Popularität, Mi 
frauen und bie graffirende Jefuitenriecherei würden A 
ſicherſten dadurch vermieden werden. Dennoch finde 9 
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bie Gründe der Deputation und der Staatsregierung und 
die wichtigen Gründe, welche wir bereits gegen den Schoͤn⸗ 
berg’fchen Antrag in dieſem Saale heute vernommen haben, 
überwiegend. Die in den meiften Menfchen fo fehr maͤch⸗ 
tige Triebfeder „Eitelkeit/ muß meines Erachtens in Eird- 
lichen, teligiöfen Dingen mehr, ald auf jedem andetn Gebiet 
fern gehalten werben. Ich Iege daher auch hier auf die 
‚ Erfahrungen, die man anderwärts, befonders in der weſt⸗ 
phälifcherheiniichen Synode gemacht hat, großes Gewicht 
und werde mit der Deputation flimmen, die bei biefer 
Frage ſich mit der hohen Staatsregierung in- voller Uebers 
einftimmung befindet. 


Präfident v. Schönfels: Es Hat der Herr Oberhof 
prediger Dr. Liebner um das Wort gebeten. Da dies zum 
dritten Male der Fall ift, fo bin ich durch die Landtags⸗ 
ordnung genöthigt, die Kammer deshalb vorher zu fragen. 
Will die Kammer dem Oberhofprediger Dr. Liebner zum 
dritten Male das Wort gewähren? — Einflimmig Ia. 


.  Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich will nur einen eine 
zigen Sag diluiren, den der geehrte Herr Rittner ausge ⸗ 
fprochen hat, de Sinnes, ald ob man von geiftlicher Seite 
Bedenken trüge oder Sorge härte, Öffentlich über die heilige 
ſten Angelegenheiten zu ſprechen. Wenigſtens was ‚uns 
Beide hier betrifft, fo weiß Seder, daß, wir darin zu Zeiten 
faft täglich Ieben. Ich meines Drts habe 20 Jahre an 
Univerfitäten öffentlich gelehrt, fo daß es Jeder hören konnte, 
und ohngefähr 30 Jahre gepredigt; da darf man wohl nicht 
fagen, daß wir uns fuͤrchteten vor der Deffentlichkeit. 
‚Hier alfo liegt es nicht, es liegt auf einer andern Seite, 


Freiherr v. Weld: Ein paar Worte der Widerlegung 
gegen die letzte Nede bed geehrten Antragftellerd. Wenn 
id) nicht auf demfelben Standpunkte mit Herrn d. Schön- 
berg ſiehe, fo muß ich geftehen, daß mir das leid thutz 
aber fo viel Bann ich verfichern, daß ich beute noch auf 
demſelben Standpunkte ftehe, auf dem ich feit 30 Jahren 
in diefer Kammer geſtanden habe. Ich weiß recht wohl, 
daß ich in deffen Folge das befannte Wort werde tiber 
mich ergehen laſſen müffen: „er hat nichts gelernt”, aber 
mit ebenfoviel Recht fage ich auch: „ic habe aud nichts 
vergeſſen“. Was den Unterfchied betrifft wilden den 
Sigungen der Synode und den Sigungen eines politiicen 
‚Körpers, wie wir find, fo glaube ich doch faum, daß Ser 
mand den großen Unterfchied, der zwifchen diefen beiden 
Gorporationen und ihrem Gefchäftökreis befteht, verkennen 
Tonne, Ich bitte zu bedenken, dag bei den erſten Synodal: 
verſammlungen gewiß fehr Häufig vorkommen wird, daß 
die Erfehienenen verſchiedener Meinungen find, daß erſt 
gewiſſe Anfichten ausgetaufcht und ich möchte fagen, abge: 
föliffen werden mitffen, ehe eine Vereinigung zu Stande 
Tommt. Solches Sichgegeneinanderausſprechen ſchadet in 
politiſcher Hinſicht viel weniger, als in kirchlicher und wenn 

IR. E. Abonnement.) 





Jemand einer ſolchen Verhandlung etwa nur kurze Zeit 
beiwohnt, den Saal mit momentan aufgefaßten Begriffen 
wieder verläßt und nun das Gehörte auf offenem Marfte 
erzählt, fo kann dadurch das größte Mißverftändnig uͤber 
Dinge entſtehen, die mit der tiefften und ernſteſten Webers 
legung und Ruhe behandelt fein wollen. Ich will auch 
gar nicht behaupten, daß ed nicht vielleicht in ber Folge- 
zeit unbedenklich werden koͤnne, die Sigungen öffentlich zu 
halten; aber nur nicht mit der Deffentlichfeit anfangen bei 
einem Inflitute, das und noch ganz unbekannt iſt und das 
erſt neu eingeführt werden fol. Ich wieberhofe alfo, daß 
ich für den Antrag des Herrn v. Noſtiz -Wallwitz ſtimmen 
werde. 


Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Nur wenige 
Worte mögen mir noch geftattet fein. Herr v. Schönberg 
erwähnte in feiner legten Rede die Deffentlichkeit ſtets 
im Gegenfäge der Geheimhaltung; aber geheim gehal= 
ten follen die Verhandlungen der Synode nicht werben, 
das haben auch die Motiven bereits ausgeſprochen. Aber 
auch das, was von ben geiftlichen Mitgliedern hier audges 
ſprochen worben ift, fowie der Antrag des Herrn v. Noftiz 
deutet dies deutlich anz es liegt aber auch in ber Nattır 
der Sache, es muß die Synode und das Kirchenregiment 
wollen, daß bdiefe-Berhandlungen befannt werden. Died 
zur Beſeitigung bed Mißverftändniffes, das aus biefem 
ſcharf hervorgehobenen Gegenfage hervorgehen könnte. 
Asdann aber möchte ſch noch denjenigen Herren, die für 
die Deffentlichkeit geftimmt zu fein ſcheinen, den Sag eines 
alten Philofophen wieder in das Gedaͤchtniß zurädrufen, 
der auch jegt noch feine Geltung hat und ich flele mic, 
dabei auf den Standpunkt des Herrn v. Schönberg: 
„wenn neben dem, was wir für gut erfannt haben, uns 
mittelbar dad Bedenkliche und Gefährliche ftcht, fo daß 
wir faum noch dad Gute erfennen Tönnen, fo iſt es beffer 
in diefem alle, dad Gute auf ſich beruhen zu laſſen“. 
Eine große Weisheit! Cine Weisheit, die gerade für ben 
vorliegenden Fall ſehr wichtig iſt. Ich gebe gern zu, daß 
wir andere Erfahrungen machen Finnen. Wenn wir uns 
dann überzeugt haben werden, daß das größere Publikum 
aus wirklichen Intereffe den wichtigen Angelegenheiten 
folgt, um die es fich hier handelt; wenn man erft, was 
jest noch nicht allenthalben der Fall iſt, einen Begriff das 
von Haben wird, wie ernft und wichtig eine ſolche Kirchen» 
ordnung ift, wie wir fie jegt verfuchen und wie fie auf das 
Ganze, wie auf den Ginzelnen wirken wird, dann erſt iſt 
es Zeit, daß die Synode felbft die Frage vornehme und 
zur Entffießung bringe auf geeignete und vorfchriftemäs 
Bige Weife, ob und inwieweit die Deffentlichteit im Sinne 
des Antragftellerd zweckmaͤßig fei. 

Praͤſident v. Schönfeld: Es ſcheint, als wenn die 
Debatte ihr Ende erreicht haͤttez denn ich finde auf meiner 
Eifte Niemand mehr, ber zu ſprechen wünfhte. Inſofern 
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ſich Niemand weiter um das Wort meldet, fo werde ih 
die Debatte bezüglich des $. 68 fliegen und zwar unter 
Ertheilung des Schlußwortes an den Herrn Referenten. 


Referent Qicepräfident v. Sriefen: Wenn man auf 
feiner Bahn ruhig fortſchreiten will, muß man eiſt bie 
Heinen ‚Hinderniffe befeitigen, die Einem in den Weg ge: 
freut werden und dann erftlich die Hauptmaffe des Wider: 
Handes angreifen und zu befiggen ſuchen, ber Einem ent- 
gegengefegt; worben ift. Zu den erfleren rechne ic) die Be 
merkungen über bie Deffentlichkeit bei der Ständeverfamms 
Yung und bie Oeffentlichkeit bei den Gerichtsverhandlungen 
und finde diefe Parallele hier nicht zutreffend. Ich geſtehe 
gern, wenn heute noch Über die Frage verhandelt werden 
folte, ob die Kammern öffentlich fein ſollten oder nicht, 
winde ich mich für die Deffentlichkeit erklären und aner- 
kennen, daß bie Deffentlichkeit feinen Nachtheil gehabt hat, 
vielleicht manche Vorzüge und manchen Vortheil hervorger 
bracht Hat. Ich Tann noch hinzufügen, es fürchtet ſich 
wohl Niemand vor ber Deffentlichfeit; denn wenn man fi 
einer guten Sache und guten Abficht bewußt if, fo kann 
biefelbe Sache Öffentlich oder nicht Öffentlich berathen werden, 
daß bleibt ſich gleich und darüber find wir auch mit den 
Herten Antragſtellern und deren Gegnern gänzlich einver: 
fanden. Ich verftche auch ganz, was Herr Bürgermeifter 
Koch fagte, daß er nicht ſowohl eine Parallele hätte ziehen 
wollen zwiſchen Deffentlichteit der Kammer und Deffent ⸗ 
lichkeit der Synode, er habe nur andeuten wollen, man 
wäre damals fo fehr gegen die Deffentlichkeit gewefen, man 
habe ſich aber geirrt und fich davon uͤberzeugt; man würde 
mithin auch fpäter das wieder anerkennen, daß man fich 
geirrt habe. Auch das Tann gefchehen, wie ich fpäter mach» 
weifen werde; ber Unterfchied liegt nur darin: jegt kennen 
wir die Deffentlichkeit, wir haben feit 30 Jahren Deffent- 
lichkeit und wir wiffen genau, welche Bortheile fie hat und 
welche Schattenfeiten. Die Frage ift nur die, ob bie 
Schattenfeiten unter gewiſſen Umftänden mehr hervortreten, 
"noch fehäblicher find, als bei anderen Dingen? Was feine 
Gründe und fefte Ueberzeugung uͤber die Worzlige der 
Deffentlichkeit bei dem Gerichtöverhandfungen anlangt, fo 
unternehme ich feinen Streit darüber; nur aber müßte ich 
den geehrten Rebner, wenn er behauptet, bie. Deffentlic 
keit in ben Gerichtöverhandlungen habe die Sittlichkeit im 
Wolfe befördert, um die Erlaubniß bitten, daran zweifeln 
zu dürfen. Etwas Weiteres will ich nicht und daher auch 
kelnen weiteren Grund dagegen ausſprechen. Aber dieſe 
Frage iſt noch eine ſo ſtreitige, daß ich glaube, wir Beiden 
und auch Andere werben fie jeht noch nicht entſcheiden koͤnnen ; 
aber die Zukunft, meine ‚Herren, wirb barüber richten. 
Nun aber die Sache felbft, nämlich die Frage wegen ber 
Deffentlichfeit der Synode. . Herr Bürgermeifter Koch hat 
weiter ein ſeht gewichtiges Wort ausgefprochen; er fagtez 
„die Spnodalverfommlung würde in ihren ganzen Berathuns 


gen und Verhandlungen ihre Würde bewahren, fie möge 
nun öffentlich fein oder nicht". Nun, meine Herten, das 
accepfire ic und glaube, ja ich bin ganz durchbrungen 
von ber Ueberzeugung, daß bie Männer, welde zur 
Synode berufen find, um über. fo wichtige Dinge zu 
berathen, das Gefühl ihrer Würde unter allen Umftäns 
den nie verlieren werden. Das beweift aber eben, daß die 
Deffentlichkeit gerade nicht nothwendig iftz denn haben dieſe 
Männer das Gefühl ihrer Würde, ihrer Pflicht und ihr 
Gewiffen immer vor Augen, fo brauchen fie ja die Deffent⸗ 
lichkeit nicht. Das beftätigt alfo ganz deutlich das, was 
wir fagen. Meine Herren, der Streit gewinnt eine ganz 
andere Geftalt, wenn man nicht unbedingt gegen bie Def 
fentlichkeit ſtreitet, fondern gegen einen anderen Gedanken. 
Ich beſtreite und befämpfe nur das auögefprochene Princip, 
nämlich den Sag, daß ohne Deffentlichfeit Fein Ber« 
trauen flattfinden, daß ohne fie aus der Synode nichts 
werben koͤnne. Dieſes Princip beftreite ih, denn bas iſt 
geundverberbli. Ich gebe ja fogar zu, daß mit ber Zeit 
die Deffentlichfeit beliebt werben koͤnne, wenn die Synode, 
wenn die Staatsregierung oder die Landſtaͤnde, an welde 
doch ein großer Theil der Gegenftände, über welche bie Sys 
node zu berathen hat, zu gleihmäßiger Berathung gelangen 
wird; ſolches künftig für zwedmäßig halten. Es kann alfo 
wohl fein, daß die Sache ſich künftig Bahn bricht; aber 
man darf nur nicht fagen, daß ohne Deffentlichkeit die Sys 
node nicht beftehen koͤnne, daß fie ohne die Deffentlichkeit 
unmoͤglich fei. Man hat gefagt, ohne Deffentlichteit kein 
Vertrauen. Das ift eben das, was fo fehr verderblich und 
ſchaͤdlich iſt. Sagen Sie, ohne Deffentlichkeit Fein Ber 
trauen, fo kann auch jede öffentliche Sitzung, die ſich in 
eine geheime verwandelt, Fein Vertrauen haben; daß iſt ein 
logiſcher Schluß und eine mathematifche Wahrheit, gegen 
die ſich nichts einwenden laͤßt. Giebt ed ohne Deffentlihe 
feit fein Vertrauen, fo befigen auch bie in Evangelicis ber 
auftragten Staatsminifter kein's, fo hat dad Fünftige Ober: 
confiftorium, auf welches wir große Hoffnung fegen, auch 
fein Vertrauen, es müßte denn öffentlich verhandeln, Nun, 
meine Herren, werden Sie doch zugeben, daß biefed Ver⸗ 
langen der Deffentlichkeit als einer unbebingten Nothwen⸗ 
digkeit zu fehr übertrieben und auf die Spige geſtellt ifts 
alfo von ber Deffentlichkeit fann weder das Vertrauen zur 





Sache, noch dad Gebeihen derfelben, noch auch das Ver— 
trauen zu ben Männern, welche in der Synode figen, ab⸗ 
hängen. Was iſt die Hauptfadhe bei der Synode oder bei 
dem ganzen Werke, weldes wir durch fo mühfame 
Berathungen zu Stande zu bringen ſuchen? Gind 6 
die Zuhörer auf der Galerie oder find es bie Mine 
ner, die da berathen? Wer find die Hauptperfonen? 
Sie werden zugeben, bie Zuhörer find die Nebenperfonen 
und die Männer, die zufammenfommen, um zu beratbet, 
zu verhandeln und zu befchließen, die find die Hauptper⸗ 
fonen. Wollen wir alfo die Hauptſache, nämlich tüchfigt 
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felbftändige Männer; welche berufen find, um über bie 
wichtigften Angelegenheiten zu verhandeln, fo koͤnnen diefe 
doch unmöglich von den Zuhörern auf den Galerien abs 
hängen unb von biefen erft die Weisheit empfangen, welche 
fie bedürfen. Nun gefchieht es fehr oft, daß, wenn man 
einen Lieblingsſatz durchfämpfen und beweifen will, man 
den Sat umdreht und den Gegenfag recht hervorhebt. Da 
fagt man denn, was. wir ſchon hunderttaufendmal gehört 
haben, das Gegentheil von Deffentlichkeit nennt. mans 
„Heimlichkeit, Geheimhaltung”; man fagt, was gut 
fei, vertrage das helle Licht der Sonne und was 
im Geheimen’ verhandelt und beſchloſſen werde, 
daß feien Werke der Finfternig u. f. w. Meine 
‚Herren, dad haben wir fchon oft gehört, das find Nebends 
arten, bie*aber gar Nichts bedeuten und uns nicht abfchre- 
en koͤnnen. Bon Geheimhaltung, von Heimlichkeit in 
den Spnobalverhandlungen und Befchlüffen ift gar keine 
Rede. Wollte Gott, daß recht gute Früchte und Neful- 
tate aus ben Verhandlungen ber Synode hervorgingen, 
wir werden dad Werk ſchon an feinen Frlchten erkennen 
und fehen, ob die Synode etwas Gutes ift und etwas 
Gedeihliches an's Licht bringt. 

Doc, meine Herren, entfernen wir uns einmal von 
dem Boden, auf welchen die Gegner ftehen, indem fie far 
gen: „ohne Deffentlickeit kann die, Synode zu feinem 
Vertrauen gelangen” und der andere Theil erwibert: „bie 
Deffentlichkeit ift im hoͤchſten Grade ſchaͤdlich“ Verlaſſen 
wir einmal den Standpunkt der Uebertreibung und des auf 
die Spitzetreibens und kehren wir einmal zu einem mitt. 
Teren Sage zuruͤck, fo müffen wir doch anerkennen und aus 
unferer Iangjährigen Erfahrung wiffen, der Menſch bleibt 
eben Menfch und jeder Menſch hat feine ſchwachen Seiten. 
Und das ift doch nicht zu leugnen, daß die Deffentlichteit 
bei Gerichts» und Kammerverhandlungen und Volksver- 
ſammlungen doch fehr oft die Schule der Eitelkeit geweſen 
iſt und es noch iſt. Die Thatfache wird wohl Niemand 
ind Leugnen ftellen, daß bei dieſer Gelegenheit oft nur 
ſchoͤne Reben gehalten werben, daß bie Sache zum Schaur 
Äpfel, zur Unterhaltung für das Publikum gemacht wird 
und daß man oft hört: „heute wird der und ber fprechen, 
da müffen wir hineingehen, der wird es ihnen einmal recht 
fagen" u. f. w. Bu andern Zeiten kommt wieder Fein 
Menſch herein und gerade oft, wenn das Allerwichtigſte 
verhandelt wird; die Vriblinen ftehen dann wieder Teer. 
Sehen Sie doch einmal auf unfere Tribuͤnen ; wieviel find 
denn Zuhörer da und doch wird heute gerade ein Gegen» 
ftand öffentlich verhandelt, an dem das Wolf eim großes, 
ja das allerhöchfte Intereſſe hat! Mir koͤnnen alfo bei 
aller Vorliebe, die wir zu einer Sache haben und bei allem 
Guten, was diefe Einrichtung Haben mag, doch auf ihre 
Schattenſeiten nicht verfennen und das muß man doch zu⸗ 
geſtehen, daß das Zuhören auf den Galerien in bewegten 
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Zeiten zu politiſchen und kirchlichen Agitationen, zu Ver⸗ 
handlungen in der ſchlechten Preſſe Veranlaſſung gegeben 
hat und benutzt worden iſt. Wir wollen eine gute und tuͤch⸗ 
tige Synode, das iſt die Hauptfache und da koͤnnen wir 
fein fo großes Gewicht auf die Nebenfache Iegen, d. h. auf 
bie Oeffentlichkeit und die Zuhörer auf der Galerie. Ich wies 
derhole es noch einmal, meine Herren, ber Herr Antragfteller 
und feine Bertheidiger fprechen immer von dem Vertrauen, 
welches man ber künftigen Synode und der Synobalvers 
fafjung überhaupt beweiſen ſolle und gerade fie beweifen 
ihr durch ihren Antrag. bad größte Mißtrauen. Dielen 
Widerſpruch koͤnnen fie nicht leugnen. Nun zum Schluffe 
noch ein einziges Wort und ein Gleichniß. Wir Ieben in 
einer aufgeregten Zeit. Ich bin überzeugt, daß Sie in 
diefem Yugenblide einen ganz anderen Gedanken erwarten, 
als ich ausſprechen will. Sie werden vielleicht erwarten, 
ich wolle warnen vor der Deffentlichkeit, weil wir in einer 
aufgeregten Zeit leben. Nein, das wollte ich nicht fagen, 
im Gegentheit, ih fürchte mich nicht vor der Deffentlichkeitz 
ich glaube au, daß wir uns Alle nicht davor fürchten: 
Ich würde in ruhigen Zeiten eben fo gegen bie Deffent- 
lichkeit der Synode fprechen, wie in aufgeregten, oder — 
um ber Frage die Spige abzubrechen, — nicht geradezu 
gegen die Deffentlichfeit, fondern nur dagegen, daß 
man die Deffentlichkeit. zu einge Hauptfache macht, werde 
ich mich erflären in ruhigen, wie in aufgeregten Beiten, 
IH wollte etwad Anderes fagen. Wir Ieben in, einer 
aufgeregten Zeit, in einer Beit großer politifcher und kirch⸗ 
ticher Aufgeregtheit und da werden Sie mir zugeben, dag 
in einer folchen Zeit die Klarheit der Gedanken, des Den, 
tens und Urtheilens, namentlich in großen, politiſchen 
Fragen oft fehr befangen ift oder wohl gar verloren geht. 
Wir find Männer, die in einer wichtigen Stellung ſtehen ; 
wir find gewählt zur Ständeverfammlung, haben alſo viei 
beizutragen zum · Zuftandefommen, der wichtigften Unger 
Tegenheiten unſeres Vaterlandes, ja auch unferes größeren, 
weiteren Vaterlandes, Deutſchlands. Wir müffen' alfo 
ruhig verhandeln und klar denken, wir müffen bahinftreben, 
daß wir alle Gelegenheiten, oder ich möchte fagen, alle 
Symptome der Aufregung bei und felbft unterbrüden und 
zurüdhalten, wir müffen ſuchen, und davon frei zu halten. 
Denn leugnen wir es nicht, meine Herren, Aufregung liegt 
in allen dergleichen Anträgen auf Deffentlichfeit, auf groͤ⸗ 
Bere Theilnahme bes Publikums; Aufregung liegt In dem 





Miftrauen, welches man fo oft an den ag legt; ebenfo 
in dem Suden und Verlangen nach immerwährenden'Gas 
vantien gegen Mißbrauch, welchen man voraudfegt. In 
allem Diefem liegt ein Bekenntniß ber Befürchtung, welche 
meiftentheils ohne Grund iſt. Aufregung in politiſchen 
Dingen, wie in allen anderen menfhlichen Berhältniffen 
ift allemal ein Zeichen von Schwaͤche ; der ruhige, kraͤftige 
Mann fühlt Feine Aufregungz denn Ruhe ift ein Zeichen 
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von Kraft und ich gebe Ihnen mein Wort, meine ‚Herren, 
jest einmal diefe Bemerkung auf eine Höhere Frage in Anz 
wendung gebracht: Wäre Deutfchland nicht fo aufgeregt, 
nicht fo von politifchen Parteien erregt und getrieben, wir 
wurden Fräftiger fein und uns in den großen Fragen der 
Beit dem Auslande gegenfiber mit mehr Energie benehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Wir werden num zur Ab: 
ſtimmung über $. 68 verſchteiten. Es liegen drei Anträge 
vor, nämlich der der Deputation auf unveränderte Anz 
nahme, zweitens der des Herrn v. Schönberg, welcher an 


die Stelle des dritten Abfages feinen: Antrag eingeſchoben 


wiſſen will, der Antrag, welder auf Deffentlichkeit gerichtet 
ift, während der Sag im Entwurf fie nicht will, Der 
dritte Antrag ift vom Heren v. Noſtitz -Wallwitz eingereicht, 
es fol nach demfelben der dritte Abfag zwar ftehen bleiben; 
aber noch einen Bufag erhalten, einen Zuſatz, den die Kams 
mer bereit kennt. Ich werde num zuerft über ben Deputas 
tiondantrag mit Vorbehalt der übrigen Anträge abftimmen 
laſſen. Zuvoͤrderſt frage ich daher, ob bie Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation $. 68 in unveräns 
derter Weife annehmen will (die beiden Anträge na⸗ 
türlich vorbehalten)? — Einftimmig Sa. 


Ich gehe num über zu dem Antrag des Herrn Freiherrn 
v. Schönberg. Derfelbe geht offenbar weiter, als der des 
Heren v. Noftiz Mali; denn ber Antrag des Herrn 
Freiherrn v. Schönberg will Deffentlichkeit unbeſchränkt, 
während ber des Herrn dv. Noſtiz ⸗Wallwitz nur Bekannt⸗ 
machung der Verhandlungen beabſichtigt. Der Antrag des 
Herrn Freiherrn v. Schönberg geht dahin, anſtatt der Worte: 
„die Sigungen find nicht oͤffentlich“, fol gefagt 
werden: 

„Die Sigungen find öffentlich. Sie werben geheim 
auf den Antrag ber Pöniglichen Commiffare bei Gröff- 
nungen, für welche fie die Geheimhaltung nöthig erach« 
ten und auf das Begehren von drei Mitgliedern, denen 
nach dem Abtreten der Zuhörer ein Viertel der Mitglier 
der ber Synode Über bie Nothwendigkeit ber geheimen 
Berathung beitreten muß”. 


Dies {ft der Antrag des Herrn Freiherrn v. Schönberg 
und ich frage, ob die Kammer diefem Antrage bei- 
treten will? — Der Antrag ift mit 21 Stimmen gegen 
14 abgelehnt. 

ICh komme num zu dem Anfrage des Herrn v. Noftize 
Wallwitz. Er geht dahin, hinter den Worten: „Die 
Sigungen find nit öffentlich”, im Varagraphen 
noch zu fegen: “ 

„Der Synode ſteht jedoch frei, ihre Verhandlur 
und Befchtüffe dur den Drud pa zu Te 

3% frage, ob die Kammer biefen Antrag zu 
dem ihrigen machen will? — Der Antrag hat mit 20 
Stimmen gegen 15 Annahme gefunden. 


Ich frage num weiter, ob die Kammer den 6. gg 
in der befäloffenen Weiſe annehmen Bil? — 
Gegen 2 Stimmen ift diefe Frage bejaht worden. 


Referent Bicepräfident v. Frie ſen: 
8.69. 
" Theilnahme des Kirchenregimentes. 

Der Staatsminiſter des Cuitus und öffentlichen Untere 
richts und die von dem Minifterium des Eultus ernannten 
Commiſſare haben Zutritt zu den Sigungen der Synode 
und koͤnnen an ben Verhandiungen derfelben Antheil 
nehmen. Ein Stimmrecht haben fie nicht. 


Hierzu find Feine Motiven gegeben. — Der Ber 
richt fagt: 


Bei 


. 69 

tritt die Deputation der Br jenfeitiger Deputation geftell« 
Eh Erinnerung bei, daß in Zeile 1 und 2 gefagt werden 
möge: 

A » „und bie von ben in Evangelicis beauftragten 

Staatöminiftern ernannten Commifjare“, 
da jede Synode, ebenfo wie die ihr gemachten Vorlagen, 
von den Miniftern in Evangelicis ausgehen, bie Abordnung 
von Gommiffaren zur Synode daher ebenfalls zu ihrem 
Reſſort gehören dürfte, 

Dagegen erfcheint der Zutritt des Staatsminifters des 
Eultus aus dem doppelten Grunde gerechtfertigt, daß ders 
felbe einmal als Zräger der oberften Staatsgewalt in Kirs 
Henfachen, andererfeit aber‘ auch als Mitglied der. $. 41 
der Verfaſſungsurkunde eingefehten evangelifchen Minifteriale 
behörbe zu betrachten ift. Mit obiger Qeränderung wird 
daher die Annahme des Paragraphen anempfohlen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 69 das Mort verlangt., Wenn bad nicht 
der Fall iſt, fo frage ich, jedoch mit Vorbehalt des gemadhr 
ten Antrages im Bericht, ob die Kammer auf Antrag 
ihrer Deputation dem Paragraphen beiftimmt? 
— Einftimmig Ja. 

Der Antrag, den bie Deputation ſtellt, geht bahn, 
daß in Zeile 1 und 2 gefagt werden möge: „und die 
von den in Evangelicis beauftragten Staatd 
miniftern ernanntemGommiffare.” — Ic frage auch 
bier, ob die Kammer diefem Antrage ihrer Der 
putation beitritt? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. riefen: 


$.70. 
r Eröffnung und Schluß. 

Die Synode wird von dem Minifter des Cultus und 
Öffentlichen Unterrichts oder von einem Commiffar des Cultude 
minifteriumd eröffnet und gefchloffen. F 
.. ‚Der Eröffnung geht voraus und dem Schluffe folgt 
ein Öffentlicher Gottesdienft in der evangelifchen Hoflirche 


Auch hierzu find Feine Motiven: gegeben. — Der 





Bericht fagt: 
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Auch bei 


$.70 
——— die Deputation den Antrag, daß es Zeile 2 hei⸗ 
jen möge: R 
ß „ober von einem von den Staatsminiftern in Evan- 
gelieis abgeordneten Commiffar” — 
und mit dieſet Veränderung die Annahme des Paragraphen. 


Präfident v. Schönfels: Wenn über $.70 Niemand 
foricht, fo ſtelle ich zuvoͤrderſt die Frage in Betreff der An⸗ 
nahme des Paragraphen und dann auf den Deputationd- 
antrag. Will die Kammer nah Anrathen ihrer 
Deputation dem $. 70 ihren Beifall ſchenken? — 
Einftimmig Ja. 

Will die Kammer au dem Vorſchlage ihrer 
Deputation Beifall zollen, daß es heißt auf 
Beile 2: „oder von einem von den Staatömi- 
niftern in Evangelicis abgeordneten Commif- 
far?” — Einftimmig Ia. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 
’ 4. 71. 


Koſten. 
Die Koſten der Synode werden aus der Staatscaſſe 
beſtritten. 
Jeder Abgeordnete, welcher nicht in Dresden wohn» 
haft ift, erhält auf jeden Tag eine Auslöfung von drei 
Thalern und den nöthigen Reiſeaufwand vergütet. 





Aud hierzu find Feine Motiven vorhanden. — Der 
Bericht fagt: 
Bei 


. $.71 
erfheint es noͤthig, nach den Worten: „Die Koflen ber 
Synode”, die Worte hinzuzufügen: 

„und bes $. 65 geordneten Wahiverfahrens“, 
wogegen ber koͤnigůche Commiflar Feinen Einwand erhob, 
mit weldem Bufage daher die Annahme des Paragraphen 
angerathen wird. 


Präfident v. Schönfels: Wenn auch über $. 71 
Niemand fpricht, fo gehe ich fogleich zur Abftimmung über. 
Die Deputation rathet die Annahme des Paragraphen an mit 
der einzigen Veränderung, daß nach den Worten: „Die 
Koften der Synode” es noch heißen folle: „und bes 
$. 65 geordneten Wahlverfahrens". Ich frage, ob 
die Kammer den $. 71 mit biefer von ber Depur 
tation beantragten Abänderung anzunehmen ges 
meint ift? — Einftimmig Ia. 

Ich ſchlage hier vor, die Sitzung zu ſchließen; bitte 
aber die geehrten Herren, Montag um 41 Uhr fich wieder 
bier einzufinden, um bie Berathung fortzufegen tiber ben 
Gegenftand, den wir foeben verlaffen Haben. Die Sitzung 
ift gefchloffen. 

(Schluß der Sitzung 6 Minuten vor halb 3 Ahr.) 


Nedaeteur H. Meinhold, Seeretaͤt im Königl. Minifterium de8 Innern. — Drud von B. ©. SR? in Dreöben. 





Letzte Abfendung zur Poſt: am 22. Sanuar 1861. 
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Bweiundzwanzigfte oͤffentliche Sitzung ber 
Erſten Kammer am 14. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Ente 
ſchuldigung. — Vorigefegte Berathung des Berichts der 
Bwiſchendeputation uͤber den Entwurf einer Kirchenordnung 
für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche des Koͤnigreichs Sach ⸗ 
fen, und zwar uͤber bie 66. 72 bis mit 70. 


Mr. 113.) Here Hofrath Dr. Hänel übe it⸗ 

teift Schreibens w x Dr Si im — 

as vorn — se —— zu Laͤp⸗ 
efte Drudfchriften dieſer ai 

HP ie Aknoifae Silit m 

Präfident v. Schönfeld: Herr Hofrath Hänel druͤckt 
in feinem Begleitfcreiben ben Wunſch aus, daß diefe Druck⸗ 
ſchriften in der Kammer außgelegt werben; es wird dieſem 
Wunſche jedenfalls Folge gegeben werben. UWebrigens wird 
die Kammer bamit einverftanden fein, dem Weberreicher for 
wohl, ald der königlich ſaͤchſiſchen Gefelfchaft der Wiſſen ⸗ 
ſchaften zw Leipzig unferen Dank auszufprechen. Auch 
werben die Drudichriften fpäter zur Bibliothek gebracht 
werben. 

‚Here Graf Einfiedel-Wolfenburg entſchuldigt ſich für 
heute und die nächften Sitzungen wegen Unmwohlfeins. 

Ich habe eine weitere Mittheilung nicht zu machen. 
Bir fönnen zur Tagesordnung übergehen und ich er⸗ 
fuche ben Herrn Referenten, ben Rebnerflupl zu betreten 
und und den weiteren Bericht über den Entwurf einer 
Kirhenorbnung zu geben. 


Neferent Vicepraͤſident v. Frie ſen: 


Drittes Capitel. 
Vom Kirchenregiment. 


— 


Die Sitzung beginnt 11 Uhr 20 Minuten in Gegens 
wart des Herrn Staatsminiſters Dr. v. Falken ſte in und 
der Herren koniglichen Commiffere Geh. Raths Dr. Hübel 
and Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert und in Anweſenheit 
von 36 Kammermitgliebern mit Verlefung des Protokolls 
durch den Seeretär d. Egidy. 

Präfident v. Schönfeld: Hat Jemand gegen die 
Faſſung des foeben verfefenen Protokolls Etwas zu erinnern? 
— ‚Here Superintendent Dr, Lechler. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich habe nicht deutlich 
gehört; aber mir fehlen fo geſprochen zu fein, wie wenn 
der Antrag des Herrn v. Schönberg, jedoch mit einer an⸗ 
deren Anzahl von Stimmen, wie der des Herrn v. Noftiz, 
angenommen worden wäre, 

Serretär v. Egidy: Ich bitte um, Entſchuldigung, 
das ift nicht der Fall; gerade das Gegentheil: „der v. Schön: 
bergfche Antrag dagegen mit 21 gegen 14 Stimmen abs 
gelehnt“. 

Superintendent Dr. Lechler: Das Wort abgelehnt” | - 
habe ich nicht vernommen. 

Pröfident-v. Schönfels: Wenn Niemand, Etwas 
weiter gegen das Protokoll zu erinnern hat, fo wird daffelbe 
als genehmigt anzufehen fein und ich habe Heren Bürger 
meifter Clauß und Herrn Freiherrn v. Weld aufzufor⸗ 
dern, daffelbe mit mir zu unterzeichnen. 

er (Dies gefchicht.) ) 

Die Regiftrande enthält heute nur eine Nummer und 
ich erſuche dem Heren Secretaͤr v. Egidy, dieſelbe vorzus 
tragen. 


Im Allgemeinen. 
6. 72. 
Behörden für dab Kirchenregiment. 

Bur Führung des Kirchenregiments follen beſtehen: 
1) die Superintendenten; 
2) die Kircheninipectionenz 
3) die Confiftorienz * 
4) das Obertonſiſtorium; 
5) das Minifterium des Cultus und öffentlichen Unter 


185 
6) 9 in Evangelicis beauftragten Staatsminifter. 
" Motiven find nicht gegeben zu diefem Paragraphen, 
— Der Bericht ſagt: 
Bu $. 72 > 
hat die Deputation unter Begichung auf ihr im — 


Wgegebenes Gutachten zu erinnern, daß unter den Behoͤr⸗ 
ven neihe das Kirchenregiment zu führen Haben, dad Mie 
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nifterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts nicht wird 
aufgeführt werden koͤnnen. Es wird daher die Auslaffung 
des Punktes 5 aus diefem Paragraphen beantragt. 

Im Webrigen iſt zwar gegen dieſen Paragraph etwas 
Befentliches nicht zu erinnern, es wird vielmehr die Ans 
nahme deffelben mit den Punkten 1, 2, 3, 4 und 6 ans 
gerathen. = X 

Ungeachtet deſſen aber erlaubt ſich die Deputation eine 
Bernertung hinzuzufügen, welche vielleicht bei endlicher Re 
action der ganzen Kirchenordnung Berückſichtigung finden 
Zönnte, ohne daß die Deputation es nöthig hätte, deshalb 
einen wirklichen Antrag vorzufchlagen, und ſich auf blofe 
Erinnerungen über Worte und Zaffungen einzulaffen. Es 
wollte iht nämlich theils mit ber. hohen Stellung der in 
Evangelieis beauftragten Staatsminifter nicht recht verträge 
ich, (deinen, diefelben unter den das Kirchenregiment übe 
genden Behörden aufzuzählen, umfomehr, als es ſich jest 
und überhaupt nicht um eine Xenderung der nad) $. 57. 
der Berfafjungsurkunde beftehenden Iandeöherrlichen Kirchen⸗ 
gewalt handeln foll, Staatsregierung und Stände fich viel 
mehr gegen ‚eine folche ausdrücklich erflärt haben. Gleiche 
wohl deuten die im Eingange des Paragraphen gebrauchten 
Worte: „Bur Führung des Kicchenregiments follen bes 
ftehen“, in gewiſſer Saite auf eine Xenderung des Bes 
fichenden oder auf eine neue Inflitution hin, welche zwar 
durch Errichtung. eines Oberconfiftoriums: und ber Confiftor 
vien in Ausführung gebracht wird, zum Theil auch auf die 
veränderte Stellung der Superintendenten und Kirchen · 
infpectionen paßt, aber nicht auf die Minifter in Evange- 
Ueis bezogen werden kann. Es würde ſich diefe Unzuträge 
Yichkeit durch eine Faſſung vermeiden Laffen, in welcher unter 
ausdrudlicher Beibehaltung deſſen, was in $. 57 der Wers 
Nalinglusfunbe über die Ausübung der landeshertlichen 
Kirchengewalt feſtgeſetzt ift, sub 1—4 nur die zur Führung 
bes Birhenregimenie beftimmten Behörden genannt würden, 
vder aber auch vieleicht ‚noch. beffer Durch gänzliche Weg: 
laſſung des ganzen $. 72, welches darum ganz unbebenflid, 
fein würbe, weil jeder der hier genannten vier Behörden 
im weitern Verlaufe des Gefeges ihr Wirkungskreis fo ber 
ſtimmt und vollftändig angewiefen wird, daß darüber ein 
Zweifel Baum entſtehen kann. Die Stellung der Minifter 
in Evangelieis aber und, der Vorbehalt der königlichen Res 
fervatrechte, im Gegenfaß zu den übrigen Functionen des 
Kirchenregiments find durch $. 4 und $. 5 diefes Gefees 
zur Öenüge gewahrt und fo genau bezeichnet, daß eine wie⸗ 
derholte Erwähnung ber in Evangelicis beauftragten Staats ⸗ 
minifter in $. 72 unter den Behörden für das Kirchente⸗ 
Kaas faft als eine Abſchwaͤchung obiger Beftimmung er- 
heint, In dem Sal der Streijung dieſes Paragraphen 
Fönnte dann das dritte Capitel,,Wom Kirdenregiment” 
gleich mit dem Abſchnitt A; „Won den Superinten- 
denten” $. 74 beginnen und ber $. 73, welcher nur von 
der Stantsbienereigenfchaft handelt, am Schluffe des 
ganzen Gefeged 'eine paffende Stelle finden. 


„Präffdent v. Schönfels: Es wuͤrde nun ih Betreff 
dieſes vom Herrn Referenten forben vorgelefenen $. 72 
die Discuffion zu eröffnen fein. Ich Habe zu erwarten, ob 
Semand das Wort ergreift? 





Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich erlaube, mir nur ganz 
kurz meine Anficht über den Entwurf bezüglich des Kirchens 








tegiments barzirlegen.. Mir hat es ſcheinen wollen, ats 
ob der Grundfag der Auseinanderfegung zwifchen Staat 
und’ Kirhe am wenigſten confequent in dieſem Capitel 
durchgeführt fei. Nachdem die Superintendenten die allers 
erfte Inſtanz bilden, treten die Kircheninfpectionen ein, 
Diefelben find aus den Superintendenten und ben Ge— 
richtsamtmännern zufammengefegt. Der Gerichtsamtmann 
hat aber irgendwelche Beziehung zum Oberconfiftorium oder 
dem oberfien Kirchenregiment bei feiner Amtsſtellung nicht, 
Bei demfelben werden hauptfächlic andere Qualificationen 
in Betracht. gezogen, als diejenigen, , welche erforderlich, 
find, um in der Kircheninſpection die kirchlichen Angeles 
genheiten mit zu verwalten. Hierzu kommt aber noch, 
daß ich im diefer Zuſamnienſetzung wiederum eine Nechtd: 
ungleichheit erblide. In den Städten nimmt der, Patron 
Theil an der Kircheninfpection, indem der Stadtrath durch 
eins feiner Mitglieder die Kircheninfpection mit dem Sus 
perintendenten zu bilden ‚hat. "Auf dem Lande tritt der 
Patron als folder nicht in ‚die Kircheninſpection. Ich 
hätte nun gewünfcht, um namentlich die Inconfequenzen 
zu befeitigen, die ich bezüglich des Grundſatzes erblide, 
daß es wohl zu erwägen gewefen wäre, ob der Patron, 
natüurlich nicht durch Stellvertretung, fondern felbft perfäns 
lic, in ber Kircheninfpection mit zu figen habe? Mir ift 
freilich da eingehalten worden, daß nicht immer bie erfor 
derlichen Eigenſchaften zu finden fein wuͤrden; andererſeits 
aber ſeien die Patrone auf dem Lande in der Mehrzahl 
nicht. in der Lage, perſoͤnlich ein ſolches Amt mit zu bet · 
walten, Ich rege die Geſichtspunkte nur am, ohne mir 
herausnehmen zu wollen, in biefer Beziehung Anträge zu 
ſtellen; aber ich kann mindeſtens nicht unterlaffen, auf die 
Inconſequenz hinzuzeigen. Komme ich zum Confiftorium, 
fo habe ich da zu bemerken, daß dies nach dem Entwurfe 
ein Theil der Kreißdirection fein fol, Die weltlichen Mit 
glieder diefer Confiftorien, alfo die Kreigdirectoren, bie Res 
gierungsräthe, find abermals vollftändig unabhängig ber 
algli ihrer Anftellung vom oberften Kircpenregimenke: 
Auch hier bezweifle ich, daß bei diefer Anftellung befondere 
Nüdfiht auf. ihre Eigenſchaft als Mitglieder des Confifle 
riums genommen wird. Es find: in der Negel ganz ans 
dere Gefichtöpunfte bei Befegung biefer Aemter maaß⸗ 
gebend, wenigftens bisher maaßgebend geweſen. In den 
Bezivköconfiftorien aber erblicke ich auch ein Zuviel. Ich 
glaube, es tritt hier ganz berfelbe Geſichtspunkt ein, wie bei 
den Begirksfynoden, daß wir zundchft den Umfang unſeres 
Landes in Betracht zu ziehen und zu fragen Haben, ob für ein 
Land von 2,000,000 Einwohnern ein Oberconfiftotium und 
vier Bezirksconſiſtorien nothwendig feien? Ich möchte die 
leugnen, eben fo, wie ich mich neulich gegen bie Bezirfd 
fonoben mit Rüdficht auf die Grenzen’ unferes Landes ausge 
ſprochen Habe. Wenn man von den Bezirksconſiſtorien abſehen 
wollte, dann müßte freilich eine andere Eintheilung def 





sol 


Befugniffe eintreten, ° als der Sntmutf, darbietet. "Man 
müßfe einen. grohen Theil der Gefhäfte ber Bejirföron« 
fiftorien den. Kircheninfpectionen zuweifen und dadurd.die 
unterfte-Inftanz, worauf ich: befonderes Gewicht Iegen 
würde, kräftigen. Der andere Theil würde natürlich dem 
Oberconfiftorium zufallen. ‚Der Wegfall der Besirksconz 
ſiſtorien fheint um deswillen auf Bedenken geftoßen zu 
fein, weil 'man fagte, bie Bezirksconfiftorien. tönnten der 
Schule wegen nicht, entbehrt werben. Ich gebe gern zu, 
daß für unſer Schuhwefen die Wirkfamkeit der Kreis 
directionen von “großem Nuten geweſen feiz das bedingt 
aber noch nicht die Errichtung von Bezirksconfiftorien, 
vielmehr können die Schulfachen nach. wie vor bei den 
Kreisdirectionen verbleiben. 
auf eine Unklarheit zuruͤckkommen, durch welde ſich der 
Entwurf Tennzeichnet, und das ift, wie ich in der alle 
gemeinen Debatte fchon bargethan habe, die völlige Zweifel: 
haftigfeit, wie kuͤnftig nach Einführung der Kirchenord⸗ 
nung die Stellung der Kirche zur Schule und der Schule 
zur Kirche fein, fol? Man weiß nit, ob die Schulen 
fünftighin ganz and Kirchentegiment oder ob fie zum Theil 
an baffelbe, zum Thell an die Staatsbehoͤrde verwielen 
find? — Das find im Allgemeinen diejenigen Bemerkungen, 
die, ich mir zu dieſem Capitel vom Kirdenregiment zu 
machen erlauben wollte. Cs ift ſehr ſchwierig, bei der 
principiellen Umfaͤnglichkeit diefer Frage bier einzelne Ans 


träge. einbringen zu wollen und ich habe im Voraus erklärt, | 


daß ich mich der Stellung von Anträgen volftändig ent» 
halten werde, 
nahme eines Mitgliedes in bie Kirdeninfpection, welches 
in feinen wefentlihen Amtsintereffen mit ber Kirche nicht 
zufammenhängt, ebenfo, wie die Bezirksconfiftorien mir 
Bedenken machen, fo daß ich weder der erfteren Bufammen- 
fegung meine Zuftimmung geben, noch mich überhaupt flır 
die Errichtung der, Bezirksconfiftorien erklären könnte. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter noch das Wort verlangt? — Der Herr 
Staatsminifter! 

Staatsminifter Dr. v. Kalkenftein: Ich weiß nicht, 
ob es in dieiem Augenblide der Ort fein bürfte, über die 
Frage zu ſprechen, die von dem geehrten Bürgermeifter 
auß Seipgig angeregt worden ift, eine Frage, die ſehr nahe 
liegt und die natürlich auch vom Minifterium bei Ent» 
werfung der Vorlage in Erwägunggezogen worden ift, ba, wie 
{dh vernommen habe, jest zunaͤchſt der $. 72 in Frage 

eeſtellt worden ift und daher zunächt die Bemerkung, die 
in dieſer Begiehung vom Herrn Referenten vorgeleſen wors 
den if, zu beantworten fein dürfte. In Rüchſicht darauf, 
unter Vorbehalt deffen, was eben in Beziehung auf die 
Ae ußerungen de geehrten Sprechers fpäterhin zu fagen fein 
möchte, ‘erkläre. ih mid für jest vollfommen mit den 
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Freilich ‚muß ich hier wieder |; 


Sch wieberhofe aber nochmals, daß die Auf |; 





Anfihten, die im Bericht auögefprodhen worben:find, 
infofern übereinftimmend, als aud ich glaube, daß! dieſer 
$ 72, wie er hier gefaßt worden ift, füglidi auf 
fi beruhen fönne, und daß daher bei der Medaction den 
Bemerkungen, die von der Deputation gemacht worben find, 
entfprochen werden wird. — 

Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe in Beziehung 
auf das, was der Herr Staatsminiſter ü im Eingange:feiner 
Rede fagte, zu bemerken, baß es mir wohl zuläffig ſheint, 
in Bezug auf das ganje vorliegende Capitel Eiwäs zu 
äußern, wie es der Herr Bürgermeifter Koch geahan hat. 
Bir haben bei jedem Capitel eine allgemeine Debatte eins 
treten laffen und deshalb glaube ich, war der Herr Bürger- 
meifter Koch wohl im Rechte, im Allgemeinen-uber das 
Gapitel zu fprechen, wenn auch bereits $. 72 vom Herrn 
Referenten vorgetragen worben war. 
Staatsminifter Dr. v. Falkenftein: Es hat in meinen 
Worten durchaus Fein Vorwurf.gegen ben Herrn Bürgers 
meifter Koch liegen follen, daß er 'über das Gapitel, im, 
Ganzen gefprocden hat. Es würde mir auch gar nicht 
zufommen, barüber ein Urtheil auszuiprechen; fonbern das, 
wad ich äußerte, war nur eine Rechtfertigung für 
mich, daß ich im diefem Augenblide es nicht für ents 
ſprechend halten würde, meinerfeitd darauf einzugeben, 
weil ich glaube, daß wir bei den einzelnen Punkten 
— noch Gelegenheit haben ‚werden, darüber zu fprechen. 

: Präfident‘; v. Sgoͤnfels Er habe zu erwarten, 
06 Jemand noch weiter das Wort verlangt? * ' 
Referent Vicepräfident v. Friefen:.Die Bemerkungen 
des Herrn Bürgermeifterd Koch find viel zu wichtig und 
zum großen Theil auch viel zu rihtig, ais daß fie über: 
fehen und unbeantwortet gelaffen werden koͤnnten. Ins 
deffen behalte id} mir vor, das, was hierüber zu fagen ift, 
bei den Fünftigen Paragraphen zu fagen, weil es ſchwer 
fein würde, ſich hier auf Einzelnes einzulaffen, ohne fpäter 
zu Wiederholungen genöthigt zu fein. Ih möchte nur 
noch einmal anheimgeben, ob ſich nicht die hohe Staats» 
regierung erflären wollte, daß $. 72 in Wegfall kommen 
Eönnte? Die Deputation kann einen Antrag barauf nicht 
fiellen, da fie fpecielle Bemerkungen zu dem Paragraphen 
geftellt hatz aber ich überzeuge mich immer mehr, daß 
der Paragraph eigentlich nicht recht paffen will, und 
daß es daher vorzüglicher wäre, ihn in Wegfall zu bringen. 

Staatöminifter Dr. v. Zalkenftein: Infofern meine 
vorhin abgegebene Erklärung nicht ſchon genügt, erkläre 
ich nochmals, daß ih einderflanden damit bin, daß der 
Paragraph in Wegfall komme. 

" Präfident v. Schönfeld: Derfelbe wird alfo von 
der Staatsregierung zurüdgegogen? 

(Wird bejaht.) 
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‚ Wenn das der Fall ift, fo würde nicht weiter über 
den Paragraphen biöcutirt werben tönnen, wir wenden 
und daher zu $ 73. j 


Referent Vicepräfident v. Sriefen: 
® 7. 
8 Siaalsdienereigenſchaft. — 
Die Mitglieder des Oberconſiſtoriums, die Mitglieder 
der en in den Kreisdirectionen und die Super- 


intenbenten , welche kein geiftliches Amt verwalten, ingleir, 


en die bei der Ganpfei des Oberconfiftoriumd angeftellten 
Fe haben die Rechte und Pflichten ber, Staatsdiener 
und ed leidet auf fie dad Gefe vom 7. März 1835, bie 
Berhättniffe der Civilftaatsdiener betreffend, fowie bad Ge⸗ 
feb vom 24. April 1851, bie Abänderung einiger Beftim- 
mungen. c. betreffend, Anwendung. 


Auch zu diefem Paragraphen, fehlen bie Motiven. 
— Der Bericht fagtr ' 
Bi 


3 « 73 
hängt: bie Frage, ob die — — Staatsdiener⸗ 
eigenfchaft haben, ferner, ob fie ein geiſtliches Amt verwal- 
ten follen ober nicht, von den Vefhlüffen zu $. 74 ab, es 
beantragt, daher bie Deputation, biefen Paragraph, bei wel« 
em fie im Webrigen Nichts zu erinnern findet, einftweilen 
ohne die Worte: eh 
„die Superintenbenten, welche fein geiftliches Amt 
verwalten, ingleichen” 
anzunehmen. 
Winde über den $. 74 ein anderer Befchluß gefaßt, 
als bie Deputation vorfeplägt, fo würden diefe Worte nach 
her fpäter wieder aufzunehmen fein. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 73 
zu fprechen begehrt, würde ich fogleich zur Ftagſtellung 
übergehen. Die Deputation räth an, wie die Kammer 
vernommen hat, ben Paragraphen anzunehmen; 
jeboch. die Worte in der zweiten und britten Zeile „die 
Superintendenten, welde fein geiſtliches Amt 
verwalten, ingleichen” ausfegen zu wollen. Ich frage 

zuvoͤrderſt, ob die Kammer dem Antrage ber Der 
putation gemäß $. 73, anzunehmen gemeint iſt? 
— Einftiimmig Ia. 

Ich frage weiter, ob Sie die Worte, die ich bereit 
recapitulirt habe, dem Antrage der Deputation gemäß, in 
Wegfall bringen wollen? — Einflimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


B. 
Bon den Superintendenten. 
ä 8.74 
Superintendenten. ¶ Superintendenturbezitke. 
Die evangelifch-Tutherifchen. Kirchengemeinden des Lan⸗ 
des werben, zur Zeit mit Yusnahme derer in den Schön: 
ae Receßherrfchaften, in 16 Superintendenturfprengel 





Jedem Sprengel ſteht ein Superintendent vor. 

Die Superintendenturen für die Städte Dresden ung 
Leipzig werden, wie zeither, von dem Kirchenregiment 
gegen eine Remuneration und Entfchädigun, v Verwal 
tungsaufwand einem im Amte ſtehenden Geiftigen über 
tragen. Die Übrigen "Superinfendenten werben aus der 
Staatscaffe befoldet. . Sie Fönnen Fein gikiae Amt nebeus 
bei verwalten, follen aber praftifche Geiſtliche geweſen fein 
und find verpflichtet, in einer Kirche ihres Wohnortes, oder 
auch in anderen Kirchen ihres Sprengels beim Vormittags 
gotteöbienfte jährlich eine Anzahl Predigten zu halten. 

Die Superintendenturen au Glauchau, Waldenburg 
und Lößnig bleiben für die Schönburg’fchen Recepherrfchafe 
ten zur Zeit underändert, 


Die Motiven lauten: 


Bum dritten Kapitel. 
Zu Lit. B, 


- zu $. 74. 

Gegenwärtig find für die Erblande, einſchließlich den 
Schoͤnb ůrg ſchen Receßherrfchaften, 37 Superintendenten an ⸗ 
geftellt; in der Oberlauſitz verſieht die Function derſelben 
der bei der Kreisdirection zu Budiſſin angeftellte Kirchen⸗ 
und Schulrath. Diefe Superintendenturen find aber nur 
Nebenämter; alle Superintendenten bekleiden umfängliche 
Pfarrämter, bie fie vorzugsmeile beſchaͤftigen und ihnen 
die Mittel zu ihrem Unterhalte gewähren. So viel diefe 
Einrichtung für ſich hat, nach welder ber Superintendent 
activer Geiftlicher bleibt und durch feine eigne Amtsfuͤhrung 
dem Geiftlihen feiner Ephorie als ein Mufter vorleuchten 
ann, fo hat biefelbe doch auch fehr erhebliche Mängel, 
Die meiften diefer Stellen find? — das Einkommen der 
Pfarrftelle und der Superintendentur zufammengenommen 
— fo gering. befolbet, daß viele Geiftliche in einträglicheren 
Pfarrämtern ſoiche nicht übernehmen mögen. Cs können 
deshalb oft diejenigen Männer nicht daflır gewonnen werben, 
welche gerade die geeignetften fein würden, ein fo wichtiges 
und einflußreihes Amt zu verwalten. 

Demnächft hat das Kirchenregiment von 37 Par 
ſtellen, mit welden Superintendenturen verbunden find, 
nur 20 zu verleihen; die übrigen werden von Stabträthen 
und Privatcollatoren befegt, fodaß das Kirchenregiment bei 
Verleipung der Superintendenturen nur zum Shit in ber 
Lage ift, eine ganz freie Wahl mit Beriipärumg aller 
für das Amt erforderlichen Eigenſchaften treffen zu Fünnen. 

Am meiften wird aber die Wirkfamkeit der Super 
intenbenten dadurch beeinträchtigt, daß fie ihre Zeit und 
Kraft vorzugsweiſe dem Pfarramte jur widmen haben, fi 
deshalb gewöhnlich darauf befchränken müffen, die drängen 


‚den Gefchäfte ihres Ephoralamtes zu erledigen und, ihnen 


zu einer freien, auffehenden und fürforgenden Thatigheit 
nicht die nöthige Beit verbleibt. Go ift e& 5. 2. von ber 
fonderer Wichtigkeit, In} der Superintendent bie Geil 
lichen in feiner Ephorie bisweilen bei der Leitung bes Got 
teöbienftes in ihren Gemeinden fehe und höre, da er.aber 
Sonn» und efttags in feiner eigenen Gemeinde befchäftist 
ift, fo hat er nur felten Gelegenheit, bie ihm unfergebenent 


Geiftlichen in ihrem wichtigften amtlichen Wirken * 
obachten. Der Superintenbent, Pre in ber Rinde 
infpection bie erfle Stelle einzunehmen. hat, gerät aud Ih 
feinen gegentoärtigen Berhäftniffen in eine folche — — 
keit von. dem weltlichen: Goinfpector, daß er zu Geſchafſen/ 
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bei welchen er gerade, eine vecht felbftändige Thätigkeit ent 
wickeln follfe, oft. nur, ben Namen mit hergiebt. Und wenn 
ex jonad) Das, was ihm felbit obliegt, nicht.mit der Sorg- 

Sacht gefordert, auszuführen vermag, fo kann 
‚der. vorgeſetzten Behörde allenthalben genug 


. „Die, Gonfiftoriafbehörben. bebürfen aber tüchtiger und 
kraͤftiger Unferbehörden, welche, alle localen Werhdltnifie 
genau. kennen und darüber Auskunft zu geben. vermögen, 
welche. für Aufrechthaltung der Gelege‘ und Drbnungen 
forgen und Uebelftände, die fc zeigen, ‚abfteen oder zur 
Kenntniß der höheren Behörde bringen. ee! 

Sollen die Kircheninfpectionen- und die Superinfens | 
denten insbefondere diefen Anforderungen entſprechen, fo 
müffen; die Superintendenturen mit Männern. befeht mers 
den, welche ſich biefem Amte ganz allein widmen. Um 
jedoch die Vortheile nicht ‚gm aufzugeben, ‚welche man in 
der Verbindung der Superintendenfur mit einem geiftlichen 
Amte in der evangelifhen Kiche von ‚Anfang an gefucht 
und gefunden hat, fol dem Superintendenten die. Haltung 
einer Anzahl Predigten am Ephoralorte. ‚oder ix anderen 
Orten feines Sprengel zur au gemacht werden. Nur 
die Superintendenten für die Städte Dreöden und Leipzig 
koͤnnen wie zeither ein Pfarramt beibehalten, weil fie Een 
Infpectionsreifen zu machen haben und daher die kirchlichen 

And Schulangelegenheiten ihrer Stadt zu uͤberwachen und 
zu leiten wohl im Stande find, 

Die übrigen Cphoralfprengel erhalten einen größeren 
Umfang als bie zeitherigen und man wird, ohne die Schoͤn⸗ 
Bun (den Receßherrſchaſten, mit 16 Superintendenten-audr 
fangen. 2 ; 

5 Insbeſondere erſcheint die Anftellung zweier Super⸗ 

inten denten für bie Oberlaufig nöthig, da die Bahl der| 

weltlichen Infpectionsbehörden nach Yufhebung der Patris 
monialgerichte eine viel ‚geringere ift und die Superinten ⸗ 
denten manche Gefchäfte zu übernehmen haben, weiche früher 
von ben Gollaturgerichten erledigt werden konnten. 

Die Eintheilung der Superintendenturfprengel ift vor⸗ 

Täufig foigenbermaahen Head ätigt: 

1. Ephorie: die Stadt Dreöden fammt den dahin 
ieh eingepfarrten Dörfern mit ca. 118,000 Ein» 


ä wohnern. 
Sitz des Superintendenten: Dresden. 


2. Ephorie: umfaßt die —— Dippoldis walde, 
Döhlen, Dresden, Moritzburg, Radeber 





Radeburg, Schönfeld und Wilsdruff mit |‘ 


107,663 Einwohnern, _ 
Sig des Superintendenten: Dresden. 
3. Ephorie: die Amtsbezitke Großenhain, Lommabic, | 
ı + Meißen, Noffen und Riefamit 110,928 Ein- ; 


2: wohnen. eu. nt 
Sit des Superintendenten: Meißen. 
4. Ephorier die Amtsbezirke Gottleuba, Hohnſtein, 
ns '  Königftein, Sauenftein, Neuftadt, Pirna, 
3 © Schandau, -Sebnig und Stolpen mit 
a + 91,611 Einwohnern. 
+ &ig'des Superintendenten: Pirna. 


"5, Ephories, Die Amtshehirke Altenberg, Brand, Frauen» 
‚ ‚Stein, Sreiberg, Saida und Tharandt mit 

1... 114340 Einwohnern. : 
Sit des Superintendenten: Freiberg. 





6. Ephorie: die Stadt, Leipzig, ſammt eingepfarrten 
.,Pörfern mit ca. 75,009 ia 
„Sig des Superintenbenten: Beipzig. & 
7. Ephorie: die Amtöbezirke Borna, Braudis, Grimma, 
Leipzig I. und IL, Markranftädt, Per 
gau, Rötha, Taucha und Zwendan mit 
., „134,933 Einwohnern. . 
Sig des Superintenbenten: Leipzig. 
8. Ephorie: bie Amtöbezirke Döbeln, Leisnig, Mügelt 
25 OR, Mofwein, Strehfe, ar 
Su. „und Wurzen mit 125,561. Einwohnern. ; 
; Sig des Superintententen: Dfhak. u 
9. Ephoriei die Amtshedirke Burgftäbt, Eoktit,, Froh ⸗ 
bdurg, Geithain, Geringswalbe, Hainichen, 
rtha, Lauſigk, Mittweida, Penig, Roch⸗ 
Utz und Waldheim mit. 142,584 Ein⸗ 


wohnern, ; 
Sit des Superintendentene Rochlitz. e 

10. Ephorie: die Amtsbezirke Auguftusburg, Chemnig, 
Frankenberg, Limbach, Dederan und Zſcho⸗ 

E_ pau mit 162,925 Einwohnern. 
Sig des Superintendenten: Chemnis. 

11. Ephorie: die Amtöbezirfe Crimmitfchau, Remſa, 
Stollberg, Werdau, Wildenfels, Biden 
mit 125,939 Einwohnern, 

Sit des Superintendenten: Zwickau. 

12. Ephorie: die Amtöbezirke Annaberg, Ehrenfricberäs 

zu dorf, Se, ‚Söhftadt, en feld, Mariens 


berg, Oberwiefenthal, Scheibenberg, Wol · 
kenſtein und Zöblig mit 116,047 Eine 


wohnen. 
Sig des Superintendenten: Annaberg. 

13. Ephorie: die Amtsbezirke Auerbach, Eibenſtock, 
Gruͤnhain, Johanngeorgenſtadt, Kirche 
berg, Schneeberg und Schwarzenberg mit 
110,731 Einwohnern. ' 

Sig des Superintendenten: Schneeberg. 
14. Ephorie: die Amtöbezirte Adorf, Elfterberg, Falken⸗ 
“s ftein, ingenshat, Lengenfeld, Man 
firchen, Delsnik, Paufa, Plauen, Reichen 
bach, Schöned und reuen mit 157,930 Ein» 


mwohnern. , . 
Sit des Superintendentfn: Plauen, 

"15. Ephorie: bie — Biſchofgwerda, Budiſſin, 
Kamenz, Koͤnigsbruͤck, —— Neu⸗ 
falza, Pulsnitz und Schirgiswalde mit 
135,237 Einwohnern. 

Sit des Superintenbenten: Budiſſin. 
16. Ephorie: die, Amtsbezirke Bernftabt, Ebersbach, 
3 ' «Großfhönau, Herrnhut, Löbau, Oſtrig 

Reichenau, Weigenberg und Bittau' mik 

142,065 Ginwohnern. 

Sit-des Superintendenten: Zittau. * 
Die Bewohner der, zu ben Bezirfögerichten gehörigen 

Städte find denen ber betreffenden erihmter Mit yuper 

rechnet. Dagegen ſind die Fremden, GAME soenDa ten 

—— deren Zahl ſich im ganzen Lande auf 

eläuft.. , N — 
In den Schonburg ſchen Receßhertſchaften ſind gegen- 
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wärtig drei Superintendenten angeftellt, zu Glauchau, 
Balvenburg und Löfnig, Nach dem Umfange berfelben 
würde ein: Superintenbent ausreichen,“ wenn. diefer fein 
volles Pfarramt nebenbei zu verwalten hätte. 


Der Bericht lautet: 
Dem wichtigen Inhalte des 


62 * 
hat die Deputation ihre ganze Aufmerkſamkeit zugewendet. 
Nach veiflicher Ermägung aber vermochte diefelbe und zwar 
in ihrer Gefammtheit zu feinem andern Refultate zu ger 
langen, ais zu der Ueberzeugung, daß die Eintheilung bes 

anzen Landes in 16 Ephorien und die’ Befegung ‚einer 
Theke derfelben mit einem Superintendenten ohne Pfarr: 
amt bedenklich und nicht zu empfehlen fei, 

a) weil die in Vorſchlag gebrachten Bezirke zu groß 
und weitläufig werden würden; be 

® b) weil es ihr ſchien, daß bie Trennung eines Super 
intendentenamts von einem activen Pfatramte zu fehr in 
Widerfpruch ftehe mit dem Geifte der Kirde, mit ihrer 
Gefihte und mit den erſten Einrichtungen der Reforma- 
tion, und weil daher n w 

6) die neue Einrichtung gegen die. Gewohnheiten des 
geitigen Amted und der Kirchenglieder zu fehr verſtoßen 
würde, 

Der Grund sub a wird durch einen Blick auf die 
Veberficht Seite 69 der Motiven deutlich werden. Be 
ttachtet man bie age der einzelnen Ortfchaften und Aemter, 
fo vgen ſich Entfernungen, welche dem die Aufficht führ 
senden Beamten ebenfo beichwerlich werden würden, als 
den oberen und niederen Kirchen» und Schuldienern, welche, 
wenn fie fih, um ein Anliegen anzubringen, in bie Ephos 
ralſtadt begeben, den weiten Weg, dahin. oft vergeblich 
machen fönnten, bei rauhet Sahreszeit aber.öfters ganz von 
ihrem Badia abgeſchnitten fein würden, während ſich 
jetzt die Reife in den Mohnort des Superintendenten 
meiftend in einem halben ober ganzen Tage hin und her 
zuruͤcklegen läßt. 

Den Gründen sub b und c laſſen fich alerbings, wie 
es auch Schon von mehreren Seiten gefchehen ift, Gründe 
entgegenftellen, welchen man ihren vollen Werth nicht abs 
Sprechen kann. Die eine Anficht kann ebenfo gut mit den 
gewichtigften Gründen unterftügt werben, wie die ganz 
entgegengefegte andere; man fann eine Gewohnheit, auf 
welche ſich det Andere bezieht, ohne gerade unbillig zu fein, 
ud ald ein Vorurtheil bezeichnen. Immer aber wird die 
Möglichkeit, daß ſich die neue Einrichtung fünftig ald vers 
fehlt zeigen Lönne, zugegeben werben müffen und daher 
Derjenige,. welcher etwas ganz. Neues unternimmt, die 
Gefahr des Mißlingens auf ſich zunehmen und zu vers 
antworten haben. 

Der ‚Deputafion wollte, e6 ihrerfeits nicht einleuchten, 
daß ein fo ganz unmittelbar in der Kirche und mitten im 
firhlichen &eben ftehendes. Amt, wie das eines Superinten: 
benten, von ber, eigenen ‚Chätigkeit in einer- Pfarrgemeinde 
abgefhnitten fein. jolle,- aus wel cher gerade der Länger im Amte 
ftehende Geifttiche feine reichſten Erfahrungen "entnehmen 
wird; fie mußte fih-erinnern,, daß ‚bei der Gründung der 
eiften apoftoliichen ‚Gemeinden das Auffeheramt nit dem 
priefterlichen Tehramte ftets verbunden geblieben fei und 
daß feit, ber Einführung des Superintendentenamtes — dem 
ölteften SKithenamte in der neuen evangelifchen SKirdhe in 


R 48 ; Er 
Sachfen — eine. ſolche Trennung nie flattgefunden ' 
BIN auch die Deputation den Gründen —— 
ein ſoiches Gewicht beilegen, Als ‘ob ſich nicht. befonderg 
vom praktiſchen Standpunkte aus manche Anfichten dage⸗ 
gen geltend mathen ließen, welche man ehren muß, fo dite 
doch zu Gunſten ihrer Ueberzeugung die Klage nicht tz 
zu. Überhören fein, welche man in meuerer Zeit fo oft zu 
vernehmen Gelegenheit hatte, daß bie Kirche ganz vom 
Staate abhängig fei, daß diefelbe ganz im Staate Aufgehe, 
daß fie mehr von’Gtantsdienern, ald von ihren: eigenen 
Geiftlichen und Kirchendienern regiert werde u. |. w. Mähs 
rend die oberfte landesherrliche Kirchengewalt jest im Ber 
eiff ſteht, die Autonomie und Selbftändigkeit der Kirche 
in der wohlwollendften Weife durch ein Geſetz zu begrän« 
den, würde diefelbe durch Anftellung von Superintendenten 
ohne Pfarramt und mit Staatöbienereigenfchaft der Klage 
über Verweltlihung der Kirche einen neuen, wenn auch 
nur fcheinbaren Vorwand barbieten. Es bütfte daher ſchon 
um diefer Anficht willen zu vermeiben fein, den Super 
intendenten, wie durch $. 73 geſchehen fol, die Staatds 
dienereigenfchaft beizulegen. 

Die Deputation fieht ſich daher gedrungen, bie Ars 
nahme bed $. 74 zu wiberathen, wenn fie auch, da der 
ganze Inhalt des Paragraphen einer nochmaligen Erwägung 
bevarf, eine andere Faffung nicht vorzufchlagen vermag. - 

Dagegen hat fie, da eine Verbefferung in der Stellung 
der Superintendenten als eine Nothiwendigkeit anerkannt 
werben muß und ber gane Zweck der neuen Kirchenord⸗ 
nung eine erhöhte Thätigkeit diefed Amtes zur unerläplichen 
Bedingung ihres Gelingend macht, ber ale, Kammer 
folgende Vorfchläge zur Genehmigung zu eröffnen: 

1) Eine beffere Dotirung der Superintendentenämter 
aus Staatsmittelnz 

2) eine Unterftügung berfelben in ihrem Pfarramte 
dur Zuordnung von Vicaren oder ‚Hhieoigen für 
den gen der Abwefenheit bed Superintendenten in Amtds 
geihäften, oder auch bei andern dringenden Abhaltungen 
in — Amte und Salarirung dieſer Vicare aus Staat ⸗ 
mitteln; 

3) eine gleichmäßige Unterftügung in ber Amtöführung 
durch Beigebung eines aus Staatsmitteln zu befoldenben 
Erpeditionsperfonald, damit die Amtsgeſchaͤfte auch in Abs 
wefenheitsfällen ihren ungeftörten Fortgang haben und ben 
Superintendenten überhaupt, die mechanifche Laſt der Ge⸗ 
fchäfte abgenommen und erleichtert werde; 

4) das Befugniß des SKirchenregiments, die Perfon 
des Superintendenten frei zu. wählen, ohne an den bißs 
herigen Sit des Ephoralamtes oder an das Pfarramt, mit 
welchen bafielbe bis her vereinigt war, gebunden zu fein, wie 
ſolches mehr. oder weniger fchon bisher der Fall gewefen if 
„ Mit diefen Modiftcationen erklärt ſich die Deputafion 
für Beibehaltung der bisherigen Cphoraleinrichtung und 
unter Vorbehalt hier und da etwa möthiger Abrundungeit 
ober Ausgleichungen im Wefentlihen ‚auch für Beibchak 
tung ber bisherigen Bezirke und erfucht die geehrte Kam⸗ 
mer, ſich über dieſes Gutachten zu erklären. 

Wird dieſem Gutachten ad $. 74 die, Genehmigung 
ber Erften, foinie der Zweiten Kammer zu Theil, fo wird? 
dann die weitere Eröffnung der Eöniglichenn Staatöregierung 
über diefe Angelegenheit überhaupt, fowie ingbefondere über 
den nach den ‚Vorfchlägen der, Deputation erforberlichen 





Koftenauftwand zu erwarten fein, welcher aber vorauöſcht- 
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U ‚die Seite 74 der Motiven berechnete Summe von 
38,750 Thalern jedenfalls nicht erreichen würde. 


30: Präfident v. Schönfeld: Es würde nun die Dies 
eiuffion’ über’. 74 umd den hierauf bezüglichen Theil des 
Berichts zu eröffnen fein und ich habe zu erwarten, wer 
hierüber das Wort verlange? — Here Birgermeifter 
Müller! b E 
Buͤrgermeiſter Müller: Unferer geehrten Deputation 
find wir zu großem Danke verpflichtet, daß fie den fo hoch: 
wichtigen Gegenftand, der jegt in Frage iſt, mit fo großer 
Sorgfalt behandelt hat. , Die Stimmen. Hinfictlich der 
Beantwortung dieſer Frage find fo ziemlich einhellig, in⸗ 
dem fie ganz in derfelben Weife fowohl in der Preffe, als 
anderwaͤrts ſich dahin ausgeſprochen haben, wie ſich unfere 
Deputation auögefproden hat. Es feheint eine allgemein 
angenommene Anfiht zu fein, daß die Trennung ber 
Superintendenturgefchäfte von der gleichzeitigen Verwal- 
tung der geiftlihen Aemter nicht gut zu. beißen ſei. Ich 
meinerſeits ſtimme in dieſem Punkte vollftändig mit der 
geehrten Deputation überein und freue mi), daß fie die Erz 
forderniſſe fo aufgeftellt Hat, wie es die Sache bedingt. Das, 
was unfere geehrte Deputation im Berichte unter 1 bis 4 
dargelegt hat, ift im Allgemeinen gewiß als richtig anzu ⸗ 





erfennen. Ich geftatte mir nur den Wunſch auszufprechen, 
daß bei. den Abrundungen, die nach dem Vorſchlage unfes 
ver Deputation ruͤckſichtlich der Bezirke ſtattfinden follen, 
von Seiten der hohen Staatsregierung billigen Wuͤnſchen 
Rechnung getragen werde. Es muß bei dergleichen Abs 
rundung auf die Größe der einzelnen Orte und auf bie 
Entfernungen hauptfächliche Rüdfiht genommen werden: 
Man tiberzeugt fi) bald, wenn man Einficht in das Ver⸗ 
zeichniß nimmt, daß z. B. bie von mir vertretene Stadt 
mit andern Städten in Verbindung gebracht ift, deren Ent⸗ 
fernung, nicht unbebeutend iſt. Die Entfernung, beträgt 
drei bis vier Stunden und man wird leicht begreifen können, 
daß der Superintendent in einer fo großen. Stadt, wie 
Chemnitz iſt, welche 40,000 Seelen hat, fehr oft vermißt 
wird, wenn er auswärts ift, während man feine Anwefens 
heit wünfchen muß. Ich follte meinen, daß es Zeit fei, 
daß die Staatsregierung dem ihr ſchon mehrfach zur Kennt - 
niß gegebenen Wunſche ein’ billiges Gehör ſchenke, und ih 
geftatte mir: daher diefen Wunſch hier nochmals auszü⸗ 
ſprechen. 

Suverintendent Dr. Lechler: Ich bin in dem günſti⸗ 
gen Falle, bei biefer Sache gar’ nicht den Schein zu haben, 
als ob id} pro domo ſprechen wolle, weil in der Vorlage 
das vorgeſehen ift, daß in Bezug auf die Superintenbenten 
zu Dresden und Leipzig es bei dem Beſtehenden bewenden 
ſoll. Ich befinde mic auch in fofern in einer günftigen 
Lage, als ich vom erſten Momente 'an, wo ich von diefem 
Gedanken unſeres Kirchenregiments Kunde hatte, abgerathen 
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habe. Nun, dieſe Sache hat, wie befannt,. bie Gemüther 
fo außerordentlich befchäftigt, daB .es eine Zeit ‚lang das 
einzige Capitel des Entwurfs war, was im Leben und auch 
in der Preſſe angeregt wurde. Und da Fann ich in ‚der 
That nicht umhin, die Heine Broſchuͤre des Herrn Super» 
intendenten Dr. Siebenhaar zu erwähnen, welche fih in 
einer Weife auögefprochen hat, daß es mir ſchien, es fei 
nicht nur einmal, ſondern mehrmals ber Nagel auf den 
Kopf getroffen. Allerdings kann ich nicht verfchweigen, 
daß neuerdings auch einige Verkheidigungen in der Preffe 
erihienen find, namentlich, hat fich Dr. Herrmann nicht un⸗ 
günftig über das Project ausgeſprochen, freilich (man muß 
bort- etwad genau leſen) auf Koſten der Kreisbirectionen, 
indem er ſich die vorgeſchlagenen Ephoralbezirfe und die 
Superintendenten ‚ohne Pfarramt gefallen läßt, wenn bie 
Bezirfsconfiftorien. wegfallen; auf der andern Seite hat 
der ungenannte und ſchon oft inmittels des Kirchenregi⸗ 
ments gefüchte Berfaffer der „Gedanken zu dem: Entwurfe 
einer Kirchenorbnung von einem ſaͤchſiſchen Theologen“. fich 
auch aͤußerſt günftig für diefen Gedanken, erweiterte Ephos 
talbezirfe zu ſchaffen und Superintendenten ohne Pfarramt 
hinzuftellen, ausgefprochen. Und ich glaube, wir duͤrfen 
uns nicht verhehlen, da, wie das auch in der Deputation 
anerfannt worden ift, diefer Gedanke, den das Kirchenregis 
ment gefaßt, auch feine Lichtfeiten hat.‘ Es find da wirk⸗ 
liche Urbelftände in den Motiven aufgebedt, denen unbes 
dingt abgeholfen werben muß. Aber was ich fchon in der 
Deputation und früher ausgeſprochen habe, ich fürchte, daß 
auf ber andern Seite bei der neuen Einrichtung auch wies 
derum Webelftände hervortreten würben, bie man fich noch 
nicht fo gedacht hat. Einzelne Uebelftände, welche kommen 
würden, hat, glaube id, Hetr Dr. Siebenhaar trefflich bes 
zeichnet. Ich flrchte, daß dieſes neue Inſſitut dem doch 
nicht ganz genügen koͤnnte, was man von bemfelben er» 
wartet. Was ich berzeif namentlich vermiffe und wo ich 
glaube, daß eine Lücke auszufüllen ift, das ift eine geregelte 
Viſitationsordnung. Wie ſchwer würde aber biefe durch⸗ 
zuführen fein und auf eine wie lange Periode würde fich 
die Sache ausdehnen bei ſo großen Ephoralbezirken; wie 
fie in Ausſicht genommen find. Mir fcheint, auf dieſem 
Punkte fteht die Vorlage weſentlich anders, ald in allen 
übrigen Gapiteln. Denn wenn eine Preöbpterialorbnung 
in‘ den Gemeinden, wenn 'bie Spmobe in ber" Landes⸗ 
kirche eingeführt werben ſoll, fo haben wir freilich dafür in 
Sachfen Feine Erfahrungs aber auswärts haben wir fie. 
Für das neue Oberconfiftorium find frühere Erfahrungen 
in Sachſen ba und dergleichen. Aber hier auf dieſem Punkte, 
ſcheint mir, würde die Ausführung etwas nicht nur in 
Sachfen, fondern auch ſonſt in ber. evangeliſchen Kirche, 
Neues ſchaffen, mo ich mich doch von dem Gedanken eines 
Erperiments wicht ganz losmachen koͤnnte. "Cs wäre, 
glaube ich, diefe Stellung der Superintendenten mit ihren 
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Bezirken ein’ Mittelditig zwiſchen Superintendent und Ge- 
netalfuptrihtendent und e& würde vielleicht dahin kouimen, 
daß man fpäter das Webiieffiiß entpfände, wir follten unter 
Hiefen Superintendenten doch noch etwas haben, vielleicht 
Decane ober wie fie fonft heißen mögen und in biefem 
Falle wäre nicht viel geholfen. IH ſpreche mich daher 
nochmals im Sinne der Deputation aus. A 


BVBürgermeifter Hennig: Die Deputation fhlägt und 
unter Punkt 1.vor, daß man auf eine beffere Dotirung 
der Superintendenten bedacht nehmen müffe und. dann unter 
Yunkt 3,; daß die Superintendenten dadurch unterftüßt 
werben möchten, daß man ihnen ein Erpeditiondperfonal 
auf Koſten des Staates halte. Daß bie Superintendenten 
beffer bezahlt werben, damit bin ich einverſtanden; denn 
es giebt allerdings Superintendenturen, deren Inhaber niedrig 
befolbet find. Alein mit dem dritten Punkte kann ich 
durchaus nicht einverftanden fein, nämlich damit, daß den 
Superintendenten noch ein Erpeditionöperfonal zu ben vor⸗ 
Tommenben Arbeiten aus Staatsmitteln gehalten werde. 
Ich fürchte namlich, daß aus dieſem Inſtitute nach und 
nach förmliche Ephoralbureans entftehen werden, bei denen 
fid) vieleicht mit der Zeit auch noch ein Actuar oder ans 
dere Beamte nothwendig machen werben. Iſt einmal ein 
ſolches Buͤreau etablirt, fo muß auch Arbeit gefchafft wer 
den, das Kirchenregiment wird baflır forgen,S daß. biefed 
Büreau befchäftigt werde und wo vieleicht die Anordnung 
des Kirchenregimentd nicht ausreicht, da wird fich der 
Superintenbent felbft nach Arbeit umfehen. Fragen wir 
und aber, worin benn bie Arbeiten und Gefchäfte der Super⸗ 
intenbenten beftehen? fo beftehen fie hauptfächli mit in 
der Ueberwachung und Gonttole der Geiftlichen und Lehrer. 
Ich glaube aber, es ift jegt fchon zu viel Controle da und 
ſchaffen wir diefe Büreaus, fo wird noch mehr controlirt 
werben; das nimium ift, aber auch hier gefährlich. Denn 
was haben wir von dem Stande der Geiftlichen und Lehrer 
gu erwarten,. wenn fie fortwährend das drüdende Gefühl 
der Ueberwachung mit ſich herumtragen? Nein, ich will 
nicht, daß: bie Superintendenten noch mehr Controle haben, 
als fie jegt gehabt; ich glaube, die befte Gontrole wird 
durch bie Gemeinden. und Patrone felbft geübtz fie Haben 
die, befte Gelegenheit, zu beobachten, ob die Geiftfichen und 
Lehrer „ihre Pflicht erfüllen und ihre Schuldigkeit thun, 
Dazu. kommt noch, daß das Urtheil des Superintendenten 
fehr oft, ein ſehr einfeitiges fein wird; er wird ben Lehrer 
und, Geiftlichen, immer hart und ſchwarz anfehen, der nicht 
fo, predigt und ſo lehrt / wie er, und der, vieleicht die Ber 
kenntnißſchriften nicht fo buchſtaͤblich auffaßt, wie er. Statt, 
daß man durch ſolche Bureaus die Geſchäͤfte vermehrt, 
bin;ich viefmeht ber Anficht, dag man auf Bereinfahung 
ber Gefhäfte Hinwirkt, Es iſt mir ‚die Mittheilung ger 
macht worden, daß die Superinteitbenten mit- einer Menge 
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iften 
und Tabellen, die altjaͤhrlich von ihmen angefertigt werben 
mürffen, fie werden,bei den. Kreiöbirestionen eingereicht und 
fammeln fih dann beim Minifterium des Cultus. Nehmen 
Sie den Yunkt 3 an, daß ein ſolches Erpeditionäperfonal 
für die Superintendenten gefhafft werde und noch außer⸗ 
dem ein Vicar, wie in einem andern Punkte vorgefchlagen 
ift, fo fürchte ich allerdings, daß wir ganz zu Dem Toms 
men, was der Entwurf wil. Der Vicar wird dann die 
Predigten für den Superintendenten und bad Erpebitiond» 
perfonal die Berwaltungsgeichäfte zu beforgen haben und 
der Superintendent wird zum weltlichen Auffichtsbeamten , 
und Controleur, alfo dad, was ber Entwurf will und was 
wir Alle nicht wollen. Ich werde daher gegen ben Bor 
flag unter Nr. 3 ſtimmen. 


Oberhofprediger Dr. Liebner: Ich kann mich fehr 
nahe an bad anfchliegen, was Herr Superintendent Dr, dech⸗ 
ler gefagt hat. Es hat ja gerade diefe Sache eine längere 
und fehr reiche Erwägung, gleichſam Dialectik, gehabt 
in unferem Lande; es ift für und wider Bedeutendes ges 
fagt worden. Aber das Wider dürfte doch überwiegen. 
Ich muß geftehen, meine Bedenken gegen die neue Einriche 
tung find mit der Zeit mehr und mehr gemachten. Ich 
bitte Sie, einen Augenblid mit mic die Sache, wie follid 
fagen, organifch oder ſyſtematiſch anfehen zu wollen. &8 
iſt ja auch die Kirchenverfaffung ein Organismus und ein 
ſyſtematiſches Ganze. Dann wird es nun fo ſtehen. € 
find zunaͤchſt Kirchendienft und Kirchenregiment untere 
ſchieden, fie fallen auseinander, fie find getrennt. Die Pflicht 
der Paftoren iſt nicht bie des Kirchenregiments und anderer 
ſeits die des Kirchenregiments nicht die der Paftoren. Die 
Confiftorien und Oberconfiftorien predigen im Durchſchnitt 
nicht, theilen nicht die Sacramente aus u. f. w., ihre Mit 
glieder find nicht unbedingt · nothwendig auch Kirchendienet, 
{on darum, weil fie zum Theil Rechtoͤgelehrte fein möfen. 
Die Trennung ift Har. Im jedem Syſteme muß aber ein 
Dt fein, wo das Getrennte wieder in die Einheit zuſammen ⸗ 
gehtz hier alfo ift ein Det, wo Kirchendienſt und Kirdene 
regiment in Eins zufammengehen. Als biefen Ort hat aun 
unſere Kirche, die wahrhaftig überhaupt in ihren großen 
Erfindungen ungemein fpftematifch gedacht hat, als dieſen 
Ort der Einheit, der innerſten Durchdringung von Kirchen ⸗ 
dienſt und Kirchenregiment hat fie das Superintenbenteitr 
amt. gedacht und zwar deswegen hat fie das fo concipith 
weil in dem Superintendentenamte bie unmittelbare Leitung 
der. Geifttichen und der Gemeinden im kirchlichen „Leben 
liegt. Im Uebrigen mögen beive Elemente auseinandeis 
gehen; aber bier Eommen fie ſtets wieber. zufammen, DA 
ift der Geift, die Kraft und das Wefen des Superinten® 
dentenamites, Aus diefer Betrarptung, bie ganz aus der 
Sache felbft hervorgeht, fließen nun auch alle Einzelheft, 
Alles, was daran praktiſch if. Ob Etwas zweckmaͤbig 
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ober unzweckmaͤßig fei, laͤßt fich nur von diefem Princip 
aus beurtheilen. Wir haben unferer geehrten Deputation 
herzlich zu banken, daß fie diefes Praktiſche in fo ernftlicher 
and eingehender Weife erwogen hat; aber auch die Depu- 
tation ber Zweiten Kammer hat e8 gethan, und insbefondere 
ein Moment aufgeftellt, das von tieffter Bedeutung iſt; 
fie hat darauf hingemwiefen, daß in den Superintendenten, 
wie fie dad neue Inſtitut beabfichtigt, die ftete, volle Sym⸗ 
patkie mit dem Geiftlichen defiderirt werden würde, die 
doch nur Fommen. Fann aus einer auch eigenen ftetigen 
Verwaltung des geiftlichen Amtes. Diefe tiefe Sympathie, 
diefes Eingehen in das Geheimfte des Pfarramts, dieſes 
innerlichfte Lauſchen gewiſſermaaßen auf den Pulsfchlag 
des Pfarrerlebens, dies Fann dem neuen Superintendenten 
leicht abgehen. Er fol freilich Pfarrer geweſen fein. Aber 
wir wiffen, wie mit ber Zeit dergleichen wieder zuruͤcktritt; 
denn das muß täglich präfent fein und geübt werden. Mir 
hat das die eigene Erfahrung gezeigt in dem Wechſel ver⸗ 
ſchiedener Aemter. Jene Elemente, die in ihrer Einheit 
das innerfte Wefen des Pfarramtes ausmachen, fol man 
alfo dem Superintendenten nicht entziehen. Was num die 
Geſchichte unferer Kirche betrifft, fo ift e8 merkwürdig, daß 
unfer Luther unter feinen großen, genialen Gonceptionen 
auch auf diefen Punkt gefommen ift, obgleich er die Ver— 
faffung gar nicht ausgebildet Hatz aber die Keime liegen zu 
Allem bereits da. Das fächfifche Kirchen» und Schulblatt 
hat eine ſolche Stele aufgenommen und ich bitte, fie jetzt 
mittheilen zu dürfen 

„Ich ſetze, daß ihr Andere an euere Statt verorbnet, 
bie predigen und Bifchöfe fein follen, von euretwegen. 
Ein Bitdet heißt, ber felbft weiden foll das Volk Gottes. 
So fpriht auch St. Paulus: Ein Biſchof ſoll didacticus 
fein, 1. Tim. 3, das ift Ichrhaftig, der immer anhalte mit 
Lehren. Ex meint aber nicht gürften-Birdöre, nod Schloß: 
bifchöfe, fondern Kirchenbifcyöfe, die das Werk treiben, wie, 
Gott Lob! jest viel feiner Pfarrherren thun, ob fie wohl 
nicht Spitzhuͤte tragen” u. |. w. 

Das ift von großer Bedeutung. — Merkwürdig ift 
dabei, daß dennoch bereits in den Anfängen unferer Kirche 
etwas dem neuen Inftitut, wie ed unfer Entwurf will, 
Achnliches verfucht worden iſt. Auch dies ift im „Kirchen- 
und Schulblatte” bemerkt worden. Die Kirhenorbnung 
vonBugenhagen vom Jahr 1528 für bie Stabt Braunſchweig 
hat zuerſt etwas der Art. Es iſt das auch auf einige Kir- 
chenordnungen größerer Städte übergegangen; aber merk 
mürbiger Weiſe iſt es überall wieder eingeihlafen. Die 
ftetige Tradition unferer Kirche ift darauf gefommen, das 
Pfarramt und das Superintendentenamt immer verbunden 
zu halten. Das ift doch gewiß hochbedeutend und darauf 
wird man jedenfalls Etwas geben müffen. — Ih bin 
alfo meines Ortes durchaus für dad, was unfere Depus 
tation wil. F: 


‚ Nittergutsbefiger Rittner: Ich werde auch mit un⸗ 
1. K. (2. Abonnement.) 


ferer Deputation für die Beibehaltung der Superinten» 
dentur in ihrer biöherigen Stellung ftimmenz denn auch 
ic bin der Meinung, daß der Superintendent nur als 
Geiſtlicher unter feinen Amtsbrüdern eine fegensreiche Thaͤ— 
tigkeit wird begweden koͤnnen, während, wenn ich mir denke, 
dag ein Superintendent allein als Staatöbiener fein Super« 
intendenturamt ausüben. foll, es dann leicht zu einem Einfluß 
kommen Tönnte, ber mir ebenfowenig angenehm fein wiirde, 
ald wie es der Herr Bürgermeifter Hennig gefchile 
dert hat und im biefer Beziehung ftelle ich mich ganz auf 
feinen Standpunkt und enthalte mich, auf Detaild einzu. 
gehen, die mir ald unangenehm von mehreren Seiten an⸗ 
gebeutet worden find. Es war meine Abſicht, etwas 
Negatived in Bezug auf die Superintendentur im Allge- 
meinen zu fagen; nämlich es ift doc) fehr merfwürbig, daß 
in tinem Theile unſeres Landes, der ſich Feinesweges durch 
Mangel an kirchlichem Sinne auszeichnet, Feine Super 
intendenturen find. Ich bin weit entfernt, hieraus ein 
Conſequenz auf unfer Feld zu ziehen; denn ich werbe, wie 
bereitö gefagt, mit der Deputation flimmen; aber e8 wäre 
mit intereffant, wenn vielleicht ein Mitglied jenes Landes⸗ 
theiles nachweifen koͤnnte, wie dort auch ohne Superintene 
denten gerabe der Zweck zu erreichen ift, den wir bei Ema— 
nirung einer Kirchenordnung.- anftreben, ben kirchlichen 
Sinn und den fichlichen Geift zu fördern und zu wahren. 
Ich unterlaffe es, meinerfeit® hierauf näher einzugehen; 
allein ein einziger Punkt in unferem Gutachten, ber auch 
bereitö angeregt worden ift, bewegt mic), noch einige Worte 
dem Gefogten hinzuzufügen und das ift bie finanzielle 
Verbefferung ber Superintendenten. Es iſt fehon anderer 
Seits gefagt worden, daß der Sat 3 doch etwas zu weit 
zu gehen ſcheine und ich muß mich dieſer Anficht anfchlier 
Benz; wenigftend an der Ueberzeugung halte ich feft, daß 
ich eine derartige Erweiterung der Superintendentur-Aemter 
oder ber Thaͤtigkeit diefer Stellen nicht bevorworten koͤnnte 
bis zu der Höhe, die die Deputation wünfcht, fo lange bie 
Kreisdirectionen in ber biöherigen Weiſe ebenfalls daneben 
ftehen. Ich habe immer geglaubt, fo lange ih die Ehre 
habe, Mitglied des Landtages zu fein, daß man einzu⸗ 
wirken habe auf Abminderung der Beamten und Bere 
einfachung der Gefchäfte und hiermit übereinftimmend auf 
Einziehung von Stellen, bei den mehrfach als überflüffig 
bezeichneten Behoͤrden, während es hier fcheint, daß in 
jeder Superintendentur wieder eine Feine Kreisbirection 
oder wenigftend Amtshauptmannfchaft gebildet werben foll, 
Aber fo lange die wirklichen Kreisdirectionen fortbeftehen, 
merde ich mich entſchieden nicht für derartige Ausdehnung 
der Superintenbenturen erklaͤren. Ich weiß wohl, daß die 
Gehalte der Superintendenten in mehreren Beziehungen 
fehr gering fein mögen; ja daß es von vielen Seiten als eine 
Ehrenſchuid betrachtet wird, fie zu verbeffern und. will auch 
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ſonen anlangt, nicht entgegen fein. Was aber die Ausſtattung 
der Stellen mit dem sub 3 angedeuteten Reichthum und Fülle 
betrifft, fo müßte ich mid) dagegen verwahren durch meine 
Abftimmung. Ich darf wohl annehmen, daß die Saͤtze 
4 5i8 4 eingeln zur Abflimmung kommen und da wird 
man Gelegenheit finden, feine Abneigung gegen das Eine 
oder das Andere zu erkennen zu geben. 


Königl. Commiffar Dr. Gilbert: Die Aufforderung des 
Herrn Ag. Rittner dürfte jedenfalls an mich gerichtet fein, 
da ich Kirchenrath der Oberiauſitz ſechs Jahre lang gewefen 
bin und alfo die Verhältniffe, die dort obwalten, kennen 
muß. Ich kann das nur beftätigen, daß auch ohne Sus 
perintendenten in der Oberlaufig ein fehr reges, kirchliches 
eben von jeher gewaltet hat und noch waltet. Es findet 
aber auch ein eigenthlmliches Verhaͤltniß flatt und mande 
Factoren gehen vieleicht den Erblanden ab, die einen ber 
fonderen Einfluß auf die Erhöhung und Stärfung bes 
kirchlichen Weſens haben. Ich meine zuerft Herrnhut, 
was auf die praftifche Frömmigkeit und Thätigkeit und 
auf dem praftifchsreligisfen Sinn zu aller Zeit fehr ſegens · 
reichen Einfluß gehabt hat; zweitens die feftgefchloffene, 
katholiſche Kirche neben der evangelifchen Kirche in der 
Oberlauſitz, welche auch den Proteftanten die Nothwendig ⸗ 
keit auferlegt, tiber ihre Heilsgüter und über die Ehre ihrer 
Kirche zu wachen. Und ich nenne drittens das wendiſche 
Element, wad etwas tief Confervatived auch in religiöfer 
Hinficht in ſich hat. Ich gedenke aber aud noch beſon ⸗ 
ders ber Patrone ber Oberlaufig, welche von jeher einen 
ſeht heilſamen Einfluß auf die Stärkung des Eirchlichen 
Sinnes burd bie von ihnen gezeigte Theilnahme an dem 
kirchlichen Beben ausgelibt haben. Das mag dazu beige 
tragen haben, daß auch ohne die Inftanz der Superintens 
denten, bie wir in ben Erblanden kennen, das kirchliche 
Leben friſch und innig erhalten worden if. Cine Haupt 
ſache aber möchte fein, daß in der Oberlaufig eben der 
Mangel der Superintendenturen, fowie in den Erblanden das 
Vorhandenſein derfelben eine urfprünglice Einrichtung iſt; 
‚alles Eingelebte im Wolke aber wirkt uͤberall nachhaltig 
und gut, 


Landeöbeftallter Hempel: Dasjenige, was der Herr 
Geheime Kirchenrath Gilbert gefagt hat, überhebt mid) in 
der Hauptſache, meiner Seits der Aufforderung des Herrn 
Rittner zu entſprechen. Ich kann das nur beſtaͤigen, 
was der Herr Regierungscommiffer zur Beantwortung der 
geſtellten Frage erwähnte und will in Bezug auf bie an- 
geführten Verhältniffe, welche dazu beigetragen haben, das 
kirchliche Leben in der Oberlaufiß auch ohne Superinten⸗ 
denten zu befördern, nur noch beifügen, daß zu biefer 
Entwidelung des kirchlichen Lebens auch bie rege und um- 
Ütige Wirkſamkeit der Sonfiftorialbehörde der Provinz, 
die unmittelbare Geſchaͤftsverbindung der Geiftlihen mit 





derfelben und vorzugsweiſe der größere Einfluß, den die 
Kirchenpatrone in der Oberlaufig auf das Kirchen und 
Schulweſen haben, beigetragen haben. Ich nehme hierbei 
zugleich Veranlaſſung in Bezug auf das Anführen in den 
zu $. 74 gegebenen Motiven, Seite 67 der Vorlage, dag 
in der Oberlaufig die Function der Superintendenten der 
bei der Kreisbirection zu Budiſſin angeftellte Kirchen und 
Schultath verfehe, darauf hinzumeifen, daß, wäre dieſe 
Bemerkung richtig und kaͤme fomit dad Amt des Supkins 
tendenten unter verändertem Namen auch in der Laufig 
vor, fich nicht wohl erklären ließe, warum ein Widerſtreben 
der Oberlaufiger Stände gegen die Einführung ber Sur 
perintendenten ftattfände. Es ift aber biefes Anflhren 
nicht ganz richtigz denn der bei der Kreisdirection Budiffin 
angeftellte Kirchenrath ift nicht eine befondere, felbftändig 
verfügende Behörde, ſondern lediglich ein Mitglied der 
Kreisdirection, welches in der Hauptfache in kirchlichen An 
gelegenheiten nur als ſolches zu handeln autoriſirt iſt. 


Freiherr v. Weld: Es hat fi) bis jetzt eigentlich noch 
Niemand gegen den Vorfchlag der Deputation ausgeſprochen; 
es koͤnnte daher wohl Uberflüffig erfcheinen, wenn auch ich 
mic) dafür erklären will, Indeß ift biefe Angelegenheit 
doch fehr wichtig und deshalb erlaube ich mir, noch einige 
Yunfte hervorzuheben, und dabei namentlich auf die Mos 
tiven Bezug zu nehmen. Im Allgemeinen bin ich bers 
felben Anſicht, welche vom Herrn Bürgermeifter Hennig 
ausgefprochen worden ift. Was aber die Gründe betrifft, 
welche den Motiven der Staatöregierung nach für die zu⸗ 
künftige Yenderung diefes Amtes fprechen follen, fo muß 
ich doc) zuvoͤrderſt die Ueberzeugung ausſprechen, daß ich 
glaube, das Superintendentenamt und bie ganze Wirk 
famteit der Superintendenten ift eine fo tief in bem Ber 
wußtfein und den firhlihen Gefühlen unferes Volkes ber 
gründete, daß biefes Amt in der allgemeinen Achtung an 
und fir ſich ſelbſt fichen bleibt, felbft wenn auch vielleicht 
einzelne Superintendenten dann und wann einmal, da fie 
doch auch Menfchen find, ihren amtlichen Verpflichtungen 
nicht allenthalben nachkaͤmen. Wie gefagt, es herrſcht 
allenthalben im Lande ein gewiſſes heiliges ober kirchliches 
Gefühl, welches mit dem Begriffe eines Superintendenten 
und feiner kirchlichen Wirkfamkeit verbunden ift und ich 
glaube, daß es doch fehr unrathfam fein möchte, folde 
allgemein verbreitete und tief eingerourzelte Anfichten, die 
gewiß nur erfreulich und Iobenswerth fein können, durch 
irgend welche neue Einrichtungen abſchwaͤchen zu wollen. 
Ich glaube auch, daß den Bedenken und Inconvenienzen, 
welche ſich bis jegt mitunter gezeigt Haben, leicht abgehol 
fen werben fönnte. Daß es dann und wann ſchwer ſein 
mag, Superintendenten zu erlangen, daß Superintenbens 
turflelen mitunter mehreren Geiftlichen angeboten worden 
find, ohne daß ſich einer bereit gezeigt hätte, fie zu Uber 
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nehmen, das iſt nicht zu leugnen; es liegt dies aber- wohl 
mit darin, daß die Einkünfte der Superintendenturen in 
der neueren Beit ſehr beſchnitten, daß zum Theil größere 
Superintendenturen gefrennt und Eleinere Ephoralfprengel 
gebildet worden find. Die Superintendenten haben fehr 
zahleeiche und fchwierige Gefchäfte und jeder Arbeiter, alfo 
doch wohl auch der im geiſtlichen Fache, beanfprucht mit 
Recht den ihm gebührenden Lohn und wenigftens nicht 
Mangel zu leiden. Da könnte alfo durch eine beffere Bes 
foldung geholfen werden. Wenn gefagt worden ift, daf die 
Superintendenten, wein fie das Pfarramt beibehalten foll- 
ten, nicht genug Zeit übrig haben würden, um ihren übrigen 
Verpflihtungen nachzukommen, fo wird auch in dem 
Schriftchen, welches vorhin angeführt wurde und weldes 
auch ich mit großer Theilnahme gelefen habe, darauf hin ⸗ 
gewiefen, daß ihnen durch Diaconen, welde ja faft in 
allen größeren Städten find, Unterftügung geleiftet werden 
koͤnnte. Die Regierung verfpricht fich ferner einen fehr 
günftigen Einfluß von den Predigten, welche die Super- 
intendenten in ihren Sprengeln halten follen. Ich kann 
jedoch kaum glauben, daß diefe einen fehr erfreulichen Eins 
druck und Einfluß dußern werden. Denn predigt der 
Superintendent, welcher herumreift und eben dabei an eine 
zelnen Orten predigen fol, fehr gut und gefällt fein 
Vortrag der Gemeinde beffer, als der ihres Geiſtlichen, 
fo ſchabet er dadurch dem Paftor loci; predigt er aber 
fehlechter als diefer, num fo iſt zu wuͤnſchen, daß blos 
der Paſtor loci predige.e Es muß auch, wenigftens 
kann ich mir es nicht anders denken, für ben Superintens 
denten felbft eine fehr unangenehme Sache fein, wenn er 
derartige Gaft« oder Probepredigten halten und den Ge: 
meinden gewiſſermaaßen zeigen fol, ob denn eigentlich ihr 
Paftor vichtig prebige oder nicht. Es wird ferner gefagt, 
daß die geiftige Erfrifchung, welche dad Predigtamt mit fich 
bringe und worauf, wie ich überzeugt bin, fehr viel Werth 
zu legen ift, den Superintenbenten eben daburch erhalten 
bleiben werde, daß fie in den verfchiebenen Kirchen ihres Spren- 
gels prebigen follen. Ich glaube aber, daß e& ein großer Un 
terfchied ift, ob man vor feiner eigenen Gemeine, bie Einem 
von der Vorfehung angewieſen worben ift, prebigt, oder 
ob man blos Gaftprebigten hält in fremden Kirchen, 
Der große Gefepäftsdrang, über welchen bie Superintenden- 
ten Magen, Tann weſentlich vermindert werden, wenn man 
ihnen nur die Arbeiten abnimmt, bie ihnen jest, wie mir 
ſcheint, ohne alle Noth zugemuthet werden. Ih rechne 
dahin namentlich die Kirchrechnungsabnahmen. Es ift 
auch, wenn ich nicht irre, im Verlaufe bed vorliegenden 
Berichts ſchon audgefprodien worden, daß, biefe Kirchrech- 
nungsabnahmen ganz unbedenklich ftattfinden koͤnnten, 
ohne daß die Superintendenten gendthigt wären, an den 
betreffenden Drt hinzureifen, fie Finnen von. ber weltlichen 
Kircheninſpection und bem Patron oder von dem Kirchen 
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vorſtand abgenommen und den Superintendenten dann zur 
Prüfung und Genehmigung zugeſendet werden. Dem 
vom Heren Bürgermeifter Hennig hinfihtli der Erpedi- 
fion ausgeſprochenen Wunſche und Bedenken muß ic) auch, 
wenigftens zum größten Theil, beitreten. Daß mit 
dem Superintendentenamte fünftig eine förmliche Erpebition 
verbunden werden foll, feheint mir. doch auch nicht zweck⸗ 
mäßig. Sehr nothwendig aber erfchelüt es mir, bag man 
das Einkommen der Superintendenten wenigftens infoweit 
vermehre, daß fie fi) einen guten Schreiber halten koͤn⸗ 
nen; denn das, meine Herren, ift ein Erfahrungsfag: je 
gelehrter Jemand ift, deſto ſchlechter ſchreibt er und es 
find mir wenigftens einige Handſchriften von Superins 
tendenten befannt, die fehr ſchwer zu entziffern find. 
Alfo dafür muß geforgt werben, daß der Superintendent 
wenigfiens im Stande ift, fi einen tüchtigen Famulus zu 
halten, der eine gute Hand fchreibt. Im Webrigen werde 
ich aber ganz mit der Deputation ſtimmen. 


König. Commiffar Dr. Hübel: Die veränderte Stel⸗ 
lung, welche der Entwurf zur Kirchenordnung den Super⸗ 
intendenten geben will, die Trennung des Superintenden⸗ 
tenamtes von dem Pfarramte ift nach dem Bekanntwerden 
dieſes Planes ſehr lebhaft befprochen worden. Es hat der 
Regierung nur angenehm fein koͤnnen, daß ſich Geifttiche 
und Laien mit biefer Frage befchäftigt Haben; denn ba ber 
Regierung nicht daran gelegen ift, einen beftimmten Plan 
burchzufegen, ſondern nur eine allgemein ausführbare und 
zweckmaͤßige Einrichtung zu treffen, fo muß ihr auch baran - 
gelegen fein, alle Bedenken kennen zu Iernen, welche ihrem 
Vorſchlage entgegengeftelt werden Tonnen. Die Anfichten 
darüber find aber, wie ſchon vor mir bemerkt worden ift, 
getheilt. Es haben auch Superintendenten ſich im entgegen 
gefegten Sinne für und wider den Plan ausgeſprochen. 
Darüber find aber Alle einig, daß dad Amtöverhältniß der 
Superintendenten einer Veränderung bedürfe, einer Vers 
änderung, welche denſelben Zeit und Raum gewährt, ſich 
mehr mit ben inneren, mit ben geiftlichen Gefchäften bes 
Ephoralamtes zu befaſſen. Dad Minifterium hat die viel⸗ 
fach durch die Preffe befannt gewordenen Anfichten geprüft 
und ift dadurch wenigftens nicht dahin gebracht worden, 
feinen Plan,fofort aufzugeben, fondern will ihn der Ere 
wägung der Kammern unterftellen. Wenn ih nun auf 
die Bedenken, welche in dem Deputationöberichte und in 
verſchiedenen Drudjchriften dem vorliegenden Entwurfe ent« 
gegengeftellt worden find, näher eingehe, fo hat man. zu⸗ 
naͤchſt darauf Hingewiefen, daß eine ſo burchgreifende Ver- 
änderung von Feiner Seite gewünfcht und beantragt worden 
fei, daß bie Mehrzahl.der Geiſtlichen dagegen wären, Ein 
Mangel in dem’ Organismus. ber kirchlichen Behörden wird 
freifich immer zunäcft dem Kirchenregimente fühlbar wers 
den, befonderd wenn biefer Mangel in einer Auffichtsbe— 





hörde vorhanden ift. Diejenigen, welde dieſer Aufſichts⸗ 
9* 
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behoͤrde unterftellt find, werden dieſen Mangel weniger 
fühlen, wenigſtens als ſolchen nicht erkennen und werden 
keinen Grund haben, ihn zu rüigen oder bie Abftellung bed 
felben zu wünfehen. Aber demohngeachtet find alle Stim- 
men barlıber einverfianden, daß eine Veränderung nothe 
wendig fei, daß den Superintendenten eine mehrere Füge 
Vichleit gegeben werden müffe, ihrem Oberhirtenamte fih 
zu widmen. Wenn dem Minifterium darüber moch hätte 
ein Zweifel beigehen Fönnen, fo würde biefer befeitiget wor⸗ 
den fein durch die Aeußerungen eines fehr würdigen Super- 
intendenten, ber in einer Schrift über diefen Gegenſtand 
fagt: „Die Geſchaͤfte des Superintendenten bewegten ſich 
immer nur auf der Peripherie des kirchlichen Lebens”, „der 
Superintendent, wenn er fid durch die Ephoralgefchäfte 
erfchöpft, ausgetrocknet und Teer fühle, müffe in dem Pfarrs 
amte Erholung und Erfrifhung ſuchen“. Meine Herren, 
wenn man dad von dem jetzigen Wirkungskreiſe unferer 
Ephoren fagen kann, fo müffen wir zugeben, daß in ber 
Thätigkeit berfelben etwas fehlt, was vecht wefentlich in 
ihrem Amte zu finden‘ fein follte und zur gefegneten Wirk- 
ſamkeit eines Superintendenten gehört. Es ift in biefen 
Aeußerungen klarer ausgefproden, ald bie dem Ents 
wurf beigegebenen Motiven es fagen wollten, daß bie 
Superintendenten jest in der Lage find, fich mehr mit den 
Außerlichen Gefchäften des Amtes zu befaffen, bie mit 
einer gewiffen Nothwendigkeit an fie heran drängen, 
während fie die innere, geiftliche Seite des Amtes mehr 
hintanfegen müffen. Ich will ben Männern, die gegen: 
wärtig biefe Aemter verwalten, bamit feinen Vorwurf 
" machen; den Verbienften diefer Männer, ihrem Streben 
nad) treuer Pflichterfüllung gebührt gewiß alle Anerkennung. 
Es find die Verhaͤltniſſe, welche ihre Thätigkeit nach einer 
Seite hin weniger auffommen Laffen; es ift bie Colliſion 
zwiſchen den Pflichten bes Superintendenten und des 
Pfarramtes, welche fie verhindert, ſich dem Erfleren jo 
hinzugeben, wie es die Sache wünfchen läßt. Das Mine 
fterium kam daher durch dieſe Erwägung zu dem Ent: 
ſchluß, das Pfarramt von dem Superintendentenamte zu 
trennen. Dagegen hat mañ nun geltend machen wollen: 
„8 ſei bedenklich, eine feit laͤnger als 300 Jahren beftehenbe 
‚Einrichtung, welche fich in diefem langen Zeitraum bewährt 
habe, aufzugeben“, „e& breche biefe neue Einrichtung mit der 
Vergangenheit der Kirche, welche das Superintendentenamt 
immer nur angeftellten Geiſtlichen aufgetragen habe”; „es fei 
die beabfichtigte Trennung ein gewagter Verſuch, die Kirche 
folle aber nicht erperimentiren”, Menn man ſich auf die 
Bewährung ber gegenwärtigen Stelung der Superinten- 
denten begieht, fo iſt freilich Darauf zu entgegnen, daß wir 
jest einen Mangel diefer Einrichtung fühlen, daß fie ſich 
alfo gegenwärtig nicht mehr nach allen Seiten hin bewährt. 
EL —— alfo auch das lange Beſtehen derfelben nicht 
ke: Ye — — laſſen koͤnnen, von einer Abaͤnde⸗ 
abzuſehen. Aber daß der neue Plan mit 





der Vergangenheit der Kirche breche, das kann eben ſo 
wenig zugegeben werben. Es beſteht das Weſentliche ver Vers 
bindung des Superinten dentenamtes mit bem Pfarcamte nich 
darin, daß der Superintendent die mancherlei pfarram. 
lichen Gefchäfte beforge, die meben dem Lehramte einen 
Pfarrer obliegen, fondern in der Verbindung des Oben 
hirtenamtes mit einem Lehramte und dieſe Verbindung 
wird auch bei den neuen Superintenbenturen fortbeftehen, E⸗ 
ſoll nad) dem vorgelegten Plane jeder Superintendent im 
Ephoralorte jährlich eine Anzahl Predigten halten, nicht als 
Gaſtprediger, wie man ihn hat bezeichnen wollen, fondern 
als Mitglied der Ortögeiftlichfeit, der er durch feine Stel, 
Tung beigefelt wird. Er wird alfo im Ephoralorte ein 
Lehramt verwalten, wenn auch nicht von dem Umfange 
eines Pfarramtes. Die Ichramtliche Thätigfeit ber jekigen 
Superintendenten befepränfte fich aber auch hauptſächlich 
auf die Predigten, die fie zu halten hatten. Denn mehrere 
Superintendenten haben ſchon jegt Feinen Beichtſtuhl. Wenn 
fie aber auch einen Beichtſtuhl Haben, fo find fie doch nicht im 
Stande, der fpeciellen Seelforge in einem größeren Umfange 
in ihrer Gemeinde ſich zu widmen. Die neuen Superinten: 
denten würden aber auch eine Seelforge haben und zwar eine 
ſehr wichtige Seelforge, die Seelforge uͤber bie Geiſtlichen 
und Lehrer ihres Bezirks. Sie würden auch nicht felten 
Gelegenheit Haben, bei Kirchenvifitationen in den Gemeine 
den feelforgerifch zu wirken. Wägt man dies gegeneinander 
ab, fo wirb man nicht fagen koͤnnen, bie Stellung ber 
neuen Superintendenten fei wefentlich verfchieden von ber 
alten; man breche mit der Vergangenheit; man mache einen 
gewagten Verſuch. Das Ietere koͤnnte man doch blos dann 
fagen, wenn man aus ben zeitherigen Verhaͤltniſſen keine 
Erfahrungen für die neuen gewonnen hätte, Die Erfah 
tungen deö alten Superintendentenamtes find aber für dab 
neue ſehr wohl zu benugen und es ſteht bemfelben auf 
noch eine weitere Erfahrung zur Seite, Die Kirchenräthe 
in ben Kreißdirectionen, welche nun feit 25 Jahren ber 
ſtehen, Haben ſich allgemein Anfehen und Achtung unter 
den Geiftlichen erworben und mit unverfennbarem Nubet 
gewirkt, daß man fie wohl anführen Fann als ein Beifpiel, 
welches eine gute Erwartung für die Stellung unferer neum 
Superintendenten erwedt. Denn die Superintenbenten 
ohne Pfarramt würben ungefähr zwiſchen inne ſtehen zw 
ſchen einem alten Superintendenten mit vollem Pfarramt 
und einem Kirchen und Schulrathe in ber SKreiöbirertion. 
Man hat gegen den meuen Man noch eingehalten, Dr 
Stellung der neuen Superintendenten erhalte eiwas Bedenl· 
liches, weil fie Staatsdiener werden ſollten. Der Entwu— 
legt auf dieſes Verhaͤltniß keinen beſonderen Werth. Bent 
eben die Superintendenten Peine funbirte, geiſtüche Sut 
erhalten, fo muß man ihnen Staatöbienereigenfhaft get 
um ihnen eine geficherte Stellung zu gewähren. EineBe 
weltlichung biefer Superintendenten aber kann barand nicht 
folgen, weit fie Gaiſtuche gewefen fein muͤſſen, in Ant 
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Lehramte verbleiben und auch als Superintendenten ein 
Amt verwalten, was ſeine Thaͤtigkeit lediglich in der Kirche 
and für dieſelbe zu äußern hat. Es iſt num ferner einge 
halten ‚worden und das iſt vieleicht das gewichtigfte Bes 
denken, die neuen Bezirke wären zu groß, der Ephorus 
werde die Arbeit nicht bewältigen Fönnen, der Verkehr zwir 
ſchen den Ephoren und den ihnen untergebenen Geiſtlichen 
and Lehrern werde dadurch zu fehr erſchwert; dieſe würden 
den Ephorus nur feltener auffuchen Fönnen und ihn auch 
wohl oft vergeblich. am Ephoralorte auffuchen, weil er haͤu— 
figer auf Amtöreifen abwefend fein würde, Es ift nicht zu 
leugnen, daß die neuen Ephoralbezirke viel größer werben, 
als die alten. Wenn ich abfehe von den beiden Ephorien 
in den Städten Dresden und Leipzig und von den drei 
Superintendenten in ben Schönburg’fchen Receßherrſchaften, 
fo umfaflen jest 32 Ephoralfprengel eine Bevölkerung von 
1,500,000 Seelen. Es kommen alfo durchfchnittlih auf 
einen Bezirk 47,000 Seelen, Wenn man diefelbe Bevoͤl⸗ 
kerung in 12 Gphoralfprengel theilt, fo kommen durch 
ſchnittlich auf einen 125,000 Seelen. Wir haben aber 
auch jest ſchon Ephoralfprengel, die 70,000 und nahe 
an 80,000 Seelen zählen, und die Regierung glaubt 
nicht, daß die neuen Sprengel zu groß werben würden, daß 
die Superintendenten die ihnen obliegenden Arbeiten nicht 
würden bewältigen fönnen, Wenn die Superintendenten 
der Gefchäfte des Dfarramtes enthoben werben, welche bis- 
her wohl die Hälfte, ja mehr als die Hälfte ihrer Thätig- 
Zeit in Anſpruch genommen haben, wenn fie erleichtert 
werben in den formellen Gefchäften bes Amtes durch einen 
‚Erpebienten, ber bie Bureaugefchäfte beforgt, fo werben fie 
für die andern Ephoralgefchäfte viel Zeit gewinnen und 
wenn nun endlich die Superintendenten ihre Gefchäfte nicht 
fowohl nach einem regelmäßigen Turnus erlebigen, fondern 
‚mehr nach dem focalen Beduͤrfniß, was ihre Gegenwart 
hier und da nicht fo oft erfordert, fo wird es ihnen wohl 
möglich fein, alle Geſchaͤfte, die ihnen obliegen, ganz in 
«dem Geifte zu betreiben, wie es dad Kirchenregiment wüns 
ſchen muß. Allerdings haben bie Geiftlichen und Lehrer, 
die entfernt:von dem Ephoralorte wohnen, künftig einen 
weiteren Meg. zu dem Superintendenten, als dies zeither 
der Fall warz aber die neuen Superintendenten werden 
auch viel häufiger zu den Geiftlichen und Lehrern kommen, 
als either. Sie würden ihre Gefchäfte nicht fo betreiben 
duͤrfen, daß fie nach jeder Kirche, die fie reyidiren wollen, 
‚eine befondere Reiſe vom. Ephoralorte aus machten, fie 
woürben ihre Gefchäfte gruppenweife abmachen und dann 
in dem Mittelpunkte einer: folchen Gruppe ben in ber 
Nähe befindlichen Geiſtlichen und Lehrern leicht zugaͤnglich 
fein; diefe auch; wohl an einem folhen Orte um ſich ver- 
-fammeln. Wenn es aber darauf ankommt, die Geiftlichen 
"und Lehrer, welche ven Superintendenten am Ephotalorte 


Superintendent gewiffe Sage in jedem Monat beftimmt, 
wo er einheimiſch zu treffen if. Die Erweiterung ber 
Ephoralbezirke hat aber auch wefentliche Vortheile. Wenn 
der Bezirk ein größerer ift, fo wird das Superintendenten- 
amt mehr Unfehen und Einfluß gewinnen; ber Mann, der 
es befleidet, wird ſich eine größere Geihäftserfahrung an« 
eignen und die Gefäftsführung wird eine gleichmäßigere 
fein, als bei vielen Eleinen Bezirken; endlich aber, da zu 
jedem Superintendentenamte immer ein ſehr tüchtiger 
Geiſtlicher erforderlich ift, fo wird man leichter 16 Super 
intendenten finden, die ganz geeignet zu dem Amte find und 
die auch) geneigt find, es zu übernehmen, als 37. Die 
geehrte Deputation hat verfchiebene Vorſchlaͤge gemacht, 
wie auf andere Weife dem gefühlten Bedürfniſſe abgehol- 
fen, ben Superintenbenten eine beffere Stelung gegeben 
werden koͤnnte und die Regierung hat Urfache, ihr dafür 
ganz befonders dankbar zu fein. Ich kann aber doch nicht 
verſchweigen, daß auch diefe Vorſchlaͤge fchon früher einer 
Erwägung der Regierung unterlegen haben. Es lag fehr 
nahe in Erwägung zu ziehen, ob man nicht ben Supers 
intendenten eine geeignete Erleichterung dadurch verfchaffe, 

daß man ihnen einen Diaconus, wo fie eines ſolchen noch 

entbehren, oder einen Hülfögeiftlihen an die Seite ſetze? 

Dagegen macht ſich aber das Bedenken geltend, daß ſchon 

gegenwärtig dad Pfarramt durch bad damit verbundene 

Ephoralamt fehr gefihmälert wird und daß man foldes 

noch mehr abfehwächen würde, wenn man bem Superintene 
denten noch einen Hülfsgeiſtlichen zur Vertretung in den 
pfarramtlichen Gefchäften geben wollte. Der junge Geiſt⸗ 
liche, der dem Superintendenten ald Pfarrer fuppliven foll, 

würde gewiß nicht immer im Stände fein, ihn zu erfegen 

und bie Gemeinden hätten wohl gerechten Grund, ſich zu 

befchweren, wenn man ihren erſten Geiftlichen ber Parochie 

noch mehr entziehen wollte. Endlich würde aber, wenn 

man auf biefe Weiſe Abhilfe verfchaffen wollte, bie 

Stellung des jegigen Superintendenten durch Verminde ⸗ 

zung ber pfarramtlichen Gefchäfte mehr und mehr berjes 

nigen Stellung ſich nähern, die das Minifterium nach dem 

Entwurfe den neuen Superintendenten geben will. Das 

find in der Kürze die Gründe, die das Minifterium bewos 

gen haben, den aufgeftellten Plan nicht ohne Weiteres aufs 

zugeben und der hohen Kammer zu überlaffen, welden 

Beſchluß fie in diefer Sache zu faſfen gemeint iſt. 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Ich habe mir das 
Wort erbeten, um eine Anfrage an ben Herrn Referenten 
zu richten in Bezug auf de Vorſchlag sub 3 und 4. Es 
iſt mir nämlich zweifelhaft, ob ber ‚bei 3 gebrauchte Aus⸗ 
drud: „durch Beigebung eines aus Staatsmitteln zu bes 
fotgenben Eppebitionsperfonals” nur den Sinn haben fol, 
das Firum, welches gegenwärtig meines Wiſſens die Super« 
intenbenten zu ihren Erpeditionsgeſchaͤften aus ber Staats⸗ 





auffuchen wollen, zu verfihern, daß fie denfelben antreffen, 
ſo laͤßt, ſich das ſehr ieicht dadurch einrichten, daß der 


eeaſſe beziehen, zu erhöhen ober ob bie Abſicht der Depus 
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tation wirklich dahin gegangen ift, wie Seitens des Herrn 
Bingermeifter8 Hennig angenommen wurde, daß den Sur 
perintendenten ein förmliches Erpeditionsbüreau aus Staats: 
mitteln befchafft werden ſoll. Iſt blos das Erftere gemeint, 
fo halte ich es nur für billig, weil jedenfalls die Vergütung, 
welche gegenwärtig den Superintendenten als Arquivalent 
für den Expebitionsaufwand gewährt wird, im Laufe der Zeit 
unzulänglic geworben ift und eine Erhöhung der Summe 
in den meiften Fällen angemeffen fein wird. Iſt dagegen 
das Zweite gemeint, wuͤrde ein förmliches Erpeditions- 
bireau vom Staate befchafft, fo fürdte ich, würde das 
angeftellte Perfonal fehr bald auch die Staatödienereigen- 
ſchaft beanfpruchen und halte ich in dieſem Falle allerdings 
die von Herrn Hennig geäußerten Bedenken nicht unbe» 
gründet, Ferner möchte ih mir eine Belehrung erbitten 
in Bezug auf die factiſchen Verhältniffe, die dem Vorfchlage 
sub 4 zu Grunde liegen. Darnach ſcheint man es als 
etwas Neues aufzuftelen, daß das Kirchenregiment die 
Perfon de Superintendenten zu wählen habe. Es ift 
mir unbefannt, ob gegenwärtig Stabigemeinden einen 
rechtlichen Anfpruch ‚darauf haben, daß das Amt der Sur 
perintendenten mit einer gewiffen Pfarrftelle verbunden fei 
oder ob die Befugniß, welche die Deputation dem Kit: 
hentegimente vindicirt, demfelben nur deshalb abgegan ⸗ 
gen Äft, weil ihm bie Mittel zur ausreichenden Dos 
tirung der einzelnen Superintendentenftellen gefehlt haben 
und es dadurch genörhigt worben ift, fie mit ben betreffen 
den Pfarrämtern zu verbinden. Ich erfuche daher den 
Herrn Referenten um Aufklärung. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Ich Tann vielleicht 
diefe Frage am beften beantworten. Die Superintendenten» 
ämter bleiben zwar in der Negel bei den Pfarrſtellen, mit 
welchen fie feit lange verbunden waren; aber eine Verbind: 
lichkeit des Kirchenregiments, diefe Verbindung fortbeftehen 
zu laſſen, ift nicht vorhanden; es könnte das Kirchenregi- 
ment auch andern Geiftlichen die Superintendentur aufe 
tragen; baffelbe hat jedoch immer an biefelben Pfarrftellen 
ſich gehalten, weil fie für die betreffenden Bezirke der 
Lage nad) die geeignetſten waren. Dagegen haben bie 
Stabträthe, welche ſolche Pfarrſtellen befegen, ſich gewöhne 
lich vor einer definitiven Wahl ins Einvernehmen mit dem 
Kirchenregimente geſetzt, um verfichert zu fein, daß biefes 
dem von ihnen gewählten Pfarrer auch das Superintendenz 
tenamt übertrage. “ 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich fol beant: 
worten, welche factifche Verhältniffe unferem Gutachten zu 
Grunde gelegen hätten im Bezug auf den vierten Antrag; 
das verſtehe ich nicht recht. Mir haben unfer Gutachten 
dahin geftelt, daß das Kirchenregiment bei. der Wahl des 
Superintendenten nicht unbedingt am den bisherigen Sitz 
des Ephoralamtes oder das bisherige Pfarramt, mit wel- 
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chem die Superintendentur verbunden war, gebunden fein 
folle, wie ſoiches mehr oder weniger auch ſchon bißher der 
Fall gewefen ſei. Das ift der Deputation nämlich bekannt 
dag das Kirhenregiment ſich ſchon bisher nicht immer uns 
bebingt an die beftehende Verbindung des Superintenbentens 
amtes mit dem Pfarramte gebunden hat, weil es fonft den 
geeigneten Mann nicht immer gefunden hätte; wir erfennen, 
daß das Kirchenregiment dabei vollfommen Recht hat, wins 
ſchen auch, daß die Gebundenheit kuͤnftig nicht ftattfinden 
folle; aber es koͤnnen locale Berhältniffe Gründe darbieten, 
weshalb die Wahl nicht anders getroffen werden kann. 
Ich kann freilich nicht darauf antworten, was das Kirchen: 
regiment in jedem einzelnen alle zu thun gedenken wird, 
denn die Ernennung der Superintendenten hängt von ihm 
ab; wir haben in unferem Gutachten nur Vorfchläge ger 
macht, um womöglich die Sache zu erleichtern, 


Präfident v. Schönfeld: Die unbeantwortet geblie 
bene Frage bezog fich auf Punkt 3. 


Referent v. Friefen: Darauf werde ich antworten 
beim Schluffe, wo überhaupt auf die Rede des Herm 





Bürgermeifterd Hennig Etwas zu erwidern fein wird, 


Dberhofprediger Dr. Liebner: Die geehrte Deputa⸗ 
tion hat unter 2 und 3, vorausgefeßt namlich, daß ihr 
Vorſchlag überhaupt Annahme findet, den Superintendens 
ten eine zweifache Unterftügung zugebacht und zwar nad) 
der Seite des Pfarramtes und nach ber Gefchäftsfeite hin. 
Ich meines Orts muß, eben angenommen, baf bad Depus 
tationsgutachten überhaupt zur Wirklichkeit kommt, baflır 
{m Interefle des Superintendentenamtes im höchften Grade 
dankbar fein. Es hat das eine große Bedeutung. Der 
Herr Regierungscommiſſar hat eben ein golbnes Wort ger 
fprochen, das unter allen Umftänden wahr bleibt. „C& 
fommt auf eine Einrihtung am, welche den Superinten⸗ 
denten Raum und Zeit giebt, ſich mit den innerfien Ans 
gelegenheiten der Kirche zu befchäftigen". Da thut 
fi, ich möchte faft im guten Sinne fagen, ein wahrer 
Abgrund von Inhalt auf. Ja, dieſe inneren Anger 
legenheiten find fo tief, groß und wichtig, daß man 
wirklich für fie Raum und Zeit den Superintendenteit 
f&affen muß, damit fie ſich in Zufunft im biefe Tiefen 
recht verfenken koͤnnen. Die ſchmerzhafteſte Klage unferer 
Superintendenten iſt die, nicht nur, daß fie ſich dem Pfarw 
amte nicht genug bingeben, fondern vorzugsweife, daß fie 
ſich nicht genug ihrem Theofogenamte widmen Fhnnen, d 
fie viel zu fehr anderweit in Befchlag genommen nd, 
um fih an den Quellen der theofogifchen Arbeit und Er 
kenntniß immer neu zu erfriſchen. Ich muß da allerdingẽ 
pro domo und ex domd einiges verrathen. Es geht uͤbern 
Haupt gar nicht, weder mit dem Kirchenregimente, noch ml 
dem Pfarrammte, noch mit dem Superintendentenamte, ON? 





daß man fid) immer wieder in die cheologiſchen Grün 
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Hinabtäßt, ohne daß man die Einheit und Ganzheit aller 
Seiten der Kirche immer von Neuem theologifch-ind Auge 
faßt. Iegt befonders ift in der ganzeis beutfchen, evanges 
uüſchen Kirche eine große, fortfchreitende, theologifche Bewer 
gung, es kommt fozufagen faft alle halbe Jahre Neues, 
es gefchieht ein Ruck vorwärts d. h. eben nicht zu einer 
falſchen Gebundenheit, fondern zu einer würdigen, großar- 
tigen, majeftätiiden Freiheit. Der Superintendent nun 
ober der. Episcopus — ich will damit nicht fagen, ein rö— 
miſcher ; aber Superintenbent ift ja wörtlich ganz daſſelbe — 
muß an biefer gewaltigen Bewegung Theil nehmen im Ins 
tereſſe der Kirche und insbefondere der Theologie feiner 
Geiftlihen. Das kann er jegt nicht vollftändig, er ift eben 
son allen Seiten zu fehr gebunden, namentlich iſt die zu 
große Gefchäftslaft das Ausdörrendfte, für den tieferen, 
geiftigen Dienft ihm hinderlich. Daher möchte ih Sie 
bitten, meine Herren, feien Sie, was diefe Seite der Hülfe 
betrifft, nicht fo karg; es kommt Ihnen, was Sie da thun, 
Durch das Heil, die freubige Bewegung und den Aufſchwung 
ber Landeskirche reichlich wieder ein. 


Staatöminifter Dr. v. Falkenftein: Die Gründe, bie 
jegt der geehrte Herr Oberhofprebiger Lieber in fo warmer 
und eindringlicher Weife ausgefprochen hat, find ed in der 
That vorzüglich, ich möchte fagen, allein gewefen, die dem 
Minifterium Anlaß gegeben haben, überhaupt auf eine 
veränderte Stellung der Superintenbenten zuzufommen. 
Man if weit entfernt gewefen, in irgend welcher Beziehung 
einer weltlichen oder geiftlichen Hierarchie, von der hier und 
ha in auswärtigen und inlaͤndiſchen Blättern wohl die Rede 
gewvefen, Vorſchub leiften zu wollen; im Gegentheil hat 
man ſich recht eigentlih nur bie geiftliche Stellung ber 
Superintendenten im Auge zu haben veranlaßt fehen 
müffen, weil man allerdings auch die Erfahrung ger 
macht hat und ich barf Hinzufügen, noch in meuefter 
Beit Inhalts fehriftlicher Aeußerungen Einzelner gemacht 
hat, daß es den Superintendenten in ber That an 
Beit gefehlt Hat, im ben eigentlich wiſſenſchaftlich- theolo⸗ 
gfchen Dingen vorwärts zu fehreiten und fortwährend 
au courant zu bleiben, wie es nothwenbig iſt. Ich werde 
nicht auf dad Detail eingehen, weil der Herr Oberhofpres 
diger bereits das Erforderliche volfonmen richtig angebeus 
tet hat. Umfomehe kann ſich bie Regierung aud dabei 
beruhigen, wenn die geehrten Kammern, wiewohl abmeis 
hend von ben Anſichten über die Mittel, welche bie Re— 
gierungsvorlage zur Abhülfe jenes Uebelſtandes vorgefchlagen 
hat, doch darauf zukommen, daß wenigſtens ein Verſuch 
zu machen fei, (menn auch nach der Anficht der Negierung 
vielleicht Fein ganz unb volftändig den Zweck erfüllender), 
bie Stellung der Superintendenten zu verbeffern und fie in 
ihren Gefchäften zu unterftügen und in biefer Beziehung 
Tann ich nur wiederholen, was auch von bem Herrn Coms 
miſſar bereits gefagt wurde, dag das Minifterium der 





Deputation fehr dankbar ift, daß diefelbe die Nothwendig- 
keit, daß für die Superintendenten etwas Ernſtes gefchehe, 
in Erwägung gezogen hat. Auf welde Weile, laffe ich 
dahingeſtellt fein; jedenfalls müffen aber Mittel geſchafft 
werden, um die Arbeit zu erleichtern und um es den Super⸗ 
intendenten moͤglich zu machen, ohne Sorge ihrem Amte 
treu obliegen zu koͤnnen. 


Kammerherr v. Metz ſche Es iſt unter Anderm in den 
Motiven Seite 67 als ein Grund, der die Staatsregierung 
veranlaßt habe, die jest beſtehenden kleineren Ephoralbezirke 
in größere umzuwandeln, hervorgehoben worden: „daß das 
Kirchenregiment von 37 Pfarrftelen, mit welchen Superin⸗ 
tenbenturen verbunden find, nur 20 zu verleihen, die übrigen 
‚aber von Stadfräthen undPrivatcolatoren befegt würden, fo 
daß dad Kirchenregiment bei Verleihung von Superintenden« 
turen nur zum Theil in der Lage fei, eine ganz freie Wahl 
mit Berückſichtigung aller für das Amt erforberlichen Eigen- 
fchaften treffen zu koͤnnen“. In diefen Worten ſcheint mir 
gewiffermaaßen ein indirecter Vorwurf für die Stabträthe 
und Privatcollatoren zu liegen; denn man fürchtet, daß ba, 
wo ein derartiger Beſetzungsfall eintritt, doch nicht mit der 
erforderlichen Umficht die Wahl getroffen werben würde; 
man hat, um es beutfch zu fagen, in diefer Beziehung fein 
rechted Vertrauen zu den Stabträthen und Privatcollatos 
ven. Ich glaube aber doc, daß weder die Stabträthe, noch 
bie Privatcollatoren einen ſolchen Vorwurf, ein ſolches Miß⸗ 
trauen verbienen,, denn fie haben gewiß nad) ihrem beften 
Wiffen und Gewiffen zeither treu gehandelt und gewählt 
und werben dies ficher auch fernerhin thun. Am treffend« 
ften aber werden die Bedenken der hohen Staatsregierung 
durch bie in der befannten Siebenhaar'ſchen Drudfchrift 
Seite 10 enthaltenen Worte widerlegt, von benen id) mir 
der Kürze wegen erlaube, nur folgende Schlußworte vor⸗ 
leſen zu dürfen. Sie lauten fo: 

Darnach „verliert das in den Motiven Ausgefprochene, 
wie gewichtig es auch im Anfange feheine, ſeht, biel vom 
feiner — und ſchwindet faſt ganz. Es kommt 
darauf an, daß tüchtige Leute für das Amt gewählt werben. 
Wer die Wahl — bie nur einleitende — habe, gilt ziem⸗ 
lich gleich”. r 

Im Uebrigen wollte ich nur noch erwähnen, daß ich 
mit voller Ueberzeugung für die Anſicht der Deputation 
fimmen werde, 


Könige. Commiffar Dr. Hübel: Die Regierung iſt 
weit davon entfernt gewefen, den Stadträthen durch biefe 
Bemerkung einen Vorwurf machen zu wollen, als hätten 
fie für die von ihnen zu vergebenden Pfarrſtellen ſchlechte 
Wahlen getroffen. Es liegt aber in ber Natur der Sache, 
daß bie Oberbehörde wünfhen muß, ihre Unterbeamten, bie 
fie zu gebrauchen hat, felbft zu wählen und daß fie bei einer 
folden Wahl die Werhältniffe des Doppelamtes beffer 





beruͤckſichtigen Tann als der Stabtrath, der nur das Pfarr- 
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amt zu befeben hat. Ja e3 kann bei Beſetzung ber Pfarr⸗ 
fielle der Stadtrath auf das Gewiſſenhafteſte zu Werke 
‚gehen, er kann einen ganz geeigneten Mann für die Ge⸗ 
‚meinbe finden, dieſer iſt aber deshalb doch weniger geeignet 
zu Bekleidung der Superintendentur. Das hat bier in 

den Motiven gefagt werden follen, ohne den Stadträthen 
einen Vorwurf zu machen, denen man das Zeugniß nicht 
verfagen kann, daß fie bei Befegung der geiftlichen Aemter 
mit aller Umſicht zu Werke gehen, um ben Beduͤrfniſſen 
der Parochialgemeinden Rechnung zu tragen. 


Freiherr v. Schoͤnberg-⸗Bibrane Der Geſetzent- 
wurf will, daß aud.für die Oberlaufig Superintenden⸗ 
ten eingeführt werben möchten. Ich werde dagegen flimmen. 
Ich habe nur dad Wort ergriffen, um den Gründen, die 
mir von Seiten des Heren koͤniglichen Commifjard gehört 
haben und bie fi dahin auöfprechen, daß ohne Superin« 
tendenturen dennoch die Oberlaufig ein reges, kirchliches 
Leben habe, ‚vollfommen beizutreten. Ich füge einen Punkt 
noch hinzu, weshalb wir feine Superintendenten bedürfen. 
Er beruht meiner Anfiht nach darin, dag wir eine fehr 
zweckmaͤßige Gonfiftorialverfaffung in der Oberlaufig haben 
und diefe hat ſich eben fo zwedmäßig für die Kirche, wie 
für die Schule bewiefen. Ein geehrter Redner äußerte ſich 
dahin, daß bei den Gemeinden ein heiliges Gefühl für die 
Einrichtung der Superintendenturen ftattfinde. Ih kann 
von meinem Standpunkte aus darlıber nicht urtheilen, freue 
mich aber, daß dieſes Gefühl Hier ftattfindet und muß nur 
babei bemerken, obwohl wir dieſes Gefühl in der Ober: 
laufig nicht haben Fönnen, weil wir feine Superintenden- 
ten befigen, wir aber ein anderes Gefühl auch fehr hoc) 
und fehr warm in unferer Bruſt leben laffen: das Ge 
fühl der gegenfeitigen Duldung, hervorgerufen durch ger 
ſchloſſene Parochien, wo Katholiten, Evangeliſch-Lutherifche 
mit einander friedlich wohnen, frieblich leben und fich ges 
genfeitig in religiöfer Beziehung nicht anfeinden. Diefes 

. Gefühl helle ich dem andern gleich und wünfde, daß es 
unberührt fernerhin in der Oberlauſitz fortleben möge! 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Die beiden vers 
ehrten Mitglieder der Kammer, welche fi) bis jest gegen 
den Vorſchlag der Deputation unter 3 auögefprochen haben, 
ſcheinen mir, wenn ich fie recht verſtanden habe, weniger 
mit dem Vorfchlage an fi) und damit unzufrieden zu fein, 
daß die Deputation fr die Superintendenten eine Unter 
fügung nicht nur in ihrem eigentlichen geifttichen Amte, 
ſondern auch in ihren buͤreaumaͤßigen Geſchaͤften in Bor: 
ſchlag gebracht hat, als vielmehr von der Befürchtung 
auszugehen, bag, weil die Deputation geſagt hat, fie wuͤnſche, 
daß durch Beigebung eines aus Staatsmitteln zu befol- 
denden Erpeditionsperfonals bie Gefchäfte des Superinten 
denten erleichtert würden, daß durch diefen Vorfhlag die 
Staatsdiener vermehrt werden würden; fie feinen davon 





ausgegangen zu fein, die Deputation beanttage eine fürn 
liche Anftellung neuer Diener des Staates als Beihlife 
für die Superintendenten. Ich meines Theile als Depu · 
tationgmitglied glaube verſichern zu koͤnnen, daß bie geehrten 
Herren ſich irren. Die Deputation hat, wie ic mid 
recht zu erinnern glaube, nur bezwedt, den Superintenden, 
ten wirffamere Beihllfen in ihren Büreaugefchäften zuu⸗ 
wenden, als ihnen gegenwärtig zu Gebote fiehen. Die 
Deputation hat fi) dabei Beifpiele vergegenwärtigt, die 
anberweit ſchon im Staatsbienft vorfommen, z. B. bei den 
Amtshauptmannfchaften. Jeder Amtshauptmann hat vers 
foffungsmägig einen Secretär, ber ihm in vielen formalen 
Geſchaͤften zur wefentlichen Beihllfe zu dienen hat. Keis 
mer diefer Seeretäre ift aber Staatöbiener, fondern er if 
lediglich Privatdiener des Amtshauptmanns, er wird vor 
diefem bezahlt und befoldetz wohl aber wird zu deſſen 
Salarirung den Amtöhauptleuten ein Entſchaͤdigunge⸗ 
quantum aus Staatsmitteln gewährt. So, hat bie Du 
putation geglaubt, wird das Verhaͤltniß rüdfichtfich der 
Superintendenten herzuftellen möglich fein, fo wird e& durch 
den ben Superintendenten zu gewährenden Erpebitionsaufs 
wand demfelben moͤglich fein, einen geeigneten Beamten 
engagiren zu koͤnnen, den er bei den ihm obliegenden 
Büreaugefhhäften verwenden kann. Und daß dies gefchehe, 
iſt gewiß fehr wünfcenswerth. Oftmals haben, wie ich 
felbft weiß, Superintendenten nur unerfahrener, junger 
Leute, Anfänger im Büreau⸗ und Schreibereifade ſich der 
dienen Eönnen, eben weil fie felbft zu gering bezahlt 
waren und darauf fehen mußten, wohlfeile Arbeitökräfte 
zu erlangen. Das hat nun bie Deputation mit ihrem 
Vorfchlage vermeiden, keineswegs aber eine Wermehrung 
de Staatöbienerperfonals herbeiführen wollen. 


Nittergutsbefiger Rittner: So ungern ich auch in 
Conflict trete mit dem Heren Oberhofprebiger, fo Tann ich 
doch nicht umhin, meinem Gefühle Worte zu geben, einem 
Gefühle des Bedauerns, daß er unfere Superintenbenten 
als Biſgoͤfe bezeichnete. Ich glaube kaum, daß ed neu 
Sympathien für unſere Superintendenten in ber Ber 
völferung erwecken wirb, wenn man fie Bifchöfe nenn, 
Ich glaube eben, daß Die, welde man Bifcjöfe nennt, die 
‚Herren der Kirche find; die wollen wir, die Bell 
ferung, durchaus nicht haben. Ich glaube aber auch nid, 
daß es unferen Geiftlichen angenehm wäre, wenn eine foldt 
hierarchiſche Gliederung unferer Geiftlichkeit ſtattfindet. 30 
glaube, das liegt auch außerhalb des Wirkungskreiſes UM 
ferer proteftantifchen Kirche. 


Dberhofprebiger Dr. Liebner: Wenn nur ber geht 
Here Nittner ic) einmal ein wenig wollte in ein the“ 
ſches Bewußtfein Hineinverfegen, Dadurch würde flr un 
wirtlich eine Art Nothſtand gehoben. Wir kommen von 





der Kirchengefihichte Her, von der langen mannigfaltiget 
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Bewegung, welche die Kirche durch bie Jahrhunderte gehabt 
dat. Da ſteht nun in der alten Zeit das Episcopat als 
eine. gar herrliche, große Sache. Es hat in der alten: Kirche 
Bifchöfe gegeben von der Art, daß wahrhaftig unter’ allen 
proteftantifchen Geiftlichen oder Firchenregimentlichen Per- 
fonen gar mancher Zeit kaum Einer ift, der am ihre Größe 
hinanreichte. Sie leuchteten hervor durch wunderbare Treue, 
evangelifche Wahrheit und durch eine großartige, theolo: 
giſche Freiheit. An dern Namen kann es alfo nicht Tiegen. 
Aus ſolchem geſchichtlichen Bewußtſein nun ſpricht man, 
wenn man das Wort Biſchof braucht. Ich bin weit ent⸗ 
fernt, irgendwie den Namen für uns zurückzuwuͤnſchen, 
am allerwenigſten die Sache, bie vor dev Reformation an 
dem Episcopat gehangen hat und freue mich, daß wir auch 
eine Veranlaffung dazu haben. So verfiche mich der ger 
ehrte Here Rittner ganz und gar. Etwas Anderes würde 
von feiner Seite ein vollkommenes Mißverftändnig fein. 
Ich erwähne nur noch, daß man in der proteftantifchen 
Kirche Superintendent hat fagen wollen, was weiter Nichts 
ift, ald die Meberfegung von Episcopos, Der Sinn ift 
ſprachlich ganz derfelbe. Das roͤmiſch gemeinte Wort Bir 
ſchof win Here Rittner nieht, will ich nicht, wollen wir Alle 
nicht; darin find wir Eins! 

Freiherr v. Roch ow: Ich will nur auf die Biſchoͤfe 
in den evangelifchen Brüdergemeinden aufmerkfam machen, 
namentlich auf den Namen des berühmten Spangenberg 
hinweifen. Auch bie evangelifche Kirche in Preußen hat 
Biſchoͤfe. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich will noch erinnern 
am die evangelifhen Bifchäfe in England, in Schweben 
und Dänemark, von benen Niemand glaubt, daß fie eine 
hierarchiſche Anftalt bilden. Ich kann jedoch wohl begreifen, 
aus welchem Gefühl Herr Rittner gegen diefen Namen 
Etwas hat. Cs ift vieleicht daffelbe Gefühl, aus weldem 
einige Aeußerungen jenes unbenannten und auch mir uns 
bekannten Verfaſſers der „Gedanken tiber die Kirchen ⸗ 
ordnung von einem ſaͤchſiſchen Theologen” vielfach Mipfallen 
erregt haben, indem er von „bifchöfficher Eminenz” fpricht 
und dergleichen Dingen. Ich geftehe, daß mir felbft, wenn 
ich mir ein Mitglied unferes Kirchenregiments ald Verfaffer 
denken möchte, dergleichen Aeußerungen ebenfalls mißfallen 
würden. 


Nittergutöbefiger Rittner: Nur eim einziges Wort! 
IH will nur bemerken, daß das Gefühl, das ich ausge 
ſprochen habe, nicht in dem Lefen eines Buches feinen Urs 
fprung hat, was der Herr Superintendent Lechler anführte, 
fondern daß es einzig und allein mein evangelifches Ber 
wußtfein, wie ich es ald Laie und ald Mitglied der evan- 
gelifchen und .proteftantifchen Kirche im Bufen trage, ger 
wefen ift und daß ich keineswegs einen äußern Einfluß 
gefunden habe, der mich bewogen hat, gegen ben Ausbrud 
Biſchof“ an Stelle des Wortes „Superintendenten” in 
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unſeren Kirchen meine Stimme zu erheben. Jener Buch 


habe ich noch gar nicht in den Händen gehabt. 

Staatsminifter Dr. v. Falßenftein: Die wiederholte 
Erwähnung des Buches, ich glaube: „Gedanken eines 
ſaͤchſiſchen Theologen“ oder wie der Titel des Buches heißt, 
giebt mir Veranlaffung, mit Beſtimmthelt zu erklären, daß 
das, was über biefes Buch, wie ich gehört habe, in aus⸗ 
wärtigen, vielleicht auch in ſächſiſchen Blätteri geftanden 
hat, volfommen umichtig ift. Cs ift mir und überhaupt 
dem Minifterium ber Verfaffer diefes Buchs noch in dieſem 
Augenblid nicht einmal bekannt, geſchweige denn, daß irgend 
ein Mitglied des Minifteriumd ber Verfaffer fei oder daß 
überhaupt dad Minifterium in irgend einer Meife damit in 
Verbindung ftände. Ich muß überhaupt, meine Herren, 
bemerken, daß das Minifterium es nicht für angemeffen 
halten würde, in Beziehung auf eine fo ernfte und wich: 
tige Angelegenheit, wie die Kirchenordnung iſt, auf der— 
gleichen Schriften irgend Einfluß zu üben. Es hört mit 
rende alle verfchiebenen Meitiungen und nimmt fich das 
Beſte daraus. Was die von Heren Rittner erwähnte bifchöf« 
liche Frage betrifft, fo ſcheint fie erledigt zu fein. Man 
braucht wirklich nur einfach zu bedenken, daß das eine 
griechiſch, das andere lateiniſch ift und daß die deutſche 
Ueberfegung „Bifhof” Heißt. Ob man ſich „Episcopus“ oder 
die lateinifche Weberfegung „Superintendent” davon macht, 
iſt einerlei. Warum wir ſie Superintendent, nicht Biſchof 
genannt haben, gehört nicht hierher in die Kirchenordnung; 
fie ſpricht nicht von biſchoͤflicher Stellung und wird übers 
haupt nicht davon ſprechen. 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint, als ob ſich die 
Debatte erfhöpfen wollte. Ich habe zu erwarten, ob dem⸗ 
ohngeachtet Semand bad Wort noch zu ergreifen gedenkt? 
Wenn das nicht der Fall ift, ſchließe ich. bie Debatte und 
zwar unter Ertheilung des Schlußwortes an ben Herrn 
Referenten. 

Referent Bicepräfident v. Friefen: Es ift glüdticher- 
weiſe nicht nothwendig, dad von ber Deputation abgsgebene 
Gutachten noch einmal weitläufig zu vertheidigen. Daffelbe 
hat feine Angriffe erfahren, nur einige Bedenken bei einem 
einzigen Punkte, den ich fpäter erläutern werde. Won Geis 
ten der Regierung ift ein erhebliches Bedenken gegen: das 
Deputationsgutachten ebenfalls nicht erhoben: worden. Im 
Gegentheil hat die Stantöregierung in zwei verſchiede ⸗ 
nen Aeußerungen anerkannt, daß der Deputationsvorſchlag 
sub 1 bis 4 annehmbar fei und zur Beförderung. ber Ab · 
ficht der Regierung wohl beitragen könne, Inıder Haupt: 
fäche ift nämlich eigentlich, ſchon volfommenes Einverftänd- 
niß zwifchen der Regierung und der Deputation vorhanden, 
indem die, Abficht beider dahin geht, das Superintendenten ⸗ 
amt fo fr fiellen, daß es für die Kirche von einem; mahren 





Nugen fein, daß es feinen Zweck erfüllen: koͤnne und daß 
die bisher. wahrgenommenen Hinderniffe und ;Erfabrungen 
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fr der Amtsführung aus dem Wege geräumt werben." Die 
Deputation mußte in biefer Beziehung anerfennen, bag in 
der, biöherigen Einrichtung, wie der Herr Commiffar fagte, 
etwas fehle, daß die biöherige Einrichtung Mängel gehabt 
habe und mußte daher auf die Motiven Seite 67 Ruͤckſicht 
nehmen. Das war gewiß ihre erſte Schuldigkeit und ſie 
hat auch das dort Geſagte als wahr anerkennen muͤſſen. 
So weit zu gehen, wie der Herr koͤnigliche Commiffar heute 
noch einmal ausſprach, und feinen Motiven für die Vor— 
Tage ‚der Regierung fo weit zu folgen, dad vermochten wir 
freilich nicht und auch heute haben uns feine Gründe nicht 
völlig überzeugt. Es ift allerdings nicht von durchſchlagen- 
der Wichtigkeit, aber doch -immer von einiger Bebeutung, 
daß die Deputation in dieſem Punkte fofort einverftanden 
war, daß fie fofort von der Ueberzeugung durchdrungen 
war, daß ed. rathfamer fei, die bisherige Einrichtung im 
Wefentlichen ‚mit gewiffen Verbefferungen und Unterftüguns 
gen beizubehalten. „Der Herr Staatsminiſter ift auch zu 
fehe fr das Wohl der Kirche bedacht und kennt die Buftände 
derfelben aus viefjähriger. Erfahrung und Verwaltung zu 
genau, als daß er die Abſicht haben Fönnte, etwas vorzu ⸗ 
fchlagen, was doch vieleicht flr- die Kirche und ihr Wohl 
nicht fo zuträglich fein koͤnnte, wie es bei ber erfien Bes 
trachtung gefchienen hat und deswegen Außerte er billig und 
wohlwollend, die’ Staatsregierung werde ſich auch ‚bei den 
Vorfchlägen der Deputation beruhigen und diefelben wei- 
terer Prüfung unterziehen. Die Frage, meine Herren, hat 
zwei Seiten, eine kirchliche und eine gefchäftliche. Was die 
gefchäftliche anlangt, fo befindet fi die Deputation nicht 
in ber Lage, diefelbe volfommen gründlich und erfhöpfend 
beurtheifen zu Tonnen. Das können nur Männer vom 
Fach, Männer, die an der Spitze der Verwaltung ftehen 
und diefelbe aus langer Erfahrung ‘genau kennen und bes 
tigen find wir auf fpecielle und einzelne Geſchaͤftseinrich ⸗ 
tungen nicht eingegangen und haben auf das Einzelne nicht 


eingehen fönnen und bad wird zum Theil als Erwiderung 


auf daB gelten, was Herr Bürgermeifter Hennig erwähnte 
und wad Herr v. Noſtiz ⸗Wallwitz zu Punkt 3 zu erinnern 
fand. Indeß ich werde fpäter noch etwas hierliber fagen. 
Die kirchliche Seite der Frage hat uns als die gewichtigfte 
erſchienen, die gefchäftliche Frage nur als Nebenfrage. -In 
der gefchäftlichen Frage haben wir Erleichterung gewünfeht 
und Befeitigung der Hinderniffe, Beſchwerungen und Hemm- 
niſſe, welche das Amt nicht zu einer freien und gebeihlichen 
Bewegung gelangen’ liegen; dagegen haben wir die kirch- 
liche und geiſtliche Thätigfeit des Superintendentenamtes 
ebenfo gut unterffügen wollen, als die Staatsregierung es 
beabfichtigk.' Nun, nachdem es wirklich nicht nothwendig 
fein wird, fiber die Frage noch viel zu ſagen, will id) er- 
läutern, was von einigen Mitgliedern erinnert worden ift; 
Es wurde ein Bedenken: gefunden gegen ben’britfen Punkt 
unferer Vorfhläge und wurde gefürchtet, daß das Erpebir 
tionöperfonal und daß überhaupt: der Umfang der den 





Superintendenten uͤbertragenen Gefhäfte zu groß werden 
würde, die durch eigene, vieleicht unberufene Selbſtthaͤtig⸗ 
keit ſich immer mehr erweitern koͤnnten. Im Voraus iſi freie 
Lich zu erwähnen, daß man den Superintendenten die Außen 
ren Geſchaͤfte wohl mie ganz wird abnehmen Können, fo fehe 
wir aud; wünfchten, daß fie ganz ungeftört für das kirchliche 
Amt wirken koͤnnten, auch fuͤr die theologiſche Fortbildung, 
für die Wiſſenſchaft, daß ihr Leben moͤglichſt blos ein innere 
liches fein möchte. Nun befteht aber einmal die ganze Welt 
aus Gefchäften; von Gefchäften Tann fi Niemand gang 
befreien. Die Feder, welche den Bericht und dem dritten 
Punkt gefchrieben hat, hat ſich übrigens noch nie zu einer 
Lobrede für bureaukratiſche Einrichtungen und für ein zur 
viel regierended Amt hergegeben und am allerwenigfien 
würde fie ein ſolches in Firchlichen Sachen wuͤnſchen. Mar 
hätte den Sat auch wohl anders faffen koͤnnen; wir haben 
es aber auch nicht anders verftanden, ald daß nur für bie 
allernothwendigften Geſchaͤfte eine Unterftügung gewährt 
werben foll und ich kann dem Heren Bürgermeifter Hennig, 
die Verficherung geben, daß wir es und ebenfo gedacht 
haben, als wie er es auögefprochen hat. Derfelbe fagte, bie 
Geſchaͤfte der Superintendenten wären nicht fo umfaͤnglich 
und die bisherige Controle fei hinreichend gewefen. Nun; 
dann wird auch dad Erpebitionsperfonal Fein großes fein. 
Ferner fagte Herr Bürgermeifter Hennig, die befte Controle 
werbe durch die Patrone und die Gemeinden ausgeibt, 
Das if fehr richtig und darin bin ich dann ganz einvers 
ftanden mit ihm. Indeß ganz würde die Controle durch 
den Patron und die Gemeinde doch auch nicht audteis 
hen und wir müffen anerkennen, daß gerade das Pfarr 
amt in unferem ganzen kirchlichen und Staatdorganismus 
dasjenige ift, welches bis jetzt faſt unter gar Feiner Auffiht 
fand. Die Pfarrer hatten bis jet beinahe gar Feine Vor ⸗ 
gefegten. Nun befteht bie Kirche, wie ſchon öfters erwähnt, 
aus einem gegliederten Organismus. Es gibt in berfelben 
höhere, mittlere und niebere Glieder und diefe müffen frei 
lich in Verbindung ſtehen, müffen eine gemiffe Auffiht 
über einander ausüben, Wollen wir aber die Worte „Ucbtre 
wachung und Gontrofe”, welche im gewöhnlichen Leben 
etwas Unbehagliches haben, durch ein milderes Wort er 
fegen, fo ift das leicht zu finden, wenn wir fagen, es fol 
durch das Superintendentenamt eine Iebenbigere Verbin 
dung mit dem Pfarramt, ein innigered Band, ein Zuſam⸗ 
menwirken für einen Bwed und zwar ein kirchliches Bu 
fammenwirken für einen Zweck gefchaffen werben. Vereine 
fachung der Gefchäfte, welche von Herrn Buͤrgermeiſer 
‚Hennig gewünfcht wurde, darauf habe ich Nichts. zu anf 
worten; das kann Niemand mehr wünfchen, als jedes dit 
zelne Mitglied der Deputation und Wegfall aller Tabellen, 
wenn es möglich wäre, wäre ganz erwuͤnſcht. Indeß wir 








den dieſe auch nicht zu vermeiden fein. An ein umfänze 
liches Bureau haben wir keineswegs gedacht; es wird zn 
mothwenbig fein, als ein Seeretär ober ein Schreiber. DM 
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wird fid finden und fi einrichten laſſen. Here Bürger- 
meifter Hennig fagte freilich, die Vorſchlaͤge der Deputation 
würden am Ende doch zu dem Plane ber Regierung zurüͤck⸗ 
führen. Nun, das wäre allerdings nicht gut; ich glaube 
es aber kaum und erwarfe von dem Kirchenregiment nicht, 
daß dies, feine Abficht fei. Das Weſentliche und Noth- 
wendige für einen Superintendenten ift, daß er feinen Be— 
zirk kenne, daß er ihn regelmäßig bereifen, daß er öfter 
Localvifilationen halten Fönne und daß er mit den Geiſt⸗ 
lichen und Schullehrern feines Bezirks in beftändiger, leben⸗ 
diger und freundlicher Verbindung bleibe, Das ift unfer 
Wunſch und der Sinn unferer Vorſchlaͤge. Dazu ift aber 
nothwendig, daß der arme Guperintendent nicht immer 
hinter dem Dintenfaffe fiten muß und daß er Jemanden 
habe, ber ihm einen Theil feiner befchwerlichen Geſchaͤfte 
abnimmt und daß er nicht zu forgen braucht, daß während 
feiner Revifionsreifen Berge von voluminöfen Actenftüden 
anwachfen, bie er bei der Heimkehr nicht bewältigen kann. 
Das ift unfer Wunſch und die geehrte Kammer wird das 
mit einverftanden fein und ich glaube, von diefem Gefichts- 
Punkte aus betrachtet kann der dritte Punkt Faum zu einem 
Bedenken Veranlaſſung geben. 

Präfident v. Schönfels: Ich werde mid nun zur 
Abftimmung wenden. In Bezug auf diefelbe glaube ich 
folgendermaaßen verfahren zu koͤnnen. Die erſte Frage 
wiürde ih auf den Deputationsantrag richten müffen, der 
dahin geht, den Paragraphen nochmals der Regierung 
zurückzugeben, um denſelben einer neuen Erwägung zu uns 
terwerfen. Die übrigen Fragen würde id nun zu richten 
haben zuvoͤrderſt auf bie vier Punkte, wie fie im Bericht 
vorhanden und sub 1 bis 4 verzeichnet fich vorfinden und 
die legte Frage würde zu richten fein, fofern diefe Säge 
den Beifall der Kammer gefunden haben, auf den vorletz⸗ 
ten Sat im Bericht. Es geht die Meinung ber Deputas 
tion dahin, daß bie biöherige Ephoraleinrichtung mit diefen 
Modificationen und unter Vorbehalt hier und da etwa 
nöthiger Abrundungen oder Auögleichungen, im Wefent- 
lichen auch die bisherigen Bezirke beibehalten werden. 
Auf diefe Weite glaube ich hinſichtlich der Abftimmung vers 
fahren zu müffen. Der Antrag der Deputation geht dar 
bin, ‘die Annahme des $. 74 zu widerrathen, und 
ich habe die Frage an die Kammer zu richten, ob fie 
in diefer Beziehung mit der Deputation fid 
vereinigen will? — Einftimmig Ja. 

Es wird nun zu ben vier Punkten Üüberzugehen fein, 
hinſichtlich welcher die Deputation wuͤnſcht, daß die Kams 
mer fich ebenfalls mit ihr vereinigen möge, Es wird na- 
türlich auf jeden einzelnen Punkt eine Frage gerichtet wer⸗ 
den müffen, damit Diejenigen, die gegen den einen ober 
ändern Punkt find, Gelegenheit haben, gegen den Punkt zu 
flimmen, gegen den fie find. Punkt 1 heißt for 

„Eine beffere Dotirung der Superintendentenämter 
aus Staatsmiiteln“. 


Sächsische Landesbibl 


Die Deputation ſchlagt vor, diefe Faſſung anzuneh ⸗ 
men und ich frage, ob die Kammer ihrer Deputas 
tion beizutreten gemeint iſt? — Einftimmig Ta. 

Punkt 2 lautet fo: 

Eine Unterftügung derfelben in ihrem Pfarramte 
durch Zuordnung von Vicaren ober Hülfspredigern für 
den Fall der Abwefenheit des Superintendenten in 
Amtögefähäften, oder auch bei andern dringenden Abhal« 
tungen in feinem Amte und Galaritung diefer Bicare 
aus Staarömitteln “, 

Ich frage die Kammer, ob fie auch diefe Anſicht 
ihrer Deputation zu ber ihrigen machen will? — 
Einftimmig Ja. 

Ich fomme nun zum Punkte 3, welcher lautet: 

„Eine gleichmaͤßige Unterſtuͤzung in. der Amtsfuͤh⸗ 
tung durch Beigebung eines aus Staatömitteln zu bes 
foldenden Erpeditionsperfonals, damit die Amtögefchäfte 
auch in Abwefenheitsfällen ihren ungeftörten Perigang 
haben und den Superintendenten überhaupt die mecha⸗ 
nifche Laft der Gefchäfte abgenommen und erleichtert 
werbe”, 

Ich frage auch hier, ob die Kammer ihrer Des 
Hutation beitreten will? — Diefer dritte Punkt wird 
mit 29 gegen 6 Stimmen angenommen. 

Punkt 4 heißt ed: . 

n Das Befugniß des Kirchenregiments, bie Perfon 
ded Superintendenten frei zu wählen, ohne an ben bis— 
herigen Sig des Ephoralamts oder an das Pfarramt, 
mit welchen baffelbe bisher vereinigt war, gebunden zu 
fein, wie ſolches mehr oder weniger ſchon bisher ber Fali 
gewefen ift". 

Ich frage, ob die Kammer ihrer Deputation 
in Bezug. auf den vierten Punkt beizutreten 
gemeint ift? — Einftimmig Ja, 

Der Iehte Antrag der Deputation bezüglich dieſes 
Theils des Berichts geht dahin: 

„Die Kammer Bo fich mit_diefen Mobdificationen 
für Beibehaltung der biöherigen Ephoraleinrihtung und 
unter Vorbehalt hier und da etwa nöthiger Abrundun⸗ 
en oder Ausgleihungen, im Wefentlichen auch für Bei⸗ 
Üsstkung der bisherigen Bezirke erklären”, 

Ich frage, ob die Kammer auch diefer Anſicht 
ihrer Deputation beizutreten gemeint iſt? — 
Einftimmig Ja. ' 

Somit wäre bie Abftimmung Uber $.. 74 erledigt, 


Referent Vicepräfident v. Briefen: 


$. 75. 
GSefehäftsfreis ber Superintendenten. ei 

Der Geſchaͤftskreis der Superintendenten ift ein dop⸗ 
pelter, — gewiſſe Gefdaͤfte allein und. felbftändig, 
andere als Mitglieder der Kircheninfpection mit einem welt« 
tiden Goinfpector zu beforgen haben. Die Superinten- 
denten bilden felbftändig für die inneren Angelegenheiten dev 
Kirche, welche den Gottesdienft, das Eirchlich-religiöfe Leben ° 
in den Gemeinden, die Beftellung und Führung der geift- 
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lichen und der anderen kirchlichen Aemter betreffen, jeder in 
feinem Sprengel, die erſte Inftanz. h A 

Ebenfo für das Unterrichtswefen in ben öffentlichen 
Volksfchuten und in Privatanftälten. 


Zu diefem Paragraphen find befondere Motiven nicht 
vorhanden. — Bu $. 75 hat die Deputation eine Er⸗ 
innerung nicht zu machen gehabt und. empfiehlt die unvers 
änderte Annahme. . " 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand in Bezug 
auf K. 75 das Wort ergreift, fo frage ich, ob die Kam⸗ 
mer auf Anrathen ihrer Deputation ben Daras 
graphen unverändert anzunehmen gemeint iſt? 
— Einſtimmig Ja. 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 


$. 76. 
Dfiegenheiten berfelben. 

Sie haben daher die Aufgabe, 

1) den Firchlichereligiöfen Buftanb der einzelnen Kirchens 
gemeinben in ion Sprengeln forgfältig zu beobach ⸗ 
ten und mit Umſicht und Zleiß zu fördern; 

2) daß die Haltung des Goftesbienftes, fowie bie Vers 
richtung aller Firchlichen Handlungen den allgemeis 
nen — und den Verordnungen ber Eiche 
lien Oberbehörden entfpreche, wahrzunehmen; 

3) die Geiftlihen und die niederen Kirchendiener, die 

Lehrer, auch die Candidaten der Theologie und des 

Schulamtes in Beziehung auf Amtöführung, Lehre, 

fittliches Verhalten und wiſſenſchaftliche Fortbildung 

zu beauffichtigen, auch die Gonferenzen der Geiſt⸗ 
lien und Lehrer, fowie die Gandidatenvereine zu 
leiten, die Amtöführung der Geiftlichen, der Kirchen: 
und Schuldiener durch Anweifungen I regeln mit 
dem Rechte, benfelben Verweiſe zu geben, die Auf- 

ficht über die Kirchenbuͤcher z 

ben gefammten Jugendunterricht in ben Elementars 

und Bürgerfcpulen, fowie in Privaterziehungs- und 

Unterrichtsanftalten, den Neligionsunterricht in den 

Gymnafien, Real: und Sacfouten zu überwachen; 

Ki früherer Bulaffung zur Gonfirmation, wo 

nicht ſchon der Schulvorftand folche genehmigen kann 

ng him Volksſchulgeſeh vom 9. Juni 1835) 

zu enfiren; 

5) Kirchen und. Schulvifitationen anzuftellen; 

6) für die gefegliche Berufung der Geiftlichen, der Lehe 
ver und ber anderen Kirchendiener zu. ſorgen; bie 
von Privatcolatoren defignirten Geiftlihen dem 
Dberconfiftorium, die befignirten Lehrer dem bes 
treffenden Conſiſtorium zu präfentirenz 

7) bie interimiftifche Verwaltung der. Kirchen- und Schul 
ämter, deren Inhaber abgegangen ober zeitweilig ber 
hindert find, zu ‚prbnen; wenn dazu bei einem geifts 
lichen Amte ein befonderer Vicar erforderlich ift, folchen 
von dem Hberconfiftorium zu erbitten. ie konnen 
den — auf acht Taͤge, den Lehrern auf vier 


Wochen Urlaub geben; R 
ie Geiflicen, die Lehrer und 
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8) die Proben, welche die 
anderen Kirchenbiener vor den Gemeinden abzulegen 
haben, zu veranftalten und zu leiten; b 





9) die Geiftlichen, die Lehrer und die niederen Kirchen, 
diener, welche zugleich ein Lehramt verwalten, zu 
verpflichten, die Geiftlichen im Auftrage des Ober 
zu orbiniren und in das Amt einzus 

ihren; 

10) neue Kirchen einzuweihen; 

11) Streitigkeiten, welche zwilchen den Geiftlichen, den 
Eehrern, den anderen Kirchendienern und den Ges 
meinden in’Angelegenheiten bes Amtes, in Beziehun; 
auf Cultus und Unterricht entftehen, durdy gütliche 
Vermittelung beizulegen;, 

12) bie Verwaltung der Bezirkö: und Specialcaffen für 
- bie Wittwen und Waifen ber Geiftlichen und Lehrer, 
fowie deren Grabecaffen zu leiten; 

13) den Verkehr zwifchen dem Eonfiftorum, beziehendlich 
dem Oberconfiftorium und den Geiftlichen zu ver⸗ 
mitteln und die von dem Oberconfiftorium und dem 
Eonſiſtorium ihmen ertheilten Aufträge zu vollziehen; 

14) am Schluffe jedes Jahres einen —— an das Con ⸗ 
ſiſtorium erſtatten, in welchem fie uͤber ihre Amts⸗ 
führung Rechenſchaft zu geben und über die kirch⸗ 
lichen Suflände ihres Sprengelö, über die Berufe 

thätigkeit und das Verhalten der ihnen — 

Geiflicgen und Lehrer ſich auszufprechen haben, uns 

ter Beifigung der verjchiedenen, befonders vorge 

ſchriebenen — über Verhaͤltniſſe ber kirchlichen 
und Schulſtatiſtik. 


Motiven find Hierzu nicht vorhanden. — Der Des 
putationsbericht fagt: 


Zu $. 76. 

Der Inhalt dieſes en entfpricht_mit einer 
einzigen Ausnahme der bereitö jegt geltenden —— 
und wenn ſich auch im Einzelnen manche Gelegenheit zu 
einer aa fo iſt doch darauf_zu gechnen 
daß die jedem Superintendenten ertheilte Snftruction den 
in allgemeinen Umriffen dargeftellten Pflichtenkreis diefer 
Kirchenbeamten näher beſtimmen werde. 

Nur ift zu erinnern, baß die von Privatcolatoren ber 
ſignirten Geiftlichen ſchon jegt nicht mehr bei dem Minifter 
tium bes Gultus, fondern bei der Kirchen und Schulbepu 
tation jeder Kreisdirection zu prafentiren find. Mit ide 
ficht auf die neue Einrichtung der Ober und Mittelbehörden 
würde daher zu Nr. 6 eine Veränderung Aa, werden, 
welche bie Deputation in folgender Faffung vorfchlägt: 

„bie von Privatcollatoren defignirten Geiftlichen und 
ehrer dem betreffenden Gonfiftorium zu präfentiven", 
und wird die Annahme des Paragraphen mit biefer Ber 

änderung anempfohlen. 


Königl. Commiffar Dr. Hübel: Ich erlaube nie nur 
eine Heine Bemerkung über die von der geehrten Dep 
tation vorgefchlagene Abänderung. Der Entwurf hat vor 
geſchlagen, daß die Defignation eines Geiftlichen vom Super 
intendenten unmittelbar beim Dberconfitorium angesigt 
werben foll, weil die Mittelinftanz jet dabei nichts weitet 
au thun hat, als bie Defignation an das Landesconfiftoriun 
abzugeben, wo die Prüfung des Defignivten ftattfindek- 
Das verurfaht einen unnöthigen Aufenthalt und deshalb 
wollte man hier das Gonfiftorium ganz übergehen. E20 
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Prüfung des Defignirten erfolgt, dann geht die Verordnung 
vom Oberconfiftorium an das Confiftorium, wie jetzt das 
Communicat des Landeöconfiftoriums an bie betreffende 
Mittelinftanz. Es kann auch die Einrichtung gefroffen wer- 
den, daß die Mittelinftanz gleichzeitig mit der Präfenta- 
tion an das Oberconfiftorium von der erfolgten Defige 
nation in Kenntniß gefegt werde. Aber zweckmaͤßiger er- 
dien es, die Defignation nicht durch diefe an das Ober 
confiftorium zu bringen, um allen Aufenthalt zu vermeiden. 


Neferent Vicepräfident v. Frie ſen: Nach der foeben 
abgegebenen Erläuterung würde allerdings die Deputation 
fi zu fragen haben, ob fie noch bei ihrem Antrage behar- 
von wolle? Ich meinerfeits bin wenigſtens bereit, von 
dem Gutachten abzugehen und ber Vorlage der Regierung 
beizuftimmen. 

Superintendent Dr. Lechler: Ih muß fagen, ich 
wäre für die Aufrechterhaltung des Deputationsgut- 
achtens aus dem Grunde, weil es doch eine geiftliche Stelle 
und einen Geiftlichen- betrifft, der Fünftig unter die Auf 
ſicht des Bezirksconfiftoriums geſtellt wird, wo es fehr in 
der Sache zu liegen feheint, daß num Alles Das, was von 
Anfang an auf die Befegung biefer Stelle ſich bezieht, 
durch diefe Mittelbehörde gehe. 


Präfident v. Schönfeld: Ich bitte, daß Herr v. Rd 
mer fich erklaͤre. 5 J 


Rittergutsbeſitzer v. Roͤmer: Ich habe mich der Anſicht 
des Herrn Referenten angeſchloſſen. 


Kammerherr v. Behmen: Man kann es auf die eine 
ober andere Weife machen, fo oder fo ift es Fein großer 
unterſchied. Ich glaube, man kann fich für den Regierungs: 
entwurf erklären, 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint, daß die Depu« 
tation von ihrem Antrage zurückgeht und ihre Anfiht nun 
dahin gehe, $. 76 unverändert anzunehmen. Ich habe zu 
erwarten, ob Zemand darüber zu fprechen wuͤnſcht? 


Superintendent Dr. Lech ler: Ich finde nur im Augen» 
blicke die Stelle nicht; es fieht aber in unferem Deputas 
tionsbericht eine Stelle bei den Bezirfsconfiftorien, wo wir 
gerade das als eine Luͤcke vermißt hatten, was wir auch 
hier betreffs der Superintendenten in $. 76 notirt hatten. 
Nämlich es ift in der Verordnung vom 17. Auguft 1835, 
da bie Kreisdivectionen als Confiſtorialbehoͤrden noch: neu 
waren, auch fo geordnet worden, daß bie Präfentation 
der Geiftlichen von dem Superintendenten unmittelbar an 
das. Landesconfiftorium gehen folte. Man hat fih aber 
bald überzeugt, daß es doch nicht ganz angemeffen fei, 
hierbei die Mittelbehörbe zu übergehen und hat ſchon durch 
Verordnung vom 15. December 1835 die Sache corrigirt 
und angeordnet, daß die Präfentation in ber Negel durch 





die Gonfiftorialbeförde gehen folle. Aus biefem Grunde 
wäre ich fir Beibehaltung des Deputationsgutachtens. Ich 
weiß auch, daß man in den Kreisdirectionen wuͤnſcht es 
möge bei dem, was durch bie Verordnung vom 15. Des 
cember 1835 in Abänderung der Verordnung vom 17. Auguſt 
1835 eingeführt worden ift, fein Bewenden haben. 


Präfident v. Schönfels: Es will alfo der Herr 
Superintendent bei dem Deputationsgutachten beharren? 


Superintendent Dr. Lechler: Ich Habe mich ſchon 
vorhin auf die Anfrage des Herrn Präfidenten in diefem 
Sinne ausgefprochen. 

DPräfident v. Schönfeld: Es ging das aus dem, 
was ber Redner vorhin erwähnte, nicht fo ganz beutlich 
hervor. = 

Superintendent Dr. Lechler: Ich fiche jegt allein im 
der Deputation, da die Übrigen Deputationsmitglieber ſich 
für die Negierungsvorlage erflärt haben und ich allein am 
dem Deputationsgutachten fefthalte. 

Präfident v. Schönfels: Die Sache fteht jegt for 
Die Majorität der Deputation hat ihren Antrag fallen 
laſſen; Here Superintendent Dr. Lechler aber hält dieſen 
Antrag aufrecht. 

Referent Vicepraͤſident v. riefen: Die Stelle, auf 
welche fich ‚Herr Superintendent. Dr. Lechler bezog, befindet 
ſich auf Seite 273. unfered Berichts, wo gefagt wird: 

iernächft macht die bei $. 76 Nr. 6 vorgefchlage 
ee 2 einen Sapıe wegen gene 
tion ber von Privatcollatoren defignirten Geiftlichen nothe 
wendig, weshalb bie Deputation vorfchlägt, zwifchen Nr. 5 
und 6 einen Sag folgenden Inhalts einzufchalten: wegen 
der Präfentation der von Privatcollatoren befignirten Se 
lichen an dad Oberconfiftorium Bericht zu erftatten“, 

Es war ganz natürlich, daß, wenn wir bei $. 76 ben 
Vorſchlag brachten, wir ihm aud bei $. 81 wieberholen 
mußten; wenn .aber das Cine nicht nöthig ift, fo iſt es 
auch das Andere nicht. Ich für meine Perfon habe bie 
Anſicht von der Sache, daß dad eine reine Behoͤrdenſache 
iſt und. daß jede Behörde das Recht haben muß, ihre Ein⸗ 
richtungen fo zu bilden, wie fie dem Gefchäftögange ent» 
forechen, wenn dadurch nicht wefentliche Nechte oder In⸗ 
tereffen beeinträchtigt werden. Nun handelt es ſich aber 
hier blos um die Anzeige einer Defignation und zu welchem 
Zwecke? daß der Deſignirte von dem Oberconfiftorium ges 
prüft werde und nach vollendeter Prüfung die Anordnung 
erlaffen wird, daß wegen feiner Einführung und Confir⸗ 
mation das Nöthige veranftaltet erde. Iſt diefe Prüfung 
vorbei und diefe Verordnung gegeben, fo. wird das Obere. 
confiftorium nicht unferlaffen, das: Gonfiftorium und ben 
Superintendenten zugleich in Kenntniß zu feßen, alſo zu 
feiner Beit erfährt das ‚Gonfiftorium, was es zu wiſſen 
braucht und anzuordnen hat. Ich muß geftchen, wen 
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die Behörde diefe Einrichtung für beffer, wünfchenswerther 
Hält, fo haben wir feinen Grund, dem zu widerſprechen. 
Bir hatten den Vorſchlag nur gemacht, weil uns verſichert 
wurde, daß die Einrichtung fo wäre und glaubten, daß 
in der Faffung ein supervisum enthalten fei. 


Dberhofprediger Dr. Liebner: Ich wollte mir nur zu 
bemerken erlauben, daß der Sinn der Vorlage vorzüglich 
auf das Eramen ſich bezieht, damit naͤmlich der Defignat 
rechtzeitig eraminirt würde. Wir haben im Confiftorium 
in jedem Monat ein Defignateneramen; wir laffen bie De- 
fignaten dazu fih anfanimeln. Nun kann es kommen, 
daß Einer defignirt ift und es hat Eile mit der Befegung. 
Da ift es hoͤchſt erwuͤnſcht, daß das Oberconfiftorium dies 
erfährt, fo bald als mögli;.bann wird es vielleicht den 
Defignirten früher als fonft zum 'Eramen citiren und fo 
den Eintritt ind Amt befchleunigen koͤnnen. Dies ift 
hauptfächlid der Grund, warum fogleic Anzeige zur hoͤchſten 
Stelle gewuͤnſcht wird. 


Kammerherr v. Metzſch: Nah Punkt 7 in $. 76 
Tonnen die Superintendenten den Geiftlichen auf acht Tage 
und ben Lehrern auf vier Wochen Urlaub ertheilen; nach 
$ 81 iſt die Grtheilung weiteren Urlaubes dem Conſiſto⸗ 
rium und nad) $. 86 dem Eultusminifterium vorbehalten. 
Ich follte aber meinen, daß man hier unbedenklich die Ur» 
laubsertheilung in eine einzige Hand legen koͤnnte und 
zwar in die des Superintendenten, indem er Derjenige ift, 
der am Beſten beurtheilen Fann und wird, ob den betreffen. 
den Geiftlichen oder‘ Lehrern der Urlaub zu ertheilen ift 
ober nicht. Dadurch wird aber jedenfalls der Biwed erreicht 
werben, daß unnöthige, zeitraubende Schreibereien und 
Berichterſtattungen vermieden werben. Bevor ich jedoch 
einen «hierauf bezüglichen Antrag und zwar denjenigen 
fiele, der in dem Zwiſchendeputationsbericht der Zweiten 

“ Kammer enthalten ift, wäre ed mir erwünfcht, zuvoͤrderſt 
Seiten der hohen Staatöregierung zu vernehmen; ob gegen 
die. von mir ausgeſprochene Anſicht befondere erhebliche 
Bedenken obwalten? 


Vürgermeifter Hennig: Ich wollte mir nur eine An: 
frage an den Heren Referenten erlauben, und das ift die, 
ob nach dem Vorfchlage der Deputation bei Punkt 6 die 
erften Worte ftehen bleiben: „Zür die geſetzliche Berufung 
ber Geiftlichen, der Lehrer und ber anderen Kirchendiener 
zu ſorgen“? 

Referent Vicepraͤſident v. Frie ſen: Das paßt nicht. 
Der vorgeſchlagene Satz ſteht Seite 268 des Berichts oben. 


⸗ Bürgermeifter Hennig: Mir ſcheinen die Worte: „für 
die geſetzliche Berufung” etwas undeutlich zu fein; denn 
dafür hat doch der Collator zu forgen, der Superintendent 
hat doch wohl nur die Aufficht zu führen, daß die Be 
rufung in gefehlicher Weife erfolgt. Iſt das der Sinn, 


—— 
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wie id) glaube, fo wäre es wohl rldhtiger, wenn that den 
Sag auch fo gefaßt hätte. Indeffen würde ich mich mit 
einer einfachen Erläuterung begnügen. 

Staatöminifter Dr. v. Faldenftein: Die Auffaſſung 
iſt ganz die des Miniſteriums. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Es ſcheint Niemand wela 
ſprechen zu wollen? 


Kammerherr v. Metzzſch: Da ich eine Auskunft weder 
von dem Herm Miniſter, noch von den Herren Commiſ⸗ 
faren erhalten habe, fo überreiche ich hiermit dem Herm 
Präfibenten den angekündigten Antrag und bitte, barauf bie 
Unterftügungöfrage an die hohe Kammer zu richten. 


Präfident v. Schönfeld: Herr v. Metfch reicht für 
eben folgenden Antrag ein, zu Punkt 7 in $. 76, wo es 
im Entwurfe heißt: 

„Sie können den Geiftlichen auf acht Tage, den 
Lehrern auf vier Wochen Urlaub geben”, 

Der Antrag geht dahin, diefe Worte anders zu faſſen 
und zwar folgendermaßen: 

„Sie können den Geiftlichen ebenfo, wie den Leh— 
tern, foweit nöthig, Urlaub ertheilen“. 

Sofern der Here Antragfteller feinen Antrag nicht 
weiter motiviren will, würde ich fogleich die Unterftügungd 
frage darauf richten. Die Kammer hat den Antrag. vers 
nommen und ich frage, ob fie denſelben unterfügt? — 
Hinreidend, 


Staatöminifter Dr. v. Falfenftein: Nachdem ich den 
Antrag genau vernommen habe, ben Herr v. Metich ger 
ſtellt Hat, muß ich mir doch erlauben, darauf aufmerkſam 
zu machen, daß er auch fein Bedenkliches hat. Nämlich 
es iſt jest in diefem Punkte 7 eine beflimmte Friſt geger 
ben, bis zu welcher der Superintendent den Geiftlicen und 
Lehrern Urlaub geben Tann, in anderen Fäallen hat jest 
die Kreißdirection oder refp. das Minifterium, namentlich 
wenn es fi um Urlaub für das Ausland handelt, Urlaub 
geben müffen. Und das hat ſich nicht nur bewährt, ſon⸗ 
dern es iſt fogar die Maafregel dringender hervorgerufen 
worden durch die in neuerer Zeit beinahe gar zu häufig 
gewordenen Reifen der Geiſtlichen fowohl, als der Schul 
lehrer und es würbe in hohem Grade debenklich fein, wenn 
die betreffende Gonfiforialbehörbe nicht einmal erfihre, ob 
das geiftliche Amt oder das Lehramt auf ſechs oder acht 
Boden, oder nad) Befinden auf noch längere Beit ders 
waiſt wäre ober nicht. Es iſt allerdings ein folcher Fall 
vorgekommen, wo fogar ein folcher Firchlicher Beamter auf 
länger als ein Jahr beurlaubt worden war und bie oberſte 
Behörde hatte gar Feine Kenntniß davon erhalten, wo der 
Mann ſich befinde. Es iſt ſicher nicht wünfchenswerth, 
daß dies begünftigt werde; es kommt aber noch Folgendes 
hinzu: Es find in meuerer Zeit fo außerordentlich viele 





621 


Veranlaffungen zu ſolchen Reifen, daß es gewiß im Ins 
tereffe der Kirche und Schule fehr zu wünfchen ift, daß 
diefe Neifen doch nicht zu fehr erleichtert werden. Ber 
denen Sie, meine Herren, die Miffionsvereine, die Guftavs 
Adolph-Bereine, Singvereine, Lehrerverfammlungen, dienicht 
blos im Auölande, fondern auch im Inlande, nicht blos 
in großen, fondern auch in kleinen Bezirken ffattfinden! 
Benn wir nım dem Einzelnen das Reifen gar zu fehr er- 
Teichtern, fo wird feine Gewiffenhaftigkeit auf eine gar zu 
farfe Probe geftelt und ich glaube, das Spatium, welches 
in biefem Punkte bereits dem Superintendenten gegeben 
iſt, ift mehr als ausreichend, um irgend Etwas, das einer 
Härte aͤhnlich fehen Könnte, zu vermeiden. Man muß 
billig fein und wuͤnſchen, daß auch die Geiſtlichen und Lehe 
ver ſich von Beit zu Zeit erholen Binnen, ja auch an folden 
gemeinfamen Berathungen und Befprehungen und felbft 
an Vergnügungen Theil nehmen. Es ift das in der 
Billigkeit begründet; aber mit Vorſicht muß das auch in 
Ruͤckſicht auf die Pflichten der Geiftlichen und Lehrer ges 
handhabt werden. Darauf allein gründet fich diefe Be 
ſtimmung, die ohne alle Schwierigkeit bis jegt in der vor- 
geſchriebenen Weife zur Anwendung gebracht worden ift. 


Kammerherr v. Mesfch: Nach den von dem Herrn 
Staatöminifter vernommenen Aeußerungen habe ich die 
Ueberzeugung gewonnen, daß mein Antrag zu weit geht, 
obwohl er gut gemeint if. Ich bitte daher um die Er- 
laubniß, ihn jet zurückziehen zu dürfen in ber Vorauss 
fegung, daß er in ber Zweiten Kammer vieleicht in etwas 
befchränkterer Weiſe wieder auftauchen wird, 


Präfident v. Schönfeld? Die Kammer hat vernom . 
men, daß ber Antragfteller den von ihm geftellten Antrag 
zurhdzuziehen gemeint ift; die Kammer hat darein au wils 
ligen und ich frage, ob fie dies zu thun gemeint iſt? — 
Einftimmig Ja. 

Superintenbent Dr. Lechler: Obwohl Herr v. Metzſch 
feinen Antrag zurüdigezogen hat, wird es doch erlaubt fein, 
nod etwas Über die Urlauböfrage zu fagen.- Was dad 


Reifen ind „Ausland“ betrifft, fo führt das wirklich oft bei 


unferen Berhäftniffen zu Eimwas, das man nicht wollen 
Tann. 3,8. wenn bei und in Leipzig, wo wir fo nah) 
an der Grenze find, Jemand, ber unter meiner Inſpection 
ſteht, nad) Halle reifen und dort übernachten will, fo koͤnnte 
fh ihm den Urlaub nicht ertheilen, aud die Confiftorial- 
behoͤrde nicht, fondern nur das Minifterium. Ich bin 
felbft in dem Falle gewefen, daß ich einmal um Urlaub bat, 


au einer durch Pietät dringend gebotenen Reife nah Wuͤr⸗ 
temberg, bei der ich in der That Feine volle viermal 24 
Stunden abwefend war; aber die Kreiödirection in Leipzig 
war nicht im Stande, mir Urlaub zu ertheilen, fondern fie 
mußte fih an das Minifterium wenden. Da Fönnte doch 
eine Erieichtetung in der Weiſe flattfinden, daß die Confi- 
fiorialbehörden für eine gemeffene Friſt von etwa 1 Mode 
Eraubniß geben koͤnnten, in das beutfche „Ausland“ zu 
reifen. 

Staatsminifter Dr. v. Falken ſtein: Es ik möglich, 
daß ſich dann vielleicht hier und da noch eine Mopification 
treffen laffen wird; die Sache fheint aber wirklich von Feiner 
großen Wichtigkeit zu fein. 

Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter über 
$. 76 zu fpredjen begehrt, fo ſchlleße ich die Debatte unter 
Ertheilung des Schlußwortes an den Herrn Referenten. . 
Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Ih verzichte 
darauf. r 
"Präfident v. Schönfeld: Im Betreff der Abftims 
mung bürfte wohl folgendermaaßen zu verfahren fein. Es 
befteht nämlich immer noch ein Antrag der Deputationz 
wenn er auch nicht von der Maojorität derfelben ausgeht, 
fo ift er doch von einem ihrer Mitglieder geftellt worden 
und ich werde deshalb eine Frage darauf zu richten haben. 
Mit Vorbehalt derſelben werde ich daher zunächft' über 
$. 76 abftimmen laſſen und frage: ob die Kammer bem 
Antrage der Deputation gemäß $. 76 in unver» 
änberter Weiſe anzunehmen gemeint if? — Ein 
fimmig Ja. P 

Der Herr Superintendent Dr. Lechler wuͤnſcht, daß 
bei Punkt 6 des Paragraphen eine Aenderung eintreten 
möge und zwar bahin: „die von Privatcolatoren deſignir⸗ 
ten Geifttichen und Lehrer dem betreffenden Conſiſtorlum 
zu präfentiren”, natürlich mit Wegfall der Stelle, welche 
im Entwurf ſteht. Ich frage nun, ob die Kammer 
diefen Antsag zu dem ihrigen maden will? — 
Mit 29 gegen 4 Stimmen abgeworfen. 

Dadurch Hat fich die Abftimmung über diefen Parar 
graphen erledigt. 

Meine Herren, bie Beit ift zu weit vorgeruͤckt, ich 
proponire baher den Schluß der heutigen Sigung, lade 
Sie aber ein, Sich morgen um 11 Uhr hier wieder einzus 
finden Behufs der Fortfegung des eben abgebrochenen Bes 





rathungägegenftandes. Die Sigung ift gefchloffen. 
(Schluß der Sigung 2 Uhr 20 Minuten Nachmittags.) 





Nedacteur 5. Meinhold, Seeretär im Koͤnigi. Minifterium des Innern. — Druck von B. ©. Teubner in Dredben. 
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Dreiundzwanzigfte öffentlihe Sitzung ber 
Erfien Kammer am 15. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung bed Protokolls. — Entſchuldigung. — Bortgefegte 
Berathung des Berichts der Zwiſchendeputatlon uͤber den 
Entwurf einer Kirchenordnung für die evangelifch-Tutherifche 
Kirche des Koͤnigreichs Sachfen, und zwar über bie 66. 77 
bls mit 80, 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 25 Minuten Vor⸗ 
mittags in Unwefenheit von 35 Kammermitgliedern, fowie 
in Gegenwart des Herrn Staatöminifters v. Falken ſtein 
and der koͤnigl. Commiffare Geh. Raths Dr. Hübel und 
Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert. 


Präfident v. Schönfeld: Here Seeretär Wimmer 
wird die Guͤte haben, das Protokoll der legten Sitzung zu 


verleſen. Gelchieht) 

Hat Jemand gegen dieſes Protokoll etwas einzu 
wenden? 

Konigl. Commiſſar Dr. Hübel: Eine von mir zum 
$. 78 gemachte Bemerkung ift im Protokoll fo wieder ge 
geben: „das Gonfiftorium habe in der Regel Nichts weiter 
zu thun gehabt, als bie Defignation der Geiftlihen an dad 
Dberconfiftorium abzugeben”; es wird aber heißen müffen: 
ndie Kreisdirectionen haben weiter Nichts zu thun, als 
die Deſignation an das Landesconſiſtorium abzugeben”. 


Secretaͤt Wimmer: Ich werde es ſogleich entſprechend 
abändern. 


Präfident v. Schönfeld: Hat Jemand weiter gegen 
die Faffung des Protokolls etwas zu erinnern? Bo nicht, 
fo ift daffelbe als genehmigt anzufehen. Die Mitvollziehung 
ftcht heute den Herren Nittner und v. Römer zu. 

(Die Mitvolziehung erfolgt.) 

Auf der Negiftrande befinden fi heute Feine Num: 
mern; hingegen habe ich den Herrn v. Noſtiz Walwig 
wegen Unwohlfeins für heute und vieleicht auch für bie 
nächfte Sigung zu entfihuldigen. 

1.8. E. Abonnement.) 


Wir fönnen zur Tagesordnung übergehen und 
habe ich den Freiherrn v. Frieſen zu erfuchen, dem weis 
teren Vortrag zu geben des Berichtes über den Entwurf 
diefer Kirdenorbnung. 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: 


o. 
Bon ben Kircheninſpectionen. 
$. 77. 

Gefcjäftäfreiß der Rirceninfpectionen, a) im Allgemeinen, 

Die Kircheninfpection iſt die erſte Inſtanz für die 
Außern kirchlichen Angelegendeiten und für alle ftreitigen 
tirlichen Verwaltungs ſachen Es bildet diefelbe der Super 
intendent mit dem Gerichtsamtmann ($. 6 des Geſetzes 
vom 11. Auguft 1855), in den Stävten, wo bem Gtadt« 
rathe bisher ſchon die weltliche Coinfpection zugeftanden hat, 
der Euperintendent mit einem rechtoͤgelehrten Mitgliede des 
Stadtrathes. 

Die Motiven lauten: 

Bu Lit. C, 
h zu s 77 und 78, 

Die Kirheninfpection war urſpruͤnglich nur eine aufs 
fehende Behörde, welche nicht felbft zu entfcheiden, fondern 
die Sachen nur zur Entfcheitung vorzubereiten und lehtere 
der Gonfitorialbehörde au überlaffen Yatte Seit der Eins 
— des Adminiftrativjuftigverfahrens bildete fie in fireis 
tigen Verwaltungdfachen die erfte Inſtanz. Die vorliegen« 
den Beftimmungen machen fie zur erften entfcheidenden Ins 
ftanz in allen äußeren Verwaltungsſachen, woburd der 
Geſchaͤftsgang wefentlich erleichtert werden wird. 

Der Bericht fagt: 

Auch gegen 


. 77 
konnte ein Einwand nicht erhoben werben, es wird baher 
die Annahme diefed Paragraphen angerathen. 

Präfident v. Schönfeld: In Betreff dieſes Paras 
graphen ift foeben durch Herrn Landesbeſtallten Hempel ein 
Antrag eingereicht worden; derſelbe beabfichtigt am Schluffe 
de3 Paragraphen noch hinzuzufügen: 

„Gehört der Gerichtsamtmann ber evangeliſch-luthe · 
riſchen Gonfeffion nicht an, fo ift wegen deſſen Vertres 
tung im Allgemeinen ober für den einzelnen Fall von 
dem Kirhenregiment Beftimmung zu treffen. 

Ich habe den Herrn Antragfteller zu erſuchen, fofern 
er es beabfichtigt, diefen Antrag zu motiviren. 

93 
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Landesbeſtallter Hempel: Obſchon anzuerkennen iſt, 
daß der groͤßte Theil der Bevölkerung unſeres Landes vor- 
wiegenbtevangelifch-Tutherifch if, fo iſt doch die Bemerkung 
nicht zu unterdrüden, daß die vorliegende Lirchenordnung 
der Thatſache, daß ber evangeliſch⸗lutheriſchen Confeſſion ein 
anderer Theil der Bevoͤlletung und namentlich auch ein 
Theil derjenigen Perfonen, die mach der Vorlage berufen 
find Big Hug auf die Ausführung der vorliegenden Kir- 
henordnung irgend eine Thaͤtigkeit zu äußern, nicht anges 
hört, keineswegs genügfame Rechnung getragen hat. Um 
dieſe Bemerkung zu belegen, erlaube ic) mir beifpielöweife 
auf · das erſt in den jüngften Tagen berathene Kapitel über 
big, Spnobe Bezug zu nehmen. In dem über die Zuſam⸗ 
menfegung der Synode handelnden $. 61 ift beftimmt, 
daß zu derfelben von ben. Kreis: und Provinzialftänden 
5 Kirchenpatrone gewählt werden follen. Zweifellos wird 
Hein katholiſcher Kirchenpatton gewählt werden ; aber daß 
das active Mahhtetht, mögen auch die Wähler in ihrer Ma- 
jorität der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche angehören, nicht 
ausdrhcküich auf le diefer Kirche angehörigen Stände bes 
ift, ſcheigt mit umfoweniger correct zu fein, als 
) len "zuieilen eine Stimme entſcheidend iſt. Ich 
habe ‚mich ‚nicht bewogen gefunden, bei $. 61 eine Bemer⸗ 
Tung’darhber zu machen, Eomme aber jegt darauf zu, da 
img." 77:0he Allgemeinen beftimmt ift, daß der Supers 
intenbent hit‘ ber Gerichtsamtmann die Kircheninfpection 
bitden fol. Dagegen, daß die Kircheninfpection aus jenen 
beiden für die Erblande- zufammengefegt werde, will ich 
Feine Erinnerung machen; denn es iſt eine hier feit langer 
Beit beftehende Einrichtung, daß bie Kircheninfpection von 
terobtigkeit und dem Superintendenten gebildet wird. 
it dieft'Eintichkuhig durch das Gefeg vom 11. Auguft 
von Neyem fanktioniet worden und kann man viels 
Teiche, die Behauptung aufſtellen, daß feit diefer Beit in 
den Nichlichen Verfaſſungszuſtaͤnden infofern eine Veraͤn⸗ 

t ift ais infolge der Aufhebung der Pas 
chpBahteit dirjenige Einfluß der Gollatoren -auf 
die Eirchlichen Angelegenheiten, den diefelben früherhin durch 
den von ihnen gewählten, mit dem Superintendenten bie 
Kircheninſpection bildenden Gerichtöverwalter äußerten, ger 
ſchwunden ift, fo mitt id doch, wie gefagt, dies nicht 
weiter erörterh „unb Ybänderungen ober Bufäge in biefer 
Richtung nicht beanfprucen. Nothwendig hat mir bagegen 

m Enwurfe enthaltene allgemeine Ber 

fitnmttig? bag ·here Gerichts amtmann mit dem Superinten« 
benteh'die Sirehekttifpkttiont’bilden folle, mit Rücficht darauf 
eine Einſchraͤnkung erfahte;"daß doc, nur ein der evange, 
Ürg stttheitgegen : Cohfeffion'zugethaner Gerichtsamtmann 
welttichen Coinſpectors ausüben Tann. Cs 






























; Klee tzt werden koͤnnen, daß diefe 
jew & ke alt onfeffion zugethaner Ger 


iſſion einer evangelifchen 


Kirchengemeinde in kirchlichen Angelegenheiten unter einem 
katholiſchen Kircheninſpector ſcheint mir aber zur Schonung 
des Gefuͤhls der Gemeinde für ihre Confeſſion und deöhath 
nicht zuläffig zu fein, weil von einem folden warmes In: 
tereſſe für die Angelegenheiten ber evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche weder angenommen, noch verlangt werden kann, 
auch eine völige Unbefangenheit, namentlich wenn katho. 
lifche Intereffen mit evangelifchen collidiren, nicht vorhan⸗ 
den fein möchte. Nun koͤnnte man wohl fagen, es fei 
felbftverftändlich, daß ein Fatholifcher Gerichtsamtmann nicht 
die weltliche Coinfpection über eine evangelifcheTutherifc—he 
Kirche bilden koͤnne und ich felbft möchte dies glauben; 
indeffen praftifche Erfahrungen laſſen mir es nicht voͤlllg 
unnöthig erfcheinen, dies ausdruͤcklich auszuſprechen. Id 
erinnere hierbei baran, daß bei den einzelnen Gerichtsaͤm⸗ 
tern eine collegiale Verfaſſung nicht flattfindet, fondern 
daß der Amtmann die einzige befchließende Perfon ift, und 
daß der Fall, daß in Stellvertretung des Gerichtsamtmanns 
Affefforen oder Actuare gewiffe Gefchäftszweige vorzugss 
weife bearbeiten, nur ausnahmsweife bei größern Gerichte 
ämtern vorfommt. Es kommt aber gerade nad) meinen 
Erfahrungen bei Meinen Gerichtsämtern vor, daß ber Amt 
mann ber fatholifchen Gonfeffion angehört. Fuͤr folde 
Fälle dürfte es zweckmaͤßig fein, eine Beftimmung im $. 77 
ganz allgemein dahin zu treffen, daß das Kirchenregiment, 
bafern der Gerichtsamtmann ber evangelifchslutherifchen Gons 
feffion nicht zugethan jei, wegen deſſen Vertretung im Alls 
gemeinen ober für den einzelnen Fall Beftimmung zu 
treffen habe. Diefe Beftimmung ift, wie ich glaube, für 
das ganze Land von Intereffe, einfchließlich der Laufih 
und zwar für Iehtere in erhöhtem Maaße, deshalb, weil 
ſich die Mehrzahl katholiſcher Gerichtsamtmänner bort ber 
finden dürfte und wohl auch ferner dort ‚befinden wird. 
Nun kennt zwar die Laufig Feine Kircheninſpectionen der 
$ 77 fg. dargeſtellten Art; allein die Gerichtsaͤmter con: 
curriten im der neueften Zeit auch bei der Verwaltung ber 
lirchlichen Angelegenheiten und es ift ber Ausbrud „Kit 
SHeninfpection” da gebräuchlich worben, wo man in früher 
ver Zeit bios von Collatoren und fpäterhin von Collatur⸗ 
gerichten und Collaturbehörden ſprach und es wuͤrde eine 
analoge Anwendung einer Beftimmung ber gedachten Art 
auch Hier P lag ergreifen Eönnen. , 


Dräfident v. Shönfels: Die Kammer hat den An 
trag des Herrn Landesbeſtallten Hempel vernommen, der 
dahin geht, zu $. 77 am Schluffe anzufügen: 

‚Gehört der Gerichtsamtmann der evangelifc 
Tutherifehen ‚Confeffion en an, fo ift wegen deſſen 
Bertretung im Allgemeinen oder für dem einzelnen Sal 
von dem Kirhenregiment Beftimmung zu treffen.” 

Wird diefer Antrag unterflügt? — Sahlreich. 

Königl. Commiſſar Dr. Hübel: Ich Habe dem Ar 


en 
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trage des Herrn Abg. Hempel Nichts entgegenzuftellen, 
fondern nur zu bemerken, daß dasjenige, was er wünfcht, 
der zeitherigen Praxis entfpricht. Ich erinnere mich zweier 
Faͤlle, wo flatt der Fatholifchen Gerichtsamtsleute ein ander 
res Mitglied des Gerichts mit den kircheninſpectionellen 
Geſchaͤften beauftragt worden ift. 

Referent: Vicepräfident v. Friefen: Die Bemer- 
tungen und der Antrag des Heren andesbeftallten Hempel 
find im Allgemeinen ganz richtig. Indeß ift auch in der 
Deputation diefe Frage erwogen worden und wir hatten 
Gründe, einen ähnlichen Antrag nicht zu ſtellen ; freitich 
— das gebe ih zu — hätten wir dann wohl nöthig ges 
habt, diefe Gründe im Berichte felbft etwas näher zu ent- 
wideln. So nothwendig naͤmlich eine derartige Beſtim⸗ 
mung auch fcheinen möchte, fo haben wir doch zuerft beruͤck⸗ 
ſichtigt, daß es fich bei der Thätigkeit der Kircheninfpection 
hauptfählih um aͤußere Kirchenangelegenheiten handelt 
und daß auch ein Fatholifcher Gutöbefiger Patron fein und 
Patronatds und Collaturrechte ausüben kann, verſteht ſich, 
foweit fein Recht eben nicht in wirkliche innere Fragen eine 
greift. Nun aber läßt ſich auch wieder einwenden, daß in 
ber zweiten Zeile auch von flreitigen kirchlichen Verwaltungs⸗ 
fachen die Rede ift und hier Pönnen allerdings auch innere 
Angelegenheiten eingreifen. 8 zeigt ſich auch bei $. 78 
bei Punkt 1 und 10, wonach die Kircheninfpection die Did: 
ciplinargewalt über die niederen Kirchendiener zwar hat, 
Disciplinarunterfuchungen gegen bie Geiftlichen zwar auch 
führen ſoll, aber Strafen über diefelben nicht erfennen darf. 
Daffelbe ift nachher in auögebehnterer Weife der Fall bei 
Punkt 10, wonad der Kircheninfpection die Entſcheidung 
aller Streitigkeiten zwiſchen Kirchengemeinden, namentlich 
auch über Taufe, Aufgebot, Trauung und Beerdigung zur 
ſteht und gerade hier Können fehr leicht innere Fragen ein- 
lagen. Man hat aber geglaubt, daß für ſolche Fälle 
ſchon geforgt wäre, wie auch der Königliche Herr Com- 
miffar bereits erwähnt hat; denn obgleich es hier heißt, 
daß der Superintendent mit dem Gerichtsamtmann bie 
Kircheninfpection bildet, fo verſteht es ſich dod von ſelbſt, 
daß, wenn ſolche Fragen vorkommen und der Gerichts · 
amtmann einer andern Confeſſion angehört, die Conſiſto- 
tialbehörde den erften Gerichtsactuar, der doch allemal 
mit dem Richtereide belegt iſt, mit Auftrag verfehen 
wuͤrde, oder auch einen andern Actuarius für dieſen ſpe⸗ 
ciellen Fall in Pflicht nehmen koͤnnte. Weil wir alfo 
geglaubt haben, daß gegen jene Bedenken ſchon Hinläng« 
liche Vorſichtsmaaßregeln vorhanden find, fo haben wir 
einen berartigen Antrag nicht für noͤthig gehalten; foll 
indeß einmal Alles gefchrieben und auögedrüdt werben, 
fo Fann auch dieſe Beſtimmung Hier mit aufgenom ⸗ 
men werben. 

Nittergutsbefiger dv. Römer: Nur in Bezug auf 
einen Punkt, deffen der Herr Antragfteler bei feiner Mor 
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tivirung Erwähnung gethan hat, habe ich zu gedenken, 
daß nach $. 63 der Kirchenordnung diejenigen Pattölie, 
welche auf den Kreiötagen zur Synode gewählt werden 
follen, der evangelifchelutherifchen Kirche angehören möffe t: 

dl 
Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand wel⸗ 
ter dad Wort zu verlangen. Ba 





Bürgermeifter Dr. Koch: Nur zu einer ganz kurzen 
Bemerkung erbitte ich mir das Wort. Ich habe meine 
Bedenken gegen die Zuſammenſetzung ber Kircheninfpectiom 
bereits ausgefprochen; mich aber beſtimmter Vorfchläge in 
diefer Beziehung enthalten und geglaubt, daß bie fpecielle 
Debatte über diefen Paragraph zu ſolchen führen Fönnte, 
Ich habe mich daher damit zu begnügen, durch meine Ab: 
fimmung meine abweichende Anficht zu erkennen zu geben. 
Einen Punkt glaube ich aber doch nicht unerwähnt laſſen 
zu dürfen, obgleich ich auch nicht annehmen kann, daß er 
irgend welche praftifche Folgen haben werde. Sie wiffen, 
daß in der Zwiſchendeputation der Zweiten Kammer ein Ans 
trag auf Wegfall der Bezirksconfiftorien geftelt worden if. 
Benn ih mid nun in der Hauptſache damit einzuver- 
fiehen habe, namentlich) auch damit, daß das ganze Schuls 
weſen bei den Kreiöbirectionen in ber mitteln Inſtanz vers 
bleiben und in der oberften Inftanz nicht an das Con» 
fiftorium, fondern an das Cultusminiſterium verwiefen 
werben foll, fo erlaube ich mir doch, hier zu bemerken, daß, 
wenn man irgend wie glauben fönnte, der Antrag ber 
Bwifchendeputation der Bweiten Kammer werde in unferer 
Kammer Anklang finden, es dann principiel wohl gerathen 
fein dürfte, die Frage: ob die Bezirksconſiſtorien errichtet 
werben follen? als eine präjubiciele zu behandeln und zur 
Abftimmung zu bringenz denn würde diefe Frage verneint, 
fo würde ber ganze $. 78, da er bie Befugniſſe ber Kirchene 
infpection zufammenfaßt, einer neuen Redackion zu unters 
werfen fein. Ich habe dies nur als allgemeine Bemerkun⸗ 
gen nicht fowohl zu biefem Paragraphen, als überhaupt zu 
dem Kapitel über bie Kircheninſpection niederlegen wollen; 
ich ſtelle jedoch Feinen Antrag in der Vorausſetzung, daB 
der Antrag der Deputation der Zweiten Kammer einen 
praktiſchen Erfolg doch) nicht haben werde. 


Freier, v. Weld: Ich ann mich doch nicht ganz 
darüber zufrieden geben, daß bei dieſem Parapraphen auch 
nicht mit einer Silbe der früheren Bufammenfegung ber 
Kircheninfpection gedacht werden follte und muß meine 
Verwunderung ausfprechen, daß auch in den Regierungs— 
motiven nicht® darüber gefagt worben ift, während doch 
bis jet noch die Ueberzeugung fehr vielfältig beftand, daß 
die Patrone noch Mitglieder der Kircheninfpection feien, 
und darüber, daß fie es nach ber früheren Verfaſſung 
waren, gar fein Zweifel obwalten Tann. Es ift dies auch 





von der Staatsregierung gar nicht geleugnet worden, was 
98 + 
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aus Entſcheidungen, welche ich ſelbſt vom hohen Eultusr 
minifterium in diefer Beziehung erhalten habe, ganz deut: 
lich hervorgeht. Die ganze Sache, auf welche es hier 
eigentlich ankommt, ift die, daß die weltliche Coinfpection 
fruůͤher gewiffermaaßen von zwei Individuen audgelibt wurde, 
nämlich von einem Nechtögelehrten und von dem eigent- 
lichen Patron. Der Patron war ganz in derfelben Weiſe, 
wie das in feiner Stellung als Patrimonialgerichtshert ber 
Fall war, befugt, diejenigen Geſchaͤfte als Patron auszu 
üben, zu benen feine richterliche Befähigung gehörte, Das 
Hat fich allerdings mit dem Wegfall der Gerichtsbarkeit und 
nachdem bie Guföherren nicht idem judieialem mehr haben, 
geändert; — denn fo muß jet bekanntlich jebes Atteftat, 
welches ein früherer Gerichtöhere auf dem Lande einem 
feiner‘ Diener, wenn er abzieht, auöftellt, vom Dorfrichter 
beglaubigt werben, weil dieſer mehr dem hat, als fein 
Gutsherr. Aber troßdem koͤnnte doch die Einrichtung 
immer noch fo beibehalten ‘werden, daß der Patron die 
Geſchaͤfte der weltlichen- Goinfpection zu beforgen hätte, 
zu denen aber Feine vichterliche Befähigung gehört, und 
der Gerichtsamtmann biejenigen, zu denen eine folche 
Befähigung erforderlich iſt. Ich gebe zu, daß ed in 
manden Beziehungen zu Weitläufigkeiten führen koͤnnte; 
indeß würde dem mit gutem Willen abzuhelfen fein und 
ich Tann, wie ſchon bemerkt, mich nicht fo ohne Weiteres 
dabei beruhigen, daß nicht ein Wort darüber erwähnt 
werben follte, warum die Kircheninfpection jet blos aus 
dem Superintendenten und Gerichtsamtmann beftehen und 
der Patron gar nicht mehr zu felbiger gerechnet werben 
fol. Ich unterlaffe es jedoch, einen befonderen Antrag 
darauf zu ſtellen und will mich befdeiden, daß, wenn 
eine fo bedeutende Anzahl von Patronatöherren, als in 
diefem Saale verfammelt find, fich fo ohne Weiteres und 
ſtillſchweigend in dieſe Beftimmung ergeben, meine einzelne 
Stimme dabei ſchwerlich einen Effect machen würde. 


Präfident v. Schönfeld: Da Nimand weiter das 
Wort ergreift, fo ſchließe ich die Debatte bezüglich des $. 77 
und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort. 


Referent Vicepraͤſdent v. Briefen: Eswürde faft nicht 
nothwendig fein, noch etwas zu fagen, wenn Baron 
dv. Welt nicht einen Gegenftand zur Sprache gebracht 
hätte, der von der Deputation wirklich nicht uͤberſehen wor⸗ 
ben iſt. Gerade über den Character, die Rechte und den 
Wirkungskreis der Kirheninfpection, fowie Uber bie Wer: 
hältniffe des Patrons zu derfelben ift fehr viel geſptochen 
und auch geklagt worden. Wir ſind aber am Ende zu der 
ueberzeugung gelangt, daß etwas Anderes, als was wir 
zum Theil ſelbſt vorgeſchlagen haben und was der Geſetz ⸗ 
entwurf bier ausgefprochen hat, doch nit vorzufchlagen 
fe. Wenn id) daher big jetzt über bie Kircheninfpection 
gelämisgen habe und auch weiter noch geſchwiegen haben 


würde, fo folgt daraus nicht, daß ich auch in meinem In⸗ 
neren ſchweige, daß ich über die Kirheninfpection, ihren 
Wirkungslreis und über die Ucbergriffe, welche fie fi 
nach und nad; erlaubt hat, nicht auch meine Bedenken 
und fehmerzlichen Empfindungen hätte, was ich bereits bei 
anderer Gelegenheit ausgeſprochen habe. Ich will indep 
auf diefe ſchwierige Frage nicht eingehen; es würde ung 
dies in der That zu weit führen; denn man müßte auf die 
erfte Geſchichte unferer Kirchenverfaffung zuruͤckkommen 
und auf eine Menge. Einzelpeiten eingehen, wobei man 
wieder Manches überfehen koͤnnte, weil dazu vielfache Ber 
lege nothwendig find und man alles Material hierzu doch 
nicht auf Einmal in Bereitichaft haben kann. Die Webers 
zeugung aber werde ich nie verlieren, daß bie Kirchen 
infpectionen durch die Praxis im Laufe, ber Zeit den Kir 
chenpatronen gegenüber eine ganz andere und falſche Stel⸗ 
lung. eingenommen haben. Ich will nur an eine einzige 
Euriofität erinnern, daß nämlich bis gegen Ende des voris 
gen Jahrhunderts dad Wort: „SKircheninfpection” in uns 
feren „Kirchengefegen beinahe gar nicht vorkommt; baf im 
Jahre 1728, wie Weber erzählt, der Kirchenrath einer Bes 
hörde einen Verweis gegeben hat, daß fie dad Wort: 
Kirchen inſpection“ gebrauchte. Ich habe das Buch nicht 
da; kann alfo die Stelle nicht vorleſen z es ift aber aus ⸗ 
drüdtic dabei erwähnt, daß die Annahme einer Kirchens 
infpection, wie fie fih nun fpäter ausgebildet hat und jegt 
befteht, auf einer ganz falfchen Anficht beruhe, die viel zu 
weit führe und falfche Begriffe erzeuge. - Ich wi ferner 
datan erinnern, daß im Jahre 1756 an den Amtmann 
zu Heldrungen im thliring’fchen Kreife ein Nefeript erlaffen 
worden iſt, worin derſelbe einen ausdrüclichen Verweis er⸗ 
hielt, weil er fi einen weltlichen Goinfpector genannt 
hatte, mit bem Bufage, biefe Benennung kaͤme nur dem 
Confiftorium zu. Indeſſen ich will nicht weiter gehen; 
fo viel ich aber weiß, kommt die Benennung: „sKirhens 
infpeetion” zu allererft in den Generalien von 1805 und 
1811, fo wie in dem Mandate von 1810 die Kirchenrech⸗ 
nungen betreffend, vor. Da aber haben wir bie volle In 
fpection, die aus dem Superintendenten und dem Amt 
mann und reſp. Gerichtöbirector beftcht und woburd ber 
Patron des größten Theiles feiner Mechte beraubt wurde. 
Nichtsdeſtoweniger fand ausdruͤcklich in einem Gefehe, — 
ich Habe das Datum in diefem Augenblide nicht im Kopft 
— daß der Kirchenpatron mit dem Superintenbenten bie 
Kirchrechnungen abzunehmen und wenn fie richtig befun⸗ 
den worden, mit zu unterfchreiben habe. Das Mitunter 
föreiben haben fich aber fpäter die Herren Gerichtöbireeter 
ven angemaapt und jetzt natürlich bie Gerichtsamtleuft: 
Jetzt iſt eine Rede mehr davon, jet muß man froh fein, 
wenn man zum Termine mit zugezogen und am Schluſe 








vom Superintendenten aufgefordert und gefragt wird, ob det 
Herr Kirchenpatron noch) Eiwas zu erinnern Habe, fo, daß der 
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Patron jegt ganz fo, wie eine Partei, wie bie Übrigen 
Gemeindeglieder, Gerichtsſchoͤppen und dergleichen behandelt 
wird. Nun, ich will weiter Nichts hinzufügen. Aber zu 
Rechtfertigung deſſen, daß von der Deputation Fein weiter 
zer Untrag geftellt worden ift, erwähne ih nur, ich erwarte 
bie Befferung dieſes Zuftandes von der Bufunft und zwar 
deshalb, weil hier eine unbebingte Nothwendigkeit und 
innere Gerechtigkeit vorliegt, auf bie ich mich ſchon oft bes 
zogen habe. Es muß fih von felbft machen und wird fich 
von felbft wieder finden. Zweitens aber auch deshalb, 
weil die Kircenorbnung mehrere Beſtimmungen enthält, 
welche die Stellung der Kirchenpatrone, wenn man fie 
zu finden weiß, eher verbeffern, als verfchlimmern werben. 
Der $. 16, fo viel ich auch gegen die Beftimmung gehabt 
habe, fowie $. 41 legen bie Verwaltung und Aufficht 
über das Kirchenvermoͤgen und Alles, was dazu gehört, in 
bie Hände des Kirhenpatrons und des Kirchenvorftandes. 
Diefe haben die Rechnungen zu prüfen, ſich darüber zu 
einigen und fie nur nachher an bie Kircheninfpection eins 
zureichen. Es werden alfo bie meiften Zunctionen der Vers 
waltung und des firchlichen Patronatd in die Hand des 
Patrond und des Kirchenvorſtandes gelegt, fo dag nun bie 
Kircheninſpection dadurch wieber in ihre richtige Stellung 
Tommt, nämlich in die Stellung der Aufficht, der höheren 
Aufficht im Namen des Kirchenregimentes, nur in die 
Stellung, in Differenzen, namentlich in rechtlichen Differ 
renzen zu entfcheiden als erfte Inſtanz. Das find ihre 
Befugniffe, die Aufficpt und Entſcheidung in flreitigen 
Sachen. Aber die Aufficht ift nicht etwa fo zu verfichen, 
daß eingegriffen werben barf in die Verwaltung, daß die 
Kircheninfpectionen felbft Ausgaben bewilligen dürfen, z. B. 
daß, wenn ein Dach ſchadhaft geworden ift und es regnet 
herein, es erft von ihnen abhinge, ein paar Thaler zu bes 
willigen, welche auf die Ausbeſſerung verwendet werben 
dürfen. Das if des Patrond und des Kirhenvorftandes 
eigene Sache. Denn allerdings bisher gingen die Eins 
giffe von Seiten der Kircheninſpection manchmal ins 
Lärherliche und übermäßig Kleinliche. Alſo in der Hoffe 
nung, daß es kuͤnftig von felbft beffee werden, daß das 
Verhältniß ſich beſſer geftalten werde, habe ich mic) ber 
zuhiget und hat auch die Deputation Feine weiteren, befon: 
deren Anträge geftellt. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Abftims 
mung übergehen. Die Deputation beantragt die unders 
änderte Annahme des $. 775 hingegen ber Herr Landesbe - 
ſtallte Hempel hat zu demfelben einen Zufag beantragt, der 
auch von der Kammer hinreichende Unterftügung erhalten 
bat. Ich werde daher zuerft den Deputationsantrag zur 
Abftimmung beingen mit Vorbehalt des Hempel ſchen Ans 
traged, Die Deputation rathet der Kammer an, dem $. 77 
in underänderter Weife beizutreten und ich frage, ob 
bie, Kammer bem beitritt? — Gegen 2 Stimmen iſt 
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der Deputationsantrag von ber Kammer angenommen 
worden. — 

Ich gehe nun uͤber zu dem Hempel'ſchen Antrage. 
Derſelbe beabfichtiget den Zuſatz zu 6. 77, den ich ſchon 
zweimal recapitulitt habe. Es wird nicht nöthig fein, ihn 
nochmals zu recapituliten, er ift der Kammer befannt und 
ich frage daher, ob fie den Antrag des Herrn Sans 
desbeftallten Hempel zu dem ihrigen machen 
will? — Gegen 4 Stimmen hat der Antrag Annahme 
‚gefunden. 

IH frage nun, ob Sie dem $. 77 in ber vors 
geſchlagenen Weife Beifall ſchenken? — Einſtim⸗ 
mig 3a. & 


Referent Bicepräfident v. Friefen: 


8.78. 
d) im Befondern, 
Ede Kirheninfpection überwacht in ihrem Bezirk bie 
kirchlichen Angelegenheiten der einzelnen Kirchengemeinden 
und forgt dafür, daß deren Zuftand den Gefegen und ben 
Anorbnungen der höhern Behörden allenthalben entſpreche. 

Sie hat. 

1) bie Disciplinargewalt Über die niedern Kirchendie⸗ 
ner ; Disciplinarunterfuhungen gegen die Geiſtlichen 
hat die Infpection zwar zu fürn, aber Strafen 
über diefelben nicht zu erfennenz 

2) die Verpflichtung. der niedern Kirchendiener ohne 
Schulamt, namentlich der Gantoren, Organiften, 
Glödner und Küfterz 

3) bie Aufficht über bie Kirchenvorſtaͤnde, bie Entſchei⸗ 
bung über die Waͤhlbarkelt der Kirchenvorficher und 
deren Beftätigung; 

4) bie Aufficht über die Kirchen und ale zum Gebrauche 
der Geiftlichen und Kirchendiener beflimmten Ges 
Ba die obere Leitung aller Bauten in und an 

enfelben; 5 

5) bie Auffict über das bewegliche und unbewegliche 
Vermögen und das Einkommen ber Kirchen, Kits 
chenaͤmier, kirchlichen Stiftungen und Anftalten; 

6) die Prüfung und Begutachtung der von dem Kir⸗ 
henvorftande aller brei Jahre zu entwerfenden Vor⸗ 
anfchläge für die Kirchenärare, bie Prüfung und 
Quftification der Mechnungen tiber folchez 

7) die obere Aufſicht über die Kirchhöfe und Begraͤb⸗ 


nißpläße; N — 
8) die Anordnung zur Aufbringung von Parochial⸗ 

anlagen; — 
9) bie Dabarchmung der Iandesherrlichen, vom Minis 

+ fterium des Cultus auszuübenden Verwaltungsrechte 
in Anfehung des Vermögens der dem landetzherr⸗ 
fen Patronat unterworfenen Kirchen und- Firch« 
lichen Stiftungen und Anftalten, — . 
die Entfeheidung aller Streitigkeiten zwiſchen Kits 
hengemeinden ais ſolchen und tiber bie Verhaͤltniſſe 
in und zu denfelben, 3. B. üͤber Parochialgrenzen, 
über Rechte und Obliegenheiten der Mitglieder ber 
Kirchengemeinden, tiber Kirchenftühte, - egräbniße 
fielen, Aber Patronatrechte 2c., über Taufe, Aufges 
bot, Trauung und Beerdigung; 


10) 
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bie Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volks- 
ſchuien und Schulgemeinden in gleichem Umfange, 
wie vorfehend wegen der Kirchen und Kirchenge- 
meinden angegeben worben iftz insbeſondere auch 
die Disciplinarunterfuhhungen gegen die Lehrer, jedoch 
(wie oben bei den Geiftlichen bemerkt) ohne das 
Recht der Beſtrafung; die Aufficht über das An 
halten der Kinder zum Schulbefuh und bie Be 
flimmung des Schulgeldes. e ; r 
Wo jedoch die weltliche Goinfpection über bie 
Säulen zeither getrennt von der Kircheninfpection 
einem Stadtrathe zugeffanden hat, da kann diefelbe 
auch fernerhin von dem Stadtrathe durch ein rechtös 
elehrtes Mitglied ausgeübt werben. 
12) Yesrigens hat die Sirdeninfpection allen Aufträgen 
fid} zu unterziehen, die berfelben vom den Confifto: 
tien, von dem Oberconfiftorium und von dem Mini⸗ 
Er de3 Gultus und Öffentlichen Unterrichts in 
em Gefchäftskreife eines jeden ertheilt werden. 


Die Motiven find bereits bei .$. 77 vorgelefen. — 
Der Bericht lautet: 


Be 


. 78, 
und zwar bei Punkt 6 Su fi) die Deputation auf 
Dad, was biefelbe wegen ber Voranfhläge und wegen 
Quftification der Kirchrechnungen in biefem Berichte bei 
a 41 beantragt hat. In Webereinftiimmung hiermit würde 
unft 6 lauten müffen: . 

„6) Die Prüfung und Genehmigung der von dem 
Kirchenvorftande alle Jahre zu — Voranſchlaͤge 
der Kirchenaͤrare, ſowie die Juſtification der Rechnungen 
über ſolche“. 

Da ferner bie Erhaltung einer gehörigen Ordnung auf 
ben Kirchhöfen von der Art, wie die Vobtengräber ihren 
Dienft verrichten, fehr abhängig iſt, biefe aber nicht zu den 
sub 2 aufgeführten niederen Kirchendienern gerechnet wer⸗ 
den, fo ift e8 wünfchenswerth, daß bei Punkt 7 die Worte 
Dingugefügt werben: 

‚sowie über ben Dienft der Vobtengräber”, . 
forwie e8 endlich in Beziehung auf $. Ai auch nöthig wer⸗ 
den möchte, bei Punkt 5 nad dem Worte: „Anftalten” 


binzuzufegen: 
„die Ver‘ Mihtung der Kaftenvorfteher”. 
Bufägen und Abänderungen wird 


1) 





Mit biefen brei bie 


Annahme des Paragraphen anempfohlen. 


Vräfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über . 78 das Wort zu ergreifen gedenkt? 


Bürgermeifter Dr. Koch: Herr Präfident! ich bitte 
ums Wort! Meine Herren, ed wird in $. 78 zunaͤchſt, und 
das iſt nur eine rebactionelle Bemerkung, noch einzufchalten 
fein mit Bezugnahme auf ben bei $. 40 gefaßten Befchlug, 
daß bie Kircheninfpection auch über ben Gebrauch der Kirche 
für andere als gottesbienftliche Zwecke zu beſchließen hat. 
Dies bemerke ich nur vorÜbergehend und fee voraus, bag 
dieſe Redactionsänderung als felbfiverftändlich nicht unters 
lafen werben kann. Was num die Befugniffe der Kitchen: 
infpeetion Im Allgemeinen anlangt, fo muß ich geftehen, daß 
ich anfangs manche wefentliche Bedenken hatte, überhaupt 
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denfelben, nachdem fie die in $. 77 vorgefchlagene Zuſam⸗ 
menfegung erfahren haben, ihre Befugniffe noch zu erweir 
tern. Deffenungeachtet glaube ich einen hierauf gerichteten 
Antrag nicht zurädhalten zu dürfen. Denn auch ich bin 
der Anficht des Herrn Neferenten, daß dieſe Zufammen- 
feßung, wie fie ſoeben beſchloſſen worden ift, in Bufunft 
mefentliche Aenderungen erfahren wird und erfahren muß, 
Mit Rüdficht darauf glaube ich aber, Tann der Kirchen 
infpection noch fo Manches Üüberwiefen werden, was nad 
$. 81 in den Gefchäftskreis der Gonfiftoriengebracht werden 
fol. Ganz abgefehen davon, ob die Gonfiftorien werden 
ins Leben gerufen werben oder nicht, fo verweiſe ich zuerft 
auf Punkt b. unter 1 in $. 81: 

„Die obere Aufſicht Kber die Amtsführung und ben 
Lebendwandel der Geiftlichen und Kirchendiener; Urlaubd 
ertheilungen an foldhe, infoweit fie nicht ben Superintene 
denten -überlaffen ift, mit Ausnahme ber Reifen ind 
Ausland“. 

(Staatsminifter Treihert v. Beu ſt tritt ein.) 


Ich ſollte meinen, es waͤre durchaus ein Bedenken 
nicht vorhanden, dieſe Befugniß der Kircheninſpection zu 
uͤberweiſen. Ebenſo iſt Punkt d: 

„Die obere Aufſicht über die Kirchen und andere zum 
fichlihen Gebrauche, fowie zum Gebraudje ber Geiftlichen 
und Kirchendiener beftimmten Gebäude; die Genehmigung 
aller Bauten an und in denfelben, welche nicht allein deren 
Erhaltung in ihrem bermaligen Umfange und Beflande zum 
Zwecke haben“, 

Auch hier trifft das zu, was ich bereits früher geſagt 
babe, daß diefe Frage ganz twefentlich die Kirchengemeinden 
zunächft betrifft und daß alfo die erfte Localbehoͤrde, welche 
den Kirchengemeinden und Kirchenvorftänden vorgefegt wird, 
das Bedürfniß am Beſten zu erwägen im Stande fei. Dann 
ift ferner bei Punkt e. die Beftimmung: 

„Die obere Aufficht über die Kirchhoͤfe und Begräbnißs 
plägez die Anordnung und Genehmigung zur Anlegung, 
Erweiterung und Einziehung berfelben”. 

Ich verweife darauf, daß zumächft unter Punkt 7 in 
$. 78, die Oberaufficht über die Kirchhöfe und Begräbniß 
pläge ohnehin ber Kircheninfpectiom bereits vorbehalten if, 
und id) muß baher annehmen, daß hier die Ob eraufficht 
in $. 78 als pofitiv und in $. 81 unter 1e als comparatid 
anzufehen ift. Indeß weiß ich in der That nicht, warum 
auch hier zivei derſchiedene Behörden thätig fein follen? 
Endlich Punkt g: „Die Genehmigung von Kirchencollecten, 
welche einzelne Gemeinden für ihre kirchlichen gwece ber 
fliegen”. Auch hier, folfte ich meinen, wäre die Kirchen 
infpection vollfommen ausreichend, um zu erwägen, ob eine 
ſoiche Kirchencollecte zuläffig fei ober nicht. Mic hat ſcher 
nen wollen, meine Herren, und «3 wird mir nicht verhbelt 
werben, wenn ich das hier ausfpreche, daß man eine Menge 
der Befugniffe in $. 81 den Kircheninfpectionen entnommen 
hat, weil nun: einmal die Mittelinftang exiſtirt. Das würde 
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‚aber nad) meiner Anficht wenigftend dahin führen, daß man 
für beftehende Behörden Geſchaͤfte macht, während umge 
kehrt für vorhandene Gefchäfte die Behörden in Wirkfamfeit 
treten follen, und ich finde feinen beflimmten Grund, wes⸗ 
halb die von mir bezeichneten Gegenfiände der Oberaufficht 
und Competenz der Kircheninfpection zu entziehen wären 
und damit die Kreisdirectionen oder bie in benfelben ver» 
tretenen Bezirksconfiftorien behelfigt werben folten. Ich 
glaube, es ift überhaupt ein Uebelftand in unferer ganzen 
Gefchäftsorganifation, daß die unteren Behörden zu wenig 
gekräftigt und geftärkt find, und daß man zu viel in die 
mitt(eren und oberen Inftanzen hineinlegt. Eine ftarfe und 
forgfältige Oberaufficht genügt hier, um Uebergriffe zu vers 
meiden; aber empfehlenswerth ift es gewiß in jedem Falle, 
daß man dafür Sorge trägt, die Selbfiverwaltung (und 
diefe Selbfiverwaltung ift und von dem jegigen Herrn Mir 
nifterpräfidenten bei fo vielfachen Gelegenheiten angepriefen 
und zugefichert worden —) auch bier mehr, als im Geſetz⸗ 
entwurfe gefchehen, Plag greifen zu laſſen, damit dieſe Zus 
fiherung mehr und mehe zur Wahrheit werde. Mit Rüde 
fiht darauf geftatten Sie mir, einen Antrag dahin einzus 
bringen: 
„bie unter 1b, d, e und g in $. 81 den Bezirför 
confiftorien zugewiefenen Gefchäfte den Kircheninfpectionen 
‚u Überweifen und demgemäß die darauf bezüglichen Ber 
immungen aus $. 81 hinweg und in 5 78 aufzus 
nehmen”, “ 

Glauben Sie nicht, daß ich dieſen Antrag mit der 
Aoficht fieWe, die ganzen Bezirksconfiftorien überflüffig zu 
machen. Ich will fie nicht; aber wenn fie auch beibehalten 
werben, fo find doc) die meiften ihrer Gefchäfte zu fehr in 
die den Kircheninfpectionen zugewieſene unmittetbare, unterfte 
Verwaltung eingreifend, ais daß ich wünfchen koͤnnte, daß 
diefe Befugnifie bei den Bezirksconſiſtorien, denen fie ‚theils 
in erſter, theils in zweiter Inftanz zugewiefen find, vers 
blieben. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den An 
trag des Herrn Bürgermeifterd Koch und deſſen Motivirung 
vernommen. Der Antrag felbft lautet folgendermaßen: 

„die unter 1 sub b, d,e,g in $. 81 ben Con: 
fiftorten zugewiefenen Gefchäfte den Kircheninfpectionen 

u Überweifen und demgemäß die darauf — Be 

fimmungen aus $. 81 hinweg umd in F. 78 aufzus 

nehmen”, 

Ich frage, ob bie Kammer diefen Antrag unterftüt 
— Hinteidend unterftüßt, 

Es würde num diber dieſen Antrag zugleich mit zu 
Sprechen fein. Ich habe zu erwarten, ob Jemand weiter 
das Wort verlangt? Es feheint, als wenn Niemand das 
Wort verlangte; ich weiß nicht, ob die Staatöregierung 
Bezug auf den Koch ſchen Antrag ſich verbreit 
. —— Ay ne i 

cr nit. Gommifet Dr."Hübe};; Die, Beflmmungen, 
welche auS.$., 81, mach, dem, Antrage des Hertn Bürgermei- 
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ſters Koch in den $. 78 übertragen werben follen, koͤnnen 
nicht füglich im dem$.81 ausfallen, während fie in den 58.76 
und 78 doch infoweit ſchon enthalten find, daß mit Aus: 
nahme deö Punktes 9 die Competenz ber Kircheninfpection 
in allen den bezeichneten Faͤllen feſtgeſtellt if. Was ben 
Yunkt sub b anlangt, fo hat der Superintendent und bie 
Kircheninfpecrion eine Aufficht über den Wandel und die 
Amtsführung ber Geiftlichen, der Lehrer und Kirchendiener; 
aber in höherer Inftanz kommt diefe Aufficht dem Bezirks 
confiftorium zu. Was den Punkt d anlangt, die Aufficht 
über die Kirchen und andere zum kirchlichen Gebraud und 
zum Gebrauch der Geiftlihen und Kirchendiener beftimmte 
Gebäude und die Genehmigung der Bauten an und in 
denfelben, fo hat zunaͤchſt auch die Kircheninfpection biefe 
Angelegenheiten wahrzunehmen; aber in zweiter Inftanz 
muß das Bezirksconfiftorium eintreten, weldes zu größeren 
Bauten auch zeither allein die Genehmigung geben konnte 
und auch wohl zwedmäßigerweife kuͤnftig geben fol, weil 
darauf geachtet werben muß, daß die firchlichen Gebäude 
gut und dem Zwecke entfprechend hergeflellt und erhalten 
werben. Das ganz allein in die Hand der Kircheninſpec ⸗ 
tion zu legen, würde nach den zeitherigen Erfahrungen bes 
denklich erſcheinen. Anlangend den Punkt e „über die 
Kicchhöfe und Begräbnißpläge, bie Anordnung und Ges 
nehmigung zur Anlegung, Erweiterung und Einziehung 
derſelben“, fo fteht nach Punkt 7 im 78. Paragraphen ber 
Kircheninſpection diefe Aufficht in erfter Inftanz ebenfalls 
zu. Es wird auch die Kircheninſpection immer zunächft 
zu erwägen haben, ob ein Kirchhof wegen Unzulänglicfeit 
ded Raumes zu erweitern oder nach Umftänden ein neuer 
Kirchhof anzulegen fei. Die legte Anordnung und Ge 
nehmigung einer ſolchen Maafregel hat aber immer dem 
Gonfiftorium zugeftanden und ift ihm in Nüdficht auf bie 
wichtigen Fragen, die babei zu erwägen find, auch für die 
Zukunft vorbehalten worden. Das Gonfiftorium ordnet 
aber in ſolchen Fällen nicht aus eigenem Antriebe an, ſon⸗ 
dern erwartet erft die Anträge und das Gutachten der uns 
teren Behörde. Was bie Kirchencollecten unter 9 anlangt, 
fo koͤnnte es auf den erſten Anblic allerdings ganz 
unbedenklich erſcheinen, die Veranftaltung von Kirchen 
collecten fir Zwecke der einzelnen Parodjialgemeinden ber 
Kircheninſpection zu Überlaffenz es iſt aber auch hier ein 
Grund, welher dies bedenklich feinen Täßt. Es werben 
nämlich für allgemeine kirchliche Bwede jährlich mehrere 
Gollecten’ in allen Kirchen des Landes erhoben und ed muß, 
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Büuͤrgermeiſter Dr. Koch: Zur Widerlegung! Ich habe 
ausdrüdtich am Schluffe meiner Motivirung gefagt, dag 
diefe Gefhäfte die Kreisbirectionen oder bie Confiftorien 
künftig theils in erfter und theils in zweiter Inflanz aus 
zuüben haben. Was das Lehtere anfangt, fo würde bie 
allgemeine Beftimmung genügen: die Bezitksconſiſtotien 
bilden bie zweite Inſtanz für die Geſchaͤfte der Kirchen 
infpeetionen. Indeß die Bemerkungen des Herrn Com» 
miffard treffen nicht völlig zu. Denn die Gefhäfte, bie 
ich angeführt habe, um fie den Kircheninfpectionen zu über- 
weifen, follen zum Theil von ben Bezirksconſiſtorien auch 
in erſter Inſtanz beforgt werben. Zunaͤchſt unter b ift die 
Beftimmung über die Urlaubsertheilung in $. 78, wo von 
den Kircheninfpectionen gehandelt wird, nicht zu finden. 
Daffelbe ift unter d bei den Kirchenbauten in dem Schlußs 
fage ber Fall: „welche nicht allein, deren Erhaltung in 
ihrem bermaligen Umfange und Beflande zum, Bwede 
haben“. Gbenfo unter e Über die Kirchhöfe und Begräb: 





nißpläge und die Genehmigung zu deren Anlegung, Erwei⸗ 
terung und Ginziehung. Das Alles find Geichäfte, die die 
Kreisdireciion oder das Bezirksconſiſtorium in erfter Inſtanz 
zu beforgen haben ſollz ebenſo iſt es mit der Kirchencollecte. 
Der Herr Commiſſar hat im Weſentlichen zur Aufrechter ⸗ 
haltung diefer Beftimmungen angeführt, daß diefe Gefchäfte 
zur Beit den Gonfiftorien zugeftanden Hätten, und es des⸗ 
halb nicht väthlich fei, fie jegt den Kirheninfpectionen zu 
überweifen. Ich glaube, dieſe Beweisführung trifft nicht 
zu. Die ganze Organifation ber Kirhenverwaltung foll 
eine neue werben; in ber unterſten Inſtanz foll eine Kräfz 
tigung eintreten. Wir haben zundchft Kirchenvorſtaͤnde 
eingeführt und bie Kircheninſpection hat felbft nad dem 
Entwurfe eine bei Weitem andere Stellung, als fie bisher 
gehabt. WII man das confequent durchführen, fo erkenne 
ich feinen Grund dafür, daß, weil bisher den Conſiſtorien 
diefe Gefchäfte obgelegen hätten, man auch ferner fie den 
Confiflorien überlaffen müffe. Denn wir haben neue Drs 
gane geſchaffen und biefen muͤſſen auch bie erforderlichen 
Befugniffe überwiefen werben, bamit fie mit Erfolg wirken 
innen. Was bie Bemerkung anlangt hinfihtlich ber 
Kirchencollecten, fo glaube ich auch nicht, daß ein Bedenken 
vorhanden iſt, die Genehmigung berfelben der Kirchenin⸗ 
fpeetion zu überweifen. Denn wenn fein andrer Grund 
vorgelegen hat, als ber, den der Herr Commiſſar anführt, 
damit diefe fpeciellen Collecten nicht den allgemeinen 
Collecten zu nahe gelegt werden, fo meine ich, muß der 
Superintenbent jedenfalls von den allgemeinen Collecten 
eben fo gut Kenntnig haben und noch beffer, als das 
Lonſiſtorium. Und wenn dies der Superintendent und 
die Kircheninſpection eben fo gut, wie die Gonfiftorien 
au hberfehen im Stande find, fo hätte ich gemeint, daß 
diefe Frage den Superintendenten allein oder mindeflens 
den Kirpeninfpestionen hätte fberlaffen werden Tonnen. 


Dies ift nicht geſchehen und fo meine ich, daß es uns 


bedentlich fei, wenn man den Punkt g aus dem $. gl 
heraushebt und ihn in $. 78 mit aufnimmt, 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Der geehrte Herr 
Vürgermeifter Koh bemerkte zu Punkt b, daß die Um 
Taubsertheilungen an die Geiftlichen, Lehrer und Kirchen⸗ 
diener lediglich dem Gonfiftorium vorbehalten fein. Zur 
Widerlegung habe ich auf $. 76 Punkt 7 hinzumeifen, wo 
bereits den Superintendenten das Recht beigelegt worben 
ift, den Geiſtlichen auf acht Tage und den Lehrern auf 
vier Wochen Urlaub zu ertheilen und bei der Berathung 
diefes Paragraphen hat die Kammer befchloffen, das Recht, 
Urlaub zu ertheilen, für die Superintendenten nicht weiter 
auszubehnen, als im Entwurfe vorgefchlagen worden if, 
Was bie Kirhenbauten anlangt, deren Genehmigung nad 
dem Antrage des geehrten Heren Bürgermeifterd Koch Ir 
diglich den Kircheninſpectionen überlaffen werden foll, fo 
habe ich insbefondere auf die Erfahrung hinzumelfen, 
welche es zwertmäßig erfcheinen Täßt, die Genehmigung ber 
den Beftand und Umfang der Gebäube verändernden Baus 
ten dem Gonfiftorium vorzubehalten. Nicht blos, weil 
zeither die Confiftorien diefe Befugniß hatten, fol fie 
ihnen auch fernerhin verbleiben, fondern weil man ed zwed⸗ 
mäßig gefunden hat und finden muß, nicht jeder Kirchen ⸗ 
infpection zu überlaffen, umfaffendere Bauten, welche für 
den kirchlichen Bwe von Einfluß fein können, zu geneh ⸗ 
migen. Man hat oft die Bemerkung zu machen gehabt, 
daß folde Bauten nicht in dem Maafe projectirt und aus ⸗ 
geführt worden find, wie der kirchliche Zweck und der Kir 
chenbauſtyl es erforderte und deshalb hat man auch dieſen 
Gegenftanb als eine Sache der hohen Kirchenbehörde ans 
fehen müffen. Was die Kirchencoliecten anlangt, fo kann 
«8 nicht angemeffen erfcheinen, die Genehmigung von ſpe ⸗ 
ciellen Gollecten, bei welchen Rückſicht auf die allgemeinen 
Landescollecten zu nehmen ift, den Superintenbenten zu 
überlaffen, weil diefe bie allgemeinen Intereſſen, die duch 
dieſe allgemeinen Collecten befördert werben follen, nicht 
wahrzunehmen haben, fonbern dies allein Sache der Com 
fiftorien ift. 
= Wreiherr v. Weld: Wenn id) den Schluß ber erfen 
Rede des Herrn Antragſtellers richtig verftanden habe, [0 
glaubte er in der Annahme feiner Vorſchlaͤge zugleich eint 
Erfüllung der Zuſage erbliden zu konnen, die bie Staatd» 
tegierung mehrfach in Bezug auf eine größere Autonomie 
gegeben hat, die fie ben Gemeinden verleihen wollte, 3% 
geftehe aber, daß ich das nicht recht einfehe; denn ob bieft 
Befugniffe und Verpflichtungen, die in den $$. 78 und 81 
aufgeführt find, von dem Gonfiftorium ober von ber Kir 
cheninſpeetion ausgeht werden, feheint mir auf ein 9% 
Bered Selfgovernment der Gemeinden doch durchaus ohne 
Einfluß zu fein. Ich würde mich demohngeachtet in den 
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meiften Punkten mit unferm Antragfteller einverſtehen koͤn⸗ 
nen, wenn ich nicht ein Bedenken hätte in Bezug auf einen 
Punkt und zwar auf den sub 1b. im $. 81, bie Auffiht 
über die Amtsführung und den Lebenswandel der Geiftlichen 
und den ihnen zu ertheilenden Urlaub betreffend.. Die 
Urlaubsertheilungen will ich hier dahingeftelt fein laſſenz 
aber das kann ich nicht leugnen, daß mir es nicht zweck 
mäßig und wünfchenswerth erfcheinen koͤnnte, wenn der 
Kircheninſpection die Auffiht Uber die Amtsführung und 
den Lebenswandel der Geiftlichen mit übertragen würde. 
Ich glaube, daß das in vielen Faͤllen zu Inconvenienzen 
führen und im Algemeinen ber Würde des geiftfichen Ams 
te8 durchaus nicht angemeffen fein Fönnte. Ohne im Min- 
deften dem jegigen fächfifchen Beamtenftande irgendivie zu 
nahe treten zu wollen, bitte ich nur zu bedenken, wie es 
in der Natur der Sache liegt, daß jegt häufig auch fehr 
junge Leute Beamtenftellen erhalten. Sol alfo dann fo 
ein junger Mann, ber nicht fo reife Erfahrungen hat und 
haben Tann, vielleicht über einen lang verdienten und im 
Amte ergrauten Geiftlihen in feinem Orte die Aufſicht 
über feine Amtöführung und feinen Lebenswandel führen? 
Ueber die Amtöführung namentlich, über die doch eigente 
lich der weltliche Goinfpector nicht einmal ein vecht richtiges 
Urtheil abzugeben vermag? Alſo damit würde ich mich 
nicht einverſtehen koͤnnen. Etwas ganz Anderes ift es, 
wenn es ſich um die Führung einer formellen Unterfuchung 
handelt, wenn alfo z. B. nach Punkt 1 in $. 78 eine 
Disciplinarunterfuhung von der Kircheninfpection zu führ 
ven Äftz aber diefe fortwährende Aufſicht, unter ber ber 
Geiftliche auch Seiten eines weltlichen Coinſpectors ſtehen 
ſollte, gegen biefe müßte ich mich durchaus ausſprechen. 
Ich würde daher bitten, wenn es zur Abſtimmung fommt, 
über die einzelnen Punkte im $. 81 befonderd abftimmen 
zu laſſen. 


Präfident v. Schönfeld: Nach dem, was der Herr 
v. Welck gefagt, würde ich genöthigt fein, darauf Rüdficht 
zu nehmen. ’ 

Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Die Auffiht über 
die Amtsführung und ben Lebenswandel der Geiftlichen 
hat immer ganz wefentlic zu den Befugniffen der Kirchen⸗ 
infpection gehört. Die Amtsführung wird hauptſaͤchlich 
von den Superintendenten beauffichtigt werden; aber auch 
in der Amtskuͤhrung kann der weltliche Coinfpector Unregel- 
maͤßigkeiten bemerfen und ex würde bann ebenfo berechtigt ald 
verpflichtet fein, biefe, wenn er nicht felbft auf geeignete Weiſe 
einſchreiten kann, zur Kenntniß des Superintendenten, und 
mit diefem zue Kenntniß des Confiftoriums zu bringen. 
Die Confiftorien ftehen den Geiftlihen und Lehrern zu fern, 
daß die Kircheninfpection als Auffichtsbehörbe zu entbehren: 
wäre, Es ift baher nicht zu umgehen, daß man bie Auf⸗ 
ſicht über Lebenswandel und Amtöführung der Geiſtlichen 
den Kircheninfpectionen, ganz fpeeiel den Ephoren über: 

2.8. (2. Abonnement.) 
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trägt. Cine Inconvenienz kann ich darin nicht finden, 
wenn, wie der geehrte Freiherr v. Welck bemerkte, mande 
mal ganz junge Gerichtsamtleute die Aufſicht über einen 
weit älteren Geiftlicyen führen würden. Iſt der ältere Geiſt⸗ 
liche ein würdiger und verbienter Mann, fo wird er Feine 
Gelegenheit zu ‚Bemerkungen und Ruͤgen gegen feinen 
Wandel und feine Amtöführung geben; läßt ex ſich Unge⸗ 
hoͤriges zu Schulden kommen in einer oder der andern Bes 
ziehung, fo wird er fich auch ber Rüge eines jüngeren, über 
ihn geftellten Beamten nicht entziehen koͤnnen. 


Sreihere v. Weld: Dem letzteren Anführen muß ich 
allerbingd den Gegenſatz entgegen halten. Der Herr Ne 
gierungscommiffar fagte: iſt der Geiftliche ein achtbarer und 
erprobter Mann in feinem Fache, fo wird er eine Vers 
anlaffung geben zu einer Rüge; aber mit demfelben Rechte 
koͤnnte ich auch fagen: ift der Beamte Fein achtbarer und 
erprobter Mann, fo wird er dem achtbaren und erprobten 
Geiftlihen Etwad in den Weg legen. Das Anführen des 
Herrn Regierungscommiffars ſcheint alfo in der That nicht 
viel zu beweifen. Wenn übrigens, wie der Herr Negies 
rungscommiffar und eben fagte, die hohe Staatöregierung 
mit ihrer Faſſung daffelbe beabfichtigt hat, was der Antrag 
bezweckt, fo fehe ich nicht ein, warum nicht der Punkt 
b. sub 1 des $. 81 wörtlich in $. 78 aufgenommen worben 
ift? Zu g. 78 iſt ja aber eben biefe Aufficht über Amts- 
führung und Lebenswanbel nicht den Kiccheninfpectionen, 
fondern fie ift in $.81 dem Confiftorien Übeitragen worden 
und da will ich fie auch fehr gern ſtehen laffen. 


" Freiherr v. Biedermann: Ich habe ben Antrag bes 
Herrn Bürgermeifters Koch unterftügt und werbe für den⸗ 
felben flimmen und erwähne nur noch einen von ben hier 
aufgeführten Punkten und will ihn mit wenig Worten uns 
terftügen, daß ich nämlich die Anſicht des Herrn Commifs 
far, der eine Garantie für die Zweckmaͤßigkeit neu ‚aufge: 
führter Kirchen⸗ und Schulgebäude darin findet, wenn bie 
Anordnung von hoher Inftanz auögehe, durchaus nicht ans 
erfennen kann. Ich habe in diefer Beziehung unangenehme 
Erfahrungen gemacht. In einem der Faͤlle bedurfte es 
wiederholter, dringender Berichte der Kircheninfpection an 
die Kreiöbirection, um einen ganz unzweckmaͤßig angeord⸗ 
neten Bau abzuwenden. In einem andern Falle Hatte ein 
von ber höhern Behörde angeorbneter Bau ber betreffen 
den Gemeinde großen Schaden verurſacht und umgekehrt, 
wo Baue nad) der Anordnung ber Kirchenin ſpection aus⸗ 
geführt worden find, find dergleichen Mißgriffe nicht vors 





gefommen. 

Präfident v. Schönfels: Es feheint Niemand weiter 
das Wort ergreifen zu wollen; ich werde daher die Debatte 
fliegen konnen und dem Herrn Meferenten das Schluß · 
wort ertheilen. 

Neferent Vicepraͤſdent v. Frie ſen: Schon bei meh⸗ 
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reren Gelegenheiten habe ich mid) dahin ausgeſprochen, 
daß ich mit dem Weſentlichen der Anfichten des Herrn 
Bürgermeifterd Koch ganz einverftanden kin. Wenn ber- 
felbe daruͤber klagt, daß wir zu viel Iuftanzen haben, fo 
gebe ich das ganz zu und wuͤnſche, daß es verbeffert were 
den koͤnnte und wenn berfelbe auch in der Selbftändigkeit 
und Selbfiverwaltung nicht blos für die Gemeinden, fons 
dern aud für die niederen Behörden größere Freiheit 
wuͤnſcht, fo bin ich damit auch einverftanden. Die Haupt: 
ſache ift aber nur, daß man zur Ausführung und zur Er⸗ 
füllung diefes Wunfches auch beftimmte Vorſchlaͤge macht; 
dazu gehört aber nicht blos, daß man Über einzelne Punkte 
klagt und vieleicht bei einzelnen Punkten Vorſchlaͤge macht, 
fondern man muß, wenn man einen Plan in diefer Ber 
ziehung ausführen will, einen vollftändig ausgebildeten 
Organismus vorlegen, jeder Inftanz dad ihrige zutheilen; 
freilich aber auch nachweiſen, daß die Verwaltung dann 
auf diefe Weife zweckmaͤßig und hinreichend geführt werben 
Tann. Blos fo bei den einzelnen Punkten b, d, e, g, ben 
Hebel anzufegen, führt nicht zum Biele; man muß das 
Ganze ind Auge faffen und deswegen war bie Deputalion 
nicht im Stande, einen beftimmten Vorſchlag zu machen, 
auch wenn fie es beabfichtigt hätte, weil hier durchaus 
nothwenbig ift, dag Männer von Fach und tiefer Einſicht 
und Erfahrung die Sade in die Hand nehmen. Bei vor 
vorigem Landtage Fam der berühmte Antrag auf Verein» 
fachung der Verwaltung. Cr wurde mit großer Sympathie 
aufgenommen, es iſt viel barüber gefprochen worden; aber 
daß Etwas daraus geworben wäre, habe ich noch nicht 
gefehen; Früchte davon habe ich noch nicht erlebt. Indem 
Decret von 1833 Über die Kreisdirectionen unter dem Mis 
nifterium Lindenau wurde in den Motiven ausbrüdtic, 
gefagt, man wolle bie Behörden und das Individuum fo 
felbftändig wie möglich ſtellen und die eigene Verwaltung 
beftehen laſſen, und doch ift e8 im Gegentheil immer ſchlim⸗ 
mer geworden "und anſtatt daf das Zuvielregieren abges 
nommen und bie Selbftverwaltung zugenommen hätte, hat 
umgelehrt bie Selbftverwaltung abgenommen und das Zur 
vielregieren immer zugenommen. Das liegt aber, wie ich mir 
ſchon einmal erlaubt habe, es auszufprechen, nicht blos an den 
Behörden, zum großen Theil allerdings mit; aber wirklich auch 
in unferem Sinne, in bem Sinne unferer Land und Stadt- 
‚bewohner. Sie wollen gar nicht fo wenig Behörden ‚fie 
haben ihre Kircheninfpectionen, ihre Kreisdirectionen und 
Confiftorialbehörben gar zu lieb; fie fehen es recht gern, 
wenn recht viel regiert wird;. da brauchen fie felbft nicht 
fo viel zu thum. . Hätte unfer Bürger und Sandmann 
ein gewiſſes Gefühl ber Selbftändigkeit, einiges. Selbft- 
gerühl, da würde es fich fchon machen; aber fie haben es 
nicht und wollen ſelbſt die Hand nicht anlegen; fie wollen 
nur Etwas thun, wenn fie müffen und wenn fie von der 
Obrigkeit angeleitet tverden. Doch noch einmal, durch ein 
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Izelne Anträge, fo fehr man ihnen auch Gerechtigkeit widers 


fahren laſſen muß, ift der Sache nicht geholfen. Punkt 
1b würde mir noch dazu bedenklich vorfommen. Here 
v. Welck hat das ſchon ganz richtig gefagt und auch ich 
möchte nicht, daß dem Zuffizamtmann fo ausdrücklich die 
Aufficht über die Amtsführung und den Wandel des Geift: 
lichen geſetzlich übertragen wide; dad gehört wohl zunaͤchſt 
den Superintendenten, wie aud in $. 76 Punkt 3 ſteht. 
Soweit es zuläffig ift und unumgänglich nothwendig, hat 
die Juſtizbehoͤrde ohnedies, wenn etwas Auffallendes ſich 
ereignet ober Bedenklichkeiten vorfommen, das Auffichtd» 
recht; aber ich wuͤnſche doch nicht, daß das gerade dem 
Juſtizamtmann fpeciell übertragen wuͤrde. Uebrigens hilft 
die Uebertragung ber Punkte d, e,f, g aus $. 81 in den 
$. 78 dem Uebelftande auch micht ab, weil die Oberanfs 
ficht doch bei $. 81 dem Bezirksconſiſtorium zuſteht; die 
Oberaufſicht alfo koͤnnen wir der Mittelbehörbe doch nicht 
nehmen. Ueberhaupt ift bei der ganzen Gejchäftsabtheis 
lung daran zu denken: es find immer biefelben Gegen 
ftände, die fich im dem niederen, mittleren und höheren 
Iuftanzen wieberholen; nur das Maaß iſt verſchieden 
und die Nähe der Einwirtung. Die Einwirkung der 
einzelnen Inſtanzen ift in den niederen Sreifen befchränkter, 
als die der höheren; aber die Gegenftinde find im We⸗ 
ſentlichen immer diefelben. Was die Collecten anlangt, 
nun fo gebe id zu, daß es allenfalls den Gemeinden 
überlaffen werden koͤnnte, im Ginverftändnig mit dem 
Patron und Paftor zu beſchließen: Wir wollen eine Cols 
lecte veranftalten; denn eine Gollecte ift doch Fein Bwang; 
wer geben will, der giebt, wer nicht geben will, der läßt 
es. Aber unfer Leben ift heut zu Tage zu mannigfal 
tig geworden, das Wuͤnſchen, das Begehren, bie Bitten 
und Hüfferufe fommen zu Häufig und cd wäre baher 
wohl beffer, wenn man fie nicht fo fehr erleichtert Ich 
würde mich darum doch nicht fir Annahme der Koh’ 
ſchen Anträge verwenden Fönnen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde mid nun zur 
Abftimmung wenden und zunaͤchſt die Frage auf $. 78 mit 
Vorbehalt der Anträge, welche die Deputation dazu geftelt 
hat, dann auf diefe und zuletzt auf ben Koch'ſchen Antrag 
fielen. Ueber legteren werde ich jedoch nicht im Ganzen, 
fondern nad) feinen einzelnen Punkten die Abftimmung vor 
nehmen, ba in biefer Beziehung Wünfche in der Kammer 
laut geworben find. Ich frage nun zundehft, ob die 
Kammer auf Anrathen ihrer Deputation, vor 
bepältlich ber Anträge, $.78 beizutreten gemeint 
iſt? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation beantragt bei Punkt 5 nach dem 
Worte: „Unftalten”, Ginzupufegen: „die Verpflid‘ 
tung der Kaftenvorficher”. Schenken Sie dieſem 
Antrage Beifall? — Einſtimmig Ia- 





633 


Bei Punkt 6 wird folgende Veränderung beantragt: 
„6) Die Prüfung und Genehmigung der von dem 
Kirchenvorftande ale Jahre zu entwerfenden DBoran- 
fchläge der Kirchenärare, fowie die Juflification- der Rech⸗ 
nungen über ſoiche“. 

Ich frage, ob die Kammer der Anficht der De- 
putation hierin beitritt? — Einflimmig Ja. 

Eine dritte Veränderung iſt bei Punkt 7 vorgeſchlagen, 
zu welchem bie Worte zugefegt werben follen: „fowie 
über den Dienft der Todtengräber”. Ich frage, 
ob die Kammer auch diefem von der Deputation 
beantragten Zuſatze beitreten will? — Einftims 
mig Ja. 


(Königl. Commiffar Geheimer Rath Kohlſchütter tritt ein.) 


3 komme num zu dem Koch'ſchen Antrage, der da 
hin geht: 

„Die unter 1 sub b, d, e, g in $. 81 den Conſi⸗ 
florien — Geſchaͤfte den Kircheninfpectionen zu 
überweijen und demgemäß die darauf bezüiglichen Beftim- 
mungen aus $, 81 hinweg und in $. 78 aufzunehmen“. 

Zuvoͤrderſt frage ich, ob die Kammer fich mit 
dem Koch'ſchen Antrage hinfihtli des Punktes 
b, bie obere Auffict über die Amtsführung und den Ber 
benswanbel ber Geiſtlichen und Kirchendiener und die Urs 
Taubertheilungen an ſolche betreffend, einverftehen will? 
— Bird mit 24 gegen 10 Stimmen abgelehnt. 

Bei Punkt d wird ‚beantragt: 

„Die, obere Aufſicht über die Kirchen und andere 
zum fireplichen Gebrauche, ſowie zum Gebrauche der Geiſt⸗ 
lichen und Kirchendiener beſtimmten Gebäude; bie Ges 
nehmigung aller Bauten an und in benfelben, welche 
nicht allein deren Erhaltung in ihrem bermaligen Umfange 
und Beltande zum Zwede haben‘, 

Will die Kammer dem vom Herrn Bürger: 
meifter Koh zu d geftellten Antrage ihre Zus 
fimmung ſchenken? — Mit 21 gegen 13 Stimmen ab» 
gelehnt. 

Bei Punkt d, die obere Aufſicht über die Kirchhoͤfe 
und Begräbnißpläke; die Anordnung und Genehmigung 
zur Anlegung, Erweiterung und Einziehung derfelben bes 
treffend, welcher ebenfalls zu $. 78 herübergenommen wers 
den fol, frage ih, ob Sie dem Antragfteller in dies 
fer Beziehung beiftimmen? — Mit 18 gegen 16 
Stimmen abgelehnt. 

Ich komme nun zum-Iehten Punkte, bie Genehmigung 
von Kicchencolecten betreffend, der mit g bezeichnet ift 
und deſſen Herübernahme aus $. 81 ebenfalls beantragt 
wird, Tritt die Kammer diefem Anfrage beit — 
Wird von 18 gegen 16 Stimmen angenommen. 

Ich habe nun bie Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie $. 78 fo, wie fie ihn im Einzelnen gut ger 
heißen hat, aud im Ganzen beiftimmt? — Ein 
ſtimmig Ja. 
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Referent Vicepräfident v. Briefen: 


8.79. 

Borfig, Actenfüßrung, gegenfeitige Vertretung ber Mitglicber, 
rn = der — mit dem weltlichen Goin- 

ector gemeinschaftlich zu handeln hat, führt jener den 
Borfig, dieſer das Direclsrlum der ae. wa 

Bei Verhandlungen und Localerpeditionen Fann der 

Superintendent von dem weltlichen Coinfpector und diefer 
von jenem fich vertreten laſſen. 


Motiven find zu biefem Paragraphen nicht gegeben. 
— Der Bericht fagt: 


Bei 
m 8.79 
zeigte ſich Feine Veranlaſſung zu einer Erinnerung. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 79 
zu ſprechen begehrt, fo frage ih, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation 9.79 in unveränder- 
ter Maaße anzunehmen gemeint fei? — Einftim- 
mig Ja, . 


Referent Bicepräfident v. Friefen: 


D. 
Bon den Eonfiftorien. 
$. 80. 
Vezieksconfiftorien. 

Die nad $. 3 der Verordnung vom 10. April 1835 
(Gefehs und Verordnungsblatt S. 243) in den vier Kreis ⸗ 
directionen beftehenden Kirchen» und Schuldeputationen 
werden als ſeibſtaͤndige —— conſtituirt und 
ſollen, unter dem Vorſitz des Kreisdirectors, aus zwei geiſt⸗ 
lien Raͤthen und zwei rechtsgelehrten weltlichen Näthen 
der, Kreisdirection beftehen, fr 

Die Verordnungen und Erlaffe biefer Behörden er⸗ 
jehen nicht im Namen der Kreiödirection, fondern mit ber 

interfchrift: „Das Bezirksconfiftorium in dev Kreisdirection 
zu N”. Die geiftlichen Mäthe führen den Titel „Confiftos 
rialräthe”. Im Dresden, Leipzig und Bubiffin kann ein 
Süperintendent oder ein anderer Amtögeiftlicher die Stelle 
des zweiten geiftlichen Rathes bekleiden. 

Die Canzleiarbeiten und Dienfte find von dem Ganze 
teiperfonal der Kreisdirection mit zu beftreiten. 


Die Motiven fagen: 
5 Bu Lit. D, 
zu $. 80. y 
Die Bezieköconfiftorien werden ſich in ihrem Perfonal- 
beftande von den Kirchen» und Schuldeputationen wenig, 
unterſcheiden. Denn wenn gleich in der Verordnung vom 
10. April 1835 $. 3 nur ein weltlicer Rath für jede ſolche 
Deputation, beftimmt war, fo haben doch zeither fon in 
jeder Kreisdirection zwei Räthe zur Bearbeitung der Kirchen: 
und Sculfaden verwendet werden müffen, Ein zweiter 
eiftlicher Rath) in der Kreisdirection zu Zwickau war zur 
edigung der umfänglichen Geſchaͤfte in biefem Bezirke 
jest fon nöthig, fo daß bei vorigem Landtage bereit ber 
— für einen folden auf den Etat geftelt worden iſt. 
Es ift aber wichtig für die Erhaltung des kirchlichen Cha: 
94 * 
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bisherigen Kirchen» und Sculdeputationen befonders fir 
as Schulwefen und die Angelegenheiten der Kirchenaͤrate 
gewonnen worden iſt, erfcheinen dieſe Behörden, welche als 
fefbftändige Bezirfsconfiftorien conftituirt werden follen, 
wenigftens für jest nicht entbehrt werden zu Finnen, und 
es muß baber die gefammte Deputation die in $. 80 ges 
nannte Behörde fo lange als zwedmäßig betrachten, als 
die vier Kreiödirectionen als Mittelinftanz für politische Vers 
waltungsfachen beibehalten werden und als nicht eine IMn- 
ere Erfahrung über die BWirkfamfeit des DOberconfiftoriums 
Fanftig die Möglichkeit ber Einzichung jener Provinzialber 
hörden an die Hand giebt. Auch gewährte der Worfig, 
welcher dem Kreisbirector in, ber SKreisdirection fowoht, als 
in dem Bezirksconfiftorlum übertragen wird, den Qorkheil, 
daß die Intereffen der politiſchen, wie der kirchlichen Ges 
meinden in ber Direction beider Behörden ftets eine gleiche 
Beachtung finden werden. Der Perfonalbeftand der Ber 
zirksconfiftorien fol ſich nach Seite 71 der Motiven von 
dem der Kirchen⸗ und Schuldeputationen wenig unfers 
ſcheiden; es ift daher, wie auch aus der Seite 73 beiges 
fügten Koftenberehnung hervorgeht, eine wefentliche Auf⸗ 
wanbserhöhung in diefer Pofition nicht zu erwarten, doch 
wird bie nähere Erörterung diefer Frage auf die Berathung 
des Budgets zu verweilen fein. Es wollte zwar —4 
noͤthig ſcheinen, dem erſten weltlichen Rathe im Bezirke 
eonfiftorium die ausfchlicpliche Beſchaͤftigung mit Confiftorials 
fahen durch eine zufäglihe Beftimmung zur Pflicht zu 
machen; die Deputation unterläßt e8 jedoch auf die Ents 
gegnung des föniglichen Commiffars, hierauf einen Antrag 
zu fielen, da der Umfang *der Confiftoriafgefchäfte eine 
folche Trennung ohnehin ſchon von felbft nothwendig mar 
‚en wird, andererfeitd aber, wenn au) in der Bearbeis 
tung diefer Sachen theilweife ein Perfonenwechfel eintreten 
folte, bie in anderer Hinficht wohl kaum zum Nachtheile 
gereihen dürfte, 

Da bie Anfichten der jenfeitigen außerorbentlichen Des 
pufation von vorftehendem Gutachten zu wefentlich ab⸗ 
weichen, indem die Majorität der jenfeitigen Deputation 
davon auögeht, daß bie Kirchenangelegenheiten der Bezirkes 
confiftorien an das Oberconfiftorium zu weifen felen, und 
die Schulbeputafionen mit der Kreisdirection auch ferner 
verbunden bfeiben follen; dag hiernach für Kirchenſachen 
eine Mittelinflanz Uber den Sircheninfpectionen gar nicht 
befichen folle, fo war hierüber zu einer Vereinigung beider 
Deputationen nicht zu gelangen und e3 muß daher bie Majos 
tität für ſich allein bei der geehrten Kammer beantragen, 
$. 80 anzunehmen; wogegen zwei Mitglieder der Deputation, 
Dr. Eechler und v. Erdmannborff, ipre abweichende Anficht 
in Folgendem darlegen. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: 
Laut $. 80 follen bie in den vier Kreisdirectionen be 
fehenden Kirchen: und Schuldeputationen als felbftän 


dige Bezirksconfiftorien conftituirt werben. f 
Diefeahfiet heißen die — mit Freuden will⸗ 


ters dieſer Behörden und von weſentlichem Einfluß auf 
me deffen fie in der Kirche bedürfen, daß fie 
mehr als zeither von den weltlichen Regierungsbehörben 
etrennt umd als felöftändige Collegien organifirt werden. 
Nas diefer, Einrichtung der Bezirksconſiſtorien umd bei 
Belegung eines jeden mit einem Director und vier Räthen, 
erſcheint c8 nicht mehr nöthig, die $. 4 der gedachten Ber- 
ordnung angegebenen Sachen an ein Plenum der Kreis- 
direction zu bringen. Die Bezirksconfiftorien können folde 
ohne Zuptehung noch anderer Näthe entfcheiden, und zwar 
umfomehr, da fie nach den den Kircheninfpectionen geger 
benen Befugniſfen weit feltener in den Fall kommen wers 
den, in derfelben Sache eine zweite Entſcheidung zu geben. 














































Der Bericht fagt: 


Der nun beginnende Abſchnitt: 
D. Bon den Eonfiftorien 

wird hauptfächlic) durch die Seite 52 der Motiven in Vers 
Aindung Int Seite 71 enthaltenen Angaben näher erläutert. 
Es iſt daraus zu erfehen, daß die Frage, ob nicht in dem 
Beftande der Witteibehörten eine Vereinfachung zu erreichen 
fei, bei ber Staatöregierung eine ebenfo gründliche Erwägung 
gefunden hat, wie die Deputation eine Tote Vereinfahung 
vorfehlagen zu koͤnnen angelegentlichft gewünfcht Hätte. Es 
wurde Siefelbe aber bei aller Mühe, die geeigneten Wege 
dazu aufzufinden, immer wieder zu der Ueberzeugung zus 
rüdgeführt, daß auch eine felbftändigere Stellung der 
Kircheninfpectionen und Kirdenvorftände, welche immer 
nur bis zu eimer gewiffen Grenze gehen könnte, keinen 
Erfag für eine Mittelbehörde gewähren würde, und daß 
die Gentralbehörbe in der Hauptftadt bei ihrer Entfernung 
von ben Gemeinden, beſonders nach dem Gutachten, welches 
bie Deputation zu $. 83 in Verbindung mit $. 5 vorzu⸗ 
nen hat, einer ſolchen bei der Beitung des Ganzen, wie 
bei ihren Entfopeidungen nicht entbehren Eönne. x 

‚Es würde die Kräfte des Oberconfiftoriums gleich in 
feinem ae lähmen, ja die Eriftenz diefer Oberbehörbe 
faft unmöglich) machen, wenn dafjelbe durch den Wegfall 
der Mittelbehörden feiner Hauptfächlichften Stüge beraubt 
werben follte. Hierbei ift aber noch zu bedenten, daß die 
Nothwendigkeit der kirchüchen Mittelbehörben, welche die 
Deputation anzuerkennen nicht umbin Tonnte, keineewegẽ 
durch bie Errichtung eines Oberconfiftoriums hervorgerufen 
wird; auch ferner ebenfowenig durd) das vom der Depur 
tation bei $.5 gegebene und bei $. 83 weiter zu entwidelnde 
Gutachten. Die Menge und Maffe der Fi erlebigenden 
Gefchäfte bleibt vielmehr quantitativ die nı imliche, die Dr- 
genlfarion ber oberften Behörde geföehe in ber einen oder 
ber anderen Weife. Das Minifterium des Gultus aber 
würde, wenn Yes ganz oder zum Theil beim Alten bleiben 
ſollte, ſich ſchwerlich fir bie Entbehrlichkeit der Kirchen 
und Schufdeputationen erklären und ſich ſelbſt bei einer 
Verftätkung. feiner Arbeitskräfte aum dazu verftehen fönnen, 
feine Verwaltung blos mit ar der Kirchen und Schule 
infpectionen auszuführen. Mußte daher die Deputation in 
ihrer Gefammtheit die Unentbehrlichkeit eines Mittelgliedes 
zwiſchen der Oberbehoͤrde und den Unterbehoͤrden zugeben, 
fo konnte diefeibe doch in fich ſelbſt nicht zu einer unges 
theilten Anficht über die Axt ihrer Bildung gelangen. Die 
Majorität, dv. Zehmen, d. Befchwig, Pfotenhauer und der 
Neferent, erklärte fich im Ganzen für deni$. 80 vorgeleg· 
ten Plan. In Anerkennung des Nugend, welcher durch die 


kommen. Gie entfpricht einem jauptprincip, welches bem 
ganzen Enttvurfe zu Grunde Liegt, nämlich dem NPlane 
(fiehe Motiven Seite 50), „die frühere Son ihaclalber eng 
mit ben erforberlichen Mobificationen wieber Herzuftsllen”. 
Der Gedanke entfpricht zugleich den feit Beftehen ber Cons 
ftitution und gegebenen Gefinnungen der Erften Kammer. 
Bei bem Sandtage 1833/34 hat fich diefe hohe Kammer gegen 
die damals von der Bweiten Kammer beantragte Aufhebung 
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der Conſiſtorien zu Dresden und Leipzig, begiehungsmeife gegen 
die Verbindung der firchlichen Mittelbehörden mit den Mittels 
behoͤrden für ftaatliche Adminiftration lange gefträubt. Sie 
wuͤnſchte in den Gonfiftorien zu Dresden und Leipzig bie 
Confiftorialverfaffung überhaupt, wenigftens für die mittlere 
Inftanz, zu retten. Es gelang nicht. Als aber fpäter auf 
dem Landtage von 1845/46 die Erfle Kammer, dem Bes 
vichte ihrer Deputation beitretend, auf Errichtung eines Obers 
confiftoriumd antrug, hatte fie zwar nur bie obere kirchen ⸗ 
tegimentliche Inftanz und nicht Bezixksconfiftorien im Auge; 
deffenungeachtet Tegte fie auf die Wiederherſtellung der Con: 
fiftorialverfaffung folgen Werth, daß jenem Antrage mit 
Recht auch ein Gewicht beigelegt werden darf, das für die 

erftellung felbftändiger Bezirksconfiftorien mit in die Wag- 
ſhaie fält, 

Sowohl im Geifte des gefammten Entwurfs, als in 
confequenter Fefthaltung der feit Sahrzehenten bethätigten 
Gefinnung bdiefer hohen Kammer legt die Minorität einen 
befonderen Nachdruck darauf, daß die Bezirköconfiftorien 
allerdings als felbftändige Behörden. organifirt wers 
dem follen. Die Unterzeichneten verftehen ein Gedoppeltes 
darunter, Einmal, daß die Bezirksconfiftorien innerhalb 
ihres Nefforts felbftändig zu handeln berechtigt find, zum 
Andern, daß fie der flaatlichen Adminiſtrativbehoͤrde des 
Regierungsbezirks gegenüber felbftändige kirchliche Behörden 
werben. Das Iegtere Verhältniß erfordert aber, wenn es 
u Stand und Wefen fommen foll, daß die Mitglieder des 

ezirksconſiſtoriums wefentlich für das Kirchen» und Schul: 
wefen angeftellt fein müffen. Das ift bis jet blos mit 
den Kirchen» und Schulräthen der Kreiödirectionen der 
Fall. SoU aber Ernft damit gemacht werben, daß felbs 
ftändige Bezirksconfiftorien Confiituirt werben, fo müffen 
auch die rechtögelehrten Näthe diefer Collegien Lediglich nur 
für die Gonfiftorialgefchäfte ernannt und, wie die geiftlichen 
Näthe derfelben Collegien, durch die Staatsmin ſter in 
Evangelicis Soest, $. 87,1) angeftellt werben. Sollte, wie 
Sachfundige meinen, der Umfang des Gefhäfts nicht fo 
bedeutend fein, daß tu nichtgeiftfiche Räthe volllommen 
befchäftige werden könnten, To ftele man einen gechts⸗ 
gelehrten Rath für die betreffenden Arbeiten ben zwei geift: 
lien Näthen zur Seite. Es ift dies nichts Anderes, ald 
was in der Verordnung vom 10. April 1835 $. 3 in Aus- 

ht genommen war. Im, Beiten bermehrten Gefchäfts- 
rangs mag dann no— vordibergehend ein juriſtiſcher Hulfs · 
arbeiter flr die Conſiſtorialſachen verwendet werden. Ein 
Uebergewicht der theologifhen Stimmen über bie juriftifchen 
wird dabei nicht zu beforgen fein, falls der Präfident ſtets 
mitftimmt, wobei er im Falle ber Stimmengleichheit dad 
votum decisivum behält, 2 . 
Gegen den Vorfig des Kreis directors hat die Minori⸗ 
tät nicht einzuwenden. Denn es hat figgerlich fein Gutes, 
daß der Vorgefetzte eines fo bedeutenden Regierungsbezirk, 
dem das Beſte feines Kreifes in jeder Beichung angeles 
2 fein muß und in deſſen Händen alle Faden bienftlicher 
eitung zufammenfommen, auch die Eirhlichen und Schul» 
saelgenheiten mit leite. Diefe gemifchte Einrichtung ift 
eine 
daß das Bepivksconfiftorium nicht eiwa je und je Verfü 
gungen treffe, welche gerechten ftantlichen Bedenken unter- 
liegen möchten; andererfeitd aber auch bafür, daß bie Kreiö- 


direction nicht etwa diefen und jenen Maaßnahmen hem⸗ 
egentrete, welche im Intereſſe der Kirche und 
— erfcheinen und vom Bezirksconſiſto⸗ 


mend us 


Schule win] 





jarantie nad; beiden. Seiten hin; eineätheils dafür, 


rium beantragt werben. Aus biefen Gründen ſtimmen bie 
Unterzeichneten für den Vorſitz des Kreisbirectors im Ber 
airksconfiftorium, fegen jedod) voraus, dag bei Beſetzung 
einer auch kirchlich fo wichtigen Stelle das Minifterium des 
Innern mit den Miniftern in Evangelieis ins Vernehmen 
trete. Hiermit ſcheint die wünfchenswerthe Verbindung 
zwiſchen Kirche und Staat auf der Stufe der Mittelbehoͤr⸗ 
den organifirt zu fein, während durch die Beftimmung der 
rechtögelehrten Raͤthe der Bezirksconfiftorien nur für die 
Confiftorialfachen die correcte Auseinanderfegung zwi⸗ 
hen Kirche und Staat zu Stande kommt, das heißt: der 
firhlihen Autonomie Rechnung getragen wird. 

Würde indeß die letzterwaͤhnte Einrichtung nicht ges 
troffen, fo ift Elar, daß durch die Beſtimmungen des $. 8U, 
abgefehen von ben Berathungen im Plenum ber Kreis: 
direction über Kirchen» und Schulfahen (melde bisher 
ſchon Fehr feltene Ausnahmöfälle gewefen find), der biö- 
herigen Orbnung gegenüber rein nichts EI werben 
würde, als der Name. Es würde die Vermiſchung bed 
Kirchlichen mit dem Staatlichen auf der Stufe der Mittel: 
behörbe der Sache nad) vollftändig biefelbe bleiben, wie 
bisher, es würde bie kirchliche Autonomie auf dieſer praktifch 
fo wichtigen Stufe zu einem blofen Schein. werden, was 
gewiß die Abficht des hohen Kirchenregiments um fo wents 
ger ift, als baffelbe Seite 71 der Motiven ausdrücklich an⸗ 
erkannt hat, es fei „wichtig für die Erhaltung bed firchlichen 
Charakters diefer Behörden, und von wefentlidem 
Einfluß auf das Vertrauen, deffen fie in ber 
Kirche bedürfen, daß fie mehr als zeither von 
den weltlihen. Regierungsbehörden getrennt 
und als felbftändige Collegien organifirt werben”. 

Die mitunterzeichneten Dr. Lechler und v. Erdmannds 
dorff beantragen daher, und zwar nicht einer formellen 
Gonfequenz zulieb, fondern um des Beſten ber Landeskirche 
willen, und bamit bie Gelbftändigkeit ber Bezirfsconfiftor 
rien zur Wahrheit werbe, welcher $. 80 bad Wort rebetz 

A. die hohe Kammer wolle nur den erfien (Seite 30 

der Vorlage enthaltenen) Sat des $. 80 genehmi⸗ 
gen, ben zweiten und britten Sat dieſes Paragras 
phen (Seite 31) aber ablehnen und 

B. ihr Gutachten dahin abgeben: 

daß die vechtögelehrten Raͤthe der Bezirkscon ⸗ 
fiftorien ganz ebenfo wie die geiſtlichen Raͤthe 
derfelben 

4) lediglich nur zu den Kicchen» und Schulſachen 
verwendet, 

2) Confiftorialräthe betitelt und y 

3) (fiehe $. 87,1) durch die Minifter in Evangelicis 
ernannt und entlaffen werben. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
über den fo eben vorgetragenen Theil des Berichtes Je⸗ 
mand das Wort ergreift? — Herr Bürgermeiſter Koch hat 
das Wort. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Neulich Habe ich ſchon er⸗ 
klaͤrt, dag ich die Bezirksconfiftorien fir ein „Zuviel“ 
Halte. Ich werde nich in biefer Beziehung dem anſchlie⸗ 
Ben,’ was die Deputation der jenfeitigen ‚Kammer darüber 
geäußert und beantragt hatz ich nehme aber dieſe Anträge 
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nicht hier auf, weil ich dadurch nur eine fruchtlofe Verlänge: 
rung der Debatte herbeiführen würde. 


Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich muß mich aud) dahin 
erklären, daß ich nach wiederholter, moͤglichſt forgfältiger 
Prüfung aller vorliegenden Berichte und Begutachtungen 
mic durchaus nicht habe überzeugen können, daß es noth- 
wendig ift, neben einem Landesconfiftorium bie Bezirks— 
confiftorien erhalten zu fehen. Ich ſtehe auf bemfelben 
Standpunkte, wie Herr Bürgermeifter Koh und würde 
aud am liebften für die betreffenden Anträge der Deputas 
tion ber jenfeitigen Kammer ftimmen; fehe aber davon ab, 
Anträge einzubringen und erkläre nur im Allgemeinen, daß 
ich für den Wegfall diefer Bezirksconfiftorien ſtimmen und 
in dieſer Beziehung meine Vota bei den einfchlagenden 
Paragraphen abgeben werde. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ih erwähne nur 
ein einziges Wort. Wenn die Minorität ihre Vorſchlaͤge 
auf Seite 273 am Schluffe eröffnet, fo dürfte es wohl auch 
in ihrem Sinne fein, wenn auf Seite 30 des Gefegent: 
wurfs auf der legten Zeile die Worte „der Kreisbirection‘ 
wegfielen. Denn fie will doc jedenfalls, daß das Ber 
zirksconſiſtorium aus zwei geiftlichen Räthen und aus zwei 
weltlichen, rechtögelehrten Raͤthen beftche; aber nicht aus 
Raͤthen der Kreisdirection und, ih muß hinzufligen, ich 
felbſi als Mitglied der Majorität hätte auch Fein Bedenken 
gegen den Wegfall diefer Worte: „ber Kreisbirection“, denn 
die Majorität will auch ein Bezirksconfiftorium, beftchend 
aus zwei geiftlichen und zwei weltlichen Räthen. Wenn 
man nun fagt: „weltliche Raͤthe der Kreisdirection”, fo ift 
dad gewiffermaaßen ein Wiberfpruch in fich felbft; denn 
das Bezirksconſiſtorium fol ja eigentlich getrennt werden 
von ber Kreiödirection, es foll eine Behörde für fich bilden. 
Nichtöbeftoweniger kann manchmal die Verwendung eines 
Kreisdirectionsrathes zu Gonfiftorialgefchäften eintreten; 
aber es ift nicht die Abſicht von Haufe aus, zu fagen, daß 
es Kreisdirectionsräthe fein folen. Doch es fcheint dies 
mehr Sache ber Minorität zu fein, der ich es anheim ges 
ben muß. 

Kammerherr v. Erdmannsborff: Es iſt, was der 
Herr Neferent fo eben bemerkte, allerdings ein Verſehen der 
Minorität. Nach unferer Anfiht muß im erften Satze das 
Wort „der Kreiödirection” auöfallen. Ich bitte den Herrn 
Praͤſidenten, aud) darauf eine Frage richten zu wollen, wenn 
es zur Abftimmung kommen follte, 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nicht ermangeln. 


Staatsminifter Dr. v. Falfenftein: So fehr das 
Minifterium der Deputation dankbar ift, daß fie ſich fo 
wohlwollend über die Verhaͤltniſſe der Mittelbehörde aus- 
geſprochen hat und fo fehr das Minifferium es anerkennt, 
daß aud) von der Minorität der Deputation der Ernft und 
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| die Wichtigkeit der Stellung der Behörde aufgefaßt worden 
ift und daß fie dahin geftrebt Hat, die Abficht des Miniftes 
riums noch ficherer zu erreichen, eine gewifle Selbfläntige 
keit der kirchlichen Behörde aud nach Außen hin Har zu 
machen, fo muß doch das Minifterium Bedenken tragen, 
den Anfichten der Minorität feinen Beifall zu ſchenken, ſon⸗ 
dern ſich Tediglich darauf beſchraͤnken, dad zu beftätigen, 
was von Seiten der Majorität der Deputation gefagt wors 
den if. Im der That liege die Selbftändigkeit, um bie es 
ſich Hier Handelt, gewiß nicht in ben Momenten, die von 
der geehrten Minorität angegeben worden find; bie Selb⸗ 
ftändigkeit der Behörden liegt teils in der ganzen Organi⸗ 
fation, die die Kirhenorbnung bier aufgeftelt hat, theils 
muß fie in der Behandlungsweife liegen, die diejenigen 
Männer werden zur Anwendung bringen, denen bie. ber 
treffenden Aemter werden anvertraut werben. Gerade in 
dem Zuſammenwirken folder Männer, bie einen Theil der 
weltlichen Gefchäfte, die insbefondere die Angelegenheiten 
der Gemeinden ded ganzen Landes Fennen zu lernen Ge 
Tegenheit gehabt haben, mit den geiftlichen Näthen und 
unter dem Vorſitze eined Mannes, wie der Kreisdirectot 
ift, der nach allen Seiten hin fein Auge zu richten ver⸗ 
pflichtet ift, im dieſem Zuſammenwirken erblide ich das 
Wohlthaͤtige diefer Behörde und die Erfahrung hat gelehtt, 
dag Schule und Kirche den Wirkungen bdiefer Behörde 
allerdings gar Manches verdanken, Um nun aber aud 
nach Außen hin zu zeigen, daß, ohmerachtet einzelne Mit⸗ 
glieder dieſer Behoͤrde nebenbei auch felbft mit weltlichen 
Angelegenheiten beſchaͤftigt werden können, doch diefe geif 
lichen und kirchlichen Angelegenheiten ein Ganzes bilden 
und auch nad) Außen hin als ſolches ſich zeigen, ift der 
Vorſchlag im Gefegentwurfe gemacht worben, daß fie eben 
als befondere Behörde betrachtet werden und ſich auch 
nicht wie bisher als Kreisdirection, fondern als Got: 
fiftorium unterzeichnen follen. Dadurch wird zugleich, 
das Bewußtfein der Behörbe gefräftiget, daß in dem Augen» 
blicke, in dem fie eine ſolche Entfehliegung giebt, fie died 
nicht als Kreisbirection, fondern ald Confiftorialbehörbe 
ertheilt. Es kommt aber noch ein. Moment hinzu, auf 
welches ich doch bitte, daß die geehrten Hercen ihre Aufr 
merkfamfeit richten mögen. Es ift dies ein rein praftifches 
Moment. Ich will nicht darauf eingehen, daß, wenn mat 
eine fo volfändige Trennung, wie die Minorität fie ber 
antragt, in Ausführung brächte, allerdings die Frage fein 

fönnte, inwieweit noch überhaupt eine Verbindung mit der 

Kreisbirection ftattfände und ob nicht dadurch mehr oder 

weniger das Beftchen der Kreiödirection in Frage kommen 

müßte? Aber es ift hier noch eine perfönliche Frage zu ber 

rücfihtigen. Es iſt gar nicht zu leugnen, daß, wenn Sie 

eine oder zwei Perfonen lediglich und ausſchließlich flr die 

Conſiſtorialſachen angeſtellt wiffen wollen, biefe Perfonen 

dann nicht leicht weiter verwendet werden konnen, weil 

Iman fie nöthiget, von allen anderen Angelegenheiten ſich zu 
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iſoliren und niemals mit anderen Gefchäften in Berührung 
zu fommen, fo daß diefe Perfonen nur eben innerhalb des 
engen Bereiches angeftellt und nicht weiter verwendet wer⸗ 
den koͤnnen, das eben für die kirchlichen Behörden gegeben 
iſt. Ob das für die Gefchäfte erfprießfich und günftig fein. 
würde, möchte ich in hohem Grade bezweifeln. Es würde 
dahin kommen, wie es in den aͤlteren Zeiten vielfach ges 
gewefen ift, daß dergleichen in einem doch immer mehr oder 
weniger beſchraͤnkten Dienfte angeftellten Perfonen in dere 
felben Branche verbleiben; die zum Dienft erforderliche 
Friſche des Geiftes verlieren, einfeitig werden und nunmehr 
nicht weiter verwendet werden koͤnnen, fondern fortwährend 
in ihrer Stellung bleiben. Denn die höheren Stellen, die 
für Männer diefer Art ſich eignen würden, find fo gering 
an Zahl, daß es unmöglich wäre, Iemandem eine Audr 
fiht auf Aufridung zu gewähren. Es würde alfo in per- 
fönlicher Beziehung die Sache große Bedenken haben und 
deshalb würde ich, fo fehr ich die gute Abficht der geehrten 
Minorität anerkenne, doch nur dringend wünſchen, daß 
man der Anficht der Majorität nachgebe. 


Kammerherr v. Erbmannsdorff: Nach der Rede 
des Herrn Cultusminiſters habe ich Zweierlei zu antworten. 
Das, was er der Minorität einhieft, ift theils fachlicher, 
theils formeller Natur. Im fachlicher Beziehung will ic 
auf das, was er und heute entgegenhielt, nicht näher eins 
gehen, fondern ich geftatte mir nur, im dieſer Vezichung 
die Minorität zu vertheidigen und zwar mit den eigenen 
Worten der hohen Staatöregierung, nämlich aus den Mo; 
tiven des Gefegentwurfed. Wollen Sie die Gewogenheit 
haben, einmal Seite 45 aufzufchlagen ; dort heißt ed: 

„Es hatte in auögebreiteten Kreifen, unter Geiftlichen 
und 2aien, die Befhrchtung Eingang gefunden, daß durch 
diefe Veränderungen bie Vertretung der Kirche dem Staate 
gegenüber gefhmächt und wefentliche Garantien für eine 
gleichmäßige Verwaltung der firchlichen Angelegenheiten ver- 
foren gegangen ſeien“. 

In Verbindung damit fteht der Paffus Seite 48: 


„Der Grundtgpus unferer evangelif-Lutherifchen Kir: 
Genverfaffung, wie fie gefchichtlic aus der Feformation 
des 16. Sahrhunderts 3 entwidelt hat, ifl der eines lan 
desherrlichen Episcopats mit vollftändiger Confiftorialver- 
faffung”. 

Eine voltftändige Cofiftorialverfaffung kann man bas 
aber wahrlich nicht nennen, was der Entwurf vorſchlaͤgt. 
Von einem Conſiſtorium iſt nur der Name vorhanden. Es 
Äft nur ein Bezirksconſiſtorium im ber Kreisbirection. Mer⸗ 
ten Sie wohl, meine Herren, in der Kreisbirection. Dies 
{es Wörtchen „in“ fagt viel; «8 fagt, daß das Gonfiftorium 
in der Kreißdirection aufgeht und verſchwindet; ſchlagen Sie 
ferner Seite 50 auf, da heißt es: 

„Die in’ Evangelicis beauftragten Staatsminiſter find 


daher im Ginverfländnip mit der Stantöregierung zu 


der Meberzeugung gelangt, daß, um den Anfprüchen der 
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ewangelifch-Lutheriichen Kirche auf felbftändige Verwaltung 
Ährer Angelegenheit und auf genügende Vertretung der 
Staatsregierung gegenüber gerecht zu werden, bie frühere 
Gonfiftorialverfaffung, mit den durch die veränderten ftaate 
lichen BVerhältnifle gebofenen Modificationen wieder herges 
ftellt werden müffe”, B 

und dann der wichtigſte Punkt ift Seite 71, wo es heißt: 


Es iſt aber wichtig für bie. Erhaltung des kirchlichen 
Characters diefer Behörden und von weientlichem Einfluffe 
auf das Vertrauen, deſſen fie in ber Kirche bebürfen, daß 
fie mehr als zeither von den weltlichen Negierungsbehörben 
getrennt und als felbfländige Collegien organifixt werben”. 

Das find die eigenen Worte der Motiven. Schon bei 
der allgemeinen Debatte fagte ih, Jeder, der es gut mit 
der Kirche meint, hat beim Lefen der Motiven mit Freus 
den vernommen, daß die Negierung beabfichtige, bie Cons 
fiftorialverfaffung wieder herzuſtellen. Ich erlaubte mir dar 
mals zu fagen: die Worte klingen fchön, fehr ſchoͤnz aber 
die Ausführung ift hinter ben Worten weit zurlidigeblieben; 
denn ich wieberhole bie, Behauptung, eine Gonfiftorialvers 
faffung kann ich die jegige nicht nennen und die neue, 
welche der Entwurf bringt, auch nicht. Das Alte und 
das Neue wird in der Mittelinftanz ſich nur durch ben Mar 
men unterfheiden. Ich muß zur Begründung diefer Ans 
ficht noch Weniges hinzufügen. Bis jetzt find, — ich will 
mich der Worte einer neuerdings erſchienenen Broſchuͤre ber 
dienen, der ich aber fonft in Peiner Weife beiftimme; aber 
bier trifft fie das Richtige — bis jet find die Eirchlichen 
Angelegenheiten Nichts weiter, als eine Branche der 
Staatsverwaltung. Dadurch äber müffen bie kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten verweltlicht werben und wenn irgend» 
wo, fo ift dies bei ber Kreißbirection ber Fall, Ich beziehe 
mic auf ein Wort, welches mein geehrter College in der 
Minorität bei einer anderen Gelegenheit gefagt hat: „geift- 
liche Dinge wollen geiftlich behandelt fein”. Nun werben 
Sie mic zwar fagen: es iſt nicht zu leugnen, daß jeht die 
Sachen fehr gut verwaltet worben find. Nun wohl, meine 
‚Herren, ich räume dad ein behaupte aber, daß die Sachen gut 
verwaltet worden find, nicht weil, fonbern obgleich fie vom 
der Kreidirection beforgt worben find. Aber, wiegefagt, geiſt⸗ 
liche Dingewollen geiſtlich gerichtet fein. Es ift ein fehr großer 
Unterfchied, wie die Angelegenheiten behandelt werben und 
wenn ein und berfelbe Mann verfchiedenartige Staatöge- 
ſaͤfte zu erledigen hat, fo wird es fehr natürlich felbft 
auch. bei dem auögezeichnetften Manne dahin kommen, daß 
er feine Arbeit mehr oder weniger fhablonenmäßig macht 
und die kirchlichen Angelegenheiten behandelt, wie bie ver- 
fehiedenen anderen weltlichen Sachen. Das ift es aber nicht 
allein; es fann Jemand ein’ auögezeichneter Arbeiter fein 
in Staatdangelegenheiten, ein ausgezeichnetes Mitglied der 
Kreißdirection und doc flir die kuchlichen Angelegenheiten 
nicht paffen. Hier fomme ich auf das zurüich, was neulich 
der Herr Blirgermeifter Dr. Koch bei den Kirchenvorſtehern 





fagte: es kann Jemand ein auögezeichneter Verwaltungs: 
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mann fein, abet für die Kirche hat er Fein Herz. Da iſt 
es denn boch wahrlich gefährlich, wenn in einer folden Hand 
die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten liegt. Ich 
bin durchdrungen davon, daß der Staat bei Feinem Laien, 
fei er Staatöbiener oder nicht, darnach zu fragen berechtigt 
iſt: wie ftehft Du in deinem Inneren zu der Kirche? aber 
wer die allerheiligften Sachen zu verwalten hat, da iſt es 
nicht mehr als eine berechtigte Anforderung, wenn man 
fagt: bei dem muß darnach gefragt werben, wie fiehft Du 
zur Kicche? Und wenn der allerbefte Regierungsrath dazu 
genommen wird, fo tritf vieleicht der Fall ein, daß es ein 
gewandter Mann, ein tüchtiger Arbeiter iſt, der aber für 
die Kirche ziemlich lau gefinnt ift, am Ende gar derfelben 
ziemlich feindlich entgegen tritt. "Dies waren bie Gründe, 
die die Minorität bewogen haben, ein Separatvotum zu 
ſtellen. Ich möchte. der .geehrten Majoritaͤt noch einhalten: 
warum bringt fie denn bei bem Oberconfiftorium fo fehr 
darauf, daß die Geſchaͤfte dem Minifterium entnommen und 
dem Oberconfiftorium übergeben werden? Aus dem Grunde: 
geiftlihe Dinge wollen geiftlich gerichtet fein! Nun, meine 
Herren, wenn ſchon das bedenklich erachtet wird, geiftliche 
Dinge einem geiftlichen Minifterium zu überlaffen, wie viel 
bebenflicher muß es fein, geiftliche Dinge einer ganz welt« 
lichen Behörde zu überlaffen? Das würde gerade fo viel 
fein, als wenn die Gefchäfte des Oberconfiftoriums nicht 
dem Eultusminifterium, fondern dem Minifterium des Ine 
nern übergeben würden. 


Staatöminifter Dr. dv. Falkenftein: Nur wenige 
Worte will ich mir auf die, wieich anerkenne, fehr ſcharf⸗ 
ſinnige Vertheidigung des Minoritaͤtsgutachtens zu er 
widern erlauben und zwar erfilih in Beziehung auf die 
Motiven. Es Hat nämlich der geehrte Sprecher insbes 
fonbere hervorgehoben, das Minifterium habe felbft ‚gefagt, 
es Tolle eine vollftändige Confiftorialverfaffung wieder her: 
»geftellt werben oder es ſolle die alte Eonfiftorialverfaffung 
erneuert werben. Ich muß hierzu bemerken, daß er recht 
fehr „gut weiß, beſſer als ich es zu fagen vermag, daß 
man das nicht fo wörtlich zu nehmen hat, wie es allen- 
falls nach der Faſſung von uUnkundigen genommen werden 


Munte; dies würde uns zu ganz eigenthümlichen Refule | 


taten führen, wenn man 3 B. bie ganzen alten Ein» 
richtungen, die vor der Errihtung der Kreigbirectionen 
in Conſiſtorialſachen beſtanden, wiederherſtellen wollte, 
Denn dadurch würde freilich ein weſentlich Anderes zu 
Stande Fommen, als wir inögefammt wuͤnſchen. Ich 
muß immer wieder bemerken, daß es nothwendig iſt bei 
biefer Kirchenordnung, das Ganze zufammenzuhalten und 
nicht einzelne Beftimmungen ‚heranszunehmen, fondern zu 
erwägen, daß das «Eine mit dem Andern feft zufammen- 
hängt und daß das Eine dem Andern ‚gegenüber ſich ivie 
Gewicht und Gegengewicht verhält. Cs ift aber auch in 
Beziehung auf. die weiteren Aeußerungen bem geehrten 
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‚Hern v. Erdmannsborff Folgendes zu erwidern: Das 
‚durch, daß wir die bei biefen Bezirfsconfiftorien anzuftellen« 
den Männer Confiftorialräthe nennen und fie voͤllig iſoliren 
von den weltlichen Angelegenheiten, werden ſie nicht geiſt⸗ 
licher und auch nicht weltlicher, als fie eben find; es komm 
lediglich darauf an, daß man die techten Leute dazu nimmt 
und wenn fie die reiten Leute find, fo werben fie auch 
dur die Befhäftigung mit weltlichen Angelegenheiten 
nicht weltlicher, ſondern dadurch, daß fie zugleich mit geiſt. 
lichen Dingen ſich befchäftigen, mit Geiftlichen gemeinfchafte 
lic) arbeiten, auch die weltlihen Dinge von einer geif⸗ 
lien Seite behandeln lernen. Und in diefer Beziehung 
halte id) diefe Bufammenfegung ‚gerade für außerordentlich 
zweckmaͤßig. Der geehrte Sprecher bemerkte noch: eõ 
waͤre fehr natuͤrlich, daß nach und nach dergleichen Arbeiten 
f&ablonenmäßig betrieben mwürben. Ich muß aber dem 
"auf das Allerbeftimmtefte widerfprechen. Schablonenmäfig 
die Arbeiten zu betreiben, dürfte wohl kaum einer Kreis 
direction ober überhaupt einer Behörde vorgeworfen werden 
önnen, ohne ihr in hohem Grade Unrecht zu thun. Ich 
weiß es aus eigner Erfahrung, da ich felbfi am der Spike 
einer ſolchen Behörde geftanden habe, daß bei der Kreis⸗ 
direction ald obern kirchlichen Behörde von fchablonenmäßie 
gem Behandeln in der That nicht bie Rede fein kaun. 
Vielmehr muß ic das rühmend anerkennen, daß, je länger 
fie ſich mit diefer Angelegenheit befchäftigt haben, befto 
eifriger find fie damit gewefen, und haben gezeigt, wie ernſt 
dergleichen Dinge behandelt werden müffen. 


Superintendent Dr. Lech ler: Der ‚Herr Staatsminifter 
v. Falkenſtein hat vorhin bemerkt, die Hauptabficht bei bie 
fer einigermaagen modificirten Einrichtung der Gonfiftorien 
in ben einzelnen Streifen fei doch bie gewefen, es folten ſich 
biefe Behörden „nach Außen hin” als Bezieköconfiftorien 
zeigen und darum ift ihmen der Name gegeben. Es follen 
daher auch die einzelnen Näthe, wenn fie Schul, Kirchen 
oder Stiftungsfachen in ihren Sigungen zu behandeln har 
ben, durch den Namen erinnert werden, daß fie biefe als 
NRäthe des Bezirksconfifloriums, nicht ald Beamte der Kreide 
direction behandeln. Nun, allerdings hat das Lehtere Di, 
her auch nicht gefehlt; denn ich weiß felbft nicht genau, wie 
und wie lange es zur Obferbanz geworben ift, daß in Er 
laffen der Kreisdirection in Stiftung, Schul ober der⸗ 
gleihen Sachen gewöhnlich der Ausdrud: „Confiforials 
behörbe" gebraucht wird; aber Thatfache iſt es. Alfo die 
Behörde hat fich das felbft gefagt. Der Name: „Bejirke 
eonfiftorium”” würde nun noch hinzukommen. Aber ich halte 
in der That weniger auf den Namen, als auf bie ‚Sat. 
IH glaube, es ift wichtiger, daß diefe Behörden innerlich 
fie) als Conſiſtorlalbehorde fühlen, denn daß fie ſich nad 
Außen hin mit einem ſolchen Titel darſtellen. Ich komme 
Jedoch immer wieder auf das zurlict, was ‚bie Motiven 
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den weltlichen Regierungsbehoͤrden getrennt und als ſelb⸗ 
fändige Collegien organifirt werden ſollen. Das hat aber 
der Entwurf felbft nicht erreicht; denn wenn ich auch noch 
fo genau fehe und ſuche, fo ift davon im Entwurfe felbft 
Nichts zu finden, als erſtens der Name und zweitens der 
Umftand, daß das Plenum, nämlich die Berathung gewiſſer 
Dinge mit ben fämmtlihen Näthen und Mitgliedern 
der Kreiöbirection, wegfällt. Außerdem Fann id) aber Nichts 
entbedfen, wodurch ſich mehr Selbftändigfeit in der Organi ⸗ 
fation zeigte, während das, mas wir vorgefchlagen haben, 
wie mir fcheint, doch wirklich nicht etwas Uebertriebenes, 
etwas auf die abfolute Trennung der Kirche vom Stante 
Hinlaufendes ift. Denn wir haben ja ausbrüdlich anerfannt 
und angenommen, daß Niemand anders als der Kreisdirector 
ſelbſt Vorfigender im Bezirksconſiſtorium fein fol. Dagegen 
haben wir auf der anderen Seite geglaubt, daß eine folde 
Mittelbehörde als Bezirksconfiftorium dazu diene, dem richs 
tigen Bufammenhang des Ganzen herzuftellen. Daß das 
Ganze müffe zufammengehalten werden mit Gewicht und 
Gegengewicht, das erkenne ich als einen ganz gefunden 
* Grundfag an. ber es kommt darauf an, ob und wie 
er ausgeführt und feftgehalten wird. Ich finde ein ſolches 
Gewicht und Gegengewicht in unferem Vorſchlag auf dop⸗ 
pelte Weiſe: Da find einestheils geiſtliche Raͤthe, anderen» 
theits juriſtiſche Raͤthe. Hier ift alfo, wie man fonft im 
Conſiſtorialſprachgebrauch zu fagen pflegte, die juriftifche 
Bank und die theologifche. Ueberdies fteht ald Vorſitzender 
der Kreisdirector. da, ber zugleich die ganze Vermaltungds 
behörbe vepräfentirt und die ſaͤmmtlichen Angelegenheiten 
des Regierungsbezirks in feinen Gedanken und in feinem 
Herzen bewegt. Cr repraͤſentirt vorzugsweife ben Staatz 
8 laufen aber auch die kirchlichen Intereſſen bed. Kreiſes 
in ihm zufammen. So ift aud Kirche und Staat, wie 
vorhin theologiſche und juriftifche Einfiht, als Gewicht und 
Gegengewicht zufammengeftellt, für das nöthige tempera- 
mentum geforgt und das Ganze zufammengehalten. Das 
erkenne ich auch vollftändig an, daß durch ben blofen Nas 
men: „Gonfiftoriafräthe” bie rechtögelehrten Mitglieder nicht 
geiftlicher gemacht werden; ich glaube aber auch, das ganze 
Collegium wird durch den blofen Namen: Bezirksconfiftor 
tlum” ebenfalls nicht geiftlicher gemacht. Ich glaube aller: 
dings auch, daß die juriſtiſchen Raͤthe durch Abfonderung 
von anderen, z. B. von polizeilichen Angelegenheiten, an 
ſich nicht gerade geiftlicher gemacht werben; aber es iſt bach 
ein Erfahrungsfag und liegt einmal im Menden, dag man 
in demjenigen, womit man fi hauptfächlich befchäftigt, 
immer mehr Erkenntniß und Erfahrung, auch Liebe zur 
Sache und guten Willen dazu gewinnt; während es doch 
eine ganz andere Sache ift, wenn berfelbe Rath Montags 
in der Section über Polizelangelegenheiten, Mittwochs in 
einer anderen Section für Verwaltung, Freitags im Ber 
zirksconſiſtorlum wegen Kirchen und Schulfachen fistz 
denn daraus gewinnt fich die Gontinuität nicht, welche der- 
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gleichen wichtige Angelegenheiten bebürfen. Was das Avan⸗ 
cement betrifft, fo würde mir biefes für die juriſtiſchen Mit⸗ 
glieder Feine große Sorge machen; denn einem Zuriften, 
der in das Conſiſtorium kommt, wird doch dadurch bie 

Beförderung in anderen Branchen nicht verfchloffen werden; 

die Minifterien werden fid doch nicht fo gegeneinander ab⸗ 

fließen; übrigens ließe fic im Nothfall auch durch per» 

fönlihe Zulagen nachhelfen. Ich follte meinen, unfere 

Anſicht wäre Feineswegs fo ertrem, fie läge vielmehr in der 

Intention der Motiven, fo daß wir zu deren Annahme wohl 

mit gutem Gewiffen rathen können. Wir werden und aber 

auch mit ruhigem Herzen ins Unterliegen zu ſchicken wiffen, 

in dem Bewußtfein: diximus et salvavimus animas! 

Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Nur zwei Worte 
auf die Rede des Heren Superintendenten Lechler. Wenn 
ex bemerkte, es wäre eben weiter Nichts geſchehen, als eine 
Veränderung bes Namens und daß bie Sachen nun nicht 
mehr iu pleno vorfommen koͤnnten, fo ift, um an bad 
Letztere anzufnüpfen, dieſes keineswegs fo unbedeutend, 
als es vielleicht ſcheint, fondern es ift eine entſchiedene 
Veränderung gegen die bisherige Einrichtung. Was aber 
das Uebrige betrifft, fo feheint der geehrte Herr Abgeord⸗ 
nete Üiberfehen zu haben, daß auch das geiftliche Element, 
worauf ih das Haupfgewicht lege, verftärft werden wird, 
um au in diefer Beziehung den Character der Behörde 
noch) beftimmter auszudrüden. Praktifh genommen, meine 
Herren, ift übrigens die ganze Differenz von Feiner 
großen Bedeutung. Praktifh genommen, wird ſie ſich 
nicht fo geftalten, wie der Herr Superintenbent Lechler 
fagte, daß nämlich ‚einer von den Näthen heute in ber 
Polizeifection, morgen in ber Section fir Communalſachen 
und übermorgen im ber fir Kirchen und Schulfachen fein 
wird, fondern fo, daß diejenigen Näthe, welche fir das 
Conſiſtorium beftimmt find, fich auch vorzugsweiſe mit defs 
fen Angelegenheiten zu befcpäftigen haben werden und nur 
noch, wenn fie Zeit übrig haben, zu andern Gefchäften 
verwendet werben follen. So ift es bisher gehalten wor« 
den, fo wirds auch Fünftig fein und ſchon dadurch werben 
fi) feine Bedenken weſentlich mobificiren, wo nicht ganz 
erledigen. Sebenfalls ift noch zu berüdfichtigen, daß, wenn 
wir einmal dieſe beiden Behörden bei diefer Verwaltung 
behalten, darin wenigftend bie Möglich keit geboten iſt, 
die weltlichen Raͤthe auch mit anderen Angelegenheiten zur 
befcjäftigen und das ift gewiß ein großer Vortheil. Des» 
Halb empfichlt Ihnen das Minifterium wiederholt die Ans 
nahme des Deputationsgutachtens. 

Oberhofprediger Dr. Liebner; Nach allen Erwaͤ— 
gungen und nach Allem, was ich heute gehoͤrt habe, er⸗ 
kenne ich an, daß in den Aeußerungen des Herrn dv. Erd: 
wmannöborff imd Dr. Sechler aBerbings viel Wahres if. Es 
fol eine kirchliche Behörde werden; darin ift dann alles 
Weitere enthalten und folgt daraus. Aber ih muß doch 
95 
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aufrichtig geftehen, wenn ich nämlich vorausſetze, wie doch] einfeitig vom Minifterium des‘ Innern, fondern unter be, 


angenommen werden barf, daß die beiden rechtögelehrten 
Raͤthe, welche mit diefen Eonfiftorialfachen befcjäftigt wer- 
den follen, gleich von’ vornherein mit diefer Tendenz 
gewählt werden und wenn überhaupt ein Neues entftcht, 
insbefondere ein zweiter geiftlicher Rath hinzutritt, fodaß 
diefe zufammen das einheitliche Bezirksconfiftorium bilden, 
fo fehe ich feinen fo tief; greifenden Unterfchied, dag ich 
mich gegen die Maaßregeln des Entwurfs aus innerftet 
Ueberzeugung erklären koͤnnte. 

Staatsminiſter v. Beuſt: Eine einzige Aeußerung des 
geehrten Kammerherrn v. Erdmannsdorff giebt mir Ver⸗ 
anlaſſung, dem, was der Herr Minifter des Cultus bereits 
ausführlich geäußert hat, in meiner Eigenſchaft ald Mir 
nifter des Innern etwas hinzuzufügen. Derfelbe äußerte 
nämlich unter Anerkennung der bisherigen nüßlichen und 
erfreulichen Wirkfamkeit der befichenden Kirchen und 
Schuldeputationen, daß biefe Wirkſamkeit ftattgefunden 
habe nicht wegen ‚der Verbindung mit der Kreisdirection, 
ſondern troß diefer. Im diefer Beziehung erlaube id) mir 
zu erwähnen, daß gelegentlich der Ausarbeitung des Ents 
wurfs ſchon in den legten Jahren Seiten des Minifteriums 
sehr gründliche Erörterungen über die Befchaffenheit diefer 
Wirkſamkeit angeftelt und von den Vorftänden der Kreis 
directionen Berichte darüber erfordert und ſolche im fehr 
ausführlicher Weiſe eingegangen find. Es iſt in diefen 
fehr erfepöpfenden Arbeiten nicht allein bie Anſicht ber 
flätigt worden, daß eben die Wirkfamfeit der Kirchen» und 
Schuldeputationen ſich bisher in vorzüglicher Weife bewährt 
hat, fondern daß ber Grund dazu vorzliglid darin Tiege, 

daß innerhalb der Kreisdirectionen eine fehr genaue Sad: 
kenntniß vorhanden fei, nicht allein von den Gemeinde: 
angelegenheiten, fondern auch von den Eigenthümlichkeiten 
und Bebürfniffen der Gemeinden; daß fehr viele Geſchaͤfte, 
die fie als Conſiſtorialbehoͤrden zu beſorgen hatten, mit den 
+ Gemeindeverhältniffen im engen Bufammenhange fiehen 
und daß, jemehr alle Eigenthümlichkeiten und Beduͤrfniſſe 
der Gemeinden von ihnen berüͤckſichtigt werden konnten, 
auch ihre Anordnungen um fo leichter und gewiffer Eins 
gang und um fo größeres Vertrauen in den Gemeinden 
fanden. Nun it wohl nicht zu Ieugnen, daß im $ 81 
bei Aufzählung derjenigen Gefchäfte, welche künftig den 
Bezirksconſiſtorien zufallen follen, zum großen Theile folche 
bezeichnet find, die mit den Gemeindeangelegenheiten an: 
derer Art in engfter Beziehung ſtehen. Gegen die Be 
fürgtung aber, welche Herr v. Erdmannsdorff zu gleichen 
Zeit ausſprach, ed Könnte die Wahl der. berufenen Räthe 
ganz unabhängig gemacht werden von”ihrer Befähigung 
zu Behandlung geiftlicher Angelegenheiten, iſt doch zu er⸗ 
waͤhnen, was wohl auch in den Motiven berührt worden 
iR, daß dagegen vollſtaͤndig Vorkehrung getroffen iſt, damit 
eine folhe Berufung und bezichendfich Verwendung nicht 





fändiger Coneurrenz mit dem Minifterium des Gultus 
ftattfinde. Es ift fomit vollſtaͤndig Gelegenheit gegeben, 
den Geſichtspunkt zu wahren, welchen Here v. Erbmannd. 
dorff mit Recht in den Vordergrund flellte. Nach alledem 
ſcheint mir allerdings, daß durch Annahme des Minoritätz, 
gutachtens von einer Seite Befürchtungen in den Worders 
grund treten, die eigentlich nicht beftehen; denn die Gar 
vantie, welde die Minorität verlangt, iſt durch das Mas 
joritaͤtsgutachten und den Entwurf gewährleiftet, während 
in proftifcher Beziehung, in Bezug auf bie praftifche hi, 
tigkeit der Bezirksconſiſtorien durch Annahme des Mino, 
virätsgutachtens ein wefentlicher Nachtheil zu erwarten fein 
dürfte, 

Treiber v. Weld: Meine Herren, ic) bitte, daß Sie 
es nicht ald eine Selbſtuͤberſchaͤtung meinerfeits anfehen 
wollen, wenn ic) mir erlaube, ein paar Worte zu wieder 
holen, die id) bereitS vor 27 Jahren in biefem Saale auss 
geſprochen habe, als es ſich nämlich im Jahre 1833 und 
1834 darum hanbdelte, die Stellung und den Wirfungdr 
kreis der neu zu begründenben Kreisdirectionen feftzuftellen. 
Es wurden damals bie Gonfiftorien aufgehoben und & 
hanbelte ſich, wie befannt, um Uebertragung ber Gonfifio» 
rialgeſchafte an bie Kreisbirectionen. Ich fagte damals, 
daß ich es nicht für zweckmaͤßig Halten koͤnnte, wenn ber 
gleichen wichtige Angelegenheiten, wie die Confiſtorialſachen 
find, an eine Behörde gewiefen würden, bie, wie mir ſchien, 
nur auf Sand gebaut wäre. Ich gebe zw, daß biefer 
Sand in dem Beitraume von 27 Jahren fid etwas cons 
folidirt hatz ich gebe auch zu, daf die Art und Weife, wie 
bie Kreigbirectionen diefe Angelegenheiten behandelt haben 
und namentlich ihr Einfluß auf das Schulmefen, gewiß 
fehr anerkennenswerth und heilfam ift; allein ich fann bei 
alledem theils die Ueberzeugung nicht unterbrüden, daß 
über kurz oder lang dennoch eine Veränderung in Bezug 
auf die Kreisdirectionen ftattfinden werde, weil fie eben zu 
wenig auf einer gefchichtlichen, volksthuͤmlichen und, fo zu 
fagen, geographiſchen Baſis beruhen und biefe ganz will 
kürliche Eintheilung des Landes in Kreißdirectiondbejicke 
gegenüber der hiſtoriſchen Eintheilung deffelben in bie alten 
Kreife zu fehr vielen Inconvenienzen Weranlaffung gegeben 
hat. Es bleibt fonach das Bedenken übrig, deß went, 
über kurz oder lang in Bezug auf die Kreisbirectionen 
eine Aenderung eintreten muß, dann eben damit auch 
wieder bie Confiftorialbehärde, die nach dem Mor 
flage der Staatsregierung jebt geſchaffen werden fol, 
einer weſentlichen Aenderung bedürfen wide. Zweitens 
bitte ich, noch Folgendes zu derucſichtigen Cs fomit, 
wie ich glaube, hier nicht blos darauf an, wie bie Ge⸗ 
ſchaͤfte von diefer Behörde betrieben werben; ich will durch⸗ 
aus nicht bezweifeln, daß weltliche Räthe, alfo Zuriften, 9% 
funden weiden Fönnen, die vollfommen geeignet find, die 
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Confiftorialgefhäfte zu beforgen. Allein wenn es ber 
Staatsregierung ſelbſt darum zu thun ift, wie vorhin vom 
Herrn v. Erbmannöborff erwähnt wurde und wie auch aus 
der Vorlage felbft hervorgeht, das Firchliche Bewußtſein 
‚im Sande mehr zu Heben, dann ſollte man aud) nicht Firdh- 
liche Angelegenheiten bon einer dem Namen nach weltlichen 
Behörde beforgen laſſen, ja fogar den gewöhnlichen Sprache 
gebrauch berückſichtigen und ihm Rechnung tragen. Laffen 
Sie nämlic) jegt eine noch fo zweckmaͤßige Confiftorialvers 
ordnung aus der Kreiedirection kommen, fo wird fein Menſch 
im Volfe fagen: „das ift eine Verordnung der Eonfiftorial- 
Behörde”, fondern man fagt: „es ift eine Verordnung aus 
ber Kreisdirection”. Alſo das Bewußtfein, daß geiftliche 
und alltäglich weltliche Geſchaͤfte getrennt behandelt wers 
den follen und müffen, das kann nur dadurch im Wolfe 
‚recht lebendig werben, daß eben die Behörden felbft, die 
Individuen und die Beftandtheile der Behörden ſtreng ger 
fhieden werden. Ih muß alfo in biefer Beziehung mit 
dem Minoritätögutachten ſtimmen. Wenn endlich von 
+ Seiten des Cultusminifteriums erwähnt wurde, daß einem 
ſolchen Gonfiftorialrathe,.der ſich blos mit geiftlichen Ge: 
ſchaͤften abzugeben hätte, jede Ausfichf auf Beförderung ger 
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erkennen ja felbft an, daß der Kreisdirector, alfo ein höherer, 
weltlicher Staatsdiener, Vorfigender des Conſiſtoriums fein 
dürfe. Im Gegentheil, fie führen in ihrem Separatvorum 
fo gut, wie es auch in dem allgemeinen Theile der Motive 
geſagt ift, ſogar den Grund an, warum es gut fei, daß ber 
Kreisdirector ald Vorfigender beide Behörden zu dirigiren 
habe, Aus demfelben Grunde müffen fie alfo auch aners 
Eennen, daß eine Trennung in den Gefchäften nad) welts 
lichen und kirchlichen Dingen fo abfolut durchzuführen nicht 
möglich und auch nicht gut ſei. Wollten Sie diefe Trens 
nung fo durchführen, daß die weltlichen Räthe nichts Ans 
deres arbeiten ‚dürften, als für. kirchliche Angelegenheiten, 
fo müßte ich, ganz abgefehen von den Bebenfen wegen des 
Avancements, freilich den Herren von der Minorität rathen, 
noch confequenter zu fein. Dann würde ich vorfchlagen, 
gar feine weltlichen Näthe, fondern unbebingt nur geiſtliche 
Näthe bei dem Confiftorium und aud nur einen geiftlichen 
Präfibenten anzuftellen. Geben Sie aber einmal einen 
weltlichen Rath und einen weltlichen Präfibenten zu, fo 
erkennen Sie ja die Nothiwendigkeit einer Verbindung ſchon 
an und wenn Sie einen geiſtlichen Präfidenten nehmen 
und lauter geiftliche Näthe, fo würde ja allenfalls ber 








nommen ſei, fo-fehe ich das nicht recht einz denn er kann 
ja Oberconfiftorialrath werden, ja er kann fogar auch bis 
zum Gultusminifter avanciren. Das würde mich alfo nicht 
abhalten Rönnenz denn dieſe Hoffnung bleibt im immer 
noch. Ich werde alfo mit der Minorität flimmen. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? — Es ſcheint dies 
nicht fo. Ich werde daher die Debatte fchließen Finnen 
und zwar unter Ertheilung des Schlußwortes an den Herrn 
Referenten. 

Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Wir waren nahe 
daran, meine Herren, wenigftens von Unfange der Discuffion 
wieder in einen Kampf der Anfichten und Meinungen zu 
‚gerathen, der ind Unendliche führt und ein für allemal wer 
der in diefem Saale, noch in der ganzen Welt ausgefochten 

‚ werden Tann, nämlich die Frage Über die Trennung des 
Staates von der Kirche. Diefe Frage gehört in das Neich 
der Ideale; aber nicht in das Reich des praftifchen, wirt: 
lien Lebens und auch nicht in bad Reich der Möglichkeit. 
Der Herr Stahtsminifter erwähnte ſchon im Anfange feiner 
Rede richtige es kommt nicht darauf an, um ben Confiftos 
rien einen klrchlichen Character zu geben, daß ber Rath 
„Conſiſtorialrath“ genannt werde, daß er von den in Evan- 
gelicis beauftragten Miniftern ernannt werde, daß er ſich 
6108 mit Birchlichen Gefhäften, mit geiftfichen Dingen bes 
ſchaͤftigen dürfe, — darauf Fann es nicht ankommen, — 
fondern auf die Art und Weife, wie bie Räthe ihre Ge 
Thäfte führen und daß ſie fi immerfort bewußt find, daß 
fie bei ihrer Amtsführung im Intereffe und im Dienfte der 
Kirche arbeiten, Die Herren Mitglieder der Minorität 
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Kenntniß der weltlichen Dinge, bie durchaus nothwendig 
ift, dadurch abgeholfen werden Können, daß bie geiſt⸗ 
lichen Räthe, wenn einmal weltliche Beziehungen in 
Frage kommen, bei einem Nechtöconfulenten fi Raths 
erhoften und ein Gutachten abgeben ließen darüber, 
wie die Sache iſt, damit fie nicht irgend einmal fehlfchles 
gen und etwas Unpaffenbes beſchließen. Kurz, mit einem 
Worte, meine Herren, wir wollen, wie ſchon bei $. 26 ges 
ſagt worden ift, wo allerdings dad Nefultat ein anderes 
wurde, gar nicht eine ſolche abfolute Trennung; fie ift gar 
nicht einmal richtig. Im Gegentheif, wir wollen, daß bie 
Melt oder bad Aufere Rechtsgebiet von ber Kirche lernen 
ſoll und umgekehrt, daß die Kirche von der Welt lernen 
fol. Die geiſtlichen Raͤthe müffen von den weltlichen 
Dingen etwas wiffen und lernen und, umgekehrt. Ich 
erinnere noch an einen Umftand, meine Herren, ber auch 
gegen die Minorität fpricht. Alle bie Perfonen, bie fo fehr 
für bie Kirchenordnung find und auch bie, welche für bie 
abfolute Trennung der Kirche von dem Staate find; Dies 
jenigen, die eine Organifation für die Kirche im allerfirche 
Tichften Sinne wünfchen, warum find gerade biefe Perfonen 
fo fehr dafür, daß bei den Synoden der Laienſtand repraͤ⸗ 
fentirt werden folle? Wollen Sie bei den Synoden den 
Laienſtand, dann, meine Herren, müflen Sie auch anere 
kennen, daß bei Führung von kirchlichen Geſchaͤften am 
Ende auch weltliche Beihülfe mit eintreten folle. Sie 
wollen aber den Laienftand gerade darum Theil nehmen . 
taffen, weil Sie fagen, daß er ein wefentliches Glied der 
Kirche ift, daß wir die weltlichen Angelegenheiten berud« 
fihtigen müffen, daß wir wiflen müflen, wie die Kirche 
auch auf weltliche Dinge wirkt. Gerade aus benfelben 
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Sünden wollen wir weltliche Räthe neben den kirchlichen 
Näthen und bie erfteren Fönnen auch einmal in weltlichen 
Dingen mit arbeiten. Nun aber noch bie ‚praftifche 
Seite der Sache betreffend, erwähne ich nod Eins. Bei 
der Kreißbirection und auch bei den fünftigen Confiftorien 
werben Recurfe eintreten und es wird mothwendig fein, 
diefe Recurfe zu entfcheiden. Bei den Necursfachen tritt 
aber, fo viel ic) weiß, ein Wechfel der Neferenten ein; es 
muß alfo in manchen Fällen ein zweiter Referent ernannt 
werden. Fehlt nun gerade einmal einer, fo dann Teicht eine 
Stodung in den Geröäften entfiehen;_eö ift nur einer ba, 
der es machen kann, ober nach Befinden vieleicht auch 
« einmal gar Feiner. Ich gebe zu, daß die Herren von der 
Minorität nichts Uebertriebenes verlangen. Weberhaupt 
muß ic) darauf aufmerkſam machen, daß es fih hier 
wirklich nicht um eine fo fehr wichtige Frage handelt; aber 
Sie verlangen etwas Unpraftifches, etwas in ber That 
nicht fo fehr Nothwendiges und etwas, was zu unvermeids 
lichen Einfeitigkeiten führt, zur Ein ſeitigkeit in ber Bildung 
des Staatödienerd, zur Cinfeitigkeit in der Behandlung 
der Gefchäfte, die weder für das Staatöbieneramt, noch 
für die Kirche von Nusen und heilfam ift. 
Präfident dv. Schönfels: Ih würde nun dem 
‚Heren Referenten dev Minorität das Schlußwort geben. 
Kammerhere v. Erdmannsborff: Derfelbe befindet 
ſich freilich in einer fehr unangenehmen Lage, meine Her 
ten. Wenn ih ‚den Heren Neferenten der Majorität auf 
alles das antworten wollte, was er jegt und entgegen: 
gehalten hat, fo müßte ich gegen Etwas mit kämpfen, was 
ich fpäterhin felbft zu vertheidigen beabfichtige. Der Herr 
Neferent der Majorität meinte, die Minorität wäre nicht 
anz confequent, wir, hätten bie weltlichen Raͤthe ganz 
— — müffen. Daran haben wir nicht gedacht; 
mit einem Worte, wir wollen, — ich halte das Beten, 
niß nicht zuruck, — nicht mehr und weniger, ald was die 
Deputation in ihrer Gefammtheit bei der oberften Inftanz 
will, Und eben fo wie die Majorität die weltlichen Näthe 
im Oberconfiftorium nicht herauszunehmen beabſichtigt ebene 
fo find fie von uns nicht herausgenommen worden. Gerade 
fo, wie nach der Anſicht der Majorität eine volle Selb» 
ſtaͤndigkeit dem Oberconfiftorium gebührt, fo gebührt fie 
auch dem Bezirksconfiftorium. Wir wollen für die Bes 
ger eoniikonien nichtö mehr, aber auch nichts weniger, als 
te Majorität für das Oberconfiftorium. Wollte ih nun, 
jeßt bie Gründe widerlegen, die ber Heer Referent foeben 
vorgebracht hat, fo müßte ic) die bei $. 83 für das Obere 
confiftorium angeführten Gründe ſchwaͤchen. Was. der 
‚Her Minifter des Innern mir entgegenhielt, das gegen» 
feitige Vernehmen zwifhen dem Minifterium des Innern 
und dem des Cultus betreffend, bas genligt eben der Mi: 
norität nicht; denn gefeßt den Fall, daß der Euftusminifter 
unter Vernehmen: mit dem Minifter bes Innern die Näthe 
anzuftellen hat und es wünfcht der Gultusminifter ben oder 
jenen tuͤchtigen Rath zu haben; der Minifter des Innern 
fagt aber: „Rein, den fann ich nicht entbehren; et ift mir 
zu viel werth”! fo kann ſich das mit zwei, Drei Perſoͤn⸗ 





lichkeiten wiederholen. Unfer Vorſchlag, daß die Miniſter 
in Evangelicis die Näthe anſtellen ſollen, iſt daher dag 
allein Richtige. — Meine Herren, wir haben neulich ge: 
hört, daß bie Abfchaffung der Confiftorien in diefer Kam 
mer an einem Faden, an einer einzigen Stimme gehängt 
hat, 17 gegen 16 haben die Stimmen geftanden! 3% 
fmeichle mir nit, daß heute die Stimmen auch fo fichen 
werbenz inbeffen, wie die Minorität ſchon gefagt hat, wir 
haben geglaubt, unfer Bedenken nicht vorenthalten zu dürs 
fen und ergeben uns rubig darein, wenn wir unterliegen, 
Ich bin auch noch niemals in die Kammer gegangen mit 
einem fo vollſtaͤndigen Bewußtfein, daß ic) unterliegen 
— wie gerade heute; aber das konnte uns nicht abs 
halten. 

Präfident v. Schönfeld: Ich werde num zur Ahr 
fimmung verfehreiten, In Betreff des $. 80 ift 9 Ma⸗ 
joritätss und Minoritätsanficht vorhanden, Beide ſeroch 
ſowehl die Minorität als auch die Majorität, vereinigen 
fi) in Hinfige des erften Satzes des $. 80, Sie empfehlen 
diefen Abfag zur Annahme mit Ausnahme zweier Worte, 
der Morte „der Kreiöbirection” auf der legten Beile. In 
Betreff des zweiten und dritten Gaßes divergiren bie Meir 
nungenz bie Majorität wünfcht die Annahme beider Säge, 
während die Minorität die Ablehnung derfelben empfiehlt, 
Ich werde nun die Frage zunaͤchſt auf den erften Sah des 
Paragraphen richten, weil fowohl die Majorität, wie die 
NMinorität ihm zur Annahme empfichlt. Ich werde fodann 
die Frage richten auf dad Majorirärsgutachten Betreffs ded 
‚zweiten und dritten Satzes, weil hier die Anfichten auds 
einander geien. Würde hier die Majoritätsanficht obtinte 
ven, fo wäre weiter die Frage auf das Minoritätsgutacdhten 
nicht nöthig; würde aber bie Majorität unterliegen, fo 
würde dad Gutachten der Minorität zur Abftimmung zu 
gelangen haben. 

IH frage nun, ob die Kammer auf Anrathen 
der Deputation den erfien Sag des $. 80 mit 
Ausnahme der erwähnten Worte auf der lehr 
ten Beile „ber Kreißdirection” zu dem ihrigen 
maden will? — Gegen 2 Stimmen Sa. 

Ich gehe nun jum zweiten und dritten Sage und 
werde die Frage auf die Anficht der Majorität richten. 
Die Majorität empfiehlt die Annahme des zweiten und 
dritten Abfages des $. 80 und ich frage, ob die Kammer 
den Antrag der Majorität anzunehmen gemeint 
iſt? — Mit 28 gegen 8 Stimmen angenommen. _, 

„Und demzufolge wird auf die weitere Anſicht der Mir 
norität eine Froge nicht zu ftellen feinz denn das Gutadten 
derfelben iſt gefallen. Sch frage noch, ob bie Kammer 
$. 80 in diefer Weife annehmen will? — Org 3 
Stimmen angenommen, r 

Die Zeit, meine Herren, iſt zu weit vorgerldts Id 
werde daher proponiren, hier zu fchliegen, und lade ie 
ein, übermorgen 11 Uhr ſich wieder hier einzufinden, UM 
den weitern Vortrag des Berichtes, den wir eben berlaffen, 
zu vernehmen. 


Gdhluß der Sigung 2 Uhr 20 Minuten Nacpmittage) 





——____ 


" Mebaeteue 5. Meinhold, Seeretaͤt im König, Minifterium des Innern. 


— Drud von B. ©. Teubner in Dtebden. 
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Bierundzwanzigfte Öffentliche Gitung ber 
Erfien Kammer am 17. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — dortgeſehte Beratfung des Ber 
tieht8 der Sioifchendepufftion ͤber ben Entwurf einer Kirchen» 
ordnung file die evangelifchelutherifcje Kirche bes Königreichs 
Sachfen, und zwar Aber bie Sf. 81 68 mit 88. 


—— 


Die Sigung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in Ge 
genwart des Herrn Staatsminiſters v. Falken ſte in und 
der Herren koͤniglichen Commiſſare Geh, Raths Dr. Hübel 
und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, ſowie in Anweſen- 
heit von 36 Kammermitgliedern mit Worlefung des von 
Serretär Wimmer über die legte Sigung aufgenommenen 
Protokolls, 

Präfident v. Schönfeld: Hat Jemand gegen bie 
Faffung ded Protokolls Etwas zu erinnern? — Wo nicht, 
fo iſt daffelbe als genehmigt anzufehen. Zur Mitvollziehung 
lade ich ein bie Herren v. Watzdorf⸗Stoͤrmthal und 
Harn Kraft. * 

Mach der Vollziehung.) 

Auf der Regiſtrande befinden ſich 8 Nummern, Herr 

Secretär Wimmer wird uns biefelben vortragen. E 


(Mr. 114.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
8. Sanuar 1861, die Beratung über die Petition der, Ger 
meinde Kausfch, deren Ansbezirkung aus dem Gerichts· 
amte Dippoldiswalde und Eindezirkung in das Gerichts- 
amt Dresden betr. 


Prafident 9. Schönfels: Wird unzweifelhaft zum | 


Neffort der vierten Deputation gehören. IR die Kammer 
mit diefem Vorſchlage einverftanden ? — Einftimmig Ja. 
x. 115.) Auszug, deffelben Protofolles, enthaltend 

die — über die 7— * vormaligen Majors 
v.. Alttod zu Dresden um Verwendung für Ertheilung ger 
wöhnlicen Abfchiedes und Bewilligung einer Venfion. 

Präfident v. Schönfeld: Es tritt hier derſelbe Fall 
ein. Auch diefer Gegenftand wird zur Competenz der vier- 
ten Deputation gehören; ich frage, ob Sie ihn dahin vers 
weifen wollen? — Einftimmig Ta. 

18 €. Abonnement.) 
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(Nr. 116.) Weiterer Auszug des naͤmlichen Pros 
tokolls, die Berathung der Beſchwerde Louiſen Panlinen 
Adolphinen Wittig's zu Stiebitz wegen Juſtizverweigerung 
und Verſagung des Rechtsſchutzes von Seiten der Kung 
behörden betr. ' 

Praͤſident v. Schönfeld: Bereits durd) einen Privat- 
brief ift der Eingang diefer Beſchwerde annoneirt und zwar 
von dem Haupte diefer Familie, dem Candidaten Wittig. 
Es wird auch hier der Beſchluß zu faffen fein, den Gegen— 
ftand der vierten Deputation zu Überweifen. Iſt die Kam⸗ 
mer damit einverftanden? — Ginftimmig Ja. 


(Nr. 117.) Petition der Gemeinde Berzdorf a. d. Eigen 
durch deren Vorſtand Johann Gottlieb Kriefche vom 28. Des 
cember 1860 um Verwendung für Beruͤckſichtigung bed ges 
dachten Ortes mit einer Chauffee bei Ermittelung und Fefte 
fielung ded Straßentractes von Schönau a. d. Eigen nad) 
der preußifchen Grenze. 


Präfident v. Schönfeld: Diefer Gegenftand betrifft 
den Bau»Etat des Budgets. Auf Grund biefes Umftan« 
des wird berfelbe an die Zweite Kammer abzugeben fein. 
Er war auf die dieffeitige Negiftrande gefommen, weil er 
an die Ständeverfammlung im Allgemeinen gerichtet war. 
Iſt die Kammer damit einverfianden, daß die Petition an 
die weite Kammer abzugeben iſt? — Einſtimmig Ja. 


(Mr. 118.) Protofollertract. der Zweiten Kammer 
vom 11. Sanuar 1861, enthaltend die Berathung Über das 
allerhoͤchſte Decret vom 15. November 1860, die Negulirung 
des Eibftromes betr. 


Präfident v. Schönfeld: Dürfte zum Reſſort der 
zweiten Deputation gehören. Ich frage, ob bie Kammer 
diefen Gegenftand dorthin verweiſen will? — Einftimmig Ia. 


(Nr. 119.) Petition des Bürgermeifters Steger und 
67 Genofen zu Rieſa vom 31. December 1860, 

(Mr 120.) Petition des Kaufmanns Kutzſch und 
64 Genoffen zu Olbernhau vom 31. December 1860 um 
Ablehnung des Entwurfs der Kirchenordnung und Verwen⸗ 
dung bei der hohen Staatsregierung für Borlegung eines 
anderweiten, auf der proteftantifchen Gewiffensfreiheit fußen» 
den Entwurfs, in weldem befonder# auch den Kicchen⸗ 
und Schülgemeinbeh das volle Recht bei Belegung der 
Kirchen: und Schuiftellen gewährleiftet ift. 


Präfident v. Schönfeld: Diefe beiden Petitionen 
find gleichbedeutend mit einer früher eingegangenen Petition 
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biefer Art. Die Kammer wird damit einverflanden fein, 
daß fie an die Deputation für die Kirchenordnung abgeges 
ben werden, — Einftimmig Ja. 


(Mr. 121.) Eingabe des Dr. jur. Pappermann zu 
Dresden vom 16. Januar 1861, nach welcher derfelbe die 
für die Dresbner Cigarrenarbeiter, Krebs und Genoffen 

* eingereichte, von ber Zweiten Kammer bereits berathene, 
unter Nr. 107 diefer Regiftrande an die Erſte Kammer ger 
langte und an die diefjeitige vierte Deputation abgegebene 
Petition wiederum zurüdzieht. 


Präfident v. Schönfeld: Diefe Petition iſt zurüd- 
gezogen; es wird aber nöthig fein, daß bie bieffeitige vierte 
Deputation davon SKenntnig bekommt, fowie die Bweite 
Kammer. Ich fchlage daher vor, diefe Eingabe an die 
vierte Deputation zu verweifen und eine Abfchrift davon 
an bie Bweite Kammer zu geben. 

Es war dies die legte Nummer ber Regiſtrande; eine 
weitere Mittgeilung habe ih an die Kammer nicht zu 
machen. Wir gehen daher fogleih zur Tagesordnung 
über und ich würde den Herrn Referenten erfuchen, den 
Nednerftuhl zu betreten, um weiteren Vortrag zu erftatten 
über ben Entwurf einer Kirchenordnung. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


81. 
Gefchäftstreis deſſelben. 

Jedes Bezirksconfiftorium bildet in feinem Sprengel 
die zweite Inftanz für alle Angelegenheiten der Kirchen und 
Schulen, welche zum Gefchäftskreife der Superintendenten, 
fowie ber Kirchen ⸗ und Schulinfpectionen gehören. 

Daffelbe hat daher , 

1) die obere Aufficht * 

a) über den Gottesdienft, insbefondere in bogma- 
tiſcher und liturgiſchet Beziehung; 

b) über die Amtsführung und den Lebenswandel 
der Geiſtlichen und Kirchendiener; Urlaubds 
ertheilung an ſolche, infoweit fie nicht den 
Superintendenten überlafien iſt, mit Ausnahme 
der Reifen ind Ausland; 

©) über die Kirchenvorftände mit bem Rechte, ſolche 
aufzulöfen ($. 49), Beftätigung der Kirchene 
vorfteher, wo ſolche nicht von der Kircheninfpece 
tion gefchehen Bann ($. 34); 

4) über die Kirchen und andere zum kirchlichen 
Gebrauche, fowie zum Gebrauche der Geiftlichen 
und Kirchendiener beftimmten Gebäude; bie 
— aller Bauten an und in benfelben, 
welde nicht allein deren Erhaltung in ihrem 
—— Umfange und Beſtande zum Zwecke 

ben; 

©) über die Kirchhöfe und Begräbnißpläge; die 
Anordnung und Genehmigung zur Anlegung, 
Erweiterung und Einziehung derfelben; 

H über das bewegliche und unbewegliche Ver⸗ 
mögen und Eintommen der Kirchen, Kirchen⸗ 
aͤmter, kirchüchen Stiftungen und Anftaltenz 
die Genehmigung der Voranfchläge für die Vers 
waltung der Kirchenärare; die Genehmigung 
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zus Verwendung von Capitalien der Kirchen 
rare; die Regulitung des Ginfommens, ind, 
befondere auch der Stolgebühren fr Geiftliche 
und Kirchendiener; die Beftimmung des einem 
Emeritus als Ruhegehalt verbleibenden Antheilg 
an dem Einkommen der Stelle, die Theilung 
des Einkommens zwiſchen Senior und Subftitutz 


") die Genehmigung von Kirchencollecten, welde 
einzelne Gemeinden für ihre Firchlichen Bmede 
befchließen; 

2) die obere Aufficht 


a) über den von den Superintendenten zu übers 
Hwachenden Unterricht der ‚Jugend; 

b) über die innern und äußern Angelegenheiten 
der öffentlichen Elementar: und Bürgerfhulen, 
fowie der Realſchulen, welche mit Gymnafien 
nit verbunden find, auch der Nettungshäufer, 
der Sonntagds und Fortbildungsfchulen, welche 
feine Fachbildung bezwecken, und über die Lehrer 
an benfelben, wie vorftehend bei b, d, f; die 
Genehmigung der in den öffentlichen Elementare 
und Bürgerfhulen zu gebraudenden Schule 
und Lehrbücher; 

3) bie obere Auffiht über Bezirks- und Specialcaffen 
zu Unterftügung der Geiftlihen und Lehrer, deren 
BVittwen und Waifenz die Genehmigung zur Gr: 
richtung von Vereinen für ſoiche Bwede, Prüfung 
ihrer Statuten und Vorlegung derfelben zur Ber 
ftätigung an das Minifterium des Cuitus und öffent: 
lichen Unterrichts; 

4) bie Einführung der Superintendenten, die Beauf ⸗ 
fihtigung derfelben ; 

5) bie Anſtellung einzelner außerordentlicher Viſitationen 
in Kirchen und Schulen; e 

6) den Vorfehlag zu Belegung der Lehrerftellen landes⸗ 
herrlicher Collatur in den Elementars und Bürger: 
ſchulen; 

7) die Annahme der von anderen Collatoren bei ben 
Superintendenten einzureichenden Defignationen zu 
dergleichen Lehrerftellen; die Verwerfung berfelben; 

8) die Entſcheidung über Einwendungen der Gemeinden 
gegen einen Befgnisten Lehrer; w 

9) die Präfentation der für Elementars und Blrger 
ulen defignirten Lehrer zur Prüfung an dad 
Dberconfiftorium; 9 

10) die Anordnung der von folchen abzulegenden Pro: 
ben oder Genehmigung #4 von hin „Gemeinden 
Bern Erlaffes derfelbenz die Beftätigung dieſet 

ehrer; 

11) die Disciplinargewalt Über die Geiſtlichen, die Kirhen 
diener und die oben unter 2b bezeichneten Lei = 
mit Einſchluß des Rechts zur Suöpenfion vom an 
und vom Einkommen; üſch 

12) die Leitung und Beaufſichtigung ber evangeu 
Latest Cihuttehrrfeninee; di Beranfaltind 
en ln: — 
gangs⸗ und Wahlfaͤhigkeitspruͤfungen Dei 

amtsafpiranten durch Ka Be ber Mitte der Gon⸗ 

fiftogien abzuordnenden Commiffarz 
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13) die Entſcheidung in ‚allen, das Kirchen und Volks— 

ſchulweſen betreffenden reinen Verwaltungefechen 

und Abminiftrativjuftigfadien in zweiter — in fol- 

chen, welche zu feinem Reffort unmittelbar’gehören, 

‚oder wo die Superintendenten und die Kirchen 

oder Schulinfpectionen eine Entſcheidung zu ‚geben 

nicht "ermächtigt. oder aus irgend weichem Grunde 
behindert waren, auch in erfter Inſtanz. 

, Neben den vier Bezirksconſiſtorien in den Kreisdirec⸗ 

tionen zu Dresden, Leipzig, Zwidau und Bubiffin bleibt 

für bie Schoͤn burgfchen Recefherrfchaften das Schönburg” 

Ihe Confiftorium zu Glauchau und übt außer den vor 

fiehend angegebenen Befugniffen: auch diejenigen aus, welche 

demſelben noch darüber recegmäßig zuftehen: 

Die Confiftorien haben ſich überall nach den beſtehen ⸗ 

den Gefegen und Verordnungen zu richten und dürfen nur 

innerhalb ſchon ‚gegebener Vorfepriften und Beftimmungen 


handeln, dergeftalt, daß fie in allen Fällen, wo es auf| . 


Sefiftellung allgemeiner Grundfäge, auf neue Anordnungeh 
und Einrichtungen oder auf Veränderungen und Abiweir 
ungen von bereit beftchenden ankommt, die Genehmigung 
beziehendlich des Minifteriums des Cultus ober des Ober: 
confiftoriums einholen müffen, 


Motiven find zu diefem Paragraphen nicht ‚gegeben. 
— Der Deputationsbericht fagt: 


Bel dem 


B . 81 
find mehrere Ban PER zu machen. Zuerſt 
würde, wenn .bei $.,34.das Gutachten der Majorität ans 
genommen wird, bei Punkt e der Sa: 2 
„Beftätigung der Kirchenvorſteher, wo folche nicht 
von der Kirheninfpection gefchehen kann ($. 34), 
megzufallen haben. Nach dem Gutachten der Minorität, 
Dr. Lecler und v. Erdmannsdorff, würde jedoch diefer Sag 
beizubehalten fein. 
Ebenfo würden, wenn das Gutachten ber Deputation 
ad.$. 41 Annahme findet, bei Punkt.f die Worte: 
die Genehmigung der Voranfchläge für die Ber- 
waltung ber Kirchenärare'’ 
wegzulaffen fein, s 
Wegen ber sub 5 gedachten außerorbentlichen Viſitatio⸗ 
neh bemerkt die Deputation nur, daß ſich dieſelben von 
den $. 76 sub 5 gedachten dadurch untericheiden, daß letztere 
von den Superintendenfen regelmäßig und Immerfort vor⸗ 
zunehmen find, fo oft ev die Drtfchaften feines Bezirks ber 
fucht, daß feine Reifen im Bezirke fchon an ſich immer: 
waͤhrende Revifionen find; erftere aber auf befondere Ber: 
ordnung des Gonfiftoriums an einem einzelnen Orte, oder 
nur an einer Kirche oder Schule vorgenommen werben 
follen und zwar in der Regel dann, . wenn ein. vorher 
wahrgenommener Mangel dazu Veranlaſſung gegeben hat. 
Hlernächft macht die bei $. 76 Nr. 6 vorgefchlagene 
Veränderung auch hier einen Zuſatz wegen ber Präfentation 
ber von Privatcollatoren defignirten Geiftlihen nothwendig, 
weshalb ‚die Deputation vorſchlaͤgt, zwiſchen Nr. 5 und 6 
‚einen Sat folgenden Inhalts einzufchalten: u 
„wegen ber Präfentation der ,von Privatcollatoren 
defignieten Geiſilichen an das Oberconſiſtorium Bericht, 
zu erſtatten“. 
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Endlich würden, den früheren Anträgen der Deputation 

entfprecend, auch die Worte in ber Iehten Zeiler 
„beziehendlich das Minifterium des Cultus oder“ 

weggelaffen werden müffen, da, wenn auch in dem vorge⸗ 
daten Fällen fehr oft Sachen vorkommen konnen, welche 
‚in das Reffort der oberfien Staatögewalt in Kirchenſachen · 
einſchlagen, es der Beurtheilung des Oberconfiftoriums zu 
überlaffen fein wird, ſich Darüber mit dem Minifterium des 
Euftus in Einvernehmen zu fegen, wie folhes ebenfalls 
auch bei Punkt 3 nothiwendig werden dürfte, wo die Bes 
fätigung der Statuten der hier gedachten Vereine ebenfalls 
;der Competenz des Oberconfiftoriums zu überlaffen fein 
wird, Zum Schluß hat ſich die Deputation für die Ans 
nahme des Paragraphen mit ben bezeichneten Veränderungen 
zu verwenden. 


(Staatsminifter Freiherr v. Beuſt tritt ein.) 


Ich habe hier vorläufig zu bemerken, daß fich bei diefen 
Anträgen Veränderungen zugetragen haben. Es iſt näms 
lich der $. 34 unverändert angenommen worden. Daher 
würde ber erfte Antrag, daß der Sag sub o in Wegfall 
komme, erledigt fein und der Satz e würbe demzufolge 
ftehen bleiben müffen. Dagegen hat der $. 41 nach den 
Anträgen ber Deputation Annahme gefunden, der zweite 
Antrag bei dem Punkte sub £ bleibt alfo ftehen. Ferner 
erledigt ſich aber der Antrag zu $. 76 Nr. 6, nämlich der 
Sat wegen der Präfentation: ’ 
„Sie (die Superintendenten) haben die Aufgabe: 
6) für die gefeliche Berufung der Geiftlichen, der Lehrer 
und der andern Kirchendiener zu forgenz die von Private 
collatoren befignirten Geiftlichen dem Oberconfiftorium, 
die defignirten Lehrer dem betreffenden Gonfiftorium zu 
präfentiren"- 
und fällt darum weg, weil der entſprechende Antrag bei 
dem $. 76 nicht angenommen ift. Der letzte Antrag auf 
Wegfall der Worte „bezüglich des Minifteriums bed Eultus 
oder’ bleibt wieder flehen. 


‚„ Präfident v. Schönfels: Cs wiirde nun bie Dir 
ceuffion tiber $.81 zu eröffnen fein und ich habe zuvoͤrderſt 
eines Antrags zu gedenken, der vom Herrn Bürgermeifter 
Müller eingereicht worden if. Derfelbe beantragt zum 
Punkte 1b einen Zuſatz, dahin gehend, aufzunehmen: 

ft 14, $. 76 don den Superintens 

— ienla rhurethenben Merlhte Uber De Dr 

rufthätigfeit und das Werhalten der Geiſtlichen und 

Lehrer find, foweit fie Label enthalten, dem Be 

theiligten auf Verlangen zur Einfichtnahme vorzulegen“. 

Zunaͤchſt würde wohl der Herr Antragfteller feinen 

Antrag zu mofiviren haben, um bann Über denfelben zus 

gleich mit dem ebenfalls vorgetragenen $. 81 bie Discuffion 
eröffnen zu koͤnnen. s 

3 Bürgermeifter Müller: Die Befimmung unter 1b 

des zur Berathung vorliegenden & 8 fieht in gewiſſem 

| Bufammenhange mit der Vorſchrift in $. 76 Nr. 14, wo 

96* 
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feltgeſteltt it, Daß bie Süperintenbenten aljährlich über die 
Geificen und Lehrer rüdfihtlic ihrer VBerufsthätigkeit 
und ihres Verhaltens Berichte einzureichen haben. Ich 
muß ganz offen befennen, daß id) es geradezu überfehen 
habe, gegen den jest erwähnten Paſſus in $. 76 unter 14 
anzulämpfen. Ich bedauere dies, weil ich der Anſicht bin, 
daß dergleichen regelmäßige Ginreihungen von Berichten, 
die man gewöhnlich Conduitenliften nehmt, eher nachtheilig 
als zwedmäßig wirken und bin vielmehr ber Anſicht, dag 
& für die Sache zweddienlicher fein würde, wenn ben 
Superintendenten nur zur Pflicht gemacht worden wäre, 
dann, aber auch dann fofort, Bericht zu erflatten, wenn 
gegen einen Geiftlichen oder Lehrer, der ihm untergeben if, 
etwas Bedenkliches vorliegt. Da ich natürlich auf $. 76 
nicht wieder zuruͤckkommen Tann, fo habe ich mir geftattet, 
hier bei $. 81 einen Zuſatz zu beantragen, wodurch einiger» 
maafen der von mir angefochtene Sa in $. 76 wieder gut 
gemacht werben ſoll. Ich beantrage nämlich, daß in bem 
Falle, wo die Conduitenlifte für den Betreffenden einen 
Zabel enthält, auf Verlangen die Auslafjung des Super 
intendenten dem Betheiligten vorgelegt werben foll., Es 
fol alfo das Gonfiftorium geradezu verpflichtet werben, 
in dem Fall, wo ein Tadel’ gegen einen ber betreffenden 
Geiftlichen vorliegt, die Auslafjung des Superintendenten 
demfelben mitzutheilen, damit er Gelegenheit habe, ſich ent⸗ 
weder zu vertheidigen, dafern er glaubt, daß ihm unrecht 
gethan fei, oder aud) den Münfchen, den gerechten Aus: 
ſtellungen des Superintendenten gehörig felbft abzuhelfen. 
Meine Herren, mein Antrag fol nicht etwa ein Mir 
trauensvotum gegen die Herren Superintendenten ſein; 
aber ed wird mir zugegeben werden, daß es gar fehr 
ſchwierig ift, über feine Mitmenfchen und Berufögenoffen 
ſtets eim gerechte Urtheil abzugeben. Schon im ges 
wöhnlihen Leben finden wir es, daß häufig Verdam ⸗ 
mungsurtheile erfolgen, ohne daß fie gerechtfertigt ers 
feinen. Es mag anders fein da, wo eben die Pflicht 
ruft und nur bie, Pflicht thätig fein will; aber Irr⸗ 
thumer find gewiß. aud da leicht möglich, fie find um 
fo leichter möglich, als die Entfernung der Superinten 
denten von ben einzelnen Geiftlihen jet manchmal ſehr 
auffallend iſt. Ih Fenne Drte, wo die Geiftlihen 7 
Stunden weit von ihren Superintendenten entfernt find. 
Es ift kaum möglich, dag der Superintendent aus eigener 
Ueberzeugung ſich ein volftändiges und richtiges Bild 
über das ganze Verhalten des Geiftlichen, auch in ans 
deren Dingen als ben geiftlihen, machen Fann. Es fol 
alfo mein Antrag durchaus kein Miftrauensvotum gegen 
die Superintendenten fein, wohl aber foll er ein Ver— 
trauengotum für die Geiftlihen und Lehrer fein. Ich 
glaube, unfere Geiſtlichen und. Lehrer in Sachſen haben 
fi) im Ganzen gewiß fo verhalten, daß man annehmen 
Tann, daß nur usnahmsfaͤlle vorkommen, in denen Er- 
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hebliches einzumenben fein. bürfte. ritt dies Lehtere ein, 
num fowerden ganz gewiß bann bie Oberbehörden Mittet 
in den Händen haben, um die Vorlegung der Liften nicht 
etwa in ein nachtheiliges Gebahren ausarten zu Iaffen, 
Ich glaube daher, meine Herren, daß mein Antrag rl, 
ſichtlich der Sache felbft zwedentfprechend ift und id 
bitte Sie recht dringend, daß Sie denfelben unterfügen 
und, bafern es Ihre Ueberzeugung iſt, auch annehmen, 
damit fie mir auf diefe Weife helfen, das Verſehen, das 
id) bei $. 76 begangen habe, wieder gut zumachen. X 
darf insbefondere heute von dem hochverehrten Herrn Res 
ferenten erwarten, daß er mir zur Seite ftehet. 


Präfident v. Shönfels: Die Kammer Hat die Moti, 
virung des vom Heren BVürgermeifter Müller beantragten 
Bufages vernommen. Ich werde benfelben nochmals rerapis 
tuliren. Es folle ein Zuſatz unter Punkt Ib Hinzugefügt 
werben, ber fo heißt: 

- „Die nad Punkt 14 $. 76 von den Superintens 
denten alljährlich einzureichenden Berichte uͤber bie Ber 
rufsthätigkeit und das Verhalten der Geiſtlichen und 
Lehrer find, fomweit fie Tadel enthalten, dem Bes 
theiligten auf Verlangen zur Einſichtnahme vorzulegen.” 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag unterflgt? 
— Sehr zahlreid. 


Vürgermeifter Hennig: Ich trete dem, was ber 
Herr Vürgermeifter Miller bemerkt hat, vollfonmen bei, 
Ich habe ſchon neulich, als ich Über das zuviel Controliren 
und Ueberwacen geſprochen habe, mit erwähnt, daß die 
Herren Superintendenten mit einer Menge Tabellen und 
Liſten befchäftigt feien, deren Nuten mir noch fehr probles 
matifch ſcheint. Bei diefen Liften habe ich namentlich auch 
an diejenigen gedacht, die heute der Herr Bitrgermeifter 
Müller ausdrüdlich zur Sprache brachte. Es ift gewiß flr 
den Geiſtlichen und Lehrer ein fehr deprimirendes Gefühl, 
wenn er fi) fagen muß, daß hinter feinem Rüden Urtheile 
und Gutachten über ihn abgegeben werben, bie vielleicht flr 
fein fpäteres Schickſal fehr entſcheidend und maapgebend 
find, zumal diefe Urtheile doch nur von einem Manne auds 
geben, aljo fehr oft einfeitiger Natur fein werden. Denn ich 
habe ſchon neulich mit bemerkt, daß der Superintendent da, 
wo der Lehrer und Geiſtliche nicht gerade ſo lehrt und ge 
digt wie er, gewiß nicht die ſem die befte Genfur geben wird: 
Ich Halte es daher jedenfalls für eine Forderung ber Gerech 
tigkeit, daß man diefen Männern Gelegenheit giebt, 19 
gegen irrthumliche und einfeitige Beurtheifung zu rehtfert" 
gen umd zu vertheidigen. Aus biefem Grunde werde id 
daher für den Antrag des Herrn Buͤrgermeiſters Mile 
fimmen. : 3 


Fteihett v. Schönberg Bibranz Sch habe ben an 
trag des Heren Bürgermeifters Miller unterſtutzt und wen 


Iub-dresden.de/ppn2002826721882 





647 


für denfelben ſtimmen. Der Antrag ſelbſt enthält meiner 
Anſicht nach nur einen Yet der Gerechtigkeit. gegen die Geift- 
lichen. Sind Conduitenliften überhaupt notwendig und 
erforderlich, To duͤrfte Durch den Antrag gerade die Füglichfeit 
geboten werden, eine baldige Verftändigung herbeizuführen, 
diefe muß aber ſelbſt im Intereffe der Oberaufficht führenden 
Behörde liegen. Ich glaube demnach, der Antrag fpricht für 
ſich ſelbſt. 

Staatsminiſter Dr. v. Falkenſtein: Nur Weniges 
will ich mir in Bezug auf den Antrag der geehrten Kam- 
mer mitzutheilen erlauben. Es ift wohl ein Mifverftänd: 
niß, wenn man davon auögeht, wovon der Antrag aus ⸗ 
zugehen fheint, als wenn regelmäßige Conduiten- 
‚Fften über jeden einzelnen Geiftlichen beim Minifterium 
eingereicht würden. Das ift gar nicht der Fall. Es han- 
belt ſich Iediglic) um Mittheilung desjenigen, was bie 
Superintendenten bei ihren Revifionen über die Geiftlichen 
und: die Schulen zu bemerken gefunden haben und dem 
Minifterium mitzutheilen für ihre Pflicht halten. Etwas 
weiter geht ed in Bezug auf bie Schulen, wo allerdings 
regelmaͤhig fpecielle-Nevifionsberichte, in welchen die Refuls 
tate über die Buftände, in welden die Schulen gefunden 
wurden und über die Qualification des Lehrers genau ents 
halten und nachgewieſen find, an die Confiftorialbehörde 
zundchft eingereicht werben müffen, Daß der Superintens 
dent, in welcher Form und bei welcher Veranlaffung es 
auch fei, ſich iber die mehrere oder geringere Qualification eines 
Geiſtlichen, Über dieſen oder jenen Mangel, den er bei Ges 
legenheit einer Revifion gefunden hat, namentlich auch über 
fein Verhäftniß zur Gemeinde, dem Gultusminifterium 
gegenüber fich Außert, das fcheint fo in der Natur der 
Sache und im Intereffe des Ganzen, wie des Einzelnen 
zu liegen, daß gerade, je tuͤchtiger die große Mehrzahl uns 
ferer Geiftlichen .ift, fie fi deftomehr freuen werden, wenn 
fie wiffen, daß das Urtheil des Superintendenten uͤber fie 
an bie vorgefeßte Behörde kommt. CS handelt ſich aber, 
wie ich ſchon gefagt, nicht um ſolche Conduitenliften, 
wie fie von dem Heren Antragfteller bejeichnet wurden. 
In der Regel iſt das Verfahren, ſelbſt wenn Urtheile zur 
Kenntniß des Minifteriums kommen, welche vielleicht er 
heblichere Mängel an dem Geiſtlichen bemerken Laffen, 
dieſes: daß das Minifterfum die Sache mittelbar oder auch 
unmittelbar näher erörtert und dabei, wie fi von felbft 
verfteht, auch den Geiftlichen befragt, jo daß der Geiftliche 
ſelbſt ohnehin in die Kenntniß deſſen kommt, was tiber 
Ähn angezeigt würde, Es handelt ſich in der That nicht 
um Geheimnißkraͤmerei dem Geiftlihen gegenüber, oder 


darum, daß der Superintendent in feinem Urtheil die vor⸗ 


gefehte Behörde gegen den oder jenen Geiſtlichen einnehme 
oder ihn begünftige. Es ift das ganze Verhältniß, 
in weldem, Gott fei Danf, bei uns die. Super» 
intendenten mit. den Geiſtlichen fichen, das 
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amtsbrübertide Verhaͤltniß und eben deshalb hat 
wenigſtens die Erfahrung bis jet gelehrt, daB bie Super- 
intendenten mit den Geiftlihen, über die fie ſich der vor⸗ 
gelegten Behörde gegenüber ausſprechen, darüber Rüdfprache 
zu nehmen pflegten, daß fie, ehe fie dergleichen Urtheile, die 
‚den Geiftligen tadeln und ihm zum Nachtheile gereichen 
koͤnnten, am die vorgeſetzte Behörde brachten, ben Geift: 
lichen freundlich) ermahnten, ihn auf daS oder jenes amts⸗ 
brüberlich aufmerkfam machten, was er etwa in feinem 
amtlichen Wirken oder in der Lebensweife ändern koͤnnte. 
Es iſt nicht die Abſicht geweſen und liegt aud nicht in 
den Worten, daß etwas Neues eingeführt werden follte, 
fondern man hat lediglich das zufammengeftellt, was bie 
jett gewöhnlich gewefen ift. Ich hätte deshalb auch kaum 
geglaubt, daß ein folder Antrag nothwendig fei. Lege 
aber ber Abgeordnete befonderen Werth darauf, fo ſteht 
dem Antrag ein Bedenken aus den angegebenen Gründen 
nicht entgegen; nur koͤnnen allerdings einzelne Faͤlle vor⸗ 
kommen, in denen es für den Geiftlichen ſelbſt, wie fuͤr 
den Superintendenten nicht angemeffen fein könnte, wenn 
die vorgefeßte Behörde geradezu gen oͤthig t wäre, in jedem 
einzelnen Falle dem Geiſtlichen von den einzelnen Worten, 
die der Superintendent gebraucht hätte, fpecielle Auskunft 
zu geben. Es kommt ja doch nur darauf an, daß ben 
wirklich vorhandenen Mängeln abgeholfen werde ober daß 
der Geiftliche fih vollfommen zu rechtfertigen im Stande 
fei gegen das, was ihm etwa Schuld gegeben worben ift. 


Bürgermeifter Müller: Ich bin dem Herrn Staatds 
minifter fehr dankbar fr bie jegt gethane Aeußerung; benn 
aus bderfelben ergiebt fich ganz deutlich, daß ber Inhalt 
meines Antrags auch mit den Anſichten der hohen Staats» 
tegierung harmonirt. Es wuͤrde alfo blos noch zu fragen 
fein, ob das, was wir insgefammt als richtig anerkennen, 
ausdruͤcklich im Gefe wiedergegeben werde? Dies halte 
ich aber allerdings für nothwendig, well ih $. 76 doch 
etwas anders auffaffen muß, ald der Herr Staatsminifter 
gethan hat. Es heißt im $. 76 unter 14: 

„Sie (die Superintendenten) haben am Schluſſe jedes 
Zahres einen Bericht an das Confiitorium zu erflatten, 
in welchem fie über ihre Amtsführung Nechenjchaft zu, ges 
ben und über die kirchlichen Zuftände ihres Sprengelö, iber 
die Berufsthätigfeit und das Verhalten der ihnen untere 
gebenen Geiftlichen und Lehrer ſich anszufprechen haben.” 

Nun durch diefe Worte ift eben eine regelmäßige 
Berichterftattung angeordnet; nicht blos dann iſt Bericht 
zu erfiatten, wenn. etwas Auffäliges gegen ben Herrn 
Geiftligen vorgefommen iſt, fondern gleichviel, ob Etwas 
gegen ihn vorgefommen fei oder, nicht, es ift am Zahres · 
ſwiluſſe Bericht zu erſtatten. Es iſt ganz praͤceptiv hier 
ausgebrüdt und deshalb glaube, ich, daß ber Her Staats⸗ 
minifter. zuletzt und bei Erwägung deffen, was ich zuletzt 
äußerte, doch mit mir einverſtanden jein werde, 
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Fteiherr v. Weld: Zur Widerlegmg! Da müßte ich 
freilich der Anſicht beitreten, die von Seiten des Minifter 
riums geäußert worben iſt, wenn der Bericht wörtlich, fo 
wie er vom Superintendenten erflattet worden iſt, dem 
Betheiligten vorgelegt werben müßtez fehr Teicht Könnten 
deffen Worte anderd ausgelegt werben, als fie vom Bericht: 
erflatter gemeint waren und die Folge würde nur die fein, 
daß fich die Superintendenten fehr in Acht nchmen und 
nichts anzeigen. 

Dberhofprediger Dr. Liebner: ‚Ich glaube doch, was 
die geehrten Herren wollen, ber Herr Antragfteler und die 
ihm beiftimmen, das geſchieht ganz von felbft, muß ge 
ſchehen von jeder weiſen kirchlichen Oberbehoͤrde. Das 
kann gar nicht ausbleiben. Binden wir es aber geſehlich, 
ſo entſteht, wie ich wenigſtens den Sinn verſtanden habe, 
gewiß leicht ein Mißverhaͤltniß zwiſchen den Geiſtlichen 
und den Superintenbenten. Anftatt deffen möchte man 
ja aber lieber die ganzen Angaben des Superintendenten 
ftreichen. Es wird die Oberbehörbe felbft, wo ein bedeus 
tender Mangel angezeigt iſt, darüber Aufſchluß verlangen, 
wird dem Geifllichen u. f. m. das vorlegen und ihn zur 
Rechtfertigung auffordern. Ich erinnere mich gar vieler 
Fälle, wo dies geſchehen iſt. Der Antrag iſt trefflic ger 
meint. Ich ſcheue mich nur etwas, die Oberbehörde und 
ihre Thätigkeit mit dem Gefetz zu fehr verclaufulirt, ihre 
Hände gebunden und das Vertrauensverhiltniß, was In 
diefen Dingen fo viel befagen will, gleichfam verfteinert 
zu fehen. 

Bürgermeifter Koch: Wenn das richtig iſt, was ſo⸗ 
eben gefagt wurde, daß die Vorlegung erfolgen muͤſſe und 
nicht verweigert werden koͤnne, dann wäre wicberum kein 
Bedenken, weshalb wir diefe Beftimmung ins Geſetz nicht 
aufnehmen follten. Wenn aber, wie Herr d. Weld bemerkte, 
ein Bericht wirklich in der Weife erftattet worden ift, daß 
feine Worte eine verfchiedene Auslegung zulaffen, dann, 
meine Herren, iſt es erſt recht nothwendig, daß Der, beit 
ein ſolcher Bericht benifft, von den Worten felbt in 
Kenntniß gefegt werde. Denn wenn es Überhaupt möglich) 
if, den Worten einen verſchiedenen Sinn unterzulegen oder 
eine verfhiedene Deutung zu geben, fo muß dem Bettofs 
fenen um fo mehr daran gelegen fein, ſich gegen folde 
Bweibeutigkeiten zu rechtfertigen. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Es ſcheint alſo Niemand 
weiter das Wort zu verlangen? — Der Herr Referent! 


Neferent Vieepräfident v. Friefen: Ich bin ganz für 
den Antrag des Herrn Buͤrgermeiſters Miller, finde ihn der 
Gerechtigkeit entſprechend und werde für denfelben ſimmen. 
Nur ein einziges Wort macht mit einiges Bedenken, 
nämlich die Worte auf der lehten Zeile „den Berheiligten 
auf Verlangen zur Einfihtnahme vorzulegen". Sch Fann 
mie nämlich nicht recht denken, wie das gefchehen kann. 


Staatsminifler Dr. v. Falken ſtein: Herr Präfibent! 
Ich bitte die Bemerkung hinzufligen zu dürfen, daß «3 
ein großer Unterfehieb if, ob der Superintendent am 
Schluſſe des Jahres einen Bericht über den Zuſtand feiner 
Ephorie zu erflatten hat, ober ob er, wie der. Herr Antrags 
fteller bezeichnete, befondere Conduitenliften über jeden 
Einzelnen zu geben hat und das Letztere habe ich in Ab⸗ 
rede geftelltz das iſt nicht der Fall. Er hat nur Revifionss 
berichte zu erftatten, in denen er allerdings das, was ihm 
aufgefallen ift, aufnehmen fann und muß. 


Bürgermeifter Müller: Herr Präfident! Ich geftatte 
mir nur einige Worte. Ich bitte, meine Herren, auf 
die Worte Rüdfiht zu nehmen, die in meinem Antrag 
enthalten find: „wenn Tadel auögefprocden wird”. Ich 
wuͤnſche durchaus nicht, daß jeder Geiftliche kommen und 
die Behörde mit Anträgen behelligen folle. Cs ift durch 
diefe Worte vorgefehen, daß ihm nur, wenn er einen Ans 
griff erlitten hat, Gelegenheit gegeben werbe, ſich zu ver« 
theidigen, r 

Freihert v. Weld: Es thut mir allerdings leid, daß 
dieſe Frage nicht ſchon früher bei $. 76 zur Erledigung ger 
kommen if. Ich glaube, daß der Zweck ganz einfach zu 
erreichen gewefen wäre, wenn in Punkt 14 bie Worte: uͤber 
die Berufsthätigkeit und das Verhalten der ihnen unters 
gebenen Geifttichen und Lehrer ſich auszufprechen haben“, 
weggelaffen worden wären. Ich glaube, es wäre derſelbe 
Zweck erreicht worden und es wäre dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß, wenn. ſich eine beſondere dringende Veran: 
laſſung zu einer Anzeige über die amtliche Thätigkeit oder 
ben Lebenswandel eines Geiſtlichen fände, daß da der Super: 
intenbent in Gemäßheit des Punktes 3 in $. 76 vollkom⸗ 
men ermächtigt und fogar verpflichtet iſt, Anzeige zu erftats 
ten. Im jedem Falle glaube id), wenn aud der Antrag 
des Heren Bürgermeifterd Müller angenommen wird, daß 
dod dem Guperintendenten nad Maaßgabe des $. 76 
sub 3 immer die Verpflichtung bleibt, über die Thätigkeit 
und ben Lebenswandel der Geiftlichen Aufſicht zu führen 
und wenn er dringende Veranlafjung zur Anzeige findet, 
Bericht an die vorgefehte Behörde zu erflatten. Ich weiß 
nun freilich nicht, ob der Antrag des Herrn Bürgermeiſters 
Muͤller, mit dem ich anfänglich ganz einverfianden war, 
nunmehr durch die Erklärungen, die vom Herrn Staats: 
minifter gegeben worden find und ganz vorzüglich nad) den 
Veftimmungen, wie wir fie bei $. 76 ſchon angenommen 
haben, noch nothwendig fein folte? 

Bürgermeifter Hennig: Der Hauptzweck des Antrags 
befteht doch darin, daß die Liſten, welde Zabel enthalten, 
‚den Geifttichen auf Verlangen vorgelegt werben müffen, 
Diefer Zweck wird nicht erreicht, wenn, wie ber Her v. 
— die Worte in $. 76.nur-weggelaffen vinden. 

't cheint allerdings der Antrag ganz richt 
ganz tempeſtis zu fein. BR BE und 
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Wird die Anzeige vom Superintenbenten eingereicht, fo weiß 
der Betheiligte nicht, ob er darin mit Zabel erwähnt wor⸗ 
ben ift, oder Überhaupt, ob er ermähnt if. Wie foll er 
das erfahren? Ich glaube, die vorgefehte Behörde ift unter 
allen Umftänden verbunden, den Betheiligten, der in der 
Anzeige erwähnt ft, von dem Inhalte der Anzeige in 
Kenntniß zu Segen. Ich würde daher für beſſer halten 

und im Intereffe des Heren Antragftellers, wenn die Worte 
nauf Verlangen” weggelaffen würden. 


Buͤrgermeiſter Miller: Ich Fönnte mit dem, was vom 
Herrn Referenten bemerkt, worden ift, einverftanden fein. Ich 
habe aber geglaubt, nicht ganz fo weit gehen zu bürfen, damit 
die Gonfiftorialbehörde nicht in allen, au) felbft geringen 
Fällen eine Zufertigung an den Geiftlihen zu erlaffen hat 
und ich habe geglaubt, durch die Worte: „auf Verlangen” 
wird dem vorgebeugt. Wahr ift ed, was der Herr Referent 
erwähnte, daß nun ber betreffende Geiftliche nicht weiß, 

. wenn ein Babel auögefprochen iſt. Deshalb wiirde ich 
meinerfeit, wenn ich auf Zuſtimmung rechnen dürſte, recht 
‚gern einverftanden fein, daß diefe Worte in Wegfall kom: 
men. Ich glaube Übrigens, das Weitere wird man der 
Praris Uberlaffen können. 


Staatsminifter Dr. v. Falkenſtein: Ich möchte doch, 
nachdem ich bereits erflärt habe, daß das ganze Verfahren 
des Kirchenregiments bis jegt volllummen dem entſprochen 
hat, was der geehrte Abg. Müller durch feinen Antrag bes 
abfichtigt, daß nämlich der Geiftliche immer davon Kenntnif 
erhalten fol, was der Superintendent in feinem Berichte etwa 
tabelnd über ihn auögefprochen hat, zu bedenken geben, daß 
ein Weitergehen in der Art, wie der Herr Meferent es ans 
deutete, die Behörde, dem Verhalten der Geiftlihen gegen: 
über, in zu enge Grenzen einfchließt, theils, worauf ic) 
höheren Werth feige, doch das Vertrauensverhältniß zwiſchen 
dem Superinfendenten und dem Geiftlichen zu lodern fehr 
leicht geeignet fein koͤnntez ed müßte dann oft, wenn aud) 
nur ganz unbedeutende Sachen vorkommen, bie der Supers 
intendent vielleicht ganz aus dem Berichte hätte weglaffen 
koͤnnen, der Geiflliche fofort, wenn er es auch nicht verlangt, 
darlıber befragt werden, während jeßt z. B. bei den Epho- 
talconferengen der Superintendent mit dem Geiſtlichen die 
Sache auf die einfachſte und zweckmaͤßigſte Weife auszu⸗ 
gleichen pflegt. Bei wichtigen Sachen ift es anders; da 
wuͤrde der Antrag bes Herrn Abgeordneten aus Chemnig 
ganz unbedenklich fein. B 


Praͤſident v. Schönfels: Die Veränderung des Ans 
trages des Heren Bürgermeiters Müller, ber von der Kam. 
mer unterflügt worden ift, welche der Herr Referent dem 
Herrn Antragfteller anheimgab und die derfelbe für eine 
folche anfah, auf welche er eingehen koͤnne, ſcheint mir feine 
tebactionelle, fondern eine wefentliche zu fein. Ich winde 
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daher, ſofern der Herr Anfragfteller darauf beftehf, bie 
Worte: „auf Verlangen” wegzulaffen, die Kammer darüber 
zu fragen haben. 


Buͤrgermeiſter Müller: Ich bleibe bei meinem An« 
trage ſtehen. 5 


Präfident v. Schönfeld: Dann würde ich Feine weis 
tere Frage in biefer Beziehung an die Kammer zu richten 
haben. "Ich habe weiter zu erwarten, ob Jemand über den 
F. 81 und den Antrag dad Wort ergreifen will? — Da 
dies micht der Fall if, fo ſchuehe ich die Debatte bezlige 
lich des $.81 und zwar unter Ertheilung des Schlußwortes 
an den Herrn Referenten, 


Referent Vicepraͤſident v. Frieſen: Ich habe weiter 
nichts mehr zu erwähnen, da bie beiden Anträge, die bei 
diefem Paragraphen ftehen bleiben, feinen MWiderfpruch er⸗ 
fahren haben. Das Einzige nur will ih bemerken, daß 
zwar jegt auf den Wegfall der Worte „beziehendlich de& 
Minifteriums des Cultus oder” angefragen worden iſt. 
Sollte jebod) "bei $. 83 das Gutachten der Deputatiom 
nicht angenommen werben, fo würden diefe Worte dann 
wieber aufzunehmen fein. Es ſchadet alfo Nichts, wenn 
Jetzt befchloffen wird, fie wegzulaffen, 


Präfidene v. Schönfeld: Ich werde mich nun zur 
Abftimmung wenden und gedenke dabei folgendermanfen 
zu verfahren. Sch werde zunaͤchſt die Abftimmung auf die 
unveränderte Annahme des $. 81 und zwar mit Worbehalt 
der noch beſtehenden Anträge fowohl der Deputation, als des 
‚Herrn Bürgermeifterd Müller richten. Won den noch beſtehen⸗ 
den Anträgen der Deputation ift erfilich der bei Punkt f, 
Bei Punkt f will die Deputation die Worte: „Die Ges 
nehmigung ber Voranſchlaͤge für die Verwaltung 
der Kirhendrare” in Wegfall gebracht wiſſen und ich 
mürbe fragen: ob die Kammer diefen Antrag ihrer 
Deputation annimmt? — Einflimmig Ja. 

Der zweite noch ftehende Antrag der Deputation geht 
dahin: Im der legten Zeile des Paragraphen die Worte 
nbeziehenvlich des Minifteriums des Cultus oder“ 
ebenfalls in Wegfall zu bringen und ich frage auch hier, 
ob die Kammer ihrer Deputation beitritt? — 
Einftimmig Ja. 

Ich komme nun zum Antrage des Heren Bürgermeifters 
Müller, Derfelbe geht, wie bereit erwähnt, auf Punft b 
unter 1 de $. St!und lautet: F 

ie nach Punkt 14 $. 76 von dem Superintenden · 
ten el emneihenden Berihte über bie Beruf 
thätigkeit und das Verhalten der Geiftichen und Lehrer 
find, foweit fie Tadel enthalten, dem Betheiligten 
zur Einfihtnahme vorzulegen.” 


Ich frage, ob dr Kammer biefem Antrage 





beiftimmt? — Einftimmig 3a. 
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Ich habe nun noch zu fragen, ob Sie den Para» 
graph im Ganzen ebenfo, wie ed im Einzelnen 
gefhehen, anzunehmen gemeint find? — Gegen 2 
Stimmen ift der Paragraph angenommen. 


Neferent Vicepräfident v. Friefen: 


$. 82. 
Geſchaͤftsbetrieb bei demſelben. 

Die Bezirksconſiſtorien bearbeiten ihre Geſchaͤfte in der 
Negel colegialifch und auch die $. 4 der Verordnung vom 
10. April 1835 an dad Plenum der Kreiöbirectionen ges 
wiefenen nur in ber vorftehend $. 80 angegebenen Zufams 
menfegung. 

Stellt ſich eine Verfchievenheit der Anfichten heraus, 
fo entfcheidet die Stimmenmehrheit. _ Der Vorfigende hat 
nur die Entfcheibftimnie, wenn die Stimmen für zwei eins 
‚ander gegenüiberftehende Anfichten gleich find. ei 

Blos interlocutorifche oder andere minder wichtige, 
nur die Anwendung der bei den kirchlichen Behörden bes 
reits feftftehenden Grundfäge enthaltende Verfügungen koͤn⸗ 
nen nach dem Ermeffen des Direcford und unter deſſen 
BVerantwortlichkeit von ihm allein oder von einem Rathe 
des Golegiums durch Decretur erledige werden. 


Motiven find zu dieſem Paragraphen nicht gegeben. 
— Der Bericht fagt: © 
Bei 


$. 82 
hat bie Deputation eine Erinnerung nicht zu machen ger 
funden und beantragt deffen Annahme, 


Präfident v. Schönfeld: Ich babe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 82 zu fprechen wuͤnſcht? wo nicht, fo frage 
id, ob die Kammer auf Anrathen ihrer Deputas 
tion biefem Paragraphen beiftimmt? — Einftims 
mig 3a 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: 


E 
Bon dem Oberconfiftorium, 
$. 83. 
Einrichtung des Oberconfifteriumg, 

Bur Vertretung der evangelifch-Tutherifchen Kirche im 
Allgemeinen und als höchfte Inftanz für alle inneren kirch⸗ 
«lichen ‚Angelegenheiten, welche die Glaubenslehre, den Gots 
sesdienft, den Eirchlichen Neligionsunterriht und bie Ber- 
waltung des geifttichen Amtes betreffen, wirb mit gleich. 
zeitiger Aufhebung des evangelifchen Landesconfiftoriumg ein 
"Oberconfiftorium errichtet, welches, unter einem rechtöger 
lehrten Präfibenten, aus zwei geiftlien und zwei rechts: 
gelehrten weltlichen Räthen beſtehen foll, 

Der erfte geiftliche Rath, ift der jedesmalige evangelifche 
Dberhofprebiger. * 

‚Hierliber werben noch vier außerordentliche Beiſitzer, 
zwei geiftfiche und id weltliche, beftelft, weiche zur Ber 
‘rathung und'Befchlußfaffung über befonders wichtige An- 
gelegenheiten, namentlich für ſolche, die das Wohl der 
‚ganzen evangelifch=utheriichen Landeskirche betreffen ober 
auf daffelbe entichiebenen Einfluß haben Lönnen, nad) dem 
Ermeffen des Präfidenten oder auf den Beſchluß des -Col- 
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legiums oder auf Anordnung des Minifteriums des Cultu 
zugezogen werden. Diefelben haben dann mit den ordent, 
lichen Raͤthen des Oberconfiftoriums gleiches Stimmrecht, 

Zu den mit den Superintendenten anzuftelenden Got: 
loquien, zu den Prüfungen von ge, und Gandidaten 
der Theologie, an welchen beide geiftliche Räthe des Ober 
conſiſtoriums Theil zu nehmen haben, fönnen noch andere 
außerordentliche Beifiger für immer oder in einzelnen Fallen 
zugezogen werben. R 

Ueberdies wird das erforderliche Kanzleiperfonal an 
geftellt. 


Die Motiven lauten: 


Bu Lit. E. 
zu $$. 83 und 84. 

Bon vorzüglicher Wichtigkeit iſt die auch in der flän: 
difhen Schrift- vom 13. Juni 1846 beantragte Wiederher: 
fiellung einer oberften collegialen Kirchenbehoͤrde in dem 
Dberconfiterium. Die Aufhebung des mit dem vormaligen 
Oberconfiftorium fonft verbundenen Kirchenrathöcollegiums 
war bie wefentlichfte Abänderung der urfprünglicen Cons 
fiftorialverfaffung der ſaͤchſiſchen Landeskirche und man fand 
die Kirche befonderd dadurch gefährdet, daß die Wahrung 
ihrer wichtigften Intereffen in die Hand eines Minifteriums 
gelegt wurde, weldes die Aufgabe hat, fir alle Kirchen 
und Religionsgefellfhaften in Ausübung des Staatöhoheitd 
rechtes zu forgen. Nun kann zwar zuverfichtlich behauptet 
werden, daß der evangelifchlutherifhen Kirche aus biefer 
Verfaffungsveränderung nicht der geringfte Schade erwachten 
iſt, daß das kirchliche Leben vielmehr hit diefer Zeit inner: 
U an Frifche gewonnen hat und von außen vor jeder 
Störung, namentlich vor Störungen von Seiten anderer 
Religionsgeſell chaften treu bewahrt worden ift, und es 
liege fi wohl darauf vertrauen, daß die berantwork 
liche Stellung eines Minifters des Cultus in einem faſt 
ganz evangeliich-Iutherifchen Sande auch fir die Zukunft 
und für alle Zeiten der Kirche eine genligende Garantie 
bieten werde. Da jedoch das Verlangen nach der Wieder 
berftellung einer collegialen oberften Kirdyenbehörde fehr alk 
gemein und namentlich von den Landfländen gegen die 
Regierung ausgeſprochen worden ift, ba foldes auch im 
Princip fowohl, wie in der Verfaffungsurfunde eine Be 
tehtigung hat, fo dürfte diefem Werlangen wohl nachzu- 
Be i 6 

8 if dem neuen Oberconfiftorium nicht berfelbe Od 
fjäftöfreig angewiefen a a aaa Air 
Genrarh Fütte. Diefem waren viele Gefchäfte übertrage 
welche iym ais SKirchenbehörbe nicht zufamen, wie in 
die Leitung und Auflicht über die Univerfirät und bie Gyr, 
nafienz es gehörten aber duch alle auf die Verwaltung dd 
fichlihen Vermögens bezüglichen Angelegenheiten und dad 
gefammte Volksſchulweſen zu feinem Nefort. Das neue 
Oberconfiftorium fol nur die innern Eirchlichen Angelegen 
Daten {m engeren Sinne übernehmen; die Disciplinargemal 

ber die Geiftlichen, die Beauffichtigung und Regulitung 
der Verwaltung des Eirghlichen Vermögens und das ganit 
Säulwefen fol dem Minifterium des Cultus und öffent 
lichen Unterrichts verbleiben, Denn wenn fich hie Ben 
fung diefes Minifterlumd bisher fchon vortheilpaft bewähr 
hat, fo wird man die ihm jegt obliegenden Gefhäfte gut 
infoweit auf das Oberconfiftorium zu übertragen habt, 
als dies nöthig If, um den Eultus und das Eircpliche beben 
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von dem Einfluffe einer nicht rein kirchlichen Staatsbehörde 
unabhängig zu machen und eine felbftändige Vertretung der 
höheren kirchlichen Intereffen herzuftellen. 


Bei $. 83 fagt der Deputationsberigt: 
Bei ? 


$. 83 
wird über das zu $. 5 Seite 219 diefes Berichts abgegebene 
Gutachten Beſchluß zu faffen fein. Indem die Deputation 
fich auf diefen Theil ihres Berichts bezieht, will diefelbe 
den einzelnen Bemerkungen über $. 83 flg. nur noch zwei 
Erläuterungen vorausgehen laffen: 

1) es ift der Deputafion nicht möglid) gewefen, zu 
den $$. 83, 84,86 und 87, welcher Ießtere Paragraph 
durch die vorzufchlagenden Veränderungen ebenfalls 
nicht ganz unberührt bleibt, vollftändige Wortfaffuns 
gen audzuarbeiten und vorzufthlagen, Da es fich hier 
um einzelne Gefchäfts- und Competenzfragen handelt, 
über welche, fobald der Grundfag über die Com» 
petenz des Kirchenregiments, von weichem fie aus⸗ 

jehen, erft feftfteht, nur von der betheiligten Ber 
oͤrde ausreichend geurtheilt werden kann. Es wer: 
den baher die genannten Paragraphen nach erlangter 
Einigung über die Hauptfrage einer Umarbeitung 
bebürfen, und wird die Staatsregierung deshalb um 
eine anderweite Vorlage zu erfudhen fein. Nur, wo 
es zur Deutlichkeit der Anträge felbft erforderlich 
war, ift eine beflimmte Wortfaffung vorgefchlagen 
worden; 
über die Zahl der dem Oberconfiftorium_ zuzutheis 
{enden geiftlihen und weltliden Näthe if die De 
putation für jet ebenfowenig ein Gutachten abzu- 
geben im Stande gewefen. Finden die Anträge 
der Deputation tiber die Competenz des DObercons 
filtoriums Genehmigung, fo verfteht es ſich, daß 
der Perfonakbeftand erhöht werden muß und e6 
wird dann ein entfprechendes Poftulat von Seiten 
der Staatöregierung zu erwarten fein. Es kann 
fein und wäre dann Sache weiterer Erwaͤgun— 
daß fich wegen Verwaltung der kirchlichen Vermoͤ— 
gensangelegenheiten eine Vermehrung ber welt: 
Tichen Düne als nothwendig zeigte; es Bann aber 
auch fein, daß bei den geiftlichen Mäthen eine Bere 
mehrung eintreten müßte, um die Gleichheit zu er- 
halten und um nicht bei der Anftellung allgemeiner 
Kirchenvifitationen, in welden ein wejentlier 
* Theil ded Berufs der, neuen Behörde beftchen 
wird, durch ein zu geringes Perfonal beſchraͤnkt 
zu fein. s 
Soviel nun bei 


das Einzelne anlangt, fo ſchlaͤgt die Deputation vor, 
Beile 2 nfatt: „für alle inneren kirchlichen Angelegen: 
Kin zu fagen: RAN 

für alle Eirchlichen Angelegenheiten. 

Sol Fi ne Seh: welche die Glaubenslehre, 
—— Amtes betreffen” in diefem Paragraphen beibehalten 
werden, fo würde es nothwendig fein, zur Bezeihnung 
der fogenannten dußeren Angelegenheiten noch hinzuzus 
fügen, nad den Worten: „geiſtlichen Amtes betreffen,“ 

fowie die Verwaltung des Kirchengutes und bie 
Anordnungen wegen Aufbringung und Verwendung von 
Anlagen zu kirchlichen Bweden betreffen.” 3 


1.8. G. Abonnement.) 
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Da jedoch der Geſchäftäkreis des Oberconſiſtoriums 
in $. 84 im Einzelnen ausgeführt und beftimmt wird, und 
daher in $. 83 die Worte: „für alle kirchichen Angelegen⸗ 
heiten“ vollfommen genügen dürften, fo beantragt bie 


Deputation, 
den Wegfall des ganzen Sahed, Zeile 2 bis A, 
welde die Glaubenslehre —— geiftlichen Amtes bes 

treffen,” 


und nur dann erft die Anriahme obigen Zuſatzes, wenn bie 
Weglaffung des erwähnten Satzes nicht für angemeffen 
befunden werben follte. 

Uebrigens würde eine Folge ber über die Competenz 
des DOberconfifteriums gefaßten Beſchluͤſſe fein, daß bie 
Buziehung außerordentliche Beifiter in wichtigen Fallen 
nicht auf, Anordnung des Minifteriums des Cultus 
geſchehen koͤnntez es müßte vielmehr, wie die Deputation 
angmpfichlt, Zeile 14 gefagt werden: 

„auf Anordnung der in Evangelicis beauftragten 
Staatsminifter.” 

Mit diefen Veränderungen und Zuſaͤtzen und unter 
Vorbehalt weiteren Beſchluſſes über den Perfonalftand . 
wird daher die Annahme ded $. 83 anzurathen fein. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun die Dis— 
euffion über $. 83 zu eröffnen fein und ich habe zu er⸗ 
warten, ob Jemand dad Wort zu ergreifen gedenlt? 


Staatöminifter Dr. v. Falfenftein: Da zunaͤchſt 
Niemand über diefen Paragraphen zu fprechen ſich veranlaßt 
fühft, fo halte ich es für meine Pflicht, die Anfichten, von 
denen das Minifterium bei diefem Geſetzentwurfe ausge⸗ 
gangen ift, Kürzlich zu wieberholen, um dadurch der Kams 
mer Gelegenheit zu geben, fi davon zu überzeugen, daß 
das Minifterium nach allen Seiten hin die Anfichten reife 
lic) erwogen hat. Ich habe zuvörderft an ben Grunds 
ſatz zu erinnern, ber in biefer Kammer wiederholt ausge⸗ 
ſprochen worden ift, es fei die Trennung des Staats von 
der Kirche ein Princip, welches confequent durchzuführen 
unmoͤglich fei, es fei ein Ideal, wornach wir freben, welches 
aber immerhin nur theilweife fich erreichen laſſe. In der 
That muß ich dem volltommen beitreten und fowohl bie 
bei verfehiedenen Gelegenheiten gethanen Aeußerungen eins 
zelner Mitglieder der geehrten Deputation, ald der Depus 
tationsbericht felbft, wenn man ihn in einzelnen Punkten 
einer Prüfung unterwirft, dürften diefe Anſicht vollkommen 
beftätigen; denn trotz des ernfteften und von mir vollkom⸗ 
men anerkannten Strebens der Deputation, die auch in 
diefem Theile des Berichts mit gewohnter Gründlichkeit 
verfahren iſt, iſt es ihr doch nicht gelungen, durchgängig 
eihe vollftändige, confequente Anwendung jenes Princips 
in Ausführung zu bringen, wie ſich leicht bei einzelnen 
Punkten würde nachweiſen laſſen. Ich muß aber aller- 
dings die ganze Frage ald eine überaus ſchwierige begeichs 
nen; fehwierig nicht ſowohl, wenn man fie lediglich vom 
theoretiſchen Geſichtspunkte. aus betrachtet; denn da muß 
man das Princip zugeben; alfo auch die Grundfäge, die 





die geehrte Depuration daraus folgert nnd aufſtellt und ' 
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ich habe kein Hehl, dies ganz offen zu erflären, daß es fo 
iftz aber freilich, wenn man die Sache praftifch betrachtet 
und wenn man die befonderen Verhältniffe mit in Ermd- 
gung nimmt, wie fie bei: uns durch bie Verfaſſungsurkunde 
und fonft feſtgeſtellt find, da ergiebt fich erſt die Schwierige 
feit, die mit einer folgen confequenten Durchführung des 
Princips verbunden ifl. Ich muß ferner daran erinnern, 
meine Herren, daß eigentlich bie ganze Frage über bie Vers 
faffung der evangelifchzlutherifchen Kirche fortwährend in 
Unruhe gewefen ift, ich möchte fagen feit dem Jahre 18315 
fortwährend hat man davon geſprochen und mit Recht 
darüber geſprochen, daß gewiſſe Mängel vorhanden find, 
auf: deren Befeitigung. unfer Augenmerk zu richten ſei; 
man hat gefagt: es ift ein offenbarer Mangel vorhanden, 
daß die Kirchengeſellſchaft Feine vollftändige Vertretung 
dem Staate und dem Kirchenregimente gegenüber hat und 
man hat ferner auch mit Recht gefagt, das der Kirche als 
ſolcher, welche über der Kirchengeſellſchaft fteht, eine oberfte 
eollegiale Behörde für die eigentlichen innerften kirchlichen 
Fragen fehle. Man hat feit dem Jahre 1833 verfucht, diefe 
Mängel zu befeitigenz man hat Vorlagen gemacht, Ente 
wuͤrfe ausgearbeitet mach ber einen und nad) ber andern 
Seite hinz man hat 5. B. die Vertretung der Gemeinden 
in Frage geftelt und Vorſchlaͤge über die Einrichtung einer 
folhen Vertretung gethan, man hat gefragt: follen außer 
den Preöbyterien Synoden eingerichtet werden? und ift 
endlich auch darauf zugefommen, eine oberfte collegiale 
Behörde herzuftellen. Man hat den Kirchenrath und 
bie Confiftorien aufgehoben und beziehendlich wieder herzu⸗ 
ſtellen fi) bemüht; man hat Mittelconfiftorialbehörben ers 
richtet und weil man meinte, diefe gentigten auch nicht, hat 
man das Lanbesconfiftorium hingeftellt; dem Landescon- 
ſiſtorium aber nicht diejenigen Kräfte und den Einfluß ge, 
währt, die nothwendig wären, um eine volftändig collegia- 
liſch organifirte, oberfte, alfo in innern Angelegenheiten der 
Kirche felbftändig entfcheidende kirchliche Behörde erfegen zu 
koͤnnen. Was folgt daraus? Mie mir ſcheint: dag man 
immer blos nad) einzelnen Seiten hin verſucht hat, zu ver 
beſſern und zu teformiren; daß man immer entweder bios 
an die Kirchengeſellſchaft und nicht an die Kirche, oder 
blos an die Kirche und nicht an bie Kirchengeſellſchaft 
gedacht; daß man die Kirche nicht ſich im Zufammen- 
hange gedacht und nicht bie Wechſelwirkung, bie 
die verſchiedenen Inftitute, die wir jetzt ins Leben rufen 
wollen, auf einander haben, vollkommen beachtet. Und 


ihren innerften, eigentlichften Angelegenheiten durch eine 
oberfte, ſeibſtaͤndig handelnde Behörde, die in allen denjenis 
gen Dingen, alfo in Lehre, Cultus und Amt unabhängig 
vom Staate, ihren eigenen Weg zu gehen vollfommen bes 
fugt if. Es hat ſich alfo der Staat eines Rechtes ent; 
äußert, was er bis jetzt auf biefe ober jene Weiſe auszu« 
üben hatte, er giebt der Kirche und der Kirchengeſellſchaft 
das anheim, was ihm gebührt. Died ift die eine Seite, 
die ich hervorheben zu müffen glaubte, weil ſich daraus er 
giebt, daß nur im Bufammenhange dasjenige erreicht 
wird, was man erreichen will, nämlich die Mängel zu bee 
feitigen, die bis jegt anerfanntermaaßen beftanden Haben, 
Nun ift eine zweite Seite hervorzuheben, bei der ich bie 
kurze Bemerkung verausfchide, daß, wie die geehrten Herren 
felbft ermeffen werden, ich dabei, wie bei der ganzen Anger 
legenheit, volllommen objectio mic) halte und von allen ſub⸗ 
jectiven Einwirkungen mich frei weiß. Das ift die Stellung 
des Eultusminifteriums, welche es in diefem Augenblide 
einnimmt! Man hat in Rüdficht auf dieſe Stellung insbe 
ſondere dreierlei hervorgehoben, man hat gefagt: Das Cultus ⸗ 
minifterium habe nicht blos das jus in sacra, fondern auch dad 
jus eirca sacra gehabt und infolge deſſen ſei es aller: 
dings in der Lage, daß es eine gewiffe Gewalt ausüben 
koͤnne auf die Kirchez fei es zum NMachtheil oder zum 
Nugen der Kirche. Es koͤnne möglicherweife infolge 
der weltlichen Intereffen, die es zu beruͤckſichtigen hat, for 
gar die Kirche unterbrüden. Man hat auch eine 
zweite Bemerkung oft gehört und fie ift auch im Deputar 
tionsbericht angedeutet. Es liegen, fagt man, die wichtige 
ſten Angelegenheiten, Lehre, Cultus und Amt in der 
Hand eines Mannes, der, wenn auch moraliſch, doch 
nicht rechtlich verpflichtet iſt, fich am die Anfichten, die der 
eine oder ber andere der ihm untergebenen Näthe aud- 
fpricht, zu binden, fondern der in diefer Bezichung aller 
dings eine gewiffe Macht auszuüben hat, weil er eben nach 
Oben und nad) Unten in der einen und anderen Weile 
allein die Verantwortlichkeit über ſich Hat, und die Verant⸗ 
wortlichkeit in der Hauptfache nicht: eine greifbare, fondern 
nur eine moralifche if. Und man hat endlich gefagt: «6 
ift vom Uebel, daß der Cultusminiſter, ber fiber die übrigen 
Confeffionen bie Oberaufficht hat, zugleich auch die Ober 
aufficpt im volften Sinne des Wortes über bie evangeliſche 
Kirche Hat, mithin der Berfuchung ausgeſetzt iſt, nach der 
einen ober nach der andern Seite hin zu verlegen. So 
‚find die Yeuperungen, die man fehr häufig gehört und ge 


darin liegt freilich etwas außerordentlich, Wichtiges. Der Miefen hat, und es iſt nicht zu verfennen, daß biefen Aeuße- 


Entwurf hat nun verfucht, diefen Bufammenhang und diefe 
Wechſelwirkung der verfchiedenen Einrichtungen, die er 
vorſchlaͤgt, klar zu machen und iſt davon ausgegangen, die 
Kirgengeſellſchaft vertreten zu laſſen durch Kirch en⸗ 
vorſtande und Syno denz iſt davon ausgegangen, daß 
auch die Kirche, die uͤber der Kirchengeſellſchaft ſteht, um 
welche ſich die Kirchengeſellſchaft ſchaart, vertreten fei in 
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tungen eine gewiſſe Berechtigung innemohnt; ja, ed legt, 
man muß e3 offen fagen, fehr viel Wahres in biefer Ber 
haupfung und eben diefe Webergeugung, daß viel Wahres 
darin liegt, hat mich dazu beftimmt und bie Regierung 
veranlaßt, fo welentliche Veränderungen, wie der Entwurf 
fie bietet, aber im engfien Zufammenhange des Ganzen 
vorzuſchlagen. Eben deshalb alfo hat man eine oberſte, 
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collegiale Behörde hingeftellt, die dasjenige, was in 
der Kirche das einzige Wichtige iſt, zufammenfaffen und in 
diefen Angelegenheiten felbftändig entfcheiden fol. Diefe 
Behörde allein gedacht oder die Synode allein gedacht 
oder die Kirchenvorftände allein gedacht, würde Bedenken 
erregen. Nimmt man aber dies zufammen, nimmt man 
alfo die Kirchenvorftände, nimmt man die Eynode und 
dann bie gberfte, collegiale Behörde für die Entſcheidung 
in den innerſten Angelegenheiten der Kirche zufammen, 
fo ift dann das Gleichgewicht hergeftellt, welches noth— 
wendig zu fein feine für den Staat und für die 
Kirche. Gehen Sie noch weiter und foweit, wie bie 
geehrte Deputation vorfehlägt zu gehen und legen Sie auch 
diejenigen Nechte, die man feharf trennen muß von den 
eigentlichen Nechten der Kirche, legen Sie mit einem Wort 
alle kirchengeſellſchaftlichen Rechte, die nad dem 
Entwurf dem Gultusminifterium verbleiben follen und die 
Ausführung dieſer kirchengeſellſchaftlichen Nechte in bie 
Hand ber oberfien, collegialen Behörde für die inneren 
Angelegenheiten der SKirche, fo erlaube ich mir dabei auf 
zweierlei aufmerkſam zu machen. Ginmal auf den Sat, 
den wir im Gingange der Berathung diefes Entwurfes 
twieberholt ausgefprochen haben: man muß wohl zufehen, 
daß nicht die Kirche Schaden leide durch den Staat; aber 
man muß auch wohl. beachten, daß der Staat nicht 
durch. die Richtungen der Kirche Teide, und muß daher 
daflır  forgen, daß Beiden, einem Jeden das Seine, 
gewährt werde, ohne daß das Eine durch das Andere 
unterdrüct werden fan. Der Staat braucht die Kirche, 
das ift gewiß; aber die Kirche braucht entſchieden 
auch den Staat. Sie würden, fürchte ih, wenn Sie 
alle diefe Nechte, die nach dem Entwurf dem Cultuds 
minifterium vorbehaften fein folen, überweifen wollen an 
jene collegiale Behörde, die nur eine Kirhenbehörbe 
fein fol, dem Staate nicht nur die rechte Kraft und Macht 
und jeden Einfluß auf die Kirhe nehmen, fondern Sie 
würden ihm noch weit mehr nehmen, Sie würden ber 
Kirche ſelbſt dad nehmen, was fie dringend bedarf — die 
Möglichkeit, daß der Staat auch ſeinerſeits bie 
Kirhe ſchützen kann. Das feheint insbefondere aber 
bie Verpflichtung der Regierung, wie der Stände zu fein, 
doch auch daflır zu forgen, daß der Staat nicht die Moͤg⸗ 
lichkeit verliere, feine Kraft im beften Sinne des Wortes 
ber Kirche zuzumenden und die Kirche felbft zu ſchützen. 
Ih komme endlich noch auf den mehr formalen Punkt. 
Sie wollen die ganze Verwaltung, die dem Minifterium 
jet gegeben iff, in den meiften einzelnen Zweigen, fowie fie 
nur entfernt mit der Kirche in Verbindung ftehen, an dieſe 
oberſte geiftfiche Behörde übergeben. Ich berühre erſtlich 
das Moment, was, wie mir ſcheint, in der That von Er- 
heblichkeit ift: wie fol es in Beziehung auf dasjenige were 
den, was bis jetzt der Staat der Kirche gewährt, bamit die 
Kirche ihre Zwecke erfüllen fönne, was ſoll bezüglich der 
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Berwilligungen werden, die aus der Stantöcaffe gegeben 
werben, damit die Kirche vollftändig ihren Zweck erreichen 
Eönne? Nach den Vorfchlägen ber Deputation fol auch 
über dieſe bie oberfie collegiale Behörde die Verwaltung 
haben; ich frage aber: wer ift den Ständen gegenüber, die 
biefe Berwilligungen gewähren, verantwortlich? Der Chef 
einer ſolchen kirchlichen Behörde kann ed nun und nimmer 
mehr fein; es ift unmöglich, daß ber Chef einer folchen 
collegialen Behörde, ber nicht von feinen Anfichten, fondern 
von den Anfichten des Gollegiums abhängt, eine Verant⸗ 
wortung bdiefer Art übernehmen koͤnnte. Der Minifter 
kann es auch unmöglich fein; denn wie foll er verantwortlich 
fein für Dinge, die er gar nicht verfügt, von denen er ent» 
weder gar nichts erfährt ober erſt zu einer Beit erfährt, wo 
fie ungefchehen zu machen unmoͤglich it? Ich will nur von 
den gewöhnlichften Dingen fprechen, wenn z. B. die Unter 
flügung zu einem Kirchenbaue, die Aufbefferung eines geift- 
lichen Amtes oder dergleichen in Frage if, fol dann der 
Minifter daflır verantwortlich fein, wenn auf eine voͤllig 
ungeeignete, vielleicht dem Bwede direct widerſprechende 
Weiſe eine Unterftügung per majora eines Collsgiums ber 
fehloffen worden ift, von der er gar Nicht3 gewußt hat und 
die er erft erfährt, wo Nichts mehr an der Sache zu ändern iſt? 
Ich fpreche nur im Allgemeinen, nicht über einzelne Details, 
wie fie im $. 86 der Vorlage enthalten find; ich hebe aber 
noch einige Punkte heraus, um der hohen Kammer die Ans 
ſicht, von derich ausgehen zu müfjen glaube, klar zu machen. 
Ich erwähne dabei z. B., daß fämmtliche Stiftungen ebens 
falls an das Dberconfiftorium tıbergehen follen. Ja, meine 
‚Herren, bei Verwaltung diefer Stiftungen fommen oft, ja 
in ben meiften Faͤllen Ruͤckſichten vor, welche das Obere 
confiftorium in feiner, troß diefer Verwaltung body dem 
Staate gegenüber ifolirten Stellung gar nicht zu beurtheilen 
{m Stande if. Es vermag nicht darlber fifungsgemäß 
zu bisponiren, weil Nüdfichten einſchlagen, die es nicht 
die Mittel hat zu erkennen, fo daß es nicht Mar barlıber 
werden kann, was eigentlich für bie zweckmaͤßige Verwal⸗ 
tung nothwendig ift. Uber dad möchte noch feinz denn es 
Gießen ſich da Wege ausdenken, wenn auch weitläufige, wie 
dem abgeholfen werben könnte, Ich gehe aber weiter. Sie 
haben 3. B., um auch hier die Confequenz zu wahren und 
ich ehre es an ſich, wenn man das Princiv confequent durch ⸗ 
zuffihren die Abſicht hat, — fie haben einen Theil des 
Schulwefens mit zum Oberconfiftorium genommen; wenn 
ich nicht irre, die Elementarfhulen. Ich darf mir im Vor— 
aus — und ich wieberhole, ohne auf das Detail einzugehen, — 
doch die Bemerkung erlauben: glauben Sie wirklich, meine 
Herren, daß dadurch irgend etwas für das Schulweſen ges 
wonnen werben koͤnnte? Nach meiner innigften Ueberzeu— 
gung, weiche auszufprechen, ich fein Hehl habe, würde dar 
dur) unfer gefammtes Schulweien fo auseinandergeriffen, 
was wir zuberfichtlich in wenigen Jahren wahrhaft beflagen 





würden. Für dasjenige, was an der Schule für 
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die Kirche gehört, namentlih Religionsunferricht, 
ift dem Oberconfiftorium die Aufficht, Mitwirkung und Mit: 
betheitigung zugefichert. Dafür hat der Entwurf volfländig 
geforgt und ich Bin noch heute der Ueberzeugung, daß es 
ganz in ber Ordnung ift, daß die Verwaltungsbehörben für 
die Schulen den Anfichten des Dberconfiftoriums bezüglich 
des Religionsunterrichts fi zu umterwerfen haben. Es 
‚gehört dies zu den kirchlich en Angelegenheiten, es iſt noth⸗ 
wendig, daß dad Oberconfiftorium wiffe, was in religiöfer 
Beziehung in den Schulen geſchieht. Wenn fie aber die 
Univerfität, die Gymnafien und Realſchulen wohl bei dem 
Eultusminifterium laffen, die Seminare und Elementars 
volksſchulen an das Oberconfiftorium geben, fo wird Dadurch 
ein Syſtem zerflört und zerriffen, was mit vieler Mühe 
feit 10 Jahren und ich glaube zur Ehre Sachſens aufge 
baut iſtz denn die Elementarfchulen, die Gymnaften und 
Realſchulen und die Univerfität Sachſens koͤnnen wohl den 
Vergleich aushalten mit denfelben Anftalten in jedem ans 
dern Staate. Dies find die Momente, welche ich ihnen 
zu Gemüthe zu führen für meine Pflicht hielt, che fie ſich 
darüber entſcheiden, ob fie in dieſer Art und Weife ein 
Oberconfiftorium herzuftellen für erwuͤnſcht und für fegend» 
reich für die Kirche und für den Staat halten Finnen. 
Ich darf noch Hinzufügen, daß auch in biefer Beziehung 
die ſchon oft in diefem Saale erwähnte Schrift nicht ohne 
Bedeutung ift, welche Profeffor Herrmann herausgegeben 
hat, der, obwohl er in wefentlichen Punkten vom Entwurfe 
abweicht, doc) in diefem Punkte, und ich darf hinzufügen 
unter Zuſtimmung hochgeachteter Kirchenrechtstehrer und 
praktifcher Männer den Anfichten des Minifteriums beitritt, 
Er fagt, indem er auch ſeinerſeits das DPrincip anerkennt, 
wie auch ich es gethan habe: 


Bei diefer Einrichtung kann freilich noch nicht von 
einem im Pirchlichen J—— durchgefuͤhrten 
Principe der Selbftändigkeit der Kirche die Rede fein. Do 
darf ihr innere Berechtigung wenigftens fo lange nicht abs 
gefprochen werben, als die oberfte Kirchenbehörde noch 
nicht in bie, erſt durch ein eingelebtes Spnodalinftitut mög« 
Ude —— —— mit den übrigen 
Gliedern des Firchlichen Ganzen ‚gelangt ift". 


und das ift eigentlich auch die Anficht, die mir in diefer 
fehr wichtigen und Allerdings, wie ich gern befenne, auch 
außerordentlich ſchwierigen Frage immer als die naturges 
mäßefte erfchienen iſt. Ich glaube nämlich, man muß den 
den Grundfaß, der auch in biefer Kammer gerade bei der 
Kirchenordnung mit vielem Rechte feſtgehalten worden iſt, 
auch hier bewahren: „Schritt vor Schritt”; man übereile 
Nichts in’ biefer wichtigen Sache, damit man nicht Rüc: 
ſchritte thun muß. Wir haben jetzt in der That vieles zu 
thun, wenn die Kirchenordnung zur Ausführung kommen 
folltez es iſt viel damit geſchehen, viel gewonnen. Mir 
haben die moͤglichſte Freiheit bezüglich der Wahl der Kir- 
chenvorſteher, wir haben die möglichfte Freiheit hinſichtlich 
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der Wahl einer Synode; Sie haben den Beſchluß gefaßt, 
und ich flimme dem vollfommen zu, daß, ohne die Synode 
gehört zu haben, Feine allgemeinen Kirchenangelegenheiten 
beſchloſſen werden koͤnnen. Wir haben den Vorſchlag ger 
macht zur Herſtellung einer oberſten Kirchenbehoͤrde damit 
die Kirche ſicher fei, daß ihre inmerften Angelegenheiten 
collegialiſch von dazu geeigneten, tüchtigen Männern be 
handelt werden. Num glaube ich, muß man erft abwarten, 
in welcher Weiſe ſich dieſe verfchledenen Drgane einfehen 
und verwachfen und wie fie gegenfeitig in Wechſelwirkung 
treten. Erſt dann wird es an der Zeit fein, wie 
mir ſcheint; daß die Kirche und die Kirchengefell⸗ 
ſchaft in weitere Erwägung ziehen, ob es wirklich an der 
Beit fei, weiter zu gehen, ob fie wirklich glauben, daß 
ihnen dem Staat gegenüber an Macht fehlt, und ob 
nothwendig fei, durch dad, was man jet dem Gultus: 
minifterium gelaffen hat, ihre Macht vollkommener zu machen, 
Bir dürfen nicht vergeffen, es koͤnnen ſich verſchiedene Rice 
tungen in der Kirche bilden. Wir koͤnnen nach beiden 
Seiten hin, nach einer, wenn ich fo fagen darf, übers 
kirchlichen Seite hin, aber auch nad) einer unkirch⸗ 
lichen Seite hin, ja felbft nach einer antikirchlichen 
Seite hin wohl wuͤnſchen, daß dem Staate menigftend bie 
Möglichkeit erhalten werde, fich ſelbſt und auch die Kirche 
in ihrem wahren Werthe zu fehlen und auf dem rechten 
Wege zu erhalten. Darum rathe ich dringend zur Vorficht 
und abzuwarten, wie kuͤnftighin, wenn die neuen Organe 
ins Leben getreten find, die Verhältniffe ſich geftalten, um 
darnach zu beurtheilen, ob weitere Schritte zu thun fein 
möchten ober nicht. Verloren ift daburch nichts ; gewonnen 
aber nad meiner Weberzeugung außerorbentlich viel, weil es 
nur fo möglich wird, vor Rüdfchritten und anderen Incon 
fequenzen zu ſchuͤtzen. Das ift das Wenige, was ber ger 
ehrten Kammer dringend and Herz zu Iegen ich mic) für 
verpflichtet hielt, ehe fie definitive Entfeplüffe über diefe 
wichtige Angelegenheit faßt. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich Tann fügtid der ger 
ehrten Deputation es überlaffen, die von ihr aufgeftelten 
Grundfäge über die Conftituirung des Oberconfiftorlums 
zu rechtfertigen. Sie hat dies bereits in dem Berichte ge 
han und im Wefentlichen Habe ich erklärt, daß ich mitden 
dort aufgeftellten Anfichten vollfommen einverftanden bin. 
Nur in einem Punkte weiche ich von derfelben ab umd finde 
mid in Uebereinftiimmung mit dem, was wir don bem 
Herrn Minifter focben gehört Haben. Ich glaube nicht, daß 
es zur confequenten Durchführung des Princips der Iren 
mung der Kirche vom Staate nothwendig if, auch die 
Sulſachen an das Oberconfiftorium abzugeben. Bei $.8 
wird noch Gelegenheit fein, über biefen Punkt zu ſprechen. 
E wird aber dann genügen, wenn der Here Präffbent ge 
beten wird, den Punkt 11 auf Seite 77 des Berichtes bir 





fonders zur Abſtimmung zu bringen. Sc) habe gefagt, es 
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ſei nicht nothivendig zur confequenten Durchführung des 
von der Deputation aufgeftellten Princips, auch die Volks: 
ſchule dem Oberconfiſtorium zu überweifen. Ich theile 
bier, wie früher in einer anderen Frage, volftändig die 
Anficht, welche in dem Berichte der jenfeitigen Deputation 
niedergelegt if. Die Volksſchule hängt viel zu innig mit 
ber politifhen Gemeinde zufammen, als daß man fie fo 
ohne Weiteres davon losreißen Eönnte. Das würde man 
aber tun, wenn man die Volksfhulen dem Gultusmie 
nifterium entziehen und dem Oberconfiftorium übergeben 
wollte. In diefem Punkte muß ich mich alfo von der Der 
putation trennen, obwohlich im Uebrigen mit ihr vollkom⸗ 
men einverflanden bin. 


Präfident v. Schönfels: Ich erwarte, ob nod Ze 
mand das Wort verlangt? 


Staatöminifter v. Beuft: Die ausführliche und gründe 
liche Discuffion, zu welcher der vorliegende Gefegentwurf 
Anlaß gegeben hat und der zufällige Umftand, daß biefe-| 
Discuffion noch Überdies durch den Einfall des Weihnachts: 
feftes unterbrochen ward, ift Urfache, daß heute, wo wir am 
Schluſſe der Berathung ftehen, eine ziemlich anfehnliche Zeit 
feit der allgemeinen Debatte darüber verſtrichen iſt. Wenn 
ich daher im Anſchluß an Dasjenige, was mein geehrter 
Herr College ausführlich Ihnen dargelegt hat, mir erfaube an 
dasjenige anzufnüpfen, was ich damals am diefer Stelle in 
meiner Gigenfchaft als einer der in Evangelicis beauftragten 
Minifter zu fagen mich berufen fand, fo muß ich Einiges 
wiederholen. Ich habe damals vorzugsweife als einen leiten» 
den Gefihtöpunft, ber für die in Evangelicis beauftragten 
Mintfter maßgebend war, hervorgehoben, daß auf ber einen 

* Seite dad auf rechtlicher und hiftorifcher Grundlage bes 
ruhende Band zwiſchen Kirche und Staat nicht erſchüttert 
werden dürfe; daß aber auch auf der andern Seite es als 
dringendes Beduͤrfniß erfannt worden fei, die Auffaffung 
gu entfernen, welche gerade in den weiteften Kreifen 
der Bevölkerung herefcht und welche den Staat mit der 
Kirche verwechfelt, die Regierung im Kirchenregimente ers 
blickt und die Einflüffe der Politik in den Anordnungen 
des Kichenregimentes fucht. Diefen Grundfägen iſt gewiß 
auch die geehrte Deputation im-ihrer Arbeit gefolgt und 
dennoch liegen bei dem gegenwärtigen Paragraphen weſent⸗ 
liche Differenzen zwifchen ihrer Auffaffung der Verhältniffe 
und derjenigen ber Regierung vor. Mir waren unſerer- 
feits ber Weberzeugung, daß gerade bie Feſiſtellung der 

* Befugniffe des Oberconfiftoriums, wie fie der Entwurf 
enthält, jenen oberften Grundfägen am vollftändigften und 
zweckmaͤßigſten entfprächen. Die Unabhängigkeit des Ober: 
confiftoriums, die in jeder Beziehung eben am allerdrin- 
gendften und nothwendigſten ift für ale Fragen des Glau— 
bens und der Lehre, diefe Unabhängigkeit wird gerade am 
Freieſten und Entfehiebenften herausgeftellt, wenn das 
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Oberconſiſtorium moͤglichſt mit den perſoͤnlichen Angelegen⸗ 
heiten der Geiſtlichen zu thun Hat. Alſo ein Beduͤrfniß, 
diefe Unabhängigkeit durch bie Disciplinargemalt zu ers 
höhen, Eonnte unſererſeits nicht anerkannt werden. Bon 
der anderen Seite ift aber noch weniger zu verfennen, 
daß für den Staat fehr gewichtige Gründe vorliegen, im 
biefer Beziehung eine Umgeftaltung der gegenwärtigen 
Verhältniffe nicht eintreten zu laſſen. In biefer Beziehung 
liegt für den Staat allerdings eine fehr dringende Beſorg- 
ni vor, daß eine Umgeftaltung, wie die Deputation fie 
wuͤnſcht, leicht zu Ungelegenheiten, zu Reibungen zwiſchen 
Kirche und Staat, dadurch aber wieder zu einer Schmä- 
lerung der freien Stellung führen koͤnnte, wie fie für alle 
Zeiten dem Kirchenregimente gefiert werden ſoll. Ich 
habe nicht umhin gekonnt, gerade den Punkt der Discipli« 
nargewalt ausbrüdlich Hervorzuheben und fragt man auch, 
in welcher Beziehung und Bedeutung gerabe diefe flr ben 
Staat von fo entfceidender Wichtigkeit fein möge, fo 
mache ich fein Hehl daraus, daß ich vorzugsweife dabei an 
die Art und Weiſe denke, wie in Bezug auf die Behand« 
lung der Theilnahme an politifchen Buftänden und Bewer 
gungen die Anſichten ſich feftftelen koͤnnen. Ich verwahre 
mic) hierbei vor Allem gegen die Annahme, ald hänge etwa 
meine Bemerkung zufammen mit irgend einer Abficht der 
Staatöregierung, Vorkehrungen und Anordnungen zu trefe 
fen, um in Bezug auf bie öffentlichen Diener über— 
haupt firengere Grundfäge eintreten zu laffen. Die 
Haltung unferer Staatsdienerſchaft iſt eben fo, wie 
die der Geiftlichfeit und Lehrer in der Iegten und neuer 
ſten Zeit fo befchaffen gewefen, daß der Megierung ein 
derartiger Gebanfe nicht beifommen konnte. Man wird 
mie nun vielleicht einhalten, daß es mißlich und nicht ges 
rathen fei, gerade im gegenwärtigen Yugenblide barauf 
binzuweifen. Allein, meine Herren, Gefege und Bere 
faffungen — und um eine Verfaſſung handelt es ſich 
doch hier im eigentlichften Sinne des Wortes — Gefehe 
und Verfaffungen werben nicht gemacht und gemeffen nach 
dem augenblidlichen Bedürfniſſe, fie follen gemacht werden 
für die Dauer und es fommt dabei wefentlich darauf an, 
daß die oberften Grundfäge für die Ordnung im Staate 
ihre gehörige Gewähr dabei finden. Handelt es ſich nun 
bier um die Art und Weife, wie in Bezug auf politifche 
Bewegungen — id) nehme diefes Wort hier in einer ganz 
allgemeinen Bedeutung, es hat bier weder die Bedeutung 
des Nevolutionszuftandes, noch die bloſe Bedeutung der 
Reform — die Betheiligung von öffentlichen Beamten und 
Dienern zu beurtheifen, wie die Behandlung diefer Be 
theifigung feizuflellen fei, fo if es ganz natürlich, daß 
hierbei die Anfichten wechfeln, wie ja auch die Beitumftände 





wechfeln und daß je nad Verhältniß ber Umftände eine 
weile Negierung auch eine angemeffene Haltung und 
verfehiebene Grundfäge anwenden wird. ES werben biefe 
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nämlich ganz. verfhieden fein, jenachdem eine politiſche 
Bewegung fie) friedlich innerhalb der gefelichen Schranken 
fern von Parteiteidenfchaftlichkeit in Erreichung ihrer Bwede, 
gefeglicer Suede, Fund giebt, aber jenachdem fich daS Ger 
gentheil zeigt, jenachdem diefe Bewegung zu Ausichreis 
tungen führt, wie fie ja ſchon zu Exceſſen geführt hat. 
Allein eine der oberften Bedingungen der Ordnung in 
jedem Staat ift die Gleihförmigkeit und Einheit ber 
Grundfäge und Harmonie und Confequenz in ihrer Ans 
wendung. Und in diefer Beziehung, meine Herren, iſt 
es allerdings nicht ganz gleih, ob innerhalb eines Staates 
ein fehr unabhängig geftellter Factor eintritt, der nach Be 
finden nad) ganz verſchiedenen Grundfägen zu verfahren 
in der Lage fein Bann, ohne doch daflır nad) irgend einer 
Seite hin eine recht fühlbare Verantwortung zu haben. 
Man kann fic den Fall denken, daß auf der einen Seite 
die Regierung Veranlaſſung findet, ein firengeres Verfahren 
eintreten zu laſſen; findet daſſelbe aber von anderer Seite 
nicht ftatt, fo wird ihr ihre Aufgabe fehr erfchwert. Es 
Tann aber auch dad Gegentheil eintreten; es Tann Seiten 
ded Staats eine freiere, liberalere, laxere Anficht Eingang 
und Geltung finden und wiederum auf der anderen Seite 
ein ſtrengeres Princip und dann wird die Störung auf 
der andern Seite ebenfo fühlbar und empfindlich fein. 
Wir haben im Staate etwas Jehnliches. Im der 
Zuftizverwaltung nämlich, wo dad Princip der Unabhängig: 
keit ebenfalls fehr hoch geftellt iſt, würde durchaus fein 
- Bweifel darlıber beſtehen, daß das Dberappellationsgericht 
volfommen befähigt wäre, auch bie Disciplinargewalt über 
die Zuftizbeamten auszuüben. Es ift aber niemals der 
Gedanfe aufgefommen, in diefer Weife zu. verfahren und 
iym dieſe Dieiplinargewalt zu geben, fie dagegen dem 
Juſtizminiſterium zu entnehmen. Ih weiß allerdings, 
meine hohen Herren, daß man bei der vorliegenden Frage 
vorzugsweiſe zuruͤckblikt und ein confequentes Streben ſich 
dahin richtet, die alten Zuftände unferer Kirchenverfaſſung, 
die alten Buftände der Gonfiftorialverfaffung in ausgedehn- 
ter Weife wieder zu geminnen. Allein auf der einen Seite 
maren factifch früher doch bie Werhältniffe fo, daß das das 
malige Oberconfiftorium nichts Anderes war, als eine 
Stantsbehörde in derfelben Weife, wie es heute das Eultud: 
minifterium iſtz auf der andern Geite ift aber nicht zu ver: 
geffen, daß die damaligen Zeitverhältniffe ſolche waren, 
welche mit den heutigen gar Feine Achnlichkeit haben oder 
vielmehr, daß unfere heutigen Verhältniffe in ihrer politi, 
ſchen Beweglichkeit durchaus feinen Ruͤckblick auf jene ger 
fatten. Meine Herren, mich gemahnt es dabei manchmal 
an bie Jahre 1848 und 1849, wo die confervatioften Gei- 
fer Ttoſt und Beruhigung fanden in dem Worte: „Reich 
und Neichsverfaffung”; wo fie mithalfen zu einem Aufz 
bau einer Berfaffung, der. eben mit bem alten Reiche Nichts 
gemein hatte als den Namen, einem Bau, welder noths 
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wendigerweife unausgeführt bleiben mußte oder, wenn m 
ausgeführt worden wäre, zur Befeftigung der Zuſtaͤnde nicht 
führen konnte. IH wiederhole nochmals, dag ich weit ent 
fernt bin, mit diefer Aeußerung die Nothwendigkeit eing 
Einſchreitens, einer Maaßregel oder Anordnung anzubeuten, 
woran nicht im Mindeften gedacht wird. Daß aber der 
geiftliche Stand an fid vor Verirrungen auch auf diefem 
Gebiete nicht ſchitzt, davon Haben wir im den Jahren 1848 
und 1849 mehr als ein Beifpiel erlebt. Man Fönnte mie 
vielleiht einhalten, diefe Verweifung fpräche nicht für, 
fondern gegen meine Anſicht, da ja dieſe Einrichtung 
auch nicht dagegen zu ſchuͤtzen vermöge, daß dergleichen Bus 
ftände wieberkehrten. Allein, ich glaube, diefer Einwand 
würde nicht ſtichhaltig fein; ich würde meinen Anſichten 
gegenüber nicht einen Vorgang gelten laſſen koͤnnen, welcher 
darauf fußt, daß ein Zeitpunkt eingetreten war, wo Ale 
mehr oder minder aus den Fugen ging. Ein folder ano⸗ 
maler Zuftand kann bei der Feſtſtellung Pünftiger Verhaͤlt⸗ 
\niffe nit maaßgebend fein. Ich habe mic) für verpflichtet 
gehalten, diefe Betrachtungen, welche bei der Berathung 
diefed Gegenftandes unter ben in Evangelicis beauftragten 
Miniftern maaßgebend gewefen find, der gechrten Kammer 
nicht vorzuenthalten, 

Referent Bicepräfident v. Friefen: Die Drputation 
bat nicht nur gleich zu Anfang ihrer Berathung bei $. 5, 
fondern auch im weiteren Fortichreiten ihrer Arbeit empfuns 
den, daß diefer $. 83 der wichtigfte in der ganzen Kirchen⸗ 
ordnung ift und man koͤnnte fait der Meinung fein, bie 
Deputation hätte einen Fehler begangen, daß fie nicht be⸗ 
antragt hat, mit der Berathung diefes Paragraphen zu 
beginnen, da derfelbe von der Zufammenſetzung der oberften 
Kirchenbehoͤrde handelt, um dann erſt die weiteren Ber 
ſchlüſſe zu faſſen. Meine Herren, die Sache ift fo wide 
tig, daß man fich hier mehr an dag Innere und Weſent. 
liche Halten muß, als an Worte, Und darum kann ich 
auch meinen ſchwachen Worten wenig Einfluß auf Ihre 
Entſcheidung und Abſtimmung zufrauen, ich erfülle nur 
eine unabweisliche Pflicht, wenn ich rede und es verſuche, 
Einiges zu ergänzen, was etwa noch hinzuzufügen if. 
Bevor man aber Über Grundfäge vom der allerpöchften 
Wichtigkeit fpricht, muß man ſich die Bahn möglichft frei 
machen, man muß Nebenruͤckfichten und Nebengedanfen 
entfernen, welche, wenn auch nicht von wefentlihem Eins 
fuffe fein fönnen, aber doch ftören. Wären wir perfdts 
lichen Rüdfihten gefolgt, hätten wir die Frage beurtheilt 
nach der äußeren Anſchauung und nach bem gegenwärtigen 
Zuſtande der Dinge, fo hätten wir diefes Gutachten wahr 
ſcheinlich nicht abgegeben; denn mit voller Ueberzeugung 
möffen wir es anerfennen, was die Motiven auf Seite 72 
enthalten, daß nämlich, wie zuverfichtlich behauptet werden 
kann, ber evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche aus ber bisheri⸗ 
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gen Verwaltung durch das Gultusminifterium nicht der 
geringffe Schaden erwachfen ift, daß im Gegentheil das 
Tirchliche Leben während und unter diefer Verwaltung 
offenbar an Friſche und Lebendigkeit gewonnen hat und 
vor jeder inneren und äußeren Störung forgfältig bewahrt 
worden iſt. Es iſt eine Forderung der Gerechtigkeit, ans 
zuerfennen, daß unfer Kirchenwefen, daß bie Angelegen- 
heiten unferer Kirche in der Hand des Gultusminifteriums 
und namentlid unter der Leitung feines jegigen Vorftan- 
des gut, gewiffenhaft und treu verwaltet worden find und 
das kirchliche Leben offenbar ſichtliche Fortfehritte gemacht 
hat. Aus diefen Umftänden alfo wäre ein Grund zu uns 
feren Anträgen nicht herzunehmen gewefen, im Gegentheil 
hätten wir uns ja durch biefe Nücfichten eher koͤnnen ab» 
halten laſſeii und vorfchlagen fönnen, es bei der bisherigen 
Verfaſſung zu laffen. Allein, meine Herren, es handelt 
„Sich, wie nicht oft genug wiederholt werden kann, bei einer 
fo wichtigen Sache um’ Grundfägez die Kirche will ihre 
eigene Behörde haben, fie will ihre Angelegenheiten felbft 
verwalten. Nun darf ich ja wohl, ohne die Befcheidenheit 
zu verlegen, ermähnen, daß mir die Nichtigkeit dieſes 
Grundfages fchon von bedeutenden Yuctoritäten zugeftanden 
worden ift und noch foeben hat der Here Cultusminiſter 
das Befenntniß abgelegt, im Grundfage müffe derfelbe mit 
der Deputation einverftanden fein. Nun, meine Herren, 
was bleibt denn da übrig? IE der Grundfas richtig, 
warum follen es nicht auch die Confequenzen fein? und 
hat man fi einmal über die Grundlage vereiniget und 
diefe als richtig anerfannt, fo müffe es doch nicht gut 
fein, wenn nicht auch die Ausführung der Grundlage fo 
unternommen werben koͤnnte, daß fie dem Grundſatze ent; 
ſpricht. Denn die Ausführung muß fih ja nach dem 
Grundfage richten und die Ausführung muß auf einer 
feften Grundlage beruhen, I das Eine richtig, fo iſt 
wenigftens präfumtiv das Andere unbedingt auch richtig. 
Es ift von dem Herrn Staatsminifter des Cultus gefagt 
worben, die ganze Kirchenordnung Könnte nur im Zuſam⸗ 
menhange gebaut werden. Ganz richtig! Aber gerade 
darım, weil wir im Bufammenhange bauen und im Bus 
fammenhange bifden und ausbilden wollen, haben wir ge» 
glaubt, daß die oberfte kirchliche Gollegialbehörde vor Allem 
der Ausdruck, der volfländige Ausdrud der Kirche und 
ihres Zwecks fein müuͤſſe. 


Ich will nicht noch einmal zuruͤckkommen auf die bes 
teit fo oft erwähnten Bedenken gegen die im Jahre 1831 
vorgenommene Veränderung unferer Eonfiftorialverfaffung. 
Sie find zu fehr anerkannt, als daß es hier noch einer weis 
teren Ausführung bebiirfte. Es waren hauptfächlich vier 
Einwendungen, welche man feit 1833 gegen den neuen Dr- 
ganismus der Kirchenverfaffung erhob. Das war das Zu 
fammengehören des jus circa sacra und ber eigentlichen 
Kirchengewalt; man tadelte und mit Recht, dab Beides 
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in Eine Hand gelegt worden war; man erfannte darin eine 
Verletzung der Parität und das war das Zweiter die Pa— 
vität war verlegt und zwar zum Nachtheile der lutheriſchen 
Kirche, indem die roͤmiſch⸗katholiſche und die veformitte 
Kirche freier und felbftändiger daffanden, als die große 
Mehrzahl der Einwohner des Landes, nämlich die lutheri— 
ſchen Confeffionsverwandten in Sachſen. Aber, meine 
‚Herren, bie Klage über Rechtsungleichheit hat auch noch 
eine andere Seite. Ueber Imparität Hagen nämlich) auch) 
die anderen Gonfeffionsverwandten, zwar nicht deswegen, 
weil fie weniger felbftändig geftelt wären, — im Gegen- 
theil, fie find beffer geftellt ald wir, — wohl aber des⸗ 
wegen, weil durch die Verwaltung des Minifters des Culs 
tus unfehlbar eine gewiffe Vorliebe für die Angelegenheiten 
der evangelifch-Iutherifchen Kirche erzeugt werde, die doch 
möglicherweife zum Nachtheile der anderen Confeffionsver- 
wandten, zu einer menſchlicher Weife möglichen Parteiliche 
keit führen koͤnne. Alſo auch die anderen Religionsgefell- 
ſchaften maden die Nothwendigkeit der Parität für ſich 
geltend. Der dritte Einwand, der ebenfalls ſchon oft ers 
hoben wurde, ift, daß das Cultusminifterium eben Feine 
collegiale Behörde ift, daß daffelbe nur bitreaufratifch vers 
walten und handeln kann und daß bie allerwichtigften Ans 
gelegenheiten der Kirche in Einer Hand, in ber Hand 
Eines Mannes ruhen und vom ihm ohne Beirath ber 
Kirche geleitet werden. Die vierte Klage beftand endlich 
darin, daß durch Schaffung des evangelife-tutherifchen Lanz 
besconfifforiums und ber Kreisdirection im Jahre 1835 bie 
inneren und dußeren Angelegenheiten ber Kirche von eins 
ander getrennt wurben, obwohl man es für unbedingt nothe 
wendig hielt, diefe beiden Angelegenheiten in Einer Hand 
zu wiffen und mit einander zu verbinden. Nach biefer Dar 
ftellung der hauptfächlichften, Klagen muß man fich der An⸗ 
träge erinnern, welche im Jahre 1845 geftelt worben find, 
Damals, wenigftens bei der Beratung der Erften Kammer 
und in dem? Berichte ihrer Deputation, wurde weniger Ges 
wicht gelegt auf eine Presbyterial: und Synodalverfaffung. 
Könnte ich den Bericht vorlefen, was in der That zu weite 
laͤuſig wäre und wenn auch nur gewiſſe Stellen herausge⸗ 
hoben würden, fo würben Sie Sich uͤberzeugen, das das 
mals die Frage über Presbyterial: und Synodalverfaſſung 
fehr reiflich erwogen worden iſt. Es wurden die Berfaffuns 
gen der verfchiedenen Länder und zivar von der alerälteften, 
der Hamburger von 1526 an bis zu der neueften für bie 
rheiniſch ⸗ weſtphaͤliſchen Lande erwogen und bargeftellt. Und 
dennoch fprach fi) der Bericht der Deputation dahin aus, 
daß dieſe Frage noch nicht reif fel, daß biefe Einrichtung 
jebt noch nicht fo dringend nothwendig erſcheine, daß fie 
erſt noch Zeit zw ihrer Entwidelung bedürfe. Allein vor, 
allem Anderen fei das Wichtigſte: Die Bildung einer 
oberftencollegialen Kirhenbehörde, welche gleich⸗ 
fam felbft als eine Vertretung der ganzen Kirche 
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zen Kirche enthalte und welde in ihren Mitglies 
dern, in ihrer ganzen Stellung ſtark genug und 
in ihrem perſoͤnlichen Beftande zahlreich genug 
fei, um das Land immerfort zu bereifen, Kir— 
Henvifitationen vorzunehmen und fid immer- 
fort, tagtäglich von den inneren und äußeren 
Zuftänden der Kirde zu unterrichten und dies 
felben zu leiten, Das wurde damals ald der allerweſent · 
ticfte, erſte Schritt betont, mir dem Beiſatze, daß, wenn 
nur erſt diefe Oberbehörde gebildet fei in diefem Sinne und 
mit diefen Aktributen, fich die weitere Ausbildung nad) Unten 
zu von felbft finden werde. Meine Herren, ih erwähne 
das nod) einmal, um bie große Wichtigkeit diefer oberften 
Behoͤrde ins Licht zu ſtellen und daran zu erinnern, daß 
eben ſchon damals die Erſte Kammer von diefer Wichtige 
feit vor Allem durchdrungen war und die anderen Schritte 
als weniger wichtig und brängend betrachtete. 

Noch wichtiger aber wird die Art der Bildung der 
oberften Kirchenbehörde, wenn man biefelbe nicht für ſich 
allein, fondern in ihrer Verbindung mit der ganzen Kitchen» 

- ordnung betrachtet. WIN man ein Ganzes, fo darf man 
ſich durch einzelne Bedenken in minder wichtigen Dingen 
nicht ftören laffen und wenn auch manchmal eine innere 
Stimme gegen dieſes oder jenes fpricht, fo muß man dem 
Ganzen zu Liebe Etwas zum Opfer bringen. Auch wir 
haben bei mehreren Vorfchlägen gewiffe Ueberzeugungen, 
Bedenken und Befürchtungen zum Opfer gebracht, um 
dem Ganzen nicht zu fchaben, fo namentlich bei den Sys 
noden, well wir anerfennen mußten, e3 fei ein Bedürfniß 
der Kirche, daß fie durch eine von ihr ausgegangene und 
gewählte Verſammlung vertreten werde, um in derfelben 
ihren Iebendigen Gefammtausdrud zu finden. Die fo oft 
befprochene Frage von ber Trennung zwifchen Kirche und 
Staat wollen wir nicht noch einmal berühren; denn fie ges 
hört num einmal in dad Reich der Ideale, und da es unmoͤg⸗ 
üch iſt, eine ſolche Trennung durchzuführen,”fo haben wir 
auch nach biefen Luftgebilden nicht greifen wollen. Aber 
etwas ganz Anderes ift freilich die Vrennung der Gefchäfte. 
Gefchäfte, das find reale Dinge, das find feine idealen 
Gegenftände, hier muß nach einer gewiffen Ordnung ver⸗ 
fahren werben; man muß verbinden, was zufammengehört 
und trennen, was nicht zufammenpaßt. — Wollen wir 
noch einmal bei einigen mehr praktifhen Gedanken fichen 
bleiben, fo muß zuvörderft daran erinnert werben, daß bie 
Trennung der fogenannten inneren Angelegenheiten der 
Kirche von den Äußeren im hoͤchſten Grabe ſchaͤdlich fein 
würde, Erſtlich ſchaͤdlich für die Behörde, weil fie dadurch 
nothwenbigerweife an Anfehen und Einfluß verlieren muß; 
zweitens für die Gefchäfte felbft, weil fie ſich eben nicht 
trennen laſſen. Daß eine ſolche Untrennbarkeit der Ger 
schäfte ſtatifindet, die ſich immerfort berühren Jund durch⸗ 
kreuzen, das fehen wir faſt in jedem einzelnen Paragraphen 
von $. 76 bis 6.87. Die Superintendenten für ſich allein, 
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wo fie nicht al geiftliche Mitglieder der Kircheninſpection 
erſcheinen, haben es hauptfächlich mit inneren Angelegen. 
heiten zu thun und in mehreren Angelegenheiten an bag 
Oberconfiftorium Bericht zu erſtatten. Zu gleicher Zeit aber 
haben fie auch wieder Bericht zu erftatten an das Bezirks. 
confiftorium; alfo an zwei Behörden, von denen fie ab⸗ 
hängen und mit denen fie in Verbindung ſtehen. In 
äußeren Angelegenheiten haben fie nur an das Bezirksconſi- 
forium Bericht zu erſtatten. Das Confiftorium aber, zu 
deffen Competenz äußere ſowohl, als innere Sachen ges 
hören, ſoll hinſichtlich der Teteren von dem Oberconfiftor 
rium, in Betreff der erfteren aber von dem Gultusninie 
fterium abhängen; es foll feine Berichte an zwei verſchiedene 
Dberbehörben einfenden. Meine Herren, ift das möglich? 
wie fol eine Ordnung in die Gefchäfte kommen? wie fol 
ein Bufammenwirken ftattfinden, wenn eine Mittelbehörde 
von zwei Oberbehörden abhängt? Ferner fchlägt der Ent 
wurf bei den 69. 86 und 84 vor, daß bie obere Verwaltung 
und die Oberaufficht über das Kirchengut und Kirchenver⸗ 
mögen von dem Oberconfiftorium getrennt werben und in 
den Händen des Cultusminifteriums verbleiben ſoll. & 
ſollen daher bie Nachtheile der Trennung, welche bisher 
wenigſtens bei der oberften Behörde nicht beftanden, aufs 
Neue eintreten; waren die kirchlichen inneren und aͤußeren 
Angelegenheiten bisher beim Minifterium glüͤcklicherweiſe vers 
einigt, fo follen fie aufs Neue getrennt werden. Man fagt frei⸗ 
lic) immer, äußere Angelegenheiten ber Kirche beduͤrften eben 
nur einer weltlichen Verwaltung und Behandlung, fie ger 
hörten ‚an fich nicht für eine rein firchliche Behoͤrde, wie 
dad neue Oberconfiftortum fein folle. Ich betrachte die 
Sache aus einem andern Geſichtspunkte. Man möge doch 
die Angelegenheiten des fogenannten Kirchenguts, die Ber 
waltung der äußern Angelegenheiten nicht fo gänzlich als 
eine äußere Angelegenheit betrachten. Sieht man fie frei- 
lich mit dem gewöhnlichen geſchaͤftlichen Auge an, fo it 
nicht zu leugnen, daß wegen biefer aͤußern Angelegenheit 
Rechnungen und Controle zu führen, Voranſchlaͤge zu 
machen, Rechnungen zu juflificren find, Geld zu zählen, 
einzunehmen und auszugeben if. Das find allerdings 
lauter Verrichtungen, die uns in die niedrigſten Regionen 
des alltaͤglichen Lebens herabziehen. Wenn mangaber dad 
Motiv betrachtet, aus welchem das Kirchengut entftanden 
und bie Quelle, aus dem es gefloffen if, fo muß man als 
erkennen, daß gerade in dem Kirchengut und in den Site 
tungen fire die Kirche fich die allergrößte Liebe zur Kirche 
ausbrüdt; daß fie aus dem lebendigſten Sinn für die Kirche 
gefloffen, daß fie gleichfam ber Ausbrud,ZbiesDarfellung 
einer echten, warmen, chrifffichen Gefinnung find. Aus 
diefem Geficptspunkte muß man alfo anerkennen, daß die 
Eirchliche Verwaltung biefes Gutes unbedingt der Kirchen⸗ 
behörde gehört. Uebrigens bedarf die Kirche dieſes Eigene 
thumes es if ihr Eigentum und auch in Begehung auf 
ihre äußern Bebürfniffe fol fie nicht von einer weltlichen 
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Behörde abhängen. Ein anderer Punkt iſt die Disciplin. 
Können wir es uns benfen, daß eine Oberbehörbe eine 
Aufficht über das Kirchenamt, Über das geiftliche Amt haben 
fol, daß diefelbe Kirchenvifitationen anftelen koͤnne, wo 
doch hauptfächlic die Amtsführung ins Auge gefaßt werden 
muß, ohne die Disciplin über die geiftlichen Diener, über 
ihre eigenen Glieder zu handhaben? ſoll fie die Beobach- 
tungen, tie fie bei der Reviſion felbft angeftellt hat, nicht 
weiter benugen und verarbeiten bürfen, als zu einer, An- 
zeige und Berichterſtattung am das Gultusminifterium? 
Wollen. wir wirklich das Oberconfiftorium fo tief herab⸗ 
fielen, daß es nur den Ankläger machen dürfe; foll es 
nicht felbſt Richter, geifllicher Oberer fein, fo es die Uebel: 
ftände, die es gefunden hat, nicht felbft verbeffern und vers 
mitteln bürfen? Der Herr Staatsminifter des Cultus machte 
bie Bemerkung, daß durch die Verbindung des Schulweſens 
und ber Angelegenheiten der Elementars und Bürgerfehulen 
mit dem Dberconfiftorium das Schulwefen nichts gewin- 
nen, fonbern auseinander geriffen werde. Nun, das find 
freilich Fragen, zu denen eine genaue Kenntniß der Sache 
gehört, welde nur aus der Verwaltung des Schulweſens 
und aus der Oberaufficht über daffelbe gewonnen werben 
kann; aber warumfoll eine Behörde, gebildet aus ben 
tüchtigften Männern, das Schulwefen nicht ebenfo gut und 
fo vollftändig verwalten können, wie das Cultusmtnifterium 
es bisher gethan hat? Im Gegentheil, gerade die Verwale- 
tung des Guftusminiftertums fann ja hier zum Mufter 
dienen und die fünftige Oberbehörde es ſich angelegen fein 
laſſen, diefes Mufter zum Anhalte zu nehmen. Die Tren⸗ 
nung det Gymnaſien und der Realſchulen von dem Elementar- 
ſchulweſen find Fragen berweitern Erwägung und Ausführung. 
Allerdings gehört dazu fpeeielle Sachkenntniß. Herr Bür- 
germeifter Koch ift der Anſicht, daß das Elementarfchuls 
weſen nicht mit dem Oberconfiftorium verbunden werden, 
fondern bei dem Gultusminifterium, verbleiben fellez er wird 
aber feine Bedenken noch fpäter zur Ausführung bringen 
und wird dann darauf das Nöthige zu fagen fein. Der 
‚Herr Staatsminifter des Eultus erinnerte, daß man Schritt 
vor Schritt gehen müffe und erft, wern man Erfahrungen 
gemacht, Tonne man an den Oberbehörden Etwas ändern 
und eine’ andere Bildung derfelben vornehmen, Hierauf 
vermag ich freilich etwas Anderes nicht zu antworten, als 
dag man nad) unferer Ueberzeugung mit der Oberbehörde 
anfangen miüffez denn bie Oberbehörbe iſt der Character 
des ganzen Organismus, ift der Kopf und iſt das Haupt, 
das oberfte Glied, in welchem fich alle andern Zweige und 
Glieder vereinigen folenz daher denn auch der Anfang des 
ganzen Unternehmens von hier aus zu machen fein dürfte. 
Bulegt, meine Herren, ift und nun abermals dad Schreck- 
bild der Werantwortlichkeit vorgehalten worden. Auch 
hieruͤber iſt ſchon einmal geſprochen worden; dennoch aber 
dürfte es noch einmal nöthig ſein, dieſem Einwande etwas 
naͤher ins Geſicht zu ſehen und zu unterſuchen, worin denn 
1.8. E. Abonnement.) 
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eigentlich diefe Verantwortlichkeit befteht und wie fie gel- 
tend gemacht werben fol, bie Verantwortlichkeit für das 
Kirchenvermoͤgen, d; b. für das Vermögen der einzelnen 
Kirchen? Nun erfilich ſteht doch dem Staate und auch 
der vorgefeßten Eonfiftorialbehörde immer nur die Oberauf- 
ſicht über alles Kirchengut, über alle Stiftungen zus Peie 
neswegs aber die eigene und unmittelbare Verwaltung. 
Wenn fih alfo in diefer untergeordneten Verwaltung Uns 
regelmäßigkeiten finden und wahrgenommen werden, fo iſt 
& Sache der Behörden, dies nicht zu überfehen und für 
Erhaltung der nöthigen Ordnung zu forgen, Etwas Weir 
teres haben fie nicht zu verantworten; denn bie Verwaltung 
ſoll möglichft unabhängig fein und fol nur unter den ger 
ordneten Inftanzen und unter dem Schuße und ber Obers 
aufficht des Staates ſtehen. Ebenſo ift es mit den allge: 
meinen Stiftungen der Kirche; auch biefe genicßen den 
Schuß, welchen ihnen $..60 der Verfaffungsurfunde ges 
währt. Hier ift ja alfo alle Verantwortlichfeit gegeben; 
wer nachläffig, gewiffenlos, verfaffungswidrig handelt, wird 
eben zur Verantwortlichkeit gezogen werden, Ebenſo iſt 
es mit den von den Ständen bewilligten Geldern. Diefe 
Gelder werden ausdruͤcklich nur zu einem beftimmten Zwecke 
bewilligt, die Verwendung aber ift im Rechenſchaftsberichte 
nadzuweifen und wird von ber Oberrechnungsfammer cons 
trolitt. Man wird daher immer Schritt vor Schritt ſehen, 
wie die Gelder verwendet worden find und bes Nachweiſes 
ſchon darum bedürfen, um daraus zu erfennen, ob für bie. 
Zukunft noch fernere Bewilligungen nöthig find. Eine 
Verantwortlicfeit in innen kirchlichen Angelegenheiten 
täßt fi aber gar nicht anders denken und ausüben, al 
durch den Zufammenhang und das Gleichgewicht der Or⸗ 
gane, aus welden bie ganze Kirchenorbnung befteht. Es 
fol ja eben eine georbnete Verwaltung mit einem kirch⸗ 
lichen Character fein, im welcher jedes Glied und jede Ber 
hoͤrde, jedes in feinem Gebiete, nur nach feiner Ueberzeugung 
zu urtheilen, zu befchliegen und zu entfcheiden hat. Haben 
wir denn die Zuftigbeamten, die Nichter nicht unabhängig 
geftellt für ihre Entfcheidungen? Sollen fie denn nicht 
auch entfcheiden nach Gründen, nach Erwägung, na Ger. . 
feßen, nad) ihrem Gewiſſen und nach ihrer Ueberzeugung? 
Wie fol man es denn anders machen? Daß dem Ober« 
appellationsgerichte und den Appellationsgerichten Frine 
Disclplinargewait über die Diener der Juſtiz gegeben wor⸗ 
den, ift eben deswegen gefchehen, um die Nichter nicht von 
den rechtſprechenden Behörden. abhängig werden zu laſſen, 
fo daß die obere rechtſprechende Behörde das Urtheil nur 
zu reformiren oder zu beftätigen, aber ben Unterrichter des⸗ 
dalb nicht etwa zur Verantwortung zu ziehen hat. Darum 
find-eben das Obrragpellationsgerict und bad Appellations⸗ 
gericht hauptſaͤchtich nur Spruchbehoͤrden, nicht Verwaltungs. 
dehoͤrden und nicht Discipinarbehoͤrde. Endlich noch einige 
Bemerkungen über einen Einwand. des Herrn Staats- 
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keit von Neibungen zwilchen den kirchlichen und weltlichen 
Behörden. Freilich gegen diefe Befürchtungen läßt ſich Fein 
anderes Mittel anwenden, als daß das Gefetz jeder Behörde 
den Kreis vorfchreibt, innerhalb deffen fie fich zu bewegen 
und nad) ihrer Competenz zu halten hat. Die Oberbehörde 
muß dann fehen, daß dieſe Competenz innegehalten wird. 
Ein andered Mittel dafür weiß ich nicht; Neibungen find 
dann nicht zu vermuthen, im Gegentheit ift eher zu hoffen, 
daß, wo der gute Wille vorhanden ift, es nicht dazu kom⸗ 
men werde. Derſelbe ſprach von einer Zeit politiſcher Be⸗ 
wegung oder von einer allgemeinen, großen, geiſtigen Be 
wegung ber Gemüther, fei es num in politifen Dingen 
oder in ſocialen Fragen ober in kirchlichen Angelegenheiten. 
Ich muß freilich bekennen, daß ich auch gegen eine folche 
Fein Mittel anzugeben weißz glaube auch ſchwerlich, daß, 
wenn eine foldhe Bewegung der Geifter entſteht, irgend eine 
Oberbehoͤrde, möge fie fo oder fo gebildet fein, oder ein 
Minifterium fähig fein möchte, diefelbe zu beherrfchen, zu 
unterdrücken, zu dämpfen und zurüdzudrängen. Eine große 
Bewegung der Geifter, wie wir fie 1848 und 1849 ge 
fehen, Bann feine Staatsregierung und Fein Minifter unter 
drücken. Wenigſtens habe ich damals Nichts davon wahr 
genommen. Hätte jene Bewegung fi nicht durd bie 
ſchiefen Wege, die fie eingeſchlagen, von felbft vernichtet und 
allen Grebit verloren; hätte fie die Gewißheit ihrer Unmoͤg ⸗ 
uüchkeit nicht felbft und am ſich felbft bewiefen, ich glaube 
nicht, daß wir davor bewahrt worden wären durch irgend 
eine menfchlihe Hand und wenn fie auch noch fo mächtig 
gewefen wäre. Ich kann überhaupt dem weiten Kreife der 
Ideen, aud welchem der Herr Staatsminiſter feine Gründe 
entiehnt, nicht folgen und weiß dieſelben mit der jegt vor 
liegenden fpeciellen Frage nicht in Verbindung zu bringen. 
Ic bewege mich auf einem etwas engeren, präciferen und 
conereteren Standpunkte des Urtheild. Aber auf diefem 
Standpunkte weiß ich gewiß, was ich zu urtheilen und wie 
ich mich zu entfeheiden habe; hier weiß ich, was Recht und 
Unrecht, was rathſam und nicht rathfam ift, und ziweifle 
nicht einen Augenblick, daß auf dem Wege, welchen wir 
vorgefchlagen haben, jene glückliche Uebereinftimmung der 
Tirchlichen und ber politiſchen Grundfäße gefunden werden 
wird, melde zum Gebeihen des Staats, wie der Kirche 
nöthig iſt. Nur darf man nicht glauben, daß Alles durch 
Aufſicht, durch Vorſchriften und Verordnungen zu erziwins 
gen feiz das muß jeder Behörde in ihrer Thätigfeit und 
ieder Staats: und Kirchendiener in feinem Kreife bewirken 
und muß nad) diefem legten und allerhöchften Ziele aller 
Thätigfeit fireben. Dann wird auch der Erfolg mit Got⸗ 
tes Hülfe nicht fehlen. -Die geehrte Kammer hat ihr Ur⸗ 
theil über diefe Angelegenheit; ihr Urthal iſt ein reifes und 
competentes. Unſere ganze bisherige Verhandlung hat es 
bewieſen und das giebt mir die ſichere Ueberzeugung, daß 
die geehrte Kammer einen Beſchluß in der Sache faſſen 
werde, wie er zum Beſten der Kirche, zum Beſten der 
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Sache ift. Wir unfererfeits Tonnten Ihnen eineh anderen 
Vorſchlag nit machen und erinnern noch einmal an die 
oberſte Pflicht der neuen Kirchenbehörde, an die Pflicht der 
Vertretung der Kirche nach Innen und nad) Außen, gegen 
die Kirche felbft und ihre-Glicder und gegen den Staat; 
wohl zu merfen, meine Herren, die Vertretung der Kirche 
in ihren Rechten, in ihrer Selbftändigkeit, in ihrer freien, 
verfaffungsmäßigen und kirchengeſetzlichen Entwidelung, 
Wie fol aber diefe Vertretung ausgelibt werben, wenn die 
oberfte Behörde, die wir bilden, nur eine halbe, nur eine 
unvollftändige iſt? Dringend alfo wünſche id) zum 
Schluß, daß die geehrte Kammer dem Gutachten ber Des 
putation beitreten möge! 


Nittergutsbefiger Nittner: Es ift nicht meine Abſicht, 
auf die Details des reichen Stoffes einzugehen, den ber 
heutige Berathungsgegenftand der geehrten Kammer dar⸗ 
bietet. Ich glaube nur im Anbetracht des Umftandes, daß 
ich mid) wiederholt bei dem jegigen Berathungsgegenſtande 
in Oppofition mit unferer geehrten Deputation befunden 
habe, ed in der Ordnung ift, wenn ich heute ebenfo bes 
ftimmt erffäre, mit unferer Deputation zu flimmen, indem 
ich ihre Anſicht im Wefentliden und Hauptfächlichen voll 
ftändig theile. Ich glaube nicht, daß es mir möglich fein 
würde, Befferes zu Fefiftellung und Kennzeichnung des 
Standpunftes zu fagen, als der Herr Neferent foeben muͤnd⸗ 
lich gefagt und im Berichte gedruckt niedergelegt hat. Ich 
fehe daher davon ab, meine Abſtimmung näher zu mofiviren 
und erlaube mir nur einen einzigen Punkt, Über ben id) 
urfprünglic) ſchon fpreden wollte, herauszuheben. Ih 
habe am erften Tage unferer Berathung ald einen ber 
Saͤtze, nach welchen ich das Verhaͤltniß der Kirche zum 
Staat geregelt fehen möchte, den hingeſtellt, daß ich ed flr 
unbebingt nothwendig halte, daß der Staat das Dberaufs 
ſichtsrecht über alle Kirchengefellfchaften in der Hand ber 
halte und daß er die Pflicht habe, darüber zu wachen, daß 
feine Kirchengefellfchaft Etwas thue, was der gefunden Ent 
widelung der Geſellſchaft entgegen fein koͤnnte. Es waͤre 
möglich, daß man von einer Seite einen Widerſpruch In 
meiner heutigen Abſtimmung mit diefer Auffaffung finden 
möchte und es will mir namentlich ſcheinen, als ob ber Herr 
Staatöminifter des Innern der Meinung wäre, al ob 
dieſe Gontrole des Staates unter den bisherigen Verhälts 
niffen beffer ausgeübt werden koͤnnte, als nach ber Vorlage 
ber Deputation. Ich bin anderer Meinung; ic) bin nad 
forgfältiger Prüfung des von der Deputation Vorgelegten 
im Vergleich mit der Regierungsvorlage immer mehr zu der 
Uebergeugung gefommen, daß in dem, was im Gab I 
und 2 de3 $. S6 hingeftellt und von der Deputation 
beibehalten ift, volftändige Wahrung vorhanden it, dab [2 
dem Staate gelingen werde, das von mir in Vordergrund 
geſtellte DOberauffichtsrecht ausüben zu Tonnen. Es will 
mit fogar in mandjer Beziehung erfcpeinen, als ob ber hohe 
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Staatsbeamte, der das Gebahren der Kirche überwachen | 


foll, hierzu weniger geeignet wäre, wenn er ſelbſt die Zügel 
des Kirchenregimentes in den Händen hat, ald wie nach 
dem heutigen Deputationsantrag, wenn er von der eigentlichen 
kirchlichen Verwaltung ausgefhloffen if. Gr ſteht viel 
unbefangener da und er wird die von mir gewünfchte Con⸗ 
trole richtiger und vollfommener ausüben Fönnen, als wenn 
er felbft an den mwichtigeren Handlungen der Kirchenge- 
ſellſchaft unmittelbar betheiligt ift. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Nach der gehalt: 
vollen Rede des hochverehrten Herrn Referenten bleibt für 
bie übrigen Deputationsmitglieder nur noch fehr wenig 
übrig, um die Angriffe zu bekämpfen, die die Deputation 
vom Miniftertifche erlitten hat. Es wird daher, ich möchte 
fagen, nur eine Blumenlefe fein, was ich noch zu geben 
habe. Der hochverehrte Staatöminifter des Innern nahm 
unter Anderem im Laufe feiner Rede Veranlaffung, die 
Aeußerung zu thun, cd gemahne ihn das jegige Drängen 
nach einer Eonfiftorialverfaffung an die Zeit von 1848, wo 
man allgemein nad einer Neichäverfaffung gedrängt habe. 
Meine Herren, dad ift aber ein himmelweiter Unterfchied. 
Ich muß dem einhalten, das Drängen nach einer Reichs ⸗ 
verfaffung im Jahre 1848 war eben in ber Beit 1848. 
Das Jahr fagt Alles und wenn der Herr Staatöminifter 
meinte, felbft die confervativften Geifter hätten ſich damals 
beruhigt in dem Gedanken, eine Neichsverfaffung zu fehafr 
fen, fo muß ich fagen, dann find ſolche confervative Geiſter. 
von der damaligen revolutionären Strömung auch bereits 
angeftedt gewefen. Anders verhält es ſich mit der Kir 
Henordnung. Die Erlaffung der Kirchenordnung ift die 
Erfüllung einer Tängft gegebenen Verheißung, einer Vers 
heißung, die fchon am 4. September 1831 im $. 57 ber 
Virfaffungsurkunde gegeben, an deren Erfüllung auf jedem 
nachfolgenden Landtage erinnert worden ift, auch in Beiten, 
die von revolutiondren Strömungen feine Spur hatten 
und auch von einer Seite her erfolgten, der man eine 
revolutiondre Strömung niemals hat Schuld geben koͤnnen. 
Der zweite Hauptpunkt, den der Herr Staatsminifter des 
Innern hervorhob, war die Digciplinargewalt, die ber 
Staat Über die Geiflfichen behalten müffe. In einer Hin- 
ſicht Hat der Herr Referent bereits fehr richtig gefagt: es 
iſt gar nicht zu denken, daß eine obere Behörde die ihr ges 
biihrende Autorität und das nöthige Anſehen haben könne, 
wenn fie die Disciplinargewalt nicht hat. Aber auch die 
Befürchtung, die der Herr Staatsminifter ausfprah, daß 
dem Wohle des Staates dadürch Schaden geſchehen koͤnne, 
iſt durchaus umgegründet. Denn die Diciplinargemalt von 
ber. Seite her, wie fie der Herr Staatsminifter ſchildert, 

" verbleibt der Staatögewalt nach dem eben citirten $. 57, 
wo es hauptſaͤchlich heißt: „Es find daher namentlich auch 
die geiftlichen Behörden aller Confeffionen der Oberaufſicht 
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des Minifteriums des Cultus untergeordnet”; alfo bie 
Geiſtlichen aller Confeffionen, mithin ebenfo die der Luthe» 
riſchen Kirche, und, meine Herren, wir haben ja gefehen, 
fo wie ein Geiſtlicher einer andern Confeffion Etwas bes 
geht, was gegen die Geſetze verfiößt oder dem Stante ges 
fährlich werden Fann, fo wird das Minifterium, fei es das 
des Cultus ober des Innern, ihn ſchon zu finden wiffen. 
Ich erinnere da an bie Borkommniffe, die wir erlebt haben, 
mo gegen die Geiſtlichen der Deutfchkatholifen pflichtgemaͤß 
eingefchritten.werden mußte. Diefelbe Gewalt behält nun 
das Minifterium auch 'gegen die Geiſtlichen in der lutheri⸗ 
fen Kirche. Ferner habe ich auf zwei Yeußerungen des 
Herrn Cultusminifters nod Etwas zu entgegnen. Der 
‚Herr Cultusminifter meinte, es würde namentlih, wenn 
man die Verwaltung mit in die Hände des Oberconfiffo« 
riums legte, demfelben gar nicht möglich fein, die Stiftungen 
gut zu verwalten, weil es nicht im Stande fei, die Ver 
hältniffe fo genau zu kennen. Nun, meine Herren, wenn 
das wirklich fo wäre, fo fpräche das nur daflır, daß man 
ungeeignete Leute in das Oberconfiftorium gefeht hätte, 
Es ift bereits von allen Seiten anerfannt worden und ich 
bin gewiß der Erfte, der es willig und dankbar anerkennt, 
die bisherige Verwaltung ber Stiftungen Seitens des Eule 
tusminifteriumg iſt eine auögezeichnete. Ich fehe aber 
nicht einen einzigen Grund, warum nicht eben fo ausge ⸗ 
zeichnete Männer der Verwaltung in's Oberconfiftorium 
geſetzt werden können, wie fie jegt im Gultusminifterium 
find? Alſo der Grund ſcheint mir nicht Dagegen zu fprechen. 
Ein anderer Grund, der den Kammern gegenüber vielleicht 
der gewichtigfte fcheinen koͤnnte, war der: Mic wird es 
den Kammern gegenüber mit des Cultusminifters Verant ⸗ 
wortlickeit für Verwendung der Gelder? In einer Weife 
hat bereitö der Herr Referent Etwas darauf erwidert. Ich: 
geftatte mir hinzuzufligen: auch das ift volftändig unge⸗ 
faͤhrlichl Wollen Sie gefälligft ſich erinnern, daß auf unferm 
Budget des Gultusminifteriums in Pofition 67 ein Poftulat 
für die katholiſche Kirche und in Pofition 69 ein Poftulat 
für den ifraelitiihen Gultus ſteht. Beide hat der Minifter 
des Cultus den Ständen gegenüber zu vertreten, und, 
meine Herren, wenn der Herr Gultusminifter fogar das 
Poftulat, das für den ifraclitifchen Cultus bewilligt wird, 
vertreten kann, fo wirb er doch wahrhaftig auch die Gelber 
vertreten Bönnen, die für die evangelifchslutherifche Kirche 
dem Oberconfiftorium bewilligt werben, 

Kammerhere v. Behmen: Ich habe mich für den Fall, 
daß die Kirhenordnung zur Annahme gelangen follte, in 
diefer allerdings fehr wichtigen Frage für die Anficht der 
Übrigen Mitglieder der Deputation ausgeſprochen. Ich 
geſtatte mic daher auch kurz noch auf die Gründe zurück 
zu kommen, bie mid) dazu bewogen haben. Der Herr Re— 
ferent hat bereits des Näheren auseinander geſetzt, wie bie 
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randiſchen Anträgen ſteht, wie bereits frühet von Seiten 
der Stände wiederholt auf die Herſtellung einer oberften, 
felbftändigen Verwaltungsbehörde für die evangeliſch: lutht · 
ſche Kirche Hingedrängt worden iſt, und — früher hatte, 
foviet ich mid) wenigſtens entfinne, die hohe Staatsregies 
rung gegen diefe Wuͤnſche nicht die Bedenken, die fie Heute 
geltend gemacht Hat. Gs iſt bereitö auch von dem Herrn 
Referenten hierbei gentigend, wie mir ſcheint, bargelegt 
worden, daß es ſich nad dem jegigen Vorſchlage der Der 
putation durchaus nicht darum handelt, auf die conſiſtoria⸗ 
Ten Einriätungen alten Styls zurhezutommen, fo weit 
eben jeßt ganz veränderte Verhältniffe und Anforderungen 
beftehen. Das Oberconfiftorium, wie es ſich geftalten würde 
nad) dem Vorſchlag der Deputation, würde allerdings etwas 
wvefentlic) Anderes fein, als der Kirchenrath und bie Cons 
ſiſtorien der früheren Beit. Es find hauptfächlich jedoch 
2 Punkte gewefen, die mic, beftimmt Haben, mid) den 
übrigen Mitgliedern der Deputation anzufhließen. Der 
exfte ift der, baß ich bie im Entwurf vorgefchlagene ren» 
nung ber innern Angelegenheiten von ben 
äußern ber Kirche oder wie fie der Herr Minifter bezeich⸗ 
nete, der kirchengeſellſchaftlichen Angelegenheiten, 
nicht für zwedmäßig erachte Ich bin der Anficht, daß 
man entweder ed fo läßt, wie es jest ift und wir haben 
anerkennen müffen, daß die Werwaltung unferer kirchlichen 
Angelegenheiten in ber Hauptfache durch das Cultusmis 
niſterium in zweckmaͤßiger Weiſe beforgt worden ift, oder 
wir müffen zu den Vorſchlaͤgen und Anfichten der Depus 
tation uͤbergehen; ein Mittelweg, wie ihn der Entwurf will, 
ift nad) meiner Anſicht ein verfehlter. Ich bitte, um näher 
dies begrlinden zu Eönnen, die gechrten Herren, nur z. B. 
den$. 84 unter 9, 14, 15 und den $. 86 unter 6 zu vergleis 
hen. Nach $. 84 foll das Dberconfiftorium die Fürforge 
für Ausbildung der Geiftlihen habenz es fol mitwirken 
bei Defignation und Anftellung derfelben, es foll Ent- 
ſchließung faffen über die Emeritirung derfelben u. f. w. 
Nah $. 86 unter 6 foll aber wieder das Cultusminifterium 
die Disciplinargewalt behalten, e3 foll Entſcheidung haben 
Aber Sufpenfion und Entfernung der Geiftlichen vom Amte, 
In der That aber Iaffen fich diefe Angelegenheiten, die per⸗ 
‘ fönlichen, Angelegenheiten der Geiftlihen, um es Eurz zu 
fagen, gar nicht trennen, dergeftalt, daß man dem Obercon: 
fiftorium nicht gleichzeitig auch Über Letzteres das Erkennt» 
niß laſſen müßte. Ich möchte weiter fragen: Was ift dag 
für eine Selbftändigkeit der Kirche in Beziehung auf Lehre 
und Wandel. der Geiftlihen, wenn fie in Bezug auf 
Sufpendirung und Entfernung des Geiftlichen, der vieleicht 
durch unfittliches Verhalten ſich feiner Stellung unwürdig 
gemacht hat, von der Anſicht und Entfchliegung einer an 
dern weltlichen Behörde abhängig fein fol? Man braucht 
wahrhaftig nicht auf die Frage von der Trennung des 
Staates von ber Kirche zurliczufommenz denn es handelt 
ſich Hierbei nurgum dieWerwaltung ber innerften, eigenften 


tip: 





Angelegenheiten ber Kirche. Ebenſo weiter, meine Herren! 
Nach dem Entwurf fol das Oberconfiftorium die Aufſicht 
auch über den Religionsunterticht in der Elementarfchufe 
haben. Der Herr Cultusminifter beftätigte ſelbſt, dag « 
eine Hauptaufgabe der Kirchenbehörde fein würde; dennoch 
aber entzieht der Geſetzentwurf der kirchlichen Behörde 
allen und jeden Einfluß auf bie Bildung der Lehrer, ale 
und jede Auffict über ihr Verhalten im Amte und auch 
in dieſem Punkte macht der Entwurf die kirchlichen Behsr- 
den ganz abhängig von der weltlichen, oberfien Behörde, 
Herner der zweite Punkt, der mich beflimmt hat, mich den 
übrigen Deputationsmitgliedern anzufchließen, iſt der, daß 
nach der jetzigen Einrichtung über die bedeutenden Fonds, 
die ber evangelifch-Tutherifchen Kirche gehören und jegt unter 
der Verwaltung des Gultusminifteriums ftchen, gar feine 
Controle vorhanden if. Wird diefe Verwaltung unter das 
Dberconfiftorium geftelt, fo wird ganz beftimmt das Cul⸗ 
tusminifterium ſchon die nöthige Aufſicht Über diefelbe zu 
führen wiffen, weil das Gultusminifterium den Ständen 
gegenüber infofern verantwortlich für die Verwaltung der 
tirchlichen Fonds bleiben muß, als die Stände fubfibide 
für Kirchenbeduͤrfniſſe zu bewilligen haben und allerdings 
diefe fubfidiäre Vertretungsverbindlichkeit umfoweniger in 
Anfpruch zu nehmen braucht, wenn die kirchlichen Fonds 
ordentlich verwaltet werden. Es ſchien zwar, ald ob von 
Seiten des Herrn Cultusminiſters das Oberconfiftorium 
nicht fo recht für befähigt erachtet werbe, auch die firchengefell« 
ſchaftlichen Angelegenheiten der evaugeliſch⸗ lutheriſchen Kirche 
mit zu verwalten. Indeß Herr v. Erdmannsdorff hat dar⸗ 
auf bereits geantwortet, daß «3 lediglich von ber Belegung 
abhänge, von der Befegung der Stellen der Raͤthe in 
Dberconfiftorium. Ich wüßte auch nicht, warum bad Obers 
confiftorium nicht alle diefe Angelegenheiten verwalten 
koͤnnte, wie das Cultusminiſterium, wenn nur tüchtige Leute 
in das Oberconfiftorium genommen werden. Nur guft 
Leute, dann wirt's gehen! Nun ift allerdings noch ein fehr 
wichtiger Punkt berührt worden vom Herrn Cultusminiſter. 
Nämlich er warf der Deputation ein, daß durch ihren Bor 
ſchlag die Möglichkeit benommen werde, daß der Staat die 
Kirche ſchutze und daß der Gultusminifter feine comfitu 
tionelle Berantwortlichfeit gegenfiber den Ständen genügend 
erfüllen fönne. Es würde dies ein gewichtiger Einwand ſein 
wenn er begründet wäre, Die Controle uͤber bie Verwaltung 
der lutheriſchen Kirche wird aber nach dem Vorſchlage ber De 
putation dem Heren Gultusminifter in Feiner Weiſe entzegen 
Es follfeine Controle bleiben nicht nur im Allgemeinen, fondert 
auch im Befondern Über die Verwaltung ber firchengefel® 
ſchaftlichen Angelegenheiten und des Vermögens ber als 
gelifchelutherifchen Kirche, Dazu braucht ed aber allerbings 
nach meiner Anficht nicht, daß gerade unmittelbar dab 
Lultusminiſterium felbft die Verwendung der von den Stan 
den gemachten Bewilligungen im Ginzelnen bnchflhrt 
d. h. unmittelbar die Verwendung im Einzelnen anordne. 
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3% glaube, das kann man dem Oberconfiftorium und einer 
Behörde, wie diefes fein wird, volftändig uͤberlaſſen. Der 
Herr Cultusminiſter erwähnte das Beifpiel von einer Ber 
willigung für kirchenbauliche Zwecke und frug, wie er die Ber- 
antwortung für die Verwendung einer folden Bewilligung 
übernehmen folle, wenn die Gewährung berfelben einer andern 
Behörde überlaffen würde? Ich muß darauf bemerken, da ich 
allerdings nicht vorausſetze, daß man in ein Oberconfiftorium 
Raͤthe berufen wird, die nicht befähigt wären eben fo gut zu 
ermeffen, ob in eigem einzelnen Falle eine Unterftügung zu 
einem Kirchenbau zu geben fei, und überfehen ſcheint mir 
dabei zu fein, daß die Ernennung der Räthe des Obercon⸗ 
fiftoriums doch gerade in der Hauptfache von dem Cultus⸗ 
minifter ausgehen wird, indem ber Gultusminifter die ein» 
flußreichfte Stellung unter den evangelifchen Miniftern hat. 
Der Eultuöminifter wird alfo auch Fünftig auf die Befegung 
der Näthe im Oberconfiftorium wefentlichen Einfluß haben 
und wohl felbft nicht wünfchen, daß ein Rath in dafjelbe 
gewählt werde, dem nicht die Verwaltung ber’ Fonds ber 
evangeliſch⸗ lutherifchen Kirche uͤberlaſſen werben koͤnnte. 
Außerdem hat das Gultusminifterium immer noch den Sädel 
in der Hand; denn von ihm hängt es hauptfächlic ab, 
was bei den Ständen beantragt werden foll und wer bie 
Belegung der Stellen in einer Behoͤrde und den Geld» 
beutel in der Hand hat, wird fo viel Einfluß befigen, daß 
die Controle, welche das Cultusminifterium im Namen und 
im Intereſſe des Landes führen fol, eine ausreichende fein 
möchte. Ich beforge in dieſer Hinficht Nichts. Nach alles 
dem habe ich mich daflır entfcheiden müffen, daß der Vor⸗ 
ſchlag der Deputation anzunehmen ift, wie er geſtellt wor 
den und da halte ich für das Zweckmaͤßigere. Wollte man 
aber, dvem Gefegentwurf beitreten, fo halte ich dafür, es fei 
beffer, man ändere dann lieber gar Nichts und laſſe es bei 
dem Beſtehenden. R 


Staatsminifter v. Beuſt: Ich fehmeichele mich nicht 
deffen, mit Fortführung der gegenwärtigen Debatte irgend 
Etwas an den Ausfichten des Erfolgs zu ändern, welcher 
dem Deputationdgutachten geſichert zu fein ſcheint. Ich 
din es mir aber felbft ſchuldig, nur einige Worte auf die 
Entgegnungen zu antworten, welche meinen Bemerkungen 
entgegen geftellt, worden find, indem biefe zum Theil von 
der Art find, daß fie meinen Bemerkungen eine andere 
Auffaffung geben, als dieſelben wirklich geftatten. Der 
Here Referent hielt mir ein, ich Habe mic) auf ein weites, 
politifches Feld begeben, auf weldes er mir nicht folgen 
wolle. 3 hat mir aber geſchienen, daß er felbft durch die 
Auffaffung meiner Worte benfelben ein weiteres Feld eins 
räumte, als dies in meirier Abfiht und aud ih meinen 


“Worten gelegen hat. Die Bemerkungen, die ich ber Cre- 


wägung der hohen Kammer empfahl, bewegten ſich inners 
halb der Grenzen der nüchternften Anſchauung ‚praktifcher 
Ertebniffe und praktiſcher Verhaͤltniſſe. Es kann nicht davon 
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die Rede fein, gegen bie Bewegung der Geifter aufzutreten 
und dagegen Anordnungen zu treffen. Namentlich konnte mir 
dabei der Gedanke an ſoi he Gegenftände geiftiger Bewegung, 
welche der Kirche angehören, nicht im mindeften beikommen 
Daß im Jahre 1848, nachdem diefes von mir ſelbſt in Bezug 
genommen  worben Äft, wie der Herr Referent bemerkte, 
es nicht gelungen fei, die Bewegung Seiten der Regierung 
zu unterdrüden, iſt ſeht wahr und auch heute noch kann 
fid) die Regierung nicht mit der Hoffnung fcpmeicheln, dag, 
wenn fie aud) anders verführe, ald damals geſchah, es ihe 
gelingen würde, eine ſolche Bewegung durch Vorſchriften, Une 
ordnungen oder Verbote zu unterbrüden; wohl aber wird ed 
und muß es ber fefte Wille ber Regierung fein, nicht dasjenige 
zu wiederholen, daß die Drgane der Negierung, daß öffentliche 
Beamte mit an ber Bewegung ziehen, wo fie auf den fals 
ſchen Weg gerathen iſt; fie wird nicht dazu auffordern, 
daß ihre Betheiligung eine nothwendige fei und im diefer 
Beziehung gemachte Erfahrungen benugen. Ih habe 
darauf hingewiefen, wie norhwendig nur bie Webereinftim- 
mung der Grwndfäge in ſolchen Fällen fein kann und ich 
erlaube mie nochmals hervorzuheben, was ich fehr ausdruͤck⸗ 
lich bemerkte, daß ich keineswegs darauf auögehe, blos die 
regelmäßige Anwendung flrenger Grundfäge in Ausficht 
zu ſtellen. Ich habe darauf hingewieſen, daß auch ber 
umgekehrte Fall eintreten kann und daß gerade die Staats— 
gewalten es zweckmaͤßig finden könnten, fteiere, weniger 
firenge Grundfäge zu befolgen, aber geftört werden koͤnn ⸗ 
ten durch ein entgegengefegtes Verfahren des Kirchenregis 
ments. Was ich in Bezug auf bie Analogie des Obers 
appellationsgerichts bemerkt Habe, fuchte der Herr Referent 
dadurch zu entfräften, daß er mir entgegenhielt, daß eine 
Disciplinargewalt über die Appellationsgerichte nicht bei 
dem Oberappellationsgericht fei, weil dieſes ann in feinen 
Entſcheidungen auf eingelegte Berufungen nicht mehr fo 
frei ſich Fühlen könne und werde. Nun, meine Herren, 
wenn dad wirklich ber entfcheibende Grund if, dann würde 
daffelbe Bedenken vorhanden fein gegen bie Disciplinarger 
walt des Oberconfiftoriumd über die geiftlichen Mitglieder 
der Bezirfsconfiftorien. Es würde genau derfelbe Fall 
fein. Es wird alfo die Entgegnung den von mir gemach⸗ 
ten Vergleich nicht en tkraͤften, ſondern befräftigen. Der 
‚Herr Kammerherr v. Erbmanndborff enfgegnete auf meine 
Hinweifung auf das Jahr 1848, ich habe gefprochen von 
einem Drängen nad) einer Confiftorialverfafung. Diefes 
Wort habe ich nicht gebraucht, und hätte ich es gebraucht, 
fo wiirde ich der Regierung ſelbſt den größten Vorwurf 
gemacht haben; denn fie wirde von dem Augenblick, wo 
fie den Gefegentwurf vorlegte, als ber erfte Dränger er⸗ 
ſchienen fein. Was ic) fagte, bezog ſich darauf, daß mar 
feine vorzugsweiſe fein Auge auf die früher beftanbene 
Tonfiftorialverfaffung zu richten und darin’ fand ich einen 
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Tönlichfeiten bes Jahres 1848, welche aud in der Her⸗ 
ſtellung einer Reichsverfaſſung und in deren ſcheinbarer 
Anknuͤpfung an die frühern Verhaͤltniſſe Beſſerung ſuch⸗ 
ten. Von einer Aufſicht des Staates über die Geiſtlichen 
habe ich ebenfalls nicht geſprochen; ich Habe die Aufrecht. 
haltung des jegigen Verhältnifjes darum befürwortet, weil 
das Cultusminifterium allerdings mit den übrigen Theilen 
der Staatögewalten in einem fo engen Zufammenhange 
fieht, daß die Gleichförmigkeit der Grumdfäge, bie ih für 
nothwendig erachte, dabei gewahrt wird. Schlüßlich aber 
möchte ich mich gegen die Auffaffung verwahren, als habe 
ich vieleicht nichts Anderes im Auge gehabt, als nur bie 
Intereffen des Staates ohne Rückſicht auf die Kirche. Es 
ift aber im Gegentheil meine fefte Ueberzeugung, die ih 
auch, als ich das erfle Mal hier ſprach, hervorzuheben mir 
erlaubte, daß unfere evangelifche Kirche mit dem Wunfche 
nad) Parität, von der man immer ſpricht, einen gewagten 
Schritt thut, einen gewagten Gedanken ausſpricht. Eine 
Parität, eine wirkliche Parität, wenn fie eintritt mit den 
übrigen Neligionsgefellfpaften, würde von unferer evanger 
liſch⸗ lutheriſchen Religionsgeſellſchaft eine Opferbereitwillig: 
keit vorausſetzen, die ſich vielfach hier und da findet, viel⸗ 
fach aber auch vermißt wird. Ich glaube, daß es nicht 
gerathen ift, dahin grundjäglih und immer wieder grund⸗ 
ſaͤtzlich zu freben, daß umfere Kirche immer mehr und mehr 
aus dem Staate ſich ausfchäle, wenn ich fo fagen darf, 


das Band fich Iodere und fie frei und felbftändig geftellt 


werde. Sie wird dann unter Umftänden zur Aufbringung 
ihrer Bebürfniffe und zum Fortbeſtand ihrer alten Ber: 
hältniffe den Staat zu fpät vermiffen. 


HOberhofprediger Dr. Liebmer: Bei einer fo ganz 
großen und entfcheidenden Sache ift es, glaube ih, nothe 
wendig, alle Seiten, weldhe diefelbe hat, in Betracht zu 
nehmen, damit das Urtheil auf jede Meife ein begründetes 


ſei. Ich fühle mich gedrungen, eine Seite den hochgeehr ⸗ 
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ten Herren befonberd nahe zu bringen, von der mir wenige 
ſtens nicht erinnerlich ift, daß fie ausdrücklich erörtert wor- 
den wäre. So lange diefe Frage neuerdings in unferm 
Saale in Bewegung ift, habe ich bei mir immer wieder 
erwogen, wohl auch mit anderen, namentlich theologiſchen 
Eonfiftorialen darüber verkehrt: Was denn eigentlich der 
Grund davon gewefen fei, daß die älteren Confiflorien, 
Oberconſiſtorien u. f. w. ihrer Beit gefcheitert find? Daß 
dies geſchehen, iſt eine hiſtoriſch ausgemachte Thatſache, 
worüber ich mir ſchon zu Anfange dieſer Verhandlungen 
Einiges auszuſprechen erlaubt habe. Sie waren gleichfam 
abgebraucht ‚und abgeftorben; fie waren in einen unerfräg« 
lien Gegenfak zu den Bedürfniſſen der Kirche gekommen, 
Darıber ift Bein Zweifel, Woher aber ift diefe Todten 
geſtalt, diefe Teichnamsartige Erfcheinung jener ältern Con. 
fillorien zuletzt abzuleiten? Es hat für unfere Landeskirche 
unfere geehrte Deputation ein fehr richtiges Moment im 
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Berichte geltend ‘gemacht, daß es nämlich an geeignete 
Mittelbehörben gefehlt Habe; das iſt gewiß mitwirken ge 
wefen. Aber es giebt außerdem noch zwei andere Gründe 
für jenes Abfterben der Confiftorien. Der eine iſt, daß 
es ihnen an einer beſtimmten und organiſirten Förderung 
von Seiten der Gemeinden, alfo an Presbyterial- und 
Spnodalinftitutionen fehlte, die ihnen nicht entgegen 
kamen. Was bad bedeutet, will ich nicht weiter ausſih⸗ 
ven; wir haben eigentlich bisher in allen Verſammlungen 
davon geſprochen: von ber Nothwendigkeit, daß das Nie 
ment der Confiftorien, der Eirchlichen Oberbehörden durch 
jene Inſtitutionen in lebendigen Rapport mit der ganzen 
Landeskirche kommen müffe. in weiterer Grund ift der 
und darauf gerade wollte ich hier befonders aufmerkfam 
machen, daß die Arbeit an dem Innern durch zu viel Leu⸗ 
Bered gehemmt war. Die Hingabe an das eigentliche 
Innere der kirchlichen Angelegenheiten, die tiefe Verſenkung 
in das wahre Wefen der Kirche, das ſtete Bewußtfein vom 
Dem, was zuhoͤchſt Noth ift, das war bei jenen Conſiſto⸗ 
rien durch die zu große Maffe der umgebenden äußeren 
Gefchäfte gebunden oder wurbe zuruͤckgedraͤngt. Wie Jeder 
weiß, der aus einem ähnlichen Collegium irgend Erfahrung 
hat — ich habe darlıber mit fo Manchem geſprochen —: 
es treten die äußeren Dinge in ihrer Menge und Verſchie⸗ 
denheit fo fehr in den Vordergrund, fie nehmen einen fo 
breiten Raum ein, daß eine große Verfuchung darin Tiegt, 
jene höheren, allein im vollen Sinne pofitiv gewichtigen 
Mächte für dad firchliche Leben doch am Ende nicht als 
praltiſch, vielmehr als zu fpiritualiftifc und idealiſtiſch, ja 
ſelbſt als unausführbar anzufehen und durch die ander 
weite Gewährung fich dagegen einnchmen zu laſſen, fo dah 
jenes eigentlich Entſcheidende wie in einen Mintel zurlds 
gedrängt erfceint. Die älteren Gonfiftorien find 
diefer Verſuchung meift erlegen, rlhmliche Ausnahr 
men abgerechnet, bie es freilich überall giebt, unvermüftiht 
Geifter, die fi) aus dem Aeußeren immer wieder zurlid« 
nehmen. (Xu vom Superintendenturamte ließe ſih 
Aehnliches fagen.) Ich Fönnte ein älteres Gonfitortum 
nennen, beffen Räthe ſoweit von ber Innerlichkeit und nd 
mentlid) von der Theologie abgekommen waren, daß bit 
Candidaten, welche zum Eramen kamen, weit mehr wuß 
ten, als das gefammte Confiftorium, 
(Heiterkeit in der Kammer.) J 

Bor lauter äußeren Geſchaͤften war die Theologie 
ganz dahinten gelaffen worden. Diefe allgemeinere Ev 
fheinung bei den Älteren Gonfiftorien beweift wenigen? 
die Gefahr. Es mag vielleicht aus meiner eigenthümlicher 
Stelung und den damit nothwenbiz gegebenen Anſchaun 
ungen hervorgehen, daß ich dies beſonders zu betonen 
mich gedrungen fühle und daß mir immer wieber Bedenlu 
gegen Die Herftellung eines folhen Gonfitoriums aufge 
fliegen find, wie «8 unfere geehrte Deputation mit [0 





deutenden Gründen und mit fo ernſter Gewiffenfaftigtet 
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zeichnet und vorſchlaͤgtz aber ohne objective Wahrheit iſt 
es gewiß nicht. Wenn id) wüßte, daß das Intereſſe, das 
ich eben bezeichnet habe, vollftändig gewahrt würde und 
gewahrt werden koͤnnte in einem .folchen Confiftorium, fo 
wäre mir Alles recht. Denn ich geftehe, dies ift mir die 
Hauptſache. Ich kann nicht fagen: in dem Aeußeren liegt 
die Macht, oder: wer das Geld hat, der hat die Macht; 
fondern ih muß fagen: „wer Geift hat, der hat die 
Macht. 

Staatsminiſtet Dr. v. Falkenſtein: Ich gehe von 
derfelben Anſicht aus, die mein Herr College, der vorhin fprach, 
bereits ausgeſprochen hat. Ich mache mir Feine Illuſionen 
darüıber, daß bie Worte, die ich noch fpreche, in diefer Angeles 
genheit irgend eine Aenderung in der Anficht der Deputation 
hervorbringen koͤnnten. Dennoch halte ich mich verpflichtet, 
über ein paar Punkte nur mit kurzen Worten mich zu 
äußern. Zuvoͤrderſt fagte der Herr Referent, es fei noth⸗ 
wendig, „man müffe ein Princip haben, nach dem man 
gehe”; damit bin ich volllommen einverftanden. Ich glaube, 
der Gefegentwurf hat auch ein feftes Princip aufgeftellt; 
aber es handelt fih num hier um die Anwendung des 
Princips auf den gegebenen Fall und die concreten Ber 
hältniffe und darüber ſcheint eben zwifchen der Deputation 
und ber Regierung eine verſchiedene Meinung obzuwalten. 
Der Herr Neferent berief ſich darauf, daß bereits im Jahre 
1845 von beiden Kammern die Erklärung abgegeben wors 
den fei, es folle eine oberfte Collegialbehörbe hergeftellt 
werben. Ich habe felbft vorhin in dem, was ich zuerft zur 
geehrten Kammer fprach, aufmerfjam gemacht, daß dies 
geſchehen ſei. Ich weiß fehr gut, daß die Motiven, die 
man bamald bei dem Antrage gehabt hat, vieleicht ganz 
verfchtedene gewefen fein mögen; ber Eine hat vielleicht 
mehr die Kirche als den Staat, der Andere mehr ben 
Staat ald die Kirche dabei vor Augen gehabt. Soviel ift 
aber gewiß, ber Antrag ift in diefer Weife geftellt worben. 
Der Herr Referent bemerkte dabei allerdings auch, es ſei 
damals eine fehr gründliche Erörterung Über Presbyterien 
und Synoden angeftellt worden. Er hat vollfommen Recht. 
Ich bin mit großem Intereffe der damaligen Verhandlung 
gefolgt, habe fie neulich wieder durchgelefen und habe ges 
funden, daß man mit großer Sachfenntniß die verfchiedenen 
Erfahrungen anderer Länder barkber gefammelt und ges 
prüft hat. Aber, meine Herren, damit ift feineswegs noch 
das gefehehen, was ich im Eingange meiner vorigen Rede 
zu Anfange der Sigung als nothwendig voraugfehte. Man 
hat fich trogdem, daß damald die Angelegenheit fehr gründ» 
lich erwogen worden ift, keineswegs damit befcäftigt, 
die Rechte der Synode und die Rechte der Press 
Öpterien feftzuftellen und hat ſich folglich damals feines, 
wegs -ein klares Bild davon machen koͤnnen, in welches 
Wechſelverhaͤltniß die Synode, die Presbyterien und dieſe 
oberſte Collegialbehoͤrde, die man herzuſtellen beabſichtigt, mit 
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einander treten würden. Das kann nunmehr erfl, nach- 
dem in dieſer hohen Kammer die Rechte der Synode, bie 
Rechte des Kirchenvorftandes feſtgeſtellt find, ſich ergeben. 
Ich bemerke ferner, man hat im Jahre 1835 ein Landes 
confiftorium geſchaffen und hat damals geglaudt, eigentlich 
doc) den Zweck zu erreichen; die Mängel, die fid) an bie 
beabfichtigte Errichtung der Kreisdirectionen zu heften ſchie⸗ 
nen, zu befeitigen. Ich habe vorhin bereits gefagt, man 
habe ſich Tpäter überzeugt, daB man diefer Behörde nicht 
die erforberliche Kraft, micht den erforderlichen Einfluß ges 
geben habe. Nun, meine Herren, das hat das Minifterium 
felbft gefühlt; aber kann man benn etwa fagen, daß das 
jegige Oberconfiftorium nicht mehr habe, als wie das Sans 
desconfiftorium? Wenn die geehrten Herren bie einzelnen " 
Punftedurchgehen wollen, welche dem Oberconfiftorium zufal ⸗ 
Ien, fo muß man in der That fagen, daß alles Dasjenige, was 
dem Landesconfiftorium gefehlt, diefem Oberconfiftorium 
gegeben worden iſt; nämlich die volle Selbftändigfeit und 
das ift der wichtigfte Punkt, wenn ſchon immer im Bufammens 
hange damit, daß dad Temperamentum, welches in der 
Synode und im Kirdenvorftande Liegt‘, auch das Obers 
confiftorium trog ber felbftändigen Machtvollfommenheit, 
die ihm gewährt iſt, eine ber Kirche feindfelige, den Abs 
fihten der Kirche zumiberlaufende Nichtung nicht eine 
ſchlagen kann. Es hat alfo das Dberconfiftorium Alles, 
was für die Kirche von Wichtigkeit fein kann und was 
es haben müßte, um kraͤftig wirken zu können; deshalb 
Bann ich der weitern Anficht, die im Deputationsberichte 
ausgeſprochen ift und bie aud Herr v. Zehmen wiebers 
holte, keineswegs beitreten, wenn es heißt: 

„Wollte man aus blofen Gründen der Zweckmaͤßig ⸗ 
keit, deren Nichtigkeit doch nicht erwiefen ift, den Grund« 
fag nur halb zur Anwendung bringen und es halb bei 
dem Entwurf bewenden Iaffen, fo würde man auf bems 
felben Wege eben fo leicht zu einem anderen Schluffe ges 
langen, zu ber Ueberzeugung, daß ed überhaupt zweck⸗ 
mäßiger fei, es beim Alten zu laffen.” 

Das ſcheint ein Schluß zu fein, ben ich für feinen 
eigentlichen Schluß halten fannz denn wenn es beim Alten 
bleibt, bleiben alle die großen Mängel, die wir am Landess 
confiftorium erfannt haben, und bleiben wir ohne Kirchen» 
vorfände und ohne Synoden; wird aber dasjenige gethan, 
was der Entwurf vorſchlaͤgt, fo ift das Beine halbe 
Maaßregel, fondern es iſt die volftändige Beſeitigung 
der Mängel, die wir erfannt haben. Die Befeltigung 
aber ift eine volftändige in Gemeinſchaft mit der Einriche 
tung ber Synoden und der Kirchenvorflände und darum 
fagte ich im Anfang fhon, wie wichtig es fei, daß man auf 
biefen Bufammenhang und biefe Wechſelwirkung 
der verſchiedenen herzuſtellenden Organe fortwaͤhrend Be⸗ 
dacht nehme. Es ift noch Einiges von Einzelnen ber 
geehrten Herren gegen daß, was id) vorhin bemerkte, ent» 





gegnet worden; ich wil nur auf wenige Punkte eingehen. 


‚Sächsische Landesbibliothek 


666 


Es wurde vom Heren v. Behmen- bemerkt, er wife nicht, 
warum nicht das Dberconfiflorium folle z. B. eine Ber 
willigung, die zu machen fei, eben fo gut beurtheilen koͤn⸗ 
nen, wie das Gultusminifterium® Ich bin vollfommen 
einverftanden damit und wünfche vom Herzen, daß, wenn 
es dazu kommen follte, in das Oberconſiſtorium tuͤch⸗ 
tige Männer gewählt werden, welche dies vermögen; aber 
es ift ein großer Unterfchied, ob, wenn Jemand Etwas zu 
verantworten hat, er felbft das letzte Wort zu reden hat, 
oder ein Anderer, der fonft vortrefflich fein kann, doch 
in diefem Punkte eine von jenem abweichende Anficht 
hegt. Es wurde ferner gefagt: Die Stiftungen wire 
den zwar recht gut verwaltet, aber es wäre Feine Gons 
trole da. Aber der geehrte Nebner. fcheint vergeffen zu 
haben, daß bie Oberrechnungsfammer da ift, weiche die 
Controle in viel forgfältigerer Meife führt, ald das 
Minifterium es vermoͤchte, wenn dem Oberconfiftorium 
biefe Stiftungen übertragen würden. Man hat ferner ger 
fagt, es wäre unzweifelhaft, daß die Gefchäfte, die in Ber 
ziehung auf die Schulen beim Minifterium verwaltet wire 
den, künftig eben fo zweckmaͤßig fönnten verwaltet werben 
beim Oberconfiftorium. Ich bezweifle das nicht; es ift das 
dann aber nur eine Uebertragung der Gefchäfte von einer 
Behörde auf bie andere, es wird dann ein neues Minifter 
tum, ein Unterrichtöminifterium gemacht, — aber an der 
Spige ohne verantwortlihen Chef, darin liegt der 
Unterfchied. Aber wenn die Sache nur fo flünde, möchte 
es noch fein; aber fo ſteht fie nicht, denn wie gefagt, 
ein Theil ber Schulen, bie nad) einem vollftändigen 
Syſtem organifixt find, fol abgeriffen und dem Ober: 
conſiſtorium gegeben werden, ein anderer Theil ſoll bei 
dem Minifterium bleiben; nur die Elementarfchulen follen 
in die Hände des Oberconfiftoriums voͤllig gelegt werden. 
Darauf bezog fi das, was ich vorhin bemerkte, es iſt 
dad eine Berreißung, bie unferem Schulwefen zum 
aͤußerſten Nachteil gereihen muß. Endlich muß ich, ohne 
auf. Einzelheiten, die vielleicht fpäter zur Erörterung kom · 
men, jetzt einzugehen, vollkommen das beſtaͤtigen, was der 
Herr Dberhofprediger vorher gefagt hat. Wenn man die 
Geſchichte unſerer früheren. Gonfiftorien durchgeht, wird 
man. finden, daß bie kirchlichen Saden in den äußeren 
Angelegenheiten geradezu erftidt find und daß eben deshalb 
bie Wirkfamkeit auf das innere, geiflige Leben gelähmt 
war, fo daß die Gonfiftorien als BVerwaltungsbehörden 
zwat manches Gute geſchaffen haben, aber in letzterer Zeit 
dahin gefommen waren, daß ein geiftiger Hauch keines, 
wegs vom Dberconfiftorium auf da8.Ficchliche Leben aus⸗ 
ſubmte und eben deshalb hat das Minifkerium nach reife 
licher „Erwägung die Ucberzeugung, dag man gerade da: 
dur, dag man jene mit aller Selbftändigfeit und Macht, 
vofommenheit ausgerüftete, lediglich auf die wirklich, der 
Kirche innerlichſt angehörenden Angelegenheiten gewiefene 
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Bchörbe.einfege, verhuͤtet, daß fie nicht getrennt werbe von 
der Kirche und verweltlicht durch eine Menge äußerer Ans 
gelegenheiten nicht in die Nothwendigkeit gefegt werde, 
Nücfihten zu nehmen auf Dinge, auf die die Kirche keine 
Ruͤckſicht nehmen foll; daß fic vielmehr felbftändig das Heil der 
Kirche im Auge habend Hand in Hand mit dem Minifte 
rium für das Befte der Kirche forge. Auf dieſe Bei, 
meine Herren, wird der Kirche auf der einen und auf der 
andern Seite dem Staate am beften gedient. Ich wieder 
Hole, es Tiegt durchaus nicht. im der Abſicht, es folle die 
Kirche vom Staat beherricht werben; es ſoll aber auch nicht 
der Staat von der Kirche beherrfcht werden, fondern: Zes 
dem das Seine! 


Superintendent Dr. Lechler: Nur einen Punkt 
wollte ich noch hauptfächlich ins Auge faflen und bas iſt 
ders es iſt foeben vom Herrn Minifter bemerkt worden, 
daß der Entwurf alles Das, was dem Landesconfiftorium 
‚gefehlt habe, dem Oberconſiſtorium gebe, oder es mit aller 
Serbftändigkeit und Machtvollkommenheit ausruͤſte, welcher 
es bedurfe. Ich muß aber nur ſagen, da fehlt mach mei 
nem unmaaßgeblichen Erachten doch ein Punkt, der durde 
aus wefentlich ift, ein Punkt, in deffen Grmangelung ih 
nicht zugefichen koͤnnte, daß Alles gegeben feiz ich meine 
die Disciplinargewaltz denn die greift fo in das eigentliche 
Innere des Regiments ein, dag man fie nicht als etwas 
Arußeres hinftellen fann und fagen: nur das Yeußere wird 
einer anderen Behörde vorbehalten. Cs ift von dem Herrn 
Referenten ſchlagend nachgewieſen worden, daß die Dies 
Giplinargewalt recht innerlich mit dem Negimente zu thun 
hat und mit ihm ganz ungertrennlich zufammenhängt, und 
dad ſcheint mir der Hauptgrund zu fein, welchen die Dir 
putation in ihrem Berichte dem Entwurfe gegenülberſtellt. 
Es ift diefer Punkt die Nummer 6 in $. 86. Dann, um 
noch auf das zu kommen, was der Herr Oberhofprediger 
bemerkt hat, fo Bann ich mir durchaus nicht eine Kenntniß 
davon zutrauen, wie groß die Gefchäfte fein in Beug 
auf die äußere Verwaltung, bie jet in der Hand bed Dir 
nifterlums liegtz das müffen die Herren genauer wiffen; 
aber ich muß nur fagen, e$ mag ja die Gefchäftstaft Außer 
ver Verwaltung theilweife mit eine Urfache geweſen fe, 
welche das geiftige Verkommen ‚und das innere Abſterben 
mancher älteren Gonfiftorialbehörben veranlaßt hat; aber 
wir müffen uns doch auch geftehen, alle ſolche Behörden, 
find nothwendig auch Kinder ihrer Zeit, und dieſe Con 
filorien find zu einer Zeit in ein geiftiges Erfterben hinein 
gefommen, wo das überhaupt in dem Character der Parlodt 
gelegen war und ich glaube, ein ſoiches Moment dürfen 
wir nicht überfehen. Ich wollte nicht bie Garantie Daflt 
übernehmen, daß diefelben Gonfiftoriafräthe und dieſelben 
Gonfitorialcollegien, wenn fie mit diefer dußeren Berwals 
tung Nichts zu thun gehabt hätten, geiftiger und. geiffihtt 
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geworden und innerlich fegensreicher geiirft haben würden. 
Das ift wefentlich hierbei in die Wagſchale zu legen. 


Oberhofprebiger Dr. Liebner: Nur ein Wort wollte 
ich mir nod) erlauben, das die angeregte Frage betrifft. Ich 
Tann es aus eigenen Erlebniffen bezeugen und habe es auch 
aus dem Munde mander anderen in Gonfiftorialfachen 
Erfahrenen, daß noch heute, in der gegenwärtigen, geiftig 
fo fehr geweckten Zeit, wo wahrhaftig eine ganz eigene 
Geiſtesbewegung durch Alles hindurch geht, darüber zu kla⸗ 
gen ift, daß die von mir angedeutete Berfuchung vorhanden 
und man alle Kraft anftrengen muß, um ſich bagegen zu 
wahren, um namentlich ald Theolog in der rechten Freiheit 
und inneren Erfindungsluft zu bleiben. Nachmachen läßt 
ſich wohl Manches äußerlich; aber auch Neues und wahr: 
haft Foͤrderliches in geiftlichen Fragen produeiren, daß iſt 
eine Yufgabe, die nur zu leicht feidet unter zu viel äußer- 
lichen Gefchäften. 


Breihere v. Nohomw: Ich glaube, daß der Entwurf 
aud) in dem wichtigen Punkte der Befugniffe des Cultus⸗ 
miniſterlums und des Oberconfiftoriums gegeneinander 
einen richtigen Mittelweg betreten, die Mäßigung nicht 
verfeugnet hat, welche, zwifchen entgegengefegten Principien 
vermittelnd, den ganzen Entwurf kennzeichnet. Sch werde 
daher, obwohl ich faft in den meiften Punkten mit unferer 
geehrten Deputation geftimmt habe, doch in diefem Punkte 
mich gegen diefelbe ausſprechen. 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint fih Niemand 
weiter um dad Wort melden zu wollen. Ich werde daher 
bie Debatte fehließen. und zwar unter Ertheilung des 
Schlußwortes an den Herrn Referenten. Mr 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: Nur eine kurze 
Erwiderung auf Das, was foeben gefagt worden ift. 
Der Here Oberhofptebiger erinnerte daran, — und wir 
find ihm dafuͤr Dank fehuldig, daß er es gethan hat, — 
daß die Gonfiftorien alten Styls zum großen Theile am 
den äußeren Sorgen unfergegangen und dadurch erlahmt 
wären, Gewiß muß man fie davor bewahren und wir 
wollen winfchen, daß das fünftige Oberconfiftorium ſich 
davor auch zu bewahren verftehen. möge; indeſſen die Uebel 
fände, welche der hochgeehrte Redner erwähnte, hatten freis 
lich in anderen Umftänden ihren Grund. Sollte man einen 
Ruͤdblick thun in jene alten, guten Zeiten, ‚die von mancher 
Seite auch die feligen Zeiten genannt werden, dann Fönnte 
man freilich Dinge erzählen, die dem, was bemerkt wurbe, 
an bie Seite geſetzt werben fönnten und koͤnnte ſich daran 
erinnern, daß auf den grünen Tiſchen der damaligen Regie- 
rungsbehoͤrden, ber Kammercollegien und richterlichen Ber 
hoͤrden in jener, Zeit manchmal ganz andere Dinge zu fin 
ben waren, als ihre Acten. Zene gute,. alte, felige Zeit 
war aber eben eine. Zeit des allgemeinen Kirchenfchlafs und 
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des politiſchen Schlafsz den Gebrechen ber damaligen Beit 
unterlag überhaupt Alles, nicht bloß die Gonfiftorien. Der 
hochgeehrte Redner fagte fehr richtig: wer den Geift hat, 
hat bie Machtz darum wird es eben die Aufgabe des Ober 
confiftoriums fein, diefen Geift zu gewinnen, daſſelbe ſoll 
fi eben bemühen und daran denken, daß es feine Ges 
ſchaͤfte, auch die Außerliden, indem rechten Geifte führe, 
Wir koͤnnen ja den Pfarrer auf bem Lande und den Superz 
intendenten in feiner Ephorie nicht von ben aͤußerlichen Anz 
gelegenheiten des täglichen Lebens befreien; wir möchten 
es gern, aber eö geht nicht,. das muß auch getragen wer— 
den. Es ift fehr richtig, daß die Verwaltung folcher aͤußer⸗ 
lichen Dinge, wozu dad Kirchengut gehört, eine triviale, 
banale, materialiftifche Seite hat, unter welcher der Geiſt 
unterliegen kann. Er foll es aber nicht. Es laſſen ſich ſolche 
Dinge auch geiſtig führen mit Geduld und Ordnung. Es iſt 
fchon erinnert worden, daß dad Kirchengut, das Gut der alten 
Kirche mit ihren Stiftungen, obgleich es zu den Außeren 
Dingen gehört, doch eine recht innere, geiftige Seite hat 
und diefe aufzufaffen, dies wird die Aufgabe der neuen 
Behörde fein. Herr v. Erdmannsdorff erinnerte fehr tref⸗ 
fend, daß diefelbe Verantwortlichkeit, welche der Herr Culs 
tuöminifter für bie der Iutherifchen Kirche verwilligten Gele 
der hat und behält, ihm auch für ‚bie Gelder obliegt, welche 
für den, Fathofifchen und, ifraelitifhen Culius verwilligt 
werben; aber ich ſetze Hinzu, diefelbe Verantwortlichkeit, 
welcher das apoftolifche Vicariat und das katholiſche Con⸗ 
ſiſtorium unterliegen, dieſelbe wird auch über dem lutherl⸗ 
ſchen Oberconſiſtorium ſtehen. Worin beſteht denn uͤber⸗ 
haupt jene Verantwortlichkeit, fie möge nun eine conſtitu⸗ 
tionelle genannt werden oder im jeder andern Beziehung 
betrachtet werden? Ein Jeder fann nur, dafür verantworts 
lich gemacht werben, daß er fih innerhalb ber Grenzen 
feines Rechtes bemege und wenn er innerhalb dieſes Kreiſes 
bleibt, fo.ift er nicht weiter verantwortlich, mit einem Worte, 
unabhängig. Innerhalb diefer Mechte kann ich thun, was 
ich will; denn ich handle dann recht; nur wenn ich ben 
Kreis meiner Befugniffe uͤberſchreite, fo entſteht die Verant⸗ 
wortlichkeit bei diefer, wie bei jeder andern Behörde und 
dazu ift die Staatsgewalt vorhanden, welche wahrhaftig 
ſtark umd mächtig genug ift, um wachfam fein zu koͤnnen 
und Ueberfhreitungen zu verhindern und in ihre Grenzen 
zurüchzumeifen. Ganz hauptfächliches Gewicht ift darauf 
zu Iegen, daß im Jegten Punkte des 6.86 angeordnet wor⸗ 
den ift, daß alle von den Oberconfiftorien an die in Evan- 
gelieis beauftragten Staatsminiſter zu erſtattenden Vorträge 
an das Minifterium des Cultus und, öffentlichen Unterrichts 
abzugeben unb von biefem bei Erfteren in, Vortrag zur 
bringen find. Sie find daher an das Minifterium bes Cultus 
abzugeben und gehen durch bie Hand des Miniſters. Das 
findet natürlich in den alerwichtigften Angelegenheiten ſtaitz 
alfo dadurch ſchon wird es unmöglich, daß ber. Aufmerkſam⸗ 
keit des Gultusminifters Etwas entgehen koͤnnte, was er 
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zu beobachten hat. Noch eine einzige Bemerkung über bie 
Verwaltung des Kircheligutes. "Der Herr Oberhofprediger 
Liebner fagte, daß die Verwaltung des Kirchengutes und 
ber äußeren Angelegenheiten ein Hemmniß für die geifkliche 
Behörde fei, welde dadurch in Gefahr kaͤme, unter diefer 
Sorge unterzugehen. Gerade diefe Bemerkung hat die 
Verwaltung des Cultusminifteriuind auf Das Allerfprechendfte 
und Deutlichfte widerlegt. Das Cultusminifterium hatte 
bisher die irchlichen Außeren und inneren Angelegenheiten 
mit feinen Näthen zu verwalten und es ift dabei nicht 
untergegangen. Nun wir geſtehen Alle zu, daß die Ber: 
waltung in beiberlei Beziehung eine mufterhafte geweſen 
ift. Iſt dies bis jegt der Fall geweſen, warum follte es 
nicht bei der neuen Behörde auch gehen? Noch ein Wort 
über die Bemerkung, daß es Über Alles nothwendig fei, bes 
fonders in Eritifchen, politifch aufgeregten Zeiten, daß dann 
alle Glieder des Staatdorganismus, alle Behörden in volle 
ftändigfter Webereinftimmung handeln. Ganz gewiß, das 
Tann Niemand mehr zugeben ald unfere Kammer; Niemand 
Tann diefen Wunfch lebhafter hegen ald wir; aber wenn 
ale Behörden im ganzen Staatsorganismus in einem 
Geifte und in Uebereinftimmung handeln follen, fo ift das 
erfte und nothwendigſte Erforderniß, daß die Behörden fich 
mit fich felbft, einig und in Uebereinſtimmung befinden. 
Die Behörde muß auch felbft ein gefchloffenes Ganze fein, 
fie muß in allen ihren Gliedern die Mittel und die unges 
teilte Kraft befigen, um in Uebereinftimmung mit ihren 
Sweden handeln zu blrfen und einig fein zu Finnen. Es 
iſt aber‘ einer kirchlichen Behörde unmöglich, dieſe Ginheit 
und Uebereinſtimmung zu bewahren, wenn einige ihrer noth: 
wenbigften Glieder unter einer weltlichen Behörde ftehen, wenn 
einige ihrer hauptfächlichfter: Angelegenheiten unter einer 
weltlichen Behörde ftchen und ihr daher die Kraft des 
Handelns in Beziehung auf ihre nothwendigſten Beſtand⸗ 
theile abgeht. So fehr ich die Richtigkeit der Bemerkung 
des Herrn Minifter der äußern Angelegenheiten anerfenne, 
fo führt mic) doch ldieſe Anerkennung zu einem ganz ander 
ten Schlüß. 


Staatsminiſter Dr. v. Kalkenftein: Ich bitte um 
die Erlaubniß, nur kuͤrzlich einige Worte zu  entgegnen. 
Einmal bemerkte der geehrte Here Referent, “es würde Alles, 
was von der Behörde, dem Sberconfifforium, befchloffen 
würde, ſchon dadurch" wefentlich in Verbindung und Webers 
einſtimmung Dieiben mit dem, was das Gultusminifkerium 
zu thun hätte, weil bie Berichte des Oberconſiſtoriums 
duch das Cultusminiſterium gingen. Es iſt dies 
fteilich eine verhältnigmägig nur ſehr geringe Garantie, da 
nur einzelne Berichte und zwar verhäftnigmäßig in den 
feltenften Fällen von dem Oberconfiftorium an die in Evan- 
gelicis beauftragten Minifter zu erflatten find und daher duch 
die Hände des Gultusminiftetinmd gehen. "EB wurde ferner 
erwähnt, daß e3 ja immer eine- Behörde ei, "über welche 
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dann in ähnlicher Weife, wie jet. von dem Minifter feinen 
Näthen gegenuͤber Controle geführt werben koͤnne in Bezug 
auf das, was gefchieht. Das würde nun freilich in Wider. 
ſpruch ffehen mit tem, was die Deputation wünfeht und 
was, wenn auch in andern Grenzen, das Minifterium 
ſelbſt wuͤnſcht, dag nämlich diefe Behörde eine vollkommen 
felbftändige fein ſolle, welche ſich alfo nicht nad) den 
Anficten des Minifterd zu richten hat, fondern ihren eige⸗ 
nen Anſichten folgt. Endlich iſt bemerkt worden von Herm 
v. Erdmannsdorff, es ſei ja der Cultusminiſter ebenfo vers 
antwortlich für die Gelder, welche für andere Gonfeffiond 
verwandte bewilligt worden; warum alfo nicht‘ auc) fir 
die Gelder, welche für die evangelifch-Iutherifche Kirche ber 
willigt worden? Es iſt da ein kleiner Unterfchied, auf den 
ich jedoch nicht tiefer eingehen wi. Zedenfalls* aber ift bei 
den Verwilligungen für die andern Confeſſionen ſchon der 
Zweck, wozu das Geld verwilligt werden foll, fpeciell ber 
fimmt. Schr häufig werben aber für die ebangeliſchen 
Kirchen Verwilligungen gemacht, die mehr als Dispoſitions ⸗ 
quanta zu betrachten find. Man muß zugeben, daß 
auch bei einem Dispoſitionsquantum bie vollftändigfte Rechts 
fertigung im Nechenfchaftsbericht vorkommt; aber daß die 
Verantwortlichfeit auch noch eine andere Seite Habe, liegt 
in der Natur der Sache, 


Präfident v. Schönfeld: Wir koͤnnen num zur Ab⸗ 
fimmung übergehen, Hinſichtlich des $. 83 Tiegen drei 
Deputationsanträge vor. Ich würde num zuvoͤrderſt mit 
Vorbehalt ‚diefer Deputationsanträge die Frage auf d. 83 
zu richten haben und fodann, wenn diefer Paragraph An 
nahme gefunden hat, auf die einzelnen Anträge übergehen. 
Ich frage demnach zunaͤchſt, ob die Kammer auf Ans 
tathen ihrer Deputation dem $. 83 beizuftims 
men geneigt iſt? — Einſtimmig Ja, 

Es kommen nun die Abſtimmungen über die Anträge 
der Deputation ünd zunaͤchſt Über den Antrag auf Beile 2 
anftatt: „für alle inneren kirchlichen Angelegen 
heiten“ zu fagens „für alle Firhlichen Angelegen ⸗ 
heiten“. Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen 
der Deputation diefem Antrage beipfligtet? — 
Mit 23 gegen 12 Stimmen hat der Antrag der Deputor 
tion bei der Kammer Beifall gefunden, 

Die Deputation räth nun den Wegfall bes ganzen 
Satzes Beile 2 bis 4 an; „welde die Giaubenslehre 
—— geiftligen Amtes betreffen“. Coltte dieſet De 
putationsantrag ben Beifall der Kammer nicht erlangen, 
fondern befchloffen werben, daß diefer Sat ftehen bleibt, 
fo würde noch eine Frage für den von der Deputation ber 
antragten Zuſatz erforderlich fein. Die Deputation räth 
alfo an, daß diefer Satz, den ich erwähnt habe, in We’ 





fall gebracht werde und ich frage, ob die Kammer hier, 
in der Deputation beitritt? — Mit 24 gegen 10 
hat auch dieſet Deputationsantrag ben Beifall ber Kam 
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mer gefunden und ift ſonach der erwähnte Zuſatz als nicht Meine Herren, ich proponire bier den Schluß der 
beſtehend anzufehen. Sigung, da die Zeit bereits vorgerückt iſt und lade Sie 
Der legte Antrag der Deputation geht dahin, daß auf |ein, ſich morgen Vormittag 11 Uhr wieder hier einzufinden, 
Beile 14 gefagt werde: „auf Anordnung der in Evan- | mo bie Zortfegung ber heute abgebrochenen Berathung flatte 
gelicis beauftragten Staatsminiſter“. Ich frage, | finden foll. 
ob die Kammer diefem Antrage beiftimmt? — 
Mit 29 gegen 7 Stimmen Ja. . (Schluß der Situng 3 Uhr 3 Minuten.) 
Ich werde num die Haupffrage auf den ganzen Pa- 
ragraphen zu richten haben und frage demnach, ob die 
Kammer den $. 83, wie fie ed jegt im Einzelnen Berichtigung. LM. U. K. Nr.27, S. 681, Sp. 1, 8.6 v. o. 
gethan hat, au im GanzenTgut heißen will? — es „zuläffig” ſtatt „unzuläffig”. 
Wird von 24 gegen 10 Stimmenangenommen. er 


Nedacteur H. Meinhold, Serretär im Koͤnlgl. Minifterium des Innern. — Drud von B. ©, Teubner In Dresden. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 28. Ianuar 1861. 
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Sünfundzwanzigfte öffentlihe Sigung der 
Erften Kammer am 18. Januar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung bed Protokolls. — Regiftrandenvortrag. — Ente 
urbigung. — Portgefehte Beratung des Berichts der 
Biifcyenbeputation diber den Entwurf einer Kirchenorbnung 
fl die evangelifehelutherifcje Kirche des Königreichs Sachfen, 
und zwar üßer bie 66.81 und 85 unb mit Nachholung eines 
Veſchiufſes üker 6.5. 


— = 


Die Sigung beginnt Vormittags 8 Minuten nach ein 
Viertel 12 Uhr mit Verlefung des vom Sectetär v. Egidy 
über die geſtrige Sigung aufgenommenen Protokolls in Ge 
genwart ded Herrn Staatöminifters Dr. v. Falkenſtein 
und der Herren koͤniglichen Commiffare Geh. Ratbs 
Dr. Hübel und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert, fowie 
in Anwefenheit von 34 Kammermitgliebern. 

Präfident v. Schönfeld: Hat Jemand gegen das ſo⸗ 
eben vorgefefene Protokoll eine Bemerkung zu machen? 

Bürgermeifter Müller: Sofern ich recht verftanden 
habe, ift mein Antrag der Geftalt protokollirt, daß in bems 
felben die Worte: „vor der Berichterftattung” vorkommen, 
Ich bitte den Herrn Seeretär, dieſe Worte in Wegfall zu 
bringenz fie find nicht in meinem Antrage enthalten. 

Secretaͤt v. Egidy: Sehe gern! Ich habe allerdings 
geglaubt, dieſe Worte gehört zu habenz ich werbe fie aber 
nun ohne Weiteres freien. 

Präfident v. Schönfels: Wenn weiter feine Erinnes 
tung gegen das Protokoll gemacht wird, fo erfuche ich den 
Heren Bürgermeifter Hennig und den Grafen zu Stol- 
berg, das Protokoll mit mir zu unterzeichnen. 

ö (Nachdem dies gefchehen.) 

Auf der Negiftrande befindet ſich nur eine Nummer, 
welche der Her Secretaͤt die Güte haben wird vorzu⸗ 
tragen. 

(Mr. 122.) Petition des Acmenvereind für Pegau, 
Zwenfau, Groigfh und Umgegend vom 2. Januar 1861 
um Verwendung bei der hohen Staatsregierung dafür, daß 
die in Ausficht geftellten Zufäge zur ‚Armenorbnung vom 
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22, October 1840 der gegenwärtigen Ständeverfammlung 
vorgelegt werben. 

Präfident v. Schönfeld: Gehört zum Reffort der 
vierten Deputafion, weshalb vorgeſchlagen wird, diefe Pe— 
tition an die vierte Deputation zu verweifen, Iſt die Kam⸗ 
mer damit einverftanden? — Einftimmig Ja. 

Es ift dies, wie gefagt, die einzige Nummer ber Res 
giſtrande. N 

Eine Entſchuldigung iſt eingegangen vom Herrn Obers 


„| bofprediger Dr. Liebner, der wegen Unmwohlfeins heute nicht 


erſcheinen kann und wahrſcheinlich auch morgen fehlen 
wird, 

Wir können und nun zur Vagesorbnung wenden 
und ich erſuche den Herrn Referenten Vicepraͤſidenten Freis 
herrn v. Sriefen, den Rednerſtuhl zu betreten und ung 
den weiteren Bericht über den Entwurf einer Kirchen⸗ 
ordnung borzutragen. ei 


Referent Bicepräfibent v. Friefen: Infolge des geſtern 
bei $. 83 gefaßten Beſchluſſes wird es nothwendig fein, zur 
$. 5 zurückzukehten und den Beſchluß nachzuholen, ber bei 
diefem Paragraphen auögefegt worben iſt. Die Deputation 
hat nämlich in ihrem Berichte gefagt: 


Gemäß den in Vorſtehendem entwickelten Anfichten 
hat die Deputation nicht anzuerkennen vermocht, daß dem 
Minifterum des Cultus außer dem ihm nach $. 57 der 
Verfaſſungsurkunde angewiefenen Antheile an ber landes⸗ 
herrlichen Kirdengewalt aud das eigentliche Kirchenregi⸗ 
ment zufomme, und daß bie $. 41 der Verfaffungsurfunde 
bezeichnete Minifterialbehörde, deren Mitglied der Vorſtand 
des Cultusminifteriums ſchon felbft ift, im Uebrigen dag 
Kirchenregiment durd das Minifterium des Eultus auszus 
üben habe. Es dürften baher in $. 5 Zeile 3 die Worter 

durch das Minifterium des Eultus und öffentlichen 
Unterricht3 und” ; 
auszufallen haben und diefelbe Erinnerung ſich in allen den 
folgenden Paragraphen wiederholen, in welchem dem Mis 
niftertum des Cultus firchenregimentliche Functionen zuge 
theilt werben. “ 

Da aber diefe Erinnerung von welentlihem Einfluß 
auf die $$. 83 und 86 und die daraus ſich ergebende Ders 
theitung der Geſchafte zwiſchen dem Minifterium und dem 
Oberconfiftorium ift, fo wird beantragt, die Beſchlußfaſſung 
über $. 5 bis auf die genannten Paragraphen aüszu⸗ 
fegen.“ 





Der Paragraph lautet im Entwurfe: 
100 
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$5. 
Kircjenzegiment. 

Der König, gegenwärtig bie in Evangelicis beauftrag- 
ten Stäatöminifter, üben nur die Reſervattechte der Kite 
hengewalt unmittelbar felbft aus, im Uebrigen haben fie 
dag Sirchentegiment Durch das Minifterium des Cultus 
und öffentlichen Unterrichts und durch ein Collegium Ober⸗ 
confifforium) zu führen, das aus geiſtlichen und weltlichen 
Mitgliedern zufammengefegt iſt. B 


(Motiven find zu diefem Paragraphen nicht gegeben. — 


Deputationsberigt.f. Mittheil. 1. Rp. 254—256.) 


Die Deputation beantragt daher den Ausfall der 
Worte: „durch das Minifterium des Cultus und öffent» 
Uchen Unterrichts und“. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand tiber den foeben vorgetragenen $. 5 das Wort 
ergreifen will? — Wenn dies nicht der Fall ift, fo frage 
ih, ob die Kammer auf Antathen ihrer Deputation 
die Worte in $. 5, welche fi) auf Zeile 3 befinden: 
„welche durch das Minifterium des Cultus und 


"Öffentlihen Unterrihts und” in Wegfall brin— 


gen will? — Geſchieht gegen 2 Stimmen. 

Ich frage nun, ob die Kammer dieſen Paras 
graphin biefer Weifeanzunehmengemeint iſt? — 
Einftimmig Ja. e 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Es folgt nun 
$. 84 „Geſchaͤftskreis des DOberconfiftoriums”, 
Ich erlaube mir bei diefem $. 84 und bei den $$. ‘86 und 
87, da dieſelben fehr lang find, die Bitte auszuſprechen, 
daß bie geehrte] ammer und die hohe Staatsregierung ges 
ſtatten wollen, daß von der Vorlefung diefer Paragraphen 
abgefehen werde. Indeß wird es nöthig fein, die Motiven 
vorzulefen, wo welche vorkommen. ö 


PVräfident v. Schönfeld: Ich würde zunächft die 
Staatsregierung zu fragen haben, ob fie damit einverſtan⸗ 


den iſt? 


"Staatöminifter v. Falkenſt ein: Ich bin vollkommen 
damit einverſtanden. 


Präfident v. Schönfels: Inſofern auch die Kammer 


„Keinen Einwand gegen den Worfchlag des Herrn Referens 


ten erhebt, fo würde id annehmen, daß die Kammer von 
der Vorleſung der Paragraphen abſehen will. 


Der ‚nicht zu Vortrag gelangte $. 84 lautet: 


$.84, 
Der Befädfihr des Shereonffortums umfaßt fol: 
a ber Rechte und Intereffen. der N 
Be LP 
gegenhber; 


tip: 


2) die Aufrehthaltung der Kirchenverfaffung uni 
> — die Sorge fuͤr N —X 
derſelben. 

Es hat daher kirchliche Geſetze bei den in 
Evangelieis beauftragten Staatsminiſtern zu bean 
tragen und bie innere Angelegenheiten betreffenden 
vorzubereiten, — 

Ale Dispenſationen von kirchlichen Gefegen 
in Ehefachen und in ſolchen, welche den Gottes 
dienft und das geiftliche Amt betreffen, find bei dem 
Oberconfiftorium zu ſuchen und von demfelben — 
beziehendlic nach erlangter Zuftimmung ber in Evan- 
geliis beauftragten Siaatsminiſter $. 87 Nr. 5a 
— zu ertheilen; 

3) die Anftellung allgemeiner Kirchenvifitationen ($. 87 
‚55 
4) die Glaubenslehre und die Entſcheidung in alen rein 
geiftlihen Sachen; 
5) die Form und Feier des Gottesdienſtes und der 
firchlichen Amtsverrichtungen ; 


6) die Anordnung von allgemeinen Feſt⸗ oder Bußr 
tagen ($. 87 Nr. 5e) und bie Beftimmung fowohl 
der Terte für die an folden Tagen zu haltenden 
— — als der am Altar zu verleſenden Bibel 
abfehnitte; R 

7) die Genehmigung neuer gottesdienftlicher Einrichtuns 
gen in einzelnen Kirchengemeinden; 


8) die Abſchaffung im Gebrauch ftehender und die Eins 
führung neuer Agenden, Gefangblcher, Katehis: 
men u. ſ. w. ($. 87 Nr. 5a); x 

9) die Sorge für die Bildung tüchtiger Geificher. 

) Sn biefer Beziehung ji dafflbe von dem Mir 
nifterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts 
über alle den Studienplan der Theologen auf der 
Landesuniverfität —— Anordnungen, über 
die Wahl’ der ordentlichen und außerordentlichen 
Drofefforen der Theologie, über den hakbjährigen 
Katalog ber theologifchen Worlefungen an ber Lan 
deöuniverfität ıc, mit feinem Gutachten en hören, 

Die Commiffion, welche die erfte Prüfung ber 
Theologen nach deren Abgange von der Univerfität 
abzuhalten hat, wird mach feinen Worfchlägen zur 
fammengefegt. Gin von ihm aus, feiner Mitte 
abgeorbneter —— hat darin den Worfik zit 
ken und bei Stimmengleichheit bie Entfeld- 

imme. 

E Hält die Wahlfahigkeitspruifungen und fort 
für die Fortbildung der Ganbidaten der Tgeologle 
und des Predigtamtes, beauffichtigt die Ganbibatt 
vereine, Prebigercollegien und andere Seil 

ortbildungsvereine und ftellt die Colloguia mn 
rer enten, a Anftefungsr und Befdrdr 
rungspruͤfungen ber Geiftlichen an. h 

Das Dberconfiftorium leitet aud bie an 
lungs= und Beförderung; — der Lehrer | A 
Elementare und Bürgerfchulen, indem eines fein 
Mitglieder in der von dem Minifterium des ur 
aus Sachverftändigen vom Schuilehrerſtande Fihez 
zufegenden Prüfungscommiffion den Boris AI . 

10) die gutachtliche Arußerung über bie Wiederbeſetunz 
erledigter Superintendenturen; 


— — 
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11) den Vorfchlag zur Befegung geiftlicher Stellen unter 
Iandesherrlichem Patronat oder ſolcher geiftlicher 
Stellen, welche vermöge des Devolutionsrehtes von |, 
dem Kitchenregiment zu befeßen find. Das Dber- 
confiftorium hat zu jeder folden geiftlihen Stelle 
dem Minifterium des Cultus drei -Geiftliche oder 
Candidaten des Predigtamtes vorzufchlagen. Wenn 
das Minifterium. gegen alle Drei Bedenken hat, fo 
wird es unter fpecieler Mittheilung diefer Bedenken 
das Oberconfiftorium zu dem Vorfchlage von drei 
anderen Subjecten auffordern, ſodann aber aus, 
diefen feine Wahl treffen; . 

12) die Annahme ober Verwerfung der von Privatcolla- 

„ toren bei den Superintendenten einzureidenden De- 
fignationen zu geiſtlichen Stellen; 

18) die Anordnung der von den Defignaten unter 11. 
und 12. abzulegenden Proben, fowie der Ordination 
der Geiſtlichenz r 

14) die Beftätigung der Geiftlihen, die Entſcheidung über 
Einwendungen der Gemeinden gegen einen deſtgnir⸗ 
ten Geiftlichen ; 

15) bie Verfügung von Subftitutionen und Emeritirunz 
gen ber Geiftlichen, fowie die Abordnung von Bir 
caren und Hülfögeiftlichen; 

16) die Aufficht Über die Superintendenten; 

17) die Cognition in Disciplinarfahen gegen Geiſtliche 
und die gutachtliche Vortragserftattung darüber an 
das Minifterium des Cultus ($. 86 Nr. 6); 

18) die en, evangelifchelutherifcher Kirchen zum 
Gottesdienſte an andere Religionsgeſeilſchaften; die 
Genehmigung des Gebrauchs derjelben für andere 
Handlungen,’ ald die, welche zum Gottesdienfte und 
zu den Erbauungsmitteln der evangelifcplutherifchen 
Kirche gehören, 


Referent Vicepräfident .v. Friefen: Die Motiven 
zu 6. 84 find ſchon in Verbindung mit dem $. 83 vorges 
tefen worden. — Der Deputationsbericht fagt: 


Be 


5.84 
würde zubörber 
1) Yun unter Aeealaffung der Befchränkung auf 
die inneren Angelegenheiten Durch die Worte in $. 86 
sub 5 zu vervollftändigen fein, daß gefagt würde: 
„Es hat daher kirchiiche Gefege bei den 
in Evangelicis beauftragten Staatöminiftern zu 
beantragen, folche vorzubereiten und auszuführ 
ven und darauf bezügliche Verordnungen zu |: 
erlaſſen“. 
ad Punkt 9 
2) wird unter Hinweifung auf $. 86,10 beantragt: 
a) daß das Oberconfiftorium auch bei Anftelun; 
der ordentlichen und außerordentlichen Profels 
foren der Philofophle im engeren Sinne mit| . 
feinem Gutachten gehört werden möge; 
fowie mit Beziehung auf $. 86,13 z 
b) daß die Mahl der Prüfungscommiffion für |. 
Lehrer an Glementar» und. Bürgerfhulen dem 
Dberconfiftorium üiberlaffen werden möge, 
da foldes die Anftellungs- und Beförderungsprüs 
fungen biefer Lehrer zu leiten hat, und bei $. 86,18 
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beantragt werden wird, dem Oberconfifforium bie 
Leitung der Glementar= und Bürgerfchulen eben⸗ 
P falls zu übergeben. Demzufolge würde Seite 35 
auf ber legten Zeile anftatt der Worte: „dem Mi— 
nifterium des Cultus” zu fegen fein: „ihm”, 
e ad Punkt 10. 

3) Da bei $. 86,4 beantragt werden wird, dem Ober⸗ 
confiftorium die Vorſchlage zur Anftelung und Ente 
laſſung ber geiftlichen Raͤthe in den Bezirfsconfiftos 
vien zu Dreöden, Leipzig, Zwickau und Bubiffin 

. ‚und den Superintendenten zu übertragen, fo wird 
es nothiwenbig werben, dieſe Beftimmung aus $. 86 
hierher zu übertragen, und biftet. bie Deputation 
die Kammer, hierüber Befchluß zu faffen. 

* ad Punkt 11 
wird fih und Mi 868 

4) dahin gutachtlih ausgeſprochen, daß in Fällen, wo 

geifttihe, Stellen vermöge Devolutionsrechtd vom 

itchentegiment zu befeßen find, dem Oberconfiftos 
tium nicht dios das Worfchlag>, fondern vielmehr 
das wirkliche Beſetzungsrecht zu Übertragen fei, und 
wi auch hierüber um Beſchluß der Kammer ges 
eten. 

Außer Vorſtehenden hat die Deputätion zu 
$. 84 Punkt 1 biß 18 zwar feine Erinnerungen-zur 
machen, doch möchte diefer Paragraph dem Haupt» 
antrage in der Gompetenzfrage gemäß noch folgende 
Bufäge zu erhalten haben: 

5) Beftätigurig von ‚Statuten für, Vereine zu Unter 

kügung von Geiftlichen und Lehrern, deren Witwer 

en, auf Vortrag der Bezirköconfiftorien 
5 

6) aus $. 86,5 werben, ba der Gegenfland sub a, bie 
Vorhereitung von Gefeßen betreffend, ſchon oben bei 
Punkt 2 erwähnt worden ift, noch die Gegenftände 
sub b, c, d, e, f und g in den $. 84 iberzutragen 


feinz R f f 
7) befonders wird auch in Sachen ber Disciplin über 
Seiftliche und Lehrer dem Oberconfiftorium bie obere 
Aufficht und die Entfepeidung in oberfter Inflanz 
uzugeftchen fein. Es folgt dies ſchon aus’ dem + 
echte ber Kirhenvifitation und fteht damit im ger 
naueften Zufammenhang. Es dürfte daher auch der 
Inhalt des fechöten Punktes in $. 86, welcher vom 
der Dißeiplinargewalt über Gelftlihe und Lehrer 
handelt, in den $. 84 zu übertragen fein. Damit 
«8 jedod in Fällen, wo es bis zur Entfeguntg und 
Entlaffung eines Geiftlichen oder Lehrers kommen 
foll, in feiner Weife an dem nöthigen Nechtöfchug 
fehle, if die Deputation des Dafürhaltens, daß die 
oberfte und legte Entfcheidung in folchen Fallen dem 
in Evangelicis beauftragten "Stadtsminiftern vorzu⸗ 
behalten und Punkt 6 in Verbindung mit'$, 84 
sub 17 dem entfprechend zu faflen fei. 
9) Punkt 7 in $.86 dürfte ebenfalls im $. 84 zu ver« 
fesen fein; « ER 
9) wegen bes $. 86 sub 8 gedachten Devolutionsrechts 
ift ſchon oben bei Punkt 11 das Nötdige erwähnt 
worden; die Deputation glaubt,aber, daß auch die 
Ernennung von Vicaren und Huͤlfspredigern und 
die Wahl der SS geeigneten Candidaten dem Ober- 
conſiſtorium zu Überlaffen feiz m 
100* 
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10) in gleicher Weife hält man auch in den $. 86 sub 
N 12 aufgeführten Gegenftänden die Competenz des 
’ Oberconſiſtoriums für begründet; nicht weniger auch 

11) in Sachen ber $. 86 sub 13 gedachten inneren und 
äußeren Angelegenheiten der Clementar- und Bürs 
gerfhulen, fo dag nur bei dem ftäbtifchen Neal 
Nuten, den Rettungshäufern, den Sonntags: und 
Sortbidungsfehulen die oberfte Leitung dem Mi 
nifterium des Tultus verbleiben würde; 

12) diefelbe Abtheilung in der Competenz würde auch 
bei der $. 86 sub 14 gedachten Anftellung der Lehrer 
bei biefen Schulen und bei der Aufficht über die 
Ausübung des Collaturrechtes zur Rihtfchnur zu 
dienen habenz 

13) die.$. 86 sub 15 erwähnte Entfcheidung in dritter, 
begiehendlich auch im erfter Inftanz würde nach dem 

in Vorftehendem entwidelten allgemeinen Grundfage 
gänzlich in dem Oberconfiftorium ftattzufinden Haben, 
wietoohl mit Ausnahme der Gegenftände, binfichtlich 
welcher ſich die Deputation bereits für die Compes 
tenz des Miniftertums des Cultus ausgefprochen hatz 

14) bie in $. 86 sub 16 bezeichnete fo wichtige Berwal- 
tung be3 eigentlichen Kirchengutes, die Verwaltung 
der zum Beſten einzelner Anftalten und Swede der 
Kirche undährer Diener beftimmten Stiftungen und 
Fonds wird zu einer der wefentlichften Pflichten des 
oberften —— zu rechnen fein, wie die 
Deputation ſchon bei $$. 5 und 83 darzuthun ver⸗ 

. fuht hat, e& bürfte daher Alles, was in biefem 


Punkte enthalten ift, auf das Oberconfiftorium zu ds 


Übertragen fein, mit Ausnahme Jedoch der Stiftun: 
en und Fonds für bie Univerfität und Univerfitäts: 
ipenbien, für die Candesfchulen, Gymnaſien, Real: 
ſchulen und Saubfunmmenenflalten; ierbei bedarf 
es kaum ber Erwähnung, daß durd d jefe Uebertras 
gun an bem durch $. 60 der Verfaſſungsurkunde 
egrundeten und $. 86 sub 2 mit benannten Ober- 
auffichtörechte der oberften Staatögewalt in Kirchen: 
ſachen Etwas nicht geändert wird; 

15) die gleichen Gründe bewegen die — auch, 
die Uebertragung der $. 86 sub 17 bemerkten Va⸗ 
maltung an das Oberconfiftorium zu bevorworten, 
wobei die Controle über die Verwendun; ſchon 
durch die Vorlegung des Mechenfchaftsberichts bei 
dem jedesmaligen Landtage gefichert ift. 

Die vorftehenden Anträge find es nun, über welche 
von der · geehrten Kammer und fodann-über $. 84 im Gan- 
zen Bee zu faſſen fein wird, mit Vorbehalt einer for 
dann feitzuftellenden wörtlichen Faffung. 


Präfdent v. Schönfels: 
auf $. 84 Here Hofrath Hänel und ‚Here Dr. Lechler um 
das Wort gemeldet und ich ertheile Herm Hofrath Haͤnel 
das Wort. 

Hofrath Dr. Hänel: Wie $. 88, fo gehört auch 
$. 84 und.$. 86 zu den wichtigften diefes Gefegentwurfes, 
zumal als infolge des Berichts fehr viele Gegenftände aus 
8. 86 in $. 84 herübergetragen worden find; aber auch 
anderes Neue hinzugefügt wird. Zu dem Letzteren rechne 
ich den Vorſchiag der Deputation, welchen fie zu Nr. 9 


tipdiigt 





Es haben fi in Bezug] Ka, 


bezüglich der Anftellung der Profefforen der Vhiloſophie im 
engeren Sinne gemacht hat. Nach den Motiven, Seite 76 
des Entwurfes, und dem bafelbft angezogenen Regufative 
vom 12. November 1837 hatte das Minifterium des Euls 
tus zeither die Anftelung und Entlaffung aller orden. 
lichen Profefforen an der Univerfität bei den in Evangelicig 
beauftragten Staatöminiftern zur Beſchlußnahme in Bor 
trag zu bringen. Nach. Seite 73 aber hat man es nicht 
angemeffen gefunden: 

„daß dem Landeöheren bei einem ber wichtigſten Ins 
fitute für das Wohl des Landes, wie die Univerfität, di: 
gentlich gar feine Stimme zuftand. CS ift daher in der 
Kirchenordnung den in Evangelicis beauftragten Staatss 
miniftern nur die Befchlußnahme über die Anftellung und 
Entlaffung ber ordentlichen Profefforen der Theologie und 
der Philofophie im engern Sinne, da die Vorträge der 
Legtern die Theologie oft fehr nahe berühren vorbehalten 
worden, fo. daß ber Minifter des Cultus dfe Anftelung 
und Entlaffung aller andern ordentlichen rofefforen an 
der Univerfität künftig dem: Landesherrn zur Entſchließung 
vorzutragen haben wird.” x 

Demgemäß beſtimmt nun der Entwurf im $. 86 
No. 10 Seite 39: 

„Beränderungen in ber Verfaſſung ber Univerfität, bie 
Anftellung oder Entlaffung aller ordentlichen Profefforen 
der Theologie und der Philofophie im engern Sinne an 
der Univerjität hat jedoch das Minifterium des Cultus 
ei den in Evangelicis ——— Staatsminiſtern zur 
Beſchlußnahme in Vortrag zu bringen.” 

Deögleichen in $. 87 Nr. 5: 

„Demnächft find bei den in Evangelicis beauftrag- 

kn Staatöminiftern zur. Befchlußfaffung in Vortrag zu 
gen: 

m) Veränderungen in der Verfaffung ber Univerfität, 
fomwie bie Anftellung und Entlaffung aller orbent: 
licpen Profefforen der Theologie und der Philofophie 
im engern Sinne an ber Univerfität.” 


Es wird jedoch eine Beſchraͤnkung getroffen in $. 84 
Nr. 9, wo es heißt: 


„Die Sorge für die Bildun, tüchtiger Geiſtlicher. 
In biefer Beziehung if daffelbe (nämlicy das Dbercons 
fitorium) von dem Minifterium des Cultus und öffentlichen 
Unterrichts über alle, ben Stubienplan der Theologen auf 
der Sandesuniverfität betreffenden Anorbnungen, über Die 
Bad! der ordentlihen und außerordentligen 
Drofefforen der Theologie, über den halbjährigen 
talog der theologifhen Worlefungen an der Landedunis 
verfität und mit feinem Gutachten zu hören.” 


Hiergegen läßt ſich Nichts fagen, denn es muß, wie 
fon in den Motiven bemerkt worben iſt, her Kirche 
daran gelegen fein, eim richtiges Urtheil Über diejenigen 
Männer zu fällen, welche Vorträge über Firchliche Gegen” 
fände und Theoiogie zu halten Habenz dagegen aber 
ſchlagt der Bericht Seite 276 vor: 

„daß das Oberconfiftorium aud bei Anftellung 


der ordentlihen umd außerorbentlien Pro” 
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eſſoren der Philofophie im engern Sinne mit 
ul Gutachten et a ige = 
sieht alfo noch etwas herüber, was nad den Motiven 
Seite 73 noch zum Vortrage des Minifteriums de3 ul» 
tus bei.den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern 
kommen fol. Meine Herren! Es hat mir diefer Antrag 
der geehrten Deputation einiges Bedenken erregt. Schon 
wiederholt ift man im Bericht an einigen Orten bemüht 
gewefen, damit nicht das geiftlihe Clement über das 
weltliche Element das Uebergewicht erhalte, das nume⸗ 
riſche Gleichgewicht herzuftellen; derfelben Anſicht find auch 
mehrere Redner in der Kammer gewefen; Einige haben fich 
aber damit nicht beruhigt und namentlich der geehrte 
Vertreter der Stadt Leipzig fagt in den Landtagsmitthei⸗ 
ungen Seite 205: 

„wenn auch gefagt werden will, die Bahl der welt- 
lichen und geiftlihen Mitglieber fei die gleiche, fo wird 
ed doch den geiftlihen Mitgliedern fehr weni 
ſchwer werden, einige weltlide Stimmen zu fd 
berüber zu ziehen, um fo mit der Zeit die Synode 
felbft zu beherefchen und endlich gar vielleicht die Geift- 
lichen aus Dienern ber Kirche in die Herren der Kirche 
umzuwandeln.” 

Ich fürchte, daß auch im Oberconfiftorium baffelbe 
in biefem Falle werde eintreten können. Freilich wird 
man mir entgegenhalten, daß das numerifche Gleichge ⸗ 
wicht in Bezug auf die Theologen oder geiftlichen Ver— 
treter hier nicht vorhanden feiz ber Präfident fei immer 
ein Nechtögelehrter, alfo ein Weltlicher; indeffen will mir 
es doch feinen, daß der Natur der Gefchäfte nach, weiche 
dem Oberconfiftorium vorliegen, von felbft, wenn auch ein 
numeriſches Webergewicht Seiten der weltlichen Mitglieder 
des Oberconfiftoriums vorhanden ift, dennoch die Geiftlichen 
eine vorherefchende Potenz erringen werden, namentlich ge 
tabe im vorliegenden Falle; denn wenn die Wahl der 
Theologen dem Oberconfiftorium überlaffen wird, fo ift 
es ganz gewiß, daß die Begutachtung dieſer Theologen 
den geiftlichen Veifigern im Oberconfiftorium überlaſſen 
werden wird, mithin ift es, da die Philofophie die Theo 
Togie mitunter nahe berührt, wahrſcheinlich, daß auch die 
Begutachtung der Anftellung der Profefforen ber Phifofophie 
den geiftlichen Herren im Oberconfiftorium überlaffen wer» 
den wird. Meine Herren, dad wuͤrde ich für einen Miß ⸗ 
griff Halten, es wuͤrde daraus ſehr leicht entſtehen, daß man 
den Werth der Philoſophie nach geiſtlichem Maaßſtabe bes 
meffen wird und das Halte ich deswegen für falſch, weil bie 
Philofophie keineswegs in der Theologie aufgeht, ſie fieht 
neben der Theologie, hat ihr eigenes Gebiet, fie kann har- 
moniten mit der Theologie, aber auch collidiren mit ‘der 
Theologie. Wollte man nun wegen biefer Befürchtung 
die Anftellung der Profefforen der Philofophie den Herren 
Theologen überlaffen, fo würde man geradezu bie Profeffor 
ten der Philofophie und Überhaupt die Philofophie der 
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Theologie unterwerfen. Meine Herren! Das Fann nicht 
gugeftanden werden; die Wiffenfchaft iſt feine Dienerin, 
die Wiſſenſchaft iſt eine geborene Herrſcherin, eine Macht, 
wie es noch neuerdings in einem, der Wiſſenſchaft gerade 
nicht ſehr günftigen Nachbarlande öffentlich ausgeſprochen 
worden iſt. Eine Macht läßt ſich aber nicht vinculiren, 
nicht knechten. Was von der Wiffenfchaft im Ganzen gilt, 
das gilt auch von den einzelnen Discipfinen, in weiche 
die Wiffenfchaft zerfällt; fie ftehen unabhängig nebenein- 
ander. Diefe Unabhängigkeit der Philofophie würde aber 
verloren gehen, wenn man die Anftellung der Profefforen 
der Philofophie den Theologen überlaffen wollte und, ich 
will offen fprechen, ich wünfchte dies nicht einmal im In— 
tereffe der Theologen felbftz denn ift die Theologie wirklich 
das, wofhr ich fie aus ganzem Herzen halte, die tiefe, hohe 
Wiffenfchaft, welche dad Licht über und verbreitet Hat, welche 
fo große Männer aufzumeifen hat, fo braucht fie, felbft 
wenn ein Kampf zwifchen Philofophen und Theologen ftatt« 
finden follte, diefen Kampf nicht zu ſcheuen, die Theologen 
werben aus biefem Kampfe glorreich hervorgehen; es wird 
dadurch ihre Wirkfamteit, ihe öffentliches Anfehen geflärkt 
werben, während, wenn bie Theologen einftimmen wollten, 
daß man die Veurtheilung der Philofophen unter ihren 
Bereich zöge, befonders auf gefeggebendem Wege, dies 
ein Belenntniß der Schwäche wäre, welches dem Anſehen 
der Theologie fehr großen Schaden zufügen würde, Und 
nun, frage ih, wenn fich vieleicht im Oberconfiftorium 
eine einfeitige Richtung geltend macht, wie ſteht es dann? 
da koͤnnte ein ganz ausgezeichneter Philofoph zuruͤckgewieſen 
werden, weil er den ‚Herren nicht gefällt; auf ber anderen 
Seite aber koͤnnte ein fehr ſchwacher Philofoph ein beifäle 
liges Gutachten erhalten zum großen Schaben der Univer« 
fität, weil er den geiftlichen Herren des Oberconfiftoriums 
gefällt. Es fragt ſich aber, abgefehen von allem Diefem in 
Bezug auf den Modus der biöherigen Anftelung der Pros 
fefforen, ob auch wirklich diefer Antrag in der Nothwenbigs 
feit begrünbet iſt? Bisher ift es fo geweſen: bie philofos 
phiſche Facultät hatte zuvoͤrderſt Männer in Vorſchlag zu 
bringen, welche fie geeignet hielt für die Befegung eines 
vacanten, philofophifchen Lehrftuhls. Den Vorſchlaͤgen ging 
eine ziemlich umfangreiche Begutachtung voraus und erſt 
dann, wenn man fich fiber die vorzufchlagenden Gelchrten 
vereinigt hatte, wurben biefe Vorſchlaͤge beim Cultusmini⸗ 
ſterium eingereicht, das Cultusminiſterium begutachtete hier» 
auf in felbftändiger Art und Weiſe gleichfalls dieſe Vor⸗ 
ſchiage. In dem Minifterium find geiftliche Beifiger. 
Es läßt ſich alfo doc) erwarten, daß fi, wenn das Mini- 
ſterium Einen oder den Andern ber Vorgeſchlagenen feiner- 
feits bei den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern 
zur Beſchlußnahme in Vortrag Bringt, fih da ſchon ein 
gereiftes, die Theologen befriebigendes Urtheil über Fähige 
keit, Character und Anfihten des anzuftellenden Profeffors 
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gebildet hat. Wie bemerkt, bringt ferner das Minifterium den | wird fein, daß, wenn die Herren ein ſelbſtaͤndiges Gute 


vorgefchlagenen Profeffor bei den in Evangelicis beauftragten 
Staatöminiftern zur Beſchlußnahme in Vortrag. Diefe find 
doch auch erleuchtete Männer, Männer von großer, allgemeiner 
Bildung, Männer, die ſtudirt haben, bie eine wiſſenſchaftliche 
Bildung befigen, mithin ein Urtheil darüber fällen koͤnnen, 
ob der Profeffor der Philofophie, ber angeftellt werden ſoll, 
ein tüchtiger, ob berfelbe andererfeits ein gefährlicher Mann 
fei oder nicht. Alſo auch von biefer Seite betrachtet, finde 
id) feine Nothwendigkeit für den Deputationsantrag. Hier- 
zu kommt noch, dag dem Cultusminifterium doch immer 
in biefen Sachen dad Hauptgewicht zufteht, mit andern 
Worten, daß auf feine Begutachtung von Seiten der ans 
dern Minifter ein vorzügliches Gewicht gelegt wird. 
Meine Herren! Die Stellung des Cultusminifters, über: 
haupt des Minifteriums des Cultus, erfordert es, daB dafs 
jelbe immer im wiſſenſchaftlichen Verkehre bleibez es ift 
feine Aufgabe, ſich um die-Männer der Wiffenfchaft zu ber 
Tümmern. Selten wird es verfäumen, ſich nach den Maͤn⸗ 
nern zu erkundigen, welche fich wiffenfchaftlich auszeichnen. 
Da will mir dody fcheinen, ald gäbe dies dem Minifterium 
von felbft Gelegenheit, ſich ein reifes Urtheil Über die An- 
ſtellung eines Profeffors bei Zeiten zu verſchaffen. Dazu 
tritt die Liebe, welche aus dem Verbande des Eultusmini- 
feriums mit der hohen Culturanſtalt, der Univerfität, 
für bie Anſtalt wächft und die wir, wie id mit Dank 
anerfennen muß, in dem erbliden, was das Miniflerium 
feitseiner Burgen Reihe von ‘Jahren Großes an unferer Unis 
verfität geſchaffen hat. Diefe Liebe blrgt dafür, daß 
& feinen Mann, ber vielleicht durch feine Anſichten 
gefährlich „fein Eönnte, zur Anftelung bei der Unie 
verfität beantragen wird. Ferner aber birgt fie das 
für, daß das Minifterium in jeder Hinfiht mit der 
größten Gemwiffenhaftigkeit verfahren werde. Ob dies der 
dall fein wird in Zukunft bei dem Oberconſiſtorium? 
— ih will Hiermit nicht etwa die Rechtlichkelt der geiſtlichen 
Raͤthe des kuͤnftigen Oberconſiſtoriums in Breifel ziehen, 
— im Gegentheile, zolle ich ihnen im Voraus: die größte 
Ehrerbietung; — aber die Gattung der Geſchaͤfte wird 
es dem Oberconfiftorium nicht immer erlauben, gewiſſen ⸗ 
haft zu verfahren. Betrachten Sie die Bufammenfegung 
und. die Maffe der dem Oberconfiftorium übertragenen 
Geſchaͤfte; betrachten Sie, fage ich, die Zuſammenſetzung 
des Oberconſiſtoriums — es find nur wenige Männer, 
die es bilden, — betrachten Sie die Maffe von Geſchaͤften 
die dem Oberconfiftorium auferlegt werden ſchon nad 
dem Entwurfe, betrachten Sie die Maſſe von Gefchäften, die 
Ähm noch dureh den Bericht übertragen werben; es eniſteht 
mir dabei die Frage: werden diefe wenigen Männer wirt 
lich im Stande fein, fo gleichen Schritt über den Stand» 
Junkt der Wiſenſchaft zu halten, als es das Miniferiim 
{m Stande if? 3 glaube nicht. Die Zolge davon 
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achten geben, dies ein einfeitiges iftz Dagegen, wenn fie, 
im Gefühle, nicht: im Stande zu fein, der Wiſſenſchafi 
zu folgen, ſich auf Berichte Anderer verlaſſen, das Gute 
achten über bie Anftelung ber Profefforen der Philofopfie 
kein felbftändiges, ein nur fcheinbares fein wird, Ufo 
aus ben Gründen, welche ich entwicelt habe, indem ich 
eine Gefahr für die Wiſſenſchaft in dem Deputationgs 
Vorſchlage erblide, anderntheils aber Feine Nothiwendigkeit 
dafür finde, Habe ich die hohe Kammer zu erfuchen, dies 
ſem Antrage der: geehrten Deputation ihre Beiſtimmung 
nicht zu geben, ſondern es vielmehr beim Entwurfe bieie 
ben zu laffen, der nur cine Begutachtung über die Wahl: 
der ordentlichen und auferordentlichen Profefforen Seitens 
der Theologen haben will, 


-Präfident v. Schönfeld: Es wirde nun gen 
Superintendent Dr. Lechler das Wort haben. 


Superintenbent Dr. Lech ler: Die Bedenken, die for 
eben der Vertreter der Univerfität ausgeſprochen hat, find 
mir ſchon zuvor befanntz ich weiß, daß ber fragliche Punkt 
in academiſchen Kreifen zu Leipzig Anſtoß erregt und 
boͤſes Blut gemacht hat. Die Anftöge, die man darin 
finden Bann, Hat Herr Hofrath Hänel focben mit vollfiän- 
biger Berüuͤckſichtigung aller einſchiagenden Punkte im Ent« 
wurfe, in den Motiven und im Bericht zufammengefaßt. 
Aber ich muß fagen, es ſchien mir, als ob dabei Zweierlei 
märe überfehen worden. Einmal ſpricht der geehrte und 
gelehrte Vertreter der Univerfität von der Sache fo, wie 
wenn die Wahl der Profefforen ber Theologie und-aud 
vermöge diefes Antrages ber Profefforen ber Philofophie im 
engeren Sinne wollte nad dem Sinne der Deputation 
dem Oberconfiftorium in die Hände gelegt werden? Davon 
aber ift doch ganz und gar nicht die Rede, denn’ der An⸗ 
trag lautet ja: 

„Daß bad Oberconfiftorium auch bei Anftellung ber 
ordentlichen und außerordentlichen Profefforen der Philos 
fophie im engeren Sinne mit feinem Gutachten gehött 
werben möge”, fi 

Es handelt fich alfo gar nicht um eine wirklich in bie 
Anftellung eingreifende Hand, fondern lediglich von dem 
Gehör eines Gutachtens, wo denn immerhin die Behbrden, 
in deren Hand bie Entfeheidung liegt, namlich das Eule 
tusminifterium und die Gtaatsminifter in Evangelios, 
völlig frei und ungebunden find, zu thun, was nad ihren 
weifen Ermeſſen zweckmaͤßig ift; alfo auch einem möglicher 
Weiſe beſchraͤnkten Gutachten eines Dberconfiftoriumd ent 
gegen einen Mann zum Profeffor der Phitofophie zu cu 
nennen, den das Oberconfiftorium nicht haben will. DaB 
Geint doch wefentlich mit auf die Waagſchale gelegt wer 
den zu müffen, daß die Deputation hier nur ein Guft 
achten, daS gehört werden fol, beantragt hat; und nicht 
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„eine beſchließende Befugniß. Das iſt das Eine und damit 
ſcheint ein,großer Theil des Gewichtes wegzufallen, welches 
„bie Bedenken des Herrn Hofrath Hänel haben Eönnten. 
‚ Denn.pon einer Unterwerfung der Philofophie unter die 
Theologie kann dabei wirklich Feine Rede feinz da 
müßte man wirklich eine große Schwäche der entſcheiden- 
den Behörde vorausfegen, wenn man fürchtete, infolge 
Deſſen, daß das Oberconfiftoriqm um fein Gutachten 
befragt wird, koͤnnte die Anftelung des rechten Mannes 
als Profeffor der Philofophie verhindert werden. Das 
Tann ic aber in der That nicht glauben. Im Uebrigen 
muß ich darauf aufmerffam machen, daß dieſes Gutachten, 
das die Deputation hier gegeben hat unter 2a nur in der 
Eonfequenz unſerer Anträge lag, bie geftern angenommen 
worden find, d. h. in der Gonfequenz des Umftandes, daß 
überhaupt die eigentliche Tirchenregimentliche Gewalt nach 
unſerer Meinung in die Hände des Oberconfiftoriums ges 
legt werden follte. Nun ift an der Stelle des Entwurfs, 
die Herr, Hofrath Hänel erwähnte und richtig citivte, dem 
Eultusminifterium und zwar offenbar in feiner Eigen- 
ſchaft als kirchentegimentliche Behörde, zugetheilt, daß es 
die Anftellung ber Theologen nicht nur, fondern auch der 
Profefforen ber Philofophie im engern Sinn bei den evans 
geliſchen Miniftern in Vorſchlag zu bringen habe, wornach 
alfo nicht blos die Anftellung der Profefforen der Theolo⸗ 
gie, fondern auch der Lehrer der Philofophie im engern 
Sinne ald eine Sache, weiche auch einen kirchichen Bezug 
hat, angefehen werde. So hat es der Entwurf gewollt. 
Weil wir num die Eirchenregimentliche Gewalt in die Hände 
des Oberconfiftoriums zu legen gerathen hatten, fo 
haben wir auch folgerichtig beantragt, daß bei der Ans 
fiellung der ordentlichen und außerordentlichen Profefforen 
der Philofophie im engern Sinne dad Oberconfiftorium 
"möge gehört werden. — Allein bie Sache hat allerdings 
auch eine andere Seite, ich verhehle mir das nicht und 
muß daher fagen, den Schein möchte ich um feinen Preis 
haben, als ob die Theologie als Wiſſenſchaft oder bie 
Kirche eine Furcht vor der Philofophie hätte; ich möchte 
auch nicht, daß ſolche Meinungen, wie fie vielfach eriftiten 
und wie fie 3. B. der bekannte Verfaffer des „Lebens Jeſu“, 
David Friedrih Strauß in feiner neueften Auslaſſung 
mit bitterem Hohn und Spott geäußert hat, — irgend 
eine thatfächliche Bekräftigung erhielten, ald wäre doch 
Etwas daran. Allerdings iſt es in gewiſſen Kreifen jest 
ziemlich Mode geworden, da man vom ber Philoſophie 
geringfügig denkt ober daß man fie befeindet und ohne 
« Weitered mit dem Unglauben auf eine Linie flellt. 
Allein die beutfche Theologie, — ich bedauere lebhaft, daß 
"der Here Oberhofprediger Liebnet heute nicht anweſend iſt, 
denn ich bin Übergeugt, daß er mir vollfommen beiftimmen 
würde, — bie deutfche Theologie wäre nicht, mas fie iſt, 
wenn nicht die namhafteften Theologen ſich in die Philo⸗ 
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fophie vertieft haͤtten und dazu muß bie Phifofophie freie 
Bewegung und freien Lauf haben. Ich glaube, daß heute 
noch wahr ift, was einer ber Gründer der neuen euro— 
paiſchen Philofophie gefagt hat, das befannte Wort von 
Franz Baco von Verulam: „oberflaͤchliches Nippen an ber 
Phitofophie führt von Gott ab; aber gruͤndliches Er 
fchöpfen berfelben führt zu Gott zuruͤck“. Diefer Ueber 
zeugung bin ich auch für die Heutige Philofophie. Und 
auch in dem, was ich nun zu fagen im Begriff bin, ſtehe 
ih nicht allein. Was ich bei unferen Studirenden ber 
Theologie in Bezug auf Philofophie ſchmerzlich beklage, ift 
nicht, daß fie zu viel, fondern daß fie zu wenig Philo 
fophie flubiren. Und in diefem Betrachte alfo, um ja 
nit den Schein auf die Theologie und die Kirche fallen 
zu laſſen, als ob fie Urſache hätte, vor der Philoſophie ſich 
zu fürchten ober als ob fie glaubte, durch beſondere Vor⸗ 
beugungsmaaßregeln gegen ben fchäblichen und beftructiven 
Einfluß der Philofophie fich verwahren zu müffen, um 
diefen Schein, der in meinen Augen ein böfer Schein iſt, 
nicht auf die Kirche und bie Theologie fallen zu laffen 
und um diefen Bedenken, wie fie entgegengehalten worben 
find, Beine Nahrung zu geben, ſpreche ich offen aus, daß 
ich auf diefen Antrag einen Werth, wie wenn die Exiſtenz 
ober das Gedeihen der Kirche und Theologie davon abs 
hinge, durchaus nicht lege. Die Hoffnung, welche Herr 
Hoftath Hänel ausgeſprochen hat, daß die Theologie, wenn 
fie Etwas fei, auch troß einer etwaigen wibrigen Strömung 
der Philofophie fiegreih und treu zum Heile ber Kirche 
beftehen würde, diefe Hoffnung theile ich ganz. Alſo diefer 
Antrag, der Deputation iſt einerſeits nicht von der Trag ⸗ 
weite, wie er feheint aufgefaßt worden zu fein, weil hier 
doch nur von einem Gutachten, was gehört werben fol, 
die Rede iftz und anderntheild betrachte ich meinerfeitd ihn 
nicht als eine Exiſtenzfrage, als eine conditio, sine qua non 
für die Theologie und die Kirche, Wenn der Antrag ia 
abgeworfen werben follte, fo werde ich mich barob nicht 
grämen, als ob etwas für bie Kirche und die Theologie 
Unheilvolles befchloffen worden wäre. — Um Uebrigen 
mache ich aber noch darauf aufmerffam, baf das biöherige 
Recht in Betreff der Univerfität dasjenige war, welches in 
den Motiven Seite 72 und 73 angedeutet if. Die Unis 
verfität Leipzig hat bis auf diefen Augenblick in der Haupt: 
fache als ein kirchliches Inſtitut befanden. Die Leitung 
der Angelegenheiten der Univerfität, namentlich in Bezug 
auf die Anftellung von Univerfitätöfehrern alfer Facultaͤten, 
fand feit 1580 bei dem Oberconfiftorium, nachher bei bem 
Kirchenrathe und neueftens bei den Miniftern in Evange- 
lieis, wurde alfo als Firchentegimentliche Sache behandelt 
und in folgerichtiger Anwendung biefes BVerhältniffes war 
auch ber Religionseib bis zum Jahre 1812, für alle Mit 





glieder ber Univerfität, nicht blos fr die Theologen gültig. 
Es ifi dies indeſſen eine vein hiſtoriſche Trage. Es war 
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das bisherige Recht fo, daß die Univerfität Leipzig als ein 
firhlicheconfeffionell:evangelifches Inftitut betrachtet wurde 
und darum ftand die Univerfität unter Eirchlicher Leitung. 
Es ift dies ein ähnliches Verhältnig, wie in England die 
Univerfitäten Orford und Cambridge als firhlihe Corpo- 
vationen betrachtet werden. In Folge der Conſtitution 
und ber ſich ihr anfchliegenden Veränderungen wurde die 
Univerfität allerdings dem Gultusminifierium untergeben 
und dies wurde ein Anlaß, bag man glauben konnte, es 
handle ſich um eine reine Staatsangelegenheitz aber ich 
glaube deffenungeachtet, bisher iſt e3 in der That nicht fo 
gewefen. Ich meine, das läßt ſich dadurch beweiſen, dag 
die Anftelung der fämmtlihen Profefforen den in Evange- 
lieis beauftragten Miniftern zuftand und diefe Minifter 
haben bie Anftelung fämmtlicher Univerfitätslehrer in ihrer 
Eigenſchaft als höchfte kirch lich e Landesbehoͤrde verfügt. 
Nun freilich wird jetzt, das verhehle ich mir nicht, durch ben 
Entwurf in Bezug auf die Univerfität ein neues Mecht 
geſchaffen. Ich fpreche davon nicht in dem Sinne, als wollte 
ich irgend eine Einwendung dagegen erheben im Intereſſe 
der Univerfität oder um der Kirche willen; keineswegs! Ich 
glaube vielmehr, es liegt in der That im Wefen und im 
Begriffe des modernen Staates, daß auch die größte Bils 
dungsanftalt, melde inmitten des Staates beſteht, als eine 
Staatsangelegenheit behandelt und geleitet werden muß; 
aber nur dürfen wir und wohl bewußt fein, daf bier in 
der That, wie auch die Motiven Seite 73 ganz deutlich 
zu verftehen geben, ein neues Recht in Bezug auf bie 
öffentliche Stellung der Univerfität gefchaffen wird. Bei 
biefem neuen Rechte alfo, wo eine fo hochwichtige Angeles 
genheit, wie die oberfte Leitung der Landesuniverfität, in 
die Hände des Staates übergehen foll, ift nun von dem 
früheren Rechte für die oberfte kirchliche Behörde nur noch 
vorbehalten nad) dem Entwurfe die Anftellung der Profej» 
foren der Theologie und die der Profefforen ber Philo- 
fophie im engeren Sinne und wir hatten in der Deputa⸗ 
tion nur eine Ermäßigung angerathen, nämlich nicht, daß 
die Anftelung der Profefforen der Theologie und der 
Philofophie im eigentlichen Sinne durch das Dbercon- 
fiftorium erfolgen follte, fondern dag daffelbe lediglich ein 
Gutachten in biefer Beziehung abzugeben "habe. Aber 
auch dies if eine Sache, welche ih, wie gefagt, nicht 
als eine Griftenzfrage betrachte und von ber ich das Heil 
der proteftantifchen Theologie und Kirche keineswegs ab: 
hängig glaube. Dies ift die Erfldrung, welche ich abzu ⸗ 
geben habe. 

Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich bin erft durch, 
bie gehaltenen Reden auf bie große Wichtigkeit diefes An⸗ 
traged aufmerffam gemacht worden, welche ich ihm in der 
That früher nicht zufraute. Wir haben in der Deputation 
nicht daran gedacht, die Philoſophie als ein jehr wichtiges 
Studium auf der Univerfität blos nach dem geiftlichstheo« 
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logiſchen Maafftabe meffen zu wollen, noch viel Weniger 
haben wir daran gedacht, eine wiffenfchaftliche Macht in 
den Buftand ber Knechtſchaft gerathen zu laͤſſen und unſerer 
hochgeehrten Landesuniverſitaͤt dadurch Schaden zuzufügen. 
Solche ſchwarze Gedanken haben wir nicht gehabt, im Ger 
gentheit, wir glaubten, dem Stubium der Ppilofopfie mehr, 
Ehre zu erweifen, wenn wir die Profefforen ber Theologie 
und der Philoſophie gleichſtellten und dadurch ihre Wide 
tigkeit anerkannten. Es wurde ſogar geſagt, diefer An⸗ 
trag hätte in Leipzig boͤſes Blut gemacht und fei mit 
bitterm Hohne beurtheilt worden. Meine Herren, ein 
Profeffor ſoll aber eben nicht fo reizbares Blut haben und 
befonters ein Profeffor der Philofophie. Es gab eine Reit, 
wo man in Bologna, Paris und Prag in allen Facultäten 
die berlihmteften Lehrer unter der Leitung de Dekand frei 
nach feiner Anficht felbft wählte. Allein dieſe Gedanken der 
Freiheit und Selbftändigkeit auch in der Wiffenfchaft find 
und längft vergangen; heutzutage möchte es ſchwer fein, fie 
durchzuführen. Wir haben ganz einfach) ‚gefagt, daß das 
Oberconſiſtorium mit feinem Gutachten gehört werden Tolle, 
Nun das ift doch etwas ganz Unfchuldiges, ja fogar auch 
etwas Nothwendiges für Männer, welche in Leipzig und in 
einem fo wichtigen Face angeftellt werden, wie die Philor ⸗ 
fophie ift, und zwar nicht um theologifche Anfichten in einer * 
engherzigen Richtung geltend zu machen, fondern damit 
auch dad Oberconfiftorium in dem Stande und in der 
Entwidelung der Wiſſenſchaft nicht ganz fremd bleibe, 
damit es im Gegentheil Gelegenheit erhalte, ſich auch fl 
die Angelegenheiten ber Univerfität im Ganzen zu inter 
eſſiren und für die Wiſſenſchaft und ihre Fortfehritte. Die 
Anftelung der Profefforen der Philofophie im engeren 
Sinne hängt zulegt von den in Evangelicis beauftragten 
Miniftern ab und der Cultusminiſter hat diefe Anſtellung 
bei dieſen in Vorſchlag zu bringen. Aiſo glaubten wir, ed 
fei eine ganz unſchuldige, aber doch auch nuͤtzliche Zuthat, 
wenn wir vorſchlügen, daß dabei das Gutachten des Dbers 
eonfiftoriumd gehört werde, um fo mehr, als c& ja ganz von 
den Miniftern abhängt, ob fie darnach verfahren wollen 
oder nicht, Es kann ja auch jet der Gultusminifter einen 
Brief fepreiben und anfragen, ob der Anzuftellende ein tich- 
figer Mann iſt, den man empfehlen ann. Wenn ber bee 
antragte Zuſatz wegfällt, fo wird fid die Deputation Di 
durch nicht verlegt fühlen; ich glaube aber, daß die Cache 
leichter und einfacher durch eine Abſtimmung abgemacht 
werden koͤnnte, als durch cine Abhandlung über bie Stel 
heit der Wiſſenſchaft und über die Freiheit der univerſttät 
Leipʒig. 

Staatsminiſter Dr. v. Falken ſte in: Ohne wieder auf 
die Sache ſelbſt einzugehen, will ich nur mit wenigen Wor⸗ 
ten meine Anfiht ausfpredhen. Auch ich deute den Antrag, 
wie er hier gefiellt worden ift, micht gerade fir fo bebenk 
lich, wie er vom bem erften geehrten Spreder geſchidet 
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wurde; aber ich muß ihm vollkommen beitreten, wenn er 
bemerkte, ex halte ihn nicht für zwedmäßig. In diefer Be 
ziehung erlaube ih mir nur noch) ein paar Momente her- 
vorzuheben. Zuvoͤrderſt muß ich aber einer Bemerkung des 
geehrten Superintendenten von Leipzig widerfprechen, wenn 
er bemerkte, es fei die Univerfität eine Eirchliche Anftalt 
und diefes Recht des Cultusminifteriums, die Profefforen zu 
ernennen, ein Theil des kirchlichen Regiments. Es 
bedarf hier Feines tieferen Eingehens auf die Stellung der 
Univerfität, um dieſer nicht richtigen Anficht entgegenzutreten, 
fondern blos der Bemerkung, daß bie Univerfität befannt- 
lich in Sachſen eine Staatdanftalt ift, die allerdings der 
evangelifch»Iutherifchen Kirche angehört und infofern eine 
confeſſionelle Unftalt iſtz aber der kandesherr hat, wie maͤnnig ⸗ 
lich befannt, die Univerfität geftiftet, die Kirche als ſolche 
hat dazu Nichts gegeben. Man hat allerdings fäcularifirte 
Kirchengüiter dazu verwendet, die Univerfität zu erweitern, 
zu verbeffern; aber an und für ſich kann man die Univerfiz 
tät nicht eine kirchliche Anftalt nennen und nicht behaupten, 
daß ihre Angelegenheiten als kirchenregimentliche zu betrach⸗ 
ten find, Daraus, daß früher der Kirchenrath die Uni» 
verfitätölehrer anftelte, — wobei Übrigens die evangelifchen 
Geheimen Räthe mit betheiligt waren, — baraus folgt durch- 
aus Nichts für die Anficht des geehrten Spreders; benn 
es ift eine befannte Sache, daß die Geſchaͤfte des oberen 
Kirchenraths bei Weitem weiter gingen, ald bie einer auf 
das Kirchenregiment befehränkten Behörde. Er hatte eine 
Menge Befugniffe, die ich nicht aufzählen will, bie aber 
theitweife in einem fehr entfernten Bufammenhang mit firdje 
lichen Angelegenheiten fanden. Was über das Verhältniß 
der Theologie zur Philofophie gefagt worden iſt, uͤbergehe 
ich. Ich bin vollfommen mit dem, was der geehrte Herr 
Superintendent für Leipzig gefagt hat, einverftanben; auch 
ich halte es für außerordentlich wichtig, daß die Philofophie 
hochgeachtet wird und bin auch damit volllommen einvers 
fanden, daß die Theologie in Feiner Weiſe fic vor ihr zu 
ſcheuen braucht. Ob der Antrag der Deputation unter 
den Profefforen ber Philofophie viel böfes Blut gemacht 
bat oder nicht, ift mir nicht bekannt; ich glaube aber kaum. 
Die Herren wiffen, daß Alles abgewenbet werben würde, 
was irgend der Univerfität machtheilig fein kann. Wenn 
ber geehrte Here Sprecher aus Leipzig bemerkte, es ‚Tomme 
bier nicht darauf an, daß dad Oberconfiftorium bie Pros 
fefforen der Philofophie, ordentliche und außerordentliche, 
anſtellen folle, fondern es handele fich nur darum, daß das 
DOberconfiftorium ein Gutachten abgeben folle und das ſei 
ja etwas wenig Bedeutendes, es koͤnne ja das Minifterium 
auch von einem folden Gutachten abgehen, wenn, es ihm 
nicht beiftimme, fo muß ich freilich fagen, daß er denn doch 
die factifchen Werhältniffe nicht beruͤckſichtigt au haben 
ſcheintz es würde nämlich ſehr ſchwer für das Minifterium 
und aud) für die in Evangelicis beauftragten Minifter fein, 
einem Gutachten des Oberconfiftoriums entgegen einen Pro- 
1.8. (2. Abonnement.) er 
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feſſot anftellen zu wollen. "Ich gebe die Möglichkeit zus es 
würde aber immerhin große Bedenken nach beiden Seiten 
hin haben, fowohl nad) Seiten der Univerfität hin, als nach 
der Seite der Autorität des Oberconfiftoriums hin. Es 
fragt ſich alfo, if denn wirklich das Gutachten, welches 
das Oberconfiftorium abgeben Tann, in ſolchen Fällen von 
ſolcher Bedeutung? Und da muß ich freific darauf auf: 
merkſam machen, daß bei der Anftellung der Profefforen, 
namentlich der Philofophie, es von fehr großer Wichtigkeit 
ift, daß man bie ganze Univerfität und die ganzen Unis 
berfitätsverhältniffe dabei fortwährend fm Auge behält. 
Man muß wiffen, wie bie übrigen Disciplinen, die von 
der Philofophie mit unterflügt werden follen, beſetzt und 
vertreten find; man muß aud) genau befannt und vertraut 
fein mit den verfchiedenen philoſophiſchen Syftemen, die 
etwa gerade mehr oder weniger auf ber Univerfität Geltung 
haben, damit nicht etwa das Eine oder dad Andere das 
unbedingte Uebergewicht erhalte, damit auch die Wiffen-, 
ſchaft in diefer Beziehung frei bleibe. Diefe Rüdfichten 
Bann eigentlich nur die Behörde injder volften Ausdehnung 
nehmen, die mit den ganzen Univerfitätöverhältnifien fort« 
während im genaueften Rapporte ſich verhält. Mährend 
der einzelne Mann, welcher vom Oberconfiftorium vorges 
ſchlagen wird, nicht fo fein kann, daß man ihn insbefondere 
geeignet halten konnte, um auf der Univerfität Phitofophie 
zu lehren, Tann er gerade der rechte Mann fein, um einem 
anderen Spfteme gegenüber die Waage zu halten und fo 





umgekehrt. Dies find Ruͤckſichten, weiche von großem prak⸗ 
tifchem Intereffe find und deshalb glaube ich freilich, daß 
der Antrag der Sache eben nicht förderlich fein Fan. Es 
Eönnen File vorfommen, wo das Oberconſiſtorium ganz 
einverftanden ift mit dem, was der Eultusminifter und bie 
in Evangelicis beauftragten Minifter befchliegen; es kann 
aber auch die Bemerkung des Vertreters ber Leipziger Unis 
verfität Pla ergreifen, dafı das Oberconfiftorium eine 
Richtung geltend macht nach einer anderen Seite und daß 
es wünfcht, daß nun auch auf der Univerfität blos diefe 
Richtung vertreten werde. Da wird nun dem Minifterium 
eine fehr große Beſchraͤnkung atıferlegt, wenn ed von einem 
folchen Gutachten nicht wohl wird abgehen koͤnnen, wäh. 
rend ed gleichwohl dahin wirken muß, der Wiſſenſchaft auf 
der Unverfität bie ihr gebührenbe Freiheit zu erhalten, Desr 
halb glaube ich allerdings, daß ber/lifntrag, wenn auch 
nicht unbedingt als bebenklich, doch gewiß nicht als zweck⸗ 
mäßig betrachtet werben kann. 


Präfident v. Schönfeks: Es haben zunächft Hofrath 
Hänel und Bürgermeifter Koch das Wort. 


Hofrat; Dr. Hänel: Der Herrf Staatöminifter hat 
ſchon die meiften Gegengründe, welche gegen mich geltend 
gemacht worden find, widerlegt; ich erlaube mir daher, nur 
ganz wenig Punkte zu berühren. Der hochgeehrte Herr 
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Referent hat bemerkt, daß er nicht gerade fo großes Gewicht 
auf dieſen Antrag lege. Ich muß aber geſtehen, daß es 
nicht allein mir, ſondern auch Anderen geſchienen hat, daß 
bie Frage von großer Bebeutung fei. Ich habe in öffent 
lichen Blättern darüber gelefen und es ift dort. gefagt wor⸗ 
den: „ginge der Antrag durch, fo würde die Philofophie 
der Theologie geradezu untergeordnet und unterworfen”. 
In wie weit dad nun wirklich der Fall fein würde, will 
ich dahingeſtellt fein laſſen; indeſſen ift doch diefe Befuͤrch- 
tung nicht meine vereinzelte Anſicht, ſondern eine Anſicht, 
welche man auch im Publikum ausgeſprochen hat. Darum 
bitte ich die geehrte Deputation, mich zu entſchuldigen, 
wenn ich vielleicht dieſen Punkt etwas ſchaͤrfer aufgefaßt 
haben ſollte, als es die Herren erwartet haben. Was ge⸗ 
fagt worben ift von Furcht, nun, das glaube ich nicht, daß 
die Theologie Furcht hat vor der Philofophie. Sie gehe 
aber mit der Philofophie in offenen, ehrlichen Kampf nach 
dem Beifpiele der Kirchenvaͤtet. Die Kirchenvaͤter, welche 
gegen die Philofophie gefochten haben, find fiegreih aus 
dem Kampfe hervdrgegangen und haben dadurch Großes 
für unfere Religion gefchaffen, das gebe ich den Herren 
Theologen zu bedenken. Es ift ſich berufen worden auf 
dad Beifpiel von Bologna, Paris und dergleichen. Ich 
wünfchte es, abgefehen von anderen Gründen,. nicht herbei⸗ 
gezogen zu ſehen; denn es fällt in die dunkelſte, katholiſche 
Beitz wir aber haben hier nur von Sachen zu ſprechen, 
welche ein evangelifchsTutherifches Land treffen. Aber ers 
lauben Sie mir noch zu fragen: ift denn der Antrag ber 
geehtten Deputation ein confequenter? Ich frage, warum 
zieht man denn nicht auch die Profefforen der Gefchichte 
hinein? Die Geſchichte berührt mitunter die Theologie 
ſehr unangenehm und um fo unangenehmer, ald die That: 
fachen der Geſchichte beweifen, während die Philofophie 
oft erft da, was fie fagt, zu beweifen hat; fodann aber: 
warum nicht auch die Jurisprudenz, warum foll nicht das 
Oberconſiſtorium auch über die Anftellung ber Profefjoren 
der Jurißprubenz ein Gutachten abgeben, da doch die Juris: 
prudenz mit ber Theologie auf gleichen Boden fteht? denn 
der Grundſatz, ben ſchon die römifchen Juriſten anerkennen, 
der Jurisprudenz iſt der: „Alle Ordnung beruht auf Ge— 





horſam und der Gehorfam gegen die Menfchen beruht auf 
dem Gehorfam gegen Gott”. Dennoch ftehen die Suriften 
ſehr Häufig in Confliet mit den Theologen. Alſo müßte 
eonfequenter Weiſe die Begutachtung der Anftellung der jur 
riſtiſchen Profefforen gleichfalls dem Oberconfiftorium an- 
heimgegeben werden. Nun nehmen Sie an, wir hätten 
einen zweiten Chriſtian Thomaſius in Vorſchlag. Wie 
würde es da fichen? Bekanntlich ift der berühmte Chriſtian 
Thomaſius von den Leipziger Theologen zum großen Nach: 
theil der Univerfität fortgejagt worden, weil er die Ehe 
eines Herzogs von Beig mit einer reformirten Drinzeffin 
beifällig begutachtet-shatte. Doch die Kammer hat noch 
andere wichtige Sachen zu befprechen. Ich breche daher 


ab, obgleich ich noch; Mehreres zu Begründung meiner An 
fit beibringen koͤnnte. = ö 


Bürgermeifter Dr. Ko: Ich kann mich um fo küͤrzer 
faſſen, als vom Heren Staatöminifter bereits auf die Bes 
denken aufmerffam gemacht worben ift, welche der Antrag 
der Deputation hat; namentlich übergehe ich dasjenige, wag 
ich Heren Superintendenfen Dr. Lechler über die irethlm 
liche Auffaffung bezüglich der Stellung der Univerfität zut 
Kirche und zum Staate zu fagen gehabt hätte, Ich habe 
die Ueberzeugung ſchon vor den Seiten ber Deputation ges 
gebenen Erläuterungen gewonnen, daß biefelbe nicht im 
Mindeften den Bwed gehabt hat, die Wiffenfchaft in engere 
Feffeln zu fehlagen; aber fo ganz unfchuldig, wie «6 vom 
Herrn Referenten bat dargeftellt werben wollen, ift in feinen 
praftifchen Folgen ihr Antrag doch nicht. Jedenfalls fol 
doch die von der Depufation geforderte Begutachtung einen 
Zweck haben. Diefer Zweck kann Fein anderer, ald entweder 
ein wiſſenſchaftlicher oder ein confeffioneller fein. Für bie 
wiffenfchaftlihe Beurtheilung der Philofophen dürfte nun 
aber das DOberconfiftorium nicht der geeignete Ort fein. Die 
competentefte Richterin in Sachen der Philofophie ift und 
bleibt doch nur die philofophifche Facultaͤt in Leipzig ſelbſt. 
Es ift num aber ein althergebrachtes Necht der Univerfität, 
das Recht der Denomination für bie neuanzuftellenden Pros 
fefforen und gerade dieſes alte Herkommen möchte ich am 
allerwenigften verlegt wiſſen ; ich möchte es vielmehr ange 
legentlich in Schug nehmen und daffelbe dem Minifterlum 
zur ungeſchmaͤlerten Erhaltung empfehlen. Wenn alfo mit 
der von ber Deputation beantragten Begutachtung weder 
ein wiſſenſchaftliches, noch ein fpecielles Intereſſe der Uni: 
verfität verbunden ift, dann bleibt nur ber confeffionelle 
Zwed des Antrags übrig und deshalb muß ich deſſen 
Annahme entſchieden widerrathen. Ich werde mit dem 
Herrn Hofrat Hänel gegen diefen Punkt des Paragraphen 
fimmen, 

Präfident v. Schönfeld: Es hat num ber Herr Abg 
Rittner das Wort zu ergreifen. 


Rittergutsbefiger Rittn er: Ich muß zuvoͤrderſt meint 
Freude darüber auöfprechen, daß heute der Herr Vertreltt 
der Univerfität Leipzig für feine Universitas und gegen D* 
Dberherrfchaft der Theologie über bie Pfitofophie endlih 
in bie Schranken tritt und ich füge hinzu, daß, wenn ir 
ein folder Kampf Hier überhaupt und heute an ber Bit 
und norhwendig erfchiene, ich mich mit aller Enefchiebenhit 
auf feine Seite ftellen würde, Aleln es ſcheint mir b 
feinem Anfrage die Spihe abgebrodjen zu fein daburd, BP 
die phitofophifche Facultät feibft das Worfchlagsreht tun 
daß ferner das Dberconfifkorium mit feiner Meinung ehe 
falls nur gehört: werden foll und daß das Eultusminiſe⸗ 
Hium als Anftellungsbehörbe fchfießfich doch nicht auf DET 
Gutachten zu Hören braucht, Dadurch wäre alfo eigen 
jede Gefahr befeitigt. Nun ift aber der Umftand, daß der 
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Here Profeffor die Werhältniffe der Univerfität fehr Tange , 


und genau Fennt, fo wie der, daß ich ihn jedenfalls als 
Organ diefes wichtigen Inſtituts betrachten muß, als wel- 
ches er gegen den Deputationsvorfchlag Bedenken erhoben 
hat, fie mich durchſchlagend und ich werde deshalb mit dem 
Heren Hofrath flimmen. Zur Bekraͤftigung meiner Ab- 
fimmung muß ic) indeß noch darauf aufmerffam machen, 
daß mir ber ganze Zuſatz nicht wefentlich zu fein ſcheint, 
ja wohl eher als überflüffig bezeichnet werben Fönnte; denn, 
er mag angenommen werben oder nicht, fo wird dadurch im 
der Hauptfache Nichts geändert. Glaubt die oberfte Behörde, 
auf das Gutachten nicht hören zu follen, fo wird fie es 
nicht thun, wenn auch ber Antrag baftehtz glaubt fie aber, 
die Meinung bed Oberconfiftoriums hören zu miüffen, fo 
wird fie ſich diefelbe vortragen laffen, wenn auch ber Ans 
trag nicht daſteht. Es feheint mir demnach, da wirklich 
auf den Antrag Nichts ankommt, es iſt beffer, man läßt ihn 
ganz weg. 


Superintendent Dr. Lech ler: Ih will nur noch ein 
ganz kurzes Wort hinzufügen, mid aber auf die Sache 
felbft nicht weiter einlaffen. Was die hifforifche Frage ber 
trifft, ob die Leipziger Univerfität den Character eines kirch⸗ 
lien Inſtitutes gehabt habe oder nicht, fo muß ich ber 
Pennen, daß bie von mir angeführten, auf Biftorifchem 
Grunde fußenden Thatfachen in der Hauptfache nicht 
widerlegt worden find. Mas aber den Anftoß betrifft, 
von bem ich gefptochen habe, fo ift er inmitten der Univers 
fität nicht gegen dad Cultusminifterium, fondern lediglich 
gegen die Depuration gerichtet gewefen, indem man bem 
Gultusminifterium eine liberalere Gefinnung zufraute, als 
wie man fie in diefem Antrage der Deputation finden zu 
müffen glaubte. Daß aber diefer Anftoß wirklich vorhans 
„den gewefen ift, das habe ich nur ald eine Thatſache ein, 
fach bezeugt, wie ein Obrenzeuge Etwas bezeugen kann. 
Wenn der Herr Referent mit dem, was ich gefprodhen habe, 
noch etwas Anderes in Verbindung gefeht hat, fo bitte 
id, das dahim berigtigen zu dürfen, daß, wenn ic von 
bitterem Spotte geredet habe, fid) dies durchaus nicht auf 
Mitglieder der Univerfität Leipzig bezog, fondern vielmehr 
auf eine Iiterarifche Aeußerung, welche in fehr bitterer und 
ſarkaſtiſcher Weife gehalten war. Ich erkläre das ausdruck⸗ 
lich, um auch nicht indirect irgend einen Schatten auf 
meine Herren Gollegen an der Univerfität zu werfen. 
— Benn Here Hofrath Hänel geäußert Hat, es möge fein, 
daß bie Theologie ſich vor der Philofophie nicht fürchte, 
aber. fie möge nur auch recht kaͤmpfen, fo will ich mich nicht 
darauf einlaffen, im Einzelnen’ nachzuweiſen, daß ein fol: 
her Kampf geführt wird, foweit er zu führen iſt. Ich 
glaube, der fpecielle Nachweis hierfuͤr gehört nicht in unfere 
Verhandlungen herein. — Wenn Herr Bürgermeifter Koh 

meinte, daß eine Begutachtung ber Profefjoren der Philo- 
fophie Seiten des Oberconfiftoriums doch nur eine confeſ⸗ 
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fionelle fein koͤnnte, fo erwidere ich, wenn bie Schriftſteller 
und Lehrer ber Philofophie confeffionel beurtheilt werben 
folten, fo würde nicht viel übrig bleiben, wir müffen recht 
froh fein, wenn fie nur überhaupt auf chriftlichem Boden 
fiehen; denn es giebt befanntlih auch Fälle, wo ſchrift⸗ 
widrige und antichriftliche Anfichten philoſophiſch aufgeſtutzt 
worben find. Alſo davon müßte jeder im Boraus abfehen, 
wenn er eim ſolches Gutachten abgiebt. Dagegen kenne 
ich Beifpiele, daß roͤmiſch⸗katholiſche Docenten der Philos 
fophie an proteſtantiſchen Univerfitäten angeftellt worden 
find und mit Erfolg Ihren, ohne daß die evangelifche 
Theologie darunter gelitten hätte, 

Staatöminifter Dr. v. Falkenftein: Der Herr Sus 
perintendent Dr. Lechler fagte foeben, er fei hinſichtlich 
deſſen, was er über die Stellung der Univerfität geäußert 
habe, nicht widerlegt worden. Ich habe geglaubt, ihn 
widerlegt zu haben durch bie vollfommen hiftorifche Bemierz 
fung, daß unfere Landesherren bie Univerfität geftiftet haben 
und daß fpäter erft fdcularifirte Güter zur Förderung und 
zum ‚Wohle ber Univerfität verwendet worden find; daß fie 
alfo dadurch einen Eirchlichen Character in dem Sinne, 
welchen ber geehrte Here Sprecher anbeutete, Feineswegs 
erhalten hat. 

Präfident v. Schönfels: Es haben fich weiter Feine 
Rebner angemeldet und ich habe zu erwarten, ob ſich 
Semand über $. 84 und bie dazu geftellten Anträge noch 
weiter zu [verbreiten gedenkt? Es ſcheint aber nicht der 
Fall zu fein. 

Königl. Commifjar Dr. Gilbert: Die Berathung 
über den Entwurf einer Kirchenordnung iſt hier bei einem 
Punkte angelangt, bei welchem das Gultusminifterium, wie 





Schon bereits geftern der Here Eultusminifter erwähnt hat, 
aufrichtig bedauert, mit den Vorſchlaͤgen ber geehrten Des 
putation der hohen Kammer in einer wichtigen, ich möchte 
beinahe fagen, principiellen Differenz ſich zu befinden. 
Diefe Differenz betrifft die Unterrichtöfrage, Ihre Ordnung 
und Löfung. Es fei mir erlaubt, darauf hinzumelfen, 
melde Drdnung und Löfung der Entwurf, der Kirchen 
ordnung biefer Frage giebt. Nach $. 86 unter Punkt 10 
bleibt bei dem Minifterium des Cultus und öffentlichen 
Unterrichts: e 
„Die unmittelbare Leitung ber inneren und äußeren 
Angelegenheiten ber Sandeduniverfität, der beiven Landes⸗ 
fhulen zu Meißen und zu Grimma, der vom Staate unters 
haltenen Realijulen, der Zurnlehrerbildungsanftalt, der 
Zaubftummenanftalten, insbefondere auch die Anftellung 
der Profeforen und Lehrer an benfelben, bie mittelbare 
Leitung der. fäbtifchen Gymnaſien, insbeſondere bie Bes 
ee oder Verwerfung der für diefelben befignirten 
rer. 


Nah Punkt 12: 
„die oberfte Leitung der inneren und Äußeren Ungelegenz 
heiten der Schullchrerfeminare, auch des Lehrerinnenfeminars 
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"4 Gallenberg, die Anſtellung der Lehrer an denfelben, for 
un bie Genehmigung und Beftätigung oder Verwerfung 
der fliftungsmäßig von Privatcolatoren defignixten.” 


Nach Pitt 18: 

„pie oberfte Leitung ber inneren und äußeren Angelegen- 
heiten der Elegentar- und Bürgerfhulen, fowie der ſtaͤdti⸗ 
fchen Realſchulen, der Rettungshaͤuſet, der Sonntags und 
Fortbildungsfchulen, welche Feine Fahbildung beyweden, 
Die äußeren Angelegenheiten in bemfelben Umfange, wie 
oben unter Nr. 5 a—f von den äußeren kirchlichen Ange: 
Tegenheiten bemerkt worden.’ 

Zerner nach Punkt 14: 

„die Anftellung der Lehrer an dieſen Schulen, foweit 
foldje nicht vermöge befonderen' Collaturrechts gewiffen Gr 
meinben, Corporafionen oder einzelnen Perfonen zufteht.” 

Die Hohe Kammer erblickt hier dem ganzen Unterrichts: 
firom von der Elementarvolksſchule an bis hinauf zur Uni⸗ 
verfität in feiner natürlichen, ununterbrochenen Fortbewegung 
und in feiner inneren Gontinuität. Doch ift damit — 
und das will ich ausdruͤcklich hier fogleich erwähnen — eine 
Losreißung der Kirche von der Schule, foweit fie zufammen 
gehören, eine fogenannte Emancipation der Schule Feines: 
wegs vollzogen oder angebahnt. Denn ber Entwurf rührt 
mit Teinem Worte an die Localſchulinſpection der Geift: 
lichen; er, der Entwurf, erhält die Diſtrietsſchulinſpection 
der Superintendenten über ben gefammten Jugendunterricht 
aufrecht; ($. 76, 4). Er verweift die Oberaufficht über 
die Elementarvolksſchulen, die Präfentation der Lehrer an 
die Bezirksconſiſtorien. Er läßt auch die Seminare von 
dem Bezirksconſiſtorium beauffichtigen; er behält allerdings 
dem ultusminifterium die Schulamtscandibaten und Wahls 
fähigteitspehfungen vor. Ganz natürlich; das find ja Staats: 
prüfungen, welche bie allgemeine Befähigung zum Lehramte 
nachweiſen ſollen, aber nicht Prüfungen für das beftimmte 
Amtz allein er Täßt auch diefe Prüfungen durch einen aus 
der Mitte bed Confiftoriums abzuordnenden Commiſſar voll: 
siehen ($. 81, 12). Er weift endlich die Anftelung für 
das wirkliche Amt an das Oberconfiftorium ($. 81, 9). 
Einen ganz anderen Weg fchlägt das Deputationsgutachten 
zu $. 84 auf Seite 277 des Berichts ganz befonders von 
den Punkten. 11, 12, 13, 14 an ein. Es verweift das 
ganze Elementarvolksſchulweſen und das Seminarwefen an 
das Oberconfiftorium; es Iäßt von dieſem bie Wahl der 
Lehrer vollziehen; es weißt felbft die Staatöprüfungen für 
Tünftige Lehrer, die fogenannten Schulamtscandidaten- und 
Bahlfähigkeitöprüfungen ebenfalls an das Oberconfiftorium; 
es läßt fogar alle Fonds, feien es fliftungsmäßige oder auf 
ſtaͤndiſcher Bewilligung zuhende, vom Oberconfiftorium vers 
walten, Nun if aber das ganze Elementarvolksſchulweſen 
in der Weile, wie es ſich in unferem Lande entwicelt hat 
und gegenwärtig daſteht, zum guteh und großen Theile 

eine Schöpfung des Minifteriums des Cultus und öffentlichen 
Untersichtö; ich füge ausdrüclich Hinzu, unter der treueften 
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der ſtaͤdtiſchen Corporationen. 





und erſprießlichſten Mitwirkung der damit betrauten Mittel: 
und Unterbehörden und in den Städten ganz beionders 
Es fei mir erlaubt, an 
einem einzigen Beifpiele darzuthun, wie kurz vor Einftel- 
lung der Wirkſamkeit des vormaligen Oberconfiftoriumg 
und vor Aufritung des Miniſteriums des Cultus und 
öffentlichen Unterrichtö es im Elementarvolksſchulweſen in 
unferem Sande ftand. Ich wende meine Blide nicht etwa 
an einen dunffen und unberühmten Drt, ic) wende fie in 
die dritte Stadt des Landes, welche heute ein fehr bike 
hendes, wohlgeorbneted und nach allen Seiten hin reich, 
entfaltetes Unterrichtöwefen hat. Der Vertreter biefer Stadt 
fist in diefer hohen Kammer, er wird bei feiner eigenen 
erfolgreichen Thätigkeit und Wirkfamkeit für das Chem: 
niger Schulweſen oft genug auf jene Zeit zurückgewieſen 
worden fein und mich Feiner Unwahrheit zeihen. Wie ftand 
es num kurz vor Aufhebung des vormaligen Oberconfifto: 
riums um das öffentliche Schulweſen in Chemnig? Der 
ganze öffentliche Unterricht ber Knaben war am die drei unter, 
ften Claſſen des Lyceums gewieſen. Nur Wenige, die nicht 
ſtudiren wollten, ruͤckten bis Tertia vor. Dazu waren im 
Ganzen drei und mit dem Lehrer der dritten Claſſe vier 
Lehrer angeftelt. Für den Unterricht der Mädchen fand 
ſich im Innern der Stadt nur ein einziger Lehrer angeftellt, 
Ebenfo unentwidelt war das Unterrichtöwefen der Borftadt. 
Die Maffen aber, welche jest in wohlgeorbnete Bürger 
ſchulen ftrömen, floffen in Winkelſchulen zufammen, deren 
eine, in einem Winkel der Stadt gelegen und in jeder Ber 
deutung des Wortes eine wahre Winkelſchule, von einem 
Zambour unterhalten ward. Es find Tauſende in diefer 
Schule unterrichtet oder vielmehr vernachlaͤſſigt worden; 
ihre Frequenz und ihr Flor ward nur von ihrer Erbärm 
lichteit übertroffen. Man kann darnach ermeffen, wie 
um das Volksſchulweſen auf dem platten Sande ftand, che 
das Minifterium des Cultus und öffentlichen Unterrihts 
eintrat. Ich führe nur an, daß bei den Grörterungen, 
welche ald Vorbereitung zu Entwerfung eines Elmentat- 
volföfthulgefeges angeftellt worden, fich ergab, daß noch im 
Jahre 1833 auf dem platten Sande 687 unconfrmitte 
Lehrer und 224 fogenannte Reihes und Wandellehrer vor 
handen waren, die mehr als 41,000 Kinder unterrichteren. 
Und ald nun das Elementarvolksſchulgeſetz erlaffen WAT, 
da war ein großer Theit diefer Lehrer, als fie confimit 
werden folten, nicht im Stande, die Prlifung zu beſtehen 
und doch war man in Bezug auf diefe Prüfung währen) 
der Uebergangöperiode keineswegs befonbers ſtteng und dir 
ficil. Ich habe dieſes Aueg nur zu dem Bwede erwähnn 
um zu beweiſen, was ich gleich Anfangs behauptete In 
das Elementarvolksſchulwefen in feiner heutigen Ent 
lung von dem Minifterium des Cultus und öfntider 
unterrichts zum guten und großen Theile durch die ale 
Kammern vereinbarten Gefee, burch die Mittel, die wi 
felbe feguf, fo wie durch birecte und. indirecte Amrehungen, 
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die es gab und die Anfangs-fogar auf großen Miderftand | 
fließen, mit einem Worte, durch feine ganze Oberleitung 
erft gefchaffen worden ift. Diefen Theil einer teuer ge: 
worbenen und, wie ich glaube, auch reich gefegneten Wirk 
ſamkeit ISft nun das Deputationsgutachten von dem Mi: 
nifterium ab. Das ift die Gemüthsfeite, meine Herren, 
welche die Sache hat. B 

Doch lege ich auf diefe Gemüthsfeite Feineswegs einen 
hohen Werth. Wenn eine rechte und gefunde Organifation, 
eine folde, in welcher Einheit und Plan ift, eine Ablöfung 
des Volksſchulweſens und des Seminarwefens von dem 
Miniſterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts und 
eine Weberweifung deffelben an das Oberconfiftorium erfor- 
dert ober auch nur anräth, fo mag e3 immerhin fein. Man 
Tann einer fo überaus wichtigen Sache, wie dad Elementar⸗ 
volksſchulweſen ift in allen Clafjen der bürgerlichen Gefell- 
fchaft, bei allen Unter» und Mittelbehörden, welde damit 
zu thun haben, fein ganzes Herz hingeben, es refortire nun 
daffelbe in oberfter Inftanz bei einem Oberconfiftorium oder 
bei einem Minifterium. Aber gerade daß eine einheitliche 
Drganifation ein Bufammenlaffen und Bufammenbleiben 
des feiner innerften Natur nad) Zufammengehörigen erfor⸗ 
dert, das ift die Ueberzeugung des Minifteriums. Im ber 
‚Hand des vormaligen Oberconfiftoriums, refp. des Kirchen 
vothes lag das ganze Unterrichtöwefen von der Volksſchule 
an bis hinauf zur Univerfität. Darin war eine Einheit 
und ein Plan, wenn auch eine Einheit und ein Plan für 
vergangene Tage. Es macht nun aber dad Deputationd: 
gutachten keineswegs ben Verfuch, dad gefammte Unterrichts 
wefen wieber an bad Oberconfiftorium zu verweilen; es 
laͤßt vielmehr das fogenannte höhere Unterrichtöwefen von 
den Realſchulen an, aber mit Ausſchluß der Seminare, bei 
dem Miniſterium; gewiß in der ganz richtigen Erkenntniß, 
daß man eine rein geiftliche Behörbe, als welche doch das 
Oberconſiſtorium reconſtituirt werden fol, mit. einem fo 
vielglieberigen, neben bem Religionsunterrichte in die ver · 
ſchiedenſten Fächer des menſchlichen Wiſſens und in alle 
Verhaͤltniſſe des ſocialen Lebens eingteifenden Unterrichts⸗ 
weſen, wie es namentlich bei dem höheren der Fall if, nicht 
beichweren darf. Aber warum hat man denn dad Elemen- 
tarvolksſchulweſen und Seminarwefen von bem Unterrichts 
wefen überhaupt getrennt? Vielleicht in der Uebergeugung, 
daß beim Elementarvolksſchulweſen die Kirche ausſchließlich 
oder doch wenigſtens vorzugsweiſe und mehr als der Staat 
betheifigt ſei? Aber gerade der Staat ift bei dem Elemen · 
tarvolksſchulweſen am allermeiſten intereſſitt; denn bei 
Weiten der größte Theil aller feiner Glieder und Bürger 
befucht nie eine andere, als die Elementarvolls ſchule und 
empfängt feine ganze Vorbereitung für das kuͤnftige Le⸗ 
ben nur dort. Dder man iſt vieleicht vom der Anfiht 
ausgegangen, daß beide große Unterrichtspartien, das 
Volksſchulweſen fammt dem Seminarwefen, und das 
übrige fogenannte - höhere Unterrichtsweſen auch in ber 
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Trennung von einander doch recht wohl geleitet und 
organifirt werden Eönnten und daß eins mit dem an⸗ 
dern nicht fo innig zufammenhänge? Aber gerade das 
Gegentheil findet ſtatt. An unſere Elementarvolksſchu⸗ 
Ien, zum Theil ſchon an die Mittelclaſſen dekſelben, fchlier 
Sen ſich unfere Realſchulen, fehließen fich unfere Profemi- 
mare, fchließen ſich unfere.Progymnafien, ſchließen ſich unfere 
Sonntags» und Fortbildungsfchulen jeder Art, ſchließen 
fi auch andere Unterricht3anftalten, die unter anderen 
Staatöminifterien ftehen, 5. B. die Gewerb⸗, Aderbau: und 
Handelsfhulen an. Die Seminare aber nun vollends 
bilden nicht blos Neligionslehrer, nicht bios Vollsſchuleh⸗ 
ter, fonbern Lehrer für alle Fächer des Elementarunterrichts, 
fogar Lehrer für höhere Unterrichtsanftalten. Cine blofe 
Oberaufſicht aber, sefwa um die Interefien des Staates 
wahrzunehmen, genügt hier ganz und gar nicht. Nur wer 
die Leitung und Drganifation des Ganzen in ben Händen 
hat, nur der fann auch für einen einheitlichen, gefegneten 
Erfolg verantwortlich fein. 

Es dürfte aber auch im höchften Intereffe des Fünf 
tigen Oberconfiftoriums felbft liegen, außer mit dem Reli 
gionsunterrichte und ber veligiöfen Erziehung mit dem Un« 
terrichtöwefen nicht weiter befchwert zu werden. Das De 
putationsgutachten, wenn ich mich recht erinnere, fagt felbft 
an einer gewifien Stelle, man wolle „eine ſtarke Bes 
hoͤrde“ bilden. Wer, meine hohen Herren, der e8 irgend 
mit der neuen Organifation gut meint, wünfchte das nicht? 
Dann aber dürfte es doch die erfie Negel fein, daß man 
ihm Nichts zuwieſe, was feiner tiefften Natur nach ihm 
doch etwas Fremdartiges und Heterogenes iſt. Daß bies 
aber, mit Ausnahme des Neligionsunterrichtd und der relis 
giöfen Erziehung, bei dem Vollsſchul- und Seminarwefen 
wit feinen taufend Fachfragen und Fachforderungen flatt« 
findet, läßt ſich nicht wegleugnen. Webrigens fehlt aber 
auch dem Oberconfiftorium die. Berantwortlichkeit vor ben 
Ständen und dem Lande, welche fehon um ber großen 
Fonds willen, die fir daffelbe bewilligt werben, dann aber 
auch um des öffentlichen Vertrauens willen zu den leicht 
mißfannten Maaßregeln nöthig ift, bie auf diefem Gebiete 
oft genommen werben müffen und nicht ausbleiben koͤnnen. 
Es laͤßt fi ohne ungewöhnlichen Scharffinn mit aller 
‚Beftimmtheit vorausfagen, daß die Ueberweifung ganzer 
großer Unterrichtäpartien an das kuͤnftige Oberconfiftorium in 
oberfter Inſtanz einen der empfindlichften Angriffspunfte gegen 
daffelbe bilden werde und daß die erſte mißliebige Maap- 
regel, welche ed auf dieſem Gebiete trifft, vielleicht ſehr bald 
dazu den Anlaß geben werde, ⸗ 

Meine hohen Herren, wir wollen durch eine neue 
Kirchenordnung nicht in die Vergangenheit, wir wollen für 
die Gegenwart und — fo Gott feinen Segen giebt, — 
ein großes Stu hinaus in die Zukunft bauen, Da gilt 





€ aber vor Allem, die großen Gedanken zu beherzigen, 
welche die Zeit bewegen und durch die Welt gehen, recht zu 
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würdigen unb zu beherzigen, nämlich, foweit ihr Wahrheit: 
inhalt und ihre Berechtigung reiht. Zu diefen Gedanken 
gehört aber die Weberzeugung bei ber ungeheuren Mehrzahl der 
jegt Lebenden, dag mit Ausſchluß deö Religionsunterrichts 
und ber religiöfen Erziehung dad gefammte unterrichts⸗ 
weſen nicht Sache der Kirche, ſondern Sache des Staates 
fei, weil ale Confeſſionen, ja ſeibſt die verfchiebenen Reli⸗ 
gionen im Staate dabei betheiligt find und weil dad ganze 
fociafe Leben unferer Cultut- und Gewerböftaaten, wie es 
nun einmal ift, neben der veligiöfen Erziehung faft auss 
ſchließlich auf der bürgerlichen Intelligenz ruht. Die Frage: 
ob Staat oder Kirche in oberfier Inftanz das Unterrichts 
wefen zu leiten habe? ift felbft auf großen, weiten Terri⸗ 
torien der Fatholifchen Welt zu Gunften des Staates ber 
reits entſchieden und ausgefämpft, Ich erinnere nur an 
Frankreich und an Belgien. Und in einem anderen Reiche 
hat Nichts fo fehr die Meinung der Welt und Derer, für 
welche es beflimmt war, gegen ein viel beſprochenes Cons 
corbat eingenommen, als der Umftand, daß neben der Ehe 
frage beſonders die Unterrichtöfrage viel zu ausschließlich 
in die Hände der Kirche und der geiftlichen Orden gelegt 
war, fodaß die Oberaufficht ded Staates wirkungslos er- 
ſchien. Verpflanzen wir durch eine Organifatign, wie fie 
hier beantragt wird, nämlich durch Berreißung des Zuſam ⸗ 
mengehörigen und durch Verweiſung ganzer, großer Unter 
richtsgebiete an eine rein geiftliche Behörde, um Gottes 
willen diefen Kampf nicht auf proteftantifches, auf vater: 
laͤndiſches Gebiet. Das Minifterium des Cultus in feiner 
Eigenfhaft als Minifterium des Öffentliden 
Unterrichts glaubt, daß das ganze und ungetrennte Uns 
terrichtöwefen, daß aber vor Allem die Bafis des höheren 
Unterrichts, das Volksſchulweſen und Seminarwefen bei 
ihm zu verbleiben Habe. Es ift überhaupt der Meinung, 
daß nicht fowohl die Frage, welche Unterrichts: und Bil: 
dungsanftalt man von ihm trennen, ald dag vielmehr 
die andere Frage entfiehen möchte, welche zur Zeit von ihm 
getrennte Unterrichts- und Bildungsanftalt man mit ihm 
vereinigen follte und wie es ſich dann felbft zu organifiren 
und zu vervolftändigen habe, um feiner großen Aufgabe 
nach allen Seiten hin vollfommen genügen zu koͤnnen. 
Bad Minifterium des Cultus und öffentlichen Unterrichts 
tichtet Daher an die Hohe Kammer, vor Allem an bie verehrten 
Mitglieder der Deputation bie Bitte, diefer gewiß aus der 
innerften Natur der Sache geſchoͤpften Erwägung ſich nicht 
zu verfchließen und ſich über das Werbleiben des Elemen- 
tarvoltsfchulmefend und Seminarweſens in oberfter Inſtanz 
bei dem Minifterium mit ihm zu conformiren. 


Meferent Vicepräfident v. Frieſen: Meine Herren, 
bie Rebe, bie wir foeben von einem ber Herren koͤniglichen 
Commiffare vernommen haben, ift wohl der.ftärffte Angriff 
gegen das Deputationdgutachten, welden daſſelbe bis jest 
in einer Reihe von 20 Sigungen erfahren hat, und es 
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ſcheint mir, daß die Anträge und Abfichten der Deputation 
ſehr verfannt worden find. Ich befämpfe durchaus nicht 
alle Anfichten des Heren Regierungscommiffets, auch nicht 
die Anträge, welche in Beziehung auf die Vorfchläge, welche 
wir gethan, noch nöthig find, ich ſuche vielmehr eine Ber, 
einigung herbeizuführen und wenn es mir gelingen follte, 
die Anfihten der Deputation deutlich zu machen, fo dürfte 
das vieleicht zur Abkürzung der Berathung und zu einer 
gerechtern Beurtheilung der Intentionen der Deputation 
führen. Allerdings haben wir vorgefchlagen, daß die Punkte 
11, 18 und 14 umd was der Herr Commiffer nicht er- 
wähnte, zum Theil auch Punkt 15 des $. 86 in den $.84 
übertragen werben follen, naͤmlich, daß die oberſte Leitung 
der Schullehrerfeminare, zweitens die oberfte Leitung ber 
inneren und äußeren Angelegenheiten der Glementarfchulen, 
"drittens die Anftellung der Lehrer an den Elementarfchulen 
und viertend bie Entiheidung in allen inneren und aͤußeren 
Angelegenheiten der Elementarfchulen dem Oberconfiftorium 
übertragen werben follen. Es iſt gar nicht zu Teugnen, 
daß die Sache zwei Seiten hatz aber fie foll auch zwei 
Seiten haben und gerade das haben wir anerkannt. Der 
Herr Regierungscommiffar hat dies, wie ich weiter nach⸗ 
weifen werde, nicht berüdfichtigt; fein Standpunkt iſt ein 
viel einfeitigerer als der unfrige. Warum haben wir uns 
feren Antrag geſtellt? Erſtens, weil wir den Weg zu einer 
Trennung der Schule von der Kirche, zu einer völligen 
Gmancipation der Schule von der Kirche nicht anbahnen 
wollten, weil wir bie fo wichtige Verbindung der Elemen: 
tarſchule mit der Kirche fefthalten wollten; zweitens weil 
das Elementarvolksſchulweſen nad $. 76 unter ber une 
mittelbaren Aufſicht und Leitung ber Superintendenten 
ſteht und weil die Superintendenten unter dem Bezirks - 
eonfiftorium und unter dem Oberconfiftorium fichen follen. 
Vergl. $. 81 sub 2 a, b, und $. 84 sub 16. Bir ha 
ben und alfo ebenfowohl nach ber Competenz ber Perſon 
und ihrer Unterordnung gerichtet, nicht blos nach der Compt+ 
ten; der Sache. Ferner ift in dem $. 84, Seite 35 ber 
Vorlage unter dem Punkte 9 gefagt, daß das Obercon 
ſiſtorium auch die Anftellungs: und Befoͤrderungsprůfungen 
der Lehrer für Elementar- und Buͤrgerſchulen leiten toll, 
und foll aus feinen Mitgliedern eins als Vorſitzenden ber 
niebergefegten Prüfungscommiffion ernennen. Das Ober 
eonfiftorium ſoll alfo diefe Prüfung unter feiner Leitung 
und ünter feinen Augen vornehmen. Diefe Beftimmungen 
führen alfo zu einem Bufammenhang ber ganzen Sache. 





Dennoch find wir nicht fo einfeitig geweſen zu Teugnen, daB 
die Sache von zwei Seiten betrachtet werben müffe; wir 
geftehen zu, daß fie von zwei Seiten, nad) zwei Geſichts- 
punkten behandelt werden müffe, Wenn ermähnt wurde, 
daß es einer Behörde ſchwer werden müffe, ſich von 
einem wichtigen Gechäftskreife zu trennen, welcher ihr 
lieb geworben fei und welchem fie ihr ganzes ‚Herz hinger 
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geben habe, fo ift dies Fein Grund gegen eine neue Ein- 
richtung, da diefelbe Angelegenheit auch dem Fünftigen Ober» 
eonfiftorium eine wichtige und theuere Angelegenheit fein 
wird. Das bleibt ſich alfo gleich, wie aud der geehrte 
‚Herr Regierungscommiffar felbft zugeſtand. Das Verlangen 
nad) einer einheitlichen Organifation und Verwaltung ift 
ebenfo gerecht als natürlich; fpricht aber auch micht gegen 
unfern Antrag. Eine einheitliche Organifation und Ver: 
waltung verlangen wir ebenfalls; biefe. kann aber vom 
Eultusminifterium eben fo gut ausgehen, wie von dem Ober: 
conſiſtorium; es müffen daher andere Gründe fein, die für 
die Meinung des Herrn Commiffars ſprechen. Nur wer 
bie Organifation bes Ganzen in der Hand habe, fagte der 
Hear Commiffer, koͤnne für den Erfolg und für die gute 
Ausführung des Ganzen verantwortlih fein. Nun ja, 
auch das ſoll dad neue Oberconfifiorium fein und darauf 
rechnen wir fehr, daß es fir feine Pflichten verantwortlich 
fei, wie ſchon mehrmals beſprochen worden iſt. Aber, 
meine ‚Herren, es wurde von dem geehrten Herrn Regiers 
ungscommiffar gefagt, dad Schulwefen fei nicht Sache 
der Kirche, fondern es fei Sade des Staats, 
der Staat fei hauptfächlich betheiligt bei deffen Gedeihen, 
bei deffen ganzer Organifation und Handhabung. Er 
führte dabei Beifpiele aus Frankreich, Belgien und fogar 
aus einem anderen Lande an, wo ein Concordat hauptſaͤch⸗ 
lich deshalb fo heftige und fchmähliche Angriffe erfahren 
habe, weil der Volksunterricht in die Hände der Geiftlichen 
gegeben und den Staatöbehörben entzogen worden fei. Und 
dies feheint denn alfo der wahre Grund zu fein, warum er 
* verlangt, daß das Elementarvolksſchulweſen bei dem Miniftes 
rium des Cultus verbleibe. Diefem Sat freilich, daß das 
Schulwefen nicht Sache der Kirche, fondern Sache des 
Staats fei, müßte ich aber geradezu und entfchieden wider⸗ 
fprechen, ohne mid) in eine weitläufige Beleuchtung biefer 
Frage einlaffen zu Pönnen. Indeß, meine Herren, kommt 
es auch nicht darauf an, über dieſen Grundfatz zu ftreitenz 
man fann ja vielmehr zugeben, daß dad Schulweſen fo 
gut eine Angelegenheit des Staats, wie der Kirche ſei. 
Das Intereffe, welches von beiden Seiten fr das Volks · 
ſchulweſen genommen wird, wollen wir nicht im Mindeſten 
iranken und- verlegen, wollen bie Einwirkung des Staats 
auf dad Volksſchulweſen anerkennen, nicht nur wegen ans 
derer Unterrichtögenftände außer dem Religionsunterrichte, 
fondern wegen der ganzen Griftenz der Volt, und Elemen» 
tarſchulen und wegen der ganzen Volksbildung, welche in 
ihre Hand gelegt iſt. Beiden orderungen wollen wir 
ihr votes Recht angebeihen laffen, auch foll bie Einwir- 
ung des ultusminifteriums auf bie Elementarſchulen nie 
aufhören, foweit es Staatöfache, Staatsintereſſe und Staats - 
angelegenheit ift. Das. Minifterium des Innern ober das 
Minifterium des Cultus mögen ja Schritt für Schritt bei 
jeder Angelegenheit daran erinnern, daß fie etwas hinein 
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zureben haben und mögen ihre Autorität und- ihren Eine 
flug in diefer Sache geltend machen. Es ift im Gegentheil 
gerade recht erwünfcht, daß die Sache von beiden Geſichts⸗ 
punkten aus betrachtet wird, wir wollen das nicht flörenz 
aber eine Behörde muß doch die Leitung haben, entweder 
das Oberconfiftorium oder das Eultusminifterium. Wenn 
nun einmal das Elementarſchulweſen im ganzen Sande um» 
ter der Aufficht des Superintendenten und des Ortspfarrers 
alsLocalſchulinſpectors geftelltift, fo ift dadurch ſchon zugegeben, 
daß die Leitung des Volksſchulweſens eine Sache der Kirche 
ift und wenn einmal diefe Schulen dem Superintendenten 
untergeben find, fo fann man den Superintendenten nicht 
wieder unter das Gultusminifterium ftelen, wenn er nicht 
zwei Oberbehörden angehören fol. Alſo entweder das 
Eine oder das Andere. Wie die doppelte Theilnahme der 
Staatd: und der Kirchenbehoͤrden an ber Elementarſchule 
hergeſtellt und in Uebereinftimmung gebracht werben foll, 
das ift dann, wenn man ſich Über den Grundſatz geeinigt 
hat, Sache weiterer Erwägung und Faſſung. Wir können 
die Faſſung nicht vornehmen und deshalb Reine fpeciellen 
Vorſchlaͤge machen. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Gilbert: Der geehrte Her 
Referent hat gefagt, daß die Deputation einen ſtarken Ans 
griff erfahren habe. Ich Tann verfichern, daß ich nicht 
einen einzigen Augenblid die wohlmeinende Anſicht ber 
Deputation der hohen Kammer verfannt habe, Kirche und 
Säule in der natürlichen und engen Verbindung zu ers 
Halten, im welcher fie auch wirfli mit einander flehen. 
Darum habe ich auch gleich Anfangs vorausgefchidt, bie 
Art und Weife, wie der Entwurf dad Schulweſen ordnet, 
trage nur der Einheit, die im ganzen Unterrichtöwefen 
ftattfinden muͤſſe, Rechnung, ohne deshalb die Schule in 
den Beziehungen, wo fie ganz zur Kirche gehört, von ihr . 
abzulöfen. Das habe ich auch dadurch bewiefen, daß ich 
keineswegs, wie ber geehrte Herr Referent anführte, geſagt 
habe, das Unterrichtsweſen fei nicht Sache der Kirche, ſon ⸗ 
dern des Staates; vielmehr Habe ich auf dad Schärffte bes 
tont, wo bie Kirche einzugreifen habe, wo ihre Competenz 
liegt. Sie liegt in der Beauffichtigung der religiöfen Er» 
ziehung und des religiöfen Unterrichts, Ich bin aber 
durch das, was ich in der hohen Kammer felbft vom erſten 
Zage am bei den Berathungen gehört habe, darauf ger 
führt worden, nachzuweiſen, daß man in eine Inconfes 
quenz verfallen wiirde, wenn man bie oberfte Leitung des 
Elementarvolksſchulweſens und des Seminarwefend von 





dem Minifterlum bes Öffentlichen Unterrichts trennen wollte; 
denn es ift bei diefen Berathungen immer und immer wies 
der ausgeſprochen worden, man wolle eine rein kirchliche 
Behörde ſchaffen. Ich leugne nun nicht im Geringften, 
daß ein Dberconfifterium ganz fo gut, wie dad Miniſte⸗ 
zum des Cultus jemals die Schulen Sachſens geleitet Hat, 
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diefelben auch wird leiten koͤnnen, wenn es mit Beziehung 
auf dieſe Aufgabe zuſammengeſetzt wirdz es iſt aber klar 
und es findet dann der große Unterſchied ſtatt, daß man 
die Natur des Oberconſiſtoriums als rein geiſtlicher Behörde 
dann aufgeben und aus dem Oberconfiftorium wiederum 
ein Unterrihtöminifterium des öffentlichen Unterrichtes 
machen muß, Denn es muß befonders darauf hingewiefen 
werden, daß das Minifterium ja bisher ſchon nicht eine 
blos kirchliche Behörde geweien ift, fondern es ift auch Mi 
nifterium des öffentlichen Unterrichts, daher es auch bie 
Pflicht gehabt hat, auch allen den Fachfragen und Ans 
ſpruͤchen Rechnung zu tragen, auf welde einzugehen ein 
rein geiſtliches Oberconfiftorium nicht im Stande ift, ohne 
daß es feine Stellung ganz verändert. Ich glaube aber 
auch, hier findet fich der Anknüpfungspunkt für dasjenige, 
was der Herr Neferent als den möglichen Austrag der 
Differenz zu bezeichnen die Güte gehabt hat. Es wird 
nicht fehr ſchwer fein, daß das Minifterium des Gultus 
und öffentlichen Unterrichts fi) mit dem Oberconfiftorium 
über die Competenz verftändigt. Das wird ja Seiten 
der Regierung gar nicht abgeleugnet, daß die oberfte Leis 
tung in Saden der religiöfen Erziehung und des religie 
oͤſen Unterrichtd vor das Oberconfiftorium gehöre; alle reis 

. hen Unterrichtsfragen, — und folde finden fi) ja doch 
felbft in der allerlegten Elementarſchule, um wie piel mehr 
im ganzen Elementarvolksſchulweſen und culminiren ges 
rabezu im Seminarwefen — gehören, fowie die ganze 
Oberleitung, nicht vor das Oberconfiftorium. Das ift die 
einheitliche Drganifation, die ich betont habe. 


Superintendent Dr. Lech ler: Ich kann, um nicht in 
den Schein wirklichen Eigenfinnes zu kommen, nicht ums 
hin, noch einmal ben rechtlichen Character der Univerfität 
zu berühren und zu fagen, ich kann es mir, da biöher die 
Staatöminifter in Evangelicis alein die Anftellung fämmt: 
licher Univerfitätöprofefforen in der Hand gehabt haben, 
ſchlechterdings nicht anders denken, als daß dieſe Einrich- 
tung aus dem Gefichtspunfte hervorgegangen ift, daß die 
Sache confeffionell kirchlich zu behandeln feiz denn die ger 
nannte Minifferialbehörde übt doch nur „die landesherrliche 
Kicchengewalt uͤber die evangelifhen Glaubensgenoſſen“ 
aus (Verfaffungsurfunde $. 57). — Um aber auf das zu 
Tommen, wa uns jest. vorliegt, fo ift der Deputation 
von dem Herrn Regierungscommiffar. entgegengehalten, 
daß dasjenige, was wir wollen, eine ungefunde Organifa- 
tion ſei und daß fie natürlich deshalb auch nicht koͤnne ger 
deihlich wirken, weil der Unterricht in den Volksſchulen von 
dem übrigen Unterrichte getrennt würde in Beziehung auf 
die oberfien leitenden Behörden. Da muß ich denn doch 
Tagen, daß ich beim Buftimmen zu dem, was der Deputas 
tionsantrag in Bezug auf die Volksſchulen verlangt, mid, 
nicht, habe in Gebanfen trennen koͤnnen von dem, worin 
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ich aufgewachfen Binz denn ich bin aus einem Lande here 
gefommen, wo die Sache factiſch bereits fo georbnet if, 
wie wir in der Deputation fie und gedacht Haben. Nam— 
lich in Wuͤrtemberg iſt die Einrichtung diefer fie daß ges 
Ichrte Schulwefen beſteht eine eigene Behörde, unter dem 
Minifterium des Cultus, das iſt der fogenannte „Studien. 
vath"'; das Volksſchulweſen ſteht unter kirchlichen Behdr: 
den, das Volksſchulweſen ber roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche 
unter dem roͤmiſch-⸗katholiſchen Kirchenrath, das ebangeliſche 
Volksſchulweſen unter dem evangelifchen Conſiſtorium; Icte 
terem find auch die Seminare für die Bildung evangelifcier 
Lehrer untergeben. Und ich glaube, behaupten zu können 
aus eigener Kenntniß ſowohl des gelchrten Schulwefens, 
als des Volksſchulweſens bafelbft, daß der gefammte Un, 
terricht in beiden Zweigen wirklich nicht zurhdteht hinter 
dem Unterrichte in anderen beutjchen Ländern, Alſo die 
Organifation, die wir und gedacht haben, befteht dort 
thatjächlich und in ber That nicht zum Schaden ber Sache. 
Damit will ich nicht verkennen den ſehr wichtigen Geſichts⸗ 
punkt, den der Herr Regierungscommiffar geltend gemacht 
hat, daß eben die Einheit des gefammten Unterrichts wine 
ſchenswerth fei. Daran läßt fi allerdings im Princip 
durchaus nicht rüttelnz ich will auch Nichts dawider jagen; 
es liegt in der Natur der Sache, daß aller Unterricht auch 
wieder eine Einheit iſt. Für dieſe Einheit ift dadurch ger 
forgt, daß beide, Volksſchulweſen und gelehrtes Unterrichts 
weien, mit den Behörden, die diefen Zweigen vorgefeht 
find, unter der Leitung des Cultusminifteriums fanden. 
Aber auf der anderen Seite ift der Geſichtspunkt hervor 
gehoben worden, der auch ganz richtig iſt, daß die Bolt: 
ſchule wirklich nicht eine ausſchliehliche Sache der Kirche 
iſt, fondern daß fie eine causa mixta feiz das befteitet 
Niemand. Darum wird aud eine doppelte Gompeten, 
in Beziehung auf dad Schulmeien da jein müffen, tie 
Gompetenz der Kirche und bie des Staates, wie der Hert 
Referent treffend präcifirt hat. Alſo davon iſt Feine Rede, 
wenigſtens nach proteftantiichen Grundſaͤten nicht, doh 
für die Kirche die Leitung des Volkoſchulweſens als aus⸗ 
ſchließliches Recht koͤnnte und duͤrfte vindicirt werden. 
Nein, das iſt nicht im Geiſte des Proteſtantismus, da 
dem Kaiſer überall geben will, um des Geriffens wilen 
geben will, was ihm gehört, alſo auch im biefem Sid 
dem Staate feinen Antheil an der Leitung des Chuk 
wefens, ber ihm gehört, fonft würde gegen den Grunde 
ſatz des Herrn verfloßen. Ich kann das auch nicht gering 
anfehlagen, daß bier mach unferen Vorſchlägen immerhin 
etwas Neued gemacht würde, denn biäher und früher, we 
& der Here Reglerungscommifar nachgewieſen hat, 11 
der gefammte Unterricht in einer Behörde Hand, frühe 
beim Kirchenrathe, in neuerer Zeit beim Minifterium tes 
Gultus und öfenttigen Unterriäts. Nach unferm 41 
trage würde jet erfk eine Trennung bes Volksſchulmeſent 
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von dem Gelehrtenſchulweſen herbeigeführt und das hat, 

ſofern es jeht etwas Neues iſt, feine bedenkliche Seite. 
Und ich ſtehe auch Feineswegs fo, daß ich um der Kirche 
"willen die ausfchließliche Leitung des Schulwefens für das 
Oberconfiftorium beantragen möchte. — Schließlich will 
ich nur noch Eines hinzufügen, um den Anfichten, bie 
häufig jest umlaufen, eine Thatſache entgegenzuftellen, 
naͤmlich die Vorausfegung, daß, wenn ein Staatsmini- 
fterium die Leitung des Unterrichtes in der Hand hat, dann 
die Leitung unbedingt eine liberalere fein werde und mülfe, 
als wenn eine Kirchenbehoͤrde die Leitung des Volksſchul. 
und Seminarwefend habe. Ich kenne eine Thatſache, 
bie darin beftcht, daß bei Erlaffung. einer Art Regulativ 
über die Seminarbildung der Lehrer das Confiftorium fir 
ein erweitertes Ziel der Seminarbildung war, das Gultus- 
minifterium aber ein befchränfteres Maag eingeführt hat 
gegen das Gutachten und gegen bie reiflich erwogenen 
Unfichten der Kirchenbehoͤrde als Schulbehörde. Ich will 
damit nur beweifen, daß wir feine Beſorgniß in diefer 
Beziehung zu haben brauchen, als ob die Leitung des Un» 
terrichtes durch eine Kirchenbehörbe nothwendig in deſchraͤnk⸗ 
terem Geifte ftattfinden würde und daß Feine unbedingte 
Garantie flr eine wahrhaft liberale und angemeffene Bes 
handlung des Unterrichtes darin liege, wenn bie Leitung 
in die Hand eines Staatsminiſteriums gelegt wird. 


Nittergutsbefiger Nittner: Es hat nicht fehlen koͤnnen, 
daß die Bedenken des Herrn Commiffars gegen das, Depus 
tationdgutachten, infoweit e8 die Punkte 12—14 aus $. 86 
herübernimmt, auch auf mich Eindruc gemacht haben muͤſſen z 
denn Sie wiffen, daß ich ſtets mich dagegen ausgefprochen 
habe, der Kirche irgend welche Gewalt Üüberweifen zu wollen, 
durch welche fie auf die Entwicelung der Staatsbevölterung 
einen nachtheiligen Einfluß aushben koͤnnte. Und wenn 
der Herr Referent vorhin die Behauptung aufgeftellt Hat, 
daß er um feinen Preis in eine Trennung der Schule vom 
Staate willigen wuͤrde, fo kann ich ihm darin zwar beiz 
treten, allein ex wird mir aud) in dem weitergehenden Fort: 
ſchließen beitreten, wenn ic) diefer Behauptung eine andere 
hinzufüge, daß ich um feinen Preis das gefammte Schul: 
wefen der Kirche ausfchließlich überlaffen möchte. Diefen 
Satz wird mir der Herr Neferent auch zugeſtehen. Nun 
iſt aber der Herr Commiffar in feinen Befürchtungen fo 
weit gegangen, daß · der Deputationsvorſchlag, dem ich und 
wahrſcheinůch auch die Kammer beiſtimmen wird, dahin 
führt, dag bie. Kirchenordnung dadurch dem Goncorbate in 

Deſterreich ähnlich werden würde. Mir ift bewußt, daß 
eine der ſchmerzlichſten Klagen gegen dieſes fo viel be: 
fprochene Inſtitut vorzugsweife darauf gegründet iſt, daß 
dadurch das ſaͤmmtliche Schuhwefen der Monarchie an bie 
Kirche überliefert wurde und id) muß geftehen, wenn es 
dem Herrn Regierungscommiffar gelänge, mic zu über: 

L8. (E. Abonnenent.) * 
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zeugen, daß das, was wir befchliegen,wollen, eine Gefahr 
für Sachfen herbeiführen Könnte, ich enffchieden gegen die 
Deputation ſtimmen wuͤrde. Allein ich Bann diefer Be» 
fürhtung nicht eine fo große Tragweite einräumen. Ich 
bin es mir ſchuldig gewefen, bei der längeren Auslaſſung 
des Herrn Commifjars die Angelegenheit nochmals zu 
prüfen und mich zu fragen, was mich beſtimmt, mit der 
Deputation zu gehen; was geeignet ift, diefe mir fehr 
ſchwarze Befürchtung wenn nicht volfländig, doc zum 
größten Theile zu verfcheuchen? Und das find zwei Punkte 
in dem Entwurfe, die mit den Buftänden in Deſterreich 
vollkommen in Widerfpruch ſtehen. Einmal ift es bie 
Synode. Ich lege auf die Synode, die wir ſchaffen wollen, 
einen fehr großen Werth; ich verfpreche mir von der Synode, 
daß fie ein vollſtaͤndiges Bollwerk fein wird, daß die oberfte 
kirchliche Behörde im Eifer nicht zu weit gehen Tann und 
fege dann auch zweitens ein großes Vertrauen auf die 
Bufammenfegung bes Oberconfiftoriumd, was, wenn ich es 
richtig auffaffe, in der Mehrheit aus weltlichen Räthen 
beftehen wird. Wir haben es gefehen, daß bisher unter 
der weltlichen Leitung unferer Kirchenbehörden das Schul: 
weſen ſich günftig geftaltet hat und ich verfpreche mir auch 
von der Zukunft, daß der Geift, der jest tüchtige Männer 
in diefer Beziehung an die Spige geflelt hat, auch ſolche 
Männer finden wird fir das Oberconfiftorium und dieſe 
dort eine Garantie bieten werden, daß die Gefahren nicht 
eintreten, die der Herr Kirchenrath gefchilbert hat. 


Königl. Commiffar Dr. Gilbert: Ich habe nicht von 
ſchwarzen Befürchtungen gefproden, ſondern nur gefagt, 
daß der große Grundſatz, der biöher 25 Jahre in unferm 
Lande gegolten hat, felbft auf großen weiten Territorien dev 
katholiſchen Kirche bereits zu Recht gelangt fei und ich 
habe nur darauf aufmerffam machen wollen, daß nicht 
etwa, wie Herr Rittner es jet anräth, dieſer große 
Grundfag der Verantwortlichkeit in Betreff bes Volks. 
ſchulweſens dem Lande und "den. Kammern gegeniiber 
aufgegeben werden ſoll. Ich leugne nicht und habe es 
auf das Beftimmtefte gefagt, daß, wenn man die ganze 
Natur der Behörde, die man ſchaffen will, bie rein geift« 
liche Natur des Oberconfiftoriums verkehren und verändern 
wolle — denn nur von einem folchen Oberconfiftorium 
habe ich vom erſten Tage an ip der Kammer fprechen 
hören, — daß man dann bad Unterrichtöwefen ganz gut 
und mit Segen an dad Oberconfiftorium weifen Tann. 
Man muß aber dann eben aus dem Oberconfiftorium ein 
zweites Unterrichtöminifterium machen, was man ja nicht 
will und wollen kann, da man das ganze höhere Unter 
richtöwefen bei dem Minifterium und zwar mit Recht ver- 
bleiben läßt. Ich muß fodann auch darauf aufmerkfan 
machen, daß die blofe Oberaufficht durch das Minifterium, 
etwa um das Intereffe des Staats wahrzunehmen, burdhe 
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aus nicht genügt, um eine einheitliche Drganifation und 
Zeitung in das ganze Unterrichtäwefen zu bringen; denn 
in Bufunft würde die ganze Drganifation des Elemen» 
tarvolksſchulweſens, die Entwerfung der betreffenden Geſetze, 
die Organifation der Seminare bei dem Oberconfiftorium 
fein und ich habe hinreichend gezeigt, daß nur die Behörde, 
welche die ganze Leitung des Unterrichtäweiens in ihrer 
Hand hat, im Stande fei, für einheitliche Erfolge einzu⸗ 
fiehen. Ich fehe die erhobene Frage wefentlih als eine 
Frage der Freiheit an, als eine Bedingung, daß der Unter- 
richt, mit Ausnahme der religiöfen Erziehung und“ des 
Neligionsunterrichts, fich frei entwiceln könne, wie es dem 
Staatözwede, den Forderungen der Bildung, den Forbes 
rungen des bürgerlichen Lebens gegenüber nothwendig ger 
ſchehen muß. 

Domherr v. Watzdorf: Im der vorliegenden Frage 
werde ich mit der hohen Staatsregierung, nicht für dad Gut⸗ 
achten der Deputation flimmen. Nach der Anficht der Des 
putation ſoll alſo die Aufficht über die verfchiedenen Schulen 
und Unterrichtöanftalten getrennt werben, fie foll theilweife 
dem Oberconſiſtorium und theilweife dem Minifterium des 
Öffentlichen Unterrichts übertragen werden. Eine folde 
Trennung finde ich im Intereſſe der Sache nicht zwei: 
mäßig. Ich beziehe mich in diefer Hinfiht auf das eigne 
Gutachten der Deputation, welches fie gegeben hat in Kits 
henangelegenheiten. Sie hat damals für die Competenz 
des Oberconfiftoriums, auch für die äußeren Angelegenheiten, 
angeführt, daß es nicht zwedmäßig fei, die inneren von ben 
äußeren Angelegenheiten zu trennen. In Confequenz dies 
ſes Grundfaßes finde ich es auch nicht zweckmaͤßig, unter 
verfchiedenen Unterrichtsanftalten zu unterſcheiden und fie 

" theilweid der einen, theilweis der andern Behoͤrde zuzus 
weifen. Aus diefem Grunde werde ich gegen das Depu⸗ 
tationsgutachten ſtimmen. 


Freiherr v. Weld: Ich kann mich fehr Eurz faſſen, 
nachdem der geehrte Herr Vorredner foeben Das gefagt hat, 
was ich auch -fagen wollte. Keineswegs find es die Bedenken 
und Befhrchtungen, die Herr Rittner erwähnte und von denen 
allerdings auch er fagte, daß fie feinen beftimmenden Einfluß 
auf feine Abftimmung haben koͤnnten, welche mich geneigt 
machen, gegen die Deputation zu ſtimmen. Aber diefe Iren» 
nung, welche in Bezug auf das Unterrichtöwefen hier ftattfin- 
ben foll, das ift ein Punkt, welcher mir doch hoͤchſt bercfich- 
figungswerth und bedenklich erſcheint. Es ift allgemein 
anerkannt worden und ſelbſt der größte Feind des Cultus⸗ 
minifteriums, wenn es einen folchen gäbe, würde es aner- 
kennen müffen, daß das Unterrichtsweſen zeither bei biefem 
Minifterium in ehr guten Händen gewefen und dag Großes 
und Segensreiches darin geleiftet worben iſtz ich glaube 
aber, daß dies eben eine Folge der einheitlichen Leitung 
und davon geweſen iſt, daß es eben in ein und derfelben 
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Hand war. Das ſcheint mir doch ſehr beachtenswerth und 
ich geſtehe, fo große Anerkennung ich der Arbeit unferer 
verehrten Deputation zolle, fo ſcheint fie mir doch hier zu 
wenig Werth auf diefe einheitliche Leitung gelegt zu haben, 
Wenn alfo feine überwiegenden Gegengründe angeführt 
werben, fo würde ich mich in diefem Punkte doch der An 
fiht des Minifteriums anſchließen. 


Staatöminifter Dr. v. Falkenſtein: Wenn es ſich 
blos darum handelt, eine Conſequenz zu ziehen aus 
dem Paragraphen und dem Grundfaß, welder geflern an 
genommen worden if, fo würde ich es nicht an der Zeit 
halten, noch über die vorliegende Frage zu fprechen; denn 
es liegt an und für fih in der Natur der Sache, dah, 
wenn ein Grundfag angenommen worben ift, man ſich 
aud in die Folgen fügen muß, die der Grundſatz noth- 
wendigerweife mit fi bringt. Das feheint mir aber bei 
diefem Vorſchlage, wenn ich recht fehe, nicht zu fein. Es 
folgt daraus, daß die äußeren Angelegenheiten der Kirche, 
welche jegt dem Cultusminifterium zugeftanden haben und 
welche man Eünftig dem Oberconfiftorium geben will, 
keineswegs, daß man nun auch die Schulangelegens 
heiten, welde eine ganz befondere Branche bes Unter, 
richts miniſteriums bilden, und zwar noch dazu nur theil» 
weife dem Oberconfiftorium geben müffe. Die Confe 
quenz, welche aus der Sache hervorgeht, glaubt ber 
Entwurf vollfiändig beruͤckſichtigt zu haben, bie Confequenz 
nämlich, daß die Firchliche oberfte Behörde auch die Auf⸗ 
ſicht über den Religionsunterricht und bie religiöfe 
Erziehung haben foll und das ift fin Entwurfe gefagt- 
Eine weitere Confequenz ſcheint mir, man möge nun bie 
Anfiht der Megierung oder die der Deputation oder ben 
geftrigen Kammerbefchluß adoptirt Haben, ganz gewiß nicht 
zu folgen, felbft dann nicht, wenn man das kirchliche In 
tereffe an der Schule noch mehr betonen wollte, als es 
autäffig it, fo wenig ich, wie es ſich von felbft verſteht 
einer Trennung der Kirche von der Schule das Wort reden 
möchte. Es kommt aber noch hinzu; daß, wie ed mir ges 
ſchienen hat nach den Aeußerungen des geehrten Referenten 
ſelbſt, der Weg eigentlich angebahnt ift, auf weldem man 
am erfien zum Biel kommen koͤnnte. Der Herr Referent 
fügte, es fei unmöglich, in das Detail der Verhauniſe 
einzugehen, welche fernerhin zwiſchen dem Miniſteriun 
und dem Oberconfiftorium in Bezug. auf das Elementars 
vorfsfehufmefen ſich geftalten werben. Ich gebe ihm vol 
kommen Recht, es hat feine Schwierigkeiten, weil mat 
tweber in dem, Entwurfe, noch in dem Deputationsgutachten 
auf dieſen Gedanken eingegangen iſt und nicht hat ein 
sehen koͤnnen. Es iſt dazu auch wirklich Derailtennenid 
nöthig. Wenn aber bie Anficht der Regierung die Geh 
migung der hohen Kammer finden folte, fo wiirde dann 
die- Füglichfeit fein, die darnach eiwa nothwendig weiderde 
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Vernehmung zwiſchen beiden Behörden herzuftellen und} meine Herren, wie fol fie diefe dann nach dem Entwurfe 


demnach auf dieſem Wege das zu erhalten, was auch ich 
volfommen im Einverſtaͤndniß mit dem, was der Iehte 
Redner ausfprath, für außerordentlich wichtig und, ich möchte 
fagen, unumgänglich nöthig halte, die Einheit des ge- 
fammten Schulwefens in einer und derfelben 
Behörde. Geben Sie die ganze Verwaltung des Schul: 
weſens dem Oberconfiftorium; nun, meine Herren, es ift 
ziemlich gleihgältig, wie man eine Behörde nennt. Wenn 
Sie glauben, daß das Oberconfiftorium das Schulwefen 
beffer oder eben fo gut, wie das Minifterium verwaltet, 
wenn Sie alles Beftchende umwerfen und eine neue Be: 
hörde hinftellen wollen, fo find wir auf einen andern 
Punkt gekommen, Will man aber einen Xheil des 
Schulwefens, z. B. die gelehrten Schulen in den Händen 
des Cultusminifteriums laſſen und den andern Theil, 
das Elementarvolksſchulweſen, in die Hände des Obercons 
ſiſtoriums Iegen, fo thut man Etwas, was bem gefunden 
Princip einer ſolchen Organifation direct entgegenfteht und 
das Tann bie geehrte Kammer gewiß nicht wollen. Ohne 
die Abficht der geehrten Deputation zu verkennen, fo liegt 
es doch hier am naͤchſten, den Gefegentwurf, wie er vor- 
liegt, in diefem Punkt anzunehmen, wobei man übrigens 
weit entfernt ift, mit dem Principe, was geftern adoptirt 
worben ift, irgendwie in Widerſpruch zu gerathen. 


Kammerhere v. Zehmen: Es ift ein großer, weſent⸗ 
licher, principieller Unterſchied, welcher die Deputation von 
den Anfichten ber hohen Staatsregierung ſcheidet. Die hohe 
Staatöregierung hat allerdings immer noch den Geſichts 
punkt feftgehalten, daß dad Cultusminiſterium zugleich 
üirchenregimentliche Behoͤrde fein und bleiben fol. Mir 
haben uns von diefer Anficht getrennt. Man nennt es eine 
Inconfequenz der Deputation, daß fie bie Leitung des 
GElementarvoltsfhulwefend unferer Gonfeffton für 
die Zukunft unter das Oberconfiftorium ftellen wollte. Ich 
glaube im Gegentheil, es war eine ganz richtige Conſe · 
quenz des erſt angenommenen Satzes, daß das Oberconſi· 
forium bie felbftändige Oberbehoͤrde unferer Kirche fein folle 
und nicht das Gultusminäfterium, Die Volksſchule ift vor: 
zugsweife confeffioneller Natur; fie ift getrennt nad der 
Gonfeffion, wir haben katholiſche und proteftantifche Volks: 
föulen. Die Hauptſache in der Volksſchule iſt der Reli: 
gionsunterricht / nicht die Erlernung gewiſſer Geſchiclichteiten 
und Fertigkeitenz durch den Religionsunterricht in ber 
Volksfchule wird zunaͤchſt der Chriſt, der Menſch überhaupt 
gebildet. Wir haben daher, weil wir den Religionsunter- 
ticht für das Weſentlichſte in der Volksſchule erachteten, 
diefe dahin gewiefen, wohin fie ihrem Weſen nach gehört, 
und fie daher der oberften Kirchenbehoͤrde untergeordnet 
fehen mögen. Allerdings wurde und zugeffanden, daß ja 
die Auffihtsfühtung Uber den Neligionsunterricht der ober: 
fen Kirchenbehörde nicht beftritten werben folle. Aber, 
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führen? Sie hat feinen Einfluß auf die Bildung der Lehrer, 
keinen auf die Perfonen ber Lehrer, auf ihren Lebenswandel 
und Unterricht: Sie kann Nichts thun, wenn ein Lchrer 
feine Pflicht nicht erfüllt, als eine fremde, weltliche Be— 
hoͤrde beshalb angehen. Dazu kommt noch ferner, daß 
der größte Theil der Vollsſchullehrerſtellen und noch dazu 
der beffer befoldeten zugleich mit Kirchenbienft verfehen iſt. Es 
läßt fich bei ihnen der Kirchen» und Schuldienft nicht trennen z 
es laſſen fich nicht die Angelegenheiten und die Perfon des 
Kirchſchullehrers trennen als Schullehrers von der bed 
Kirchendienerd. Es findet hier eine fo engeVerbindung 
flatt, daß eine Ueberweifung des Elementarfchulwefens auch 
nur in Beziehung auf die aͤußeren Angelegenheiten an ben 
Staat und die Staatsbehörde zu einer unbebingten Vers 
letzung der Kirche und Kirchenbehörde werden wiirde. 
Es wurde dagegen hervorgehoben, daß die Einheit des 
unterrichtsweſens eine fo außerordentlich wichtige wäre, 
daß man fie durch Nichts beeinträchtigen dürfe. Es ift ja 
aber zumächft dieſe Einheit de Unterrichts -gar nicht fo 
thatfächlich vorhanden. Das Cultusminiſterium hat bisher 
über die fatholifhen Schulen nur dad Oberauffichtsrecht 
gehabt, Fein Verwaltungsrecht. Wir haben auch gehört, 
daß in andern proteffantifchen Ländern, z. B. in Wuͤrtem⸗ 
berg, ſich die Einrichtung recht gut bewährt hat, daß bie 
Säulen berfelben Confeffion bei ihrer Kirchenbehörbe 





reſſortiren. Ich bezweifle keinebwegs die großen Verdienſte, 
welche das Cultusminifterium um das Schulweſen bisher 
gehabt hat, fie wurben aber allerbings, wie mir ſchein 
von dem Herrn Regierungscommiffar doch etwas zu fehr 
von feinem Standpunkte aus hervorgehoben. Go groß 
fie alfo auch find, vergeſſen wir nicht, auch ber Geift der 
Zeit und die Einfiht von der Wichtigkeit eines guten 
Schulunterricht, der die Bevölkerung. durchdrungen hat, 
hat viel für die Schulen gethan und diefer Geift wird 
nicht erloͤſchenz ebenfo hat die geftiegene Bevölkerung, die 
vermehrte Zahl der Kinder einen wefentlichen Einfluß ges 
habt. Die obere Leitung wird Übrigens auch nach unfe 
rem Vorfchlage immer dem Cultusminifterium ſchon als 
Mitglied der in Evangelicis beauftragten Staatöminifter 
bleiben; eine ſehr wefentliche Wichtigkeit hat diefe Stellung 
gerade darin, daß fie dad Minifterium ‚auch befähigt, bie 
einheitliche Leitung des gefammten Schulweſens zu ber 
auffichtigen, von dem ihm ohnehin die allgemeinen höheren 
Fach⸗ und Fortbildungsfgulen einfchließlich der Univerfität 
verbfeiben follen. Ich habe ſchon geftern kurz darauf hin⸗ 
gewiefen, daß das Minifterium auch ferner ſelbſt nach un. 
ferm Vorſchlage auf die Befegung des Oberconfifloriums 
wefentlichen Einflug haben wird. Wenn aber das Cultus⸗ 
minifterium nicht die geeignetften Leute in biefe oberfte 
Behörde hineinfest, ſo it daffelbe auch allerdings daflır 
erſt recht verantwortlich, wenn dann Feine Einheit in 
unfer Schufwefen kommt. 
102* 
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Staatsminiſter Dr. v. Falken ſtein: Ein paar Worte 
muß ic) mir doch auf die Nede des Herrn v. Zehmen zu 
erwidern erlauben. Ich erinnere mich nicht mehr beſtimmt 
der Yeußerungen, welche der Herr koͤnigliche Commiſſar fpe- 
ciell über die Leiftungen des Cultusminifteriums in Ber 
ziehung auf das Schulwefen gethan hat. Wäre er wirklich 
in Bezug auf die Lobfprüche, die er dem Minifterium zu 
ertheilen für gut befunden hätte, zu weit gegangen, fo 
würde ich es beklagen. Ich muß aber annehmen und 
glaube mich ficherlich nicht zu irren, daß jenes nicht der 
Hall gemefen ift, fondern daß er nur bie factifchen Verhält- 
niffe angegehen und damit hat zeigen wollen, daß durch 
Mitwirkung Derjenigen, die dabei betheiligt gewefen find — 
und foviel ich mich erinnere, hat er hierbei der Gemeinden, 
Stabträthe und Patrone ausdrücklich gedacht — die glüd- 
lichen Verhältniffe hervorgebracht worden find, welche jetzt 
beftchen. Ich glaube auch nicht, daß der Herr Commiffar 
ſich fo ausgedruückt hat, daß der geehrte Herr Redner ober 
fonft Jemand irgend einen Vorwurf oder etwas Unpaffendes 
in feinen Yeußerungen hätte finden koͤnnen. Wenn ferner 
‚Herr v. Behmen bemerkte, das Gultusminifterium bleibe 
ja immer die die Oberaufſicht führende Behörde, nun fo 
wird er fich beffer fagen koͤnnen, als ich es vermöchte, wie 
es eigentlich mit, einer ſolchen Oberaufficht, einer collegialen, 
feibftändigen, oBerften Behörde gegenüber rüdfichtlich der 
Elementarvolksſchulen beſchaffen fein muß. Es ift voll- 
kommen unmoͤglich, daß ein Miniſter auf die Beſchiüſſe in 
Beziehung auf dad Elementarſchulweſen diejenige Macht 
ausüben koͤnnte, die im Stande wäre, die für das ganze 
Schulweſen nöthige Einheit zu erhalten oder herzuftellen. 
Wenn Herr v. Behmen endlich bemerkte, der Minifter habe 
das Recht anzuftellen, fei daher daflır verantwortlich, wenn 
er die rechten Leute nicht angeftellt hätte, fo habe ich weiter 
Nichts zu entgegnen, als daß ber Minifter dieſe Räthe nicht 
anzuftellen hatz daß es aber unter allen Umftänden er⸗ 
wünſcht fein wuͤrde, wenn immer die rechten Leute gefunden 
werben koͤnnten, daß aber dafür Fein Minifter verantworts 
lich fein kann. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Da Niemand mehr zu 
ſprechen verlangt, fo bin ich in ber Lage die Debatte zu 
fliegen und dem Herrn Referenten das Schlußwort zu 
extheilen. 2 


Referent Vicepraͤſdent v. Frieſen: Was $. 84 im 
Allgemeinen anlangt, will ich auf die Profefforen der Phir 
loſophie im engern Sinne nicht noch einmal zurüctommen, 
fondern nur erklären, dag, wenn die Kammer hier gegen 
das Deputationdgutachten ſtimmen follte, ich deshalb nicht 
gegen die Kirchenordnung ftimmen werde. Was aber den 
viel wichtigeren Punkt anlangt, den wir zuletzt beſprochen 
haben, nämlih das Elementarvolksſchulweſen, die Ent- 
ſceidung in allen inneren und dußeren Angelegenheiten 


nare u. ſ. w., fo muß ich noch einmal auf dad zuruͤckkom⸗ 
men, was ich bereits gefagt zu haben glaube: nach unfern 
Vorſchlaͤgen fol eine Trennung ber Behörden hierin auch 
nicht eintreten; denn das Oberconſiſtorium ſoll immer die 
oberfte Leitende, beauffichtigende und entſcheidende Behörde 
in Sachen des Elementarvolksſchulweſens fein. Aber bie 
Trennung der verſchiedenen Intereffen Tonnen wir dadurch 
nicht aufheben; das wird auch durch feinen Vorfchlag, Keine 
Organiſation, Peine Behörde aufgehoben werben koͤnnen, 
daß ſowohl die Kirche als auch der Staat beim Elementare 
ſchulweſen Iutereffe hat. Es wäre auch gar nicht gut, 
wenn man dieſes Intereffe verfennen wollte, welches von 
beiden Seiten daran genommen wirb. Aber eine einheits 
liche Leitung muß doch unter allen Umftänden ftattfindenz 
entweber befchließen Sie, daß die Leitung beim Gultuds 
minifterium verbleibe oder daß fie an das Oberconfiftorium 
kommt. Eins muß gefchehen. Da aber muß anerfannt 
werden, daß, wenn das Oberconfiftorium einmal bie erfte, 
oberfte kirchliche Behörde fein fol, daffelbe auch das Ele⸗ 
mentarvolksſchulweſen leiten muß, weil dieſes bis jegt als 
Sache der Kirche betrachtet worden ift. Ich wicderhofe, 
daß nach $. 76 die Superintendenten den gefanmten ur 
gendunterricht an den Elementare und Bürgerfchulen, fowie 
den Religionsunterricht an den höheren Unterrichtöanftalten 
zu überwachen haben, Nun, meine Herren, wäre man ber 
Meinung, daß dies nicht zu dem Amte ber Superintenden 
ten gehöre, fo hätte man biefe Ueberwachung allenfalls auch 
einem weltlichen Beamten, etwa dem Gerichtsamtmanne ald 
dem weltlichen Coinſpector übertragen koͤnnen, aber nicht dem 
Superintendenten und fogar biefem allein. Daffelbe ift der 
Fall mit der Aufficht Über die Lehrer und Schulamtscan- 
didaten, mit deren Fortbildung u. f. w. Sie fehen hier 
alfo immer wieder die Competenz des Superintendenten, 
Stehen alfo Letztere unter den Bezirksconſiſtorien, biefe 
wieder unfer dem Oberconfiftorium, fo folgt daraus, dab 
das Schulwefen wie in ber unterften,-f auch in der ober 
fien Inftanz von einer kirchlichen Behörde geleitet werden 
müffe. Etwas Weiteres iſt über diefe Sache nicht mehr 
zu fagen. Aber daran muß ich noch einmal erinnern: ber 
fliegen wir, daß die Direction des Elementarvolksſchul- 
weſens beim Cultusminifterium verbleiben fol, fo wird der 
durch der erfte Schritt gethan, die Schule vom der Kirche 
zu trennenz fo iſt dies ein Bekenntniß, daß die Elemen“ 
tarvoltsſchule dem Staare bei Weitem mehr angehört, ad 
der Kirche und gerade jegt würde dieſes Bekenntnig von 
der größten Wichtigkeit fein, weil wir und jegt gerade mit 
der Kirhenordnung befchäftigen und eine Kirchenbehoͤrde 
zu organifiren und zu confteuiren iſt, welche Biefe Angelegnt 
beiten der Kirche und wie ich hinzufege, der Schule mi 

gleicher Fürforge felbftändig hberwachen ſoll. 


PVräfident v. Schönfeld: Ich glaube in Betreff du 





deffelben, die Anftelung der Lehrer, die Leitung der Semi- 


liothek 


Abſtimmung folgendermaagen verfahren zu müffen: ich wert 


hitpidigital.slub-dresden.de/ppn200282672,728 





691 


für jeden einzelnen Punkt, den der $. 84 enthält, eine 
beföndere Frage ftellen und bei jedem, zu dem Anträge ges 
ftent find, die Abftimmung für diefe vorbehalten. Ich 


glaube kaum, obſchon es etwas aufhältlich fein wird, dag |" 


anders verfahren werden kann. $. 84 lautet in der 
Ueberſchrift: 


Geſchaftstreis des Obertonſiſtoriums. 
Der Geſchaͤftskreis des Oberconſiſtoriums umfaßt fol⸗ 
gende Sachen”, 


Punkt 1), zu dem fein Antrag geſtellt worden ift, 
heißt nun for ; 


mi) die Vertretung der Rechte und Intereſſen der 
evangelifch-Tutherifchen Landeskirche in allen Anger 
Iegenheiten der, Staatögewalt und anderen Cons 
nalen gegenüber”, 


Iſt die Kammer diefen Punkt anzunehmen 
gemeint? — Einftimmig Ja. 

Punkt 2 lautet: — 

„ die Aufrechthaltung der Kirchenverfaſſung und der 
ns die Sorge flr die Fortbildung 
derfelben. 

Es hat daher Pirhliche Gefege bei den in Evan- 
gelieis beauftragten Staatsminiftern zu beantragen 
un), innere Angelegenheiten betreffenden vorzu⸗ 

reiten. 

Alle Dispenfationen von kirchlichen Gefegen in 
Eheſachen und in ſolchen, welche den Gottesbienift 
und das geiftlihe Amt betreffen, find bei dem Ober» 
confiftorium zu ſuchen und von demfelben — be 
ziehendlich nach erlangter Zuftimmung ber in Evan- 
gelieis beauftragten Staatöminifter d. 87 Nr. 5d 
— zu ertheilen”. » 

Ich frage die Kammer, ob fie mit Vorbehalt des 
hierzu von der Deputation geflellten Antrags 
diefem Punkte beizuftimmen gemeint iſt? — Ein: 
fimmig Ja. 

Hierbei Hat die Deputation folgenden Antrag geftellt: 

„Punkt 2) würde unter Weglaffung ber Befchrän- 
ung auf bie inneren Angelegenheiten dus die Worte in 
$. 86 sub 5 zu vervollfländigen fein, daß gefagt würde: 

Es hat daher kirchliche Geſebe bei den in Evan- 
gelicis beaufiragten Staatsminiftern zu beantragen, 

‚Solche vorzubereiten und auszuführen und darauf bes 

sügliche Verordnungen zu erlaffen”. . 

Ich frage, ob die Kammer den Antrag ihrer 
Deputation zu dem ihrigen macht? — Wird mit 
30 gegen 4 Stimmen angenommen. 

Ich würde num übergehen Tonnen zu ben folgenden 
Pınkten. Es hat nämlich die Deputation zu den Punkten 
3—8 feinen Antrag geftelt; ih würbe daher, ohne ber 
Sache Schaden zu thun, Über biefe 6 Punkte im Ganzen 
abftimmen laſſen koͤnnen. Sie lauten: 

3) die Anftelung allgemeiner Kirchenvifitationen ($-87 
Nr. 5); 
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4) die Glaubenölehre und die Entſcheidung in allen 
rein geiftlihen Sachen; x 

5) die Form und Feier des Gottesdienftes und der kirch⸗ 
lichen Amtöverrichtungen; 

6) die Anordnung von allgemeinen Feſt⸗· oder Bußtagen 
($. 87 Nr. 5e) und bie Beftimmung fowohl der 
Terte für bie an ſolchen Tagen zu haltenden Pre 
n — ber am Altar zu verleſenden Bibelab⸗ 

7) bie Genehmigung neuer gottesdienftlicher Einrichtuns 
gen in einzelnen Kirchengemeinden; 

8) die Abſchaffung im Gebrauch ſtehender und die Eins 
führung neuer Agenden, Gefangbücher, Katechis— 
men u. f. w. ($. 87 Nr. 5a)”, * 

Die Deputation beantragt die unveraͤnderte An⸗ 

nahme biefer 6 Punkte und ich frage, ob Sie ihr 

hierin beipflichten? — Einftimmig Ja. \ 

Wir fommen nun zum 9. Punkte, zu welchem bie 
Deputation. 3 Anträge geftelt hat. Ich werde bie 
Frage auf Punkt 9 richten, aber ausbrüdlich mit Vorbehalt 
der Deputationsanträge, die fih zu dieſem Punkte auf 
Seite 276 befinden und zwar unter a und b und wenn 
diefer Punkt angenommen ift, noch mit Worbehalt einer 
Frage auf die Vertaufchung der Worte „vem Minifter 
rium des Eultus” mit dem Worte „ihm“, Ich frage 
alfo, ob die Kammer mit Vorbehalt der Depus 
tationsanträge dem Punkte 9 im Entwurfe beis 
fimme? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation beantragt und zwar unter Hinweifung 
auf $. 86, 10 erſtüch⸗ 

„daß das Oberconfiftorium auch bei Anftelung der 
orbentlicen und außerorbentlichen Profefforen ber Pils: 
fophie im — Sinne mit feinem Gutachten gehört 
werden möge”, 

IH frage, ob die Kammer biefem Antrage 
ihren Beifall ſchenkt? — Wird mit 18 gegen 15 Stins 
men abgelehnt. 

Ich komme nun zu b. Hier trägt die Deputation mit 
Beziehung auf $. 86, 13 darauf ans 

daß die Wahl der Prüfungscommiffion für Lehrer 
an — Fe Er dem enorm 
überlaffen werben möge". 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage bei» 
tritt? — Einftimmig Ja. 

Auf Seite 276, Punkt 9 findet fih nun noch ein Ans 
trag in ber Deputation und zwar dahingehend, bie Morte 
auf der Iegten Zeile Geite 35, „dem Minifterium des 
Cultaus“ zu vertauſchen mit „ihm“. Iſt die Kammer 
mit diefer Veränderung einverftanden? — Einftimmig Ja. 

Damit wäre die Abftimmung über Punkt 9 erlebigt. 
Ich komme nun zu Punkt 10. Hier findet ſich wieder ein 
Antrag der Deputationz ich richte daher die Frage auf 
Punkt 10 mit Vorbehalt des Deputationdantrags. Ich 
frage, ob die Kammer Punkt 10 annehmen will? — 
Einfimmig Ie. 
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Bei diefem Punkte trägt die Deputation darauf an, 
die Beſtimmung bei $. 86, 4 in den $. 84 zu Übertragen. 
Es heißt der Antrag for 


„Da bei $. 86, 4 beantragt werben wirb, dem Ober: 
confiftorium die Vorfchläge zur Anftellung und Entlaſſung 
der geiftlichen Näthe in den Bezirköconfiftorien zu Dres- 
den, Leipzig, Zwidau und Budiffin und den Superin- 
tenbenten zu übertragen, fo wird es nothiwendig werden, 
diefe Beftimmung aus 3 86 hierher zu übertragen und 
bittet die Deputation die Kammer, hieruͤber Beſchluß zu 
faſſen“. 

Es wird alſo die Uebertragung des Punktes bei $. 86,4 
in ven $. 84 beantragt und ich frage, ob die Kammer 
diefen Antrag ihrer Deputation gut heißt? — 
Einftimmig Ja. 

Ich komme nun zu Punkt 11, wo fih auch ein De 
putationdantrag vorfindet. Diefer Punkt heißt fo: 


„den Vorſchlag zur Belegung geiſtlicher Stellen 
unter landesherriichem Patronat oder folcher geiftlicher 
Stellen, welche vermöge des Devolutionsrechtes von dem 
Kirchenregiment zu befegen find. Das Oberconfiftorium 
bat zu jeder folchen geiftlichen Stelle dem Minifterium 
des Eultus drei Geiftliche oder Candidaten des Predigte 
amtes vorzufchlagen. Wenn das Minifterium gegen alle 
Drei Bedenken hat, fo wird es unter fpecieller Mitthei⸗ 
tung dieſer Bedenken das Oberconfiftorium zu dem Bor 
ſchlage von drei anderen Subjecten auffordern, ſodann 
aber aus biefen feine Wahl treffen”, 

Bei diefem Punkte fagt die Deputation Folgendes: 
„8 foll auögefprochen werben, daß in Fällen, wo 
geil tiche Stellen vermöge Devolutionsrechtes vom Kirchen⸗ 
tegimente zu befegen find, dem Oberconfiftorium nicht 
blos das Vorſchlags⸗, fondern vielmehr das wirkliche Ber 
ſetzungsrecht zu übertragen fei”; 
und die Kammer hat über diefes Gutachten Beſchluß zu 
faffen und ich frage, ob die Kammer dieſem Antrage 
beizutreten gemeint iſt? — Einftimmig Sa. 
Es hat num bei den folgenden Punkten 12 bis 18 die 
Deputation Zufäße beantragt. Ich werde daher über die 
Punkte im Paragraphen Feine befondere Frage ftellen, fon 


+ dern nur im Allgemeinen eine Frage auf bie Punkte 
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12 bis 18 richten, mit Vorbehalt der folgenden Fragen 
auf die Bufäge, deren Abftimmung ic dann im Einzelnen 
vornehmen werde. Ich frage daher, ob die Kammer bie 
Punkte 12 bis 18 diefes Paragraphen auf An« 
rathen ihrer Deputation, aber mit Vorbehalt 
der beantragten Bufähe genehmigt? — Einftim: 
mig Ia. 

Ich komme nun zu den von der Deputation bean 
tragten Bufägen. Es findet fih auf Seite 276 unter 
Punkt 5 der erfte Zuſatz: 

„die Beſtaͤtigung von Statuten für Verein, 
Uneltlgung von Gckligen und Ehen, deren Bir 


en, auf Vortrag der Bezirksconfifiorien, 
. 81,3%, H 


hp: 





Diefer Zuſatz fol noch dem Paragraphen nach An⸗ 
rathen der Deputation beigefügt werden und ich frage die 
Kammer, ob fie hierin ihrer Deputation beitrist? 
— Einfiimmig Ia. 

Unter der Bezeichnung 6 ſchlaͤgt Die Deputation fol 
genden Zuſatz zu $. 84 vor: P 


„aus $. 86,5 werden, ba ber Gegenftand sub a, 
die Vorbereitung von Geſetzen betreffend, ſchon oben bei 
Punkt 2 erwähnt worden ift, noch die Gegenftände 
sub b, e, d, e, f und g in ben $. 84 Überzutragen fein", 


Der Antrag geht demnach dahin, bie Punkte, die ich 
focben erwähnt habe, aus $. 86 in den $. 84 überzutra— 
gen. If die Kammer hierin mit ihrer Depus 
tation einverffanden? — Einftimmig Ja. 

IH komme nun auf den Zufaß, der unter 7) Seite 
276 des Berichts fich vorfindet. Derfelbe lautet: 


„Befonderd wird auch in Sachen der Discipin uͤber 
Geiſtiiche und Lehrer dem Dberconfiftorium die obere 
Auffiht und die Entſcheidung in oberfter Inftanz zuzus 
geftehen fein. Es folgt dies ſchon aus dem Be der 
Kirhenvifitation und fteht damit im genaueften Zuſam⸗ 
menhang. Es dürfte daher auch der Inhalt des fechöten 
Punktes in $. S6, welder von ber Disciplinargemalt 
über Geiſtliche und Lehrer handelt, in den $. 84 zu über 
tragen fein. Damit es jedoch in Fällen, wo es biß zur 
Entfegung und Entlaffung eines Geiſtlichen oder Lehrers 
kommen fol, in feiner Weife an dem möthigen Rechts⸗ 
ſchutz fehle, ift die Deputation des Daflırhaltens, daß 
die oberfte und letzte Eutſcheidung in ſolchen Fällen beit 


in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern vorzubehals "| 


ten und Punkt 6 in Verbindung mit $. 84 sub 17 dem 
entſprechend zu faffen ſei.“ 
Ich frage die Kammer, ob fie hierin ihrer Deputation 
beitritt? 


Domherr v. Wagdorf: Es iſt hier in diefem Punkt 7 
auch von den Lehrern die Nede; alfo diejenigen Herren, 
die dafür fiimmen wollen, daß das Minifterium des Eule 
tus competent fei für fämmtliche Unterrichtsanftalten, 
möüffen doch auch natürlich daflır ftimmen, daß dem Mir 
nifterium de3 Gultus die Disciplinargewalt über die Lehrer 
bleibe. Infofern müßte die Frage getrennt werben, wenn 
man eine freie Abftimmung haben will, . 


Vräfident v. Schönfels: Der Antrag der Deputa 
tion geht allerdings dahin, daß Punkt 6 im $. 86, welcher 
von der Disciplinargewalt über die Geiſtlichen und Lehrer 
Handelt, in den $. 84 übergetragen werden fol. Ih 
müßte daher, um der Meinung des Herm v. Wabdorf 
Rechnung zu tragen, auf das Wort „Lehrer eine befondere 
Frage richten, Ich würde daher fragen, ob die Kammer 
ſich mit der Anficht der geehrten Deputation vereinigen 
wolle und zwar mit dem Vorbehalt, daß ich noch eine be 
fondere Frage auf das Wort „Lehrer“ richten werde. — 
35 frage, ob die Kammer den Theil des Berichts 
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ber Deputation, ber mit ber Ziffer 7 bezeichnet 
if, mit Vorbehalt des eben Befprodenen gut— 
heißt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun weiter, ob die Kammer wilt, dag 
das Wort „Echrer” mit herüber genommen 
werde? — Wird mit 22 gegen 11 Stimmen abge 
lehnt. 

Dies dürfte nun fo zu verſtehen fein, daß die Lehrer 
aus $. 86 nicht mit herüber genommen werden, fondern 
daß dies nur mit den Geiftlichen gefchieht. 

Unter Ziffer 8 fjlägt die Deputation vor: 

Daß Punkt 7 in $. in $. fe 

—* Te Bit in $. 86 ebenfalls in $. 84 zu ver. 

Es betrifft diefer Punkt nämlich die Ertheilung von 
Urlaub an Geiftliche und Lehrer. Ich frage, ob die Kam⸗ 
mer den Punkt 7 nad) Anrathen ihrer Deputation in 9.84 
herüber nehmen will? 


Königt. Commiffer Dr. Hübel: Es wird hier wieder 
eine Thellung der Frage wegen ber Geiſtlichen und Lehrer 
zu machen fein. » 


Präfident v. Schönfeld: Infofern dies gewünfcht 
wird, werde ich es thun. Ich folte jedoch meinen, daß 
eigentlich die Urlaubsertheilung etwas weniger Mefentliches 
wäre, als die Disciplinaraufficht über die Lehrer. Indeß, 
wenn ed von Seiten der Staatöregierung gewünfcht wird, 
fo würde ich allerdings noch eine befondere Frage darauf 
zu ſtellen haben. 


Freiherr v. Weld: Ich habe allerdings auch voraus» 
geſetzt, daß bie erfte Frage nur mit Vorbehalt geftelt 
würde, : 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde dem nachkommen. 
Es hat ſich alfo die Kammer der Deputation angefchloffen, 
daß Punkt 7 im $. 86 in $. 84 herübergenommen werben 
fol. Was aber die Lehrer betrifft, fo würde ich noch eine 
Frage auf diefe zu richten Haben. Sch frage daher, ob die 
Kammer in Bezug auf den erwähnten Punkt die 

"Lehrer mit in den $. 84 herübernehmen will? — 

Wird mit 22 gegen 11 Stimmen verneint. 

Es wird daher hier daſſelbe Verhältniß, wie bei dem 
früheren Punkte eintreten. Es werben „bie Lehrer” bei 
$. 86 zu®verbleiben haben. Ich komme nun zu Punkt 9 
des Berichtes: 

. ier glaubt die Deputation, daß auch bie Ernen- 
— Bicaren und —A a die Wahl 
der dazu geeigneten Candidaten dem Oberconfiftorium zu 
Überlafen fe”. 

Ich frage die Kammer, ob fie in Bezug auf das, 
waß.ich foeben erwähnt habe, fi mit ihrer De— 
putation vereinigen will? — Einſtimmig Ja. 

Die Deputation fagt unter Ziffer 10: 
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„Sn gleicher Weife Hält man auch in ben $. 86 sub 1% 
aufgeführten Gegenftänden die Gompetenz des Dbercons 
fiftoriums für begründet”, E. 

„Es erhätt die oberſte Zeitung der inneren und 
äußeren Angelegenheit der Schullehrerfeminare, auch des 
Lehrerinnenfeminars zu Callnberg, die Anftellung der 
Lehrer an demfelben, fowie die Genehmigung und Be⸗ 
fätigung der fliftungsmäßig von Privatcolatoren Deſig ⸗ 
nirten“, ü 

Diefen Punkt 10 will die Deputation aus $.86 eben⸗ 
falls in $. 84 herübergenommen wiflen und id) frage, ob 
die Kammer damit einverfianden iſt? — Mit 22 
Stimmen gegen 11 wird diefer Antrag abgelehnt. 

Es bleibt alfo diefer Punkt 10 in ‚$. 86. 


Ich gehe nun zu dem Sage der Deputation, der ſich 
auf Seite 277 unter 11 befindet: 

„In Sachen der $. 86 sub 13 gedachten inneren und 
äußeren Angelegenheiten der Elementars und Bürgers 
f@ulen, fo daß nur bei den ftäbtifchen Nealfchulen, den 
Rettungshäufern, den Sonntags- und Fortbildungsfgulen 
die oberfte Leitung dem Minifterium des Eultus ver⸗ 
bleiben würde”. # . 

Sie will alfo auch Punkt 13 in $. 86, der auch von 
den Gegenftänden handelt, die ich erwähnt habe, herübere 
nehmen in $. 84 und ic) frage, ob die Kammer hierin 
der Deputation beiftimmt? — Mit 23 gegen 10 Stim⸗ 
men wird ber Antrag abgelehnt. 

Weiter heißt's unter Punkt 12: 

Diefelbe Abtheilung in ber Competenz würbe auch 
bei der $. 86 sub 14 gedachten Anftelung der Lehrer 
bei diefen Schulen und bei der Aufficht ber die Aus— 
übung des Collaturrechts zur Richtfchnur zu bienen 
haben", 

Punkt 14 in $. 86 fagt aber: 

„Die Anftellung der Lehrer an diefen Schulen, fos 
weit folche nicht vermöge befonderen Collaturrechtes ges 
wiffen Gemeinden, Corporationen ober einzelner Perfonen 
zufteht”. 

Die Deputation will demnach Punkt 14 ebenfalls 
herübernehmen aus $. 86 und ic) frage: ift die Kammer 
damit einverfianden? — Mit 23 Stimmen gegen 10 
wird auch hier von der Kammer der Deputation nicht 
beigetreten. 

Ich kann nun zu dem ferneren Theile des Deputationd« 
Berichts übergehen, der auf Seite 278 unter Biffer 13 ſich 
befindet: 

ie $. 86 sub 15 erwähnte Entſcheidung in dritter, 
vater auc) in erfer Snftanz wiirbe, mach dem in 
Vorftehendem entwidelten allgemeinen Grundfage gänze 
‚lich in dem Oberconfiftorium ſtattzufin den haben, wie⸗ 
wohl mit Ausnahme der. Gegenſtaͤnde hinſichilich welcher: 
fich die Deputation bereits für die Competenz des Mir 
nifteriums des Cuitus ausgeſprochen hat". 


Vunkt 15 in $. 86 enthält aber folgende Gegenftänder 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


694 


Die Entfeheidung in allen die äußeren Angelegen ⸗ 
heiten der evangelifch=Tutherifchen Kirche, die inneren 
und äußeren Angelegenheiten aller vorerwähnten Schulen 
und Anftalten betreffenden reinen Werwaltungsfachen in 
höchfter — in Sachen, welde zu feinem Reffort uns 
mittelbar gehören, oder, wo die Unter: und Mittelbehör- 
den eine Entfcheivung zu geben aus irgend welchem 
Grunde behindert waren, auch in erfter Inftanz. 

Für Aminiftrativjuftizfachen bildet die Kirchen · und 
Säulinfpection die erfte, das betreffende Gonfiftorium 
die zweite, das Minifterium des Cultus und öffentlichen 
Unterrichts die dritte Inſtanz.“ 


welche die Deputation beantragt, in $. 84 herüberzunehmen. 


Freiherr v. Weld: Da möchte wohl auch eine Tren- 
nung flattfinden, denn auch die ganzen Schulangelegens 
heiten find mit hierunter begriffen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: In diefem Punkte 
find die inneren und äußeren Angelegenheiten der Kirche 
enthalten und zugleich auch die inneren und aͤußeren Anz 
gelegenheiten der Schulen und Anftalten. 


Präfident v. Schönfeld: Der Punkt 15 in $. 86, 
der heruͤber genommen werben fol, bezieht fich auf die 
evangeliſch⸗lutheriſche Kirche und auch auf die Schulen und 
Anftaltenz ich würde daher zunaͤchſt fragen, ob die Kam⸗ 
mer nad) Anrathen ihrer Deputation die Angelegenheiten 
der Kirche, welde in Punkt 15 des $. 86 erwähnt find, 
herüber in $. 84 nehmen will mit Vorbehalt einer ande 
ven Frage auf die Schulen, und ich frage demnach: ob 
Sie die firhliden Angelegenheiten herüber neh— 

"men wollen in $. 84? — Einftimmig Ia. 

IH frage nun, ob Sie Sich auch mit der Deputation 
einigen wollen in Beziehung auf die Schulen, nämlich: 
ob Sie die Schulen auch aus dem $. 86 in den 
$. 84 herüber nehmen wollen? — Mit 23 Stimmen 
gegen 10 wird diefe Frage verneint. 

Es würden daher bie Worte, welche die Schulen betrefr 
fen, in $. 86 bleiben. 

Ich gehe nun, zu dem zweiten Theile des Berichts, 
ie auf Seite 278 unter Ziffer 14 zu finden iftz derfelbe 

autet: 

x „Die in $. 86 sub 16 bezeichnete, fo wichtige Ver⸗ 
waltung des eigentlichen Kirchengutes, die Verwaltung 
der a Beſten ee Anftalten und Zwecke ber 
Kirche und ihrer Diener beftimmten Stiftungen und 
Fonds wird zu einer ber mefentlichften Pflihten des 

» oberften Kirchenregiments zu rechnen fein, wie die De- 
putation ſchon bei $$.5 und 83 darzuthun verfucht hat; 
es dürfte daher Alles, was in dieſem Punkte enthalten 
ft, auf das Oberconfiftorium zu übertragen fein, mit 
Ausnahme jedoch der Stiftungen und Fonds für bie 
Univerfität und Univerfitätsftipendien, für die Landes» 
ſchulen, Gymnafien, Realfihulen und Zaubftummen 
onftalten. Hierbei bedarf es Faum ber Erwähnung, daß 
durch diefe Üebertragung an dem durch $. 60 der Ver: 
foffungsurfunde begründeten und $. 86 sub 2 mit be 
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nannten Oberauffichtörechte der“ oberfen Staatsgewalt 
in Kirchenfachen Etwas nicht geändert wird - 
Es bezieht fi diefer Theil des Berichts auf Punkt 
16; de3 Entwurfed und ich würbe zu fragen haben, ob die 
Kammer der Anſicht ihrer Deputation, welche ich eben jeht 
verlefen habe, beizutreten gemeint ift? 


Freiherr v. Weld: Ich werde mir noch einen Antrag 


in biefer Beziehung vorbehalten; es ift nicht möglich, dag 


Alles im Augenblid zu überfehen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich fee voraus, daß Sie 
volftändig den Worten des Berichtes und des Entwurfes 
folgen; außerdem iſt es Faum möglich, fich in Bezug auf 
die Abftimmung Elar zu werben. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Es würde ganz 
deutlich werden, wenn man aus dem Punkte 16 in $. 86 
nur die Worte: „für bie zu feinem Meffort gehörigen 
Säulen” beſonders vorbehielte und darhıber abftimmte; ber 
ganze Übrige Inhalt des Punktes 16 ift bereitd geftern bei 
$. 84 entſchieden: 

„Die Verwaltung aller allgemeinen Stiftungen und 
Fonds flr die evangelifch,lutherifche Kirche, für die Unie 
verfität und Univerfitätsftipenbien, für bie zu feinem 
Neffort gehörigen Schulen, für Geiftliche, Lehrer und 
Kirchendiener und für deren Familien, der aus den Ab 
löfungen von Geld: und Naturalgefällen gebildeten Zehnt« 
fonds, der Stiftungsfonds, welche von den Stiftern ber 
Verwaltung des«vormaligen Kirchenrathes und Obereon ⸗ 
ſiſtoriums oder des Confifiorums zu eipzig unterftellt 
worden find, und die Verwaltung aller Stiftungen flr 
evangelifchsIutherifche Kirchen und Schulen, für welche 
eine Specialverwaltung nicht geordnet iſt. Die Collar 
tur über alle diefe Stiftungen und Fonds und die 9 
tungsmaͤßige Verwendung ihrer Einkünfte, inſofern nicht 
‚andere collaturberechtigte Perfonen vorhanden find.” 

Ich bitte alfo auf die Worte: „und Schulen” eine 
befondere Abftimmung zu richten. 


Präfident v. Schönfeld: Herr Dr. Lechler will noch 
eine Bemerkung machen. 

Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte zu dieſer 
Nummer nur fagen, daß ich glaube, nach dem Deputatlons- 
gutachten find diefe Dinge ſchon formal ausgeſchloſſen; 
denn es iſt gefagt, daf die anderen Fonds mit Ausnahme 
der Stiftungen und Fonds für bie Umivenfität u. |. m dent 
Dberconfiftorium zugewieſen werben. Alfo mach der Faſſung 
des Deputationsberichtes Handelt es ſich hier nicht um bie 
Schulen, “ 

Präfident v. Schönfels: Ich bitte, den Bericht und 
den Entwurf zur Hand zu nehmen; bie Frage iſt gefelt 
über Punkt 16 des $. 86 und zwar mit Worbehalt einer 
weiteren Fragftellung über die Morte, die ber Herr Referent 
angeführt hat „die zu feinem Neffort gehörigen 


Säulen”, und id) frage, ob die Kammer diefem 
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Sage Nr. 10 beizuftimmen gemeint ift? 
flimmig 3a. 


Nun frage ich ferner, ob Sie auch den Worten 
Beifall ſchenken, die auf der zweiten und dritten Zeile 
befinblich find und alfo lauten: „für die zu feinem 
Reffort gehörigen Schulen”? — Mit 33 Stimmen 
gegen 10 Stimmen erhält diefer Sag ein verneinendes 


Votum. 


Sch komme nun zum legten Punke, Bei dieſem 


Punkt 17 in $. 86 ſagt die Deputation unter Punkt. 15: 
„Die gleichen Gründe bewege ie 
die — der $. 86 er 17 nat 
tung an das Oberconfiftorium zu bevormworten, wobei die 
Controle über die Verwendung fon durch die Vorles 
gung des Mechenfchaftsberichtes bei dem jebesmaligen 
andtage gefichert ift”, 
und die Deputation will demnach Punkt 17 in $. 86 eben- 
falls aus $. 86 in den $. 84 herübernehmen. ‚Herr Super: 
intendent Lechler wünfcht alfo, daß auf die Worter „für 
Cultus und Unterricht” eine befondere Frage geftellt werde? 


Bürgermeifter Dr. Koch: Nein, nur auf die Worte: 
„und Unterricht” möchte eine befondere Frage geftellt 
werben. , D 


Präfident v. Schönfeld: Meine Herren! Der Antrag 
der Deputation, den Punkt 17 aus $. 86 Herüberzunehmen, 
lautet folgendermaaßen: h 

Die Worte herüberzunehmen: die Verwaltung und 
Verwendung ber für den Cultus und Unterricht aus der 
Staatscaffe verwilligten Gelder”. 

Mit Beruͤckſichtigung des geäußerten Wunfches werde 
ich zunaͤchſt die Frage an die Kammer richten: ob fie dier 
fen Punkt 17 des $. 86, wie er gefaßt iſt, herübernehmen 
will zu $. 84 mit Vorbehalt der Worte: „und Unters 
richt", auf welche ich eine befondere Frage ftellen werde. 
Ich frage,’ ob die Kammer den Punkt,17 des $. 86 
mit dem erwähnten Vorbehalte zu $. 84 herübers 
nehmen will® — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob die Kammer die Worte: 
„und Unterricht” entfernen und demzufolge nicht 
mit herübernehmen will? — Diefe Frage ift mit 22 
gegen 11 Stimmen verneint worden und es folgt daraus, 
daß die Worte: „und Unterricht” ftehen bleiben. 

Ich habe nur noch zu erwähnen, daß eine feftzuftellende 
woͤrtliche Faſſung vorbehalten bleibt, AR 

Die legte Frage, welche ich zu ſtellen habe, richte ich 
auf den $. 84 im Allgemeinen und ich frage, ob bie 
Kammer biefen $. 84 im Ganzen, wie fie es im 
Einzelnen gethan hat, anzunehmen gemeint ift? 
— Einftimmig Ia. 


greiferr v. Weld: Ih erwähnte vorhin, daß ich mir. 












— Eins | erledigt fich das aber durch die Worte, bie ber ‚Herr Prafident 


ausgeſprochen hat, dag überhaupt die Wortfaſſung noch 
vorbehalten bleiben muͤſſez denn das ſcheint mir in Bezug 
auf den Punkt 17 ganz unerlaͤßlich zu ſein, weil da immer 
von einem ganzen Gompler die Rebe iſt, wir aber nur 
einen Theil der. Schulangelegenheiten dem Oberconſiſtorium 
überweifen wollen. —* 


Präfident v. Schönfeld: Durch die Abſtimmung iſt 
der Stun im Allgemeinen getroffen, aber eine endliche Rex 
daction iſt bei einer fo complicirten Abftimmung uner: 
laͤßlich. 

Freiherr v. Weld: Dabei beruhige ich mich. 


Superintendent Dr. Lechler: Mir ſcheint nach dem 
Belhlüffen, welche foeben gefaßt worden find in Bezug 
auf die Schulen, daß da doc; wirklich Etwas mangelt, was 
auch mac) den Aeußerungen, die wir heute vom Minifter- 
tifche aus mehr als einmal gehört haben, durchaus noth⸗ 
wendig if. Ich beruhige mich dabei, daß noch eine ges 
nauere Faffung vorbehalten worden ift. Doch erlaube ich 
mir darauf aufmerffam zu machen, baß in ber That dem 
Dberconfiftorium in Bezug auf das evangelifche Volksſchul⸗ 
wefen nunmehr rein Nichts geblieben ift, als daß das Con⸗ 
fiftorium dazu verwendet wird, die Prüfungen der Lehrer 
in den Volksſchulen zu leiten, während in Bezug auf die 
Auffiht auch nur über den Religionsunterriht 
in den Volksſchulen der Kirchenbehörbe nicht dad Min- 
defte übrig geblieben ift, eine Angelegenheit, bei welcher die 
Kirche ihre Rechte nicht vergeben kann, ohne geradezu ihre 
Pflicht zu verfäumen. Es fcheint mir hier eine wirkliche 
Luͤcke zu fein, welche ausgefüllt werben mußz ein Mangel, 
welchem abgeholfen werben muß. u 


Praͤſident v. Schönfeld: Auf das Materielle koͤnnen 
wir nicht mehr eingehen. Die Abftimmung ift erfolgt, die 
Beſchlüſſe find gefaßt, eine endliche Nebaction iſt von ber 
Staatsregierung zugefagt, etwas Weiteres ift demnach nicht 
vorzunehmen. ⸗ 


Staatsminiſter Dr. v. Falken ſtein: Ich erlaube mir 
nur noch zu beſtaͤtigen, daß ich bei der Redaction die Be⸗ 
denken, tiber welche der Here Superintendent Lechler ges 
ſprochen hat, zu beſeitigen vollkommen bereit bin, 


Referent Vicepraͤſident v. Friefen: 
$.85. 
r Gefäftsform. ’ 

Die Gefchäfte bed Oberconfiftoriums find colfegialifch zu 
behandeln, wobei bie Stimmenmehrheit und bei Stimmen» 
gleichheit (wie in — $. 82) die Stimme des 

räfidenten entfcheibei 
* et entre und lediglich ben Gefchäftsgang 
leitende Nefolutionen werden nach dem Ermefjen des Prä- 
fidenten von biefem oder unter deſſen Verantwortlichkeit 


vorbehalten müffe, einen Antrag zu ſtellen. Ich glaube,.es | von einem andern Mitgliede des Collegiums decretirt. 


IR. (2 Abonnement.) 
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Motiven fehlen bei biefem Paragraphen. — Der 
Bericht fagt: 
In dem Inhalte des 


war für die Deputation nur diejenige Beftimmung von 
Intereffe, nach welcher die Gefchäftsbehandlung in dem 
Oberconfiftorium eine colegialifche fein foll, weil dadurch 
früheren Wünfchen der Stände entfprochen und das in diefer 
Beziehung befonderd beim Landtage 1833/34. geltend. ger 
machte Bedenken befeitigt wird. Die übrigen näheren Ber 
fiimmungen find Sache der ——— und folgen größtens 
theil® aus dem bei jedem höheren Collegium uͤblichen Ge- 
ſchaͤftsgebrauch; die Deputation rathet daher an, dieſem 
Paragraphen unverändert beizuftimmen. 


Nedacteur H. Meinhold, Serretär im Koͤnigl. 


Priſident o. Schänfels: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 85 das Wort ergreifen will? — Es iſt 
dies nicht der Fall. Die Deputation raͤth an, den Para 
graph unverändert anzunehmen und ic frage, ob 
die Kammer ihrer Deputation beitritt? — Eine 
fimmig Ja. 

Meine Herren! Ich proponire den Schluß der Sitzung 
und Iade Sie ein, Sich morgen Vormittags 11 Uhr hier 
wieder einzufinken zur Fortſetzung des ſoeben abgebrochenen 
Berichte. 


(Schluß der Sigung 5 Minuten vor 3 Uhr.) 


Minifterium de Innern. — Drud son B. G. Teubner in Dreöten. 
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Schsundzwanzigfe öffentliche Sigung der ' 


Erſten Kammer am 19. Sanuar 1861. 


Inhalt: 

Werlefung de Prorotofit. — Öegiftranbenvorträg. — Gnts 
urbigung. — Bortgefehte Bernthung bed Verichts der 
Biifehenbeputation ter den Entwurf einer Kirchenorbuung 
für die esangefifstutherifche Kirche des Rönigreich® Sachfen, 
und zwar uͤber bie $6. 86 und 87. - 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 22 Minuten in Ges 

genwart bes Herrn Staatsminiſters Dr. v. Falkenſtein, 
ſowie ‚der Herren koͤniglichen Commiffare Geh. Raths Dr. 
Huͤbel und Geh. Kirchenraths Dr. Gilbert und in Anwe- 
fengeit von 34 Kammermitgliedern. 
Praͤſident v. Schönfeld: Ich bitte Play zu, nehmen, 
meing „Heiren!:. Der: Her Serretär Wimmer wird. bie 
Güte haben ‚das Proſokoll der geſtrigen Sitzung vorzu⸗ 
efen” — 70 mh 





(Seeretär Wimmer verlieſt das Protokoll.) 


Hat Jemand gegen die Faſſung des foeben verlefes 
nen Protofolls Etwas zu erinnern? — Da dies nicht der 
Fall ift, fo erkläre ich daffelbe als genehmigt und zur 
Mitvollziehung lade ich die Herren v. Lüttihau und 
dv. Böhlau ein. . 

. Geſchieht.) 

Auf der Regiſtrande befindet ſich heute nur eine ein» 
zige Nummer. Ich erfuche den Herrn Seeretär, diefelbe 
and vorzufragen. 

(Mr. 123.) Protokollertract der Zweiten Kammer 
vom 15. Januar 1861, die Befchlußfaffung enthaltend über 
die Petition des ftellvertretenden Abg. Wieland in Bezug 
auf,die Erpropriation von Grundftücden für Kirchhöfe bes 
treffend. ., 

Präfident v. Schönfeld: Es gehört diefer Gegen: 
fand jedenfalg zum Reffort der vierten Deputation. Ich 
lage vor, diejelbe dahin zu verweiſen. Iſt bie Kammer 
damit einverflanden? — Einſtimmig Ja. 

Here Buͤrgermeiſter Dr, Koch eutihulbigt ſich für die 
heutige Sigung mit Unwohlſein. . 

Eine weitere Mittheilung habe ich heute nicht zu 

1.8. (2. Abonnement.) 
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wachen und wir fönnen und daher ſogleich zur Taͤges⸗ 
ordnung wenden. Ich erfuche ben Freihseen p. Fricfen, 


| den Sednerftuhl zu betrefen und ung den weiteren Bericht 


vorzutragen über ben. Entwurf einer Kirhenords 
nung. ° u 


Neferent Vicepräfident dv. Friefen: Ich Hatte: zwar 
geftern bei der geehrten Kammer den Antrag geftellt, daß 
fie geflatten miöge unter Genehmigung der Staatdregierung, 
von der Vorlefung der $6. 84, 86 und 87 abzufehen. 
Allein nad) den geftern ‚gefaßten Befhlüffen wide es doch 
nothwendig fein, auf die einzelnen Gonfequenzen aus bies 
fen Beſchlüſſen aufmerffam zu machen und das!“ wird 
mich nöthigen, die einzelnen Punkte- vorzulefen und, ich 
bitte daher um die Erlaubniß, die einzelnen Punkte bei 
$. 86 und auch $. 87 vorlefen zu bürfen und dazu allemal 
den Bericht, der ſich auf jeden einzelnen Punkt bezieht, 
wobei ich meiner Pflicht gemäß aufmerkfam machen erde 


"auf die Xbänderungen, die durch, die geftrigen Beſchhſſe 


eintreten müffen. . ‘ J 
FR F ‘ 

Bon dem Minifterium des Cultus und dffents 
lichen Unterrichts. 


’ $. 86. 

Dem Minifterium des Cultus und Öffentlichen Unter: 
richts, von weldem die Vertretung und Wahrnehmung der 
Firchengefelfchaftlichen Rechte der eoangelifchetuthekffipen 
Kirche, fowie die Leitung und Entfcheidung der inneren 
firlicyen Angelegenheiten diefer Kirche in dem 5 84 ans 
gearbenen Umfange auf das Oberconfiftorium übergehen, 
verbleibt: * 


Die Motiven lauten: 


3u F. und 6, 

Was in den $$. 86 und 87 über den Geſchaͤftskreis 
des Minifteriums des Cultus und öffentlichen Unterrichts 
und der in Evangelicis beauftragten Staatöminifter gefagt 
ift, enthält, einen nod zu erwähnenden Punkt auögenom- 
men, nur das Veftehende mit den durch bie Errichtung 
eines Oberconfiftoriums gebotenen Abaͤnderungen. 

Nach dem Negulgtiv vom 12. November 1837, die 
Reffortverhältniffe zwichen dem Minifterium des Gultus 
und ben in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern be: 
treffend, hatte das Minifterium des Cultus zeither die Ans 
fellung und Entfaffung aller ordentlichen Drofeforen an 
der Univerfität bei den in Evangelicis beauftragten Stantsr 
miniftern zur Beſchlußnahme in Vortrag zu bringen. Die 
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Kirche hat aber nur ein Intereffe am der Belegung ber 
Lehrftühle für Theologie. Es iſt daher ſchon durch ein 
Refcripi des damaligen geheimen Confiliums vom 24. Je 
beuar 1812 der Religiongeid für ale Mitglieder der Uni⸗ 
verfität, welche nicht der theologifchen Facultät angehören, 
aufgehoben werben und e& haben feit biefer Zeit in einzel 
nen Fallen auch andere Confeffionsverwandte Anftellung 
als ‚ordentliche Profefforen an der Univerfität gefunden. 
Auf’ der andern Seite kann e3 nicht angemeffen gefunden 
werben, baß dem Landesherrn bei einem der wichtigften 
Snftitute für das Wohl des Landes, wie die Univerfität, 
eigentlich gar Feine Stimme zuſtand. 

Es ift daher in der Kirhenordnung den in Evangelicis 
beauftragten Staatsminiftern nur die Beſchlußnahme über 
die Anftellung und Entlaffung der ordentlihen Profefforen 
der Theologie und der Philofophie im engeren Sinne, da 
die Vorträge der letztern die Theologie oft fehr nahe berühs 
zen, vorbehalten worden, fo daß der Minifter des Cultus 
die Anftelung und Entlaffung aller andern ordentlichen 
Profeſſoren an der Univerfität künftig dem Landesheren zur 
Entfhliegung vorzutragen haben wird, 
> Der Aufwand, welcher durch die veränderte Organifa- 
‚tom der Firchlichen Behörden entflehen wird, berechnet ſich 
feiaeaneamn Pen: 

1) für das Oberconfiftorium: 
2,500 Thlr. dem Director, 


3,200  # zei geittigen Näthen & 2000 Thlr. und 
1200 Zhlr., 
3,800 = zwei Eisen Näthen & 2000 Thlr. und 
1800 Thlr., 
1,600 * vier außerorbentlichen Beifigern, 
600 = zwei außerordentlichen geiftlichen Beifigern für 


die Prüfungen, 


800 + einem Gecretär, 

:600 = einem Regiftrator, 

350 = mei Kanzliften, 

400 = ;porteleinnahme und Gonttole, 

300 ‚+ dem Aufwärter und Boten, 

500 = Neifeaufwand. (Diefer Reifeaufwand wird 


insbefondere dann eintreten, wenn außer» 
ie Beifiger außerhalb Dresden wohs 
nen. 
14,650 The, Summa, ; 
2) für die Superintendenten: 
12,600 Xhlr. für 7 Superintendenten zu 1800 Thlen., 
10,500 = . für 7 Superintendenten zu 1500 Thlen., 
1400 sr 100 Zhlr. zu Haltung des Erpeditiond- 
ocals, 
5,600 = jedem 400 Thlr. zu Haltung des Expeditions⸗ 
perſonals und Beftreitung des übrigen Er⸗ 
Aa sh 
urchfchnittlich jedem 500 Thlr. zu Beſtrei⸗ 
tung des Reifeaufwandes. (ES vn En 
Einrichtung zu treffen fein, nach welcher jeder 
Superintendent den Reifeaufwand jährlich 
berechnen ‚hat und nach feiner, beziehendlich 
gehörig belegten, Berechnung reftituirt erhätt, 
in ber Regel aber eine gewille Summe nicht 
überfchreiten darf), 
Nemuneration und Dienftauftwand für die 
Superiitendenten zu Dresden, Leipzig, Glau: 
da, Waldenburg und Lößnig: 
38,750 It. Summa. . 


7,000 ° = 


1850 = 


‚Sächsi hp: 
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Der Gefammtbetrag von 53,400 Thlen. vermindert ſich 


‚aber durch die Erfparniffe, welche eintreten, 


1) bei dem Minifterium des Gultus, 
wo 
1,200 Thlr. für einen geiftlichen Rath, 


2,100 » fir Hülfsarbeiter, 
550 » an ber Sporteleinnahme und Gontrofe, 
150 = für einen Kanzliften, 


4,000 Zhlr. in Wegfall kommen. 


2) 4,050 s durch Wegfall des Landesconſiſtoriums 
nach der legten Bubgetaufftellung, 
3) 13,854 =» durch Wegfall der Dispoſitionsfumme für 


die Infpection Über Kirchen und Sau—⸗ 
len nach gegenwärtigem Etat, 
21,404 Ihr. Summa, 
fo daß der en nur 
* 


31,996 


beträgt. 
Dazu fagt der Bericht: 


gezogen 


$. 86 
iſt bereitö bei $. 84 vielfach im bie Prim 
dolgen⸗ 


worden; es bleibt daher der Deputation nur not 
des bei demfelben zu beantragen übrig. 
Zuvoͤrderſt ift zu bemer! en, daß das Zeile 3 wieder 
vorkommende Wort: „inneren“ auch hier in bemfelben 
Sinne zu verftehen ift, wie im $. 3 diefer Vorlage und in 
$. 57 der Verfaffungsurkunde daher ein Einwand bagegen 
nicht zu erheben war. Da man fich jedoch des Doppek 
finnes, in welchem diefes Wort gebraucht wird, oft nur 
mit Mühe erwehren Tann, fo wäre e3 wuͤnſchenswerth, 
diefes Wort auch hier vermeiden zu konnen, welches dadurch 
fehe leicht möglich wäre, daß man die Worter „inmern Kirche 
lien” ganz wegließe, fo daß nur gefagt würde: 
& Bus der Angelegenheiten diefer Kirche in 
em $. 84." 
Es toird dieſes daher zur Entſchließung ber geehrten 
Kammer geftelt. — 


Das wäre alſo dann der Eingang. 


Präfident v. Shönfels: Es wide zu ermarten et, 
ob Jemand über den focben vorgetragenen Theil des Br 
vichtes das Wort ergreift? CS fcheint dies nicht dat Ball 
zu fein. Ich kann daher fogleich die Frage an bie Kants 
mer über das, was der Deputationsbericht fagt, ricten 


Die Deputation trägt nämlich darauf an, daß bie Worte 


in dem zunächft vorgetragenen Theile des Berichts /inne⸗ 
ven firchlichen“ wegbie iben und daß nur fo geſagt werde 
foll: „Entſcheidung der Angelegenheiten diefer 
Kirge in dem 5.84 mf. m Ich frage, ob Die 
Kammer diefer Anficht ihrer Depuration Belt 
fall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfdent v. Friefen: Es folgen nun 
die einzelnen Punkte: 
5 irden 
1) die Ausübung der Staatögewalt über alle Kirch 
amd —— Anftalten nach den in $. 57 der de 
foffungsurfunde enthaltenen Beſtimmungen; 
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2) die Wahrnehmung der nach $. 60 der Berfaffungs- 
uxrkunde dem Staate zufiehenden Gerechtfame über 
alle Stiftungen, -infofern ſie nicht Verforgung der 
"Armen und Kranfen zum Zwed haben und daher 
von dem Minifterium des Innern zu beauffichtigen 
find, oder nad} den Fundationsurfunden die Aufficht 
anderen Behoͤrden zufteht; 
3) die Einberufung und Einrichtung der Landesſynode 
auf den Beſchluß der in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiſter; 


Der Deputationsbericht ſagt dazu: 3 

Die Punkte 1, 2 und 3 biefed Paragraphen würden 
unverändert bleiben. 

Es wird alfo auf unveränderte Annahme angetragen. 


Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
über die drei Punkte, die ſoeben vom Heren Referenten 
vorgetragen wurben, von Seiten der Kammer Etwas be 
merkt werben will? — Da dies nicht der Fall ift, fo richte 
ic) ſogleich die Frage an die Kammer, ob fie diefe drei 
Punkte nad Anrathen ihrer Deputation unvers 
ändert annehmen will? — Einſtimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: 


4) der Vorfchlag zu Anftellung und Entlaffung der. 
Mitglieder ded Oberconfiftoriums, der geiftlichen 
Räthe in den Bezirksconfiftorien zu Dresben, Leips 
ig, Zwichau und Bubiffin, der Superintendenten 
und ber Geiftlichen an der evangelifchen Hofkirche 

m Dresden, Die Anftelung der Regierungsräi 
in ben Kreisdirketionen reffortirt zwar dor dem Mir 
nifterium des Innern, Letzteres bat ſich jedoch über 
bie Anftellung derer, die zu den Gonfiftorialgefchäften. 
verwendet werben follen, ſowie wegen — — 
bereits angeſtellter Raͤthe mit dergleichen Geſchaͤften 
mit dem Miniſterium des Cultus zu vernehmen und 
ſich des Einverftändniffes deffelben zu verfichern; 


Der Bericht fagt: 


Bei Punkt 4 würde der Vorſchlag zur Anftellung und 
— J— der Mitglieder, des Oberconfiftoriums und ber 
Geiftlichen an der evangelifchen ‚Sofficce zu Dresden zu 
den Befugniffen des Diniferlum des Cultus zu rechnen 
fein, während biefelben Vorſchlaͤge wegen ber geiftlichen 
Näthe bei ben Bezirksconſiſtorien und wegen der Super- 
intendenten nad) dem Gutachten ad $. 84 Punkt 10 dem 

> Oberconfiftorium anheimfallen würden, 

Der Sat: „die Anftellung der Regierungsräthe” bis 
„deffelben zu verfihern,” wird ohne Veränderung bleiben 
Tonnen, da nicht blos der Minifter des Cultus zu den 
Miniftern in Evangelicis gehört, fondern auch in der Regel 
der Minifter des Innern fi in derfelben Stellung befin- 
den wird, hierdurch aber das Intereffe, welches biefe oberfte 
Minifterialbehörde in Kirchen achen bei der Ernennung der 
weltlichen Gonfiftorialräthe hat, hinlänglich gefichert zu fein 
ſcheint Die Minorität, beftchend aus Dr. Lechler und 
d. Erdmannsdorff, bezieht fich jedoch auch hier auf ihr ber 
fonderes Gutachten zu $.80 (Seite 270 des Berichts und 
©. 634 f. der EMI. R.). 
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Die Anträge ber Deputation zu Punkt 4 find durch 
die geftrigen Befchlüffe nicht berührt worden, vielmehr durch 
die in der geftrigen Sigung gefaßten Befchlüffe bereits ‘ber 
ftätigt und angenommen worden. Es würde daher der 
ganze Antrag der Deputation bei Punktka fichen ‚bleiben 
mit: Ausnahme des Minoritätögutachtens. 


Kammerhere v. Erbmannsdorff: Das Minoritäts- » 
gutachten ift bei dem betreffenden Paragraphen gefallen; 
alfo faͤllt es auch hier weg. . 


Yräfident v. Schönfeld: Es ſcheint nicht, als ob 
Jemand fich Über Punkt 4 verbreiten wolle. Der Antrag 
der Deputationfgeht dahin: 

„Der Vorſchlaß zur Anſtellung und Entlaſſung ber 
Mitglieder des Oberconfiftoriums und der Geiftlihen an 
der evangelifchen Hoffirche zu Dresden wide zu den Ber 
fugniffen des Minifteriums des Cultus zu rechnen fein, 

rend, biefelben Vorſchlaͤge wegen’ ber geiftlichen Raͤthe 
bei den Bezirksconfiftorien und wegen der Superintens 
denten nad bem Gutachten ad $. 84 Punkt 10 dem 

‚ Oberconfiftorium anheimfallen würden”. 


Ich würde nun ifragen, ob bie Kammer bei 
Punkt 4 die ſoeben von mir vorgetragenen Abs 
änderungen beſchließt? — Einflimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: 


5) die oberfte Leitung der Außeren Angelegenheiten ber 
evangelifch:lutheriichen Kirche. Es hat daher 

a) alle diefe Angelegenheiten betreffenden Geſetze 
vorzubereiten und auszuführen, darauf bezügs 
liche Verordnungen zu erlaffen; 

b) in folcyen auf die von den Conſiſtorien erſtat⸗ 
teten Berichte in legter Inftanz zu entſcheiden; 

©) die Errichtung neuer Kirchenbezirke, die Vers 
änderung ber beftehenben, die Errichtung neuer 
geiftlicher Stellen, die ten Kon beſtehen⸗ 
der, bie Verminderung oder Erhöhung ihrer 
Dotation und ihres Einfommens zu genehmis 
gen oder anzuorbnenz 

d) die oberfte Yuffiht in ben $. 81 unter Nr. 1d, 
e, f und 3 den Confiftorien zugewiefenen Wer 
waltungsſachen und bie Beftätigung ber unter 
Nr. 3 erwähnten Statuten; 

e) die Genehmigung zur Veräußerung von Grund» 
eigenthum und nugbaren echten, ‚welche ben 
Kirchen, Kirchenämtern, Eirchlien Stiftungen 
und Anftalten gehören ($. 87 Nr. 5 g); die 
Genehmigung außerorbentlicher Verwaltungs- 
maaßregein, 3. B. außerorbentlicher Holzfchläge, 
lung der Waldgrundftüce in Feld oder 

ieſe 2.5 £ 

H bie Annahme und Genehmigung ber Annahme 
von Stiftungen für ficchliche Zwecke, für Geiſt⸗ 
üche, Kirchendiener-und deren Familien; 

g) die Anordnung von Kitchencollecten ($. 87 

Re. 56); ; 
Der Bericht fagt: % m 
Der Punkt 5 würde hier, und zwar mit: allen ‘feinen 
‚[Unterabtgeilungen sub a bis g, gaͤnzlich in Wegfall zu 
104* 
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bringen und alles hier Erwaͤhnte, wie ſchon bei $. 84 bei] - 


gutachtet worden, auf das Oberconfiftorium zu. Übertra- 

‚gen fein. — 
Es iſt eine einzige Sache hierzu zu bemerken, naͤmlich 
in Punkt d heißt es: ne 
i e Aufſicht in den F. 81 unter Nr. 1d,e,f, 
und za a ig AH, BVerwaltungsfachen 
und die Beftätigung der unter Nr. 3 erwähnten Statuten”, 
d, e, f find feine zweifelhaften Punkte; allein bei 3) 

heißt sind. 8: - > 
; ie obere Aufficht_ über Beziets und Specialcaffen 
zu Rats: der eigen End Lehrer, deren — 
und Waiſen; die Genehmigung zu Errichtung von Ver⸗ 
einen für folche Zwecke, Prüfung iffter Statuten und Vor; 
legung derſelben zur Beftätigung an das Minifterium des 
Eultus und öffentlichen Unterrichts; 
jettt des Oberconfiftoriums. Hier würden - die Spetial⸗ 
caffen der Lehrer und bie zu Gunften der Lehrer gebildeten 
Vereine und Statuten nach dem geftern gefaßten Beſchluß 
nicht an’3 Obercönfiftorium fallen, fondern bei dem Cultus⸗ 
miniſterium bleiben. Das ift der einzige Worbehalt bei 
Punkt d. Es würde alfo das ganze Deputationsgufachten 
anzunehmen fein, nur mit Vorbehalt des einen Punktes 
bei 8. 81 sub 3, infoweit fie Lehrer und ihre Unterftügungss 
caffen betreffen. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Hübel: Ich glaube, der Bor 
behalt wird nicht nöthig fein, weil in dem 13. Punkt das, 
was hier auf die Lehrer fich bezieht, wieder enthalten ift. 
Es würde mir der 13. Punkt eine, andere Redaction 
"erfordern, weil man ſich auf den 5." Punkt, welder auge) 
fallen fo, nicht mehr beziehen kann. : 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Demzufolge würde 
dad Deputationdgutachten zu Punkt 5 gänzlich unverän- 
dert bleiben und der Kammer anzuempfehlen fein. 


, Präfident v. Schönfels: Die Deputation trägt 

"darauf an, daß Punkt 5 mit feinen fämmtlichen Unterabs 
theilungen ‚sub. a bis g in Wegfall kommen und alles bier 
Erwähnte auf das Oberconfiftorium übertragen werde, 
Ih frage, od die Kammer ihrer Deputation hierin. 
b tt? —- Einftimmig 3a. 


N Referent Vicepräfident v. Friefen: 


6) die Disciplinargewalt über die Geiſtlichen und Lehrer. 

mit. Einfluß des Rechtes jur Suspenfion, Ent: 
laffung und Entfegung derfelben. 

- Sn, Disciplinarfadhen der Geiſtlichen Haben bie 

 „ Confiftorien ihre Vorträge an bas Oberconfiftorium, 

u richten. Letzteres giebt, folche an das Minifterium. 











feinem Gutachten, an welches das Minifterium fi 
u binden hat, foweit es ſich um die Lehre und das 
erhalten des Gerügten zu berfelben handelt; 


7) die Extheilung von Urlı iſtli 
an s Pr nlaub an Geiſtliche und Lehrer 


‚Sächsische — 





Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


des Cultus ab und. begleitet fie nach Befinden mit | . 





8) die Defignation zur Befegung aller geiflichen Stellen 
unter landesherrlichem Patronat. oder-folcher, welche 
vermöge des Devolutionsrechtes von dem Kirchen⸗ 
Egiment zu beſetzen find, auf den Vorſchiag deg 
Oberconſiſtoriums ʒ die Genehmigung der von dem 
Oberconſiſtorium zu Vicaren und Huͤlfsgeiſtlichen 
auserſehenen Candidaten; 


Der Bericht ſagt: 

Wegen der Punkte 6, 7 und 8 bezieht ſich die Deyu⸗ 
tation auf ihre bei $. 84 gemachten gutachtlichen Anträge 
Nr. 7, 8, 4 und 9. Diefem zufolge würben aus $, 86 ve 
Punkte 6 und 7 ganz, Punkt 8 aber mur infoweit wege 
fallen, als darin vom Devolutionsrecht und von den Vicaren 
und Hülfsgeiftlichen die Nede iſt. " 

Auch hier würde zwar, dad Deputationsgutachten ſtehen 
bleiben, jedod mit Ausnahme der Disciplinargewalt über 
die Lehrer und die Urlaubsertheilung an die Lehrer ins 
Ausland. * 


Präfident v. Schoͤn fels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den ſoeben vorgetragenen Theil des Berichts 
zu fprechen wünfche? — Es ift nicht der Fall. Ich kam 
daher zur Abftimmung übergehen. Die Deputation trägt 
darauf anz 

„Die Punkte 6 und 7 ganz, Punkt 8 aber mır 
infoweit in Wegfall zu bringen, al darin vom Devo- 
lutionsrecht und von ben Vicaren und Hürfsgeiftlichen 
die Rede if“, 

Hierzu fommt nun noch das, was foeben vom Herrn 
Referenten erwähnt worben iſt, die Disciplinargewalt Über 
die Lehrer und bie Urlaubsertbeilung an fie ins Ausland. 
IH frage, ob die Kammer mit dem Gutachten ihrer 
Deputation ſich vereinigen will? — Einflimmig Ja. 


Freiherr v. Weld: If denn ein Vorbehalt gemacht 
worben wegen ber Lehrer? Denn in Bezug auf fie würden 
wit nicht mit der Deputation zu flimmen haben. 


Präfibent v. Schönfels: „Mit Ausnahme ber Did 
eiplinargemalt über bie Lehrer und der Urlaubgertheilung an 
bie Lehrer ins Ausland“! Der Vorbehalt ift gemacht wor⸗ 
den. Die Kammer hat meine Frage bejahend beantwortet; 


"| demzufolge ift der Deputationsbericht angenommen. 


Referent Bicepräfident v. Frieſen: 

M die Wahrnehmung und Ausubung der landedhen. 
lien Berwaltungereäite in Ynfehung des Vermögen 
der dem fandeöherrlichen Patronat untermorfenen Kit 
Gen und Schulen, Eirchlichen Stiftungen und Ai 

„falten; £ 

Der Bericht fagt zu 9: 


Dunkt 9 würde gänzlich bei dem Minifterum des 
Eultus verbleiben. N ® 


Präfident 9. Schönfers: Wein dierüher Niemand 
das Wort ergreift, fo frage ih, ob die Kammer na 
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Anfiht der Deputation will, daß diefer Punkt 
9 gänzlid beim Minifterium des Cultus ver» 
Bleibe? — Einftimmig Ja. 


' Referent Bicepräfident v. riefen: E3 fommen nun 
Punkt 10 und 11: 


10) die unmittelbare Zeitung ber inneren und dußeren 
Angelegenheiten der: andesuniverfität, der beiden 
Landesfchulen zu Meißen und Grimma, ber vom 
Staate unterhaltenen Realfchulen, der Turnlehrer⸗ 
bildungsanftalt, der Zaubftummenanftalten, insde⸗ 
fondere auch die Anftellung der Profefjoren und 
Lehrer an denfelben, Die mittelbare Leitung der fiädtis 
fchen Gymnafien, insbefondere bie, Beftätigung oder 





Verwerfung der für diefelben defignirten Lehrer. 

R Veränderungen in der Verfaffung ber Univer- 
fität, die Anftelung oder Entlafjung aller ordent- 
lichen Profefforen der Theologie und der Philofophie 
im engeren Sinne an der Univerfität hat jedoch, 
das Minifterium des Cultus, gleichwie die 

11) ebenfalls zu feinem Neffort gehörigen Angelegens 
heiten des Hochfliftes Meisen und des Gollegiats 
ſtiftes Wurgen bei den in Evangelicis beauftragten 
— zur Beſchlußnahme in Vortrag zu 
ringen; 


Der Bericht fagt: 

Ebenfo würden Punft 10 und 11 beim. Mintfterium 
des Cultus Bleiben. Ein auf Punkt 10 fi beziehender 
Antrag wegen der Profefforen der Philofophie ift ſchon bei 
F. 84 sub Nr. 2a geftellt worden. 


Diefer Antrag erledigt fich. 


Präfident v. Schönfeld: Ich frage, ob Jemand 
hieruͤber das Wort verlangt? — ES ift nicht der Fall und 
ich gehe daher zur Fragftellung über. Ich recapitulire die 
Punkte nicht, weil fie foeben vom Herrn Referenten vorge⸗ 
tragen worben find, Ich frage nur einfach, ob Siena 
Anrathen Ihrer Deputation wollen, daß Punkt 
10 und 11.beim Eultusminifterium verbleiben 
follen? — Einftimmig Ja. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Punkt 12, 13,14, 
das find nun die unveränderten. 


12) die oberfte Leitung der innern und äußern Ange: 
legenheiten der Schulfehrerfeminare, guch des Lehr 
teriunenfeminard zu Callnberg, die Anſtellung ber 
Lehrer an denſelben, ſowie die Genehmigung und 
Beſtaͤtigung oder Verwerfung ber fiftungsmäßig 
von Privakcollatoren defignivtenz 

13) die oberſte Leitung der innern und aͤußern Ange: 
legenheiten der Elementar» und Bürgerfhulen, for 
wie. ber ftäbtifchen Realſchulen, der Rettungshäufer, 
der Sonntags und Zortbildungsfhulen, welche 
keine Sahbildung bezweden. Die äußern Angele 
genheiten in demfelben Umfange, wie oben ‚unter 
Nr. 5 a—t von den aͤußern Firhlichen Angelegen · 

heiten bemerkt worden; B ® 
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14) die Anftellung der Lehrer an dieſen Schulen, for 
weit. folche nicht vermöge befondern, Gollaturrechts 
gewiffen Gemeinden, Corporationen oder. einzelnen 
DPerfonen zuſteht; f 

Der Bericht fagt zu dieſen 3. Punkten: 

Ueber die Punkte 12, 13 und 14 hat ſich die Depu— 
tation bereitö bei $. 84 in ben Nummern 10, 11 und 12 
ihres Berichts gutachtlich ausgeſprochen z hiernach aber 
würde der ganze Inhalt dieſer Punkte, mit Ausnahme der 
ſtaͤdtiſchen Reaiſchulen, der Nettungshäufer, der Sonntags: 
und Fortbildungsfhulen, zu dem Geſchaͤftskreis des Obers 
confiftoriums zu rechnen fein und hier wegfallen müffen. 


- Die Kammer erinnert ſich ihrer geftern gefaßten Ber 
ſchlüſſe. Es würde alfo zu befchließen fein, daß die Punkte 
12—14 der Vorlage nun unverändert angenommen 
werben. Ich werde natürlich dagegen ſtimmen; indeß Ans 
dert dies an der Lage der Sache Nichts. 


Königl. Commiffar Dr. Gilbert: Die Regierung hat 
geftern, als fie die Oberleitung der Elementarvolksſchulen 
und Seminare um der Einheit des Unterrichtögebietes 
willen in Anſpruch nahm und weil fie glaubte, daß zur 
Wahrung ber Freiheit des Unterrichts nad) feiner weltlichen 
Seite hin es unumgänglich noͤthig fei, daß auch diefe An— 
falten unter dem verantwortlichen Unterrichtsminifterium 
ftünden, ausbrüdtich erflärt, daß fie die Competenz bes 





Dberconfiftoriums gegenüber dem Neligiondunterricht und 
der religiöfen Erziehung Feineswegs bezweifeln und aus- 
fließen wolle. Es ift aber auch fehon geftern darauf aufs 
merffam gemacht worden, daß eine präcife Faffung eines 
ſolchen Bugeftändnifes im dem Entwurf fehle und es ift 
die Vorlegung einer folchen zugefagt worden. Es erlaubt 
ſich daher. die Negierung zu $. 86 Nr. 13 folgenden Zuſatz 
vorzulegen und bittet den Herrn Präfibenten, ihn als Res 
gierungsvorlage zu betrachten, zur Berathung ziehen und 
zur Abftimmung bringen zu laffen. Der Zuſatz lautet fo: 
„Es fteht jeboch dem Dberconfiftorium das Necht zu, 
die Interefjen deö*religiöfen Unterrichtes und ber veligiöfen 
Erziehung bei den Elementarvolfsfchulen, wie be ben 
Seminaren des Landes in ihrer ganzen Xusdehnung wahr 
zunehmen, diefelben in Bezug darauf jederzeit felbft zu 
tevibiven oder durch die ihm unfergeorpneten Organe revi⸗ 
diren zu laffen, und wegen —— dieſer Nichkun; 
vorhandener Maͤngel ſich mit dem Miniſterium des Culs 
tus und Öffentlichen Unterrichts in Vernehmen zu fegen, 
auch in befonders wichtigen Fallen auf Revifion durch 
eine gemifchte, aus einem Mitgliede bed Oberconfiftoriums 
und . des Minifteriums beſtehende Commiffion anzus 
tragen“, — 


Praſident v.,Schönfels: Die Kammer hat den Zur 
fa vernommen, der von der Regierung zu Punkt 13 vote 
gefhlagen wird. Ich werde denſelben nochmals verleſen 
und ſodann mit zür Berathung ſtellen. Es fol zu $. 8 
Nr. 13 folgender Zufas aufgenommen werden: & 
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„ES ficht jedoch dem Oberconfiftorium das Recht zu, 
bie Intereffen des veligiöfen Unterrichts umd der zeligiöfen 
Erziehung bei den Clementarvolfsfhulen, wie bei den 
‚Seminaren bed Landes in ihrer ganzen Ausdehnung wahre 
zunehmen, diefelben in Bezug darauf jederzeit felbft zu 
tepidiren oder durch bie ihm untergeordneten Drgane revi⸗ 
diren zu laffen, und wegen Abftellung in diefer Richtung 
vorhandener Mängel ſich mit dem Minifterium des Cul- 
tus und öffentlichen Unterrichts in Vernehmen zu fegen, 
auch in befonders wichtigen Fällen auf Revifion durch 
eine gemifchte, aus einem Mitgliede des Oberconfiftoriums 
und des Minifteriums beftchende Gommiffion anzu: 
tragen”, 

Eine Unterftügungäfrage ift nicht erforderlich, fondern 
es wirb ber Zuſatz als Regierungsvorlage betrachtet und zur 
Berathung mit gezogen werden. Ich weiß aber nicht, ob 
die Deputation nicht den Wunſch hat, denfelben in nähere 
Erwägung zu ziehen, da berfelbe zu wichtig ift, ald daß 
ſogleich Beſchluß darlıber gefaßt werden koͤnnte? 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich meinerfeits 
erfläre, daß ich anerkenne ober vielmehr vorausfege, daß ber 
Antrag gewiß fehr wohlgemeint ift und vielleicht einen 
Theil der geftern auögefprochenen Bedenken erledigt. Ich 
vermag aber jetzt durchaus feine Erklärung über den Bus 
fat abzugeben; ich Bann über denfelben nicht abftimmen, 
ich kann ihn heute nicht überfehen und als Referent der 
Kammer nicht vorfhlagen, was damit zu thun iſt. Sch 
finde mich alfo außer Stande, heute darüber zu urtheilen. 


Präfident v. Schönfels: Ich würde daher vorſchla⸗ 
gen, benfelben an bie Deputation zurüdzugeben zur nähern 
Prüfung, Erwägung und anderweiten Berichterftattung. 
Ich wirde daher unter dieſen Umftänden die ganze Ber 
rathung ber Punkt 12—14 ausfegen und auf eine ber 
naͤchſten Sigungen verfchieben. Unter biefen Umftänden 
würden wir zu Punkt 15 übergehen. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: 


15) die Entſcheidung in allen die äußern Angelegen- 
heiten der evangeliſch. lutheriſchen Kirche, die innern 
und äußern —— aller vorerwaͤhnten 
Schulen und Unftalten betreffenden reinen Verwai⸗ 
tungsſachen in hoͤchſter, — in Sachen, weiche zu 
feinem Reſſort unmittelbar gehören, oder, wo bie 
Unter» und Mittelbehörden eine Entſcheidung zu 
geben aus irgend weldem Grunde behindert waren, 
auch in erfter Inftanz. . 

gür Adminiſtrativjuſtizſachen bildet die Kirchen ⸗ 
und Schulihfpection die erite, das betreffende Gons 
ſiſtorlum die zweite, das Minifterium des Cultus 
und öffentlichen Unterrichts die britte Snftanzz 

16) bie Verwaltung aller allgemeinen Stiftungen und 
Fonds für die evangelifch-lutherifche Kirche, für die 
Univerfität und Univerfirätöftipendien, für die zu 
feinem Reffort gehörigen Schulen, für Geifttiche, 
Lehrer und Kirchendie ner und für deren Samilien, 
der aus den Ablöfungen von Geld» und Natural- 
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gefällen gebildeten Zehntfonds, der Stiftungsfo: 
welche von den Stiftern ber Verwaltung er A 
maligen Kirchenrathes und Dberconfiftoriums oder 
des Confiftoriums zu Leipzig unterftellt worden 
find, und die Verwaltung aller Stiftungen für 
evangelifepelutgerifche Kirchen und Schulen, für 
welche eine Specialverwaltung nicht geordnet ift, 
Die Collatur über alle diefe Stiftungen und Fonds 
und die fliftungsmäßige Verwendung ihrer Gin 
Eünfte, infofern nicht andere colaturberechtigte Pers 
fonen vorhanden find; 


Die Deputation fagt in ihrem Bericht: 


Daffelbe würde zufolge deffen, was fchon bei $. 84 
Nr. 13 und 14 beantragt worden ift, auch bei den Punk: 
ten 15 und 16 einzutreten und von biefen Punkten nur 
dazjenige in $. 86 zu bleiben haben, was die Univerfität 
mit ihren Stiftungen und Fonds angeht, 


Nach den gefaßten Beichlüffen wuͤrde jedoch Dasjenige 
in den Punkten 15 und 16 zu bleiben haben, was bie 
innern und äußern Angelegenheiten der Schule und Kirche 
betrifft und im Punkt 16 die Worte: „für die zu feinem 
Reffort gehörigen Schulen” und auf der letzten Zeile „Stif- 
tungen für Schulen“. Diefe 3 Punkte oder vielmehr nur 





das, was ſich auf die inneren und äußeren Angelegenheiten 
der vorerwähnten Schulen und Anftalten bezicht, wirde 
im $. 86 zu verbleiben haben und ebenſo das, was die 
Univerfität mit ihren Stiftungen und Fonds angeht. 


Präfident v. Schönfelsr Die Kammer hat vernom · 
men, was betreffs der Punkte 15 und 16 nach den geftern 
gefaßten Beſchluͤſſen verbleiben fol und ich frage, ob die 
Kammer fih der Anficht ihrer Deputation, die 
vom Herrn Referenten deutlich vorgetragen iſt, 
anſchließt? — Einfimmig Ja, 


Referent Vicepräfident dv. Friefen: 


17) die Verwaltung und Verwendung ber für ben 
Gultus und Unterricht aus der Staatscaffe verwil- 
ligten Gelber. 


Der Bericht fagt: hi 


Endlich würde, wie ſchon bei $. 84 sub Nr. 15, 
Beriöts beantagt werten, Punfe 17, aus 8.80 Mi 
weit wegfallen, als es fi) um Gelder handelt, melde 
für Kirche und Schule und für alle der Dberleitung b 
DOberconfiftoriums untergebenen Anftalten Bent find, 
während die Verfügung über bie für Landesuniverität; 
Landesfchulen, Gymnafien, Realſchulen und andere am ger 
hörigen Dete fon erwähnte Anftalten bewilligten Gelder 
bei dem Minifterium des Cultus zu verbleiben haben wird 


Das Gutachten würde hier unverändert anzunehmen 
fein. 

Präfident-v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand darüber zu ſprechen wünfcht? Das Gutachten Dr 


des 





Deputation bei dieſem Punkte it focben vom ‚Haren Re 
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ferenten ‘vorgetragen worben und ich frage, ob die Kam- 


mer.bemfelben beiftimmt? — Einflimmig Ja. 
“ Referent Vicepräfident v. riefen: 


Endlich find 
18) alle von dem Oberconfifiorium an bie in Evange- 
lieis beauftragten Staatsminifter zu erffattenden 
Vorträge an das Minifterium des Cuitus und 
Öffentlichen ünterrichts abzugeben und von diefem 
bei Erfteren in Vortrag zu bringen. 
Die Deputation fagt: 


" Dagegen wide Punkt 18 unverändert bleiben. 

Sdlietzlich wird, da es bei biefer verwidelten Ange 
legenheit nicht immer zu vermeiden ift, ſchon einmal Ge 
ſagtes zu wiederholen, baran erinnert, daß es ſtreng ge: 
nommen wohl nicht ganz richtig fein dürfte, wenn im 
Eingange des $. 86 gefagt wird, baß die Vertretung und 
Wahrnehmung der Lirchengefellfchaftlichen Rechte der evans 
geliſch⸗ lutheriſchen Kirche von dem Minifterium des Cultus 
auf dad Oberconfiftorium übergehe, Sa an diefer Vertretung 
and Wahrnehmung der kirchlichen Rechte das Minifterium 
des Cultus immerfort feinen verfaffungsmäßigen Antheil 
behält und der Minifter des Cultus in feiner ſchon oft ber 
fprochenen doppelten Gigenfchaft die Rechte und Intereffen 
der Kirche, namentlich auch in der Ständeverfammlung da, 
100 es auf Gefeßgebungs- und Bewilligungsfragen anfommt 
$. 86, 5 a und 17), zu vertreten haben wird. Indeſſen 
at es, da bie Beftimmungen hierüber feftftehen, nicht 
nöthig gefchienen, hierunter noch weitere Zufäte zu bean- 
tragen, und wird daher angerathen, $. 86 mit den in Vor⸗ 

fichendem vorgetragenen Abänderungen zu genehmigen. 

Es wird beantragt, $. 18 unverändert anzunehmen 
und ich erlaube mir am Schluffe noch zu bemerken, dag, 
wenn wir beantragt haben, $. 86 mif ben beantragten Ab⸗ 
Anderungen zu genehmigen, wohl noch ein Vorbehalt 
nöthig fein möchte, nämlich, der Vorbehalt wegen der noch 
zu befchließenden ragen, Uber welche noch Bericht zu er⸗ 
ftatten ift. 

Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom- 
“men, baß die Deputation bei Punkt 18 den Antrag ftellt, 
denfelben unverändert anzunehmen und ich frage, 
ob die Kammer hierin ihrer Deputation bei— 
fimmt? — Einftimmig Ja. 

IH wirde nun zur Abftimmung über den ganzen 
$. 86 übergehen und bemerke dabei, was auch ſchon vom 
Herrn Referenten erwähnt worden ift, daB natürlicher 
Weiſe die Abftimmung fih nur auf diejenigen Punkte er 
ſtrecken Tann, über welche Beſchluß gefaßt worben ift und 
daß namentlich die Punkte 12, 13 und 14 davon auszus 
fließen find. x 

Kammerhert v. Erdmannsdorff: Waͤre es dem Herrn 
Praͤſidenten nicht gefällig, die Abſtimmung über den gan⸗ 
sen Paragraphen auszufetzen, bis man uͤberſieht, ob die 
Vorſchlaͤge der Staatsregierung Annahme gefunden? Ich 
tolırde mich zum Beifpiel in ber Lage befinden, wenn die 
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geftern gefaßten Beilüffe pure fliehen blieben ohne den 
Zuſatz der Staatöregierung ımb ohne ein Amendement, 
welches ich zu dieſem Zufage bereits im Sinne habe; ich 
fage, ich würde dann genöthigt fein, gegen bie ganze Vor— 
lage zu ftimmen. Ich würde alfo, jest in Berlegenheit 
fein, ob ih für ober gegen ben Paragraphen ftimmen 
foltte? Ich glaube, es wäre unbedenklich, die ganze Abſtim⸗ 
mung über den Paragraphen auszufegen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde dem entfprechen, 
fo daß die Hauptabftimmung dann flattfindet, wenn über 
fämmtliche einzelne Punkte Beſchluß gefaßt iſt. Wir wire 
den nun in dem Falle fein, zu $. 87 übergehen zu fönnen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


6 
Bon den in Evangelieis beauftragten 
® Staatsminiftern. 
8.87. . 
Den in Evangelicis — Staatsminiſtern 
kommt kraft der von Sr. Majeſtaͤt dem Könige ihnen 
übertragenen Iandesherrlichen Kirchengewalt zu: 

1) die Anftellung und Entlaffung der Mitglieder des 
Oberconfiftoriums, der geiftlichen Näthe der Bezirks⸗ 
confiftorien zu Dresden, Leipzig, Bwidau und 
Budiſſin, der Superintendenten und ber Geiftlichen 
an ber evangelifchen Hoflirche. 

Die Beftallungsdecrete für die Mitglieder de 
Dberconfiftoriumd und die geiftlichen Näthe ber 
Bezirksconfiftorien werden im Namen St. Majeftät 
des Königs ausgefertigt, von Allerhöcftdemfelben 
volljogen und von dem Minifter des Cultus con« 
trafignirt, die Ausfertigung der Übrigen erfolgt im 
Namen der „von Sr, Öniglicen Majeftät in 
Evangelieis beauftragten Staatdminifter” unter der 
Bol; Nehung ihres Vorfigenden und des Minifters 
des Eultus; 


Die Deputation fagt in ihrem Berichte: 
Bi r 


$.87 

1) hat die Deputation zu Punkt 1 Nichts zu erinnern 

und nur zu bemerken, daf die Profefforen an der Univerfis 

tät zu Leipzig, deren Anftelung und Entlaffung nad) dem 

Regulativ vom 12. November 1837 von den Miniftern 

in Evangelicis abhängt, unten bei bem- Punkte m er— 
wähnt find. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den foeben vorgetragenen Theil bed Berichts 
zu $. 87 das Wort ergreift? Es ſcheint dies nicht ber Fall 
und fo frage ich, ob die Kammer nad) dem Antrage 
ihrer Deputation dem erften Punkte des $. 87 bei⸗ 
ſtimmt? — Einftimmig Ja. 


Referent Biespräfident v. Sriefen: 


2) die Berufung der Landesſhnode durch dad Mir 
nifterium des Cultus und- Öffentlichen Unterrichts; 
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Der Bericht fagt: „Bei Punkt 2 hat die Depu: 
tation Nichts zu erinnern.” - ⸗ 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Inſofern von der Kammer 
feine Erinnerung in Betreff des zweiten Punktes erfolgt, 
frage ich, ob fie nach dem Antrag ihrer Depuration dem · 
fetben beipflichtet? — Einftimmig J a. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


3) die Begutachtung von Entwürfen 
Geſetzen, welde dad evangelifche 
Schulwiſen berühren; ⸗ 


Die Deputation ſagt: 


3) Bei Punkt 3 fehlen es der hohen Stellung ber 
Minifter in Evangelicis entfprechend und darum notwendig, 
anftatt des Wortes: „Begutachtung” dad Wort: 

„Benehmigung” * * 
zu gebrauchen. Da nämlich hier vom politiſchen Geſetzen 
die Mede ift, welche hauptfächlic von weltlichen Angelegens 
heiten, Rechten und Intereffen handeln, nebenbei aber Rechte 
und Interefjen ver Kirche und Schule berühren, folche daher 
möglicherweife auch gefägrben koͤnnen, fo würde eine blos 
begutachtende Stimme, ein blofes Gehör nicht hinreichend 
fein, um jene Sntereffen zu wahren, vielmehr wird ber bie 
Iandeöherrliche Kirchengewalt ausübenden Minifterialbehörde 
in diefer Beziehung das Recht ber Genehmigung und be 
denklichenfalls auch des Widerſpruchs zugeftanden werden 
müffen. Die Deputation beantragt dahee das Wort: 

„Senehmigung”. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über Punkt 3 das Wort verlangt? Es iſt dies 
nicht der Fall und ich werde daher zur Abftimmung über: 
gehen und zwar bie erfte Frage auf Punkt 3 richten mit 
Vorbehalt des Antrags der Deputation, der bekanntlich 
dahin geht, das Wort „Begutachtung“ in Wegfall zu 
bringen und dafür zu fegen: Genehmigung“. Ach frage 
die Kammer, ob fie dem Punkt 3 nad Anrathen 
ihrer Deputation beipfligtet? — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob fie aus diefem Punkte das 
Wort „Begutachtung“ entfernen und dafür 
Genehmigung“ fegen will? — Einfiimmig Ja. 


"Referent Vfcepräfident v. Friefen: 


4) die Exlaffung allgemeiner kirchlicher Ordnungen und 
Negulafive, namentlich der zur Ausführung diefer 
Kirchenorbnung erforderlichen, welche, wenn fie 
äußere "Angelegenheiten der edangelifch Iutherifchen 
Kicche betieffen, von dem Minifterium des Cultus, 

‚wenn fie aber auf die innern Angelegenheiten der⸗ 
felben fid beziehen, von dem Oberconfiftorium vor⸗ 
zubereiten find; 


Hierzu fagt der Deputationsberiäht: 
4) Bei Punkt 4 folgt es aus den vorhergehenden An- 


frägen, daß Hier ber Unserfehieb ioffchen dußeren und in- 
neten Angelegenheiten in Wegfall gebracht werden mie, 


u politifchen 
irhen» und 
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Ebenſo ſchien die Erwähnung der Vorbereitung der zu er⸗ 
laſſenden Drbnungen ı.-f. w. entbehrlich, weil bei $. 84 
sub 2 deshalb bereits das Nöthige beantragt worden iſt 
Es wird daher folgende Faſſung beantragt: 
Die Erlaffung allgemeiner kirchlicher Ordnungen 
"und Regulative, namentlich der zur Ausführung diefer 
Kirchenordnung erforderlichen Generafverordnungen“, 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand zu Punkt 4 zu fprechen wunſcht? — Da dies nicht 
der Fall iſt, fo wende ich mich gleich zur Abftimmung. Die 
Deputation trägt bei diefem Punkte auf eine Veränderung 
an und zwar foll berfelbe micht fo lauten, wie er im Ent« 
wurfe vorhanden ift, fondern vielmehr folgendermaaßen: 


„Die Erlaffung allgemeiner kirchlichen Ordnungen 
und Regulative, namentlich der zur Ausführung biefer 
Kirchenordnung erforderlichen Generalverorbnung”, 


Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation diefe Abänderung des Punktes 4 in 
$. 87 genehmigt? — Einfiimmig Ja. 


Neferent Bicepräfident v. Frie ſen: 


5) die Annahme und. Entfcheidung von Befchwerden 
über das Oberconfiftorium und über das Minifter 
rium des Gultus als Firchenregimentliche Behörde 
der evangelifch-Tutheriihen Kirche. 


Der Deputationsbericht fagt: 


5) Bu Punkt 5 ift zu bemerfen, daß, wenn dad Mie 
nifterium des Eultus nicht als Firchenregimentliche Behörde 
für’ die evangelifch» Lutherifche Kirche anzufehen ift, wie es 
nach dem Gutachten der Deputation ber Kal fein würde, 
auch die Worte: als Fircenregimentliche Behörde ber 
evangelifch-Lutherifchen Kirche”, Seite 41, Zeile 2 und 8 
wegzufallen haben werden. Die Deputation beantragt daher 
deren Wegfall und bemerkt dabei nur beildufig, daß außer 
dieſen Beſchwerden uͤber das Minifterium des Cultus 
bei den in Evangelieis beauftragten Siaatsminiſtern, zu 
melden die Competenz des Minifterd des Gultus.in ben 
$ 86 ihm zuftehenden Sachen Veranlajung geben kann, 





au) nach $. 58 der Verfaffungsurfunde Beſchwerden über 
Mißbrauch der kirchlichen Gewalt, alfo der Slaatsgewalt 
in Kirchen ſachen, bei ber oberften weltlichen Staatsbehorde 
($. 41 der Verfaffungsurfunde) angebracht werben koͤnnen. 

Es wird daher bei Punkt 5 nur die Weglaſſung ber 


Thon erwähnten Worte beantragt. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über Punkt 5 zu ſprechen begehrt? — Da dem nicht 
fo it, fo richte ich die Frage auf die Annahme bes Punktes 
5 mit. dem Vorbehalt des von der Deputation gemachien 
Antrags und frage, ob die Kammer Punkt 5 anneh 
men will? — Einftimmig Ja. . in 

Ich frage weiter, 0b fie auf Anrathen ihrer 
Deputation die Worte: „als kirchenteg iment, 
lie Behörde der evangelifgelutherifcgen Kirge 
in Begfall zu bringen gemeint ift?.— Einftin 
mig Ia. R , 


Iub-dresden.de/ppn200282672740, 
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Referent Vitepraͤſident v. Frie ſen: 


Demnaͤchſt find bei den in Evangelieis beauftragten 
Staatöminiftern zur Beſchlußfaſſung in Vortrag zu bringen: 
a) Verordnungen, welche da evangefifche Kirchen: und 
Schulweſen im Allgemeinen betreffen; die Abfchaf- 
fung im Gebraud) ftehender und bie Einführung 

neuer Agenden, Gefangbücher und Katechismen; 

h) alle Vorlagen, welche der Landesfynode zur Begut⸗ 
achtung gemacht werben follenz 

od) alle definitive Erflärungen oder Befcheidungen, welche 
der Landeöfynode auf abgegebene Gutachten, An» 
träge ‚oder Befchwerden ertheilt werden follenz 

d) Abweichungen von den Kicchengefegen mit Ausnahme 
der Dispenfationen, welde (wie 3. B. alle Did: 
penfationen in Ehefachen) ſchon nach der zeitherigen 
Prayis üblich find; 

o) bie Aufhebung oder Verlegung von Feſttagen, for 

3. wie die Anordnung außerorbentlicher Feſt und Buß⸗ 
* — allen evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirchen des 
„Landes; 

>" f) die Veräußerung Iandesherrlicher Patronat⸗ und 
Colloaturrechte über Kirchen, Schulen und Stiftungen; 

.g) die Veräußerung von Grundeigenthum und nutz⸗ 
baren Nechten der Kirchen, Schulen und Stiftuns 
gen außer den Fällen eines Tauſches, einer Grenz 
—— ober Zuſammenlegung ober einer noth: 
wendigen Veräußerung (Erpropriation); 

h) jede Veränderung einer geiftlichen oder Schulftifs 
tung, infolge welcher deren Vermögen oder Eins 
fommen zu einem andern, als dem ftiftungsmäßigen 
Zwege verwendet werden foll; = 

4) bie, Anordnung allgemeiner Zifitationen der evan« 
gelifchen Kirchen und Schulen; 

k) die Anordnung allgemeiner Kirchencolecten in allen 

evangelifch « Iutherifchen Kirchen des Landes; 

1) die Hecurte in den zu dem Reſſort des Oberconfis 

forium unmittelbar gehörigen inneren, den Cultus 
und bie Lehre betreffenden Angelegenheiten, ingleihen 
in Diseiplinarfahen, wo das Minifterium des Cul- 
tus die erfte Entfcheidung ertheilt Hat und ſolche ins 
folge des Necurfes nicht abändern will, Hier iſt, 
daß die Sache den in Evangelicis beauftragten Staats ⸗ 
miniftern vorgetragen worden fei, in der Ausfertigung 

u bemerken; 4 

m) Veränderungen in der Berfaffung der Univerfitär, for 
wie die Anftelung und Entlaffung aller ordentlichen 

Profefforen der Theologie und der Philofophie im 

engern Sinne an der Univerfität; 

a) die Grenz: und Hoheitöangelegenheiten 
0) die An, J enheiten des Hochſtiftes zu 
des Collegiatftiftes zu Wurzen. 


Meißen und 


Hier ift im Deputationsberiht nur bei dem Punkt 1 
ein Antrag gemacht worden. Der Bericht fagt nämlid: 


Unter den hierauf folgenden Gegenftänden, welche bei 
den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern zur Ber 
ſchlußfaffung in Vortrag zu bringen find, wird noch 

6) der sub 1. einer Aenderung bedürfen und wirb für 
diefen Sag folgende Faſſung in Vorſchlag gebraht: _ _ 

„) bie Recurfe in. ben zum Reſſort des Oberconſiſto⸗ 
riums gehörigen Angelegenheiten, ingieichen in Disciplinar⸗ 

J. K. (2. Abonnement.) 
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ſachen/ to bad Oberconfiftorium die erſte Entſcheidung 

ertheilt hat und folde infölge des Mecurfes nicht abänz 
* dern will. Hier ift, daß die Sache” u. f. w. 
dabei aber bemerkt, daß durch dieſe Faſſung die Stellung 
des Oberconfifforiums mit den Beflimmungen $. 83 im Ein⸗ 
gange, $. 86,55 und $.86, 15 in Einklang gebracht werden 
würde, wenn nämlich die bei biefen Paragraphen gemachten 
Anträge der Deputation Berhdfihtigung finden. Außer 
diefem Inftanzenverhältniß bleibt immer noch $. 87 sub 5, 
die Befchwerdeinftang, übrig BR 

Wegen der Discipliniarfachen, welche ſchon bei h. 86,6, 
wie bei {3 84,17 zur Berathung kamen, ift zu bemerken, 
daß den Miniftern in Evangelicis nur die höchften. Grade 
der Disciplinargewalt, Entfegung und Entlafjung, zur Ent 
ſcheidung anheimfalen würden, während andere Maafregeln, 
als Borhalt, Verweis, Suspenfion, auch dem Obers 
confiftorium und beziehendlich der Mittelinftanz zuſtehen 
würden. 4 3 
Im Uebrigen hat die Deputation zu ben Punkten a 

bis o feine Anträge und Bemerkungen zu machen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über den foeben vom Herrn Meferenten vorgetras 
genen Theil des Berichtes etwas bemerken wi? 


Bürgermeifter Müller: Ich geftatte mir blos bie 
Bemerkung, daß infolge eines. früheren“ Befchluffes der 
Punkt 5b Seite 41 eine erweiterte Faſſung erhalten muß, 
welcher lautet: ae) ut ' 

" „alle Vorlagen, welche der Landeöfynode zur Beguts 
achtung gemacht werben follen.” 

Nach dem früheren Befchluffe iſt die Synode ermaͤch⸗ 
tigt worden, ihre ausdruͤckliche Zuftimmung' zu Gefehen zu 
geben und es Könnte feheinen, daß ſolche Vorlagen den 
evangeliſchen Miniſtern nicht vorzulegen ſeien. Es wird 
aber nicht eines Antrages bedürfen, da ohnedem eine ſchluͤß⸗ 
liche Redaction des Geſetzes erforderlich fein wird. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Es wird wohl 
genügen, hierbei eine Beziehung auf den bereits gefaßten 
Beſchluß bei $. 86 zu nehmen. 

Präfident.v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort begehrt? Da dem nicht fo ift, 
fo werde ich zur Fragſtellung übergehen und bemerke hier⸗ 
bei, daß das, was Here Bürgermeifter Müller zur Erwaͤ— 
gung gab, der Rebaction anheim fallen wird, deren Wirken 
fi) überhaupt über fo Manches noch zu erftreden haben 
wird. 

Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: ES wäre vieleicht 
das Einfachfte, wenn die Worte „zur Begutachtung” hier 
mweggelaffen würden; dann wirde es allgemein heißen: 

„alle Vorlagen, welde der Landesſynode gemacht 
werden follen”. - 
Be * ia 

* Hräfident v. Schönfels: Wenn damit die Kammer 
fich vereinigt, wiirde ich eine Frage darauf zu ftellen haben. 
Sch habe zu erwarten, “ob Jemand weiter das Wort verlangt? 
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Superintendent Dr. Lechler: Ich wollte darauf aufe] Entfcheidung ertheift Hat und ſolche Fnfotge des Recurſez 


merffant- machen, daß Bei Punkt „i“ stante concluso, die) nicht abändern wi. Hier ift, daß die Sache u, [. m.’ 
"Worte „und. Schulen“ auch werden wegfällen miüfen. Für diefe will die Deputation fegen: 

Referent Vicepräfident v. Sriefen: Keinesiweges, die) . „Die Recurfe in ben zum Reſſort bes Oberconfift: 
fallen nicht weg bei den evangelifen Staatöminiftern. riumẽ gehörigen Angelegenheiten, inglelchen in Dikcie 


5 linarfahen, wo das Dberconfiftorium db 
Superintendent Dr, Lechler: Es ift richtig; ich hatte —— hat und ſolche infolge v9 Er 
mich geint. —2 nicht abändern will. Hier iſt, daß die Sache u. [. m." 
Präfivent v. Schönfeld: Der Here Dr. Lechler ſcheint Ich frage nun, ob die Kammer dem Antrage 
beruhigt. — Ich habe in Bezug auf den Theil des Ber ihrer Deputation beitritt? — Einſtimmig Ia, 
richtes, der die Saͤtze a big d auf Seite 41 und 42 des Endlich habe ich die Frage zu richte v 
Entwurfe behanbelt, die Frage zu richten und werde zu⸗ se 2 * us ® u " ar 
mächft die Frage ſtellen mit Worbehalt ber beabfihtigten | fie es im Einzelnen bereits gethan hat, aud im 
Veränderung, bie der. Herr Staatäminifter vorgefchlagen Ganzen ihre Zuſtimmung ertheilt? — Einſtim⸗ 
hat und der Veränderung, die die Deputation vorgeſchlagen mig Ja. 
hat. Sch frage nun, ob die Kammer dem Theile Da . , 
des nur foeben erwähnten und unter a’bis o im Referent Vicepräfident v. Frieſene Hiermit würde 
Berichte vorhandenen Gutachtens bet $,87 bei, | Tun unfer Vortrag, fo weit ex heute gefchehen Tanı, 
trete? — Einftimmig Ja. beendet feinz es find nur noch einige Vorträge nachzu- 
Ich frage nun, ob fie bei Punkt b mad dem bolen, die und aufgetragen find, mehrere Petitionen und 
VBorfclage des Herrn Minifters die Worte „zur mehrere Faffungsveränderungen, auch mehrere Vorbehalte, 
Begutachtung” in Wegfall bringen wolle? — die bei einzelnen Paragraphen gemacht worben find. 
Einftimmig Ia. J Praͤſident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom⸗ 
Ich frage weiter, ob fie nach dem Antrage ihrer | men, daß der weitere Vortrag des Berichtes einer anderen 
Deputation bem Punkte 1) eine veränderte Faſſung | Zeit angehören wird; einer Zeit, die ic heute nicht bes 
geben wollen, nämlich diejenige Beränderung der Faffung, | ftimmen kann, weil die Deputation noch verfchiedene Sigun- 
die zwar vom Herm Meferenten bereits vorgetragen if, die | gen halten muß, um das, was ber ‚Herr Referent aubs 
ich aber noch einmal recapituliren will. Punkt I) im Ent: | drückte, zu erlebigen. Ich wuͤrde mich daher in der Lage 
wurf — — — — ſehen, die Sitzung ſſchließen zu koͤnnen und werde zu der 
rt, Dei ii 1 
fiforfums unmittelbar. — inneren, den Cultus und —5 Sur) Kartenfeinlaben, Die Heutige Sltund 
Die Lehre betreffenden An; jelegenheiten, —— in Dies gefötoffen. 
ciplinarfachen, wo das —— des Cultus die erſte (Schluß der Sigung 1 Uhr 38 Minuten.) 
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Inhalt: 

BVerlefung des Protokolls. — KRegiſtrandenvortrag. — Bes 
rathung bed amberweiten Berichts ber Swifchendeputation 
Über den Entwurf einer Kirchenordnung und fetiffiche 
Abftimmung über dieſelbe. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 22 Minuten in An ⸗ 
wefenheit von 38 Kammermitgliedern, fowie in Gegenwart 
bed Herm Staatöminifterd Dr. v. Falken ſtein und des 
Herrn Eöniglihen Commiſſars Geh. Kirchentaths Dr. Gil: 
bert mit Vorleſung des über die letzte Sigung vom Secre- 
tär v. Egidy aufgenommenen Protokolls, welches von 
der Kammer ohne Erinnerung genehmigt und von den 
‚Herren Kammerheren v. Metzſch und Bürgermeifter Muͤl⸗ 
ler mit vollzogen wird. 

Präfident v. Schönfeld: Meine hochgeehrteften 
Herren! Bevor wir und zu den heutigen Gefchäften wen ⸗ 
den, geflatten Sie mir, eine traurige Pflicht zu erfüllen. 
Es ift Ihnen genugfam befannt, daß wir unlängft einen 
Verluft erlitten, den wir tief zu beklagen haben. Graf 
v. Einſiedel-Wolkenburg, feit mehreren Landtagen Mitglied 

« diefer Kammer, wurde und am 20. vorigen Monats, nach 
kutzem Kranfenlager und unerwartet durch den Tod ent ⸗ 
riſſen. Das allfeitige Bedauern, welches bem Entfchlafenen 
in den Tagen feiner Krankheit zu Theil ward, fowie bie 
allgemeine Würdigung feines ehrenhaften Charakters geben 
ein unverwerfliches Beugniß, wie viel wir an ihm verloren. 
Rechtſchaffenheit, Biederkeit, Freimuth, Unabhängigkeit 
edler Geſinnungen und treue Anhaͤnglichkeit an Koͤnig und 
Vaterland find diejenigen Eigenſchaften, welche den Ver⸗ 
ewigten vorzugsweiſe auszeichneten und bie ihm das An⸗ 
denken dieſer Kammer für immer ſichern. ‚Friede feiner 
Ace! Sie find gewiß damit einverftanden, wenn ich in 
Ihrem Namen diefe Morte der Erinnerung dem Entfchla- 
fenen widme, ihm, der und durch feine Stellung in der 
Kammer fo nahe fand und den wir Alle hoch achteten. Ich 
knuͤpfe zugleih an diefen wohlverdienten Nachruf die Ans 
zeige, daß durch Fönigliche Ernennung die Stelle, welche 

18. G. Abonnement) 
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Herr Graf v. Einfiedel-Wolkenburg einnahm, bereits wie- 
der befegt ift. Here Kammerherr v. Miltig auf Sieben» 
eichen, durch Se. Majeftät den König ernannt, hat for 
eben feine Legitimation überreicht. Diefelbe iſt vom Direc- 
torium geprüft. und in vollftändiger Nichtigkeit befunden 
worben. Es wird baher fein Anftand vorliegen, den Herrn 
Kammerhern einzuführen und zu verpflichten. Ich erfuche 
den Heren Secretär, dieſes jetzt vorzunehmen. 


(Nachdem ber Herr Kammerherr eingetreten.) 


Als neu eintretendes Mitglied biefer Kammer haben 
Sie, Here Kammerherr, den Eid, wie er in $. 82 ber 
Berfafjungsurfunde vorgefchrieben ift, abzuleiſten. Diefer 
Eid wird Ihnen vom Herrn Secretaͤr vorgelefen werben 
und Sie haben denfelben ſodann Wort für Wort nachzu⸗ 
fpreden; mir aber liegt ob, Sie auf die Wichtigkeit des 
Eides im Allgemeinen aufmerffam zu machen, Sie aber 
ingbefondere zu erſuchen, daß Sie ber Verpflichtungen, bie 
Sie im Begriff fiehen, eidlich zu übernehmen, bei allen 
Iren Anträgen und Abftimmungen, überhaupt bei allen 
Iren ſtaͤndiſchen Handlungen ftet3 eingeben? fein wolen, 


(Die Eidesleiftung erfolgt in ber hergebrachten feier⸗ 
ö lichen Weife.) 


Ich habe Sie nun zu erſuchen, Ihren Pla einzu 
nehmen; ed ift Nr. 31. Sie werben auf demfelben ein 
Eremplar der Landtagsorbnung ‚und ber Berfaflungs- 
urfunde vorfinden. — Wir wenden uns nun zum Vor⸗ 
trage der Regiſtrande. Dieſelbe ift ziemlich voluminds ger 
worben; denn es befinden ſich auf berfelben nicht weni⸗ 
ger als 33 Nummern. Ich erſuche den Herrn Secretaͤr 
v. Egidy, den Vortrag und zu geben. 


(Mr. 124.) Protofollertract der weiten Kammer vom 
16. Januar 1861, enthaltend die Berathung des Berichts 
über den Antrag des Heren Abg. Gehe auf Erledigung 
eines Beſchluſſes der Sweiten Kammer vom Sabre 1850 
bis 1851 gegen mehrere damals auögebliebene Abgeordnete 
auf Verluf ber Wählbarkeit, n 


Präfident v. Schönfels: Es ift diefer Protofollertract 
fofort an die dritte Deputation abgegeben worben, wohin 
er unfehlbar gehört, da ed fich um einen fländifchen Anz 
trag, handelt, 

106 


(Mr. 125.) Petition der Confiftorien der evangelifch- 
teformirten Gemeinden zu Dresden und Leipig vom 
16, Zanuar 1861, den Entwurf einer Kichenordnung für 
die evangelifch,Lutherifche Kirche betreffend nebft einer Anz 
zahl gedruckter Eremplare diefer Petition. 

Nr. 126.) Vorftellung der Stadträthe zu Schandau, 
Sehnik, Neuftadt und Stolpen vom 12. Sanuar 1861, 
den Entwurf einer Kirchenordnung für die evangelifche 
lutheriſche Kirche betreffend. F 


Präfident v. Schönfeld: Diefe beiden Nummern 
find fofort am die Deputation abgegeben worden, welche 
die Kirchenordnung zu berathen hat, ald wohin fie unfehl- 
bar gehören. Bei Nr. 125 waren Druderemplare beiges 
fügt, die bereitö zur Vertheilung gelangt find. 


(Nr. 127.) Anderweite Beſchwerde Louifen Paulinen 
Adolphinen Wittig zu Stiebig vom 16. Januar 1861 
an angeblicher Zuftizverweigerung Seiten fähfiiher Be: 

den. 


Präfident v. Schönfels: Es ift früher bereits von 
derfelben Petentin eine Eingabe hier eingereicht worden. 
Die Kammer hat fie am die vierte Deputation gelangen 
laſſen. Es ift hier Nichts weiter zu thun, als auch ber 
vierten Deputation die neue Eingabe zu uͤberweiſen. 


(Nr. 128.) Beſchwerde des Handlungscommis Ro: 
bert Krentel iu Schneeberg vom 16. Januar 1861 über 
das hohe Minifterium des Innern wegen feiner Buziehung 
zu den communlichen Anlagen. 


Präfident v. Schönfels: Es wird vorgefchlagen, 
dieſe Eingabe an die vierte Deputatiom zu verweiſen. Ich 
frage, ob bie Kammer ſich hiermit einverfteht? — Ein- 
ſtimmig 3a. 


(Nr. 129.) Das Präfidium der Zweiten Kammer übers 
ſendet mittelft Nefolution vom 19. Januar 1861 eine bei 
der Zweiten Kammer eingegangene Befchwerbe der Louife 
Pauline Adolphine Wittig zu Stiebig wegen angeblicher 
Suftizerweigerung. 


Präfident v. Schönfeld: Es iſt dies die dritte Ein- 
gabe von einer und derfelben Petentin. Es wird hier nichts 
Anderes zu thun fein, als ber vierten Deputation, wohin 
die früheren Petitionen bereits gelangt find, diefe Eingabe 
ebenfalls zu überweifen. 


(Mr. 130.) Petition des Oberälteften Louis Krüger IL, 
und des Mitälteften Theodor Schmiedel zu Dresden vom 
22. Januar 1861 um Verudfihtigung des bereits bei 
Nr, 95 diefer Regiſtrande an die Kammermitglieder ver⸗ 
theilten „Offenen Proteftes aus dem Wolfe gegen Einfühe 
sung der Gewerbefreiheit in Deutfchland.” 


Präfident v. Shönfels: Diefer Gegenſtand wurde 
fofort an die Deputation abgegeben, die für die Gewerbe 
ordnung niedergeſetzt iſt. 


Mr. 131 


BEN ei Sebrudtte Petition von Heinrich Die zu 


etwenbung bei der hohen Staatsregierung für 
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Einführung a) einer allgemeinen Wehrpflicht und b) ch 
kuͤrzeren, praftifcheren ——e— die mit a 
und Geldfoften verbunden ift. 


Präfident v. Schönfels: Das Directorium Schlägt 
dor, dieſe Eingabe der vierten Deputation zuguweifen. Ih 
frage die Kammer, ob fie hiermit einverftanden ift? — Ein- 
fimmig Ja. 

(Nr. 132.) Protokollextract der Zweiten Kammer vom 
18. Januar 1861, die Befchlußfaffung enthaltend über die 
Anträge des Heren Bicepräfidenten Dehmichen und der Her 
ven Abgg. Sungnidel und Genoffen, die Reviſion des Wahl 
geſetzes betreffend, £ 

Präfident v. Schönfeld: Es war fein Bmeifel, daß 
diefer Protofollertract feinem Inhalte nach am die dritte Des 
putation zu verweifen war, da von Abgeorbneten ber Zwei⸗ 
ten Kammer biefe Anträge geftelit find. Daß dies geſchehen 
iſt, zeige ich hiermit der Kammer an. 


(Nr. 133.) _ Petitionen, a) des Kaufmanns und Stadt: 
verordneten A. H. Ulbricht's und 120 Genoffen zu Plauen 
fowie b) des Reſtaurateurs Friedrich Döfchner und 228 Ges 
noffen zu Plauen, um Ablehnung des Entwurfes einer 
Kirchenorbnung, fowie um Verwendung bei der hohen 
Staatsregierung für Vorlage eines anderweiten auf ber 
protefandfchen Gerviffensfreiheit fußenden Entwurfed, in 
weldem den Kirchen« und Schulgemeinden das volle Recht 
bei Befegung der Kirchen · und Schulftellen gewwährleiftet iſt. 


Präfident v. Schönfeld: Diefe beiden Petitionen find 
fofort an die Deputation für bie Kirchenordnung abgegeben 
worden, ald wohin fie unfchlbar gehören. 


(Nr. 134.) Antrag des Herrn Bürgermeifters Müller 
aus Chemnig auf Errichtung einer Landesanftalt für freie 
willige Mobiliarverficerung. 


Präfdent v. Schönfeld: Cs ift dies ein ſtaͤndiſchet 
Antrag und wird daher Bein Zweifel fein, daß derſelbe zum 
Reſſort der dritten Deputation gehört. Ich frage bie Kam⸗ 
mer, ob fie denfelben dahin verweifen will? — Einftim: 
mig 3a. 


Nr. 135.) 45 Druderemplare einer Petition bed Se 
werbevereines zu Hainichen und des bafigen Gomites fr 
die Eifenbahnangelegenheiten dieſer Stadt, fowie mehrerer 
Sabrifanten und Gewerböleute bafelbft ‚um Verwendung 
bei der hohen Stantöregierung für die balbigfte Weiter 
führung der Tharandt> Freiberger Cifenbahn Uber Hak 
nichen und Frankenberg nad Chemnig. (Won der Zweite 
Kammer breyi manu zur Vertheilung am bie bieffeitigen 
Kammermitglieder abgegeben.) 


Vraͤſident v! Schönfels: Die Druderemplare find 
bereits vertheilt; was aber den Inhalt derfelben betrift, [0 
wird derfelbe zunächfk bei ber Zweiten Kammer zur Be 
rathung gelangen. 

Mr. 136.) Vrotolollextratt der Zweiten Kammer von 


25. Januar 1861, enthaltend die Berathung und Belhluß 
falung über den Gefegentwurfnachtrag zu dem Geſebe- die 
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Errichtung einer Penfionscaffe für die Wittiwen und Wai⸗ 
fen der Lehrer an evangelifhen Schulen betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Es war darüber Fein Zwei⸗ 
fel, daß biefer Protofollertract feinem Inhalte nach als 
Geſetzgebungsgegenſtand der erften Deputation zugewiefen 
werben mußte, Es iſt dies geſchehen und ich zeige, -daß 
es gefchehen, der Kammer an. 

Nr. 137.) Der deutfch-Fatholifche Landeskirchenvorſtand 
im Königreihe Sachfen überreicht mittelft Schreibens vom 
28. Januar 1861 in 45 Druderemplaren eine Denkſchrift 
der Deutfchlatholifen im Königreihe Sachſen, worin der 
felbe 6 verfchiedene, die Stellung der Deutſchkatholiken ans 
A Religionsgenoffenfchaften gegentiber betreffende Petita 

ellt. 

Präfident v. Schönfels: Die Denkichrift iſt vertheilt 
morben. Der Wunfch der Petenten geht ausdruͤclich dahin, 
daß ber Inhalt ihrer Schrift bei der Zweiten Kammer zu— 
erſt zur Berathung gelangen folle. Darauf wird man auch 
im Allgemeinen eingehen, nur binfichtlich eines einzigen 
Punktes nicht; es iſt dad der Punkt 5. Die Denkfchrift 
enthält nämlich berem ſechs. Diefer Punkt bezieht ſich 
naͤmlich auf die Kirchenordnung und es war rathfam, biefen 
Punkt herauszuheben und ber Deputation zu überweifen, 
welche für die Kirchenordnung niedergefegt iſt. 

(Nr. 138.) Protofollertract der Bweiten Kammer vom 
26. Januar 1861, enthaltend die Berathung des Berichts 
über die Auögabebudget+ Abtheilung L, den Bauetat betr. 


Präfident v. Schönfeld: Gehört zur Competenz der 
zweiten Deputation und es wird daher vorgefchlagen, den 
Gegenftand an diefe zu verweifen. If die Kammer damit 
einverftanden? — Einftimmig Ja. 

Mr. 199.) Einladung des commiffarifchen Vorſtandes 
des ftenographifchen Inftituts, Herrn Geh. Regierung» 
raths Häpe, au der zu Ehren bed Erſinders der deutfchen 
Stenographle im Saale des Hötel de Pologne ftattfinden- 
den Gedächtnißfeier und einem darauf flattfindenden Feſt- 
mahle. 

Praͤſident v. Schönfeld: Es find die Einladungs⸗ 
karten bereits an die geehrten Mitglieder vertheilt worden. 
Es liegt nun hier noch ein Programm vor von dem, was 
an dieſem Tage geſchehen ſoll. Ein Subſcriptionsbogen 
iſt ebenfalls beigefügt; es wird derſelbe auf dem grünen 
Tiſche ausgelegt und Gelegenheit gegeben werben, die Unter« 
ſchriften zu bewirken. Ich würde aber bitten, daß diejenigen 

” Mitglieder, welche Gebrauch von diefer freundlichen Eins 
ladung machen wollen, es heute noch thun, damit heute 
noch an das geehrte Directorium die Nachricht gelangen 
Tann, wie viel Mitglieder gefonnen find, dem Zefte beizu> 
wohnen. 

(Mr. 140.) Petition der Kramerinnung zu Zwickau 
dom 26. Januar 1861, das Werbor des Einzelverfaufs 
von. Spirituofen und namentlich von Branntwein unter 
einer halben Kanne betr. 
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Dräfident v. Schönfels: Diefe Petition wurde fofort 
an die Gewerbeorbnungsdeputation abgegeben, als wohin 
fie unfehlbar gehört, 


Mr. 141.) Protofollertract der weiten Kammer vom 
28. Januar 1861, die fortgefeßte Berathung des Berichts 
über Abtheilung L des Ausgabebudgets, den Bauetat betr. 


Präfident v. Schönfels: Eine Refolution wird hier 
ganz fo zu treffen fein, wie bei Nr. 138: an bie zweite 
Deputation. 


(Mr. 142.) Petition des Tuchmachers Friedrich Wil 
helm Scheffler zu Großenhain vom 30. Januar 1861 um 
Rehtshülfe in einer wider ihn anhängig gewefenen Unters 
fuchungsſache. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Diefe Petition iſt der Art 
unklar abgefaßt, daß in der That es kaum möglich iſt, 
zu erkennen, was der Petent oder Beſchwerdeführer eigent= 
ich will, Es wird daher der Kammer vorgefchlagen, die⸗ 
felbe als unzuläffig zu erklären, fie aber noch an die Zweite 
Kammer abzugeben. Ich enthalte mich, etwas Näheres 
daraus vorzutragen, weil bie Unkfarheit in der That fo 
groß ift, daß ein weiteres Eingehen auf dieſe Petition durch⸗ 
aus feinen Nugen haben koͤnnte. 


(Nr. 143.) Protokollertract ber Zweiten Kammer vom. 
29. Januar 1861, enthaltend die weitere Berathung Über 
die Audgabebubget:Abtheilung L, den Bauctat betr. 


Präfident v. Schönfeld: Wie bei der vorvorigen 
Nummer: an bie zweite Deputation, 

(Nr. 144.) ‚Dergleihen Protofollauszug vom 29. Jar 
nuar 1861, die Berathung eines Gefegentwurfs über Zus 
fammenlegung der Grundftüde betr. 

Präfident v. Schönfeld: Gehört zur Competenz der 
erſten Deputation und das Directorium ſchlaͤgt Ihnen vor, 
an dieſe den Protokollextract zu verweiſen. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? — Einftimmig Ja. 


(Mr. 145.) Eingabe Auguft Theodor Klehborn’s zu 
Dresden vom 31. Januar 1861, angebliche Enthällungen 
über feine Herkunft enthaltend. 


Präfident v. Schönfels: Nach glaubwürbigem Vers 
nehmen ift der Verfaffer diefer Eingabe nicht zurechnungs⸗ 
fähig. Es ift deshalb auch von der Zweiten Kammer, wo 
eine ähnliche Eingabe eingegangen war, be’sploffen worben, 
diefelbe nad) $.115 sub e der Landtagsordnung als unzu— 
laͤſſig zu erklären und fie ad acta zu legen. Es wird hier 
ganz derfelbe Vorſchlag gemacht und ich enthalte mich, 
näher auf die Eingabe einzugehen, da fie von ſolcher Art 
if, daß fie die Deffentfichfeit nicht verträgt. Ich frage die 
Kammer, ob fie mit biefem Vorſchlage einverftanden iſt? — 
Einfiimmig Ja. 

Mr. 146) Protofollertract der Zweiten Kammer 
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vom 31. Januar 1861, die weitere Berathung des Geſetz⸗ 
entrourfs über Zufammenlegung der Grundſtücke betr. 


Präfident v. Schönfeld: Es tritt hier derfelbe Fall 
ein, wie bei Nr. 144, der Protofollertract wird der erften 
Deputation zu uͤberweiſen fein. 


(Mr. 147.) Antrag des Vorſtandes der vierten Der 
‚putation, des Herrn Kammerheren v. Mesich, auf Vornahme 
der Wahl eines Erfagmitgliedes für gedachte Deputation 
in einer der nähften Kammerfigungen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Diefer Antrag gründet ſich 
auf das Ableben des Heren Grafen Einfiedel-Woltenburg, 
der diefer Deputation angehörte. Es wird von Seiten des 
Directoriums vorgefhlagen, die Wahl eines Erfagmitglier) 
des auf eine der naͤchſten Vagesordnungen zu fegen. 


(Mr. 148.) Anzeige der vierten Deputation, nad 
welcher diefelbe die vom der jenfeitigen vierten Deputation 
erftatteten ſchriftlichen Berichte über a) die Petition Schmidts 
zu Tuͤrchau um Nevifion des Heimathgefeges, b) die Des 





tition_ded vormaligen Majord dv. Altrock um Verwendung 
für Ertheilung gewöhnlichen Abfchiedes und Bewilligung 
einer Penfion und c) die Befchwerde Louifen Mittig’s zu 
Stiebig wegen Juſtizverweigerung adoptirt hat und ſolche 
auf eine der nächften Tagesordnungen zu bringen bittet. 


Präfident v. Schönfels: Mit Ausnahme der Per 
tition, die fich auf den vormaligen Major v. Altrock ber 
zieht, wird vorgefchlagen, dieſe Gegenftände auf eine der 
naͤchſten Tagesordnungen zu fegen. Mas aber die erfiere 
anbelangt, fo fol vor der Hand darüber Fein Beſchluß ge 
faßt werden, weil der Petent oder Befchwerbeführer noch, 
weitere Schriftſtucke einreichen will, die in den naͤchſten 
Tagen eingehen follen, 


(Nr. 149.) Petition des Stadtrathes zu Meerane vom 
25. Januar 1861 um Ablehnung des Entwurfs der Kir 
henorbnung und Verwendung bei der hohen Staatöregies 
zung flr Vorlegung eines anderweiten, auf der proteflans 
tifchen Gewiffenöfreiheit fußenden Entwurfs. 


Präfident v. Schönfeld: Diefe Petition gelangt for 
fort an die Deputation für die Kirchenordnung, wohin fie 
offenbar gehört. 


(Nr. 150.) Petition der Deputirten des Vereins der 
Buchhändler zu Leipzig vom 31. Januar 1861 um eine 
Abänderung des $. 7 des Gewerbegefeßes. 


Präfident v. Schönfels: Es tritt hier ganz derfelbe 
Fall ein; auch diefe Petition ift fofort an die Deputation 
abgegeben worden, welche das Gewerbegefeg berathet. 

Mr. 151.) Anderweiter Bericht der Zwiſchendeputa ⸗ 
Kan ein — — 4. Februar — 

urf einer Kirchenordnun⸗ die ii 
Kirche im Königreich Sadlen et. SOME 


Präfident v. Schönfels: Iſt © d i 
gen Sta “ TE Dt 
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Or. 152.) Bericht der erſten Deputafion der Erſten 
Kammer vom 4. Februar 1861 über dag Fönigliche Decret 
vom 7. November 1860, den Entwurf zu einem Nad- 
tragögefege zu dem Gefege vom 1. Juli 1840, die Errich⸗ 
tung einer Venſionscaſſe für die Wittwen und Waifen der 
Lehrer an evangelifhen Schulen betr. - , 

Präfident v. Schönfeld: Iſt gedruckt, bereits vers 
theilt und kommt auf die nächfle Tagesordnung. 


(Mr. 153.) Schriftlicher Bericht der vierten Deputa⸗ 
tion der Erften Kammer vom 3. Februar 1861, die Per 
tition der Gemeinde Kausfch wegen Ausbezirfung aus dem 
Gerichtsamte Dippoldiswalde und Einbezirkung in das Ges 
richtsamt Dreöden betr. 


Präfident v. Schönfeld: Es ift diefer Bericht ein 
ſchriftlicher, er liegt deshalb zur Einfihtnahme in der 
Kanzlei aus und wird Gegenftand einer ber nächften Tas 
gesorbnungen fein. 


(Mr. 154.) Geſuch des Herrn Pfarrerd M, Kummer 
u Dresden vom 2. Februar 1861 um Geftattung, einen 
ubferiptionsbogen für das Schriftchen: „Letzter Gottes 
dienft in der Johanniskirche zu Dresden am Sylvefterabend 
1860” in Circulation fegen zu dürfen, 
Präfident v. Schönfels: Der Subferiptionsbogen 
wird auf dem grünen. Tiſche ausgelegt werben. 


(Mr. 155.) Protofollertract der Zweiten Kammer 
vom 1. Februar 1861, die Schlußberathung über den Ent» 
wurf zu einem neuen Gefege über Bufammenlegung ber, 
Grundftüde betr. 


Präfivent v. Schönfels: Gehört zur Competenz ber 
erften Deputation und wird dorthin verwiefen werben mis 
fen. If die Kammer mit biefem Vorſchlage einverftanden? 
— Einfiimmig Ja. 

Nr. 156.) Nachberi ifchendeputation der Et⸗ 
ften N N — — den Entwurf 
eines Gewerbegeſetzes für das Königreich Sachſen. 

Präfident v. Schönfels: Gelangt zum Drud, dann 
zur Vertheilung und auf eine ber naͤchſten Tageord⸗ 
nungen. 

(Nr. 157.) Bericht der erſter utation der Erften 
Kammer vom ). nn ea Gefegentwärf, 
die Einhebung der Opferpfennige, ber Hufen, Gärtner 
Häusler» und Hauögenoffengrofchen, forwie anderer Heiner 
an Geiftliche, Lehrer und Kirchendiener zu entrichtender Ge⸗ 
fälle betr. 

Präfident v. Schönfels: Es gelangt ber Bericht zum 
Diud, dann zur Vertheilung und auf eine ber nädflen 
Tagesordnungen. 

Das war die letzte Nummer der heutigen Negiſtrande. 
Ich habe blos noch zu erwähnen, daß abermals zwei Bill 1 
gefuche um Geldunterftügung eingegangen find, das ein? 
an bie hochverehrte Erſte Kammer gerichtet von Augufe 
Juͤchtzger, das zweite an die Erſte Kammer des Könige 
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reichs Sachſen gerichtet und unterſchtieben von der Wittwe 
des frhheren Landtagsportiers Kuhn. Ich werde beide 
Bittgefuhe auf dem grünen Tiſch auslegen, wo Sie ſich 
von dem Inhalt derfelben unterrichten können. 

Entfhuldigungen und Urlaubsgeſuche find heute nicht 
vorzutragen;. auch habe ich der Kammer Feine fonftigen 
Mittheilungen zu machen und wir würden daher zur heu— 
tigen Tagesordnung übergehen Finnen: Es ift dies 
der anderweite Bericht der zur Berathung einer 
Kirhenorbnung erwähltendwifchendeputation 
und es wird der Here Vicepräfident Freihere v. Sriefen die 
Güte haben, den Vortrag zu erftatten. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: 


Nachdem die erſte Kammer in ihrer fechsundzwanzigften 
öffentlihen Sigung am 19. Januar d. 3. mit der Bera⸗ 
thung des Entwurfs einer Kirchenorbnung für die evans 

elifchelutherifche Kirche im Königreiche Sachſen bis zum 
. 87 als dem leisten der Worlage gelangt-ift, dabei aber 
mehrere Paragraphen oder einzelne Theile derfelben zu 
Be Beſchlußfaſſung ausgefegt und der unterzeichneten 
eputation zur nochmaligen Berichterftattung überwiefen 
worden waren, hat biefelbe der geehrten Kammer über diefe 
Punkte folgenden anderweiten Bericht zu erftatten. 
Buerft wurde in der Faſſung des erfien Gates des 


$.8*) 
in der neunten Öffentlichen Sigung 
Seite 264 der Landtags» Mittheilungen 

infofern Bedenken gefunden, als man Beforgker daß bei 
einer, von ber oberften Behörde angeordneten Veränderung 
eines Kirchenbezirkö die Be ber Betheiligten möglichers 
weife nicht genugfame Berüdfitigung finden koͤnnten und 
den -Befugniffen der — zum Nachtheile wirk⸗ 
licher Rede oder Intereffen dadurch eine zu große Aud- 
dehnung gegeben werde. Man wünjchte habe nähere Be 
ftimmungen barkber, unter welchen Worausfegungen das 
Kirhjenregiment das Recht Haben folle, wegen Veränderung 
eined Kirchenbezirks von felbft mit einer Anordnung einzur 
fhreiten und auf welche Weife für die Rechte und Inter 
efien ber WBetheiligten Überhaupt geforgt werden folle; es 
möge num die Veränderung eines Kirchenbezirks durch ben 
Antrag der Betheiligten oder eines Theiles der Küchen · 
gemeinde in Frage geftellt, oder aber durch eine Anordnung 
don Oben dazu Veranlaffung gegeben werden. Mehrere 
Stimmen in der Kammer erhoben fich dafüt, daß die Ver- 
änderung eines Kirchenbezirks eigentlich nur auf Antrag 
der Er vorgenommen werben follte, Andere waren 
der Meinung, daß der vorgefegten Behörde dad Befugniß 
nicht abgefprochen werben Fönne, auch von felbft dazu Vers 
Analfans zu geben, wenn mit Rüdficht auf den kirchlichen 
Biel eine dringende Nothwendigkeit vorhanden ſei. 

Da a} die Berathung in der Kammer zu einer 
Vereinigung über die verfchiedentlich geäußerten Anfihten 
nicht Zu gelangen war, obwohl Seite 267 der Mittheiluns 
gen der Verfuh gemacht wurde, dem Paragraphen eine 
beftinimtere — zu geben, fo wurde die Berathung Über 
den genannten Paragraphen abgebrochen und die Deputation 
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beauftragt, nach nochmaliger Erwägung der Sache, eine 
entfprechende Faſſung vorzufchlagen. 

Nächftdem hatte man auch für den zweiten Sat, ber 
en Deutlichkeit wegen, noch bie Einfchaltung mehrer 

orte für noͤthig gehalten. 

Bevor nun die unterzeichnete Deputation ihr andere 
weites Gutachten eröffnet und eine neue Fafjung vorfchlägt, 
hat diefelbe nochmals zu bemerken, daß fie in ihrem erften 
Berichte beantragte, $. 8 in unveränderter Faſſung anzus 
nehmen, weil diefelbe es nicht für möglich hielt, daß, bei 
der Veränderung eines Kirchenbezirks ohne Gehör wirklicher 
Rechte und ohne Wahrnehmung vorhandener Interefien 
verfahren werben Fönne, diefelbe vielmehr ald gewiß voraus⸗ 
feßte, daß bei einer ſolchen Veränderung, welche die Rechte 
und Sntereffen eimer ganzen Kirchengemeinde, fowie die 
Amtöverhältniffe der Kirchendiener und das ihnen gewaͤhr⸗ 
leiftete Einfommen fo unmittelbar berührt, alle jene Ders 
hältniffe mit der größten Genauigkeit erörtert und_mit moͤg⸗ 
lüfter Schonung beachtet werden würden, daß auch in 
dem geordneten Inftanzenzuge im Verwaltungs» oder Nechtö» 
wege ein hinlänglier Schuß gegen jede mögliche Rechts⸗ 
verlegung gegeben fei. Auch wurde ſich während der Bes 
rathung darauf Sejpaen, daß in $. 54 der Vorlage aus⸗ 
drucklich vorgefchrieben ift, daß der Patron bei Veränderung 
des Kirchenbezirks mit feiner Erflärung zu hören fei und 
es iſt dem noch hinzuzufügen, daß, da nach $. 44 ber Vor 
Tage ber neue Kirchenvorſtand bie Kirchengemeinde in ihren 
fichlichen Interefien und Mechten zu vertreten hat, es faft 
undenkbar fei, daß diefer Etwas überfehen koͤnne oder nicht 
zur Sprache bringen werde, wad zum Schutze jener ver⸗ 
chiedenen Rechte wahrzunehmen ift. 

Gleicher Anſicht muß auch die Zwiſchendeputation der 
Zweiten Kammer geweſen fein, ba auch fie Seite 208 ihres 
—— auf unveraͤnderte Annahme des $. 8 angetras 
gen hat. 

Eine Beftätigung dieſer Anſicht der unterzeichneten 
Deputation enthielt auch die — des 
Commiſſors bei ber Berathung, indem dieſer Seite 265 der 
Landtagsmittheilungen fich dahin ausſprach: „Es gefchähen 
folde Veränderungen in der Negel auf ben Antrag der 
Betheiligten; da aber ein Einverfländniß Aller gewöhnlich 
nicht fo leicht zu erlangen fei und oft erft nach längeren 
Verhandlungen, fo miffe die Behörde das Necht haben, 
zu entfcheiden und die Aus» und — anzuorbnen. 
Ein Mißbrauch) diefer Befugniß fei nicht zu befürchten, da 
die Behörden einmal georbnete Verhältniffe nicht wilikuͤr⸗ 
lich ftören und keinen Anlaß zu Beſchwerden geben wuͤr⸗ 
den, gegen welche ein willkürliches Verfahren ſchwer aufrecht 
zu halten fein würde”. 

Ebenfo fagt Weber in feinem Kirchenrechte, ed, 1819 
Theil 2, Abth. 2, Seite 702: 

„Die einmal _beftehenden Parochialverbindungen koͤn⸗ 
nen als gefellfchaftliche und refp. ftatutarifche Wereiniguns 
"gen nicht willfürlic, fondern in der Regel nur nach ben 
Grundfägen des Civilrechts wegen ber Trennung und 
Auflöfung von Societäten wiederum getrennt und aufs 
gelöft werben und zwar unter Leitung und Genehmigun, 
der oberauffehenden Behörde. Es ift daher entweder bie 
gütliche Webereinftimmung der Intereffenten darüber er» 





forderlich, oder, bafern die obere Behörde aus höheren 
Rüdfihten auf das Allgemeine auch außer jener Ueber- 
einftimmung die Auflöfung oder Mobiftcation des Paro— 


— En & 2 we 
Sialverhäftniffes für nothwendig findet, jedenfalls die 
Beflimmung einer billigmaäßigen Schadloshaltung der 
etwa in ihren Gerechtfamen und Vortheilen Einbuße 
erleidenden Intereffenten, namentlich der Kirchen» und 
Shuldiener, fowie nicht minder der einzelnen Gemeinden 
feloft. Bei der Erklärung der Wilensmeinung der Ge 
meinde fei in der Regel und in Gemäßheit der allgemei- 
nen Theorie von gefelfchaftlichen Angelegenheiten die 
Mehrheit der Stimmen entfcheidend. Zu den Verhand⸗ 
lungen der Behörde über diefen Gegenftand werde nicht 
gerade die Goncurtenz fämmtliher Mitglieder der ber 
treffenden Gemeinde erfordert, fondern in der Regel 
die Buziehung von Abgeordneten derfelben zu deren 
Gültigkeit für hinreichend erachtet.” 


In diefer letzten Beziehung würde nun nach ber 
neueften Vorlage die Gompetenz der Kirchenvorftände Pla 
ergreifen, oder, nach $. 50, fogar die Zufammenberufung 
der ganzen Kirchengemeinde befchloffen werden koͤnnen. 

Es ift aus vorſtehender Stelle in Weber’3 Kirchen: 
recht zu erfehen: 


a) daß es bis jest am beftimmten geſetzlichen Vor⸗ 
fhriften über die Veränderung von Kirchenbezirken 
gefehlt hatz 

b) daß man eine folde Veränderung und Zrennun; 
bisher nach den Regeln des Civilrechts, a 
des Societätövertrags beurtheilt hatz 

6) daß man Anträge darauf im Wege der freien Ver— 
handlung zu erledigen gefucht Hatz 

d) daß man im ber Regel eine Uebereinſtimmung ſaͤmmt ⸗ 
licher Intereffenten zu erlangen bemüht geweſen ift, 
und wenn ſolche erlangt wurde, die Genehmigung 
der höheren Kirchenbehoͤrde erforderlich war; 

©) daß aber bei mangelnder Uebereinftimmung die höhere 
Behörde das Recht der Enticheidung gehabt hatz 

N) daß, dieſe Behörde auch berechtigt geweien ift, aus 
Gründen bringender ——— zu einer Tren⸗ 
nung felbft Veranlaſſung zu geben, eine ſolche an⸗ 

ordnen und felbige im Wege der Verhandlung und 
ntfcheidung auszuführen ; 

8) daß aber allemal und unter allen Umftänden auf 
Entfeädigung für verlegte Rechte oder verloren. 
gehende Vortheile Rücficht zu nehmen iſt. 

, Dinfte es nun hiernach nicht ſcheinen, als ob von 
einer genauen, fehr in das Einzelne gehenden, gefeßlichen 
Veftimmung über diefen Gegenftand viel Gewinn für das 
Recht zu hoffen fei, fo wurde doch das Verlangen nach 
ſolchen gefeglichen Beftimmungen bereits früher ausgefpro- 
—— —— bei dem Landtage 
6 einen Entwurf zu dem jest noch beftehenden Pa- 
zochialgefeße von 1838 voͤrlegte. % ER ® 
In-diefem Entwurfe, und zwar in ben $$. 2, 3 und 
6 beffelben, Tegte die Staatsregierung einige fefte Beftims 
mungen in biefem Sinne vor, mit deren Zugrundelegung 
die erſte Deputation ber Zweiten Kammer in ihrem Berichte 
zu ben $$. 3 und 6 des Entwurfs, 
Landtagsacten 1837 1. Abth. 2. Samml. Seite 305, 
und Beilagen zur II. Abth. 3. Samml, Seite 365 fig. 
folgende Faſſungen beantragte: 





3. 
Die räumliche Abgrenzung der Kirchfpiele bleibt, 
wie fie bißher beftanden, bis von dem Minifterium des 
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Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Cultus eine andere angemeffenere Abtheilung angeordnet 

oder auf Antrag der Betheiligten genehmigt wird. Nüd, 

ſichtlich der Abtheilung der Schulbezirke bewende a 

in den $$.10, 11,12, 13, 14 des Gefeges vom 6. Juni 
35. 


$. 6a. 

Mit Genehmigung Les Minifteriums des Eultus kon⸗ 
nen ganze Ortögemeinden fowohl, als einzelne Grund: 
füde von dem Kirchſpiele, welchem fie angehören, fid, 
trennen, um eine eigene Kirche zu gründen oder fih 
einem andern Kirchipiele anzufchließen. Es find aber 
fowohl der Collator, ald auch die im Verband berbleis 
benden, fowie die zur Aufnahme zu verpflichtenden Ge 
meinben zuvor darüber zu hören. Iſt eine Vereinigung 
zwifcen diefen und denen, welde die Auspfarrung ver: 
fangen, zu bewirken, fo find bie Bebingungen der Ahr 
trennung und Aufnahme in einem Receß feftzuftelen 
und der hoͤchſten Behörde zur Beflätigung vorzulegen, 
Kommt es dagegen zu Feiner Bereinigung, fo hat das 
Minifterium des Cultus über die Zweckmaͤßigkeit der ber 
antragten Auspfarrung, über die Bedingungen derfelben 
und über die Aufnahme der Austretenden in ein anderes 
Kirchſpiel zu enticheiden. 

Gegen die Aufnahme am fich ficht den Kirchgemeins 
den, an welche die Auszupfarrenden gewiefen werden fols 
Ien, ein Widerſpruchsrecht nicht zu. 


$. 6b. 

Ohne Antrag der Betheiligten Tann eine Audpfare 
rung von dem Minifterium des Cultus nur dann anger 
orbnet werden, wenn in dem bisherigen Verbande ber 
tichlie Ziel nicht zu erreichen ift, oder im Falle einer 
beantragten Auspfarrung bie Abtrennung noch anderer 
Theile deſſelben Kirchfpiels ſich als angemeſſen darſtellt. 


Es folgen hierauf noch vier Paragraphen, $. Bo, d, e 
und f, welde Beftimmungen über das Kirchenvermogen, 
ſowie über die — desjenigen Theiles deſſelben ent 
halten, welches nachwelslich gemeinfchaftliches Sign 
der verbundenen Gemeinden war, ferner Beftimmungen über 
die Schulden des Kirhenvermögens oder ber Kirchenger 
meinde, endlich auch über die Entfcäbigung ber Kirchen 
und Schuldiener für etwaige Verminderung ihres Dienſt- 
einkomniens. 

Es fanden jedoch dieſe ſieben Paragraphen Feine Auf 
nahme in dem neuen Gefetz, weil ber nachdem 
derfelbe in der Zweiten Kammer berathen worden war, ſo 
pät an bie Erfie Kammer gelangte, daß dieſer vor dem 
(bon nahe bevorfichenden Schluß des Landtags zu einer 
volftändigen Beratung nicht mehr bie nöthige Bit ber 
blieb. Es legte daher die Staafäregierung der Erſten Kam 
mer einen abgefürzten Entwurf vor, welcher mur bie noth⸗ 
wenbigften Beftimmungen über bie Beitragspflicht ber Kit 
Gen: und Schulgemeinden und bie Art ber Aufbringung 
ihrer Beiträge enthielt, den Übrigen Inhalt des erften Ent 
wurfes aber, und namentlich die Beflimmungen über die 
Kirchen⸗ und Schulgemeinden ausſchied. . 

at Sandtagsmittheilungen, Exfte Kammer, Seite 


Die von der Zwelten Sammer be dem Landtage 1837 
vorgeſchlagenen Faffungen find nun von ber unterzeichneteit 
Deputation zwar bei Erwägung der von ihr zu begutade 
tenden Frage benutzt worden, befeftigten aber in ihr an 
mals die ſchon anfänglich gehegte Ueberzeugung, daß eh 
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aͤußerſt fehwierig fei, eine erſchoͤpfende Beftimmung über 
einen, in fo vielfahe Verhaͤltniſſe eingreifenden Gegenftand 
zu ertheilen, daß aber andererjeitö eine Fürzere allgemeine 
Beftimmung volltommen genüge, wenn man, an der Bor 
ausfegung fefthält, daß, da bei ber Veränderung eines bis: 
her beftanbenen Kirchenbezirks Rechte und Intereffen in 
Stage fommen, welde ſich nothwendigerweife ſchon von 
felbft geltend machen, es faft unmöglich fein bürfte, die- 
felben zu überfehen und ohne Beruͤckſichtigung und Ents 
ſchaͤdigůng zu laſſen. 

Auch wurde der Deputation von der Staatsregierung 
hierunter nochmals die Verſicherung gegeben, daß es feis 
neswegs in deren Abſicht liege, Aenderungen in den bisher 
befolgten Grundfägen eintreten zu Laffen, namentlich uͤber⸗ 
haupt — beſtehender Kirchenbezirke ohne Noth 
vorzunehmen, um ſich von der in dieſer Angelegenheit bisher 
befolgten Praxis zu entfernen. In Betracht alles deſſen 
hält daber die Deputation für den erſten Sa des Para: 
graphen eine Faſſung für genügend, welche die wefentlicen 
und unerläßlichen Vorausfegungen zu einer Veränderung 
ausbrüct, nämlich: & 

a) einen Antrag der Betheiligten auf Veränderung, 


r . 
b) das ber oberauffehenden ‚Behörde nicht abzuſpre⸗ 
ende Recht der eigenen Anordnung in gewiffen 


Fällen, 
©) Vernehmung der Betheiligten und Verhandlung mit 
benfelben, E 
d), Negulivung der einfchlagenden Verhältniffe. 
Diefelbe ſchlaͤgt daher für Sat 1, und zwar im völligen 
Einverftändniß mit den Regierungscommilfaren, -eine Faf⸗ 
fung in folgenden Morten-vors— 

„Eine Veränderung der befichenden Kirchenbezirke 
kann entweder auf Antrag der Betheiligten, oder, wenn 
überwiegende Ruͤckſichten auf den Tirchlihen Bwed eine 
folhe Veränderung nöthig erfcheinen laffen, auch ober ⸗ 
auffichtöwegen von dem Dberconfiftorium angeordnet 
‚werben und fteht letzterem nach vorheriger Verhandlung 
mit den Beteiligten und Regulirung der einfchlagenden 
Verhältniffe die Entſcheidung über erhobene Wider⸗ 
fprüche, fowie die Genehmigung des über die vorzuneh⸗ 
mende Veränderung getroffenen Abkommens zu.” 


Den zweiten Sat des $. 8 anlangend, fo waren für 
denfelben ein Bufag und eine Wortveränderung in Antrag 
gebracht worben. 

Der exftere, nämlich die Einſchaltung der Worte: 

‚zum Staatögut gehörigen“ 
auf der fünften Zeile nach dem Worte: 

gelegenen” 2 
einig der Beftimmung in $. 1 des Gefetes vom 
21. März 1843 und es wirb daher mit Genehmigung der 
Toniglichen Negierungscommiffare beantragt, 

diefe Worte an der. benannten Stelle einzuſchalten. 

Dagegen vermochte ſich die Deputation mit bem 
dweiten Antrager 

die Worte auf der vierten Zeile von unten: 

5; „noelche bis jest —— nicht gehört haben” 

mit den Worten zu vertaufchen: ” 
‚,, „infoweit bie vorgenannten Grundftüde bis 

.., ‚jest zu einem Kirchenbezirke nicht gehört haben“, 
nicht einzuverftehen, da $. 2 des Geſebes vom 21. März 


obeı 


1843, welcher auf die in dem $. 1 angegebenen Modifica⸗ 
tionen ausdruͤcklich Hinweift, einen Zweifel darüber, wie 
diefe Beftimmung zu verftehen, in Feiner Weiſe auffommen 
laffen dürfte, und es beantragt biefelbe daher, 

die vorgedachte Wortveränderung abzulehnen. 

Damit jedoch jeder Zweifel ausgefchloffen werde, na—⸗ 
mentlich auch ein folcher darüber nicht auffommen koͤnne, 
ob das Gefeg vom 21. März 1843 noch anwendbar 
bleibe, ſchlaͤgt die Deputation vor, auf der dritten Zeile 
von unten nach dem Worte: 

bleiben” 
die Worte einzufchalten: 
„nach den in dem Gefege vom 21. März 1848 
$$. 1 und 2 enthaltenen näheren Beftimmungen“, 
hierauf aber den Paragraph mit dem Worte: 
„ausgenommen 
zu fliegen und bie folgenden Worte, deren es dann 
nicht mehr bedarf (vergl. $. 1 sub 5), gänzlich in Wegfall 
zu bringen. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
über diefen Theil des Berichts, der foeben vom Herrn Ner 
ferenten vorgetragen worden iſt, Jemand zu fprechen wünfcht? 


Nittergutsbefiger Nittmer: Ich habe mich bereits bei 
der erfien Berathung Über diefen Paragraphen dahin ausger 
ſprochen, daß ich eine Beftimmung in Bezug auf die theil⸗ 
weife Auspfarrung aus einer Parochie, eine Beftimmung, 
nach welcher eine ſolche theilweife Auöpfarrung von Seiten 
der die Oberauffiht führenden Behörde angeordnet werden 
fönne, ohne vorausgegangenen Antrag der Betheiligten 
nicht vereinbaren koͤnne mit der Anficht, die id von ber 
Selbftändigkeit der Kirchengemeinden Habe. Ich habe auch 
im Bereiche meiner praktiſchen Lebensanfhauung nach 
analogen Fällen gefucht und ic) kann mir auch in Bezug 
auf die ſtaatliche Geſellſchaft keinen Fall denken, wo bie 
Oberaufſichtsbehoͤrde ohne den Anting einer Gemeinde ans 
ordnen könnte, daß eine Gemeinde in Zukunft in zwei 
Gemeinden zerfallen ſolle. Kurzum, diefe Betrachtungen 
führen mich dahin, daß ich diefer Beſtimmung und biefent 
Vorſchlage der Deputation nicht beipflichten kann. Es ift 
zwar dagegen eingehalten worden, baß im Fall, wenn ein 
Theil der Parochie infolge vorausgegangenen Antrags aus⸗ 
gefebieden werden müßte, bei biefer Gelegenheit auch die 
Ausſcheidung noch eines anderen Theils der Parochie, ohne 
daß auch diefe Ausſcheidung fpeciell beantragt worden, für 
nothwendig erachtet werden koͤnnte und für dieſen Fall 
müßte doc) ein Weg gegeben fein, um cine ſolche Ausfcheis 
dung herbeizuführen, ohne daß in Bezug auf den letztge— 
nannten Theil der Parochie ein befonderer Antrag der Bes 
theiligten vorliege. Allein auch in diefem Fall ift Nichts 
zu risciren und ſcheint mir nicht befondere Ruͤckſicht mit⸗ 
lelſt Geſetz auf fo einzelne Faͤlle nothwendig. Wenn ein⸗ 
mal eine Kirchengemeinde daruͤber einig if, einen Theil 
davon abzufondern. und es ftellt ſich bei Einführung der 
beantragten Ausſcheidung die Nothwendigkeit heraus, auch 
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einen anderen. Theil der Parochie auszuſcheiden, fo iſt es 
daffelbe Wert und es wird dann — auch nach meiner Ans 
figt — immer noch zur Erreichung des Bieles gelangt 
werden koͤnnen, wenn ich auch principiel ber Oberkirchen⸗ 

£ behörbe nicht das Recht zugefiche, dies ohne Antrag der 
Gemeinde thun zu koͤnnen. Ich glaube nicht, daß ich 
nöthig habe, mich nod) weiter über diefen Gegenftand aus» 
zufprechen und ich werbe in Bezug auf biefe Betrachtun⸗ 
gen gegen den Vorſchlag der Deputation ftimmen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Als wir zuerft $. 8 Abfat 1 
nad dem Entwurfe beriethen, meine Herren, da ward als 
hauptfächliches Bedenken hervorgehoben, daß der Staats - 
regierung die Entfheibung in Differenzfällen zuſtehen 
müffe. Dies räume ich vollkommen ein; glaube aber auch, 
daß es bei biefem Entſcheidungsrechte in Differenzfällen 
fein Bewenden haben müßte. Dazu würde nun aber 
meiner Anſicht nach eine andere Faffung als die, welche 
die Deputation vorgefchlagen hat, hinreichen, wenn man 
namlich nach der erfien Faſſung des Entwurfs im erften 
Abſatze von $. 8 die Worte: „angeordnet oder” in MWeg- 
fall brächte und nach den Worten: „der Betheiligten” ein- 
ſchaltete: „beziehendlich in Differenzfällen durch. die Ent⸗ 
ſcheidung des Kirchenregiments“. Meine Herren, ich kann 
mir nicht denen, daß es jemals gut thun würde, eine 
folge Aenderung vorzunehmen, ohne daß die Betheiligten 
darauf angetragen haben. Wenn die Staatsregierung 
Tediglich mit Ruͤckſicht auf ihr Oberauffichtörecht hier Ent» 


ſchließung faffen wollte, ohne daß die betreffende Kirchen: | ,, 


gemeinde eine folde wichtige Aenderung für nothwendig 
befunden hätte, fo würde ich das immer zu beflagen haben. 
Es thut mir leid, daß ich für die neue Faſſung des Pa- 
tagraphen nicht zu flimmen vermag; vielmehr um die Er 
laubniß bitten muß, dem oben angebeuteten Antrag dem 
Herrn Präfidenten zu überreichen, dahin gehend: im erſten 
Abſatze des $. 8 die Worte: „angeorbnet oder” zu fireichen 
und nad dem Worte: „Betheiligten“ die Worte einzur 
falten: „beziehendlich in Differenzfällen durch die Ent: 
ſcheidung des Kirchenregiments“. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich muß, ehe ich den An— 
trag des Herrn Buͤrgermeiſters Koch entgegennehme, ber 
merken, daß ich glaube, daß dieſer Antrag kaum zuläffig iſt 
und zwar beöhalb nicht, weil der urfprüngliche Regierungs ⸗ 
vorſchlag $. 8, Abſatz 1 betreffend nicht mehr befteht.. Die 
Staatsregierung hat fi mit der Deputation für eine neue 
Faſſung diefes Abſatzes erftärt und diefe neue Faſſung iſt 
jest ald Entwurf Gegenftand der Berathung. Die frühere 
Faſſung des Paragraphen tritt zurüd und ich glaube nicht, 
daß jet noch auf diefelbe zurüc gegangen werden Tann. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich befcheide mich; bringe 
nun aber den ganzen erſten Sat von $. 8 ber alten Fa 





fung mit der Xenderung, welche ich fo eben vorgeſchlagen, 
als felbftändigen Antrag ein und bitte, dieſen zur Unter: 
füsung zu bringen. Ich werde denfelben ſogleich fchrift« 
lich überreichen. * 


Präfident v. Schoͤn fels: Dagegen wirbe ich Nichte 
einzuwenden haben. Ich habe num zu erwarten, ob 
Jemand hierüber das Wort- zu ergreifen wuͤnſcht? — Die 
ift nicht der Fall. e 

Der Antrag des Herrn Bürgermeifterd Dr. Koch lautet 
folgendermaaßen: $ 


. 8. 
‚Bei der zeitherigen Abgrenzung diefer Bezirke ver- 
bleibt” es, Sie Ton dem Mniferium des tus und 
Öffentlichen Unterrichtö eine andere angemeffene Abtheilung 
auf den Antrag ber Beteiligten bezüglich in Differenz 
fällen durch Entſcheidung genehmigt wird.” r 
So lautet der Antrag; ich weiß nicht, ob ber Herr 
Bürgermeifter benfelben noch mäher zu motiviren wänfgt? 


Bürgermeiſter Dr. Koch: Ich habe Nichts Hinzu 
zufügen. 

DPräfident v. Schönfels: So frage ich die Kammer, 
ob fie diefen Antrag, den ich fo eben verlefen, unterftügt? 
— Er iſt hinreihend unterftügt! 

Er wird daher als Gegenftand ber Berathung mit zus 
zuziehen fein und ich habe zu erwarten, ob Jemand weiter 
das Wort ergreift? — Herr Commiffar! 


König. Commiſſar Dr. Hübel: Die Befugniß, 
welche das Kirchenregiment in dem hier beſprochenen Ab- 
fage in Anſpruch nimmt, ift keineswegs eine neue; ed hat 
ſchon zeither in den Rechten des Kirchenregimented gelegen, 
unzwedmäßige Abgrenzungen von Parochialbezirken anders 
zu reguliren und dadurch eine beffere Erreichung des kirch⸗ 
lichen Zweces zu fördern. Menn man gegen biefe Ber - 
fugniß hier Bedenken findet, fo Tann dies doch nur In 
einem zu weit gehenden Mißtrauen gegen das Kirhenregl 
ment feinen Grund haben, in ber Befürchtung, daB dar 
felbe von biefer Befugniß in fo ausgebehnter Maaße Ge⸗ 
braud) machen werde, daß die Firchlichen Werhältniffe und 
die Intereffen der Parochialgemeinben dadurch gefdrt win · 
den. Zeither ift das aber doch nicht der Fall geweſen; we 
nigftens find mir Feine Beſchwerden bekannt, bie durch ein 
zu weit greifendes infchreiten des Kirchenregimentes her⸗ 
vorgerufen worden waten Cs läßt ſich daher wohl w 
warten, daß auch kuͤnftig das Kirchenregiment von ber 
bier zugeffandenen Befugniß keinen foldyen Gebrauch ma⸗ 
hen werde, daß Unzuträglichkeiten daraus entſtehen könnten 
Es it einem Mißbrauch diefer Befugniß auch duch dad 
vorgebeugt, was bie geehrte Deputation in ihrer anderwelr 
ten Faffung des Paragraphen vorfchlägt, daß naͤmlich Ber 
änderungen ber Parochialbezirfe ohne Anregung der DM 
tbeiligten nur dann angeordnet werben follen, wenn It 
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wiegende Rüdfichten auf ben kirchlichen Zweck es erfordern. 
Die Verhäftniffe, die hier einſchlagen, find fo außerordent · 


lich mannigfaltig, daß es ſchwer iſt, ein klares Bild davon‘) 


zu geben; ich erlaube mir aber doch, cin Beiſpiel, was mir 
foeben einfällt, anzuführen, wo eine Auspfarrung von dem 
Kirchenregiment angeordnet ward, ohne daß von einem ber 
Betheifigten ein Antrag darauf gerichtet war. In einer 
Parochie von fehr ausgedehnten Flaͤchenraum, ‚zu welcher 
"namentlich Nittergutsgrundftücde gehörten, die zum Theil 
ganz entfernt von dem Parochialorte lagen, verkaufte der 
Beſitzer des Nittergutes die entlegenften feiner Grundftüde 
in Heinen Parcellen. Die Käufer bauten Häufer darauf 
and fo entftand am Außerfien Ende ber Parochie, aber ganz 
in der Nähe einer andern Kirche, eine neue Colonie. Dies 
ſes neue Dörfchen gehörte zu der Kirche des Bezirkes, in 
welchem bie Nittergutögeundftüce gelegen waren; die neuen 
Anbauer hatten aber feinen Weg zu ihrer Parochialkicche, 
insbeſondere auch keinen Fahrweg, auf dem fie bei Begraͤb⸗ 
nipfällen zum Gottesader hätten gelangen können, Es 
ſtellte ſich daher als höchft zwedmäßig, ja als dringend nöthig 
heraus, die neue Golonie von dem. alten Parochialbezirke 
zu trennen und ber Nachbarkirche zuzumeifen. Die neuen 
Anbauer hatten aber Fein pecunidres Intereffe, die Aus- 
pfarrung zu beantragen; denn die Kirche, in die fie gehoͤr- 
ten, hatte mehr Mittef als die Kirche, die ihnen näher ger 
legen war; fie hatten bei biefer vielleicht höhere Beitraͤge 
zu geben, als bei jener. Es wurde alfo von ihrer Seite 
die Auspfarrung nicht beantragt. Die Kirchengemeinde, 
zu welcher die neue Golonie gehörte, hatte natürlich von 
der Auspfarrung Feinen Vortheil und die Kirche, welde 
die Auszupfarrenden aufnehmen follte, hatte Fein erhebliches 
Intereffe, eine Anzahl von Häuslern aufzunehmen, welche 
wenig Grundbefig hatten und daher durch ihre Beiträge 
zu ben Eirchlichen Koſten das pecunidre Intereſſe der Kite 
chengemeinde nicht frbern konnten. Es mußte alſo in 
diefem Falle von Amtswegen eingefehritten werden, um dem 
kirchlichen Bedurfniß eines Ortes gebührend Nechnung zu 
tragen. Das ift ein Fall diefer Art und es giebt aͤhn⸗ 
liche mehr, die es nöthig erfcheinen Taffen, daß der Regie: 
rung die Befugniß zuftehe, von Amtswegen folde Ver— 
häftniffe zu reguliren, auch wenn von Feiner Geite ein Ans 
trag darauf gerichtet wird, 2 
Freiherr v. Well: Ich habe den Antrag des Herrn 
Buͤrgermeiſters Koch nicht unterftüßtz er ſcheint mir eine 
Unbilligkeit gegen das Kicchenregiment zu enthalten. Ich 
glaube namlich, man muß hier genau unterfcheiden zwiſchen 
dem Recht und der Befugniß, Anträge zu ftellen auf der« 
artige Ausfcheibungen und auf amdere Eintheilung der 
Bezirke, und dem Necht und der Befugniß, über dergleiz 
Gen Anträge zu entfcheiden. Es mögen nun Differenzen 
in dergleichen Angelegenheiten entftehen, welche ba wollen; 
fie mögen verurfacht fein, von wem fie wollen, fo viel ſteht 
8. G. Abonnement.) 
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doch gewiß feit, daß eine Behörde da fein muß, um bar 
über zu entfcheiden: und daß dieſe Behörde wieder eben Feine 
andere fein Fann, als die kirchenregimentliche. Es ift dies 
ja auch fchon oft im Laufe unferer Berathungen ausge 
fprochen worden. Wenn fih num der Herr Antragfteller 
vielleicht an das Wort auf: Seite 339 „angeorbnet” geftos 
gen hat, fo fcheint im diefer- Aenderung, die hier dem Obers 
confiftorium. vorbehalten. bleiben foll, nichts Anderes: zır 
liegen, als was ich eben andeutete; denn es folgt ja auf 
diefes Wort fofort in der Beftimmung, daß vorher Vers 
Handlungen: mit den Betheiligten gepflogen und die ein⸗ 
ſchlagenden Verhältniffe regulivt werden follen. Es wird 
alfo, wenn auch wirklich von der Kirchenbehörde eine ſolche 
Ausbezirkung angeordnet wird, keineswegs damit gefagt fein, 
daß nun ohne Weiteres die betreffenden Parochianen fich 
dem gleich unterwerfen müffen, fondern es tritt zuerſt eine 
Vernehmung mit ihnen ein. Die „Anordnung“ ift hier, 
wenn ich mich diefes Wortes bedienen darf, das erſte Aus« 
fpielen Seiten ber Regierungsbehoͤrde; es tritt an bie Stelle 
des Antrages; die Regierung findet es zweckmaͤßig, daß in 
diefem oder jenem Falle eine Ausfcheidung ftattfinden fol 
und hört ‚num die Anſichten der Wetheiligten; findet fie 
dabei Widerfpruch, fo wird fie, wie man von born herein 
annehmen muß, mit: der größten Gewiffenhaftigkeit diefe 
prüfen. Die Stellung derartiger Anträge fol! aber unferer 
Anſicht gemäß auch. den Betheiligten-freiftchen; was aber 
diefen zuzugeftchen ift, das forbert die Parität, daß es auch 
der Regierung zugeſtanden werde. Ich kann alfo in biefer 
Faſſung, bie uns die Deputation vorgefchlagen hat, durchs 
aud nichts Bedenkliches finden und werde deshalb für 
diefelbe ſtimmen. 

Nittergutöbefiger Nitt ner: Der Herr Königliche Com ⸗ 
miffar hat namentlich zwei Motiven Hingeftellt für die 
Beibehaltung des Rechtes für das Kirchenregiment. Das 
eine ift das, daß das beanfpruchte Necht nichts Neues ſei. 
Nun, meine Herren! das kann für meine Abſtimmung ein 
Motiv feinz das Beftehen eines Werhältniffes werde ich 
bei meiner Abftimmung niemals ald Hauptmotiv gelten 
laffen koͤnnen, ich ftimme ab, vote ich es für das Beſte 
halte und Rüdfichten auf das bisher Beftandene find nicht 
maafgebend. Halte ich aber das fuͤr beffer, wie id} meine 
Meinung ausgefprochen habe, fo werbe ich auch fo ſtimmen. 
Das zweite Motiv war, daß ber Herr Negierungscommiffar 
meinte, es fei diefe Auffaffung auf Mißtrauen gegen dad 
Kirchenregiment gegründet; ich glaube aber, man fann dies 
fes Anführen des Eöniglihen Commiſſars auch umdrehen, 
man fann fagen: wenn wirklich Überwiegende Ruͤckſichten 
auf Kirchenzwecke fr eine ſolche Veränderung vorhanden‘ 
find, fo deutet es auf ein großes’ Mißtrauen Seiten, bes 
Kircheriregiments gegen die Gemeinden, wenn daffelbe ans 
nimmt, daß nicht auch die Gemeinden diefe überwiegenden 
Gründe erkennen und wenigfiens von einigen Perfonen 
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Erörterungen daruͤber angeftellt würden und man fönnte 
da mit dem Mißtrauen gegenfeitig aufheben. Ich bin nicht 
willens, ein Mißtrauen zur Geltung zu bringen, als ob 
Seiten des Kirchenregimentd zu weit gegangen werden 
würde; gleichwohl liegen aber analoge Fälle bei ‚den Schul- 
Tehrergehalten wenigſtens vor, wo auch Seiten des Kirchens 
vegimentes ohne Weiteres die Gemeinden gezwungen worz 
den find, dad Schulgeld zu erhöhen, ohne daß eine Beran- 
laſſung vorlag. Der Lehrer hatte den hoͤchſten Sat des 
Dienfteintommens nad) dem Geſetze; aber dad Kirchenregi⸗ 
ment ordnete eine Erhöhung deffelben an. Das feheint 
mir analog und wohl geeignet, um Mißbraͤuche daraus 
hervorzuleiten, daß es auch in ähnlichen Fällen in Kirchen 
angelegenheiten fo gehen werde. Wenn der Herr Regie 
rungscommiffar fpecielle Faͤlle erwähnt hat, wo die Bes 
theiligten, trotzdem daß die Firchlichen Bedürfniffe eine, folche 
Aenderung erkennen ließen, nicht darauf hingearbeitet hätten, 
fo wird dem fünftig vorgebeugt werben durch die Einfühs 
rung der Kirhenvorftände und ich zweifle nit an ber 
Thaͤtigkeit diefer -Vorftände, fo daß fie Feine Gelegenheit 
vorbeilaffen werben, folche Bebürfniffe der Betheiligten zu 
erkennen und Anträge betreffenden Orts vorzubringen. Ich 
habe diefen Vorftänden fo viel Vertrauen zu ſchenken, daf, 
wenn wirklich folche Verhältniffe vorliegen, dann wohl eine 
oder zwei Perfonen wenigftens ſich finden werden, bie bie 
Sache Har ertennen und darauf mit Anträgen vorgehen 
werben. Ich werde alfo troß der Motiven des Herrn 
Commiſſars bei meiner abweichenden Meinung beharren, 
mich für Selbftändigkeit der Kirchengemeinden in biefer 
Beziehung ausſprechen und auch baflır fiimmen. 


Staatöminifter v. Falkenftein: Nach dem, was ber 
geehrte Abg. dv. Weld über die Sache gefproden hat, 
glaube ich Kaum noch nöthig zu haben, tiefer auf die 
Brage einzugehen ; indeffen einige Bemerkungen des legten 
geehrten Sprechers nöthigen mich doch, die Anfiht, von 
der ich ausgehe, offen darzulegen. Er bemerkte, ex habe 
Fein Mißtrauen, daß die Regierung oder das Kirchenregi⸗ 
ment Webergriffe ſich erlauben und diefe Auspfarrungen 
ohne Weiteres anordnen werde, wo fie nicht zwedmaͤßig 
oder nothwendig feien; indeſſen man könne das doch nicht 
wiffen; denn es feien Fälle mit Schullehrern vorgefommen, 
wo bie Gehalte derfelben ohne Weiteres erhöht worden 
wären, obgleich die betreffenden Schullehrer den vollftäns 
digen gefeslichen Gehalt bereits bezogen hätten. Auf diefe 
allgemeine Aeußerung bin ich nicht im Stande einzugehen, 
fondern ich Tann nur die Verficherung geben, daß das 
Minifterium ſich genau nach dem neuen Schulgeſetz gerich⸗ 
tet hat und daß die Behörden in Gemäßheit der ausdrüds 
lichen Wünfche der Ständeverfammlung unter Regulirung 
der. bisherigen, theilweiſe ungenügenden Firation. des Schul- 
geldes die Verhältniffe der Lehrer gehörig geordnet haben, 
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Dies beiläufig; was ben vorliegenden Fall betrifft, fo 
ſcheint die Sache wirklich auf einem Mißverftändniß mehr 
zu ruhen, als daß es ſich um Mefentliches dabei handelte, 
Das ſcheint nämlich unzweifelhaft zu fein und liegt auch 
in der Natur der Sache, daß zuletze eine Behörde da fein 
muß, die entſcheidet, auf welche Weife die verfchiedenen - 
Zweifel zu befeitigen find; ob durch Antrag einer einzu: 
nen Kirchengemeinde, ob durch Antrag einzelner Theile 
ber Kirchengemeinde ober ob durch den Antrag Seiten bes Kir, 
henregimentes die verſchiedenen Anfichten hervorgerufen wor⸗ 
den find, — unter allen Umftänden wird es unumgänglich 
fein, zunaͤchſt die Betheiligten zu hören, die Intereffenten 
darüber zu befragen und die verfchiedenen Intereſſen zu 
erwägen; immer aber muß eine Behoͤrde da fein, melde , 
zuleßt entſcheidet und das muß das Kirchenregiment fein. 
Entftehen aber über eine Auspfarrung unter den Intereſ⸗ 
fenten verſchiedene Meinungen, bie ſich dafür und dagegen 
ausfprechen, fo muß das Kirchenregiment doch zuleßt einen 
Entſchluß faſſen; es muß aljo die verſchiedenen Intereffen 
abwägen und‘ eine Entfcheivung geben. Nun bemerkte 
der letzte geehrte Sprecher, es handele ſich nicht darum, ob 
Etwas neu oder alt fei, feine Abſtimmung vichte ſich nicht 
darnach. Ich gebe ihm darin auch vollkommen Recht; 
aber dem Recht des Kirchenregiments, die letzte Entſchließung 
zu faſſen, ſteht auch hier eine Pflicht gegenüber; es gilt, 
dafür zu forgen, daß überall der Tirchliche Zweck moͤglichſt 
ficher und zwedimäßig erreicht werde und wenn ed auf ber 
einen Seite diefe Pflicht hat, fo muß es auf der anderen 
Seite auch das Recht Haben, diefe Pflicht in Ausführung 
zu bringen. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich trage auf 
Schluß der Debatte an. 


Präfident v. Schönfels: Es iſt auf Schluß der Der 
batte angetragen worden und ich habe, fofern Herr v. Erd⸗ 
mannsdorff feinen Antrag nicht weiter motiviren will, den⸗ 
felben zur Unterftügung zu bringen. Ich frage, ob die 
Kammer den Antrag auf Schluß der Debatte unterflügt? 
— Bahlreih unterftügt. 

Es würde nun das Wort nur zu nehmen fen, um 
gegen oder fir den Antrag des ‚Herrn v. Erbmanneborfl 
zu ſprechen und demnach alfo nicht auf den $. 8, der zur 
Berathung eben vorliegt, jet einzugehen fein. Es ſcheint 
nit, als ob Jemand darüber ſprechen wolle, 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Es wird mir 
diesmal, fehr ſchwer, Etwas im Schlußworte zu fagen, weil 
ich die Gefahren nicht fo genau fenne, welche zwei geehrte 
Abgeordnete bewogen haben, gegen biefen Paragraphen und 
unfere Vorfepläge abermals Widerfpruch zu eupeben, ein 
da ich voramnöfegen muß, deß diefe. Bedenken, die Ih midt 
Terme, doch wirklich fehe erheblich und gewichtig fein muͤſſen, 
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fo, möchte ich mir faft:den beſcheidenen Vorſchlag erlauben, 
den $.'8 noch einmal an die Deputation zurüczugeben. 
Einiges will ich aber doch verfuchen einzuwenden, obgleich 
ich mich befcheiden muß, daß ich das Nechte nicht treffen 
werde. Es ift ſchon in der erfien Debatte über dieſen 
Paragraphen und auch heute wiederholt gefagt worden, daß 
die Antraͤge auf Veränderung eines Kirchenbezirks in ber 
‚Regel von den Betheiligten- auögehen und das fcheint mir 
aud darum natürlich zu fein, weil dieſe eben die Betheilig- 
ten find, weil es ihre Sache ift, es find ihre kirchlichen Une 
gelegenheiten, Ortsentfernungen oder Vermehrung ber Ber 
völferung und dergleichen — dad Alles find ihre Angelegens 
heiten, welche Anlaß zu Anträgen auf eine Abänderung 
geben koͤnnen. Ich muß ferner bemerken, daß die erſte Der 
putation ber Sweiten Kammer bei dem Landtage 1837, in wel⸗ 
“cher fehe tüchtige Yuriften fäßen, deren Namen ic noch 
nennen koͤnnte, die Sache gewiß mit der größten Vorſicht 
behandelt haben und mit der größten Ueberlegung und daß 
dieſe Männer gerade ſolche waren, die in amtlichen Verhaͤlt - 
niffen geftanden hatten, alfo die Angelegenheiten der Paro- 
hialgemeinden fehr genau Fannten. Diefe Deputation 
der Bweiten Kammer 'hat ‘aber damals in der Faſſung, 
welche fie zu $: 3 vorichlug, ausdrücklich die Anordnung 
des Kirchenregimentes vorangeftellt, alfo nicht blos bad 
Necht dazu anerkannt, fondern auch der Anordnung von 
Dben beinahe noch ein größeres'Gewicht beigelegt, 'und obs 
wohl fie den Antrag der Bethelligten als die gemöhnlichfte 
Veranlgffung betrachtete, diefen erft nachfolgen laſſen. 
Unfere Deputation hat mit dem Antrag ber Betheiligten 
in ihrer Faſſung den Anfang gemacht und erft dann die 
Anordnung von Oben nachfolgen laſſen, weil fie glaubte, 
in gewiffen dringenden Fällen könne man diefelbe der Res 
gierung nieht abfepneiden. Man muß allerdings die Frage 
aufwerfen, wenn man das Recht der Staatsregierung ober 
der Kirchengewalt beftreiten wollte, in dringenden Faͤllen 
Anordnung: von Oben zu ertheilen, wohin ſollte es denn 
dann kommen ? Ein Oberauffihtsrecht des Kirchenregimen» 
tes laßt ſich doch in der That gar nicht denken, ohne 
daß man zugiebt, daß das NKirchenregiment in gewiſſen 
Fällen die Pflicht haben muß, Amtöwegen einzufchreiten. 
Sonft müßte es ja in allen Faͤllen ganz ruhig warten, bis 


etwas an die oberfte Behörbe gelangt; es bürfte von Amts |: 


wegen gegen Mibräude nie einfehreiten und wären fie 
auch noch fo: fehreiend, es duͤrfte fie vom felbft nicht ab» 
fielen. Nun behaupten wir zwar auch in der Verwaltung 
der Stiftungen, in der Verwaltung des Kitchenvermögens 
‘die größte elkändigkei; man- hat das nacpprüdtic in 
mehreren Sitzungen betont. Wenn aber das Kirchenregi⸗ 
ment nie von felbft einfchreiten darf, fo’ Tann das Alles 


gänzlich) vernachläffige werden; es koͤnnen die größten Miß-| 
Bräuche und Vernachläffigungen einreißen. Der Gere Abg. 
Nittner Hat ganz richtig gefagt, daß das Schaffen det Kir- 
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chenvorſtaͤnde den groͤten Theil der vorhandenen Bedenken 
befeitige; darin ftimme ich vollfommen bei. Denn ich 
follte meinen, daß Die Eriftenz der Kirhenvorflände, die 
Organifation und das Snslebentreten derfelben auch jene 
Bedenken gänzlich befeitigen müßte; denn fie werden ein 
Unreht und BWilfirlicfeiten nicht zulaffen. "Wozu find 
fie denn da, als um zu wiberfprechen, wenn das Kirchen» 
regiment ſich einmal zu ſchnelle oder gar unrechtmaͤßige 
Eingriffe erlauben wollte? Sie haben die Kirchengemeinden 
und beten Intereſſe und Mecht zu wertreten. Ich fühle 
mic aber mit meinen Gründen in der That’ erfchöpftz ich 
weiß nicht, was ich noch für Gründe vorbringen fol; aber 
das muß ich als letzte Bemerkung noch hinzufügen, daß ich 
aufs Neue die Erfahrung gemacht habe, daß es Verhältniffe 
im» öffentlichen Leben giebt und befonders fcheint es fo bei 
der Kirhenorbnung, über welche nie zu einer Befriedigung 
und Beruhigung‘ zu gelangen ift. Ich meinerfeits beziehe 
mich auf das ſchon öfter Gefagte; ich habe dab Vertrauen 
zu bem Kirchenregiment, daß es ſolche willkürliche Hands 


lungen nicht vornehmen werde ind begreife nicht, wie uns 


die Befürchtung vor Eingriffen gerade Hier in ſolche Unruhe 
verfegen kann. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe noch die Abftime 
mung über den v. Erdmannsdorff'ſchen Antrag vorzuneh⸗ 
men, Der Antrag ift unterftügt, aber die: Abftimmung 
noch nicht vorgenommen... Wenn’ Niemand weiter über den 
Antrag auf Schluß der Debatte fpricht, fo frage ich die 
Kammer, ob fie auf den Antrag des Herrn v. Erdmanns⸗ 
dorff die Debatte fchließen wid? — Einftimmig Ta, 

Ich glaube, ich kann wohl das, was ber Herr Re⸗ 
ferent äußerte, ald Schlußwort anfehen und würde nun 
zur Abftimmung übergehen in Betreff bes $. 8. Bei die- 
fem Paragraphen liegen in Bezug auf ben erſten Abfat zwei 
"Anträge dor; der erſte ift von der Deputation geftellt und 
befindet ſich auf · Seite 339339 des Berichtes; der zweite 
ift von Herrn Bürgermeifter Koch eingereicht. Es iſt noth⸗ 
wendig, dieſe beiden Anträge zu verlefen. Der Antrag der 
Deputation geht dahin, an bie Stelle des erften Abfatzes 
folgende Worte zu fegen: 

„Eine Veränderung ber beftehenden Kirchenbezirke 
kann entweder auf Antrag ber Betheiligten, ober wenn 
überwiegende Ruͤcſſichten auf ben kirchůchen Zweck eine 
folche Veränderung nöthig erfcheinen Taffen, auch ober⸗ 
auffichtöwegen vom Oberconfiftorium angeordnet werden 
und ſieht letzterem nach vorheriger Verhandlung mit den 
Betheiligten und Regulirung ber einfchlagenden Verhälte 
Miffe die Entfcheidung über erhobene Widerprüche, fowie 
die Genehmigung des über die vorzunehmende Veraͤnde—⸗ 
tung getroffenen Abkommens zu.“ 

* Diefe Worte will die Deputation als erſten Abſatz 
des $. 8 beantragen. Der Antrag des Herrn Bürgermeifters 
Koch hingegen ſoll auch als erfter Abfa des Paragraphen 
dienen- und lautet folgendermaaßen: 
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i der zeitherigen Abgrenzung dieſer Bezirke ver- 
— Ya non dem Miniferlum des Gultus- und 
öffentlichen Unterrichts eine andere angemeffene Abtbeis 
lung auf den Antrag der Betheiligten, bezüglich in Dif⸗ 
ferenzfällen durch Entſcheidung genehmigt wird." 

Ich glaube, daß dem Deputationsantrag bei ber Ab⸗ 
ſtimmung der Vorrang gebührt und es würde daher auf 
den Antrag der Deputation die erfte Frage zu richten fein, 
Die Kammer hat vernommen, wohin diefer Antrag geht 
und ich frage, ob diefelbe in diefer Beziehung mit 
der Deputation’fid einverftehen will? — Gegen 
2 Stimmen ift der Antrag der Deputation angenommen, 

Es wuͤrde daher der Antrag des Bürgermeifters Koch 
als gefallen anzufehen fein. 

Ich gehe weiter zum folgenden Antrag der Deputations 
In Bezug auf den zweiten Abfag des $. 8 fchlägt die Der 
putation eine Einfhaltung vor und zwar die Einſchaltung 
der Worte: „zum Staatögut gehörigen“, auf der fünften 
Zeile nach dem Worte: „gelegenen“. Ich frage, ob die 
Kammer die Einfhaltung, welde die Deputas 
tion vorfchlägt, gut heißt? — Einftimmig Ja. 

Es ward von der Deputation beim zweiten Abſatz 
des $. 8 ein zweiter Antrag geftellt; es folten die Worte 
auf der vierten Beile von unten: „welche bis jest — nicht 
gehört Haben” mit den Worten vertaufcht werden: „infor 
weit die vorgenannten Grumbftüde bis jegt zu einem 
Kirchenbezirke nicht gehört Haben”. Diefem Antrage tritt 
die Deputation enfgegen und beantragt, denfelben abzu⸗ 
Ichnen. ch frage, ob die Kammer auch hierin 
ihrer Deputation beitritt? — Einftimmig Ja. 

Es ift nun noch weiter vorgefchlagen von der Depus 
tation, auf ber dritten Zeile von unten nad) dem Worte 
bleiben“ die Worte einzufchalten: 


„Nach den in dem Geſetze vom 21. März 1843 66. 1 
und 2 enthaltenen näheren Beftimmungen”. 

Ich frage, ob die Kammer in Bezug hierauf 
ebenfalls ihrer Deputation beipflichtet? — Ein- 
fimmig Ja. # 

Zuletzt fchlägt die Deputation nod vor den Wegfall 
der Worte im zweiten Abſatz des $. 8 am Schluffe: 

Es find jedoch die darin liegenden Gebäude ciı 
Kirche zuzuweifen u. ſ. w.“ * ae 

Ich frage, ob die Kammer ihrer Deputation 
aud) hierin beitritt? — Einfiimmig Ja. 

Ich frage endlich, ob die Kammer den $. 8 mit 


den ſoeben beſchloſſenen Abänderungen anzu=, 


nehmen gemeint iſt? — Einftimmig 3a. 
+ Und fomit wäre die Abftimmung über $. 8 beendigt. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Bericht 
faͤhrt fort: 


http: 





Hiernaͤchſt bedarf es noch einiger nachträglichen 
fölüffe über folgende, bei der erffen Beratung une 
Varagrapfen. Die Berathung tiber, 

$. 56*) e 

war in ber neunzehnten Sigung, Seite 537 der Landtags 
mittheilungen, bis zur Beſchlußfaſſung über $. 86 auöge 
fegt worden. Da nun in der 26. Sigung, Seite 700 der 
Landtagsmittheilungen, zu $- 86 Punkt 8 und 9 befahloffen 
worden ift, daß das landesherrliche Patronatrecht mit den 
damit verbundenen Verwaltungsrechten durch das Minifter 
rium des Cultus auszuüben fei, fo wird num über bie von 
der Deputation in ihrem Berichte zu $. 56 geftellten Ans 
träge Beſchluß zu faffen fein. 


Die Anträge find enthalten auf Seite 250 unſereß 
erften Bericht und gehen dahin, anftatt desjenigen Theils 
des Paragraphen, ber mit den Worten anfängt „und bie 
dem Kirchenregimente über alle nicht unter Privatpatronat 
u. f. w.“ zu fagen: 

„and die ihm (d. h. dem Landesheren) über alle, 
nicht unter Privatpatronat ſtehenden Kirchen und geifts 
lichen Aemter zufommenden Patronafrechte Durch das Mir 
nifterium des Gultus aus.” 

Praͤſident v. Shönfels: Ich habe nun zu erwarten, 
ob Jemand zu $. 56 das Wort begehrt? — Es ſcheint 
das nicht der Fall zu fein, fomit Bann id) gleich zur Ab: 
ſtimmung übergehen. Die Kammer hat den Antrag der 
Deputation vernommen, wie ihn der Here Neferent forben 
vorgetragen hat. Er geht dahin, daß anftatt besjenigen 
Theil des $. 56, welcher mit den Worten anfängt: „und 
die dem Kirhenregimente ber alle nicht unter Privatpar 
tronat u. f. m.” gefagt werden foll: 

„und die ihm (d. h. dem Landesheren) über alle, 
nicht unter Privatpatronat ſtehenden Kirchen und geile 
Tichen Xeınter zuommenten Patronasrechte durch das Mir 
nifterium des Eultus aus.” 

Ich frage die Kammer, ob fie dem Antrag ihrer 
Deputation beiſtimmt? — Einftimmig Ja. 


Neferent Vicepräfdent v. Briefen: Der Bericht 
fährt weiter fort: 


In der nämlihen Sitzung war aud, Seite 539 ber 
Mittheilungen, der Beſchiuß Über einen Antrag der Dept 
tation zu 

. 58 *#) 

auögefegt worden. Da Ken zu x 8411 und zu $. 868 
der Antrag Genehmigung gefunden, daß in Zällen, 16 
geiſtliche Stellen unter Privatpatronaf bermöge Dmdiyr 
tionörechts vom Kirchenregimente zu befegen find, Bi 
nicht durch das Miniſterium des Gultus, ſondern CE 
das Dberconfiftorium gefchehe, fo wird nun auch ber Ir 
auf gerichtete Antrag des Deputationsberichts, Seite 25% 
bei $. 58 genehmigt werben Fönnen. 


8.56 [. LA, I. &. p· 537. 
Dr u 506. 
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Diefer Antrag lautet auf Seite 251 und 252 des erſten 
Berichts dahin: 

Hiernaͤchſt folgt es aus den bei $. 5 gemachten 

und zu $.'86 weiter auszuführenden Anträgen, daß im 

Schluͤßſatze anflatt „Minifterum des Cultus“ zu fagen 

fein wird „von dem Dberconfiftorium”. Den Beſchluß 

" über das Letztere beantragt die Deputation bis zu $. 86 
auszufegen.” 


Präfldent v. Schönfeld: Wenn Niemand. hierüber | 1% 


ſpricht, fo gehe ich fofort zur Abftimmung über. Der An- 
trag der Deputation geht dahin: „dag im Schlußfae des 
g. 58 anftatt: „Minifterium des Cultus gefagt werden 
fol: „von dem Oberconfiftorium”, Ich frage, ob die 
Kammer ſich hiermit einverfteht? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Frie ſen: Weiter heißt es 
im Bericht: 


Ein gleicher Beſchluß wirde auch 
ad $. 59%) 
iD faffen und im Schlußfage nach dem Antrage Seite 252 
ed, Deputationsberichtes zu fagen fein: 
„an das Oberconfiftorium”, 
anftatt: a 
„an das Minifterium des Cultus.“ 


Praͤſident v. Schönfeld: Wenn Niemand hierüber 
fpricht, fo richte ich biefelbe Frage an. die Kammer, wie 
bei den vorigen Paragraphen, ob fie nämlich die Worte: 
"„an das königlihe Minifterium des Eultus” 
vertaufhen wolle mit den Worten: „an das 
Dberconfiftorium”? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Frieſen: 
“ . 61 #*) 
ift zwar mit mehreren bei demfelben geftellten Anträgen 
enehmigt worden, jedoch unter dem Vorbehalt, daß fiber 
Punkt 1, welder die Zahl der Wahlbezirke für die Mit- 
lieder der Synode feftfeßt, noch Beftimmung zu treffen 
f. Diefer Vorbehalt iſt zur Zeit noch offen und kann 
erft dann zur Erledigung gebracht werden, wenn zu $. 74 
Seiten der Staatöregierung eine anderweite Worlage Über 
die Bahl der Ephoralbezirke gegeben wird. 
Aus gleichem Grunde find auch bie 
r 56.6 
ausgefeßt worden und hängt deren Erledigung von ber 
nämlichen Vorausſetzung ab. N 
Seite 566 und 567 der Landtagsmittheilungen. 







539 und 540, 
551 und 552. 

1.8. p. 506 unb 507, 
003005. 
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don der Deputation Seite 266 ihres Berichtes geftillte 
Antrag, diefen Paragraph nicht anzunehmen, ift Seite 617 
der Landtagsmirtheilungen einftimmig genehmigt worden, 
mogsgen aber vier bei diefem Paragraphen geftelte Anträge 
theild einftimmige Annahme, theils den Beifall der Major 
rität fanden. 8 wird daher bie gechrte Kammer aud 
hierzu bis zu einer weiteren von der Staatsregierung 
Bu erwartenden Vorlage für jet Nichts zu beſchließen 

en. 


Infolge der in der fechsundzwanzigften Sigung bei 


” $. 84 
gefaßten Befchlüffe legte einer der Herren Föniglichen 
Commiffare im Namen der Staatsregierung den Vorſchlag 
zu einem Zufage vor, weldher bei $. 86 Nr. 13 eingefchals 
tet werben follte und nach Seite 701 der Mittheilungen 
fo Tautete: 

„Es fteht jedoch dem Dberconfiftorium das Recht 
zu, die Intereffen des religiöfen Unterrichts und der relie 
giöfen Erziehung bei den Tlementarvolksſchulen, wie bei 
den Seminaren de3 Landes in ihrer ganzen Ausdehnung 
wahrzunehmen, diefelben in Bezug darauf jederzeit ſelbſt 
zu revidiren, oder Durch die ihm untergeordneten Organe 
tevidiren zu laſſen und wegen Abftellung in diefer Rich- 
tung vorhandener Mängel ſich mit dem Minifterium 
des Cultus und öffentlichen Unterrichts in Vernehmen 
zu ſetzen, auch in befonders wichtigen Fallen auf Re— 
vifion durd eine gemifchte, aus einem Mitgliede des 
Dberconfiftoriums und des Minifteriums  beftehende 
Commiffion, anzutragen.“ 

Bei Prüfung diefes neuen Theil der Vorlage ſchien 
es ber Deputation: . 

a) paffender, dieſe Obliegenheit des Oberconfiftoriums 
nicht in den $. 86, fondern in $. 84 aufzunehmen, 
in weldem von dem Geſchaͤftskreis bes Obercons 
fiftoriums überhaupt gehandelt wird, um dadurch 
diefe Thaͤtigkeit mehr als eine felbftändige Amts— 
pflicht hervortreten zu laſſen, ald ſolches durch eine 
bios gelegentliche Einſchaltung in $. 86 gefchehen 
würde; 
würde diefer Theil der Obliegenheiten des Obercon- 
ſiſtoriums nicht blos ald eine „Wahrnehmung 
der Intereffen am religiöfen Unterrichte”, 
fondern vielmehr ald eine wirkliche amtliche Aufficht 
über den refigiöfen Unterricht und die veligiöfe Er⸗ 
siehung zu bezeichnen fein, auch ſtimmt Sotdes 
mehr mit den Worten im Eingang des $. 83 über: 
ein, nach welchem nad) der eigenen Äbſicht der 
Vorlage des Oberconfiftoriums die höchfte Inftanz 
für ade inneren Firchlichen Angelegenheiten, und 
unter Anderm auch für den kirchůchen Neligionsuns 
terricht 2c. fein folltez 
da die Staatöregierung ſich befonderd aus dem 
Grunde gegen die Trennung des Elementarfchul- 
wefens von dem Minifterum des Cultus erklärt, 
weil das gefammte Unterrichtsweſen von ber Ele— 
mentarfhule an bis zu dem gelehrten Schulen un= 
ter einer oberften Leitung fichen und diefe im 
einer Hand bfeiben müfle, ferner im Eingange zu 
$. 83 jelbft zugeftanden hat, daß der Eirchliche Reli- 
gionsuntsrrihf eine Angelegenheit der Firchlichen 
Dberbehörde fei, fo folgt Hieraus von felbft, daß 


b) 


S 
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jener Grundfag der Einheitlichkeit auch in Bezichung 
auf den Religiondunterricht beobachtet‘werden muͤſſe 
und daß daher die Aufficht über denfelben dem 
Oberconfiftorium nicht blos in den Elementarvolks- 
ſchulen und Seminaren des Landes, fondern auch 
bei den Real» und gelehrten Schulen zu übertras 


en feiz 
oe Gen Sag des Vorfhlags, nad) welchem das 
DOberconfiftorium ermächtigt fein fol, in wichtigen 
Fallen auf Nevifion dur) eine gemiſchte Commiſ- 
fion anzutragen, erſchlen, als fi) von felbft verſte⸗ 
hend, Vberffi, wenn dem Dberconfiftorium die 
felbftändige Aufficht über den Religionsunterricht 
zufteht, da die durch die neue Drganifation ge 
fchaffene Theilung der Competenz es ohnehin mit 
fi bringe, daß beide Oberbehörden fich über die 
ihnen gemeinfchaftlich zuftehende Wirkfamfeit in 
fortwährendem Einvernehmen zu erhalten haben. 
Aus diefen Betrachtungen ift folgende Faſſung hervors 
gegangen, mit welder fich die Königlichen Commiſſare 
„ einverftanden erklärt haben und welche daher der geehrten 
Kammer zur Annahme vorgefchlagen wird: 


„Die Aufſicht über den religiöfen Unterricht und bie 
religiöfe Erziehung in den Elementar- und Bürgerfhus 
Ien, in den gelehrten und Realſchulen, fowie in den 
Seminaren des Landes. ” 

Das Oberconfiftorium kann diefe Anftalten in Bes 
ziehung auf teligiöfen Unterricht und Erziehung jederzeit 
felbft revibiren, oder durch die ihm untergeordneten Dre 
gane revidiren laſſen. 

Wegen Abſtellung vorhandener Maͤngel hat ſich das 
Oberconfiftorium mit dem Minifterium des Cultus und 
Öffentlichen Unterrichts in Vernehmung zu fegen.” 


Ä Es Fam zwar in Frage, diefen Worten noch bie Be 
fimmung hinzuzufügen, daß bei eintretenden Meinungs» 
verfchiedenheiten zwiſchen dem Minifterum des Cultus und 
dem Oberconfiftorium die Entſcheidung ber in Evangelicis 
beauftragten Staatsminifter einzutreten habe. Es ift jedoch 
auf Vorftelung der koͤniglichen Commiflare von diefem Zus 
fa abgefehen worden, da eine folde höchfte Entfcheibung 
auch ohne ausbrüdliche Erwähnung unvermeiblich fein 
würde, wenn beide Oberbehörben zu einer Bereinigung nicht 
ae tönnten, e8 aber nicht rathfam fehien, einen folchen 
all in einer fo wichtigen Angelegenheit gleich von Haus 
aus Sseaıfeen. * 
ie Stelle anlangend, an welcher obiger Satz einzu⸗ 
Spalten fein möchte, fo beaßfichtigte die Deyutatln dar 
Anfangs vorzufchlagem‘, daß berfelbe als Punkt Sb nach 
dem Punkt 8 in $. 84 folgen möge und, daß der letzte Sat 
in Punkt 9: 
‚ „Das Oberconfiftorium leitet auch” u. f. w. 
mit diefem neuen Sag 8b in Verbindung gebracht werde, 
worauf dann Punkt 9 nur aus den drei Sägen beftehen 
wirbe, welche von der Bildung und Prüfung der Geiſt⸗ 
— 

„Die Deputation hat jedoch im Einverſtaͤndniß mit de 
Eöniglichen ‚Commiffaren auch von diefem —A ae 
eteben, da % — — ale überhaupt 
noch einer forgfältigen Reviſion und Rebacti A 
Diefelbe beantragt daher nur, RT 

den erwähnten Sat in $. 84 aufzunehmen und es 
der Staatsregierung zu überlaffen, —X bei der 


hp: 


o 


endlichen Nedaction am 
ſchalten. 

Hiernaͤchſt iſt noch ein Antrag der Deputation Seite 
übres Berichtes zu $. 87,51. zu ermähnen, melde nz 
einftimmig genehmigt worden ift, bei ber nun veränderten, 
Sachlage aber einer Abänderung bedarf. Es hat nämlich 
die Deputation die Annahme des bezeichneten Sakes in 
folgender Faffung zu beantragen: i 


1) die Recurfe in den zu dem Neffort des Obercon⸗ 
fifforiumd unmittelbar gehörigen Angelegenheiten, 
ingleichen in Disciplinarfadden, ‚wo das Minifter 
rium des Cultus, beziehendlich das Oberconfiftorium. 
die erſte Entſcheidung ertheilt hat, und folde in: 
folge u. ſ. w. 


ein Antrag, welder fi in Hinblid auf $. 86,15 und den. 
Beihluß, daß die Leitung des Elementarfchulwefeng bi 
dem Minifterium des Gultus verbleiben foll, von felbt 
rechtfertigt. R e 

Im Uebrigen wird infolge der zu $. 84 in der 25. Sigung 
gefaßten Befchlüffe noch eine genaue und fpecielle Xusein: 
anderfegung in der Competenz des Eultusminifteriums und 
des Oberconfiftoriums erforderlich fein, um den Umfang 
und die Grenzen der einer jeden diefer beiden Oberbehoͤrden 
zufommenden Befugniffe zu beftimmen und es wird bei 
diefer nähern Beltimmung auch auf bie 5 76 und 81, 
namlich auf den Wirkungsfreis der Superintendehten und 
der Bezirksconſiſtorien Nüdficht genommen werden müffen, 
Die Deputation konnte es nicht als ihre Aufgabe betrads 
ten, fpecielle Beftimmungen und mwörtliche Faſſungen für 
Paragraphen vorzufchlagen, uͤber welche bereitd in einer 
früheren Sigung Beſchluß gefaßt worden ift, aud würden 
einzelne Faffungsveränderungen kaum hinreihen, um die 
für die $$. 76, 78, 81, 84 und 86 erforberliche Ueberein⸗ 
ftimmung nach den legten Beſchluͤſſen zu $. 86 Nr. 12, 
13, 14, 15, 16 hervorzubtingen, vielmehr gehört dazu eine 
umfaffende Revifion ‘der genannten Abfehnitte und die Ent: 
ſcheidung Über mehrere et jest zweifelhaft gewordene Punkte, 
Die Deputation geftattet fich nur, ohne jedoch Alles er⸗ 
ſchoͤpfen zu koͤnnen und ohne deshalb einen Beſchluß bean 
tragen zu wollen, einige Punkte anzubeuten, welche bei 
einer Bünftigen Redaction zu berüdtfichtigen fein werben. 


geeigneten Orte in $ 81 einzu⸗ 


Bu $. 76. R 
Nr. 3. Der Superintendent fol Aufficht führen über 
niebere Kirchendiener und Lehrer, Gonferenzen der Lehrer 
und die Amtsführung der Firchen- und Schuldiener durch 
Anweifungen, aud) dur) Ertheilung von Werweifen regelt. 
Es fragt ſich hier, ob die niederen Kirchendiener, wenn 
fie zugleich Lehrer find, wie e& auf dem ande und in 
Heinen Städten meifteng der Fall ift, in Höcfter Inftanz 


“ [unter dem Oberconfiftorium oder unter dem Minifterlum, 


ober unter beiden Oberbehörben zugleidy ftchen follen, und 
welche Eigenſchaft als die 5 angefehen mon 
fol, ob der Beruf als Kirchendiener, oder der ald Lehrer 
Nr. 4. wird dem Superintendenten in, ben — 
ſchulen und in Privatunterrichtsanftalten bie Auffich 
den gefammten Jugendunterricht Libertragen, when 
derfelbe Beamte in ymnafien, Reale und gaafaulen u 
den Religionsunterricht: zu überwachen ‚hat, DI FT 
gerintendenten werben daher auch in Anfehung ber efin! 
Anftalten ihre Inftructionen und Verordnungen von # 





Oberbehörben zu erhalten haben. 


"Rt. 6. enfeht die nämliche, Frage wie, bei Nr— 4 
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indem der Superintendent für gefeßlihe Berufung der 
Kirchendiener zu forgen-hat, welche zugleich Lehrer find. 
° Daffeibe zeigt fich, bei 

Nr. 7., wo für die interimiftiihe Verwaltung der 
Schulämter zu forgen ift, wenn diefelben mit einem Kirs 
chendienſt verbunden find. Desgleichen bei 

Nr. 8., wenn Kirden- und Schuldiener vor ben Ge 
meinden Proben abzulegen haben; 

Nr. 9. bei der Verpflihtung der niederen Kirchendie— 
ner, welche ein Lehramt verwalten; 

Nr. 11. bei Streitigkeiten zwifchen benfelben Dienern 
mit der Gemeinde, welde der Superintendent, wenn ſoiche 
nicht auensölhen werden, zur höheren Entſcheidung anzu- 
zeigen hat; a 

Nr. 12. bei der Auffiht Uber Specialcaffen für Mitt- 
wen und Waiſen der Lehrer, welche in den meiften Fällen 
zugleich SKirchendiener fein werden. Bei 

Nr. 13. wird hinzuzufügen fein, bag die Superinten: 
denten nicht blo8 von dem Sberconfifiortum: fondern auch 
von dem Cultusminifterium. Aufträge zu empfangen haben. 
Befonderd werden auch die 

Nr. 14. gedachten Jahredanzeigen Über dad Verhalten 
der Geiſtlichen und Lehrer, wenn diefelben auch zunächft 
bei dem Gonfiftorium einzureichen find, doch fo einzurichten 
fein, daß jede der beiden Oberbehoͤrden diejenige Anzeige 
empfängt, welche zu ihrem Reſſort gehört. 

Mehrere der vorgedachten Fragen fehlagen auch bei 


$.78 
ein, befonderd wo von ber Aufficht der Kircheninſpectionen 
Uber Kirchendiener, welche yusteich Lehrer find, die Rede 
ift, fowie von der Xufficht über die Dienftwohnungen der- 
felben und der mit ihrem Dienfte verbundenen Grundftüde, 
Stiftungen und Einkünfte, 
Bei 


$.8t 
wird fich der Uebelftand, deffen Beſeitigung die Deputation 
bei den von ihr gemachten gutachtlichen Vorfchlägen haupt⸗ 
faͤchlich im Auge, hatte, vorzugsweiſe geltend machen; der 
Vebelftand nämlich, daß bie Bezirksconſiſtorien nach ‚den 
ud. 84 gefaßten Belchlüffen zwei verſchiedenen 
Dietechörsen unterworfen fein werden, und mit ben 
Berichten, welche fie zu erftatten, und den Verordnungen, 
welche fie zu empfangen haben, an zwei Dberbehörden 
gewieſen find. Bedarf nun ber Geſchaͤftskreis der Bezirks: 
confiftorien hiernach überhaupt einer näheren Negelung, fo 
Schlägt insbefondere, auch, hier bie ſchon bei $. 76 angedeu: 
tete Frage ein, ob diejenigen Kirchendiener, welche zugleich 
ein Lehraant verfehen, vorzugsweiſe ald Kirchendiener oder 
als Lehrer anzufehen find; fo namentlich bei 
Nr. 1b, d, f, wo von der Aufficht über die Amts: 
führung, über Wohnungen der Kirchendiener und über ihr 
' Einfommen aus dem Kicchenvermögen, aus Stiftungen ıc. 
die Rede ift, bei 
Rt. 2, wo von ber Aufſicht auf den Jugendunterricht 
in Elementars, Real« und gelehrten Schulen und Einfühs 
zung von Lehrbuͤchern gehandelt wird, infofert die höhere 
Lompetenz in Anfehung des Religions» und des Übrigen 
Unterrichts eine getheilte iſtz ferner bei 
Nr. 3, 5, 6, 7, 8, 10, 11, 12 in Beziehung auf Unter- 
flügungscaffen für Lehrer, ihre Wittwen und Waifen, Ver⸗ 
eine, für folhe Bmede, Beftätigung von Statuten, auf 
außerordentliche Vifitationen von Schulen; 
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Belegung von Lehrerftellen landesherrlicher Collatur, 
bei welder das Oberconfiftorium ein unmittelbare® Intereffe 
hat, nicht nur wegen des Religionsunterrichts, fondern auch 
infofern der Anzuſtellende zugleich. Kirchendiener iſt; 

Einwendungen der Gemeinden gegen die Perfon bes 


Befanietıng % 
nordnung der Proben und Beftätigung ber Lehrerz 

Disciplinargewalt über Kirchendiener und Lehrer, Sus— 
penfion von Amt und Einkommen; 

Schullehrer⸗ und Lehrerinnenfeminare und Prüfungen 
bei denfelben; < 

Ebenſo wird eine gemiſchte Competenz in reinen Ver⸗ 
waltungs- 'und in Adminiſtrativjuſtizſachen nicht zu ver— 
meiden fein, infofern der Religionsunterricht mit in Frage 
kommt, oder eine Verbindung des Lehramtd mit einem 
Kirchendienft ſtattfindet. 

In allen diefen Sachen ſteht beziehendlich das Con— 
fiftorium zu Glauchau mit den übrigen Bezirksconſiſtorien 
in gleihem Verhältnig. 

Endlich fommt die doppelte Competenz der Oberbehör- 
den nach. dem Schlußfage des $. 81 aud da zum Wors 
fein, wo die Confiftorien nicht nach beftehenden Gefegen 
und Verordnungen felbftändig handeln fönnen und es der 
Einholung einer höheren Anweiſung und Entſcheidung bes 
darf, daher denn auf der legten Zeile die Worte: 

nbeziehendlich das Minifterium des Cultus oder”, 
deren ae in der vierundzwanzigſten öffentlichen Sigung, 
Seite 649 der Mittheilungen, bereits beſchloſſen war, nun 
Be beibehalten werden müſſen. 
ei 


5:84, = 
Nr. 16, wird die Auffiht über die Superintendenten dem 
Sberconfiftorium nicht allein übertragen werden Fönnen, 
vielmehr auch dem Cultusminifterium in Betracht der viel- 
fachen Thätigfeit diefer Beamten in Schulfachen eine Con - 
turrenz dabei eingeräumt werden müffen. 





Ich habe nun noch hinzuzufügen auf die Worte: 
nbeziehendlich des Minifteriums des Caltus oder” hat bie 
Deputation feipen ausdrüdlichen Antrag geſtellt, weil wir 
nicht dafür ftehen koͤnnen, daß nicht noch unzählige Heine 
Abänderungen nöthig werben, die wir doch nicht alle haben 
erwähnen koͤnnen, abgefehen davon, daß wir Bedenken 
getragen haben, die Abänderung eines bereit gefaßten Ber 
ſchluſſes zu beantragen, was in ber Landtagsordnung aus⸗ 
druͤcklich unterfagt iſt. Indeſſen hängt dies von bem Ber 
ſchluß ber geehrten Kammer ab, ob Über die Worte abges 
ftimmt werden fol. Eine Menge anderer Veränderungen 
werben ſich allerdings noch nöthig machen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Die Redackion der Beſchluͤſſe 
ift vorbehalten und die Bemerkung des Heren Referenten 
hinreichend gerechtfertigt. Ich habe zu erwarten, ‚ob Je— 
mand über dieſen vorgetragenen Theil des Berichtes ſich 
Außern will? R 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Meine „Herren, 
wenige Beilen nad) dem eben verlefenen Theil des Berich- 
te3 finden Sie die Mitheilung, daß ich mich bewogen ger 
funden habe, von dem bejahenden zu den verneinenden. 
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Mitgliedern der Deputation überzugehen und mir vorbe- 
halten habe, meine Gründe in der Kammer geltend zu 
machen. Da nun mein Hauptgrund gerade biefer in Rede 
befangene Punkt ift, fo bitte id um die Erlaubniß, zur 
Mottvirung meines Entſchluſſes hier Einiges anführen zu 
dürfen, damit ich nicht am Schluffe auf eine bereits abge- 
thane Sache zuruckkommen muß. Der Grund, warum 
ich mich in meinem Gewiffen gebrungen gefühlt habe, jest 
auf die Frage Über die Annahme der Vorlage mit Nein 
zu antworten, liegt in den bei $. 84 von der Kammer ge» 
faßten Belchlüffen. Ih kann Ihnen die Verfiherung 
geben, meine Herren, daß es mir wahrhaftig fehr ſchwer 
* geworden iſt, zu dieſem Entichluffe zu kommen. Ich 
glaube nicht zu viel zu fagen, wenn ic) ausſpreche, es 
dürfte wohl Faum in beiden Kammern ein Mitglied gegeben 
haben, welches die Kirchenordnung mit folder Freude bes 
grüßt hat, wie ih. Sie können daraus ermeffen, wie 
ſchwer es mir wird, Nein zu fagenz ich muß es aber thun 
nad meinem Gewiſſenz denn die Befchlüffe, welche bie 
geehrte Kammer bei $. 84 gefaßt hat, führen zu nichts 
mehr und nichts weniger, ald zu einer vollſtaͤndigen Eman ⸗ 
eipation der Schule von der Kirche. Ich muß alfo mir 
fagen: hätte die Deputation im Voraus wiffen fönnen, 
daß die geehrte Kammer fo befchliegen würde, fo würde 
fie wahrfcheinlich Lieber alle Eirchenregimentlihen Attribute 
bei dem Minifterium des Cultus gelaffen haben, damit nur 
Kirche und Schule vereinigt blieben; ferner mußte ich mir 
fagen: will man aber einmal Alles bei dem Minifterium 
des Cultus laffen, fo brauchen wir überhaupt Nichts zu 
ändern und da Fam ich dazu, daß, fo fehr ich mich über 
die Vorlage der Kirchenordnung freute, ich mir doc) fagen 
mußte, um diefen Preis mag ich fie nicht erfaufen, um 
den Preis der Emancipation der Schule von ber Kirche. 
Nun hat der Herr königliche Commiffar in der Sigung 
vom 19. Januar mit fehr beredten Worten eine Seite der 
Brage hervorgehoben, welche, wie ich glaube, feiner Anficht 
gar manche Stimmen erworben hatz es iſt dies, wie er es 
felöft nannte, die Gemuͤthsſeite. Cr führte an, wie fehr 
dad Schulweſen früher darnieder gelegen habe; führte Bei: 
ſpiele an, daß es überall nur Winkelſchulen gegeben habe, 
welche fogar zuweilen von Tambouren dirigirt worden 
feien und mit Befriedigung konnte er und Finnen wir Alle 
auf den jetzigen Buftand des Schulweſens bliden. Nun 
refumirt der Herr königliche Commiſſar fo: das hat das 
Minifterium gethan und zum Dank dafür nimmt man 
ihm jetzt das Volksſchulweſen weg. Dies, fo ſchloß der 
Herr Commiffar fehr effectvoll, dies ift die Gemüthöfeite 
der Sache. Nun, meine Herren, die enfgegengefegte An⸗ 
ſchauung der Frage hat auch eine Gemüthsfeite. Meine 
‚Herten, für wen und in weſſen Namen und nad) welchem 
Rechte Hat denn das Minifterium die Schule fo gut geleis 
det? US Kirchenregiment ift es geſchehen, alfo im Na- 


hp: 





men der Kirche, für die Kirche und auf dem Rechte der 
Kirche. Alſo, was das Minifterium Gutes geleifter bat, 
was es Audgezeichnetes geleiftet hat, hat es für die Kirche 
gethan. In dem jegigen Momente nun, wo nad) dem 
Beſchluſſe der Majorität diefer Kammer dem Minifterium 
alle Eirhenregimentlihen Attribute genommen und dem 
Oberconfiftorium gegeben werden follen, will das Minifles 
tium, weil es die Schulen fo gut geleitet hat, diefelben in 
feinen Händen behalten; das, was es fir die Kirche gut 
gemacht, will es für fich behalten. Meine Herren! Das 
fommt mir vor, wie wenn ein Sinanzminifter Zuftizmis 
nifter wird und wenn er, nachdem er die Caſſen leer ge 
funden , diefelben aber durch gute Wirthſchaft vol gemacht 
hat, dann beanfprucht, dieſe Gaffenbeftände in das Juſtiz⸗ 
minifterium mit hinüber zu nehmen; das wäre berfelbe 
Vorgang. Es will dad Minifterium das bei dem Minis 
ferium laffen, was e für die Kirche erworben hat, Meine Her⸗ 
ven, das ift auch eine Gemüthöfeite. Es ſcheint doch auch etwas 
Derartiges von den Mitgliedern des Minifteriums gefühlt 
worden zu feinz denn infolge beffen ift eben ber fochen refe⸗ 
rirte Antrag, um mich fo auszudrücken, ald Abſchlagszahlung 
gegeben worden. Ich muß jagen, meine Herren, id er 
kenne volftändig die gute Meinung des Minifteriums an; 
erkenne an, daß es unaufgefordert ſich beſtrebt hat, die 
Härte, die der Beſchluß vom 19. Januar hat, wieber 
auszugleihen; trogbem aber bedauere ich, daß mir ber 
Antrag nicht genügt und daß derfelbe mein Gewiffen durch ⸗ 
aus nicht beruhigen kann. Zins Erſte darum nicht, weil 
ich den Antrag in der Praxis für unausführbar halte. Es 
wirb, meine Herren, der Schullehrer, der Geiftliche als Local 
ſchulinſpector, der Superintendent, die Kirdeninfpection, 
die Bezirksconfiftorien, diefe alle werden durch biefen An 
trag in eine ganz ſchiefe Pofition geſetzt, fobaß fie unter 
zwei verſchiedene Behörden reffortiren. Das iſt bie erſte 
Lichtfeite dieſes Antrage. Ferner die praftifche Ausfühe 
tung, meine Herren! Wenn es einmal einen etwas 
ſchwierigen, renitenten Lehrer giebt, — und es follja ſolche 
mitunter gegeben haben — fo iſt ber nach dem Antrage 
in feinem Rechte, wenn er zum Localfepulinfpector, der 
Ausftelungen macht über feinen Rechnenunterriht, Ct 
graphieunterricht, Gefchichtsunterricht, fagt: Ja, Hoher 
würden, in diefem Punkte reffortire ich unter dem Cultus⸗ 
miniſterum. Ferner, wie foll das werben, meine Hertel, 
wenn das Minifterium des Cultus fagt: ‚Hier, an dem und 
dem Orte iſt ein Lehrer, der taugt ais Rechnen- oder Ge⸗ 
ſhichtslehrer gar Nichts; der Mann muß fort; dad Cor 
fiftorium aber fagt: das ift ja gerade unfer befter Religionde 
lehrer, den müffen wir behalten oder umgekehrt, dad Obere 
eonfiftorium hält einen Mann für den Religionsunteriät 
nicht geeignet und dad Minifterkum hält ihn in den eracten 
Wiſſenſchaften für gutz wie fol es denn da werben? Hr 
ift in der Deputation mir zwar eingehalten worden! f 
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dispenfirt man ihn vom Religions» oder vom Rechnenun⸗ 
terrichte. Meine Herren! Das iſt in den Städten recht 
gut und läßt fih da ausführen, wo an eiger Schule fünf, 
fechs, fieben Lehrer find; aber auf dem Lande haben wir 
feine Gelegenheitz es müßten dann wegen der verfchieder 
denen Neffortverhältniffe, fobald Minifterium und Confi- 
forium nicht einig find, zwei Lehrer angeftellt werden. 
Das ift die andere Lichtfeite des Antrags. Kurz, ich kann 
mir von dem Antrage, fo wohlgemeint ex aud) ift (was ich 
nochmals anerfenne), Nichts verfprechen. Der Herr für 
nigliche Commiffar, der damals für diefe Sache plaidirte, 
verglich den Vorfchlag der Deputation mit dem Concordate 
und wenn ich mid) nicht täufche, find auch durch diefe 
Behauptung viele Stimmen gewonnen worden. — Er 
‚rief und zu: verpflanzen wir doch ja nicht auf das pro» 
teftantifche Gebiet den Streit um das Concordat. Ih 
wieberhole, meine ‚Herren, ich glaube, daß dadurch 
einige Stimmen gewonnen worden find. Und in der 
That iſt dies der ſchwerſte Vorwurf, der in 28 Sigungen 
ber Deputation gemacht worden if. Ich will nicht näher 
darauf eingehen; benn ich müßte ‚dann Gegenparallelen 
ziehen, was ich hier nicht will; ich kann nur fagen, auch 
‚dem hohen Minifterium ift in liberalen Blättern wieder⸗ 
holt der Vorwurf gemacht worden, daß durch die Kirchen⸗ 
ordnung ein proteſtantiſches Goncordat geſchaffen würde. 

+ Das hebt ſich alfo auf. Kurz, meine Herren, ich kann 
durch dieſen Antrag die Bedenken nicht gehoben erachten 
und wer irgend bie Sache vorurtheilsfrei anfieht, der muß 
mie zugeben, daß bdiefer Beſchluß der erſte Schritt zur 
Emancipation der Schule von der Kirche zu fein fcheint. 
Wenn drei bis ſechs Jahre vergangen fein werden und ed 
iſt durch diefen Antrag die Vielfchreiberei dadurch noch vers 
mehrt worden, daß Lehrer, Geiftlihe, Superintendenten 
Kircheninfpectionen und Conſiſtorien unter zwei verſchiedenen 
Behörden reffortiren; wenn dann noch andere unzählige Uns 
bequemlichkeiten und Unzuträglichkeiten zum Vorſchein kom ⸗ 
men, fo wird man ganz ſicherlich ſagen: dies muß aufge · 
hoben werden, die Oberaufficht des Oberconfiftoriums muß 
gefrihen und allein in die Hände des Cultusminifteriums 
‚gelegt werden, welches ja die Schulen fo ausgezeichnet ger 
leitet und verbeſſert habe, und dann haben wir, was ich 
befcchte, die volle, unwiderrufliche Emancipation der 
Schule von der Kirche und das, meine Herren, iſt der 
Grund, warum id), fo leid es mir thut, nunmehr gegen 
bie ganze Vorlage ftimmen muß. 


" Staateminifter Dr. v. Salfenftein: Es kann na 
tüclich nicht meine Abficht fein, in weiterer Discuffion 
auf den bereits abgefchloffenen Gegenftand zurückzukom⸗ 
men. Nur mit einigen Worten wollte ih mir Etwas 
zu erwidern eılauben auf die dermalige Anfiht bes Herrn 
dv. Erdmannsdorff, bie fo weſentlich von feiner früheren, 
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wie er ſelbſt fagt, abweicht. Er geht, von dem Satze aus, es 
fei durch jenen von ihm näher bezeichneten Beſchluß eine 
Gmancipationder Schule von der Kirche ausge— 
ſprochen. Nun, meine Herren, ich wuͤßte kaum, wie 
ich beſſer dieſen Ausſpruch widerlegen koͤunte, als durch 
die ganz einfache Hinweiſung auf den Inhalt des Des 
putationsberichtes. Wer daran ben?t, daf die Deputas 
tion in ihrer Majorität oder das Minifterium in feinem 
Vorſchlage an eine Emancipation der Schule von ber 
Kirche gedacht hat, der muß wenigfiend einen andern 
Begriff von Gmaneipation der Schule von der Kirche 
haben, als ich; denn es hat das Minifterium und bie 
Deputation in weit ausgedehnterer Maaße, als der ur— 
ſprüngliche Vorſchlag des Minifteriums, wenigftens in 
feiner Faffung, wenn er aud im Sinne der dermaligen 
Anficht der Deputation entfpricht, darauf hingewirkt, daß 
in der Schule die Kirche Alles dad haben foll, was 
der Kirche gehört, unbeſchadet beffen, daß auch der Staat 
haben fol, was dem Staate gehört. Das iſt die erfle 
Behauptung, durch die ich glaube, die Anſicht des Herrn 
dv. Erdmannsdorff am fehlagendften widerlegen zu Fönnen. 
Ich habe zweitens hinzuzufügen, daß es freilich fehr traurig 
um uns ftände, wenn wir immer von dem Gedanken aus« 
gehen müßten, als wenn ber Staat und bie Kirche fo zu 
fagen wie zwei feindliche Brüber einander gegenüber fländen. 
Te mehr wahrhaft kirchliches Leben Naum finden uud 
überhaupt aufgenommen wird von jedem Einzelnen, deſto 
mehr wird aud ber Staat ein wirklich kirchlicher Staat 
werben und defio weniger werben auch diefe Verhältniffe 
bedenklich fein, wie fie jegt mach ber Vorlage zwiſchen 
Staat und Kirche ſich ordnen ſollen. Wir müffen nicht 
denfen, daß der Staat und die Kirche, ober wenn ich mich 
concret ausdrüden fol, daß das Cultusminifterium und 
das Dberconfiftorium im ftetem Gegenfab und gemiffer- 
maaßen mit neidiſchem Auge jedes auf feinen Wirkungs« 
kreis blickt. Ich kann mich hier auf bie eigenen Worte 
des Heren v. Erdmannsdorff beziehen. Es ſcheint mir 
allerdings eine Gemuͤthsſeite in Frage zu kommen, auf 
welche ich großen Werth lege. Es ift allerdings eine Ge= 
müthsfache für das Cultusminifterium und für das Ober⸗ 
confiftorium, dafern ed in ber Weife ind Leben tritt, wie 
es befchloffen ift, daß die Schulangelegenheiten in rechter 
Weiſe, d. h. in der Weife geleitet werben, wie es für ben 
Staat und die Kirche nothwendig ift und um das 
zu erreichen, ift es eben nöthig, daß beide Gewalten, die 
Staatögewalt und bie Kirchengewalt, Hand in Hand gehen. 
Wie alfo hier eine Emaneipation oder auch nur ber Une 
fang einer Emancipation in Frage kommt, das, geſtehe ich, 
iſt mir ganz unbegreiflih. Wen id) aber auf die Schwie— 
rigfeiten des neu zu geflaltenden Verhaͤltniſſes näher eingehen 
wollte, die felbft die Deputation mit ganz anerfennungs» 
werther Offenheit im ihrem Berichte miebergelegt hat, fo 
108 
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wiirde es mir fehe leicht fein, mäher zu zeigen, daß theils 
in großer Mehrzahl der Fälle diefelben Schwierigkeiten 
bereits vorhanden find und doch auf das Allerglücklichſte 
bis jeßt gelöfk worden find und fünftig werben gelöft wer- 
den und daß die neu hinzufretenden verhältnigmäßig ſehr 
unbedeutend fein werden, ba ich vorausfege und voraus: 
fegen muß, daß bei diefer fo wichtigen und ernften Sade 
auch der ernfle und gute Wille vorhanden fein wird und 
die Behörden verſtehen werden, ihre Pflicht zu thun. Ih 
fage, die übrig bleibenden Faͤlle werben unter biefer Bor 
ausfegung nicht die geringfte Schwierigkeit haben für bie 
Schule, für die Kirche, für den Staat. Es ift nicht der 
Ort, auf die einzelnen praktiſchen Zweifel, die man haben 
koͤnnte, näher einzugehen; es würde aber leicht fein, das 
Gegentheil an einzelnen Beiſpielen ganz gründlich nachzu ⸗ 
weiſen. 

Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich vermag dem von der 
hohen Staatsregierung eingebrachten Zuſatze zu $. 86, oder 
nad dem Vorſchlage der Deputation zu $. 84 micht zuzus 
fimmen. Ich halte das Intereffe, das Recht der Kirche, 
welches fie an der Beauffichtigung des Religionsunterrichtd 
bat, fir volfommen gewahrt durch die Beftimmungen des 
Voiksſchulgeſetzes. Nah diefem hat jede Schule ihren 
geiftlichen Localfchulinfpector und dieſer fleht unter der 
Aufficht des. Superintendenten. Dieſe Beiden haben alfo 
Darüber zu wachen, daß ber Neligionsunterricht der Confefs 
fion gemäß gehandhabt wird. Mit Rüdficht darauf halte 
ich das Mitoberaufſichtsrecht des Oberconfiftoriums für 
überflüffig; ja, meine Herren, ich halte es nicht nur für 
überflüffig, ich halte es fuͤr unzweckmaͤßig und zwar aus 
benfelben praktifhen Gründen, die Herr v. Erdmannsdorff 
Ihnen vorgeführt hat und wenn ich auch die fefte Ueberzeur 
gung, das befte Vertrauen habe, daß die Behörden ihre 
Pflicht und Schuldigkeit thun werden, fo wird es doch 
felbft bei dem beften Willen an Conflicten zwifchen dem 
Dberconfiftorium und dem Gultusminifterium nicht fehlen 
koͤnnen und derartige Conflicte werben das Intereſſe der 
Schule eben fo wenig, wie das ber Kirche fördern. Ich 
meine daher, daß eine zwiefpältige Oberauffiht durchaus 
zu bermeiden ſei. Man laſſe eö bei dem neulich gefaßten 
Beſchluſſe. Eine !einheitliche Oberaufſicht ift das einzig 
Nichtige, was wir befchließen koͤnnen. 


Königl. Commiffar Dr. Gilbert: Die hohe Kammer 
wolle geftatten, noch einige Worte über diefen Gegenftand 
hinzufügen zu dürfen, da die Bedenken des Herrn v. Erd» 
mannsborff namentlich gegen das gerichtet waren, was 
ich in der Kammer vorgebracht hatte. Ich glaube, ein 
großer Theil der erhobenen Bedenken erledigt ſich dadurch, 
dag in Bufunft, wenn einmal neben dem Eultusminifterium 
ein Oberconfiftorium ftehen würde, das Cultusminiſterium 
doch nicht religionslos, auch nicht confeſſionslos ſein wird. 
Es wird auch in-Bukunft der Miniſter des Cultus und 
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öffentlichen Unterrichts, da er Staatöminifter in Evangelicis 
ift, den Religionseid abzulegen Haben; es werben dies auch 
in der Megel die weltlichen Näthe des Minifteriums au 
thun haben; es wird jedenfalls auch neben Männern, 
welche das pädagogifche Feld genau kennen, ein Mann im 
Euftusminifterium fein müffen, dem die Theologie und die 
Wiſſenſchaft der Kirche durchaus nicht fremd iſt. Auf 
diefe Weife wird fi wohl ein großer Theil der Bedenken 
erledigen. Es iſt mir nicht ganz erflärlih, nachdem die 
Worte, welche ich gefagt, gedruckt vorliegen, wie man noch 
hat den Vorwurf erheben koͤnnen, als ob eine Emancipa- 
tion der Schule von der Kirche durch das, was hier ges 
fagt und befchloffen worden ift, angebahnt werde, Ich 
habe ganz befonderd hervorgehoben, daß ganz im Gegens 
theil einer Trennung der Schule von der Kirche dadurch 
vorgebeugt werde, daß man dem Staate, was dem Stante 
und der Kirche, was der Kirche an dem Unterrichtöwefen 
gehört, auch wirklich giebt. Das Bedenken, daß in Zus 
Eunft die Unter- und Mittelbehörden, welche das Unter 
tichtöwefen leiten und beauffichtigen, unter verſchiedenen 
Behörden ſtehen würden, erledigt ſich auch. Wenigſtens 
iſt das Miniſterium ganz denſelben Weg gegangen, den die 
hohe Deputation, deren Mitglied der Herr Kammerherr ja 
ſelbſt iſt, ſelbſt eingeſchlagen hat. $. 76 Nr. 4 heißt es: 

„ven geſammten Jugendunterricht in den Elementar- 
und Buͤrgetſchulen, ſowie in Privaterziehungs und Unter 
rihtöanftalten, den Neligionsunterricht in Gymnaften, 
Real: und Fachſchulen zu überwachen; wegen früherer Bus 
laſſung zur Confirmation, wo nicht ſchon der Schulvorftand 
ſoiche genehmigen kann, zu dispenfiren.“ 

Das gehört zum Gefchäftskreife der Superintendens 
ten. Es hat ſich alfo die hohe Deputation ſelbſt keines- 
wegs daran geftoßen, daß der Neligionsunterricht an Gym⸗ 
nafien, an Real: und Fachſchulen von den Superintenden⸗ 
ten und Gonfiftorien vgl. $. 81 Nr. 2b. uͤberwacht werden 
foll, obgleich, wie die Depuration &. 277 Nr. 11 ſelbſt 
vorfhlägt, die Höheren Unterrichtsanftalten beim Minifterium 
zu verbleiben haben. Auf die gemuͤthliche Seite bei dieſet 
Trage habe ich Fein ſonderliches Gewicht gelegt; ich habe 
ganz ausbrüctich hervorgehoben, daß, wenn bie Natur der 
Sache eine Ablöfung des Clementarfchulwefens vom Mi 
niſterium erfordere, es immerhin fein möge. Auf die Ein 
heit des Unterrichtöwefens, auf das  Bufammenbleiben 
des Bufammengehörigen, barauf habe ich das Gewicht dt 
legt. Endlich ift e& jedenfalls ein Jerihum, wenn Het 
Kammerherr v. Erdmannsdorff meint, ald ob die Emäh 
nung des Goncordats irgend ein Mitglied ber Hohen Kar 
mer habe bewegen koͤnnen, feine Stimme ander ald aan 
gewonnener Ueberzeugung abzugeben. Ich habe abge 
nur erwähnt, daß überall, wo man neu geordnet = 
Staat und Kirche von einander getrennt habe, bie Sn 
eichtöfrage dahin entfchieben worden fel, daß, mit HN 
nahme des Religionsuntereichts und der religiöfen Erztehung 
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die Oberleitung des Unterrichtswefens dem Staate übers 
geben worden fei und ich habe darauf hingewieſen, daß 
felbſt auf dem großen Gebiete der Fatholifchen Kirche diefer 
Grundfaß bereitö zur Geltung gelangt fei und mich dabei 
bezogen auf Frankreich und Belgien und habe fodann daran 
erinnert, daß in andern Theilen der Fatholifhen Welt, wo 
diefer Grundſatz noch nit zur Geltung gekommen fei, 
Nichts fo großen Widerſpruch erregt habe, als gerade dies. 
Ich glaube überhaupt, daß nur die Sache für fich geredet 
hat und ich habe eine zu große Meinung von diefer hohen 
Kammer, als daß ich annehmen möchte, daß fie bei ihrer 
Abftimmung auf irgend etwas Anderes als auf die Sache 
und bie guten Gründe dafür ein Gewicht gelegt. haben 
ſollte. 

Kammerherr v Erdmannsdorff: Ich bitte um das 
Wort zur Widerlegung, zunaͤchſt als Eitgegnung der 
legten Worte: Da habe ich eine viel höhere Meinung von 
ber Rede, welche der Herr Regierungscommiffar in der 
Sitzung am 19. Januar gehalten; ich glaube, fie hat viel 
Eindruck gemacht. Webrigens muß ich dem Herrn Staat: 
minifter und dem Herrn Commiffar, der zulegt fprach, ein⸗ 
halten: das habe ich nicht beabfichtigt, zu fagen; ich glaube 
auch nicht, daß ich das gefagt habe. Die Vendenz hat 
weder das Minifterium, noch die Deputation gehabt, eine 
Emancipation der Schule von der Kirche vorzunehmen. 
Es ift aber Zweierlei, meine Herren, ob man Etwas beab⸗ 
ſichtigt oder Etwas herbeiführt, ohne e8 beabfichtigt und 
gewollt zu haben und darin beſteht bie gamze Differenz for 
wohl mit dem Minifterium und mir, als auch zwifchen der 
Deputation und mir. Ih bin der Meinung, daß die 
Emancipation ber Schule von der Kirche, wenn auch nicht 
bewirkt, doch jedenfalls ganz ficher angebahnt ifl. Der 
Herr Regierungscommilfar, der zuletzt fprach, hat fehr her- 
vorgehoben, es ſchiene meinerfeits etwas inconſequent zu 
fein, wenn ich jetzt zuruckginge, da wir doch in ber Depu⸗ 
tation bei $. 76 den Superintendenten die Beauffichtir 
gung des fämmtlichen Unterrichts in den Elementar- 
ſchulen, dagegen in den höheren Schulen nur die Ueber» 
wachung des Keligionsunterrichts gelaffen hätten. Gerade, 
meine Herren, das bringt mich auf einen Hauptpunkt. 
Ich glaube, ed war das ganz correct und logiſch, wie die 
Deputation vorfchlug. Soweit die Elementarfchule Con⸗ 
feſſionsſchule ift, gehört fie unter die Kirche und laffen wir 
das der Kirche nicht, fo laſſen wir nicht der Kirche, was ber 
Kirche ift, fondern nehmen ihr, was ihr gehört. Hat denn 
das Minifterium die Aufficht uͤber die katholiſchen Elemen- 
tarſchulen? Nein; die behält ſich die katholiſche Kirche 





wohlweislich felbft vorz warum will man fie unferer Kirche 
nicht auch vorbehalten? Es war ganz präci® und logiſch 
vollftändig richtig von der Deputation vorgefhlagen: So⸗ 
weit die Schulen Confeſſionsſchulen find, gehören fie zur 
Kirche, alfo unter das Conſiſtorium; die übrigen Schulen 
‚gehören unter das Unterrichtäminifterium. In der Sitzung 
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am 19. Januar Iegte der Herr Negierungscommiffar den 
Hauptwerth auf bie Einheit in der Zeitung des Unterrichts. 
Nun, meine Herren, fo müffen Sie erft recht die Vorfchläge 
nicht annehmen. Die Einheit des Unterrichts verlangt, 
daß wenigftens in einer Schule diefelbe Auffichtöbehörde 
fei. Das zerreißt die Einheit nicht, wenn die Confeſſions⸗ 
ſchulen bei. der Kirche reffortiren und die höheren bei dem 
Unterrichtäminifterium; aber, das zerreißt die Einheit, wenn 
in einer und birfelben Schule, in einer und derſelben 
Claſſe einem und demfelben Lehrer Zwei zu befehlen habenz 
das zerreißt die Einheit. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand noch weiter das Wort begehrt? — Es iſt nicht der 
Fall und fo könnte ich die Debatte über den vorgefragenen 
Theil des Berichts fchliegen und dem Herrn Referenten 
das Schlußwort ertheilen, fofern er es für angemeffen hält, 
noch Etwas zu bemerken. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Ich wollte mir 
zu feiner Zeit die Erlaubniß erbitten, bei der Haupt» und 
Schlußabſtimmung nur einige Worte zur Berichtigung zu 
fagen. s 

Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun. die Abs 
fimmung vornehmen über den foeben vorgetragenen Theil 
des Berichtes. Die Anträge, um welche es ſich Handelt, 
befinden ſich auf Seite 342 und 348 des Berichts. Es 
wird zuvoͤrderſt in Bezug auf $. 84 dasjenige vorgefchlagen, 
was in $. 84 aufzunehmen fein wird; es fol jeboch ber 
Staatsregierung Überlaffen werden, bei der endlichen Mes 
daction von dieſem Antrage Gebrauch zu machen, Der 
Antrag lautet fo: 

„Die Aufficht über den veligiöfen Unterricht und die 
teligidfe Erziehung in den Elementars und Bürgerfehulen, 
in den geleyrten und Realfhulen, fowie in ven Semis 
naren bes Landes. 

Das Oberconfiftorium kann diefe Anftalt in Bes 
ziehung auf religiöfen Unterricht und Erziehung jederzeit 
felbft revidiren oder durch die ihm untergeorbneten Organe 
tevibiren laffen. 

Wegen Abftellung vorhandener Mängel hat ſich das 
Dberconfiftorium mit dem Minifterium des Cultus und 
Öffentlichen Unterrichts in Vernehmung zu ſetzen.“  * 

Diefe drei Säge follen auf Antrag der Deputation 
dem $. 84 einverleibt werben und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer ſich mit dem Antrage ihrer Deputation eine 
verftanden erklärt? — Wird gegen 4 Stimmen ans 
genommen. 

Es ift nun noch eine Frage zu richten auf die von 
der Deputation. vorgefchlagene Faſſung bei $. 87,61. ) 
Dort heißt der Sag, um den ed fich "handelt: 


YETLLM 8 6.70. . 
108* 
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„Die Recurfe in den zu dem Reſſort des Obercon- 
fifortums unmittelbar gehörigen Angelegenheiten, ingleichen 
in Disciplinarfachen, wo das Minifterium des Cultus, 
bezichendlich das Dberconfiftorium die erfte Entſcheidung 
ertheilt hat, und folche infolge u. f. w.” 


Ich würde ebenfalls die Kammer fragen, ob fie ſich 
mit diefem Vorſchlag der Deputation einver- 
ftehen will? — Einftiimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: Der Beriht 
fährt fort: he 


Nachdem nun die geehrte Kammer auf bie vorgedach- 
ten Anträge bei $. 84 und $. 87,51 Beſchluß gefaßt Haben 
wird, A zulegt noch die Abſtimmung über $. 86 nach ⸗ 
zuholen und dieſer Paragraph) 

mit den dabei bejchloffenen Abänderungen anzunehs 
men fein. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand Über $. 86 das Wort verlangt; wo nicht, fo frage 
ih, ob die Kammer auf Anrathen ihrer Depus 
tation den von mir erwähnten $. 86 mit den bes 
ſchloſſenen Abänderungen anzunehmen gemeint 
iſt? — Einftimmig Ja. 


Referent Vicepräfident v. Stiefen: 


Sodann aber ift nichts mehr übrig, als 
die Schlußabftimmung über den Seite 284 des Des 
putationsberichtö geftellten Antrag, auf Annahme des 
» Entwurfs zur Kirchenordnung unfer Genehmigung der 
in bem Deputationsberichte vorgefchlagenen Abänderungen 
und Zuſaͤtzen. * 

Da nun dieſer Antrag vor der Berathung der Vorlage 
niedergeſchrieben worden, ſeitdem aber die Berathung ftatt- 
gefunden hat und in der Hauptfache beendigt ift, die ger 
ehtte Kammer aber mehrere von ben von der Deputation 
vorgefchlagenen Abänderungen und Zufägen nicht genehmigt 
bat, fo iſt eine —— in der anfangs beantragten 
Maape jetzt nicht mehr ausführbar. Es kommt hinzu, daß 
noch ein Mitglied der Deputation, der mitunterzeichnete d. 
Crdmannsberf, fi durch mehrere während der Berathung 

efaßte Beſchlüſſe abgehalten fieht, den Entwurf in der 
aaße, wie er fich nad) den einzelnen Beichlüffen geftalten 

würde, zur, Annahme zu sup len, fich vielmehr aus ers 
eblihen, in der Kammer näher darzulegenden Gründen 
wogen findet, gegen denfelben zu flimmen. 

Die Majorität der Deputation, welche, mit Ausnahme 
der Herren dv. Zehmen und v. Erdmannsdorff, aus den 
übrigen fünf Mitgliedern befteht, beantragt daher 

die Annahme des Entwurfs zur Kirchenordnung in 
der Maaße, wie derfelbe fich hr) die befchloffenen Abs 
änderungen und Zufäge geftaltet hat. 

Erlangt diefer Antrag die Genehmigung der geehrten 
Kammer, wird daher die Vorlage ‚in der befchloffenen 
Maage angenommen, fo erledigt fi) damit der Seite 288 
des Deputationsberichts erfichtliche und in den Worten: 


I5E6,FLM. I. . S,697-703, 


hp: 





„bie Kammer wolle ihre Zuftimmung zu dem vor 
gelegten Entwurfe der Kirchenorbnung ablehnen“, 
enthaltene Antrag des mitunterzeichneten v. Behmen, 

Für den all aber, daß der Schlußantrag der 
Majorität verneint, d. h. alfo der Entwurf zur 
Kirhenordnung abgelehnt werden follte, würde 
über die dem Separatvotum des Herrn d. Zehmen beis 
gefügten drei Anträge Seite 288, und zwar über jeden ein- 
zeln, abzuftiimmen fein, wobei zu bemerken ift, daß ber Ans 
frag sub a, unter Zuftimmung des Herrn Separatvotanten, 
mit den Worten beginnen foll: 

a) die bei Durchberatbung der Vorlage gefaßten Be: 

fchlüſfe der Staatöregierung u. |. w. 

Sollte die Vorlage in der Kammer Feine Annahme 
finden,. fo würde die Majorität Fein Bedenken tragen, ſich 
mit den Anträgen des Separatvotums sub a und b zu dere 
einigen, und es wird baher unter obiger Worausfegung von 
der gefammten Deputation beantragt: 

die Anträge Seite 288 sub a und b an bie Staatds 
regierung gelangen zu laffen und zwar mit der ſchon ere 
wähnten jortveränderung, nach welcher es heißen würde: 
„Die bei Durchberathung der Vorlage gefaßten Befchlüfe 
der 10.” 

Anlangend den dritten Antrag sub o, fo {ft bie Mas 
jorität demjelben zwar im Ganzen ebenfalls nicht entgegen. 
Da jebod die Kammer fi, in der 22. Sigung Uber dad, 
was diefer Antrag enthält, ſpeciell berathen und die Geite 
266 und 267 des Deputationsberichts geftellten vier ne 
träge theil einftimmig, theils durch Majorität bereits an 
genommen hat, da eö ferner rathſam feheint, infolge diefer 
vier Anträge ein Poftulat von Seiten der Staatsregierung 
abzuwarten, ohne im Voraus ein ſchwer zu beftimmende 
Dispofitionsquantum anzubieten, fo beantragt die ganze 
Deputation und zwar unter Beitritt des Herrn v. gehmen 
anftatt deffen Antrag sub 0, Geite 288 des Berichts, 

©) ihr Gutachten Seite 266 des Berichts von den 

Worten an: " 
„Dagegen hat fie, da eine Verbefferung” bis zu den 
Worten Seite 267: „mehr oder weniger ſchon Bid 
her der Fall gewefen ift”, 

als Antrag an bie Staatsregierung gelangen zu laſen. 

Dem zweiten Berichte I, Beilage zur Il, Abtpeitung 
1. Bo ©. 297, hat die Deputation etwas nicht hinzinus 
fügen, da nad) ihrem Antrage Seite 298 die Berathung 
über den Gefebentwurf, I. Abtheilung 1. Bd. ©. 77, 0 
lange auszufegen fein würde, bis c& zur Bereinbarıng 
über den entmurf zur Kirhenordnung gekommen fein wird. 


Präfident v. Schönfels: Es ift num alle Dasje 
ige vorgetragen, was ber Bericht enthält, mit Ausnahme 
deffen, was die Deputation uͤber die Petitionen jagt und 
wir find daher bei dem Beitpunkte angelangt, wo &* 
Hauptabftimmung flattfinden Tann, nachdem zuvor bie 
Debatte gefchloffen if. Sie erlauben mir jedod ehe N 
den Schluß ausfpredhe, daß ich das Wort ergreift. Dr 
Platz, den ich die Ehre habe einzunehmen, hat bei sid 
&iärfeiten doch aud) eine Schattenfeite und dieſe bla 
darim, daß Derjenige, der ihn einnimmt, felbft bei ber 
wictigften und fie das Land tief eingreifenbflen * 
rathungsgegenſtaͤnden genoͤthigt iſt, der Discuſſion auf bii 
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Aufmerffamfte zu folgen, ohne felbft daran Theil nehmen 
zu dürfen; denn es erlaubt der parlamentarifche Gebrauch 
ſowohl, wie die nicht zu verfennende Nothwendigkeit dem 
Vorfigenden nicht, zu discutiren. Indeſſen iſt es ihm 
nicht verfagt, feine Abftimmung zu motiviven und von dies 
ſem Rechte erlaube ich mir heute Gebrauch zu madhenz-ich 
erlaube mir dies umfomehr, als ich das Bewußtfein in 
mir trage, dieſes Necht nie zu mißbrauchen, fondern es 
nur bei Hauptabftimmungen zu beanfpruden. Mein Bos 
tum aber bezuͤglich der ſoeben berathenen Vorlage wird ein 
negatives fein; ein negatives infofern, als icy mich dem 
Seyaratvotum des Herrn v. Behmen anſchließe. Die 
Gründe hierzu finde ich theils im Separatvotum felbft, 
theils beftehen fie in Folgendem: Mir ift die Vorlage zu 
complicitt, zu centralifirend und es find biefe Eigenfchaf- 
ven nad) meinem Dafürhalten für bie Jetztzeit Feine ganz 
paſſenden. Man fpricht fo viel von der dringenden Noths 
wendigfeit der Vereinfachung bed Negierungsgefchäftsme, 
ſens; man eifert überall mit vollem Rechte gegen die im- 
mermehr überhand nehmende RBielfcpreiberei und man 
Tann die Augen nicht verfchließen vor dem fihtbaren Drange 
nad dem fogenannten Selfgovernment. Es find dies 
Thatfachen, die theild im Laufe der Discuffion erwiefen 
worben, bie theild aber keines Beweiſes bedürfen; denn 
fie find factifch vorhanden; es find dies aber auch Wünfche, 
denen man aus vollem Herzen nur beipflichten kann; 
denn fie find vernünftig und ed würde deren Verwirk- 
lichung jedenfalls dazu beitragen, daß der Sag: „des Vol⸗ 
kes Wohlfahrt fei das höchfte Gefeg” eine Wahrheit würde, 
Man hätte nun Gelegenheit gehabt, bei Entwerfung diefer 
Vorlage als einer neuen Schöpfung diefem Wunſche wenig ⸗ 
ſtens einige Rechnung zu tragen; allein wo findet man in 
diefem Entwurfe von allen dieſen Dingen eine Spur? 
Vereinfahung des Regierungsgefhäftswefens 
— mie ift eine folche möglich bei einem fünf oder fechöfachen 
Inſtanzenzuge? Verminderung ber Vielſchreiberei 
— wo ſoll diefe Herfommen, wenn vom Kirchenvorſtande 
bis zu den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern 
Toriftlich communteirt werden muß? Gelfgovernment 
— wo iſt es zu finden in diefem Entwurfe, da der Kirchens 
vorſtand ſich nicht rühren darf, ohne vorher anzufragen und 
jede feiner Handlungen ber Beftätigung einer höheren 
Behörde unterliegt? So wenig ich verfenne, daß unfer 
Kirchenweſen der Reform bebitrfe, jo wenig fann ich win 
Then, daß diefe Neformen nach dem vorliegenden Entwurfe 
mit den von der Kammer befchloffenen Abänderungen 
erfolgen, umfoweniger mit diefen Abänderungen, als durch 
biefelben das ganze Syſtem des Entwurfes zerriffen und 
durchloͤchert worden iſt. Ich Hätte gevünfcht, meine Her- 
zen, daß man den Gemeinden bei Beſetzung ber geiftlihen 
Stellen einige Rechte mehr eingeräumt hätte; daß man 
dem Kirhenvorftande eine freiere Stellung gegeben hätte; 
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dag man die Synode weniger zahlreich hergeftellt, ihr. aber 
ebenfalls eine einflußreichere Stelung angemiefen hätte 
und zwar verbunden mit ber Deffentlichkeit ihrer Sigungen. 
Denn wenn aud die Synoden durch die Befchlüffe der 
Kammern eine größere Bedeutung erlangt haben, indem 
ohne ihre Zuftimmung fein neues Gefeß erlaffen und kein 
altes abgeändert werden darf, fo ſcheint dies doch nicht 
hinreihend, um ihr eine Stellung zu geben, wie ich fie 
mir denke, umfoweniger, als ihre Sigungen nicht öffent» 
lic) find; denn ich lege auf die Deffentlichkeit der Sitzungen 
einen großen Werth; nicht etwa deswegen, damit Leute den 
Sigungen beimohnen, die gerade nichts Befferes zu thun 
miffen; auch nicht bewegen, damit die Sigungen oͤffent ⸗ 
liche Schaufpiele werden; nein, deswegen nicht; aber des⸗ 
halb, weil die Deffentlichfeit Mißbräuche verhindert, weil 
fie Vertrauen erwedt und weil fie ald Impuls für Pflicht: 
treue dient. Dies find bie Lichtfeiten der Deffentlichkeit, 
die nach meinem Dafürhalten ſchwer in der Waagſchale 
wiegen. Es wäre nad meiner Anſicht überhaupt beffer 
gewefen, eine Preöbyteriale und Synodalverfaffung herzu⸗ 
fielen, als eine Miſchung berfelben mit verfchiedenen Cons 
fiftorien, Kircheninſpectionen und dem Gultusminifterium. 
Da ich jeboch von allen Diefem und von Dem, was id) 
früher bemerkte, in diefem Entwurfe Etwas nicht finde und 
da ic) hoffe, daß es dem Herrn Eultusminifter gelingen werde, 
fpäter den Ständen einen Entwurf vorzulegen, der mehr 
Sympathien für ſich hat und wobei das reichliche Material, 
was durch dieſe Kammer in 22 Sitzungen gefchaffen wor» 
den ift, benugt werden wird, fo Bann ich mich den Anfiche 
ten der Majorität der Deputation nicht anfchließen. Es 
iſt gewiß für und Alle, meine Herren, bie wir berufen 
find, durch unfere Abftimmung beizutragen, ob biefe Kir— 
chenordnung ind Leben trete oder nicht, michts Leichtes, 
unfere Stimmen abzugeben; denn ed handelt ſich nicht nur 
um die Gegenwart und um bie jet lebende Generation, 
es handelt fi aud um eine lange Bufunft und um Ger 
nerationen, bie nach und kommen, für welche biefelbe Gels 
tung haben fol. Es ift daher diefe Abftimmung eine ſchwere 
Gewiſſensſache; ich bin daher, wie ich verſichere, der Dis» 
cuffion auf das Aufmerkfamfte gefolgt, habe Mancherlei 
über die vorliegende Angelegenheit gelefen, dafür und dar 
wider, und bin mit mir reiflich zu Nathe gegangen; das 
Refultat aber war und blieb für mich, mich dem Separate 
votum des Heren v. Behmen anzuſchließen und das ift es, 
was id) mir erlauben wollte, hiermit zu erklären. 
Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Ich bitte um. 
Erlaubniß, vor der Abftimmung mur wenige Worte an die 
hohe Kammer richten zu bürfenz denn ungeachtet ber ziem⸗ 
lich fcharfen Kritit, die ich foeben vernommen habe aus 
dem Munde des Herrn Präfidenten, ift doch das Gefühl, 
was ich in diefem Augenblide auszufprechen habe und was 
mich in der That durchdringt, das Gefühl des Dankes gegen 
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den Herrn Präfidenten, der mit fo viel Umficht diefe ſchwie— 
tige Discuffion Wochen lang zu leiten die Güte gehabt hat, 
und des Dankes gegen die ganze geehrte hohe Kammer um 
deswillen, weil es fi bier um einen fo wichtigen und 
ernften Gegenftand handelt, bei dem es doppelt erfreulich 
ift, daß er mit fo viel Grümdlickeit, Sorgfalt und Würde 
unauögefegt behandelt worden iſt. Meine Herren, welches 
dad Nefultat der Abftimmung auch fein wird, überhaupt 
welches Nefultat der Entwurf haben wird, laſſe ich dahin- 
geftellt. &o viel ſcheint indeffen feftzuftehen: Derjenige, 
der irgendwie mit Exnft und Ruhe und Unbefangenheit den 
Berathungen diefer hohen Kammer gefolgt ift, der wird 
wenigftens, wie fcharf er auch über den Entwurf urtheilen 
möge und wie wenig er mit dem Gutachten der Deputation 
im Ganzen ober in einzelnen Punkten einverftanden fein 
möge, die Ueberzeugung gewonnen haben und darüber volls 
fländig beruhigt fein, daß weder in dem Entwurfe, noch 
in dem Gutachten der geehrten Depuration irgend Etwas 
von dem, was man jetzt fo häufig fich bemüht, das Volk 
glauben zu machen, enthalten if; davon nämlich, als hans 
dele es fih um hierarch iſche Veftrebungen, als handele 
es fi darum, die Gewiffensfreigeit eines Einzelnen 
in irgend einer Weife zu beſchraͤnken oder zu beeinträchtigen. 
Wer wirklich mit redlichem Sinne den Entwurf gelefen hat, 
mit veblihem Sinne den Deputationsbericht gelefen hat, 
wer mit Ernft diefen Verhandlungen gefolgt if, der wird 
ſich überzeugt haben, daß davon auch nicht ein Jota im Ent« 
wurfe enthalten ift. Wohl aber darf ich umerachtet der vers 
ſchiedenſten Anfichten in der hohen Kammer das wiederholen, 
daß bie Beftrebungen des Minifteriums wenigſtens dahin ger 
gangen find, ben ausbrüdlihen ſtaͤndiſchen Anträgen zu ger 
nuͤgen, unerachtet ber ſcheinbaren Vervielfältigung der Organe 
doch eine größere Einfachheit, eine größere Selbfithätigkeit 
und Selbftwirkfamkeit der Gemeinden herzuftellen. Und 
wer unbefangen die einzelnen Paragraphen z. B. über 
die Verwaltung der Kirchenvorftände lieſt, der wird ſa⸗ 
gen müffen, daß nicht ein größerer, ſondern ein geringerer 
Umfang der Gefchäfte für die Behörden erzielt werben fol, 
weil man gewiffe Kräfte in der Gemeinde felbft nutzbar zu 
machen und eine größere Selbfithätigkeit durch die Kirchen» 
vorftände in den Kirchengemeinden felbft hervorzurufen bes 
müht geweſen ift. Man hat ferner die Abficht gehabt, im 
Entwurf — und durch dad Deputationsgutachten und bie 
Bechlüffe der hohen Kammer ift das noch ſicherer erreicht 
worden, — daß die Berhältniffe der Patronatrechte und 
Pflichten klar und deutlich zufammengeftellt-worden find. 
Man hat ferner Behörden zu fehaffen gefucht, vom denen 
man überzeugt zu fein glaubte, daß fie geeignet wären, in 
kirchlichen Angelegenheiten auch das Vertrauen derer zu ges 
nießen, für die fie wirkſam fein follen. Man hat endlich, 
eine Synode in Vorſchlag gebracht, welche beſchlußfaͤhig 
das voium consultativum und tefpective negativum haben 
folte und daher vollfommen geeignet iſt, Allen dem, was | 
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von der einen oder anderen Geite vielleicht ald Übergreifend 
und dem Zweck ber Kirche gefährlich betrachtet werden 
koͤnnte, mit voller Sicherheit zu begegnen. So hat dat 
Minifterium allerdings ‚geglaubt, dem vollkommen nach 
feinem beſten Wiſſen und Gewiſſen entſprochen zu haben, 
was von der geehrten Kammer oder vielmehr von beiden 
Kammern gemeinſchaftlich als die Baſis einer vorzulegen 
den Kirchenordnung ausdruͤcklich bezeichnet worden if und 
zwar find alle diefe Vorfchläge von Seiten des Miniſteriums 
gemacht worden, unbefchabet der verfaffungsmäßigen Grunde 
Tage der Kirche, wie fie bei uns in Sachfen befteht. Meine 
‚Herren, dad Minifterium glaubt unter ſolchen Verhäftniffen 
und nach diefer Euren und einfachen Darlegung feinerfeits 
vollkommen gerechtfertigt zu fein. Welchen Erfolg die Ber 
firebungen des Minifteriums, wenn fie zur Wirkfamkeit ges 
langen follten, haben werben, bad allerdings liegt in Gottes 
Hand. Die Ueberzeugung, glaube ich, können wir insger 
fammt in uns haben, daß wir wenigftens das Beſte gewollt 
haben und ich möchte bezweifeln, daß es gut fei, darum, 
weil.der Eine oder Andere etwas für das Beſſere odır 
Befte hält, bas Gute, was fich jegt erreichen läßt, ohne 
Weitered zu verwerfen. Was aber die hohe Kammer ber 
ſchließen wird, habe ich ihr lediglich zu überlaſſen. 


Referent Vicepräfident v. Friefen: In einer fo wide 
tigen Angelegenheit, meine Herren, hatte bie Deputation 
die dringendfte Veranlafjung, ja ohne allen Bweifel auch 
die Pflicht, den Schlußantrag noch einmal in Erwägung 
zu ziehen. Nach einer fo wichtigen Abänderung in den 
Deputationsanträgen, wie durch die Beſchlüſſe zu $9. 84 
und 86 gefchehen ift, mußte die Deputation nothwendiger⸗ 
weife noch einmal prüfen, ob fie bei ihrem erſten Schluß 
antrage ftehen bleiben ober denfelben mobificiren wolle und 
daß dieſe Prüfung erfolgt ift, fehen Sie daraus, daß die 
Stimmenzahl in Bezug auf den Schlußantrag ſich veräns 
dert hatz die Maojorität hat abgenommen, bie Minorität 
augenommen. Es bürfte daher auch wohl nicht überrafhen, 
wenn ber Meferent als Mitglied der Majorität ſelbſt einige 
Worte als Motivirung feiner Abftimmung hinzufigt und 
zugleich zur Rechtfertigung der Deputationz jedoch mit forge 
fältiger Vermeidung alles Deffen, was zu großen Weile 
Täufigkeiten ober gar zu Wiederholungen bereits abgethantr 
und befehloffener Sachen führen Fönnte. Was mich ind 
befondere anlangt, fo bin ich in Bezug auf meine Abſtim⸗ 
mung vollkommen frei, ohne mich einer Inconſeguenz 
Fhuldig zu machen. Ich habe mir ausdrüdiich vorbehal 
ten, noch ben Ausfall der Befchlüffe über die Anträge der 
Deputation zu $$. 16 und 84 meine Abftimmung einn 
richten, je nachdem unſere Anträge angenommen wird 
ober nicht. Sie find nicht angenommen worben und Id 
werde daher von meinem früheren Vorſatze, für die Kir⸗ 
chenordnung zu ſtimmen, vollkommen entbunden oder konnte 





faſt ſogar genöthigt fein, dagegen zu fimmen. Der Br 
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ſchluß zu $. 16 erſchüttert einen Grundfaß, den ih nad 
meiner Weberzeugung nicht aufgeben kann, nämlid den 
Grundſatz, daß bie Gemeinde das Kirchenvermögen nicht 
unmittelbar felbft verwalten darf. Indeſſen bin ich weit 
entfernt, noch ein Wort darüber zu ſagen; nur die Folge 
ziehe ich daraus, daß der Paragraph mir fo wichtig war, 
daß ich jedenfalld nach diefem Ausfalle der Beſchlußfaſſung 
berechtigt wäre, gegen die Kirchenordnung zu flimmen. 
Noch größere Wichtigkeit haben die $6. 84 und 86 und 
bier find denn allerdings durch die Beſchlußfaſſung ber 
Kammer Grundfäge verändert worben, die, ih will nicht 
fagen, abfolut richtig find, denn man kann ſich ja irren, 
‚aber die nach unferer Ueberzeugung bie richtigen waren und 
von denen der ganze Bufammenhang der Kirchenordnung 
abhing und abhängig gemacht werden mußte. Es ift nicht 
zu leugnen, daß bei $. 84 die Kirchenordnung nach unferer 
Anficht den empfindlichften Stoß erlitten hatz weit ent 
fernt, noch einmal eim Urtheil über die gefaßten Befchlüffe 
ausſprechen zu wollen; denn es beruht ja dies zu fehr auf 
Anfichten, denen man ihre Berechtigung, auch wenn fie 
noch fo fehr von den unfrigen abweichen, zugeftchen muß. 
Ich geftche auch gern zu, das Schulwelen kann von dem 
Eultusminifterium auf das Vortrefflichſte geleitet werden, 
‚wie e8 auch bisher gefchehen ift, und die Einrichtungen 
koͤnnen fo getroffen werden, daß die Sache ſelbſt dabei nicht 
im Mindeften Etwas verliert. Das Alles muß zugeftans 
den werben ; aber, meine Herren, es handelt fich hier nicht 
blos um concrete Einrichtungen, nicht darum, dag man 
Etwas ſchafft, was auf der einen Seite eben fo gut fein 
Tann, wie auf der andern, und daß baffelbe Biel auf ver- 
ſchledenen Wegen erreicht werden koͤnne; fondern es han: 
delt fich in diefer ganzen Frage, wie in den erften Sigungen 
ſchon mehrfach hervorgehoben worden ift, um etwas ganz 
Anderes, nämlich um Grundfäge in wichtigen Dingen. 
In Angelegenheiten, die nicht auf ein Jahr oder auf 
wenige Jahre berechnet find, fondern auf eine ent 
“fernte Zukunft, da muß man fich ſchlechterdings an 
Grundfäße halten und diefer Grundfaß, ich fage nicht der 
richtige, fondern ber, welchen wir für den richtigen halten, 
iſt durch den Beſchluß über die Leitung des Schulwefens 
allerdings empfindlich verlegt worden. Ich gebe noch eins 
mal zu und hoffe, daß die oberfte Leitung des Schulweſens 
in den Händen des Gultusminifteriums eben fo gut fein 
wird, als wir hofften, daß fie in den Händen des Ober 
conſiſtoriums fein würde. Aber das Fann nicht weggeleug- 
net werden, daß durch den Beſchluß, das Elementarfchuls 
wefen bei dem Gultusminifterium zu laffen, einem Grund» 
fa zu nahe getreten wird, der zu fehr gefährlichen Confer 
quenzen führen kann. Wir find weit entfernt, zu glauben, 
daß das Cultusminifterium oder wenigftend, daß alle ein- 
zelnen Mitglieder deſſelben nur im Entfernteften die Ab» 
filht Haben, die Schule von der Kirche zu trennen; aber 
gewiß iſt es, daß die Tendenz dazu in der Öffentlichen 
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Stimme fehr ſtark bertrefen if. Die Abſicht, bie Schule 
von der Kirche zu trennen, oder wie man fagt, die Schule 
zu emancipiten, iſt bei einer gewiffen Partei fonft ganz 
ehrenwerther Männer ganz entfchieven vorhanden. Diefer 
Tendenz ift freilich fehr Vorſchub geleiftet worden. Denn 
die Staatsregierung und die Vertheidiger diefer Anficht, die 
Herren Commiffare, haben zu oft betont, daß die Staatds 
gewalt von dem Schulmefen erhalten folle, was ihr gehöre 
und dad Kirchenregiment folle das Seine behalten. Dar 
mit aber ift ausgefprodgen, daß dad Elementarſchulweſen 
hauptfäclih Sache der Staatögewalt fei und nur zum 
Theil Sache des Oberconfiftoriums. Der Streit darüber 
laͤßt ſich bier nicht ausfechten; man kann daruͤber jetzt 
nicht zu einer Vereinigung gelangen. Es wuͤrde mir auch 
nicht zuſtehen, jetzt noch eine Vereinigung daruͤber zu 
verlangen; aber es mußte doch angedeutet werben, daß es 
ſich hier um hauptſaͤchliche Grundſaͤtze handelt. Wenn 
übrigens jeder Theil dad Recht hat, für feine Anficht 
Gründe anzuführen, fo muß man boch wenigftens richtige 
Gründe anführen und da erlaube ich mir zu bemerken, daß 
$. 76 Nr. 4 augenfeinlih gegen die Regierung fpricht 
und augenſcheinlich für die Deputationz denn hier iſt bie 
einheitliche Leitung des Schulunterrichts, dieſe ununtagbro: 
chene Strömung der Beauffichtigung von ber Staatsre⸗ 
gierung felbft unterbrochen; denn die Staatöregierung legt 
ja die Aufficht über den gefammten Jugend: und Prir 
vatunterricht den Superintendenten in die Hand, unters 
ſcheidet aber ausdrücklich diefen gefammten Unterricht in 
den Elementarſchulen von der Aufficht über die Reals und 
gelehrten Schulen, indem fie in diefen dem Superinten« 
denten nur bie Auffiht über den Neligionsunter- 
richt zuweiſt. Sie erkannte alfo felbft at, daß jene ununz 
terbrodene Strömung in ber Leitung des Unterrichts eine 
gewiſſe Unterbrechung erleiden muß und daß der Elemen⸗ 
tarunterricht etwas ganz Anderes ift, als der Unterricht in 
den Real: und höhern Schulen. Mit einem Worte, meine 
‚Herren, es ift einmal Grundfag des proteftantifhen und 
des ſaͤchſiſchen Kirchenrechts insbefondere, daß die Schule 
jur Kirche gehört und zwar mit dem gefammten Unter 
richt. Die Schule ift von der Kirche ausgegangen, von 
der Kirche gefliftet worden. So ift es im, proteftantifchen 
Deurfchland, fo ift es in Sachſen, fo ift es in allen Laͤn⸗ 
dern gewefen, wo eine proteftantifche Kirchenverfaſſung be 
fteht, fo ift es auch in ber katholiſchen Kirche ſtets geweſen. 
Ich erwähne dies nur, um damit auszubruden, daß biefer 
Yunkt allerdings ſtark und gewichtig genug fein dürfte, um 
mich zu bewegen, gegen das Gefeh zu flimmen und es 
bteibt ummwiderleglich, daß die nicht Firchliche Partei oder 
die antikicchliche Partei, wie man fie wohl nennen darf, 
durch diefen Beſchluß einen großen Sieg davon getragen 
hat. Es fommt dazu aber auch noch eine andere Betrach⸗ 
tung, die ich gleich mit dieſen letzten Worten in Verbin» 
dung bringen will, das iſt der Blid auf die Zuftände, auf- 
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die Stimmung ber jebigen Zeit. Ich habe in meiner 
erften Rede gefogt, daß ich den Strömungen dieſer Beit, 
den feindlichen Einwirkungen der Gegenwart eine Ber 
rechtigung nicht zugeftche und daß auch die gute, die 
gerechte Sache feine Urfache hat, ſich davor zu fürchten. 
Aber, meine Herren, wenn man allerdings_die Stimmen 
diefer Parteien’in Zeitungen, in Schriften, in Petitionen 
gelefen hat und fieht, wie da die Stimmung ift, dann muß 
man allerdings bie Befürchtung hegen, daß in die Kirchen- 
vorftände, daß in die Synode ein Element eindringen könne, 
welches dem Geifte der Kirche, dem Geifte des Friedens, 
der Eintracht, der Verföhnung und Beſcheidenheit gerader 
zu ſchnurſtracks entgegenfteht und daß ſich dort ein Geift 
ausfpricht, ber nicht zur Einheit, nicht zur Einigkeit führt, 
fondern offenbar auf Auflöfung und auf den Umfturz alles 
Beſtehenden gerichtet if. Hätten Sie die Petitionen ge: 
Iefen, fo dürften Sie vieleicht fehen, daß ich nicht zu viel 
fage. Wenn man vorausfehen koͤnnte, daß dieſer Geift 
jemals in unfere Kirchenvorftände und in die Berathungen 
der Synode eindringen koͤnnte und da die Oberhand gewin⸗ 
nen follte, fo müßte man allerdings wohl berechtigt fein 
zu fagen: Nein, es wäre beffer, die Kirchenordnung nicht 
anzunehmen. Allein auch biefen Befürchtungen will ich 
fein Gehör geben, obgleich fie fehr gemachfen ſſind, ich 
unterbrüde ſie. Ich fage noch einmal, bie gute Sache, 
die gerechte Sache hat die Gefinnungen, die Beftrebungen 
einer, ich darf wohl fagen, firchenfeindfeligen Partei nicht 
zu fürchten. Es genügt mir, meine Bedenken gegen die 
$$. 16, 84 und 86 außgefprochen zu habenz ich will fie 
aber dem höhern Zwecke unterorbnen. Zu dem muß man 
fi) fagen, daß durch unſere Berathungen und Beſchlüſſe, 
wenn fie bei der Zweiten Kammer Anklang finden, viel ges 
wonnen iſt. Wir gewinnen wenigftens ein Oberconfiftorium, 
alfo eine wirkliche kirchliche Oberbehörbe, eine kirchliche 
Gentralbehörbe, welche anerkannt ift als Vertreterin ber 


Kirche, ald Inhaberin des Kirchenregiments und welche in’ 


ihrer ganzen Verwaltung die nöthige geſetzliche, verfafs 
ſungsmaͤßige, Firchliche Unabhängigkeit befigt, um im Sinne 
der Kirche zu handeln. Allerdings hat fie durch das Tren⸗ 
nen des Schulweſens eine Verftümmelung erfahren, das 
iſt nicht zu leugnen. Uber dennoch iſt gewonnen, daß 
diefe Oberbehoͤrde die Oberverwaltung des Kirchenguts hat, 
alſo die äußeren Angelegenheiten zu beauffichtigen und daher 
von ber unterften bis zur oberften Inſtanz felbft auszu⸗ 
üben hat. Es ift ferner gewonnen, daß die oberſte Ber 
hörbe bie Disciplinargemwalt über die Kirchendiener, über 
die geiftlichen Beamten hat, wobei allerdings wieder fehr 
zweifelhaft geworben ift: hat fie Disciplinargewalt über 
Schullehrer, welche Kirchendiener find? — Ale diefe Be⸗ 
trachtungen bewegen mich doch, für die Kirchenordnung 
ungeachtet ihrer Mängel und Mangelhaftigkeiten zu ſtim⸗ 
men. Ich gedenke daran, daß ein gutes Merk feine Zeit 
aut Entwieelung braucht; denn ein altes Sprichwort fagt: 
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Rom ift nicht in einem Tage erbaut. Das römifche Recht 
hat bis zur Zuflinianeifchen Gefeggebung 1300 Jahre au 
feiner Vollendung beburftz jedes gute Ding will feine Zeit 
haben. Darum aber muß erſt ein Anfang gemacht werden, 
So hat unfere Kirhenverfaffung 300 Jahre zu ihrer Ente 
widelung und Feſtſtellung bedurft und fo wird es aud 
unferer Kirhenordnung gehen. Ich wiederhole ein Wort 
aus den erfien Tagen unferer Sitzungen. Ich habe Ber: 
trauen zur Sache, ich habe Vertrauen, zu den Behörden, 
Vertrauen zu den Kirchenvorftänden, Vertrauen zu der 
Synode, daß fie dad Befte thun und für das Beſte forgen- 
werben, und zulegt vertrauen wir Ale auf eine höhere 
Macht, daß fie die Sache zum Beſten leiten und die Kirche 
vor den Nachtheilen und Gefahren bewahren wird, die ih 
in meiner Rede angedeutet habe. Ich werde baher, ohne 
mich von den erwähnten Bedenken abſchrecken zu laffen, 
meiner frühern Erklärung gemäß für die Kirchenordnung 
fimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Es kann dies noch nicht 
als Schlußrede des Herrn Neferenten betrachtet werden, da 
ich vermuthe, daß fowohl Herr v. Zehmen, ald Herr Bürgers, 
meifter Dr. Koch über ihre Anträge noch ſprechen werden. 
Ich habe zu erwarten, ob dies der Fall ift? 


Bürgermeifter Dr. Koch: Allerdings erlaube ich mir 
um's Wort zu bitten. Der Antrag, den ich in der erften 
Sigung der allgemeinen Berathung geftellt habe, zerfällt 
in zwei Theile. Im erſten ſchließt er ſich dem Separate 
votum des Herrn v. Behmen an, welches auf Ablehnung 
der Kirchenorbnung gerichtet iſt und im zweiten Lheile 
will derfelbe eine anderweite Beratung der Kirchenordnung 
durd ein aus der Kirche felbft hervorgegangened Drgan, 
alfo durch eine dazu einzuberufende, Synode, unter bem 
Vorbehalt der letzten Zuftimmung der Ständeverfammlung 
ftattfinden Iaffen. Ich habe mich mun, nachdem ber ganze 
Gefegentwurf durchberathen iſt, alles Ernſtes zu fragen 
gehabt, ob ich von meiner Anficht, die ich bei Beginn der 
Verhandlung ausgeſprochen habe, wieder zurhd gehen 
tönne? Und dies um fo mehr, als ich gern und rickhaltlod 
auch den geehrten Mitgliedern dieſer Kammer, bie meinen 
Standpunkt nicht theilen, die Anerkennung zollen muß, 
welche von dem Heren Minifter auögefprochen worden iſt, 
die nämlich, daß die Verhandlungen über bie Kirhenord- 
nung in diefer Kammer bie nothwendige Würde, ben Ernſt, 
die Gruͤndlichkeit an ſich getragen haben, welche dieſe hoch⸗ 
wichtige Angelegenheit erfordert, Ich glaube daher nicht 
erft noch verfichern zu dirfen, daß ich hieriber mit meinen 
Gewiſſen aufs Ernſteſte zu Nathe gegangen bin. und 
wenn ich mir fhließfich habe fagen müffen, daß ich br 
Kirchenordnung felbft fo, wie fie aus ber Beratung het 
vorgegangen if, mein 3a nicht geben fönne, fo bitte | 
Sie, dies als das Ergebniß der forgfältigfien Erwägung 





731 


anfehen zu wollen. , Was ich bereits zu Anfang der Ber 
handlung gefagt habe, muß ich auch heute noch aufrecht 
erhalten. Das vorliegende Werk der gemeinfamen Thäs 
tigkeit der Regierung und diefer Kammer ift noch Fein fer 
tiges, fein zum endlichen Abfchluffe reifes zu nennen. Ich 
vermiffe noch immer an der Kirchenordnung troß der mannige 
fachen Verbefierungen derfelben, die ich anzuerkennen habe, 
den Mangel der Durchführung eines Principe. Ein Furzer 
Ruͤckblick möge mir zum Beweife diefer Behauptung ge 
ffattet fein. Ich wieberhole: $. 3 der Vorlage ftellt das 
Princip, daß die Kirche ihre Angelegenheiten felbftändig 
verwalten folle, Bar und unverkürzt auf. Diefes Princip 
iſt aber auch heute noch im weitern Werlauf des Geſetzent 
wurfs immer und immer wieder verlegt worden. Der 
weltliche Arm reicht Überall noch in die kirchlichen Anger 
legenheiten hinein; ich erinnere nur an die Kircheninfpec- 
tionen in ihrer Bufammenfegung; an die Bezirksconfiftorien, 
in denen wenigftens ein Theil ihrer Mitglieder vom Kirs 
chenregiment volftändig unabhängig iſt. Zwar erkenne ich 
an, daß in dieſer Richtung weſentliche Verbeſſerungen eins 
getreten find. Wir haben eine maaßgebende Mitwirkung 
in der kirchlichen Gefeßgebung der Synode zugefprocden; 
dem Oberconfiftorium find ganz andere Befugniffe einge 
räumt worben, als ber Gefegentwurf denfelben eingeräumt 
wiffen wollte. Aber, meine Herren, ehe von einer ſelb⸗ 
fländigen Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten durch 
die Kirche felbft die Nede fein kann, da bleibt noch Vieles 
zu wuͤnſchen übrig. Namentlich müßten ben Kirchenge ⸗ 
meinben und deren Vertretern ganz andere Befugniffe beis 
gelegt worben fein, als gefchehen iſt. Ich habe meine dies: 
fallfigen Wuͤnſche und Anträge während der Einzelberathung 
der Vorlage unverhohlen ausgefprochen und darf mich daher 
darauf beziehen. Wie wenig biefelben Anklang in biefer 
Kammer gefunden haben, das brauche ich Ihnen nicht ins 
Gedaͤchtniß zuruͤckzurufen. 

Ueberblicke ich weiter die wichtigſten Fragen der Kirchen⸗ 
ordnung, fo finde ich, daß aus der künſtlichen und vielger 
gliederten Behörbenorganifation auch nicht ein Glied aus, 
gefallen ift. Wir haben eine Behörbenorganifation von 
ſechs Staffeln troß aller Bedenken dagegen beibehalten. 

Die Stellung der Kirche zur Schule war durch einen 
Beſchluß, den wir gefaßt hatten, Elarer geworden. Meine 
Herren! Sie ift durch die hohe Staatsregierung felbft wies 
der in die alte Unklarheit zurückgefallen. Das find Be 
denken, über die ich nicht Hinwegzufommen vermocht habe. 

Gehe ich ferner, auf einzelne Beftimmungen noch ein, 
meine Herren, fo erlaube id) mir, felbft auf die Gefahr 
hin, Verkegert oder gar der: Apoſtaſie angeklagt zu werben, 
noch einmal $8. 1 und 2 zu berühren. Kirche und Kirchen» 
verfaſſung find völlig getrennte Begriffe, fie deden ſich 
nit und nur in der Vermengung Beider mit einander 
kann ich die Erflärung finden, daß das Bekenntniß der 
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Kirche in die Verfaſſung der Kirche aufgenommen wor 
den iſt. 

Weiter habe ich ganz befonders $. 6 hervorzuheben. 
Ich kann zunäcft die Anficht der geehrten Deputation 
nicht theilen, wenn fie in ihrem Bericht gelegentlich der 
Detition der reformirten Confiftorien fagt, daß fie auf dies 
fen Punkt nicht zurückkommen dürfe. Ich meine vielmehr, 
daß man, wenn man eine andere und beffere Ueberzeugung 
gewonnen, fi nicht fheuen follte, zu befennen, daß man 
früher gefehlt habe. Dieſes Bekenntniß, meine Herren, lege 
ich vor Ihnen jegt ab. Ich befenne, daß ich im Gefühle 
völliger Erfolglofigkeit zur unrechten Zeit und am unrechten 
Drte geſchwiegen habe und daß bie Annahme bes ‚legten 
Abfages von $.6 allein Hinreichen würde, um mir die Bus 
fimmung zur Kirchenordnung unmöglich” zu machen. Ich 
gehe hier nicht tiefer auf die mit hereinzuziehende Frage der 
vollftändigen Trennung der Schule von der Kirche ein, eine 
Frage, die ich noch nicht für abgeſchloſſen halten kann. 


Ich erörtere ferner nicht näher den für mich zweifellofen 


Sat, daß die Wifjenfchaft von der Kirche nicht beengt were 
den darf. Nein, meine Herren, die Wiffenfchaft muß frei 
fein, frei wie der Glaube ſelbſt; denn ein unfreier Glaube 
ift fein wahrer und echter Glaube und eine unfreie Wiffen« 
ſchaft ift Feine wahre Wiffenfhaft, Wohl aber muß ich 
einen anderen für mich hochwichtigen Gefichtöpunft etwas 
näher berühren. Durch Annahme von $. 6 find wir unge 
recht geworben gegen gleichberechtigte Staatsmitbürger, bie 
nicht unferer proteftantifchen Kirche angehören. Meine 
‚Herren, ich wuͤnſche unferer proteftantifhen Kirche bie 
weitefte Verbreitung; ich wünfche, daß fie ihre Segnungen 
nad) allen Richtungen hin auszufreuen in den Stand ges 
ſetzt würbel Aber ich möchte um Alles in der Melt nicht, 
daß unfere proteftantifche Kirche die herrfcyende Kirche im 
böfen Sinne dieſes Wortes werde, Durch $. 6 machen 
wir fie aber dazu. Mit deffen Annahme zwingen wir bie 
unferer Gonfeffion nicht angehörigen Staatsbürger, daß 
fie für ihre Kinder eigene Schulen begründen, ohne daß 
der Staat ihnen bie Mittel dazu darbietet, obſchon fie zu 
den Staatölaften und namentlich auch zu dem Poftulate 
für das Cultusminifterium,- welches unfer Budget mit 
362,000 Thalern beziffert, ganz in gleicher Maaße, wie 
wir felbft, beitragen. Wir verfagen ihnen mit Annahme 
von $. 6, als Lehrer felbft an den höheren Lehranftalten 
des Landes, ja ſelbſt nur als Fachlehrer mitzuwirken und 
begründen damit ein unfere Gonfelfion bevorzugendes 
Privilegium. Meine Herren, das Tann keinen Segen 
bringen, auch unferer Kirche nicht! Ich brauche nicht daran 
zu erinnern, wie bitter es in anderen Staaten unfere in 
der Minderheit befindlichen Glaubenögenoffen empfinden, 
der gedruͤckten oder unterbrüdten Kirche anzugehören. Es 





find deshajb laute Klagen Eund geworden; Klagen, die ich 

wenigftend volfommen theile. Diefed Beifpiel hätten wir 

und zur Warnung follen dienen laffenz dem confeffionellen 
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Standpunkte wäre meiner Ueberzeugung nach völlig genügt, 
wenn die Religionslehrer an unferen Schulen mit dem Con 
feffiongeid verpflichtet würden. ES hat num zwar der Ber 
richt Seite 352 gefagt, es werde im einzelnen Falle von 
der Staatöregierung billige Rüdficht genommen werden 
koͤnnen. Nun, meine Herten, etwas Achnliches habe ich 
bei der Debatte ber $. 6 auch vom Miniftertifche aus ger 
hört. Sch darf annehmen, es ſoll mit biefer Bemerkung 
im Berichte nichts Anderes gefagt werben, als daß in ein- 
zelnen Fällen das Minifferium von der Nothwenbigkeit, den 
Gonfefftongeid zu Ieiften, diöpenfiren werde. Menn das 
wirklich damit gemeint ift, fo habe ich einen Irrthum zu 
conftatiren, ben ich ſchon bei einer anderen Gelegenheit zu 
berichtigen hatte, Die Staatöregierung Tann und darf 
nicht dispenfiren von einer Beftimmung, die das Gefeh 
enthält, wenn ihr durch das Geſetz felbft nicht diefes Dis - 
penfationsbefugniß ertheilt worden iſt. Unfer Gefegentwurf 
kennt aber ein folches Dispenfationsbefugnig nicht, er beftimmt 
vielmehr ganz ausnahmslos: „Ale Lehrer u. f. w. find 
nad) den Formularen D a und b zu verpflichten“. Wollte 
mithin die Staatöregierung deffenungeachtet dispenfiren, fo 
würde fie ſich Über dad Gefeg ftellen, fie würde dem Ge 
fege zuwider handeln! 

Nun, meine Herren, dad Menige, was ich gefagt habe, 
wird Ste überzeugen, daß ich für die Kirchenorbnung nicht 
fimmen fann. Ich könnte noch andere Beftimmungen ans 
führen, 3. B. die uͤber die Nichtöffentlichkeit der Synoden- 
ſitzungen; indeſſen es bedarf weiterer Anführung nicht. 
Das bisher Gefagte wird zur Begründung meiner Erklaͤ⸗ 
rung genügen, daß. es mir. mein Gewiffen verbietet, der 
Kirchenordnung zuzuftimmen. Cs wird aber auch ausrei- 
hen, um den zweiten Theil meines Antrags zu rechtfertis 
gen, welcher dahin geht, daß Sie beſchließen wollen, die 
Staatsregierung zu erſuchen, noch auf dieſem Landtage 
ein Wahlgefeg zur Einberufung einer Synode für die 
Vorberathung einer Kirhenordnung“ uns vorzulegen. 
Meine Herren, diefe Berathungen, wie fie mit allem 
Ernfte und mit aller Würde geführt worden find, müſ⸗ 
fen gezeigt haben, daß diefes Werk noch einer weiteren 
Uebertegung bedarf; fie müffen gezeigt haben, daß noch 
ein anderes Organ, welches aus der Kirche felbft her- 
vorgegangen iſt, eine anderweite Erwägung diefes Ent- 
wurfs vorzunehmen hat, bevor wir denfelben zum Abfchluffe 
bringen Töhnen. Der Herr Vicepräfident hat biefen Theil 
meines Antrags ſelbſt am beften unterftüßt, indem er fagte: 
„Rom ift nicht in einem Tage erbaut”. Und wie Rom 
nit in einen Tage erbaut ft, ebenfo koͤnnen auch wir 
nicht erwarten, daß ein fo umfaſſendes Werk, wie die Kir- 
Henotdnung, mit einem Schlage, mit einer Berathung zu 
Stande gebracht werden koͤnne. Deshalb find wir vers 
pflichtet, noch fernere Berathungen eintreten zu Laffen und 
wenn bann von allen Seiten Hand ans Werk mit vollſter Treue 
‚gelegt worden fein wird, dann, aber sub nur dann, 
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werden wir etwas wirklich Gutes fchaffen. Meinem Ans 
trage aber können Sie, meine Herren, um fo umbebenkticher 
zuffimmen, als ja die letzte Prüfung und Genehmigung 
durch denfelben der Ständeverfammlung ausdruͤcklich vor⸗ 
behalten worden iſt. Ich wiederhole, was hier ſchon oft 
geſagt worden iſt: Wir wollen Etwas ſchaffen für lange 
Zeit hinaus. Aber meine Herren, die Schöpfung, die 
nicht auf Maren und feften Principien beruht, Tann auf- 
die Dauer nun und nimmermehr beftehen. Ich fürchte 
nicht, daß um meiner ausgefprochenen Anſichten willen mir 
vom Heren Vicepräfidenten gefagt werden wird, ich gehöre 
einer firchenfeindlichen Partei an, von der er vorhin ſprach. 
Wäre nicht die Wichtigkeit diefer Frage in mir zum vollften 
Bewußtfein gelangt, nun, meine Herren, dann wäre 8 ja 
das Leichtefte und Bequemfte flr mich gewefen, zu Allem 
einfach Ja zu fagenz allein in dieſer Bequemlichkeit würde 
ich meine Pflicht ſchlecht erfüllt Haben. Nur die aufrichtige 
Liebe zur Kirche hat mein Reden und Stimmen geleitet, 
Mein Gewiffen allein durfte und Fonnte in dieſer hochhei— 
ligen Angelegenheit meine Richtſchnur fein! 


PVräfident v. Schönfels: Es Hat nun noch Her v. 
Behmen als Scparatvotant das Schlußwort. 


Kammerherr v. Behmen: Ich habe allerdings nicht ers 
wartet, daß heute die allgemeine Debatte wieder aufgenommen 
werben ſolle; ich Habegeglaubt, daß dies fogar gegen bie Lands 
tagsordnung wäre. Ich muß mir jedoch das Wort erbitten, 
um wenigftend bie Erflärung nieder zu legen, daß ich bei 
meinem Sondergutachten feft und underruͤct ſtehen bleibe; 
ja, daß nach meiner Ueberzeugung durch die Verhandlung 
die Grunde ſich noch vermehrt haben, die flr daſſelbe 
ſprechen dürften. Ich kann daher nur dem beipflichten, 
was und darüber der Herr Neferent vorhin mitgetheilt hat. 
Ex motivirte die Bedenken, die entgegenftehen, fo daß Ih 
mic) zur Annahme veranlaßt fand, er werde ſchließlich ein 
„Nein“ fagen ſtatt Ja. Aus welchen Gründen er dennoch 
bei feiner früheren Meinung ftehen geblieben, habe ich {hm 
zu überlaffen. Ich geffatte mir nur darauf aufmerffam 
zu machen, wie durch die Verhandlung über bie Kirden: 
orbnung, wie ſelbſt der Nachbericht an bie Hand giebt, dir 
Entwurf in einen fo unfertigen Zuftand für die Verab ⸗ 
ſchiedung durch die Ständeverfammlung gerathen iſt, doß 
ex nach meiner Ueberjeugung zur Unmöglichkeit geworden 
if. Indem ich mich auf das bezogen habe, was ber Hirt 
Referent über diefen Gegenfland gefagt hat und was zu 
meinen Gunften zu ſprechen ſchien, muß ich mir wengſtens 
erlauben, ganz kurz der Motivirung zu wiberfbrechen, bu 
der Here Präfibent für feine Anficht aufgeſteut bat. >R 
Tann nicht auf biefelbe näher eingehen, weil ich —— 
den Gegenſtand für gefchloffen anfehe; nur muß ich eu 
feinen, daß ich durchaus aus anderen Gründen mein ht 
paratvotum abgegeben, als vorhin der Hert graben? DE : 
feine Anficht angeführt hat. CEbenfo finde ich mich auf 
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gut und richtig halte, and in 
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Stande, Etwas darauf zu entgegnen, was Herr Bürgers 
meiſter Koch für feinen Zuſatzantrag erwähnte. Ih habe 
mir erlaubt, früher darauf zu antworten und bereitö Ges 
ſagtes mag ich: nicht wiederholen. Ich kann daher nur heute 
noch mit der. einfachen Erklaͤrung fchliegen, daß ber Gang 
der Verhandlung mich in meiner Anfit nur noch mehr 
befeftigt habe und daß es mir jegt fcheint, die Kirchenord⸗ 
nung ift in einen Zuſtand gefommen, daß ich fie nicht 
meinen Feinden, gefchweige denn meinen Freunden wün⸗ 
fen Fann. 

Präfident v. Schönfeld: Nach dem, was der Redner 
foeben andeutete, Fönnte es fcheinen, ald ob nicht nach der 
Landtagsordnung verfahren worben wäre, indem ich Herrn 
BVürgermeifter Koch das Wort ertheilt habe; ed hat aber 
ausdruͤcklich nach der Landfagsordnung jeder Separatvotant 
und ein folder ift Here Bürgermeifter Koch, das Recht, 
zum Schluffe feine Meinung zu dußern und id würde 
vielmehr dann gegen die Landtagsordnung verftoßen haben, 
wenn id) Herrn Bürgermeifter Koch dad Wort nicht ertheilt 
hätte, Ich ertheile nun Herin v. Biedermann das Wort, 
weil die Debatte noch nicht gefchloffen ift, 

Freiherr dv. Biedermann: Ich kann nicht wüns 
ſchen, daß bei einer fo wichtigen Angelegenheit die Gründe 
meiner Abftimmung mißverflanden werden und ich halte 
es fuͤr nothwendig, fie zu bezeichnen. Ich werde die 
Kammer nicht aufhalten; ich kann das mit einem Worte 
thunz es find die Gründe, bie vorhin von Seiten bes 
Herrn Praͤſidenten für feine Abſtimmung angegeben wor⸗ 
den ſind. Ich bedaure, gegen die Vorlage ſtimmen zu 
müffen, da fie fo Manches enthält, was ich ſehr gern 
durchgeführt gewuͤnſcht hättez aber wie die Sache liegt, 
fo ift es mir unmöglich. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
das Wort verlangt, fo werde ih num die Debatte 
fliegen. 

Iberhofprediger Dr. Liebner: Ich bitte, noch ein 
Wort fprechen zu dürfen. 

Präfident, v. Schönfels: Ich muß deshalb die Kam- 
mer fragen, "weit ich ſoeben ausdruͤcklich die Debatte ge 
ſchioſſen Habe. Der Herr Oberhofprebiger Dr. Liebner 
verlangt noch dad Wort nach Schluß der Debatte und 
ich frage, ob’ die Kammer demfelben das Wort geftatten 
wolle? — Einftimmig Ja. 

— er Dr. Liebner: Ich hatte allerdings 

bt, €8 würde hinreichende Moͤglichteit vorhanden 
Auabſtimmung noch vorher zu motipiren. 
Es iſt dies nicht der Fall; fo will id nur Kolgendes 
ſegen. Meine Abſtimmung wird, für bie Annahme laus 
ten, indem id) zwar nicht mit allem Einzelnen” der Vor · 
lage einverſtanden bin, doch aber das Befentlige für 
Geſtait, pie das 
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Ganze aus der Berathung und Geihichte in unſerer 
Kammer hervorgegangen iſt. Zugleich Fann ich mein Bes 
dauern darüber nicht zurücdhalten, daB bie Vorlage wie 
die Verhandlungen in der Erſten Kammer einen fo großen 
und weitreidenden Mifverftand im Lande gefunden haben 
und muß hinzufügen: Hätte ich vom Anfange herein eine 
Ahnung davon gehabt, davon, daß felbftdas Gute. und Befte 
des Entwurfs fo aufgefaßt werben koͤnnte, wie gefchehen, 
dag der Zeitpunkt, in weldem wir fiehen, ein fo wun⸗ 
derbares Wirrniß enthalte, um zu ſolchen Mifverfländ« 
niffen zu führen, fo würde ich allerdings, ich geftche es 
aufrichtig, mic) anders zu biefer Sache geftellt habenz 
würde jegt keinen Finger dafür aufgehoben, wide 
vielmehr geglaubt haben, dag man eine andere klarere 
Beit abwarten müffe oder auch daß man eine ſolche Sache 
auf einem Wege zur Wirklichkeit bringen müffe, welcher 
der Meinungsäußerung des Landes einen größeren Raum 
liege, als es jegt unter bewandten Umfländen hat ges 
ſchehen koͤnnen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Meine Herren! Nach Schluß 
der Debatte iſt allerdings das Wort nicht mehr zu ergrei⸗ 
fenz ebenſowenig iſt eine Motivirung der Abſtimmung zus 
läffig. Die Ausnahme, die jegt von biefer Regel geftattet 
wurde, erfolgte nicht durch mich, fondern durch die Kam⸗ 
merz ich wollte die nur beiläufig erwähnen. Die Debatte 
iſt alfo gefchloffen und ich werde nun zur Abftimmung übere 
gehen. Dg diefelbe ſich auf eine Gefetzvorlage bezieht, ſo 
muß natürlierweife die Abftimmung durch Namensaufruf 
erfolgen. Der Antrag der Majorität ber Deputation geht 
dahin: die Annahme des Entwurfs der Kirden« 
ordnung in dem Maaße, wie berfelbe fih in dem 
befchloffenen Bufägen und Anträgen geflaltet 
bat, zu befchließen. 


Bei der nun erfolgten Abſtimmung antworten mit Ja: 
Vicepraͤſtdent v. Briefen, delltergutebeſtter d. Rbmer. 
Seeretkr Wimmer. Kammerhere v. Wapdorf, 
Advocat v. Könnerit. Breiperr v. Befchtoig, 
vofrath Dr. Hänel. Kammerherr v. Lüttichan. 
Dbergofprebiger Dr. Siehner. Kammerherr v. Mehfe. 
Superintenbent Dr. Sehler.  Kammerhere p. Miltig. 

Sof. v. Schönburg. Breißere d. Kodom. 
Freiherr v. Weld, Dperhürgermeifter Pfotenhauer. 


Mit Nein antworten 





Seezstär 9. Egibg gammerherr d. Behmen. 
Dompere d. Wagdorf. Kloftervoigt: v. Pofern. 
Graf Solms. Nittergutöbefiger v. Böhlau, 
Graf Wilding v. Königebrhd. Bürgermeifter Müller, 
Capktular 9. Schröter. Breibese v. SchönbergeBibran. 
Vürgermeifter Löht. Freiherr v. Biedermann, " 
Bürgermeifter Clauß. — vs a 
Ritfergutsbefiger Ritfper. ;ammerhere ©. inneborff. 
Vürgermeifter Gottſchald. Sinanzratg d. Srofigehltei, 
Nittergutgbefiger Kraft, Sanbesheftaltter Hempel, 
Bürgermeifter Hennig. - Seifen o. Söonfele. 
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Präfident v. Schönfeld: Das Nefultat der Abftims 
mung ift Folgendes: 22 Stimmen haben die von mir ges 
ſtellie Srage verneint und 16 bejaht; es iſt daher ber 
Antrag der Majorität der Deputation abgelehnt. 

Ich werde demzufolge mich weiter wenden in der Abs 
fimmung und fomme zu dem Separatvotum des Herrn 
v.Behmen. Es findet ſich daffelbe auf Seite 288 des Be- 
richte und Seite 348 des anderweiten Berichts, wobei ich 
einſchalte, daß eine andere Redaction deſſelben ftattgefunden 
hat. In Bezug auf den Antrag unter a foll nämlich ber 
erſte Sag, wie er urfprünglich gefaßt war, wegfallen und 
der Antrag folgendermaßen lauten: 

„die bei Durchberathung der Vorlage gefaßten Be 
fehlüffe der Staatöregierung mit dem Antrage überreichen, 
auf Grund derfelben die vorgelegte Kirhenordnung einer 
weiteren eingehenden Erwägung zu unterwerfen”. 

An diefen Antrag ſchließt fich der Antrag des Herrn 
Bürgermeifterd Dr. Kod an, den id) nochmals verlefen 
und unabhängig vom Separatvotum des Herrn v. Zehmen 
zur Abftimmung bringen werde. Diefer Antrag fol naͤm⸗ 
lich als Zuſatz zu dem Antrage des Herrn v. Zehmen kom ⸗ 
men. Er lautet dahin, nad den Worten: „weiteren eins 
gehenden Erwägung zu unterwerfen”, fortzufahren: 

„u dem Ende Hochdieſelbe erſuchen: Sie wolle noch 
auf diefem Landtage den Ständen einen Gefegentwurf 
über Bufammenfegung, Wahl und Einberufung einer 
Vorſynode zur Berathung einer Kirhenordnung Ahr das 
Koͤnigreich Sachſen vorlegen und das Ergebniß diefer 
Berathung der naͤchſten Ständeverfammlung zur Bus 
fimmung zugehen laffen”, 

Ich habe den Antrag des Herrn v. Zehmen bereits 
verleſen und bemerkt, daß nun nad Ablehnung des Mas 
joritätsantrags die Majorität der Deputation dieſem v. Zeh— 
menfehen Antrage ebenfalls beitritt. Ich frage nun, ob 
die Kammer diefem Antrage auf Seite 288 des Be 
richts unter a beiftimmt?.— Einftimmig Ja. 

Ich gehe nun zu dem Antrage des Herrn Bürger: 
meiſters Koch; derfelbe ift der Kammer befannt, ich verlefe 
ihn daher nicht wieder, fonbern frage, ob fie diefem Anz 
trage beipflichten wolle! — Er wird mit 28 Stimmen 
gegen 10 abgelehnt. 

Ich gehe nun über zu dem Antrage unter h, in ben 
Worten enthalten: 

„daß bie hohe Staatöregierung im Berorbnungswege 
inmittelft, unter Aufhebung der Kirchrechnungen in loco, 
ein einfacheres, minder koſtſpieliges Verfahren für diefelben 
einführe", 
und ich frage die Kammer, ob fie biefem Antrage 
beizupflihten gemeint ifl? — Einſtimmig Ja. 

IH gehe nun zu dem Punkte unter e über, wobei der 

Herr Referent noch einige Bemerkungen zu machen gedenkt. 


Referent Bicepräfident v. Friefen: Es ift bei Punkt c 
beantragt, das Gutachten der Deputation Seite 266 des 
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Berichtes anzunehmen als Antrag an die Staatsregierung, 
womit fi auch der Verfaffer des Separatvotums vereinigt 
hat und es find hier die Worte des ganzen Antrages ange⸗ 
geben worden, der auch bereits von der Kammer ange⸗ 
nommen worden iſt. Es würden ſich nur, wie ich vielleiht 
überflüffiger Weiſe erwähnen will, einige Worte im Depm 
tationsbericht ändern müffen, es heißt nämlich: 

„bagegen hat fie, da eine Verbefferung in ber Stellung 
der Superintendenten ald eine Nothwendigkeit anerkannt‘ 
werben, muß“, 

Das würde bleiben; aber die darauf folgenden Worte: 


„und ber ganze Zwed der neuen ie eine 
erhöhte Thaͤtigkeit diefes Amtes zur unerläßlichen Bedin⸗ 
gung ihres Gelingens macht.” 


würden natürlich nicht bleiben koͤnnen und ich bemerke dar 
her nur, daß ber Antrag der Deputation nur unter Vor 
ausfegung der unvermeiblihen Abänderungen mutatis mu- 
tandis.zur Abftimmung gelangen kann. 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag unrer 0, wie 
er fi) im amderweiten Berichte vorfindet, iſt auch auf 
Seite 266 des Hauptberichtes vorhanden und fängt mit 
den Worten an: 


dagegen hat fie, da eine Verbefferung in der Stellung 
der Superintendenten als cine Nothwendigkeit anerkannt 


werben muß”, 
und es follen nad) der Erläuterung des Heren Referenten 
die folgenden Worte aus demfelben wegfallen und baflı 
geſetzt werden: 


„der geehrten Kammer folgende Vorfchläge zur Gr 
mehmigung zu eröffnen: Ni 

1) Eine_beffere Dotirung der Superintendenten ⸗ 
ämter aus Staatsmitteln; 

2) eine Unterflügung derfelben in ihrem Pfarramte 
durch Zuordnung don Vicarien oder Hülfsprebigern für 
den Fall der Abwefenheit des Superintendenten in Amtd« 
geſchaͤften, oder auch bei anderen dringenden Abhaltun? 
gen in feinem Amte und Salarirung diefer Wicare aus 
Staatömitteln; 

3) eine gleichmäßige Unterftügung in ber Amtflb, 
rung dur) Beigebung eines aus Stoatömitteln In 1 
befoldenden Erpeditionöperfonals, damit die Amtägeicäftt 
aud in Abweienheitsfällen ihren ungeflörten Fortgang 
haben und ben Superintendenten Überhaupt bie I .. 
niſche Laſt der Gefchäfte abgenommen und erleichtert 
werde; . ie Yerfon 

4) das Befugniß des Kirchentegimentd, die sen 
bes. Superintendenten frei zu wählen, ohne an bel I 

herigen Sit des Cphoralamts oder an das Pfarr 1 
mit welchen baffelbe bisher vereinigt war, —— 
fein, wie folches mehr oder weniger ſchon bisher der 
geweſen iſt. 

Ich frage nun einfach, ob Sie nad A ne 
des anderweiten Berichts den Antrag, BF Ti, 
den Worten anfängtz „dagegen hat fe” UND I. 
den Worten fhließt: „wie folches mehr oder WE 
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ſchon jegt der Fall geweſen ift” annehmen? — Einftim- 
mig Ja. 


Präfident v. Schönfeld: So wäre dieſe Abſtimmung 
beendet und wir hätten blos noch den Bericht über die 
Vetitionen zu verlefen und die Abftimmung darüber vor 
zunehmen, “ 


Referent Bicepräfident v. Frieſen: Der Bericht 
fügt noch hinzu: 


Noch bleibt es Ubrig, die bei der Ständeverfammlung 
eingegangenen und der Deputation überwiefenen Petitionen 
zu begutachten. » 

1 


Vier gedrudte Petitionen an bie Zweite Kammer aus 
den Ortſchaften und Städten Stötteris, Riefa, Olbernhau 
und Plauen, welche von einer ges Anzahl Perfonen 
aunterfchrieben, von der Zweiten Sammer an bie Erfte ab- 
‚gegeben worden und bei legterer unterm 9., 17. und 26. Zar 
nuar diefed Jahres eingegangen find, bitten unter Aufftellung 
von Bedenken zogen die Beftimmungen ber $ 20, 32, 37, 
80 und 81 des Entwurf und unter der Befuͤrchtung, daß 
durch den Entwurf eine SUR DIENTE DIE eſchaffen 
und ben Geiſtlichen eine neue glaubensrichterliche Äuffichts⸗ 
befugniß eingeräumt werde, 

die Zweite Kammer wolle im Verein mit der Erften 
Kammer befehließen, den Entwurf abzulehnen und die 
hohe Staatsregierung erſuchen, dem nächften Landtage 
einen anderweiten, auf ber proteftantifhen Gewifjens- 
freiheit fußenden Entwurf vorzulegen, in welchem befon« 
ders auch den Kirchen» und Schulgemeinden das volle 
Recht bei Befegung der Kirchen» und Schulftellen ges 
währleiftet werde, 

Der Stadtrath zu Meerane ſchließt ſich für fih und 
im Namen der dafigen Stadtverordneten in einer unterm 
25. Januar dieſes Sahres bei der Zweiten Kammer einge 
reichten, ebenfalls an die Erfte Kammer abgegebenen und 
bei_diefer am 4. huj. eingegangenen Petition dem vorge 
dachten Antrage nur mit Weglaffung der Worte: 


dem naͤchſten Landtage” 
m 


Die Deputation hat dieſe fünf Petitionen geprüft und. 
beantragt, da die Erfte Kammer den ganzen Inhalt des 
Entwurfs zur Kirchenordnung beteits fpeciell berathen, auch 
die ihr angemefjen erſchienenen Beſchiüſſe darüber gefaßt 
hat, und zwar zum größten Theil ſchon eher, als diefe fünf 
Petitionen zu ihrer Kenntnig gelangt waren, bie Deputation 
auch, überhaupt nicht im Stande fein würde, die gedachten 
Petitionen zu befürworten, die Kammer wolle befchließen: 

diefe fünf Petitionen auf fi beruhen zu laſſen, die⸗ 
felben aber hierauf an die Zweite Kammer zurückzugeben. 


ai 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über biefen Theil des Berichts zu ſprechen bes 


gehrt? wo nicht, fo frage ich fogleich, ob bie Kammer auf |: 


Anrathen ihrer Deputation diefe fünf Petitionen, melde 
der Herr Referent foeben erwähnt hat, auf ſich beruhen 
laſſen, jedoch noch an die Zweite Kammer abgeben will? 
— Einftimmig Ja. i 
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Referent Vicepraͤſident 0. Friefen: 


2. 

„ „Eine Petition Franz Sperling's, Affiftent in der koͤnig⸗ 
lichen Erpebition des Dresdner Journals, an die Ständer 
verfammlung vom 6. vorigen Monats, bei der Erften Kam⸗ 
mer eingegangen am 8, ejusd,, bittet nad) vorgängiger weite, 
läufiger Motivirung: 

„Die Ständeverfammlung wolle 

1) dur Verfegung, Einſchiebung und Abänderung 
einiger Paragraphen eine allgemeine Kirchenordnung 
mit dem Grundfage der Conföderation fämmtlicher 
Religionen und Confeffionen aus ihren Berathungen 
hervorgehen laſſen; zu diefem Ende 

2) das alte ehrwürdige Glaubensbefenntniß unver 
‚ändert beftehen lafjen für Diejenigen, deren Anfichten 
es entfprichtz 

3) aber auch Denjenigen, welchen es nicht mit ber ger 
wonnenen Ueberzeugung in Einklang zu ftehen ſcheint, 
frei fich das ihrige bilden laffenz dagegen aber 

4) ein Pfligtenbefenntniß allgemeiner Art ente 
werfen, dem Zeder, Chrift, Zube, Türke oder Heide, 
dafern er ein braver Menfch ift, beitreten Fönne, und 

5) die Schule ald Sache des Staates und nicht als 
Sache der Kirche behandeln und darnach die. nöthis 
‚gen Verfügungen treffen; 

6) endlich gerade den jegigen Zeitpunkt, in welchen 
unfer deutſches Vaterland mehrfeitig bedroht dafteht, 
als den geeignetften erachten, um durch eine Gons 
föderation der Kirche den Einheitöbeftrebungen des 
Volkes förderlich zu werden”. 

Die Deputation konnte mach vorheriger Prüfung auch 
biefe Petition ihrem ganzen Inhalte nach nicht für geeignet 
zu einer Berüdfichtigung erachten, vathet vielmehr an, au 

diefe Petition auf ſich beruhen zu laſſen und dies 
felbe Hierauf am die Zweite Kammer abzugeben. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über diefen 
Theil des Berichtes das Wort verlangt, fo frage ich, ob 
die Kammer auf Anrathen ihrer Deputation die Petition 
Franz Sperlings auf fid beruhen Laffen, diefelbe 
aber an bie weite Kammer zurückgeben wit? — Einftim- 
mig Ia- 


Referent Bicepräftdent v. Friefen: 


3. 

Eine Petition der evangeliſch⸗reformirten Confiftorien 
zu Leipzig und Dresden vom 16. vorigen Monats an die 
Ständeverfammlung, zunächft an die Zweite Sammer, ein» 
gegangen bei der Erften Kammer am 19. vorigen Monats, 
enthält an ihrem Schluß den Antrag: 

„Der Beftimmung in Abſchnitt 2 des $. 6 des Ent⸗ 
wurfs einer Kirchenordnung für die enangelifch:Tutherifche 
Kirche in Sachen ihre Buflmmung zu verfagen und für 
den Fall, daß diefer Entwurf überhaupt nicht zur. Anz 
nahme gelangen follte, bei der koͤniglichen Staatsregierung 
auf dem ihr am geeignetften erfcheinenden Wege dahin zu 
wirken, baß der Meligionseid den Grundfägen der Ver- 
faffung und des Voltsfchulgefeges vom 6. Juni 1835 





gemäß in Betreff der-in dem gedachten Abfcpnitte. bezeich- 
neten Sehrer in Wegfall komme“. ® 
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Die Petenten fuchen ihren Antrag durch die Behaup- 
tung zu begründen, daß bei Berathung des Schulgefehes 
vom 6. Juni 1835 die Volksſchule von beiden Kammern 
als eine nicht blos evangelifch-Tutherifche betrachtet, viel- 
mehr das confeffionelle Princip durch beide Kammern aud« 
drüdfich verworfen worden fei, und daher alle Gtaatö 
angehörigen, ohne Unterfchied der Religionsparteien, gleiches 
Recht Hätten, die Schule als Anftalt des Staates gleichmaͤßig 
zu benugen. Sie müßten ſich daher Dagegen verwahren, daß 
fämmtlihen Volks: und Glementarfchulen dur die Ber- 
faffung der evangelifch-lutherifchen Kirche den Beftimmun- 

en des BVolfsfchulgefeges entgegen mit einem Male der 

haracter confefjioneller Schulen verliehen werde, wie 
dies aus der Anordnung und dem Inhalte des Eides felbft 
folgen. würde, 

Diefe Petition iſt zugleich in einer Anzahl gebrudter 
Eremplare an die Kammer gelangt und unter die Kammer 
mitglieder vertheilt worden, 

Die unterzeicänete Deputation vermag iedoch auch dieſe 
Petition nicht zur Beruͤckſichtigung zu empfehlen. Einmal 
war zu der Zeit, als die Petition einging, am 19. Januar, 
die Berathung über $. 6 des Entwurfs zur Kirchen- 
ordnung längft vorüber und über die Annahme dieſes 
Paragraphen Beſchluß gefaßt, es iſt daher nicht mehr 
zuläflig, auf eine ſolche Berathung zurüczufommen. So 
dann aber vermag biefelbe auch der Vegrundung des 
Schlußantrags dieler Petition darum nicht beizupflichten, 
weil den evangeliſchen Volksſchulen des Landes der Cha 
racter der Confeſſionsſchulen nicht abgeſprochen werben 
Tann, ein folcher auch nie aufgegeben worden ift, noch 
hat aufgegeben werben können,’ die Thatſache aber nicht 
geleugnet werben kann, daß urfprünglich alle Schulen 
von der Kirche auögegangen, eingerichtet und ausgeſtattet 
worden find. Es fieht demgemäß auch jeder in Saöen 
aufgenommenen chriftlichen Kirchengefellfchaft nach $. 2 des 
Schulgeſetzes von 1835 frei, eigene Schulen für ihre Kinder 
zu errichten. Die Kinder einer anderen Gonfeffion, als der, 
er welcye die Ortsſchule beftimmt ift, haben zwar nad 

3 deö Gefeges an dem Unterricht der Ortsfchule Theil 
zu nehmen, zur Theilnahme an dem bafelbfir ertheilten 
Religionsunterrichte find fie jedoch nicht verbunden. Schon 
hieraus ergiebt fi, daß die Elementarvolksſchulen des 
Landes in Anfehung des Neligionsunterrichts für die Ans 
gehörigen des evangelifch-Tutherifchen Bekenntniffes vorbes 
halten und beftimmt find. Es geht folches aber aud aus 
dem übrigen Inhalte des Schulgefeges hervor, namentlich 
aus $. 28, wo von dem Unterrichte im Katechismus bie 
Rede ift. Ebenſo wird in der Verordnung vom 9. Juni 
1835, $.30, der Katechismus als Grundlage des Religions: 
unterrichtö, und $. 44 der kleine Katechismus Luthers aus: 
drüdtich als zu gebrauchenbes Lehrbuch erwähnt. Auch in 
dem Regulativ für die Realſchulen vom 2. Juli 1860, Gefege 
und Verordnungsblatt Seite 97, wird $$. 62 und 63 der 
Unterricht im- Katechismus borgefchrieben und beftimmt, 
daß Schüler, „welche einer.anderen chriſtlichen Confeffion, 
ais der evangelifchen, angehöten“, von dem Religions⸗ 
anterrichte in der Anftalt zu diöpenfiren find. Im den 
gs und 54 des Schuigeſehes werden die in Evangelicis 

eauftragten Staatsminifter als. bie hoͤchſte Behörde in allen 

Diciplinarfachen der Schullehrer bezeichnet und bebarf es 
Zaum der Erwähnung, daß bei allen Berufungen bon 
Schullehrern unter landeöherrlihem und Privatpatronat 
vorausgeſetzt wird, Daß der Berufene der evangeliich-Luthe: 
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riſchen Confeffion angehöre. In biefer Vorausſetzung Tonnte 
auch gar nicht Daran gezweifelt werben, daß, wie ed $, 849 
der meueften Vorlage geicheben, die Leitung ber Anftellungs: 
prüfungen der Lehrer an Elementarfchulen dem Oberconſi⸗ 
ſtorium übertragen werden muͤſſe. x 
‚Stellt ſich ſonach die-erwähnte Petition weder in ihren 
Motiven, noch in ihrem Schlußantrage als begründet dar, 
fo beantragt die Deputation, 
auch dieſe Petition auf ſich beruhen zu laſſen, die 
felbe aber an bie Zweite Kammer zurüdzugeben. 


Hräfdent v. Schönfels: Bei diefer Petition haben 
die Herren Nittner und Bürgermeifter Koch ums Mort 
gebeten. 


Nittergutsbefiger Nittner: Ich bin in Bezug auf 
diefe Petition zu einer anderen Anſchauung gekommen, 
als die Deputation. Ich habe — es ift unvermeidlich, 
darauf zurüczulommen — bereits bei $. 6 meine Anfiht 
ausgefprochen gegen den Religionseid. Es iſt num durch 
die vorliegenden Petitionen auf dad Allerdeutlichſte darauf 
hingewiefen, welche große Bedenken biefer Religiongeld hat 
und haben muß in Bezug auf alle diejenigen Lehrer, welche, 
obgleich andern Confeſſionen angehörenb, dennoch an höheren 
Unterrichtsanftalten Unterricht ertheilen wollen. Ich will auf 
das Materielle nicht eingehen, fondern nur auf ben Theil 
der Petition, in welchem die Petenten nachweilen, daß alle 
ihre Glaubendgenoffen durch die getroffene Beftimmung 
des zu leiſtenden Religionseides ausgeſchloſſen find von 
Ertheilung von Unterricht in fämmtlichen Unterrichtsan⸗ 
falten in allen Theilen des Landes; ich follte meinen, das 
wäre, gelinde gefprochen, eine Ungerechtigkeit gegen eine 
Kirchengeſellſchaft, welche mit und gleiche Rechte haben 
fol, wenn wir einen Beſchluß faffen, der dahin geht: 
daß fein Mitglied der Sirchengefelfchaft Unterricht et 
theifen Tann an allen Unterrichtsanftalten. Ich bin 
nicht geneigt, jegt darauf einzugehen, ob und mo man 
die Grenzen in biefer Beziehung ziehen foll zwiſchen Con 
feſſſonsſchulen und höhern Bildungsanftalten Ich fomme 
in Rüdficht auf die Kürze der Zeit nur darauf zurüch daß 
eine ſolche Petition, welche von einer ganzen Kuͤchengeſel- 
ſchaft ausgeht, jedenfalls eine foldhe Bedeutung hat, dah 
man fie wohl der Regierung zur Erwägung überwelfen 
koͤnnte und dahin geht mein Antrag; er lautet: 

„Statt des Deputationsgutochtens zu Punkt 3 wollt 
die Kammer befchliegen: 
Die Petition der reformirten Kirchengemeinber 
u Seile und Dresden an bie Staatsregierung BU 
ägung zu übergeben.” N 

Ich bitte den Heren Praͤſidenten, meinen Antrag der 

Kammer zur Unterftügung vorzulegen. 


Vräfident v. Schönfels: Die Kammer hat den a 
trag des Herrn Nittner "vernommen; ex geht dahin, I ee 
zug auf diefe Petition nicht der Deputatiom heipuftetet, 
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fondern biefelbe der Staatsregierung zur Erwägung zu 
übergeben. Ich frage, ob tie Kammer diefen Antrag un» 
terftügt? — Hinreihend unterſtützt. 


.  Blrgermeifter Dr. Koch: Die Petition felbft, meine 
Herren, hat ſich durch Ablehnung der gefammten Vorlage, 
wenigſtens im weſentlichen Theile erledigt. Inſoweit 
aber diefelbe verlangt, daß die Negierung erfucht werde, 
den Religionseid auch für die Religionslehrer an der Volkd- 
ſchule in Wegfall zu bringen, infoweit wuͤrde ich nicht mit 
der Petition gehen koͤnnen. Ich meine nämlich, dag auch 
Fünftig für den Religionsunterricht in der Voiksſchule der 
Religionseid nicht entbehrt werden koͤnne. Etwas Anderes 
iſt es in Bezug auf die Lehrer an den Gymnafien und 
überhaupt an den höheren Bildungsanftalten. Ich glaube, 
daß, wenn die Staatsregierung erklärte, fie wolle in diefem 
Punkte die Sache anderweit in Erwägung ziehen, dann 
die Petition auf fich beruhen könnte. Jedenfalls geht es 
zu weit, wenn wir den Religionseid auch auf die Lehrer 
ausdehnen, weldje an höheren Srhränfteltin angeftellt find. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, wirde ich die Debatte fchließen. Der 
‚Herr Referent! 


Referent Vicepräftbent dv. Sriefen: Ih kann ein 
Wort des Herrn Bürgermeifters Koch nicht unbeantwortet 
laſſen, obgleich ich Auf eine Berathung wegen der höheren 
Säulen nicht eingehe, da von Seiten der Staatöregierung 
erklaͤrt worden ift, daß fie ſich fr einzelne Fachlehrer an 
höheren Bildungsanftalten die Dispenfation vom Religions - 
eide vorbehalten habe. Aber in Bezug auf die Elementar» 
ſchulen muß ich dod erwähnen, daß Herr Bürgermeifter 
Koch fagte, durch ünſer Feſthalten an dem Grundſatze, 
daß die Elementarſchule Confeſſionsſchule fei oder durch die 
Ablehnung der Petition 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe auiejt, wenn mir 
der Here Präfident das Wort zu ergreifen erlaubt, durch 
Annahme des $.: 6 zwingen wir die nicht unferet Confeſ- 
fion angehötigen Staatsbürger, für ihre Kinder eigne 
Schulen zu begründen, ohne daß der Staat denfelben Etwas 
dazu gewährt, obwohl fie zu den Staatslaften, namentlich) 
zu dem, was das Gultusminifteriumm für Kirche und Schule 
beanfprucht, beitragen müffen. Ich Habe weiter gefagt, wir 
fliegen die Mitglieder anderer Confeffionen aus von ber 
Mitwirkung als Lehrer felbft an den Höheren Schulanftalten, 
ja ſelbſt, wenn fie nur Fachlehrer werden wollen. 
Haube noch ausdrücklich hinzugefügt zu haben, daß dem 
Confeffionellen Bedürfniß vollkommen genügt ſei, wenn 
die Religiongleßter mit dem Religionseive verpflichtet 
würden. 


Referent Vicepraͤſident v. Pe Auf ben letzten 
Punkt wil-ich mich nicht einlaffen, daß wir durch Annahme 
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Ich 





des $. 6 die Lehrer des reformirten Bekenntniſſes abhalten 
würden, an unferen Schulen aud nur als Fachlehrer mit» 
zuwirkenz denn dies wuͤrde ſich durch bie von Selten der 
Regierung ih einzelnen Faͤllen vorbehaltene Diöpenfation 
erledigen. Ich will auch überhaupt auf $. 6 nicht zurück⸗ 
kommen, weil die Berathung über dieſen Paragraph ge 
ſchloſſen iſt; wenn dagegen gefägt worden ift, daß wir 
dur) Annahme des $. 6 die Angehörigen anderer Gonfefz 
fionen zwingen würden, für ihre Kinder eigne Schulen zur 
errichten und dies, eine Unbilligkeit fei, weil wir jenen Res 
tigionsgefelfchaften die Mittel dazu nicht geben, während 
wir dies fir unſere Schule thäten und ber Staat es fur 
alle Schulen des Landes zu thun verbunden fei, fo kann 
man dies nicht als richtig zugeben. Ich antworte darauf 
einfach mit einen Frage. Meine Herren, wollen Sie wirk: 
lich die lutheriſche Confeſſion mit ihren Kindern hindern 
und es ihr verbieten, für ihre Kinder eigene Confeſſions⸗ 
ſchulen zu errichten? Wir zwingen die Anhänger anderer 
Gonfeffionen nicht, für ihre Kinder eigene Confeſſionsſchu⸗ 
ten zu errichten; aber dad Schulgeſetz von 1835 geftattet 
es ihnen. Wir müffen doch aud; das Recht haben, fuͤr 
unfere Confeffion und unfere Kinder, für ihren Religions» 
unterricht eigene Schulen zu gründen ‚und eigne Religions» 
Iehrer anzuftellen. Wir Haben diefes Recht von ber Nefors 
mation an bis zum Jahre 1835 gehabt und es auch dann 
nie aufgegeben und, haben nie beftritten oder beftreiten 
laffen, daß die Schule die Tochter der Kirche fe, So 
lange Sachſen ein Iutheriiches Land ift, hat es auch das 
Recht gehabt, lutheriſche Schulen zu begründen. Dieſes 
Recht haben wir ohne alle Frage gehabt und haben es noch, 
und wenn gefagt wird, wir würden durch. unfern Beſchluß 
zu $.6 andere Gonfeffionsmitglieber zwingen, "Confeffionds 
ſchulen zu ertichten, fo folgt darans, da wir daffelbe nicht 
thun dürften. Die Reformirten dürfen «8, benen ift es 
geftattet; daß fie für ihren Mellgionsunterricht Confeffions» 
ſchulen errichten; die Katholiten dürfen es natürlich auch, 
fie Dürfen Gonfeffionsfchulen habenz wir ſollen es aber nicht 
dürfen, und foll es nur erlaubt fein, Schulen mit einem 
allgemeinen für alle Confelfionen paffenden Religionsunters 
richt zu begründen, mit einem: allgemeinen Neligionsunters 


‚richt, der für alle Confeifionen paffend ift, wo alle Con— 


feffionen Theil nehmen koͤnnen. Wir follen uinfre Schulen 

fo einrichten, :daß fie dem Glauben eines Zeven und auch 

dem Glaubensbefenntniß Franz Sperlings. entiprechen, 
(Heiterkeit) 

welches heut vorgetragen worden ift; das follen wir Luthe· 

vaher thun. Meine ‚Herren! Ich frage Sie: ift das Pa— 


ritat, iſt das Gleichheit in der Religionsberechtigung? 


Buͤrgermeiſter Koh: Zur Erwiderung nur zwel Worte. 
Ic) glaube, dag dieſe hochwichtige Xügelegenfeit nicht dazu 
angethan it, in ein hinteres Licht geſtellt zu werden, ober 
ihr eine ſcherzhafte Seite abgewinneh zu Wollen, ivle dies 
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focben ber Here Referent durch Herbeiziehung einer bereits 
erledigten Petition zu thun verfucht hat. Meine Herren! 
Ich erläre hiermit, daß der Here BVicepräfident mich im 
feinen Folgerungen vollftändig falſch aufgefaßt hat und 
wenn es allen geehrten Mitgliedern fo gegangen iſt, fo muß 
ic) e8 Uber mich ergehen laſſen; ich finde aber Feine Vers 
anlaffung, fpecieller darauf zu antworten. 


Superintendent Dr, Lechler: Ich wollte nur ganz 
kurz fagen? ich habe weder Herrn Dr. Koch, noch Herrn 
Rittner fo verftanden, als ob fie unferen Schulen den Cha: 
racter evangelifchstutherifcher Confeſſionsſchulen wollten ab» 
Sprechen; im Gegentheil, e8 ſchien mir das fehr bezeichnend, 
was ald Thatſache zu conftatiren ich mich freue, daß unter 
den zwei Bielpunkten, welche die reformirte Petition hat, nur 
der eine Unterfiügung gefunden hat. Der eine Bielpunft 
ift nämlich der perfönliche in Bezug auf die Lehrer, wo in 
der Petition auch gewiß richtige Geſichtspunkte hervorges 
hoben find; der andere Zielpunkt aber, welchen die Petition 
der reformirten Gonfiftorien hauptfächlic ins Auge faßt, 
am ihren Schlußantrag zu motiviren, ift ein fachlicher, in 
Bezug auf die Schule ald Anftalt. Und da verfiand ich 
die beiden Herren Nebner, die zur Unterftügung der refors 
mirten Petition fprachen, nicht fo, als ob fie diefe Biel 
punkte der reformirten Gonfiftorien zu den ihrigen hätten 
machen wollen; denn ich glaube in der That, daß hier dag 
Schulgeſetz und die Intention des Geſetzgebers nicht richtig 
verftanden worben ift, da das Schulgefek von 1835, auf 
dad man fich flügt, unferen Schulen den confeffionellen 
Character zu nehmen nicht gewillt if. Wenn bie Beweis« 
führung ber Petition in diefer Richtung bündig wäre, fo 
wuͤrde fie fo weit tragen, daß unfere Schulen vollfommen 
ebenfo der römifchkatholifchen Kirche und der deutſchkatho⸗ 
liſchen Religionsgeſellſchaft dienen müßten, wie fie jegt der 
Tutherifchen Kirche dienen und der reformirten, wo der Res 
ligionsunterricht bis zum Beginn der Vorbereitung zur 
Confirmation gemeinfam ift. Das dürfte jedod nicht die 
Meinung der Herren geivefen fein, welche die Petition un 
tergeichnet haben. 


Nittergutöbefiger Rittmer: Ich hatte mir das Wort 
erbeten, um gegen die Auffaffung, gegen die Folgerung zu 
proteftiven, die der Herr Referent aus meinen Worten ges 
zogen hatz ba aber ber Here Vorredner zu meiner Freude 
dies gethan hat, fo Könnte ich davon abftehen. Ich habe 
die Petition ber reformirten Kirchengeſellſchaft nur in der 
Beziehung ber Regierung zur Erwägung übergeben wollen, 
weil durch unfern Beſchluß bei $. 6 fämmtlichen Mit: 
gliedern der veformirten Geſellſchaft das Recht und die 
Möglichkeit entzogen wird, an unfern höhern und niebern 
Vildungsanftalten Unterricht ertheilen zu Eönrien. 

Tann bie Sache nicht anders auffaffen, als ich es bezeichnet 
Habe. Nun, meine Herren, will ich noch ein allgemeines 
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Wort hinzufügen. Thun wir Nichts in biefer Richtung, 
ſchließen wir Glaubenegenoffen einer im Lande anerkannten 
Religionsgeſellſchaft auf intolerante Weife aus dem faat: 
lichen Leben aus, fo knuͤpft fi) daran eine Befürchtung, 
die ich eigentlich nicht ausſprechen wollte, ich es aber doch 
thun muß. Es führt das dahin, daß edle und wahre Pros 
teftanten gezwungen werben, aus unferer Kirche auszu ⸗ 
ſcheiden. Intoleranz, Schroffheit, Unduldſamkeit find dem 
Geiſte der proteſtantiſchen Kirche fremd. Gleichwohl aber 
— fo leid es mir thut — muß ich in den Motiven, nach 
welchen unfere Deputation die Petition abweift, Undulde 
famkeit und unproteftantifhen Abfolutismus erkennen 
und dieſer Beſchluß wird zu dem führen, was id an 
gedeutet habe. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
dad Wort verlangen zu wollen. Ich kann daher bie Des 
batte ſchließen und ertheile dem Herrn Meferenten dab 
Scälußwort. 


Referent Vicepräfident v. riefen: Ich glaube, 
es ift genugfam gefprochen uͤber die Sache und ic kann 
von meiner Anficht nicht abgehen und auch nicht von meis 
ner Auffaffung. 


Präfident v. Schönfels: In Bezug auf bie Peti⸗ 
tion, welde von ben evangelifchsreformirten Confifiorien 
zu Leipzig und Dresden eingegangen ift, geht der Deputa⸗ 
tionsantrag darauf, diefelbe auf ſich beruhen zu laſſenz da⸗ 
gegen hat num Herr Rittner den von ber Kammer unters 
flüsten Antrag eingebracht, dahin lautend: baf dieſe Pe⸗ 
tition der Staatsregierung zur Erwägung uͤbergeben werde. 
Ich werde zuvoͤrderſt die Frage auf den Deputationsantrag 
zu richten haben. Würde derfelbe abgelehnt, dann wirde 
ich übergehen auf den Antrag des Herrn Mittner, Der 
Antrag ber Deputation lautet fo: " 

ndiefe Petition auf ſich beruhen zu, laſſen, diſelbe 
aber an die Zweite Kammer abzugeben.” 

Ich frage, ob die Kammer biefem Antrage 
ihrer Deputation beitritt? — Nach Aug der 
Stimme des Herem Grafen v, Stolberg ift der Antrag mit 
27 gegen 11 Stimmen angenommen. 

Es fällt alfo natürlicher Weife ber Antrag des Herrn 
Rittner. . 


. Referent Vicepräfident v. Friefen: 


4 4 
In einer bei der Ständeverfammlung ale Petition Er 
gereihten gebrudten Denffchrift der Deutfhtaheiti, Fn 
gegangen ki der Erſten Kammer am 29. Januar ftand 
Sabres, bittet der beutfchfatholifge, Sanbestichenden 
unterm 2. Januar 1861, sub 5, Seite 15: hung 
Die hohe Ständeverfammlung wolle bei Ben 
des fraglihen 5. 6 obigen Megulatios nur DENE 
Schrer an Gpmnafien und Mealfehulen, MÜL iten 
evangelifchslutherifchen Religionsunterriht & 
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haben, mit dem erwähnten Confeſſionseide belegen Laffen, verhältniffe beurtheilt werben Tann, ein billiges Verlangen 
bezüglich der übrigen Fachlehrer an benannten Anftalten | enthält, fo wird beantragt, die Kammer wolle befchliegen: 


‚aber davon abfehen. 

Da nun eineötheild die Berathung über $. 6 des Ent: 
wurfd zur Kirchenorbnung bereits gefchloffen ift, anderntheils 
aber das Petitum von der Art ift, dag ed nach Befinden 
von, Seiten der Oberauffichtöbehörde wohl ſchon von felbft 
Berhdfihtigung finden wird, fo wird auch rüdfichtlic 
biefer Petition der Kammer angerathen, 

folche auf fic beruhen zu laſſen. 

Da die genannte Petition, welche übrigens noch an⸗ 

bere nicht zue Beratung der unterzeichneten Deputation 

ehoͤrige Gegenftände enthält, gedruckt und, vertheilt ift, 
Bas es einer Mittheilung an die weite Kammer nicht 
eburfen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über diefe Petition dad Wort ergreift? — Es 
ſcheint dies nicht der Fall zu fein. Ich frage daher, ob 
die Kammer auf Anrathen ihrer Deputation die Petition 
der Deutfchlatholiten auf fih beruhen laffen 
will? — Einfiimmig Ja. - 

Referent Vicepraͤſident v. Friefen: 

Endlich 


5. 
wird in einer am 20. Januar dieſes Jahres bei der Erſten 
Kammer singe jangenen, an bie Ständeverfammlung ger 
richteten Petition der Stabträthe und Stadtverorbneten 
zu Schandau, Sebnitz, Neuftadt und Stolpen vom 12. Ja- 
nuar diefes Fahres gebeten, 151 dahin zu verwenden, daß 
denjenigen Städten, welchen Fein Patronat- und Collatur⸗ 
recht zufteht, in weichen aber die Städteorbnung eingeführt 
ft, das Recht der weltlichen Coinfpection wenigftens mit 
und neben dem Snigtipen Gerichts amte eingeräumt werde. 
Da die erwähnte Petition manches Beachtenswerthe und, 
foviel ohne genauere Kenntniß der localen Verfaſſungs⸗ 





Diefe Petition der Staatöregierung zur Kenntniß- 
nahme und nach Befinden zur Berudfichtigung zu uͤber⸗ 
reichen, biefelbe auch hiernächft der Bweiten Kammer zus 
gehen zu laffen. 

Dräfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über diefe Petition dad Wort ergreift? — Es 
ſcheint nicht fo, und ich frage, ob die Kammer auf 
den Antrag ihrer Deputation: 

„bie Petition der Stabträthe und Stadtverordneten 
zu Schandau, Sebnitz, Neuftadt und Stolpen der Staatd- 
vegierung zur — und nach Befinden zur 
Beruͤckſichtigung zu überreichen, dieſelbe auch hiernaͤchſt 
der Zweiten Kammer zugehen zu laſfen,“ 

in dieſer Weiſe befhliegen will? — Einftimmig Ja. 

Somit wäre bie vollftändige Abwickelung biefes hoch⸗ 
wichtigen Gegenftandes erfolgt. Ich habe nur noch bie 
Zeit der naͤchſten Sitzung und die Tagesordnung berfelben 
Shnen mitzutheilen; dad Protokoll wird in der naͤchſten 
Sigung verlefen werden. Ich beraume die nächfte Sigung 
auf morgen Mittag 12 Uhr an und bringe auf die Taged- 
ordnung: 1) den Bericht der zweiten Deputation, die von 
dem Landtagsausfchuffe zu Verwaltung der Staatöfchulden 
auf die Jahre 1856, 1857 und 1858 abgelegten Rechnun⸗ 
gen betreffend; 2) den Bericht der erfien Deputation, ben 
Entwurf zu einem Nachtragsgeſetze zu dem Gefehe, die Er⸗ 
richtung einer Penfionscaffe für die Wittwen und Maifen 
der Lehrer an ebangeliſchen Schulen betreffend; und 3) bie 
Wahl eines Mitgliedes für, die vierte Deputation. Die 
heutige Sitzung ift gefchloffen. * 

(Schluß der Sitzung 3% Uhr.) 


Nedacteur 5. Meinhold, Sesretär im Könige. Minifterium des Innern. — Druck von B. ©. Teubner in Dreöben. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 17. Februar 1861. 


1. x. G. Abonnement.) 
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Achtundzwanzigſte öffentlihe Sitzung der 
» Erftien Kammer am 9. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verlefung des Protokolls. — Megiftrandenvortrag. — Bes 
rathung ‚ded Berichts der zweiten Depukation, die von dem 
Landiagsausſchuſſe zu Verwaltung der Staatsſchulden auf 
die Jahre 1856, 1857 und 1858 abgelegten Rechnungen betr. 
— Berathung des Berichts der erſten Deputatign uber den 
Entwurf zu einem Nachtragägefege zu dem Gefege vom 
1. Juli 1840, die Errlchtung einer Penfiondeaffe für die 
MWittwen und Waiſen der Lehrer an evangelifchen Schulen 
betr. und deſſen Annahme. — Wahl eines Mitgliedes für 
bie vierte Deputation umd zwar bed Heren Grafen Wilbing 
v. Koͤnigsbruͤck. 


— 


Die Sitzung beginnt um 12 Uhr 15 Minuten in Ans 
wefenheit von 39 Kammermitgliedern, fowie in Gegen 
wart der Herren, Staatöminifter Dr. v. Falken ſtei n und 
v. Frieſen und des öniglichen Commiſſars Geh. Raths— 
Dr. Hübel. 

Präfident v. Schönfeld: Herr Secretär Wimmer 
wird das Protokoll der geftrigen Sigung vorlefen. 

Geſchieht.) 

Hat Jemand gegen Form und Inhalt dieſes Protos 

kolls Etwas einzuwenden? 


Vicepraͤſident v. Frieſen: Beim $. 8 war von ber 
Deputation beanträgt, den letzten Antrag auf eine Wort» 
veränderung abzulehnen; ich habe das im Protokoll nicht 
ganz richtig verftanden. J 

Seeretaͤr Wimmer: So iſt es auch im Vrotokoll 
enthalten. Ich erlaube mir den betreffenden Theil deſſel⸗ 
ben noch einmal vorzulefen: 

„Dem Deputationsantrage, die Worte auf der vier⸗ 
+ ten Beile von unten: „welche bis jet —— nicht gehört 
haben”, mit den Worten: 
„infoweit die vorgenannten Grundftüde bis 
jetzt zu einem Kixchenverband nicht gehört haben” 
nicht zu vertaufgen, einftimmig beigetreten.” 
Der Beſchluß der Kammer geht alfo dahin, daß in 
LE. G. Abonnement.) 
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Uebereinfiimmung mit dem Deputationsantrage jene Worte 
nicht vertauſcht werben follen. 


BVicepräfibent v. Frie ſen: Die Anträge unter a und 
b des Behmen’fchen Separatvotumd find jetzt Anträge der 
Deputationz es muß alfo heißen: die von der Deputation 
adoptirten v. Zehmen'ſchen Anträge. 


Praͤſident v. Schönfels: So iſt es. Hat ſonſt Je⸗ 
mand noch Etwas gegen die Faſſung des Protokolls zu ers 
innern? Wo nicht, ſo iſt es als genehmigt anzuſehen 
und erſuche ich die Herren v. Miltitz und Freiherrn v. 
Biedermann, daſſelbe mit mir zu vollziehen. 

Geſchieht.) 

Wir wenden uns zum Vortrag der Regiſtrande. Es 
befinden ſich zwei Nummern auf ber heutigen Regiſtrande. 
Der Herr Secretaͤr Wimmer wird denfelben erftatten. 

(Mr. 158.) Bericht der zweiten Deputation vom 
8. Februar 1861 Über das allerhöchfte Decret, die Fertigung 
neuer Gaffenbillet8 zum Umtaufch befect geworbener Bils 
lets betr, 

Präfident v. Schönfeld: Gelangt zum Drud, zur 
BVertheilung und kommt auf eine der nächften Vagesords 
nungen. 

(Mr. 159.) Allerhoͤchſtes Decret vom 29. Januar 
1861, die fpeciellen Motiven und die Publicationsverord- 
nung zu dem Entwurfe eines bürgerlichen Gefegbuches für 
das Königreih Sachſen betr. D 

Präfident v. Schönfeld: Das allerhoͤchſte Decret 
wird zu verleſen fein. 

Geſchieht.) 

Es wird dad allerhoͤchſte Decret ſammt Beilage uns 
zweifelhaft der erſten Deputation zuzuweiſen fein; bie 
BVertheilung wird bis zum Montag erfolgen. Dies ift bie 
letzte Nummer der Regiſtrande. Entfehuldigungen und 
Beurlaubungen find heute nicht angezeigt und habe ich 
eine weitere Mittheilung nicht zu machen; wir Pönnen und 
daher zum erften Gegenftande der Tagesordnung wenden, 
es ift dies der Bericht der zweiten Deputation der Erften 
Kammer, die von dem Landtagsausfhuffe zu 
Berwaltung der Staatöfgulden auf die Jahre 
1856, 1857 und 1858 abgelegten Rechnungen be— 
treffend. Ich winde den Heren Bürgermeifter Loͤht ers 
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fügen, den Rednerſtuhl zu betreten und hierüber ben bes 
treffenden Vortrag zu geben. 


Referent Bürgermeifter Loͤhr: Der Bericht der zwei⸗ 
ten Deputation über die von dem Landtagsausſchuſſe zu 
Verwaltung der Staatsſchulden auf die Jahre 1856, 1857 
und 1858 abgelegten Rechnungen lautet fo: 


Nachdem die von dem mit Verwaltung der Staats 
ſchulden betrauten Landtagsausſchuſſe ) auf bie Sahre 1853, 
1854 und 1855 gelegten Rechnungen bei ber legten ordents 
lichen Ständeverfammlung 1857/58 vorfchriftmäßig geprüft 
und von beiden Kammern auf vorherige Berihterftattung, 

vergleiche Landtagsmittheilungen der Erften Kammer 
1857/58, Band 2, Seite 1148, und die der Zweiten 
Kammer Band 3, Seite 2044, 
als richtig anerkannt worden, hat der genannte ſtaͤndiſche 
Ausfchuß, mie dies $. 107 der Verfaflungsurfunde und 
$. 15 des Gefetzes vom 29. September 1834, die Einrich- 
tung der Staatöfchuldencaffe betreffend, vorfchreibt, der 
gegenwärtig verfammelten Ständeverfammlung mittelft 
hreibens vom 8. November diefes Jahres folgende Rech 
nungen über die Verwaltung der Staatöfchulden in den 
Jahren 1856, 1857 und 1858 zur Erinnerung und Juſti⸗ 
fication vorgelegt: 

1) drei Rechnungen über bie älteren Steuerſchulden; 

2) drei dergleichen über die Fprocentige Anleihe vom 

Jahre 1830 oder die fogenannten neueren Steners 
ſchulden; 

3) drei dergleichen über bie zinsbare Kammercreditcaſſen⸗ 

ſchuld ; 


4) drei J—— uͤber den zum Behuf der gaͤnzlichen 
Abwickelung der unzinsbaren Kammercreditcaffens 
ſchuld werbend angelegten Nebenfonds; 

5) drei dergleichen uͤber die im Jahre 1844/48 creirte 
Staatsſchuld zu drei und reſp. fünf Procent; 


*) Das in Betreff der Neuwahlen des Landtagsaus- 
ſchuſſes zu Verwaltung der Staatöfhulden erlaffene koͤnig⸗ 
liche Decret (vgl, EM. I, K. Nr. 2, ©. 14) lautet: 


‚In Gemäßheit des Gefeges vom 29. September 1834 
ift von ben jegt verfammelten Ständen eine neue Mahl des 
Ausfhuffes zu Verwaltung der Staatsſchulden vorzunchs 
men, bei welcher das Abfehen auf drei Mitglieder und 
drei Stellvertreter aus der Erſten, fowie auf zwei Mit- 
glieder und zwei Stellvertreter aus der Seiten Kammer zu 
richten fein wird. Seine Königliche Majeftät geben daher 
den getreuen Ständen anheim, diefe Wahlen zu beranftal- 
ten, den neuerwählten Ausſchuß zur Uebernahme der Ger 
fäfte von dem abtretenden zu veranlaffen und -den Erfolg 
anzuzeigen. 

Allerhoͤchſtdieſelben verbleiben den gefreuen Ständen 
in Huld und Gnaben jeberzeit wohl beigethan. 


Gegeben zu Dresden, am 6. November 1860. 
Johann. 


as) Nichard Freiherr von Friefen. 


tip: 
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6) drei vegan über die im Jahre 1847 creirte 4pro⸗ 
centige Staatsſchuld; 

7) drei dergleichen über die im Jahte 1851 creitte 
44 procentige Staatsfhuld; 

8) drei dergleichen” über die im Jahre 1851 übernom- 
mente Aprocentige fächfifchefchlefifche Eifenbahnfchuld; 

9) drei dergleichen über die in den Jahren 1852 und, 
1855 creirte 4procentige Staatsſchuid; 

10) drei dergleichen Über die im Jahre 1855. wegen Er⸗ 
werbung der fächfifch -bayerifchen - Staatseilenbahn 
creirte Iprocentige Staatöfhuld und " 

11) drei dergleichen über den, zur Abwickelung bei der 
Bezahlung ausgelvofter Capitalien gekürzten Baar: 
beträge für fehlende Zinscoupons beflehenden Fonde. 


Es liegen diefen Rechnungen bie darüber von den dazu 
autorifirten Nechnungsrevifionsbeamten zufammengeftellten , 
und von ben Redjnungsfertigern, beziehendlich deren Erben 
noch ſchriftlich als richtig anerkannten befonderen Abfhlüffe, 
fowie drei Gutachten der koͤniglichen Oberrechnungskammer 
vom 7. September 1858, 13. September 1859 und 15, 
October 1860 bei, wornach bei lebterer jene Nechnungen 
bereits geprüft, hierbei insgefammt als richtig befunden 
worden und gegen bie darüber dem Landtagsausfchufle zu 
ertheilende Liberation ein Bedenken weiter nicht ſtattfindet. 


Die Rechnungen nebft Beilagen find zunächft an bie 
Erfte Kammer gelangt und von biefer durch Beſchluß vom 
13. November dieſes Jahres, 

5 gaustagemlehellängen der Erſten Kammer, Seite 7 

und 8, 
der unterzeichneten Deputation zur ebenmäßigen Prüfung 
und zur Begutachtung überwiefen worden. 


But Erledigung dieſes ihr gewordenen Auftrags bechtt 
fih nun diefelbe, mit dem Bemerken, daß fie von einer 
eingehenden und erfchöpfenden Dariegung des Urfprungs 
und gefehichtlichen Verlaufs der unter 16186 angegebenen 
Staatsfhulden gegenwärtig deshalb abfehen zu dürfen ger 
glaubt hat, weil derfelbe früher fehon wiederholt, und 
— im Berichte der Erſien Kammer vom 4. Januar 

52, 
vergleiche Landtagsacten vom Jahre 1851/52, Bel 
Isen u den Protofollen der Eiſten Kammer, 1. Band, 

eite 1, * 
auf das Ausführlichfte beleuchtet worden iſt, uͤber bad ge 
dachte Rechnungewert ne berichtlic und begiehend- 
lich gutachtlich vorzutragen: 


3u 1. Die älteren Steuerfhulden betreffend. 


Die Rechnung auf 1855 ſchloß mit einem baaten 
Gaffenbeftande von 2672 Zälr. 6 Ngr. 7 Pf, ab, wilde 
in den Sahren 1856/58 aus dem runde eine Beränhe 
rung nicht erfahren, weil im Verlaufe berfelben eine (ae 
zahlung auf die dlteren Steuerfchufden nicht Hattgefunnen 
hat, Es ift daher auch am Schluffe des Jahres ar 
nad Ausweis der betreffenden Rechnung ein —— 
von 2872 Th, 6 Nor. 7 Pf. verblieben. Derfebe bl 
aus zur Bezahlung aus der Gteuercrebitcaffe au 
älteren Beträgen, hat wegen mangelnder gie * 
und ſonſt noch nicht ausgezahit werben konnen, i etifgten 
Staatsfchuldencaffe zur Abzahlung der noch ungeilg 
Paffivcapitalien an 
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1,600 Thlr. in fünf auf Grund der Befanntmacjung vom 
T. April 1835 Michaelis 1835 zahlbar wor 
denen unverlooöbaren alten Steuerſcheinen, und 
in einer Michaelis 1834 gefündigten 3procentigen 
landfchaftlichen Obligation vom Jahre 1821, 
2,600 Thlr. Sa. im 20 Guldenfuße = 2672 Thlr. 6 Nor. 
7 Pf. im 14 Thalerfuße, mit gefeblichem Agiozufchlag nach 
2% Procent, zu afferviren, und wird im Jahre 1866, ins 
foweit bis dahin nicht die der Auszahlung entgegenftehenden 
Hinderniſſe Befeitigung finden, durch Verjährung der Staats» 
caffe anheimfallen. 


Zu 2. Die 3procentige Anleihe vom Jahre 1830 
ober die fogenannten neueren Steuerfhulden 
betreffend. 

Den urfprünglicden Betrag diefer Anleihe an 
10,270,250 Thlr. hat ſich bis zum Schluffe des Jahres 1855 
durch die planmäßige Ausloofung von 
2,515,425 + Steuercreditcaffenfcheinen bis auf 
7,754,825 Thle. vermindert. Wenn nun hiervon fernerweit 
54,950 = und zwar: 
89,075 Thlr. Michaelis 1855, 


1,000 = 


90,425 +» Dftern 1856, 
9,775 » Michaelis 1856, 
93,150 + Ofen 1857, 
94,550 = Michaelis 1857, 
"95,975 = _Dftern 1858, 


fo daß zur Amortifation der Anleihe und zu beren Vers 
zinſung überhaupt 
405,956 Thlr. 13 Nor. 6 Pf. im Jahre 1856, 
418,253 > =» Is - s 1857, 
44,713 = 2 ⸗— s = 1858 
verwendet worben find, während das hierzu aus der Staatd- 
caffe planmäßig zu verabfolgende Sahresquantum fih auf 
410,810 Thaler 
beläuft. Die unabgehobenen Capitalien und Binfen aber 
betrugen nach den gelegten Rechnungen 


49,847 Thlr. 11 Ngr. 5 Pf. ult, December 1856, 
42407 = 17:9: » . 1857, 
3 = — «1858, 


und weifen die betreffenden Rechnungsabfchläffe die zur 
Ausgleihung diefer Paffivrefte erforderlichen Baarmittel 
volftändig nach, denn nach der Rechnung auf dad Jahr 
1858 find 38,527 Thlr. 1% Ngr. baar in Vorrath geblies 
ben, dazu bejtimmt, die Capitalreſte bis Schluß 1858 an 
29,875 Thaler, im Uebrigen aber die Zinsreſte zu decken. 


Zu 3. Die nad zwei Procent verzinsliche 
Kammercreditcaffenfhuld berreffend, 
‚Die Paffivrefte dieſes Theil der vormaligen Kammer ⸗ 
— berechneten ſich am Schluſſe des Jahres 
auf 


Ülr. Nor. Pf. 
9,740 DJ 9 und haben fich theild durch Verjährung und 





554,950 Thlr. ausgeloft worden, fo find 
darauf Überhaupt noch 
7,199,875 Thlr. Sa. am Schluffe des Jahres 1858 für 
die Staatscaffe zu tilgen verblieben. 

Bon letzterer im der Staatöfchuldencaffenverwaltung 
auch fämmtliche bis mit Oftern 1858 ausgeloofte Gapitas 
lien im Betrage von zufammen 

2,515,425 Xhlr. bis mit Oſtern 1855 und 
554,950 = + =» « 1858 
3,070,875 Ile. Sa. En 
baar gewvährt worden, und dieſe hat diefe ausgelooften Car 
pitalien bi6 auf die Summe von 29,875 Thlr., welche am 
Schluffe des Jahres 1858 von den Staatögläubigern un: 
abgehoben gelaffen worden find, abgezahlt. Y 

Bei der Staatsſchuldencaſſe belief ſich der wirklich uns 
getüügte Paffivbeftand der fraglichen Anleihe am Schluſſe 
des Jahres 1855 auf E — 
7,786,825 Thir, darauf wurden, neben ber Verzinſung in 
der Periode 1856/58 
namlich: 

171,525 Thlr. im Jahre 1856, 
191675 “1857, 
193875» = = 1858, 5 
557,075 Thlr. Sa. getifgt, es ift daher bie 
Sunme von S 
7,229,750 Shlen, diejenige, welche für bie Staatsſchulden⸗ 
caffe ult. December 1858 auf die bis dahin theils noch gar 
nicht auögelooften, theils zwar auögelooften,. aber unabs 
gehoben gelaſſenen Capitalpaffiven ber gedachten Anleihe 
noch zu filgen übrig geblieben ift. 


557075 * 





Bur Binfenzahlung find verausgabt worden: 
234,431 Thlr. 13 Nr. 6 Pf. im Jahre 1856, 
226578 » 3»: 7: = « 1857, 
220,838 = 22 = - 1858, 
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Abfchreibung, theils durch geleiftete Abzahlun; 
in den Iahren 1856 de farm n er 
und zwars . 
Em 
m! 
a Fisoe, 
2 17 1858, 
155 _5 8 1857, 
6,712 12 5 vermindert, 
fo daß Schluß 1858 nur noch 
3,028 10 4 darauf zu decken verblieben find, nämlich: 
2,850 Thlr. — Nor. 2procentige Gapitalien, sub Lit. 
Bb, Ce und Dd und 
96 » 12 = __Binörefte 
2,946 Thlr 12 Ngr. im 20-Guldenfuße — 3028 Thlr. 
10 Nor. 4 Pf. im 14Thalerfuße. 
Die Staatscaſſe ſchuldet indeß hierauf Etwas nicht 
mehr, vielmehr find die zu Dedung diefes Reſibetrags er» 
forderlichen Mittel nach dem Abfchluffe der auf das Jahr 
1858 vorliegenden Rechnung, welcher einen baaren Ber 


ftand von 
3,028 Thlrn. 10 Nor. 4 Pf. 
nachweiſt, in der Staatsfchuldencaffe bereits vorhanden. 
€3 wird dieſer Beftand der Iehteren in die Staatscaſſe 
zurüdfliegen, wenn und infoweit nicht vor Ablauf der Ver: 
jährunggfrift für jede einzelne ungetilgte Poft annoch Anz 
meldungen erfolgen follten. 
3u4 Den zum Behuf der gänzlihen Abwid- 
lung der unginsbaren Kammercreditcaffenfhulb 
werbend angelegten Nebenfonds betreffend. 

Diefer Nebenfonds ift dazu beftimmt,. die unzinsbare 
Kammercreditcaffenfhuld vom Jahre 1766 allmälig abzu⸗ 
wideln. 8 wird dies nad) "dem hierlber aufgeftellten 
Plane bis zum Michaelistermine 1871 vollftändig gefchehen 
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Finnen, und zwar mit ‚gaire der durch Minifterialverords 
nung vom 22. Februar 1845 der Staatsſchuldencaſſe hierzu 
in 3procentigen Obligationen überwiefenen 12,200 Thaler 
und des demfelben gwecke dienenden Fonts von urfprüng- 
lich 4,400 Thaler, fowie der daran zugewachlenen und 
fernerweit zuwachfenden Zinfen, 
Der Vermoͤgensbeſtand jenes Nebenfonds belief ſich auf 
21,960 Thlr. 13Ngr.. 2 Pf. Schluß 185) 
5 


2896 = Ad 2 — . 856, 
22206 = 9 = 1 = 1857 
29562 =» 13 = 6 = = 1858, incl, 


21,825 Thaler in Sprocentigen landfchaftlichen Obligationen 
d. a. 1830. 


Auf die unzinsbare Kammercreditcaſſenſchuld felbft 
waren am Schluffe des Jahres 1855 
11,426 Thlr. im 20:Guldenfuße zu tilgen geblieben. 
Wenn nun hiervon A Tan 1856, 


800 » und 
22 « —J 
__536 «1858, 
theils zur Ruͤckzahlung planmäßig ausgeſetzt, 
theils nad Maaßgabe der Merthöfcala vom 
25. Juli 1843 gewährt worden find, fo blier 
ben ult. 1858 nur noch ü 2 
9,162 Thir. im 20:Guldenfuße oder 
Thle, Ne. Pf. ; 
9,416 15 — im 14-Thalerfuße als 
Betrag der im den 
Terminen Oftern 1859 
bis mit Michaelis 1871 
zahlbar werdenden uns 
zinsbaren Kammercres 
Ditcaffenfcheine sub Lit, 
E. für bie fernere Til⸗ 
gung übrig, fo daß, 
wenn man hierzu 
10,818 11 7 ald den Betrag der, in 
den Xerminen Oftern 


2264 = 


einen Caffenvorrath oder Beftand der Staatsfchulden 
welcher Ende 1855, fänbeneaft, 
543 Thit. betrug, in ben Jahren 1858/58 durch Abzah⸗ 
lung von. 
203 = Capital und Zinsreſten bis auf 
340 Thir. herabgefunfen und zur Abtragung der noch ver 
bliebenen Paffivreite an Su BE 

150 Thlr. in drei Zprocentigen, Oftern 1852 aus: 
gelooften Staatsſchuldencaſſenſcheinen d, 
a. 1844 sub Lit, E, & 50 Zhlt. Mr. 410, 
903 und 30595 
in zwei 5procentigen, Oſtern 1852 aus⸗ 
gelvoften Staatsſchuldencoſſenfcheinen d, 
a. 1848 sub Lit. D. Nr. 1791, & 100 Chle. 
und sub Lit, E, Nr. 1997,'& 50 Zilr, 
fowie 

in 5procentigen Binsreften von der Anz 
Teihe des Jahres 1848 

Sa, w. 0. 

zu verwenden ift. 

Bu 6. Die im Jahre 1847 creirte 4procentige 

Staatsfchuld betreffend. 

Die auf Grund des Geſetzes vom 27. Din 1847 
eröffnete Staatsanleihe hatte die Höhe don zehn Millionen 
Thaler, ward zum Zinsfuße von vier Procent emittirt und 
ift im Wege der Verloofung vom Jahre 185% ab zu tik 

en. Das jährliche Tilgungsguantum ſoll mindeftens Ein 

rocent der gefammten uripränglichen Anleihefumme betrar 
gen und demfelben daneben der Zindbetrag der ausge⸗ 
looften Obligationen zuwachfen. 

Bon dem Anleihebetrage an 10,000,000 Thalern find 
bis mit dem Dftertermine 1858 

798,500 Thlr., nämlich 
670,500 Thlr. bis mit Oftertermin 1857, 
63,000 = am Micjaelistermine 1857, 
“ .__65,000 » am Oftertermine 1858, 
Sa. w. 0, 
auögelooft, mithin 
9,201,500 Thaler Capital 


150 = 


40 = 





1828 bis mit Michaelis 
1858 zur Zahlung aus · 
gefegten, jedoch nicht 
erhobenen dergieichen 
Scheine rechnet, 
20,231 26 7 als diejenige Summe 
fich herausſtellt, welche auf Schluß 1858 anna) Seiten der 
Laſſe zu gewähren war, und dazu erfcheint der obenerwähnte 
Vermögensbeftand des Nebenfonbs mehr als ausreichend, 


Bu 5. Die im Jahre 1844/48 creirte Staats— 

= zu 3 und tefp. 5 Procent betreffend, 
er Betrag biefer zu? Gewaͤhrung ber Entſchaͤdigun— 
für Aufhebung * Grundſteuerfreihen creirten {ve 
Kief fic) auf vier Milionen Thaler und ift im Jahre 1952 
mit Hülfe der zum Theil zu diefem Swede eröffneten neuen 
Anleihe Seiten der Staatöcaffe vollftändig getilgt worden, 
Nur einige wenige Capitals und Binsrefte And von deren 
Eigenthümern aus der Staatöfchuldencaffe nicht erhoben 
air fo daß diefe damit fo lange belaftet bleiben wird, 
u ‚ieteiden entweder von den Eigenthuͤmern noch erhoben 
ve ei oder auf Grund der eingetretenen Verjährung an 
taatöcaffe zurücfallen. Es bilden diefe Vaſſioreſte 
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für die Staatöcaffe zur ferneren Ausloofung verblieben. 
Wenn nun auf den Gefammtichulbbetrag an 

10,000,000 Thir. nad) Ausweis der verglichenen Rechnungen 

in der Periode 1852/58 überhaupt 

760,500 = nämlih: 

82,000 Thlr. im Jahre 1852, 

121,000 = = = 1858, 

89,500 = = = 1854, 

9%50 #» = = 1855, 





385,000 Thlr. Sa. Hieruͤber 

118,500 = im Sahre 1856, 

135,500 = = “= 1857, 

121,50 «= = = 1858, 
Sa. w. 0. 5 

gus ber Staatsſchuldencaſſe, an welht un 
der Sinanzhauptcaffe das gefetliche Suhl, 
quantum an 100,000 Zhalern zur Capital 
tilgung und 400,000 Thalern zur Be —5 — 
richtig gelangt it, an die betreffenden Schu a 
f&eininbaber wirklich zurügegahlt woher 
find, fo it am Schluffe des Jahres 185 
ein Gapitalpaffiobeftand von ke 

9,239,500 Thlr, für die Staatsfchuldencaffe zu tilgen 8 
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blieben, und hiernach die Capitaltilgung ebenfo planmägig 
erfolgt, wie dies bezüglich der Abführung der Zinfen der 
Fall ift. Zwar find bis mit Schluß 1858 inhalts der auf 
dieſes Jahr abgelegten Rechnung noch 


38,000 Thlr. ausgeloofte, jedoch nicht abgehobene Capitals 
beträge und 5 
21,590 + unerhobene Binfen, 


59,590 Str. Sa. 


unbezahlt und daher noch zu berichtigen geblieben. Es fin- 
den fich indeß die zur Abtragung diefer Paffivrefte erforbers 
lichen Geldmittel in der Nechnung auf das Jahr 1858 
nachgewiefen, indem diefe mit einem baaren Cafjenvorrathe 
an 59,730 Thalern abgefehloffen if, und wenn man von 
den für die Staatöfchuldencaffe zur Tilgung noch aufe 
fiehenden 


9,239,500 Thlr. Capitalienſchuld, die in derfelben baar vor⸗ 
handenen 

zur Bezahlung ausgelooſter, aber nicht abs 
‚gehobener Gapitalbeträge in Abzug bringt, 
fo ergiebt fi) die obengedachte Summe 
von J 

9,201,500 Thlr. als ee Capitalienreft der Staats⸗ 

caſſe. 


38,000 = 


Zu 7. Die im Jahre 1851 cereirte Akpprocentige 


Staatsfhuld betreffend. 


Durch das Gefek vom 10. Januar 1851, die Eröffe 
nung einer 4% procentigen Staatsanleihe betreffend, 
Geſetz- und Verordnungsblatt vom Jahre 1851, Seite 6, 


war, um bie Umwandlung der auf-den Grebit ber Staats⸗ 
caffe aufgenommenen Handdarlehnsſchuld in eine fundirte 
Staatsfhuld in dad Werk zu ſetzen, fowie um für ben 
Biweck der ferner zu beftreitenden, hauptſachlich durch das 
Eifenbahnwefen veranlaßten außergewöhnlihen Staats - 
auögaben eine abermalige außerordentliche Werftärkung ber 
baaren Gaffenbeftände herbeizuführen, dahin Beftimmung 
getroffen worden, 


. daß eine 44 Procent Binfen tragende Staatsanleihe 
bis — von fünfzehn Millionen Thalern zu eroͤff ⸗ 
nen, hierüber neue, auf den Inhaber lautende Staats- 
fhuldencaffenfoeine, zu einer Hälfte in Abfehnitten 
Serie I zu 500 Thalern, zur anderen Hälfte in der 
gleichen Serie II zu 200 Thalern auszu fertigen feien, 
und die Tilgung diefer neuen Schuld ‚im Mege halbe 
jähriger Ausloofung erfolgen, die_erfimalige Eintöfung 
der auögefooften Schuldfcheine im Zermine 1. Juli 1856 
flattfinden, und die jährliche Tilgungsfumme nicht unter 
ein Procent der gefammten Anleihe, neben gleichzeitigem 
Zuwochs ber von den auögelooften Gapitalien zurüdfallene 
den Binfen, betragen folle. 
Von den auf Grund diefer gefehlichen Beftimmungen 
durch den Landtagsausfhuß ausgeferfigten 15 Millionen 
Thalern Staatsſchuldencaſſenſcheinen waren 
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14,929,800 Thlr. bis Ende 1855 in Cours gefegt worden; 
wenn nun fernerweit 
8,400 = im Jahre 1856, und 
61,80 = = + 1857 zur Ausgabe gelangt find, 
fo hat ſich die allmälige Realifirung der 
gedachten Anleihe in der Höhe von 
15,000,000 Thir. mit dem Zahre 1857 gefchloffen. 
B Die planmäßige Nüdzahlung dieſer 
Schuld hat, wie bereits erwähnt, nad 
dem Gefege vom 10. Januar 1851, 9. 6, 
vom 2. Januar 1856 ab zu: beginnen ges 
habt und begonnen. Nach den vorliegens 
den Rechnungen find nämlich 1856/58 
auf die Capitalſchuld Seiten der Staates 
ſchuldencaſfe 
und zwar: 

56,700 Thlr. im Termin Juli 1856, 
13740 » = » Januar 
und Zuli 1857, 

» Vermin Januar 
und Juli 1858, 


391,500 + 


197,400 = 


Sa, w. o. 
abgezahlt worden und daher nad) Abs 
lauf des Julitermins 1858 davon noch 


14,608,500 The, we Hi Staatsſchuldencaſſe zu tilgen ger 
blieben. 


Die zu den planmäßigen Capitalruͤckzahlungen, fowie 
% Abtragung der Binfen erforderlich gewefenen.Baarmittel 
ind aus der Hnanzhauptcaffe dem Lanbtagsausfchuffe ver⸗ 
abfolgt und von biefem bis auf einen nach dem Abfchluffe 
der Rechnung auf das Jahr 1858 verbliebenen baaren - 
Eaffenbeftand von 3007 Thlen. 15 Ngr., welder zu Be 
jahlung von 700 Ehlen. unabgehobenen Gapitalsreften und 
im Uebrigen zu Dedung nichterhobener Binsrefte zu affer- 
viren ift und den Gefammtbetrag der Geiten der Staats: 
caffe noch zu tilgenden Capitalſchuld auf 14,607,800 Thlr. 
reducirt hat, verwendet worden. Infolge der Durchführung 
der fogleich näher zu erwähnenden Gonvertirungsmaaßregel 
iſt indeß diefe legtere Summe bis auf 
90,200 Thaler 

herabgefunfen, indem bei 


391,500 Thlr. durch die Staatöfchuldencaffe wirklich ers 
folgter Gapitalsrüdzahlung, 

700 » Baarvorrath detfelben, zu Dedung aus— 
geloofter, jedoch nicht abgehobener Capi— 
talbeträge, und 
Betrag der in Aprocentige Scheine ums 
gewandelten 4% procentigen Staatsſchul⸗ 
dencaſſenſcheine für die Staatscaſſe eine 
Gefammttilgung von 

berechnet, und nur noch 
R “ der dE procentigen Anleihe von 


15,000,000 Thir. zu tilgen verbleiben. 
Nach dem Gefehe vom 11. Februar 1858, 
Geſetz· und Verordnungsblatt vom Jahre 1858, Seite 7, 
ift nämlich diefe Anleihe, foweit fie zu diefer Zeit noch nicht 
der Tilgung unterlegen, in eine 4procentige Schuld, umzu⸗ 


14,517,600 ⸗ 


14,909,800 Thlr. 
90,200 * 





mandeln gewefen. Die zu biefem Zwecke in Abichnitten zu 
500 Thalern (Serie L) und zu 100 Thalern (Serie 1.) 
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und mit Beginn des Zinienlaufes vom 1. Zuli 1858 ab 
unter biefem Tage ausgefertigten neuen 4 procentigen Staats- 
feguldencaffenfeheine bilpen eine fernere Fortfegung der zu, 
folge der Gefege vom 1. Juni 1852 und 13. Auguſt 1855 
beftehenden Aprocentigen Anleibe, find mit diefer unter 
Einem Binfen- und Tilgungsplan vereinigt und frefen zum 
Zermine 1. Juli 9863 in die wegen der 1852er und 1855er 
Obligationen geordnete Ausloofung dergeftalt mit ein, daß 
von und mit dem 2, Januar 1864 ab der planmäßige con- 
ftante Halbjahresberrag der Zilgungsmittel um zdr des Ber 
trags der jenen Anleihen infolge der Gonvertirung der 
4’ procentigen Staatsfhuld zuwachſenden Staatsfchulden- 
caffenfhjeine vom Tahre 1858 zu erhöhen und die hierbei 
etwa fich ergebende Spige von weniger als 100 Thalern 
bis zu letzterer Höhe zu ergänzen if. Der Betrag jenes 
Anteihezuwachfes und der dadurch bedingten Erhöhung der 
Zilgungsmittel ift feiner Zeit Öffentlich befannt zu machen. 


Durd die in Gemäßheit diefer Beftimmungen einge 
leitete und durchgeführte Ueberleitung der 4’ procentigen 
Schuld, welde nad Obigem nod 

14,607,800 Thaler 
betrug, in eine 4procentige, find in ber Zeit vom 1. März 
bis 15. Juni 1858 zufammen 
14,517,600 Thlr. gegen neue Aprocentige Staatsfhulden- 
caflenfcheine vom Jahre 1858 convertirt, 
die noch übrig gebliebenen nicht con 
vertirten 
aber für den 1. Juli 1858 gefündigt und 
für den 2. Januar 1859 zur Rüdzahlung 
angeorbnet worden. 
14,607,800 Thle. Summe w. o. 


Die letzteren 


90,200 + 


i 90,200 Thaler 

zerfallen in 

83,800 Thlr., welche den 1. Juli 1858 auszuloofen gewe⸗ 
fen wären, und 


6,400 » Betrag der Aprocentigen Scheine, welche der 
Sinanghauptcaffe behufß der ferneren Des 
bitirung aus freier Hand überlafen ge 
blieben. 

Summe w. 0. 


Von diefen 14,607,800 Thalern werden aber nur 
14,524,000 Thaler 

zufolge des obgebachten Gefeges eine fernere Fortſetzung 
der Aprocentigen Anleihen von 1852/55 bilden, indem die 
am Juli 1858 auszulooſen gewefenen 83,800 Thaler 
in 4%eprocentigen Scheinen nicht zugerechnet werben können. 

Ueber das Geſammtergebniß dieſer Gonvertirungss 
maaßregel, wie über die bamit in Sufammenhang ftehende 
volftändige Abwidelung der 4%sprocentigen Anleihe ded 
Qahres 1851 werden bie auf das Jahr 1859 gelegten bes 
züplihen Rechnungen fpeciellen Ausweis zu liefern haben. 
Die Deputation befehränft ſich daber gegenwärtig nur noch 
auf die Bemerkung, daB die Gefammtfumme ber drei ver: 
einigten Anleihen 

. 28,936,300 Thaler, 
ndmlich: 


5,762,300 Thir. fo im Jahre 1852, 

8.650000 = = = = 1855, 
__14524,000 * = = «1858 weist worden, 
Summe mo, 
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am Schluſſe des Jahres 1858 betrug und aus folgenden 
Appointgattungen beftcht: 
16,734,500 Thlr. in 33,469 Stüd Serie I 
a 500 Thaler, und 
in 122,018 Stüd Serie II 
ä 100 Thaler. 
28,936,300 Thlr. w. o. in 155,487 Scheinen. 
Mas die Verzinfung diefer drei vereinigten Aprocentis 
gen Anleihen anlangt, jo bat diefelbe wegen 
28,929,900 Thlr. vom 1. Juli 1858 ab, und wegen 


6,400 + vom 1. Sanuar 1859 ab 


12,201,800 = 


wo. 
zu folgen gehabt. 


Bu 8. Die im Jahre 1851 übernommene fähfifde 
ſchleſiſche Eiſenbahnſchuld betreffend. 


Mit der Uebernahme der fächfifch-fchlefiihen Eiſenbahn 
auf den Staat war der Uebergang der Actienfchuld der 
vormals ſaͤchſiſch⸗ ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf den 
Staat verbunden. In Gemäßheit des allerhöchften Decrets 
vom 31. Januar 1851, 

Geſetz- und Verordnungsblatt von 1851, Geite 31, 
wurden zu dieſem Ende die in 40,000 Stüd Seiten der 
genannten Gefelfchaft ausgegebenen, auf den Nominals 
werth von 100 Thalern laufenden Äctien durch Abftems 
pelung in eine, von der Staatscaffe zu vertretende, für 
jeden Inhaber giltige unfündbare Schuldforderung, für 
welche zugleich das gefammte unbewegliche Gut der ſaͤchſiſch⸗ 
fhlefiigen Eifenbahn unterpfändlich zu haften hat, unter 
Hinzufügung von auf die Staatscaffe lautenden Talons 
und Coupons umgewandelt, mit der Beftimmung, daß 

a) eine jede der gedachten Actien bis zur erfolgten 

Ausloofung mit vier vom Hundert jährlich, in zwei 





gleichen, Ende Juni und December fälligen Jahreds 
raten, zu verzinſen, * 

b) das Actiencapital durch eine, von und mit dem 
Jahre 1855 beginnende, alljährlih am 1. April 
fattfindende Ausloofung mit Einem Procent und 
mit dem Bufchlag der infolge der Ausloofung erfpart 
werdenden Binfen zu tilgen fei, und 

©) gegen Aushändigung der ausgelooften Actien, deren 
Inhaber im nädfifslienden Alhfentermine nicht nur 
den Nominalwerth der erfteren, fondern auch noch 
eine außerordentliche Prämie, welde im Jahre 1863 
mit Ginem Procent beginnen und biß zu erfolgter 
Tilgung alljährlid um Ein Dritttheiprocent fteigen 
wird, zu empfangen haben foll. 

Auf Grund und in Gemäßheit diefer Uebereignungds 

bedingungen find auf das gefammte Schuldquantum an 

4,000,000 Zhlr. 


» 40,000 » im Sahre 1855 


3,960,000 Thir. Reft ult. 1855, ferner 
41,600 Thle. im Jahre 1856, 
4320 «= = = 1857, 
__45.00 « «+ 1858 
129,800 = ausgelooft worben, fo daß für bie 
Staatscaffe am Schluffe des Jahres 





1858 überhaupt mod) 
3,830,200 Thir. Gapitalteft zu tilgen geblieben iſt. 
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Der Landtagsausfhuß aber, an welchen das plan⸗ 
mäßige Tilgungs und Zinfenguantum an 200,000 Thalern 
aus der Finanzhauptcaffe pünktlich gelangt ift, hat neben 
Abtragung der Zinfen auf diefe ausgelooften Capitalbeträge 
inhalts der abgelegten Rechnungen 

28,200 Thlr. im Jahre 1855, 


39,700 = = "= 1956, 
490 = = = 1857, 
4390 +» = = 1858, 


153,700 Thlt. Summe 
an bie betreffenden Staatögläubiger aus- 
gezahlt, mithin am Schluffe de Jahres 
1858 noch 
3,846,300 . ⸗Capitalſchuld zu gewähren behalten, 


‚4,000,000 Thlr. Summe w. o. 


Die Rechnung auf 1858 ſchloß mit einem baaren | 


» Caffenbeftande von 
19,798 Thlen. ab, welcher zu Berichtigung von 
16,100 Thir. bis Ende 1858 nicht abgeho- 
bener Gapitaltefte und 
3,642 » vergl Binsrefte, fowie 
mit 
56 » zu künftiger Capitaltilgung zu 
dienen hat und aufzubewahe 
ren iſt. 


8u 9. Die in den Jahren 1852 und 1855 creirte 
4procentige Staatsfhuld betreffend. 

Bum Bwede der Tilgung der im Jahre 1844 nah 
‚Höhe von vier Millionen Thalern creirten, vorftehends zu 
5 erwähnten Staatsſchuid, fowie der nad) Höhe von zwei 
Milionen Thalern Ibernommenen Prioritätsanleihe ber 
vormaligen ChemnigeRiefaer Eifenbahngefelfchaft ward in 
Gemaͤßheit des mit ftändifcher Zuftimmung unterm 1. Juni 
1852 erlafjenen Geſetzes, 

Geſetz und Verordnungsblatt von 1852, Seite 86, 
eine neue 4procentige Staatsanleihe nach Höhe von 

5,850,000 Thalern 

eröffnet, und erfolgte die Ausgabe der daruber unterm 1. 
Quli 1852 ausgefertigten Staatsſchuldencaſſenſcheine in 
Afchnitten zu 500 Thalern (Serie D, und zu 100 Tha⸗ 
‚lern (Serie I. Der Lauf der hiervon in balbjährlihen 
gleichen Naten am 2. Januar und 1. Juli_jeden Jahres 
fällig werdenden Binfen hatte mit dem 1. Juli 1852 zu 
beginnen, die Rückzahlung de Anleihecapitals auf "dem 
Wege halbjägriger Auslofung zu erfolgen, und war bamit 
zum Termin 2. Juli 1857 der Anfang zu machen; ald 

jalbjähriger Mindeftbetrag der Tilgung aber wurde ein 
Yatıs Procent der Emiffionsfumme feſtgeſetzt. 

As Fortfegung diefer Anleihe und unter benfelben 
Bedingungen ift hiernächft, um zu Beſtreitung der für 
Eifenbahnzmwede damald zu erwarten geweſenen Ausga ⸗ 
ben eine fernere Verftärkung der Baarbeſtaͤnde der Staats- 
caffe herbeizuführen, auf Grund des mit Zuftimmung ber 
non unterm 13. Auguſt 1855 erlafjenen 

eſetzes, L 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt von 1855, Seite 135, 
eine anderweite Staatsanleihe im Nominalbetrage von 
8,650,000 Thalern P 
eröffnet und durch Ausgabe neuer Staatsſchuldencaſſen- 
f&heine mit 
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7,650,000 Thlr. in Abſchnitten 
1,000,000 = = = 
tealifirt, dabei aber beftimmt worden: 


a) daß biefe neue Anleihe mit der erſtgedachten des 
Jahres 1852 unter einem Zinſen⸗ und Zilgungss 
plane zu vereinigen fei, 

b) an die legten Appointnummern der 1852er Anleihe 
diejenigen der neuen, unterm 2. Januar 1855 aus» 
gefertigten Staatsſchuldencaſſenſcheine unmittelbar 
ſich anzufchliegen, 

©) die Zinfen der neuen Anleihe vom 1. Januar 1855 
ab zu laufen, und 

4) die Schuldfcheine der Iegteren am 1. Juli 1859 in 
die wegen ber 1852er Staatsſchuldencaſſenſcheine 
beftehende planmäßige Verloofung dergeſtale mit eins 
zutreten haben, daß von und mit dem Termine 2. 
Januar 1860 ab, mit Ruͤckſicht auf die um 5 Halb- 
jahrötermine früher begonnene Ausloofung der 1852er 
Anleihe, zu allmäliger Tilgung diefer und der Ans 
leihe des Jahres 1855 allpalbjährlih mindeftens 
73,700 Thaler verwendet werden follen. 


Aus. Vorftehendem folgt von ſelbſt, daß bie gegenwaͤr · 
tig zur Prüfung vorliegenden Rechnungen auf die Jahre 
1856, 1857 und 1858 zu beiden Anleihen zwar über die 
erfolgte Abtragung der Binfen, über die planmäßig erfolgte 
Gopitalsruczahlung aber nur bezüglich ber 1852er Anleihe 
vom Jahre 1857 ab Nachweis zu liefern haben, da bie 
allmälige Silgung der 1855er Anleihe erft mit dem Jahre 
1860 anheben wird. 

Wie nun die Mittel zur Verzinfung beider Anleihen an 


5,850,000 Thfr. vom Jahre 1852 und 

8,650,000 

14,500,000 Thix. 
nad; Ausweis der Rechnungen aus ber Staatscaffe dem 
Landtagsausfchuffe gewährt und von letzterem zu biefem " 
Zwecke verwendet worben, fo hat ſich auch bie Emifione: 
fumme der Anleihe von 1852 an 
5,850,000 Thle. in den Jahren 1857 und 1858, um 
66,800 +» dur Rüdzahlung von 

16,500 Thlr. im Jahre 1857 und 

=» ss 1858 


2500 Thlr., Serie I, 
2100 = De ii 


50,300 
w. 0, 
mithin bis auf ” A 
5,783,200 Thlr. Schluß 1858 für die Staatsſchuldentil-⸗ 
gungscaffe vermindert. 

Es ift daher, und wenn man in Betracht zieht, daß 
die Rechnung der legteren auf 1858 mit einem baaren Cafe 
fenvorrathe von 36,368 Thalern, welcher mit 

50 Thlr. zu Künftiger Capitaltifgung, 

20,900 = zu Bezahlung der infolge der Ausloofung 
bis mit 1858 fälig gewordenen Capitals 
beträge, und * a 

15,418 =" zu Dedung von dergleichen Zinsreſten 
36,368 Thlr. w. o. 

zu dienen bat, abfchließt, dem Anfeiheplane volftändig 
Genlige gefhehen. Denn auf die Anleihe von 1852 find 
planmäßig nicht mehr ald 
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29,200 Thlt. im Jahre 
58,500 - = = 


87,700 Thlr. Summe 
auszuloofen gewefen und auch wirklich ausgelooft worden. 
ift der von der Staatöcaffe zu vertretende 

eft der Anleihe von 1852 bis auf 


5,762,300 Thlr. herabgefunfen und es berechnet fi) daher 
unter Hinzurechnung von 
8,650,000 = Betrag der Anleihe von 1855, x 
14,524,000 + Bettag der bis Ende 1858 convertirten 
Shulsfepeine der A’kprocentigen Ans 
leihe von 1852 * 
‚am Schluſſe des Jahres 1858 bie 
jefammte Aprocentige Staatsſchuld, 
foweit fie von der Staatöcaffe zu 
vertreten ift, auf überhaupt 


28,936,300 Thlt. Summe. 


1857 und 
1858 


Bu 10. Die im ale 1855 wegen Erwerbung ber 
faͤchfiſch-bayeriſchen Staatseifenbahn creirte 
Sprocentige Staatsfhuld betreffend, 


Nach Maafgabe der — in Punkt 4 des die 
fächfifch · bayerifche Staatseiſenbahn betreffenden Ueberlaſ- 
fungövertrags vom 1. April 1847, J 

Geſetze und Verordnungsblatt von 1847, Seite 61, 
iſt die nach jährlich vier vom Hundert zu verzinfen ge⸗ 
wefene Uetienfehuld wegen jener Bahn vom 1. Detober 
1855 ab in eine Bprocentige Staatdanleihe zu verwandeln, 
und eine ſolche zur Ausführung diefer Vertragsbeftimmung 
auf Grund des mit ftändifher Zuftimmung erlafjenen Ge: 

fehes vom 31. März 1855, 
Geſetz. und Verordnungsblatt von 1855, Seite 51, 
Landtagsacten vom Jahre 1854/55, I. Abtheilung, 

Seite 441, 

in der Höhe von 
4,500,000 Thalern 


dergeftalt zu eröffnen gewefen, daß fowohl deren erftmalige 
Verzinfung, ald bie erfte Ruͤkzahlung darauf nad) voraus» 
graangener halbjähriger Ausloofung zundächft im Zermine 
31. März 1856 zu erfolgen hatte. Demzufolge ift nach 
$. 1 des erwähnten Gefeged bei dem Landtagsausfchuffe 
zu Verwaltung der Staatsſchulden eine Nominalfumme 


von 
r 4,500,000 Zhalenm 

neuer Sprocentiger Staatsſchuldencaſſenſcheine in Abſchnit⸗ 
ten von 100 Thalern unter Nr. 1 bis mit 45,000 neb 
dazu gehörigen Talons und den vom 1. October 1855 an» 
hedenden Binscoupons auögefertigt worden, "gegen welche 
die als Staatöfchuld übernommenen, nad) PR des naͤm⸗ 
Auen ne na ee —— geweſenen 

ctien der ehemal fifch-bayerifchen Eifenbahncon ii 
einzutaufhen gewefen find. ii ——— 

Zu der auf dem Wege halbjaͤhriger Auslooſung na, 

und nad zu_bewirkenden Rüdzahlung en En 
wurde in $. 3 des Gefehes ald Minimum ein Drittel 
grocent ber urfprünglihen Emiffionsfumme und der Zur 
wachs der durch fucceffive Rüczahlung erfpart werdenden 


Binfen auögefegt 
Tauß an geſetzt, und find demgemäß von der Gefammts 


http: 
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ft nung über die 3« und refp. Sprocentige Anleihe au 





4,500,000 Thlr. überhaupt, 
46,700 = nämlich: " R 
7,500 Thlr. im Termin Michaelis 1855, 
7,60 =» = «  Dftern 1856, 
7700 = = = Michaelis 1888, 
7800 = = + Offen 1857, 
8,000 = = = Michaelis 1857, 
8100 = * s  DOftern 1858, 
46,700 w. 0, 


ausgeloofet worden, fo daß die Stantds 

caffe am Ende des Jahres 1858 noch 
4,453,300 Tl. Capitalſchuld zu vertreten gehabt hat, 

Dad auf jährlich 150,000 Thaler fich berechnende 

Binfen- und Zilgungöquantum ift, wie bie gelegten Red 
nungen erfehen laffen, in jedem ber drei Jahre 1856, 1857, 
und 1858 aus der Staaiscaſſe wu an den Landtapd- 
ausfchuß gelangt und dieſer hat dafjelbe dem Anleiheplane 
entſprechend verwendet. Neben Abführung der Zinfen iſt 
durch denfelben die Abminderung der Capitalfhuld in der 
Weife erfolgt, daß in der Periode 1856/58 auf die Emmils 
fionsfumme an 
4,500,000 Zhlr. baar an bie Inhaber ber ausgelooſten Scheine 


40,400 = und zwar: 
11,900 Thfr. im Jahre 1856, 
13, ee 1857, 
14600» =» 1858, 


* 
unighezahlt und fonach für die Stauts 
Yautdensaffe ult, December 1858 noch 

4,459,600 Thir. ungetilgte Capitalſchuld 

a Cop ” 

Die Rechnung auf 1858 ſchloß mit einem baaren Cafe 
fenbeftand von. 18,559 Thlr., welcher einen Paffioreft der 
Caſſe bildete und zur Abzahlung von 

6,380 Thlr. Capitalrefte bis mit 1858, 
12,240 = dergleichen Binsrefte und 

19 = zu künftiger Capitaltilgung 
18,559 Thlr. w. o. 
zu verwenden geweſen iſt. 


Bu 11. Den zur Abwidelung der, bei Bezahlung 
ausgeloofter Capitalien gekürzten Baarbeträge 
für fehlende Binscoupons behehenden Fonds 

betreffend. 

Bei Prüfung der auf das Jahr 1853 abgelegten a 
Jahren 1844/48 hatte die Lönigliche Oberrechnungstammer 
Veranlaſſung gefunden, in 

in Bezug auf die bei der Staatsſchuldenca— ei 
fichtlich der Sanebehattung bes Geldbetraged Mm 
bei Bezahlung ausgeloofter Scheine nicht mit IM ende 
gabe gelangenden unabgelaufenen Binscoupond eftch 
Einrichtung j 
einige Anfragen -zu ftellen. b 

Aus der darauf von den betreffenden Rechnungs · 2 
Gaffenbeamten ertheilten Beantwortung erhelte nu, | 

3) den Präfentanten der auögelooften er 

Gelbbeträge der etwa fehlenden, durch die Au— 


— 
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fung ungültig gewordenen Zinscoupons von. ber 
Caſſe am Capitalbetrage gekürzt, letzterer demohn: 
erachtet voll in Rechnungsausgabe geftellt, dagegen 
aber die gekuͤrzten Geldbeträge nebft den in Wirk: 
lichkeit mit den en zurüderhaltenen ungültigen 
Coupons monatlich an die Buchhalterei abgegeben 
wurden, 


daß 7 
2) die Buchhalterei den fpäteren Präfentanten „der mit 
den Gapitalfcheinen früher nicht abgeliefert gewefenen 
ungültigen Coupons die darauf zurückbehaltenen 
Geldbeträge aushänbigte, diefe Coupons aber, nebft 
den anderen fhon früher von der Gaffe erhaltenen 
u iftigen Coupons nach halbjährigen Abflüffen 
caſſitte 
endlich aber, daß 
3) die bei der Buchhalterei nicht zur Abhebung kom⸗ 
menden bergleihen Geldbeträge nach Ablauf der für 
die Zinserhebung feftgefegten VBeriährungszeit als 
verjährt an die Finanzhauptcaffe abgeliefert wurden. 
Obwohl num nah Verſicherung ber betreffenden Ber 
amten diefed Verfahren mit Vorwiſſen ihrer Verwaltungs: 
behörbe beftanden und bis dahin auch ohne den mindeften 
Nachteil für die Staatscaffe geblieben, fo fprach ſich doch 
die Fönigliche Oberrechnungsfammer gegen bie längere Beir 
behaftung diefer Einrichtung aus und gab Veranlaffung, daß 
der er RL zu Verwaltung der Staats⸗ 
ſchulden dahin Veranftaltung traf, daß 


[3 

allen als Belege zur Rechnung zu nehmenden Ob⸗ 
Iigationen zugleih aud die zurüdzugebenden Talons 
und Coupons über noch unabgelaufene Binstermine 
fünftig beigefügt werden, wie Solches auch bei der Land- 
rentendank der Fall ift, und 


daß über die Abwicelung ber für fehlende Binscous 
pons bei Zahlung der ausgelooften‘ Gapitalien gefürgten 
und ſich anfammelnden Baarbeträge ein befonderes, über 
alle Bweige des Staatsſchuldenweſens ſich erftredendes 
Nebenrechnungswerk eingerichtet werde, worin jene Ber 
träge als Einnahme und Dasjenige, was auf nach: 
träglich produeirte Zinscoupons zu vergüten gewefen, ald 
Ausgabe anzuführen iſt. 

Es wurde diefem Nebenrechnungswerke eine Zuſam ⸗ 
menftelung der am Schluffe des Jahres 1854 bei fämmt: 
lichen Staatöfhuldengattungen angefammelt gewefenen ders 
artigen Beträge zu Grunde gelegt und trat die neue Ein- 
ticptung, deren Bmwedmäßigkeit zu Tage liegt, mit Beginn 
des. Jahres 1856 in das Leben. s 

In den hierüber zum erften Male abgelegten, gegens 
waͤrtig vorliegenden Rechnungen auf die Jahre 1856, 1857 
und 1858 finden ſich nun an dergleihen, bei Auszahlung 
audgeloofter Gapitalien gefürzten und zu referbirenden baaren 
Geldberrägen fuͤr nicht zuruc gegebene ungültige Zinscoupons 
bei dem von dem Landtagsausfchuffe errichteten und ver⸗ 
walteten Nebenfonds folgende Poften: . 

763 Thlr. 27 Nor. 5. Pf. im Jahre 1856, 
36 #18 = 9» 0» 1857, 
60 + AM e.3 2 1858, 


R 1,350 Thlr. 27’Ngr. 7 Pf. Sa, vereinnahmt, 


18. 6. Abonnement.) 
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679 Thlr. 7 Nar. 6 Pf. im Jahre 1856, 
482 = 1i: 2 = =, 1857, 
19 = Mr 55: » 1888, 

,.. 1271 Zhlr. 1 Ngr. 3 Pf. Sa. gegen eingelöfte uns 
gültige Zinscoupons, welche bei der Gapitalerhebung gefehlt 
haben, verausgabt. 

Der Beftand diefes Nebenfonds belief fich hiernach am 
Schluſſe des Jahres 1858 — N “ 
79 Zhle. 26 ar. 4 Df., 
wovon die ungültigen Zinscoupons Über 





Thlr. Nor. Pf. 
2 3 9, beider 3 % Staatöanleihe d. 
2 -— .% . . 
a ⸗ 
aA 1 — = + Ahr * d. a, 1851, 
26 — — — ⸗ 4 = fählefchlefiichen Eiſenbahn⸗ 
attienſchuld, 
16 — — » den vereinigten 4% Staatsanleihen 
d. a. 1852/55, 
1 15 — > der.3% Staatsanleihe d. a. 1855. 
wo. 


welche bei der Gapitalserhebung gefehlt, haben, bei deren 
etwa nachträglich erfolgender Präfentation vinzulöfen fein 
werben, während die auf biefe Weife nicht zur Abhebung 
kommenden dergleichen Geldbeträge nach Ablauf der für die 
Binserhebung feftgefegten Werjährungszeit ald verjährt an 
die Sinanzhauptcaffe werden abgeliefert werben. 

Unter Hinweis und Bezugnahme auf die vorſtehends 
gegebenen Erläuterungen und Bemerkungen zu dem der 
Ständeverfammlung zur Anerkennung gegenwärtig vorlier 
genden Rechnungswerk über das Staatssſchuldenweſen, fos 
wie in Hinblid darauf, daß auch die Fönigliche Oberred« 
nungsfammer darüber bem kandtags ausſchu ſſe Liberarion zu 
ertheilen fhr ganz unbedenklich erflärt hat, nimmt die unters 
zeichnete Deputation, welche bie ihr mitgetheilten Rech -⸗ 
nungsunterlagen einer forgfältigen Prüfung. unterworfen 
und begründete Erinnerungen dagegen zu jiehen nicht bes 
funden, vielmehr die Ueberzeugung gewonnen hat, daß hin« 
fichtlich der Tilgung der Staatsihulden allenthalben den 
eſtehenden gefeglichen Beftimmungen entfprochen worben, 
feinen Anftand, den. Antrag zur Innofme anheimzugeben: 

die Erſte Kammer wolle, nach erfolgter Buftimmung 
der Zweiten Kammer, int Verein mit derfelben dem Lande 
tagsausfchuffe zu Verwaltung ber Staatsſchulden ruͤch⸗ 
fitlich der von demfelben Über diefe Verwaltung auf bie 

Jahre 1856, 1857 und 1858 abgelegten Rechnungen 

den gewöhnlichen Zuftificationsfchein erchellen. 

* Die sub © beigefügte „tabellarifche Ueberſicht fammts 
licher Staatsſchulden am Schluffe des Jahres 1858” *) bies 
tet einen Ueberblid barlıber, welche und wieviel verzinsliche 
und unverzinsliche Staatsſchulden excl. der Caffenbillets 
ſchuld die Staatscaffe Ende 1855 zu vertreten galt, welche 
Veränderungen: damit in ber Periode 1856/58 theild durch 
Zuwachs, theild buch Tilgung und Verjährung vorgefom: . 
men und welcher Paffivbeftand Schluß 1858 für bie Staats. 
caffe zur Betretung verblieben iſt. Darnach belief ſich der 
Beftand fämmtliher Staatöfhulden Ende 1855 auf 





*) ©. dieſelbe am Schluß diefer Nummer. 
112 
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55,215,625 Thaler im 14.Thalerfuße und 
20,441 Thaler im 20-Gulvenfuße; 
neu hinzugefommen find, reſp. infolge der Convertirung der 
4b procentigen Schuld von 1851 in eine Aprocentige 
14,594,200 Thaler im 14:Thalerfuße; 
durch Ausloofung / Converticung und bezichendlich Verjährung 
getilgt wurden 3 . 
16,098,450 Thaler im 14-Thalerfuße, 
2,264 Thaler im 20:Guldenfuße, 
mithin ift Schluß 1858 ein Staats ſchuldenpaſſivbeſtand von 
53,711,375 Thalern im 14-Thalerfuße und 
18,177 Zhalern im 20-Guldenfuße 
verblieben. 


(Während des Vortrags dieſes Berichts traten die Herren 

Staatöminifter Freiherr v. Friefen, Dr. v. Falkenftein 

und der Herr Eöniglihe Commiffar-Geheimer Rath Dr. 
Hübel ein.) 


Ich habe dem Herrn Präfidenten anheim zu geben, zu 
beftimmen, ob die beigefügte tabelarifche Weberficht vorges 
leſen werden foll? 


Präfident v. Schönfeld: Es find die Beilagen ger 
woͤhnlich nicht verlefen worden. 3 würde daher nur ger 
ſchehen, wenn aus der Mitte der Kammer dies verlangt 
würde. Sofern dies nicht gefchieht, nehme ich an, daß 
die Kammer den Vortrag der tabellarifchen Ueberſicht nicht 
wünft. Ich habe zu erwarten, ob Jemand über den fos 
eben vorgetragenen Bericht zu Sprechen wünfcht? — Da dies 
nicht der Fall ift, fo kann ich fogleich zur. Fragſtellung 
übergehen. Der Wichtigfeit der Sache gemäß wird die 
Abftimmung durch Namensaufruf zu erfolgen haben. Der 
Antrag der Deputation geht dahin: 

Die Erfte Kammer wolle, nach erfolgter Buftim- 
mung ber Zweiten Sammer, im Vereine mit derfelben 
dem Landtagsausfchuffe zur Verwaltung der Staats« 
fchulden rhdfichtlih der von demfelben über diefe Ver⸗ 
waltung auf die Sahre 1856, 1857 und 1858 abgelege 
HR — den gewoͤhnlichen Juſtiſicationsſchein er⸗ 

Iſt die Kammer mit dieſem Antrage ihrer 
Deputation einverſtanden? 


Rittergutsbeſiher Nittner: Ich trage Bedenken, ab⸗ 
zuſtimmen, ich bin bei der Ablegung der Rechnungen mit 
betheiligt; ich habe dieſelben mit abgefaßt als Mitglied des 
Ausſchuſſes. 

Nittergutöbefiger v. Römer: Ich habe zu bemerken, 
daß ich mich in derfelben Lage befinde. 


Oberbürgermeifter Pfotenhamer: Auch ich werde mic) 
der Abſtimmung enthalten. 


Praͤſident v. Schönfeld: Es kann fein, daß der 
Salt der- Art wäre, daß fid) die Herren der Abſtimmung 
enthalten; indeſſen Vorgaͤnge haben wir in dieſer Beziehung 
nicht. Im Jahre 1857 {ft in aͤhnlicher Weiſe abgeſtimm 


‚Sächsische tip: 


Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





worden und es haben die Herren, welche dem Staatsſchul. 
denausſchuſſe angehörten, mit geſtimmt. Um den Zweifei zu 
loͤſen, wird es am beften fein, daß die Herren Rittner, v. Rd, 
mer und Pfotenhauer fich der Abftimmung jest enthalten, 


Bei der nun folgenden Abſtimmung antworten mit Ja; 


Wicepräfident v. Frieſen. Bürgermeifter Hennig. 
Secreßkr v. Egidy. Brripere v. Befhwig, 
Secrctär Wimmer, Kammerhere v. Bchmen, 
Domhere.d. Wagdorf. Graf v. Stolberg. 


Graf zu Sotms-Witbenfels, 
Aoocat 9. Rönnerif- 

Hofrat} Dr. Hänel. 

Graf Wilbing d. Königesrüd, 
Birchof dorwert. 
Supceintenbent Dr. eechler. 
Gapitular dv. Schröter. 

Graf v. Schönburg. 
Bürgermeifter Lühr. 
Birgermeifter Clauf. 
geeihere v. Bel. 


Kammerherr v. Lüttichau, 
Nittergutsbefiger v. Böhlau. 
Kammerhere v. Megfc, 
Buͤrgermeiſter Müller, 
Breihere d. SchönbergBisren, 
Kammerhere d. Mittig. 
Freiherr d. Biedermann, 
Freiherr v. Rochow. 
Bürgermeifter od). 
Kammerherr v. Erdmanneborff, 
Finanzroth v. RoftizWaltwig. 


Bürgermeifter Gottfchalb. Sandesbeftallter Hempel, 
Kammerherr d. Wapdorf, Präfibent dv. Schönfeld, 
Rittergutöbefiger Kraft, 


Präfident v. Schönfels: Es hat der Antrag der Der 
putation einffimmige Annahme gefunden. 

Somit wäre der erfie Gegenftand der Tages ord⸗ 
nung erkdigt. Wir wenden uns’ nun zum zweiten. 
Es ift dies der Bericht der erſten Deputation, den Ents 
wurf zu einem Nahtragsgefege zum Gefehe, 
die Errichtung einer Penfionscaffe fürdie Witt 
wen und Waiſen der Lehrer an evangelifgen 
Säulen betreffend. Herr Kammerherr v. Behmen 
wird die Güte haben, und den Vortrag zu geben. 


Referent Kammerherr v. Zehmen: Unter Nr. 13 if 
ein koͤnigliches Decret an die Ständeverfammlung ergangen 
und zwar zunächft an die Zweite Kammer, den Entwurf, 
Nachtrag zu dem Gefete vom 1. Juli 1840, die Errichtung 
einer Penfionscaffe für die Witten und Waifen der Echrer 
an evangeliichen Schulen betreffend. 


(Diefes Lönigliche Decret ſiehe EM. II. K., ©. 566.) 


Der beigefügte Gefegentwurf iſt fo kurz, daß er 
nicht einmal in Paragraphen abgetheilt ift und ich geflatte 
mir, benfelben fofort feinem ganzen Inhalte nach votzu⸗ 
tragen. Er lautet: ’ 


. ® 

Bir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sad 
fen.ıc. xt, ıc,, haben, mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, befchlofjen und verordnen hierdurch: 

Die Oberlehrer an allen Realfchulen, welche wonftäns 
dig organifirt und zur Ausftellung von Sieifegeugnifen gen 
tedtigt find, ingteihen bie Oberlehrer an dem Öffentl H 
Scullehrerfeminaren und an bem Sehreeinnenfeminar I} 
Galinberg fon, au wenn fie acabemifche Stubien AN, 
gemacht aber, Theilnepmer der exften Claffe der Penfio 
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caffe für die Wittwen und Waiſen der Lehrer an evanges 
Ufchen Schulen fein. 

Es haben daher foldhe Dberlehrer vom 1. Januar 1861 
an bie Eintritts« und Beförderungsgelder, fowie die Jahres- 
beiträge zur Caſſe nach den für die Mitglieder erſter Claffe 
geordneten Sägen zu zahlen, auch wenn fie fchon Mit⸗ 
‚glieder zweiter Clafje waren, zwei Thaler Eintrittögeld nach ⸗ 
äuzahlen, wogegen die Wittwen und eheleiblichen Kinder 
folcher Lehrer, die nad) dem bemerkten Tage fterben, unter 
den gefeglichen Bedingungen in den Genuß der Penfionen 
erfter Claſſe zu fegen find. 

Urkundlic haben Wir diefes Geſetz eigenhändig unter» 
ſchrieben und das Königliche Siegel beidruden laſſen. 

Dresden, am 


In den Erläuterungen und Beweggründen ift 
gefagt: f 
Das Gefeh vom 1. Juli 1840 ordnet 2 Glaffen der 
Theilnehmer an der Lehrer-Wittwen» und Waifen:Caffe. 
Nach den Erläuterungen zu dem Entwurfe, Landtagds 
acten vom Jahre 1840, Abth. I. Bd. 2, ©. 93, follten die 
Lehrer, welche fuͤr das Amt, das fie befleiden, acabemifche 
Studien gemacht haben follen, der erften Claffe, die Lehrer, 
von welchen nur eine Seminarbildung verlangt wird, der 
aweiten Claffe zugewieſen werben, und es beftimmt nach 
diefem Principe das Geſetz $. 4, daß 
a) die Oberlehrer an den beiden Landesſchulen zu 
Meißen und Grimma, fowie an den ftädtifchen 
Symnafien, x 
b) die ——— an den oͤffentlichen Schulfehrerfemis 
naren, un 
o) die Oberlehrer an ben höheren Bürgerfchulen, welche 
nach beftandener Maturitätsprüfung academifche 
Studien gemacht haben, fowie 
A) die Nectoren an Stadtſchulen unter derfelben Bors 
ausfegung 
zur _erften Glaffe, 
e) die an Öffentlichen Elementarvolksfchulen angeftellten 
ftändigen Lehrer, und 2 
H alle Kehrer an Gymnaften, Schullehrerfeminaren 
und höheren Bürgerfchulen, welche von der erſten 

Claſſe ausgefchlofien und nicht blos auf Auffündis 

gung angeftellt find, 
zur zweiten Claffe . 

gehören. ER 

Seit Erlaffung des Geſetzes iſt eine meue Art von 
Säulen entftanden, die Realſchulen, deren Berhättniffe das 
Minifterium des Eultus und Öffentlichen Unterrichts durch 
das Negulativ vom 2. Zuli 1860 geordnet hatz es iſt auch 
ein Seminar für Lehrerinnen in Calinberg errichtet worden. 

Es Eonnte nicht zweifelhaft fein, daß bie Lehrer an 
Realfehulen, deren Einrichtung den an foldhe Anftalten zu 
machenden Anforderungen entipricht, wenn fie academiſche 
Studien gemacht haben, bei der Venfionscafje den Lehrern 
an Öymnafien gleichzuftelen, die Lehrer an dem Lehrerinnen» 
feininar aber wie bie Lehrer an den Schullehrerfeminaren zu 

„ behandeln wären. 

Wenn jedoch an den Realſchulen manche Lehrer, melde 
wegen der Wichtigkeit des Lehrgegenftandes, den fie vertre⸗ 
ten, für diefe Anflalten ald Oberlehrer anzuftsllen und allen 
anderen gleichzuftellen find, wie z. B. die Beichnenlehrer 
einer academifhen Bildung nicht bedürfen, oder wie bie 
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Lehrer der neueren Sprachen, wen auch eine ſolche Vils 
dung für fie immerhin wuͤnſchenswerth ift, in vielen Fällen 
diefelbe nicht befigen, und doch gleich den acabemifch gebils 
deten allen Anforderungen entiprechen: fo ift e3 billig, Auen 
auch in Beziehung aufdas Penfiondverhältniß ihrer Hinter⸗ 
2 gleiche Rechte mit den fludirten Oberlehrern zu 
geben. 5 
An den Schullehrerfeminaren follen nad dem Regus 
lativ vom 12. December 1848 (Gefetz⸗ und Verordnungss 
blatt Seite 343) $. 2 alle fländige Lehrerſtellen mit acades 
miſch gebildeten Lehrern befegt werden, das Minifterium 
des Cuitus hat aber mit gutem Erfolg öfterer auch ſolche 
Lehrer, welche nur auf Seminaren gebildet waren und ſich 
bei der Verwaltung eines Amtes an einer Elementarvolks- 
ſchule auszeichneten, in Oberlehrerftelen an Schullehrer— 
feminaren berufen. Zeichnen ſich nun biefe Lehrer vor ihren 
Fachgenoſſen aus, entfprechen fie den Anforderungen eines 
Amtes, welches in der Regel einen academifch gebildeten 
Mann erfordert, fo werden fie auch nach dem in den oben 
angeführten Motiven aufgeftellten Princip in bie erfte Claſſe 
der Theilnehmer an ber Wittwen+ und Waifencaffe aufzus 
— — 
iefes geſetzlich zu ordnen, wird der gegenwärtige 
Sefegenfmwurf, vorgelegt. 29 ® 


Der Bericht, den Ihre erfie Deputation hieruͤber 
erftattet hat, lautet folgendermaaßen: 


Das Gefet vom 1. Juli 1840, durch welches die gegens 
woärtig beftehende Penfionscafje für die Wittwen und Waiferr 
der Lehrer an evangelifchen Schulen begründet worden ift, 
theilt die Teilnehmer an biefer Penfionscaffe, in welche einzu⸗ 
treten alle an den evangelifchen Schulen des Königreich8 an⸗ 
geftellte fändige Sehrer, mit Einfluß ber emeritirten und 
der Subftituten, ebenfo verpflichtet als berechtigt find, in 
zwei Claffen. In der erſten Glaffe fichen alle die Lehrer, 
welche für das Amt, das fie befleiden, academifche Stus 
dien gemacht haben müffen, in, der zweiten Claffe alle 
die Lehrer, von welchen nur eine Seminarbilbung vers 
langt wird. 

In der erften Glaffe haben die Lehrer jeder nach Ver⸗ 
hättniß feined Gehaltes einen jährlichen Beitrag von 4 bis 
— in der zweiten Claſſe von 1 bis 4 Thalern zu 
eiften. . 

Nah dem Gefege vom 1. Juli 1840 follte die Wittwe 
eines Lehrerd erſter Claſſe 


60 Thaler, 

jede Waiſe eines folchen bis zum erfüllten 18. Lebensjahre 
12 Thaler, 

die Wittwe eined Lehrers zweiter Claffe 
30 


aler, 
jede Waiſe eines ſolchen bis zum erfüllten 18. Lebensjahre 
8 Thaler 
als jährliche Penfion erhalten. 
Diefe Penfionsfäge find durch dad Gefeh vom 30. 
Juli 1858 erhöht worden für die Wittwe eines Lehrers erfter 


dieſſe auf 
75 Thaler, 

für die Wittwe eines Lehrers zweiter Claffe auf 
50 Thaler, 


fr jede Waiſe bis zum erfüllten 18. Lebensjahre von 12 
Thaiern und 8 Thalern, fo lange die Mutter Iebt bis auf 
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4, nad} dem Tode der Mutter aber bis auf zu der, Witt: 
wenpenfion. 

Die Vertretung der Penfionscaffe hat der Staat der- 
geffalt übernommen, daß, wenn die laufenden Ausgaben 
derfelben von den laufenden Einkünften derfelben nicht ges 
dedt werden koͤnnen, der Mehrbedarf aus der Staatscaffe 
zugeſchoſſen werben fol. 

Nach der im Jahre 1858 den Ständen von der Res 

ierung vorgelegten Wahrfcheintichfeitöberechnung würde ber 

en zuftand, der Zuſtand, bei welchem die höchfte 
Zahl der Witten und Maifen erreicht ift, bei ben Waiſen 
beider Glaffen mit dem Jahre 1858, alfo ſchon jegt, bei 
der Wittwen zweiter Claſſe mit dem Jahre 1875, bei denen 
der erſten Claſſe früher eintreten. 

Die im Budget 7 1840/42 ausgeſetzte Staatsbeihülfe 
betrug 3000 Thaler jährlich; in dem gegenwärtig vorliegens 
den Budget pr. 1861/63 ift fie nad Höhe von 4200 Tha> 
Ier in nat gebracht; fie wird fich nach der obenermähnten 
Wahricheinlichkeitöberehnung im Jahre 1875 auf 13,627 
Thaler 17 aan 2 Pfennige erhöhen und unges 
fähr in dieſer Höhe beharren, forern nicht durch Creation 
neuer Stellen die Zahl der angeftellten Lehrer in dieſer Zeit 
erheblich wächft. - 2 

Gegenwärtig ift nun Inhalts des vorliegenden, ber 
erften Deputation zur Berichterſtattung überwiefenen koͤnig ⸗ 
lichen Decretö vom 7. November 1860 nebft beigefügtem 
Gefetzentwurfe die Abficht der Staatsregierung dahin ger 
zichtet, nicht ſowohl die gefeglich normirten Penfionsfäge in 
den verſchiedenen Claffen anderweit zu erhöhen, als viel- 
mehr nur gewifien Kategorien von Dberlehrern dadurch 
eine vortheithaftere Stellung hinfichtlich ihrer Nelicten zu 

nen daß fie diefelben aus der zweiten in bie erfte 
laſſe zu verfegen wünfcht. 

Es betrifft died nach Anleitung des vorliegenden Ger 
fegentwurfs 

1) die Oberlehter an allen Realſchulen, welche voll, 
fändig organifirt und zur Ausftellung von Neifer 
zeugniffen berechtigt find, und 

2) Die Oberlehrer an den öffentlichen Schulfehrerfemie 
noren und an dem Lehrerinnenfeminare zu Callnberg, 

beide Kategorien, auch wenn fie academifche Studien nicht 
gemacht haben. 

‚Bu gleicher Zeit Haben die Directoren an ben hiefigen 
ſtadtiſchen Clementarfehulen, Director Beling und & 
noffen, in einer Petition an die Ständeverfammlung ſich 
gewendet mit der Bitte: 

3) die Divectoren ftäbtifcher Schulanftalten umter Ab: 
änderung ber betreffenden Beftimmung $. 4d des 
Sefeges vom 1. Juli 1840 zu der erften Glaffe der 
DVenftonscaffe mit zu überweifen, auch foweit fie 
Nichtliteraten find. 

Die erfte Deputation der Zweiten Kammer, an welche 

der vorliegende Gefegentwurf zuerft zur Berichterſtattung 
gelangt war, hat keinen Anſtand genommen, die Aufnahme 
der Ehrerkategorien unter 1 und 2 in die erfte Claffe der 
Witten und Waifenpenfionscaffe zu befürworten, als der 
Siligfeit entfprechend, obfehon fie den Wunſch ausfprach, 
dag im Allgemeinen an dem Grundfaße feftgehalten werden 
möge, daß bie fländigen Stellen an Schullehrerfeminaren 
in der Regel mit academifch gebildeten Lehrern befegt wer⸗ 
den — 

„Dagegen trug fie Anfangs Bedenken, der Petition des 
Director Belzing und Genoffen entipredend, auch die Auf: 


—— 





nahme der oben unter 3 bezeichneten Kategorie von Lehrern 
in bie erfte Claffe zu empfehlen, nachdem der Eöniglice 
Commiffar erklärt hatte, daß die Staatsregierung den Win, 
ſchen der Petenten unter befonderer Berüdjichtigung ihrer 
perfönfichen Verdienfte um das ſtaͤdtiſche Schuhwefen fehr 

ern»entfprechen würde, jedoch Bedenken tragen müffe, dem 

jefegentwurfe eine ſoiche Ausdehnung zu geben, weil der 
Begriff „böhere Bürgerfchule" ſich nicht genau firiten 
faffe, und die Tragweite einer hierauf gerichteten Abänderung 
des Gefeges vom 1. Juli 1840 daher "gar nicht zu über 
fehen fei. 

E Bei der Verhandlung des betreffenden Gegenftandes 
in der Zweiten Kammer fand jeboch die bezeichnete Petis 
tion lebhafte Befürwortung, infolge deren die Zweite Kam 
mer auf Antrag des Abg. Mai und beziehendlich Vorſchlag 
des Neferenten und eine im Laufe der Verhandlung geges 
bene Erklärung des Negierungscommiffars die Abſtimmunge 
über den Geſetzentwurf ausfegte und biebetreffende Petition zur 
weiteren Berichterftattung an ihre Deputation zurlidverwies, 

Bei anderweiter Berathung des Gegenftandes glaubte 
zwar bie erfte Deputation der Zweiten Kammer aud) ferner 
dabei ftehen bleiben zu müffen, daß binfichtlih der Ober— 
lehrer an den höheren Bürgerfchulen, fowie ber Rettoren 
an Stadtfehulen im allgemeinen die bisherige Regel ey 
halten fei, fi die Geftattung von Ausnahınen daneben 
wohl rechtfertigen laffe, e8 dabei aber befonderd darauf an 
komme, einigermaßen fihere Merkmale für Feftftellung und 
Begrenzung ber Ausnahme aufzufinden. 

Für Rectoren an allen Siadiſchulen eine folhe Be 
günftigung eintreten zu Laffen, Scheine micht fahgemäß, weil 
bei Mleineren foldhen Schulen die Stellung des erften Lehr 
ters, wenn er aud) den Zitel „Nector” führt, dennoch nicht 
immer einen geordneten Ginfluß auf ben ziwelten oder bie 
übrigen Lehrer dußere, dann aber auch feine ausgezeichnete 
genannt werden Lnne. Dagegen feine es, auch nicht zu 

enügen, wenn man nur den Directoren an höheren Blirper 
futen, ohne Nüdfict auf academifche Bildung, die An 
nahme in die eıfte Penfionsclaffe einräumen wolle. Denn 
eines Xheils geftatte der Begriff ber Höheren Birgerfchuln 
fehe verfehiedene Auffaffungen und anderen Theilß würde 
eine derartige Beftimmung die Directoven an größeren Ar 
menfgulen, die gleiche Berlikfichtigung erwarten dürften, 
noch ausfchließen. ä 

Die Deputation der jenfeitigen Kammer vereinigte fh 
jedoch mit dem Vorſchiage des Königlichen Commiffare: 

„die Directoren und Rectoren, welche bie — 
einer organifirten Öffentlichen ſtädtiſchen Elementa 
(Sulanftalt haben” f 
in die erfte Penfionsclaffe aufzunehmen und bie bezeichnen - 
den Worte hinter die Worte: Mn 
„an dem Lehrerinnenfeminar zu Callnberg‘ 
in den Gefegentwurf einzufchalten, Seiten 

Zur Grläuterung biefes Worfälages ward DM rar 
des Königlichen Commiffars noch hervorgehoben, Dil A * 
jede Eiementarſchuie· einen gewiſfen Lehrplan zu I Kat 
habe und daß daher fowohl im biefer Beziehung, on 
bei jeder Schulanftalt eine Drganifation im meer, a 
des Wortes frattfinde, Allein nur bei ftäbtifchen mit der 
tarfpulen von bebeutenberem Umfange Fönne uch 
Berfaffung der Gymmaften, Realfpulen und erden, 
feminaren übereinftimmende Ginricptung get, Mr, 
Daß die dabei angeftellten ftänbigen Behrer ein Adi dorz 
glum bildeten, welches unter ber Zeitung eines 
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ſtehe. Diefe Elementarfchulen pflege man im Gegenfage 
anderer Schulen, bei denen jeder der daran angeftellten 
mehreren Lehrer für fi und unabhängig von der Leitung 
eines Directorö arbeite, organifirte Elementarſchulen zu 
nennen, Den Directoren an derartigen Schulanftalten fei 
nun allerdings eine höhere, einflußreihere und verantworts 
üchere Stellung gegeben, und s8 erfchiene daher gerechte 
fertigt, wenn man fie ohne weitere Unterfheidung der erften 
Siaffe ver Penfionscaffe zuwiefe, zumal nur befonbers ber 
fähigte und durch längere Amtsführung bewährte Männer 
zu folchen Poften befördert werden würden, ohne die höhere 
theoretiiche Vorbildung genoffen zu haben, 

2 Bei der anderweiten Verhandlung bed betreffenden 
Gegenftandes in der Zweiten Kammer genehmigte die 
‚Zweite Kammer den vorgelegten Gefegentwurf, fowie den 
vorſtehend erwähnten Bufaß des Föniglichen Commiffars, 
jedoch mit Auslaffung des Wortes: „ſtaͤdtiſchen“ — in 
dem Legteren, — (diefe, weil derfelbe Fall möglicher Weife 
auch) auf dem Lande vorfommen könne) und beſchloß, die 
Petition des Directors Belzing und Genoffen für erledigt 
zu erklären, folde aber noch an die Erfte Kammer abzugeben. 

Die unterzeichnete Deputation der Erfien Kammer 
Tann im Wefentlichen nur den Anſichten der Deputation 
der jenfeitigen Kammer beipflichten. 

“Wird auch im Allgemeinen der in dem Gefege vom 
4. Juli 1840 aufgeftelte Grundfaß, wonach) die Lehrer an 
den evangeliichen Schulen in Beziehung auf die Penſions⸗ 
berechtigung ihrer Relicten in zwei Claffen getheilt werben, 
ferner aufrecht zu erhalten fein, fo vechtfertigt ſich doch die 
im vorliegenden Gefeßentwurfe in Borfehlog gebrachte 
Abweichung davon für die oben unter 1 und 2 bezeichneten 
Kategorien von Lehrern durch die dem Gefehentwurfe 
beigegebenen Motiven, welchen die Deputation beizupfliche 
ten gehabt hat. 

Jedenfalls wird durch die Regierungsvorlage eine Uns 
leichheit ausgeglichen, welche in Beziehung auf die Pen- 
Nonsanfpriche für ihre Nelieten bei Lehrern einer und ders 
feiben Glaffe, ja an einer und derjelben Anftalt, zeither 
fattgefunden hat. Als Negel wird immer bleiben, daß zu 
den betreffenden Stellen an Seminaren und Realfchulen 
meift nur Lehrer mit acabemifcher Vorbildung berufen wer⸗ 
den; hat aber die vorgefehte Behörde, wie in neuerer Zeit 
mehrfach gefhehen, ausnahmsweife wegen befonderer Tuͤch ⸗ 
tigfeit zu einer folchen Stelle einen Mann berufen, ohne 
daß er eine academilche Vorbildung genoffen, fo ift es nicht 
Killig,, ihm deshalb feinen Gollegen nachzufegen. Es befin- 
den fich unter ihnen gerade zumeift Männer von befons 
derer praktifcher Brauchbarkeit und ift dies der Fall, fo 
kann es -fchließlic dem Staate gleich fein, wie und auf 
welche Weife ein folcher Mann’ feine Tuͤchtigkeit erlangt 
hat. Opnebin if der Wortheil, den fie durch, den Gefehe 
vorfchlag erringen, ‚noch immer verhältnigmäßig nicht fehr 
erheblich, da dabei auch bie erhöhten Beiträge, die fie 
Teiften müffen, in Anfchlag zu bringen find. 

Was den von dem Töniglihen Commiffar infolge der 
Detition des Directors Belzing und Bess in Vorſchlag 
gebrachten Zufagantrag betrifft, fo iſt zunaͤchſt die Auslaf- 
fung ded Wortes: br 

„Mädtifchen” 


aus demſelben nach Anficht der unterzeichneten Deputation 
irrelevant, da der Fall wohl nur fehr felten fein möchte, 


daß förmlich organifirte Schufanftalten der bezeichneten 
Art in ländlichen Ortfhaften vorkommen werden. 





Im Uebrigen ſprechen aber für diefen Zuſatzvorſchlag 
groͤßtentheils diefelben Billigfeitögründe, wie für den Regies 
zungsvorfchlag im Gefegentwurfe. 
Die Anforderungen, welche an einen Director einer 
ber bier bezeichneten größeren, fogenannten organifitten 
Öffentlichen Elementarſchulanſtaiten geftellt werden, find 
mindeftend eben fo groß, als die Anforderungen an einem 
fländigen Lehrer an einem Seminar oder einer Nealfchule, 
der auf eine folche Stelle berufen wird, ohne eine acades 
miſche Vorbildung genoffen zu haben. 
Die Aufnahme aller drei vorbezeichneten Kategorien 
von Lehrern in die erfte Penfionsclaffe wird allerdings auch 
mit einigen pecuniären Opfern der Staatscaffe verbunden 
fein. Allein das Intereffe der Staatscaffe, das durch die 
fubfidiäre Verpflichtung der Letzteren zu Vertretung des 
Manco’s in der Lehrerrelictenpenfionscaffe mit in Frage 
gezogen wird, Eönnte hierbei an fih nur einen untergeord- 
neten Geſichtspunkt darbieten. Indeß auch abgefehen 
hiervon ift überhaupt der Gegenftand finanziell nur fehr 
unbedeutend für die Staatscafle. ö 
Nach der der jenfeitigen Deputation von dem Pöniglie 
hen Commiffar gegebenen Auskunft, würde ber dadurch 
der Staatscaffe erwachiende Mehraufwand bei der erften 
und zweiten obenerwähnten Lehrerfategorie nur etwa um 
150 Thaler jährlich fteigen, durch Mitaufnahme der Direc» 
toren organifitter Öffentlicher Elementarfhulen nach Ver 
bältniß von beiläufig 28 folder Stellen, um ungefähr 
138 Thaler jährlich m vermehren, alfo nur eine Mehrbes 
laſtung der Staatöcaffe um ungefähr 300 Thaler jährlich 
in Ausficht ftelen, was bei der Höhe der ohnehin vom 
Staate zugewährenden Zuſchůſſe laum nennenswerth erfcheint. 
Die unterzeichnete Deputation hat jedoch nicht unters 
Taffen wollen, ſich auch die Auslaffung der Finanzbeputar 
tion ber hohen Kammer hierüber zu erbitten, obſchon nach 
der weitern Auslaffung des Böniglihen Gommiflars nicht 
einmal eine Erhöhung des betreffenden Poftulats im Bub» 
get erforderlich werben wird, 
Seiten gedachter Deputation iſt hierauf ein Bedenken 
in finanzieller Beziehung nicht erhoben worden. 
Die fpeciellen Beftimmungen des Gefegentwurfs, der 
ohnehin nicht einmal in einzelne Paragraphen zerfällt, fowie 
Eingang und Schluß deffelben, haben zu weiteren Bemer 
ungen feine Veranlaffung gegeben. 
Die unterzeichnete Deputation geftattet fich fonach bei 
der hohen Kammer zu beantragen, unter Beitritt zu ben 
in der hohen Zweiten Kammer gefaßten Befchlüffen: 
1) dem mittelft allechöchften Decrets vom 7. Novem: 
ber 1860 vorgelegten Gefegentwurfe, einen Nach⸗ 
trag zu dem Gefege vom 1. Juli 1840, die Errich⸗ 
tung einer Penfionscaffe für die Witwen und 
Warten der Lehrer an evangeliichen Schulen betref⸗ 
fend, auch ihrerſeits die fändifche Genehmigung zu 
ertheilen, jedoch 
2) in diefem Gefegentwurf die Worte: 2 
„die Directoren und Nectoren, welche, die 
Direction einer organifirten öffentlichen Clemens 
tarfäulanftalt haben“, 
hinter den Worten: k 

„an dem Tehrerinnenfeminare zu Galfnberg” 
auf der dritten Zeile des erften Äbſatzes des Geſetz- 
entwwurfs annoch einzufchalten; hiernach aber 

3) die Petition des Directors Belzing und Genoſſen 
vom 24. November 1860 für erledigt zu erklären. 
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Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über den eben vorgetragenen Bericht zu fprechen 
wuͤnſcht? 

Superintendent Dr. Lech ler: Es handelt ſich hier 
um eine Erweiterung der erſten Penſionsclaſſe von Lehrern. 
‚Hierfür find nad dem Geſetz vom 1. Juli 1840 zwei 
Bedingungen geftellt, die flet3 zufammentreffen mußten. 
Die eine Bedingung bezog fi auf die Vorbilbung, 
die der Mann genoffen haben muß, die academifche Vor— 
bildung nad beftandener Maturitätsprüfung. Die an ⸗ 
dere Bebingung bezog fih auf den Character der Schul: 
anftalt, bei der er ein ftändiges Lehramt befleidete. Und 
diefe beiden Bedingungen mußten ſtets zufammentreffen 
nad) dem Gefeg vom 1. Zuli 1840, wenn Jemand wollte 
in die erfte Claſſe kommen oder ein gefeliches Recht darauf 
haben. Alſo derjenige Lehrer, der ſtudirt hatte, aber nicht 
bei einer Unftalt von gewiſſen Kategorien angeftellt war, 
naͤmlich Gymnafium oder Eehrerfeminar oder höhere Büre 
gerfhule, konnte nicht in die erſte Claſſe gefegt werden, 
weil nur die eine Bedingung erfüllt war, nicht aber die 
andere; er wurde in bie zweite Glaffe gewiefen. Und 
anbererfeitö Derjenige, der an einer Anftalt diefer Kategorie 
angeftellt war, z. B. als Oberlehrer an einem Lehrerfeminar, 
aber nicht ſtudirt hatte, der war wieder ausgefchloffen aus 
der erften Claſſe, weil er, wenn auch die eine Bedingung 

in Bezug auf den Character der Anftelung, die er hatte, 
autraf, doch die andere Bedingung in Bezug auf die Bor 
bildung nicht erfüllt hatte. In letzterer Beziehung greift 
nun der Nachtrag zum Gefehe ein und giebt, fo zu fagen, 
eine Diöpenfation von der einen Bedingung für Denjenigen, 
der in einer organiſirten Realſchule angeftellt iſt oder in 
einem Lehrerfeminar als Oberlehrerʒ der kann nun in die 
erſte Glaffe kommen, wenn er auch nicht ſtudirt hat. Das 
mit bin ich nun von ganzem Herzen einverftanden und 
erklaͤre meine Zuſtimmung mit Freuden zum Bericht. — 
Ich möchte jedoch noch einen andern Punkt zur Sprade 
bringen, der auf der andern Seite liegt, wo die Bedingung 
eingreift, bie den Character der Schulanftalt, an der er am 
geftelt fein muß, betrifft. Alſo es kann Giner nach ber 
ſtandener Maturitätsprüfung fein acabemifches Studium 
gemacht haben, er kann angeftellt fein als confirmirter 
Lehrer, aber er hat doc) Fein Recht auf die erfte Claffe, weil 
die Schulanftalt nicht zu diefer Kategorie gehört und da 
Tomme durch diefen Gefegentwwurf die Realſchule Hinzu, die 
früher nicht aufgenommen war. Aber die Kategorie, die 
ic) meine, {ft bie höhere Buͤrgerſchule. Im diefer Beziehung 
if von dem Eöniglichen Commiffar in der jenfeitigen Ver⸗ 
handlung bemerkt worden, daß das ein vager, ein elaftifcher 
Begriff fei. Das iſt gewig auch richtig. Daher kann es 
denn vorlommen, — und dag {ft nun das, was ich im 
Auge habe — daß ein Lehrer, der ſtudirt hat und 
der als conficmirter Lehter num angeftellt it, an der 
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felben Schulanſtalt Mitglied der erften Claſſe der Penfion 
ift und daß ein Anderer, der ebenfalls ſtudirt hat und 
der ebenfalls als confirmirter Lehrer an der gleichen 
Anftalt ift, in bie zweite Claſſe verfegt wird, weil 
diefelbe Anftalt das eine Mal als höhere Buͤrgerſchule ans 
gefehen wird, das andere Mal nicht. Dies findet, wenn 
ich nicht irre, bei der Naths- und Wendler'ſchen Freiſchule 
in Leipzig ſtatt, mo mehrere Lehrer Mitglieder der erſten 
Penſionsclaſſe find, während anderen, die ebenfalls fubirt 
haben, die Aufnahme in die. erfie Claffe verſagt wurde, 
ungeachtet fie darum nachgefucht haben, — weil dieſe 
Schulanſtalt diesmal nicht für eine Höhere Buͤrgerſchule anı 
gefehen worben if. Das wird denn als eine Ungleichheit 
empfunden, bie dem Einzelnen fehr wehe thut und bie auch, 
glaube ich, an fid) nicht fein follte. Ich habe das nur 
ausſprechen wollen im Vertrauen, daß das hohe Minifterium 
des öffentlichen Unterrichts einer folchen Ungfeichheit wird 
abzuhelfen wiffen. . 

Königl. Commiffar Dr. Hübel: Das Miniferium 
hat die Beftimmung, daß die Oberlehrer an höheren Bits 
gerfhulen, wenn fie academifche Studien gemacht haben, 
in die erfte Glaffe der Penfionsanftalt aufgenommen werden 
ſollen, in möglichft weitem Umfange in Anwendung ges 
bracht. Es hat alle Bürgerfhulen, deren Schulziel über 
dad {m Elementarfäjulgefeg vorgefchriebene hinausgeht, ‚für 
höhere Buͤrgerſchulen angenommen und bie Lehrer an fols 
en, wenn fie academifche Stubien gemacht haben, in die 
erfte Claſſe der Penfionsanftalt aufgenommen. Der Hert 
Superintendent Dr. Lechler ſcheint felbft den Fall, den er 
berührt, nicht ganz genau zu kennen. Gr fagte, daß in 
Leipzig eine Freifhule beſtaͤnde, derem academifch gebildete 
Lehter theils in die erſte, theils im die zweite Glaffe aufge 
nommen wären. Das ift aber, foviel ich mich erinnere, 
nicht richtig oder wenn es ſich fo verhielte, fo müßte ed 
dur) eine unrichtige Anzeige der dortigen Superintenden« 
tur veranlagt worden fein; denn das Bann nicht vorklom ⸗ 
men, baß Oberlehrer derfelben Anſtalt, welche academiſche 
Studien gemacht haben, verfchiedenen Gjaffen der Penfionds 
caffe zugewiefen werden. Ich erinnere mich aber, daß bie 
Lehrer der Leipziger Freiſchute, wenn fie auch academiſche 
Studien gemacht haben, deshalb zurldgewiefen worden 
find und Alte haben zuruckgewieſen werden ſollen, weil 
dem Minifterium angezeigt war, daß dieſe Schule fin 
höheres Schulziel habe, ald das ber niedern Eiementar- 
ſhule, alfo für eine höhere Buͤrgerſchule nicht anzufchen 
iſt. Hätte das Minifterium die Lehrer biefer Schule in 
die erfte Claſſe aufgenommen, fo würden alle Candidaten 
der Theologie, deren fehr viele an Dorfſchulen angefelt 
find, denfelben Anſpruch Haben, In die erfle Glafie der 
Penfionsanftalt aufgenommen zu werden. Das kann aber 
nicht vorfommen, daß Oberkhrer derfiben Schulanfllt, 
wenn fie academifhe Bildung erlangt haben, theils in der 


| 





itp/digital.slub-dresden.de/ppn2002826 727720 





755 


erften, theild in der zweiten Claſſe der Penfionsanftalt ſich 
befinden. 

Superintendent Dr. Lechler: Soviel ich weiß, ver- 
hält ſichis eben fo, daß mehrere ältere Lehrer an derſelben 
Nathöfreifhule in ber erften Claffe ſich befinden und daß 
einige neuerdingd confirmirte Lehrer von der erften Glaffe 
zurückgewieſen wurden, ungeachtet fie ſtudirt haben, und 
das aus einem Grunde, der von dem Charakter der Schule 
hergenommen war, 


König. Commiffar Dr. Hübel: Ich muß wiederholen, 
daß ber Unterfchied nicht in dem Charakter der Schulanftalt 
Tiegen kann, daß vielmehr die Oberlehrer der höheren Buͤr⸗ 
gerſchulen, wie das Geſetz es vorſchreibt, alle in die erfte 
Elaffe aufgenommen werden. Befinden ſich academiſch 
gebildete Lehrer derſelben Anftalt in der zweiten Claſſe, ſo 
find es feine Oberlehrer, fondern Unterlehrer "oder Neben- 
lehrer, welche nach dem Gefege feinen Anſpruch auf die 
Mitgliedfehaft der erften Claſſe haben. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, fo fehließe ich die Debatte und gebe dem 
Herrn Referenten das Schlußwort. 

(Derfelbe verzichtet.) 

Ich gehe zur Abflimmung über. Die Anträge, um 
welche eö fich hier handelt, befinden fich auf Seite 361 des 
Berichtes und da es fich um einen Gefegentwurf handelt, 
fo wird über den Hauptantrag namentlihe Abfiimmung 
einzutreten haben, während bie beiden andern-Anträge nur 
durch gewöhnliche Abftimmung zu erledigen find. Der 
Hauptantrag der Deputation lautet folgendermaaßen: 

„dem mittelft alerhöchften Decrets vom 7. November 
1860 vorgelegten Gefegentwurfe, einen Nachtrag zu dem 
Geſetze vom 1. Zuli 1840, die Errihtun einer Penfionds 
caffe Für Wittwen und Waiſen der Lehrer an —5 — 
ſchen Schulen betreffend, auch ihrerſeits die ſtaͤndiſch 
Genehmigung zu ertheilen“. 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag zu 
dem ihrigen maden will? 


Es antworten mit Jar 
Vicepraſident v. Briefen. gittergutsbeſi der Rittner. 
Serretär v. Egidy. Bürgermeifter Gottſchald. 
Sceretär Wimmer, Rittergutäbefiger. v. Römer, 
¶Domherr v. Wagdorf. Kammerherr v. Watdort. 


Graf Sotms, Rittergutsbefiger Kraft. 
Advocat v. Konnerit. Beeihere v. Befhwig. 
Hofrat} Dr. Haͤnel. Kammerherr v. Zehmen. 


Graf Wilding v. Königebruck. 
Döerhofprebiger Dr. Licbner. 
Bifhof Forwert, 
Superintenbent Dr. Lechler, 


Graf d. Stolberg. 
Kammerferr v. Lüttichau. 
Nittergutsbefiger v. Böhlau. 
Kammerherr d. Mebfch. 


Sapitular v, Schrbter, Bärgermeifter Däller. 

Staf v. Schönburg. geripere v. Schönberg-Bibran. 
Viegermeifter Lohr. Kammerhere v. Miltit, 
Bürgermeifter Clauf. Freiherr d. Biedermann. 
Sreipere dv. Weic 


Freiherr v. Rochow. 


Oberburgermeiſtet Pfotenfauer. Landeebeftallter Hempel. 
Kammerherr 9. Erdmanndborff. Heiden, Schönfels, 
Finanzrath v. Noſtiz⸗Wallwit. 


Präfident v. Schoͤnfels: Es hat daher diefer Antrag 
der Deputation einftimmige Annahme gefunden. 
Ich gehe nun zu den weitern Anträgen über. 
Deputation trägt darauf an, daß die Worte:, 
die Directoren und Rectoren, welche die Direction 
einer organifirten Öffentlichen Elementarfchulanftalt haben” 
eingef&haltet werden hinter den Worten „an dem Lehs 
rerinnenfeminar zu Gallnberg”. Ich frage, ob 
die Kammer diefem Antrage ihrer Deputation 
beipfligtet? — Einſtimmig Ja. 
Bulegt trägt die Deputation darauf an, 


„die Petition des Directord Belzing und Genoffen 
vom 24. November 1860 für erledigt zu erklären”. 

If die Kammer aud hiermit einverftanden? 
— Einftinmig Ja. 

Es wäre auch der zweite Gegenſtand ber heutigen Las 
gesorbnung erledigt; wir würden uns baher zum dritten 
wenden Binnen. Es ift dies die Wahl eines Mitgliedes 
für die vierte Deputation und ich witrde bitten, daß bie 
Herren einen Namen auf einen Zettel niederfchreiben und 
zwar den Namen desjenigen Mitglieded der Kammer, wel ⸗ 
ches Sie in die vierte Deputation aufzunehmen wünfhen. 

(Nah Einfammlung der Stimmzettel.) 

Ich Würde den Herrn BVicepräfidenten erſuchen, mich 
bei der Wahlhanblung zu unterftügen. Ich benuge biefe 
Paufe, um der Kammer anzuzeigen, daß Herr v. Pofern 
fid) foeben als unwohl angemeldet hat. 

Es find nut 37 Stimmzettel eingegangen. 

(Bei dem Serutinium fallen 35 -Stimmen auf ben Heren 
Grafen wein von Koͤnigsbruck und 2 auf Herrn 
Nittner.) 

Es ift wohl Fein Zweifel, daß dieſe Wahl abfolut ift, 
da fi 35 Stimmen für Herrn Grafen Wilding und nur 
2 für Herrn Nittner auögelproden. Es wird alfo von 
nun an Graf Wilding als Mitglied der vierten. Deputation 
anzufehen ſein. Es war dies der letzte Gegenftand ber 
Zagesorbnüng und e3 bleibt mir nur noch uͤbrig, die nächfte, 
Sitzung nach Zeit und Tagesordnung zu beflimmen. Ich 
habe zu bemerken, daß der Nachbericht über die Gewerbes 
ordnung, welcher den Gegenftand der naͤchſten Tagesord⸗ 
nung bilden wird, erft diefen Nachmittag auögegeben wer« 
den kann. Diefer Nachbericht ift aber feinem Inhalte nach 
ein ziemlich umfänglicher und deshalb glaube ich, dürfte es 
angemeffen fein, wenn ich die Berathung des Gegenftandes 
bis naͤchſte Mittwoch ausſetze. Ich wirde daher die Kam⸗ 
mer bitten, ſich naͤchſte Mittwoch 11 Uhr wieder einzufins 
den, um die Beratung des erwähnten Berichts vorzunehmen. 


Echluß der Sitzung %3 Uhr.) 


Die 
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Neunundzwanzigfte öffentlihe Sitzung der 
Erften Kammer am 13. Februar 1861. 


Inhalt: 

Berlefung des Protofolls. — Regiſtrandenvortrag. — Anz 
tündigung de6 Herrn Präfidenten, bie Auslegung eines 
Schrifichens vom Schullehrer Börner in Netanig zu Gun- 
fen des Albertflifte® Kett. — Verathung des Berichts, reſp. 
Nachberichts über ben Gewerbegeſehentwurf, bie allgemeine 
Beratung und bie fpecielle über die 56.1 bis mit 6. — 
urlauisgeſuche. 


—— 


Die Sigung beginnt um 11 Uhr 15 Minuten in Ger 
genwart von 40 Kammermitgliedern, ſowie in Anweſenheit 
des Heren koͤniglichen Commiſſars Dr. Weinlig mit Vers 
leſung des über die letzte Sigung vom Seeretär v. Egidy 
aufgenommenen Protokolls, welches von der Kammer ohne 
Erinnerung genehmigt und von ben Herren Freiherrn 
v. Rohomw und Bürgermeiſter Dr. Koch mitvollgo: 
gen wird, 

Präfident v. Schönfeld; Meine Herren! Bevor wir 
und zum Vortrag aus ber Regiſtrande wenden, habe ich 
der Kammer anzuzeigen, daß vorgeftern ber Präfibent der 
Zweiten Kammer und ic dad Glück hatten, in einer 
Audienz St. Majeftät dem König zu Allerhoͤchſideſſen 
Wiederherftellung zu gratuliven und zwar im Namen der 
Stände. Die Aufnahme war eine fehr huldreiche und es 
wurde und der Auftrag gegeben, der Ständeverfammlung 
fir diefen Beweis der Aufmerkfamteit, wie ſich Se. Majeftät 
ausdruckte, herzlich zu danken. Ich erlebige mich hiermit 
diefed Allerhöchſten Auftrags. Wir gehen nun zum Vor⸗ 
trag der Megiftvande fiber, Der Herr Secretaͤr v. Egidy 
wird denfelben und geben. 

fe . rotofollertract der Zweiten Kammer 
vom ana m r enthaltend die Befhlußfaffung über 
die Befchwerde der Gemeinden Copitz und Genoffen wegen 
Verwen dung des Kirchenvermögeng der Stadttirche zu Pirna 
zu flädtifchen Schulzwedten betr, 

Präfident v. Schönfels: Diefer Protofollertract. ges 
hört feinem Inhalte nach zum Reſſort der vierten Depu- 
tation. Es wird daher vorgefchlagen, dieſer denſelben zu 

18. (8. Abonnement.) 
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überweifen. Iſt die Kammer bamit einverfianden? — Ein» 
flimmig 3a. b 


, ‚@Rr. 161.) Dergleihen Extract von demfelben Tage, 
die Beſchlußfaſſung über die Petition Heinrich Dieg’s_ zu 
Leipzig um Einführung einer allgemeinen und einer kuͤr⸗ 
jeren, praftifcheren Rechtspflege. 


Präfident v. Schoͤn fels: Es tritt hier derfelbe Kalk 
eimz auch diefer Gegenftand wird zur Competenz der vier⸗ 
ten Deputation gehören. Es wird daher vorgefchlagen, 
diefer diefen Gegenftand zu überweifen. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? — Einftimmig 3a. 

Es waren dies die beiden Nummern, welde fich auf 
der heutigen Regiſtrande befanden. 

Ich habe noch einer Eingabe des Schullehrerd Börner 
aus Nedanig bei Lommatzſch zu gedenken. Derſelbe hat 
eine Dentſchrift verfaßt, die er zu Gunften des Albertitifts, 
welches in einem Rettungshaufe bei Schwarzenberg bes 
ſteht, verkaufen will, Er trägt darauf an, das Gchrifte 
chen auszulegen und bittet nun bie Mitglieder ber Kammer, 
ſich hierbei zu betheiligen, den eingehenden Betrag nicht 
aber an ihn, fondern fogleich an das Stift abzugeben. 
Ich werde dem Wunfche nachkommen und bie Eingabe auf 
dem grünen Tiſche auslegen und ſodann dad Nefultat ere 
warten, 

Der Borftand der vierten Deputation hat, wie ich 
vernommen, eine Anzeige zu machen und ich würde ben» 
felben erſuchen, diefelbe und zu geben. 


Kammerhert dv. Mesfch: Ein gewiſſer Kraͤnkel aus 
Schneeberg hat eine Beſchwerde Über das Minifterium des 
Innern bei ber Ständeverfammlung eingereicht und diefe 
iſt infolge der Adreffe: „Un die hohe Ständeverfammlung 
des Königreichs Sachfen”, bei der hohen Erften Kammer 
eingereicht worden. Die Erſte Kammer hat fie ber vier« 
ten Deputation zur Berichterftattung überwiefen. Da ich 
nun aber aus dem Schlußpetitum des Befchwerbeführers 
erfehen habe, daß derfelbe winfeht, die Beſchwerde möge 
zunaͤchſt bei der Bweiten Kammer zur Berafhung gezogen 
werden, ſo bürfte diefelbe wohl dahin abzugeben fein und 
ich erlaube mir, das geehrte Praͤſidium zu erſuchen, biefe 
Beſchwerde an bie hohe Zweite Kammer abgeben zu 
wollen. 4 

113 





7 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Der Irrthum iſt wahrſchein ⸗ 
lich daraus hervorgegangen, daß die Aufichrift lautet: „An 
die Ständeverfammlung de3 Königreichs Sachſen“ und 
daß die Eingaben mit diefer Aufſchrift ſtets an die Erfte 
Kammer abgegeben werden. Die Kammer hat den Ans 
trag des Harn v. Metzſch vernommen; ich frage, ob 
fie demfelben Folge geben will? — Einſtimmig Ja, 

Ich habe eine weitere Mittheilung nicht zu machen 
und wir koͤnnen daher fogleih zur Tagesordnung und 
wenden und zwar zur Berathung des Berichts, refpective Nach - 
berichts der Bwifchendeputation über den Entwurf zu 
einer Gewerbeordnung und ich habe Herrn Bürger 
meifter Müller als Neferenten zu erfuchen, den Rebnerftuhl 
zu betreten und diefen Bericht vorzutragen. 


"Referent Bürgermeifter Müller: Das betreffende allers 
hoͤchſte Decret lautet: 
B (S. daffelbe EM. II. K. ©. 18.) 
Die Gefegesvorlage felbft lautet: 
Entwurf eines Gemwerbegefeges 
für das Königreich Sachen. 
Der Eingang zum Gefegentwurf lautet: 


Wir, Johann, von Gottes Gnaden Köni; 
Sachſen ıc. ic. 2c. haben, in Erwägung, daß die 


bei: 


gun über den Gewerbebetrieb einer den veränderten 
jerhältniffen. angemefjenen Umgeftaltung dringend bedarf, 
mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände befchloffen, 
wie folgt: 

Ich würde nun, meine Herren, die allgemeinen Mor 
tiven Seite 119 bis 161 vorzulefen habenz fie find fehr 
ausführlich, wie die Umfänglichkeit ſchon anbeutetz fie ent- 
halten fünf volle Drudbogen. Man kann annehmen, daf 
die Motiven ben geehrten Kammermitgliedern vollftändig 
befannt find und ich würbe daher an das geehrte Directo: 
rium bie Bitte richten, die Kammer und den Föniglichen 
Regierungscommiſſar zu fragen, ob vielleicht der Kürze 
halber von der Vorlefung diefer allgemeinen Motiven. ab⸗ 
‚gefehen werben koͤnnte? 


Praͤſident v. Schönfels: Es würde ſich zuvoͤrderſt 
die hohe Staatsregierung daruͤber zu erklaͤten haben. 


Königl. Commifjar Dr. Weinlig: Ich erkläre mi 
damit einverfianden. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe nun die Kammer 
zu fragen, ob fie nach dem Vorſchlage des Herrn Referen- 
ten von der Vorleſung der allgemeinen *) Motiven abfehen 
wol? — Einftimmig Fa. 


ieh 
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Neferent Bürgermeifter Müller: Ich Habe nun ben 
Bericht der Zwifchendeputation der Erften Kammer über 
den Entwurf-eines Gewerbegefeges vorzulefen, welcher als 
Haupibericht eriheint, indem er fon vor Eröffnung des 
Landtags abgefchloffen worden ift. Dieſer lautet: 


Dad Verlangen nad einem den Verhäaͤltniſſen des 
Landes entſprechenden Gewerbegefege hat ſich ſchon feit 
mehreren Zahrzehnten geltend gemacht. Darüber, daß die 
zerfreuten Beftimmungen über einzelne Materien des Ge— 
werberechtes zufammengeftellt und unter Ausſcheidung des 
nicht mehr Brauchbaren und Hinzufligung deffen, was in 
zwiſchen nöthig geworben ift, in ein Ganzes bereinigt wer⸗ 
den möchten, war überall dringendes Verlangen vorhanden. 

Und doch wollte es nicht gelingen, dieſes Ganze fertig 
zu bringen. Denn immer erſchienen wieber entweder nur 
einzelne Theile des erwarteten Ganzen, wie 3. B. dad Ger 
ſetz Uber den Gewerbebetrieb auf dem Lande vom 9. Der 
tober 1840, oder gar nur Einzelbeftiimmungen im Wege 
der Verordnung oder der Conceffionsertheilung. 

Baren auch bei der Schwierigkeit der Sache dem 
Kennerauge die Gründe diefer Zögerung erklaͤrlich, fo wurde 
diefelbe doch auch von anderer Seite auf nicht vortheilhafte 
Weiſe für den Staat ausgebeutet und benußt. 

Endlich nad) langem Harren erfchien ‘der von der 
Staatsregierung der Deffentlicteit uͤbergebene, von den 
hauptfächlid) Betheligten mit Begierde —J 
Entwurf zu einer Gewerbeordnung von 1857, eine Arbeit, 
in welder der Wille zu helfen, weil ed noch thut, in einer 
anerfennungswerthen MWeife Ausdrud gefunden hat. Cr 
ift ein vom reblichften Willen, von vorzůglicher Verftandeds 
fhärfe und feltener Kenntniß der allgemeinen und fpeci» 
ellen Berhältniffe gefchaffenes Werk, welches fiherlic Ale 
befriedigt hätte, werm c8 zehn oder noch mehr Jahre früher 
erfchienen wäre. Durd) den gewaltigen Fortfchritt der Belt, 
in welder durch eherne Bahnen und Dampffcifffahrt, die 
entfernteften Völker einander näher gerüdt und bie An 
fprüche an Handel und Gewerbe in jeder Hinficht größer 
und vielfeitiger geworden find, ift jedoch der im Entwurfe 
von 1857 von fachverftändiger Hand mit fo großer Sorge 
falt und Gewandtheit aufgeführte Finfkleriiche Bau, durh 
welchen eine Zwifchenperiode zwifchen dem Alten und Neuen 
gefhaffen und die Ausgleihung auf minder fühlbare Weift 
vermittelt werben follte, umbraucbar geworden; und 
bleibt, nachdem das Princip der Geworbefreiheit, weldhee 
in England, Holland, Belgien, Amerika, Srankreih, dt 
Schweiz, Schweden und Dänemark f—on lange beftehl, 
aud) in deutfchen Nachbarländern fid Bahn gebrochen hat 
und insbefondere in Defterreich bereits praktifch ind AN 
getreten ift, dem induftriellen Sachfenlande, das auf 
Quadratmeilen über 2 Millionen Seelen zu ernähren hat, 
geradezu gar nichts Anderes übrig, als einen weiten 
Scritt vorwärts zu thun, um ſid durch nadpbarliche Cor 
currenz nicht überflügeln oder in ein langes Siechthum in 
fegen zu laffen. Mag auch bie vorzunehmende Dperalint 
bie und da tief einfchneiden in gewohnte Kreife und 25 
hältniffe, mag auch das Ausziehen des alten Kieldes fan 
fallen, nach bem Ueberfiehen wird —- fo barf man mcl 
mit Vertrauen hoffen — ein um fo erquiclicheres Do 
befinden ſich ergeben. die 

Bon diefer Anfchauung- durchdrungen, erkennt & 
unterzeichnete Deputation, geftügt auf bie dem neuen 
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Tegentwurfe beigegebenen allgemeinen Motiven, welde fie 
aboptirt, das ber Gefegeövorlage zum Grunde gelegte Prin- 
cip der Gewerbefreiheit als das zur Zeit richtige und als 
das im Intereffe der Gewerbe zu wählende an, und wird 
deshalb auch, wenn fie zunachſt den Gefammtinhalt des 
Geſetzentwurfes näher angegeben, auch einige Erläuterungen 
über felbigen beigefügt und fodann zu den einzelnen Pas 
ragraphen die ihr nöthig ſcheinenden Abänderungen und 
Zufäge beantragt haben wird, die Annahme des Entwurfes 
am Schluffe diefes Berichtes empfehlen. 

Was zuvoͤrderſt den näheren Inhalt ber Vorlage an⸗ 
langt, fo ſtellt fich derfelbe in folgenden Säßen Eürzlic) dar: 


- Geftatten Sie mir, meine Herren, hier eine Bemer- 
kung zu maden. Ich muß daran erinnern, daß, als dies 
fer Bericht abgefaßt worden ift, noch nicht beſtimmt war, 
in welder der beiden Kammern der Entwurf zuerft bes 
rathen werben folle und deshalb ift im Berichte fo Manches 
enthalten, was nicht darin enthalten fein würde, wenn 
man bei der Abfaffung gewußt hätte, daß die Vorlage zur 
nähft an die Zweite Kammer gelangen werde. Dadurch 
iſt natürlich Vieles durch die jenfeitige Verhandlung bes 
kannt geworden, was nun füglid im Berichte hätte weg⸗ 
bleiben koͤnnen, wie namentlich die Aufzählung des Ins 
halted ber Vorlage und zwar in fo fpecieller Weiſe, wie 
es hier im Berichte gefchchen if. Dies Tann nunmehr 
vielleicht dem Einen oder dem Anderen als Überflüffig er 
feinen. Ich bin daher recht gern erbötig, den folgenden 
Abſchnitt des Werichts zu Überfehlagen, infofern dies ger 
wünfcht werben follte. Indeß habe ich meinerfeits geglaubt: 
fepetitio est mater studiorum. Sch habe es nun dem 
Harn Präfidenten zu überlaffen, ob ich die folgenden eins 
zelnen Säge unter 1 bis 29 überſchlagen dürfte? 


Präfident v. Schönfeld: Inſofern ein befonderer 
Wunſch aus der Kammer nicht auftaucht, daß biefe Säge 
vorgetefen werben, fo glaube ich, Rönnte ich annehmen, daß 
die Kammer von ber Vorlefung abjehen will. Im Uebrie 
gen Fann ich vorausfegen, daß der Inhalt ben Kammermit: 
gliedern vollftändig befannt ift und deshalb rechtfertigt ſich 
der Vorfchlag, von der Vorlefung abzufehen. Ich mirde 
daher Herrn Bürgermeifter Müller erfuchen, bei dem Theile ) 
des Berichts, der nach dem Satze 28 folgt, fortzufahren. 





*) Der Theil des Berichts, von deffen Vorlefung die 
Kammer abfieht, lautet: 


1. 

Die Gewerbe können fünftig von jedem felbftändigen 
Inländer, ohne Unterfehled des Gefhlechts, gegen blofe 
ans bei der Orisobrigkeit betrieben werden (freie 

ewerbe). 

Nur in einzelnen Faͤllen iſt die Genehmigung ber Ber- 
waltungöbehörbe ald Bedingung dazu erforderlich (Concef» 


fionsgewerbe). . 
wifchen dem Handel und bem Handwerke findet dar 
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Dies ift der haupffächlichfte Inhalt des neuen Gefege 
entwurfes, welcher feine. Begründung in ben allgemeinen 
Motiven Seite 119 bis 161 der Vorlage findet und wel- 
cher ſich in feinen einzelnen Theiten meiftens ald Folge des 
Hauptprincipes barftellt, fo daß, wenn man einmal für 
felbiges ſich ausfpricht, auch nur Weniges übrig bleibt, 
was im Einzelnen einer Aenderung unterliegen Tann. 

Hiernaͤchſt glaubt die unterzeichnete Deputation zu 


bei ebenfowenig ein Unterſchied ftatt, ald zwifchen dem Ger 
werbebetriebe auf dem Lande und in der Stadt. 

An dem Rechte zum Aufenthalte und zur Nieder: 
laſſung, fowie an ben Beftimmungen über das Firmen« 
wefen fol Nichts geändert werben. 

Die Urproduction (Landwirthſchaft 2c.), die Staats: 
gewerbe (Salzverkauf, Eifenbahnen ic.) und bie gelehrten 
Profeffionen (advocatorifche Praxis 2c.) werden vom Gefehs 
entwurfe nicht betroffen. 


Als Conceſſionsgewerbe find ſolche zu betrachten, welche 
im Intereffe der allgemeinen Wohlfahrt einer befonderen 
Auffiht und einer Fuͤckſichtnahme auf bie Perfönlichkeit 
des Ausübenden nicht enthoben werben koͤnnen, ald da find 
die literarifchetechnifcden Gewerbe, Gaftwirthfchaften, Theater, 
Anftalten für körperliche Uebungen, Agenturen (foweit-fie 
nicht den Handel en), Abded ereien, Spielkartenfabriken, 
Gewerbe im Umherziehen. ’ B 

Die Bedingungen der Eonceffion dürfen nur aus der 
Natur der Sache felbft hervorgehen. 


3 
Einige Gewerbe find ber ortöpoligeilichen Megelung 
anheimgeftellt, als: Mufitmachen, Production von Scham 
ftellungen, Unterhaltung der Communication. 


4, 
Prüfungs», Wander: und Herbergszwang ift aufges 
hoben. Nur der ‚Sufbefätng und bie Bauausführung 
unterliegen noch ferner der Prüfung. I 


5. 

Die zeitherigen Fabrifconceffionen Fommen in Wegfall. 

Für gewiffe Kategorien von Fabrikan lagen ift ein 
der Sröffnung vorhergehendes Verfahren vorgefchrieben, wo⸗ 
durch einerfeitS die Intereffen der Umgebung, anbererfeits 
der ruhige Befig der Anlagen gewahrt werben follen. Hier 
her gehören feuergefährliche und folche Gewerböanlagen, 
welche ihrer. Umgebung durch moͤgliche Explofionen, ober 
Entwidelung von Dämpfen und Gafen, oder durch ihre 
fic) dem Waffer beimifchenden Abflüffe gefährlich oder doch 
durch uͤblen Geruch oder Verunreinigung des Waffers laͤſtig 
werden können. 2 . 

Diefe dürfen ohne Genehmigung der Obrigkeit weder 
errichtet, noch wefentlich verändert werden. 

Sind fie mit Beobachtung des vorgefchriebenen Vers 
fahrens obrigkeitlich genehmigt und den geftellten Bebingun« 
gen gemäß ausgeführt worden, fo kann von den Juftize 
behörden fpäter wegen Beläftigung oder Beeinträchtigung 
fremden Eigenthums nicht auf Aenderung oder Befeitigung 
der Anlage, fondern nur auf Entfhädigung erfannt werden. 


113* ⸗ 
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‚einigen der vorſtehend referirfen Punkte noch Folgendes im 
Allgemeinen bemerken zu. muͤſſen? 


Zul. 

Der Grundfag, daß jeder Staatsangehörige das Recht 
hat, feine ihm von Gott verliehene Kraft in freier Ent: 
widelung zu feinem Beften anzuwenden, mit der Kraft 
Anderer in Concurrenz zu bringen und fo hoch als möglich 
u feinem und der Gefammtheit Vortheil auf rechtliche 
Seife zu verwerthen, alfo ein Gewerbe zu betreiben, wozu 


Stellen ſich erft nach Inbetriebfegung einer folden 
genehmigten und vorfhriftmäßig auögeführten Anlage Ge 
fahren und Nachtheile für die Umgebung heraus, fo ann 
nach conftatirter Nothwendigkeit hierzu der Unternehmer zu 
Veränderung oder Befeitigung der Anlage angehalten wer: 
den, hat aber bann unter gewiffen Borausfegungen Anſpruch 
auf Entſchaͤdigung. 

Waſſerbenutzungsvorrichtungen bedürfen zur erften Ans 
Tage und zu jeder fpäteren, dad Maaß und die Art der 
Mafferbenugung treffenden Veränderung der Genehmigung 
der Berwaltungsbehörben. 

Lärmende Gewerbe dürfen in der Nähe von Kirchen, 
Schulen, Krankenhäufern ıc. entweder gar nicht oder nur 
unter gewiffen Befchraͤnkungen in Betrieb gefeht werden. 

Die Anlegung von Windmühlen an öffentlichen Wegen 
Tann unterfagt werben. 


6. 

Das Recht zum Gewerbebetriebe im Allgemeinen 
kann bispofitionsfähigen Perfonen durch Entfcheidung nicht 

—J werden. 
ur Perſonen, welche wegen Verbrechen ober mehre 
cher N verurtheilt worden find, 
ann ber Betrieb folcher Gewerbe auf Zeit oder für immer 
verboten werben, welche nach ihrer Natur und nach der 
Perfönlichkeit des Werurtheilten einen Mißbrauch in der 

h vun die Verurtheilung angebeuteten Richtung befürchten 

laſſen. 

Perfonen, welche wegen Waarenauslohnung beſtraft 
worden find, Tann der gleichzeitige Einzelhandel mit Waa- 
‚ven, welche nicht Materialien oder Probucte des betreffenden 
Gewerbes find, zeitweilig oder für immer unterfagt werden, 

Den Fortbetrieb eines mit Gefahren und Nachtheilen 
fr die Gefunbheit oder das Leben der Arbeiter, für die 
Umgebung oder das Gemeinwohl verknüpften Gewerbes 
Kann. bie Behörde einftweilen gänzlich ober theilweife ein 
fielen und, wenn bie ee und Nachtheile nicht aus: 
teichend bejeitigt werden Tonnen, definitiv verbieten. 

Gonceffionen, welche binnen fechs Monaten ohne er: 
langte Sriftverlängerung nicht auögehbt werben, gelten als 
erledigt; durch dreijährigen Nichtgebrauch erlöfchen fie ganz. 
Zurücgezogen fönnen fie werden, wenn der Gonceffionar 
vater Be En — wenn die Behoͤrde 
jetäufcht worden wenn bie Bedingun⸗ it 
erfüllt werben. 2 Bene ach 


x 
Verbietungsrechte finden ferner nicht flatt, koͤnnen 


auch fünf ri 
a — verliehen, noch durch Verjährung er 


—J 
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er ſich felbft für befähigt erachtet, ift ein natürlicher 
dem Gefühle und Sribe der Sebfterhetung ak gut 
bildung entfpringender. Daß Jeder dabei die ſchuldigen 
Ruͤckſihten auf feine Nebenmenſchen zu nehmen hat, und 
deren Rechte nicht kraͤnken darf, fagt ihm das innewohnende 
moralifche Gefühl. Soweit dies nicht mit Erfolg thäri 
ift, muß ausnahmsweife der Wohlfahrt der Sefammiheh 
halber die Behörde leitend eintreten. 

Diefe Anfhauung bedarf, follte man meinen, Feiner 
weiteren Darlegung, fie ergiebt ſich je nach der Bildung 


Die hierfuͤr in geeigneten Fällen zu gewährende Ente 
ſchaͤdigung beftimmt ein befonderes Gefeg. 


8. 

Der Befiger eines Nealrechts hat bie im Gefege vor⸗ 
gefchriebenen perfönlichen Eigenſchaften nachzuweifen, widri« 
genfalld er das Gewerbe nur durch einen geeigneten Stell. " 
vertreter oder Pachter ausüben kann. 

Jeder Gewerbtreibende kann auch überhaupt fein Ger 
* dur einen Stellvertreter oder Pachter ausüben 
laffen. 


9. 

An dem Verhältniffe der Gewerbtreibenden zur Ger 
meinde bed gewählten Wohnorts foll Nichts geändert 
werben, es foll ſich nad) den einfchlagenden Beftimmungen 
der Städteorbnung und ber Landgemeindeordnung richten. 


10. 
Conceſſionsabgaben bürfen von Staat oder Gemeinden 
nur noch für Schanfnahrungen, für Theater und Schau 
ſtellungen gefordert werden. 


« u. 

An bemfelben Drte oder am verfchiebenen Orten des 
Landes können zugleich mehrere Werkftätten und Verkauf 
locale, fowie Zweiggefhäfte von demfelben Unternehmer er⸗ 
richtet werben. 


12. 
Die räumlichen Befchränfungen kommen in Wegfall, 
«8 darf baher jeder Gewerbtreibende von feinem Wohnorte 
aus feine Erzeugniffe am jeden Ort des Landes abliefern 
und daſelbſt fielen. ” 


13. 

Die Bereinigung verfciedener Gewerbe in einer Ders 
fon unterliegt ebenfowenig einer Befchränkung,, mie die Berr 
einigung verſchiedener Generbtreibender zu gemeinfehafte 
lichem Gefchäftöbetriebe. 


14. h 

Lohn⸗ und Preisverabredungen von Seiten einer Mehr 
zahl von Gewerbtreibenden find nicht bindend; Biwangsan 
wendung ift ftrafbar. 

Wochen, Vieh und Welinachtämdrkte bebiisfen obrige 
keitlichet Genehmigung. Zu ahrmärkten, die fr Zustän, 
der und Waaren aller rt zugänglich find, ift Regierung 
conceffion erforderlich. Wormärkte für den, Großverl ‚u 
find zuläffig. Zeitliche und drtliche Beſchraͤnkungen 
Käufer finden nicht ftatt. . 


Keder Gewerbtreibende in der Wahl feines Arbeits, 
und Hülfeperfonals unbefpränft. Die Rectsperhältnifle 
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und dem Stande, auf dem ein Staat mit feinen Angehö- 


rigen fteht, von felbft ald richtig und erfcheint insbeſondere Erwe 


in den Staaten als nothwendig geboten, wo, wie in Sadyr 
fen, die Seelenzahl mit der Bodenfläche in feinem entfpre 
enden Verhältniffe ficht, wo aljo die größere Zahl der 
Bewohner ihrer Ernährung halber das Auge in die weite 
gerne richten und wirken und fchaffen muß, bamit fie 
durch’ die Concurrenz nicht verfümmere, 


geifgen Beiden unterliegen freier Vereinbarung und ber 

eurtheilung nach bürgerlichen Nechtsbeftimmungen. 

ii Für Arbeiter und Gehülfen find Arbeitsblcher einzu⸗ 
ren. 


17. 
Kinder unter 83 Jahren (vom 1. Januar 1865 an 
Kinder unter zwölf Jahren) dürfen außer dem Eiternhaufe 
in Werkftätten gar nicht, ältere Kinder aber nur zehn Stun« 
den lang am Tage mit Einfhluß der Mittagsftunde und 
fearüger üblichen Ruhezeit seräftigt werden. 

hulpflichtigen Kindern iſt Zeit zum Schulunterrichte 
in den Öffentlichen Schulen zu gewähren, oder es haben 
die Arbeitögeber befondere Fabrikſchulen zu errichten. 


18. 

Unmindige bebürfen zu Abfchliegung von Arbeitsver⸗ 
trägen die — ihrer Eltern ober Vormünder. 
Diefe kann von ber Obrigkeit fupplirt werben. 

In Streitigkeiten über gültig gefchloffene Arbeitöver- 
träge koͤnnen unmündige Arbeiter auch ohne Water oder 
Vormund vor Gericht handeln. 

19. 

Ohne befondere Feftfegung kann gegenfeitig nur von 
Lohntag zu Lohntag gefündigt werben. 

In gewiffen een ann der Arbeiter ohne Kündigung 
entlafjen werden und auch ohne Kündigung die Arbeit vers 
laſſen. 


20. 
Die Strafbefugniß ber Arbeitsherren gesen ſchulpflich · 
tige Kinder darf ſich nur auf väterlihe Züchtigung inner- 
halb der zur Ordnung und Bucht erforderlichen Grenzen 
erfiveden. 

f Gegen dad Arbeits: und Hülfäperfonal find nur Ent: 
laſſung oder Lohnabzüge als Strafmittel zuläffigz für Tege 
tere ift ein Marimum feftgefegt. 


21. 

Auslohnungen in Gold, verbotenem Scheidemunz und 
Papiergeld oder in Waaren find unzuläffig und ftrafbar. 

Verträge zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern über 
Entnehmung von Bedhrfniffen aus gewiſſen Kaufsftellen 
find nichtig. ei 

Die Annahme von Lehrlingen ift nicht beſchraͤnkt; ber 
Lehrvertrag ift Sache freier Vereinigung; die gegenfeitigen 
Pflihten find im Allgemeinen angegeben. 


23. 
Die Innungen follen zwar fortbeftchen und neue koͤn⸗ 


nen fich Bilden, jedoch ohme Beitrittsgwang, ohme gewerb. | © 


liche Berbietungsrechte und ohne Recht, einem felbftändigen 
Gewerbögenoffen den Eintritt zu verwehren. Sie erſghei⸗ 
nen ald freiwillige Genoffenfchaften, welche nach Beftäti- 
gung ihrer Statuten die Qualification als juriſtiſche Per- 
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In folden Staaten als Regel vorzufchreiben, daß der 
verb in gewiffe Claffen getheilt fein müffe und von 
einem Gebiete nicht in das andere hinkbergegriffen werben 
dürfe, heißt nicht viel anders, al3 die Kraft des Einzelnen 
nicht auffommen und nicht zur Gefammtkraft entfalten 
laffen. Der Erfolg, folder Befchränkungen zeigt ſich auch 
durch die Erfahrung ohne Fehl. Denn fragen wir, warum. 
die fächfifchen Fabrik- und Hausinduftriegewerbe durch ihre 


fonen erlangen. Durch ihre Statuten darf fein Gewerbs—⸗ 
genoffe in feiner gefetlihen Gewerbefreiheit beſchraͤnkt wers 
den. Ihr Zweck befteht in der Ordnung bed Verhältniffes 
zum Hülfsperfonal, Befeitigung etwaiger Streitigkeiten mit 
Sehülfen, Gründung von Fachſchulen, Unterftügungscaffen 
und“gemeinnügigen Anftalten. Durch einfache Stimmen- 
mehrbeit koͤnnen fich die Innungen auflöfen, in weldem 
Falle ihr Vermögen der Gemeinde zufällt, welche für 
—A der vorhandenen gemeinnuͤtzigen Anſtalten zu 
forgen hat. 


24. 
Die Durchführung und Handhabung bed Gewerbes 
geſetzes gehört vor die Verwaltungsbehoͤrden. 
Wegen der Gewerbepolizei ſoll an ben Rechten ber 
Friedensrichter und Gutsherren Nichts geändert werden. 


2 25. 

Ueber privatrechtliche Forderungen der Gewerbtreiben- 
den unter einander bleiben die Juſtizbehoͤrden competent, 
fie haben bei ihren Enticeidungen die Beflimmungen des 
Gewerbegeſetes zu, berlfichtigen. 

Ausnahmsweife Eönnen jedoch auch die Werwaltungs- 
behörden über Streitigkeiten, fo fie aus dem Arbeits: oder 
Lebrvertrage herrlihren und die Summe von zehn Thalern 
nicht überfel en, auf — des Klagers, fowie auch 
dann entſcheiden, wenn die Streitigkeiten mit Vergehen 
zufammenhängen, deren Beftrafung den Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrden zuommt. i 


26. 
In Straffachen ift unter get Vorausfegungen das 
Submiffionsverfahren nad Analogie von Art. 368 ber 
Strafprocegordnung zuläffig. 


27. 

Unter welden Vorausſetzungen Gewerbgerichte ge» 
bildet werden fönnen, welche die den Verwaltungsbehörden 
zugeiviefenen richterlichen Befugniffe und Strafzuftändigkeit 
auszuüben haben, beftimmt ein befonderes Seht. 


28. 
An dazu geeigneten Orten und für beftimmte Bezirke 
folen Handels: und Gewerbefammern eingerichtet werden. 
Jede berfelben befteht aus einer Abtheilung von neun 
bis fünfzehn Mitgliedern für die Großgewerbe und aus 
einer Abtheilung von ebenfoviel Mitgliedern für die Kleinz 
jewerbe. 
— Für die Stimm ⸗ und Wahlberechtigung find beſondere 
Qualificationen, 3. B. Alter von dreißig Jahren erforderlich. 
Sie find beffimmt, der Neglerung in allgemeinen 
andeis und Geierbefachen als begutachtende Drgane zw 
dienen, fönnen auch felbftändige Anträge an die Regierung 
richten und haben aljährlich Uber die Lage des Hana 
und der Gewerbe in ihrem Bezirke an das Minifterium bes 
Innern zu berichten. 
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Etzeugniſſe ber Weberei und Wirkerei (Stumpf und 
Zucdwaaren, Damaften, Bändern 2c.), durch ihre Spigen, 
Stidereien, Holgarbeiten, mufifalifpen Iafttumente” und 
Blehwaaren, durd) ihre Producte der Mafchinenfabrikation, 
Strohflebterei, Blumenmacerei 2c. auf dem Meltverkehr 
und felbft' in den fernften Laͤndern eine nicht unbedeutende 
Nole fpielen, dagegen die Ein» und Ausfubrliften von 
Producten der innungsmäßigen Gewerbe fat völlig ſchwei⸗ 
gen, fo wird man außer dem in ber verſchiedenen Natur 
der Gewerbe felbft liegenden Grunde feinen anderen nennen 
önnen, ais den, daß den Fabritgemwerben und dem Han: 
del durch die zeitherigen Gonceffionen ein freieres Feld ges 
ſtattet war, als den in beſtimmte Schranken eingefeffelten 
einfachen" Handwerken. x 5 

Daß alfo diefe Beengung falle, daß eine freiere An⸗ 
ſchauung ſich Bahn brede, daß für die große Zahl gewerb⸗ 
fleißiger Hände jeder Erwerb erleichtert und jeder möthig 
werdende rafche Uebergang ermöglicht werde, ift eine Yard 
die Verhältniffe gebotene Notwendigkeit, durch welche der 
Dun des Geſetzes ald gerechtfertigt erſcheint. 

il man dabei auch nicht in Abrede ftellen, daß Dieje- 
nigen, welche nad Einführung der Gewerbefreiheit das 

oldene Beitalter als erfchienen anfehen, in mehrfacher Hins 
Hat fi) irren werden, indem allerdings viele Leichtfertige 
zu Gründung felbftändiger Etabliſſements und zu zeitigem 

Eingehen von Ehen fi veranlaßt fühlen, auch wohl durch 
Mißbrauch von Credit und fonftige unfolidve Mittel ſich 
Vorteile zu verſchaffen fuchen werden, in welcher Hinficht 
deshalb auch bezüglich des zum felbftändigen Gewerbebe- 
triebe erforberlihen Alter: vom der Majorität der Depus 
tation eine Abänderung des Entwurfes zu $. 3 beantragt 
werden wirb, fo werben dies aber doch nur Ausnahmen 
fein, um beretwillen man nicht allen Anderen bie zeitherigen 
Beſchraͤnkungen auch ferner auferlegen Tann. 

Sol nun hierbei Beine auffällige Ungleichheit ent» 
—833 follen insbeſondere der ſchon jetzt als freies Gewerbe 
daſtehenden Landwirthſchaft nicht die nöthigen Arbeits- 
kraͤfte entzogen werben, follen nicht die Dörfer abs und bie 
Städte unverhältnigmäßig zunehmen, fo folgt auch weiter 
aus dem aufgeflelten Principe, daß Hinfichtlich der Gewerbe 
fein räumlicher Unterfchied zwiſchen Stadt und Land ber 
ftehen, daß vielmehr ſowohl auf dem Dorfe als im der 
Stabt jedes beliebige Gewerbe betrieben werden darf. 

. „Die Befürchtungen, welche hier und da in diefer Ber 
siehung auftauchen, insbefondere, daß eine Entvölferung 
der Stäbte und Niederlafjung auf dem Lande, wo eine 
mohlfeiere Lebensweiſe zu finden fei, eintreten werbe, theilt 
die unterzeichnete Deputation nicht, fie glaubt vielmehr, daß 
gerade in der Gleichftellung von Stadt und Land das 
echte Mittel zur Erhaltung des wünfchenswerthen Gleiche 
gewichts Tiege. Nur muß, wie au von, dem Hern 
Töniglihen "Commiffar zugefagt worden ift, die Aufhe ung 
von $. 1 des Geſetes vom 12. Detober 1840 erfolgen und 
ein neued Geſetz zugleich mit dem Gewerbegefege erlaffen 
werben, durch welches der Erwerb des Heimathrechtes in- 
‚folge Aufenthalts und felbftändigen Gewerbebetriebes in 
den Städten und auf bem Lande gleichgeftellt wird. Auf 
biefe Anſicht geftügt, muß deshalb auch gleich hier den Mo: 
tiven zu $: 42, Geite 167 der Vorlage, foweit fie entge⸗ 
gengeſetzt ſich ausdrucken, widerſprochen werben. 

Deß in dem € 3. 

in dem Entwurfe dem hier und da aufgetauchten 
Belangen, alle Gewerbe ohne Ausnahme frei Er geben, 





nicht entſprochen worden ift, daß vielmehr einzelne wenige 
Gewerbe an die Genehmigung ber Behörden gebunden 
worden find, kann bie Deputation im Imtereffe der öffent: 
lichen Wohlfahrt nur gut heißen. Bu verkennen ift auf 
Grund mehrfacher Erfahrung zwar nicht, daß auch bei Er« 
theilung von Conceifionen Jrrthuͤmer und Taͤuſchungen 
der Behörden ftattfinden Eönnen, indeffen werden dies do, 
nur feltene Ausnahmen von der Regel fein, die fih um fo 
weniger fühlbar machen werben, als im Entwurfe die Zahl 
der Conceffionsgewerbe auf ein fehr geringes Maaf vedis 
cirt iſt. In leßterer Beziehung wird die Deputation felbft 
noch eine weitere Zuruͤckführung an der betreffenden Stelle 
beantragen. 

Wenn unter den Conceffionsgewerben auch ber Haus 
firhandel mit erfcheint, fo ift die unterzeichnete Deputation, 
obf&hon fie nicht verkennt, daß diefer Handel nebft dem 
damit nahe verwandten Karavanenhandel, fowie dem Mefr 
und Warkthandel, ald der Urfprung unferd jegigen Han⸗ 
delöfyftems anzufehen ift umd in verfcjiedenen Landen, 
3. B. in den fcandinavifchen Staaten, noch naturgemäß 
fein mag, nicht allein mit diefer Einſchraͤnkung einverftans 
den, fondern fie fpricht guch noch andurd den Wunſch 
gegen die hohe Staatsregierung aus, daß fie in den zu 
erlaffenden Verordnungen auf thunlichfte Befchränkung de 
Haufichandels hinzuwirken und insbefondere das Herums 
tragen von Waaren Seiten fehulpflichtiger Kinder thuͤnlichſt 
einzuſchraͤnken ſich veranlaßt fehen wolle. 


Bu 4. 

Die Aufhebung des Wander» und Herbergegwanged 
Tann umfoweniger Bedenken erregen, als erfahrungsmäßig 
die dem Bwangsgebote unterlegene gute Abficht nicht immer 
erreicht worden ift, dagegen aber Webelftände mancher Art 
daraus ſich ergeben haben, Die Aufzählung derfelben, 
wenn fie die Deputation für mothwendig fände, würde 
Denen, welche für das idyllifche Wanderieben der Hands 
werfögefellen begeiftert find, fehr bald bie Weberzennung aufe 
Gringen, daß ihre Vorftellungen nicht felten von ber nüchternen 
Wirkliäkeit weit entfernt find. Uebrigens will bie Depus 
tation hiermit nicht gegen bad Meifen und Umſchaum 
junger Leute in fernen Ländern fich ausſprechen. Daſſelbe 
wird ja auch in dem Entwurfe nicht verboten und fett 
u en — Mittel zur Fortbildung empfohlen wer 
en müffen. 

Einigermaaßen anders iſt es mit der Xufpebung bed 
Prüfungszwanges Überhaupt. Hier machen ſich nicht ohne 
Grund entgegengefete Anfichten geltend. Bwar wird — 
mand in Xbrede ftellen mögen, daß bei ben jegigen Geſelen 
und insbefondere Meifterprüfungen viel Ungehörigfeiten A 
Uebelftände flattgefunden haben. Die Klagen barliber fin 
nicht nur mehrfach durch die Preffe gegangen, fondern * 
fann fie auch faft in jedem Haufe erfahren. Sie eftäht 
Sid) zumeift darauf, daß die Meifterftice, welche * 
Einwerbung in die Innungen angefertigt werden M Em 
häufig nicht mehr den Anfprüchen der Gegenwart gen ion 
und be&halb nicht Leicht verfäuflich feien., Hierzu man 
die Klagen über Ungerechtigfeiten bezüglich ber VOrgE Br 
menen und mit Geld gebüßten fogenannten „ehler", ſen Mt 
ber die Höhe der Meifterrechtägebühren und der, Diik, 
anne Ehrenausgaben und noch viele andere Ahni 

inge, ri n 
Alein deſſenungeachtet waren diefe Prüfungen He 
fiens als ein Mittel zur Grörterung der allgeme 


Befähigung zu betrachten und e8 fragt ſich daher, ob ® 
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angemeſſen ſei, ben Prüfungszwang in Uebereinftimmung 
mit dem Entwurfe völlig zu befeitigen oder mur die zeit- 
berigen Uebelſtaͤnde möglihft in Wegfall zu bringen, ohne 
das Gute von der Einrichtung aufzugeben. Wenn dies 
möglich wäre, ohne dem Grundprincipe des Entwurfes zu 
mahe zu freten, und namentlich ohne die Arbeitsgrenzen und 
die Werbietungsrechte auf indirectem Wege wieder herzu- 
ftellen, fo würden die meiften Mitglieder der unterzeichneten 
Depufation bereitwilligft dazu die Hand bieten. Man hat 
3 deshalb an forgfältiger Erwägung nicht fehlen Laflen, 
zollt auch dem vom anderer Seite zu Tage gelegten Be 
freben, einen paffenden Ausweg. hierbei zu finden, alle 
Anerkennung. Allein die Frage, ob der geeignete Weg dazu 
gefunden worden ſei, ift zu verneinen. 

Schon der Umftand, daß die Anfichten über den Um— 
fang der Prüfungen fehr auseinander gehen, deutet auf die 
Schwierigkeit der Löfung hin. 

Während einerfeitö in Uebereinftiimmung mit den beim 
‚Handwerkertage in Berlin aufgeftellten Grundfägen die Prit- 
fung als Worbedingung jedes Handwerköbetriebes aufge 
ſtellt und felbft die ausmahmslofe Prüfung der Arbeits 
gehlilfen verlangt wird, will man andererfeits die Prüfun; 
nur den Mitgliedern der gewerblichen Genoffenfchaften auf 
erlegen. Noc weiter redueiren Diejenigen den Umfang ber 
Prüfungen, welche fie nur von den Eehrherren verlangen 
wollen, oder welche felbige in das Belieben Deffen legen, 
der dad Gewerbe betreiben will. Ferner fehlt es auch nicht 
an Solchen, welche nur die Prüfung der Lehrlinge für nöthig 
halten und endlich will man wenigſtens von Denen eine 
Prüfung fordern, welde ſich „Meifter” zu nennen berech⸗ 
tigt fein wollen. Auch erheben fih Stimmen dafür, daß 
die Befähigung zu Betreibung des betreffenden Gewerbes 
nmachge wie ſen werden möge, ohne jedoch einer Prüfung 
unterworfen zu werben. 

Dies Alles zeigt aber eben, daß nichts Anderes übrig 
bleibt, als der Weg, den der Entwurf eingefchlagen hat, 
wenn man nicht zu ünnatuͤrlichen Mitteln greifen will, 


Bu 5. 

Bu den wichtigften Beftimmungen des Geſetzentwurfes 
gehören unfreitig die Vorfchriften über folde Gewerbe 
anlagen, welche mit Gefahren und Nachtheilen für bie 
Umgebung im Allgemeinen oder auch nur für den Einzel» 

+ nen verbunden find, 

Das, was zeither hierüber als rechtsguͤltig angefehen 
wurde, Eonnte ofimbar weder bem Unlagebefiger, noch dem 
‚betheiligten Dritten, noch auch dem Publikum überhaupt 
ats genligenb erfcheinen. Dies beweifen die in biefer Hin- 
ſicht vorgefommenen Proceffe, in denen über die Tragweite 
des allgemeinen Rechtsſatzes, daß Jeder auf feinem eigenen 
Grund und Boden Alles vornehmen Fönne, was an ſich 
erlaubt iſt, wenn auch die Nachbargrundftüde dadurch 
Schaden leiden, fowie über bie Tragweitt der römifchen 
Rechtöregel in suo alioni hactenus facere licere, quatenns 
nihil in alienum immittat, und des Grundfages, inwieweit 
das damnum extrinsecus conlingens präftirt werben müffe, 
zu entfcheiden war. 

Vergl. Zeitfchrift für Nechtöpflege und Verwaltung, 
Neue Folge Bd. 16, ©. 503 und Bd. 18, ©. 341. 
Cr für merkwürdige Nechtöfälle, Jahrgang 1857; 

. 265 flg. 


Dies beweifen auch die der Ständeverfammlung bereits 
‚mehrfach vorgelegenen einzeinen Falle, z. 3. die Petitionen 
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mehrerer Grundftüöbefiger- um Abhuͤlfe der durch Huͤtten⸗ 
rauch verurfachten Schäden. 
Vergl. Staͤndiſche Schrift vom 31. Mai 1858, Landt.⸗ 
Arten 1857/58, erfte Abtheilung, ©. 631. 

Es kann daher nur die Frage entftchen, ob hierüber 
überhaupt Etwas in das Gewerbegefeg aufzunehmen oder 
alles darauf Bezüglie in das bürgerliche Gefegbuch zu 
verweifen fei? 

Der Entwurf wählt den erfteren Weg und die unter⸗ 
zeichnete Deputation kann aus den Seite 152 der Vorlage 
entwidelten Gründen nur beiftimmen. Sie ift der Anficht, 
daß, wenn auch dad Gewerbegefeg nicht der Pag ift, wo 
die verfchiedenen über die hier berührte Materie Fundliegens 
den Rechtsanſichten zum vollftändigen Austrag zu gelangen 
haben, doch darin fowohl im Intereſfe der öffentlichen 
Wohlfahrt einerfeits, als der Induftrie andererfeits einige 
Srundfäge feftgeftelt werben müffen, welche nad beiden 
Richtungen hin den nöthigen Schug gewähren und bei 
Entfgeidung der einfchlagenben civilreptlichen Streitigkeiten 
zur Bafis zu nehmen find. 

Von diefer richtigen Anſchauung aus befchränft der 
Entwurf die Wirkung der privatrechtlichen — 
auf vorher gehörig geprüfte induſtrielle Anlagen und läßt 
nad einmal erfelgter Genehmigung wegen Beläftigung 
oder Beeinträchtigung von Nacpbargrundftücen nicht mehr 
die völlige Befeitigung der Anlage, fondern nur Entfchädis 
gung des Verlegten zu. 

Man kann im Allgemeinen nur beiſtimmen und nur 
rüfichtlich einiger Specialpunkte werden zu den betreffen» 
den Paragraphen befondere Mobificationen vorbehalten. 

Daß lärmende Gewerbe in der Nähe vom Kirchen, 
Säulen, Krankenhäufern und ähnlichen Anftalten nicht 
betrieben werden dürfen, ift eine von ber öffentlichen Müd- 
ficht gebotene Vorſchrift, welche nur gebilligt werben Fann. 
‚Hierbei aber noch weiter na gehen als der Entwurf und, 
wie von einigen Seiten für erforderlich bezeichnet worden 
ift, in die nachbarlichen Berhältniffe beftimmenb einzugreifen, 
erachtet bie Deputation nicht für gerathen, Ebenfowenig 
aber mag fie dem andrerfeit Taut geworbenen Verlangen 
um Wegftellung ber betreffenden Beftimmung entfpreden. 
Sie fchließt ſich vielmehr in der Hoffnung dem Entwurfe 
an, daß bei der praktifchen Handhabung des Gefehes die 
Grenzen der Nothiwendigkeit gehörige Beachtung finden 
werben. 


Bu 7. 

Die Abgrenzung ber Arbeitsgebiete durch die Bunft- 
artikel, fobaß auch felbft Meifter ganz verwandter Hands 
werke gehindert werden, mit ihren Fabrikaten dad abgegrenzte 
Gebiet zu überfchreiten, mag ihrem Urfprunge nach erkläre 
lich fein; daß fie aber nicht mehr paßt in einer Zeit, wo 
der technifche Betrieb eine gänzlich veränderte Geftalt ans 
genommen hat, wo mehrfache neue Arten von Gewerben 
entftanden find, wo das Fabrikprincip immer weiter ſich 
fortbildet und die Berührung der Handwerker mit en 
und Fabriken immer häufiger vortommt, wird woh) nicht 
mehr befteitten werden. Die in diefer Hinficht zum Theil 
vorgefommenen UWebertreibungen, welche bis zum. Miße 
brauche ausarteten, find befannt. 

Es kann daher auch nicht darüber, daß eine Aenderung 
eintreten muß, fondern nur darüber die Frage entftchen, 
wie die nothwendige Aenderung ſich zu geftalten Habe? 
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Wie ſchwer es iſt, eine andere und zwar angemeffene Bes 
grenzung der Gewerbögebiete zu finden, beweifen bie über 
den Entwurf von 1857 erſchienenen Beurtheilungen und 
da e8 außer biefem ſchwierigen Wege feinen andern giebt, 
als den der Gewerbefreiheit, jo Fann auch die Wahl darüber 
nicht ſchwer fallen. 


u 9. 

Das Ziel, welches fi der Gefegentwurf infofern vor- 
geftet hat, ald durch denfelben an dem BVerhältniffe der 
Gewerbtreibenden zur Gemeinde nichtö geändert werben foll, 
wird wenigftens nicht ohne Ausnahme zu erreichen fein. 
Auf einen Punkt, nämlich auf die nöthige Aenderung von 
$. 1 ded Gefeges vom 12. October 1840, ift bereits oben 
bingewiefen worden; es werden fich aud nad Anficht der 
Deputation mehrere Yenderungen an den Beftimmungen 
der Stäbteordnung als nöthig herausſtellen. Indeſſen kann 
man hierbei das — der Zeit überlaffen. 


Bu 17. 

Eine ber vielfach angeregten Fragen, welche in neuerer 
Zeit auf dem Gebiete der Induftrie verfchiedene Beantwor- 
tung erfahren, ift die: 

inwieweit find Kinder in Fabriken zu befchäftigen? 


Es fehlt hierbei nicht an Solchen, welche überhaupt 
gegen jede Zulaffung von Kindern zu den Arbeiten in den 
Fabriken find; es fehlt aber auch nicht an Solden, welche 
für dad Gegentheil in die Schranken treten oder wenigftens 
vielfache Mobificationen eintreten laſſen wollen. Das 
Wahre liegt wohl auch hier in der Mitte; ed kann die 
Frage weder unbedingt bejaht, noch unbedingt verneint 
werben, wie ſich herauöftelt, wenn wir den Blick prü— 
fenb rückwärts werfen. Die Beſchaͤftigung ber Kinder 
in den Fabriken ift feine neue Erfindung. In England 
ift fie_bereits im 17. Jahrhundert üblich gewefen und mehs 
rere Schriftfteller jener Zeit, welche für fehr wohlmollend 
giten, erzählen mit Triumph von dem Vermögen, das 

naben und Mädchen im zarten Alter felbft noch über 
ihren Unterhalt hinaus verdient haben. Später aber fand 
diefe Beſchaͤftigung der Kinder Gegner und, felbft folche 
Perfonen, welche der Staatbeinmifhung in die Privatthäs 
tigkeit nicht hold waren, traten dafür auf, daß Kinder und 
noch nicht zur Reife gelangte Perfonen vor Ueberarbeit ge» 
ſchuͤtzt werden müffen. So hat nad und nad die An- 
f&hauung gewechfelt und moch jegt finden fich dort wie hier 
die verfchiebenften Anſichten Uber diefen Gegenftand, Wäh: 
rend einerfeit für die Beſchaͤftigung der Kinder nach Grün 
den gefucht und die Einmiſchung in ben einzigen Befig der 
Armen, in ao Arbeit, als ein ungerechtferfigter Eingriff 
Aal * tn Bei anbererfeits das Gemüth für 
„pie jer des Fabrikſyſtems“ warm zu erhalten und es 
1 a für die Legislatur nicht leicht, das Richtige zu 
offen, 

Da indeß ber Entwurf nur die Kinder unter zchn 
Jahren ausſchließt und erſt in fünf Jahren einen ei 
— und dann auch die Kinder unter zwölf Jah 
ten nicht mehr in Fabriken zulaffen will, fo ericheint dies 
als eine Anbahnung, welche im Allgemeinen Biligung ver- 
dienen möchte, Die Deputation wird daher auch bei den 
betreffenden Paragraphen nicht gegen das gewählte Princip 
auftreten, vielmehr nur durch eine vorzufchlagende Ermäch: 
tigung ber Regierung dafür zu forgen fudhen, daß in Faͤllen, 
= die Befchaffenheit ber Arbeit im Verhältniffe zu dem 

indebalter oder fonflige Umftände ein Abgehen von der 


gefticen Regel geftatten, durch Verordnung nachgehoffen 
werde. 

Man darf von unferer Regierung mit Vertrauen ers 
warten, baß fie beim Gebrauche diefer Ermächtigung den 
allfeitigen Verhältniffen forgfältige Beachtung und den Anı 
fichten der dabei betheiligten Localbehörden, twelche dung 
ihre unmittelbare Berührung mit den Gemerbtreibenden 
die Berhältniffe genau Fennen Iernen, thunlichfte Berhd« 
ſichtigung angedeihen laſſen werde. 

Das Weitere über diefen Gegenftand wird zu dem bes 
treffenden Paragraphen angeführt werben und nur darauf 
ift hier noch hinzuweifen, wie wichtig «3 ift, daß den in 
Fabriken arbeitenden Kindern die gehörige -Beit für den 
Schulunterricht gelaffen und diefer Ichtere auf die paffenden 
Zagesftunben verlegt werde. 

Gegenwärtig giebt es in einzelnen Fabrikorten, ſowelt 
nicht die betreffenden Fabriken ihre eigenen Schulen halten, 
entweber Fruͤhſchulen, welche bie Kinder befuchen, bevor 
fie an die Arbeit gehen, oder Abendſchulen, wohin fie fih 
nach vollendeter Tagesarbeit zu verfügen haben, Beibe 
Einrichtungen haben, wenn bie Arbeit in den Fabriken frih⸗ 
zeitig beginnt und fpät am Tage aufhört, mehrfache Nade 
theile für das geiftige, fittliche und Körperliche Wohl der 
Kinder zur Folge. 

Es erachtet beöhalb die Deputation für nöthlg, dab 
eine ausdrüdliche Beftimmung der Lagesftunden, innerhalb 
welcher der Unterricht für die Fabriktinder liegen muß, in 
das Gefeg aufgenommen werbe, was zu $. 59 von der dt 
putation beantragt werden wird. 


Bu 22. 

Es fehlt keinebwegs an Solchen, welche der Anfiht 
find, daß der Lehrcontract der Privateinigung ohne nach⸗ 
theilige Folgen nicht überlaffen werben Fönne und zum Allere 
mindeften ‚eine beffimmte rift_ für die Lehrgeit fefgeleht 
werden müffe. Dies flingt auch, an fich betrachtet, plaus 
fibel. Nimmt man aber die in der Vergangenheit liegende 
Grfaprung zur Hand, läßt man micht unbeachtet, daß Ihon 
die Berfchiedenheit der menfchlichen Befähigung verlieben 
Maag nöthig macht, ſieht man auf das Beifpiel anderer 








Staaten und namentlich auf England mit feiner in älter 
Beiten üblich gewefenen fiebenjährigen Lehrzeit, fo überzeugt 
man fi, daß die Seftfegung einer fangen Cehrelt Kit 
fiheres Mittel gegen fchlechte Arbeit ift, daß die Eehrel 
vielmehr der freien Vereinbarung überlaffen werben ml 

damit ben Fähigkeiten, dem Kleiße und der Auszeichnung 
ein größeres Gebiet eingeräumt werde. 


Bu 23. 

Während in dem neuen Öfterreichifchen Gemerbepk 
der Grundſatz aufgeftellt ift, daß jeder Gewerbtreibende en 
Genoffenfhaft als Mitglied angehören muß und daß ‚hans 
den Antritt eines Gewerbes die Mitglienfhaft ded na 
des von felbft bewerkftelligt wird, läßt der fächfifhe übers 
entwurf dem Gewerbtreibenben bie freie Wahl, ob er HN 
haupt zu einer Genoffenfchaft oder Srumung, halten dann 
ober nicht. Die daflır Seite 154 aufgeftellten Grün: u, 
Die Depufation nur bifigen. Sie, If der feten ed 
gung, daß das Gute, was in den Innungen lieg mn det 
dann noch ſich geltend machen Tann und wird, 1 fondern 
Außerliche Zufammenhalt nicht durch Bwang erzielt, (9 Sf 
freier Anfhauung und Zereinbarung überlaffer Fe der 
3 ja in allen andern Werhältniffen ebenfo; das, 
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Zwang erzeugt, iſt nicht immer.dad Befte und man kann 
daher auch hoffen, daß die Innungen ihr eigenes Intereſſe 
zu wahren vwifjen werden. 

„ Die Bwede derfelben follen nad) feiner Richtung bin 
förende, fondern nur fördernde fein; fie follen fih auf die 
Sorge geregelter Berhältniffe zwiſchen den Gewerbtreibenden 
und ihren Arbeitern, insbefondere auf den Lehr» und Ars 
beitsverband, ferner auf Schlihtung von Streitigkeiten unter 
einander, auf Gründung von Fachſchulen und anderen nüßs 
lichen Anftalten — mas Alles als zweckmaͤßig ſich 
darſtellt und den Wunſch veranlaßt, daß die gewerblichen 
Genoffenfchaften gleich von vorn herein dieſe Zwecke recht 
warm und feſt verfolgen moͤgen! 

Endlich geſtattet fig die Deputation 


zu 28 
auf die Gründe hinzumeifen, unter denen die früher in Abs 
ficht gelegene Bildung von Gewerberäthen ſich erledigt hat. 
Da nämlich in dem Entwurfe das Corporationsprincip ber 
feitigt ift und alle fachlichen und räumlichen Abgrenzungen 
der verfchiebenen Arbeitsgebiete aufgehoben find, fo bleibt 
auch für die Gewerberäthe, wie fie nach dem Entwurf von 
1857 eingeführt werden follten, Nichts weiter übrig, ald 
höchftens berathende Auskunft in geeigneten Fällen zu geben. 
Dazu reihen aber auch die in der neuen Vorlage beibes 
haltenen Handeld» und Gewerbefammern, deren ungefähr 
fünf im ganzen Lande gebildet werben follen, vollftändig aus. 

Daß bei diefen Handels: und Gewerbefammern, foll 
durch felbige ber in Abficht Beamte Bwed erreicht werden, 
Altes auf den Eifer, guten Willen und die Befähigung der 
Mitglieder ankommt, bedarf kaum ber Erwähnung. Darum 
harmonirt e5 aud mit der Unficht der unterzeichneten Des 
zrakon] daß der Entwurf nicht allzugroße Anfprüche an 
diefelben ftelt und ihnen möglidft weiten und felbfteigenen 
Spielraum läßt. 

In letzterer Beziehung werden fogar noch einige Er⸗ 
weiterungen von der Deputation für wünfchenswerth ers 
achtet und daher bei den einfchlagenden Paragraphen bean» 
tragt werben. 

Indem hiermit die unterzeichnete Deputation den als 
meinen Theil ihres "Berichtes ſchließt und ſich das Uebrige, 
was zu den oben bargeftellten Punkten etwa noch zu be: 
merken fein wird, für die einzelnen Paragraphen vorbebält, 
pair fie der geehrten Kammer noch die Andeutung ſchul⸗ 

ig zu fein, daß wenn fie micht, wie fie bei dem vorhans 
denen reichen Stoffe hätte thun fönnen, über ben vorliegens 
den Gegenftand ein volumindfes Merk gefchrieben hat, fie 
bierzu Durch Beruͤckſichtigung des praktifchen Bebürfniffes 
veranlagt worden ift. 

Ueber dad Einzelne ift von ber Deputation nunmehr, 
nachdem fie bei ihren Berathungen auch die Auslafjungen 
der Preffe über den Entwurf, fowie die ihr zugegangenen 
Begutachtungen deffelben Seiten bes Worftandes des Fabrik 
und Handelsſtandes und des Handwerkervereins zu Chem: 
nig nit außer Betrachtung gelafjen, und ſchließlich mit 
dem Herrn Eöniglichen Commiffar, fowie nad) $. 155 der 
Landtagsordnung mit der Deputation der Sweiten Kammer 
über die fpeciellen Punkte der Vorlage ſich in Vernehmung 
gefegt hat, Folgendes berichtlich vorzutragen: 


(Während, der Vorlefung tritt der Herr Staatsminiſter 
d. Beuft ein.) 
L8 (3. Abonnement.) 
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‚Hier ſchließt der allgemeine Theil des ſchon früher und 
vor Beginn des Landtages abgeichloffenen Hauptberichtes 
und ic gehe nun zum allgemeinen Theil des Nachbe— 
richtes über: 


Seit dem 16. October 1860, wo der über ben Ge- 
werbegefegentwurf von der unterzeichneten Deputation er⸗ 
flattete Hauptbericht abgeſchloſſen worben ift, find mehr⸗ 
fache, die Geſetzesvorlage betreffende Petitionen und Ein— 
gaben an die Ständeverfammlung gelangt; weiter find 
feitbem mehrere Schriften und Krititen erſchienen, welche 
fi auf den Entwurf bezichenz außerdem haben fich ver- 
ſchiedene Vorgänge in anderen Staaten ereignet, welche die: 
Reform im Gewerbewefen betreffen; und endlich hat — 
was für uns die Hauptfache ift — inzwilden auch die 
bohe Zweite Kammer über den Gefegentwurf berathen und 
Beſchluß gefaßt. 

Ueber dies Alles hat die unterzeichnete Deputation in 
Folgendem anderweiten Bericht zu erflatten. 


L Petitionen und andere Eingaben. 
Als ſolche find eingegangen: 
1. 
von 33 Dresdner Innungdvorftänden, welde ſich 
im Namen 'ihrer Innungen zwar für Aufhebung der Vers 


bietungsrechte „als Hemmſchuh der freien gewerblichen Ent⸗ 
widelung fowohl ber Handwerker unter fih, als den Kaufs 








manns · und De under gegenüber”, nicht aber für 
fofortige unbeſchraͤnkt⸗ Gewerbefreigeit und insbefondere 
von en Wegfall des Lehr- und Prüfungszwanges, gegen 
ulaffung zum felbftändigen Gewerbebetrieb vor vollende⸗ 
tem 24. Lebensjahre, gegen Ueberweifung bed Lehr» und 
Arbeitscontractes auöfchließlich in das Gebiet ber Jufiig 
& en Haltung verfchiedener Verfaufslocale und gegen Auf⸗ 
ebung des Unterfchiedes zwiſchen Stadt und Land erklären; 


2. 
von der Beraten zus in Dredden, melde, obs 
ſchon fie ſich von der Uebetzeugung nicht zu trennen ver 
mag, daß ein allmäliger Webergang von ber jegigen Ges 
werbeberfaffung zur vollen — feiiele vorzuziehen ges 
wefen fein würde, doch auf diefe Principfrage nicht näber 
eingehen will, fondern nur zu den einzelnen Beftimmungen 
des Entwurfes und zwar unter Fefthaltung des Gefichtd« 
punktes, daß fie Iediglich die Intereffen des Handels zu 
vertreten habe, ſich ausfpricht; 


3. k 
vom Gewerbeverein in Bifhofswerba, welcher bie 
Erhaltung der Sahrmärkte in der jeitherigen Weife wuͤnſcht; 


4. 
vonden Shuhmaderinnungen in Döbeln, Fran⸗ 
Eenberg, Geringswalde, Hainithen, Leisnig, 
Lommasfh, Mittweida, Noffen, Riefa, Rode 
tig, Roßwein, Siebenlehn und Waldheim, worin 
beantragt wird: 
a) die fortgefegte Erhaltung des Organismus und der 
feften Gliederung des Innungsverbandes bei den 
andwerken und Kleingewerken, . 
b) die Verbindlichkeit der Meifter zur Mitgliebichaft 
bei der Innung ihres Gewerbes, 
©) das Fortdeſtehen der Meifter- und Gefellenprüfungen, 
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d) Feftftellung der Dauer ber Lehrzeit in den Junungs- 
atuten, * 
e) ein des felbftändigen Gewerbebetriebes nicht vor 
dem Eintritt der Muͤndigkeit, % 
N) Beibehaltung der zeitherigen Beſchraͤnkungen des 
Gewerbebetriebes auf dem Lande, * 
g) Mrenge Handhabung der flrafgefeglichen Beftim- 
mungen gegen dad Arbeiten der Nichtmeifter auf 
eigene Hand (Pfufcherei) und x er 

h) Beibehaltung des Jahrmarktsweſens in der bisherigen 
Ausdehnung; 


* 


5. 

von der Redaction der fächſiſchen Induftriezeis 
tung zu Chemniß, weldhe die in der Beilage zur fächfi- 
ſchen Induſtriezeitung Nr. 22, vom 16. November 1860 
enthaltene Kritif des Entwurfes zur Beachtung anheimftelt 
(vergl. weiter unten unter IL, 3.)5 


6. 

von ber Bucdruderinnung zu Leipzig, welde ans 
erkennt, daß der Entwurf von Jedem freudig willtommen 
cheißen worden fei, der die Wahrheit des erfien Grund» 
— einer gefunden Volkswirthſchaftslehre, daß nur durch 
ungehemmte Entfaltung aller wahrhaft nuͤtzlichen Kräfte 
die höchfte Summe des Gemeinwohls zu erreichen fei, in 
fi aufzunehmen wußte und hierauf geftügt um thunlichſte 
Abänderung der $ 7, 8 flg., foweit jie das Buchdrucker · 

+ gewerbe betreffen, im Sinne wahrer Gewerbefreiheit bittet; 


T. 
vom Vorftand des Handwerkervereing zu Chems 
nitz, welcher dad von diefem Vereine über den Entwurf 
— das Princip der Gewerbefteiheit allenthalben 
anerkennende Gutachten zur Beachtung empfiehlt; 


8 

vom Rath und von den Stabtverorbneten zu 
Markneutirhen im BVoigtlande, welde ihr Gefuh 
darauf richten, daß aus dem in $. 20 des Entwurfes auf 
geftellten Verzeichniſſe über die wegen ihrer Gefährlichkeit 
ober wegen ihrer fonftigen Beldftigung einer befonderen 
obrigkeitlihen Erlaubniß bedürfenden Gewerbe die Darm ⸗ 
faitenfabrication ausgelaffen, ober wenigftend die Beftims 
mung beigefügt werde, daß die Darmfaitenfabrication, wo 
fie als Hausinduftrie auftritt, alfo in Markneukirchen und 
Klingenthal, davon ausgenommen feiz 


9. 
von Karl Gottlob. Große, Vorfteherdes Gefellens 
Weber-Bereind zu Chemnis und Genoffen, welde 
wünfchen, daß die Sreizügigkeitd: und Niederlaffungsrechte 
auf alle jüdifche Religionsgenofjen aus den deutichen Bun- 
desſtaaten im Geifte der Gerortbefreiheit ausgedehnt, und 
foweit dies zur Beit mittelft Gefeges noch nicht hergeftellt 
werden fann, im Wege der Gonceffionzertheilung zu Guns 
fen jübifcher Fabrikunternehmer in Anwendung gebracht 
werben möchten; 

1 


0. 
vom Banquier Georg Heinrih Reinhardt in 
a BRETT ſich der. oben unter 2. 
‘ n Petition der Dreöbner idelsi fe 
— — I: Handelöinnung allent- 


11. 
von den Gewerfsbankinhabern zu Bernftadt 
welche die Vermittelung der Ständeserfammlung Br in 


—J 








Anſpruch nehmen, daß die in $. 39 des Gewerbegeſehent⸗ 
wurfes gedachten Verbietungsrechte, auch wenn fie nicht 
Tandeshertli befkätigt worden find, mit ihrer Aufhebung 
zur Entſchaͤdigung ausgefegt und die Entjchädigungsfummen 
den derzeitigen Bankinhabern vollftändig und in banrem 
Gelde gewährt werden; 
12. 

von den Obermeiftern von fiebenundzwanzig In— 
nungen in eeipaig, welche ſich für eine größere Be 
ſchraͤnkung der Gewerbefreiheit und insbefondere für Beis 
behaltung von Swangsprüfungen verwenden. 

Die Petenten bitten um Feffegung folgender Bu 
fimmungen: 

a) die Innungen bleiben fortheftchen; fie ſollen nad 

Wegfall aller Verbietungsrechte nur fein: 
Anftalten zur Heranbildung und Fortbildung 
jüngerer Gewerböglieder, zur gemeinfchaftlicen 
Unterftügung zur Hebung des geiftigen und mar 

teriellen Wohles der Gewerbsgenoffenz 

b) die Lehrlinge haben nach vollenderer- Lehrzeit ihre 

Befähigung, nad) den Verhältniffen theoretifch oder 

prattiſch, nachzuweifen, welder Befähigungsnage 

wei aber, entgegengefeßt dem bisherigen fehr im 

Argen liegenden Verfahren, mehr als Garantie für 

den Lehrling, denn als eine Beſchwerniß deffelben 
dienen fol; 

e) ein Befaͤhigungsnachweis ift auch zum felbftändis 

gen Betriebe eines Gewerbes erforderlich; 
4) beim Uebergang von einem Gewerbe zum andern 
hat nur eine theoretifche Prüfung zu erfolgen; 

e) die Berheiligung für bie Innungen ift eine zwang 

weiſe, und 

N) es werden einfach organifirte Gerwerbegerichte eiür 

geführt und dadurch ein möglichft koftenfreied, fur 
308 und zwedmäßiges Gerichtäverfahren für geringe 
Gewerberechtöfälle angebahnt. 

Außerdem wünfchen die Petenten, daß die Innungen 
ein gewiſſes Oberauffichtörecht über die Lehrherren und Lehr⸗ 
linge, namentlich im Jutereffe der iehteren ausüben ſollen 
fie vermögen aber nicht abzufehen, wie ber Lehrcontrack zur 
Grfüllung von Seiten des Lehrlings gebracht werden fol, 
wenn derjelbe nad) $. 79 des Entwurfes nicht ya 
et darf, feine eingegangenen Werbindlichfeiten zu er 

len; 


13. N 
vom Stadtrathe zu Großenhain, welder fih in 
vollſter Ueberzeugung dahin ausfpricht, daß man der Staa 
tegierung für den vorgelegten, das Bu ber Gewerbe 
freiheit aufftelenden und confequent durhfürhrenden Gefe 
entwurf im Intereffe der Gewerbe zu hohem Dante He 
pflichtet fei, deſonders auch deshalb, weil biefer Ent 
im Principe von allen gewerblichen Tüchtigkeitspräfungen, 
die fid) in der Prapis als iluforiich barftelen, abfeht, —, 
und daß man nur wünfepen Tönne, diefen Entwurf hu 
Üchft bald und ohne Werlegungen feiner Grundfäge 
Gefeg publicirt zu fehenz 


14. A 
von der Handlungs» und Kramerfocietät I 
Baugen, En ihren Weititt zu der Petition ber Died 
ner Handelöinnung in allen Stüden erklärt; 


15. 
von achtzehn Innungen zu Glauchau, welche rs 
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der oben unter 12 genannten Petition aus Leipzig ange | 


ſchloſſen haben; 
16. 

von der Fifherinnung zu Leipzig, welche Nachtheile 
befürchtet, dafern die in $.. 119 des Gefegentwurfes ent⸗ 
haltene Beftimmung über Aufhebung aller mit dem neuen 
Gefege in Widerſpruch ftehenden älteren Gefege, Verord⸗ 
nungen und Privilegien bezüglich des Fifchereigewerbes nicht 
blos auf die Fiſchördnungen, fondern auch gar auf bad 
der Zifcherinnung wegen Aushbung der Fiſcherei in den 
Gewäffern im Umfange einer Meile um die Stadt Leipzig 
‚ ertheilte landesherrliche Privilegtum ausdehnende Anwendung 
finden ſollte. 

Die Petenten wollen nicht gegen bie zur Geltung zu 
dringenden Grundprineipien der Gewerbefreiheit in Oppo⸗ 
fition treten, fondern nur zu —— ihrer Gerechtſame 
einen Zuſatz zu $. 119 des Entwurfes beigefügt wiſſen. 

Sie richten ferner ihre Bitte darauf, daß zugleich mit 
dem neuen Gewerbegefege aud) eine neue Fiſchordnung, auf 
deren Vorlegung ſchon von früheren Ständeverfammlungen 
angetragen worden fei, verabfchiedet werde, und machen 
ſchließlich auf die Unverhättnißmäßigkeit des Stempelbetrand 
bei ſchriftlichen Lehrcontracten mit dem Bemerken aufmerk⸗ 
fam, daß ein Antrag an die Staatsregierung auf Ermäßigung 
ober gämihen Wegfall diefes Stempelbetrags zeitgemäß 
und nüßlich feiz 


17. 
von den Gewürzhändlern in Meißen, welde ber 
antragen, die Kammer möge befchließen, daß die Entfchäs 
digung für Aufhebung des, laut abfchriftlich angefügten 
Nefcriptö ihren Vätern und ihnen ftipulirten Rechtes auch 
auf fie zu erſtrecken feiz 


‚ 18. 
vamslembnenmeiker Louis Krüger sen, in Dres» 
den, welcher, „im Sinne Taufender und aber Tauſender 
befonnener Handwerker im Lande, die das angeftrebte Geſetz 
der Gewerbefreieit für den wirklichen Ruin des Bürger: 
fandes und das unvermeidliche Zugrundegehen eines viele 
Fahrhunderte ſich bewährten und in der Neuzeit ausgebil⸗ 
beten Handwerkerftandes erkennen, und aus thatfächlichen 
Erfahrungen in anderen Ländern betrachten muͤſſen“, die 
Vitte an die Erfte Kammer ftellt: 

den von einem ungenannten Verfaſſer herrührenden 

offenen Proteft gegen Einführung der Gewerbefreiheit 

(vergl, weiter unten unter II 6) zu berüdfichtigen und 

bei Berathung des Gejegentwurfes alle die Nachteile 

ind Auge zu faſſen, welche eine folde Gewerbefreiheit 

nothwendig mit fih führen werde und müffe; 


19. 
don den Handmwerkämeiftern Robert Krüger und 
Theodor Schmiedel in Dresden, welde ganz nad 
dem Formular des unter 18 genannten Petenten den „offer 
nen Proteft“ (f. unter II 6) ebenfalls zur Berüdfichtigung 
überreichen; 

2. * 
von ber Kramerinnung in Swidan, von welcher bie 
Aufhebung des Verbotes deö Einzelverfaufs von Spirituofen 
und namentlih von Branntwein über. die Straße unter 
einer halben Kanne Seiten der Kaufleute ($. 34 des Ent: 
wurfes) befürwortet und ber Beitritt zum Beſchluſſe der 
weiten Kammer in diefem Punkre beantragt wird; und 
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21. 

von den Deputirten bes Buchhandels zu Leipzig, 
Welge das Genug Men: — 
‚An Uebereinftimmung mit der Anſicht der Mehrheit 
der Deputation und den einftimmig gefaßten Beſchlüſſen 
der Zweiten Kammer gegen die Staatsregierung den 
Wunſch auszufprechen, daß der Buch: und Kunfthandel 
auf die Dauer befonberer Gonceffion nicht unterworfen 
bleiben und, infoweit die Bundesbefchlüffe der Erfüllung 
dieſes Wunfches zur Zeit entgegenftehen, die Staatö« 

tegierung auf deren Befeitigung hinwirken möge.” 


U. An Schriften und Kritiken, 


welche fib auf den Entwurf beziehen, find ſeit dem Abs 
ſchluſſe unferes Hauptberichtes erſchienen: 


1, 

„Die Principien der Gemwerbegefeggebung, 
erörtert unter Zugrundlegung des Entwurfes 
eines Gewerbegejeges für das Königreih 
Sadhfen von Dr. Karl Loth,” 


In diefem von und bereits erwähnten Werkchen, 
vergleiche Landtagsmittheilungen Erfter Kammer, Seite 2, 
wird zu zeigen gefucht: 
„Daß das alte Princip der Beſchraͤnkung der Pros 
Fa im Gewerbebetriebe als ungeitgemäß aufzuge- 
en fei, 
daß das Princip der Gewerbefreiheit zu einem Grunde 
ſatze der Gewerbegefeggebung in unferen civilifiten Staa⸗ 
ten nicht tauge, und 
dasß zu biefem-Swede ein neues, aus der Natur des 
zeitgemäßen Gewerbebetriebes abzuleitendes Princip aufs 
geftellt werden müffe.” 2 


2. 

ı „Oewerbefreiheit und Freizügigfeit. Mit 
befonderer Berüdfichtigung der gewerblichen 
Buftände im Königreihe Sahfen und des Ge— 
werbegefegentmurfes von 1860, nach ftatiftifhen 
Quellen bearbeitetvonDr, ph. Hermann Nengfch.“ 


Diefe durch Voullſt andigkeit und ſtatiſtiſche Nachweiſe 
ſich auszeichnende Schrift bemüht fi, „im erſten Theile 
durch einfache und ſchlichte Darlegung, dürch ein forgfältiz 
ges Abwägen der Vorrheile und Nachtheile den Beweis zu 
liefern, daß nur bie Freiheit der Arbeit im Stande fei, den 
gefteigerten Auſpruͤchen des neuen Beitgeifted Rechnung zur 
tragen und durch einen in jeder Beziehung tüchtigen Ges 
werbebetrieb einen höheren Wohlftand zu erzeugen. Im zwei⸗ 
ten Theile geht der Verfaffer auf die gewerblichen Verhälts 
niffe Sachfens näher ein und fucht durch die Vergleihung 
der Gewerbegefchgebung mit dem Perfonalbeftand der Ins 
nungen, der Fabriken, des Handels und ber freien Gewerbe 
madhzumeifen, daß unfere Regierung mit der Einführung 
der Gewerbefreiheit den allein richtigen Weg eingefchlagen 
habe.” 


3. 

Kritik des Gewerbegeſetzentwurfes für das 
Königreih Sachſen, von Anton Vater.” (Beilage 
zur faͤchſiſchen Induftriegeitung, 16. November 1860.) 

Der Verfaſſer iſt mit dem Principe der Gewerbefreis 
heit völlig. einverftanden und beftrebt ſich nur zu zeigen, 
daß der Entwurf feineswegs in jeder Beziehung dem Prin⸗ 
cipe der Gewerbefreiheit treu bleibe, über ben polizeilichen 


114* 





768 


Beſtimmungen die Anforderungen des Civil» und Straf 
er laſſe, jowie fonft noch Manches zu wüns 
fegen übrig lafle. 


4. 

„Die erfte Sitzung der volkswirthſchaftli— 
&en"Gefellfgaft für die fähfifden Lande x. 
Auszug aus den ſtenographiſchen Berichten, Dreöden, in 
Tommiffion bei Ernft am Ende.” N M 

Nach Inhalt diefes Berichte hat die volkswirthſchaft⸗ 
liche Gefellfchaft durch ihre in der erfien Sitzung anwefens 
den 96 Mitglieder nach einer umfänglichen Debatte ein 
finmig ertlärt, „daß für Sachfen die Freiheit der Arbeit, 
in Gemeinfchaft mit der Freizügigkeit, allein geeignet ers 
ſcheine, die Bedingungen eines in jeder Beziehung tuͤchtigen 
Gewerbebetriebes zu erfüllen, und daß infoweit, ais der 
Gewerbegefegentwurf von 1860 auf dem Principe der Ge 
werbefreiheit beruhe, der Regierung die vollfte Anerkennung 
und der wärmfte Dank auszufprechen fei.” 


5. 
Briefe über die Gewerbefreiheit” in Nr. 23, 
26, 27 und 28 der fähfiihen Induftrigeitung auf das 
Jahr 1860, i 
Diefe Briefe richten fih zum Theil gegen bie oben 
unter I. 1. aufgeführte Petition und fuchen die Vorzüge 
der Gewerbefreiheit durch Bekämpfung einiger dagegen aufs 
geftellten Bedenken darzulegen. 


6. 

„Offener Proteft aus dem Volke gegen Ein» 
führung der Gewerbefreiheit in Deutichland, 
nebft einem Vorſchlage, den geſunkenen Bufland der deut⸗ 
fehen Handwerker [5 heben und zu beleben, Leipzig 1860.” 
In diefer fchon oben bei I. 18 und 19 erwähnten Drud- 
Schrift — deren Inhalt wir nur um deswillen ausführe 
ücher berühren, weil dieſer Proteft in zwei Petitionen 
adoptirt worden iſt — wird zu bemeifen gefucht, daß die 
Bünfte den Aufſchwung der Gewerbe nicht hindern, daß 
bie Abgrenzung der Arbeit den Gewerbtreibenden weder zum 
Nachtheile gereiche, noch die Urfahe der Verarmung fei, 
daß die Gejellen» und — bei dem Handwerker⸗ 
ſtande nicht überflüffig fein, daß die Herbergen fi wohls 
thätig und nüglich erweifen, und daß der 
unferer Zeit als unnüß nicht anzufehen fei. 

Es werden darin ferner die von den Anhängern der 
Gewerbefreipeit hervorgehobenen Vortheile: 

die Gewerbefreiheit biete ben Handwerkern ein größeres 
ED ihrer Thaͤtigkeit bar, fie reiße diefelben durch größere 
Sa ihrem biöherigen Schlendrian, fie erleiche 
tere nad errtigung der Meifterftüde die Selbftändig- 
keit ärmerer Gefellen, fie mache die Waaren für die Con 
fumenten billiger und hebe und belebe überhaupt die Ges 
ſchaͤftsthaͤtigkeit, 
beſtritten und die Behauptung aufgeſtellt, dah nach den 
————— for 
‚gende Nachtheile gebracht habe: 
‚gemeine Qerarmung, verminderte Confumtion im 
eigenen Sande, Muthlofigkeit und Gleichgiltigkgit der 
Heinen Handwerker und Fabrifarbeiter, ungezügelte Sit: 
tenlofigfeit und geringere Arbeit. 
Endlich wird als Mittel zu Hebung ber Handwerker das 
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eifegwang in 


—— 


"Sächsische Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





nur durch die Affociation Laffe fich ein günffi, n 
fultat ergielen, die gefammten Meifter PN f 
müßten fich vereinigen, um fi durch gemeinſames er 
ſtehen aller Mitglieder die jegt nur dem Fabrikbetnebe 
zu gut fommenden Vortheile zu erwirken, als: bißigfte 
Serheiſchaffung des Nohmaterials, längerer’ Erebit, Het 
beifhaffung von Capital, Anſchaffung gemeinfchaftlicher 
Mafhinen, gemeinfhaftlicer Verkauf nad fremden 
Ländern. 
Noch mehr würden fich aber, nach der Anficht des unbe 
fannten Verfaſſers, die Innungen heben, wenn die Regie: 
rungen folgende Gefege erließen: 

1) alle Gewerbe, welche keine Innung bilden, find ir 
veranlaffen, binnen Kurzem ſich zu einer folden mit 
pen@änbiger Gefellen» und Meifterprüfung zu ver 

inden; 

2) alle um Eonceffionsertheilung zu einer Fabrik Nach⸗ 
ſuchenden find an die betreffenden Innungen zu 
verweiſen; 

3) der bereits im Gange befindliche Fabrikbetrieb des 
Een iſt Höchftens bis zu deffen Tode zu ge 

jatten. 








In. 
AS Vorgänge in anderen Staaten, welde 
fih auf das Gewerbewefen beziehen, dürften fit 
Abſchluß unfered Hauptberichtes zu nennen, fein: 


1. 
daß in Bremen bie Bürgerfcaft am 29. December 1860 
den Antrag auf unbedingte Gemwerbefreiheit ‚mit 74 gegen 
69 Stimmen angenommen hatz 


2, 
daß vom Minifterium von Hannover an bie unteren Ber 
hörden ein Refeript erlaffen worden ift, wonad eb vors 
läufig an ber sünftigen Verfaffung der Gewerbe fefthalten 
und nur durd Cinführung eines proviſoriſchen Sy 
ſtems von Gonceffionen und Dispenfationen nach und nad 
zur Gewerbefreiheit gelangen will; 


3, 
daß im Großherzogthum Hoffen · Darmſtadt ein, Geſehent · 
wurf über nn SE den Landtag bereit liegt: 


Hierbei erlaube ich mir eine Berichtigung eintreten zu 
laſſen. Das unter diefer Nummer Gefagte hat feinen 
Grund in mehrfachen gleihmäßig übereinftimmenden Zei 
tungsnachrichten. ES hat fid aber bei näherer Erörterung 
derfelben, in welcher Beziehung id Sr. Ercellenz dem Herrn 
Staatsminiſter Freiherrn v. Beuſt ſehr dankbar bin, heraußs 
geſtellt, daß hier jedenfalls eine Verwechſelung fattfindet- 
Es Liegt nämlich im Großherzogthum Heffen »Darmftadt 
nicht ein volfftändig neuer Gefeßentwurf Iiber Gewerbereform 
vor, fondern es iſt nur in Bezug auf die Gemerbefleuer 
gefeggebung ein neues Gefe erlaffen worden und darauf 
ſceint die Berwechfelung in den Zeitungen hinausgulaufen: 
Uebrigens habe ich noch hinzuzufügen, daß gerade im Große 
herzogthum Heffen eine gewerbliche Reform um fo wenfger 
notwendig fein birfte, ais bort in den meiflen Teilen 
des Landes die Gewerbefreiheit bereits in weiteſten Uns 
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fang Sefteht, wie das insbefondere in Rhein · Heſſen der 
Fall if. Im Nachbericht heißt es nun weiter: 


4, 
daß das Großherzonthum Oldenburg der naͤchſten Ständer 
verfammlung einen auf unbedingte Gewerbefreiheit bafirten 
Gefegentwurf vorlegen wird; 


5; 

daß bie wuͤrtembergiſche Oberregierung einen auf das Prin- 
«ip ber Gewerbefreiheit begründeten Gefeßentwurf beendigt 
hat, welcher, wenn er annoch der Berathung des Geheim- 
rathes unterlegen hat, der Ständeverfammlung vorgelegt 
werben fol; 


6, 
daß fih in Baden die meiften Gewerbevereine, Handels 
innungen und Zunftvorfände, fowie bie vier Kreisregierun⸗ 
gen, bei Weiten die meiften Bezirfsämter, Stadt: und 
Landgemeinden — im Ganzen 194 gegen 70 Stimmen — 
für Einführung der Gewerbefreiheit ausgefprochen haben; 
auch die Handelsfammer von Karlsruhe für das reine Prin 
cip der Gewerbefreiheit ſich erklaͤrt hatz £ 


Ta, 
daß die preußifche Regierung auf Grund von Kammeran: 
trägen mit Erdrterungen beſchaͤftigt ift, ob nicht die Ver⸗ 
ordnung von 1849 wieder aufzuheben fei u. f. w. 

Mas . 

IV. die Beichlüffe ber Zweiten Kammer 
betrifft, fo find felbige günftig für den Entwurf, indem 
derfelbe in der Sitzung vom 11. Desember 1860 gegen 
eine einzige Stimme mit den zu den einzelnen Parar 
gain beſchloſſenen Modificationen angenommen wor 
en ift. 

Die unterzeichnete Deputation hat die unter I aufge 
führten Petitionen und Eingaben näher geprüft und in 
Erwägung gezogen, fie hat von den unter II erwähnten 
Schriften, fowie von dem unter IM aufgezählten Vorkomm ⸗ 
niffen Kenntniß genommen und die unter IV erwähnten 
Beratungen und Beihlußfaffungen der Zweiten Kammer 
fowohl im Allgemeinen al auch zu den einzelnen Paras 

taphen genau und forgfältig erwogen: fie hat aber zu 
Ne andern Enbrefultate, als P dem im Hauptberichte 
Seite 67 referirten Vorſchlag au 
gelangen können. 

Denn wenn audPin einigen ber eingegangenen Vor⸗ 
ſtellungen fowie der Tnpalden erfhienenen Schriften 
Manches enthalten ift, was nicht ohne allen Grund gegen 
das Princip der Gewerbefreiheit ſich aufftellen läßt, fo 
wird dies doch durch dasjenige wiederum apfgewogen, was 
andererfeitö dafür angeführt werden fann und in ben 
andern Bi gedachten Schriften aud wirklich angeführt 
‚worden iſt. 

Am allerwenigften erſcheint der unter 116, genannte 
offene Proteft, welchen einige Vetenten zu dem ihrigen ger 
macht haben (f. oben unter 18 und 19), geeignet, die Anz 
ER der Deputation zu ändern. Der ungenannte Ver ⸗ 
faſſer dieſes Proteftes fteht auf einem zu einfeitigen Stands 
punkte und ftelt einzelne Verhältniffe mit viel zu grellen 
Farben dar, ald daß die ruhige Abwägung der Sache 
r günftiged Nefultat für feine Meinung herbeiführen 

ne. 

Die Deputation bleibt daher im Allgemeinen bei 
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ihrem Haupfootum ftehen, verweift hierfür auf die allge- 
meinen, ſehr gründlichen Verhandlungen ber jenfeirigen 
Kammer, 

Eandtagsmittheilungen der Zweiten Kammer, Seite 28 flg., 
insbefondere aber auf die tiefeingehende Rede des Staats⸗ 
minifter3 Freiherrn v. Beuft, 

Landtagsmittheilungen der Zweiten Kammer, Seite 70 flg., 
durch welche die gegen den Gefegentwurf aufgetauchten 
Bedenken in fehlagender Weife widerlegt worden find und 
fönnte fomit — in Betracht, daß fie auf diejenigen Petis 
tionen, welche nur die Xenderung einzelner Abfchnitte 
oder einzelner Beflimmungen des Entwurfes bes 
zwecken, da, wo eine Aenderung der Vorſchlaͤge des Haupt⸗ 
berichtes ſich nöthig macht; beim Wortrage über bie ſpe— 
ciellen Paragraphen das Weitere bemerken und foweit hier⸗ 
dur) die Erledigung nicht eintritt, am Schluffe dieſes Be— 
richte darauf zurüdkommen, über die Petitionen unter 
111 und 16, aber bei der Berichtöerftattung Über dad Ent: 
fchädigungsgefeß dad Nähere angeben wird, — fi zu den, 
Belchlüffen der Zweiten Kammer über bie einzelnen Paras 
graphen des Entwurfes wenden. . Allein es ift noch zuvor 
eines von ber Zweiten Kammer bei der allgemeinen Ber 
— — gefaßten Beſchluſſes zu gedenken, welcher 
ahin geht: 

„im Verein mit der Erſten Kammer die Staatsre⸗ 
gierung zu erfuchen, in geeignet erfcheinender Weife auf 
eine gemeinfame Gewerbegefegebung in den, deutfchen 
Bundesftaaten hinzuwirken.” \ 

Es ift alfo zundchft über diefen Antrag Entſchließung 
u faffen und obſchon die unterzeichnete Deputation einen 
Piden Antrag in ihrem Hauptberichte um deswillen nicht 
vorgefhlagen hat, weil fie das factiſche Worfchreiten auf 
dem Gebiete bed Gewerbes für bie Braftigfte Aufforderung 
zu gemeinfamen Schritten hielt, fo will fie boch nunmehr 
dem jenfeitigen Befchluffe nicht entgegentreten, zumal bie 
Regierungscommiffare bierüber erklaͤrt haben, daß bie ſaͤch⸗ 
ſiſche Regierung einer Einigung im Wege der Bundeögefehe 
gebung über ein gemeinfames deutfches Gewerbegefeg nicht 
nur nicht enfgegen fei, fondern dahin gehende etwaige Ans 
träge mit großer Freude begrüßen und befördern werde, 
obgleich folche weiterhin auf große Schwierigkeiten, wenn 
u nicht auf pofitiven entfchiedenen Widerſpruch foßen 

ten, 

Landtagsacten dritte Abtheilung, Seite 25, 
und rathet daher r 

den Beitritt zum jenfeitigen Befchluffe an. 

Uebergehend nun zu den Belchlüffen der Zweiten 
Kammer über die einzelnen Paragraphen, fo wird in dem 
gegenwärtigen Nachberichte nur dann Efwas bemerkt wer⸗ 
den, wenn bie jenfeitigen Befchlüffe von den 
Vorſchlaͤgen der unterzeihneten Deputation im 

auptberihte abweichen, fo daß alfo anzunchmen 
ift, daß, wo der vorliegende Nachbericht ſchweigt, die bier 
feitigen Vorſchlaͤge, wie fie im Hauptberichte vom 16. Oe⸗ 
tober 1860 enthalten find, von ber Zweiten Kammer 
Genehmigung erhalten haben. 


Vräfident:v. Schönfels: Es würde nun hierüber 
die allgemeine Debatte zu eröffnen fein, babei zugleich die 
diber den vom Herrn Referenten im Iegten Theil feines 





Vortrags erwähnten Deputationsantrag- 
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Finanzrath v.NofizeWallwig: Fuͤrchten Sie nicht, 
meine. Herren, daB ich Sie lange aufhalten werde. Sch wuͤnſche 
Tediglich den Standpunkt zu bezeichnen, von welchem aus 
ich das vorliegende Geſetz anſehe. AS Srundbefiger und 
Vertreter des größeren Grundbefiges Tann ich mich zwar 
der Befürchtung nicht entziehen, daß durch die Freigebung 
der zeither zünftigen Gewerbe der bereits jest fo fühlbare 
Mangel an ländlichen Arbeitern und die Schwierigkeit, 
tüchtiges und brauchbares Gefinde zu erlangen, weſentlich 
und zwar bis zu einem Grade werde gefteigert werden, 
daß dem Uebel durch einfache Lohnerhöhung nicht zu be 
gegnen fein wird. Indeß Fann dies für mich fein Motiv 
fein, der Einführung eines Geſetzes entgegenzutreten, wel⸗ 
ches ich theoretifch auf die allein richtigen Grundfäge bafirt 
und praftifch als den einzigen Weg betrachten muß, um 
den gegenwärtigen unhaltbaren Zuftand unfeter Gewerbe: 
verfaffung ein Ende zu machen und auch dem zeither durch 
die Zunftſchranken in feiner Bewegung gehemmten Theile 
der gewerbtreibenden Bevölkerung den freien Gebrauch ſei⸗ 
ner Kräfte zu gewähren. Ich habe die in ihrer Art viel: 
leicht einzige Sachfenntniß, die geiftreichen Ideen und Com» 
binationen bewundert, welche den Gewerbegefeßentwurf von 
1857 zu einem jedenfalls ſchoͤnen Zeugniß gefeisgeberifcher 
Schoͤpfungskraft ftempeln; für ausführbar habe ih bie dort 
bezwedkte Organifation der Gewerbe aber nie gehalten. Um 

fo freubiger habe ich daher den gegenwärtigen Gefegent 
wurf begrüßt, welcher das Princip der Gewerbefreiheit frei 
und offen an ber Stirn trägt und mit logiſcher Conſequenz 
im Ginzelnen durchführt; ich habe ihn mit Freuden begrüßt, 
nicht 6108 vom wirthfchaftlichen Standpunkte aus, fondern 
auch von einem andern Gefichtspunfte. Es ift eine alte 
und in der neuern Beit vielleicht bis zum Weberbruffe bes 
tonte Klage, daß der Deutfche, insbefondere der Bewohner 
von Mitteldeutfchland und Sachfen unfelbftändig und nur 
zu fehr geneigt fei, fi von andern Leuten bevormunden 
zu laffen. Man hat vielfach darüber geredet und gefhrieben, 
wie dieſem "Uebelftande abzuhelfen ſei. Alle Welt führt das 
freitich vielfach mißverftandene Wort: „Selfgovernment” 
im Munde; aber um dem Principe, welches man damit bezeich ⸗ 
net, wirklich Eingang zu. verihaffen, ift noch jehr wenig 
geſchehen. Im feltfamer Weile ift gerade im Gegenſatze 
Dazu auch in Sachen in den legten 15 bis 20 Jahren von 
Oben herab mehr dirigirt und regulirt worden, als in den 
fogenannten patriarchalifhen Zeiten in hundert Jahren, 
Es ift gegenwärtig kaum ein Gebiet des Öffentlichen Lebens 
‘und ber Verwaltung, fir welche nicht entweder von den 
Behörden auf eigenen Antrieb oder auf Andrängen der 
Gemeindevertreter oder der fonft Betheiligten Negulative, 
Normalien,, Inftructionen und wie man fie fonft nennen 
will, entworfen und wenigftens auf dem Papiere eingeführt 
worden wären. Hier haben wir nun zum erften Male 
einen Gefetentwurf vor uns, welcher auf einem weit um: 
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feffenden, auf dem vielleicht in die Lebensbeziehungen des 
ganzen Volks am tiefen eingreifenden Gebiete volftändige 
Freiheit gewährt und dem regulirenden Eingreifen der Be 
hörden nur wenig Naum geftattet. Gleichzeitig aber mit 
den Feffeln, welche bisher die Gewerbtreibenden in der 
Wahl ihrer Erwerbszweige, die Confumenten in der Wahl 
derjenigen Handwerke, welche fie zu beſchaͤftigen wünfgen, 
hemmtenz gleichzeitig damit fallen auch die Haltepunte, 
durch welche beide ſich mehr oder weniger haben gängeln 
laſſen. Der Gewerbtreibende wird durch den Gefegentwurf 
auf eigene Füße geftellt; es ift ihm geftattet, feine Kräfte 
und natürlichen Anlagen und Hülfsmittel zu gebrauchen, 
wo und wie er will; er muß fich aber auch rühren, wenn 
er nicht durch die Concurrenz zu Grunde gehen will, An 
brerfeits gentigt ed auch für die Gonfumehten, um fid ver 
Benachtgeiligung zu fehlen, nicht mehr, zu wiffen, daß 
ein Handwerker fein Handwerk zünftig erlernt und bie 
Meifterprüfung beftanden hat, fie müffen jetzt ſelbſt zuſehen, 
ſelbſt prüfen, ob der Handwerker aud) das, was er zu leiften 
verſprach, wirklich Teiften kann, ob er es im der That ge⸗ 
Ternt hat. Beide müffen aljo ihr eigenes Urtheil gebrauchen, 
fie müffen fih umfehen und thätig rühren, wollen fie nicht 
in ihrer ganzen Eriftenz gefährdet werben. Hierdurch wird, 
glaube ich, im Laufe der Zeit das Volk in feiner Gefammt: 
heit aud in anderen Beziehungen mehr und mehr zur 
Selbftändigkeit und eigenen Weberlegung herangezogen 
werben, es wird, fo hoffe ich wenigftend, auch in politifcher 
Beziehung Iernen, auf eigenen Füßen zu flehenz ed wird 
mehr Einficht in die Öffentlichen Verhältnife gewinnen und 
felbftändiger werden. Freien wohlbegründeten Meinungbs 
ausdrud braucht Feine Regierung zu fürchten, die ihre Prlidt 
thutz; wohl aber ift es fuͤr die befte Regierung gefäbrlid, 
wenn das Wolf einfichtd: und willenlos den blendenden 
Vorfpiegelungen jelbffüchtiger Demagogen folgt, wie Dies 
im den Jahren 1848 und 1849 gefchehen ift. Jemeht aber 
Jemand Einfiht in die öffentlichen Verhaͤltniſſe befigt, je 
felbfändiger er in feinen Meinungen ift, deflo weniger 
wirber derartigen Vorfpiegelungen Gehör geben, deſto wenige? 
wird er fich zu Beſtrebungen mißbrauchen laffen, bie auf 
den gewaltfamen Umſturz der beftehenden Verhältniſſe ge 
richtet find, Ich glaube deshalb, daß die Gewerbefreihelt, 
auch von den confervativen Standpunkte aus betrachten 
feinesmeges gefährlich if, im Gegentfeite glaube ich, dab 
fie im Laufe der Zeit ein Mittel bietet, um bad Volk in 
feiner Gefammtheit mit den beftchenden Zuſtaͤnden zufrle 
dener und confervativer zu machen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Wären nicht aus Leiphig 
meine Herren, bie enẽrgiſchſten Kundgebungen gegen 
Einführung der Gewerbefreiheit laut geworden, fo wirt 
ich, als Mitglied ihrer Deputation, wahrſcheinlich nicht = 
der Cage fein, an ber allgemeinen Debatte mid zu bethe 


httpdidigital.siub-dresden.de/ppn200282672,801 





771 


tigen. Denn, meine Herten, die beiden Berichte, welche 
die Deputation erflatter hat, fprechen klar und buͤndig die 
Anſicht über die Neglerurigsvorlage aus. Cs iff irgend 
eine Differenz von Wichtigkeit nicht vorhanden, vielmehr 
Beide, die Staatsregierung ſowohl als die Deputation, find 
von ber Ueberzeugung durchdrungen, daß das Princip ber 
Gewerbefreiheit aud in unferm Sachfen praktifch zur Gel 
tung gebracht werden müffe. Wenn ich nicht verfchweigen 
darf, daß ich meinerfeits dieſes Princip fo rein als möglich 
hätte aufrecht erhalten mögen, fo find doch die wenigen 
Differenzpunfte, bei welchen fid eine Minorität und-Ma- 
jorität in der Deputation gebildet hat, durchaus nicht von 
eingreifender Bedeutung. Ich z. B. hätte gern dem gans 
zen Abſchnitt ſechs, Uber die gewerblichen Genoffenfchaften, 
aus dem Entwurf befeitigt gefehen und die darin enthal- 
tenen Vorfchriften lieber völlig der freien Vereinigung übers 
Iaffen. Wenn ich hier deſſenungeachtet mich den Anfichten 
der Majorirdt angefchloffen habe, fo gefhah dies in Bes 
shdfichtigung vieler deshalb aus dem Gewerbeftande felbft 
laut geworbdener Wunſche. Die wenigen Punkte, in denen 
ich einer abweichenden Meinung Ausdrud zu geben gehabt 
habe, find jedoch nicht von tieferer Bedeutung, fo daß ich 
mic um ihretwillen nicht veranlaßt fehen konnte, mich von 
ber Majorität der Deputation im Schlußantrage zu tren⸗ 
nen. Im Gegentheile, auc) felbft wenn der Gefegentwurf 
mit den vorgefchlagenen Aenderungen angenommen wer« 
den wird, werde ich denfelben noch immer mit der unge 
theilteften Freude begrüßen und ich bin der hohen Staats« 
regierung jedenfalls zu dem größten Danke verpflichtet, daß 
fie ung mit diefer Vorlage entgegengefommen ift. Zwei⸗ 
felsohne wird, wenn noch Bedenken in gewiffen Kreifen 
‚gegen dieſe Gewerbefreiheit obwalten, nur eine kurze Frift 
nothwendig fein, um auch diefe zu befeitigen. Ich darf 
das Gefühl, mit weldem ich an die ſchließliche Beratung 
dieſes Gefegentwurfes herantrete, nur ald ein auferordents 
lUich wohlthuendes bezeichnen. in gefundes Princip fteht 
an der Spitze des Entwurfes; ed wird daffelbe darin mög» 
lichſt confequent durchgeführt. Der Staatsregierung hat 
bei der, Ausarbeitung deſſelben das volifte Vertrauen in 
die Tuͤchtigkeit und Mündigkeit des ſaͤchſiſchen Gewerbes 
ſtandes die Feder gefuͤhrt und das ift insbefondere dankbar 
anzuerkennen, Wenn beffenungeachtet in einzelnen Kreis 
fen ſich noch Bedenken bemerflich gemacht haben, meine 
‚Herten, fo fann uns dad nicht Wunder nehmen. . Es ift 
einzurdumen, daß eine Krifis zu befichen iſt und wie in 
jedem alle der Uebergang aus einer „gewohnten Bahn in 
eine neue mit einer gewiflen Befangenheit und Unbehag- 
lüchkeit verbunden ift, fo iſt das aud wohl Hier der Fall 
und dieſer Fall vollkommen zu begreifen und zu entſchul⸗ 
digen. Dagegen geſtehe ich, hat es mich uͤberraſcht und iſt 
‚mir völlig unerwartet gefommen, daß gerade aus meiner 
Vaterſtadt die allerentfchiedenften Proteftationen gegen Ein- 
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führung ber Gewerbefreiheit eingegangen find. Der Ges 
werbeftand Leipzigs ift als tüchtig, fleißig, unternehmend 
und inteligent befannt und wenn berfelbe glaubte, feine 
Bweifel gegen die Wohlthat des freien Gewerbes noch nicht 
aufgeben zu follen, fo hätte ich gemeint, daß er durch die 
täglichen Erfahrungen, wieweit e3 ein tuͤchtiger, volftändig 
freier Handelöftand in feinen Ergebniffen bringen Tann, 
von biejen Bedenken leicht zurlckgefommen wäre. 

In der Hauptſache find es zwei weſentliche Momente, 
die an die Spike diefer Bedenken geftellt zu werden pfle- 
gen. Man fagt: das Capital. werde übermächtig und ſo⸗ 
dann, es werde ein Arbeiterproletariat herangezogen. Beide 
Befürchtungen, foweit meine Erfahrungen reihen, meine 
‚Herren, haben ſich anderwärts-nicht beftätiget. Ich darf 
in dieſer Hinficht auf zwei Länder Bezug nehmen, in des 
nen die Gewerbefreiheit noch nicht zu alt fl. In Naffau 
wird fie feit ungefähr ſechs Monaten eingeführt fein. Bu 
der Zeit, ald fie eingeführt wurde, befand ic mi in 
Wiesbaden und hörte von allen Seiten die Befürchtung 
ausfprehen, daß num eine unverhältnifmäßig große Ans 
zahl von Gewerbtreibenden fich felbftändig etabliven werde, 
die bisher als Gehuͤlfen ſich ernährt hätten. Nach den 
neueften Mittheilyngen, die mir von dort geworben find, 
ift diefe Sorge eine völlig unbegründete gewefen, im Ge: 
gentheil hat man dort faum den Uebergang aus dem Alten 
in das Neue bemerkt. Ein anderer Staat, wo ich eben- 
falls perfönlic im vorigen Jahre Erkundigungen einzus 
ziehen fuchte, ift die Schweiz. Ich habe nirgends dort den 
Wunſch zu vernehmen gehabt, daß man von- der Gewerbes 
feeiheit in den alten Bunftzwang zurückkehren möchte. Im 
Gegentheil ift mir aller Orten dort, wo ich mich darlıber 
befragt habe, von den verfchiedenften Claſſen der Bevoͤlke— 
rung verfichert worden, daß mir Einführung ber Gewerbes 
freiheit fich die Vüchtigfeit und der Wohlftand des Gewers 
bes fichtlich erhöht habe. Dies find Erfahrungen, bie, wie 
ich glaube, nicht leicht in die Waagfchaale fallen. . Wenn 
nun aber deffen ungeachtet bie Uebermacht des Capitals 
und zwar namentlich für die Meinen Gewerbe wirklich zu 
fürchten wäre, fo glaube ich, meine Herten, ift das ein» 
fachfte und ficherfte Mittel dagegen in der Affociation dar⸗ 
geboten. Welchen Auffhwung diefe in dem Ichten Jahre 
zehnt genommen, ift kaum glaublih. In Deutfchland 
haben die Vorfeyußvereine nad) dem Mufter von Schulze 
Delitzſch, die noch vor wenigen Jahren nur in fehr vers 
eingelten Heinen Anfängen vorhanden waren, bereits voll« 
ftändig feften Fuß gefaßt und ihr Einfluß auf den Gewer- 
beftand ift fo bedeutend, wie man ihn nicht für möglich 
gehalten hat. Die Reſultate dieſer Dereinsbeftrebungen 
darf ich hier in diefer Kammer als gentigend befannt vor- 
ausſetzen. Nicht minder bemerfenswerth, ja ich möchte 
fagen, erſtaunenswerth, find die Erfolge, die in dem legten 





Sahrzehnte die probuctive Affociation erzielt hat, naments 
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uch in England und Frankreich. Es würde zu weit fühs 
ren, wenn ich dies mit fpeciellen Beifpielen belegen wollte, 
Es wird vielmehr genügen, wenn ich Sie auf die höchft 
intereffanten und beachtungswerthen Mittheilungen ver: 
weiſe, welche wir darüber dem Profeffor Huber, einem in 
diefer Frage anerkannten Gewährömann, verdanken. Zum 
Schluſſe meiner Bemerkungen möchte ich aber für unferen 
Zweck, meine Herren, für die Einführung der Gewerbes 
freiheit, gerade diefe Autorität ben kundgewordenen De— 
monftrationen gegenüber felbft reden laſſen. Derfelbe hat 
auf dem legten volkswirthſchaftlichen Gongreffe zu Cöln, 
nachdem er ſich über die Entwidelung der gewerblichen 
Affociation in England und Frankreich in ausführlicher 
Nede verbreitet hatte, an- die anwefenden Männer des 
Handwerkes mit folgenden Worten ſich gerichtet, die ich, 
wenn der Here Präfident es erlaubt, Ihnen vorlefe. Sie 
lauten: 

„Es ſei mir fchließlich nur noch gefatte, den ehren. 
werthen Männern aus dem Hanbwerkerftande, die an bie- 
fen Verhandlungen Theil nehmen, zu bedenken zu geben, 
ob es Angefichts diefer Thatfachen ihrem hodachtbaren 
Stande ziemt, in die Klagen und Anklagen vermeintlicher 
Freunde und Gönner einzuftimmen, als wenn ohne den 
Schuß der Zünfte und ihrer Privilegien der Handwerker 
rettungslos der Tyrannei ded Capitals verfallen ſei. Dier 
fen Vorurtheiten, diefem unwuͤrdig weibifhen Sammer habe 
ich auch meinerfeitö hoffentlich gengende Beweife geliefert, 
daß der wirklich tüchtige Arbeiter jeder Art nur zu wollen 
braucht um ſich eine ſolche Stellung zu verſchaffen, worin 
er dad Capital nicht zu fürchten braucht. Das Mittel iſt 
eben fo einfach, als num bewährt: Vereinigung der beiden 
Sattoren, Capital und Arbeit in und durd Ge: 
noffenfhaft ober Affociation.” 

Freilich, meine Herren, wird diefen Worten von Denen, 
die nun einmal ihre Bedenken nicht aufgeben wollen, ein: 
gehalten werden, daß nur die Gelehrten, — dies ift jegt 
ſoͤrmlich zur Medensart geworden, — daß nur die Ges 
Iehrten, und Profeffor Huber ift ja nur ein Gelehrter, 
nicht die Männer der praktiſchen Erfahrung ſich für die 
Einführung der Gewerbefreiheit erflärten. Indeß in diefer 
Beziehung, glaube ich, finden wir die competentefte Wider: 
legung in den Kundgebungen auch aus den Kreiſen der 
Praktiker, welde für die Gewerbefreiheit aufgetreten find 
und ich verweife deshalb insbeſondere auf die Eingabe des 
Vorſtandes des Handwerkervereins zu Chemnitz Nun, 
meine Herren, hoffen wir, daß unfer fächfifcher Gewerbes 
fand, welcher alle nothwendigen Erforderniſſe dazu in ſich 
trägt, die unabweisbare Krifis des Ucberganges aus dem 
Alten in dad Neue leicht und gluͤcklich überftehen werde, 
um dann fih nur um fo inniger mit der Wohlthat des 
freien Gewerbes zu befreunden. P 


Präfient v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
nod) weiter Jemand über den allgemeinen Theil des Ber 
nichtes dag Wort zu ergreifen gebenft?: Es ſcheint dies 
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nicht der Fall zu fein, ich kann daher bie Debatte ſchlie⸗ 
Gen und dem Herrn Referenten das Schlußwort ertheilen, 


Referent Bürgermeifter Müller: Bei dem Umflande, 
dag im Allgemeinen Niemand ſich gegen den von ber Des 
putation gemachten Vorſchlag ausgeſprochen hat, habe auch 
ich keine Veranlaſſung, Weiteres der geehrten Kammer 
vorzutragen. Nur auf einen Punkt, meine geehrten Hera 
ten, möchte ih Sie aufmerkſam machen, als wozu id be 
ſtimmt worden bin durch verfchiedene Bemerkungen in dem 
erwähnten offenen Protefte. Es wird namlich in demſel⸗ 
ben an mehrfachen Stellen darauf hingewieſen, daß gerade 
das Fabrikgewerbe in vielfacher Beziehung zu wuͤnſchen 
übrig laffe. Insbefondere wird auch der fittliche Bufland 
der Fabrifbevölferung, wen auch nur indirect, angegriffen. 
In diefer Beziehung muß id), meine Herren, um einem 
vielfachen Irrthum, der vorhanden iſt, entgegenzutreten, 
entfchieden mich dagegen ausfprechen. Wer bie Zuflände 
von Fabrits und Induftrieftädten genau kennt, der wird 
wahrhaftig ſich eher veranlaßt fühlen, jener Bevölkerung 
ein Lob zu zollen ald umgekehrt. Man Tann dies fogar 
ftatiftifh nachweiſen. Die Tabellen, die ic, hierüber vera 
glichen habe, fiehen mir in diefer Beziehung zur Seite und 
auch in anderen Punkten, meine Herren, find die Procent⸗ 
zahlen für die Fabrikſtaͤdte geringer, als die flr andere 
größere Städte; alfo wan gehe nicht im Allgemeinen von 
dem vielverbreiteten Irethume aus, als wenn die Babriks 
bevötferung lediglich um deswillen unſittlicher fei und fich 
nicht als gut bewährt befinde, weil fie größere Freiheit In 
der Fabrik genöffe und man glaube nicht, daß von der 
Gewerbefreiheit im Allgemeinen Nachtheile zu beflchten 
find. Im Gegentheile, fie wird, wie bereits von dem bg. 
v. Noftiz fehr treffend angeführt worden iſt, nur zu gutem 
Erfolge führen. Das war das Wenige, was ich anflhr 
ten wollte, 

Staatsminifter Freiherr v. Beuft: Die hohe Kammer 
wolle mir erlauben, den Morten des geehrten Referenten 
nur einige wenige meinerſeits hinzuzufügen. Ih bin for 
wohl der geehtten Deputation, als der hohen Kammer auf 
das Innigſte verbunden für die unumwundene Unterftligung, 
welche fie der Regierung in biefer wichtigen Frage haben zu 
Theil werben Iaffen. Ich Habe bereits in ber andern Kammer 
ausgefprochen, wie bie Regierung bei Vorlage diefed Sefebe 
entwurfes ſich ihrer großen Verantwortung völlig bewußt 
geweſen ſeiz ich habe erwaͤhnt, daß die Regierung dabei 
von der vollftändigften Ueberzeugung geleitet werde, den 
rechten Weg eingefchlagen zu habenz daß fie fid aber kei⸗ 
nes wegs verbehle, wie großen Anfechtungen die neue DId* 
nung der Dinge auögefeßt fein werbe, welche fie im Ver⸗ 
eine mit den Ständen herbeizuführen ſich zur Aufgabe ge⸗ 
fellt und gerade, nachdem das Gefeg die Stadien ber 0 
merberathung werbe durchlaufen haben. Umfemeht it 
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für die Regierung eine große Beruhigung, wenn auch diefe 
Hohe Kammer ihr auf diefem Wege ohne Zweifel und 
Bedenken folgt und ich glaube nochmals, auch hier die 
Aeußerung wiederholen zu follen, bie ich in der jenfeitigen 
Kammer that, daß Durch folche ganz entfchiedene Haltung 
der hohen Ständeverfammlung den betheiligten Kreifen 
gegenüber den Zweifeln, die in ihnen tege werden, ein 
wefentlicher Dienft geleiftet wird, indem fie dadurch gerade 
am meiften aufgemuntert werden, den neuen Weg ihrer: 
ſeits mit Entfehievenheit zu betreten und nicht durch Anre⸗ 
gung vom Zweifeln Unficherheiten herbeizuführen und in 
ängftlihen Gemürhern Bedenken hervorzurufen gegen bie 
neuen Buftände, fondern diefe neuen Zuftände auf alle 
Weiſe zu befeftigen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Abs 
flimmung ſchreiten, bezüglich deö Antrages, der in der 
Zweiten Kammer Annahme gefunden hat und der auf 
Seite 374 des Nachberichtes vorliegt. Er lautet folgenders 
maaßen: 

„Im Verein mit der Erſten Kammer die Staats- 
vegferung zul erfuchen, in geeignet erfcheinender Weiſe 
auf eine gemeinfame Gewerbegefeggebung in den deutſchen 
Bundesflnaten hinzuwirken⸗. 

Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation diefem Antrage beizuffimmen ger 
meint iff? — Einftimmig Ja. 

Wir koͤnnten nun zum Detailbericht übergehen. 


Referent Bürgermeifter Müller: — 


§. 1. 
Umfang bes Gefehes. 
(S. EM. I. 8. ©. 84.) 


Die Motiven ug 1ſ. L. M. U. K. S. 84. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu & 1. 

Mit den hier aufgezählten Ausnahmen, auf welche 
das Gewerbegefeg überhaupt Feine Anwendung leiden foll, 
if die unterzeichnete Deputation im Allgemeinen einver⸗ 
fanden. Es find dies eheits ſchon zeither voͤllig freige⸗ 
gebeng Gewerbe, wie Ackerbau, Viehzucht ıc., theils ſolche 
Vefchaftigungen, für welche der Staat aus öffentlichen 
Nüdficgten befondere Beft immungen bereits getroffen hat. 
Diefe letzteren Heiden nach wie vor in Kraft. — 

inſichtlich der im erſten Abſatz erwaͤhnten landwirth⸗ 
ſchaftuͤchen Nebengewerbe, unter welchen hauptſaͤchlich die 
Bierbrauerei und. Branntweinbrennerei zu verſtehen find, 
fol fünftig auch die zeither nöthig .gemefene Gonceffion in 
Wegfall tommen und daher 3. B. $. 3 des Mandats vom 
5. Sanıar 1826 und $.2 der Verordnung vom 28. Februar 
1853, fowie die Beftimmungen des Generale vom 8. Mai 
1811 .(C. A. Cont, IL, T. II. pag. 311) aufgehoben wer: 
den. Dies follen die, Worte des $- 1 fagen: s 
legtere (die Iandwirthfchaftlichen Nebengewerbe) je⸗ 
doch mit der Maafgabe, daß nach gegenwärtigem Geſetze 
1.8. 6. Abonnement) 
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von befonderer Eonceffion oder Erlaubnig nicht abhängig 
gemachte Gewerbe diefe Befreiung aud dann genießen, 
wenn fie als landwirthſchaftliche Nebengewerbe betrieben 
werben.‘ 

Die Deputation ift ganz einverftanden mit der Abs 
fit, auch diejenigen Tandwirthfchaftlichen Nebengewerbe, 
welche either an Conceffion gebunden waren, Fünftig völlig 
freizugeben und wuͤnſcht nur, daß der Sinn diefer Morte 
noch deutlicher dargeftellt, wird. Sie glaubt died zu er 
reichen, indem fie unter Suftimmung bes Heren Königlichen 
Commiſſars der Kammer vorfchlägt, die gedachten Worte 
in Wegfall zu bringen und an deren Stelle zu feßen: 

die zu einzelnen folhen Nebengewerben nad) älteren 

Beftimmungen erforderliche Conceffion fommt in Wegfall.” 

Die Deputation der Zweiten Kammer hat biefe Abs 
änderung ebenfalls befchloffen. 

ur Erläuterung if hierbei noch zu bemerfen, dag 
unter den hierher gehörigen Iandwirthfchaftlichen Nebenger 
werben alle diejenigen zu verftehen find, welche unmittele 
bar mit der Landwirthſchaft in Verbindung fiehen und {m 
Wefentlihen auf Verarbeitung felbftergeugten Rohmaterials 
beichränkt find. Diefe in dem Entwurfe wiedergegebene 
Definition rührt nad) der Erklärung ded Heren Pöniglichen 
Commiffars von ben landwirthfchaftlichen Vereinen her und 
erfcheint der a Deputation ald genügend. Es 
ergiebt fi aus diefer Definition, daß 3. ex eine Biegels 
brennerei nicht zu den landwirthfchaftüchen Nebengewerben 
im Sinne des Befegentwurfee gehört, weil das dabei zu 
verwendende Material nicht als „Landwirthfchaftliches Re 
product” zu bezeichnen iſt. Daß alle unter diefe Kategorie 
fallenden landwirthſchaftuchen Nebengewerbe auch von den 
Vorfchriften über gewerbliche Anlagen $5, 20 bis 30 nicht 
betroffen werben follen, geht aus den Eingangsworten bed 
$. 1 genügend, hervor. 

a hiernächft darüber Zweifel entftehen kann, ob das 
neue Gefeß auf die beftehenden —6 über ben Ver 
trieb von Lotterieloofen von Einfluß fei, dies aber nad) 
der Erklärung des Herrn Eöniglien Commifjars nicht bes 
abfichtigt wird, fo rathet die Deputation ber Kammer an, 
zu beſchließen: 

daß am Schluffe des Paragraphen folgender Zuſatz 

beigefügt werde „der Vertrieb von Loofen der Landed« 
lotterie und anderer Lotterien“ 

Mit der oben beantragten. Mobdification und mit bem 
foeben erwähnten Zuſatze, worüber ebenfalls allfeitiges Ein— 
verftändnig vorhanden ift, wolle die Kammer 

$. 1 genehmigen. 5 


Weiter gehe ich zu dem Nachbericht über: 


Bu g1 

ift auf die oben im allgemeinen Theile dieſes Berichtes 
unter 116 angeführte Petition der Fifcherinnung zu Leipr 
39 Bezug zu nehmen und zu bemerken, daß die Petition 
weientlih auf Mißverftändniffen beruht. ‘So wenig — 
obgleich die Jagd in $. 1 nicht erwähnt ift — die Abſicht 
dahin geht, die Jagdpolizeivorſchriften durch das Gewerbes 
gefg für aufgehoben zu erachten, fo wenig foll das Gewer⸗ 
begefeg die Fifhereipoligei berühren. Die Anträge auf 
Grlaf einer Zifhordnung find, alfo etwas für fi Ber 
ftehendes, nicht hierher Gehöriges. Uebrigens beichäftigt 
fi die Regierung. in. Veranlaffung der Kammerbeſchlüffe 
vom 6. Juli und beziehendlich vom 27. Juli 1855 
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Eandtagsmittheilungen Zweiter Kammer, Seite 1630 flg., 
B ⸗ Erſter Kammer, Seite 990 flg., , 
mit dem Gegenftande und man will ihn nad der Erflä- 
rung des Eöniglihen Commiſſars nur nicht unabhängig von 
der übrigen Maffergefeggebung zur Erledigung bringen. 

Es if ferner ein Serthum, wenn bie Petenten meinen, 
daß durch $. 119 der Vorlage auch ihr Fifchereiprivilegium 
aufgehoben werde. Die Verleihung der Fifcherei in irgend 
einem Waſſer ift rein privatrechtlicher Narur und hat-an 
fi mit dem Rechte zum Gewerbebetriebe Nichts zu thun, 
wenn gleich thatfaͤchlich eine Ausübung des Fifchereigewer: 
bes ohme Beſitz irgend eines Fiſchereirechtes oder ohne die 
Erlaubniß eines diſchereibeſitzers nicht denkbar ift. 

Die Fifherinnung hat alfo Nichts Ei befürchten, auch 
wenn dad Gewerbegefeg unverändert publicirt würde. 

Benn indeffen daraus, daß im Entwurfe Jagd und 
Sifcherei nicht genannt find, wirklich falfche Schlüffe gezogen 
werben fönnten, fo würde nicht, wie die Petenten bean- 
tragen, ein Zuſatz zu $. 119, fondern eine Beftimmung in 
$. 1 aufzunehmen fein. Allein die unterzeichnete Deputas 
tion hält died nicht flr nöthig und fchlägt daher der Kam: 
mer vor: 

die Petition 1. 16, foweit fie auf Erlaffung einer 
Fiſchordnung gerichtet ift, durch die commifjarifche Er 
lärung für erledigt zu erachten, im Uebrigen aber auf 
fi) beruhen zu lafen. » 


Präfident v. Schönfels: Es würde wohl die Der 
batte über $. 1 der Gefegesvorlage zu eröffnen fein. Ich 
habe zu erwarten, ob Jemand das Mort ergreift. Es 
Scheint dies nicht der Fall zu fein; ich Bann daher ſogleich 

” zur Abſtimmung übergehen. Die Deputation ſchlaͤgt ber 
zuͤglich $. 1 zwei Abänderungen vor. Die erfte geht dahin, 
daß die Worte im Paragraphen von: 


„tegtere (die Tandwirthfchaftlichen Nebengewerbe) je⸗ 
doch mit der Aaaßgabe, daß nach gegenwärtigem Ges 
fege von befonderer Conceffion oder & (aubniß nicht abs 
van gemachte Gewerbe diefe Befreiung auch dann 

eniepen, wenn fie ald Tandwirtöfeafttigge Rebengemwerbe 
etrieben werden”, 
wegfallen und dafür gefegt werde: 


„Die zu einzelnen ſolchen Nebengemwerben nach aͤl⸗ 
teren Beftimmungen erforberlihe Gonceffion fommt in 
Wegfall”. * 

Ich frage, ob die Kammer dieſen Antrag ihrer 
Deputation gut heißt? — Einftimmig Ja. P 

Der zweite Antrag der Deputation geht dahin, daß 
am Schluffe des Paragraphen folgender Zufag beigefügt 
werde: 

„Der Betrieb von Looſen der Landeslotterie und 
anderer Lotterien.” 

Ich frage, ob die Kammer auch hier ihrer Ds 
putation beitritt? — Einflimmig Sa. 

35 habe nun die Frage an die Kammer zu richten, 
ob Siediefem Paragraphen mit den befchloffenen 
Modificationen ihre Zuffimmung ertheilen will? 
— Einfimmig Ja. 
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Es ift Hier noch bie Petition der Fiſcherinnung zu 
Leipzig zu erwähnen. Diefe Petition ſoll nach dem Antrage 
der Deputation, foweit fie auf Erlafjung einer Fiſcherordnung 
gerichtet iſt, auf fi beruhen. Ich frage, ob die Kam 
mer auch hier ihrer Deputation beitritt? — Einftimmig Ja, 
Somit wäre die Abftimmung über $. 1 erledigt. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
5. 2. 
(S. EM. 1.8. S. o2) 
Die Motiven u 2. ſ. EM. I. K. S. 92. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 2. 

Daß die Beſtimmungen des Geſetzes auf Arbeiten, 
welche für Nehnung und Bedarf des Staates, oder für 
eine der Hofhaltungen des koͤniglichen Haufes aus geführt 
werben, überhaupt feine Anwendung leiden ſollen, erſcheint 
der’ Deputation nicht ganz fachgemäß. 

Soll z. B. der Staat eine Pulvermühle anlegen koͤn⸗ 
nen, ohne daß die in & 20 fig. vorgefchriebenen Sicherungs ⸗ 
maaßregeln und Schädenaniprüche für die Nachbargrund⸗ 
ftüde und fonftige Umgebung Plaß zu greifen haben? 

war muß anerkannt werden, daß Die betreffenden 
Staatöbehörden in diefer Hinficht zeither mit möglicher 
Vorfiht zu Werke geganaen find. Allein dies iſt feine 
Bürgichaft für alle Zeiten; und da einmal ein Gefeg über 
bergleiche gefährliche Anlagen gegeben wird, während zeit: 
her fpeciele gefegliche Vorfchriften dartıber nicht vorhanden 
waren, fo erfcheint e5 auch angemefjen, die bezüglichen 
Staatsanlagen, gleichviel, od fie für eigene Nehnung und 
für eigenen Bedarf des Staated bewerkficlligt werden oder 
nicht, ebenfalls mit einzufchließen. Cs wird dies auch nad) 
der Ucberzeugung der Deputation für die betreffenden 
Staatöbehörden Feine Beengung fein, ja man glaubt fogat, 
daß fie dadurch den betheiligten dritten Perfonen gegen: 
über in eine beffere Sage fommen, ald dies zeither ber Hall 
war, und ſchlaͤgt daher in Uebereinftimmung mit der Depu⸗ 
tation der Zweiten Kammer vor: 

a) den Abſatz 1 des $. 2 abzulehnen; 

b) dem ae Sage im zweiten Abjage folgende Faſſung 

zu geben: . 
„Gewerböunternehmungen des Staates ober 
einer der ‚Sofbaltun en des Eöniglichen Haufed, 
die zu denjelben gehörigen Anlagen und bie bei 
denfelben befchäftigten Arbeiter find nur ben Ber 
ftimmungen der $$.20 bis 30, des ganzen fünf 
ten Abfcpnittes, der $$. 92 bis 94 und des fieben- 
ten Abfchnittes in ihrem materiellen Theile unter: 
worfen.” 

©) hieran folgenden Satz anzureihen: 

At die in Mititäretäbliffements als 
befchaftigten Soldaten leiden auch dieſe 
mungen feine Anwendung.” n 

d) den zweiten Sag in Abſ. 2 aber, welcher alfo Kar 

„Weber bie Form der Ausführung jedoch In 
das dabei zu beobachtende Werhältniß der be ker 
feitigen Behörden wird in allen ben Staat N 
eine der Hofhaltungen des Föniglichen — 
treffenden Fallen das Erforderliche dur DJ 





Arbeiter 
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digung ber betheiligten Minifterien mit dem Mir 
nifterium des Innern geordnet” 
unverändert anzunehmen. 

Der Herr koͤnigliche Commiſſar bleibt zur Zeit noch 
beim Entwurfe ftehen, hofft aber die Genehmigung der 
Staatöregierung hierzu noch erklären zu können. 

Der Nachbericht hat hieruͤber Nichts zu bemerken; 
ic) kann aber beifügen, daß der Herr Fönigliche Commiffar 
in der Zweiten Kammer Feine Einwendungen gegen die 
Abänderungen erhoben hat und es ſteht daher zu hoffen, 
daß berfelbe hier feine Beiftimmung ausdrüdlich erklaͤren 
werde. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Es würde nun die Debatte 
über $. 2 zu eröffnen fein. 

Koͤnigl. Commiffar Dr, Weinlig: Ich habe nur die 
Erklärung zu wiederholen, die die Regierung bereits in der 
Sweiten Kammer abgegeben hat, daß fie ſich mit der vor- 
gelegten Faſſung vollftändig einverftanden erffären kann. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe num zu ertvarten, 

ob Jemand das Wort ergreift? Da dies nicht der Fall if, 
fo wende ich mich fogleich zur Abftimmung. 
In Bezug auf $. 2 hat die Deputation verſchiedene 
Abänderungen vorgefchlagen; fie befinden ſich auf Seite 19 
und 20 des Hauptberichtd und ich werde fie der Neihen- 
folge nad) zur Abftimmung zu bringen haben. Der erfte 
Antrag der Deputation geht dahin, den erſten Abſatz 
des $. 2 abzulehnen. Ich frage, ob die Kammer 
mit diefem Antrage ihrer Deputation einver- 
fanden ift? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation trägt ferner darauf an, dem erffen 
Safe im zweiten Abfage folgende Faſſung zu geben: 

„Gewerböunternehmungen des Staats oder einer ber 
Hofhaltungen bed Töniglichen Haufes, bie zu benfelben 
iehörigen Anlagen und die bei denfelben befchäftigten 
Yrbeiter find nur den Beftimmungen der $$. 20 bis 30, 
de3 ganzen fünften Abſchnitis, der $$. 92 bis 94 und 
des Rebenten Abſchnitts in ihrem materiellen Theile unters 
worfen.“ 

Ich frage, ob die Kammer ſich mit dieſer Faf— 
fung, wie fie von der Deputation vorgefhlagen worden iſt, 
einverfichen will? — Einftimmig Ja. 

Es fol nun nach Antrag der Deputation an biefe 
neue Faffung noch ein Sag angereiht werben und zwar 
folgenden Inhalts: 

Auf die in Militäretabliffements als Arbeiter bes 
f&häftigten Soldaten leiden auch diefe Beftimmungen feine 
Anwendung.” 

Ich frage, ob bie Kammer ſich mit diefem vor 
gefhlagenen Sage einverfiehen will? — Ein 
ſtimmig Ja. F 

Den zweiten Satz in Abſatz 2, welcher fo lauter: 

„Weber die Form der Ausführung jedoch und das 
dabei zu beobachtende Verhältniß der beiderfeitigen Ber 
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hörben wird in allen den Staat oder eine Hofhaltung 
des königlichen ran betreffenden Fällen das Erfordere 
liche durch Berftändigung der betheiligten Minifferien 
mit dem Minifterium des Innern geordnet”, 


trägt bie Deputation An, unverändert anzunehmen. Ich 
frage, ob die Kammer auch hier ihrer Deputation 
beiftimmt? — Einflimmig Ia. 

Und nun frage ih, ob die Kammer $. 2 mit den 
bef&loffenen Abänderungen gut heißt? — Eins 
fimmig Ja. f 


Referent Bürgermeifter Müller: 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Befugniß zum Gewerbebetrieb und 
deren Erwerbung. 
3, 
Drelheit des Gewerbebetrichg. 
G. L. M. I. K. S. 94.) 


Die Motiven zu IL LMU." ©. 94. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $.3 
beantragt die Deputation einftimmig: 

a) die Anfangsworte: „der Betrieb” zu vertaufchen mit 
den Worten: „der felbftändige Betrieb“; 

b) zwifchen dem Worte „jedem” in Beile 3 und dem 
folgenden Worte „Inländer” einzufchalten: „Diss 
pofitionsfähigen”; 

e) dem Schlußfage folgende Faſſung zu geben: 

„Unabhängig hiervon {ft das Recht zum Auf- 
enthalte und zur Niederlaffung nach den darüber 
Befinden gefeglihen Beftimmungen zu beurs 
theilen“. J 

Ferner beantragt die Majorität ber Deputation (v. Schöns 

fels, Pfotenhauer, Freihert b. Frieſen, v. Zehmen, Hennig): 

d) daß nach dem Worte „Inländer” eingeſchaltet werde: 
welcher das 24. Lebensjahr vollendet hat’, während 

ich die Minorität (Dr. Koch und Referent) fir die, 
Ablehnung diefer Einſchaltung erflärt. 

Weiter beantragt die Majorität, von welcher ſich in 
diefem Punkte auch Oberbürgermeifter Pfotenhauer trennt: 
e) daß al $. 3b bie —— beigefügt werde: 

„Sum Eintritt durch Erbgang in einen bes 





reits beftehenden felbftändigen Gewerbebetrieb ges 
nügt in Be auf das Lebensalter des 
Eintretenden der Nachweis des vollendeten 21. 
Jahres oder der —5 — Mundigkeitserklaͤ⸗ 
rung. Den Gemeindeobrigkeiten — in den Städten 
den Stadträthen nach Gehör der Stadtverordne⸗ 
ten, auf dem Lande den Gerichtöämtern nach 
Gehör des Gemeinderathe und des früheren Ge— 
richtsinhabers (vergl. Beilage sub © ded Geſebes 
vom 11. Auguft 1855) — fteht das Recht zu, 
. von dem in $.3 vorgefchriebenen Erforderniß des 
vollendeten 24. Lebensjahres für Beginn eines 
felbftändigen Gewerbebetriebeö in befondern uns 
bebentlichen Fällen bis auf das vollendete 21. 





Lebensjahr zu diöpenfiren. Gegen Berfagung 
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diefer Dispenfation ift binnen einer Friſt von 
zehn Zagen der Recurs an die vorgejegte Re 
jierungsbehörde zuläffig, bei deren Entſcheidung ed 
Bemendet." 2 
legen welchen Zuſatzparagraphen "fh die Minorität eben⸗ 
falls ausſpricht. 

Endlich werden von der geſammten Deputation 

f) die Ueberſchrift zum erſten Abſchnitte und ber übrige 

Inhalt des $. 3 zur unveränderten Annahme em⸗ 
pfohlen. 

Durch die Vergleihung ergiebt ſich, daß durd die 
Einfcaltung des Wortes: „felbftändige”, vor dem Worte 
Betrieb” und durch die Einfchiebung des Wortes: „Bispos 
fittongfähigen” vor dem Worte: „Inländer” nicht eine 
materielle Aenderung des eriten Abſatzes, fondern nur eine 
kiarere Hervorhebung der Negel zu der in $. 18enthaltes 

* nen Ausnahme erzielt wird. 

Ebenfo wird durch die bei o beantragte Faſſungsver—⸗ 
änderung nur beabfichtigt, vecht Mar darzuftellen, daß nach 
dem Sinne und Geifte des Entwurfes von bem Gewerbes 

efege völlig unabhängig die Fragen über Aufenthalts: und 

iederlaffungsreht zu beurtheilen find, Infofern daher 
infolge_der Gewerbegefeggebung Aenderungen der beftehens 
den gefeglichen Beftimmungen über Aufenthalt und Nieders 
taffung ſich nöthig machen, muß durch befondere Gefege 
nachgeholfen werden. In diefer Hinficht erwähnt die Der 
putation wiederholt die Vorfchrift in $. 1 des Gefeges vom 
12. October 1840, deren Abänderung auch nach der Erklä 
rung des Heren Eöniglihen Commiſſars Seite 10 diefes 
Berichtes erfolgen ſoll. 

. —2 erhalten die unter d und e gedachten Major 
vitätsantr. {N eine tief eingreifende materielle Beftimmung 
und Beſchrankung ber Gejegesvorlage. 

Die Maforität bezieht ſich bei diefen Punkten zu Be 
ruͤndung ihrer Anſicht im —— auf das ſchon oben 
Site 9 diefes Berichtes angeführte und hat hier nur noch 
beizufügen, daß auch das preußifche Geſetz das 24. Alterds 
jahr für den — Gewerbebetrieb beſtimmt, daß 
dem zu leichtfertigen Selbſtaͤndigmahen, woraus für den 
den Gewerbtreibenden ebenjo, wie für die bei deſſen Ders 

‚ mögenöverhältniffen betheiligten dritten Perfonen große 
Nachtheile entftehen, ein Damm entgegen zu fegen ift, und 
daß in Erbfällen die in $. 3b zugelaffene Ausnahme und 
in andern prägnanten Fällen das ebendafelbft aufgeftellte 
Dispenfationsrecht dor Härten fehlen, zumal auch über: 
— die Vorſchrift in $. 18 qualificirte Stellvertreter 
zulaͤßt. 

Bon der Minorität iſt hiergegen einzuhalten, daß das 
preußifche Geſetz im vorliegenden Falle um beöwillen nicht 
zur Norm dienen kann, weil in Preußen die allgemeine 
eiilrechtliche Dispofitionsfähigkeit erft mit dem 24. ebenso 

- jahte eintritt, dort ai bie Ungleichheiten gar nicht vorfoms 
men fönnen, welche bei Annahme des Majoritätsvorfchlags 
in Sachſen fich'ergeben werden, indem hier 5. 8. bie felbftän- 
dige Berwalfung eines umfangreichen Rittergutes oder fonfti- 
‚gen bedeutenden Gelbvermögens den 21 Fahre alten Perfonen 
geftattet ift, dagegen einem 23 Zahre alten Handwerks: 
manne die felbftändige Betreibung feiner einfachen Profef- 
fon unterfagt fein würde; daß ferner die zuläffige Dispen» 
ſation entweder bet bereitwilliger Handhabung in der Praris 
zur Regel oder bei ftrenger Handhabung wirkungslos wer⸗ 
den wird, weil im Berfagungsfalle der Betreffende allemal 
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einen Stellvertreter nach $. 18 finden wird, und daß endlich 
auch an den verfhiedenen Drten eine fehr verfchiedene Prapis 
je nach den Anfihten der unteren Verwaltungsbehörden 
ſich geftalten werde. 
Die Minorität erfucht daher die Kammer, 
die Anträge sub d und e abzulehnen. 
Die Majorität dagegen empfiehlt 
deren Annahme. x B 
Wenn übrigens der mitunterzeichnete Oberbürgermeifter 
Pfotenhauer hinfichtlich des Antrags sub d der Majorität, 
binfictli des Antrags sub e aber der Minorität ſich an 
fcgließt, fo gefchieht des mit Nückficht auf die Worfchriftin 
$. 18, wornad Stellvertreter zuläffig find, alfo Ausnah 
men durch) Erbgang gleich den Diöpenfationen unnoͤthig 
erfcheinen. 
Die Vorſchlaͤge unter a, b, o und f harmoniren mit 
den Anträgen der Deputation der Zweiten Kammer, von wel« 
her auch die Majoritätövorfchläge unter d und e herruͤhren. 


Der Nachbericht fagt: 


Bu $. 3. 

Den von der gefammten unterzeichneten Deputation 

unter a, b und o inr Hauptberichte gemachten Vorichlägen 

ift die Zweite Kammer einftimmig beigetreten, fodaß hier 
nad) $. 3 fo lautet: 

„Der felbftändige Betrieb eines jeden Gemerbed, 
welches im Folgenden ($$. 7 bis 33) nicht ausprücktic, 
an die vorgängige Erfüllung gewiffer NH ge 
knupft ift, fteht unter Beobachtung der in dieſem Geſche 
enthaltenen Vorſchriften jedem dispoſitionsfaͤhigen Im 
länder ohne Unterfchied des Gefchlechts und ohne Ber 
ſchraͤnkung in der Wahl des Drtes frei. 

Unabhängig hiervon ift das Necht zum Aufenthalte 
und zur Niederlaffung nach ben dariiber beftehenden ge 
ſetzlichen Beftimmungen zu beurtheiten.” 

Desgleichen Hat fie den von der Majorität, der unter« 
zeichneten Deputation adoptirten Vorſchiag unter d Geite 
20 des Haupiberichted: 

nach dem Worte: „Inländer” einzufcalten: „mel 
Her das 24. Eebensjahr vollendet hat“, 

mit 49 gegen 22 Stimmen angenommen. n 

Es bleibt aber beffenungeachtet die dieſſeitige Minorität 

en — 

iefe Einſchaltung abzulehnen, MN 
fliehen, während die Meprität den Beitritt zum jenfeirigen 
Befluffe empfiehlt. Sollte biefe Cinfgpaltung in der 
Erften Kammer befäloffen werben, fo wird dann aud, 
wie die Majorität unter Punkt e des ‚gauptbericht, ange 
rathen hat, $. 3b anzunehmen fein. Sm zweiten „aofabe 
biefes $. 3b ift jedoch eine Verbefferung der Mebackion en A 
2 weiten Kammer befchloffen worden. Cs fol derſe 
ſo lauten: N Y 

Den Gemeindeobrigkeiten — in Städten, in Er 
Gen die Städteorbnung angenommen Bann, 
if, den Stabträthen nach Gehör ber Stabtverornenn, 
in allen andern Orten ben Gerichtöämtern 2a 
hör des Gemeinderath& und des frühern Gerichtsinhel hf 
(vergl. Beilage sub © de Gefeges vom 1. Aug 





1855) — fieht das Recht zu, von dem in $. 3 varBk 
fchriebenen Erfordernig ve vollendeten 24. Ichensjaht 
für Beginn eines felbftändigen Gewerbebetriebs I 
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fondern unbedenklichen Fällen bis auf das vollendete 
21. Lebensjahr zu diöpenfiren. Gegen die Berfagung 
der Diöpenfation ift binnen einer Frift von 10 Tagen 
„der Recurs an die vorgefegte Regierungsbehörde zuläffig, 
bei deren Entfcheidung es bewendet.” 
Die größer gedrudten Worte bilden bie vorgenom- 
mene Redactionsveränderung. Die Majorität empfiehlt 


demnach: 
$. 3b,“%bf. 1, in der im Hauptberichte unter e anz 
gegebenen Faflung: „zum Eintritt —— oder ber er 


langten Miünbdigteitserklärung”, dagegen 


$. 3b, Abf. 2, in der oben angegebenen Faſſung: 
„Den Gemeindeobrigkeiten —— bei deren Entſcheidung 
es bewendet” anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun das Wort 
zu ergreifen fein Über $. 3. 


Bürgermeifter Dr. Koch: In $. 3 ift wohl der weſent⸗ 
Hichfte Differenzpunft vorhanden, der zwifchen der Majoris 
tät und Minorität befteht und ic von meinem Standpunfte 
würde es in der That fehr beklagen, wenn die Regierungs- 
vorlage verlaffen und dagegen dad Majoritätögutachten in 
das Gefeg aufgenommen werden follte. Außer den Grüns 
den, die die Minorität im Bericht bereitö entwidelt hat, 
geftatte id mir nur noch Weniges hinzuzufügen. Die 
Zwecke, welche die Majorität mit ihrem Antrage verfolgt, 
find wohl hauptfählich in Folgendem concentrirt. Man 
will damit dem Webelftande, daß fich Gewerbtreibende zu 
früh felbftändig machen, demzufolge zu früh einen Hausr 
ftand, eine Familie begründen, mit einem Worte zu früh 
heirathen und dadurch dem Proletariat zugeführt werben, 
vorbeugen. Meine Herren! Ich möchte bezweifeln, daß 
dieſer · Zweck durch die Beftimmung des 24. Lebensjahres 
als Gewerbömtindigkeit erreicht werden wird; denn Sie bes 
gegnen damit nicht der Möglichkeit, daß die unfelbftändigen 
Arbeiter — und ich glaube, in diefen liegt die Gefahr 
jener Befürchtung weit mehr, als in den felbftändigen — 
vor dem 24. Jahre heirathen. Das können Sie nicht 
vermeiden, Sie treffen mit dieſer Beſtimmung nur die 
felbftänbigen Gewerbtreibenden, während alle unſelbſtaͤndi- 
gen nach wie vor hierin thun Pönnen, was fie wollen. Et ⸗ 
zeichen Sie nun aber den Beabfichtigten Zweck nicht, fo muß 
ich geftehen, ſcheint es mir nicht gerathen, mit diefer Neue: 
tung einen Nüdfchritt zu thunz den maden wir aber. 
Denn während gegenwärtig alle Handeltreibenden, alle 
Fabrikanten ohne irgend, welche Beſchraͤnkung ihren Ger 
f&äften, und wären e& die großartigften, mit dem 21. Jahre 
felbftändig vorſtehen koͤnnen, fo follen Fünftig auch biefe, 
die für fi durch die Gewerbeordnung Nichts gewinnen, 
— bemerken Sie dies wohl — auf das 24. Jahr zuruͤckge ⸗ 


worfen werden, fie follen vor dem 24. Jahre nicht felb- |- 


fändig ihre Angelegenheiten führen Finnen. Meine Her: 
ven! Was haben wir denn davon für Nachtheile bisher 
gehabt, daß junge Leute mit dem 21. Jahre die allergrößten 
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Handelsgefchäfte übernommen, daß. fie den umfaſſendſten 
Fabrikunternehmungen vor dem 24. Jahre vorgefianden ha⸗ 
ben? Ich wüßte Feine. Als Regel dürfen Sie annehmen, 
daß fie mit Thatkraft und Energie ihre Gefchäfte gluͤcklich 
betrieben haben. Wollen Sie freilic auf Ausnahmen Et— 
was geben, dann werden Sie doch geftehen miüffen, daß 
das 24. Jahr für diefe auch noch nicht die Garantie bietet. 
Ich möchte alfo nicht, daß denjenigen Brandyen unferd Ge» 
werbftandes, bie durch die Gewerbeordnung Nichts gewinr 
nen — denn bie zünftigen Gewerbe gewinnen durch fie 
die Gewerbefreiheit — das 24. Jahr aufgebürdet werde. 
Das fcheint mir — entiguldigen Sie den Ausdruck — 
nicht ganz gerecht zu fein. Dann vermeife ich auf die 
Landwirthichaft. Wer hat je Bedenken darin gefunden, 
daß ein junger Mann von 21. Jahren die allergrößten Guͤ⸗ 
ter oft unter den fehwierigften Verhältniffen übernimmt und 
verwaltet? Wenn aber die Möglichkeit vorliegt, dies aus ⸗ 
zuführen, dann follte id meinen, daß in Bezug auf Hat: 
del und Gewerbe ebenfowenig Bedenken obwalten koͤnnten. 
Kurzum, mir ſcheint in dem Antrage der Majorität ein 
nicht zu rechtfertigender Rückſchritt zu liegen, ber zugleich 
gegen gewiffe Gewerbszweige noch eine Ungerechtigkeit in 
ſich trägt und deshalb würde ich dringend wuͤnſchen, daß 
der Minoritätsantrag, obgleich ich darauf Feine Hoffnung 
habe, wie ich offen befenne, zum Beſchluß erhoben wuͤrde. 


Bürgermeifter Hennig: a gehote zu Denen, bie das 





Recht zum Gewerbbetrieb an das 24. Zahr geknüpft haben 

wollen; eine fefte Beftinmung muß da fein; ob nan das 

21. Jahr das richtigere iſt oder das 24., was ich mit ben 

übrigen ‚Herren vorfchlage, das laſſe ich in biefem Augen⸗ 

blicke dahin geftellt. Ich vermag mit voller Beftimmtheit 

nicht zu beurtheilen, welches Lebensjahr das richtige ſei. 

Weil ich nun aber das nicht weiß, fo halte ich für beffer 

und politifcher, wenn man dad 24. Jahr annimmt; denn 

von dem 24. Jahre, wenn es ſich nicht als zweckmaͤßig er⸗ 

weifen ſollte durch die Erfahrung, Tann jederzeit ohne 

die geringfte Störung auf bad 21. Jahr zurücgegangen 

werben; allein im umgefehrten Falle entftehen große Schwies 

rigkeiten. Wollen wir den Gewerbebetrieb, wenn wir jet 

das 21. Zahr feftgefielt haben, aber durch die Erfahrung 

befehrt werden, daß es nicht zwedmäßig ift, fpäter auf dad 

24. Zahr hinausſchieben, fo wiirde dies unendliche Störuns 

gen im Gewerbebetrieb mit fich bringen; es wirbe dies eine 
rüdgängige Bewegung fein, die allemal, thatſaͤchlich und 

rechtlich, große Uebelftände mit ſich führt und dies iſt für 
mic) der Beftimmungsgrund, weshalb ich mic ün diefem 
Zweifel für das 24. Jahr entſchieden habe. 

Kammerhere v. Behmen: Ich habe nur wenig hinzus 
zufügen im Imtereffe der Majorität zu dem, was Herr 
Bürgermeifter Hennig geäußert hat. Daß die Sache zwei 





Seiten hat, können wir billiger Weiſe anerfennen; indeß 
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iſt es gerathen, bei dem Uebergange von der zünftigen Ges 
weibeverfaffung zur Gewerbefreigeit einige Vorſicht zu ge 
brauchen und zu diefen Vorſichtsmaaßregeln rechne ich, daß 
die Fünftige Gtablirung eines Gewerbtreibenden an das 
vierundzwanzigſte Iahr.gefnüpft wird. Wir haben nicht 
allein das Intereſſe Derer ins Auge zu faſſen, die ſich zu 
etabfiren wuͤnſchen, fondern auch das Intereffe der Gemeine 
den und ber Armenverwaltung und die fommt allerdings 
mit in Frage, inſofern Teichtfertig begründete Eriftenzen ſich 
nicht lange halten und die betreffenden Perfonen dann der 
Armenverforgung leicht anheimfallen. Es ift auf die Uns 
gleichheit aufmerffam gemacht worden, welche in Bezug auf 
die jegt unzlinftigen Gewerbe entftehen würde, wenn dad 
vierundzwanzigfte Jahr angenommen würde und insbeſon⸗ 
dere ift hervorgehoben worden, daß dadurch in Bezug auf 
den Handelöbetrieb ein Ruͤckſchritt eintrete. Indeß ich muß 
in dieſer Hinfiht den von der Majorität gemachten Vor⸗ 
ſchlag eher als einen Fortſchritt anfehen; denn gerade in 
der Teichtfinnigen Etablirung von Handelsgeſchaͤften wird 
die Einführung der Gewerbefreiheit die allergefährlichite 
Seite haben. Jetzt war es total etwas Anderes, wenn ein 
Junger Mann ſich ald Kaufmann etablirte, als ünftig es 
fein wird, wo Jeder jeden Augenblid ein Handelögefhäft 
eröffnen kann und gerabe bei biefer Leichtigkeit ift am meiften 
zu fürchten, daß junge Leute ſich leichtfinnig etabliren, eine 
Partie Maaren auf Credit entnehmen, um dann nad 
wenigen Monaten mit Schulden belaftet zu Grunde zu 
sehen. Es gehört zu allen Dingen eine gewiſſe Reife des 
Alters, namentlich aber, um einem Gefcäfte vorzuftchen 
und ich möchte eher glauben, daß es felbft für die eigene 
Vermögensverwaltung im Ganzen beffer wäre, wenn ein 
höheres Mündigfeitsalter bei uns beftände, als dag einunds 
zwangigfte Jahr. Indeß in cioilrechtlicher Hinficht Täßt 
ſich Nichtö-ändern und es iſt doch auch noch eine andere 
Sache, ob Jemand nur fein eigenes Vermögen verwalten 
ſoll und die Vormundfehaft über ihm aufhört, oder ob er 
bereit an die Spitze eines Gefchäfts tritt. Ich halte in 
diefer Hinficht es durchaus für feinen Uebelftand, obgleich 
civilrechtlich das einundzwanzigſte Jahr fortbefteht, daß 
doch zur felbftändigen Einrichtung eines Gefchäfts das vier ⸗ 
undzwanzigſte Jahr erforderlich fein foll. 

Nittergutsbefiger Ritt ner: Ich befinde mich auch 
nicht in dem Falle, mit der Minorität ſtimmen zu önnen, 
ſondern mich für Feftfegung des vierundzwanzigften Jahres 
auöfprechen zu müffen. Ich will nit den Herren Mino- 
ritaͤtsbotanten, den zwei Herren Bürgermeiftern, auf das 
„Geld folgen, von welchem aus fie in ihrer fiäbtifchen Ihä- 
tigkeit die Sache beffer zu beurtheilen verftehen, ob hier 
und da bei Feſthaltung des vierundzwanzigften Jahres 
‚Hätten gegen den oder jenen entftehen Fönnten. Ich will 
äugeben, daß die Gründe, die man aus diefen fpeciellen 
Verhaͤltniſſen für die Entſcheidung diefer Frage hergenom: 





men bat, fich gegenfeitig aufwiegen mögen; aber desholb 
werde ich mir erlauben, einen anderen Grund ampuführen, 
den ich aus allgemeinen Berhältniffen hernehme und der 
bei mir in hohem Grade enticheidend gewefen ift, als ich 
mich gefragt habe, welchem von beiden Jahren, ob dem 
vierundzwanzigften oder dem einundzwanzigften, ich zuſfim 
men follte. Es ift dies, um mic fo auszubrüden, ein 
phyſiſcher, rein menſchlicher. Man nimmt an, daß mit der 
felbftändigen Betreibung eines Gewerbes mehr oder weniger, 
zumal bei wenig bemittelten Ständen das Beduͤrfniß zur 
Verheirathung eintrete und nad} allen meinen Erfahrungen 
bei den arbeitenden Schichten der Bevölkerung kann id) 
mic) niemald dafür verwenden, daß Heirathen fo fruͤh fatts 
finden ſollen. Im der Erlaubniß aber, alle Gemerbe ſelb⸗ 
ftändig betreiben zu können, ſcheint mir wenigftens indiret 
ein Mittel zu frühen Heirathen zu liegen. Aus nahe 
liegenden Gründen unterlaffe ih, auf dieſes Thema näher 
einzugehen, ich wiederhole nur, daß dieſe Betrachtung ent ⸗ 
ſcheidend für meine Abftimmung gewefen iſt. Ich erlaube 
mir nun nur noch einen, obgleich untergeordnetern Grund 
anzuführen. Es dürfte der fein, daß in Betracht der Ers 
füllung unfrer Mititärpflicht, die mit vollendeten zwanzig: 
ften Jahre eintritt, es fcheinen will, ald ob Derjenige, ber 
im Stande ift, fih von der Mititärpflicht loszukaufen, 
wenn es ihm geftattet ift, ſchon im eimundzwanzigften 
Jahre ein felbfländiges Gewerbe zu beginnen, einen ziem , 
lich großen, ich möchte fagen auch ungerechten Vorſprung 
hat in Bezug auf bürgerliche Erwerböfähigfeit vor Den, 
jenigen, die nicht im Stande find, fich von der Militär 
pflicht loszukaufen. Abgeſehen davon, daß minder Bemit- 
telte im Allgemeinen fchon im Nachtheil find, fo Tann eb 
leicht zum Nachtbeil führen für's ganze Leben, wenn num 
Andere 3 bis 4 Jahre voraus im Stande find, felbftändig 
Gewerbe zu betreiben, während fie wegen Crflillung der 
Mititärpfliht hiermit warten müffen. Dies find bie 
Gründe, die mich bei meiner Abflimmung leiten und auf 
welche fußend ich mit der Majorität der Deputation ſtim⸗ 
men werbe. 

Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Die aud der Mitte 
der biefigen Gewerbtreibenden tiber ben vorliegenden Ge⸗ 
fegentwwurf laut gewordenen Stimmen haben ſich zu meiner 
Freude und Beruhigung in der uͤberwiegenden Mehrzahl 
mit dem in $. 3 liegenden Princip der Gewerbefreigeit ein, 
verflanden. Alle Stimmen, alle Petitionen und alle Ur 
theile Sachverftändiger, die ich zu vernehmen Gelegenheit 
gehabt habe, find aber darin übereinftimmend gemefen, dah 
der von der Negierung vorgefchlagene Termin fir bie Bu 
werbemündigkeit von 21 Jahren ein nicht glücklich gewähls 
ter ſei. Ich will zugeben, daß bei vielen Gewerbtreiben, 
ben der Umftand maafgebend geweſen fein mag, daß faſt 
in allen Speeialinnungsartifeln für das Meifterwerden ein 
fpäteres Altersjahr feftgefeht iſtz aber ich glaube, die Bor 
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derung für ein höheres Alter von mindeftens 24 Jahren ift 
nicht ohne volkswirthfchaftliche Bedeutung. Denn es wird 
ſich jedenfalls nicht leugnen laffen, daß ein Mann von 
24 Jahren, in der Regel wenigftens, mehr Uebuug in feis 
nem Geſchaͤfte, vorzugsweife aber-mehr Lebenserfahrung 
haben wird, als ein Süngling von 21 Jahren. Dazu 
kommt noch, meine Herren, daß in unfern großen Nach- 
barftaaten Preußen ‚und Deſterreich ebenfalls ein fpäteres 
Lebensjahr für die felbftändige Etablirung eines Gewerb- 
treibenden angenommen iſt; in Preußen ift es das 25. und 
in Defterreich iſt, fo viel ich weiß, für die Gewerbsmüns 
digkeit das 24, Lebensjahr feftgefegt worden. Es würde ein 
‚eigenthlimliches Verhältniß herbeiführen, wenn wir, als 
mitten, innenlisgender Staat, mo die gegenfeitigen Be: 
ziehungen fo mannigfadh find und Ueberfiedelungen aus 
einem in den andern Staat fo häufig ftattfinden, gerade 
in diefem Falle einen früheren Termin feftfegen wollten. 
Es ift ſchon ganz richtig von dem geehrten Vorredner bes 
merkt worden, daß ſich das, fobald ſich wirkliche Nachtheile 
von. dem fpäteren Vermine für die Gewerbsmündigkeit 
herauöftellen würben, fehr leicht abändern und ein früheres 
Atersjahr, wie die Minorität gefordert, feftiegen ließe. 
Es ift dies gewiß ganz richtig und ber Vorficht entfprechend, 
und ih meines Orts kann nur dringend wuͤnſchen, daß 
man vorläufig der Anſicht der Majorität beipflichtet. 


Praͤſident v. Schönfeld: Herr Bürgermeifter Dr. Koch 
zur MWiderlegung. 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Herr v. Zehmen fand ind: 
befondere einen Vorzug im vierundzwanzigften Jahre, nas 
mentlich in Bezug auf Handelsetablifjements, indem er 
fagte, jegt mit der Gewerbeordnung werde dad Etabliren 
viel leichter. Meine Herren, wir haben hiervon ganz an · 
dere Erfahrung bei und. Jeder Großhändler ift in Leip⸗ 
zig bei Begründung feines Etabliffementd an gar feine 
Bedingung gebunden, er hängt feine Firma aus, meldet 
fie gehörig an und fagt: ich will ven und den Handel treis 
ben und damit iſt alles Nöthige abgemacht; er beginnt 
nun fein Handelsgeſchaͤft. Mithin ift der jegige Buftand 
für den Großhandel ganz berfelbe, wie er eben durch bie 
Gewerbeordnung für andere Gefhäfte nunmehr eingeführt 
werben ſoll. Ich betone ganz befonders den Großhandel, 
weil ich die Gefahren, bie mit demfelben verbunden find, 
für größer Halte, als wie die bei dem Kleinhaͤndler. Herr 
v. Behmen erwähnte weiter, daß er nicht dagegen fein 
werde, wenn das vierundzwanzigſte Lebensjahr überhaupt 
als das civilrechtliche Mündigkeitsjahr angenommen werde. 
Wäre das der Fall, dann würde ich der Majorität auch 
beitreten; aber gerade diefe Verſchiedenheit in unfern Mün- 
bigfeitsaltern ift das, was mir nicht zweckmaͤßig erſcheint. 
Wir haben die civilrechtlihe Muͤndigkeit mit dem einund- 
zwanzigſten Sahre, in allen Gewerbſachen aber foll fie erſt 
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mit dem vierundzwanzigften Jahre eintreten und wen 


‚eine Revifion der Wechſelordnung einmal beliebt wird, 


fällt es dann vielleicht der Geſetzgebern ein, noch ein an—⸗ 
deres Münbdigkeitsjahr ausfindig zu machen. So koͤnnten 
wir, fo viele Geſchaͤfte es giebt, fo viele Mündigfeitsalter 
einführen. Das Bedenken, welches Herr Nittner äußerte, 
habe ich bereit angedeutet; es iſt die Furcht vor bem zu 
frühen Heirathen. Wenn Sie aber das vermeiden wollen, 
fo müffen Sie ganz beffimmt verbieten: vor dem vierund⸗ 
zwanzigften Lebensjahre darf Niemand heirathen. Ohne 
dies erreichen Sie diefen Zweck nicht. Denn dem uns 
felbftändigen Arbeiter werden Sie damit weder die Luft, 
noch die Möglichkeit, vor dem vierundzwanzigften Jahre 
zu heirathen, nehmen. Und ich wiederhofe, im zu frühen 
Heirathen der Unfelbftändigen liegt ein weit größeres Bes 
denken. Mein geehrter College Pfotenhauer hat nun freie 
lich andere Erfahrungen gemacht, als ih. Nach feinem 
Ausipruc find die Sachverftändigen — ich möchte fragen, 
wer dieſe competenten Sachverftändigen find? — für das 
vierundzwanzigfie Altersjahr geweien. Ich muß aber ge- 
ftehen, in den Kreifen, in denen ich mich bewege, habe ich 
nicht eine einzige Stimme für dad vierundzwanzigfte Jahr 
gehört.‘ Er meint, man fönne fpäter auf das einunds 
zwanzigfte Jahr wieder zurücgehen. Nun, meine Her⸗ 
ren, fo gut wir jegt auf dad vierundzwanzigſte Jahr vor» 
wärtd gehen, alſo eine größere Beſchraͤnkung eintreten 
laffen wollen, cbenfo gut wird man fpäter, wenn ſich 
Nachtheile daraus ergeben, das einundzwanzigſte mit dem 
vierundzwanzigften Lebensjahre vertaufhen koͤnnen. Neh⸗ 
men wir jest boch feinen Anftand, beim Handel, wo das 
'einundzwanzigfte Jahr als das Mündigkritsjahr bisher 
galt, auf das vierundzwanzigfte Jahr überzugehen, ohne 
daß wir behaupten können, daß, wenn ein Handeltreibens 
der ſich mit dem vierundzwanzigften Jahre etablirt, dieſes 
einen nachtheiligen Einfluß für die ſocialen Verpäftniffe 
gehabt Habe: 

Hofrath Dr. Hänel: Ich erfläre mich für dad 21. 
Sahr, gehe alfo mit der Minorität und zwar aus dem 
einfachen Grunde, weil in der Geſetzgebung die möglichfte 
Gleichheit angefirebt werben muß. Erwaͤge ich die fomohl 
für das eine ald das andere Alter angeführten Gründe, fo 
feinen fie mir ſich ziemlich auözugleigen. Somit bleibe 
ich bei dem ausgeſprochenen Principe ftehen. 

Dräfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, um über $. 3 zu ſprechen, fo kann ich bie 
Debatte ſchließen und ertheile dem Herrn Referenten das 
Schlußwort. 

Referent Buͤrgermeiſter Miller: Meine Herren, ih 
muß doch Bitten und zwar ganz ernfthaft bitten, daß Sie 
der Minoritär beiftimmen; denn meine Überzeugung geht 





dahin, daß es viel zweckmaͤßiger ift, wenn dad 21. Jahr 
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fefigeftelle wird. Es ift im Allgemeinen ſchon auf die Une 
gleichheit bingewielen worden, welche außerdem entftcht, 
eine Ungleichheit, welche wichtiger ift, als Sie‘ glauben. 
Wenn diefe Ungleichheit beſchloſſen wird, fo werden ſich 
verfebiedene fehr wichtige Zweifel ergeben; denn es wird 
ſich 3. B. ſchon fragen: wie iſt es in Bezug auf die civil- 
rechtlichen Folgen? IH muß bekennen, daß ich Anfangs 
an dieſe Folgen nicht gedacht habez erft durch die Borle- 
gung des neuen Civilgefegbuchs bin ich auf die Frage ge- 
kommen: wie ift e8, wenn Jemand, der zwifchen dem 21. 
und. 24. Jahre fteht, ein felhftändiges Geichäft etablirt, 
ohne es anzumelden, ich will z. B. fagen, ein Schneiders 
geſchaͤft, und er kauft dazu die nöthigen Materialien auf 
Credit ein. Nun kommt die Obrigkeit und unterfagt ihm 
den Betrieb, weil fein Geſchaͤft nicht angemeldet ift. Es 
fragt fi nun, ob, wenn das Civilgefetzbuch ſchon ein ⸗ 
geführt wäre, Diejenigen, die mit dem Manne in contract 
licher Verbindung geflanden haben, ihn auf dem Klagwege 
mit Erfolg belangen können? Ich meinestheils bezweifle 
das; denn nah $. 811 des Civilgeſetzbuchsentwurfs 
heißt es: 

„Perfönen, deren Hanblungsfähigkeit beſchraͤnkt ift, 
Eönnen ein blos zu ihrem Beften gereichendes Verſprechen 
annehmen. Gehen fie eine Verpflichtung ein, ſo koͤnnen, 
fo lange das Verhältniß befteht, infolge deſſen ihre Hands 
Tungsfähigkeit befchränkt ift, diejenigen Perfonen, deren 
Einwilligung B dem Vertrage erforderlich if, und wenn 
das fragliche Verhältniß aufgehört hat, fie felbft den Ver⸗ 
trag entweder genehmigen oder fir nichtig erklären. Im 
erfteren Falle ift der Vertrag als von Anfang gültig, im 
lehteren ald von Anfang nichtig zu betrachten. Dem an: 
deren vertragfchließenden Theile ſteht frei, die Erflärung 
darüber, ob der Vertrag, beftehen foll, zu verlangen. Er» 
folgt diefe innerhalb dreißig — nicht, fo iſt er berech⸗ 
tigt, vom Vertrage einfeitig zurhdzutreten.” 

Und in $. 83 heißt es im Entwurfe eines Civilge⸗ 
ſetzbuchs: 

andblungsfähig find nur Willensfaͤhige. Handlungs ⸗ 
— find ee welche im —— Ki 
Diejenigen, welche wegen Geiftesgebrehen oder wegen 
eines vorübergehenden Zuftandes des Vernunftgebrauchs 
beraubt find. Bei anderen Perfonen ift die Handlungd 
fähigkeit befchränkt, wenn fie unter Vormundſchaft ftehen, 
‚ober wenn ihnen befondere Borfchriften gewiffe Handlungen 
nicht geftatten.” 

Nun, das Lestere ift doch der Fall in dem von mir 
aufgezählten Beiſpielez denn das Gewerbegeſetz fagt: 
Jemand, der nicht 24 Jahre alt ift, ‚darf Fein felbftän- 
diges Gefchäft betreiben”; folglich wird die aus einem fol- 
hen verbotenen Gefchäfte hervorgegangene Handlungsweiſe 
einem Dritten gegenüber nicht verbindlich, Und wäre in 
der That meine Unficht bezüglich der Anwendbarkeit des 
Llvilgeſetzbuches nicht richtig, fo glaube ich doch, es wäre 
ber. Erwägung werth, ob nicht auch nad dem jegigen 
Rechte ein ſoichet Zweifel auftauchen Fönnte? Dieſe zwei⸗ 
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felhafte Folge ergiebt fih alfo, wenn man die Ungleich⸗ 
beiten in's Auge faßt, die dadurch entſtehen, daß die Seld⸗ 
ftändigeit rüejichtlich des Gewerbes erſt im 24. Zabre ein. 
treten fol, während man die allgemeine Dispofitionsfähige 
keit mit dem 21. Jahre eintreten laͤßt. Ich gehöre auch 
zu Denen, die nicht dagegen anfämpfen würden, das 
gewerbliche Dispofitionsalter auf das 24. Jahr feftzuftelien, 
wenn gleichzeitig im Allgemeinen die Muͤndigkeit mit dem 
24. Jahre eintreten würde; dad wäre etwas ganz Ans 
deres; dann würden Ungleichheiten nicht ftattfinden; aber 
fo entfichen bedeutende Ungleichheiten in diefer, ſowie in 
anderer Beziehung, wie ſchon mehrfach angedeutet worden 
if. Es Bann ferner Jemand dag Bürgerrecht mit dem 
21. Jahre erwerben; wenn er ein kleines Grundftüd für 
50 Thaler fi ankauft, fo muß er das-Vürgerrecht mit 
dem 21. Jahre erlangen. Er kann dann die politiſchen 
Rechte mit dem 21. Jahre auslıben, er fol fogar ein Bew 
mögen von 200,000 Thalern verwalten koͤnnen, wenn er 
21 Jahr alt ift; aber als felbftändiger Schneider foll Je⸗ 
mand erſt volle 24 Jahre alt feinz mit 23 und einem 
halben Jahre fol ein Schneider feinen Laden halten und 
verkaufen dürfen. Das ift eine Ungleichheit, die unbedingt 
nicht zwedmäßig ift. Was das Bedenken wegen des zu 
frühzeitigen Heirathens betrifft, das angeregt worden if, 
nun, meine Herren, fo bin auch ic) damit einverſtanden, 
daß im diefer Beziehung Münfche vorhanden find; aber 
das Gewünfchte können wir nicht im Gewerbegeſetz aus- 
drüden, dazu müffen andere Beftimmungen gegeben wer: 
den. Ich glaube, das Entgegengefete von bem, was Herr 
Rittner meinte, wird durch den Majoritätsvorfchlag erzielt. 
Wenn Sie dad 24. Jahr aufftellen, dann begünftigen 
Sie, meine Herren, dad frühzeitige Heirathen. Sie werden 
fragen, wie fo? Nun, die Antwort ift licht. Weil Sie 
nad} $. 3b wieder die Dispenfation zulaffen, fo wird Der 
jenige, der verheirathet iſt, vici mehr Anfpruc auf Dit 
penfation haben, als der, weicher nicht verheirathet If. 
Einer, der anf den Lebenswege zeitig eine Lebenögefäbrtin 
findet, der wird fagen: wir wollen uns recht bald verhes 
vathen, dann werde id) aud) dißpenfirt, dann fann ih 
ſelbſtaͤndig ein Gewerbe betreiben. Und ift es nicht, meine 
Herren, eine Anomalie, wenn man fagt: Du fannft mit 
dem 21. Jahre heirathen, aber Du darft Deine Frau und 
Kinder feibftändig nicht ernähren, Du mußt unfelbhändig 
bieiben bis zum 24. Jahre? Das ift eine Anomalie. Bent 
man das frühzeitige Heirathen für ſchaͤdlich hält, dann ſage 
man: es darf das frühzeitige Heirathen nicht Rattfinden; 
das iſt dann confequent. Denn auf biefe Weife, wie Dit 
Majorität vorfclägt, komme feine Confequenz hinein. Ber 
ner muß ich bemerken, daß rüdlihtlich der Diäpenfatlon 
früher fehon vielfache Bedenten in diefem Saale ausgelpt’ 
chen find. Im einem Berichte, über deffen Berathung wir 
fehr Tange zugebracht Haben, ift mit tiefem Ernfte be 
hingewiefen worden, daß Dispenfationen allemal nachehe 
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lüg find und in dem vorliegenden Falle werden die Dis— 
penſationen um fo nachtheiliger fein, als fie eben werden 
zur Negel werden und ald Ungleichheiten an dem einen 
Orte gegen ben andern ſich zeigen werden. Denn «3 wer- 
den auch infofern Ungleichheiten entftehen, als die eine 
Behörbe eine leichtfertigere Anſicht — ich möchte es faft 
fo nennen — faffen kann, die andere aber eine firengere. 
Es find diefe Diöpenfationen gewiß nicht gut, wenn man 
fie zur Regel werden Iaffen muß und fie- werden uns in 
der Praxis fehr in Verlegenheit fegen. Ich frage: wie fol 
man Einen, dem man die Diöpenfation nicht ertheilen 
Tann, abweifen? Bill man offen und ehrlich fein, fo muß 
man dem Manne fagen: „ich halte Dich für eine Perfon, 
die zu einem Verſchwender geeignet iſt; Du bift eine Perfon, 
die zu Feinen guten Hoffnungen berechtigt, Dich dispenfire 
ich alfo nicht". Welch' ein Lärm wirb darüber entftehen! 
Die erwähnte Befuͤrchtung kann meine Anſchauung fein, 
ich kann das glauben; aber wie will man ed nachweifen, 
wie der Mann in Zukunft fein werde? Alſo ich weiß 
nicht, wie er abgewiefen werden foll, wenn er um Dispens 
fation nachſucht; einen Grund wenigftens Bann ich nicht 
angeben; ich fomme mit einem Worte in Verlegenheit, 
wenn ich folche zukünftige Gründe angeben fol. Es geht 
daraus hervor, daß das nicht praftifch iſt. Weiter will ich, 
meine ‚Herren, darauf hinweifen, daß auch gegen die Un« 
glechheit des Alters der Staatsrath ſich ausgeſprochen hat 
und darauf dürfte auch etwas zu geben fein. Wenn 
mein geehrter College von hier auf Defterreich und 
Preußen Bezug nahm, fo fann die Gefeggebung diefer 
Staaten gegen die Minorität nicht gelten; denn dort iſt 
nicht ein befonderes Alter für die gewerbliche Gelbftändig- 
feit feftgefegt, wie hier von der Majorität gefordert wird, 
fondern dort ift Gleichheit. Im dem betreffenden Öfterreis 
chiſchen Geſetze heißt ed: : 

„Bum felbftändigen Betriebe eines jeben Gewerbes 
wird in der Regel erfordert, daß der Unternehmer fein Vers 
mögen felbft zu verwalten berechtigt fei.” 

Wenn bie allgemeinen Beftimmungen über das Alter 
auf das 24. Jahr lauten, fo iſt es auch richtig, daß hier 
ebenfalls 24 Jahre gemeint wären; aber eine andere civil- 
rechtliche Beftimmung über das Alter und wieder eine ans 
dere Beſtimmung bezüglich der Gewerbsthaͤtigkeit ift dort 
nicht vorhanden und berfelbe Fall findet au in Preußen 
fat. Mit Ruͤckſicht auf dies Alles möchte ich empfehlen, 
daß Sie der Minorität beiträten. Gegen das, was Herr 
d. Behmen gefagt hat, muß ich von meiner Seite ebenfalls 
Einwendungen erheben. „Wir haben in vielen Städten 
ſchon jegt vollſtaͤndige Handelöfreiheit; infonderheit in den 
fogenannten Bergſtaͤdten z. B. in Schneeberg, wie Herr 
Secretär Wimmer beftätigen wird, ift vollftändige Handeld- 
freiheit und doch geht e dort ganz ſchoͤn und gut, es klagt 
dort Fein Menfch über dad Zuviel. In anderen Drten 
find feine Handeldinnungen, z. B. in Chemnitz; dort hat 
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nach der Ortöverfaffung die Obrigfeit das Recht, Hanbels- 
conceffionen zu ertheilen und zu verweigern; fie fordert 
aber von Kaufleuten, die einen Lehrbrief haben, feine Con- 
ceffion, fondern fie fagt: ein jeder Kaufmann kann handeln 
und wer nicht nachweift, daß er Kaufmann ift, wird ge- 
fragt: wie fann er ſich nähren? Ich glaube alfo, wir haben 
praktiſch ſchon ſolche Einrichtungen, von denen Herr v. Behe 
men glaubt, daß fie Nachtheil bringen möchten. Ich meiner- 
feits gehe an der Spige ber Fabrikbevoͤllerung von dem 
Grundfage aus: man muß recht bald etwas Tuͤchtiges 
lernen, recht bald etwas Tuͤchtiges fein und man muß 
recht bald etwas Tüchtiges haben! 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Abſtim⸗ 
mung übergehen. Bei $. 3 hat die Deputakion verfchies 
dene Anträge geftellt, die Sie unter Bezeichnung der Buche 
fiaben a, b und c im Hauptbericht vorfinden. Es find 
ferner Anträge geftellt von der Majorität und Minorität unter 
d und e und endlich noch ein Antrag der gefammten Der 
putation unter f. Diefe Anträge werde ich zur Abftims 
mung bringen und ich feße voraus, daß Sie die Berichte 
vor fich liegen haben, den Hauptbericht wie den Nachbericht, 
fo wie den Entwurf, um biefer etwas complicirten Abs 
flimmung folgen zu können. 

Zuvoͤrderſt trägt die Deputation darauf an, die Worte 
im Entwurfe: „der Betrieb” zu vertaufchen mit den 
Worten: „der felbftändige Betrieb“ und ich frage, ob 
die Kammer diefem Antrage beiftimmt? — Ein— 
fimig Fa. 

Ferner trägt bie Deputation barauf an, baß zwiſchen 
dem Worte „jedem“ in Zeile 3 und dem folgenden Worte: 
„Inlaͤnder“ einzufchalten: „bispofitionsfähigen” 
und ich frage, ob auch) hier die Kammer ihrer De— 
putation beitritt? — Einftimmig Ja. 

Ic komme num zu dem Antrag unter 0; hier trägt 
die Deputation darauf an, daß dem Schlußfage folgende 
Faffung gegeben werben möge: 

„Unabhängig hiervon ift das Recht zum Aufenthalte 
und zur Niederlaffung nad) den darüber beſtehenden ge⸗ 
fetzichen Beftimmungen zu beurtheilen,” 

und ich frage, “ob die Kammer biefer Anſicht ihrer 
Deputation beipflihtet? — Einftimmig Ja. 

Ich wende mich nun zu dem Antrage unter d. Hier 
trägt die Majorität der Deputation darauf an, daß nad) 
dem Worte „Inländer” eingefchaltet werde: „welcher 
das 24. Lebensjahr vollendet Hat“. Die Minorität 
will hingegen Nichts von biefer Einfchaltung wiſſen, fon- 
dern beantragt vielmehr die Ablehnung berfelben. Ich werde 
die Frage zuerft auf den Majoritätsantrag richten und frage, 
ob die Kammer bemfelben beitritt? — Mit/30 
gegen 10 Stimmen Ja. R RR B 

Nach diefem Refultat der Abſtimmung gehe ich über 
zu dem Antrage, der ſich unter e findet. Es ſoll hier, ein 

116 


7 


$. 3b beigefügt werben und es findet hier in Bezug auf 
diefen Antrag eine Verſchiedenheit infofern ftatt, als der 
erſte Abfag zwar zur Annahme, der zweite Abfag aber von 
den Worten an: 


„Den Gemeinbeobrigfeiten — in den Städten den 
Stadträthen nad) Gehör der Stabtverordneten, auf dem 
Sande den Gerihtäämtern nad Gehör des Gemeinde 
rathes und des früheren Gerichtsinhabers (vergl. Bei⸗ 
Lage sub ©) des Gefeges vom 11. Auguft 1855) — fteht 
das Recht zu, von dem in $. 3 vorgefchriebenen Erfor⸗ 
derniß des vollendeten 24. Lebensjahres für Beginn 
eines felbftändigen Gewerbebetriebs in befonderen unbe 
denklichen Fallen bis auf das vollendete 21 Lebensjahr 
u diöpenfiren. Gegen Berfagung diefer Diöpenfation 
I binnen einer Frift von zehn Wagen der Recurs an 
die vorgefegte Negierungsbehörde zuläffig, bei deren Ent 
ſcheidung es bewendet”, 


in veränderter Faſſung vorgeſchlagen wird. Sie finden 
diefe vorgefchlagene Veränderung Seite 376 des Nabe 
richtes und ich werde zuerft die Frage auf den erfien Sat 
‚des 8. 3b richten: 
zum Eintritt durch Grbgang in einen bereits 
beftehenden_ felbftändigen Gewerbebetrieb genügt in Be 
ziehung auf dad Lebensalter des Eintretenden der Nachr 
weis des vollendeten 21. Jahres oder der erlangten 
Mindigkeitserktärung.” 


Ich frage, ob die Kammer diefem Sage des 
$. 3b beipflichtet? — Einftimmig Ja, 3 

Der zweite Sat, der ſich auf Seite 20 am Ende und 
Seite 21 zu Anfange des Hauptberichtes vorfindet und 
den ich bitte, nachzuleſen, foll nad) dem Antrage der Majo- 
rität eine Veränderung erleiden und zwar in der Art, wie 
er von der Zweiten Kammer angenommen tworben iſt. 
Dort ift aber der Sat folgendermaßen angenommen 
worden: . 


den Gemeinbeobrigkeiten — in Städten, in wel« 
hen die Städteordnung angenommen worden 
if, den Stadträthen nad) Gehör der Stadtverordneten, 
in allen andern Orten den Gerichtäämtern*) nad) 
Gehör des Gemeinderathes und des früheren Gerichtsins 
habers (vergl. Beilage sub () des Gefeges vom 11. Au- 
guft 1855) — fleht das Recht zu, von dem in $. 3 
dorgefchriebenen Erforderniß des vollendeten 24. Lebens: 
jahres für Beginn eines felbftändigen Gewerbebetriebe: 
in befonderen, unbedenklichen Fallen bis auf das vollen- 
dete 21. Lebensjahr zu bispenfiren. Gegen die Berfa- 
ung ber Dispenfation ift binnen einer Friſt von zehn 
agen der Recurs an bie vorgefegte Regierungsbehörde 
auläffig, bei deren Eniſcheidung es bewendet.” 


Dieſe Faſſung fchlägt die Majorität der Deputation 
vor und id frage, ob die Kammer diefem Antrage 
beiftimmt? — Einftimmig Ja. 
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Es wird num noch unter F vorgefchlagen, daß bie 
Ueberfgrift zum erften Abſchnitt und der übrige Inhalt des, 
$. 3 unverändert angenommen were und ich frage, ob 
die Kammer ihrer Deputation hierin beitritt? — 
Einftimmig Ta. 

Endlich wird der $. 3 und der $. 3b zur Annahme 
empfohlen in ber eben befhloffenen Maaße und ich frage, 
ob die Kammer auch hierin ihrer Deputation 
beipflichtet? — Einftimmig Ia. 

Und fomit wäre die Abſtimmung über $. 3 erledigt, 


Referent Bürgermeifter Müller: 


54 
Anmeldungspfliät, 
(©. EM. U. 8. ©. 112.) 


Die Motiven zu ALLEM. RE. 112 
Dev Hauptbericht lautet: 


Bu 4 

iſt in Anregung gefommen, ob nicht eine Beftimmung 
darüber, daß bei mehreren Gewerben, welche gleichzeitig von 
ein und berfelben Perfon betricben werben follen ($. 46), 
auch gleichzeitig mehrere Anmeldungen erforderlich feien 
und nicht etwa in eine Anmeldung zufanmmengefaßt wer 
den dürfen, ſowie barlıber, daß die Anmeldung ebenfowohl 
zu Protokoll erklärt, wie fchriftlich eingereicht werden önne, 
m den Paragraphen aufzunehmen fei. Man überzeugte 
fi) jedoch, daß folche fpecielle Beftimmungen in bie Aus 
führungöverordnung gehören, welche lehtere auch, wie die 
Deputation wünfcht, Über Das, was als wefentliche Ver 
änderung anzufehen fei, fihere Anhaltepunfte an bie Bin 
geben möge. Außerdem erſcheint ed nach der Wortfaffung 
im erften Sage einigermaaßen zweifelhaft, bei welcher 
Dprigkeit die Anzeige zu machen fei? Deshalb ſchlägt 
man vor: 

„„ flat „der Ort&obrigkeit” zu fegen: „ber Obrigkeit 
dieſes Ortes", im Uebrigen aber $. 4 nad) der Vorlage 
anzunchmen. 

Der Here Pönigliche Commiffar ift hiermit einver- 
fanden. 


Es iſt im Nachberichte Nichts hierüber ermähnt, 
weil die Zweite Kammer damit «einverflanden iſt. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 4 das Mort begehrt? wo nicht, fo geht 
ich fogleich zur Abftimmung über, Die Deputation rathet 
an, den $. 4 mit einer einzigen Weränderung anzunehmen 
und diefe beſteht barin, daß amflatt der Worte „ber 
Drtsobrigkeit” gefeßt werde: „ber Obrigkeit diefed 
Ortes“ und id) frage mit Vorbehalt der vorgefchlagenen 
Abänderung, ob die Kammer dem $. 4 beitritt? — 
Einftimmig Ja. 

Ich frage ferner, 0b die Kammer ber vorge 
ſch lagenen Abänderung beitritt, bie ic ſoeben 
angab? — Einftimmig Ja. 
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Neferent Bürgermeifler Müller: 


5. 
Ausnahmen. 
(S. EM. IL 8. ©. 113.) 


Die Motiven, die zugleich zu den 68. 5 und 6 ge» 
geben find, ſ. EM. I. K. ©. 113. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu .5 
erachtet die unterzeichnete Deputation den auch vom Herrn 
Töniglichen Commiffar gut gebeißenen Vorfchlag der Depu- 
tation der Zweiten Kammer: 
die Worte unter 2: „in ben Gewerbslocalen und 
auf den Werfplägen eines Unternehmers”, fowie die Worte 
unter 3: „auch in der eigenen Behaufung“ wegzulaffen, 
für zwedimäßig und empfiehlt daher 

a) die Weglaffung diefer Worte. 

Außerdem macht fih, um die zu $. 3 von der Majo⸗ 
rität beantragte Beſchraͤnkung binfichtlich des Alters nicht 
auf bie in $. 5 genannten Gewerbe auszubehnen, eine ans 
dere Faffung der Anfangsworte nöthig. Die Majorität 
der Deputation beantragt daher: 

b) den Sing! des Paragraphen fo zu faffen: 

"ht. als feibflänbiger Gewerbebetrieb an« 
ufehen, daher von ber in $. 3 ausgefprochenen 


teröbefchränfung und von der Anmeldungspflicht | 


ausgenommen, ifl” 
©) infolge deſſen aber auch das Wort „unfelbftändige” 
unter 2 wegzulaffen, und mit den unter a,b, c aufe 
geftelten Mobdiftcationen $. 5 zu genehmigen. 
Die Minorität dagegen empfiehlt: 
die Majoritätsanträge sub b und o abzulehnen und 
$. 5 lediglich mit der unter a bemerften Weglaffung, 
fonft aber unverändert nad) dem Entwurfe anzunehmen. 


In der Bweiten Kammer iſt die Annahme bed $. 5 
nach dem dieffeitigen Vorſchlage bewirkt worden, Die Mir 
norität hat nunmehr einen Grund, auf ihrer Anficht zu 
beharren, nachdem die Praͤmiſſe abgelehnt worden iſt. Sie 
kann alfo auch ihre guſtimmung zu dem Vorſchlage der 
Mojorität erklären. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $.5 zu fprechen wuͤnſcht? — Es iſt dies nicht 
der Fall, ich wende mich daher gleich zur Abftimmung. 
Die Deputation fhlägt vor, die Worte unter 2: „in den 
Gewerböfocalen und auf den Werkplägen eines Unter 

nehmers“ wegzulaffen. Ich frage, ob die Kammer fi 
hierin mit ihrer Deputation einverfieht? — Ein- 
fimmig Ja. \ 

Die Deputation wuͤnſcht ferner, daß die Worte un: 
ter 3: „auch in der eigenen Behaufung” ebenfalls 
in Wegfall zu bringen feien. Ich frage, ob-die Kam» 
mer auch hierin ihrer Depntation beitritt? — 
Einftimmig Ja. a 

Die Deputation ſchlaͤgt ferner vor, den Eingang des 
Paragraphen ſo zu faffenz 
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„micht als felbftändigen Gewerbebetrieb anzufehen, 
daher von der in $. 3 auögefprochenen Xltersbefchränz 
tung und von der Anmeldungspfliht ausgenommen ift.” 

Ich frage, ob die Kammer diefe Abänderung 
des Einganges des Paragraphen gut heißt? — 
Einfimmig Ja. 

Die Deputation fehlägt ferner vor, dad Wort „un« 
felbftändige” unter 2 wegzulaffen. Ich frage die 
Kammer, ob fie hierin ihrer Deputation beir 
pflichtet? — Einftimmig Ia. 

Ich habe nun blos noch zu fragen, ob die Kammer 
den $. 5 mit den beſchloſſenen Mopdificationen 
annehmen will? — Einftiimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 6. 
Verfahren ber Behörden. 
(S. &.M. I. 8. ©. 119.) 
Die Motiven find bereits bei $. 5 gegeben. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 6. 

Mit dem in den Motiven zu $. 42 enthaltenen Grunds 
fage, daß Iemand das Gewerbe betreiben koͤnne, bevor er 
das Bürgerrecht erlangt habe, find mehrere Mitglieder dev 

utation nicht einverftanden. Denn wenn auch bie 
Städteorbnung nicht geradezu vorfchreibe, daß zuvor das 
Bürgerrecht erlangt werben müffe, fo fei dies doch ſtets in 
= En ® gehalten worden und biefe Einrichtung habe 
ſich bewährt, 

Mit Rüdficht Hierauf ſchlagt die Majorität Cpennig, 
dv. Behmen, Freiherr d. Frieſen und Pfotenhauer) folgenden 
Bufag zu_$. 6 vor: 

„Dem fi Anmeldenden braucht der Anmelbefchein 
nicht eher ausgehändigt zu werden, ald bis er den gefchs 
lichen Beftimmungen über Aufnahme oder Erlangung 
des Buͤrgerrechts genügt hat”, 

und beantragt: 
$. 6 mit diefem Zuſatze anzunehmen, 

Die übrigen Mitglieder der Deputation (v. Schönfels, 
Dr. Koch und Referent) find der Anficht, daß, da auch 
fehon geither in eingefnen Fällen, 3. 8. bei der, Anfäffige 
machung, fowie bei nicht zünftigen Gewerben die Gewins 
nung des Bürgerrechtes im Weigerungsfalle durch Strafs 
auflagen erzielt werben mußte, ber beantragte Zufatz nicht 
nöthig erfcheint, ja wohl gar als ein geeignetes Mittel zu 
Erſchwerung des Gemwerbebetriebes ‚benugt werben könnte, 
und beantragen daher: 

diefen Bufag abzulehnen und ‚6. 6 unverändert ans 
zunehmen. 5 

Der Here Fönigliche Commiffar erklärt fih gegen bie 
fen Zufag, welchem ſich jedoch auch ein Theil der Depur 
tationsmitglieder ber Zweiten Kammer angefchloffen hat. 

Zu den $9. 4.und 6 fam in der Deputation noch zur 
Erwägung, ob es angemeffen ſei, zu beftimmen, daß die 
fhriftlihen Gewerbeanmeldungen und die zu ertheilenden 
Anmeldefcheine oder Befheidungen zwar nicht von Koften, 
aber doch vom Stempel befreit fein ſollen? BI? 

Bon der Anficht auögehend, ‚daß der Antritt eined 
Gewerbes überhaupt ‚möglichft „zu erleichtern fei und. daß 
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kuͤnftig ſelbſt ſolche Gewerbe, welche zeither voͤllig frei 
waren, angemeldet werden müffen, dieſen alſo ebenfo wie 
allen anderen Gewerbtreibenden an Stempelgebühren vier 
begiebendlich acht Neugrofchen und außerdem die Ausferti⸗ 
gungskoften zufallen, bejahte die Majorität der Depuration 
(v. Schönfeld, Dr. Ko, Freiherr v. riefen, Pfotenhauer, 
Hennig und Referent) die angeregte Frage. Sie erachtet 
jevod) die Aufnahme einer diesfalfigen Worfehrift in das 
Gefeg felbft um deswillen nicht für raͤthlich, weil, wenn 
fich foäter eine andere Anfiht Geltung verfcaffen follte, 
maß vielleicht der Fall fein könnte, wenn der jegige Stem- 
‚velzufchlag wieder in Wegfall kommt, oder wenn infolge 
roͤßerer Shantebebürfnifte eine entgegengefegte Vorſchrift 
I nöthig machen follte, dann auch eine Xenderung des 
Gefeges ſelbſt in diefem Punkte erfolgen müßte. Deshalb 
ſchlaͤgt die Majorität vor, im der ftändifchen Schrift den 
Antrag zu flellen: 

„die hohe Staatsregierung wolle in der Publications: 
verordnung zum Gewerbegefeg die Beftimmung treffen, 
daß die Gewerbeanmeldungen ($. 4) und die darauf zu 
ertbeifenden Ynmelbefcheine oder Befcpeidungen ($. 6) 
vom Stempel befreit ſeien.“ 

Die Minorität (v. Zehmen) erklärt ſich gegen diefen 
Antrag, nicht allein um deswillen, weil die fraglichen 
Stempelgebühten überhaupt von keinem großen Belang 
für den Eingelnen find, im Ganzen aber doch für die Staatds 
caffe eine nicht unbedeutende Summe ausmachen, fondern 
auch deshalb, weil nad) ihrer Anficht der Stempelanſatz 
und das Koftenliquidiren mit einander verbunden fein müffen, 
{odaß im vorliegenden Falle folgerichtig auch Feine Koften 
üquidirt werden dürften, 

Die jenfeitige Deputation theilt die Meinung ber 
Majorität, Es wird aud der gedachte Schlußantrag, das 
fern derfelbe in’ beiden Kammern befchloffen werben follte, 
Seiten der Regierung auf einen Widerfpruch ftoßen. 


Im Nachbericht heißt ed: 


Bu $. 6. A 

Der Antrag der — Majorität (Hennig, dv. 
Behmen, Freiherr v. Briefen und Pfotenhauer) auf Beifl: 
gung des Zuſatzes: 

‚ ‚Den ſich Unmelvenden braucht der Anmeldeſchein 
nicht eher ausgehändigt au werben, ald bis er den geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über Aufnahme oder Erlangung 
des Buͤrgerrechts genügt hat.” 

ift in der Zweiten Kammer mit 39 gegen 29 Stimmen 
abgelehnt, alfo ber —— der Minorität der unterzeich⸗ 
neten Deputation (von Schönfeld, Dr. Koch und Referent) 
auf unveränderte Annahme des $. 6 genehmigt worden. 
Auch die nochmalige Erwägung diefes Punktes hat zu 
einer einhelligen Anficht der unterzeichneten Deputation nicht 
"geführt. Es bleiben vielmehr die Majorität ſowohl, als die 
inorität bei den im Hauptberichte gethanen Vorfehlägen 
fiehen. Der von der jorität der unterzeichneten Depu⸗ 
tation Seite 24 des Hauptberichts zur Aufnahme in die 
fändifhe Schrift hinfichtli des Stempels vorgefhlagene 
Antrag ift in der Zweiten Kammer nicht nur einftimmig an- 
genommen, fondern auch auf die Lehrcontracte ausgedehnt 
worden. Im letzterer Beziehung wird zu $. 75 das Retme 
bemerft erben. gu tlich des hier bei $. 6 fraglichen 
Stempels läßt die Minorität ihr im Hauptberichte enthal- 
tens Votum fallen und es wird daher einhellig der Bei- 
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tritt zu dem im Hauptberichte Seite 24 am ©: he 
(Hatteren Sörfhtae empfohlen, See 

Präfident v. Schönfels: Die Debatte zu $. 6 iſt 
eröffnet. 


Freiherr v. Biedermann: Ich werde gegen den 
Vorſchlag der Deputation, daß die Gewerbeanmeldefcheine 
fiempelfrei ausgeftellt werden follen, ftimmen, obwohl ich 
vorausfehen kann, daß, da in der Zweiten Kammer bereits 
ein Beihluß darlber vorliegt, es Nichts in der Sache 
ändern wird. Indeſſen halte ich boch für nothwendig, 
meine Meinung darüber zu dußern. Wenn ſich Jemand 
mit fo wenigen Mitteln etablirt, daß der Betrag des 
Stempeld in Betracht gezogen werden muß, fo glaube 
ich, daß auch der Erlaß des Stempels Feine Erleichterung 
für ihn fein wird. Wenn bies aber ift, fo muß man 
noch bedenken, daß man dadurch Etwas befördert, was zu 
nichts Gutem führt, nämlich das leichtſinnige Etabliren. 
Glaubt man aber, das Etabliren auf alle Art erleichtern 
und fo zarte Nüdfichten nehmen zu müffen, fo fordert 
doc) die Confequenz, daß man dem Betheiligten ben weit 
höhern Betrag der Sporteln erließe. Es iſt gewiß eine 
große Anomalie, daß man Etwas erläßt, was dem Bethei⸗ 
ligten ſehr wenig nügen kann und ihm eine größere Aus- 
gabe anfinnt, welche ebenfo gut erlaffen werben könnte. 
Man durchloͤchert dadurch die gefeliche Beſtimmung, daß 
von jeder Schrift, für welche fportulirt wird, Stempelab» 
gabe erhoben werden fol, was man ohne triftigen Grund 
doch nicht thun follte, 


Königt. Commiffar Dr. Weinlig: Ich halte es für 
nöthig, bei dem vorliegenden Paragraphen, während in 
andern Faͤlen die Regierung den geehrten Kammern bie 
Entfheidung über einige Punkte fuͤglich zu überlaſſen 
in ber Sage war, ohne fich fehr für die eine ober ats 
dere Beantwortung der Frage auszuſprechen, beftimmt 
zu ertlaren, daß die Negierung großes Gewicht darauf 
legt, daß der Antrag der Minorität in dem vorliegenden 
Falle nicht angenommen, fondern von ber geehtten 
Erſten Kammer dem Beſchluß der Zweiten Kammer IN 
diefem Punkte beigetreten werde. Wenn die Regierung 
irgend ein Bedirfniß einer derartigen Beſtimmung bitte 
anerkennen önnen, fo würde fie jedenfals, da ber 
Punkt nicht umerwogen bleiben fonnte, bei Abfaffung 
de3 Entwurfes eine ſolche Beflimmung mit aufgenom ⸗ 
men haben; aber es ift vollfommen abfichtlich geſchehen 
daß man diefen Gegenftand im Gefeg unberührt gelaffen 
hat. Denn biefer Antrag der Minorität, der scheinbar 
außerordentlich ungefährlich ift, enthält den Keim zut 
Tünftigen Berpflanzung des ganzen Heeres ber Gewerbẽ · 
beſchrankungen vom Gebiete der Bunftgefeggebung auf 
das Gebiet des Gemeindewiderſtandes. Geben wir ein? 
mal am die Stelle der Gemerbebefepränfung durch die 
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gewerblide Drganifation bie thatfächlihe Erfäwerung 
der Aufnahme in den Gemeindeverband, weil ber Ber 
trieb des Gewerbes nicht eher erfolgen Tann, als bis 
die Gemeinde mit ihrer Refolution darüber fertig ift, fo 
machen wir auf der einen Seite alles Dasjenige 
wieder vollfommen zu nichte, was wir auf der andern 
Seite haben fchaffen wollen. Ich gebe zu, daß, wie 
die Sache jest liegt, ein folder Mißbrauch nicht fehr zu 
fürchten ift; fobald aber einmal der Grundſatz ftatuirt wird, 
daß die Aushändigung des Anmeldefcheins nicht erfolgen 
darf, bis die Frage uͤber die Aufnahme in den Ges 
meindeverband und in den Städten die Ermwerbung des 
Bürgerrechts erledigt if, fo wird man niemals dafür 
ftehen koͤnnen, daß dies wohl möglicerweife zu einem 
Wege werden wird, Vendenzen zu befriedigen, welche 
denen, die man im Gefege vor Augen hat, vollftäns 
dig entgegengefegt find; man wird dann Mittel und 
Wege finden, fih fo viel Zweifel zu machen, daß 
daruͤber Mancher fein Aufnahmegefuch wieder aufgeben 
muß. Es gehört diefer Gegenftand übrigens nicht hier- 
ber, fondern ganz eigentlich in das Gebiet der Ges 
feggebung über das Gemeindewefen. Die Regierung 
beabfichtigt zur Zeit, daran Nichts zu ändern. Es if 
ganz logiſch, daß die Frage, ob Jemand auf Grund 
feines Gemwerbebetriebes in bie Gemeinde ald Gemeinde: 
mitglied, alfo in Städten als Bürger, aufgenommen 
werden muß ober fol, erft aufgeworfen werden kann, 
wenn die Frage wegen des Gewerbebetriebes erledigt 
iſt. Die drei Stadien find folgende: zuerft iſt das 
Recht des Aufenthalts in ber Gemeinde erforderlich. 
Wer ſich an einem Orte nicht aufhalten darf, der 
kann auch dort Fein Gewerbe treiben. Bweitens ift das 
Recht des Gewerbebetriebs zu erlangen und wenn 
feftfieht, was Iemand für ein Gewerbe treiben will, fo 
hat ſich die Gemeinde drittens die Frage zu beantwors 
ten, ift er auf Grund biefes Gewerbes genöthigt, Ge⸗ 
meindemitglied, in den Städten Bürger zu wers 
den. Dies ift der Gang, von deffen Einhaltung man 
nicht abweichen fann, wenn man nicht fpäter das Prinz 
ip verlaffen will, weldes in $. 3 aufgeftellt worden ift. 
Unter der Herrſchaft der Zunftverfaffung war es fehr gleiche 
gültig, wie man diefe Reihenfolge der einzelnen Arte an 
"ordnete; denn bie Schwierigkeiten waren da gleich groß 
oder vielmehr die größere Schwierigkeit lag auf der Seite 
der Erfüllung der Zunftbedingungen. Das ſoll aber kuͤnf⸗ 
tig anders werden. Man muß alſo nicht von Neuem die 
Schwierigkeiten für den, Antritt des Gewerbes erhöhen. 
Ich kenne den praftifchen Grund fehr wohl, aus welchem 
namentlich diejenigen Herten, welche Städten angehören, 
fi) für diefen Zufag verwenden. Es ift dad doch nur 
ein finanzieller Grund. Man meint, man habe fpäter viel 
mehr Noth damit, wenn Jemand, ber fich für ein Gewerbe 
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angemeldet hat, nun auf Grund deſſen genöthigt wird, 
Bürger zu werden. Wenn er dies nicht gleich chut, fo 
müffe er durch Strafauflagen gezwungen werden; man 
fönne aber doc) dem Gewerbebetriebe nicht entgegentreten. 
Darum will man die Sache umgekehrt machen, indem man 
den Mann nicht cher zum Gewerbebetrieb kommen läßt, als 
bis er den Buͤrgerſchein bezahlt hat. Es ift alſo eine reine 
Geldfrage; fo ſtellt fie ſich gegenwärtig darz fie kann 
ſich aber Fünftig nod ganz anders geftalten und eben in 
diefer Beziehung heißt e3: prineipiis obsta und eben deds 
balb kann die Regierung ſich nicht für dieſen Zuſatz er⸗ 
klaͤren, fie muß vielmehr dringend bitten, es bei dem zu 
laffen, was die Zweite Kammer befchloffen hat. Was 
übrigens den vom Herrn d. Biedermann angeregten Punkt 
in Betreff des Stempel anlangt, fo ift zwar befannt, daß 
die Regierung ihrerſeits bie Stempelbefreiung nicht vorges 
ſchlagen, jedoch auch gefagt hat, daß, wenn beide Kammern 
mit einander einverflanden feien, fie dem von ihnen aus» 
geſprochenen Willen nicht widerſprechen werde. Der Ger 
ſichtspunkt der Regierung ift hierbei ein von dem Geiten 
des Herrn v. Biedermann aufgeftellten etwas abweichend. 
Wenn man fic) für die Stempelbefreiung bei Anmeldungen 
erkiärt, fo geſchieht dies, weil diefe mit den gegenwärtigen 
Gonceffionen oder der förmlichen Erlaubnißertheilung nicht 
gleichzuftellen find. Die Anmeldung ift eine veine Con» 
trolevorfehrift. Es kann die Erlaubniß zum Gewerbebes 
triebg gar nicht mehr verweigert werden; fie ift alfo eine 
reine Gontrolemaaßregel, Nun haben wir aber ſchon andere 
dergleichen Gontrolemaaßtegeln, wiebei Wander» und Gefindes 
bücyern u. ſ. w., bei denen auch eine Stempelfteuer nicht, 
fondern nur foviel erhoben wird, als die mäßigen Koften 
der Ausfertigung des Wanderbuches, Geſindebuches oder 
der Scheine betragen. In biefer Weife würde man auch 
bier verfahren; man würde nicht geftatten, daß bei ber ein« 
fachen Anmeldung ı, förmlich, ſportulirt würde, fondern es 
würde eben nur ein einfacher Sat, ber etwa 2 bis hoͤchſtens 
5 Neugrofchen betrüge, angenommen werden. Won dieſem 
Geſichtspunkte aus betrachtet, wird auch Herrn v. Bieder⸗ 
mann die Sache in einem etwas anderen Lichte erſcheinen. 

Freiherr v. Weld: Dem bauptfächlichften Grunde, 
aus welchem ſich der Here Regierungscommiffar fo beftimmt 
für die Annahme des Majoritätvorfchlages in Bezug auf 
die Zeit, wenn das Bürgerrecht erlangt werben foll, erklaͤrt 
hat, kann ich nicht beiſtimmen. Er ſagte naͤmlich: es wäre 
feht leicht möglich, daß die von der Majorität vorgefchlas 
gene Beftimmung zu Geltendmachung einer dem Geſetze 
feindſeligen Tendenz benutzt werden koͤnne. Nun, wenn 
aber die Freude über bie Gewerbefreiheit, welche diefed Ges 
feß bringen foll, im ganzen Lande wirklich fo allgemein ift, 
wie der Herr Regierungscommiffar biefe voraus zu ſeten 
ſceim, fo glaube und hoffe ich, daß von einer ſolchen feind⸗ 
feligen Tendenz gar nicht die Rede fein und alfo gewiß 
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Niemand beabfichtigen wird, den Beſtimmungen dieſes Ge: 
fees auf indirectem Wege entgegen zu treten. Dagegen 
ift aufder andern Seite nicht zu verfennen, daß das Inter- 
effe der ſtaͤdtiſchen Gaffen und die Gefchäftsführung der 
Magiftrate gar fehr dabei betheiligt ift, daß ſich nicht Leute 
in den betreffenden Städten nieberlaffen und Gewerbe zu 
betreiben anfangen dürfen, von denen nachher die Behörden 
die größte Mühe und Noth haben, die Koften für das 
Bürgerwerden nachträglich zu erlangen. Ich werde des⸗ 
halb für die Majorität flimmen. 


BVBürgermeifter Hennig: Die Städteordnung beftimmte 
ſchon jegt, daß, wenn fi Jemand an einem Orte nieder» 
laſſen wollte, um bdafelbft ein Gewerbe zu ‚betreiben, er 
zuvor das Bürgerrecht zu erlangen hatte. Nun wird ber 
hauptet, die Abſicht der Staͤdteordnung fei, daß bie Er- 
langung diefes Rechts erft nachher, nach der Niederlaffung 
eintreten folle. Allein nad ber Praris, fo weit fie mir 
belannt ift, findet das entgegengefegte Verfahren ftatt. Es 
wird Niemandem die Niederlaffung und ber Gewerbebetrieb 
geftattet, bevor er nicht dad Bürgerrecht erlangt hat. 
Hat aber das bisher zu Feinen Beſchwerden und Schwie 
zigkeiten geführt, fo fehe ich nicht ein, warum man es 
nicht auch ferner dabei laſſen will und am allerwenigften 
fürchte ich davon eine Gollifion mit den gewerblichen Inter: 
eſſen. Wenn es aber fo wird, wie der Entwurf will, fo 
werben daraus allerdings für die Behörden große Schwie⸗ 
rigkeiten entſtehen. Auch der Here Regierungscommiſſar 
hat bereits anerfannt, dab fich dann allerdings wohl Man: 
her weigern wird, das Bürgerrecht zu erlangen, daß das 
durch Weitläufigkeiten und nad) Befinden für den Reni- 
tenten Unfoften entftehen. Dem Allen wird aber vorge 
beugt, wenn ganz einfach fefigefegt wird: wer in einer 
Stadt ein Gewerbe betreiben will, der hat dad Bürgerrecht 
zu erlangen. Daß bie die Gemeinden zu einem indirecten 
Wibderftande gegen die Gewerbefreiheit oder zu einer Bes 
ſchraͤnkung derſelben benugen werden, Tann ich mir nicht 
denfenz denn dieſer Widerftand ift ja fofort zu befeitigen, 
wenn eben Derjenige, welcher daS Gewerbe betreiben will, 
das Bürgerrecht erlangt; dann hört ja der Widerftand von 
felbft auf. Dazu Fommt noch, daß, wenn Semand ſich 
‚on einem Drtz nieberläßt, um felbftändig aufzutreten, es 
die erfte Aufgabe für ihn ift, feine Pflichten der Gemeinde 
gegenüber zu erfüllen und dahin gehört, daß er, das Bür- 
gerecht erlangt. Das find die Gründe, welche für mich 
maaßgebend find, daß der Gewerbtreibende dad Bürger 
recht erlangen foll, bevor ihm der Anmelbefchein ertheitt 
werden darf, 


Nittergutäbefiger Ritter: Auch ich merbe für die 
Majorität flimmen. Ich habe ſchon von Anfang an biefe 
Ftage ald eine ziemlich wichtige erfanntz habe auch) den in 
der anderen Kammer darüber gepflogenen Verhandlungen 





volle Aufmerkjamfeit geſchenkt und mid, damals fehr ge 
wundert, daß man dieſe Beflimmung hat ablehnen Können, * 
Nun hat zwar der Herr Negierungscommiffär mit fehr eins 
dringlichen Worten gegen Annahme des Satzes gefprochenz 
allein ih muß geftehen, daß ich durch feine Yeuferung 
nicht anderer Meinung geworden bin und noch heute meine 
Anſicht aufrecht erhalte. Der geehrte letzte Herr Sprecher 
hat mich der Ausführung deffen, was hierüber zu fagen 
ift, eigentlich volfommen überhoben und ich habe nur zu 
erflären, daß ich ihm in Allem beipflichte. Indeß erlaube 
ich mir doch noch einen einzigen Geſichtspunkt näher zu 
beleuchten, von dem ich glaube, daß er am meiften für 
meine Anficht ſpricht. Es ſcheint nämlich, ald ob es ſich 
hauptfädlih darum handelte, daß das Intereſſe des Eins 
zelnen, welder eintreten will, fich mit dem Intereſſe der 
Gemeinde freuze und diefem entgegenftehe. Iſt das ride 
tig, fo glaube ich, kann auch Erin Zweifel darüber fein, 
daß das Sntereffe der Corporation, der Gemeinde höher 
ſtehen müffe, als das des Ginzelnen. Ich follte glauben, 
wenn Jemand ald Mitglied in eine Gemeinde hinein will, 
fo muß eben Alles das vorhergehen, ehe er ſich als wirt 
liches Gemeindemitglieb geriren fann und id) glaube auch, 
daß es fein Mittel giebt, den Städten das zu vermehren. 
Denn wenn einmal feftfteht, daß Jemand, um 3. B. 
Klempner, Tiſchler oder dergleichen zu fein, erft Bürger 
fein muß, wenn das in den Statuten der flädtifhen Cor⸗ 
porationen fefigeftellt ift, fo Tann ich feinen Grund finden, 
aus welchem man derfelben Corporation vermeigern koͤnnte, 
ihr Recht auszuüben, d. h. alfo, feinen Gewerbtreibenden 
eher aufzunehmen, als bi er eben erft Gemeindemitglied, 
Bürger geworben iſt. Ich weiß nicht, mir if das fo Hat, 
daß id) einen Grund fir das Gegentheil nicht finden kann. 
Es ift nun noch von Gontrolemaaßregeln geſprochen wor 
den. Gontrolemaaßregeln koͤnnen aber doch nur gegen Dies 
jenigen auögeführt werben, welche wirklich Gemeindemite 
glieder find; gegen Diejenigen, welche es nicht find, iſt ja 
eine Controle nicht nothwendig. Mas bie Schwierigkeiten 
betrifft, fo fann allerdings die Genehmigung zu Austbung 
des Gewerbes dadurch derzögert werben. Aber ich frage 
Sie, was Tann denn daraus fr ein großer Nachtheil ente 
ſtehen, wenn Jemand etwa ein halbes Jahr fpäter zu 
Ausübung des Gewerbes Fommt? Sind feine Angelegen 
beiten, auf Grund deren er Bürger werden will, nicht in 
Drdnung, fo fehe ich kein großes Ungfü darin, wenn ef 
auch noch ein halbes Jahr als Gewerbögehlilfe fortarbeitel. 
Meine Herren, id) bin vollfommen geneigt, der Bewerber 
freiheit meine Zufimmung zu geben; ich babe das in ber 
allgemeinen Debatte nicht erklärt, weil ich e& nicht für 
nöthig hielt. Ich habe gar Feine Bedenken dagegen, daB 
man die Gewerbefreiheit ohne alle Hintergedanken ins 
geben treten Täßt. Alein’da3 ſcheint mir hier nicht darauf 
Sinausgugehen, hier ſcheint e8 auf die diechte der MHötifhen 
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Eorporationen anzufommen und biefe möchte ih um Alles 
in ber Welt eher gefchligt fehen, als die des Einzelnen. 


Präfident v. Schönfeld: Ih weiß nicht, ob ic recht 
gefehen habe, aber mir fchien, ald wünfche der Herr Vice 
präfident zu ſprechen? 


Vicepräfident v. Friefen: Ich habe mich umfonft 
bemüht, die Gründe aufzufinden, auf welchen die Bedenken 
des Herrn Regierungscommiffard beruhen; denn mir fcheint 
die Sache an fih nit von folder Wichtigkeit zu fein, 
wenigſtens in dem vorliegenden Geſetze nicht. Sch begreife 
recht wohl, daß, wenn man ein geliebtes Kind zur Taufe 
bringt, man jedes Luͤftchen fürchtet und das Kind davor 
zu fehlen fucht. Ich fehe aber hier weder ein Lüftchen, 
noch ein Woͤllchen; für mich ift das rein eine Frage der 
Ordnung oder eine Frage der Logik, Ich denke doc, wenn 
zwei Beftimmungen in verſchiedenen Gefegen, weit entfernt, 
einander aufzuheben, fich vielmehr ergänzen und ſich einan- 
der entfprechen, fo muß man fie doch lieber in feften Zu⸗ 
fammenhang mit einander zu bringen, nebenbei aber auch 
diejenigen praftifchen Erleichterungen herbeizuführen fuchen, 
welche vor Weitläufigkeiten fchügen. Nun ift in $. 5 bes 
ſtimmt: wer ein Gewerbe betreiben will, der muß ſich ans 
melden. Es ift bad feine Befchränkung, fondern die Drds 
nung verlangt es eben. Ebenfo ift in $. 43 der Städte 
ordnung beftimmt, daß Derjenige, welcher in einer Stadt 
ein Gewerbe betreiben will, zuvor dad Bürgerrecht erlangt 
haben müffe, Nun, meine Herren, das hängt doch voll» 
kommen zufammen und ber Gewerbtreibende fol fih ans 
melden und das, Bürgerrecht erlangen. Wenn alfo beide 
Beftimmungen zufammenhängen, fo ift es doch Fein Unglück, 
fondern nothwendig, daß beide Bedingungen, um eine ſelb⸗ 
fändige Gewerbthätigkeit zu betreiben, zu gleicher Beit er 
füllt werden und dag man nicht aus der Erfüllung beider 
Bedingungen verſchiedene Zeitabfchnitte und verſchiedene 
Handlungen macht. Es iſt doch beſſer, es geſchieht dies 
gleichzeitig. Erſchwerungen, Behinderungen und Aufenthalt 
in der Buͤrgerrechtsertheilung koͤnnen weiter nicht entſtehen, 
als dadurch, daß überlegt wird, ob ber Mann die Qualis 

* fieation zum Bürgerwerden hat und biefe Erörterungen 
werden mit der Erörterung über die Frage über feinen 
Gewerbebetrieb zufammenfallen. Es ift dies Eines und 
Daffelbe. Der Gewerbtreibende hat fein Recht und foll 
feine Freiheit haben und die wollen wir ihm von ganzem 
Herzen gönnen; aber die betreffende Gemeinde hat doch 
auch ihr Necht, fo wie ber Stadtrath und die verwaltende 
Behörde ihr Necht haben und das möchte man bei diefer 
Angelegenheit doch auch in Schuß nehmen. 


Secretär Bürgermeifter Wimmer: Ich. geflatte mir 
auch, mich dringend für die Annahme des Majoritaͤtsantrags 
gu verwenden und zwar theild, weil es zur Ordnung gehört, 
daß Jemand, der in die Gemeinde tritt, fi auch um die 
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Aufnahme in die Gemeinde bewirbt, theils weil die Gleich⸗ 
heit zu den Übrigen baffelbe Gewerbe Treibenden ed ers 
fordert, welche das Bürgerrecht erlangt haben. Die Gründe, 
die ih noch anführen wollte, find fpeciel von dem Vor— 
vebner bereitö angegeben worden und ich enthalte mich das 
ber, ein Mehreres hinzuzufügen. Da ich aber einmal das 
Bort habe, fo erlaube ich mir eine Anfrage an den Herrn 
Referenten in Bezug auf bie Worte in $. 6, nad) welchen 
die Obrigkeit fofort die Anmeldung zu erwägen hat und 
ferner fofort die Beſcheinigung zu ertheilen, überhaupt 
Alles ohne Verzug hun fol. Nimmt man diefe Worte in 
ihrer wörtlichen Bedeutung, fo wäre, fobald Jemand bie 
Anmeldung bewirkt, ihm augenblidtich Nefolution zu ers 
theilen. Wenn man aber erwägt, daß die Obrigkeit in den 
Städten in der Negel aus dem Stadtrathe befteht, diefer 
collegialifch zufammengefegt iſt, mithin eine collegialifche 
Erwägung und Entfchließung zu erfolgen hat, fo wird ſolche 
in den meiften Fällen nicht fofort eintreten koͤnnen, weil 
die Rathscollegien nicht immer verfammelt find. Die Obrig« 
feit auf dem Lande ift das Gerihtsamt. Erfolgt.eine Ans ' 
meldung in Abweſenheit des Gerichtövorftandes bei einem 
Actuar, fo wird die Erwägung und Entſchließung bis zur 
Rüuͤckkehr des Gerichtövorftandes auszufegen fein, mithin 
ebenfalls nicht fofort erfolgen können. In ber Bweiten 
Kammer ift daffelbe Bedenken angeregt worden und dort 
hat der Herr Präfident erklärt, daß. die Worte „ohne Vers 
zug” Nichts weiter bedeuten follen, als „ohne unndthigen 
Verzug”. Diefe Worte ftehen aber im $. 6 nicht dabei und 
id) erlaube mir bie Anfrage an den ‚Herrn Meferenten, ob 
diefe Interpretation wirklich die von ber Regierung beab: 
fioptigte if? 

Praͤſident v. Schönfeld: Es wide num der Abg. 
Koch das Wort haben, fofern der Herr Meferent nicht 
Etwas erwidern will, 


Bürgermeifter Dr. Koch: Wenn ein geehrter Vorredner, 
der Abg. Nittner, feine Werwunderung darüber ausſprach, 
warum man nicht auf den Antrag der Majorität eingehen 
wolle, fo möge berfelbe mir erlauben zu fagen, daß biefe 
Verwunderung mindeftend eine gegenfeitige fein dürfte, 
Meine Herren, ich habe von der ganzen Frage, wie fie 
biöher ‘verhandelt worden ift, allerdings eine abweichende 
Anficht, namentlich aber eine ſehr weit abweichende Anficht 
von denen meiner Herren Collegen, bie bis jet ſich daruͤber 
ausgeſprochen haben. Wenn behauptet worden iſt, es ge⸗ 
höre zur Ordnung, daß Jemand zuerſt überhaupt Bürger 
werde, bevor er fein Gefhäft anfange, ſo geftatten Sie 
mir darauf hinzuweiſen, daß gerade in diefer Angelegenheit 
in faft allen Städten bisher eine andere Praris ſtattge⸗ 
funden bat. Wenn z. B. in Leipzig bezüglich der Gewinz 
mung des Blrgerrechtes bisher fehr nachſichtig verfahren 
wurde, fo kenne id) andere Städte und ich glaube, ich 
greife nicht fehl, wenn ich die Refidenz ſelbſt als eine ſolche 
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begeichne, in welcher barıber ſeht firenge Grundſaͤtze gelten. 
In Leipzig gilt es als Regel, daß bei allen unzünftigen 
Gewerben, wenn fie nicht mit Gehülfen betrieben werden, 
das Bürgerrecht nicht erworben zu werden braucht; hier 
aber gilt das Umgefehrte. Im Dresden hängt z. B. jeder 
Stubenmaler von der Gonceifion ab und ehe er fie erhält, 
muß er Bürger werden. Was folgt nun daraus, wenn es 
wirklich wahr if, daß die Erlangung des Buͤrgerrechts 
Sache der Drdnung iſt? Nichts Anderes, als daß überall 
da, wo müdere Grundfäge, als z. B. in der Reſidenz, zeit 
her gegolten haben, die unerträglichfte Anarchie ftattgefunden 
haben müffe. Ich geſtehe aber, ich habe davon Nichts ber 
merkt; im Gegentheile dadurch, daß man nicht fo fireng 
darauf hält, daß jeder Gewerbtreibende fofort das Bürgers 
recht erlangt, geben Sie ihm auch, namentlich dem kleinen 
Anfänger Gelegenheit, fi zum Großen empor zu arbeiten. 
Verlangen Sie aber, daß Jeder, auch der Heine, unbemit« 
telte Mann, wie 5. B. der Dresdner Stubenmaler, der von 
„feiner Hände Arbeit lebt, fofort bei Beginn feines Gejchäfts 
dad Bürgerrecht erlange, fo hat er ein Capital aufzumenden, 
welches ex in feinem Gefchäftsbetriebe hätte anlegen können, 
wenn es ihm nicht Behufs der Erlangung ded Bürgers 
rechte gefchmälert worden wäre. Das ift num nicht im Ins 
terefie des Gewerbes, fondern im Intereffe der Stadtcaffen 
und damit komme ih auf den Kernpunkt der Sache. 
Meine Herren, der Here Commiffar hat bereit gefagt, 
dieſe Sache wäre nichts Anderes, als eine Geldfrag. Das 
ift ganz richtig. Die Städtemachen bie Erlangung des Bürger: 
rechtes zu einer Einnahmequelle ihres Budgets und man fagt, es 
koͤnne dies ihnen nicht verdacht werben; fie brauchen Geld und 
müffen eö haben, gleichviel woher es komme. Aber es fragt ſich 
nur, ob durch diefe Einrichtung in der That ein Vortheil 
gewonnen wird und nicht vielmehr ein Nachtheil damit 
verbunden iſt? Ich habe überhaupt in diefer Bezichung 
eine andere Anſchauung, wie ich bereits bemerkte. Ich will 
den Zeitpunkt fegnen, wo wir dahin gefommen find, daß 
Niemand mehr gezwungen wird, Bürger zu werden; denn 
id) habe von dem Bürgerrechte eine viel zu hohe Meinung, 
als daß ich fagen möchte: Du follft und mußt gezwungen wers 
den, Bürger zu werden. Nein, meine Herren, ich will, das 
Bürgerrecht ſoll das größte Ehrenrecht für ftädtifche Bevölfe- 
zungen, e8 ſoll bie hoͤchſte Auszeichnung fein für Den, der ſich 
durch die That, durch fein Verhalten fo qualificirt gezeigt 
hat, baß man von ihm fagen fann: man weiß, was män an 
dem Manne hat, er ift ein rechter taktfefter Bürger; ihm 
ertheilen wir das Bürgerrecht! In einen ſolchen Zuftand 
müffen wir aber fommen. Sie mögen mich immerhin als 
Idealiſten fhelten, ich muß das hinnehmen; beziehe mich 
aber auf die Schweiz. Dort zieht der Gewerbtreibende 
von Dit zu Ort, von Canton zu Canton. Cr hat aber 
nicht das Recht, Buͤrger zu werden, er erlangt nicht fofort 
das Bürgerreht, auch wenn er darum bäte, fondern e& 


—— 








hängt von feiner mehrjährigen Aufführung ab, ob ihm dag 
Gantons« oder das Gemeindebürgerrecht ertheilt werde, 
So gut wie dert, muß dad auch bei uns praktifd, ausge 
führt werden koͤnnen und ich wieberhofe, es ift mir dar 
tum zu thun, auch bei und biefen etwas ibealiftifchen, aber 
durchaus nicht unpraktiſchen Zuftand herbeizuführen. Hert 
Rittner bemerkte vorhin, er fähe gar Fein Mittel, wie übers 
haupt eine Gemeinde gezwungen werben Eönne, einen Ges 
werbtreibenden nicht zum Bürgerrecht anzuhalten. Meine 
Herren, darauf iſt die einfache Anwort die, daß, wenn es 
im Gefege fteht, die Gemeinde ſich nicht gegen das Geſet 
auflehnen, fondern demfelben Folge leiften wird. Die 
Intereſſen der Gemeinde und die des Einzelnen gehen aber 
auch wirklich Hand in Hand bei biefer Frage, Denn der 
Gemeinde wird ed gut gehen, deren Handel und Gewerbe 
fi) wohlbefinden. Denken Sie fi, meine Herren, daß 
bei der Gewerbefreiheit Jemand verſucht, in einer Stadt 
ſich niederzulaffen, um da fein Gewerbe zu betreiben. Geht 
es ihm gut und proßperirt er mit feinem Gewerbe, fo wird 
er bleibend feinen Wohnfig da nehmen und weil er in 
den Beſitz der politiihen Gemeinderechte gelangen will, 
auch um Ertheilung des Buͤrgerrechts nachſuchen. Geht 
es ihm aber nicht gut, num dann verfucht er es andermärtd 
und zieht weiter. An Solchem kann der Gemeinde Nichts 
gelegen feinz fie würd® aber hart gegen ihm geweſen fein, 
wenn fie ihm das Buͤrgerrechtsgeld abgenommen hätte, 
Ich wiederhole, wir dürfen aus der Buͤrgerrechtsertheilung 
feine Ginnahmequelle machen, die vielleicht zum Nachtheil der 
Gemeinden in eine Gelbpladerei umfchlagen koͤnnte. Iſt 
es bisher ſchon in einzelnen Fällen gegangen, daß dad 
Bürgerrecht erfi nach Eröffnung des Geſchaͤfts geſucht und 
ertheilt wird, wie bei Aerzten und Abvocaten, ſo wird dies 
auch kuͤnftig als Regel auszuführen fein. Ih bin volk 
fändig davon überzeugt, daß wir am Beſten thun, ber 
Paragraph einfach fo anzunehmen, wie bie Staatöregierung 
ihn vorgefchlagen hat. Ich rathe daher dringend an, daß 
wir uns in Gonformität mit der Anſicht der Zweiten Kams 
mer ſetzen. 

Kammerherr v. Zehmen: Ich muß im Gegenfabe zu 
der von dem Abg. Koch geltend gemachten Anficht belen- 
nen, daß mir die Einrichtung eines felbftändigen Gewerbe 
befriebes an einem Orte mit ber Aufnahme in die Gemeinde 
ſelbſt fo maturwüchfig und nothwendig zufammen zu 9 
hören feheint, daß ich micht recht faffen kann, wie man 
praktiſch wird fuͤglich und zweckmaͤßig trennen Fönnen. 3% 
toüırde beforgen, daß aus einer folchen Trennung ftatt einer 
Gewerbeordnung eine Gewerbeunordnung entftehen Könnte. 
Unnöthige Erf hwerniffe, die vieleicht einzelnen Gewerbtrei⸗ 
benden, die ſich niederlaſſen wollen, Seiten der Gemeinde 
entgegengefegt werben fönnten, fobald die Gemeinde, wie Der 
Herr Commifjer meinte, Befürchtungen hegt, beforge bi 
nicht. Jedenfalls werben fie nicht ſchwerer fein, als jet, 
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wo ohnehin die Frage über die Aufnahme in die Gemeinde, 
ober die Gewinnung des Buͤrgerrechtes erleviget werden 
mußte. Der Herr Commiffar trennt in der Hauptſache drei 
Acte und Fragen: erſtlich die Frage, ob Jemand ſich an 
dem Orte aufhalten dürfe; ald zweites Stadium tie Ans 
meldung zum Gewerbebetriebe und damit das Recht zum 
Beginn des Gewerbes und endlich die Aufnahme in die 
Gemeinde. Aufhalten in der Gemeinde kann ſich Jeder, 
der einen Paß oder fonftige Legitimation beibringt, alfo 
auch felbft jeder Fremde; anmelden Fann ſich Jeder, der 
fih am Orte aufhält, in Gewerbe kann hiernach Jeder 
treiben, der fich angemeldet hat und num erft kommt hin 
terher die Aufnahme in die Gemeinde in Frage. Infolge 
diefer Vrennung von Dingen, die nad) meiner Anſicht zu- 
fammengehören, liegt es nahe, wenn wir die Nüdfeite ind 
Auge faffen wollen, daß ſich remde, jüdiſche Handelstrei- 
benbe oder Andere an einen Drt begeben, dort Waarenlager 
etabliren, einen Handelsverkehr einrichten und foviel als 
immer möglih Waaren abzufegen fuchen und wenn fie 
ſcharf dran gekriegt werden, um auch das Bürgerrecht zu 
gewinnen, fi) wegwenden, die Gemeinde verlaffen und 
anberwärts ihren Gewerbebetrieb von Neuem beginnen, mit 
einem Worte, einen großartigen Haufirhandel anfangen. 
Daß dies nicht eine Ordnung fei, möchte ich Faum bezwei- 
feln; mir fcheint das vielmehr eine Unordnung zu fein. 
Wenn der Abg. Koch noch befonders einen Zweifel anregte 
mit Ruͤckſicht auf die Beftimmungen der Stäbteordnung 
über die Gewinnung bed Bürgerrechtes und auf bie in vers 
ſchiedenen Städten dabei ausgeübte Praris, fo muß ih 
freilich bemerken, daß die Erledigung ſolcher Zweifel nicht 
in die Gewerbeorbnung, fondern in eine Erläuterung der 
Städteorbnung gehört, alfo hier nicht der Ort fein würde, 
dardıber Beftimmungen zu treffen. Bis jegt ift Nichts von 
Anarchie hierbei zu bemerken gewefen, wie er jelbft meinte, 
Nun, ift Anarchie bisher durch jene verfchiedene Praris nicht 
herbeigeführt worden, fo wird es auch Fünftig nicht der 
Fall fein und ich halte eine oͤrtliche Verſchiedenheit der 
‚Handhabung der betreffenden Beftimmungen der Städte: 
ordnung, bie allerdings nicht ganz klar find, auch für fein 
großes Unglüd. Die ariſtokratiſche Auffaffung, fo möchte 
ich e8 nennen, der Gewährung des Buͤrgerrechts, bie Herr 
Bürgermeifter Koch befuͤrwortete, mag allerdings recht ſchoͤn 
fein; aber vor der Hand beftehen derartige Beſtimmungen 
bei ung nicht und wir werben auch lange bei und darauf 
zu warten habenz denn fie fimmen mit unfern ganzen 
Einrichtungen nicht überein und da num derartige Beftim: 
mungen nicht da find, fo glaube ich, müffen wir uns art 
das halten, wie bie Verhaͤltniſſe eben, bei uns ftehen und 
hiernach kann ich eine Zweckmaͤßigkeit darin nicht finden, 
daß man bie Aufnahme in die Gemeinde von. der Einriche 
tung eines felbftändigen Gewerbebetrieb5 trennt. 
Bürgermeifter Dr. Koch: Ich bitte um’& Wort zur 
Widerlegung. Ich habe „einen Zerthum zu berichtigen, 
1.8 G. Abonnement.) 


Sächsische Landesbibi 





meine Herren, der untergelaufen ift in der Auffaffung des 
Herrn Kammerheren v. Zehmen. Es ift die ganze Frage 
als eine Frage der Ordnung von deu Vertheidigern des 
Meojoritätsgutachtend bezeichnet worden. Darauf entgeg⸗ 
nete ich, es beftehe in den Städten eine verfchiedene Praris 
und während man z. B. in Leipzig fehr nachſichtig gewe⸗ 
fen fei mit Aufzwingung des Bürgerrechts, fei man in an⸗ 
dern Städten fehr fireng verfahren. Nach der Logik, die 
ich in der Ordnungstheorie der Majoritätsvertheidiger fand, 
müßte nun bei und, fo folgerte ih, Anarchie ftattgefunden 
haben und von ber hätte ich Nichts bemerkt und darin 
flimmen wir Beide überein; auch Herr v. Zehmen hat 
feine Anarchie bemerkt. Wäre aber die Erwerbung des 
Bürgerrechtd zur Aufrehthaltung der Ordnung nöthig, fo 
muß rückwaͤrts gefchloffen werben, daß, wo diefe Ordnung 
nicht ſtreng gehandhabt wird, Anarchie beftehen müffe.. 
Wenn er weiter fagte, unfere Verhältniffe fein noch nicht 
dazu angethan, meine idealiſtiſche ober ariftofratifche Auf- 
faffung vom Bürgerrechte bei und zur Wahrheit zu machen, 
fo erwidre ich: fir jegt muß ich das zugeben; aber ich 
hoffe, daß wir im nicht zu ferner Zukunft dahin gelangen 
‚werben, daß diefe Auffaflung zur Wahrheit wird und-wenn 
dies gefhehen fol, dann dürfen wir in dem jegt zu gebenden 
Gefege diefer Hoffnung nicht einen Riegel vorſchieben. 


Dräfident v. Schönfels: Herr Oberbürgermeifter 
Pfotenhauer und dann Herr Freiherr v. Welck. 


Iberbürgermeifter Pfotenhauer: Wenn von zwei 
Seiten her, fomohl von Seiten des Herrn Negierungds 
commiffars, ald auch von Seiten eines Sprechers der Mis 
norität behauptet worden ift, die Majorität beabfichtige 
mit ihrem Zuſatze Nichts, ald lediglich die Durchführung 
einer ftädtifchen finanziellen Maaregel, fo muß ich meines 
Orts, meine Herrn, dem durchaus widerſprechen. Ich 
glaube, daß das Gleichgewicht des Budgets aller oder doch 
der meiſten Staͤdte von der Poſition der Einnahme von 

Buͤrgerrechtsgebuͤhren kaum abhängen wird; nein, ich halte 
die Forderung, daß ein Jeder, der in einer Gemeinde felb« 
ftändig ein Gewerbe ausüben will, gleichzeitig das Bürger 
recht in berfelben gewinnen muß, Yielmehr für eine Forbes 
rung, die im Intereffe der Erhaltung eines feftgeorbnetem 
Gemeindeverbandes geftellt wird, für eine Forderung in 
Ruͤckſicht auf die Pflichten, die jede Gemeinde ihren Ges 
noffen gegenüber zu erfüllen verbunden if. Wenn ferner 
auf eine verſchiedenartige Praxis bierunter, namentlich in den 
beiden größten Städten’ des Landes, hingewiefen wurde, 
nehme ich nicht Anſtand, zu bekennen, daß man hier ſtreng 
nach der Vorfehrift der Stäbteordnung zu handeln. fd, 
verpflichtet erachtet hat. Wenn man das aber anderswo 
anders gehalten hat, num fo muß ich eben fagens practiea 
estmultiplex. Die Städteorbnung fagt in. $..43 mit Haren 
und beffimmten Worten; 

„Berbunden find das Bürgerrecht zu erlangen in ber 
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gel Diejenigen, die innerhalb des Gtabtbegirfs durch 
N ekaubige Ohärigtet ih einen Emmerd verihafen 
wollen 2c.” . 

Jedenfalls iſt es nicht ohne Bedeutung, daß in dieſem 
Paragraphen geſagt wird, „in der Regel trete dieſe Ver⸗ 
binplicheit ein”. Es wird damit ohne Zweifel, und fo ift 
hier dad Gefeg gehandhabt worden, der Fall gemeint, wenn 
hefondere Rücfichten, wie 3 B. gegen einen jungen Arzt 
oder Advocaten, zu nehmen find, um ber Obrigkeit die 
Fuͤglichteit zu gewähren, Nachficht zu üben und dem zur 
Gewinnung des Büuͤrgerrechts Verpflichteten eine Frift ge 
währen zu Tonnen. Es iſt diefe Nachfiht aber hier nicht 
nur auf die obigen beiden Kategorien litterarifcher Gewerbs- 
thärigfeit, fondern auf Jedermann, überhaupt auf alle 
Kategorien der zur Buͤrgerrechtsgewinnung Verpflichteten 
in der liberalften Weife ausgedehnt worden, fobald fich der 
Betreffende nur ruͤckſichtlich feines Verhaltens und fonftiger 
Tuͤchtigkeit legitimirt hat. Der Vorſchlag der Majorität 
lautet aud nicht dahin, daß ſchlechterdings zugleich mit 
der Anmeldung das Bürgerrecht ertheilt werben müffe. 
Es heißt vielmehr: 

„Dem ſich zum Gewerbebetriebe Anmeldenden bra uchs 
der Anmelefgch nicht eher ausgehändigt zu werden, ald 
bis er den geielichen Beftimmungen über Aufnahme oder 
Erlangung des Buͤrgerrechts genügt hat.” 

Der Anmeldefchein braucht alfo nur nicht aus—⸗ 
gebändigt zu werden. Das ift ein gewaltiger Unters 
ſchied, ald wenn gefagt wird: er darf nicht cher ausge- 
haͤndigt werben, als bis den betreffenden gefeglichen Bes 
flimmungen Genüge gefchehen if. Habe ich einen foliden 
und folventen Mann vor mir, nun fo werde ich feinen 
Anftand nehmen, ihm den Gewerbebetrieb zu geftatten, 
auch wenn er dad Bürgerrecht nicht fofort gewinnt. Ich 
bitte, auf diefen Unterfchied, meine hochgeehrteften Herren, 
Ihr befondered Augenmerk zu richten und zu beachten, daß 
nicht eine dispofitive Worfchrift im Antrage der Majoritaͤt 
enthalten ift, fondern bloß eine faculative Anwendung ber 
anfrage wird. Dies feheint mir allerdings von erheblichem 
Einfluffe zu fein. 

Freiherr v. Welck: Here Bürgermeifter Koch hat in 
feiner erſten Rebe felbft geäußert, dag man ihm leicht den 
Vorwurf eined gewiffen Idealismus machen koͤnnte, er wird 
mic daher vergeben, wenn ich eine entgegengefeßte Anficht 
über den hier fraglichen Punkt äußere, da ich allerdings, in 
diefen Beziehungen wenigſtens, vom Idealen ziemlich weit 
entfernt bin. Ich glaube, daß dad, was er angeführt hat, 
diel zu viel beweiſen würde und daß es in feinen Gonfee 
quenzen bahin führen müßte, daß wir heute nicht blos die 
Freiheit des Handels, fondern auch die Freiheit des Han⸗ 
delns ini allerweiteſten Begriffe des Wortes decretiren 
müßten. Die beſtehende bürgerliche Ordnung und nament- 
id) die Beftimmungen der Städteordnung würden aufges 
hoben werben und jede Beſchraͤnkung der perfönlichen Freie 
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beit und des individuellen freien Handelns würde weg⸗ 
fallen müffen, wenn der Grundſatz, den er vorhin anführte, 
weiter ausgeführt werben follte. Der Herr Bürgermeifter 
bat ſich zum zweiten Male Heute auf das Vorbild der 
Schweiz berufen; nun, meine Herren, ich ſchwaͤrme auch 
für die Schweiz, ich ſchwaͤrme für ihre Gletfcher, ihre Seen 
und Berge; aber für ihre politifche Verfaſſung und ihre 
bürgerlichen Einrichtungen kann ih unmöglich ſchwaͤrmen. 
Ich glaube, daß es wenigftens vorläufig dringend geboten 
ift, daß wir uhfere ſtaͤdtiſchen Verfaffungen noch aufrecht 
erhalten, fo lange e8 möglich ift und daß hierin ein haupte 
fächliches Erforderniß für Sicherſtellung der ffaatlichen Ord⸗ 
nung liege. In dieſer Beziehung muß ich alfo wiederholt 
bemerken, daß ich nur mit dem Majoritätögutachten mich 
einverftehen kann. Sch will- gar nicht leugnen, daß viel 
leicht an manchen Drten durch befondere Verhältniffe Aus 
nahmen von den betreffenden Beftimmungen der Städter 
ordnung geboten fcheinen. Die Worte der Städteordnung 
find mir in diefem Augenblick nicht ganz genau gegenwärtig; 
fie müffen aber doch wohl ein ſolches ausnahmsweiſes Ber: 
fahren zulaffen, wie es, der Verfiherung des Herrn Bürger: 
meifters Koch nach, in Leipzig ftattfindet; denn fonft wäre 
es mir wenigftens unbegreiflih, wie man in Leipzig nad 
andern, als den gefeglihen Grundfägen verfahren fonne, 
Befigen aber die Worte der Städteordnung fo viel Elaflie 
cität, nun fo erfcheint ed mir um fo nothwendiger, daß es 
an den Orten, wo eine ftrenge Ausführung ihrer Vorſchriften 
auf feine überwiegenden Hinderniſſe ftößt, es bei diefen Bors 
ſchriften belaffen werde. 


BVürgermeifter Dr. Koch: Ich bitte um das Wort zur 
Verwahrung. — Meine Herren, ich verwahre mich ente 
ſchieden gegen die meinen Worten unterftellte Auffaffung, 
als ob ich für den Umſturz der ſtaatlichen und gemeind- 
lichen Ordnung in dem, was ich gefagt, gefprochen hätte, 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Es ift gefagt wor 
den, daß bie Befolgung der in der Stäbteordnung enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen zur Ordnung gehöre. Das ift gewiß 
richtig; aber daf dies zür Gewerbeordnung gehöre, davon 
kann ich mich meinerfeits nicht überzeugen. Wenn dieſe 
Beſtimmung in der Staͤdteordnung ſteht, fo mag man zu 
deren Ausführung die geeigneten Maaßregeln treffen und 
dahin wirken, daß ihr nachgefommen wird; will man aber 
bei Gelegenheit der Gewerbeordnung dahin Fürforge reflen, 
daß den in anderen Gefegen und fonft biesfalls beſtehenden 
Vorſchriften nachgefommen werde, fo ſcheint ed, mißfe die 
Majorität der Deputation confequenter Weife auch darauf 
hinausgefommen fein, daß, wenn nad) oetöftatutarifchen 
Beſtimmungen gelegentlich der Aufnahme in eine ländliche 
Gemeinde ein Einzugsgeld zu gewähren ift, auch ber 6 
werbtreibende auf dem Lande nicht eher ſein Gewerbe aus · 
üben dürfe, aie bis das Cinzugägelb begahlt if. Das 
ſcheint ganz confequent, entweder das Eine oder das Anbere- 
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Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand weiter dad Wort verlangt? Wo nicht, ſchließe 
ich die Debatte bezüglich $. 6 und ertheile dem Herrn Rer 
ferenten das Schlußwori. ’ 


Referent Bürgermeifter Müller: Nach demjenigen, 
was von Seiten des Herrn Regierungscommiffars, ferner 
des Gollegen Koch aus Leipzig mitgetheilt wurde, kann ich 
mid um fo Bürger faffen, als, was ich noch beizufügen 
hätte, von dem letzten Sprecher in der That treffend ber 
merkt worden iſt. Diefe Beſtimmung, meine Herren, ges 
Hört nicht hier herein der Majoritätsvorfehlag gehört in 
wie Städteordnung, weil fonft eine Ungleichheit in Bezug 
auf die Landgemeinden entfiehen würde, da gerade zum 

Nochtheil der Landgemeinden der Schluß gerechtfertigt 
heine, daß, weil bezüglich derfelben in diefem Punkte 
Nichts erwähnt iſt, ein anderes Verfahren ruͤckſichtlich ders 
felben ftattzufinden habe, als in den Städten. Was bie 
Sache felbft betrifft, fo habe ich für meine Perfon in der 
That ein fo großes Gewicht gar nicht darauf gelegt, als 
bei ber Debatte darauf gelegt worden ift. Ich habe die Sache 

anz einfach fo aufgefaßt: es fei eigentlich materiell gar 

in allzugroßer Unterfchieb zwifchen dem, was jetzt üblich 
amd gefeglich gewefen und dem, wie es künftig fein wird. 
Die Städteordnung fehreibt allerdings: vor, daß Jeder⸗ 
mann, fowie er fich felbftändig macht, dad Bürgerrecht ers 
Yangen muß; aber wie dies praktiſch gehandhabt werden 
fol, ſteht mit ausdruͤcklichen Worten nicht dabei; es fieht 
nicht dabei, daß er erft dann den Meifterfchein befommen 
bürfe, wenn er das Bürgerrecht erlangt hat. Ich glaube 
alfo, es haben diejenigen Behörden, die das Bürgerrecht 
erſt fpäter ertheilt haben, nachdem fie, den Meifterfchein 
worgezeigt bekommen haben, vollftändig dem Sinne des 
Gefehes gemäß gehandelt; denn es hat eben die Geſetzge⸗ 
bung nicht ausdrucklich und nicht mit directen Worten vor⸗ 
geſchrieben, daß erft das Bürgerrecht erlangt werben müſſe 
and daß man dann erſt den Meiſterſchein aushaͤndigen 
bürfe, Es fcheint auch praßtifh umfoweniger darauf ans 
zukommen, als außer ben vom Abg. Dr. Koch erwähnten 
Faͤllen es auch noch andere giebt, in welden dad Bürger: 
recht nicht vorher ertheilt wird; das iſt der Fall bei der 
Unſaͤſſigmachung. Die Anſaͤſſigmachung ift doch ein haupt- 
ſaͤchlicher Aufnahmeakt; aber gleichwohl ſchreibt das Geſetz 
nicht vor, daß der Erwerber des Grundſtuͤckes nicht eher in das 
Grunde und Hypothekenbuch als Eigenthümer eingetragen 
werden blırfe, al biönachgewiefen ift, Daß er das Bürgerrecht er» 
langt habe. Im Gegentheile, es wird den Verwaltungsbehoͤt - 
den erſt nachträglich von den Gerichtsbehoͤrden notificirt, daß 
ber Betreffende ſich anfäffig gemacht habe und dann erft 
von ihnen verlangt, daß Derjenige, der fi anfäffig ge- 
macht hat, das Bürgerrecht erlange. Thut er dies nicht, 
fo muß ein Swangsverfahren gegen ihn flattfinden und 
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ich habe daher geglaubt, fo ganz in ähnlicher Weiſe 
wird fi das auch bier in praxi geflalten und dem 
Entwurfe nachgegangen werden koͤnnen. Man wird 
ganz einfach ald Verwaltungsbehörde Demjenigen, der ſich 
nieberlaffen und ein Gewerbe treiben wil, fagen: Sie 
müffen gleichzeitig mit Eröffnung Ihres Gefhäfts das 
Bürgerrecht erlangen. Ich kann Ihnen zwar den An— 
meldeſchein nicht verweigern, ich händige Ihnen denſel⸗ 
ben aus; indeffen wenn Sie nicht unnöthige Koften ha- 
ben und morgen ſchon eine Sttafauflage befommen 
wollen, fo erlangen fie das Bürgerrecht, das gehört ſchon 
an und für fih dazu. Wenn der Mann verftändig 
ift, wird er ſich fügen und iſt er nicht verfiändig, fo 
werden vielleicht auch noch andere Dinge vorfommen Fönnen, 
er unterläßt dann vieleicht ganz die Anmeldung. Auf 
eine Bemerfung muß ich einem der geehrten Sprecher, 
Herrn Nittner, entgegnen, ba freilich ein gewaltiger Une 
terſchied ftattfindet zwiſchen Gemeindemitgliebern und den 
Bürgern. Nicht alle Stadtgemeindemitglieder find Buͤr⸗ 
gerz folglich fielt ſich auch zu Tage, daß der Schluß, 
den er darauf gebauet hat, durchaus nicht richtig iſt. 
Wenn von einem geehrten Redner befonderd darauf Ger 
wicht gelegt worden ift, daß die von der Majorität in 
Antrag gebrachte Hinzuſetzung blos das Wort „braucht 
in fich enthält, fo möchte id} gerade aus diefem Grunde 
anrathen, daß man dem Antrage der Majorität nicht beis 
treten möge; denn dadurch wird eben wieder fehr uns 
gleiches Verfahren gefchaffen und das, meine Herren, ift 
im praftiihen Leben dad Allerunangenehmfte. Es iſt fir 
Den, der die Geſetze handhaben muß, ſchwer und es wird 
dem Betheiligten fehr Teicht eine Gelegenheit geboten, gegen 
die Behörden loszugehen. Wenn ich bem Einen «8 abs 
fehlage und dem Andern es gewähre, fo ift es im prak⸗ 
tiſchen Leben fehr ſchlimm. Da ift es weit beffer, man 
nimmt eine folde Beſtimmung nicht in das Geſetz aufz 
ich bin feft überzeugt, e wird dadurch Fein befonberer 
Nachteil herbeigeführt werden. Ich glaube alfo nicht, 
meine Herren, daß eine fo allgewaltige Wichtigkeit hinter 
dem Zuſatz läge und ich wuͤrde baher doch ber geehrten 
Kammer anrathen, der Minorität umfomehr beizuftimmen, 
als bereitö die Zweite Kammer Entſchließung gefaßt hat 
und alfo wegen biefe, wie mir ſcheint, nicht allzuwich ⸗ 
tigen Punktes eine Meinungsverfhiedenheit und das fos 
genannte Vereinigungsverfahren eintreten müßte. Ich ger 
ftatte mir noch in Bezug auf die Anfrage des Heren 
Secretärd meine Meinung barlıber auszufprechen, daß das 
sofort“ und „ohne Verzug“ fo gar ſtreng doch nicht inter: 
pretirt werben darf. Der Herr Anfragefteller erinnert ſich 
vielleicht, daß man im gewöhnlichen Leben recht häufig 
fofort Iemandem Etwas verfpricht und fagt „ohne 
Verzug”. Das heißt doch nicht, daß man inzwiſchen 
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es nach menſchlichen Verhältniffen möglich if. Wenn 
Jemand um einen Anmeldeſchein nachſucht, fo werde ich 
8 nur nicht auf das Ungewoͤhnliche hinausſchieben bür- 
fenz es fol nur ein Sporn gegeben werden für die Be 
hoͤrden, daß-fie, foweit es nach den Verhältnifen möglich 
iſt, ſchnell das Geſuch erpediren. Meine Herren, wir Ber 
hoͤrden müffen und ſagen: das Wort „ſofort“ ſteht eigents 
üch mit Flammenſchrift in jedem Geſetze; Andere ſehen es 
nur nichtz aber unſere Pflicht ſoll es ſehen. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Ich werde num zur Ab» 
fiimmung übergehen. In Bezug auf $. 6 beftehen zweierlei 
Meinungen. Mit dem Paragraphen ift die Deputation 
einverſtanden ; die Majorität wunſcht aber noch einen Zus 
fab, den die Minorität und zwar im Verein mit der Zwei⸗ 
ten Kammer verwirft. Ich werde hiernächft die Frage auf 
den Päragraphen- und dann auf den Bufaß richten. Die 
Deputation rathet an, dem Paragraphen beizutreten. Sch 
frage, ob die Kammer hierin ihrer Deputation 
beitritt? — Einftimmig Ia. ei 

Ich komme nun zu dem von der Majorität beantrag- 
ten Zuſatze; er befindet ſich auf Seite 24 des Hauptberichts 
und lautet: 

Dem fich Unmeldenden braucht der Anmeldefchein 
nicht eher ausgehändigt zu werden, ald bis er den geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen Acer Aufnahme oder Erlangung des 
Vürgerrechtö genügt hat.” e 

Ich frage, ob die Kammer nah dem Antrage 
der Majorität ihrer Deputation diefem Zufage 
beiftimmt? — Mit 26 Stimmen gegen 9 ift der Zuſatz 
genehmigt. 5 





Ich frage nun, ob die Kammer dem Paragras 
phen in der befhloffenen Weife ihren Beifalt 
ſchenkt? — Gegen 1 Stimme. 

Ferner fol ein Antrag, der ſich auf Ceite 24 des 
Hauptberichts ſindet, in der ſtaͤndiſchen Schrift einen Ping 
finden; er lautet: 

, „Die hohe Staatsregierung wolle in der Publica⸗ 

tionsberorbnung um Gewerbegefeg bie Beftimmun, 

Barhuf u etßefenden Snmebehene oe Rn 
e ode 

($. 6) vom Stempel befreit feien.” ———— 

Ich frage, ob die Kammer dieſen Antrag ihrer 
Deputation zu dem ihrigen machen will? — Eins 
fimmig Sa. 

Meine Herren, wegen der vorgerlihten Zeit proponite , 
ih den Schluß der Sitzung; werde aber noch zuvor zwei 
Urlaubögefuche vortragen, die deöhalb dringend find, weil 
fie fich auf Morgen beziehen. Der Here Superintendent 
Dr. £echler bittet um Urlaub auf 14 Tage von morgen an, 
da ihm feine Amtögefchäfte mach Leipzig führten. Ich frage, 
ob bie Kammer diefen Urlaub ertheilt? — Einftimmig Ia, 

Ferner bittet Herr Oberhofprediger Dr. Liebner um 
Urlaub auf 14 Tage vom 14. dieſes Monats an wegen 9 
häufter Amtögefchäfte. Ich frage auch hier, ob die Kammer 
diefen Urlaub genehmigt? — Einftimmig Ia. 

In Bezug auf die nächfte Sitzung bemerfe ih, daß 
biefelbe morgen ftattfindet und zwar um 11 Uhr. Gegens 
ftand der Berathung wird fein: Fortfegung der Berathung 
über den foeben abgebrochenen Gegenftand. Die heutige 
Sigung ift gefloffen. e 

Gchluß der Sitzung 3 Uhr 10 Minuten.) 


Redaeteut H. Meinhold, Serretär im Koͤnigl. Miniſterium des Innern. — Drud von B. ©, Teubner in Dresden. 





Letzte Abfendung zur Poſt: am 18. Kebruar 1861. 
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. Dreißigfie öffentlihe Sigung der Erfien 
Kammer am 14. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiftrandenvortrag. — Bort« 
gefette Verathung des Berichts, refp. Nachberichs über den 
Entwurf eineß Gewerbegeſetes und zwar über die 66. 7 Bis 
mit 16. 


— 


Die Sigung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in 
Anwefenheit von 37 Kammermitgliebern, fowie in Ger 
genwart des Herrn Staatöminifters Freiheren dv. Beuft 
und ber Herren koͤniglichen Commiffare Geh. Raths Dr. 
Weinlig und Geh. Raths Dr. Körner mit Verle— 
fung des über die letzte Sitzung vom Secretaͤt Wim · 
mer aufgenommenen Protokolls, welches von ber Kam-⸗ 
mer ohne Erinnerung genehmigt und von den Herren 
Oberbürgermeifter Pfotenhauer und Kammerherr v. Erd 
mannsborff mitvolljogen wird. 


Präfident v. Schönfels: Auf der Negiftrande bes 
finden ſich heute zwei Nummern. Herr Serretär Wim» 
mer wirb die Güte haben, diefelben vorzutragen. 


"Mr. 162) Petition des Schneidergefelen Garl Zrier 
drich Heber zu Berthelsdorf vom 11. Februar 1861 um 
Rechtöhttfe in einer Schuldklagſache. 


Präfident v. Schönfeld: Gehört zur Competenz ber 

vierten Deputation. Der Vorſchlag geht dahin, berfel: 

ben diefen Gegenftand zu Überweifen. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? — Einftimmig Ia. 


(Nr. 163.) Petition des landwirthſchaftlichen Kreis: 
dereind zu Dresden um Beibehaltung der Beftimmung im 
Gewerbegefege, daß für Ausübung des Hufbeſchlags ein 
Befähigungsnacdhweis erforderlich fei, 


Präfident v. Schönfeld: Wegen der Dringlichkeit 
dieſes Gegenſtandes iſt diefe Eingabe fofort an den Herrn 
Referenten abgegeben worden; berfelbe wird im heutigen 
Vortrage mit darlıber berichten. 

Etwas Weiteres habe ich der Kammer nicht vorzu- 
tragen; wir koͤnnen uns daher zur Tagesordnung wens 

1.8... Wonnement.) 





den und zwar zur Fortfegung der Berathung des Bes 
rights über den Entwurf eined Gewerbegefeges. 
Ich habe den Herrn Referenten zu erſuchen, die Redner⸗ 
bühne zu betreten und und ben meiteren Vortrag zu 
geben. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
97. 


Gonceffionsgewerbe. 
(S. EM. I. 8. ©. 136.) 


Die Motiven zu $. 7 find zugleich mit denen zu 
56. 8 und 9 zufammengefaßtz f. diefelben LM, II. 8. 
©. 136. 


Der Hauptbericht lautet: 


Bu 7 

ift ‚zunäft darauf aufmerffam zu machen, daß nach $. 96 
Abfag 2 unter dem Ausdruck „Obrigkeit” ſtets bie MWer« 
waltungsbehörbe erfter Inftanz, nit aber umgelehrt unter 
„VBerwaltungsbehörbde” überall in ber Gefeesvorlage bie 
erfte Inftanz zu verftchen ift. Hieraus folgt, daß die Ein« 
— von $. 7: „Eine Conceſſion der Verwaltungdr 
;ehörben ift erforderlich” Feineswegs die Inſtanz beftimmen, 
welche die Gonceffion zu ertheilen hat, daß vielmehr in der 
——— ausdruůcklich angegeben werben 
müßte, in welden Zällen die Ortsobrigkeit, in welchen 
Fällen die koͤniglichen Kreisdirectivnen und in welden 
Fallen die Föniglihen Minifterien des Innern ober ber 
Finanzen die Conceffion zu ertheifen haben. Dies ers 
achtet jedoch die unterzeichnete Deputation nicht für ans 
gemeffen, und da fie dabei der Anficht ift, daß, die $. 7 
unter 1 bis mit 4 aufgezählten Gewerbe recht füglid ber 
Cognition der Ortsobrigkeit anheimgeſtellt werben koͤnnen, 

fo fchlägt fie vor: 

a) den Eingang von $. 7 fo zu faffen: 
„Eine Gonceffion der Ortsobrigkeit ift er 
forderlich” u. ſ. w.; 
b) zwiſchen Punkt 4 und 5 des Entwurfs die Worte 
einzufchalten: 
„Einer Gonceffion der höheren Regierungsbehörbe 
bedarf es”; 


deögleichen & 
©) zwifhen Punkt 6 und 7 des Entwurfs die Worte 
—— 
Rur mit Conceſſion des Finanzminiſteriums 
endlich darf betrieben werben“, 
Demnaͤchſt beantragt die Deputation: 
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4) im Punkte 2 des Entwurfes fatt Gaſtwirthſchaf 
ten" zu feßen: „Gafthöfen“, melde Veränderung 
einer befonderen Rechtfertigung bedarf, . 

und eine Minorität der Deputation (Hennig, v. Zchmen 
und Pfotenhauer) ſchlagt außerdem noch vor: 

©) daß dem Punkte 2 die Worte: „nicht, minder zum 
Verkaufe von Bier, Wein, Branntwein oder ande: 
ten Spirituofen unter einer halben Kanne” hinzu: 
gefügt werden und daß dagegen die Streihung ded 
dritten Abfages in $. 34 Seite 9% der Vorlage 
erfolge, \ 

wogegen die Majvrität (v. Schönfels, Dr. Koh, Freiherr 
dv. riefen und Referent) 
die Ablehnung diefes Zuſatzes und nur eine Aender 
zung des britfen Abfages in $. 34 dahin empfiehlt, 
daß die Worte Seite 92: 3 
„in unverfchloffenen Gefäßen unter einer halben 
Kanne” 
umgewandelt werden in bie Worte: 
„sum fofortigen Genuffe in feinem Local.” 


Zum Verſtaͤndnig diefer Anträge iſt auf $. 34 Abſatz 
3 zu verweifen, wofelbft es heißt: 

„Dieſe Strafe ift insbefondere verwirkt von Jedem, 
welcher, ohne eine Schankconceifion zu befigen, Bier, Wein, 
Branntwein oder andere Spitituofen in unverfchloffenen 
Gefäßen unter einer halben Kanne verkauft.” 

Durch diefe Beftimmung werben, zugleich bie zeitheris 
gen Vorfhriften über den Branntweinverfauf abgeändert 
und von Neuem regulirt. Während nämlich zeither nad 
der Generalverordnung vom 21. Zuni 1793 und dem Mans 
date vom 5. Zanuar 1826 den Befigern von Brennereien 
und den Kaufleuten verboten war, Branntwein unter ber 
Dresbnner Kanne IM verfaufen, der Detailverkauf vielmehr 
nur den Schänkwirthen zuftand, woruͤber ſich einerfeits die 
Schäntwirthe beflagten und größere Beichränfung der Kaufe 
leute verlangten, 

Landtagsmittheilungen von 1857/58, Erſte Kammer, 
1. Bd. ©. 657, 

andererfeitd fich die Kaufleute beeinträchtigt erachteten und 
um Ausdehnung baten, 

Landtagsmittheilungen von 1850/51, Erſte Kammer, 
nn ©. — a ö 

andtagsmittheilungen von 1851/52, Zweite Kams 
mer, 2. Bd. ©. 1348, 
ſoll nunmehr nach dem neuen Geſetze der Verkauf von 
Bier, Wein, Branntwein und anderen Spirituofen in 
unverſchloſſenen Gefäßen in halben Kannen und darüber 
völlig freigegeben, unter ber halben Kanne aber nur den 
Inhabern von Schankconceffionen geftattet fein, 

Iſt nun auch die Deputation mit, Rüdfiht auf den 
Umftand, daß erfahrungsmäßig das zeitherige Verbot trog 
mehtfacher Einfchärfungen Seiten der Regierungsbehörden 
an den verfchiedenen Orten fehr verfchieden gehandhabt und 
felbft bei ſtrenger Ueberwachung vielfach: umgangen worden 
iſt, damit einverſtanden, daß eine Erweiterung. eintrete, fo 
gt doch dieſe letztere nicht weit genug, um ber Anficht der 

. Deputation zu entfpredhen. Denn nach ber Beftimmung des 
Entwurfes bleibt nicht nur biefelbe ſchwierige Handhabung 
für die Behörden übrig, welche bisher. beftanben hat, fon 
dern es wird aud) der Fall nicht getroffen, wenn Jemand 
eine halbe Kanne Branntwein oder darüber im Kaufladen 





entnimmt und felbigen daſelbſt nad und nad zu ſich 
nimmt. Da aber der Hauptübelſtand, welchem abzuhelfen 
ift, darin befteht, daß in den Kaufldden, Deftilationsloca, 
Ien und Brennereien Spivituofen zum unmittelbaren 
Genuffe verfauft werden, was dem Gäftefeen gleich zu 
achten ift, fo haben fich die unterzeichnete Deputation und 
die Mehrheit der-jenfeitigen Deputation bahin geeinigt, bag 
der Verkauf der fraglichen Getränke über die Gafie ohne 
Unterfchied des Maafes völlig freizugeben und nur der 
Verkauf in den Verfaufslocalen zum unmittelbaren Genuffe 
zu verbieten fei. 

Bon diefer Vereinbarung ift fpäter die obengenannte 
Minorität (Hennig, v. Zehmen, Pfotenhauer) um de 
willen zurüdgetreren, weil es ihr nach nochmaliger Erd 
gung am angemeffenften erfcheint, den Cinzelverfauf der in 
Rede ſtehenden Getränfe unter die onceffionsgewerbe über 
haupt zu fielen, wodurch je nach Bebürfniß des Drtes 
x Behörde die entfprehende Regulirung eintreten iaſſen 
ann. 

Die Mojorität dagegen beharrt bei ihrer gleich Anfangs 
gewonnenen und in der obenerwähnten Bereinbarung wies 
derzufindenden Anſicht. Sie thut dies, weil die Conceſ⸗ 
fionsgewerbe nach dem Sinne und Geifte des Entwurfes 
überhaupt auf das nothiwendigfte Maaß —A— 
find, weil ferner bei Annahme des Minoritdtsantrogs bie 
verfhiedenartigfte Handhabung je nach der Anficht der Con⸗ 
ceffion$behörde über dieſen Punkt entftehen wird und weil 
insbefondere durch das Minoritätövotum Fein Verbot wider 
das Gäftefägen in den Verkaufslocalen garantirt wird. 

Die Majorität erfucht daher die Kammer: 

den Vorſchlag der Minorität abzulehnen und bar 
gegen den Majoritätsantrag zu Abjag 3 ded $. 34 an- 
zunehmen. 

Der Here koͤnigliche Commiffar ift mit dem Majorie 
tätsantrage einverflanden. 

Demnaͤchſt glaubt die Deputation, daß die in $. 7 
unter 3 genannten Fecht und Neitanftalten unbedenklich 
den freien Gewerben zugewiefen werben koͤnnen, da außer 
‚dem auch der Tanzunterricht mit eingereiht werden müßtt, 
Towie dag die Zurn«, Schwimm- und Badeanftalten nach 
$. 12 zu den ortöpolizeilih zu regulirenden Bewerben zu 
verweifen feien, und empfiehlt daher : 

N) den Punkt 3 von $.7 ganz in Wegfall zu bringen. 
Dagegen vermißte die Deputation in Punkt 4, mo 
bie Pfanpleiher aufgezählt find, die Pfandvermittler, vb 
foldje Perfonen, welche für den Pfandeigenthlimmer das Ber 
pfändungögefchäft. bei den Leihhäufern, gegen Bezahlung 
diefer Dienfleiftung beforgen. Diefe möchten, wenn fie eit 
förmliches Gewerbe darand machen, der, obrigkeitlichen Au 
fit umfomeht unterftellt werden, als in den Städten, N} 
fon zeither Pfandvermittler aufgetreten find, erfahrun + 
mäßig das Publikum nicht felten Ubertheuert ober fonft Hi 
nachtbeifigt worden ift. Sol, wenn;z. B. ber Dane 
mittler den Leihhausfchein an den Pfandverfeher nicht 4 
auögiebt, auf benfelben fir fich Geld borgt oder fonft be 
mit widerrechtlich verfährt, ber lebtere, um ben Zur 4 
ſung des Pfandes noͤthigen Schein . befommen, „ge, 
den exfteren bei der Quftigbehörde Klage anftelen? 


&nnte fehr leicht Tommen, dap während des Procefied bad 
Band ben Kehhaufe ef, Semche fi) nun arm N 
Seihhäufer Bedenken überhaupt aufftellen Laffen, umlonı“ 
ift darauf zu fehen, daß fie zu möglichft geringen 
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theilen führen und es find daher auch Diejenigen, welche 
das Pfandvermittlungsgeſchaͤft bei diefen Anftalten als Ger 
werbe betreiben, obrigteitlich zu beauffichtigen. Deshalb 
empfiehlt die Deputation: 

g) unter Nummer 4 nach dem Worte: „Pfandleiher” 

dad Wort: 

„Pfandvermittier” 

einzufchalten. 

Weiter ift zu bemerken, daß der Verkauf und die Ans 
fertigung von Feuerwerksmaierialien hier um beswillen nicht 
aufgezählt worden find, weil darüber die befondere Verord⸗ 
nung vom 12. December 1856 vorhanden ift, welche fort» 
beftehen fol. Die Deputation hat in diefer Hinfiht nur 
den Wunſch audzufprechen, daß diefe in der praftifchen 
Anwendung zu vielfachen Zweifeln Beranlafjung gebende 
Verordnung einer Rebifion unterworfen und auf dad moͤg⸗ 
lichſt geringe Maaß der Beſchraͤnkung zuruͤckgefuͤhrt werden 
möge, P 
Indem nun die Deputation die Annahme des $. 7 
mit den unter a biö g Se Mobdificationen der 
Kammer empfiehlt, ift noch eines Wunſches und Antrages 
zu gedenken, weichen die Deputation der Zweiten Kammer 
ur Aufnahme in die ftändifche Schrift vorzufchlagen ber 
Ntoffen hat. Es foll nämlich der Wuͤnſch: 

„daß fo wichtige Gewerbe, wie der Buch und 
Kunfigandel, das Antiquariatögefhäft und Bud» und 
Steindrudtereien, auf die Dauer von ber Gewerbefreiheit 
nicht ausgefchloffen bleiben möchten”, 

ausgefprochen und der Antrag beigefügt werden: 

„daß, infoweit die Bundeöbefchlüffe der Erfüllung 
dieſes Wunfches zur Zeit entgegenftehen, die hohe Staats⸗ 
vegierung auf deren Befeitigung hinwirken möge.” 

Bar nun auch ſchon früher von einem Mitgliede ber 
unterzeichneten Deputation (Dr. Koch) ein ähnlicher Antra, 
eingebracht worden, für welchen fich anfänglich wenig Nei: 
gung zeigte, fo hat ſich doch bei Später flattgefundenen 
Gemeinthaftlihen Deputationsberathungen die Majorität 
(d. Schönfeld, Dr. Ko, Pfotenhauer, Hennig und Re 
ferent) dem jenfeitigen Vorfchlage angeichloffen. Sie that 
dies haupıfächich mit Rüdfiht darauf, daß Präventivs 
maaßtegeln, da fie geaen die Vreffe felbft für unzuläffig er⸗ 
art find, folgerichtig auch nicht gegen die Vermittler der 
Preerzeugnifle nothwendig bedingt werden und daß, wenn 
XAusfepreitungen Seiten der Preßvermittler vorkommen, bie 
Strafgefege und in Wiederpolungsfällen die Entziehung der 
Gerwerbeberechtigung ($. 35 det Vorlage) vor weiterem 
Mißbrauche — Die Majoritaͤt empfiehlt daher der 
Kammer: J ud 
dem erwähnten Vorſchlage ber jenfeitigen Deputation 

beizutreten, 

Die Minorität (Freiherr d. Frieſen und ws Behmen) 
hat fic dagegen dieſem Antrage nicht anfchließen fönnen. 
Der Dinorität hätte es Überhaupt angemeffener erſcheinen 
wollen, wenn der vorerwähnte Antrag. bei der Tragweite, 
die er hat, nicht ſowohl nebenbet.bei der Gewerbeordnung 
geftelt, fondern als felbftändiger-Antrag in die Kam- 
mer eingebratht worden ‚wäre. Der Antrag verlangt keines⸗ 
wegs eine Lenderung der Gewerbeordnung in $. 7, er ift, 
wie die Majorität zugeben wird, nicht einmal durch Vor⸗ 
gänge in Sachfen veranlaßtz die gewerblichen Intereffen, 
die hier einfchlagen, find entſchieden ‚untergeorbneter Natur, 


während die politifchen Beziehungen in den Vordergrund 
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treten. Die Minorität Tann daher in ihm nur eine Ab⸗ 
ſchweifung von der Vorlage fehen, geeignet, die Berhand- 
lungen auf ein ihr gänzlich fremdes el zu verfegen. 
Schon aus diefem Grunde hat ihn die Minorität nicht 
empfehlen können. Der Antrag der Majorität, in fo ber 
ſcheidener Form er auch übrigens eingekleibet ift, geht, wenn 
man ben Kern von feiner Schale entkleidet, auf nichtd Ans 
deres hinaus, ald auf eine Miederumgeftaltung unferer nur 
erft vor wenigen Jahren nach Tangjäbrigen mühfamen Vers 
handlungen umd auf vielfeitiges Andrängen für alle deut⸗ 
chen Bundesftaaten endlich gemeinschaftlich durch Bun⸗ 
deögefeg geordneten Gefeßgebung über die Preffe. Cr greift, 
wenn er überhaupt Folge haben follte, die allgemeine deuts 
ſche Preßgeſetzgebung wieder in einer ihrer Grundlagen an 
und würde fonad und ganz wieder auf ben Anfang ber 
Verhandlungen fiber die Preſſe innerhalb ber deutfchen Buns 
beöftaaten und in die der Preffe und dem Buchhandel nach» 
theiligften Schwankungen, wie vor 10 Jahren, zurüds 
werfen, 

Er ift direct darauf geriätet, ‚die dur) $.2 des Bune 
beöbefchluffes vom 6. Juli 1854 feftgeftellte Beſchraͤnkung, 
daß zu Ausübung des Gewerbes eines Buch» oder Stein: 
druderd, Buche oder Kunfthändlerd eine obrigkeitliche Con⸗ 
ceffton erforderlich fei, wieder zu befeitigen und dieſe Ge⸗ 
werbe unter die freien Gewerbe zu ftellen. Faͤllt dies Cont 
eeffionsrecht der Obrigkeit, fo fällt fomit auch das ni 
der Regierungsbehörde, unabhängig von der Suftügbeh de, 
nad) wieberholten vergeblichen Verwarnungen als aͤußerſtes 
Mittel die Gonceffion wieder einzuziehen, da mo die bes 
treffenden Gewerbtreibenden fie hanrlich zu Verbreitung 
von frafbaren, inöbefondere ftaatögefäprlihen Drudfchriften 
mißbrauchen. 

Die Minorität der Deputation hat ſich mit bem ber 
zeichneten Antrage der Majorltät niet befrelunben fönnen, 

1) weil fie nicht biligen kann, daß ein mühfam genug 

u Stande gebrachtes Stud gemeinfamer beutfcher 

efeßgebung kaum nach feinem Zuftandebringen 
ohne gegenwärtige dringende Weranlaffung glei) 
wieder in Frage geftellt werde; 

2) weil fie, am wenigften in jegiger gefahrdrohender 
Beit — der politiſchen Lage Deuiſchlands und 
der Möglichkeit baldiger Kriegsrreigniffe für ange 

meſſen erachten Fann, die Befugnifie der Regierung 
in Beziehung auf den Verkehr mit Druderzeugniffen 
beſchraͤnken zu wollen; und fie 

3) die genligende Wirkfamteit eines Schutzes gm den 

Mißbrauch der buchhändlerifchen und Drudereis 
Gewerbe durch Einfchreiten der Juſtizbehoͤrden, auch 
wenn $. 35 ber, Vorlage unveränderte Annahme 
finden follte, bezweifeln muß, 

„ Gegenüber der Möglichkeit des Mipbrauches der Preffe 
bei umbedingter Gewerbes und Preßfreiheit erfcheint ihr die 
Möglichkeit. des Mißbrauches des ohnehin fehr befchränkten 
Gonceffiondentziehungsrechtes Seiten der Regierung bie ges 
tingere Gefahr, umfomehr ald gegen einen ſolchen unfere 
Berfaffungsverhältniffe genugende Gegenmittel an die Hand 
geben. 

Die Minorität der Deputation kann Daher der geehr⸗ 
ten Kammer nur anrathen, den Beitritt zu dem von der 
Majoritätz der Deputation empfohlenen Antrage abzu⸗ 
Ichnen. 
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Im Nachbericht heißt es: 


Bu $. 7. 

Der Vorſchlag der dieffeitigen Minorität (Hennig, 
v. Zehmen, Pfotenhauer) zu Punkt 2 des $..7, wie er im 
Hauptberichte Seite 25 veferirt worden iſt und welcher 
dahin geht, die Worte: „nicht minder zum Verkaufe von 
Bier, Wein, Branntwein oder andern Spirituofen unter 
einer halben Kanne” beizufügen, ift in der Zweiten Kammer 
nicht angenommen, vielmehr ift die Anficht der dieffeitigen 
Majoritet (v. Schönfels, Dr. Koch, Freihett v. Sriefen 
und Referent) zum Beſchluſſe erhoben worden, fo daß bei 
Punkt 2-5. 7 Nichts über den Verkauf von Wein, Brannts 
wein 2c, beigefügt und der Abſ. 3 des $. 34 fo gefaßt wird: 

„Diefe Strafe ift insbefondere verwirkt von Jedem, 
welcher, ohne eine Schankconceffion zu befigen, Bier, Wein, 
Branntwein oder andere Spirituofen zum fofortigen Ge 
nuffe in feinem Locale verkauft.” . 

Die, bieffeitige Minorität bleibt deſſenungeachtet bei 
ihrem früheren Votum fiehen, was auch die Majorität, 
durch den jenfeitigen Kammerbefhluß und die oben unter 
I, 20 genannte Petition beftärkt, hinfichtlich ihres Wors 
ſchlages thut. 

Je nach dem Beſchluſſe der Kammer wird ſich dieſe 
Baden entweber erledigen oder fie wird auf ſich beruhen 
müffen. 
Die Zweite Kammer hat ferner dem dieffeitigen Ma« 
joritaͤtsvorſchlag entſprechend einftimmig befchloffen: 

in ber ftändifchen, Schrift den Wunfch auszufprechen : 

daß fo wichtige Gewerbe, wie der Buch» und 
Kunfthandel, dad Antiquariatögefchäft und Buchs 
und Steindrudereien auf die Dauer von ber Ge: 
werbefreiheit nicht audgefchloffen bleiben möchten, 

und ben Antrag beizufügen: 

daß, injoweit die Bundeöbefchlüffe der Er⸗ 
fülung dieſes Wunfches zur Zeit entgegenftehen, 
die hohe Staatöregierung auf deren Befeitigung 
hinwirken möge. 

Die Minorität der unterzeichneten Deputation (Freis 
herr v. Frieſen und v. Zehmen) kann a auch ET 
nicht den — fie rathet vielmehr, auf die 
in dem Hauptberichte niedergelegten Gründe ſich ftügend, 
die Ablehnung dieſes Antrages an. Die Majorität dagegen 


1pfiehlt: 
den Beitritt zum Befchluffe der Zweiten Kammer. 
Wird dies befchloffen, fo erledigen fich die Petitionen 
unter I, 6 und 21. 


Präfident v. Schönfels: Es wide nun die Discuſ⸗ 
fion über den ſoeben vorgetragenen $. 7 und die dazu ge⸗ 
hoͤrigen Anträge zu eröffnen fein und ic) habe zu erwar« 
ten, ob Jemand das Wort zu ergreifen wuͤnſcht — Herr 
Bürgermeifter Hennig! . 


Bürgermeifter Hennig: Wie fchon im Berichte ans 
gedeutet worben iſt, hat es mit der zeitherigen Geſetzgebung 
über den Verkauf von Spirituoſen folgende Bewandtnig. 
Der Verkauf von Spirituofen unter 1 Kanne war zeither 
nur den Schaͤnkwirthen geſtattet, während allen übrigen 
Gewerbtreibenden, Kaufleuten u. f. w. der Verkauf im 


liothek 
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Einzelnen «unterfagt war. Diefes Verbot hat an vieler 
Orten zu großen Unzuträglickeiten geführt, weil es bei dem 
verfchiedenen Verhältnifjen der betreffenden Orte nicht paßte, 
Die Behörden waren gar nicht im Stande, das Verbot 
aufrecht zu erhalten; denn es wurbe auf die verſchiedenſte 
Weiſe umgangen. Um dieſen Uebelftänden abzuhelfen, hat 
die Majorität den Vorſchlag gemacht, daß der Verkauf 
von Spirituofen allgemein freigegeben werde und dag nur 
das Gäftefegen der Beſchraͤnkung unterworfen werde, daf 
nur die mit Conceſſion verfehenen Schänfwirthe dazu 
berechtigt fein follen. Jedenfalls hat der Vorſchlag der 
Majorität im Verhaͤltniß zur zeitherigen Geſetzgebung einen 
großen Vorzug; allein es feheint doch der Minorität, als 
ob die Majorität hierbei einen zu großen Sprung gemacht 
hätte, infofern fie den Verkauf von Spirituofen auf eins 
mal völlig frei geben wil. Wird nämlich der Verkauf, 
völlig frei gegeben, fo fürchte ich, daß man an manden 
Orten über das Beduͤrfniß hinausgehen werde; es werden 
fi) eine Menge dergleichen Verkaufslaͤden etabliren, und 
namentlich glaube ich, daß der Verkauf von Spirituofen 
vielfach al bloſes Nebengewerbe getrieben werben wird; es 
werden fi) namentlich die Höfer und Bictualienhänbler 
den Verkauf von Spiritwofen zulegen und wenn fie au 
Anfangs nicht Gäfte fegen, fondern nur tiber die Gaſſe 
verkaufen, fo wird doch das Gäftefegen ſich nach und nad) 
einfchleichen und der Behörde wird es fehwer werden, hin 
ter die Uebertretungen des Geſetzes zu kommen, weil bad 
Gäftefegen im gefchloffenen Räumen gefchieht, die der Con , 
trofe nicht fo zugänglich find. Die Minorität if deshalb 
anderer Anfiht und glaubt, daß es zwedmäßig fei, wenn 
man hier einen Mittelweg einfchlägt und dies glaubt fie 
zu erreichen, wenn der Verfauf von Spirituofen unter die — 
Eonceffionsgewerbe aufgenommen wird. Das hat den 
Vortheil, daß dann die Angelegenheit an jedem Orte ger 
tegelt werben kann nach Bebürfniß, d. b. bie Obrigkeit 
wird, Conceffionen geben, fo weit und fo lange es das Be 
dürfniß erheifcht, oder aber die Gonceffion abfehlagen, wenn 
nach ihrer Anficht dem Beduͤrfniſſe ſchon genigt iſtz denn 
die Verhältniffe der verſchiedenen Orte find in dieſer Ber 
stehung zu verfchieben, als daß diefe Angelegenheit durch 
Sefeg, gewiffermangen nach einer Ghablone fih regelt 
laffe, jedenfalls wird es beffer fein, wenn man Tocalftatus 
tatiſche Einrichtungen trifft und dies wird man erreichen, 
werm wir die Beftimmung mit unter bie Gonceffionägerwerde 
aufnehmen. Es liegt aber auch nach meiner Anficht hier 
wieber ein Fall vor, wo wir beffer tum, wenn wir MI t 
gar zu weit gehen auf einmal, ſondern noch einige Be 
ſchrantung beibehalten. Sollte es ſich fpäter Serausfelet 
daß die Gonteffion in diefem Punkte nicht zwedmäßig In 
fo wird feine Störung eintreten in ber Sache, wenn ſy si 
das Conceffionswefen wieder aufgehoben und der — 
von Spirituoſen freigegeben wirdz geben wir aber jett 
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ſchon diefen Verkauf frei, und überzeugen uns dann, daß 
es nicht zwedmäßig war, fo fönnen wir fpäter die Conceſ⸗ 
fionen auf keinen Fall einführen, weil Diejenigen, die ſich 
bis dahin bereits mit folchen Geſchaͤften erablirt Haben, von 
der befchränfenden Beſtimmung nicht getroffen werden Föns 
nen, fondern ihr Gewerbe nach wie vor forttreiben werben. 
Ich möchte mich alfo dahin verwenden, daß die Kammer 
dem Vorfchlage der Minorität beiträte, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand weiter das Wort zu haben wünfht? — Her 
Commiffar! 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Ich möchte nur 
für den Fall, daß ſich die geehrte Kammer für den Antrag, 
der foeben durch den Herrn Bürgermeifter Hennig bevor« 
wortet wurde, erklären follte, auf einen Punkt aufmerkſam 
machen. Nämlich) es ift in dem Vorſchlage gefagt, es folle 
Gonceffion nöthig fein für den Verkauf von Bier u. f. w. 
unter % Kanne, aber es ift da wohl auf die Eigenthüm ⸗ 
Tichkeit des VBierbetailverfaufs nicht genug Rüdficht genom⸗ 
men; denn Bier unter % Kanne wird wohl ſchwerlich Ger 
genftand des Detailverfaufs werden tönnen. Es ift alfo 
dann gefagt, daß der Bierverkauf zu * Kanne und über 
24 Kanne frei ift, feiner Conceffion bedarf; ed wird alfo 
dazu gar feiner Erlaubniß bedürfen, dad Bier % Kannen 
weife zu verkaufen. Wie fie babei nachher mit der Schant- 
conceffion ausfommen wollen, ift mir fehr zweifelhaft; denn 
das Wefentliche eines Bierſchankes befteht eben im Verkaufe 
des Biered von % Kanne an. Die halbe Kanne ift die 
Hauptgröße, in welcher der Bierſchank auögelibt wird. Sie 
erlauben dann jedem Kaufmann, das Bier zu % Kanne 
zu verkaufen, ohne daß er ber Conceſſion bedarf. Der 
Zweifei entficht nun, ob er einer Schanktonceffion bedarf? 
Die ganze Sicperheit der Controle beftcht alfo dann nur 
darin, ob wir den Leuten erlauben, in feinem Locale dad 
Bier zu genießen; denn barin wäre noch der einzige Unters 
fhied zwifchen dem eigentlichen Ausſchaͤnken und dem bloßen 
Verkauf. Wir fommen alfo immer wieber darauf, daß 
man den Antrag der Minorität nicht zweckmaͤßig erachten 
kann; denn auch dadurch wird das ganze Entſcheidungs · 
moment geſetzt auf den Genuß im Locale ſelbſt. Ich mache 
auch darauf aufmerffam, daß dasjenige, was man für das 
Bier vermeiden will, in Bezug auf. den Branntwein durch 
den Antrag nicht erreicht wird. . 





Präfident v. Schönfels: Herr Landesbeftallter Hem- 
pelz vorher zur Wiberlegung Herr Bürgermeifter Hennig! 


Bürgermeifter Hennig: Ich glaube, daß ber Sal, 
dag Jemand Gonceffion nachſucht, um Bier unter einer 
halben Kanne zu verfhänten, ſchwerlich vorfommen wird, 
über eine halbe Kanne kann er verkaufen; der Unterfchied 
bleibt, daß der Schänkwirth nur allein das Recht hat, 
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Säfte zu feßen, der Kaufmann aber, wenn er Bier ohne 
Goncefion verkauft, Gäfe nicht ſeben darf. Das wird 
aber, weil der Fall nur fehr felten vorfommen wird, fehr 
leicht Obrigfeitöwegen zu controliren fein. 


Landeöbeftallter Hempel: Ich Tann mich gleichfalls 
nicht- mit dem Gutachten der Minorität und den Anfichten, 
die der Herr Bürgermeifter Hennig entwicelt hat, einvere 
ftanden erflären. Der legtgebachte Sprecher hat felbft her» 
vorgehoben, daß die zeitherige Gefeßgebung in Bezug auf 
den Verkauf von Branntwein fi nicht als recht praktiſch 
bewährt habe. Nun ift aber in ber That gar Fein befon» 
ders wefentlicher Unterſchied zwifchen der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung und dem, was die Minorität mil. Denn ber 
Einzelverkauf von Branntwein und andern Spirituofen ift 
entweder Verkauf Über die Gaſſe oder Verkauf zum ſofor⸗ 
tigen Genuffe an Ort und Stelle. Letzteres iſt Schank 
und biefer ift jegt bereits als Gonceffionsgewerbe betrachtet 
worden und foll auch nad) dem Entwurf ferner ald Con⸗ 
ceſſionsgewerbe behandelt werben. CS handelt ſich mithin 
nur um den Ginzelverfauf über die Gaffe. In Bezug 
hierauf fol num nad) dem Vorfchlag der Minorität beſtimmt 
werden, baß ber Verkauf unter einer halben Kanne ohne 
befonders hierzu erlangter Conceſſion nicht geſtattet fei. 
Hierdurch wird das Unpraktiſche der dermaligen Beſtim⸗ 
mung, wornach den Befigern von Brennereien und Kaufs 
leuten Branntwein unter einer Dresdner Kanne zu ver« 
Kaufen verboten war, nicht befeitigt, vielmehr nur dem Bes 
fiehenden gegenüber bie Quantität des verfauft werdenden 
Branntweins anders normirt, naͤmlich ftatt einer Kanne 
eine halbe Kanne gefegt. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint, ald ob Niemand 
weiter dad Wort verlangt und ift dies der Fall, fo würde 
ich in der Lage fein, die Debatte ſchließen zu Finnen. ' 


Hoftath Dr. Hänel: Im Deputationdberichte Seite 27 
iſt gefagt: 

„Demnächft glaubt die Deputation, daß bie in $ g 
unter 3 genannten Fecht« und Neitanftalten unbedenklich, 
den freien Gewerben zugewiefen werben koͤnnen.“ 

In Bezug auf die Fechtanſtalten möchte ich mir jedoch 
erlauben, anzurathen, daß biefer Antrag, wenigftend foweit 
ex die Univerfität betrifft, nicht angenommen werde. Es 
gab eine gewifle Zeit, in welcher das Fechten und bezier 
hendlich der Unterricht im Fechten an ber Univerfität voͤllig 
freigegeben war. Es zog dies aber fehr traurige „Zolgen 
nach fi und ift deshalb die Einrichtung getroffen worden, 
daß die Univerfität einen conceffionirten Fechtmeiſter habe, 
bei welchem die Stubirenden angewiefen find, Unterricht zu 
nehmen; bei feinem anderen. Dadurch find jene traus 
tigen Folgen groͤßtentheils befeitigt worden. In dieſer 
Beziehung kann id) alſo dem Antrage der Deputation nicht 
beiftimmen. 
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Königl, Commiffer Dr. Weinlig: Ich glaube nicht, 
daß die vorgefchlagene Beftimmung, wonach die Fechtan ⸗ 
falten den freien Gewerben zugeriefen werben, mit ben 
für bie Univerfität geltenden Disciplinarbeftimmungen in 
wefentliche Gollifion kommen werde. Es wird immer Sache 
der Univerfitätöbehörden fein, den Univerfitätsbürgern, die 
einer befondern Disciplinargewalt unterliegen, zu unters 
fagen, ihrerfeits von einem andern Fechtmeifter ald dem 
von der Univerfität angeſtellten Gebrauh zu machen. 
Dies würde durch bie vorliegende Beftimmung nicht gehins 
dert werden. Man braucht eben deshalb durchaus nicht 
einen andern Fechtmeifter zu behindern, für Leute, bie 
Nichtſtudirende find, Fechtunterricht zu ertheilen. Die 
Univerfität hat es in ihrer Gewalt, den Stubirenden zu 
unterfagen, daß fie irgend anderswo Unterricht nehmen, 
als bei der Fechtanftalt der Univerfität. Es wird alfo 
nicht nöthig fein, den Antrag der Deputation zu verwer- 
fen, um ber Univerfität ihre Disciplinargewalt zu fichern. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint nicht, daß noch 
Jemand das Wort begehrt; ich fehließe daher bie Debatte 
und gebe dem Heren Weferenten das Schlußwort. Es 
wird barauf verzichtet. — Ich wende mich daher zur Ab» 
ſtimmung. Es handelt ſich bei $. 7 um vier Anträge, 
welche von der Gefammtdeputation empfohlen werden. 
Es ift dies zunaͤchſt der Vorſchlag der Deputation, welcher 
fi) auf Seite 25 unter a befindet und dahin geht, den 
Eingang von $. 7 fo zu, fallen: „ine Gonceffion der 
Ortsobrigkeit ift erforderlih” u. f. w., während es im 
Entwurfe heißt: „Eine Gonceffion ber Berwaltungsbehörden 
iſt erforderlich” u. ſ. w. Ich frage, ob die Kammer 
diefen Antrag ihrer Deputation gutheißt? — 
Einftimmig Ja. 

Ferner fchlägt die Deputation vor, zwiſchen Punkt 4 
und 5 des Entwurfs die Worte einzufchalten: „Einer 
Conceffion ber Höhern Regierungsbehörbe bedarf e3", Ich 
frage auch hier, ob die Kammer diefem Antrage 
ihrer Deputation beipflictet? — Einfimmig Ja. 

Die Deputation -trägt. weiter darauf an, zwiſchen 
Punkt 6 und 7 des Entwurfs die Worte einzufcieben: 
‚Mur mit Conceffion des Finanzminifteriums endlich darf 
beteieben werden“, Ich frage, ob die Kammer au 
hierin mit ihrer Deputation einverftanden if? — 
Einftimmig Ja, 

Die Deputation trägt ferner darauf an, daß im 
Punkte-⸗ 2 des Entwurfes flat: „Saftwirthfchaften” zu 
fetzen ſei: „Gafthöfe”. Ich frage, ob die Kammer fi 
hierin mit ihrer Deputation einverftanden er- 
tlären will? — Einflimmig Sa. 

— Ich komme nun zu dem Punkte in dem Berichte, wo 
die Deputation ſich ſpaltet und eine Majorität und Minos 
zität auftritt, Die Minorität ſchlaͤgt nämli vor, daß 
dem Punkte 2 die Worte: ; 
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„Nicht minder zum Verkauf von Bier, Mein, 
Branntwein oder anderen Spirituofen unter einer hal: 
ben Kanne“, 

beigefügt werden folen und daß dagegen bie Streichung 
des dritten Abſatzes in 8. 34 Seite 92 der Vorlage er⸗ 
folge. — Die Majorität iſt gegen biefe Einſchaltung und 
empfiehlt nur, daß die Worte des dritten Abfages in 
$. 34: „In unverfehloffenen Gefäßen unter einer halben 
Kanne”, umgewandelt werben in die Worte: „Zum fofor« 
tigen Genuffe in feinem Locale“. — Es würde nun zu⸗ 
nächft die Frage auf den Antrag der Minorität zu richten 
fein, auf den Zufag zu Punft 2 des $. 7 und auf Strei⸗ 
Hung des dritten Abfages in $. 34 der Geſetzvorlage. 
Ich frage nun, ob bie Kammer in diefer Beziehung 
fid mit dem Antrage der Minorität ihrer Depu⸗ 
tation einverftehen will? — Mit 24 gegen 10 Stims 
men ift der Antrag der Minorität abgelehnt. 

Es kommt nun ferner der Antrag auf Seite 377 des 
Nachberichted zur Abftimmung, welcher von der Majorität 
unferer Deputarion geftelt worden ift und bereit in ber 
Zweiten Kammer Annahme gefunden hat. Danach wird 
Abſatz 3 des $. 34 fo gefaßt werden, wie auf Seite 377 
des Nachberichtes zu erfehen ift: 

„Diefe Strafe ift insbeſondere verwirkt von Jedem, 
welcher, ohne eine Schanfconceifion zu befigen, Bier, 
Wein, Branntwein oder andere Spirituofen zum fofortis 
gen Genug in feinem Locale verkauft.” 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage beis 
tritt? — Einftimmig Ja. 

Es trägt nun die Deputation darauf an, den Punkt 3 
de3 6. 7 ganz in Wegfall zu bringen. X& frage, od 
die Kammer diefem Antrage ber Deputation bei 
tritt? — Gegen 1 Stimme angenommen. 

Ich komme num zu dem Vorfchlage der Deputation, 
wie er im Hauptberichte auf Seite 28 unter g ſich vor 
findet. Die Deputation empfiehlt da, unter Nummer 4 
nach dem Worte: „Pfandleiher"" das Wort: „Pfanbvermittler 
einzuſchalten. Ich frage, ob die Kammer ſich mit 
diefem Antrage ihrer Deputation einverfichen 
will? — Einfimmig Ja. 

Dies find die Vorſchlaͤge und refp. Anträge der Depu⸗ 
tation, die num von der Kammer angenommen worden 
find. Ic) Habe nun nur noch die Frage auf den $. 7 mit 
den beſchloſſenen Abänderungen zu richten und fragt, od 
die Kammer mit den befiploffenen Modificatios 
nen den &. 7 anzunehmen gemeint in? — Ein 
fimmig Ja. 

Ich komme num zu einem Antrage ber Majorität un 
ferer Deputation, welcher in der ftändifchen Schrift Aufr 
nahme finden ſoll und in ber Bweiten Sammer bereits = 
mahme gefunden hat. Cr befindet ſich auf Selte 378 de 
Nachberichtes und lautet: 
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„ba fo wichtige Gewerbe, wie der Buche und 
Kunftbandel, das Antiquariatsgefhäft und Bud- und 
Steindrudereien auf die Dauer von der Gewerbefreiheit 
ausgefchloffen bleiben möchten und 

& daß, infoweit die Bundesbefhlüffe der Erfüllung 
diefes Wunſches zur Zeit entgegenftehen, die hohe Staats: 
tegierung auf deren Befeitigung hinwirfen mögen.“ 

Die Minorität ihrer Deputation hingegen empfiehlt 
diefen Antrag nicht, fondern wuͤnſcht, daß berfelbe abge- 
lehnt werde. Ich frage, ob die Kammer diefem Ans 
trage, wie ich ihn foeben verlefen habe, beizutreten ges 
meint iſt? — Mit 21 gegen 13 Stimmen ift diefer Antrag 
angenommen. 

Ich werde nunmehr noch bie Kammer darüber zu ber 
fragen haben, ob fie unter den nunmehrigen Umftänden, die 
unter 120 genannte Petition für erledigt erachtet? — Ein- 
fimmig Ia. 

Freiherr v. Weld: Ich glaubte, es wuͤrde ſchon die 
Abftintmung über den ganzen Paragraphen vorgenommen 
werben und da würde ic mir vorher bie Anfrage erlauben, 
ob ſchon über den Wunſch der Deputation abgeftimmt wor⸗ 
den ift, welcher auf Seite 28 des Hauptberichtes verzeichnet 
ift und fo lautet: 

Die Deputation hat in diefer Hinfiht nur den 
Wunfh auszufprechen, daß diefe in der praktifchen Ans 
wendung zu vielfahen Zweifeln Veranlaffung gebende- 
Verordnung einer Revifion unterworfen und auf bad 
moͤglichſt geringe Maaß der Beihräntung zurückgeführt 

werden möge.” 


Präfident v. Schönfeld: Won ber Deputation iſt 


fein. Antrag hierauf geftellt worden und deshalb konnte 
auch feine Frage darauf bei der Abflimmung geftellt werden; 


aber über die Annahme des $. 7 mit den befchloffenen |, 


Abänderungen im Ganzen hat die Kammer foeben abge- 
ſtimmt. 
Freiherr v. Weld: Sie ſtellt feinen Antrag, ſondern 
ſpricht nur einen Wunſch aus? 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Ein Wunſch kann freilich 
nicht zur Abſtimmung gelangen. Nach nochmäliger Ein- 
ſicht des Beſchluſſes, welchen Here v. Weld erwähnt hat, 
iſt von der Deputation nur der Wunſch ausgeſprochen 
worden, jedoch nicht in der Art, daß die Kammer demſelben 
beitreten möge; er iſt eben nur als allgemeine Betrach⸗ 
tung hingeftelt und infofern glaube ich auch gerechtfertigt 
zu fein. 

Freihert v. Weld: Ia wohl und infofern nehme 
hiermit meine Bemerkung zurück. b 

Referent Bürgermeifter Müller: 

58 
Berfönlichteit der Gpnceffien. 
(SEM 1M.RS. 16) _ 
Die Motiven fiche beirg. 7 EM. IL K. ©. 136. 


F 
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Der Hauptbericht fagt: 


b Bu $. 8. 

Um die Realconceffionen, wie nöthig erfcheint, mög- 
lichſt zu beſchraͤnken, beantragt bie Deputation in Webers 
einflimmung mit der jenfeitigen Deputation: 

dem $. 8 unter Beibehaltung der Ueberfchrift und 

des erften Satzes folgende Faſſung zu geben: „Nur für 

Gafthöfe koͤnnen auch Realconceffionen ertheilt werben”, 

welche Aenderung ſich auch des Beifalls des Herm koͤnig⸗ 
lien Commiſſars erfreut. 


Im Nahberigt heißt es: 


ug. 8 
iſt Tediglich die in der Pe Kammer auf Anfrage abs 
gegebene Erflärung des Eöniglichen Commiffars zu Karben, 
dahin gehend, daß bereits beftehende Realconceffionen auch 
nad dem Eintritte des, neuen Gefegeö in Kraft bleiben. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 8 das Wort begehrt? — Da bies nicht 
der Fall iſt, fo gehe ich fogleich zur Abftimmung tiber. 
Die Deputation beantragt, und zwar in Webereinftimmung 
mit der jenfeitigen Deputation, dem-$. 8 unter Beibehal- 
tung der Ueberfhrift und des erfien Satzes folgende Faſ⸗ 
fung zu geben: 

„Nur für" Gafthöfe koͤnnen auch Nealconceffionen 
extheilt werden.“ » 

Stimmen Sie der Deputation hierin beit — 
Einftimmig Ja. R 

Bird demnad $. 8 mit der beſchloſſenen Abs 
änderung angenommen? — Ginftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


59. 
VBefondere Gonceffionsbebingungen, 
(S. EM. I. K. ©. 146. und 147.) 
Die Motiven Hierzu fiehe bei $. 7 EM. IL K. 
©. 136. 7 
Der Hauptbericht fagt hierzu: 


59 
wird 
zur unveränderten Annahme 
empfohlen. 


Im Nacberichte iſt bemerkt: 


ug. 9 F 

hat die Zweite Kammer auf Antrag des Abg. Cichorius 
gegen 19 Stimmen folgenden Zufag befchloffen: 

Namentlich ift die Conceffionsertheilung nicht un⸗ 
bedingt vom Befige bürgerlicher Ehrenrechte abhängig." 
Als, Motive ift dabei angeführt. worden, daß bie bür- 
gerlichen Edrenrechte mit dem Gewerbebetriebe nicht zufam- 
menhängen, daß die conceffionirende Behörbe felbftverftänd- 
ich nie einem Manne Conceffion geben werde, welcher 
durch ſeine Perfönlichkeit das. fir das  fpeielle Gewerbe 
erforderliche Vertrauen nicht bewähre, daß es in gewiſſen 
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Faͤllen, z. B. bei unverſchuldetem Bankerott für die con» 
ceffionirende Behoͤrde wünfchenswerth fei, nicht fo beſchraͤnkt 
zu fein und daß bie zeither in einzelnen Fällen nöthig ger 
wefene Dispenfation fich erlet 

Der koͤnigliche Commiffar hat ſich gegen diefen Zuſatz 
erklärt, weil es leicht den Anfchein gewinnen und nach außen 
bin den Eindrud hervorrufen fönne, ald wenn auf den 
Befig oder Nichtbeſitz der bürgerlichen Chrenrechte über- 
Haupt nicht viel Gewicht zu legen fei. s 

Diefer Grund beftimmt aud-die Majorität der unter: 
zeichneten Deputation zu dem Vorfchlage: 

diefen Zuſatz abzulehnen. i 





Die Minorität dagegen (Dr. Koch) empfiehlt aus den 
in der Zweiten Kammer geltend gemachten Gründen 
den Beitritt zum jenfeitigen Befchluffe. . 


Präfident v. Schönfeld: Es hat ſich hierzu Herr 
Bürgermeiſter Koh um dad Wort gemeldet, weldes ich 
hiermit extheile, 


Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehrteften Hers 
ven! Ich habe den Beſchluß der Zweiten Kammer über 
den Antrag des Abg. Cichorius in unferer Deputation 
wieder aufgenommen, lediglich aus Humanitätsrhdfichten. 
Mir find namentlich ein paar fpecielle Fälle befannt, wo 
das Erforderniß der bürgerlichen Ehrenrechte tief einfchnitt 
in die Erwerböfähigkeit von um Conceffion nachſuchenden 
Perfonen. Indeß fühle ich recht wohl das Gewicht des 
Einwandes, welcher mir gemacht wird, daß es nämlich, 
durch die Aufnahme der beantragten Beſtimmung in bad 
Gefeg ben Anfchein gewinnen Eönnte, als ob auf ben 
Befig ber bürgerlichen Ehrentechte ein zu geringes Ger 
wicht gelegt würde und ich brauche wohl micht erſt zu 
verfihern, daß gewiß Niemand ein größeres Gewicht auf 
den Beſitz diefer Ehrenrechte legen kann, als ich felbft. 
Um nun aber in der geehrten Kammer die möglichfte Eins 
mühigkeit in diefer Frage hervorzurufen, bin ich ander: 
weit mit mir in Erwägung gegangen und bitte nun um 
Erlaubniß, den Antrag, wie er zu $.9 von mir wieder 
aufgenommen worben ift, zurüdgiehen zu dürfen und an 
deſſen Stelle den folgenden zu fegen: 
‚dern Befchluffe der jenfeitigen Star 
folgenden ne BRENNEN 
nice Krb Bam ae lung 
ebingt vom Beſitze ber i e 
san — ſitz irgerlichen Ehren: 
nicht beizutreten, wohl aber in die ii i 
a Antrag yu elhlihen: BEDISFORIR ha 
Die hohe Staatsregierung wolle in Ber 
treff der Dispenfation von dem Erforderniffe des 
Beſitzes ber bürgerlichen Ehrenrechte für Erlan⸗ 
gung einer Gonceffion zu Betreibung eines con- 
ceffionspflihtigen Gewerbes in geeigneten Faͤllen 
möglichft milde Grundfäge befolgen.” 
Ich erlaube mir, dem Heren Präfidenten diefen Ans 
trag zu überreichen. 
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Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Ans 
trag des Heren Bürgermeifters Koh in Bezug auf 99 
eben vernommen und ich frage, ob die Kammer dieſen 
Antrag unterflügen will? — Ausreidend. 

-Derfelbe würde nunmehr auch zur Berathung zu 
ziehen fein. 

Vürgermeifter Dr. Koch: Ich darf mich wohl der 
Hoffnung hingeben, daß die geehrten Mitglieder der Dex 
putation felbfi gegen dieſen Antrag Nichts einzumenden 
haben, fondern ſich mir vielleicht anfchließen dürften. Ich 
wuͤrde daher den Herrn Präfidenten bitten, beshalb an 
die Deputationsmitglieber eine Frage zu richten, um dann, 
falls diefelbe bejaht würde, meinen Antrag zugleich als 
Deputationsantrag zur Berathung zu bringen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
die Deputationsmitglieder ſich in dieſem Sinne erklären 
werben? 

Referent Bürgermeifter Müller: Nachdem dieſer Ans 
trag unterftügt worden ift, geffatte ich mir, folgende Be 
merfung bazu zu machen. Daß der von dem Abg. Cie 
chorius in der Bweiten Kammer geftellte Antrag auf einer 
humanen Anfhauung beruht, unterliegt feinem Zweifel. 
Aus dem praktifchen Leben weiß man, daß allerdings Fälle 
vortommen koͤnnen, die manchmal recht hart find, wenn 
man bie betreffenden Beftimmungen oder Grunbfäge allzu- 
fireng handhaben wollte, Wenn man alfo namentlich auch 
in geringeren Fällen, wo die Ehrenrechte einftweilen {m 
Allgemeinen entzogen find, alle und jede Gonceffion 3. B. 
die Schanfconeeffion abfchneiden folte, fo wuͤrde dad manche 
mal eine große Härte mit ſich bringen; denn es werben bie 
Ehrentechte auch in folden Faͤllen entzogen, wo ber Ber 
treffende es nicht allemal in feinen Händen hat, ben ihm 
drohenden Nachtheil abzuwenden. So werben ja bie 
Ehrenrechte fuspenbirt, wenn ber Wetreffenbe nicht im 
Stande iſt, die Steuern und Abgaben zu beyahlen oder 
wenn er in bie unglüctiche Lage kommt, Almoſen zu em⸗ 
pfangen und er diefelben nicht reſtituirt hat, ferner went 
Jemand unverfehuldet in Wanquerott verfält. Run will 
ich hiermit nicht etwa aud den muthroflligen und leicht. 
finnigen Banquerott in Schuß nehmen, in Baus auf 
welchen ih Sie an ein altes Sprücjlein zu erinnern 
mir erlaube, welches an der Thuͤr eined Sefängniftd 
in Nürnberg zu Iefen geweſen ift und folgendes beſagt: 

Wer keine Seide hat geſponnen, 
Und mehr verthan, ald er gewonnen, 
Der gehe hier durch diefe Thür 
Und fpinne nun Tabak dafür.” 
Wenn ich alfo auch nicht dergleichen Leute in Shut 
nehmen wi, für weiche auch unfer Strafgeſebbuch rn 
Befimmungen enthält, fo wird man doch zugeben MI 


fen, dag Jemand, der unverſchuldet in Banquerott de 
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fat, der alfo gar Nichts dafür Tann, doch einige Ber 
rhefichtigung verdient. Im ſolchen Fällen muß doch wohl 
eine humane Handhabung des Geſetzes eintreten. Meines 
Wiſſens ift aber auch eine ſolche in dem Geſetz felbft und 
den vorliegenden Verordnungen nicht abgeſchnitten ; denn 
praktiſch kommt der Fall, wenigftens foweit ich es kenne, 
nur in zwei Fällen vor. Zunaͤchſt ift dies bei dem 
Buchdrucker und Buchhändiergewerbe der Zallz denn für 
fie ift ausdrücklich vorgefchrieben, daß die Inhaber unbe 
f&olten fein müffen, wenn fie eine Conceffion erlangen 
wollen. Daffelbe ift weiter der Fall mach der neueren 
Verordnung von 1859 bei den Agenten; aud für ihre 
Goneeffionirung iſt Unbefcholtenheit vorgeſchrieben und 
fie ift um fo nöthiger, weil diefe Leute Geldgefchäfte 
machen und de allgemeinen Vertrauens würdig fein 
müffen, Frage ich nun, ob es angemeffen fei, dem Ans 
trage des Heren Buͤrgermeiſters Koch beizutreten, fo möchte 
ich dazu anrathen, weil, wie mir fcheint, durch die Worte: 
‚in geeigneten Faͤllen“, jede Beängfigung und Befürd)s 
tung genommen if. In ſolchen Fällen freilich, wie ich 
oben erwähnte, in benen jenes alte Sprüchlein anzuwen ⸗ 
den wäre, fol die Staatsregierung von und durchaus 
nicht genöthigt werden, etwa mögtichft milde Grundfäge 
anzuwenden, fondern eben nur „in den geeigneten Fäl- 
len“ und das find hauptfächlich unglückliche und unver: 
ſchuldete Banquerotte und ähnliche. Ich meinerfeits hege 
alfo, wenn die übrigen Deputationsmitglieder fonft Nichts 
dagegen haben, gar Fein Bedenken, den Beitritt zu jenem 
Antrage anzurathen. 


Präfident v. Schönfeld: Wil der Herr Vicepräfi- 
dent zundchft feine Erflärung abgeben? 


Vicepräfident v. Briefen: Die Dispenfationdertheilung 
beruht ſchon an ſich auf einer milderen Anſicht der Dinge 
und auf mildernden Gründen; es fheint mir alfo der 
Antrag eigentlich nicht nothwendig zu fein. Indeß für 
unbedenklich halte ich ihn jedenfalls; denn wir ſchlagen 
damit eben der Regierung nur Das vor, was fie in gedig- 
neten Fällen ſelbſt thun wird und bazu bedarf es eigent⸗ 
lich feines beſonderen Antrages. 


Kammerherr v. Zehmen: Ich kann auf den Antrag 
fein großes Gewicht legenz; denn er ſcheint mir in ber That 
ziemlich Teer. Gr mag fiehen oder fallen, es wird am 
Ende auf daſſelbe hinauskommen. Bir fönnen nicht be 
haupten, baß unfere Regierung eine zu große Härte wal⸗ 
ten laffe, wie es auch zeither nicht gefehehen iſt. Indeſſen 
entgegen will ich auch nicht ſein, obſchon ich nicht glaube, 
daß er großen Erfolg haben wird und ich trete hierin ganz 
dem bei, was ‚der Herr Vicepräfident eben gefagt hat. 


Bürgermeifter Hennig: 3 trete bei. 
Oberbürgermeifter Dfotenhäuer: Ich trete dem Uns 
1.8. (. Abonnement.) 
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trage ebenfalls bei und wicberhole nur, was der Herr 
Referent bereits angeführt hat, daß nämlich von der Re⸗ 
gierung ſchon jegt in geeigneten Fällen Dispenfation ers 
theilt worden iſt. 


Präfident v. Schoͤnfels: Ich ſchließe mich dem 
Antrage an. Es har ſonach der Antrag den Beifall 
der gefammten Deputation gefunden und es wiirde ſich 
demnach das Sachverhaͤltniß einigermaßen ändern. Es 
hat nämlich bei $.8 die Majorität die unveränderte Ans 
nahme des Paragraphen empfohlen, während die Mino⸗ 
rität den Antrag der Zweiten Kammer begünftigt; num 
aber twendet fich die Minorität, fowie auch die Majoritär 
zu dem neuerlich von dem Abg. Koch eingereichten Ans 
trage, der auf unverändert Annahme bed Paragraphen 
geht, der aber auch nod will, daß die Kammer in bie 
ſtaͤndiſche Schrift folgenden Antrag bringe: 

Die hohe Staatsregierung wolle in Betreff ber Dis⸗ 
penfation von dem Erfordernifie des Befigeö der bürgers 
lichen Ehrenrechte für Erlangung einer Conceffion zur 
Betreibung eined conceffionspflichtigen Gewerbes in ges 
eigneten Fallen möglichft milde Grundfäge befolgen.” 

Dies ift num Antrag der gefammten Deputation. Bus 
vörderft frage ih, ob die Kammer den $. 9 uns 
verändert annimmt? — Einfimmig Ja. 

Ich frage nun weiter, ob bie Kammer dem Antrage, 
der in die ſtaͤndiſche Schrift gebracht werden foll und 
den ich foeben recapitulirt habe, ebenfalls beittitt? . . . . 


Freiherr v. Weld: Da muß doch wohl erft eine Die« 
cuffion darüber flattfinden; bis jest hat blos die Deputas 
tion erklärt, daß fie dem Antrage beitritt, bie Kammer 
aber noch nicht. 


Präfident v. Schönfeld: Ich muß dem Abg. v. Welck 
volftändig Necht geben; ed ift das ein Weberfehen meiner« 
feits. Ich eröffne bie Discuffion über ben Antrag, dem 
ich foeben recapitulirt habe. Ich wuͤrde nun zu erwarten 
haben, ob Jemand das Mort verlangt? 


Freiherr v. Weld: Ich will durch ein paar Worte, 
die ich beifüge, beweifen, daß ich micht ganz umfonft mit 
diefer Aeußerung aufgetreten bin. Nämlich ich hatte aller⸗ 
dings die Abfiht, zu erklären, daß ich dieſen Zuſatz in der 
That nicht nur unnöthig, fondern auch unrathfam finbez 
ich glaube, wir find es der Hohen Gtaatöregierung, bie ges 
wiß oft genug bewährt hat, daß fie nicht von allzuſtrengen 
Grundfägen in diefen. und ähnlichen Fällen ausgeht, ſchul⸗ 
dig, fie micht dem auszufegen, daß ihr wieder einmal von 
gewiffen Seiten eine befondere Tyrannei und Knechtung 
vorgeworfen werde. Wenn wir aber.hier ben Wunſch fo ganz 
im Allgemeinen ausſprechen, Daß die Regierung folkhe Dis- 
penfationen nad moͤglichſt milden Grunbfägen eitheilen 
müffe, fo Eönnte, wenn fie eine Dispenſation perweigern 
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muß, dies allerdings ‚zu derartigen Verdaͤchtigungen Br 
anlafjung geben. Ich bin überzeugt, die hohe Staats 
regierung wird von felbft Nüdjicht auf die Fälle nehmen, 
wo es möglich ift, eine Dispenfation eintreten zu laffen. 
Ich werde daher bei dem urſpruͤnglichen Deputationsgut: 
achten ftehen bleiben. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe weiter zu erware 
ten, ob Jemand das Wort verlangt? 


Königl. Commiffar Körner: Es ift der Antrag des 
geehrten Herrn Bürgermeifterd Koch gewiß jehr wmohlges 
meint und er hat daher auch, als aus humanen Rüdfichten 
hervorgegangen, Beifall in der hoben Kammer gefunden. 
Aber um ihn gehörig zu motiviren, müßte doch ein Grund vor» 
liegen, zu behaupten, daß bisher von der Staatsregierung 
bei Diöpenfationen nicht mit den nöthigen Rüdjichten ver« 
fahren worden fei. Es liegt, fowie der Antrag geſtellt ift 
und wie er am bie Regierung gebracht werben foll, doch 
immer ein gewiffer Vorwurf darin, als wenn fie zeither 
nicht mit der gehörigen Humanität bei den bezüglichen 
Dispenfationen verfahren fei. An und fir fi ift fein 
erhebliches Bedenken dagegen, wenn der Regierung anheims 
geftellt wird, was der Antrag befagtz; aber aus der foeben 
angebeuteten Nüdjicht erlaube ich mir, der geehrten Kammer 
anheimzugeben, ob wirlich eine dringende Urſache vorliege, 
die Staatöregierung daran zu mahnen, daß fie in geeigneten 
Fällen mit möglichfier Humanität und mit den möglichften 
Rückſichten verfahren möge. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn weiter Niemand das 
Wort verlangt .... 


Freihert v. Welck: Wenn ich noch einmal ums Wort 
bitten darf, fo will ich mir nur nachträglich erlauben, dar» 
auf aufmerffam zu machen, daß es fich nicht blos um uns 
verfchuldete Banquerotteurs handelt, welche ber bürgerlichen 
Ehrenrechte verluftig werden können, fondern aud um 
Säle anderer Art und je mehr eine Strafbarkeit diefer 
letzteren der fogenannten öffentlichen Meinung widerfpricht, 
defto größer wird das Geſchrei und der Label fein, der ger 
gen die Staatsregierung erhoben wird, wenn fie nachher 
nicht von dem Wunſche, der hier ausgeſprochen werden 
fol, Gebrauch macht. Ich glaube, es ift am beften, man 
überläßt das dem Ermeffen der Staatsregierung ſelbſt. 


Präfident v. Schönfeld: Da Niemand weiter das 
Wort verlangt, fo Bann ich die Debatte ſchließen und gebe 
dem Heren Referenten das Schlugwort. g 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich will nur noch 
erklären, daß, indem ich den Antrag zur Annahme empfoh— 
len habe, ich durchaus nicht dadurch habe andeuten wollen, 
daß zeither Fälle befannt gewefen wären, wo die Staats- 
tegierung nicht diefnöthigen humanen Rüdfihten genommen 
hätte. Im Gegentheil muß ich geſtehen bezüglich deffen, was 
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geäußert worden ift, daß die Regierung das Ihrige gehörig 
gethan hat. Wenn id) dem Antrage nicht entgegengetreten 
bin, fo hat mich hauptfächlich die Rücficht beftimmt, dap 
die Zweite Kammer den erwähnten, wie mir feheint, einer 
viel ſchlimmeren Deutung unterliegenden Zufag befhloffen 
hat umd ich geglaubt habe, es fei durch den Kochſchen 
Antrag eine Vermittelung mit ber Zweiten Kammer leicht 
herbeizuführen, ohne daß daburch ber Staatsregierung irgend« 
wie zu nahe getreten werde. 


Praͤſident v. Schönfels: Ich kann num zur Abſtim⸗ 
mung übergehen und bemerfe nochmals, daßdie Lage der Sache 
fich infoweit geändert hat, daß der Antrag der gefammten Dex 
putation nunmehr auf unveränderte Annahme des $.9 geht 
und der Antrag des Abg. Koch Deputationsantrag gewor⸗ 
den iſt. Es wird daher die erfte Frage auf die unverän: 
derte Annahme des $. 9 gerichtet werden müffen und dann 
auf den Antrag, wie er in die ftändifche Schrift kommen 
fol und wie er mehrfach fchon erwähnt worden ift, Es 
wird eben ganz richtig von dem Herrn Meferenten noch 
darauf aufmerffam gemacht, daß die Frage noch auf außs 
druͤckliche Ablehnung des Antrages, wie er in der Bweiten 
Kammer angenommen worden ift, gerichtet werden müfe. 
Ich frage zuvörderfi, ob die Kammer den $. 9, wie 
die Deputation vorfhägt, unverändert anneh— 
men will? — Einfiimmig Ia. 3 

Ich frage ferner, ob Sie den Antrag, wie ihn 
die Zweite Kammer angenommen hat und wie er 
auf Seite 378 des Nachberichts zu finden iſt, 

„namentlich if die Conceffionsertheilung nicht, une 
bedingt vom Befige bürgerlicher Ehrenrechte abhängig" 


annehmen wollen? — Einftimmig abgelehnt. 


Ich komme nun zu dem Antrage der Deputation, ber 
feinen Urfprung hat in dem Antrage des Abg. Koch. Cr 
geht dahin: . 

„Dem"Befchluffe der jenfeitigen Kammer, zu $ 9 
folgenden Zufag anzunehmen: 
nnNamentlic iſt bie Gonceffiongertheilung 
nicht unbedingt vom Befige der bürgerlichen Ehren: 
rechte abhängig,"" n 
nicht beizutreten, wohl aber in die ſtaͤndiſche Schrift fol 
genden Antrag zu befchließen: 
¶Die hohe Staatsregierung wolle in Betreff 
der Dispenfation von dem Erforberniffe bed Ber 
fies der bürgerlichen Ehrenrechte für Erlangung 
einer Gonceifion zu Berreibung eines concefl * 
Hflichtigen Gewerbes in geeigneten gallen möglicft 
milde Grundfäge befolgen.” 

Ich frage nun, ob Sie diefem von dem Ab. 
Koch geftellten und von der Deputation abop“ 
tirten Antrage Beifall ſchenken? — Mit 19 Stim 
men gegen 17 iſt der Antrag angenommen und fomit 
wäre bie Abftimmung über $. 9 beendigt. 
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"Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 10. 
Gewerbebetrieb im Umberziehen, Hauſirhandel. 
G. EM. IK. ©. 150 u. 151.) 


Die Motiven zu $. 10 und zugleich zu $ 11 f. 
EM. U. 8. ©. 151. 


Der Hauptberiht fagt: 
Desgleichen auch werden zur unveränderten Annahme 


empfohlen 

F. 10 und $. 11, 
unter Hinweifung auf den im allgemeinen Theile biefes 
Berichtes Seite 10 bezüglich des Haufirens niedergelegten 
Wunſch, welchem der Herr koͤnigliche Commiffar thunlichfte 
Berüdfihtigung zufagte. bs 


Im Nahbericht heißt ed: 


Bu $. 10. 

Nach der Erklärung des koͤniglichen Commiffars, mit 
welcher die unterzeichnete Deputation ganz einverflanden 
ift, behalten bereit ertheilte Erlaubnißfcheine zum Haufirs 
ben ihre Gültigkeit auch nach dem Erſcheinen des neuen 

eſetzes. * 


Präfidedt v. Schönfeld: Der Abg. Rittner hat zu 
$. 10 das Wort. 


Kittergutsbefiger Nittmer: Ich beabfictige ein paar 
Worte tiber den Haufirhandel zu fagen und nach Befinden 
in Bezug darauf eine Anfrage zu ſtellen. Wenn ich ehr- 
lic) fein will, fo muß ich vornweg ſchicken, daß mir der 
Haufithandel im Grunde des Herzens zuwider ift und daß 
ich es Niemandem verarge, wenn er mich geradezu ald einen 
Feind bezeichnet aller der Perfonen, welche Haufichandel be» 
treiben. Nicht nur die mancherlei Mißbraͤuche, welche nie 
mals als Gefolge des Haufichandels vermieden werden koͤn⸗ 
nen, nicht nur die mancherlei hierbei entftehenden Con- 
fliete, die nicht felten zu polizeilichen und gerichtsamtlichen 
Ahndungen führen, begründen meine Feindfchaft gegen den 
Hauſirhandel, fondern es find auch innere Gruͤnde, die in 
dem Gewerbe ſelbſt ſtecken und unmoͤglich vermieden werden 
koͤnnen. Ich glaube, es wird nicht ‚zuviel behauptet fein, 
wenn man fagt, daß Perfonen, die Haufirhandel treiben, 
geradezu ein regelmäßiges Leben nicht führen fönnen. Ein 
unregelmäßiges Leben wird aber gar leicht zu einem unor- 
dentůchen ʒ Derjenige, der es ausuͤbt, wird in vielen Faͤllen 
manche feiner Pflichten gar nit erfüllen koͤnnen, z. B. 
feine Pflichten als Familienvater; feine Pflichten als Ger 
meindemitglieb und mehreres bem Aehnliches wird der Haus 
ſirer unmöglich volftändig erfüllen Finnen. Nun ift aller 
dings der Haufirhandel ald Gonfequenz des freien Gewer⸗ 
beprincipes bezeichnet worden und ich will dem micht ent» 
gegentreten, infoweit es fih um das Kriterium des Hau: 
firens handelt, daß Jemand diefes Gewerbe ausüben kann 
an jedem Orte bes Landes. Aber, meine Herren, verhehlen 
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wir es uns nicht, im gemeinen Leben wird als Kriterium 
des Haufivens Das anerkannt und hingeftellt, daß der 
Hauſirer das Recht hat, in jeden nicht eben feftverfchloffes 
nen Raum unbefhränft hineinzugehen und gegen biefe 
Auffaffung muß ic) mich ganz entſchieden audfprechen, obs 
gleich ich nicht etwa finde, daß in der Regierungsvorlage 
diefer Auffaſſung dab Wort geredet ifi; allein fie ift einmal 
im ganzen ande allgemein verbreitet und ich möchte wenige 
ſtens bei Berücfichtigung des Wunfches, den unfere Depus 
tation im allgemeinen Theile des Berichtes hingeftellt hat, 
daß der Haufirhandel foviel als möglich befchränkt werden 
möchte, auch noch ben Wunſch hinzufügen, ob nicht in Bes 
zug auf die von mir gerügte Auffaffung etwas zur Beſſe— 
rung gethan werben könnte. Wenn ich es allerdings ver⸗ 
möchte, in diefer Beziehung etwas Pofitives vorzufchlagen, 
würde ich ed mir gewiß erlauben; allein ich fühle wohl die 
Schwierigkeit; gleihwohl muß ih die Bitte an die hohe 
Staatsregierung richten, in aller möglichen Weife barauf 
binzuwirken, daß den Haufirern eingeprägt wird, daß fie 
ein Recht zum Eindringen in Gebäude nicht haben, fons 
dern daß fich eben die Gewerbefreiheit nur bis dahin ers 
ſtrecke, fo Lange fie allein dabei berheiligt find. Beim Hans 
del müffen ftetö zwei fein, Einer, der verkauft und Einer, 
der kauft, und es kann unmöglich infolge der Gewerbefreis 
beit Der, welder Etwas verkaufen will, das Recht haben, 
zu mic in die Stube zu fommen und zu fragen, ob ich 
Etwas kaufen will. Der einzige Fall, wodurch ich das Haus 
firen gerechtfertigt finden kann, iſt ber des Iocalen Bedürf⸗ 
niffes, wenn es 5. B. in einer Gegend feftfteht, daß ger 
wife Verbrauchsgegenſtaͤnde fehr ſchwer zu bekommen find, 
nur in. minder zahlreichen Verkaufsſtellen. Das ift der 
einzige Fall, wo der Haufirhandel gerechtfertigt erſcheint. 
Im größten Theile des Landes wird nad) Einführung der 
Gewerbefreiheit, wo am Ende an jedem Orte Handel, mit . 
was man will, getrieben werden kann, das Beduͤrfniß des 
Hauſirhandels immer mehr in den Hintergrund treten, In 
Beziehung auf das locale Bedürfnig muß ich mir nun noch 
zu fragen erlauben, wer unter zuftändiger Verwal— 
tungsbehörde im Text des Paragraphen gemeint fein 
folle? Entweder ift darunter zu verftehen die Obrigkeit 
Deffen, der Haufirhandel treiben will. Diefe Auffaffung 
würde mit der meinigen im vollftändigen Widerſpruch ftehen. 
Ich glaube nicht, daß das Gericht in Dlbernhau ober Joͤh ⸗ 
ftabt zu beurtheilen-vermag, ob es in der betreffenden Ges 
meinde nothwendig ift, daß Jemand dort Schwefelhölzchen 
oder fonft Etwas verfauft. Nach meiner Anſicht koͤnnte 
nur die Ortspolizei oder dad Drtögericht erkennen, ob ein 
Beduͤrfniß für die Gemeinde, für das Amt vorliegt, daß 
gewiffe Gegenftände mittelft Haufirens den Einwohnern an⸗ 
geboten werben mögen. Ich geftehe, daß ih am liebſten 
einen Antrag fielen möchte, der das ganze Häufiren. bes 
feitigte; allein ich glaube faum, daß er bei der ganz ents 
ſchieden ausgeſprochenen Anficht der hohen Staatöregierung 
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zur Geltung würde zu bringen fein; ic will wenigſtens 
erwarten, inwieweit der Herr koͤnigliche Commiſſar vermag, 
über die vielen unangenehmen Folgen des Haufirens mic 
wenigftens infoweit zu beruhigen, daß ich nicht fuͤrchten 
muß, daß das Princip der Gewerbefreiheit, dem ich geſtern 
meine volle Beiftimmung gezollt habe, für und Landleute 
Härten im Gefolge haben werbe, bie unter gewiffen Um» 
fländen ganz unerträglich fein können, 


Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Die Regierung 
theilt im Allgemeinen, was die nicht wuͤnſchenswerthe Aus · 
dehnung des Haufichandels betrifft, ganz die Anficht des 
Herrn Abg. Rittnerz fie glaubt durchaus feine Veran: 
laſſung dazu gegeben zu haben, daß man annehme, fie fehe 
die Ausdehnung des Haufichandel ald nothwendige Con⸗ 
ſequenz der Gemwerbefreipeit an. Im Gegentheil ift ause 
drucklich in den Motiven die Anſicht bekämpft, nach wel 
chet man das unbefchränkte Haufiren als nothwendige 
Gonfequenz der Gewerbefreiheit anfieht. Es wird ba aus- 
druͤcklich die Anficht der Negierung dahin ausgeſprochen, 
daß in diefer Art von Gewerbebetrieb die Sicherheits und 
fittenpoligeilihen Momente weit über die rein gewerblichen 
Momente zu fielen find und daß fie daher auch glaubt, 
daß der Haufirhandel thunlichft zu beſchraͤnken ſei. Einem 
Antrage auf fofortige Befeitigung des Haufirhandels würde 
man aus zwei Gründen nicht entfprechen koͤnnen. Einmal 
hat der Abg. Nittner felbft ſchon angedeutet, daß es Fälle 
geben Eönne, wo dad Bebürfniß der Confumenten zum 
Wunſche eines Haufichandels führen fann. Die Motiven 
haben in biefer Beziehung bereits daffelbe beigebracht, was 
‚Here Nittner bemerkte, daß man nämlich ber Anficht fei, 
mit und nad) dem Eintritte der Gemerbefreiheit werde ſich 
das Beblrfniß ded Haufichandeld wefentlih mindern, weil 
die Sglichfeit vorhanden ift, an jedem Orte daß betreffende 
Gewerbe felbft zu betreiben und bie Gegenftänbe felbft zu 
verkaufen, fo daß ſich auf biefe Weiſe mit der Zeit das 
wirkliche Bebürfniß des Hauſirhandels von Seiten der Gons 
fumenten erledigen wird. Es ſteht aber auf der anderen. 
Seite dem auch der Nahrungsftand einer gewiffen Claſſe 
entgegen und man wird zugeben, daß man in biefer Be- 
ziehung nicht mit einem Striche Verhäftniffen ein Ende 
machen kann, auf deren wenigftend proviforifcher Fortdauer 
die Exiſtenz vieler Familien beruht. Es hat fid der Hau- 
firhandel als eine Art von Privilegium für einen großen 
Theil der gewerbtreibenden Claffe im oberen Erzgebirge und 
der Laufig — in leßterer nur in Bezug auf die Weberei 
— bei uns hiſtoriſch in einer Weife herauögebilvet, daß 

“man ihn nicht fofort mit einem Schlage befeitigen kann. 
Beide geehrte Kammern feinen darin übereinzuftimmen, 
daß fie dringend wünfgen, man möge auf immer weitere 
Einſchraͤnkungen des Hauſithandels und auf Befeitigung 
deffelben hinwitken. Die Regierung ſtimmt in biefer Be- 
diehung mit der Tendenz beider Kammern überein. Es 





werben alfo wohl diefe Beobachtungen und Bemerkungen 
zunaͤchſt genügen, um dem Heren Abg. Nittner das Ber 
trauen zu gewähren, daß die Regierung foweit, als es die 
Verhaͤltniſſe irgend geffatten, vorwärts gehen will, Mag 
aber freilich das eine Deſiderium des Abg. K—ittner anlangt, 
daß ihm der Hauſirer ins Haus komme, fo muß id) freie 
lich geſtehen, daß mir nicht eine Stelle der ganzen Gefehs 
gebung über das Hauſiren bekannt ift, welche an dieſer eigen: 
thümlichen Auffaffung Schuld tragen könnte. Es iſt nir 
gends dem Haufirer in diefer Beziehung ein Privilegium 
extheiltz es ſteht nirgends gefchrieben, daß eine offenfichende 
Thür für den Haufirer etwas Anderes fei, als fir jeden an 
deren Vorübergehenden, der im dem Haufe glaubt Etwas 
ſuchen zu müffen. Das ift ein Gegenftand, in Bezug auf 
den man es dem Einzelnen überlaffen muß, wie er ſich 
fügen will, daß nicht ein Unberufener in fein Haus ein. 
dringt. Ein ſolches Verbot befonders für Haufiter zu er⸗ 
laffen, wuͤrde eigentlich feinen rechten Grund haben, ja 
möglicherweife die Gefahr mit ſich bringen, daß nun e con- 
trario gefchloffen würde, jeber andere Menfch kann in eine 
unverfchloffene Thuͤre eintreten, ohne daß ihm ein Vorwurf 
gemacht werden koͤnnte. In biefer Beziehung glaube ich 
ſchwerlich, daß dem Wunfche des Abg. Nittner dadurch ger 
nügt wird. 

Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich kann aus 
voller Seele mich dem anfchließen, was Herr Rittner ans 
geführt hat. Meine Herren, wer auf dem Lande lebt, muß 
‚Herrn Rittner Recht geben. In der bei Weitem größten 
Mehrzahl der Fälle find die Hauſirer eigentlich Nichts ald 
conceffionirte Bettler, tragen fehr häufig Waaren mit fih 
herum, von welchen fie im ganzen Drte nicht ein Stud 
abfegenz aber wenn man diefen Haufirern die Antwort 
giebt, man brauche Nichts, fprechen fie gewöhnlich: „Nun 
dann ſchenken Sie mir wenigftens Etwas”. Man mu in 
Armenvereinsangelegenheiten zu thun gehabt haben, um zu 
wiffen, daß die Haufirer diejenigen Bettler find, denen 
man am ſchwerſten beifommen fann. In Orten, wo eine 
Gonventionalftrafe auf Verabreichung von Bettelgaben fehl, 
kann man jedem, Bettler, wenn nur ber Auffeher bed Ber 
eins etwas attent iſt, fofort heifommenz bei Hauſirern it 
dies nicht möglich; denn felbft wenn man zufällig burd® 
Fenſter ſieht oder Hereinfommt, fo heißt es: „wir haben 
ein Gefhäft abgemacst”. Der Herr Negierungscommiffar 
meinte, der Hauſirhandel wäre nicht fofort abzuſchaffen des 
Nahrungsftandes wegen. Ja, meine Herren, das räume 
ich ein; es mag fein; eigentlich Könnte aber derfelbe Grund 
dafür angeführt werben, wenn man fagen wollte, mal 
fönne daS Betteln micht abfchaffen des Nahrungsflande? 
wegen. Indeſſen bin id} weit entfernt, einen Antrag zu 
fellen und nach dem, twaß ber geehrte Herr Commiffar aus: 
geforochen hat, fehe ich wohl, daß bie Anſicht des Minl 
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wiederholen, daß das hohe Minifterium die Gewogenheit 
habe, auch den Unterbehörden diefelbe Anficht beizubringen 
durch feharfe Verordnungen. Es ift ganz richtig, was 
Herr Rittner ſagtez wie kann die Behörde in Dlbernhau 
beurtheilen, ob bei mir nad) den Waaren ein Bedürfnig 
iſt? Ich will feine Verdaͤchtigung von Behörden ausſpre⸗ 
den; aber, meine Herren, wenn man die Leute anfieht, 
die haufiten gehen, fo Fommt einem wirklich der Gedanke 
nahe, daß man ihnen die Haufirconceffion gegeben hat, 
damit fie nicht in das Armenhaus kommen; man fchidt 
fie haufiren, damit fie nicht dort betteln, fondern im Nieders 
Yande betteln gehen. Ich kann dies nicht behaupten; aber 
die Präfumtion fpricht dafür und ich glaube, es bedarf nur 
dieſer Öffentlichen Ausſprache, um dad Minifterium, welches 
fo Vieles gebeffert hat, zu veranlaffen, auch in diefer Ber 
diehung Abhülfe zu gewähren. 


Nittergutöbefiger Rittner: Ich wollte nur meine 
Bitte wiederholen, mir Über den Ausdruck „Verwaltungs: 
Behörde” Grlduterung zu geben, wer damit gemeint ift, 


"Referent Bürgermeifter Müller: Bereits zu $..7 
hat die Deputation erwähnt, daß fie den Ausdrud „Ber: 
waltungöbehörbe” um deswillen in Wegfall zu bringen 
vorgefchlagen habe, weil durch diefen Ausdruck nicht die 
Ortsobrigkeit, alfo die Verwaltungsbehörde unterfter 
Inftanz ausdrücklich bezeichnet wird und fie hat deshalb 
vorgefchlagen, daß es in $. 7 fo lauten foller „Eine 
Conceffion der Ortsobrigkeit ift erforderlich“, 
am genau zu beftimmen, in weldem alle die Unterbe⸗ 
hörde, die Behörde erfter Inftanz, ihre Thaͤtigkeit in diefer 
Beziehung auszuüben hat. Wird nun von der Deputar 
tion bei $. 10 ein Antrag auf Aenderung des Ausdruds 
Verwaltungsbehoͤrde“ nicht geſtellt, fo fol dadurch ange 
deutet werden, daß es Sache ber höhern Behörde fei, dad 
Weitere zu beftimmen; die höhere Behörde ſoll dadurch ers 
maͤchtigt fein, die Haufirerlaubniß zu ertheilen. Ich glaube, 
dies wird genligen, um den Herrn Antragfteller zu beruhigen, 
* weil eben daraus hervorgeht, daß ed die oberfte Staats- 
behoͤrde, alfo das Minifterium, ganz in den Händen hat, 
in diefer Beziehung Anordnungen dergeftalt zu geben, daß 
die Unterbehörben darauf eingehen müffen. Mas die Kla- 
gen, die vernommen worden find, betrifft, fo ift die Depus 
tation damit auch einverfanden gewefen; fie hat zu biefem 
Behufe bei dem allgemeinen Theile bereits ihre Anſicht 
Zundgegeben. Beither waren freilich die Unterbehörben ſelbſt 
mit Schuld, wenn fie die Erlaubniß gegeben Haben; denn 
neben dem Gonceffionsfcheine, den in der Negel die Regie⸗ 
zung ausſtellt, war ortöpolizeiliche Genehmigung erforderlich. 
Im Allgemeinen muß ich aber darauf, wie bereitö von dem 
Herrn Tommiſſar geſchehen ift, hindeuten, daß in einigen 
Branchen, der Haufichandel von Bedeutung ift. Freilich 
muß dennoch gefragt werden, ob Derjenige, der fi für 
einen Hauſirer auögiebt, auch wirklich ein concefftonirter 
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Haufirer iſt? Sehr oft wird wahrſcheinlich im praktiſchen 
Leben das anders geweſen fein, ed werben bie Haufirer die 
Waaren nur ald Vorwand genommen haben. Dann muß 
freilich die unterfte Behörde eingreifen. 


Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Es thut mir 
leid, der Erklärung, welche der geehrte Herr Referent 
gegenwärtig gegeben hat, nicht in allen Punkten volfläns 
dig beitreten zu fönnen. Es ift der Ausdrud „zuftändige 
Berwaltungsbehörbe” im $. 10 im Gegenfaß zu dem Aus⸗ 
druck „Obrigkeit“ in anderen Paragraphen darum hier ge- 
braucht worden, weil man an dieſer Stelle unter „Werwale 
tungsbehörden“ nicht ohme Weiteres, wie im ganzen 
Übrigen Gefege, hat die Ortsobrigkeit verfanden wiſſen 
wollen. Nicht ohne Weiteres; aber es ift damit nicht aus⸗ 
drüdlich gefagt worden, was der Herr Neferent darunter 
fucht, daß die Ertheilung der Erlaubniß zum Hauſirhandel 
ſtets von der Ober oder Mittelbehörde ausgehen müffe. 
Man hat der zu erlaffenden Haufirverorbnung durch ben 
Ausdruck „zuftändige Verwaltungsbehoͤrde“ hier vollftändig 
freie Hand darüber laſſen wollen, welche Thätigkeit hier 
die Obrigkeit des Herkunftortes des Haufirerd, welche Thaͤ⸗ 
tigkeit die Obrigkeit desjenigen Ortes, wo er haufiten will, 
ausüben foll und außerdem, welche Faͤlle des Gewerbebes 
triebes ‚im Umherziehen (demm diefer ift in 68. 10 und 11 
mit begriffen) der unmittelbaren Cognition der Mittelbe⸗ 
hoͤrden unterworfen fein follen. Es giebt Gewerbebetriebe 
im Umberziehen, die nicht unter die Begriffe des Hauſirens 
fallen, da würde die Erlaubniß für das ganze Land von 
der Mittelbehörde gegeben werden innen. Man hat ſich 
alfo abfichtlich nicht des Ausdruckes „Obrigkeit,“ fondern 
des Ausbrudes „zuftändige Verwaltungsbehörden” bedient, 
Die gegenwärtige Verfaſſung in Bezug auf den Haufirs 
handel ift folgende: Die Erlaubniß wird gegeben von ber 
Wohnortöbehörde des Haufirerdz der Haufirpaß wird von 
der Behörde ausgeftelltz diefer Hauſirpaß gilt, wenn er 
nicht ausdruͤcklich eine Beſchraͤnkung enthält, für das ganze 
Land. Er hat aber nit den Sinn, daß ber mit dem 
Haufirpaß Verfehene in jedem Orte ohne Weiteres haus 
firen dürfe, fondern es ift ein Unterfchied gemacht zwifchen 
dem platten Sande und ben Städten. In den Gtäbten 
bedarf ber Haufiter eine befondere Erlaubniß ber Drtd- 
obrigkeit auf dem platten Sande ift das mach der biöherigen 
Verfaſſung, wie fie zur Zeit nod gilt, nicht ber Fall ger 
wefen, jedenfalls aus dem Grunde, weil namentlich die 
Berftreutheit der Behörden, insbefondere der früheren Par 
trimonialgerichte, es fehr ſchwer machte, die Beftimmung 
durchzuführen, daß Jeder allemal die Erlaubniß des Gerichts 
haben müffe, wenn er an bem betreffenden Orte hauſiren 
wolle. Man ſieht nun aus den jetzt ausgeſprochenen 
Wüuͤnſchen, wie fie ſowohl in der Zweiten Kammer, als 
jegt vom Herrn Abg. Nittner und dem Herrn Kammer⸗ 
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den Wuͤnſch hat, es möge eine befondere Cognition auch 
von Seiten derjenigen Behörden eintreten, die auf dem 
platten Sande als Drtsbehörde anzufehen iſt. Das wird 
der Gegenftand einer derjenigen Erwägungen fein, welche 
dem Erlafje der in $. 11 vorbehaltenen Ausführungsver- 
ordnung vorhergehen müffe. Es wird ſchwierig fein, die 
fich hier entgegenftehenden Rüdjichten vollftändig auszu: 
gleichen. Es giebt, wie ich doc) hier bemerfen muß, auch 
einzelne fehr ordentliche und anftändige Hauſirer, vieleicht 
in größerer Anzahl, ald man glaubt. Ich mache Sie int 
befondere noch darauf aufmerffam, was ſchon der Herr 
Bürgermeifter Müller fagte: Es gelten Viele als Haufier, 
weil man fie nicht nach ihrem Haufirpaffe fragt; fie tragen 
die file Firma des Haufirers, find aber in feiner Weife 
Iegitimirt. Wen durch folde Leute Schaden erwachſen ift, 
der hat fi ihn aus eigner Unachtfamkeit allein zuzufchreir 
ben, daß er nicht nach dem Paffe fragt. Es giebt alfo 
ordentliche Haufirerz diefe haben ihre beftimmten Züge, die 
fie verfolgen. Auf diefen Bügen berühren fie unterwegs 
Städte und Landortfchaften. Wenn fie eine Landortſchaft 
berühren, die an der Grenze eines Gerichtsamtsbezirks Tiegt, 
den fie vielleicht fonft nur an einer Ede durchſchneiden, fo 
würde, fie deswegen zu nöthigen, bis in den Gerichtsamtds 
ort hinein zu gehen, um ſich für diefe einzelne Dorfſchaft 
die Erlaubniß zu erbitten, allerdings eine Erſchwerung fein, 
die über dad Maag hinaus ginge. Man Fönnte alfo in 
diefem Falle lediglich auf die fogenannten Ortögerichte 
recurriren. Ich kann in diefer Beziehung noch keine bes 
ſtimmte Auskunft geben, wie die neue Ausgabe der Haufir- 
verorbnung ausfallen werde. Es ift das ein Gegenftand, 
über den man fpeciell noch die mitteln und untern Ber» 
waltungsbehörden wird hören müffen; indeß kann ich ver- 
fihern, daß man im Allgemeinen die Richtung der Ein» 
ſchraͤnkung fefthalten werde. 


Kammerherr v. Erdmannsdorffz Ich freue mic, 
fehr der foeben vernommenen Erklärung. Nur Eins möchte 
ich dem Heren koͤniglichen Gommiffar einhalten: ich glaube, 
er hat doch etwas zu liberale Anſichten in biefer Beziehung 
foeben entwickelt. Ich frage Sie, was ſchadet das dem 
Hauſirer, wenn er auf feiner Tour ein Dorf berührt, das 
in einem andern Amtsbezirke liegt und es ihm micht mög» 
lich ift, in das Amtsgericht zu Fommen? Dann verkauft er 
an bem Orte nicht. Das ift der geringfte Schaden, der 
dem Manne geſchieht. Ich glaube, gar zu liberal möchte 
in biefer Beziehung nicht verfahren werben. 


= Freiherr v. Weld: Als Gewerbebetrieb im Umber- 
ziehen, worunter auch der Hauſirhandel begriffen ift, ſoll 
nach $. 10 sub 3 nicht. angefehen werden: 

„Das Herumtragen von Erzeugniffen der Landwirt! 
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terialien und gewiffen im Verordnungswege zu bezeit 
gemeinen rn Bean bezeſdaenen 
- Das fheint num zuvoͤrderſt ing Widerlpruch zu fehen 
mit dem zeitherigen Sprachgebrauch z denn man hat zeither 
alle ſolche Herumträger auch Haufirer genannt und in die, 
fer Beziehung muß ich vollftändig dem beitreten, mas von 
den geehrten Herren Nittner und Kammerherrn v. Erd 
mannsdorff geäußert worden iſt und muß doch im Antereffe 
der Sandbewohner bitten, daß auf irgend eine Weiſe auf 
deren Sicherftellung gegen die Zudringlickeit von derarti⸗ 
gen Haufitern Rücfiht genommen’ werben möchte. Es iſt 
noch etwas ganz Verfchiedenes, ob dergleichen Herumträger 
in ein großes Nittergutsgehöfte und im ein zahlreich bes 
wohnte: Haus des Nittergutes kommen, wo fie praͤſumtib 
immer auf irgend Jemand floßen werden, der fie nad) der 
Urfache ihres Eintritt fragt oder ob fie im Dorfe in ein 
Bauergehöfte oder in ein einzelned Haus kommen, wo, 
wenigftens den größten Theil des Tages, bie männlichen 
Bewohner auf dem Felde und die weiblichen in den Ställen 
befchäftigt find und das Haus Ieer ſteht. Wenn in ſolchen 
Fällen dergleichen Herumträger in den Häufern unbemerkt 
herumgehen Tonnen, fo liegt die Beflrchtung fehr nahe, 
daß fie mehr wieder mit herausnehmen, als fie hereinges 
bracht Haben. Diefelben dringenden Beſchwerden, die nas 
mentlich in frühen Jahren ſchon von Seiten der Dorſbe ⸗ 
wohmer gegen die Eindringlichkeit ber Bettler laut geworden 
find, werden ſich auch ebenfo gegen derartige Herumträger 
richten. Ich kann auch durchaus Feine Härte und Unbils 
ligfeit darin finden, wenn in diefer Bezichung eine ſtrengere 
Ueberwachung und ſtrengere Vorſchriften ſtattfinden wunden. 
Der Herr Regierungscommiſſar fagte vorhin, ebenſowenig 
wie man irgend Jemandem den Eintritt in fein Haus ders 
wehren Eönne, ebenfowenig könne man ihn den Hauſirern 
verwehren. Es iſt aber nur ber große Unterſchied, daß 
Iemand, den ich nicht zu mir beftellt habe oder der mit 
nicht eine triftige Urfache feines Kommens anflihren fan, 
gleich darauf gefaßt fein muß, daß ich ihm fofort wieder 
die Thuͤre weife. Bei den Haufirern und Herumträgern 
liegt aber eben dieſer Eintritt in ihrem ganzen Berufe, in 
ihrer ganzen Thätigkeit. Es wurde ferner von bem Herra 
Regierungscommiffar erwähnt, es würde hart fein, went 
man ſoichen Leuten ihren Berdienft und ihre Nahrungsquelle 
abſchneiden wollte. Nun, da muß ich freilich dagegen an⸗ 
führen, daß ich gewuͤnſcht hätte, Diefelbe Rücfichtnahme 
hätte auch bezüglich unfter dermaligen Profeffioniften {m 
Allgemeinen ftattgefunden und biefe milde Anſicht wäre ber 
ganzen Geſetzesvorlage zu Grunde gelegt worben. Das if 
allerdings weniger der Fall gewelenz denn mit einer wahr: 
haft ſtoiſchen Ruhe fagt die Megierung auf Seite 157 ber 
Motiven: „es wäre wohl möglich, daß viele Profeſſioniſten 
infolge des neuen Gefeges zu Grunde gingen”, Warum 





ſollen alfo blos die Haufirer gegen Etwas geſchuͤtzt werden, 
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was in einem weitausgebehnterem Maaße bei dem ganzen 
Geſetze der Fall fein kann? Ich fliege mich alfo dem an, 
was Herr Rittner in diefer Beziehung äußerte und muß 
dringend wünſchen, daß es der Regierung möglich wäre, 
Mittel und Wege zu finden, um das Land vor den zu 
großen Zudringlichkeiten der Haufirer-zu fchligen. 


Freiherr v. Biedermann: Dem, mas foeben vom 
Herrn Kammerherrn v. Erdmannsdorff geäußert worden ift, 
muß ich Folgendes entgegenſtellen: Die Frage, ob ein 
Hauſirer in einem Orte zugelaſſen werden ſoll, muß doch 
wohl nicht von dem Geſichtspunkte aus, ob die Ortsbewoh⸗ 
ner ein Bedhrfnig haben, Waaren auf diefe Weife durch 
den Haufirhandel billiger und bequemer angeboten erhalten 
zu können, ald auf anderem Wege, als nach dem Gefichtd- 
punkte entjchieden werden, ob es für den Hauficer paffend 
ift, daß er dort haufire. Wenn nun ein Dre die Füglich- 
keit, billigere Waaren zu erhalten, deshalb entbehren ſoll, 
weil e8 dem Haufirer unmöglich ift, bis in den Gerichtsort 
zu kommen, fo feheint weniger gegen den Haufirer, als 
‚gegen bie Bewohner des Ortes eine Härte darin zu liegen. 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Dem, was ber 
Freiherr v. Welck erwähnt hat, habe ich nur in einer Bes 
ziehung Etwas entgegenzufegen. Er fand es ungerechtfer- 
tigt, daß in $. 10 unter 3 dad Herumtragen von Erzeug ⸗ 
niffen der Landwirthſchaft unter die Ausnahmen vom Haus 
firbegriff geftellt fei. Zuerſt erlaube ih mir zu bemerfen, 
daß das in der Hauptfache auch jest ſchon Rechtens iſt, 
daß das Herumtragen von Erzeugniffen der Landwirthſchaft 
und des Gartenbaued nicht als verbotened Hauſiren anges 
fehen wurde. Es ift aber aud das Geftatten diefes Herums 


lichen Gchöften wohl weniger, als in den Städten hauſirt 
werden und auch auf die Bedürfniffe der letzteren ift es 
bier abgefehen. Ich glaube alfo, daß, wenn man die Sache 
von diefem Gefihtspunfte aus betrachtet, man ſich uͤber 
diefe Ausnahmebeftimmung, welche nicht einmal eine Neue 
erung ift, zu beruhigen im Stande iſt. * 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
ſprechen zu wollen. Ich würde daher die Debatte bezuͤg⸗ 
lich des $. 10 fchließen und dem Herrn Referenten das 
Schlußwort ertheilen. 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich habe blos eine 
Eurze Bemerkung zu machen. Ich habe natürlich meine 
Erklärung hinſichtlich des Ausdruds „Verwaltungsbehörbe” 
nicht über die des Herrn Commiffars ftellen wollen, fondern 
fubmittire mich fehr gern. Ich will aber wenigſtens zu 
meiner Rechtfertigung bemerken, daß ich mich Hauptfächich. 
auf den folgenden $. 11 geftügt- habe, wo eben die Bes 
fimmung der Gewerbe und ber Waaren, fowie auch der 
Behörden, welche die Erlaubniß dazu zu geben haben, von 
der Regierung feftgefegt werben ſoll. Ich nahm nun an 
und folgerte, weil died nur von der Oberbehörbe auf den 
Verorbnungswege beſtimmt werben koͤnne, alfo aud in 
diefer Beziehung Alles durch die Hände der Oberbehörbe 
sehen muß. Sie hat es nach $. 11 fomit in den Händen, 
was fie thun will und deshalb glaubte id}, man werde in 
einem gewiffen Sinne auch fagen Fönnen, daß in $. 10 die 
oberen Verwaltungsbehörden gemeint feien. 


Präfident v. Schönfeld: Ich gehe zur Abftimmung 
über. Zu $. 10 wird von der Deputation die under» 
änderte Annahme empfohlen, Ich frage, ob die Kam 





tragens insbeſondere fir die Bewohner großer Städte mehr 
ein Vortheil, als ein Nachtheil. Sie werden dad nament- 
lic) in größeren Städten durchaus finden, daß die Haus 
haltungen häufig fo eingerichtet find, daß fie ſich ihre Ber 
vurfniffe nicht erft auf dem öffentlichen Markte holen, fon» 
dern von den Landleuten das, was diefe erbaut haben, 
regelmäßig ind Haus bringen laffen. Das würde aber, 


wenn man Punkt 3 wegfallen ließe, eine verbotene Einriche |" 


tung fein. Wollen Sie dem Bauer ber Dörfer, die um 
Dresden herumliegen und der regelmäßig das Geſchaͤft 
treibt, daß er ſeine Erzeugniſſe in die Stadt trägt und fie 
in 15 bis 20 Häufern, wo er fefte- Kunden hat, abſetzt, 
wollen Sie dem zumuthen, daß er erſt einen Hauſitpaß 
deshalb idſen fol? Denn das würde nothwendig fein, da 
er nicht anführen kann, daß er die Waaren auf Beſtellung 
herumträgt; denn er weiß nicht jeden Tag vorher, wo 
Etwas gebraucht wird. Es if auch daraus bisher fein 
‚„Mebelftand erwachien, aus dem Herumtragen nämlich ber 
Erzeugniffe der Landwirthſchaft und des Gartenbaues und 
am allerwenigfien winde dadurch das platte Land berührt 
werden; denn mit dieſen Gegenfländen wird in den laͤnd⸗ 
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mer hierin ihrer Deputation beitritt? — Ein— 
fiimmig Ja. 5 

Neferent Bürgermeifter Müller: 

11. 
Fortfepung. 
(S. EM. 1. 8. ©. 156.) 

Motiven find hierzu nicht gegeben. 

Im Berichte wird $. 11 zur unveränderten Annahme 
empfohlen; im Nach berichte ift daruͤber auch Nichts ente 
halten; es kann daher fofort bie Debatte beginnen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 11 das Wort zu ergreifen gedenkt? — 
Wo nicht, fo frage ih, ob die Kammer $. 11 in une 
veränderter Weife annimmt? — Einftimmig Io. 


Referent Bürgermeifter Müller: Die $$. 12 und 13, 
infoweit der Bericht fie beide zufammenfaßt, würden wohl 
gemeinfchaftlich vorgetragen werben koͤnnen. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Iſt ganz zweclmadig · 


— de/ppn2002826721843 
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Referent Burgermeiſter Muͤller: 


6. 12 und 18. 
Drtspoligeifich regulixte Gewerbe. 
(SEM. U. 8. ©. 156 u. 157.) 


‚ Die Motiven zu 2b 8.M. II. K. 
©. 156. 


Der Hauptbericht lautet: 


Zu $$. 12 und 13 

entftanden anfangs bei der Deputation Zweifel darüber, ob 
die bier fraglichen Gewerbe durd die Sicherheits: oder 
vie MWohlfahrtspoligeibehörde zu. regeln feien und ob nicht 
durch den in $.12 gewählten Ausdruck „Dxtöpolizeibehörde" 
die Befugniffe der Rittergutöbefiger und derjenigen Stadts 
zäthe, welcye nicht zugleich die Sicherheitöpolizeibehörde bil⸗ 
den, beſchraͤnkt len, weshalb man beabjichtigte, am 
Schluffe des $. 12 beizufügen: 

„Inwieweit biefe Regelung durch die ftabträthliche 
Behdide oder fpeciell durch die Polizeibehörde zu bewirken 
ift, oder die Erlaubnißertheilung dem Gutöherrn zufteht, 
zichtet fi nach den örtlichen Statuten, beziehendlich den 
———— der Beilage sub ©) zu dem Geſetze von 
1855 über die Organifation der Behörden” , 

Da aber der Herr koͤnigliche Commiffar ausdrücklich 
erflärte, daß es, wie auch $. 97 ganz ar ausgeſprochen 
worden fei, nicht in der Abficht der Regierung liege, zeit» 
herigen ortSpoligeilichen Befugniſſen der Stadträthe oder 
Gutöherren irgendwie Abbruch zu thun, daß es vielmehr 
bei denfelben allenthalben verbleiben folle, alfo die Gutd- 
herren, wie zeither, fo auch ferner die Production öffent» 
licher Schauftellungen zu genehmigen hätten, indem fie eben 
hierbei in der Eigenfchaft der Ortspolizeibehörde gehandelt 
bat, daß ferner auch an den über bie Grenzen der einzelnen 
Polizeibefugniffe in manden Städten, z. B. in Dresden, 
Leipzig und Plauen beftehenden Regulativen Etwas nicht 
jeändert werden folle, fo glaubte die Deputation hierbei 

eruhigung faſſen zu können. Sie empfiehlt unter Hin: 
weiß darauf, daß es ganz in dad Ermefien der Drtöbehörbe 
geſtellt iſt, die hierher gehörigen Gewerbe ausdruͤcklich zu 
conceffioniren ober nicht, fowie unter Bezugnahme auf das 
u fi 4 hinſichtlich der Turn», Bade» und Schwimmanftalten 
efagte, 


a) dem & 
schrift folgende Faffung zu geben: 
„Der Regelung durch die Ortöpolizeibehörbe 
unterliegen: * 
A) das Muſikmachen an öffentlichen Orten; 
2 Production öffentlicher Schauſtellungen aller 


tt; 

3) die Unterhaltung der Communication innerhalb 
der Drte durch Siacres, Droſchken, Omnibus, 
Sondeln, Sänften u. f. m.5 

A) die Dienfte der Hochzeit: und Leichenbitterz 

5) die Errichtung und der Betrieb von Turn⸗, 
Bade- und Schwimmanftalten, 

Der Drtöpolizeibehörbe ſteht es frei, die Er⸗ 
laubniß zum Gewerbebetriebe auf die mit befon- 
derer Conceffion von ihr verfehenen Perfonen zu 

—* ne 
en $. 13 mit alleiniger Streichung des Wortes 
„Reichenbitter” in Belle 2 zu an 


12 mit unveränderter Beibehaltung der Webers 





Die hiernach ſich ergebenden Veränderungen det Ent 
wurfes find ſchoͤn oben motivirt worden und nur betr. 
der Leichenbitter ift zu bemerken, daß man fie um deöwillen, 
weil fie an manden Orten die Notizen für die Kirchen: 
bücher zu befchaffen, auch bie nöthigen Anzeigen an die 
obervormundfchaftlicen Behörden zu beforgen haben, welde 
Geſchaͤfte fuͤglich feine Concurrenz zulaffen, dem $. 13 ente 
nommen und zu ben in $. 12 aufgegählten Gewerben ger 
bracht hat. 

Bezüglich der Veränderungen in den $8. 12 umd 1% 
ift Einverftändniß mit der jenfeitigen Deputation fowohl, 
als auch mit dem Herrn koͤniglichen Commiffer vorhanden, 


Der Nachbericht fagt: 


Bu $. 12. 

Die Zweite Kammer bat $. 12 im der im bieffeitigen 
Hauptberichte vorgefchlagenen Faffung angenommen. Ins 
folge nachträglicher Anregung macht fich jedod nad; An« 
fiht ver unterzeichneten Deputation noch folgende Eins 
ſchaltung nöthig: 

nie Verforgung der Gemeinden mit Leuchtgad und 
B 


und es wird vorgefchlagen: 
diefe Einfhaltung ald Punkt 4 zu befchließen. 
Erfolgt dies, fo haben bie im Hauptberichte vorge 
ſchlagenen Cinſchaltungen bie Nummern 5 und 6 zu erhalten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe nun zu erwarten, 
ob über $$. 12 und 13 Jemand das Wort zu ergreifen 
gedenkt? 


Kammerhere v. Erd mannsdorff: In $. 12 unter 
Nummer 2 heißt ed: „Die Production öffentlicher Schau 
fleQungen aller Art”. Dies giebt mir Veranlaffung, auch 
hier eine Bitte an die hohe Staatöregierung zu richten. & 
ift mir bis jegt unbegreiflich gewefen, daß fo unendlich viele 
Conceffionen an herumziehende Schauſpieler, Seiltaͤnzet, 
Taſchenſpieler ertheilt worden find und fehr oft an Leutt, 
die nichtöweniger, als Kinftler in ihrem Fache find, ſon⸗ 
dern die factifeh michts Anderes thun, ald ihr Brod mit 
Sünden auf dem Lande verbienen, eine Menge Schulden 
an den betreffenden Orten machen, Krankheiten einſchleppen 
umd zu einem unfittlichen Lebenswandel die allergrößte Bere 
antaffung gebenz Eurz, eine ſoiche Gefelfchaft iſt meift eine 
wahre Bande, nicht mur eine Schaufpielerbande, fonbert 
eben eine „Bande“, wo man frof) ift, wenn fie wieder jet 
find. Ich fir meinen Theil habe in den Orten, Die du 
meinem gutöherrfchaftlichen Bezirke gehören, Erlaubniß zu 
folchen Vorſtellungen niemals gegeben. Anfangs waren * 
Schänfwirthe darüber ungehaltenz jegt aber banken fie nn 
dafür, weil fie fagen: Mehr, ald die Bufchouer bei — 
verzehren, machen dieſe Leute Schulden. Ich habe en 
nach die ergebenfte Bitte zu fielen, daß es dem hoh 
Minifterium gefallen wolle, dahin zu wirken, daß — 
Conceſſionen ſeltener ertheilt werden. Man ſieht 1 * 
&euten an, es in bios eine Gefelfiaft, die einen ml 


Brodermerb feut und ed if fo, mie ich vorhin bei den 
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Haufitern fagte, hier in viel höherem Maaße der Gall: es 
ift blos eine conceffionirte Bertelei. 


„  Bürgermeifter Dr. Kocd: Mic) dem anfchließend, was 
mein geehrter Herr Vorredner gefagt hat, wollte ich mir 
nur nod) eine einzige Bemerkung erlauben. Es ift aller- 
dings in neuerer Zeit nicht zu verfennen, daß das Gon- 
ceſſioniren · von wandernden Schaufpielern mehr in Gang 
gekommen ift als früher. Ich möchte deshalb an eine alte 
Verordnung, deren Wohlthaͤtigkeit ich keineswegs verfennen 
Tann, deren Aufhebung mir aber nicht befannt ift, erinnern. 
Sie datitt aus dem Jahre 1784, ift im Jahre 1792 wieder 
eingefchärft worben und beftimmt unter Anderem, daß in 
der Umgebung einer Univerfitätsftadt Conceffionen an wan⸗ 
dernde Schaufpieler nicht gegeben werden follen. Diefes 
Verbot befteht noch in Kraft; nur wird es micht mehr ger 
handhabtz denn z. B. in der Nähe von. Leipzig im Um ⸗ 
kreiſe einer halben Stunde hat man feine Bedenken ge 
tragen, Schaufpielertruppen Conceffion zu ertheilen. 


Nittergutsbefiger Rittner: Ich bin auch in dem 
Falle, mich dem Wunſche des Heren v. Erbmannsdorff ans 
ſchließen zu koͤnnen; nur möchte ich den Wunſch noch etwas 
fpecialifiren. Nämlich es ſcheint mir fehr zweckmaͤßig, daß 

‚man bie Gonceffion für ſolche Geſellſchaften, die ich nicht 
nochmals näher bezeichnen will, nur auf gewiffe Seiten im 
Jahre befchränke, namentlich auf die Zeit beim Anfange des 
Jahres, wo die Leute auf dem Lande Zeit haben, folche Bor 
ſtellungen abzuwarten. Es wäre wünfchenswerth, wenn 
es fich mit dem Grundfage der hohen Staatöregierung ver» 
trägt, daß dieſe Gonceffionen nur infoweit ertheilt werben, 
daß die Gefellfhaften nur in einer gewiffen Zeit des Jahres 
ihre Vorftelungen geben dürfen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe”zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort verlangt? — Da dies nicht der 
Fall ift, fo kann ich die Debatte bezüglich der $$. 12 und 13 
fchließen und dem Heren Referenten das Schlußwort ges 
ben. — Auf das Schlußwort wird verzichtet; ich kann dar 

her zur Abftimmung verſchreiten. Ich wende ‚mich zunächft 
zu 6. 12. Die Deputation trägt darauf an, dem $. 12 
eine andere Faſſung zu geben; zwar foll die Ueberſchrift 
unverändert bleiben, der Inhalt aber verändert werben. 
Der Paragraph foll folgendermaaßen lauten: 


Der Regelung durch die Ortspolizeibehoͤrde unter: 
en: 


1) das Mu machen an öffentlichen Orten; 
3 die enden ffentlicher Schauftelungen aller 


Art: j 
3) die Unterhaltung der Communication innerhalb 
der Drte durch Fiacres, Droſchken, Omnibus, 
Gondeln, Sänften u. - w.5 + 
4) die Dienfte det Hochzeit und Leichenbitter ; 
5) die Trrichtung und der Betrieb von Turn⸗, 
Bade: und Schwimmanftalten. _ Ä 
Der Ortöpolizeibehörbe ſteht es frei, bie Erlaubniß 
8. (3. Abonnement.) 


ig, 
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zum Gewerbebetriebe auf die mit befonberer Conceffion 
von ihr verfehenen Perfonen zu befchränfen.” 

Dies {ft der Vorſchlag der Deputation, wie $. 12 ges 
faßt werden fol. . Es ift nun von der Zweiten Kammer 
noch vorgefchlagen worden, eine Einfhaltung und zwar als 
Punkt 4, der folgendermaßen lauten foll: 

„Die Verforgung der Gemeinden mit &eı ai 
Ban rforgung uchtgas und 

Ich werde daher zunächft auf die Faſſung, wie fie die 
Deputation vorfchlägt, die Frage richten mit Vorbehalt des 
von mir zulegt erwähnten Antrags, den ich fpäter zur Ab» 
fimmung bringen werde. Ich recapitulire den Antrag der 
Deputation nicht, wie $.12 lauten fo, fondern frage nur, 
ob die Kammer diefem Antrage ihrer Deputation 
beipflihtet? — Einftimmig Ia. 

Ih komme nun zu dem Vorbehalte. Es fol, wie 
bereits erwähnt, noch ein Punkt 4 eingefchaltet werben, ber 
folgendermaßen lautet: 

„Die Verforgung der Gemeinden mit Leuchtgad und 
afler”, 
md ich frage, ob die Kammer diefem Vorſchlage 
ihrer Deputation beipflihte? — Einftimmig Ja. 

Infolge dieſes Befchluffed werben ſich nun die Biffern 
zu ändern haben; es haben die im Hauptberichte vorgeſchla⸗ 
genen Einfaltungen night die Nummern 4 und 5, fons 
dern 5 und 6 zu erhalten. Es ift dad aber Sache der 
Rebaction. 

Ich komme nun zu $. 13. In Bezug auf biefen Par 
ragraphen ſchlaͤgt die Deputation die Annahme deffelben 
vor; jedoch mit Ausnahme des Wortes „Leichenbitter” in 
Zeile 2. Ich werde zuvoͤrderſt die Frage auf den Paragras 
phen richten mit Vorbehalt einer befonderen Frage hinſicht⸗ 
lich der Leichenbitter. Die Deputation rathet ber Kammer 
an, den $. 13 anzunehmen, tritt diefelbe hierin 
ihrer Deputation bei? — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob die Kammer auf Anrathen 
ihrer Deputation dad Wort: „Leichenbitter” in 
Wegfall zu bringen gedenkt? — Einftimmig Ja. 

Es war fomit die Abſtimmung über 12 und 13 ber 
enbigt. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 14. 
Schornſteinfeger. 
(S. &M. I. 8. ©. 157.) 
Befondere Motiven find dazu nicht gegeben. 
Im Hauptberichte heißt ed: 
9 Bu $. 14 
i utation * 
ale des Paragraphen unter Weglaffung 
der Worrer „und der Bildung ber Schornfteinfegers 
bezirte“, 
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Sie will hierdurch die Verordnung vom 30. Septem: 
ber 1856 reprobiren, beren Ausführung in kleineren Städten 
und auf dem Lande vielfache Unzufriedenheit hervorgerufen 
hat, und als Erfolg bezwecken, daß bei Bildung von Schorn⸗ 
fleinfegerbezirken mcht unbedingt die Grenzen der Gerichts 
amtsbezirke maaßgebend fein, vielmehr biefelben ganz dem 
Ermeffen der Drtsobrigkeit anheimgeftellt bleiben follen. 

Die jenfeitige Deputation theilt diefe Anficht ebenfalls. 

Im Nachberichte ift hierüber Nichts enthalten. 


präfient v. Schönfeld: Es würde jetzt bie Debatte 
in Bezug auf $. 14 zu eröffnen fein. 


Freiherr v. Weld: Ih kann mic) auch nur für bie 
Annahme des Deputationsvorſchlags verwenden. Bekannt: 
lich ift bei der Bildung der Gerichtsamtsbezirke nicht immer 
auf die Iocalen und geographifchen Verhältniffe eine fo ganz 
firenge Rüdfiht genommen worden; es werden mande 
Gerichtsamtsbezirke namentlich in meiner Gegend von ber 
Elbe durchſchnitten und es kann daher ein großer Uebels 
fand eintreten, wenn Leute, deren Hülfe man fehr fchnell 
benöthigt fein kann, zu gemwiffen Zeiten des Jahres durch 
den Ciögang, Stromanſchwellungen oder dergleichen Urſachen 
abgehalten werben, ihrer Verpflichtung nachzukommen. 

Wenn den Gerichtöämtern nachgelaffen wird, diefe Bezirke 
unter einer genauen Berüͤckſichtigung der Localverhältniffe 
zu bilden, fo glaube ich, ift das vorzuziehen und ich werde 
daher mit der Deputation ſtimmen. »- 


PVräfident v. Schönfels: Ich habe weiter zu erwars 
ten, ob Jemand das Wort wünfcht? — Es ift das nicht der 
Fall; ich Schließe daher die Debatte und ertheile bem Herrn 
— das Schlußwort, inſofern er daſſelbe ergrei⸗ 
fen will. 


Referent Bürgermeifter Müller: Rüͤckſichtlich der 
Städte find mir Klagen wegen der Schornfteinfegerbegirte 
nicht befannt geworden; ruͤcſichtlich der Dörfer find aber 
vielfache Klagen aufgetaucht und erft in neuefter Zeit find 
mir viele Klagen in diefer Hinſicht zu Ohren gekommen. 
Nun wird zwar durch den Wegfall der von der Deputation 
vorgeſchlagenen Worte an und für fich eigentlich Nichts er⸗ 
zieltz denn wenn es heißt: 

‚„udfichtlich der Annahme der Schornfkeii . 
wendet — den nen a eeinfiger e 
fo bleibt es eben dabei. Aber es hat doch wenigſtens die 
Deputation Veranlaffung geben wollen, die vielfach in 
dieſer Hinficht bekannten Klagen zur Kenntniß der hohen 
Staatsregierung zu bringen und deshalb die Motiven zu 
$. 14 zu teprobiren. Es müflen doch die Klagen begrün- 
det fein, da fie von fo vielen Landgemeinden auögehen und 
8 dürfte die Anſchauung, die der angeordneten Eintheilung 
zu Grunde liegt, daß nämlich eine möglichfte Gleichheit in, 
den Gerichtsamtsbezirken ftattfinde, nicht begründet fein. 
Ich wollte daher nicht unterlaffen, die Wünfche der ber 
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treffenden Dorfbewohner der hohen Staatsregierung zur 
geneigten Berückſichtigung zu empfehlen. 


Präfdent v. Schönfeld: Ich wende mich nun zur 
Abftimmung. $. 14 wird von der Deputation zur Ane 
nahme empfohlen; jedoch mit Weglaſſung ber Worte, die 
fich in der erften und zweiten Zeile befinden und folgender 
maaßen lauten: „und ber Bildung der Schornfteinfegere 
bezirke“. Ich werde die erfte Frage auf den Paragraphen 
richten mit Vorbehalt der Worte, welche in Wegfall ge 
bracht werben follen. Ich frage, ob die Kammer $. 14 
auf Antrag ihrer Deputation annimmt? — Eins 
fimmig Ja. 

Die Deputation rathet an, die Worte des Paragra—⸗ 
phen: „und der Bildung der Schornfleinfeger- 
bezirke“ in Wegfall zu bringen. Ich frage auch hier, 
ob die Kammer ihrer Deputation hierin beitritt? 
— Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Mälter: 


$.15: 
Vefahigungonachweis. 
(S. EM. U. K. ©. 160.) 


Specielle Motiven find hierzu nicht vorhanden; das 
Noͤthige iſt bereits in den allgemeinen Motiven mit aude 
gebrüdt. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 15. r 

Die ——— daß die Ausübung des Hufbeſchlages 
wie zeither fo auch fünftig von dem Rachweiſe beſonderet 
Befähigung abhaͤngig fein ot, fand mehrfache Befämpfung 
in der Deputation. Mag e3 auch im Intereffe der Pferde 
zucht wünfchenswerth fein, befondere Anordnungen über 
den Hufbefchlag zu treffen, fo kann man ſich doch der Ber 
fürtung nicht entfchlagen, daß, wenn dabei zu große Ber 
fnwerungen getroffen werben, leicht Mangel an Yufber 
fhlägern namentlich auf dem Lande eintreten fann. Schon 
zeither war es mit fühlbarem Zeit» und Koftenaufmande 
verbunden, daß die Prüfung im Hufbeichlage bei ber Thier⸗ 
arzneiſchuie in Dreöden erfolgen mußte, und ed Wi de 
ficherlih mancher Schmiedegefelle deshalb ganz vom Huf 
befeplage abgefehen haben, wenn nicht durch $. 1 der Der 
ordnung vom 10. April 1856 die Zwangsbeftimmung, Daß 
die Gewinnung des Meifterrectes bei allen 
Sämiedeinnungen bes Landes an den Nadyweif 
abgelegten Prüfung bed Si 
werbenden gebunden fei, befanden hätte. Diefe Bir, 
ſchrift erleidet aber mit dem Erfcheinen des neuen — 
geleges infofern eine wefentliche Abänderung, als Künfi 
die Schmiedeprofeffion zu den freien Gewerben gehört U 4 
nur die Ausübung des Hufbefchlages dem Prüfungspwandı 
unterteilt if. Cs wird daher Fünftig manden ee 
geben, welcher nicht zugleich Hufbefcpläger if, wenn die His 
den Hufbefchlag erforderliche Prüfung, fehr —— 
und der Mangel an geprüften Beſchlägern kann ind) * 
dere an Eleineren Brien des platten Landes wo Wen 
Dferbebefiger find, leicht eintreten. Sollen nun diefe 


— 
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Beduͤrfnißfaͤllen felbft der Heinften Art ſtundenweit zu einem 
geprüften Befchläger, ziehen? 

‚Dies Alles beftimmt die Deputation, zwar die Geneh- 
migung bezüglich des Hufbeichlages vorzuſchlagen, dabei 
aber ausbrüdlich vorauszufeßen, daß die hohe Staats 
regierung niht nur thunlift erleichter nde Ber 
fimmungen über die Prüfung für die Berech⸗ 
tigung zum Hufbeſchlage Aberbaupt treffe, ſon⸗ 
dern insbefondere aud am verſchiedenen Orten 
des Landes Prüfungsftellen für die Hufber 
f&läger errichten lafje, endlich auch diejenigen 

&miede, welden fhon zeither ohne abgelegte 
Prüfung die Hufbefhlagberehtigung zufland, 
in dem Befite derfelben belaffe, 

Deögleihen macht ſich auch hinfichtlich der im dem 
Paragraphen mitberührten Bauten die Erwartung geltend, 
daß der Bauherr nicht etiva allzufehr und über das noth- 
wendige Maaß hinaus bei Ausführung von Reparaturen 
und Bauten überhaupt beſchraͤnkt und zu diefem Behufe 
‘in der Ausführungsverorbnung der Begriff „Bauten“ im 
Wefentlichen dahin definirt werden möge, daß darunter folche 
Neubane und Neparakuren zu verfiehen find, welche nach 
den beftehenden baupolizeilichen Beſtimmungen der polizeis 
lichen Genehmigung bedürfen. 

Die geehrte Kammer wolle hiernach 

$. 15 zwar genehmigen, aurih aber auch die oben 
gedachte Voͤraus eung und Erwartung in bie ftändifche 

Schrift aufzunehmen befchließen. 

er Herr Pönigliche Commiffar fagte auch thunlichfte 
Berhdfichtigung zu. 


Der Nahbericht lautet: 


Bu $. 15. 

Den Nachweis befonderer Befähigung hat die Zweite 
Kammer nur fir die felbftändige Ausführung und Leitung 
von Bauten nad) den beshalb erlaffenen oder im Werords 
nungöwege noch zu erlaffenden Beftimmungen für erforders 
lich erachtet; dahingegen hat fie mit 39 gegen 32 Stimmen 
dag jenfeitige Minoritätsgutachten angenommen, alfo bes 

offen: 
vorn daß bie Ausuͤbung des Hufbefchlags nicht an den 
Nachweis befonderer Befähigung gebunden fein foll, 

Die Gründe hierfür find dem jenfeitigen Minoritaͤts . 
gutachten zu entnehmen. Sie beftehen hauptfächlich darin, 
daß, da ve Schmiedeprofeffion kuͤnftig zu den freien Ger 

werben gehören folle, leicht Mangel an Hufbeihlägern, 
welche den bei der Prüfung nöthigen Aufwand an Zeit 
und Geld zu opfern bereit fein würden, eintreten könne, 
"und daß auch ſelbſt, abgefehen hiervon, der mit der zeit 
herigen Beftimmung verbundene Zweck meiftend nicht er⸗ 
reicht worden fei. . e 

Bezüglich diefer Grlinde hat zwar bei der Debatte in 
der Zweiten Kammer der koͤnigliche Commiſſar nicht nur 
nicht beigeftimmt, fondern es hat derfelbe auch zu einer ge- 
wiffen Vorficht gemahnt und. vor einem Beſchiuſſe gewarnt, 
der fih in feinen praftifchen Erfolgen augenblicklich noch 
nicht überfehen laffe und der fpäter gereuen könne, 

Landt.-Mitth., Zweite Kammer, Seite 173, 

«3 ift aber defenungeachtet der obige Beſchiuß zu Stande 


gekommen. ß 
Nach nochmaliger genauer Drüfung der vorliegenden 
Streitfage empfiehlt die Minorität (0. Schönfeld, Freiherr 


v. Frieſen und Referent) 
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den Beitritt zum Befchluffe der Sweiten Kammer, 
wogegen die Majorität (Dr. Koh, v. Zehmen, Pfotenhauer 
und Hennig) bei dem im Hauptberichte enthaltenen Votum 
Seite 33 ftehen bleiben. 

Auch der fönigliche Commiffar wuͤnſcht unveränderte 
Beibehaltung des Paragraphen, 


Hier habe ich zunächft noch eine Petition zu erwaͤh⸗ 
nen, von welcher felbft die geehrten Deputationsmitglieder 
noch Nichts wiffen, weil diefelbe-erft Heute eingegangen ift. 
Es ift die Petition des landwirthſchaftlichen Kreisvereind 
zu Dresden, zunaͤchſt an die Erfte Kammer gerichtet. Im 
derfelben wird unter ausführlicher Darlegung der Gründe 
darauf angetragen, daß die hohe Erfte Kammer dem Bes 
ſchluſſe der Zweiten Kammer nicht beitreten möge. Eine 
Stelle daraus, da die Angelegenheit doch eine wichtige iſt, 
geftette ich mir wörtlich vorzulefen. Es heißt darin: 


„nie bereit bei den Kammerberathungen erwähnt, 
ſteht die Hufbefchlagefunft, ihrer Eigenthuͤmlichkeit nach, 
in vollem Zufammenhange mit der Thierheilfunde und 
wird auch folder dadurch beftätigt, daß Thierarzneiſchulen 
jederzeit den Unterricht im Hufbeſchlag zugleich mit ums 
faffen und in ihren Lehrplan mit aufnehmen. Beweis 
genug, wie die Betreibung des Hufbefchlagd vom wiffen 
ſchaftüchen Standpunkte aus angefehen wirb und ange 
fehen werben muß. Es ift die Anſicht aufgeftelt worden, 
daß eben fo gut, wie-dem Hufichmied, auch dem Sattler, 
dem Schuhmacher, dem Schmied für Werkzeuge u. f. 1m. 
ein Befähigungsnachweis abzuverlangen feiz aber dem fteht 
entgegen, daß alle diefe Gewerbe nicht derartige find, welche 
mit dem thieriſchen Körper eng verbundene, daher ohne 
Anmefenheit der Xhiere nicht zu fertigende Fabrifate zu 
liefern haben. Es find miflenfcaftlihe, anatomifche 
Kenntniffe notbwendig, um den Huf eines Thieres gut 
befchlagen zu können. Alſo ebenfowohl, ald ber Thier⸗ 
arzt, der Arzt u. f. f. ihre Prüfung zu beſtehen haben, fos 
wie alle wiffenfchaftlich in begründenden Gewerbe nicht 
ohne vorauögegangene Prüfung freigegeben werben koͤnnen 
und follen, mit demſelben Rechte wird die bei dem Hufe 
beſchlagſchmieden zu verlangen fein.” 


Auf Grund deſſen ftellt der landwirthſchaftliche 
Kreiöverein den Antrag, den, ich bereitd mitgetheilt habe, 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Zemand tiber biefen Paragraphen zu fprechen wünfcht? — 
Herr v. Erdmanndborff. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich wollte mich 
aufs Dringendſte bei der Kammer bafür verwenden, daß 
conform mit der erwähnten Petition die Kammer den Ber 
ſciuß fafen fol. Es ift ganz richtig, was in der Petition 
ausgeführt iftz der Hufbeſchlag hängt eng zufammen mit 
der Thierarzneifunde und fo gut wir dieſe nicht ohne vor- 
herige Prüfung ausüben laſſen, fo muß es auch mit dem 





Hufbeſchlag gehalten werden. Denken Sie Sich, meine 

Herren, die Sache praktiſch. Es iſt dies gar nicht mit 

den übrigen Gewerben zu vergleichen. Wen ein anderer 

Profeffionift ſchlechte Arbeit liefert, dann fage ich ihm, 
120* 
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daßs ich fie nicht brauchen kann; aber ein ſolches armes 
Thier wird durch Ungeſchick vielleicht zeitlebens ruinirt. 
Der Schuhmacher kann, um mich dieſes Ausdruckes zu 
bedienen, auch Thierquaͤlerei ausüben, wenn er Stiefel 
macht, die Einen drücken; aber der Inhaber ver Stiefel 
giebt fie ihm wieder zurhe oder fannı fagen, wo ihn „der 
Schuh drüdt”; aber dad arme Pferd kann das nicht, 
kann nicht Hagen und wird vielleicht dadurch für immer 
ruinirt! 


Kammerherr v. Metzzſch: Ich trete der ſoeben ger 
ſchehenen Aeußerung vollkommen beiz denn erſt vor wenigen 
Jahren wurde auf Antrag unſerer landwirthſchaftlichen 
Vereine das Erforderniß des Nachweiſes beſonderer Ber 
fähigung für die Ausuͤbung des Hufbeſchlags gefeglich an- 
erkannt. Die betreffende Verordnung vom 10. April 1856 
iſt erlaffen worden auf Grund der vielfachen Klagen aus 
allen Gegenden des Landes über Mangelhaftigkeit des Huf- 
befchlags und fie hat den Zweck, den daraus entftehenden 
erheblichen Nachtheilen für die Befiger von Pferden mög- 
lichſt Abhulfe zu thun. Ich würde" aber als Vorſtand 
eines landwirthſchaftlichen Kreisvereins mit mir felbft in 
Widerſpruch gerathen, wollte ich jet für die Anficht der 
Minorität, alfo gegen die Beftimmung des Entwurfes 
fimmen. Ich kann mic, vielmehr nur aus voller Ueber: 
zeugung für die Anficht der Majoritaͤt erklären. 


Vicepräfident v. Friefen: Die Kunft des Hufbes 
ſchlags iſt gewiß eine ſehr wichtige und es ift gar nicht zu 
leugnen, daß fie auch auf wiffenfcaftlichen Gefegen und 
anatomifchen Kenntniffen beruhtz gewiß ift es wohlthaͤtig, 
wenn bie Schmiede, welche die Hufbeſchlagkunſt ausüben, 
bei, den Thierarzneiſchulen gebildet und auch geprüft wer« 
den. Gegen die Nüglichkeit einer Prüfung und eines 
wiſſenſchaftlichen Unterrichts wird daher fein Menſch Etwas 
einzuwenden haben; andererfeits ift aber auch wieder nicht 
zu Teugnen, daß die Hufbeſchlagkunſt eine praktifche Kunft 
ift und auf dem Wege der Praxis oft viel gründlicher und 
beffer erlernt werben kann, als auf dem Wege der Wiffen- 
schaft. Ich habe wenigſtens Leute gefannt,, die in der 
Thierarzneiſchule ober anderen hohen wiſſenſchaftlichen Anz 
flalten fudirt und doch Nichts "gelernt hattenz fie hatten 
auch ihre Beugniffe, hatten ihre Prüfung beflanden und 
doch war es mit ihrer Wiffenfchaft nicht weit her. Im 
praftifchen Leben ift. mir ein erfahrener Hufſchmied, der 
feine Kunft lange ausgeübt Hat und unter dem Beifall der 
Landwirthe, wahrhaftig lieber, als mancher geprüfte Huf 
ſchmied. Wollte man das Recht zum Hufbeſchlag unbe 
dingt an die Prüfung binden, fo wäre das ein Monopol, 

. was der Gewerbefreiheit ſchnurſtracks entgegen iff, ein viel 
ſchlimmeres Monopol, als manche andere; viel gefährlicher, 
als 5. B. das Verſagen ber Conceffion in Fällen, wo 
die bürgerlichen Ehrenrechte entzogen "worden ober bie 
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Anmeldung zu einem Gewerbe zugleich mit der Beʒahlung 
des Buͤrgerrechtsſcheines· Das find viel weniger mid, 
tige Sachen. Ich meinerfeits halte es mit einem guten 
erprobten Schmiede, den die Nachbarfchaft als ſolchen 
kennt oder gebraucht und finde es unbillig, wenn man ge 
nöthigt fein Toll, ſich nur an einen geprüften zu wenden, 
gar nicht ju rechnen, daß diefer vielleicht ein paar Stuns 
den meiter wohnt. Aber ſchon das, daß ich gezwungen 
fein fol, mic nur an einen geprüften zu wenden, wenn 
ich zu einem ungeprüften mehr Zutrauen habe, ſchon das 
finde ih unnutz. Wollte man darin immer weiter gehen, 
fo hört das, worhber wir fehon fo oft geklagt haben, das 
viele Regieren, dad Maafregeln und dad Bevormunden 
nit auf. Wir wollen doch den Leuten einmal ihren 
freien Willen laffenz will der Landwirt für feine Pferde 
forgen, fo wird er es ſchon thun, er braucht dazu nicht 
von der Regierungsbehörde gezwungen zu werden. Mollte 
man bieſes Prüfungsfyftem fo weit ausdehnen, fo muß 
auch jede Köchin geprüft werden, ob fie ihre Kunſt recht 
verfteht und nicht mißbraucht zum Nachtheile der Geſund⸗ 
heit und des Lebens der Menfchen; dann muß jeder Satts 
ler geprüft werben, weil er ſchlechte Kummete fertigen und 
fo das Thier quälen kann; jeder Kutjcher muß geprüft 
werben, weil er mich umwerfen und in Lebensgefahr bringen 
fönnte. Und fo kann das Pruͤfungsſyſtem immer. mehr 
ausgedehnt werben.“ Ich will in Bezug auf meine Pferde 
nicht an Prüfungsbedingungen gebunden fein. Es iſt 
früher auch ſchon gefagt worden, man folle da, wo es ſich 
um Leben und Gefundheit der Menſchen handelt, auch 
gegen die fogenannten Medicafter etwas nachfichtiger fein; 
denn folhe Leute helfen manchmal beffer, als ein ſtudirter 
und mit dem Doctortitel geſchmuͤckter Arzt und wenn ich 
felöft Zutrauen Habe zu dem vielbefprochenen Eiftermittel, 
fo fann mir das nicht gewehrt werben, wenn es auch nicht 
amtlich approbirg ift. Darum erkläre ich mich für den Mir 
noritätsantrag und für ben Beſchluß der Zweiten Kammer, 


Freiherr v. Weld: Es thut mir leid, daß ich in diefer 
Beziehung mit meinem geehrten Worredner dor einmal 
verfehiedener Meinung fein muß. Mir fceint es doch feht 
gegen das Intereſſe des Publikums zu fein, wenn dieſem 
gar Feine Garantie in dem hier fraglichen Fall gewährt 
werden follte. Es ift doch gewiß eine fehr wichtige Sat, 
für bie Aderbautreibenden zumal, daß ihnen die Möglich 
keit gewährt werde, ſich an tüchtige und wiffenfchaftlich ger 
bildete Huffcpmiede wenden. zu Fönmen. Ich gebe recht 
gern zu, daß die Praxis eine fehr gute Lehrmeifterin If 
und daß wir fehr viele practifche Schmiede haben, die 
außerordentlich gut befchlagen, ohne daß fie in einer Thier 
arpneifchule gewefen find; aber daß ein ſolcher Prakukug 
an meinen Pferden feine Prasis erft ͤben und erfernen möge, 
da muß ich doch bitten zu bedenken, daß das eine unbillige 
Bumuthung if, die dem Einzelnen gemacht wird. Ich glaube 
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übrigend, es werben ſich genug Schmiede finden, die einen ; 


höheren wiffenfchaftlichen Trieb haben und um eine ſolche 
Prüfung nachſuchen. Es iſt das eine zu wichtige Sache, 
als ba man nicht eben Leute finden follte, die vom wiffen- 
ſchaftlichen Standpunkte aus die Sache erlernen wollten. 
Ihr Verdienſt wird jedenfalls dadurch wirklich gefichert 
werden; denn es iſt ein zu großes Bebürfniß, einen guten 
Hufbeſchlaͤger zu haben und ich kann daher nur mit der- 
Majorität der Deputation ftimmen. 


Präſident v. Schönfels: Herr Kammerherr v. Wahz- 
dorf und dann Herr v. Noſtiz-Wallwitz! 


Kammerherr v. Wagdorf»Störmthal: Die Staats: 
regierung hat jedenfalls die Abſicht, durch die vorgeſchlagene 
Beſtimmung dahin zu wirken, daß die Kunſt des Hufbe- 
ſchlags an Ausdehnung gewinne und gute Huffchmiede 
über das ganze Land verbreitet werden. Es ift micht zu 
leugnen, daß ber Gegenftand, ber ihnen anvertraut wird, 
ein Kapital bildet; ein Huffhmied ann fehr viel Schaden 
thun. Auf der anderen’ Seite liegt aber auch eine Gefahr 
vor für die Sandwirthe, wenn zu wenig Hufſchmiede auf 
dem Lande Überhaupt find und der Landwirth in dem Bes 
triebe des Ianbwirthfchaftlichen Gewerbes befchränft wird 
durch die größere Entfernung der Hufſchmiede. Das ift 
das eigentliche Hauptbedenken, was gegen die Regierungs ⸗ 
vorlage aufgeftellt werden kann und es freut mich, im 
Deputationsgutachten einen Antrag zu finden, ber biefes 
Bedenken zu befeitigen bemüht if. Die Deputation hat 
in Vorfchlag gebracht, daß bie erleichternde Beſtimmung 
für Prüfung der Hufbeſchlaͤger eingeführt und an verfchies 
denen Orten des ande Prüfungsftelen zu dieſem Zweck 
eingerichtet werben follen. Ebenfo follen die zeither ſchon 
beflandenen ungeprüften Huffchmiede fortbeftehen. Dadurch 
wird dad wefentlichfte Bedenken gegen die Regierungsvor⸗ 
Tage, daß es fünftig überhaupt an Schmieden für ben 
Hufbeſchiag fehlen möge, befeitigt werden und mit Rüd- 
fiht auf diefen Antrag habe ich fein Bedenken, dem Bor 
ſchlage der Majorität beizutreten. 


Sinanzrath d. NofizeWallwis: Ih würde mid 
flr.die Beibehaltung des Befaͤhigungsnachweiſes ausfpre: 
hen, wenn mir einerfeits eine Garantie geboten wollrde, daß 
die Prüfungen, welche bei der Tierarzneiſchule oder bei ben 
von der Veterinaͤrcommiſſion angeftellten Prüfenden vor⸗ 
genommen werden ſollen, nicht moͤglicherweiſe nach einfeitis 
gen Grundfäßen erfolgen und wenn mir andererfeitö bie 
beftandene Prüfung eine Sicherheit daflır gewährt, daß 
der Schmied. feine. Sache ordentlich verfteht. Mir ift 
ein Fall bekannt, wo ein Schmied, der ein Jahr lang 
bei der hiefigen Thierarzneiſchule gelernt“ und die Prür 
fung beftanden hat, in fein Dorf zuruck Fam und in ber 
erften Woche zwei Pferde fo befchlug, daß fie und zwar auf 
weichem Boden Hornfpalten befamen. Das ſcheint Feine 
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Sicherheit zu gewähren dagegen, daß Einer trotz der ber 
flandenen Prüfung doch ben Hufbeſchlag nicht verftcht. 
Daß der Hufbeihlag in Sachſen ſchlechter ift, als vielleicht 
in allen andern deutſchen und außerdeutfchen Staaten, das 
iſt leider nicht zu leugnen; aber ein ſicherer Weg zum Fort: 
ſchritt ſcheint mir der von ben Laufiger Provinzialſtaͤnden 
eingeſchlagene zu ſein durch beſonders ausgeſetzte Praͤmien 
für die Hufſchmiede. Das würde auch in den übrigen 
Landestheilen geſchehen fönnen, wenn den landwirthſchaft⸗ 
lien Vereinen die Mittel dazu geboten würden und den— 
felben überlaffen würde, folche Hufſchmiede, welche befons 
deres Vertrauen genießen und ſich auszeichnen, zu prämie 
iren. Ich werde hiernach gegen die Aufnahme der Worte, 
„beim Hufbefchlag” ftimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Ih habe zu erwarten, 
ob weiter Jemand das Wort begehrt? — Herr Staats ⸗ 
minifler. 


Staatöminifter v. Beuft: Ich erlaube mir, ber ges 
ehrten Kammer an's Herz zu legen, dad nicht außer Acht 
zu laſſen, was Herr v. Mebfch äußerte; es fchließt ſich das 
dem an, was von ber Megierung in ber andern Kammer 
erwähnt wurde, wo wir darauf hinwiefen, daß bie Vers 
ordnung von 1856, welche die Grundlage für die gegen⸗ 
wärtige Einrichtung bildet, auf ausbrüdlihen Wunſch 
der Drgane ber Landwirthſchaft erlaffen worben iſt. 
Wenn die Erfahrung, welche mit dieſer Einrichtung ger 
macht wurbe, hie und ba eine nicht ganz günftige fein 
ſollte, fo dürfte wohl der richtige Weg ber fein, baß dies⸗ 
falfige Klagen und Beſchwerden zur Kenntniß der Vete⸗ 
rindrcommiffion gelangten und auf Abhülfe diefer Ucbel« 
ftände angetragen würde. Es werden Anregungen in die⸗ 
fer Beziehung jedenfalls mit größtem Danke angenommen 
werden müffen; aber mir fcheinen doc) die Beifpiele, welche 
man anführt, zu vereinzelt zu fein, als daß man die bis— 
herige Einrichtung nad fo kurzer Zeit wieder verlaffen 
folltez jedenfall wird es fehr gerathen fein, den landwirth⸗ 
ſchaftlichen Vereinen felbft zu uͤberlaſſen, in biefer Bes 
ziehung eine" Veränderung zu beantragen, wenn fie fih 
felbſt von dem Beduͤrfniß einer ſolchen überzeugt haben. 
Was ber Here Vicepräfident anführte mit Ruͤckſicht auf die 
confequente Durchfuͤhtung der Gewerbefreiheit, fo feheinen 
mir die von ihm angeführten Beifpiele doch zu weit zu 
führen und wollte man das Princip in diefer ſcharfen 
Duräführung ins Auge faffen, fo müßte man ſchon aus 
$. 1 des Gefetzes alle die Ausnahmen wegftreichen , welche 
ſich dort in Bezug anf mehrere Arten des Gewerbebetriebe: 
finden, welche dort eben aus einer vom Staate für nothe 
wendig erachteten Bevormundung aufgenommen worden 
find.- €3 gilt doch mehr. oder minder vom Hufbefhlage 
das Nämliche, was von der Ausübung der ärztlichen oder 
advocatoriſchen Praris gilt, wo Derjenige, der fih eines 
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Andern bedient, um feine Beduͤrfniſſe zu befriedigen, gar 
niet in der Lage ift, zu beurfheilen, was geichicht und 
hierin liegt der große Unterfehied von allen anderen Ger 
werben, wo der Confument mehr oder weniger beurtheilen 
kann, ob er fehlecht oder gut bedient wird. Aus allen 
diefen Gründen glaube ich doch, daß es rathſam fein dürfte, 
noch etwas Erfahrung abzuwarten und es erübrigt mir 
nur noch darauf hinzuweiſen, daß, wenn der Herr Vice⸗ 
präfident erwähnte, es würde ein großer Uebelſtand fein, 
wenn man ſich bewährter alter Schmiede nicht bedienen 
Tönnte, diefe, wo fie fi) befinden, vom Gefege nicht 
getroffen worden find, da es ſich im Gefege nur um die 
Zukunft handelt und daB für die Zukunft bei der großen 
Leichtigkeit der gegenwärtigen Verkehrsmittel für alle die 
Schmiede, die fih ausbilden laffen wollen, die Schwier 
rigkeit nicht groß ift, fich hier die nöthige Kenntniß ans 
zueignen, um die vorgefchriebene Prüfung zu beftchen. 


Nittergutöbefiger Nittner: Auch ich werde mich bei 
der hohen Kammer aufs Entſchiedenſte dafür verwenden, 
daß fie die Prüfung. der Huffchmiede beibehält. Es ift 
diefe Prüfung infolge langjähriger Verhandlungen der land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine als ein Bedürfniß für die Lande 
wirthfchaft anerfannt worden; infolge der Verhandlungen 
iſt es endlich gelungen, daß bie Regierung eine Verord⸗ 
nung für das ganze Land erlaffen hat, mach welcher nur 
denjenigen Leuten der Hufbeſchlag geftattet werden fol, 
welche eine Prüfung in der Thierarzneiſchule zu Dresden 
beftanden haben und es muß in der hat überrafchen, 
wenn ſchon nach fo Furzer Zeit fih Stimmen gegen eine 
Einrichtung erheben, welde als eine‘ fehr erfreuliche in 
ihren Leiftungen anerkannt worden if. Es ift dagegen 
vom Herrn v. Noſtiz-Wallwitz ein Fall erwähnt worden, 
wo bie Prüfungen der Thierarzneiſchule ein ganz entgegenz 
geſetztes Nefultat ergeben hat, als zu hoffen war. Das 
ift doch wohl nur als eine Ausnahme zu betrachten und 
auch der geehrte Sprecher hat es wohl nur als eine Aus 
nahme hingeftelt. Wäre dies nicht der Fall, fo würde 
darin allerdings eine fehr ftarfe Klage gegen ein Landes 
inflitut liegen, welchem die Stände nur erft vor wenigen 
Jahren die Mittel zu einer größeren Ausdehnung bewilligt 
haben und von dem mannur gewohnt ift, die erfreuliche 
fen Refultate zu hören. Wenn derfelbe geehrte Sprecher 
daffelbe durch Prämitrung ausgezeichneter Hufbeſchlags⸗ 
ſchmiede zu erreichen hofft, was jetzt durch die Prüfungen 
angeftvebt worden ift, fo möchte ich dagegen ben Zweifel 
erheben, ob fein Vorſchlag mit gleicher Schnelligkeit daffelbe 
leiſten werde? Die Prämitrung kann ſich doch immer nur 
auf Einzelne erſtrecken und wenn jeder Kreisverein in je 
dem Jahre aud) wirklich zwei prämiiren ſollte, fo ift dies doch 
immer nur eine geringe Anzahl, Ueberhaupt find diefe Prämiis 
Fungen nur relatio. Man prämiirt nur etwas relativ Beffereg 
Au Vergleich zum minder Guten, während die Prüfung doch 
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etwas Pofitives gewährt und wirklich pofitio nachweiſt, dag 
der Betreffende die Kenntniß erlangt hat, um die Prüfung 
beftchen zu fönnen. Auch in diefer Beziehung muß ich mich 
in anderer Weife erflären, als Herr v. NofizWallwig, in: 
dem ich doch glaube, daß dem vielfach anerkannten Be; 
duͤrfniß der Landwirthſchaft durch Prüfung viel beffer abe 
geholfen wird. Darin kann ic) mit dem Herrn Bicepräfis 
denten übereinfiimmen, wenn er fagte, ein Hufſchmied, 
welcher lange Jahre mit Beifall ‚fein Gewerbe ausgeübt 
habe, fei ihm viel licher, als ein junger Mann, der die 
Prüfung beftanden habe. Aber ſolche Schmiede find eben nur 
felten und es wird doch zugeflanden werden müffen, daß 
ein junger Mann, ber geprüft worden ift, mehr Garantie 
darbietet, als ein reiner Empiriker. Meine Herren, fein 
Sie überzeugt, daß die Landwirthſchaft nach langjähriger 
Prüfung entfehieden die wiſſenſchaftliche Bildung der Huf 
ſchmiede als etwas Nothwendiges anerkannt hat 
Warten Sie ab, bis ſich eine andere Anſicht bildet. Ich 
verwende mich deshalb recht dringend bei der hohen Sams 
mer, daß fie der Regierungsvorlage ihre Zuftimmung giebt. 


Finanzrath v. Noſtiz-⸗Wallwitz. Ich habe der Lie 
tung der Thierarzneifchule Feinen Vorwurf machen, fondern 
mit dem Falle, den ich erwähnte, nur andeuten wollen, 
daß Jemand eine Prüfung beftchen und doch eben feine 
Sache im praktiſchen Leben ſchlecht machen kann. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Ich wollte nur 
noch einen Punkt anführen, der für die Majorität ſpricht. 
Man wendet jest bei dem Hufbefchlage eine neue Methode 
an, die nicht ohne anatomifche Kenntniffe ausgeführt were 
den kann. Wir haben in ber Laufig diefe Methode, die 
fi) namentlich in England erprobt hat, bewährt gefunden 
und deshalb haben wir dort praͤmiirte Hufſchmiede. Um 
aber eine ſolche Methode dem ganzen Lande zuzuführen, 
f&eint mir fein anderer Weg möglich zu fein, als baf man 
geprüfte Hufſchmiede bilde und daß diefe dem Lande den 
Nuten zuführen. Ich würde mich daher auch flr die Ma 
jorität der Deputation ausfprechen. 

Präfident v. Schönfels: Es fcheint, als ob die 
Debatte ſich erſchoͤpft hätte; ich kann daher deren Schluß 
ausſprechen und ertheile das Schlußwort dem Referenten. 

Neferent Bürgermeifter Miller: Yon mir werben 
Sie, meine Herren, in diefer Sache Nichts profitiren Bin» 
nen. Ich war zwar, aber bin nicht mehr in ber glücklichen 
Lage, Pferde zu beſiten. Ich verfiehe von ber Sache 
Nichts und geftche ganz offen, daß ic) mein Votum darauf 
gebaut Habe, daß die Majorität in der Zweiten Kammer, 
wo hauptſaͤchlich Nittergut> und Banergutsbefiger find, 
wo alfo die eißentlichen Pferdebefiger vertreten find, fast? 
„8 iſt nicht nothwendig, daß die Hufichmiebe geprüft wer: 
den“. Dies ift für mich Beweis genug; denn bie Leute 





müffen es doch wiffen, fie haben praftijche Erfahrungen 
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Dort find auch die Klagen Über die zeitherigen Prüfungen 
aufgetaucht und zwar von Männern, die ſich nicht zur 
Aufgabe machen, nur Oppofition gegen die Regierung zu 
erheben. Der jenfeitige Minoritärsvorant hat in feinem 
Votum doch auch Gründe mit angeführt, die vom Herrn 
Vicepräfidenten-vertheidigt worden find; alfo ich habe ger 
glaubt, auf ſolche Ausfprüche fei doch Etwas zu geben. 
Da ich meinerfeitd von der Sache Nichts verfiche, fo Eönnte 
wohl ein Mitglied der Majorität das Wort darlıber ergreis 
fen, wenn es der Herr Präfident für nöthig hält. 


Präfivent v. Schönfels: Wuͤnſcht ein Mitglied der 
Majorität der Depptation dad Wort zum Schlußwort zu 
ergreifen? — Es ſcheint nicht, ald wenn von diefer Auffor⸗ 
derung Gebrauch gemacht werben wollte. Es ift daher bie 
Debatte ald gefchloffen anzufehen und ich kann zur Abs 
flimmung übergehen. Die Lage der Sache ift folgender 
Die Majorität trägt darauf an, daß $. 15 unverändert 
angenommen werde; daß aber bezüglich der Ausübung des 
Hufbefchlags noch ein Antrag in die ftändifche Schrift kom⸗ 
men fol, den ic) fpäter recapituliren werde. Die Minoris 
tät ift im Einverftändniß mit der Zweiten Kammer anderer 
Meinung; fie wil, daß die Ausübung des Hufbefchlags 
nicht‘ an den Nachweis befonderer Befähigung gebunden 
fein fol. Um nun Mar zu werden, was die Kammer 
hierüber für eine Anficht hat, wird ed nothwendig fein, daß 
ic) zuerft den Antrag der Majorität zur Abftimmung bringe 
und zwar mit dem Vorbehalt einer befonderen Abftimmung 
über die Worte ded Paragraphen: „Aushbung des Hufe 
beſchlags“. Ich frage daher die Kammer, ob fie mit 
diefem Vorbehalte den $. 15 der Vorlage anzu» 
nehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 


Medacteur H. Meinhold, Seeretür im Koͤnigl. Miniſterium des Innern. 





Ich frage weiter, ob die Kammer die Worte im 
Paragraphen: „die Ausübung bes Hufbeſchlags“, 
ebenfalls annehmen will? — Mit 27 gegen 9 find 
die foeben erwähnten Worte beibehalten worden: 

Ich würde nun, da biefe Frage bejaht worden ift, den 
Antrag, von dem ich vorhin fprach, zur Abftimmung brin⸗ 
gen. Er befindet ſich Seite 33 des Hauptberichtes und 
fol in die ſtaͤndiſche Schrift aufgenommen werden; er 
lautet: 

„daß die hohe —— —— nur thunlichſt 
erleihternde Beſtimmungen über die Prüfung für die 
Berechtigung zum*Hufbefchlage überhaupt treffe, fondern 
auch insbefondere an verfchiebenen Orten des Landes 
Prüfungsftelen für die, Hufbeſchlaͤger errichten Laffe, 
endlich auch diejenigen Schmiede, weldhen ſchon zeither 
ohme abgelegte Prüfung die Hufbefchlagberehtigung zus 
fand, in dem Befige derfelben belaffe.” 

IH frage, ob die Kammer biefem Antrage 

beiftimmt? — Einftimmig Ja. 

Es würde num die Abftimmung über $. 15 beendigt 
fein und habe ih nur noch die Perition zu erwähnen, 
welche vom landwirthfchaftlihen Kreisvereine zu Dresden 
eingegangen ift. Diefe Petition ift darauf gerichtet, wie 
der Nachbericht angiebt, den Paragraphen unverändert ans 
zunehmen und hat fich demnach durch die Abflimmung ers 
Tebigt. 

Meine Herren, ich proponive hier den Schluß der 
Sigung, da die Zeit bereitd weit vorgerüͤckt iſt; ich lade 
Sie aber ein, fi Morgen um 11 Uhr hier wieder einzu—⸗ 
finden und zwar zur Fortfegung ber eben verlaffenen Bes 
rathung. s 

(Schluß der Sigung 2 Uhr 16 Minuten.) . 


— Drud von 8. ©. Zeubner In Dresden. 


Legte Abfendung zur Poſt: am 22. Februar 1861. 
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Einundoreißigfte öffentlihe Sigung der 
Erften Kammer am 15. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verlefung bed Protofolls und Berichtigung. — Regiftranden- 
vortrag · — Entſchuldlgung. — Bortgefegte Berathung des 
Verichis, reſp. Nachberichts über ben Eytiwvurf eines Gewerke» 
gefeges und zwar üͤber bie $$. 10 bis mit 20. 





Die Sigung beginnt 11 Uhr 20 Minuten Vormittags 
in Gegenwart des koͤnigl. Commiſſars Dr. Weinlig und 
fpäter des Herrn Staatsminiſters Freiherrn v. Beuſt, 
ſowie in Anweſenheit von 37 Kammermitgliedern mit Bore 
lefung des Protokolls durch den Sewretär v. Egidy. 

Präfident v. Schönfeld: Hat Jemand Etwas gegen 
die Faffung des ſoeben verlefenen Protokolls zu erinnern? 
— Her Freiherr v. Werd! % 

Freiherr v. Weld: Ich glaube, ih bin doch in einem 
Punkte mißverſtanden morden, naͤmlich bei dem, was im 
Prototoll zu $. 10 bemerkt worden iſt und zwar zum drit- 
ten Punkte. Im Bezug anf den dritten Punkt, das Her · 
umtragen von Erzeugniffen der Landwirthſchaft. ift es nicht 
meine Abfiht gewefen, geradezu auf Abftelung dieſes 
Herumtragens anzutragen; denn ich weiß recht wohl, daß 
nad) den zeitherigen Gefetzen 5. B. das Haufiren mit 
BVictwalien erlaubt iftz ich wollte nur darauf aufmerffam 
machen, daß allerdings durch die Herumträger, vorzüglich 
wenn ſich deren Bahl, wie beinahe zu erwarten ſteht, ins 
folge dieſes Geſetzes vermehrt, eine große Belaͤſtigung für 
die Landbewohner entſteht und ich wuͤnſche daher, Daß wor 
möglich auf irgend eine Weiſe auf Sicherftellung der Land: 
bewohner gegen "zu große Beläftigung durch derartige 
Herumträger Bedacht genommen werden möchte; meine 
jetsige Bemerkung iſt nur direct gegen das Wort „Abftel 
lung” gerichtet und id) überlaffe es ganz dem Herrn Se 
eretär, daß er die Güte habe, diefes Wort in irgend ein 
anderes zu verwandeln, welches dem von mir foeben ange 
deuteten Wunſche entipricht. 2 

Secretaͤr v. Egidys Ich werde ganz im Sinne diefes 
Wunſches die Anderung eintreten laſſen und fie dem Herrn 
Präfidenten zur Genehmigung vorlegen. 

18 G. Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand gegen bie 
Faſſung des verlefenen Protokolls Etwas weiter erinnert, 
fo erfläre ich daffelbe für genehmigt und erfuche den Herrn 
Finanzrath v. Noſtiz-Wallwitz und den Herrn Sandeds 
beftallten Hempel, daffelbe mit mir zu vollziehen. 


Geſchieht.) 
(Staatsminifter Freiherr v. Frieſen tritt ein.) 


Es befinden ſich auf der heutigen Megifirande drei 
Nummern, welde id den Herrn Secretaͤt v. Egidy vorzu · 
tragen bitte, 


Mr: 164.) Protofolertract der Zweiten Kammer 
vom 8. Februar 1861, die Beſchlußfaſſung enthaltend Uber 
die Petition der Gemeinde Bucha-um Aufhebung des $. 11 
des Parochialgeſetzes vom 8. März 1838. 

Präfident v. Schönfels: Gehört zum Meffort der 
vierten Deputationz; es wird baher vorgefchlagen, derfelben 
den Protofollertract zu überweifen. If die Kammer bar 
mit einverflanden? — Einſtimmig 3a, 


(Nr. 165.) Dergleichen Ertract von demfelben Tage, 
die Berathung des Berichts über die Petition Georg Grös 
bers in Chursdorf um Verwendung bei der hohen Staats» 
vegierung für Erlangung der von ihm erbetenen Muͤhlen⸗ 
conceffion betreffend. . 

PVräfident v. Schönfeld: Es tritt hier derſelbe Fall 
ein; auch diefer Protofollertract gehört zur Competenz der 
vierten Deputation, weshalb vorgeſchlagen wird, ihr den« 
felben zu überweifen. Iſt die Kammer damit einverſtan - 
den? — Einfimmig Ia, 


Nr. 166.) Beitrittserklaͤrung der Oberälteften von 
35 Innungen zu Baugen vom 13. Februar 1861 an bie 
von den Innungen der Stadt Leipzig eingereichte Petition, 
das Gewerbegefeg betr. 

Präfdent v. Schönfeld: Diefe Petition iſt fos 
fort an die betreffende Bwifchendeputation abgegeben wor⸗ 
den; es ift jedoch hierbei zu bemerken, daß fehr zu wine 
{den wäre, wenn diejenigen Staatseinwohner, welche ges 
neigt find, Petitionen an die Kammer gelangen zu laffen, 
dies bei guter Zeit thäten. Die Eingabe, von ber bie 
Rede ift, ift fehr voluminds und 35 Innungen von Bauen 
Haben diefelbe unterzeig;net. Sie bezieht ſich, wie wir dere 
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nommen, auf ben Berathungsgegenftand, worüber die Depu⸗ 
tation ihre Sigung längft geſchloſſen und ſchon feit Lagen 
‚in der Kammer vorträgt. Es ift alfo für den Referenten 
und die Deputation in der That Feine Kleinigkeit, Ein» 
gaben diefer Art noch genau zu prüfen und zu erwägen. 
Was indeg möglich ift, fol geſchehen; nur war aufmerfjam 
darauf zu machen, daß es für alle Theile beffer fei, das 
in Seiten einzureichen, was man einreichen will. * 

Es war dies die legte Nummer der Regiſtrande. Herr 
Kammerherr v. Miltig ift unwohl und wird in der heutigen, 
vielleicht auch in der naͤchſten Sitzung nicht erfcheinen. 

Etwas Weiteres Habe ich nicht mitzutheilen; wir können 
und daher zur Tagesordnung wenden und zwar zur 
"Fortfegung der Berathung des Berichts über das 
Gewerbegefeg. Ich erfuhe den Herrn Bürgermeifter 
Müller als Referenten, den Rednerſtuhl zu betreten und uns 
den Vortrag zu geben. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


8 16. 
Gewerbebetrieb von Ausländern. 
(S. EM. .8. ©. 175) 


Die Motiven zu $. 16 und gleichzeitig zu &. 17 
ſ. EM:IL K. ©. 175 und 176. 


Der Hauptbericht fagt: 


BE Bu $. 16 a 

wird bie Genehmigun; us Ueberfchrift und des erften 
Satzes, dagegen aus Anlaß eines gleichen Beſchluffes Sei: 
ten der jenfeitigen Deputation die Streihung des zweiten 
Sages beantragt, nicht etwa um beöwillen, um ſich gegen 
die Abſchließung von Freizügigkeitöverträgen auszufpreden, 
een um ben Ständen die Mitentfchliegung dabei zu 
wahren. 


Im Nachbericht heißt es: 


Bu $. 16 
find die bieffeitigen Deputationsvorfhläge, den erften Sag 
anzunehmen, ben zweiten Sag aber abzulehnen, in der zweiz 
ten Kammer zum Beſchluß erhoben und außerdem der vom 
Abgeordneten Dr. Braun eingebrachte Antrag einftimmig 
angenommen worben: 

„die Staatöregierung zu erfuchen, in geeignet’er- 
ſcheinen der Weiſe auf eine gemeinfame Feilptgfeitsgefege 
gebung in den deutſchen Bundeöftaaten hinzuwirken.” 

Die unterzeichnete Deputation will zwar diefem Anz 
trage nicht enfgegentreten, ba ſich auch der Eönigliche Com: 
miljar für den Sal, daß Abfah 2 des Entwurfs abgelehnt 
wird, für denfelben verwendet hatz 

Landtagsmitthellungen, Zweite Kammer, Seite 181, 
fie fegt aber als felbftverftändlic voraus, daß der allge- 
meinen Sreintgigteit gemeinfame Beftimmungen über die 
Heimathöangeh, tigkeit vorausgehen ober wenigftens zugleich 
mit vr gemeinfamen Zreizügigkeitögefeggebung ericheinen 


muͤſſe 
Unter dieſer Vorausſetzung empfiehlt ſie 
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u zum — Beſchluſſe über dieſen 
Bezüglich der in der Petition J, 9 beantra, H) 
gügigket für die Suben if darauf Hnzumeifen, ap 0 
den gegenwärtig befichenden gefeglichen Beftimmungen den 
inländifchen Juden die Freizügigkeit innerhalb des Landes 
bereit8 zufieht, daß aber hinfihtlic der ausländifhen Nr 
den die Gewerbeordnung nicht der Vlatz ift, wo bie fo wich · 
tige Frage abgemacht und nur fo nebenbei zur Erledigung 
gebracht werden kann. 
Die Deputation ſchlaͤgt deshalb vor: 
diefe Petition auf fi beruhen zu laſfen. 


PVräjident v. Schönfels: Es würde nun über 16 
das Wort zu ergreifen fein. Es ſcheint, ald wenn Nie 
mand von dem Worte Gebraud machen wollte? — Here 
Staatsminifter v. Beuft! 


Staatsminiſter v. Beuft: Ich nehme gern Gelegen, 
heit, in Bezug auf den Nachbericht zu $. 16 bie Erklärung 
abzugeben, daß die Negierung fehr gern einem folchen An 
trag, wie er von Seiten beider Kammern in Ausficht fteht, 


durch Anregung am Bunde Folge geben werde; ic) will auch 


ferner nicht unerwähnt laffen, daß die Worausfegung, welche 
die Deputation voranftelt bei dem Beitritte zum Befchluffe 
der jenfeitigen Kammer, naͤmlich im der Richtung, daß 
vorausgefegt werden foll, daß einer allgemeinen Freizügig 
keit gemeinfame Beftimmungen über Heimathsangehörigkeit 
vorangehen oder wenigſtens zugleich erſcheinen müßten, 
daß diefe Vorausſetzung eine Beſtaͤtigung in der gegen 
wärtigen Sachlage findet. Es fei nämlich ſchon feit mehr 
reren Jahren bei dem Bunde die Frage anhängig wegen 
einer gemeinfamen Regelung der Heimathsangehörigleit in» 
folge eines vorliegenden Antrags, ber Längere Beit dadurch 
aufgehalten worden ift ober wenigftens feiner Erledigung 
nicht zugeführt werden konnte, weil von Seiten ber öfter 
reichiſchen Regierung feine Geneigtheit beftand, fi den 
Grundfägen anzufcliegen, welche unter einer großen Ans 
zahl deuticher Staaten im Gothaer Vertrage vom 15. Juli 
1851 und in den Nachtragsbeftimmungen von 1854 und 
1858 feſtgeſtellt wurden. In neuerer Beit ſei jedoch von 
Seiten Deſtereichs eine Erklärung abgegeben worben in dem 
Sinne, daß es geneigt fei, einem Bundesbeſchluſſe beizu⸗ 
treten, welchent bie, Beftimmungen des Gothaer Vertrags 
zu Grunde liegen würden und es fei fomit Ausſicht vor 
handen, daß die Grundlagen, welche die Deputation In 
Ausfiht nimmt, zu Stande Fommen werben; der Regie 
rung ſelbſt aber müffe es nur erwünfcht fein, wenn fie * 
Seiten der Kammern einen Impuls zur Anregung in dieſet 
Sache empfängt. 

Praͤndent v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, 0b 
Jemand das Wort verlangt? — Wenn e3 nicht der Fall 
iſt, fo fchließe ich die Debatte und ertheile dem ‚Herrn Der 
ferenten, fofern er es begehrt, das Wort. 

Es wird darauf verzichtet.) 
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In Bezug auf $. 16 hat die dieffeitige Deputation 
vorgeichlagen, den erſten Sag des Paragraphen anzuneh- 
men; den zweiten aber abzulehnen. Beide Anträge find 
in ber Zweiten Kammer zum Beſchluß erhoben worden; 
ich wiirde daher jetzt auf diefe Anträge der Deputation 
eine Frage zu richten haben. Ich frage, ob die Kams 
mer nah dem Antrage ihrer Deputation dem 
erften Sage des $. 16 beitritt? — Einflimmig Ja. 

Die Deputation trägt ferner darauf an, dem zweiten 
Sat des $. 16 in Wegfall zu bringen. Ich frage, ob 
die Kammer fi aud hierin ihrer Deputation 
anfhliept? — Einitimmig Ta. 

In der Zweiten Kammer ift ein Antrag eingebracht 
worden vom Abg. Dr. Braun, der dahin geht, Folgendes 
in ber ftändifhen Schrift auszufprechen: 

die Kammer wolle im Verein mit der Erfien Kams 

mer die Staatöregierung erſuchen, im geeignet ſcheinen- 

„der Weiſe auf eine gemeinfame Breizügigfeitögefeßgebung 
in den deutfchen Bundesftaaten hinzuwirken.“ 

Die Deputation unferer Kammer rathet an, dieſem 
Antrage beizutreten und zwar unter ber Vorausſetzung, die 
auf Seite 380 des Nachberichts fich befindet. Ich frage, 
ob die Kammer diefem foeben von mir verlefe- 
nen Antrage ber weiten Kammer beitritt? — 
Einfiimmig Ja. 

Noch ift eine Petition zu erwähnen, die unter 19 

des Nachberichts ſich vorfindet und in Bezug auf welche 

die Deputation beantragt, fie möge auf fich beruhen. Ih 

frage, ob die Kammer der Anſicht der Deputation- beitritt? 

— Einfimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 
gar 
Verlehr über die Grenze. 
(S. EM. U. 8. ©. 184.) 

Motiven f. zu $. 16, EM. IL K. ©. 175 und 176, 

Nach dem Hauptbericht wird $. 17 zur unvers 
änderten Zuftimmung empfohlen. — Im Nachbericht 
iſt Nichts zu 5. 17 gefagt. 

Secretaͤr Wimmer: Ich wollte mir erlauben, Etwas 
zu bemerfen. Nach dem zweiten Abſatze des $ 17 fol der 
"Handel der Ausländer ins Inland mur den durch bie 
Bol und Abgabeverhäftniffe und durch die ſichetheitspoli · 
zeilichen Vorſchriften bedingten Beſchraͤnkungen unterliegen; 
— alfo feiner weiteren Befchränkung. Sisher war aber 


auch der Handel der Ausländer ins Inland infofern vers’ 


boten, als den Ausländern dad Haufiren nicht geftattet 
wurde. Da nun der Gefehentwurf im vorherigen Para: 
* graphen über das Haufiren Nichts von dem Haufirverbote 
der Ausländer enthält, fo Könnte man zu der Anficht Der: 
anlaffung finden, daß Flnftig den Ausländern der Hauſir⸗ 
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handel im Inlande geftattet fein fol. Ich glaube nicht, 
daß. bies im Sinne der Staatöregierung liegt; deshalb 
dürfte es aber zweckmaͤßig fein, diefen Zweifel durch eine 
Erflärung von Seiten des Herrn koͤniglichen Commiffars 
zu befeitigen. P z 
„Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Die Auffaffung 
des Herrn Bürgermeifterd Wimmer ift vollkommen richtig. 
Es ift hier unter „Handel Über die Grenze” blos der Bes 
trieb von Handelögefhäften verftanden, die von jenfeits 
der Grenze wohnenden Geſchaͤftsinhabern über die Grenze 
herüber geleitet werben.“ ‘Der Gefchäftsbetrieb im Umher⸗ 
ziehen fol hierdurch nicht getroffen werben; er unterliegt 
lediglich den Beflimmungen in $. 10 und 11. Die Aufs 
faffung, daß Ausländern unbedingt der Haufichandel uns 


terſagt wäre, iſt übrigens nicht volftändig richtig, er iſt 


nur in beſchraͤnktem Umfange und für gewiffe Gegenftände 
geftattet worden. Man wird darin womöglich noch weiter 
gehen im Sinne der von der geehrten Kammer auöges 
ſprochenen Bedenken über den Haufirhandel. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort verlangt? — Da dies nicht der 
Fall ift und fein Antrag vorliegt, fo frage id, ob bie 
Kammer nah Anrathen ihrer Deputation $. 17 
unverändert anzunehmen gemeint iſt? — Eins 
fimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

6. 16. 
Gefdäftsführer für Dispofitionsunfähige und juriſtiſche Perſonen. 
(S. EM. I. 8. ©. 190.) 


Die Motiven zu $ 18 ſ. EM. U. K. ©. 190. 
Der Hauptbericht fagt: 


a Bu $. 18. 
Unter Hinweifung auf Datienige, was oben zu a 
in biefem Berichte angeführt worden ift, beantragt die Mis 
norität ber — 
$. 18 unverändert anzunehmen. 
Bon der Majorität dagegen wird ald Folge ihrer Ans 
träge zu $. 3 die Kammer erfucht: 

-anftatt der Worte in der zweiten Zeile: „juriftifcher, 
Perfonen” zu fegen „iuriftiicher und folder Perfonen, 
welche das erforderliche Eebendalter nicht haben (vergl. 
$$. 3 und 3b).” r 4 

Einhellig beantragt die Deputation: · F 

in der Ueberfchrift die Worte: „für dispofitionsuns 

fähige und juriftifche Perfonen“ ganz wegzulaffen. 

Im Nachbericht fagt die Deputation: 
Bug 

In ‚mehreren der eingegangenen Petitionen, insbeſon⸗ 
dere in der Eingabe der Dresdner Iunungsdeputation I, 1 
wird eine Belhränkung in dem Rechte, für dispofitionds 
unfähige Perfonen durch Stelvertretung einen Gewerbes 
betrieb zu beginnen, dringend gewuͤnſcht. Hierauf eingehend, 
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Hat bie Zweite Kammer auf Vorſchlag ihrer Deputation 
einhellig beichloffen: a 
fatt $. 18 des Entwurfs folgende zwei Paragraphen 
zu fegen: 
„Ss. 188. 


Gewerbsbettieb Minderjähriger. 

Ein Gewerbe darf nad) dem Tode des Gewerb- 
treibenden für Rechnung minderjähriger, oder zum felb- 
fändigen Gewerbebetrieh noch nicht berechtigter Erben 
fortbetrieben werben. 

Daffelbe gilt während der Dauer einer Euratel oder 
Nachlaßregulirung.“ 

„S. 18b. 
Sefchäftsführer. e 

Bu Leitung des Geſchaͤftsbetriebs in den $. 18a er- 
waͤhnten Fällen, fowie für Rechnung juriſtiſcher Perfonen 
ift ein Geſchaͤftsführer au beftellen, welcher in ben $$. 7 
bi8 14 behandelten Fällen der Genehmigung der Be: 
hoͤrde bedarf und in den Fällen $. 15 für feine Perfon 
die Befähigung nachzuweifen hat. J 

Der Gefhäftsführer haftet perſoͤnlich fr Beobach · 
tung der gefeglihen Beſtimmungen; bie in biefem Ge— 
fege angebrohten Strafen werden gegen ihn verfügt. Für 
Geldſtraͤfen haftet der Gewerbsinhaber fubfidiariih. Ent: 
Rehung des Rechtes zum Gewetbebetriebe ($. 35) kann 
gegen juriftifhe Perfonen als Gemwerbsinhaber wegen 
Handlungen des Gefchäftsführerd dann verhangen wers 
den, wenn bie Vertreter der juriftifchen Perfon um dieſe 
‚Handlungen gewußt und fie micht verhindert oder trotz 
der Verwarnungen der Behörde den Gefhäftsführer bei⸗ 
behalten haben.’ 

Der Unterfchied zwifhen diefem Beſchluſſe und dem 
Entwurfe, fowie dem früheren Vorſchlage der beiderfeitigen 
Deputationen befteht darin, daß nad dem Entwurfe die 
Beftelung von Gefhäftöführern für dispofitionsuns 
fähige Perfonen überhaupt zuläffig ift, während 
der ae Beſchluß der Zweiten Kammer dies nur für 
minberjährige Erben und auf die Dauer der Euratel oder 
Naclafregulirung geftattet. Der Entwurf und der frühere 
Deputationsvorfählag geht alfo viel weiter, ald der Beſchiuß 
der jenfeitigen Kammer. 

Die Majorität der unterzeichneten Deputation ift mit 
den obigen Beichlüffen der weiten Kammer völlig einver- 
fanden und bevorwortet 

ben Beitritt hierzu. 

‚ „Die Minorität (Dr. Koch und Referent) hält, wenn 
in $. 3 die Alteröbefchränfung angenommen wird, auch die 
Annahme von $. 18a und b in der obengedachten Meife 
für nörhig, denn der Gewerbebetrieb Dis; oftionsunfähiger 
muß dann ald wirkliche Ausnahme hingeftellt werden. Sie 
macht alfo ihr Votum von dem Beichluffe zu $. 3 abhängii 
und erkennt übrigens an, da $. 18a alle wirklich pratie 
nothwendigen Fälle trifft, 


Ich geftatte mir hierzu gleich zu bemerken, daß ber 
Salt eingetreten ift, von dem hier bie Minorität ausge: 
gangen iſt. Es ift $. 3 und $. 3b im Sinne der Majo: 
vität von ber geehrten Kammer befchloffen worben, deshalb 
iſt nunmehr hier der Vorſchlag auch ein einhelliger; die ge⸗ 
fammte Deputation beantragt den Beitritt zum Beſchluſſe 
ber jenfeitigen Kammer. 


—J 
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Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 18 zu ſprechen wuͤnſcht? — Es iſt dag 
nicht der Fall; id) kann mich daher zur Abſtimmung wen 
den. Die Kammer hat vernommen, welche Vorſchlaͤge ber 
züglich des $. 18 don der Deputation gemacht worden 
find; fie gehen dahin, mit den Befchlüffen, die in der 
Sweiten Kammer gefaßt worben find, fid zu vereinigen 
und zwar anftatt $. 18, wie er im Entwurfe ſich vorfin- 
det, zwei Paragraphen, $. 18a und $. 18h zu fegen, 
Diefe beiden Paragraphen find forben vom Herrn Refer 
tenten in der Kammer vorgeführt worden; ich enthalte 
mid) daher, fie zu recapituliren. Ich frage, ob die 
Kammer nad Anrathen der Deputation $. 184, 
wie er auf Seite 381 des Nachberichts zu finden iſt, beis 
tritt? — Einfimmig Ja. 

Ic) frage weiter, ob die Kammer aud) $. 185, der 
fi auf berfelben Seite des Nachberichts befindet, eben« 
falls ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja.“ 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$.19. 
Gewerbebetried durch Beamte. 
(S. EM. I. 8, ©. 191.) 


& 19 bebarf, heißt es in ben Motiven, Feiner 
Rechtfertigung oder Erläuterung. 


Im Hauptbericht heißt ed: 


$.19 
empfiehlt ſich zur 
unveränderten Genchmigung und ift derfelbe in ber 
Zweiten Kammer ebenfalls unverändert angenommen 
worden. 


Im Nachbericht iſt zu $. 19 Nichts geſagt. 


Präfident v. Shönfels: Wenn Niemand über bier 
fen Paragraphen ſpricht, fo frage ich, ob die Kammer 
nad Anrathen ihrer Deputation ben $. 19 un 
verändert annehmen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$.20. 
Gefährliche und beläftigende Anlagen. 
(S. EM. II. 8. ©. 193.) 


Die Motiven zu 56. 20 bis 30 ſ. EM IM 
©. 19. 

Der Hauptbericht fagt: 
20. 


beabfichtigt, mehrere ber hier 


Bu $ 
Zwar hat die Deputation Be origen und 


aufgezählten Gewerbsanlagen 
felbige fomit völlig frei ua nen; indem fie bezrorifelt®, u 
3. D. Seifenfiebereien mit Gefahr, fr die Umgebung MN 
bunden feien. Da aber der Herr koͤnigliche ——— 
auf entgegnete, baß gerade bie Geifenfiedereien NETTE 
vielfach zu Differenzen Veramaffung gegeben haben, 
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auch das preußiſche und das franzoͤſiſche Geſetz diefelben 

mit in die hier fragliche Kategorie der Anlagen aufgenom ⸗ 

men haben, fo ließ die Deputation ihre Bedenken theil 

weife wiederum fallen und fchläge mit Zuftimmung des 

Hern Eöniglichen Commiffars und in Webereinftimmung mit 

der Deputation der Zweiten Kammer vor: r. 

1) Den Abf. i in folgender Faffung zu genehmigen: 

Gewerböanlagen, welche wegen ihrer beſon⸗ 

deren Feuergefährlifeit, oder wegen der dabet 

vorhandenen Moͤglichkeit von Erplofionen, oder 

durch Entwidelung von Rauch, Dämpfen und 

Gaſen, oder durch ihre fi dem Wafler beimi« 

ſchenden Abflüffe ihrer Umgebung gefährlich, oder 

auch nur durch den verbreiteten Geruch oder bie 

Verunreinigung bed Waſſers befonders Läftig were 

den würden, bedürfen zu ihrer Errichtung der aus ⸗ 
drüdtichen Genehmigung der Obrigkeitz” 

2) dad Wort: „insbefondere” in Zeile 5 in Wegfall zu 

ſtellen und den Abf. 2 fo zu beginnen: 
„Solche Anlagen find Pulverfabrifen” ıc. 
3) das Wort: „Del“ in Zeile 10 wegzulaffen z 
4) vor den Morten: „Salz und Salpeter: und Sal⸗ 
miaffabrifen” in Zeile 13 dad Wort: „Schwefel: ; 
ferner vor dem Worte: „Bleichen“ in Zeile 14 die 
Worte: 
„chemiſche (Schnell), 
fowie m dem Worte: „Drudereien” das Wort: 
„Zeug: 
einzuſchalten und 
5) mit biefen Veraͤnderungen zu dem zweiten Gabe in 
. 20 von dem Worte: „Pulverfabrifen” bis zu dem 
orte: „Dingerfabrifen” die Zuftimmung zu ers 
theilen, 

Daß ferner das hier aufgeftellte Werzeihniß Fein für 
alle Zeit abgefchloffenes fein kann, liegt bei dem Fortſchritte 
der Induftrie in der Natur der Sache und ed muß daher 
auch die Megierung ermächtigt fein, Nachträge oder Weg: 
ftelungen zu felbigem anzuordnen. Mit Rüdfiht hierauf 
wird 


6) die Streichung der Worte: „und fo weiter” am 
Schluffe und die Annahme folgenden Schlußfages 
zu $. 20 empfohlen: 

„Das Minifterium des Innern ift ermächtigt, 
nach Maapgabe des durch Erfahrung fich ergeben. 
den Bebürfniffes durch Verordnung einzelne Gat- 
tungen von Gewerböanlagen biefem Wergeichniffe 
hinzuzufügen oder bemfelben zu entnehmen." 

Endlich iſt die Deputation mit der in den Schlußr 

wosten * 20 liegenden Beſtimmung, daß eine wefent- 
liche Erweiterung oder fonftige wefentlice Veränderung ber 
hierher gehörigen Gewerbanlagen der neuen Errichtung der · 
felben elle gleich zu achten fei, materiell zwar einverftans 
denz ba aber die dies ausbrüdenben Morte: „noch wefent- 
Hid) verändert werben” durch die oben zum erften Gage des 
$. 20 aufgeftellte Saffung in Wegfall kommen, außerdem 
aber auch entweber diefelben oder ähnliche denfelben Sinn 
ausdrüdende Worte in den folgenden Varagraphen häufig 
wieberfehren, fo fchlägt fie gleich hier 

7) die Einſchaltung eines befondern Paragraphen ald 
$. 30b des Inhaltes vor: 
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. 80 b 
Eweiterung unb Deränderung ber Gewerbsanlagen. 

Jede wefentliche Erweiterung einer unter $. 20 fal⸗ 
lenden Gewerbsanlage, fowie jede weientliche Werände« 
rung berfelben in Anlage oder Betrieb ift der erften Er— 
richtung gleich zu achten und ebenfo zu behandeln.” 

Durch die Annahme deffelben wird die mehrfache Wie⸗ 
derholung der erwähnten Worte in den fämmtlichen übrigen 
Paragraphen erledigt werden, 

Der Herr konigliche Commiſſar und die jenfeitige Des 
putation find ganz derfelben Anſicht und es ift nur noch 
zu bemerken, daß durch biefen Zufasparagraphen zugleich 
der Fall getroffen wirb, wenn ohne alle Yerinbereng der 
Anlage durch die Veränderung der Betrieböweife fpäter Ges 
fahren und Nachtheile für die Umgebung entſtehen. 


Im Nahbericht heißt ed; 


Bu $. 20. 

Der erfte Sat diefes Paragraphen ift von der gweiten 
Kammer ganz in derſelben Safıng angenommen worden, 
welche im bieffeitigen Hauptberichte Seite 35 unter 1 vor⸗ 
geſchlagen worden ift und fo lautet: 

Gewerböanlagen, welche wegen ihrer befonderen 
Feuergefährlichfeit oder wegen ber babei vorhandenen 
Möglicpkeit von Erplofionen, oder durch Entwidelung 
von Rauch, Dämpfen und Gafen, oder durch ihre ſich 
dem Waſſer beimifchenden Abflüffe ihrer Umgebung ges 
faͤhrlich, oder auch nur durch den verbreiteten Geruch 
oder die Verunreinigung bes Waſſers befonders laͤſtig 
werben würden, bedürfen zu ihrer Errichtung ber ande 
drüdlien Genehmigung der Obrigkeit.” 

Dagegen hat der zweite Sag: „Pulverfabrifen” u. ſ. w. 
unter Berhdfitigung der im bieffeitigen Hauptberichte 
Seite 35 unter 2, 3, 4 und 5 gemadpsen Worfchläge und 
einer vom Abg. Gehe beantragten Erweiterung folgende 
Faſſung erhalten: 

„Solche Anlagen find: 

Fabriken und Niederlagen von Schießpulver, Schießr 

baummwolle, Zundhutchen, Bündwaaren, Feuerwerks⸗ 

gegenftänden, Phosphor, Salpeter, Schwefel, fer⸗ 
ner von Alkohol, Aether, ätheriichen Delen, Naphta, 

Photogen und anderen leicht brennbaren oder explo⸗ 

direnden Stoffen, Coaks- und Theeröfen, Gasbereis 

tungsanftalten, Vech und Zerpentinfiebereien, Firniß⸗, 

Lads, Wachstuch⸗ und Ladlederfabriken, metalfurs 

sirhe Hütten und Gifthütten, Eifens und Etz ⸗ 

giepereien, Glashütten, Thonwaarenfabriten, Zie⸗ 
geleien, Gyps⸗ und Kalföfen, Fabriken chemiſcher 

Drodukte (namentlich Schwefel, Salz: und Salpeters 

fäure: und Salmiakfabriten), Zuderfiebereien, chemie 

fee (Schnell-) Bleichen, Faͤrbereien, und Zeug⸗ 
drudereien, Cichoriene und Rüͤbenlaffeefahriken, 

Stärkefabrifen, Papierfabriten, Gerbereien, Darm⸗ 

faitenfabrifen, Blutlaugen-, Fluß, Fleck· und Leim: 

fiedereien, Zalgichmelzercien, Seifenfiebereien und Kere 
jengießereien, Knochen: und Rußbrennereien, Knochens 
fievereien, Knochens und Wachsbleichen, Flachs⸗ 
und Hanfröftanftalten, Schlachthaͤuſer, Abdedrreien, 
Pondretter und Düngerfabriten.” [ 
iefe Faſſung, welcher auch ber königliche Commiffar 
—* — — und Bundigkeit den Vorzug 
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ingeräumt hat, und in welde das im jenfeitigen gedrud- 
den Drotofolfe Seite 49 jedenfalls nur aus Verfehen weg: 
gelaffene Wort „Schwefel-” nach dem Worte „namentlic) 
aufgenommen — in wird andurch 

"zur Annahme empfohlen. u x 

Eihi dieſe, fo erledigen ſich die Vorſchlaͤge unter 2, 3, 
4, 5 des Hauptberichtd. 

Dagegen werden die Vorfchläge unter 6 und 7 des 
Hauptberichts aufrecht erhalten. — 

In den Mittheilungen der Zweiten Kammer Seite 202 
iſt daS „u. few.” fiehen geblieben, was untichtig ift, vergl. 
auch das gedruckte Protokoll der weiten Kammer, dritte 
Abth., Seite 49. 

Es ift hier noch der oben unter I, 8 genannten Per 
tition des Stadtrathes und der Stabtverorbneten von Mark⸗ 
neukirchen zu gedenken, welche dahin geht: 

„bie Darmfaitenfabrifation in $. 20 auszulaffen, 
ober wenigftens feflzufegen, daß die Darmfaitenfabrikation, 
wo fie als Hausinduftriegweig auftritt, alfo in Markneus 
kirchen und Klingenthal, davon ausgenommen fei”. 

Der Antrag der Petenten, in welhem darzuthun ge 
fucht wird, daß bie Darmfaitenfabrifation da, wo fie als 
Hausinduſtriezweig betrieben wird, mit den die Beftimmun, 
in $ 20 veranlafjenden Nachtheilen nicht verbunden fei, 
fheint nicht unbegründet zu fein. Da nun bei Annahme 
des im Hauptberichte vorgeichlagenen Zufaßes die Regierung 
ermächtigt wird, nad Maagabe des fich ergebenden Ber 
bürfniffes einzelne Branchen aus dem Berzeichniffe des $. 20 
+ hinwegzunehmen oder hinzuzufügen, fo bedarf e$ nur einer 
Erweiterung diefer Ermächtigung. Cs wird daher beantragt: 

a) die Kammer wolle folgende Beifügung zu den im 

Hanptberichte vorgefchlagenen Schlußfas befchliegen: 

nr wo Örtliche Berhältniffe eine Aus: 

nahme rechtfertigen, in Eleinem Maaßftabe betries 

bene Gewerbe der in diefem Paragraphen bezeich- 

neten Arten für den betreffenden Ort von den 

Vorſchriften dieſes Paragraphen zu entbinden“; 

b) HR gedachte Petition hierdurch für erledigt zu er⸗ 
ven. 


Präfibent v. Schönfels: Ich Habe-num zu erwarten, 
ob Jemand über $. 20 das Wort verlangt?’ — Cs Teint 
dieg nicht fo. Ich koͤnnte mich daher ſogleich zur Abſtim⸗ 
mung wenden. Die Kammer hat vernommen, welche An⸗ 
träge von. Seiten ber Deputation in Betreff des $. 20 ge 
ſtellt worden find. Es wird zuvoͤrderſt die Abftimmung zu 

“ erfolgen haben über den erften Abſatz, wie er im Haupt: 
bericht unter 1 Seite 35 vorgefchlagen wird und zwar in 
folgender Faſſung: 

? un Öererbsanlagen, welche wegen ihrer befonderen 
Seuergefährlichkeit, oder wegen der dabei vorhandenen 
Möglichkeit von Erplofionen, oder durch Entwidelung 
von Rauch, Dämpfen und Gafen, oder durch ihre ſich 
dem Waffer beimifchenden Abflüffe ihrer Umgebung ge⸗ 
faͤhrlich, oder auch nur dur ben verbreiteten Geruch, 
oder bie DVerumreinigung ded Waſſers befonders läftig 
werben würden, bedürfen zu ihrer Errichtung der aus⸗ 
brüdtichen Genehmigung der Obrigkeit,"4, 


Diefe Faſſung wird von der Deputation vorgefchlagen | \ 


und ich frage, ob die Kammer fic mit diefer Fafı 
fung einverfiehen will? — Einftimmig Ja. . 

Zweitens wird vorgefchlagen, daß ſich als Abſatz 2 die 
Seite 382 des Nachberichts vorgefchlagene Faffung ans 
rathe, welche lautet: 


„„Solche Anlagen find: 
Fabriken und Niederlagen von Schießpulver, Schieß - 
baumwolle, Zuͤndhuͤtchen, Sundwaaren, Feuerwerkör 
gegenftänden, Phosphor, Salpeter, Schwefel, ferner 
von Alkohol, Aether, ätherifchen Delen, Naphta, 
Vhotogen und anderen leicht brennbaren oder erplos 
direnden Stoffen, Coacd- und Theeröfen, Gabbera. 
tungsanftalten, Pe: und Xerpentinficdereien, Fire 
niße, Lad, Wahstuch- und Ladlederfabriken, mes 
Tallurgifche Hütten und Gifthütten, Eifen« und Stp 
gießereien, Glashütten, Thonwaarenfabrifen, Ziegt« 
leien, Gyps⸗ und Kalköfen, Fabriken chemifcher 
Producte (namentlich Schwefel:, Salz« und Salpes 
terfäures und Salmiakfabriken), Buderficdereien, 
chemiſche (Schnell) Bleichen, Färbereien und Beuge 
drudereien, Cicdorien» und Rübenfaffeefabriten, 
Staͤrkefabriken, Papierfabriten, Gerbereien, Darm 
faitenfabrifen, Blutlaugen-, Fluß, Fled» und 
Leimfiedereien, Xalgichmelzereien, Seifenfiedereien 
und Kerzengießereient, Knochen» und Rußbrenne⸗ 
teien, Knochenfiebereien, Knochens und Wachds 
bleiben, Flachs, und Hanfröjtanftalten, Schlacht⸗ 
häufer, Abdedereien, Poudrettes und Dunger⸗ 
fabriken.““ 


Ich frage, ob die Kammer dieſer Fafſung ald 
Abſatz 2 Beifall ſchenkt? — Einſtimmig Ja. 

Es wird ferner von der Deputation Seite 35 des 
Hauptberichts die Streichung der Worte „und fo weiter” 
am Schluffe und die Annahme folgenden Schlußfages zu 
$. 20 empfohlen: 

„Das Minifterum des Innern ift ermächtigt, nah 
Maagabe des durch Erfahrung fich ergebenden Beblirfe 
niffes durch Verordnungen einzelne Gattungen von Ger 
werböanlagen diefem Verzeichnijfe hinzuzufügen ober dem ⸗ 
felben zu entnehmen.“ 

Ih frage, ob Sie diefem Antrage Ihrer Der 
putation beiftimmen? — Einftimmig Ja. 

Es wird nun noch von der Deputation ein Zuſatz 
vorgefchlagen im Nachbericht Seite 383 am Schluſſe und 
zwar unter a: £ 

„bie Kammer wolle folgende Beifligung zu dem im 
Hauptberichte ann as befepließen? 
au, wo Örtliche Verhältniffe eine Ausnahme rechtfertie 
gen, in kleinem Maaßftabe betriebene Gewerbe der, in 
diefem Paragraphen bezeichneten Arten für den betreffens 
den Ort von den Vorfehriften diefes Paragraphen zu 
entbinden.” h * 

Ich frage, ob die Kammer auch die ſem 8uſatze, 
wie ihn die Deputation vorſchlagt, Beifall ſchenkt? — 
Einſtimmig Ja. 





Ich wende mich nun noch zu dem Vorſchlage, wie er 
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auf Seite 36 des Hauptberichts zu finden iſt und zwar | anfrägt. 


unter 7, dahin gerichtet: 
„Die Einſchaltung eines befonderen Para; 113 
als $ 305 des Inhaltes:“ (8.0. ©. 821.) Br 

Ich enthalte mich, den Inhalt zu recapituliren; die 
Deputation ſchlaͤgt der Kammer vor, diefen $. 30 b anzu: 
nehmen und ich frage, ob die Kammer hierin ihrer 
Deputation beitritt? — Einftimmig Ja. 

Es würde nun noch die Frage zu richten fein auf die 
‚betreffende Petition. Die Deputation vathet an, diefe Per 
tition für erledigt zu erklären und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer auch hierin ihrer Deputation beipflichtet? — Einftims 
mig 3a, 

Und fomit wäre die Abſtimmung über $. 20 vollendet. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$.21. 
Vorbehalt der allgemeinen Beftinmungen, 
(S. EM. II. 8. ©. 203.) 


$. 22. 
Verfahren bei ber Genehmigung. 
(S. EM. I. 8. ©. 203.) 


Befondere Motiven find zu dieſen beiden Para» 
graphen nicht gegeben, 

Der Hauptbericht fagt: 

Wider die 


$$. 21 und 22 
iſt Nichts zu erinnern, fie find unbedenklich zu genehmigen, 
zumal der Herr koͤnigliche Commiſſar auf dad in der Des 


putation ber Bweiten Kammer aufgefauchte Bedenken, 
welche andere Behörden in einzelnen Fallen für competent 
werden erklärt werden, geantwortet hat, daß zunaͤchſt an 
die Pulvermühlen gedacht worden fei, deren Anlegung der 
höheren Behörde zuftchen fol und daß die Regierung ges 
wiß nicht ohne die dringendften in ber Natur der Anlagen 
Uegenden Gründe das Entfopeidungsreht der betreffenden 
Ortsobrigkeit entziehen werde, 
Die Deputation empfiehlt daher der Kammer: 
$. 21 unverändert, $. 22 aber mit Weglaffung der 
Worte „oder einer wefentlichen Veränderung einer fol: 
hen” anzunehmen. 


Der Nachbericht fagt: 


Bu $. 22. 

Statt der Eingangsworte des Entwurfs: „Vor Aus · 
führung einer Anlage der RS 20. bezeichneten Art" find 
in der Zweiten Kammer bie Worte gewählt worden: „Bor 
Ausführung einer der in $. 20 bezeichneten Anlagen“. 

Der Gleichheit halber rathet man den Beitritt an. 


Präfient v. Schönfels: Ich habe nun zu erwarten, 
ob Jemand über $$. 21 und 22 das Wort begehrt? 


Freiherr v. Welck: Ich vermiffe nur eine Erläuterung 
Seiten der Deputation, warum fie auf Weglaffung * 
Worte „oder einer weſentlichen Veränderung einer folgen‘ 
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Es ſcheint doch biefer Zufa gerade in ‚Harmo- 
nie zu fiehen mit der Beſtimmung, die wir vorhin bei 
$. 20 angenommen haben durch den Zufag. 


Referent Bürgermeifter Müller: Wir Haben foeben, 
wie id) dem Herrn Redner einhalten muß, einen $. 30b 
beſchloſſen und diefer $. 30b enthält dies mit. Damit 
nicht in den einzelnen folgenden Paragraphen die Morte 
„oder einer wefentlichen Veränderung einer ſolchen“ wiebere 
kehren, hat jest die Kammer auf Vorſchlag der Deputation 
befchloffen, daß nad) dem $. 30 ein $. 30b eingefchaltet 
werben foll, welcher lautet: 

„Jede wefentlice Erweiterung einer unter $. 20 fale 
Ienden Gewerböanlage, fowie jede wefentlihe Veraͤn- 
derung bderfelben in Anlage oder Betrieb ift der erften 
Errichtung gleich zu achten und ebenfo zu behandeln.” 

Es ift alfo nur rebactionell, daß die gedachten Worte 
in $. 22 und in den folgenden Paragraphen in Wegfall 
kommen; fie find an einer Stelle zufammengefaßt, damit 
diefelben Worte nicht in jedem Paragraphen wiederfehren. 


Freiherr v. Weld: Der $. 30b war mir in biefem 
Augenblid entfallen; ich bitte daher um Entfchuldigung, 
es iſt ganz richtig, was der Herr Referent anfuͤhrt. E 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort verlangt? — Da died nicht der 
Gall ift, fo gehe ich fogleich zur Fragfiellung über. $. 21 
wird von der Deputation zur unveränderten Annahme em · 
pfohlen und ich frage, ob bie Kammer hierin ihrer 
Deputation beipflichtet? — Einftimmig Ja. 

In Bezug auf $. 22 find zwei Veränderungen vor⸗ 
gefchlagen. Ich würde zunaͤchſt den Paragraphen zur Abe 
fimmung bringen mit dem Worbehalt der beiden Verändes 
rungen. Die eine Abänderung ift von ber Zweiten Kammer 
befcploffen und die bieffeitige Deputation trägt darauf an, 
fi mit der Zweiten Kammer zu vereinigen. Es ſoll flatt 
der Eingangsworte des Entwurfs: 

„Bor Ausführung einer Anlage der in $. 20 be 
zeichneten Art“ 
geſetzt werben, 
„Bor Ausführung einer der im $. 20 bezeichneten 
Anlagen“, 
und bie zweite Veraͤnderung, welche unfere Deputation 
.vorfchlägt, iſt die Weglaffung der Worte „oder einer 
wefentligen Veränderung einer ſolchen“. Ich 
frage zuvoͤrderſt, ob die Kammer mit Vorbehalt 
diefer beiden vorgefhlagenen Abänderungen dem 
$. 22 nah Antrag der Deputation beitritt? — Eins 
immig Ja. — 
— — weiter, ob die Kammer die Eingangd- 
worte nad) dem Beſchluß der Zweiten Kammer 
ebenfalld annimmt? — Einftimmig Ja. ‚ 
Eadlich wird von unferer Deputation vorgefchlagen, 
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der Wegfall der Morte hinſichtlich des $. 22: „oder einer 
wefentlichen Veränderung einer folcden”. Will die Kam- 
mer auch hierin ihrer Deputation beitrefen? — 
Einftimmig Ja. 
Referent Bürgermeifter Müller: 
23. 


Fortfegung. 
(©. EM. I. 8. S. 203.) 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 23. 2 

Da in anderen ‚Paragraphen des Entwurfs, z. B. in 
$. 25, ein Schluß für die zuläffigen Rechtsmittel gegeben 
iſt, damit nicht nach den Grundfägen des Verwaltungs: 
verfahrens felbige fo lange zuläffig find, bis fie ausbrüdlich 
abgefchnitten werben, und eine einmalige Entſcheidung des 
Minifteriums ded Innern in den hier fraglichen Fällen ges 
nügend erfcheint, fo ſchlaͤgt die Majorität der Deputation 
(v. Schönfeld, Pfotenhauer, Freiherr v. Friefen, v. Zehmen, 
Hennig und Referent) folgenden Zufag zu $. 23 vor: 

„Gegen bieje Berfagung ſteht dem Anfuchenden 
binnen zehn Tagen Necurd an die Kreisdirection zu. 
Gegen die Entfehliegung der legteren Tann binnen gleis 
her Frift Recurs an das Minifterium des Innern eins 
‚gewendet werden, bei deffen Entſcheidung ed bewendet.“ 

Dagegen erachtet die Minorität (Dr. Koch) einen ein 
maligen Recurs zur Vereinfahung des Verfahrens für aus⸗ 
zeichend und beantragt, geftligt Darauf, daß es in dergleis 
hen Angelegenheiten allemal bis zur Entf&eidung des 
Bene komme, dem gedachten Bufate folgende Faſſung 
zu geben: 

Segen dieſe Verſagung fleht dem Anfuchenden 
binnen zehn Lagen Recurs an das Minifteriun des Ins 
nern zu, bei deflen Entfcheidung es bewenbdet.” 

Die Majorität will, fo lange nicht überhaupt eine 
Zenderung des Inftanzenzugs bezüglich der Behörden ftatt- 
findet, auch hier die Mittelinftanz nicht übergehen und 
erfucht nun die Kammer: 

$. 23 mit Weglaffung der Worte Beile 4: „oder 
beabfihtigte Veränderung” und mit dem vorgefchlagenen 
Schlußſahe anzunehmen, 

wogegen die Minorität der Kammer vorfchlägt: 

$. 23 zwar auch mit Weglaffung der von der Mas 
jorität beantragten Worte, aber mit dem von der Mino: 
ritäf vorgefchlagenenen Schlußfage zu genehmigen. 

Im Nachberichte ift Nichts zu $. 23 enthalten. 

Da ich wohl fühle, daß der Bericht ruͤckſichtlich der 
wegfallenden Worte nicht ganz deutlich gewefen ift, fo ge: 
ftatte id) mir beizufügen, daß aus dem vorhin von mir 
angebeuteten Grunde die Worte „oder beabfichtigte Ber 
Anderung” wegfallen follen, 


PVräfident v. Schönfeld: Es würde num das Wort 
zu ergreifen fein in Bezug auf $. 23. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich erlaube mir, den Antrag, 
den ich als Separatvotum. laut des Berichts eingebracht 
babe, durch die einfache Frage zu rechtfertigen: mirden 
wir daran denken, wenn bie Mittelbehörben nicht beſtaͤn⸗ 
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den, eine zweite Inſtanz in gewerblichen Angelegenheiten 
einzuführen? Ih glaube, es würde biefe Frage verneint 
werden. Darin liegt aber auch zugleich die verneinende 
Antwort auf die weitere Frage: ob überhaupt in Gewerbe⸗ 
ſachen die dritte Inftanz nöthig ſei? Iſt dies aber nicht 
der Fall, dann dürfen wir auch nicht um deswillen, wat 
wir eine beftehende Behörde micht übergehen zu Können 
glauben, die dritte Inftanz einführen oder beibehalten, 
Im Gigentheil, es ſollte uns Lieb fein, eine beftchende 
Behörde nicht weiter, ald es bisher ſchon der Fall, mit 
Arbeiten ‘zu Überbirden, zumal da hierdurd der hoͤchſen 
Inftanz, dem Minifterium, irgend eine Erleichterung nide 
zugeführt wird. Durch diefe Weberbirdung nehmen wir 
den Kreiöbirectionen die Möglichkeit und Gelegenheit, das 
zu fein, was fie fein follenz; fie follen das Auge der 
hoͤchſten Negierungsbehörde in ben ihnen überwiefenen 
Regierungsbezirken fein, fie follen überall hinfehen koͤn⸗ 
nen und hinfehen, wo es Etwas zu fehen giebt, was ber 
Regierung von Iutereffe fein koͤnnte. Dies wird aber 
nicht mehr möglich fein, wenn wir den Kreisdirectionen 
mit jebem meuen Geſetze vermehrte „Arbeit überweilen, 
während wir darauf hinarbeiten ſollten, im Hinbiid auf 
jenen höheren Zweck fie zu entlaften. Daher meine id, 
daß es endlich an der Zeit wäre, einen Anfang hiermit 
zu maden, indem wir bie jegigen drei Inflanzen In 
Verwaltungsfachen auf zwei reduciren. Denn, meine 
Herren, mit Beibehaltung diefer drei Inſtanzen gewin ⸗ 
nen wir wirklich Nichts. Wie auch der Herr Meferent 
im Berichte niedergelegt hat, laͤßt es ſich vorausfchen, 
daß, wenn einmal drei Inflanzen eriftiren, ſich Niemand 
bei der Entſcheidung der Kreisdirection beruhigen, fon“ 
dern noch die dritte Inſtanz verſuchen wird. Das Die 
nifterium wird aljo von Arbeiten durch bie Mittelinſtonz 
nicht entlaftet. Nun koͤnnte man freilich fagen, daB bie 
Kreisdirectionen, weil fie die örtlichen Verhältniffe naͤher 
kennen, in dieſen Fragen beffer orientirt fein müßten 
und mithin die Entfejeidungen der zweiten Juſtanz dem 
Miniftertum zu einer Art Inſtruction zu dienen hätten. 
Das if indeffen mur im fehr feltenen Faden wirlih 
wahr; in den meiften wird das Minifterium [don alten 
wiſſen, was es zu thun hat und wo eine foldhe In 
firuetion noch möthig ift, kann das Miniſterium durch 
Verordnung fih von der Localbehörbe oder ber Nittel 
inftanz nähere Auskunft verfhaffen; mithin if a 
Grund fir mich nicht zutreffend. CS iſt wiederholt un 
irre ich nicht, erft modh geftern über das Buvielregleren 
unb Zuvielfcreiben in diefem Saale geklagt werben 
Nun, meine Herren, machen wir endlich einmal ‚den * 
fang, diefem Zuvielfepreiben durch Befeitigung einer J 
fan; zu begegnen. ; 
Freiherr v. Weld: Ih muß mich mit dem ganp 2, 
verſtanden erklären, was focben Here Bürgermeifter 
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geaͤuhert hat. Allein ich glaube, daß dies eben dahin 
führen wirde, daß wir im Allgemeinen bie Kreisdirec- 
tionen ald Inftanz ganz freichen müßten und da hätte 
ich allerdings Nichts dagegen. Ich glaube, daß die Kreis: 
directionen in biefen und den meiften ähnlichen Fällen 
nur unnöthige Mühe haben werden, wenn dergleichen 
Geſuche, wovon hier die Rede if, an fie ald Inſtanz 
gerichtet werden. Die Erfahrung ehrt, daß man ſich bei 
Entfpeidungen der Kreiödirection unter zehn Fällen 
kaum einmal beruhigt, fondern allemal Recurs an das 
Minifterium einwendet. Cs fommt hinzu, daß, wenn 
dad richtig ifi, was der Herr Bürgermeifter anführte, daß 
nämlich die Kreisdirectionen das Auge des Minifteriums 
fein follen, das Minifterium auch vorzugsweife in den 
bier fraglichen Fällen, bei denen“gerade die Localverhält: 
niffe von großem Einfluß find, fi fon von felbft dies 
ſes Auges bedienen wird. Es wird alfo ganz. einerlei 
fein, ob das Geſuch erſt an bie Kreisdirection und nach ⸗ 
her durch Recurs gegen deren Entfcheidung and Mir 
nifterium kommt, oder ob das Gefuch zuerft gleich an’ 
Minifterium gerichtet wird und diefes fi dann bewor 
gen fühlt, ein Gutachten von der „Kreisdirection zu for: 
dern. Sollte alfo ein Antrag geftellt werden, die Kreis- 
directionen als zweite Inftanz ganz zu ftreihen, fo würde 
ich gar Nichts dagegen haben. 


Blrgermeifter Dr. Koch: Zur Widerlegung! Ich freue 
mich, diesmal im Einverftändniffe mit dem Heren Vorredner 
gefprochen zu haben und wieberhole nur auf beffen legte 
Entgegnung die ſchon von mir gemachte, dem Herrn Bor: 
tebner wahrſcheinlich entgangene Bemerkung, daß nad) meis, 
ner Ueberzeugung in gewerblichen Sachen, wo SKenntniß 
der oͤrtlichen Verhaͤltniſſe nothwendig fein wird, das Mir 
nifferium diefe Kenntniß ſich durch die Localbehörden und 
Amtshauptmannfchaften zu verfhaffen wiflen wird. Aber, 
meine Herren, ich behaupte, daß dies nur in einzelnen 
Fällen nöthig iſt, in den meiften Fällen wird das Miniftes 
num entfeheiden koͤnnen ohne eine ſolche Dazwiſchenkunft. 
Wenn der Herr Vorredner weiter bemerkt, daß, wenn die 
Zwiſcheninſtanz oder bie Kreisdirectionen überhaupt ger 
ſtrichen werben ſollten, ex ſich mit diefer Anſicht ganz ein 
verflanden erkläre, fo made ich darauf aufmerffam, daß, 
wenn wir in allen neueren Gefegen den Kreiöbirectionen 
neue Functionen zuwelfen, eine künftige Wiederaufhebung 
derfelben viel fchwieriger werden wird. 


Finanzrath v. Noſtiz-Wallwitz: Es ift mir nicht 
klar, aus welchem Grunde bie geehrte Deputation den Res 
curs in den $. 23 gedachten Fällen an eine schntägige 
Friſt gebunden wiſſen will. Someit ih mir bie Zälle 
denken ann, fo ſcheint mir nur Derjenige, welder Anlagen 
der fraglichen Axt zu errichten beabſichtigt, dabei intereſſirt, 
daß die ihm zu ertheilende Entſcheidung in furzer Zeit er- 

8. (3. Abonnement.) 
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"auf diefelbe fofort hier praktiſch antworten möchte. 


theilt werde. Will er aber das, fo liegt es in feinem eige 
nen Intereffe, daß er feinen Recurs möglihft raſch ein 
fendet. Jũ dies nicht der Fall, fo fcheint mir Niemand 
anders dabei intereffirt, daß bie Entfcheibung in ber kurzen 
Friſt flattfinde umd ic glaube, es kann unter Umftänden 
durch diefe Beſchraͤnkung des Recurfes auf eine zehntägige 
Friſt möglicher Weife einem Gewerbtreibenden die Füglich« 
feit entzogen werden, feinen Recurs, den er ‚bei längerer 
Friſt ausreichend zu begründen im Stande ſein würde, 
nach Befinden durch ſachverſtaͤndige Gutachten ausreichend 
zu motiviren. Meiner Anſicht nach liegt fein Grund vor, 
bier von der allgemeinen Regel, daß Recurfe in Verwal« 
tungsfachen an keine Friſt gebunden find, abzuweichen. 


Neferent Bürgermeifter Müller: Nah Anficht der 
Majorität der Deputation iſt hier bei Berathung der Ges 
werbeordnung nicht der richtige Beitpunkt, eine fo wichtige 
Frage anzuregen und, wenn auch nur theilweije, zur Ente 
ſcheidung zu bringen, ob naͤmlich in Verwaltungsſachen 
zwei oder drei Inftanzen ftattfinden follen. Ich fuͤr meine 
Perfon will mid, nicht praͤjudiciren und mag mich nicht 
fofort dahin ausfprechen, daß bie Kreisdirectionen nach und 
nad aufzuheben feien und nur eine höhere Inftanz flatte 
finden möge. Diefe Frage ift viel zu wichtig, ald dag man 
Eine 
praktiſche Beantwortung diefer Frage wäre aber die Ans 
nahme des Minoritätövorfchlages doch, weil bei Berathung 
anderer Gefege ebenfo gefragt und geantwortet werben kann 
und das ſcheint mir am wenigften zweckmaͤßig. Ich follte 
meinen, man müßte erft forgfältige Erörterungen darüber 
anftellen, ob es angemeffen fei, den erften Schritt zu thun 
zu Aufhebung einer Behörde, hinfichtlic deren wir auch 
mandes Gute und Vortheilhafte nicht verfennen koͤnnen. 
Ich will gar nicht in Abrede ftellen, daß es den Anfchein 
hat, der vielleicht in einzelnen Fällen auch ganz begrlmdet 
iſt, als ob die Kreisdirectionen Überflüffig feien; aber, meine 
Herren, die Vortheile auf der andern Seite find gewiß auch 
nicht zu verfennen. Ich glaube, daß ich nicht nöthig habe, 
dies weiter auszuführen, weil es fich nicht um das ganze 
Princip handelt; aber um ben Anfang dieſes Principe 
Handelt fichs und deshalb möchte ich Vorſicht anrathen, 
dag wir nicht den erften Schritt thun, während wir und 
nicht ganz Mar bewußt find, wohin dieſer Weg führt. Es 
ann das, was mein College Dr. Koch fagte, ganz richtig 
fein, ich will feiner Anſicht jetzt nicht entgegentreten; ich 
möchte aber nicht zugeben, daß ohne nähere Prüfung ber 
Frage im Allgemeinen Lediglich hier eine Ausnahme gemacht 
und dadurch factifch Etwas angebahnt wird, deſſen Folgen 
wir nicht, wenigſtens ich nicht, Üiberfehen koͤnnen. Mas 
die Bemerkung eines andern Sprechers betrifft ruͤcſichtlich 
der zehntägigen Friſt, fo iſt doch wuͤnſchenswerth, daß eine 
Frift beflimmt wird, einerfeit, weil dies an ſich zweckmaͤ 
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Figer iſt und weil auf der anderen Seite ber erwähnte 
Nechtheil für den Betheiligten, daß er nämlich nur zehn 
Tage für die Ausführung feines Rechtsmittels habe, nicht 
eintreten kann. Der Geſchaͤftsgang ift bei folden Ange 
tegenheiten fo, daß, wenn Einer den Recurs binnen zehn 
Tagen angemeldet hat, ihm hierauf der Berichtsabgang 
notifieirt wird, bis zu welchem es ihm freifteht, den Recurs 
auszuführen. Auf befondern Wunſch nun wird ba eine 
Feift yon 14 Tagen und noch länger gegeben, fo daß alfo 
der Necurrent füglich Zeit hat, feinen Recurs näher zu bes 
gründen; er iſt nicht genöthigt, innerhalb der zehmtägigen 
Friſt feinen Recurs dergeftalt zu motiviren und vieleicht 
Beſcheinigung beizubringen, daß er in Verlegenheit kommen 
koͤnnte. Sch glaube, es iſt ganz unbedenklich, dieſe zehn- 
tägige Frift feftzufegen; ich Halte dies fogar für wuͤnſchens · 
werth und im Intereffe der Sache liegend. 


Nittergutsbefiger Ritt ner: Ich ſchicke das Bekennt - 
niß voraus, daß ich ſchon bei vielen Gelegenheiten mich 
dahin ausgeſprochen habe, daß unfere Gefeßgebung alle 
mälig dad Eingehen der Kreisdirectionen ermöglichen möge. 
Der Herr Referent hat und nun zwar im Augenblid darauf 
aufmerffam gemacht, daß hier nicht der Ort fei, mit Bes 
fimmtheit dad Eingehen diefer Behörde jest zu befürmors 
ten. Ich kann ihm im Allgemeinen beiftimmen und nur 
in der Schlußfolgerung, möchte ich fagen, komme ich zu 
etwad Anderem. Anftatt dem Bedenken Naum zu geben, 
welches ber Herr Referent an den Tag legte, daß es nicht 
einmal an ber Zeit fei, einen Verſuch zu machen, ob in 
gewiffer Richtung von Gefchäften ohne Kreisdirection aus · 
zukommen fei, fo möchte ich mich in entgegengefeßter Rich 
tung verwenden. Es fheint mir angemeffen, hier einmal 
einen Verſuch zu machen, ob es ohne Kreißdirection geht. 
Es wird Über fang oder kurz fi) dann heraußftellen, ob 
der Verfuch ein glücklicher oder unglüdlicher und in bei« 
den Fällen wird dad eingefchlagene Verfahren dazu führen, 
bie vielfach audeinandergehenden Meinungen tiber - die 
Nothwendigkeit der Kreiödirectionen aufzuklären. Ich be 
finde mich in meinem Widerfpruche über das Fortbeflehen 
der Kreisdirectionen in Uebereinftimmung mit vielen Mit: 
gliedern diefer Kammer, die diefe Meinung theilen, die 
beinahe bei jeder Gelegenheit von mehreren Seiten betont 
worden ift, da man bie Gründe, die dafür ſprechen, von 
allen Seiten anerkennt. Ich leugne nicht, daß dieſe Be 
ziehung der Hauptmoment ift, weshalb ich mic) entfchlofs 
fen habe, für dad Minoritätsgutachten zu ftimmen. 


Freiherr v. Weld: Es ift eine eigenthuͤmliche Lage, 
mit Zemandem in der Haupffache ganz einverftanden zu 
fein und demungeachtet gegen ihn flimmen zu müffen 
und dazu fehe ich mid mad den Yeußerungen, melde 
Here Nittner gethan, allerdings genöthigt. Ich bin, 


wie ſchon bemerkt, im Allgemeinen mit feinen und des |- 
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Herrn Bürgermeifters Koch Anfichten Über die Kreisdirec⸗ 
tionen ganz einverflanden, es ſcheint mir aber doc ganz 
unerläßlich zu fein, daß die Regierung, wenn wir den Ane 
trag der Minorität annehmen, überhaupt dem Reffort der 
Kreisdirection Alles entziehen muß, was Überhaupt auf bie 
gewerbligen und induftriellen Werhältniffe des Landes 
fich bezieht; für die Kreisdirectionen find dieſt Ungelegen: 
heiten bisher mit ein Hauptfeld ihrer Thätigkeit gewefen 
wenn fie aber in ſolchen Angelegenheiten kuͤnftig gar nicht 
mehr gehört werden follten, nun, fo weiß ich in der That 
nicht, weshalb fie ſich noch um die gewerblichen Verhält« 
niffe des Landes zu fümmern hätten? Das wäre aber ein 
Schritt, zu dem ich wenigftend unter den jegigen Verhäfte 
niffen unter feinen Umftänden rathen möchte. Ich glaube 
vor der Hand, daß man doch wohl bei dem Antrage ber 
Majorität und bei dem GEntwurfe ſtehen bleiben muß, 
weil wir fonft blos bei einer Branche eine Durchloͤcherung 
des zeitherigen Inſtanzenzugs und der Behoͤrdenorganiſa ⸗ 
tion bekommen würden. 


Königl. Commiſſar Dr. Weinlig: Es bedarf wohl 
nicht erft der Bemerkung, daß daraus, daß ich Feine Veran- 
laſſung fühle, mich jetzt fpeciell auf die Frage wegen Aufs 
hebung der Kreisdirectionen einzulaffen, noch fein Einver- 





ſtaͤndniß mit den von einigen geehrten Mitgliedern der 
hohen Kammer ausgefprohenen Anſichten gefolgert werden 
könne; das Eine möchte die Regierung aber auf dad Ber 
fimmtefte wuͤnſchen, daß man nicht durch einen einzelnen 
Beſchluß der Art der Entſcheidung über eine ſolche Frage 
ſtuckweiſe vorgreife und zwar im vorliegenden Falle umfo> 
weniger, ald die Frage, von ber hier die Rede iſt, feinedr 
wegs in der Weife new ift, wie fie von Seiten einiger ge« 
ehrten Sprecher geſchildert worden ifl. Es werden ber 
Kreisdirection Feine neuen Gefchäfte zugewieſen; die Ge⸗ 
fehäfte, die hier bezeichnet find, find ganz alter Art. DIE 
ferenzen über Genehmigung folder Anlagen haben immer 
ſtattgefunden und es ift, fo lange bie Kreisbirectionen ber 
ftehen, von denfelben immer in zweiter Inftanz entfchies 
den worden. Wir ordnen das ganze Verfahren nur IM 
Gefege neu und auf zwedmäßige Weiſe, und es kommt 
wehentlich hinzu, daß dieſe Genehmigung von Anlagen 
ſtets in einem fo engen Zufammenhange mit der Balı- 
polizei überhaupt und mit der Mebicinals und Sanlı 
tätspoligei fleht, daß es einen eigenthümligen Gindrud 
gewähren würde, wenn fiber die connere Baupolizeis und 
Medicinalpolizeifrage die Kreisbirection in zweiter Inſtanz 
competent wäre und über die mit dieſen in Verbindung 
fiehende Genehmigung einzelner Anlagen nicht gehört 
werben follte. Dies wäre eine Inconfequenz in dem 
ganzen dermaligen Syſtem, deren, wie ich hoffe, die gt 
ehrte Kammer fi nicht ſchuldig machen wird. 
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den bier in Bezug auf $. 20 vorliegenden Fragen nicht 
möglicher Weife zwei Inſtanzen genügen dürften, will ich 
dahin geftellt fein laſſen. Jedenfalls möchte ich aber glau- 
ben, daß die Cognition in der höhern Inſtanz in Bezug 
auf bie Errichtung gewerblicher Anlagen, wie fie $. 23 
aufftellt, Gegenftand der Provinzialregierung und nicht der 
Gentralftelle des Landes fei. Der Herr Bürgermeifter Koch 
bat in feinem Separatantrage gewünfcht, "daß die Entfcheir 
dung mit Ucbergehung der Kreißbirectionen in zweiter und 
legter Inſtanz Direct vom Minifterium gefällt werde. 
Melde Uebelftände für die Geſchaͤftsbehandlung daraus 
entfiehen würden, hat bereits foeben der Herr Commiffar 
dargelegt, Der Werth des Sondergutachtens des Herrn 
Buͤrgermeiſters Koch liegt aber eigentlich, wenn ich nicht 
irre, mehr darin, daß er dabei einen Angriff gegen das 
fernere Beftehen der Kreisdirectionen beabfichtigt. Ob dieſe 
Frage fo indirect mit hier hineinzufchieben fei in die vorlies 
gende Verhandlung, möchte ich bezweifeln. Ich glaube, 
daß bie Frage, ob in Verwaltungsſachen Elnftig zwei In ⸗ 
ftanzen oder drei, wie es jetzt ift, beſtehen follen, im Zuſam⸗ 
menhange geprüft werden muß und daß in Bezug auf eine 
einzelne gewerbliche Frage eine Ausnahme nicht feftgeftellt 
werden darf, Ob wir überhaupt zur Aufhebung der Kreis 
directionen einmal fommen, muß ich bezweifeln. Täͤuſchen 
wir uns nicht darlıber, meine Herren, wir werden, glaube 
ich, nie dazu gelangen, und zwar aus dem einfachen Grunde, 
weil das Sand zu groß iff flr eine einzige Gentralftelle 
fie die Innern Angelegenheiten als alleinige hoͤchſte Recurs⸗ 
inftanz. Hierzu fommt, daß die Bevölkerung des Landes 
immer mehr fteigt, daß die Verkehröverhältniffe immer mehr 
ſich ausdehnen, baß die Geſchaͤfte immer mehr fi ver: 
mehren. Wollen wir fie vermindern, fo müffen wir vor 
Allem die viele Gefegmacherei vermeiden; daraus entftehen 
vornehmlich die Geſchaͤfte. Hat man aber einmal die Ges 
ſchaͤfte gefhaffen, nun, fo müffen auch Behörden belaffen 
werden, bie die Geſchaͤfte beforgen ſollen. Vor allen 
Dingen aber wirde freilich es zu bedeutender Geſchafts · 
erleichterung dienen, wenn den Kreisdirectionen wirklich 
diejenige Stelle angewieſen würde in unſerm Beh orden · 
organismus, bie ihnen urſprünglich bei der Organifation 
von 1835 jugebacht worden ift, nämlich als wirkliche Dr 
vinzialregierungsbehörden. Jetzt find fie freitich 
Tediglich Zwifcheninftangen faſt ohne alle Gelbftändigkeit 
geworben. Br; 
Bicepräfident v. Sriefen: Ich kann natürlich nicht 
gegen den Majoritätsantrag fprechen, denn ich gehöre zur 
Mojorität und es kommt noch.hinzu, daß ber Antrag der 
Majorität in der Zweiten Kammer einftimmig angenommen 
worden ift, es alfo wohl ſchwer fein dürfte, den Beſchluß 
wieder zu befeitigen. Die Sache ift wohl entſchieden; in: 
de ann ich dieſe Gelegenheit nicht vorliber gehen laſſen, 
ohne zu erflären, daß ich im Herjen mit dem Herrn Bir 
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germeifter Koch vollfommen einverftanden bin. Wenn es 
und gelänge, wenn es ginge, daß die Zwiſchenbehoͤrden bes 
feitigt würden und wir uns in Verwaltungsfachen mit 
wei Inſtanzen begnügten, fo wide ich im Herzen froh 
darüber fein. Die Schuld liegt aber, wie ich ſchon mehr 
mals gefagt habe, nicht allein an der Regierung, fie liegt 
auch an und; wir fönnen und einmal von den drei Inflans 
zen nicht trennen, wir und das Publitum fönnen uns 
nicht davon losmachen; wir hängen gar zu fehr an den 
drei Inflanzen und an den vielen Necurfen und an den 
sehntägigen Friſten. in Eleiner Beweis liegt darin: Der 
Gefegentwurf war einfacher; er fagte: "bie Obrigkeit hat 
alle Umflände zu prüfen, die Grühbe zu unterfuchen, bie 
Vortheile und Nachtheile, hat darüber zu entfcheiden und 
kann die Genehmigung verfagen. Wir beruhigten uns 
aber nicht dabei, wir fegten noch Hinzu: 

Gegen diefe Verſagung fteht dem Anfuchenden bin« 
nen en Tagen Recurs an die Kreisbirection zu. Gegen 
die Entfchliefung des Iegteren Tann binnen gleicher Zrift 
Recurd an das Minifterium des Innern eingewendet wer⸗ 
den, bei deſſen Entſcheidung es bewendet.“ 

Hierdurch haben wir alſo dem Anſuchenden noch mehr 
zu Gefallen gethan, als die Staatsregierung zethan hat. 
Die Staatsregierung überläßt es ihm, den Weg felbft zu 
finden; wir haben ihm den Weg nochmals recht deutlich 
gezeigt zu der zweiten und zu der dritten Inſtanz. Sch 
bin ganz einverftanden, es ift einmal jegt fo und ich bin 





weit entfernt, gegen die Majorität zu fpreden; aber ich 
muß doch. bei diefer Gelegenheit zu erfennen geden, bafı 
ich von Herzen wünſche, wir fämen einmal dazu, daß wir 
uns in Verwaltungsſachen bei zwei Inftanzen beruhigen 
könnten. Das hilft aber Nichts, daß wir blos bei ein» 
zelnen Gelsgenheiten anfangen zu bohren; foll ein Antrag 
der Art von Erfolg fein, fo muß die Sache einmal im 
Bufammenhange überlegt und im Ganzen ein herzhafter 
Entſchluß gefaßt werden und ich bin überzeugt, es würde 
gehen. 

Bürgerfmeifter Dr. Koh: Wenn der Herr Präfident 
mir ald Referenten der Minorität oder vielmehr als eins 
zigem Bertreter derfelben am Schluffe das Wort vergönnen 
will r 

Präfident v. Schönfels: Zum Schluffe der Discuſ⸗ 
fion find wir nod nicht gelangt. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Dann verzichte ich vor der 
Hand auf das Wort. 

Kammerherr v. Erdbmannsdorff: Ich knipfe an die 
legten Worte des Herrn Vicepräfibenten an und ſpreche 
die Befürchtung aus, daß allerdings, wenn wir in allen 
neuen Gefegen, und darin muß ich dem Herrn Bürs 
germeifter Koch Recht geben, immer ‚wieder den Kreis⸗ 





directionen mehr Geſchaͤfte auferlegen, es nad und. nad 
122* 


828 


unmöglich wird, fie aufzuheben. Meine Herren, ich er 
innere Sie an andere Punkte in einer fehr wichtigen Vors 
dage, die wir unlängft erſt erledigt haben. Das war 
bei der Kirchenordnung. ES ift wohl ein öffentliches Ge 
heimniß, daß die fogenannten „Bezirksconſiſtorien in 
der Kreisdirection” im Gefegentwurfe ftanden, nur weil 
man fürchtete, außerdem dem erften Nagel zum Sarge 
der Kreisdirectionen einzuſchlagen. Wenn wir jet bei 
diefer Gelegenheit wiederum fo verfahren, fo wird es, 
wenn wir endlich den mannhaften Entſchluß faflen, wie 
der Herr Vicepräfident fagte, die Kreisdirectionen aufzus 
heben, nicht mehr gehen; man wird und fagen, man 
habe in den legten zehm Jahren den Kreiöbirectionen fo 
viel Geſchaͤfte auferlegt, daß fie nicht mehr aufgehoben 
werden innen. Ich werde auch nicht für den Antrag 
des Herrn Bürgermeifters Koch flimmenz aber in der 
Beziehung muß ic ihm vollftändig Recht geben. Es 
liegt darin eine fortwährende Gefhäftsüberweifung an bie 
Kreisdirection und das ift es eigentlih, was ben Kreids 
directionen daß ewige Leben giebt. 

Landesbeſtallter Hempel: Ich kann mich meinerfeits 
auch nicht für die Annahme des Minoritätsantrags vers 
wenden und muß namentlich ber Yeußerung des gechrs 
ten Vorredners, ald ob die Kreiödirectionen mit neuen 
Arbeiten wiederum uͤberladen werden follten, entgegentres 
ten. Der Herr koͤnigliche Commiſſar hat bereitd darauf 
aufmerffam gemacht, daß es fich bei dem Vorſchlage der 
Majorität durchaus gar nicht um eine Ueberweifung neuer 
Arbeiten an bie Kreisdirectionen, fondern nur um die 
Aufrechthaltung des Beſtehenden handelt. Dies ift ganz 
richtig und ich glaube, daß die von der Minorität der De- 
putation auögefprohene Anfiht, daß durch Uebertragung 
der Entſcheidungen der fraglichen Angelegenheiten ig zweiter 
Inſtanz an das Minifterium mit Uebergehung ber Kreis: 
directionen dieſen letzteren eine Arbeitserleihterungzu Theil 
werben würde, eine illuſoriſche iſt. So lange allerdings, 
wie gegenwärtig im Minifterium bes Innern an der Spige 
der Abtheilung für Gewerbsſachen ſich ein Vorſtand be; 
finder, der eine feltene Kenntniß der fpeciellen Verhält: 
niffe des Landes, der betreffenden Perfönlichfeiten und 
Dertlicfeiten hat, Bann es wohl fein, daß verſchiedene 
Angelegenheiten felbftändig in dem Minifterium auf den 
Bericht ber Unterbehörde ohne weitere Mitwirkung der 
Kreiödirectionen werden erledigt werden koͤnnen. Inder: 
fen glaube ih, daß das Minifterium auch jet in vielen 
Fällen ſchon aus den von deih Herrn Commiffar her 
vorgehobenen Rüdficgten nicht wird umgehen fönnen, die 
Kreisdirection mit ihrem Gutachten zu hören. Dies kann 
kunftig noch vielmehr der Fall fein. Die Kreisdirectios 
nen werden baher auch bei dem von der Minorität vors 
gefplagenen Inftanzenzug Vorträge zu erflatten haben 
und fonad werden ihnen Arbeiten nicht entnommen wers 
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den. Deshalb und da es durchaus nicht zweckmaͤßig fein 
möchte, einzelne gewerbliche Angelegenheiten der Cognition 
der Kreisdirection zu entziehen, während biefe-ihnen flr 
alle übrigen Gewerbsſachen nach dem Entwurfe belaffen 
werden foll, kann ih mid nur für die Annahme des 
Majoritärsgutachtens ausſprechen. 


Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Es {ft mehrfach 
darauf hingewiefen worben, daß es fiheine, ald ob durch 
den zu $.23 vorgeſchlagenen Zuſatz gewiſſermaaßen eine Er- 
weiterung gegen dig Abficht des Entwurfes gegeben worden 
ſei. Das beruht wohl auf einer nicht ganz richtigen Auf⸗ 
faffung; es wird vollfommen deutlich werden, wenn ih 
kurz auseinander fege, wie eigentlich der vorgefchlagene Zus 
ſatz zu $. 23 zu Stande gefommen iſt. $. 23 enthielt ur 
ſpruͤnglich, wie ſchon bemerkt, Nichts über Recurſe. Da 
er Nichts darüber enthielt, fo folgt, daß es nach dem gemeir 
nen Rechte in Verwaltungsfachen gebt, daß alfo ein Recurz 
zuläifig ift und zwar ohne Beſchraͤnkung auf eine Friſt, 
ohne Beſchraͤnkung auf bie Zahl der Recurſe. Wenn es 
bei dem Entwurfe geblieben wäre, fo würde in derartigen 
Sachen die Partei, ohne an eine beftimmte Frift gebunden 
gewefen zu fein, zu jeder Beit haben recurriren können. 
‚Hätte man fich bei der Entf&eibung des Minifteriumd nicht 
beruhigt, fo würde man noch zehnmal an das Minifterium 
haben recurriren können, bis dieſes endlich gefagt hätte: 
Ein weiteres Necurriren ift micht zu beachten, Das if 
gemeine Recht in Sachſen in Verwaltungsſachen. In 
$. 25 des Gefegentwurfs nun, wo von Entfceidungen über 
Widerſpruch gegen Anlagen die Rede ift, da war es ein 
Bebürfniß, entſchieden und klar zu fagen, daß ein Ende ger 
ſchafft werde, damit beide Theile wiffen, woran fie find. 
Hier mußte im Entwurfe eine Friſt gegeben fein, binnen 
welcher man ſich an die Kreisdirection und eine ebenfo 
große, binnen welcher man fi an das Minifterlum wenden 
konnte. Bei der Berathung des Entwurfes kam bie De 
putation auf die richtige Idee: kann man nicht dieſelbe Abe 
kürzung, die darin liegt, daß nur ein je einmaliger Recurs 
zugelaffen if innerhalb einer gewiffen Frift, auch den Fl 
len in $.23 zu gute fommen Iafjen? Deswegen hat man 
die Beftimmung, wie fie in $. 25 getroffen war, bort weg: 
genommen. und nad) $. 23 verlegt; in $. 25 aber nur gu 
fagt, daß in berfelben Weiſe der Necurs zuläffig ſei. Es 
ift thatfächlich in dem jegt Vorgefchlagenen eine Abkürzung 
gegen die urfprüngliche Tendenz des Entwurfs; denn der 
Entwurf enthielt fr die Fälle des $. 23 nicht die Beſtim 
mung, daß e8 bei der erſten Entfeheidung des Miniſteriums 
jedenfalls zu bewenden habe. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort verlangt? — Da dad nicht der 
Fall if, fo fehfieße ich die Debatte und ertheile beiden Re 
ferenten das Schlußwort, zunächft dem Herrn Referenten 
der Minorität, Herrn Bürgermeifter Koch. 
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Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehrteſten Herren! 
Mein Antrag wird fallen; aber er- hat doch vielleicht 
einiges Gute gewirkt. Es iſt eine Frage wieder zur 
Sprache gelommen, die und ſchon viele Landtage hins 
durch befchäftigt hat und die Öftere, bei geeigneten Ger 
Iegenheiten „wiederholte Durchfprebung berfelben Tann 
nicht ohne Wirkung auf die Feſtſtellung der Anfichten 
der geehrten Kammer fowohl, als der hohen Staatsre⸗ 
gierung darüber bleiben. Wenn ich aud in der Vor 
ausſicht, dag mein Antrag Feine Annahme finden wird, 
es für eine üiberflüffige Arbeit anfehen fönnte, noch Ei- 
niges zur Unterftügung deſſelben zu fagen, fo muß ih Sie 
doch bitten, daß Sie mir geftatten, Ihre Geduld nur 
noch wenige Momente in Anfprud zu nehmen. Der 
Herr Regierungscommiſſar fagte, die Kammer möge fi 
der Inconſequenz, die in dem Antrage liege, nicht ſchul⸗ 
dig machen; nun, meine Herren, ich fühle diefe Schuld: 
als eine fehr leichte auf mir laften. Diefe Inconfequenz 
foll nach des Heren Commiffars, ald auch nach des Heren 
Referenten Anſicht darin beftehen, daß wir in Verwal- 
tungsfachen Überhaupt ald gemeines Necht in Sachſen drei 
Inſtanzen haben. Es fei aber bedenklich, fo nebenbei die 
wichtige Frage, ob in Verwaltungsſachen drei Inftanzen 
nothwendig feien oder nicht, zu erörtern und vielleicht gar 
zu entſcheiden. Meine Herren, ich meine, wenn wir eine 
fo wichtige Reform in der Gefeßgebung vornehmen, wie fie 
die Gewerbeordnung in ſich trägt, dann iſt ed ganz unfere 
pofitive Pflicht und Schuldigkeit, aud zu fragen und zu 
erörtern, ob in diefem Theile des Gefcäftslebens der bis 
herige, durch drei Inftanzen gefchleppte Rechtsgang noch 
nothwendig fei? Denn die Gewerbefachen nehmen einen 
jo großen Theil der Negierungsgefchäfte in Anfprucd, fie 
find ein fo überwiegender Factor im Leben des ganzen 
Volkes, daß es hier wohl gerechtfertigt fein bürfte, nicht an 
dem Biöherigen, lediglich weil es das Bisherige iſt, feſtzu⸗ 
halten, fondern das Bebürfniß zu erörtern" und wenn bie: 
feß etwas Neues erheiiht, vor diefem Neuen nicht zuruͤd - 
zuſchrecken. Meiner Ueberzeugung nad) muß ich nun auf 
diefe Frage mit aller Veftimmtheit antworten, bag die Ges 
werbefachen dreier Inſtanzen nicht bedürfen, zwei Inftauzen 
find völlig genug. Der Herr Kammerherr von Zehmen 
meinte nun, daß, wolle man ſich mit zwei Inftanzen bes 
gnügen, dann die zweite und letzte Entieidung mehr 
an die Provinzialbehörden, als an das Minifterium gehöre. 
Das hat etwas für fih, meine Herren; indeffen glaube ich, 
daß unfer Sand, weldes Faum den Umfang und die Be 
vdikerung eines Oberpräfidialbezirked unferer großen Nach: 
barftaaten hat, noch nicht groß genug iſt, um diefe Anger 
legenheiten nicht in einer Landesbehoͤrde concentriren zu 
folen. Dies hat jedenfalls den Vorzug, dag dann im 
ganzen Lande nur eine Praris hierin befteht. Von dem 
geehrten Vorredner ift mir gefagt worden, und ich glaube, 


Sächsische Landesbibl 





Niothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


auch ber Herr Negierungscommiffar hat dies betont, 
dag man durchaus Feine neue Arbeit mit Annahme 
des Majoritätdantrage den Kreisbirectionen zuweilen 
werde. Ich gebe dies zu, meine Herren; aber bages 
gen möchte ich am die geehrten Redner die Frage richten, 
ob fie mir nicht zugeſtehen müffen, daß die Kreisdirec⸗ 
tionen ſchon jest allzuſehr mit Schreibereien. uͤberbuͤrdet 
find? Meine Herren, die Kreisdirectionen gehen unter 
den Xetenftößen unter, fie find nicht im Stande, fo, 
wie es wünfchenswerth wäre, fi in der Provinz oder 
dem Regierungsbezirke herum zu bewegen und überall 
hinzufehen, wo Etwas zu fehen if. Man hat mir freie 
üch eingehalten, auch auf diefem Wege würden die reis 
Birectionen nicht von der Schreiberei befreit; ich wieder- 
hole aber nur, was ich vorhin gefagt habe, es wird in 
Gewerbeſachen nur in einzelnen Fällen einer Begutache 
tung der Localbehörbe bedürfen und dann vergeffen Sie 
auch nicht, daß die Kreiöbirectionen fih auh nur an 
einem Orte ihres Bezirkes befinden, daß ihnen alfo bie 
localen Berhältniffe eines Ortes, der vier oder fünf Meis 
len von ihrem Sitze entfernt ift, nicht viel mehr ber 
kannt fein werden, als dies in dem Minifterium ber " 
Fall if. Das weſentlichſte Bedenken gegen meinen Uns 
trag iſt aber wohl, daß man hier die Frage über das 
Beftehen oder Nichtbeftehen der Kreisbirection nicht ſtüͤck- 
weife entfeiden ſolle. Meine Herren, ic habe mit 
meinem Antrage in dieſer Frage vorzugreifen durchaus 
nicht beabfichtigi; wenn fie aber hier gelegentlich zur 
Sprache gefommen ift, erfläre ih, daß ich daruͤber gar 
nicht ungehalten bin, vielmehr volle Befriedigung deshalb 
empfinde. Uber beabfichtigt habe ich es nicht, ſondern ich 
habe mid; dabei Lediglich an die Frage gehalten: Beduͤr⸗ 
fen diefe Verwaltungsangelegenheiten dreier Inſtanzen? 
Das habe ich verneint und wenn ich) das verneinen mußte, 
fo onnte ich mit dem Antrage der Majorität nicht eins 
verflanden fein. r 


Präfident v. Schönfeld: Es würde num der Here 
Referent der Majorität dad Schlußwort haben. 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich Pann mich ganz 
kurz faffen, indem das, was die Majorität zu Rechtfertigung 
ihrer Anſicht darzulegen hat, bereits mehrfachen Ausbrud 
gefunden hat. Ich Fann nur wiederholen, daß nad) meiner 
Anſicht, fo lange die Kreisbirectionen beftehen, fie auch bie 
Entfeheivungen in Gewerbefachen haben müffen. Eine 
ganz andere Frage iſt es, ob die Kreisdirectionen überhaupt 
zu entbehren find; allein fo lange fie wirklich exiſtiren, wäre 
& in der That anomal, wenn fie gerade von biefen wide 
tigen Berhältniffen gar Nichts erfahren follten, wenn die 
Entſcheidungen der oberfien Inftanz auch nicht einmal durch 
die Kreiödirectionen gingen und fie in biefer Beziehung 
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ganzen Sache ausgefchloffen wären. Wollte man dies nisht 
und doc) die Kreisdirectionen beibehalten, fo würde man 
fie, wie neulic) einmal gefagt worden ift, zu einer Art Poft- 
anftalten machen, fo daß die Anordnungen nur durch die 
Kreiödirectionen-burchgingen, damit fie davon Kenntniß er- 
langen. Das wäre num freilich nicht hinreichend und ich 
muß dabei fiehen bleiben, daß, fo lange man die Kreid- 
directionen noch für nothwentig hält, man nicht füglich hier 
eine Ausnahme machen kann. In Bezug auf das, was von 
dem geehrten Herrn BVicepräfidenten erwähnt worden if, 
muß ich mich dem anfchließen, was von dem Herrn Re 
gierungscommiſſar bereitö angeführt worden ifl. Wir haben 
durchaus nicht beabfichtigt, in Bezug auf die Zulaffung 
von Rechtsmitteln weiter zu gehen, ald der Entwurf. Der 
Entwurf geht viel weiter, als der Antrag der Majorität 
geht. ‚Indem wir aufzählen, in welchendFaͤllen und wie 
weit die Recurfe zuläffig find, befchränfen-wir das zeit 
herige Recht, wie Mar von dem Herrn Regierungscommiſſar 
dargelegt worden ift, fo daß ich jedes weitere Wort für 
überflüffig erachte. > 


Präfident v. Schönfeld: Ich gehe zur Abſtimmung 
über. — Bu $.23 find verfchiedene Anträge theils von der 
Mojorität, theils von der Minorität und auch vom der 
gefammten Deputation geftellt worden. Der Antrag, den 
die gefammte Deputation geftellt hat, geht auf Weglaſſung 
der Worte in Beile 4 des Entwurfs „oder beabfichtigte Ver⸗ 
änderung”. Ich frage, ob die Kammer hierin ihrer 
Deputation beipflichtet? — Einftimmig Ja. 

Es fichen nun noch zwei Anträge. Der Antrag der 
Majorität lautet folgendermaßen; es fol als;Zufak zu 
$. 23 Folgendes beigefügt werden: 

„Gegen dieſe Verfagung flcht dem Anfuchenden 

binnen zehn Zagen Recurd an dieg|Kreisbirection zu. 

Gegen die Entfchliegung der Iegteren kann binnen gleis 
her Frift Recurs an das Minifterium des: Innern ein. 
geroendet werben, bei deffen Eniſcheidung es bewendet.” 
Die Minorität beantragt ebenfalls einen Zuſatzpara⸗ 
graphen, ber aber anders als der von der Majorität vor⸗ 
gefchlagene lautet, nämlich fo: ® 
Segen diefe Verfagung fteht dem Anfuchenden bin- 
nen zehn Lagen Recurs an dad Minifterium des Innern 
zu, bei deſſen Entſcheidung es bewendet.” 

R Ich werde zuvoͤrderſt die Frage auf das Majorität- 
gutachten zu richten haben; wirbe dies angenommen, fo 
fäNt natürlich der Antrag der Minoritätz würde aber über 
den Antrag der Majorität nicht. beifälig befchloffen, fo 
würde ich die Frage auf das Minoritätgutachten zu rich⸗ 
ten haben. Ich habe bereits den Antrag der Majorität der 
Deputation vorgelefen und ich frage, ob die Kammer 
— Antrage Beifalt ſchenkt? — Gegen 2 Stim: 
men Ja. x 


Eine weitere Frage auf den Antrag des Bürgermeir 
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ſters Koch ift nicht zu fielen, 
denfelben ausſchließt. 

Ich frage, ob die Kammer dem $. 23 in der be⸗ 
ſchloſſenen Maaße Beifall ſchenkt? — Einſtim⸗ 
mig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Muͤller: 


& 24. 
Fortſetzung. 
S. EM. U. K. ©. 206.) 
Der Hauptbericht ſagt: 
Bu $. 24 
fam zwar zur Erwägung, ob es nicht — ſei, von 
der in $. 24 erwähnten öffentlichen Bekanntmachung in 
Fällen der bloßen — oder Veränderung der Ans 
lage abzufehen, wenn die Behörde nach ihrem pflichtmäßie 
geu Ermeffen diefe Bekanntmachung für unnöthig erachte. 
Da man fich aber jchließlich überzeugte, daß dadurch dab 
aufgeftellte Princip wiederum als fehwanfend hingeftelt, 
hauptfächlich aber dem Inhaber der Anlage die Lortheile 
deö $. 27 entzogen wiirden, fo rathet man 
die Annahme des $. 24 mit alleiniger Megftellung 
der Worte: „oder beabfichtigte Veränderung” der Kamr 
mer an. 


Im Nach bericht ift Nichts zu $. 24 bemerkt. 


Präfident v. Schönfela: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 24 zu fprechen wünfcht? — Wenn dies 
nicht der Fall ift, fo gehe ich zur Fragftellung über, Die 
Deputation feplägt der Kammer vor, $. 24 zwar underan⸗ 
dert, jedoch mit dem Wegfall der Worte „oder beabfichtig: 
ten Veränderung” anzunehmen. Ich frage, ob die Kams 
mer unter Vorbehalt der foeben verlefenen Worte 
$. 24 gut heißt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob fie nach Anrathen der Dept 
tation die Worte „oder beabfichtigte Veränderung” 
in Wegfall bringen will? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer $. 24 in der bes 
ſchloffenen Maaße annehmen will? — Einſtim⸗ 
mig Ja. ? 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 25. 
Fortfegung. 
(S. EM. U. 8. ©. 206.) 


Der Hauptbericht fagt: 


da die erfolgte Abſtimmung 


Bu $. 25 > er 
beantragt die unterzeichnete Deputation unter Beezugnahn 
auf das zu $. 23 Angeführte, den zweiten Satz ſo 3 


faſſen: 
„Beiden Theilen ſtehen dagegen bie in 6. 23 geoid 
neten Rechtsmitiel zu” 44 
und mit diefer Veränderung dem $. 25 beizuſtimmen. 





Im Nachberichte iſt auch zu biefem Paragraphen 
Nichts bemerkt. 


— — 
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Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 25 zu fprehen wünfcht? — Wo nicht, 
fo frage ih, ob die Kammer $. 25 in der Art anzus 
nehmen gemeint ift, wie die Deputation es vorgefchlagen 
und ber Herr Referent es forben dargelegt hat? — Ein: 
flimmig Sa. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 26. 


Koften. 
(S. EM. U. 8. ©. 207.) 
Der Hauptbericht fagt: 


$. 26 
iſt, wie andurch Ivorgeſchlagen wird, 
unverändert anzunehmen. 


Im Nachberich te ift auch zu $. 26 Nichts bemerkt. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand das Wort 
ergreift, um über $. 26 zu fprechen, fo frage ih, ob die 
Kammer nad) Anrathen ihrer Deputation $. 26 unver 
ändert annehmen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: Im Hauptbes 
richte heißt ed weiter: 


Bwifchen $$. 26 und 27 des Entwurfes macht ſich 
nach Anſicht der Deputation eine Einſchiebung nothwendig. 
Es ift nämlich) in der Gefeesvorlage darüber feine Ber 
flimmung enthalten, binnen welder Friſt die genehmigte 
Anlage in Ausführung gebracht fein. muß, wenn nicht die 
Genehmigung als eredigt erfheinen fol. Der Herr fönige 
liche Commiljar bemerkte zwar, daß in ber Praxis bie ers 
langten Genehmigungen herlich aud in Ausführung ger 
bracht werden wirden, Allein die Deputation erachtet doch 
fuͤr zwecmäßig, darlıber eine ähnliche Beftimmung zu trefz 
fen , wie fie in den Bauorbnungen bezüglich der genehmig« 
ten Baupläne zu finden ift und wie auch in anderer Be« 
siehung in $. 37 des Entwurfs getroffen wird. Sie em ⸗ 
pfiehle daher, R 

zwifchen den $$. 26 und 27 einen Paragraphen eins 
zuſchalten des Inhalts: 

n$. 266b. 
Etrlbſchen der Genehmigung. . 

Die nad) diefem Verfahren ertheilte Genehmigung 
erliſcht, wenn nicht binnen einem Jahre nad Ertheitung 
derfelben die Ausführung der Anlage begonnen mwors 
den iſt.“ — 

Ai Herr koͤnigliche Commiflar hat zulegt fein Eins 
verftändniß zu diefem Bufagparagraphen erklärt. 


Sn der weiten Kammer ift er einflimmig angenoms 
men worden. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über diefen 
Theil des Berichtes zu fprechen fein, inſofern es Jemand 
wünfht. Da dies nicht der Fall ift, wende ich mich aur 
Abftimmung. Die Kammer hat vernommen, daß es bie 
Deputation für nothwendig erachtet, einen $. 26b zur Ans 
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nahme vorzufchlagen. Cr iſt foeben von dem Herrn Re⸗ 
ferenten vorgetragen worden; ich enthalte mich deshalb, 
denfelben zu recapituliren und frage blos, ob die Kam 
mer diefem $. 265, wie er auf Seite 38 des Haupt⸗ 
berichts ſich vorfindet, Beifall ſchenkt? — Einftims 
mig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 97. 
Delgen ber ertfeiften Genehntigung für fpitese Einwendungen. 
(S. EM. I. 8. ©. 209 u. 210.) 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 27. 

Gegen die Beftimmung im zweiten Ubfabe, wornach 
fowohl der Eigenthlmer der Fabrifanlage, ald auch der 
Eigenthlimer des beeinträctigten nachbaruchen Grundftüds 
in dem Falle auf Abtretung des Repteren gegen Gewähr 
rung” des vollen Werthed antragen könne, wenn die Ber 
einträchtigung alljährlich wiederkehrt, muß fich die Majorie 
tät ber Deputation (v. Schönfels, En v. Briefen, 
Pfotenbauer, v. Zehmen und Hennig) erklären, Sie glaubt, 
daß der Zabrifbefiger das ihm eingeräumte Recht zu ſei⸗ 
nem Vortheile und zum Nachtheile des Grundbefigerd aus: 
beuten könne, Die Minorität (Dr. Koh und Referent) 
dagegen fürchtet died nicht, da bie Juſtizbehoͤrde in ber 
Sack zu erkennen hat und ber betroffene Grundftüdss 
befiger im Allgemeinen, namentlich aber dann bevorzugt 
wäre, wenn er auf Grund der Alan Aufforderung der 
erften Herftellung der Anlage hätte widerfprechen können, 
dies aber nicht gethan hat. 

Der Herr königliche Commiffar bleibt ebenfalls beim 
Entwurfe itehen. 

Die Minorität beantragt daher: 

$. 27 mit alleinigem Wegfall der Worte in Zeile 1 
„ober die Veränderung einer folchen“ anzunehmen, 
die Majorität dagegen fchlägt vor: 
den erften Abſatz unter Wegftellung der Worte „oder 
die Veränderung einer foldhen” zu genehmigen, dagegen 
dem zweiten Abjage folgende Faſſung zu geben: 
„Handelt es fich hierbei um alljährlich mehr 
oder minder wieberfehrende Beeinträchtigungen 
des Ertrags eines Grundftüds, fo können beide 
Theile fordern, daß, anftatt jährlich wiederkehren⸗ 
der befonderer Entihädigungen, auf Gewährung 
eines Entfhddigungscapitald im Ganzen erfannt 
werde. Erreicht das Letztere ganz oder beinahe 
den Werth des „beeinträchtigen“ Grundftüds, fo 
ann der Eigenthlimer deſſelben verlangen, daß 
auf Abtretung feines Orundftüdes an ben Beſitzer 
der Anlage gegen Gewährung des vollen, durch 
fachverftändige Taxe zu ermittelnden Werthes ers 
kannt — hen: ein. Xaf Far 

Ueber den Zeitpunkt, zu welchem ein Antrag au— 1. 
tretung eined Grundftüds zu ftellen fe, ift nach Anſicht 
des Herrn Eöniglihen Commiſſars eine Beftimmung nicht 
erforderlich, vielmehr für den conereten Fall offen zu laſſen. 


Im Nahbericht heißt ed: 


3u $. 27 , FOL 
bat die Zweite Kammer den Abfas 1 in ber Weiſe anges 
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nommen, wie dies im diesfeitigen Hauptbericht vorgefchla: 
‚gen worben ift, fo daß biefer Ubfag mit alleiniger Weg: 
laffung ber Morte: „oder die Veränderung einer folden” 
in Zeile 1 mit dem Entwurfe harmonirt, Bu 

Auch die erfte Hälfte des zweiten Abfages ift in fol⸗ 
gender Faſſung gegen 21 Stimmen angenommen worden: 

Handelt es ſich hierbei um alljährlich mehr oder 
minder wiederkehrende Beeinträdtigungen des Ertrag 
eines Grundſtuͤks, fo fönnen beide Theile fordern, dag 
anftatt jährlich wiederfehrender befonderer Entſchaͤdi⸗ 
gungen, auf Gewährung eines Entſchaͤdigungskapitals 
im Ganzen erfannt werde.” . 

Dagegen hat die Zweite Kammer den zweiten Sag 
des zweiten Abfages und mithin die Worte des Entwurfs: 

„ober, wenn das letztere (Entſchaͤdigungscapital) 
den Werth des Grundſtücks ganz oder beinahe erreichen 
würde, auf Abtretung des Grundftüds an den Befiger 
der — gegen Gewährung des vollen, durch ſachver⸗ 
ftändige Taxe zu ermittelnden Werthes erkannt werde” 

mit einer Stimmenmehrheit von 35 abgelehnt. 

Diefem Befchluffe kann nach der Anficht der unter« 
zeichneten Deputation unmöglich beigetreten werben. Ent⸗ 
weber muß der ganze zweite Abfag fallen, oder es muß 
derfelbe nach der Fafjung de3 Entwurfs angenommen wer« 
den, wie bie diefjeitige Minorität will, oder endlich es 
muß nad) dem Worfchlage der bieffeitigen Majorität gehen, 
deren Anſicht Seite 39 des Hauptberichts in den Worten 
enthalten iſt: 

Handelt es fich hierbei um alljährlich mehr oder 
minder wieberfehrende Beeinträhtigungen des Ertrage 
eined Grundftüds, fo koͤnnen beide Theile fordern, daß, 
anftatt jährlich wieverfehrender befonderer Entfchädigune 

en, auf Gewährung eines Entihädigungscapitals im 

anzen erfannt werde. Crreicht das lehtere ganz oder 

beinahe den Werth des beeinträchtigten Grundftüds, fo 
Tann der Gigenthlimer deffelben verlangen, da auf Abs 
tretung feines Grundftüds an den Befiter der Anlage 
gegen aka be vollen, durch fachverftändige Tare 
zu ermittelnden Merthes erkannt werde.” 

Majorität und Minorität haben ſich nad) nochmaliger 
Erwägung der Sache und erfolgter Vernehmung mit dem 
Töniglichen Commiffar zu dem Vorſchlage vereinigt: 

den zweiten Abfa des $. 27 ganz in Wegfall zu bringen, 

Gefchieht dies, fo find entftehende Schäden wie zeit⸗ 
her dem Grundftücsbefiger nach den allgemeinen civilrecht ⸗ 
lichen Grunfägen zu gewähren. 

Die im Hauptberichte vorgefchlagene Meglafjung ber 
Worte: „ober die Veränderung einer folhen” in Zeile 1 
des Abſ. 1 wird aufrecht erhalten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 27 zu fpreden wünfcht? — Es ſcheint 
nicht der Fall zu feinz ich würde mich daher fogleich zur 
Abftimmung wenden. Die Anträge, welche bie Deputation 
ftellt, befinden ſich im Nachbericht und ich würde daher 
diejenigen Anträge, welde im Hauptbericht enthalten find, 
unerwähnt laffen. Zuvoͤrderſt fchlägt die Deputation vor, 
die Worte im Abfak 1 „oder bie Veränderung einer 
folgen“ in Wegfall zu bringen. Ich frage, ob die 
EA diefen Antrag genehmigt? — Einftimz 
mig Ja. 


‚Sächsische — 





Ich frage, ob Abſatz 1 im Uebrigen unveraͤn⸗ 
dert angenommen wird? — Einſtimmig $a, 

Der zweite Antrag der Deputation geht dahin, der 
Wegfall des ganzen zweiten Abſatzes zu beſchließen. 
frage, ob die Kammer mit diefer Anſicht einver 
ftanden ift? — Einftimmig Ja. 

„Ich habe noch zu fragen, ob die Kammer 27 in 
diefer modificirten Weife, Übrigens mit unverdnders 
ter Ueberfchrift, anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
ſtimmig Ja. 

Referent Buͤrgermeiſter Muͤller: 

638. 
Folgen der Zuwiderhandlung · 
(S. EM. I. K. ©. 225.) 
Der Hauptbericht fagt: 
2 Au $.28 
hat bie Deputation der Zweiten Kammer die Verfegun 
der Worte: „ohne Genehmigung” in Zeile 1, welche glei 
nad) dem Worte: „Mer“ zu ftehen fommen follen, inglei« 
hen die Einfhaltung der Worte: 
„auf Anordnung der Behoͤrde ober auf Antrag des 

Verlegten” 
nad) ben Worten: „nicht ſtatthaft ift” in Zeile 7 fr zwed« 
mäßig befunden. Dbfchon die Unterzeichneten diefe Abäns 
derungen nicht für unbedingt möthig erachten, tritt man 
doch der Gleichheit halber bei und beantragt: 

$. 28 mit den gedachten redactionellen Veraͤnderun⸗ 
en und unter Rıglall der in Zeile 1 und 2 flehenden 
orte: „oder wefentlich verändert” zu genehmigen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 28 das Wort ergreift? — Es ift nicht 
der Fall; ich werde daher zur Abftimmung mic wenden, 
Die Deputation ſchlaͤgt zunaͤchſt vor die Verſetzung der 
Worte „ohne Genehmigung“ in Zeile 1, welche gleich nach 
dem Worte „Wer“ zu fichen fommen follen. Ich frage, 
ob die Kammer mit der VBerfegung biefer Worte 


ſich einverfteht? — Einftimmig Ja. 


Berner wird vorgefchlagen die Einfhaltung der Worte: 
„auf Anordnung der Behörde oder auf Antrag des Verleh 
ten“, nad) den Worten: „nicht ftatthaft ifi” in Beile 7. 
W frage auch hier, ob Sie mit diefem Antrage Ihrer 
Deputation einverftanden find? — Einftimmig Ja. 

Ich habe noch zulegt die Frage an die Kammer zu 
richten, ob fie den $. 28 mit der gedachten Abänderung 
und unter Wegfall der in Zeile 1 und 2 fiehenden Worte 
weſentlich verändert” genehmigen wit? — Einflim 
mig 3a. x 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 29. 
Beurtheilung nad; der Genehmigung ſich geigender Nebelſtünde. 
(S. EM. I. K. ©. 226.) 


Der Hauptbericht fagt: . 
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" "Dagegen giebt ° 


. 29 

infofern zu gerechten Bedenken Veranlaffung, als einmal 
der Anlagenbefiger nicht in allen Fällen Eniſchaͤdigung er⸗ 
halten fol und dann, als man die Entſchaͤdigung in eins 
zelnen der :Deputation nicht geeignet erfcheinenden Fällen 
der Behörde oder dem Antragfteller zumuthen wil. In 
erfterer Beziehung iſt zu erinnern, daß, wenn der Unters 
nehmer einer Gewerbsanlage alle ihm nad) dem Gefegent- 
wurfe auferlegten Dbliegenheiten genau erfüllt und bei 
Vorlegung der Unterlagen wefentliche Umftände weder ver- 
ſchwiegen, noch fonft die Behörde gefäufcht, vielmehr Alles 
gethan hat, was man gerechterweife von ihm verlangen 
tann, der fpätere Eingriff in fein Eigenthum aus wohl: 
fahrtöpoligeilihen Gründen ohne Gewährung voller Ent- 
fchädigung ungerechtfertigt erfcheint. Die Deputation fügt 
ſich bei diefer Änſicht auf die Beftimmung der Berfaffungss 
urfunde $. 31, welde für die hier fraglichen Fälle analoge 
Anwendung darbietet. 

In legterer Beziehung, d. h. «bezüglich der Frage: wer 
die — zu gewähren habe geht es nach ber 
———— der Beputation zu weit, wenn verlangt wird, 
daß eine Behörde bei Prüfung der Unterlagen nach dem 
Stande der Wiffenfchaft und der Erfahrung vorausfehen 
ſoll, ob dereinft Gefahr und Nachtheile für die Umgebung 
einer Fabritanlage entftehen werden, und daß fie, wenn fie 
diefe ſchwierige Aufgabe nicht erfüllt hat, den durch bie Ber 
feitigung der FabriE oder dur die nöthige Aenderung 
Bi entftehenden Schaden dem Eigenthümer aus eigenen 

itteln erfegen ſoll. 

Deshalb haben ſich die Unterzeichneten mit der Depu⸗ 
tation ber Zweiten Kammer tiber folgende daſſung des $. 29 

eeinigt: 

Ben Zeigen ſich erft mach Inbetriebfegung einer unter 
$ 20 fallenden, aber in Gemäßheit von $$. 22 bis 25 

der vorftchenden Beſtimmungen genehmigten und vor- 
fhriftemäßig ausgeführten Anlage Gefahren und Nach 
theite für die Umgebung, fo kann der Unternehmer, wenn 

(dh nach dem Ermefjen der Behörde die Nothwendigkeit 

dazu ergiebt, ebenfalls zu Veränderung und fogar zu 
gänzlicher Beſeitigung der Anlage angehalten werden, er 
hat aber dann Anſpruch auf volle Entſchaͤdigung . 

Ein folder fält nur dann weg, wenn dem Unter» 
nehmer nachgewiefen wird, daß er bei Vorlegung ber 
Unterlagen, auf welche hin die Genehmigung ertheilt wors 
den ift, wefentlihe Umftände verſchwiegen oder die Ber 
hörbe getäufcht hat. 

Die Entfepädigung ift aus der Staatscaſſe zu ger 
währen, mit Ausnahme der Fälle, wo bie Notwendige 
Reit zu Aenderung oder Befeitigung der Gewerböanlage 
infolge fpäteren Hinzutritts neuer, bon dem Betriebe der 
Anlage unabhängiger, äußerer Umftände entftanden ift. 

In diefen Fällen ift die volle Entſchaͤdigung zu ger 
währen von Denfenigen, auf deren Antrag, begiehendlich 
und zunächft von der Behörde, auf deren Anordnung 
die Veränderung oder Befeitigung der Anlage erfolgt. 

Aus diefer Faffung ergiebt fih, daB der Anlagenbefiger 
nur bei ihm zur Laft falender Verſchuldung feinen An- 
fpruch auf Entfchädigung hat und daß dem Untragfieller 
ooer der Behörde bie — der Entſchaͤdigung nur dann 
anheimfällt, wenn befondere äußere Umſtaͤnde, welche von 
dem Betriebe unabhängig find, neu hinzukommen, z. B. 

8. (8. Abonnement.) 
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bei Vergrößerung eines Ortes, wodurch Gewerbsanlagen 
in die Nähe von Wohnhäufern gebracht werden, welche pn 
fern davon waren, bei Anlage einer Straße, bei Ber 
nuguing eines Waſſers zu Zrinkwafferleitungen, welches 
früher nicht dazu benugt worben if, 

um DAB die zu leiſtende Entfehädigung in den übrigen 
Fällen aus der Staatscaffe gewährt werden fol, erfcheint 
infofern gerechtfertigt, ais die Behörden im Namen beö 
Staates die Genehmigung ertheilt haben, den Anlagenbes 
figer feine Schuld trifft und die Befeitigung ber Uebelftände 
im Öffentlichen Intereffe erfolgt. Ob dem Staate an bie 
Behörde, welche. bei Ertheilung ber Genehmigung Etwas 
verſchuldet hat, der Regreß zuftebe, ift nach den allgemeinen 
civiltechtlichen Beftimmungen zu entfcheiden. 

Die Deputation beantragt baher: 

. die Kammer wolle $. 29 unter Beibehaltung der 

im Entwurfe angegebenen Ueberfchrift in der von der 

Deputation vorgefhlagenen Faſſung annehmen. 

Der Herr königliche Commiffar hat feine Zuſtimmung 

zu biefer allerdingd weſentlichen Abänderung der Vorlage 
zur Beit noch nicht ertheilt. 


Im Nahbericht heißt ed: 
- In 


$.29 
find ein Paar Eleine Zaffungsdifferenzen ftehen geblieben. 
In _Beile 4 der im Hauptberichte Seite 40 vorgefchlagenen 
aſſung ift nämlich nach dem Morte „Nachtheile” nod das 
itat „($. 23)" und ebendafelbft nad) dem Worte „Untere 
nehmer” das Wörtchen „zwar“ einzufhalten, was andurch 
beantragt wird. 

‚Berner heißt es im Anfang des Abſatzes 2 der von ber 
Zweiten Kammer angenommenen Faffung: „Eine folde”, 
nämlich „Entfcädigung“, während es in der bieffeitigen 
Redaction heißt: „Ein folder”, nämlich „Anfpruc auf 
Entfädigung”. Beides ift richtig, wenn man die legten 
Worte des Abfages 1, welche lauten: „er hat aber dann 
Anſpruch auf volle Entfchädigung” in’s Auge faßt. Man 
empfiehlt 

den Beitritt zur jenfeitigen Faffung. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 29 
zu fpreden. fein, — Es ſcheint, ald wenn Niemand das 
Wort ergreifen wollte; ich werbe mich daher zur Abftimmung 
wenden koͤnnen. Betreffs des $. 29 fchlägt bie Depuratiom 
eine ganz neue Fafjung des Paragraphen vor. Diefe 
Faſſung befinder fi auf Seite 40 des Hauptberichts und 
ift focben von dem Herrn Referenten der Kammer vorge 
tragen worben. Sie fängt an mit den Worten: „zeigen 
fich” und endigt mit „erfolgt". Ich habe die Frage darauf 
zu richten, ob die Kammer auf Unrathen der Des 
putation ber neuen Faffung des $. 29 ihren Beie 
fall ſchenkt? — Einftiimmig Ja. 

Es ift num von ber Deputation beantragt, die Kammer 
wolle auch der Ueberfchrift des Paragraphen Genehmigung 
ſchenken und ich frage, ob die Kammer ihrer Depu⸗ 
tation hierin beiftimmt? — Einftimmig Ia. 

Es find noch einige nicht unwichtige rebactionelle Ver» 
änderungen zu bemerfen. Es wird nothwenbig fein, hier 
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auf eine Frage zu vichten. In Zeile 4 der im Hauptberichte 
Seite 40 vorgefchlagenen Faſſung if nach dem Worte 
„Nachtheil“ noch das Citat „($. 23)” einzufchalten. Ih 
frage, ob die Kammer mit dieſer Einſchaltung ſich 
einverftehen will? — Einſtimmig Ja. 

° Eben dafelbft ift auch nach dem Worte „Unternehs 
mer“ das Wörthen „zwar” einzufhalten. Ich frage, 
ob die Rammer mit diefer Einfhaltung ſich eine 
verfteht? — Einftimmig Ja. 


Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Ich wollte blos 
nachher noch zur Befeitigung einer Meinen Differenz mit 
dem Protofolf der Zweiten Kammer eine Bemerkung 
machen. 


Präfident v. Schoͤnfels: Vielleiht, wenn wir mit 
der Abftimmung fertig find. Es heißt ferner in dem Sage, 
der von der Zweiten Kammer angenommen ift: „eine 
ſolche“, nämlich Entſchaͤdigung, während es nad) der diefs 
feitigen Redaction heißt „ein folcher Anſpruch auf Ente 
Tchädigung”. Die Deputation empfiehlt nun, um eine 
Gleihmäßigkeit zu erzielen, den Beitritt zur jenfeitigen 
Faſſung und ich frage, ob die Kammer auf diefen 
Antrag eingehen will? — Einſtimmig Ja. 

Ich hätte nun noch die Frage an die Kammer zu 
richten, ob fie $. 29 in diefer modificirten Weife 
und unter Beibehaltung ber Weberfchrift, die im Entwurfe 
befindlih ift, anzunehmen gemeint ift? — Einftim- 
mig Sa. 

Es würde nun der Herr Megierungscommiffar das 
Wort haben. 


Koͤnigl. Commiffer Dr. Weinlig: Bei genauer Ver 
gleihung mit dem Protokolle der Zweiten Kammer finde 
ich, daß doch noch in zwei Worten eine Eleine Differenz 
ſtehen geblieben ift, die materiell ganz gleichgültig erſcheint; 
die ſich aber vielleicht jest befeitigen Iäßt, um feinen Dif: 
ferenzpunkt zur Entftehung zu bringen. Es hat nämlich die 
weite Kammer nach dem Protokolle beim zweiten alinea 
auf Vorſchlag der Deputation ſtatt der Worte: „auf 
welche hin die Genehmigung ertheilt worden ift“, ber 
ſchloſſen zu fegen „auf deren Grundlage die Genehmis 
gung ertheilt worden ift” und im britten alinea hat man 
nicht befchloffen, „die Entſchaͤdigung iſt aus der Staats: 
<affe zu gewähren”, fondern „die Entſchaͤdigung ift vom 
Staate zu gewähren”. So fteht es wenigſtens im ges 
drudten Protöfolle. Es würde wohl zweckmaͤßig fein, wenn 
die geehrte Kammer in biefer Beziehung beſchteßen wollte, 
ben Paragraphen anzunehmen in ber Faſſung, wie fie die 
Zweite Kammer beſchloſſen hat. Es kann darüber durch» 
aus kein Zweifel fein, es iſt genau die Faſſung, wie fie im 
Protofol der weiten Kammer ſteht. 


P Präfident v. Schönfels: Ich moͤchte freilich darauf 
erwidern, ob es nicht zwedimäßiger fei, wenn bie Bweite 
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Kammer unferem Befchluffe beitraͤte? Es dürfte vielleicht 
der Herr Regierungscommiſſar bie Güte haben, biefen 
Vorſchlag der jenfeitigen Kammer vorzutragen; denn da 
die Abftimmung bier foeben erfolgt ift, würde eine nodh · 
malige Abſtimmung über dieſelbe Sache nicht recht thunlich 
fein. Wenn ber Herr Regierungscommiſſar ſich damit cin« 
verſteht, würde demgemäß zu verfahren · ſein. 
Referent Buͤrgermeiſter Müller: 
$. 30. 


Nüdteirfende Kraft, 
(S. &M. IL K. ©. 227.) 


Der Hauptbericht fagt: 


Zu $. 30 

erregte die rückwirkende Kraft, welche eintreten fol, vielfache 
Bedenken, welde fih nur dann vermindern, einmal, wenn, 
wie von der Deputation zu $. 29 vorgefchlagen worden if, 
die Entfhädigung in einzelnen Fällen aus Staatömitteln 
gewährt wird-und dann, wenn bie Ruͤckwirkung wenigftens 
— die nach J. 28 zu beurtheilenden Fälle ſich 
erfiredt. 

Mit Rückfigt hierauf ift der Kammer zu empfehlen, 
$. 30 in folgender, zwiſchen dem Herrn Fönigli—en Some 
miffar und den beiden Deputationen vereinbarten Weile 
anzunehmen: ; . 

Die in $. 27 ausgeſprochenen rechtlichen Mirkun 
gen, fowie die Beftimmungen des F. 29 gelten auch für 
alle unter $. 20 fallende, bei Erlaß diefes Gefeges ber 
reits beftehende Staatsanftalten oder mit Genehmigung 
der zuftändigen Behörde errichtete Privatanlagen.” 

Hierzu fagt der Nachbericht: 

Bu $. 30 er 
ift erläuternd zu bemerfen, daß nach einer vom Königlichen 
Commiſſar in der Zweiten Kammer auf Anfrage abgegebes 
nen Erklärung unter „Privatanlagen” auch bie Gemeinr 
den zugehörenden Anlagen, 5. B. Gasanftalten. u. ſ. w., 
zu verftehen feien. 


Präfident v. Schönfels: Es würde bie Diecufflen 
über $. 30 zu eröffnen fein. — Herr Gecretär v. Egidyl 


Serretär v. Egidy: Ich kann mir nicht verſagen 
meine Freude auszufprechen Über die Beflimmungen, die 
in $. 30 ſowohl nach urfprünglicher Faſſung in der Vorlage 
als nach der Umformung im Deputationsberichte beſchloſen 
werben follen. Es gereicht dies mir umfomehr zur Genug: 
thuung, als ich felbft ſiets gerne Gelegenheit genommen . 
Habe, den Anfichten oder Vorurtfeitin, welche im Yublitum 
verbreitet find, ald ob Seitens der Regierung gewerblichen 
Zwecken eine ganz befondere Beglinftigung anderen Inter: 
effen gegenüber zu Theil werde, entgegenzutrefen. ww 
dings find hier und da Sachen vorgefommen, bie wohl 5 
jener Meinung Anlaß geben könnten, daß man gene — 
chen Befhäftigungen und Crabiifjements ohne RUEIE 
auf jedes andere Intereffe einen gewiflen Vorſchub A, 
Es ſcheint aber auch, ald ob doch $- 32 mehr oder wenig 
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Nahrung geben dürfte zu diefem, ich will es immerhin fo nen» 
nen, Borurtheile. Ich finde nämlich in $. 32 die Wind⸗ 
mühlen ganz begünftigt; fie find nicht in die Kategorien 
aufgenommen, die nach $. 20 den Beftimmungen von $. 30 
unterliegen follen; vielmehr will man fie an öffentlichen 
Wegen dulden und es ganz ins facultative Ermeffen ftellen, 
ob man fie zufünftig an jenen Stellen errichten Iaffen will 
oder nicht; es Heißt in $. 32: „dergleichen Anlage kann unter- 
fagt werben‘. Ich erlaube mir daher einen Antrag auf 
den Fall, daß die neue Zormulirung des Paragraphen 
nach dem Deputationsgutachten angenommen wird, zu 
fielen, naͤmlich den Zuſatz am Schluffe diefes Paragraphen 
anzufügen: 

„Naͤchſtdem auch für Anlagen von Windmühlen in 

der unmittelbaren Nähe Öffentlicher Wege.” 

Ich bitte den Herrn Präfidenten, dieſen Antrag zur 
weiteren Kenntniß, reſp. Unterflügung der Kammer zu 
bringen ‚und bin fehr gern erbötig, denfelben, nachdem er 
Unterftügung gefunden haben wird, noch etwas näher zu 
motiviren. 


Präfident v. Schönfeld: Es fol ein Zuſatz zu der 
Faſſung, wie fie von der Deputation für $. 30 empfohlen 
wird, beigefügt werden und ſoll derfelbe in der Weiſe lau» 
ten, wie die hohe Kammer ‚eben vernommen hat. Es wür ⸗ 
den, wenn diefer Antrag angenommen wird, der Faſſung, 
wie fie auf Seite 41 des Hauptberichted von der Deputar 
tion vorgefchlagen wird, diefe eben vernommenen Worte 
anzufügen fein. Ich frage, ob die Kammer biefen Antrag 
unterflügt? — Bahlreich unterftüßt, 

Es wiirde num dieſer Antrag mit zur Berathung ger 
zogen werden und ‚ich überlaffe es dem Heren v. Egidy, 
denfelben vorher zu begründen. 


Serretär v. Egidy: Es find befonders fiherheitpolis 
zeiliche Grunde, die mich veranlaßt haben, diefen Antrag 
zu ſtellen. Ich fehe mich vergeblich nach den Urſachen um, 
aus welden man die Windmühlen hier fo zart behandelt, 
während gegen andere Erabliffements und gewiß ganz 
richtig, unter gewiffen Vorausſetzungen fo energifch einge: 
ſchritten werden foll; gleichwohl hat gerade ihre Placirung 
und Exiſtenz an befuchten Wegen fo außerordentlichen 
Einfluß auf das polizeiliche Weſen, daß ich fehr wünſchen 
muß, dag man die Windmühlen durch diefe Begünftigung 
nicht uͤbers polizeiliche Intereffe hinaus feht und gegen alle 
Polizeigebht Favorifirt. Eine Windmühle in der unmittel: 
baren Nähe von öffentlichen Wegen ift unter allen Um: 
fänden ein großer poligeilicher Uebelftand. Es hat bie Er⸗ 
fahrung gelehrt, daß großes Unglück entftanden ift infolge 
davon, daß gerade eine Windmühle im Gange war, waͤh⸗ 
rend Geſchirt vorliberfährt oder Reiter vorbei reiten. Man 
hat zwar in neuerer Zeit, nachdem man es im Mangel von 
diesfallfigen präceptiven Vorfchriften geradezu für unthuns 
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lich hat erkennen müffen, ſolche Windmühlen von ihren 
Standpunkte am Öffentlichen Wege zu entfernen, eine 
Schutzmaaßregel darin gefuct, dag man den Windmüller 
veranlaßt hat, während die Paffanten vorbeifahren, das 
Triebwerk der Windmühle zu arretiven. Indeffen fehr 
häufig iſt der Windmüller nit unaudgefegt gegenwärtig 
in feiner Mühle, noch häufiger bringt es die an fich geräufche 
volle Thätigkeit der Mühle mit fi, daß man anderes Ges 
rauf, z. B. dad Geraffel der Wagen oder den Huftritt 
eines Reitpferdes nicht hört. Man ift -baher fortwährend 
in Gefahr, daß jene Maasregel nicht gehörig zur Unwens 
dung gebracht wird und ſchüeßlich, wenn dies verfäumt 
worden und ein Unglüd infolge des Scheuwerdens oder 
des Durchgehens ber Pferde geſchah, wer kann das Ungluͤck 
redreffiren! Kann man Dem, der den Hals gebrochen hat, 
denfelben wieder auflegen? Jene Schugmaafregel genuͤgt 
alfo nicht, Nun hat man auch von Seiten der Behoͤrden, 
um diefen Uebelftand zu befeitigen, Verhandlungen gepflos 
gen, wenigftens zu pflegen gefucht, um die Windmühlen von 
dem öffentlichen Wege wegzubringen. Diefe Verhandlun⸗ 
gen haben aber einen Erfolg gehabt, eben aus ben. Grlins 
den, die in den Motiven angeführt find. Im Allgemeinen 
bat man ‚eben keinen rechtlichen Anhalt hierunter und bie 
Windmüller machen natuͤrlich bei ‚Entfchädigungsfragen, 
die fo unter der Hand abgemacht werben follen, ſolche Ans 
Sprüche, daß man nicht darauf eingehen kann. Zugleich 
kommt noch ein Motiv bei biefer Gelegenheit zur Sprache, 
nämlich das: Zeicher find Mindmühlen wahrſcheinlich auch 
von andern Behörden, als von koͤniglichen, sonceffionirt 
worden und da ift es ein uͤbles Ding, zu beflimmen, wer 
die Entfchädigungsanfprüce auszugleichen hat, Jethtt ha ⸗ 
ben wir im Geſetze nach $$. 27 bis 20 die ganz beftimmte 
Hinweifung, daß der Staat entfchäbigt und ich bin ganz 
damit einverfianden, daß der Staat bei ſolchen Belegen 
heiten den Geldbeutel zicht;.denn es iſt immer beffer, daß 
der Staat ein paar Hundert Thaler für die Entſchaͤdigung 
zur Befeitigung folden Ucbelftandes zahlt, ald wenn der» 
felbe fortdauert. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 


Jemand weiter dad Wort verlangt? — Herr Neferent. 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich möchte dem 
Antrage bes geehrten Herrn Gecretärd nicht entgegentreten ; 
die Tendenz deffelben feheint zweckmaͤßig zu fein; aber ich 
fürchte nur, er geht etwas zu weit, jenachdem man bie 
beigufügenden Worte auffaßt. Es fol alfo dann der h. 30 
fo lauten: 

„Die in $. 27 ausgefprochenen rechtlichen Wirkungen, 
ſowie die Beftimmungen des $. 29 gelten „auch ‚für alle 
unter $. 20 fallende, bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits her 
ftehende Staatsanftalten oder mit. er der zuftäns 
digen Behörde errichtete Privatanlagen, maͤchſt de m auch 
für Anlagen von Windmühlen in-der unmittels 
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Der Here Antragfteller ſcheint doch blos zu beabfich- 
tigen, einmal, daß für die Zukunft die Genehmigung zu 
Anlegung von Windmühlen in der Nähe von Straßen 
nicht flattfinden fol und dann, daß auch ſchon ftehende 
Windmühlen befeitigt werden können. Das Eiftere befagt 
ſchon $. 32. Nach ihm fcheint eine ſolche Gefahr befei- 
tigt; aber auch in leßterer Beziehung bin ich einverftanden, 
nur glaube id, geht er etwas weiter, indem die Beftim- 
mungen des $. 27 hierauf nicht ganz paffen würden. Den 
Grundſatz, den $. 29 ausfpricht, möchte ich auch nicht 
ganz gelten laffen, daß nämlich in allen Fällen der Staat 
die Entfchädigung gebe. Mit der Vendenz des Antrags 
bin ich alfo wohl_einverftanden; aber ich gebe wenigftens 
zunaͤchſt zu bedenken, ob auch das, was der Antragfteller 
beabfichtigt, mit den vorgefchlagenen Worten getroffen und 
damit nicht weiter, vielleicht zu weit gegangen werbe? 


Secretär v. Egidy: Ich glaube, es verfteht ſich von 
felbft, daß man $. 32, wenn mein Antrag angenommen wird, 
ganz caffiren müßte, -Was das Wort „naͤchſtdem“ betrifft, 
fo ift die Folge davon, daß eben die Anlage von Wind» 
mühlen nicht in $.. 20 mit aufgenommen ift und ich fehe 
in der That gar nicht ein, aus welchen Gründen den 
Windmühlen mehr Rüuͤckſicht vergönnt werden fol, warum 
diefe ganz entſchieden gefährlichen Anlagen fortbeftehen 
ſollen, während man bei Weiten wichtigeren Anlagen, (denn 
die Bedeutung einer Windmühle ift an fich gewiß nur eine 
precäre Sache,) mit Energie entgegentritt. Ich weiß in der 
That feinen Grund, warum man den Windmühlen einen 
ganz befondern Favor angebeihen laſſen will. Ich weiß 
wohl, daß dad ganze Mühlenwefen früher einer befondern 
Bevorzugung ſich erfreute, aber freilich aus ganz andern 
Gründen. Früher glaubte man, im gewiffen Umfreifen 
Windmühle haben zu müffenz man glaubte, außerdem 
tönnte die Ernährung darunter leiden, es koͤnnte an Mehl 
fehlen u. ſ. w. Davon iſt man aber in neuerer Zeit abge: 
tommen, nachdem man die amerikaniſche Conftruction bei 
Mühlen hat und andere Bewegungsmittel als Waſſer⸗ und 
Windkraft. I 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Der Antrag deö 
Herrn Abg. v. Egidy ſcheint mir, fo wie er jetzt geſtellt 
iſt, doch ſich nicht ohne Weiteres zur Annahme zu eignen, 
felbft für Diejenigen, die die Anficht des Herrn Antrag 
ſtellers volllommen theilen. Es wide nach meiner Meinung 
beinahe nöthig fein, den Antrag an die Deputation zurli- 
zugeben, wenn er überhaupt eine Form annehmen foll, die 
nach beiden Seiten hin vollftändig entfpricht. ‚Here v. Egidy 
hat bemerkt, daß er glaube, wenn man fein Amendement 
au $. 30 annähme, fo koͤnne $. 32 ganz wegfallen, Da 
iret er ſich doch; denn wenn man fein Amendement zu 5.30 
annimmt und $. 32 wegfiele, fo ſtehen feine Bindmühlen 
ganz in der Luft. Das Verbot ift nachher nirgends aus⸗ 
gefproden. Sein Amendement, welches zu $. 30 geſtellt 
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werben fol, bezieht fich nur darauf, daß $9. 27 und 29 
auf die Windmühlen Anwendung leiden follen. In g. 297 
iſt aber blos ausgeſprochen, wie bei Widerſpruͤchen erkannt 
werben foll und in $.29 ift beftimmt, wie entſchieden wir 
den fol, wenn eine ſolche Anlage auf Grund von Wider- 
Sprüchen oder auf Grund des Öffentlichen Intereffes hefei- 
tigt wird. Es ift aber weder in $. 27, noch in $. 29 cin 
Verbot oder eine vorherige Cognition ausgeiproden, man 
wuͤrde alfo vollfommen in der Luft ſtehen. Das, was 
der Antrag erreichen will, würde ſich nur erreichen 
laffen, wenn man die Windmühlen geradezu in. $. 20 
mit hereinnähme. Das hat Herr v. Egidy freilich vers 
geffen, zu beantragen, es würde das eine nadıträge 
liche Abänderung in $. 20 nothwendig machen. Ganz 
ohne Weiteres die Windmühlen blos in den Inder zu 
$. 20 hineinzunehmen, geht aber freilich auch nicht; denn 
die Windmühlen paffen nicht zum erften Sage des $. 20. 
Diefer faßt ſolche Anlagen, die durch Dämpfe, Gafe, Rauch, 
Feuergefäprlichkeit ficherheitöpoligeilich gefährlich find und 
fchreibt für diefe ein ganz befonderes Verfahren vor. Das 
ſchien der Regierung für die Windmühlen nicht nöthig zu 
fein, es ſchien ihr volfommen zu genügen, wenn in $. 32 
gefagt wurde, die Anlage von Windmählen in ber Nähe, 
öffentlicher Wege kann verboten werden. Ich glaube auch 
kaum, daß die geehrten Kammern durch Aufnahme der Winde 
mühten in $. 20 ein ganz heterogened Verfahren auf dies 
felben anwenden wollen. Es bleibt alfo noch übrig die 
Abſicht des Herrn v. Egidy, die rückwirkende Kraft auch 
auf $. 32 auszudehnen und dabei zu gleicher Zeit flr die 
Säle, wo im öffentlichen Intereffe von biefer rin 
tenden Kraft Gebrauch gemacht werben foll, wo eine ber 
reits beftehende Windmühle befeitigt werden foll, die Ent: 
ſchaͤdigungsbeſtimmung des $. 29 anwendbar zu machen. 
Um das zu erreichen, müßte man nach meiner, unmaaßgebs 
lichen Meinung eine Faſſung wählen, die ſich unmittelbar an 
$-32 anfchließt. Das Iäßt ſich natürlich nicht fofort im Laufe 
der Sitzung vollführen. Wenn daher bie geehrte Kammer 
es wirklich für ein Beduͤrfniß hält, daß dem Antrage tes 
Herrn Abg v. Egidy entfprocden werde, fo wuͤrde id 
dringend wünſchen müffen, baßman befchließe, diefen An⸗ 
trag zur Ausmittelung einer geeigneten Faſſung an die 
Deputation zurůckzugeben. Im der gegenwärtigen Baflung 
fürchte ich, weiß die Regierung felbft nicht recht, was fie 
damit anfangen fol. 


Serretär v. Egidy: Zur Widerlegung! Ich bin in 
vieler Beziehung mit dem Herin Redierungscommiſat 
ganz einverftanden. Was aber bie Einwendung von 2 
betrifft, daß, wenn $. 32 nach meinem Vorſchlage wegfiel, 
dan gar Ein Mittel mehr übrig bliebe, um kuͤnftige Ct 
richtungen von Windmühlen abzuwenden, fo geſtehe “ 
ganz ehrlich, ich habe mir gedacht, daß jede — 
behörde, die zugieich auch die Pflicht auf ſich hat, na— 
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jeder Richtung hin polizeiliche Nücfichten zu nehmen, ſchwer ⸗ 
Nie) fich herbeilaffen wird, wieder Gonceffionen zu Errichtung 
von Windmählen in unmittelbarer Nähe öffentlicher Wege 
zu ertheilen. Ich betrachte die jegigen Webelftände diefer 
Art als alte Uebel und bin überzeugt, daß Fein Amtshaupt- 
mann in feinem Bezirke die neue Errihtung von Wind 
mühlen an öffentligen Wegen je auffommen laflen und 
dulden werde. Das ift das Eine. Was das Andere ber 
trifft, fo ſtimme ich mit, dem Heren Regierungscommifjar 
überein, daß die Windmühlen nicht mit in $. 20 aufgenom» 
men werben konnten. Deöhalb habe ich bei $. 20 geſchwie ⸗ 
gen. Mein Zweck ging aber dahin, in derfelben Weife, wie 
der Herr Regierungscommiſſar meinte, die ruͤckwirkende Kraft, 
die in $. 30 auögedrüdt ft, den Windmühlen gegenüber 
fir das Weſen der öffentlichen Sicherheit, zu vindieiren. 
Nun ift es mir ganz gleichgültig, ob die Sache bei $. 30 
ober $. 32 zur Erwägung kommt; es war mir auch ganz 
‚gleichgültig, welches Mittel zu meinem Zwede führt, wenn 
nur mein Zweck erreicht wird. Ich bin fehr gern damit 
einverftanden, daß diefer Antrag, wenn Über ihm heute nicht 
feſt beſchloſſen werden will, an die Deputation zur Weiter: 
erwägung überwiefen werde und ich hoffe, daß er dabei 
Würdigung finden werde. 


Freiherr v. Weld: Ich wollte mir erlauben, ganz 
auf diefelben Bedenken aufmerkfam zu machen, die von 
Seiten ded Herrn Negierungscommiffard angeführt worden 
find. Nämlich fo fehr ich mit der Tendenz des Herrn Ans 
iragſtellers einverftanden bin, fo mußte ich mir doch fagen, 
daß diefer Bufag zu $. 30 eigentlich nicht pafle, wo blos 

"von ridwoirkender Kraft die Rebe ift. Deswegen kann fich 
diefer Paragraph eben nicht mit auf Gegenftände beziehen, 
deren in früheren Paragraphen, namentlih in $. 20 gar 
feine Erwähnung geſchehen ift. Darin feheint mir ein Wie 
derfpruch zu liegen. Ich follte meinen, daß die Abficht 
des Herrn Antragfteller am beften erreicht werden würde, 
wenn man $. 32 dahin abänderte, daß er hieße: 

„Die Anlagen von Windmühlen in der unmittels 
baren Nähe Öffentlicher Wege find unterfagt.” 

Das ift eigentlich auch das jet ſchon gefehlich Ber 
ſtehende, im Straßenbaumanbdat ift es ſchon unterfagt, es 
iſt leider nur immer nicht darauf gehalten worden, wie ſich 
das auch bei anderen Vorſchriften findet. Nun würde aber 
allerdings noch ein Zuſatz zu $. 32 kommen Fönnen, wie 
«8 gehalten werden follte in Bezug auf die Wegſchaffung 
und nach Befinden Entſchaͤdigung der Eigenthümer bei fol: 
hen Windmühlen, die jetzt ſchon an gefegwidrigen Orten 
fiehen. Ich würde alfo auch in biefer Beziehung der Mei- 
nung fein, daß es am beflen wäre, wenn wir die verehrte 
Deputation erfuchen, $. 32 in diefer Weife nochmals zu 
erwägen und zu begutachten; denn $.32 ganz zu ſtreichen, 
ſcheint mir nicht rathfom und thunlich. Ich würde mir 
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den Antrag erlauben, daß bei $. 32 der Antrag der Der 
putation zurücgegeben und fie erfucht würde, bem Antrage 
eine entfprechende Faſſung zu geben. 


Präfident v. Schönfels: Wenn ich recht verſtanden 
habe, Hat Herr v. Weld beantragt, den Antrag des Herrn 
Secretaͤr v. Egidy an die Deputation zurückzugeben? 

. (Bird bejaht.) 

Die Kammer hat den Antrag des Heren v. Weld ver- 
nommen und ich frage, ob fie denfelben unterftügt? — 
Bahlreich unterftügt, 

Es würde nun zunächft über den Antrag des Herrn 
v. Welck zu fprechen fein. 


Serretär v. Egidy: Ich vereinige mich um fo mehr 
mit diefem Antrage, als er gerabezu dad Biel, was ich vor 
Augen habe, anbahnt und befcheide mich fehr gern, daß 
mein Vorſchlag nicht ganz erfhöpfend zu erachten fein 
koͤnnte und einer Bervolftändigung bedarf. 


Neferent Bürgermeifter Müller: Ich will nur une 
maaßgeblich einen Vorſchlag machen, wodurd vieleicht 
dad vorgefchlagene Verfahren zur Erledigung kommen 
koͤnnte. Wenn ih die Meinung des Herrn Antrags 
fiellerd und die Erläuterung des Herrn Baron v. Weld 
dazu recht verftanden habe, fo winde Beides getroffen, 
wenn man $. 32 in folgender Weiſe faßte: 

nDie Anlage von Windmühlen in ber unmittelbaren 
Nähe Öffentlicher Wege ift unterfagt. Wereitö an öffent« 
lichen Wegen beftchende Windmühlen find vom Eigenthlis 
mer zu befeitigen und iſt der legtere aus Staatscaffen zu 
entſchaͤdigen.“ 

Dann hätte man für die Vergangenheit die Vorſchrift, 
daß der Eigenthümer der Mühle felbige befeitigen müßtez 
man hätte ferner die Vorfchrift, daß er aus Staatscaffen ente 
ſchaͤdigt werden müffe und man hätte aud) für bie Zukunft 
die Vorſchrift, daß nicht von Neuem ſolche Windmuͤhlen hins 
gebaut werben dürften. Ich will nur zur Erwägung geben, 
ob mein Vorſchlag nicht eine Abkürzung barbietet für die Bes 
rathung bed Gegenftandes. 


Freiherr v. Weld: Das ſcheint mir doch im Intereſſe 
der Staatscaffe etwas bedenklich zu fein. » Allerdings ift 
der Fall eingetreten, den bad Amendement des Herrn 
v. Egidy erwähnt, daß dad Recht zur Gonceffiongertheilung 
zu Erbauung von Windmühlen an fehr vielen Orten ben 
Guts herren oder Patrimonialgerichtöherren zuftand; es iſt aber, 
wie fo manche andere derartige Rechte, im Strom ber Zeit 
mit’verloren gegangen. Soll alfo jegt der Staat für eine 
eigentlich vorfehriftswidrig ertheilte Conceffion Entſchaͤdigung 
gewähren? Das ſcheint mir etwas unbilig; ich glaube, 
daß die Verhälthiffe eben fo find, daß fie noch einer ges 
naueren Prüfung bedürfen; denn das muß ich andererfeits 
auch wieder zugeben, daß die Negierungsbehörbe immer 
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das Recht gehabt haben wide, zu verbieten, daß eine ſolche 
von ber Gutshertſchaft conceffionirte Windmühle gerabe uns 
mittelbar an einem öffentlichen Wege gebaut werde, alfo 
inſofern hätte fie aud mit bie Entfhädigung iu. geben, 
wenn fie das genehmigt hättez aber wie gefagt, die Vers 
Häftniffe find nicht fo, daß ich mir in dieſem Augenblide 
getraue, eine beftimmte Erklärung abzugeben und ich wuͤnſche 
daher, daß der Antrag des Herrn v. Egidy der Deputation 
zur Berichterſtattung zurückgegeben werbe. 
Landesbeſtallter Hem pel: Ich halte dafür, daß die 
Sache der Deputation zur anderweiten Berichterflattung zur 
zuweiſen fei. Der Vorſchlag des Heren Referenten ändert 
ganz weſentlich den Paragraphen; denn nad demfelben 
folen unter alen Umftänden Windmühlen an öffentlichen 
Wegen nicht errichtet werden. Im $.32 ift aber bermalen 
nur auögebridt, daß bie Errichtung unterfagt werden Fann. 
Ferner gebt diefer Vorfchlag auch dadurch viel weiter als 
der Entwurf, fofern nach erfterem bereits beftehende Wind» 
mühlen an Öffentlichen Wegen unbedingt befeitigt werden 
ſollen. Dies geht zu weit, da es Öffentliche Wege giebt, 
auf benen ber Verkehr fo unbedeutend ift, daß eine Noth- 
wendigkeit zur Befeitigung beftehender Anlagen nicht als 
vorhanden angenommen werben Fann. 


Secretär v. Egidy: Ich vermag nicht mich einzu⸗ 
verftehen mit ber Entgegnung des geehrten Herrn Vorred⸗ 
nerd. Gerade dad Woͤrtchen „Tann“, welches fo fehr dehn⸗ 
bar und facultativer Natur iſt, gefällt mir nicht, ift fo zu 
fagen, hier und in ‚der praftifgen Wirkung gedacht, wie 
ein Dorn im Auge. Ich wuͤnſche nicht, daß bei fo ernften 
Sachen, wo es fih um Hald und Beine von Pafjanten 
handelt, — benn die find allemal in Frage bei Minds 
mühlen, die unmittelbar an Öffentlichen Wegen ftehen — um 
Anſichten, vieleicht gar um fehr befangene einer unprak- 
tifchen Anſchauung, der man durch jenes Wörtchen „Tann“ 
exponirt fein Tann, gemäfelt werbe, fondern ich wuͤnſche 
beftimmt und energifch ausgeſprochen, daß an öffentlichen 
Wegen Windmühlen nicht weiter geduldet werden dürfen. 
Ich wünſche died aus polizeilichen RKückſichten, die mir 


wichtiger find, als ein paar 100 Thaler, die die Gtaatz, 
caffe entſchaͤdigungsweiſe bezahlt. Die Anſicht, die sm 
v. Welck ausſprach, daß es bedenklich fei, hier eine Wars 
tretung in einem Umfange, ben man gar nicht überfehen 
Eönne, auf die Staatscaſſe zu übertragen, theile ich nicht, 
Es ift unangenehm, daß die Staatöcaffe jetzt das ausbaden 
fol, was früher verſchuldet worben iſtz indeß fie mußte 
dergleichen Erbſchaft antreten zugleich mit der Anfichziehung 
der Patrimonialgerichtöbarkeitz ich kann den Staat wenig⸗ 
ſtens in dieſer Conſequenz nicht bedauern: 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich trage auf Schluß der 
Debatte an ber den Antrag des Herrn v. Weld, daß die 
Windmühlenfrage nohmald an die Deputation zuruͤthgehe. 
Diefer allein fteht jest zur Debatte und bevor darüber ent 
fchieben if, dürfte jede materielle Discuſſion verfruͤht fein, 

Präfident v. Schönfels: Der Herr Büurgermelſtet 
Koch trägt auf Schluß der Debatte an und ich habe zu 
fragen, ob die Kammer diefen Antrag unterfiügt? — Der 
Antrag ded Herrn Bürgermeifterd Koch hat bie hinreichende 
Unterftügung gefunden; denn es haben ſich gerade acht 
Mitglieder erhoben. Ich werbe daher nach diefem Antrage 
nun zu verfahren haben. 

Es ift der Kammer befannt, daß Herr v. Weld dat 
auf angetragen hat, den Antrag des Herrn Secretär 
v. Egidy an die Deputation zur Erwägung und 
Prüfung zugeben. Ich frage, ob die Kammer biefem 
Antrage beiftimmt? — Einftimmig Ja. 

Demzufolge ift der Antrag von der Deputation zu 
prüfen und darüber fernerweiter Bericht zu erftatteh. © 
würde num diefer Beſchluß zur Folge haben, daß wir die 
heutige Sigung ſchließen. Es wäre möglich, daß die De⸗ 
putation ſich dahin einigte, daß zu $. 30 eine Abänderung 
vorgefchlagen würbe und diefe Abänderung iſt mun zu er⸗ 
warten. Ich werde daher bitten, daß bie Herren ſich Mon⸗ 
tag 11 Uhr wieder hier einfinden zur Kortfegung ber eben 
abgebrochenen Berathung. Die heutige Sitzung iſt ge⸗ 
föloffen. 





(Schluß der Sigung um 2 Uhr 5 Minuten.) 


Nedacteut 5. Meinhold, Serrstär im Königl. Miniſterium des Innern. — Drud yon B. ©. Teubner in Diekden. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 24. Februar 1861. 
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Dresden, am 24. Februar 





Bweiundbreißigfte öffentlihe Sigung der 
Erften Kammer am 18. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Ente 
ſchuldigungen und Urlaubsgeſuche — dortgeſehte Berathung 
des Berichts, reſp. Nachberichts über den Entwurf eines Ge» 
werbegeſetzes und zwar uͤber bie $$. 30 big mit 48, 


— 


Die Sitzung beginnt um 10 Uhr 34 Minuten Vor⸗ 
mittags in Gegenwart des Herrn Böniglichen Commiſſars 
Geh. Naths Dr, Weinlig und in Anwefenheit von 35 
Ketnmermitgliedern mit Vorleſung des über die legte 
Sitzung vom Serretär Wimmer aufgenommenen Protos 
kolls, welches von der Kammer ohne Einwendung genehs 
migt und durch den Herrn Vicepräfidenten v. Frieſen 
und Heren Domherrn dv. Watz dorf mitvollzogen wird. 


Präfidentv. Schönfels: Wir wenden uns nun zu dem 
Vortrag aus der Negiftrande; Herr Seeretär Wimmer 
wird die Güte haben, denfelben zu bewirken. 


(Mr. 167.) Nachbericht der Bwifchendeputation der 
Erften Kammer vom 14. Februar 1861, den Entwurf 
eined Gefeges wegen der Entfhädigung für den Wegfall 
gewiffer Berbietungsrechte betr. „ 

Präfident v. Schönfeld: Der Bericht ift bereits ges 
druckt, vertheilt und wird auf eine ber naͤchſten Tagesord⸗ 
nungen kommen. 

(Mr. 168.) Beitrittserklatung der Oberälteften von 
30 Innungen der Stadt Bittau vom 14. Februar 1861 an 
die von den Innungen zu Leipzig eingereichte Petition, das 
Gewerbegefeg betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es konnte fein Zweifel fein, 
daß diefe Beitrittgerklärung fofort der Deputation übermit- 
telt worden ift, welche das Gewerbegeſetz zu beraten bat, 

(Nr.:169.) Petition des Buchbindermeiſters F. €. Ba: 
ter und 793 Genoffen zu Leipzig um Ablehnung des Ent: 
tourfeß eines Gewerbegefeges und Verwendung bei der hohen 
Staatsregierung fr Vorlegung eines anderweiten, nur mit 
Betheiligung des Gewerbeſtandes ins Leben zu rufenden 
Gewerbegeſetzes. 

L8. (G. Abonnement.) 
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5 Dräfident v. Schönfeld: Es tritt hier derfelbe Fall 
ein, wie bei der vorigen Nummer. Es wurde biefe Petie 
tion fofort der Gewerbedeputation uͤberwieſen. 


(Nr. 170.) Vrotokollertract der Zweiten Kammer vom 
12. Sebruar 1861, die Beichlußfaffung enthaltend über die 
Detition Ernft Louis Butze's und 414 Genoffen zu Cons 
radsdorf zc., die vollftändige Entſchaͤdigung der durch den 
Rauch der Halsbrüder und Muldener Hütten an ihrem 
Eigenthume verurfachten Schäden betr. 

Präfident v. Schönfeld: Dadurch, daß Herr Vice 
präfident Dehmichen diefe Petition zu der feinigen gemacht 
hat, gehört fie nun zum Reffort der dritten Deputation. 
Ich ſchlage vor, derfelben diefen Gegenftand zu Uberweifen. 
IR die Kammer damit einverftanden? — Einftimmig Ja. 


(Mr. 171.) Protofollertract der Zweiten Kammer 
vom 15. Februar 1861, die Berathung des Gefegentwurfs 
über Aufhebung der Durchgangezölle betr. "S, 

(Nr. 172.) Dergleichen Ertract von bemfelben Tage, 
enthaltend die Berathung Aber ben Ercwurf gi eitem 
Gefee, die Abänderung einer Beſtimmung des Zollftrafe 
gefeges vom 3. April 1838 betr, 


Präfident v. Schönfeld: Der Dringlichkeit wegen 
find diefe beiden Nummern fofort der zweiten Deputation 
überwiefen worden, obſchon Nr, 172, die Abänderungen 
des Zollſtrafgeſetzes betreffend, ſtreng genommen, an bie 
erſte Deputation zu verweifen wäre; indeß der Gonnerität 
wegen und im Einverftändniß mit dem Vorſtande der erften 
Deputation geſchah es, daß derfelbe zugleich an bie ziveite 
Deputation abgegeben wurbe. Auch dürfte auf biefe Weife 
die Berathung befördert werden. 


(Nr. 173.) Anderweite Eingabe des vormaligen Majors 
v. Atrod zu Sporbig vom 11. Februar 1861 um Vers 
wendung für Grtheilung eine ehrenvollen Abſchieds und 
Gewährung der gefeglichen Penfion. 

Präfident v. Schoͤn fels: Es iſt dies ber bereits 
früher angefündigte Nachtrag des Petenten und wird der⸗ 
felbe der. vierten Deputation uͤberwieſen werben müſſen. 
Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage einverflanden? — 
Einftimmig Ja. . 

(Mr. 174.) Die Zweite Kammer überfendet brevi 
manu 45 Druderemplare einer zunaͤchſt bei ihr zur Bera- _ 
thung gelangenden Petition des Kaufmanns Auguft Erd⸗ 
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mann Krauß zu Chemnig und Genoffen, ben Transport 
von Getreide und Mehl auf den Eifenbahnen und die Ere 
bauung größerer Gütergebäude auf dem Bahnhofe zu Chem: 
nig betr., zur Vertheilung an die Kammermitglieder. 

Präfident v. Schönfeld: Die Petition fol nach dem 
ausbrüdlichen Wunſche des Petenten in der Zweiten Kam- 
mer zuerft zur Berathung gelangen und es iſt baher vor» 
läufig nur hier die Vertheilung erfolgt. 

(Nr. 175.) Beitrittöerftärung von 26 Innungen der 
Stadt Löbau vom 11. Februar 1861 an die von den In: 
nungen Leipzigs eingereichte Petition, den Entwurf des 
Gewerbegefehed betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es ift auch diefe Petition 
Tofort der Deputation überwiefen worden, welche für bie 
Gewerbeordnung niebergefeßt iſt. Es ift aber auch hier zu 
beflagen, daß Petitionen biefer Art fo überaus fpät an und 
gelangen, 

Eine Anzeige habe ic) der Kammer zu machen barüber, 
daß eine Petition, die früher bei diefer Kammer eingegangen 
war und zwar vom Abvocatenvereine zu Leipzig, das Straf: 
verfahren in Eingelrichterfachen betreffend, an die Zweite 
Kammer abgegeben worden ift, nachdem nämlich ein De 
eret bei jener Kammer eingegangen ift, welches Novellen 
zur Strafproceßordnung enthält. Der Connerität des Ge⸗ 
genftanded wegen wurde diefe Petition ebenfalls an die 
Zweite Kammer überroiefen. 

Graf Wilding v. Koͤnigsbruͤck entſchuldigt fih für 
heute und morgen mit Privatgefchäften. Herr v. Bicder: 
mann bittet um Urlaub für den 18—20. Februar. Ich 
frage, ob die Kammer biefen Urlaub bewilligt? — Ein. 
fimmig 3a. 

Here Rittner entſchuldigt fich für die heutige Sigung 
mit Dienfigefhäften. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen; wir koͤn⸗ 
nen daher zur Vagesordnung übergehen, zur Bera—⸗ 


thung der Berichte über dad Gewerbegefeg. Herr) 


Bürgermeifter Müller wird uns ben Vortrag geben. 


Referent Bürgermeifter Müller: Wir find in der letz⸗ 
ten Sigung bei $. 30 fichen geblieben. Die Abſtimmung 
wurde nicht vorgenommen, weil zu demfelben ein Amendes 
ment bes Herrn Secretär v. Egidy eingebracht worden war 
in Bezug auf Windmühlen. Diefer Antrag ift, wie Ihr 
nen befannt, an die Deputation verwiefen worden und 

dieſe hat ſich im Einvernehmen mit dem Herrn Commiffar 
gefragt, ob es angemeffen fei, dieſen Antrag zu empfehlen. 
Nach Anfiht der Deputation iſt nun diefer Antrag im 
Allgemeinen allerdings zu empfehlen. Die Deputation hat 
fi für den Antrag zu verwenden, jedoch dergeftalt, daß 
derfelbe nicht bei $. 30 beigefügt werde, fondern es ift ein 

Zuſatz zu $. 32 zu beantragen in folgender Faffung: 
/Auf bereits beftchende oder nach Erlaß dieſes Ge 


——— 
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ſetzes angelegte Windmühlen leiden di H 
beg henfats en Den die Barfüriften tie 
Es würde, wenn biefer Antrag angenommen wiirde, 
dann der Paragraph im Ganzen fo lauten: 

„Die Anlage von Windmühlen in der unmittelbar 
ren Nähe öffentlicher Wege kann unterfagt werben, 
Auf bereitö beſtehende oder nach Erlaß dieles Gefeges 
angelegte Windmühlen leiden die Vorſchriften des $. 29 
‚ebenfalls Anwendung.” 

Es würde durch diefen Zuſatz indbefondere der vom 
Herrn v. Welck bezeichnete Fall getroffen werben; denn eb 
wirde darnach die Regierung das Recht haben, in einzel 
nen Fällen, wo e3 nöthig, auf Befeitigung der Wind 
mühlen hinzuwirken und dann die daflır zu gewährende 
Entſchaͤdigung aus der Staatscaffe eintreten zu laſſen. 
Soweit jedoch zu gehen, daß gleich im Geſetz ausgebrüdt 
würde, daß alle Windmühlen, welche in der Nähe von 
Straßen liegen, ohne Weiteres befeitigt werden müffen, 
hat die Deputation nicht angemeffen befunden; fie glaubt, 
daß durch den gedachten Beifag dem Bedürfniſſe entſprochen 
werde und empfichlt alſo der gechrten Kammer, den vom 
Herrn Secretär v. Egidy bei $. 30 geflellten Antrag nicht 
anzunehmen, dagegen aber bei $. 32 dem von mir vorge 
tragenen Zuſatze die Beftätigung zu ertheilen. — 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Es wuͤrde wohl dieſe An ⸗ 
gelegenheit zur Sprache kommen, wenn $. 32 berathen 
wird und es würde dann auch die Abftimmung über dieſen 
Antrag zu erfolgen haben. Ich glaube, daß es zwedmäßig 
fein wird, wenn ber Herr Referent die Güte hätte, fortzus 
fahren im Vortrage des Berichts. 


Referent Bürgermeifter Miller: Es würde nun wohl 
über $. 30 abzuftimmen fein. Diefer Paragraph foll fo 
lauten: 

„S. 30. 
NRüchwirkende Kraft. 

Die in-$. 27 ausgefprocdenen rechtlichen Wirkungen, 
fowie die Beltimmungen in $. 29 gelten aud) für ale un 
ter 8.20 fallende, bei Erlaß biejes Gefches bereits be 
fiehende Staatsanftalten, oder mit Genehmigung der zur 
fändigen Behörde errichteten Privatanlagen.“ 


Ueber diefen Paragraphen wuͤrde noch abzuftimmen fein. 


Präfident v. Schönfels: Die Debatte iſt noch nicht 
gefhloffen; es würde der Kammer freiſtehen, über $. 30 
ich ausgufprechen. Es ſcheint Niemand über diefen Dar 
tagraphen fprechen zu wollen; ich Fann baher zur Abſtim · 
mung übergehen. In Bezug auf $. 30 befindet ſich im 
Hauptberichte Seite 41 die von ber Deputation vorgefehle” 
gene Faſſung und ich wärde zunächft auf dieſe bie Frage 
zu richten haben. Die Faffung, wie fie von ber Deputa 
tion vorgefchlagen wird, heißt: 

„Die in $. 27 ausgefprochenen rechtlichen Wirkungen, 


— 
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Towie die Beftimmungen bes $. 29 gelten auch für alle‘ 


unter $. 20 fallende, bei Erlaß diefes Gefegeö bereits be» 
fiehenbde Staatsanftalten oder mit Genehmigung der zu- 
ſtaͤndigen Behörde errichteten Privatanlagen.” 

IH frage, ob die Kammer diefe Faffung ger 
nehmigen will? — Einftimmig Ja. 

Ferner trägt die Deputation darauf an, daß die Les 
berſchrift unverändert beibehalten werden foll. Ich 
frage, ob die Kammer fi mit ihrer Deputation 
einverfieht? — Einftimmig Ja. 

Nun würden wir zu $. 31 übergehen. 


Heferent Buͤrgermeiſter Müller: Ich bemerke, dag | 


nad) $. 30 der bei $. 20 als 5. 30b befchloffene Paragraph 
einzufchalten iſt. 
$. 31. 
Bafferfeäfte. " v 
G. EM. U. 8. ©. 228.) 
Die Motiven zu $. 31f.EM. I. K. ©. 228. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 31 
beantragt bie unterzeichnete Deputation in Berlicfichtigun, 
des Mmftandes, baß ed zu weit gehen würde, wenn au 
zu jeber fpäteren Veränderung, welche fich lediglich auf die 
Urt der Wafferbenugung bezieht, die en der 
Behörde eingeholt werden follte, dem erften Sat folgende 


Faſſung % geben: 
„Vorrichtungen * Benutzung von Waſſerkraͤften 
bebürfen zur erſten Anlage und zu jeder dad Maaß der 


Wafferbenugung oder bie Art ber Wafferableitung abän« 

dernden fpäteren Veränderung ber Genehmigung der Ber» 

waltungsbehörbe.” i 

Dagegen find, wie vorgefchlagen wird, ber zweite Abſatz 

und ‚die Weberjchrift unverändert beizubehalten. 
Der erfigedachte Aenderungsvorfchlag ſteht mit der 
Anficht des Herrn füniglihen Commiffars und der jenfeis 
tigen Deputation im Einklange. 


Im Nachber icht iſt zu $. 31 Nichts bemerkt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Zemand über $. 31 zu ſprechen wuͤnſcht? — Da died nicht 
der Fall ift, fo wende ich mich fogleich zur Abftimmung. 
Die Deputafion ſchlägt vor, daß der Abfag 1 einer Abs 
Anderung unterliege und zwar finden Sie die Faffung, wie 
fie die Deputation vorfehlägt, auf Seite 42 des Hauptber 
richts. Sie fol lauten: z 

— u Benutzung von Wafferfräften 
Pe) ren Adtoge ee das Maag der 
BWofferbenugung oder die Art der Wafferableitung ab- 
ändernden fpäteren Veränderung der Genehmigung der 
Verwaltungsbehörde.” 

Ich frage, ob die Kammer ſich mit biefer vor 
gefhlagenen Aenderung deserfien Abſatzes ein» 
verfiehen will? — Einftimmig Ja. f 

In Bezug auf den Abfag 2 des 5. 31 ſchlaͤgt bie 
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Deputation feine Abänderung vor. Ich habe baher zu 
fragen, ob Sie den Abſatz 2 diefes Paragraphen 
und bie Ueberſchrift unverändert annehmen? 
— Einfiimmig Ja, 

Ich habe noch die Frage an die Kammer zu ride 
ten, ob fie dem Paragraphen in der befchloffes 
nen Beife ihren Beifall ſchenkt? — Einſtim— 
mig Ja. 2 


Referent Bürgermeifler Müller: 


$, 32. 
BVindmühfen, 
(S. EM. I. 8. ©. 228.) 


Der dabei geftellte Antrag ift bereits bei $. 30 vorge ⸗ 
leſen. — Ich wende mid) daher zu den Motiven. 

Die Motiven zu $9. 32 und 33 f. E.M. IL K. 
©. 228. 

Der Hauptbericht fagt: „Der $ 32 ifl unverändert 
zu genehmigen.” 
Der Nahbericht enthält Nichts zu $. 32. 


Secretär v. Egidy: Wie ſchon aus meinem Schweigen 
zu den Bemerkungen des Herrn Neferenteh zu $. 30 ger 
fehloffen werden kann, bin ic) ganz einverftanden mit der 
Wendung, die nun mein Antrag genommen hat. Indem 
ich dies aber noch ausdrücklich beftätige, zolle ich der ges 
ehrten Deputation noch befonderen Dank, daß nad) ihrem 
Vorſchlage nun zu $. 32 ganz im Sinne meines Antrags 
und beffen Tendenz ein Zuſatz kommen fol, beffen Redar ⸗ 
tion die Kammer bereits vernommen hat. Da, wie ſchon 
erwähnt, hierburd meine Abficyt vollkommen erreicht zu 
werben feheint, fo bitte ich, meinen hier einfchlagenden Ans 
trag, der durch freundliche Unterftügung der Kammer deren 
Eigenthum geworben ift, zuruͤckzichen zu bürfen und ers 
Taube mir zugleich den Vorſchlag der Deputation, den Bus 
fat in der bekannt gewordenen Mebactionsweife bei $. 82 
anzufügen, zur Annahme anzuempfehlen, 


Präfident dv. Schönfeld: Die Kammer hat vernoms 
men, daß der Here Seeretär v. Egidy den Antrag zuruͤck⸗ 
zuzichen wuͤnſcht z da derfelbe aber Eigenthum der Kammer 
ift, fo hat diefelbe in diefe Zurückziehung einzumilligen. Iſt 
die Kammer mit diefer Burkdziehung einverftanden? — 
Einſtimmig Ja. 

Es würde num, in Bezug auf dieſe Angelegenheit über 
den Antrag der Deputation, der bereits vom Heren Neferen« 
ten der Kammer mitgetheitt worden iſt und welcher dahin 
geht, daß zu $. 32 ein Zuſatz folgenden Inhalts beſchloſſen 
werden foll: Mr 

bereits beftehende ober nach Erlaß dieſes Ges 
ee — —— eben ie Vorfhriften des 
$..29 ebenfalls Anwendung,” E 





forie über den $. 32 die Discuffion zu eröffnen fein. 
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Ich habe zu erwarten, ob Jemand das Wort ergreift? 
— Da das nicht der Fall ift, fo frage ih, ob die Kam⸗ 
mer ben $. 32, wie er ſich im Gefegentwurf befindet, a n⸗ 
zunehmen gemeint iſt? — Einſtimmig Ja. 

Ich frage weiter, ob die Kammer dem Zuſatz, 
den ic foeben recapitulirt habe, ihre Zuſtimmung 
geben will? — Einfimmig Ja. 

Nun frage ih, ob Sie $. 32 in der beſchloſſe⸗ 


nen Weife annehmen wollen? — Einſtimmig Ja. 9 
ſatz 3 ſchon bei $. 7 mit abgeſtimmt worden iſt und daß 


Referent Bürgermeifter Müller: 
i $. 38. 
Lirmende Gewerbe, 
(S. EM. I. 8. ©. 229.) 


Die Motiven find bereitd mitgetheilt und im Haupt ⸗ 
berichte heißt ed: 
„Wegen des Inhalts in $. 33 wird auf Seite 13 
diefes Berichts Bezug genommen.” 
Der Nahbericht enthält Nichts zu $. 33. 


Bezüglich diefer Stelle ift, wie Ihnen bekannt ift, 
meine Herren, im allgemeinen Theile des Berichtes darauf 
hingewieſen worden, baß man wohl mit großer Vorſicht zu 
Werke zu gehen hat, um auf ber einen Seite den mög 
lichen Webelftänden vorzubeugen und auf ber andern Seite 
nicht allzuweit zu gehen. Die Deputation fchlägt vor, $. 33 
unverändert anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über diefen 
Paragraphen zu fprechen wünfcht, fo frage ih, ob Sie 
demfelben in unveränderter Weiſe ihren Bei— 
fall ſchenken wollen? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 34. 
Strafen für umbefugten Gewerbebetrieb. 
(S. EM. U. 8. ©. 229 und 230.) 


Die Motiven zug. 34 ſ. E.M. . K. S. 230. 
Der Hauptbericht ſagt: 


Bu $. 34. 

Ueber den dritten Abfa& diefes die Strafen für unbe 
fugten Gewerbebetrieb enthaltenden Paragraphen iſt ſchon 
oben zu $. 7 das Nöthige bemerkt worden. Je nach der 
bei $. 7 erfolgenben Abftimmung über biefen Punkt wird 
ſich die Faffung fir den Abf. 3 ergeben. 

Demnachſt erachtet die Deputation die im vierten Abs 
fage für das unbefugte Haufiren angedrohte Confiscation 
ber Waare neben der dafelbft beftimmten Strafe, obfhon 
dieſe Beftimmung zeither geltend und auch die Strafe auf 
das Minimum von 10 Thalern feftgefeit war, nicht für 
‚alle Faͤlle angemeffen. Ste will in Betracht, daB in dem 
einen u und beſonders bei "Wiederholungsfällen- nur 
durch Confiscarion dem Unfuge gefteuert werden Tann, in 
dem andern aber die Gonfiscation der Waare den Uebers 
treter zum Bettler macht, das Ermeffen der entfcheidenden 
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Behörde eintreten laſſen, und rathet daher unten 
mung des Deren Hingligen Comet en Zuſin , 
nad) den Worten: „bis zu 20 Thalern und“ die 
Worte einzuſchalten: 
„mac — — eg 
und mit dieſer und der zu Abſ. 3 bei $. 7 befchlo 
Mobification den $. 34 anzunehmen. offenen 


Der Nach ber icht bemerkt Nichts zu $. 34, 
Ich geftatte mir die Bemerkung, daß über ben Ab⸗ 


auf bdenfelben eine befondere Frage nicht zu richten fein 
wird, fondern nur auf die uͤbrigen Abfäge, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 34 zu fprechen wünfcht? — Da das nicht 
der Fall iſt, -fo werde ich mich fogleich zur Abftimmung 
wenden können. 3 ift bei diefem Paragraphen nur eine 
Abänderung von der Deputation vorgefchlagen worben und 
es wird daher nur diefe zur Abftimmung zu gelangen haben, 
während über Abſatz 3 bereits bei $. 7 abgeftimmt worden 
ift, diefer alfo hier nicht weiter in Frage Fommen kann. 
Der Antrag der Deputation geht dahin, im vierten Abfage 
nad) den Worten: „bis zu 20 Thalern“ die Worte einzu 
falten: „mach Befinden”, fo daß daher diefer Abſatz fo 
lauten würde: 

‚verfällt in Geldftrafe bis zu 20 Thalern und nad 
Bet —— Wahre, welche er bei fith 
führt.” W 

Ich frage, vb die Kammer diefer Einfhaltung 
beitritt? — Einſtimmig Ja. 

Ich frage nun weiter, ob die Kammer $. 34 mit 
der ſchon bei $.7 befchloffenen Modification ans 
zunehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verluſte des Rechts zum Gewerbes 
betriebe. 
$.35. 
Entziehung der Berechtigung zum Gewerbebetrieb. 
(S. EM. I. 8. ©. 234.) 


Die Motiven zu . 35 ſ. EM. IL K. ©. 234 
Der Hauptberiht lautet: 


Bu $. 35. daß die⸗ 
Es geht zwar aus $. 18 und & AL hervor, Wi 
vofitionsfähigen Perfonen die Berchtigung zum en * 


befriebe nicht entzogen werden kann, der größeren 
keit Aalen aber —— die Deputation die —— di, 
(Worte in Zeile 1 und 2: „Dispofitionsfähigen De si 
fowie bie Himweilung auf $. 18 und $. 41 für im 1 ben 
und fehldgt, da aud) ber Herr Königliche Commifle 

egen Nichts zu erinnern hat, vor: , u 
* die gedachten Worte: „ispofitionsfähigen Derfonen 
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megnutaffen, am Schluffe de3 Paragraphen dagegen beis 
ufügen: 
N Berg. übrigens 5. 18 und $. 41. 

Berner fam bei dieſem Paragraphen zur Erwägung, 
ob bieunter | eingeräumte Befugniß nicht zu weit gehe 
und zu Härten führe; man beruhigte ſich jedoch durch Vers 
gegenwärtigung der Fälle, in welchen 5. B. ein Schloffer 
wegen Berfertigung von Nachfchlüffeln oder ein Droguift 
wegen Beihülfe zum Giftmorde beftraft worden ift, und 
rathet fomit der Kammer an: 

$. 35 mit Weglaffung und Einſchaltung der oben: 
gedachten Worte zu genehmigen, auch die Weberfchrift 
zum zweiten Abfchnitte beizubehalten. 

Präfident v. Schönfels: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 35 das Wort verlangt? Da das nicht der 
Tall ift, fo wende ich mic) fogleich zur Abftimmung. Zur 
voͤrderſt trägt die Deputation darauf an, daß die Ueber⸗ 
ſchrift im Gefegentwurfe Seite 92 zum zweiten Abſchnitte 
unverändert beibehalten werde. Ich frage, ob die 
Kammer hierin mit der Anfiht Ihrer Deputa- 
tion übereinftimmt? — Einfiimmig Ja. 

Die Deputation trägt weiter darauf an, daß in Beile 1 
und 2 des Paragraphen die Morte: „dispofitionsfähige 
Verſonen“ geftrihen werden möchten, fo daß es dann 
heißt: 

„die Berechtigung zum Gewerbebetriebe im Allge ⸗ 
meinen ann weber durch richterliche, noch abminiftative 
Entſcheidung entzogen werden.” 

Ih frage, ob die Kammer die Anſicht ihrer 
Deputation gutheißen will? — Einftimmig Ja. 

Weiter trägt die Deputation darauf an, baß am 
Schluſſe des Paragraphen „vgl. Übrigens $. 18 und $. 41” 
beigefligt werde. Ich frage auch hier, ob Sie hierin Ih» 
zer Deputation beipfligten? — Einftimmig Ia. 

’ Ich frage nun, ob die Kammer dem $. 35 mit 
den befhloffenen Modificationen ihren Beifall 
giebt? — Einfimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


%.36 
Betrichseinftellung. 
(S. EM. I. 8. ©. 243.) 


Die Motiven zu $. 36 f. EM. I. K. ©. 248. 
Der Hauptbericht fagt: 


6.36. 

würde nach Anficht der Deputation unverändert anzuneh⸗ 
men fein, indem fie, als im dritten Gage von felbft lie⸗ 
end, vorautöfeßte, daß, wenn die interimiftifche Betriebs 
einftellung in eine definitive verwandelt wird, bie Entichä 
digung auch auf die Zeit der einftweiligen Betriebsein · 
— zu gewähren fei. Da jedoch die jenfeitige Depufafion 
dies nicht als felbfiverftändlic betrachtet und auch, für 
ficherer und beftimmter erachtet, daß im erften Sage fatt: 
‚mit entfchiedenen Gefahren” gelagt werbe: „mit dringenden 
Gefahren”, fo findet die unterzeichnete Deputation den Bei- 


a) das Seite 93 
mit dem Wo ea 
‚dringenden” zu berta: 
2) den Abl an en 
In den allen unter a bleibt ſowohl einſt ⸗ 
weilige ald definitive Betriebseinftellung ohne Ent» 
fädigung. In den Fällen unter b kommen, 
falls die einftweilige Betriebseinftelung in eine 
definitive übergeht, die $$. 28 und 29 aufgeflell« 
ten Gustähbigungsgeunbläne zur, Anwendung, 
und es ift, wenn hiernach ntihäbigung zu ger 
währen ift, diefelbe zugleich auf die Zeit einfte 
weiliger Betrieböeinftelung zu. erftredfen.” 
©) $, 36 mit vorfichenden Abänderungen, im Uebrigen 
aber nach dem Entwurfe anzunehmen. 
Der Herr koͤnigliche Commiffar hat ſich hiermit ein 
verftanden erklärt. 
Im Nachbericht iſt Nichts zu dieſem Paragraphen 
bemerkt. " 
Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, 
ob Iemand Über $. 36 das Wort begehrt? 
Freiherr v. Weld: Ih muß geftehen, daß ich nicht 
einfehe, warum dad Wort „entfchieben” vertaufcht werden . 
ſoll gegen das Wort „dringend“? Iſt wirklich ein Unters 
ſchied unter beiden Worten, nun fo wuͤrde ich dem ben 
Vorzug geben, das im Entwurfe ſteht; ift aber Fein Unter 
ſchied, fo fehe ich nicht ein, warum das Wort des Entwur⸗ 
fes nicht beibehalten werben fol. Ich glaube aber, es 
kann mitunter ein Unterfchieb fein, man kann fich uͤberzeu⸗ 
gen, daß ein Unternehmen mit entfchiebener Gefahr verbun« 
den iſt, deswegen aber noch nicht wis deingender, b. h. im 
nächften Augenblide bevorftehender Gefahr verbunden zu 
erachten iſt. Iſt aber dieſer Unterfchieb richtig, fo wird 
immer auch ein Unternehmen, bad mit entfchiedener Gefahr 
verbunden iſt, nicht zu geftatten fein. Ich wuͤrde alfo 
vorziehen, daf dad Wort des Entwurfes beibehalten wuͤrde z 
denn das Wort „pringend’ kann mehr nach Willkür auds 
gelegt werben. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand das Wort verlangt? wo nicht, fo kann ich 
die Debatte fehliegen und dem Herrn Neferenten das Schlußs 
wort ertheilen. 

Referent Bürgermeifter Müller: Die Diputation hat 
der geehrten Kammer blos um beöwillen vorgeſchlagen, 
eine Aenderung des Wortes „entſchieden“ eintreten zu lafs 
fen, weil in ber jenfeitigen Deputation allerdings ein Uns 
terfcjied zwifchen beiden Worten gefunden worden ift und 
die Deputation wegen eines blofen Wortes feine Meinungs 
verſchiedenheit Plag finden laſſen wollte. Die Deputation 
ihrerfeits hat allerdings geglaubt, es fei ganz gleich, ob es 
heißt: mit „entfcjieenen“ ober mit „dringenden“ Gefah⸗ 
ven; wenigſtens dem Sinne nach ſoll es völlig gleich fein, 
fie hat es mehr redactionell betrachtet und es iſt uͤblich, daß 


Belle 1 ſtehende Wort: „entfchiebenen” 
ei 





tritt für angemeffen und vathet der Kammer an: 
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auch die Zweite Kammer der Erften bei redactionellen 
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Fragen nachgiebt. Dem Sinne nad) will, wie gefagt, die 
Deputation durchaus feinen Unterſchied ſchaffen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich kann nun zur Abftims 
mung übergehen. Zuvoͤrderſt würde ich die Frage richten 
auf den Antrag der Deputation, der dahin geht, dad Wort 
„entfchieden” zu vertaufchen mit „Dringend“ und ich frage, 
ob die Kammer mit der Deputation hierin ſich 
einverftehen will? — Gegen 2 Stimmen Ja. 

Ferner trägt die Deputation darauf an, dem Abfag 3 
eine andere Fafjung zu geben und zwar folgende: 


„In den Fällen unter a bleibt ſowohl vinftweilige 
als definitive Betriebgeinftellung ohne Entfhäbigung. In 
den Fallen unter b fommen, fall die einftweilige Be 
triebgeinftellung in eine definitive übergeht, die 89. 28 
und 29 aufgeftellten Entfhädigungsgrundfäge zur Ans 
wendung, und es ift, wenn hiernach Entfhädigung zu 
gewähren ift, diefelbe zugleich auf die Zeit einftweiliger 
Betrieböeinftellung zu erftreden”, 

und id frage, ob die Kammer ihrer Deputation 
auch hierin beitritt? — Einftimmig Ja. 2 
Zuletzt habe ich die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie $. 36 außer biefen Veränderungen nad 
dem Entwurfe annehmen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 37. 

Erledigung und Grlöfegen ber Gonceffionen. 
H $. 38. 
Burüdziefung der Gonceffionen. 

(S. EM. I. 8. ©. 244 u. 245.) 


Die Motiven zu den $9. 37 und 38 f.E.M. U. K. 
©. 244. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 37. 

‚Da bie Erlöfchun er von drei Jahren für den 
Nichtgebraud der Conee|fonen u lange erſcheint, diefe Anz 
fit auch durch das öfterreichifche Gefetz, welches nur ſechs 
Monate feftfegt, beftätigt wird, dagegen aber für die Er- 
ledigung der Conceffionen nach Anſicht der Deputation eine 
zu Kurze Friſt gegeben ift, fo ſchlaͤgt man vor: 

in der erften Zeile die Worte: „ſechs Mos 
naten” in die Worte: „eines Jahres” und in der 
legten Beile das Wort: „dreijährigen“ in das Wort: 
Aweijahrigen⸗ 

umzuwandeln, im Uebrigen aber $.37 ohne Aen ⸗ 

derung zu laffen. ? 
zu Er N Palme — da auch die Des 
ufation der Zweiten Kammer gleicher Anficht ift, nicht 
gegen biefe Yenderungen. ® u er 


Bu $. 38 
kam zur Sprache, ob nicht der Widerruf ber Conceſſion 
überhaupt und insbeſondere bei wiederholter Uebertretung 
polizeilicher Gefege und Verordnungen zu geftatten’fei? 
Da jedoch der Herr konigliche Commillar darauf hin⸗ 
wies, daß der Widerruf ohne Angabe von Gründen mit 


‚Sächsi tip: 
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der Schlußbeſtimmung in $. 9 nicht im Einflange ſtehen 
würde, das Verlegen polizeilicher Beftimmungen aber, da 
deren Beobahtung in bie Conceffionsbedingungen aufzus 
nehmen fei, durs bie Cehlußworte de& $. 38 gefrofen 
werde, fo fah man von einem Zufage ab und erfucht die 


immer: 
$. 38 zu genehmigen. 


Im Nachberichte ift zu beiden Paragraphen Nichte 
enthalten, z 


Präfident v. Schönfeld; Ich wirde nun die Dis⸗ 
euffion über die $$. 37 und 38 zu eröffnen habenz es 
ſcheint Niemand das Wort zu ergreifen. Im Bezug auf 
$. 37 ſchlaͤgt die Deputation vor, die Worte: „ſechs Mor 
naten“ zu vertaufchen mit den Worten: „eines Jahres” 
und ich frage, ob die Kammer diefer Wortvertaur 
ſchung ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja, 

In ber Testen Zeile wird vorgeſchlagen, dad Wort 
„dreijährigen“ zu vertaufchen mit dem Worte „ziweijährigen" 
und ich frage, ob die Kammer auch hier ihrer De» 
putation beipflichtet? — Einftimmig Ja. 

Ferner habe ich zu fragen, ob die Kammer den 
$. 37 in der befhloffenen Weife annimmt? — Einr 
fiimmig Ja. 

Hinſichtlich des $. 38 geht der Antrag der Deputation 
dahin, denfelben unverändert anzunehmen und ich frage, 
ob die Kammer biefem Antrage ihrer Deputation 
beipflichtet? — Einſtimmig 3a. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


Dritter Abſchnitt. 
Umfang und Ausübung der Rechte felbftändiger 





Gewerbtreibender. 
$. 39. 
Aufgebung aller Verbietungorechte. 
(S. EM. 1. K. ©. 245.) 


Die Motiven zu 9.39 ſ. EM. I. K. ©. 245. 
Der Hauptbericht fagt: 3 


Bu $. 39 
ift zuvoͤrderſt ein Drudflier ‚in den Motiven S. 166 zu 
berichtigen, indem bort auf $. 2 anftatt auf $. 3 Bezug 
genommen ift. 
Demnäcft hat die Frage: 
ob an ben Orten, wo ben Braugenoffen« 
ſhaften das ausfchließliche Schankbefugniß zus 
fteht, welches fie gegen Gewährung eines Canon 
an Andere Übertragen, die Ortsobrigkeiten kunftig 
nad) $. 7 des Gefegentiwurfes berechtigt fein, an 
folden Orten Schanfconceffionen zu ertheilen? 
su näherer Befprehung mit dem Heren Föniglicen Com 
miffar Veranlafjung geboten. Derfelbe erflärte dies für 
eine quaestio faci, Sollte in der That eine — 
ſchaft im Beſitze eines excluſiven Schankrechtes —9— 
würde ſonach dieſes Recht unter die zu entſchaͤdigenden Ver⸗ 
bietungsrechte fallen. 
Diefe Auskunft genügte der Deputation. 
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Sie empfiehlt nun, um zugleich bezüglich des erften 
Abſatzes zu einer Uebereinftimmung mit dem rebactionellen 
Vorſchlage der Deputation der Zweiten Kammer zu gelangen: 

a) dem erften Sage folgende Faſſung zu geben: „Ber: 

bietungsrechte (d. h. Rechte, Andere von dem Ber 

triebe eines beftimmten Gewerbes oder der Anfers 
tigung oder dem Verkaufe gewiffer Gegenftände in 
einem gewilfen Orte oder Bezirke oder im ganzen 

Lande auszufchließen) finden ferner nicht flatt, koͤn⸗ 

nen auch Rünftig weder verliehen, noch. durch Vers 

jährung gewonnen werden”; 

b) die übrigen Abfäge des $. 39, fowie die Ueberfchrift 

des dritten Abfchnittes unverändert anzunehmen. 

‚Hierbei wird zugleich wegen der für die aufgehobenen 
Verbietungsrechte zu gemwährenden Entſchaͤdigung auf die 
befondere Gefegesvorlage hingewiefen und der Antrag vor 
behalten, daß glihpeiig mit dem Gewerbegefege auch das 
Gefeg Über Entfehädigung gewiſſer Verbietungsrechte pub⸗ 
lieirt werde. (Bergl. Schlußantrag Seite 67 und 68 dies 
ſes Berichts.) 

Der Nachbericht fagt: 

Zu $. 39 
bat die Zweite Kammer in dem erften Satze des fünften 
Abfages die Hinzufügung der Worte: „zur Zeit und bis 
auf Weiteres” auf Antrag des Abg. Dr. Braun befcloffen. 
Es heißt hiernach der erfte ee der fünften alinea: 

„Der ftäbtifche Brauurbar in feinen $. 2 unter a 
und b des Gefeged vom 27. März 1838 (Gefeg» und 
Verordnungsblatt v. 3.1838, ©. 277) aufrecht erhaltenen 
Beftandtheilen befteht zur Zeit und bis auf Weir 
teres fort.” 

Durch diefe Einfehaltung fol nicht blos angedeutet 
werden, daß bie Aufrechthaltung des Brauurbar mit dem 
Principe des Gefeges im Widerfprud flehe, fondern es 
{ol dadurch auch bewirkt werden, daß die Ueberfchrift „Aufe 
hedung aller Verbietungärechte” mit dem fünften Äbſatz 
in ih Uebereinftimmung komme, A 

Die unterzeichnete Deputation findet, obſchon hier 
durch in materieller Hinficht Nichts erzielt wird, diefe Eins 
{haltung zwedmäßig und empfiehlt daher 

diefe Einſchaltung zur Annahme, 

Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 39 
das Wort zu ergreifen fein. 

Vürgermeifter Hennig: Der vierte Abſatz bezieht 
ſich auf den Mahlzwang und beftimmt, daß es in Bezug 
auf die Aufhebung des Mahlzwanges bei ber beftehenden 
Gefeggebung fein Bewenden haben foll. Es foll alfo 
der Mahlzwang nach der jegigen Gefebgebung fortbeftehen. 
Die Gefehgebung befteht bermalen darin, daß der Mahl: 
zwang mit Ausnahme einiger Fälle nur befeitigt werben 
Tann auf Antrag der Verpflichteten. Nur die Verpfliter 
ten haben das Recht, auf die Vefeitigung anzutragen; 
der Berechtigte hat es nicht. Der Mahlzwang ſelbſt ift, wie 
Sie wifen, die Verpflichtung der Grundbefiger geroiffer Ort» 
haften, ihren Bedarf an Mehl in beftimmten Mühlen mah: 
ien zu Iaffen und die Müller haben die Verpflichtung, ihre 
Mühlen dazu bereit zu halten und die Verpflichteten vor 
zugsweiſe zu bedienen. Es iſt alfo ein gegenfeitiger Ges 
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werbözwang. Hat num biefes Verhältnig ſchon jegt zur 
vielen Differenzen und auch, wie ich weiß, zu Proceffen 
geführt, fo wird dies fünftig noch mehr der Fall fein, wenn 
es bei der beſtehenden Gefeßgebung fein Bewenden hat. 
Es wird diefes Bwangsverhältnß nach dem Erfcpeinen der 
Gewerbeordnung noch ſchroffer hervortreten, weil es dann 
viel vereinzelter daſteht, als jeßt; es paßt aud) das Fortbe⸗ 
fliehen diefer Zwangsverhaͤltniſſe durchaus nicht in den Geift 
und das Syſtem des Gewerbegefeged. Lehteres bezweckt, 
überall Freiheit anzubahnen in gewerblicher Beziehung; im 
Mühlenwefen würbe aber bei dem Fortbeſtehen des Mahl: - 
zwanges eine volle Freiheit nicht gewonnen. Es paßt für 
beide Theile nicht; es iſt nicht mehr zeitgemäß, wenn ber 
Confument genöthigt ift, feinen Bedarf in einem gewiſſen 
Etabliffement mahlen zu müffen. Für den Müller aber 
ift es auch ein großes Hinderniß; denn er ift dadurch ger 
hindert, zweckmaͤßige Einrichtungen zu treffen, wie fie durch 
die Verbefferungen und den Fortfchritt im Muͤhlenweſen 
bebingt find; denn die Müller find genöthigt, lediglich der 
Verpflihteten halber fogenannte altdeutfche Mühlen beizus 
behalten. Es liegt mir nun eine Petition vor, welche das 
hin geht, daß die jegige Gefeggebung in Beziehung auf 
den Mahlzwang in der Weife abgeändert werde, daß nicht 
nur den Verpflichteten, fondern auch den Berechtigten das 
Necht eingeräumt werde, auf Abldfung anzutragen. Mir 
ſcheint der Antrag, da er nicht weiter geht, ein berechtigter 
zu fein; es wird dadurch die Stellung beider Parteien eine 
gleiche. Diefer Petition kann nun aber am allerbeften 
entfprochen werben, wenn fie bei $. 39 ber Vorlage mit 
berückfichtigt wird und ich erlaube mir daher, da ich mit 
ihrem Inhalte volltommen einverftanden bin, einen Antrag 
einzubringen, der dahin geht, den vierten Abſatz des $. 39 
in folgender Weife zu faſſen: 

„Kuͤckſichtlich des Mahlzwanges bewendet es bei ber 
beftehenden Gefeggebungz jedoch fteht von num an auch 
dem Berechtigten das Recht zu, auf Ablöfung gegen 
Entfhädigung zu provociren und werben daher die ente 
gegenftehenden Beflimmungen des Gefeges vom 27. März 
1838 infoweit abgeändert.” 

Der ganze Zwecd deö Antrags iſt alfo der, daß nicht 
blos den Verpflichteten, fondern auch den Berechtigten von 
nun an das Recht zuftehe, auf Abldfung des Mahlzwanges 
gegen Entfhädigung anzutragen. Ich bitte ben Herrn 
Präfidenten, diefen Antrag zur Unterftügung zu bringen. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird der Unterftügung 
diefes Antrags nicht beblrfen, da derſelbe von einem Des 
putationsmitgliede ausgeht und in einem folgen Falle 
eine Unterflügung von Seiten der Kammer nicht erforder-⸗ 
fie iſt. Ich werde jedoch biefen Antrag bes Heren Blr- 
germeifterd Hennig nochmals tecapituliren und benfelben 








dann mit zur Discuffion ftellen. Dir vierte Abſatz der 
Vorlage lautet: 
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„Rüdjicgtlich der Aufhebung des Mahlzwanges ber 
wendet es bei der befichenden Gefeßgebung ‘ P; 
Hier fol nun folgender Zuſatz angebradt werben: 

„Rüdfichtlich der Mahlzwanges bewendet es bei der 
beftehenden Geießgebung; jedoch fteht von nun an au 
dem Berechtigten das Vecht zu, auf Ablöfung gegen 
Entfhädigung zu provociren und werden daher die ent- 
gegenftehenden Beftimmungen des Gefeges dom 27. März 
1838 infoweit abgeändert.” 

Es würde num dieſer Antrag mit zur Discuffion ger 
zogen werben. 


Referent Bürgermeifter Müller: Der nicht unwichtige 
Antrag uͤberraſcht allerdings infofern, ald er fehr ſpaͤt kommt; 
aber bei näherer Erwägung deffelben dürfte man doch zu 
der Ueberzeugung kommen, daß, wie auch durch die Doris 
virung des Herrn Antragſtellers dargelegt worden iſt, er 
Manches für fih hat. Dagegen würde id) ſeilich anzu: 
führen haben, daß ed mir nicht ſcheint, al ob die Behaup · 
tung richtig wäre, daß das Verhaͤltniß zwiſchen den Muͤh ⸗ 
Ienbefigern und Denjenigen, welde die Pflicht auf ſich 
haben, dort mahlen zu laffen, ein völlig gleiches wäre. 
Es fheint mir gerade ein ungleiches Verhältnig zu fein. 
Der Mühlenbefier hat ein größeres Intereffe daran, daß 
er einen Zwang los wirb, der ihm nach Befinden. nicht all: 
zuviel helfen kann. Der Berechtigte aber wirb in einem 
etwas anderen Verhältniffe fiehen. "Infofern kann ich aller: 
dings nicht zugeben, daß das Verhältnig ein gleiches iſt; 
aber gewiß fprechen verfchiebene Gründe, die auch vom 
‚Herrn Antragfteller hervorgehoben worden find, dafır, daß 
der Antrag Annahme finde. Vielleicht beruhigt der Um ⸗ 
fand, daß in der Zweiten Kammer ein ähnlicher Antrag 
nicht geftellt worden ift, folglich, wenn auch bei und feine 
Annahme erfolgt, derfelbe eine nochmalige Erwägung vor 
der jenfeitigen Deputation und in der jenfeitigen Kammer 
zu erfahren hat und infofern finde ich wenigftens Beine 
Gefahr in der Annahme des Antrags. Uebrigens möchte 
ich mich fir die Freiheit der Mühlenbefiger erflären. 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Der Regierung ift 
von dem eben vorliegenden Antrage auch erft unmittelbar 
vor der Sitzung Nachricht zugegangen und ich bin daher 
kaum in ber Lage, mich pofitiv für oder gegen biefen 
Antrag auszuſprechen. Es fpricht unleugbar, foweit mir 
die Verhältniffe fo aus dem Kopfe erinnerlich find, man: 
cherlei für ben Antrag. Namentlich ift zuzugeben, daß in 
dem Maaße, als die Veränderungen im Mühlwefen fort: 
ſchreiten und der Betrieb der Müllerei ein folcher wird, 
daß ſich mit demfelben das fogenannte Kundenmühlwefen 
nicht mehr recht vertragen will, das Intereffe der Müller 
wäh, den Mahlzwang auch ihrerfeits befeitigt zu fehen. 
Zu ber Zeit, als das Geſetz zu Befeitigung des Mahl 
zwanges gegeben wurde, ging man von dem alleinigen Ge- 


— —— 
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ſichtspunkte aus, dag nur der Mahlzwangspflichtige dar 
durch eine Erſchwerung erfahre, daB er gezwungen fei, 
mit feinem Getreide in eine gewiſſe Mühle zu gehen, wäh, 
vend man es für einen entſchiedenen Vortheil der Müller 
hielt, einen gewiffen Kreis von Mühlzwangpflichtigen um 
fich zu haben. Auf den erften Anbtid ſcheint es aud fo 
zu fein, daß es eher ein Vortheil ift, ein gewiſſes Publis 
kum zu haben, was gepwungen wirb, fich bedienen zu Iafe 
fen, als umgekehrt. Indeſſen iſt es doch im der That 
neuerdings etwas anders geworben. Es ift anzuerkennen, 
daß es eine nicht unerhebliche Beſchwerung für einen Müller 
ift, der eine zweckkmaͤßige Umgeftaltung feiner Mühle durch⸗ 
geführt Hat oder durchzuführen im Begriffe ſteht, noch fer: 
ner auf feiner Mühle den Mahlzwang haften zu fehenz 
denn dieſer weift ihm nicht blos Zwangskunden zu, ſon⸗ 
dern verpflichtet ihm auch, diefe zu bedienen. Während 
nun der Zwang auf Seiten ber Getreideerbauer ein volls 
ftändig unwirkjamer infofern ift, al es in ihrem freien 
Willen liegt, ob fie das von ihnen erbaute Getreide ver⸗ 
Taufen und dafür Mehl und Brod kaufen wollen, eine 
Methode, die allmälig immer mehr um fidh greift, fo iſt 
der Müller, fo lange er noch Zwangsmüller ift, nicht in 
der Lage, das Publikum abweifen zu koͤnnen. Selbſt 
wenn ed nur in einem Jahre ein oder zweimal einem ber 
Bmangsverpflichteten einfällt, mit einem oder zwei Schef⸗ 
feln zur Mühle zu kommen, fo muß er für diefen Zwang 
einen befondern Gang in feiner fonft ganz anders einges 
richteten Mühle fortbeftehen Laffenz denn er darf den Zwangs · 
Funden nicht abweifen. Dies muß anerkannt werden 
und infofern kann man wohl jagen, daß durch Umgeftals 
tung der Verhältniffe ſich die Gründe dafür, daß aud in 
biefer Beziehung eine beiberfeitige Provocation zuzugeſtehen 
fei, wefentlich gemehrt haben. Auf der andern Seite muß 
man ſich aber freifich wieder überlegen, daß gerabe ber Ume 
fand, daß man gegenwärtig immer mehr darauf hinaus ⸗ 
kommt, fein Getreide nicht unmittelbar in ber Mühle mah ⸗ 
len zu laſſen, fondern das Getreide zu verfaufen und Mehl 
und Brod dafür zu Faufen, oder auf dem Wege des Tau 
ſches ſich zu verfehaffen, befonders bei der Leichtigkeit 6 
Verkehrs, bei den Verpflihteten das Interefje an Abloͤſung 
des Mahlzwangs einigermaaßen gemindert hat und daß 
man eine Haͤrte darin ſehen koͤnnte, durch Provocation 
ber Berechtigten ‚ganze Bezirfe zur Ablöfung eines Rede 
tes zu nöthigen, von dem fie thatfächlich gar feinen Gr 
brauch mehr machen, weil fie ſich ſchon laͤngſt in bie neue 
Methode hineingefunden haben. Das find Ruͤckſichten, 
welche ſich gegenuberſtehen und welche eine ernſtliche Erwär 
gung des Antrags wohl erheifchen. Ich getraue mich daher 
nicht, gegemwärtig weber für, nod gegen den Antrag eine 
Erklärung abzugeben. Im diefer Beziehung tröfte ich mich 
allerdings auch damit, daß zwiſchen der Berathung in 
dieſer Kammer und der in der jenſeitigen, die dann noch 
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einmal auf diefen Gegenftand zurldfommen muß, Doc | diefes wiederum Bericht erflattet und dann in den Rams 


foviel Zeit verfließen wird, um eine etwas genauere Er— 
waͤgung nad) allen Seiten bin zu geftatten. Diejeni- 
gen Mitglieder freilich, welche Gewicht darauf legen, daß 
der angeregte Punft bei dem gegenwärtigen Geſetze er- 
ledigt werde, werden für ben Antrag flimmen müſſen; 
denn fonft kommt er in der jenfeitigen Kammer gar nicht 
zur Erwägung, weil eben dann fein Differenzpunft 
vorläge. Für den letzteren Fall würde nichts Anderes 
übrig bleiben, als daß diefer Punkt in Form einer be 
fonderen Petition bei der Kammer eingebracht, einer Der 
putation überwiefen und von diefer ein Antrag geftellt 
und von der Kammer angenommen würde, durch wels 
hen man die Regierung um Vorlegung eines kurzen 
Geſetzes auf Abänderung des Mahlzwanges anginge. 
Dad wäre der einzige: Weg, der dann noch übrig bliebe. 


Buͤrgermeiſter Dr. Ko ch: Meine hohen Herren! Ed möchte 
mir doch nicht gefallen, wenn wir hier in einer Ungelegens 
heit Beſchluß faffen wollten, von welcher wir eingeftehen. 
müffen, daß fie zur Beſchlußfaſſung eigentlich noch nicht 
reif ſei. Dies wirden wir aber thun, wenn wir in der 
Erwartung, daß ber Untrag des Herrn Collegen Hennig 
in der jenfeitigen Kammer nochmals zur Erwaͤgung kaͤme, 
heute Über denfelben ohne gehörige Vorbereitung Beſchluß 
faffen wollten. Der Herr Antragfieller hat Veranlaffung 
zu feinem Antrage durch eine Petition erhalten und ich 
meine, es waͤre richtiger, wenn wir dieſe an die betreffende 
Depuiatlon verwieſen, um von biefer einen wohl motivir- 
ten Antrag zu erwarten. Ich meines Theils werde da 
her fir den Antrag des Herrn Bürgermeifterd Hennig nit 
fimmen, fondern wide e8 für ſeht wünfchenswerth halten, 
wenn biefe Petition ihren gewöhnlichen Gang nähme, 


Bürgermeifter Hennig: Formell iſt das nicht ganz 
unrichtig, was der Herr Buͤrgermeiſter Dr. Koch foeben 
fagte; allein die Sache ift doch nicht fo ſchwer zu überfehen. 
Auch hat der Herr Negierungscommiffar diefelbe in einer 
Beife vertheidigt, bie Nichts zu winfchen übrig Täßtz jeden» 
falls kommen wir ſchneller und einfacher zum Ziele, wenn 
wir fie bei diefem Paragraphen erledigen. An bie Zwelte 
Kammer wird die Petition ohnehin noch abgegeben werden; 
biefe wird alfo vollftändig Gelegenheit haben, darlıber zu 
ſprechen. Sollte der Antrag dort abgewiefen werden, dann 
gelangte er doch immer ‚wieder zu ung zuruck und wir haͤt⸗ 
ten dann ausreichende Gelegenheit, die ‚dort etwa erhobenen 
Bedenken zu prüfen. Kommt aber die Sache hier bei $. 39, 


nicht zur Sprache, fo koͤnnen wir fie beim Gewerbegeſetz 


felbft niemals zur Erledigung ‚bringen, fondern es müßte 

dann, wie gewöhnlich, die Petition an bie dritte Deputas 

tion abgegeben werde. Diefe hätte darüber Bericht zu er⸗ 

fattenz dann müßte, wenn die Regierung mit dem Antrage 

einverftanden wäre, ein -Fönigliches Decret vorgelegt, über 
IR, G. Wonnement.) 
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mern darüber berathen werden. Ich glaube, fo ſchwierig 
iſt die Sache nicht, daß man dieſen langen Gang einfchlas 
gen müßte; beffer, wir erledigen fie jegt. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Daß biefe Sache denn doch 
nicht fo leicht ift, wie fie ber Here Antragfteller bezeichnet, 
gebt aus der Aeußerung des Heren Regierungscommiffars 
hervor, deſſen Urtheil hinſichtlich der Frage, ob diefe Ange 
iegenheit wichtig oder nicht wichtig, Far oder unklar fei? 
für mich völlig competent ift. Ich gebe zu, daß der Weg, 
welder bei Behandlung diefer Sache als Petition einges 
fehlagen wird, ein langer ifk; demohngeachtet wiirde ich 
mic) doch eher flr diefen langen Weg entſcheiden, als dag 
ich der Erſten Kammer nachfagen laffen möchte, fie Hätte 
über eine Sache abgeftimmt, die ſich noch nicht überfehen 
ließ. Will aber der Herr Antragfteller diefe Angelegenheit 
bei $. 39 des Gewerbegefeges entfchieden ſehen, fo bleibt 
ihm freilich der nicht immer erwünfchte Weg übrig, dieſelbe 
an die zu Begutachtung des Gewerbegefehes ermählte Des 
putation zuruͤckzugeben. Ich werde mir daher, um nach 
allen Seiten hin die gewünfchte Befriedigung eintreten zu 
laſſen, erlauben, den Antrag zu ftellen: ‚ 

„den. vierten Abſatz nebft dem Hennig'ſchen Antrage 
an bie Deputation nochmals zurüdzugeben, vefpective zu 
verweifen." 

Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat ben Ans 
trag des Herrn Bürgermeifterö Dr. Koch vernommen. Er 
geht dahin: 

„ben vierten Abſatz im Paragraphen mebft dem Hen« 
nig ſchen Antrage an die Deputation nochmals zuruͤckzu⸗ 
geben, vefpective zu verweifen.” x 

Wird diefer Antrag unterftügt? — Hinreichen d. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Durch den eben 
geſtellten Antrag erledigt ſich zum Theil dasjenige, was ich 
fagen wollte; denn die Anficht des Herrn Blrgermeifters 
Koch ſcheint mir allerdings die richtigere zu fein. Ich 
muß offen gefichen, daß, foviel auch das, was Herr Buͤr⸗ 
germeifter Hennig für feinen Antrag geſprochen, fr fich 
hat, fo feheint mir doch diefe Angelegenheit nicht eigentlich 
in das Gewerbegefeh hineinzugehören, vielmehr muß Der⸗ 
jenige, welcher jenen Zweck erreichen will, meiner Anſicht 
nad) einen Antrag auf Abänderung des Abloͤſungégeſetzes 
fellen. Ich räume ein, der vorliegende $. 39 giebt aller» 
dings aud) eine Handhabe dazu; aber mehr, ald das nicht 
und infofern ſcheint mir eben das richtiger zu fein, was 
der Herr Bürgermeifter Koch fagte, daß es nicht recht paſ⸗ 
fend erfcheine, sine Sache hier fo nebenbei abzumachen, bie 
eigentlich nicht hierher gehörte. Indeß wenn der Antrag 
an die Deputation zurückgeht, fo wird dieſe am beften 
ermeffen, ob biefe oder die Anſicht des Bliegen ifiers 








Hennig bie richtigere iſt. 
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Präfident v. Schönfels: Die Debatte würde fih zus 
nähft auf den Koch'ſchen Antrag zu beſchraͤnken habenz 
denn würde derfelbe angenommen, fo würden wir ſpaͤter⸗ 
bin ohnedies noch auf das Materielle der Sache zuruͤckkom ⸗ 
men müffen. 


Bürgermeifter Hennig: Ich wollte nur dem wider» 
ſprechen, was Herr v. Erdmannsdorff foeben geäußert hat. 
Ich glaube allerdings, daß die Beftimmung fo recht eigent» 
üch in diefes Geſetz gehört. Der Mahlzwang ift in 5.39 
des Gewerbegefeges erwähnt; das Gewerbegeſetz bezwedt 
aber Freiheit in den Gewerbeverhäftniffen. Nun wird 
man aber doch zugeben müffen, daß der Mahlzwang ein 
gewerbliches Verhältniß, zugleich aber auch ein Hinderniß 
im freien Betriebe des Gewerbes ift. Dergleihen Hinders 
niffe aber follen durch gegenwärtiges Geſetz befeitigt werben; 
ich follte daher wohl meinen, daß eine ſolche Beftimmung 
hierher gehört. 


Sinanzrath v. Noftiz-Wallwig: Ich bin gleichfalls 
der Anſicht, daß der Antrag bei Gelegenheit der Gewerbes 
ordnung zu berathen ift; denn beſchließen wir heute, daß 
es ruͤckſichtlich der Aufhebung des Mahlzwanges bei der 
beftehenden Gefeggebung bewendet, fo würden wir, wenn 
wir nachträglich eine abweichende Anficht der Deputation 
zur Begutachtung überweifen wollten, unfere Abſtimmung 
präjubiciren. Ich glaube alfo, die Abftimmung über alinea 4 
muß auögefegt werben bis nad ber Berathung über 

„ biefen Antrag. 


Präfident 5. Schönfeld: Es wird alfo darauf ans 
kommen, ob diefer Antrag angenommen wird, oder nicht. 
Zunaͤchſt habe ich noch zu erwarten, ob noch Iemand zu 
forechen wuͤnſcht? — Es ift nicht der Fall. Da aud der 
Herr Referent Nichts zu bemerken Hat, fo ſchließe ich die 
Debatte über den Koch'ſchen Antrag und frage: ob die 
Kammer demfelben beitritt? — Wird mit 19 gegen 
16 Stimmen bejaht. 

Es wird demnach der oft erwähnte vierte Abfag nebft 
dem Hennig’fhen Antrage der Deputation zur nochmaligen 
Erwägung übergeben werden. Dies würde num nicht vers 
hindern, die Berathung über $. 39 mit Ausnahme des 
vierten Abſatzes fortzufegen. Es ſcheint jedoch Niemand 
das Wort zu dieſem Behufe ergreifen zu wollen; ich ſchließe 
daher die Debatte unter Ertheilung des Schlußiwortes an 
den Herrn Referenten. — Da derſelbe hierauf verzichtet, 
fo gehe ich zur Abftimmung über $. 39 über. Hier hat 
zunaͤchſt die Deputation anempfohlen, dem erſten Satze 
folgende Faſſung zu geben: 

„‚Berbietungörechte (d. h. Rechte, Andere von 
Betriebe eines Ken —— oder der Anfertigung 
Der dem Verkaufe gewifler Gegenftände in einem ger 
wiffen Drte ober Bezirke oder im ganzen Sande auszu- 
fließen) finden ferner nicht flatt, Eönnen auch künftig 
weder verlichen, noch durch Verjährung gewonnen werden.“ 


—— 
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Ich frage, 'ob die Kammer biefen Antrag ber 
Deputation zu dem ihrigen machen will? — Gin. 
fimmig Sa. 

ESs kommt num ein zweiter Antrag vor, welcher ſich 
auf ©. 336 des Nachberichts befindet, von einem Abge · 
ordneten der Zweiten Kammer ausgegangen und dort ans 
genommen worden iſt und auch unfere Deputation väth 
und den Beitritt dazu an. Darnach fol nämlich der eiſte 
Sat des fünften alinea heißen: 

„Der ftädtifche Brauurbar in feinen $. 2 unter a 
und b des Gefeges vom 27. März 1838 (Gefeg« und 
Verordnungsblatt vom Jahr 1838 ©. 277) aufrecht ers 
haltenen Beſtandtheilen beftcht zur Zeit und bis auf 
Beiteres fort.” 

Tritt die Kammer diefem Antrage beit — 
Einftimmig Ja. 

Ich frage nunmehr, ob die Kammer aud den 
übrigen Sägen des Paragraphen mit Ausnahme 
des vierten beiftimmt und fie demnad ohne Abr 
änderung annimmt? — Einftimmig Ja, 

Es fällt mir eben ein, daß auf den Paragraphen bie 
Abftimmung nicht gerichtet werden kann, weil ber bierte 
Abfag noch zurüd if. Ich unterlaffe daher dieſe rag: 
ſtellung. Es würde nun zulegt nur noch zu frage fein, 
ob die Kammer die Beibehaltung der Weberfhrift 
zu dem Abſchnitte wünſcht? — Einftimmig Ja. 

In Bezug auf dieſen Paragraphen bemerke ich noch · 
mals, daß der vierte Abſatz von der Deputation geprüft 
und nochmals vorgetragen und fobann bie Hauptabftimmung 
über $. 39 nachgeholt werben wird. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 40. 
Nealrechte. 
(S. L.M. in 8. ©. 249.) 
Die Motiven zu $. 40 f. EM. I. K. S. 249. 
Der Hauptbericht fagt: 
Gegen 


. 40 
hat die Deputation ans zu erinnern, fie empfiehlt 
denfelben 
zur Genehmigung. 


Im Nachbericht ift zu $. 40 Nichts gegeben- 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, 
Jemand über $. 40 das Wort ergreift? Wo 2a 
frage ich, ob die Kammer auf Anrathen ber I 
putation diefem Paragraphen in unverändert 
Beife beitritt? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

al. 
Stellvertreter und Pachter. 
(S. EM. I. 8. ©. 250.) 
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Motiven find hier nicht gegegeben. 
"Der Hauptbericht fagt: 
P Bu $. 41. 

Damit hier nicht abermals die Einſchaltung nöthig 
werde, welche von der Majorität der Deputation zu $. 18 
beantragt worden ift, ſiagt man vor: 

„de Worte in Zeile 3: „für dispofitionsunfähige und 

juriſtiſche Perfonen“ in Wegfall zu ftellen, im Uebrigen 
aber $. 41 zu genehmigen. 


Der Nachbericht fagt: 


Bu $. 41. 

Infolge des zu $. 18 gefaßten Beſchluſſes ift in der 
Zweiten Kammer Befloffen worden, den ak des 
Paragraphen fo zu faflen: 

nZeder zum felbftändigen Gewerbebetrieb Berechtigte”. 

Die Untergeichneten rathen den Beitritt an. Wegen 
Weglaffung der Worte Zeile 3: „fr dispofitionsunfähige 
und urifäfcje DVerfonen“ bleibt der Vorſchlag im Haupt: 
bericht aufrecht erhalten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 41 zu ſprechen wuͤnſcht? — Es ift dies nicht 
der Fall; ich gehe daher fogleich zur Abftimmung über. 
Betreffs diefed Paragraphen fchlägt die Deputation vor, 
die in Beile 3 ftehenden Worte: „für dispofitionsunfähige 
und juriflifche Perfonen” in Wegfall zu bringen und ich 
frage, ob die Kammer hierbei ihrer Deputation 
beitritt? — Einftimmig Ja. 

Im Nachbericht wird vorgefchlagen, daß der Eingang 
des Paragraphen fo gefaßt werde: „Jeder zum felbftändis 
‚gen Gewerbebetrieb Berechtigte”. Ich frage auch hier, ob 
die Kammer mit der Abänderung, bie ihre Depus 
tation vorfchlägt, einverftanden iſt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer dem $. 41 mit 
den befchloffenen Mobdiftcationen beiftfimmt? — 
Einflimmig Ia- n 

Referent Bürgermeifter Müller: \ 

$. 42. 
Berfättniß der Gerverbtreibenden zur Gemeinde, 
G. L. M. I. 8. ©. 250.) 
Die Motiven zu $.42f. EM. IL K. S. 250. 


Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 42. . 

Mit Nüdfiht auf den Umftand, dag, wenn fpäter in 

einem anderen Gefehe, ald der Städteordmung oder ber 

Landgemeindeotdnung, die Berlhrung des Berhältniffes 

der Gewerbtreibenden zur Gemeinde fid) nöthig machen 

follte, dann die Saffung bes Paragraphen nicht mehr paflen 

würde, beantragen die Unterzeichneten in Uebereinftimmung 

mit der Deputation der Zweiten Kammer und mit Geneh- 
migung des Herrn Eöniglichen Commiſſars, bie Worte: 

mad) den einfchlagenden Beftimmungen der allge, 

_ ‚meinen Stäbfeordnung und der Candgemeindeordnung 

mit den Worten: St ie 
„mach den einfchlagenben geſetlichen Beftimmungen‘ 
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zu vertauſchen, 
“rar, & 
z ezuͤglich der zu biefem Paragraphen gegeb - 
tiven Seite 167 der Vorlage ift auf das ie 3 Gene ns 
in diefem Berichte Gefagte zu verweifen. 

Im Nahberichte ift darüber Nichts enthalten. 


Präfibent v. Schönfels: Es würde num über $. 42 
zu ſprechen fein. Da Niemand das Wort wuͤnſcht, fo 
gehe ich fogleich zur Abftimmung über. Es wird von der 
Deputation vorgeſchlagen, bie Worte: „nach den einfchlas 
genden Beftimmungen der allgemeinen Städteordnung und 
der Sandgemeindeorbnung” zu verfaufchen und zwar mit 
den Worten : „nach den einfchlagenden gefeglichen Beſtim- 
mungen”. Ich frage, ob die Kammer diefer Abän- 
derung Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ia. 

Weiter, ob fie mit diefer Abänderung den $. 
42 gut heißt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 48. 
Vorbehalt ber alfgemeinen Pollzei+ und Gteuervorfefriften. 
(©. &.M. II, 8. ©. 252.) 


Die Motiven zu $$. 43—46 f. EM. N. ©. 


im Uebrigen aber den $. 42 unverändert zu 


252. a 


Der Hauptbericht fagt: 
Die 


. $$. 43 und 44 
erfheinen der Deputation fachgemäß und werden zur Ans 
nahme empfohlen. 


Im Nahberichte iſt zu $. 43 Nichts enthalten, 


Präfident v. Schönfeld: Da Niemand das Wort 
verlangt, fo frage ih, ob die Kammer auf Anrathen 
ihrer Deputation den $. 43 unverändert annehmen 
will? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

8.44 


Mefrere Werfftätten und Berfaufslocnle, Commanditen. 
(S. &M. I. 8. ©. 252.) 


Der Hauptbericht empfiehlt den $. 44 zur unver⸗ 
änderten Annahme, 
Im Nach berichte heißt cd: 


Zu $. 44. 

Unter Bezugnahme auf di in ber Petition der Dresdner 
Gewerbtreibenden ausgefprochenen Wünfche hat die jenfeis 
tige Deputation folgende Faſſung für $. 44 unter Beibe- 
haltung der Ueberfchrift nach dem Entwurfe vorgefchlagen: 

„Die Austibung eines freien Gewerbes fann durch 
denfelben Unternehmer an verſchiedenen Drten des Landes 


gen. — 
* CH {ft jedoch an denjenigen Orten, wo der Unter⸗ 
nehmer nicht felbft wohnt, dem Zweiggeſchaͤfte (Com⸗ 
manbdite) ein Stellvertreter ($. 41) vorzufegen. 

Zweiggeſchaͤfte biefer Art find bei der Obrigkeit des 


126 * 
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Ortes, an welchen fie ſich befinden, nach F. 4 anzu- 

melden, * 

Ein und derfelbe Gewerbtreibende darf an bemfelben 
Orte für biefelben Artikel nur eine Einzelverkaufſtelle, 
außer derjenigen an der Werfftelle, befigen.” 

Diefer Antrag wurde von mehreren Abgeordneten bes 
Zämpft, von anderen- aber vertheidigt und ſchließlich gegen 
18 Stimmen angenommen, ee rn 

Die unterzeichnete Deputation in ihrer Majorität 
findet die Hierdurch erzielte Einfehränkung des im Entwurfe 
enthaltenen Princips zweckmaͤßig und rathet daher 
den Beitritt zum jenfeitigen Beichluffe an. k 

Bon der Minerität (Dr. Koch und Referent) wird 
dagegen ingehalten, daß Umgehungen fehr leicht find_ und 
var die Falle, wo große Vervieifachung der Verkaufsftellen 
im Intereffe des Unternehmers liegt, nicht häufig vorkom · 
men werden. Sie kann fic daher für die fragliche Bes 
ſchraͤnkung nicht verwenden und beantragt 

die unveränderte Annahme des $. 44 nad) der Vorlage, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe nun zu erwarten, 
ob Jemand über $. 44 zu fprechen wuͤnſcht? 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich möchte mic) fehr anger 
legentlich verwenden für die Anſicht der Minoritätz ich 
ſcheue mich nicht, daß dadurch ein Differenzpunkt mit der 
weiten Kammerdeputation herbeigeführt werden würde. Bur 
Rechtfertigung der Minorität und des Grundes, meine 
Herren, der bdiefelbe geleitet hat, dag nämlich ein Ger 
fe würde gegeben werben, welches nur zu Umgehungen 
Veranlafjung geben Fönnte, bitte ih um Geftattung, 
Ihnen folgendes Zunftcurfofum vorlefen zu dürfen: 

Eine Danziger Fiſchhaͤndlerin hatte ſtatt der erlaubten 
wei Mannen acht aufgeftellt "und wurde deöhalb von der 

unft verklagt. Die Fiſchmarktordnung fagt: die Feilhal- 
tenden dürfen nur zwei Wannen vor fi haben. Die 
Em ftellte daher 6 Wannen hinter fid und wurde bed» 
alb freigefprochen. 

Mit Unnahme des Majorititsantrags werden Sie 
ähnliche Bunfteuriofa hervorrufen. 

Finanzrath v. Noſt iz ⸗Wal lwitz: Ich bedaure, daß 
die geehtte Majoritaͤt der Deputation durch den Befchluß 
der Zweiten Kammer ſich hat beſtimmen laſſen, von ihrer 
früheren, Anſicht in diefer Frage abzuweichen. Der Grund, 
welcher hier maaßgebenb geivefen zu fein ſcheint, iſt bie 
in ber Petition der Dresbner Innungsvorftände ausge: 
ſprochene Befürhtung vor der Uebermacht des Capitals, 
Meine Herren, der geehrte Herr Bürgermeifter Koch hat 
bereits darauf hingewiefen, wie leicht e fein würde, eine 
derartige Beftimmung, wie fie nach den neueſten Vor 
ſchlagen der Deputation ind Geſetz aufgenommen werden 
fol, zu hingehen. Mir ſcheint es aber auch in anderer 
Beziehung jedenfalls nicht gerechtfertigt, Hier bei dieſer 
Stage allein ‚eine Ausnahme von dem allgemeinen Prinz 
eipe der. Gewerbefreiheit zu ftatuiren. Es kommt näm: 
ich dann wieder darauf hinaus, daß man bie Rechte der Cons 
fumenten, welde man den Rechten der Producenten ge— 
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genüber vorausſtellen will, denen der Producenten unter: 
ordnet. Unfere größeren Städte, wie Dresden, Beibzig 
und Chemnig, wachſen jährlich in fo bedeutendem Maafe 
an. Denken Sie Sich nun, daß irgend ein Gewerbtreis 
bender, welcher im Stande ift, allgemeine Conſumtiond · 
artikel auf eine billigere und zugleich beſſere Weiſe hen 
zuftellen als Andere, durch das in $. 44 aufzunehmende Ber 
bot der gleichzeitigen Haltung mehrerer Verkaufslocale der 
Möglichkeit beraubt werde, in beiden Theilen von Dres 
den, in der Neuſtadt und Altſtadt, Magazine fir feine 
Verkaufsartikel einzurichten. Nehmen Sie z. B. an, & 
würde hier oder im der Nähe von Dresden eine große . 
Brodfabrit oder eine größere Mahlmuͤhle gegründet. Der 
Befiger der Fabrik würde nach diefer Beftimmung bio 
in der Altſtadt oder in der Neuftadt einen Verkaufe 
laden für feine Artikel halten dürfen und die Folge würde 
fein, daß 120,000 Confumenten zu Gunften von 100 
Bädern oder 50 Mehlhändlern die Erlangung des von 
ihnen gewuͤnſchten Brodes oder Mehleß wefentlich er 
ſchwert, ja nach Umſtaͤnden ganz unmöglich gemacht wer⸗ 
den würde. Ich glaube, wenn wir hier der Zweiten 
Kammer oder eigentlich den Wuͤnſchen der Dresdner Ins 
nungsvorflände nachgeben, fo machen wir ein Loch in 
das Princip des Geſetzes, welches mir wenigſtens durch ⸗ 
aus nicht gerechtfertigt erfcheint. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich muß meine 
Unfenntniß in der Sache geſtehen und bitte, daß bie 
geehrten "Mitglieder der Majorität der Deputation die 
Gewogenheit haben, die Gründe darzulegen, welche fie 
beftimmt Haben, dem Antrage der Zweiten Kammer beir 
zutreten. Es müffen gewichtige fein, fonft würden die 
Herren fid nicht dazu entichloffen habenz aber ermeffen 
kann ich diefelben noch nicht. Was der geehrte Sprecher 
vor mir gefagt hat, muß ich beftätigen. Es eriftirt [don 
jet eine ausgezeichnete Sorte Brod in Dresden. Das 
Local befindet fi im der Neuftadt und es kommen num 
die Conſumenten in die Verlegenheit, entweder auf bie: 
ſes gute Brod zu verzichten oder nach der Neuftadt zu 
ſchicken, was in Heinen buͤrgerlichen Haushaltungen, wo 
nur ein Dienftbote gehalten wird, Schwierigkeiten hat, 
alfo beinahe auf ein Verbot hinausläuft. Meine Ha 
ven, ich fehe micht ein, was man für ein Bedenken de: 
gegen haben Tann, daß Jemand mehrere Derfaufslocalt 
hat? Mit demfelben Nechte Könnte Demand fagen, eh 
darf Niemand mehr ald ein Nittergut habenz dad win ⸗ 
den Sie doch für eine ungeheure Befhränkung anfehen. 
Sprechen Sie einmal das Princip der Gewerbefreiheit 
aus, jo weiß ich nicht, warum nicht Jemand an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen Verkaufslocale Haben ſoll. 


Präfident v. Schoͤnkels: Herr Bändesbeflalter 
Hempel. 


— — 
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Landesbeſtallter Hempel: Ich verzichte auf das Wort, 
nachdem die Vorredner fi in dem Sinne ausgefproden 
Haben, in welchem ich ſolches zu thun beabfichtigte. 


Kammerherr v. Behmen: Für den Beitritt zur Anſicht 
der Zweiten Kammer ſchienen uns doch auch verfchiedene 
Gründe zu fprechen. Die Befürchtungen, die Herr d. Erd» 
mannöborff aufftellte, fcheinen doch etwas zu weit zu gehen, 
daß nämlic) dadurch eine Beeinträchtigung der Confumenten 
entftehen fönnte, wenn den Gemwerbtreibenden nur eine 
Verkaufsſtelle außer ihrer Werkftätte zu haben geftattet ift. 
Die Beforgniffe der Gewerbtreibenden felbft und die Ans 
ſicht der Zweiten Kammer beruht hauptſaͤchlich darauf, daß 
durch die Beſtimmung, welche die Bweite Kammer vorge 
Tchlagen hat, vermieden werde, daß nicht ein Gewerbtrei- 
bender in einer beſtimmten Branche durch überwiegendes 
Capital, was er vielleicht befigt, die ganze Branche mono» 
polartig in Teine Hände befommt und die Confumenten 
durch die thatſaͤchüchen Verhaͤltniſſe wiederum genöthigt 

‚ werden, nur bei ihm zu kaufen; daß er nicht die Füglich- 
keiten haben foll, die geeignetften und für den Verkehr 
beften Verkaufsftellen in feinen Beſitz zu bringen und fo 
die Gonfumenten von fi abhängig zu machen. Ich gebe 
zu, es iſt in der Hauptfache mehr eine Aengſtlichkeit, eine 
gerviffe Beforgniß, welche die Gewerbtreibenden diefe Bes 
flimmung wünfchen laͤßt; ich glaube aber, daß auf ber an» 
dern Seite auf eine foldhe Beforgniß einige Rückſicht zu 
nehmen ift, um die Gewerbtreibenden bei Aufhebung der 

‚ Bunftverfaffung und Einführung der Gewerbefreiheit doc 
uch zu beruhigen und ihnen den Uebergang wenigftens 
Teichter zu machen. Sollte fpäter wirklich diefe Beftime 
mung Bedenken erregen in der Praris, fo würde fie fehr 

« Teicht geändert werden können. 


Kammerherr v, Erdmannsdorff: Meine Herren! 
Ich muß fagen, die Befürchtung, daß dad Capital zu viel 
Herrſchaft gewinnen werde, habe ich allerdings von Haus 
aus gegen das ganze Gewerbegeſetz gehabt und ich leugne 
nicht, es hat mich viele Weberwindung gekoftet, ehe ich diefe 
Befürchtung überwunden habe. Aber fiellt man einmal 
das Princip auf, daß das Gewerbe fo eingerichtet werden 
Toll, wie es das Intereſſe der Eonfumenten verlangt, dann, 
meine Herren, weiß ich nicht, hat man wahrhaftig ſchon 
viel fchlimmere Beſtimmungen als dieſe. Ich ſehe feine 
Gefahr darinnen, daß Jemand, wenn er Geld hat, ſechs 
Locale hältz es iſt dies eben ein Beweis, daß das Geſchaͤft 
gut iſt und dann iſt es im Intereſſe des Publifums, wenn 
fein Gefchäft möglich viele Verkaufsraͤume hat. Daß 
Derjenige, welcher viel Capital hat, im Vortheil ift, gilt 
für die gangen&ewverbeordnung und ich wiederhole, es iſt 
Dies wohl der begründetfte Vorwurf, den man dem Vrin · 
cipe der Gewerbefreiheit machen kann. Hat man aber ein- 
mal das Princip aufgefteilt und hält es in viel gefähr- 
Ticheren Punkten aufrecht, fo weiß ich nicht, warum man 
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bei biefem, im Berhältniß zu bem großen Ganzen wahrlich 
Hein zu nennenden Punkte auf einmal ih das Princip ein 
Loch machen wi? 

Oberbuͤrgermeiſter Pfotenhauer: Meine Herren ! 
Es will mir in der That wunderbar erfcheinen, daß, nach— 
dem man fein Bedenken getragen hat, $. 39 zu genehmte 
gen, durch welchen alfo mit einem Schlage alle Verbier 
tungörechte für immer aufgehoben werden; nachdem man 
nicht Bedenken getragen hat, folchergeflalt die Rechnung mit 
einer Jahrhunderte alten Verfaſſung abzufchliegen, man jest 
auf einmal Anftand nimmt, einem Antrage zu entfpredhen, 
der hervorgerufen worden ift durch Petitionen aus ber 
Mitte der Gemerbtreibenden ſelbſt. Ich habe mir ſchon 
einmal barauf hinzuweiſen erlaubt, daß die Petition, bie 
aus der Mitte der hiefigen Gewerbtreibenden hervorgegan- 
gen iſt, keineswegs zu denen gehöre, die gegen das Princip 
der Gewerbefreiheit anftreben, alfo ſich im entſchiedenſten 
Gegenſatze befindet zu zahlreichen andern Pefitionen, bie 
fonft bei uns eingegangen find, Im der Petition der hiefl« 
gen Gewerbtreibenden ift nun ausbrüdlich als ein Uebel 
ftand die Freiheit der Gewerbtreibenden bezeichnet worden, 
Verfaufsftellen, foviel fie Toollen, halten zu bünfen. Ihre 
Deputation hat bei der erflen Berathung, wie aus dem 
Hauptberichte hervorgeht, Fein Bedenken getragen, bem 
Entwurfe beizuflimmenz fie hat aber doch bei anderweiter 
Erwägung infolge der Petition und des Majoritätsbeichlufs 
ſes der Zweiten Kammer ſich fagen müffen, daß, wenn es 
den Gewerbtreibenden felbft zur Beruhigung diene, es wohl 
am Orte fei, dieſen Bermitthungs. »umd :Verföimungsweg 
einzufchlagen, umfomehr ald eine wefentfiche Abweichung 
von dem Principe dadurch nicht herbeigeführt wird, Es 
wird alfo nad dem gegenwärtigen Maojoritätsvorfchlage 
jedem Gewerbtreibenden künftig geftattet fein, außer feiner 
Werfftätte noch in einem Verkaufslocate feine Krtifet dem 
Publitum varzubieten. Er kann auch außerdem noch auf 
mannigfacd andere Art fich helfen; denn es ift ihm unver» 
wehrt, feine Waaren Dreien, Vieren, Fünfen und wer 
weiß wie Vielen in Commiffion zu geben. Vom allgemeis 
nen gewerblichen Geſichtspunkte aus dürfte es nicht zu bee 
fünworten fein, daß ein Gewerbtreibender an unzähligen 
Localitäten feine Waaren feilbietet, Mir ſcheint allerdings 
für den Handwerker die Werkfiätte die Hauptfache zu fein 
und ann ich in feiner Werkftätte die Gewerbserzeugniſſe 
taufen, fo verzichte idh recht gern auf ein noch fo elegant 
eingerichteted Verkaufslocal. In der Hauptfache befenne 
ich offen, id) wuͤnſche, daß wir in biefer Frage mur vers 
mitteind uhd verföhnend auftreten und aus dieſem Ger 
fihtspunfte hat aud die Majorität „den Antrag zur 
Annahme empfohlen. Es wird übrigens aud) in dieſem 





Yuhkte gerade fo gehen, wie bei dem frühen, meine Here 
ven, wo wir beſchloſſen haben, für bie Sewerbsmimdigkeit 
anftatt des 21. das 24. Jahr feſtzuſtellen. Ich wünſche 
daß diefer und der Punkt Über das Alter bei $. 44 bie 





852 


zingigen Anftände fein mögen, bie vielleicht fpäter zur Ab · 
änderung in der Gewerbegefebgebung Veranlaſſung werben. 
Finden wir nad) praftifcher Handhabung der Gewerbeord- 
nung, daß wir zu weit gegangen find, fo werden wir jenes 
Ultersjahe leicht herabfegen koͤnnen und finden wir, daß es 
in voitswohlfahrtlicher Hinficht unbedenklich ift, dem Ge 
werbtreibenden zu geftatten, ſoviel Verkaufsſtaͤtten zu 
etabliren, als er will und kann, fo wird ſich fehr leicht 
durch eine Nachtragöbeftimmung eine Yenderung treffen 
laſſen, ohne daß im dieſer oder jener Hinſicht eine wefent- 
Tide Ulterirung des Princips ber Gewerbefreiheit dadurch her- 
beigeführt wird. 

Referent Bürgermeifter Müller: Ich habe zur Ver⸗ 
tretung der Minorität mich dem anzuſchließen, was bereits 
von mehreren Sprechern bemerkt worden iſt; ich habe dem 
nur noch beizufügen, daß auch nach Seite 124 der allges 
meinen Motiven der Staatsrath ſich für die Anficht ber 
Minorität ausgefprochen hat, was neben der Regierungs- 
vorlage allerdings von Wichtigkeit fein muß, da in dem⸗ 
felben fehr tüchtige.Kenner der Gewerböbrandhen mitgewirkt 
haben. Außerdem muß ich aber in Bezug auf Tas, was 
wir vom legten geehrten Sprecher vernommen haben, dar ⸗ 
auf aufmerffam machen, daß der letzte Satz des $. 44, 
wie er in der jenfeitigen Kammer befchloffen wurde, 
fo lautet: 

„Ein und derfelbe Gewerbtreibende darf an dems 
felben Orte für diefelben Artikel nur eine Einzelverfaufe 
ftelle außer derjenigen an ber Werkftätte befigen.” 

„und. daß es im zweiten Abfage, wo von Zweiggeſchaͤften 
die Rede ift, fo heißt: 

„Es ift jedoch an denjenigen Orten, wo der Unter: 
nehmer nicht felbft wohnt, dem Zweiggeſchaͤfte (Gommans 
dite) ein Stellvertreter ($. 41) vorzufegen,” 

fo daß alfo das wohl kaum nach Faffung des Paragraphen, 
wie er in der Bweiten Kammer befchloffen worden ift, zur 
1äffig fein möchte, was von bem geehrten Herrn Sprecher 
erwähnt worden iſt. 


Finanzrath v. NoftizeWallwig: Mir erfcheint es 
im Oegenfage zum Herrn Oberbürgermeifter wunderbar, 
dag man, nachdem man $. 39 befchloffen hat, die Verbie 
tungörechte in Wegfall zu bringen, gleihwohl bier ein 
neues Berbietungsrecht, (denn etwas Aehnliches iſt es doch), 
ſchaffen will. Der Herr Oberbürgermeifter Hat namentlich, 
darauf Gewicht gelegt, daß der Gewerbtreibende nicht blos 
an feiner Verfaufsftele, fondern auch in feiner Werkftatt 
feine Waaren verkaufen fönne und daß für den Handwer- 
Ter die Werfftätte die Hauptfache bleibe. Hierbei ſcheint 
mir aber bie künftige Geftaltung des Gewerbebetriebe zu 
wenig in's Auge gefaßt zu fein. Gegenwärtig allerdings 
find die Handwerker faft nur in den Städten zu finden; 
fie find genöthigt, nicht nur ein Berfaufslofal, fondern 
auch ihre Werkftätte hier zu halten. Dagegen glaube ich, 
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dag in der Zukunft fehr häufig der Gewerbebetrich, die as 
brifation im Großen wie im Kleinen, ſich mehr aus den 
Städten hinaus auf das platte Land wenden wird; nament: 
ih dürfte das in der Nähe von großen Städten der Fall 
ſein, wie z. B. bei Leipzig, wo gegenwaͤrtig noch gewiſſe 
Dörfer, die unmittelbar in der Nähe der Stadt liegen, vom 
Stadtbezirke aber, ſoviel ich weiß, ausgefchloffen find, kuͤnf⸗ 
tig gewiß die hauptſaͤchlichen Site des Handwerksbetriebs 
und der abrifation fein werden. Es Fommt alfo faktiſch 
darauf hinaus, daß derartige Handwerker, die auf den 
Dörfern figen, in der Stadt blos ein einziges Verkaufs⸗ 
lokal haben. Ich bin alfo, wie ich nochmals erkläre, dar 
für, daß es bei der urfprünglichen Faſſung bleibe, 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich komme mit dem geehr⸗ 
ten Vorredner darin überein, daß die Beweisfuͤhrung meis 
nes geehrten Nachbars Pfotenhauer vielmehr für und 
fpricht, als gegen die Minorität. Denn, meine Herren, 
es muß allerdings Wunder nehmen, wenn wir im Ganzen 
und Großen dad Princip als richtig anerkennen und dennoch 
in Nebenpunkten diefes Princip wieder verlaffen. Ich muß 
aber doch, anfnüpfend an das, was der Herr v. Noftije 
Wallwitz fagte, noch Folgendes hervorheben. Indem wir den 
Antrag der Majorität eintreten laffen, führen wir eine bis» 
her noch nicht beftehende Beſchraͤnkung ein, namentlich in 
Bezug auf die Confumtibilien, auf die Gegenftände, welche 
für den täglichen Lebensbedarf nothwendig find. Es lag 
3. B. bisher in den Händen der Ortöbehörden, dem Schwarz 
brobhandel jegliche Freiheit zu geflatten. Da nun aber ber 
Schwarzbrobhandel oder das Gewerbe ber Bäderei vom 
Geſetze nicht ausgenommen ift, fo wird fünftig auf biefe 
Geſchaͤftsbranche das Geſetz Anwendung leiden müffen und 
es wird ortsobrigkeitlich einem Schwarzbrodhaͤndler nicht 
geftattet fein, an verſchiedenen Stätten zu verkaufen. Auch 
der Fleiſcher wird fünftig außer in feiner Werkſtatt nur an 
einem einzigen Punkte in der Stadt verfaufen koͤnnen und 
das ift für die Gonfumenten namentlich in großen Städten 
unter allen Umftänden unzuträgli. Wenn von meinen 
geehrten Nachbar befürchtet worden ift, daß Gewerböins 
haber „unzählige” Verkaufsſtellen einrichten werden, ſo 
ſcheint mir diefe Befürchtung unbegründet. Der Gewerbs 
treibende wird ſoviel Gewerbftätten einrichten, ald das 
eigene Intereffe zuläßtz das eigene Intereſſe wird aber 
durch dad Intereffe der Conſumenten beftimmt und went 
ein ſolches bei lehteren nicht vorhanden ift, fo wird ber Ge⸗ 
werbtreibende bei der Haltung mehrerer Verkaufoſteuen 
feinen Vorthell nicht finden und er wird es daher bleiben 
laſſen, feinen eigenen Nachtheil herbeizuführen. 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich muß ber Ber 
Hauptung des Herrn Worrebnerd widerfprechen, daß durch 
Annahme dieſes Antrags ein Nachtheil für bie Sonfumene 
ten hervorgehe, namentlid, infofern fie im bem, jederzeitig 
unbef&ränkten Einfauf von Brod und Flelſch gefört wer- 


tpidigital.slub-dresden.de/ppn2002826 72 





853 


den würden. Dem ift nicht fo; denn das find Artikel, die 
täglich auf offenem Marfte feil gehalten zu werden pflegen 
und dort für Jedermann leicht zu haben find. — Erlauben 
Sie, daß ich es noch einmal wisderhofe: ein Hauptgrund, 
aus dem die Majorität die Annahme ihres Vorſchlags Ihe 
nen empfiehlt, ift, um möglicherweife unbegründeten, aber 
immerhin ziemlich allgemeinen Befürchtungen der Gewerbs 
treibenden zu begegnen. Meine Herren, die Bitten, die 
dieſen Antrag zur Folge hatten, find hervorgegangen von 
den Vertretern der größten Innungen des Landes, alfo 
doch wohl jedenfalls von Solchen, die bei der Sache aufs 
Tiefftinnigfte betgeitigt und mit dem Weſen der Sache 
vertraut find. Ich hätte es gern vermieden, auch mod 
einen Grund anzuführen, der die Petenten zu biefer Ber 
fürdtung gebracht haben mag, es ift die Furcht vor dem 
Eindringen audländifcher Sraeliten. Ich bin nicht in der 
Lage, zu beurtheilen, inwieweit diefe Furcht Begründung 
haben mag; aber fie ift unter den Gewerbtreibenden vor» 
handen und dies ift eines ber Hauptmotiven für die 
Petenten. 


Vicepräfident v. Friefen: Es konnte allerdings über ⸗ 
raſchend erfcheinen, daß die Deputation, nachdem fie Anfangs 
fuͤr die unveränderte Annahme des Paragraphen geſtimmt 
hatte, nun zu einem andern Beſchluß -übergegangen ift 
and, zwar auf Anregung eines Beſchluſſes der Zweiten 
Kammer. Indeffen ift hauptfählic zu beachten, daß ber 
Beſchluß der weiten Kammer, dem nun die Majoritat 
der Deputation beitreten will, von ben Gewerbtreibenden 
felbft ausgegangen ift. Nicht der Geſetzgeber hat eine Ber 
ſchrankung beabfichtigt, ſondern die Gewerbtreibenden haben 
ſeibſt gefühlt, daß hier eine gewiſſe einſchraͤnkende Beftims 
mung nothwenbig ſei und zwar im Intereffe eines regel: 
mäßigen und ordnungsmäßigen Gewerbebetriebe. Es iſt 
hier durchaus micht die Abficht, ein neues Verbietungsrecht 
einzuführen; es iſt daher der Einwand, daß ſolches geichehen 
tolırde, nicht begründet, im Gegentheil würde ein Berbietungd: 
echt, wenigſtens ein factiſches eingeführt werden, wenn ein 
Gewerbtreibender, ein Verkaufender durch befonders glüds 
che Umftände beguͤnſtigt oder dur großen Capitalbeſitz 
unterftügt, in bie Lage füme, ben Verkauf feiner Artikel 
in einem Orte faft ganz allein an ſich zu reißen. Gerade 
im Intereffe der Gewerbefreiheit ſcheint mir „der Antrag 
der Majorität fehr geeignet und annehmbar zu fein; es 
follen eben an’ denn Gewerbe möglichft Alle Theil nehmen 
und das Gewerbe betreiben fönnen; es foll ſich aber nicht 
ein Ginzelner an einem Orte dieſes Gewerbes ober dieſes 
Verkaufes ganz allein bemaͤchtigen koͤnnen. Der Antrag 
ift daher auch im Intereffe und zu Gunften des Publikums, 
"damit dieſes Gelegenheit finde, feinen Bedarf an fo vielen 
Orten als möglich zu befriedigen und nicht gezwungen fei, 

+ lo von einem Manne und an einem Drte und in beffen 





Gegentheil würde davon entſtehen, was gefagt wurde; ein 
Verbietungsrecht würde entfichen, wenn ein einzelner Ger 
werbtreibender an allen Verfaufslocalen des Ortes feine 
Erzeugniffe verkaufen dürfte. Mir fcheint doch dadurch, 
daß ber Gewerbtreibende an feinem Orte in der Werkſtelie 
und in einer einzelnen Verkaufsftelle verkaufen dürfe, für 
fein Gewerbe alle Freiheit gegeben zu fein. Er Fann bie 
Verkaufsſtelle fo großartig einrichten, wie er nur will; alfo 
ſchon badurd einen überwiegenden Vortheil über Andere 
haben. Man würde es eben fo gut ein Verbietungsrecht 
nennen koͤnnen, wenn man einem Gewerbe, welches der Gon« 
ceffion bedarf und welches an einen gewiffen Ort gebunden 
ift, nicht geftatten wollte, diefelbe Conceffion an drei, vier 
und noch mehr Orten einer Stadt auszuüben. Das Con» 
ceffionsgewerbe ift doch auch am einen gewiffen Drt ger 
bunden. Wenn der Herr Referent ald Mitglied ber Mino— 
ritaͤt anführte, daß die Beftimmung deöwegen bedenklich 
wäre, weil fie num gefeglich würde und deshalb ſchwerer 
abzuändern wäre, fo muß ich mich freilich nach unferer 
Kenntniß ber Gefeßgebung darauf beziehen, daß unfere 
Geſetzgebung feir einer Neihe von Jahren doch fo wechfelnd 
und mannigfad und vielfältig geworben ift, daß es In ber 
That nicht fehr ſchwer fein dürfte, ein Geſetz, das wir bei 
diefem Landtag berathen, bei einem naͤchſten Landtag wieder: 
aufzuheben oder zu modificiten. Ich glaube biefe Schwie ⸗ 
vigkeit hat und bis jetzt nicht fo fehr in Verlegenheit 
gelegt, wenigftens in der Juſtiz haben wir zu dem Grimis 
nalgefegbuche wiederholt Novellen befommen und e& werben 
auch wohl noch mehrere folgen. Das würbe bie allerge» 
ringſte Schwierigkeit fein. Der Fall, der ald Beifpiel und 
Beweis angeführt wurde, daß die Beftimmung fehr leicht 
zu umgehen fein würde, der Fall von den zwei Fiſchwan · 
nen und darauf folgenden fechs Fiſchwannen beweift meis 
nes Erachtens weirer Nichts, als daß die aufiehende und 
entſcheidende Behörde ſich durch einen wigigen Einfall hat 
abhalten laffen, das Recht zu entfcheiden. Das war wohl 
augenſcheinlich, daß, wenn die Frau nicht das Recht hatte, 
zwei Fifhwannen aufzuftellen, fie auch nicht dad Necht 
hatte, ſechs Fiſchwannen aufzuftelen. Indeſſen folde 
Einfälle machen oft Glück und helfen einer Perfon durch 
auch bei der augenſcheinlichſten Gontravention. Ich 
glaube, mit allem Rechte koͤnnen wir und für Annahme 
des Majoritätsvorfchlags zu $. 44 verwenden. 


Präfident v. Schönfeld: Der Herr Freiherr v. Well 
hatte früher [don ums Wort gebeten, es war mir das ents 
gangen, ich ertheile ihm jet das Bort. 


Freier v.Weld: Ich werde für die Majoritaͤt ftime 
men und zwar aus Biligkeitögefühl, Nachdem wir auf die 
fo große Anzahl Peiltionen, die aus allen Theilen des Lans 
des gegen dad Gewerbegefeh eingegangen find, gar feine 





Berkaufsftellen zu kaufen. Es ſcheint alfo, gerade das 
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NRüdficht genommen haben, -[heint es mir doch wirklich 
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eine Pflicht der Biligkeit zu fein, daß man wenigftens 
auf einen Wunſch diefer zahlreihen Petenten Rüdfict 
nehme, ver noch obendrein mit dem Grundprineipe des 
Geſetzes gar nicht eben in directem Widerfpruche ſteht und 
der hoͤchſtens als ein einzelner Ausnahmefalf, deren ja wohl 
bei jedem Gefege vorkommen Fönnen und müffen, betrach - 
tet werden koͤnnte. Meine Herren, ich glaube, die Hoff- 
nungen, die viele Laufende unferer ſaͤchſiſchen Innungsge 
noffen in diefer Angelegenheit auf die Erſte Kammer ges 
fegt haben und wohl auch fegen konnten, weil allerdings 
die Grundfäge, denen wir hier bei diefem Geſetze hulbigen, 
ehr denen widerfprechen, bie die Erſte Kammer zeither ſtets 
für ihre Pflicht erachtet hat feftzuhalten, diefe Hoffnungen, 
glaube ich, werden fehr getäufcht werden und ich geſtehe 
aufrichtig, daß mir bies fehr leid tut. Ich kann alfo ums 
foweniger ein Bedenken finden, in einem Punkte, der, wie 
gefagt, nicht gerade ein fehr weſentlicher ift, mich hier im 
Sinne jener Petition auszufprechen. Die noch tiefer 
liegenden Gründe, die mich dazu bewegen, find ganz bier 
felben, die foeben von dem geehrten Herrn Vicepräfidenten 
angeführt wurden und ich gebe mur noch zu bedenken, 
daß, wenn wir, wie es offenbar hier der Fall fein würde, 
dem Capital, alfo dem reicheren, wohlhabenderen Gewerb: 
treibenden das einräumen, fein Gewerbe in fo weit ums» 
faflender Moaße zu ketreiben, daß dann am Ende der 
Zwang, den künftig das Capital auf dad Publitum aus · 
Abt, viel härter fein und zehnmal ſchwerer empfunden wer 
den wird, ald ber Zwang, ber jetzt durch bie Verbietungd- 
rechte und bie zeitherige Imnungsverfaffung ausgeuͤbt 
wurde. Ih werde alfo jedenfalls mit der Majorität 
fimmen. 

Bürgermeifter Hennig: Ich wollte mich in der Haupt» 
ſache in demfelben Sinne ausſprechen, wie der Herr Bices 
präfident, Ich finde die Beſchraͤnkung, bie wir vorſchla⸗ 
gen, durchaus nicht fo bedenklich; ich glaube, man wird 
damit weder ben Gewerbtreibenden, noch den Conſumen⸗ 
ten zu nahe treten. Man ſprach zunächft nur von den grö- 
Feren Städten, namentlich Dresven und fagte, wenn Je-⸗ 
mand in Neuftadt wohnt und dort feine Werkftatt hat, fo 
iſt es eine Unbilligfeit, daß er nicht auch in anderen Stadt 
theiten, z. B. in Altftadt, Verkaufsftellen haben darf. 
Nach dem Vorfchlage der Majorität Bann er zwei Vers 
Taufsftellen haben. Wohnt er in Neuftadt, fo Eann er 
hier bei feiner Werkſtatt feine Gewerböerzeugniffe oder Fa⸗ 
brikate verkaufenz eine zweite Verkaufsſteüe kann er in 
Altſtadt Haben. Dazu kommt aber nun noch, daß der 
Marktverkehr durchaus nicht durch dieſe Beſchraͤnkungen 
getroffen wird. In großen Städten wird vielfacher Markt« 
verkehr fein; es ift faft jeden Tag fögenannter Wochens 
markt, fo daß für den Gewerbsmann hinlänglich Gelegen- 
heit vorhanden ift, in größeren Städten feine Fabrifate zu 
derwerthen. Die Confumenten haben dann ebenfalls hin- 
reichende Gelegenheit, die Waaren auf bequeme Weiſe zu 
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beziehen. Was aber die Heinern und mittlern Städte an⸗ 
langt, ſo iſt der Vorſchlag der Majoritaͤt gerodezu eine 
Nothwendigkeit. Denken Sie ſich kleinere Städte, wo, 
um mid; dieſes Beiſpiels zu bedienen, ſechs Matetiatiſten 
fi befinden. Es kommt nun ein Kaufmann, ver zugitich 
ein reicher Capitaliſt iſt, auf die Idee, den ganzen kaufe 
maͤnniſchen Gefcäftöbetrieb an fid zu bringen. Ihm wir, 
es bei feinem Gapitale möglich fein, alle übrigen Kaufleute 
in diefem Fache aus dem Felde zu ſchlagen. Er wird an 
faͤnglich mit feinen Waaren fchleudern und wird auf diefe 
Weiſe feinen Zweck erreichen. Was ift die Folge davon? 
Die Concurrenz, die wir wollen, wird nicht befördert, fie 
wird vielmehr auögefchloffen zum großen Nachtheil der 
Confumenten und ber an biefem Drt etablirten Kandel 
und Gewerbtreibenden. Ich rathe daher an, daß man bie 
Befhränfung annimmt, wie fie in der Zweiten Kammer 
angenommen worden ift. 

Königl, Commiffar Dr, Weinlig: Ich möchte mid, 
nur für Beibehaltung der urfprünglicen Faſſung deö Cut 
wurfs noch mit wenigen Worten verwenden. Ich gebe zu, 
praktiſch ift die Sache von einer fehr großen Bedeutung 
nicht; denn die Erfahrung Iehrt, daß bereitö auf denjenigen 
Gebieten, wo wir folche Beſchraͤnkungen nicht kennen, thate 
ſaͤchlich der Gewerbtreibende und Kaufmann von einer fo 
horrenden Vervielfältigung feiner Verkaufsſtellen, von einer 
ſolchen Zerfplitterung feines Gefchäfts, wie fie die Herren 
der Majorität ald Schredbild vor Augen haben, keinen 
Gebraud macht. Wir haben ſolche reichliche Erfahrungen 
dafür, daß Leute, die ein ſolches Gefchäft verſucht haben, 
wie eben Herr Bürgermeifter Hennig uns mit ziemlich 
ſchwarzen Farben ausgemalt hat, in der Regel faft ftetd zu 
Grunde gegangen find, ald volltommen gerechte Strafe für 
ein induſtriell unrichtiges Princip. Es ift volllommen une 
richtig, wenn ein Gefdhäftsmann den Markt allein ber 
hertſchen will und wenn er biefes Princip praktiſch durch 
führen will, geht er über kurz oder lang zu Grunde. Das 
ift der Grund, warum die Regierung Fein Bedenken ger 
tragen hat, jene Beftimmung, die einfach in ber Gonfequenz 
des Geſetzes liegt, zu empfehlen, ohne die Befrchtung zu 
hegen, welche die geehrten Herren an das Gegentheil knüpfen. 
Es folgt hieraus auf der anderen Seite, daß, wenn man 
die Beſchraͤnkung, wie fie. vorgefchlagen wird, annimmt, 
auch das Unglück für die Confumenten nicht fo groß ſein 
wird, ald e& von der anderen Seite gefehildert worden ih, 
weil es in der Natur des Gefchäfts liegt, daß Jeder ſich 
auf eine oder fehr wenige Berkaufsftellen befchräntt. Wenn 





man übrigen innerhalb der Gefchäftszweige, wo unbebingte 
Freiheit jet herrſcht, die Leute hören will, fo wird man 
wohl fehr felten die Klage hören, daß die Kleinen den Gros 
Ben gegenüber gar nicht fortfommen Fönnten. In Ne In⸗ 
duſtrie/ im Handel wird man unendlich ſelten dies hören; 
man wird aber fehr häufig hören Seiten ber Se 
daß gegenwärtig gar Fein großes Gefcäft zu machen ſeh 
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weil zu viel Concurrenz und zwar durch Feine Leute da 
fei. Sie werben die Klagen ber großen Gefchäftsleute über 
die Eoncurrenz ber Beinen unendlich häufiger finden, als 
die Klagen über Erbrüdung der Meinen durch die großen. 
Es liegt das in ber Natur der Sache. Das ift es, was 
ich nur beiläufig als Troſtgrund erwähnen wollte für Die: 
jenigen, die fortwährend meinen, man müfje durch folde 
kuͤnſtliche Beflimmungen der Uebermacht des Capitals ent 
gegentreten. 

Landesbeftallter Hempel: Obſchon ich nad ben 
Bemerkungen des Herrn Commifjars kaum nöthig habe, 
meinerfeitd weiter dad Minoritätsgutachten in Schutz zu 
nehmen, fo kann ich doch nicht umhin, auf die Bemer- 
ung des Herrn Oberbürgermeifters Pfotenhauer, da ein 
hauptfächliches Motiv zu der von der Majorität vorger 
ſchlagenen Beſchraͤnkung die Befürchtung des Eintritts 
ausländifcher Israeliten fei, zu erwidern, daß dieſe Bes 
fürdtung unbegründet fein dürfte. Denn das Gewerbe: 
gefeh ändert an der Bulaffung der ausländifchen JIsrae · 
ten zur Betreibung eines Gewerbes in Sachſen Nichts 
ab; es beftehen die in dem Gefeh vom 16. Auguft 1838 
wegen ber Niederlaffung ausländifcher Juden im hiefigen 
Lande entpaltenen Befchränkungen, mit den in dem Ger 
fege vom 2. Juli 1852 enthaltenen Mobificationen fort. 


Freiherr v. Weld: Bur Erwiderung! In Bezug 
auf die Aeußerung, die wir foeben hörten, erlaube ich 
mir nur auf das aufmerfjam zu machen, was, wie mir 
ſcheint, fehr richtig vorhin vom Herrn Vicepraͤſidenten 
bemerkt wurde, nämlich auf die große Flexibilitaͤt unfrer 
neuen Gefetgebung. Infolge berfelben kann ja auch 
in der ebengedachten Beziehung fehr leicht eine Bern 
derung eintreten. Da ich einmal das Wort habe, fo er 
Taube ich mir noch, dem ausdruͤcklich beizuflimmen, was 
vom Heren Bürgermeifter Hennig erwähnt wurde. Bei 
allen Bedenken, die gegen das Majoritätsgutachten er⸗ 
hoben wurden, ift immer nur auf die beiden Städte 
Leipzig und Dreöden Bezug genommen worden. Allein, 
meine Herren, das Land befteht aud noch aus andern 
Städten und Orten und die nachtheiligen Folgen der 
Beftimmung, wie fie im Entwurfe fteht, werben ſich weit 
mehr auf dem Sande und in den leinen Landſtädten 
äußern, als in den großen Städten, wo uͤberhaupt ein weit 
größerer Markt flattfindet und wo. fo zu fagen, das 
Auskaufen einer- ganzen Gewerböbrande viel ſchwieriger 
AR, während: dies in Meinern Städten ſehr leicht ger 
ſchehen kann. 

Präfident u» Schönfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, um uͤber $. 44 zu ſprechen, fo Schließe ih 
bie Debatte über denfelden und zwar unter Ertheilung 
des Schlußwortes an den Herrn Referenten. 


Referent Bürgermeifier Mütter: Ich habe blos auf 
ER. G. Abonnement). * 
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einen Punkt aufmerffam zu machen; dad iſt ber, daß ge 
fagt wurde, man hätte auf die Petitionen Feine Nüdficht 
genommen, man möge doch den Petenten Gehör ſchenken im 
diefem Punkte. Meine Herren! Es geht aus dem Nachber 
richte hervor, daß gerade auf die Petitionen Seiten ber 
Deputation ein großer Werth gelegt worden if. Sch 
glaube, man fönnte cher fagen, die Deputation habe den 
Petitionen ein zu großes Feld eingeräumt. Es find dies 
felben fehr nachſichtig behandelt, auf dad Genauefte und 
Sorgfältigfte geprüft worden; man hat wegen Wichtigkeit 
der Sache von Ausſtellungen abgefehen, wenn fie formeller 
Natur find; man hat die Petitionen zu beruͤckſichtigen ger 
ſucht; es ift das aud an andern Orten gefchehen, wenn 
auch nicht am diefer Stelle. Ich erwähne nur die Petitionen 
auf das 24. Jahr; diefe hat man berüdjictigt, indem man 


‚nicht das 21., fondern das 24. Jahr für die Selbkändigs 


keit der Gewerbe feftgeftellt hat. Ebenſo hat man bie Per 
tition bei 5.20 berüdficgtigt und es ift bei einzelnen Punks 
ten bier und da, ohne daß es ausdrüͤcklich bemerkt wor« 
den ift, durch vorgefchlagene Veränderungen auf die Bitten 
der Petenten Nüdfiht genommen worden. Im Uebrigen 
habe id}, nachdem von fo vielen Seiten das Minoritätds 
gutachten vertheibigt worden if, Nichts weiter beizufügen. 
Ich glaube aber, daß, wenn: dad Mojoritätsvotum anges 
nommen werben follte, künftig namentlich die Gewerbe in 
Heinern Städten ſich eher darlıber beklagen werben, zumal 
auch kein Diöpenfationsrecht beigefügt werben ſoll. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde nun zur Ab⸗ 
fimmung übergehen. In Bezug auf $. 44 iſt Majorirdt 
und Minorität vorhanden. Die Majorität fehlägt ven 
Beitritt zu der von ber Zweiten Kammer genehmigten Faſ⸗ 
fung vor. Diefelbe befindet ſich im Nachbericht Seite 386 
und fängt mit ben Worten an: „Die Aushbung” und 
endigt mit „befigen”. Die Minorität ſchlaͤgt die Ablehnung 
diefer Faffung vor und dafür die unveränderte Annahme 
des Paragraphen nad dem Entwurfe. Ich werde zuerſt 
die Frage auf das Majoritätögutachten zu richten Haben, 
Ich frage, ob die Kammer der Majorität in Ber 
treff des $. 44 beitreten will? — Mit 24 Stim- 
men gegen 11 ift der Antrag der Majorität ange 
nommen. 

Es erledigt ſich fomit der Vorſchlag der Minorität 
und ich habe nur noch zu fragen, ob die Kammer ben 
$. 44 in der beſchlofſenen Weife und mit unver⸗ 
änderter Beibehaltung der Ueberſchrift nad bem 
Gefegentwurfe annimmt? — Einſtimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 45. 
Wegfall räumlicher Befehränkungen. 
(S. EM. U. 8. S. 202) 





Motiven find zu diefem Paragraphen nicht gegeben. 
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Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 45 
wird ber größeren Deutũchkeit halber folgende, mit dem 
Herrn koͤmglichen Commiffar vereinbarte Fafjungsveräns 
derung zut Annahme empfohlen: 

Feder Gewerbtreibende darf von feinem Mohnorte 
aus feine Erzeugniffe an jeden anderen Drt deö Landes 
abliefern und dafelbft aufftellen, oder feine Gewerbäar: 
beiten bei den Kunden felbft oder durch feine Arbeiter 
ausführen, auch Beſtellungen felbft oder durch Beauf- 
tragte fammeln."” 

Die jenfeitige Deputation hat diefe Faſſung ebenfalls 
adoptirt. 


Im Nachbericht heißt es: 


Bu $. 45. 

Auf Wunſch des Regierungscommiffars ift, um den 
Zweifel zu befeitigen, al3 ob durch $. 45 die Beftimmung 
des $. 7 aufgehoben werde, in der jenfeitigen Kammer bes 
fehloffen worden: 

am Schluſſe des $. 15 annoch die Morte bei- 
Klum; „mit Ausnahme des Subjeribentenfammelns 
» (vergl. $. 7). 
Der Beitritt 
empfohlen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 45 das Wort verlangt? — Da das nicht 
der Fall iſt, fo wende ich mich fogleich zur Abftimmung. 
Bu $. 45 wird Folgendes vorgefehlagen und zwar die Faf⸗ 
fung, wie fie im Hauptberiht auf ©. 46 zu finden ift. 

Jeder Gewerbtreibende darf von feinem Wohnorte 
aus feine Erzeugniffe an jeden anderen Ort des Landes 
abliefern und dafelbft aufitellen, oder feine Gewerbs» 
arbeiten bei den Kunden felbft oder durch feine Arbeiter 
ausführen, auch Beftellungen felbft oder durch Beauf⸗ 
tragte ſammeln.“ 

Ich frage, ob die Kammer diefe Faffung an- 
nimmt? — Einflimmig Ja. 

Es ift weiter ein Bufag befchloffen worden; terfelbe 
befindet fi im Nachbericht auf Seite 397 und befteht in 
den Worten: „mit Ausnahme des Subferibentenfammelns 
(vergl. $. 7)". Die Deputation räth an, biefen Zuſatz zu 
genehmigen. Ich frage, ob die Kammer deffelben 
Sinnes iſt? — Einſtimmig Ja. 

„Die Ueberſchrift wird nach Inhalt des Geſetzentwur ⸗ 
fes zur unveränderten Annahme empfohlen. Ich frage, ob 
die Kammer aud hierin ihrer Deputation beis 
tritt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer dem $. 45 in der 
befhloffenen Weife Beifall ſchenkt? — Einftim« 
mig 3a, 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 46. 
SGHeihgeitiger Betrieb mehrerer Gewerbe. Freie Aſſociation. 
G. EM. 1. K. S. 262) 


zu biefem Beſchluß wird andurch 





Motiven find bei $. 43 gegeben. 
Der Hauptbericht fagt: 


& 46 
hat Seiten der Deputation keine Einwendun— 
man empfiehlt ihn , 3 erfahren, 
zur unveränderten Beibehaltung. 


Im Nachberichte iſt zu $. 46 Nichts gefagt. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über $. 46 
zu fprechen wünfcht, fo frage ih, ob die Kammer dem 
Antrage ihrer Deputation gemäß den $. 46 an» 
nimmt? — Einfiimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 47. 
Wegfall der Taxen, 
(S. EM. U. 8. S. 263.) 


Die Motiven zu $$. 47 und 43 |. EM. IL, 
©. 263. . 
Der Hauptbericht fügt: 
Bu 8. 47 
ift von der Deputation der Zweiten Sammer die Ummand« 
lung der Worte: — : 
„mit Ausnahme ber in 6. 7 unter 4, $. 12 unter 3, 
86. 13 und 14 genannten Gewerbe” 
in die Worte: 
„außer bei den in $. 7 unter 4, $. 12 unter 3, 
$$. 13 und 14 genannten Gewerben“ 
beſchloſſen und vom Heren koͤuiglichen Commiſſar fir uns 
bedenklich erklärt worden. Der Gleichheit halber beantragt 
deshalb auch die unterzeichnete Deputation: 
$. 47 mit diefer Abänderung zu genehmigen. 


Im Nahbericht ift Nichts enthalten, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 47 zu fprechen wünfht? — Da bied 
nicht der Fall ift, fo gehe ich fogleich zur Abftimmung über. 
Bon der Drputation wird vorgefchlagen, die Worte in der 
zweiten Zeile des Paragraphen: 

„mit Ausnahme der in $. 7 unter 4 und 6. 12 
unter 3, $$. 13 und 14 genannten Gewerbe" 
zu verwandeln in die Worte: 


„außer bei den in $. 7 unter A, 6. 12 unter % 
$$. 13 und 14 genannten Bewerben.” 

Ich frage, ob die Kammer diefe Bertaufhung 
die von mir erwähnt worden ift, beſchließen will? — 
Einſtimmig Ja. — 

Ich frage nun, ob die Kammer $. 47 mit a 
befloffenen Abänderung genehmigen will? 
Einfimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


— 





857 


$. 48. 
Befeftüffe über Preife und Läpme, 
(S. EM. IL 8. ©. 265.) 


Die Motiven find ſchon bei $. 47 gegeben. 
Im Hauptberichte heißt ed: 


Bu $$. 48 und 49. 

Nachdem auf die Bemerkung der Deputation, daß 
man ſich Troͤdlertaxen nicht denken koͤnne und auch nicht 
für nöthig finde, der Herr koͤnigliche Commiſſar geant ⸗ 
wortet hat, daß biefelben als unbedingt nothwendig auch 
nicht hingeſtellt feien,, hält man eine Yenderung nicht für 
unerlaͤßlich und erſucht die Kammer: 

die 69. 48 und 49, legteren nebſt Ueberfchrift des 
vierten Abfchnittes, unverändert beizubehalten. 


Im Nach berichte iſt zu $. 48 eine kleine Bemer⸗ 
kung, welche lautet: 
Bu $. 48 
wurde in der Zweiten Kammer von dem Abg. d. Cri 
der Antrag auf Wegfall der Worte in Zeile 1: „einer 
Mehrzahl” see Der Untragfteller bezweckt dadurch die 
Wworſchrift noch beftimmter und deutlicher zu machen. Die 


Medaetenr H. Mein hold, Setretät Im Rönigt. Miniferium des Innern — Drut von D. 


jenfeitige Ke e i x * 
— — And hierauf eingegangen und bie 
. Beitritt zu dieſem Befchluffe an. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 48 zu fprechen wünfcht? — Da bies nicht 
der Fall iſt, fo wende ich mich fogleich zur Abftimmung.- 
Im Nachberichte wird von der Deputation der Wegfall der 
Worte in der erften Zeile: „einer Mehrzahl vorgeſchlagen 
und ich frage, ob die Kammer dem Vorſchlage ihrer 
Deputation beipflichtet? — Einftimmig Ja. ü 

Ich frage weiter, ob die Kammer nun $. 48 nah 
dem Entwurfe und mit der foeben befhloffenen 
Abänderung ihre Zuſtimmung ertheilt? — Ein« 
flimmig Ja. 

Meine Herren, ic) erlaube mir hier die Sigung abzus 
brechen und ſchlage vor, ſich morgen Vormittag 11 Uhr 
bier wieber einzufinden und zwar zur Fortfegung der Ber 
rathung über den vorliegenden Bericht. 


(Schluß der Sigung 5 Minuten nad) 2 Uhr.) 


©. Teubner in Breiten. 





Legte Abfendung zur Pot: am 26. Februar 1861. 
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Dreiunddreißigfte öffentliche Sigung der” 
Erfien Kammer am 19. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. —- Negiftrandenvortrag. — Bei 
Tegung der Beſchwerde des Cihneibergefellen Geber aus Vers 
tHelsborf als unzuläffig. — Gntfejuldigung. — Fortgefehte 
Beratung ded Berichts Uber bie Gewerbeordnung und zwar 
über bie $$. 49 bis mit 74. 


— 


Die Sitzung beginnt Vormittags 11 Uhr 22 Minus 
ten in Gegenwart des Eönigl. Commiſſars Geh. Raths 
Dr. Weinlig, fowie in Anwefenheit von 35 Kammers 
mitgliedern mit Vorlefung des Protokolls durch den Se 
eretär v. Egidy, das ohne Cinwendung genehmigt und 
durch die’ Herren Graf v. Solms, Wildenfels und 
Advocat v. Könnerig volzogen wird. 


Präfident v. Schönfels: Auf der Kegifirande ber 
finden fich heute drei Nummern und ich erfuhe den Herrn 
Seeretär v. Egity, diefelben vorzutragen 

(Dies gefhicht.) 

(Mr. 176.) Bericht der zweiten Deputation der Er⸗ 

fien Kammer vom 16. Februar 1861 über das allerhoͤchſte 
. Deeret vom 6. Februar 1861, die Aufhebung der Durchs 
gangszölle betr. 

Präfident v. Schönfels: Diefer Bericht ift heute ger 

druckt bertheilt worden und fommt der Dringlichkeit wegen 
auf bie morgende Tagesordnung. 
* (Nr. 177.) Anzeige der vierten Deputation, nach wel» 
cher diefelbe den von der jenfeitigen vierten Deputation er: 
ftatteten febriftlichen Bericht Über die Petition des Heinrich 
Diet zu Leipzig um Einführung einer allgemeinen Wehr⸗ 
picht und einer Eünzeren, praftifcheren Rechtspflege adop⸗ 
tirt hat und folden auf eine Tagesordnung zu bringen 
bittet, 

Präfident v. Schönfels: Komme auf eine der naͤch⸗ 
ſten Tagesordnungen. 

Nr. 178.) Anfchlußerklärung der Tiſchlerinnung zu 
ern om 18. Februar 1861 an die Petition der Lifchler- 
innung zu Leipzig um Abwerfung des vorliegenden Ent⸗ 

"IR. G. Aonnement,) 
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wurfes des Gewerbegefeges und Vorlegung eines anderwei⸗ 
ten Entwurfes deſſelben Gefetzes 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Auch dieſe Petition iſt ſehr 
ſpaͤt eingelangt; ſie iſt ſofort an die Deputation abgegeben 
worden, welche uͤber das Gewerbegefetz zu berichten hat 
und es wird dieſe Petition moͤglichſt mit erwogen werden, 
obſchon die Zeit hierzu ſehr kurz iſt. Es war dies die 
letzte Nummer. * 

Die vierte Deputation wird durch ihren Vorſtand, 
Herrn v. Metzſch, eine Anzeige Betreffs einer Petition 


des Schneidergefellen Heber aus Berthelsdorf machen und 


es würde jetzt der Zeitpunkt dazu gekommen fein. 


Kammerherr v. Metzzſch: Ich habe der geehrten Kama 
mer anzuzeigen, daß ein gewiſſer Karl Friedrich Heber aus 
Berthelödorf bei Neuftadt ohnweit Stolpen ſich, wie er 
fi ausdrüdt, an die gechrten Herrn Landftände gewendet 
bat, weil ihm alle Huͤlfe zum Rechte abgefepnitten wäre 
und er nun fi) genöthigt fähe, die Ständeverfammlung 
zu erſuchen, ihm wicher zu feinem Rechte zu verhelfen. 
Abgeiehen davon, daß die Eingabe in einer ungefchicten 
und ungehörigen Form abgefaßt iſt, leidet dieſelbe auch 
nod an vollftändiger Unklarheit und an der unterlaffenen 
Beſcheinigung der darin angeführten Thatfahen. Es 
dürfte daher nach Anficht der Deputation auf Grund ber 
Beſtimmung $. 115 der Landtagsordnung sub e bieie 
Eingabe auf ſich zu beruhen haben; fie wird aber noch am 
die Zweite Kammer abzugeben fein. . 


Präfident v. Schönfeld: Hierauf wird eine Reſo—⸗ 
Tution weiter nicht zu faffen fein, fondern es wird bie Bes 
ſchwerde als unzuldffig hier ad acta gelegt, eine Abfchrift 
davon noch der Zweiten Kammer übermittelt werben, ba 
diefelbe die Abreffe trägt: „An die Herren Landſtaͤnde.“ 

Herr Freiherr v. Beſchwitz entſchuldigt ſich für die 
heutige Sigung mit Unwohlſein. 

Eine weitere Mittheilung babe ih nicht zu machen. 
Ich erfuche daher dem Herrn Referenten, Bürgermeifter 
Müller, und den weiteren Vortrag zu geben in Betreff 
des Berichtö über den Entwurf eined Öewerbe: 
geſetzes. 

Referent Bürgermeifter Müller: Wir find in der 
geftrigen Sigung bis zum vierten Abſchnitte gelangt: 
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Vierter Abſchnitt. 
Vom Marktverkehr. 
$. 49. 
Auslegung von Waaren. 
(SEM. 1. 8. ©. 266) 
Die Motiven zu den 85. 49-54 ſ. EM. U. K. 
©. 266. 
Der Hauptbericht empfichlt $. 49 nebſt der Ueber» 
ſchrift des vierten Abfchnitted unverändert beizubehalten. 


Im Nachberichte ift zu $. 49 Nichts gefagt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand uͤber $. 49 zu ſprechen wünfcht? Es ſcheint dies 
nicht der Fall zu fein. Die Deputation rathet an, $. 49 
unverändert nebft der Weberfchrift des vierten Abſchnittes 
anzunehmen. Ich frage, ob die Kammer hierin ihrer 
Deputation beitritt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter' Müller: 


$. 50. 
Wogenmärkte und Specialmarlle. 
(©. EM. H. 8. ©. 266.) 


Motiven fiche zu 49. EM. I. K. ©. 266. 
Der Hauptberiht fügt: ri 


Bu $. 50. = 
Weber die Bedeutung der Worte: „(ausſchließlich des 
Großviehes)“ war man nicht recht im Klaren und wünfchte 
den Wegfall derfelben. ‘Der Herr Pöniglihe GCommiffar 
machte ziwar darauf aufmerffam, daß, wenn diefe Worte 
ausfallen, die Behoͤrde das Großvich von den Mochen- 
märkten nicht ausfchließen dürfe, daß er aber auch gegen 
die dadurch entfichende materielle Aenderung nicht gerade 
ein befondered Bedenken habe, weshalb man vortchlägt: 
die in Beile 3 befindlichen Worte: „(ausfhließtich 
des Großviehes)“ in Wegfall zu bringen, im Uebrigen 
aber $. 50 unverändert au genehmigen. , 
Die jenfeitige Deputation hat den Wegfall der einge 
Hammerten Worte ebenfalls befchloffen. 


Det Nahbericht fagt: 


R Bu .$. 50. 

Da ſchon zeither auf den Wochenmärkten nicht blos 
Gegenftände des täglichen Verbrauchs, fondern aud) Ger 
werböereugniffe aller Art, namentlich Dinge, die für die 
laͤndliche Bevölkerung von Wichtigkeit find, 5. B. Wert: 
geuge, Geräthfchaften, verfauft worden find, fo hat man 
in der jenfeitigen Kammer auf Antrag des Abg. Günther 
befehtofen: J 

ie Worte in Zeile 5: „des täglichen Verbrauchs” 
E —— zu Bea en 62 
EL Die Unterzeichnefen finden dies zweckmaͤßig und cı 
fuchen daher die Kammer: 5 Bis ” 
dem jenfeitigen Befchluß auf Wegfall diefer. Worte 
beizutreten, ” 


Präfdent v. Schönfeld: Ich Habe nun zu erwarten, 
ob Jemand über $. 50 das Wort ergreift? 
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Freier v. Weld: Ich würde fein Bedenken Haben, 
dem zweiten Vorſchlag beizutreten, den foeben ber geehrte 
Herr Referent aus dem Nachberichte vorgelefen hat. Mag 
aber die erfte Abänderung betrifft, fo geftche ich, dap ich 
theils nicht recht den Grund derfelben einfehe, theils fie 
aud) beinahe für bedenklich halten möchte. Erfllich fcheint 
es mir doch ein ganz unzweifelhaft angenommener Sprach» 
gebrauch zu fein, daß unter Großvich Rindvich und Pferde 
verſtanden werben, Elephanten 5. B. haben wir hier nicht, 
die auf den Markt gebracht werden Fönnten und was das 
Kleinvieh ift, das verſteht ſich auch von felbfi; ich glaube 
aber, daß. ed auch micht einmal von großer Wirkung fein 
würde, wenn ber fragliche Sat hier weggelaffen wird. Es 
würde nämlich theil® bei den Wochenmärften, die oft auf 
anderen und beſchraͤnkteren Räumlichkeiten abgehalten wer⸗ 
den, als die großen Sahrmärkte, an dem benöthigten Raum 
zum Ginziehen von Großvich fehlen, theils iſt vorauszu⸗ 
fehen, daß die Verkäufer von dergleichen Vieh ſchwerlich 
ihr Gonto dabei finden würden, wenn auf ben gewöhnlichen 
Wochenmaͤrkten, die fo häufig auf einander folgen, ein 
Handel mit Großvich flattfinden folte. Ich könnte alfo 
die Weglaffung diefer Worte nicht empfehlen. Ich muß 
mir aber noch erlauben, eine Anfrage an den Heren Res 
ferenten oder nach Befinden an die hohe Staatöregierung 
in Bezug auf diefe $$. 50 und 53 zu richten und zwar in 
Bezug auf die in diefen beiden Paragraphen ausgefprochene 
Gompetenz der Obrigkeiten zur Ocdnung des Wochen und 
Iahrmarktswefens. Es iſt nämlich auf Grund der Beilage 
des Geſetzes vom 11. Auguft 1855 sub © in denjenigen Patti» 
monialftädten, — ich weiß nicht, ob in allen, aber von 
einigen weiß ich «8 gewiß — in denen die Städteordnung 
eingeführt worden ift, den Gutsherren, wenn ihnen nad 
der früheren Verfaffung Marftrechte zuftanden, noch eine 
gewiſſe Mitwirkung bei Ordnung des Marktwefend in 
poligeificher Hinficht refervirt worden und der Umfang die 
fer Mitwirkung, die an und für fi) wenigftend in den 
Fäden, die ich näher kenne, fehr unbedeutend it, IR In 
den betreffenden Localſtatuten diefer Städte näher beflimmt 
worden. Nun Bann ich nicht glauben, daß diefe Mitwits 
fung durch die ganz allgemeine Faſſung der $$. 50 und 53 
ohne Weiteres aufgehoben werden’ fol, da fie ſich eben ur 
foringlich auf die Beflimmungen der Beilage sub © ber 
zieht. Es würde mich auch der Juhalt des $. 97 im biefer 
Beziehung beruhigen Zönnen. Da iſt nämlich ange 
geben, daß die Beſtimmungen ber Beilage sub © nicht 
afterirt werben follen. Es fragt fih nun, ob nicht die 
legten Worte in biefem Paragraphen fo zu verſte hen ſein 
folten, daß die Paragraphen 14 und 15 ber Beilage sub 
© nur beifpielsmeife als folche-angeführt wären, die er 
durch das vorliegende Geſetz ihre Erledigung fünden. 
Wenn das nicht der Fall iſt, oder wenn die eben aaa 
Worte in.$. 95 etwas ffringenter gefaßt winben, [0 wide 
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ich es als unzweifelhaft anichen Finnen, daß im folchen 
Fällen,’ wo den früheren Gutsherren eine Mitwirkung in 
der polizeilichen Ordnung der Märkte vorbehalten worden 
ift, es dabei, der Beftimmung in $$. 50 umd 53 diefes 
Geſetzes ohngeachtet, fein Verbleiben haben folle. Ich weiß 
nit, ob mir vieleicht der Herr Referent darüber einigen 
Aufſchluß geben fan? 


Referent Blrgermeifter Müller: Was den erften 
Punkt betrifft, den der geehrte Sprecher erwähnt hat, fo 
ift die Deputation davon auögegangen, daß wohl bei ges 
woͤhnlichen Wochenmärkten nicht eine große Anzahl Groß: 
vieh in die Städte gebracht werden wird und daß alfo in 
diefer Beziehung wohl auch kaum die Nachtheile eintreten 
werben, bie der Herr Sprecher erwähnt hat. Es wird im 

Gegentheil, fo nahm bie Deputation an, in einzelnen Fällen 
für den Verkäufer erwünicht fein, einzelne Stüde an den Wo⸗ 
chenmaͤrkten zum Berfaufaufzuftellen und daeinmal in Bezug 
auf die Wochenmaͤrkte mehrere Erweiterungen gegen zeither eine 
treten ſollen, fo glaubte man, diefe Erweiterung nicht aud- 
ſchließen zu dürfen und ſie konnte im Vortheile der Biehzlichter 
fiegen eben fo, wie zum Vortheile der Confumenten gereis 
den. Was den zweiten Punkt, den der geehrte Sprecher 
erwähnte, betrifft, fo muß ich meinerfeits, ohne dem Herrn 
koͤniglichen Commiffar vorgreifen zu wollen, die gewünfchte 
Erklärung dahin abgeben, daß an den gutsherrlichen Mech 
ten, foweit fie nad) dem Gefeh und der Beilage sub © 
fefigefteltt find, auch nicht dad Geringfte geändert werden 
fol; durch feine Beftimmung der Gewerbeordnung foll an 
diefen Nechten Etwas geändert werden. Diefem Sinne 
hat die Deputation auch Ausdrud gegeben in Seite 31 
des Hauptberichtes, woſelbſt es heißt, daß die Deputation 
urſpruͤnglich beabfichtigt hätte, zu $. 12 in diefer Beziehung 
eine ausdrüdliche Beifügung vorzufchlagen; daß fie aber 
durch eine Erklärung des Herrn Königlichen Commiſſars 
veranlaßt worden fei, dies ‚nicht zu thun, welde dahin 
geht, daß an den Rechten der Gutsherren in feiner Weife 
Etwas geändert werden foll, Nun war zwar zu $$. 12 
und 13 blog von den polizeilichen Rechten der Gutsherren 
die Nedez aber daß auch in anderer Beziehung biefelben 
in Feiner Weife durch das Gewerbegefe angegriffen werben 
follen, folgt insbefondere aus dem von dem geehrten Spre. 
cher citirten $. 97, wenigftens wenn derfelbe in der Form 
angenommen werben ſollte, welche die Deputation vorfchlägt. 
Nach der Faſſung des Entwurfs ſoll der Schluß ſo lauten: 

eit nicht einzelne Punkte der letztern, wie 
——— IB, Dur gegenmärtiges &e 
feß erledigen.” N 

Die Deputation nahm an, wenn es aud nicht fo ge- 
meint wäre, fo könnte doch das Woͤrtchen „wie“ fo gedeutet 
werden, daß diefe Citate hier mur ald Beifpiele gälten und 
daher neben diefen Citaten auch nad) andere Beftimmungen 
der Beilage sub © aufgehoben fein koͤnnten. Damit dies 
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aber nicht flattfinde, damit man nicht eine fo lare Inter» 
pretation geftatte, hat die Deputation vorgefhlagen, anftatt 
der Worte „ber letzteren wie” zu fagen: 
„Einzelne Punkte diefer Beilage, ih $ 
unter 2 Tab a $ a ln Z 
Durch Annahme des Wortes „naͤmlich“ anftatt bes 
Wortes „mie ift dann ausgefhloffen, daß von andern 
Fällen die Rede fein kann, ald von den ausdrücklich ger 
nannten. Daraus deducire ih num, daß, weil an andern 
Beflimmungen der Beilage sub O Nichts geändert werden 
fol und dies ausbrüdlich gefagt wird, auch in $. 50 rüd« 
ſichtlich der Competenz der Gutsherren Nichts geändert fein 
kann. Wenigſtens iſt dies meine Auffaffung und ich 
glaube mich nicht zu irren, wenn ich fage: es iſt die der 
gelammten Deputation. Es würde aber doch wohl 
münfchenswerth fein, daß der Herr Gommiffar die Glte 
hätte, ſich hierüber ebenfalls auszufprechen. 


Koͤnigl. Commiffar Dr. Weinlig: Ich muß geftchen, 
daß ich allerdings nach dem ganzen Inhalte des Entwurfs 
und der gegen die geehrte Deputation gegebenen Erklaͤrun⸗ 
gen es kaum für noͤthig gehalten hätte, nochmals die Ab⸗ 
fit, die Hier unterliegt, zu beftätigen. Im ganzen Ent» 
wurfe ift überall der Ausdruck „Obrigkeit” gebraucht und 
niemald dabei erwähnt, inwieweit die Nechte der Beilage 
sub © dabei in Frage fommen. Man hat fd begnuͤgen 
müffen, in $. 97 im Allgemeinen zu fagen: e8 bewendet 
bei der Beilage sub ©, foweit ſich nicht einzelne Beſſim⸗ 
mungen derfelben ganz natürlich daburc erledigen, daß ger 
wife Acte überhaupt gar nicht mehr Gegenfland der Goy« 
nirion find, alſo auch nicht Gegenſtand obrigkeitlicher Cog« 
nition. Wir haben zugegeben, daß dag Wort „wie“ einer 
Mißdeutung unterliegen koͤnnte und die Megierung hat 
daher der Abänderung zugeflimmt, die nicht blos von der 
dieffeitigen Deputation vorgeſchlagen, fondern auch von 
der jenfeitigen Deputation angeratben und in der Zwei⸗ 
ten Kammer angenommen worden iſt. 


Freiherr v. Weld: Ic bin dadurch volltommen bes 
ruhigt. 

Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? — Da das nicht der 
Fall ift, fo farın ich die Debatte dezuglich des $. 50 fchlier 
en und dem Herrn Referenten das Schlußwort ertheilen, 

(Derfelbe verzichtet hierauf.) 

Zunaͤchl würde wohl auf den Antrag der Deputation 
die Frage zu richten fein, der dahin /geht, daß in dem 
$. 50 diein Beile 3 befindlichen Worte „(ausſchließlich de& 
Broßviehes)“ in Wegfall zu bringen. 

Ich frage, ob fich bie Kammer ihrer Deputas 
tion anfchließen wıll? — Gegen 1 Stimme Ja, 

In der Zweiten Kammer hat man auch befchloffen, 
die Worte in Zeile 5: „des täglichen Verbrauchs” in Weg⸗ 
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fall zu bringen. Die Deputation rathet an, ein Aehnliches 
zu thun und ich frage daher, ob die Kammer ihrer 
Deputation beipflichtet? — Einflimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer den $. 50 mit 
den beſchloſſenen Abänderungen gut heißt? — 
Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müllers 


$. 51. 
Jahrmãrlte. 
(SEM. 8. ©. 269.) 


Motiven fiche zu $. 49 8. M. IL. K. ©. 266. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 51 
iſt zunaͤchſt einer Erklärung des Herrn königlichen Com- 
miſſars zu gedenken, welde er gegen die Deputation der 
Zweiten Kammer abgegeben hat und dahin geht, daß, da 
die Staatsregierung durch Verträge mit den Zolloereins · 
ftaaten und Defterreich wegen Zulaffung der Angehörigen 
derfelben gebunden fe, auch alle anderen Ausländer von 
den Sahrmärkten füglich nicht auszufchließen wären. BR 
mit einverftanden beantragt die Deputation nur die Vor—⸗ 
fetung der Worte: „Meffen und“ vor dem Worte: „Jahr⸗ 
märkte” fowohl in der Ueberfchrift ald auch zu Anfang des 
Paragraphen, welcher mit diefen Beifügungen 
zur Annahme empfohlen wird. 
Diefer Beifag ift auf Wunſch der jenfeitigen Depus 
tation gewählt worden und wird aud vom Herrn koͤnig⸗ 
lichen Commiffar für unbedenklich erklärt. 


Der Nachbericht fagt: 
Bei 


$ 51 
ift in der Zweiten Kammer ein Antrag in die ſtaͤndiſche 
Schrift befchloffen worden, dahin lautend: 
die hohe Staatsregierung zu erfuden, mit allen 
ihr zu Gebote ftehenden Mitteln auf eine zwedentipres 
chende Einrichtung der Leipziger Fruͤhjahrs ⸗ Jubilater 
meffe genannt, hinzuwirken.“ 

Der Abg. Ploß, auf deſſen Antrag diefer Beſchluß ger 
faßt worden ift, ftüht fich darauf, daß, da fich der An- 
fang ber gedachten Mefje nach dem Ofterfefte richte, felbige 
fo unregelmäßig, mitunter fo_fpät eintrete, daß der Haupt: 
Be die Beforgung des Ein» und Verkaufs ber Sri 
iahrsartifel, fehr oft völlig verloren gehe. 

Die Vertreter der Stadt Leipzig in der Zweiten Kam- 
mer haben diefen Antrag befürwortet, es hat aber der koͤnig⸗ 
liche Commifjar bei der Debatte auf die Schwierigkeiten 
bingewiefen, welche einerfeits darin liegen, daß es überhaupt 
Tower ift, einen feften Zeitpunkt zu finden, mit weldem 
alle die Meffe_beziehenden Verkäufer und Proßucenten rüc 
ſichtlich der Saifon felbft vollkommen einverftanden find, 

„und welcher doch auch wieder fo liegt, dag im Ganzen nur 
in höchft feltenen Fällen das Dfterfeft in jene. Zeit hinein- 
faͤllt was wieder ge mannigfachen Störungen führt. Die 
Ina Schwierigkeit liegt nach der Auslafjung des Eönig- 

ichen Commiffars darin, daß der Handesftand felbft nicht 
wuͤnſchen wird, daß eine einfeitige Veränderung ber Leip⸗ 
ziger Subilatemeffe ftattfinde, jondern daß die.nach dem zeit⸗ 
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herigen Gange der Dinge der Leipziger Meffe vora: 

Yen wie nachfolgenden Meffen, Die mit Inc. rind 

ftehen, wenigftens eine ähnliche Aenderung erleiden. " 
Landt.-Mitth., Zweite Kammer, Seite 271. 

Die unterzeicrete Deputation kann nicht verfen, 
daß die Werfegung der fraglichen Meffe und deren Bear 
mit einem beftimmten Kalendertage. manche Bortheile ges 
währen würde. Allein die pagsgen vom koͤniglichen Con 
miffar aufgeftellten- praktifchen Bedenken find ebenfalls bes 
gründet und verdienen Beachtung. Die Deputation fann 


daher 

den Beitritt zum jenfeitigen Befchluffe nicht anrathen. 
WWebrigens iſt hierbei auch auf den Umftand hinzu⸗ 
weifen, daß die Faſſung des jenfeitigen Behluffes der 
unterzeichneten Deputation zu allgemein erfcheint und die 
Abſicht des Antragftellers nicht beftimmt trifft. 


Bürgermeifter Dr. Ko ch: Der Antrag der Zweiten Kammer 
ift, obgleich die Faſſung deffelben nicht ald ganz beftimmt begeiche 
net werden kann, im Weſentlichen auf Firirung der Oſtermeſſe 
gerichtet; denn ein anderer Antrag, Daß bie Meffen gefürzt 
werben möchten, liegt der Zweiten Kammer gegenwärtig 
zur befonderen Beratjung vor und kann daher bei biefer 
Verhandlung zur Zeit noch mit Stillſchweigen übergangen 
werden. Wenn id) alfo den Antrag fo ayıffaffe, daß es 
ſich um Fixirung der Oftermeffe handelt, fo muß ich ber 
Eennen, daß der Antrag fehr gut gemeint ift und daß, 
wenn er zur Ausführung gebracht werben koͤnnte, bamit 
für gar mande Gefchäfte gewiß große Vortheile erreicht 
werben würden. Indeffen, meine Herren, ber Antrag ift 
leicht ausgeſprochen ; aber die Ausführung außerordentlich 
ſchwet. Zunaͤchſt muß als entgegenftehender Grund das 
Dferfeft erwähnt werden. WIN man die Oftermeffe fire 
ten, jo wird man nicht fügfich über den 15. März zurid. 
greifen koͤnnen und wenn man dieſen aͤußerſten Termin 
Juruck als Anfang der Oſtermeſſe bezeichnen wollte, ſo 
wirde nach einer deshalb ſchon früher angeſtellten Ber 
tehnung in gewiffen Swifchenräumen immer und immer 
wieder das Ofterfeft in die Meffen ‚hineinfallen; daſſelbe 
wird auch bei der Wapt eines anderen zwedmäpigen Ans 
fangsterming nicht vermieden werden. Das kann aber 
nicht wünfchenSwerth erfcheinen. Abgefehen davon, daß 


* | die Meffen nicht gut in ihren Geſchaͤften unterbrochen wet: 


den önnen, wird Niemand winfcen wollen, daß dit 
Dftermeßgefchäfte in der Charwoche und am Ofterfeft ſelbſt 
betrieben werden. Hierzu kommt aber noch, daß unfere 
Oſtermeſſe ſich jedenfalls einordnen muß in bie übrigen 
deutfchen Frühjahrsmeffen und diefe find Insgefommt, [0 
weit mir befannt, ebenfalls nach dem Falle des Ofterfeſtes 
vegulict. Ich) glaube, diefe Schwierigkeit it fo praktier 
Natur, daß felbft bei dem beften Willen bie Hohe Staan · 
regierung hier auf · Widerſprüche ſtoßen wuͤrde, bie ſchwer 
zu befeitigen fein dinften. Coll id mach cine ſohcien 
Branche des Oſtermeßhandels bezeichnen, um ihr die ihr 
gebührende Bedeutung beizulegen, fo erlaube ich mit, auf 


— 
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den Rauchwaarenhandel hinzuweiſen. Der Rauchwaaren⸗ 
handel nimmt eine ſehr bedeutende Stellung in den Meß— 
geſchaͤften Leipzigs und namentlich in den Sſtermeßgeſchaͤf- 
ten ein. Denfelben zu verfrühen, liegt nicht in den Hän- 
den der Geichäftsleute; denn es treffen da fo viel Umftände 
zuſammen, daß die biäherige Einrichtung gerade für die⸗ 
fen Handel ſich als zwedmäßig gezeigt hat. Es>ift nun 
zwar bei der neulihen Motivirung des Antrags auf Vers 
kuͤrzung der Mefien in der jenfeitigen Kammer hervorgeho- 
ben worden, daß der Rauchwaarenhandel die Oftermeffen 
als folche gar nicht berühre und für denfelben ganz befons 
dere Beftimmungen getroffen’ werden könnten. Meine Her: 
ven, dem {ft nicht fo.. Der Often führt uns feine Rohe 
producte und alle dem Rauchwaarenhandel angehörigen Are 
tikel zur Oftermeffe zu. Die daflır gelöften Gelder werden 
zu Einkäufen von Fabrikaten des Zollvereins und des 
außerzollvereinsländifchen Gebiets verwendet, fo dag darin 
ein fehr wefentlicher Vortheil für den Abſatz der Mefien 
gefunden werden muß. Cndlich erwähne ich auch die 
Buchhaͤndlermeſſe. Es ift eine lange Gewohnheit, daß die 
Buchhändlermeffe fi unmittelbar an die Oftermeffe an- 
ſchließt und bereit in der Zahlwoche beginnt. Auch hier 
koͤnnte man vieleicht fagen, es if ja gar nicht nöthig, daß 
die Buchhändlermeffe mit der übrigen Meffe zufammenfalle, 
Nütteln Sie an diefer Gewohnheit, fo Fönnten daraus ſich 
leicht Nachtheile ergeben, die um fo bedenklicher find, ald 
ja von anderer Seite Beftrebungen genug an den Tag ger 
legt worden find, der Buchhändlermeffe zu Leipzig einen 
Abbruch zuzuflgen. Endlich aber möchte ich auch noch das be · 
merken: Der Antrag ift auch ein überflüffiger. Wer, fo 
wie ich, die reblichften Beſtrebungen der Staatsregierung, 
bie ſich din Jahrzehnt hindurch ziehen, kennt, mit welden 
diefelbe beabfichtigt hat, in dieſer Angelegenheit eine beffere 
Ordnung der Dinge herbeizuführen, der hat ohne dieſen 
Antrag ſchon volllommen die Ueberzeugung, daß in dieſer 
Frage die hohe Staatsregierung niemals unterlaffen wird, 
die Intereffen des fähfiihen Handels und Induſtrieſtan 
des auf das Wärmfte wahrzunehmen. Dies Zeugniß muß 
id) hier ablegen. Meine Herren, wenn Sie die umfäng- 
Uchen Vorarbeiten erwägen, bie gerade diefe Frage ſchon 
feit zehn Jahren dem Minifterium des Innern verurſacht 
hat, fo werden Sie mit mir die von mir ausgeſprochene 
Erwartung für völlig beftätigt erachten. 


Serretär v. Egidyr Es ift gewiß fehr dankbar anzu 
erkennen, daß die Regierung nach $. 52 der Vorlage das 
Beſtreben hat, die Zahrmärkte in etwas zu vermindern. 
Die Gründe dafür liegen fo klar auf der Hand, daß ich es 
nicht erſt zu erwaͤhnen brauche, was eigentlich mit diefen Jahr⸗ 
markten für ein Graͤuel nach vielerlei Richtungen hin ver⸗ 
bunden if. Ich kann aber nicht recht einfehen, wie die 
die Negierung bei Verminderung ber Jahrmaͤrkte gerade 
den Maapftab an die Einwohnerfchaft der Städte, reip. 
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des einzelnen Ortes gelegt hat. Ih habe wenigftens 
bis jegt, wenn die Klagen laut wurden, daß in den Städte 
zu viele Sahrmärkte wären, die Entſchuldigung hören muͤſ⸗ 
fen: Ja num, wir koͤnnen die Jahrmärkte nicht entbehren 
der ländlichen Einwohnerfchaft halber und des Bebturfe 
niffes namentlich der dienenden Claſſe auf dem Lande halber. 
Zu meiner Berwunderung finde id nunmehr, daß auf dem 
Bedarf der laͤndlichen Bevölkerung und die ländliche Ein⸗ 
wohnerfchaft hier Peine befondere Rücficht genommen zu 
fein fcheint, fondern Iediglich auf die Einwohnerfchaft der 
Städte. Denn wenn auch das Wort „Drt” gebraucht 
worden ift, fo fchließe ich, daß man die Ländlichen Otte 
ſchaften nicht im Auge gehabt haben kann, aus dem Nume⸗ 
tus ber Einwohnerzahl; denn wir haben Fein einziges Dorf 
mit 10,000 Einwohnern. Wenn ich mir nun Auskunft 
von irgend einer Seite erbitte, fo kann ich, abgefehen das 
von, was in diefer Beziehung zu vernehmen gegeben wer | 
den wird, den Wunſch nicht unterdrüden, daß man noch 
mehr ald in $. 52 die Abſicht zu haben ſcheint, auf Ver⸗ 
minderung der Jahrmaͤrkte hinzumirfen und id) erlaube mir 
den Antrag zu fielen, den Anfangsſatz von $. 52 etwa in 
folgender Weife zu faffen: 

„Die Zahl der Ortsjahrmärkte fol dem wahren Ber 
dürfniffe des Gonfums genügend vermindert und hiers 
nad) von der Negierung der Numerus feftgeftellt werden, 
wobei zur Richtfepnur dienen mag, daß in feinem Orte 
mehr, als jährlich zwei Iahrmärkte ftattfinden Fönnen,” 


Präfident v. Schönfels: Ih muß mir erlauben, 
den Heren Secretär zu unterbrechen. Es ſcheint mir das, 
was er erwähnte, eine Anticipation zu fein; wir befinden 
uns in Berathung von $. 51 und ich wollte unmaaßgeb⸗ 
lich darauf aufmerkſam machen, baf die Auslaffung des 
Herrn Secretärd wohl mehr für den folgenden Paragraphen 
paßt, in welchem die Zahl der Jahrmärkte vortommt. Es 
wiirde daher das, was der Herr Secretär erwähnt, vieleicht 
fpäter am Plate fein und ich wollte bitten, fih in der Bes 
rathung mit $. 51 zu beſchaͤftigen. Ich habe zu erwarten, 
ob Jemand dad Wort verlangt? — Da dies nicht der Fall, 
fo werde ich Uber $.51 die Abftimmung vornehmen können. 

Zuvoͤrderſt fchlägt die Deputation vor, daß die Worter 
„Meffen und“ eingefdjaltet werben vor dem Worte „Jahr⸗ 
märfte” fowohl in ber Ueberfhrift, als auch zu Anfang des 
Paragraphen. Ih frage, ob die Kammer fih mit 
diefem Vorſchlage ihrer Deputation einverfichen 
wirt? — Einftimmig Ia. 

Ich habe num zu fragen, ob die Kammer dem 
$.51 mit ber foeben getroffenen Modification 
Beifalt ſchenkt? — Einſtimmig Ja. 

Ich komme nun zu dem Antrag, ber in der Zweiten 
Kammer angenommen worden ift und der dahin geht: 

‚ohe Staatsregierung zu erſuchen, mit allen 
| zo tote febenben Mitch auf eine yoedentfpres 
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chende Einrichtung der Leipziger Krühjahrs:, Jubilatemeſſe 
genannt, hinzuwirfen.“ 

Die dieffeitige Deputation rathet uns an, diefem Anz 
trage nicht beizuſtimmen und ich frage, ob die Kammer 
hierin ihrer Deputation beipfich tet? — Einſtim⸗ 
mig Ja. 

Es hat demzufolge dieſer Antrag keine Annahme 
gefunden und wir würden nun zu $.52 übergehen koͤnnen. 


Referent Buͤrgermeiſter Müller: 


$. 52. 
Zahl der Jahrmãrlte. 
(S. EM. I. K. S. 272.) 


Motiven find zu $. 49 ſchon gegeben. 
Der Hauptbericht fagt: 
Mit der in 


$. 52 
fefigefegten Zahl der Jahrmaͤrkte ift die Deputation eins 
Kedenten Dagegen erfceint ihr die zur Durdführung 
der neuen Beſtimmung feftgefegte Frift von fünf Jahren 
zu kurz. Sie ſchlaͤgt deshalb vor: 
die in der legten Zeile ftehenden Worte: „binnen 
fünf Sahren” mit den Worten: „binnen längftens zehn 
Sahren” zu vertaufhen und mit dieſer Abänderung 
$. 52 anzunehmen, 

Zu diefem Paragraphen wird auferbem der Beitritt 
zu dem von ber jenfeitigen Deputation in Vorſchlag 
gebrachten Untrage an die Staatöregierung empfohlen: 

„Sie wolle im Verordnungswege in den Orten, 
in welchen mehr als ein Jahrmarkt infolge dieſes Ges 
feges einzuziehen fein wird, auf Antrag der betreffenden 
Gemeindebehörven die Verminderung der Sahrmärkte in 
allmähliger Weife geftatten.” 

‚Mit der gedachten Friſtausdehnung ift der Herr koͤnig⸗ 
liche Tommiſſar gteihfals einverftanden. 

Der Nachbericht fagt: 

v Zu $. 52. 

Es ift hier der im Eingange diefed Berichtes mit auf 
gezählten Petition des Gewerbevereind zu Biſchofswerda 
Erwähnung zu thun, in welcher ſich für die Erhaltung der 
Jahrmärkte in der bisherigen Maafe ausgeſprochen wirt. 
Die Deputation kann fich jedoch nicht für diefe Winfhe 
verwenden; fie findet vielmehr eine angemeffene Beſchraͤn⸗ 
kung der Saprmärkte ganz zweckmaͤzig und vathet an: 

bie Petition durch den Beſchluß zu $. 52 für erle⸗ 
digt zu erklären. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nunmehr Herr 
Seeretär v. Egidy die Güte haben, feinen Antrag nochmals 
vorzutragen. 


Secretaͤr v. Egidy: Indem ich um Entſchuldigung 
zu bitten habe, daß ich mich in meinen ſecretaͤriellen Ge— 
ſchaͤften zu ſehr vertieft, von ber genauen Verfolgung des 
Rferentenvortrags entfernt und, da ber Paragraph, den ich 
im Sinne hatte, nody nicht an der Reihe ift, etwas vor- 
zeitig geäußert habe, erlaube ich mir an meine frühere Aus⸗ 
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laſſung anzunüpfen und füge dem an, daß ic) gemeint bin, 


‚| meinen angekündigten Antrag zu $. 52 zu fiellen, fo daß 


der Anfangsfab zu demfelben etwa in folgender Weile 
modificitt werden müffer r 
Die Zahl der Ortsjahrmärkte fol dem wahren 
Bebürfniffe des Confums genuͤgend vermindert und hier- 
nad) von der Regierung der Numerus feſtgeſtellt werden, 
wobei zur Richtſchnur dienen mag, daß in feinem Orte 
mehr, als jährlich zwei Sahrmärkte ftattfinden fönnen,” 

Ich bitte den Herrn Präfidenten, den Antrag zur Untere 
flügung zu bringen. 

Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Ans 
trag des Herrn Secretaͤr v. Egidy vernommen und id 
frage, ob fie denfelben unterftügt? — Er ift ausreichend 
unterftüßt. 

Der Antrag würde nun zur Beratbung zu ziehen fein, 
‚Herr Seeretär v. Egidy wird vielleicht daruber noch eine 
weitere Begründung vornehmen? 


Serretär v. Egidy: Wie ich ſchon erwähnt habe, hat 
man zeither befondere Ruͤckſicht auf die Ländlichen Bedürf⸗ 
niffe von gewiffen Waaren genommen, die tıberhaupt den 
Grund geben zur Abhaltung diejer Jahrmaͤrkte. Die Ers 
fahrung hat gelehrt, daß auch diefes fogenannte Bedlırfe 
niß nicht ganz richtig erfannt worden ift und ſich wes 
fentlich geändert hat. Es liegen zahllofe Beifpiele vor, 
daß auch auf andere Weife als durch Jahrmaͤrkte bie Ber 
dürfniffe des Ländlichen Publitums befriedigt werden find, 
Noch mehr Beiſpiele haben. wir, daß Zahrmärkte gerade 
nach einer andern Richtung hingewirkt haben, als das 
Waarenbedürfniß zu befriedigen. Gewöhnlich geben fie 
Anlaß zu einer Menge von Unzutraͤglichkeiten, namentlich 
polizeilichen und unmoraliſchen Ausichreitungen; insbe 
fondere hat das Land zu beklagen gehabt, daß gewöhnlich 
nicht nur vor, fondern auch mach den vielen Märkten uns 
brauchbare Arbeitäfräfte ſich herausſtellten. Das war ber 
Buftand bisher. Durch die Gewerbeordnung und bie für 
genannte Gewerbefreiheit, der wir entgegenfehen, ſchelnt 
ganz ſicher zu fein, daß auf dem Lande ſich mehr als zeit: 
her Gewerbtreibende niederlaffen werden und es wird dann 
auf diefe Weife am Orte felbft oder wenigſtens in der un⸗ 
mittelbaren Nähe des einen Dites Gelegenheit geboten, daß 
der Sandmenn feine Bedürfniffe befriedigen kann. Ich 
gebe indeß zu, daß diefe Aenderung nicht eine fo vollendete 
Wirkung haben wird, daß man bie Jahrmärkte, foweit fie 
eben in Rüdfiht des laͤndlichen Publifums jegt Mattflnden, 
entbehren kann; aber ich follte meinen, daß zu dieſem Bweck 
doch gewiß zwei Jahrmaͤrkte in einer Stadt genügen wilts 
den und nmamentlih, wenn man auf bie Beiteintheilung 
dabei Rüdfiht nimmt, 5. 3. wenn man einen Markt im 
Frühjahr abhält, damit der Landmann feine Sommerbefleis 
dungsbedürfniffe anfchaffen kann und einen im Herbſte, 
damit er ſich einen recht warmen Pelz für ben Winter kau⸗ 
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fen Tann. Ich glaube auch, daß das gewerbtreibende Pur 
blikum ſich recht gut damit befriedigen fann; denn wer 
der Sache recht auf den Grund gegudt hat, der wird ein« 
fehen, daß der fogenannte Vortheit, den die Marktfieranten 
haben wollen, in der That fid nicht fo erheblich heraus- 
Rellt; gewoͤhnlich machen fie nicht fonderliche Gefchäfte, ja 
häufig fogar ganz ſchlechte Gefchäfte; namentlich die Eiei- 
neren Profeffioniften bringen gewöhnlich die Klage mit 
nah Haufe: Wir Haben unfer gutes Geld zugefegt. 
Naͤchſtdem aber ift die Wirkung, die in moralifcher Bezie⸗ 
bung bei dem Bufammenfluß von Menſchen aller Claffen 
und Racen ftattfindet, von der größten Wichtigkeit, fo daß 
man fi wohl gedrungen fühlen möchte, die möglichften 
Beſchraͤnkungen eintreten zu laſſen. 

Präfident v. Schönfeld: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter dad Wort verlange? — Es ſcheint nicht 
der Fall zu fein; ich wände daher... .. 


Kammerherr v. Metzzſch: Ich bin ebenfalls für eine 
moͤglichſte Einſchraͤnkung der vielen Sahrmärkte und knuͤpfe 
daran die Hoffnung , daß der im Lande vielfeitig außges 

* fprochenen, an die hohe Staatöregierung gelangten Bitte, 
daß namentlich Im Intereffe der Landwirthſchaft die Jahr⸗ 
märfte, die in die Erntemonate fallen, abgefchafft werden 


Erfahrungen vorliegen, ebenfo freie Zeit fein, wie in der 
Mitte des Winters. Im Uebrigen aber glaube ich, daß 
den Wuͤnſchen des Herrn v. Egidy im Befentlichen auch 
genligt wird, felbf wenn es bei $. 52 bleibt. Die Megel, 
daß zwei Sahrmärkte fein follen, flellt $. 52 fchom aufs 
denn die Drte über 10,000 Einwohner find bei und nur 
Ausnahmen und in alen übrigen Orten follen unter Feiner 
Bedingung mehr als zwei fein. Wir werden im ganzen 
Sande Fünftig nur neun oder zehn Orte haben, wo mit 
Nüdfiht auf den größeren Umfang der Städte felbft drei 
Jahrmaͤrkte ftattfinden follen. Einige von dieſen Städten; 
die 10,000 Einwohner und mehr Haben, zählen bereits 
jest nur zwei Jahrmärkte und haben ſich bis jege nicht 
veranlaft gefunden, auf Bermehrung derfelben anzutragen. 
Es wird alſo im Ganzen genommen, auch wenn dad 
Amendement des Herrn v. Egidy nicht angenommen 
werden ſollte, im Reſultate auf daſſelbe hinauskommen. 


Bürgermeifter Hennig: Ich möchte body mic, fuͤr die 
Annahme des Deputationsgutachtens verwenden. Ich er⸗ 
Eenne volltommen die Gründe am, die Herr v. Egidy gegen 
die Jahrmärkte vorgebracht hat. Für die Confumenten 
find fie nicht mehr fo nothwendig, als fie es früher fein 
mochten. Allein fest man Alles auf das Intereffe ber 





möchten, daß diefer Bitte von Seiten der Staatsregierung 
Genuͤge geleiftet werde. Denn es ift befannt, daß die 
Arbeiter, die Tageloͤhner, das Gefinde gerade die Jahre 
marftötage ſich wenigftens zu halben Feiertagen zu Nugen 
machen, fic dies gewöhnlich in ihrem Mierheontracte mit 
ſtipuliren und es daher nicht fehlen kann, daß durch eine 
ſoiche Entziehung von den gerade in ben benannten Mo» 
naten oft fehr dringenden landwirthſchaftlichen Arbeiten 
öfters viel Nachtheil erwaͤchſt. Ich hoffe, daß die hohe 
Staatsregierung die namentlich von den landwirthſchaſt⸗ 
lichen Vereinen in diefer Beziehung ausgefprochenen Wünfche 
moͤglichſt berhdfichtigen werde, 

Königt. Commiffar Dr. Weinlig: Ih habe zu be: 
flätigen, daß von Seiten der Digane ber Landwirthſchaft 
ein weſentliches Gewicht auf Verminderung der Tahrmärkte 
gelegt ift und daß dabei der von Herrn v. Metzſch geäußerte 
Wunſch regelmäßig wiederkehrt. CS wird wohl in der 
Ausführung der vorliegenden Beſtimmung des $ 52 lie 
gen, dag es im Wefentlihen auf die Erfüllung diefes 
Wunfched hinauskommen wird. Denn wenn man als 
Regel zwei Zahrmärkte aufftellt, fo ergiebt fi, wie auch 
Herr v. Egidy bemerkte, von felbft, daß man an einen 
Frühjahrs: und Herbfimarkt denftz das entipricht den 
Verkepröverhältniffen am meiften. Natürlich, da bie Märkte 
in benachbarten Dxten nicht unmittelbar auf einander fol- 
gen innen, wird der Begriff Frühjahr und Herbſt etwas 


Confumenten, dann geht der Antrag nicht weit genug z 
da find zwei Jahrmärkte noch zu vie, Es iſt aber auch 
daB Intereffe der Gewerbtreibenden ins Auge zu 
faffen. Wir haben eine Menge Gewerbtreibenbe und Far 
milien, ja ich möchte fagen, ganze Diftricte des Landes, 
wo ber Gefchäftöbetrieb Jahr aus Jahr ein auf Jahr⸗ 
märkte berechnet iſt. Wollten wir fo fehnell Beſchraͤn⸗ 
tungen einführen, fo würden wir den Gewerböbetrich diefer 
Leute fehr ſtoͤrenz dem beugt der Vorſchlag der Deputation 
vor, indem er ein Spatium von zehn Jahren feht. 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich koͤnnte auch 
nur befürworten, daß die geehrte Kammer fihaflr die Nes 
gierungsvorlage entſcheiden möchte. Wenn irgendwo, fo ift 
bier der Fall vorhanden, daß Nüdficht genommen werben 
muß auf große und Heine Orte. Und der verehrte Herr 
Antragfteller wird gewiß nicht in Abrede ftellen, daß z. B. 
hier in einer Stadt von 120,000 Einwohnern bei zwei 
völlig durch einen Strom getrennten Stadttheilen drei Jahre 
märfte nicht zu viel fein werben. B 

Secretär v. Egidy: Ich glaube, nach der zeitherigen 
Praris Tann man nicht bo von drei Zahrmärkten in Dress 
den fpredhen, fondern in Wirklichkeit waren I ſechs. Das 
ſcheint mir denn doch zu hoch gegriffen zu fein in der Zahl! 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Der Herr Amts» 
Hauptmann v. Egidy hat meine Auslafjung jedenfalls irr⸗ 





ausgedehnt werden müffen, um nicht Eoltifionen herbeizu⸗ 
führen; aber gerade in der Mitte des Sommers wird, foweit 
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ganzen Stadt Dresden drei Jahrmaͤrtte keineswegs zu viel 
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fein würden; nicht aber, daß in jedem Stadttheile, dieſſeits 
und jenfeit der Elbe, drei Jahrmaͤrkte ftatthaft fein follten. 
Es würden alfo fünftig vieleicht zwei in Altſtadt und einer 
in Neuftadt nach dem Erlaß der Gewerbeordnung abzu« 
halten fein. 


Präfident v. Schönfels: ES ſcheint nun Niemand 
weiter dad Wort verlangen zu wollen; ich werde daher die 
Debatte fchliegen und dem Herrn Referenten das Schluß: 
wort extheilen. 


Referent Bürgermeifter Müller: Die Abfiht des 
Herrn Antragſtellers iſt jedenfalls eine gute, feine Anficht 
iſt auch in mehrfacher Beziehung eine richtige; denn das 
wird ſich fpäter herausftellen nach Einführung der Gewerber 
freiheit, daß allerdings das Bedürfniß nach Jahrmärkten 
in der Maafe nicht mehr vorhanden fein wird, als es 
gegenwärtig der Fall if. Deffenungeachtet aber kann ich 
der geehrten Kammer den Beitritt zu dem geftellten An: 
trage aus den mehrfach vernommenen Gründen nicht ans 
rathen und will zu diefem noch Einiges hinzufügen. Der 
Antrag kann nicht fo aufgefaßt werden, daß in der Regel 
nur jährlich zwei Jahrmaͤrkte flattfinden dürfen, fondern 
nach den ausdrücklichen Worten foll der Antrag lauten, 
daß an feinem Orte jährlich mehr al zwei Jahrmaͤrkte 
fattfinden können; es würde alfo die Stadt Dresden eben: 
falls nur ein Necht auf zwei Sahrmärkte haben in einem 
Jahre und auf diefe Weife würde allerdings ein Mißver. 
hältniß gegen ganz Keine Orte herbeigeführt werden. Ich 
glaube nicht, daß es ſachgemaͤß fein wuͤrde, wenn man für 
eine fo große Stadt ebenfalls nur zwei Jahrmärkte und 
die gleiche Zahl den Pleineren Orten geftatten wollte. Die 
Sehnfucht der Verkäufer nach Iahrmärkten 'ift wohl auch 
nicht ganz unbegründet, wie aus ber eingegangenen Petition 
aus Biſchofswerda erhellt. Wenn ich recht unterrichtet bin, 
hat Biſchoſswerda, trotzdem, daß es eine Heine Stabt iſt, 
doc) vier Jahrmaͤrkte. Die Petenten bitten nun, man folle 
es dabei bewenden und fie im Befig von”vier Jahrmaͤrkten 
laſſen. Dieſe muͤſſen doch auch das Beduͤrfniß erkannt 
haben und ich glaube, daß, wenn ihrem Wunſche nicht 
nachgegeben und die Zahl nicht ſo weit ausgedehnt werden 
fann, wir auch nicht meiter heruntergehen und die Ber 
flimmung des Entwurfes abändern Finnen, fo daß nicht 
einmal fo viel Zahrmärkte flattfänden, als es nach der 
Vorlage gefchehen kann. Es wird ſich übrigens ber Wunſch 
des Herrn Secretaͤrs praktiſch vom felbft ‚befriedigen; es 
wird ſich das Beduͤrfniß nach Einfuͤhrung einer groͤßeren 
Zahl von Jahrmaͤrkten weder Seiten der Käufer, noch 
Seiten der Verkaͤufer in Zukunft bemerkbar machen; es 
werben ſich die Verhaͤltniſſe von ſelbſt anders geftalten. 


(Der Herr Staatsminifter v. Falfenftein tritt ein.) 


Präfident v. Shönfels: Ich ann mic nun ‚zur 
Abftimmung wenden. Es würde zunaͤchſt der Antrag des 
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Herrin Secretär v. Egidy zur Abſtimmung zu bringen 
fein. Derfelbe ift auf den erften Satz des 6, 52 gerichtet, 
Diefer Sag lautet im Entwurfer 
fünftig follen in feiner Stadt und feinem Orte 
unter 10,000 Einwohnern mehr als zwei, in Feiner grd« 
Bern Stadt mehr ald drei Jahrmaͤrkte jährlich abgehalten 
werden.” 

Diefen Sag wünfcht der Herr Serretär v. Egidy vers 
ändert und zwar der Art, daß derfelbe lauten fol: » 

„Die Zahl der Ortsjahrmärkte fol dem wahren Ber 
dürfniffe des Conſums genügend vermindert und hler⸗ 
nad) von der Regierung der Numerus fefigeftellt wer— 
den, wobei zur Richtſchnur dienen mag, daß in keinem 
Orte mehr, als jährlich zwei Jahrmaͤrkte flattfinden 
können.” 

Ich frage, ob die Kammer biefem Antrage bes 
Herrn Secretär v. Egidy ihren Beifall ſchenkt? 
— Mit 26 gegen 8 Stimmen ift der Antrag ab» 
gelepnt. h 

Ich komme num zu ben Anträgen der Deputation. 
Die Deputation ſchlaͤgt vor, ftatt der Worte „binnen fünf 
Jahren” auf der letzten Zeile zu fegen: „binnen längftens A 
zehn Jahren” und ich frage, ob die Kammer, diefem 
Antrage ihrer Deputation beitritt? — Einſtim— 
mig Ja. 

Ich habe nun zu fragen, ob die Kammer mit ber 
foeben befchloffenen Mobification $. 52 anzu— 
nehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 

Von ber Deputation wird folgender Antrag vorger 
ſchlagen: 

„Sie wolle im Verordnungswege in ben Orten, In 
welchen mehr ee Sahrmarke infoige diefes Geſetzes 
einzuziehen fein wird, auf Antrag der, betreffenden 
Gemeindebehörben die Werminderung der Zahrmärkte in 
allmaͤhliger Weife geftatten.” 

Diefen Antrag fchlägt die Deputation vor, an bie 
Staatöregierung zu richten. Ich frage, ob die Kammer 
aud) hier der Deputation ipren Beifalt ſchenkt? 
— Einftimmig Ja. 

Es iſt zulegt noch auf eine Petition die Frage zu 
richten, auf die Detition des Gewerbevereins zu Biſchoſs 
werba, die dahin gerichtet if, in Bezug auf die Jahrmärkte 
feine Aenderung eintreten zu laſſen, fondern die Sahrmärtte 
volftändig in der bisherigen Maafe zu erhalten. Ih 
frage, ob, die Kammer diefe Petition auf IP 
beruhen laffen will? — Einſtimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 53. 
Sabemarftgorbnung. 
(S. EM. I. K. ©. 278.) 





Motiven fiche zu $. 49. 
Der Hauptberiht fagt: 
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Die 
$$. 53 bis mit 57 

find, wie die Deputation vorfhlägt, ohne Aenderung bee 
ziehendlich auch mit der Ueberfchrift zum fünften Abſchnitte 
zu genehmigen. 

Im Nachbericht ift Nichts enthalten; alfo der 
Vorſchlag des Hauptberichtes in der Zweiten Kammer 
angenommen worben. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun über $.53 
zu fprechen fein. Da dies aber nicht" gefchieht, fo frage ich, 
ob die Kammer auf Unrathen ihrer Deputation 
diefen Paragraphen unverändert annimmt? — 
Einftimmig Ja. B 

Referent Bürgermeifter Müller: 

9.54, 
Stättegefber. 
(S. EM. I. 8. ©. 278.) 

Motiven fiehe zu $. 49. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 54 
zu Sprechen wünfcht, fo frage ic, ob die Kammer auch 
diefen Paragraph nad Antrag ihrer Deputation 
in unveränderter Weife annimmt? — Einftim- 
mig Ia. 

Neferent Bürgermeifter Müller: 


Fünfter Abſchnitt. 
Vom gewerbliden Hülfsperfonal. 


. 55. 
Vrelheit der Wahl be sap und der Vereinbarung mit 
demfelben, 
(S. EM. I. K. ©. 279.) 

Die Motiven zu den $$. 55 und 56. EM. I. K. 
©. 279. 5 

Im Hauptbericht ift Nichts enthalten; im Nach⸗ 
bericht ebenfalls nicht; der Paragraph wird demnach) zur 
unveränderten Annahme nebft, der Ueberfchrift des fünften 
Abſchnittes empfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand tiber biefen forben verlefenen Paragraphen das 
Wort verlangt? 


Nittergutsbefiger Rittner: Eine Stelle der Vorlage 
iſt mir nicht gerade anftößig, aber Bedenken erregend. Es 
find die Worte der dritten Beile des Paragraphen, wo es 
heißt, daß die Verwendung von Kindern zu Gewerbsat ⸗ 
beiten unbefchräntt fei. Ich darf wohl den Sat fo auf: 
faffen, daß „Gewerbsarbeiten” hier als Gegenfag zu, Fabrik- 
arbeiten” fieht. Es würde dadurch mein Bedenken fich ers 
ledigen; im anderen Falle aber würde ih mir noch einige 
Worte erlauben. Ich hoffe, der Herr Referent wird mich 

1.8. G. Abonnement.) i : 
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darüber beruhigen fönnen. Meine Morte gehen alfo da— 
hin, daß mir die unbefchränkte Verwendung von Kindern 
zu allen derartigen Arbeiten bedenklich erfcheint: Es ſteht 
hier: für Gewerbtreibende; in dem Falle aber die Fabrik— 
befchäftigung auögefchloffen wäre, würde ich mich beruhie 
gen und ehe ich in diefer Beziehung etwas Weiteres fage, 
wollte ich vom Herrn Referenten hören, ob Gewerbtreis 
bende im engeren Sinne gemeint und die Fabriken ausge— 
ſchloſſen find? 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich habe auf $. 58 
Bezug zu nehmen, wo die Befchränfungen der Arbeiten 
von Kindern feftgeftellt werden; infoweit ſolche dort nicht 
feftgeftellt find, will der Entwurf durch $. 50 nicht ein» 
greifen. Es follen die Befchränfungen ſich lediglich auf 
folche Werkftätten beziehen, welche ald Fabriken erfcheinen, 
was durch den von der Deputation beantragten Zuſatz zu 
$. 58 klarer werden wird, Soweit Werkftätten als Fabriken 
erfcheinen, treten die Beftimmungen des $. 58 ein; foweit 
dies nicht der Fall ift, foll der Verwendung von Kindern zw 
Arbeiten überhaupt durch dad Geſetz nicht entgegengetreten 
werden; es wird den Vormündern und Eltern anheim ges 
geben, in biefer Beziehung das Beſte für ihre Kinder und 
Pflegbefohlenen im Auge zu haben. 


Nittergutsbefiger Nittmer: Nach dem, was ich ger 
hört habe, möchte es mir doch als zweckmaͤßig erſcheinen, 
in diefem Paragraphen mit wenigen Worten einen Bezug 
auf $. 58 anzudeuten, indem fonft ein Widerſpruch mit 
$. 58 flattfindet. Hier ſteht, daß die Verwendung ber 
Kinder unbefchräntt fein folle und doch folle fie, wie der 
Herr Neferent bemerkte, befcränft fein. Es wäre gut, 
wenn barauf hingedeutet würde; denn fonft würde ein Wis 
derfpruch entftchen. 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Der Herr Abg. 
Nittner ſcheint den Paragraphen nicht richtig gelefen zu 
haben. Gerade, was ihm fehlt, ſteht ausbrüdlich darin 
und er wird es finden, wenn er gefälligft fo conftruiren wills 


Feder Gewerbtreibende ift in der Mahl feines 
Xrbeit- und Hülföperfonals unbeſchraͤnkt, vorbehaͤltlich 


der Beſtimmungen diefed Geſetzes uͤber das Lehrlingbver⸗ 
haltniß und die Verwendung von Kindern zu Gewerbs— 
arbeiten.” 

Ex wird fich daraus Überzeugen, daß gerade dad Ges 
gentheil von dem d’rin fteht, was er gelefen hat, Es ficht 
ausdruͤcklich drin, daß bie Verwendung ber Kinder zu Ge 
werbsarbeiten beſchraͤnkt fein folle in Gemäßheit des $. 58, 
nicht unbefchränft. 

,  Nittergutöbefger Rittner: Nach diefer Erläuterung 
des Herrn Commiſſars beruhige ich mic. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, um über $. 55 zu fprechen, fo fchließe ich 
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die Debatte und ertheile dem Herrn Referenten das Schluß: 
I Es wird darauf verzichtet.) 

$. 55 mit fammt der Ueberfchrift zum fünften Ab⸗ 
ſchnitt wird von der Deputation unverändert anzunehmen 
empfohlen. Sch frage, ob die Kammer ihrer Depus 
tation hierin beitritt? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 56. 
Aufgebung des Wander · und Herbergagwanges. 
(S. EM. IL 8. ©. 279.) 

Bu diefem Paragraphen ift Nichts zu bemerken; nad) 
bem Hauptbericht ift er zur unveränderten Annahme em» 
pfohlen und da im Nachbericht Nichts daruͤber enthalten 
iſt, fo iſt derfelbe auch in der Zweiten Kammer unver 

- ändert angenommen worben. Ich habe jedoch in Bezug 
auf den Inhalt diefes Paragraphen noch etwas Weiteres 
beizufügen. In mehreren, namentlic) in den feit der Ber 
rathung eingegangenen Petitionen ift darauf hingewieſen 
worden, daß es nicht angemeffen fein möchte, das Wans 
dern und auch den Wanderzwang und Herbergszwang aufs 
zugeben. Sehr großes Gewicht auf Beibehaltung biefer 
Zwangsmaaßregeln iſt in dem offenen Proteft gelegt, wel- 
her von mehreren Petenten nach Anleitung des Nach: 
bericht zu dem ihrigen gemacht worden iſt. Dort will 
man beweifen, daß der Zwang zum Wandern ſowohl ferner 
nöthig fei, als auch der Herbergszwang. Im Bezug auf 
dieſe Petitionen, bie dieſe Anficht aufftelen, kann ich weiter 
Nichts thun, als die Petenten darauf aufmerffam machen, 
daß, wenn auch;vieleicht in dem einen oder andern Punkte 
ihre Anfiht nicht ganz unbegründet fein möchte, doch fo 
viel feſt fteht, daß die großen Nachtheile des Wander: und 
Herbergszwanges bie befonderen Vortheile bei Weiten aufs 
wiegen, wenn man bie Verhältniffe von allen Seiten bes 
trachtet. Oaß das Wandern wefentlihen Nuten bringt, 
das hat bie Deputation in ihrem Hauptbericht und nament- 
lid) im allgemeinen; Theile anerkannt. Es fehreibt auch 
das Gefeh nicht vor, daß das Wandern Fünftig verboten 
werben fol, es foll nur Fein foͤrmlicher gefeßlicher Bwang 
mehr flattfindenz; es mag den ſich Ausbildenden übelaffen 
werben. Die Deputation hat ausdrücklich ausgefprochen, 
daß dad Reifen und Wandern namentlich für junge Leute 
won großem Vortheil fei. Es iſt micht-zu verfennen, daß 
durch dad Wandern eine gewiſſe Routine und Fähigkeit, 
fid auf dem Lebenswege zu bewegen, herbeigeführt wird; 
es kann nicht verfannt werben, daß rüdfichtlih der Ge 
ſchickichkeit jungen Männern an die Hand gegangen wird. 
Es fann, da namentlich von der einen Seite auf das 
Idylliſche des Wanderns hingewieſen wird, insbefondere in 
Bezug auf das Einwandern in die ‚Herbergen, zugegeben 
werden, daß es eine gemüthliche Seite hat. Es mag aller⸗ 





dings ziemlich gemüthlich fein, wenn ein Handwerksburfch 
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einwanbert und den befannten Gruß 
mutter ausſpricht: 
Guten Tag, Frau Mutter! 
zu denn das Kalb auch Futter? 
ad macht der Hund? 
IE die Kae gefund? 
Legen Eure Hühner Eier, 
Und Eure Töchter, haben fie Freier? 
Heiterkeit.) 

Wenn man dieſes Sprüchlein hört, fo mag dies ſowohl 
in Bezug auf die Herbergämutter, ald auf die wandernden 
Gefellen etwas Gemüthliches haben. Aber es wird mohl - 
nicht ſchwer zu erkennen fein, daß das Alles nicht Vor⸗ 
theile find, die vorzugsweife im Auge behalten werden 
müffen. Denkt man daran, daß mancher wandernde Ge 
felle gerade auf der Herberge zu Unziemlichfeiten und Uns 
fittlichkeiten Veranlaffung gefunden, fo wird man fich fagen 
müffen, es werde nicht allzuviel ſchaden, wenn fowohl der 
Wander», als Herbergszwang aufgehoben wird. Ich erin⸗ 
nere hinſichtlich des Herbergszwangs auch daran, daß einem 
einwandernden Gefellen die Hände fehr gebunden find; er 
kann die Arbeit nicht da ſuchen, wo er fie wünfcht, fondern 
die Meifter dringen darauf, daß die Gefellen der Reihe nach 
eintreten müffen ganz nach ihrer Anmeldung und wenn er 
in eine Differenz mit dem erften Meifter Fommt, fo barf er 
nicht weiter eintreten, fondern er muß fortwandern und dere 
gleichen mehr. Kurz und gut, ich kann 'mich für das, 
was in den Petitionen ausgefprochen ift, durchaus nicht 
verwenden, fondern ber Kammer nur anrathen, dem Ber 
fchluffe der Zweiten Kammer beizutreten, wonach $. 56 uns 
verändert angenommen werben fol. 


Freiherr v. Weld: Ich Habe ſchon einigemal geäußert, 
daß ic) es für eine ganz vergebliche Mühe halte, nur mit 
einem Worte gegen bie Hauptprincipien ankimpfen zu 
wollen, bie in diefem Gefehe ausgeſprochen worden find. 
Aber zu diefen Hauptprincipien rechne ich allerdings die 
Beftimmung diefes Paragraphen, namentlich die Aufhebung 
des Wanderzwanges; ich beſchraͤnke mich alfo auf die Ber 
merkung, daß mir das doch nicht recht begrlimbdet erſcheint, was 
der Here Referent anführte, indem er fagte: „das Wandern 
würde ſich ohne Bwang dazu und ohne gefeßliche Vorſchrift 
von felbft machen.” Allein, meine Herren, es iſt doch 
wohl ein großer Unterfchied, ob ein Gefelle weiß, daß er in 
einer Stadt eine Herberge findet, daß er dort ein Gefhent 
bekommt ‚und von feiner Innung unterftütt wird, oder 0b 
er wie jeder andere Privatmann eine Reife, nach Befinden 
durch ganz Deutfchland, die Schweiz u. f. w. auf feine 
eignen Koften machen muß und feine Unterflüsung findet. 
Das ſcheint ein großer Unterfchieb zu fein. Ich will hier: 
bei auch noch darauf aufmerffam machen, daß in neuerer 
Beit es ein Hauptbeftreben .gewefen ift, baflır zu forgen, 
daß die Herdergsvaͤter folide und fittlich gebildete Leute 


gegen bie Herbergs⸗ 


Iub-dresden.deippn200282872804 





869 


fein möchten; wo alfo die wandernden Handwerksburfchen 
ein auch ia moralifcher Beziehung vortheilhaftes Unterkom⸗ 
men fänden und dadurch abgehalten würden, die erften beſten 
Schaͤnken zu befuchen, wo fie ganz ohne alle Aufficht find, 
die doc) mitunter für ſolche junge, unerfahrene, wandernde 
Gefellen ſehr nothwendig erſcheint. Aber wie gefagt, ich 
habe das nur nebenbei dußern wollen; denn ich bin der 
Ueberzeugung, daß es demohngeachtet bei der Beftimmung 
des Paragraphen bleiben wird. 


Präfident v, Schön fels: Wenn Niemand weiter Uber 
$.56 zu fprechen wünfcht, fo kann ich bie Debatte ſchließen 
und dem Herrn Referenten das Schlußwort geben. 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich habe blos zu bemer⸗ 
Ten, daß ich durchaus den Herbergsvaͤtern und Herbergsmüttern 
nicht habe zu nahe treten wollen; es Fönnen ganz gute 
Leute fein, aber es macht ſich von felbft, daß die ein» 
wandernden Gefellen‘, indem fie mit verfchiedenen anderen 
Geſellen auf der Herberge zufammentommen, verfchiedenen 
Verführungen ausgefegt find. Es können hierdurch fir 


* Auskunft zu geben, was für Caſſen hier gemeint 
find? — 

Referent Bürgermeifter Müller: Die Gewerbsgehuͤl⸗ 
fen werben nach wie vor, befondets in Fabriken, ſich vers 
bindlich machen und zum Theil genöthigt werben Fünnen, 
in gewiffe Unterfiügungscaffen Einzahlungen zu machen, 
worauf wir fpäter fommen werden. Alſo bei ſolchen Cafs 
fen, mögen fie gezwungen oder contractlich befichen, da 
tritt die Beſtimmung ein, welde im erſten Abſchnitte des 
$. 57 enthalten ift. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort ergreift, ſchließe ich die Debatte und gehe fogleich zur 
Abftimmung über, $. 57 wird zur unveränderten Annahme 
empfohlen und ich frage, ob die Kammer damit ein» 
verftanden iſt? — Einfimmig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Müller: 


$. 58. 
Befeäftigung von Kindern, 





die Einwandernden Nachtheile herbeigeführt werden ohne 
die geringfte Verfhuldung des Herbergsvaters oder der 
Herbergsmutter. Das koͤnnen ganz vortreffliche Leute fein, 
während aber doch Nachtheil für die Wandernden erwachfen 
Tann. 

Präfident v. Schönfels: $. 56 wird mit feiner Ue- 
berfcprift zue unveränderten Annahme empfohlen und ich 
frage die Kammer, ob fie ihrer Deputation in die» 
fer Beziehung beitritt? — Einflimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 57. 
Arbeitgbücer. 
(S. EM. I. 8. ©. 280.) 


Die Motiven zu 957 EM. I. K. ©. 280. 


Bu $ 57 if im Hauptberichte ebenfalls Nichts 
weiter bemerkt, ald daß dieſer Paragraph zur unveränder« 
ten Annahme empfohlen wird und baffelbe ift der Fall 
hinſichtlich des Nahberichts. 


Secretaͤr v. Egidy: Ich würde mir bier erlauben, 
um eine Auskunft zu bitten. Es iſt in $. 57 hingedeutet, 
daß die Arbeiter und Gehuͤlfen zu einer Gaffe beizutragen 
verpflichtet fein koͤnnten. Ich geftehe, daß ic) mir das nicht 
gut denken Fannz denn nachdem wir den Gefellen- und 
Innungsjwang aufgehoben haben, fallen die zwangsweiſen 
Lehrlinge und Gefellen weg; die find ganz zu ftreichen und 
die früheren Gefllencaffen, die belanntlich eine große Rolle 
fpielten, verfchwinden auch. Ich weiß daher in der That 
nicht, was noch für Gelegenheiten übrig find, wo die Ar- 
beiter und Gehülfen der Gewerbtreibenden contribuabel fein 
ſollen? 
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1S. EM. U. 8. ©, 282.) 
CEies im 1. Abſatze „Werkftätten” ftatt „Werkftellen”.) 


Die Motiven zu $. 58 f. EM. IL K. ©. 23% 
u. 283. 4 
Im Hauptberichte ift gefagt: 


Bu 8. 58. 

Im Allgemeinen mit dem bier aufgeftellten Principe 
des Entwurfes einverſtanden, wie oben Site. 14 biefes 
Berichtes bereits angeführt worden ift, erachtet bie Depu⸗ 
tation {m Speciellen zundchft eine Erweiterung der Bes 
fimmung im erften Abfage für nothmendig, Sie, finder 
nämlich in dem erften Ausdrude „Werkflätten” cine zu 
große Verengung für die — Eltern und Kinder. 
Die letzteren frühzeitig an Thätigkeit und Erwerb zu ge⸗ 
wöhnen, ift namentlich für den Arbeiterftand von wohlthäs 
tigen Folgen und man muß deshalb dorfichtig zu Werte 
geben, um nicht aus wohlgemeinter Liche für das Kind 
Mifgriffe zu thun. Deshalb erachtet die Deputation den 
von der jenfeitigen Deputation ausgehenden Vorfchlag, daß 
die Vorfchrift im erften Abfage überhaupt nur auf eigente 
fiche Fabriten im Sinne des $. 72 erftredt werde, für ſeht 
zwedmäßig, To daß alfo nur folde Werkftätten betroffen 
werden, in welchen mehr ald zwanzig Arbeiter gemeinſchäft⸗ 
lich Beſchaͤftigung haben und beantragt daher: 

a) flatt der Worte: 

„in Werkſtaͤtten befchäftigt werden” 


„in ſolchen Werfitätten befchäftigt werden, 
für welche der Unternehmer nad) $. 72 zu Aufz 
ftelung einer Fabritordnung verpflichtet if”, 

Weiter find, um den Öffentlichen Befchäftigungsans 
falten für Kinder feinen Abbruch zu,thun, diefelben aus⸗ 


zu fegen: 


|drütlich außzunehmen und es fchlägt deehald die Depufa- 


tion vor: 





Ich bitte daher den Herrn Referenten, mir bat- 


b) zwiſchen dem erſten und zweiten Abſatze des Ent- 
nie folgende Beftimmung als Abſatz 2 einzus 
fügen: P 
129% 
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nDeffentliche Beihäftigungsanftalten für 
Kinder find von dem Verbote ausgenommen.“ 

Ferner wird unter Hinweifung auf die im allgemeinen 
Theile diefes Berichtes Seite 15 dafür aufgeftelten Motis 
ven die Kammer erfucht: 

©) folgende zwifcen Abſatz 2 und Abfag 3 der Bor- 

Tage einzufchaltende Beftimmung als Abfag 4 zu 
genehmigen: 

„Im Verordnungswege können durch das 
Minifterium des Innern für einzelne Fabrik» 
zweige, auf welde vorftehende Beftimmungen 
nicht ganz paffen follten, Ausnahmen und Abäns 
derungen beffimm werden.” “ 

Endlich erfcheint auch das Strafminimum von einem 
Thaler im bieten Abfage der Vorlage etwas zu hoch und 
die Deputation erlaubt ſich daher in Vorſchlag zu bringen: 

d) daß flatt: „1 bis 5 Thaler” gefegt werde: „zehn 

Neugrofchen bis fünf Thaler.” 

Mit diefen Yenderungen und Zufägen, welche zwiſchen 
beiden Deputationen und dem Herrn königlichen Commiſſar 
vereinbart worden find, wolle die geehrte Kammer 

$. 58 annehmen. ‘ 


Im Nahberichte ift zu $. 58 deshalb Nichts ber 
merkt, weil die Zweite Kammer diefe gefammten Vorſchlaͤge 
auch angenommen hat. 


Präfivent v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 58 zu fprechen wünfcht? 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Ich kann mich mit 
der von der Zweiten Kammer befchloffenen Abänderung, 
wornach flatt der Worte: „in Werkftätten befchäftigt” gefegt 
werben ſoll: 

„in folchen Werkftätten befchäftigt werden, flr 
welche der Unternehmer nad) $. 72 zu Aufftellung einer 
Sabrikordnung verpflichtet if", 

nicht einverſtehen. Mir fcheint, daß die nachtheiligen Eins 
wirfungen, welche überhaupt aus der frühzeitigen und tiber 
die Kräfte hinausgehenden Beſchaͤftigung der Kinder zu 
befürchten find, nicht gerade blos beim Fabritgeichäfte, 
fondern auch bei anderen Gefchäften eintreten Fönnen. Ich 
bin darüber in Zweifel, ob unter die Beſtimmung des $. 
72 auch Buchdrudereien fallen? ob fir eine ſolche, felbft 
wenn fie mehr als 20 Arbeiter befchäftigt, notwendig eine 
Fabrikordnung aufzuftellen fein würde? Jedenfalls aber kann 
man fic) aud) Heine Buchdrudereien denken, welche weniger 
als 20 Arbeiter befehäftigen und die defjenungeachtet Tag 
und Nacht im Betriebe find. Es können daher in denfel- 
ben Kinder über ihre Kräfte hinaus befcäftigt werden, 
wenn die Beſtimmung in $. 58 nicht auf derartige Etabliſſe⸗ 
ments Anwendung leidet. Es fcheint mir deöhalb die 
Beſtimmung, wie fie der Geſetzentwurf enthält, richtiger 
zu fein, ald die von der Zweiten Kammer befhloffene und 
von unferer Deputation empfohlene Beſchraͤnkung. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand das Wort verlange? — Es ſcheint nicht fo; ich 


‚Sächsi — 


ische Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Tann daher die Debatte fchliegen und dem ‚Herrn Referenten 
das Schlußwort ertheilen, ° 

Referent Bürgermeifter Müller: Daß unter dem 
Ausdrude „Werkftätten” auch Buchdrudereien mit verftans 
den find, dürfte einem Zweifel nicht unterliegen; denn es 
iſt der Ausdrud „Werkftätten" gewählt worden und nicht 
der Ausdrud „Fabriken“, um alle diejenigen Anftalten zu 
treffen, wo mehrere Perfonen gemeinfchaftlich befchäftigt 
werden. Wollte man den Ausdruck „Fabriken“ wählen, fo 
würde allerdings dasjenige nicht getroffen werden, was der 
Here Sprecher gemeint hat. Aber da es heißt: „Werks 
ftätten” und auf $. 72 Bezug genommen ift, fo ift mei» 
ner Anſicht nad) bei jeder Werkftätte, gleichviel, ob der 
Inhaber die Buchdruderei oder ein eigentliches Fabrik⸗ 
gefchäft betreibt, nach der Vorfchrift in 9. 58 zu verfahren, 
wenn überhaupt mehr als 20 Arbeiter dafelbft beſchaͤf⸗ 
tigt find. 

Präfivent v. Schönfels: Die Debatte ift gefchloffen 
und ih fann mic nun zur Abftimmung wenden. Zu $. 58 
hat die Deputation verfchiedene Anträge geſtellt. Es fol 
Matt der Worte „in Werkftätten beſchaͤftigt werden” im 
erften Sage des Paragraphen geſetzt werden: 

„in folden Merkftätten befchäftigt werden, für 
welche der Unternehmer nach $. 72 zu Aufftellung einer 
Sabrifordnung verpflichtet ift.” 

Ic frage die Kammer, ob fie diefer von ihrer 
Deputation beantragten Abänderung beipflich— 
tet? — Einftimmig Ja. 

Es wird weiter von der Deputation vorgefchlagen, 
zwiſchen dem erften und zweiten Abfage des Paragraphen 
folgende Beftimmung einzufhalten, als Abſatz 2: 

„Deffentliche Beichäftigungsanftalten für Kinder 
find von dem Verbote ausgenommen.” 

Ich frage, ob auch, hierin die Kammer ihrer 
Deputation beiftimmt? — Einftimmig Ja. 

Weiter ſchlaͤgt die Deputation vor, eine Beftimmung 
zu treffen und zwar diefelbe zwiſchen Abfag 2 und 3 ber 
Vorlage als Abſatz 4 einzufchalten. Sie fol folgenders 
maaßen lauten: 

„Im Verorbmungswege koͤnnen durch das Minis 
fterium des Innern für einzelne Fabrifzweige, auf welche 
vorftehende Beftimmungen nicht ganz paffen follten, Aus: 
nahmen und Abänderungen beftimmt werden.” 

Ich frage, ob hierin die Kammer ihrer Der 
putation beipflichtet? — Einftimmig Ja. ’ 

Endlich filägt die Deputation vor, daß flatt „1 bi6 
5 Theler · gefegt werde „10 Neugroſchen bis 5 Thaler. 
Ich frage, ob die Kammer diefen Vorſchlag ihrer 
Deputation ebenfalls annimmt? — Einftimmig Ia- 





Ich frage nun, ob die Kammer mit — 
änderungen und Zufägen $. 58 annehmen wit? 
— Einfimmig Ja. 
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Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 59. 
Schulpiũ hůge Kinder. 
S. EM. K. S. 280.) 


Die Motiven zu $.59 ſiehe L. M. II. K. ©. 289. 
Im Hauptberichte heißt es: 


Bu $. 59. 

Aus den ebenfalls im allgemeinen Theile diefes Ber 
richtes zu Punkt 17 angeführten Gründen beantragt die 
Deputation, zwiſchen dem erſten und zweiten Abfase fols 
gende Worte einzufchalten: 

„Der Schulunterriht muß innerhalb der Zeit von 
früh 5 Uhr bis Abends 8 Uhr ertheilt werden“, 
und mit biefer Einfhaltung $. 59 anzunehmen. 

Die Neputation kann nicht unterlaffen, hier nochmals 
auf die Nachtheile hinzuweifen, welche ebenfowohl aus den 
fpäten Abendfehulen, ald aus den allzu zeitig beginnenden 
Fruͤhſchulen für die Kinder erwachfen. 

Ermüdet und abgefpannt fommt das Kind nach voll 
endeter Vagesarbeit am Abend zur Schule und es ift nicht 
zu verwundern, daß auch felbft das gutgeartete, willige 
Kind beim Unterrichte dann und warn vom Schlummer 
überwältigt wird und nach vollendeter Lehre im Hocgefühle 
der Freiheit, jauchzend im ftürmifchen Lauf eilet zum häuss 
lichen Heerd. Und was findet es bort? 

Wegen der zu zeitig beginnenden Frühſchulen ift ein⸗ 
Yeuchtend, wie jehr es inöbefondere im Winter die Gefunds 
beit des Kindes angreift, wenn bdaffelbe bei Froft und 
Schneegeftöber, vielleicht ohne warme Suppe oder Getränt, 
den Meg zur Schule allzu früh antreten muß, wohl auch 
dort manchmal Fein völlig Durchheiztes Zimmer findet und 
nun mit Aufmerkſamkeit dem Unterrichte folgen foll. 

Kurz, es möchten a Abend» a Fruͤhſchulen möge 
uchſt befchränft, ja ganz befeitigt werden. 

en daß — Ti folgen Fabrikverhältniffen, wo 


das Kind nothwendig zur Arbeit gebraucht wird, wie dies 


zur Beit bei ben fächltichen Beugdrudereien der Fall ift, 
fehiwer durchzuführen ift, liegt ebenfo Mar zu Tage, wie 
durch) die Erfahrung feftfteht, daß das Kind nicht jelten in 
der Fabrik, wo es an Ordnung, Pünktlichkeit und Fleiß 
ewöhnt wird und wo man ihm feine übertriebene Uns 
neun zumuthet, beffer aufgehoben ift, als in ber Woh⸗ 
nung ber Eltern, welde ihrem Erwerbe nachgehen und die 
Kinder fich felber Überlaffen müffen. 

Mit Rüdficht auf alle diefe Umftände find nach dem 
Vorſchiage der Deputation wenigftend bie äußerften Grenzen 
feftgeftellt, innerhalb beren der Schulunterricht für die Fabrite 
Einder ftattfinden muß. Mag die Praris Alles aufbieten, 
dafür zu forgen, daß diefe Grenzen nad) und nad) enger 
aneinander rüden! 


Im Nachbericht ift Nichts darlıber enthalten; es hat 
nämlich die Zweite Kammer ben hier vorgefchlagenen Zus 
fag einftimmig angenommen. 


Präfident v. Schönfeld: E3 würde nun über den 


ſoeben vorgetragenen Theil des Berichtes die Discuffion zu 
eröffnen fein und ich habe zu erwarten, ob Semand das 
Wort verlangt? — Es fiheint nicht, ald wenn vom Worte 
Gebrauch gemacht werben follte; ich werde daher ſogleich 
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hip: 


zur Abftimmung übergehen. In Bezug auf $. 59 ſchlaͤgt 
die Deputation zwiſchen dem erfien und zweiten Ubfage 
eine Einfhaltung vor, welche lauten foll: 

‚Der Schulunterricht muß innerhalb der Zeit von 

früh 5 Uhr bis Abends 8 Uhr ertheilt werben.” 

Iſt die Kammer mit dieſer Einfhaltung, 
wie fie die Deputafion vorfchlägt, einverflanden? — 
Einftimmig Ja. 

IH frage nun, ob die Kammer $. 59 mit der 
eben befchloffenen Abänderung Beifall ſchenkt? 
— Einftimmig Sa. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 60. 


Arbeitsverträge Unminbiger. 
(S. EM. I. 8. ©. 290) 


"Die Motiven zu $. 60 fiche EM. IL. 8. ©. 290. 


Nah dem Hauptberichte wird $. 60 zur unveraͤn⸗ 
derten Annahme empfohlen. In dem Nachberichte ift 
blos bie kurze Bemerkung gemacht, daß das Gitat nicht 
Seite 149”, fondern „Seite 19” heißen muß. Es wirb 
alfo $. 60 zur unveränderten Annahme empfohlen. 


Präfident v. Schönfels: Ic) habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 60 zu fprechen wuͤnſcht? — Wo nicht, fo 
frage ih, ob die Kammer diefen Paragraphen auf 
Anrathen ihrer Deputation unverändert anzus 
nehmen gemeint iſt? — Einftimmig Ja. 
« 
Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 61. 


Kündigung. 
(S. EM. I. 8. ©. 297.) 


Die Motiven zu $. 61 bis 63 f.E.M. II. K. ©. 297. 
Der Hauptbericht empfiehlt diefen $. 61 ebenfalls 


zur unveränderten Ynnahme, während im Nachbericht e 
Nichts erwähnt ift. - 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand Über diefen 
Paragraphen zu ſprechen wünfcht, fo frage id, ob die 
Kammer auf Anrathen ihrer Deputation auch 
diefen Paragraphen unverändert annimmt? — 
Einftimmig Ja. 
Referent Bürgermeifter Müllers 
F a $. 62%. 
Entlaffung der Arbeiter ohne Kilnbigung. 
(S. EM. 1. 8. ©. 297.) 
Der Hauptbericht fagt: 5 


In Uebereinftiimmung mit der Deputation ber Zweiten 
Kammer wird 





zu $. 62 
vorgeſchlagen, dem Punkte b folgende Faſſung zu geben: 
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wenn er ohne Ei * 
Nebengeichäft treibt, weiches ihm in der Erfüllung 
feiner Verpflichtungen gegen den Arbeitgeber hindert“; 
im Uebrigen aber $. 62 unverändert anzunehmen. 

Im Nachberichte ift infolge deßMichts zu bemerken 
gewefen. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 62 das Wort wuͤnſcht? 


Freiherr v. Welck: Würde ſich nicht vielleicht noch 
ein Bufaf bei dem Punkte sub h als zwedmäfig heraus 
ftellen? Es ift naͤmlich außer Brand und Elementarereige 
niffen fehr leicht möglich, daß infolge von Kriegsereigniffen 
die Arbeit an einem Ort eingeftellt werden müßte und es 
wuͤrde gerade den Fabrikherrn doppelt ſchwer treffen, wenn 
er angehalten werben follte, die Fabrikarbeiter fortzulohnen, 
ohne daß er doch die Arbeit felbft fortftellen kann. Wenn 
vielleicht gefagt würde: „Wenn infolge von Krieg, Brand 
und Elementatereigniffen u, ſ. w.” Ich habe allerdings 
den Fall im Sinne, wo feindliche Truppen in eine Stadt 
einrücken und alle Gewerbe und alle Arbeit infolge deffen 
ſtockt und aufhören muß. Ich würde mir daher den Ans 
trag erlauben, daß vor „Brand“ noch das Wort „Krieg“ 
eingefchaltet würde. . 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde diefen Antrag 
zur Unterftügung zu bringen haben. Herr Freiherr v. Welck 
trägt darauf an, daß im $.62 und zwar unter h vor dem 
Worte „Brand” noch eingeſchaitet werden fol „Krieg“, 
fo daß «8 hießer " 

„wenn infolge von Krieg, Brand oder Elementars 
ereigniffen die Arbeit eingeftellt werden muß.” 

Freiherr v. Weld: „von Krieg, Brand oder”, 


Präfident v. Schönfeld: Es wuͤrde alfo ſtatt des 
Woͤrtchens „von” das Wort „Krieg“ einzufchalten fein. 

Sreiherr v. Weld: Hinter dad Mörtchen „von“, 

Präfident v. Schönfeld: Zwiſchen die Worte „von“ 
und „Brand“ iſt das Wort „Krieg“ einzuſchaiten. Ich 
Habe zu fragen, ob die Kammer den Antrag unterftügt? 
— Bahlreid. I 

Es würde nun biefer Antrag mit zur Discuffion zu 
ziehen fein. 


„b) 





Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Die Abſicht des’ 


Antrags ift vollfändig anzuerkennen; nur fürchte ich, daß 
durch die Einſchaltung des biofen Wortes „Krieg” an diefer 
Stelle viel weiter gegriffen wird, al die Anficht de An: 
tragfiellers gehen möchte. Er hat felbft ausdrücklich er 
wähnt, daß er nur den Fall im Auge hat, wenn Truppen 
einriden; aber freilich blos die Einhaltung des Wortes 
Krieg“ an dieier Stelle repraͤlentirt diefe Beihränfung 
nicht. Wenn der Paragraph künftig einfab den Cat 
enthält: „wenn infolge von Krieg ıc. die Arbeit eingeftellt 
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willigung des Arbeitgebers ein | werden muß“, fo haben wir jede durch Kriegsereigniſſe here 


beigeführte Conjunctur mitbegriffen und das geht entſchie - 
den zu weit. Hat man das Wort einmal in dem Paras 
graphen, wird eine fpätere Nachinterpretation nicht viel 
beifen; man muß fih die Tragweite des Wortes „Krieg“ 
dann gefallen laſſen. Ich wüßte im Augenblicke ſeloſt 
allerdings Einen Vorſchlag zu mahen, wie man auf ganz 
kurze Weife das treffen wollte, was ich mit dem Antrags 
fteller felbft als vollfommen gerechtfertigt anerfenne, ohne 
doch zu weit zu gehen. Ich glaube jedoch, man kann ſich wohl 
darauf verlaffen, daß ein folcher Fall, wo eben durch Bra 
fegung des Ortes von fremden Truppen die Arbeit einge⸗ 
fellt werden muß, eine fo ganz entf&hiedene vis major in fich 
begreift, daß mir nicht glaubhaft ift, daß wegen der Are 
beitseinftellung unter folhen Umftänden mit Fug und Recht 
gegen den Arbeitgeber Klage auf Auszahlung des Lohnes 
erhoben werden koͤnne. Ich glaube, auch ohne ausdrüd« 
liche Einſchaltung winde faum diefe Befürchtung Plag 
greifen. Ich fee immer voraus, daß die Beſetzung durch 
die Truppen eine ſolche ift, welche die Fortfegung der 
Arbeit wirklich verhindert. 


Freiherr v. Weld: Ih muß zugeben, daß es ſchwer 
fein wird, ganz genau das zu treffen, mas ich eben beabs 
fichtige, weil ich den beantragten Zufag nur in beſchraͤnkter 
Maede verftehe; alfo in einem Falle, wie er 4. ®. it 
Leipzig während der Schlacht von Leipzig eintrat. “Glaubt 
man aber, daß es ſich von felbft verftehe, daß ein folder 
Fall mit unter die Beſtimmung, sub h falen mürde, fo 
will id) auf meinen Antrag weiter nicht beftehen. Uebri— 
gend muß ich doch noch bemerken, daß bei der Einfhjaltung, 
welche ich vorſchlug, das Wort „Krieg” nicht etwa in einer 
ganz allgemeinen Bedeutung verfianden merden ſollte; 
«5 folte nicht beißen „wenn infolge von Krieg fberhaupt”, 
es ſollte vielmehr das Wort „Krieg“ in Verbindung mit 
dem Worte „Ereigniſſen“ fichen, alfo Kriegsereigniffe, bie 
im Dete feibft vorfommen, vorauögefegt werden. Habe 
ich nun meinen Antrag einmal geftellt, jo werde ich ihn 
aud) vor der Hand noch nicht zurüdziehen. 


Finanzrath v. Noftiz-Wallwig: Man könnte viels 
leicht das Bedenken befeitigen, wenn man den Antrag etwas 
anders faßte, vieleicht in der Weife, daß die Beftimmung 
sub h fo aufgeftelt würde: 

„Wenn infolge von Brand oder Elementarereigniffen 
ober Beiegung des Ortes durch feindliche Truppen die 
Arbeit eingeftellt werden muß”, R 

fo daß das Wort „Krieg“ wegfiele, aber nad) dem Worte 
„Elementarereigniffen” Die Worte, ‚oder Belegung des Ortes 
durch feindliche Truppen“ eingefchaltet werden, Das würde 
wenigftend dem Sinne des Antragfiellers entfprehen. 


Freiherr v. Weld: D ja! Ich kann mic) damit ein⸗ 
verſtehen. 
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Finanzrath v.Noftiz-Wallwig: Ich werde mir dar 
Her geflatten, diefe Faſſung dem Herrn Präfidenten zu 
überreichen. 

Präfident v. Schönfeld: Infolge biefer Erklärung 
ſoll der Antrag des Heren Freiheren d. Well zurücgezor 
gen und daflır der des Herrn v. Noſtiz Wallwig fubftituirt 
werben. Die Kammer hat vernommen, daß Freiherr v. Weld 
ben von ihm geftellten Antrag, der dahin Iautet, nach dem 

* Worte „Brand“ das Wort „Krieg“ einzuhalten, zurüds 
nehmen will und ic} frage die Kammer, ob fie hierzu ein- 
willigt? — Einftimmig Ja. 

Ich habe aber nun den Antrag des Heren v. Noſtiz- 
Wallwitz zur Unterftügung zu bringen. Cr geht dahin, 
Punkt h folgendermaaßen zu faffen, daß hinter bie Worte 
„Elementarereigniſſen“ gefeßt werde „oder Befekung des Or- 
tes durch feindliche Truppen”, fo daß es heißen würde: 

„h) wenn infolge von Brand oder Clementarereige 
niffen oder Befegung des Ortes durch feindliche Trups 
pen bie Arbeit eingeftellt werden muß”. 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag unterflügen 
will? — Hinreigend unterflügt. 

Secretär v. Egidy: Ich möchte mich doch auch gegen 
biefen Antrag erflären und lieber wünfgen, daß man bei 
ber Faſſung der Gefegvorlage bleibt. Es ſcheint nämlich, 
als wenn wir auf das Feld der Caſuiſtik immermehr kom⸗ 
men, wenn wir diefen Vorfchlag annehmen, und das taugt 
nicht in ein Geſetz. WIN man auf gewiffe Verhältniffe 
Nüdfiht nehmen, wäre vielleicht noch eine andere Faſſung 
denkbar und prägnanter, wie z. B. wenn man fagte: „Wenn 
infolge von auf den Geſchaͤftsbetrieb einflußreihen Calami- 
täten, wie Brand zc., die Arbeit eingeftellt werden muß.” 
Alſo auf dieſes Thema könnten noch vielerlei Variationen 
gemacht werden und es ſcheint mir am beften, um nicht in 
Miderfprüche und Inconſequenzen zu verfallen, wir nchs 
men den Entwurf unverändert in feiner Faſſung ar. 


Nittergutsbefiger Nittmer: Ich werde mich auch ge- 
gen dad geftellte [Amendement ausfprehen und zwar aus 
den Betrachtungen, weil ich es hier fo auffafe, daß in Sat 
I ausdrücklich nur Ereigniffe gemeint feien, die ploͤtzlich 
eintreten und eben deshalb vorher durchaus nicht dem 
Zabrikherrn zur Kenntnig gefommen fein koͤnnen. Allein 
das Amendement, welches zulegt gefiellt worden ift, abger 
fehen von dem erften, wo es ſich um allgemeinen Krieg 
handelt, betrifft zwar etwas fpecieller Beſtimmtes, die Ber 
fesung der Stadt durch. feindliche Truppen; aber doch im- 
mer Fein plöglich eintretendes Ereigniß, wie Brand ober 
Ueberfluthung durch Waſſer, Wolkenbruch und dergleichen, 
Ich wiederhole nochmals, es find Hier ausdrücklich nur 
ploͤtlich eintretende Ereigniffe gemeint. Alle anderen Ere 
eigniffe, die allerdings dem Fabrikherrn auch ſchaden koͤnnen, 
aber erft almählig eintreten, Fönnen wir dem hinausblicken- 
den Geifte der Herren felbft zur eigenen Sorge überlaffen: 


‚Sächsische Landesbibliothek http: 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Wenn der Fabrikhert glaubt, infolge von einbrechendem 
Krieg feine Arbeiter entlaffen-zu muͤſſen, wird er dieſes 
ſchon vorherfehen. Wenn aber der Krieg ſchon vielleicht 
6 Wochen im Lande gedauert hat, woraus nach Befinden 
dem Unternehmer große Vortheile erwachfen fein Finnen 
und er nun an dem Tage, wo die feindlichen Truppen in 
den Drt einrüden, er ohne weitere Veranlaffung, blos in- 
folge willfürlichen Entſchluſſes feine Werkftatt foN ſchließen 
Eönnen, fo finde ich darin eine Ungerechtigkeit. Ich würde 
mich deshalb entfcieben gegen das Amendement ausſprechen 
müffen. 

Hofrath Dr. Hänel: Mir ſcheint das, was sub h 
im Entwurf getroffen werben fo, fehr einfach zu feinz 
es vebueirt ſich die ganze Frage auf die fogenannte locatio, 
‚eonductio operarum und wie es zu halten fei, wenn Bus 
fall das Vertragsverhältniß auflöft. Mir ſcheint mit dem 
Entwurfe die Hauptſache getroffen zu fein. Wollte man 
aber noch andere Ereigniffe herbeiziehen, welche Arbeitsein - 
ftellung veranlaffen, fo koͤnnte man hinter den Elementar. 
ereigniffen fegen „und fonftige höhere Zufäle.“ Es ift 
das, was der casus major im Sateinifchen iſt. Ich glaube 
‚aber, wir koͤnnen mit dem Entwurf ganz gut ausfommen, 

DVräfident v. Schönfeld: Es wird demnach von dem 
Sprecher kein Antrag eingebracht? , 

Hofrat) Dr. Hänel: Ich Habe keinen Antrag 
ftellen wollen. 

Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint die Debatte 
fi erihöpft zu haben; ich werde daher diefelbe fchließen 
und dem Herrn Referenten dad Schlußwort ertheilen, 

Referent VBürgermeifter Müller: Der Neferent: kann 
den geftellten Antrag zur Annahme nicht empfehlen, weil 
er fürdtet, daß dadurch, wie ſchon bemerkt worden if, 
ſpecielle Dinge feftgefegt werden, deren Tragweite man noch 
nicht genau überfhauen kann. Viel eher, fönnte man fra> 
‚gen, ob der Punkt unter h nicht ganz weggelaffen werben 
koͤnnte? Mit Ruͤckſicht auf das, was von dem verehrten 
Vertreter der Univerfitär gefagt worden ift, erwähne ich, 
daß darüber ſchon civitrechtliche Beflimmungen beftchen und 
daß biefelben wohl ausreichen. Jedenfalls hat der Ente 
wurf dieſe Beſtimmung aufgenommen, um die gewöhnliche 
ſten Fälle im Gefege darzulegen. Die Abſicht, dadurch die 
allgemeinen eivilsechtlichen Beftimmungen abzuändern, liegt 
gar nicht vor, fondern diefelben müffen, wie fich von felbft 
verfteht, meben diefen ftehen bleiben. Es werden folde 
Ereigniffe, wie Krieg und ſolche Faͤlle, welche unter den 
casus major fallen, unter die civilrechtlichen Beflimmungen 
zu fielen fein und es wird die Frage auftauchen, ob⸗ 
Jemand zu etwas Unmöglichem gezwungen werden fann 
und ähnliche Fragen. Ich glaube alſo, es reicht der Ent · 
wurf aus und ich würde daher bitten, daß die geehrte 





Kammer den Punkt h ganz unverändert annähme, 
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Präfident v. Schönfeld: Ich werde mid nun zur 
Abftimmung wenden Es liegen bezüglich derfelben zwei 
Anträge vor. Der erfte ift von der Deputation geftellt 
und geht dahin, tem Punkt b im $. 62 folgende Faſſung 
zu geben: 

„b) wenn er ohne Einwilligung des Arbeitgebers ein 
Nebengefchäft treibt, welches ihn in der Erfüllung 
feiner, Verpflichtungen gegen ben Arbeitgeber hin« 
dert.‘ 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage der 
Deputation Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Ich Fomme nun zu dem Amendement bed Herrn 

v. Noftizz derfelbe will, dag im Punkte h hinter dem 
Worte „Clementarereignifien" noch gefegt werde: „oder die 
Belegung des Ortes dur feindliche Truppen”. Ich 
frage, ob die Kammer dieſem Amendement beis 
treten will? — Mit 26 gegen 8 Stimmen ift daffelbe 
abgelehnt. 

Ich frage nun, ob die Kammer $. 62 in der 
foeben befloffenen Weiſe anzunehmen gemeint 

i iſt? — Einftimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 63. 
Verlaſſen ber Arbeit ohne Kündigung. 
(S. EM. I. 8. ©. 302) 


Der Hauptbericht fagt: 


en sa a 
wird zur Genehmigung empfohlen, und zwar mit ber von 
der Deputation der Zweiten Kammer zu Punkt c vorges 
ſchlagenen Faſſung: 
„°) wenn er am Lohntage feinen Lohn nicht oder nicht 
in der vorgefchriebenen Weife ($. 65) erhält”; 
und mit dem am Schluffe anzufügenden Zufage: 
„Arheiter, welde die Arbeit ohne Kündigung ver- 
Taffen, ohne dazu mach vorftchenden Beftimmungen ber 
reehtigt zu fein, koͤnnen auf Antrag des Arbeitgebers mit 
. Gefängniß bis zu acht Tagen oder mit Geld bis zu drei 
Thalern beftraft werden.” r, 

Diefer Schlußantrag bedarf kaum einer befonderen 
Rechtfertigung, wenn man erwägt, in welde Nachtheile 
der Arbeitgeber fehr häufig verfegt wird, wenn feine Arbeiter 
ohne allen Grund die begonnene Arbeit verlaſſen und wie 
wünfchenswerth die Verhütung pflihtwidrigen. Verhaltens 
Seiten der Arbeiter im wohlverfiandenen Intereffe des Ar 
beiterſtandes ſelbſt iſt. 


Im Nahbericht heißt es: 


N Bu $. 63 
ift noch eine Einſchaltung in der Zweiten Kammer auf 
Antrag des bg. Ziesler befchloffen worden. Es foll naͤm⸗ 
lich nad) dem im Entwurfe enthaltenen Satze: „e) wenn 
&t zur Fortſetzung der Arbeit koͤrperlich unfähig wird”, fo 
fortgefahren werden: 

ut) wenn bei Fortſetzung der Arbeit fein Leben oder feine 
Sefundheit einer erteislichen befonderen Gefahr 

auögefeßt fein würde”, 
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Ferner ift dort auf Antrag des Abg. Martini beſchloſ⸗ 
fen worden, in den im dieſſeitigen Hauptberichte Seite 50 
empfohlenen und alfo lautenden Zufatz: 

Arbeiter, welche die Arbeit ohne Kündigung ver- 
laſſen, ohne dazu nad) vorftehenden Beftimmungen bes 
rechtigt zu fein, Eönnen auf Antrag des Arbeitgebers mic 
Sefängniß bis zu acht Tagen oder mit Geld bis zu diei 
Thalern beftraft werden“, 

noch die Worte: „nad dem Arbeitövertrage, der Fabrik— 

ordnung oder nach” aufzunehmen, und zwaͤr vor den Mor 

in : „vorftehenden Beftimmungen“, fo daß diefer Sat alfo 
itet: 

„Arbeiter, welche die Arbeit ohne Kündigung ver⸗ 
laffen, ohne dazu nach dem Arbeitövertrage, der Fabrik 
ne ober nach vorftchenden Beftimmungen berechtigt 
u fein“ ıc. 

’ Mit diefen beiden Einfchaltungen, welche auch die 
Billigung des Königlichen Commiffars gefunden haben, ift 
man einverftanden und empfiehlt 

deren Annahme, 
ſeh Die Vorſchlaͤge im Hauptberichte bleiben nebenbei 

chen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun Über $. 63 
das Wort zu ergreifen fein. Es ſcheint, ald wenn Nies 
mand von dem Worte Gebrauch machen wollte; id kann 
mich daher fogleich zur Abftimmung wenden. In Betreff 
dieſes Paragraphen beftehen vier Anträge; zuvoͤrderſt fchläge 
die Deputation in Gemäßheit des Hauptberichts zu 
Punkt c folgende Faſſung vor: 

„e) wenn er am Lohntage feinen Cohn nicht oder nicht 
in der vorgefehriebenen Meife ($. 65) erhält 

Ich frage, ob die Kammer diefe Faſſung anzus 
nehmen gemeint iſt? — Einftimmig Ja. 

Ferner ſoll am Schluffe ein Zuſatz angefügt werden, 
folgendermaaßen lautend: 

„Arbeiter, welche die Arbeit ohne Kündigung ver. 
faffen, ohne dazu nach vorftchenden BVeftimmungen ber 
rechtigt zu fein, fönmen auf Antrag des Arbeitgebers mif 
Gefängniß bis zu act Tagen oder mit Geld bis zu 
drei Thalern beftraft werden.” 

Ich frage, ob die Kammer biefem von ber 
Depufation vorgefhlagenen Bufabe beitritt? — 
Einftimmig Ja. > 3 

Ich habe nun eines Antrags zu gedenfen, wie et im 
Nachbericht und zwar auf Seite 389 ald Punkt f vorge 
ſchlagen wird. Er foll folgendermaaßen lauten: i 

f) wenn bei Fortfeung der Arbeit fein Leben oder 

Di PATH ermeistichen befonderen Ge 
fahr ausgefegt fein würde.” ’ 

Ich frage, ob die Kammer biefem Punkt F wie 
die Deputation verfchläge und wie er in ber Zweiten 
Kammer ebenfalls angenommen worden ift, Beifall 
ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Es wird weiter vorgefchlagen, daß in dem eben ber 
ſchloſſenen Bufage vor den Worten: „vorfiehenden Beftin- 
mungen“ noc) die Worte eingefchaltst werden: „nach dem 
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Arbeitövertrage, der Fabrikordnung oder nach“. Ich frage, 
ob die Kammer biefer Einfhaltung Beifall 
zollt? — Einftimmig Ja. 

Ich habe noch die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie $. 63 mit den foeben befhloffenen Mo- 
dificationen annehmen will? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 


. 64. 
Steig) der rkitsgeren, - 
(S. EM. U. 8. ©. 307 und 308.) 
Die Motiven zu $$. 64 bis [66 f. EM. I. K. 
©. 308. 
Der Hauptberiht fagt: 


Segen $. 64 x 
iſt Nichts zu erinnern, er wird zur unveränderten Annahme 
empfohlen, 

Im Nachbericht ift zu diefem Paragraphen Nichts 
enthalten. . 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über die: 
fen Paragraph zu Sprechen wünfcht, fo frage ih, ob die 
Kammer nad Vorfihlag ihrer Deputation denfelben 
unverändert anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
fimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

. 65. 
—S 
G. EM. I. K. ©. 308.) 
Motiven find fhon bei $. 64 gegeben. 
Der Hauptbericht fagt: 
Zu $. 65 
wird die Einfhaltung der Worte: * 
Wechfel oder Anweifungen” vor den Worten: „end⸗ 
lich Waaren” in Zeile 3, im Webrigen aber die Annahme 
ded Paragraphen beantragt. 

Zu der Erweiterung durch bie gedachten Worte hat 
der Herr Pöniglicpe Commiffar feine Zuftimmung erklärt; 
auch hat derfelbe die von der Deputation der Zweſten Kam: 
mer geftelfte Anfrage, ob unter „Waaren” auch „Lebens⸗ 
mittel” zu verſtehen feien, bejaht. B 

Im Nach berichte if zu $. 65 Nichts bemerkt. 

Präfident dv. Schönfels: Wenn Niemand über $. 65 
zu ſprechen wünfeht, fo wende ich mic) fogleich zur Frag» 
frellung. Es wird in Bezug auf diefen Paragraphen eine 
Einfhaltung von der Deputation vorgeſchlagen und zwar 
auf Zeile 3 des Paragraphen vor den Worten „endlich 
Waaren“ noch zu ſetzen: „Wechſel oder Anweifungen“. Ich 
frage, ob die Kammer diefe Einfhaltung gutheißt? 
— Einftimmig Ja. 

Ich frage, ob die Kammer mit ider eben be, 
föloffenen Einfhaltung dem Paragraphen ihren 
Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ia. f 

Referent Bürgermeifter Müller: 


. 66. 
— 
(S. EM. I. 8. ©. 322.) 
2.8. G. Abonnement.) * 
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Motiven find bei $. 64 gegeben, 

. Der. Hauptbericht fagt: 

Bi R Bu $. 66 
bat die Deputation der Zweiten Kammer, um Zweifel im 
Voraus zu befeitigen und unrichtigen Auffaffungen zu bes 
gegnen, für angemeffen erachtet: k 

1) in der dritfen und vierten Zeile flatt „welche das 
Verbot ber Auslohnung mit Waaren zu umgehen 
dienen follen, find nichtig” zu fagen „welche dazır 
dienen folen, das Verbot der Auslohnung mit 
Baaten zu umgehen, find nichtig”; 

2) daß bie in ber neunten Zeile ſtehenden Worte: 
„mittelft Lohnabzugs“ in die Worte: „unter Ans 
rechnung auf das Lohn” umgewandelt werden; 

3) daß auf der zehnten und folgenden Zeile ftatt der 
Worte: „Sollten fi aber aus derartigen Einrichs 
tungen auf andere Weiſe nicht abzuftellende Mi: 
bräuche ergeben” ıc. gefeßt werde: „Sollten fidh 

"aber aus derartigen Einrichtungen Mißbraͤuche er- 

eben, welche auf andere Meile nicht abzuftellen 
ind’ ıc. 

Die unterzeichnete Deputation findet diefe Xenderungen 
zwar nicht für nöthig; da aber auch der Herr fönigliche 
Gommiffar denfelben nicht entgegengetreten ift, fo fchlägt 
fie des Einverftändniffes halber vor: 

diefen Veränderungen beizutreten und mit denſelben 
$. 66 zu genehmigen. 

Im Nachberichte ift zu $. 66 Nichts bemerkt. Fi] 

Präfident v. Schönfeld: Ich frage, ob Jemand über 
$. 66 zu Sprechen wuͤnſcht? — Da dies nicht der Bolt iſt, 
fo gehe ich fogleich zur Abſtimmung über. Es wirb in 
Betreff diefes Paragraphen von ber Deputation zuerft vor⸗ 
gefhlagen, in der dritten und vierten-Beile ſtatt ber Worte: 

„welche das Verbot der Auslohnung mit Waaren 
zu umgehen dienen follen, find nichtig”, 

zu fagen: * 

„welche dazu dienen ſollen, das Verbot der Auds 
Iohnung mit Waaren zu umgehen, find nichtig.” [23 

Ich frage, ob die Kammer diefer Abänderung 
Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Es wird ferner vorgefhlagen, daß die in der neunten 
Beile fichenden Worte: „mittelft Lohnabzugs“ in die Worte 
abgeändert werden follen: „unter Anrechnung auf das Lohn”. 
Sch frage, ob die Kammer biefen Antrag ihrer 
Deputation gutheißt? — Einftimmig Ja. 

Endlich wird in Betreff diefes Paragraphen vorge 
fchlägen, auf der zehnten und folgenden Zeile ſtatt ber 
Worte: 

„Selten ſich aber aus derartigen Einrichtungen auf 
andere Weiſe nicht abzuftellende Mißbraͤuche ergeben”, 

zu ſetzen: 

„Sollten fi aber aus derartigen Einrichtungen 
Mißbrãuche ergeben, welche auf andere Weiſe nicht ab» 
zuftellen find.” 

Ich frage auch bier, ob die Kammer mit ihrer 
Deputation fih einverftehen will! — Einflims 
mig Ia. 

139 
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Ich frage nun noch, ob die Kammer mit dieſen 
Zeränderungen $. 66 genehmigen will! — Ein- 
ſtimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

67. 


nn der Arbeitnehmer. 
(S. EM. 1.8. S. 322 u. 323.) 

Die Motiven zu $%. 67 und 68 ſ. EM. ILS. 
©. 323. 

Der Hauptbericht fagt: 

Zu $. 67. 

Um noch genauer ald im Entwurfe gefhehen, zu bes 
ſtimmen, in welcher Weife der Arbeiter bie gefertigte Waare 
an den Arbeitgeber abzuliefern hat, iſt die unterzeichnete 
Deputation dem jenfeitigen Vorſchlage beigetreten, welcher 
dahin geht, auf der zweiten Zeile Seite 103 an die Stelle 
der Worte: „nach Maaf, Gewicht und Qualität” zu fegen: 
nach Maaß, Gewicht, Qualität und überhaupt‘. 

Desgleichen —— man ſich für die von der Deputa- 
tion der Zweiten Kammer befchloffene Umänderung des lets 
ten Ubfages aus, nach welcher gefagt werden fol: „Wegen 
Zuwiderhandlungen gegen diefe Beftimmungen und wegen 

* Far Ablieferung Bann der Arbeitgeber ſich nach feiner 
Wahl durch angemefjene Lohnabzüige ſchadlos halten, oder 
feine Schädenanfprüche felbftändig verfolgen.” 

Obgleich diefe letztgedachte Abänderung nur einen nach 
Anficht der Unterzeichneten fich von felbft verfiehenden Zus 
fag enthält, fo rathen fie doch der Uebereinſtimmung halber 
der Kammer an: y, 

diefe letztgedachte Anderung ebenfalls zu genehmigen 
und mit ihr und der oben. zu Abfag 1 beantragten er: 
weiterten Mobification $. 67 anzunehmen. 

Auch der „Herr- königliche Commiffar ift nicht gegen 
diefe Beifligungen. 

Im Nachbericht ift Nichts zu diefem Paragraphen 
bemerkt. A 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 67 zu fprechen winfcht? 

Seeretär v. Egidy: Ih wollte mir eine Redactions— 
+ bemerfung erlauben. Cs ift ganz unzweifelhaft, wie in 
diefem Paragraphen feftgeftellt werden fol, daß der Arbeis 
ter das richtige Material verwenden ſolle. Wenn ed num 
aber in der vorlegten Zeile des erften Saßes heißt: die Ar- 
heiter follen das nicht gebrauchte Material zuruͤckgeben, 
fo Bann died leicht zu Mißdeutungen führen. Ich würde 
daher vorfehlagen, daß nicht gefagt würde „gebrauchtes 
Material”, fondern „nicht völlig verbrauchtes Material", 
Jedenfalls will man mit dem hier gewählten Ausdrude an- 
deuten, dab das Material, was übrig geblieben ift, zuruͤck- 
gegeben werden fol; wenn man es aber fo hinftellt: 
nicht gebrauchtes Material”, fo ſcheint man durchblicken 
zu laffen, dag man das Material überhaupt nicht anzu⸗ 
wenden brauchte. 

Dräftdent v. Schönfeld: Habe ich dies als Antrag 
anzuſehen? 

Secretaͤt o. Egidy: Es wüide wohl nur Sache der 
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Redaction fein. Indeß glaubte ih, da diefe Wortumaͤn⸗ 
derung aud ohne formellen Antrag bei der endlichen Redi⸗ 
girung bemirkt werden könne, 

Präfident v. Schönfeld: Ohne Antrag koͤnnte ich 
natürlich Beine Frage auf die vorgeichlagene oder gewünfchte 
Veränderung richten. 

Secretaͤr v. Egidy: Ich betrachte es, wie gefagt, nur 
als eine Redactionsangelegenheit und bin völlig beruhigt, 
wenn von dem Herrn Referenten die Buficherung gegeben 
wird, daß das Gerignete bei der Endredigirung des bes 
treffenden Paragraphen zur Beruͤckſichtigung gelangen werde. 

Referent Bürgermeifter Müller: Diefe Zuſicherung 
kann ich nicht ertheilen, ich nicht, auch die Deputation 
nicht; denn was durch‘ Abftimmung der Kammer feſtgeſtellt 
ift, daran fönnen wir feinen Buchftaben ändern ünd einige 
Buchſtaben ändern doch manchmal vie. Es ſcheint mir 
aber, als wenn fi) der Here Sprecher beruhigen könnte, 
da das, was er meint, ganz gewiß getroffen iftz im Gegens 
theil, es würde zu irrigen Auffaffungen. führen können, 
wenn man fagen wollte „da nicht verbrauchte Mate 
rial”; denn ich follte meinen, ben Ausdrud „verbraucht“ 
wendet man da an, wo Nicht mehr da iſtz wenn er Als 
les, was ihm gegeben worden ift, verbraucht, fo hat er 
Nichts mehr, kann alfo Nichts zuruͤckgeben. Sch glaube 
alfo, der geehrte Spreder kann ſich völlig beruhigen; bir 
Sinn ift durch die Faffung getroffen. 

Dräfident v. Schönfeld: Ich habe weiter zu erwarten, 
ob Jemand das Wort ergreift? — Es ift dies nicht der Ball, 
ich fann daher zur Abftimmung übergehen. Nach dem 
Deputationsvorfchlag foll auf der zweiten Zeile ©. 103 
des Entwurfs ftatt der Worte „nach Maaß, Gewicht und 
Qualität” gefegt werden: „nah Maag, Gewicht, Qualität 
und überhaupt”. Ich frage, ob die Kammer biefen 
Deputationsantrag anzunehmen gemeint if? — 
Einftimmig Ja. 

Es ſoll weiter der letzte Satz eine Umaͤnderung ers 
leiden; er ſoll nad) der Deputation fo lauten: 

„Wegen Zutoiberhandfungen gegen dieſe, Beftim« 
mungen und wegen verzögerter Ablieferung kaun ber 
Arbeitgeber fi nad feiner Wahl durch angemefene 
Sopnabgige fchadlos halten oder feine Schädenanfprüche 
felbftändig verfolgen.” 

Ich frage, ob die Kammer mit diefer Faſſung 
für den legten Sat des $. 67 einverfanden if? 
— Einfiimmig Ja. 

IH habe nun noch zu fragen, ob bie Kammer 
$. 67 in der befloffenen Weife anzunehmen g** 
meint ift? — Einſtimmig Ia. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

Fortfegung. — 
(S. EM. U. K. ©. 324.) 
Motiven f. zu & 67. 
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Der Hauptbericht fagt: „F. 68 wird zur unver 
änderten Annahme empfohlen.” 

Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über diefen 
Paragraphen fpricht, fo frage ih, ob die Kammer na 
dem Antrage der Deputation $. 68 unverändert 
annimmt? — Einftimmig Ja. ⸗ 

Referent Buͤrgermeiſter Müller: 


6. 69. 
Verabredungen ber Arbeiter, 
(S. EM. I. 8. ©. 324.) 

Die Motiven zu F. 69 ſ. EM. I. K. ©. 324. 

Sm Hauptbericht heißt es: „$. 69 wird ebenfalls 
zu underänderter Annahme empfohlen.” 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über diefen 
Paragraphen fpricht, fo frage ih, ob die Kammer nad 
Anrathen ihrer Deputation den $. 69 in unveränderter 
Weiſe anzunehmen gemeint iſt? — Einftimmig Ia. 

Referent Bürgermeifter Müller: 


Ausdehnung — Beſtimmungen. 
G. EM. I. K. ©. 325.) 

Die Motiven zu 9. 70f. EM... 8. ©. 325. 

Der Hauptbericht fagt: „$. 70 wird ebenfalls zur 
unveränderten Annahme vorgefchlagen.” 

Präfident v. Schönfels: Da Niemand das Wort 
ergreift, fo frage ich, ob die Kammer $. 70 ebenfalls 
unverändert anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
ſtimmig Ja. B 

Neferent Bürgermeifter Müller: 


. TI. 
Schuß der Bi. gegen Gefahren. 
(S. EM. II. 8. ©. 325.) 
Die Motiven zu dieſem $. If. E.M. I. K. ©. 325. 
Im Hauptberichte heißt es: 
Dagegen il 
gegen iſt wen 
zu erinnern, daß das Strafmarimum von 150 Thlen. Geld» 
ftrafe oder vier Wochen Gefängniß etwas zu hoch erſcheint. 
Man beantragt daher: F J 
die Worte in Beile 5: „und fünfzig” zu ſtreichen, 
fowie anftatt der Worte: „vier Wochen” in Beile 6 zu 
fegen: „vierzehn Tagen’, deögleichen die Worte in Zeile 6: 
zum boppelten Betrag” in die Worte: „zu breihundert 
Thaler oder acht Wochen Gefängniß” umzuwandeln und 
in diefer veränderten Weije $. 71 anzunehmen. . 
F Der Herr öniglihe Commiſſar hat Nichts gegen diefe 
Mobification, durdy welche lediglich eine Minderung der 
Strafe in den Fällen erzielt wird, wo nicht gegen aus - 
drickliche Anordnungen der Behörden gefehlt worden ift, zu 
erinnern, m 
Im Nachberichte ift zu $. 71 Nichts bemerkt. 
Präfident v. Schönfeld: CS wird nun über $. 71 
das Wort zu ergreifen fein. — Da Niemand das Bart er: 
greift, fo gehe ich zur Abftimmung über. Die Deputation 
rathet zuvoͤrderſt an, die Worte in Zeile 5: „und fünfzig” 
zu ſtreichen und ich frage, ob die Kammer ſich mit 
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diefem Antrage ihrer Deputaton einverffegtt 
— Einftimmig Ia. 

Die Deputation trägt weiter darauf an, anflatt der 
Worte: „vier Wochen” in Zeile 6 zu fegen: „vierzehn Tage” 
und ich frage, ob die Kammer auch hierin ihrer 


| Deputation beiftimmt? — Einftimmig 3a. 


Weiter trägt die Deputation barauf an, daß in Beile 6 
die Worte: „zum doppelten Betrag” umgewandelt werben 
follen in die Worte: „zu 300 Thaler oder 8 Wochen Ger 
fängnig“, Ich frage die Kammer auch hier, ob fie hierin 
mitihrer Deputation einverſtanden iſt? — Eins 
fimmig 3a. 

Endlich frage ih, ob die Kammer mit den eben 
beſchloſſenen Modificationen dem. 71 beitritt? 
— Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 72. 
Fabritordmengen. z 
(S. EM. 11. 8. ©. 325 u. 326.) 


Die Motiven zu diefem $. 72 ſ. EM. IL 8. 
©. 326. 
Der Hauptbericht fagt: 
Bu $. 72 

ift dem Vorſchlage der Deputation der Zweiten Kammer, 
nach den Worten in Zeile 1: „zwanzig Arbeiter” bie Worte: 
nohne Unterfchied des Alters und Geſchlechts“ einzuſchalten, 
auch in Zeile 8 die Worte: „über Abrechnungszeiten” in 
die Worte: 

nüber die Abrechnungs- und Bohnzeiten” 
umzumandeln, beizutreten und mit diefen Bufagbeftimmuns 
gen $. 72 anzunehmen, 


Der Nachbericht fagt: 


Bu $. 72. 

Auf Antrag des Abg: Nüger, welcher wünfcht, daß 
die Einrihtung von Kranken» und Unterftügungscafjen für 
Sabritarbeiter nicht in deren freien Willen geftelt, fondern 
als nothwendig im Gefege felbft vorgefchrieben fein fol, 
bat die Zweite Kammer gegen 29 Stimmen (nach den 
Mitth. Seite 329 gegen 21 Stimmen) einen Zuſatz bahin 
gehend befchloffen: ar 

daß jwifchen die legte und vorlehte Zeile Seite 104 
des Entwurfs die Worte: „über Unterftügungss und 
Krankencaffen” eingefhoben werben. ſollen. 

Da ſich jedoch ſowohl der Referent als der Regierungs⸗ 
commiffar gegen den hierin liegenden —— — 
fo hat der bg. Ploß die Hinzufügung der Worte: 

„Anfoweit folde bereits beiten oder eingerichtet werben” 
zu dem obigen Rüger'ſchen Antrage vorgefhlagen und es 
hat diefer Vorfchlag gegen 23 Stimmen (nach den Mitth. 
gegen 21 Stimmen) ebenfalls die Genehmigung der Kams 
mer gefunden. Mn = 

Der unterzeichneten Deputation will es ſcheinen, als 
wenn der legtgedahte Beſchiuß den erſterwaͤhnten wieder 
wirkungslos mache und daß daher nicht viel gewonnen 
werde. Nachtheilig ift indeß diefer Beiſatz um deswillen nicht, 
weil einerfeit3 ein Zwang in der Sache felbft, wie ihn der 





Abg. Rüger beabfichtigt hat, nicht erzielt worden ift, ander 
vefets aber in den Fällen, wo Caſſen der fraglichen Urt 
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entweder ſchon beftehen oder erſt noch errichtet werben fol: 
Ten, felbftoerftändlich in die Fabrikordnung das Nähere auf: 
genommen werden wird. % 4 

Unter diefen Umftänden rathet daher die unterzeichnete 
Deputation, um nicht bieferhalb eine Differenz mit dem 
jenfeitigen Befchluffe herbeizuführen, der Kanimer an: 

dem Befchluffe der Zweiten Kammer beizutreten. _ 

Der königliche Commifjar ift ebenfalls hiermit einver⸗ 
fanden. 

Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 72 
zu fprechen fein. Es ſcheint die nicht der Fall zu fein 
und ich werde daher ſogleich zur Abftimmung übergehen. 
Zu $. 72 find" verfchiedene Anträge geftelt. Zunaͤchſt 
ſchlaͤgt die Deputation vor und zwar auf Seite 52 des 
Hauptberichtes, daß in Zeile 1 nad} den Worten: „zwan 
zig Arbeiter” die Worte eingefchalten werden follen: „ohne 
Unterfchied des Alters und Geſchlechts“. Ich frage, ob 
die Kammer hierin ihrer Deputation beitritt? 
Einftimmig Ja. 

Die Deputation’ fehlägt weiter ‘vor, die in Zeile 8 
fichenden Worte: „über Abrechnungszeiten” umzuändern in 
die Worte: „über die Abrechhungs» und Lohnzeiten”. Ich 
frage, ob die Kammer ihrer Deputation in diefer 
Bezichung ebenfalls beitritt? — Einftimmig Ja. 

Im Nachberichte wird der Vorfchlag von der Depus 
tation der Bweiten Kammer gemacht, daß zwifchen ber Te: 
ten und vorlegten Zeile folgende Worte eingefchalten wers 
den follen: „Uber Unterftügungs- und Krankencaffen”. Ich 
frage, ob die Kammer mit dieſer Einfhaltung 
fid einverftehen will? — Einftimmig Ja. 

Ich frage endlich, ob die Kammer $. 72 mit den 
foeben beſchloſſenen Modificationen ihren Bei— 
fall ſchenkt? — Einfiimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 73. 
Definition des Lehrlings. 
(S. EM. U. 8. ©. 329.) 

Die Motiven zu $6. 73 bis OL.EMIL.K. 
©. 329. . 

Der Hauptbericht fagt: 

Bu $. 73 
möchte, wie don der Deputation unter Zuftimmung des 
Herrn Eöniglichen Commiſſars beantragt wird, die Ueber 


führift blos lauten: 
Lehrlinge” 
fatt wie im Entwurfe: „Definition des Lehrlings”. Der 
Paragraph) felbft wird nach Inhalt und Form mit dem von 
der jenfeitigen Deputation befchloffenen Zufage: 
nohne Unterfchied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
oder imentgeldliche Huͤlfsleiſtung ftattfindet oder ob für 
die Arbeit Lohn gezahlt wird” 
‚zur Genehmigung empfohlen. 


Im Nachbericht ift Nichts bemerkt. Es iſt alfo der 
Vorſchlag in der Zweiten Kammer angenommen worden, 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 73 zu ſprechen wünfcht? Mo nicht, fo 
frage ich zuvoͤrderſt, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation bie Ueberfehrift in der Art ändern will, daß 
ſtatt „Definition des Lehrlings” gefegt werde: „Lehrlinge”, 
Ich frage die Kammer, ob fie mit diefer Yenderung 
einverftanden ift? — Einftimmig Ia. 

Es ift ferner von ber jenfeitigen Deputation ein Zus 
ſatz beſchloſſen worden, welchen die bieffeitige Deputation 
gebilligt hat und der Kammer zur Annahme empfiehlt. 
Diefer lautet: 

„Ohne Unterfhied, ob die Erlernung gegen Lehr— 
‚geld oder unentgeldliche Hülfsleiftung ftattfindet oder ob 
für die Arbeit Lohn gezahlt wird.” 

Ich frage, ob die Kamfer hierin ihrer Depur 
tation beitritt? — Einftimmig Ja. 

IH frage nun, ob die Kammer biefem Paras 
graphen mit den befchloffenen Modificationen 
ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 


——— 
(S. EM. I. K. ©. 330.) 
Motiven fiehe zu $. 73. 
Im Hauptberichte heißt ed: 
Mit 


. 74 
ift die Deputation — ſie erſucht die Kammer: 
ſelbigen zu genehmigen. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 74 
fpricht, fo frage ih, ob die Kammer nad) Anrathen 
ihrer Deputation diefen Paragraphen unveräns 
dert anzunehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 

Meine Herren, die Zeit iſt bereits weit vorgeſchritten z 
ich ſchlage daher vor, die Heutige Sitzung zu fließen; ich 
bitte Sie aber, fi) morgen T1 Uhr wieber hier einzufinden. 
Die Tagesordnung wird aus folgenden Gegenftänden bes 
fiehen: zunächft aus dem Berichte der zweiten Deputation , 
über das allerhöchfte Decret, Aufhebung der Durchgangs 
zoͤlle betreffend; fobann aus dem Berichte derfelben Depus 
tation über das allerhöchfte Decret, den Umtauſch der 
Caſſenbillets betreffend und endlich die Fortfegung der 
Berathung des Berichts über den Entwurf eines Gewerbe 
gefeed. Die beiden erften Gegenftände find dringender 





Natur und daher deren Berathung ungefäumt vorzu—⸗ 
nehmen. 


(Schluß der Sigung 43 uhr) 





Mevasteur H. Meinhold, Gerretär im Königl. Minifterium des Innern. — Druck von B. ©, Teubner in Dredben, 
Letzte Abfendung zur Poſt: am 27. Februar 1861. 
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Vierunddreißigſte Öffentlide Sigung ber 
Erſten Kammer am 20. Februar 1861. 


Inhalt: 

Berlefung bed Protokolls, — Regiſtrandenvortrag. — Ente 
fehuldigung. — Berathung des Berichts der zweiten Depu- 
tation über das konigliche Decret, bie Aufhebung der Durch» 
gangszölle betr.; besgl. bed Wericht tiber dem Entwurf zu 
einem Gefege, die Abänderung einer Beftimmung des Zoll» 
ftrafgefeges vom 3. April 1838 Betr. und Annahme Keiber 
Entwürfe. — Berathung bes Berichts ber zweiten Deputa- 
tion über das Ahnigliche Deeret, die Fertigung neuer Caſſen- 
billets zum Umtauſch defect gewordener Billets betr. und 
Annahme des Cntwurſs.Verleſung ber ſtandiſchen Schrift 
der Zwelten Kammer uͤber das koͤnigliche Decret, die Auf ⸗ 
Hebung ber Durchgangszdlle betr. — dortgeſetzte Berathung 
de8 BVerichts, vefp. Nachberichts über den Euiwurf eines Ges 
werbegeſehes und zwar uͤber bie $$. 75 bis mit Sl. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in Ans 
wefenheit von 34 Kammermitgliedern und in Gegenwart 
des Staatsminifterd Freiherrn v. Briefen und des fönig- 
lichen Commiſſars Geh. Finanztaths v. Thuͤmmel mit 
Verleſung des uͤber die geſtrige Sitzung aufgenommenen 
Protokolls durch Seeretär Wimmer. 


Praͤſident dv. Schoͤnfels: Hart Jemand gegen bie 
Faſſung des focben verlefenen Protokolls Etwas zu ers 
innern® 

Bürgermeifter Müller: Das Protofoll zu $. 60 ift 
zwar vollftändig richtig. Aber damit bei der letzten Redac- 
tion nicht überfehen werde, daß ein falfches Gitat in $. 60 
enthalten ift, fo darf ich wohl den Herrn Seeretär bitten 
um Bemerkung diefes Punktes im Protokoll. Nämlich 
in $. 60 ift eine Stelle aus der Gefegfammlung eitirt und 
da heißt es: „Seite 148”. Das ift aber ein Fehler, e& 
muß Heißen: „Seite 19", 


Seeretär Wimmer: Es iſt um deswillen von mir 
ausgelaffen worden, weil ein Beſchluß von der Kammer 
darüber nicht ‚gefaßt worden iſtz es wurde auch Feine Frage 

1.8. G. Abonnement.) 


Sächsische Landesbibl 





Niothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





an die Kammer darauf geftellt, jedenfalls weil es einer nur 
rebactionellen Bemerkung galt, 


Bürgermeifter Müller: Ich bin zufrieden geftellt mit 
der Verfiherung, daß es als felbftverftändlich bemerkt wer⸗ 
den foll. 


Präfident v. Schönfels: Es wird dem im Protofole 
abgeholfen werden. Wenn weiter Nichts bemerkt werbem 
will in Bezug auf das Protokoll, fo kann daſſelbe als ge⸗ 
nehmigt angefehen werden. Die Mitvollziehung liegt 
heute ob dem Heren Hofrat Dr. Hänel und bem Herrn 
Grafen Wilding v. Königsbrüd, 

Geſchieht.) 

Wir koͤnnen uns nun zum Vortrag aus der Regiſtrande 
wenden. Es befinden ſich auf derſelben vier Nummern. 
Here Seeretär Wimmer wird bie Ghte haben, den Vortrag 
zu bewirken. 

(Mr. 179.) Protofolletttact ber Zweiten Kammer vom 
15. Sebruar 1861, enthaltend die mündliche Begründung 
des Antrags des Herrn Abg. Emmrich wegen Belchräns 
fung der — — en. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Belangt, da der Antrag ein 
ftändifcher ift, an die dritte Deputation und zwar zur einfte 
weiligen Affervation, bis dad Protokoll der Berathung diefes 
Antraged in jener, Kammer herübergelangt fein wird. 

(Nr. 180.) Dergleihen Extract von demfilben Lage, 
die ER BERN über Abtheilung F des Ausgabe 
budgets, das Militärdepartement betr. 

Präfident v. Schönfeld: Es dürfte Fein Zweifel dar 
über obwalten, daß diefer Gegenftand an die zweite Der 
putation abzugeben fein wird. Iſt die Kammer mit 
diefem Vorſchlage einverfianden? — Einftimmig Ia. 

(Mr. 181.) Die Redaction der ſaͤchſiſchen Induftrie- 
Zeitung zu 'Chemnig überfendet mittelft Schreibens vom 
18. Februar 1861 12 Eremplare von Nr. 6 der genannten 
Zeitung, einen mit dem Antrage des Herrn Abg. Emm⸗ 


rich bezüglich der Belchränfung der Leipziger Hauptmeffen 


conneren Artikel, „die Leipziger Mepfrage” enthaltend. 


Pröfident v. Schönfeld: Es find diefe Eremplare 
vertheilt worden an die Mitglieder der dritten Deputationz 
die übrigen liegen in der Kanzlei zur Einficht und zur 
Diöpofition aus. M 
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(Mr. 182.) Beitrittserklaͤrung der Tiſchlerinnung zu 
Glauchau vom 18. Februar 1861 an die von der Tiſchler- 
innung zu Leipzig eingereichte Petition um Abwerfung des 
Gewerbegefegentwurfes. 

(Mr. 183.) Petition der Tiſchlerinnung zu Leipzig 
vom 19. Februar 1861 um Ablehnung des Entwurfes 
eines Gewerbegefeges, forie um Verwendung wegen Bor 
legung eines anderweiten Entwurfes diefes Geſetzes. 

Praͤſident v. Schönfels: Beide Nummern find fofort 
an die betreffende Deputation abgegeben worden, an bie 
Deyutation, welde für Gewerbeordnung niedergeſetzt wor 
den ift, ald wohin fie unfehlbar gehören. Es waren dies 
die legten Nummern ber Regiftrande. 

Eine Entſchuldigung geht foeben ein von Herrn Gras 
fen zu Soms:Wildenfeld, der ſich für die Heutige Sigung 
wegen Privatgeiäften entſchuldiget. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu maden, 
wir fönnen uns daher fogleich zur Tagesordnung wen- 
den. Der erfte Gegenftand, der auf derfelben fich befins 
det, ift die Berathung des Berichtes der zweiten Deputar 
tion über das allerhöchfte Deeret, die Aufhebung der 
Durdgangszölle betreffend und id werde den 
Heren Referenten Bürgermeifter Koch erfuhen, und diefen 
Vortrag zu geben. 

(Die Herren koͤnigl. Commiſſare Geh. Rath Freiherr 

v. Weiffenbad und Geh. Finanzrath Opelt 

treten ein.) 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Das allerhöchfte 
Derret (EM. I. 8. S. 1022 u. 1023. N 

Dem allerhöchften Decret- ift IL. Entwurf zu einem 
Geſetze, die Aufhebung der Durchgangsabgaben betreffend, 
beigefügt; f. EM. .K. ©. 1023. 

Die allgemeinen Erläuterungen und Beweggründe 
zu vorftehenden Gefegentwürfen ſ. EM. IL. 8. ©, 1023 
bis nborbehalten worben“, Ende des 7. Abſatzes. 
Big hierher reichen die allgemeinen Motiven zu dem 
erften Entwurfe. Ihre Deputation erflattet darüber fols 
genden Bericht: 


Das allerhöchfte Decret vom 5. diefes Monats läßt 
ben Ständen R 
1) den Entwurf zu einem Geſetze, die Aufheb 
) NN es und Bande 
2) den Entrourf zu einem Geſetze, bie Abänderung einer 
Beftimmung des Zollftrafgefeßes vom 3. April 1838 
betreffend, 
zur baldigen Erklärung zugehen. 


Die Zweite Kammer hat in ihrer öffentlichen Sitzung 
vom 15. diefes Monats auf Grund der darüber von ihrer 
erften und beziehendlich zweiten Deputation erftatteten ge— 
trennten Berichte diefe Vorlagen geprüft und ihre einhellige 
Zuſtimmung dazu erfheilt. In Rüdficht auf dem inneren 
Zuſammen hang diefer Gefeßentwürfe hat die Erfte Kammer 
mit der Berichterſtattung über beide die unterzeichnete De- 
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putation beauftragt. Diefelbe kommt diefem Aı i 
Folgendem nad. fen Auftnge In 
I. Zu dem Entwurfe eines Gefeges, die Aufs 
hebung der Durhgangsabgaben betreffenv, 


Mit diefer Vorlage hat die hohe Staatsregierung einem 
von Ihr ebenfordohl, wie von den Ständen I. — — 
dringenden ae abgehoifen und wenn es endlid, 
möglich geworden ift, über diefe Frage mit den übrigen 
Staaten des Zollvereins zu einer entfprechenden Einigun, 
u gelangen, fo ift dies meben der mehr und mehr fi 
ahn brechenden allgemeinen Erkenntniß der Nothwendige 
feit, den Handelöverfehr von. diefer hemmenden Feffel zu 
befreien, wohl nicht zum geringften Theile den bereits feit 
Jahren darauf gerichteten Beſtrebungen unferer hoben 
Staatsregierung zu verdanken. Die Umftände, welche bier 
fen Erfolg bis jet verzögert haben, find fowohl in ven 
Erläuterungen zu den gebachten Gefegentwürfen, ald auch 
in dem jenfeitigen Berichte mäher angegeben und es darf 
daher hier auf diefe Relationen einfach Bezug genommen 
werden. Daffelbe ift der Fall bezuͤglich der im Berichte 
der Zweiten Kammer Seite 503 enthaltenen danfenswerthen 
Mitteilungen über die von dem Großherzogthum Baden 
als Vorbedingung für den Wegfall der Durchgangöpölle ger 
forderte und nunmehr zwifchen den babei betheiligten Rhein · 
uferftaaten vereinbarte Ermäßigung der Nheinzölle, aus 
denen die geehrte Kammer mit Befriedigung erfehen haben 
wird, welche ſehr erhebliche Erleichterungen hierdurch dem 
Verkehre zu Theil geworden find. Ziemlich naheliegend 
war gelegentlich der Erörterung der Rheinzollermaͤßigung 
die gleiche in dem Berichte der jenfeitigen Deputation ebens 
falls angeregte Frage wegen der Eibzölle und der Medten« 
burger Landdurchfuhrzoͤllez denn wie ſchwer biefe Abgaben 
auf den Verkehre laften, wie dringend und berechtigt der 
Wunſch nach deren Befeitigung oder wenigftend Ermäßigung 
ift, dies hat bereits wiederholt Ausdruck aud) in der Ständes 
verfammlung Sachfens gefunden und bedarf nicht erft noch 
des befonderen Nachweifes. Deffenungeachtet muß dech 
von der Hereingiehung diefer Frage in die vorliegende Uns 
gelegenheit wohl um fo mehr Abftand genommen werben, 
als leftere Lediglich Sache der Zollvereinsffaaten ift, wäh” 
vend bei jener, der Eibzol- und Medlendurger Lanbdurh 
fuhrzolffrage, aud Staaten, die dem Zollvereine nicht ans 
gehören, wie Medlenburg und Dänemark wegen Lauenburg, 
etheiligt find, Diefe aber, ganz abgefehen von ber fonft od: 
waltenden geringen Bereitwilligteit derfelben zum Nachgeben, 
in der Aufpebung der Durchfuhrzöle im Bolvereinägebiete 
keine deingende Beranlaffung finden werden, den Wünfcen 
der deutfhen Bunbdeöftaaten fich wilfähriger zu bezeigen, 
als bisher. Sollte,alfo die dem Verkehre durch ben Weg: 
fall der Durcgangdabgaben zu gemährende wefentliche Ers 
ieichterung nicht noch auf lange, unbeftimmte Zeit Bu 
verzögert werden, fo durfte diefelbe mit ber Frage ber EIb: 
zölle und des Mecklenburger Landzolls nicht in untrennbare 
Verbindung gebracht werden. Cines Antrags auf weitere 
energifche Forderung der Befeitigung biefer überaus taftigen 
Befteuerung bedarf es aber hier um fo weniger, ald, A r 
gefehen davon, daß bie hohe Staatsregierung auch oht 
einen folchen die entfprechenbe Griebigung biefer Angeisgen 
heit herbeizuführen umauögefeßt bisher bemüht gewefen if 
und auch ferner bemüht fein wird, die Zweite ‚Kammet De 
Berathung ded allerhöchften Decrets, die Negulirung * 
Elbſtroms betreffend, einen hierauf gerichteten Veſchluß g 
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faßt hat, der mithin feiner Zeit auch in der Erſten Kam⸗ 


“mer zur Berathung zu gelangen haben wird. 

Eine andere, unfere fpeciellen vaterländifchen Intereſſen 
fofort und unmittelbar berühtende Frage ift die hierbei 
einfchlagende Finanzfrage. Nach den von der hohen Staats⸗ 
tegierung ertheilten Auskünften wird nach einem dreijah— 
rigen Durchfehnitte 1857/59 für unfer Einnahmebudget ein 
gemeinjähriger Verluſt von 

33,667 Thalern 

aud ber Aufhebung der Durchgangsabgaben fich ergeben. 
So erheblich aber immerhin diefe Air ift und fo fühlbar 
diefe Mindereinnahme für unferen Staatshauspaltplan 
fein wird, fo {ff er doch feineswegs bedeutend genug, um 
über die Ausführung der von den Zollvereinsregierungen 
vereinbarten Maaßregel noch in Zweifel fein zu können. 
Denn wenn quaaft bei dem guten Stande unferer Fir 
nanzen nicht befürchtet zu werben braucht, daß diefer Aus- 
fall zu einer auftrorbentlichen Herbeiziehung der Steuer 
Präfte des Landes Veranlaffung geben könne, fo ift auch 
der zu erwartende mittelbare nationaldconomifche Vortheit, 
welcher die Aufhebung der Durchgangszoͤlle auch für unfer 
Vaterland mit fich führen wird und muß, zweifelsohne fo 
bei weitem überwiegend, daß diefem Gewinne gegenüber 
der Verluft gar nicht in Betracht kommen Fann. 

‚Hat die Deputation fomit vom allgemeinen Stand 
punfte au gegen biefen Gefegentwurf irgend welde Ber 
denken nicht geltend zu machen, fo ift dies auch im Betreff 
der einzelnen Beftimmungen nicht der Fall. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde hier die allge 
meine Debatte bezüglich des Gefegentwurfes, bie Aufhebung 
der Durchgangszölle : betreffend, einzutreten haben. Ich 
habe zu erwarten, ob Jemand in bdiefer Beziehung das 
Wort verlangt? — Wenn dies nicht der Fall if, fo wird 
der Here Neferent im Vortrage des Berichts fortfahren 
fönnen. 


Referent Bürgermeifte Dr. Koch: 


Nur der Eingang des Entwurfs (f. EM. II. K. ©. 
1023) giebt in den Worten: . * 

„fo verordnen Wir hierdurch, ſoweit nöthig, unter 
Buftimmung ber getreuen Stände”, 
zu einer Bemerkung Veranlaffung. 2 

Die Motiven erklären Seite 345, daß es fich bier Te 
diglich um eine Veränderung des Zolltarifs handle und daß 
28 dazu nad $. 2 des Gefeges vom 5. Mai 1851 einer 
befonderen ftändifchen Zuftimmung nicht bedürſe. 

Wenn nun aber jene Beflimmung nur von der Ers 
hebung der, auf, mit -Zuftimmung der Kammern. abges 
fchloffenen Bollvereindverträgen beruhenden Abgaben, fowie 
von der Erhöhung oder Herabfegung berfelben, nicht 
aber auch vom Megfalle einer ganzen Abgabengattung 
fpricht, fo könnte der im jenfeitigen Berichte angedeurete 
Biweifel angeregt werden, ob wegen des Iegteren nicht die 
Zuftimmung der Stände unbedingt erforderlich fei? Allein 
diefer Biweifel_ift durch die erfolgte Vorlegung des Ent 
wurfs zur Erklärung fachifch erledigt und kann daher, ohne 
daß hiermit derfelbe als entfchieden angefehen werben foll, 
im vorliegenden Falle auf ſich beruhen. 


Das war die Bemerkung zum Cingange des Geſetz⸗ 
entwurfs. 
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gi. 
. (S. EM. U. K. S. 1023.) 
Im Berichte iſt gefagt: 


Bu f.1 
wird zur leichteren Ueberſicht auf das Werzeichniß der 
Waaren, welde künftig in confequenter Anwendung der 
Aufhebung der Durcgangsgälte aud dom Ausgangszolle 
befreit und deshalb aus Abtheilung II. des Zolltarifs im 
Abteilung I. verfegt werden, wie foldes ſich Seite 507 
des jenfeitigen Berichts abgedrudt findet, verwiefen. 

Nah dem jenfeitigen Berichte Seite 509 war cs. bei 
deffen Erftattung noch nicht mit Beftimmtheit zu übers 
fehen, ob ber in Abficht genommene, Berka Sue den 
1, März dieſes Jahres feftgeftellte Zeitpunkt, mit welchem 
diefer Gefegentwurf in Kraft treten folte, von allen 
Zollvereinöregierungen werde eingehalten werden fünnen. 
Deshalb beantragte die zweite Deputation der Bmeiten 
Kammer: i 

daß der Staatöregierung in dieſer Beziehung das 
Weitere wegen Publication des vorliegenden Geſetzes 
unter Einrüdung der erforderlichen Beitbeftimmung zu. 
überlaffen ſei. 

Nachdem jedoch der Herr Finanzminifter in der am 
gefrigen Tage ftattgehabten Berathung jener Kammer ers 
laͤrt hat, daß nach einer der Staatöregierung neuerlich zus 
egangenen Mittheilung der 1. März diefes Jahres ald 

eitpunft für Aufpebung der Durchgangszölle feitgefeist ſei 
und daß 5 ſaͤmmtliche Zolfpereinsftaaten nunmehr mit 
den Carlöruher Verhandlungen einverftanden erklärt 
hätten, fo erledigt ſich diefer Antrag und die Deputation 
empfiehlt daher in Mebereinftimmung mit dem Berchluffe 
der Zweiten Kammer 
die unveränderte Annahme von $. 1, unter Aufs 
nahme der Worte: „vom 1. März 1861 an“ in ben 
Eingang deffelben. 


Praͤſident v. Schönfels: Es würde nun über $, 1 
die Discuffion zu eröffnen fein. Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand das Wort ergreift? — Es ſcheint nicht der Fall 
zu fein. Sch kann daher zur Abftimmung übergehen. 
Die Deputation rathet an, den $. 1 unverändert ana 
zunehmen und zwar unter Aufnahme ber Worte: „vom 
1. März 1861 an”, Ich frage, ob die Kammer dies 
fem Antrage ihrer Deputation Beifalt ſchenkt? 
— Einfimmig Ja. 


Neferent Blrgermeifter Dr. Koch: 


§. 2 
(S. EM. I. K. ©. 1030.) 

Die Deputation hat gegen diefen Paragraphen eben« 
falls Nichts zu bemerken und rathet daher gleihfals uns 
veränderte Annahme beffelben an. u 

Präfident v. Schönfeld: Sofern Niemand hierüber 
das Wort ergreift, frage ih auch hier, „ob die Kammer 
auf Anrathen ihrer Deputation ben Paragras 
phen unverändert annimmt} — Einftimmig Ja. 

Wir haben nun noch überzugehen zur Abftimmung 
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über den ganzen Gefegentwurf und werbe ich dieſelbe, da 
es fih um eine Regierungsvorlage handelt, durch Namens- 


Der Bericht fährt fo fort: 
Als ſolche felt fih nun in der That nur $.9 des 


aufruf erfolgen laſſen. Ich bemerke, der Antrag der Des | nurgedachten Strafgefeßes dar, welcher alfo autet, 


putation geht dahin: 


„Die Kammer wolle dem Gefegentwurfe gleihwie 
‚die Zweite Kammer ihre Zuftimmung ertheilen.“ 


Ich frage, ob die Kammer dem Antrage ihrer 


Deputation beitritt? 


‚Hierauf antworten mit Ja: 


Wicepräfibent d. Friefen. 
Serrethr d. Egiöy. 
Seeretäe Wimmer. 
Dompere d. Wapdorf. 
Doorat d. Könnerig. 
Hofrath Dr. Hänel, 

Graf Witbing v. aonigebruc. 
Birhof dorweri. 

Gapitular v. Schröter. 
Graf d. Schönburg. 
Würgermeifter Glauf, 
Freiherr d. Well, 
Nittergutsbefiger Nittner. 
Bürgermeifter Gottfchald. 
Rittergutöbefiger de Römer. 


Kammerhere v. Wagdorf, 
Bürgermeifter Dennig. 
Kammerhere v. Zefmen. 
Kammerherr v. Cüttichau. 
Rittergutöbefiger v. Böhlau. 
Kammerpere v. Metich. 
Vürgermeifter Müller. 
Freiherr v. Schönberg«Bibran, 
Kammerherr v. Miltig. 
Freiherr v. Rochom. 
Kammerhere d. Erdmannsborff. 
Finangrath v. Roftiz-Baltiit. 
Sanbesbeftalfter Hempel. 
Bürgermeifter Rod. 

Yräfident v. Schönfeld. 


Präfident v. Schönfeld: Es hat daher diefer Geſet⸗ 
entwurf einftimmige Annahme gefunden. 


Referent Bütrgermeifter Dr. Koch: -Wir können nun 
zum zweiten Gefegentwinf übergehen. 


(Siehe den Eingang zu dem unter I enthaltenen Ent» 

wurf zu einem Gefege, die Abänderung einer 

Beftimmung des Bollfirafgefeges vom 3. April 
1838 betreffend, EM. I. K. ©. 1031.) 


Die allgemeinen Motiven hierzu f. EM. I. K. 
©. 1023 v. 3. 16 bis 3. 5 v. u. „beruht“. 

Der Bericht ift im allgemeinen Theile fehr kurz: 

1. 3u dem Entwurfe des Gefeges, die Abän- 
derung einer Beftimmung des Bollftrafge« 
gefeges. vom 3. April 1838 betreffend. 

Mit der Aufhebung der Durchgangszölle faͤllt felbft- 
verftändlich auch die Möglichkeit der Hinterziehung derfels 
ben weg und, folgeregt mußten daher auch die Beftim: 
mungen des Zolftrafgefeßes vom 3. April 1838, welche 
ſich ſpeciell auf das Zollvergehen der Durchgangsabgaben- 
deftaudation beziehen, außer Wirkfamkeit gefegt werden, 

Praͤſident v."Schönfels: Es würde num bie allge⸗ 
meine Debatte zu beginnen haben. — Da Niemand das 
Wort ergreift, würde ich den Herrn Referenten bitten, in 
feinem Vortrage fortzufahren. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


g1. 
SEM. I. K. ©. 1031.) 
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„Dieſe“ (d. h. die neben der Confiscation der ger 
ſchmuggelten Gegenftände zu erfennende, dem — 
Betrage der hinterzogenen Gefälle gleichlommende) „Geld: 
buße wird in der Regel nach dem Betrage des Eingangs: 
z0lles aud bei durchgehenden Waaren bemeffen. Cine 
Ausnahme hiervon findet nur allein in dem Falle ftatt, 
wenn Waaren zum Durchgange declaritt find und die 
Defraudation erft beim Ausgangsamte unter folchen Um 
fänden entdeckt wird, aus welden klar hervorgeht, daß 
dabei nur eine Entziehung der Durchgangszölle beabfihs 
tigt fein koͤnne.“ 

Die einfache Aufhebung diefer Beftimmung konnte ine 
deffen darum nicht genügen, weil jede in den Zollverein 
eingehende Waare bei ihrem Cintritte in benfelben felbft 
aud dann, wenn fie zum Durchgange beftimmt ift, nach 
Gattung und Quantität declarirt werben muß, nun aber 
jede unrichtige, das Zollintereffe gefährdende Declaration 
das Vergehen der Zolldefraudation begründet ohne Rüdr 
fiht auf das Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein einer 
dolofen Abficht. Diefer der Bolftrafgefeggebung eigenthlims 
liche, aber nicht zu entbehrende firenge Grundfag würde 
edoch zur ungerechtfertigten Härte umfchlagen, wenn bie 
Unmöglichkeit der Abficht zu defraudiren durch unumſtoͤßliche 
Thatſachen conftatirt wird, und dies wuͤrde der Fall fein, 
wenn bei ber Ausgangsrevifion einer zum Durchgange be« 
ſtimmten und declarirten Waare die Mi deren Eingange bes 
wirkte Declaration als unrichtig erfannt, deffenungeachtet 
aber an ihr alle Merkmale des unverlegten Durchgangs, 
wie namentlich der richtige zollamtliche Berfchluß, befunden 
würden. » In ſolchem Falle wird zwar in Berudfihtigung 
der Nothwendigkeit ftrengfter Aufredterhaltung der beftchens 
den Zollvorfäriften die falſche Declaration immer noch 
nicht ungeahndet bleiben dürfen, allein fie kann und fol 
dann nicht mehr als Zolldefraude, fondern nur noch ald 
eine verhangene Orbnungswidrigfeit angefehen und. beftraft 
werden. Im biefer Abucht enthält der vorgelegte Gefe 
entwurf in 


. 1 P 
eine an die Stelle von $.9 3 Zollſtrafgeſetzes vom 3, April 
1838 tretende Beftimmung, weiche nach Anſicht der unters 
zeichneten Deputation den beabfichtigten Zwed vollfommen 
erfüllt. CS wird daher übereinftimmend mit dem biesfalld 
von der Zweiten Kammer gefaßten Befchluffe R 

bie unveränderte Annahme diefes Paragraphen mit 
ber Bemerkung beantragt, daß nad) ber oben unter I 
zu $. 1 gedachten rEldrung des Heren Finanzminifterd 
im Cingange deffelben der 1. März dieſes Jahres als 
Eintritttermin diefes Gefeges einzurücken ift. 


Präfident v. Schönfels: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 1 das Wort zu ergreifen gebenft? — Da 
dies nicht der Fall ift, gehe ic) zur Abftimmung über. $ 1 
wird zur unveränderten Annahme von ber Deputas 
tion empfohlen und beantragt biefelbe, auch hier Im Bezug 
auf das Datum den 1. März 1861 einzuricten. IH 
frage, 05 die Kammer dem Antrage der Deputa’ 
tion bei. I beiſtimmt? — Einftimmig Ja. 


— 
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Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


g2% 
(S. EM. IL K. ©. 1032.) 


Die Motiven hierzu f. EM. U. 8. ©. 1023 und 
1024 0.83.40. u. bis 3. 140.0. 


Der Bericht ſagt: 


‚Bu. 2. 

So lange als. diefes Geſetz noch nicht in Kraft ge 
treten iſt, befteht die Verpflichtung zur Entrichtung der 
tarifmäßigen Durchgangsabgaben noch fort und ift mithin 
bis dahin auch jede Verlegung diefer Verpflichtung noch 
ſtraffaͤllig. Kann nun aber in nothwendiger Beachtung 
der befonderen Eigenthuͤmlichkeiten der Zollgefeggebung, 
welche ohne Gefährdung nicht nur der fiscaliihen Inter 
effen, fondern auch der Sntereffen des Handelsverkehrs übers 
haupt nicht gelodert werden dürfen, auf die Bollftrafbeftims 
mungen dad fonft der Strafgefeßgebung Sachfens eigene 
allgemeine Princip der ruckwirkenden Kraft milderer gefch- 
ichen Vorfchriften nicht zur Anwendung gelangen, fo techt» 
fertigt ſich der Inhalt diefes Paragraphen von felbft und 
wird daher 

derfelbe ebenfalls zur unveränderten Annahme em» 
pfohlen. 

Endlich beantragt bie unterzeichnete Deputation unter 
der Vorausfegung, daß der Gefegentwurf unter I Annahme 
gefunden hat: 

„die geehrte Kammer wolle unter Veitritt zu dem 
Belchluffe der Zweiten Kammer dem Gefegentwurfe uns 
ter II ebenfalls. ihre Buftimmung ertheilen.” 


Präfident v. Schönfels: Es wirde num das Wort 
zu ergreifen fein Über $. 2. — Da dies Niemand thut, 
fo frage ich, ob die Kammer auf Anrathen ihrer Depus 
tation $. 2 unverändert anzunehmengemeintift? 
— Einftimmig Ia, 

Der legte Antrag der Deputation geht dahin: 

„Die geehrte Kammer wolle unter Beitritt zu dem 
Beſchiuſfe der Zweiten Kammer dem Gejegentwurfe 
unter IL ebenfalls ihre Zuftimmung ertheilen.“ 

Ich frage, ob die Kammer dem Antrage ihrer 
Deputation Beifall ſchenkt? 


Beim Namensaufruf antworten mit Jar 


Wicepräfibent d. Frieſen. Kammerperr d. Bagborf. 
Seeretar v. Egidy. Bürgermeifter Hennig. 
Seeretär Wimmer. ‚Kammerherr v. Zehmen. 
Domherr v. Wagdorf, Graf v. Stolberg. 

Abborat d. Könnerig, * Rittergutöbefiger v. Böhlau. 
Hofrath Dr. Hänel. Kammerherr v. Megfch. 

Geaf Wilding v. Konigebruct. Bargermeiſter Müller, 

Bifchof Forwerk, Geeipere v. Scönberg-Bibran, 
Gapitular v. Schriter. Kammerhere v. Miltig. 


Graf v. Schönburg. Freiherr v. Rode. 
Bürgermeifter Ctauf. Kammerherr v. Erdmannsborff, 
Freihere u. Weld. Finanzrath v. RofigeWallwit. 
Nittergutsbefiger Mittner. Sanbesbeftallter Hempel. 


Bürgermeifter Gottſchatd. 
Nittergutöbefiger v. Römer, 


"Bürgermeifter Koch. 
Präftdent v. Schönfels. 
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Präfident v. Schönfeld: Es hat daher das, Geſetz 
ein ſtimmige Annahme gefunden und ſomit iſt der erſte 
Gegenſtand unferer heutigen Tagesordnung als erledigt anı 
zuſehen. 

Wir wenden und ſogleich zum zweiten Gegenſtande ; 
derſelbe iſt die Berathung des allerhöchſten Decrets, die 
Fertigung neuer Cafſenbillets zum Umtaufſch 
defect gewordener Billets betreffend. Der Herr 
Referent, Kammerherr v. Watzdorf, wird erſucht, den 
Rednerſtuhl zu betreten und den betreffenden Vortrag und 
zu geben. t 


Referent Kammerhert v. Wasdorf: Das allerhöchfte, 
Deeret, die Fertigung neuer Gaffenbillets behufs des 
Umtaufches defect gewordener Billets betreffend f. L. M. 
1 8. ©. 583, 

Den Gefegentmwurf in feinem Gingang und feinen 
3 Paragraphen ſ. EM. II. K. ©. 595. 

Die Motiven hierzu f. UM. IL K. ©. 583 und 584. 

Der Bericht ber zweiten Deputation der Erſten Kam: 
mer uͤber das allerhöchfte Decret, die Fertigung neuer 
Gaffenbillet3 zum Umtaufch defect: gewordener Billets be- 
treffend, lautet: 


Das oben bezeichnete allerhoͤchſte Decret ggelangee in 
Verbindung mit einem Gefegentwurfe „wegen Bermehrun; 
des Refervequantumd der neuen Caſſenbillets für den Zwe— 
des Umtaufches defect gewordener Billets“ zunaͤchſt an die 
‚Zweite Kammer und ift bafelbft in der Sitzung vom 4. Ja⸗ 
nuar biefes Jahres in Berathung gezogen und unverändert 
einflimmig angenommen worden. 

Der Zwed und die Gruͤnde ber Vorlage find in ben 
Motiven fo erfchöpfend dargelegt, daß. die Deputation 
hierzu kaum noch Etwas hinzufügen kann. 

Nach den Mittheilungen der Staatsregierung hat ſich 
die technifche. Ausführung der Gafjenbillet3 vom Jahre 1855 
infofern volftändig bewährt, ald bis jest feine fälfchlichen 
Nahahmungen derfelben vorgefommen find. Um jedoch dies 
fen erfreulihen Verhältniffen Dauer zu verfchaffen, ift es 
nothwendig, abgenußte Caſſenbillets möglichft bald aus dem 
Verkehre zu entfernen, da folche befanntlich die Taͤuſchung 
des Publikums durd) Falfificate erleichtern. 

Nah dem Gefege vom 6. September 1855 find nun 
zwar, außer ben für den Verkehr beftimmten 7,000,000 
Thalern Caſſenbillets, annoch 2,000,000 angefertigt worden, 
welche theilg den Zwed haben, ‘zum Umtaufch befect ge 
wordener Billetö zu dienen, theils aber auch zeitweilig, 
jedod nicht über das Jahr 1863 hinaus und: nicht über 
die Summe von Einer Million Thalern, gegen Hinterles 

ung eines gleich hoben Betrages verzinslicher hierlandiſcher 
taatspapiere zur Verſtaͤrkung ber umlaufenden Geidre⸗ 

‚präfentationsmittel benugt werden können. 5 
Die hiernach zum: eigentlichen Umtaufch dienende, Eine 





Million Thaler Caffenbillets würde daher in; einem nicht 
allzufangen Zeitraume zur Verwendung; gelangen und. bie 
Staatsregierung hält: e8 demnach für angemeffen,. durch 
eine Nachereation von Drei Milionen Thalern ber Creation 
der Gaffenbillets. vom Jahre 1855 eine bad Doppelte ber 
gewöhnlicgen Zeit muthmaßlich erreichende Dauer zu: ver⸗ 
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ſchaffen. Da nun theils die erforderlichen Papierverräthe, 
fowie ein großer Theil der nöthigen Kupferplatten vorhan- 
den find und benugt werden fönnen, fo glaubt die Staats- 
regierung den ganzen Aufwand mit einer Summe von 
19,000 bis 20,000 Thalern beftreiten zu koͤnnen. 

Mit Rüuͤckſicht auf die der Abnugung vorzugsmeife 
unterliegenden Eleineren Appoints hat die Staatsregierung 
vorläufig die Abficht, 


1,000,000 Stud Lit, A I thälerige 1,000,000 Thlr., 
5 + , 





200,000 » = B 1,000,000 + 

50,000 = + 10 * 500,000 + 

2500 + » DO » 500,000 + 
Sa. 1,275,000 Stüd, 5a. 3,000,000 Zhlr. 


berftellen zu laſſen und hiernach von einer Nachereation der 
Billets Lit. E & 50 Thaler ganz abzufehen, wenn nicht die 
Nüdfiht auf die noch nicht ganz genau zu beurtheilende 
Qualität der Papiervorrätbe eine etwas andere Eintheilung 
der Appointögattungen erforderlich machen follte. 


Der betreffende Gefegentwurf hat, nach vorgängigem 
beifäligem Gutachten der jenfeitigen Deputation, die un 
veränderte Annahme Seiten der Zweiten Kammer gefunden. 
Auch die unterzeichnete Deputation hat gegen den von ber 
Staatsregierung dargelegten Plan fein Bedenken und 
empfiehlt 

den darauf begründeten Gefegentwurf zu unveraͤn⸗ 
derter Annahme. 


Ich koͤnnte wohl hier abfegen, da zunächft über den 
Geſetzentwurf felbft zu fprehen wäre und fpäter auf den 
von der Deputation geftellten Antrag, der nicht unmittel- 
bar damit zufammenhängt, zurückkommen. 


Prafident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand in Bezug auf den forben vorgetragenen allgemei⸗ 
nen Theil des Berichts dad Wort verlangt? Da dies nicht 
der Fall ift, würde ich den Herrn Neferenten bitten, fort 
zufahren. 


Referent Kammerherr von Watz dorff: 


Bei Gelegenheit der Berathung de3 vorliegenden Ge- 
fegentwurfs in ber jenfeitigen Kammer ift das Verhältnig 
der von der Creation von 1840 zurldgebfiebenen und mit 
dem 31. Januar 1859 präckudirten Caſſenbillets vielfach 
befprochen worden. Ein den weiteren allgemeinen Ums 
taufch jener präclubirten Gaffenbillets betreffender Antrag 
des Abg. Gruner, dahin gehend, daß für jenen Ums 
tauſch eine nochmalige kurze ir gewährt werde, hat 
nun zwar bie Annahme der jenfeitigen Kammer nicht ger 
funden. Indeſſen ſprach ſich doch Die große Mehrheit der 
an jener Debatte theilnehmenden Mitglieder dahin aus, 
daß aus Billigkeitsrüdfichten, wo Armuth oder befondere 
Gründe baflır, fprächen, das von der Staatöregierung bis⸗ 
her eingehaltene Verfahren, wonach in ſolchen geeigneten 
Fallen Verluſtentſchaͤdigungen für zurücgebliebene Gaffen- 
bilfets ftattgefunden haben, fortgefegt werben möge, In 
dieſer Richtung hin und um die ftändifche Zuftimmung zu 
dem Seiten der Staatöregierung in dieſer Angelegenheit 
xither beobachteten Verfahren zu erflären, hat der von 
dem Abg. Dr. Braun ausgehende Antrag die Annahme der 
jenfeitigen Kammer gefunden, alfo lautend : 
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Die Kammer wolle im Vereine mit der Erſten 
Kammer die Staatsregierung ermaͤchtigen, foweit vie 
einzelnen Berhältniffe eö bilig erfcheinen Laffen, Verluſt⸗ 
entſchaͤdigungsgeſuche fraglicher Art auch, ohne das uns 
bedingte Erforderniß von Armuthszeugniſſen zu berlde 
ſichtigen. 

Uebergehend zur Begutachtung dieſes Antrags, fo hai 
die Deputation Folgendes zu ten, Balz 

Nachdem nun feit zwei Jahren, feit dem 31. Januar 
1859, die Caffenbillets vom Jahre 1840 formell präcudirt 
find, fo ſcheint eö allerdings kaum angemeffen, durch Fefle 
fellung eines neuen Einlöfungötermins fämmtlichen zurhds 
gebliebenen Caffenbillets wieder Gültigkeit zu verleihen, 
Präclufiotermine find im Intereffe der Ordnung fuͤr außer 
Cours zu fegended Staatöpapiergeld nicht zu vermeiden 
und wenn folde, wie es bei und der Fall war, erft nach 
einer 1% Jahr vorausgehenben Öffentlichen Aufforderung 
zum Umtaufche der Cafjenbillets eintreten, fo kann man 
ji wenigftens nicht mit Grund darüber befchweren, daß 
die Frift zur Einlöfung eine zu kurze gewefen ſei. Ein 
neu anzuberaumender allgemeiner Einlöfungstermin würde, 
abgefehen davon, daß ein folcher den ausdrücklichen Ber 
ftimmungen des Geſetzes vom 6. September 1855 zu widers 
fprechen feheint, auch dafür feine Gewähr leiften, daß num 
auch alle rüdftändigen Caſſenbillets zur Einlöfung ges 
bracht würden; im Gegentheil möchte nach den gemachten 
Erfahrungen auch dann noch ein großer Theil derfelben 
zuricbleiben und dadurch der beabfichtigte Zweck nicht ers 
teicpt werben. Dagegen ſcheint das von ber Stagtsregie⸗ 
rung zeither beobachtete Verfahren, wonach in Faͤllen be- 
fcheinigter Armuth oder aus anderen beachtungswerthen 
Gründen, befonders bei Ausländern, Verluſtentſchaͤdigungen 
für praͤciudirte Gaffenbillets gewährt worben find, ſich aus 
Gründen ber Biligkeit und Swedmäßigkeit zu empfehlen. 
Mindeſtens wird durch diefes Verfahren ber Uebeiftand vers 
mieden, daß dergleichen Gaffenbillet3 gewiffermaaßen einen 
Gegenftand der Speculation bilden fönnen und daß auch 





ſolche Perfonen Erſatz erlangen, welche biefelben in ges 
winnfüchtiger Abficht zu einem vieleicht fehr niedrigen Preife 
angefauft haben. — MWünfchenswerth ift es aber jeden 
falls, dem zeither von der Staatsregierung beobachteten 
Verfahren eine verfaffungsmäßige Grundlage zu gewähren 
und das ausdruͤckliche Einverftändnig der Ständeverfamms . 
lung hiermit auszudrüden. N 

Diefe Richtung verfolgt der Dr. Braun'ſche Antrag, 
und die unterzeichnete Deputation geftattet ſich daher, 

denfelben auch ihrer geehrten Kammer zur Uns 
nahme zu empfehlen. r 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß cine Petition von 
Cart Gotthelf Grundmann zu Grnftthal, ben Umtaufd 
verfallener Gaffenbillets betreffend, auf Antrag der vierten 
Deputation, welcher diefelbe zundchft, überwiefen war, At 
die unterzeichnete Deputation abgegeben worden ift. Der 
Petent befchwert fich darüber, daß fein Gefuh, den Erfah 
eines_präclubirten Gaffenbillets von 5 Thalern betreffend, 
von Seiten des Finanzminifteriums zurückgewieſen worden 
fei und ftelt den Antrag: 

„die Ständeverfammlung wolle fich bei der bh 
Staatöregierung dahin verwenden, daß für Die sen 
“an das hohe Finanzminifierium eingefenbeten alten kei 
fenbillets von 1840 der Werth vergütet, ſowie fur = 
noch in Händen fächfiicper Untertanen befindlichen a— 
noch eine Friſt zum Umtaufch anberaumt werde". 
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Wenn nun durch den oben zur Annahme empfohlenen 
Antrag die Staatöregierung ermächtigt wird, in geeigneten 
Fällen auch ferner Verluftentfehäpigungen für präcludirte 
Gaffenbillets eintreten zu laffen, die anderweite Anberaus 
mung einer allgemeinen Ginlöfungsfrift aber, fowie der un⸗ 
befchränkte Erfatz prächudirter Gaffenbillet3 aus den oben 
angeführten Gründen als empfehlenswerth ſich nicht dar⸗ 
ſtelit, fo trägt die unterzeichnete Deputation darauf an, 

die vorflehende Petition als erledigt zu betrachten, 
hiernächft aber noch an die Zweite Kammer abzugeben, 
Geheimer Rath Dr. Weinlig tritt ein.) 


In Bezug auf die Petition des Grundmann habe ich 
noch hinzuzufügen, daß nad) einer der Deputation von 
Seiten der Staatsregierung erfi fpäter zugegangenen Mit: 
theilung diefe Petition deshalb zurückgewiefen worden ift, 
weil das Gefuch des Petenten durch irgend einen haltbaren 
Entſchuldigungsgrund nicht unterftligt worden iſt. 


Praͤſident v. Schönfels: Es wuͤrde num die Debatte 
zu eröffnen fein in Bezug auf den Antrag, der foeben von 
dem Herrn Referenten verlefen worden ift und der fi auf 
Seite 423 des Berichts befindet. Er ift vom Abg. Dr. 
Braun ausgegangen und lautet: 

„Die Kammer wolle im Verein mit der Erften Kam: 

* mer die Staatöregierung ermächtigen, foweit die einzelnen 
Verhältniffe es bilig erfcheinen Laffen, Verluſtentſchä— 
DMigungögefuche fragliher Art auch ohne das unbedingte 
Erfordernig von Armuthözeugniffen zu berüdfichtigen,” 
und dann wiirde fich die Debatte zu erfireden haben auf 
den ebenfalls von dem Heren Referenten erwähnten Antrag: 

” Die vorftehenbe Petition als erlebigt zu betrachten, 

hiernächft aber noch an die weite Kammer abzugeben.” 

Ich habe zu erwarten, ob Jemand hierüber das Wort 
begehrt? 


Frelherr v. Weld: Ich bin ganz einverftanden mit 
dem Braun’fchen Antrag und werde ihm auch beitreten; 
aber freilich dem Grundmann mit feinen 5 Thalern wiirde 
dadurch noch nicht geholfen. Da überhaupt in diefer Be 
Ziehung mildere Grundfäge ftattfinden ſollen, fo wird ſich 
vielleicht die hohe Staatsregierung herbeilaffen, dem Grund» 
mann feine 5 Thaler umputaufchen und ich wollte mir 
nur in diefer Beziehung erlauben, die Milde des Herrn 
Sinanzminifters in Anfpruch zu nehmen. 


Staatöminifter v. Friefen: Ih muß die Erklärung 
vorausſchicken, doß mir der Inhalt der Srundmann’fgen 
Eingabe nicht bekannt iſt. Nach der Relation im Bericht 
aber muß’ ich annehmen, daß fie zwei Punkte enthält, näm- 
lich erflens eine Beſchwerde Grundmann’s, daß er mit 
feinem Geſuche vom Finanzminiſterium zuruͤckgewieſen 
werden iſt und dann den von der Deputation erwähnten 
allgemeinen Antrag. Der legtere würde ſich durch den 
Beſchluß der Kammer und die Erklaͤtung der Regierung 
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allerdings volftändig erledigen; nicht fo aber der fpecielle 
Wunſch Grundmann’s, jein Antrag auf Reflitution der 
5 Thaler. Inſofern nun, was id nicht beurtheifen kann, 
in ber Eingabe Grundmann’s fpeciellere Motiven und Ent 
ſchuldigungsgründe enthalten fein follten, wuͤrde es viele 
leicht gut fein, diefe Grundmann'ſche Cingabe, infoweit fie 
eine Beſchwerde über die Zurückweiſung feines Gefuchs 
enthält, an die Staatsregierung abzugeben. 


Freiherr v. Weld: Ich weiß nicht, ob es nach ber 
Aeußerung ded Herrn Staatsminifters, bie ich mit großem 
Dank vernommen habe, notwendig fein würde, einen be— 
fonderen Antrag zu ftelen, daß diefe Grundmann’fche Per 
tition, deren einer Theil fi ganz natürlich erledigt hat, 
was den anderen Theil betrifft, noch an die hohe Staats⸗ 
vegierung abgegeben werden möchte? 


Präfident v. Schönfels: Ich glaube erwarten zu 
dürfen, daß der Herr Referent im Namen der Deputation 
erklärt, daß diefe Petition an die hohe Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme abgegeben werden möge, 


Referent Kammerherr v. Watzdorf: Ich erlaube mir 
hierauf Folgendes zu bemerken: Grundmann hat eine Per 
tition eingereicht, in der er jedenfalls viel mehr beantragt, 
als daß er diefes Gaffenbillet von fünf Thalern erſetzt has 
ben will. Nach den Mittheilungen, die mir zugefommen 
find, ift dieſes Gefuh aus dem Grunde zurlcgewiefen 
worden, weil der Petent es burch irgend welde Gründe 
nicht unterftügt hat und ein beachtenswerther Grund von 
Seiten des Minifteriumd aber verlangt wird, wenn es ſich 
um Berluftentfchädigung für präcludirte Caſſenbillets Handelt. 
Wenn nun der von der Deputation befürwortete Antrag 
das zeitherige Verfahren der Regierung nicht allein billigt, 
fondern ihr auch noch ein liberaleres Verfahren empfiehlt, 
nur in auögedehnterem Maaße Verluſtentſchaͤdigungen für 
praͤcludirte Caffenbillets eintreten zu laffen, fo glaube ich, 
wird fchon durd) die heutige Beratung der Grundmann’fchen 
Petition vollfommen entfprochen werden. Abgegeben an 
die Staatsregierung kann fie füglich nicht werden, weil 
eben die Deputation mit dem Antrage, daß alſo ein neuer 
Eintöfungstermin ftattfinden folle, nicht einverfanden iſt. 
Aus der heutigen Debatte wird jedenfalls der Petent Grunds 
mann entnehmen, daß, wenn er irgend einen beachfends 
werthen Grund bei der Staatsregierung anführt und fein 
Gefuch wiederholt, der Erfüllung derfelben Nichts entgegen 
ſtehen werde. Infofern glaubte die Deputation feinen an⸗ 
deren Antrag ftellen zu koͤnnen, ald den gegenwärtigen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand weiter das Wort verlangt? — Da dies nicht der 
Fall ift, fo kann ich die Debatte ſchließen und fofern der 
Herr Referent nicht noch Etwas zu bemerken hat, zur Abe 
fimmung übergehen. 
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Referent Kammerhere v. Wagdorf: Ich wollte mir 

nur ein paar Worte erlauben. Die Finanzverwaltung kann 
gewiß ebenfowenig, wie die Ständeverfammlung beabſich⸗ 
tigen, durch Präclufion von Caſſenbillets für die Staatdcaffe 
einen Nugen zu erzielen, der zum Nachtheile der Staats - 
gläubiger gereichte. Auf des anderen Seite find Präckufiv- 
termine der Ordnung halber für außer Cours zu ſetzen⸗ 
des Papiergeld, wenn doppelte Emiffionen nicht neben 
einander laufen follen, nicht zu vermeiden. Auch bei 
Staatöpapieren findet der Fall ftatt, daß die Coupons nad 
einer gewiffen Zeit verjähren und daß durch die Präckufion 
auch die Beute in Verluſt geſetzt werben, die in der Ein- 
hebung der Coupons nachläffig waren, Wollte man wieder⸗ 
holt die Aufhebung der Präclufion eintreten laffen durch 
Anberaumung allgemeiner Einlöfungstermine, fo würde man 
das Gewicht der Praclufiotermine bedeutend abſchwaͤchen, 
wide aud nie dafür Sicherheit erlangen, daß mit ſolchen 
wiederholten Einlöfungsterminen das erreicht werben würde, 
daß feine folchen Gaffenbillets zurüdblieben. Infofern glaube 
ic, kann der Antrag der Deputation hoffen, die Annahme 
der Kammer zu finden; denn nad diefem Antrage wird 
die Staatöregierung ein noch liberaleres Verfahren als bisher 
eintreten laſſen und allen Denjenigen, die irgend beachtends 
werthe Gründe für ihr Zuruͤckbleiben anführen, wohl Erſatz 
gewähren, Dies wollte ich blos zur Beruhigung des Publis 
kums hinzufügen, 


Präfident v. Schönfeld: Der Herr Vicepräfident 
hatte ums Wort gebeten; e3 war aber die Debatte ge: 
ſchloſſen; ich werde num zur Abſtimmung übergehen. Es 
finden fich drei Anträge vor. Der erfte lautet auf under- 
änderte Annahme des Gefehentwurfs, bie Fertigung 
neuer Gaffenbillets zum Umtaufch defect gemordener Billets 
betreffend. Ich werde diefen Antrag mittelft Namensauf- 
ruf zu erledigen haben. Ic) frage, ob die Kammer die: 
fem Antrage ihrer Deputation beipflichte? 


Auf die Frage antworten mit Ja: 
Wicepräfibent v. Frieſen. Kittergutöbefiger Kraft, 
Seretär v. Egidy. BVürgermeifter Hennig. 
Seeretär Wimmer. Kammerhere v. Zehmen. 
Domhere v. Wagdorf. , Graf v. Stolberg. 

» Abvocat v. Könnerig. Kammerhere v. Lüttichau, 

Hofrath Dr. Hänel, Kitkergutöbefiger v. Böhlau. 
Graf Witbing v. Königsbrüd. Kammerhere v. Mesfch. 
Biſchof dorwerk. Bürgermeifter Müller, 
Gapitular v. Schröter. Freihert v. Schönberg-Bisran, 
Graf v. Schönburg. Kammerherr v. Miltig, 
Buͤrgermeiſter Clauß. Freihert v. Rochow. 
Breihere d. Weid, Bürgernieifter Dr. Roc. 
Rittergutsbefiger Rittner. Kammerherr v. Erdmannsborff. 
Buͤrgermeiſter Gottſchald. Finanzrath v. Noſtiz ⸗Wallwitz 
Nittergutöbefiger v. Römer, Sandesbeftallter Hempel. 

„ Kommerhere 0. Waporf. Dräfident v. Schönfels. 


Dräfident v. Schönfeld: Es Hat demnach der Geſetz- 
entwurf einhellige Annahme gefunden. Ih komme 
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nun zu dem Antrage, ber ſich vorfindet auf Seite 423 des 
Berichts, der vom Abg. Braun in der jenfeitigen Kammer 
geftellt und von biefer Kammer angenommen worden if, 
Die Deputation empfiehlt ebenfalls die Annahme dieſes 
Antrags. Er lautet: 

„die Kammer wolle im Vereine mit ber Erſten 
Kammer die Staatsregierung ermäctigen, ſowen die 
— Verhältniffe es billig erfcheinen Laffen, Verluf- 
entfhädigungsgefuche fraglicher Art auch ohne dad under 
— Eforderniß von Ärmuthszeugniſſen zu beruͤcſich⸗ 

igen. 

Ich frage, ob die Kammer biefem Antrage auf 
Anrathen ihrer Deputation beipflidtet? — Ein 
fiimmig 3a. 

Endlich hat die Deputation im Betreff der Petition 
Grundmann’s aus Ernftthal den Antrag geftellt, diefelbe 
als erledigt zu betrachten; fie aber noch an bie 
Bweite Kammer abzugeben. Ich frage, ob die Kammer 
auch hierinnen ihrer Deputation beiftimmt? — Einſtim ⸗ 
mig Ja. 

Somit wäre dieſer Gegenftand erlebigt. 

Referent Bürgermeifter Dr. Koch: In der weiten 
Kammer ift focben die ftändifche Schrift Über das alles 
hoͤchſte Decret vom 5. Februar dieſes Jahres genchmigt 
worden. Ich bitte um Erlaubniß, Herr Präfident, diefe 
ſtaͤndiſche Schrift vorlefen zu dürfen. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird dem Nichts ente 
gegen ſtehen. 

Referent Bürgermeifter Dr. Koch verlieft bie betrefe 
fende ftändifche Schrift. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand gegen die 
Faffung der foeben verlefenen Schrift Etwas zu erinnern 
hat, fo wird biefelbe, da fie in der Bweiten Kammer bes 
zeit® Annahme gefunden hat, in diefer Maaße abgelaffen 
werden, h 





Bevor wir und zum dritten Gegenftand ber heutigen 
Tagesordnung wenden, habe ich noch den Bürgermeifter 
Loͤhr als krank anzuzeigen. 

Der dritte Gegenftand der Tagesordnung if, wie 
befannt, die fortgefegte Berathung bed Berichts 
über das Gewerbegefeg. Ich erfuche den Herrn 
Bürgermeifter Müller, den Rednerſtuhl zu betreten, um 
uns ben weiteren Theil des Berichts vorzutragen. 


Keferent Bürgermeifter Müller: Es if zundchft ein 
Nücftand zu erledigen. Die geehrte Mammer hat bir Br 
f&lußfaffung über den vierten Abfag zu $. 39 um ee 
willen ausgeſetzt, weil zu dieſem Abfag ein Antrag Er 
tens des Herm Bürgermeifters Hennig eingegangen 
Dilfer Antrag ift der geehrten Kammer mitgetheilt, zum 
Theil if} auc) fehon in einer der früheren Sihungen DE 
rüber bebattirt worden. Das Enbrefultat war aber dat, 
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daß der Antrag nebft Abſatz 4 zur nochmaligen Erwägung 
an die Deputation gegeben worden ifl. Die Deputation 
hat fi nun über diefen Antrag mit dem koͤniglichen Com- 
miffar in Vernehmen gefegt und hat die Angelegenheit er⸗ 
wogen. Es hat jedoch die Majorität fi nicht bewogen 
gefunden, den Antrag in feinem vollen Umfange für flatt- 
haft zu erklären und deshalb hat der Herr Antragfteller, 
der felbft Mitglied der Deputation ift, in der Deputations- 
figung erflärt, daß er feinen Antrag hier beim Gewerbeges 
fege nicht weiter verfolgen wolle, daß er fich vielmehr die 
Einreichung der von ihm angekündigten Petition vorbehalte. 
Unter diefen Umftänden fchlägt die Deputation der geehrten 
Kammer vor, die Zurüdziehung des Antrags zu genehs 
migen, empfiehlt den Abfa 4 zur unveränderten Annahme 
und erfucht auch die Kammer, da über $. 39 im Allge 
meinen noch nicht abgeftimmt worden ift, $. 39 mit den 
befchloffenen Mobdificationen und Zufägen anzunehmen. 


Präfident v. Shönfels: Zuvoͤrderſt würde die Kams 
mer zu fragen fein, ob fie dem Bürgermeifter Hennig ger 
ftattet, feinen Antrag, den Mahlzwang betreffend, der durch 
Unterftügung Eigenthum der Kammer geworben ift, zus 
ruͤck zu ziehen? — Einftimmig Ja. 

Es wird nun die Frage auf dem vierten Abſatz des 
$. 39 zu richten fein, der fo lautet: 

„Rücfichtlich der Aufhebung des Mahlzwanges ber 
wendet «8 bei der beflehenden Gefetgebung.” 

Die Deputation trägt darauf an, diefen Abfag uns 
verändert anzunchmen und ich frage, ob die Kams 
mer berfelben Anficht iſt? — Einftimmig Ja. 

Ich richte nun die Frage auf den $. 39. Die Depu- 
tation trägt darauf an, demfelben mit den befchloffenen 
Modificationen Beifall zu ſchenken und ich frage, ob die 
Kammer ihrer Deputation hierin beitritt? — 
Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Miller: Bir fommen nun zu 

$. 75. 
Freiheit de Lohnvertrags. 
(SEM. 1. 8. ©. 330.) 
Motiven f. zu $. 73. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 75. e 
Während die Majorität der Deputation mit der Faſ · 
fung diefes Paragraphen nach dem Entwurfe ein verſtan den 
iſchueßt ſich die Minorität derſelben der in der Depu⸗ 
tation der Biweiten Kammer aufgetauchten Anſicht an, daß 
nämlich jeder Lehrvertrag der Obrigkeit anzumelven fei. Die 
Minorität (v. Zehmen und Hennig) hält dies für win, 
fchenswerth und zwegmaͤßig, damit auf dad Lehrverbaͤltniß 
überhaupt größeres Gewicht gelegt werde und insbefondere 
audy ftetö eine Controle über die Lehrlinge vorhanden ſei. 
Die Majorität dagegen findet in dem Zwange der Un: 
. meldung der Cehrcontracte bet der Obrigkeit eine große Be 
1.8 G. Abonnement.) r 
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laͤſtigung der Behörden, welde um fo eher zu vermeiden 
fei, als daS blofe Eintragen der Namen der Lehrlinge und 
ihrer Lehrmeifter in eine Lifte feinen Nutzen gewährt, das 
ausführliche Vormerken der Contracte aber mit vielfachen 
Schwierigkeiten und Bedenken verbunden fein wird. 

Die Majorität beantragt daher: 

die Ueberfehrift des Paragraphen nur „Lehrvertrag” 
flatt „Freiheit des Lehrvertrags” lauten zu laffen, im. 
Uebrigen aber $. 75 unverändert und ohne Beiſatz ans 
zunehmen, 

wogegen die Minorität (v. Zehmen und Hennig) fi zwar 
ebenfals mit ber gedachten veränderten Weberfchrift und 
mit den Worten des Paragraphen: „der Lehrvertrag iſt 
Sache freier Vereinbarung” einverfianden erklärt, dagegen 
aber in Uebereinfiimmung mit der jenfeitigen Majorität. 
außerdem noch vorfchlägt, den Zuſatz: 

„Jeder Lehrvertrag, fei er mündlich oder fchriftlich 
abgefchloffen, ift vor Beginn der Lehre bei der Obrigkeit 
bei Vermeidung der im erften Ubfage des $. 34 ange⸗ 
drohten Strafe anzumelden” 

dem $. 75 beizufügen. 

Der Herr königliche Commiffar hat, ſich ‚der Anficht 
der Majorität der unterzeichneten Deputation angefchloffen, 
alfo gegen diefen Zuſatz ſich ausgefprochen. 


Der Nahbericht fagt: 


Bu $. 75. 
Eine der wichtigften Abänderungen hat ber Entwurf 
durch den Befchluß der Zweiten Kammer zu $. 75 erhalten. 
Hiernad) fol $. 75 folgendermaßen lauten: 


„$ 75. 
Lehrvertrag. 

Die Annahme von Lehrlingen hat auf Grund eines 
die Bedingungen dieſer Annahme und insbeſondere die 
Dauer der Lehrzeit Eee Vertrags zu gefchehen. 

Der Lehrvertrag ift Sache der freien Vereinbarung, 
darf aber feine den Gefegen und Verordnungen zuwider⸗ 
laufende Beſtimmungen enthalten. 

Jeder Lehrvertrag, fei er mündlich ober fchriftlich abs 
geſchloſſen, ift vor Beginn der Lehre bei der Obrigkeit 
bei Vermeidung der in dem erften Äbſatze des $. 34 ans 
gedrohten Strafe anzumelden.” 

Durd den erfien Sag foll, wie der Antragſteller 
Abg. Dr. Braun bemerkt, Nichts weiter gefagt werden, ald: 
„Zeber ift verbunden, einen Contract abzufchliegen” und 
durch den dritten Sat, deflen Annahme nach Inhalt des 
dieffeitigen Hauptberichts auch von der Minorität (Hennig. 
und v. Zehmen) empfohlen wird, fol hinzugefügt werden: 
es iſt Anmeldung davon bei der Obrigkeit zu machen”, 

Nach genauer Erwägung alles Deffen, was ſowohl in 
dem jenfeitigen Berichte, als bei der Debatte hierüber vor⸗ 
gebracht worden ift, M 

(vergl. Landt. Mitth., Zweite Kammer, Seite 331— 340) 
ſch agt die Minorität (v. Zehmen und Hennig), indem fie 
mit ihrem Votum im Hauptberichte den obigen Beſchluß 
der weiten Kammer im Wefentlichen im Cinklange findet, 
der Kammer- vor: 

der oben teferirten Faſſung der Zweiten Kammer 
allenthalben beizutreten. 

Die Majorität (v. Schönfeld, Freiherr v. Kriefen, 
Dr. Koch, Pfotenhauer und Referent) bleibt, da durch diefe 
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Veränderung des Entwurfes viel Arbeit ohne entſprechen⸗ 
den Nugen gewährt wird, bei ihrem Seite 53 des Haupt- 
berichts referirten Votum unverändert ſtehen und empfichlt 
deſſen Annahme, F Al 
Wie ſchon oben zu_$. 6 bemerft worden ift, hat bie 
Zweite Kammer befchloffen: 
daß der in die ftändifche Schrift aufzunchmende Anz 
trag auf Befreiung vom Stempel hinſichtlich ber Ges 
werbeanmeldungen auch auf die Anmeldungen der Lehr · 
vertraͤge und die darüber zu ertheilenden Beſcheinigungen 
ausgedehnt werde, 
‚Für den Fall, daß die Erſte Kammer dem jenfeitigen 
Beſchiuß über die Saflıng des $. 75 beitreten follte, würde 
dann aud) in Frage fommen, od in der ftändiihen Schrift 
die Befreiung der Anmeldungen der Lehrcontracte und der 
darüber zu ertheilenden Beſcheinigungen vom Stempel bean» 
tragt werden fol? E 
Die unterzeichnete Deputation erachtet dies für ange 
meſſen und empfiehlt alfo eventuell 
den Beitritt zum diesfallſigen Beſchluſſe der Zweiten 
Kammer, 


Präfident v. Schönfeld: Es wird nun über $. 75 
das Wort zu ergreifen fein. - 


Sandeöbeftalter Hempel: In $. 75 ift ausgeſprochen, 
daß der Lehrvertrag Sache der freien Vereinbarung fein 
Toll, d. h. daß es Sache des Lehrheren und des Lehrlings 
oder deſſen gefelicher Vertreter fein fol, die Bedingungen 
feftzuftellen, unter welchen die Lehre ftattfinden fol. Dies 
fer Grundfag entipricht im Allgemeinen den Principien, auf 
welchen das Gefeg beruht und es ift auch dagegen weder 
von unferer Deputation, no von der Zweiten Kammer 
din Einwand erhoben werben. Lediglich die Minorität 
der Deputation im Einverftändniffe mit den Befchlüffen der 
Bweiten Kammer hat mehrere Bufäge vorgefchlagen und 
der erſte diefer Bufäge geht dahin: 

* „Die Annahme von Lehrlingen hat auf Grund eines 
die Bedingungen diefer Annahme und insbefondere die 
Dauer der Lehrzeit feftfegenden Vertrags zu gefchehen.” , 

Ich kann, meine Herren, einen befondern Nutzen von 
dieſem Zufag nicht abfehen. Es ift, wie ich zu beachten 
bitte, in dieſem Bufage nicht auögefproden, melde Be: 
"öihgunpen der Vertrag enthalten fol, ausgenommen, daf 
die. Zeftfegung der Dauer der Lehrzeit fpeciell als ein Ge: 
genftand der näheren Beſtimmung des Lehrvertrags ange⸗ 
geben iſt. Es iſt ferner nicht ausgeſprochen, daß der Vers 
trag fehriftli erfolgen fol; es kann mithin auch ferner 
ad) dem erwähnten Bufage die Abſchließung eines Lehr- 
Vertrags mindlich erfolgen. Es ift auch Nichts ausge 
ſprochen, daß diefer Vertrag vor Gericht abgeſchloſſen ober 
$g id) recognoscirt oder fonft auf eine glaubwürdige 
Weiſe beurfundet werden fol. Hiernach finde ich aber 
nichts Anderes in dem erwähnten Zuſatze, als was nicht 
ſchon in der Faſſung des Entwurfs enthalten iſt. Denn 
wenn der Entwurf beftimmt: „der Leh rvertrag iſt Sache 
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der freien Vereinbarung”, fo fegt der Fall voraus und deutet 
an, daß ein Vertrag abzuſchließen iſt. Der vorgeſchlagene 
Zuſatz ſcheint auf der Vorausſetzung zu beruhen, daß übers 
haupt Fälle vorfommen fönnen, daß gar kein Vertrag ab» 
gefchloffen werde. Diefe Vorausfegung Möchte kaum bes 
gründet fein; wenigſtens dürfte es zu den feltenften Vor⸗ 
tommniffen gehören, daß ſich ein Lehrling in die Lehre bes 
giebt, ohne daß irgend Etwas über die Bedingungen der 
Lehre fefigeftellt würde. Man kann fich auf hierunter ges 
machte Erfahrungen nicht wohl berufen, denn wenn e& 
früher hier vorgefommen ift, daß nichts Näheres über die 
Lehrbedingungen beftimmt worden ift, fo beruht dich darauf, 
daß die General: und Specialinnungsartifel gewiſſe Bes 
fimmungen über das Lehrverhältniß enthielten, in deren 
Berhdfihtigung man zuweilen es nicht flr nöthig bes 
funden haben kann, etwas Näheres über das Lehrverhältnig 
zu vereinbaren. Treten nun aber die Beftimmungen der Ges 
werbeordnung in Kraft und verlieren die älteren Beftimmuns 
gen Über das Lehrverhältniß ihre Gültigkeit, fo liegt eine under 
dingte Nothwendigkeit vor, ſich auch uͤber das Lehrverhaͤltniß zu 
vereinbaren. Sollte der erwähnte Zuſatz einen Werth has 
ben, fo müßte derfelbe meinem Dafürhalten nach viel weiter 
geben, nämlich die fehriftliche Abichliegung des Lehrvertrags, 
die Aufnahme gewiffer Bedingungen und deffen obrigfeit- 
liche Beurkundung anordnen. Die Minorität dürfte ſich 
zu Rechtfertigung ihres Vorſchlags auch darauf nicht ber 
rufen önnen, daß in fremden Gejeßgebungen nähere Be—⸗ 
flimmungen über den Lehrvertrag und deffen Abichliegung 
enthalten find; dies deshalb nicht, weil eines Theils bie 
in Frage fommenden Verhältniffe anderer Länder nicht den 
unfrigen völig gleich zu flellen find, andern Theil jene 
fremden Gefehgebungen weiter gehen, als die Minorität 
will und fpeciellere Befimmungen in der fraglichen Ber 
ziehung enthalten. Der von der Minorität vorgeſchlagene 
Zuſatz führt an fih nicht dahin, das Beſtehen eines Lehr 
verhältniffes für alle Faͤlle zu conftatiren. Cs ſcheint 
die Abſicht zu fein, dies durch den weiten Zuſatz herbelzu> 
führen, daß jeder Lehrvertrag bei der Obrigkeit anzumelden 
ſei. Diefe Abſicht würde aber nur für alle Fälle erreicht 
werden, wenn von diefer Anmeldung die Guͤltigkeit bed 
Lehrvertrags abhinge. Dies fol aber nad) dem fraglicen 
Bufag nicht der Fall fein, da auf die Unterlaffung der Ans 
meldung nur eine Strafe gefefst iſt, in Bezug auf welche 
Strafbeſtimmung übrigens zu erinnern ift, daß nicht ger 
fagt ift, wer die Strafe bezahlen foll, ob die fragliche Straf 
beftimmung nur den Lehrheren oder auch den Lehrling ans 
geht. Bon diefer Anmeldung vermag ich mir daher auch 
nicht einen befondern- Mugen zu verſprechen. Deshalb 
und mit Rüdficht darauf, daß die beabfichtigte Vorſchrift 
der Anmeldung der Lehrverträge eine große Beläftigung ber 
Dbrigkeiten herbeiführen würde, kann ich mich nur für An 
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Bürgermeifter Hennig: Jetzt war bei den Eehrlingen, 
wie Ihnen befannt ift, die Aufdingung nothwendig und 
dies geſchah gewöhnlich bei Innungsverfammlungen in Ge- 
genwart des obrigkeitlichen Deputicten und es wurde über 
diefen Act ein Protokoll aufgenommen; es wurde durch 
diefe Handlung das ganze Verhältniß, im weldes der 
Lehrling zum Meifter trat, ganz Elar. Heben wir nun 
aber den Lehrlings · und Innungszwang' auf und fegen 
Nichts am bie Stelle der jegigen Aufdingung, fo fann 
der Fall eintreten, daß fehr oft das Nechtöverhältniß des 
Meiſters oder Lehrheren zum Lernenden nicht in das are 
Licht geftelt wird. Man wird nicht wiffen, auf wie viel 
Jahre die Lehrzeit feſtgeſtellt iſtz es werden fehr oft über 
dad Echrgeld Bweifel entftehen und noch mehr über andere 
contractliche Berabredungen, die bei ber Uebergabe des Lehrlings 
an ben Lehrheren gefroffen worden find; es wird fogar mand- 
mal zweifelhaft werden, ob nad) einem oder zwei Jahren der 
angebliche Lehrling noch Lehrling ift, oder ob er als Gehülfe 
ober Arbeiter zu beurtheifen ift? Es iſt bei der neuen Gewerbes 
gefeßgebung von großer Wichtigkeit und um fo nothwendiger, 
daß Zweifeln begegnet werde, weil das Gewerbegefeg Pflich« 
ten fowohl für den Lehrherrn feſtſetzt, als für den Lehr 
ling, mithin es wünfchenswerth ift, daß die Behörde bei 
vorfommenden Streitigkeiten aud weiß, ob der Lehrling 
Lehrling ift nad) den Beftimmungen des Geſetzes, daß mits 
bin feine Lehrlingsqualität formel feftfteht. Alle dem kann 
nur vorgebeugt werden, wenn wir im Gefe fomohl dem 
Lernenden, als dem Meifter zur Pfliht machen, daß fie 
den Lehrcontract bei der Obrigkeit anmelden. Dann werden 
die Hauptpunkte des Vertrags bei der Obrigkeit notirt und 
«8 Bann nicht fo leicht ein Zweifel und Streit darüber 
entftehen. Auch in andern Ländern, wo Gewerbefreiheit 
bereits eingeführt iſt, z. B. in Preußen, Deſterreich, Eng: 
Tand hat man ſich genöthigt gefehen, ähnliche Beftimmuns 
gen einzuführen und das Werfahren, dad man dort einge: 
ſchlagen, ſcheint mir doc) der Beachtung werth zu feinz 
denn es beruht zum Theil auf Erfahrungen, die man mit 
den Grundfägen der Gewerbefreiheit in Bezug auf das 
Lehrverhältniß gemacht hat, Es ift auch in praxi nicht fo 
ſchwierig, als die Majoritaͤt dargelegt hat. Allerdings in 
größeren Orten gebe ich zu, daß damit einige Mühmaltung 
verbunden iftz in allen übrigen Orten wird es nicht fo 
ſchwietig fein. Man wird Tabellen anlegen und in diefe 
Zabellen werden die Hauptpunkte eingetragen, welche durch 
Befragung des Meifterd und Lehrlings, refpective feines 
Vertreters bei ihrer Anmwefenheit vor der Obrigkeit feſtge- 
ſtellt werden. Ich lege außer den angegebenen Gründen 
noch einen Werth um deswillen auf die Anmeldung, weil 
ich überzeugt bin, daß es auf die Lehrlinge gewiß einen 
guten Eindrud mat, wenn mit dem Act, durch melden 

* fie in das öffentliche Leben eintreten, eine gewiſſe Solen- 
nität verbunden wird. Wenn der Lehrling bei der Obrig- 
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keit mit feinem Meifter erfcheinen muß und es müffen bie 
Bedingungen fehgeftellt werden, unter denen ex in bie 
Lehre tritt, fo wird die Obrigkeit gewiß Gelegenheit neh. 
men, ben Lehrling darauf aufmerffam zu maden, was er 
als folder zu thun und zu laſſen hat und daß er vor Al⸗ 
lem dem Meifter Gehorfam und Achtung fchuldig iſt. Ich 
glaube, dies wird von guter Wirkung auf den Lehrling 
fein. Aus biefen Gründen bin {ch dafiir gewefen, daß die 
Anmeldung zur Pflicht gemacht werde. 


Freiherr v. Weld: Ich theile ganz die Anſichten, die 
vom Herrn Bürgermeifter Hennig ausgeſprochen wurden ; 
ich würde alfo unbedenklich dem Antrage der Minorität 
beiftimmen, wenn mir nicht ein Punft doch fehr beruͤck⸗ 
ſichtigungswerth erfchiene. Nämlich ich fürdte auch, daß 
eine große Belaftung der Behörden dadurch entfteht, wenn 
der Lehrvertrag auch mündlich eingegangen werden kann, 
wo es dann nothwendig wird, daß Über jeden Vertrag ein 
Protokoll aufgenommen werben muß. Wir hören fortwaͤh⸗ 
rend die Klagen der Behörden tiber Ueberlaftung mit Ges 
ſchaͤften und foweit ich bie Werhältniffe Eenne, find bie 
Klagen auch durchaus nicht unbegründet und bad Publis 
tum muß oft darunter leiden, weil es nicht möglich ift, 


‚daß die Behörden mit allen ihnen obliegenden Gefchäften 


auffommen. Ich glaube aber, daß durch diefe Beftimmung 
eine bedeutende Vermehrung ihrer Geſchaͤfte ftattfinden 
würde. Ich fehe in der That nicht ein, warum nicht einem 
Lehrherrn, der einen Lehrling annimmt, zugemuthet werben 
folite, allemal den Eehroertrag fehriftlich einzureichen? Das 
kann unmöglich eine. zu große Bumuthung fir ihm fein, 
Ich würde mir daher erlauben, eine Veränderung ber Faſ⸗ 
fung zu beantragen, weldye von der Zweiten Kammer ans 
genommen worben ift und wie fie fih auf Seite 391 ber 
findet. Mein Antrag wide dahin gehen, daß in dem brits 
ten Sage, der anfängt „Jedet Lehrvertrag, fei er mund⸗ 
lich oder fehriftlich” gefagt werbe: 

Deder Lehrvertrag iſt ſchriftlich abzufchliegen und 
vor Beginn der Lehre bei der Obrigkeit bei Vermeidung 
der in dem erſten Abfate des g. 34 angebrohten Strafe 
einzureichen.” 


Vräfident v. Schönfeld: Der Satz, den Herr v. 
Weld abgeändert zu fehen wünfcht, heißt jegt fo: 

„Jeder Lehrvertrag, ſei er muͤndlich oder ſchriftlich 
abgeſchloſſen iſt vor Beginn der Lehre bei der Obrigfelt 
bei Vermeidung der in dem erfien Abſatze des $. 34 
angedrobten Strafe anzumelden.” 

Nach dem Antrage ded Herrn v. Welck aber folk biefer 
Sat folgendermaaßen lauten: 

Jeder Lehrvertrag iſt ſchriftlich abzufhliegen und 
vor Beginn der Lehre bei der Obrigkeit bei Wermeidun: 
der in dem erften Abfage des $. 34 angedrohten Star 
einzureichen. * 

132* 
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Sofern ber Herr Antragfteller diefen Antrag nicht noch 
weiter motiviren will, würde ich die Unterflügungsfrage 
darauf zu richten haben. Die Kammer hat den Antrag 
vernommen; ich frage, ob fie benfelben unterftügt? — 
Ausreichend. 

Es würde daher berfelbe mit zur Discuffion gezogen 
werben. 


Vicepräfident Freiherr v. Friefen: Unter allen Ge 
fegentwürfen, an deren: Berathung ic) bis jetzt Theil ger 
nommen habe, hat mir lange fein ‘Paragraph fo gut ger 
fallen, alö der 5.75. Warum? Weil er ganz Eurz ift 
und, wie mir fheint, Alles ausdrückt, was er ausdrüden 
fol. Der Paragraph ift kaum eine Zeile lang und 
ſchon dad gereicht ihm in meinen Augen zur großen Em« 
pfehlung. Er fagt ganz einfach: der Lehrvertrag ift Sache 
freier Vereinbarung. Diefe Beftimmung ſetzt voraus, 
daß ein Lehrvertrag abgefchloffen werben fol, eine Verab: 
tedung Über alle Punkte und Umftände, die hier in Frage 
tommen. Er fagt ferner: „Sache der freien Verein⸗ 
barung“, ſetzt alfo voraus, daß die Intereffenten und 
Gontrahenten ihr Recht FeLbft wahrnehmen werden; daß 
fie von felbft fo vorſichtig fein werden, ales Das zu beob» 
achten, was recht, was nothwendig, was vernünftig ift. 
Ebenfo fagen die Motiven, es wäre eine Lüde in der Ger 

. feßgebung gewefen, bad Gefe hätte bisher Feine pofitiven 
Vorſchriften über bie Arbeitöverträge der Unmündigen ente 
halten; diefe Luͤcke hätte müffen ausgefüllt werden und 
deshalb fei diefe Beſtimmung getroffen. Allerdings ift 
von Unmündigen und von der Wahrnehmung ihres Rech⸗ 
tes nicht befonders die Rede; aber es ſcheint mir Alles in» 
nerhalb diefer Zeilen zu liegen. Jeder Unmündige hat 
feinen Vormund und die Obrigkeit führt die Obervor: 
mundſchaft; alfo wird jeder Vormund angehalten, das 

Intereſſe feiner Pflegbefohlenen gehörig wahrzunehmen. 
Oder das Kind Hat einen Väter, ber für daffelbe forgt und 
fein Recht wahrnimmt. Ich glaube alfo, es genügt voll, 
kommen, wenn Nichts weiter dafteht, als was hier fteht, 
daß dann alle Bedingungen Über Lehrgeld, über die Zeit 
der Lehre, über das mitzubringende Bette u. f. w. beftimmt 
werben koͤnnen ; daß alfo auch feine Ungewißheit darlıber 
eintreten Tonne, ob der junge Menſch noch Lehrling ift 
ober Gehülfe. Es wurde eine gewiffe Solennität bei der 
Aufnahme der Lehrlinge verlangt. Nun erſtlich unfere Beit 
tiebt die Solennitäten nicht mehr fo ſehr; es ſoll Alles 
ſchnell gehen, ſo kurz wie moͤglich und freirvon allen Ban- 
den. Es iſt moͤglich, daß, wenn ſich die freien Genoſſen- 
ſchaften gebildet haben, in diefen ein Actus vorgenommen 
wird, irgend eine Sofennität, wodurd die Lehrlinge auf 
genommen werden. Ueberhaupt glaube id, mit Rückſicht 
auf bie fi) bildenden Genoffenfchaften oder auf die noch 
befichenben alten Innungen und auf ihre Freiheiten und 
Autonomie müßte man fi) zu beftimmter und maaßgeben ⸗ 
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der Vorſchriften enthalten und den Innungen und Ger 
noffenfhaften in ihrer Bewegung mehr Freiheit laſſen. 
Sorgen fie wirklich für das Beſte ihrer Genoffenfchaft und 
des Handwerks, fo wird die Beftimmung ausreichen. Man 
laffe ihnen daher ihre Freiheit und ihre freie Bewegung. 
Sch würde daher ſehr wünfchen, man Liege den kurzen Par 
ragraphen fo furz, wie er iftz ich glaube, er genügt, Wir 
ſprechen immer davon, daß drei Inſtanzen zu viel find; 
wir wollen bie Kreisbirection als Mitteünſtanz befeitigen 
und wollen von drei Inſtanzen eine entbehren. Wir wins 
ſchen es Alle und diefe Anficht ſcheint doc) eine allgemeine 
zu fein und doch wollen wir überall Vermittelung ber 
Obrigkeit, wollen ausdrücklich durch einen Zuſatz zum Gefeße, 
daß bie Verträge ſchriftlich bei der Obrigkeit eingereicht, 
von der Obrigkeit genehmigt, von der Obrigkeit beftätigt 
werden, vielleicht auch Bericht erflattet werde an die Kreis⸗ 
direction, damit fie die Genehmigung ertheile u. ſ. w. 
Hierdurch aber widerfprechen wir uns in der That feibft, 
indem wir auf der einen Seite immer Vereinfachung der 
Geſchaͤfte wünfhen; auf der andern aber immer wieder ſpe⸗ 
ciellere Gefegbeftimmungen beantragen und ein beflimmtere 
Einſchreiten und Theilnchmen der Obrigkeiten an Angeles 
genheiten, die ihnen eigentlich nicht fo viel angehen und 
am Beften dem freien Willen der Parteien überlaffen wers 
den können. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich Fann um fo Fürzer fein, 
meine Herren, als ich mid) mit dem, was der Herr Vor⸗ 
redner geäußert hat, vollfommen einverftchen Bann. Dem 
Herrn Vertheidiger der Minorität find wir gewiß fehr dank 
bar, daß er uns einen Geſchaͤftsſchematismus vorgejeichnet 
hat, wie die Sache einzurichten ſei. Indeß vermiffe ich im 
Antrage der Minorität Bweierlei. Dem einen tiefgefühlten 
Bebürfniffe hat der Antrag des Herrn Freiherrn v. Welck 
bereits abgeholfen. Wenn er vollftändig fein ſollte, müßte 
in dem Minoritätdantrage fichen: 1) Ale folche Verträge 
find schriftlich abzufaffen und 2) bei den Kreisdirectionen 
zur Beftätigung einzureichen. Meine Herren! Es wird dann 
das, mad der Antrag der Minorität zum Ziele hat, daß 
nämlich der Schreiberei Fein Ende werde, vollftändig erreicht! 


Kammerherr v. Zehmen: Es ſcheinen doch ziemlich 
gewichtige Gruͤnde für die Anſicht der Zweiten Kammer zu 
ſprechen. Zunaͤchſt entlehne ich fie dem Entwurfe ſelbſt. 
Der uns vorliegende Entwurf für ein neues Gewerbegefeh 
enthält eine Maffe von Beftimmungen, die ganz eigentlich 
und ausſchließlich für das Lehrlingsverhältniß berechnet find, 
3. 8. in $$. 74—76 u. f. w. Hieraus folgt nad) meiner 
Anfiht, dag vor allen Dingen formel fefigeftent werben 
Muß, wer Lehrling iſt und wer nicht. Die betreffenden 
Paragraphen enthalten eine Maffe von in das polizeiliche 
Auffichtögebiet fallenden Beftimmungen. Die Behörden 
möüffen alfo auch genau wiffen, meine Herren, auf wen 
ſich diefe Beftimmungen erfireden und auf wen nicht. Um 
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dies deutlicher zu machen, werbe ich auf die Beftimmungen 
des Gewerbegefeges fpeciel Bezug nehmen. $. 74 fagt: 
ſchulpflichtige Kinder follen nicht ald Lehrlinge aufs 
genommen werden”; 
$. 76: 

Lehrlinge find ihrem Lehrherin Achtung und Ge 
horfam fehyuldig; — folde Lehrlinge, welche bei dem 
Lehrherrn in Koft und Wohnung Reben, find auch der 
häuslichen Zucht des Lehrheren unterworfen.” 

Um gleich bei biefem Punkte ſtehen zu bleiben, fo fcheint 
mir doch fehr nöthig zu fein für die Behörde, zu wiffen, 
welcher junge Menſch, der ſich einem’ Gewerbe gewidmet, 
unter der häuslichen Zucht fteht und ob der Lehrmeifter die 
Strafbefugniß uͤberſchritten oder ob er Überhaupt Anſpruch 
darauf hat, Wie fol die Behörde emtjcheiden, wenn fie 
nicht einmal weiß, ob der junge Menſch Lehrling gewefen 
iſt umd diefes nicht fofort formel feftfteht? Ferner heißt es: 

nDer Lehrhere ift verpflichtet, den Lehrling nad 
Vermögen zu unterweifen, benfelben zu anderen Dienft: 
Teiftungen nur fo weit zu benugen, als died ohne Bes 
eintraͤchtigung des Hauptzweckes geſchehen kann; er hat 
den Lehriing zu fittlichem Lebenswandel, zum Beſuch 
der Kirche anzubalten, Beit zum Beſuche der Fortbil- 
dungsſchule zu laſſen.“ 

Dann kommen in $. 78 eine Menge Beſtimmungen 
über die Falle, wo Seiten des Lehrheren der Vertrag ohne 
Weiteres aufgehoben werden kann und ebenfo find die Fälle 
erwähnt, wo der Lehrling ed thun kann. Alles Dies find 
Befiimmungen, die nach meiner Anficht erheifchen, daß bie 
Obrigkeit genau wifle, wer als Lehrling zu betrachten fei 
oder nicht, Von diefem Standpunkte aus gewinnt aller: 
dings der Antrag der Zweiten Kammer, daß ber Lehrver- 
trag angemeldet werden muß, eine, Bedeutung. Dann 
entfteht fein Bweifel, wer Lehrling ift oder nicht, während, 
wenn dieſe Beflimmung nicht aufgenommen wird, man 
nicht weiß, welcher junge Menfch, der ſich dem Gewerbfache 
widmet, als Lehrling im Sinne des Geſetzes zu betrachten‘ 
iſt. Steht dies nicht feft, fo wird dem Gewerbtreibenden 
Gelegenheit gegeben werden, biefe Beflimmung des Entwur- 
fes zu umgehen, indem er 3. B. gegen dad Gefeh fehul- 
pflichtige Kinder als Lehrlinge annimmt und ſich damit 
entfchuldigt, daß es nicht Lehrlinge find, fondern er fie ald 
Gehuͤlfen angenommen auf Grund der Beftimmung des 
$. 53 über die Beſchaͤftigung von Kindern. Ebenſo muß 
auch feftftehen, ob Jemand Lehrling ift oder nur angenom⸗ 
mener Hülfßarbeiter, Für die ganz andere Beftimmungen 
gelten. Die VBelorgniffe, die dem Antrage der Zweiten 
Kammer entgegengeftellt find, feheinen mir nicht ganz ſtich · 
haltig zu fein. Zunaͤchſt hat man fie entnommen der Ber 
fürehtung, daß den Behoͤrden zu viel Geſchaͤfte aufgebuͤrdet 
werden. Der Herr Bürgermeifter Hennig hat bereitö aus 
einandergefeßt, wie das jetzige Verfahren bedeutend weit 


laͤufiger iſt, als es nach dem Vorſchlage der Zweiten Kam- | 
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mer fein foll, was im Ganzen ziemlich einfad fein wirb. 
Es entſteht durch den Vorſchlag der Zweiten Kammer 
durchaus Feine größere Beſchwerung für die Behörden, fon- 
dern eine weſentliche Erleichterung. Es wurde ferner als 
wuͤnſchenswerth außgefprocen, daß jedesmal ein fürm« 
licher Lehrvertrag abgefchloffen werden möge, alfo ein Zwang 
dazu eingeführt werden ſolle und weil dies nicht im Vor⸗ 
ſchlage der Zweiten Kammer enthalten ſei, fo fei es beſſer, 
dieſen abzulehnen. Gegen dieſen Einwand, den Herr Lan⸗ 

desbeſtallter Hempel vorbrachte, muß ich doch erinnern, daß, 

wenn nach dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer das Ver— 

haͤltniß des Lehrlings bei der Obrigkeit angemeldet werben 
muß, um esüberhaupt zu begründen, alsdann indirecter 
Weiſe von felbft eine Nöthigung eintritt, daß ein Vertrag 

darüber abgefchloffen werden muß, entweder mündlich bei 

der Behörde oder er muß fchriftlich beigebracht " werden. 

Was alfo auögeftellt worden iſt gegen den Antrag der 

weiten Kammer, ſcheint durch denfelben erreicht zu werden. 

Der Herr Freiherr v. Weld ging noch weiter, er wünfchte 

und ftellte dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer entgegen, 

daß überhaupt jeder Lehrvertrag (hriftlich abgefchloffen 

werben folle. Dies fcheint zu weit zu gehen. Wir müffen 

bedenken, daß viele von den hier concurrirenden Betheiligten 

des Schreibens nicht fehr mächtig find, noch weniger aber 
eine correcte und klare Ausdrucksweiſe befigen, wie fie noͤ— 
thig iſt, wenn ein fchriftlicher Vertrag bei der Behörde eins 
zureihen iſt. Die Eingabe wird alfo an Unklarheit moͤg⸗ 
licher Weife leiden oder die Betheiligten würden zu einem 
Aovocaten gehen müffen. Ich glaube alfo, daß es nicht 
gut ift, über den Antrag der Zweiten Kammer in biefem 

Yunkte hinauszugehen. Will man freilich davon audgehen, 

wie von einer anderen Seite eingehalten worden ift, daß 

«8 ja am beften den Gontrahenten felbft überlaffen werden 

koͤnne, feftzuftellen, was recht, nothwendig und vernünftig 

fei, dann freilich, meine Herren, müffen wir und als ges 

fchlagen erklären; dann aber brauchen wir überhaupt keine 
Gefege, vor Alem fein Capitel des Civilrechtes Über das 

Vertrags» und Forderungsrecht, wo eine Menge Beftims 

mungen enthalten find, die feftftellen, welche rechtliche Ge⸗ 

ſichtspunkte bei Beurtheilung eines Contractes innegehalten 

werben follen. Die Bezugnahme, daß Vormünder für Un⸗ 

mündige ſchon das Nöthige beforgen werden, ift nicht ganz 

zutreffend, weil wir in $. 60 befchloffen Haben, baß ber 
Unmöndige, namentlich wenn er einmal in die Echre gegeben 

ift, bie weiteren Arbeitöverträge felbftändig ſchließen kann 
ohne Vormünder und in diefer Beziehung wuͤrde alfo die 
Bezugnahme auf die Vormundſchaft nicht ausreichen. Nah 

dem, was ich mir erlaubt habe zu bemerken, ſcheint mic 
doc der Fatrag der Zweiten Kammer viel Empfehlende 
werthes zu haben und ich wenigftens habe mid) verpflichtet 
‚gefühlt, demfelben beizutreten. 2 





Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Mein verehrter 
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College Hennig denkt fi die Sache in der Ausführung, 
wie mir fcheint, leichter, als fie eö in der That if. Wenn 
er aber gefälligft berückſichtigen wollte, daß z. B. hier jähr- 
lich gegen 4,000 Echrlinge, die ſich zünftigen Handwerfen 
zuwenden, aufgedungen worden find und daß nach feiner 
und der Minoritaͤtsanſicht künftig auch noch diejenigen 
Lehrlinge, die jetzt unzünftige Gewerbe betreiben, hinzukom ⸗ 
men, fo wird er mir Recht geben, daß die hiefige Ortsobrig · 
keit fi) unzweifelhaft in der Lage befinden würde, ein ei» 
gened Bürean fr diefen Gefchäftszweig zu etabliren und 
befondere Beamte dafür anzuftelen, mithin das Ausgabes 
budget der Stabt von Neuem zu belaften. Ich muß bes 
Tonnen, daß mir die Sache eines ſolchen Aufwandes nicht 
werth erfcheint, daß es vielmehr zweckmaͤßig ift, es gänzlich 
ber freien Wereinbarung der Contrahenten zu überlaſſen 
und die Obrigkeit nicht erft zu incommodiren. Uebrigens 
hat die Obrigkeit zeither und gegenwärtig bei dem Auf 
Dingen der Lehrlinge auch nur infoweit concurrirt, ald eins 
ihrer Mitglieder in ber betreffenden Innungsverfammlung 
anweſend war, wo eine ſolche Aufnahıne zu erfolgen hatte. 
Die Anmeldungen der Lehrlinge Seiten der Meifter bei den 
Innungsverſammlungen wurden von dem Innungsfchreiber, 
der wiederum in dev Regel ein dazu befähigtes Mitglied der 
Innung iſt, zu Protokoll vegiftrirt und der obrigkeitliche 
Deputirte vollzog ſodann dieſes Protokoll mit feiner Nas 
mendunterfehrift. Das war bie ganze Thätigkeit der Obrig« 
keit zeither und die ganze, in der That Baum nennenswerthe 
Belaͤſtigung, die die Obrigkeit hatte bei dem Aufdingen 
von Eehrlingen. Nun, meine Herren, das wird fich aber fünf: 
tig nach dem Vorſchlage der Minorität ganz anders geflaltin 
und es fheint auf der Hand zu liegen, daß eine wefents 
liche Erſchwerung eine Vermehrung der Arbeitslaft für die 
Obrigkeit dadurch herbeigeführt werben würde, Das dürfte 
wohl ficher einleuchten. Ich kann daher nur wünfden, 
daß die Anficht der Majorität nicht Plat greife, 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Die Regierung] 
hat ſich bereits in der Debatte in der Bweiten Kammer da 
hin erklärt, daß fie einen befonderen Erfolg von dem dort 
vorgeföhlagenen Zufage ſich nicht verſprechen koͤnne und 
eben darum, weilfie eine Erreichung des beabſichtigten Erfolges 
nicht vorausſieht, auch wünfcht, daß Die zu biefer Erreihung 
angewandten ziemlich umftändlichen Mittet in Wegfall tommen 
möchten. Man hat behauptet, Daß durch die Anmeldung die 
Behörden gegen früher nicht höher belaffet werden würden, 
In Bezug darauf hat bereits der Herr Oberbürgermeifter 
das Nöthige erwähnt. Wo von Innungen im engeren 
Sinmerüberhaupt die Rede war, beforgten dieſe Arbeit die 
Innungen; die Innungsdeputirten faßen nur in den Quar⸗ 
talen dabei und das waren bis jetzt meiſtens unbeſoldete 
Stadtraͤthe und dieſe hatten nachher das Protokoll zu ſigni⸗ 
zn. ‚Künftig muß das Geſchaͤft ein Actuar oder ein rechts⸗ 
kundiges Stadtrathsmitglied beſorgen und .e8 hat bereits 
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Here Bürgermeifter Hennig angedeutet, daß er in dem Ans 
trage bie Abſicht einer befondern Zormalität erbfick, Gr 
ift der Meinung, was id, wie der Antrag gefaßt iſt, nicht 
darin fehen kann, daß der Lehrherr mit dem Lehrling pers 
Hnlich erſcheinen fol vor Gericht und dabei eine fürmlice 
Admonition des Lehrlings flattfinden fol u. ſ. w. Mie 
der Antrag gefaßt ift, wird e3 freilich dem Geſetze auch ent ⸗ 
ſprechen, wenn ber Lehrherr nur allein hinaufgeht und mit 
ein paar Worten den Lehrvertrag anzeigt ohne Feierlichkeit. 
Ich kann deswegen, weil ich in dem Antrage Richts fehen 
kann, was einen beſonderen Eindruck machen koͤnnte auf 
die Lehrlinge, oder daß irgendwie die moraliſchen Abſichten 
erreicht werden koͤnnten, welche man hier vorfchiebt, fir 
den Antrag nicht fein. Ich glaube, daß dadurch Übere 
flüffige Arbeit den Behörden aufgebürbet wird und deds 
wegen muß ich aud) fortwährend der Meinung fein, daß 
es beffer fei, dem Antrage der Zweiten Sammer nicht beis 
zutreten. Einen Beinen Irrthum möchte ich noch berichtle 
gen, der mir in der Nede des Herrn v. Behmen enthalten 
zu fein ſchien, nämlich in Bezug auf unmündige Lehrlinge, 
Er ſchien der Meinung, daß $. 60 die Wirkung habe, daß 
ein unmlndiger Lehrling, wenn er die Lehre verändert, alfo 
aus einem Lehrlingsverhältnig in ein anderes uͤbergeht, 
nun auch auf Grund des $. 60 den zweiten Lehrvertrag 
felbftändig abſchließen koͤnne. Das ift nicht die Meinung 
des Geſetzes. Der $. 74 zieht nur den erften Abfag von 
$. 60 an und da ift beflimmt, daß Unmündige, dafern fie 
nicht etwa bereitS mit ausdruͤcklicher oder ſtillſchweigender 
Einwiligung ihrer Eltern und Bormünder in der Lage find, 
ihr Fortkommen felbft fuchen zu müffen, zur Abſchiiehung 
eines Arbeitövertrags der Einwilligung des Waters oder 
Vormundes beblrfen. Der zweite Abfatz von $. 60, ber 
hier nicht angezogen iſt, bezieht fid 6108 auf die Arbeits, 
aber nicht auf die Lehrlingöverträge. Wenn der unmuͤndige 
Arbeiter die Einwilligung des Vormundes gehabt hat, fo 
‚Kann er nachher andere Arbeitsverträge ohne befondere Ber 
wiligung des Waters oder Vormundes abſchließen. Es it 
alfo hier gar nicht dom dem Lehrlingäverträgen die Rede. 
Diefen Irrthum möchte ic) nicht auffommen laffen. 


Kammerhere v. Zehmen: Ich geftatte mir in Bezug 
auf $. 60 und meine Bezugnahme auf denfelben au bee 
merfen, daß es im erſten Abfabe, den der Herr Königliche 
Commiffar felbft angezogen hat, folgendermaagen lautet: 

‚Unmfindige bedürfen, dafern fie nicht etwa bereit 
init außbrüdticher oder han eienter Einwilligung ihrer 
Eltern und Wormünder in der Eage find, ihr Fortlommen 
felbft fuchen zu müffen, zu Abfehließung eineg Arbeitsvertrags 
der Einwilligung des Vaters und Vormundes.“ 

Alſo fie bedürfen nicht zur Abfchliegung des Arbeitdr 
oder Lehrvertrags der Einwilligung des Vaters und Vor 
mundes, wenn fie bereits entweder ausbriidtich oder Mil 





ſchweigend auf ſich felbft angewiefen worden find. Es kann 
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alfo allerdings der Fall vorkommen, den ich vorhin er⸗ 
waͤhnt habe. 


Gtaatsminiſter Freiherr v. Beuſt tritt ein.) 


Buͤrgermeiſter Hennig: Zunaͤchſt erlaube ich mir gegen 
den Herrn königlichen Commiffar zu bemerken, daß id 
durchaus nicht aus dem Antrage, wie er gefaßt ift, die 
Folgerung gezogen habe, daß dann der Act mit einer ge 
wiffen Solennität verfnüpft fein müffe. Ich halte aber die 
Splennität nicht für ausgeſchloſſen, fobald die Obrigkeit 
Gelegenheit erhält, fie vorzunehmen und ich verſpreche mir 
davon eirten guten Eindrud, Noch wurde mir eingehalten, 
daß der Zweck. nicht erreicht werbe, wenn nicht ausdrüdlich 
vorgefchrieben fei, daß ber Contract fehriftlich fei. Das, 
glaube ich, iſt nicht ausführbar und die Erfahrung fpricht 
dafür, daß die meiften folder Contracte mündlich verabredet 
werden; weil fie aber meift mündlich verabredet werden, 
fo ift ed eben um fo nothwendiger, daß fie bei der Obrigs 
keit angemeldet werden. Dadurd) wird Klarheit in die 
Sache fommenz nach ein oder zwei Jahren wiffen fonft die 
Leute oft gar nicht mehr, was fie eigentlich verabredet 
haben. Berner bemerkte der Herr Bürgermeifter Koch, dag 
wohl gar noch die Beſtaͤtigung von Seiten der Kreide 
direction erforderlich werde. So weit gehe ich nicht. Giebt 
es noch Stadträthe im Lande, die fo wenig Vertrauen zu 
ſich felbft haben, daß fie glauben, fie müffen ihre Autorität 
durch die Kreisdirectionen ergänzen laffen, fo bleibt ihnen 
dos unbenommen. Von dem Herrn Dberbürgermeifter 
Pfotenhauer wurde auf die praktiſche Schwierigfeit hinge 
wiefen, die die Sache in ihrer Ausführung mit ſich brächte. 
Er fagte, daß es in Dresden 4000 Lehrlinge gäbe und daß 
deren ünftig noch mehr vorhanden fein würden. Ich ers 
widere hieraufs ich glaube, daß fünftig 8000 Echrlinge 
nicht fo viel Arbeiten der Obrigkeit verurfachen werden, als 
cut 4009 ihr verurſachen. Der Herr Oberbürgermeifter 
hat felbft eingeräumt, daß jest bie Protofollaufnahme über 
das Aufdingen von Lehrlingen Zeitaufwand verurfachte, 
Diefer Zeitaufwand aber wird künftig, wenn bie Lehrlinge 
nur über die Bedingungen Auskunft zu geben haben, unter 
denen fie in die Lehre aufgenommen worden find, ein weit 
geringerer fein, Die Dresdner Abgeordneten der Zweiten 
Kammer haben dieſen Einwand nicht geltend gemacht und 
ich muß daher annehmen, daß fie die Ausführung nicht für 
fo fehwierig halten. Ich betrachte die ganze Sade ald eine 
Sache der Ordnung; es kommt eben Ordnung dadurch in 
die Angelegenheit und die Vetheiligten ſelbſt werden fih 
ihres Rechtöverhältniffes durch die Anmeldung Elarer bewußt 
werben. 5 \ 

Nittergutsbefiger Ritt ner: Ich werde nicht mit der 
Minorität flimmen; nicht etwa blos aus mehreren ber 
Gründe, die hier angeführt worden. find, als da waren, 
daß der Obrigkeit dadurch Beſchwerden erwachſen ober 
vielleicht Ausgaben dadurch herbeigeführt werden Fönnten, 
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fondern mein Hauptbeweggrund if ber, daß ich im Wefent- 
lichen, nachdem ich dem, was heute darüber gefagt worden 
ift und was in jener Kammer darüber geſprochen wurde, 
ſehr forgfältig nachgegangen bin, doch nicht zu der Ueber⸗ 
zeugung habe gelangen Können, daß durch die Anmeldung 
etwas Wefentliches genügt werben könne im Intereffe der 
Gewerbe ſelbſt. Mau wünfcht durch biefen Zufatz gewiffere 
maaßen eine Reorganifitung ober gar Wiederherſtellung 
der früheren Verhältniffe; man wünſcht einen Bwang in 
Beziehung auf die Stellung des Lehrlinge. Meine ‚Herz 
ven, es wird aber Nichts helfen, weil die Hauptſache fehlt; 
denn es fehlt in Zukunft der gegenwärtige Zwang, daß 
Einer Lehrling geweien fein muß, um ein Gewerbe auds 
üben zu koͤnnen. Die wahrhaft tüchtigen Gewerbtreibenden, 
die werden ſchon von felbft, ohne daß der Zufat hier ſteht, 
gültige Contracte abfehließen. Aber für minder künſtliche 
Gewerbe, z. B. für einen Schmied auf dem Lande oder 
für einen ganz einfachen Biegeldeder, dazu werben ſich eine 
Menge Leute heranbilden, ohne nur einmal daran gedacht 
zu haben, Lehrlinge im Sinne des Geſetzes gewefen zu fein 
und Sie mögen Beftimmungen treffen, welche Sie wollen, 
Sie werben doch nicht verhindern fünnen, daß nicht eine 
Menge folder Perfonen zufammentreten und ein Handwerk 

treiben, ohne daß fie vorher Lehrlinge gewefen find; fie 
werden unter allerhand Titeln an der Handtirung Theil 
nehmen, vielleicht einmal hier, einmal dort zu gewiffen Beis 
ten des Jahres Theil nehmen an einem und dann an 
einem andern Gewerbe und werden ſomit ſchließlich zur 
Ausübung von Gewerben fommen, ohne daß biefer Parar 

graph hier Anwendung auf fie erlitten und Gültigkeit 

für fie gehabt hätte. Dies ift der Grund, welcher mich bes 

wegt, ohne alle weiteren damit in Verbindung ftehenden 

Maafregeln mich zu dem Paragraphen zuftimmend dußern 

zu koͤnnen. Ich möchte mich bezüglich des Paragraphen 

über die Verhältniffe, die Herr v. Behmen anflhrte, in 

gleichem Sinne ausfprechen, dahin naͤmlich, daß in Bufunft 

die Sache wohl überflüffig werden dürfte, weil eben in Bus 

Eunft die Innungen ganz wegfallen werden, es werben 

dann bie Leute weder Lehrlinge, noch Gehlilfen im Sinne 

des Goſetzes gewefen fein. Daher muß ich den Zuſatz 

mindeftend für überflüffig erklären. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? 


Freiherr v. Weld: Ich verzichte darauf, zur Unter 
ffügung meines Antrags noch Etwas anzuführen; ich wies 
derhole nur, daß er aus ber Ueberzeugung oder Voraud- 
fegung hervorging, daß die hohe Kammer fi dem Mino« 
ritatsgutachten zuwenden werde. Sollte dieſe Vorausſetzung 
richtig fein, fo ſchien mir es nothiwendig, daß bie Berändes 
ung bes zweiten Satzes eintreten möchte, die ich beantragt 





habe, weil außerdem eigentlich der Zweck der Minorität, 
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wie mir ſcheint, nicht volftändig würde erreicht werden, 
weil auch, wie ich ſchon vorhin erwähnte, ih durchaus 
feine Belaͤſtigung und am allerwenigften eine Ruͤckkehr zu 
alten Zwangsverhaͤltniſſen, wie vorhin von einer Seite er- 
wähnt wurde, für die Lehrherren darin finden kann, wenn 
hier vorgefchrieben wide, die Echrverträge ſchriftlich einzu⸗ 
reihen. Man muß nur nehmen, wie dergleichen Angele— 
genheiten oft im gewöhnligen Leben behandelt werben. 
Im Ganzen ift vorauszufehen, daß dieſe fogenannten Lehr: 
verträge vieleicht aus ein paar Worten beftchen werden, 
die, von der einen Seite vielleicht noch obendrein falſch ver— 
fanden, ſchon in ben naͤchſten Tagen zu Differenzen und 
. Streitigfeiten Veranlaffung geben. Alſo, daß die Concurs 
renz ber Obrigkeit in Zukunft vieleicht hier vielfach eintre- 
ten wird, iſt glaube ih, nicht zu bezweifeln und da ift 
nachher die Entſcheidung einer ſolchen Differenz um ein 
Bedeutende erleichtert, wenn hier eben ein ſchriftlicher 
Lehrvertrag vorliegt. Ich theile die Anficht des Herm 
Vicepräfidenten, daß im Allgemeinen die Kürze der Parar 
graphen fehr wuͤnſchenswerth ift; aber freilih, wenn wir 
Eonfequenzen aus diefem Wunfche ziehen wollten, nun da 
tönnten noch viel wichtigere Sachen in noch weit wenigere 
Worte gefaßt werden. Ich geftehe aufrichtig, daß ich den 
$. 75, wie er hier im Entwurfe fteht, ſchon für etwas zu 
kurz halte, 


Präfident v. Schönfels: Wenn weiter Niemand das 
Wort verlangt, um über $. 75 zu fprechen, fo werde ich 
die Debatte darüber ſchließen und dem Heren Referenten 
das Schlußwort ertheilen, . 


Referent Bürgermeifter Müller: Die dem Minorie 
taͤtsbotum unterliegende Abficht iſt gewiß eine anerfennungs: 
werthe, aber ich muß mich tenjenigen geehrten Sprechern 
anſchließen, welche bereits nachzuweiſen gefucht. haben, daß die 
Abſicht durch die Faſſung, welche zut Annahme empfohlen 
wird, in feiner Weiſe und mindeſtens nicht volftändig erreicht 
wird. Es ift bereitd bemerkt worden, daß die vorgefchla: 
genen Beftimmungen nicht ausreichen und das ift auch fehr 
richtig. Denn zundhft ift für den erſten Abſatz des von 
der Minorität vorgefchlagenen Paragraphen feine Strafs 
beftimmung vorhanden. Man fragt aljo: was wird, wenn 
diefer Beftimmung entgegengehandelt wird, indem bie am 
Schluffe des Paragraphen beigefügte Strafandrohung Iedig« 
lich ſich auf die Anmeldung bezieht? Man wird ferner 
fragen: wie fol der Zwed erreicht werben, wenn eine Ans 
meldung erfolgt, aber die Abmeldung nicht zu erfolgen 
braucht? Eine Controle wird dadurd gar nicht hergeftellt; 
5 wird allerdings der Moment conftatirt, daß Jemand 
Lehrling ift, aber nicht, wie lange er es ift, felbft dann 
nicht, wenn im Lehrecontract eine Lehrzeit ſteht. Denn es 
wird ja durch das Geſetz nicht geboten, daß der Behrcon- 
tract keiner Aenderung unterliegen ſolle. Wenn alſo heute 
ein Vater ſeinen Knaben in die Lehre giebt und es erfolgt 
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die Anmeldung und er bat bie Lehrzeit mit dem Lehtmeiſter 
auf zwei Jahre feftgefegt und nach einem Vierteljahre ergiebt 
ſich, daß der Knabe ih jo geſchickt anftelt, daß flr ihn 
eine kuͤrzere Lehrzeit ausreicht, fo wird zwar der Contract 
geändert, aber eine Anmeldung davon nicht verlangt, 
Es hat alfo gar Nichts geholfen, wenn die erfte Lehrzeit, 
welche der Contract feftgeftellt hat, in die Lifte eingetragen 
if. Wollte man den Zweck erreichen, den die Minorität 
im Sinne hat, dann würde jedenfalls weiter gegangen 
werden müffen, als in der Faffung enthalten ift. Meiter 
würden nach meiner unmaaßgeblichen Anficht auch die von 
meinem geehrten Collegen, Bürgermeifter Hennig, vorge 
ſchlagenen Tabellen nicht ausreichen. Die Tabellen find 
feine Protokolle, es fehlt ihnen eigentliche Beweiskiaft. 
Wenn ein Vater ober einer ber Contrahirenden fpäter ber 
hauptet: „es ift in dieſer Tabelle Etwas nicht richtig ber 
merft”, fo ift fein Beweis geliefert, daß es richtig iſt. 
Wohl für die Verwaltungsbehoͤrde allenfalls kann man 
fagen: „der Beamte hat es eingetragen und es wird fo 
lange als richtig angefehen, bis das Gegentheil nachgemwiefen 
wird;" aber wenn es ſich darum handelt, ficher zu, gehen 
und Differenzen zwiichen den Gontrahenten abzufchneiden, 
fo Hülft in der That dad bloße Tabellenweſen Nichts. 
Nun flimme ich ferner einem gechrten Sprecher zwar fehr 
gern bei, der fagte, es Fönne nicht darauf ankommen, ob 
die Behörden eine vermehrte Arbeit haben. Das ift ganz 
richtig, wenn bie vermehrten Arbeiten im Verhältniffe zu 
dem Nugen ftehen, der erzielt wird, fo kann man nicht bare 
nad) fragen; aber es wird biefer Nuten, der beabfichtigt 
wird, nad) dem, was wir vielfeitig gehört haben, nicht es 
reicht und ich koͤnnte mich daher durchaus nicht für dad 
Minoritätdvotum verwenden. Schon vom koͤniglichen Res 
gierungscommiffar ift eingehalten worden, daß bie Vermeh- 
tung der Arbeit eine viel bedeutendere fein wird, ald von 
einem der geehrten Sprecher dargeftellt worden ift. Dar 
auf muß ich wiederholt hinweifen, das wird allerdings der 
Fall fein; denn die Behörden, die Obrigkeiten, haben bis 
jest auf directe Weife mit diefen Verhältniffen gar Nichts 
zu thun gehabt. Künftig müßten fie felbfteigen in der 
Sache auftreten und da fommt das in Frage, was ‚von 
einer Seite bemerkt worden ift, nämlich: wie fol es in go⸗ 
ßeren Orten werden, wo die vom Dberbürgermeifter Pfo⸗ 
tenhauer angegebene, ja noch eine weit größere Anzahl von 
Lehrlingen vorhanden ift? Da wird die Arbeit eine wefente 
lich vermehrte und auf der andern Seite fein weſentlicher 
Nugen dadurch geſchafft werden. Cs dürfte auch darauf 
hinzuweifen fein, daß diejenigen Lehrlinge, welche bei einem 
Sandmeifker ſich befinden, wohl eine ziemliche Beldftigung 
erfahren würden, wenn die Anmeldung bei den Gerichts⸗ 
Ämtern, die oft mehrere Stunden weit entfernt find, erfofe 
gen ſoilte. Endlich, wie auch ſchon angedeutet worben 
ift von einem geehrten Sprecher, ſteht eine Beſtimmuna. 
wer die Anmeldung zu beforgen habe, nicht dabei. ‚Man 
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wuͤrde alſo in ber Pragis beite Gontrahenten beſtrafen 
müffen; anders wenigfiens kann ih es mir nicht denfen; 
gleichwohl. ſcheint aber doch eine Andeutung im dem Vers 
haͤltniſſe ſelbſt zu liegen, ‚daß der Lehrmeiſter noch mehr 
verpflichtet ift, die Anmeldung zu beforgen, als derjenige, 
der in die Lehre geht, - Zweifel würden alfo doch wohl 
auch hierüber 'entftehen. Unter diefen Umftänden muß ich 
der gechrten Kammer anempfehlen, das Minoritätsvotum 
abzulehnen und dem Majoritätsvotum fich zuzuwenden. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde vieleicht noch 
einem der Herren, welde die Minorität vertreten, das 
Wort zu geben fein. 


Bürgermeifter Hennig: Nur ein paar Worte! Der 
Echreontract kann nad) wie vor aufgehoben werden durch 
gegenfeitige Uebereinkunft der Parteien und es Bann daher 
der Eehrling auch vor Ablauf der Lehrzeit aus der Lehre 
entlaffen werden. Darin wird durch die Gewerbegefeh: 
gebung Etwas Neues nicht eingeführt. Erwaͤhnen will ich 
noch, daß die Anmeldung des Contractes auch wichtig iſt 
für die Gewerbegerichte. Diefe follen entſcheiden uͤber alle 
Anfprüche, welche aus dem Lehrvertrage herrühren, über 
Differenzen, die zwiſchen Meifter und Lehrling entftehen. 
Wird eine Differenz bei dem Gewerbegerichte angebracht, 
fo wird es Pünftig nöthig fein, daß.allemal erſt feftgeftellt 
wird, ob der Lehrling ein Lehrling oder nur ein Arbeiter 
ift und der Wertreter des Lehrlings als Beklagter wird 
manchmal diefe Exception zu benuben juchen, fo daß alle 
mal erft die Behrlingsqualität vom Gerichte erörtert werden 
muß. Der Herr Referent bemerkte, daß bie Tabellen feine 
obrigfeitliche Bewelskraft hätten, denn es waͤten keine 
Protofolle. Dem muß id) enticieden widerſprechen. So 
bald die Tabelle von der Obrigkeit angefertigt iſt, fo ift 
fie eine öffentliche Arbeit und Schrift und gilt eben 
fo viel, wie jedes andere obrigkeitliche Atteſtat. Wir haben 
dergleichen Tabellen fogar im Griminalverfahren, wo fie 
gelten und ausreichen, um barauf bin Zemanden in Strafe 

"zu verurtheilen. 


Präfident v. Schoͤn fels: Wir werden uns zur Ab: 
ſtimmung wenden können. In Bezug auf $. 75 fchlägt 
die Deputation in ihrer Gefammtheit ‚eine Abänderung der 
uUeberſchrift vor. Die Ueberſchrift im Entwurfe lautet fo: 
freiheit des Lehrvertrags“. Nach Anficht der Deputation 
aber fol diefe Ueberfchrift verändert werden in ein Wort 
und das: foll lauten „Lehrvertrag“. Ich frage, ob die 
Kammer diefem’ Antrage der Deputation bei— 
fimmt? — Einfimmig Ja. 

Die Majoritaͤt der Deputation ſchlaͤgt vor, $. 75 um: 
verändert anzunehmen, wogegen die Minorität die, Anz 
nahme der im Nachberichte Seite 390 und 391 referirten 
Faffung empfiehlt. Die Faſſung lautet: 

Die Annahme von Lehrlingen hat auf Grund eines 

18. (G. Abonnement.) 
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die Bedingungen diefer Annahme und insbefondere die 
Dauer der Lehrzeit feftiegenden Vertrags zu gefchehen. 

Der Eehrvertrag ift Sache der freien Vereinbarung, 
darf aber feine ben Gefegen und Verordnungen zuwider⸗ 
laufende Beftimmungen enthalten, 

Jeder Lehrpertvag, fei er muͤndlich oder fchrifttich 
abgefchloffen, ift vor Beginn der Lehre bei der Obrigkeit 
bei Vermeidung der in dem erften Abjage des $. 34 ans 
gedrohten Strafe anzumelden”. 

Hier ſchlaͤgt nun das Amendement de3 Herrn Freie 

bern v. Weld ein, der den letzten Satz dieſer Faſſung, 
die ich foeben vorgetragen habe, abgeändert fehen will und 
zwar folgendermaaßen, daß der Lehrvertrag ſchriftlich 
eingereicht werden muß. Im diefer Faſſung, wie fie bie 
Minorität vorfchlägt, fommen auch die Worte vor, welche 
auch die Majorität zur Annahme empfiehlt, nämlich die 
Worte: „Der ehrvertrag ift Sache der freien Vereinbarung”, 
fo daß biefe Worte einhellig von der Deputation zur Ans 
nahme empfohlen werben und ich werde zunächft die Frage 
auf diefe Worte zu richten haben mit Vorbehalt des Ans 
trag der Minorität und des Amendements ded Freiherrn 
v. Welt und es wird nun darauf ankommen, in welder 
Weife die Kammer auf diefe Frage entfcheiden wird. 
» Die Worte, auf welche ich jegt die Frage richte mit 
dem ſchon erwähnten Vorbehalte, find folgende: „Der 
Lehrvertrag ift Sache der freien Vereinbarung”. 
Ich frage, 0b die Kammer diefen Worten, wie fie 
die Majorität vorelägt, Beifall ſchenkt? — Eins 
ſtimmig Ja. a 

Bir fommen num zum Antrage der Diinorität mit 
Vorbehalt des Amendement3 des Freiherrn v. Well. Ich 
habe diefen Antrag der Minorität bereits recapitulirt; ich 
werde ihn daher nicht wiederholen; er findet-fid) auf Seite 
390 und 391 des Nachberichts. Ich frage, ob die Kam⸗ 
mer dem Antrage der Minorität der Deputation 
ihren Beifall f denkt? — Mit 25 Stimmen gegen 9 
ift der Antrag der Mihorität abgeworfen und demzu⸗ 
folge fANt auch dad Amendement des Freiheren v. Weld, 


Ich frage nun, ob die Kammer ben $. 75 in 
der beſchloſſenen Maaße annimmt? — Einſtim- 
mig Ja. J e 

Ich fomme num zum Antrage, ber in ber jenfeitigen 
Kammer befchloffen worden ift und in der ſtaͤndiſchen Schrift 
Aufnahme finden fol. Derfelbe befindet ſich ebenfalls auf 
Site 391 des Nachberichts und wird von der Deputation 
einhelig zur’ Annahme empfohlen. Er iſt gerichtet auf Bei 
freiung vom Stempel für Lchroerträge, Befchelnigungen ze. ; 
Diefer Antrag erledigt fich, infofern die Abänderung, wilde , 
die Minorität beabſichtigte, abgelehnt worden iſt ift 
daher diefer Antrag gefallen, nachdem dad Minoritätserz 
achten gefallen ift und ich glaube, daß in diefer Beziehung 








keine Frage zu ftellen iſt und 'es'wäre nlim die Abftinimung 
über 875° erledigt. * —* 
133 
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Neferent Bürgermeifter Müller: 


$. 76. 
Gegenfeitige Pflichten des Lchrlings und des Lehrherrus. 
(SEM. IL 8. ©. 341.) 


Motiven find hierzu nicht gegeben. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 76. 

Da die Beftimmung im zweiten Ablage, daß der Lehre 
herr verpflichtet fei, den Cehrling nach Vermögen in allen 
Ürbeiten des Gewerbes zu unterweifen, in vielen Fällen 
nicht wohl ausführbar iſt, namentlich in Etabliffements, 
wo verſchiedene Handwerke vereinigt find, wie z. B. bei 
dem Mafcyinenbau, fowie in größeren Manufacturwaarens 
fabrifen, welche die Branden der Spinnerei und Weberei 
und verfchiedene Arten von Weberei in ſich faflen, fo wird 

a) für den Anfang des zweiten Abfages folgende Fafr 

fung vergefchlagen: 
nDer Lehrhere ift verpflichtet, den Lehrling 
nad Vermögen in allen Arbeiten desjenigen Ges 
+ werbed, zu deffen Erlernung er ihn angenommen 
hat, zu unterweifen“ ıc. 

Demnächft möchte, wie bie Deputation empfiehlt, 

b) zwifhen den Worten: „und bdenfelben” und den 
orten: „zu anderen Dienftleiftungen“ eingefchaltet 
werden: „zu häuslichen Verrichtungen, fowie”, 
durch welche Einhaltung dem fehr häufig vorfommenden, 
lzuöftern Verwenden der Lehrlinge zu häuslichen Ber- 
richtungen vorgebeugt werden fol. 

Endlich iſt auch mit Rüdfiht darauf, daß nicht blos 
der im Entwurfe erwähnte fleißige Befuch der gewerblichen 
Fortbildungsfhulen, fondern auch der Sonntagsſchulen 
fehr wuͤnſchenswerth ift, zu beantragen: 

©) daß in der vorlegten Zeile ftatt Fortbildungsſchule“ 

gefagt, werde: „Kortbildungs» oder Sonntags» 
Thule” ıc. 
Die Deputation erſucht die Kammer, 
$. 76 unter Berhefichtigung diefer drei Anträge zu 
genehmigen. 

Infolge aufgetauchter Zweifel ift nur noch zu bemers 
ten, daß in den Schlußworten des Paragraphen war eine 
Aufforderung zum fleißigen Beſuche der erwähnten Bil 
a halten, aber fein directer Zwang dazu auögefprochen 
ein fol. 

‚Die beantragten Veränderungen haben auch die Bil 
ligung des Heren Eöniglichen Commiflars und der jenfeis 
‚tigen Deputation- gefunden. 


Der Nahbericht fagt: 


Bu $. 76 x 
empfiehlt die unterzeichnete Deputation außer den im Haupt: 
berichte Seite 54 unter a, b, c erwähnten Xenderungen auch 
noch ‚die von ber weiten Kammer einftimmig beichloffene 
Einfhaltung des Wortes „einer” zwiſchen den in letzter 
Zeile ftehenden Worten Befuche derſelben“, weil man nach 
der Faſſung des Entwurfs annehmen koͤnnte, der Lehrling 
folle, wenn fi omwoh! eine Sonntags-, als eine Tortbildungss 
ſchuie am Orte iſt, beide befucen. 


Präfideni v. Schönfeld: Ich Habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 76 das Wort verlangt? — Es ſcheint 
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dies nicht der Fall zu feinz ich werde mich daher ſogleich 
zur Abſtimmung wenden koͤnnen. Die Deputation ſchlagt 
vor, in Bezug auf den von mir ſoeben erwaͤhnten Varas 
graphen für den Anfang des zweiten Abſahes folgende 
Faſſung: 
Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrlin, 

a er) an 

Erlernung er ihm angenommen hat, zu unterweifen ıc.” 

Ih frage, ob die Kammer diefe veränderte 
Saffung, wie fie von ber Deputation vorgefchlagen wird 
und fih auf ben zweiten Abfag bezieht, gutheißt? — 
Einftimmig Ja. 

Weiter ſchlaͤgt die Deputation vor, zwiſchen den Wor 
ten „und denfelben“ und den Worten „zu anderen Dienft« 
leiftungen“ einzufchalten „zu häuslichen Verrichtungen, for 
wie ꝛtc.“ Ich frage auch hier, ob die Kammer der Des 
putation beitritt? — Einftimmig Ja. 

Weiter [chlägt die Deputation vor, daß in ber vorletz⸗ 
ten Zeile ftatt „Kortbildungsfchule” gefagt werde „Fortbil 
dungs= oder Sonntagsſchule“. Ich frage auch hier, ob 
die Kammer ihrer Deputation beitritt? — Eins 
fimmig Ja. 

Endlich wird vorgefchlagen, die Einſchaltung des Wor« 
tes „einer“ "zwifchen den in letzter Beile fiehenden Worten 
„Beſuche derfelben”. Ich frage auch hier, ob Sie diefen 
Antrag Ihrer Deputation gutheißen? — Ein 
ſtimmig Ja. 

Und nun frage ih, ob die Kammer $. 76 in der 
befhloffenen Weife anzunehmen gemeint iſt? — 
Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 77. 
Probezeit, 
(S. EM. 1. 8. ©. 351.) 
Motiven fiche zu $. 73. 
Im Hauptbericht iſt hierüber Nichts enthalten; im » 
Nahberichte aber heißt ed: 


Gegen 


$. 77 
ift, wie im Hauptberichte zu bemerfen überfehen worden if, 
Nichts zu erinnern. Er hat in der Zweiten Sammer ein: 
helige jenehmigung gefunden und wird auch für die Erſte 
Immer * 


zur unveränderten Annahme empfohlen. 


Präfidentliv. Schoͤnfels: Wenn zu $. 77 Niemand 
Etwas zu bemerken hat, fo frage ih, ob die Kammer 
$. 77 nad) Anrathen der Deputation in unveränderter 
Beife anzunehmen gemeint ii? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 78. 
Aufgebung bes Leftvertrage. 
(S. EM. I. 8. ©. 351.) 


— 
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Motiven fiche zu $. 73, — Der Hauptberigt 
ſagt: 


Bu $. 78 

macht fich nach, Anſicht der Deputation der größeren Deuts 
ticgkeit halber die Streichung des Wortes: „legten“ in Zeile 9 
nöthig. Ferner will es der Deputation nicht recht ange 
meffen erfcheinen, daß, wie durch das Citat des $. 63 
Punkt b beftimmt wird, der Lehrcontract vom Lehrling ohne 
Weiteres aufgehoben werben kann, wenn der Lehrmeifter 
den Lehrling „ſchwer beleidigt". Da der Lehrling durch 
das Verbot des Mißhandelns vor allzugroßen Ueberfcpreituns 
gen des Lehrmeifters binlänglich gefhüst ift und da Übers 
dem die Beftimmung darüber, was bei dem BVerhältniffe 
des Lehrmeifterd zu dem Lehrling unter einer „fchweren 
Beleidigung” zu verftehen ift, jebr ſchwankend erfcheint, fo 
erachtet die Deputation eine entſprechende Aenderung für 

zwedmäßig. Sie beantragt daher: J 
in dem Citate Ba Zeile 14 den Buchſtaben h weg⸗ 
zulaffen, dagegen nach den Worten: „a in den Fällen 

%. 63a und e“ fo fortzufahren: 

„b) wenn er vom Sehrmeifter thätlich gemißhandelt ober 
in einer nad) diefem Gefege unzuläffigen Weife ger 
firaft wird", 

und infolge 

din de Buchftaben e, d, e zu verwandeln. 

Mit diefer Mobdification und der oben erwähnten Weg ⸗ 
laſſung des Wortes: „legten“ wird $. 78 
zur Annahme empfohlen. 


deffen die darauf folgenden Buchſtaben b, 


‚Hierbei muß bemerkt werben, daß der Buchflabef hin⸗ 
äugefügt werden muß, weil die Kammer zu $. 63 einen Zuſatz 
sub £ befchloffen hat. Ich komme nun zu einem weiteren An- 
trage der Deputation; es fol nad) dem ſoeben erwähnten 
Punkte a fortgefahren werben: 

„b) wenn er vom.&ehrmeifter thatlich gemißhandelt 
oder im einer nach diefem Gefege unzuläffigen Weife ger 
firaft wird.” 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage beis 
fimmt? — Einfiimmig Ja. 

Es wird num nothwendig fein, die darauf folgenden 
Buchftaben b, ©, d, zu verwandeln in o, d, e. Ich frage, 
ob die. Kammer auch hierzu ihre Einwilligung 
giebt? — Einftimmig Ja. 

Und nun frage ih, ob die Kammer $. 78 in der 
vorgefchlagenen Weife zu genehmigen gemeint 
if? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


8.79. 
Unzufäffigfeit bes gwangs zu Fortfepung ber Lehre. 
(S. EM. 1. 8. ©. 355.) 
Motiven fiche zu $. 73. — Der Hauptbericht 
fagt: 





Der Herr koͤnigliche Commiffar hat Nichts gegen diefe 
Aenderungen einzuwenden. 


Im Nach berichte heißt es: 


Bu $. 78. h 

Wenn die Erfie Kammer den jenfeitigen Befhluß zu 
$. 63 auf einen Zuſatz sub f genchmigen follte, {0 wird 
bier der Pynkt unter Ba, Beile 14 des Entwurfs, fo zu 
faffen fein: 
j Ren # den Fällen $. 63a, e und f.” 

Für den gedachten Fall wird dies beantragt. 

Der nach dem jenfeitigen Protokoll Seite 82 und 85 
erwähnte Antrag des Föniglichen Commiſſars gehört zu 
. 81. 


Ich habe zu erwähnen, daß der hier vorausgeſetzte 
Fall eingetreten ift, die Kammer hat zu $. 63 den gedach · 
ten Zuſatz beſchloſſen und es folgt nunmehr von felbft, daß 
auch hier bie vorgelegte Redaction eintreten muß. 


Praͤſtdent v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 78 das Wort ergreift? — Da dies nicht 
der Fall iſt, fo gehe ich zur Abftimmung über. Zuvoͤrderſt 
wuͤrde wohl die Frage zu richten ſein auf Wegfall des 
Wortes „legten“ in Zeile 9. Die Deputation fchlägt die 
Streichung dieſes Wortes vor und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer mit diefem Antrage ihrer Deputation fid 
einderfteht? — Einftimmig Ja. “ 

Ferner ſchlaͤgt die Deputation vor, den Punkt unter 
Ba in $. 78 fo zu faflen: „a, In den Zällen $. 632, e 
und &“ Ich frage, ob die Kammer ſich mit diefem 
Vorſchlage einverfiehen will? — Einftimmig Ja. 
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. x 8.79 
enthaltene Beftimmung, daß ein Lehrling, welder bie 
Lehre verläßt, wider den Willen feiner Vertreter zur Vollen⸗ 
dung der Eehrzeit durch Bwangemaaßregeln nicht genöthigt 
werden fann, vielmehr dem Lehrmeiſter nur bie Ausfühe 
rung feiner Schädenanfprüce zufleht, ent ſpricht der zeite 
berigen, von den Verwaltungsbehörden beobachteten Prazis. 
Doß diefe legtere zur beftimmten gefeglichen Vorfchrift er» 
hoben werde, ift zur Befeitigung aller Zweifel fehr wine 
ſchenswerth. Es entfpriht daher auch der Inhalt ded 6. 
79 der Anficht der Deputation. Damit will fie aber ka— 
neswegs dem leichtſinnigen und ohne gehörigen Grund ers 
folgenden Entweichen der Eehrlinge aus der Lehre dad 
Wort reden und fchlägt deshalb unter Bezugnahme auf 
das zu $. 63 Angeführte vor, $. 79 mit folgendem Zuſatze 
anzunehmen: 

Auf Lehrlinge, welche, ohne nad) $. 78 dazu bes 
echtigt zu fein, eigenmächtig die Lehre verlaffen, leidet 
jedoch bie Strafbeftimmung am Schluffe des $. 63 eben. 
falls Anwendung.” 

Der Here koͤnigliche Commiffar hat Nichts gegen dies 
fen auch von ber jenfeitigen Deputation adoptirten Zuſatz 
erinnert, s ° 

Im Nahbericht heißt es: 

Bu $. 79. nd 
wuͤnſcht die Dresdner Innungspetition eine Faſſungsveraͤn⸗ 
derung, um mehr hervorzuheben, daß der Eehiling die Lehre 
nicht [A ohne Weiteres verlaffen dürfe. Im der jenfeitigen 
Kammer hat hierüber eine fehr ausführliche Debatte ftatt: 


di 
ST Bandt-Mitth., Biete Kammer , &.'855 1), 
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‚allein es find die darauf gerichteten Anträge des Abg. Gehe | 


it großer Majorität abgelehnt worden. Er 
7 5 tele Deputarion hat bei der Wichtigkeit 
des Lehrverhältniffes die Sache nochmals erwogen und fürs 
det ebenfalls einen Zufag bedenklich. n 
Uebrigens hat fie zu wiederholen, daß auch fehon zeit 
ber gegen einen Lehrling, welder mit Genehmigung feines 
Vaters oder Bormundes die Lehre verließ, durch die Ver: 
waltungsbehörde feine Swangsmaaregeln ergriffen werben 
tonnten. 
Es wird daher bei dem Votum des Hauptberichts ftehen 
geblieben und außerdem vorgefhlagen: 
die Petition I,1 hinfichtlich diefes Punktes auf ſich 
beruhen zu laffen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand Über $. 79 das Wort verlangt? — Es ift nicht 
der Fall; ich werde mich daher fogleih zur Abftimmung 
wenden fönnen, Die Deputation rathet an, einen Zuſatz 
zu $. 79 anzunehmen und zwar folgenden: 

Auf Lehrlinge, welche, ohne nach $. 78 bazu ‚bes 
rechtigt N fein, eigenmächtig die Lehre verlaffen, leidet 
jedod die Strafbeftiimmung am Schluffe des $. 63 eben: 
falls Anwendung.” 

Ic frage, ob die Kammer diefem Zufageihren 
Beifall ſchenkt. — Einftimmig Ia. 

Ich frage nun, ob die Kammer $. 79 in der ber 
ſchloſſenen Weiſe anzunehmen gemeint if?! — 
Einftimmig Ja. 

Es ift num noch eine Petition unter der Biffer I, 1 zu 
erwähnen. Der Inhalt diefer Petition ift foeben von dem 
Herin. Referenten ber Kammer vorgeführt worden. Die 
Deputation rathet an, diefe Petition hinfichtlich des er- 
wähnten Punktes: auf fi beruhen zu Laffen. Ich frage, 
ob die. Kammer fich mit ihrer Deputation einverficht? — 
Einftimmig Ja. 


Neferent Bürgermeifter Müller: 


$ 80. 
Repartition des Lefrgeldes. 
(SEM. 1. 8. ©. 356.) 


Motiven fiehe.zu $. 73. — Der Hauptbericht 
fagt : 


$. 50 
empfiehlt fi zur, Annahme, in unveränderter Maaße und 
nur darüber, ob nad) beendigter Lehrzeit der Lehrling ein 
Lehtzeugniß vom Lehrherrn fordern kann, macht ſich die 
Einfhaltung folgender Beftimmung als $. 80b nothe 


wendig: x 
„S. 80b. 
Lehtzeugniß. 
Bel Auflöfung des, Echrverhältniffes kann der Lehr⸗ 
ling über die Dauer der. Lehrzeit und bie während dere 
felben erworbenen Kenntniffe und Fertigkeiten, ſowie 
über fein Betragen ein Zeugniß, vom Kehrherrn fordern.” 
Die Deputation erfuht die Kammer, diefe. auch vom 
Im königlichen Commiffar genehmigte Einfchaltung als 
. 80b anzunehmen, 
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Präfident v. Schönfeld; Es würde nun dag Wort 
zu ergreifen fein über $$. 80 und 80b. — Da Niemand 
daffelbe ergreift, To frage ih, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation $. 80 in unberdns 
derterMaafe anzunehmen gemeint iſt? — Einftim- 
mig Sa. 

Die Deputation ſchlaͤgt vor, hier noch einen $. 80b 
einzufchieben und zwar folgendermaaßen lautend: 

„Lehrzeugniß, 

Bei Auflöfung des Lehrverhältniffes kann der Behr 
ling über die Dauer der Lehrzeit und die während der— 
felben erworbenen Kenntniffe und Fertigkeiten, fowie 
über fein Betragen ein Zeugniß vom Lchrheren fordern,“ 

Ich frage, ob die Kammer fi mit diefem Pas 
ragraphen, wie er von ber Deputation unter 80b vor 
geſchlagen ift, einverftehen will? — Einftimmig Ia, 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 81. 
Raufmännifches Hütfsperfonat, 
(S. EM. IL K. ©. 364.) 

Die Motigen zu SI ſ. L.M. Il. K. ©. 364. 

Der Hauptbericht fagt: 

Dafern dies erfolgt, 





. 81 
auch noch $. 80b zu citiren, im Webrigen aber Nichts zu 
$. 81 zu erinnern. 


Im Nahbericht heißt ed: 


Bu $. 81 —* 
iſt zunaͤchſt noch eine Erklärung des koͤniglichen Commiſſars 
zu, erwähnen, wornach unter Baufmännifchem Betriebs. und 





Hülfsperfonal nicht blos das beim ——— mit 
verftanden, fondern auch das kaufmeannifche Huifsperſonal 
bei Fabrikanten mit getroffen wird. 
en hat die Zweite Kammer auf den Vorſchlag 
des Regierungscommiffars befchloffen: " 
mifgen den Zahlen 63 EM 68, Beife 2, die Worte 
aufzunehmen: „foweig hierin durch das Handelsrecht nicht 
etwas Anderes beftimmt, wird”, n 
Diefe Einfehaltung wird nöthig, weil das hoffentlich 
bald zur Publication gelangende beutfche Handelägefehbudh 
einige fieine Abänderungen der hier, in den-6$. 60 bis 63 
getroffenen Beftimmungen enthalten fann, 5. B. eine Burgere 
Vraͤſumtivkundigungsfriſt. 
‚Die Unterzeichneten empfehlen daher 
diefe Einfhaltung. m 
Präfident v. Schönfeld: Es würde über $. Bi at 
ſprechen fein. — Da aber Niemand das Wort ergreift, [0 
werbe ich mich zur Abſtimmung wenden. Da die Eins 
ſchaltung des $. SOb beſchloſſen worden ift, fo muß a 
dem Vorfchlage der Deputation in $.81 auch noch $. 80) 
eitirt werden. Ich frage, ob dies die Kammer:geneh? 
migt? — Einiftimmig Ja. . 
Ich frage weiter, ob die Kammer damit einver 
Randen if, daß in Gemäßheit des Nachberichts— 
die Worte: 
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ſoweit Hierin durch das Handelsrecht nicht 
Andenl ent En a 
in die Seile 2 zwiſchen den Zahlen 63 und 68 einz 
gefaltet werden? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: Ich erlaube mir 
eine Bemerkung. Die foeben befcloffenen Worte find 
nach dem gebrudten Protokolle der Zweiten Kammer in 
Parenthefen eingefchloffen. Der Gleichheit wegen, damit 
dieſe auch bei uns in Parenthefen eingefchaltet werben, habe 
ich im Namen der Deputation den Herrn Präfidenten zu 
erſuchen, die Kammer zu fragen, ob fie einverftanben ift, 
daß bie befchloffenen Worte in Parenthefen gefegt werden? 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Anz 
trag der Deputation vernommen. Ich frage, ob fie dem» 
felben beitritt? — Einftimmig Ia. 

Sch habe nun die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie 9. 81 mit den befchloffenen Modificatio— 
nen anzunehmen gemeint iſt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: Bevor ih zum fols 
‚genden Abſchnitt übergehe, habe ich noch eine Bemerkung 
vorzufragen, welche fi im Hauptbericht Seite 56 befindet 
und fo lautet: 


Bu Ende des 5. Abſchnitts brachte der mitunterzeichnete 
Oberbürgermeifter Pfotenhauer zur Sprache, daß in vielen 
Fällen den Eltern und Vormundern daran liegen müfle, zu 
erfahren, ob auch der Lehrling fein Gewerbe ordentlich erlernt 
‚habe, was nöthig fei, theils wegen der Anfprüche, welche 
der Sehrmeifter aus dem Lehrcontracte zu machen babe, 
theild um bie Lehrlinge anzufpornen, fid ihrer Profeffion 
mit Fleiß und Ausdauer zu widmen. Er beabfichtigte baher 
aus volföwirthfähaftlihen und privatrechtlichen Gründen in 
Verbindung mit bem mitunterzeichneten v. Behmen, zwifchen 
$. 79 und $. 80 einen Zufaßparagraphen zu beantragen, 
des Inhalts: 

Lehrlinge, die bei einem Mitgliede einer Genoſſen ⸗ 
ſchafi oder Innung in der Lehre Reben, können auf 
Antrag ihrer Meifter, Eltern und Vormünder vor Ents 
Iaffung aus der Lehre zur Fertigung einer, geeigneten 
Leiftungsarbeit, bie unter der Aufficht der Genöffenfchafts- 


vorftände zu gefchehen hat, angehalten werden, um über | 


die Fähigkeiten derfelben Vergewiſſerung zu erlangen.” 
Da jedoch die übrigen Mitglieder ſich gegen dieſen 
Antrag erflärten, weil, wenn fon eine gute Abficht ihm 
anterliegt, doch defien praftifche Ausführung fchwierig fein, 
auch immerhin der gewünfchte Zweck nicht erreicht werben 
würde, indem eintretenden Falls der Lehrmeifter vorſchuͤtzen 
würde, daß nicht er, fondern Mangel an Fleiß und Talent 


ferner auch der Herr koͤnigliche Commiffar unfer dem Be 
merken, daß eine folde Beflimmung, wenn fie nöthig er« 
feine, in das Innungsftatut der Genoſſenſchaft oder in 
die Stipulationen des Sehrcontractes gehöre, gegen die ger 
dachte Einfhaltung ſich auögefproden hat, fo fah bie ges 
nannte Minorität unter der Vorausfegung, daß ihre Anficht 
im Berichte erwähnt werde, von Stellung eines hierauf 
begüglichen, ausdruͤcklichen Antrages ab. 

Ich habe dem noch hinzuzufügen, daß der hier mit⸗ 
getheilte Wunſch einiger Mitglieder der Deputation aller 
dings auch der Wunfch mehrerer Innungen im Lande ift, 
In verſchiedenen Petitionen, namentlih auch in folchen, 
die erft neuerlich eingegangen find, iſt etwas Aehnliches 
auögefproden. Man möchte einem ſolchen in der That ger 
rechten Wunfche gern genügen; indeß formell wird es im 
Geſetze felbft nicht gehen; man wird ſich an den in ben 
Motiven enthaltenen Vorſchlag des Herrn Commiffard im 
praktiſchen Leben halten und entweder eine entfprechende 
Beftimmung in dad Innungöftatut aufnehmen oder in bem 
Falle, wo Genoflenfchaften nicht vorhanden find, das Nöthige 
dem Lehrcontracte überlaffen müffen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
‚Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer Etwas dazu zu bemer⸗ 
ten gedenkt? 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Nur zwei Worte 
will ich mir erlauben. Ich habe diefen Antrag nicht weiter 
verfolgt, weil ich bei näherer Ueberlegung mir fagen mußte, 
daß bie praftifche Ausführung ungemein ſchwierig fein werde. 
Dan würde die zu prüfenden Lehrlinge wiederum in bie 
Werkſtaͤtten zuridverweifen müffen; es würde gewiſſer⸗ 
maaßen dad Inftitut von Prüfungsmeiftern und dem Aehn⸗ 
liches eingerichtet, Furz Maafregeln getroffen werden müfs 
fen, die wir doch befeitigt wiffen wollen. Diefe und noch 
andere Uebelftände würden ſicherlich hervortreten. Uebrigens 
glaube ih auch, daß die Innungsvorftände dies Alles nicht 
unentgeldlich bewirken würden; es wiirde alfo ein unver⸗ 
meidlicher Aufwand an Geld fir die Angehörigen der Lehre 
linge daraus erwachfen. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
hierüber das Wort nimmt, fo fehe ich die Berathung über 
diefen Theil des Berichts als gefchloffen an. — Ich werde 
mir hier erlauben, die Sitzung zu fehliegen und beraume 
die nächfte auf morgen Vormittags 11 Uhr an. Auf die 
Tagesordnung bringe ic) die fortgeſetzte Berathung der Bes 
richte über den Gemwerbegefegentwurf. 





Seiten des Lehrlings u. ſ. w. die Schuld trage, alles 
Dinge, worüber ſih ſchwer würde entfcheiden laffen, da 


(Schluß der Sigung um 2 Uhr 8 Minuten.) 
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Süunfunddreigigfie öffentlihe Sigung der 
Erſten Kammer am 21. Februar 1861, 


Inhalt: 

Verlefung des Protokolls, — Regifieandenvortrag. — Eins 
reichung eines Bittgeſuches. — Fortgeſetzte Beratung des 
Verichts über die Gewerbeordnung und zwar über bie 665. 82 
ig mit 105, reſp. 1055. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 25 Minuten Vor— 
mittags in Unwefenheit von 38 Kammermitgliebern, fowie 
in Gegenwart der Herren Eöniglichen Commiſſare Geh. Raths— 
Dr. Weinlig und Geh. Juſtizraths Dr. Krug. 


Präfident v. Schönfeld: Herr Secretaͤr v. Egidy 
wird die Güte haben, das Protokoll der letzten Sitzung zu 
verlefen. 

Geſchieht.) 

Hat Jemand Etwas gegen die Faſſung des ſoeben 
vorgelefenen Protokolls zu erinnern? — Wo nicht, fo ift 
daffelbe als genehmigt anzufehen. Die Mitvollziehung liegt 
heute ob Herrn Bilhof Forwerk und Herrn Domherin 
v. Schröter. 

Wir wenden und nun zum Vortrag aus ber Negi- 
firande, auf welcher ſich vier Nummern befinden. Herr 
Secretaͤt v. Egidy wird die Güte haben, und diefelben 
vorzutragen, 

(Mr. 184.) Allerhoͤchſtes Decret dom 15, Februar 
1861, die Zurlidnahme des Entwurfs einer Kirchenord⸗ 
mung für die enangelifeh»(utperifehe Kirche und des Ent: 
wurfs eines auf diejelbe bezüglichen Geſetzes betr. 


Präfident v. Schönfeld: Das allerhöchfte Decret 
wird zu verlefen fein, es lautet folgendermaaßen: 


Se Königlihe Majeftät haben auf den Antrag 
der in Evangelicis beauftragten Staatsminifter befchloffen, 
den Entwurf einer Kirhenordnung, für die evangelifch lu · 
tberifcpe Kirche und den Entwurf eines Geſetes, dieſe Kite 
&henordnung und bie Aufhebung der ihr entgegenftebenden 
älteren Gelege betreffend, welche ‚den getreuen Ständen 
„dureh Decret vom 6. November vorigen Jahres beziehendlich 
zur Begutachlüng und 'berfaffungsmäßigen Erklärung vor- 

18. G. Abonnement.) 
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ber die Berhandlungen des Landtag. 


1861. 


gelegt worben find, hiermit wieder zurücdzunehmen und 
leiben den getreuen Ständen mit Huld und Gaben jebers 
zeit wohl beigethan. 


Dreöden, am 15. Februar 1861. 
Johann. 
¶ S.) Johann Paul v. Falkenſtein. 


Es wird dieſes allerhoͤchſte Decret der Zweiten Kammer 
annoch mitzutheilen fein; das Decret ſelbſt aber wird an 
die Deputation, welche zur Begutachtung der Kirchenord⸗ 
mung niebergefegt worden, abzugeben fein. 

(Nr. 185.) Protokollextract der Zweiten Kammer vom 
16. Februar 1861, die fortgefeßte Berathung des Berichts 
über das Ausgabebudget des Militärdepartements. 

Vräfident v. Schönfeld: Gehört zum Reſſort der 
zweiten Deputation und wird beingemäß an biefelbe abges 
geben werben. 

(Nr. 186.) Petition der Befiger ber Mühlen zu Golzern, 
Mühltroff, — Bolfenftein, Deutfehhatharinen, 
berg, Kriebftein, Boden bei Marienberg, Amtsmithle bei 
Annaberg, Schloßmühle bei Zöblig vom 11. Februat 1861 
um Verwendung bei ber hohen Stuatöregierung dahin, 
daß das Necht, auf Abldfung des Mahlzwanges anzu 
tragen, auch ihnen gefeglich nachgelaffen werde, 

Präfident v. Schönfeld: Der Herr Bürgermeiſter 
Hennig! 

Büuͤrgermeiſter Hennig: Ich habe meinen Antrag 
wegen Abloͤſung des Mablzwanges bei‘ der Berathung 
des Gewerbegefeges nicht weiter verfolgt, weil ich mich 
überzeugte, daß er nicht genug vorbereitet ift, um fofort 
darıber Beſchluß faffen zu können; er ficht abet mit der 
foeben erwähnten Petition in engem Zujammenhang und 
ich erlaube mir daher, diefelbe zu der meinigen zu machen, 


Dräfident v. Schönfeld: Nach diefer Erklärung wird 
vom Directorium vorgeſchlagen, biefe'Petltion an die dritte 
Deputarion zu Überweifen. Iſt die Kammer damit ‚eins 
verftanden? — Einftiimmig Ja. 

(Mr. 187.) Beitrittserklaͤrung der Tiſchlerinnung zu 
Noffen vom 19. Februar 1861. zu der von, der Leipziger 
Zifchlerinnung” eingereichten Petition um Ablehnung ‚de& 
Entwurfes eines Gewerbegefeßes. nn 

Präfident v. Schönfeld: ;DiefePeritionigehört/uns 
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flreitig zum Neffort der Deputation, welche über die Ge 
werbeorbnung Bericht zu erſtatten hat und ift daher fofort 
an diefe abgegeben worden. 

Der Herr Vicepräfident Freiherr v. Frieſen wuͤnſcht 
Urlaub für morgen und ich frage, ob die Kammer denſel. 
ben bewilligen wi? — Einfiimmig Ja. 

Ein Bittgeſuch iſt eingegangen und zwar von einem 
früheren Portier der Ständeverfammlung, Namens Kahle. 
Ich werde daffelbe auf dem grünen Tiſch auölegen und es 
wird zu erwarten fein, ob Ihre Mildehätigkeit dieſes Ger 
ſuch berhefichtigen wird. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen; 
wir koͤnnen daher zur Tagesordnung übergehen und 
ich erfughe den Herrn Referenten, Bürgermeifter Müller, den 
Rednerſtuhl zu betreten und uns über den Entwurf 
eines Gewerbegefeßes fernerweit Vortrag zu erftatten. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


Sechster Abſchnitt. 
Von den Vereinigungen und Genoſſenſchaften 
der gewerbtreibenden und gemeinnüßigen 
Anftalten. 


9. 
Gewerbliche Vereine und Genoſſenſchaften. 
(S. EM. 1. 8. ©. 407.) 


Die Motiven zu den $$. 82 bis 91 f. EM. I. 8. 
©. 407. 


Der Hauptbericht fagt: 


5 $.82, 
fowie die Ueberfchrift zum Testen Abſchnjtte werben von 
der Deputation 

zur Unnahme empfohlen. 


Im Nahbericht heißt es: 


Bu $. 92. 

In der Zweiten Kammer waren zum fechöten Abſchnitte 
von mehreren Abgeordneten Anträge auf Btwangsbeftims 
mungen zu Bildung von Gewerbegemeinden für Zwecke der 
Unterftügung und der Bildung geftellt worden. Da jedoch 
diefe Anträge in ber jenfeitigen Deputation um deswillen 
Bedenken erregten, weil in demfelben Momente, wo ben 
Gewerböcorporationen ihre zeitherigen Rechte genommen 
werben, ihnen zugleich auch noch neue Verpflichtungen zu 
Gelbbeiträgen auferlegt werden müßten, fo zogen die Ans 
5 ihre Amendements zurück. Cs würde daher auch, 
da feine Befchlüffe der jenfeitigen Kammer hierüber vor⸗ 
liegen, die unterzeichnete Deputation Feine Veranlaffung 
haben, auf jene Anträge Bezug zu nehmen, wenn fie ſei⸗ 
bige nicht Pi fo wichfig und wohlgemeint gehalten hätte, 
4 — genaue Erwägung auch ihrerfeits als geboten 

N. 


Man gelangte jedoch nicht zu der Ueberzeugung, dag 


die im Sinne jener Anträge liegende Bildung von Gewerbe 
gemeinden erforderlich fei, glaubt vielmehr, daß durch eine 


ſolche Einrichtung in das Gebiet der politifchen Gemeinden 


Sächsische tt: 


Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





eingegriffen und bie gegenfeitigen Kräfte, flatt fie zuſam⸗ 
menzubalten, auseinandergenommen werden wuͤrden. 

Mindeftens wird nach Anficht der Unterzeichneten erſt 
abzuwarten fein, was die Erfahrung gebiete. 

Bevor nun zur Discuffion verichritten wird, Habe id, 
hierzu zu bemerken, daß in vielen der eingegangenen. Per 
titionen Wuͤnſche ausgeſprochen find, welche ſich auf den 
nunmehr zur Berathung fommenden Abſchnitt beziehen, 
Diefe Wuͤnſche beftehen darin, einmal, dag man den Ger 
noſſenſchaftszʒwang eingeführt fehen will und dann darin, 
dag wenigftens die Bwangsprüfungen aufrecht erhalten 
werben möchten. Es geht aus dem allgemeinen Theil des 
Hauptberichts fhon hervor, daß die von den Petenten aufs 
geftellte Frage von der Deputation glei) von vorn herein 
auf dad Sorgfältigfte erwogen worden iſt. Die Deputar 
tion hat in dem Hauptberichte ausgefprochen, daß, wenn 
fie geglaubt hätte, die gewünichte Einrichtung laſſe ſich 
überhaupt mit dem Prineip der Gewerbefreiheit vereinigen, 
fie recht gern die Hand bieten würde. Sie hat ed an Vers 
fuchen nicht fehlen Taffen, den Wünfchen der Petenten zu 
entfprechen; man fam aber darauf zurüc, daf die audges 
forochenen Wünfche bei Gewerbefreigeit unbedingt nicht ers 
füllt werden koͤnnen. Es würde das allemal wieder eine 
indirecte Wiedereinführung von Verbietungsrechten zur 
Folge habenz wir würden nicht viel dabei gewinnen, e& 
würde vielmehr gewiß recht nachtheilig fein. Und das liegt 
in der Natur der Sache, weil, wenn die Verbietungsrechte 
geſetzlich nicht aufrecht erhalten werben koͤnnen, man auch 
nicht Jemand gebieten kann, daß er eine gewiffe Zeit ger 
lernt haben und dann vor dem Staate einen Eramen bes 
fiehen müffe. Das läßt fi einmal nicht vereinigen und 
es wird daher Nichts tibrig bleiben, als am Schluß der 
jetigen Verhandlung nochmals auf jene Petitionen zuruch⸗ 
zukommen, um zu fehen, ob die Deputation andere geeig · 
nete Vorfchläge vorlegen und die Kammer darauf eingehen 
kann. 

Praͤſident v. Schönfels: Es würde nun am HOrte 
fein, über $. 82 zu ſprechen. — Es ſcheint Niemand dies 
zu wollen; id gehe daher fogleich zur Fragftelung über. 
Die Deputation räth an, $. 82 nebft der Weberfchrift zum 
ſechsten Abſchnitte unverändert anzunehmen. Ich frage, 
0b die Kammer derfelben Anficht it? — Einftim- 
mig Ja. ie 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 83. 
Sunungen, 
(S. 20. U. 8. ©. 409) 

Die Motiven f. zu $. 82 

Der Hauptbericht fagt: 


des zweiten Gabes 


e u Bu $. 83. * 
Die Deputation hält den MWegfal her lautet: 


in der Beffimmung unter a für nöthig, 
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„Es find jeboch hierbei die Beftimmungen in $$. 39 
unb 40 des zweiten Theiles der Ordonnanz vom 19.'Suli 
1828: über die Eoftenfreie Aufnahme von Militärperfonen 
als Lehrlinge, deren Lehrzeit und -Eoftenfreie Losſprechung 
auch ferner maaßgebend.” 

Sie geht dabei von der Anficht aus, daß die jegt be 
flandenen Aufnahmen und Losſprechungen wenigftens in 
ihrem zeitherigen Sinne fünftig gar nicht mehr vorkommen 
und daß der in den Motiven angeführte Fall wohl kaum 
irgendwo fich ereignen werde, aud, wenn er ja einmal 

„ eintreten werde, dem Soldaten übrig bleibe, an einen ans 
dern Ort zu gehen oder auch gleich den Civilperfonen die 
innungsftatutgemäße Gebühr zu bezahlen. 

Die Deputation. rathet daher in Uebereinftimmung mit 
der Anficht der jenfeitigen Deputation der Kammer an: 

den gedachten zweiten Sag im Punkte a abzulehnen. 

Demnaͤchſt möchte, um auch die Gründung von Unter- 
flügungsanftalten für die Gewerbögebülfen der Inmungen 
zur befonderen Pflicht zu machen, hierliber eine ausdrid 
liche Vorfchrift ın das Gefeg aufgenommen werden und 
man beantragt daher: 

im Punkte d nad dem Morte „Ungehörigen” noch 
anzufügen „und Gewerbögehülfen.” ? 

Hinfichtlich des letzten Satzes des $. 83, nach welchem 
nur die einer Innung angehörigen felbftändigen Gewerb⸗ 
treibenden im amtlichen Verkehte den Zitel „Meifter” zu 
beanfpruchen haben, ift die Deputation darüber einver- 
fanden, daß nach Wegfall der Prüfungen der Ausdrud 
„Meifter” gar nicht mehr paſſend erfcheint. Deshalb ward 
vom unterzeichneten Neferenten zur Erwägung gegeben, ob 
es nicht jedem Genoffenfchaftsmitgliede anheim zu pie 
fei, ſich den Titel „Meifter“ durch Ablegung einer Prüfung 
zu verdienen? 

Es fand jedoch biefer Vorſchlag um deswillen feinen 
Anklang, weil man fürchtet, daß Dadurch indirect der Prüs 
fungszwang werde wieder eingeführt werden und es em« 
pfiehlt daher die Deputation: K 2 

den legten Sat; des $. 83 ebenfalls in Wegfall zu bringen. 

Gegen den Übrigen Inhalt des $. 83 ift Nichts zu 
erinnern, e8 wird daher h 2 

die Annahme des $. 83 mit Weglaffung des ziveis 
ten Satzes in Punkt a und mit Weglafjung des letzten 
Satzes Seite 108 ber Vorlage, fowie mit Beiflgung 
der oben erwähnten Worte zu Punkt d 

empfohlen. 
F Herr AG Commiffar bleibt bezüglich des 
legten Sapes beim Entwurfe ftehen. 


Nach dem Nahberichte finden jedoch mehrere Ver- 
änderungen ftatt. Er lautet: 


Zu $. 83. - 

Diefer Paragraph hat in ber weiten Kammer mehrere 
Veränderungen erlitten. " 

Zunaͤchſt find die Zeile 3 des Entwurfs befindlichen 
"Worte: „zu allen oder einigen der folgenden Bwede” auf 
Antrag des Abg. Gehe dahin abgeändert worden, daß es 
ſtatt diefer Worte heißen foll: A 

„au Foͤrderung der gemeinfamen Angelegenheiten, ins⸗ 
befondere der folgenden Zwecke“. 

Es find nämlich die Worte des Entwurfs zu eng ber 
funden worden, .e& fol gleich von vorn herein ganz präceps 
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tio die Beſtimmung feftgeftelt werden, daß bie Genoffen- 
ſchaften ale gemeinfamen Angelegenheiten befördern folen 
und bies fol durch die veränderten Morte erzielt werden. 
er Die unterzeichnete Deputation tritt bei und empfiehlt 
aher: - 
die Worte des Entwurfs: „zu allen oder einigen 
der folgenden Zwecke“ umzuwandeln in die Worte: „zw, 
Foͤrderung der gemeinfamen Angelegenheiten, inöbefondere 
der folgenden Ameden. “ 
‚Im redactioneller Hinficht ift hierbei zu erwähnen, daß 
die aufzunehmenden Worte, nad) Seite 412 der Landtagds 
Mittheilungen (Abg. Gehe), fo lauten follen: 

„su Förderung der gemeinfamen Angelegenheiten, 
insbefondere der folgenden Bmwede“, Y 

Nach Seite 418 heißt es aber bei der Abſtimmung: 

hu Förderung der gemeinfamen Angelegenheit, ins⸗ 
befondere dem folgenden Bwede”, 

und nach dem gebrudten Protokoll, S. 99, heißt es: 

„su Förderung der gemeinfamen Angelegenheiten, 

insbefondere zu folgendem Zwede”, 
weshalb die obige Redaction dieſſeits empfohlen wird, mit 
welcher der fönigliche Commiſſar einverftanden ift. 

Weiter foll an die Stelle des Satzes unter a: 

„Es find jedoch hierbei die. Beflimmungen in 
$5. 39 und 40 des zweiten Theiles der Ordonnanz vom 
19. Juli 1828 über die Eoftenfreie Aufnahme von Mis 
litärperfonen ald Sehrlinge, deren Lehrzeit und Eoftenfreie 
Losſprechung auch ferner maaßgebend”, 

eine andere, alfo lautende Beflimmung treten: 

„Es ift jedoch hierbei die Beftimmung in $. 60 ber 
Armenordnung: vom 22. October 1840 fernerhin nicht 
mehr maaßgebend.” 

Die Armenorbnung fagt naͤmlich an diefer Stelle, De 
Knaben, welche elternlofe Waiſen find oder wegen Armutl 
der Eltern auf öffentliche Koften erzogen wurden, von den 
Innungen als Lehrlinge unentgeldlih aufzunehmen feien, 
welche Beftimmung nach dem Befchluffe der Zweiten Kam⸗ 
mer um deöwillen wegfallen fol, weil Fünftig die Bwangss 
innungen aufgehoben find und neben den Innungsmeiftern 
oder SIunungsmitglievern noch andere Gemwerbtreibente 
vorhanden fein werden, alfo Ungleicheiten entftehen und 
uͤberdies es bilig ift, daß man den Innungen, da man 
De die Rechte nimmt, nit auch noch ‚die Laften 
beläßt. 
* Die unterzeichnete Deputation iſt materiell derſelben 
Anſicht. Wenn man jedoch für nöthig hält, $. 60 der Ars 
menordnung ausdrüdlic aufzuheben, fo müßte man auch 
56. 39 und 40 der Ordonnanz ausdrüdlih aufheben. 
Entweder es muß Beides ausdrücklich aufgehoben oder es 
darf keins von Beiden erwähnt werden. Unter biefen Um⸗ 
ftänden ſchlaͤgt die Deputation vor: 

a) dem diesfallſigen Beſchluſſe der Zweiten Kammer 

nicht beiputreten, 

b) dagegen aber in der fländifhen Schrift die Vor⸗ 

ausfegung auszufprechen, daß die Erledigung von 

$. 60 der Armenordnung und von F. 39 und 40 

der Orbonnanz felbftverftändlih und in der Aus⸗ 

führungsverorbnung in das Verzeichniß der aufges 
hobenen Beftimmungen aufzunehmen fei. 

Der Eönigliche Commiffar ift hiermit einverflanden. 

Ferner hat die Zweite Kammer aus Anlaß der Petis 
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tionen, welche fi auf dad Genoſſenſchaftsweſen für Hans 
delsgwede beziehen, beſchloſſen: 

dem Satze unter e folgende Faſſung zu geben: 

„) Gründung, Förderung und Verwaltung von Fadr 
ſchulen und ähnlichen gemeinnüsigen Anftalten für 
Handelscorporationen, namentlich auch Börfen und 
andere allgemeine Handelsinftitute.” 

Auch bei diefem Punkte fchlagen die Unterzeichneten 
den Beitritt zum jenfeitigen Beichluffe vor, jedod fo, daß 
die Worte „für Handelscorporationen, namentlich auch 
VBörfen und andere allgemeine Handelsinftitute” in Paren- 
thefen eingefehloffen werden. en 

Vergl. die Differenz zwifhen ben Mittheilungen 

Seite 410 und dem Protokoll Seite 96. 

Endlich ift zu bemerken, daß der Schlußſatz des Ent- 
wurfö, welcher nach dem bieffeitigen im Hauptberichte nier 
dergelegten Gutachten in Wegfall fommen fol, von der 
jenfeitigen Kammer gegen 16 Stimmen in folgender Faſ- 
fung beibehalten worden ift: n — 

„Nur die einer Innung angehoͤrigen felbftändigen 

Gewerbtreibenden haben die Benennung: „Meifter” zu 

beanſpruchen.“ 

Die unterzeichnete Deputation will wegen dieſes 
Punkles keine Differenz mit dem Beſchluſſe der Zweiten 
Kammer veranlaſſen und rathet, wenn auch ungern, 

den Beitritt an. 

Reh Die übrigen Vorſchlaͤge im Hauptberichte bleiben 
eben, ; 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 83 
zu fprechen fein. * 


Rittergutsbeſitzer Rittner: Die Paragraphen, welche 
wir gegenwaͤrtig berathen, ſind in mancher Beziehung die 
wichtigſten in der ganzen Geſetzvorlage. Es iſt feineswegs 
meine Abſicht, auf irgend einen der in jener Kammer weite 
laͤuſig verhandelten Gegenftände einzugehen, fondern es iſt 
nur eine Bezichung, über welche ic) beim Durchleſen der 
Verhandlungen jener Kammer feine Aufklärung gefunden 
habe, rücfichtlich deren aber e8 gewiß für das Publikum 
winfchenswerth ift, zu wiffen, wie ſich diefe Verhältniffe 
in Zukunft geftalten werden. Ich meine das Wandern der 
Geſellen. Die Gefellenwanderfchaft bafirte in der Bergans 
genheit hauptfächlih darauf, daß die Gefellen an ſoichen 
‚Beten, wo ſich Innungen befanden, Unterftiigungen befamen. 

‚Das fällt nun, foweit ih die jegigen Beftimmungen aufe 
faffe, volftändig weg. Ich frage daher: wie weit wird ſich 
in Zukunft dem Wandern in diefer Beziehung entgegen: 
treten laffen, wie wird fich dieſes Verhaͤltniß geftalten? 
Weiter frage ich: wird die befondere Art der Legitimation, 
. welche unter dem Namen Wanderbuch befannt ift, in Zur 
kunft „fortbeftehen oder werben die Leute auf gewöhnliche 
Däffe ‘oder dergleichen reifen? ‘Eine zweite Beziehung, die 
mir ſehr wichtig erſcheint, wird ferner die fein: wie fich dig 
wandernden Gewerbögehülfen dem Publitum gegenüber 
ſtellen werden? Das Publikum war zeither gewohnt, dieſe 
wandernden Gefellen mit einer gewiffen Vorliebe oder 
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Schonung zu betrachten. Wie wirb fih das nun in Zus 
kunft, wo auch diefes Verhaͤltniß einer Veränderung ent: 
gegengebt, geitalten? Ich habe keineswegs die Abficht, etiva 
irgend einen Einſpruch zu erheben; denn ich bin zu fehr 
von dem genauen Zufammenhange aller einzelnen Beftim 
mungen dieſes Geſetzes überzeugt, daß es mir nicht bei⸗ 
kommen Fann, hierin eine Abänderung zu beantragen. Auch 
diefe Verhältniffe müffen, da wir einmal Gewerbefreipeit 
haben werden, damit in Einklang gebracht werden. Gleich: 
wohl glaube ic, wird es im Allgemeinen wünfcenswerth. 
fein, wenn über jedes Verhaͤltniß, weldes in Zukunft eine 
fo wefentliche Veränderung zu erleiden haben wird, hier die 
nöthigen Aufflärungen gegeben werden, damit man weiß, 
was man in Zukunft zu erwarten hat. - 


Könige. Commiffar Dr. Weinlig: Was die erfle 
Anfrage des Herrn Abg. Nittner betrifft, wie ed ſich naͤm⸗ 
lich in Zufunft mit den Neifelegitimationen der Handwerker 
burfchen verhalten werde, fo erlaube ich mir, ihn auf den 
Abichnitt tiber die Arbeitöblicher und die dazu gegebenen 
Motiven zu verweifen. 3 if in diefen Motiven bereits 
ausgefprochen, daß man es im Allgemeinen für zweckmaͤßig 
haften müffe, die befondere Einrichtung der Wanderbücher 
in Bufunft wegfallen zu laſſen und die jungen, reiſenden 
Handwerker nicht anders zu behandeln, wie andere Reiſende. 
Es ift das ein Punkt, ruͤckũchtlich deffen fogar die eifrigfien 
Anhänger der alten Gewerbeverfaffung fehr vielfach geeifert 
haben, weil man in diefer befonderen Behandlung der tele 
fenden Handwerker cher eine Zuruͤckſehung, als eine Bu 
günftigung erbliden will. Auch ſehr aufgeklaͤrte und ic 
tige Yolizeibeamte haben fid) wiederholt dahin ausgeſprochen, 
daß es ſelbſt im poligeilicher Beziehung zwedmäßig fel, 
die alten MWanderbücher aufzuheben. Gleichwohl if 
diefe Frage nicht ohne Weiteres im gegenwärtigen Ge 
fege erledigt worden und zwar aus den Beweggtünden, 
welche hinfichtlich der Arbeitsbücher dem betreffenden Para 
graphen beigegeben find. Es hat naͤmlich die Sache auch 
ihre zwei Seiten. Wenn man die Wanderbücher oder wit 
fich die Sache künftig geftalten wird, die gleichzeitige Bu 
nugung der fogenannten Arbeitsbücher als, Legltimatieu 
ganz aufhebt, fo tritt allerdings die Nothwendigkeit fiir 
den Reifenden ein, außer feinem Arbeitsbuche fic allemal 
auch einen befonderen Pa verſchaffen zu müffen. Das 
Eönnte möglicher Weite auch als Erſchwerung angeſehen 
werden und es ift deshalb im mehreren neueren sen 
das Syſtem der Arbeitöbücher aufgenommen worden 
dabei die Füglichkeit geboten, bie Arbeitsbticher zu gleicher Beit 
als Legitimation dienen zu laffen. Es iſt die nähere Er: 
wägung dieſes Punktes der weiteren Regulirung bed “ 
beitsbuchwefens vorbehalten worben. Man muß id = 
diefer Beziehung einigermaaßen dem anfchliehen, was it 
den übrigen beutfchen Staaten flattfindet, bamit man mi 
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den eigenen Reifenben etwa dadurch einen Nachtheil zufügt, 
dog man fih in Rückſicht des Legitimationswefens ganz 
iſolirt. Es wird aljo in dieſer Beziehung auf der einen 
Seite die Tendenz befolgt werben, die befondere Behand: 
ung der Handwerker gegenüber anderen Reiſenden foviel 
als moͤglich ganz wegfallen zu laffen, babei aber bie eigenen 
Intereſſen derfelben, foweit fie Abweichungen hiervon nöthig 
machen follten, moͤglichſt zu berüdfihtigen. Was den 
zweiten Punkt anlangt, fo iſt er, wenn ich dem Abg. 
Nittner recht verftanden habe, dahin gerichtet, wie es fünf 
tighin mit der Unterftügung der Handwerksgeſellen zu 
halten ſei? Ich glaube, darauf kommt der zweite Theil 
feiner Rede in der Hauptfahe hinaus. Da iſt erfiens 
wohl nirgends ausgefproden, daß die bisherigen Geſchenke 
an bie reifenden Handwerker aufgehoben fein ſollen. So— 
weit die dermaligen Innungen auch kuͤnftig fortbeftchen, 
ſteht es ihnen volllommen frei, die Einrichtungen, die fie 
either gehabt haben, in diefer Beziehung auch fernerhin 
beizubehalten. Soweit die Unterftügungen an reifende 
‚Handwerker, die fogenannten Viatica, aus den Gefellens 
unterflügungscaffen, wie dad auch hier und da der Fall 
geweſen iſt, verabreicht wurden, auch foweit tritt Beine 
BVeräifderung einz denn die alten Gefellenunterflügungss 
caffen werden im Ganzen nicht aufgehoben. Es wird ſich 
alfo nur die Zahl derjenigen Fälle etwas vermehren, wo 
der reifende Handwerker auf feine eigenen Hülfsmittel an» 
gewiefen iſt. Sch mache aber dabei darauf aufmerkfam, 
daß die fogenannten geſchenkten Handwerke, alſo bei denen 
es Regel war, daß die betreffenden Handwerkögefellen Uns 
terftügungen befamen, durchaus nicht ausnahmslos find. 
Im Gegentheil, nad den dem Minifterium vorliegenden 
Ueberfichten giebt es eine ziemlich große Zahl, bei denen 
eine folche Einrichtung nicht fattfindet oder wo fie nur in 
der Weife flattfinder, daß die Unterfiügung nicht von allen, 
fondern nur von ben einzelnen’ felbftändig das Handwerk 
Betreibenden bezahlt, alfo nicht als Corporationsſache bes 
handelt wird und aus ber gemeinfchaftlihen Caſſe. Es 
iſt alſo auch hier gewiſſermaaßen nur ein Act der Wohl: 
thätigfeit vorhanden und was bad von dem Abg. Rittner 

beruhrte freundfchaftliche Verhältniß des Publikums zu den 
teifenden Handwerkern anlangt, fo giebt bas Geſetz durch: 
aus feine Veranlaffung, diefes freundſchaftliche Verhaͤltniß 
in Bufunft zu ändern, ſofern es überhaupt in Anſpruch ges 
nommen wird. 

"  Präfibent v. Schönfeld: Ih habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? — Es ſcheint nicht fo; 
ich Bann daher die Debatte über $. 83 fehließen und zwar 
unter Extheilung. des Schlußwortes an den Herrn Refe— 
tenten, Da hierauf verzichtet wird, fo kann ich mid) zur 
Abftimmung wenden. In Bezug auf $. 83 find mannig- 
faltige Veränderungen dorgeſchlagen. Zunaͤchſt wird von 
der Deputation vorgefhlagen, dap die Worte auf Beile 3 
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und 4 „zu allen ober einigen ber folgenden Zwecke“ umges 
ändert werden in bie Worte: „zu Förderung der gemein» 
famen Angelegenheiten, insbefondere der folgenden Zwecke⸗. 
IH frage, ob Sie diefem Antrage der Deputation 
Beifall ſchenken? — Einfiimmig 3a. ii 

Weiter wird vorgefhlagen ber Wegfall bes zweiten 
Satzes in der Beftimmung unter ad Diefer Sat lautet 
und fängt.mit den Worten an: ü 

„Es find jetoch Hierbei. bie Beſtimmungen in $$. 39 
und 40 des zweiten Theiles der Ordonnanz vom 19. 
Juli 1828 über die Eoftenfteie Aufnahme von Militär- 
perfonen ald Lehrlinge, deren Lehrzeit und Foftenfreie Los⸗ 
ſprechung auch ferner maaßgebend,” 

IH frage, ob die Kammer mit diefem Antrage 
ihrer Deputation fid einverfteht? — Einſtim— 
mig Ja. ' 

Die Zweite Kammer hat an die Stelle des Satzes, 
welcher nach dem foeben gefaßten Belchluffe in Wegfall 
kommen foll, einen anderen zu fegen beſchloſſen. Diefer 
fol laut Nachberichts lauten: . 

„Es iſt jedoch hierbei die Beftimmung in $. 60 der 
XArmenorbnung vom 22. October 1840 fernerhin nicht 
mehr maaßgebend.” 

Die dieffeitige Deputation erklärt fi) mit biefem Zu⸗ 
ſatze nicht einverftanden, fie rathet vielmehr an, diefem Bes 
ſchluſſe der Zweiten Kammer nicht beizutreten. Ich frage, 
ob die Kammer hierin ihrer Deputation beis 
tritt? — Einftimmig Ja. 

Es wird weiter vorgefehlagen ein Antrag in die ſtaͤn⸗ 
diſche Schrift. Er findet fid) auf Seite 395 des Nachbe⸗ 
richts sub b. Er geht dahin: a 

„Dagegen aber in der ftändifchen Schrift die Vor— 
ausfegung auszufpredhen, dA bie Erlebigung von $. 60 
der Armenordnung und von $$. 39 und 40 der Ordon⸗ 
nanz en in_ ber Ausführungdverorbs 
nung In das Verzeichniß der aufgehobenen Beftimmungen 
aufzunehmen fe,“ ö 

Dies iſt der Antrag, ber in der ſtaͤndiſchen Schrift 
Pak finden fol und die Deputation trägt darauf an, 
ihm diefen Platz einzuräumen; ich frage, ob,die Kammer 
diefem Antrage der Deputation Beifall ſchenkt? 
— ‚Einfiimmig Ja. 

Der Sat unter o fol nad) dem Deputationsvorſchlage 
auf Seite 395 des Nachberichted fo lauten: 

„Gründung, Förderung und Verwaltung von Fach⸗ 
ſchulen und ähnlichen gemeinnüsigen Anftalten für Hans 
delscorporationen, namentlich auch Börfen und andere 
allgemeine Hanbelsinftitute. 

Ich frage, ob die Kammer, jedoch fo, daß die Worte 
„für‘ Handelscorporationen, namentlich auch Boͤrſen und 
andere allgemeine Handelöinftitute” in Patenthefen einger 
ſchloſſen werden, ihren Beitritt hierzu erklärt? — 
Einftimmig Ja. x ' 
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In dem Punkt d des Entwurfs fol nach dem Worte: 
.Angehoͤrigen“ noch beigefügt werden „und Gewerbsgehuͤl- 
fen”. Die Deputation trägt darauf an und ich frage, ob 
die Kammer hierin ihrer Deputation beiffimmt? 
— Einftimmig Ja. 

SH komme nunezu dem Schlußfage des Paragraphen. 
‚Hier will die Deputation den Antrag fiellen, den Schluße 
fat folgendermaaßen zu faffen: 

„Nur die einer Innung angehörigen felbftändigen 
Gewerbtreibenden haben die Benennung „Meifter” zu 
beanfpruchen.” 

Ich frage, ob die Kammer mit dem Antrage 
ihrer Deputation fi einverſtehen will? — Eins 
fimmig Ja. 

Endlich habe ich die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie dem $. 83 mit den befhlofjenen Modifi— 
cationen ihren Beifall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


6. 84. 
Innungsfatut. 
(S. EM. I. 8. ©. 418.) 
Motiven fiche zu $. 82. 
Der Hauptbericht fagt: 
Bu $. 84. 

Mit vem Bemerken, daß zeither auch manchen Gutds 
herrſchaften, namentlich in Vafallenftäbten, das Recht, 
Specialinnungsftatute zu beftätigen, zugeftanden hat, em⸗ 
pfiehlt die Deputation einhellig 

die Annahme des $. 84. 


Im Nach berichte ift zu $. 84 Nichts bemerkt. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 84 
das Wort ergreift, fo frage ih, ob die Kammer auf 
Unrathen ihrer Deputation demfelben in un— 
veränderter Maaße Beifall ſchenkt? — Einftims 
mig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$.85. 
Freiheit des Cin- und Austritis. Veitragspflicht von Nichtmitgliedern. 
G. EM. I. K. ©. 419.) 


Die Motiven f. zu $. 82. 
Der Hauptbericht fagt: 


z Bu $. 85. 

Die, im zweiten Satze enthaltene Swangsbeſtimmung 
zu Beiträgen von Gewerbsgenoſſen berfelben Branche, welche 
niht zur Innung gehören, erregte Anfangs Bedenken, 
Venn man aber näher erwägt, daß dergleichen Beiträge 
niht zu den gefammten Sweden der Genoſſenſchaft 
fondern nur zu Gründung und Förderung von Fachſchuten 
und ähnlichen gemeinnägigen Unftalten von den Nihtmit: 
gliedern deſſelben Gewerbes gefordert werben fönnen, biefe 
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Anftalten aber nach Aufhebung des Mander: und Prür 
fungszwanges gerade das vorzügfichfte Mittel für die Kuss 
bildung fein werden, welche hauptfächlicher Pflege und Unters 
fügung bedürfen, fo beben ſich die anfänglichen Zweifel 
und man neigt fi ber Beſtimmung des Entwurfes zu, 
Die Deputation erfucht daher die Kammer 
um Genehmigung von $. 85. 
Um dabei ganz in Einklang mit der jenfeitigen Des 
putation zu fommen, empfiehlt man zugleich: 
nach dem Worte „Genoſſenſchaften“ in Zeile 1 in 
Parenthefe dad Wort „Innungen“ einzufchalten, 


Im Nachbericht heißt es: 


hat d Ber jun Sep tie m 
t der von ber jenfeitigen Deputation nachträglich ger 
machte Vorfchlag: n a 
in der dritten Zeile von unten nach dem Morte 
„Gewerbefammer” noch einzuſchalten „der Hanbdelsinftie 
tute (Handelötammer)” 
in der Zweiten Kammer Genehmigung gefunden. Aus 
demfelben Grunde, welcher den auf die Bildung kuͤnftiger 
‚Handelscorporationen bezüglichen Zuſatz bei $. 83 verane 
laßt hat, geht zwar in materieller Yinfiht fein Zweifel 
gegen diefe Einſchaltung beiz allein in redactioneller Bes 
siehung iſt zu bemerken, daß nad) Seite 427 der Land 
tagsmittheilungen der Zufaß fo lauten fo: 
„(wenn Handelsinftitute in Frage find, die Hans 
delsfammer)" 
BEN das gedruckte jenfeitige Protokoll die Faſſung fo 
iebt: i 
„der Handelöinftitute (Handelöfammer)” 
f. Candragsacten, IE. Abtheilung, Seite 98. 
. Die unterzeichnete Deputation giebt hier der Faſſung 
in den Mittheilungen den Vorzug und beantragt: 
in der drittlegten Zeile nach dem Worte „Bewerber 
Tammer” einzufchalten: „(wenn Handelsinftitute in Frage 
kommen, ber Handelstammer).” N 
Im Uebrigen aber wird, da die im Hauptberichte er⸗ 
wähnte, von der jenfeitigen Deputation beabfichtigte Ein« 
haltung des Wortes „Innungen” in Zeile 2 nicht je 
Ausführung gebracht worden ift, der diesfallfige Voiſchlag 
—— — ebenfalls fallen gelaſſen und daher vor 
geſchlagen: * 
$. 85 mit der obigen Einſchaltung in Zeile 3 von 
unten, im Uebrigen aber unverändert anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 85 zu ſprechen wuͤnſcht? — Es iſt nicht 
der Fall. Die Deputation fehlägt die Einſchaltung nach 
dem Worte „Gewerbefammer” der Handelsinftitute (Han 
delsfammer) vor und id) frage, ob die Kammer hierin 
ihrer Deputation beipflihter? — Einfimmig IA 

Ich frage ferner, ob $. 85 mit diefer Abänderung 
die Genehmigung der Kammer erlangt? — Ein 
fimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

8. 86. 
Fortfepung. 





(S. EM. U. K. ©. 427.) 
Die Motiven fiche zu $. 82. 


— 
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Der Hauptberiät fagt: 


Bu $. 86 
iſt Nichts zu erinnern, Es wünfcht jedoch die Deputation 
der Zweiten Kammer ten Wegfall der Worte in Zeile 1 
und 2 „auch innerhalb des Bereich der nach $. 83 der 
Negulirung durch daſſelbe vorbehaltenen Verhältniffe”, und 
da durch die Weglaflung eine materielle Aenderung bewerk- 
ftelligt wird, auch der Herr koͤnigliche Commiffar feinen 
Einfpruch dagegen erhoben hat, fo beantragt die unter: 


zeichnete Deputation ; 
bie Annahme des $. 86 mit Weglaffung der gedach- 


ten Wortes 

Im Nachbericht ift Nichts zu diefem Paragraphen 
bemerkt, 

Prafident v. Schönfels: Wenn Niemand über $. 86 
zu ſprechen wünfcht, fo gehe ih zur Fragſtellung über. 
Die Deputation rathet an, dem Antrage, der in der Zwei⸗ 
ten Kammer Beifall gefunden hat, nämlich die Worte in 
Zeile 1 und 2: a 

„auch innerhalb des Bereichs der nach $. 83 ber 
Negulirung durch daffelbe vorbehaltenen Verhältnifie” 
wegfallen zu laſſen, beizutreten und ich frage, ob die 
Kammer auf Anrathen ihrer Deputation diefen 

Wegfall beſchließt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage, ob die Kammer unter diefen Mo: 
dificationen dem $. 86 ihren Beifall ſchenkt? — 
Einftimmig Ja. 

Referent VBürgermeifter Müller: 

$. 87. 
Fortfegung. Selöftverwaltung der Innungen. 
(S. EM. I. K. ©. 429.) 

Motiven f. zu $. 82. 

Der Hauptbericht empfiehlt $. 87 zur unveränders 
ten Genehmigung und im Nachberichte heißt est 

Bu $. 87. 

Laut Beſchluſſes der Zweiten Kammer foll nad) dem 
erften Satze und zwar nah dem Worte selbftändig” in 
der legten Zeile Seite 108 der Vorlage folgender Sat 
i bi den: 
te Borftinte vertreten den Behörben gegenüber 

die gemeinfchaftlichen Interefjen.” u 

Diefe Einfhaltung wird, da fie zu größerer Beftimmts 
heit führt, auch von der unterzeichneten Deputation 

zur Annahme empfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, Kl 
Iemand über $. 87 zu fprechen verlangt? — € Scheint 
"nicht der Fall zu fein; wir gehen daher zur Abftimmung 
über. Laut Beſchluß der Zweiten Kammer foll nad dem 
erſten Sage und zwar nad) dem Worte „felbftändig” in 
der Testen Zeile Seite 108 der Vorlage folgender Sat ein: 

gefchoben werben: „ 
„Ihre Vorſtaͤnde vertreten den Behörden gegenüber 

die gemeinfchaftlihen Intereſſen“. 
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Die Deputatiom rathet den Beitritt zu diefer Abän- 
derung an und ich frage, ob bie Kammer ihrer De— 
putation hierin beitritt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob $. 87 mit diefen Mobdifica- 
tionen Ihren Beifall findet? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 88, 
Fortfegung. Aufldfung und Bereinigung ber Innungen. 
(S. EM. I. 8. ©. 434.) 
Motiven fiche zu $. 82. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 88 
hat man fi mit Ruͤckſicht darauf, daß für die wichtigften 
Innungsbefchlüffe, wie z. B. die Befchlugfaffung über ganze 
liche Auflöfung einesinnungäverbandes iſt, die einfache 
Stimmenmehrheit nicht genügend erfcheint, mit der jen— 
feitigen Deputation und dem Herrn kaͤniglichen Commiffer 
zu folgender Faffung vereinigt: 
„Bu Beichlüffen einer Innung genügt im Allgemeis 
nen die einfahe Stimmenmehrheit. Dagegen erfordern 
Belatke 
a) über die Vereinigung einer Innung mit einer 
ober mehreren andern zu einer Genoffenfchaft, 
b) über gänzliche Auflöfung eines Innungsverbandes, 
c) über Statutenveränderungen 
eine Mehrheit von zwei Dritttheilen der Stimmen in einer 
ftatutenmäßig und unter Angabe des Gegenftandes ber 
Belchlußfaffung berufenen Generalverfammlung.” 
Die unterzeichnete Deputation rathet die Annahme deö 
$. 88 in biefer Saffung an. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 88 zu ſprechen begehrt? — Da es nicht 
der Fall ift, fo gebe ich zur Abſtimmung über. Hinfichte 
lich $. 88 ift von der Deputation, wie auch bereitd in ber 
weiten Kammer gefchehen, eine veränderte Faffung vor« 
geſchlagen worden. Sie befindet fih auf Seite 149 bes 
Hauptberichts und fie äft vom Herrn Referenten ber Kam⸗ 
mer bereitö vorgeführt worden. Ich recapitulire Daher diefe 
neue Faffung nicht, fondern frage nur, ob die Kammer 
auf Anrathen ifrer Deputation biefer neuen 
Faffung beitritt? — Einftimmig Ia, 

Im Bezug auf die Ueberfchrift ift eine Aenderung 
micht vorgefhlagen. Es wird daher diefelbe beizubehalten 
fein und ich frage, ob die Kammer aud) hierin mit 
ihrer Deputation ein verſtanden iſt? — Einftims 
mig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 89. 
Fortfepung. Ordnung bes Vermögens bei ber Auflöfung. 
(S. EM. U. 8. ©. 434.) 
Motiven fiehe zu $. 82. 
Der Hauptbericht fagt zu $. 89: 
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Zu $. 89. ; 

Gegen, den legten Satz dieſes Paragraphen wurde in 
der Deputation geltend gemacht, daß er ungemwiß laſſe, ob 
die Gemeinde über die ‚Kräfte des überfommenen Innungs⸗ 
vermögend verpflichtet fei? m — 

de königliche Commiffar fand jedoch biefen Zwei⸗ 
fel unbegründet und erklärte mit aller Beftimmtheit, daß 
die Gemeinde nicht nur aus ihren Mitteln Nichts zuzus 
fchießen habe, fondern daß ihr auch Über basjenige Snnungs- 
vermögen, welches nicht zu dem im Ieten Sage des $. 89 
bemerkten Zwecke erforderlich fei, völlig freie Verfügung 
zuftehe. Diefe Erklärung beftiedigte zwar in ‚materieller 
Hinfichtz jedod glaubt die Deputation, größerer Beftimmts 
heit halber vorfhlagen zu müffen, daß das Wort: „daraus“ 
in Zeile 7 in die Worte: „oweit foldyes zureicht“. umges 


wandelt und $. 89.mit diefer Veränderung, welche zuleßt | 


auch der Herr koͤnigliche Commiſſar gebilligt hat, ange ⸗ 
nommen Werbe, 


Inm Nachb erich te heißt ed: 


Zu $. 89. 

Der Belhluß der Zweiten Kammer ſetzt die nad) dem 
diefjeitigen Hauptberichte einzufchaltenden Worte, „Soweit 
folches ureicht”, nach dem Worte „zunächft” in der dritt» 
legten Beile. Nach dem Hauptberichte der unterzeichneten 
Deputation follen diefe Worte an die Stelle des ausfallen 
den Wortes „daraus” kommen. Da nur in der Wort: 
ſtellung, font aber ein Unterfchied vorliegt, empfiehlt man 

den Beitritt zum Beſchluß der Biweiten Kammer, 

Außerdem ift zu diefem Paragraphen auf Vorſchlag 
des Abg. Dr. Loth ein Antrag zur Aufnahme in bie ſtaͤn⸗ 
diſche Schrift befchloffen worden, welcher lauten foll: 

„in die Ausführungdverordnung zum Gewerbegefeg 
eine Beftimmung dahin zu treffen, daß, wenn Kreißin: 
nungen ſich in verfchiedene Ortöinnungen auflöfen, das 

’ Vermögen der erfteren an bie durch die Auflöjung ent 
flandenen Ortsinnungen vertheilt werde”, 

Dbgleich man hiergegen einhalten fann, daß eine aus: 
drüdlihe Beftimmung hierkber auch nicht einmal in die 
Ausführungdverorbnung nöthig fei, weil in dem gedachten 
Falle feine eigentliche Auflöfung der Innung, fondern nur 
eine veränderte Außere Form vorliegt, fo rathet man doc, 
um allen und jeden Zweifel, ber hierüber auftauchen fönnte, 
abzufchneiden, 

den Beitritt an. 

VPraͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand.über $.89 zu ſprechen wünfct? — Es ift dies nicht 
der Fall. Ich wende mid zur Abftimmung. Die Depu- 
tation ſchlaͤgt die Einſchaltung einiger Worte vor und zwar 
ber. Worte: „foweit ſolches zureicht” nach dem Worte: „zus 
näcft". ‚Ich frage, ob die Kammer nad Anrathen 
ihrer Deputation diefer Einfhaltung ihren Bei: 
fall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 

Es ift in der Zweiten Kammer ein Antrag zur Auf⸗ 
nahme in.bie ftändifche Schrift befchloffen worden, welcher 
folgendermaaßen lautet: 

In die Ausführungsveroronung zum Gewerbegeſetz 
eine Beſtimmung dahin zu treffen, daß, wenn Kreis— 
innungen ſich in verfchiedene Drtsinnungen - auflöfen, 
dad Vermögen der erſteren an die durch die Auflöfung 
entflandenen Drtsinnungen vertheilt werde,” 
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Die Deputation ihrer Kammer rathet an, dieſem Ans 
trage beizufreten und ich frage, ob bie Kammer fi) hie 
tin mit ihrer Deputation einverfianden erfiären 
will? — Einftimmig Ja. 

IH frage nun, ob die Kammer $. 89 mit.der 
beſchloſſenen Modification beitritt? — Einſtim 
mig Ja. £ - 


Referent Bürgermeifter Müller: 


& 90. 
Abfterben der Innung · 
(S. &M. I. 8. ©. 436.) 
Motiven fiche zu $. 82. e 


Diefer Paragraph wird unverändert anzunehmen fein, 
fagt die Deputation im Hauptbericht. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn auch über dieſen 
Paragraphen Niemand das Work ergreift, fo frage ich bie 
Kammer, ob fie denfelben unverändert annimmt? 
— Einfimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
91. 
Fortbefichen der alten Innungen. 
(S. &M. I. K. ©. 436.) 


Motiven fiche zu $. 82. 
Der Hauptbericht fagt: 


Dagegen hat 
zu $. 91 
die Deputation infofern eine Xenderung eintreten zu laffen 
beabfichtigt, ais fie die Revifion der Statuten fofort nad) 
der Publication des neuen Gefches fr nöthig hält, bamit 
die Specialftatuten mit dem Gefege felbt möglihft, bald 
in Einklang gefegt würden. Da jedoch ber Herr Due 
Commiffar unter Hinweis auf den Umftand, daß es (don 
formell zu viel verlangt fei, wenn die grfommien Innungs · 
fatuten auf einmal rebidirt und abgeändert wirben, den 
Wunfe) ausfprach, Daß es bei ber Faffung des Paragraphen 
bewenden möge, fo will die Deputation, da ihre abficht 
nad a nad} von felbft wird erreicht werben, weiter Reis 
nen Anftand geben und empfiehlt 
$91 Mic alleiniger ung der Worte: „mit ber 
flätigten Specialartifein verjehenen” zur Annahme, igt 
Die Weglaffung der ebenerwähnten Worte rechtfertig 
ſich durch den Umftand, daß gegenwärtig nicht alle Innuns 
gen mit beftätigten Specialartifein verfehen find. 


Im Nachbericht heißt es: 


u $. 91 Mar 
iſt zu bemerken, daß die Zweite Kammer ben, von ber An 
jorität ber jenfeitigerr Depuration gemachten Berflig, : 
Einfaltung eines Paragraphen 91h, eine Bethrän En 
bei Bildung neuer Smnungen betreffend, abgelehnt — 9 
daß alfo Webereinftimmung mit den bieffeitigen Vorſchlägt 
vorhanden ift. 


Präfident v. Schönfeld: Da Niemand über $- 9 








das Wort verlangt, fo frage ih, ob die Kammer die 
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Woyrte: „mit beftätigten Specialartiteln ver 
febenen” in Wegfall bringen will? — Einftim- 
mig Ja. f 
" Ich frage, ob die Kammer $. 91 in der bes 
befhloffenen Maafe ihren Beifall ſchenkt? — 
Einfiimmig Ja. « 


Referent VBirgermeifter Müller: 
$. 92. 
Verpflichtung zum Beitrage zu Urbeiterverpflegungscaffen, 
(SEM.U. 8. ©. 41) _ 
Die Motiven zu 66. 92 bis 95 f. EM. I. K. 
©. 441. 
Im Hauptbericht heißt es: 


Wider die 

h f $$. 92 bis mit 96 
iſt Nichts weiter zu erinnern, als daß im dritten Abfage 
des $. 93 nach dem Worte „älteren“ die Worte eingefchalz 
ten werben möchten: „auf Grund des Mandats vom 7. Des 
cember 1810 eingerichteten”, und daß in $. 95 Zeile 1 auch, 
$. 98 zu citiren iſt. Die Deputation erachtet die Einſchal. 
sung der gebachten Worte zu $.93 und die Beifügung bed 

* erwähnten Gitats zu $. 95, im Uebrigen aber die unverän- 

derte Beibehaltung der $$. 92 bis mit 96 und der Ueber 
ſchrift zum fiebenten Abfchnitt für angemeffen. 


Im Nahbericht ift zu $. 92 Nichts bemerkt. 


© Präfident v. Schönfeld: $. 92 wird zur Discuffion 
zu ftellen fein. 


Finanzrath dv. NoftizeWallwig: Ich möchte mir 
eine Anfrage in Bezug auf $. 92 geftatten. Es ift mir 
nämlich die Tragweite des erften Abſatzes nicht ganz Mar. 
Derfelbe heißt: 

„Gewerbsgehlilfen und Fabriarbeiter koͤnnen verpfliche 
"tet werben, Beiträge zu Caſſen A zahlen, deren Bwed bie 
Unterftügung in Erfrankungsfällen und die Beftreitung 
von Begräbnißkoften iſt.“ K 

Ich weiß nicht, ift hiernach die Möglichkeit, Gewerbs- 
gehlfen und Fabrikarbeiter zu derartigen Beiträgen zu vers 
pflichten, lediglich Denfenigen anheim gegeben, welche über 
haupt Arbeiter befchäftigen, alfo den Inhabern von Fab- 
tifen und ‚gewerblichen Gtabliffements, oder foll damit 
ausgeſprochen fein, daß diefe Verpflichtung eben fo, wie die 
Einrichtung ‘der Caffen felbft und die Regulirung ihrer 
Verwaltung nad) allgemeinen Vorſchriften im Verwaltungs: 
wege erfolgen fol? Es wäre mir errolinfcht, hierüber eine 
Aufklaͤrung zu erhalten. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Weinlig: IC glaube, es 
wird mir moͤglich fein, die gewünſchte Aufklaͤrung fofort 
zu geben. Eine Beftimmung, welche gelautet, hätte: „Ges 
werbögehülfen und Fabritarbeiter find verpflichtet, Bei- 
träge zu zahlen”, wide aud die Nothwendigkeit mit ſich 
geführt haben, fofort überall und unter allen Umftänben 

18. (8. Abonnement.) * 


‚Sächsische Landesbibliothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 








dafür zu forgen, daß ſolche Caſſen erifiirenz denn. fonft 
wuͤrde diefe Beſtimmung nicht auszuführen gewefen fein. 
Man hat veshalb den Ausdru@ „Lönnen” gewählt, In 
allen denjenigen Fällen, wo folhe Gaffen befiehen und 
zwar entweder in Gemäßheit auf die wegen ber Fabriken 
erlaffenen Beftimmungen für einzelne Etabliffements und 
mit denfelben in Verbindung ſtehend oder für andere Ger 
werbögehülfen auf Grund der Einrichtungen, welde nach 
dem legten Abſchnitt des Paragraphen im Verordnungss 
wege getroffen werben follen, ber emblich durch Kortber 
ftehen älterer Einrichtungen der Art, uͤberall da wird durch 
die Behörde die Verpflichtung zu Zahlungen in biefe Taſſen 
ausgefprochen werben. Ic glaube alfo nicht, daß ber 
Ierthum eintreten kann, daß die Verpflihtung abhängig 
fein fol vom Entſchluſſe einzelner Privatperfonen. Das 
wirkliche Eintreten der Verpflichtung wird mit Einrichtung 
der Gaffe von der Behörde ausgeſprochen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter iber 
F. 92 das Wort verlangt, fo fehliege ich die Debatte und 
ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort. 

(Hierauf wird verzichtet.) 

Der $. 92 wird von der Deputation zur underäns 
derten Annahmeempfohlen. Ich frage, ob die Kams 
mer mit ihrer Deputation fid einverfteht? — 
Einfimmig Ia. 

Neferent Bürgermeifter Müller: 

$. 98. 
Arltere Caſſen. 
(S. EM. I. K. ©. 450.) 

Motiven fiche zu $. 92. 

Den Bericht habe ich ſchon vorgelefen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 93 
die Discuffion zu ſtellen fein. — Da Niemand über dens 
feiben ſpricht, fo gehe ich zur Fragftellung über. Es wird 
von der Deputation vorgefhlagen, daß im dritten Abſatze 
dieſes Paragraphen nach dem-Worter „älteren“ bie Worte 
eingefchaltet werden möchten: „auf Grund des Mandate 
dom 7. December 1810 eingerichteten”. Ich frage, ob die 
Kammer diefer Einfhaltung Beifall ſchenkt? — 
Einfimmig Ta. 

Ich frage weiter, ob die Kammer dem $. 93 in 
der foeben vorgefhlagenen Maaße ebenfalls 
Beifatt ſchenkt? — Einftimnig Ja. E 


Referent Bürgermeifter Müller: 
5.9. 
⸗ Zulaſſigleit von Srantenhausbeitchgen. 
(S. EM. 1.8. ©. 451.) 
Diefer Paragraph wird zur unberänderten Annähme 
empfohlen. 
136 
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Praͤſident v. Schönfels: Wenn Niemand über $. 94 
ſpricht, fo frage ih, ob die Kammer auf Anrathen 
ihrer Deputation demfelben beitritt? — Eins 
ſtimmig Ja. 

Referent Buͤrgermeiſter Müller: 

$. 9. 

Auſfichtsrecht der Obrigkeit. 
(S. EM. I. 8. S. 451.) 

Motiven fiehe zu $. 92. 

Der Bericht ift ſchon bei $. 92 verlefen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 95 zu ſprechen wuͤnſcht? — Es ift dies 
nicht der Fall. Es wird von der Deputation beantragt, 
daß in Beile 1 in der Paranthefe es heißen foll: „83, 92 
und 93.” Ich frage, ob die Kammer dieſer Abän« 
derung beitritt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


Siebenter Abſchnitt. 
Behörden und Verfahren in Gewerbeſachen. 
. 96. 
Gompetenz der Berwaltungsbehörben. 
(S. EM. I. 8. ©. 365.) 

Die Motiven zu 56 96-105 f. EM. IL K. 
©. 365 und bei $. 99 ©. 376. 

Dieſer $. 96 wird zur unveränderten Annahme 
empfohlen. 





Advocat v. Könnerig:. In der Sigung der Zweiten 
Kammer vom 4. Dezember 1860 hat der Abg. Martini 
verfchiedene, Blatt 366 flg. der Landtagsmittheilungen er: 
ſichtliche Aeußerungen gethan, welche ich als unrichtig und 
das wahre Sachverhäftniß entftellend hier zu bezeichnen 
Gelegenheit nehme. Es hat ſich nämlich der Herr Abg. 
dahin auögefprochen, daß die Herren Grafen v. Schoͤnburg 
gegen ihre eigne Unterſchrift die Nechtögültigkeit' eines Ver 
zichts geleugnet hätten, welcher von denſelben im Jahre 1849 
zu Gunſten der Städte Meerane und Glauchau von ihnen 
mittelft eigenhändig unterfchriebener Signatur bewirkt 
worden wäre. Ich habe zunächft zu bemerken, daß in 
diefer Beziehung bezüglich der Städte Meerane und Glau- 
hau ganz verfchiedene Verhaͤltniſſe obgewaltet haben. Denn 
bei Meerane war die Gültigkeit der gegen eine abgeſchickte 
Deputation auögefprochenen Gonceffionen ausdrüdlich davon 
abhängig gemacht worden, daß bie legalen Vertreter der 
Stabt diefe Gonceffionen in allen Punkten annehmen 
würden; es if aber diefe Unnahme nicht erlangt, fondern 
verweigert worden. Bei Glauchau aber iſt die Differenz, 
wie dieß aut von dem Abg. felbft angegeben worden, ber 
zuͤglich der fraglichen Gonceffionen nicht von den Herren 
Stafen v. Schönburg, fondern von Seiten der Böniglichen 
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Staatsregierung angeregt worben und bie Pönigliche Staates - 
regierung hat ungeachtet der Unterfchriften der Herren Gras 
fen v. Schönburg verfchiedene Conceffionen und namentlich, 
die Uebertragung von Kircheninſpectionsrechten an den 
Stadtrat ald geradezu ungefeglich annullirt. Um ‚die in 
diefer Hinficht mit der Stadt Glauchau entſtandenen Diffe⸗ 
renzen in friedlicher Weiſe auszugleichen, iſt ſpaͤter ein an» 
derweiter Receß mit der Stadt Glauchau abgeſchloſſen 
worden, durch welchen ber Stadt die fraglichen Concefſtonen 
im Weſentlichen belaffen worden find. Nur bedarf die 
Zweideutigkeit des Ausdrucks, welchen der gedachte Abg. 
gebraucht hat, es habe bie Stadt Glauchau ihr Recht fallen 
laffen und einen andern Receß abfchliegen müffen, einer 
Erläuterung. Die Gemeindevertretung, weiche damals eine 
ihr in anderer Hinficht wichtige Gefälligkeitderzeigung von 
Seiten der Herren Grafen v. Schönburg in Anſpruch nahm 
und erlangte, hat nämlich den neuen Vertrag in vollftäns 
dig freiwilliger und Iegaler Weife und unter den freunds 
lichſten conciliatorifchen Verfiherungen unterhandelt und 
abgeichloffen; es hat auch diefer Vertrag die Genehmigung 
der koͤniglichen Staatsregierung erlangt, 5 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Zemand weiter über $. 96 zu ſprechen wuͤnſcht? — Da 
dies nicht der Fall ift, fo kann ich die Debatte für ger 
ſchloſſen anfehen und dem. Herrn Neferenten das Schluß⸗ 
wort ertheilen. * 

Es wird darauf verzichtet.) 

F. 96 nebſt der Ueberſchrift zum ſiebenten Abſchnitt 
wird von der Deputation in unveränderter Maahe zur 
Annahme empfohlen. Ich frage, ob die Kammer ihrer 
Deputation hierin beitritt? — Einflimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 97. 
Friebensrichter und Guteherten. 
(S. EM. II. K. ©. 367.) 


Motiven fiche zu $. 96. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 97 

kam zur Sprache, daß es im Intereſſe der Gutöherren er 
Ausübung der Gewerbepolizei liege und überhaupt zwed · 
mäßig fet, diejenigen einzelnen Punkte des Geſebes vom 
11. Auguft 1855 und der Beilage © fpeciel, aufgugäblen, 
welche durd) das neue Gewerbegefeh ſich erledigen. a a 
fen Behufe wird, da nach der Erklärung des Herrn K nn 
lien Gommiffars nur $. 14 unter 2 und 3 und 9. = 
der Beilage sub © Erledigung finden follen, mit beſſe 
Buftimmung beantragt: i 
die Worte: „ber Ieteren, wie” in ber vorlegten an 

mit den Worten: „biefer Beilage, nämlich” zu bean 
fchen, außerdem aber $. 97 unverändert zu genehmigen 


Der Nachbericht ſagt: 


— 





gl 


$ Bu $. 97. 

Nach den gedrudten Landtagsmittheilungen, Seite 373, 
hat die Zweite Kammer den Schlußfag nach dem Entwurfe 
folgendermaaßen angenommen: 

„soweit ſich nicht einzelne Punfte der letzteren, wie 
se unter 2 und 3 und $. 15 durch gegenwärtige 
eſetz erledigen.” : 
» Dagegen ift nach dem gedrudten Protokolle, dritte Ab⸗ 
theilung Seite 85, der Entwurf nad dem Deputations- 
vorfchlage angenommen worden, wornad die in der vor 
legten Zeile fiehenden Worte: 
„der leßteren, wie” 
in die Worte umzuwandeln find: 
„dieſer Beilage, nämlich”. 


Die unterzeichnete Deputation bleibt bei ihrem im | 


8366 gemachten Vorſchlage ſtehen, welcher mit dem 
efchluffe der Zweiten Kammer harmonirt, dafern, wie 
man annehmen muß, dad Protokoll maafgebend ift. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 97 zu fprechen wünfcht? — Es fcheint nicht 
der Fall zu feinz ich werde daher mich zur Abftimmung 
wenden Finnen, Die Deputation fhlägt vor, die Worte 
in der vorlegten Zeile „der letztern, wie“ zu vertaus 
ſchen mit den Worten „diefer Beilage, nämlich.” Ich 
frage, ob die Kammer diefem Antrage ihrer Des 
putation beitritt? — Einftimmig Ja. ne 

Ich frage nun, ob die Kammer dem $. 97 in der 
beſchloſſenen Maaße ihren Beifall ſchenkt? — 
Einftimmig Ia, 


Neferent Bürgermeifter Müller: 
$. 98. 
Gompetenz ber Juftigbehörden in Eiviffachen. 
(S. EM. 1. K. ©. 376) 
Motiven f. zu $- 96. 
Der Hauptbericht fagt: 
Bu $. 98 
iſt Nichts zu erinnern; er wird 
zur Annahme empfohlen. 
Im Nachberichte ift zu $. 98 Nichts bemerkt. 
Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über diefen 
foeben vertefenen Paragraphen Etwas zu erinnern hat, fo 
frage ich, ob die Kammer nad) Anrathen ihrer De: 
putation demfelben in unveränderter Maaße 
beitritt? — Einſtimmig Ja. 


Neferent Bürgermeifter Müller: 
$. 99. 
Ausnahme, 
(S. EM. U. K. ©. 376.) 
Motiven fiehe zu $. 96. 
Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 99. ’ 
Do auch den Werwaltungsbehörden in einzelnen ger 
zingfügigen Privatjtreitigfeiten unter gewiffen Vorausſetzun - 
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ge die Entſcheidung zuftehen fol, findet die Billigung der. 
eputation. Sie glaubt fogar, daß die fefigeftellte Grenze 
noch ein wenig erweitert und analog mit den Beftimmungen 
des Geſetzes Über fogenannte Bagatellfachen auf die Summe 
x zwanzig Thalern feftgefegt werben kann und beantragt 
her: 

a) flatt „zehn Thaler” in Zeile 3 und in ber Ickten 

Beile Seite 112 zu fegen: 
„awanzig Thaler“. 

Außerdem vermißt die Deputation cine Beftimmung 
darüber, wie auf einen troß der vorgefchriebenen Unzuläffige 
Rn eingewenbeten Recurs zu verfahren feit Sie vathet 
jaher an: e 
b) nad) dem letzten Worte: „vollſtredbar“ im dritten 


Sage einzuſchalten: 
„Ein irrthümlich eingemwendeter Recurs wird 
ae — auf Entfcheldung im Rechtswege an« 
efehen.“ 
Auh°iß eine Vorfchrift barlıber zu vermiffen, wie. es 
im $alle der Abgabe ber Sache an die Juftigbehörde mit 
den bei der Berwaltungsbehörde entfiandenen Koften werde? 
Deshalb wird zuf Erledigung diefes Punktes vorge- 


(lagen: 

ec) —— des Paragraphen folgenden Zuſatz bei⸗ 
zufügen: 

Die Zuftigbehörden haben in folhen Sachen, 
welche nach vorftehenden Beftimmungen von den 
Verwaltungsbehörden an jie abgegeben worden 
find, zugleich über die in dem Verwaltungsverfah⸗ 
ten erwachfenen Koften zu erkennen.”  - 

Endlich haben die in den Zeilen 4 und 5 ftehenben 
Worte: „wenn diefelben mit Vergehen in Verbindung ftchen, 
deren Beftrafung den genannten Behörden zukommt oder” 
infofern Beranlaffung zu Zweifeln gegeben, ald es ſcheinen 
tönnte, daß in Fällen, in welchen Beftrafung und gleiche 
zeitig Schadenerfaß oder andere privatrechtlihe Anfprüche 
in Srage fommen, der Antrag des — bezüglich des 
Givilpunftes nicht erforderlich fei. Dies ift jebod nicht bie 
Abſicht des Entwurfes, welcher die allgemeine Negel, daß 
wegen Civilanfprüchen ſtets der Antrag des Verletzten nothe 
wendig ift, auch hier beibehalten will. Hiermit einverflans 
den, beantragt deshalb die Deputation: 

d) die Worte in Zeile 4 und 5: „wenn biefelben mit 
Vergehen in Verbindung ftchen, deren Beſtrafung 
den genannten Behörden zutommt oder” ganz aus— 
fallen zu laſſen. 

Mit diefen unter a, b, c, d beantragten Zuſaͤtzen und 
Modificationen, mit welden die Kammer den $. 99 ges 
nehmigen wolle, ift der Herr königliche Gommiffar und bes 
ziehendlich die jenfeitige Deputation einverftanden. 

Bezuͤglich der Eingangsworte: „Auch die Verwaltungs 
behörden fönnen entſcheiden“, ift noch zur Erläuterung zu 
bemerfen, daß dadurch nicht ſowohl der Gegenfag von ber 
Gompetenz der Juftizbehörden ($. 98), als vielmehr — wie 
auch in dem Worte „Lönnen” liegt — bad den Verwal⸗ 
tungsbehdrden zufichende Wahltecht, die Sache anzunehmen 
oder den Antragfteller an die Juſtizbehoͤrde zu verweifen, 
ausgebrüdt werben fol. 


Im Nahberiht heißt es: 
Zu $. 99. R 





Die im dieffeitigen Hauptberichte unter a, c und. d ges 
machten Vorſchlaͤge haben die Genehmigung der Zweiten 
136 + 
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Kammer erhalten. Dies ift- auch, materiell betrachtet, bins 
fichtüch des Vorſchlages unter b gefchehen. Nur hat diefer 
einen erläuternden Zufag dahin, 
daß zwiſchen „irrthumlich! und „eingemendeter“ ein: 
geſchoben werde: „aber rechzeitig” 
und außerdem auch eine andere Stellung erhalten. 

Nach dem Vorſchlage der unterzeichneten Deputation 
ſollte diefer Zufag nach dem Worte „vollftrekbar” Pla 
finden, um nicht auch den vorhergehenden Sagt 

„geiehieht des nicht” u. fo. m. 

ändern zu müffen. Nach dem jenfeitigen Beſchluſſe foll 
aber dieſer Sat nad) den Worten? „angetragen werben“ 
Aufnahme finden, weshalb dann der Redaction wegen ans 
flattz „gefbieht dies nicht” gefagt werden muß: „Erfolgt 
ein folder Antrag nicht.” Des fehnelleren Einverftändniffes 
halber. fchlägt die unterzeichnete Deputation den Beitritt 
vor und beantragt: 

die Faſſung sub b des Hauptberichted dahin zu 
vervolftändigen, daß fie heißt: „Ein irethümlich, aber 
rechtzeitig eingewendeter Recurs wird als Antrag auf 
Entf&eidung im einge angefehen,” auch .diefen Sat 

nicht Zeile 9 nach dem Worte: „vollftredbar,” fondern 
Beile 8 nach den Worten: „angetragen werben” einzus 
falten und deshalb die Zeile 8 befindlichen Worte: 
Geſchieht dies nicht” in die Worte: „Erfolgt ein folder 
Antrag nicht” umzuwandeln. z 
» Außerdem haben auch die Eingangsworte des Paras 
graphen in der Zweiten Kammer eine andere Saflung und 
eine weitergehende Bedeutung erhalten. Es fol nämlich 
nicht, wie am Schluſſe des diesfeitigen Hauptberichtes anges 
nommen worden ift, in ber Mahl der Verwaltungsbehoͤrde, 
begiehendlich der Gewerbegerichte, liegen, die Erörterung 
und Entſcheidung des fraglichen Civilanfpruches vorzunehe 
men; vielmehr fol für fie bei erfolgtem Anrufen ein Zwang 
hierzu vorliegen und deshalb die Faffung nad) dem Protos 
Tolle der Zweiten’ Kammer (Landtagsacten III. Abth. ©. 88) 
fo gewählt werben: 

Auch bie Verwaltungsbehörben Haben —— zu 

entſcheiden“, 
ſtatt wie der Entwurf ſagt: 

Auch die Verwaltungsbehörden Finnen — ent⸗ 

entfcheiden”. 

Die Föniglichen Commiffare haben ſich mit biefer 
allerdings zwedtmäßigen Erweiterung einverftanden erklärt, 
weshalb auch die unferzeicgnete Deputation Feinen Anftand 
nimmt, 

den Beitritt dazu anzuvathen, jedoch unter Weg- 
taffıtng bes Wortes: „Auch“, weldes aud im jenfeitigen 
Deputafionsvorfhlage, Seite 102 des Berichts, nicht 
enthalten iſt. 

Demnächft, könnte fih fragen, ob nicht die Debatte 
ber. Zweiten Kammer eine Beranlafjung geben follte, eine 
ausdrüdliche Beftimmung über die Vollſtreckbarkeit der 
vor. ber: Berwaltungsbehörbe oder dem Gemwerbegerichte ger 
ftoflenen Vergleiche zu ref Die Deputation: ift jedoch 
mit dem föniglihen Commiſſar einer und derfelben Anficht, 
daß die von den Verwaltungsbehörben über abgefchloffene 
Vergleiche aufgenommenen Pratofolle öffentliche Slaubwür- 


digkeit haben, fo daß die Erecution daraus beantragt wer: | 


den Tann, wenn fie fonft, den gefeglichen Erforderniffen 
entfprecgen. Bei biefer allfeitig auesFannten —E 
beharf es feiner ausbrhdlihen Beſtimmung. 


Endlich fol nach dem jenfgitigen Bei 

ändifden Schrift beantragt kineen Mefttufe in br 

„daß die Behörden angewiefen werden follen, für 

wohl ruͤckſichtlich des Verfahrens, als der Koften, eine 

analoge Anwendung des Gefeges vom 16. Mai 1939 
ftattfinden laſſen.“ 

Es laͤßt ſich hiergegen nicht weiter mit Grund einhal⸗ 
ten, als daß die Vorladung bei Vermeidung des Zugeftänd- 
niffes um deswillen nicht thůnlich ift, weil es fich bei dem hier 
fraglichen Verfahren nur um eine proviforifche Entſcheidung 
handelt, welcher ſich die Parteien, wenn fie nichtwollen, 
nicht zu unterwerfen brauchen. Im der Worausfegung, 
daß bie Vorladung nur bei Gelbftrafe angeorbnet werds, 
was auch von dem Eöniglichen Commiffar als richtig begeich⸗ 
net wird, rathet man an: 

die Aufnahme dieſes Antrages in die ftändifche Schrift 
zu genehmigen, 


Präfident dv. Schönfeld: Es würde nun bie Dis: 
euffion über $. 99 zu eröffnen fein. 


Referent Bürgermeifter Müller: Meine Herren! Die 
auf Seite 399 des Nachberichtes enthaltene, fogben von mir 
verlefene Stelle bezüglich der Glaubwürdigkeit der Protor 
kolle giebt mir Veranlaſſuüg, noch Etwas beizufügen. Im 
Allgemeinen ift es richtig, daß Protokolle, die vor den Mer, 
waltungsbehoͤrden oder vor den Gewerbegerichten abgefchlofe 
fen werden, allgemeine Glaubwürdigkeit genießen. Aber 
«8 wird noch die Frage einer forgfältigeren Ermägung 
unterliegen müffen, ob aus diefen Protokollen fofort dad 
Grecutionsverfahren in Gemäßheit der Civitprocefigefeüger 
bung flattfinden Fann? Es wird ſich fragen, ob, wenn 
das über einen Vergleich vor einer. Verwaltungsbehoͤrde oder 
Gewerbegericht aufgenommene Protofol an die Juſtizbe⸗ 
Hörde gelangt, diefe fofort mit der Erecution, vorwärts gehen 
kann? Die Deputation hat dies bei Abfaffung des Nach ⸗ 
berichts als felbftverftändlich. betrachtet, fie iſt jedoch nicht 
ohne Grund von dem Herrn Commiffar des Juſtizminiſteriums 
darauf aufmerkfam gemacht geworden, daß doch wohl mins 
deſtens Zweifel über diefe Frage auftauchen Eönnten und es 
wird daher, wenn man beabfichtigt, den Vergleichöprotofolien 
diejenige Kraft beizulegen, die man ihnen beilegen will, 
angemefjen fein, lieber einen Paſſus barlıber ind Geſetz aufs 
aunehmen, als ſich mit einer bloſen ferbfiverftändlihen 
Vorausfegung zu begnügen. Die Deputation Tann dem 
Herrn Regierungscommiflar für diefe Mittheilung nur dankı 
bar fein und es wird daher bie Deputation einen außs 
druͤclichen Paragraphen über dieſen Paffus noch vorfelagen- 
Diefer Paſfus gehört jedoch nach meiner Anfiht nicht for 
wohl hierher zu $. 99, wo die Angelegenheit wegen der 
Vergleichsprotofolle nur zur Sprache gefommen ift, fon 
dern diirfte hinter $. 105 um deswillen gehören, weil m 
von den Gewerbegerichten die Rebe ift und bie Einfhal 
tung der fraglichen Beſtimmung nicht blos auf bie En 
waltungöbehörden, fondern auch auf die Generbegeiht 
ſich begieht. Ich will zwar "pen betreffenden Zuſat Di 
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ankündigen; ſtelle aber im Namen der Deputation den 

Antrag, erft nach Beſchließung des $. 105 darauf einzus 

gehene 3: wiirde; ein $. 105b. einzuſchalten fein und 
diefer würde lauten: 

„Denn ſich bie Parteien vor der Verwaltungsbe⸗ 

es oder dem Gewerbegericht über einen in Gemäßheit 

. 99 bei denſelben angebrachten Anſpruch vergleichen, fo 

bat ber gehörig protofollirte Vergleich auch hier alle Wir⸗ 
kungen einer vechtöfräftigen Gntfcheidung, dergeftalt, daß 
auf Grund beffelben von dem zuftändigen Gericht das 
Vollftredungsverfahren nad) dem Gefege vom 28. Fer 
bruar 1838 $. 4 bis mit $. 84 einzuleiten ift.” 

Ich betrachte dies, mie gefagt, blos als eine Anküns 
digung und erfuche den Herrn Präfibenten, mir bei $. 105 
wieder Gelegenheit zu geben, das Nähere darüber vortragen 
zu koͤnnen. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird darüber Fein Zwei ⸗ 
fel fein, daß der vom Heren Neferenten verlefene Antrag 
zu $. 105 erft dann zur Berathung kommt, wenn $. 105 
berathen wird. Jetzt wide ich $. 99 zur Discuffion zu 
ftellen haben und ich habe zu erwarten, ob Jemand, hiezu 
das Wort ergreift? — Es ſcheint nicht, al wenn Jemand 
das Wort verlangte; ich fann daher zur Abftimmung über» 
gehen. 

In Betreff des $. 99 find vom ber Deputation vers 
ſchiedene Abänderungen vorgefchlagen worden und ich bringe 
nun biefelben der Neihe nach zur Abftimmung. Zuvoͤr⸗ 
derft follen nach dem Vorſchlage der Deputation die Ein» 
gangsworte des $. 99 eine Abänderung erleiden; ed foll 
heißen; „Auch die Verwaltungsbehörden haben — zu 
entfcheiden“ ; wogegen der Entwurf fagt: „Auch bie Vers 
waltungsbehörden koͤnnen — entſcheiden“. Die Depus 
tation ſchlaͤgt vor, dieſe Gingangsworte in der Art abs 
zuändern, wie ich foeben angegeben habe und ich frage, 
0b die Kammer died genehmigt?! — Einftims 
mig Ja. 

Die Deputation ſchlaͤgt weiter vor, unter a flatt 
„10 Thaler” in Zeile 3 zu fegen „20 Thaler“. Ich 
frage auch hier, ob die Kammer dies genehmigt? 
— Einfimmig Ja, 

Ganz daffelbe foll gefehehen in ber letzten Zeile Seite 
112 der Vorlage und ich frage auch hier, ob die Kam ⸗ 
mer mit diefer Abänderung einverffanden if? 
— Einfimmig Ja. 

Die in Zeile 4 und 5 ber Vorlage fichenden Worte; 

„wenn dieſelben mit Vergehen in Verbindung ftehen, 

deren Beftrafung den genannten Behörden zukommt oder“ 
follen nach dem Vorſchlage der, Deputation sub d Seite 62 
des $Hauptberichts in. Wegfall kommen und ich frage, 
ob die Kammer mit dem Vorſchlage ihrer Dex 
putation fi einverfiehen will? — Einfimmig Ia. 

Weiter. fchlägt die Deputation vor, die Faffung unter 
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Er Hauptberichts dahin zu bervollfiändigen, daß fie 
eißt: 

„Ein irrthümlich, aber rechtzeitig eingewendeter Re⸗ 
cuts wird, als Antrag auf Entſcheidung im Rechtswege 
angeſehen.“ 

Dieſer Sat ſoll Zeile 8 nach den Worten: „angetragen 
werben” Pla finden und idy frage, ob dies die Kams 
mer genehmigt? — Einſtimmig Ja. 

Ferner fehlägt die Deputation vor und zwar infolge 
des ſoeben getroffenen Beſchiuſſes, daß die in Beile 8 befinde 
lichen Worte: „geſchieht died nicht” vertaufcht werden mit 
den Worten: „erfolgt ein folcher Antrag nicht”, Ich frage, 
ob die Kammer fih aud mit diefer vorgeſchla— 
genen Abänderung einverfiehen will! — Eins 
fimmig Ja. 

Nah Seite 61 sub c fol endlich am Schluffe des 
Paragraphen der Zufa beigefügt werben: 

„Die Zuftizbehörden haben in ſolchen Sachen, welche 
nad) vorftehenden Beſtimmungen von den Verwaltungss 
behörden an fie abgegeben worden find, zugleich über bie 
in dem Berwaltungsverfahren erwachienen Koſten zu ers 
kennen.“ 

Genehmigen Sie auch dieſe Abaͤnderung? — 
Einſtimmig · Ia, 
Ic frage, ob die Kammer dieſem Paragras 
phen mit dem befhloffenen Modificationen 
ihren Beifall fhentt? — Eluflimmig Ja; 

Scite-399 des Nachberichts findet fich ein Deputationds 
antrag, ber dahin geht, in bie ftändifche Schrift folgenden 
Antrag aufzunehmen: 

„daß die Behörden angewiefen werden follen, ſowohl 
ruͤckſichtlich des Verfahrens, als der Koften eine anas 
loge Anwendung des Geſetzes vom 16. Mai 1839 ftatte 
finden zu laſſenꝰ. 

Ih frage die Kammer, ob fie auf Anrathen 
ihrer Deputation diefem Antrage in ber Schrift 
Play geben wil? — Einftimmig Ja, 

Somit wäre bie Abftimmung über $. 99 beenbigt. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 100. 
Gompetenz ber Gtrafgerichte, 
(SEM 1. 8. ©. 389) 
Motiven f. zu 96. 
$. 100 wirb von der Deputation zu unveraͤnderter 
Annahme empfohlen. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 100 zu ſprechen wuͤnſcht? — Wo nicht, 
fo frage id, ob die Kammer diefen Paragraph auf 
Anrathen ihrer Deputation in unveraͤnderter Weife 
annimmt? — Einftimmig Ja. 





Referent Bürgermeifter Müller: - 
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$. 101. 
Zwangsmittel. 
(S. EM. I. K. ©. 389.) 
Motiven f. zu $. 96. 
Der Hauptbericht fagt: 
Desgleichen wird auch 


. 101 » 

ur Annahme empfohlen mit dem Bemerken, daß die Be: 

A Himmungen diefed Paragraphen nur da Pla greifen, wo 

für den einzelnen Fall nicht fon eine Strafe ausdruͤcklich 

in dem einen oder anderen Paragraphen des Geſetzes vor- 

gefchrieben ift. 

‚Hier habe ich noch eine Bemerkung "aus dem Nach- 

"berichte mitzutheilenz 


$. 101 5 
ſoll nach dem jenfeitigen Befchluffe nicht hier, fondern 
zwifchen die $$, 104 und 105 aufgenommen werben, weil 
die $$. 102 bis 104 von Strafen handeln, welche durch 
Zumiderhandlungen verwirkt find, während $. 101 ledig⸗ 
ũch die Beflimmung über bie „Swangdmittel” enthält, 
welche außer im Gefee noch eine befondere Androhung 
von Seiten der Berwaltungsbehörden vorausfegen. 
Es wird dem beigeftimmt und deshalb 
ein gleicher Beſchluß vorgefchlagen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand fiber $. 101 zu ſprechen wünſcht? — Es ijt nicht 
der Fall. Nach dem, Antrage der Deputation fol, wie 
auch bereitd in der jenfeitigen Kammer befchloffen worden 
ift, $. 101 nicht hier, fondern zwifchen die $$. 104 und 
105 aufgenommen werden und ich frage, ob die Kam⸗ 
mer diefen Antrag ber Deputation zu dem ihri— 
gen maden will? — Einfiimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 102. 
Wahl der Strafart, 
(S. EM. U. 8. ©. 390.) 

Motiven f. zu $. 96. 

Der Hauptbericht fagt: 

Auch zu den 

$$. 102 bis mit 105 
ift Nichts weiter zu erwähnen, ald daß nad) ber Erklärung 
ded Herrn koͤniglichen Commiſſars in dem im $. 103 anz 
gedrohten Strafmaaße auch die Strafe für den Rüdfall 
mit inbegriffen iſt und daß das in $. 104 nach Analogie 
vom Art. 368 der Strafproceforbnung angenommene Sub: 
miffionsverfahren der unterzeichneten Deputätion als ein 
ganz geeignetes Mittel für die bier fraglichen Zwecke erfcheint, 
Diefe Paragraphen werden daher . 

zur Genehmigung 

empfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich bringe zunächft den 
$. 102 zur Discuffion. Wenn Niemand darüber fpricht, 
10 frage id, ob die Kammer diefen Paragraph nad 
Anrathen ihrer Deputation unverändert annehmen 
will? — Einftimmig 3a. 
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Referent Bürgermeifter Müller: 
$. 103. 
Strafvertwandlung und Goncurrenz. Ridfall, 
(S. EM. I 8. ©. 390.) 
Motiven f. zu $. 96. 


Yräfident v. Schönfels: Es feheint Niemand zu 
Sprechen über $. 1035 ich frage daher bie Kammer, ob fie 
denfelben ebenfalld auf Anrathen ihrer Deputation 
unverändert annehmen will? — Einftimmig Ja, 


Referent Bürgermeifter Müller: 


. 104. 
Submiffionsverfahren. 
G. EM. U. K. ©. 391.) 
Motiven f. zu $. 96. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand tiber $. 104 fprechen win? — Es iſt dies nicht 
der Fall, Derfelbe wird zur unveränderten Ans 
nahme von der Deputation empfohlen und ich frage, ob 
die Kammer hierin ihrer Deputation beitritt? 
— Einfimmig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Muͤller: 


8. 105. 
Gewerbegerichte. 
(S. EM. I. 8. ©. 391.) 

Motiven f. zu $. 96. 

Der Hauptbericht fagt: 

Die Abftimmung über $. 105 muß jedoch nach Anfiht 
der unterzeichneten Deputation mit dem Vorbehalte erfolgen, 
daß fie erft dann zur Geltung gelangt, wenn von der Kam 
mer über den befonderen Gefegentwurf, die Errichtung von 
Gewerbegerichten betreffend, Entfehließung gefaßt und dag 
felbe genehmigt fein wird. Sollte wider Erwarten dieſer 
Tegterwähnte Gefegentwurf abgelehnt werben, fo_würbe 
biernad) $. 105 der Gewerbegejegvorlage ganz in Wegfall 
kommen. 


Im Nachbericht heißt es: 


Bu $. 105 . 
ift der im dieſſeitigen Hauptbericte ausgefprochene Bor 
behalt, daß das Gefeg über Gewerbegerichte, auf welches 
bier Bezug genommen ift, überhaupt und in der angrzoge 
nen Weife von der Kammer genehmigt wird, zum ausdrii 
lichen Beſchlutz erhoben worden, was gleichfalls 
beantragt wird. 

Präftvent v. Schönfeld: Ich habe zu ermarten, od 
Jemand über $. 105 fpricht? 

Referent Vürgermeifter Müller: Ich gefatte mie 
blos die Bemerkung, daß $. 105 nicht für das ganje 
Gewerbegefeg praͤjudiciell if. Es fann alfo nicht anges 
nommen werben, daß, wenn das beigegebene Geſet zu Ye 
Gewerbegefe nicht angenommen werben fee, deshal 
aud) das Gewerbegefeß felbft fallen müßte, , Es hängt das 
Ganze nicht dergeftalt zufammen, daß das Eine ohne Dad 
Andere nicht beftehen fönnte. Daraus folgt, Daß, Zi 
aud $. 105 felbft abgelehnt wirde, was iwahrſcheinli 
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nicht der Fall fein wird, deſſen ungeachtet das ganze 
Gewerbegeſetz für fi allein in Kraft treten könnte. 

Präfident v. Schönfeld: Ih würde nun in Bezug 
auf den Vorbehalt. bes" Nachbericht eine Frage an bie 
Kammer zu richten haben. Zunaͤchſt richte ich aber die 
Srage auf $. 105, der von der Deputation zu unveräns 
derter Annahme empfohlen wird. Genehmigt alfo 
die Kammer $. 105? — Einftimmig Ja. 

Der Vorbehalt, den ich bereits erwähnte, geht dahin, 
daß das Gefeh Über Gewerbegerichte, auf welches Bezug 
genommen worden iſt, von der Kammer in der angezos 

‚genen Weiſe genehmigt wird und ich frage, ob die 
Kammer diefem Vorbehalt beitritt? — Einflims 
mig Ja, 

Referent Bürgermeifter Müller: Es würde nunmehr 
der vorhin mitgetheilte $. 105b einzuſchalten fein. Im 
Bezug darauf erlaube ich mir zu bemerken, daß die 
Herren Negierungscommiffare mit dem Inhalte und ber 
Faſſung deffelben ganz einverftanden find; ja, es rührt for 
gar die Faſſung von denfelben her und es if deshalb Fein 
Bedenken vorhanden, diefen Paragraphen in der vorhin 
mitgetheilten Weife zu genehmigen. 





Königl. Commiffar Dr. Krug: Ich erlaube mir zu 
dem vorhin von dem Herrn Neferenten verlefenen Antrage 
eine Erläuterung zu geben, da er einen Gegenftand berührt, 
auf welchen bie geehrte Kammer dur den vorliegenden 
ſchriftlichen Bericht noch nicht hinreichend vorbereitet ift. 
Die auf Seite 399 des Berichts zu lefende Bemerkung: 
„Demnächft koͤnnte ſich fragen” u. f. w. iſt veranlaßt durch 
eine in der Smweiten Kammer geftellte Anfrage, deren Ber 
deutung wohl nicht ganz richtig aufgefaßt worden ift, ins 
dem man angenommen zu haben feheint, daß darin eine 
Andeutung enthalten fei, als ob Zweifel gegen die Glaub» 
würdigkeit eines von einer Verwaltungsbehörbe legal auf 
genommenen Protokolls wenigftens möglicherweife erhoben 
werden Bönnten. Dies ift jedoch durchaus nicht der Fall. 
Die Anfrage war die, ob aus einem vor bem Gewerbe 
gerichte oder der Verwaltungsbehoͤrde abgefchloffenen Vers 
gleiche das Erecutionsverfahren ober nur der Erecutionds 
proceß angeftellt werden koͤnne? Hierbei kommt aber 
die Glaubwuͤrdigkeit der Protofolle durchaus nicht in Frage; 
denn auch der Erecutionsproceß fegt ein glaubwürdiges 
Protokoll voraus. Dagegen fann auch aus einem vor Ges 
richt abgefchloffenen Vergleiche nicht unter allen Umftänden 
das Erecutionsverfahren eingeleitet werben, fondern nur 
in dem Falle, wenn vor dem Procefgerichte in einer das 
felbft anhaͤngigen Rechtsſache ein Vergleich abgefchloffen 
worden ift. Ich erlaube mir, der geehrten Kammer bie 
Worte des Geſetzes, welches hier in Frage kommt, ſelbſt 
vorzuführen, $. 85 des Erecutionsgefeßes ſagt: 


„Die obigen, das Erecutionsverfahren betreffenden Vor⸗ 


friften find aud dann anzuwenden, wenn ein anhängiger 
Civilproceß durch einen vor dem Proceßrichter abgefchlofe 
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fenen Vergleich beendigt worben und aus diefem gericht- 
lichen Vergleiche vor eben diefem Richter die Hülfsvoll- 
ſtreckung gefucht wird.” 

Die Frage ift alfo eigentlich nur die, ob die Verwal: 
tungsbehörde und das Gewerbegericht als Proceß gericht 
anzufehen feien? Ich habe auch hierüber perfönlich nicht 
den geringften Zweifel; denn in den ihm zugewieſenen 
Sachen ift die Verwaltungsbehörbe und dad Gewerbegericht 
das Proceßgericht. Mein die Möglichkeit eines Zweifels 
Tann ich nicht in Abrede ſtellen ; es koͤnnte fogar möglicyere 
weife aus $. 99 felbft ein folcher hergeleitet werden, indem 
hier den Erfenntniffen des Gewerbegerichts nur proviſoriſche 
Geltung beigelegt ift, während doch dem Vergleiche eine 
definitive Wirkfamkeit gefichert werden muß. Auch will ich 
nicht verfchweigen, daß von Männern, denen ich ein com» 
petentes Urtheil in biefen Sachen zuſchreiben muß, Bweifel 
hierüber- gegen mich wirklich geäußert worden find. Infor 
fern würde es daher doch vielleicht rathſam fein, eine aus— 
druͤckliche Beſtimmung über die Wirkſamkeit eines vor dem 
Gewerbege ichte abgefchloffenen Vergleiches in das Geſetz 
aufzunehmen. Die Faſſung der vorgeſchlagenen Beſtim⸗ 
mung ſchließt ſich theils an das Executionsgeſetz, theils an 
das Geſetz uͤber das Verfahren in Streitigkeiten uͤber ganz 
geringe Civilanſprüche an, in welchem ebenfalls eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung über die Wirkfamkeit der Vergleiche 
enthalten ift. 

Präfident v. Schönfeld: Der vorgefchlagene $. 1055 
lautet: 

„Wenn fic die Parteien vor der Verwaltungsbes 
hoͤrde oder dem Gewerbegericht über. einen in Gemäßheit 
$. 99 bei demfelben angebrachten Anfpruch vergleichen, 
10 hat der gehörig protokollirte Vergleich auch hier alle 
Wirkungen einer rechtöfräftigen Entfcheidung, dergeftalt, 
daß auf Grund defelben von dem zuftändigen Gericht 
das Vollſtreckungsverfahren nach dem Gefege vom 28. 
Februar 1838 $. 4 bis mit $. 84 einzuleiten if.” 

Es würde nun fiber diefen Paragraphen die Discuffion 
zu eröffnen fein. 

Bürgermeifter Hennig: In der Faffung Heißt ed, 
dag aus dem protofollirten Vergleiche der Antrag auf Exe ⸗ 
cution geftellt werden koͤnne. Ich nehme nun Anftog an 
den Worten: „protoffllirten Vergleiche”; fie feheinen mir 
zu eng. Wenn überhaupt cin Vergleich vor dem Gewerbes 
gerichte abgefchloffen ift, ſo iſt es gleichviel, ob es durch 
Protofolnieberfchrift geſchehen iſt oder ob ein außergericht⸗ 
üch abgefchloffener Vergleich in einer Streitfache bei dem 
Gewerbegerichte überreicht worden iſt. Ich folte meinen, 
wenn er bei dem Gerichte überreicht wird, er biefelbe Kraft 
haben müßte, als ein Vergleich, welcher vor Gericht protos 
kollirt worden ift, fobald die Parteien vor Gericht ſich mit 
der Schrift einverftanden erflärt haben. 





König. Commiffer Dr. Krug: Dagegen würde ich 
mic) doch erklären müffen; eine ſolche Beftimmung würde 
über das Erecutionsgefeß hinausgehen. Es kann hier 
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aber doch nur die Abſicht fein, die Beflimmungen dieſes 
Geſetzes auf Vergleihe in Gewerbefahen anwendbar zu 
machen und in dem bereitö vorgeleſenen des fpeciellen Ges 
ſetzes Heißt ed: „Die ——, wenn ein anhängiger 
Civilproceß durch einen vor dem Proceprichter abgefchloffer 
nen Vergleich beendigt worden“, If aber ein Vergleich 
vor dem Procefrichter abgefchloffen worden, fo verficht es 
ſich von felbft, daß darüber ein Protokoll aufgenommen 
werden muß. 

Bürgermeifter Hennig: Wenn aber eine Schrift über- 
reicht wird und bie Parteien mittelft Protokoll fih dazu 
befennen, fo ij diefe Schrift einem protofolfirten 
Vergleiche ganz glei. Ich glaube, diefe Auffaſſung ift 
auch durch den Paragraphen, den der Herr Regierungscoms 
miffar vorlas, nicht ausgefchloffen. 

König. Commiffer Dr. Krug: Wenn die Parteien, 
die vor Gericht einen Anfpruch anhängig gemacht haben, 
ſich auf diefe Weife zu einem abgefchloffenen Vergleiche ber 
Tennen, fo glaube ich allerdings auch, daß das einem Ver 
gleiche vor Gericht gleich zu achten fein würde; allein ich 
glaube kaum, daß diefer Fall vorfommen wird, da dad 
Gewerbegericht fich nad dem Gefege vom 16. Mai 1839 
richten fol und hiernach die Sache in einem einzigen Vers 
mine abgemacht wird. 

Bürgermeifter Hennig: Damit bin ich ganz einver⸗ 
ftanden; auch ich habe vorauögefegt, daß die Sache bei 
einer Verwaltungsbehörbe oder einem Gewerbegerichte an⸗ 

haͤngig fein muß; aber der Fall fommt doch vor, daß die 
Parteien bei dem Gewerbegericht in Uneinigkeit auseinander 
gehen, fi dann vergleichen und wieder vor Gericht er- 
feinen und dann glaube ich, daß die Vergleichsſchrift, 
wenn fie fie gleich mitbringen, biefelbe Kraft haben muß, 
wie ein protofollirter Vergleich, fobald die Parteien 
fi vor dem Proceßgericht dazu bekennen. 

Präfident v. Schönfeld: Begehrt noch Jemand das 
Wort in Bezug auf die Aeußerung des Herrn Bürger 
meifterd Hennig? Es ſchien nur ein Meinungsaustaufcy 
geweſen zu fein. 

Freiherr v. Weld: Ich wollte nur darauf aufmerffam 
machen, daß, wenn Herr Bürgermeifter Hennig bei feiner 
Anſicht ſtehen bleibt, die allerdings viel für fich hat, es 
vor allen Dingen nothwendig wäre, daß er bie Güte hätte, 
eine andere demgemäße Faſſung vorzufchlagen. 

Referent Bürgermeifter Müller: Nach meiner une 
maaßgeblichen Anſicht wird das, was College Hennig beab⸗ 
fichtigt, durch die uns vorgelegte Faffung des $. 105b mit 

‚ getroffen. Es liegt von felbft darin, daß, wenn den Gerichten 


auch vor ihnen nicht abgefchloffene Vergleiche vorgelegt und 
mittelſt Anerkenntniffes zu den Acten gegeben werden, das 
durch diefe Schriften diefelbe Bedeutung bekommen, als 
wenn fie vor dem Richter ausdruͤcklich niedergefchrieben wor⸗ 
den find; denn es iſt dad eine Veftätigung des Vergleiche, 
Es ift daher ſchon im Allgemeinen darinnen enthalten, was 
der Herr Antragſteller zu vermifien ſcheint. Im Gegen. 
theil, wenn wir fo fpecialifiren wollten, fo müßten doch 
auch noch andere Fälle erwähnt werden, wenn fie getroffen 
werden follten. 

Bürgermeifter Dr. Koch: Die Zweifel des Herrn Bür 
germeifter8 Hennig erfedigen fich, wenn man fichgdie Sache 
durch ein Beifpiel praktifch vergegenwärtigt. Die Parteien 
erfcheinen vor dem Gewerbegericht und überreichen bafelbft 
eine Schrift, worin fie die Vergleichöpunfte feſtgeſtellt Haben 
Das Gewerbegericht wird füglich nicht umhin koͤnnen, ein 
Protofoll darüber aufzunchmen, worin gefagt ift, daß die 
Parteien erfchienen feien und den ſchriftlich dem Protokoll 
beigefügten Vergleich abgefchloffen haben. Iſt diefe aber 
der Fall, fo ift das, was Here College Hennig will, durch 
den Vorſchlag, welchen der Here Negierungscommiffar alt 
$. 105b beantragt hat, ganz getroffen. 

Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand das Wort begehrt? — Herr Blrgermeifter 
Hennig! 

Bürgermeifter Hennig: Ich glaube, daß nah ben 
Erklärungen, die wir von der Regierungsbank aus vernom⸗ 
men haben, es nicht nothwendig fein wird, daß ein Antrag 
eingereicht werbe, N 

Präfident v. Schönfeld: Ich dann daher nun wohl 
die Debatte über $. 1055 ſchließen und ertheile dem Herrn 
Referenten dad Schlußmwort, bafern es begehrt wird. 

Es wird darauf verzichtet.) 

Recapitulirt iſt der Paragraph bereitö; ich Fann daher 
die Frage ftcllen, ob die Kammer ben $. 105b nad 
Anrathen ihrer Deputation anzunehmen gemeint 
ift? — Einftimmig Ja. 

Wir find bei dem Ende eines Abſchnittes angelangt; 
bie Zeit ift weit vorgerückt; ic) werde daher bie Sieung 
für heute föltegen. Die nächfle Sigung beraume ich auf 
morgen Vormittags 11 Uhr an. Die Tagesordnung if 
die oben abgebrochene Berathung diber die Gewerbeordnung. 
Die heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 





Gchiuß der Sigung 7 Minuten nach 2 Uhr.) 


Berichtigung. Pen 
LM. I. 8. ©. 807, 8.11 0. 0. ließ „mehe” flatt „mh 





Redasteur H. Meinhold, Eerretär fm Koͤnigl. Minifterium des Innern, — Drud von B. ©. Teubner in Dredben. 


e Letzte Abfendung zur Poſt: am 29. Februar 1861. 
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Sechsunddreißigſte öffentlide Sigung der 
Erften Kammer am 22. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verlefung und Berichtigung des Protofolls. — Regiſtranden⸗ 
vortrag. — Entſchuldigung. — Bortgefegte Berathung des 
Berichts uͤber bie Gewerbeordnung und zwar über die 66. 106 
bis mit 120. Schlußabſtimmung und Annahme des Entwurfe. 


— 


Präfident v. Schönfels eröffnet in Anmefenheit des 
Herrn koͤniglichen Gommiffars Geheimen Raths Dr. Wein» 
lig und 37 Kammermitgliedern 11 Uhr 24 Minuten bie 
Sigung und es wird zunächft das tiber die vorhergegangene 
Sigung vom Secretär Wimmer aufgerommene Protokoll 
verlefen. 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand gegen die Faſſung des verlefenen Protokolls Etwas 
zu erinnern hat? 

Koͤnigl. Commiſſat Dr. Weinlig: Ich glaube in zwei 
Punkten eine Kleine Abweihung gehört zu haben. In 
G. 85 'iſt die Parentheferinfhaltung vom Herrn Secretaͤr 
ſo geleſen worden: „wenn Handelsinſtitute zu Stande 
kommen, der Handelsfammer”. Cs iſt aber beſchloſſen 
worden: „wenn Handelöinftitute in Frage fommen, ber 
Handelsfammer“, fo ſteht es auch im Berichte. 


Praͤſident v. Schönfeld: Dem kann fogleich abgehol- 
fen werben. 

Konigl. Commiffer Dr. Weinlig: Ferner iſt der Ein. 
gang von $. 99 nach Inhalt Seite 399 des Nachberichts 
und zwar in Gonformität mit ber Zweiten Kammer, aber 
unter Weglaffung des Wortes „auch“ beſchloſſen worden, 
ſodaß der Eingang nun nicht lautet, wie im Protokoll 
ſteht: „auch die Verwaltungsbehoͤrden haben“, fondern: „bie 
Berwaltungsbehörden haben”. 

Präfident v. Schoͤn fels: Es wird dem Folge gege⸗ 
ben werden. Wenn weiter feine Bemerkung gemacht 
wird ...... 
Bürgermeifter Hennig: Ich möchte mir auch eine 
Meine Bemerkung erlauben. Ih habe nur von folgen 

1.8. G. Abonnement.) 
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Vergleichen geſprochen, bie abgefchfoffen werben in bereits 
anhängigen Streitigkeiten. Das Lestere ift im Protofoll 
nicht mit erwähnt und ich würde bitten, daß das doch nach⸗ 
träglich bemerkt würde, 


" Serretär Wimmer: Es wird auch dad berichtigt 
werden. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Feine Erinnerung 
weiter gemacht werben will, fo ift das Protofoll ald gench» 
migt anzufehen und ih habe Se. Erlaucht Herrn Grafen 
v. Shönburg und Herrn Bürgermeifter Löhr zu ers 
ſuchen, dad Protokoll mit mir zu vollziehen. 

(Sefchieht.) 

Wir koͤnnen und num zum Vortrag aus der Regiſtrande 
wenden; Herr Seeretär Wimmer wird die Güte haben, 
diefen Vortrag und zu geben. 

(Mr. 188.) Beſchwerde der Stabtgemeinde Sebnitz 
vom 18. Februar 1861, den dem Advocat Friedrich Wil 


helm Biesler als vormaligen Stadtrichter fortzugemäi 
a — 


Präfident v. Schönfels: Gehört zum Reſſort der 
vierten Deputation. Iſt die Kammer damit einverflans 
den, daß diefe Gingabe an diefelbe verwiefen werde? — 
Einftimmig Ja. 

(Mr. 189.) Bericht der dritten Deputation der Erften 
Kammer vom 6. Februar 1861 über den Antrag des 
2 Abg. Gehe auf Erledigung des von der Zweiten 

ammer während des Landtags 1850/51 gegen mehrere 
bei demfelben auögebliebene Abgeordnete befaloffenen Ders 
luſtes der Wählbarkeit betreffend. * 

Praͤſident v. Schönfels: Diefer Bericht wird heute 
gedruckt vertheilt werden und kommt auf die Vagesords 
nung der Sisung, bie wahrſcheinlich den naͤchſten Dienſtag 
ftattfinden wird. 

(Mr. 190.) Nachbericht der Zwiſchendeputation der 
Erſten Kammer vom 21. Februar 1861 über den Ente 
wurf eines Gefeges, die Einrichtung von Gewerbegerichten 
betreffend. 

Präfident v. Schönfels: Wird ebenfalls heute oder 
foäteftend morgen gedrudt vertheilt werden und kommt 
auf eine der naͤchſten Tagesorbnungen. Das waren fämmt- 
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Herr v. Noſtiz-Wallwitz läßt ſich für heute entſchul 
digen wegen Dienfigefhäften. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen. 
Wir koͤnnen daher fogleih zur. Tagesordnung über 
gehen und ich habe den Herrn Referenten zu erfuden, dem 
Rednerſtuhl zu betreten, um und den weiteren Bericht 
über den Entwurf eines Gewerbegefeges zu 
geben. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

Achter Abſchnitt. 
Handels: und Gewerbetammern. 


$. 106. 
Algemeine Befimmmungen. 


(S. EM. IL 8. ©, 451.) 


Die Motiven zu diefem und den folgenden Para 
graphen bis zu $.118 f. EM. I. K. ©. 451. 
Der Hauptbericht fagt: 
Mit dem Inhalte der 
$$. 106 und 107 . 
iſt die Deputation einverftanden und bevorwortet felbige 


fammt der Weberfhrift zum achten Abſchnitte 
zur Genehmigung. 


Der Nahbericht fagt: 
Bum achten Abſchnitt. 


$. 106. 

Auf die im Gingange diefes Nachberichtes erwähnte 
Petition der Dresdner Handelsinnung hat die Zwilhens 
deputation ber Zweiten Kammer, nachdem die Werhands 
lungen über die Vorlage bereitö begonnen waren, einen 
Nachbericht erftattet, 

vergl. Landtagsacten, Beilage zur III. Abth. 1. Bd. 

Site 287 far 

in welchem einige weitergehende ide enthalten find. 
Sie beziehen ſich theils auf eine fchärfere Trennung der 
Hanbelsfammer von ber Gewerbefammer, zu welcher erſte⸗ 
ren auch die Fabrifinduftrie, fowie Buche, Kunft: und 
Muſikalien han del gewiefen werben fol, theils auf die Stimm» 
und Wahlberechtigung, theils auch auf die Geſchaͤfts dehand⸗ 
ums, bei den Kammern und auf deren Rechte und Bere 
pflichtungen. * 

Die unterzeichnete Deputation geftattet fich bieferhalb, 
im Allgemeinen auf den ſchon allegirten jenfeitigen Rache 
bericht und auf die fehr ausführliche und warme Befuͤrwor⸗ 
tung des Abg. Gehe,, 

Landtagsmittheilungen, Zweite Kammer, Nr. 19, 

Seite 459 fig, 

Bezug zu nehmen umb das Specielle bei den einſchlagen ⸗ 
den einzelnen Paragraphen anzuführen. Hier genügt die 
allgemeine Bemerkung, daß auch der königliche Commiffar 
zu den jenjeitigen veränderten DVorfchlägen und zu ben 
darauf in der weiten Kammer einhellig angenommenen 
Belhlüffen die Zuftimmung ertheilt hat. 


Prähdent v. Schönfeld: Es würde num die Die 
euffion über $. 106 zu exöffsen fein. Es ſcheint jedoch, 
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daß Niemand das Mort hierüber zu ergreifen wünfht, Ich 
frage daher die Kammer, ob fie nach Anrathen ihrer Der 
putation $. 106 in unveränderter Weife und zwar 
nebft der Ueberſchrift des achten Abfihnittes an- 
zunehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 107. 
Abtheilungen und Mitgliederzahl. 
(S. &.M. I. 8. ©. 470.) 


Der Hauptbericht empfiehlt diefen Paragraphen zur 
unveränderten Annahme; im Nach berichte aber heißt & 
deshalb: 

Zu $. 107. 

Diefer Paragraph fol nach dem jenfeitigen Beſchluſſe 
lauten: 

Zede derfelben beſteht aus zwei Abtheilungen: 

a) der Handelsfanımer flr Handel und Fabriken, 

b) der Gewerbefammer für die nicht in dieſe Kategorie 

gehörenden Gewerbe 
Jede Abtheilung zählt 9 bis 15 Mitglieder.” 

Aus der Vergleichung ergiebt fi, daß ſtatt ber hier 
unter a gedachten Worte e3 im Entwurf hieß: „für die 
Großgewerbe” und daß flatt der hier unter b gebrauchten 
Worte gefagt iſt: „und für die Kleingewerbe“. 

Es liege aljo gar fein materieller Uaterſchied, fondern 
nur eine beutlichere- Faffung vor, deren 

Annahme beantragt wird. 


PVräfivent.v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 107 zu ſprechen begehrt? — Es iſt dies 
nicht der Fall, Die Veränderung, welche vorgefchlagen 
worden ift, befindet ſich Seite 401 des Nachberichts und 
bezieht fich weniger auf das Materiele, als auf eine beuts 
lichere Faſſung. Die dieſſeitize Deputarion ſchlaͤgt dieſe 
Faſſung zur Annahme vor und ich frage, ob die Kamr 
mer diefer Anficht ihrer Deputation beitritt? — 
Einftimmig Ja. — 

Die Ueberſchrift zu $ 107 wird zur unveraͤn- 
derten Annahme empfohlen und id) frage, ob bie 
Kammer hierin ihrer Deputation beitritt? — Eins 
fimmig 3a. 

Ich frage num, ob die Kammer mit der befhlof* 
fenen Mobdificarion $. 107 gutheigt? — Einſtim- 
mig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

$. 108. 
Stimm: und Wahiberechtigung . 
(S. EM. I. 8. ©. 470 und 471.) 

Der Hauptbericht fagt: 

u $. 108. 
Die unter b für ar ent aus —— 
andeltreibenven aufgeſtellte Friſt von Fin eh, 
— fein mag en Stimmbercgfigung und 
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Waͤhlbarkeit eintritt, erfheint der unterzeichneten Deputaz 
„tion zu lang. Sie hält eine dreijährige Aufenthaftszeit im 
Bezirke der betreffenden Handels» und Gewerbefammer für 
völlig ausreichend. Auch fließt fie ſich der jenfeitigen Des 
— an, welche nicht blos wie der Entwurf die Bor: 

tände einer Innung, fondern überhaupt alle Mitglieder einer 
Senn dafern fie ge Ateigen ao lau aufgeftellten 

nforberungen genügen koͤnnen, als flimmberechti; 
wählbar betrachten mil. „ 8 nn 

Zu Durchführung ihrer Anſicht ſchlaͤgt daher die unter- 
zeichnete Deputation vor: 

a) die Kammer wolle fi damit einverſtanden erklären, 
daß in der dritten Zeile ftatt „fünf Jahren” gefegt 
werde: „drei Sahren“, 

b) fie wolle die Vertauſchung des in der vorlegten Zeile 
Seite 115, der Vorlage ftebenden Wortes: „Wors 
finde” mit dem Worte: „Mitgliever” genehmigen 


unt 
©) im Uebrigen $. 108 unverändert annehmen. 
Bon dem ge Eöniglihen Commiſſar ift die Zus 
fimmung zu diefen Abänderungen ausgeſprochen worden. 


Im Nahbericht heißt es: 


Bu 8. 108. 

Die Vorſchriften über Stimm» und Wahlberechtigung, 
welche nach dem Entwurfe zufammengefaßt find, find nad 
dem jenfeitigen Befchluffe in ſolche zerlegt, weiche ſich 
auf die Handelskammerabtheilung beziehen und in ſolche, 
welche für die Gewerbetammerabtheilung Geltung haben 
ſollen. "Die erfleren follen $. 1082, die legteren $. 1086 
bilden. 

Außerdem hat man fich nicht für directe, fondern für 
indirecte Wahlen durch Wahlmänner erflärt und als erftes 
Erforberniß für die active und paffive Wählbarkeit für bie 
Handeldtammern den Beſitz einer. ‚gefeglih angemeldeten 
Firma feftgeftellt. 

Hiernach foll $. 108a fo lauten: 

„Fuͤr die Handelöfammerabtheilung find 
\ A. flimmberechrigt: 
alle Kaufleute und Fabrikanten des Bezirks, welde 
a) eine nach den befichenden Beftimmungen anges 
meldete — 
b) dreißig, Jahre alt find, 
R! ae drei Jahren im Bezirke ein Ge 
haft felbftändig befeffen oder mitbefeffen haben 
und noch befiken, . 
d) im Beige des perfönlichen Stimmrecht, nad) $$. 
73 und 74 der allgemeinen Städteordnung und 
dem Erläuterungsgefege vom 7. December 1837, 
oder nad) $. 29 der Sandgemeindeordnung, ſich 
befinden oder doch daſſelbe befißen würden, wenn 
fie Bürger oder änfäffige Gemeindemitglieder 
wären; ie; 
B. wählbar al Wahlmann und Mitglied der 
Handelötammerabtheilung. 
alle Kaufleute und Kabritanten des Bezirks, welche 
den vorftehend unter a bis d aufgeftellten Bedingungen 
entfprehen und naͤchſtdem im Gewerbefteuercatafter mit 
einem orbentlichen Gewerbeftcuerbeitrage von minbeftens 
zehn Thalern in Anſatz gebracht find. 
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Die Wahl erfolgt indirect nach räumlichen Wahl 
abtheilungen. 
Die Vertreter der im Bezirke gelegenen fiscaliſchen 
und communliden Gemerbäanlagen“, wählen Ei zu ber 

Hanbdelsfammerabtheilung. 

Von mehreren Theilhabern beffelben Gefchäftes 

kann nur einer Mitglied der an FR f 

$. 1085 dagegen foll lauten: i 

‚Für die Gewerbefammerobtheilung find ſtimmbe— 
vechtigt und wählbar ale fetbftändige ABA — 
deltreibende des Bezirks, melde: 

a) feine angemelbete Firma befigen, 

b) den $. 108a unter b bis d aufgeftellten Bedingun⸗ 
gen entſprechen, 

©) Mitglieder einer Innung ($. 82B) find, oder, 
ohne dies zu fein, in dem Gewerbeſteuertataſter 
mit einem ordentlichen Gewerbefteuerbeitrage von 
mindeftend einem Thaler aufgenommen find- 

Auch hier erfolgt die Wahl indirect nach räumlichen 

Abtheilungen.“ 

Die unterzeichnete Deputation ſchließt ſich, ba ihr ins ⸗ 
beſondere auch gegen den Wegfall des Punktes d des Ents 
wurfs Fein Bebenken beigeht, der jenfeitigen Anſicht an und 
beantragt: “ 

a) $, 108a und $. 1085 in ber von ber weiten Kam ⸗ 
mer befehlufenen, oben angegebenen Weiſe anzu—⸗ 
nehmen, 

b) dem $.108a die Ueberfchrift: „Stimm: und Wahls 
berechtigung für die Handelötammer”, fowie dem 
$. 1086 die Ueberfhriit: „Stimm und Wahlbe⸗ 
rechtigung für die Gewerbekammer“ zu geben. 

Mit biefen im jenfctigen Beſchluſſe nicht, enthaltenen 
Auslaufen ift auch der königliche GCommiffar einver⸗ 

tanden. 

Bei Annahme der vorſtehend referirten Veraͤnderungen 
erledigen ns die Vorfehläge zu $. 108 des Hauptberichts 
unter a, b, c. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 108 zu fprechen wünfcht? — Da dies 
nicht ber Fall iſt, fo wende ich mich zur Abflimmung. $. 108 
fol in zwei Paragraphen zerlegt werben. Die Faſſung 
findet fih auf Seite 401 und 402 des Nachberichts. Nach ⸗ 
dem ber Herr Neferent focben diefe Faffung ber Kammer 
vorgeführt Hat, enthalte ich mich, fie nochmals zu recapis 
tulivenz bemerke aber nochmals, daß fie ſich auf Seite 401 
und 402 de Nachberichts befindet und mit den Morten 
„für die Handelsfammerabtpeilung” anfängt. Die Depus 
tation fehlägt vor, $. 108a und 1085 in der vom Herm 
Referenten vorgetragenen Weiſe zu genchmigen. Ich frage, 
ob die Kammer hierauf eingeht? — Einftimmig Ja. 

Die Ueberſchrift zu $. 108@ ſoll Tauten: „Stimm 
und Wahlberehtigung für die Handelsfammer"; 
die zu $. 108b: „Stimm» und Wahlberedtigung 
für die Gewerbefammer.” Ich frage, ob!die Kam⸗ 
mer diefe beiden Ueberfriften. genehmigtii— 
Einftimmig Ja. s 
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Referent Bürgermeifter Müller: 
’ $. 109. 
Wahlperiode, Ergänzung. 

(S. EM. U. 8. ©. 473.) 

$. 109 wird zur unveränderten Annahme empfohlen. 


Prafident v. Schönfeld: Die Deputation rathet an, 
$. 109 unverändert anzunehmen. Ich frage, ob die 
Kammer derfelben Anſicht iſt? — Einfiimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: 

110. 

— Ablehnung ber Wahl. 

G. EM. IL 8. ©. 476.) 
Der Hauptbericht fagt: " 
Zu $. 110 

ift zu erinnern, daß die Ablehnung „wegen zu hohen Alters” 
nicht innerhalb beftimmter Grenzen feitfteht, fondern fehr 
ſchwankend if. Deshalb erachtet die Deputation für ans 

gemeffen, ftatt der Worte: „zu hohen Alters” zu feßen: 

vollendeten fechzigiährigen Alters”, 

Demnächft wird nad) Anficht der unterzeichneten Der 
putation die Entſcheidung über die Zuläffigkeit eines Ab» 
lehnungsgrundes um beswillen beffer in die Hände der 

andelös und Gewerbekammern felbft zu legen fein, weil 
diefe die Verhältmiffe des Ablehnenden genauer kennen, als 
das Königliche Minifterium des Innern, 

Mit Rüdficht hierauf wird beantragt: 

im zweiten Ablage nach den Worten: „das Minis 
fterium des Innern” fortzufahren : 
„mach Gonftituirung der Kammer biefe felbft”. 

Mit biefen beiden Abänderungen, zu denen der Herr 
koͤnigliche Commiffar feine Zuftimmung gegeben hat, wird 

$. 110 zur Annahme empfohlen. 


Im Nachberihte ift Nichts zu $. 110 bemeitt. 


Praͤſident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 110 

zu ſprechen wünfcht, fo wende id) mich zur Abftimmung. 
Es find bei diefem Paragraphen zwei Abänderungen von 
der Deputation beantragt worden. Die erfte geht dahin, 
die Worte: „zu hohen Alters“ zu vertauſchen mit den 
Worten: „vollendeten 60jährigen Alters“, Ih 
frage, ob die Kammer biefem Antrag ihrer Depus 
tation beiffimmt? — Einftimmig Ja. 
"Ferner wird von ber Deputation beantragt, im zweiten 
Abfage nach den Worten: „das Minifterium des Innern” 
fortzufahren: „nach Gonftituirung der Kammer diefe ſelbſt“. 
Ich frage, ob auch diefe Abänderung von der Kam- 
mer genehmigt wird? — Einfiimmig Ja. 

Und nun frage ih, ob die Kammer dem $. 110 
in der beſchlofſenen Weife Beifall fhentt? — 
Einftimmig Ja. 5 


‚Referent Bürgermeifter Müller: 





. 111. 
PER: und Geeretäre. 
G. EM. I 8. ©. 476.) 
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Der Hauptbericht fagt: 
Zu $. 111 
wurben von ber unterzeichneten Deputation die von der 
Deputation der Zweiten Fammer angeregten Zweifel ger 
theilt, welche dahin geben: R # 
ob jede Abtheilung der Kammern getrennt für die 
Wahl des Vorftandes zu wählen habe? 
ſowie: 
ob die Wahlen der Präfidertten und des Vorſtandes 
aus dem Kreife der Mitglieder der Kammern zu erfolgen 
abe? 


und 
ob Präfident und Vorſtand ald auf drei Jahre ges 
wählt zu betrachten find? 
Der Here föniglihe Commiſſar bejahte diefe Fragen 
insgefammt und c& wird zu Befeitigung dieſer Bweifel for 
wohl, ald auch mit Rüdficht darauf, daß die Wahl ber 
Präfiventen und der VBorftände den Handeld- und Gewerbes 
Tammern füglich felbft überlaffen werden kann, folgende 
Faſſung für Abſ. 1 u. 2 des $. 111 vorgefchlagen: 
„Jede Abtheilung der Handeld- und Gewerbefammer 
wählt ihren Vorfigenden und einen Stellvertreter deſſel⸗ 
ben. Der Vorfigende der erften Abtheilung iſt zugleich 
Präfident der ganzen Kammer. Diefe Wahlen gelten 
auf drei Sahre.” 
Die geehrte Kammer wolle hiernach 
a) die Ueberſchrift und den Schlußfag des $. 111 un 
verändert annehmen, dagegen 
b) den Abfag 1 und 2 des Entwurfes ablehnen und 
dafür obige Faſſung genehmigen. 
Der Herr königliche Commiffar hat feine Zuftimmung 
erklärt. 
Im Nahbericht ift Nichts zu $. 111 bemerkt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 111 zu fprechen wuͤnſcht? — Es ift dies 
nicht der Fall; ich gehe daher zur Abftimmung über. Es 
find auch bei dieſem Paragraphen von der Deputation Abe 
änderungen vorgefchlagen. Zunaͤchſt beantragt die Depu⸗ 
tation, die Weberfchrift und den Schlußfag des $. 111 
unverändert anzunehmen. Ich frage, ob die Kam— 
mer fi mit diefer Meinung ihrer Deputation 
einverfieht? — Einftimmig Ja. * 

Die Abſaͤtze 1 und 2 des Entwurfs ſchlaͤgt die De 
putation vor abzulehnen und daflır die Faflung zu genehr 
migen, welche foeben vom Herrn Referenten vorgetragen 
worden ift und ſich auf Seite 64 des Hauptberichts befindet, 
Ich frage, ob die Kammer diefe Faffung der De 
putation anzunehmen gemeint if? — Cinflims 
mig Ia. 

Es würde num noch die Frage an die Kammer zu 
richten fein, ob fie $. 111 in der foeben befchloffe- 
nen Weife beiftfimmt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 112. 
Aufringung von Koften. 
(S. &.M. I. 8. ©. 477.) 
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Der Hauptbericht fagt: 


Bu $. 112 

haben ſich in der Depufation verfchiedene Meinungen gels 
tend gemacht. Während ſich die Majorität (v. Schönfels, 
Freiherr v, Briefen, Dr. Koch, v. Zehmen und Hennig) 
für unveränderte Beibehaltung des Paragraphen erklärt, 
wonach die Koften der Handeld- und Gewerbefammer von 
fämmtlihen fiimmberechtigten Handels» und Gewerbtreis 
benden aufzubringen find, fteht die Anficht der Minorität 
(Dperbürgermeifter Pfotenhauer und Referent) mit der Uns 
ficht der jenfeitigen Deputation im Einklange. Diefe geht 
dahin, daß in Uebereinftimmung mit der Beihülfe, welche 
den landwirthfchaftlichen Streisvereinen und dem Landes: 
eulturrathe zu Theil wird, Die Staatscaffe wenigftens theil: 
weife auch die Koften für die Handels» und Gewerbefam- 
mern, übernehme, Die Minorität findet es gleich den 
ſaͤmmtlichen Mitgliedern der Deputation der weiten Kam- 
mer unbillig, daß die Gewerbtreibenden zu den erwähnten 
Koften der Landwirthfchaft beitragen, dagegen die letztere 
von jeder Beitragöpfliht zu den Koften der erfteren befreit 
fein ſoll und fchlägt ‚daher zu Ausgleichung der beiders 
feitigen Werhältniffe und zugleich davon ausgehend, daß 
die Gemeinden der Orte, wo die Handeld» und Gewerbe 
Tammern ihren Sitz haben, recht füglich die benöthigten 
Localitäten fammt Zubehör beſchaffen können, die Äbieh- 
nung deöus, 112 und die Annahme folgender Faſſung vor: 
„Die Mitglieder der — und Gewerbekammern 
fungiren unentgeldlich. Auswaͤrtige Mitglieder haben in 


Im Nachberichte heißt es: 


* a $. 112 
hat bie Zweite Kammer einftimmig nad) der aud) von ber 
dieffeitigen Minorität (Dberbürgermeifter Pfotenhauer und 
Referent) vorgefchlagenen Faffung angenommen, 
. Die Majorität der unterzeichneten Deputation bleibe 
jedoch bei ihrem im Hauptberichte niedergelegten Votum 
ftehen und beantragt 
die Annahme von $. 112 nad) dem Entwurf, 
während die Minoritär 
den Beitritt zum jenfeitigen Befchluffe, welcher mit 
dem Minoritätsvorum Seite 65 des Hauptberichts har⸗ 
monirt, empfiehlt. 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun über $. 112 
zu ſprechen fein. 

Nittergutöbefiger Ritt ner: Ich habe die Abficht, mich 
für die Minoritär unferer Deputation zu verwenden. 
Wenn ich aud) der im Bericht niedergelegten Anſicht ber 
Majorität nicht entfcjieden entgegentreten will, daß es 
keine notwendige Gonfequenz fei, in Bezugnahme auf die 
der Landwirthſchaft in ähnlicher Weile gewährten Gelder 
auch hier die Vermittelung des Staates eintretey zu laffen, 
fo glaube ich doch, find ed Gründe der Billigkeit, die hier 
ſeht laut ſprechen und es würde namentlich mir und wohl 





Gemäßpeit von den Kammern ſelbſt zu entwerfender Res 
ulative eine Entſchaͤdigung flr ihren Neifeaufwand bei 
inberufungen zu beanfpruchen. Diefe Entfchädigung 

ift, falls die Einberufung auf sahen des Minifteriums 

des Innern oder der Regierungsbehörbe erfolgt ($. 114), 

aus der Staatscaffe zu gewähren. Ebenſo find aus 

lehterer die Secretärgehalte einſchließlich des Kanzleiauf 

wandes zu vergüiten. . 

Für ein angemeffened Local, fowie für Heizung und 
Beleuchtung haben ohne Anfpruch auf Vergütung die 
Gemeindeverwaltungen der Orte zu forgen, an welchen 
der Sig der Handels» und Gewerbefammern fid be: 

indet. 4 

ii In welcher Weife der übrige Aufwand flr letztere 

durch den Handeld« und Gewerbeftand des betreffenden 

Bezirks —— ift, beſtimmen die Regulative der 
andeld: und Gewerbefammern. Diefe Regulative be; 

N der Genehmigung des Minifteriumd des Innern. 


jorität dagegen, welche jede neue Uebernahme 
von en —— der Siaatscaſſe fernhalten will 
und. den Schluß von dem bezüglich der Landwirthſchaft 
Bereit VBeftehenden auf das hinfichtlich des Handels und 
der Gewerbe neu Einzurichtende als nothwendige Conſequenz 
nicht anerkennt, rathet 


die Ablehnung des Minoritätsvorfchlages und bie 
unveränderte Beibehaltung des $. 112 nach dem Ent» 
wurfe 
* 

Der Herr koͤnigliche Commiſſar hat feine Erklärung 
dahin abgegeben, dap, wenn der Vorſchlag der ‚jenfeitigen 
Deputation und der bieffeitigen Minorität von beiden Kam⸗ 
mern angenommen werden follte, die Staatsregierung ſich 
dagegen nicht erklaͤren werde. 
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allen den Herren in diefem Saale, die an der Vertretung 
der "Sandwirthichaft mehr oder weniger Theil nehmen, ges 
wiß nicht gut anftehen, wenn wir hier die Gründe der 
Billigfeit fo weit aus den- Augen fegen wollten, daß wir 
das, was für die Landwirthſchaft feit Jahren vom Staate 
geroährt wird, nicht im analoger Beziehung andern Ele 
menten "der Volkswirthſchaft auch gewährten. Es iſt ge: 
wiß mit voller Zuverficht zu erwarten, daß diefe Einriche 
tung, die wir ins Leben einführen, gleich fegensreich für 
ihren Geſchaͤftskreis fein wird, wie das Landwirthſchafts- 
vereinsweſen für die Landwirthſchaft in unferm Waterlande 
gewefen ift und ich muß aus dieſem Grunde mich bei der 
hohen Kammer verwenden, daß fie dem Minoritätsgutach 
ten unferer Deputation in diefem Paragraphen beitritt. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Meine Herren! Der geehrte 
Herr Vorredner hat fih, um einer Conſequenz zu begege 
nen, für Annahme des Minoritätögutachtens ausgeſprochen. 
Ich glaube denfelben richtig verftanden zu haben, wenn 
er in der Annahme des Majoritätögutachtens die Gefahr 
erblickt, daß rlickwärtögreifend auch die Pofitionen für die 
landwirthfhaftlihen Vereine, den Landesculturrath koͤnn⸗ 
ten geftrichen werden. Das ift nicht die Abficht, meine 
Herren, welde der Majoritätsantrag in ſich trägt; wohl 
aber glaubt die Majorität , darauf aufmerkfam machen zu 
follen, daß, wenn wir den Minoritätsantrag annehmen 
und derfelbe zum Geſetz erhoben wird, daraus ſich ganz 
andere Gonfequenzen folgern. Die Majorität hat geglaubt, 





«8 fi nunmehr an der Zeit, daß Ibetall die fpeciellen Ins 
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tereffen auch in finanzieller Beziehung von Denen vertreten 
werden möchten, welche dabei betheiligt find. Wollten wir 
darauf nicht eingehen, fo würden wir dahin fommen, daß 
überall, wo dergleichen Organe im fpeciellen Intereſſe eis 
zelner Branchen der Bevölkerung gefhaffen werden, dann 
immer und immer wieder Bufhlffe aus der Staatscaffe 
gewährt werben müffen. Nun, meine Herren, wir reden 
fo viel vom Selfgovernment und deffenungeachtet getraut 
ſich doch Fein Theil der Geſellſchaft, auf eigenen Füßen zu 
fiehen. : Immer und immer wieder fol der Staat hinter 
denfelben ſtehen und mit dem Geldbeutel aushelfen da, wo 
der Einzelne ſich nicht ſelbſt helfen will. Wollen wir ge 
recht fein, fo müffen wir aud dann an andere Organe, 
bie fpecielle Intereffen zu vertreten haben, aber deſſenun⸗ 
geachtet auch im Intereſſe des Staates vorhanden find, 
denfen. Ich verweife in diefer Beziehung an die am let: 
ten Landtage berathene Advocatenordnung, durch welche 
der gefammte Anwaltftand geſetzlich organifirt worden ift, 
um fi durch feine Advocatenfammern vertreten zu laſ⸗ 
fen. Es iſt und damals nicht beigefommen, den Ad» 
vocatenfammern eine Subvention aus Staatömitteln ans 
zubieten und zu gewähren. Das ift ein Beifpiel, welches 
genügen wird, um Ihnen zu zeigen, daß bei Schaffung 
derartiger neuer Organe die Staatscaffe fort und fort wird 
binzugegogen werden follen und das halte ich nicht fltr gut. 
Im Gegentheit ich meine, es füllen die einzelnen Intereffen 
und die babei Verheiligten auf ihren eigenen Füßen auch 
in Bezug auf ben Geldbedarf ihrer Vertretung flehen 
konnen. Machen wir endlich jegt damit den Anfang! 


Dberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich kann unmög- 
lich glauben, daß Sie, meine geehrteften Herren, dent An; 
tage der Minorität jegliche Beachtung werden verfagen. 
Ich glaube dies umToweniger, ald doch jedenfalls das Moment, 
daß die.jenfeitige Kammer mit Stimmeneinhelligkeit einen den 
Anfihten der Minorität entſprechenden Beſchluß bereits 
gefaßt hat, auf Ihre Entſchließung nicht ohne Einfluß fein 
wird. Die Minorität ſtimmt mit der Majorität infofern 
vollftändig Üiberein, als auch fie nicht will, dag Alles, was 
durch neue ftaatliche Einrichtungen an Koften hervorgerufen 
wird, auf die Schultern des Staats gewälzt werden foll. 
Sie hält aber an dem Vergleich mit der Landwirthſchaft 
feſt und glaubt, das, was jener recht if, dem Gewerbe 
minbeftens billig fein werde. Sie glaubt auch, die Grenzen 
der Billigkeit bei ihrem Vorſchlage nicht überfchritten zu 
haben; denn fie will nicht den Gefammtaufwand, den die 
Handeld und Gewerbekammern verurfachen, dem Staat 
zugetheilt wiffen, fondern fie will fie vertheilt haben 
zwiſchen dem Staate und benjenigen Ortſchaften, an wel 
Gen fi die Sige diefer Handels- und Gewerbefammern 
befinden werden. Bei einer fo neuen Einrichtung, bei 
einer fo totalen Umwandlung aller Verhältniffe, glaube ic, 
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lohnt es fi wohl der Mühe, einen an ſich hoͤchſt unbe⸗ 
deutenden Zuſchuß aus der Staatscaffe zu geben, um den 
neugeſchaffenen Inftituten die Ginbürgerung zu erleichtern 
und ic glaube im Sinne meines geehrten Herrn Collegen 
in der Minorität zu ſprechen, daß, wenn die geehrte Kam- 
mer dieſe Buichlffe ablehnen wollte, die Minorität ſich aus 
Billigkeits. und Nechtögefühl gebrungen fehen würde, bei 
der betreffenden Pofition des Budgets feiner Zeit auch gegen 
Fortgewährung der Unterftigungen, die zeither der Lands 
wirthſchaft gewährt worden find, zu ſtimmen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Mein geehrter Nachbar pros 
vocirt mich zu einer Erklärung, indem er meint, er fpreche 
in meinem Sinne. Ich erffäre im Gegentheil, ich werde 
für die Pofttion, welche das Budget für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Intereffen nachweiſt, flimmen. Sie ifi eine 
althergebrachte und ich möchte nicht diefen Trumpf ausge 
ſpielt haben, um mit demfelben der Anficht der Minoritdt 
zum Siege zu verhelfen. 


Kittergutöbefiger Nit t n err Einanderer Sag in ben Mor 
tiven des Herrn Buͤrgermeiſters Dr. Koch veranlaßt mich noch» 
mals das Wort zu nehmen. Er betonte in feiner Anslaffung 
ausdrüdfih, daß, wenn es fih um fpecietle Intereſſen 
banbdelte, e8 dann in der Ordnung fei, daß die dabei fpeciell 
Intereffitten die Koften für deren Verwaltung tragen 
möchten. Ich möchte mir ein paar Worte barlıber erlauben, 
daß es fich hier nicht um das ſpecielle Intereffe des Hans 
delds und Gewerbeſtandes handeln wird, ehenfo wenig wie 
die der Fall ift bei der Tätigkeit der landwirthſchaftlichen 
Vereine. Es werden fehr oft Angelegenheiten in Frage 
kommen müffen, die durchaus ſich auf das allgemeine Wohl 





des Landes beziehen. Ich will nur wenige Fälle erwähnen; 
3 B. bie Starifiif, Bolangelegenheit und dergleichen, wo 
die Regierung gewiß nicht wird umhin Können, bie Mei ⸗ 
nung der Handels- und Gewerbekammern zu hören und 
infofern glaube ich, daß die Motivirung des Herrn Buͤr⸗ 
germeiſters Koch, daß, wenn es ſich um ſpecielle Intereſſen 
handele, die Mittel des Staates nicht zu Hülfe genommen 
werden wirden, im Allgemeinen richtig fein kann, ohne 
gerade hier in dierem Falle Platz greifen zu müffen, wo 8 
fi nicht blos um fpecielle Intereſſen der betreffenden 
Gewerbe handelt. 


Vicepräfident v. Friefen: Ih muß mic aus allge: 
meinen Gründen in demfelben Sinne erklären, in welchem 
fi Herr Bürgermeifler Koch erflärt hat. Uxber zwei 
Hauptgrundfäge find wir volfommen einig, bie Majoritit 
und die Minorirätz erftens, daß nicht alle Laſten auf den 
Staat und auf das Budget gemälgt werden follen, daß 
dagjenige, was der Privatmann und ber Privatvereit 
zu tragen hat, nicht immer vom Staate Übertragen und 





ihm angefonnen werden fol und zweitens darüber, daß, 
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wie wir fo oft gehdit ‘Haben, der Staat ſich foviel als 
mögli der Einmiſchung in Privatverhältniffe, in Private 
intereffen enthalten fol und daß nicht immer mehr Gele 
genheit gegeben werben fol zu Fortſchritten einer buͤreau⸗ 
kratiſchen Wirkſamkeit, zu Einmiſchungen der Büreaufratie. 
Diefe beiden Uebelftände wuͤnſchen mir beide, Majorität 
und Minorität, einflimmig zu vermeiden. Es ift daher 
der Antrag der Minorität und der Befchluß der weiten 
Kammer diefen Grumdfägen entgegen. Ich gebe gern zu, 
daB der Staar ein Intereffe dabei und auch wohl die Vers 
pflichtung hat, die Landwirthſchaft in ihren Unternehmun« 
gen, in ihren Fortfcritten zu unterflügen und es iſt auch 
wohl gut, daß bisher eine Unterftüsung daflır gegeben 
worden ift. Uber das iſt nicht zu leugnen, daß ed doc 
auch unter den Landwirthen und zwar unter den praktiſchen 


und rationellen Landwirthen Stimmen giebt, die behaup |" 


ten, daß fih auch in die Wirkſamkeit des Landesculturraths 
nad und nach immermehr ein gewiſſes buͤreaukratiſches 
Element eingeſchlichen habe und daß dort oft theoretiiche 
Srundfäge geltend gemacht werden, die in praftifcher Bezichs 
ung für den kleinern und auc) für den größern Landwirth wirt» 
lich mitunter ſchaͤdlich und widerfprechend find. Ich will darum 
nicht gegen die Unterftügung fpreden, die der Sandmwirth: 
ſchaft gewährt wird. Mag fie fortbeftehen, fie hat gewiß 
ihre guten Seiten; aber daran muß man doch auch denken, 
daß, wenn wir die Landwirthſchaft mit einer Subvehtion 
aus Staatsmitteln, werin wir die Gewerbefammern und 
die Gewerbeftände aus Staatsmitteln unterftügen, daß dann 
die Advocatenvereine ganz mit demfelben Rechte auch für 
ihre Wirkfamkeit und ihre Situngen Unterftügungen aus 
Staatöcaffen in Anipruch nehmen fönnen. Ohne weitere 
Beiſpiele anführen zu wollen, die manchmal vielleicht ind 
Uebertriebene gehen zu koͤnnen ſcheinen, will ich nur daran 
erinnern, daß es jo immer fortgehen wird; die Unterftüt: 
ungen aus Staatscaffen werden immer größer, es wird 
Alles auf die Staatscaffe gewaͤtzt und es wird dadurch die 
Einmiſchung des Staats und die Einmifhung ber Blreaus 
tratie und der Behörden immer von ung felbft provocirt. 
Aus diefem Grunde alfo ſtimme ich gegen die Minorität 
und bleibe bei der Majorität aus einem wirktich nothwendig 
zu beachtenden Grundſatz. 

Präfident v. Schönfeld: Herr Rittner hat bereits 
zum zweiten Mal geſprochen. Ich würde ihm nur unter 
Zuſtimmung der Kammer zum dritten Male das Mort ers 
theilen Können. Ich frage, ob die Kammer Heren Nittner 
zum diitten Male das Wort ertheilen will? — Einſtim⸗ 
mig Ja. Ri 

Nitrergutöbefiger Ritt ner: ES iſt ein einziges Bart 
des Herrn Vicepräfidenten, was mid) veranlaft, noch eins 
mal aufzuftehen. Gr meint, e8 wäre im landwirthſchaft- 
licen Vereinsweſen, wenn ih ihn recht verflanden habe, 
büreaußratifcher Geiſt eingedrungen. Gegen diefe Auffaf 


Sächsische Landesbibl 


iothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


fung moͤchte ih mich verwahren. Vielleicht macht ſich 
einmal die Gelegenheit, daß der Herr Vicepraͤſident die 
Güte hat, genauer anzugeben, wie er daS verfieht. 


Vicepräfident v. Sriefen: Das Iäßt ſich im Einzelnen 
freilich fehr ſchwer angeben; aber wenn es nothwendig wäre, 
fo würde es geſchehen. Ich finde in meiner Yeußerung 
durdaus nichts Verlegendes. Es liegt in der Natur jeder 
Corporation, jeder Behörde, daß ſie ihre Wirkſamkeit fo 
viel als möglich ausdehnt und in derfelben immer mehr 
Fortſchritte zu machen ſucht. Darin liegt immer das Ber 
ftreben, fi gegen Andere und gegen die Anfichten Anderer 
immer mehr geltend zu machen. Darin beſteht am Ende 
das ganze Weien der Büreaukratie, des buͤreaukratiſchen 
Giements; das ift es umd weiter Nichts. 


Dperbürgermeifter Pfotenhauer: Ih erlaube mir 
nur auf die vorigen Worte meines verehrten Nachbars, des 
Herrn Blirgermeifterd Koch, zu erwidern, daß ich feine 
Ucbereinftimmung mit mir nicht vorausfegenb auch feine 
Ecklaͤrung nicht provocirt habe, fondern daß ich im Nas 
men meines Collegen in der Minorität, ded Heren Bürgers 
meifterd Müller, fprechen zu dürfen glaubte, 


Präfident v. Schönfels: Sofern Niemand weiter das 
Wort ergreift, kann ich wohl die Debatte ſchließen. Ich 
ertheile dem Heren Referenten dad Schlußwort. 


Referent Bürgermeifter Müller: Unter Beſtaͤtigung 
deffen, mas von dem einen Mitglied der Minorität bereits 
ausgeſprochen worben ift, muß ich allerdings bie Behaup⸗ 
tung volftändig ablehnen, daß es ſich hier um Vertretung 
foecieler Intereſſen handle. Davon kann gar nicht die 
Nede fein; denn es ftcht ausdrücklich in der Faſſung des 
betreffenden Paragraphen, daß nur dann der Neifeaufwand 
für Auswärtige vergütet werden foll, wenn die Kammern 
von der Negierung einberufen werden, alfo nicht, wenn fie 
für ihr eigene fpecielles Intereffe zufammentreten; dann 
find es allgemeine Angelegenheiten, fir welde das Land 
Intereffe hat und zwar das ganze Land; alfo von einer 
Bezahlung für fpecielle Iatereffen fol und kann nicht die 
Rede fein. Wenn man das zeitherige Princip verlaffen 
will, fo frage ich, warum man gerabe hier den Anfang 
macht? Da machen Sie doch noch einmal eine Ausnahme ; 
vielleicht wird ſich fpäter Gelegenheit finden, daß Sie dad 
neue Prineip an einem beffern Dete anfangen. Ungleich- 
heit, das läßt fich nicht in Abrede flellen, bleibt beftchen, 
wenn Sie das Minorirätsvotum und den Beſchluß der 
Zweiten Kammer ablehnen. Das wird gewiß Niemand bes 
fireiten und ich muß auch bemerken, daß auf meine Ein⸗ 
wendung, daß man, was ber Landwirthſchaft bereits ges 
währt werde, doch auch dem Gewerbe gewähren muͤſſe, 
früher eingehalten worden ift, daraus folge, daß es ber 
Landwirthſchaft entzogen werben müffez es folge aber nicht 
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daraus, daß man es dem Handel» und Gewerbeftande eben: 
falls gewähren. müſſe. Sch will auch diefen Schluß ald 
richtig zugeben; aber warum ſpricht man jetzt anders, indem 
der Lambwirthicaft die Vergünftigung verbleiben und doch 
dem Gewerbe nicht Gleiches zufommen fol? Wenn man 
Vergleiche gezogen hat in Bezug auf die Advocatenkam- 
mern, fo kann ich diefe Vergleiche durchaus nicht als 
ſchlagend anerfennenz denn dort werdeit allerdings mehr 
pecielle Intereffen vorwaltend fein und das Standesinter 
'effe vertreten. Dies fieht man auch fon, wenn man die 
Zahlen vergleicht. Wir haben in Sachſen, foviel ich weiß, 
zwar eine größere Anzahl Advocaten, als in anderen Län 
dern, ich glaube, circa 1,100. Aber ich frage, wieviel ha- 


ben wir Gewerbtreibende? Das ift eine ganz andere Zahl, 


ald die der Abvocaten. Und da die Zweite Kammer eins 


fimmig diefen kleineren Poften für den hier fraglichen Fall 
bewilligt hat, fo hoffe ih, daß die geehrte Erſte Kammer 
auch hier die Induftrie vertrete und in Schuß nehme und 
Es wird ohnedem 


ihr diefe Kleinigfeit gewähren werde. 
gefagt, die Induftrie wäre nicht gehörig vertreten in unſe ⸗ 
rer Kammer, 
wird beweifen, daß 
ten iſt. 


Präfident v. Schönfels: Es würde num noch ein 
Mitglied der Majorität das Schlußwort haben. 


Kammerherr v. Behmen: Es ift fo viel Gewicht auf 


die Gonfequenz gelegt worden im ber vorliegenden Frage. 
Sch geftatte mir aber darauf aufmerfjam zu machen, daß 
es nicht die vechte Gonfequenz ift, wenn man in der Con» 
fequenz fortfahren will, infomeit man von einem unrichtis 
gen Princip ausgegangen ift, fondern man fommt da zu 
"immer falfcheren Gonfequenzen und fo fcheint es mir zu 
gehen mit dem Beſchluß der Bweiten Kammer. Ich kann 
nur dem beipflicyten, was Herr Buͤrgermeiſter Koch ber 
merkt hat über die Anfiht, von ber die Majorität ausge⸗ 
gangen if. Daß man den landwirthichaftlichen Vereinen 
eine Unterftügung aus Staatscaſſen gegeben hat, will ich 
nicht vertheidigen; ich halte es eigentlich für einen unrich- 
tigen Grundſatz. Aber ih muß dagegen mich verwahren, 
daß, weil man hier’ unrichtige Grundfäge angewandt hat, 
man nunmehr diefe unrichtigen Grundfäge in allen ande: 
ten Faͤllen anwenden folle und deshalb bin ich gegen die 
Anficht unferer Minorität und der Zweiten Kammer, dag 
‚man den Gewerbefammern eine Unterflügung aus der 
Staarscaffe gewähren folle. Erinnern muß ich aber dabei 
noch, infomeit namentlih die Unterftügung der Induſtrie 
im Allgemeinen hereingezogen worden ift, daß wir, fo gut 
wir einen Fond haben zur Unterftügung der Landiwirth- 
ſchaft, auch einen folden fehr bedeutenden Fond zur Uns 
terſtutzung der Induſttie haben. Es find fogar fehr vielen 
Induſtriellen Unterftügungen zu ihren fpeciellen Unterneh⸗ 


—J 


Ich bin alfo überzeugt, die geehrte Kammer 
die Induftrie recht gut hier vertres 


24 


mungen aus der Staatscaffe gewährt worden; mir ift aber 
nicht erinnerlih, daß irgend ein Landwirth in gleicher 
Weiſe eine Unterftigung erhalten hätte. Wenn ferner der 
Herr Referent die Hoffnung ausſprach, daß die Erſte Kam, 
mer auch ferner die Induftrie Sachſens im Auge behalten 
und ihr ihre Befürwortung angedeihen laſſen werde, fo 
glaube ih, brauche ih nur auf die Thatfachen zurldzus 
weifen, auf die Abftimmungen der Erften Kammer und 
auf die Beſchlüſſe, die fie in diefer Beziehung gefaßt hatz 
daraus wird hervorgehen, daß fchon zeither die Erſte Kam- 
mer Sachſens auch die Induftrie Sachſens immer hoch ges 
ehrt und befördert Hat, überall wo es nur möglich ges 
weſen ift. 


Präfident v. Schönfeld: Ich werde mich nun zur 
Abftimmung wenden können. Es finden ſich bei $, 112 
Majoritaͤts · und Minoritätsanträge. Die Majorität fchlägt 
vor, den Paragraphen unverändert anzunehmen, während 
die Minortät und zwar gemeinfchaftlid mit der Zweiten 
Kammer eine andere Faffung beantragt und zwar eine 
Faſſung, die aud) dad Materielle des Paragraphen ändert, 
Die Meinung der Minorität findet fi) auf Seite 65 des 
Hauptberichts und geht offenbar weiter, als der Antrag 
der Majoritätz denn fie will, daß Entichädigungen aus 
Staatscaffen gewährt werben follen, während dies von der 
Majorität abgelehnt wird. Ich werde, da der Antrag der 
Minorität weiter gebt, als der ber Majorität, zunächſt 
die Frage auf das Minoritätgutachten ſtellen. Da dafs 
felbe wichtig ift, fo werde ich mir erlauben, es nochmals 
zu tecapituliven. Die Minorität ſchlaͤgt folgende Faſſung 
des $. 112 vor; 

„Die Mitglieder der ar und Gewerbekammern 
fungiven unentgelölich. Auswärtige Mitglieder haben 
in Gemäghet von den Kammern felbft zu entwerfender 
Regulative eine Entfhädigung für ihren Reiſeaufwand 
bei Einberufungen zu beanfpruchen. Diefe Entſchaͤdigung 
ift, falls die Einberufung auf Verlangen des Minis 
feriums des Innern oder der Regierungsbehörde Sl 
($. 114), aus der Staatscaffe zu gewähren. Ebenſo 
find aus letterer die Gecrerärgehalte einfchließlich des 
Kanzleiaufwandes zu vergüten. ” 

Für ein angemeffenes Local, fowie fir Heizung und 
Beleuhtung haben ohne Anfpruh auf Vergütung die 
Gemeindeverwaltungen ber Drte zu forgen, an welchen 


der Sig der Handels- und Gewerbefammern fih ber 
findet. 


In welcher Weife der uͤbrige Aufwand für Ichtere 
durch den Handele und Gewerbeftand des betre enden 
Bezirked aufzubringen ift, beftimmen die Regulative der 
Handelö- und Gewerbefammern. Diefe Regulative bes 
dürfen der Genehmigung des Minifteriums des Innern! 

Dies der Antrag ber Minorität. Ich frage, ob bie 
Kammer diefem Antrage der Minoritäf Beifalt 
fohentt? — Wird mit 21 gegen 16 Stimmen abgelebnt- 
Ich würde nun eine weitere Frage richten auf ben Ans 
trag der Majorität, der dahin geht, den $. 112 under⸗ 
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ändert anzunehmen. Ich frage, ob die Kammer dies 
Tem Antrage beiftimmt? — Einftimmig Ja. 
Referent Bürgermeifler Müller: . 
& 118. 
Einfepungsverorbnung. 
(S. EM. I. 8. ©. 478.) 
$ 113. wird zu unveränderter Annahme empfohlen. 


Präfibent v. Schönfels: $. 113 wird von ber De 
putation zur unveränderten Annahme empfohlen und 
ich frage, ob die Kammer derfelben hierin beitritt? 
— Einftimmig Ja. 


Neferent Bürgermeifter Müller: Dasfelbe ift der 
Fall bei 


> 


&114. 
Zufammenberufung. 
G. EM. IL’. ©. 478.) 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über den 
foeben verlefenen Paragraph das Wort ergreift, fo frage 
ih, ob die Kammer auf Anrathen ihrer Deputation 
$. 114 unverändert annehmen will? — Einftims 
mig Ja. 

Neferent Bürgermeifter Müller: 

$ 115. 
Strafe Aupenbfeibenber, 
(S. EM. 1, K. ©. 478.) 

Diefer Paragraph wird ebenfalls zu umveränderter Ar 

nahme empfohlen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Wenn Niemand hierüber 
fpricht, frage ich, ob die Kammerraud $.115 auf Ans 
rathen ihrer Deputation unverändert anzunehmen ges 
meint iſt? — Einfiimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Müller: 
116. 
Befctüffe und Wahlen. 
(©. EM. II. 8. ©. 479) 
Auch hier wird die Beibehaltung des Paragraphen 
vorgefchlagen. 

Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über $.116 
ſpricht, fo frage id, ob die Kammer, wie bie Deputa- | 
tion vorfchlägt, diefen Paragraphen anzunehmen 
gemeint if} — Einſtimmig Ia, . 

Referent Bürgermeifter Müller: 
$ 117. 
Vrotololle. 
G. L.M. I. K. ©..479.) 
Hier· heißt es im Nachbericht er 


Bu $. 117 . I 
iſt zu bemerken, daß mach dem Beſchluſſe der Zweiten 
18. G. Abonnement.) 
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Kammer bie Sigungen der Handels und Gewerbefammer 
in der Regel Öffentlich fein, dieſelben auch berechtigt fein 
a ao foweit —— 4 die 

eroͤffentlichung nicht depreciren, zu ‚veröffentlichen. Es 
fol daher & 117 fo a . ment 

nDie Bette und Gewerbefammern hals 
ten ihre Gigungen, foweit es die Kocalität 
geftatter und nicht befondere Gründe eine 
durd die Kammer zu befhliegende Ausnahme 
erfordern, öffentlich. 

Ueber jede Sigung der Handelös und Gewerbe 
Tammer oder einer ihrer Abtheilungen führt der Secre— 
tär ein Protokoll, in welchem nicht blos die Befchlüffe, 
fondern auch bie bei der Berathung von ben, einzelnen 
Mitgliedern geäußerten Anfihten und hervorgebrachten 
Gründe nieberzulegen find und deffen Veröffent- 
lihung der Handels: und Gewerbefammer 
freiftebt, fobald es fih nicht um Gutachten 
über Gegenftände handelt, deren Veröffent- 
lihung die das Gutahten verlangende Be» 
hörde ausdrüdlich verboten hat. 

Jeder Berichterftattung an das Minifterium des 
Innern oder die Negierungsbehörbe find die bezliglichen 
Protokolle beizufügen.” 


Die größer gedrudten Worte enthalten bie in ber 
Zweiten Kammer befcjloffenen Beifligungen und es 
wird $. 117 


auch von ben Unterzeichneten in biefer Maaße 
zur Genehmigung empfohlen. . 
Wenn dies genehmigt wird, wird die Ueberfchrift lau— 
ten müffen: „Sigungen und Protofolle”, was die Kammer 
befchließen wolle. 


DVräfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 117 zu fpreden wuͤnſcht? 


Seeretär dv. Egidy: Geftügt auf die Erfahrung, die 
ich durch längere Praris in der Secretärfunetion bei der 
hohen Kammer erlangt haben möchte, erlaube ich mir zu 
$. 117 eine Bemerkung. Nach der Faffung diefed Para 
graphen hat es faft das Anfehen, ald wenn verlangt werben 
fönnte, daß der Secretär nicht allein bie Belhlüffe, bie 
gefaßt worden find, fondern auch die bei der Berathung 
von einzelnen Rednern geäußerten Anſichten und vorge» 
brachten Gründe in fein Protokoll aufnehmen, alfo nicht 
blofe Schlußprotofolle, fondern fo recht ausführliche Ver⸗ 
handlungsprotokolle liefern müffe. Meine Herren, das if 
wirklich eine Zumuthung, bie kaum zu erfüllen if, Ich 
habe geglaubt, daß es fo recht in der Function des Ges 
eretärd liegt, zwar die Beſchluͤſſe, die von der Berfammlung 
gefaßt werben, getreu wiederzugeben, weil es bei beren Were 
ändnig oft auf das Wort ankommt; was. aber bie, Mo- 
tivirung und bie fpeciellen Aeußerungen, die aus dem Munde 
eines Sprechers kommen, betrifft, daß er. digfe nicht, woͤrt · 
lid) im Protokolle niederlegt, ſondern nur im Weſentlichen. 
Die wörtliche Niederlegung iſt allerdings nur Sache, eines 
Stenographen oder wenigftens eines Tachygraphen. Mit 
der hierzu gehörigen Kunſtfertigkeit iſt felbft. der befte Se 
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eretaͤr nit vertraut. Ich würde alfo wünfchen, daß hierin | 


wenden; denn fie treffen baffelbe, was bie Regierung ges 


nicht fo weit gegangen würde und ich weiß aus Erfahrung, | wollt Hat. 


daß, wenn man fo weitläufig das wiedergeben will, was in 
der Kammer gefprochen worden ift, man in cine Menge 
von Inconfequenzen fällt und dabei ſolche Schwierigkeiten 
ſich erzeugen, daß man ſich nicht mehr in der Lage befindet, 
das Hauptfächlichfte, die Quinteſſenz der Verhandlung wies 
derzugeben. Es wäre daher beffer, wenn man im Para- 
graphen nur fagte, daß nur die Befchlüffe wortgetreu wie ⸗ 
dergegeben werben follen und daß hinter dem Worte: „vor- 
gebrachten Gründe” eingerüdt würde: „im Weſentlichen“. 
Ich habe dabei zu erwaͤhnen, daß allerdings mein Wunſch 
nicht in der Faſſung des Paragraphen, wie er in der Geſetz⸗ 
vorlage enthalten ift, Beruͤckſichtigung finden kann, fondern 
vielmehr in der Faffung, wie fie im Nachberichte fteht und 
von ber jenfeitigen Kammer. bereit3 angenommen wor 
den iſt. * 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Weinlig: Die Regierung 
hat im vorliegenden Falle ein weſentliches Gewicht darauf 
zu legen, daß die Protokolle der Handelskammern nicht 
blos Beſchlußprotokolle, fondern wirkliche Verhandlungs · 
piotololle werden; denn e3 liegt in der Natur der Angeles 
genheiten, welche zur Verhandlung zu fommen pflegen, daß 
die Protokolirung bloßer Majoritätsbejhlüffe gerade nicht 
giebt, was die Regierung braucht, um fi zu orientiven. 
Sehr häufig find die wichtigſten, die werthvollſten Anfiche 
ten enthalten in denjenigen Gründen, welche die Mitglieder 
der Minorität zu Motivirung ihrer Anſichten anführen. 
Daher wurde auch überall, wo Handelöfammern beftchen, 
ein weientliches Gewicht darauf gelegt, daß nicht‘ blos 
nadte Beſchlußprotokolle den Berichten zu Grunde gelegt 
werben, fondern im Protokolle auch die Anfihten und vors 
gebrachten Gründe im Weſentlichen enthalten find. Hierin 
ſtimme ich mit dem Heren Secretär überein, daß nur im 
BVefentlihen die Anfihten und Gründe ins Protokoll 
aufzunehmen find, welche die Mitglieder ihrer Abſtimmung 
zu Grund legen. Ich folte aber meinen, daß, da hier 
nur Protokolle vorgefhrieben find und nicht ftenographifche 
Niederſchriften, man den Zuſatz: „weſentlich“ oder „im 
Weſentlichen“ entbehren könnte; denn etwas Anderes. ald 
die Vorfchrift, daß das Protokoll nicht die bloßen Vefchläffe, 
fondern aud bie der Abftimmung zu Grunde Tiegenden 
Anſichten niederlegen fol, fann das Geſetz nicht meinen. 
Ein Protokoll kann niemals, ausgenommen, was die Be 
ſchluͤſſe anlangt, eine vollftändige, wörtlihe Wiedergabe 
der Verhandlung fein und infofern kann man auch nicht 
annehmen, daß das Gejeg das habe verlangen wollen. 
Ob daher durch den Zufag, daß bie Anſichten und vor 
gebrachten Gründe im Wefentlihen nieberzulegen 
find, etwas Wefentliches gewonnen wird, das habe ich ganz 
anheim zu geben. Ich habe aber auch gegen die Aufnahme 
der Worte: „im Wefentligen” im Ganzen Nichts einzu⸗ 

i 
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Secretaͤt v. Egidy: Ich fühle mic, nach diefer Erflie 
rung des Herrn Regierungscommiſſars, die ald eine authene 
tiſche zu betrachten fein dürfte, beruhigt. Ich habe aller: 
dings zu meiner Rechtfertigung nur noch zu bemerfen, 
daß die Worte, wie fie über die Faſſungsart der Protokolle 
im Paragraphen fo ganz im Allgemeinen Hingefeltt find, 
leicht zu der Auffaffung führen koͤnnten, als ob die Abſicht 
auch noch weiter ginge, als eben interpretirt worden, alfo 
ein wörtliches Protofoliren ber geäußerten Anſichten und 
vorgebrachten Gründe verlangt werden koͤnnte. Das ift es 
eben, was mir zu meiner Bemerkung Veranlaffung gege⸗ 
ben hat; ich bin aber nun mach der authentifchen Interpres 
tation, die der Herr Megierungscommiffar gegeben hat, 
voltommen befriedigt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand weiter über $. 117 das Mort verlangt? — 
Da dies nicht der Fall ift, fo ſchließe ich die Debatte und 
ertheile dem Herrn Neferenten das Schlußwort. Es wird 
darauf verzichtet und fo gehe ich zur Abftimmung über. 
$. 117 hat in ber Zweiten Kammer mehrfache Abänderuns 
gen erfahren, welche · auf Seite 403 de3 Nachberichts ent 
halten find, Der Paragraph fol nach diefen Anfichten 
eine andere Faffung erhalten und zwar eine Faflung, bie 
mit den Worten anfängt: „Die Handelds und Gewerber 
fammern” und mit dem Worte: „beizufügen“ endigt. Ich 
frage nun, ob die Kammer diefer meuen Faffung 
diefes $. 117 beiftimmt? — Einfimmig Ja. 

Die Ueberfchrift dieſes Paragraphen fol ebenfalls 
geändert werden; fie foll nicht blos lauten, wie im Geſetz 
entwurf „Proto kolle“, jondern „Sigungen und Pros 
to kolle“ und ich frage, ob die Kammer auch diefer 
Abänderung, welche die Deputation vorfhlägt, bei» 
fimmt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: 


$. 118. 
Verpflichtung und Nechte der Handels · und Gewerbelammern. 
(S. EM. I. 8. ©. 479.) 
Der Hauptbericht fagt hierzu: 

Bu $. 118 
wird_auf Anregung der jen! 
wünfcht, daß die Regierung möglichft in 
und Gewerbeangelegenheiten die Kammern 
vorgefchlagen: a 

den Abſatz 1 fo zu faflen: 

„Die Handels und Gewerbefammern find 1% 
fiimmt, dem Minifterlum des Innern ober der & 
treffenden Nenierungsbehörbe in allgemeimen sr 
dels- und Gemerbeangelegenheiten, worlber fit n 
der Regel zu hören find, als begutactende, fahbe 
ftändige Organe zu dienen.” 





utation, welde 
Hr allen Handeldr 
befragen möge, 
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Dagegen find Abſatz 2 und Abſatz 3 
unverändert zu genehmigen. 
Gegen die hiernad vorliegende Einfchaltung im erften 
Abfage hat der Here koͤnigliche Commiffar Nichts erinnert. 


‚Im Nahbericht heißt es: 


Endlich ift in der Bweiten Kammer auch) 
, zu $. 118 

eine Erweiterung des Entwurfs befchloffen worden. Der 

felbe hat in folgender Faſſung Annahme gefunden: 
‚Die Handels- und Gewerbefammern find ber 
ſtimnit: 

a) dem Miniſterium des Innern oder der Betrefs 

fenden _Regierungsbehörde als begutachtende, 

ſachverſtaͤndige Organe in Fragen zu dienen, 

welche Handel und Gewerbe des gan» 

gi Landes oder des Bezirks angehen. 
n der Regel find fie bei jeder wid: 

1 en Angelegenheit dieſer Art zu 
ten; 

b) fie find, zugleich jede Abtheilung in 
ihrem befonderen Bereiche, die Ber: 
treter der gemeinſchaftlichen Interefs 
fen des Handel und der Gewerbe 
und deshalb befugt, felbftändige Anträge und 
Wünfhe an das Minifterium des Innern 


oder die betreffende Megierungsbehörde zu 
richten. 
Den Handelsfammerabtheilungen kann 


außerdem mit ihrer Zufimmung, in Ermans 
gelung geeigneter Örtliher Genoffenfhaften 
und Einrihrungen, die Verwaltung oder die 
Auffiht über die Verwaltung allgemeiner 
andelsinftitute — als Handelöfhulen, Bör« 
uns, Maflerwefen u. f. m. — Übertragen wers 
den, welche fih an dem Orte befinden, wo bie 
Handels« und Gewerbefammer ihren Gig hat. 
Bon jeder Handelö» und Gewerbefammer ift_all: 
jährlich ungefordert ein Bericht über die Lage des Han- 


del und der Gewerke in ihrem Bezirke an das Minis |. 


fierium des Innern zu erſtatten.“ 

Die durd den Belhluß der Zweiten Kammer feftges 
ſtellten Veränderungen des Entwurfs, welche hier ebenfalls 
durch größere Schrift marlirt find, erfcheinen der untere 
zeichneten Deputation zwedmäßig und es wird daher 
$. 118 unter Beibehaltung der im Entwwurfe geger 

benen Weberfchrift nach Maaßgabe der vorftchenden Faſ⸗ 
fung zur Annahme empfohlen. 

Dafern die Kammer dies genehmigt, ift der im Haupt 
berichte gemachte Vorſchlag als erledigt anzufehen. 


Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Zunaͤchſt erlaube 
ic) mir einen Drudfehler auf Seite 404 des Nachberichtes 
zu berichtigen. Es muß dort nämlich heißen: „Boͤrſen ⸗ 
wefen” und nicht „Buͤch er weſen“. Ferner möchte ich im 
Allgemeinen bemerken, wenn Einzelnen der Kammermitglies 
der diefer Paragraph wefentlich erweitert erfcheint gegen die 
Vorlage, daß dad materiell nicht der Fall iſt. Die Regie 
zung würde in demfelben Sinne, wie hier die Faſſung vor- 
fiegt, die Einrichtung der Handelskammern jedenfalls prak · 
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tiſch gehandhabt haben und es iſt der Unterſchied nur 
darin, daß etwas mehr im Gefege ausgeſprochen worden 
ift, was ohnehin im Sinne der Regierung gelegen hat. Es 
ift alfo unbedenklich, diefen Paragraphen anzunehmen. 


Dräfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 118 zu fprechen wunſcht? — Es ift nicht 
der Fall umd ich gehe daher zur Abftimmung fiber. Die 
neue Faſſung, wie fie von der Zweiten Kammer vorgefchlas 
gen ift und wie fie von ber dieffeitigen Deputation beans 
tragt wird, befindet ſich auf Seite 404 des Nachberichtsz 
ich enthalte mich, diefelbe zu recapitulicen, bemerke nur noch, 
was ber Herr Commiffar foeben auch gethan hat, daß ein 
Drudfehler darin vorfommt und zwar in dem Theile des 
Berichtö, der mit gefperrter Schrift gedrudt ift. Es muß 
dort heißen: „Börfen”s jtatt „Buͤcherweſen“. Ferner muß 
ich erwähnen, daß bie Deputation dieſer Faſſung Beifall 
ſchenkt und frage nun, ob die Kammer hierin ihrer - 
Deputation beipflichtet? — Einftimmig Ja. 

Berner frage ih, ob die Ueberſchrift, wie fie im 
Entwurfe zu $. 118 enthalten iſt, au Annahme 
findet? — Einftimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Miller: 

Sählußbeftimmungen. 
$. 119. 
Aufgebung Älterer Beflimmungen, 
1S. EM. 1. K. ©. 482.) 
Motiven zu $. 119 f. EM. I. K. ©. 482. 


Der Hauptbericht fagt: 


Zu $. 119 
macht fi) lediglich der Wunfch geltend: 
die hohe A wolle in der Ausführungds 
verordnung alle diejenigen älteren Geſetze und Werorde 
nungen, welche neben dem neuen Gewerbegefehe in Kraft 
verbleiben, fpeciell verzeichnen laſſen. 

Es ift gewiß ein nicht zu verfennender Webelftand, daß 
fehr viele unferer neueren Geſetze mit den Worten ſchließen: 
„Alte mit diefem Gefege im Widerſpruch ſtehenden Alteren 
Gefege und Verordnungen find aufgehoben.” Denn es 
fragt ſich nun eben in der Prayis häufig: was {ft aufge 
hoben? Nicht allzu felten zeigen ſich bierliber verſchiedene 
XUnficpten und in der Prariß iſt oft längere Zeit erforder⸗ 
lic), um bie gedachte Frage zu beantworten. Ob nun bie 
erlangte Antwort die richtige fei, iſt zuletzt wohl gar Ge- 
genftand_ der Entſcheidung verfhievener Inftanzen. Diefem 
Allen wird vorgebeugt, wenn der Gefehgeber felbft von vorn 
herein Har und beftimmt ausfpricht, welche älteren gefeglichen 
Beftimmungen und Verordnungen aufgehoben werden oder 
fie erledigen und darum dürfte auch der gedachte Wunſch 
al8 gerepiertigt erfheinen. — 

Der Herr königliche Commiſſar erklärt, daß es ohne ⸗ 
hin in ber Abſicht der Regierung liege, in die Ausführung: 
verordnung ein Verzeihniß der aufgehobenen Gefege und 
| Verordnungen aufzunehmen, für deſſen unbedingte Voll · 
| ftänpigfeit ich aber nicht wohl eine Garantie übernehmen 


‚late. 





138* 


— de/ppn200282672.863 


928 


Bei diefer Erklärung faßt man Beruhigung und 


richt 
vn AR Annahme des Paragraphen 
aus, J 
Im Nachbericht iſt Nichts zu dieſem Paragraphen 
bemerkt. 

Praͤſident v. Schönfels: Ih habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 119 das Work ergreifen will? — Herr 
v. Pofern! 

Kloſtervoigt v. Pofern: Ich fege hier voraus, daß, 
foweit das Gefeg die Oberlauſitzer Verhältniffe berührt, es 
den Provinzialftänden noch beſonders vorgelegt werben 
wird. Eine Zufiherung deshalb ift bereits von der hohen 
Staatöregierung in der Zweiten Kammer gegeben worden, 
ich beruhige mich auch hiermit; wollte es aber doch hier 
nochmals erwähnt haben zur Beruhigung der in der Ober: 
Yaufig dabei Betheiligten. 


Königl. Commiſſar Dr. Weinlig: Um die Beruhigung 
de8 geehrten Abgeordneten zu vervollftändigen, erlaube ich 
mir die in der Zweiten Kammer gegebene Erklärung noch» 
mals zu wiederholen; ſoweit die Laufiger Particularverträge 
es fordern, wird in jedem Falle dad Gefeg den Oberlaufiger 
Provinzialftänden vorgelegt werben. 


Präfident v. Schoͤnfels: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, ſo ſchließe ich die Debatte und ertheile dem 
Herrn Referenten das Schlußwort. 


Referent Buͤrgermeiſter Müller: Ich will nur dem 
ſchon im Bericht Niedergelegten noch einmal dringenden 
Ausdruck verleihen. Ich weiß wohl, daß es unmöglich 
feheint, den Wunſch der Deputation volftändig zu ers 
füllen; aber ich frage mich auch wieder: wenn ber Geſetz- 
geber felbft nicht genau von vornherein weiß, was aufge: 
hoben ift, wer fol es dann wiffen? Die Unterbehörbe ift 
am fchlimmften daran, daß ber Staatöblirger zu ihr kommt 
und da fragt: Was ift geſetzlich? Was ſchreibt das Geſetz 
vor+ Gilt diefe alte Beſtimmung oder gilt fie nicht? Da 
ſoll ic ihm nun Antwort geben und muß es am Ende 
auchz wenn nun aber die Entſcheidung reformirt wird, fo 
verliert man einen Theil feiner Autoritätz denn der Mann 
fagt mit vielem Rechte: Wenn Sie ald Spige der Obrig⸗ 
teit daS nicht wiffen, was aufgehoben ift und was nicht 
aufgehoben ift, wie follen wir es wiſſen? - Ich befcheide 
mich indeffen gern, daß der Herr Commiſſar das zu er 
reichen fuchen wird, was in diefem alle möglich ift. 


Koͤnigl. Commiſſar Dr. Weinlig: In diefer Bezich- 
ung muß ic doch ein paar Bemerkungen beifügen. Die 
Sache ift-nicht fo gefährlich, wie fie dem Herrn Referenten 
vorkommt. Ale dergleichen geſetzliche Beſtimmungen, die 
in Stage gekommen find, werden allerdings in ber Auss 
führungsverordnung in folder Weife berührt werden, daß 
darüber gewiß Fein Zweifel eriftirt, ob fie aufgehoben find 


—J 
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ober fortbeftchen; aber der Herr Referent kannte gewiß eben 
fo gut den eminenten Umfang, ich möchte fagen, die Unzahl 
älterer, die Gewerbe betreffender Beſtimmungen, die in 
unferen großen Sammelwerken niedergelegt find; er weiß; 
auch, daß in diefer Beziehung die verfchiedenen Theile des 
Codex Augusteus nicht einmal volftändig genannt werden 
koͤnnen. Alfo eine Garantie dafür, daß etwa eine Beſtim— 
mung, die vor vielleicht 300 Jahren gegeben wurbe und an 
die fein Menſch mehr gedacht hat, in einem folchen Inder 
vergeffen werden koͤnnte, kann die Regierung nicht geben 
und darum auch den Inder nicht in das Geſetz aufnehmen; 
mad aber der Herr Neferent für feine Praxis braucht, das 
wird er vollftändig in der Ausführungsverorbnung finden, 


Dräfident v. Schönfeld: $. 119 wird von ber Der 
putation zur unveränderten Annahme empfohlen und 
ich frage, ob die Kammer dem beiftimmt? — Gin 
ſtimmig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Muͤl ler: 


Ausführung ee Wirkfamteit, 
(S. EM. 1. 8. ©. 482.) 
Motiven zu 9.120 f. EM. I. K. S. 482 u. 483. 


Der Hauptbericht fagt: 
Endlich 


u $. 120 
iſt zu a daß F ſchleunigſte Inkraftſetzung des 
neuen Geſetzes ſich als um fo nothwendiger und wünſchens⸗ 
werther darftellt, je ficherer man voraudficht, daß die 
Zwiſchenzeit vielfache Verlegenpeiten für Behörden, Innun: 
gen und einzelne Betheiligte mit fih bringen wird. 





Die unterzeichnete Deputation beantragt daher: 
$. 120 mit der Ermächtigung zu genehmigen, daf, 

dafern die Staatöregierung die Feftiegung eines früheren 
Zermines für thunůch erachtet, anftatt des 1. Januars 
1862 auch ein früherer Zeitpunkt in $. 120 aufgenommen 
werden könne, — 

Von dem Herrn koͤniglichen Commiſſar wurde ſich hier- 

mit einverftanden erklärt. 
Im Nachbericht ift Nichts zu $. 120 bemerkt. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $. 120 
zu fprechen fein. — Freiherr v. Well! 


Freiherr v. Weld: Ich beabfichtige, bei $. 120 einen 
Antrag zu fielen, der freilich dem Vorſchlage der Depu⸗ 
tation, den wir forben von dem Herrn Referenten gehört 
haben, direct zuwiderlaͤuft. Ich wiirde baher bitten müflen, 
meinen Antrag jegt ſchon erwähnen zu dürfen, weil ver: 
felbe durd) Annahme des Deputationsantrags fofort erlebigf 
werben würde. Cs kommt mir nicht bei, in dem legten 
Stabium, in dem wir uns jetst befinden, no "Sturm auf 
das ganze Gefe laufen zu wollen; c& wünde bad theils 
ohne Erfolg fein, theils würde e mir micht einmal erlaubt 
fein, weil eine weitläufige Motioirung der Schlußabſtim⸗ 
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mung nicht füglich moͤglich ift, ohne wieder eine allgemeine 
Dischffion herbeizuführen. Ich ‘habe mich aber in meinem 
Gewiſſen gedrungen gefühlt, einen Ausweg zu fuchen, der 
‘mir es möglich machen würde, bod noch für dad Gefeg zu 
ſtimmen, da ich nicht verfenne, daß daſſelbe viel Zeitge— 
maͤßes und Zweckmaͤßiges enthält. Ich habe deshalb auch 
meinen Antrag fo lax ald möglich gefaßt und trete durch 
ihn den bereitd angenommenen Hauptprineipien des Ger 
fees fo wenig entgegen, daß ich vieleicht hoffen darf, daß 
er die Genehmigung der Kammer finden ‘werde. Ich will 
mir erlauben, den Antrag jest vorzulefen, den Heren Präs 
fibenten bitten, die Unterſtuͤtzungsfrage darauf zu richten 
und mir vorbehalten, ihn eventuell dann näher gu motis 
viren. Mein Antrag geht dahin: 

„In Gemeinfchaft mit der Zweiten Kammer wolle 
die Erfte Kammer in der ftändifhen Schrift die hohe 
Staatsregierung ermächtigen, Über die Zeit ber Ausführung 
diefes Gefehes den Befcluß der nächften Ständeverfammz 
lung einzuholen, wenn ihter gewiffenhaften Ueberzeugung 
nach entweder die Erfahrungen, die man bis zu dem in 
$. 120 angegebenen Zeitpunkte über die allgemeine Ges 
werbefreipeit in anderen Ländern macht oder bie Geftaltung 
der politifchen Verhältniffe in Deutfchland zu jenem Zeitz 
pa die Ausführung deffeiben in Gemäßheit $. 120 

ebenklich oder unthunlich erſcheinen laſſen.“ 


Präfident v. Schönfels: Wie ich verftanden habe, 
wird der Herr Antragſteller feinen Antrag weiter motiviren, 
wenn er in der Kammer Unterftügung findet. Ich werde 

* daher den Antrag nochmals wiederholen und dann die Uns 
terftügungsfrage darauf richten. Zu $. 120, fhlägt der Herr 
Freiherr v. Weld vor, folgenden Antrag in bie ſtaͤndiſche 
Schrift aufzunehmen: 

„In Gemeinſchaft mit der Zweiten Kammer wolle 

"die Erfte Kammer in der ftändifchen Schrift die hohe 
* Staatsregierung ermächtigen, über die Zeit der Ausfühs 
tung diefed Gefeges den Beſchluß der naͤchſten Ständer 

verfammlung einzuholen, wenn ihrer gewiflenhaften Weber» 

zeugung nach entweder die Erfahrungen, die man bis zu 

dem in $. 120 angegebenen Beitpunfte über die allge⸗ 

meine Gemwerbefreiheit in andern Ländern macht, oder 

die Geftaltung der politifchen Verhäftniffe in Deutfch- 

land zu jenem Beitpunfte die Ausführung, deffelben in 

Gemäßheit $. 120 bedenklich oder unthunlih erfcheinen 

laſſen.“ 

So der Antrag, Ich habe nun die Frage an bie 
Kammer zu richten, ob Sie dieſen Antrag unterftügt. 
— 7 Mitglieder haben ſich erhoben; es wiirde daher nit 
ganz die Zahl erfüllt fein, welde zur Unterftügung eines 
Antrages mothwendig iftz" denn diefe Zahl ift 8% Unter 
dieſen Umftänden wird aud von der weitern Motivirung 
abzufehen fein. * 
"X habe zu erwarten, ob noch Jemand weiter zu 
8. 120 das Wort ergreift? — Wenn es nicht der Fall it, 
fo gehe ich ſogleich zur Fragftellung über. Die Deputation 
beantragt: 
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„$. 120 mit der Ermaͤchtigung zu genehmigen, daß, 
dafern die Staatöregierung die Feftlegung eines früheren 
Termines für thunuch erachtet, anflatt des 1. Januars 
1862 auch ein früherer Zeitpunkt in $. 120 aufgenommen. 
werden fönne.” 

Ich frage, ob die Kammer diefen Antrag ihrer 
Deputation und zugleich die Annahme des $. 120 
genehmigt? — Gegen 1-Stimme. 

Bevor der Here Referent weiter fortfährt, habe ich 
nod Etwas zu erinnern. Bei der manchmal ſchwierig ges 
wefenen Sragftellung fann es vorgefommen fein, daß die 
Ueberfhrift der letztern Paragraphen bei der Fragſtellung 
nicht mitgetroffen worden if. Um nun deshalb fein Mo— 
nitum auffommen zu laffen, frage ih, ob die Kammer 
in den $ällen, wo bie Ueberforiften von der 
Fragftellung nit mitgetroffen worden find, 
diefelben nach dem Entwurfe genehmigt? — Ein« 
fimmig Ja. z 

Ich bitte den Herrn Referenten: fortzufahren. 


Referent Bürgermeifter Müller: Ich komme nun zu 
der Stelle des Nachberichts auf Seite 404, welche lautet: 
Schließlich Üft der geehrten Kammer vorzuſchlagen: 

a) fie wolle die im Eingange aufgezählten Petitionen, 
infoweit dies nicht fon bei den einzelnen Parar 
graphen gefchehen ift, für erledigt ertlären, felbige 
aber, fofern fie nicht bereitö bei dev, Zweiten Kam⸗ 
mer gewefen find, dahin-abgehen Laffen. : 

‚Hier muß ich num einschalten, daß während der Ver⸗ 

(gandlumgen- ſelbſt noch mehrfache Petitionen eingegangen 
find und es dürfte-wohl, wenn der. Here Prafident es 
genehmigt, hier der Zeitpunkt fein, diefe Petitionen an 
diefer Stelle noch zu erwähnen, weil mehrere diefer Pe» 
titionen gegen das ‚aligemeine Votum ‚gerichtet find, fo 
dag die Didcuffion Über diefe Petitionen hier eröffnet 
werden fann. 


Präfident v. Schoͤnfels: Ich glaube, «8 wird um 
fo zwedimäßiger fein, da diefe Petitionen fehr ſpaͤt eins 
gegangen find, daß man fie jet zur Sprache bringt, 
ehe Über den Gefegentwurf im Allgemeinen abgeftimmt wird. 


Neferent Bürgermeifter Müller: Ich habe zundchft 
eine Petition der Leipziger Innungen, das Gewerbes 
geſetz betreffend, zu erwähnen. Diefe Petition ift jedoch 
nicht von den, Innungen vollzogen, fondern nur von 
einzelnen Handwerkern und Petenten. Als Petition der 
Innungen, wie fie in der Ueberſchrift bezeichnet ift, kann 
fie alfo nicht angefehen werden. Das hat-aber feinen 
Einfluß auf das Materielle der Sache ſelbſt. Die Pe— 
tenten beantragen: 

daß, der ganze Gefegentwurf ızurüdgelegt und die 
Staatöregierung erſucht werde, eine, an derweite Vorlage zu 
bewirken, ein Gewerbegeſetz aber nur mit Betheiligung deß 





Gewerbeftandes felbft ins Leben zu rufen.” 
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Moteirt ifi diefe Petition außer allgemeinen Bemer⸗ 

Zungen, aͤhnlich wie fie in dem gedrudten Protefte enthal» 
ten find, welder im Eingange des Nahberichtes mit aufs 
geführt worden ift, durch folgende wenige Specialitäten: 
Sie verlangt nämlich den Zwang zu Prüfungen und den 
Zwang zu Befähigungsnadhweifen. Was diefe Punkte 
betrifft, fo ift hierüber ſchon das Nöthige der Kammer mit: 
getheitt worden bei den betreffenden Paragraphen; etwas 
Neues ift alfo darlıber nicht zu fagen. Ferner wüͤnſchen 
die Petenten, daß Lehrzwang auögefprochen werden foll 
und daß rücfichtlid der Bildung der Lehrlinge mehr 
hierauf bezügliche Beſtimmungen in den von ihnen vers 
langten neuen Gefegentwurf aufgenommen werden möchs 
ten, als in dem jegigen Entwurfe enthalten find. Sie 
ſprechen fi) namentlich dagegen aus, daß der Eehrling gar 
nicht mehr gezwungen werden folle, den Contract zu er- 
füllen und die ausbedungene Lehrzeit auszuhalten. Sie 
glauben, nad) den Beftimmungen des vorliegenden Gefeß: 
entwurfs koͤnne der Lehrling ohne Weiteres den Contract 
brechen und aus ber Lehrzeit fortgehen, ohne daß dies eine 
Bedeutung habe, Dies ift nun offenbar ein Irethum der 
Petentenz denn es verfteht fi) wohl ganz von felbft, daß 
ein Lehrcontract gehalten werden muß; ſchon nad dem 
Civilrechte iſt dies erforderlich und wir haben außerdem 
noch eine Disciplinarbefiimmung hinzugefügt. Wenn der 
Lehrling ohne Grund entweicht, fo wird dies nicht gebilligt, 
fondern er wird nach Befinden mit acht Tagen Gefängniß 
beftraft. Dieſer Paffus würde alfo auch erledigt fein. 
Ferner wuͤnſchen die Petenten Innungszwang. In diefer 
Hinſicht muß id) erwähnen, was ich bei $. 82 fig. der ger 
ehrten Kammer bereitd vorgetragen habe. Die Deputation 
geht von der Anficht aus, daß es nicht möglich fei, ohne 
auf indirecte Weiſe wieder das Verbietungsrecht einzu: 
führen. Dann heißt es am Schluffe der Petition: 

Aebrigens bürfte es im Intereſſe der Stadtgemeinde 
liegen, wenn Denjenigen, welche ein Gewerbe felbftändig 
betreiben wollen, nach wie vor die Erlangung des Bür: 
gerrechts zur Vorfchrift gemacht würde.” 

Dies iſt ebenfalls ein Irrthum der Petentenz benn 
es ift in diefer Beziehung ja Nichts geändert, die Städte 
ordnung bleibt befichen, ja es hat- unfere Kammer fogar 
noch die Beſtimmung hinzugefügt, daß die Anmelde 
ſcheine nicht eher ausgehändigt werden follten, als bis 


der Wetreffende das Bürgerrecht, der flädtiichen Gemeinde | 


erlangt hat. Es kann alfo die Deputation dieſe Petis 
tion zur Berückſichtigung nicht empfehlen. 


An diefe Petition, welche von Leipzig ausgeht, haben | 


ſich mehrere andere angefchloffen und man ficht ganz deut, 
lich, daß eine Veranlaffung von Leipzig aus an einzelne 
Orte, wenn nicht an alle Orte ergangen iſt. Es ift ine) 
folge deſſen aus Baugen eine Petition eingegangen von 
mehreren Innungen mit Ausnahme der Weber-, ſowie der 
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Bimmermannds und der Maurerinnung, in welcher in der 
Hauptfache danz daffelbe, wie in der Leipziger Petition, 
angeführt worden iſt. Die Petenten verfichern aber ganz 
ausdrüdlich, fie hätten ſich eine Abſchrift der Leipziger Per 
tition kommen laffen und die Petition aus eigenem Ans 
triebe gemacht; es fei alfo feine Petitionenfabrif vorhanden, 
In der Sache felbft führen fie an, daß nach ihrer Anficht 
ſtrengere Beftimmungen über die Lehrlinge hätten aufges 
nommen werden follen. Die Prüfungen wollen fie eben: 
falls für die Lehrlinge und für die Meifter beibehalten 
wiffen. Was die Lehrlinge betrifft, fo fügen fie ſich darauf, 
daß es ja in anderen Verhäftniffen viel firenger mit der 
Prüfung genommen werde und man hätte daher auch hier 
firenger fein follen. Sie verlangen weiter, daß der Wander 
zwang nicht aufgehoben werben möge. Es fei zwar wahr, 
daß durch Verführung Mancher auf der Wanderſchaft unters 
gegangen feiz aber der Wanderzwang habe doch auch viele 
gute Folgen mit gehabt. Endlich fagen fie, daß nament⸗ 
lich in ihrem Orte die Schuhmadjer, Fleifher und Weiße 
bäder dergeftalt in gefchloffenen Innungen fi) befänden, 
daß fie dadurch Privatrechte erlangt hätten und diefe koͤnn⸗ 
ten nicht ohne Weiteres aufgehoben werden; es müßten 
wenigftens dafür Entfhädigungen nad) Maafgabe der Kaufe 
gelber gegeben werden. Nun, das ift ein Paffus, ber bad 
Entſchaͤdigungsgeſetz betrifft, welches fpäter vorgetragen wer⸗ 
den wird, Es follen ja dergleichen" Rechte nicht unentgelds 
lich aufgehoben werden. Schließlich ſprechen fie ſich im 
Gegenfag zu den meiften Petenten gegen Affociationen aud. 
Sie fagen: 

„durch foldhe Affociationen wird der Gelbariftofratie, 
der wir vor allen anderen Ueberhebungen ung am meiften 
abhold erklären müffen, ein hauptfächlicher Vorſchub ger 
leiſtet werden.” * . 

Am Schluffe ftellen fie daſſelbe Petitum, wie bie Leipr 
siger Petition. 

In einer ganz allgemeinen Clauſel treten bie Innun 
gen von Löbau bei; da heißt ed: 

der von den Innungen in Leipzig an bie hohe fähr 
filhe Erfte Ständefammer im Januar d. I. gerichteten Pes 
tition treten in ihrem ganzen Inhalte bie Ämmitigen in 
Löbau beftehenden Innungen hierdurd) bei.” 

Nach demfelben Formular Liegt auch ein Beitritt aus 
Bittau vor, ganz mit denfelben Worten. Daß man aber 
sht, daß die Petenten boch nicht, fo recht im Klaren mit 
fi) ſelbſt find, kann ich verfihern; denn diefe Anfchlußr 
petition von gittou ift, anftatt in die hohe Kammer des 
Königreichs Sachſens zu gelangen, in bie Hände des Vor⸗ 
fichers des Gemwerbevereins in Bautzen gekommen und Dit 
fer giebt fie mittelft Schrift an ung ab und fagt: fie fl 
wohl aus Irrihum an ihm gelangt und er erlaube ſich, Die 
felbe an den eigentlichen Drt ihrer Beftimmung abzuſenden 
Woher der Mann weiß, daß fie an die Erſte Kammer hat 
gerichtet werden follen, vermag ich nicht anzugeben. 


— 





931 


Eine ausführlich motivirte Petition ift ferner zu ers 
wähnen von ber Tiſchlerinnung in Leipzig. Es find in 
derfelben in der Hauptfache .diefelben Grundfäge ausge: 
ſprochen, welche in dem mehrfach erwähnten offenen Pros 
tefte enthalten umd alle gemeiner Natur find. Am Schluffe 
iſt die Bitte angefügt: 

„Die hohe Kammer wolle dem Entwurfe ihre Zuftim- 
mung nicht ertheilen, vielmehr die Staatsregierung darum 
erfuchen, daß diefelbe einen anderweiten Entwurf, bei defjen 
Bearbeitung die Gemwerbtreibenden felbft gehört worden, 
— ordentlichen Landtage zur Berathung vor⸗ 

ge. 

Es enthält alfo dieſe Petition ganz daffelbe, was die 
anderen fchon vorhin erwähnten Petitionen von Leipzig bes 
fogen. Namentlich wird Gewicht darauf gelegt, daß bie 
Gewerbtreibenden bei Entwerfung einer Gewerbeordnung 
felbft gehört werben follten. Nun das ift ſchon früher 
geſchehen im Jahre 1849 if die Arbeitercommiffion zus 
fammengerufen und gehört, dann aber ift der Entwurf 
von 1857 allgemein befannt gemacht worden und es haben 
fi auch mehrere Gewerbe und Innungen darüber aus- 
‚gefprochen. 

An diefe Petition ſchließt fi eine von der Tiſchler⸗ 
innung in Glauchau an. Aus einer Stelle, die ih Ihnen 
daraus vorlefen wi, werden Sie den Standpunkt erkennen, 
welchen die Petenten einnehmen. Sie ſprechen ſich näm- 
lich gegen den Entwurf aus und fagen: 

„benn wenn fchon in einer fo großen Stadt, wie Leip⸗ 
zig, den Zifchlern die Befürhtung überfommen ift, durd 
das Gewerbegefeg in ihrem Gewerbe fehr beeinträchtigt zu 
werden, fo muß dies in einer kleinen Stadt, wie Glauchau, 
noch viel mehr der Fall fein.” 

Sie flrchten ſich alfo, weil fi die Leipziger Innun- 
gen fürchten. Mit wenigen Worten haben ſich die Ziſch · 
lerinnungen in Leisnig und in Noſſen der Leipziger Petition 
ebenfalls angefchloffen. 

Dies waren die Petitionen, uͤber welche ich nachträge 
lich noch zu berichten hatte. Ihre Deputation hat biefel: 
ben eingehend geprüft und fehlägt ber hohen Kammer vor, 
fie insgefammt als erledigt zu erklären und foweit dies 
nicht der Fall ift, auf fich beruhen zu laffen, was naments 
lich durd die Hauptabftimmung über den Geſetentwurf 
ſich ergeben wird. An die Zweite Kammer ſind dieſelben 
indgefamm? nicht gerichtet; fie brauchen alſo, da fie abs 
fälig befchieden werden, auch nicht dahin abgegeben zu 
werben. 

Präfident v. Schoͤn fels: Es würde nun Gelegenheit 
fein, das Wort über diefe Petitionen zu ergreifen, fofern 
Jemand Neigung dazu hat. 

Kioftervoigt v. Pofern: Meine Herren! ES ift aller 
dings fehr zu beklagen, daß diefe zum Theil fo inhalt: 
ſchweren Petitionen und Protefte erft fo fpät an und ger 
langt find. Doch fie find an und gelangt, das iſt eine 
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Thatfache und ich follte doch meinen, daß den bei biefer 
hochwichtigen Frage unmittelbar und am meiften Bethei- 
ligten ein gewichtiges, richtiges und gefchärftes Urtheil zur 
zütrauen fei und deshalb wuͤnſche ich, daß dieſe Petitionen, 
bevor die höhe Staatöregierung ſich entfchließt, das Ger 
werbegeſetz zu erlaffen, nochmals einer reiflihen, ernſten 
Prüfung unterzogen werden. Meine Herren, trog meines 
wahrlich vedlichen Bemühens, indem ich faft alle Schriften 
für und gegen die Gewerbefreipeit gelefen und ber 
fändifchen Discuffion darüber mit Aufmerkſamkeit gefolgt 
bin, if es aud mir noch nicht gelungen, von ber Ueber» 
zeugung loszukommen, daß, wenigftens für unſre ſaͤchſiſchen 
Buftände, eine blofe Reform unferer gewerblichen Verhaͤlt⸗ 
niffe einer voliftändigen Gewerbefreiheit, wie fie dieſes Ges 
feg unferm Sande geben will, vorzuziehen gewefen ſei. Ich 
habe die Befürchtung nicht los werden koͤnnen, daß durch 
diefen Gefegentwurf unfer Mittelftand, dieſer hochachtbare 
Bürgerſtand ruinirt werden und mehr und mehr verarmen, 
das Profetariat überhandnehmen, dad Capital aber immer ' 
mehr und mehr zur Herrſchaft gelangen werde, daß ferner 
die Beinen Städte mindeſtens ſehr große Nachteile Dadurch 
erleiden und dieſes Gefeh in unferm Lande große Leiden 
und Unzufriedenheit hervorrufen werde. Meine Herren, 
Sie werden mir freilich einhalten: dad hätte ich bei ber 
allgemeinen Debatte fagen follen. Freilich; allein ich war 
damals leider fehr unmohl, mußte mir aber auch auf der 
andern Seite fagen: bein Neben bagegen iſt doch unnlit. 
Die hohe weite Kammer ift bis auf eine Stimme dem 
Geſetzentwurf bereitd beigetreten, unfere Deputation ift auch 
für denfelben, die Vertreter der Städte in der Bweiten 
Kamıner, fowie in diefer Kammer haben nichts Weſentliches 
gegen dad Gefeh erinnert, alfo, was würde es mir nuͤtzen? 
Ich habe daher gedacht: ich will vorerft ſchweigen, vieleicht 
tritt ein Anderer auf, dem du dich anfchliefen kannſt, und 
da habe ich es ‚hingehen laffen, denkend, da du mit beiner 
Anſicht fo ganz vereinfamt baftehft, iſt doch wohl dein Urs 
theil ein nicht ganz richtiges. Da aber inzwiſchen biefe 
vielen Petitionen noch eingegangen find, fo kann ich dazu 
nicht ſchweigen und will wenigftens hiermit auf ihre Wich⸗ 
tigkeit aufmerffam gemacht haben und nur noch erflären, 
daß ich gegen das vorliegende Geſetz ſtimmen werde und 
wenn ich auch der Einzige fein ſollte. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter über die vom Herrn Neferenten vorgetrager 
nen Petitionen Etwas zu bemerken hat? 


Staatöminifter Freiherr v. Beuft: Jemehr gewiß bie 
Gewiffenhaftigkeit zu achten ift, welche den geehrten Herrn 
Vorredner zu den fo eben vernommenen Aeußerungen ver— 
anlaßte, um fo mehr glaube ich auch, es ihm felbft ſchuldig 
zu fein, einige Worte Seiten der Staatsregierung hinzuzu⸗ 





fügen, um kurz die Gründe darzulegen, warum fie auf 
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feinen Wunſch ‚nicht würde eingehen Tonnen. Es if in 
diefer, wie in der jenfeitigen Kammer von mir bereits her» 
vorgehoben worden, daß die Regierung fehr überlegt und 
nit mit Ueberſtuͤrzung an die Vorlage diefes Entwurfs 
gegangen ift und daß biefelben Fragen, welche Sie in uns 
zähligen Petitionen angeregt finden, fowohl von Geiten 
der Staatöregierung, als auch von andern Kreifen wieder 
holt in Erwägung gezogen worden find. Ebenſo wenig 
hat aber auch die Negierung ſich darüber einer Taͤuſchung 
hingegeben, daß, nachdem dieſes Geſetz durd) die Berathung 
beider Kammern burchgegangen fein werbe, darüber in ver- 
ſchiedenen Kreifen der Betheiligten lebhafte Klagen laut werben 
und auch außerhalb derfelben im Publikum Anklang finden 
würden. Daß diefe Petitionen gerade jest und fo fpät 
an bie Kammern gelangen, darin möge der geehrte Herr 
Vorredner einen Beweis erkennen dafür, daf ihrem Inhalte 
nit ein zu hoher Werth beigelegt werden darf.» Diefe 
Petitionen kommen fpät, weil fie zum Theil mit vieler 
Mühe durch Agitationen zu Stande gebracht worden 
find und fie erfcheinen infolge ihres fpäten Eingehens nicht 
eben mehr ald der Ausdruck eines urfprünglichen, felbftändigen 
Gefühls, fondern als der Ausdrud von Einwendungen, zu 
welchen man infolge mandjer Ruͤckſprachen und angerege 
ter Befürchtungen gelangt if. Wollte die Regierung 
‚aber, nachdem ber fefte Entfehluß gefaßt und die Genehs 
migung von beiden Kammern ertheilt worden ift, das 
Geſetz demnaͤchſt in Ausführung zu bringen, hierüber noch 
die mindeften Zweifel beftehen laffen und dadurch einem 
Wunſche, wie ihn der Herr Vorredner ausſprach, Rech⸗ 
nung tragen, fo würde fie nach meiner innigften Ueber 
zeugung gerade ben betheiligten Kreifen feinen guten 
Dienft leiften. Es kommt nad Anficht der Regierung 
jetzt gerade darauf an, daß bie beiheiligten Gemerbtreis 
benden ihre neue Aufgabe muthig und entfchloffen aufe 
faffen und ſich nicht falf‘yen Hoffnungen über die Dauer 
eines Proviforiums hingeben, durch welches fie Nichts ge 
winnen Tonnen und es dürfte in diefer Beziehung, wie 
ich bereits in jener Kammer erwähnte, die Erfahrung, 
welche wir mit dem Gefegentwurf von 1857 machten, 
deutlich beweifen, daß der intelligentere Theil der Ger 
werbtreibenden ein ſolches Proviforium und Alles, was 
einen längeren Uebergang oder eine Halbheit in dem ein. 
zufühtenden Syſteme begründen würde, entſchieden aus 
rüuckweiſt. * * 
Kloſtervoigt v. Pofern: Darf ih nochmais ſprechen? 
Nur zwei kurze Worte. Ich will zugeben, daß mein Ur— 
theil ein vielleicht zu aͤngſtliches fein mag; aber da id num 
einmal meine Meberzeugung habe, fo hielt ich es auch flır 
meine Pflicht, fie noch im gegenwärtigen Xugenblide aus: 
zuſprechen. Meine Herren, ich habe feit mehr als 30 
Sahren in diefem Saale für ale wohl erworbenen Rechte, 
mochten fie mir gehören oder Andern, geſprochen oder mich 
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wenigſtens fiir deren volle Entfchäbigung „verwendet; ich 
bin ftet für fie in die Schranken getreten, auch zu Beiten, 
wo es nicht fo leicht und ungefährlich war, als jettz ich 
thue es alſo auch fuͤr die Rechte der alten ehrwürdigen 
Innungen und da es mir nach der Landtagsordnung nicht 
verftattet ift, meine Anſichten weiter zu,motiviren, fo wif. 
ich es jegt wenigftend mit meinem „Nein !""bethätigen. 


Graf v. Stolberg: Ih will hiermit meine Zuſtim⸗ 
mung zu dem, was Herr v. Pofern erklärt har, ausfpredhen. 


Graf zu Solms: Wildenfels: Die Rede des gu. 
ehrten Heren Sprechers vor mir beftimmt mid), nur mit: 
wenigen Worten zu fagen, daß ich ihr im vollſten Maafe 
beipflichte. Sch will Die gechrte Kammer nicht länger auf⸗ 
halten und daher nur kurz erklären zur Motivirung: mir 
find die Berhältniffe in meiner Heimath fo genau bekannt, 
daß ich wohl fagen kann, mein Wunſch wäre gerechtfertigt, 
es möchte ein anderer Beichluß gefaßt worden fein. Nar 
mentlich hatte ich gehofft, daß der Antrag des Freiherrn v. 
Welck durchgehen würde. Da bad aber nicht ber Fall ge 
wefen ift, fo wiederhole ich, daß ich meine Abſtimmung mit 
Nein!” abgeben werde, wie die beiden Herren Vorrebner, 


Freiherr v. Weld: Die Gründe, welche mich vorhin. 
bewogen hatten, einen Antrag zu ftellen, waren ganz dies 
felben, welche Herr v. Pofern focben ausgefproden hat, 
Ich hatte mir vorgenommen, diefelben noch näher zu moti · 
diren; da aber die hohe Kammer nicht gewuͤnſcht bat, dieſe 
Gründe zu hören, fo kann ich mit Gewißheit voransfegen, 
daß fie eben fo wenig wuͤnſchen wird, daß ich fie jest bei 
einer anderen Gelegenheit noch vorzubringen ſuche. Ich 
füge daher nur hinzu, daß es mir Leid thut, unter dieſen 
Umfländen nun auch gegen das Gefeg mit „Nein !" im 
men zu müſſen. i 

Kammerherr v. Behmen: Meine Herren, ich halte mich 
für verpflichtet, ſowohl für meine Perfon, ald im Intereſſe aller 
Derjenigen, welche ſich für den Gefegentwurf ausgeſprochen 
haben, gegen die vom Herrn v. Pofern zulett gethane 
Aeußerung, ald ob durch unfere Beiftimmung eine Gleich⸗ 
gültigkeit gegen beſtehende Nechte habe an den Tag gelegt 
werden wollen, entfchieden Verwahrung einzulegen. Diet 
würde ein Standpunkt fein, den Niemand unter und ein⸗ 
genommen hat. Das beweift der Gang der Berathung 
über den vorliegenden Gefrkentwurfz das beweiſt unfer 
Gutachten zu demfelben; das beweift ferner die Gefetwore 
lage über Entſchaͤdigung beſtehender Innungs · und Si 
werbörechte. Sie alle geben zur Gentige Zeugniß, mit 
welcher Sorgfalt und Aufrichtigkeit beftchenbe Rechte geach 
tet worden find; wie man bemüht geweſen ift, unſererfeitz 
die Vorfehfäge der Megierung in Tegterer Beziehung nos 
zu erweitern und irgendwelche billige Anfprüche zur ur 
tung zu bringen. Davon haben wir uns aber allerdinge 
überzeugen muͤſſen, daß bie zünftigen Berbietungsrehte 
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‚nicht mehr aufrecht zu erhalten find, wie num einmal bie 
Verkehrsverhaͤltniſſe ſich geſtaltet haben; daß dabei felbft die 
beftehenden Innungen von Tag zu Tag in ihrem finans 
zielen Wohlftande zurüdgehen und daß daher der entfcheis 
dende Schritt zum Uebergang in die Gewerbefreiheit gethan 
werben müffe. Dies find die Gründe gewefen, aus wel⸗ 
hen, wie ich glaube, auch die übrigen Herren in der Depu- 
tation dem Gewerbegefegentwurfe Beifal geſchenkt haben; 
keineswegs aber haben fie darin eine Mißachtung gegen 
beftehende Rechte bekundet. 


Präfident v. Schönfeld: Inſofern Niemand weiter 
Über diefe Petitionen zu ſprechen wünfcht, fo würde ich den 
Heren Neferenten auffordern, den Schluß des Berichtes 
vorzutragen, um dann meinerfeitS zur Abſtimmung über 
gehen zu koͤnnen. 


Referent BVürgermeifter Müller: Im Hauptbe- 
richt heißt der Schluß: 


Schluͤßlich erachtet die unterzeichnete Deputation den 
Vorſchlag flr angemeflen: 
die hohe Kammer wolle zu dem — Gewerbe: 
gefegentwurfe mit den befchloffenen Abänderungen, Mo: 
dificationen, Bufägen und Anträgen ihre Zuftimmung 
unter der rag und Bedingung ertheilen, daß 
auch uͤber die Gefehvorlage, die Entihädigung für Wege 
fall gewifler Verbietungsrechte betreffend, eine Vereinbar 
rung flattfinde und daß das Gefeh hierüber gleichzeitig 
mit dem Gewerbegeſetz publicirt werde. 


Im Nahbericht heißt es: 


Die Kammer wolle: j . 
b) in Uebereinftimmung mit der Zweiten Kammer bie 
Buftimmung zu dem Gefegentwurfe mit ben, ber 
fchloffenen Yo dnderungen, Modificationen, Bufägen 
und. Anträgen unter der Vorausfegung und Bedins 
ung ertheilen, daß auch über die Geſetzvorlage, die 
nefpäbigung für Wegfall gewifler Verbietüngs- 
rechte betreffend, ingleihen Über eine zuges 
fiherte Gefetzvorlage zu Gleihftellung 
von Stadt und Land rüdfihtlih Aufr 
nahme und Heimathberehtigung rine Vers 
einbarung fattfinde und daß die betrefr 
fenden Gelege gleichzeitig mit dem Gewers 
begefete in Kraft treten. , ei 
Der Vorſchlag sub b harmonirt_im Weſentlichen mit 
dem im dieffeitigen Hauptberichte geftellten Schlußantrage 
und nur infofern enthält er mehr, als die Publication des 
Gewerbegeſetzes nicht blos vom gleichzeitigen Erſcheinen des 
Entfepädigungsgefeßrs, fondern auch) nach den mit gefperr- 
ter Schrift gedrudten Morten von der gleichzeitigen Pub: 
lication der nöthigen Abänderung des Heimathögeſetzes ab» 
hängen fol. R er 
Dieſes Letztere hat die unterzeichnete Deputation als 
feftftehend betrachtet, da nach Seite 10 des auptberichts 
der tonigliche Commiſſar eine beſtimmte Erklaͤrung bereits 
abgegeben, die Regierung auch ſchon einen entſprechenden 
Gelegentwurf an die Zweite Kammer gebracht hatz es liegt 
aber eben deshalb auch fein Grund vor, die ausdrüdliche 


L'R. (G. Aöonnement.) 


! 








‚Sächsische Landesbibliothek 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


3 


Erwähnung dieſes Punktes als Bedingung abzulehnen. 

Es wird daher auch hier 
der Beitritt zum Befchluffe der Sweiten Kammer 

als angemeffen empfohlen und mit dem Wunfche, daß das 

Werk gelingen möge, biefer Nachbericht gefchloffen. 


Präfident v. Schönfeld: Ih würde nun zur Abe 
fimmung übergehen koͤnnen. Zuvoͤrderſt würde ich bie 
Frage richten auf den Hauptantrag der Deputation, wie 
er auf Seite 405 des Nachberichts zu finden if. Dann 
mürde ich bie Frage auf den Eingang des Gefekes auf 
Seite 81 des Entwurfes richten und dann noch eine zweite 
Frage an die Kammer ftellen in Betreff der verfchiedenen 
Petitionen, welche eingegangen find. Ich würde zuvoͤrderſt 
den Hauptantrag recapituliren und zur Abſtimmung brin« 
gen und zwar mitteld Namensaufrufd. Er lautet: 


„Die Kammer wolle: 
b) in Uebereinftimmung mit der weiten Kammer bie 
— a dem Gefegentwurfe mit den bes 
fchloffenen Abanderungen, Modificationen, Zuſaͤten 
und Anträgen unter der Boraudfegung und Bedins 
gung ertheilen, daß auch uͤber die Gefegvorlage, die 
Entfchaͤdigung für Wegfall gewiffer Verbietungs⸗ 
rechte betreffend, ingleihen über eine zuges 
fiherte Gefeßvorlage zu Gleihftellung 
von Stadt und Land rüffihtlih Auf- 
nahme und Heimathberechtigung eine Ver— 
einbarung fattfinde und daß die betrefs 
fenden Gefehe gleihzeitigmitbem Gewer⸗ 
begefeße in Kraft treten.” 


Dies if der Hauptantrag und ich frage, ob bie 
Kammer auf Anrathen ihrer Deputation bems 
felben Beifall ſchenkt? 

. Mit Ia antworten: 


Vicepräftbent v. Beiefen. Boͤrgermeiſter Hennig. 
Seeretär d. Epiby. Breihere d. Befehrig. 
Sceretie Wimmer. , Kammerhere v. Bchmen. 
Dompere d. Wapdorf. Kammerhere v. Sütticyau, 


Aovocat d. Konneri. Nittergutöbefigee d. Böhlau, 
Hfrath Dr Hänel, Kammerherr v. Mepfa. 

Graf Wilding dv. Königebrld. Biürgermeifter Miller, 
Bihor Korwerk, Freiherr dv. Schönberg-Bibran, 


Kammerhere v. Miltig, 
greihere d. Biedermann. 
Freiherr d. Roco. 
Bürgermeifter Dr. Koch. 
Dperblirgermeifter Pfotenhauer. 
Kammerhere v, Gromannöborfl, 


Graf v. Schönburg. 
Bürgermeifter Löhr. 
VBürgermeifter Gtauf. 
Rittergutsbefiger Kittner. 
Vürgermeifter Gottfchalb. 
Rittergutöefiger v. Römer. 
Kammerherr v. Wadorf. Sanbesbeftallter Hampel, 
Rittergutsbefiger Kraft, Präftdent v. Schönfeld, 
Mit Nein antworten: 
Graf zu Solms ⸗ Wildenfels. Graf». Stolberg. 
Gapitular v. Schröter. Kioftervoigt d. Pofern, 


} Dreihert v. Bel, 


Praſident d. Schönfels: Mit 32 Stimmen gegen 5 
hat der Antrag auf Annahme der Gefegvorlage Bei⸗ 
fall gefunden. 
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Ich wende mid) nun zu dem bereits angekündigten 


Und fomit wäre die Abſtimmung über dieſes fo wide 


anderen Abftimmungen. Der Eingang zum Entwurf des |tige Gefek vollftändig beendiget. 


Gewerbegeſetzes befinder ſich auf Seite 81: 
„Bir, Johann, von Gottes Gnaden, König von 
Sachfen ıc. ıc. zc., haben in Ermägung, daß die Gefehs 
; gebung über den Gewerbebetrieb einer den veränderten 
+ Berhältniffen angemeffenen Umgeftaltung dringend ber 
‚ darf, mit Zuftimmung Unferer getteuen Stände befehlof- 
fen, wie folgt: 7 

Ich frage, ob die Kammer dieſen Eingang, 
wie ich ihn foeben vorgeleſen habe, gutheißt? — 
Einfiimmig Ja. 

Ich frage nun, ob die Kammer die im Eingange 
des Berichtes aufgezählten Petitionen, infoweit 
dies nicht ſchon bei den einzelnen Paragraphen geſchehen 
ift, für erledigt erklären, dieſelben aber, foweit fie 
noch nicht bei der Zweiten Kammer gewefen find, dahin 
abgehen laſſen will?g— Einftimmig Ja. 

Ich habe nun die letzte Frage an die Kammer zu 
richten: ob fie die heute erwähnten Petitionen 
fämmtlid auf ſich beruhen laffen will? — Eins 
fimmig Ja. 


\ 


Ich habe in Bezug auf die nächfte Sitzung zu erwaͤh⸗ 
nen, daß diefelbe flattfinden wird Dienftag den 26. Februar 
Vormittags 11 Uhr. Gegenftände der Berathung werben 
fein: 1) der Bericht der erfien Deputation über den Ger 
fegentwurf: die Einhebung der Opferpfennige, der Hufen, 
Gärtner, Häusler: und Hausgenoſſengroſchen, fowie an 
derer Fleiner an Geiftlihe, Lehrer und Kirchendiener zu 
entrichtender Gefälle, betreffend; 2) der Bericht der dritten 
Deputation über den Antrag des Abg. Gehe auf Erledigung 
des von der weiten Kammer während des Landtages 
1850/51 gegen mehrere bei demfelben auögebliebene Abges 
ordnete befchloffenen Verluſts der Wählbarkeit betreffend. 
Dies die beiden Gegenftände, die Dienftag den 26. Februar 
zur Berathung kommen. Die Sigung ift geſchloſſen. 


(Schluß der Sigung 42 Minuten nah 1 Uhr.) 
1 Berichtigung. 
EM. 1.8. ©. 818, 8. 20 v. 0. und 3.15 und Im. 
Ties „if“ ftatt „fer. 
Sendafelöft 3.8 v. u. Lied „muß“ fintt „müfle”. 


Nedacteur h. Meinhold, Serretär im Königl, Miniflerium des Innern. — Drud von 2. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abfendung zur Poſt; am 4. März 1861. 
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über die Berhandlungen des Landtag. 








B 37. 


I Sammer. 


Dresden, am 6. März 


1861. 





Siebenundbreißigfte öffentlihe Sigung ber 
Erfien Kammer am 26. Februar 1861. 


Inhalt: 

Verleſung und Berichtigung des Protokolls. — Regiſtranden⸗ 
vortrag. — Urlaubögefud; und Entfulbigungen. — Bitt 
gefuch. — Berathung ded Berichts der erſten Deputation 
über ven Gefegentwurf, bie Cinhebung ber Opferpfennige ıc. 
betr. und beffen Annahme. — Beratung des Berichts der 
dritten Deputation über den Antrag des Abg. Gche auf 
Erledigung des von der Zweiten Kammer während bes 
Landtags 1850/51 gegen mehrere Gel demfelben außgeßtiebene 
Abgeordnete beſchloſſenen Verluſtes der Waͤhlbarkeit betr. 
und deſſen Annahme. 


— 


Praͤſident v. Schoͤnfels eröffnet in Gegenwart des 
Herrn Staatsminiſters Dr. v. Falkenſtein und des Herrn 
föniglihen Commiſſars Geh. Raths Dr. Hübel, fowie 
in Anwefenheit von 34 Kammermitgliedern die Sitzung 
25 Minuten nach 11 Uhr und es wird zunaͤchſt das tiber 
die letzte Sigung vom Secretär Amtshauptmann v. Egidy 
niedergeſchriebene Protokoll vorgelefen und ohne Wider 
ſpruch genehmigt, worauf, fodann deſſen Mitvollziebung 
durch die Herren Buͤrgermeiſter Clauß und Nittergutäber 
figer Rittner erfolgt. r 

Präfident v. Schönfels: Wir wenden uns nun zum 
Vortrage aus ber Negiftrande, welchen Herr Seeretär Amts ⸗ 
hauptmann v. Egidy zu bewirken die Güte haben wird, 

(Mr. 191.) Die Bweite Kammer überfendet brevi 
manu 42 Druderemplare einer bei ihr zunächft zur Berathung 


elangenden Beſchwerdeſchrift der Gemeinden Ibanik, Arns 
re erntig und Wuhnts, die vom Eöniglichen Minifte: 


tum des Innern verfügte Einziehung eines öffentlichen 
Communicationsieges betreffend, zur vorläufigen Verthei- 
Iung an bie Kammermitglieder. 

Präfident v. Schönfeld: Dieſe vorläufige Bertheis 
lung hat bereits flattgefunden und es wird nun abzuwar⸗ 
ten fein, bis der betreffende Gegenſtand aus der Zweiten 
Kammer herüber gelangt. 

(Mr. 192.) Anſchlußerklärung der Innungen zu Car 
menz vom 20. Februar 1861 an bie von den Leipziger 
Inn ungen eingereichte Petition, das Gewerbegeſetz betr. 

1.8. @. Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfeld: Die Beratung und Haupt ⸗ 
abftimmung über diefes Geſetz hat bereits in beiden Kam · 
mern flattgefunden; es wird daher mit Gingängen diefer 
Art, die offenbar zu ſpaͤt kommen, Nichts weiter zu thun 
fein, als fie ad acta zu nehmen. 

(Nr. 193.) Beitrittserklaͤrung der Lifchlerinnung zu 
Zwickau vom 23. Februar 1861 an die Petition der Beh: 
diger Tiſchlerinnung, das Gewerbegefeg betr. 


Präfident v. Schönfeld: Hier tritt derfelbe Fall 
ein. Auch diefer Eingang kann nur ad acta genommen 
werben. 

(Nr. 194.) Anderweite Eingabe des vormaligen Mar 
jors v. Altrod vom 24. Februar 1861, worin derſelbe um 
Verwendung wegen Niederfegung eines CEhrengerichted in 
Bezug auf feine ohne chrenvollen Abſchied erfolgte Ent 
tafjung aus dem Militär nachſucht. 

Praͤſident v. Sqhoͤnfels: Gehoͤrt zum Reſſort der 
vierten Deputation, am melde bereits eine frühere ins 
gabe des Petenten uͤberwieſen worden ift. 

Here Kammerherr v. Behmen ift unwohl und zeigt 
an, daß er fir die heutige und wahrſcheinlich aud für die 
naͤchſte Sitzung entſchuldigt fein will, 

Herr Freiherr v. Biedermann wüͤnſcht Urlaub auf 
die Zeit von heute bis zum 11. Punftigen Monats und ich 
frage, ob die Kammer dieſes Geſuch zu bewilligen gemeint 
if? — Einftimmig Ja. 

‚Here Blrgermeifter Dr. Koch zeigt an, daß er mit 
Deputationsarbeiten beſchaͤftigt iſt und entſchuldigt ſich für 
den Anfang dieſer Sitzung, eventuell für biefelbe über - 
haupt. f 

Freiherr v. Welt will fir die heutige Sitzung wegen 
Priyatgefcpäften entſchuldigt fein. 

‚Herr v. Könnerig reicht ein Schreiben ein, in wel- 
chem derfelbe fagt, daß ihm die Berichterſtattung über 
den Entwurf eines Civilgeſetzbuchs übertragen iſt, daß ihn 
diefe Arbeit fehr beihäftige, daß es aber wünfchenswerth 
fei, die Berichterſtaitung darlıber erfolge fo bald als mög- 
fi. Um num fidh biefer Arbeit gänzlich widmen zu Fünr 
nen, richte er an die Kammer dad Geſuch, ihn vom ferner⸗ 
weiten Erſcheinen in deren Sitzungen bis auf Weiteres zu 
diöpenfiren. Ich glaube, daß biefer Wunſch gerechtfertigt 
ifiz denn die Heren v. Koͤnneritz übertragene Arbeit iſt eine: 
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fo bedeutende, daß fie Unterbrechungen, wie fie die Kams 
merfigungen oft herbeiführen müffen, nicht wohl verträgt. 
Ich frage die Kammer, ob fie diefes Geſuch genehmigt? — 
Einftimmig Ja. 

Bulegt ift ein Bittgeſuch eines Franken Schreibers Wil- 
helm Mittler zu erwähnen. Ich werde dafjelbe auf dem 
grünen Tiſche auslegen laſſen, um fodann der Mildthätige 
keit Gelegenheit zu geben, ſich hierbei zu betheifigen. 

Endlich werden die geehrten Mitglieder der Kammer 

auf den Tiſchen einen Bericht gefunden haben über einen 
geheimen Gegenftand. Ich made darauf noch befons 
ders aufmerffam, damit Sie 'denfelben als ſolchen berüͤck⸗ 
ſichtigen. 
Weiter habe ich Nicht mitzutheilen und wir würden 
nun zur Tagesordnung übergehen können, deren erfter 
Gegenftand die Berathung des Berichts der erften Deputar 
tion über den Gefegentwurf, die Einhebung der 
DOpferpfennige, der Hufen«, Gärtner», Häudler« 
und Hausgenoffen-Grofhen, fowie anderer 
kleiner an Geiftliche, Lehrer und Kirdendiener 
au entrichtender Gefälle betreffend, iſt. Ich er 
ſuche nun Herrn: Landesbeftallten Hempel und den betrefs 
fenden Vortrag zu gewähren. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: Das allerhöchfte 
Decret lautet: 


Se. Königliche Majeftät laffen.den getreuen Stäns 
ben in ber Beifuge einen Gefegentwurf, die Einhebung 
der Opferpfennige, der Hufen, Gärtner, Häusler. und 
Buusgenoffengrofaen, fowie anderer Heiner, an Geifttiche, 

ehrer und Kirchendiener zu — Gefälle betreffend, 
nebft Erläuterungen und Berweggründen zugehen und jehen 
Ährer verfaffungömäßigen Erklaͤrung darauf entgegen und 
bleiben denjelben in Sur und Gnade wohl zugethan. 

Dresden, am 1. November 1860. 


Johann. 
(L. 8.) Johann Paul v. Faltenftein. 
Die Weberfhrift und der Eingang lauten: 


Geſetzentwurf, 
die Einhebung der Opferpfennige, der Hufen-, Gaͤrtner⸗ 
Häusler» und Hausgenoffengrofchen, fotwie anderer klei⸗ 
mer, an Geiftliche, Lehrer und Kirchendiener zu ent- 
richtender Gefälle betreffend. 

Wir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sach⸗ 
fen 2c. ıc. ıc., haben befchloffen und verordnen hierdurch, 
mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 

Hierzu heißt es in den Erläuterungen und Bes 
weggründen: & 

„Die vorige Ständeverfammlung hat auf Beranl: 
Sweier an biefelbe gerichteter Peti — vr ehe 


vom 10. Juli 
ei: —— den doppelten Antrag geftellt, es möge 


1) ein Geſetz zur Berathung vorlegen, dur: 
den Drtsrichtern bie ihnen bißher gefeglich ces 
unentgeldliche Neceptur von Gefällen für P arrer 
und Schullehrer entnommen und. Beftimmung ges 
troffen werde, daß die Einhebung in anderer geeige 
neter Weiſe für die Berechtigten erfolge; 

2) die Befeitigung von dergleichen Abgaben an Geiſt⸗ 

liche und Lehrer da, wo fie von den Berechtigten 
oder Verpflihteten gewünfcht werde, möglichft er: 
leichtern. 

Dieſen Antraͤgen, mit welchen die Regierung ſich 
ſchon bei den ſtaͤndiſchen Berathungen im Allgemeinen eins 
verftanden hat, zu entſprechen, ift das vorliegende Geſeh 
entworfen worden. Sein Zweck bedarf daher Feiner Recht 
fertigung, nur zur Erläuterung ber einzelnen Beftimmungen 
ift Folgendes zu bemerken: 


Im Deputationdbericht heißt ed: 


Die Generalartifel vom 1. Januar 1580 beftimmen: 
„KA vom Opffer. 5 
Als auch viel Klagen fürfallen, daß bie Pfarrer und 
Schreiber ihr gebuͤhrlich Decem umd Opffer von denen Pfarr: 
Kindern, mit Ichwehrer Mühe und großer Verfäumnif er 
mahnen, zu Zeiten auch gar nichts bekommen mögen und 
derer, Kirchendiener Beloldung hierdurch ganz unbilkig nr 
ſchwaͤcht; So fol hinführe ein jedes Menſch, das zwölf 
Jahr erreicht, es habe communicirt oder nicht, feinem Pfarr 
rer alle Quartal einen und alfo das gantze Jahr vier Pfen⸗ 
nige Opffer:Geld, unweigerlich zu geben pflichtig fein. Da« 
mit fie auch hiermit nicht mutbwillig verzogen ober in ans 
dere Wege vervortheiletz So follen ihnen bie Richter eines 
jeben —— Dorffs ſolch Opffer unter ihrer Gemeine, 
und bei ihren Nachbarn freundlich und im Fall der Vers 
weigerung, ernftlich einzumahnen, und dem Pfarrer benes 
ben glaubwürdigem genugfamen Bericht zu überantworten 
fQuldig fein, So offt SR ber Richter hierinnen, oder in 
andern, fo ihm die Eingepfarrten zu reichen oflichtig, zu 
verhelfen fäumig, ober partheyifch erfunden, follen fie zehen 
Grofhen zur Straff erlegen. Wo aber dießfalls ein mehr 
rers zu geben hergebracht, foll es nochmals babei bleiben 
und hierüber diefe vier Pfennige nicht gereichet werden. 
XXIV. Mas die Häusler, Gärtner, Hausgenoffen dem 
Pfarrer zu geben ſchuͤldig. r 
Als auch hin und wieder auf dem Lande, in ben 
Dörfern, Gärten aus den Hufen verfauft, und na—hmald 
Heine Häuslein darauf gebauet und gefeget worden, fonften 
auch andere bei denen Hüfnern ober denenfelbigen einmie 
then, und aber den Pfarrern und”Glödnern nichts, benn 
den gemöhnlichen gemeinen Opfferpfennig.geben_ wollen; 
demnach beyde, Pfarrer und Glödner in der Seelſorge 
ald: Tauffen Kranken zu beſuchen, Beicht hören, umd 
Sacrament reichen, mit ihnen nichts weniger Mühe, denn 
aud) mit beneh Hüffnern haben und tragen muͤſſen, derer, 
felben auch offtmals in einer Kirchfarth bey hundert, De 
niger oder mehr find. Co follen diefelben anftatt des De, 
cems, Bing oder Brods, fo bie Hüffner zu geben pkaen, 
von ihnen felbft, ihren Weibern, Kindern und De 
über den gewöhnlichen Dpffer-Dfennig, bem Dfarren UL 
sehen Dfennige und dem Ötddner fechs Dfennige, jÄhin 
zu geben, und ihmen, ber: Richter jeden Dres, old) >= 
ommen, beneben den OpffersPfennig, fleißig. einzumahnen, 





und treufich zu überantworten fhufdig fein, und fol Peiner 
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Gemeine Entichuldigung angenommen werben, da fie für- 
geben als fei der Pfarrer fonft reich genug, dergeftalt fie 
allezeit ſich ausreden und dem Pfarrer feine gebührende Bes 
lohnung vorhalten möchten. Damit auch die Pfarrer dep: 
halben mit denen Eingepfarrten nicht in ärgerlichen Zank 
‚gerathen, Sollen die Erb»Herren und Amt-Leute, ihre Unter: 
thanen ernftlih dahin halten, daß fie ſolche obgefegte zween 
Grofchen den Kirendienern verlegen umd daß die Richter 
bei Straffe ihnen diefelbigen einfammeln; dazu die Bifita: 
tores jedes Orts Obrigkeit, wo von nöthen, erinnern und 
vermahnen follen.” 


Berner beftimmt dad Synobaldecret vom 6. Auguft 1824: 


„($. 73.) Weil auch die Opffer-Pfennige von Alters 
denen Pfarrern verordnet fein; So follen in jeden Kirch 
fpielen, da ein mehrers zu geben nicht hergebracht ift, von 
allen und jeden Menfchen, die das zwölffte Jahr erreichet, 
fie feien gleich zu Gottes Tiſch gegangen, oder nicht, alle 
Quartal 1 Pfennig, und alfo jährlich 4 Pfennige erlegt, 
von denen Nichtern eingeforbert, und neben genugfamen 
Bericht überantwortet werden. 

($. 74.) Ebenmäßige Gelegenheit hat es mit dem 
Häufel-Grofchen, welche die Gärtner, Häusler und Haus- 
genoflen für fich, ihre Weiber, Kinder und Gefinde, neben 
dem gewöhnlichen Opfferpfennig, entrichten follen. 

($. 76.) Weiln ferner ohne das bie Kirhenordnung 
vermag, daß die Nichter dem Pfarrer feine Gebühr an 
Haͤuſel Groſchen, fowohl an Opffer-Pfennig einzufordern 
verbunden, So ſollen fie foldes auch künftig treutich thun, 
oder fo oft fie deffen fich weigern, mit einem halben Gül« 
den, ins Gottes Haus zu erlegen, geftraft werden.” 

Das revidirte Synodaldecret vom 15. September 1673 
wiederholt in den $$. 64, 65 und 67 in der Hauptfache 
wörtlich die vorftehenden Beftimmungen und fügt nur im $. 
64, welder dem ® 73 des Synodaidecrets vom 6. Auguft 
1624, entfpricht, im Cingange nach den Worten: 

„So follen" 
bie Worte: 
„nach Inhalt derer Generalien-Art. 24 
und am Schluffe die Worte: a R 
„auch bedürffenden Falls von der Obrigkeit hülffliche 
‚Hand geleiftet werden“ 
bei 


N R 

Diefe in den vorgedachten gefeglichen Beftimmungen den 
Drtörichtern auferlegte Verbindlichkeit zur unentgelblichen Eins 
fammtung ber Opferpfennige, Häusler», Gärtner» und Haus · 
genoffengrofchen gab dem Abgeordneten der Zweiten Tam ⸗ 
mer, Heron Carl Friedtich Wilhelm Heyn aus Pöhle, 
Veranlaffung, am 4. December 1857 bei der Zweiten 
Kammer eine an bie hohe Stänveverfammlung gerichtete 
Befchwerbefchrift einzureichen, deren Schlußantrag dahin 
ging, fich einer Revifion der. oben aufgeführten firchengefeie 
chen Beftimmungen zu EN und die hohe Staates 
tegierung zu erfuchen, daß dielelbe ein Geſetz zur Berathung 
vorlege, durch welches den Drtsrichtern bie umentgeldliche 
Receptur von Gefällen für Pfarrer und Lehrer entnommen 
und Iegtere den Berechtigten felbft anheimgegeben oder doch 
in diefer Beziehung eine mit dem Geiſte der neueren Ge 
feßgebung und Verhältniffe mehr, harmonirende Ginrich- 
tung getroffen werbe. Einen gleichen Antrag ftelten in 
einer am 21. Januar 9858 bei der Zweiten Kammer cin» 
gegangenen Petition 36 Ortsrichter und be; iehendlich Lehn⸗ 
gutöbefiger aus dem Gerichtsamtsbezirt Chemnitz. Ueber 


dieſe Petitionen hat die dritte Deputation der Zweiten 
Kammer unterm 8. Februar 1859 Bericht erflattet, 
Landt. Acten 1857/58, Beil, 5. III. Abth., 1.8. ©. 

85 flg., 
und das Refultat der in ber 38, Öffentlichen Sitzung der 
Zweiten Kammer fattgefundenen Berathung, 

Landt.-Mitth. Nr. 37, ©. 983 flg., 
war bie Annahme des Deputationdgutachtens, welches dahin 
ging, im Verein mit der hohen Erften Kammer bei ber Staats« 
regierung zu beantragen, daß diefelbe ein Geſetz zur Beras 
thung vorlege, durch welches den Ortsrichtern die ihnen peither 
gefeglich obliegende, unentgeldliche Neceptur von Gefallen für 
Pfarrer und Schuilehret entnommen und dagegen ben $. 51 
der Landgerneindeordnung georbneten Gemeindebehdrben 
übertragen werbe. Ueber biefen Antrag hat die britte Des 
putation der Erſten Kammer unterm 18. April 1858 Bar 
richt erflattet, 

Lahdt.-Aeten, Beil. z. I. Abth. ©. 349 flg., 
und in denfelben zwar ben erften Sat des vorfichenden 
Antrags ber hohen Kammer zur Annahme empfohlen, fi 
dagegen mit dem zweiten Sag, wornach die fragliche Berpfliche 
tung den Gemeinbebehörben übertrahen werben follte, Deshalb 
nicht ganz einverftanden erklärt, weil, wenn ſchon cd Sache 
der Gemeinde fei, für die Einhebung der geiftlichen Gefälle 
zu forgen, und es in den meiften Fälen das Zweckmaͤßigſte 
fein werde, dieſe Pflicht der Gemeindebehörde, worunter in 
—— Kammer man den Gemeinderath verſtanden, 
u Übertragen, doch Fälle denkbar feien, wo fich eine andere 

insihtung noch als zwedmaͤßiger erweifen fönne, Die 
Deputation ſchlug — in dem vorberührten Berichte 
vom 18. April 1858 vor, anftatt bed von der Zweiten Kam⸗ 
mer befcjloffenen beflimmten Antrags auf Uebertragun; 
der in Brage, Befangenen WBerWindichleit auf die d. 5 
der Landgemeindeordnung geordneten Gemeindebehörden, 
den allgemeinen, die Kammer felbft nicht praͤjudicirenden 
Antrag zu fielen, eine Beftimmung zu treffen, daß bie 
Erhebung in anderer geeigneter Weife für die Berechtigten 
erfolge, empfahl ferner unter Bezugnahme darauf, da es 
ebenfowohl im Intereffe der Geifllihen als der Parochianen 
zu liegen feheine, dergleichen Gefälle, wie Opferpfennige, 
Häuslergrofchen u. ſ. w. zu befeitinen, wenigftens ba, wo 
es dem einen ober dem andern Theile erwünjcht fei, biefe 
Gefälle jedacdh als Parochiallaften der Ablöfung auf ein« 
feitigen Antrag nicht unterliegen und daher die Befeitigung 
derfelben nur im Wege der Verhandlung und durch gegen⸗ 
feitiges Ucbereinfommen erfolgen Tönne, die Staatsregies 
rung zu erfuchen, die Beſeitigung von dergleichen Äb—⸗ 
gaben an Geiftliche und Lehrer da, wo fie von den Bez 
rechtigten oder Verpflichteten gewünfcht werde, möglichft zu 
erleichtern. 

Bei der hieruͤber in der 39. Öffentlichen Sltzung der 
Erften Kammer ftattgefundenen Berathung, 

Landt.Mitth. Nr. 38, ©. 731 flg. BER: 
ift diefes Gutachten genehmigt worden und nachdem fi 
44 ke Kammer nach der in der 74, öffentlichen Sigung. 
ftattgefundenen anderweiten Berathung, ? 

Landt.⸗Mitth. Nr. 73. ©. 1863 flg., dent 
mit den Befchlüffen der Erſten Kammer einverftanden er 
Elärt, find fe 2% Händifgen Schrift vom 10. Juli 1858 
die in den Erläuterungen und Beweggründen zu dem mittelſt 





alerhöchften Decreis vom 1. November 1860 den gegenwärtig 
140% 
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verfammelten Ständen zur verfaffungsmäßigen Erklärung 
vorgelegten Gefegentwurf, die Einhebung der Opferpfen- 
nige, der Hufen», Gärtmer-, Häusler« und Hausgenoflen- 
grofchen, jowie anderer Eleiner an Geiftlihe, Lehrer und 
Kirdyendiener zu entrichtender Gefälle betreffend, Seite 484 
zu lefenden Anträge geftellt worden. — 

Der vorerwähnte Geſetzentwurf hebt die Verbindlich ⸗ 
feit der Ortörichter zur Einfammlung der Opferpfennige, 
Gärtner>, Häusler und Hauögenoffengrofhen ausdrüdlic 
auf, überläßt die Einhebung, fowie die Art der Aufbrins 
gung fowohl biefer Gefälle, als der Hufengrofhen und an 
derer, unter mandperlei Benennungen vorfommenden Gelds 
feiftungen, weiche von allen Mitgliedern einer Kirchens 
oder Schulgemeinde oder einzelner Ortögemeinden ober von 
gewiffen Claffen der Einwohner an Geiftlihe, Lehrer und 
Kirchendiener zu entrichten find, den Gemeinden und Legt 
diefen die Verbindlichkeit auf, die gedachten Gefälle nach 
ihrem von drei zu drei Jahren feftzuftellenden Sollbetrag 
und beziehendlich nach ihrem durchfchnittlichen Ertrage in 
den Iegten drei Jahren den Berechtigten zu gewähren. 
Hiermit, bezwedt der Gefegentwurf die Erledigung ber 
obigen in der fländifchen Schrift vom 10. Juli 1858 ger 
ftellten Anträge und deffen Borlegung ift dadurch im All: 
gemeinen motloirt. 


(Staatsminifter v. Beuft tritt ein.) 


Präfident von Schönfels: Es würde num bie allge⸗ 
meine Debatte zu eröffnen fein, fofern ſolche beliebt wers 
den will, r 

Kammerherr v. Erdmannddorff: Meine Herren! 
Nachdem ich den Bericht gelefen hatte, den unfere gechrte 
Deputation erftattet hat, fo muß ich fagen, daß ich etwas 
erflaunt war, als ih am Schluffe den Antrag fand, diefen 
Entwurf mit den befchloffenen Xbänderungen anzunehmen. 
Es ift das freilich blos eine andere Ausdrudsweife für das, 
was die geehrte Deputation eigentlich vorflägt; nämlich ein 
ganz anderes Geſetz fehlägt fie und vor. Unverändert ges 
blieben iſt der Eingang und der Schluß des Geſetzes, fo- 
wie die 66. 1, 7 und 8. Aber überall, wo materielle 
Beftimmungen über den Gegenftand des Gefeges enthalten 
find, find die Paragraphen total verändert und ich finde 
mich daher in der Nothwendigkeit, bei der allgemeinen Der 
batte gleich zu.erflären, daß ich in allen Punkten, wo die 
geehrte Deputation eine Abänderung des Gefehes vorfchlägt, 
gegen biefelbe und mit der Negierung flinimen werde. 
Wenn man einmal ber Anficht ift, welche die Deputation 
bier aufgeftelt hat, dann ift es offenbar viel beffer, die 
Sache entweder beim Alten zu lafjen oder ganz einfach eine 
Verordnung zu erlafjen, in welcher, da man einmal der 
Meinung if, daß der Drtörichter das polizeiliche und Ger 
riegtöorgan geworben ift, gefagt wird: Die Obliegenheit des 
Richters geht auf den Gemeindevorftand uͤber. Dann find wir 
mit der Sache fertig. Nach Anficht der Deputation foll die bes 
treffende Gemeinde zwar dieſe hier genannten Einkünfte des 
Pfarrers einnehmen, aber nur das einliefern, was gerade 
eingeht. Da wird jedoch verzweifelt wenig eingehen und 





da fommen dann die Vorfhläge der Deputation eigentlich 
in effectu auf Streichung diejer Parochialgefälle ohne Abt» 
fung hinaus. Wollen wir die geiftlihen Stellen fhmälern, 
fo müffen wir den von der Deputation vorgefchlagenen 
Weg betreten; halten wir aber für unfere Schuldigfeit, die 
Geiftlihen in ihren Rechten und Ginkünften zu fchügen, 
dann müffen wir einen andern Weg einfchlagen. Die Ber 
fimmungen, die der Gefegentwurf getroffen hat, muß ich 
für ganz zweckmaͤßig erachten. Wir haben fehon einen 
Vorgang ähnlicher Art, der ſich fehr praftifch gezeigt hatz 
das find die Gebühren der Schullehrer. Den Schul 
lehrern gegenüber ift die Gemeinde verbindlich, für die 
einmal feflgeftellte Einnahme des Lehrers zu forgen und 
Sache der betreffenden Gemeinde ift es, wie fie das Eins 
kommen erhebt. Ein ähnliches hat hier das Minifterium 
vorgefchlagen. Ich räume ein, daß der Hauptgrund, den 
die geehrte Deputation dagegen anführt, Etwas für ſich hat. 
Die Deputation hielt ed im Principe für gefährlich, die Ge⸗ 
meinde folibarifch verbindlich zu machen für irgend eine 
Leiftung ihrer einzelnen Glieder. Ich muß eingeflehen, daß 
dieſes Princip etwas Gefährliches hat und in fofern fann 
ich der geehrten Deputation nicht Unrecht geben, wenn fie 
dad Prineip weiter verfolgt und andere Vorfchläge gemacht 
hat. Da aber, meine Herren, wäre es richtiger gewefen, 
entweder einfach vorzufchlagen: es bleibt beim Alten! oder 
zu beftimmen: die Function, diefe Einnahme einzucaffiten, 
geht von dem Richter auf den Gemeindevorftand über. Ich 
enthalte mich, auf die einzelnen Punkte näher einzugehen; 
hielt es aber doch für Schuldigkeit, dieſe Bemerkungen In 
der allgemeinen Debatte vorauszufchiden, weil fall alle 
Paragraphen von der Deputation geändert find. 


Vicepräfident v. Friefen: Ich hätte überhaupt nicht 
geglaubt, daß die jährlichen. 4 Pfennige Dpfergeld und 
die 24 Pfennige Häusler», Hausgenoffens und Gärt 
net · Geld wirklich hinlaͤnglichen Steff enthielten zu einer 
neuen Geſetzesvorlage. Ich hatte mir vorgeſtellt, die Sache 
ließe ſich auf einem offenbar kürzeren, auf dem Verord⸗ 
nungdwege erledigen. Indeß unfere Zeit iſt nun einmal 
daran gewöhnt, alle ihre Winfche, Bebirfniffe, Pläne, 
Qualen, Unzufriebenheiten durch Gefetze erlebiget fehen zu 
wollen, alfo bleibt uns freilich, da man fid in die Beit 
fügen muß, nichts Anderes übrig, als den langſamen Weg 
des Gefehes auch mit zu gehen. Bisher ober wenigfiend 
früher, als bie Generalartifel gefhrieben wurden und bie 
beiden Synodaldecrete, war man gewohnt, bie Gemeinde 
anzufehen als kirchliche Gemeinde, als politifche Gemeinde, 
als Schulgemeinde und diefe drei Beftandtpeile waren Eins. 
So betrachtete man es damals und da war es denn nae 
tuͤrlich daß der Michter al Haupt der Kirchen-, der polls 
tifpen» und der Schulgemeinde betrachtet wurde. Und 


indem er zugleich die Polizei auslibte im Namen der Se 
richte oder des Juſtizamtes und indem er auch gewiſſe Zune 
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tionen bei Ausübung der Juſtiz hatte, bei Käufen und 
ſelbſt bei Unterfuchungen, war man gewöhnt, daß er auch 
zu gleicher Beit die Angelegenheiten der Gemeinde beforate 
und die Gemeinde zu den Schuldigkeiten anhielt, welche 
fie zu erfüllen hatte. Dies war damals die einfache Art 
‚der Vorftellung, die vielleicht ebenfo gut war, als die, die 
man jest hat. Nun das geht einmal nicht mehr. Der 
ehemalige Richter iſt jegt reiner Juſtizmann, er dient nur 
dem Juftizamte in Zuftizfachen, höchftens einmal in Polis 
zeiſachen, er hat mit den Gemeindeſachen Nichts mehr zu 
thun. Gut, wenn das einmal fo ift, fo fonnte man nad 
der Einführung der Landgemeindeorbnung eine Verordnung 
geben, daß auch diefe Einnahme von dem Gemeindevor- + 
fand oder von einem Beamten der Gemeinde beforgt 
werbe. Gefchieht das, fo ift die Sache fertig. Der kurzere Weg 
Hütte mir nun eben ald der fürzere Weg zweckmaͤßiger gefchies 
nen und vollfommen geeignet, um diefe fo uͤberaus wichtig ges 
machte Sache zu erledigen. Da aber die Frage einmal durchs 
aus durch ein Gefeg erlebiget werden muß, fo wäre ich wer 
nigftens der Meinung, daß man die Natur der Abgabe 
nicht umdrehte, daß man dem bis jeht Verpflichteten nicht 
einen anderen Verpflichteten fubftituirte, daß der Verpflich · 
tete derſelbe bliebe. Ich kann das Bedenken nicht theilen, 
daß, wenn der Gemeindevorftand oder ein anderer Ges 
meindebeamter diefe Einnahme erhebt, alddann wenig oder 
Nichts einfommen und der Pfarrer in feiner Einnahme ver» 
kuͤrzt werden würde. Erſtens wäre dies wirklich ein uns 
‚begründeter Zweifel an der Gerechtigfeitöliebe, an der Bil 
tigkeit und Opferwilligfeit der Gemeinde, ein Zweifel, den 
ich nicht hegen fann. Man wird gewiß dem Pfarrer die 
Abgabe, die man ihm ſchuldig ift, gern geben. Aber wenn 
nun auch felbft an dem guten Willen Einzelner koͤnnte ges 
zweifelt werden, fo ſteht ja ausdrüdlic in den Generalars 
tikeln: 

fe Richter (Einnehmer) eines jeden eingepfarrten 
Dorf fen Ei ſolch Dil, unter ihrer Gemeine, und 
bei ihren Nachbarn, freundlich, und im Fall ber Verwei⸗ 
gerung, ernftlich einzumahnen, und dem Pfarrer, beneben 
glaubwürdigen gnungfamen Bericht, zu hberantworten ſchul. 
dig fein. So offt aber der Richter hierinnen, ober in 
andern, fo ihm die Eingepfarrten zu reichen pflichtig, zu 
verhetffen fäumig, oder parthepifch erfunden, follen fie zehen 
Grofchen zur Straff erlegen. Wo aber diegfalls ein mehrerd 
au geben hergebradht, foll es nochmals babei bleiben.” 


Alfo geben müffen fie es, daruͤber kann fein Bweifel 
fein. Jedenfalls erkläre ich mich gegen die Ueberweifung 
der Abgabe auf die Kirchengemeinde. Es ift einmal bie 
Abſicht und Natur diefer alten Einrichtung, daß der Sins 
gulus, der einzelne Kirchgänger zu diefer Abgabe verbuns 
den ift, er fei 12 Jahre oder 14 Jahre alt, ober Hausger 
noffe oder Gärtner oder Hüfner, Es ſoll jedes einzelne 
Mitglied der Gemeinde diefe Abgabe geben; aber nicht die 


Abgabe des Einzelnen ber ganzen Kirchengemeinde aufer⸗ 
legt werben fol. Ich flimme aljo in der Hauptſache mit 
der Deputation. 

Staatsminifter v. Falfenfiein: Möge es mir geſtat⸗ 
tet fein, nur einige wenige Worte bei der allgemeinen Des 
batte über die Abſicht, die das Minifkerium bei diefem Ges 
fee geleitet hat, der geehrten Kammer vortragen zu bir 
fen. In Bezug auf die Aeußerung des geehrten Herrn 
Vicepräffdenten habe ih nur zu bemerken, daß ich volle 
Mändig mit ihm einverfianden bin, daß am ſich die Sache 
vielleicht dazu angethan hätte fein Können, auf dem Vers 
orbnungswege ſich erledigen zu laffen. Es ift dies aber 
völlig unmöglich geworden, nachdem von Seiten der Stän- 
deverfammlung felbft ausdrücklich auf eine Gefegesvorlage 
angetragen worden war infolge der bei der Zweiten Kams 
mer damals eingebrachten Petitionen. Was die Sache 
felbft betrifft, fo gebe ich dem letzten geehrten Sprecher auch 
darin Recht, daß pecunidr genommen die Sache von Feiner 
fo großen Bedeutung ift, daß man ihr einen ganz befon« 
ders hohen Grad von Wichtigkeit beilegen bürfte. Prinz 
eipiell ift die Sache aber allerdings von Bedeutung. Denn 
wie man aus den, in bem Bericht der Deputation felbfk 
aufgenommenen Worten der früheren Gefege entnehmen 
Bann, ift es ganz unzweifelhaft, daß diefe, wenn auch ver— 
hältnigmägig noch fo unbedeutenden Einkünfte, doch eben 
zu dem Subftantialeinfommen der Geiftlihen und 
der betreffenden Berechtigten überhaupt gehören und es 
ſchien allerdings das Minifterium die Pflicht zu haben, vor 
allen Dingen dafür zu forgen, daß nun an diefer Sub» 
ftantialeinnahme dem Geiſtlichen Etwas nicht verloren gehe, 
alfo dafür zu forgen, daß ihnen dasjenige, was ihnen nach 
dem Geſetze zukomme, auch wirklich geleiftet werde. Dabet 
war aber allerdings eine doppelte Nüdficht ins Auge zu 
faffen, einmal die Ruͤcſicht, daß es ſich nicht blos dar 
rum handelt, daß Alles eingeht, was in biefem Augenblide 
von den Einzelnen nad) Maaßgabe der beftehenden Geſetze 
zu leiſten ift, fondern es war aud ind Auge zu faffen, 
daß ſich bie Bahl der Verpflichtelen von Zeit zu Zeit wer 
ſentlich ändert und daß alfo, da es zum größten Theile 
Unanfäffige find, von denen diefe Leiftungen geforbert wer⸗ 
den, allerdings auch die Einnahme der Geiſtlichen, wenn 
fid die Zahl der Gemeindeglieber weſentlich vermehrt, bee 
deutend erhöher werden fann, daß alfo auch die Mögliche 
keit, die Subftantialeinnahmen der Geiftlichen zu vermehs 
ven, berüdfichtigt werden muß. Das war die eine Rüd: 
ficht, der eine Grund, weshalb das Minifterium nicht 
glaubte, lediglich dabei ſtehen bleiben zu dürfen, mit wenig 
Worten nunmehr die Verpflichtung der jegigen Dorfrichter 
auf die Gemeindevorftände zu übertragen, fondern man 
mußte zugleich auch die Ruͤcſicht auf die Sicherheit diefer 
Subftantialeinnahme des Geiſtlichen feſt halten, Man 





Gemeinde. Desweaen bin id) durchaus dagegen, daß biefe 
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ganzen Leiftungen Parochialleiſtungen find. Die Deputas 
tion hat in ihrem Berichte dies auch felbft angeführt, fie 
hat aber gleichwohl der Regierung den Vorwurf gemacht, 
fie habe den von den Ständen ausgeſprochenen Wunſch, 
möglichfi diefe Anlage zu befeitigen, im feiner Meife bes 
ahlfichtiget. Ich hätte gedacht, daß nad dem Entwurfe 
gerade diefer Antrag vor allen Dingen berüdfichtiget wors 
den wäre, während, wenn ich mich nicht täufche, nach dem 
Antrage der geehrten Deputation eben diefe Frage der Bu 
feitigung wefentllch geringere Beachtung erhalten hat. Die 
Befeitigung diefer ganzen Anlage ift mämlich doch nur 
möglich durch eine Ablöfung. Die Ablöfung einer Paro · 
chiallaſt kann bekanntlich nach den gewoͤhnlichen Abloͤſungs ⸗ 
beſtimmungen nicht erfolgen, ſondern dieſe Abloͤſungen 
wuͤrden nur durch gegenfeitiges Uebereinkommen moͤglich 
ſein. Wenn man nun den erſten Satz, den das Geſetz 
aufſtellt, feſthaͤt, daß naͤmlich das Subſtantialeinkommen 
nicht vermindert werben ſolle, fo würde durch ein ſolches 
Uebereintommen, welches natürlicher Weiſe mit dem beften 
Willen nicht vollſtaͤndig Rückſicht nehmen kann auf die 
möglicher Weiſe fich vermehrende Zahl der Verpflichteten, 
das Subftantialeinfommen dennoch direct oder indirect 
vermindert werden müffen und eben um dies zu verhüten, 
iſt das Mintfterium auf die Vorfchläge gekommen, die es 
in feinem Entwurfe aufgeftelt hat. Man muß endlich 
dabei aud noch den Geſichtspunkt fefthalten, daß es für die 
Gemeinde bei Weitem glnftiger ift, wenn fie ſich im der 
Lage befindet, einen völlig freien Beſchluß darüber faffen 
zu koͤnnen, in welder Weiſe fie die einzelnen Glaffen 
in der Gemeinde obliegenden Verpflichtungen unter ſich 
aufbringen wolle und eben dies fteht der Gemeinde nach 
dem Entwurfe volltommen frei, fie kann befchliegen, auf 
diefe oder auf jene Weiſe dad Einkommen aufzubringen 
und kann babei auf die Verhältniffe der einzelnen Elaſſen ge- 
bührende Nüdficht nehmen. Aber wie das bei einer Menge 
anderer Leiftungen, die Unangefefjene abzugeben haben, der 
Fall ift: Die Gemeinde verpflichtet ſich an ihrer Stelle 
dasjenige, was hat einfommen follen, den Berechtigten zu 
befchaffen. Das find die Gefichtöpunfte, von denen das 
Minifterium in feiner Verpflichtung, für die Geiſtlichen zu 
forgen, geleitet worden und ausgegangen ift und hat aus: 
gehen müffen. Denn das Minifterium hat geglaubt, daß 
es in der That für die Gemeinden in Feiner Beziehung ire 
gend eine Laft fein dürfte, wenn das von ihnen verlangt 
wird, wad der Entwurf verlangt, während es "namentlich 
in einer Beziehung für die Geiftlihen von großer Wicy- 
tigfeit ift, nämlich das Odioͤſe, — was in einzelnen Fällen 
mit biefer Abgabe verbunden ift, die mannigfachen Ver— 
widelungen, die für die Geiftlihen und Gemeinden daraus 
entſtehen, namentlich dann, wenn die Geiſtlichen bei ge⸗ 
ringerem Einkommen fi verkürzt ſehen und doch auch die 
geringfte Gabe beruͤckſichtigen müffen und nun veranlaßt 
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find, auch die einfachfte einzelne Poft einzutreiben, — daß 
fie alfo von dergleichen odiöfen Eintreibungen moͤglichſt ex. 
Löft werden. Das eben auch ift der Geſichtspunkt, den ich 
doch der Erwägung der geehtten Kammer ganz befonder& 
empfehlen möchte, 


* Präfident v. Schönfeld: Infofern Niemand weiter 
bei der allgemeinen Debatte ſich zu betheiligen gebenkt, 
Tann ich diefelbe ſchließen und dem Herrn Neferenten daB 
Schlußwort ertheilen. i 


Referent Landesbeftallter Hempel: Meine Herren, 
wenn zunaͤchſt Herr Kammerhere v. Erdmannsdorff bemerkt 
hat, daß der Schlußantrag der Deputation in Hinblid auf 
das von ihr abgegebene Gutachten eher auf Ablehnung des 
Geſetzentwurfes ‚hätte lauten follen und in der Hauptſache 
das abgegebene Gutachten darauf hinauslaufe, fo ift biefe, 
Bemwerkung theilweife wohl als richtig anzuerkennen, theils 
weife läßt fich aber dagegen einhalten, daß die Deputation 
mit wefentlihen Beftimmungen des Entwurfs ſich infofern 
einverftanden erflärt hat, als fie dagegen, daß die Verbind⸗ 
lichkeit der Drtörichter zu Cinfammlung der Opferpfennige 
und der Übrigen fraglichen Gelbgefälle für die Bufunft 
in Wegfall komme, Nichts erinnert, auch abgeſehen 
von den Beftimmungen in $6.6 und 7 Anftand genommen 
hat, ſich gegen den gänlichen Wegfall der Beftimmungen 
in $. 5 auszufpreden. Freilich ift zuzugeſtehen, daß die 
Deputation im Wefentlihen den Entwurf völlig umgeflaltet 
hat und ich will zugeben, daß es zweckmaͤßiget geweien wäre, 
die Deputation hätte die Ablehnung des Gefegentwurfes 
der hohen Kammer vorgeſchlagen und ihr anheim gegeben, 
zu beantragen, daß ein anderweiter Geſetzentwurf, ber den 
geäußerten Anfihten der Deputation mehr, ald ber vorlier 
gende, entſpraͤche, vorgelegt werde. Indeſſen würde ein 
ſolcher Antrag der üblichen Kammerpraris nicht entſprochen 
haben, nachdem man mit Rüdficht auf die am legten Lands 
tage gefaßten ſtaͤndiſchen Befchiuſſe fi mit dem Inhalt 
des $. 1 einverftanden erflären mußte und man hat daher 
auch einen Antrag auf Ablehnung des ganzen Geſetzes nicht 
ſtellen Können. Ich Tann ferner dem gechrten Herrn 
Kammerherrn von Erdmannsdorff darin nicht Recht geben, 
wenn er angeführt hat, daß bie Worfchläge der Deputation 
auf eine Befeitigung der fragliien Gefälle ohne irgend 
welche Entfpädigung hinauslaufen. Dahin ift die Abfiht 
der Deputation in feiner Weife gegangen; die Deputation 
Hat Beine Vorfehläge gemacht, welche an der Berbinblichteit 
der Bahlungspfligtigen Etwas ändern; ihre Worfhläge zu 
$6. 2, 3 und 4 haben nur die Art und Weife der Ein 
Hebung der Opferpfennige und ber andern dort bezeichneten 
Gefälle zum Gegenftand und es wird Sache der weitern 
Ausführung des vorliegenden Gefeges fein, daflır zu forgen, 
daß die Berechtigten einen Schaden an ihrem Einkommen 
nicht erleiden. Wenn bemerkt worben ift, es wäre befler 
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gewefen, daß es beim Alten geblieben, nun, fo will ich 
für meine Perfon nicht in Abrede ftellen, dag ſich wohl 
Zweifel dagegen erheben laſſen, ob nicht die jegige Eintich- 
tung, wonach die Ortsrichter die Verpflichtung zur Einfamm« 
dung der in $. 1 des Geſetzentwurfs genannten Gefälle 
haben, bis auf Weiteres und insbefondere der geminfchten 
voͤlligen Befeitigung biefer Bezüge hätte beffer fortbeftchen 
ober auch im Wege der Verordnung hierunter eine ander» 
weite Regulirung eintreten Fönnen. Indeſſen auf eine 
Abänderung des Beftehenden und das Detail des Geſetz⸗ 
entwurfs einzugehen, hat man fi nicht entbrechen koͤnnen, 
nachdem die Stände bei dem Iegten Landtage einen aus: 
druͤcklichen Antrag auf Vorlegung eines Gefeges, wodurd 
den Ortörichtern bie ihnen obliegende, unentgeldliche Receptur 
von Gefällen für Pfarter und Schullehrer entnommen 
werde, geftellt haben. Wenn weiter gegen bie Vorſchlaͤge 
der Deputation und zur Rechtfertigung der Vorlage Seiten des 
Harn Staatsminiſters bemerkt worden ift, daß man geglaubt 
habe, dafür forgen zu müffen, daß den Geiftlichen von ihrem 
Einkommen Nichtd verloren gehe, nun, meine Herren, fo iſt 
auch die Deputation der Anficht geweſen, daß für das frage 
liche Einfommen ber Geiſtlichen ſicherſtellende Einrichtungen 
zu treffen feien. Nur die Anfichten der hohen Staatäre, 
gierung und der Deputation Über die hierunter einzufchla- 
genden Wege find verfchieden. Ich kann ungeachtet des 
von dem Herrn Staatsminifter Bemerkten in der Vorlage 
Zeine Beflimmungen erbliden, welde die früher ausgefpros 
chenen Wünfche wegen thunlichfter Befeitigung von Gefällen 
Ver fraglichen Art erledigen. Die Deputation hat allerdings auch 
ihrerſeits feine directen, auf die Befeitigung der in Rebe ftehens 
den Gefälle abzielenden Vorfchläge gemacht, fih auch in Ers 
mangelung ber hierzu erforberlichen fpeciellen Unterlagen nicht 
in der Lage befunden, folche Vorſchlaͤge zu. machen. Ins 
deffen ſtehen ihre Vorſchlaͤge einer Befeitigung im Wege 
der Vereinbarung nicht entgegen und bieten für die Aus- 
führung Gelegenheit, ſolche Veränderungen herbeizuführen. 
Gegen die von der Deputation ald wünſchenswerth bezeich- 
nete Grleihterung von Vereinbarungen über Befeitigung 
der mehrgedachten Bezlige iſt herborgehoben worden, daß 
durch Abldfungen das Subftantialeinfommen ber betreffens 
den Geiftlichen und Kirchendiener vermindert werden müffe. 
Nun, meine Herren, ich follte nach der Befchaffenheit dieſer 
ganzen Gefälle eher glauben, daß gegenüber dem, was ders 
malen die Berechtigten in der Mehrzahl werden bezogen 
haben, bad Subitantialvermögen vieler Stellen im dall der Ab · 
Lfung werde eine Vermehrung erfahren. Sind weiter die 
Beſtimmungen, des Entwurfs, welde den Gemeinden die 
freie Beſchluͤßnahme über die Einhebung und die Aufbrins 
gung der fraglichen Gefälle einräumen, hervorgehoben wors 
den, ſo erlaube ich mir, darauf hinzuweifen, daß auch nach ben 
Vorſchtaͤgen der Deputation die Gemeinden an folhen 
Beſchlußnahmen bei übereinftimmenden Anſichten der Ber 
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theiligten nicht behindert find. Ih Fann daher in bem, 
mas im Allgemeinen gegen das Deputationsgutachten ber 
merkt worden ift, für die Deputation Feine Veranlaſſung 
finden, von demſelben zuruͤckzugehen. 


Königl. Commiſſar Hübel: Bei dem vorliegenden 
Gegenſtande find drei Parteien betheiligt. Die Geiftlichen, 
welche die Geldgefälle zu empfangen haben, die Gonttie 
buenten und die Einſammler. Der ſtaͤndiſche Antrag 
wurde zunaͤchſt im Jntereſſe der Einſammler geftelt; man 
wollte die Dorfrichter, welche die Verbindlichkeit haben, 
biefe Gefälle einzufammeln, von ihrer Verpflichtung befreien. 
Diefer in der Zweiten Kammer geftellte Antrag wurde bei 
der Berathung in ber Erften Kammer erweitert; hier faßte 
man atich die Intereffen der beiden andern Partelen in's 
Auge; man’ erwog bie Unzuträglichkeiten, welche aus der 
Erhebung folder Eleiner Leiftungen für die Gontribuenten 
und für die Berechtigten erwachſen und aus der Erwaͤ⸗ 
gung diefer entſtand det fernere Antrag, daß die Regierung 
die Befeitigung dieſer Leiſtungen erleichtern möge. Bei 
Bearbeitung der Gefegvorlage hatte die Regierung zundahft 
von biefen Gefichtöpunften auszugehen, aber auch Vorſchlaͤge 
zu machen, die nad) allen Seiten hin die erfannten Webels 
ftände zu befeitigen geelgnet find. Es iſt befannt, daß 
die Erhebung der fraglichen Gefälle aller Drten mit vielen 


Schwierigkeiten verbunden iſt. Schon vor 300 Jahren iſt 


esefo gewefen, wie Sie aus den im Berithte angeführten 
Geſteſt · len erfeben. Der gute Wille der Gontribuenten, 
den der Herr Wicepräfident vorausfehte, witd wenig ges 
funden und befonders in der neuern Zeit, nachdem eine 
Abloͤſung aller anderer Leiftungen an die Geiftlichen ſtatt · 
gefunden hat, werden ihnen biefe Bezüge feht häufig vers 
weigert und mit unziemenden Nebensärten ihre Einfammler 
abgewieſen. Man fagt, es fei unmirbig füt den Geiftlichen, 
ſolche kleine Gefälle von den Parochianen zu erheben; man 
behauptet, die Ablöfung habe auch diefe Leiſtungen befeis 
tigt und fo werden die Geiſtlichen nidt nur in ihrem 
Einkommen verkürzt, fondern es leidet auch das Anfehen 
des Geiſtlichen und des geiftlichen Amtes unter dergleichen 
Verhältnifen. Das Minifterium fand, daß eine Befeltis 
gung aller dieſer Uebeiftände nur dadurch zu erteichen fel, 
wenn man den Geiftlihen aus jeder Beziehung zu ben 
einzelnen Contribuenten btinge und bie Gemeinde vers 
pflicgte, dem Geiſtlichen das zu gewähren, was er zu fot ⸗ 
dern hat.- Wenn man darin eine principielle Veränderung 
der Verpflichtung hat finden wollen, fo iſt das nicht ganz 
richtig; denn wenn auch die Gemeinde dem Geiſtlichen 
diefen Theil feines Subftantialeinfommens gewähten fol, 
fo fann fie doch den Betrag von denfelben Perfonen, die 
an den Geiſtlichen zu geben hatten, in berfelben Art, wie 
zeither, wieder einſammeln. Die Gemeinde wird’ darunter 
keinen großen Nachtheil erleiden. Was die. Ungefeffenen - 
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beizutragen haben, wird ihr mit Sicherheit eingehen und 
aud an den Leiftungen der Unangefeffenen kann fie nicht 
viel verlieren, da der Betrag fo gering ift, daß auch die 
Yermeren ihn zu zahlen im Stande find. In dem Anfins 
nen an die Gemeinde zu Vertretung der Meinern Reſte 
wird man aber gewiß feine Unbilligfeit finden, wenn man 
erwägt, daß unfere Kirchengemeinden feit Jahrhunderten 
ſchlechterdings Nichts gethan haben, um dad Subftantial: 
einfommen ihrer Geiftlichen zu verbeffern; daß durd die 
Abldfung aller Naturalbezüge die Geiftlichen nicht unerheb- 
lic) verloren und die Parodianen, namentlich die mit Feld» 
grundftücden Angefefienen, weſentlich gewonnen haben und 
daß diefe Meinen Geldgefälle, wenn man fie nach Verhält- 
niß des immermehr gefunfenen Geldwerthes von Zeit zu 
Zeit erhöht hätte, gegenwärtig das Behn-, ja Zwanzigfache 
betragen müßten, um dem Werthe gleihzufommen, den fie 
in der Zeit hatten, wo fie die Parochianer zu Übernehmen 
hatten. Um nun aber der Gemeinde jede moͤgliche Erleich-⸗ 
terung zu gewähren, läßt ihr der Gefegentwurf mach, dieje 
Gebührniffe auch auf eine andere Weife zu erheben. Diefe 
der Gemeinde zugeftandene Autonomie fann doch faum ein 
Bedenken erregen. Man wänfcht immer, daß den Ger 
meinden möglichfte Freiheit bei Aufbringung ihrer Laſten 
gegeben werde; man hat auch deshalb vor mehreren Jahren 
die frühen Beſchraͤnkungen der Parochialanlagen aufgehos 
ben. Die geehrte Deputation findet aber Bedenken gegen 
die Vorfchläge der Regierung. Sie meint, e8 werde her 
Berpflichtete geändert, wenn bie einzelnen Parochianen 
nicht mehr dem Geiftliden unmittelbar zu zahlen haben, 
fondern an die Gemeinde; ein folder Vorgang könnte zu 
nachtheiligen Gonfequenzen führen. Das Gefek felbft 
verändert jedoch, wie ſchon erwähnt, den Berpflichteten 
nicht, fondern ftellt blos die Gemeinde als Vertreterin diefer 
Verpflichtung auf und überlaͤßt diefer, ob fie an der Ver— 
bindlichkeit der Einzelnen Etwas ändern will. Das Eins 
treten ber Gemeinde alterirt aber um fo weniger ein Princip, 
da es ſich hier nicht um Aceidentien handelt, die Einzelne 
für gewiffe Amtshandlungen, welche der Geiftliche ihnen 
Teiftet, zu zahlen haben, fondern um Beiträge zur Sub: 
flantialbefoldung des Geiftlihen, die das ältere Geſetz den 
einzelnen Parochien aufgelegt hat. Das Geſetz hat vor 
geſchrieben, wie biefe Subftantialbefoldung von den Paros 
chianen aufgebracht werden fol. Wenn nun die ganze 
Gemeinde die Verbindlichkeit hat, den Unterhalt des Geift- 
lichen zu gewähren, fo iſt e& Peine Anomalie, wenn der 
Gefegentwurf die Beiträge der Einzelnen der Gemeinde 
zur Vertretung zuweift und ihr überläßt, ob fie bei der 
zeitherigen Erhebungsweiſe bleiben oder eine andere befchlie- 
Sen wil. Zu Eonfequengen kann eine ſolche geſetzliche Beftim» 
mung nicht führen; benn wenn der Gefegentwurf, wie er 
vorliegt, zur Annahme gelangt, fo werben ähnliche Reiftun- 
‚gen an Geifttiche und Lehrer gar nicht mehr befichen, für 
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welche Gonfequenzen gezogen werden koͤnnten. Es find 
alle Leiftungen der Parochianen zur Subſtantialbeſoldung 
der Geiſtlichen abgeloͤſt mit Ausnahme derjenigen, mit denen 
fi der vorliegende Gefegentwurf beſchaͤftigt. Bei den 
Schullehrern hat, wie Herr v. Erdmannsdorff bereits ers 
wähnte, das Schulgefeg die Verhältniffe in gleicher Weiſe 
geregelt. Zrüher Hatten die Schullehrer ähnliche Beylge 
von den Mitgliedern der Schulgemeinde einzufammeln, 
diefe find alle durch das Schulgeſetz befeitigt worden, in⸗ 
dem man den Gemeinden auflegte, dafür den Schullehrern 
jährlich eine feftftehende Summe Geldes zu gewähren. So 
find die Singumgänge und alle dergleichen Einfammlungen 
der Schullehrer abgeſchafft. Es konnte der Regierung 
daher um ſo weniger ein Bedenken beigehen, eine gleiche 
Maaßregel für das geiſtliche Einkommen vorzuſchlagen und 
wie man den Gemeinden überlaſſen hat, die Fixa der Schul 
Ichrer beliebig aufzubringen, fo glaubt man es ihnen auch 
bei dieſen Bezügen der Geiftlichen uͤberlaſſen zu Finnen, 
Wenn die Vorfchläge der Deputation Annahme finden 
und es fernerhin fo bleiben follte, daß ein Einnehmer, 
den die Gemeinde beſtellt, diefe Bezuͤge für den Geiſtlichen 
einfammelt, fo liegt wohl die Beflrchtung fehr nahe, die 
Here v. Erdmannsdorff ausſprach, daß es künftig cher 
ſchlechter, als beffer werben wird; denn bie Gemeinden 
werden für uns wieder Einnehmer wählen, die zu dieſem 
Geſchaͤft weit weniger geeignet find, als gegenwärtig bie 
Dorfrichter, deren Autorität auf die Contribuenten gewiß 
oft den günfligen Einfluß hat, daß fie geben, mad fie dem 
Geiſtlichen ſchuldig find. Die unangenehmen Berkhruns 
gen, die aus der Einfammlung für Rechnung der Geifte 
lichen zwifchen diefen und den Parochianen entftanden find, 
werben zum Nachtheile des Geiftlichen und feines Amtes 
felbft fortdauern. Die Regierung muß daher ſehr wünfhen, 
daß die Hohe Kammer fich für ihre Anfiht und für den 
Geſetzentwurf entſcheidet. 


Praͤſident v. Schönfeld: Es würde nun üͤberzugehen 
fein zum Vortrage des fpeciellen Theiles des Berichtes. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: 


&1. 

Die dur) die Kirchenordnung vom Jahre 1580, 
Gen.Art. XXUT. und XXIV., den Dorfrichtern auferlegte, 
durch das Synodaldecret vom Zahre 1024, $. 76 und dur 
das revidirte Spnodalbecret vom Sabre 1673, $. 64, 65 
und 67, beflätigte Verbindlichkeit, die den Pfarrern bon 





den Kirchengemeindeglievern zu entrichtenden Opferpfennigt, 
fowie die den Pfarrern und den Glödnern aulommen — 
Gärtner:, Häuslerr und Hausgenoffengrofehen unentgeld 
einzuheben und abzuliefern, wird hierdurch aufgehoben. 


In den Motiven heißt es: 
Bu $$. 


. 1 und 2. de 
Us die Gefeßgebung den Dorfriätern bie unentge * 
liche Receptur der Opfergelber und anderer kleiner Geldge 
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fälle für Pfarrer und Glöcner aufgab, da waren die Dorf- 
richter das alleinige Organ der ländlichen Gemeindeverwals 
tung. Bei ihrer Stellung zur Gemeinde und zu allen 
Mitgliedern derfelben war diefe Recepfur in Verbindung 
mit ihren übrigen Geſchaͤften für fie Beine große Beſchwerde 
Dur) die Landgemeindeordnung iſt diefe Stellung eine 
andere geworden, 

Die Dorfrichter find gegenwärtig nur noch Drgane 
der Polizei und der Qufliverwaltung; die Sefaäfte der 
Gemeinbeverwaltung find auf die Gemeindevorftände und 
Gemeinderäthe übergegangen, bie jegt alle Abgaben an 
den Staat, alle Anlagen fr Gemeindezwede, für Kirche 
und Schule einhebenz nur die Receptur jener Beinen Be« 
foldungstheile für Pfarrer und Kircendiener ift den Dorfe 
richtern verblieben und in der Trennung von der Gemeinde 
verwaltung wefentlich erſchwert. 

Es erfcheint daher billig und angemeffen, ihnen biefe 
Neceptur zu entnehmen und folde den Gemeinden aufzu— 
geben, als deren Drgane die Dorfrichter damit belaftet 
worden find. . = 

Ob die Gemeinden diefe Gefälle nad) den zeitherigen 
"Sägen aufbringen oder auf andere Weife umlegen, durch) 
wen fie die Einhebung Aare wollen, das wird am beften 
ihren freien Befchlüffen überlaffen. Damit erledigt ſich 
auch der doch nur durch die Unbequemlichkeit der Receptur 
hervorgerufene Antrag auf Ablöfung, weil die Gemeinden 
die Erhebung belichig —— ober unter Gewährung des 
Sollbetrags an die Geiftlihen zc. einftellen können. Eine 
gänige Abloͤſung wirklicher Parocjiallaften — auf dem 
Parochtalverbande beruhender Leiftungen — durch Capitals 
sahlung wäre im Princip nicht zu rechtfertigen. Sie fegte 
die Geifttichen und Kirchendiener durch den bei der Vers 
waltung immer möglihen Verluſt der Gapitalien einer 
Schmälerung ihres Gubftantialeinfommens aus und ents 
Öge ihnen den Anſpruch auf eine Werbefferung deffelben 
be einer Steigerung der Zahl der Parochianen. Es würde 
endlich auch bei einer gänzlihen Ablöfung den Berechtigten 
gegenuber immer die Gemeinde ald ſolche eintreten müfs 
fen, da die gebachten Leiftungen zum größten Theile 
den Unangefeffenen obliegen. Sollte —— aber 
in einzelnen Fällen von beiden Theilen eine Ablöfung ges 
wünfcht werden und ſolche nad) der Sachlage ausnahms» 
weife fi empfehlen, fo würde das Kirchenregiment auch 
darauf eingehen fönnen, ohne baß es einer gefeglihen Bes 
ftimmung darüber bedarf. " 

Da das Einfommen an dergleichen Gefällen, ſchon zeit: 
her ein wechfelndes, von der Zahl der, Gemeindeglieder abs 
hängiges war, fo foll daffelbe auch jet nicht ‚für immer 
firirt, fondern aller drei Jahre von Neuem regulirt werben, 
was: unter Zugrundelegung der aller drei Jahre wiederkeh⸗ 
tenden Volkszählung im Lande ohne Echwierigkeit auszu- 
führen iſt. 

Der Deputationsbericht fagt in Bezug auf$. 1: 

Im Specielen. hat die Deputatiom gegen bie Uebere 
fehrift des Gefegentwurfs, den Eingang zu demfelben und 
bie Beftimmungen im $. 1 Nichts zu erinnern gefunden 


„und fie empfiehlt diefe Theile des Gefegentwurfd der hohen 
Kammer zur unveränderten Annahme, 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun das ort 
zu nehmen fein über 6. 1 des Gefegentwurfs. — E3 ſcheint 
L. K. G. Abonnement.) 
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Niemand das Wort ergreifen zu wollen. Ich gehe daher 
ſogleich zur Abftimmung über. Die Deputation rathet an, 
die Weberfchrift des Gefegentwurfs, den Eingang zu 
demfelben und die Beftimmung zu $. 1 unverändert 
anzunehmen. Ich frage, ob die Kammer mit diefem 
Antrage ihrer Deputation einverflanden ifi?— 
Einfimmig Ja. 
Referent Sandesbeftallter Hempel: 


. %2 
Da jedoch die Berechtigten felbft mit der Einhebung 
nicht beſchwert werden Fönnen, auch dafür Sorge getragen 
werden muß, daß fie an ihren Ginfünften nicht verkürzt 
werden, fo ift der Sollbetrag der $. 1 genannten Gebüht« 
niffe .in jedem Drte nach der Zahl der SKirchengemeindes 
‚glieder, beziehendlich der im Orte befindlichen Gärtner: und 
Häuglernahrungen und der Hauögenoffen feftzuftellen und 
von der Kirchengemeinde in ganzer Summe und unverkrzt, 
namentlich ohne Abzug don Einnehmergebühren, in den 
seitherigen Terminen an die Berechtigten abzuliefern. 

Die Einhebung, fowie die Art der Aufbringung bleitt 
den Kirchengemeinden ober den fie bildenden einzelnen Ortds 
gemeinden überlaffen. 

Der auögeworfene Sollbetrag ift in jedem dritten Jahre 
zu revidiren und mad) der Zahl ber betreffenden Grundſtuͤcke 
und Gemeindeglieder zu erhöhen oder herabzufeken. 


Die Motiven habe ich mir bereit8 zu geben erlaubt. 
In dem Deputationsberichte aber Heißt es: 


Zu $. 2. E 
Wenn anzuerkennen ws. ben Dorfrichtern früher 
hin bie unentgeldliche Neceptur der Opferpfennige, Haͤus⸗ 
ler⸗, Gärtner: und Hausgenoſſengroſchen mit Rüdficht auf 
ihre Stellung in der Gemeinde und zwar ald deren Vor— 
flände und Bertreer des Gemeindewefens Übertragen ges 
wefen, die Ortörichter aber dermalen infolge veränderter 
Gefeggebung diefe Stelung, nicht mehr einnehmen und bie 
diesfallfigen Gefchäfte auf die Gemeinderäthe und Gemeindes 
vorftände übergegangen find, fo hat fid die Meputation 
mit der in den Motiven zu dem vorliegenden Geſebent⸗- 
wurf- enthaltenen Bemerkung, daß es billig und angemeſſen 
fei, die Receptur der vorbezeichneten Gefälle den Gemein 
den aufzugeben, im Allgemeinen einverftehen und würde 
an fich die Uebertragung als Conſequenz bereits beſtehender 
gefetlicher Beftimmungen wohl haben anfehen können. 
Der vorliegende Gefegentwurf befchränkt ſich aber 
nicht darauf, die Neceptur der genannten Gefälle ven Ger 
meindebehörden zu Übertragen, fönbern ändert die beſtehende 
Gefeggebung zugleich) dadurd ab, daß derfelbe 
1) an die Stelfe der zahlungspfliätigen einzelnen Ges 
meindemitglieder gegenüber ben Berechtigten die 





Kirchengemeinde feßt, fo daß lediglich an diefe ſich 
die Berhigen wegen der fraglihen Gefälle zu 
alten haben, u 
Py irosengimeinde verpfißte, nit olein bie von 
den zahlungspflichtigen einzelnen Gemeindemitglie⸗ 
dern eingehobenen Gefälle, fondern den Sollbetrag 
derfelben an bie Berechtigten zu zahlen und 
3) den Kirchengemeinden oder ben fie bildenden einzel⸗ 
nen Ortögemeinden bie Art der Aufbringung, mit⸗ 
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hin die Befchlußfaffung darüber, ob fie diefe Gefälle 
nad) den zeitherigen Sägen aufbringen oder auf 

- andere Weife umlegen wollen, überläßt. 

Der Gefegentwurf, beabfichtigt durch diefe veränderte 
Gefekgebung den richtigen Eingang ber betreffenden Ger 
fälle für die Berechtigten völlig zu fihern, dieielben außer 
aller Berührung mit den einzelnen Zahlungspflictigen zu 
bringen und vor den Unannehmlichkeiten einer gerichtlichen 
Verfolgung, der Reftanten zu bewahren. Die Intereffen 
der Berechtigten find, wie anzuerfennen ift, durch die frag- 
lichen Veftimmungen volftändig gewahrt, diefe Intereffen 
Tönnen jedod nicht allein maaßgebend fein, es iſt auch das 
Intereſſe der Gemeinden, welde zur Zahlung verpflichtet 
Werden follen, zu berüdfihtigen und im Hinblid hierauf 
Tann fi die Depufation für die Annahme der fraglichen 
Beltimmungen nicht auöfprechen. a 

Nach der dermaligen Gefebgebung haben die Kirchen⸗ 
gemeinden als ſoiche das Einkommen ihrer Geiftlichen und 
Kircpenbiener nicht zu vertreten. Der Gefegentwurf beab» 
fichtigt, eine ſoiche Gertretungsverbindlichkeit für bie darin 
bezeichneten Bezlige einzuführen und zwar, in ber Maaße, 
dag nicht allein die Kirchengemeinden etwaige Reſte vertrer 
ten, fondern die Leiftüngsverbindlicpfeit dem Pfarrer gegen« 
Uber überhaupt auf fie übergehen fol. Der Gefegentwurf 
hebt zwar, was die bei $. 2 zunächjft in Frage befangenen 
Opferpfenntige, Gärtner«, Häusler: und Hausgenoffengro: 
f&eri anlangt, die in Bezug hierauf nach den Generalartis 
kein vom Jahre 1580 und den Synobaldecreten von den 
Jahren 1624 und 1673 den einzelnen Kirchengemeinbemit: 
gliedern obliegende Leiſtungsverbindlichkeit nicht ausdrüdtich 

auf, Uberfäßt aber den Kirchengemeinden oder den fie bil. 
denden Ortögemeinden die Art der Aufbringung ohne ir 
gend, eine Einſchraͤnkung ihren ‚völlig freien: Befchlüffen, 
erachtet mithin, eine völlige Veränderung der dermalen feft: 
fiehenden, Bahlungspfliht und mindeftens eine. theilweile 
Uebertragung derfelben auch auf andere Gemeindemitzlieber, 
als die dermalen zahlungspflichtigen für zuläifig, fo daß 
mithin nicht davon ausgegangen werben ann, daß es ſich 
nur um eine Vertretung etwaiger Reſte Seiten der Kirchen: 
emeinde handelt; vielmehr muß hiernach und bei der im 
ntwurfe,. gefchehenen Ueberweifung ber Leiſtungspflicht 
auf die Kirchengemeinden als _folhe, die Uebernahme der 
&uitunaspficht im Allgemeinen ing Auge. gefaßt werben. 
Stipen nun aber, die hier in Frage befangenen, Gefälle 
ihrem Beträge nach völlig feft, laffen auch die Generalar- 
tikel und bie Synodaldecrete, ‚auf welchen fie beruhen, kei⸗ 
nen Zweifel über die Perſonen, welche fie zu zahlen haben 
und werben, ſich unſchwet in jeder Kircjengemeinde, ztw.ds 
mäßige, den richtigen Eingeng der fraglichen Gefälle jicher- 
fiellende — treffen laſffen fo hat die Deputation 
feinen genügenden Gtund zu einer Gefeßgebung der ‚vor: 
gefölogenen ‚Urt, welche in det Hauptfache darauf abjielt, 
dei Berechtigten gegenüber, bie Bahlungspflichtigen zu wech 
felt, nämlid) an die Stelle der einzelnen Gemeindemitglie- 
der die gefämmmfl Gemeinde zu fehen, finden können und 
vie füt'die beäntkagte veränderte Gefeggebung im Intereffe 
der Berechtigten ſprechenden Gründe nicht für fo überwie- 
jehb hälteh können, um die'Einfühtung einer volig neuen 
eitretungöverbindlichkeit. zu rechtfertigen, und geglaubt, 
daß, wenn einmal’der Grundfag der Vertretung’ des Gin: 
Tommend' er Geiſtlichen "und anderer Kirchendiener oder 
getölffer Theile’ deffelben, Seiten“ der Kirchengemeinden, in 
bie Gefeßgebung: eingeführt werden fol, weit mehr Beran- 

















laſſung vorhanden fei, diefen Grundfag auf andere heit 
des geiftlichen Einfommens als die gegenwärtig in vr 
befangenen, zur Anwendung zu bringen. 


Weiter ift in Betracht zu ziehen, daß, wenn auch die 
Opferpfennige von fämmtlihen zwölfjährigen, reſp. vierzehn: 
jährigen Perfonen zu geben find, doch die Häusler, Gärts 
ner⸗ und. Hausgenoffengrofhen nur, von einzelnen Gfaffen 
der Gemeinde und. zwar anſtatt des Decems, Bins oder 
Brodes, fo. die Hüfner zu. geben ‚pflegen, gegeben werden. 
Sollte mithin nad) Maafgabe des vorliegenden Entwurfs 
eine veränderte Umlegung befchloffen werden. oder auch nur 
der Fall eintreten, daß beim Fortbeftehen der jegigen Ein 
richtung Nefte von der Kirchengemeinde zu vertreten find, 
fo würden Gemeindemitglieder zu Beiträgen herangezogen 
werden, die fie in anderer Meife bereits zu denfelben Aive 
Een nad) gelegliher Vorſchrift leiften. Mögen diefe Bels 
träge auch möglicher Weife unbedeutend fein, fo liegt doch 
immer in deren Forderung eine zweifelöohne Anftoß erre⸗ 
gende Unbilligkeit, deren Herbeiführung durch die Gefeh: 
gebung die Deputation für unftatthaft erachten muß, und 
fie dürfte die Hüfner zu dem Verlangen berechtigen, auch 
die ihnen gegenüber ben Gärtnern, Häuslern und Haudr 
genoffen obliegenden Leiftungen zu ihrem Vortheil geändert 
zu fehen. 

Demnaͤchſt ift ſchon bei der am vorigen Landtage flatt« 
gefundenen Berathung der obenerwähnten Heynefhen Der 
tition die döNige Beſeitigung der in Rede ftchenden Ge 
fälle als wimſchenswerth erachtet worden und es ift bed 
halb auch in der ftändifchen Schrift vom 10. Juli 1868 
der Antrag geftellt worden, die Befeitigung von dergleichen 
Abgaben, da, wo fie von den Berechtigten gewünſcht were 
den, mözlicoft zu erleichtern. Die Deputation glaubt, daß 
an diefem Anfrage fortwährend feftzuhalten:fei und findet 
in dem vorliegenden Gefegentwurfe feine Erledigung deffel- 
ben. Im Gegentheil wird Durch die Beflimmungen ded Ger 
fegentwurfs, namentlich bei der Worfchrift, ben Sollbetrag 
in jedem dritten Jahre zu revidiren und nad) dem Ergeb» 
niß diefer Nevifion zu erhöhen oder herabzufegen, der Hort» 
beftand der fraglichen Gefälle auf eine, ‚die Gemeinden mehr 
als zeither beläftigende, nur zum Vortheile der Berechtig ⸗ 
ten gereichende Weiſe befeftigt. 


Die Deputation will ſchließlich nur noch darauf hin 
weiſen, daß $. 2 des Geſebentwurfs in der vorliegenden 
Faffung wegen der darin enthaltenen Beſtimmung, daß bie 
Kirgpengemeinden den Sollbetrag, der $. 1 genannten ts 
bührniffe an die Berechtigten abliefern folen, dagegen Die 
Einhebung, ſowle die Art der Aufbringung den Kirgenger 
meinden oder den fie bildenden Ortsgemeinden überlafien 
bleiben fol, zu mannigfachen Zweifeln über den Sinn, na 
mentlich über die Stellung der Ortögemeinden zu ber Kir· 
bengemeinde in der fraglichen Beziehung, und über Mn 
Berbindlicpfeit zur Vertretung der mehrgenannten Gefälle 
Seiten der Drtögemeinden gegenliber der sircpengemeindt, 
Anlaß. bieten und fpricht die Anficht aus, daß die beftehende 
Gefeggebung in Anfehung der Einhebung ber Doferpfine 
nige, Gärtner, Häusler und Hausgenoffengrofgen j f 
weiter abzuändern fei, als bies Infolge ber bereit® am RR 
ten Landtage für angemefien erachteten Aufhebung ni Ei 
$. 1 des vorliegenden Gefegentwurfe angezogenen gefebll nn 
Zeftimmungen nothwendig ift und ſich daher darauf zu Le 
f&hränfen fei, wegen ber Receptut ber vorgenannten * 
fälle ohne Uebertragung ber Verbindlicheit der Vertre 
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derfelben auf die Kirchengemeinden anderweite Beftimmuns 
gen zu treffen. * 
Die Deputation iſt mit dem Entwurfe darin einver- 


flanden, daß die Berechtigten felbft mit der Einbebung | 


nicht befchwert werden können und daß ihnen die frage 
lichen Gefälle den ig beftehenden Beftimmungen "gemäß 
auch fernerhin unverkürzt ohne Abzug von Einnahmeger 
bühren zu gewähren find, hält aber daflır, daß bei der Ver- 
fehiedenheit der Verhältniffe es nicht raͤthüch fei, wegen der 
Art und Weiſe der Einhebung beftimmte, für alle Gemein 
ven gleichmäßig in Anwendung zu dringende Einrichtungen 
Bora ben, vielmehr der Kircheninfpection jeden Drts 
zu Überlaffen fei, eine den örtlichen und fonftigen Berhält- 
niffen entfpredende Einrichtung unter Vernehmung mit 
den Vertretern der Kirchengemeinde zu treffen. Die ded- 
halb nöthigen Verhandlungen werden nach der Anficht der 
Deputation nicht allein zu zwedimäßigen, die Berechtigten 
fowohl, als die Bahlungspflichtigen zufriebenftelenden Eins 
richtungen führen, fondern auch ganz geeignet fein, Die völlige 
Befeitigung der fraglichen Gefälle auf eine die Berechtigten 
nicht‘ benachtheiligende Weiſe, da, wo von den Berechtigten 
ober den Verpflichteten eine ſolche Befeitigung gewünfcht 
wird, anzubahnen oder herbeizuführen und Bade Im Wege 
freier Vereinigung das erlangt werden, was in der Haupt⸗ 
fache theilweife unter Anwendung gefeglihen Zwanges der 
Entwurf erfirebt. Die Deputation hat es ald wünfchends 
werth zu bezeichnen, daß das königliche Minifterium Vers 
handlungen, welche die Befeitigung der in Rede fiehenden 
Gefälle bezwedten, befördere und rathet der hohen Kammer 
an, den $. 2 im der vorliegenden Faffung des Entwurfs 
abzulehnen und anftatt deffelben die Aufnahme folgender 
Beſtimmung in den Gefegentwurf bei der hohen Staat: 
tegierung zu beantragen: 

„Sunerhalb jeder Kirchengemeinde ift wegen ber Art 
und Weife der Einhebung der $. 1 genannten Gebühr 
niffe, infoweit nicht bereitö unter Genehmigung der Kir⸗ 
heninfpection eine befondere locale Einrichtung hierunter 
befteht, eine locale Einrihtung unter Bernehmung mit 
den gefeglihen Vertretern der Kirchengemeinde von der 
Kircheninfpection zu treffen. Die Berechtigten dürfen 
auch fernerhin mit der Einhebung nicht bejchwert werden 
und {ft dafür Sorge zu tragen, daß ihnen der einge 
hobene Betrag in ganzer Summe und obne Abzug von 
Einnemergebähren in ben zeitherigen Terminen gewährt 
wird. 

Es wird Sache der Ausführungdverorbnung fein, nähere 
Beſtimmungen hierkber zu treffen, unter anderen auch die 
Ginreijung von Neftverzeihniffen am Schluffe jeden Jah ⸗ 
te8 an die Inſpection anzuordnen und wegen ber beziehends 
ich mit Hllfe der Jufigbehdrden zu bewickenden Eintreibung 
ber Nefte die Infpectionsbehörden im Allgemeinen mit Ans 
weiſung zu verfehen. * 

Der Königliche Commiſſar, mit. welchem ſich die Des 
putation wiederholt vernommen, hat jedoch fein Einverfländs 
niß mit der oben vorgefchlagenen Faſſung des $.2 zu erklären 
Anftand genommen, ift vielmehr bei dem $. 2 in ber vor 
liegenden Fafſung ftehen geblieben. 


Präfident v. Schönfeld: Es wirde nun der 9.2 
zur Discuffion zu ftellen fein. ’ 


GStaatsminiſtet v. Frie ſen tritt ein.) 
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Bicepräfident v. Friefen: Ich wiederhole, es iſt nicht 
die Wichtigkeit und Etheblichkeit der Sache, die mich bes 
wegt, noch einmal zu reden, aber der Wunſch, daß ein 
Prineip nicht verlegt werden möge und bad wird hier of⸗ 
fenbar verlegt und verändert. Die Punkte, auf die es ans 
kommt, liegen in $. 2. Die biöher rein perfönlichen Abs 
gaben werden in $.2 zu einer Leiſtung der Kirchengemeinde 
gemacht, obwohl die Kirchengemeinde in der Regel num da 
abzuliefern haben fol, was fie einnimmt. Indeſſen fol 
doch der Bollbetrag gewährt werden, alfo auch die Refte 
deffen, was micht wirklich eingegangen if. In dem zweis 
ten Abfag ift gefagt: 

„Die Einhebung, ſowie bie Art der Aufbringung bleibt 
den Kirchengemeinden oder den fie bildenden einpefnen Dxtös 
‚gemeinden überlaffen." 

Darin liegt der Hauptpunft, der mir Bedenken erregt. Es 
fol alfo der Uebereinkunft der Gemeinden, natuͤrlich nach 
regelmäßiger Verhandlung und auch Leitung der Behörde, 
überlaffen fein, zu befiimmen, daß die 4 Pfennige, vefper 
tive 24 Pfennige nicht mehr von den Einzelnen erhoben 
werden, fondern daß fie ald eine Parodialleiftung auf die 
ganze Gemeinde Übertragen und von biefer nach ihrem ger 
wöhnlihen Beitragemodus aufgebracht werben fol, Das ift 
doch der Zwei. Nun kann ich durchaus nicht uͤberein⸗ 
flimmen mit der Behauptung ded Herrn koͤniglichen Com⸗ 
miſſars, daß diefe gefehliche Beſtimmung zu feinen nach⸗ 
theifigen Confequenzen führe. Ich wieberhole noch einmal, 
die Nachtheile können nicht groß fein, der ganze Betrag und 
Belang ift eben keln fehr erheblicher; aber eine nachtheilige 
Gonfequenz ift. doch offenbar dadurch herbeigeführt, daß bie 
Perfonen, welche bisher zur Entrihtung der 4 Pfennige 
und 24 Pfennige verpflichtet waren, nicht mehr verpflichtet 
bleiben, fondern die ganze Gemeinde es wirb und daß dieſe 
die Abgaben ald Parochialteiftung aufzubringen hat und 
zwar nach der Hälfte von dem Grundbefig und nad), ber 
Hälfte von der Kopfzahl. Es ift alfo zuzugeftehen, daß 
aus diefer Beftimmung eine Gonfequenz erfolgt, Es wurde 
ferner von dem Herrn Commiſſar und auch in den Mor 
tiven wieberhoft die Behauptung aufgeftelt, die jegigen, 
in Frage befangenen Leiftungen feien eine Parochiallaſt. 
Nun es fällt mir gewiß nicht ein, gegen fo gründliche Ken⸗ 
ner umferer Kirdengefeggebung in die Schranken treten 
zu wollen und ich möchte faft bange werben, wenn ich bes 
haupte, daß dieſe Bemerkung unrictig ift. Aber offenbar 
find doch diefe 4 Pfennige und 24 Pfennige feine Paro—⸗ 
hialtaft, fondern fie find eine rein perfönliche Laſt und wo 
noch die Hinterfaffennahrung, die Gärtnernahrung dazu 
kommt, werden fie auch Reallaft, mit einem Worte, fie find: 
eine Individuallaſt, die der Einzelne zu leiften und zu er⸗ 
füllen hat, aber doch.offenbar nicht eine Parochiallaft, weil 
dieſe von der ganzen Gemeinde erfüllt werden kann und. 








nad} dem geſetzůchen oder üblichen Aufbringungsmobus von 
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ihr zu repartiren iftz alfo ganz anders zu repartiten, ald 
die, die gar nicht erſt repartirt zu werden braucht. Nun 
wird man ja gar Nichts dawider haben, wenn das Sub: 
fantialeinfommen der Geiftlihen verbeffert werden könne; 
aber ich fehe nur gar nicht ein, warum man gerade diefe 
Gelegenheit benußt, um ihr Einfommen zu verbeffern. Ich 
glaube, da muß man bei wichtigeren Gelegenheiten und 
bei wichtigeren Fragen anfangen. Der Gegenftand, ich 
geftehe es, ift mir zu Mein und ich würde gar nicht dager 
gen reden, wenn nicht offenbar ein Princip verlegt würde. 
Die Deputation fagt auf Seite 413 ihres Berichtes fehr 
richtig: „Wenn man das Einkommen der Geiftlichen in 
billiger Weiſe verbeffern wollte, würde es ganz andere 
Veranlaffungen dazu geben“. Wir können das jet nicht 
unterſuchen, es ſteht nicht in Frage, von der Regierung ift 
auch nicht die Frage und zur Begutachtung vorgelegt wor: 
den; aber ich möchte mur gegen die Veränderung der Abs 
gabenpflitigfeit meine Stimme erheben und fann da nicht 
beiftimmen. Ich erlaube mir noch vom Herrn Referenten 
eine Auskunft zu erbitten. Es iſt im Bericht gefagt wor. 
den, es wäre felbft der Wunfch der. Deputation, die Ablö« 
fung nad) Befinden zu erleichtern. Aber davon finde ich 
in feiner Faſſung Nichts, von einem Antrag auf Ablöfung 
iſt hier nicht die Rede. Ich will hier nur noch einmal ers 
klaͤren, daß ich der Deputation bis auf diefe einzige Lüdte 
beiftimmez jedoch mit den Aeußerungen, die der Herr Fönige 
liche Commiffar vorhin that, durchaus nicht einverftanden 
fein ann, 

Königl. Commiffar Dr. Hübel: Der Herr Vicepraͤ⸗ 
fibent faßt allerdings den Begriff der Parochiallaft etwas 
au eng auf. Man verſteht unter Parochialtaflen alle Lei- 
ungen der Gemeinde und der einzelnen Gemeindeglieder, 
welche auf dem Kirchenverbande beruhen und zur Erreichung 
des kirchlichen Zweckes beftimmt find; aljo nicht allein bie 
Anlagen zu Unterhaltung der Kirchengebäude, fondern auch, 
was zur Unterhaltung der Geiſtlichen und Kirchendiener 
aufzubringen ift. Cine folhe Pärochiallaft find nun ent- 
ſchieden auch die Gefälle, über die wir jegt verhandeln, 
Sie find alſo eine Gemeindelaft, die jest auf die Einzelnen 
repartirt iſt, aber auch anders aufgebracht werden kann. 
Sie find feine Reallaften, fondern perfönliche, die nur aus 
der Verbindung der Perfon mit der Parochie erwachfen, 
ohne einen andern Rechtstitel. Ich glaube daher behaups 
ten zu koͤnnen, daß Fein Princip verlegt wird, wenn man 
bier vom Einzelnen abfiehr und in’s Ermeffen der Gemein: 
den ſtellt, ob fie künftig nach der bisherigen Modalität die 
Einzelnen beiziehen oder auf andere Weife aufbringen 
will, was“ dem Geiftlihen zufommt. "Der Gegenſtand 
{ft allerdings, wie wiederholt erwähnt worden iſt, nicht bes 
deutenb und bie Regierung hat nicht daran gedacht, dieſe 
Belegenheit zu benugen, um das Einfommen der Geift: 
lichen zu verbeffern; die Regierung will nur das erhalten, 


was den Geiflichen gegenwärtig ſchon zukommt und die 
Unzutraͤglichkeiten befeitigen, welche bei der Neceptur für 
die Geifihen und für das geifiche Amt feibft ennacfen 
find und die im ganzen Lande hervortreten. Es liegen 
dem Minifterium von den Geiſtlichen dreier Ephorien Per 
titionen vor, welche den dringenden Wunſch ausfprechen, 
daß diefe Angelegenheit fo erledigt werden möge, daß die 
Geiſtlichen außer aller Berührung mit den einzelnen. Gons 
tribuenten fommen. Die hohe Kammer hat bei der Stel, 
lung des Antrags gewiß diefelbe Abficht gehabt und die 
Regierung glaubte mit dem gefchehenen Vorfchlage diefer 
Abfiht zu entſprechen. Denn es Liegt im diefem Vor 
ſchlage ſchon die Ablöfung, welche die hohe Kammer für 
zweckmaͤßig erachtet hat. Es fol der Geiftliche kuͤnftig 
für dad, was er von dem Einzelnen zu erhalten hatte, eine 
Rente erhalten, eine Nente, die mit der wechſelnden Zahl 
der Parochianen fteigt oder fällt, Die Veränderung der 
Rente beruͤckſichtigt das Intereffe der Berechtigten ebenfor 
wohl, als dad der Verpflichteten. Wenn die Bahl der 
Vatochianen ſich vermindert, fo fol die Mente ermäßigt 
werden; wenn aber die Zahl der Parochianen fich vermehrt, 
fo fol die Gemeinde eine höhere Rente zahlen. Eine Ab: 
loͤſung kann anders füglich nicht ausgeführt werben. Par 
rochiallaſten diefer Art loͤſt man nicht mit Capital ab, fon» 
dern nur mit einer fortdauernden Nente und diefe kann 
unter allen Umftänden nur die Gemeinde übernehmen, weil 
die Contribuenten zum großen Theil Unanfäffige find. 
Die Leitungen der Anfäffigen koͤnnte man nad) Befinden 
auf Grundftüce radieiren; die Ablöfung der gefammten 
Gefälle ift aber nicht ausführbar ohne eine Veränderung 
der Verpflichteten; die mit Grundftüden nicht anger 
feffen find, 

Nittergutöbefiger Rittner: Ich kann die Erklaͤrung 
nicht unterdrüden, daß ich, in Uebereinftimmung mit der 
Deputation, den Vorſchlag unferer Staatsregierung nicht 
mit meinem Rechtögefühl in Einklang bringen fann. Ich 
kann nicht für gerecht halten, daß man eine perfönliche Ab» 
gabe einzelner Mitglieder in der Gemeinde nunmehr mit 
einem Federſtrich der Gemeinde als Corporation auflegen 
will, wie das unfere Geſetzesvorlage beabfichtigt. IH 
kann auch nicht im Allgemeinen zugeben, daß dieſe Abgaben 
immer fo unbedeutend fein dürften, ald fie von mander 
Seite vieleicht aufgefaßt werden. Es giebt Gemeinden 
im Sande, in welden gewiß mehr als 1,000 beitragspflich⸗ 
tige Perfonen find; das wäre ein Object von circa 100 Char 
lern jährlich. Es iſt fehr möglich, daß bei der Mobalität 
der Gefegeövorlage, nach welcher den Gemeinden überlaffen 
werben foll, felbft Beftimmungen zu treffen, nach welchem 
Modus dann in der Gemeinde das Fehlende aufgebracht 
werden fol, durch diefen Modus bie Beitragspflicht auf 
die Schultern fehr Weniger kommt. Es iſt ganz In ber 





Natur der Dinge, daß in einer Gemeinde, wo bie Anzahl 
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der Nichtangefefienen zunimmt, die Größe der Grundfiüde 
in demfelben Dorfe gleichzeitig abnehmen muß. Wenn 
wir alfo der Gemeinde überlaffen wollen, dag fie am Ende 
durch Abftimmung nach Stimmenmehrheit befchließen fol, 
nach welcher Modalität in Zukunft das Fragliche aufge 
bracht werden foll, fo kann es gar nicht fehlen, daß fehr 
große Härten für wenige mit größerem Befige in der Ge 
meinde Ungefeffene hervortreten müffen, ja müffen und ich 
wieberhole es, ich kann das nicht mit unferem allgemeinen 
Gefühle für Gerechtigkeit vereinigen. Komme ich nun zu 
dem Vorfchlage unferer Deputation, fo muß ich allerdings 
bekennen, daß auch diefer nicht ganz meinen Anfichten ent: 
ſpricht. Ich möchte in Bezug auf diefen mid) mehr zur 
Anſicht des allererfien Sprechers in der allgemeinen Debatte 
Hinneigen und mic auch dafur verwenden, daß es bag 
Alterkürzefte gewefen wäre, wenn man die Sache hätte ber 
ſtehen laffen, wie fie ift und nur bei dem Geſchaͤfte die 
Perſon geändert hätte, die mit der Receptur beauftragt 
iſt. Man hätte fagen follen: dem Richter fol diefes Amt 
abgenommen werden, die Gemeinde mag einen Mann waͤh⸗ 
den, ber dies für fie beforgt. Die Beftiimmung des Depus 
tationsvorfchlages, daß in jeder Gemeinde wieder verſchie⸗ 
denartige Beftimmungen hierüber entftchen follen, auch das 
fagt meinen Anſichten nicht zu. Ich bin Übrigens davon 
entfernt, einen Antrag zu ſiellen, durch welden ich mic) 
fowohl mit der Staatsregierung, ald mit der Deputation 
in Widerfpruch befinden würde. Ich werde davon Gebraud, 
machen müffen, daß ich gegen den Entwurf und die Depur 
tationsvorlage ſtimme. Es kommt noch hinzu, daß ich 
aud im Deputationsvorfchlage mehrere Dunfelheiten finde, 
die zu Zwiſtigkeiten in der Gemeinde felbft oder mit der 
Kirchengemeinde führen würden. Wenn es 5. ©. wirklich 
wefentlich ift, daß die beftehenden Verhältniffe nach dem 
Vorſchlage der Deputation geändert werden, fo wird bad 
eine ſchwere Arbeit fein. Wer fol der Mann fein, der 
unentgeldlich die Gelder einnimmt? Es ift das nicht eine 
unbedeutende Arbeit, nach Befinden von mehreren Hunders 
ten Ubgabenpflichtigen fo kleine Geldpoften einzunehmen; 
ex fo ein Neflvergeihniß anfertigen und bei der Kirchens 
infpection einreichen. Altes Das ſcheint mir Schwierigkeiten 
herbeizuführen, die nicht in der Sache liegen. Es bleibe 
fo, wie es iſtz was der Mann nicht einnimmt, kann er 
nicht abliefern; es bleibe dem, der die Abgaben befommen 
fol, überlaffen, fie auf rechtliche Weife einzutreiben. 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Bei den wenigen 
Worten, bie id) in der allgemeinen Debatte fprach, äußerte 
ich, daß nach dem Vorfchlägen der Deputation bie Herren 
Pfarrer viel weniger einnehmen würden von biefen Ger 
bühren, als zeither. Ich habe mir vorbehalten, dies hier 
nachzuweifen. Haben Sie die Gewogenheit, meine Her- 
ven, betrachten Sie den Unterſchied, der hervorgeht, wenn 
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wir den Deputationsvorſchlag in feiner Saffung annehmen. 
Da heißt es ganz einfach am Schluffe: 

„Die Berechtigten bürfen auch fernerhih mit der Ein— 
hebung nicht beſchwert werden und ift daflır Sorge zu tra⸗ 
gen, daß ihnen der eingehobene Betrag in ganzen Sum. 
men und, ohne Abzug von Einnehmergebühren in den zeite 
herigen Terminen gewährt wird.” 

Ich vermiffe da gegen die bisherige Beſtimmung und 
namentlich gegen die Kirhenordnung von 1580 die Bes 
ſtimmung, daß Derjenige, der einnimmt, felbft beftraft 
werden kann, wenn er ſaͤumig im Einnehmen if. Nach 
der Faſſung des Deputationsberichtes liegt es eben zum 
größten Theile im guten Willen des Einnehmers. Nun 
hat Herr Rittner fehr richtig vom praftifchen Gefichtspunfte 
aus hervorgehoben, daß die Sache in vielen Gemeinden gar 
nicht fo unbedeutend ift, nämlich für Den, der die Abgaben 
zu befommen hat; aber fehr. unbedeutend für Den, der fie 
zu geben hat. Daraus folgt, daß fie fehr bedeutend iſt 
für Den, der einzucaffiren hat. Wenn 100 Thaler 4 Pfen- 
nigweife oder auch nur 24 Pfennigweife einzunehmen’ 
find, fo ift das eine ſeht bedeutende Mühe. Cs ift nicht, 
wie der Herr BVicepräfident annahm, immer blos eine Uns 
geneigtheit Derjenigen, die zu geben haben, fondern auch 
eine Saumfeligkeit des Sammlerd. Hierauf bafirt fich 
das, was ich gefagt, daß nach dem Deputationsvorfchlage 
das Eintommen der Pfarrer fehr bedeutend gefchmälert 
werden werde, Sch hatte erſt die Abficht, bei &. 1 einen 





Antrag zu ftellen, nach welchem derfelbe heißen wirbe: 

„die durd die Kirchenorbnung vom Jahre 1580, 
Gen. Art. XXI und XXIV den Dorfrichtern auferlegte 
Verbindlicpkeit, die den Pfarrern von den Kirchenger 
meindegliedern zu entrichtenden Opferpfennige, Gärtner«, 
Häusler» und Hausgenoſſengroſchen unentgelblich einzus 
beben und abzuliefern, geht auf die Gemeindenors 
fände Uber” 

Da wäre die von mir und auch von Herrn Nittner 
ausgefprochene Anficht getroffen worden; id habe dad aber 
nicht gethan, weil ich befürchtete, dad Laͤcheln, wo nicht 
das Lachen der Kammer zu erregen, wenn ich biefen Ans 
trag eingebracht hätte, weil diefer Paragraph dann ber 
einzige des ganzen Geſetzes geweſen wäre und wo ber Uns 
fang und der Schluß des Geſetzes mehr Raum eingenoms 
men hätte, als das ganze Geſetz. Es bieibt mir num 
Nichts übrig, als fo zu fimmen, wie Herr Rittner, naͤm⸗ 
lich gegen dad Deputationsgutachten. 


Staatsminifter v. Falkenftein: Ich habe nur wer 
nige Worte hinzuzufügen. Einmal die Bemerkung, daß 
freilich auf den einzigen Umſtand bie Regierung fih une 
möglich beſchraͤnken konnte, die Verpflichtung den Orts · 
richtern wegzunehmen und ſie den Gemeindevorſtaͤnden zu 
übertragen; denn die Regierung würde dann geradezu ger 





gen die ausbrüdliche Erklärung der Ständeverfammlung ges 
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handelt haben. Denn nachdem in der Zweiten Kammer 
alterdings nur darauf die Abſicht gerichtet war, ift in der 
Erſten Kammer die eittgegengefegte Anſicht geltend ger 
macht worden und e3 fand dann die Anficht; daß man et» 
was weiter gehen müfle, auch im der Zweiten Kammer’ An: 
Mang, wie died im Deputationsgutachten weiter enwidelt 
iſt. Es mußte daher die Regierung in Erwägung 
ziehen, wie es möglich fei, außer diefer mehr formellen Bes 
handlung der Sache auch den andern Wunfc der Stände 
zu erfüllen, die 'möglichfte Befeitigung der. ganzen 
Abgabe zu verwirklichen. Da ift denn ſchon vorhin von 
dem Böniglihen Commiſſar und auch fonft aus der Kam: 
mer erwähnt worden, daß dies freilich eben möglich fei durch 
eine unter Umftänden möglicherweife günftige Verhandlung, 
wie dad auch in den Motiven zum Gefegentwurf ausbrüd: 
lic) angebeutet worden ift. Diefe fol alfo keineswegs aus: 
geſchloſſen werden, im Gegentheil, es find ſchon einzelne 
ſolcher Fälle vorgelommen und die Regierung hat fi im- 
mer verpflichtet gefühlt, wo thunlich, dergleihen Verhand⸗ 
lungen zu erleichtern. Wenn es fih nun aber um Fälle 
handelt, in denen eine Bereinigung nicht zu Stande tommt, 
die Ablöfung eben nur dann moͤglich ift, wenn die Ge: 
meinde eintritt, weil es fi eben um unangefeffene 
Berpflichtete handelt, dann, meine Herren, bleibt fein an ⸗ 
derer Meg übrig, ald der, den der Entwurf vorgeſchlagen 
» hatz naͤmlich daß die Gemeinde an die Stelle der einzelnen 
Verpflichteten oder der einzelnen verpflichteten Claffe zu 
treten hat. Und das ift, wenn Sie wollen, der kurze Ins 
halt, ber Gedankengang des ganzen Entwurfs. Man hat 
auf diefe Weife das, was bei andern Leiſtungen durch ger 
gewöhnliche Ablöfung nad) Maaßgabe der Vorfchriften des 
Ablöfungögefeges möglich geweſen if, hier aber nicht mög: 
lich ift, erleichtern und gleichzeitig erreichen wollen, daß der 
Gemeinde möglichfte Freiheit gegeben fei in der Art und 
Weiſe, zu dem, was fie fo zu fagen verlangt hat, wieder zu 
tommen. Das if der Gedankengang des Geſetzes, welches 
dem ftändifchen Antrage und dem Wunſche, diefe Abgaben 
möglichft zu befeitigen, entfprechen würde, während jedes 
andere Mittel, fie zu befeitigen, offenbar mehr oder weniger 
nach der einen oder andern Seite hin ein ungerechtfertigtes 
oder eine halbe Maaßtegel fein würde. 


Kammerherr v. Erbmannsdorffi Es hat durchaus 
nicht in meinen, legten Worten ein Vorwurf: gegen das 
hohe Minifterium liegen follen, daß es nicht das Geſetz, 
wie ich andeutete, in einem einzigen Paragraphen gegeben 
hat. Ich erkenne an, daß nach ‘dem vorliegenden Antrage 
das Minifterium ein etwas · weiter gehendes Geſetz ger 
ben miißte. Ich gehe fügar noch einen‘ Schritt weiter, 
meine Herren, ich erfenne an, daß hier wieder einer von 
den Fällen vorliegt, wo das Minifterium in die ungünftige 
Lage gebracht worden ift, daß auf Antrag, beziehendlich 
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wieberholten Antrag der Stände es ſich herbei läßt, ein 
Geſetz zu geben und wenn das Geſetz da iſt, gefällt eg nicht 
und das Minifterium befommt auch gar noch Vorwuͤrfe 
daß es uͤberhaupt das Geſetz gegeben hat. 


Vicepraͤſident v. Friefen: Auf die Rede des hochges 
ehrten Herrn Staatsminifterd habe ich Folgendes zu erwi 
dern. Ganz richtig ift es, wenn derſelbe anführte, die 
gierung fei verpflichtet gewefen, etwas weiter zu gehen, 
als der Inhalt des erften Paragraphen befagt; denn «8 ik 
darauf angetragen worben, bie Befeitigung von dergleichen 
Abgaben zu erleichtern. Das ift ganz richtig, es wurde 
gewünſcht, daß fie möglihft Fönnten befeitigt werden, 
Aber wohl zu merken, da, wo es von den Berechtigten 
oder Verpflichteten gewünfcht wurde. Das ift ein 
großer Unterfchied. Die Befeitigung ſollte zwifchen Berech⸗ 
tigten und Verpflichteten verhandelt werben, fo daß die Bes 
rechtigten und die Verpflichteten nicht verändert wurden 
und es war voraudjufegen, daß, wenn ein folder Wunſch 
entftände und die Regierung die Befeitigung möglicft ei« 
leichtern wollte, eine regelmäßige Verhandlung zwiſchen 
den Berechtigten und Verpflichteten eintreten würde, weun 
auch zuzugeben ift, daß diefe Ablöfung in einzelnen Fällen 
bei Unangefeffenen nicht ohne Hinzutritt der Gemeinde 
hätte auögeführt werben koͤnnen. Ich bitte zu bemerken, 
daß hier ausdrücklich nur von einer Verhandlung zwiſchen 
Berechtigten und Werpflicteten die Rede iſt. Aber 
der zweite Paragraph geht ja viel weiter, Der zweite 
Sag fagt: 

„Die Einhebung, ſowie die Art der Aufbringung bleibt 
den Kirchengemeinden ober den fie bildenden einzelnen 
Drtögemeinden überlaffen.” 

‚Hier ift ja offenbar den Gemeinden die Macht gegeben, 
über die bisherigen perfönlichen oder indivibuellen Abgaben 
einen Beſchluß zu faffen, die Verbindlichkeit den bisher 
Berbundenen abzunehmen und fie anderen Verbundenen 
aufzulegen oder andere Verbindliche dafuͤr aufzufuden. 
Es wird ja hier offenbar der Gemeinde das gefezliche Recht 
gegeben, die Nechtöverhältniffe und die Rechtsgrundlagen 
gänzlich zu verändern. Das iſt aber, wenn auch eine 
Meine Ungerechtigkeit, doch eine Ungerechtigkeit und es iſt 
ein offenbarer Verſtoß gegen das Princip. Und wie ger 
ſchieht denn das? . 

„Die Einpebung, ſowie die Art der Aufbringung Bleibt 
den Kirchengemeinden oder den fie bildenden einzelnen 
Drtögemeinden überlaffen.” 

Wohl verſtanden, meine Herren, überlaffen! && 
hängt alfo ganz von ihnen ab, foldhes durch einfache Major 
vität zu beichließen, es wird angezeigt bei der Kirchenin- 
fpection, der Befehluß wird per majora gefaßt, bie Sache 








if abgemact. Ich wiederhas, es it nicht Die Erfebtiäflt 
der Sache, aber das Princip, dad hier verlegt wird um 
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wenn ich. als, Grundbefiger mit dazu beitragen-muß zur 
Hälfte vom. Grundbefig, fo werde ich mich nicht dagegen 
wehren, ich werde es thun. Aber es muß das nicht par 
ordre und nicht jo ohme Weiteres anbefohlen werden. Es 
Tann im Wege der. freien Vereinbarung dazu kommen. 
Der Herr koͤnigliche Commiſſar erwähnte vorhin, flr die 
Autonomie der Gemeinden hätten wir fo oft gefämpft, für 
das Recht, ihre Angelegenheiten felbft zu beftimmen, felbft 
zu ordnen. Ei freilich haben wir baflır gefämpft und wir 
wuͤnſchen recht fehr- eifrig, daß man den Gemeinden das 
Recht überlaffen möge, ihre eigenen Angelegenheiten 
au ordnen, und darüber Beſchluͤſſe zu. faſſen; aber wohl] 
gemerkt, in ihren eigenen Angelegenheiten! Aber 
fie, folen nicht dad Recht haben, über- fremde Rechte zu 
disponiren ‚und dem Einen Berbindlichkeiten abzunehmen 
und dem Andern aufzulegen, . So weit.barf-die Autonomie 
der Gemeinden nicht geben, das ift ein gewaltiger Unterſchied. 
Nun, ich wiederhole ed nochmals: es iſt Über diefe an fich 
fo unwichtige Sache ſchon genug und eigentlich zuviel ges 
ſprochen worden; aber ich kann mir nicht Helfen, es hans 
‚delt ſich hier um eine Principienfrage, um eine Frage des 
Rechts und da kann man doch nicht ſtillſchweigen, wenn 
auch die Verlegung noch fo Elein ift. 


 Präfident v. Schoͤnfels: Wenn Niemand weiter 
über $...2 zu. ſprechen wuͤnſcht, ſo fehließe ich die Debatte 
und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort. 


Neferent Landesbeſtailter Hempel: Ich habe mur wen‘ 
nig zu bemerken. und wende mich zunaͤchſt zu ber vom 
Herrn Vicepräfidenten ruͤckſichtlich der im Deputationsbes 
zichte enthaltenen Bemerkung über. bie Erleichterung der 
Abtöfungen ‚von Gefällen der in Rede fehenden Art ger 
ſtellten Frage. Die Deputation hat allerdings, nicht die 
Abficht gehabt, deshalb einen befonderen Antrag an bie 
Staatöregierung zu ftellen, vielmehr geglaubt, ſich darauf 
befepränfen zu koͤnnen, hierunter einen Wunfch -auszufpres 
hen, nachdem bie Kammern ſchon nach der am Iehten Land» 
tag über die Heyn'ſche Petition gepflogenen, Berathung 
den Antrag geftellt haben, freie Vereinigungen, Über ‚die 
Befeitigung diefer Gefaͤlle thunlichſt zu erleichtern. Wenn 
Here Rittner bemerkt hat, daß er es Fieber gefehen hätte, 
wenn den Gemeinbevorftänden die Einhebung der im Para- 
graphen genannten Gefälle uͤberlaſſen worden wäre, fo habe 
id), darauf zu entgegnen, daß die Frage, ob an. die Stelle 
ber Ortsrichter die Gemeindebehörden treten follen, fchon 
am legten Landtage berathen worden ift und man hierbei 
die Anficht gewonnen hat, daß eine folde Beftimmung 
nit ‚allen Verhältniffen angemeffen fein würde. Theils 





beftehen fchon an ‚einzelnen Orten befondere Einrichtungen: 


fuͤr die Einfammlung der Opferpfennige u. ſ. wm. theils 
find aud bie Verhätniſſe einzelner Parochien fo "eigens 
thlmlich geftaltet, daß bie Einhebung der fraglichen Bezüge 
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den Gemeindebehörden nicht guf übertragen werben kann. Es 
ift in dieſer Beziehung bei der Deputation namentlich das 
Verhältniß der Stadt Chemnig zu der Nicolai» Parochie 
zur Sprache gefommen; der Stadtrath ift bie Gemeinder 
behörde über einen Theil diefer Patochie und ſteht dennoch 
in Bezug · auf die kirchlichen Verhältniffe außer aller Wer 
ruͤhrung mit: iht. Dergleichen oder ähnliche Berhältniffe 
koͤnnen auch fonft oorfommen und infolge deffen fehlen es, 
um allen Verhaͤltniſſen gerecht zu werben; am zwedimäfiige 
ſten, eine den Verhältniffen jedes Orts entfprechende Regus 
lirung eintreten zu laffen und nicht geradezu im Geſetz zu 
beftimmen, wer fünftighin san bie Stelle der Ortsrichter 
in der hier fraglichen Beziehung treten folle. Herr Rittner 
hat ferner eine Dunkelheit im Deputationsgutachten ers 
blickt. Ich kann ‚fie nicht darin findenz, denn ed’ enthält 
der Deputationsantrag klar die Befiimmung, daß die Kirs 
cheninſpection jedes Orts unter Bernehmung mit ber Ges 
meinde beſtimmen ſoll, wer Pünftighin an der Stelle des 
Richters ‚jene Gefälle einzunehmen: habe. ‘Daß’ der damit 
Beauftragte diefe Einhebung nicht unentgeldlich beforgen 
ann, nimmt auch bie Deputation an, Die Nemunerirung 
des infammlerd und die Belchaffung ber Mittel 
hierzu wird für bie Inſpectionsbehoͤrden ein Gegens 
fand der Verhandlungen; mit. ben Gemeindevertretern 
fein. » Die; Deputation hat die Erledigung dieſer Fra⸗ 
gen als einen: Gegenfiand der Ausführung des Geſetzes 
angefehen. Ich kann deshalb auch die vom Herrn Kam⸗ 
merherfin. v. Erdmaunsdorff ausgelprochenen Bedenken 
nicht theilen und nicht zugeben, daß die Vorſchlaͤge ber 
Deputation hinter den Beflimmungen' der‘ Generalartifel 
und dem  Synobaldecret infofern zuruͤckblieben, als nun» 
mehr auch die den Drtörichtern für den Fall der Pflicht 
vernachläffigung bei Einhebung der: betreffenden Gefälle 
angebrohten Strafen in Wegfall kaͤmen. Denn dergleichen 
Strafbeftimmungen, wenn fie für zwedmäßig befunden 
werden, können in der Ausflhrungsverordniing getroffen 
werben, wie es denn überhaupt nach der Anſicht ber Des 
putation Sache ber Ausführungsverorbnung ift, auf Grund 
des Geſetzes ſolche weitere Beftimmungen zu treffen, daß 
die fraglichen Gebühren ohne Buthun der- Berechtigten ride 
tig-eingehen und ohne fpeeielle Anträge: derfelben nach Ber 
finden erecutorifch elngetrieben werden. Ich kann mich 
deshalb nur wieberholt für die Annahme des Deputations ⸗ 
gutachtens verwenden und muß unter: Bezitgnahme auf 
das, was der geehrte Herr Vicepräfident hervorgehoben hat, 
des Principd wegen-die Ablehnung «ded $. 2 in der von 
der Hohen Staatöregietung vorgelegten Faſſung wünfhen. 
Betrachtet, man die Beftimmungen des Entwurfes lediglich 
vom Standpunkte der Zwecmaͤßigkeit und bes finanziellen 
Intereffes der Berechtigten, fo gebe ich zu, daß fiefih 
zur Annahme: eihpfehlen, Dieſe Rüdficpten"Tönnen aber, 
wie fon im Deputationsgutachten ausgeſprochen worden 
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iſt, nicht allein entfcheidend fein; es find auch Rückſichten 
auf bie Zahlungspflichtigen zu nehmen und mit diefen find 
der Deputation die im Entwurf aufgeftellten Beflimmun- 
gen nicht recht vereinbar erfhienen. 


Präfident v. Schönfels: Ich wende mid nun zur 
Abftimmung. Der Antrag der Deputation befindet. ſich 
auf Seite 4155 er beginnt mit den Worten: „innerhalb 
jeder” und fehließt: „gewährt wird,” wie es der Herr 
Referent bereits vorgetragen hat. Der $. 2 des Entwurfed 
befindet fi auf Seite 484 des Gefegentwurfes. Wir wür- 
den num zunaͤchſt über den Antrag der. Deputation- abzus 
flimmen haben und ich frage, ob Sie denfelben zu 
dem Ihrigen machen? — Wird mit 28 gegen 6 Stim- 
men bejaht. 


Referent Landeöbeftallter Hempel: 


. 3. 

In bdiefer Maaße ift Sa nur mit ben nach dem ge: 
feglichen, fondern auch mit den hier und da localftatutariich 
oder ‚herfömmlich nach einem höhern Betrage zu entrictens 
den Gebührniffen der bezeichneten Art und mit Einhebung 
a — der Hufengroſchen (Gen.⸗Art. XXV) zu 
verfahren. 


Die Motiven lauten: 


Bu $. 3, 

Die Opferpfennige, ns die Gärtners, Häusler- und 
Hauögenoffengrofchen, find nicht allenthalben nach den ges 
feglichen, ſondern hier und da nad) anderen Säßen erho: 
ben worben, es haben auch bie Dorfrichter die Hufen 
‚grofchen mit — obwohl dit Kirchengeſetze ihnen 
eine Verbindlichkeit dazu nicht auflegen. Daher wird die 
neue Einrichtung auch auf diefe Verhältniffe anzuwenden 
und daß folches gefchehen folle, in dem Gefege ausdrüdtich 
zu fagen fein. 


Die Deputation fagt in ihrem Bericht: 


Bu $. 3. 

Die Gründe, aus welden die Deputation fich gegen 
die Uebertragung ber Werbindlichfeit der Gewährung der 
Opferpfennige, Gärtner, Häusler» und Hausgenoffen- 
groſchen gegenuͤber dem Pfarrer auf die Kirchengemeinden 
auögefproden, leiden auch auf die im $. 3 des Gefegent: 

wurfs erwähnten Hufengtofchen, in Betreff deren die Ge: 
neralartifel vom Jahre 1580 unter XXV beftimmen: 

„da auch Hüfner, oder andere Bauern, die Aderbau 
haben und biß anhero feinen Decem oder Zinfe, föndern 
allein Brod und den gewöhnlichen Opffer- Pfennig, und 
fonften hierüber nichts gegeben hätten, follen diefelben hin. 
führe dem Pfarrer, über-den Opffer-Pfennig, von jeder 
Hufen einen Groſchen zu geben f&üldig fein, und da 
etwa fid deren einer, auf befchehene Unterhandlung- derer 
Vifitatoren, auf fonderliche Zulage an Getraidig oder 
Geld vermögen laſſen und darein gewilligt, ſoll es dabei 
bleiben und der daſſelbige gleich anderen Hüfnern und 
Eh obenerwähnten Grofchen zu geben verpflichtet 
fein 


1 
und auf die übrigen im obenerwähnten Paragraphen des 
Entwurfs bemerkten Sehührnife. Anwendung, Die Der 
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pufation hat indeffen fein Bedenken gefunden, 
dem Dbigen zufolge anflatt des $. 2 bes Entwurfs vor’ 
efchlagene Beftimmung auch auf die im $. 3 ermähnten 
ezlige in Anwendung bringen zu laffen und empfiehlt der 
hohen Kammer, den 4 Ses Entwurfs in der nachſehen 
den, durch bie veränderte Faſſung des $. 2 nöthig gerwordee 
nen redactionellen Abänderung anzunehmen: 

Die vorftehenden Beftimmungen leiden nicht nur auf 
die gefeblichen, fondern auch auf die hier und da Iocals 
ſtatůtariſch oder herfömmlich nach einem höheren Betra, e 
zu entrichtenden Gebührniffe der bezeichneten Art und die 
Einhebung und Ablieferung der Hufengrofchen (Generals 
artikel XXV) Anwendung. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun zur Dies 
euffion über $. 3 überzugehen fein und ich erwarte, ob Je⸗ 
mand das Wort zu ergreifen gedenft? — Da das nicht 
der Fall ift, fo frage ih, ob die Kammer der hierbei 
von der Deputation vorgefhlagenen Aender 
rung, wie fie auf Seite 416 des Berichts zu finden iſt, 
ihren Beifall ſchenkt? — Wird gegen 5 Stimmen 
bejaht. 

Demnad hat auch hier der Deputationsantrag Ans 
nahme gefunden. 


bie von iht. 
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$.4. 

Es follen auch auf gleiche Weiſe hinflro alle andern, 
unter mancherlei Benennungen vorfommende Gelbleiftungen, 
welche von allen Mitgliedern einer Kirchen⸗ oder Schuls 
gemeinde oder einzelner Ortögemeinden ober von gewiflen 
Claſſen der Einwohner an Geifttiche, Lehrer und Kirchen 
diener zu entrichten find, wenn diefelben auch zeither von 
den Berechtigten felbft oder auf deren Koften einzuheben 
oder einzufammelh waren, von brei zu drei Jahren feſtge ⸗ 
ſtellt und nach ihrem Sollbetrage den Berechtigten von den 
Gemeinden ohne irgend einen Yoyug gewährt werben. 


Die Motiven lauten: 


Bu $. 4." 

In der Oberlaufig find die $$. 1—3 gedachten Fälle 
nicht gefeglich eingeführt, es entrichten aber dort die Ger 
meindeglieber auf Grund der Kirchenmatriteln oder nad 
dem Herfommen an ihre Geifttichen, Lehrer und Kirchen⸗ 
diener ähnliche Gebührniffe unter fehr verfehiedenen Ber 
nennungen, z. B. Brodgeld, Häuslergeld, Hausgenoſſen⸗ 
geld, Hufengeld, Wiicheensgrofchen Opfer, Digchett, 
Dfarrgeld, Pfarropfer, Rauchgrofchen, Silberzind, 6 
— Thomasgrofchen, Umgänge, Umgangsgeld, 
Weihnachtögeld 1c. Die Einnahme derfelben gejchieht auf 
fehr verfchicdene Weife: durch Gemeindevorftände, Sm 
väter, Schufgeldeinnehmer, durch die Ortsrichter, nut I 
drei Drten gegen Remuneration, meift durch die Berehtig 
ten feibft oder Durch eine von diefen beauftragte Perla, 
Das Dpfer wird hier und da an gemifen Tagen bem DIT 
dem Altar flehenden Pfarrer von den Parochianen auf dei 
Altar gelegt. ö 

Demnäcft fommen aber auch in den Erblanden n 
Heine Gelbleiftungen der Parochianen an Kirchen⸗ U 





Schuldiener vor, die ald Parochiallaften nicht zur Ahle 
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fung gebracht. worden find, 3. B. Brodgeld, Kuhzinfen, 
Miüchpfennige, Schafinfen uf. 0 ' yut 
‚Die Erhebung aller diefer Gefälle ift für die Berech- 
tigten fehr laͤſtig und verdrießlich. Die Verpflichteten be 
gegnen denfelben und ihren Beauftragten nicht felten mit 
ungeziemenden Reben, erklären die Einfammlung fo Heiner 
Befoldungstheile oft geradezu ais eine Bettelei und geben 
dadurch dem nicht unvichtigen Gefühle Ausbrud, daß man 
den Kirchen: und Schuldienern nicht zumuthen folle, auf 
diefe Weife ihr Einkommen zu erheben. 

Es geht auch deshalb den Berechtigten immer ein 

gutes Theil folder Bezlige verloren, weil fie und ihre Bes 
auftragten durch dergleichen Reben fich zuruckweiſen laffen 
und eine gerichtliche Verfolgung der Reftanten gewöhnlich 
mehr Koften verurfachte, ald durch die eingegangenen Refte 
gedeckt werben, 

Es {ft daher wohl an ber Zeit, die Kirchen- und 
Schuldiener von diefer Läftigen Keceptur ganz zu befreien 
und ben Gemeinden bie Erhebung aller ſoicher Gefälle zur 
Pflicht: zu machen. Die Gemeindevorftände und Localeins 
nehmer werben folde neben den Staatsabgaben und Coms- 
munalanlagen mit leichter Mühe einfammeln fönnen und 
dabei allen den Schwierigkeiten und Unannehmlichkeiten 
nicht begegnen, denen die Empfänger zeither auögefegt 
waren. 


Der Bericht fagt: 


Bu $. 4. 

Während die 65. 1 bis 3 von Gebührniffen handeln, 
die auf gefeglicher Vorſchrift beruhen, bezieht fich zufolge 
der Motiven zu $. 4 diefer Paragraph auf Geldleiftungen, 
welche auf Grund der Kirchenmatrikeln oder nach dem ger 
tommen an Geiftliche, Lehrer und Kirchendiener gewaͤhrt 
werden. Die Deputation finder fih mit weitergehenden 
Beſtimmungen tiber die Neceptur diefer Gefälle, als ſolche 
von ihr für die Meceptur der in den $$. 1 bis 3 erwaͤhn ⸗ 
ten Gebührniffe vorgeſchlagen worden, einzuverftehen, ums 
fomehr Anftand, ald ſich nach der Vorlage der Umfang 
der diesfalfigen Verbindlichkeiten gar nicht überfehen 
täßt. Es kann nach ihrer Anſicht, haupiſaͤchlich nur 
darauf ankommen, die Kirchner und Schuldiener von der 
täftigen Neceptur dieſer Gefälle zu befreien und durch 
eine veränderte Neceptur werben zugleich die Berechtigten 
vor Verluſten hinreichend gefdligt werden. Der Gejets 
entwurf ſpricht zwar bios dom Gelbleiftungen, indef« 
fen dürften od auch an einzelnen Drten Natural 
leiftungen ‚nod) vorfommen, welche in ber fraglichen Ber 
+ ziehung den Geldleiſtungen gleichzuftellen fein möchten. Mit 
Benefit hierauf und in weiterer Erwägung, daß es fih 
gegenüber den Beftimmungen im $. 5, bei $. 4 um Lei« 
fkungen, die rückfichtlich ihres Betrag feſt beftimmt find, 
hanbett, übrigens && bei der großen Allgemeinheit bes Aus- 
drucks „Gelbleiftungen” angemefien ‚fein moͤchte durch die 
Faffung des fraglichen Paragraphen jedem Zweifel zu begeg · 
nen, daß hierunter Gebühren und Aceidenzien für einzelne 
Amisverrichtungen ‚nicht verffanden werden, ſchlaͤgt die De= 
putation vor, € 4 in feiner jegigen Faſſung abzulehnen 
1 anftatt defielben folgende Beltimmung in Antrag zu 

vingen; 
2 Auch) find auf alle anderen, hinfichtlich ihres Betraged 
feftbeftimmten, unter. mandjerlei Benennungen vorkou: 
menden Geld» und Naturleiftungen, welde von allen 


1. K. G. Abonnement.) 
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Mitgliedern: einer Kirchen: oder Schulgemeinde oder eins 
zelner Drtögemeinden oder von gewiffen Claſſen dev Eins 
wohner an Geiftliche, Lehrer und Kirchendiener zu ente 
richten und nicht ald Gebühren und Xceidenzien für ein- 
zelne Amtsverrichtungen zu betrachten find, wenn biefel- 
ben aud zeither von den Berechtigten felbft ober auf 
deren Koften einzuheben waren, bie Beflimmungen in 
$. 2 zur Anwendung zu bringen. 

Der koͤnigliche Commiffar hat ſich auch mit biefer Abs 

änderung des Paragraphen nicht einverftanden erflärt, 


Präfivent v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand über $. 4 das Wort zu ergreifen gedenft? — GE 
iſt das nicht der Fall; ich werde mid) baher ſogleich zur Abs 
fimmung wenden. Auch bei diefem Paragraphen ſchlaͤgt 
die Deputation eine andere Faſſung vor. Diefe Faſſung 
findet ſich auf Seite 417 des Berichtes und iſt ſoeben von 
dem Herrn Referenten verlefen worden, weshalb ich diefelbe 
nicht: wiederhole. Die Deputation trägt darauf an, diefe 
Faſſung anftatt des Paragraphen anzunehmen und ich 
frage, ob die Kammer beim Antrage ihrer Depu— 
tation in diefer Beziehung Beifall ſchenkt? — 
Gegen 5 Stimmen hat aud) diefer Antrag ber Depuration 
Beifall gefunden. 

Ich: bemerfe, daß es wohl ſelbſtverſtaͤndlich ift, daß bie 
Paragraphen dann, wenn auch bie Abflimmung nicht aus: 
druͤcklich darauf gerichtet wird, als abgelehnt anzufchen 
find, wenn der Deputationsantrag Beifall gefunden hat. 


Referent Landesbeftalter Hempel:' 


. 6. 

Sind Geiftliche, Lehrer und Kirchendiener auf Samm 
ungen in der Gemeinde angewiefen, zu welden bie ein⸗ 
zelnen. Mitglieder nur nach Belieben beitragen, fo ift deren 
durchfchnittlicher Ertrag in den legten drei Jahren —- oder 
wenn in der neueren Bat Differenzen“ darlber entftanden 
find, der Ertrag in den drei letten Jahren vor dem An— 
fang diefer Differenzen — von den Kirdien« oder Schul: 
infpectionen zu ermitteln und, wo auf andere Weiſe dazu 
nicht zu gelangen, nad) ber pflichtmaͤßigen Angabe der ders 
maligen Berechtigten feftzuftellen. I 


Die Motiven fagen: 


Bu $. 5. 

Manche biefer Gefälle Fan nur inſowelt feſtgeſtellt, 
daß der Geiſtliche, Lehrer oder Kirchendiener darauf anges 
ewviefen ift, einen: Umgang in ber Gemeinde zu halten und 
Saben einzufammeln, jedem Einzelnen. aber freifteht, wie 
vieler geben will, fo daß der Berechtigte auch mit ber ge- 
vingften Gabe ſich begnügen muß. Die — diefer 
Bezüge wird um fo nöthiger, da gegenwaͤrtig in vielen 
Gemeinden die Mitglieder ihre Beiträge dazu verweigern, 
indem fie vorgeben, der Meinung. zu fein, daß: nunmehr 
alle dergleichen Werbindlichkeiten’ abgelöft: "wären. ‚Der 
Solbetrag, den bie Gemeinde von jet an zu gewähren 
hat, wird nach dem zeitherigen Ertrage zu beitimmen: fein, 
die Ermittelung aber, wenn namentlich Niemand: ald-der 





Berechtigte feldft die Einſammlung beforgte, ih Ermange 
ee Beeimittel, biöweilen nur dureh: bie pflichte 
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mäßige Verſicherung des gegenwärtigen Amtsinhabers ger 
ſchehen können. 2 * B 

Die den Geiftlichen und Kirchendienern an gewiſſen 
Zagen zutommenden Einlagen in-den Klingelbeutel unters 
liegen den Bedenken nicht, welche gegen die von den Be 
rechtigten felbft zu veranftaltenden Sammlungen entgegen: 
treten. Sie follen daher auch, nicht firirt, fondern von den 
"Empfängern wie zeither. bezogen werden. 


Der Bericht lautet: 


Bu $. 5. 

Sammlungen für he Lehrer und Kirchendiener 
in der Gemeinde, zu welden die einzelnen Mitglieder nur 
nach Belieben beitragen, unterliegen nach der Anficht der 
Deputation allerdings einer andern Beurtheilung, als. die 
in den vorftehenden Paragraphen erwähnten Gefälle. Die 
Bezüge, auf welche $. 5 ſich bezieht, werden, foviel die 
Deputation ohne irgend welche Hattfifhe Unterlagen zu 
überfehen vermag, theils folche fein, welche von den Be: 
rechtigien ober deren Beauftragten durch Umgänge in ber 
Gemeinde einzuholen find, theils folche, welche den Ber 
rechtigten uͤberbracht werden. Fallen unter die Kategorie 
der Legteren die fogenannten Pfarropfer, deren Einhebung 
in den meiften Parochien in der Weile gefbieht, daß die 
Parochianen an gewiffen Lagen, um den Altar gehend, auf 
folden im Ungefiht des vor demfelben ftehenden Pfarrers 
ihre Gaben, deren Höhe ſich nad) den Verhältniffen der eins. 
zelnen Geber und ihren Beziehungen zu dem Pfarrer richtet, 
nieberlegen, fo find diefe Sammlungen an ſich nicht gleiche 
zuftellen den Sammlungen, welche durch Umgänge erfolgen 
und die Gründe, welche für die Firation der Ießteren fpres 

hen, find nicht in gleichem Maaße für die Firation der 
erfteren vorhanden. Das Unangemeffene, was man in der 
Art und Weife der Neceptur der genannten Opfer finden 
Tann, vermindert ſich wefentlich durch die Gewohnheit und 
die- Aufhebung diefer Opfer kann einigermaaßen die perföns 
lichen Beziehungen der Parochianen zu den Geiftlichen 
lodern und in einzelnen Parochien cher eine Schmälerung 
des Einfommens der Pfarrer, als eine Verbefferung deffels 
ben herbeiführen. Es läßt fih auch vorausfehen, daß in 
‚manchen Gemeinden die Ziration dieſer Bezüge nicht allein 
wegen der Verwandlung einer freiwilligen Gabe in eine ges 
Kennen, ſondern auch wegen der damit verbundenen ei 2 
haffung einer alten Sitte Anftoß erregen wird. Die De 
putation fann ſich deshalb aud) nicht in der Allgemeinheit, 
mit ber der Entwurf die Firation diefer und der übrigen 
im $. 5 erwähnten Bezlige anordnet, mit folder einver- 
ftehen. Sie hielt vielmehr, indem fe aus den in den Mor‘ 
tiven zu $$. 4 und 5 des Gefegentwurfs angeführten 
Gründen das Wünfchenswerthe und Angemefene der frage 
lichen Firation und zwar-fowohl der Umgangögeler als der 
fogenannten Opfer, unter gewiffen Verhältniffen anzuers 
Tennen hat und fi daher auch für eine völlige Ablehnung 
der Beftimmungen in $. 5 aus zuſprechen Anftand nimmt, 
für räthlid, die Zipation von einem Antrage der Berech 
Bin ober der Verpflichteten abhängig du machen, um 
möglichft bie Interefien fämmtlicher Betheiligten zu wahren 
and nit in einzelnen Parochien eine Veränderung herbeir 
zuführen, die von feinem heile gewuͤnſcht wird und den 
Berechtigten nächft dem Mimuth der Gemeinde eine Ver- 
tingerung feines Einfommens zugieht. 

-' Wenn in dem Entiourfe beftimmt ift, daß die ‚Höhe 
des den Berechtigten für die in Rede ſtehenden Samm: 





Lungen zu gewährenden Aequivalents mach dem durchſchnitt- 
lichen Ertrage in den legten drei Jahren ——— 
fol, fo iſt zwar in Erwägung gefommen, daß fehr leicht 
zufällige Umftände innerhalb eines Zeitraums von drei Zah 
ten auf einen größeren ober minderen Ertrag der Samms 
lungen Einfluß haben fönnen und der durdfchnittliche Ere 
trag in einem längeren Zeitraum ein richtigeres Anhalten 
für Feſtſtellung der auszuwerfenden jährlichen Abgabe ab 
eben müffe.- Werben indeſſen mit Rüdficht auf die Ber 
Ahaenpeit der in Frage befangenen Bezüge ohnehin Fälle 
vorkommen, daß die Feftftellung derfeiben nach einem dreis 
jährigen Ourchfchnitt Schwierigkeiten haben wird, fo möce 
ten ſich diefe Schwierigkeiten bei Zugrundelegung des durch« 
f&nittlichen Ertrags in einem längeren Zeitraume noch ver- 
mehren und e3 fchlägt daher die Deputation in diefer Bes 
siehung feine Veränderung der betreffenden Beftimmung 
des Entwurfs vor 3 
Sie empfiehlt mit Ruͤckſicht auf alles Vorbemerkte, 
$. 5 des vorliegenden Gefegentwurfs in folgender Faſſung 
anzunehmen: 

Sind Geiftlie, Lehrer und Kirchendiener auf Gelds 
oder Naturalfammlungen in der Gemeinde, worunter 
auch die fogenannten Opfer gehören, angewiefen, zu wels 
hen die einzelnen Mitglieder nur nach Belieben bei: 
tragen, fo ift auf Antrag ber Berechtigten oder der ber 
treffenden Gemeinde deren durchfchnittlicher Ertrag in 
den legten drei Jahren, oder wenn Differenzen barüber 
entftanden find, der Ertrag in den legten drei Jahren 
vor dem Anfange, diefer Differenzen, von ber Kirchen: 
oder Schulinfpection zu ermitteln und wo auf andere 
Weife dazu nicht zu gelangen, nach der pflihtmäßigen 
Angabe der damaligen Berechtigten feftzuftellen. Der ers 
mittelte ober fetgeftellte Betrag ift als eine ſtehende jähre 
liche Abgabe von der Gemeinde, innerhalb welder” die 
Sammlung oder Einhebung flattzufinden hatte, den Ber 
rechtigten unverfürzt, namentlich ohne Abzug don Eins 
nehmergebühren, zu gewähren. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über $ 5 
zu ſprechen fein. 

Nittergutsbefiger Rittner: Meine Bedenken, die ih 
gleich im Anfange bei $. 1 geäußert babe, feheinen mir hier 
noch in weit flärferem Maaße hervorzurreten. Zunachſt 
muß ic) geftehen, uͤberraſcht es mich, zu erfahren, daß dieſe 
Leiftungen noch nicht überall abgelöft find. Ich müßte mich 
in voliſtaͤndigem Irrthume befinden, aber ſoweit ich bie 
Verhättniffe kenne, find diefe unbeftimmten Leiftungen voͤl⸗ 
lig abgelöft. Sollte es aber der Fall fein, daß dergleichen 
eiftungen von Seiten der Gemginden noch befländen, fo 
muß ich befennen, daß ich das mit meinem Gerechtigkeits⸗ 
gefühle nicht für vereinbar halten kann, wie ich dad auch 
bereits im Eingange ber Berarhung erflärt habe. Es muß 
aber mein Bedenken hier noch weit greller hervortreten, weil 
man nicht überfehen kann, zu welcher Höhe die Abſchaͤtuna 
ſich wird verſteigen Fönnen. Es wird mir auch nicht durch 
den Deputationsbericht Klarheit darüber, wie & werben 
fo, wenn der Antrag auf Fefiftellung nicht eintritt. Sol 
der Antrag, geftellt werden, daß der Mann unbeftimmte 
Beiträge annimmtt — Der Ausdruck, daß der feſtgeſtelte, 
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Beitrag, den ein Einzelner freiwillig in der Höhe und in 
dem Maaße gegeben hat, in Zukunft als ſtehende jährliche 
Abgabe von der Gemeinde entrichtet werden fol, biefer 
Ausdruck wird mir immer bedenkliche. Es iſt auch hier 
nicht zu erfehen, nach welchem Maaßftabe das in der Ger 
meinde vertheilt werden fol. Ich mache hier auch noch 
darauf auſmerkſam, daß es ſehr große und zahlreiche Ge 
meinden im ande giebt, in welden es fich um einen ber 
deutenden Betrag, um eine namhafte Summe handeln 
kann; bei unbefiimmten Beiträgen ift auch zu bedenken, 
daß fie ſich erhöhen, je nachdem der Sandınann, der fie zu 
geben hat, eine gute Ernte gethan, mit der er zufrieden 
iſt oder fchlecht geerntet hat. Sol das Alles nun, was 
fo unbeftimmt bisher gegeben wurde, zu Geld angeſchlagen 
und ber Gemeinde als jährliche Abgabe auferlegt werden, 
ſo frage ih: wo iſt der Maßſtab, nach welchem hier vers 
theilt werden fol? Nach Steuereinheiten oder nach Köpfen 
oder nach den Brandftellen oder nach den Haushaltungen? 
Alles dies ift mir dunkel und ich fomme darauf zurück, daß 

> alle ſolche Beftimmungen direct darauf hinausfaufen, Streie 
tigkeiten und Reibungen des Geiftlihen mit der Gemeinde 
und der Gemeinde mit der Kirceninfpection zu veranlaffen. 
Statt deffen ift es aber beffer, wir laffen es, wie es bisher 
gewefen. Ich habe mich aber auch davon nicht Überzeugen 
Tonnen, daß es ein großes Unglüd® wäre, wenn die gegen- 

- wärtigen Ortörichter diefelbe Verpflichtung, diefelbe Func⸗ 
tion, die ihnen bisher oblag, auch noch forthin austıbten. 
Wenigftens habe ich, abgefehen von der Perfon der Orts: 
vichter, in ben bisherigen geſeblichen Beſtimmungen etwas 
Wefentliches, das für Aufhebung diefer Function fpräche, 
nicht finden koͤnnen. Ich würde es daher für weit weniger 
bedenklich halten, diefen Zuſtand fortbeftehen zu laſſen, als 
Dinge, die bisher nicht für Gemeindeſache galten, nunmehr 
der Gemeinde als beftimmte Laft aufzuburden und den Ger 
meinden dag Aufbringen diefer geiftlichen Abgaben aus Ge 
meindemitteln zuzufprechen. Dies beftimmt mich, mit Nein 
auf das Deputationsgutachten abzuftimmen. - 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort verlangen zu wollen; ich kann daher zur Ab · 
ſtimmung übergehen. Die Faſſung, welche die Deputation 
für $. 5 vorfchlägt, befindet fich im Berichte auf Seite 418 
am Ende und 419 am Anfange. Der Herr Referent hat 
fie bereits vorgetragen und ich beziehe mich blos darauf 
und frage, ob die Kammer den Antrag ihrer De 
putation in Beziehung auf $.5 in der. vorge⸗ 
fhlagenen Maaße annimmt? — Mit 27 Stimmen 
gegen 6 ift:diefer Antrag der Deputation angenommen 
worben. 


Referent Landesbeftallter Hempel: 


$. 6. ER 
Wo die Opferpfennige hertömmlich von zwölfjährigen 
Perfonen 77 Tondern nur von Denen, welche das 
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vierzehnte Lebensjahr erfült hatten, erhoben worden find, 
da ift auch def Sollbetrag diefer Parochialleiftung darnach 
auszumwerfen. * 


Die Motiven ſagen: 


Bu $. 6. 5 
Nach der Kirchenordnung find die Opferpfennige von 
allen Perſonen zu entrichten, welche das 12. Jahr erfüllt 
haben; herfömmlich find fie aber an vielen Orten nur von 
den über 14 Jahr alten Gemeindegliedern erhoben worden. 
Ein folches Herfommen wird zu berücficptigen fein, 


Im Bericht der Deputation heißt es: 


Bu $. 6. 

Gegen den materiellen Inhalt des $. 6 findet die Dee 
putation Nichts zu erinnern, nur würde, falls das Depu⸗ 
tationdgutachten zu $. 2 den Beifall der hohen Kammer 
finden. follte, am Schluffe ftatt: ® 

„da ift auch der Gollbetrag diefer Parochialleiftung 
darnach auszuwerfen“, 
eine andere Faſſung ſich noͤthig machen und die Deputas 
tion beantragt, flatt-der vorerwaͤhnten Worte zu ſetzen: 
bewenbet es bei diefem Herkommen.“ 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand Über $. 6 zu fprechen wünfdt? — Da dies nicht 
der Fall iſt, gehe ich zur Abflimmung über, Die Dipus 
tation rathet an, den $. 6 anzunchmen mit einer einzigen 
Abänderung. Es foll nämlich der Schlußſatz, der fo lautet: 
„da iſt auch der Sollbetrag diefer Parochialleiftung darnach 
auszumerfen”, vertauſcht werden mit ben Morten: „bes 
wendet es bei diefem Herkommen“. Ich werbe mit Vor⸗ 
behalt diefed Antrages der Deputation zundchft die Frage 
auf den Paragraph, richten. Der Paragraph wirb von ber 
Deputation mit dem erwähnten Vorbehalt zur Annahme 
empfohlen und ich frage, ob die Kammer dem An— 
trage beitritt? — Einftimmig Ja, N 

Die Deputation rathet an, daß bie letzten Worte 
des Paragraphen: „da ift auch der Sollbetrag biefer 
Parochialleiftung darnach auszuwerfen“, vertaufcht 
werben follen mit den Worten: „bewendet es bei die⸗ 
fem Herkommen“. Ich frage, ob die Kammer auch 
hierin ihrer Deputation beitritt? — Einflims 
mig Ia. 

Referent Landesbeſtallter Hem pel: 

&7. 
ie: vorftehenden Beftimmungen find nicht: nur in 
Dortaeiabeh, ende 3 Unrerfied aud in Städten, 
wo Geiftliche, Lehrer und Kirdjendiener ſolche Gefälle zu 
fordern haben, zur Anwendung zu bringen. 


TS * 
Mit Vollʒiehung dieſes Geſetzes iſt das. Minifterium 
des Cultus und öffentlichen Unterrichts. beauftragt. 
Urkundlih haben Wir daffelbe eigenhändig vollzogen 
und Unfer Königliches Siegel beivrudenTaffenin, 
Dreöden, am 3 
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Die Motiven lauten: 

Bu 8. 7. je 

Das Opfergeld wird aud in, Städten’ gezahlt; da 
aber die Kirchenordnung und die Synodaldecrete nur bie 
Dorfrichter zur unentgelblihen Neceptur verpflichten, fo 
haben die Geiftlichen felbft für die Einnahme zu forgen 
gehabt. Dabei wurden fie jedoch hier und da fo verkürzt, 

daß die ftädtiichen Behoͤrden angewiefen werden mußten, 
die Receptur An die Er zu nehmen. Das vorliegende 
‚Gefeg wird daher auch auf Städte, in welden biefe und 
andere ähnlicher Gefälle vorfommen, Anwendung leiden 
und ſolches zu Vermeidung von Mißverftändniffen auszus 
ſprechen fein. j 
Die Deputation fagt: 
Bu $$. 7 und 8. 

Diefe Paragraphen und der Schluß bed Gefeges bieten 
der Deputation Teinen Anlaß zu einer befondern Bemer- 
tung und fie empfiehlt der hohen Kammer die unveränderte 
Annahme diefer Beftimmungen, 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 7 
zu fprechen wünfcht, fo frage ich, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation diefen Paragraph in uns 
veränderter Maaße annimmt? — Einftimmig Ja. 

$. 8 wird ebenfalls von der Deputation zur umbers 

" Anderten Annahme empfohlen. Ich frage auch hier, 
ob die Kammer ihrer Deputation beitritt? — 
Einftimmig Ja. 


Referent Landesbeſtallter Hempel: Der Schlußantrag 
der Deputation geht dahin; 

Schließlich beantragt fier 

Die hohe Kammer wolle dem ganzen Gefegentwurf 
mit den befchloffenen Abänderungen ihre Zuftimmung ers 
theilen. 

Präfident d. Schönfeld: Da es ſich um einen Ge 
fegentwurf handelt, fo wird über diefen legten Antrag mit 
Namensaufrufung abzuftimmen fein. Die Deputation 
vathet an, die Kammer wolle dem ganzen Geſetz⸗ 
entwurfe mit den befchloffenen Abänderungen 
ihre Zuſtimmung ertheilen. Ichfrage, ob die Kam— 
mer diefem Deputationsantrage beipflichtet? 


Hierauf antworten mit Ja: 


Bicepräfident v. Briefen. Nittergutöbefiger Kraft. 
Secretär Wimmer, Vürgermeifker Hennig. 
Dompere d. Wagdorf. Geeihere d. Befchwig. 

Graf zu Golme-Widenfels, Kammerhere v. Lüttichau. 
Apopeat v. Könnerig. Rittergutöbefiger d. Böhlau. . 
Graf Wilding v. Königebräd, Kammerherr d. Metſch. 
Biſchof Forwerk, Bürgermeifter Müller. 
Gapitular v. Schröter, Breihere v. Schönberg-Bisran. 
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Mit Nein antworten: 
Serrstär u. Egidy. ittergutsbeſtder v. Mbmer, 
Hefrath Dr. Hanel. Freiherr v. ochow. 
. Rittergutöbefiger Rittner, Kammerherr v. Erdmannsdorf, 


Präfident v. Schönfeld: Der Gefegentwurf Hat mit 
26 Stimmen gegen 6 Annahme gefunden, 

Es wäre num der erfie Gegenſtand ber heutigen Tas 
gesordnung erledigt und wir fönnen auf dem zweiten 
Gegenftand übergehen. Es iſt dies bekanntlich der Bericht 
der dritten Deputation Über den Antrag des Abg. 
Gehe auf Erledigung des von der Zweiten Kam— 
mer während des Landtags 1850/51 gegen mehr 
tere bei demfelben ausgebliebene Abgeordnete 
beſchloſſenen Verluſts der Wählbarkeit betrefs 
fend. Ich babe den Herrn v. Böhlau zu erfuchen, den 
Rednerſtuhl zu betreten, um uns den betreffenden Vortrag 
zu erftatten. 


Referent v. Böhlau: 


Der Abg. Gebe der Zweiten Kammer hat unter dem 
6. November vorigen Jahres eine Petition bei derjelben 
eingereicht, in welcher er beantragt: 

+ „Diefelbe wolle ihre früheren Beſchluͤſſe vom 16. De⸗ 
tober und 9. December 1850, foweit darin 11 Abgeords 
nete, Guſtav Harkort und Genoffen, der Mählbarkeit 
für verluftig erachtet worden, als erledigt erflären und 
davon der Staatsregierung Anzeige machen, aud den 
Verheiligten, fofern ihnen früher der den Verluſt ihrer 
Waͤhlbarkeit run betreffende Beſchluß eröffe 
net worden, Mittheilung zugehen laffen.” 


Die dritte Deputation der Zweiten Kammer, an welche 
biefe Petition in der erften öffentlichen Sigung vom 7. No 
vember vorigen Jahres zur Begutachtung überwiefen wurde, 
hat unter dem 17/31. December Bericht darlıber erflattet, 
in welchem fie ſich eines Eingehens auf die mit jenen Ber 
fhlüffen in Verbindung ftehenden Rechtsfragen ebenfo wie 
der Petent felbft, bid auf einen Punkt: die Dauer des aus⸗ 





gefprochenen Berluftee betreffend, fir welche fie in ihrer Dos 
jorität milbere Anfichten als zuläffig, wo nicht richtiger ber 
zeichnet, gänzlich enthält, es aber für ebenjo wünichend 
werth wie angemeffen erachtet, diefe Angelegenheit durch 
einen Act freier Verföhnung zum Abfchluffe zů Be 
Von der Auffaffung der Frage, als einer blos inter, 
nen ber Kammer, Die — 5 heils im Hinblid 
auf den entfciedenen Miderfprud der Staatsregierung, 
tbeils weil jene Vefchlüffe factifche und rechtliche Gültige 
keit im Staate erlangt «haben, welche ſich unbeftritten auch 
auf die Wählbarkeit in die Erfte Kammer erftrede, theils 
endlich, um, nicht neue Competenzeonflicte hervorzurufen, 
im @inverftändnig mit dem Antragfteller abgefehen, ba 
gegen die Petition auch auf die übrigen durch fpätere 
Kammerbefehlüffe des Landtags 1850/51 von jener Mache 
regel Betroffenen (und in derjelben nicht ausbrüdlic Br 
zeichneten) ausgebehnt und hierauf den Antrag geſtelt · i 
„Dem von ber Zweiten Kammer während bed Su 
tags 1850/51 gefaßten Befchluffe, nad weldem MY 
vere ohne für gegrlndet drachiete Entfchuldigung ver % 
felben ausgebliedene vormalige Abgeorönete und Sfr 
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vertreter der Mählbarkeit verluſtig erflärt wurden, Feine 
weitere Folge zu geben und zu Erledigung jenes Ber 
fhluffes im Verein mit der Erſten Kammer an die 
Stoatöregierung den Antrag zu flellen: 

„ „Diefelbe wolle die erwähnten Männer wieder in 
die Wahltiften unter den zu Abgeordneten Wählbaren 
aufnehmen faffen, fofern fie font no&y die gefeglichen 
Erforderniffe der Wählbarkeit haben.” 

Die Zweite Kammer ift in ihrer 28. Sigung vom 16. 
vorigen Monats dem erften Theile dieſes Antrages bis 
„Bolge geben” einftimmig, dem zweiten Theile deffelben 
Hedoch mit Ausſchiuß der Worte „im Verein mit der Er- 
ften Kammer“) m 1 Stimme, ferner den Worten „im 
Verein mit der Erften Kammer” gegen 5 Stimmen beige: | 
treten, und hat endlich 

‚Äich demgemäß der Staatöregierung gegenüber im 

Verein mit der Erften Kammer erklären zu wollen” | 
gegen 1 Stimme befchloffen. 
Siche Mittheilungen der Zweiten Kammer, Seite 726 fig. | 

Die hohe Staatsregierung hat ſich in der Deputation | 
fowohl wie in der Kammer nicht abgeneigt erklärt, auf 
einen derartigen an, fie gelangenden Antrag einzugehen, hält 
es jedoch, ebenfo wie die Minorität der Deputation, welde 
indeß ein befonderes Amendement darauf, daß in der an 
die hohe Staatsregierung zu richtenden Erklärung die Wieder 
aufnahme der Betreffenden in die Wahlliften ausdrüdlich 
von einer Anmeldung dazu Seiten berfelben abhängig ge⸗ 


beſonders auszuſprechen, und die Dauer diefes Verluſtes 
währe fo lange fort, als die fächfijche Gefetzgebung in 
dem Wahlgefege vom 24. September 1831 oder in einem 
andern zu erlaffenden annoch den Grundfag anerkenne, 
daß ein renitenter Abgeordneter mit dem Berluft der 
Waͤhlbarkeit zu beftrafen fei.” 

Nachdem die Kammer in ihrer Sigung vom 9. Der 
cember 1850 diefem Gutachten gegen 6 Stimmen beiges 
treten war, fo wurben hierauf bie Bienen Abgeprds 
neten und Stellvertreter annoch ausdrüdtich von derielben, 
— obgleicy fie dies bereit3 durch ben Beſchluß vom 16. Dcs 
tober für ausgeſprochen angenommen, — ihrer Wählbars 
keit für verluflig erklärt (gegen 7 Stimmen). „ 


Der Erften Kammer wurbe der gefaßte Befchluß, in⸗ 
foweit derfelbe gramdfäglich eine Erklärung des $. 18 deb 
Wahgefeges ausfpreche und in letzterem Beftimmungen ent« 


‚| halten feien, welche beide Kammern betreffen, zwar mite 
| getheilt, Viefelbe hat jedoch damals auf Anrarhen ihrer erften 


Deputation, weil nicht von gleichen Verhältniffen, wie die 
Zweite Kammes, zu einer Beſchlußfaſſung Überhaupt ges 
nöthigt, einftimmig die Sache auf ſich beruhen zu laffen 
beſchloſſen. 

Die auf dem Landtage 1854/55 bei der Zweiten Kam— 
mer eingebrachte, ſchon erwähnte Niederiche Petition lief 
die genannte Kammer, auf Anrathen der Majorltät ihrer 
dritten Deputation, und zwar in Anbetracht, daß jene Vers 
luſterklaͤrung nicht nur feineswegs zu hart, fondern in Be⸗ 





macht werde, nicht geftellt hat, — für unerläßlich, daß die 
in Frage fiehenden Perfonen den Wunſch, ihre volle Wahl- 
fähigkeit nach dem Wahlgefeh vom 24. September 1831 
auszuüben, zu erkennen geben. 

Der hiftorifche Hergang der Sache findet ſich in bem 
Berichte der dritten Deputation der Zweiten Kammer über 
einen gleichen, vom Abg. Riebel auf dem Landtage 1854/55 
‚geftelten Antrag zufammengeftellt. 

‚Siehe Mittheilungen der Biveiten Kammer von 
1854/55 1. Band, Geite 658 flg. 

Es Hatte nämlich die Zweite Kammer in ihrer Sigung 
vom 16. October 1850 nach vorher gegen die nicht erfchie⸗ 
nenen Abgeordneten und Stellvertreter mad $. 18 deö 
Wahlgefeges vom 24, September, 1831 eingeleiteten Ein: 
berufungsverfahren auf Grund eined Directorialvortrages 
beſchloſſen: 

„deren Stellen für erledigt zu erklaͤren“ ıc. 

Infolge eines aus der Mitte ber Kammer geftellten 
Antrags jedoch: 

bie Frage, inwieweit infolge der flattgehabten Wei- 
gerung ee eglier der Kammer ihr Recht, ger 
wählt zu werben und wählen zu koͤnnen, für erloſchen 
zu betrachten, oder ob erſt die Strafe des Ausſchluſſes 
ausdrüdlich von der Kammer — ſei, einer 
Deputation zur Begutachtung zu uͤberweiſen“, 

wurde hiermit die erſte Deputation beauftragt, und es gab 
diefe ihr Gutachten dahin ab: 

„Daß derjenige Abgeordnete, welcher fich weigere, in 
die Kammer ‚einzutreten und bei diefer Weigerung der 
erhaltenen Einladungen, in der Kammer fih einzufins 
den, ungeachtet beharre, das Recht verliere, gewählt zu 
werden; diefer Verluſt fei durch Beſchluß der Kammer 
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rhdfihtigung von $. 18 des MWahlgefeges nothwendig und 
‚den beteiligten Wahlbezirken gegenuͤber unabweisbar ges 
boten geweſen, auch eine Uenderung ber hier maaßgebenden 
Verhältniffe nicht als eingetreten anzunehmen fei, mit 
60 gegen 6 Stimmen auf ſich beruhen. 
Biche Mitthellungen der Bweiten Kammer von 
1854/55 1. Bv., Seite 674. Ei 

Dies die factifchen Vorgänge ber in Frage flehenben 
Angelegenheit. Uebergehend zur eigenen Begutachtung bers 
felben, fo fann die unterzeichnete Deputation zunächit nur 
ihre Befriedigung darüber ausfprechen, dag bie hohe Kam⸗ 
mer durch die jenfeitige Auffaffung und Behandlung ber 
Sache fowohl wie durch die Form bed dort gefaßten Ber 
ſOluſſes eines Eingehend auf die hier einſchlagenden Rechtds 
fragen ihrer ganzen Ausdehnung nad, fowie auf andere 
dann in Betracht kommende Erdrterungen überhoben wird. 
Sie hat ſich lediglich daran zu halten, wie die Dinge et 
ftehen, und von biefem Standpunkte aus ihr Urtheil abs 
zugeben. Die Zweite Kammer hatte in ihrer Gigung vom 
9. December 1850 u. f. w. in völlig legaler Form ‚den Ver⸗ 
luft der Wählbarfeit auf immerwährende Zeit auf Grund 
von $. 18 des Wahlgefeges über ihre renitirenden Mits 
glieder auögefprochen und es haben biefe dadurch biefelbe 
den Kammern wie ihren Wahlbezirten und der Gtantde 
regierung gegendiber factifch für immer verloren und find 
aus den Wahlliften geftrichen. 

Der einzig möglie, aber auch zweifellos flatthafte 
Weg ihrer Reactivirung, wenn Überhaupt eine ſolche ger 
mwünfcht wird, iſt daher ein in Ueberein ſtimmung ſummit⸗ 
licher gefeglicher Factoren gefaßter dahin zlelender Beſchluß, 
fei es auf Initiative der Staatsregierung oder auf ſtaͤn⸗ 
diſchen Antrag an biefelbe. Einen ſolchen har die jene 
feitige Kammer unter zuftimmender Erklärung. der Megie ⸗ 





tung jest zum Befhluß erhoben, und 48 Handelt ſich bios 
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noch darum, ob Ihre Deputation der hohen Erften Kam— 
mer ein Gleiches empfehlen fol. 

Die Competenzfrage einer vorherigen Crörterung zu 
unterwerfen, hält fie fich fon durch die Faſſung des jen⸗ 
ſeits angenommenen Antrags für überhoben, welder aus: 
druͤcklich die Worte: 

„im Berein mit der Erſten Kammer” 

enthält. Sie fieht fih nur der Motivirung des auf dem 
Landtage 1850/51 von leßterer gefaßten Befchluffes gegen- 
über zu der kurzen Bemerkung veranlaßt, daß es ſich dar 
mald nur um den Beſchluß handelte, auf Grund deffen die 
in Frage ſtehenden Perfönlichkeiten ihrer Wählbarkeit für 
verluftig erklärt wurden, jegt aber um die Folgen jenes 
Beſchluſſes, das daraus entftandene öffentliche Recht, wel- 
ches ebenfowohl bie Perfonen felbft als die betreffenden 
Wahlbezirke, fowie beide Kammern und die Staatsregierung 
berührt. 

Die Sache felbft anlangend, wie ſchwierig, ja geradezu 
unthunlid es wäre, vom rechtlichen Standpunkte aus eine 
folde Reactivirung zu befürworten, dies fgi der unterzeich- 
neten Deputation durch ben einzigen Hinweis auf den Des 
putationdbericht und die Debatte in der Zweiten Kammer 
bei Gelegenheit der Behandlung der Riedefchen Petition 
auf dem erft ehevorigen ordentlichen Landtage und den dort 
von derfelben mit fo entichiedener, faft an Einhelligkeit 
grenzender Majorität gefaßten gegentheiligen Beſchiuß hier 
nur anzudeuten geftattet. 

Tiotzdem aber glaubt fie heute ber Kammer den An: 
ſchluß an den jenfeits gefaßten Antrag anrathen zu dürfen. 

Es ift nicht zu leugnen, daß in einem glüdlicen und 
wohlregierien Lande wie Sachen, deffen conftitutioneller 
Stolz und Ruhm in weiten Kreifen das Einvernehmen ift, 
in, welchem Volk und deffen Rändifche Vertretung zu Für] 
und Regierung flieht, es als ein Mißton in diefer ‚Harmonte 
begeichnet werden muß, wenn eine Anzahl Männer, denen 
— welche auch die Beweggründe ihres damaligen Handelns 
gewefen fein mögen, — immerhin eine adhibare eberzeu · 
gungstreue zur Seite ſteht, wegen dieſes Handelns ihres 
—— politiſchen Ehrenrechtes dauernd verluftig bleiben 
jollen. 

Es ift feine Frage, die Zeiten haben fich feit zehn 
Jahren, Gott Lob! um Manches geändert und die — 
unſeres Vaterlandes, welches durch die Jahre 1848 und 
1849 traurigen Andenkens einem drohenden Abgrunde nahe 
geführt worden war, haben feitdem wieder einen fefteren 
und fiheren verfaffungsmäßigen Boden gewonnen, fo dag 
ein derartiger Uct, wie es die Reftitution jenes Rechtes an 
die betreffenden Männer fein würde, jegt wohl nicht mehr 
für. objectiv gefährlich und politifch bedenklich gehalten wers 
den kaun. 

‚Man hat dieſen Yet in der jenfeitigen Kammer als 
einen Act freier Berföhnung bezeichnet und nur als folhen 
auch fieht fih die Deputation in der Lage, ihn der bieffei- 
tigen Kammer zu empfehlen. 

Sie kann jedoch nicht umhin, hierbei auf die Voraus⸗ 
fegung zurücdzufommen, welche die Minorität der jenfeitigen 
Deputation für unerläßlich halt und an welcher auch die 
hohe Staatsregierung feftpalten zu follen erflärt hat: 

daß nämlich die von jenem Ausſchijeßungsbeſc Auß 
befzoffenen früheren Abgeordneten und —— den 
Wunſch ihrer Wiederaufnahme in die Wahlliſten vorher 
‚auf irgend eine Weife zu erfennen geben. 


Diefe Letzteren haben damals in der entfchi 
Beife der Kammer gegenüber eflän, in iefele din ich 
der eintreten zu wollen und diefe Erklärung durch ihr Nichts 
erfcheinen, Ds dem gegen fie eingeleiteten Einberufungge 
verfahren, bekräftigt. Die Annahme, daß diefelben ihre das 
maligen Unfichten nunmehr geändert, wäre daher mindefteng 
eine fehr precäre und wohl unmöglich geeignet, einen Une 
trag, wie den hier in Frage ftehenden, darauf zu gründen, 
Haben fie dies aber nicht gethan und man wollte ihnen 
Ohne jebe darauf bezügliche Aeußerung ihrerfeits ihre Wähle 
barkeit wiedergeben, fo würde man, abgefehen davon, daß 
man fih in die Lage feste, ihnen diefe Mohltyat wider 
ihren Willen aufzunöthigen, möglicherweife bei einer fie 
treffenden Neuwahl ganz diefelben Verwickelungen und Uns 
annehmlichfeiten wieder hervorrufen, in denen fich die Kan 
mer damals befand. Man hat dem entgegen annehmen 
wollen, daß in einem folden Falle die betreffende Perfon 
ſchon vor der Wahl aus eigenem Antriebe die entfpredhens 
den Schritte thun würde, eine folche Wahl von fich abzus 
wenden. Möglich wohl, aber nothwendig ift dies a 
und, einer folchen, von dem reinen Gutduͤnken des Einzelnen 
abhängigen Eventualität Finnen fid weder Regierung nod 
Kammern ausſetzen. Selbft aber auch, wenn die Berrefs 
fenden die auf fie fallende Wahl im Voraus beprecirten, 
was wohl noch von anderer Seite fein Mißliches hat, was 
noͤthigt ober verpflichtet die Wähler, einem folchen Anfinnen, 
welches nicht auf einem gefeglichen Entfchuldigungsgrund 
nah $. 18 des Mahlgefeges bafirt if, Nechnung zu 
tragen? 

Diefe und ähnliche Bedenken haben auch auf dem 
Landtage 1854/55 im Deputationsbericht fowohl wie in ber 
Zweiten Kammer ihren genugfamen Ausdrud gefunden und 
es {ft dort mehrfach befonders betont worden, wie man ſich 
in einer ganz anderen Lage befände, wenn die Betreffenden 
ai ihre Bieveraufnapme in die Wahlliften nachgefucht 

teen. 

Auf dieſe Gründe geftügt, glaubt die Deputation auch 
ihrerſeits eine Anmeldung Seiten der Berechtigten, fie ge 
fehehe in der fürzeften und milpeften Weife, fofern daraus 
nur ein aufrichtiges Aufgeben ihres früheren Standpunktes 
hervorgeht, als nothmwendiges Erforderniß anfehen zu müffen, 
um ben Befchluß der jenfeitigen Kammer der dieffeitigen 
zum Beitritt empfehlen zu Können; fie hat jedoch, unter der 
Vorausfegung, daß die nach Ausweis der Landtags: Mite 
theilungen Seite T11 und 724 in der Zweiten Kammer in 
der obigen Beziehung von ber hohen Staatöregierung abs 
gegebene, in dem betreffenden Situngsprotofolle aber zu 
dermiffende Grelärung, von derfelben auch in ber dieſſeitigen 
Kammer wiederholt werde, ebenfo wie bie Minorität der 
jenfeitigen Deputation von einer Aufnahme diefer Anmel- 
dungsbedingung in dem Antrage fetbft abfehen zu dürfen 
und bas Weitere Iediglich der hohen Staatsregierung üͤber · 
laffen zu koͤnnen geglaubt und rathet fonach der ‚Kammer 
an, dem von der Zweiten Kammer angenommenen Antrage? 


„dem von derfelben während des Landtags 1850/51 
gefaßten Beſchluſſe, nad) weichem mehrere ohne für bes 
gründet erachtete Entfhuldigung bei derfelben au 
biiebene vormalige Abgeordnete und Stellvertreter " 
Wählbarkeit verluftig erklärt wurden, keine weitere Bolge 
zu geben und zu Erledigung jenes Beſchluſſes im An 
mit der Erfien Kammer an die Staatsregierung ben 


trag zu fiellen: r 
a — wolle bie erwähnten Männer wieder in 
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die Wahlliften unter ben zu Abgeordneten Wähls 

baren aufnehmen Laffen, fofern jie fonft noch die 

gefeglichen Erforderniſſe der Wählbarkeit haben“, 
beizutreten und fi demgemäß im Berein mit diefer der 
Staatöregierung gegenüber zu erklären. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun über den 
foeben vorgetragenen Bericht zu ſprechen fein. 


Freiherr v. Befhwig: Die hohe Kammer wird aus 
dem ihr eben mitgetheilten Berichte erfehen haben, wie es 
der Deputation vet warm am Herzen gelegen hat, auch 
ihrerſeits nach Kräften dazu beizutragen, einen Act freier 
Verſoͤhnung in der zur Berathung vorliegenden Angelegen- 
beit’ anzubahnen. Wenn nun aber bie,fogenannte Renie 
tentenfrage auf eine möglichft ſchnelle und leichte Art auf 
immerwährende Zeiten befeitigt werden foll, ein Wunfch, 
der wohl im allgemeinen Intereffe liegen dürfte, der allge» 
mein getheilt wird, fo mußte allerdings die Beurtheilung 
der hier einfehlagenden Verhältniffe eine möglichft milde 
fein und in dieſer Beziehung, meine Herren, har Ihnen 
die Deputation die underänderte Annahme des Schlußan ⸗ 
trags des Verichtö der Zweiten Kammer angerathen; aller» 
dings immer unter der ganz beftimmten Vorausſetzung, 
daß auch in der hiefigen Kammer, wie in jener geſchehen, 
die hohe Staatöregierung ſich darlber ausſprechen werde, 
daß bie Rehabititirten ihren Wunſch, in die Wahlliſten aufe 
genommen zu werden, durch eine möglichft einfache Erktä« 
rung fund zu geben haben. Es feheint dies allerdings 
ebenſo nöthig, als unbedingt erforberlih zu fein und ich 
würde, wenn biefe Erflärung Seitens der hohen Staatds 
regierung erfolgt iſt, antragen, daß diefe Erklärung in das 
Protofoll aufgenommen werde und ich würde mich dann, 
wenn dies gefchehen, vollkommen beruhigt fühlen. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird diefe Erflärung, 
falls fie erfolgt ift, jedenfalls einen Platz im Protokolle 
finden und es würde fo der Wunſch des Herrn Freiherrn 
dv. Beſchwitz erreicht werden. — Herr Rittner! 


Nittergutsbefiger Ritt ner: Her Präfident! Es ift 
die Sache, die und vorliegt, von allen Seiten als eine fo 
zarte bezeichnet worden, daß es ih mander Beziehung 

. wohl Bedenken erregen Tann, wenn man ein näheres Ein 
gehen auf die Werhältniffe hervorrufen wollte. Alein 
trogdem,, daß ich dieſer Anſicht volllommen huldige ſo 
glaube ich doch, in den allgemein bekannten Verhaͤltniſſen 
liege für mich eine Veranlaſſung, meine Abſtimmung nicht 
eintreten zu laffen, ohne ein paar Worte derfelben voraud: 
zufchiden. Ich freue mich in diefer Beziehung fehr, daß 
ich mit unferer Deputation in volfommenem Einverftänd- 
niß ſtehe, nicht blos materiell in Bezug auf das, was 
angeftrebt werden foll, fondern auch formell, indem id) 
vollftändig damit einverſtanden bin, daß die milbefte Form 

. gefucht und angewendet werden. möge. Ich will mir aud) 


"Sächsische Landesbibliothek 





Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


5’ 


7 


nur in Bezug auf zwei Punkte ein Haar Worte erlauben, 
bie bei diefer Gelegenheit wiederholt zur Sprache gekom⸗ 
men find. Cinmal naͤmlich iſt in jener Kammer mehr: 
fach angedeutet, um nicht zu fagen angezweifelt worden, 
ob wohl bei jener Gelegenheit, ais man in der Bweiteh 
Kammer diefe vornahm, auch die Nothwendigkeit dazu 
vorgelegen habe? Ich kann aus voller Ucberzeugung auch 
heute noch verfichern, meine Herren, daß, wenn man folde 
Schritte‘ tut, wie wir bamald in der Bweiten Kammer 
gethan haben, Freund gegen Freund, nach Befinden Brus 
der gegen Bruder, daß man diefe Schritte nicht thut, 
wenn nicht unbedingte Nothwendigkeit für folde Schritte 
vorliegt. Eine ſolche unbedingte Nothwenbigfeit war aber 
nad) meiner vollen Ueberzeugung anzweifelhaft vorhanden; 
fie war geboten durch das Wohl des Vaterlandes. ine 
zweite Bemerkung, die ich machen will, betrifft den einzie 
gen Differenzpunft, der in der Berathung jener Kammer 
Platz gegriffen hat und ber bereit3 von dem Vorſitzenden 
unferer Deputation in Anregung gezogen wurde. Es ift 
die Frage: wie formell die Betheiligung der Betreffenden 
wieder ins Leben gerufen werden fol? Ich kann auch 
hier mich nur mit der gechrten Deputation einverftanden 
erklären, daß jedenfalls irgend Etwas von Seiten der Ber 
theiligten geſchehen müffe. Ich muß aufrichtig geftchen, 
ich kann mir logiſch gar feinen andern Gang der Dinge 
denken; denn, wenn einmal Jemand fo beftimmt erklärt 
hat: id will von gewiffen Verhältniffen Nichts wiffen, 
fo Fönnen die Berheiligten nicht fagen: Du folift Etwas 
davon wiffen, fondern nur fagen: wenn Du Dich anders 
erflären willſt, dann fannft Du wieder theilnehmen. Aber 
die Erklärung, daß.er fid wieder betheiligen will, muß 
unbedingt von ihm ausgehen. Das war Alles, was ich 
geglaubt habe, fagen zu müffen und ich werde mit ber 
Deputation gehen, 


Vicepräfident v. Friefen: Bei einer fo wichtigen 
Frage, wie biefe iſt, iſt es wenigſtens nicht möglich, gleiche 
gültig zu bleiben, obgleich man feine Gründe für und 
wider auch wohl in Schweigen hüllen und feine Gefinnuns 
gen durch blofe Abftimmung ausbrüden koͤnnte. Indeſſen 
ift mir doc) die Frage diesmal zu intereffant, Ich erlaube 
mir zu Anfang einige minder ‚erhebliche Punkte zu erwähnen 
und über biefelben einige Bweifel auszufprechen, weil es in 
einer fo delicaten Frage darauf ankommt, ganz klar zu 
fehen und id} möchte auch fogar fagen, felbft die Frage auf 
die Spige zu flellen. Die geehrte Deputation fagt in ihrem 
Berichte ungefähr in der Mitte: S 

ie Zweite hatte in ihrer Sitzung vom 
9. — u ”. 9 voͤllig For den 
Verluft der Wählbarkeit auf immerwährende Zeit auf Grund 
von $. 18 des Wahlgefeges über ihre renitirenden Mitglieder 
ausgeſprochen.“ 

In völig legaler Form? Ja, das gebe ich zus denn 
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die Kammer war nad) $. 18 des Wahlgeſetzes dazu berech- 
tigt, Aber auf völlig Iegalem Grunde? Das tönnte man 
bezweifeln. $. 18 fpricht ausdrüdtich von drei Ablehnungs- 
gründen, die unterfucht werden follen: 1) Krankheit, 
2) 60jähriges Alter, 3) häusliche Familien, Dienftverhält: 
niffe und dergleichen. Aus diefen drei Gründen fann die 
Staatöregierung oder, fobald die Kammern zufammen find, 
die Kammern tiber die Ablehnung entf—eiden und Dies 
jenigen, welche fi) ohne hinreichenden Grund auf diefe drei 
Ablehnungsgründe beziehen und ſich nicht fügen wollen, 
alfo Renitenten find, für immer'von der Wählbarkeit aus⸗ 
fliegen. Unter diefen drei Gründen befindet ſich num ber 
hier vorliegend gebrauchte Grund, nämlich die Anfechtung 
der Gültigkeit der Kammern von 1850 nicht. Es mußte 
alfo der Grund, aus welchem die Renitenten ausgefchloffen 
wurden, ein anderer fein. Allerdings war es ein anderer 
and zwar ein viel höher ſtehender Grund; es war ein Grund, 
der hier, ohme im Gefeg vom 24. September 1831 aud- 
gebrüct zu fein, fo natürlid; auf der Hand lag, daß über 
die Berechtigung der Zweiten Kammer, auf diefen Grund 
hin die Ausfchliegung auszufprechen, auch nicht der allers 
minbefte Zweifel erhoben werden fann. Denn wenn Mits 
glieder, weldhe zu einer verfaffungsmäßig conflituirten Cor- 
poration ‚gewählt werben, die Nechtmäßigkeit dieſer Gore 
‚poration felbft leugnen und ihren Widerfpruch, eintreten zu 
wollen, beharrlich fortfegen, fo iſt es wohl das Allerwenigfte, 
was bdiefe gefegliche und verfaffungsmäßig conftituirte Cor⸗ 
poration thun Fann, daß fie erflärt: Derjenige, welcher 
ſchlechterdings bei uns nicht eintreten will, der kann nad) 
unferer Verfaffung ein für ale Mal nicht wieder gewählt 
werben. Ich erwähne dad nur, um bie Gründe, die die 
Deputation gebraucht hat, indem fie von einer vollommen 
legalen Form der Ausſchließung fpricht, nicht anzuzweifeln, 
fondern zu verſtaͤrken. Es ift ganz Mar und fann nicht im 
Mindeften bezweifelt werden, daß der Grund, welchen die 
Bweite Kammer von 1850 gebrauthte, ein volfommen hin: 
reichender und uͤber alle Zweifel erhabener iſt. Die foge- 
nannten Renitenten, Herr Guſtav Harkort und elf Genoffen, 
find, daher mit vollem Rechte ausgefchloffen worden. Nun 
fährt die geehrte Deputation ebenfalls in der Mitte der 
Seite 449 des Berichts weiter fort: 

„Es iftnicht zu leugnen, daß in einem glücklichen und 
wohlregierten Lande wie Sachien, deſſen conflitutioneller 
Stolz und Ruhm in weiten Kreifen, das Einvernehmen ift, 
in welchem Volk und deſſen ftändifche Vertretung zu Fürft 
und Regierung fteht, es ald ein Mißton in biefer Harmonie 
bezeichnet werden muß, wenn eine Anzahl Männer, denen 
— welche auch die Beweggründe ihres damaligen Handelns 
gewefen fein mögen, — immerhin eine achtbare Ueberzeuts 
gungätreue zur Seite fteht, wegen diefes Handelns ihres 
—— politiſchen Ehrenrechtes dauernd verluſtig bleiben 


a, da muß ic) auch wieder gerechter gegen die Der 
putation fein, als fie gegen ſich ſelbſt ift: Wir würden es 
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ja nicht fein, welche diefen Mißton hervorbringen, dadurch, 
Daß wir & bei ihrer Ausfchliefung befaffen, fondem vi 
Nenitenten bringen, biefen Mißton hervor. Mir Ale find 
ja einverftanden, daß der Landtag von 1850 gültig und 
verfafjungsmäßig war. Wenn alfo diefer Mißton von 
den Renitenten im die befichende Harmonie hin eingebracht 
wird, fo koͤnnen wir Nichts dafür, fo find wir daran uns 
ſchuldig. Die Deputation freut ſich auf derfelben Seite 
in einem folgenden Sate varüber, daß fich in den Zuftän- 
den unfered Vaterlandes, welches durch die Jahre 1848 
und 1849 einem drohenden Abgrunde nahe geführt worden 
fei, Vieles geändert und ſeitdem unfere Buftände wieder 
einen fefteren und fichereren, verfaffungsmäßigen Boden ges 
wonnen hätten. Nun, meine geehrten Herren, bin ich weit, 
fehr weit davon entfernt, das 'anzuzweifeln; aber ich füge 
nur hinzu, ich würde weit bereitwilliger fein, biefen Satz 
anzuerkennen, wenn ic überzeugt wäre, baß die gechtte 
Deputation in allen ihren Mitgliedern diefen Sag mit fo 
rechter inniger, voller Ueberzeugung niebergefchrieben hätte; 
wenn fie davon überzeugt iſt, fo will ich mich recht gern 
fügen. Nun aber nad) diefen Nebenpunkten zur Haupt 
ſache. Die geehrte Deputation fest bei Empfehlung ihres 
Antrags voraus: „daß die von jenem Ausfchließungsber 
ſchluſſe betroffenen früheren Abgeordneten und Stelloertre— 
ter den Wunſch ihrer Wiederaufnahme in die Wahlliften 
vorher auf irgend eine Weile zu erkennen geben.” Ich 
muß freilich bekennen, daß diefe Vorausſetzung für mich 
eine Gardinalfrage enthält und von folder Wichtigkeit iſt, 
daß ich beinahe Willens war, dem auf Seite 451 geſtellten 
Antrage durchaus nicht anders beizuftimmen, ald wenn 
diefe Vorausfegung in ber Schrift und dem Antrage auds 
gedrüdt wäre. Indeß auch bier kehre ich von biefer Ans 
ſicht zurück, indem ich der Ueberzeugung bin, daß fih ger 
rade diefe Vorausſetzung einmal wieder fo ganz von ſelbſt 
verſteht, daß es ja ganz undenkbar wäre, daß dieſe Her 
ven Renitenten wieder gewählt werben koͤnnten, wenn 
fie fih nicht freudig zur Verfaffungsmäßigkeit unferer 
Ständeverfammlung befennten. Alfo glaube ich, kann 
man ſich am Ende dieſen Punkt auf dem i allenfalls es 
fparen, umjomehr, als die geehrte Deputation, welcher id) 
in ihrem milden Vorhaben nicht gern entgegen fein möchte, 
fi) auf eine Aeußerung, welche die Staatsregierung in ber 
anderen Kammer gethan hat, bezieht, wonach letztere, wie 
die Sandtagsmittheilungen ausweifen, erflärt hat, daß es 
fie) von felbft verftehe, wie das vorausgeſett werde, Daß 
diefe Herzen doch erft erklären: ja wir wollen gewählt: fein, 
toir wollen auch die jefst beſtehende Verfaſſung anerkennen 
und als patriotifche Staatsbürger unfere Pflicht fo gut Mn 
füllen, wie es Andere bisher gethan haben. In Verb Er 
dung mit dieſer Erklärung der GStaatöregierung ſchwindet 

daher mein Zweifel noch mehr. Da die Staatsugiuung 
unfere Deputation und hoffendlich auch unfere —— 
mit dieſer Vorausſetzung einverſtanden fein werden, fo Dit 
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nicht fo fehr viel darauf ankommen, wenn bie Zweite Kam- 
maier ſich beharrlich weigern follte, diefe Vorausſetzung auch 
ausſprechen zu wollen. Ich glaube, es liegt zu ſehr in der 
Natur der Sache, daß diefe Vorausfegung befteht, wenn 
fie auch jenfeits nicht ausgeſprochen werben follte. Allein, 
meine Herren, nothwendig, nothwendig iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung freilichz denn dem koͤnnen wir uns doch nicht aus— 
ſetzen, daß wir unſern guten Willen, die Hand zur Ver: 
föhnung zu reichen, fo weit trieben, daß wir den Leuten 
ein Geſchenk anböten, von dem wir wiffen, fie machen ſich 
Nichts daraus, fie wollen es nicht annehmen. Das würde 
doch zu fehr gegen die Würde der Ständeverfammlung 
und ber Staatöregierung fein. Alfo die Vorausfegung ift 
ſchlechterdings nothwendig, wenn ich auch zugebe, daß fie 
in der Natur der Sache felbft liegt. Dann, meine Herren, 
ich made Sie darauf aufmerffam, daß die Zweifel gegen 
die Verfaffungsmäßigkeit unſerer Zuftände vielleicht doch 
nicht fo gänzlich verſchwunden fein dürften. "Ich erinnere 
Sie daran, mit welder Hartnädigfeit, mit welcher Bit: 
terfeit z. B. noch heut zu Tage der Streit um die Hefs 
ſiſche Verfaffung geführt wird und daß es Leute giebt 
und zwar Leute, die ſich gewiß für große Staats- 
männer halten, welche behaupten, die heſſiſche Verfaſſung 
von 1831 gelte noch heut zu Tage zu Recht und die 
Verfaffung von 1852 fei verfaſſungswidrig. Ebenfor 
gut, wie dad gefchieht, kann das auch gegen unfere Verfaf: 
fung und unfgre verfaflungsmäßigen Buftände gefagt wers 
den und es fönnte diefe Meinung noch mehr Ausbreitung 
gewinnen und noch mehr Anhänger finden, als fie bisher 
gefunden hat bei ben 11 Herren, Guftav Harkort und Ge 
noffen. Ferner erinnere ih Sie daran, meine Herren, daß 
ed heut zu Tage große Männer giebt, Männer, bie ſich 
für fehr geiftreich und wahrſcheinlich auch für fehr patrio- 
tifch halten, welche noch heute fagen: „Der ganze Bunded- 
tag zu Frankfurt fei gar nicht verfaffungsmäßig; es exiſtire 
ja gar Fein Bundestag mehr, ber fei gar nicht wieder her- 
geftellt; wer habe denn das gethan, wer habe denn das 
Necht dazu gehabt?” Ja, ich habe fogar ganz vor Kurs 
zem in einem öffentlichen, ehr gelefenen Blatte gelefen, daß 
von einem gewiffen Gefandten geſchrieben wurbe, er wäre 
nad Frankfurt gereift und wäre bort ald Mitglied des 
politifchen Clubs auf der Efchenheimer Gaffe wieder einges 
treten. ‘Sie fehen, meine Herren, wie weit die Unver⸗ 
ſchaͤmtheit getrieben wird und wie gewiffe Stimmen es war 
gen dirfen, gegen dad höchfte verfaffungsmäßige Organ der 
ganzen deutfchen Nation, welches wir achten, ehren und 
fügen, aufzutreten! Und dazu wird Nichts gefagt, ein 
Menfch fagt Etwas dagegen, fein, Staatsanwalt, Feine Ger 
richtsbehoͤrde ergreift Maaßregeln gegen folche Aeußerungen. 
So wie-aber das gegen das höchfte Drgan des Deutfchen 
Bundes geſchehen kann, fo können auch gegen unfere ver- 
faffungsmäßigen Zuftände, an. denen wir Ale hängen, auf 
weiche wir unfern Eid geleiftet haben und welchem wir un⸗ 
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fere ganze Thätigfeit mit Aufopferung wibmen, immer und 
immer wieder Bweifel erhoben werden umd deshalb iſt doch 
diefe Voraudfegung jedenfalls nicht zu erfparen. Ich gebe 
es daher der geehrten Deputation und der noch mehr 
geehrten Kammer ganz anheim, in welcher Form und Eins 
kleidung Sie dieſe Vorausſetzung ausfprechen will, Ich 
begnüge mich mit jeder Form und glaube mich dabei um 
fo mehr beruhigen zu koͤnnen, weil ſchon die Staatsregie⸗ 
rung diefe Vorausfetzung ausgefprochen hat, weil ferner 
zweitens unfere Deputation auch damit einverftanden iſt 
und weil fie drittens fo in der allerunbebingteften Noth⸗ 
wendigkeit, fo in ber Natur der Sache liegt und ſich fo 
von felbft verſteht, daß fie gar nicht fehlen kann. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Ich erfläre, daß 
ich mit dem Schlußantrage der geehrten Deputation ein 
verftanden bin und namentlich aud die Beweggründe theile, 
welde zu bemfelben geführt haben. Nur zwei Bemer- 
füngen wollte ich mir in diefer Beziehung noch erlauben 
und zwar hinfichtlich diefes Schlußantrags felbft. Ich hatte 
nämlich denfelben für nicht ganz vollftändig Wenn 
eine. Stänbeverfammlung einen Antrag befchließt und an 
die Staatöregierung bringt, fo bin ich denn doch ber Mei⸗ 
nung, fie müffe in diefem Antrage felbft ihre volle Webers 
zeugung ausfprechen, bahin gehend, daß in bem Antrage 
alles erichöpft fei, was fie wünfcht, was fie hofft und mas 
fie erwartet. Hier nun fpricht die geehrte Deputation ſich 
dahin aus, daß fie nur unter einer Vorausſetzung gemeint 
fei, einen Schlußantrag ber Kammer vorzulegen. Ich bin 
ganz mit diefer Vorausſetzung einverftanden und befenne, 
daß ich mich zu dem Schlußantrage nur dann verfichen 
möchte, wenn man biefe Vorausſetzung feithält; allein ich 
hätte geglaubt, es wäre noch einfacher, wenn man diefe 
BVorausfegung dem Schlußantrage angereiht hätte. Ich will 
jedoch von diefen Bebenfen zuruͤcktreten und deshalb nicht 
einen befonderen Antrag ftellen. Nun habe ich aber aller: 
dings noch einen zweiten Punft auszufprechen. Wenn 
man ſich nämlich auch bei diefem Antrage beruhigen und 
die Vorausfegung nicht an denfelben Enlıpfen’wollte, unter 
welcher überhaupt der Kammer vorgefchlagen wird, den 
Schlußantrag zu genehmigen, fo wäre ed wohl ganz an⸗ 
gemeffen geweſen, dieſe Worausfegung wenigftend in der 
ftaͤndiſchen Schrift auszufprechen. Ich gebe gern zu, daß 
es bei der vorliegenden Angelegenheit nicht wuͤnſchenswerth 
fein kann, dieſeibe einer nochmaligen Berathung in der 
weiten Kammer zuzuführen und dies würde ein abwei⸗ 
chender Beſchluß unferer Kammer jedenfalls hervorrufen: 
Ich habe demnach geglaubt, nur meine Abftimmung in 
diefer Beziehung mofiviren zu muͤſſen, die dahin geht, daß 
ich mich mit dem Antrage der geehrten Deputation eins 
verftanden 'erfläre; jedoch unter der Vorausſetzung, welche 
auf Seite 450 des Berichts von’ der Deputation befonbers 
hervorgehoben worden if, 
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„daß nämlich die von jenem Ausſchließungsbeſchluſſe ber 
teoffenen früheren Abgeordneten und. Stellvertreter den 
Wunſch ihrer Wiederaufnahme in die Wahlliften vorher auf 
irgend eine Weife zu erkennen geben.” 


Freiherr v. Beſchwitz: Wollen Sie, meine hochge— 
ehrteften Herren, eine Differenz mit der Zweiten Kammer 
herbeiführen, fo habe ich dad ganz Ihrem Ermeffen anheim 
"zu geben; für. politiſch Flug aber kann ich es unmöglich 
erachten. Es wird aber eine Differenz, wenn Sie eine 
Abänderung des Antrags beantragen, unvermeidlich zu 
umgehen fein. — Was die letzte Aeußerung des Herrn Frei⸗ 
bern v. Schönberg. Bibran anlangt, naͤmlich die Aufnahme 
diefer in die ſtaͤndiſche Schrift, daß eine Anmeldung erfols 
gen müffe, fo fann meines Wiffens ein hierauf bezuͤglicher 
Antrag auch nur gleichmäßig von beiden Kammern ges 
ſchehen; alfo hierdurch würde auch Nicht gewonnen, eine 
Differenz würde dadurch ebenfalls angeregt. 


Freiherr v. Shönberg-Bibran: Ich will den ger 
ehrten Vorredner nur darauf aufmerffam machen, daß es 
mir, wie jedem Mitgliede diefer Kammer, wohl freiftehen 
muß, Bemerkungen Über den Schlußantrag der Deputa⸗ 
tion auszuſprechen. Ich habe nur einen Wunſch ausges 
ſprochen und hätte id; demfelben: Ausdrud® geben wollen, 
fo ift mir wohl befannt, daß ich dann einen Antrag hätte 
ftellen müffen. Ich habe aber das unterlaffen; indeß halte 
ich diefen Wunſch feft und gebe demfelben eben nur Beinen 
weiteren Ausdruck. 


Sreihere v. Beſchwitz: Ich bin weit entfernt gewer 
fen, dem gechrten Vorredner, Herrn Freiherrn v. Schönberge 
Bibran, in feiner Willensäußerung hindernd entgegentreten 
zu wollen. Das würde mir auch gar nicht zuſtehen. Ich 
habe nur einfach gefagt, daß, wenn einmal eine Differenz 
nicht gewünfcht wird, fo müffe man auch von der Aufr 
nahme des erwähnten Antrages in die ftändifche Schrift 
abfehen und das ift, glaube ich, eine fehr harmloſe Aeu⸗ 
Berung. £ 


Vicepräfident dv. Frieſen: Ich glaube, gehört zu 
haben, daß vorgefchlagen wurde, die Vorausfegung in das 
Protokoll aufzunehmen und fi) auf die übereinftimmende 
Erklärung der Staatsregierung in der jenfeitigen Kammer 
zu beziehen. R 
(E5. wird diefe Annahme mehrfeitig in der Kammer durch 

„Ja“ beftätigt.) F 

Wenn das geſchaͤhe, nämlich die Voransfegung im 
Protofole niederzulegen und fi auf die Erklärung der 
Staatöregierung zu beziehen, dann glaube ih, würde man 
ſich gänzlich zufrieden ftellen Fönnen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Die Sache würde wohl am 
Beften zu Ende zu führen fein, wenn Herr Staatöminifter 
v. Beuft die Güte haben wollte, ſich darüber zu erflären. 
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Staatöminifter Freiherr v. Beuft: Ich Habe nut wenig 
Worte der Debatte hinzuzufügen. Ich fühle mich dazu 
aufgeforbert Durch die Yeußerungen der beiden erflen geehrte 
ten Sprecher und ich glaube, auch der Herr Vicepraͤſident 
wird mir nicht übel nehmen, wenn id) den nach feiner Ans 
ſicht überflühigen Punkt auffaffe nad dem bekannten 
Srundfage: superlua non nocent, Es {ft im Deputationd- 
berichte darauf dingewieſen worden, daß die Erklärung der 
Regierung, weldye in der heutigen Debatte als nothien- 
dige Vorausfegung bezeichnet wurde, im jenfeitigen Protor 
koll nicht Aufnahme gefunden habe. Ich habe in diefer 
Beziehung zu bemerken, daß ich der Verlefung des betrefs 
fenden Protokolles nicht beigemohnt habe. Wäre es ger 
ſchehen, fo würde ich diefe Unterlaſſung allerdings hervor⸗ 
gehoben und die entiprechende Aufnahme in das Protokoll 
beantragt haben. An der Sache felbft, glaube ich, ändert 
diefer zufällige Umftand Nichts, da die Erklärungen, bie 
die Regierung abzugeben hatte in der jenfeitigen Kammer, 
fehr ausführlich und fo erfolgt find, daß über deren Ber . 
deutung fein Zweifel beftehen ann. Die Regierung hat 
bereitö der Deputation der Zweiten Kammer gegentiber die 
Erklärung abgegeben, welche im jenfeitigen Deputationd» 
berichte Aufnahme gefunden hat, die Regierung har erklärt,- 
daß fie einem bezuͤglichen Antrage gern entfprechen werde, 
wenn er von Beiden Kammern aus an fie gelange und 
infofern die Betheiligten den Wunfch ausfpregen würden, 
ihr paifives Wahlreht auszuüben. Diefe Votausſetzung 
iſt bei der Debatte in der jenfeitigeri Kammer feitgehalten 
worden und ich habe mich bemüht, namentlich zu zeigen, 
daß die Form, die in dieſer Beziehung von den Betheilig 
ten gewählt werden folle, fo befchaffen fei, um jeden Ge 
banken an eine Zumuthung zuruͤckzuweiſen, welche in irgend 
einer Beziehung als Erfcperung des von beiden Kants 
mern und von der Regierung in Ausſicht genommenen 
Verföhnungsactes betrachtet werden koͤnnte; daß aber auf 
der andern Seite das Feſthalten an diefer Voraugſethung, 
daß die Betheiligten felbft den Wunſch ihrer Bethele 
ligung an der Wahl ausfprechen, norhwendig fei, weil 
außerdem fehr bedeutende Uebeiſtaͤnde möglicher Weite ein, 
treten koͤnnten, Uebelftände, die nicht allein fir Regie · 
rung und Kammern unwilllommen fein würden, ſon- 
bern nad) Umftänden auch fir die Waͤhlerſchaften, ja 
für die Betheiligten felbft. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort verlangt? — Es ſcheint nicht 105 
ich ſchliehße daher die Debatte und ertheile dem Herrn Re 
ferenten das Schlußwort. 


Referent v. Böhlau: Ich habe nur auf eine einzige 
Bemerkung einzugehen, auf bie des Hexen Bicepräfidentei, 
der in Bezugnahme auf den Paſſus im Berichte, daß der 
Beſchluß der Iweiten Kammer in völlig legaler Form ger 


Iub-dresden.de/ppn20028267Zet 





961 


faßt worben fei, darauf ausging, ben auch wirklich legalen 
Grund des damals gefaßten Befchluffes darzuthun. Die 
Deputation ift ſich deffen gleihfals vollfommen bewußt 
gewefen, fie hat es aber eben abfichtlih und mit allem 
Fleiße vermieden, die Nechtöfrage auf irgend welche Weife 
zu berühren, um Alles zu vermeiden, wodurd ber Sache 
vielleicht eine weniger gluͤckliche Loͤſung hätte gegeben wer ⸗ 
den koͤnnen. Auch mar ihr von der jenfeitigen Kammer 
nicht die mindefte Veranlaffung gegeben worden, darauf 
zuruckzukommen. Was die Übrigen Bemerkungen, befon» 
ders bie des Heren v. Schönberg, anlangt, fo haben die ⸗ 
felben bereit von dem Herrn Vorſtande ber Deputarion 
ihre Erwiderung gefunden und id) habe dem fonft etwas 
Weiteres nicht hinzuzufügen. 


Praͤſident v. Schönfeld: Ich glaube, daß in der Er- 
klaͤrung des Herrn Staatöminifters die Vorausfegung, auf 
welche fich die Deputation fit, erfüllt if. Es ſteht das 
her nach meinem Dafürhalten der Abftimmung etwas Weir 
teres nicht entgegen. Der Antrag der Deputation befindet 
fi auf Seite 451 des Berichts und geht dahin: 


„_ „dem von berfelben während des Landtags 1850/51 
gefaßten Befchluffe, nach welchem mehrere ohne für ber 
rundet erachtete Entſchuidigung bei derfelben Eur 
Fear vormalige Abgeordnete und Stellvertreter ber Mähls 
barkeit 5 erklaͤrt wurden, keine weitere Folge zu 
geben, und zu Erledigung jenes Beſchluſſes im Vereine 
mit der Erften Kammer an bie Staatöregierung den An 
trag zu ftellen: 
diefelbg wolle die erwähnten Männer wieder in 
die Wahttften unter den zu Abgeordneten Mähl: 
baren aufnehmen laffen, fofern fie fonft noch, die 
gefeglichen Erforberniffe der Wählbarkeit haben.“ 


Es handelt fi) um einen ſtaͤndiſchen Antrag; es wird 
daher durch Namensaufruf abzuflimmen fein. Ich frage, 


Nerasteur 9. Meinhold, Serretär im Königl. 





ob die Kammer dem Antrage 
Beifall ſchenkt? 


Die Frage wird bejaht vom dem Herren: " 


ber Deputation 


Bicepräfibent d. Briefen. Kittergutsbefiger Kraft, 
Seeretäe v. Egibp. Bürgermeifter Yennig. 
Seeretir Winner, Feeigere v. Befchwig. 
Domhere u. Wagdorf. Graf v. Stolberg, 

Graf Sotms-Wildenfels, Kammerhere v. Littichau. 
Abvocat v. Könneeit. Rittergutsbefiger v. Böhlau, 
Hofcath Dr. Hänel, Kammerperr v, Meg, 

. Graf Wilding v. Königebräd,. Birgermeifter Müller, 
Birhof dorweri Feeipere v, Schönberg-Bibran. 
Graf v. Scöönburg. Kammerferz d. Miltig, 
Bürgermeifker Lhr, eeiere d. Rochow. 


Bürgermeifter Glauf. 
Rittergutäbefiger Rittner, 
BVürgermeifter Gottfchald. 
Nittergutöbefiger d. Römer. Landeöbeftallter Dempel, 
Kammerherr v. Wagdorf. Yräfident v. Schönfeld, 
Mit Nein antworten: 
Domherr v. Schroter. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Es hat daher der Antrag 
der Deputation gegen 1 Stimme Annahme gefunden und 
fomit ift der zweite Gegenftand ber heutigen Tagesordnung 
ebenfalls erledigt. Da die Gegenftände überhaupt erledigt 
find, die heute auf der Tagesordnung ftanden, fo habe ich 
nur noch zu beftimmen, wann bie näcfte Sitzung ftatte 
finden fol und was in derſelben berathen werden wird. 
Die naͤchſte Sigung findet Dormerftag Vormittag 11 Uhr 
flatt. Die Gegenftände ber Tagesordnung find folgende: 
Bericht tiber die Entſchaͤdigung des Wegfalls gewiffer Were 
bietungsrechte und dann ber Bericht über bie Errichtung 
der Gewerbegerichte. Die heutige Sigung iſt gefchloffen. 


(Schluß der Sigung 40 Minuten nad 2 Uhr.) 


Dberblrgermeifter Pfotenhauer. 
Kammerherr v. Ermanndborffe 
> Finanzrath, u. Roftig:Waltoig. 


Minifterium bed Innern. — Drud von 8. G. Teubner In Dresden. 
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Achtunddreißigſte öffentlide Sigung ver 
Erſten Kammer am 28. Februar 1861. 


Inhalt: \ 

DVerlefung bed Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Ent» 
ſchutdigung. — Berathung des Haupt» reſp. Nachberichts 
der Zwiſchendeputation tiber den, Geſedentwurf, bie Ent⸗ 
ſchädigung für den Wegfall gewiſſer Verbletungörechte Getr. 
und Annahme deſſelben. — Vortrag ber ſtaͤndiſchen 
Schrift über das allerhöchſte Deetet, bie Errichtung einer 
Venflonsenffe fr die Wittwwen und Walfen ber Lehrer an 
evangelifefen Schulen betr. und Genehmigung derſelben. — 
Beratung des Berichts, reſp. Nachberichts der Zwiſchen- 
beputation über den Oefepenttwurf, bie Errichtung von Ger 
merfegerichten Betr. und Annahme deſſelben. 


—— 


Die Sitzung beginnt ein Viertel auf 12 Uhr in An⸗ 
weſenheit von 35 Mitgliedern und in Gegenwart der Re 
gierungscommiffare Geh. Juſtizraths Dr. Krug und Geh. 
Raths Dr. Weinlig mit Verlefung des über die letzte Sigung 
aufgenommenen Protofols, welches ohne Erinnerung ges 
nehmigt und vom Heren Bürgermeifter Gottſchald und 
‚Heren v. Römer mitwnterzeichnet wird. Auf ber Regi⸗ 
ftrande befanden fich folgende Nummern. 

(Mr. 195.) Protofollertract ber Bweiten Kammer 
vom 19. Februar 1861, enthaltend die weitere Berathung 
der Abtheilung F des Ausgabebubgets, das Militärdepartes 
ment. betreffend. 

Präfident v. Schönfels: Gehört zum Reſſort der 
zweiten Deputation, als welcher diefer Gegenftand uͤber⸗ 
wiefen worben iſt. 

* (Mr. 196.) Die Zweite Kammer überfendet 45 Erem- 
—— SR der Aominifiration der Dresdner Handeld- 
innung überreichten, mit deten Petition in Bezug auf das 
Frachtgefchäft der Eifenbahnen conneren gedructen Auffages: 
„Srachtverkehr und Eifenbahnen“, zur vorläufigen Bertheis 
Tung an die Kammermitglieder. 

Präfident v. Schönfels: Diefe Eyemplare find ver 
theilt worden. — Die früher eingereihte Petition kommt 
zuͤerſt bei der zweiten Depufafion zur Berathung. 

1.8. G. Abonnement.) 
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(Nr. 197.) Petition des Stadtraths und der Stadt ⸗ 
verordneten zu, Plauen vom 23. Februar 1861 im Befür- 
wortung baldigen Baues der Eifenbahnlinie von Plauen 
über Delsnig, Aſch nach Eger. 

Präfident v. Schönfels: Wird ald Finanzgegenftand 
an die Zweite Kammer abzugeben fein, wofelbft dem Vers 
nehmen nach ähnliche Petitionen eingegangen find ober noch 
eingehen werben. 

(Nr. 198.) Der Vorſtand des Handwerfervereind zu 
Chemnig überfendet 36 Gremplare einer zumächft bei der 
Zweiten Kammer zur Berathung gelangenden Petition um 
Verwendung bei der hohen Staatöregierung wegen Burüde 
nahme des Verbotes, mit anderen Gewerbevereinen des 
Landes correfpondiren zu dürfen. 

Dräfident v. Schönfels: Die erwähnten Eremplare 
find vertheilt worben, ſoweit fie gereicht haben. 

(Mr. 199.) Protokollertract der Zweiten Kammer vom 
20. Bebruar 1861, die Schlußberathung uͤber Abtheilung 
F bes Uusgabebudgets für das Militärbepartement ber 
treffend. 

Präfident v. Schönfeld: Gehört zum Neffort der 
‚zweiten Deputation, wohin biefer Protofollertract abgegeben 
worden ift. Dies war die Iete Nummer ber Regiſtrande. 

Herr v. Wagdorf auf Stoͤrmthal entfchulbigt ſich für 
die heutige Sigung wegen Privatangelegenheiten; ebenfo 


"Herr Bifchof Forwerk für die heutige Sigung wegen Amts» 


geſchaͤften. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen. 
Es wird daher die Zeit gekommen ſein, wo wir auf den 
erſten Gegenſtand der heutigen Tagesordnung, den 
Bericht unſerer Zwiſchendeputation uͤber den 
Entwurf eines Geſetzes, die Entſchaͤdigung für 
Wegfall gewiffer Berbietungsrechte betreffend, 
übergehen koͤnnen und id) habe den Herrn Bürgermeifter 
Koch als Referenten zu erfuchen, den Rednerſtuhl zu better 
ten und uns biefen Bericht vorzutragen. 

Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Das allerhöchfte 
Decret iſt bereits bei dem ‚Vortrag des Entwurfs des 
Gewerbegeſetzes vorgelefen worden und ich ann mich daher 
ohne Weiteres zu dem Entwurfe eines Gefehes die Ent⸗ 
ſchaͤdigung für -den Wegfall gewifler Verbietungsrechte 
betreffend wenden. 

(S. EM. I. 8. ©. 538.) 
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In der jenfeitigen Kammer ift von der Verlefung der 
Motiven zu biefem Gefege abgefehen worden und ic) würde 
mir, die Zuftimmung des Herrn Regierungscommiffard das 
zu vorausgeſetzt, den Vorſchlag an die Kammer erlauben, 
daß auch hier davon abgefehen werde. 


Präfident v. Schönfeld: Ih wiirde zunaͤchſt die 
Staatsregierung erfuchen, fi darüber zu erflären, ob fie 
mit diefem Vorſchlage einverftanden ift? 


(Königl, Commiffer Dr. Weinlig erflärt ſich damit ein⸗ 
verftanden.) 


Ich frage nunmehr, ob die Kammer ebenfalls von der 
Vorlefung der allgemeinen Motiven abfehen wit? — 
Einſtimmig Tat). 

Referent Bürgermeifter. Dr. Koch: Ich wende mid 
nun zum Hauptbericht, welchen bie Zwifchendeputation 
der Erften Kammer Über dieſen Gefegentwurf erflattet hat. 
Derfelbe lautet: 


Die in der Ueberfchrift des Berichtes bezeichnete Bor: 
Tage ſchließt ſich als eine notwendige Folge der in $. 39 
des Entwurfs eines Gewerbegefeges für das Königreich 
Sachſen ausgeſprochenen Aufhebung aller gewerblichen Vers 
bietungörechte unmittelbar an lehteren und zwar als die 
Bedingung an, von welder überhaupt das Zuftandefommen 
einer neuen, auf den Grundfag ber Gewerbefreiheit fußen- 
den Gemwerbegefeggebung abhängig zu machen gewefen ift. 
Diefe ſowohl von der Föniglichen Skasteregierung als der 
unterzeichneten Deputation übereinftimmend getheilte Anz 
ſicht ift ald der Ausflug des bie fächfiiche Staatsverwal- 
tung Eennzeichnenden Rechts und Billigkeitsgefühls zu ber 
trachten, welches feinen Äusdruck bereitö in $. 31 der Ver— 
faffungsurkunde findet. 

So leicht und einfach indeffen auch bie bejahende Be 
antwortung der Frage erfcheint, ob im vorliegenden Falle 
eine Entfhädigung für entzogene Wermögensrechte zu ger 
währen fei? fo ſchwierig ift diefelbe in ihrer fpeciellen Aus: 
führung zu löfen. Denn nicht nur bie Feftftellung 

1) des Entſchaͤdigungsobjectes felbft, 

e 


fowii ni 

2) der Höhe der zu gewährenden Entſchaͤdigung, 
fondern au 

3) die Entſcheidung der Fragen, wie und von wen 

dieſe Entfehädigung zu gewähren fei? 
läßt die verfchiedenften Auffaffungenn zu. 

Die Deputation hat: daher die Aufgabe gehabt, nad 
allen diefen Seiten hin Erörterungen. und Erwägungen 
eintreten zu laffen, und indem fie deren Ergebniffe der ge- 
ehrten Kammer vorlegt, fchiett fie der Begutachtung der 
einzelnen Paragraphen des Gefegentwurfs folgende allge⸗ 
meine Bemerkungen zu ‚den borſtehend hervorgehobenen 
Fragen voraus, s 


Bu 1. 
Als Gegenftand der Entfhädigung bezeichnet die Ger 
ſetzvorlage, und zwar zweifellos richtig, ausſchließlich ges 


) Motiven [ LM. LK: S. 538-541. 





werbliche Verbietungsrechte, und diefe auch nur dan 

fie gewiſſen Vorausfegungen entfprechen. Somit oe 
Lage und Kundfchaft des betreffenden Gewerbes oder fon. 
flige Nebenumftände hierbei nirgends in Betracht, Ber 
zügli, diefer auch nad dem Entwurfe entichäbi junger 
berechtigten Berbietungsrechte find jedoch cıhebtice Acht 
darüber angeregt worden, ob denfelben ein Rechtsanfprud 
auf Grund $. 31 der Verfafjungsurfunde wegen Gewähr 
rung einer Entfhädigung zur Seite ftehe? und felbft die 
Motiven (Seite 184) ftellen ſich mit Entfehiedenheit auf 
die Seite der Gegner diefer Anfiht und bezeichnen fomit 
als Beftimmungsgrund für die Gefegvorlage überhaupt aus 
ſchließlich Ruͤckſichten der Billigkeit. 

Die unterzeichnete Deputation kann jedoch ber in den 
Motiven für diefe Auffaffung der vorliegenden Frage nies 
dergelegten Beweiöführung nicht allenthalben beipflichten, 
fondern muß vielmehr für alle unbeſchraͤnkt verlichenen oder 
fonft rechtögiltig begründeten Verbietungsrechte, welche im 
Laufe der Zeit die Natur dinglicher Rechte angenommen 
und als foldye im ungehinderten Rechtöverkehre, zum Theil 
Sahrhunderte hindurch, fi befunden haben, die Eigen: 
ſchaft der durch die Verfaffungsurkunde gefchügten Eigen 
thumsrechte in Anfpruch nehmen. 


Denn wenn auch zugegeben wird, daß auch fie ihrer 
Entftehung nad) dem Gebiete des öffentlichen Rechtes ans 
gehört haben, fo wird doch nicht geleugnet werden können, 
daß biefelben mit ber Zeit, und wäre dies auch nur ins 
folge irrthümlicher Autffaffung ihrer urſpruͤnglichen eigent⸗ 
lien Natur gefchehen, doch thatfächlich eine vollftändige 
Bandelung erfahren haben. 

Ein Recht, welches unter niemals bezweifelter Kennt: 
nißnahme der Verwaltungsbehörden des Landes und unter 
der Aufficht und Biligung der Zuftiz als dingliches Recht 
anerkannt und als folches durch Kauf und Verkauf, durch 
Erbgang, durch Verpfändung und dergleichen mehr Gegen 
fand des Rechtsverkehrs geworden und ald wirberungds 
fähiges Wermögensobject behandelt worden ift, gehört, wel 
hen Urfprungs es auch immerhin gewvefen fein mag, it 
feiner dermaligen Geftaltung zu den unter ben Schuß der 
Verfaffungsurfunde geftellten Cigenthumsregpten und muß 
daher auch, wenn bie Landeswohlfahrt deſſen Befeitigung 
erfordert, nach feinem vollen Werthe entfchäbigt werben. 


Urbrigens erkennt aber auch ünſere Gefebgebung in 
einzelnen Füllen dergleichen Rechten, wie 3. ®. das Mandat 
vom 30. Januar 1819, die Erlernung und Aushbung der 
Wundarzneitunde und der Upotheferfunft 2c. betreffend, 
$. 2 den Barbierfuben, die Eigenfchaft eines Eigenthumd 
ausdrüdlich zu, und unfere Hppothefengefeggebung dom 
6. November 1843, $. 14, und die dazu erlafjene 50 
tungsberordnung vom 15. Februar 1844, $. 4, verfügt * 
Eintragung derartiger Gewerbeberechtigungen in die Giund⸗ 
und Hypothefenbücer. 

Died Alles dürfte beweifen, baß dieſen Berbietungd 
rechten der Schuß der Verfaffungsurkunde nicht vorenthals 
ten werben kann. 


Ohne jedoch die obwaltende Verſchieden heit ber Rn 
auffaffung diefer Frage weiter. verfolgen zu wollen, it 
nur zu conftafiren, daß ungeachtet derfelben bie —38 — 
vorlage und das Gutachten der unterzeichneten Deputa ei 
zu einem unb bemfelben praftifhen Ergebniffe 
indem fie beide bie Nothwenbigkeit einer unter ge 
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Vorausfegungen zu gewaͤhrenden Entfehäbigungen anerken- 
nen. Und wenn die Deputation jelbft da, wo auch jie 
einen Rechtöanfpruch nicht zu behaupten vermag, alfo ledig 
lic) auf Gründe der Billigteit fußt, in diefen Vorausfegunz 
gen milderen Anfichten folgt ald der Gefegentwurf, fo hat 
fie nur dankbar anzuerkennen, daß ihr die koͤnigliche Staatss 
regierung hierzu ihre nachträgliche Zuftimmung nicht vor- 
enthalten hat, 

Nach $. 1 der Vorlage fol nämlich eine Entſchaͤdi⸗ 
gung für qufgehobene Berbietungsrechte nur dann eintres 
ten, wenn bei deren Verleihung das Wiederaufheben oder 
Mindern nicht vorbehalten worden ift, während die Depus 
tation dieſe Vorausfegung nur auf die im $. 1b näher 
bezeichneten Fälle befchränkt und dagegen die Entſchaͤdigung 
der unter $. 1a fallenden Berbietungsrechte von berfelben 
unabhängig gemacht wiffen will, Die Deputation kann 
zwar fireng genommen die Richtigkeit biefer Beſchraͤnkung 
auch bezüglich der letzteren nicht in Abrede ftellen. Denn 
der in Frage ftehende Vorbehalt Tennzeichnet das berlichene 
Necht deutlich genug nur ald ein befchränktes oder beding« 
tes, welches mit Ausübung diefes Worbehaltes von ſelbſt 
wieder erlifcht oder doch in feinem Werthe vermindert wird. 
Wenn daher der Werth eines alfo bedingten Rechtes ſtets 
nur mit Berueffihtigung diefer Beſchraͤnkung oder Be 
dingung zur Veranfchlagung gebracht werben fann und 
fomit diefelbe auch bei Eingehung von Rechtsgeſchaͤften 
dariiber wefentlich mit in Betracht zu ziehen ift, fo kann 
fi Niemand_beim Wiedererlöfchen des verliehenen Rechtes 
infolge des Eintritts jenes Worbehaltes über eine rechtd- 
were Verlegung beflagen, Trotz alledem glaubt die De 
putation in Rüdficht auf die thatfächlichen Verhaältniſſe 
ihrer oben erwähnten milderen Auffaffung den Vorzü— 
eben zu follen. Denn es dürfte außer Zweifel fein, da} 
in der DVerkehröpraris bei Erwerbung oder Verpfändung 
eines alfo befchränkten Werbietungsrechtes diefer Vorbehalt 
allermeift völlig außer Betracht geblieben ift, fo daß mit 
hin deffen unnachfichtliche Ausübung thatfächlic einen, 
wenn auch nicht unverfchuldeten, doch wenigſtens durch 
entfehuldbare Vernadläffigung ber Außerften Vorſicht 
hexbeigeführten Vermögensverluft zur Folge haben würde, 

Wonn jedoch die Deputation dieſe Nachficht nicht in 
allen, fondern nur in den $. 1 sub a erwähnten Fällen 
auszuüben gemeint ifi, fo hat fie zu ihrer Mechtfertigung zu 
bemerken, daß zwifchen diefen unb ben $. 1 unter b gebad- 
ten Verbietungsredhten ein, wenn auch principiell ſchwer 
nachzuweiſender, doch prakliſch wefentlicher Unierſchietz ber 
fteht; denn angeſtellte Grörterungen ergeben, baß bei ber 
Verleihung diefer Verbietungsrechte zumelft Gründe ganz 
fpecieller Natur obgewaltet haben, wie 3. B. einzelnen 
Papierfabriten das auöfchließlicde Betriebsrecht innerhalb 
eines gewiffen Umtreiſes in Verbindung mit ber Verpflid- 
tung ertheilt worden ift, die Staatsbehörden mit bem erfor 
derlichen SCanzleipapiere zu, verſehen. Demnäcft ift aber 
aud unverfennbar, daß dieſe Gattung von Verbietungs⸗ 
rechten nur in den feltenften Fällen als ein von der Ge 
werbsanlage trennbared ‚oder deren Werth erhöhendes Ver · 
mögensobject behandelt worden iſt. Wenn daher bei deren 
Ertheifung das Wiederaufheben oder Mindern vorbehalten 
wurde, jo wird die Aushbung diefes Vordehalts als eine zu 
entfchädigenbe Beeinträchtigung oder Entziehung eines Eigen 
thumsrechtes.ebenfowenig bezeichnet werden fönnen, als fie 
auch in der That eine folde enthält. ‚ 

Die Deputation glaubt fomit, daß fie bie Rüdfichten 


der Billigkeit nicht verlegt, wenn fie die Entfchäbigungs- 
beregpfigung der $. 1 unter b gedachten Verbietungsrechte 
in Uebereinftimmung mit ber Regierungsvorlage davon ab ⸗ 
hängig macht, daß bei deren Verleihung dad Wiederaufs 
heben oder Mindern nicht vorbehalten worden iſt. 


* Zu 2. 

Mit den $. 2 flg. des Entwurfes aufgeſtellten Grund⸗ 
fägen, fowie mit bem dafelbft vorgefchriebenen erfahren, 
wornach die Höhe der zu gewährenden Entichädigung er⸗ 
mittelt werben foll, hat die Deputation ſich überhaupt nur 
einverftanden- erffären koͤnnen, und wenn bei der Ausflhs 
rung des Geſetzes defienungeachtet den gehegten Erwartungen 
nicht allenthalben entfprochen werben wird, fo wirb barin nur 
der Beweis der, Schwierigkeit biefes Entfchäbigungsgefchäfts, 
nicht aber des‘ Mangels der ernften Abficht zu erbliden 
fein, jedem Betheiligten fein Recht, ‚aber auch nur diefes, 
Mu gewähren. So felbftrevend es nun aber auch ift, daß 
ei der Abfchägung Nebenumftände, wie Lage, Kundichaft, 
Vorzüglicpkeit des Gewerbebetriebes nicht in Nechnung ger 
bracht werben koͤnnen und dürfen, fo werben doch gerade 
hierin fo manche Betheiligte eine Nichtbeachtung ihres wahr 
ren Intereffes erblien wollen, Allein bei forgfältiger Ers 
wägung Kann es auch diefen nicht unklar bleiben, daß jene 
Nebenumftände nicht fowohl ben Werth ihres Verbietungds 
rechtes als vielmehr nur ihres Gewerbebetriebs erhöht haben 
und daß ihnen mithin, da ihnen letzterer nach wie vor vers 
bleibt, ein Anfpruch auf Entſchaͤdigung dieſes höheren 
Werthes nicht zufteht. 

Folgerichtig Tönnen daher auch die Werbietungsrechte 
eines und deffelben Orts oder Bezirks und einer und ders 
— Gewerbegattung nur nach gleicher Höhe entſchaͤdigt 
werben, 


Bu 8. 

Nicht minder wichtig als bie biöher erörterten Kragen 
ift die: von wem und wie die zu gewährende Entfchädis 
gung aufgebracht werben fol? 

Der Entwurf legt weder bem Staate noch ber betrefs 
fenden Gemeinde eine Bwangspflicht zur Ablöfung der im 
Wegfall fommenden Verbietungsrechte auf, fondern ftellt 
es vielmehr $. 12 nur in berem freies Ermeffen, deshalb 
mitwirfend einzutreten. 

Ebenſowenig Eennt derfelbe das Ausfunftömittel ber 
Bildung eines Fonds zur allmäligen Tilgung bed audzus 
werfenden Entfchädigungscapitals, Derfelbe gewährt den 
ltberechtigten 88. 10 und 11 iediglich eine Verzinfung bes 
Tegteren, welche. von allen Denen, bie das betreffende Ger 
werbe in einem Orte ober Bezirke betreiben, alfo auch mit 
von den Altberechtigten, zu gleichen Theilen zu fragen fein 
folt, fo daß mithin, wenn die $. 12 machgelaffene freiwils 
Tige Betheiligung bes Staat ober ber Gemeinden nicht 
Dat greift, das in Frage fommende Gewerbe für alle Belt 
einer immerhin drücenden Abgabe unterworfen bleibt und 
daher niemals zu ber durch das Gewerbegefeh im Princip 
allen Gewerben gewährleifteten Zreiheit gelangt. Gerade 
diefer Umftand erfcheint jedoch ber Deputation als ein fo 
erheblicher Mangel, daß fie diefem Theile des Entwurfs 
ihre Zuffimmung ſchon um beswillen berfagen mußte, 
Denn wenn ed auch, wie ſchließlich zugegeben wird, mit 
Rüdficgt auf bie für einzelne Gewerbe e gewährende Ent- 
fädigung nicht möglich ift, ben das Gewerbegeſetz beherr⸗ 


genden Grundſatz voller Freipeit für alle Gewerbe und für 





des Landes fofort und auf einmal burchzufühe 
144* 


alle Orte 
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ven, fo muß doch jedenfalls dafür geforgt werden, daß die 
durch die Entfejädigungsaufbringung den fraglichen Ges 
werben einzelner Drte aufzubürdende Belaftung nur als ein 
unabweislicher Uebergangszuftand auftrete und möglichft 
bald völlig wieder befeitigt werde. 

Diefer Uebergangszuftand würde freilich am leichteften 
anzlid vermieden werden, wenn der Staat das erforder⸗ 
liche Entfehädigunggcapital fofort beim Eintritt des Ger 
werbegeſetzes aufbrächte und an die Berechtigten auszahlte, 
Diefe Modalität der Entſchaͤdigungsleiſtung hat jedenfalls 
im Grundfag wie in ihrer praktiſchen Folge für den erften 
Anblid fehr viel Anſprechendes für fih, denn in iehter 
Beziehung würde damit dieſe ganze Angelegenheit ſofort 
und auf einmal erledigt und im Princip würde diefes Vers 
fahren im Einklange mit anderen in Sachſen geleifteten 
Entfhädigungen für aufgehobene Rechte um deswillen als 
‚gerechtfertigt erfcheinen, weil der Staat durch feine Gefet- 
gebung im Intereffe des ganzen Landes, nicht einzelner 
Betheiligter oder Drte, die zu entſchaͤdigenden Rechte auf: 
hebt, fomit aber auch verpflichtet ift, die dadurch herbeiger 
führten Rechtsnachtheile aus den Mitteln der Gefammtheit 
wieder auszugleichen. Mit diefem anerfannten Sage wird 
aber auch im Falle einmaliger und fofortiger Entidjädi- 
gung, ohne Mitleivenheit der betheiligten Gewerbtreibenden 
zugleich die Anficht erledigt, als ob die betreffenden Ges 
meinden zu biefer Entfchädigungsleiftung heranzuziehen 
feien. Denn nicht im befonderen Intereſſe diefer giebt der 
Staat die Gewerbe frei, diefelben haben vielmehr daran 
fein u natreh Intereffe als die Gefammtheit des Staus 
te8 felbft. 

Und dennoch vermag die Deputation, felbft angefichts 
diefer als richtig anzuerfennenden allgemeinen Grundfäge, 
nicht, fih für die einmalige fofortige Entf&hädigung aus 
Staatsmitteln zu erflären, und zwar hauptfächlih um des: 
willen nicht, weil an biefer Gntjchädigungsfrage die ein- 
zelnen andestheile zu ungleichmäßig betheiligt find, indem 
nad Ausweis der Seite 87 der Motiven aufgeftellten Be 
rechnung neben der Refidenz mit 330,000 Thalern und 
Leipzig mit 126,000 Thalern, hauptfächlich die Laufig mit 
211,500 Thalern, fomit aber das ganze übrige Land mit 
nur 218,500 Thalern intereffirt ift. 

Ueberbied darf aber auch der in den Motiven bereits 
hervorgehobene Umftand nicht unberudfichtigt bleiben, daß 
mit der Aufhebung eines gewerblichen Verbietungsrechts 
der durch bafjelbe bisher vor Concurrenz gefchligte Gewers 
bebetrieb noch nicht feinen ganzen Werth, verliert, fondern 
daß vielmehr der letztere nur in dem BVerhältniffe vermins 
dert wird, in welchem ſich durch Aufhebung des Verbier 
tungsrechts die Goncurrenz fleigert. Wird daher bei der 
Seftftellung der volle Werth des Verbietungsrechts, fei es 
nach feinem Neinertrage, fei es nach dafür üblichem Kauf: 
‚preife oder dergleichen, in Anſatz gebracht, fo ift es augen 
Scheinlih, daß der Eutſchaͤdigie im Falle des Fortbetriebes 
feined Gewerbes in dem Verhältniffe zu viel erhalten würde, 
als fein Gewerbebetrieb durch Goncurrenz nicht beeinträdhe 
tigt wird, fo daß z. B. im Falle nicht eintretender ver- 
mehrter Concurrenz die ganze gewährte Entfchaͤdigung als 
eine Zubielgewährung angefehen werben müßte. Diefe nicht 
wegzuleugnende Thatfache rechtfertigt daher auch vollfom- 
men bie auf den erſten Anbli® auffällig erſcheinende Be» 
ſtimmung des Entwurfs, daß der zu entfchädigende Altbe- 
techtigte zu der Verzinfung des auszuwerfenden Entſchaͤ⸗ 
digungscapitals felbft mit beitragen muß. 





und, wenn auch die Deputation in der Ani 
biefes Sages nicht fo weit geht als der Entwurf, fo tung 
fie doch, auch felbft der wiederholt gedußerten und betonten 
Anficht gegenüber, daß der Staat diefes Ablöfungsgeihäft 
allein und auf einmal fofort beim Eintritte der neuen Se 
werbegefeggebung zu übernehmen und abzuwideln habe, 
denfelben, wie weiter unten noch genauer dargethan werden 
wird, nicht ganz verlaffen zu dürfen. 


Mit der durch den Gefegentwunf vorgefchlagenen Ent: 
ſchaͤdigungsmodalitaͤt wird aber auch weiter der Uebelſtand 
herbeigeführt, daß die Berechtigten ejne greifbare Eniſcha⸗ 
digung für die ihnen entzogenen Rechte nicht erhalten, Hiel- 
mehr deshalb nur auf eine Rente angewielen find, welche 
fie zum größeren oder geringeren Theile ſich felbft zu ges 
währen haben. Abgefehen nun davon, daß eine ſolche 
theoretiſch zwar nicht unrichtige, aber immerhin fehr Fünft- 
liche Entſchaͤdigungsweiſe feinen Betheiligten befriedigen 
dürfte, weil felbft ein geringeres, aber fofort und auf ein, 
mal gewährtes Entfchädigungscapital vor einer laufenden 
Rente für den Gefchäftgmann ſicher den Vorzug verdient, 
fo kann auch nicht verfannt werden, daß mit der im Ents 
wurfe den Berechtigten in Ausficht geftellten Rentenzahlung 
dad entzogene Recht keinesfalls eine nach allen Seiten hin 
volle Entſchaͤdigung erhält. Denn wenn biöher diefes Recht 
dem Eigenthümer deſſelben einen Realerebit zu verfchaffen 
geeignet war, fo geht mit deffen Aufhebung, trog jener dar 
für gewährten Rente, diefer Vortheil ihm dod völlig vers 
loren und der Gläubiger, welder auf ein folches Realrecht 
ein Capital hypothekariſch dargelichen hat, wird und muß 
ſich feiner eigenen Sicherheit halber beeifen, fein Dartehn 
zurückzuziehen, dafern ihm der Schuldner nicht fonft aus ⸗ 
reichende perfönlicde Dedung barbietet. 


Für biefen Nachtheil entfhädigt den Berechtigten eine 
laufende Rente nicht, berfelbe kann vielmehr nur durch eine 
fofortige Gapitalzahlung für das aufgehobene Recht ausge 
glihen werden. 


Mit der Leiftung einer Capitalentſchaͤdigung allein wird 
aber auch jegliche Härte oder Unbilligkeit vermieten, welche 
in der auch nach der Anſicht der Deputation wenigftens 
theitweife und nur auf eine verhaͤltnißmaͤßig nicht zu lange 
Friſt dem Altberechtigten mit anzufinnenden Beitragsleiftung 
zur Verzinfung und Tilgung des Entfchädigungscapitals 
zu liegen ſcheint. Denn abgefeben davon, daß dieſe ihn 
nur in dem Verhältniffe feines durch vermehrte Concurrenz 
nicht verminderten Gejchäftsbetricbes, fo lange er denfelben 
wirklich fortführt, treffen foll und in Wirklichkeit auch nur 
teifft, fo wird ihm auch durch das ihm gewährte Capital 
der Verluft, den er an dem ihm bisher zur Seite ftehenden 
Mealeredit erleidet, volftändig erfegt. War von ihm biefer 
Realeredit benugt und fein Berbietungsrecht mit Hnpotbef 
belaftet, fo kann er biefe damit abzahlen und der von ihm 
zu leiftende Beitrag zur Verzinfung und Tilgung des Ent 
fehädigungscapitald tritt fo lange, biß Iegtere erfolgt if, 
an die Stelle der bisher gezahlten Hypothefenzinfen; und 
war fein Recht nicht belaftet, jo bezieht er den Theil der 
Zinfen des Entfhädigungscapitals, welcher jene Beitrags 
leiftung überfteigt, ald Erfag flr die möglicher, wenn auch, 
wenigfens_verhältnigmäßig, nicht wahrfgeinticher Weile 
mit dem Cinfritte der Gewerbefreiheit erfolgende Berminr 
derung feines Gewerbebetriebes und der Entfchäbigte wi 
daher felbft mit jener Beitragspflicht umfoweniger in ein 
ungünftigere age verfegt, als ihm die völlige Befreiung 
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feines Gewerbes im fichere, nicht zu ferne Ausſicht ger 
fiellt iſt. 

. Mußte nun aber die Deputation eine moͤglichſt raſche 
Zilgung der aufzubringenden Entſchaͤdigunge ſumme für 
unerläßlic erachten, glaubte fie ferner die Beichaffung die- 
fes Zilgungsfonds in der Haupiſache der Staatscaffe auf: 
bürben und eine Beitragepflicht der Gemeinden hierzu abs 
lehnen zu müffen, fo fonnte fie ſich doch andererfeits nicht 
perhehlen, dag mit Rücficht auf bie örtlichen befondern Ber: 
haͤliniſſe der dabei in Frage Fommenden verfchiedenen Ges 
menden die gefchäftliche Abwicelung diefes Entfchädigungs- 
werleg für den Staat außerordentlich fhwierig fein werde 
und fie hat daher die Nothwendigkeit anerkennen müffen, 
daß hierzu die Gemeinden, wenh auch nicht beitragend, boch 
wermittelnd die Hand zu bieten haben. 

„ Geftügt auf alle diefe Erwägungen machte die Depu⸗ 
tation dem Herrn Regierungscommiffar gegenüber ihre 
Ueberzeugung in folgenden Sägen geltend: 

1) Die vollftändige an! der zu entfchädigenden 
Verbietungsrechte ift in möglichft kurzer Frift zu ber 
wirken; 

2) die für die einzelnen —— jöberechtigten aus⸗ 
fallenden Entſchaͤdigungscapitale nd fofort mit dem 
Eintritte der neuen Gewerbegefeggebung denfelben 
zu gewähren; 

3) wegen ber unter $. 1a des Entwurfs fallenden Vers 
bietungsrechte hat 

a) der Staat zur Tilgung und Verzinſung der ger 
fammten Entf&hädigungscapitale ganz vorzugs- 
weife beizutragen, 

b) während der hierunter feftzuftelenden Tilgungs ⸗ 
frift haben die fämmtlichen @emwerbtreibenden 
derjenigen Gewerbegattungen, auf welche ſich 
die aufgehobenen WWerbietungsrechte bezogen, 
gleichviel ob fie felbft im Beſitze eines Reale 
techtö waren oder nicht und welche ihr Gewerbe 
in einem und demfelben Gemeindebezirfe aus: 
üben, einen mäßigen Beitrag zur Verzinfung 
ben Ablöfungscapitals zu gleichen Theilen zu 
leiſten, 

e) die Beſorgung dieſes Abloͤſungsgeſchaͤfts iſt ten 
Gemeinden zu übertragen ; 

4) die Entſchaͤdigung der unter $. 1b fallenden Vers 

i bietungsregte übernimmt der Staat allein. 


Mit danfenswerthefter Bereitwilligfeit hat die koͤnig ⸗ 
liche Staatsregierung ſich in der Hauptfache mit biefen 
Anträgen der Deputation einverftanden erklärt und nur be> 
un der feftzuftellenden Beitragsquote aus der Staats: 
caſſe 


eine Differenz übrig geblieben, indem die Deputation die 
ent Ga ens zehn Jahre und dem entfprechend 
den Staatöbeitrag auf neun Procent des geſammten Ab 
Wfungscapitales, die Fönigliche Staatöregierung dagegen er 
ftere auf fünfzehn Jahre und Iegteren auf fechs Procent 
feſtgeſtellt wiffen will. 

Die diefen Grundfägen entſprechend vorzunehmende 
Abänderung der $$. 10, 11,und 12 ift bis auf den nur 
gedachten Differenppunkt mit dem Heren Böniglichen Com: 
Miffar in der weiter unten im fpeciellen Theile dieſes Ber 
richts erfichtlihen Maage vereinbart worden. 


Sächsische Landesbibl pe 


und folgerecht der —— Tilgungsfriſt iſt noch |* 





Nachdem dieſer Bericht Ihrer Deputation erſtattet war, 
erfolgte daffelbe aud) von der Deputation ber jenfeitiger 
Kammer und im Berichte derfelben ift hinſichtlich der 
wefentlichften Punkte allenthalben Ihrer Deputarion beiges 
treten worden. Ebenfo ift in ber jenfeitigen Kammer bei der 
ſchliehlichen Berathung dieſer Anträge denſelben die geeige 
nete Beruͤckſichtigung gefchenkt worden. Infolge diefer Ber 
ſchluͤſſe hat nun freilich der ganze Gefegentwurf, wie er urs 
ſprunglich von der hohen Staatsregierung den Ständen 
vorgelegt worden war, eine ziemlich burchgreifende Veraͤn⸗ 
derung erfahren und fn Uebereinftimmung mit dem Herrn 
Regierungdcommiffar darf ich die Erklärung abgeben, daß 
an die Stelle des urfprünglich vorgelegten Gefetzentwurfs 
nunmehr mit Ausnahme der im Bericht zulegt erwähnten 
noch nicht erledigten Differenz Über die Tilgungsfrift und 
den jährlichen Beitrag aus der Staatscaſſe der sub © dem 
Nachberichte Ihrer Deputation beigefügte Gefegentwurf zu 
treten haben wird, fo daf auch bei der Abftimmung diefe 
Beilage sub © als maafgebend zu betrachten fein würde. 
Ich habe nun den allgemeinen Theil des Nahberichts 
vorzutragen. Es heißt dort: 


Der der geehrten Kammer von der unterzeichneten Des 
putation vorgelegte Hauptberiht vom 21. November vor 
rigen Jahres, den in der Ueberfchrift bezeichneten Gelege 
entwurf betreffend, hat in den Berathungen ber jenfeitigen 
Deputation und deren Berichte vom 14. December vorigen 
Jahres bereits entfprechende Beachtung Braune, und ſo⸗ 
wohl in den Hauptgrundfägen als auch in den auf diefen 
fußenden Anträgen tft zwifden beiden Deputationen und 
fodann auch bei der am 18. December vorigen Jahres ſtatt- 
gehabten TR) der Zweiten Kammer durch die von 
derfelben gefaßten Beſchluͤſſe mit den erftatteten Berichten 
im Wefentlichen volles Einverfländniß erzielt worden. Nur 
in wenigen Nebenpunften find dem Berichte der unters 
zeichneten Deputation gegenüber noch Meinungsverſchie⸗ 
denheiten, zum Theil nur redactioneller Art, aufgetaucht, 
über welche diefer Nachbericht zu erflatten gewefen ift. 

‚Hierbei wird zunaͤchſt vorausgefhidt, daß im Nach 
ſtehenden nur biejenigen Paragraphen werden — 
werben, bei denen eine von den Anträgen der unterzeich⸗ 
neten Deputation abweichende Faſſung von der jenfeitigen 
Kammer befchloffen worden ift, ſodaß mithin alle hier 
nicht ausbrüdlich gedachten Paragraphen von Letzterer in 
voller Uebereinftimmung mit den dieffeitigen Anträgen Uns 
nahme gefunden haben. a) 


Dräfident v. Schönfels: Ich würde zunaͤchſt zu er» 
warten haben, ob Jemand über den allgemeinen Theil ded 
Berichts zu ſprechen begehrt? — Da das nicht der Fall 
ift, fo würde ich den Herrn Referenten erſuchen, mit dem 
Bortrage des Berichts fortzufahren. 

Referent Bürgermeifter Dr. Koch: $. 1 lautet in der 
urfprünglihen Faſſung, welche ich mit verleſen muß, da 
der Haupibericht ſich darauf bezieht, folgendermaaßen: 

(S. EM. II. K. S. 662.) 
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Der Hauptbericht zu diefem Paragraphen enthält Fol. 
gende .... Indeß werde ich eben von dem Herrn 
Prafidenten darauf aufmerffam gemacht, daß eigentlich der 
ganze Hauptbericht durch die neuerdings gefaßten Beſchlüſſe 
und die daraus hervorgegangene anderweite Faſſung des 
Sefeges im Wefentlihen Makulatur geworden fein bürfte, 
Es würde ſich alfo fragen, ob Sie noch wuͤnſchen, daß dad 
jenige, wad im Hauptbericht Über die einzelnen Paragra- 
phen enthalten ift, vorgelefen werde. Die Hauptgrund» 
Säge, auf denen bie neue Faſſung beruht, find in dem eben 
vorgetragenen allgemeinen Theile des Hauptberichts bereits 
mitgetheilt und diefen würde auch bei der Vorlefung des 
ſpeciellen Theil etwas Neues nicht hinzuzufügen fein. 


Präfident v. Schönfels: Ich füge dem hinzu, daß 
ſich der Hauptberiht auf den urfprüngliden Entwurf 
des Gefeges bezieht. Da wir num aber einen neuen Ger 
feentwurf vorgelegt erhalten haben, auf welchen fi der 
Nachbericht bezieht, fo glaube ich, hat der Hauptbericht mit 
dem Entwurfe sub © Nichts zu thun und es wird nur 
zur Erſparniß der Beit dienen, wenn wir und blos mit 
dem Nachberichte und dem neuen Entwurfe befcäftigen. 
Ich habe jedoch der hohen Staatsregierung anheim zu ger 
ben, ob fie diefe Modalität der Berathung zu genehmigen 
gewilligt ift, 


Königl. Commiffar Dr. Weinlig: Ich würde durchaus 
Nichts dagegen einzuwenden haben, ba ich beftätigen muß, daß 
der Entwurf deö Geſetzes, wie er sub © vorgelegt worden ift, 

‚ vollfommen genau mit denjenigen Befchlüffen übereinftimmt, 
welche unter Zuſtimmung der Staatsregierung in der Zwei⸗ 
ten Kammer Über dieſes Geſetz gefaßt worden find, fo daß 
er bermalen auch die Anſicht der Staatsregierung repraͤ⸗ 
ſentirt. 


Referent Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich geſtatte mir 
nunmehr $. 1 nach dem Entwurfe sub © Seite 433 vor 
zuleſen: 


F. 1. 
Fir den Wegfall der nach $. 39 des Gewerbegeſetzes 
vom .. aufgehobenen Verbietungsrechte werden die In⸗ 
haber in folgenden Fällen entſchaͤdigt: 


a) wenn und foweit ein Verbietungsrecht durch von 
verfaffungsmäßig dazu berehtigten Be— 
hörben oder Perfonen beflätigte Innungs- 
artifel für eine gefchloffene Zahl von Innungsmite 
gliedern begründet, du rch die Regierungs- 
behörde oder durch rechtliche Entſcheidung 
anerkannt, und bei dem Einzelnen mit dem Bes 
fige eines Grundftüd® verbunden oder fonft im 
Grund» und Hypothekenbuche eingetragen, 

b) wenn ein Verbietungsrecht dem Befiger einer Ge 
— ——— oder einer nicht 
unter a fallenden Genofſſenſchaft innerhalb 
eines Bezirkes durch gültige Privile, in wachen 
und bei der Verleihung das ieberaufs 











heben’ oder Mindern nit vorbehalten 


worden ift. 
Der Nahbericht fagt: 
Sn 
&1, 


der im Uebrigen von ber Zweiten Kammer nad) den Seite 
196 des dieffeitigen Hauptberichtes geftellten Anträgen ans 
genommen worden ift, hat diefelbe vor den als Einſchaltung 
Seite 196 unter 2 beantragten Worten: 

„oder durch rechtliche Entſcheidung anerkannt“ 
noch die Worte: 

„durch die Regierungsbehoͤrden“ 
aufzunehmen befchloffen. Obſchon nun die unterzeichnete 
Deputation diefen Zufag nicht für nothwendig erachtet 
hatte, weil fie den damit beabfichtigten Zweck bereit darin 
getroffen glaubte, daß alle durch „verfaffungsmäßig bau 
berechtigte Behörden”, alfo auch Regierungsbehörben, 
begründete Verbietungsrechte entfchäbigungöberechtigt fein 
follen, fo kann fie doch auch denfelben nicht geradezu für 
überflüffig erklären und trägt fomit Fein Bedenken, 

der geehrten Kammer die Aufnahme auch dieſes 
Bufages in $. 1 amzurathen. 


Aus dem Hauptberichte habe ich nur einen einge 
gen Sa zur Erläuterung beizufügen, weil er eine Erklä⸗ 
rung der hohen Staatsregierung enthält. Es heißt nim- 
lich am Schluffe: 

Wenn übrigens die Bezeichnung „gültige” Privilegieit 
in Seile 8, $. 1 sub b, zu Sweifeln, was barunter zu bers 
ftehen fei, Veranlaffung gegeben hat, fo dürften biefelben 
durch die Erflärung des —5 Commiffars, daß bei ber 
Auslegung des Wortes „gültig” nach denfelben Rüdfichten 
zu verfahren und zu eniſcheiden fein werde, melde unter a 
in ber erläuteroden Faffung über „gehörige” Betätigung 
von Innungsartiteln Ausdruc gefunden haben, zur Genüge 
für befeitigt au erachten fein und bie Deputation hat 6 
daher nicht für nöthig gehalten, eine hierauf gerichtete Ers 
läuterung in das Gefetz felbft aufzunehmen. 


Präfident v. Schönfels: Es würde mun bie Did 
euffion Über $. 1 zu eröffnen fein und ich habe zu ermars 
ten, ob Jemand das Wort zu ergreifen gedenkt. 


Bürgermeifter Hennig: Zwiſchen den Verbietungs⸗ 
rechten, weldhe unter a und bin $. 1 genannt find, iſt 
mur der Unterfchieb, daß die unter a genannten felbft dann 
entſchaͤdigt werben follen, wenn bad Mehren ober Mindern 
vorbehalten worben if, fobald fie nur Realverbietungsredte 
find, während die sub b angeführten dann nicht entfehd« 
digt werben, wenn das Wiederaufheben ober Mindern aubs 
drüdtich vorbehalten worden it. Hält man fih Iedad 
einzig und allein an die $affung biefed Paragraphen, fo 
koͤnnte man zu der Anficht gelangen, als ob in Bezug au 
den Retötitel, auf weldem biefe Verbietungsrechte ber 
ruhen, noch ein anderer Unterfcjied gemacht werden ſolle. 
Bei a heißt es naͤmlich: 
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— Dina von Derafengamda Aa Drbtäken 
mgsme 

Behörden oder Perfonelt —— a 
geſchloſſene Zahl von Innungsmitgliedern begründet, durch 
die Negierungöbehörde oder durch rechtliche Entſcheidung 
anerkannt worden iſt.“ 

Während es bei b nur heißt: „wenn dem Beſitzer das 
Verbietungsrecht durch gültige Privilegien verliehen 
worden iſt.“ Allein ich fafle diefe Worte eben fo auf, 
wie ich deren Yuölegung To eben vom Herrn Referenten 
gehört habe, fo daß fie im meiteften Sinne zu nehmen 
find, daß alfo dad Anerkenntniß ober die Beſtaͤtigung 
Seiten der Regierung unter Privilegium mit zu verſtehen 
iſt, fo daß alfo die Entſchaͤdigung aud dann eintritt, 
wenn dieſe Rechte nur auf dem Anerfenntniß oder der 
Beftätigung durch die Regierung beruhen. 


Königl, Commiffer Dr, Weinlig: Ich glaube, bie 
Auffaffung des Herrn Bürgermeifterd Hennig wird fi 
volfommen beftätigen; denn, wenn eine Behörde, die zur 
urfprünglicen Verleipung des Privilegiums felbft berechtigt 
gewefen wäre, das Beſtehen eines folden Rechts durch 
Entfcheidung ausdrücklich anerkannt hat, fo ift das jeden» 
falls dem Nachweife der urfprünglichen Verleihung glei 
und fo wird es wohl auch gehandhabt werden. 


Neferent Bürgermeifter Dr. Ko: Ich nehme feinen 
Anftand zu erklären, daß die Deputation diefelbe Auffaſſung 
der Worte: „gültige Privilegien" gehabt hat, melde der 
Herr Bürgermeifter Hennig ſoeben erwähnte, obgleich ich 
do noch hinzufügen zu muͤſſen glaube, daß künftighin 
die Entſcheidung biefer Frage im einzelnen Falle immer 
den competenten Behoͤrden, wie das Geſetz es vorfchreibt, 
vorbehalten bleiben muß, alfo nur im Allgemeinen ber 
Grundſatz ausgeſprochen werden ann, während für alle 
einzelne Fälle hier durch eine ſolche Erflärung faum wird 
vorgegriffen werben dürfen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
über $. 1 das Wort verlangt, fo ſchließe ich die Debatte 
und fann wohl das vom Herrn Referenten zuletzt Geäus 
ferte ald Schlußwort anfehen. Die Deputation räth und 
an, mit der auf Seite 426 befindlichen Veränderung $. 1 
anzunehmen. Da Letzterer bereits vom Herrn Referenten 
vorgetragen worden iſt, fo recapitulire ich ihm nicht, fon- 
dern frage: ob die Kammer $. tovorbepältlid der 
Abftimmung fiber die vorgefchlagene Berände 
tung anzunehmen gemeint ift? — Einftimmig Ja. 

Weiter frage ich, ob Sie der bereits erwähnten 
Einfchaltung der Worte: „Durch die Regierungds 
bebörden” Ihre Zuflimmung ertheilen? — Ein: 
fimmig Ja. ’ ’ 

Referent Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Nach dem Entwurf 
sub © lautet: , 
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e 2. 

Die Inhaber beider Gattungen von Verbietungsrechten 
haben ſich bei Verluſt ihres Anſpruchs auf Entſchaͤdigung 
unter Beibringung der Nachweife für das Vorhandenfein 
der in $. 1 bezeichneten Vorausfegungen bis zum 1. Zuli 
1862 bei ihrer Drtöobrigkeit anzumelden. *) 

Der Nachbericht fagt: 


In 


$ 2 

kommt dad erſte Mal das Wort „Obrigkeit“ in diefem 
GSefegentwurfe vor. Die jenfeitige Kammer hat nun auf 
Antrag ihrer Deputation, und zwar „um ber idamigig: 
keit mit dem Gewerbegejege halber“, beſchloſſen, daſſelbe 
mit dem Worte: 

„Drtsobrigkeit‘" 
fowohl an diefer Stelle, wie überhaupt durch ben ganzen 
Geſetzentwurf zu vertraufchen. 

„Der Beitritt zu biefem Befchluffe erſcheint der untere 
zeichneten Deputation unbedenklich. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 2 zu ſprechen wuͤnſcht. — Es ſcheint dies 
nicht der Fall zu fein, daher frage ich: Nimmt die Kam⸗ 
mer $. 2 in der von der Deputation beantragten 
Beife an? — Einfimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter 2: Koch: 


Nach Ablauf der $.2 befimmten Seil Hat die Dets · 
obrigkeit die — Anmeldungen, unter Beſtimmung 
einer Friſt von mirdeftend fechs Wochen, in den Fällen 
unter $. 1a ber Gemeindevertretung in allen Faͤllen dem 
von dem Finanzminifterlum zu beftellenden Vertreter des 
Staatsfiscus zur Erklärung mitzutheilen, fodann aber ber 
Kreisdirection vorzulegen. 

Die Kreisdirection hat hierauf eine Entſcheidung darüber 
zu eriheilen, ob und welche ber —— Rechte ſich 
zur Entfehädigung — Gegen dieſe den Betheiligten 
‚u eröffnende Entfceidung ſteht dem Anmelder — in den 
Fäten $. 1a auch det Stadtgemeinde und in allen Fällen 
auch dem Vertreter des Staaröfiseus — binnen 10 Lagen 
von Eröffnung der Entſcheidung Necurd an das Miniftes 
rium des Innern offen. Bei der Entſcheidung des Lehter 
ven hat es zu bewenden, 

Beide Entfheidungen erfolgen im reinen Verwal⸗ 
tungswege. 

Der Nachbericht enthält darüber gar Nichts, denn 
es ift diefer Paragraph in der Zweiten Kammer fo ange 
nommen worden, wie im Hauptberichte vorgefchlagen war. 

Praͤſident v. Schönfeld: Wenn tiber $. 3 Niemand 
zu ſpiechen wünfeht, fo frage id die Kammer, ob fie 
nad Anrathen ihrer Deputation demfelben uns 
verändert beitreten will? — Einftimmig Ja. 

Referent Vürgermeifter Dr. Koch: 


g4 
Nach Beendigung des $. 2 und 3 gedachten 


Vers 
fahrens wird n 





=) Die Baragrapfen des urfprünglicen Entwurfs fiche LM, 
en 
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zu $. 1a für jeden Ort und jede Innung, 
zu $. 1b für jedes fpecielle Verbietungsrecht 
durd einen von der Kreiödirection zu ernennenden Gom« 
miffar der Werth ermittelt, welcher der Entſchaͤdigung zu 
Grunde zu legen iſt. 

Auch diefer Paragraph wird zur unveränderten Ans 
nahme empfohlen. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über den 
foeben verlefenen $. 4 das Wort ergreift, fo frage ih, ob 
die Kammer nah Anrathen ihrer Deputation 
demfelben in unveränderter Maafe beitreten 
will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 





$.% 

Gegenftand der Entfchädigung iſt lediglich das Ber 
‚bietungörecht; die Gewerbeberechtigung an fich, die zum 
Gewerbebetriebe beftimmten Grundftüde, Geräthfchaften 
u. ſ. w. fommen nur in Frage, foweit ihr Werth durch 
den Wegfall des Verbietungsrehts geſchmaͤlert wird. 

Neinerträge find, wenn fie zur Werthöermittelung bes 
nugt werden follen, mit dem zwanzigfachen Betrage zu 
capitalifiren. 

Haften ‚auf dem Rechte, abgefehen von dem 
Grundftüde, mit welchem daffelbe etwa verbuns 
den ift, Ablöfungsrenten für frühere Reallaften 
oder unablösbare Abentrihtungen, fo find die- 
felben bei Berehnung des Entjhädigungscapi» 
tales mit dem Betrage zu berüdfihtigen, wel- 
der zu ihrer völligen Befeitigung erforderlich 
fein würde, F 

Auch diefer Paragraph wird zur umveränderten An« 
nahme empfohlen. 


Praͤſident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand das 
Wort begehren zu wollen. — Nimmt die Kammer $.5, 
wie die Deputation vorfhlägt, unverändert an? 
— Einftimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: : 


. 6. m 
Sind Rechte der Füge Art vom Staafe gegen Ent- 
richtung eines Gapitald oder Uebernahme eines Canons 
verliehen, fo wird das Erftere aus der Staatscaſſe zurüd- 
erftattet, der Lestere in Wegfall gefchrieben, beides aber bei 
der Werthöermittelung in Abzug gebracht. 


Der Nach bericht ſagt: 
Bei 


§. 6 
hat der Herr Regierungscommiſſar erſt waͤhrend der in der 
‚Zwilchendeputation der Zweiten Kammer ſtattgehabten 
satunberafgung für die Staatsregierung die Ermächtigung 
anfrage: 

Ganones, welde von Realberechtigten für gewiſſe 
Gewerbe, zu deren Befreibung nach den Beſtimmungen 
des Gewerbegeſetes bie Erlangung einer Conceffion nicht 
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weiter erforberlich if, nach deſſen eingetretener Gulth— 
Reit in Wegfall zu bringen. fl E — Sir, 
Die Zweite Kammer hat diefefn Antrage zu entipres 
hen beſchloſſen und bie unterzeichnete Deputation Tann, 
da derfelbe ſich von felbft rechtfertigt, nur R 
den Beitritt zu diefem Befchluffe 
anrathen. 


Präfident v. Schönfeld: Wünfht Jemand über 
$. 5 zu ſprechen? — Es ift nicht der Fall. Die Depur 
tafion räth unveränderte Annahme dieſes Paragrar 
phen an. Sind Sie derfelben Meinung? — Ein 
fimmig Ja. 

Es wird jedoch bei diefer Gelegenheit noch beantragt, 
folgende Ermädtigung für die Staatsregierung audzus 
ſprechen: 

„Canones, welche von Realberechtigten für ges 
wiſſe Gewerbe, zu deren Betreibung nad den Beſtim⸗ 
mungen bed Gewerbegefehed die Erlangung einer Cons 
ceffion nicht erforderlich ift, mach deffen eingetrefener 
Gültigkeit in Wegfall zu bringen,” 


Bill die Kammer diefe Ermächtigung aud« 


ſprechen? — Einfiimmig Ja. . 
Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 
$& 7. 


Ueber dad Nefultat ber nach $$. 4 bis 6 vorgenom- 
menen Werthöermittelung find vom Commiffar die Verech⸗ 
tigten, fowie in den Fällen $. 1a die Stadtgemeinde, in 
allen Fällen der Vertreter des Staatöfiscus, zu hören. 
Gelingt e$ dabei nicht, eine Vereinigung herbeizuführen, zu 
welcher es der Zufimmung etwaiger Hppothefariicher Gläu- 
biger ber Berechtigten nicht bedarf, fo find die Arten der 
Kreisdirection zur Entfcheidung über die Höhe des Ente 
fchädigungscapitald vorzulegen. Gegen diefe Entſcheidung 
fteht den Berechtigten fowohl, als in den Fallen $. 1a ber 
Stadtgemeinde, in allen Fällen dem Vertreter deö Fiseub 
binnen 10 Zagen von Bekanntmachung der Entf&eidung 
Recurs an dad Minifterium des Innern zu. Bel deſſen 
Entfeheidung bewendet eö, wenn nicht binnen 10 Tagen, 
von deren Bekanntmachung an, von den Betheiligten auf 
Entfcheidung im Rechtöwege angetragen wird, Diefer An · 
trag Fan, was die Fälle unter $. 1a anlangt, nur von 
zwei Drittheilen der, einer ftatutenmäßig unter 
Angabe des Gegenftandes der Befhlußfaffung 
berufenen Verfammlung, erfhhienenen betheiligten 
Innungsmitgliever befchloffen werden. 


Der Nachbericht fagt: 


Bei . 
i 5.7 
hatte die jenſeitige Deputation 
rungscommiſſar rn) bes legten Satzes die Erklärung 
abgegeben, Daß die Mehrheit der in ber Werfammlung er 
fienenen Innungsmitglieder den Antrag auf Enitärk 
dung im Rechtswege zu befchließen befugt fein folle, # 
für bedenklich erachtet, diefen immerhin nicht umihtigen 
Beſchiuß der einfachen Majorität einer vielleicht kiel ne 
Anzahl erfchienener Innungsglieder anheim zu geben W 


nachdem der Herr Regie⸗ 


— — 
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daher im Einverftändniffe mit dem Herrn Regierungs- 
commiffar folgende Faffung für den Schlußfag beantragt: 
„Diefer Antrag fan, was die Fälle unter $. 1a 
anlangt, nur von zwei Dritttheilen der in einer ftatutens 
mäßig unter Angabe des Gegenftandes der Beſchlußfaſ⸗ 
fung berufenen Verfammlung erfchienenen betheiligten 
Innungsmitglieder befchlofjen werden.” 

Die Aroeite Kammer ift diefem Antrage durch Beſchluß 
beigetreten und die unterzeichnete Deputation, die Rich: 
tigfeit der erhobenen Bedenken anerfennend, empfiehlt 
ebenfalls 

die Annahme diefes Antrags. 

So daß alfo $. 7, fowie er auf Seite 435 des Geſetz⸗ 
entwurfs sub © enthalten ift, Ihnen zur Annahme empfoh« 
len. wird, 

Nittergutsbefiger Rittner: Ich bitte ums Wort! 
Es ſcheint mir, ald ob etwas Wefentliches in unſeren Mit: 
theilungen auf Seite 187 des Hauptberichtes ftünde, was 
aber nad) dem vorigen Befchluffe micht vorgelefen worden 
iſt. Es ift das eine Beſtimmung, wie eigentlich die 
Schägung des Objectes vorgenommen werben foll; weil 
dies num eigentlich zu $. 6 gehört, fo muß ich um Nach⸗ 
ſicht bitten, umfomehr, als die Verhandlungen ungewöhns 
lich raſch gegangen find und ich geglaubt habe, es würde 
diefe Stelle bei $. 7 zu berüdfictigen fein und da noch 
vorgetragen werden. Es handelt fi darum, daß ich wiſ⸗ 
ſen moͤchte, was geſchehen und wie es gehalten werden 
foll bei Abſchaͤtzung des Objectes, wenn ber Fall, ber 
Seite 187 angegeben ift, gar nicht vorhanden ift, wenn 
nämlich im Gegentheil. mit der Worausfegung in der Vor- 
Tage im legten Jahrzehnt die Gerechtigkeit gar nicht ers 
kauft worden if. Ich vermiffe nun die Beſtimmung dar⸗ 
über, wie es gehalten werben fol, wenn bie fragide Ge 
rechtfame in dem letzten Jahrzehnte gar nicht verkauft wor⸗ 
den ift. Vieleicht iſt der Herr Neferent geneigt, dies noch 
nachträglich zu erläutern. 

Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Die in Frage fom- 
menden Verbietungsrechte fönnen, wie auch der Bericht 
ausbriichtich hervorhebt, nicht jedes einzeln zu Ermittelung 
ihres Werthes abgeſchaͤtt werben. Vielmehr find alle Ver⸗ 
bietungsrechte ein und beffelben Orts und einer und ders 
felben Gattung nach gleichen Grundfägen und nad) gleichem 
Maapftabe zu wirdern. Wenn nun beifpieläweife in den 
Motiven als ein folder Maaßſtab erlangter Kaufpreis, Berthör 
annahme im Erbgange und dergleichen angegeben ift, fo läßt 
fid) annehmen, daß, wenn auch das eine oder dad andere der 
zu entfchädigenden Verbietungsrechte feit Tängerer Zeit nicht 
verkauft oder vererbt worden fein follte, dies doch bei ans 
deren derfelben Gattung der Fall gewefen fei und darin 
wird ein Anhalten aud für die Abfhägung ber übrigen 
gefunden werden fönnen, obſchon, wie ausbrüdlich be 
merkt werden muß, bei der Fefiftellung des Merthes auch 
andere Momente mit in Betracht kommen werden und 
möüffen. 

1.8. G. Abonnement.) 
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Koͤnigl. Commiffar Dr. Weinlig: Es beruht wohl 
die Unficherheit des Abg. Rittner über diefen Punkt auf 
einer nicht ganz richtigen Auffaffung der betreffenden Stelle 
der Motiven. Die Motiven haben nur fagen wollen, daß, 
ohne in eine fpecielle Schägung nad Anleitung der im 
Gefegentwurfe felbft über die Abſchaͤtzung folder Verbie— 
tungörechte bereit gegebenen Beftimmungen einzugehen, eine 
vorläufige Ermittelung, um einen Anhalt für die Größe bes 
Objects zu geben, nur hat gefchehen koͤnnen, foweit man 
den BVerfaufspreis Fennt. Das aber hat mit der Ausfuͤh⸗ 
rung des Geſetzes Nichts zu thun. Die betreffende Stelle 
enthält die vorläufige ungefähre Ueberfiht, auf wie hoch 
fi wohl der Aufwand für die Staatscaffe belaufen Fönnez 
um zu erflären, wie man zu berfelben gelangt fei, hat 
man fagen müffen, man habe nur den Verkaufspreis zum 
Anhalte genommen. Wenn das Geſetz zur Ausführung 
kommt, fo wird ed dann nicht blos auf biefen Verkaufs— 
preis, fondern noch auf andere Momente anfommen, die 
eben auch im Gefege felbft angegeben find, 


Präfidentv. Schönfeld: Wenn Niemand weiter über 
$. 7 das Wort ergreift, fo erfläre ich die Debatte hierüber 
für gefehloffen, infofern der Herr Referent Nichts weiter 
zu bemerken hat. 

(Hierauf wird verzichtet.) 

So frage ih, ob die Kammer dem $. 7 in uns 
veränderter Maaße beitreten will? — Einftims 
mig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr, Koch: 


§. 8. 

Gegen Verſaͤumniß der in $. 2 geſetzten Friſt findet 
eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand nicht ſtatt. 
Gegen Verfäumniß der in 66. 3 und 7 geſetzten Friſten 
kann, wenn bie Verfäumnig durch unabweisbare Hinders 
niffe herbeigeführt war, binnen 10 Tagen nach Wegfall 
diefer Hinderniffe um Wicdereinfegung nachgeſucht werben. 
Ueber dad Gefuch entfcheidet das Minifterium des Innern. 


Die Deputation hat zu diefem Paragraphen Etwas 
nicht zu bemerken, er ift bereits jenfeits fo angenommen 
worden. Derfelbe wird ebenfalld Ihnen zur Annahme em⸗ 
pfohlen. ? 

Präfident v. Schönfeld: $. 8 wird von ber Depus 
tation zur unveränderten Annahme empfohlen und. 
id) frage, ob die Kammer ihrer Deputation hierin 
beipflihtet? — Einftimmig Ia- 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 
$ 





. 9. 
Das nach $. 7 fefigeftelte Entſchaͤdigungscapital tritt 
allenthalben an bie Eile des in Feyfal gebrachten 
Rechts. * 
Wird ebenfalls zur unveraͤnderten Annahme empfohlen. 
345 
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Präfident v. Schönfels: Wenn auch hierin Niemand 
das Wort wünfcht, um über $. 9 zu fprechen, fo frage 
id, ob die Kammer gleichfalls den $. 9, wie die 
Deputation vorfhlägt, unverändert anzunehmen ges 
meint iff? — Einftiimmig Ia. 

"Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehr-⸗ 
teten Herren! Die jegt fommenden Paragraphen find in- 
fofern als bie wichtigften anzufehen, weil fie eine von dem 
früheren Gefegentwurfe volftändig abweichende Faſſung er- 
halten haben. Darliber ift indeß volftändiges Einverftänd- 
niß mit der hohen Staatsregierung erzielt worden. 


. 10. 

Das Entf@änigungsrapital wird: dem Ber 
rehtigten von dem Lage an gerechnet, an wel- 
chem das Gewerbegefet für das Königreih Sad: 
fendom . 2... . in Kraft tritt, bis zur 
"Auszahlung mit drei Procent jährlich verzinft. 

Pächter von Gemwerbberehtigungen, mit 
denen ein Verbietungsrecht verbunden war, has 
ben wegen Wegfall des letzteren nur an ihre 
Verpaͤchter einen Entfhädigungsanjprud, wel- 
her jedoch die dem Verpachter wegen des ihm für 
das NT Verbietungdreht auszuwere 
fenden Entfhädigungscapitald zu gewährenden 
Binfen nit Aoerkilnen darf. z 

Der Nachbericht fpricht ſich blos über einige Aen-⸗ 
derungen, bie diefer Paragraph, fowie er jet vorgelefen 
worden ift, in ber Bweiten Kammer erfahren hat, aus. 

Präfident v. Schönfeld: Es würde nun dad Wort 
zu nehmen fein, um über $. 10 zu fprechen. 

Nittergutöbefiger Nittner: Ich knuͤpfe nochmals an 
das Wort „Entihävdigungscapital” an. Wenn man den 
Gang der Vorlage recht verfteht, fo iſt es doch wohl die 
Abſicht, daß gleiche Rechte Einzelner in einer Stadt nach 
ganz gleicher Höhe entfchädigt werden. Ich finde das nicht 
fpeciell im Gefege ausgedrüdt, aber meine Auffaffung ift 
doch wohl richtig, daß z. B. alle Inhaber einer Fleiſchbank 
in einer Stadt eine gleiche Entſchaͤdigung befommen follen. 
Der Herr Referent iſt wohl fo guͤtig, mich hierüber aufe 
zuklaͤren. 

Referent Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Der Hauptbericht 
ſagt dies ausdrüdlih und die Deputation hat, indem 
fie Ihnen die neue Faſſung vorſchlug, ausführlich die. all- 
gemeinen Grundfäge dargelegt, welche für diefen neuen 
Vorſchlag maaßgebend gewefen find, 

Prafident v. Schönfels: Sofern Niemand weiter 
über $. 10 zu fprechen gedenkt, fchliege ich die Debatte 
hierüber und gehe fogleich zur Abſtimmung über, da der 
‚Herr Referent wohl etwas Weiteres zum Schluffe nicht be 
merken wird. $.10:wirb zu unveränderter Annahme 
von der Deputation’ empfohlen und ich frage, ob bie 


Kammer ihrer Deputation hierin beipflichtet? 
— Einſtimmig Ja. 
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Referent Bürgermeifter Dr. Koch: $. 11 in der neuer 
Faſſung lautet: 


&ır. 

Die Auszahlung der Entfhädigungscapi 
und ihre Berpinfung bis dahin erfolat In uk 
Faͤllen $. 1a dur die betreffende Stadtges 
meinde, in ben $ällen $. 1b durch den Staat. 

Die Stadtgemeinde gewährt alsbald nad 
Feſtſtellung der Entfhäbigungscapitale, deren 
Betrag den Berechtigten in mit 3 Procent verz 
zinsliden, auf den Namen oder auf jeden Ins 
baber lautenden Schuldfheinen, welde dann 
binnen zehn Jahren, von bem Lagean, an wel« 
hem das Gewerbegefeg in Kraft tritt, vollftäns 
dig zu tilgen find, 

Der Staat gewährt die ihn treffenden Ent 
Thädigungen in 3procentigen Staatöpapieren 
nad dem Nominalwerthe. 

Dem Staate und den Stabtgemeinben fieht 
jedoch das Recht zu, ſtatt der Staatöpapiere oder 
Schuldſcheine den nad 4 Procent rabattirten 
Beitwerth derfelben baar zu bezahlen, 


Der Nahbericht lautet: 


. 11 
hat durch die von ber nn Kammer ben Anträgen 
ihrer Deputation entſprechenden Beſchluͤſſe den dieſſeitigen 
Anträgen gegenüber (Seite 200 des Hauptberichts) zwi 
nicht unwelentlihe Abaͤnderungen erfahren, indem 
1) der Beginn der zehnjährigen Zilgungsfrift von dem 
auf die — bewirkte Feftftelung des Entſcha - 
digungscapitals folgenden 1. Januar, wie die unters 
zeipnete Deputation vorgefchlagen hatte, auf den 
Tag vorgerüeft worden it, an welchem das Gewer- 
begejeg in Kraft iritt; 
und 
2) nicht nur den Stabtgemeinden, fondern auch dem 
Staate das Net eingerdumt wird, flatt zinsbarer 
Staatöpapivte oder Schuidſcheine den nad bier 
Procent rabattirten Zeitwerth baar zu bezahlen, 
Auch die unterzeichnete Deputation hat diefen Beſtim· 
mungen den Vorzug vor ihren Anträgen einzuräumen, denn 
es it richtig, daß mit der eiflen, da die geftftelung aller 
Enefchädigungscapitale nicht zu gleicher Beit erfolgen fan, 
für alle zu gewährenden Entfeädigungen eine gleichzeitig 
laufende Zilgungsfeift gewonnen wird, mad nur win 
fchenswerth fein fanrı uhd daß die zweite BVeflimmung 
aud) dem Staate die Füglichfeit gewährt, durch Baarzab: 
Tung eben vorhandene verfügbare Beftände nugbringend zu 
verwenden. Sie ſteht daher nicht an, 
beſ der geehrten Kammer die ur Be Zweiten Kammer 
efchloffene Faffung von alin, 2, $. 11: 

Bl havtgemeinde gewährt alsbald u 
Fefiftellung der Entfchävigungscapitale, deren DR 
trag den Berechtigten in mit drei Procent Ban 
licyen, duf den Namen oder auf jeden Znhaber L 
tenden Schuldfcheinen, welde dann binnen Ka 
Sahren, von dem Tage an, an welchem bad, n 
werbegefeg in Kraft tritt, volfändig zu I 

—* 
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„Dem Staate und ven Stabfgemeinden ficht 
jedoch das Recht zu, flatt der Staatspapiere ober 
Schuldſcheine den nad vier Procent rabattirten 
Beitwerth) derfelben baar zu bezahlen.” 
und mit biefen Xenderungen $. 11, fowie er im Uebrigen 
Seite 200 des Hauptkerichts vorgefchlagen worden ift, 
zur Annahme zu empfehlen. 

Diefer Paragraph giebt mir zu zwei Bemerkungen noch 
Veranlaffung, die ich fogleich hinzufügen will. In der 
jenfeitigen Kammer find von dem Vorftande der Zwiſchen⸗ 
deputation für Berathung des Gewerbegefehes bei der Be 
rathung Über $. 11 zwei Erflärungen abgegeben worden. 
Zuerſt hat derfelbe ausgeſprochen, dag man bezüglich, der 
Gewährung der Entſchaͤdigungen in der jenfeitigen Deputaz 
tion von der Voraudfegung ausgegangen fei, daß die Ent« 
fhädigungen an die zu entfchädigenden Berechtigten in 
zehnjährigen Raten ausgezahlt würden. Diefe Erklärung 
hat von Seiten der hohen Staatsregierung einen Wider 
ſpruch nicht erfahren. Es koͤnnte daher den Anfchein ges 
winnen, als ob durch bie Erklärung des Vorftandes der 
jenfeitigen Deputation eine bindende Norm für dieſes Ab» 
loͤſungoͤgeſchaͤſt ben Stadtgemeinden vorgeſchrieben worden 
fei. Dem dürfte jedoch nicht fo fein. Einmal fagt aud: 
druͤcklich das Gefeh in einer fpdteren Beftimmung, daß die 
Stadtgemeinden Negulative Über die Abwicelung des Ent: 
ſchaͤdigungswerks, die nach den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen ein- 
zurichten fein werden, zu entwerfen haben und biefe ber 
Staatsregierung zur Beftdtigung vorzulegen feien. Durch 
diefe Beftimmung ift vorgefehen worden, daß bie Intereſ ⸗ 
fen der Altberechtigten durch das Gebahren der Staͤdtege ⸗ 
gemeinden nicht verlegt werben können. Denn bie Staats- 
tegierung hat ja die Aufgabe, das Intereffe der Altberech - 
tigten wahrzunehmen. Andererfeitö wird aber auch jeden⸗ 
falls auf diefe Weife den drtlichen Verhältniffen und den 
Intereffen der einzelnen Gemeinden und ber von diefen zu 
äntichädigenden Berechtigten am beften Rechnung getragen! 
werden. Mithin glaube, ich die ausbrüdliche Erklärung 
hier ſchuldig zu fein, daß durch die jenfeitige Erklärung 
des Vorftandes der Deputafion irgendwie eine bindende 
Norm in diefer Frage nicht feſtgeſtelit worden, vielmehr das 
bierliber Feftzufegende ber einzelnen Gemeinde unter ber 
Eontrole der Regierung zu fiberlaffen ift. Weiter Hat der 
felbe Redner die Erklaͤrung abgegeben, daß die Staatsres 
gierung die von ihr zu leiſtende Entſchaͤdigung in dreipro: 
centigen Staatspapieren von der Anleihe des Jahres 1830 
gewähren werde. Auch dazu hat die Stantöregierung ge · 
ſchwiegen. Wie mir indeß von dem Herrn Staatsminifter 
fpäter mitgetheilt worden ift, iſt dies deshalb geichehen, 
um die Zuftimmung der Staatsregierung dazu zu erfennen 
zu geben. Es ift diefer Punkt um deswillen don Wich · 
tigkeit, weil durch Gewährung von Staatspapieren der 
Anleihe von 1830 bie Entſchaͤdigung eine um jo guͤnſtigere 
Geſtalt annimmt. 
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Staatöminifter Freihere v. Sriefen: Ich Habe zus 
nächft die Bemerkung des Herrn Referenten zu beftätigen, 
daß die Staatsregierung allerdings die Abficht Hat, die Ent« 
ſchaͤdigung, die nach $. 1 unter b zu leiſten obliegt, in 
dreiprocentigen Staatspapieren der Anleihe von 1830 zu 
gewähren. Dabei muß ich mir aber doch in Bezug auf 
die vorhergehende Bemerkung des Herrn Referenten, damit 
fein Mifverftändniß entſtehe, noch hinzuzufügen erlauben, 
daß die Erflärung des Vorſtandes der Bmifchendepntation 
in der Zweiten Kammer, daß dad Entjehädigungscapital 
nicht ganz am Schluſſe des zehnjährigen Zeitraumes, ſon⸗ 
dern in zehn einzelnen jährlihen Raten zu bezahlen fei, 
nur von der von den Stadtgemeinden zu gewährenden 
Entſchaͤdigung zu verftehen ift, keineswegs aber ſich auf die 
Fälle bezieht, wo jene von dem Staate zu bezahlen ift. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter über $. 11 das Wort ergreift? Es ift dies 
nicht der Fall; ich ſchließe daher die Debatte bezüglich des 
betreffenden Paragraphen und ertheile dem Heren Referenten 
das Schlußwort. 2 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Es ift von mehrern 
Seiten an mic) die Frage gerichtet worden, wie ſich wohl 
eine folche Berechnung herausftellen würde, wenn mit 4 
Procent Rabatt die Baarzahlung erfolgen follte und ich 
erlaube mir daher, ohne daß ich damit irgendwie ber kuͤnf⸗ 
tigen Einzelberechnung vorgreifen will, doc In Beachtung 
diefer Anfragen zu erwähnen, daß, wenn fofort mit bem 
Eintritte der Entſchaͤdigungspflicht eine folche Baarzahlung 
erfolgen wide, etwas über 8 Procent in Abzug zu bringen 
wären, fo daß zwiſchen 91 und 92 Procent baar bezahlt 
werben müßten. Das mindert ſich aber von Jahr zu Jahr 
ab, je nachdem bie Barzahlung fpäter erfolgt, fo daß beim 
Beginn des zweiten Jahres der Abzug nur etwas Über 7 
Procent betragen würde. 


Staatsminifter Freiherr v. Frieſen: Auch in dieſer 
Beziehung erlaube ich mir zur Ergänzung deffen, was der 
Here Referent bemerkt hat, nocd Einiges hinzuzufügen. 
Es fam nämlich aud an die Regierung die Aufrage, ob 
nicht von ihr ein Schema Über die hier vorzunehmende Bes 
rechnung gegeben werden koͤnnte. Es hat jedoch nach ges 
nauerer Erwägung ber Sache zweckmaͤßiger geichlenen, da: 
von abzufehen. Die Gründe hiervon werden Sie ſogleich 
aus Dem erkennen, was ich zu erwähnen die Ehre haben 
werde. Man muß nämlich zunächft unterſcheiden zwiſchen 
den Beftimmungen in $. 1 unter a und unter h. Mas 
die Rechte unter b anlangt, fo follen daflır breiprocentige 
Staatöpapiere gegeben werben. Auf diefe bezieht ſich die 
Vorſchrift der Bezahlung binnen zehn Jahren nicht; fie 
werden nach dem für die betreffende Anleihe feſtſtehenden 
Zilgungsplane getilgt. Im diefer Beziehung fteht dem 
Staate nad $. 11 in der letzten alinen das Recht zu, ſtatt 
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derfelben fofortige Baarzahlung zu geben. Da es fih 
aber hier um Papiere handelt, welche noch dreiprocentig 
verzinft werden, fo kann bei fofortiger Baarzahlung der 
Betrag infoweit nicht combattirt werden, fondern es muß 
der volle Betrag infoweit bezahlt werben. Es werben alio 
in diefem Falle, da die Rabattirung nach vier Procent an- 
genommen werben foll, nur die vierprocentigen Zinstha⸗ 
ler dad Object der Berechnung fein. Diefe Rechnung if 
aber einfach und es kommt dabei nur noch darauf an, nach 
den Regeln der Wahrſcheinlichkeitsberechnung den Zeitpuntt, 
wo die Ausloofung der Anleihe erfolgt, zu ermitteln. Et: 
mad verwidelter ftellt fih das Verhältniß bei denjenigen 
Rechten heraus, die nach $. 1 unter a zu behandeln find 
und bei denen die Stadtgemeinde und der Staat concurrirt. 
Hier hat weder der Staat allein, noch die Stadtgemeinde 
allein diefe Entſchaͤdigung zu beforgen, fondern Beide zus 
fanmen. Ein wichtiger Punkt hierbei, auf den Seiten 
der Staatsregierung ein großes Gewicht gelegt wird, ift 
der, daß bie Abwicelung diefes ganzen Gefchäftes, den eins 
zelnen Empfängern gegenüber, innerhalb jeder einzelnen 
Gemeinde von letzterer und nicht vom Staate beforgt wird. 
Deshalb ſchien es räthlicher und beffer, dem Staate einen 
feften Procentbeitrag ein für allemal anfzuerlegen, während 
das Uebrige von der Gemeinde aufzubringen ift. Faffen 
Sie nun dieſe Verhältniffe ind Auge, fo übernimmt der 
Staat die Pflicht, hierzu zehn Jahre lang aljährlih neun 
Procent des urfprünglich feftgeftellten Entſchaͤdigungscapitals 
beizutragen. Bill er von dem Rechte der fofortigen Zahh · 
lung Gebrauch machen, fo ift die Berechnung einfah, da 
hier Feine Binfen zu gewähren find; es wird nur der Zeit: 
werth der einzelnen Leiftungen bezahlt. Nicht fo einfach 
wird die Sache bei den Leiftungen fein, welche die Städte 
zu bezahlen haben. Hier wird ſich im Voraus eine Bes 
rechnung für den nach Befinden baar zu zahlenden Zeit 
werth jener Leiftungen nicht wohl geben laſſen, weil zuviel 
davon abhängt, in welcher Weife die einzelnen Städte ins 
nerhalb ihres Bezirkes die Sache reguliren. Es wird 
3 B. eine andere Bafis für die Berechnung dann gegeben, 
wenn fie au-porteur-Scheine ausftellen, die durch Ausloo» 
fung getilgt werden follen, ald wenn fie Schuldſcheine auf 
den Namen des Inhabers ausftellen, wo fie die Tilgungs- 
zeiten vertragsweiſe mit den Einzelnen reguliren koͤnnen. 
Wollte man in biefer Beziehung ſchon jest irgend Et- 
was fagen, fo wiirde dies, da man hierbei verfchiedene 
Möglichkeiten in Rechnung ziehen müßte, vieleicht cher 
Dazu beigetragen haben, die Sache unklarer zu machen. 
Es ſchien daher beffer, wenn man gar Nichts fagte. Den 
Städten, die zu einer folden Baarzahlung verſchreiten 
wollen, wird es gewiß nicht an Kräften fehlen, um nad 
den befannten Regeln diefer Berehnungsart das Richtige 
herauszufinden, Das ift der Grund, warum die Staatör 
regierung nicht eine allgemeine Vorſchrift Über Berechnung 


liothek 


Landesbib! 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





gegeben, wodurch die Städte fogar mehr beengt werben 
würben, während ihnen jetzt bie verſchiedenen Modalitäten, 
die Sache zu ändern, ganz frei gelaffen find, 


(Staatöminifter v. Beuft tritt ein.) 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Nur zur Erlaͤu— 
terung deffen, was ich gefagt habe, erlaube ich mir noch 
Etwas hinzuzufügen. Obgleich ich bezüglich dieſer Berech ⸗ 
nung von der Staatöregierung bereitwilligft unterftügt 
worden bin, fo habe ich mir doch aus dem Grunde, welchen 
der Herr Staatöminifter angeführt hat, nicht erlaubt, bie 
von mir angegebene Berechnung ald von der Gtaatöregier 
rung ausgehend zu bezeichnen, fondern nur gefagt, daß id 
meine Angaben hierüber nur als meine Erwiderung der 
Anfragen, die namentlich von den Vertretern ber Städte 
in diefer Beziehung an mich ergangen wären, betrachtet 
wiffen möchte. 


Präfivent v. Schönfeld: Ich werde num zur Abftims 
mung übergehen. Die Deputation fchlägt vor, den $. 11 
unverändert anzunehmen und ic frage, ob bie 
Kammer ihrer Deputation hierin beitritt! — 
Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


$. 12. 

As Beihülfe zur Verzinfung und Tilgung 
gewährt der Staat jeder betheiligten Stadt- 
gemeinde während der $. 11 geordneten zehn: 
jährigen Tilgungsfrift alljährlich neun Procent 
des Gefammtbetrages der von ihr zu vertreten: 
den Entfhädigungscapitalien. Es ſteht jedod 
der Staatsregierung zu jeder Beit innerhalb 
diefer Frifefrei, den Gefammtbetrag diefer Lei 
tungen nach deffen mit 4 Procent rabattirtem 
Zeitwerthe in einer Summe zu bezahlen. Wegen 
des hiernad nod Sehlenden hat die Gemeinde 
vorfhußweife einzutreten. Zur Wiedererlan— 
gung diefes Vorſchuffes kann fie jedoch 

1) die ihr mad) $.89 des Gewerbegefeged zu: 

fallenden, nad Erfüllung der dort vorbe 
haltenen Berbindlichkeiten übrig bleiben? 
den heile vom Wermögen aufgelöftet 
— mit verwenden und demnächſt 
ind 

2) die Gewerbtreibenden derjenigen Katego: 

rien, auf welche fich die aufgehobenen Bi 
bietungsredte bezogen, gleidviel, ob FÜ 
felbfi im Befige eines Realredhtd man 
oder nicht und welce ihr Gewerbe BaiT 
halb des betreffenden —— 
bezirks, ſei es auch nur vermittelſt fe u 
unausgefegt offener Berfaufsftellen, 20 
üben, verpflichtet, an die Stadtcaffe Ms 
träge zu bezahlen, deren GefammeDenit 
Banken 6 1) Gnhellegenven Begenm! 
ungsfrift F. 11) inneliege 2 
fa einem Falle den Betrag von 2 pro 
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cent des Entihädigungscapitals für das 
Jahr überfteigen darf. Diefe Beiträge 
tönnen beftehen 
a) in angemeffenen Einfaufögeldern der 
neueintretenden Gewerbtreibenden, 


und 
b) in jährlichen Beiträgen aller Betheis 
ligten 

ein und deſſelben betreffenden Gewerbes. 
Tür jede hierbei in$rage fommende Stadt» 
gemeinde ift deshalb ein von der Regie- 
rungsbehörde zu genehmigendes Regulas 
tiv aufzuftellen. 


So wie er eben verlefen worden ift, hat der Para- 
‚graph in der Zweiten Kammer Annahme gefunden und bie 
Deputation trägt Fein Bedenken, Ihnen denfelben zur Ans 
nahme ebenfalls anzuempfehlen, denn der Nachbericht er⸗ 
laͤutert eben blos die Aenderungen, welche den Borfchlägen, 
die in unferem Hauptbericht enthalten waren, gegenüber 
von der jenfeitigen Kammer hauptjächlih nur redactionell 
vorgenommen worben find. 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über 9.12 
zu ſprechen wuͤnſcht, fo gehe ich zur Abftimmung über. 
Die Kammer hat vernommen, daß $. 12 von der Deputas 
tion zur unveränderten Annahme empfohlen wird; ich 
frage, ob die Kammer ihrer Deputation hierin 
beitritt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Als $. 12b wird 
vorgefchlagen: 


. 12b. 

Sind an dem En an den Grundftüden, mit 
welchen das Recht verbunden ift, Hypotheken beftellt, fo 
find die Capitalzahlungen der Hypothefenbehörde zu übers 
geben, welche dad, Intereffe der hypoihekariſchen Oläubiger 
nad) den Vorfchriften in $. 171 fig. des Ablöfungsgefehes 
vom 17. März 1832 und der Verordnung vom 31. Juli 
1837 wahrzunehmen hat. 

Haften auf dem Nechte, abgefehen von dem 
Grundftüde, mit welchem daffelbe verbunden 
ift, Ablöfungsrenten für Reallaften oder andere 
Adentrihtungen, fo find die Capitalzahlungen 
zunaͤchſt zur Firgung diefer Renten oder Beleis 
tigung diefer Abentrichtungen zu verwenden. 

Auch hier hat die Deputation Nichts weiter beizu- 
fügen, fondern Ihnen die Annahme biefes $. 12b anzu: 
„empfehlen. ri 

Prafident v. Schönfeld: Wenn Niemand hierlber 
zu fprechen begehrt, fo frage id, ob die Kammer nad 
Anrathen ihrer Depufation den $ 12b underäns 
dert anzunehmen gemeint iſt? — Einflimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


g 1. n 
Differenzen über die Anwendung von $$. 10 bis 12 
‚werden im Verwaltungswege erledigt. 
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Der Paragraph wird von der Deputation zur Anz, 
nahme empfohlen. 


Dräfident v. Schönfels: $. 13 wird zur un veraͤn⸗ 
derten Annahme empfohlen und ich frage, ob die 
Kammer hierin ihrer Deputation beitritt? — 
Einftimmig Ja. . 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: Daffelbe ift der 
Fall mit $. 14, welcher fo lautet: 


f $. 14. 
Die nach $. 12 geordneten Beiträge werben ruͤckſichtlich 
ihrer Einbringung wie öffentliche Abgaben behandelt. 


Präfident v. Schönfeld: Auch $. 14 wird zur un». 
veränderten Annahme empfohlen von der Deputation; 
ich frage, ob die Kammer ihrer Deputation hierin 
beipflichtet? — Einſtimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Rod: 


, . 15. 

Das Verfahren nad) — dieſes Geſetzes iſt vor 
den Verwaltungsbehoͤrden ftempel- und koſtenfrei Die uns 
vermeidlihen baaren Verläge werden von der Behörde, 
bei welder fie erwach fen find, Übertragen. 


‚Hier bei diefem Paragraphen möchte ih nod um eine 
geneigte Erflärung der Staatöregierung bitten. Es ift im 
Allgemeinen Stempels und Koftenfreiheit für das Verfahren 
nach $. 15 zugefichert. Erwähnt ift aber hierbei nicht, ob 
Schuldſcheine, welche Gemeinden auszuftellen haben, ebens 
falls ſich dieſer Stempelfreiheit zu erfreuen haben werden. 
Ich glaube, daß, da die Stadtgemeinden bei dieſem Ente 
ſchaͤdigungswerke nur die vermittelnde Hand barbieten, fie 
ebenfowenig ald die Berechtigten, die die Entſchaͤdigung er⸗ 
halten follen, mit der Stempelpflicht belaftet werden koͤnnen 
und ich darf die Hoffnung hegen, daß die Staatsregierung 
hin ſichtlich der Stempelfreiheit der von den Städten aus: 
zuftellenden Schuldſcheine eine beifälige Erklärung geben 
werde. 

Staatöminifter Freiherr v. Friefen: Das Finanz 
minifterium trägt Fein Bedenken, jene Erklärung hiermit 
dahin abzugeben, daß auch nach feiner Anficht die von den 
Städten auszuftellenden Schuldſcheine ftempelfrei fein 


‚follen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
über $. 15 zu ſprechen wünfcht, fo frage ic, ob die Kam⸗ 
mer nah Anrathen ihrer Deputation diefen Pas 
tagraphen unverändert anzunehmen gemeint ift? 
— Einfiimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Ko: 


DE 
Mit Ausführung diefes Gefeges ift Unfer Miniſterlum 
des Innern beauftragt, 5 h 
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Der Paragraph wird von der Deputation zur Ans 
‚nahme empfohlen. 


Staatöminifter Freiherr v. Friefen: Nur. eine Heine 
redactionelle Bemerkung! Die jegige Faffung berührt naͤm⸗ 
lic) das Neffort des Finanzminifterums in fehr hohem Grade 
und eö wird dieſes Gefeß daher auch unter der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verantwortlichkeit des Finanzminifferiums mit aus · 
zuführen fein. Ich trage daher darauf an, daß die Worte: 
‚Aft Unfer Minifterium des Innern” dahin abgeändert wer: 
den: „find Unfere Minifterien des Innern und der Fir 
nanzen.“ 


Praͤſident v. Schoͤn fels Die Kammer hat den An: 
trag der Staatsregierung vernommen, welcher dahin geht, 
daß es heißen möge: „Mit Ausführung diefes Gefeges find 
Unfere Minifterien des Innern und der Finanzen 
beauftragt.” Ich · frage, ob die Kammer diefe Abäne« 
derung anzunehmen gemeint iſt? — Einftimmig Sa. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


Die Deputation wiederholt nunmehr, zugleich unter 
Bezugnahme auf bie in_biefem Nachberichte enthaltenen 
neuen Vorfehläge, ihren Schlußantrag dahin: 

‚Die geehrte Kammer wolle zu diefem Geſetzentwurfe, 
fowie ihn die Beilage sub C) nachmweift, nicht weniger 
zu den dabei befchloffenen Xenderungen, Zufägen und 
Anträgen ihre Zuftimmung ertheilen. 


Präfident v. Schönfels: Der Schlußantrag der Des 
putation geht dahin: 
„Die geehrte Kammer wolle zu diefem® Geſetzent⸗ 
wurfe, fo wie ihn die Beilage sub O nachweift, nicht 
«weniger zu ben dabei befchloffenen Xenderungen, Bufäßen 
und Anträgen ihre Zuftimmung ertheilen,” 
Sch frage, ob die Kammer diefem Antrageihrer 
Deputation Beifall ſchenkt? 


Hierauf antworten mit Ja: 
Vicepruſident v. Briefen, Kittergutsbefiger Kraft, 
Seeretär v. Egidy. Bürgermeifter Hennig. 





Seeretär Wimmer. Breifere b. Befhwig. 
Domhere d. Wagborf. Graf d. Stolberg. 
Abocat v. Könnerig. Rammerhere v. ittichau. 


Hofrath Dr. Hänel, 
Graf Wilding d. Ronigebruc. 
Superintenbent Dr. Rechter. 

" Gapitular d. Schröter. 
Gef v. Schönburg. 
Viirgermeifter Chr. 

* Bürgermeifter Gtauf. 
Breißere v. Weid, 
Nittergutöbefiger Rittner. 
Birgermeifter Gottfchald. 
Rittergutöbeflger v. Römer, 


Kloſtervoigt v. Pofern. 
Kammerhere v. deebſh. 
Bürgermeifter Müller, 

Freihert v. Schönberg-Bibran. 
Kammerherr v. it 
Dberbürgermeifker Pfotenhauer. 
Kammerhere v, Erömannsborff. 
Finanzrath v. Noftiz-Waltwig. 
Lanbesbeftallter Hempel, 
Bürgermeifter Dr. Koch. 
Vraſident v. Schönfels. _ 


Referent Bürgermeifler Dr. Koc: Im Nachbericht 
heißt es weiter: 


Hieruͤber iſt folgender Petitionen zu gedenken: 
1) der Gewerböbantinhaber Garl Gottfried Ehrentraut 
und 21 Genoffen zu Bernftadt, vom 2, November 
1860, die Aufhebung der Fleiſch⸗ Schuh: und 
Backbankgerechtigkeiten betreffend, 
und 2 
2) Sscar Richters Carl Rudolph Beigels und Dscar 
Schmorls zu Meißen, vom 5. Januar diefes Jahr 
res, die Aufhebung der Gewürzzehntnerftellen das 
ſelbſt betreffend. 


Bu 1. 

Die Petenten, Mitglieder der zu Bernftadt beftehen- 
den geichloffenen Bäder, Zleifcher- und Schuhmagerins 
nungen, bitten um die Interceffion der Ständeverfamms 
lung wegen einer ihnen zu gewährenden Gapitalentfdädigung 
für ihre durch das Gewerbegefeg in Wegfall kommenden 
Verbietungsrechte mit Ruͤckſicht auf die in $. 1 und $, 10 
des vorgelegten Entwurfes eines Ente Abigungbarlenee ente 
haltenen Beftimmungen, wonach eine Entfchadigung übere 
haupt da nicht gewährt werden foll, wenn bei der Begrüns , 
dung des im Frage Fommenden Verbietungsrechts das 
Wicderaufheben oder Mindern, wie ſolches bei ber Gonfits 
mation der Artikel für die Bäders und Bleifcherinnungen 
zu Bernftadt der Fall, vorbehalten worden iftz und weiter 
die im günftigen alle auszumwerfende Entihädigung nicht 
in Capital, fondern nur durch Verzinfung des feftzuftellens 
den Entſchaͤdigungsbetrags zu erfolgen haben würde. 

Wenn jedoch diefe nurgebachten Beitimmungen bed 
Entwurfes durch bie Anträge beider Deputationen und bes 
ziehendlich die darauf gefaßten Beſchluͤffe der Kammern, 
vorauögefegt, daß die Erſte Kammer den Anträgen ihrer 
Deputation beizupflichten "Fein Bedenken tragen würde, 
eine den Wünfcyen der Petenten entfprechende Yenderung 
erfahren haben, fo dürfte fich hierdurch die Petition völlig 
erledigen und fomit, wie hierdurch beantragt wird, 

dem von der Zweiten Kammer gefaßten Beſchluſſe, 
diefelbe für erledigt zu erachten, beizutreten fein. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über biefe Petition, bie foeben vorgetragen worden 
ift, Etwas zu bemerken Hat? — Da dies nicht der Fall iſt, 
fo gehe ich zur Abftimmung über und frage, ob bie Kam⸗ 
mer nad) Anrathen ihrer Deputation, gleichwie in der 
Zweiten Kammer bereits geſchehen ift, die fragliche Per 
tition für erledigt erachtet? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


Bu 2. * 

In Meißen hat bis zum Jahre 1834 der daſigen Apos 
thefe das Privilegium der Verleihung fogenannter or 
gebntnerftellen, mit dem ausfcoließlichen Rechte, den Material 
Detailhandel dafelbft zu betreiben, zugeftanden. Laut einer 
der Petition abfchriftlich beigefügten Verordnung der konig⸗ 
fißen Landesbireetion dom 15. März 1824 it ietdgcn 
einem am 25. Februar deffelben Jahres gehaltenen Border 





- Präfident v. Schönfeld: Es Hat daher der Geſetz 
entwurf einfimmige Annahme gefunden. 
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auch die von den übrigen Betheiligten aus demfelben here 

» geleiteten Rechte aufgehoben und das ganze Verhältniß da 
bin geordnet worden, daß die damals als Inhaber folcher 
Sehntnerftelen vorhandenen fünfzehn Individuen, fo lange 
als diefelben am Leben, oder eine Wittwe, oder endlich ein 
Sohn derfelben vorhanden und zur Betreibung diefes Hans 
dels befähigt fein würde, ald die zum Materialmaaren- 
Detailbandel allein Berechtigten angefehen und die Zahl von 
fünfzehn Material-Detaithandlungen nicht überfchritten wer« 
den ſollte, dergeftalt, daß Witwen und Söhnen der das 
mals Berechtigten bei Erledigung einer dieſer fünfzehn Stels 
Ien unter der Vorausfegung ihrer Befaͤhigung dazu der 
Vorzug vor anderen Bewerbern um bie erledigte Stelle 
eingeräumt werde, 

Fuͤr dieſe ihnen zugeſtandene Befugniß haben die da- 
maligen flnfzehn Berechtigten gewiffe Gelvleiftungen auf: 
zubringen gehabt. 

Die Petenten gehören nun, wie aus beren in biefem 
Punkte ziemlich unklaren Eingabe entnommen werden darf, 
nicht fowohl zu jenen im Jahre 4834 vorhandenen fünfzehn 
berechtigten Individuen, fondern find vielmehr Söhne folz 
her, denen mithin kraͤft jenes Vergleichs nur die Erfpec- 
tanz auf Einrückung in eine etwa zur Erledigung fommende 
Stelle zuftehen würde. 

Bweifellos wird nun durch $. 39 des Gewerbegefeg:s 
diefes, wenn auch mit dem Abſterben der fünfzehn Berech- 
tigten und der Wittwen und Söhne derfelben von ſelbſt 
erlöfchende, doch zur Zeit noch beſtehende Verbietungsrecht 
der MaterialwaarensDetailbändler in Meißen ebenfalls mit 

. aufgehoben, und died hat die Petenten veranlaßt, im ihrer 
unter 2 obengedachter Eingabe zu bitten: 
die Erfte Kammer wolle befhließen, daß die Ent- 
Schädigung für Aufhebung des mehrgedachten Verbietungs ⸗ 
rechts auch auf fie zu erfireden jei. 

Wenn indeffen für den Fall des Zuſtandekommens ber 
neuen Gewerbegeſetzgebung und der damit im engften Bus 
fammenhange ftehenden Worlage über die Entſchädigung 
für aufgchobene Verbietungsrechte gefetzliche Normen darüber 
aufgeftelt fein werden, Was, Wer und in weldyer Weile 
entfchädigt werden fol, fo würde jedes Urtheil der Ständer 
verfammlung über den erhobenen Entfchädigungsanfprud) 
der Perenten ein Vorgreifen in bie Befugniffe der für dieſe 
Frage eintretenden künftigen Behörden in ſich enthalten, 
fo dag mithin die Bittfteller zur Zeit lediglich auf das Ent- 
fehädigungsgefeg zu verweiien fein werden. 

Mit Nüdficht hierauf beantragt die Deputation: 

diefe Perition auf ſich beruhen zu laffen. 


Präfivent v. Schönfels: Wenn Niemand das Wort 
ergreift, fo frage ich, ob bie Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation die fragliche Petition auf fid beruhen 
laffen wit? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Dr. Koch: 


Da dieſelbe nur an bie Erfte Kammer gerichtet, von 
diefer_ aber darauf ein beifäliger Beſchluß nicht gefaßt wor« 
den ift, fo bedarf es nach $. 113 der Landfagsordnung 
nicht erft noch deren Abgabe an die Zweite Kammer. 


Präfident v. Schönfeld: Somit wäre der erſte Ge⸗ 
genſtand der heutigen Tagesordnung erledigt. Bevor 
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wir und zum zweiten wenden, wirb Herr Bürgermeifter 
Müller die Güte haben, die ſtaͤndiſche Schrift zu verlefen, 
welche gefertigt worben ift in Bezug auf das allerhöchfte 
Decret, die Errichtung einer Penfionscaffe für die Wittwen 
und Waifen ber Lehrer an evangelifchen Schufen betreffend. 


(Der Vortrag erfolgt.) 


Wenn Niemand gegen die Faſſung der ſoeben verlefe- 
nen Schrift Etwas zu erinnern hat, fo wird fie in diefer 
Maaße abgelaffen werden, da fie bereits von der Zweiten 
Kammer genehmigt if. Wir wenden uns zum zweiten 
Gegenftande der Tagesordnung und ich erſuche ben 
Herrn Bürgermeifter Hennig, uns den Vortrag zu geben 
des Berichtö der Zwiſchendeputation der Erſten Kammer 
über den Entwurf eines Gefeges, die Errichtung 
von Gewerbegerichten betreffend, 


Referent Bürgermeifter Hennig: Der Entwurf führt 
folgende Ueberfchrift: 
Geſet 


die Errichtung von Gewerbegerichten 
betreffend. 


Das betreffende koͤnigliche Decret ift bereits fruͤher vor⸗ 
geleſen worden*); es wird daher nicht noͤthig fein, daſſelbe 
zu wiederholen. Die allgemeinen Motiven lauten fo: 


(S. EM. II. K. ©. 392 bi 393, 8. 8. v. 0.) 
Der Bericht fagt nun hierzu Folgendes: 


Die Durchführung des Gewerbegefeges und die Ber 
ſtrafung der dagegen vortommenden Vergehen, foweit fie 
nicht eriminalvehrlicher Narur find, gehört zum Neffort der 
Veraltungsbehörden; dagegen haben nach mie vor Liber 
alle privatrechtliche Anfprüche, auch wenn fie aus Were 
hättniffen berrühren, welche durch das Geiverbegefet gere⸗ 
gelt find, die Juſtizbehoͤrden zu entſcheiden und es werben 
ſonach die verfaffungsmäßig beftehenden Gompetenzverhälte 
niffe durch dag Gewerbegefeb nicht geändert, Nur ande 
nahmsweife und lediglich aus Gründen der Zweckmaͤßigkeit 
folen nad) $. 99 auch die Verwaltungsbehdrwen uͤber pris 
vatrechtliche Streitigkeiten, welche aus dem Arbeiiss und 
Lehrvertrage berühren, eniſcheiden koͤnnen, aber nur dann, 
wenn diefe Aufpriiche die Summe von 10 Thalern (nach 
dem Vorſchlage der Deputation 20 Thaler) nicht uͤberſtei⸗ 
gen und der Klaͤger darauf anträgt, fie mögen mit Vers 
ehen, deren Beftrafung der Berwaltungebehörde —— 
in Verbindung ſtehen oder nicht. Die Entſcheldung im 
diefen Privatrechtöftreitigkeiten ift jedoch infstern nur pro⸗ 
viforiſcher Natur, als fie nur erft dann voliſtreckbar iſt, 
wenn binnen zehn Tagen, von Bekanntmachung des Be- 
ſcheides an, von einem Theile auf Entfeheidung im 
Rechtswege angetragen wird. 

I ven Benmattungstehötben zufichenden Befugs 
niffer über die im Gewerbegefe bezeichneten Poligelvergehen 
zu cognoseiren und über gewiſſe privatrechtliche Anfprüche 
zu entfcpeiden, fol durch den vorliegenden Entwurf zum. 


*) S. daſſelbe EM. II. 8, ©. 18, 
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Theil befonderen Behörden (Gewerbegerichten) uͤbertra⸗ 
gen werben. Bezüglich der privatrechtlihen Streitigkeiten 
follen fie ganz an die Stelle der Berwaltungsbehörden tre - 
ten; dagegen ift ihr Wirkungskreis bezüglich der vorkom: 
menden Polizeivergehen enger, indem fie als Polizeibehoͤr⸗ 
den nur infoweit competent find, als es fih um die in 
$ 3 sub b genannten Vergehen handelt. 


Die Einrichtung ift nicht neu; in Frankreich und am 
Rhein exiſtirt fie fchon lange, neuerdings auch in Preußen; 
das Wefen derfelben befteht darin, die Gemerbögenoffen bei 
den in Gewerbefadhen vorfommenden Streitigkeiten, na— 
mentlich bei den Beinen Differenzen und Zuwiderhands 
Tungen im Gefchäftgumgange der Gewerböleute unter ſich, 
zur Mitwirkung bei der Erörterung und — herz 
anzuziehen. As befonderes Bebrfniß hat fie fich für die ⸗ 
jenigen Gegenden erwiefen, wo die Hausinduftrie und das 
Fabrifwefen maffenhaft vertreten if, weil es in dem eigen« 
thlmlihen Weſen und Formen diefer Gewerbe liegt, daß 
die darauf beruhenden Rechtsanſpruͤche und die dabei vor- 
Zommenden Vergehen von Fachgenoſſen am ſchnellſten ver: 
fanden und am richtigften beuriheilt werben. 


Da, wo+ dergleichen Gerichte beftchen, genießen fie 
Vertrauen und führen ſicherer zur Beruhigung der Betheis 
Higten, weil Letzteren die Ueberzeugung beimohnt, daß das 
Urtheil des Gewerbegericht3 auf ſaͤchlichem Verftändniß bes 
ruht. Auch in Sachſen hat ſich aus dem Schooße des 
Gewerbeftandes, namentlich in den Fabrikdiſtricten, das 
Verlangen nah Einführung von Gewerbegerichten geltend 
gemacht und felbft in der Ständefammer find hierauf ges 
richtete Anträge zur Berathung gefommen und zur Erwä« 
gung an die Staatsregierung abgegeben worden. Es hat 
deshalb die Staatsregierung geglaubt, diefem Verlangen 
durch Vorlegung des Entwurfes entfprechen zu müffen. 


Die Einführung der Gewerbegerichte fol nur eine 
facultative fein, um fie nur da entfichen zu lafjen, wo ſich 
im Gewerbeftande felbft ein Bedürfniß darnach ausſpricht; 
fie erfolgt durch das Minifterium des Innern, wenn für 
irgend einen Bezirk von der Handels: und Gewerbefammer 
ober von den Gewerbetreibenden oder von der Gemeinde, 
vertrefung darauf angefragen wird. 


Jedes Gewerbegericht foll aus einem vom Minifterium 
bed Innern zu ernennenden Vorfigenden, aus einer Anzahl 
von Gewerbtreibenden und zwar, wie der Herr königliche 
Commiſſar erklärt hat, je nach dem Umfange des Bezirks 
nicht unter 10 und nicht fiber 30 beftchen, welche zur 
Hälfte aus ben — — und zur Hälfte aus den Ar 
beitnchmeen von den Gewerbtreibenden felbft gewählt wer- 
den. An jeder Gerihtöfigung haben außer dem Vorfigen- 
den jedesmal zwei Arbeitgeber umd zwei Arbeitnehmer 
Theil zu nehmen. Das Verfahren ift das in Verwaltungss 
ſachen im Allgemeinen geltende, 


Die Deputation vermag nicht über die Nothwendigs 
keit ober Bwedmäßigteit der, Einführung von Gerierbeger 
richten ein befiimmees Urtheil auszufpreden; das Juſtitut 
iſt in Sachfen völlig neu und es fehlt ihr daher an jeder 
eigenen Erfahrung. Wenn fie deffen ungeachtet die Exrich- 
tung von Gemerbegerichten befürwortet, fo ift fie hierzu 
durch diefelben Gründe beftimmt worden, welche aud) die 
Staatöregierung zu Worlegung des Entwurfs vermocht 
haben: das are darnady aus dem Gewerbeftande 

ſelbſt und die durch fahrung erwiefene Nüßlichfeit derfel: |- 
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ben in denjenigen Staaten, wo fie ſchon Ian; il 
u D fie ſch gere Zeit 

Hier würde nun wohl die allgemeine Debatte zu en 
Öffnen fein. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Zemand an einer allgemeinen Debatte ſich betheiligen will? 


Advocat dv. Könnerig: Die erſte Inſtanz in dem 
ſchoͤnburg' ſchen Receßherrſchaften fteht in ihrem vollen 
Umfange meinen Herren Conftituenten als receßmaͤßiges 
Recht unzweifelhaft zu. Diele erfte Inftanz iſt nicht nur 
durch den Hauptreceß von 1740 gemwährleiftet, fondern es 
befagt auch der Erläuterungöreceß von 1835 Abſchnitt 1$.14, 
daß durch die Entſagung der Herren Receßherrſchaftsbeſiher 
auf ihre zweite Inftanz deren Gerichtsbarkeit erſter Inſtanz 
in feiner Weife gefährdet, fondern ihnen ſowie bisher auch 
fernerhin ungeſchmaͤlert verbleiben folle. Demzufolge fols 
len aud Veränderungen in der Organifation der Unterge⸗ 
richte in den ſchoͤnburg'ſchen Receßherrſchaften, infoweit 
dabei die receßmaͤßigen Verhältniffe in Frage fommen, nicht 
ohne Einvernehmen und nur im Ginverftändniß mit ben 
Herren Recefherrfchaftöbefigern erfolgen. Daß fi die 
erfte Inftanz in den Receßherrſchaften nicht blos auf bie 
in benfelben befindlichen Juſtizaͤmter befchränkt, ſondern 
dag vielmehr auch alle übrigen Behörden cıfter Inſtanz, 
fie fein Zufige oder Verwaltungsbehörden, lediglich als 
Traͤger der dem Haufe Schönburg receßzmaͤßig zuſtehen den 
erften Inftanz erfcheinen, werbe ich fofort mäber zu ber 
gründen die Ehre haben. Bei Einführung der allgemeinen 
Städteordnung ift auf diefe befondern recehmaͤßigen Vers 
haͤltniſſe Rüdficht genommen worden und «8 ſteht meinen 
Herren Confituenten das Recht zu, in den Recehherrſchaf- 
ten die Mitglieder des Stadtraths zu beftätigen. Auch iſt 
einigen Städten der Receßherrſchaften die Ausübung der 
Polizei und der Verwaltung durch befonbere Verträge mit 
dem Haufe Schönburg uͤberlaſſen worden. Es beftimmt 
ferner $. 252 der allgemeinen Staͤdteordnung, daß bie Por 
fig in den Städten der ſchoͤnburg'ſchen Meceßherrichaften 
von den Stadträthen im untergeordneten Auftrage ber 
Gefammtregierung zu Glauchau auögelibt werbe. Berner 
haben die Stadträthe in den Necefherrfhaften in Begna⸗ 
digungsſachen an bie dermalige Geſammtkanzlei zu Glauchau 
Bericht zu erfatten. Nicht minder ift ſowohl in Ram Ab ⸗ 
ſchnitte 1 $. 15 des Erläuterungsreceffes von, 1835, als in 
der, dem Gefeße vom 11. Aug. 1855, die Organifation der 
Unterbehörden betreffend, beigegebenen Beilage sub © 
darauf Bedacht genommen, daß die etwa von ſcoͤnburg · 
ſchen Vaſallen oder Staͤdten aufgegebenen Gerichtsbarleiten 
nicht an den Staat, ſondern auf das Haus Schönbug 
übergehen. Endlich ift bie nigliche Staatsregierung auch 
Bei dem Gefeße, die Einführung von Sriebensrictern ber 
treffend vom 11. Auguft 1855, delen eingebenf geweſen, 


— —— 





9 


daß die dem Haufe Schönburg receßmaͤßig zuſtehende erfte 
Inſtanz durchaus nicht gefchmälert werben darf. Bei bier 
fem Gefege handelte es fi um die Beſchaffung einer 
neuen Behörde zur Unterflügung und zum Beirath der 
Verwaltungz deflenungeachtet ift im $. 21 dieſes Ge- 
fees angeordnet, daß über die Anwendung des Gefeges auf 
‚bie ſchoͤnburg'ſchen Receßherrſchaften feiner Zeit, infoweit 
dadurch receßmäßige Rechte berührt werden, nur im Einver> 
nehmen und im Einverfiändniß mit den Fürften und Gras 
fen Herren von Schönburg befondere Beftimmungen ers 
gehen würden. Diefe meinen Herren Conflituenten receß« 
mäßig zuftehende erfte Inftanz dürfte wohl dazu geeignet 
fein, den Antrag zu begründen, daß ein dem $. 21 des Ges 
ſetzes, die Friedensrichter betreffend analog nachgebilbeter 
Paragraph diefem Geſetze eingefchaltet würde; denn es 
handelt fich hier um die Greirung einer neuen Behörde 
erfier Inſtanz. Ich will indeffen wenigftens vor der Hand 
von der Stellung eines ſolchen Antrages abfehen; denn 


die im $. 96 des Gewerbegefeges ausgeiprochene Wahrung | 


der receßmäßigen Rechte duͤrfte ſich auch auf dad Gewerbes 
gerichtögefeh beziehen, indem bad letztere nur als eine Aus- 
führung de3 erftern erſcheint. Berner bin ich der Anſicht, 
daß die receßmäßigen Rechte meiner Herren Committenten 
durch das vorliegende Geſetz nicht derklimmert zu werben 
vermögen, wenn biefelben nicht ihre ausdrückliche Buftims 
mungdazuertheilen. Bei der koͤniglichen Staatöregierung darf 
ic) aber die Geneigtheit vorausſetzen, fih dahin auszufprechen, 
daß von berfelben infolge des Gemerbegerichtägejeges ein Eins 
"griff in die recepmäßigen Rechte meiner Herren Committen» 
ten nicht beabfichtigt, daß dieſelbe vielmehr auch bei Errich⸗ 
tung von Gewerbegerichten in den Necefherrfchaften fi) den 
Neceffen gemäß vorher des Einverſtaͤndniſſes meiner Herren 
GCommittenten verfihern werde. Es wiirde fehr dankbar 
von mir anzuerkennen fein, wenn bie koͤnigliche Staatsre⸗ 
gierung ſich in dieſen Sinne ausſprechen wollte. Im 
Uebrigen habe ih nur noch zu ermähnen, daß bad Haus 
Schönburg der koͤniglichen Staatsregierung bereits feine 
Bereitſchaft erklärt hat, der Einführung des Gewerbegefebes 
in den Receßherrfchaften nicht zuwider fein zu wollen; 
jedoch hat dies das Haus Schönburg von der Erfillung 
einiger Bedingungen abhängig gemacht, durch welche bie 
teceßmäßigen Rechte aufrecht erhalten werden follen, welche 
Bedingungen indefen das Princip des Geſetzes in feiner 
Weiſe alteriven. 

Königl. Commiffer Dr. Weinlig: Wenn der Herr 
Sprecher von der Vorausſetzung ausgeht, das die Negier 
tung nicht gemeint fein werde, receßmaͤßig begründete 
Nechte zu beeinträchtigen, fo ift diefe Vorausfegung ganz 
gewiß richtig; es ſcheint dies auch vollftändig durch die 
dem $. 96 des Hauptgeſetzes gegebene Faſſung beftätigt. 
Das jchließt aber denn doch nicht aus, daß in einzelnen 
Zällen, namentlich wo es fi um neue Inftitutionen hans 
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delt, theils über die Natur und Tragweite ber Inflitutioe 
nen felbft, theils über den Umfang, in welchem durch die— 
felben receßmaͤßige Befugniſſe in ber That berührt und 
alterirt werben, man auch verfchiedener Anficht fein Kann. 
So wenig ich baher gegenwärtig in der Lage bin, im. 
Voraus zu beftimmen, in welchem Umfange und in wels 
hen einzelnen Punkten die Regierung werde anzuerkennen 
vermögen, daß gerade dadurch recepmäßige Befugniffe ger 
ſchmaͤlert oder beeinträchtigt werben, ebenfo halte ich e& 
doch für vollftändig unzweifelhaft, daß ruͤckſichtlich derje⸗ 
nigen Punkte, wo die Regierung die Ueberzeugung ger 
winnt, daß eine folde Beeinträchtigung recefmäßiger Ber 
fugniffe ftattfinden würde, wenn man die Herren Fürften 
und Grafen v. Schönburg vorher nicht um ihre Einſtim⸗ 
mung fragen wollte, ganz gewiß biefe Einffimmung einge ⸗ 
holt werden wirt. Ich muß im vorliegenden Falle um 
fo vorficgtiger bei Beantwortung diefer Frage fein, ald, 
mie der Here Redner felbft bemerkte, Verhandlungen über 
diefen Punkt zwiſchen der Regierung und dem Hauſe 
Schoͤnburg im Gange find. Es ift bereits bemerkt wor» 
den, daß von Seiten des Haufes Schoͤnburg die Bereit« 
willigkeit, der Einführung des vorliegenden Gefeges in den 
Schoͤnburg'ſchen Landen zuzuftimmen, erklärt worden ſei, 
daß dabei aber mehrere Bedingungen geftellt worden wären. 
Sowohl rüuͤckſichtlich der Vorausfegungen, welche hierbei 
vom Haufe Schönburg ausgeſprochen worden find Über 
die Natur der Gewerbegerichte, welche hier doch wefentlich 
in Frage fommt, als rüdfidtlih einzelner vom Haufe 
Schoͤnburg geftellter Bedingungen herrſcht zur Zeit noch 
feine völlige Uebereinftimmung und ich kann natuͤrlich auch 
nicht im Voraus fagen, in welcher Weife diefe Verhands 
lungen weiter ihren Gang nehmen werben. An ber Bes 
veitwilligfeit der Regierung, teceßmäßig begründete Nechte 
zu reſpectiren, wird es gewiß nicht fehlen; aber auf ber 
andern Seite muß fie aud den Standpunkt fefthalten, 
durch nicht volftändig begründete Ausflellungen und Eine 
wendungen bie Einführung eines im übrigen Lande als 
wuͤnſchenswerth erfannten Inſtituts nicht erfchweren zur 
laſſen; diefe Pflicht hat fie auch wieder umgekehrt den 
Einwohnern ber betreffenden Landestheile gegenüber, Wenn 
das zur Beruhigung des Heren Redners nicht volftändig 
beitragen fann, ſo thut es mir leid; aber weiter bin ich 
im Augenblicke durdaus nicht im Stande, Über den vors 
Hiegenden noch in Verhandlung ſchwebenden Gegenftand 
mich auszufpredhen. 

Advocat v. Könnerig: Nachdem ſich der geehrte 
Herr. Reglerungscommiffar dahin’ ausgeſprochen hat, daß 
© durchaus nicht in der Abficht der koͤniglichen Staatöre- 
gierung liege, receßmäßige Rechte meiner Herren Conftis 
tuenten irgendwie zu beeinträchtigen, fo kann ich mich darauf 
beſchraͤnken, mid) nur noch dagegen zu verwahren, daß 
aus meinen Abftimmungen in Betreff des vorliegenden ‘Ges 
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ſetzes die Aufgabe receßmaͤßiger Rechte meiner Herren Coms 
mittenten gefolgert werde. 


Graf v. Schoͤnburg: Dem, was der Herr v. Köns 
nerig ald Vertreter der Befiger der Receßherrſchaften ſoeben 
auögefprocen hat, muß ich mid; durchaus anfchliegen. 
Auch meine Abſtimmung kann unferen gemeinſchaftlichen 
Rechten nicht präjubicirlich fein. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe weiter zu erwar⸗ 
ten, ob noch Jemand Über den allgemeinen Theil des Bes 
vichtes das Wort zu ergreifen gedenkt? — Wenn dies nicht 
der Fall ift, fo ſchließe ich die Debatte und ertheile dem 
Herrn Referenten dad Schlußwort. 


Neferent BVürgermeifter Hennig: Ich will nur im 
Namen der Deputation erklären, daß es durchaus nicht 
im Sinn der Deputation gelegen hat, irgendwie den receß⸗ 
mäßigen Rechten der Beſitzer der Receßherrſchaften zu nahe 
zu treten. Inwieweit dies durch das vorliegende Geſetz 
gefchehen könnte, Tann die Deputation nicht beurtheilenz 
ſollten Colliſionen eintreten, fo wird fo zu verfahren fein, 
wie der Herr Commiffar vorhin erklärt hat. 


Das Gefeg felbft lautet num for 
(S. EM. I. 8. ©. 392.) 
Der Hauptbericht fagt dazu: 


Nach diefen Bemerkungen wendet ſich die Deputation 
zu den einzelnen Paragraphen. 


Bu $ 1. 

Der Antrag auf Errichtung eines Gewerbegerichtes 
fol nad) c von jeder Gemeindevertretung geftellt werden 
koͤnnen, fobald der Ort, den fie vertritt, eine induftrielle 
Wichtigkeit hat. Der Ausdrud: „Gemeindevertreter” fönnte 
m der irrigen Auffaffung führen, als ob die Goncurren; 

er Gemeindeobrigkeit ausgefchloffen fein ſolle. Dies il 
aber nicht der Fall und man fehlägt daher der größeren 
Deutlichkeit halber vor: B 
flatt der Worte: „von den Gemeinbevertretern” zu ſagen: 
„von der Gemeinde”. 
Mit diefer Abänderung wird 
$. 1 zur Annahme empfohlen. 


Im Nachb erich te heißt es hierzu: 
1 


Bu $. 1. 
Die unterzeichnete Deputation hat zu e. vorgefchlagen, 
flatt der Worte: „von den Gemeindevertretern” zu fagen: 
„von der Gemeinde". Die weite Kammer ift dem beiges 
treten, hat aber der größeren Deutlichkeit wegen befchloffen, 
den Worten: „von der Gemeinde” noch hinzuzufügen: 
durch ihre Obrigkeit und Vertreter", 
Man fehlägt vor: 
„dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer beizutreten”. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 1 zu ſprechen wünfcht. — Da dies nicht 
der Fall iſt, fo gehe ich fogleich zur Abftimmung über. 
Die Deputation räth an, zu o $.1 flatt der Worte: „don 
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den Gemeindevertretern” zu fagen: „von.der Ge⸗ 
meinde“ und dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer bei 
zutreten, wo nad den Worten: „von der Gemeinden 
noch hinzuzufügen iſt: „durch ihre Obrigkeit und 
Vertreter”. IH frage zunaͤchſt, ob die Kammer 
diefem Vorſchlage ihrer Deputation beitritt? 
— Einfimmig Ja. 

Ich frage nun die Kammer, ob fie den $. 1 mit 
diefer Abänderung annehmen will? — Einfim- 
mig Ja. * 


Referent Buͤrgermeiſter Hennig: 


§. 2. 
G. EM. IL K. ©. 395.) 
Der Hauptbericht fagt hierzu Folgendes: 


Bu $. 2. 

Wenn nicht bereits für fämmtliche Gewerbe eines Ber 
zirkes ein Gewerbegericht beftellt ift, fo kann ein folces, 
um dem concreten gewerblichen Bedürfniß zu entfprechen, 
für befondere Gewerbe eines Bezirks eingeführt werden. 
Iſt das Gewerbegericht für fämmtliche Gewerbe des Ber 
zirfs errichtet, fo fann nad $. 6 durch die Einfehungds 
derordnung beftimmt werden, daß dennoch für gewifle Ge: 
werbe eine befondere Wahl von fachkundigen Gewerbe 
treibenden ftattfinde und e8 hat dann aus der Bahl der für 
diefes Gewerbe befonders Gewählten der Vorfigende jebed« 
mal die Gerichtöbeifiger zu entnehmen, fobald es fib um 
ein Vergehen ober um eine Streitigfeit handelt, welche 
diefe Gewerbe betrifft. Aber auch wo eine folche befondere 
Wahl für gewifle Gewerbe nicht erfolgt ift, hat der Vor⸗ 
figende nad) $. 11 darauf Bedacht zu mehmen, daß tr, for 
weit thunlic, immer ſolche Beifiger zur Theilnahme an der 
Sigung einladet, welche mit den Betheiligten, deren Sachen 
verhandelt werden follen, ein und demfelben Gewerböpmeige 
angehören. 

$. 2 wird 

zur unveränderten Annahme empfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $.2 
ſprechen will, fo frage ich, ob die Kammer nad) An 
rathen ihrer Deputation diefen Paragraphen under 
ändert annehmen will? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


53. 
(S. EM. I. 8. ©. 395.) 
Im Hauptberichte heißt ed: 


Buß. 3. a 

Diefer Paragraph bezeichnet den Geſchaͤftskteis ber 
Gewerbegerichte. —— gleich den Verwaltungebehor 
den in $. 99 des Gewerbegefebes/ eine doppelte — 
eine civilrichterliche umd eine poligeiliche. Als civ vie in 
licpe Behörde follen fie enticpeiden über alle Prlvatfrelif, 
feiten der Gewerbögenoffen, welche aus bem — Golem 
Lehrvertrage herrühren und die Summe von 10 —5 
(20 Thalern) nicht überfteigen, ſobald Kläger ae Bu 
trägt, es mögen biefe Anfprüche mit Vergehen, ber 
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frafung den Gewerbegerichten zufommt, in Verbindun 
fiehen oder felbftändig geltend gemacht werden. Ais Polizei 
behörde haben fie ausfthliegfich zu cognoscien über die 
sub b fpeciell genannten Vergehen. Die hier nicht genanns 
ten Vergehen verbleiben der Competenz der Verwaltungds 
behörden. Stehen aber nun mit Vergehen der legteren Art 
Givilanfprüche ber bezeichneten Gattung in Verbindung, fo 
fragt es fih, ob die Werwaltungsbehörde darüber zugleich 
mit entfcheiden kann ober ob fie den Kläger an Das Ges 
werbegeriht zu verweifen hat. 

Nach der Faffung des Paragraphen sub a würde fih 
wohl die Berwaltungsbehörbe der Entfpeidung zu enthalten 
haben. Der Deputation will es aber nicht zwedmäßig er: 
feinen, für ein und biefelbe Angelegenheit mehrere Ber 
hörden in Anfprud zu nehmen, zumal es in Bezug 
auf den Givilpaffus bei den Werwaltungsbehörden, wie bei 
den Gewerbegerichten nur um eine proviforifhe Entſchei⸗ 
dung handelt. Die Deputation hält es vielmehr für anges 
mefien, daß die Verwaltungsbehörde über den Civilanfpruch, 
wenn er mit einer vor ihr anhängigen Unterfuhung im Bus 
fammenhange fteht, mit entſcheiden könne, auch weni er 
aus dem Arbeitd- und Lehrvertrage herruͤhrt. Hiernach ver» 
bleibt die Werwaltungsbehörde da, wo ein Gewerbegericht 
eriftirt, für dergleichen Civilanfprüche dann, aber auch nur 
‚dann competent, wenn ber Anſpruch zugleich mit einer vor 
ihr anhängigen Polizeiunterfuhung in Verbindung fteht, 
außerdem hat fich der Kläger ans Gewerbegeriht oder an 
die Juftigbehörde zu wenden. Um dies deutlicher auszu⸗ 
drüden, beantragt man: 

bei Punkt a hinzuzufügen: 
foweit fie nicht mit Vergehen in Verbindung 
ftehen, deren Entſcheidung den gewöhnlichen Vers 
waltungsbehoͤrden zufteht” 
und mit diefem Bufage den $. 3 anzunehmen. 

Nach diefer nunmehrigen Faffung des $. 3 reducirt ſich 
die Competenzfrage bei den mehrerwähnten Givilanfprüchen 
hinfichtlich ihrer praktifchen Anwendung auf den Sat: Iſt 
ieine Unterfuchun; voransgegangen, fo hat das Gewerbes 
gericht zu — ift aber eine Unterſuchung vorher» 
gegangen und bei berfelben der Privatanfpruc) geltend ger 
macht worben, fo entſcheidet diejenige Behörde (Berwals 
tungsbehörbe oder Gewerbegericht), welche die Unterfuhung 
geführt hat. Und nur infofern iſt hinfihtlich der Com- 
petenz noch ein Unterſchied, daß Die Verwaltungsbehörde 
nach $. 99 auf Antrag entfheiden kann, aber nicht zu 
entfcheiven braucht, während das Gewerbegericht auf An: 
trag entfcheiden muß. 


Im Nahberichte heißt es: 


Bu $. 3. 
Der $. 99 des Gewerbegefebes beginnt mit den Bor 
ten: „Auch die Verwaltungsbehörden können —— ent- 


eiden.” Beide Kammern haben aber befchloffen, den 
Eingang fo zu fafen: „Auch die Verwaltungsbehörden 
haben —— zu entfcheiden.“ Infolge deſſen ift die am 
Schluffe des Hauptberichts zu $. 3 enthaltene Bemerkung 
dahin »zu berihtigen, daß die Competenz ber Verwaltungs: 
behdrden nad) &. 99 eine nicht bios_facultative, fontern 
eine präceptive iſt. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe au erwarten, ob 
Jemand zu $. 3 das Wort verlangt; wo nit, fo gehe ih 
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zur Abftimmung über. Es fol nach dem Antrage Ihrem 
Deputation bei $. 3 umd zwar bei Punkt a hinzugefügt 
werden: 


„foweit fie nicht mit Vergehen in Verbindung ſtehen, 
deren Entſcheidung den gewöhnligen Berwaltungsbehör- 
den zuſteht.“ 

Ich frage, ob die Khmmer mit.diefem von ber 
Deputation beantragten Zufag fi einverftehen 
wilt? — Einſtimmig Ja. > 

Ich frage num, ob die Kammer dem $. 3 mit 
der foeben befgloffenen Abänderung ihren Bei« 
fall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


4 
(S. &.M. I. K. ©. 396.) 
Im Hauptberichte Heißt es: 
Bu $. 4. 

Der Vorfigende, welcher aus den in den Motiven ans - 
gegebenen Gründen juriftifch. befähigt fein fol, ſoll nad 
einer Mittheilung des Herrn koͤniglichen Regierungscoms 
miffard an den Orten, wo es thunlich ift, aus den Mite 
gliedern des Stadtraths ernannt werden. Daß dies möge 
ũchſt gefchehe, ift Schon um deswillen zu wünfden, weil 
von den rechtskundigen Beamten in den Unterbehörden die 
Mitglieder der Stadträthe prafumtiv die meifte Bekannte 
haft mit den gewerblihen Werhäftniffen befigen, und weil 
außerdem, wenn eine andere, der Ortöverwaltungsbehörbe 
fernftehende Perfon ernannt würde, leicht Gompetenzcon« . 
flicte zwiſchen den Verwaltungsbehörden und den Gewerbes 
gerichten entftehen könnten. 

$. 4 empfiehlt man 

unverändert anzunehmen, 


Präfident v. Schönfeld: $. 4 wird von ber Depu⸗ 
tation zur unveränderten Annahme empfohlen; ich 
frage, ob die Kammer hierin ihrer Deputation 
beipflihtet? — Einftiimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


65. 
(S. EM. I. 8. ©. 396.) 


Im Hauptbericht heißt ed: 
Bu $. 5. 

Um zum Beifigeramt wählbar zu fein, verlangt der 
Entwurf, daß der Arbeitgeber. wenigftens 5 Jahre, der Ars 
beitnchmer aber wenigftens 3 Jahre im Bone ſich aufs 
halte. Da jedoch eine kürzere Aufenthaltszeit ausreichen 
dürfte, um fich mit den Gewerböverhättniffen des Bezirks 
befannt zu machen, andererfeitö bei dem Erforberniß eines 
fünfe und dreijährigen Aufenthalts zu befürchten fteht, bag 
dann nicht in jedem Begirke die nöthige Unzahl geeigneter 
Perföntigkeiten vorhanden fein möchte, zumal auf Seite 
der Arbeitnehmer, die ihren Aufenthalt oͤfterer wechfeln, fo 
Schlägt die Deputation vor: Hl ” 

. die 5 Jahre auf „3“ und die 3 Jahre auf „2 her- 
abzufegen. x 
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Beiter gehört zu den Erforderniſſen der Wählbarkeit, 
Bag der zu Mählende 30 Jahre alt if, daß er ji im Befis 
der hürgerlihen Ehrenrechte befindet und daß er ſich nicht 
der in $$. 48, 58, 65 und 71 bes Gewerbegeſetzes bezeich - 
neten Vergehen ſchuldig gemacht hat. 

Die Gründe, aus denen ein Mitglied des Gewerbes 
gerichts feine diesfalfige Eigenfchaft wieder verliert, find 
nicht befonderd angegeben; fie ergeben fich von felbft, wenn 
man bie gefeglichen Erforderniffe gegenüber hält. Der Ge- 
wählte verliert fein Beifigerreht, wenn er den Erforders 
niffen nicht mehr entſpricht, alfo durch Megzug aus dem 
Bezirk, durch Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, durch 
gänzliche Aufgade, des Gefchäfts oder wenn aus dem Ar 
beitnehmer ein Arbeitgeber, oder umgekehrt, geworden ift. 

Die Deputation empfiehlt: 

den $. 5 mit obigen Abänderungen anzunehmen. 


Der Nahbericht fagt: 


Bu. 5. 

Der $. 108 des Gewerbegefeges, welcher hier citirt ift, 
hat in beiden Kammern durch die befehloffene Annahme 
von zwei neuen 6$. 108a und 108 weientliche Abaͤnde ⸗ 
tungen erfahren, namentlich iſt Punkt d, durch welchen 
war gewiffer Vergehen bie Stimmberechtigung und Waͤhl⸗ 
barkeit zur Gewerbefammer ausgefchloffen war, ganz in 
Wegfall gelommen. Hat man aber die fraglichen Vergehen, 
3, B. Belhäftigung der Kinder über die gefegliche Arbeits: 
zeit, nicht für erheblich genug halten koͤnnen, um daran die 
Stimmberechtigung und Wiblbarteir zur Gewerbefammer 
zu Inhpfen, jo kann man fie auch nicht für erheblich genug 
halten, Iemanden deöhalb von der Werwaltung des Bei, 
figeramtes im Gewerbegerichte auszufchließen. Um nun den 
$. 5 des Entwurfs mit den Grundfäßen des Gewerbes 
gefehes in Einklang zu bringen, beantragt man: 

„auf ber vorlegten Zeile des erften Abfages das 
Gitat: „$. 108 des Gewerbegefeges unter a, c, d” zu 
vertauſchen mit: „$. 108a unter b und d.” 

fo daß, außer ben in $. 5 ausbrüdlich erwähnten Erfor: 
derniffen, nur noch erforderlich ift: das dreißigfte Lebensjahr 
und der Beſitz des perfönlichen Stimmrechts nad der all« 
gemeinen Städteordnung u. f. m! 

Die unterzeichnete Deputation hat es fuͤr felbftverftänd- 
lich gehalten, daß der Veifiger fein Beifigeramt verliert, jo: 
bald er den gefeglichen Erforderniffen nicht mehr entfpricht. 
Die Zweite Kammer hat jedoch für zweckmaͤßig erachtet, 
dies ausbrüdlich auszufprechen und hat deshalb Gefäloften, 
am Schluffe des Paragraphen hinzuzufügen: 

„Verliert ein Mitglieb während der Zeit der Theil: 
nahme am Gemwerbegerichte eine der Eigenfchaften, die 
zu feiner Wahl erforderlich waren, fo hat daffelbe aus: 
utreten.“ 

Man empfiehlt den Beitritt zu dieſem Beſchluſſe. 


Außerdem habe ich noch Etwas nachzutragen. Es iſt 
nämlich bei $.°108, wie er neuerdings beim Gewerbegeſetz 
angenommen worben ift, ber Sat, welcher von dem Diss 
penſationstecht der Regierung handelt, in Wegfall gebracht 
worben, folglih muß, hier der vorletzte Sat ebenfalls in 
Wegfall fommen, worauf die Deputation im Einverfiänd- 
niß mit dem Hertn Regierungscommiffar anträgt. 
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Präfident v. Schönfels: Es würde nun über 5 
das Wort zu ergreifen fein. — Da das nicht geſchieht, fo 
gehe ich zur Abflimmung über. Zuvoͤrderſt trägt die Der 
putation darauf an, daß die 5 Jahre auf 3 und die 3 auf 
2 herabgejegt werben follen. Stimmen Sie ihr Hierin 
bei? — Einftimmig Ja. 

Beiter fchlägt die Deputation vor: 

„auf der vorlegten Zeile des erften Abfages dad Cie 
tat: „$. 108 des Gewerbegefeges unter a, c, d”, zu ver⸗ 
tauſchen mit: „$. 108a unter b und d.” 

Ich frage, ob die Kammer fih aud hierin mit 
ihrer Deputation vereinigt? — Einftimmig Ja, 

Ferner beantragt die Deputation dem Beſchluß der 
Bweiten Kammer beizutreten und am Schluſſe des Para 
graphen hinzuzufügen: 

„verliert ein Mitglied während der Zeit der Theil⸗ 
nahme am Gewerbegericht eine der Eigenſchaften, vie 
zu feiner Wahl erforderlich waren, fo hat derfelbe aus ⸗ 
zutreten.“ 

Pflichtet die Kammer auch dieſem Zuſat 
bei? — Einſtimmig Ja. 

Endlich wird vorgeſchlagen, daß der Abſatz: „Eine 
Dispenfation ic.“ gänzli in Wegfall komme. Sind 
Sie auch hierin der Meinung der Deputa 
tion? — Einftiimmig Ja. M 

Und nun frage ih, ob die Kammer $. 5 in ber 
foeben befhloffenen Weife ihren Beifall 
ſchenkt? — Einflimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


8. 6. 
(S. EM. II. K. ©. 397.) 


Im Hauptberit heißt es: 


Bug. 6. A 
Die Deputation ift ganz damit einverfanden, daß bie 
Wahl auf einen Zeitraum von wenigftens 6 Jahren er 
folge, weil das öftere Wählen, wie dies z. S. bei den Ge⸗ 
meinbewahlen der Fall ift, mit vielem Beitaufwand und Kor 
ften verbunden ift, auch die längere Bekleidung eines Amtes 
mit den Gefchäften und einer zwedmäßigen Art ihrer Ber 
handlung vertrauter macht. CS ift anfänglich in Vorſchlag 
gekommen, aller 3 Jahte die Hälfte der Mitglieder aus 
fheiden zu laffen und an ihrer Stelle neu zu wählen, dar 
mit fie nicht Alle auf einmal ausfcheiden, jonbern wentg* 
fens immer eine gewiffe mit den Gefchäften vertraute Ans 
zahl von Mitgliedern dem Gewerbegerichte erhalten werde. 
Allein, abgefehen davon, daß eine joldye Wahl ganz den 
feiben Xufwand an Zeit und Koften verurfachen würde, [0 
iſt es auch gar nicht wahrfcheinlich, daß aus einer veligen 
Neuwahl lauter neue Mitglieder hervorgehen, da erfahrungs⸗ 
mäßig bei dergleichen Wahlen ein Theil der Ausgeſchiebe⸗ 
nen immer wieder gewählt wird. N der galt 
Wenn indeß bei einem fechsjährigen Beitraum bei DR 
eintreten Bann, daB manche von den Gemählten durch Aue 
fa, Veränderung des Aufenthalts u. . wm. aus ben 
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werbegerichten ausfcheiden, fo ſchien es, um die Zahl der 
Mitglieder nicht allzufchr herabfinten zu laffen, nothwen- 
dig, Vorkehrung zu treffen, daß die Ausgefdiedenen in 
einer leicht ausführbaren Weife wieder ergänzt werden 
tönnen; und es beantragt deshalb die Deputation, dag am 
Schluſſe des — hinzugefügt werde: 

„Wenn während der fehsjährigen Periode durch 
Einberufung von Stellvertretern die Zahl der Stellver- 
treter bis unter die Hälfte herabſinkt, fo find vom Ge 

werbegerichte in der naͤchſten nad $. 11 conftituirten 
Sigung die fehlenden Mitglieder aus dem Kreiſe der 
Wählbaren zu ergänzen.“ 

Man könnte diefem Vorfchlage einhalten, daß die Er— 
gänzungswahl nicht Sache einer Gerichtsfigung, fondern 
Sade der fämmtlihen Mitglieder feiz allein einmal er- 
Yangt man hierdurch Uebereinftimmung mit einem ähnlichen 
Zufage zu $. 7 und dann wird Überhaupt der Fall höchft 
felten vorkommen, am beften aber kann ihm dadurch bes 

jegnet werden, daß gleich bei der Hauptwahl für eine ger 
Beige Anzahl Stellvertreter geforgt wird. Tritt die Er— 
gänzungswahl ein, fo ift das Gericht, wie fi aus den 
Andeutungen zu $.2 ergiebt, nicht nothwendig an die naͤch ⸗ 
ſten Wählbaren gebunden, fondern es wird, foweit thun- 
lic), mehr darauf Rüdficht zu nehmen haben, daß die fehs 
Ienden Mitglieder wieder durch ſolche erfegt werden, weiche 
derfelben Gewerbsart, wie die Ausgeſchiedenen, angehören. 

Mit dem erwähnten Zuſatze wird 

die Annahme bed $. 6 angerathen. 


Der Nachber icht enthält Folgendes: 


Wa .  8uS 6. 

Die Zweite Kammer ift dem von der unterzeichneten 
Deputation beantragten Zufatze, infoweit nach demfelben 
bie Ergänzungswahlen in der nächften Gigung des Ges 
werbegerichts vorgenommen werben follen, nicht beigetres 
ten, fie will vielmehr, daß diefe Ergänzungöwahlen dur 
fämmtliche Mitglieder des Gerichtsbezirks erfolgen, und bat 
Deshalb den ganzen Bufag in folgender Faſſung amges 
nommen: — ⸗ 

„Wenn während der fehsjährigen Periode durch 
Einberufung von Siellvertretern die Zahl derſelben unter 
die Hälfte herabfintt, fo fi jollen fämmtliche Gewerbegerichtös 
mitglieder die Fehlenden aus dem Kreife der Wählbaren 

“ergangen.” j : 

Man empfiehlt den Beitritt in der Hoffnung, daß 
immer im Voraus fo viel Stellvertreter werden gemählt 
werden, daß fi) eine Ergänzungswahl nicht mörhig 
machen wird. 

Bemerken will ich nur noch zur Erläuterung, daß 
unter dem Worte: „Gewerbegerichtsmitglieder“ bie ſtimm⸗ 
beregptigten Mitglieder des Bezirks zu verftehen find. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $ 6 
ſpricht, fo frage ich, ob die Kammer nad) Anrathen ihrer 


die Hälfte herabfinkt, fo folen ſaͤmmtliche Gewerbeger 
richtsmitglieder die fehlenden aus dem Kreife der Wähl- 
baren ergänzen.” 


Tritt die Kammer diefem Bufag bei? — Ein« 
fimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


$ Tr 
(S. EM. I. 8. ©. 398.) 
Im Hauptberichte heißt e8: 


$ Bu $. 7. 
Die Deputation hat hierzu zu bemerken: 
1) beantragt man 
auf der erſten Zeile die Worte: „wegen zu hohen 
Alters” zu verfaufchen mit den Morten: 
„wegen vollendeten 60. Lebensjahres.” 

Es ftimmt dies überein mit dem Vorſchlage zu $. 110 
des Gewerbegeſetzes. 

2) Nach Inhalt des zweiten Satzes foll der nach $. 6 
beftellte Wahlcommiffar Über die Statthaftigkeit ber Gründe 
entfcheiden, aus denen Jemand das Beifigeramt ablehnt 
oder miederlegt. Da jedoch die Function des Wahlcommiſ⸗ 
fars ſich mit der Conftituirung des Gewerbegerichts erle⸗ 
digt, fo Bann er füglich nicht entfheiden, wenn ein Beiſitzer 
fein bereit übernommenes Amt fpäter niederlegt oder wenn 
bei der $. 6 erwäbnten Sraängungemaht die Annahme der 
Wahl abgelehnt wird, Man beantragt deshalb: 

nach dem Worte: „entfeheiden” im zweiten Satze 
hinzuzufügen: 
„mac erfolgter Gonftituirung des Gewerbegerichts 
von Iegterem in erſter Inftanz in der näcften 
nad) $. 11 conflituirten Sigung.” 
3) beantragt man: 
am Schluffe des $. 7 hinzuzufügen: 
„Wer bereits ſechs Jahre Mitglied eined Gewerbes 
gerichtö gewefen ift, kann für die nächften ſechs 
Jahre ohne Angabe eines Grundes ablehnen." 
Mit diefen Anträgen wird 
$. 7 zur Annahme empfohlen, 


Präfident v. Schönfeld: Ich erwarte, ob Jemand 
über $. 7 zu fprechen verlangt? — Es iſt nicht der Fall, Die 
Deputation hat hierzu mehrere Anträge geftellt: 1) auf 
der erften Zeile die Worte: „wegen zu hohen Alters” 
zu vertauſchen mit den Worten: „wegen vollendeten 
60. Lebensjahres.” Stimmt die Kammer damit 
überein? — Einftimmig Ja. 

Die Deputation beantragt 2) nad dem Worte: „ente 
ſcheiden im zweiten Sage hinzuzufügen: 

„mach erfolgter Gonftituirung des Gewerbegerichts 





Deputationdemfelben ihreBufimmung ertheilt?— 
Einfimmig Ja. h — F 
Hierzu wird nun noch in Uebereinſtimmung · mit der 
Bweiten Kammer folgender Zuſatz beantragt: 
Wenn während der fechöjährigen Periode durch 
Einberufung von Stellvertretern die Bahf derſelben unter 
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von Jegterem in erfter Inftanz in der nächften nach $. 11 
conftituirten Sitzung.“ 
Ich frage, ob Sie auch diefem Antrage ihrer 
Deputation beipflichten? — Einfiimmig Ja. 
Endlich wird beantragt 3) am Schluffe des $. 7 Hine 
zuzufügen : 
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„Wer bereits 6 Jahre Mitglied eines Gewerbege 
richts gewefen ift, kann für die naͤchſten 6 Jahre ohne 
Angabe eines Grundes ablehnen.” 

Stimmen Sie auf diefem Antrage beit — 
Einftimmig Ja. i 
Und nun frage id, ob Sie dem $. 7 mit den 
> foeben befhloffenen Abänderungen Ihren Bei— 
fall ſchenken? — Einfiimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


8. 
(S. &M. I. K. ©. 399.) 
Der Hauptbericht fagt hierüber: 





Zu $. 8. 

Dieſer Paragraph enthält die Grundfäge Über die Ent- 
ſchaͤdigung der Beifiger; er beſtimmt, daß die Arbeitgeber 
für dad eigentliche Beifigeramt niemals entſchaͤdigt werden 
ſollen, daß dagegen die Arbeitnehmer entſchaͤdigt werben 
koͤnnen, nur foll das ob und wie in der Gefchäftsordnung 
feftgeftellt werden. Wie der Herr Eönigliche Commiffar der 
Deputation mitgetheilt hat, geht die Abficht der Regierung 
dahin, daß die auswärtigen Beifiger Neifevergitung nad) 
den in der Gefchäftsordnung zu beftimmenden Sägen er 
halten follen, Arbeitnehmer aber nody außerdem eine Ber 
gütung für ihren Zeitverluſt, welche ihrem Arbeitsverdienfte 
entfpricht. 

Die Deputation war anfänglich der Meinung, daß die 
ganze Entfchädigungsfrage nicht im Gefeß, fondern beffer 
bei der Errichtung eines Gewerbegerichted und beziehendlich 
durch die Gefhäftorbnung regulirt werde, weil der Aufs 
wand an Zeit und Mühe, den die Gefchäfte erfordern wer⸗ 
den, in ben verfchiedenen Bezirken fehr verfchieden fein wird 
und weil auch außerdem noch wegen des Erpeditionsaufs 
wandes fuͤr Local, Heizung, Beleuchtung u. f. w. Beſtim⸗ 
mungen zu treffen fein werden; allein fie überzeugte fich 
doch, daß es beffer fei, wenn wenigftens die Hauptjächliche 

n Grundfäge, mit denen man übrigens einverftanden ift, 
im Gefete auögefproden find. Ueber die Eniſchaͤdigung 
des Vorfigenden für feine Bemühungen ift im Entwurfe 
gar Nichts erwähnt und es iſt daher eine Vergütung für 
denfelben an ſich nicht auögefchloffen. 

Die Deputation rathet daher der Kammer an: 

den $. 8 unverändert anzunehmen. 


Im Nachberichte wird bemerkt: - 


Zu $. 8. “ 
Die Zweite Kammer hat fih nur mit dem erſten Sage 
einverftanden erflärt, wegen des Vorfigenden aber fowie 
wegen Entſchaͤdigung der Arbeitnehmer und wegen des fonft 
noch bei den Gewerbegerichten entfiehenden Koftenaufwan- 
des fpecielle Beflimmungen getroffen. Nach den diesfall- 
figen Beſchluͤſſen der Zweiten Kammer lautet nun der 
ganze $. 8 for . 
Das Beifigeramt wird von ben Arbeitgebern un: 
entgeidlich veripaltet, ſowie der Vorſitz unentgeldlich zu 
führen iſt. Auswärts vom Sitzungsorte wohndafte Bei⸗ 
ſter ſollen Reiſeverguͤtung, Arbeitnehmer außerdem eine 
dein gewöhnlichen Arbeitsberdienſte entſprechende Ent- 





T&ädigung, nach den in der Geſchaͤftsordnung feſtzuſtel⸗ 
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Ienden Sägen, aus der Sportelcaffe des betreffe 
Gewerbenmiätee beanfpruchen En In A 
auswärts wohnende Zeugen. ocal, Heizung, Beleuce 
tung, Mitbenugung der Dienerfchaft u. [. w. if vor 
der Behörde ohne Vergütung zu gewähren, welcher der 

— aa er Bee ‚obbezeichnete Auf⸗ 

wand ift, infofern die Sportelcaffe nicht außrei, 

der Staatscaffe zu übertragen.” ie) Sr au 

Die unterzeichnete Deputation kann es nicht billi 
daß der Borfig unter allen Umfländen unentgeidich geführt 
werben foll, wie dies nach dem Befchluffe der Bmeiten 
Kammer der Fall fein würde. Der Vorfigende ift Drgan 
der Behörde und wenn letztere im Intereffe des Inftituts 
oder aus irgend einem anderen Grunde es für angemeffen 
oder nothiwendig erachtet, dem Vorſihenden wegen feiner 
befonderen Mühwaltung oder Amtsführung eine le 
zufommen zu laffen, fo liegt Fein Grund vor, dies durchs 
Geſetz zu verbieten, Im Uebrigen will ſich die Deputation 
mit den Befchlüffen der Zweiten Kammer einverftanden 
erklären und beantragt demnach: 
‚Die obige Faffung des $. 8 anzunehmen, jedoch 
mit Wegfall der Worte: „fowie der Borfis unentgelolic, 
zu führen iſt.“ 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 8 zu fprechen verlangt? — Da das nicht 
geſchieht, fo gehe ich zur Fragftelung über. Der Herr Re⸗ 
ferent hat die Faſſung, welde dem Paragraphen gegeben 
werben foll, forben vorgetragen, ich wiederhole diefelbe nicht, 
fondern frage die Kammer unter Vorbehalt des am Schluſſe 
geftellten Antrags, ob fie diefer Faffung ihren Bei— 
fall ſchenkt? — Einſtimmig Ja. 

Nun frage ich, ob Sie nach Anrathen Ihrer Depus 
tation aus diefer neuen Faffung Seile 2 die Worte: 
„ſowie der Borfig unentgeldlich zu führen if“, 
in Begfall bringen wollen? — Einfimmig Ja  " 

Endlich frage ih, ob Sie der neuen Faffung 
mit den befloffenen Abänderungen Ihren Beir 
fall ſchenken wollen? — Einftimmig Ia. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


9.9. 
(S. EM. I. 8. ©. 403.) 
Im Hauptberichte heißt ed: 


Bu $. 9. jr 
Der Entwurf hat Beides: die Verpflihtung der Mite 
glieder bei der erften Conftituirung des Gewerbegerichtd 
und bie fünftige Verpflichtung folder Perfonen, we Ihe 
ſchon einmal Mitglieder des Gewerbegerichts geweſen find, 
in einen Sat gebrecht. Der Deutlichkeit halber ſchlägt 
man vor, Beides zu trennen und beantragt deshalb: 
die Worte: „Diejenigen, welde noch nit ni 
Thaͤtigkeit eines Gewerbegerichts Theil genommen haben 
in Wegfall zu bringen und dafür einzuſchalten: 
‚„diefelben“, 
und ferner beantragt man: $ 
am Schluffe des Paragraphen hinzuzufügen: 


hitpz/igital.slub-dresden.deippn2002: 
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: „Die fpäter eintretenden Mitglieder werben in 
derfelben Weife verpflichtet.” 
Mit diefen Anträgen wird 
$. 9 zur Annahme empfohlen. 


Im Nachberichte ift Nichts zu bemerken geweſen. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über $. 9 zu ſprechen wuͤnſcht? — Wo nicht, fo 
gehe ich zur Abftimmung über. Zuerſt beantragt die De 
putation die Worte: „Diejenigen, welde nod nit 
an der Thätigkeit eines Gewerbegerichts Theil 
genommen haben” in Wegfall zu bringen und dafür 
zu feßen „diefelben.” „Ich frage, ob die Kammer 
diefer Abänderung Beifall ſchenkt? — Einſtim ⸗ 
mig Ja. 

Die Deputation vathet ferner an, am Schluſſe des 
Paragraphen hinzuzufügen: „Die fpäter eintretenden 
Mitglieder werden in derfelben Weiſe verpflich- 
tet.” Ich frage auch bier, ob Sie der Deputation 
beipfliten? — Einftimmig Ta. 

Nun frage ich, 0b Sie dem $. 9 in der eben be 
fhloffenen Maaße beiftimmen? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


- 510 
(S. EM. II. 8. ©. 403) 


Im Hauptberichte heißt ed: 


Bu $. 10. 

Um die Frage über die Deffentlichkeit nicht der Ges 
ſchaͤfts ordnung zu überlaffen, fondern principiell im Geſetz 
auszufprechen und nur die etwaigen Befchränkungen in bie 
Gefchäftsordnung zu verweilen, beantragt man: 

* Punkt b ganz zu ſtreichen und den $.10 mit Wege 

laſſung biefes Gun tes anzunehmen ; 
Dagegen aber folgenden $. 10b anzunehmen: 
„die Eigenen find öffentlich, die etwa nöthis 
gen Belchränkungen hat die Geſchaͤftsordnung zu 
beftimmen.” ü 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über $. 10 zu ſprechen wuͤnſcht? wo nicht, fo gehe 
ich zur Abftimmung über. — Bezüglich diefes Paragraphen 
ſchlaͤgt die Deputation vor, den Punktb ganz zu ftreichen 
amd ben $. 10 mit Weglaffung diefes Punktes anzuneh: 
men. Ich frage, ob die Kammer fid mit diefem 
Deputationsantrage einverfteht?— Einftimmig Ja. 

Die Deputation fhlägt ferner vor, einen $. 105 an: 
zunehmen, der folgendermaaßen lautet: \ 

ie Sigungen find öffentlich, die etwa nöthigen 
Pe hat kung zu beftimmen.” 

Ich frage auch hier, ob die Kammer diefen von 
der Deputation vorgefhlagenen $. 10b anneh⸗ 
men will? — Einftimmig Ia. 
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Referent Bürgermeifler Hennig: 
gt. 
(S. EM. IL K. ©. 404.) 


$. 11 wird vom der. Deputation zur unveränderten 
Annahme empfohlen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 11 
ſpricht, frage ih, ob die Kammer nach Anrathen ihrer 
Deputation diefen Paragraphen in underänderter 
Weiſe anzunehmen gemeint ift? — Einfiimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


$. 12. 
(S. EM. I. 8. ©. 404.) 


Im Hauptberichte heißt ed: 


Bu $. 12. 

Durdy $. 10b, wie ihn die Deputation vorgefchlagen 
hat, ift beftimmt, daß die etwa nöthigen Befhränkungen 
der Deffentlichfeit bei den Sigungen in ber Gefchäftsord- 
nung beftimmt werben follen. Infolge deſſen erledigt ſich 
der vorlegte Sat des $. 12 und es wird baher beantragt: 

den vorlegten Sag: „Er kann” u. ſ. w. in Wegfall 
zu bringen 


un 
den $. 12 mit diefer Abänderung anzunehmen. 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand über $. 12 
das Wort ergreift, fo frage ih, ob die Kammer auf 
Anrathen ihrer Deputation ‚den vorlehten Satz des 
Paragraphen in Wegfall zu bringen gemeint if? 
— Einftimmig Ia. 

Und nun frage ih, ob die Kammer biefen $. 12 
mit der beſchloſſenen Abänderung anzunehmen 
gemeint ift? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


6. 13. 
(S. EM. U. K. ©. 404.) 


Im Berichte heißt es: 


Zu $, 13 
iſt Nichts zu erinnern und wird daher 
die Annahme beantragt. 

Advocat v. Könnerit: Bei der ganz allgemeinen Faſ · 
fung diefes Paragrapfen koͤnnte es den Anfchein gewinnen, 
als ob auch der perfönlich privilegitte Gerichtäftend im 
engeren Sinne, wie derfelbe meined Wiſſens zur Zeit in 
Sachſen, wenn man von juriflifchen Perfonen abfieht, nur 
noch" bezuglich der Mitglieder des Föniglichen Haufes und 
Bezüglich der Mitglieder des Haufes Schönburg vorkommt, 
nicht von der Verpflichtung befreien würde, in Perfon vor 
den Gewerbegerichten Zeugniß abzulegen. Gewiß hat es 





ebenfowenig in der Abficht der koniglichen Staatsregierung lies 
gen koͤnnen, den perſoͤnlichen privilegirten Gerichtsſtand durch 
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Viefes Geſeh zu beſchr anken, als ſolches überhaupt der geeignete 
Ort fein dürfte, eine folche Beſchraͤnkung eintreten zu laſſen. 


Wenn mir dies jedoch nicht ganz deutlich aus der Faffung |. 


des Paragraphen hervorzugehen fcheint, indem man unter 
dem perfönlichen Gerichtäftand im Allgemeinen auch den per⸗ 
ſoͤnlich privilegirten Gerichtöftand verftehen Fönnte, fo erlaube 
ich .mir das Gefuch an die hohe Staatsregierung zu rich 
ten, ihre Conformität mit der Anſicht, daß der perfönlich 
privilegirte Gerichtsſtand von dem perfönlichen Erfcheinen 
vor dem Gewerbegeriht zum Behuf der Zeugnißablegung 
befreien würde, ausjufpreden. 


Koͤnigl. Commiffar Dr. Weinlig: Ich fann nur dad 
vollftändige Einverftändniß der Staatsregierung mit diefer 
Auffaſſung beftätigen. Es ift in der That faum an die 
Möglichkeit gedacht worben bei Abfaffung des Geſetzes, daß 
die hier fraglichen Perfonen in die Lage kommen Fönnten, 
als Zeugen vor dem Gemwerbegerichte vernommen zu wer ⸗ 
den. Aber es geht auch nicht der geringfte Zweifel darüber 
bei, daß diefer perſoͤnlich privilegirte Gerichtöftand nicht 
alterirt werden folle, 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter über 
F. 13 zu fprechen begehrt, fo fchließe ich die Debatte hierr 
über und gebe dem Herrn Referenten das Schlußwort. 
Es wird hierauf verzichtet.) 
IH frage nun, ob die Kammer $. 13 in unver» 
änderter Weife anzunehmen gemeint if? — 
‚Einfimmig 3a. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 
$. 14. 
(S. EM. I. K. ©. 404.), 


Der Hauptbericht ift hier nicht vorzutragen, weil 
das, was darin in Bezug auf $. 14 ficht, im Nachbericht 
wieberum vorfommt. Es heißt im Nachbericht: 


. Bu $. 14. 
Bei $. 99 des — * haben beide Kemmern 
befchloffen, daß in der fländifchen Schrift beantragt werde: 
daß die Behörden angewiefen werden follen, fos 
wohl rüdfichtlich des Verfahrens, ald der Koften eine 

analoge Anwendung des Gefebed vom 16. Mai 1839 

flattfinden zu laſſen.“ 

" Nach diefem Gefeh vom Jahre 1839 ift es in allen 
Fällen zutäfi, ſich durch Stellvertreter vertreten zu laffen. 
Die unbegrenzte Zulaffung von Stellvertretern in den Ber 
handlungen des Gewerbegerichtes würde aber dem Zwecke 
und dem Wefen des letzteren ganz zuwider fein, und doch 
find andererfeitö Fälle denkbar, wo die Zulaffung von Stell- 
vertretern gerechtfertigt ift, fogar im Interefje der Sache 
‚liegt. Die Zweite Kammer hat daher, um die Zulaffung 
von Stellvertretern auf die geeigneten Fälle zu befchränfen, 
einen Bufa beantragt, mit dem man ſich einverftanden er⸗ 
Hirt, fo dag nunmehr die Faffung des ganzen Paragra- 
phen nach dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer und den 
Anträgen der unterzeichneten Deputation fo lautet: 


‚Sächsische 


. Dad Verfahren bei ben Gewerbegerichten i 

für Verwaltungsiachen im Allgemeinen — 
haben die Parteien in der Negel in den Terminen per. 
fönlid zu erſcheinen. Ausnahmen in einzelnen Fällen 
koͤnnen nur bei genügenden Entf&ufdigungsgründen durch 
das betreffende Gewerbegericht geſtattet werden, Hits 
ſichtlich der präfumtiven Stellvertreter und in Bezug auf 
die Vertretung der Gemeinheiten und Genoſſen ſchafien 
bewendet es bei der Beſtimmung in den $$. 7, S und 9 
des Gefehed vom 16. Mai 1839." ' 

Men rathet der Kammer an: 
„ben $. 14 in der vorbemerften Faſſung anzunehmen.” 


Präfident v. Schönfeld: Ich erwarte, ob Jemand 
über $. 14 das Wort ergreift; wo nicht, fo gehe ich zur 
Abftimmung über. Der Herr Referent hat focben die neue 
Faſſung vorgetragen, melde der $. 14 erhalten foll; ich 
tecapitulite dieſelbe nicht, fondern frage nur, ob die Kanıs 
mer auf Anrathen ihrer Deputation den $. 14 in der 
neuen Faffüng anzunehmen gemeint iſt? — Ein 
fimmig Ja. 


Referent Würgermeifter Hennig: 


4. 16. 
(S. &.M. II. K. ©. 406.) 


$. 15 wird von der Deputation zur unveränderten Ans 
nahme empfohlen. R 


Präfident v. Schönfels: Wenn Niemand über $.15 
zu ſprechen wuͤnſcht, frage ich, ob die Kammer nad. 
Anrathen ihrer Deputation diefen Paragraph unvers 
ändert anzunehmen gemeint if? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


Schließlich beantragt die Deputation: 
den Entwurf mit den beantragten Abaͤnderungen 
und Zufägen anzunehmen, er 

wobei noch bemerft wird, daß ſich der Herr, Königliche Mes 
gierungscommiffar mit fämmtliden Vorfdlägen einverftans 
den erklärt bat und daß biefelben auch im Mefentlichen 
mit den Befchlüffen der Deputation der Zweiten Kammer 
übereinftimmen. # ‚ 


Präfident v. Schönfeld: Der Schlußantrag der 
Deputation geht dahin: 
„Den Entwurf mit den beantragten Abanderungen 
„und Zufägen anzunehmen.” 
Ich frage, ob die Kammer hierin ihrer Depu« 
tation beipflichtet? 
‚Hierauf antworten mit Ja: 


Seerstär v. Eoidy. Graf Witbing v. Königebrld, 
Seeretär Wimmer. Superintendent Dr. Lechlet. 
Domherr v. Wapdorf. Gapitular v. Schröter, 

— v. Könnerig, Graf v. Schönburg. 





Hofrath Dr. Häncl, Würgermeifter Lohr. 
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Bürgermeifter Clauf. Kammerfere v. Webſch. 
Nittevgutsbefiger deitener. Bücgermeifter Meer. 
Bürgermeifter Gottfchalb, Breihere d. Shönberg-Bifran. 
Nittergutöbefiger v. Römer.  Rammerhere v. Mittig. 


Oberbürgermeifker viotenhauer. 
Kammerherr v. Erhmannsdorff, 
Finanzrath v. Noſtiz ⸗Wallwitz. 
Landebeſtallter Hempel, 
Vraͤſident d. Schonfeis 


Rittergutöbefiger Kraft. 
Vürgermeifter Hennig. 
Graf v. Stolberg. 
Kammerherr v. Luttichau. 
Kloſtervoigt d.’Pofern. 
Nittergutsbefiger d. Böhlau. 

Präfident v. Schönfeld: Es hat daher der Geſetz- 
entwurf einflimmige Annahme gefunden. 

Es ift der zweite Gegenftand der Tagesorbnung hier- 
mit ebenfalls erlediget und es erlibriget mir nur noch, anzu⸗ 
geben, wenn bie nächte Sigung fein wird und was für 
Gegenftände in derfelben zur Berathung gelangen. Ich 
beraume die nächte Sitzung an auf Dienftag den 5. März 
Vormittags 11 Uhr. Gegenftände der Berathung werben 
fein, zuerft der ſchriftliche Bericht der vierten Deputation 
über die Petition der Gemeinde Kautzſch wegen Ausbezir- 
ung aus dem Gerihtamte Dippoldiswalde und Einbezir⸗ 
kung in das Gerichtsamt Dresden. Hierbei iſt zu bemer⸗ 


Redaoteur H. Meinhold, Serretär im Koͤnigl. Miniſterium · des Innern. — 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 10. März 1861. 


18 G. Abonnement.) 
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Ten, daß die Mittheilungen der Sweiten Kammer S. 631 . 
zu berücfichtigen fein werben. Ich mache befonders darauf 
aufmerffam, wo der Bericht enthalten iſt, welchen die jene 
feitige Deputation über dieſe Angelegenheit erſtattet hat, 
Ferner der adoptirte fehriftliche Bericht der weiten Kam⸗ 
mer über die Petition Schmidts zc. zu Tuͤrchau um Revi⸗ 
fion des Heimathögefeges. Es find ebenfalls die Mittheis 
lungen ber Zweiten Kammer auf ©. 596 hier einzufehen. 
Der dritte Gegenftand ift die Beſchwerde Louifen Wittig 
zu Stiebig wegen Jufkizverweigerung. Die Mittheilungen 
der Zweiten Kammer auf ©. 628 find hier einzufehen. Der 
vierte Gegenftand wird fein: Die Petition Heinrich Dies 
zu Leipzig um. Cinführung einer allgemeinen Wehrpflicht 
und einer billigeren, praktifcheren Rechtspflege. Auch hier 
mache ich aufmerkfam auf die Mittheilungen ber Sweiten 
Kammer ©. 982. Endlich der letzte Gegenftand der naͤch⸗ 
ften Tagesordnung würde der adoptirte Bericht fein uͤber 
die Petition Butzes zu Conradsborf und Genoffen, Hüttens 
rauchentſchaͤdigung betreffend. Die heutige Sigung ift ges 


ſchloſſen. 2 
(Schluß der Sigung 1 Minute nah 2 Uhr.) 


Orud von B. ©, Teubner in Dresden. 
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Neunundbreißigfte öffentlihe Sitzung ber 
Erfien Kammer am 5. März 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiftrandenvortrag. — Urlaubs⸗ 
geſuche. — Berathung des Berichts ber vierten Deputation, 
die Petition ber Gemeinde Kauhfch wegen Ausbeziefung aus 
dem Gerichtsamte Dippoldiswalde und Einbezirkung in dad 
GerichtSamt Dreden Getr. und deren Beilegung. — Ber 
rathung ded Verichts der vierten Deputation, bie Petition 
J. ©. Schmidt's und Genoffen in Tuͤrchau um Revifion deö 
Delmathogeſehed Lett. und deren Beilegung. — Verathung 
ded Verichtö der vierten Deputation über bie Petition Heine 
zip Diege’g zu Leipgig um Einführung einer allgemeinen 
Wehrpflicht und einer Eürzeren, praktifcheren Rechtspflege 
und deren Vellegung. — Berathung bed Berichts der 
vierten Deputation üder bie Vefchtwerbe 2. B. A, Wittig zu 
Stiebig, Juftigvermeigerung betr. und beren Beilegung. — 
Beratung bed Berichts ber vierten Deputation über bie 
Petition Butze's und Genoffen zu Gonradsborf, bie Ente 
Fokbigung der durch den Guͤttenrauch der Halsbrücer und 
Mufdener ‘Hütten an ihren Eigenthum verurfachten Schäs 
den betr. 


— 


Die Sigung beginnt um 11 Uhr 25 Minuten Vor 
mittags in Anmefenheit von 37 Kammermitgliedern, ſowie 
in Gegenwart ded Herrn Königlichen Commiſſars Geheimen 
Rathg Hänel. 

Präfident v. Schönfeld: Herr Serretär v. Egidy 
wird die Güte haben, das Protokoll der vorausgegangenen 


Sitzung zu verleſen. Gelchiht) 


Hat Jemand gegen die Faſſung des ſoeben verleſenen 
Protodolles Etwas zu erinnern? — Herr v. Koͤnneritz. 

Advocat v. Koͤnneritz: Ich bitte, daß an ber Stelle, 
bie id) dem Herrn Secretär gleich näher bezeichnen werde, 
wo nämlich von dem perfönlichen Gerichtöftande meiner 
Herren Conftituenten die Rede ift, noch dad Wort „privie 
legirt“ eingeſchaltet werde. 

Serretär dv. Egidy: Sehr gern werde ich nad diefer 
Bemerkung dad’ Protokoll vervolftändigen. 

18. G. Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter 
Etwas gegen dad Protokoll einzuwenden hat, fo betrachte 
ich daſſelbe ald genehmigt und erfuche bie Herren v. Was 
dorf-Störmthal und Kraft, daſſelbe mit mir zu voll⸗ 


ziehen. 
(Sefchieht.) 


Wir wenden uns zum Vortrag ber Regiftrande, Here 
Secretär v. Egidy wird und benfelben erftatten. 


‚ (Nr. 200.) Petition des Gemeindevorftandes Auguſt 

jeinrich Garten und 30 Genoffen zu Rothenfurth um 

jerwendung bei der hohen — dahin, daß der 
Rauch der Halsbrucker und Muldener Hütten unſchaͤdlich 
gemacht und der Betrieb derſelben in ſeiner jetzigen Geſtalt 
abgeaͤndert werde. 


Praͤſident v. Schoͤn fels: Diefe Petition iſt ſofort an 
die dritte Deputation abgegeben worden. Sie wird heute 
mit zur Berathung gelangen, indem der Gegenſtand, den 
ſie betrifft, auf der heutigen Tagesordnung ſich befindet. 


(Mr. 201.) Protokollextract der Zweiten Kammer vom 
20. Februar 1861, enthaltend die mündliche Berichterftats 
tung der jenfeitigen dritten Deputation über die Anträge, 
die Wahlgefegreform betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Diefer Protofollertract 
wird der dritten Deputation zu übermitteln fein und nach 
der Sachlage zu den Acten kommen. 


(Nr. 202.) — — Extract von demſelben Tage, 
die Berathung des Berichts über die Petitionen der Stadt« 
räthe zu Borna und Pegau wegen Wiederaufhebung der 
Verordnung vom 30. December 1850, fammt Anfchluper- 
flärung der Stadträthe zu Leiönig und Oſchatz in Bezug 
auf die Ausftellung von Paßkarten betreffend, 

Präfident v. Schönfeld: Diefe Petition ift von dem 
fielivertretenden Herrn Abg. Helbig der Zweiten Kammer 
zu der feinigen gemacht worden; e& dürfte daher diefelbe 
ohnftreitig der dritten Deputation zur Berichterſtattung zu 
übergeben fein und id} frage, ob bie Kammer mit dieſem 
Vorſchlage einverftanden iſt? — Einfiimmig Ja. 

203.) Weiterer Auszug deſſelben Protofoles, 
— en? Shit ler a6 elersägfte 
Deeret, die Aufhebung der Durchgangszoͤlle betreffend. 
Praͤſident v. Schönfels: Die Schrift iſt bereitö abs 
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gegangen und es wird der betreffende Protokollextract zu 
den Aeten zu nehmen fein. 


Mr. 204.) Auszug des Protofolles der Zweiten Kam: 
mer vom 26. Februar 1861, enthaltend den Befchluß wegen 
des annoch zu bewirkenden Drudes des Berichts und Nach- 
berichis ber jenfeitigen Zwiſchendeputation über den Ent: 
wurf der Kirhenordnung zu den Landtagsmittheilungen. 


Präfident v. Schönfels: Diefer Protofollertract ift 
an die Deputation abgegeben worden, welche die Kirdens 
ordnung zu berathen hat. 


(Nr. 205.) Mittelft Kammerbefhluffes vom 28. Fe 
bruar 1861 überfendet die Zweite Kammer eine bei ihr ein« 
gereichte Petition des Iandwirthfchaftlichen Vereines zu Mar 
vienberg, die Uebernahme der Mobiliarverficherung von Stis 
ten bed Staates betreffend. 


Praͤſident v. Schönfels:. Herr Bürgermeifter Clauß! 


Buͤrgermeiſter Clauf: Die forben verlefene Petition 
des landwirthſchaftlichen Vereins in Marienberg, von deren 
Inhalt die dritte Deputation vorforglich bereits Kenntniß 


genommen hat, fällt im Wefentlichen mit einer früher von fi 


einem geehrten Mitgliede diefer Kammer eingebrachten 
Petition zufammen; beide gehen dahin: 

„Die hohe Staatsregierung um eine Gefevorlage 
zu erjuchen, nach welcher mit der jegigen Immobiliar« 
verfiherungsanftalt ein Inftitut für freiwillige Mobiliars 
verficherung verbunden werde’ 

Die früher deshalb eingegangene Petition ift als ſtaͤn⸗ 
difche der dritten Deputation zugetheilt worden. Letztere 
hat nun diefelbe vorläufig geprüft und ift hierbei zu der 
Anficht gefommen, daß fie in mehrfacher Beziehung mit 
dem durch allerhöchftes Decret vom 29. Sanuar diefes Jahr 
res zunaͤchſt an die Zweite Kammer gelangten Gefegent- 
wurfe bezüglich des Smmobiliarbrandverfiherungswefens 
connex und coincident fei, Infofern nämlich, als darin bean ⸗ 
tragt wird, daß das Jnſtitut für freiwillige Mobiliarvers 
fierung mit der Immobiliarverfiherungsanftalt verbunden 
werden und zweitens diefe Verfehmelzung im Sinne des 
Herrn Antragftellers zugleich zu einer Sublevation der Im: 
mobiliarbrandcaffe oder doch zur, Abminderung der zu der⸗ 
felben zu leiftenden Beiträge führen fol, ald ferner die ges 
dachte neue Gefegvorlage in den $$. 9 bis 18 ſich aud auf 
das Privat und Mobiliarverficherungsween, foweit daſſelbe 
dermalen überhaupt geſetzlicher Regulirung unterworfen ift, 
mit erſtreckt, und als endlich vorausſichtlich ſowohl bei der 
Berathung Über die Gefegvorlage, als diefer Petitionen die 
alte befannte Streitfrage, ob es überhaupt zweckmaͤßig fei, 
dergleichen Anftalten in die Hände des Staates zu geben 
und hierunter den Privaten Concurrenz zu machen, nicht 
unberührt bleiben wird. Aus diefen Gründen vornehmlich, 
ſowie im Intereſſe der Sache rathet daher die dritte Des 
Yutation der hohen Kammer an: 
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‚beide — jedenfalls der ernſteren Erwä, 
empfehlende Piitionen an die Smeite Kammer wir 
teren Entſchließung behufs deren Zuweifung an die bes 
treffende erfie Deputation abzugeben,” 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den An⸗ 
trag vernommen, welchen Herr Bürgermeifter Clauß Namens 
der Deputation foeben geftellt hat; auch Seiten des Direc- 
toriums kann bemfelben nur beigeftimmt werden und id 
habe zu erwarten, ob aus der Mitte der Kammer Etwas 
dagegen eingewendet wird? — Wenn nicht, fo würde id, 
die Frage auf den Antrag richten. Er geht dahin: 

„beide Petitionen an die Zweite Kammer zur Ver 
weifung an die dortige erfte Deputation, welcher die Bes 
gutachtung des Brandeaffengefeges obliegt, abzugeben.” 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage beir 
ffimmt? — Einftimmig Ja. 


(Nr. 206.) Herr Nittergutsbefiger Rittner uͤberreicht 

im Auftrage des Profeffor emer. Dr. Peterfen zu Dresden 

46 Cremplare einer gedrudten Beilage zu des Iehteren 

bereits früher eingereichten Petition um Verbeſſerung de 

ae a bei Erpropriation ſtaͤdtiſcher Grund« 
de. 


Präfident v. Schönfels: Diefe Eremplare find ber 
reit3 vertheilt und werden bei der Berathung und Prüs 
fung des Gegenftandes von der vierten Deputation mit 
erwogen werden. ’ 

(Nr. 207.) Die Redaction der Saͤchſiſchen Indufrier 
zeitung zu Chemnig überfendet 12 Gremplare ihrer Zeit 
fchrift wegen eines darin aufgenommenen Artifeld: Das 
moderne Forberungsrecht für Gewerbe und Bu mit 
Nücficht auf den Entwurf des bürgerlichen Geſebbuchs für 
das Königreich Sachſen von Anton Vater.“ R 

Präfident v. Schönfeld: Diefe Eremplare find zum 
Theil an die erfie Deputation abgegeben worden, zum 
Theil liegen fie in der Kanzlei zur Einſicht bereit. 


Rr. 208.) Eingabe des Finanzprocurators Schmidt 
zu Pe in Solmadıt der in die Stabtfirde zu Pirna 
eingepfarrten Sandgemeinden, der legteren Beſchwerde kber 
theilweife Verwendung des Kirchenvermögens der genann 
ten Stabtlirche zu ftäbtifhen Schutzwecken betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Der vierten Deputation 
liegt bereit3 eine connere Petition zur Berichterſtattung vor. 
Es wird daher vorgefchlagen, diefe Petition ebenfalls an 
die vierte Deputation abzugeben. I die Kammer damit 
einverftanden? — Einftimmig Ja. 

Nr. 209.) Petition der Obermeifter von 11 Immun, 
gen — en vom 1. März 1861 um ‚Ablehnung 


des Gewerbegefegentwurfes und Verwendung fuͤr Vorlegung 
eines anderweiten dergleichen Entwurfes. 


Präfident v. Schönfeld: Die Innungen zu Schnee 


berg fcheinen allerdings fi nicht informirt zu a 
weit die Berathung fiber das Gewerbegefeg in den Kat 
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mern gediehen ift. Es ift bereits am 22, vorigen Monats 
in diefer Kammer die Endabftimmung über die Gewerbe⸗ 
orbnung erfolgt. In der Zweiten Kammer hat biefelbe 
ſchon vor längerer Zeit flattgefunden. Nichtsdeſtoweniger 
halten es die Innungen in Schneeberg noch an der Zeit, 
unter dem 1. März eine Eingabe an die Erſte Kammer 
einzureichen, die dahin geht, dad Gewerbegeſetz abzulehnen. 
Ich glaube, es ift mit der Eingabe Nichts weiter zu thun, 
als fie beizulegen. Ich fehlage dies vor und frage, ob die 
Kammer fi damit einverfieht? — Einftimmig Ja. 

(Nr. 210.) Protokollertract der Bweiten Kammer vom 
27. Sebruar 1861, enthaltend die Berathung der Abthei- 
lung A des Ausgabebudgetd, die allgemeinen Staatsbedürf: 
niffe betreffend. 

Präfident v. Schönfeld: Gehört unſtreitig zum Reſ⸗ 
fort der zweiten Deputation und wird dorthin abgegeben 
werben. 

(Mr. 211.) Dergleichen Ertract von bemfelben Lage, 


die Beratung Über Abtheilung B des Ausgabebudgets für 
das Gefammtminifterium nebft Dependenzen betreffend. 


Präfident v. Schönfels: Es tritt hier derfelbe Fall 


einz gehört zum Reſſort der zweiten Deputation und wird |" 


dorthin abgegeben werben. 


(Mr. 212.) Die Zweite Kammer überfendet brevi mann 
eine Anzahl Druderemplare einer bei ihr zunächft zur Bera- 
thung gelangenden Petition ded Stadtrathed und der Stabt- 
verordneten zu Schandau, das Gollaturrecht und bie welt 
liche Goinfpection tiber bie bafige Bürgerfchule und den 
Vorfig in der Schuldeputation betreffend, zur vorläufigen 
Vertheilung an die Kammermitglieder. 


Präfident v. Schönfeld: Die Vertheilung hat ber 
reits flattgefunden, 

(Mr. 213.) Der Nebacteur ber Gonftitutionellen Zeis 
tung überreicht 40 Eremplare der Nummern 48, 49 und 50 
ber gedachten Zeitung wegen ber darin veröffentlichten Peti⸗ 
tion ber Preffe um Preßfreiheit 2.” zur Vertheilung an 
die Kammermitglieber, i 

Präfident v. Schönfeld: Diefe Eremplare find, fo 
weit fie gereicht haben, vertheilt worden. 

(Mr. 214.) Anderweite Eingabe des Schneibergefellen 

ber zu Verthelsdorf, betreffend feine früher eingereichte 
Bett um Rehtöhllfe in einer Schuldtlagſache. 

Präfident v. Schönfels: Die frühere, hierauf bezüg ⸗ 
liche Petition ift am 19. Februar in diefer Kammer auf 
Anrathen der vierten Deputation für unzuläffig erflärt 
und demgemäß. abgewiefen worden; es wurde jedoch dabei 
der Beſchluß gefaßt, diefelbe noch an die Bmeite Kammer 
abzugeben. Es wird daher bei der meueren Eingabe Nichts 
weiter zu thun fein, als biefelbe ebenfalls an bie Zweite 
Kammer abzugeben. Wenn dagegen Nichts eingewendet 
wird, wird dies gefehehen. 
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Der Herr Kammerbere Freiherr v. Rochow 
fuͤr heute und die naͤchſte Sitzung diöpenfirt * ae 
folge eines ſchmerzlichen Trauerfalls in feiner Familie, 

Der ‚Herr Domherr v. Schröter wuͤnſcht wegen drin⸗ 
gender Privatgefchäfte Urlaub von heute an bis mit dem 
7. April. Ich frage, 06 die Kammer biefen Urlaub er- 
theilt? — Cinfimmig J a. 

Ich habe Nichts weiter mitzutheilenz wir Können daher 
zur Tagesordnung übergehen und zwar zum erſten 
Gegenftande derfelben. Es ift dies der ſchriftliche Bes 
richt der vierten Deputation über die Petition 
der Gemeinde Kausfch wegen Ausbezirtung aus 
dem Gerihtsamte Dippoldiswalde und Einbes 
— in das Gerichtsamt Dresden. Ich habe 
en Neferenten Herrn Kammerheren v. Mei 
und den Vortrag zu geben. . — TEN, 


Referent Kammerherr v. Metzſch: Diefer Bericht 
lautet: 


Die Gemeinde Kautzſch hat in einer zundchft bei 
Zweiten Kammer*) eingereichten und dort ee 
nen Petition darauf angetragen: 

‚Die Ständeverfammlung wolle das Fönigliche hohe 
Suftipminifterium zu bewegen fuchen, daß an in 
Gemeinde Kautzſch, welche früher in das ehemalige Lands 
geriht Dresden ein bezirkt gewefen, jeßt aber zum Ges 
tichtsamtöbegirke Dippoldiswalde gehöre, wiederum dem 
Gerichtsamtsbezirfe Dresden zugetheilt werde, 

— Begründung dieſes Gefuches wird Folgendes an ⸗ 

Seit dem 1. September 1856 fei bag Dorf Ka 

mit dem mahe babe liegenden Gute Bfchedwig, ee 
Kautfcher Gemeinde: und Heimarhäbezirke gehöre, aus dem 
damaligen Sandgerichte Drvsden ausbezirkt und in das Ges 
richtsamt Dippoldiswalde gewiefen worden, Während nun 
Kautfch von Dippoldiewalde drei gute Stunden entfernt 
und mod) bazu durch hohe, für gewöhnlich ſchon ſchwer, 
im Winter aber gar nicht zu paſſitende Berge getrennt fe 
und mit feiner Gerichtöftele nie gelegentlich, fondern nur 
‚immer erpreß zu verkehren vermöge, fo fiehe c& mit dem. 
1% Stunde entfernten Dresden durd eine über Lockwitz 
führende bequeme Straße und feinen Marktverkchr nad) 
Ir 5 in fortwaͤhrender, ſeht wohffeiler, leichter Werz 
indung. 
„Hierdurch würden nicht nur den Mitgliedern der Ges 
meinde, fondern aud dem Staate Opfer an Belt und Geld 
verurfaht, indem die gerichtlichen Gebühren fir Beugen 
und Erpeditionen auf die größere Entfernung nad) und 
von Dippoldiswalde größere, als nach und von Dresden 
feien. Auch gehöre die, einfchließlich des Gutes Zſcheckwitz 
nur-aus 23 Nummern beftepende Beine Gemeinde Kaufe 
in die Kirche nach Kreiſcha und in die Schule des zum 
Gerichtsamie Dresden gehörigen Dorfes Babisnau, habe 
an ber Landtagswahl im Amtsbegirke Dresden Theil ger 
nommen und bürfte deöhalb wohl Faum die Gefchäfte biejes 
Gerichtsamtes fehr vermehren. Die Gemeinde Kautzſch 
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habe ſich in diefer Angelegenheit zweimal an das Juſtiz- 
minifterium gewendet, fei aber unter dem 8. Juni vorigen 
Sahres abfällig beſchieden worden und nun zu der Bitte 
an die hohen Ständefammern, die Angelegenheit nochmals 
-zu prüfen und zu befünworten, genöthigt. 

Die vierte Deputation der Zweiten Kammer, obwohl 
nicht ganz zweifellos barıber, ob die vorliegende Angelegen: 
heit in der angebrachten Weife vor das Forum ber Ständer 
Tammern gehöre, hat felbige dennod) nicht als unzuläffig 
bezeichnen zu dürfen geglaubt, fich deshalb darüber die ers 
forderliche Austunft von der hohen Staatöregierung erbeten, 
Die der zugeordnete Herr Eöniglihe Commiffar in Folgendem 
ertheiltz 

„Die in der Petition für Kautzſch aus feiner Lage 
und feinen Verhäftniffen zu dem Gerichtsamte Dippoldid- 
walde entfpringenden Nachtheile: feien zwar keineswegs 
u verkennen, Es ftele ſich jedoch die Behauptung der 
el daß fie früher in das Gerichtsamt Dresden ein- 
bezirkt gewefen feien, als mindeftens theilweife unbegrüns 
det dar, indem Kautzſch früher drei verfchiedene Gerichtös 
barkeiten gehabt habe und nur ein freiwillig an den Staat 
abgetretener Antheil des Dorfes Kautzſch einige Zeit nach 
Dresden einbezirkt geweſen fei. Wenn ferner zugegeben 
werben könne, daß die Ueberweifung nur einer Heinen 
Gemeinde an dad Gerichtsamt Dresden kein unüberſeh⸗ 
bates Mißverhältniß herbeiführen werde, fo feien doch 
noch viele andere Gemeinden ganz in derſeiben Lage wie 
Kautzſch, würden nach einer Gewährung an diefes mit 
gleichen Gefuchen an die Regierung kommen und Ietere 
könne, abgefehen, daß das Gerichtsamt Dresden ohnehin 
eine große Bahl von Gerichtöbefohlenen habe und der 
Größe nach das dritte im Sande fei, der Gonfequenz 
wegen auf das gegenwärtige Gefuch nicht eingehen.” 

Nach diefen Eröffnungen hat fich die vierte Deputa- 
tion ber weiten Kammer veranlaßt gefunden, bderfeiben 
vorzufchlagen: 

die Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 

Der deshalb erftattete ſchriftliche Bericht am in der 
öffentlichen Sigung am 8. Januar diefes Jahres in der 
Zweiten Kammer zur Berathung. 

Sofort beim Beginn ber Debatte wurde von dem Abg. 
Herrn Müller fih gegen den Deputationsantrag erklärt 
und von felbigem der Antrag geftellt: 

„die Kammer wolle die Petition der Gemeinde 
Kautzſch um Ausbezirkung aus dem Dippoldiswalder Ge 
richtsamt in dad Gerichtsamt Dresden an die hohe Staats 
tegierung zur Erwägung abgeben. 

Es wurde auch diefer Antrag von der Zweiten Kam: 
mer fhlüßlich gegen 25 Stimmen angenommen, 

Die unterzeichnete vierte Deputation der Erften Kam: 
mer, an welche der betreffende Protokollertract der Zweiten 
Kammer nebft —— zu gutachtlicher Verichtöerftattung 
abgegeben worden ift, hat die Vorlage geprüft und ver 
fehlt num nicht, daS Refultat ihrer Berathung ihrer hohen 
Kammer in Zolgendem zu eröffnen: 

Mußte gleich der Deputation ber jenfeitigen Kammer 
auch der unterzeichneten Deputation diefer Kammer in for: 
meller Beziehung zunaͤchſt darüber Bedenken beigehen: 

ob auch bie vorliegende Angelegenheit nad der Be- 
—— Landtagsordnung sub h als eine 

erwaltungsfache vor das Forum der Ständen: 
fammlung Pt 8 we 





ſo gaubt ſie dennoch die Eingabe in ihrer Doppeleigen⸗ 
fpaft alS Petition und Befehwerde für nicht en 
traten zu müffen und ſich eines Eingehens auf dad Mar 
terielle derfelben um fo weniger entbrechen zu dürfen, 
als die Petentin bereits zu wiederholten Malen auf ihr 
bei dem hoben Juſtizminiſterium eingebrachtes Geſuch ab: 
fälig befchieden worden ift. 

Das Materielle der Vorlage felbft anlangend, fehle: 
nen der unterzeichneten Depufation diejenigen Gründe, 
welche fowohl im jenfeitigen Deputationsberichte nach, ge 
ſchehenem Einvernehmen mit dem Herrn koͤnigüchen Com 
miffer, als auch nach den Yeußerungen, welche derſelbe 
bei der jenfeitigen Kammerdebatte 

cf. Mittheilungen der II, Kammer Nr. 25 Seite 631 
und flg. 
gethan, gewichtig genug zu fein, um auch die untetzeich⸗ 
nete Deputation zu der Üeberzeugung zu bringen, daß der 
Schlußantrag des jenfeitigen Deputarionsberidhts: 
„die Petition auf fich beruhen zu laſſen,“ 
ein volftändig gerechtfertigter fei. 


Denn wenn auch die von der Gemeinde Kautzſch fe 
ſchilderten, aus ihrer örtlichen Lage und ihren Werhälte 
niffen zum Gerichtsamte —— entſpringenden 
Uebelftände keineswegs zu verkennen find, wenn im Allge: 
meinen die Einbezirkung van Gemeinden in Gerichtäämter 
an Orten, wohin die Gerichtöbefohlenen keinen Verkehr 
haben, für felbige nachtheilig und drüdend ift und durch 
das oft zu firenge Sefthalten an dem angenommenen 
Grundfage der Erhaltung möglichfter Einheit der Paroı 
Sialbezirte mit den Gerichtöbezirfen die angeregten Üebel⸗ 
ftände herbeigeführt worden find und wenn ed daher wohl 
wünfchenswerth wäre, daß die hohe Staatsregierung nad 
und nad) oder bei einer bereinftigen allgemeinen Reor⸗ 
ganifation der Eintheilung der Gerichtsamtsbegirke dahin 
gelangen fönnte, die Gemeinden in die Orte einpubegirfen, 
wohin fie hauprfächlic ihren Verkehr haben, fo geftaltet 
fi) dennoch die Sache in dem vorliegenden concreten Falle 
bei der Lage in der Nähe von großen Städten, wie Dred- 
den, anders und es if in diefer Beziehung bereitö bei ber 
jenfeitigen Debatte von mehreren Seiten fehr richtig herr 
dorgehoben worden, daß die Stadt Dresden eine Anziehungss 
Eraft ausibe, die ſich nicht dios auf eine Meile, fondern 
viel weiter erftrede, fo daß allerdings vielen Gemeinden in 
einem bedeutenden Umkreife es nur erwünfcht fein wuͤrde, 
als Gerichtsbefohlene nach Dresden verwielen zu werden. 
Sollte aber den Wünfchen aller diefer Gemeinden, bie 
eben ſo wie die Gemeinde Kautfc Anrecht, hätten, gehört 
zu werden, Genüge gefchehen, fo ließe fich dies nur — 
erzielen, daß zur Bewaltigung der ſich vermehrenden 
fhäfte noch ein zweites Gerichtsamt in Dresden ertichte 
würde. Hierauf aber gegenwärtig anzutragen, dürfte ir 
fo bedenflicher fein, weil einem berartigen Antrage Ni h 
ohne bedeutende neue Dpfer fir die Staatöcaffe entiprod 
werben fönnte, en 
Um aber überhaupt, durch einzelne gewährte Zuge⸗ 
fändniffe nicht in allerlei Inconfequengen zu — = 
denn eben fo gut, wie hier, würden auch, in ben A 
Zheilen des Landes noch eine Menge Falle anzufüh 


fein, wo die Gericptebefohlenen fich in einer gleichen Lage, 
wie die Gemeinde Kausfch befinden, — eracht 
zeichnete Deputation die in ber vorliegenden 
ten abfälligen Befcheidungen des koͤniglichen 


tet bie unter“ 
Sache gefäl® 
Zuftizminifter 
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riums für vollfommen begründet, und fie kann daher der 
hohen Erſten Kammer nur anrathen: 
‚dem Befchluffe der hohen Zweiten Kammer, welcher 
dahin geht: 
die ald Befchwerde zu betrachtende Petition der 
Gemeinde Kaugih an die hohe Staatöregierung 
zur Erwägung abzugeben, 
um fo weniger beizutreten, als unter ben bewandten 
Umftänden kaum zu erwarten fteht, daß eine nochmalige 
Erwägung Seiten der koͤniglichen Staatsregierung zu 
einem für die Petentin günftigen Reſultate führen 
dürfte, indem nad den der Deputafion gewordenen 
neueren Mittheilungen bereits im vorigen Jahre Ber 
hufs einer Revifion der Eintheilung bes Königreichs nach 
Gerichtsbezirken Conferenzen unter Beauftragten Seiten 
der Minifterien der Zuftiz, des Innern und des Cultus 
ftattgefunden haben und in diefen Gonferenzen -unter ans 
dern Materialien zu einer ſolchen Nevifion auch ein bei 
Sr. Majeftät dem König unmittelbar angebrachtes und 
zufolge allerhoͤchſter Entfchließung zu biefem Behufe an 
das Suftizminifterium abgegebenes Geſuch der Gemeinde 
Kaugfb um Verfügung der von ihr angeftrebten Ver 
Anderung ihrer Gerichtöbehörigkei Erwägung genoms 
men, hierauf, aber derfelben die in ihrer vorliegenden 
Petition erwähnte abfällige Beſcheidung vom 8. Juni 
vorigen Jahres zugegangen iſt. 
Die Deputation findet fi daher veranlaßt, den von 
der jenfeitigen vierten Deputation geftellten Antrag: 
„die Petition der Gemeinde Kautzſch auf fi ber 
ruhen zu laffen,“ 
wiederum aufzunehmen und benfelben der hoben Erften 
Kammer zur Annahme zu empfehlen. 


(Während des Vortrags treten Herr Staatöminifter 
v. Friefen und, Herr Geheimer Finanztath 
Freiesleben ein.) 





Präfident v. Schönfeld: Es würde nun fogleich die 
Diecuifion über den focben vorgetragenen Bericht ftatıfins 
den tonnen. Es hat nämlich derfelbe über drei Lage zur 
Anſicht in der Kanzlei ausgelegen. Ich habe zu erwarten, 
ob Jemand das Wort darüber verlangt? — Es ſcheint 
Dies micht der Fall; id) kann daher fogleich zur Fragſtellung 
übergehen. Die Deputation raͤth an, die Petition ber 
Gemeinde Kaubf auf ſich beruhen zu laffen und 
ich frage die Kammer, ob fie ihrer Depuration hierin 
beiftimmt? — Einfimmig Ja. 

Wir können nun zum zweiten Gegenftand der heutigen 
Zagesordmung übergehen; es iſt dies der adoptirte 
ſchriftliche Bericht über die Petition Schmidts 
und Genoffen zu Türdau um Revifion des 
Heimathögefeges. Derfelbe Herr Referent wird die 
Güte haben, ung den Vortrag zu geben. 

Referent Kammerherr v. Metzſch: Den Bericht der 
vierten Deputation der Zweiten Kammer über die betrefs 
fende Petition ſ. &M. U. K. ©. 596 bis 3. 20. . 

Die Gründe, worum? erlaube ich mir aus dem Bericht 
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der Zweiten Kammer, ben bie Deputation aboptirt hat, 
annoch wörtlich vorzulefen. Sie lauten: 


(S. &M. I. 8. ©. 596 v. 3. 21 v. 0.) 


Diefes Gutachten ift von der Zweiten Kammer ein- 
fimmig und ohne Debatte angenommen worden und ihre 
vierte Deputation Fann Ihnen nur anrathen, dem foeben 
vorgetragenen Beichluffe der Zweiten Kammer ebenfals 
beizutreten. 


Prafivent v. Schönfeld: Es kann aud) hierüber for 
gleih die Discuffion beginnen, ba auch biefer Bericht in 
der Kanzlei über drei Tage ausgelegen hat. Ich habe zu 
erwarten, ob Jemand das Wort verlangt? — Da dies - 
nicht der Fall ift, fo wende ich mich fogleich zur Fragſtel- 
lung. Die Deputation räth und an: 

„Die Petition der Gefuchfteler Schmidt und Ge- 
noffen auf fich beruhen zu laffen.” 

Ich frage, ob die Kammer hierin ihrer Depus 
tation beitritt. — Einftimmig Ja. 

Somit wäre auch der zweite Gegenftand der heutigen 
Tagesordnung erledigt. Wir wenden und nun zum 
dritten Gegenftande, es ift dies der adoptirte ſchriftliche 
Bericht der jenfeitigen Kammer über bie Petis 
tion Heinrih Dieg’s zu Leipzig um Einführ 
rung einer allgemeinen Wehrpflicht und einer 
praktiſcheren Rechtspflege. Derfelbe Herr Referent 
wird die Güte haben, uns den Vortrag in biefer Angelegen⸗ 
heit zu geben. 


Referent Kammerherr v. Metzſch: Die vierte Depu⸗ 
tation dieſer Kammer hat den über die gedruckte Petition 
eines gewiſſen Heinrich Dietz's aus Leipzig erſtatteten ſchrift⸗ 
lichen Bericht der vierten Deputation der Zweiten Kammer 
zu dem ihrigen gemacht und ich erlaube mir zundchft die 
Anfrage, ob, ba ber Bericht in dad Materielle der Sache nicht 
eingegangen ift, vor der Hand von dem Vorleſen ber ziem⸗ 
lic umfänglichen Petition abzufehen fein dürfte? 


Präfident v. Schönfeld: Sofern nicht in der Kam⸗ 
mer der Wunfeh auftaucht, die Petition in extenso Fennen 
zu Iernen, würde ich annehmen, daß die Vorlefung der Per 
tition nicht verlangt wird. Ich erfuche den Herrn Referen⸗ 
ten im Vortrage fortzufahren. 


Referent Kammerherr v. Metzſch: Den Bericht der 
vierten Deputation ber Zweiten Kammer tiber die gedruckte 
Petition von Heinrich Die in Leipzig: 1) Die Einführ 
rung einer allgemeinen Wehrpflicht; 2) die Einführung einer 
fürzeren und praktiſcheren Rechtspflege mit weniger Zeit und 
Geltkoften verbunden, betreffend, f. EM. U. 8. ©. 982. 


(Während des Wortrags tritt Staateminifter v. Raben - 





horſt ein.) 
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Präfident v. Schönfeld: Es wird auch hier jofort 
die Discuffion zu beginnen haben, da der Bericht ausger 
legen hat. Es fcheint nicht, als ob Jemand dad Wort zu 
ergreifen gedenkt; ich wende mich daher zur Abftimmung. 
Die Kammer hat vernommen, daß der Antrag der Depu- 
tation dahin gerichtet ift, die Gefuche auf fich beruhen 
zu laffen, und ic) frage, ob die Kammer fi mit 
ihrer Deputation einverftehe? — Einſtimmig Ja. 

Es war dies der dritte Gegenftand, der zur Erledigung 
gebracht iſt. Bevor wir zum vierten Gegenftand und wen⸗ 
den, wird Herr Buͤrgermeiſter Clauß die Güte haben, ber 
Kammer im Namen der vierten Deputation eine Mittheir 
lung zu machen. 


Bürgermeifter Clauß: Der vierten Deputation find 
mittelſt früheren Kammerbefchluffes zwei Petitionen der 
Saͤchſiſchen Vorſchuß · und Crebitvereine zugewiefen worben, 
wovon die eine die Erleichterung der Legitimationen diefer 
Vereine in Nechtögefchäften zum Bwede hat, die andere 
die Befreiung berfelben von der Gewerbefteuer anftrebt. 
Diefe beiden Petitionen find gleichzeitig auch bei der jen- 
feitigen Kammer eingegangen und es hat dieſelbe noch vor 
dieffeitiger Nefolution den Beſchluß gefaßt, die erfte 
Petition, weil fie ein Kammermitglied aboptirte, an 
die dritte Deputation zu verweifen, die andere aber, als 
mehr oder minder mit dem Budget zufammenhängend, an 
die zweite Deputation abzugeben. Aus diefem Grunde, 
fowie aus gefchäftlichen Zweckmaͤßigkeitsrückſichten glaubt 
daher Ihre vierte Deputation die hohe Kammer erfuchen 
zu follen; b 

„daß fie Ihren früheren Zumeifungsbefchluß wiederum 
und ſich weiteren Beſchluß wegen anderweiter 
utheilung der fraglichen Petitionen an die eine oder 

andere Deputation bis dahin, wo bie besfalls in der jen⸗ 


feitigen Kammer gefaßten Beſchlüſſe Herübergelangt fein 
werden, borbehalte.” . * 


Praͤſident v. Schänfels:/Die Kammer hat vernom⸗ 
men, wohin der Antrag ihrer Deputation gerichtet iſt. Ich 
habe ju erwarten, ob Jemand hierüber zu fprechen wünfcht? 
Da das nicht der Fall ift, fo frage ich, ob Sie dem An: 
trag ihrer Deputation: 

„Ihren früher gefaßten Befchlug wiederum aufju- 
heben und ſich den ferneren Beſchiuß wegen anderwweiter 
Zutheilung ber fraglichen Petitionen an die eine oder 
andere Deputation dis dahin, wo die jenfeitige Kammer 
weiter darlber befchloffen und diefer Befchluß herübers 
gelangt fein wird, vorzubehaften”, 

beiftimmen? — Einfiimmig Ja. 
Wir gehen num zum vierten Gegenftand der heutigen 
‚ Tagesordnung über, zu dem adoptirten ſchriftlichen 
Bericht ber Zweiten Kammer über die Beſchwerde 
Louifen Wittig zu Stiebig wegen Juftizperweir 
gerung. Ich erfuche den Herrn Referenten v. Watzdorf, 
uns den Bericht hierüber zu erflatten. 
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Referent Domherr v. Watzd orf: Nachdem die Zwelte 
Kammer über bie Beſchwerde der Louiſe Adolphine Wittig 
Beſchluß gefaßt hat und biefelbe anher abgegeben worden 
ift, hat die Etſte Kammer in ber Sigung vom 17, Ja 
nuar ihre vierte Deputation mit der Berichterftattung über 
diefe Beſchwerde beauftragt. Bei Prüfung diefer umfänge 
lichen Beſchwerdeſchrift hat die vierte Deputation geglaubt, 
den in der jenfeitigen Kammer hierüber erftatteten, fehr 
ausführlichen Bericht ebenfalls acceptiren zu dürfen. Der⸗ 
felbe befindet ſich auf Seite 628 der Landtagsmittheilungen 
der Zweiten Kammer und ich erlaube mir, benfelben hiers 
mit vorzutragenz 

(S. EM. I. 8. ©: 628.) 


Die Zweite Kammer hat ven Antrag ihrer Deputation 
einftimmig angenommen. Nachdem diefer Beſchluß gefaßt 
worden war, ift die gedachte Wittig anderweit mit zwei 
Schriftſtcken eingelommen, deren eines fie der Zweiten 
Kammer überreicht und worin fie in der Hauptfache etwas 
weiter nicht verlangt hat, ald daß ihre Befchwerbe muns 
mehr an die Erſte Kammer abgegeben werben möge; fie 
wiederholt aber ihre Drohung, daß fie, wenn die Kammer 
auf ihre Beſchwerde nicht eingehen werde, fie diefelbe an 
die Bundesverfammlung gelangen laſſen und ihre Angeler 
genheit als Bundesklage beruͤckſichtigt wiſſen wolle. Ju 
der anderweiten, an die Erſte Kammer gerichteten Sthrift 
Lege fie einen Poſtſchein bei zur Befcheinigung deſſen, daß 
fie überhaupt eine Eingabe an die Kammern gemacht hätte 
und wiederholt die eben von mir veferirte Drohung, welhe 
fie erfüllen werde, wenn die Erſte Kammer nicht auf ihre 
Intentionen eingehe. Ihre Deputation hat Ihnen jedoch 
auch jet nichts Anderes anzurathen, ald diefe Beſchwerden 
der Louiſe Pauline Adolphine Wittig auf ſich beruhen zu 
laſſen. 


Praͤſident v Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand fiber den foeben vorgetragenen Bericht zu preden 
begehrt? — Da das nicht ber Fall ift, fo gebe ich zur Stage 
fellung über. — Der Antrag ihrer Deputation geht dahin? 
die Beſchwerde ber Louife Adolphine Wittig auf ſich bes 
ruhen zu laffen. If die Kammer mit ihrer De 
putation einderfianden? — Einftimmig Ja. . 

Hiermit wäre auch der vierte Gegenftand erfebigt un 
mir wenden und zu dem fünften. Es if dies ber adop⸗ 
firte Bericht der dritten Depuration ber weiten 
Kammer über die Petition Bupes zu Conrad’ 
dorf und Genoffen um Entſchaͤdigung für 510 
Hüttenraud an ihrem Eigenthume berurfadte 
Schäden ıc. Herrn Referent Kraft erſuche ich, uns diefe 
Vortrag zu erffatten. 


Referent Nittergutöbefiger Kraft: Bevor ich m 
aboptirten Bericht, der dritten Deputation ber a 
Kammer zur Vorlefung bringe, erfuche ich den Herin 
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‚fibenten, die geehrte Kammer zu fragen: ob fie von Vor ⸗ 
leſung ber Petition abfehen wolle, da der wefenzlichfte Theil 
derfelben im Berichte enthalten ift? 


Präfident v. Schönfeld: Da der Bericht den haupt: 
ſaͤchlichen Inhalt diefer Petition in fih faßt, fo würde 
‚allerdings vom Vorlefen derfelben abgefehen werden können, 
wie dies ja früher öfter ſchon gefchehen ift. Ich frage aber, 
ob die Kammer fi damit einverftehen will? — Einſtim⸗ 
mig Ja. 

Referent Rittergutsbeſitzer Kraft: Den Bericht ber 
dritten Deputation der Zweiten Kammer über dieſe Peti⸗ 
tion ſ. EM. IL K. ©. 1002 bis 1008. 

Bei ber Berathung über diefe Petition Seitens der 
jenfeitigen Kammer hat der Herr Vicepräfident Oehmichen 
einen Antrag eingebracht, der dahin lautet: 

„In der ftändifchen Schrift die Ermächtigung auds 
zuſprechen: 

„„Daß die Staatsregierung bei Todesfaͤllen 
in Bezug auf den Ankauf folder Grunpflüde, 
welche erbtheilungshalber verkauft werden müffen, 
im Sinne der Petenten handeln könne.” 

Es iſt diefer Antrag gegen 30 Stimmen angenommen 
worden. Ihre Deputarion rathet Ihnen an, demfelben 
nicht beizutreten, weil er für die Staatsregierung, welche 
opnebem ihre Bereitwilligkeit, ‚Unfäufe zu machen, ſchon 
vielſeitig bethätigt hat, zu beſchraͤnkend und nicht für 
dringend nöthig genug gehalten wird. Außerdem dürfte 
wohl aucha der Erfolg der kürzlich in's Leben getretenen 
Neubauten zu Beſeitigung diefes Hüftenraudes abzuwar⸗ 
ten fein, Noch ift eine Petition, die erft in ben legten 
Tagen von Grundfiüdöbefigern von Rothenfurth eingegans 
gen iſt, zu erwähnen. Die Petenten haben ſchon bie Pe- 
titton der Conradsdorſer und Genoffen mit unterfchrieben 
und fielen hier in diefer Petition hauptfächlic die Bitte, 
die Flammenöfen zu befeitigen; fprechen fi aber auch 
dahin au, daß ihr Geſuch mit dem Befchluffe der Zweiten 
Kammer conform fein dürfte, indem fie am Schluffe ihrer 
Petition ſagen: 

„Nach Vorſtehendem ' erlauben ſich die unterthänigft 
Unterzeiäneten, die Bitte ausſprechen zu dürfen, welche 
mit dem Befchlüffen der hohen Zweiten Kammer conform 
fein dürfte: Die hohe Ständeverfammlung der Erften 
Kammer wolle fid bei der hoben Staatöregierung dahin 
verwenden, Hochdieſelbe wolle, wenn die Grundftüde nicht 
angefauft, werden: toten, Ihr Augenmerk thunlichft auf 
den Betrieb der gaa wenden ımd mit allen Ihr zu 
‚Gebote ftehenden Mitteln dahin wirken, daß durch Vorkeb⸗ 
rungen Abhütfe erfolge und der Schaden recht bald befei- 
tigt werde, damit die fo lange getragene Noth und Leiden 
ihr Ende erreichen” - 
und noch dazu bemerken: 

„Die im Einverftändniß der hohen Stantöregierung 
‚gefaßten Belchlüffe der hohen weiten Kammer find dant- 
‚bar anzuerkennen.” 
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Ihre Deputation rathet Ihnen an, biefe Petition auf 
ſich beruhen zu loffen; diefelbe jedoch der hohen Staatsre- 
gierung zur Kenntnignahme zu überreihen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun bie Dis⸗ 
euffion über den ſoeben vorgefragenen Bericht zu eröffnen 
fein. Ich habe auch hier zu bemerken, daß biefer Bericht 
ſchon feit über drei Tagen auögelegen hat und in ben 
Händen der Kammer ift, baher Fein Hinderniß vorhanden, 
die Discuffion zu eröffnen. Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand das Wort ergreift? 


Staatsminifter v. Friefen: Ich wollte mir nur ers 
lauben, wenige Worte über den Dehmichen'ſchen Antrag 
noch zu bemerken, auf den der Herr Referent foeben zuruͤck⸗ 
gefommen iſt und der nad feinem Neferate der hohen 
Kammer: nicht zur Annahme empfohlen wird. Ich habe 
mich bereits bei der Discuffion tiber diefen Antrag in der 
Bweiten Kammer dahin ausgefproden, daß die Regierung 
den Antrag in der Weife, wie er gefaßt iſt, da er weiter 
Nichts ausſpricht, als daß die Staatsregierung in voraus⸗ 
gefegten Fällen im Sinne der Petenten handeln koͤnne, 
zwar nicht für fehr bedenklich hätt, daß ich ihn aber ebenſo 
als unnoͤthig bezeichnen müffe und als einen folden, der 
Hoffnungen und Erwartungen erregen koͤnnte, die die Mer 
gierung fpäterhin nicht zu erfüllen im Stande wäre, 
Diefe Anſicht ıheile ich auch heute nod und bin vollſtaͤn⸗ 
dig damit einverflanden, daß bie hohe Kammer diefen 
Antrag nit annimmt, der aud in der Zweiten Kammer 
eine ziemlich zahlreiche Minorität gegen ſich gehabt hat. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Iemand weiter das Wort verlangt? — Da bieß nicht der 
Fall ift und der Herr Referent vielleicht aud Nichts weiter 
zu bemerken hat, fo kann ich zur Abflimmung übergehen, 
Es bieter ſich in dieſer Beziehung zuvoͤrderſt der Antrag 
dar, welder auf Seite 473 des Berichtes zu finden iſt. 
Er gebt dahin, der Anſicht det Deputation beizutreten, 
welche die Petition theilweife auf ſich beruhen laſſen will 
und insbefondere auch den Theil der Petition, welcher das 
bin gerichtet ift, daß die Grundftüce der betreffenden Petens 
ten von dem Staatsfiecus angefauft werden follen. Im 
Beziehung auf diefen Theil der Petition ſchlaͤgt die 
Deputation vor, diefelbe auf fi beruhen zu laffenz 
ich frage, ob die Kammer fid hiermit einverflehen 
will? — Einftimmig Ia. 

Die zweite Frage würde nun auf den Schlufantrag 
zu richten fein. Diefer Antrag befindet ſich auf Seite 481 
des Berichtes und geht dahin: 

„Die Kammer wolle auf die Petition Ernft Louis 
Buses zu Conrabstorf und Genoffen fich bei der hohen 
Staatsregierung dahin verwenden, daß in Zukunft der 
Betrag der durch den Rauch der Halstrüder und Muls 





dener Hütten verurfachten und commifjarifch ermittelten 
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Schäden den Beſchaͤdigten, dafern nit im einzelnen 

alle eine befondere Veranlaffung zu einem Abzuge vors 
liegt, unverkuͤrzt ausgezahlt werde, dagegen im Webrigen 
die erwähnte Petition auf ſich beruhen laffen.” 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrag ihrer 
Deputation beipfligtet? — Einflimmig Ja. 

Ich komme nun zu dem Anfrage, den der Vicepraͤſi- 
dent Dehmichen in der Zweiten Kammer geftellt hat und 
welchem die Deputation nicht beizutreten anrathet. Diefer 
Antrag lautet: 

„daß die Staatsregierung bei Todesfällen in Bezug 
auf den Ankauf folder Grundftüce, welche erbtheilungs- 
halber verfauft werden müffen, im Sinne der Petenten 
handeln könne”. 

Diefen Antrag alfo anzunehmen, vathet die Deputation ab 
und ih frage, ob die Kammer ihrer Deputation 
hierin beipfichtet? — Einftimmig Ja. 

Sch komme nun zur Ieten Frage. Die bezieht ſich 


auf die Petition, die forben vom Herrn Referenten vorge⸗ 
tragen wurde, auf bie Petition von Rothenfurth; fie iſt 
dem Sinne nach volftändig conform mit der frühern Pe 
fition; die Deputation rathet deshalb an, fie der Hohen 
Staatöregierung zur Kenntnißnahme zu überreichen 
und ich frage, ob die Kammer ihrer Deputation 
hierin beitritt? — Einftimmig Ja. " 

Somit wäre aud) diefer Gegenftand der heutigen Ta— 
gesorbnung erledigt und ich bemerke hierbei zugleich, dag 
dies der letzte Gegenftand der heutigen Tagesordnung war. 
Bas num die naͤchſte Sigung anlangt und die Tagesotd⸗ 
nung berfelben, fo bin ich heute nicht im Stande, anzu 
geben, wenn die Sigung fein wird, ebenfowenig, was in 
derfelben verhandelt werden wird; muß mir daher vorbes 
halten, bie Kammer durch Karten einzuladen. Die heutige 
Sigung ift aufgehoben. 


(Schluß der Sigung 1 Uhr 20 Minuten.) 


Nedacteur H. Meinhold, Serretär im Königl. Minifterium des Innern, — Drud von 8. ©, Teubner in Drebden. 


Eetzte Abſendung zur’ Poſt: am 12. März 1861. 
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BVerlefung bed Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Urlaubs« 
geſuche. — Vortrag und Genehmigung der ſtaͤndiſchen Schrift 
auf das allerhächfte Decret, den Entwurf eines Gefehes, 
den Arbelterwerb der In den Landes» Strafe und Corret ⸗ 
tions» Anftalten betinisten Perfonen betr. — Berathung des 
Berichts der erften Deputation uͤber ven Gefegentwwurf, das 
Verfahren in Bauſachen Getr, und zivar fiber 56.1 und 2. 





Die Sigung beginnt Vormittags 412 Uhr in Gegen ⸗ 
wart der Herren Staatöminifter v. Beuft und v. Naben» 
Horft und des Herrn königlichen Commiſſars Geh. Negier 
rungsraths Ju ſt, fowie in Anweſenheit von 35 Kammer 
mitgliebern mit Vorleſung des über die Ichte Sigung vom 
Serretär Wimmer aufgenommenen Protokolls, welches 
von der Kammer genehmigt und durch die Herren Bürger: 
meifter Hennig und Freiherr v. Beſchwitz mitvoll⸗ 
zogen wird. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Wir wenden und nun zum 
Vortrage aus der Regiſtrande und würde Secretär Herr 


Bürgermeifter Wimmer diefen Vortrag uns zu geben 


haben. 

Nr. 215.) Anzeige der vierten Deputation, einen 
von tn he ie zu erftattenden Bericht über die 
Beſchwerde Louiſe Springer’ und Genoffen zu Neuſchoͤne⸗ 
feld wegen angeblich erlittener Verlufte in einer Nachlaß: 
Sache betreffend. 

Präfident v. Schönfels: Diefer mündliche Bericht 
befindet fid) eventuell als dritter Gegenftand auf der heus 
tigen Tagesordnung. 

Nr. 216.) Bericht der vierten Deputation dom 
6. on en N etllen der Gemeinde Bucha um 
Aufhebung des .$. 11 des Geſetzes vom 8. März 1838 
betreffend. . 

Präfident v. Schönfeld: Der Bericht ift gedruckt 
und bereitö vertheilt, er bildet eventuell den zweiten Gegen: 
ftand der heutigen Tagesordnung. 

1.8. (& Abonnement.) 
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(Nr. 217.) Die - Zweite Kammer überfendet brevi 
manu eine Anzahl Drutkeremplare einer bei ihr zunächft zur 
Berathung gelangenden Befchwerbe der Ortſchaften Schweins 
furth und 14 Genoffen, die Röderflußregulitung betreffend, 
‚zur vorläufigen Bertheilung an die Kammermitglieber, 


Präfident v. Schönfeld: Die Vertheilung ift erfolgt, 
die Berathung wird aber zunächft in der weiten Kammer 
vorgenommen werben. — 


(Mr. 218.) Protokollextract der Zweiten Kammer 
vom 28. Februar 1861 den Vortrag der ftändifchen Schrift 
enthaltend über das Nachtragägefeg, die Errihtung einer 
Venfionscaffe für evangelifche Lehrerwittwen und Waiſen 
betreffend. 


‚ . 
Pröfident v. Schönfeld: Diefe Schrift iſt bereits 

abgegangen, wie der geehrten Kammer bekannt ift, es 

wird daher der Prototollertract ad acta zu nehmen fein. 


(Nr. 219.) Dergfeichen Ertract von demſelben Lage, 
enthaltend die WBeratbung des Vorberichtes über das 
alterhöchfte Decret, die Vorlage der Werorbnung von 
16. Januar 1860 und zweier bie Maafregeln gegen bie 
Ninderpeft und die für Viehverluſte bei Seuchen zu ger 
währende Entſchaͤdigung angehenden Gefetentwürfe bes 
treffend. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: · Diefer Gegenfland gehört 
unfehlbar zum Reſſort der erſten Deputationz es wird beds 
halb vorgefhlagen, denſelben dahin zu verweiſen. — Eins 
ſtimmig Ja. 

(Mr. 220.) Petition des Gewerbevereines zu Zſchopau 
vom 2. März 1861 um Bewilligung der Mittel zur Aus- 
führung des Baues einer Eifenbahn von Chemnit nad) 
Annaberg durch dad Zſchopauthal betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Die Petitionen, welde ſich 
auf Eifenbahnbauten beziehen, find immer ald Finanz: 
gegenftände angefehen und als ſolche zundchft bei der 
Zweiten Kammer beraten worden. Es wird daher vor⸗ 
gefehlagen, auch dieſe Petition an die Zweite Kammer abe 
zugeben. Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage einver⸗ 
fanden? — Einſtimmig Ja. 

Mr. 221.) Protokollextratt der Sweiten Kammer 
vom 5. März 1861 die Berathung enthaltend über Aus⸗ 
gabebubgetabtheilung C, das Departement ‚ver Juſtiz ber 
treffend. . 





Praͤſident v. Schönfeld: Gehört zum Neffort der. 
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zweiten Deputation. Ich frage, ob bie Kammer den Ep 
tract dahin verweifen will? — Einftimmig Ja. 
s (Mr. 222.) Dergleihen Ertract vom 8. März 1861, 
"bie fortgefegte Berathung Uber die vorgenannte Budgetabs 
theilung betreffend. 
Präfident v. Schönfels: Es tritt hier derſelbe Fall 
ein, auch diefer Gegenftand gehört zum Reſſort der zweiten 
Deputation und wird dorthin zu verweifen fein. 


(Mr. 223.) Dergleihen Eprtract von demfelben Lage, 
die Berathung über den Rechenſchaftsbericht auf die 
Sinanzperiode 1855, 1856 und 1857 betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Auch bier tritt derfelbe Fall 
ein und es wirb daher Befchluß zu faffen fein, den Gegen- 
ſtand an die zweite Deputation zu verweiſen. 


(Mr. 224.) Der Vorftand des Fabrik. und Handels · 
ffandes zu Chemnig überfendet 50 Drudiremplare einer 
zunähft an die Bweite Kammer gerichteten Prtition, betref- 
fend eine befondere Vertretung der Induftrie in der Erſten 
Kammer und eine Vermehrung der induftriellen Vertretung 
in der Bweiten Kammer zur Vertheilung an die Kammers 
mitglieder. 


Präfident v. Schönfels: Auch in diefer Petition ift 
der Wunſch ausgedrüct, daß die Berathung zunächft in 
der Zweiten Kammer flattfinden fol; es wird daher diefe 
Petition fo lange zu afferviren fein, bis die betreffenden 
Protokollextracte herüber gelangt find. " 

(Mr. 225.) Beglaubigte Protokollabſchriften der Zwei⸗ 
ten Kammer vom 26. und 28. Februar 1861, einen in 
geheimer Sigung zu berathenden Gegenftand betreffend, 


Präfident v. Schönfeld: Als Finanzgegenftand wird 
derfelbe der zweiten Deputation zuzuweifen fein. Ich 
frage, ob die Kammer damit einverftanden it? — Einftim- 
mig Ia. £ 

(Nr. 226.) Bericht der erften Deputation vom 
4. März 1861 tiber den Gefegentwurf, das Verfahren in 
Baufachen betreffend. 

Präfident v. Schönfeld: Diefer Bericht befindet ſich 
als erfter Gegenftand auf der heutigen Tagesordnung. 

(Nr. 227.) Die Nedaction der Saͤchſiſchen Induftrie- 
zeitung zu Chemnitz berfendet 12 Eremplare von Nr. 10 
ihrer Beitfchrift, enthaltend einen Artikel: „Die Vertretung 
der Induſtrie in den fähfiihen Kammern” zur Bertheilung 
an die Kammermitglieder. 

Präfident v. Schönfeld: Fünf Eremplare werden 
ber geehrten Deputation, welche Rünftig diefe Angelegenheit 
zu bearbeiten hat, zugetheilt werden. Die Übrigen Exem⸗ 
plare Hiegen in der Kanzlei aus und koͤnnen denjenigen 
Herren, welche fi für diefe Sache intereffiren, zur Einſicht 
gegeben werben. 

(Nr. 228.) Anſchlußerklaͤrung des Communalgarden- 
commandanten C. Rabenftein und 153 Communafgardiften 
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—— an die von den Are und Mitgliedern der 
Sommunalgarde zu Leipzig in Bezug auf die Organifation 
diefes Inftituts eingereichte Petition. 


Präfivent v. Schönfels: Eingezogener Erkundis 
gung zufolge ift die Petition ber Communalgarbe zu Leip⸗ 
zig, auf welche ſich dieſe Eingabe bezieht, an die Zweite 
Kammer eingegeben und dort an die dritte Deputation verwie ⸗ 
fen worden; es wird daher diefe Petition wohl an die 
Bweite Kammer abzugeben fein. Ich frage, ob, die Kams 
mer mit diefem Vorſchlage einverftanden iſt? — Einſtim⸗ 
mig Ja. 

(Mr. 229.) Bericht der zweiten Deputation vom 
28. Februar 1861 über das koͤnigliche Decret, die auf den 
Domänenfond und die Veränderungen ruͤckſichtlich des 
Staatöguts bezüiglichen Nachweifungen betreffend. 


Präfident v. Schönfels: Diefer Bericht iſt geftern 
gedrudt vertheilt worden und wird einen Gegenftand der 
naͤchſten Tagesordnung bilden. 


Mr. 230.) Schriftlicher Bericht der vierten Depu⸗ 
tation vom 8. März 1861 über die Petition der Worftände 
des germanifchen Mufeumd zu Nürnberg um Gewährung ' 
einer Beihülfe für die Zwede diefes Mufeums. 


Präfident, v. Schönfeld: Ueber diefe Petition iſt nur 
ein fehriftlicher Bericht erftattet worden, derſelbe liegt in 
der Kanzlei aus und wird auf eine ber naͤchſten Vagesords 
nungen gefegt werden. 


(Mr. 231.) Bericht der vierten Depufation vom 
9. März 1861 über die Vefchwerbe der Kirhfahrt Noflen 
wegen ihr auferlegter Verpflichtung zur Bezahlung ber 
Steuern und Abgaben von einem meuerworbenen Pfarr- 
Ichnögrundftüd betreffend. 


Praͤſident v. Schönfeld: Der Bericht wird heute 
gedruckt vertheilt und wird auf eine der naͤchſten Tages· 
ordnungen geſetzt werden. 


(Mr. 232.) Einladung des Vorftandes der Commiſ · 
fion für das Weterinärwefen, Here Geheimen Regierunas 
taths Zuft, vom 11. März 1861 zu einer, Mittwoch Dr 
13. hnj. Nachmittags 5 Uhr in ber Thierargneifchule ars 
— Prüfung abgehender Zöglinge in der Beſchlags- 
unde. ⁊ 


Praͤſident 6. Schoͤn fels: Ich werde mir erlauben, 
dieſe Schrift in extenso votzuttagen; fie lautet folgender: 
maaßen: J ai 

In der Vorausfegung, daß einige der Herren MR 
glieder der hohen Sammer "an der Lehrfpmiede der ur 
figen Zhierargneifcjule und ben Leiſtungen derfelben Ya 
effe nehmen, gebe ich mir die Ehre, Hierdurd) zur Be 
niß zu bringen, daß Mittwoch, den 13. bieies Men 
Nachmittags 5 Uhr eine Prüfung im ber — le 
mit abgehenden Zöglingen im Locale ber Be N u 
Statt findet und geftatte mir hinzuzufügen, daß pen 
Anftalt durch die Anwelenheit von Mitgliedern der 
Kammer befonderd geehrt finden würde.” 
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Die Kammer wird gewiß mit mic einverflanden fein, 
daß ber Dank für diefe freundliche Einladung im Protokoll 
miebergelegt werde. Jedenfalls ift die Sache von großem 
Intereffe und es wird daher zu erwarten fein, daß ſich 
viele Mitglieder dabei einfinden. Das waren fämmtliche 
Nummern ber heutigen Regiftrande. 

Ein Urlaubögefuch ift eingegangen von Herr v. Böhlau 
wegen dringender Privatgefhäfte für die heutige Sitzung. 
Ih frage, ob die Kammer bafjelbe genehmigt? — Ein« 
fimmig Ja. 

Ein gleiches Gefuch ift vom Herrn v. Erdmannsborff 
eingegangen; auch diefer wuͤnſcht von der heutigen Sigung 
wegen dringender Privatgefchäfte diöpenfirt zu fein und 
ich frage die Kammer, ob fie dies Geſuch genehmigt? — 
Einftimmig Ja. 

Bevor wir und zur Tagesordnung wenden, hat Herr 
Landeöbeftallter Hempel eine Schrift vorzutragen und ich 
wuͤrde benfelben erfuchen, dies zu bewirken. 


Landeöbeftallter Hempel: Die ftändifche Schrift auf 
das allerhöchfte Decret, den Entwurf eines Geſetzes, den 
Arbeitderwerb der in den Landed-Straf» und Corret ⸗ 
tionsanftalten, fowie in den Gerichtögefängniffen detinirten 
Perfonen betreffend, lautet wie folgt: 


(Die ftändifce Schrift wird verlefen.) 


Präfident dv. Schönfeld: Wenn Niemand gegen bie 
foeben verlefene Schrift Etwas cinzumenden hat, fo ift dier 
felbe als genehmigt anzufehen in dieſer Kammerz fie wird 
aber noch an die zweite Kammer abzugeben fein, deren Ger 
nehmigung abzumarten ift. 

Ich habe eine weitere Mittheilung nicht zu machen 
und wir fönnen uns zur Tagesordnung wenden. Auf 
derſelben befindet ſich als erfter Gegenftand der Bericht 
der erfien Deputation über den Gefegentwurf, 
das Verfahren in Baufadhen betreffend und id 
wide den Herrn Neferenten Bürgermeifter Hennig erfu- 
hen, und Vortrag zu erftatten. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Das betreffende 
koͤnigliche Decret Tautet fo: 


Den Entwurf zum Gefee Über bad Verfahren in Bau: 
fachen, welcher bereitö ber lehten Ständeverfammlung bor- 
gelegt, jedoch zur Abkürzung des Landtags wieder aurlics 
gezogen worden ift, laſſen Seine Königlihe Maje⸗ 
far nebft den Motiven anliegend den getreuen Ständen 
in ungeänberter Foſſung wieber zugehen und fehen nach ver- 
feffungsmäßiger Beratgung und Belchlußnahme darüber 

rflärung entgegen. 
— —— Majeftät verbleiben den ger 


treuen Ständen in Huld und Gnade jederzeit wohl bei⸗ 
Dresden, den 20. November 1860. 


Es würden num bie allgemeinen Motiven*) zu ver⸗ 
leſen fein; inbeffen erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen, 
daß davon abgefehen werde, weil in ber Hauptfache ber 
Bericht wieder auf die Motiven Bezug nimmt. Ich ers 
ſuche den Herrn Präfidenten, die hohe Kammer deshalb 
um Genehmigung zu fragen. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den Wunſch 

des Herrn Referenten ‚vernommen, vom Berlefen der allges 

meinen Moriven abzufehen und ich frage zundchft die 

— ob fie damit einverſtanden iſi? — Wird 
ejaht. 


*) Der nicht zum Vortrag gelangte allgemeine 
Theil der Motiven lautet: 


Die Vorſchrift Cap. 1, $.1 und $. 2 der Dorffeuerorbe 
nung vom 18. $ebruar 1775 (II. U. C-A, T. I. pag. 711), 
daß die Ortsobrigkeit bei allen Neubauen, fowohl vor dem 
Angriffe des Baues, ald nach deffen Beendigung, eine 
Localbefichtigung mit Zuzichung der Dorfgerichtöperfonen 
vorzunehmen, dieſe beiden Localerpeditionen aber amtöwegen 
und ohne alle Unkoften für den Bauunternehmer zu vers 
richten haben foll, hat theils zum Bmede, in Bezug auf 
Neubaue eine ganz ſpecielle behördliche Aufficht zu hands 
haben, theils die Tendenz, die Erbauung neuer Häufer das 
durch, daß die Bauenden für die zu führende polizeiliche 
Aufficht gleihwohl mit Koften nicht befchwert wurden, ins 
direct zu begünftigen. 

Die Einrichtung entſprach jedenfalls den Verhältniffen 
jener Zeit und hatte fo lange ihren Werth, als verhältnißs 
mäßig noch wenig gebaut wurde, bie meift geringere Ins 
teligenz der Bauunternehmer ſowohl als der Baugewerken 
eine ganz fpecielle Beauffichtigung durch die Drtsbehörde 
forderte und daran liegen mußte, Alles zu vermeiden, was 
vom Baue neuer Häufer abhalten fonnte. 

Galten diefe Vorfehriften ftreng genommen zunaͤchſt 
auch nur von Bauen auf dem platten Lande und fehlte 
es für die Städte an gleichen, hier noch weit möthigeren 
gefeglichen Dispofitionen, fo ward biefe Lüce doch durch 
die Praris ausgefüllt, indem jene Beſtimmung der Dorfs 
feuerorbnung jederzeit auf ftädtifche Baue analog angemwen« 
det und fpäter theils im Allgemeinen durch die auch für bie 
Städte gültige Verordnung vom 11. März 1841, $. 2und 
$. 14 Geſete und Verordnungsblatt deffelven Jahres, 5. 
Stüd, S. 29 f.), theils im Belonderen durch die nach 
und nad in den Städten errichteten Localbauordnungen 
auf e Baue in den Städten pofitiv ausgedehnt wors 
den iſt. 
Im Laufe der inzwifchen verflofienen Zeit haben ſich 
indeß die Verhältniffe weſentlich geändert. 

Noch abgefehen davon, daß in neuerer Zeit bie Bildung 
im Allgemeinen, wie im Baufache inöbefondere, eine andere 
ift, als vor 50 und 80 Sahren, fo befichen einerfeits der⸗ 
malen Einrihtungen und Vorſchriften, welche eine fo uns 
mittelbare, vorgängige Kenntnißnahme von den beabfichtige 
ten Bauunternehmungen, als die Dorffeuerordnung fie vor⸗ 





gethan. 
Johaun. 
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Und wenn num auch Seiten der Kammer fein ents 
gegenftehender Wunſch auftaucht, fo würde vom Vorlefen 
ber allgemeinen Motiven nun abzufehen fein. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Der Bericht Ihrer 
Deputation lautet: 


Daß die Ausführung von Bauen, inöhefonbere die 
Anlegung von Seuerftätten einer obrigkeitlichen Aufficht 





greffion zugenommen, daß es wohl an feinem Drte deö 
Landes noch einer Aufmunterung dazu bedarf. Die jener 
Vorſchrift der Dorffeuerorbnung zu Grunde liegenden Mo- 
tiven Fönnen daher nur in fehr befchränkter Weile noch An- 
ſpruch auf Anerkennung machen und finden insbefondere 
darin bie entſchiedenſte Erledigung, daß es an’Orten und 
in Gegenden, wo die Baulu vorzugsweife groß ift, den 
Polizeibehörden oft geradezu unmöglich fält, die Maffe der 
durch die Dorffeuerordnung vorgefchriebenen Localerpeditios 
nen in Baufachen mit den ihnen zu Gebote ftehenden Ars 
beitöträften zu bewältigen. 

Diefe Verhäftniffe haben eine große Diöparität zwiſchen 
Stadt und Land zur Folge gehabt. In den Städten 
von einiger Bedeutung ift man genöthigt gewefen, zur Ber 
auffihtigung des Privatbauwelens ein bejonderes Perfonal 
anzunehmen und biefes zu befolden, dafür aber in der Los 
calbauordnung die von der Dorfieuerorbnung abweichende 
Beftimmung zu treffen, daß in Baufahen und für die 
dabei vorkommenden Erpeditionen wie in anderen, nicht 
officielen Berwaltungsfachen, die Behörde zu liquidiren bes 
rechtigt ſei. . 

Auf dem Lande hingegen und an allen den Orten, wo 
man nicht im Wege ortsftatutarifcher Beſtimmungen dur) 
Errichtung von Localbauordnungen zur Abftelung der die 
Handhabung der baupoligeilichen Localauffict beſchwerlich 
machenden Dispofition der Dorffeuerordnung gelangt war, 
mußte fich jede Behörde zu helfen fuchen wie fie eben Eonnte. 
Durch die hieriber im ganzen Lande ſtattgefundenen Erhes 
bungen hat ſich ergeben, daß ſich auf diefe Weile nach und 
nach bei den einzelnen Localbaupolizeibehörden ein höchft ver- 
Thiedenartiges Verfahren gebildet hat und eine fo große 
Verworrenheit baraus entftanden ift, daß es ganz unerläße 
lich erfcheint, die Handhabung ber localpolizeifichen Baus 
auffiht in einer den dermaligen Zeitumftänden entfprechene 
den Weife anderweit zu teguliren. Insbeſondere dürfte 
aber nach Lage der Sache und nachdem in den mit Locals 
bauorbnungen verfehenen Städten die Beftimmung wegen 
koſtenfreier Verrichtung der vorgefchriebenen beiden Local 
befichtigungen bereits antiquirt if, die Forldauer biefer Ber 
ftimmung für das platte Land und diejenigen Städte, die 
einer ocalbauordnung noch entbehren, umfoweniger ſich 
rechtfertigen laffen, je weniger es wird verfannt werden 
Tonnen, daß dieſe Unentgelvlichkeit einer zweckmaͤßigen Ein ⸗ 
richtung befonders hindernd im Wege fteht. 

Aus biefen Gründen vechtfertigt ſich fowohl im All⸗ 
gemeinen die Tendenz ber gegenwärtigen Gefekesvorlage, 
als insbefondere zu $. 1 des Entwurfs die darin ausge 
fprochene Aufhebung ber, auf die Handhabung der Local 
baupolizei bezügfichen, Cap. 1, $. 1 und $. 2 der Dorf- 
feuerordnung enthaltenen Beftimmungen. 
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unterworfen find, liegt im Intereſſe der allgemeinen Sicher. 


heit und was insbejondere den Schuß gegen Feuersgefahr: 


anlangt, fo if noch überdies die Controle um fo gerechtfer- 
tigter, als in Sachfen die, Verfiherung Bor an 
gegen Feuersgefahr zwangsweife eingeführt und es daher 
eine Zorderung der Gleichheit und Gegenfeitigkeit ift, dag 
man e3 nicht dem individuellen Ermeſſen der Bauenden 
überlaffe, inwieweit fie bei Ausführung von Bauen Bor 
kehrungen gegen Feuerögefahr treffen wollen. 

Aus Kuͤckſichten für die öffentliche Sicherheit wurden 
ſchon durch die Dorffeuerorbnung vom 28. Februar 1775 
baupolizeiliche Vorſchriften erlaffen und zugleich in 66. 1 
und 2 daS dabei zu beobachtende obrigkeitliche Verfahren 
beftimmt. Die Dorffeuerordnung bezog fich jebod, wie 
fon der Name andeutet, nur auf das platte Land und 
befchränkte fi nur auf den Neubau von Wohnhäufern, 
Scheunen und Wirthſchaftsgebaͤuden. Durch die Werorde 
nung vom 11. März 1841 wurden bie Vorſchriften der 
Dorffeuerorbnung bezüglich der Neubaue auch auf Anbaue 
ausgedehnt und ihre Anwendbarkeit zugleich auf die Städte 
mit erſtreckt, wofelbft fie ſchon vorher vielfach analoge An 
wendung gefunden hatte. Allein, wie aus den Motiven 
hervorgeht, hält die Stantöregierung die erwähnten gefehe 
lichen Beflimmungen, infoweit fie die Baupolizei betreffen, 
nicht für ausreichend, und foweit fie das Verfahren betrefe 
fen, bei den jegigen Verhältniffen im Bauweſen für nicht 
mehr zwedmäßig. Sie beabfichtigt daher, das Verfahren 
in Baufachen durch den vorgelegten Entwurf anderweit 
geſetzlich feftzuftslen, wogegen die jet beftchenden baus 
polizeilichen Vorſchriften durch eine allgemeine, die Baus 
polizei voNftändig und im Zufammen hange behandelnde 
Verordnung erfegt werben follen, wobei nad) der Erflärung 
der pen töniglihen Commiffare, auf die DVerfdiedenheit 
der Verhäftniffe zwiſchen Stadt und Land die nöthige Nüds 
ficht genommen werden fol. Es beichäftigt ſich fonach der 


Entwurf nur mit dem von den Vanunternehmern, den 


Baugewerfen und Localbaubehörden zu deobachtenden Bers 
fahren, keineswegs «aber mit materiellen baupoligeilicen 
Vorfhriften, indem biefe vielmehr dem Verordnungswege 
vorbehalten bleiben. 

Anfoweit nicht in Localbauordnungen etwas Anderes 
beftimmt ift, befteht jet das Verfahren in Baufachen, wie 
ſoiches durch $$. 1 uad 2 der Dorffeuerordnung vor; eſchrie⸗ 
ben iſt, in der Bauptiage darin: daß die Obrigkeit unter 
Buziehung der Gerichtöperfonen bei jebem ber Controle 
unterworfenen Baue mindeſtens zwei Beſichtigungen au 
Drt und Stelle abzuhalten hat, bie eine vor ber Znangriff- 
nahme des Baues und bie andere nach Vollendung beffel: 
ben und ferner, baß beide Cocalerpeditionen völlig koftenfrei 
zu erpebiren find, vi 

Die Staatsregierung iſt jedoch der Anfiht, daß die 
wieberholten Localbefichtigungen bei dem jegigen SE 
der Zehnik im Baufache in vielen Fäden ganp unnöthig 
feien, wozu noch fomme, daß im Allgemeinen, ganz befons 
ders aber in den bevölferten Theilen des Landes, bab Bauen 
fo überhand genommen habe, daß zu manchen Zeiten IH 
den Obrigkeiten zu Gebote ftehenden Arbeitsfräfte m — 
ausreichten, um bie vorgeſchriebenen Localbeſichtigung 
rechtzeitig ind Werk zu fegen. in, 

Der Iwed des Entwurfs geht num zunaͤchſt un 
die obrigkeitliche Aufficht zu vereinfachen und zwar fol 





R F e igkeitlichen 
in folgender Weile geſchehen: Bei allen ber obrigkeit! 
Gognition unterlegenben Bauen und Abänderungen fol 
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der Bauunternehmer verpflichtet fein, einen volftändigen 
Bauriß in doppelten Eremplaren einzureienz diefen Riß 
hat die Obrigkeit dur einen Sachverftändigen prüfen zu 
Iaffen; als dergleichen Sachverftändige follen vorzugsweife 
die bei dem Immobiliarbrandverficherungsmefen angeftellten, 
in den verfchiebenen Theilen des Landes vorhandenen Brand: 
verfierungsinfpectoren und Beamten verwendet werden. 
It gegen den Bau Nichts zu erinnern, fo ertheilt die 
engen bie Genehmigung entweder durch befondere ſchrift⸗ 
„Ude Zufertigung oder durch einfache Bemerkung auf dem 
Duplicat des Bauriffes, welches dann dem Bauunternehmer 
zurüdzugeben ift; etwaige Erinnerungen gegen den Riß find 
vor ober bei der Genehmigung durch Befcheidung des Baus 
anternehmers zu erledigen. Iſt die Vollendung des Baues 
angezeigt, fo fol die obrigfeitliche Revifion wiederum durch 
den Sachverftändigen erfolgen und zwar ſoll diefe Revifion 
in der Regel zugleich mit der Cataftration und Abfcägung 
behufs ber Immobiliarbrandverficherung verbunden werben. 
Eine Localbefichtigung durch Die Obrigkeit fol nur dann 
eintreten, wenn fie nach deren Ermeffen nöthig ift, fo dag 
Zünftig die techniſche Begutachtung die Regel, die Befich- 

tigung durch die Obrigkeit aber die Ausnahme bildet. 
Es {ft nicht zu verfennen, daß das beabfichtigte Ver⸗ 





fahren die obrigfeitliche Veauffihtigung wefentlih vereinz 
faßht, e8 hat aber aud) einen größeren fachlichen Werth, in: 
dem es die technifche Begutachtung in den Vordergrund 
tellt, den Technikern aber praͤſumtiv eine weit größere Sache 
'enntniß zufteht, ald den obrigkeitlihen VBeamten und 
Gerichtoͤperſonen. 
Eine zweite weſentliche Abänderung des Entwurfs bes 
ficht darin, daß der zeitherige Grundfaß, wornach die vor⸗ 
efchriebenen Localbefichtigungen ohne alle Unkoften erpes 
—* werden mußten, aufgehoben und ſtatt deſſen küͤnftig 
von den Behörden liquidirt werden fol. Die Deputation 
war anfänglich nicht geneigt, diefe Abänderung gut zu heißen, 
da hierdurd) in vorfommenden Fällen den Bauunternehmern 
eine Belaftung auferlegt wird, von der fie bis jest geetlich 
befreit find, fie mußte aber doch bei näherer Erwägung des 
Grundfages ihre Bedenken wieder fallen laffen. Die Ber 
fimmung der Dorfteuerordnung nämlich, daß die Beſich⸗ 
tigungen ohne alle Unkoften zu erpediren find, mag wohl 
ihren Grund mit darin haben, daß man es zu der dama ⸗ 
digen Zeit im allgemeinen Intereffe des Staates für noth« 
wendig hielt, dad Bauen namentlich auf dem Lande ip 
licht zu erfeichtern.: Für die Behörden felbft waren dieſe 
unentgetblichen Vefichtigungen kein erhebliches Opfer, ein: 
mal, weil eben wenig gebaut wurde, und dann, weil das 
mal noch die vielen Patrimonialgerichte beftanden und da⸗ 
her die Gerichtöfprengel Heiner und die Entfernungen ges 
tinger waren. Es war ſonach damals das toftenfreie_ Er⸗ 
pediren in feiner Urfadhe gerechtfertigt und in feiner Wir- 
tung auf bie Behörden von minderer Bedeutung. Dies 
Alles hat ſich im Laufe der Zeit weſentlich geändert; bie 
Bauluft hat ſich fo gefteigert, daß fie einerfeit eined Außeren 


Antriebes nicht mehr bedarf, andererfeits aber hierdurch zus | U 


Baubehörden, zumal die Babl berfelben viel ger 





gleich die et 
tinger, bie Bezirke aber deſio größer und weitläufiger find, 
fo in Anfpruch genommen werden, daß allerdings dad une 
entgeldliche Erpediven eine Belaftung derſelben und baher 
ein Opfer für die Staatscaffe ift, das ſich als ein vorzugs· 
weißes Einzelintereffe der Gebaͤudebeſitzer der Gefammtheit 
gegentiber wohl vertheidigen, aber nicht ganz rechtfertigen 
läßt. Auch würde eine Ungleichheit infofern vorhanden 
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fein, als in allen Stäbten, wo man genoͤthigt geweſen if 

Localbauordnungen etazuführen- und Gefoiber —55 
anzuſtellen, ben Bauunternehmen formäpige Koften zulis 
quidirt werben. Andererſeits wird aber auch kuͤnftig bei 
der vom Enttourfe beabfichtigten Vereinfachung der ebrige 
feitlichen Cognition und wenn, wie zu erwarten fieht, bie 
Ausführung des Gejeges im Sinne deffelben erfolgt, der 
durch die Controle entftchende Aufwand nicht fo erheblich 
fein, mindeſtens im Verhältniß zu dem bei einem Baue 
ohnehin nicht zu vermeidenden größeren Aufwande, gegen 
jest aber umfoweniger von wirklicher Bedeutung fein, als 
die beiden obrigkeitligen Befihtigungen, auf welde fi 
das Privilegium ber Koftenfreiheit bezog, fünftig in der 
REM in Wegfall kommen, für alle übrigen in Bauſachen 
vorkommenden Arbeiten aber ſchon jest liquidiet werden 
konnte; es hat aber die Deputafion, damit unndthigem und 
unverhältnigmäßigem Koftenaufwande um fo ſicherer begege 
net werde, bei den einzelnen Paragraphen noch einige darauf 
abzielende Vorſchlaͤge gemacht, namentlich hat fie den Auge 
nahmen, d. h. dem Kreife von Gebäuden und Anlagen, zu 
welchen eine obrigkeitliche Genehmigung gar nicht erforders 
lich fein folk, eine größere Ausdehnung gegeben, auch in der 
Beifuge sub O*) eine Tape in Vorfhlag gebracht, nad) 


5) [6) 


Gebühtentage in Vaupolizeiſachen. 

1) Für Prüfung und Begutachtung eines Bauriſſes 
nach Maafgabe des Umfanges. der Arbeit dem Technlker 

a) wenn Nichts zu erinnern ober der Bauriß ald un⸗ 

brauchbar zurüchugeben ift, 10 Nor. bis I Shlr., 

b) Sn Crinnerungen zu machen find, 15 Nor. bi 

Ir, 

2) Für Mittheitung des Bauriſſes an ben Techniker 
und Genehmigung des Baues, einſchließlich der Abftemper 
lung und Ruͤckgabe des Bauriſſes, 

a) wenn Nichts zu erinnern iſt 10 Nor, 

b) wenn eine fehriftlide Ausfertigung mit Erinnerungen 

nothwendig ift, 10 Nyr. bis 1 Chr. 10 Nor. 

3) Für Verweigerung einer Bauerlaubniß oder Vers 
werfung des Bauriſfes, incl, der Befheidung, 5 Nor. bis 


20 Nor. 

Fi Für Aufnahme eines Protofolles 5 Nor. bis 1 Thlr. 

5) Für eine Localbefihtigung durch den Techniker, 

a) wenn bamit die Abſteckung des Bauplatzes verbun⸗ 

den wird, 20 Nr. bis 1 Thlr. 10 Ngr., 

») ohne Abftedung des Bauplages, 15 Nyr. bis 1 Thlr. 

Anmerkung 1. Erfolgt bie Erpedirion außerhalb 
des Wohnortes, — der Techniker überdles 

a) an Auslöfung auf den Tag 1 Thlr. 10 Ngr. 


md 
b) den Aufwand fir Fortkommen 
2 aa) bei Benugung der Eifenbahn nach ber II. Wagen: 


claſſe; — 

bb) in anderen Fällen nad den Sägen der Per⸗ 

fonenpoftz 

eo) = Ad Hoſtverbindung vorhanden, nach dem 
wirklich beſtrittenen Roß · und Fuhrlohn. 

Anmerkung 2. Werden mehrere Localbeſichtigun⸗ 


1002 


welcher fie die Koften liquidirt zu fehen wünft und von 
der fie A daß fie bie Bauenten nicht erheblich beſchwere, 
den Staat aber für den ihm durch bie Bauaufficht verur⸗ 
facht werdenden Aufwand moͤglichſt ſchadlos halte. 

- Nach Alledem glaubt die Deputation den Entwurf im 
Allgemeinen zur Annahme empfehlen zu tönnen und wen⸗ 
det fi nunmehr zu deffen einzelnen Beftimmungen. 


Präfident v. Schoͤn fels: Die allgemeine Debatte ift 
nun zu eröffnen und ich gebe zunächft dem Herrn Viceprä- 
fidenten das Wort, dem Herrn v. Beſchwitz und Herrn 
v. Weld. 


Vicepraͤſident v. Frieſen: Das und ſoeben zur Bes 
rathung vorliegende Geſetz wird einen großen Vortheil her⸗ 


gen an Einem Tage vorgenommen, ſo ſind die 
Saͤtze für Ausloͤſung und Fortkommen auf die ver⸗ 
ſchiedenen Erpebitionen gieichmaͤßig 3 repartiren. 
Die im Bezirke vorkommenden Befichtigungen 
und Revifionen find zu Erfparung von Koften 
moͤglichſt zu combiniren, 

Anmerkung 3. Im Falle ber Abftedung des Bau: 
plages hat der Bauunternehmer den Aufwand für 
Kettenzieher, an Pfählen und für das Einfegen 
der Pfähle aus eigenen Mitteln zu tragen, in« 
foweit nicht andere Perfonen ihres concurrirenden 
Interefjes wegen zur antheiligen Mitübertragung 
verpflichtet find. 

6) Für die regelmäßige Nevifion des Baues nach deffen 
Vollendung dur ben Techniker nebft Anzeige darüber 
10 Ngr. Di 2 Thit. 

Anmerkung 4. Fortkommen und Austöfung fommen 
nur dann in Anfag, wenn eine befondere, ent: 
weder mit der Ab» und Einfhägung des Gebäudes 
zum Zwecke der Brandverficherung oder mit einer 
anderen Verrichtung in Brandverficerungsanges 
Tegenheiten nicht zu verbinden gewefene Erpebition 
don dem Bauunternehmer verlangt worden ift. 

7) Sür eine Localbefichtigung des Technikers, welche 
durch Bauwidrigteiten, Differenzen oder andere befondere 
— veranlaßt worden, gelten die Beſtimmungen oben 

15. 


8) hr andere in Baufachen nöthige Erpebitionen und 
Ausfertigungen hat die Baupolizeibehörde nach der Lars 
ordnung vom 26. November 1840 zu liquidiren. 

9) In den Gebührenfägen der Techniker find die 
Schreibelöhne mit inbegriffen. ° ki 

Anmerkung 5. Zu den Bauriffen und Situation, 

plänen, zu den Gutachten und Anzeigen der Sach⸗ 
verfländigen,. fowie zu ben obrigteitlihen Geneh⸗ 
migungen und Beſcheidungen, wenn fie auf die 
Bauriffe bemerkt werben, iſt Stempel nicht zu 
verwenden. 

Der in ber Stempeltare zum Stempelmandate 
von 1819 in der Rubrik unter dem Worte „Con« 
ceffion” für die Schrift über die Ertheilung einer 
Genceffion zu Erbauung eines neuen Wohnhaufes 
beftimmte Stempelfag kommt ganz in Wegfall, 
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verbringen, nämlich es wird Tünftig auf dem Lande fehr 
wenig gebaut werben. Wenn man die ſchweren Bedin. 
gungen und Vorſchriften betrachtet, die in biefem Gefet ente 
halten find, jo wird jeder Grumbeigenthimer auf dem Lande 
ſich fehr hüten,'zu bauen und ſich in Acht nehmen vor jer 
dem Neubau oder einer Feuerungsanlage und gewiß nur 
die allerdringendfte Nothwendigkeit abwarten, che er ſich 
zum Bauer entſchließt. Ich fage auf dem Sande, bei 
Sandgebäuden; denn ich gebe zu, daß in ber Stadt an« 
dere BVerhältniffe obwalten. Ueberhaupt ſcheint mir der 
Geſetzgeber zwiſchen Land und Stadt auch diesmal zu wes 
nig unterfchieden zu haben und es fcheint ihm das Vor— 
bild der Ferdinandftraße, Wienerſtraße, Luͤttichauſtraße und 
Pragerfiraße vorgefhwebt zu haben, indem er bie Feder 
geführt hat, aber nicht die einfacheren Werhältniffe der 
Landgüter und die nothwendigen, dringenden Beblrfniffe 
ländlicher Wirthſchaften. Ich gebe zu, daß poligeitiche 
Auffiht und Vorfepriften bei neuen Feuerungsanlagen 
durchaus nothwendig find und im Intereffe der Allgemeine 
beit nicht entbehrt werden koͤnnen und befonders in biefer 
Hinfiht in den Städten doppelt nothwendig find; man 
follte jedoch den Unterſchied nicht vergeffen, welder hier 
obwaltet. In den Städten ift doch befonderd in ber 
neueren Beit die Bauunternehmung eine reine Sache der 
Speculation, dort werden die Gebäude doch blos um des 
Gewinnes willen und der Vermiethung wegen gebaut, auf 
dem Lande aber nur aus dringender Nothwendigkeit und 
Bebürfniß. Bel den jegigen Abgaben — id will nicht 
von der Grundfteuer und von der Gewerbefteuer ſprechen, 
die find in Sachfen nicht fo druͤckend — aber bei den vier 
len Parochial:, Communals und Armencaffenabgaben wird 
ſich jet der Grundbefiger auf dem Sande ohnehin hlten, 
zu bauen, wenn er nicht muß und deswegen ſcheint mis 
die Befürhtung, die in den Motiven ausgelproden if, 
nicht ganz gegründet zu fein. Man fagt zwar, im Jahre 
1775 hätte man das Bauen erleichtern müffen und dazu 
aufmuntern müffen, das ift aber auf dem Lande auch nd) 
jetzt der Fallz dagegen hätte die Bauluft gegenwärtig fo 
zugenommen, daß man eher ein Abhalten und eine Bu 
hinderung fiir nöthig halten möchte. In den Städten 
gebe ich das zu, überhaupt Teugne ich fir die Stäbte bie 
Nothwendigkeit einer gemeffeneren Vorſchrift und Auffiht 
nicht, obgleich mich bei den flädtifchen Baupoligeigefegen, 
die, ich gefehen, eine gewiſſe Napofeonifche Präfectenluft 
anfehauert, CS wird dort Alles fireng und nach allen 
Seiten hin nach der Elle und Schnure gemeſſen und im 
mer mit einer gewiffen heimlichen Neigung zur Erpropriar 
tion. Das les paßt aber auf das Land durchaus nicht, 
auf dem Lande muß man bie Sache erleichtern und ben 
Grundbefigern, die ohnedies jegt Beſchwerungen genug 
haben, die Sache nicht noch mehr erſchweren und verleiden. 





Run bitte ih Sie nur, die einzelnen Paragraphen zu be 
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trachten. 5. 2,.der vom erfien Worte an bis zum Worte 
„anzuzeigen“ etwas lang ift, fo daß man, wenn man das 
Wort „anzuzeigen“ endlich gefunden hat, wirklich ſchon halb 
außer Athem ift und gedankenlahm, diefer Paragraph enthält 
nicht weniger, ald zwei Hauptbeftimmungen und zwei Haupts 
ausnahmen, fo daß aus diefem Paragraphen recht gut 3 Pas 
ragraphen hätten gemacht werden fönnen. Indeffen abgefehen 
von der Form, will ih nur an den Inhalt erinnern, daß 
man nad demfelben einen doppelten Bauriß einreichen 
fol. Nun, meine Herren, wer auf dem Lande gebaut 
hat und das ein wenig Fennt, der wird wiffen, wie ſchwer 
es hält, von den gewöhnlichen Gewerken einen Baurig zu 
erfangen und nun find es vollends gar zwei. Ich bin übers 
zeugt, wenn ich den Bauriß zu Anfange des Landtages 
beftellte, ich würde, ihn kaum zu Ende deö Landtages er» 
halten, fo lange müßte ich darauf warten, ſchon biefe 
Schwierigkeit ift außerordentlich. Ich bin aljo nun ges 
nöthigt, mich in jedem Falle an einen gelehrten, ſtudirten 
Architecten zu wenden, deren es jet fehr viele giebt und 
fogar auch auf dem Lande find die Bimmerleute und Maus 
zer jegt manchmal gar gelehrte und vornehme Leute. Da 
werde ich vieleicht einen Bauriß bekommen im alt« oder 
neurömifchen oder im griedifchen Style oder im Gefömade 
* der Alhambra; aber im Style der Landwirthſchaft gewiß 
nicht. Ferner die Feuerungsanlagen — das ift allerdings 
einer verfehiedenen Auslegung fähig — aber wenn freilich 
bei jeder Wirthfepaftöfüche, bei jeder Anlegung einer Keffel- 
feuerung ober bei einem Fuͤllofen oder bei einem Stubenofen 
allemal ein Baurißeingereicht werden foll, ein doppelter Bauriß 
und diefer auch noch der Prüfung der Sachverftändigen untere 
tiegen fol, fo ift die Mühe größer, als der Gegenftand werth 
üt. Ferner ift im zweiten Paragraphen von einer noch zu er: 
Yaffenden Baupolizeiverorbnung die Rede; ich frage nun zus 
erft, wo iſt denn biefe Baupolizeiverordnung? Liegt fie dem 
Deerete bei? Nein! IR fie im Berichte enthalten? Nein! 
Ich Habe fie nicht gefehen oder hat fie vieleicht der Depu⸗ 
sation vorgelegen? Ih habe im Berichte Nichts davon 
gefunden und was kann denn in diefer Baupolizeiverords 
nung Alles ſtehen? Das Verfahren Fann allenfalls vers 
einfacht werden, ich habe das Zutrauen zu der Regierung, 
daß fie mittelft Verordnung die Sache vereinfachen wird, 
daß fie ed den Bauenden nicht unbedingt erſchweren wird; 
aber e3 wird Einem vor den Schwierigkeiten, denen man 
nach diefer Vorlage entgegenfehen muß, dennoch angft und 
bange und man weiß nicht, wa3 man Alles wird befolgen 
follen, wie man alle die Strafen vermeiden foll. Im$- 3 
fol der Bauriß einem Sachverſtaͤndigen zur Prüfung vor- 
‚gelegt werden, wodurch alfo wieder eine Verlängerung und 
Erſchwerung des ganzen Bauweſens entſtehen müßte. 
Nun fommen im $. 6 die Koften; ohne die geht die Sache 
freilich nicht, das iſt natürlich, es fragt fi) aber nur, wer 
joll fie denn tragen? Die Regierung hat nicht Luft dazu, wir 
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aber auch nicht. Durch bie Dorffeuerorbnung iſt das Vers 
fahren Foftenfrei, der Plan und der Plag wird unentgelbs 
lic) befichtigt in Gegenwart der Baugewerfe des Dorfes 
und ber Gerichtöperfonen und die Sache war gemacht, fie 
koſtete nicht viel, das Gericht übertrug die Koſten; jegt 
fol ein doppelter Bauriß von einem Sachverſtaͤndigen ans 
gefertigt und geprüft werben, ber vielleicht von Chemnitz 
kommt bei einer einfachen Feuerungsanlage und dad wird 
eine theure Sache. Ferner find Strafen von 5 bis zu 100 
Thalern feftgeftellt; nun, in der That, das ift eine Sache, 
die uns fehr bange machen muß. Ich will die auftauchen» 
den Bedenken nicht weiter ausführen, es wird darüber 
ſchon bei den einzelnen Paragraphen das Nöthige geſchehen; 
aber fo viel muß ich erklären, daß id vor Einficht in die 
Baupolizeiverordnung, bie dem Gefege beigefügt werben foll, 
über das Geſetz gar nicht urtheilen Tann und fo lange ich 
dieſe Verordnung nicht gefehen habe, würde ich gegen ein 
To bedenktiches Gefeg flimmen müffen. Indeſſen Tann es 
fein, daß die Deputation uns über diefe Baupolizeiverords 
nung noch Bericht erftattet; aber wie die Sache jegt fteht, 
kann man nicht geneigt fein, für das Geſetz zu ftims 
men. Zum Schluß muß ich erklären, daß ich nicht gegen 
alle polizeiliche Beauffihtigung bin, namentlich in den 
Städten nicht, aber fie muß einfach fein, nicht koſt ⸗ 
fpielig, fie muß ſich auf dad Dringende, Nothwendige 
befchränen; denn wenn dieſes Gefetz ausgeführt wird 
und eine Polizeiverordnung noch größere Weitläufigkeiten 
hinein bringt, fo fehe ich wirkti nicht ein, wie ber von 
mehreren geehrten Abgeordneten geäußerte Wunſch, daß für 
Verwaltungsſachen nur zwei Inftanzen fein follen, zur 
Ausführung fommen fol, dann würde es cher noͤthig fein, 
anfratt zwei Inftanzen deren vier einzuführen, die wuͤr⸗ 
den dann wohl gerade hinreichend fein, 


Freiherr v. Beſchwitz: Auch id) kann nicht leugnen, 
daß der uns zur Berathung vorliegende Gefegentwurf mir 
vielfahe Bedenken erregt hat und find auch diefelben zum 
‚großen Theil durch bie Anträge und Abänderungen der geehr⸗ 
ten Deputation als befeitigt für mich zu betrachten, fo muß 
id) mir doch einige Bemerkungen erlauben. Der Inhalt 
von $. 2, der aud mir die größten Bedenken erregte, iſt 
bereits von dem Herrn Vicepräfidenten ausführlich erörtert 
worden und id) kann mid; daher auf wenige Worte bes 
frinfen. Die ausgefprodenen Bedenken bezuglich ber 
Einreigung von Bauriffen fann id wenigfiens in dieſem 
Umfange nicht theilen, da jeder Meifter auf dem Lande 
die nörhige Befähigung zu Fertigung bes Riſſes eines Bauerns 
Hofes oder Wirthſchaftshauſes vollkommen befigt. Es 
würde daher nicht von fo großer Bedeutung fein und wenn 
die locale Beſichtigung dadurch erfpart wird, ſo würde das 
ſchon als ein großer Gewinn erſcheinen. Aber allerdings 
folgt gleichzeitig hinterher die Aufhebung der Beftimmung 
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in ber Dorffeuerorbuung von 1775, welche bie Befreis 
ung von allen Koften enthielt. Auch mich hat die Bes 
ſtimmung in $. 6 unangenehm berührt, woburd auf einmal 
dem Bauunternehmer nicht unbedeutende Koften angefonnen 
werben, die er früher nicht hatte. Es ift das für den un: 
begüiterten Bewohner des platten Landes, der ohnedem alle 
Baumaterialien, Hanblöhne und dergleichen theurer als 
früher bezahlen muß, eine bedeutende Ausgabe und wenn 
in den Motiven zum Geſetz gefagt ift, daß die Befreiung 
von Gerichtöfoften deshalb wegfallen müffe, weil dadurch 
eine geroiffe Parität mit den Städten herbeigeführt werde, 
fo kann ich diefed Motiv nicht gelten laffen. Die Gebäude 
auf dem Lande, die Wirthſchaftsgebaͤude und Heinen Wohn⸗ 
gebäude der Dorfbewohner werden in der Regel zu wirth ⸗ 
ſchaftlichen Bweden oder al Unterfommen für eine Familie 
erbaut, während in den Städten die Gebäude von Unter 
nehmern gebaut werden, um einen bedeutenden Gewinn 
davon zu ziehen durch die Vermiethung derfelben oder als 
Lurusgebäude. Wenn ferner noch in $. 2 die große Ber 
ſchraͤnkung enthalten ift, die dadurch eintritt für die Grunds 
befiger, daß jede Veränderung an Feuerftätten zur Anzeige 
zu bringen ift, fo hat bereits der Vorredner fi) darüber 
verbreitet, Es hat indeß diefe Beftimmung durch Faſſung 
des Deputationsberichts sub b ein milderes Anſehen ers 
langt, indem darin bie Ausnahmefäle, in welden bie Ans 
zeigen wegfallen, aufgeführt find, und ann id) in diefer 
Beziehung mich beruhigen. Sollte num über jede Heine 
Veränderung eine Anzeige erfolgen, fo müßte das eine ‚große 
Beläftigung für die Grumdbefiger erzeugen, aber aud) die 
Behörden würden mit einer Maffe von Anfragen und An 
zeigen überhäuft werden, daß es für fie rein unmöglich, 
wäre, biefe Arbeitslaſt zu bewältigen, es wäre wenigſtens 
nicht anders möglich, ald daß neue Beamte angeftellt wer: 
den müßten ober fie müßten die Arbeit mit Oberflächlichfeit 
abmachenz feines von beiden würde aber mir erwünfcht 
fein. Beamte haben wir in allen Branchen genug, beſtehen 
aber einmal geſetzliche Beftimmungen, nun fo wuͤnſche ich 
auch deren ſtrenge und confequente Durchführung ; nur 
dadurch wird allein die wuͤnſchenswerthe Achtung vor dem 
Geſetz erhalten. Uebrigens ſehe ich ein, daß bei der emi- 
nenten Höhe, welche unfere Beiträge zur Immobiliarbrand: 
caſſe erreicht haben, ftrenge Controlmaagregeln in der Baus 
polizei umentbehrlich find und ich werde daher für das Ge» 
ſetz flimmen, immer aber in der Vorausfegung, daß bie 
Anträge der berichterftattenden Deputation Annahme finden 
und die in Ausficht geftellte Baupolizeiverorbnung nicht 
förend in Privatverhättniffe eingreife. 


Freiherr v. Weld: Ich ſtimme infofern mit den beiden 
geehrten Rednern, die jeht geſprochen haben, uͤberein, als 
auch mir in zwei Beziehungen weſentliche Bedenken gegen 
das Geſetz beigehen. Es haben ſich, wie auch ic) gar nicht 


leugnen will, allerdings feit dem Jahre 1775 die ganzen 
Bauverhaͤltniſſe wefentlich geändert und es bedarf faum noch 
einer beſondern Anregung und Aufmunterung zum Bauen, 
wie damals. Allein von der andern Seite läßt ſich auch nicht 
annehmen, was namentlich auch fehon der Herr Bicepräfibent 
erwähnte, daß auf dem Lande aus reiner Paffion gebaut 
würde; es find vielmehr gewiß mur dringend nothtoendige 
Baue in wirthichaftlicher oder induſtrieller Beziehung, die 
dort ausgeführt werben und je dringender eine foldhe Noth⸗ 
wendigkeit iſt, um fo härter erſcheint es freilich wenn die 
Conceſſion zu ſolchen Bauen an Bedingungen geknuͤpft 
wird, die nur mit großer Weitläufigkeit und Unannehms 
lichkeiten der Bauunternehmer und überdem auch noch mit 
Koften für felbige verbunden find, bie fie bis jetzt nicht Tann 
ten. Was nun zuroͤrderſt die Weitläufigfeiten betrifft, fo 
will ich nicht moch erft fpeciell auf 8. 2 zuruckkommen, da fie 
fon von den Vorrebnern erwähnt morben find; aber nur in 
einer Beziehung erlaube ich mir noch etwas näher auf dieſen 
Punkt einzugehen. Wenn nämlich Behufs der Prüfung der 
eingereichten Bauriffe diefe nicht nur im Duplicat, fondern 
fogar auch noch förmliche Landſchafts zeichnungen eingereicht 
werden müffen—benn e3 follen ja auch bie Umgebungen neuer 
Gebäude mit angegeben werden — fo ift das allerdings abr 
ſchteckend. Wenn in allen den unter $.2 gedachten Fällen, die 
wir aber jegt noch nicht einmal genau uͤberſehen fönnen, Prl 
fungen durch Techniker erfolgen und zwar in der Weife erfols 
‚gen follen, wie es hier vorgefchrieben wird, fo müßte eine fehr 
große Anzahl von Technikern zur Dispofition geftellt werden, 
wenn nicht ben Bauunternehmern die größten Nachtheile ers 
wachſen follen. Nach $. 3 find nämlich die Brandverſiche⸗ 
tungöinfpectoren hierzu beſtimmt; ich will nur blos durch ein 
Beifpiel nachweiſen, daß es ganz unmöglich fein wuͤrde, in 
dieſer Weife dem Prüfungsgefchäft immer fo ſchnellen Forte 
gang zu verfchaffen, wie es nothwendig und unfeugbar im 
Intereſſe der Bauunternehmer liegt. Ich kann nämlich, und 
das ſetze ich voraus, unter dieſen Brandverficherungsinfpte: 
toren Niemand anders verſtehen, als bie Brandverficherungde 
oberinfpectoren, die im Staatspandbuche als folche angeführt 
find; denn von anderen Subalternbeamten bei dem Brand 
verſicherungsweſen findet fich wenigftens im Staats handbuche 
Nichts angegeben. Das ganze Land ift, wie Ihnen erinnere 
lich fein wird, in 11 verſchiedene Tarationsbezike eingerheilt, 
deren jedem ein Brandverficherungsoberinfpeetor vorſieht. 
Es beſteht nun z. B. der eine diefer Bezirke und zwar ber 
erfte aus folgenden Amtsbezitken: Biſchofswerda Bauben, 
Camenz, Königsbruck, Königswartha, Pulsnitz und Shit ⸗ 
giswalde; er umfaßt alſo ſechs Städte, 365 Landgemeinden 
und 128,859 Ginwohner und dies ift ein Sandeötheil, wels 
her noch keineswegs zu den angebauteften und — 
gehört. Ich frage alfo, wie es möglich ſei, daß innerhall 
Städten und 365 Landgemeinden Ein folder — 
nügen ſollte, um jeden einzelnen Bau, worunter auch bie 
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Tegung einer Effe oder eines Ofenloches zu verftehen fein fo, 
zu unterfuchen und zu begutachten. Diefe Weitläufigkeiten 
alfo und der Aufenthalt, der nothwendig damit verbunden 
ift, iſt dereine Punkt, der mir großes Bedenken einflögt. 
Der andere find die allerdings fehr firengen Strafbeftimmun- 
gen felbft bei den geringften Zuwiderhandlungen und endlich 
der Koſtenpunkt. Ich muß fehr wünfhen, daß wenigſtens 
auf dem Lande das Liquibiren von Koften unterbliebe. Sol 
hier dem geringften Häusler wegen einer nur unbedeutenden 
Veränderung in feinem Meinen Haufe zugemuthet werben, 
Koften zu bezahlen, die fich felbft mach der Taxe, welche die 
Deputation entworfen hat, immer noch auf mehr al einige 
Thaler belaufen koͤnnen, namentlich in Gegenden, wo ein be+ 
ſchwerliches Forttommen ftattfindet, fo ſcheint mir dies doch 
eine außerordentliche Härte zu fein. Ich bitte, doch zu ber 
denken, daß fo ein armer Häusler, um Koften zu erfparen, 
oft mit Mühe und Noth des Winters tiber die benöthigten 
Steine und Bauholz felbft herbeiſchafft und nun foll er auch 
noch fir die Prüfung feines unbedeutenden Baues mehrere 
Thaler Koften bezahlen. Das ſcheint mir fehr hart. Hat 
der Staat, was ich durchaus nicht leugne, ein weſentliches In» 
tereffe bei dem Bauen, namentlich an der Vermeidung feuer 
gefährlicher Bauten, fo ſcheint es mir doch nicht zuviel vers 
langt zu fein, daß er auch die Koften flr die Prüfung und 
Genehmigung der Baue frage. Die Sraatöregierung hat 
früher Fein Bedenken getragen, den Patrimonialgerichten die 
unentgeldliche Expedition in diefen Angelegenheiten zur 
Pflicht zu machen; es ſcheint mir alfo nicht mehr als billig, 
daß fie jet, nachdem fie durch Die Einziehung der Patrimo» 
nialgerichte die Staatscaffe fo weſentlich bereichert hat, nun 
auch diefe Koften auf die Staatöcafje übernehme, Jedenfalls 
aber müßte ich wunſchen, wie ſchon erwähnt, daß dies wenig» 
flens bei allen Bauen auf dem Lande gefchehe, weil da diefe 
Beftimmungen offenbar zu hart find. Das ift Dasjenige, 
was ic) mir erlauben wollte, im Allgemeinen über den Geſetz ⸗ 
entwurf zu aͤußern. 
Referent Bürgermeifter Hennig: Ich kann bie Be 
fürchtung durchaus nicht theifen, welche namentlich von 
dem Herrn Vicepräfidenten ausgeſprochen wurde, daß die ⸗ 
ſes Gefe und feine Beſtimmungen die Leute abhalten 
wurden, auf den Lande zu bauen. Gegen diefe Annahme 
forechen bie Erfahrungen ber Städte. In den Stidten 
hat man Localbauordnungen eingeführt und Niemand wird 
fagen fönnen, daß deshalb weniger gebaut wird. Das 
Bauen überhaupt, fowohl auf dem Lande als in den 
Städten, richtet ſich nach dem Beblrfniß und geſchieht 
nicht aus bloſer Liebhaberei. Iſt das Bedůrfnißz vorhan · 
den, fo wird man bauen, gleichviel ob es in den Städten 
oder auf dem Lande ift und Niemand wird ſich daran fio- 
Sen, daß der Bimmermeifter oder Baumeiſter erſt einen 
Bauriß in doppelten Exemplaren einreichen muß; es wird 
fi) aud Niemand daran fiofen, daß die Prüfung diefes 
18. (4 Abonnement.) 
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Baupland einige Thaler Geld koſtet. Was die Koſten 
überhaupt anlangt, jo muß ich darauf aufmerffam machen, 
daß auch bisher von den Gerichtsämtern bezüglich des Baur 
ens auf dem Lande durchaus nicht Foftenfrei erpebirt wurde. 
Es war nur die Befihtigung freiz aber es kamen auch 
andere Erpeditionen vor und für ſolche wurbe Kiquibirtz 
ebenfo auch für alle Schriften, welche in Bauſachen anges 
fertigt wurden und ich kann verfihern, daß ich von Ber- 
hörden Liquidationen gefehen habe, welche höher waren, als 
fie Rünftig nach der Zare, die mir vorgefhlagen haben, 
fein koͤnnen. Was fpeciel die Einreichung der Bauriffe 
anlangt, fo. halte ich dies nicht für eine fo fchwierige Aufs 
gabe. Die Bauriffe werden von einem Meifter oder Tech⸗ 
niter angefertigt und es if ja behauptet worden, daß es 
derartige gelehrte Leute jest fehr viele gebe, alfo wuͤrde es 
aud auf dem Lande nicht daran fehlen. Die Bauverords 
nung, die man vermißt, hat aud der Deputation nicht 
zur Anficht vorgelegen. Die Deputation hatte ger 
wünfcht, fie einzufehen, aber fie war noch nicht fo weit 
auögearbeitet, daß fie vorgelegt werden konnte, Nur for 
viel fann ich mitıheilen, daß diefe Verordnung fich nicht 
auf dad Verfahren bezieht; dies wird geregelt durch has 
gegenwärtige Geſetzz die Verordnung, welche wir zu er» 
warten haben, bezieht ſich mehr auf materielle, baupolizeis 
liche Beftimmungen, auf die Entfernungen der Gebäude 
von einander, auf die Sicherheit der Häufer u. f. w., wie 
wir auch jegt ſchon dergleichen Beftimmungen in der Dorfs 
feuerorinung von 1775 und in ber Verordnung vom 
11. März 1841 haben. Im Allgemeinen wird durch dies 
ſes Baugefeg und die zu erwartende allgemsine Werords 
nung etwas Neues nicht gefchaffen werden. Es fol nur 
das jegige Verfahren in Bauſachen auf zweckmaͤßige und 
entfprechende Weife' geregelt, etwas wefentlih Neues aber 
nicht geſchaffen werben. 

Seeretär v. Egidy: Auch ich ſchließe mich zum gros 
sen Theile den Bedenken an, welche vorhin geäußert wor⸗ 
den find; nichtsdeſtoweniger begrüße ich boch das Gefeg mit 
Freuden, weil ich darin finde, daß durch Vorfchriften Por 
ligehwibrigfeiten, Uebereilungen, Acte der Willkür und fon« 
fiige Unzuträgligfeiten im Bauweſen, welches ein ſehr wer 
fentlicher Theil unfers praktiſchen Lebens ift, verhindert 
werden koͤnnen. Ya, es dürfte nicht inconfequent fcheinen, 
wenn ich in bdiefer Beziehung noch einen Wunfch hätte, 
welcher fogar in den beabfichtigten polizeilichen Schranken 
noch etwas weiter ginge, nämlich den, daß nicht nur hiers 
bei, fo zu fagen, das gewöhnliche: polizeiliche Intereffe im 
Auge behalten werden möchte, fondern ganz fpeciell auch 
das wegepoligeiliche Intereſſe. Ich vermiſſe namlich im 
Gefege eine Fürfehung dahin, daß den Anfprüchen ber for 
genannten Wegepoligei, d. h. ben Ruͤckſichten, bie das 





Wegeweſen der Bauluſt gegenüber zu beanſpruchen hat, 
3: 8. bezüglich der Diftanzen, die zwifchen einem Neubau 
150 
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und dem benachbarten Wegekörper gegenüber inne zu hal⸗ 
ten feien, Rechnung getragen werden müſſe und gewiß ift 
es recht nothwendig, daß in diefer Hinficht Vorſchriften ges 
‚geben würben, entweder im Geſetz oder nach Befinden in 
der Bauderordnung, um ben Behörden eine Handhabe 
zu geben, wie fie nach diefer Richtung hin, bei der Appro- 
bation der Baupläne zu verfahren haben. Ich hätte ger 
wuͤnſcht, daß im Gefeg eine Bellimmung getroffen würde, 
daß bei Neubauten, welche in unmittelbarer Nähe von öfs 
fentlichen Straßen und Wegen beabfichtigt werden, nicht 
nur die gewöhnlichen Polizeibehörden, fondern aud bie 
Straßenbaubehörden mit zu Rath gezogen wirden und ich 
‚würde mir erlauben, zu diefem Zwecke am betreffenden Ort 
einen Antrag zu ſtellen. 

Koͤnigl. Commiffar Juft: Es ſcheint mir, als ob die 
Tendenz des Gefegentwurfs noch nicht ganz richtig aufges 
faßt worden fei. Die Gefegesvorlage handelt lediglich 
über das bei Privatbauten einzuhaltende Verfahren, ohne 
ſolche materielle Beftimmungen zu geben, wie fie von den 
Herren Rednern vermißt worden find. Man hat nur die 
große Disparität, die gegenwärtig durch die Mangelhaftig- 
keit der gefelichen Vorſchriften hervorgerufen worden if, 
befeitigen und, wie der Here Referent bereitd hervorgehoben 
hat, ein zwedmäßigeres und fachgemäßeres Verfahren eins 
führen wollen, ein Verfahren, von dem die Regierung 
wenigftend erwartet, daß es ein weit einfachere und mes 
niger koſiſpieliges fein fol, ald es bisher in der Regel ges 
wegen if. Es ift in biefer Beziehung mit Recht nament ⸗ 
lich hervorgehoben worden, daß gegenwärtig lediglich von 
den Beamten, alfo von ſolchen Perfonen über Bauten 
cognoscirt werde, denen eine techniſche Kenntnig vom Baus 
weſen nicht beimohnt und von denen fie nicht gefordert 
werben koͤnne. Es liegt daher fehr nahe, daß diefelben 
fih entweder bei Technikern haben Hülfe ſchaffen muͤſſen 
‚ober daß fie bei der Beurtheilung von Bauplänen, indem 
fie diefe genehmigten oder zuruͤckwieſen, blos ihrem empis 
riſchen Ermeſſen ſich haben überlaffen müffen. Das war 
unter allen Umftänden ein fehr unglinftiger Umftand fir | 
die Bauenden felbfl. Im der Regel wurde man die Seh: 
ler und Bauwidrigkeiten erſt gewahr, wenn es zu ſpaͤt 
war, um abändern zu koͤnnen, namentlich bei der Revi— 
fon, welche nach der Vollendung des Baues vorgenommen 
werben mußte, indem bie Einrichtung ſchon zeither beftand, 
daß es, weil die Behörde felbft eine technifch genaue Ne 
vifion des Baues nicht wohl vornehmen konnte, den Brand- 
verſicherungsinſpectoren oblag, auf die bei Gelegenheit der 
Eataftration des Gebäudes wahrgenommenen Baufehler 
und Bauwibrigkeiten aufmerffam zu mahen. Man nahm 
alfo diefe Baufehler und Bauwidrigkeiten in der Regel 
eiſt zu einer Zeit vor, wo Nichts übrig blieb, als entweder 
den vorſchriftswidrigen Bau ganz zu entfernen, was nur 
zum groͤßten Nachtheil des Bauenden geſchehen konnte 
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oder mehr ober weniger bedeutende Veränderungen anzu⸗ 
ordnen, deren Herſtellung ebenfalls nicht ohne Koſten moͤg · 
fi war. Digfes Alles wird zum Vortheil der Bauenden 
künftig vermieden, wenn die Bauriffe von Technikern ge 
prüft und die Bauenden fogleih und nod vor Angriff des 
Baues auf deffen Mängel aufmerkfam gemacht und da 
durch in den Stand gefegt werden, fich vor Nachtheil und 
Schaden zu hüten. Die in Ausſicht geftellte Bauverord» 
nung, welche an die Stelle der Verordnung vom 11. Miy 
1841 treten foll, wird fi im Wefentlichen auf das ber 
ſchraͤnken, was in den Localbauorbnungen der Städte ent: 
halten ift. Es fol dabei dem Unterfchiede zwifchen Stadt 
und Land Rechnung getragen werden. Während für die 
Städte, welche Localbauordnungen befisen, ed näherer 
Beſtimmungen nicht bedarf, für diejenigen Städte hinges 
gen, welde Localbauordnungen nicht haben, die Beflim« 
mungen bes vom Minifterium des Innern herausgegebenen 
Mufterentwurfes zur Analogie dienen koͤnnen, kann man 
fi, was das platte Land anlangt, auf einfachere und bier 
jenigen Grundjäge beſchraͤnken, welche dazu dienen, theilz 
um Feuerögefahr zu verhüten, theils um die Solibität 
und Feftigkeit des Baues zu fihern, theils aber auch um 
die fanitätöpoligeilichen Nüdfichten wahr zu nehmen. Auf 
dem Lande wird dad Bauen nicht nur nicht erſchwert, fon» 
dern erleichtert und verbeffert werden und die Ware, die 
von der geehrten Deputation aufgeftellt worden ift, iſt von 
der Beſchaffenheit, daß fie den Behörden Feine Berans 
laffung giebt, ohne Noth Erpeditionen vorzunehmen, da 
die betheiligte Behörde bei den Koften, die fie zu beziehen 
bat, feine Seide fpinnen wird, vielmehr wird wohl 
jede derſelben die Vornahme von Localerpeditionen thun⸗ 
lichſt zu vermeiden fuchen. Damit dies Letztere aber ger 
ſchehen fönne, ift es unerläßlich, daß Bauriffe den Geſuchen 
um bie Genehmigung eines Baues beigegeben werden, da 
fonft nicht würde beurtheilt werden Können, wie ber Bau 
ausgeführt werben fol. Die Rüdficht auf die Nähe von 
Wegen und Straßen anlangend, fo ift dies eine Frage, 
welche mit der Baupoligei nicht in unmittelbarem Zuſam ⸗ 
menhange fteht. Ergiebt ſich die Nothwendigkeit, in diefer 
Hinſicht Vorfchriften zu ertheilen, fo hat dies unter Berlds 
ſichtigung der Verhältniffe jedes einzelnen Falles die be 
treffende Behörde zu beurtheilen und deren Sache wird eb 
fein, das Nöthige darüber zu beſtimmen; allein in dieſes 
Geſet wird eine besfallfige Beſtimmung nicht wohl aufge: 
nommen werben koͤnnen. 

Kammerherr v. Behmen: Meine Herren, es wird 
immer etwas Mißliches und Undankbares bleiben, baupo⸗ 
lizeiliche Beſtimmungen aufftellen zu müffen. Jeder “ 
fennt die Nothwenbigkeit berfelben an, aber Jeder erfenn 
fie eben mur als nothwendiges Webel an, welches * 
don fi und feinen Werhältnifen abjumehren fu, wan 
vend er es als etwas ganz Vortreffliches für Andere A 
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fieht. Daß die Deputation unter ſolchen Berhältnifien ſich 
nicht gerade mit befonderer Vorliebe für den gegenwärtigen 
Gefegentwurf der Begutachtung unterzogen hat, beweiſen 
die vielfachen Abänderungsvorfchläge, welche fie für noͤ— 
thig erachtet hat. Es will mir aber doch ſcheinen, als ob 
der Gefegentwurf eine ungünftigere Beurtheilung erfahren 
habe, als er verdient. Erlauben Sie mir, auf die haupt: 
ſaͤchlichſten Geſichtspunkte einzugehen, welche in dem Gefeg- 
entwurfe aufgeftellt worden find für das in baupofizeilichen 
Angelegenheiten zu beobachtende Verfahren und die dabei 
für nothwendig erachteten Abänderungen. Der Gefegent 
wurf ſtellt zunächft an die Spige, daß kuͤnftig jedesmal 
Bauriffe eingereicht werden follen; nur dadurch glaubt der» 
felbe es möglich machen zu koͤnnen, daß die feither üblich 
gewefene erfte Localbeſichtigung in den meiften Fällen ers 
ſpart werben koͤnne. In der Regel nügte diefelbe ohnehin 
nicht viel; denn fie erfolgte, wer das Gebäude noch nicht 
fand, der Beamte war nicht in der Lage und hatte auch 
zumeift nicht die erforderliche Sachkenntniß, um den Bau 
zu beurtheilen. Es konnte daher auch nach Anficht der Des 
putation nur gebilligt werden, daß man die Beurtheilung 
der Bauriffe fortan nur Technikern in die Hände legen 
will und dazu ſcheinen die Brandverfiherungsinfpectoren 
am geeignetften, da fie ohnehin mit dem Bau und Catas 
firationswefen überall zu thun haben. Es ift als dritter 
Geſichtspunkt im Geſetz aufgeftellt worden, daß fünftig 
nicht mehr unentgeldlich erpedirt werden fol. Daß fchon 
bisher nicht Alles unentgeldlich erpedirt worben fei, ift be 
reits vom Herrn Referenten bemerkt worden. Die Koften« 
freiheit bezog ſich blos auf die erſte und letzte Befihtigung, 
alle übrigen Arbeiten waren nicht koftenfrei und es weiß 
Jeder, der gebaut hat, daß mitunter recht huͤbſche Liqui- 
dationen zum Vorſchein kamen. Daß freilich, wenn Tech-⸗ 
niker mit beigezogen werden, Eünftighin diefe Honorirt wer: 
den’ müffen, liegt in der Natur der Sache. Der Unter: 
ſchied wird gegen jetzt infofern nicht groß fein in Bezug 
auf die Koften und begiehendlich Koftenfreigeit, als künftig 
die Localbefichtigung durch Beamte fehr felten fein wird, 
Die Deputation glaubte indeffen, obwohl fie im Allgemeis 
nen die Grundzüge nit mißbiligen konnte, welche der 
Gefegentwurf aufftellte, doch mehrere Abänderungen bean- 
tragen zu müffen und zwar vor allen Dingen, um das 
Publikum mehr ſicher zu ftellen, bie Liquibationen in Baur 
fechen auf gewiſſe fefte Normen zurücführen zu follen. 
Dies that fie, indem fie eine Zarordnung beifügte und 
dadurch das Liquibiren beſchraͤnkte. Ferner glaubte fie, 
daß gleich im Geſetz eine nähere Sefiftellung nothwenbig 
fei in Bezug auf diejenigen Bauangelegenheiten, bei wel» 
hen überhaupt das vorzuichreibende Verfahren nicht eine 
träte und fie ‘glaubte, dabei eine Menge Keiner Baulich⸗ 
keiten ganz davon befreien zu koͤnnen. Desgleichen hielt 
fie es für ihre Pflicht, bie Localverhaͤltniſſe mehr zu wah · 
zen und bie Localbauordnungen vorzubehalten und es da⸗ 
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durch den Cocalbaubehörden zu überlaffen, nach den Verhäfte 
niffen die Localbebürfniffe zu berüctfichtigen. Dies find die 
Hauptgrundzüge des Geſetzentwurfs und die Haupt vorſchlaͤge 
der Deputation. Mir will es fcheinen, daß allerdings dadurch 
im Ganzen ein einfarheres, zweckmaͤßigeres und auch minder 
Eoftfpieliges Verfahren werde herbeigeführt werben. Dem⸗ 
nach glaubt num die Deputation, den Gefegentwurf zur 
Annahme empfehlen zu Fönnen mit ben Mobificationen, 
welche fie vorgefhlagen hat. Nun find Einwendungen das 
‚gegen gemacht und es ift namentlich als großes Erſchwer⸗ 
niß hingeftellt worden, daß Bauriffe eingegeben. werden 
ſollen; aber bei den meiften Bauten werden, ſchon jegt 
Riſſe gemacht und unfere Baugewerfen find volllommen 
dazu befähigt und geeignet. Die ganze Erſchwerniß, welche 
der Gefegentwurf bringt, beruht alfo nur darauf, daß Duplis 
cate eingereicht werden müffen, alfo eine Abzeichrung des 
urfprünglichen Riffes. Das ift nun weder eine Poftfpielige, 
noch eine fehwierige Sache; aber eine Nothwendigkeit ift es 
allerdings, weil das eine Eremplar an den Bauenden zus 
rüdgegeben werben muß und dad andere der Techniker er⸗ 
hält, um die Bauanlage darnach zu prüfen. Wir haben 
uns noch erlaubt, vorzufchlagen, daß ba, wo aus roher 
Wurzel gebaut werben foll, eine Situationsfarte beigefügt , 
werden muß, um unnöthige Koften für etwaige Localbefich« 
tigungen zu vermeiden; denn bei diefer Art von Bauten 
find oft noch andere wefentliche Punkte zu berüdfictigen, 
nämlich in Bezug auf die. Stellung des Gebäudes, in Ber 
zug auf die Nähe anderer Gebäude und die Nähe vom 
Straßen und Wegen. ine große Erfhmerniß haben wir 
auch darin nicht erbliden koͤnnen und Herr v. Welck hat 
wohl nur im Scherz geäußert, daß verlangt werde, es ſoll⸗ 
ten auch landſchaftliche Zeichnungen eingereicht werden. 
Dies ift nicht im Geringften der Fallz es werden weber 
colorirte, noch uncolorirte landſchaftliche Zeichnungen vers 
langt. Mit unferem Vorfchlage werden auch zugleich die 
Wuͤnſche mit erreicht, welde Herr v. Egidy ausgelprochen 
bat, indem die Behörden auf Grund des Situationsplans 
leicht ermeffen koͤnnen, ob in baupolizeilicher Hinfiht ober 
in Bezug auf den Straßenverkehr und dergleichen Etwas 
gegen den Neubau zu erinnern iſt. Daß die Bauverord⸗ 
nung noch nicht dem Gefegentwurf beitiegt, ift bereits cr« 
läutert worden. Ich glaube aber, fie fteht auch nicht im 
Bufammenhange mit dem Geſetz und hindert nicht deſſen 
Annahme, weil, wie der ‚Herr Referent bereits gefagt hat, 
in dem Geſetzentwurf lediglich die Normen für das Vers 
fahren enthalten find. Was aber die materiellen Baus 
vorſchriften betrifft, fo glaube ic, daß. ſie nicht in das Ges 
feg gehören, fondern der Feſtſetung durch das Minifterium 
ded Innern im Verordnungsiwege ſtets vorbehalten bleiben 1 
müffen, fowie fie ſich auch ſtets nach Beit und Amftänben- T- 
verändern und umgefialten. werben. Inſofern ift alfo auch Y 
der Vorwurf nicht-gerechtfertigt, daß man dem Gejchente 





wurf nicht eher feine Zuſtimmung geben koͤnne, bis jene 
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Verordnung vorliege. Nach alle dem glaube ich, dag man 
die Vorlage ungünftiger beurtheilt hat, als fie in der That 
verdient. ? 

Bürgermeifter Dr. Koch: Ich muß beftätigen, meine 
Herren, daß das Verfahren in Baufahen in größeren 
Städten im Wefentlichen bereits fo, wie die Vorlage ed 
vorſchreibt, gehandhabt worden iſt. Ich will zugeben, daß 
vieleicht für das platte Land in den neuen geſetzlichen Bes 
fimmungen hier und da Schwierigkeiten gefunden werden 
Unnen. Indeß in diefer Beziehung haben die beiden Mit- 
glieder der Deputation, welche fih darüber ausgeſprochen 
haben, die laut gewordenen Bedenken zu befeitigen gefucht. 
Wenn id in der allgemeinen Debatte dad Wort ergreife, 
fo gefpieht es nur wegen zwei Bemerkungen, welche ich 
bei Prüfung des Entwurfs zu maden gehabt habe, Zur 
voͤrderſt verhehle ich nicht, daß auch bei mir und Anderen 
die vorbehaltene Baupolizeiverordnung mande Bedenken 
erregt hat. Indeß bie Erktärung, welde wir von dem 
Herin Regierungscommiffer vernommen haben, erlebigt bier 
felben; denn, wenn ich recht verftanden habe und ich wünfche, 
daß dies der Fall fei, ſo wird feineswegs von der Staatds 
tegierung beabfihtigt, daß durch bie allgemeine Bauordnung 
den Localbauordnungen und mithin der Selbftändigkeit der 
Gemeinden eine Beſchraͤnkung oder Beeinträchtigung zuges 
fügt werden ſolle. Ich glaube vielmehr, daß es die Abficht 
der Staatsregierung ift, daß den örtlichen Verhältniſſen 
durch die Localbauordnungen auch ferner Rechnung getragen 
werde und wenn biefe Abſicht wirklich vorhanden ift, fo ges 
fiche ih, daß mein Bedenken befeitige if. Cine andere 
Bemerkung betrifft den Inhalt von $. 10 de Gefihes,-den 
id) für etwas außerordentlich Bedenkliches halte. Ich faſſe 
ihn principiell auf und behalte mir in diefer Beziehung 
einen Antrag zu $. 10 vor. Es ift, wie wir auch fchon 
bei Berathung der Gewerbeordnung erfahren haben, in 
$. 10 der Grundfaß ausgefprochen worden, daß der Staat 
nicht unter dem Geſetze fche. Meine Herren, das ift der 
allerbedenklichſte Grundfag, den ich mir denken kann. Die 
Öffentlichen Staatsbauten follen nach $. 10 von den geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über das Verfahren in Baufachen 
ausgenommen werben ‚und damit wird auögefprochen, daß 
das, was für Andere bindend fei, für den Staat nicht bin⸗ 
dend fein folle. Das geht nicht. Wenn irgend eine Ge 
fährdung für das Staatsintereffe darin läge, daß die Staats⸗ 
bauten unter das Geſetz geftellt werden, fo will ich zugeben, 
daß eine Ausnahme nöthig gewefen wäre. Aber das kann 
nicht fein; denn es würde ein ſchlechtes Zeugniß fir den 
Gefegentwurf fein, wenn das, was für die Gefammtheit 
der Staatsbürger Geltung haben foll, für den Staat nicht 
Geltung haben könne, weil dadurch fein Intereffe gefährbet 
würde. Das Fann und darf nicht angenommen werden; 
denn gefährbet ein Geſetz die Intereffen der. Staatdbauten, 
fo gefährdet es auch die Intereffen der Privatbauten und 
ein ſolches Gefeg wäre von Grund aus verwerflich, ja es 





hätte von ber Regierung gar nicht vorgelegt werden dürfen, 
Ich muß alfo nochmals betonen, wenn ein Gefet für die 
Gefammtheit ded Staates erlaffen wird, fo muß auch der 
Staat felbft und feine Organe fich dem Geſetze unterorbnen, 
Dies habe ich bei der allgemeinen Debatte nicht mit Stilts 
ſchweigen übergehen wollen und behalte id mic vor, bei 
$. 10 einen darauf abzielenden Antrag zu ftellen, 


Koͤnigl. Commiffar Juſt: Der gechrte Vorredner hat 
darüber eine Beruhigung gewuͤnſcht, daß durch die beabs 
fitigte Bauverordnung den Tocalbaupolizeilihen Beſtim⸗ 
mungen nicht vorgegriffen und diefe nicht alterirt werben 
follen. Dies Tann id nur beftätigen, es ift keineswegs die 
Abſicht der Regierung, den Communen irgendwie eine 
Schranke anzulegen und fie zu behindern, ihr Bauweſen 
auf angemeffene Weife zu reguliren. Es verſteht ſich je⸗ 
doch von ſelbſt, daß die Localbauordnungen nicht in Wir 
derfpruch flehen dürfen mit den allgemeinen Beftimmuns 
gen. Es wird fogar fein Bedenken haben, wenn größere 
Dorfgemeinden ſich ocalbauorbnungen errichteten, wie dies 
auch thatfächlich bereits gefchehen if. Die Abficht geht 
alſo dahin: alle Localbauorbnungen follen aufrecht erhalten 
bleiben und jeder Gemeinde ift nachgelaſſen, fich eine Local 
bauorbnung zu geben. Mas das zweite Bedenken anlangt 
in Betreff des $. 10 des Entwurfes, fo ift es keineswegs 
die Abſicht der Regierung, die Staatsbauten den allgemeir 
nen baupolizeifichen Beſtimmungen nicht unterwerfen zu 
laffen. Im Gegentheil, es ift ſchon jegt fämmtlichen Baus 
behörden de Staates zur Pflicht gemacht, uͤberall die 
Beftimmungen der Socalbaue zu beobachten. In mater 
rielier Beziehung ſchließt ſich alfo die Regierung nicht von 
den allgemeinen Beftimmungen aus und nimmt für fich in 
diefer Hinficht durchaus keine eremte Stellung in Anſpruch. 


Freiherr v. Weld: Nur um einem Mipverfiändnifle 
vorzubeugen, zu welchem vieleicht die vorhin von mir ges 
äußerten Worte Veranlaffung geben Fönnten, erlaube ich 
mir noch einige Worte hinzuzufügen. Ih bin namlich 
keineswegs dagegen, daß die Beſtimmungen, welche man 
einmal in bauli—er Hinficht für motpwendig erfennt, auch 
durchaus mit Strenge durchgeführt werden. Hierzu wirde 
namentlich eine Beſtimmung gehören, welche jegt wieder 
holt auf wirklich unerantwortliche Weife vernachläffigt 
worden if. Ich meine nämlich den Zall, wenn Bauun 
ternehmer nicht erſt die obrigkeitliche Erlaubniß zum Bauen 
abgewartet, fondern den Bau angefangen und in guten 
Gottes Namen fortgebaut Haben; mag nun biefe Erlaubs 
niß noch nachträglich kommen oder mag fie verweigert wer 
den, das Haus ftcht ſchon vorher da und wenn es Bi 
einmal ficht, fo tritt dann die milbere Anfiht ein N 
Steibt ehen. Alfo infofern, damit dergleichen Dinge nid 
wieder vorfommen koͤnnen, erfenne ich bie Norhwendigke 
folder firengen Vorfchriften und Strafen vollſtaͤndig Be 
aber die bei weitem meiften Fälle, für welche nun eben 
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gleichen Strafen befiimmt werben follen, Fennen wir ja 
noch gar nicht. Es ift zwar in dieſer Beziehung von dem 
Herrn Referenten einer Baupolizeiverordnung Erwähnung 
geſchehen; allein, fo lange wir diefe Baupolizeiverordnung 
noch night gefehen haben, fo lange wiffen wir auch nicht, 
was in biefer Beziehung eigentlich firafbar iſt und was 
nicht. Auch ich für meine Perfon Fann daher dem vorlie⸗ 
genden Gefege fo lange nicht beiftimmen, als ich jene Vers 
ordnung noch nicht gefehen habe. Die Vorlage derfelben 
erſcheint um fo nothwendiger und wünfchenswerther, weil, 
wie aud) vom Herrn Regierungscommiffar zum Theil wer 
nigftend zugegeben wurde, in diefer Beziehung die Ber« 
hältniffe in den Städten und auf dem platten Lande fehr 
verſchiedene find, fo daß man dieſelbe Baupolizeiordnung 
für die Städte unmöglich mit derfelben Strenge auf dem 
Lande durchführen koͤnnte. Es müffen in Iegterer Bezieh⸗ 
ung durchaus mildere Beftimmungen flattfinden und ich 
kann mich von ber Anſicht nicht trennen, daß, wenn wir 
das Gefeh fo annehmen, wir doc in mancher Beziehung 
oft auf eine fehr harte Art und Weife für die Bauunter- 
nehmer Beftimmungen feftfegen, ohne eigentlich zu wiffen, 
in welden Faͤllen fie firafbar find oder nicht. Ich würde 
alfo für dad Gefeg nur in dem Falle ftimmen können, 


allemal genügt werben. Sch Tomme hierbei noch mit einem 
Worte auf die Situafionspläne und damit zugleich auf 
dasjenige, was bereits Herr v. Behmen bemerkt hat, zuruͤck. 
Man bat auch in der Einreihung jener Pläne ein 
Hinderniß erbliden wollen. Nun eriftiren aber über alle 
Städte und Dörfer Situationspläne, welche von den Beam⸗ 
ten ber Brandverficerungscommiffion ausgearbeitet und 
auch in Eroquis vorhanden find. Aus diefen werben nun 
die betreffenden Techniker oder Baumeifter ihre Beichnuns 
gen entnehmen und fie dem Bauriffe beifligen. Ich glaube 
alfo, daß hierin der wenigfte Aufenthalt und das geringfte 
Hinderniß liegt. Es wurde ferner erwähnt, bag man auf, 
die verfhiedenen Verhältniffe von Stadt und Land Nüd- 
fit nehmen müffe. Auch die Deputation hat in ihrem 
Berichte darauf hingewiefen und auch vom Herrn Regie 
rungscommiffar ift die Buficherung gegeben worden, daß 
man darauf Rüdficht nehmen werde. Cs fteht alfo nicht 
zu befürchten, daß die in den Städten eingeführten Local» 
bauordnungen auch auf die Werhältniffe des platten 
Landes angewendet werden müßten. Auf dasjenige, was 
der Herr Büirgermeifter Koch bemerkte, will ich, da bei $. 10 
darauf zuruckzukommen Gelegenheit fein wird, nur im Vor⸗ 
aus bemerken, daß die Deputation mit dem von ihm auds 





wenn und die Baupolizeiverorbnung vorher vorgelegt würde, 
Es wuͤrde dad auch nicht etwa ein vereinzelter Fall fein; 
denn es iſt ja ſchon öfter vorgefommen, daß auch rein ads 
miniftrative Verordnungen vorher den Ständen zur Kennts 
nißnahme vorgelegt worden find. Sehr wuͤnſchenswerth 
würde es noch fein, wenn bie hohe Staatsregierung ſich 
darlıber ausſprechen wollte, ob es wirklich ihre Abſicht if, 
daß nur bie Brandverficherungsoberinfpectoren als folde 
Techniker verwendet werden follenz denn diefe Ver⸗ 
wendung wolırde, wie ich ſchon vorhin durd ein Beiſpiel 
nachgewieſen zur haben glaube, mit großer Zeitverfäumniß 
und Weitläufigfeiten verbunden fein und namentlich bei 
Heinen Bauen manchmal einen Aufenthalt von mehreren 
Wochen verurfachen, che es einem folchen Beamten nur 
möglich wäre, fein techniſches Gutachten darüber abzus 
geben. — 

Neferent Buͤrgermeiſter Hennig: Darauf erlaube ich 
mir zu bemerken, daß es keineswegs die Abſicht des Ent· 
wurfs iſt, die Prüfung der Bauriſſe ec. und uͤberhaupt die 
techniſchen Gutachten bei vorkommenden Bauen nur durch 
Beamte der Brandrerfiherungscommiffion bewirken zu 
Taffen. Es if nur im Berichte gefagt, daß die Letzteren 
vorzugsmeife verwendet werben koͤnnen, alfo z. B. da, 
wo fie in der Nähe des Gerichtsamtes ſich befinden, kurz, 
wo ihre Verwendung im Intereffe der Sache und leicht 
möglich iſtz iſt Letzteres nicht der Fall, fo iſt gar nicht aus 
geſchloſſen, daß auch andere techniſche Beamte verwendet 
werden Finnen; denn wollte man blos bie Brandverſiche⸗ 


geſprochenen Grundfage vollkommen einverſtanden iſt; fie 
hat auch im Berichte ausdruͤcklich hervorgehoben, daß, abs 
geiehen von allen andern Bedenken, es einen ungünftigen 
Eindrud machen würde, wenn fi der Staat in dem 
Geſetze von bem erimire, was er Andern in bemfelben Gefege 
vorſchreibt. 


Oberbuͤrgermeiſter Pfotenhauer: Ich will zwar meis 
ne Orts der unbedingten Nothwendigkeit zu Erlaffung 
dieſes Gefeges nicht das Wort redenz denn ed will mir 
fcheinen, daß auch ohne folche Beftimmungen die Vermehs 
tung der Gebäude auf dem platten Sande mit ber in den 
Städten: ziemlich gleichen Schritt gehalten habe; aber das 
ift mir nicht zweifelhaft und erſt heute wieder durch Alles, 
was wir aus ber Mitte der Kammer gehört haben, bes 
fiätigt worden, daß rückſichtlich des Verfahrens bei Neur 
bauten auf dem platten Sande ein fehr verſchiedenes Vers 
fahren von den Behörden beobachtet zu werden pflegt. 
Aus diefem Geſichtspunkte koͤnnte ich mich doch für das 
Gefetz erklären; denn es ift wünfchenswerth, daß in dieſer 
Beziehung eine gewiſſe Gleichheit ſtattfindet, die mir ſchon 
an ſich, namentlich aber in Ruͤckſicht auf das Intereſſe ges 
boten erfcheint, welches die Brandcaſſe und bie beitragdr 
pflichtigen Grundbefiger daran natürlicher Weiſe haben 
müffen. Daß durch die Vorſchriften des Geſetzes für bie 
Bauenden wefentlich neue Beſchwerungen und Belaftungen 
herbeigeführt werden Tönnten, muß ich bezweifeln; denn 
foweit meine Erfahrungen, die ich allerdings nur dem hieſi⸗ 
gen“und den benachbarten Gerichtsamtsbegirken entlehnen 





rungöinfpectoren dazu verwenden, ſo würde ber Sache nicht 
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fann, reichen, findet ein Verfahren, wie dad im Geſetz vor⸗ 
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geſthlagene, bereits jest ſchon ſtatt. Ih kann und darf 
beftätigen, baß in jedem Falle eines Neubaues der Bauende 
jest ſchon verpflichtet ift, eine volftändige Bauzeichnung, 
ja fogar nach Befinden einen Situationsplan beim Gerichts» 
amte einzureichen. Sole Pläne werden vom Gerichts ⸗ 
amte jegt in Ermangelung eines techniſchen Beamten von 
dem mit diefen Angelegenheiten betrauten Actuar geprüft, 
die Bauftelle unter Zuziehung des Gemeindevorftandes oder 
der Ortsgerichtsperſonen in loco beſichtigt und dann nad 
Befinden die Genehmigung zum Baue ertheilt oder verfagt. 
Der einzige Unterfchied wird kuͤnftighin der ſein, daß die 
Befichtigung durch Bautechniker vorhergehen muß und da= 
für Yiquidirt werden darf. Jetzt wird Nichts weiter liqui— 
Dirt, als das Fortkommen und der Bau wird in der Regel 
dann befichtigt oder die Erpebition überhaupt dann vorges 
nommen, wenn eine entfprechende Anzahl Neubaue vorlicgt. 
Das, was den Bauenden zuliquidirt wird, ift in der That 
nur ein tantillum und von feinem Belange; aud habe ich 
nicht gehört, daß von Seiten der Bauenden Beſchwerde 
über die Koftenböhe geführt worden wäre. Das darf man 
aber, wie mir ſcheint, doch nicht verfennen, daß das Guts 
achten eines Bautechnikers vor dem Urtheile eines blofen 
Emwpirikers jedenfalls den Vorzug verdient. Ich betone das 
befonders im Intereffe der Grundbefiger als der zur Brands 
caffe beitragspflichtigen Gontribuenten. Die gegenwärtigen 
hohen Branbcaffenbeiträge find eben eine Laſt, unter welcher 
die Grundbefiger feufzenz durch die vorgefchlagenen Maaß⸗ 
regeln wird aber die Seuergefährlichfeit der Baue zweifellos 
vermindert, dadurch aber auch zugleich für eine Vermin- 
derung jener Beiträge Fürforge getroffen und das ſcheint 
mir ein Grund zu fein, der fehr beachtenswerth ift. 


Domberr v. Watzdorf: Auch ich Fann das beflätigen, 
was ber Herr Oberbürgermeifter Pfotenhauer forben ans 
führte, daß nämlich die jet beftehenden Beftimmungen und 
Verordnungen hinfichtlich der Neubauten ſich in der Praris 
kaum mehr al ausflhrbar dargeftellt haben und daß des: 
halb von verſchiedenen Behörden verfchiedene Modalitäten 
ergriffen und zur großen ‚Erleiterung der Bauunter- 
nehmer angewendet worden find. Ich würde nicht das 
Wort ergriffen haben, wenn ich nicht in der Lage wäre, 
Herrn v. Weld Etwas zur Beruhigung fagen zu können. 
Ich kenne die Verhältniffe in dem Brandverſicherungs⸗ 
inſpectionsbezirke, welchen er anfühite und als auffällig 
groß bezeichnete, ziemlich ‚genau und gerade da -ift das 
Verfahren, welches das vorliegende Geſetz vorſchreibt, ſchon 
ſeit vielen Jahren’ angewendet worden, Der Geſchaͤfts⸗ 
gang dabei iſt ziemlich einfach. Der Bauluſtige bringt 
feinen Antrag um Conceffionsertheilung bei der Behörde 
an, größtentheils unter Beifügung eines’ Planes und einer 
Situationszeichnung. Dies Geſuch wird dem Brandver- 
figerungsinfpector zur Begutachtung mitgetheilt, welder 
auf Grund feiner Specialfärten volftändig, wenigens zum 
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größten Theile in der Cage ift, die Conceſſion zu begut· 
achten, ohne daß er ſich vorher erſt einer Localerpedition zu 
unterziehen hätte. Es wird daher auch Seiten der be« 
treffenden Baubehörbe im dortigen Bezirke zur Beurtheis 
tung des Geſuchs faft nie eine Localerpedition vorgenoms 
men; auch wird bie nach Ausführung des Baues vorzus 
nehmende Befihtigung mit der Behufs der Cataftration 
erforderlichen Localbefictigung verbunden. Die Koſten, 
welche durch dieſes Verfahren erwachſen, find fo unbedeus 
tend und ſtehen mit denjenigen, welche für das antheilige 
Fortkommen liquidirt werden dürfen, fo wenig im Vers 
gleiche, daß fie von den betreffenden Bauunternehmer 
gern bezahlt werben, ba diefelben auf dieſe Meife cher zu 
einer Conceffion gelangen, als nach dem jest beftchenden 
Vorſchriften. 


Staatsminiſter Freiherr v. Beuſt: Das Miniſterium 
hat umſomehr Urſache, der geehrten Deputation fuͤr die ſo 
eingehende und ruͤckſichtsvolle Behandlung des vorliegenden 
Geſetzentwurfs dankbar zu fein, als ſpeciell das Mini 
fterium des Innern in der hier einfchlagenden Frage ſich 
auf einem Boden befindet, wo feine Stellung nicht immer 
eine fehr angenehme und leichte if. Wenn ich nicht ſehr 
irre, fo habe ich bereit3 auf einem ber legten Landtage ein⸗ 
mal Geltgenheit gehabt, diefe Stellung des Minifteriums 
des Innern etwas bildlich zu veranſchaulichen und mich 
des Ausdrucks bedient, daß es fich damit fehr oft zwiſchen 
Hammer und Amboß befinde. Das Minifterium bes In 
nern ift dasjenige, an welches die meiften Anfprücde ger 
macht werden und wohl auch gemacht werben müffen 
und welches gleichwohl fic täglich in der Lage fieht, 
bei jedem Schritt, den es thut, mag es Eins oder 
dad Andere berücfictigen, einer mehr ober minder 
ſcharfen Kritik ausgefegt zu fein. Zu biefer Yeußerung 
giebt mir auch Dasjenige Anlaß, was der Herr Vicepraͤſi⸗ 
dent Freiherr v. Sriefen zu Anfang der heutigen Sitzung 
erwähnte, Das Minifterium des ‚Innern ift dasjenige, 
wie ich zu fagen mir erlaubte, vom welchem man immer 
mehr und in vielen Beziehungen zu viel erwartet und wel: 
ches ſich doch Häufig nicht in der Lage befindet, alle biefe 
Erwartungen befriedigen zu Fönnen ober fie zu fehr zu ber 
friedigen. Finden viele oder große Unglüͤcksfaͤlle und Shi 
den ftatt, fo wird das Minifterium bes Innern zundchft 
in Anſpruch genommen, um dort eine Ausgleihung zu ver“ 
mitteln und die Erfahrung .Ichrt und hat es erft in ber 
neueften Zeit wieder gelehrt, daß man ihm, wenn es ‚hier 
im etwas zu weit geht, fo zu fagen etwas auf bie Finger 
klopft, vielleicht auch mit einem verftohlenen Seitenblide 
auf den Staatögerichtähof. Ebenſo ift es mit ber Gicher«, 
beitöpolizei. Gefchieht hier Etwas, was einer Berfäumniß 
ähnlich fieht, fo wird man barüber Flagen, fie fei fo ſaum⸗ 
felig und unterlaffe es, bei Zeiten vorzubeugen und fiehen 
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Aber unnüge Entiwidelung polizeilicher Erſcheinungen. Eben- 
fo und faft noch mehr ift dies der Fall mit der Baupolizei. 
Wo dem Auge ein weniger gefaͤlliges Gebaͤude ſich zeigt 
oder andere Uebelſtaͤnde hervortreten in baulicher Beziehung, 
da iſt zuerſt die Rede von der Baupolizeibehoͤrde und nach 
Befinden vom Miniſterium des Innern, welches ſolche 
Sachen zulaſſen koͤnne. Wird aber eine Maaßregel ergrif⸗ 
fen oder vorgeſchlagen, um dergleichen Klagen oder Uebel: 
fländen Abhuͤlfe zu verfchaffen oder Iaut gewordenen Wün- 
ſchen nachzufommen, fo entfteht fofort wieder der Gedanke 
an eine zu große und wohl ungerufene Einmiſchung von 
Seiten der Staatöregierung. Der geehrte Herr Bicepräfi- 
dent ſprach hierbei namentlich von Dresdens Straßen und 
erinnerte an die Napoleonifche Ele. Wenn man, mit eini- 
gen fehr lobenswerthen Ausnahmen aber, einige unferer 
neuen Stadttheile anfieht, die fi in anmuthigen Wins 
dungen durch Wiefen und Bäche hindurch fehlängeln, fo 
wird man zugeben, daß weder von einer Napoleonifchen, 
noch von einer Dreödner Elle die Rede fein könne und wenn 
der Here Vicepräfidegt von Erpropriation dabei ſprach, fo 
fiel mir dad Sprichwort ein: wer den Schaden hat, darf 
für den Spott nicht forgen. Diefes Mittel geht und in« 
deſſen ab und gerade das ift auch die Urfache, weshalb beim 
beften Willen bei neuen Anlagen nicht das geleiftet werben 
kann, was gewünfcht wird. Der gechrte Herr Oberbürger- 
meifter Pfotenhauer wird mir darin beipflichten, daß bie 
fehlende Gelegenheit zu Ergreifung dieſes Mittels nicht 
blos für das Minifterium, fondern auch für die Baupolizei» 
behörde überhaupt hemmenb ift und alle die gerügten Erfcheis 
nungen gehen daraus hervor, daß man ſich mehr oder minder 
auf den guten Willen der Bauunternehmer und Gruhdftüdd« 
eigenthlimer zu verlaffen und fich zulegt rein auf den Boden 
der Verhandlungen zu ſtellen hat, woraus wenigftens mituns 
ter recht gute Reſultate zu erzielen find, mitunter freifich auch 
nicht. Von einer geheimen Erpropriation ift mir aber 
Nichts bekannt und ich möchte beinahe glauben, daß diefes 
Epitheton cher dem Staatshandbuche, ald der Geſetzſamm⸗ 
lung entnommen ſei. Die Einwuͤrfe, melde außerdem 
gegen das Geſetz gemacht worden find, dürften wohl dur) 
dasjenige, was theils durch den Herrn Regierungscommif- 
far, theils durch den Herrn Referenten und aud von an ⸗ 
derer Seite bemerft worden ift, im Weſentlichen ihre Erle 
digung gefunden haben. Den Unterfchied, welcher zwiſchen 
Stadt und Land ſtattfindet, hat die Regierung nit übers 
fehen und kann fie nicht Überfehen und es iſt gewiß fehr 
beachtenswerth, was der ‚Herr Vicepraͤſident in diefer Be 
ziehung hervorhebt. Allein er begann feine Rede mit den 
Worten: Daß das Gefeg dem Vortheil haben werde, bie 
Baue auf dem Lande mehr. zu erſchweren. Ich kann 
nicht glauben, daß er eine ironiſche Bedeutung des Wortes 
im Auge gehabt ober in daſſelbe habe hineinlegen wollen. 
Es geht alfo doch aus feinen eigenen Anführungen hervor, 
daß er nicht meine, die Speculationsbaue werden ſich auf 
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die Städte befehränfen, fonbern das Behrfniß werde auch 
auf bem Lande felbft Speculationsbauten hervorrufen und 
nad dem Erſcheinen des neuen Gewerbegefeges Fönnte fig 
dieſe Ausficht in mancher Richtung vielleicht noch verfkärs 
fen. Daß die Koften bei diefer meuen Einrichtung nit 
ganz erfpart werben koͤnnen, dürfte fih ald eine Nothwen« 
digkeit. herauöftellen, weil außerdem die Anzeigen unb bie 
überreichten Bauriſſe häufig ſehr unvollftändig fein wärs 
den, wenn nicht damit der Nachtheil verbunden wäre, daß 
durch die dann nothwehbige Wiederholung bes Verfahrens 
die Koften vermehrt werden. Endlich glaube ich, die 
geehrte Kammer noch in Bezug auf die im $. 10 enthal- 
tene Beftimmung, welche fih auf die Staatöbauten bezieht, 
beruhigen zu ſollen. Es ift nicht der Gedanke der Negies 
rung, daß die Staatsbauten den allgemeinen Localbaupo- 
lizeilichen Vorſchriften nicht unterworfen fein follenz fie hat 
nur dad hier einzufchlagende Verfahren im Auge gehabt. 
Es haben darlber Seiten des Minifteriumd des Innern 
Berathungen mit den anderen Minifterien ftattgefunden 
und man hat fich bei wiederholter Erwägung biefer Anger 
legenheit überzeugt, daß das Verfahren am zwedmäßigften 
und unbedenklichften zu reguliren' fei durch eine Verneh— 
mung der betreffenden Minifterien mit dem Minifterlum 
des Innern, ohne aber dadurch auöfprechen zu wollen, daß 
die Staatsbauten den allgemeinen baupolizeilichen Beſtim⸗ 
mungen überhaupt nicht unterworfen fein ſollen. Ich 
werde mir erlauben, wenn wir bei. der Berathung biefes 
Paragraphen angelommen fein werben, eine biefer Er⸗ 
klaͤrung entſprechende Faſſung ded Paragraphen vorzur 
ſchlagen. 


Abg. dv. Noſtiz⸗Wallwitz: Ih verkenne nicht, daß 
es fowohl im allgemeinen polizeilichen, wie beſonders 
im feuerpolizeilihen Intereffe nicht umgangen werben kann, 
der Freiheit der Bauunternehmer Schranken zu fegen. Ich 
gebe auch zu, daß dad dabei zu beobachtende Verfahren durch 
den vorliegenden Gefegentwurf gegen die biöherigen Ein» 
richtungen im Allgemeinen Berbefferungen erfahren, ges 
wonnen hat. Andererfeit® muß ich aber geftchen, daß mir 
die Ausdehnung, welche nach dem Gefehentwurfe ber obrigs 
keitlichen Cognition gegeben werben foll, doch zu weit zu 
gehen fheint. Man kann einen doppelten Weg einfchla» 
gen, um bie betheiligten Intereffen zu wahren und zu 
fidern; entweder man ergreift präventive oder tepreffise 
Maafregeln. Der vorliegende Gefegentwurf behält den 
bisherigen präventiven Weg bei infofern, als er vor Ber 
ginn eined jeden Baues die Anzeige bei der Obrigkeit und 
deren vorgängige Genehmigung dazu erforbert. Der repreſ⸗ 
five Weg würde darin beſtehen, daß man allgemeine, bau⸗ 
polizeiliche Beſtimmungen feſtſtellt und nicht blos die ein⸗ 
zelnen Bauunternehmer, ſondern auch die Baugewerken 
freng verantwortlich macht, ſich nach denfelben zu richten, 
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und unnachſichtlich in Anwendung bringt. Ich bin prin⸗ 
cipiell für den zweiten Weg, weil der erſte die Folge hat, 
dag die Verantwortung, welche an ſich und der Natur der 
Sache nah nur den Bauausführenden treffen muß, auf 
die Behörden Übertragen wird, weil ferner die Beſtimmung, 
daß ber betreffende Bau vorher der Behörde angezeigt und 
von derfelben genehmigt werden fol, das Publitum, nament- 
ih Diejenigen, welche auf dem Lande bauen wollen, ent 
ſchieden und in großem Maaßſtabe behelligt. Wenn nun 
aber dieſer Grundfag im Geſetze aufrecht erhalten bleiben 
ſoll, fo vermiffe ich namentlich eine Beftimmung darüber, 
wie, ed in dringenden Fällen gehalten werden ſoll. Nach 
dem Gefegentwurfe dürfen Bauten nicht eher vorgenommen 
werben, als bis bie obrigkeitliche Bauerlaubniß erfolgt iſt. 
Die Deputation hat nun zwar zur Befchleunigung biefer 
Erlaubniß vorgefchlagen, daß eine Beſcheidung auf Baus 
gefuc binnen vierzehn Tagen zu ertheilen fei. Es fragt 
fid) aber, ob und inwieweit das Intereffe des Einzelnen 
gewahrt iſt, wenn nun diefe Genehmigung nicht innerhalb 
diefer vierzehn Tage erfolgt ift. Gefeht, e8 glaubt Jemand 
einen Bau, um nicht durch den Aufſchub Schaden zu er: 
Teiden, in Angriff nehmen und ausführen zu müffen, ehe noch 
die Genehmigung erfolgt ift, fo verfällt er, fei er nun Bauun ⸗ 


ternehmer oder Baumeifter, in die gefegliche Strafe. Nun kann 


man wohl fagen, e8 werde die Behörde das Einfehen haben, 
die gefegliche Strafe in folden Fällen nicht einzuziehen. 
Das fett aber doch wieder voraus, daß fich der Betreffende 
mit einem Straferlaßgefuche an die Behörde wende, alfo 
neue Koften bezahle, während-er offenbar ın bie Nothwen« 
digkeit verfegt war, gegen dad Geſetz zu handeln. Es 
fol ferner nach $. 7 fein Bau ohne vorgängige Revifion 
dur den Techniker in Gebrauch genommen werben. Es 
wird nun aber biefe Revifion ſchwerlich allemal fo zeitig 
fattfinden koͤnnen, daß der Bauunternehmer in ber Zeit, 
wo es ihm wuͤnſchenswerth oder notwendig ift, das von 
ihm errichtete oder hergefiellte Gebäude beziehen Bann. Die 
Bezirke, welche der Aufſicht der Brandverfiherungsinfper 
toren unterliegen, find fo groß, daß fie in der Negel felbft 
an nahe gelegene Orte nicht unter 14 Tage hinkommen 
konnen, in entfernteren Drten kann es vielleicht gar vier 
Boden dauern. Soll aber die Revifion mit der zum 
Zwecke der Brandverfiherung erforderlichen Cataftration 
verbunden werben, wie e3 in den Motiven heißt, fo Eönnte 
fie ja nad Befinden und unter Umftänden auf drei Mos 
nate und noch länger hinausgefhoben werden. „Meiner 
Anſicht nad wird daher das Publifum durch diefe geſetz⸗ 
lien Beſtimmungen in empfindlicher Weife behelligt und 
"wenn ber Gefegentwurf nicht noch im Laufe der Verhand⸗ 
lungen wefentlihe Modificationen erleiden follte, welche 
wenigftens dieſe Beichwerden für das Publitum vermin- 
dern, fo werde ich meinerfeits.mich Faum entſchließen Ein. 
nen, flr den Gefegentwurf zu ſtimmen. 


liothek 





Königl. Commiſſar Juſt: Die beiden Bedenken, welche 
von dem geehrten Vorredner geltend gemacht worden find, 
erledigen ſich, glaube ich, inſofern, als, was die Beſtimmung 
anlangt, daß fein Bau vor deſſen Genehmigung unters 
nommen werben bürfe, diefe gar nichts Neues enthäft, fon, 
dern bereits gefeglich befteht. Wenn daher in diefer, Ber 
ziehung die Gefeßvorlage nichts Neues giebt, fo hat man 
dagegen geglaubt, dad ſchon Beſtehende beibehalten zu 
müffen und zwar hauptfächlid) im Intereſſe der Bauenden 
felöft, indem, wie, ich fchon früher zu bemerken die Ehre 
hatte, es hoͤchſt nachteilig für dieſelben ift, wenn erft dann 
Ausftellungen von Seiten der Baubehörde gegen den Bau 
eintreten fönnen, wenn ber Bau bereitd vollendet ff und 
jede Abänderung und Verbeſſerung mit unverhältnißmäßigen 
Koften verbunden iſt. Was aber die Revifion des Baues 
anlangt, fo wird und ſoll diefe in der Regel mit der Cata⸗ 
ſtration der Gebäude verbunden werden. Diefe Cataftration 
geſchieht aber, fobald das Gebäude foweit Hergeftellt iſt, 
daß es bis auf den feineren inneren Ausbau vollendet und 
auögeführt ift. Es ift alfo in dieſes Beziehung’ durchaus 
nicht zu beforgen, daß eine dem Bauenden nachtheilige 
Verzögerung eintreten wird, fondern es wird ſich durch die 
Verbindung diefer beiden Erpeditionen der baupolizeiliche 
Zweck mit dem Vortheil des Bauenden fehr wohl vereinie 
gen laffen. Die Revifion muß allemal zu einer Zeit ei 
treten, daß fie noch mit Erfolg vorgenommen werden kann ; 
denn wenn dad Gebäude bezogen und bewohnt ift, ift eine 
gründliche Reviſion nicht mehr möglich. Es liegt aber in 
der Natur der Sache, daß die Nevifion demnach in eine 
ſolche Zeit fällt, daß der Bauende in der Vollendung und 
Benugüng feines Gebäudes durchaus nicht beſchraͤnkt 
fein wird. 

Abg. v. Noſtiz -⸗Wallwitz: Ich habe den Gefehr 
entwurf nicht deshalb angegriffen, weil er etwas Neues 
enthältz ich habe zugegeben, daß es alte Beftimmungen 
feien, indeß ift dies für mich nicht durchfchlagend, es frage 
ſich immer noch, ob das Alte gut fei? Ferner iſt meint 
Hauptbedenken hauptfaͤchlich dadurch bedingt, daß, wie die 
Motiven felbft fagen, die Genehmigung für den Bau nah 
dem Gefegentwurfe auch in folchen Fällen erfordert werden 
ſoll, wo fie zeither nach der Beftimmung der Dorffeuer⸗ 
ordnung von 1775 und der Verordnung vom 1841 nicht 
erfordert worden ift. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand weiter dad Wort begehrt? . 


Vicepraͤſident v. Friefen: Ich glaube, ich kann nicht 
mehr thun, als wenn id) Denjenigen, welche flr bad Ge⸗ 
fe heſprochen haben und namentlich denjenigen, welche mir 
perfönlih die Ehre erwiefen haben, meine Worte zu wider · 
iegen, vollkommen Recht gebe. Sie haben unbedingt 
d.h. von ihrem Standpunkte aus; dem Gegner wird ei 
aber auch nicht verdache werden Fnnen, wenn er von 
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feinem Standpunkte aus auch feine Gründe, Anfihten 
und Bedenken hat. Es fragt ſich eben, ob es notwendig 
fei, ein folches Polizeigefe zu geben? Der Eine hält «8 
‚für nöthig, der Andere nicht. Erhielte ich den Auftrag, 
über irgend ein allgemeines Gebrechen ein allgemeines 
Volizeigefeß zu entwerfen, fo glaube ich, würde ich, wenn 
es nöthig wäre, meine Aufgabe auch Löfen koͤnnen, aber 
ich bezweifle nur fehr oft die Nothwendigkeit dazu und 
namentlich in diefer fpeciellen Angelegenheit. Es ift eine 
eigenthimliche Sache, meine Herren, daß gerade bei Polizei- 
gefegen und bei Gefegen, welche die allgemeine Landeswohl- 
fahrt betreffen, die Anfichten nach dem Standpunkte fo 
außerordentlich verfchieden find. Es Fann ein Gefeg über 
die allgemeine Landeswohlfahrt oder die Wohlfahrt» oder 
Sich erheitspolizei der Staatöregierung außerordentlich nothe 
wendig erfcheinen, fie kann in Schriften, Gefegen und 
Motiven oft gar nicht genug Ausdruͤcke finden, um den 
blühenden Wohlftand des Landes zu fhildern, der dadurch 
erlangt worden ift, oder Über die außerordentliche Zweck⸗ 
mäßigfeit ber getroffenen neuen Einrichtung. Doch fühlen 
andere Leute etwas ganz Anderes und Derjenige, gegen 
den die Maafregel’ gerichtet ift, fühlt am Ende doch den 
Druck und leidet unter diefem Drud, Es kommt zwar 
viel auf die Handhabung und Ausführung des Gefeges an. 
Das Geſetz kann allenfalls gut gemeint fein, aber es kann 
auch auf zu firenge und Übertriebene Weife in Anwendung 
gebracht werden, das wird wohl Niemand leugnen. Es 
wurde erwähnt, daß durch die Einreichung der Niffe bie 
Localbefichtigung erfpart werde; das ift aber nach $. 3 auch 
nicht der Fall, denn nach $. 3 iſt es der Poligeibehörde 
überlaffen, ob fie ihre Revifion trog ber Riffe vornehmen 
wi, Es wurde gefagt, die vorbehaltene Baupolizeiverord⸗ 
nung in $. 2 enthalte nichts Neues, fie betreffe nicht das 
Verfahren und wie der Herr Referent fagte, fie enthalte 
nur materielle Polizeibeftimmungen und Bauvorſchriften. 
Nun, meine Herren, ich ſollte meinen, gerade dabei find 
doc) die Betheiligten vecht fehr intereffirt, zu wiffen, worin 
diefe materiellen und polizeilichen Vorſchriften beſtehen. 
ch ſollte meinen, das iſt gerade eine Ftage, die man zu 
unterfuchen hat, ob nicht unnöthige Beſchraͤnkungen ger 
geben werben. Zuletzt wurde gefagt, in ber Baupoligeis 
verorbnung flände nichts Neues; es wären eigentlich 
feine neuen materiellen Beſtimmungen, es wären nur 
die Befimmungen darin aufgenommen, die in ber Ver⸗ 
ordnung vom Jahre 1775 ſchon enthalten find, infofern 
nicht techniſche Zortfehritte neue Beftimmungen nothwendig 
gemacht haben. Nun, meine Herren, wenn nichts Neues 
darin enthalten ift, wozu denn dann das ganze Geſetz? 
Der Herr Referent und mehrere Redner ſagten ſeht be⸗ 
ſimme, das ganze Geſetz enthalte keine neuen Beftimmuns 
gen, eigentlich im Wefentlicpen nichts Neued. Nun, meine 
Herren, wenn das fo ift, wozu dann das ganze Geſetz? 
Ich frage, hat denn bisher gar feine Aufficht befianden, 
28 G. Möonnement,) 
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hat denn die Obrigkeit nicht die Verpflichtung gehabt, wenn 
Neubauten und wefentliche Veränderungen ausgeführt wur⸗ 
den, darüber zu wagen, daß nichts Polizeiwidriges vorges 
nommen werde, haben bie Baugewerke nicht ihre Vorſchrif⸗ 
ten gehabt? Wozu denn alfo das ganze neue Geſetz? Wenn 
aber ein neues Gefeg mit fo gemefjenen polizeilichen Vor⸗ 
föriften gegeben wird, dann wird immer die Neigung vor⸗ 
handen fein, dad Gefeg mit aller polizeilichen Strenge aud« 
zuüben. Die Behörde wird es ſich doppelt angelegen fein 
laſſen, die Beflimmungen des neuen Gefetzes auf dad aller— 
firictefte zu handhaben und zu vollführen und daraus ente 
fteht die Befürchtung neuer Uebergriffe ber Polizeibehörben. 
Ich möchte mir erlauben, gegen den Herrn Staatsminifter 
ein Wort zu gebrauchen, welches mir in einer neuen intere 
effanten politifchen Abhandlung außerordentlich wohl ges 
fallen hat. Durch die vielen Wohlfahrtöpoligeigefege ente 
fteht nämlich zwifchen den Behörden und Unterthanen ein 
gewiſſer kleiner, immerwährender Polizeis und Koftenkrieg 
und das ift es eben, meine Herren, worüber wir, ernſt⸗ 
lich geſprochen, Elagen und wogegen wir unfere Stimme 
erheben müflen und wofür uns die Gtaatöregierung 
nur Dank wiffen follte; denn fie hat doch gewiß nicht 
die Abficht, einen polizeilichen Drud ausüben zu laffen, 
fondern hat die Abficht, nothwendige Einrichtungen prak⸗ 
tiſcher und erträglicher, zu machen; e8 kann ihr alfo blos 
daran gelegen fein, wenn fie von und barauf auſmerkſam 
gemacht wird. Der Here Staatöminifter hat mich durch 
ein Wort wahrhaft erfcpredt, er fprac von einer „gehei= 
men Erpropriation”; nun ja, das Wort klingt fuͤrch⸗ 
terlich. Ich habe mic immer gegen Erpropriationen ers 
lärt und werde mich dagegen immer erklären, wo nicht 
‚gerade die unvermeiblichfte Nothiwendigkeit vorliegt. Aber 
nun gar von geheimen Grpropriationen habe ich bis jetzt 
noch Nichts gehört und es wäre fürdterlih, wenn eine 
folche fattfinden koͤnnte. Ich glaube, es iftin diefem Saale 
auch nicht davon die Rede geweſen; ich glaube aber, ih 
bin etwas falfch verftanden worden, indem ich im meiner 
erften Aeußerung gefagt habe: bie firengen Beſtimmungen 
in den Städten erfüllten mich mit einem geroiffen Napoleos 
nifchen Praͤfectenſchauer und e& würden jegt neue. Anlagen 
herbeigeführt und begünftigt nicht ohne eine gewiſſe geheime 
Neigung fir Erpropriationen. Nun, daß biefe Neigung 
vorhanden ift, hat der Herr Staatöminifter deutlich zu er⸗ 
kennen gegeben; denn er hat über unzweckmaͤßige Anlagen 
‚geklagt, denen fich die Baubehörden noch unterwerfen muͤß⸗ 
ten, weil man eine befondere Beftimmung nicht beſaͤße. 
Alfo die Neigung, die Sehnſucht nach Erpropriation iſt 
unbebingt vorhanden. Wenm das Geſetz nichts Neues ent 
hält, fo fönnten wir es ja bei den biöherigen Beſtimmun- 
gen laffen, namentlich in den Städten, wo ja locale Baus 
ordnungen biöher ſchon beftanden haben und man damit 
ohne Widerrede gut ausgekommen ift. So lange alfo biefe 
Baupolizelordnung nicht befannt iſt und vorgelegt wirb, 
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kann man über das Gefe nicht urtheilen und ohne diefe 
Beilage müßte ich mic) gegen das ganze Geſetz erklären, 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand weiter das Wort begehrt? — Herr Staatöminifter! 


Staatöminifter v. Beuft: Ich habe allerdings vers 
fanden, dag der Here Vicepräfident von einer geheimen 
Erpropriation geſprochen hatz ich will gern zugeben, daß 
ich falſch verftanden habe und mic) eines Irrthums ſchuldig 
gemacht, aber verftanden habe ich, daß er von einer gehei- 
men Erpropriation gefproden hat. Daß in dem Syſteme 
der Regierung eine Neigung zur Erpropriation vorhanden 
iſt, ‚gebe ich infofern zu, wie ich bereits vorhin erwähnte, 
als man in häufigen Fällen es fehr zu beklagen hat, dag 
man diefes Mittel nicht beſitzt. Beſonders habe ich her- 
vorgehoben die Unmöglichkeit, ein ähnliches Verfahren ein: 

zuſchlagen da, wo es der Regierung mehr ald Jronie er- 
feinen mußte, wenn man von einem Verfahren fprechen 
will, dad einer Erpropriation ähnlich fehen Eonnte. Wenn 
die Regierung wirklich die Neigung in der Ausbehnung 
befäße, daß fie der Erpropriation zu bedürfen glaubte, 
‚würde fie nicht einen Augenblick anflehen, der Kammer 
einen entfprechenden Geſetzentwurf vorzulegen; ohne eine 
Ermächtigung des Gefeges aber wird fie Nichts thun, was 
einer Erpropriation ähnlich fähe. Aber ich muß hinzufü- 
gen, es möchte wohl materiell unmöglich fein, etwas dem 
Achnliches vorzulegen. Der Here Vicepräfident ſprach die 
Anficht aus, bie Regierung habe alle Urſache, es im Gegen» 
theil dankbar anzuerkennen, wenn bie Kammer fie auf 
Vebelftände, auf Ueberfläffiges im Polizeiregimente aufmerk 
fam mache und folde Mahnungen wird die Regierung 
keineswegs und bei feiner Beranlaffung zuruͤckweifen, es 
kann ihe nur fehr erwunſcht fein, wenn derartige Stimmen, 
die ja mamentlih in der Ständeverfammlung nur von 
wohlgemeinter Gefinnung eingegeben fein können, laut wer» 
den und fie wird in häufigen Fällen zu erkennen haben, 
daß gerade die praktifche Beobachtung ihnen zur Seite fteht. 
Allein auf der anderen Seite möchte ich diefer Betrachtung 
eine andere gegenüiberftellen, ich meine nämlich den Eleinen 
‚Krieg, den Polizeikrieg, der ftets im Gange und der in der 
jetigen Zeit in Poligeiverorbnungen und Polizeimaaßregeln 
der Regierung feinen Stügpunkt Hat und der eigentlich ein 
Meines Scharmüßel, eine blofe Abzweigung eines größeren 
Krieges iſt. Ich möchte dem Heren Vicepräfidenten zu 
bebenfen geben, ob nicht, je mehr diefer Eleine Krieg fo 
aufgefaßt wird in den Kammern, daß man damit mehr 
oder minder Partei gegen die Regierung ergreifen fol, ob 
nicht eine ſolche Anſchauung aud dem größeren Kriege, 
der auf weiterem Felde flattfindet, Vorſchub leiſten 
werde? Es beftchen mancherlei Beſchwerden, aber auch 
ſehr viele Vorurtheile. Dieſen Voruttheilen aber wird 
namentlich wiederum auf die zweckmaͤßigſte Weiſe ent: 





gegengefreten, wenn Geſetzvorſchlaͤge ober überhaupt 
Mittheilungen, die über die Mothwendigkeit eines gewiſſen 
Volizeitegiments Seiten der Regierung an die Kammern 
gelangen, von den Kammern als Notwendigkeit aufgefaft, 
beurtheilt und fhlüßlich genehmigt werben, damit wird, 
glaube ich, ein Nutzen geſtiftet, der ſich nicht blos innerhan 
der engen Grenzen des Polizeiweſens erkennbar macht, 


Koͤnigl. Commiſſar Juſt: Es ift dem Gefege der Vor⸗ 
wurf der Ueberflüffigkeit gemacht worden, da, wenn eben 
das Geſetz nichts Neues enthalte, es überhaupt auch nicht 
noͤthig fei, ein Gefeg zu geben. Ich habe allerdings vor 
ausfegen zu dürfen geglaubt, daß die Motiven zum Gefeke, 
welche in diefer Hinficht Aufſchluß geben, einige Berhdjic: 
tigung gefunden hätten. Inſofern enthält der Vorwurf 
etwas Richtiges und Wahre, ald in den Vorſchriften des 
Geſetzes etwas principiell ganz Neues allerdings nicht ges 
geben worden ift. Gleichwohl hat dad Geſetz nöthig ger 
ſchienen, da die zur Zeit befichenden Vorſchriften zeither 
nicht gehandhabt worden find und zwar aus dem Grunde 
nicht, weil die Baupolizei in der vorgefchriebenen Art und 
Weiſe nicht mehr gehandhabt werden konnte, micht aber 
darum, weil man bie geſetzlichen Beflimmungen vergeffen 
oder überjehen hätte. Es war hinfichtlich des Verfahrens 
in Baufachen ein folder Zuftand der Verwirrung einge 
treten, daß es durchaus nothwendig ſchien, eine neue Aera 
herbeizuführen und die Gelegenheit zu benugen, um an die 
Stelle des Unzwedmäßigen, Unpraktiſchen und nicht mehr 
Ausführbaren etwas Praktifches, Zweckmaͤßiges und Aus: 
führbares zu ſetzen. Das iſt die Vendenz des Geſetzes. 
Es hat daſſelbe geglaubt, dadurch, daß bie Thätigkeit der 
DVolizeibehörden moͤglichſt befchränkt und die Aufficht über 
dad Bauweſen mehr in die Hände von Technikern gelegt 
wird, Etwas zu thun, was fir das Bauweſen an und 
für ſich und namentlid auch in Bezug auf das eigene In ⸗ 
tereffe der Bauenden von offenbarem Nuten fel und was 
im Vergleich mit den jegigen Bufländen den Vorzug ver: 
diene. Dem Vorwurfe hat man gerade begegnen wollen, 
der vieleicht unferer jegigen baupolizeilichen Aufficht mit 
mehr ober weniger Recht gemacht werden konnte, daß Per 
fonen über das Bauwefen urtheilen mußten, denen in 
der Regel eine genügende Sachkenntniß nicht beimohnen 
konnte und wo e3 vorgefommen fein mag, daß die Reſo ⸗ 
lutionen ber Behörden mehr oder weniger als unmotivirt 
ober willkürlich erſchienen find, Dem Allen begegnet ber 
Geſetzentwurf, wenn er auch etwas ganz Neues nicht giebt 
und fein materieller Inhalt auf die früheren Gefege zurlid» 
geführt werben kann Dabei muß man auch barauf noch 
aufmerffam machen, daß die Auffaffung, als habe bie 
Bauaufficht auf dem Lande bieher nicht in der Ertenfion 
ſtattgefunden, welche das Geſetz vorfhlägt, Feine ganz vice 
tige fei, indem bie Verordnung von 1841 allerdings bie 
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Beftimmung, welche in ber Dorffeuerordnung auf das 
Bauen aus roher Wurzel beſchraͤnkt ift, auf ale An» und 
Aufbaue ertendirt hat, fo daß gegenwärtig ſchon Fein Bau 
vorgenommen werben barf und Fan, der nicht vorher der 
polizeilichen Gontrole und Genehmigung der Behörde uns 
terfegen hat. Cine größere Beichränkung wird daher 
durch das vorliegende Geſetz für das platte Land nicht 
herbeigeführt, noch beabſichtigt, auch hat die geehrte De» 
putation dem Gejegentwurfe ja fogar noch Beſchraͤnkun⸗ 
gen hinzugefügt, die ſich die Regierung vorbehalten Hatte, 
in eine Baupolizeiordnung aufzunehmen. Wenn der ge 
ehrten Deputation jedoch angemeffen gefhienen hat, bie 
zu machenden Gyemtionen in dem Gefege felbft näher 
anzubeuten, fo hat bie Regierung dagegen Nichts einzur 
wenden gehabt, weil es mit ihrer eigenen Anficht übers 
einftimmt, daß derartige Ausnahmen ftattfinden follen. 
Ich glaube alfo, daß in biefer Beziehung der Geſetzvor⸗ 
Tage wohl Unrecht geſchieht und fie eine Beurtheilung erfahs 
ven hat, die fie mit Recht nicht verdient. Die Regierung ift 
fich auch bei dieſem Gefeßentwurfe bewußt, durchaus nicht 
einem firengen, polizeilichen Regime gefolgt zu fein, fons 
dern nur die Anforderungen ber Zweckmaͤßigkeit im Auge 
gehabt zu haben. Wergleicht man die Beftimmungen, die 
nach diefem Gefegentwurfe in Bezug auf dad Baumefen 
gelten follen, mit den Beſtimmungen in Bayern, Preus 
sen und Deſterreich, fo ift die Freiheit der Bauenden in 
Sachſen noch weit größer, als fie dort vorhanden ift. 
Dann {ft noch der Vorwurf erhoben worden, dag man doch 
nicht wife, was bie Baupolizeiverordnung bringen werde. 
Ich habe mir ſchon die Ehre gegeben, wiederholt zu bes 
merken, daß biefe Verordnung nur Techniſches enthalten 
fol, alfo nur dazjenige, was in Bezug auf Sicherheit 
und Soltdität der Baue oder in feuerpoligeilicher Beziehung 
nothwendig iſt. Daß darin gar nichts Neues enthalten 
fein folle, ift wenigftend von Seiten der Regierung nit 
behauptet worden, Im Gegentheil, man wird in der Baur 
polizeiverorbnung die Lucken zu vervollftänbigen haben, die 
jet noch; fattfinden, namentlich aber in ber blos aphoris 
ſtiſchen Verordnung von 1841 und die dazu beigetragen 
haben, daß fehr viele Bauende dadurch in große Verlegen: 
heit gerathen find, indem ſich bei der fpäteren Reoifion 
zeigte, daß ‘der Bau fo feuergefaͤhrlich und bauwidrig war, 
daß ſich nachher noch foftfpielige Aenderungen nothwendig 
machten. Kann man ſolche Bälle alfo vermeiden, ſo iſt 
dies nur im Inereſſe der Bauenden ſelbſt. Ich habe aber 
auch bereits bemerkt, daß fir das platte Sand ſich biefe 
Baupoligeiverordnung auf dad Nothwendigſte beſchtaͤnken 
void und-befcpränfen foll, daß ferner fir die Städte haupt 
fächfich die bereits vorhandenen Localbauordnungen die 
Norm abgeben werden und daß überhaupt. für die Stäbte 
und das Land bie Freiheit der Sebbefiimmung durch diefe 
Polizeibauordnung auf Feine Weiſe beeinträchtigt werben foll. 
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* Praͤſident v. Schoͤn fels: Wenn Niemand weiter. ſich 
an ber allgemeinen Debatte betheiligt, fo kann ich dieſelbe 
(liegen. und dem Heren Referenten. dad Schlußwort er— 
teilen. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ich will ein neues 
Scharmügel nicht herbeiführen, fonbern nur erwähnen, was 
ich mehrmals fon betont habe, daß im Mefentlichen der 
Entwurf etwas Neues nicht enthält und zwar infofern 
nit, als er die Nothwendigkeit einer baupolizeilichen Auf⸗ 
ſicht nicht erft ausfpricht, diefe vielmehr jest ſchon gefeh- 
lich beſteht. Neu ift der Entwurf dagegen infofern, als er 
in verſchiedener Beziehung Erleichterung für die Bauunters 
nehmer und Vereinfahung des Gefchäftganges herbeifuͤhrt, 
auch mitunter fogar eine Verringerung der Koſtenz wenige 
ftend wird eine Vermehrung. derfelben nicht zu befürchten 
fein, ganz gewiß aber wird eine größere Gleichmaͤßigkeit 
im Liquidiren und im ganzen Verfahren herbeigeführt wer⸗ 
den. Bon dem Herrn Bicepräfidenten, wurde noch bemerkt, 
daß durch Einreichung von Bauriſſen die Baubefichtigungen 
nicht würden: erfpart werben, weil in $. 3 gefagt ſei, daß 
von dem Ermeffen der Behörden es abhänge, ob fie bie 
Localbefihtigung abhalten wolle oder nicht. Ich muß das 
gegen einhalten, daß man: nad) dem Entwurfe. allerdings 
wohl zu biefer Zolgerung gelangen Tann, aber die Depus 
tation hat zu $. 3 einen Vorſchlag gemacht, wodurch bie 
Faffung präcifer und ber Zwec erreicht wird, daß die Locals 
befichtigung nur die Yusnahme bilde. Herr v. Nofliz« 
Wallwitz hat eingehalten, daß die Beſtimmung, daß vor 
Genehmigung des Baues das Haus nicht in Gebrauch ges 
nommen werden dürfe, fehr beſchraͤnkend feiz ich gebe zu, 
daß eine ſolche Beftimmung mitunter unbequem fein kann, 
aber freilich als Negel müfjen wir fie auffiellen; kommen 
gerechtfertigte Ausnahmefälle vor, nun fo müffen wir zu 
den Polizeibehörben das Vertrauen haben, daß fie aud in 
diefen einzelnen Fällen das Rechte treffen werden. 


iR Präfident v. Schönfeld: Einer Fragftellung über den 
allgemeinen Theil bedarf es nicht; wir werben alfo zu ben 
einzelnen Paragraphen übergehen. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Der Eingang des 
Entwurfes lautet nun fo: 


Wir, Johann, von Gottes Gnaden König von Sach⸗ 
fen ıc. ıc. ıc. finden Uns in der Erwägung, daß das zeit 
herige, in Bezug auf die polizeiliche Beauffihtigung der 
Privatbaue durch $. 1 und $. 2 der Dorffeuerordnung vom 
28. Februar 1775 vorgefchriebene Verfahren ben ver. inder⸗ 
ten Berhältniffen nicht mehr entſpricht, bewogen, mit Zu⸗ 
flimmung der gefreuen Stände Folgendes zu verordnen: 


Zum. Eingange des Gefehes bemerkt! der Bericht 
Folgendes: 








Der Eingang des Geſetzes bedarf noch einer Vervoll⸗ 
fländigung —2 der Dberlaufig. Im der Oberlauſitz 
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naͤmlich iſt bie Dorffeuerordnung durd das mittelft Ober» 
amtspatents vom 12. März 1777 publicirte Mandat vom 
8. Februar 1777 befonders eingeführt worden und es dürfte 
daher dafjelbe ausdrüdlih mit zu erwähnen fein. Man 
beantragt deöhalb: 
auf der vierten Zeile nach der Jahreszahl „1775" 
einzufchalten: * 

„ſowie durch $$. 1 und 2 des mittelſt Oberamts- 
patents vom 12. März 1777 publicirten Mandats 
vom 8. Februar 1777, die in dem Markgrafthum 
Dberlaufig zu beachtende Feuerordnung betreffend.” 


Präfident v. Schönfels: E3 wird nun Über den vom 
Hein Referenten vorgetragenen Theil des Berichts zu 
ſprechen fein, infofern Jemand das Wort zu ergreifen 
wuͤnſcht. Es fcheint dies nicht der Fall zu fein, wir föns 
nen daher fofort zur Fragftelung übergehen. In Bezug 
auf den Eingang des Gefeßes beantragt die Deputation 
auf der vierten Zeile nach der Jahreszahl 1775 einzus 
halten: 

„So wie durch Ss 1 und 2 des mittelſt Oberamts · 
patentes vom 12. März 1777 publicirten Mandats vom 
8. Februar 1777, die in dem Markgrafthum Oberlaufig 
zu beobachtende Feuerordnung betreffend." 


Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage 
ihrer Deputation beiffimmt? — Einftimmig Sa. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


&1. 
Bas in ben $$. 1 und 2 der Dorffeuerordnung vom 
28. Februat 1775 wegen Handhabung der ocalbaupolizei 
angeordnet iſt, wird hiermit aufgehoben, 


Der Bericht fagt: 


h Bu $. 1. 

Da durd) den vorliegenden Entwurf nur die Handha: 
bung der Baupolizei, aljo nur das Verfahren abgeändert 
werben fol, fo bfeiben alle übrigen daupoligeilichen Vor⸗ 
were der Dorffeuerorbnung, fowie der Verordnung von 
1841 hier völlig unberuͤhrtz fie werden ſich aber künftig 
dadurch erledigen und beziehendlich aufgehoben werben, daß 
bie Abſicht der Staatöregierung dahin geht, in die gleiche 
zeitig mit diefem Gefege zu erlafjende allgemeine Bau- 
polizeiverorbnung bie baupoligeilihen Beftimmungen der 
Dorffenerorbnung u. f. iv., ſoweit fie noch brauchbar find, 
wieder — 

» eputation beantragt: 

en 
gebenen & 
aufhalten: 
and in 66. 1 und 2 des mittelft Oberamis ⸗ 
patents vom 12. März 1777 publicrten Mandats 
vom 8. Februar 1777, die in dem Markgrafthum 
Oberlaufiß zu beobachtende Feuerord nung betreffend.” 


Präfident v. Schönfels: Es würde nun das Wort 
Über $. 1 zu nehmen’ fein. Da dies nicht der Full iſt, fo 
gehe ich zur Fragftelung über $. 1 über. Zunaͤchſt räth 
die Deputation an, den $. 1 anzunehmen und ich 


1 anzunehmen, jedoch aus dem ſchon anges 
unbe nad) der Jahreszahl „1775” noch ein- 
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frage, ob die Kammer den $. 1 des @e 
genehmigt? — Einftimmig Ja, 

Ich frage nun weiter, ob die Kammer den fer⸗ 
neren Antrag ber, Deputation annimmt, der 
darin befteht, daß mach der Jahreszahl 1775 no‘ 
die Worte eingefhaltet werden, welde von dem 
Herrn Referenten eben erwähnt worden find? — 
Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


fegentwurfs, 


2. 

Der in Baufachen competenten Drtöverwaltungsber 
hoͤrde in Städten und auf dem Lande iſt jeder Bau mit 
Ausnahme blofer Ausbeſſerung an ſchon vorhandenen Ge— 
baͤuden und derjenigen Bauuchkeiten, welche in ber von 
Unferm Minifterium des Innern gleichzeitig mit gegenmärtis 
gem Gefege zu erlaffenden Baupolizeiverorbnung nod) bes 
ſonders bezeichnet werben follen, ingleichen jede Herftellung 
neuer, oder Abänderung ſchon beftebender Feuerungsan⸗ 
Tagen mit Beifügung eines, zur volftändigen Beurtheilung 
des Bauvorhabens geeigneten und in doppelten Exemplaren 
einzureichenden Banriffes zur vorgängigen Prüfung und 
Genehmigung anzuzeigen. 

Bor Ertheitung der obrigkeitlichen Bauerlaubniß darf 
mit der Ausführung des Baues weder durch Grundgrar 
bung, noch auf andere Weſſe begonnen oder fortgefahren 
werden. 


Die Motiven lauten: 





Zu $. 2 eod. 

Es war eine Luͤcke in der bisherigen Sefegaebung daß 
ſich die Vorſchrift wegen Einholung der obrigkeitlichen Er⸗ 
laubniß vor Inangriffnahme eines Baues auf dad platte 
Land und auf den Neuban von Wohnhäufern, Scheunen 
und Wirthöfchafrsgebäuben befchränkte. 

Zwar hat die Verordnung vom 11. März 1841 in der 
Hauptſache nachgeholfen, inden fie ben Begriff der Neus 
baue noch auf Anbaue erweitert und” die allgemeine Vor 
ſchrift auf die Baue in den Städten mit erfiredkt hat. 

Allein nicht nur wird es mothwendig, jene Verotd⸗ 
nung, welche nur aphoriftifche Beftimmungen enthält und 
zu mannigfachen Zweifeln Anlaß gegeben hat, wieder aufs 
zuheben und durch eine, die Baupolizei im Zuſammen⸗ 
ange und in der erforderlichen Wollftändigkeit behandelnbe 
Verordnung zu erfegen, fondern es ſchien auch nicht ume 
gangen werden zu koͤnnen, den bisher fchon gegoltenen und 
auch ferner beizubehaltenden Grundfas, daß Baue nicht 
ohne obrigkeitliche Cognition und Genehmigung ausgeführt 
werben dürfen, durch das Gefeß in folder Allgemeinheit 


4 feftzuftellen, daß er für ale Fälle paßt, wegen ber hiervon 


zu geflattenden Ausnahmen aber nur der Auöbefferung an 
fon beftehenden Gebäuden Erwähnung zu thun und im 
Uebrigen auf die zu erlafende Baupoligeiverorbnung zu 
verweifen, da eine größere Specialität lediglich zur use 
führung des allgemeinen Grundfages gehört und ſich daher 
nicht für das Gefeg eignet. * " z 
Befremden wird es inbeß-nicht, daß jener allgemeine 
Grundfag auf die Anlegung und: Veränderung von Zeunr 
jfätten ausdrüdtich mit ausgedehnt worden ift, da es a 
‚ defannt angenommen werden kann, daß bie Anlage un! 
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Einrichtung der Feuerftätten im feuerpolizeilicher Hinficht 
von befonderer Bedeutung ift und —— ee 
beit häufig nur von Maurergefellen beforgt wird. 

Die Einreihung von vollftändigen Bauriffen hat nicht 
5108 den Zweck der genaueren und befferen Beauffichtigung 
ber Baue, ſondern He fol vornämlic au dazu dienen, 
die Säle, in denen fi vor der Baugenehmigung eine 
Localbefihtigung notwendig macht, möglichft zu reduciren. 

‚Ohne die Beftimmung im legten Sage würde die bes 
hoͤrdliche Controle über beabfichtigte Baue völlig iluſoriſch 
fein. Deren Beibehaltung aus der zeitherigen Gefeßgebung 
bedarf daher keiner befonderen Rechtfertigung. 


Im Bericht heißt ed: 


Zu $. 2. 

$. 2 ftellt als Negel auf, das jeder Bau, ſowie jede 
Herftellung neuer und jede Veränderung ſchon beftehender 
— ——— der Anzeige bei der Obrigkeit und deren 

enehmigung bedarf; ausgenommen hiervon foll nur fein: 
die Ausbeſſerung an fehon vorhandenen Gebäuden. Alle 
übrigen Ausnahmen, welde etwa noch zu machen find, 
ſollen in der zu erlaffenden Baupolizeiverordnung noch bes 
ſonders bezeichnet werben. 

Da die Deputation der Anſicht ift, daß die obrigkeit⸗ 
Yiche Gontrofe in Baufachen auf das nothwendigfte Maaß 
befchränkt werde, fo ſchien es ihr angemeffen, daß nicht blos 
die Ausbefferung an Gebäuden”, fondern faͤmmtliche Aus- 
nahmefälle ins Gefeg felbft aufgenommen würden; denn 
‚bleibt die Feftftellung berfelben der Verordnung vorbehalten, 
fo wirb «8 ganz vom Ermeffen der Regierung abhängen, 
wie weit fie in den zu machenden Ausnahmen gehen und 
inwieweit fie dadurch die obrigteitliche Cognition entbehrlich 
machen will. Es mußte fi jedoch die Depufation ein- 
halten, daß man hierbei in eine 
fallen und deſſenungeachtet im l 
nahmefälle treffen würde, die ſich im Laufe der Zeit noth« 
wendig machen werben. Es würde auch, wollte man 
fämmtliche Ausnahmen mit zum Gegenftand des Geſetzes 
machen und den Verordnungsweg ganz ausfchließen, die 
Staatöregierung in den unangenehmen Fall fommen, bei 
Feſiſtellung weiterer Ausnahmen jedesmal die a4 
der Stände einholen zu müffen. Die Deputation bat fi 
daher darauf beichränkt, den Ausnahmen eine größere Auss 
dehnung zu geben und hat deshalb außer den Ausbefferuns 
gen an Geh: 


fonders_baran liegt, 
lichen Genehmigung i 
Weiter ſchien der Deputation die Beſtimmung, daß 
auch bei jeder Abänderung einer ſchon  beftehenden deue⸗ 
rungsanlage die Anzeige und Senchmigun, nöthig fein 
folle, zu weit zu gehen, ober wenn bies mi t beabjichtigt 
worden, zu undefimmt zu fein, fie könnte, wenn man fih 
bei der praftifchen Ausführung fireng an bie Worte halten 
follte, zu einer großen Beſchwerung führen. Die Depu- 
tation hält die Anzeige bei der Obrigkeit nur dann für er⸗ 
en wenn mit Abänderung der Feuerungsanlage eine 
ierlegung oder Vergrößerung der Zeuerftätte, ober eine 
Veränderung ded fie umgebenden Mauerwerks oder der 
* Rauchcandle verbunden ifi, wogegen das Umfegen und Ber- 
ändern von Stubendfen, Kodmafhinen und Kochheerden 
füglich ausgenommen werden Fann. 
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roße Specialifirung vers |; 
Boraus nicht alle Aus⸗ 


uden noch, diejenigen Heineren Baulichkeiten |, 
Anter die Ausnahmen mit aufgenommen, bei denen ihr bes || 
fi der Ausfchliegung der obrigkeit: || 
durch das Gefeg felbſt zu verſichern. 


Daß vor Ertheilung der Genehmigung mit der Aus⸗ 
führung des Baues nicht begonnen werden darf, if jeben« 
falls zweckmaͤßig und Liegt im eigenen. Intereffe des Bau» 
unternehmers, weil er fonft leicht in den Fall fommen Fann, 
bereits Gebautes wieder — zu müffenz dagegen ſchien 
es der Deputafion eine unnöthige Befchränkung zu fein, 
wenn mit der Grundgrabung und Grundlegung auch feioft 
Bann, — an dürfe, wenn die Genehmigung 
az befonderd nachgefucht und die Ertheilung derfelben 
unbebenflich gefunden worden. N 

Zweckmaͤßig ift ferner die Vorſchrift, daB Bauriffe ein 
gereicht werben ſollen; es wird dies zu Erfparung obrig- 
keitlicher Localbefihtigungen wefentlich beitragen; aus dem⸗ 
felben Grunde hält aber auch die Deputation noch uͤberdies 
die Einreichung eines Situationsplanes dann für notwendig, 
wenn ein Gebäube aus roher Wurzel aufgeführt wird. 

Um. die gegen den $. 2 erhobenen Bedenken zu erledie 
gen und die Vorſchlaͤge der Deputation im Gefeg zur Gel 
fung zu bringen, hat man mit der Staatsregierung ftatt 
des $. 2 folgende Beftimmungen vereinbart: 


nS. 28. 

Der in Baufachen competenten Ortsverwaltungs- 
behörbe in Städten und auf dem Lande ift mit Aus⸗ 
nahme der $. 2b gebachten Fälle jeder Bau und jede 

erftellung neuer oder Abänderung ſchon beftehender 
jeuerungdanlagen ur Entſchließung und Genehmigung 
anzuzeigen, und dabei ein zur volftändigen Beurtheilung 
des Bauvorhabens geeigneter Baurig in boppelten 
Eremplaren, fowie bei Bauten aus roher Wurzel Übers 
dies noch eine die —— genau darftellende Situa⸗ 
tionszeichnung einzureichen. 

Vor Ertheilung der obrigkeitlichen Bauerlaubniß 
barf mit der Ausführung des Baues weder durch Grund⸗ 
grabung und Grundlegung, foweit nicht dad Eine oder 
das Andere vorläufig geftattet worben fein follte, noch 
auf andere Weife begonnen oder fortgefahren werden. 


$. 2b. 
Ausgenommen von vorftchender Beftimmung find 
jedoch: 

1) bloſe Ausbeſſerungen an einzelnen Theilen ſchon 
vorhandener Gebäude, 

2) das Umfehen und Verändern von Gtubendfen, 
Kohmafchinen und Kochheerden, wen damit eine 
Verlegung oder Vergrößerung der Feuerftätte oder 
eine Veränderung des fie umgebenden Mauerwerks 
oder der Rauchcanale nicht verbunden if, fowie 

3) die Herftellung Heiner, weder zum Wohnen bienen« 
der, noch mit Feuerungdanlagen verfehener Schup« 
pen, Stall» und ähnlicher Wirthfchaftsräume in 
und bei bereits vorhandenen Gehöften und Häufern. 
Das Nähere hierüber und insbefondere bie weitere 

Bezeichnung der Fälle, in welchen es einer vorgängigen 
Anzeige und baupolizeifichen Genehmigung nicht bedarf, 
bleibt der von Unferem Minifterium des Innern gleiche 
zeitig mit gegenmwärtigem Gefege zu erlaffenden Baupos 
ligeiverordnung vorbehalten.“ 

Der $. 2a enthält die Regel und $. 2b die Ausnah⸗ 
men, beide Paragraphen treten an die Stelle von $. 2 des 





Entwurfs und werden hiermit 
zur Annahme empfohlen. 
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Die ſchon vorhandenen ober künftig noch entfiehenden 
— dürfen ſelbſtverſtaͤndlich keine Beſtim ⸗ 
mungen enthalten, bie ben Vorſchriften dieſes Geſctzes zur 
wiberlaufen, gleichwohl erſcheint es bei der großen Verſchie 
denheit der localen Berhältniffe nothwendig und angemefjen, 
daß man im den Localbauordnungen nach Maafgabe des 
Örtlichen Beduͤrfniſſes die Ausnahmen beſchraͤnken, nad) Ber 
finden aber auch erweitern fönne, it 

Um dies gefeglich auszuſprechen, ſchlaͤgt die Depu- 
tation noch vor, am Schluffe des $. 2b als befonderen 
Sat hinzuzufügen: 

„Sugleichen koͤnnen die vorbemerften Ausnahmen 
wegen Berfehiebenheit der Localverhältniffe mit Genchs 
migung ber Negierung durch Cocalbauordnungen erwei ⸗ 
tert, aber auch befchränft werben.” 

Endlich fei, um ——— zu begegnen, noch 
bemerkt, daß ſaͤmmtliche Ausnahmefaͤlle, fie mögen im Ges 
feß, in Localbauordnungen oder in der zu erlaffenden Baur 
polizeiverordnung enthalten fein, ſich mur infofern als 
Ausnahmen characteriſiren, als bei ihnen das im vorliegen · 
den Geſetz vorgefchriebene Verfahren —— Ein⸗ 
reichung von Niffen, obrigkeitlihe Beſichtigung und Geneh- 
migung u. ſ. m.) nicht Anwendung erleidet, keineswegs 
aber befreien fie von Beobachtung der allgemeinen baupo- 
ligeilichen Worichriften in Bezug auf Sicherheit u. |. w., 
fo daß der Bauende in diefer Hinfiht auch in den Aus: 
nahmefällen verantwortlich bleibt. 


Präfident v. Schönfels: In Bezug auf den 9. 2 
beftehen zwei Anträge. Ein Antrag iſt eingereicht worden 
von Seiten des Herrn Secretärd dv. Egidy. Cr bezieht ſich 
auf $. 2a und zwar fol hinter den Worten am Schluffe 
des erften Abfages des $. 2a: „Situationszeichnung einzu« 
reichen nach dem Antrage des Herrn Secretär v. Egidy 
Folgendes angefügt werden: 

„Be Bauen aus roher Wurzel an öffentlichen 
Wegen und Straßen hat vor der Erlaubnißertheilung 
hierzu bie Ortsbaupolizeibehörde ſich mit der Bezirkes 
ftraßenbaucommiffion zu vernehmen und deren Einvers 
fandniß damit zu vermitteln.” 

Ich würde nun den’ Heren Antragfteller erfuchen, in⸗ 
fofern er es wünfcht, ben Antrag weiter zu motiviren, um 
dann bie Unterftügungsfrage darauf richten zu koͤnnen. 


Secretaͤr v. Egidy: Ich habe ſchon bei der Debatte 
über den allgemeinen Theil Gelegenheit genommen, meinen 
Wunſch anzudeuten, daß. vor Erlaubnißertheilung zu Neu 
bauten in der Nähe von Straßen und Öffentlichen Megen 
die Bezirköftraßenbaycommiffare davon unterrichtet wer- 
den möchten. Man hat mir dagegen eingehalten, daß der 
Zweck, den ich dabei verfolge, ſich ſchon dadurch erreichen 
laſſen würde, daß die Localbaupoizeibehörde, der vom beab- 
fichtigten Neubau ein Situationsplan vorgelegt werden 
müßte, dad Erforderliche in Obacht nehmen werde. Meine 
Herren, ich habe alle Achtung. für die Localpolizei, kann 
aber aus meiner eigenen Erfahrung zahlreiche Beifpiele ans 
führen, wo das Intereffe, um welches es fich hier handelt, 


) 





ſehr mangelhaft und oberflächlich gewahrt worden und wo 


fpäterhin nach Genehmigung von Bauten in der Nähe von 
Straßen die Straßenbaucommiffion, wenn zu Gunſten des 
Öffentlichen Verkehrs an den Strafen Aenderungen ein« 
treten folten, die größte Mühe und Noth gehabt hat, dag 
wieder gut zu machen, was bei der Approbation der Bau 
ten unberüdfichtigt geblieben war. Ich glaube auch, e& iſt 
bei den jetzigen raſchen Communicationsmodalitaͤten die 
Schwierigkeit und der Zeitbedarf nicht ſehr erheblich, wenn 
der Localbaupolizeibehoͤrde zur Verpflichtung gemacht winde, 
bei dergleichen Bauerlaubnifgefuchen ſich zuvoͤrderſt mit deu 
Bezirköftraßenbaucommiffion in Rapport zu fegen. Ich 
Tann wohl das Zeugniß für diefe Behörde in Anſpruch 
nehmen, daß fie überhaupt gewöhnt ift, ſchnell zu erpebiren 
und ich bitte nur den Heren Präfidenten, die Unterſtutzungs⸗ 
frage wegen meines Antrags an die Kammer richten zu 
wollen. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer kennt den 
Antrag des Herrn Secretaͤr v. Egidy. Ich habe alfo nur 
noch zu fragen, ob fie diefen Antrag unterftügt? — Es ers 
hebt fi Niemand. 

Der Antrag ift nicht unterflügt und wird daher auch 
nicht zur Berathung kommen. 

Bu $. 2 beftcht noch ein zweiter Antrag, welder vom 
Herrn v. Megich eingereicht worden ift und dahin geht, 
aus $. 2b sub 2 die Worte: „Stubenöfen, Kochmaſchinen 
und Kocheerde” in Wegfall zu bringen und flatt berfelben 
zu feßen: „Seuerungsanlagen”. Sofern diefes Amendement 
Annahme fände, würde dann ber zweite Sat jo lauten: 

das Umfegen und das Verändern von Feuerungs⸗ 
anlagen, wenn damit eine Verlegung oder Vergrößerung, 
der Seuerftätte oder eine Veränderung ded fie umgebenden 
Mauerwerk oder der Nauchcanäle nicht verbunden if, 
ſowie ic.“ 

Ich habe num Herrn v. Metzſch anheimzugeben, ob er 
feinen Antrag motiviren will. 


Kammerherr v. Mesfch: Ich bin mit der geehrten 
Deputation ganz einverftanden, daß fie die gegen $. 2 des 
vorliegenden: Gefegentwurfs mit Recht erhobenen und Seite 
467 und 468 des Bericht ausgeſprochenen Bedenken durch 
bie vorgefchlagene veränderte Faffung bes $. 2 sub a und b 
zur Erledigung bringen will. In dem von ihr vorgeſchla⸗ 
genen $. 2b heißt es nun: 

h genen von vorftehender Beſtimmung find 

doch: 
; 1) blofe Ausbefferungen an einzelnen Theilen ſchon vor⸗ 
handener Gebäude, 

2) das Umfegen und Verändern von Stubenöfen, Koch⸗ 

maſchinen und Kochheerden.“ 

Ich vermiſſe jedoch bei dieſer Specialiſirung bei der 
beſonderen Aufführung der Stubenoͤfen, Kochmaſchinen und 
Kochheerde noch andere Feuerungsanlagen, bie in biefebe 
Ausnahmefategorie mit fallen dürften und ermähne nur 
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3 B. die Feuerungen ber Brennereien, Brauereien, in- 
gleichen die Zeuerungsanlagen in den Gewächs- und Treib⸗ 
Häufern ıc. Auch bei diefen tritt oft der Fall ein und 
vieleicht mehr, wie irgend wo anders, daß fie umgefegt oder 
* verändert werden müflen, ohne daß bamit eine Verlegung 
oder Vergrößerung des Fundaments, der Bafis der Feuer: 
flätte oder eine Veränderung bes fie umgebenden Mauers 
wetks oder der Abzugs. und Rauchfandle verbunden ift. 
Um nun auch diefe Feuerungsanlagen und andere, welche 
hier nicht alle fpeciel aufgeführt werden Fönnen, im Gefege 
mit zu treffen, halte ich es für angemeffener, wenn felbige 
nicht fpeciell, wie es mit den Kochoͤfen zc. gefchehen iſt, 
fondern generell ald „Feuerungsanlagen“ überhaupt 
aufgeführt werben. Ich habe mir deshalb erlaubt, den ber 
reits vorgelefenen Antrag zu fiellen und bitte den Herrn 
Präfidenten, ihn zur Unterftügung zu bringen. 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag ift der Kammer 
bekannt und ich frage, ob fie ihn unterflügen will? — Ge 
ſchieht zahlreich. 

Es würde num auch hierüber die Discuffion mit zu 
erſtrecken fein. 


Kammerherr v. Zehmen: Derfelbe Gegenftand hat 
auch der Deputation zur Berathung vorgelegen und fie 
hatte Anfangs diefelbe Abficht, einen ſolchen Antrag vor die 
Kammer zu bringen, wie ihn jest Herr v. Metzſch geftellt 
hat. Wir find aber nach reiflicher Erwägung davon zurüd« 
gekommen und zwar aus dem einfachen Grunde, weil ber 
Ausdrud „Feuerungsanlagen” ein zu allgemeiner ift. Er 
umfaßt fowohl den Heinften Stubenofen, wie die Feuerungs ⸗ 
anlagen in den größten Fabriken. Daß ſolche nicht auss 
genommen werben koͤnnen, ſchien und doch einzuleuchten 
und deshalb eine andere Faffung nothwendig zu fein, Wir 
haben aber dem doch wiederum baburch beizukommen gefucht, 
daß wir außer den für die Stubenöfen ec. vorgefhlagenen 
Ausnahmen noch die Beſtimmung dem $. 2b hinzufligten: 

„Das Nähere hiechber und insbefondere die weitere 
Bezelchaung der Falle, in welchen es einer vorgaͤngigen 
Anzeige und baupolizeilichen Genehmigung nic t bedarf, 
A der von dem Minifterium des Innern gleichzeitig 
mit gegenwärtigem Gefege zu erlaffenden Baupolizeis 
verordnung vorbehalten.” 

In biefer Baupolizeiverordnung kann dann nun weiter 
foecialifict, koͤnnen weitere Ausnahmen geftattet werden, die 
freilich in das Gefet felbft nicht aufgenommen werben koͤn⸗ 
nen, wenn man eben nicht eine ganze Litanei aufnehmen 
wollte. Aus diefem Grunde würde ich auch ben Antrag 
des Heren v. Mesh nicht empfehlen koͤnnen. 


inanzrath v. Noſtiz-Wallwitz: Die geehrte Der 
en Pr verfucht, durch Aufftellung des $. 2b die Be 
denken zu heben, zu welchen die Faſſung von $. 2 068 
Gefegentwurfs Veranlaffung giebt. Ich geftehe aber, daß 
bei mir gerade die ausdruͤckliche Aufnahme diefer Ausnahmen 
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die früheren Bedenken gegen’ $. 2 nur vermehrt hat. $. 2, 
wo ed heißt: 

‚mit Ausnahme blofer Ausbeſſerung ai fe 
Handenen Gebäuden und Den Be 
in der von unſerem Minifterium des Innern gleichpeitig 
mit gegenwärtigem Gefege zu erlaffenden Baupolizeivsr- 
ordnung noch befonderd bezeichnet werben follen, ingleis 
hen jede Herftellung neuer oder Abänderung fchon bes 
fehender Seuerungsanlagen mit Beifigung eines zur 
vollftändigen Beurtheilung des Bauvorhabens geeigneten 
und in boppelten Eremplaren einzureichenden Bauriffes 
zur vorgängigen Prüfung und Genehmigung anzuzeigen,” 

konnte immer noch der Auslegung unterliegen, als ob unter 
den Worten: „jeder Bau’ blos Neubauten zu verftehen 
feien. Nach dem aber, was die Deputation auf Seite 467 
des Berichts fagt, ſowie durch die in $. 2b aufgeſtellten 
Ausnahmen kann man jenen Ausdruck nicht blos auf neue 
Baue, fondern man muß ihn auf jede bauliche Herſtellung 
beziehen, welche uͤberhaupt vorgenommen wird. Man weiß 
nun nicht, welche Ausnahmen nad) dem in $.2b geftellten 
Vorbehalt in der betreffenden Baupolizeiverordnung noch 
aufgeftellt werden folen. Nimmt man aber die Sache 
wörtlich, wie fie jegt liegt, fo würde in feinem Haufe eine 
Wand weggenommen, eine Thuͤre ober ein Fenſter durchge⸗ 
brochen werden koͤnnen, ohne baß vorher die Obrigkeit dar⸗ 
über cognoseirt und der Bautechnifer fein fat dazu gegeben 
hätte. , Es würde ebenfowenig ein auf biefe Weife gemons 
nener Raum in Gebrauch genommen werben können, wenn 
nicht zuvor eine Renifion flattgefunden hätte. Es heißt 
ferner unter 2 in bemfelben $. 2b; 
nDas Umfegen und Verändern von Stubenoͤfen, 
Kochinaſchinen und Kuchheerden, wenn bamit eine Vers 
legung oder Vergrößerung der Feuerſtaͤtte oder eine Vers 
änderung deö fie umgebenden Mauerwerkes oder der 
Rauchcanaͤle nicht verbunden iſt.“ 

Meine Herren, nimmt man dad wieber wörtlich, fo 
Tann eine Obrigkeit, wenn fie will, damit auch jede Um⸗ 
fegung eines Stubenofend und dergleichen für unſtatthaft 
erklären, wenn fie nicht dabei cognodcirt hat. Wenn mir 
3. B. in meiner Behauſung einfällt, flatt eines Meinen 
Kanonenofens einen großen Kachelofen fegen zu laffen, fo 
ift damit offenbar eine Vergrößerung der Feuerſtaͤtte ders 
bunden. Wenn ich die Einfeuerung, welde bisher im Bim- 
mer erfolgt ift, dergeftalt einrichten will, daß fie von außen 
geſchieht, fo kann dies nicht ohne bie Veränderung bed 
umgebenden Mauerwerkes geſchehen. Wenn ich ferner das 
Ofenrohr an einen andern Ort einführen laſſe, als wo es 
jest geweſen iſt, fo iſt das eine Weränderung des Rauch⸗ 
canald. Ich glaube alfo, auf dieſe Art können bie getroffe- 
nen Ausnahmen ganz illuſoriſch gemacht werden. Mollte 
die Depntation dies verhifen, fo mußte fie meiner Anficht 
nach auch den Nachſatz weglaſſen: 

„wenn damit eine Verlegung oder Vergrößerung 
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den Mauerwerkes oder der Rauchcanaͤle nicht verbuns 
den iſt.“ 

Ich enthalte mich jedoch, einen Antrag hierauf zu 
fielen, weil ich mich im Allgemeinen mit der Faſſung deö 
$.2 weber in der von der Regierung, noch in ber von ber 
Deputation vorgefhlagenen Weife einverſtehen kann. 


Königl. Commiſſar Juft: Mit dem zu $. 2b 2 ger 
machten Vorfchlage würde fich die Negierung doch nicht 
fo ganz ohme Bedenken einverflanden erflären koͤnnen. Es 
bedarf nämlich die Frage, unter welchen Verhältniffen die 
Feuerungsanlagen ohne vorgängige Anzeige geändert wers 
den Fönnen, jedenfalls einer fehr veiflichen, techniſchen Er» 
wägung, weil ja gerade die Feuerungsanlagen dasjenige 
find, was in. einem Gebäude die Feuersgefahr vorzugs- 
weife zu erzeugen im Stande if. Die Ausnahme, welde 
die geehrte Deputation bei diefem Paragraphen vorgeſchla⸗ 
gen hat, „das Umfegen und Veraͤndern von Stubendfen, 
Kochmaſchinen und Kochheerden“, konnte als ganz unbedent: 
lich erfcheinen, weil es ſich hier eben um derartige Vorrich⸗ 
tungen handelt, welche fich in allen Häufern am häufigften 
notwendig machen und in Bezug auf welde eine vor- 
gängige Anzeige zu verlangen, eine unnöthige Beläftigung 
gewefen wäre. Die Bedenken, welche Here v. Noftiz 
geltend gemacht hat, kann ich auch nicht theilen. Man 
wird nicht leicht die Sache fo auf die Spitze ftellen, wie 
es von ihm gefchehen ift. Jeder Techniker verfieht, was 
ber im Geſetz gebrauchte Ausbrud: „verändern“ heißt. 
Auch giebt man zu bedenken, daß die Baupolizeiverords 
nung noch bad Nöthige zur Begegnung etwaiger Zweifel 
an die Hand geben wird. Die von dem geehrten Redner 
angeführten Beifpiele dürfte Fein Techniker als folche Fälle an ⸗ 
fehen, welche nach Maafgabe der geſetzlichen Beftimmungen 
einer vorgängigen Anzeige bedürfen. Allein gewerbliche 
Feuerungsanlagen überhaupt hier Hereinzuziehen, ſchien 
ſchon infofern bedenklich, weil namentlich in Bezug auf 
Dampfanlagen und Dampffeffel fpecielle Vorfchriften bes 
fichen, die dann auch mit getroffen werden würden, fo daß 
dann wieder eine Ausnahme von der Ausnahme nothwen- 
dig gewefen fein würde. Sch glaube, man kann der Re— 
gierung das Vertrauen ſchenken, daß fie in der Baupolizeie 
verordnung noch alles Dasjenige nachtragen werde, was 
ohne wefentliches Bedenken von ber vorgängigen Anzeige 
ausgenommen werben Fann, zumal bie Regierung die An— 
fiht der Kammer kennt, daß fie in diefer Beziehung bie 
möglichfte Freiheit und Cremtion wünſcht. Ich würde 
alfo bitten, es bei dem Vorſchlage der Deputation bewen⸗ 
den zu laffen. 


Kammerherr v. Mettzſch: Es iſt mir vom Herrn Ro 
gierungscommiffar erwidert worden, daß, wenn man diefe 
Beſtimmung fo allgemein faſſe, wie ich vorgeſchlagen habe, 
fie befonders in Betreff derjenigen Anlagen, wo die Feue- 
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tungen mit Dampfkeſſeln verbunden find, bedenklich fei, 
Ich follte aber doch meinen, daß, wenn mit dem Umfegen 
und Verändern der Anlage eine Verlegung oder Vergrößes 
rung nicht bewirkt, wenn das umgebende Mauerwerk und 
felbft die urfprüngliche Anlage der Abzugs- und Rauch 
candle nicht verändert wird, aud dann bei Dampfteffeln 
und bergleihen Feuerungs⸗ und Heizungsanlagen eine 
Anzeige nicht nothwendig wäre; denn warum follte dielelbe 
auch in dem bezeichneten Falle ftattfinden, wenn die frühere, 
bereitö von der Behörde approbirte Anlage unverändert 
beibehalten wird. en 


Königl. Commiffar Juft: Zur Befeitigung eined Mifs 
verftändniffes erlaube ich mir zu bemerken, daß bei Dampfs 
keſſeln es bekanntlich vorzugsweiſe darauf ankommt, in 
welchem Verhaͤltniſſe die Züge des Keſſelofens zum niedrig⸗ 
ſten Waſſerſtande im Keſſel ſich befinden. Es kann eine 
Dampfkeſſelanlage in Bezug auf das ſie umgebende Mauer⸗ 
werk vollſtaͤndig unverändert bleiben und der Dampfkeſſel 
wird nur einige Zoll tiefer geſtellt als früher, fo kann bar 
durch eine Erplofion entſtehen. Es iſt alfo von der hoͤch⸗ 
ſten Wichtigkeit, daß auch bei dem Umfegen von Dampfe 
keſſeln, wenn auch Feine Veränderung babei ftattfinbet, die 
Cognition des Techniker eintritt, um bemeffen zu koͤnnen, 
ob die Gonfteuction Überhaupt unveraͤndert geblieben if, 
weil fonft Erplofionen unvermeidlich find. 


Vicepräfident v. Friefen: Ich muß offen geftchen, 
daß ich nicht weiß, welcher von beiden Vorſchlaͤgen der 
befte fei, ob das Amendement ber Deputation oder ber 
Vorſchlag des Heren v. Mebichz man erficht aber aus dem 
Zweifel, der hier entfieht, recht deutlich, daß dad Gefeh den 
Bived, den es erflillen ſoll, nicht erfüllt. Es iſt ganz uns 
möglich, ſich in die taufend Specialitäten einzulaffen, die 
nur bei einer Feuerungsanlage vorkommen koͤnnen z Zug ⸗ 
roͤhre und ich weiß nicht, was Alles dabei zu beruickſichtigen 
if. Das find Alles Sachen, wobei man auf den einfas 
ben Grundfag zurüdkehren muß: „feuergefährliche Anlagen 
find nicht erlaubt, die Ortöpolizeibehörbe muß darauf fehen, 
daß feuergefährliche Bauten nicht vorgenommen werdet 
und muß Maaßregeln dagegen treffen und Staatsregie 
tung und Behörden haben unbebingt das Recht, in fol 
hen Fällen einzufchreiten". Man hätte beffer gethan, ſih 
an diefen ganz einfachen Grunbfag zu halten. Deshalb 
werde ich immermehr in der Meinung beftärkt, daß das 
Sefeg unnötbig ift, wenn man auch in bie Gefahr fommf, 
hier einer planmäßigen Tendenz gegen bie Regierung bes 
ſchuldigt zu werden. Es kommt hier wiederum bie Bau⸗ 
polizeiverorbnung in Frage, eine Baupolizeiverordnung 
bie wir noch nicht Fennen, Die noch nicht einmal fertig if, 
wie der Herr Commiffar ober die Deputation erklaͤtt has 
ben, bie alfo noch Beftimmungen enthalten fol, von denen 





wir noch gar Nichts wiffen. Smdeg ift wieberholt oeſegt 


— — 
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worben, bie Bäaupolizeiverorbnung enthalte nur techniſche 
Vorfehriften, materielle und polizeiliche Worfchriften. Aber 
das Verfahren beruht ja eben auf der Beurtheilung der 
techniſchen Schaͤdlichkeit oder Nichtſchaͤdlichkeit, das ganze 
Verfahren muß ſich alfo nach biefen Fragen richten. Das 
Necht wird der Regierung nicht beftritten, daß fie in der 
Aufſicht Über die Baupolizei nad techniſchen Grundfägen 
verfahren und- fie zum Anhalt nehmen müffe und in diefer 
Beziehung will ich gern geſtehen, daß wir der Amboß find, 
der ſtill halten muß... Aber man gebe nur nicht Gefege, 
die nicht nöthig find und deren Beftimmungen fon jetzt 
erfüllt worden find. 

" Staatöminifter v. Beuft: Ich glaube, daß der Ge 
ſichtspunkt, welchen der geehrte Vorredner bezeichnet, in 
der Gefeßvorlage felbft enthalten ift, Der Paragraph, wie 
ihn die Staatöregierung vorgelegt hat, enthält eigentlich weiter 
Nichts, ald einen. allgemeinen Grundſatz, ganz in derfelben 
Weiſe, wie der Herr Vicepräfident ald wunſchenswerth anzus 
nehmen fehien. Wenn bagegen die geehrte Deputation es für 
rathlich gehalten Hat, mehr ind Einzelne einzugehen und Bor- 
ſchriften zu geben, um ben einzelnen Fall vorzufehen, fo 
hat die Staatöregierung ſich fehr gern damit einzuverſtehen, 
ohne fich dabei zu verhehlen, daß fpäter neue Zweifel darüber 
entftehen koͤnnen; indeß ſcheinen fie nicht von der Art, um 
von einem Eingehen auf den Vorfchlag der Deputation abzus 
halten. Wenn ich meinerfeits, ebenfo wie der geehrte Redner, 
bei der Berathung über dieſen fpeciellen Punkt noch einmal 
einen Rüdblid auf den allgemeinen Geſechtspunkt werfe, fo 
erlaube ich mir, ihm entgegen zu halten, daß eben das Minifter 
rium durch die Vorlage eine ſolchen Geſetzes nicht bad Ber 
fireben an ben Tag legt, eine größere Erweiterung und einen 
größeren Spielraum für die Ausübung poligeilicher Maaß · 
regeln ſich zu verſchaffen, ſondern im Gegentheil ſich in 
einem gewiſſen Grabe zu binden, aber auch dadurch bie 
Behörden unter den Schuß ber Kammern und nicht allein 
unter den der Regierung zu fielen. Will man nicht ein 
ganz amerikaniſches Spftem befolgen, womit freilich allen 
Zweifeln am rabicalften abzuhelfen wäre, fo wird die Regie- 
zung immer in der Lage fein, in biefen und ähnlichen Faͤl⸗ 
Ien polizeiliche, Beſchrankungen ‚eintreten zu laſſen. „Hält 
man fich hierbei an gewiſſe Grundfäge der allgemeinen Sie 
cherheit, fo wird gerade dadurch ber Zuſtand gefchaffen, den 
man vermeiden: will, nämlich einer mehr oder minder ganz 
freien, Wilke. in der Anwendung gefeglicher. Borfchriften. 
Die Gefevorlage if darauf, berechnet, gewiffe Grenzen zu 
ziehen und durch deren Genehmigung Seiten ber Kammern 
"den Behörden, "die häufig mit Borurtheilen zu kampfen 
Haben, einen größeren Nüdhalt zu geben, als ſie in den 
Verordnungen des Minifteriums finden koͤnnen. 

Buͤrgermeiſter Muͤller: Obſchon von einem Mitgliede 
der Deputation der Sinn naͤher dargelegt worden if, wel 
«hen die Beſtimmung in $. 2:haben fol, fo halte ih es 

LR. (4 Abonnement.) 


doch für angemeffen, nochmals der Kammer vorzuführen, 
welche Gründe bie Deputation beftimmt haben, diefe Vers" 
änderung bei $. 2 vorzufchlagen. Wenn bie Beſtimmung 
nad) dem Entwurfe angenommen und $. 2 in der von 
der Deputation vorgeſchlagenen Faſſung abgelehnt wird, 
dann, meine Herren, wird gerade gegen bad angelämpft, 
mas ber Here Vicepräfident erreichen will. Denn gerade 
durch $. 2b will die Deputation Gelegenheit geben, daß 
die Staatsregierung in der WBaupolizeiverorbnung nicht 
willkuͤrliche Beſtimmungen treffen Tann. Man mil ihr 
von vornherein einige Schranken anlegen und zwar zu 
Gunften der Freiheit im Bauen. Wenn alfo die Depus 
tation in $. 2b beftimmen will, welche Fälle förmlich außs 
genommen werben ſollen, fo heißt das mit anderen Wor⸗ 
ten, die Bauten, welde hier aufgeführt. werden, müffen 
als Ausnahmen behandelt werden und in der Baupolizeis 
verorbnung Bönnen nur noch mehr und andere Ausnah⸗ 
men aufgeführt werden. Dadurch gewinnen wir bedeu⸗ 
tend gegen bie Faſſung der Gefegvorlage im Sinne des 
Heren Bicepräfidenten; denn dann Bann bie Regierung im 
den $. 2b genannten. Fällen gar nichts Anderes in ber 
Polizeiverordnung vorfehreiben. Es wird alfo dadurch 
ein viel größerer Spielraum gewonnen und ich muß recht 
dringend daran erinnern, daß, wenn einmal das Geſetz 
angenommen werben foll, dem Vorſchlage der Deputation 
der Vorzug gegeben werde, weil bann die Regierung im 
der Baupolizeiverordnung an bem Nichts aͤndern Tann, 
was ſchon in dem Gefege beftimmt ifl. Es wirb alfo mit 
einem Worte eine freie Handhabung durch den Deputar 
tionsvorſchlag angebahnt, 


Referent Bürgermeifter Hennig: Mit der Tendenz, 
die der Antrag des Herrn v. Metzſch verfolgt, bin ich ganz 
einverfianden und die Deputation auch. Die Abficht ders 
felben ift auch dahin gegangen, Vorkehrungen zu treffen, 
daß die Bauenden fo wenig als möglich ingommodirt werden. 
Bir mußten und jedoch überzeugen, daß man fuͤglich nicht 
weiter gehen Tann, ald von der Deputatlon, in den neuen 
$. 2a gefepehen ift. Wir glaubten es auf die im alltägli« 
hen Wirthſchaftsverkeht vorfommenden Faͤlle beſchraͤnken 
zu müffen,. namentlich hatten wir Bedenken wegen ber in 
großen Fabrifen vorfommenden Zeueranlagen, auf welche 
der koͤnigliche Commiffar ſchon hingewiefen hat. Bugeben 
‚wollen wir aber recht gern, daß nach dem Vorſchlage der 
Depütation Bweifel vorkommen können; über alle Zweifel 
kommen wir aber einmal nicht hinweg, das iſt das Schids 
fal eines jeden Geſetzes und namentlich ‚eines Polizeiger 
ſetzes; für bie_ meiften Faͤlle werden aber doch die vorge 
ſchlagenen Ausnahmen einen Anhalt gewähren., ‚Viele Zwei⸗ 
fel-aber wirden dadurch entfiehen, wenn man blos ben 
Grundſatz im Allgemeinen. aufftelen wollte, wie vom Herrn 
Vicepraͤſidenten gefchehen iſt, indem er ſagte: alle feuerge⸗ 





faͤhrlichen Anlagen find anzuzeigen. Ich bin überzeugt, dann 
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würden gar Feine Anlagen angezeigt werden; denn Jeder, 
der Etwas. gebaut, hat, hält feinen Bau a priori für gar 
nicht fewergefährlich und die Obrigkeit wide dann erſt Et- 
was davon erfahren, wenn bie Gefahr eingetreten iſt. Uebri— 
gend will ich noch bemerfen, daß die Zweifel gegen die 
‚praktifche Ausführung des Geſetzes nicht fo erheblich fein 
innen, das beweifen am beften die Localbauordnungen in 
einzelnen: Städten. Darin find auch derartige Beſtimmun⸗ 
gen enthalten und in der Hauptfache muß man doch aner⸗ 
Tonnen, daß hier wenig Bmweifel vorfommen. 


Vicepraͤſident v. Friefen: Ich wollte nur noch ein 
einziges Wort zum Schluß erinnern. Wenn id das ger 
fagt Hätte, was der Herr Referent verflanden, fo wäre 
das, er möge mir den Ausdruck nicht übel nehmen, bei⸗ 
nahe lächerlich, wenn ich gefagt haͤtte: Alles, was feuer: 
gefährlich ift, müffe von dem Bauunternehmer angezeigt 
werden. Ih habe gefagt, Alles, was feuergefährlich ift, 
darf von ber Behörde nicht gebuldei werben, dad ift aber 
etwas Andered. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ich glaube doch, 
daß das ſchluͤßlich auf Eins hinausläuftz denn von einer 
Duldung oder Nichtduldung Seiten der Obrigkeit kann 
nicht eher bie Rede fein,‘ als bis fie von einem Baue 
Kenntniß erlangt hat. Kenntniß davon kann fie aber 
doch nur dann erlangen, wenn der Bauende angehalten 
wird, Anzeige zu machen. 


Vicepräfident v. Friefen: Es Eönnen es eben fo 
gut die Baugewerke anzeigen ober die Polizeiorgane oder 
die Genödarmerie oder es Tann es die Obrigkeit aus 
eigener Wahrnehmung erfahren, alfo wäre es nicht. uns 
bedingt nöthig, daß der Bauunternehmer die Anzeige 
allemal macht, wenigftens habe ich das nicht gefagt. 


Präfivent v. Schönfeld: Ich werde die Debatte ber 
zuͤglich des 5.2 ſchließen und da der Here Referent, wie es 
ſchelnt, Nicht zum Schluffe fprechen will, fo könnten wir 
fofott zur Abſtimmung übergehen. Es handelt ſich gegen» 
märtig nicht um $. 2 des Entwurfes, ſondern vielmehr um 
die Vorfchläge der Deputation, mit denen fich die Hohe 
‚Staatsregierung einverftanden erklärt hätz ich werde daher 
die Frage auch nur auf diefe Zu richten haben und zwar 
mit Vorbehalt des v. Mebfhrfchen Amendements. Die 


Deputation ſchlaͤgt vor, daß ſtatt $. 2 des Entiwurfes zwei’ 


Paragraphen in das Gefeg eintreten und zwar $. 2a und 
$ 2b. Zuvbdrderſt richte ich bie Stage auf $. 2a, welcher 
folgendermadßen lautet; 
‚Der in Baufachen competenten Ortsverwaltungs · 
behötde in EA * auf rm % a ee 
nahme der $. 2 b’gedachten Fälle jeder Bau und jede 


Herftellung netter, ober Abänderung ſchon beftchender! 


Beuerungsanlagen zur Entiäliegung und Genehmigung, 
anzuzeigen und dabei ein zur vollſtaͤndigen Beurtheilung 


‚ande ift mit Aüs- 





des Bauvorhabens geeigneter Bauriß im, 
Eremplaren, fowie PR Bauen aus — unten 
dies noch eine die Umgebungen genau darftellende Sie 
el einzureichen. 
or Ertheilung der obrigfeitlichen Bauer 

darf mit der Ausführung des: Baues weder ann 
grabung und Gryndlegung ,. foweit nicht das Eine oder 
das Andere vorläufig geftattet worden fein follte, no 
auf andere Weife begonnen ober. fortgefahren werben, 


Ertheilt die Kammer biefem Paragraphen ihre 
Buftimmung? — Gegen 1. Stimme Io. R 
IH wende mid nun zu $. 2b, welcher folgenderman 
Gen lautet: X 
Ausgenommen von vorftehender Beſtimmung find 


3 


ch: 

1) bloſe Ausbeſſerungen an einzelnen Thellen ſchon 
vorhandener Gebäude, 

2) das Umfegen und Verändern von Stubendfen, 
Kochmaſchinen und Kochheerden, wenn damit eine 
Verlegung oder Vergrößerung: dev Feuerftätte oder 
eine Veränderung des fie umgebenden. Mayer: 
werks oder ber Rauchcanäle nicht verbunden iſt, 


2 fowie ; 

3) die Herſtellung Heiner, weber zum Mohnen bier 
nender, noch mit Feuerungsanlagen verfehener 
Schuppens, Stalle und. ähnlicher Wirthfchafts ⸗ 
räume in und, bei bereitö vorhandenen Gehöften 
und Häufern. 

Das Nähere hierüber und insbeſondere die weitere 
Bezeichnung der Fälle, in welchen es einer Borgängloen 
Anzeige und baupolizeilichen Genehmigung nicht bedarf, 
bleibt der von Unferem Minifterium des dnnern gleiche 
zeitig mit gegenwärtigem Gefege zu erlaſſen den Baupoli ⸗ 
jeiverordnung vorbehalten.” 


Bei diefem Paragraphen ſchlaͤgt nun dad Amendement 
des Herrn v. Metzſch ein; denn daſſelbe will, daß die 


Worte „Stubenöfen, Kochmafchinen und Koch ; 


heerden“ wegfallen ſollen und dafuͤr geſetzt 
werde: „Feuerungsanlagen“. Ich frage nun zu⸗ 
nachſt, ob die Kammer dieſem $. 2b beiſtimmen 
will? — Gegen 1 Stimme Ja. 
Ich wende mich nun zu dem Amenbement bed Herrn 
v. Metfch; vorgelefen: ift es bereit, ich frage alfo, ob bie 
Kammer daffelbe annimmt! — Mit 17 gegen 13 
Stimmen Nein. s 
Es würde daher noch bie Tegte Frage zu richten fein 
auf den von ber Deputation beantragten Bufag. Die Der 
pütation fchlägt nämlich vor, am Schtuffe deB $. 2b noch 
einen Sag hinzuzufügen, ber folgendermaaßen lautet: 
Ingleihen fönnen die vorbenannten Ausnahmen 
ivegen Veaedendet der gocalverhältniffe mit Genehmir 
gung ber Regierung bürch Localbauordnungen erweitert, 
aber auch, bejchräntt werden‘; " 
und ich frage, ob die Kammer diefem Bufage beis 
fimmt? — Einfiimmig Ja. x 


Ich frage nun noch, ob die Kammer dem $. 2b 
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in der befloffenen Weiſe beitritt? — Gegen | lichen Berichts derfelben Deputation über die Petition ber 
2 Stimmen Ja. n Louiſe Springer und Genoffen zu Neufchönefeld, angeblich 
° Die Zeit iſt weit vorgerült, ih proponire daher den |erfittene Werlufte in eines Nachlaßfache betreffend. Die 
* der Sigung, lade Sie aber — ——ã heutige Sitzung iſt geſchloſſen. 

mittags 11 Uhr zur Fortſetzung der ung die Schluß der 2 37 ten) 
Gegenftände, die bereits heute auf der Tagesordnung flan- h ung a U ST Mm) 

den, nämlich: 1) Fortgeſetzte Berathung nn Berichts * Beriätigungen 

den Gefegenttwurf, dad Verfahren in Bauſachen betreffend, > 

2) Berathung des Berichts der vierten Deputation über ——— — fee no 
die Petition der Gemeinde Bucha, um Aufhebung des | Esenbaf. 8.4 v. 0. led „rabattirt” flatt „sombattist” und 
$. 11 des Gefeges vom 8. März 1838 und 3) des münds 8.7 0.0. „vierten” flat „vlerprocentigen“. 


Nedaeteut 5. Meinhold, Geeretär im Koͤnigl. Minifterium des Innern, — Drud von 2. ©, Teubner In Diedven. 
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Einundvierzigfte Öffentlihe Situng der 
Erften Kammer am 13. März 1861. 


Inhalt: 

Verleſung bes Protokolls. — Megiftrandenvortrag. — Vortrag 
und Genehmigung ber ftändifegen Schrift auf das allerhächfte 
Deeret vom 8. December 1800, die Bertigung neuer Caſſen- 
billets zum Umtauſch defeet geivorbener betr, — Fortgeſetzte 
Berathung des Berichts ber erſten Deputation uͤber dem 
Geſehentwurf, dad Verfahren in Bauſachen Betr, und zwar 
über die 66. 3 bis mit 10 und Annahme deſſelben. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 20 Minuten in Ge: 
genwart von 32 Kammermitgliedern, ſowie in Anwefenheit 
des Herrn Staatsminifters Frelherrn v. Beuft und des 
Herr König. Commiſſars Geh. Regierumgsratbs Juſt mit 
Verlefung des über bie geftrige Sidung anfgenommenen 
Protokolls durch Secrerär v. Egidy. 


Praͤſident v. Schönfeld: Hat Jemand gegen die 
Faſſung des verleſenen Protokolls Etwas zu bemerken? 
Wenn das nieht der Fall ift, fo erkläre ich daffelbe für ge- 
nehmigt und erfuche den Herrn v. Behmen und Graf 
Stolberg, daffelbe mit mir zu vollzichen. 

Geſchieht.) 

Wir wenden uns zum Vortrage der Regiſttande. Herr 
Secretar v. Egidy wird die Güte haben, und denfelben zu 
geben. 

Nr. 233.) Die Zweite Kammer überfendet eine Anz 
zahl De ln einer bei ihr zunäcft zur Berathung 
elangenden Petition ber Communalgarde zu Leipzig, die 
innere Drganifation dieſes Inſtitutes betreffend, zur Ver⸗ 
theilung an die Kammermitglieder. 

Praͤſident v. Schönfeld: Dieſe Vert heilung iſt er· 
folgtz aber bie Berathung der Petition wird zunaͤchſt in 
der Zweiten Kammer ſtatiſinden. 

Nr. 234.) Petition der Gemeinden Dber- und Nie · 
age bei Meißen um Verwendung beider hohen Staatd- 
tegierung für Weberlaffung des jährlicgen Helgbedarfes aus 
der töniglien Staatdwalbung. 

1. a. CM Möonnement) 


Sächsische Landesbibl 


liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Präfident v. Schönfels: Gehört zum Reffort der 
vierten Deputation und es wird vorgefchlagen, dieſe Ein- 
gabe dorthin zu verweifen. Iſt die Kammer bamit eins 
verftanden? — v. Wasborf»Störmthal! 


Kammerherr v. Wagdorf: Soviel ich gehört habe, 
betrifft diefe Eingabe einen Gegenftand der Forfiverwals 
tung; follte es daher nicht zwedmäßig fein, diefelbe zum 
Einnahmebudget und bezüglich ihrer Berathung an bie 
Zweite Kammer zu verweilen? 


Präfident v. Schönfeld: Ich möchte doch kaum glau« 
ben, daß dies zweckmaͤßig fei, weil es rein eine Petition 
von einigen Gemeinden iſt, deren Pefitum nur dahin geht, 
ein gewiffes Holzquantum aus ven koͤniglichen Zorften zu 
erlangen. Ich glaube nicht, daß man ein derartiges Geſuch 
einen Finanzgegenftand nennen kann. 


Kammerherr v. Wardorf: Die Eingabe ift allerdings 








gegen eine Maasßregel der Regierung gerichtet, wonach in 
den koͤniglichen Forſten Auctionen ftattfinden und diefe Per 
tenten wuͤnſchen, glaube ich, befondere, vorzugsweiſe Befrie⸗ 
digung ihres Holzbedarfs, abgefehen von dieſen Auctionen. 


Präfident v. Schönfeld: Sofern die Kammer vor 
zieht, die Petition an die Zweite Kammer zu verweilen, 
fo ſoll von Seiten des Präfidiums Etwas weiter nicht 
eingewendet werden. Ich habe zu erwarten, ob Jemand 
ſich Hierkber zu erflären gedenkt? 


Secretär v. Egidy: Ih möchte mich auch dafür vers 
wenden, daß biefe Petition an die Zweite Kammer gegeben 
würde; denn allerdings in früheren Budgetsberichten iſt 
biefe Hinweifung, die Herr v. Watzdorf erwähnt, niederges 
legt. Der Bittgegenftand ſteht daher mit der Budgetfrage 
in einem gewiſſen Zufammenhange und biefe reſſortirt zur 
nächft vor ber Zweiten Kammer, 

"Bicepräoent v. riefen: Ich kann auch beftätigen, 
daß früher ſchon Petitionen der Art eingegangen. und an 
die zweite Depnration abgegeben. worben find. 

Präjident v. Schönfeld: Am bie Zweite Kammer? 

BVicepräfident v. Frie ſen: Ja, an die Zweite Kam⸗ 
mer und an die Finanzdeputation. Ich würde auch für , 
den Antrag des Herrn v. Watzdorf ſtimmen. 
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Präfident v. Schönfels: Zunaͤchſt nur an die Zweite 
Kammer, weil wir ber Zweiten Kammer zu überlaffen 
haben, was fie damit thun will. Sofern dies die Anficht 
der Kammer ift, trete ich von meinem Vorſchlage zurück 
und wird die Refolution fo zu faflen fein „die Eingabe der 
Dörfer Ober und Nieberfpaar bei Meißen an die Zweite 
Kammer zu überweifen.” 


(Mr. 335.) Protofollertract der Zweiten Kammer 
vom 7. März 1861, enthaltend bie Berathung des Ber 
richts Über das alerhöchfte Decret, den Rechenfchaftsbericht 
auf die Jahte 1855, 1856 und 1857 betreffend. 


Präfident v. Schönfels: Diefer Protofollertract 
ſcheint entſchieden zum Reſſort der zweiten Deputation zu 
gehören. Es wird vorgefchlagen, denfelben dorthin zu vers 
weifen. Iſt die Kammer damit einverftanden? — Eins 
ſtimmig Ja. 

(Mr. 236.) Dergleichen Extract von demſelben Tage, 
die mündliche Begründung des Antrages des Herrn Abg. 
ReierEifenftud wegen Beauftragung der dritten Deputar 
tion mit einer Reviſion aller ftändifhen Anträge des vori- 
gen Landtages. 


Präfident v. Schönfeld: Diefer Antrag wird einſt⸗ 
weilen hier zu aſſerviren fein, bis das Protokoll ber jens 
feitigen Kammer heruͤber gelangt fein wird und es ift das 
her eine Refolution weiter vor der Hand nicht zu faſſen. 

(Nr. 237.) Bericht "er erften Deputation vom 8. 
März 1861 über den Gefegentwurf wegen Abtretung von 
Grundeigenthum für eine Eifenbahn von Prieftewig nad) 
Großenhain. | . 

Präfident v. Schönfeld: Diefer Bericht wird heute 
gedruckt vertheitt und kommt auf eine der naͤchſten Tages ⸗ 
orbnungen. 

Es war died bie Iegte Nummer ber Regiftrande. Eine 
Schrift wird zu verlefen fein über das Decret, die Ferti- 
gung neuer Gaffenbillet3 zum Umtaufche defect gewordener 
betreffend. Ich würde den Herrn Kammerheren v. Wat: 
dorf erfuchen, diefe Schrift vorzutragen. 


Kammerher v. Watz dorf: Ich bitte um die Erlaubniß 
{m Auftrage ber Finanzdeputation, die fländifche Schrift 
verlefen zu dürfen über das allerhöchfte Decret, die Ferti⸗ 
gung neuer Gaffenbillets zum Umtaufch defect gemorbener 
betreffend, die bereits in der jenfeitigen Kammer Genehmi ⸗ 
gung gefunden hat. 
(Rerlefung der ſtaͤndiſchen Schrift.) 


Praͤſident v. Schönfels: Wenn Niemand gegen die 
Form und den Inhalt ber foeben verlefenen Schrift Etwas 
einzuwenden hat, fo iſt diefelbe als genehmigt anzufehen 
und wird in diefer Maaße abgelaffen werden. 


Rittergutöbefiger Ritt ner: Ich wollte mir einfach eine 
Bitte erlauben. _ Die Petition bezüglich der Leipziger Com⸗ 








munalgarbenangelegenheit ſcheint von ziemlicher Wichtigkeit, 
gleichwohl vermiffe ich alle Angabe, von wem fie audger 
gangen ift, denn es fteht fein Name unter derfelben. SH 
würde daher dad Praͤſidium erfuchen, die Güte zu haben, 
mir zu fagen, von wem fie ausgegangen ift. 


Präfident v. Schönfels: Es thut mir leid, dieſe 
Trage nicht genügend beantworten zu koͤnnen. Es fieht 
allerdings Fein Name unter ber Petition; fie iſt aber zus 
nächft an bie Zweite Kammer gegangen und muthmaaßtic, 
wird man dort im Begleitſchreiben für nothwendig gefuns 
den haben, einen Namen zu bezeichnen; es ift ausbrüdlicher 
Wunſch der Petenten, daß ihre Eingabe in der Zweiten 
Kammer zuerft berathen werde. Ich glaube, es wird ſich 
fpäter durch den Protofollertract das eigentliche Sachver- 
hältniß ergeben. 

Ein Urlaubögefuch ift eingegangen vom Herrn Oberhofr 
prediger Dr. Liebner. Derfelbe wuͤnſcht von heute bis 
zum 15. April Urlaub wegen gehäufter Amtögefchäfte. Ich 
frage, ob diefes Gefuh genehmigte wird? — Einflims 
mig 3a. 

Freiherr v. Rochow entſchuldigt ſich für die heutige 
Sigung mit Unwohlfein. Herr Freiherr v. Weld deögleis 
hen für die heutige Sigung wegen eines unaufſchieblichen 
Termins in Rieſa; ebenfo Herr Landesbeftallter Hempel, 
der wegen Privatgefchäften heute abweſend ift. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen. 
Bir fönnen daher zur Tagesordnung libergehen. Refe⸗ 
rent Herr Bürgermeifter Hennig wird die Glte Haben, und 
den Bericht fernerweit vorzutragen, deffen Berathung wir 
geftern abbrachen. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Es iſt bei 6. 3 zu 
beginnen. Derfelbe lautet im Entwinfe for R 


. 3. 

Die gisbaupsttyltchi hat zu ermeffen, ob fie für 
nöthig findet, der Ertheilung hauptfächlicher Entfhließung 
auf eine bei ihr angebrachte Bauanzeige eine Beſichtigung 
an Ort und Stelle vorausgehen zu lafjen. In jedem galle 
hat fie die Bauriffe einem Sadverftändigen zur Prüfung 
vorzulegen und deſſen Gutachten zu vernehmen. 


In den Motiven hierzu heißt es folgendermaaßen: 


Bu $. 3. R 

Wie ſchon oben zu en geweſen ift, bebarf «8 in 
vielen Faͤllen einer vorherigen Localexpedition, um bie Bus 
Läffigkeit oder Unzuläffigfeit eines Baucd vom poligellichen 
Gefichtspunkte aus zu beurtheilen. Die Veranlafjung zu 
einer foldhen Socalbefichtigung wird ſich auch noch mehr der- 
mindern, wenn über jeden ber behördlichen Genehmigung 
bedürfenden Bau ein vollftändiger Bauriß, nad Befinden 
mit Beifügung einer Situationszeihnung, der Behörbe vor- 
‚äulegen ift. R bi 
Gleichwohl darf der Localbaupolizeibehoͤrde nicht bie 
Beredtigung entzogen werben, fobald fie ed 3. 2B. wegen 
erhobener Widerfprüche, der Negulitung nachbarlicher Ber 
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hältniffe halber, oder wegen Erörterung anderer, aus dem 
eingereichten Bauriffe nicht zu beurtheilender, für die Ent» 
fhließung aber entfheidender Umftände für nöthig erachtet, 
eine vorgängige Localbefihtigung zu veranftalten. Ob dies 
felbe ſolchenfails von der Behörde felbft, oder durch den 
betreffenden Bautechniker vorzunehmen fei, wird davon abs 
hängen, ob allgemeine polizeiliche und bezüglich rechtliche 
ober nur techniſche Fragen zu erörtern find. Unter allen 
Umftänden nothwendig erfcheint € dagegen, daß die Prüs 
fung der Bauriffe durch einen Techniker erfolge, da von 
der Baupolizeibehörde die dazu erforberliche technifche Bes 
fähigung nicht verlangt werben Tann. 

Um indeß ben mit der Anftellung befonderer Sachver ⸗ 
ftändiger verbundenen Aufwand zu vermeiden, geht die Abs 
fit dahin, denjenigen Baupolizeibehörden, welche mit eige⸗ 
nen Bautechnikern, wie ſich foldhe bei den zur Handhabung 
der Localbaupolizei befugten Stadträthen angeftellt finden, 
nicht verfehen find, die Brandverficherungsinfpectoren ihres 
Verwaltungsbezirts zur Dispofition zu ftellen, leßteren aber 
au geftatten, für die ihnen hierdurch zuwachfenden Gefchäfte 
und Arbeiten nach einer deshalb hinauszugebenden befons 
deren Taxe zu liquidiren. Diefe Einrichtung empfiehlt ſich 
naͤchſtdem auch noch in der Hinfiht, deß die Brandvers 
fiherungsinfpectoren jeden Bau nach deffen Vollendung ber 
hufs ber wegen der Immobiliarbrandverfiherung nöthigen 
Gataftration ohnehin zu revidiren haben und ed nicht nur 
zur Vereinfachung der Gefchäfte, fondern auch zur Vermin ⸗ 
derung der Koſten gereichen wird, wenn beide Erpebditionen 
in eine Hand_gelegt werden und bie baupolizeilihe Nevis 
fion mit der Gataftration in der $. 5 des Entwurfs beab ⸗ 
fchtigten Maaße verbunden wird. Bei einigen Polizeiber 
hoͤrden iſt diefes Verfahren ohnedies ſchon zeither uͤblich ges 
wefen und hat fich ais zwedimäßig bewährt. 


Im Berichte heißt es: 


Bu $. 3. 

Um die Abficht des — und der Deputation, 
daß die obrigkeitlichen Befichtigungen nur in dringenden 
Fällen eintreten follen, beftimmter auszudrücken, beantragt 
man, ben $. 3 in folgender Faſſung anzunehmen: 

Die Ortöbaupoligeibehörde hat in jedem Falle die 
Bauriffe fammt Bubehör einem Sacdverftändigen zur 
Prüfung vorzulegen und deffen Gutachten zu vernehmen, 

° eine Befihtigung an Ort und Stelle aber nur dann 
vorzunehmen oder durch” einen Sacverftändigen vors 
nehmen zu laffen, wenn folde zur Beurtheilung des 
Bauunternehmens ober entfandener Differenzen unums 
gängtich nöchig it.” eh 

Da in vielen Fällen zu den fraglichen Erpebitionen bie 
Friedensrichter ganz geeignet erſcheinen, durch deren Vers 
wendung auch den Bauenden Koften und den Behörden 
Arbeit erfpart werden kann, fo beantragt man noch, am 
Schlufle des vorftehenden neuen $. 3 hinzuzufügen: 

In geeigneten Faͤllen kann bie Behörde wegen Vor⸗ 
nahme der Befihtigung den Friedensrichter des Bezirks 
— halt die Deputation im Jutereſe der Baur 

erner RL 

unternehmer fl angemefjen, daß den Baupolizeibehörben 
zur Pflicht gemacht werde, ne möglichft zu 

befehleunigen und beantragt deshalb: r 
“ folgende Beffimming als befonderen $. 3b ins Ge: 
ſetz aufzunehmen: 


x — .. 
„Die Drtöbaupofigelbehörden haben auf Bau; 
mit. thunlichfter Beſchleunigung und, Tone nie. use 
ar ang längere Friſten geftatten, bins 
u gen nach vorfchriftmäßi, Igten ii 
Beſcheidung zu ee ———— 


Praͤſdent v. Sch oͤnfels: Es würde nun die Dies 
cuſſion über $. 3 zu eroͤffnen fein. — Here Rittner! 


(Staatöminifter v. Nabenhorft tritt ein.) 


Nittergutöbefiger Rittner: Im Bezug auf den von 
der geehrten Deputation vorgefchlagenen Zuſatz, ber Seite 
470 mit den Worten anfängt: „In geeigneten Fällen” 
ſcheint es mir, als wenn das bereit Ältere, im Bande bes 
Fannte Organ der Feuercommiffare mehr an ber Stelle ges 
wefen wäre, ald die Friedensrichter. Es iſt nun keines ⸗ 
wegs meine Abficht, etwa diefe beiden Organe oder die eins 
zelnen Perfonen einander gegenüber zu ftellen, fondern es 
liegt mir nur daran, zu wiffen, ob die Deputation an bie 





Feuerpolizeicommiffion nicht gedacht oder melde Gründe 
vorhanden find, warum man die Friebensrichter und nicht 
die gedachten Feuerpolizeicommiffare beiziehen will. Wenn 
es .nur eine fo zu fagen unmotivirte Auslaffung ift, möchte 
ich fragen, ob vielleicht die gechrte Deputation gefonnen 
ift, nach dem Worte „Friedensrichter“ noch hinzuzuflgen 
Seuerpoligeicommiffare”. Wenn der Feuerpolizeicommifs 
fare bei diefer Gelegenheit gar nicht gedacht wird, ſcheint 
es beinahe, als ob man biefelben auch nicht mehr brauche 
und ich bin immer der Meinung gewefen, wenn man ein 
beftehendes Inſtitut nicht mehr braucht, daß es beffer ift, 
wenn man officiell erflärt, daß es nicht mehr befichen foll, 
als dag man ed allmälig und langſam einfchlafen läßt. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ich muß bemerken, 
daß die Deputation an die Feuercommiffare in diefer Sache 
nicht gedacht hatz ich glaube aber auch, wenn fie baran 
gedacht hätte, wirde fie fich nicht haben entfchliehen koͤn⸗ 
nen, die Feuercommiffare zu wählen an bie Stelle der 
Friedensrichter. Die Feuercommiffare haben in der Haupt ⸗ 
fache nur ein vorübergehendes Amt, fie treten nur ein, 
wenn wirkliche Feuergefahr vorhanden iſt. Hier hanbelt 
es ſich aber um ein fortlaufended, polizeiliche Amt. Ein 
ſolches Amt haben die Friedendrichter und deshalb ſchien 
es angemeffen, die Friedensrichter hier zu nehmen. 


Kammerherr v. Metzſch: Die geehrte Deputation hat 
durch den vorgefchlagenen Zuſatz zu $. 3, wonach in ges 
eigneten Zällen die Behörde wegen Vornahme der Local⸗ 
befichtigungen den Bezirksfriedensrichter angehen Tann, 
dem Bauunternehmer Koften und den Behörden Arbeit 
erfparen wollen. Diefe Abſicht if nun gewiß eine ſehr 
wohlmeinendez gleichwohl kann ich mich nicht für.den Zu⸗ 





ſatz erklären, weil id) bezweifle, daß damit der beabfichtigte 
153* 
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Zweck erreicht wird, wenigſtens nicht nach der Faſſung, bie 
die Deputation vorgefhlagen hat. Wenn naͤmlich das 
Inſtitut der Friedensrichter überhaupt daran laborirt, daß 
es eine fehr fubtife, unbeftimmte und ſchwankende Stellung 
den ihnen coordinirten koͤniglichen Gerichtsämtern gegen: 
über einnimmt, fo wird durch, den fraglichen Zuſatz diefe 
"Stellung nur noch unbeftimmter, weil hiernach die Behörde, 
alfo der Gerichtsamtmann, lediglich zu beflimmen hat, 
wann und in welchem ihm als geeignet erſchei— 
nenden Falle er es für gut befindet, den Friedensrichter 
zuzuziehen. Keinem Friedensrichter aber Tann es zuge 
muthet werden, ſich in dieſes von der jedesmaligen Laune 
eines koͤniglichen Gerichtsamtmanns abhaͤngige Verhaͤltniß 
zu begeben. Der Zweck, den die Deputation vor Augen 
hat, wird aber auch mit diefem Bufage nicht erreicht, weil 
die Gerichtsamtöleute, die doch num einmal und ich glaube, 
größtentheils dem Inſtitute der Friedensrichter abhold 
find, wohl nur felten einen Fall finden werben, den fie für 
die Concurrenz des Friedensrichterd geeignet halten. Ich 
werde beöhalb gegen den von ber Depufation beantragten 
Zuſatz ſtimmen. — 
Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ich befinde mich 
ganz in derſelben Lage, wie der letzte geehrte Sprecher. 
Ich muß auch im Intereſſe, ich glaube, der Mehrzahl der 
Friedendrichter gegen dieſen Zuſatz proteſtiren. Meine 
‚Herren, wenn wir das kaum geſchaffene Inſtitut der Fries 
densrichter dazu verwenden wollen, daß fie im Auftrage 
der Juſtizamtsleute Baurevifionen machen, da untergraben 
wir e8 gleich zu Anfang. In diefer Beziehung muß ic) 
dem Herrn Nittner volltommen Necht geben, es wäre viel 
eher an die Feuerpolizeicommiffare zu denken gewefen, 
weil die Bezirke derfelben Heiner find, als bie der Friedend- 
richter. Der Grund, den ber Herr Referent entgegenpielt, 
daß die Feuerpolizeicommiffare nur ein voruͤbergehendes 
Amt haben, ift nicht flichhaltig, fondern e3 ift das ein ganz 
fiehendes Amtz der Feuercommiffar foll, wenn er feine 
Schuldigkeit hut, — freilich thut er fie fehr oft nicht — 
wachen über die Inftandhaltung der Feuergeraͤthſchaften, 
der Feuereſſen, der Badöfen zc. Kurz er hat ein bleibens 
des Amt und nach der Inſtruction muß er dieſes auch 
ausführen. Aber ich kann mich auch nicht ausfprechen für 
die Feuercommiffare, ebenfowenig als für die Friedens 
richte. Ich habe die Ehre, Beides zu fein, muß aber ge 
fehen, ich würde, wenn biefer Antrag der Deputation 
durchginge oder wenn dem Antrage des Herrn Nittner 
Rechnung getragen würde, das eine wie dad andere Amt 
nieberlegen. Da ich einmal das Wort habe, erlaube ich 
mit eine Anfrage an den Herrn Referenten, beziehendlich 
am bie hohe Staatsregierung zu ſtellen. Es ift zum $.3b 
eine Fiift von vierzehn Tagen von ber Deputation vorge⸗ 
fhlagen. Ich erkenne fehr dankbar an, dag damit fehr 
viel gewonnen iſt, wenn eine Friſt beſtimmt wird, bis zu 





welcher bie Erlaubnißertheilung erfolgen muß. Ich were 
miffe aber noch Etwas und erlaube mir die Bitte zu ſtel⸗ 
len, mich darüber aufzuklaͤren, was wird, wenn in vierzehn 
Tagen die Erklaͤrung nicht eingegangen iſt? Kann ich 
dann ohne Weiteres bauen oder verfalle ich trobdem in 
Strafe oder foll ich erſt Beſchwerde führen, Recurs ergrei⸗ 
fen und daburch vielleicht die ganze Bauzeit verlieren? 
Ich glaube, es ift ein großes Verdienft von der Deputation, 
daß fie überhaupt eine ſolche Friſt hereingebracht hat, Ich 
will dadurch den Behoͤrden keinen Vorwurf machen, aber 
es hat welche gegeben, bie fo mit Arbeiten überlaftet find, 
dag man die Hälfte der Bauzeit Hat auf bie Erflärnng 
warten müffenz; wenn fie gefommen ift, ift Eeine Beit mehr 
zum Bauen geweſen. 


Freiherr v. Befhwig: Ich ſchließe mich vollkommen 
dem an, was von den beiden geehrten Herren Vorrednern 
geäußert worden ift und werde ebenfalls gegen den Bufage 
paragraphen bezüglich der Zuziehung ber Friedensrichter 
ftimmen. Es ift ſchon mehrfach erwähnt worden, daß die 
Friedensrichter den Gerichtsaͤmtern nicht fubordinirt, ſon⸗ 
dern coordinirt find. Ich theile ferner auch die Anficht, 
daß derartige Aufträge entweder nie erfolgen werben oder 
wenn fie erfolgen, fo geſchieht es bei einer Gelegenheit, 
die dem Gerichtäamtmann wahrſcheinlich fehr unbequem ift 
und wo er eine Beſchwerde von fi) abwälzen will. Mas 
den Paffus anlangt, den der Kammerherr v. Erdmanns⸗ 
borff erwähnt hat, fo bin ich fuͤr diefen Bufah der Depus 
tation fehr zu Danke verpflichtet; es iſt gewiß fehr wohl⸗ 
thätig, daß ein Vermin anberaumt ift, am welchen bie 
Entſcheidung wegen der Bauangelegenheiten erfolgen muß. 
Es Bann, wenn eine Verſchleppung von vierzehn Tagen 
oder drei Wochen ftattfindet, befonders dem ärmeren Manne 
auf dem Dorfe, der hauptſaͤchlich auf die. Hülfsleiftungen 
feiner Nachbarn angemiefen ift, großer Schaden geſchehen. 
Cr kann dann in die Beſtellzeit oder Ernte kommen, wo 
ihm wegen biefer Arbeit weder Fuhren, noch fonft Etwas 
geleiftet wird, fo daß er dadurch in die Möglichkeit verſett 
werden Bann, von feinem Baue ganz abzufehen. 3 
wuͤnſche allerdings auch, wie bereits ber geehrte Herr 
v. Erdmanndborff gefagt hat, daß eine Erklärung darlıber 
erfolge, was eigentlich gefchieht, wenn in biefem Termin 
die Refolution auf das Anfuchen noch nicht erfolgt iſt. 


Referent Vürgermeifter Hennige Ih will nur auf 
die Anfrage des gechrten Heren dv. Erdmannsdorff ants 
worten. Wenn der Beamte innerhalb der Friſt bie Ber 
feheibung nicht ertheilt, fo folgt daraus nicht das Necht für 
den Bauunternehmer, daß er den Bau nun begingen kann. 
Es würde das jebenfals unzuläffig ſein; es hat nur bie 
Folge, daß der Bauunternehmer, welcher ſich benachtheiligt 
glaubt, das Recht der Befchwerde Hat und es wird dann 
der Beamte, welcher fih eine Verſaͤumniß hat zu Schulden 
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Tommen laſſen, nach: Beſtuden mit einer Ord nungsſtrafe 
‚belegt werben. Das ſcheint mir zu großen Inconvenienzen 
‚au, führen, wenn der Bauunternehmer das Recht haben 
Toll, den Bau zu beginnen, wenn der betreffenden Beamte 
die Friſt nicht einhält. Bemerken will ih noch, was den 
Antrag wegen ber Zuziehung ber Friedensrichter betrifft, 
daß ich nicht Schöpfer dieſes Antrags bin und daß ich gar 
keinen großen Werth darauf lege, wenn die Kammer ſich 
“gegen biefen Zuſatz entſcheiden folte. Ich halte dies fogar 
für wünfgenewerth, nachdem wir von fo vielen Friedens⸗ 
richtern, die in der Kammer vertreten find, felbft gehört 
haben, wie ihnen diefes Amt nicht erwünscht iſt. 
Staatöminifter Freiherr v. Beuft: Das, was der 
geehrte Herr v. Erdmannsdorff in Bezug auf den prak⸗ 
tifchen Erfolg des vorgefchlagenen Zuſahes fagte, giebt mir 
Gelegenheit, darauf aufmerffam zu machen, daß gerade in 
Hinblid darauf unter allen Umftänden bie von der geehrten 
Deputation vorgefchlagene Friſt ald eine zu kurz be 
meſſene zu betrachten fein dürfe. Der Herr Referent hat 
bereitö das gefagt, was von der Regierung hätte erwidert 
werben müffen, daß nämlich ein ſolcher Erfolg nicht ſtatt ⸗ 
haft fein Tonne, wodurch der Bauunternehmer durch Unters 
Taffung einer Beſcheidung innerhalb der gefegten Friſt von 
felbft dad Necht erlangen follte, mit dem Baue vorzu⸗ 
fehreiten, Der Erfolg koͤnnte fein anderer, als der fein, 
daß ber betreffende Beamte nach erfolgter Beſchwerde bei 
Statthaftigkeit derfelben mit einer Ordnungsſtrafe belegt 
werden würde. Man wird willig genug fein, anzuerkennen, 
daß vierzehn Lage ein folder Termin ift, innerhalb wel- 
ches wohl begründete Entfehuldigungen den Behörden zur 
Seite fliehen werden und ſtehen können und daß eine fo 
kurze Frift nicht von der Negterung als zuläffig erachtet 
werden koͤnne und ich möchte winfchen, baß in biefer 
Beziehung die hohe Kammer Rüdfiht nehmen möge. 
Was die Buziehung der Friedensrichtet betrifft, fo ift der 
Vorſchlag nicht von der Regierung ausgegangen und es ift 
gewiß Alles zu beachten, was von Geiten derjenigen 
Herren geäußert wurde, die felbft dieſe Stellung befleiden. 


(Staatöminifter v. Briefen und koͤnigl. Commiffar 
v. Ehrenftein treten ein.) 5 

Nur die-einzige Bemerfung erlaube ich mir nad den 
dem Minifterium im Allgemeinen vorliegenden Nachrichten 
entgegenzuhalten, daß, wenn wohl in einzelnen Landes» 
theilen hie und da bie Geneigtheit ber Gerichtöamtleute, 
fi mit den Friedensrichtern in ein geregeltes und 
freundliches Vernehmen zu ſtellen, ſich habe vermiſſen 
laffen, auch aus vielen anderen Gegenden entgegengefegte 
Nachrichten dem Minifterium vorliegen und die Hoffnung 
nicht aufzugeben iſt, daß diefe Verhaͤltniſſe ſich immer 
beffer und freundlicher geftalten werben. Die Regierung 
ihrerfeits hat Übrigens den Vorſchlag fo verftchen zu follen 
geglaubt, daß von eingm Befehl nicht die Rebe fein könne, 
* 


ſondern der gefeglichen Stellung der Friebensrichter gemaͤg 
nur von einem Angehen, non einem Exfnchen ber Friedens 
richter, deſſen Anhören ganz in den Händen der Frietyms« 
richter liegen mürde, während man vorauöfegen kann, daß 
Falle eintreten, wo der Friedendrichter Urfache zu dem 
Wunſche haben koͤnnte, um eine ſolche Begutachtung ſeiner⸗ 
ſeits angegangen zu werden. 


Kammerhert v. Zehmen: Ich geſtatte mir auch noch 
einige Worte dem hinzuzufügen, was ſoeben vom Miniſter⸗ 
tiſche aus bereits erwähnt worden iſt in Bezug auf den 
Antrag der Depufation wegen ber Zuziehung von Friedends 
richtern zu Localerpeditionen. Zunaͤchſt muß ich bemerken, 
daß die Deputation vorgefhlagen hat, die Friedens rich⸗ 
ter zuzuziehen und nicht die Feuerpolizeicommiffare; bie 
ift Hauptfächlich aus dem Geſichtspunkte gefchehen, daß es ſich 
bei den betreffenden Zocalerpeditionen, fo wie ſich dad Ver⸗ 
fahren in Baufachen kuͤnftig geftalten wird, in ber Regel 
nicht mehr um Begutachtungen von Bauen in Betreff ihrer 
Feuergefährlichkeit Handeln wird, fondern fie mehr vorfommen 
werben bei Bauen aus roher Wurzel, wo allgemeine polizeir 
liche Ruͤckſichten eintreten in Beziehung auf Wegund Steg 
im Orte, Wafferläufe und bergleihen. In diefer Ber 
ziehung ſchienen der Deputation die Sriedensrichter geeigne · 
ter, als bie Feuerpolizeicommiffare. Wenn ferner ausge ⸗ 
ſteilt worden ift gegen den Wunfch und ben Vorſchlag der 
Deputation, daß nach Befinden der Gerichtsamtmann ben 
Sriedensrichter zu der Begutachtung zugiehen möchte, daß 
man baburc bie Friebensrichter unter die Gerichtsamtsleute 
ftelfe, in eine fubalterne Stellung, fo liegt das wenigftens 
nicht in ber Faffung bes Deputationsvorfchlags. Es iſt 
auch durchaus nicht unfere Abſicht geweſen; ich bin ferbft 
Friedensrichter und ich würde meiner Stellung dadurch 
Nicht zu vergeben geglaubt haben. Die Deputation ſagt 
ausdruͤcklich: 

In geeigneten Fällen kann bie Behörde wegen Vofr ⸗ 
nahme der Befichtigung den Sriedensrichter des Wizirke 
angehen,” 

d. h. erfuchenz wenn ber Friedensrichter ablehnen will, hat 
er die Macht und dad Recht dazu, Wir haben uns aber 
gedacht, daß, wie auch von Seiten des Herrn Miniſters 
erwähnt worden ift, in vielen Fällen der Friedensrichter im 
Intereffe feines Bezirks ein gewiſſes eigenes Intereffe hat, 
befragt zu werden, namentlich in Bezug auf Weg und 
Verkehr. Es ſchien und aud, daß er in ben meiften Fällen 
ganz geeignet dazu wäre, ein ſolches Gutachten abzugeben, 
da er alle Verhältniffe kennt und ber Bau vieleicht in 
feinem eigenen Drte iſt. Es ſchien und auch in ‚der Regel 
dem Friedensricgter Feine zu große Beläftigung zugewieſen 
gu werden, er wird oft ſchon fo angegangen in ‚anderen 
Sachen, warum fo er kein Gutachten abgeben, wo «6 ſich 
um einen Meubau z.B. infolge eines ‚größeren Brandes 
an 'einem Drfe Handelt? Er wird mach unferer Anfiht 
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nicht von der „Kaune der Gerichtöbehörden” abhängen, wie 
vorhin erwähnt wurde, ebenfowenig ſich in einer Stellung 
befinden, wo er von der Gerichtöbehörde Aufträge und 
Anweifungen zu erhalten hat, fondern er wird nur im feis 
ner Stellung als Friedensrichter fein Gutachten abgeben. 
Dies ift die Anficht geweſen, von der diejenigen Mitglieder der 
Deputation, bie ſich für diefen Zufag intereffirten, auögingen. 
Was den Zufag unter 3b betrifft, wo der Herr Minifter eine 
Tängere Frift ald die 14tägige wünfchte, fo könnte ich mich 
freilich mit der Verlängerung biefer Friſt nicht recht bes 
freunden; denn wollen wir die Friſt zu lang fegen, fo ift 
es überhaupt überflüffig, eine Frift zu fegen. Denn wenn 
wir eine vierwöchentliche oder ſechswoͤchentliche Frift feßen, 
dann wird die Obrigkeit doch wohl ohnehin ſchon in ber 
Regel in dieſer Zeit einen Befcheid ertheilt haben und dann 
koͤnnten wir und erfparen, eine Frift zu feßen; wenigftens 
wird es zur Beſchleunigung der Sache nicht viel helfen. 


Bürgermeifter Dr. Koch: Ich habe mir dad Wort zu 
$. 3b erbeten. Won mehreren Seiten ift der Deputation 
befonderer Dank dafür gefagt worden, daß fie eine Frift von 
14 Tagen in diefen Paragraphen aufgenommen habe. Ich 
glaube, meine Herren, es wird ein vergebliches Bemühen 
fein, mit Aufnahme diefer kurzen Frift überhaupt etwas 
Erſprießliches zu erzielen; denn fegen Sie ſich in die Lage 
einer Drtsbaupolizeibehörde, an welche unmittelbar vor Auf⸗ 
gang der Bauzeit — und das ift die Regel — Baugeſuche 
in Maffe angebracht werden und Sie werden zugeben müſſen, 
daß biefe Friſt eine zu kurze iſt. Ich kann verfichern, wir 
haben für bie Baufachen in Leipzig ein befonderes Büreau; 
ein Actuarius if fat ausfchließlich mit diefen Sachen ber 
ſchaͤftigt, ein befonderer Techniker angeftellt und diefem be 
fondere Baugewerke zugeordnet. Und beffenungeachtet iſt 
es bei allem pflichtmäßigen Fleiße doch nicht immer mög: 
id, den Wünfchen der Anbringer ſchnell zu entfprechen, na: 
mentlich wenn diefe Sachen maffenhaft, wie dies meift im 
Monat März der Fall ift, an uns gelangen. Cine uns 
geftelte Frift von 14 Tagen, vom Tag des Anbringens an 
gerechnet, würde daher völlig erfolglos fein. Man muß da 
nach anderen Mitteln zur Abhülfe fih umfehen. So haben 
wir z. B. verfucht, die Bauluſtigen in geeigneter Weiſe 
darauf aufmerkſam zu machen, recht frühzeitig, um dann 
nicht auf eine Reſolution warten zu müffen, ihre Baucon- 
reſſionsgeſuche anzubringen und diefer Verſuch ift von gu 
tem Erfolge begleitet geweſen. Ich verfenne durchaus nicht, 
daß es für Manden, der einen Neubau beabfichtigt, gar 
ſehr hinderlich und unangenehm ift, durch die Behörde auf: 
gehalten zu werben und doch iſt es in einzelnen Faͤllen nicht 
anders möglich; es muß Einer auf den Andern warten, 

‚wenn zu viel Bauanträge zu gleicher Zeit einfommen. Mit: 
hin meine ich, daß eine Beflimmung, woburd; die Behörden 
verpflichtet würden, „mit thunlichſter Befchleunigung” diefe 
Anträge zu erledigen, vollfommen ausreicht, während eine 





Friſt von 14 Zagen den Zweck, den wir im Auge haben, 
nicht erfüllt und ich würde daher den Heren Präfidenten, 
bitten, auf diefe Friſt eine befondere Frage zu fielen, fo 
daß der Paragraph zunächft ohne die 14tägige Friſt zur 
Abftimmung gebracht werde. 


Koͤnigl. Commiſſar Suft: Dem, was Herr Bürger: 
meifter Koch foeben bemerkt hat, muß ich um fo mehr beie 
pflipten, als auch der Regierung gegen die Frift von nur 
14 Zagen fo erhebliche Bedenken beigehen, daß fie ihr 
Einverftändniß bamit zu erflären nicht vermag. Abgefehen 
davon, daß zu gewiſſen Zeiten die Baugeſuche ſich unge 
mein häufen, fommt auch noch in Betracht, daß die Ges 
richtsaͤmter ihre Bautechniker nicht immer am Drte haben 
und Iegtere nicht Mitglieder der Behörde find, wie ed bei 
Stadträthen der Fall ift. Es wirb nothiwendig fein, daß 
derartige Obrigkeiten die eingegangenen Niffe dem Brands 
verſicherungsinſpector des Bezirks zufertigen. Der Brand» 
verficherungsinfpector hat aber nicht allein mit der Prüs 
fung der Bauriffe zu thun, er hat andere und infolge von 
Bränden mitunter fehr dringende Gefchäfte zu beforgen, 
Es kann daher der Fall eintreten, daß der Techniker nicht 
im Stande ift, einen ihm zugefertigten Riß fo ſchnell wies 
der an die Obrigkeit abzuliefern, daß binnen 14 Tagen 
materielle Refolution erfolgen kann. Die Obrigkeit würde 
mithin häufig in die unangenehme Lage verfegt werden, 
blos um fid) der Ordnungsſtrafe zu entziehen, eine vor- 
läufige, ganz nuglofe Beſcheidung hinauszugeben und dieſe 
Beſcheidung würde natürlich Koften verurfahen. Dadurch 
winde dad Verfahren ſehr Teicht Foflfpielig werden. Unter 
allen Umftänden darf erwartet werben, daß in Baufachen 
mit der größten Beſchleunigung erpedirt wird und es wird 
jedenfalls Sache der Ausführungsverordnung fein, die 
Obrigkeiten ſowohl, als die Techniker mit fpecieller Un« 
weifung deshalb zu verfehen. Ich bin allerdings auch ber 
Meinung, daß es volftändig genuͤge, im Gefege felbft nur 
im Allgemeinen die größtmöglichfte Befchleunigung vorzu⸗ 
reiben, während es allemal außerordentlich ſchwierig fein 
wird, eine beftimmte Friſt im voraus und für alle Fälle 
feftzuftellen. Es ift nebenbei bemerkt die Abficht der Ne 
gierung, in der Ausführungsverorbnung ein ähnliches Ver⸗ 
fahren zu beobachten, wie das, welches in Leipzig ſtattzu⸗ 
finden ſcheint. Man wird in diefer Verordnung die Bau 
Iuftigen aufmerffam machen und fie auffordern, bei Zeiten 
ihre Bauriffe einzureichen, damit fie zur Beit, wo bie 
Zahreözeit es geſtattet, die Bauten zu unternehmen, in ber 
Lage find, mit dem Bau zu beginnen und fie die bereitö ger 
nehmigten Baupläne in den Händen haben. Einzelne Falle 
fönnen vorkommen, wo Bauunternehmer fih fpdrer zu 
Bauten entfehließen; diefe werben es ſich aber dann felbft 
zuzufchreiben haben, wenn fie 14 Tage ober brei Boden 
warten müffen. Es ließen ſich in der Ausführungsver 
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andere Maaßregeln treffen, namentlich könnten zur Ein- 
reichung der Bauriffe Termine von vier zu vier Wochen 
feftgefegt werden. Doch dies wird noch der näheren Er— 
wägung unterliegen. Es werben ſich dadurch die Friften, 
in denen von der Behörde Beſcheidung ertheilt werden 
muß, von felbft ergeben; nur muß ich bitten, im Gefeße 
von der Frift von 14 Wagen abzufehen. 


Vicepräfident v. riefen: Die Rede des Heren Bir 
niglichen Commiffars giebt uns ein ganz deutliches Bild 
von den Schwierigkeiten, von den Umfländlichfeiten, die 
in dieſem Verfahren eintreten koͤnnen und liefert den deut- 
lichſten Beweis, daß die geftern von und ausgeſprochenen 
Bedenken nicht fo ganz ohne Grund gewefen find. Nach 
feiner ‚Schilderung Fann die Genehmigung aufgehalten 
werden durch Prüfung der Riſſe. Der Techniker hat bie 
Riſſe zu prüfen. Daß diefe Prüfung, wenn fie bis zur 
hoͤchſten techniſchen Spitze getrieben wird, eine fehr weit: 
Häufige werden -Fann, ift gewiß; denn nicht blos in feuer⸗ 
gefährlicher Hinficht, fondern auch wegen anderer polizei- 
Ticher Nachtheile fol er die Riffe prüfen. Das kann freir 
lich fehr weit gehen. Ferner ift der Techniker nicht zu 
Haus; er hat eine Menge Localerpeditionen an anderen 
Orten oder er wohnt nicht am Orte. Wo dad der Fall 
ift, muß erft an einen entfernten Ort correfpondirt werben. 
Gr hat vieleicht mit einem großen Brande zu thun und 
mit dem Wiederaufbau. Ja, meine Herren, das ift nicht 
unſere Schuld. Will die Staatöregierung einmal eine 
baupolizeiliche Aufſicht ausüben, was ganz gut ift, woge 
gen wir und nice fräuben, da muß fie auch für Organe 
forgen. Der Privatmann kann nicht in feinen Unternehs 
mungen aufgehalten werben. Macht der Staat biefe Auf⸗ 
ſicht zur eigenen Sache, fo ift er ſchuldig, die Mittel zu 
befchaffen, daß der Zweck fo fehnell wie möglich erreicht 
werde. Ferner ift Seiten der Staatsregierung und auch 
noch von Anderen geklagt worden, die Frift von 14 Tagen 
wäre zu kurz. Nun, ich glaube micht. Ich finde dieſe 
Beftimmung, diefen Vorſchlag der Deputation fehr billig. 
Erſilich iſt im Allgemeinen gefagt: mit thunlichſtet Beſchleu - 
nigung ſoll Reſolution ertheilt werden. Meine- Herren! 
Jedes Ding in der Welt muß ein Ende haben, in jeder 
Sache muß es Mittel geben, zum Ziele zu gelangen und 
wo Vorfehriften gegeben werden, muß auch ein Zweck dabei 
fein. Wenn Vorſchriften einmal gegeben werden, fo kann 
es nicht von Demjenigen, der fie zu befolgen hat, abhäns 
gen, ob er fie erfuͤllt oder nicht und wenn er fie erfüllen 
foR, muß eine Friſt da fein. Ich ſtimme ganz mit dem 
geehrten Redner überein, der verlangte, daß auch eine ber 
flimmte Friſt gegeben werde, binnen welcher die Polizeiber 
hoͤrden ihre Reſolution ertheilen müffen und was dann ers 
folge, wenn bie Friſt nicht innegehalten werbe. Daß die 
Friſt innegehalten werde, ift billig und recht. Benn man 
fie aber nicht innehält, fo muß es auch Nachtheile geben. 
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Ich würde für einen Antrag fein, ber dahin ginge, daß 
nad Ablauf von 14 Tagen, wenn ein Bauriß eingereicht 
und eine Reſolution nicht erfolgt wäre, präfumirt wiirde, 
daß die Genehmigung ertheilt und daß ber Bauunternehe 
mer bann berechtigt fei, mit dem Baue vorzugehen. Das 
ſcheint mir logiſch und comfequent zu fein. Uebrigens iſt 
aber der Vorſchlag der Deputation auch darum gar nie 
zu ſtreng, weil die Beſcheidung, zu welder die Obrigkeit 
verpflichtet iſt, in 14 Tagen gar nicht unbedingt eine defi» 
nifive zu fein braucht; fie dann auch eine interimifiifche, 
eine interlocutorifhe fein; es kann die Obrigkeit 5. B. ver« 
langen, daß noch eine nähere Beſcheinigung beigebracht 
werde; fie kann dies am 13. Tage hun; dadurch gewinnt 
fie Beit und kann ihre Friſt verlängern. Ferner kann fie 
am 13. Tage, alfo am Tage vor Ablauf der Frift, einen 
Termin zur Befihtigung anberaumen. Sie hat Mittel 
und Wege genug in den Händen, die Frift zu verlängern; 
aber eine Grenze, ein Ende muß fein. Ich würde dafür 
fein, daß, wenn nach Ablauf von 14 Lagen eine Entfcheis 
dung noch nicht erfolgt ift, der Unternehmer den Bau bes 
ginnen kann. Ich unterlaffe jeboch, einen Antrag zu 
fielen. Ich werde hören, ob man darauf einzugehen ges 
meint ift. 

Praͤſident v. Schönfels: Die eingefihriebenen Redner 
find folgende: Herr Bürgermeifter Müller, Here v. Beſch ⸗ 
witz, Here v. Behmen, Here Nittner und Here Bürger 
meifter Koch. Bunähft hat Herr Blrgermeifter Miller 
das Wort. 

Bürgermeifter Müller: Ich will ganz Eurz bemerken, 
erftend daß die Ausftellungen des Herrn Gollegen aus 
Leipzig um deswillen ſich erledigen, weil die Fälle, die er 
meint, im $. 3b felbft auögefchloffen find, Maffenbauten 
werden nur vorgenommen in größeren Stäbten, wie in 
Dresden und Leipzig u. f. w. Dort ift es allerdings, 
wie ich aus eigener Erfahrung kenne, geradezu unmöglich, 
innerhalb vierzehn Tagen zur Bauzeit alle Winfche zu bes 
friedigen. Deöhalb hat auch die Deputation mit Abſicht 
beigefügt, „ſoweit nicht localpolizeiliche Beftimmungen eine 
längere Friſt geftatten”. Die Socalbauftatuten geftatten 
aber eine längere Friſt, wenigſtens foweit mir bekannt iſt, 
und eine zu kurze Feift wird im felbigen micht beftimme 
fein, fonft würde mein geehrter Herr College ſich anders 
ausgebruct Haben. Alfo der gemeinte Fall wird durch den 
Vorſchlag der Deputation gar nicht getroffen, fondern auds 
geſchloſſen. Dann wollte ich zweitens darauf aufmerkſam 
machen, daß am allerwenigſten es Etwas helfen wuͤrde, eine 
Beſiimmung uͤberhaupt aufzunehmen, wenn die Friſt wege 
gelaffen würde, wie der Herr Commiffar zu meinen Sheint. 
Denn zu der Anorbnung, daß mit möglichfter Beſchleuni⸗ 
gung verfahren werden fol, brauchen wir eine ausbrüdk« 
liche Befiimmung im Geſetze nicht.  Diefe Vorſchrift 





iſt eine allgemeine, welcher jede Behörde unterliegt und die 
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Aufſichtsbehoͤrde kann ohne ausdruͤckliche geſetzliche Beftims 
mung von ſelbſt die thunlichſte Beſchleunigung anord⸗ 
nen. Alfo, wenn die Friſt nicht beigefügt wird, fo wird 
der ganze Paragraph alle Wichtigkeit verlieren: Und end» 
lich will ich drittens noch bemerken, daß allerdings die Bei⸗ 
fügung desjenigen Präjudizes, welches ber Herr Vicepraͤſi · 
dent vorſchlagt nad; meiner Anſicht eine Unmögligkeit iſt. 
Dann würden in andern Fällen, wo den Behörden Friften 
geſtellt find, ähnliche Präjudize beigefügt werben müffen 
und was daraus hervorgehen würde, dad würde meiner Ans 
ſficht nach eine voliſtaͤndige Verwirrung werden können, 


Freiherr v. Befhwig: Ih muß um bie Erlaubniß 
bitten, auf die mehterwaͤhnte Friedensrichterangelegenheit 
noch mit zwei Worten zuruͤckzukommen. If die Rede 
nicht von der Abhaltung der eigentlichen Befichtigung felbft, 
fondern von Gutachten, fo bin ich allerdings aud ber 
Meinung, daß der Friedendrichter mehr dazu geeignet fein 
dürfte, ald die Feuerpolizeicommiffare. Es eriftirt auch 
bereitö in der Kreisdirection Leipzig, wenigftens in demjeni ⸗ 
gen Bezirke, dem ich angehöre, die, Einrichtung, daß der 
Friedensrichter bei Anlegung von Wohnungen, welde außer» 
halb ber Dörfer vieleicht in der Nähe von Waldungen ganz 
neu gebaut werben, gehört werden muß; es gefchieht aber 
nicht facultativ von der Polizeibehörde, fondern diefe Be: 
hörde ift von der Kreisbirection angewiefen worden, ben 
Friedengricpter in Diefer Angelegenheit zu hören, und dies 
ift allerdings ein anderes Verhältniß. 

Kammerherr v. Behmen: In ber Hauptfache hat bes 
reits Herr Bürgermeifter Müller das erwähnt, was ich mir 
zu bemerken erlauben wollte. Ich geſtatte mir hinterher 
nur nohmald darauf aufmerffam zu machen, zunächft, daß 
in dem zu $. 3b vorgefchlagenen Zuſatze ausdruͤcklich 
gefagt iſt: „foweit localpolizeiliche Beſtimmungen nicht 
eine längere Friſt geſtatten“. Im den meiften größern 
Städten, wo hauptſaͤchlich die Baue im größerer Anzahl 
vorkommen und namentlich im Srühjahre die Baubehörde 
mit dergleichen Gefchäften überfchüttet wird, beſtehen Lo- 
calbauordnungen. Dadurch wird nun allerdings die große 
Maſſe der baupolizeilichen Geſchaͤfte in diefer Beziehung, 
was bie hier fragliche Friſibeſtimmung betrifft, an die Los 
calbauordnungen verwiefen, die dann das Nöthige beftim: 
men tönnen. Es bleibt alfo nur die in 6. 3b feſtgeſetzte 
Friſt für die gewöhnlichen Faͤlle des Bauens auf dem plat⸗ 
ten Sande und in Heinen Orten übrig. Nun für folche 
Baue ift eine 14tägige Friſt lang genug, bamit ſich die Be 
hörde entfcheibe, ob fie gegen den Bau Etwas einzuwen ⸗ 
den hat. Ueberhoupt glaube ich, ſtellt man ſich das Vers 
fahren, wie es fich ünftig geftalten wird, von mancher Seite 
zu fehwierig vor. Der Riß wird einem Techniker zur Prü— 
fung Überiiefen, das koſtet feine: fo große Zeit, er kann 
ihm dann in einer viertel⸗ hoͤchſtens in einer halben Stunde 
recht gut prüfen. So viel Zeit braucht er in der That in 


der Regel gar: nicht einmal, um einen gewöhnlichen RE 
in Bezug auf die Feuergefaͤhrlichkeit der Anlage oder fon« 
flige Zweckmaͤßigkeit zu prüfen; er kann alfo in einem · Tage 
dutzendweiſe dieſe Bauriſſe prüfen, Hiernach ſcheinen die 
Schwierigkeiten nicht fo groß zu fein, die der Behoͤrbe ent. 

gegenftänden, ihre Entf&eidung binnen 14 Tagen ben, 
Bauenden zu geben. Wollen wir ed aber rein bei. ber. Ans, 

weifung an die Behörde bewenden laſſen, „mit thunlic« 

fer Befchleunigung“ diefe Geſchaͤfte zu erledigen, fo muß 

ich der Anſicht des Herrn Bürgermeifters Miller beiſtim⸗ 

men, dann brauchen wir gar Fein Gefeg; aber wir müffen 

bedenken, was daraus entftehen würde. Wollen wir es 

rein dem Techniker überlaffen, fein Gutachten abzugeben, 

wie und wann es ihm beliebt, dann werden freilich bie 

Bauenden oft lange warten müffen und gerade um dieſes 

unnöthige Hinziehen der Gefchäfte, welde einer dringenden 

Erledigung bedürfen, zu vermeiden, haben wir diefe Friſt 

vorgefchlagen und nach meiner Anſicht iſt diefelbe durch ⸗ 

aus nicht zu kurz. 


Nittergutsbefiger Ritt nerr Zunaͤchſt den Zuſatz wer 
gen der Friedensrichter anlangend, fo werde ich nach aller 
dem, was ich gehört habe, gegen denfelben ſtimmen. Ein⸗ 
mal fcheint er mir überflüffig; denn wenn es fi um al 
gemeine polizeiliche Ruͤckſichten handelt, fo glaube ich, liegt 
auch ſchon nad) der jegt beftehenden Einrichtung recht gut 
die Füglicgkeit vor, daß das Gerichtsamt den Friedens ⸗ 
vichter erfucht, fi der Sache anzunehmen und nad) Ber 
finden, wenn es wichtige Falle find, fein Gutachten darüber 
abzugeben. Andererfeits fcheint mir, daß dieſe Zuziehung 
von Friedensrichtern infofern als gefährlich erfcheinen koͤnnte, 
als dadurch möglicher Meife Veranlaffung zu einem größeren 
Verzuge in der Ausführung gegeben werben Fönnte; wenn 
das Gerichtsamt erft den Friedensrichter angeht und er 
fagt, id) habe in diefer Woche nicht Zeit, fo Können möglis 
her Weife Verzögerungen entflehen, welche unter Umftäns 
den höchft empfindlich und ſtoͤrend find. Ich werde daher 
gegen biefen Zuſatz ſtimmen. Was den zweiten Vorſchlag 
der Deputation, die vierzehntägige Friſt betrifft, fo halte 
ich diefen für viel wichtiger; nicht als ob es fi darum 
handle, diefe vierzehntägige Friſt feftzuhalten, fondern ich 
lege großen Werth darauf, daß, wie der Herr Vicepraͤſi⸗ 
dent geſagt hat, ein Praͤjudiz geſtellt werde und daß, went 
eine gewifle Friſt abgelaufen ift und bie Behörde feine 
Notiz gegeben hat, dann det Bauunternehmer feinen Bau 
anfangen fan. Es iſt, meine Herren, dieſes Prajudiz nicht 
fo gefährlich, wie ed von manchen Seiten hingeſtellt wer« 





den will, Die größere Anzahl der angemeldeten Baue if 
von der Art, daß von Seiten ber Polizeibehoͤrde in fehr 
kurzer Zeit ein Ueberblid barüber gewonnen werben Tann. 
Bei der größeren Anzahl der Anmeldungen wird fein Ber 
denken vorliegen und ba fehe ich nicht ein, warum nicht 
diefe Einrichtung getroffen werben fol, daß der Bauherr 
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aus dem Stillſchweigen der Obrigkeit in einer gewiffen 
Friſt ſchließen darf, daß feinem Baue ein Bedenken nicht 
entgegenftehe. Steht ein Bedenken entgegen, ift es nament- 
lic) ein wichtiger Bau oder nad) einem großen Brande die 
Herfielung größerer Gehöfte und dergleichen, fo follte ich 
meinen, daß die Obrigkeit ſich erſt dann der Sache ernſt ⸗ 
lid) annehmen wird und eine vierzehmtägige Friſt wird hin⸗ 
länglich fein, um den Bauunternehmern eine Erklärung zu 
geben. Es wird ſich in der Praris fo geflalten, meine 
Herten, daß ich jedenfalls fehr dringend rathen muß, nicht 
noch mehr Beſchwerniſſe für Bauunternehmer ins Leben 
einzuführen. Ich habe das ſchon im Allgemeinen an dem 
ganzen Gefege ausfegen müffen, daß es eine Menge Form: 
lichkeiten und Beſchwerden für Bauunternehmer ins Leben 
einführt. WIN man auch noch diefe wichtige Beſchwerde 
binftellen, daß die Behörde (ohne im Minvdeften der Obrig« 
keit etwa zu nahe treten zu wollen) das Recht hat, einen 
Bau verzögern zu Können aus Ruͤckſichten, die nicht im 
Baue liegen, die möglicher Weife in ganz anderen Verhält: 
niffen ihren Grund haben, vieleicht in augenblicklicher 
Dienftunfähigkeit des Beamten oder Actuars, der vielleicht 
Trank geworden iſt; wenn nun da der Bauunternehmer mehr 

rere Wochen warten foll, fo weiß er nicht, woran er ift 
und was er machen fol, wenn er feine Antwort erhält. 
Ich werde entfchieden fefthalten, daß eine Frift feftgefegt 
werde; follte eine vierzehntaͤgige nicht ausreichen, vielleicht 
eine breis bis vierwöchentliche, aber mit der Beftimmung, 
daß, wenn bie Frift abgelaufen ift, der Bauunternehmer 
bauen kann, wenn er während ber Beit feinen Einſpruch 
Seitens der Obrigkeit erfahren hat. 


Bürgermeifter Dr. Koh: Ich bin gewiß ein Feind 
jeder unnöthigen Beſchraͤnkung; allein, meine Herren, nad) 
dem, was vom legten geehrten Nedner auögeführt worden ift, 
Tommen wit, wie e8 geſtern der Herr Staatsminifter bezeichnet 
hat, zu amerikaniſchen Zuftänden. Wir haben nur die 
Wahl: entweder wir halten baupolizeiliche Beftimmungen 
fur noͤthig und dann müffen diefe in allen Fällen befolgt 
werben, oder wir verzichten uͤberhaupt auf ſolche und laſſen 
Jeden bauen, was, wo und wie er will, Ob man Letzteres 
für möglich bei und hält, das gebe ich Ihrer Erwägung 
anheimz ic fann «3 nicht. Wenn der Herr Vicepräfident 
darin einen Ausweg für die Behoͤrde findet, daß die binnen 
14 Tagen zu ertheilende Beſcheidung feine definitive zu 
fein brauche, fo halte ich dies fuͤr das allergefährlichfte Ex⸗ 
pediend im Intereffe oder vielmehr gegen das Intereffe 
der Bauunternehmer; denn wenn die betreffende Behörde 
ihrer Verpflichtung ſchnellet Erpedirung eines angebrachten 
Baugeſuches nicht gentigen will, fo ift ihr mit dieſem an— 
empfohlenen Auskunftsmittel erſt recht ber Weg gewieſen, 
fich ihrer Verantwortung zu entziehen und damit dürften 
die Bauunternehmer am allerwenigften zufrieden fein. Ich 
bin allerdings der Meinung, daß $ 3b eigentlich gar 
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nicht nöthig ift und darin ſtimme ich mit den geehrten Red⸗ 
nern ber Deputation überein. Man hat gefagt, daß bie 
einfache Weifung im Gefege, mit thunlichſter Befchleunie 
gung zu erpediren, durchaus überfläffig ſeiz denn es ver⸗ 
ftehe fih von felbft, daß jede Behörde ihre Pflicht erfüllen 
müffe und es bebürfe daher nicht erft einer Anweifung zur 
Beſchleunigung der Pflichterfülung. Nun, meine Herren, 
wenn das zugeftanden wird, und ich acceptire Died Namens 
der Baupolizeibehörden beftens, fo möchte ich hinzufügen, 
daß wir dann überhaupt gar Feine Frift in das Gefeg aufs 
zunehmen brauchen. Aber ich möchte auch darauf aufmerks 
fam maden, daß wir mit $. 3b fo viel Ausnahmen in 
das Gefeß bringen, daß daſſelde eigentlich gar Feine Bedeu⸗ 
tung mehr hat. Ich habe bei Prüfung des Gefegentwurfes 
und der Vorſchlaͤge der Deputation nicht uͤberſehen, daß 
$. 3 b nur infoweit gelten foll, als Iocale Bauordnungen 
davon Feine Ausnahme ſtatuiren, fo daß mithin auf größere 
Städte diefe Beſtimmung gar feinen Einfluß ausübt, In 
Bufunft wird es aber dabei nicht bewenden. Leder Det 
wird feine befonderen baupolizeilichen Beftimmungen treffen 
und fich dadurch von dem Geſetze emancipiren, fo daß dies 
fes die Ausnahme, die Ausnahmen aber die Negel bilden 
werden. Um einer Ausnahme willen macht man aber fein 
Geſetz und ich glaube Daher, daß, wenn man Überhaupt 
von der Anficht ausgeht, daß die Unterbehörden ihre Pflicht 
thun und die Oberauffichtöbehörbe darauf ftreng hält, daß 
dies geſchieht, dann $. 3 b überflüſſig ift. Sie gewinnen 
mit dem WBorfchlage der Deputation gar Nichts, meine 
‚Herren; denn fie verlangen damit etwas in den meiſten 
Fällen Unmoͤgliches und zwar nicht blos in großen Städten, 
wie vorhin ein Vorredner der Depufation betonte, fondern 
auch etwas Unmoͤgliches auf dem platten Bande; denn wir 
haben es mit großen Gerichtäamtsbezirfen zu thun und 
wenn ih in diefen die Bauten einigermaßen häufen, fo 
wird bei dem Mangel an dem betreffenden Perfonal dazu 
auf dem Sande noch viel weniger die Füglichkeit geboten 
fein, die nöthigen Erpeditionen innerhalb 14 Tagen zu er» 
ledigen. Ich möchte daher doch anrathen, meine Herren, 
daß wir $. 3 b vollftändig fallen laſſen. Er fordert Etwas, 
was in vielen Fallen nicht erfüllt werden fannz er macht 
fo viel Ausnahmen von den gefeglichen Beftimmungen 
feibft, daß diefes Geſetz zulettt Telbft nicht mehr als beftehend 
betrachtet werden kann und er ift ſchlüßlich auch überflüffig. 


Präfident v. Schönfeld: Ich würde zu erwarten 
haben, ob Here Buͤrgermeiſter Koch die Abſicht hat, des⸗ 
halb einen beftimmten Antrag zu ſtellen? 


Buͤrgermeiſter Dr. Koch: Ich werde ganz einfach mich 
damit begnügen, gegen $. 3b zu flimmen. 


Präfident v. Schönfeld: Das würde allerdings ber 
kürzere Weg fein. 





154 


1034 


Kammerherr v. Erdmannsdorff: Ih glaube, es 
giebt noch einen kürzeren Weg, dad ift nämlich der, wenn 
man gegen das ganze Gefeg ſtimmt. Meine Herren, nach 
dem, was jet gefprochen worden ift, komme ich beinahe 
auf den Standpunkt, mich gegen das ganze Geſetz zu ent 
ſcheiden. Die Gründe, welche die geehrten Herren ange: 
führt, namentlich von Seiten ber Minifterbant, gegen eine 
ſolche Krift, haben, ich leugne es nicht, etwas Logiſches für 
fi, wenn man überhaupt dad Geſetz wil. Da ich nun 
aber diefe Logik und bie Gründe, aus welcher fie hervor- 
geht, nicht billigen kann, fo wird nicht viel Anderes übrig 
bleiben, als gegen dad Gefeg zu flimmen. An und für 
ſich praftifch genommen iſt eigentlich das das Nichtigfte, 
was der Herr Vicepräfident fagte: will die königliche 
Staatsregierung einmal Baupolizei ausüben, fo muß fie 
auch forgen für eine folche Zahl von Beamten, daß nach⸗ 
her nicht durch die Baupolizei Diejenigen, die ſchon die 

Galamität haben, zu bauen — denn es giebt nur fehr ges 
ringe Fälle, wo Jemand zum Vergnügen baut, in den 
meiften Fallen ift es eine Calamität, — daß die nicht auch 
noch beengt und benachtheiligt werden. Blos zu fagen, 
wie Herr Bürgermeifter Koch ed vorſchlaͤgt: „mit thuns 
lichſter Befchleunigung“, das, meine Herren, iſt mir nur 
eine gute ſaͤchſiſche Nedensart, die gar nicht viel nuͤtzt. 
Aber ich räume ein, nach den Principien des Geſetzes mag 
es ſchwer fein, fi darüber zu vereinigen, eine beftimmte 
Friſt zu fielen. Segen Sie Sich aber in die Lage der 
Bauenden; meine Herren! die Herren von der Regierungs ⸗ 
bank denken fi immer Neubauten, da kommt es aber 
auch wirklich nicht darauf an, ob ich die Erlaubnig ein 
paar Tage fpäter befomme, in ber Regel wird man ſich 
bei einem Neubau zeitig genug vorbereiten können; be 
denken Sie aber, wozu jest Alles Erlaubniß eingeholt wer- 
den muß! Ich kann in meinen vier Pfählen eigentlich gar 
* Nichts mehr verändern, wozu ich nicht Erlaubniß haben 
muß. Ich will nicht von einem Wohnhaus reden; es 
paffirt mir aber in der Brennerei Etwas, Jeder weiß, daß 
die ganze Wirthſchaft davon abhängt; denn vom Betriebe 
der Brennerei hängt es ab, ob dad Vieh hungert oder zu 
freffen hat. Ich muß nun an der Feuerung Etwas ändern, 
ich zeige an, bekomme aber feine Antwort und mein Vieh 
hungert· ſo Tange, bis ich den größten Nachtheil davon habe. 
Und wenn Sie nun erwägen, wozu id Alles Erlaubniß 
haben muß, fo muß ich fagen, daß, wenn eine ſolche Be⸗ 
ſchraͤnkung den Bauenden auferlegt wird, fi aud bie 
Regierung eine Heine Beſchraͤnkung mag auferlegen; dann 
iſt die Parität wieder hergeftellt. Ich fehe überhaupt Feinen 
anderen Auöweg, ald gegen das Gefeß zu flimmen. Selbſt 
wenn wir den Antrag ber Deputation hier. annehmen und 
eben die Anfichten des Herrn v. Frieſen nicht durchdringen, 
daß, wenn wir nicht nach einer gewiffen Frift Antwort ers 
halten, Jeder bauen darf, werden wir um gar Nichts ger 


gar nicht fo unerträglich, daß er nicht hätte Tonnen fortber 
fichen; auch kann man nicht behaupten, dag gar fo viele 
Omiſſa vorgefommen ‚fein und fp viele Feuergefaͤhrlich⸗ 
keiten begangen worden ſeien, daß wir ein ſo tief in alle 
Verhältniffe eingreifendes Gefgg geben muͤſſen. 


Freiherr v. Schönberg-Bibran: Die Debatte über 
$. 3 beweift, mit welchen großen Bedenken man den Sr 
fegentwurf allgemein begrüßt. Ic theile Diefe Bebenken 
nicht und glaube vielmehr, daß baupolizeiliche Beftimmyn, 
gen ein wirklich allgemein gefühltes Beduͤrfnig für Safen 
find. Der ganze Entwurf enthäft nicht mehr ober minder, 
als was in anderen Nachbarländern laͤngſt Gefehesfraft 
hat und dort fann man ſich aus eigener Erfahrung Übere 
zeugen, daß diefe Beftimmungen von der ganzen Brudls 
kerung werth und wichtig gehalten werben; denn fie ſchuͤtzen 
gegen Feuersgefahr, die ſich allemal herausſtellt, fobald bie 
Bevdlkerungen fich dichter anfiedeln und demnach Neubauten. 
in Stäpten und Dörfern aufgeführt werden. Was $. 3b 
anlangt, jo befenne ich, daß eine Friſt von 14 Tagen wir 
angemeffen erfeint; ich habe die Erfahrung gemacht und 
gefunden, daß man in den Nachbarländern binnen 14 Tagen 
allemal Nefolution befommt und was dort möglich iſt, 
wird bei und auch möglich fein. Die Yeußerung des letzten 
geehrten Sprechers, es fei am beften, gegen das ganze Ges 
ſetz zu flimmen, um aus allen Bebenfen zu kommen, würde 
freilich der kürzeſte Ausweg fein, aber dem Lande Nach— 
theil bringen; ich glaube, diefer Gefegentwurf ift beſonders 
in feiner Tragweite wichtig. Was die Aeußerung anlangt, 
daß, fobald man nach 14 Tagen Feine Refolution erhalte, 
man auch die Machtvolfommenheit haben foll, den Bau 
auszuführen, fo kann ich wirklich kaum glauben, daß bie 
Herren das im Ernfte meinen; denn hierdurch würde ber 
Geſetzentwurf durchloͤchert in feinen wichtigfien Beftimmun« 
gen ſich herausftellen. Gegen diefe Aeußerung müßte ich 
mich erklären. 

Staatsminifter v. Beuft: Ich hoffe, daß der. vorletzte 
geehrte Sprecher noch von der Anſchauung zurkdfommen 
wird, daß die Annahme oder Verwerfung des Amendements 
zu $. 3 die Verwerfung oder Annahme des ganzen Ge⸗ 
fetzes in ſich ſchließe. Die Regierung müßte dem entſchie- 
den widerſprechen, ald fei im ganzen Bufammenhange und 
in der logifchen Folge des Gefeges eine Nothwendigkeit 
vorhanden, ſich gegen den vorgefchlagenen Zuſatz zu er⸗ 
klaͤren. Sie thut das aus rein praktiſchen Gründen und 
glaubt, daß diefe praftifhen Gründe ihre Beftätigung ge 
tade in dem gefunden haben, was Seiten des Herrn Blees 
präfiventen geäußert wurde. Wenn nämlich, wie er fetoft 
hervorhob, eine ſoiche Beftimmung ja auch für bie Behr: 
den gar nicht fo laͤſtig fei, weil fie immer in ber Lage blie 
ben, vor Ablauf der vierzehntägigen Friſt eine vorläufige 
Beicheidung zu geben und andermeite. Eingaben. hexorzus 
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in den meiſten Faͤllen eintreten wird, d. h. die ganze Be 
ſtimmung ſtellt ſich dadurch vor vornherein als eine eitle 
und’ unfruchtdare dar; follte fie dagegen mit einem Präjus 
diz verbunden fein, fo daß, wehn einmal nicht ſofort diefe 
Entſchließung ertheilt würde, eine Orbnungsftrafe für die 
Behörde eintreten oder dies mit einer felbftverftändlichen 
Erlaubniß zum Bauen verbunden wäre, wogegen die Re⸗ 
gierung ſich beftimmt zu erfiären hätte, fo würden dann 
die Mittel befchafft werden mäffen, daß auch unter allen 
Urnftänden den Behörden feine Entfchuldigung mehr zur 
Seite fichen könne, In diefer Beziehung kann ic den 
Bedenken des Herrn v. Erdmannsdorff zufolge die uner— 
bittliche Logik der Thatſachen nur darin finden, daß Mittel 
geſchafft werben für alle Behörden, ſich fo zu verſtaͤrken, 
daß immer doppelte, alfo ünnuͤtze Kräfte vorhanden find. 
Es ift von ihm felbft hervorgehoben worden, daß dann bes 
fondere Organe geſchafft werden müffenz das wuͤrde aber 
eine Aufgabe fein, die nicht blos der Regierung, fondern 
vielmehr den Ständen zufallen würde, bie Kegierung aber 
müßte Bedenken tragen, nad) dem, was in ähnlicyer Rich⸗ 
tung bereits gefagt worden ift, Mit einem folchen Antrage 
hervorzutreten. Der Gedanke aber, der dem Worfchlage 
einer beffimmten Friſt zu Grunde liegt, würde ſich nicht 
blos bei diefem Geſetze als eine Nothwendigkeit herausftellen, 
fordern überhaupt bei einer ganzen Reihe von Gefegen, 
wo Entfcheibung von ber Obrigkeit erwartet wird und das 
Beduͤrfniß erheifcht, daß fie nicht verzögert werde. Alſo 
würde es kaum in diefer Beziehung nach Schlußfolgerung 
des Herrn v. Erdmannsdorff amders möglich fein, als daß 
die Behörden alle ſich zu verftärken hätten, daß flatt einer 
immer zwei Perfonen oder drei vorhanden wären. Dann 
wide alles Nöthige vorgefehen fein; aber mit einem Kor 
ſtenaufwand, der den Ständen am wenigften angenehm 
fein würde: d 

Oberbüirgermeifter Pfotenhauer: Meine hochgeehr⸗ 
teſten Herren! Ich glaube, Jeder von Ihnen hat mehrfache 
Gelegenheit gehabt, fih durch ben Augenſchein zu über: 
zeugen, daß hier in Dresden unausgeſett Neubauten außs 
geführt werben, ja, es geſchieht dies fogar im Winter, wo 
dis zu dem Eiittritte eines gewiſſen Kaͤltegtades der Fortbau 
und fhft die Auffühtliig von Mauerwerken auf Grund 
technifcher Gutachten über bie Bindefraft des Kalks ger 
flattet ift. Unter diefen Umftänden geſchieht es denn auch, 
daß tagtaͤglich Bougeſuche bei der Baupoligeibehörbe allhier 
eingehen und es bedarf Daher Auch fortwährend der Eins 
teitung der nöthigen technifchen Erörterurigen, un Sefotution 
daraıf ertheilen zu Finnen. Mir it aber wirklich fein Zall 
erinnerlich, wo ein Bauender ſich über verzögerte Refolution 
jemals beſchwert hätte. Die Friſt von vierzehn Tagen, 
welche die Deputation vorgefehlagen hat, ift Mir dethalb 
keineswegs unwillfommenz.ich: wiirde fogar Nichts dagegen 
einzuwwehbeh igehäßt haben, wenn iman fie auf acht Tage 
veduchtt Hätte, Sb flauch in größeren Getichtsamtebegirfen 
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auch auf dem platten Lande das, mas hier auszuführen 
möglich iſt, zur Ausführung gebracht werden kann, muß 
ich dahin geſtellt fein laſſen denn ich vermag nicht zu bes 
urteilen, inwiefern die Brandcaffeninfpectoren mit gleicher 
Schnelligkeit die erforderlichen techniſchen Gutachten abgeben 
koͤnnen. Die Erfahrung habe ich aber gemacht, daß in den 
meiften Faͤllen die Bauenden felbft bie Weranlaffung find, 
wenn ihr Wunſch rädficptlich der Geſtattung der Ansfühs 
rung von Neubauten nicht fo ſchnell erfult wich; denn es 
kommt nur zu häufig vor, daß fie ſich Abweichungen von 
den Beftimmungeh der Localbausrdnung geflatten. Das 
bedingt natürlich Zurũckgabe der Bauriffe, Abänderung ders 
felben, Anträge auf Dispenfation Seiten der Oberbehörde, 
Berichterſtattung und Erlaffung von Verordnungen, was 
Alles mit Zeitverluft verbunden ift. Wenn jeder Bauende 
ſich möglichft genau nach den Vorfriften der Bauordnung 
richtete, alfo ſolche Diöpenfationdertheilung unnöthig machte, 
fo würde er auch felten im der Sage fein, fich Uber Mer» 
zoͤgerung der Banerlaußniß, am allerwenigften Selten der 
Localbaupolizeibehörde, zu beſchweren. 


Praͤſident v. Schönfels: Es ſcheint ſich die Debatte 
erfchöpft zu haben, ich kann diefelbe daher wohl ſchllehen 
und ertheile dem Herrn Referenten daB Schlußwort. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ih muß bei der 
Anficst ftehen bleiben, daß es nüglich if, wenn eine Friſt 
feſtgeſetzt wirdz es muß ein’ Punkt, beffimmt fein, von 
wo man fagen Fann: bier tritt Saͤumniß der Behörde 
ein! iſt das nicht der Fall, fo blelben die Gefchäfte dem 
Ermeffen der Behörden Überlaffen; es hängt dann zu fehe 
von ihnen ab, ob fie die Sachen ſchnell erledigen wollen. 
Eine andere Frage ift die, ob bie vierzehntägige Frift zweckmaͤ⸗ 
Big ift? Sie mag in manchen Fällen zu kurz fein, in manden 
wieder zu lang, dad wird man aber am Ende gegen jede 
Frift einwenben önnenz glaubt man indeffen, daß eine fir 
alle Fälle paffende Frift gefunden werben Fann, fo bitte 
ic), daß diefelbe in Vorſchlag gebracht werde, die Deputas 
tion wird fie gewiß in Erwägung ziehen. Es wurde wie⸗ 
derholt in Vorfchlag gebracht, daß es zweckmaͤßig fei, wenn 
den Bauenden geftattet würde, den Bau auszuführen, for 
bald die Behörde die Reſolution innerhalb der Frift nicht 
ertheiltz es iſt dagegen aber ſchon bemerkt worben, daß dies 
höchft unftatthaft wäre, es wäre ein gefährlicher Grundfag, 
wenn man fagen wollte: fobald ein Beamter feine Schuls 
digkeit nicht thut, koͤnnen die Untergebenen machen, was 
fie wollen, es mag noch fo gefährlich fein; in anderen Ber 
hältniffen des Staates würde man biefen Grundſatz wohl 
nicht gelten laſſen. Wenn der Herr BVürgermeifter Koch 
vorfchlägt, man folle nur fagen, die Baubehörben ſollten 
die Gefuche mit „ehunlichfter Beſchleunigung“ erledigen, fo 
muß ic erwidern, daß dies Feine Geſetesbeſtinmung.iſt; 





denn es beſtimmt und ſetzt eben Nichte. BIN man einmal 
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allen Seiten anerfannt, daß fie bei den heutigen Verhaͤlt- 
niffen nicht zu entbehren ift, die Bevoͤlkerung nimmt zu, 
die Gebäude nehmen zw und die Gebäude rüden immer 
mehr an einander — will man alfo einmal diefe Auffiht, 
fo muß man aud) die Mittel dazu wollen und ich glaube, 
die Mittel, wie fie der Entwurf vorfelägt, haben vor den 
jegigen Beſtimmungen den Vorzug der Einfachheit und 
führen zu einer Gleichförmigfeit im ganzen Sande, Echnen 
wir den Entwurf ab, fo iſt die Folge davon, daß es bei 
den jegigen baupolizeilichen Beflimmungen verbleibt, bei 
den Bellimmungen der Dorffeuerordnung und bei der Ver⸗ 
ordnung dom 11. März 1841. Ganz gewiß aber müffen 
alle Diejenigen, welde mit Baufachen zu thun gehabt 
haben, beftätigen, daß diefe Beftimmungen nicht mehr auds 
reichen und ganz unpraktiſch find; fie treffen auch nicht alle 
File und werden auch von den Behörden vielfach verfchies 
den angewendet; ſchon deshalb ift es nothwendig, daß ein 
übereinftimmendes Verfahren herbeigeführt werde. Ich ann 
mich daher nicht davon überzeugen, daß die Beſtimmun⸗ 
gen des Entwurfs überflüffig und entbehrlich wären. 


Präfident v. Schönfels: Ich wende mich nun zur 
Abftimmung. Zu $. 3 hat die Deputation eine abgeänderte 
Faſſung vorgefchlagen, fie befindet fich auf Seite 470 des 
Berichtes und lautet: 

„Die Ortöpoligeibehörbe hat in jedem Falle die Bau⸗ 
riſſe fammt Zubehör einem Sachverftändigen zur Prüfung 
vorzulegen und beffen Gutachten zu vernehmen; eine 
Belihtigung an Ort und Stelle aber nur dann vorzus 
nehmen ober durch einen Sachverftändigen vornehmen zu 
laſſen, wenn folde zur Beurtheilung des Bauunternehs 
mens oder entftandener Differenzen unumgänglich) noͤ— 
thig if.” 

Ich frage, ob die Kammer diefer von der Des 
putation vorgefhlagenen Faſſung beipflichtet? 
— Einftimmig Ja. 

Die Deputation räth ferner an, diefer Faſſung, die for 
eben befchloffen worden ift, noch hinzuzufügen: 

„in gregneten Fällen kann die Behörde wegen Vor⸗ 
nahme der Beſichtigung den Friedensrichter des Bezirks 
angehen.” ® 

Ich frage, ob die Kammer auch diefem Zuſatz, 
welchen die Deputation vorſchlaͤgt, beipflichtet? 
— Es Haben ſich 14 Mitglieder erhoben; 30 find anweſend, 
demnach iſt der Antrag der Deputation mit 16 gegen 14 
Stimmen angenommen. 

Die Deputation wünſcht nun, noch einen $. 3b 
in das Geſetz aufgenommen zu fehen. Er befindet ſich 
ebenfalls auf Seite 470 des Berichts und lautet folgenders 
maaßen: 

„Die Ortsbaupolizeibehoͤrden haben auf Bau, 
mit, — Befölsunigung — ci ra 

a nnd ee La 
ri er 
eine Befhedung zu ertheilen.” —— 





Bei dieſem Paragraphen habe ich zu bemerken, daß 
der erſte Wunſch des Herrn Buͤrgermeiſters Koch dahin ging, 
es möchte eine befondere Frage auf die Worte: „binnen 
14 Zagen” gerichtet werben. Der Here Bürgermeifter Koch 
hatte aber dann einen zweiten Wunſch ausgeſprochen, wel: 
her, wie es mir ſchien, den erften Wunſch aufhöbe; denn 
er wollte gegen den ganzen $. 3b flimmen. Daher würde 
ich nicht nöthig haben, eine Frage in Bezug auf den aft 
ausgefprochenen Wunſch zu richten. Ich habe foeben ven 
$. 3b recapitulirt und frage nun, ob die Kammer den 
von ber Deputation vorgefchlagenen $. 3b ans 
nehmen will? — Gegen 3 Stimmen hat der von der 
Deputation vorgeſchlagene $. 3b Annahme gefunden. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


$. 4. 

Jeder Bau muß in Gemäßheit des von ber Behoͤrde 
genehmigten Bauriſſes und der dabei etwa vorgeſchriebenen 
befonderen Bedingungen, uͤbrigens aber den allgemeinen 
oder örtlichen baupolizeifichen Worfchriften entſprechend aus 
geführt werden. Der Bauunternehmer fowohl, ald die Baur 
gewerke find dafuͤr verantwortlich. 


In den Motiven heißt ed: 


Bu $. 4. 
Die Beſtimmung Er Paragraphen enthält nichts 
Neues und ift fo ganz unentbehrlich, daß fie ſich eigentlich 
von felbft verftcht. 


Der Bericht fagt: 


iſt Nichts 
pfohlen. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn über $. 4 Niemand 
das Wort ergreift, fo frage ih, ob die Kammer biefen 
Paragraph nah Vorſchlag ihrer Deputation 
unverändert anzunehmen gemeint if? — Ein 
fimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


Bu $. 4 
zu bemerken und wird daher zur Annahme em« 


. 5. 

Ale Baue, welche RN $..2 der vorgängigen obrig« 
keitlichen Genehmigung bedürfen, find nach ihrer ollendung 
einer Revifion in Bezug auf die Bauaußführung zu unters 
werfen und dürfen vor dazu ertheilter obrigkeitlicher Erlaubs 
niß nicht in Gebrauch genommen werden. Es kann Joh 
diefe Baubeſichtigung mit der behufs der Immobiliarbrand- 
verfiherung vorzunehmenden Taxatlon und Gataftration bed 
Baues verbunden werben. 

Bon der Vollendung des Baues hat ber Bauunter- 
nehmer der Ortsbaupoligeibehörbe alsbald Anzeige zu machen 
und die Baurevifion zu beantragen. 


Die Motiven fagen: 


Bu 8. 5, 
Ale Baupolizeibehörden der untern fomwohl, als 
mittlern Snftanz haben ſich einſtimmig dahin auögefprodhen, 
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daß bie Reviſion der vollendeten Baue als das wirkſamſte 
Mittel der baupolizeilihen Controle beizubehalten fei. 

Es liegt auf ber Der, daß eine zweddienliche Bau⸗ 
aufſicht ohne eine Prüfung darüber, ob der Bau vor 
ſchriftsmaͤßig auögeführt worden, nicht gehandhabt wer: 
den kann, 

In der Regel wird es aber genügen, daß die Revifion 
durch den der Behörde zu Gebote ſtehenden Techmtker vor: 
genommen, mithin an allen den Orten, wo die Revifion 
durch den betreffenden Brandverfiherungsinfpector vorzu⸗ 
nehmen ift, mit der zum Zwecke der Brandverficherung er 
forderlichen Cataftration verbunden wird, 


Im Bericht ift hierzu gefagt: 
3u$.5 
iſt das Gitat „S. 2" zu vertaufchen mit „S. 2a in Verbin: 
dung mit $. 2b unter Nr. 2.” Der $. 2b ift, obſchon er 
die Ausnahmen enthält, doch deshalb mit zu citiren, weil 
ER dad Verändern von Stubenöfen u. |. w. dann der 
nzeige unterliegt, wenn eine Verlegung der Feuerflätte 

2. . w. damit verbunden ift. 

Mit diefer Abänderung wird $. 5 zur Annahme ems 
pfohlen. 


Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich kann nicht umhin, 
hier auf eine neue Härte auſmerkſam zu machen, welche in 
der Beftimmung liegt, daß fein Gebäude in Gebrauch ger 
nommen werden fol, bevor nicht die Vefichtigung von 
Seiten der Obrigkeit erfolgt iſt. Ich fehe von den ſtädti- 
ſchen Gebäuden ab; ich gebe zu, daß hierbei geſundheitspo⸗ 
izeiliche und andere berartige Nüdficgten vorhanden find, 
die aber zum großen hell bei den landwirthſchaftlichen 
Gebäuden wegfallen. Bei diefen kann nur die Feuerpo⸗ 
Yigel in Frage kommen. If die Bauart und ber Standort 
genehmigt, wohin fie fommen follen, fo fehe ich durdaus 
Feinen Grund ein, warım man noch den Sandmann, wenn 
er feine Scheune furz vor der Ernte fertig hat, zwingen 
will, mit ihrem Gebrauche zu warten, bis die Obrigkeit die 
Gebäude befehen hat. Ich appellire an alle die Herren, 
welche mit den landwirthſchaftlichen Verhältniffen bekannt 
find und frage fie, zu welchem großen Nachtheile diefe Bes 
fimmungen führen können und frage fie im Gegenfaß 
hierzu, zu was bie Feſthaltung einer ſolchen gefeglichen Ber 
fimmung helfen kann? Ih wieberhofe, ich Tann mir bei 
ſolchen Gebäuden, welche nicht bewohnt werden, feinen gros 
fen Nugen von biefer Beftimmung denfen. Es ift auch 
darauf hingewieſen worden, daß dieſe Beſichtigung zugleich 
mit der Cataſtration des Gebaͤudes vorgenommen werden 
ſoll. Es iſt das ganz zwedmägig und Koften erfparend; 
aber ed kann doch zu einem großen Nachtheil werden 
durch den Verzug der Befichtigung, welcher darin liegt. Es 
giebt nur zwei Faͤlle, um meinen Wüunſchen Rechnung zu 
tragen, enfweber nämlich muß der Paragraph in der dritten 
Beile fo verändert werden: en 

" ‚nn fie ganz ober theifweife zur Bol 
Br ne a ind, vor dazu ertheilter 
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obrigkeitlicher Erlaubnig nicht in Gebrauch genommen 
werden;“ 


oder es muß ber ganze Satz: 

„und dürfen vor dazu erfheilter Erlaubniß nicht ir 
Gebrauch genommen werden,” ap, Big! In 
weggelaffen werben. 

Ich bitte den Heren Referenten, zundchft fich daruͤber 
auözufprechen, wa er zu der Einfchaltung fügt. Ich 
würde mir den Antrag erlauben, daß nach: „dürfen“ die 
Worte eingefchoben werben: 

„wenn fie ganz ober theilweife zur Wohnung für 
Menfchen beftimmt find.” * 

Findet ſich aber in der Deputation und in der Kam⸗ 
mer feine Neigung zu biefer Anſicht, fo werbe ich gegen 
den ganzen Sat ſtimmen und bitte den Herrn Präfiden- 
ten, denfelben beſonders zur Abflimmung zu bringen; follte 
aber auf diefe Weife meinem Wunfche nicht Rechnung ges 
tragen werden Fönnen, fo wuͤrde mir Nichts uͤbrig bleiben, 
als mir auf eine eclatante Weife zu helfen, nämlich gegen 
das ganze Gefeg zu flimmen. 

Referent Bürgermeifter Hennig: Ich bitte, mir noch⸗ 
mals die Worte anzugeben, welche eingefdaltet werben 
follen. 


Abg. Rittner: Auf der dritten Beile des $. 5 fol 
der Sat fo lauten: 

„und dürfen, wenn fie ganz ober theilweife jur 
Wohnung für Menfſchen befimmt find, vor dazu er 
theilter obrigfeitliher Erlaubniß nicht in Gebrauch ger 
nommen werden.” 

Es fol damit ausgedrüct werben, daß, wenn Gebäude 
nicht zur Wohnung beſtimmt find, Feine Strafbeſtimmun ⸗ 
gen eintreten follen, wenn fie vor ertheilter Erlaubniß dazu 
in Gebrauch genommen werden. Hat der Befiger fie auf 
eigene Gefahr in Gebrauch genommen, fo ift ex ja immer 
da und Fann zur Nechenfchaft gezogen werden von ber Ber 
hörde, wenn er den Bau nicht fo auögeführt hat, wie ex 
vorher vom der Behoͤrde genehmigt worden war. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Die Beftimmung, 
daß bie Gebäude nicht in Gebrauch genommen werben 
follen, bevor die Nevifion erfolgt if, bat ihren Grund 
darin, daß man damit die Anzeige hat befchleunigen wollen; 
es follen bamit bie Bauunternehmer gendthigt werben, for 
bald wie möglich anzuzeigen, wenn ber Bau fertig iſt. 
Zrifft man eine derartige Beſtimmung nicht, fo läßt der 
Bauunternehmer bie Zeit hingehen, das Gebäude wird unter: 





deffen gebraucht und dies Tann mitunter mit großer Gefahr 
verbunden fein. Angenommen, e3 ift eine Feueranlage eins 
gerichtet und man wollte geftatten, daß ſie in Gebrauch ges 
nommen würde, fo fönnte die Gefahr ſchon eingetreten 
fein, bevor die Nevifion vorgenommen worben iſt; folchen 
Fällen hat man vorbeugen wollen, Was andere Räume 
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anlangt, welche nicht mit Seneranlägen verfehen find, ſo 
glaube ich allerdings, daß man im biefer Beziehung nicht 


fo fireng zu verfahren braucht und ich habe das fefte Ber- | 


trauen, daß die Behörden diefe Beflimmungen mehr nad 
ihrem Zweck und ihrem Sinne und nicht nach dem ſtren⸗ 
gen Wortlaute anwenden werden. Es wird gewiß einer 
verftändigen Behörde nicht in den Sinn kommen, einen 
Sanbwirth zu beftrafen, wenn er. eine neugebaute Scheune 
vor der Revifion theilweife in Gebrauch nimmt. Anders 
geftaltet fich die Sache bei anderen Gebäuden. Hätteman 
aber fpecialifiren wollen, wie Here Rittner beantragt, fo 
würden wir in eine Caſuiſtik verfallen fein, welche auch 
nicht befriedigt hätte; ich muß daher bitten, es bei dem 
Paragraphen bewenden zu laffen. 


Königl. Commiffar Juft: Nach dem, was der Herr 
Referent bemerkt hat, will id) nur noch zwei Geſichtspunkte 
zur Erwägung fielen. Der erſte ift der, daß eine Bau- 
reviſion überhaupt mit Erfolg nicht vorgenommen werben 
Tann, wenn ein Gebäude bereits in Gebrauch genommen 
worden ift. Ich nehme z. B. an, eine Scheune ift mit 
Getreide angefüllt, — die einzelnen Theile koͤnnen dann 
nicht unterſucht werden und «8 Bann daher von einer ſach⸗ 
gemaͤßen Baurevifion nicht die Rede fein. Sodann ift aber 
die fraglihe Beflimmung auch ganz unbedenklich, da auf dem 
platten Lande die Cataftration mir der Nevifion verbunden 
fein fol und die Gataftration zu einer Zeit erfolgt, wo der 
Beſitzer dad Gebäude uͤberhaupt noch nicht in Gebrauch 
nehmen kann. In den Bauordnungen der Städte iſt 
uͤberdies ebenfalls die Beſtimmung enthalten, daß die In: 
gebrauchnahme der Gebäude vor der erfolgten Baurevifion 
nicht flattfinden darf. Es handelt ſich alfo um eine Be: 
ſtimmung, welche für die Städte bereits feit längerer Beit 
in praktiſcher Uebung befteht. 


Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
noch Jemand das Wort verlangt? — ES feheint nicht der 
Fall zu fein und da Herr Rittner feinen befonderen Antrag 
eingebracht hat, fo würde ich wohl von der Berückſichtigung 
feines Wunfches abfehen können. Ich fliege die Debatte 
über $. 5 und ertheile dem Herrn Referenten das Schluß: 
wort. 

Referent Bürgermeifter Hennig: Ich verzichte darauf. 


Präfident v. Schönfeld: Es wird hierauf verzich⸗ 
tet. Die Deputation raͤth uns an, dieſen Paragraph mit 
einer unbedeutenden Abänderung anzunehmen. Ich frage 
zunaͤchſt mit Vorbehalt. der beantragten Abaͤnderung, ob 
die. Kammer $.5 anzunehmen gemeint fei? — 
Gegen eine Stimme Ja. 

Die vorgeſchlagene Abänderung geht dahin, das. Citat 
»$. 2" zu vertaufchen mit „$. 2a in Verbindung mit 
$. 2b unter Mr. 2% Ich frage, ob die Kammer 
diefe Abänderung acceptirt? — Einfimmig Ja. 


Referent Bürgeneifter Hennig: 


F. 6. 

Die Baupolizeibehoͤrden find berechtigt, für die Prise 
fung und Genehmigung der Bauriffe, Revifion ber. Baue 
und die fonftigen, auf die vorfchriftsmäßige Beaufſicht gung 
der Privatbaue ſich beziehenden Geſchaͤfte tarmaßige Koften 
in Anſatz zu bringen. Zur Berichtigung dieſer Koften und 
Gebühren, Verläge und Separatgebühren find die betreffen 
den Bauunternehmer verpflichtet. 


In den Motiven heißt es: 


Bu $. 6. 

Bereitd im Eingange ift der Gründe Erwähnung ges 
chen, aus denen die nach Mänfgabe der Dorffeuerord 
nung zeither noch theilmeife beftandene Koftenfreiheit bes 
züglih der beiden dort vorgefchriebenen ocalerpeditionen 
gegenwärtig nicht mehr gerechtfertigt erfcheine. 

Uebrigens läßt die Aufhebung diefer Koftenfreiheit eine 
irgend erhebliche Vermehrung des Bauaufwandes nicht bes 
forgen, da in der Regel die erfte der beiden Erpebitionen 
unterbleiben und die zweite mit einer anderen, ohnehin nothe 
wendigen Erpebition vereinigt werden, alfo mit verhäftnißs 
mäßig nur geringen Koften verbunden fein wird, 


Der Bericht fagt: 


Bu & 6. 

In $. 6 ift gefeglich ausgefprochen, daß in allen Baus 
ſachen Koften liquidirt werden follen. Es läßt fic dies 
aus ben fhon oben angegebenen Gründen fügli nicht 
umgeben; um aber die Bauunternehmer gegen unvethält 
nigmäßiges Sportuliren moͤglichſt zu keiten, hat die Des 
putation dem Entwurfe die fchon erwähnte Gebührentare 
beigefügt, auf welche fich jedoch die Staatsregierung ihre 
Erklärung vorbehalten hat. Durch diefe Taxe beabſichtigt 
man zugleich den Vortheil zu erreichen, daß für die ver 
fchiedenen nunmehr vortommenden Gefchäfte entfprechende 
Anfäge feftgeftellt werben und daß im ganzen Lande mehr 
GSleichmäßigkeit im Liquidiren hergeftellt wird, während jeht 
bie verfebiedenen Behörden in der verfchiedenften Weile 
——— Den Socalbauorditungen glaubte man mit Rüds 
ficht auf die verſchiedenen Eocalverhältniffe das Recht vor 
behalten zu müffen, befondere Zaren feftzuftellen. 

Die Deputation fehlägt daher vor, den $. 6 in folgen« 





der Faffung anzunehmen: 


„8: 6. a ae 

Die Baupolizeibehörden find berechtigt, für die Pre 
fung und Genehmigung der Bauriffe, Revifion der Baue 
und bie fonftigen auf bie vorfchriftmäßige VBeauffichtie 
gung ber Privatbaue ſich begichenden Gefdhäfte nd 
Maafgabe der beigefügten Tate Koften nebft Steinpel 
in Anfag zu bringen, infoweit nicht in Localbauordnun ⸗ 
gen andere Koftenfäte, auch höhere oder niebere, DR 
ftellt werden, . Zu Berichtigung der Koften und bei 


Stempels find die Bauunternehmer verpflichtet.” 


‚ Dräfident 9. Schönfeld: Ich habe zu erwartet, 0b 
Jemand tiber $. 6 das Wort ergreift? Da dein nicht fo. 
ift, fo frage ich die Kammer, ob fie $. 6 im der von 
der Deputation vorgefhlagenen Faſſung, melde 
auf Seite ATI des Berichts aſichtüch iſt und dahin geht: 
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die Baupolizeibehörden find berechti— iv bie 
Prüfung und Genehmigung der Bauriffe, en der 
Baue und bie fonftigen auf die vorfchriftmäßige Beauf« 
fichtigung der Privatbaue ſich beziehenden Gefhäfte nah 
Maafgabe der beigefügten are Koften nebft Stempel 
in Anſatz zu bringen, infoweit nicht in Localbauordnuns 
en andere — — auch höhere oder niebere, feſtge⸗ 
ellt werden. Zu Berichtigung der Koſten und des 
Stempels find die Bauunternehmer verpflichtet”, 


anzunehmen gemeint fei? — Einfiimmig Ja. 


Referent Buͤrgermeiſter Hennig: 


$.7. 

Bauunternehmer, welche die eine ober andere ber $. 2 
and $. 5 vorgefehriebenen Anzeigen unterlaffen oder vor 
Dazu erhaltener obrigkeitliher Erlaubniß einen Bau der 
S. 2 gedachten Art beginnen oder in Gebrauch nehmen oder 
‚aber den allgemeinen oder örtlichen und beziehendlich den 
ihnen ertheilten befonderen Bauvorfchriften zuwiderhandeln, 
verfallen in eine nach den Umftänden und nad Magfgabe 
der Gefährde zu bemeffende und im Miederholungsfalle zu 
erhöhende Geldfirafe von 5 Thaler bis 100 Thaler und 
haben überdies den eigenmächtig unternommenen oder ords 
nungswidrig ausgeführten Bau binnen der in jedem eins 
zelnen Falle zu beftimmenden Friſt je nach dem Ermeffen 
und der Anordnung der Baupolizeibehörbe auf eigene Koften 
wieder abzufragen und beziehendlich in den vorfchriftsmaͤßigen 
Stand zu fegen, im Falle der Verzögerung oder Weigerung 
aber ſich zu gewärtigen, daß auf ihre Koften die Abtragung 
des Baues oder was fonft im öffentlichen Intereffe und 
aus polizeilichen Ruͤckſichten zu thun nöthig ift, obrigkeits - 
pegen vorgenommen wird. 


Die Motiven lauten: 


Bu 89. 7 und 8, 

Die dem Bauunternehmer und den Bauhandwerfern 
Gap. 1, $, 1 der Dorffeuerordnung angedrohte Strafe von 
5 Thalern hat theils wegen ihrer Geringfügigteit, theils 
darum ihres Bwveded verfehlt, weil zwiſchen bedeutenden und 

eringfügigen Bauen Peinerlei Unterfchied gemacht, auch eine 
Elm im Wiederholungsfalle nicht zugelaffen ift und 
weil zudem blofe Geldftrafen von ben Bauhandwerkern ers 
fahrungsmäßig fehr wenig beachtet werben. 

Ferner ift die Beftimmung Cap. 1, $. 2 der Dorf 
feuerordnung und $. 13 der Verordnung vom 11. März 
1841, wonach, wenn bie geſetzlichen Zwangsmittel frucht⸗ 
108 geblieben, ein vorſchriftswidriger Bau beziehendlich 
obrigkeitswegen auf Koſten bed Bauunternehmets abzutra · 
gen und in den ordnungsmäßigen Stand zu fegen ift, bin 
und wieder fo verftanden worden, daß die Baupolizeibehörde 
eintretenden Falles verpflichtet jei, den Bau in ber — 
fegriftsmäßigen Weife herzuſtellen und, den Aufwand bis 
zur Beitreibung im Wege der Erecution verlagsweiſe zu 
beftreiten. Der Wortlaut läßt allerdings eine ſoiche Inter 

etation ZU, — 
Ei le Woch einerſeits den unteren Behoͤrden die Mittel 
zur Beſireitung eines ſoichen, oft fehr bedeutenden Aufwan⸗ 
des nicht zu Gebote ſtehen und den öffentlichen Caffen 
überhaupt nicht zugemuthet werden Eann, einen Verlag zu 
übernehmen, vdeilen Wiedererlangung fogar mitunter ſeht 
zweifelhaft ift, fo verlangt. auch andererfeitd der polizeiliche 
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Ze mehr nicht, als daß, geſetzten Falls obrigkelts wegen 
dasjenige gefhähe und vorgenommen werde, was bie Siche⸗ 
rung des Öffentlichen Sntereffes forbert, insbefondere alfo, 
daß die den baupolizeilichen Vorſchriften zumwiberlaufenden 
Bauausführungen, wieder befeitigt werben, nicht aber, daß 
unter allen Umftänden der Bay von der Obrigkeit auch 
noch in den vorihriftsmäßigen Stand gefegt werde. 

Auf _diefeg doppelten Erwägung beruht der $. 7 des 
Entwurfs, a im $. 8 he ne des 
zweiten Abfaged von $. 13 der Verordnung vom 11. März 
1841 nicht nur der Hauptfache nach beibehalten, Tondern 
in Rüdficht auf die ſchon oben erwähnte Unzwednäßigkeit 
der Anwendung von Geldfttafen bei Gontraventionen ber 
Bauhandwerker noc auf den Fall auögedehnt worden ift, 
daß Baugewerke einen obrigkeitlich noch nicht genehmigten 
Bau in Angriff nehmen oder ausführen. 

Im Webrigen aber verfteht es ſich von ſelbſt, daß $. 8 
nur von der polizeilichen Beftrafung der Baucontraventios 
nen handelt und daß daher durch diefe Pönalbeftimmungen 
die firafrechtliche Verfolgung und Aburtheilung ber unter 
dad Strafgefeg fallenden Handlungen oder Unterfaffungen, 
deren fich der Baugewerke etwa bei ber Bauflhrung mit 
—— gemait haben follte, in keiner Weife ausgefätofe 
jen wird. 


Im Bericht heißt ed: 


Bu $.7. 

Den Eingang des |. 7 ” mit dem Worte: „begin 
* auf der dritten Zeile, beantragt man folgendermaaßen 
u fallen: 
vet „Bauunternehmer, welche sine ober bie andere ber 

$. 2a in Verbindung mit $. 2b unter Mr. 2 und 6.5 
“vorgelriehimen Angelgen nnterlaffen’ ober vor dazu ers 
haltener obrigkeitlicher Erlaubniß einen nach diefem Ges 
feg der Anzeigepflicht unterliegenden Bau beginnen,” 

Diefe veränderte Faſſung ift nur redactionell und eine 
Folge der zu $. 2 beantragten Abänderungen. 

Da ferner ſeht unbedeutende Baucontraventionen vor⸗ 
kommen Tonnen, fo erfcheint der Deputation das Minimum 
der Geldftrafe von 5 Thalern zu hoch, fie hätt vielmehr 
für angemefien, ein Minimum gar nicht feftzuftellen und 
beantragt deshalb: 

die Worte: 
„non 5 Thalern! 
auf der fiebenten Zeile ganz zu ſtrelchen. 

IA die Geldftrafe von dem Gontravenienten wegen 
deffen Unvermögen nicht zu erlangen, fo verfteht es ſich 
von felbft, daß fie in emtfprechende Gefängnißftrafe vers 
wandelt werden kann. 

Die Deputation beantragt: 

den $. 7 mit den befchloffenen Abänderungen anzu⸗ 
nehmen. 


Präfident v. Schönfels: Zu diefem Paragraphen 
hat Herr Kammerherr v. Watzdorf auf Störmthal einen 
Antrag eingereicht, welcher in der ſtaͤndiſchen Schrift Auf⸗ 
nahme finden ſoll und dahin geht: 

f ‚die hohe Staatöregierung wolle in der zu erlaſſen ⸗ 
den a dofsscalig dem Unterfchiede zwiſchen 





‚Stadt und Land geeignete Rechnung fragen und bei allen 
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Bauten, wo Gefahr im Verzuge ift, die thunlichfte Er— 
leichterung gewähren.” 
Sch gebe nun dem Herrn Antragfteller anheim, feinen 
Antrag näher zu motiviren. 


Kammerherr v. Watz dorf: Meine Herren! Es ift 
ſchon geftern vielfach darauf hingemiefen worden, welche 
Inconvenienzen daraus entftehen, daß die betreffende Bau: 
polizeiverordnung, welche mit dem gegenwärtigen Gefege 
erlaffen werben foll, in ihrem Inhalte nicht vorliegt, Diefe 
Bedenken fieigern fich nach meiner Anſicht in ſeht bedeu- 
tender Weife dadurch, daß das gegenwärtige Geſetz eine 
Menge materieller Beſchraͤnkungen, namentlich für die 
einen und landwirthfchaftlichen Bauten enthält, welche 
man früher nicht Fannte. Schon geftern ift von mehreren 
Rednern, namentlid von zweien, wenn ich nicht irre, den 
Herren Noſtiz ⸗Wallwitz und v. Metzſch, darauf hingewieſen 
worden, welche Unzuträglickeiten befonders bei Verände: 
rungen von Feueranlagen entfiehen koͤnnen. Ich made 
wiederholt darauf aufmerkfam, daß namentlich bei Werän- 
derungen der Rauchcanaͤle oder Effen, die fehr häufig 
feuergefährlih werden und deren defecter Bufland durch 
neue plöglic ergänzt werden muß, fehr große Bedenken 
entftehen. Wie foll es 5. B. in einem gewöhnlichen Baus 
ernhaufe gehalten werden, wenn die gejchleifte Effe ein» 
flürzt und vieleicht in ganz zweckmaͤßiger Weife durch eine 
ruſſiſche erfegt werben fol? Nach dem Gefege würde es 
dazu der vorgängigen Anzeige an die Ortöobrigkeit, dann 
der Vorlegung und Genehmigung des betreffenden Planes 
durch den Bautechniker bedürfen und damit würde eine 
Menge Zeit verftreichen, was nicht allein das betreffende 
Gebäude in Gefahr bringen, fondern aud dem Befiger, 
felbft mancherlei Unzuträglicpkeiten bereiten würde. Ich 
glaube aber tberhaupt, daß das Geſetz zwifchen Stadt und 
Land nicht genug unterfchieden hat, fowie, daß folche repen⸗ 
tine Bauten, welche häufig vorfommen Eönnen, nicht die 
hinreichende Berückſichtigung gefunden haben. Ich hätte 
es für zwedmäßiger gehalten, wenn im. Gefege beftimmt 
worben wäre, daß dergleichen Feuerungsanlagen und Feus 
erungscandle, bei deren Herftellung Gefahr im Verzuge 
ift, auch ohne vorhergehende obrigkeitlihe Genehmigung 
blos durch geprüfte fachverftändige Maurermeifter ausgeführt 
werben koͤnnen, welde nad) Befinden, wenn fie diefen 
Bau nicht in vorſchriftsmaͤßiger Weiſe auögeflihrt haben, 
in eine bedeutende Geloftrafe genommen werden koͤnnten. 
Jetzt ift der Fall gerade umgekehrt; "jet foll der Bauherr, 
weil er in zweckmaͤßiger Weife Etwas verbefferte und ab: 
ftellte, was feuergefährlich war, daher Schaden drohte und 
deffen Ausführung wirklich ganz angemeffen ift, deshalb, 





weil er die Anzeige unterlaffen hat, in Strafe genommen 
werben und das halte ich für eine ganz unzwedmaͤßige Be- 
fimmung. Ich weiß num freilih nicht, ob es der hohen 
Staatsregierung noch möglich fein wird, ſolchen Incons 


venienzen in ber Baupoligeiverorbnung felbft zu begegnen; 
ic halte aber dergleichen Unzuträglichkeiten für von fo ber 
deutender Art, daß ich glaube, es fei namentlich im Ins 
tereffe der Bauten auf dem Lande angemefjen und noth⸗ 
wendig, wiederholt darayf hinzuweifen. Ich werde dems 
nad) erwarten, ob von Seiten ber Regierungsbanf viel⸗ 
leicht eine Erklärung hierüber erfolgt und will mir dann 
eine weitere Aeußerung darauf vorbehalten. 


Präfident v. Schönfels: Zunaͤchſt möchte ich den 
Antrag zur Unterflügung "bringen; er ift bereits motivirt 
worden, ich will ihn aber nochmald recapituliten, er geht 
dahin: 

ndDie hohe Staatöregierung wolle in ber zu erlaffen« 
den Baupoligeiverordnung dem Unterfchieve zwiſchen 
Stadt und Land geeignete Rechnung fragen und bei 
allen Bauten, wo Gefahr im Werzuge ift, die thunlichfte 
Erleichterung gewähren.” 

Ich frage, ob die Kammer dieſen Antrag unterftügt? 
— Sehr zahlreich. 


Königl, Commiſſar Ju ſt: Es ift von Seiten der Staatör 
tegierung bereit3 wiederholt die Zuſicherung ertheilt worden, 
daß in der Baupoligeiverorbnung, welche, wie id ſchon 
die Ehre gehabt habe, ebenfalls wiederholt zu bemerken, 
technifcher Natur fein fol, der Unterfchied zwiſchen Stabt 
und Land jedenfalls feftgebalten und allen den Rüuͤckſichten 
möglichft Rechnung getragen werden foll, welche das platte 
Sand in Anfpruc nehmen zu koͤnnen berechtigt iſt. In 
dieſet Beziehung habe ich nicht geglaubt, daß «8 noch eines 
befonderen Antrages nad) der von der Regierung gegebenen 
Erklärung bedürfte. Was aber bie Beifpiele anbetrifft, 
welche angeführt worben find, um ben Antrag näher zu 
motiviren, fo muß ich wiederholt darauf aufmerkfam machen, 
daß unfere gegenwärtigen baupolizeifichen Vorfchriften wegen 
Eſſenbaues fpecielle Beftimmungen enthalten, 3. B. die 
Verordnung vom 11. März 1841 und daß es durchaus 
nicht geflattet gewefen ift, eine eingefallene oder abzutragen 
gewefene Effe ohne alle Gognition der Behörde neu aufs 
zuführen. Die Obrigkeit hat bei Ausführung von Eſſen 
mithin auch jetzt ſchon zu cognosciren. Weberhaupt glaube 
ich nicht für überflüffig halten zu duͤrfen, Immer wieber 
darauf zurüchzufommen, daß es nicht die Tendenz dieſer 
Sefegvorlage ift, das Bauen zu erfchweren, im Gegen 
theil Hoffe ich mit der größten Beflimmtheit, daß eine 
wefentliche Vereinfachung und Beſchleunigung des Verfah⸗ 
tens in Baufachen fünftig eintreten werde. Set wenig? 
ſtens, wo es zum größten Theile im dad Ermeſſen der 
Behörden geftellt gewefen ift, wie fie haben verfahren wollen, . 
jet, wo aud) von Friffen ober fonfligen derartigen Beftims 
mungen etwa Specielles in Gefegen und Verordnungen 
nicht enthalten if, fann man unbebingt behaupten, daß bie 


Zuftände im Vergleich zu den Beftimmungen des Geſetz⸗ 
entwurfs Feine günftigeren geweſen find. Es iſt dadurch, 


daß 





1041 


die Localbefichtigungen in der Regel’ wegfallen werden, ſchon 
ungemein viel gewonnen; es wird dadurch, daß mit den 
Bauten vornehmlich der Techniker zu thun hat, eine Ga- 
rantie geſchaffen, daß die Baue fünftig einer zweck⸗ und 
fachgemäßen Beurtheilung unterliegen und durch bie Feſt ⸗ 
ftellung einer Ware mit fo geringen Gebührenfägen ift die 
Garantie gegeben, daß Alle, die mit dem Bauwefen zu 
thun haben, fi nicht unnöthige Arbeiten machen, nament ⸗ 
lich nicht ohne dringende Veranlaſſung Localerpeditionen 
vornehmen werben, die ihnen Nichts einbringen. Behörde 
und Techniker müffen ſich alfo in ihrem eigenen Intereffe 
auf das Nothwendigfte beſchraͤnken und fo follte ich meinen, 
daß ein folder Zuftand, der ein fo einfaches Verfahren er- 
warten läßt, nicht zu Bedenken Veranlaſſung geben und 
noch weniger Grund abgeben Eönne, um ſich gegen die 
ganze Gefegvorlage auszufprehen. 


Präfident v. Schönfeld: Zunaͤchſt hat Herr v. Noftiz- 
Wallwitz und dann der Herr Kammerherr v. Watzdorf das 
Wort. 


(Königliher Commifjar Geh. Rath) Dr. Hübel tritt ein.) 


Finanztath v. Noſtiz -Wallwitz: Ich habe den Anz 
träg des. Heren Kammerheren v. Watzdorf unterftüst, aber 
befenne, daß er mir nöch nicht weit genug geht. Es wurde 
zwar foeben erwähnt, daß die Staatsregierung beabfichtige, 
in der zu erlaffenden Verordnung alle mögliche Etleichte - 
tungen zu gewähren; andererſeits aber wurbe dieſe Zu: 
ſicherung wieder dahin befchränkt, daß biefe Verordnung 
blos technifche Vorſchriften enthalten ſolle. Die Erleichte⸗ 
rungen, welche ber Herr Kammerhert v. Watzdorf beab⸗ 
ſichüget und die auch ich nur als hoͤchſt wuͤnſchenswerth 
betrachten kann aus dem Geſichtspunkte, den ich geſtern 
bereits aufgeitellt habe, gehören meiner Anſicht nad mehr 
in ein Gefetz, wo es ſich um das Verfahren handelt, d. h. 
darum, ob Jemand in Strafe verfällt, wenn er keine An: 
zeige gemacht ober diefelbe unterlaffen hat, weil Gefahr im 
Verzuge war. Daß Bauten auf dem Lande vorfommen 
fönnen, wo Gefahr im Verzuge eriflirt und der Bauunter- 
nehmer in eine Lage verfegt werben kann, eingreifen zu 
müffen, che die obrigkeitliche Gognition erfolgt ift, das, 
glaube” ich, kann nicht geleugnet werben. Ich wuͤnſche 
aber, daß man in dieſer Beziehung noch weiter gehe und 
noch einen Sat in ben $. 7 aufnehme, welcher etwa fo zu 
lauten hätte: „Won Einziehung der hier gedachten Strafe 
ift abzuſehen, wenn ber Bauunternehmer im Stande ift, 
nachzuweiſen, daß Gefahr im Verzuge gewefen fei'. Von 
den Folgen eitrer etwaigen vorſchriftwidrigen Bauausführ 
tung würde er nicht befreit werden Können, dies verfteht 
ſich von ſeibſt. Wer wenn’ er in Fällen, wo Gefahr im 
Verzuge geweſen iſt :und er nicht baupolizeiwidrig gebaut 
bat, in Strafe genommen werben ſoll, fo widerſtrebt das 
wenigftend meinem Gefühle. Indeſſen enthalte ich mich 

«RR. Ta. Abonnement.) 
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noch zur Zeit, einen Antrag darauf zu fiellen und werde 
abwarten, ob diefelbe Anficht noch von Mehreren getheilt' 
werden wirb. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ich wollte nur. bes 
merken, daß, wenn wirklich Gefahr im Verzuge vorhanden 
if, dann die im Paragraphen erwähnte Strafe ghnehin 
nicht eintreten kannz denn es ift das ein Fall des Nothe 
ftandes, in welchem nicht einmal criminalrechtliche Strafen 
ftattfinden, vorausgefegt nämlich, daß wirklich Gefahr im 
Berzuge war. Uebrigens wiederhole ih, daß zwiſchen 
Stadt und Land ein Unterſchied zu machen iſt und mache 
darauf aufmerkſam, daß wir im Berichte ſelbſt ausdrücklich 
darauf hingewieſen haben, Ich ſollte daher meinen, daß 
der Antrag’ des Herrn Kammerherrn v. Watzdorf, fo gut 
er auch gemeint fein mag und fo ſehr er auch der Anſicht 
der Deputation felbft entfprict, dennoch nicht nöthig fei. 


Kammerhere v. Watzdorf: Ih erlaube mir noch 
Einiges auf die Aeußerung des Herrn koͤniglichen Coms 
miffars zu enfgegnen. Die Verordnung vom Jahre 1841, 
ift mir nicht zur Hand und ich will nicht in Abrebe ftellen, 
daß in Beziehung auf die Feucreſſen ſich Beſtimmungen 
darin finden; wohl aber ftelle ich in Abrede, daß dieſe Ber 
flimmungen in der That auf dem Lande beobachtet worden 
find. Nach meiner Erfahrung find häufig Säle vorgekom⸗ 
men, wo ed für noͤthig erachtet wurbe, die Eſſen zweck⸗ 
mäßig zu conftruiren und eingetretene Beſchaͤdigungen for 
‚fort der Feuergefährlichfeit wegen zu entfernen. ifk, 
zum Bau fofort A bat — 
träglich angezeigt. Ich hätte nun geglaubt, es wäre uͤber⸗ 
haupt praftifcher gewefen, wenn man darauf Rüdfiht ger 
nommen hätte. Im Falle alfo, daß dergleichen Effen in 
dringenden Fällen ohne vorgängige Anfrage durch geprüfte 
Maurermeifter aufgeführt werden, werden fie auch genügende 
Garantie gegen die Feuergefährlichkeit bieten; befonders 
wenn fpäter nach Ausführung diefer Bauten die Prüfung 
derfelben von Seiten der Polizeibehörde erfolgt. Ich würde 
es daher für zwedmäßiger gefunden haben, wenn bie 
Stantöregierung vorgefchlagen hätte, daß derartige Bauten, 
wie Feuereffen ic. in dringenden Fällen von geprüften 
Maurermeiftern ohne Anfrage ausgeführt werden fönnen 
und daß, wenn dieſelben bei der Reviſion vorſchriftswidrig 
gefunden werden, die Maurermeifter daflır in bedeutende 
Strafen zu nehmen find. Aber felbft das nad) dem Gute 
achten der Deputatipn einzufchlagende Verfahren, von dem 
ich nicht weiß, ob es durch die baupolizeiliche Verordnung 
genügend ergänzt und mobdiflcirt werden kann, ſcheint mir 
nicht ausreichend. Ich werde daher auf dieſem Antrage 
beharren. 

(Staatöminifter v. Frieſen tritt ein.) 


Bicepräfident dv. Friefen: Ih muß mich ebenfalls 
für den Antrag des Herrn Kammerheren v. Watzdorf vers 
er ” 
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wenden, felbft wenn man ihm entgegenhalten Könnte, daß 
er vieleicht nicht abfolut nothwendig wäre und felkft wenn 
man anführte, daß die Deputation fchon diefelbe Meinung 
geäußert habe, alfo gewiß zu erwarten fei, daß die Staats- 
regierung den Wunfch, welden der Antrag ausfpricht, auch 
von ſelbſt beruckfichtigen werde. Wenn der Antrag mit 
der Anficht der Deputation übereinfiimmt, ſcheint es mir 
gerade vecht nothwendig, ihn aud im die Schrift aufzus 
nehmen, was die Deputation nicht beantragt hat. Wenn 
man auch fagen koͤnnte, daß der Antrag felbftverftändlich 
fei, fo drüct er doch einen berechtigten Wunſch aus und 
es ift gut, daß derfelbe zur Kenntniß der Regierung ges 
Lange und dadurch umfomehr Beruͤckſichtigung finde, Jeden⸗ 
falls alfo iſt der Antrag micht überflüffig, fondern fehr 
wohlthätig. Es iſt übrigens mit der Weberfluffigkeit fo eine 
Sade. Die Anſicht der Ueberflüffigkeit kann man auf 
gar manche andere Dinge anwenden, ich halte z. B. dad 
ganze Gefetz fuͤr uͤberfluſſig. Wenn der Herr Commiſſar 
erwähnt, es entſtaͤnden immer wieder neue Beflrchtungen, 
ed kämen immer wieder neue Beforgniffe zum Vorſchein, 
die Staatöregierung oder vielmehr ihre Behörden würden 
alles Mögliche thun, um den Bauunternehmern Erleichte⸗ 
rungen zu verfchaffen, ihnen den Bau nicht zu erſchweren 
und den Bauunternehmern nicht zur Laſt zu fallen, fie nicht 
durch Weitläufigkeiten zu behindern u. ſ. w., fo erwidere 
ich darauf: dad glaube ich fehrgerm oder vielmehr ich hoffe 
es, aber ich glaube auch, daß bie Befhwerden und Be 
fürdtungen, die in der Kammer wiederholt auögefprochen 
worden find, bie Staatsregierung erft darauf aufmerffam 
gemacht haben, daß ſolche billige Nüdfihten unbedingt 
nothwendig und nüglih find. Die Befürchtungen, die in 
der Kammer wiederholt ausgefproden worden find, können 
doch nicht fo ganz ohne Grund fein. Denn wer wird 
wohl eine Befürchtung ausiprechen, wenn fie nicht begrüns 
det ift? Diejenigen, die fie geäußert haben, müffen ſich 
doch wohl ſchon einmal in ihrer Erfahrung die Finger vers 
brannt haben. Ich glaube überhaupt, die Staatsregierung 
und die Behörden werben an dem ganzen Gefege nicht 
ſeht viel Freude erleben. Es werden fih, wenn fie das 
Geſetz in Angriff nehmen, im ganzen Lande Stimmen da- 
gegen erheben. Ich bleibe daher bei dem Antrage des 
Herrn Kammerheren v. Wagdorf ſtehen, empfehle ihn zur 
Annahme und werde unbebingt für denfelben ftimmen, 


Nittergutöbefiger Nittmer: Ich habe ben Antrag des 
Herrn Kammerheren v. Wagdorf ebenfalls unterftütt und 
erklaͤre, daß ich feine Tendenz vollftändig billige; aber er 
ſcheint mir aud im hoͤchſten Intereſſe für gewiſſe kleine 
Städte zu fein. Wenn ich den Antrag richtig auffafje, fo 
iſt er ſchroff hingeftelt, um Land und Stadt zu frennen. 
Nun giebt es aber eine Menge Meiner Städte, von wel: 
chen der Herr Antragſteller wiſſen wird, daß ihre Bedürf: 
niſſe in dieſer Beziehung ebenfo dringend find und daß 





ebenfo viele Rüdfichten Hier genommen werden müffen und 
wohl noch größere Schwierigkeiten bei ihnen zu überwin« 
den find, als auf dem platten Sande. Um nur Eine zu 
erwähnen, fo ift über die Beftimmung in der Baupolizeiz 
ordnung häufig Klage geführt worden, wornach ein Städten ' 
nicht erlaubt iſt, Scheunen in die Nähe der Häufer zır 
bauen. Nun ift das für die größeren Städte eine Sad, 
die vokfommen Far if. Allein ich weiß, daß dringende 
Eingaben von Städten im Leipziger Kreife vorhanden find, 
welche mit den ſchwaͤrzeſten Farben die Beläftigungen ger 
ſchildert haben, die aus diefer Beftimmung hervorgegangen 
feien, vermöge deren vor die Stadt hinaus die Scheunen 
gebaut werben müffen. Es wuͤrde mir daher lieh fein, 
von dem Herrn Antragfteller zu erfahren, ob er dieſe Ans 
ficht auch habe oder ob er fie micht theile; ob er glaubt, 
daß überhaupt bei feiner Meinen Stadt das Bedlrfniß vore 
handen ift, daß eben ſolche Ruͤckſichten auf diefelbe genom ⸗ 
men werben, wie er fie für das platte Land genommen zu 
fehen wuͤnſcht. Auch der Herr Bicepräfident, der fo warm 
den Antrag des Herrn v. Watzdorf beflrwortete, hat mit 
feinem Worte der Heinen Städte gedacht, obgleich er ſolche 
genauer kennt, als ih. Es würde mir fehr erwuͤnſcht fein, 
zu wiffen, was die Herren gebacht haben in Bezug auf 
diefeBedürfniffe, die fih nach meiner Kenntniß der VBerhälte 
niffe ſehr dringlich wiederholt herausgeftellt haben. 


Kammerhere v. Watzdorf: Ich bin gewiſſermaaßen 
vom Herrn Nittner provocirt worden, den Sinn meines 
Antrags weiter auszuführen. Ich glaube, er muß cum 
grano salis verflanden werden und man muß zwifchen grö- 
ern und leinern Orten einen Unterſchied machen und mit 
ſchien die Regierungsvorlage einen folden nicht gentigend 
gemacht zu haben. Deswegen habe id) durch meinen Uns 
trag nachhelfen wollen, 


Finanzrath v. Noſtiz⸗Wal lwitz: Der Referent hielt 
mir ein, daß es eines Zufages in der vom mie gedachten 
Art im Gefege nicht bedürfe, weil, wo ein wirklicher Noth ⸗ 
fand exiſtirte, die Strafe nicht eingezogen werden würde. 
Daß fie nicht eingezogen werden wird, ift möglich, ift wahr 
ſcheinlichz indeſſen kann ſich ein Bauunternehmer darauf 
nicht veriaſſen. Nach dem Geſetze iſt die Strafe jedenfalls 
aufzulegen. Wenn fie nachher erlaffen werden foll, wird 
jedenfalls erwartet, daß der betreffende Straffällige erſt mit 
einem Erlaßgeſuche einkommt. Er wird jedenfalls beifällig 
befchieden werden, jedenfalls hat er aber die Koften zu tra⸗ 
gen, weil er den Bau ohne vorherige Anzeige und Genehr 
migung unternommen hat. Darin liegt eben ber unter⸗ 
ſchied, der es wuͤnſchenswerth macht, daß dies durch eine 
Beſtimmung im Geſetze ſelbſt ausgeſprochen wird. 

Referent Buͤrgermeiſter Hennig: Ich will nur mit 
wenig Worten bemerken, daß ich die Auffaffung des Herrn 
v. Noflig durchaus nicht theile. Iſt wirklich Nothſtand vor 
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handen, wirklich Gefahr im Verzuge, fo ift höchftens die 
Sache zu erörtern; aber eine Strafe kann nicht erfannt 
werden. Es kann alfo der Fall nicht eintreten, daß ber 
Zuwiderhandelnde geftraft wird und nur im Wege der Gnade 
von der Strafe befreit werden kann. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen; ich kann daher die Debatte über 
$.7 fehließen und ertheile dem Referenten dad Schlußwort. 


(E3 wird hierauf verzichtet.) 


Die Deputation fehlägt in Betreff des $. 7 vor, den 
Eingang abzuändern und zwar bis zu dem Worte „beginnen“. 
Diefe Abänderung befindet ſich auf Seite 471 des Berichts 
und lautet: 

„Bauunternehmer, welche eine ober die andere der 
6. 2a in Verbindung mit $. 2b unter Nr. 2 und $. 5 
vorgefchriebenen Anzeigen unterlaffen oder vor dazu ers 
haltener obrigkeitlicher Erlaubniß einen nach diefem Geſetz 
der Anzeigepfliht unterliegenden Bau Beginnen” 

und ich ftee die Frage, ob die Kammer diefen Ab: 
aͤnderungsvorſchlag ihrer Deputation gutheißt? — 
Einftimmig Ja. 

Weiter fchlägt die Deputation vor, die Worte: „von 
fünf Thalern“ auf der 7. Zeile in Wegfall zu brin— 
gen. Ich frage au hier, ob die Kammer hierin 
ihrer Deputation beitritt? — Einftimmig Ja. 

2... 36 frage nun, ob die Kammer. $. 7 mit den be» 
ſchloſſenen Abänderungen anzunehmen gemeint 
if? — Einftimmig Ja. 

3 kommt nun ber Antrag des Herrn Kammerherrn 
v. Watzdorf zur Abftimmung. Derfelbe ift, wie ſchon mehr: 
fach erwähnt, beflimmt, in der ſaͤndiſchen Schrift Platz zu 
finden und geht dahin: 

„Die hohe Staatöregierung wolle in der zu erlaſſen⸗ 
den Baupolizeiverordnung dem Unterfihiede zwilchen Stadt 
und Land geeignete Rechnung tragen und bei allen Bau 
ten, wo Gefahr im Verzuge ift, die thunlichfte Erleich ⸗ 
terung gewähren.” 

Ich frage, ob die Kammer diefem Antrage Beis 
fall ſchenkt? — Einftimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


. 8. 

Baumeifter und PEN welche einen von der 
Behörde noch nicht genehmigten Bau ($- 2) in Angriff ges 
nommen haben oder Portftipren oder die bei der Bauführung 
ſich anderer Bumwiderhandlungen gegen allgemeine oder ört« 
liche oder die im befonderen Falle ertheilten baupolizeilichen 
Vorſchriften fhuldig maden, werden mit 3 Tagen bis zu 
4 Wochen und im Wiederholungsfalle bis zu 8 Wochen 
zu erhöhender Gefängnißftafe belegt, auch fann ihnen bei 
bewiefener grober Fahrläffigteit und zu wiederholten Malen 
verhangenen Gontraventionen das Recht zur felbftändigen 
Bauführung entzogen werben. 


liothek 


Die Motiven habe ich bereits verlefen zu $. 7. — 
Der Bericht fagt: 


Bu $. 8. 

Infolge ber zu $. 2 beantragten Abänderungen reicht 
das Citat: „($. 2)" auf der zweiten Zeile nicht ganz aus; 
man beantragt baher: 

den Eingang des $. 8 bis mit dem Gitat „$. 2” fo 
zu faſſen: 
„Baumeifter und Baugewerke, welche einen ber 
Anzeige bei der Behörde unterliegenden, von diefer 
aber noch nicht genehmigten Bau.” 

Auf die Anfrage, welcher Unterfchieb zwiſchen „Baus 
meiftern” und „Baugewerfen‘ fei? ift der Deputation von 
dem Herrn Fönigliden Commiſſar die Auskunft ertheilt 
worden, daß unter „Baumeiftern” diejenigen Bautechniker 
zu verftehen feien, welche die Staatsprüfung beftanden hätten. 

Im legten Sage von den Worten: „auch kann“ ift 
auögefprocen, daß den Baumeiftern und Baugewerken bei 
bewiefener grober Fahrläffigkeit und bei wiederholt verhans 
genen Gontraventionen das Recht zur felbftändigen Baus 
führung ganz entzogen werden kann. Diefe Beftimmung 
erfcheint der Deputation zu hart, auch geht fie weiter als 
die einfchlagenden Beftimmungen des Entwurfs zum Ges 
werbegefege. Nach $. 35 des Gewerbegefeged kann naͤm⸗ 
lic) die Berechtigung zum Gewerbebetriebe durch richterliche 
oder abminiftrative Entſcheidung nur folden Perfonen ent» 
zogen werden, welche wegen Verbrechen oder wegen wieder» 
bholter Uebertretung der Steuergefege rechtskräftig verur⸗ 
theilt worden find. Angemeffener fchien der Deputation 
die zeither in diefer Hinficht geltende Beftimmung des $. 13 
der Verordnung vom 11. Mai 1841 und dem entfprechend 
fchlägt fie daher vor: 

den legten Saß von 

„aud Fann” 
ganz in Wegfall zu bringen und flatt deffen zu fagen: 

„auch kann ihnen, wenn jich bei wiederholten Webers 
fretungen ein der allgemeinen Sicherheit im hohen Grade 
gefährlicher Leichtfinn derfelben zeigt, nach Befinden das 
Recht zur felbftändigen Bauführung auf gewiſſe Zeit 
unterfagt werben.” 

Die Aufnahme diefer Beftimmung in's Geſetz fließt 
die Anwendung des $. 35 des Gewerbegefeges in den das 
felbft bemerkten Fällen nicht aus. 

Mit den vorgefchlagenen Abänderungen wird 

$. 8 zur Annahme empfohlen, 


Dräfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
QIemand über $. 8 zu ſprechen wuͤnſcht? wo nicht, fo gehe 
ich fogleich zur Abftimmung über. In Betreff diefes Par 
tagraphen fchlägt die Deputation zweierlei Abänderungen 
vor. Die erfie geht dahin, den Eingang des $. 8 bis mit 
dem Gitate „$. 2" fo zu faſſen: 

„Baumeifter und Baugemwerke, welche einen ber Ans 
zeige bei der Behörde unterliegenden, von dieſer aber 
noch nicht genehmigten Bau. 

Ich frage, ob die Kammer diefer von der Depus 
tation vorgefehlagenen Abänderung beitritt? — Eins 
ſtimmig Sa. 

Weiter fchlägt die Deputation vor, den Ichten Satz 
155* 


den Worten an: 
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‚von ben Worten an „auch Tann” ganz in Wegfall zu brin- 
gen und flatt deffen zu fagen: 


„auch Fann ihnen, wenn fich bei wiederholten Ueber ⸗ 
tretungen ein der allgemeinen Sicherheit in hohem Grade 
gefährlicher Leichtfinn derfelben zeigt, nach Befinden das 
Net zur felbftändigen Bauführung auf gewiffe Zeit 
unterfagt werden.” 


Ich frage auch bier, ob die Kammer ihrer Dez 


putation beitritt? — Einftimmig Ja. 

Ich frage nun, ob fie $. 8 mit. den befchloffe- 
nen Abänderungen Beifall ſchenkt? — Einftims 
mig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 


. 9. 

Jeder Zimmer und Mhwrermeifter hat in Bezug auf 
bie Ausführung von Bauen die Handlungen feiner Gefellen 
und Arbeiter in baupolizeiliher Hinfiht zu vertreten, in» 
foweit er nicht zu befcbeinigen vermag, daß feiner ausdrüd- 
lichen Anordnung zuwider gehandelt worden ift und feiner 
Seit eine regelmäßige Beauffihtigung feiner Gefellen und 
Arbeiter flattgefunden hat. 


In ben Motiven heißt ed: 


Bu. 9. 

Die hier im Allgemeinen ausgefprodene Verantwort: 
lichkeit der Meifter für die Handlungen ihrer Gefellen und 
Arbeiter entſpricht nicht nur der bisher —— Praris, 
fondern aud dem Verhältniffe, das zwifchen Meifter, Ger 
fellen und Arbeiter den gewerbrechtlichen Grunbfägen ‚aufolge 
flattfindet, indem bie felbftändige Uebernahme und Führung 
von Bauen nur dem Meifter zufteht und jeder Zimmers 
and Maurergefelle, mit Ausnahme der hier nicht in Betracht 
Tommenden fogenannten Scharwerkögefellen, nur unter Aufs 
fiht und Verantwortlichkeit feines Meifters, dem er den 
Meiftergrofchen abzugeben hat, arbeiten darf, 

Es würde auch den Contraventionen Thor und Thüre 
geöffnet fein, follte fi der Meifter damit erfolgreich ente 
ſchuldigen können, daß die Gontravention ‚nicht ihm, fonz 
dern feinen Gefellen und Arbeitern zur Saft falle, da der 
Behörde gegenüber nur dem zur Bauführung allein derech⸗ 
tigten Meifter eine Vertretung in Anfehung des von ihm 
übernommenen Baues obliegen ann, der häufige Wedhfel 
ber Gefellen und Arbeiter auch eine Beftrafung berfelben in 
vielen Faͤllen fogar ganz unthunlih maden würde. Nur 
dann verlangt es die Billigkeit, daß der Meifter firaffrei 
bleibe, wenn er nachzumweilen vermag, daß von feinen Ger 
fellen oder Arbeitern der von ihm ordnungsmäßig geführten 
Auffiht ungeachtet gegen feine ausdrückliche Anordnung 
game und bie firafbare Contravention begangen wor; 

en ſei. 


Im Berichte heißt es: 


Bu $. 9. h 

Da ber Ausbrud: „Zimmer und Maurermeifter” 

ben Grundfägen des Gewerbegefeges künftig nicht auf 
felbftändige Baugewerke paßt, 


nad 
. alle 
überdies auch nicht blos die 


Baugewerken, fondern auch die Baumeifter ($. 8) die uns 
ter Ährer Aufjicht ftehenden Gefelen und Arbeiter zu ver⸗ 
treten. haben, 


fo beantragt die Deputation, 





die Worte: 

„Seber Zimmer: und Maurermeifter” 
zu vertaufchen mit ben Morten: 

„Jeder Baumeifter und Baugewerke“. 

— een beantragt man mir Rücficht auf das Geiver 
eegeſetz: 
auf der zweiten und letzten Zeile nad) ben Morten: 

„Geſellen“ 
jedesmal noch einzuſchalten: 

„Sehülfen”, ‘ 

Der Deputation ſcheint es ferner eine Luͤcke im Gefeh 
zu fein, daß die Gefellen und Arbeiter nicht mit Strafen 
bebroht find für den Fall, daß fie fich baupoligeilicher Con 
traventionen ſchuldig machen, welche der Baumeifter ober, 
Baugewerke nicht zu vertreten hat. Man beantragt beds 
halb, am Schluffe noch hinzuzufügen: 

„Die Gefelen, Gehilfen und Arbeiter unterliegen 
wegen fi zu Schulden gebrachter baupglizeilicher Cons 
traventionen in Fällen, in welchen fie vom Baumeſter 
ober Baugewerken nicht zu vertreten find, den in $. 8 
beftimmten Strafen,” 

Die Deputation vathet ber Kammer an: 

$. 9 mit den beſchloſſenen Abänderungen und Bus 

fägen anzunehmen, 


Dräfident v. Schönfeld: Die Discuffion über $.9 
mürbe nun zu eröffnen fein. — Wenn Niemand das Wort 
ergreift, fo werde ich fogleich zur Abftimmung übergehen, 
Bei $.9 beantragt die Deputation zuerft die Worte: „Ier 
der Bimmers und Maurermeifter” zu vertaufchen 
mit den Worten: „Jeder Baumeifter und Bauges 
werke”. Ich frage, ob die Kammer dieſer Anſicht 
ihrer Deputation beitritt? — Einftiimmig Ja. 

Weiter beantragt die Deputation, auf der zweiten und 
legten Zeile nach den Worten „Geſellen“ jedesmal noch 
einzuſchalten „Gehülfen“. Ich frage, ob die Kammer 
auch diefer Anſicht ihrer Deputation beitritt? 
— Einfimmig Ja. a 

Endlich beantragt die Deputation, am Schluffe des 
Paragraphen noch hinzuzufügen: 

„Die Gefellen, Gehülfen und Arbeiter unterliegen 
wegen ſich zu Schulden gebrachter baupolizeilicher Contra 
ventionen in Fällen, in welchen fie vom Baumeifter 
ober Baugewerfen nicht zu vertreten find, ben in $. 8 
beftimmten Strafen.” 

Ich frage, ob die Kammer aud hierin mit ihrer 
Deputation einverflanden iſt? — Einftimmig Ja. 

Und nun frage ich, ob die Kammer $, 9 in der 
befloffenen Weife anzunehmen gemeint: if? — 
Einfimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Hennig: 
. 10. rn 
Auf öffentliche Bone rien die vorftehenden Beſtim⸗ 


mungen feine Anwendung. * 
Unfer Minifterium des, Innern iſt beauftragt, die zur 
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Ausführung dieſes Geſetzes weiter nöfhigen Anordnungen |: 


au erlaffen. 
Urkundlich ıc. 
Dresden, den ic. 


In den Motiven heißt es: 


Zu. $. 10. 

Obgleich bei Öffentlichen, insbefondere den vom Staate 
unfernommenen Bauen die allgemeinen und örtlichen bau⸗ 
‚Holizeilichen Vorfchriften ebenfalls beobachtet werden müffen, 
fo £önnen diefelben doch nicht im gleicher Weife, wie die 
Privatbaue, unter die fpecielle Controle der Localbaupolizeiz 
„behörden geftellt werden, zumal folhe Baue ohnehin unter 
befonderer Aufficht ſtehen und von höheren techniihen Be— 
amten pi werben. Es beſteht daher bezuͤglich ber von 
"Staatsbehörden unternommenen Baue die Einrichtung, daß 
dieſelben der betreffenden Localbaupolizeibehörde zwar nicht 
u Genehmigung anzuzeigen find, diefer jedoch von dem 

jauvorhaben Mittheilung zu machen ift, auch die Einficht 
der Bauriffe geftattet und dadurch die Gelegenheit geboten 
wird, die ihr etwa beigehenden Bedenken rechtzeitig geltend 
zu machen. Bei biefem, den Zweck vollftändig ficher ftellen- 
‚den Verfahren wird es daher auch ferner zu bewenden haben. 


Im Berichte heißt ed: 


Bu $. 10. ä 
Im erften Satze ift der Grundfaß ausgefproden, daß 
Öffentliche Baue von den Beftimmungen des Gefeßes aus: 
‚genommen fein ſollen. Die Deputation kann ſich aber mit 
diefem Sage in feiner Allgemeinheit nicht einverftanden 
erklären. = 
Betrachtet man einmal die baupoligeilichen Vorſchrif- 
ten als durch das Intereffe für die oͤffentliche Sicherheit 
geboten, fo Fann es an ſich feinen Unterfchied machen, ob 
der Bau ein Öffentlicher oder ein Privarbau ift. Nun ift 
qua in den Motiven anerfannt, daß bei öffentticen, inds 
efondere den vom Staate unternommenen Bauen die all: 
‚gemeinen und Örtlichen baupoligeilichen Vorſchriften beobadhs 
tet werden müffen, auch daß den Behörden Mittheitung 
gemacht und ihnen die Einſicht der Bauriffe erlaubt fein 
fol. Allein dies fteht eben nur in den Motiven und nicht 
im Geſetz. Iſt es aber einmal die Meinung der Regierung 
und ift e& das zeither ſchon beobachtete Verfahren, dann 
iſt es auch richtiger und für die Staatöbehörden ganz uns 
bedenklich, daß es im Gefege felbft Ausdrud erlangt. Denn 
wenn man auch zugeben fann, daß dergleichen Baue unter 
befonderer Aufficht ftehen und von höheren technifchen Ber 
amten geleitet werden, fo fehließt dies doch die Möglichkeit 
nicht auß, daß gegen allgemeine, insbefondere örtliche Bat: 
worfchriften verftoßen werde und überdies macht es einen 
nicht günftigen Eindrud, wenn fid) der Staat im Geſetze 
von dem erimirt, was er in demfelben Geſetze für Andere 
vorfchreibt. Wird eine dem Inhalte der Motiven entfpres 
chende Beftimmung in's Geſetz felbft aufgenommen, fo ge: 
"währt died noch den Vortheil, daß die Eocalbaubehörben 
das Recht erhalten, verlangen zu können, daß ihnen vom 
‚Bauunternehmer Über bad Bauvorhaben rechtzeitig Mitthei ⸗ 
Jung gemadt und ihnen die Einſicht der Riffe geftattet 
werde, ein Recht, ohne welches die ihnen in den Motiven 
zugedachte Stellung den Öffentlihen und Staatsbauen 
gegenüber ganz illuforifch fein würde. 


Demnach). beantragt man: 
den erfien Sag in $. 10 in Wegfall zu bringen 
und ſtatt deffen zu fagen: 
Die Hof, Staats» und anderen öffentlichen 

Baue find den allgemeinen oder localen baupolizeis 

lichen Vorſchriften zwar ebenfalls unterworfen, doch 

leidet daS vorgefchriebene Verfahren nur infoweit Ans 
wendung, als die betreffenden Staatöbehörben und 

Bauunternehmer verpflichtet find, der Localbaupolizeie 

behörde von dem Bauvorhaben Mittheilung zu machen 

und ihr die Einficht der Bauriffe zu geftatten, damit 
ihr Gelegenheit gegeben wird, die ihr etwa beigehenden 

Bedenken rechtzeitig geltend zu machen.” . 

Mit diefer Abänderung wird die Annahme des 
$. 10 angerathen. 

Die Staatsregierung hat fich jedoch mit diefer Abaͤn ⸗ 
derung nicht einverftanden erklärt, fie beabfichtigt vielmehr, 
das zur Wahrung der baupolizeilichen Vorſchriften bei der 
Ausführung von dergleichen Öffentlichen Bauen zu beobach⸗ 
tende Verfahren durch Vereinbarung der betreffenden Mis 
nifterien mit dem Minifterium des Innern zu regeln und 
im Verordnungswege feftzuftellen. 


Staatsminifter v. Friefen: Es ift bereits im dem 
Berichte der geehrten Deputation bemerkt, daß die Staatd» 
regierung fi) mit dem von der Deputation vorgefchlagenen 
Bufage nicht einverftehen kann. Auch hat der Herr Mis 
nifter des Innern bereits in der allgemeinen Debatte ein 
von Seiten der Regierung bier zu ftellendes Amendement 
angefündigt. Che ich dies letztere aber der geehrten Kam 
‚mer mittheile, halte ich es für nöthig, mit kurzen Worten 
die Tragweite der ganzen Differenz zu bezeichnen, damit 
es nicht ausfehe, als ob eine große principielle Verfchieden« 
heit zwifchen der Regierung und der Deputation obwalte. 
Ich glaube annehmen zu dürfen, daß fich diefelbe mehr auf 
dad Formelle bezieht. Die Regierung erkennt vollfommen 
an, daß auch bei öffentlichen Gebäuden die allgemeinen 
und localen baupolizeilichen Vorſchriften beobachtet werden 
müffen und ift aud damit einverflanden, baß dies im 
Geſetze ausgefproden werde, wenn es im Allgemeinen zur 
Beruhigung dient. Damit aber if die Regierung nicht 
einverftanden, daß uͤber das zu beobachtende Verfahren im 
Geſetze felbft eine fpecielle Beftimmung aufgenommen werde, 
Die Deputation wieder auf der andern Seite ſcheint damit 
einverftanden zu fein, daß nicht ganz daffelbe Werfahren, 
was für andere Privatbauten vorgeſchrieben ift, unbedingt 
auh auf die Staatsbauten Anwendung zu leiden habe. 
‚Hier handelt es fi, wie mir ſcheint, alfo nur um das 
Mehr oder Weniger und nach diefer Einleitung erlaube ih 
mir der geehrten Kammer die Abänderung, die die Regie 





tung vorfchlägt, mitzutheilen. Die Regierung ift naͤmlich 
einverftanden damit, daß der erfte Sag, ganz wie er von 
der Deputation vorgefchlagen wird, ſtehen bleibt, daß es 
alfo heißt: 

die Hof«, Staats» und anderen öffentlichen Baue 
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find den — ‚oder localen haupolizeilichen Vorſchrif ⸗ 
ten zwar ebenfalls unterworfen“, 


daß aber dann in folgender Weiſe fortgefahren werde: 
„über das deshalb zu beobachtende Verfahren wird 
jedoch durch Verftändigung der betreffenden Minifterien 
mit dem Minifterium des Innern dad Erforderliche 
geordnet.“ 

Zur Motivirung diefer abweichenden Anſicht erlaube 
ich mir nur ganz kurz zu bemerken, daß, wie id ſchon 
vorhin fagte, die Hauptabficht der Regierung dahin: geht, 
dag in das Geſetz felbſt nicht eine bindende Vorſchrift über 
das Verfahren aufgenommen werde. Es koͤnnte dies zu 
manchen unangenehmen Conflicten, zu manchen weiteren 
Unannehmlichkeiten führen. Gegenwärtig beftcht bereitä eine 
befondere Einrichtung bei den Staatöbauten, welde jedoch 
verfchieden ift, je nachdem die Banten von dem Finanz 
minifterium reffortiven, was auch binfichtlic der Bauten 
ber anderen Minifterien außer dem Kriegsminifterium ber 
Fall ift oder von dem Kriegsminifterium reffortiren. Hin ⸗ 
fichtlich der Bauten des Finanzminifteriums befteht eine 
Vereinbarung mit dem Minifterium ded Innern, wonach 
den betreffenden Behörden Mittheilung Über den Bau ges 
macht und benielben zugleich freigeftellt wird, von den 
betreffenden Niffen Einſicht zu nehmen und die Bedenken, 
die fie etwa hegen, zu verlautbaren. Das ift alfo unger 
fähr daffelbe, was hier vorgefchlagen wird. Hinfichtlich 
der Bauten des Kriegeminifteriums befteht eine andere 
Einrichtung, bie wohl durch die Natur der Sache bedingt 
wird und daher fie nicht näher zu rechtfertigen iſt. Bei 
dem Kriegsminifterium naͤmlich, wo überhaupt nicht fo 
viel einzelne, tiber das ganze Land zerfireute Bauten 
vorfommen, fondern es fich meift um wichtigere Baur 
unternehmungen handelt, findet eine unmittelbare Vers 
nehmung mit dem Minifterium des Innern flat. Es 
wird num von Seiten der Regierung durchaus nicht beab⸗ 
figtigt, an dem Verfahren in diefer Beziehung Etwas zu 
ändern, — bei dem Finanzminifterium nicht und ebenfos 
wenig bei dem Kriegsminifterium. Bei Lebterem würde 
aber geradezu eine Aenderung gegen das biöherige Verfahs 
ren eintreten müffen, wenn ber Vorſchlag der Deputation 
angenommen merben follte. Ich nehme nun durchaus nicht 
an, daß die geehrte Deputation ſich die Sache fo gedacht 
habe, daß ein Bauplan, der von der oberften Baubehörte, 
fei es von dem Militäroberbauamt oder von der oberften 
Baubehörde des Finanzminifteriumd, entworfen oder genchs 
migt und alfo von diefen Behörden im ihrer Amtseigen- 
ſchaft als zur Ausführung geeignet anerfannt worden ift, 
der betreffenden Unterbehörde nochmals zur Prüfung vor: 
gelegt und von den Baugewerken berfelben motirt werden 
ſoll. Ich will ausdrüdtich bemerken, daß «8 ſich hierbei 
keineswegs blos um Städte Handelt, fonbern bei dem Fi- 
nanzminifterium auch um zahlreiche Fälle von Bauten, die 





auf dem platten Lande vorfommen, wo alfo die Borlage 
der Bauriſſe bei den Gerihtsämtern erfolgen müßte, Daß 
aber folche Riſſe noch von den Baugewerken der Gericht, 
ämter geprüft werden follten, würde doch nicht ganz ange · 
meſſen fein. Ich glaube, dieſe Gründe werben im Age 
meinen ſchon der geehrten Kammer nachweiſen, daß in der 
That die Regierung nichts Unbiliges verlangt, fondern 
nur dasjenige, was durch bie Stellung der Oberbaubehön 
den dem unteren Baupolizeibehörden gegenüber unbedingt 
nothwenbig gemacht wird. Ich mache hierbei noch auf 
zwei Punkte aufmerffam, welche die Anficht der Regierung 
weſentlich zu unterflügen ſcheinen. Einmal ift der gechte 
ten Kammer bekannt, daß in’ diefem Augenblide der Zwei⸗ 
ten Kammer ein Vorſchlag der Regierung vorliegt über 
eine neue Drganifation der Behörden fir das Hochbaumefen, 
wonach die Errichtung eines Oberbauamts beabfichtigt wird. 
Ich hoffe, daß diefer Plan ſchluͤßlich, wenn auch mit Mer 
nen Modificationen, in beiden Kammern Billigung 
finden wird. Dann haben wir, was und biöher gefehlt 
hat, eine oberfte techniſche Baubehörde, die in jeder Ber 
ziehung competent und geeignet iſt, nach jeder Seite hin 
die nöthigen Garantien zu geben. Kuͤnftighin werden das 
her faft alle wichtigeren Staatsbauten, mit Ausnahme der 
militärifchen, der Beurtheilung und Begutachtung diefer 
Behörde unterliegen. Sie foll aber auch zugleich der oberfte 
Rathgeber des Minifteriums des Innern in allen baupolis 
zeilichen Sachen werden. Es werden nun aber bie Differ 
tenzen, die in ben unteren Inftanzen entſtehen, ſchlüßlich 
doch an das Minifterium des Innern kommen und es 
würde fi dann das ganz unnatüicliche Verhaͤltniß hevauöftels 
ten, daß, wenn ein im Oberbauamt feftgeftellter Bauplan 
in der unteren Inſtanz motirt würde und dann bie Diffe 
venz durch Recurs an das Minifterium des Innern kame, 
das Dberbauamt im oberfter Inſtanz wieder Über feinen 





eigenen Plan cognoseiren müßte. Es find aber die Ber 
hältniffe dadurch ganz anders, daß es ſich hier nicht wie 
bei den Privatbauten um Techniker handelt, die, wenn fie 
auch noch fo befähigt und ausgezeichnet find, doch Feine 
amtliche Eigenfchaft haben, während bei Staatsbauten bit 
oberſte amtliche Autorität in Bauſachen felbf den Plan 
entwirft. Endlich muß auch das Minifterium dringend 
wünſchen, daß hier nicht eine Verſchiedenheit mit ber Gt 
werbeordnung eintrete. Wei der Gewerbeordnung kam die 
Frage zur Sprache, wie es hinſichtlich der Staatsfabriten 
gehalten werden folle. Dort ift man nach langen Wer- 
bandlungen in den Deputarionen beider Kammern dahin 
gelangt, eine Beſtimmung ins Gefeh aufzunehmen, daß 
die materiellen Beftimmungen ber Gewerbeordnung auf 
auf die Staatöfabriten mit einzelnen Ausnahmen Anwen» 
dung leiden follen. Dagegen iſt dort ausdrücklich geſagh 
daß-über die formelle Behandlung der Sache und dab dabei 
zu Beobachtende fich das betreffende Minifterium mit dem 
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Minifterium des Innern zu vereinigen habe und biefer 
Zuſatz iſt dort, wie mir ſcheint, unter viel wichtigeren 
Berhältniffen, als hier in Nede fiehen, in beiden Kammern 
ohne Widerfpruch einftimmig angenommen worden. Es 
wird nun aber felten der Fall vorfommen, daß, wenn eine 
Staatöfabrit errichtet wird, nicht gleichzeitig auch ein Haus: 
bau nothwendig ift und es ift fehr zu wünfchen, daß in dem 
deshalb zu beobachtenden Verfahren. völlige- Uebereinſtim⸗ 
mung herrſche. Wollten wir hier eine andere Beftimmung, 
fei es welche es wolle, ins Gefeg aufnehmen, fo würben 
wir entweder mit der Gewerbeordnung in Widerfpruch ger 
rathen ober es wuͤrde dieſelbe theilweife wieder abgeändert 
werben müffen. Ich glaube alfo, bie geehrte Kammer 
wird ſich wohl mit dem Vorfchlage des Minifteriums eins 
verfichen und denfelben fhlüßlih annehmen können. Ich 
habe mir erlaubt, den Vorſchlag ſchriftlich aufzuſetzen. 


(Der Vorſchlag wird dem Praͤſidium überreicht.) 


Präfident v. Schönfeld: Der Antrag der Regierung 
‚geht dahin: dem erften Sag des von der Deputation ber 
antragten Satzes bid mit „unterworfen“ beizubehalten; die 
Fortſetzung aber, wie die Deputation vorfhlägt, in Weg 
fall zu bringen und daflır zu fegens ® 

„über das deshalb zu beobachtende Verfahren wird 
jedoch durch Verftändigung der betreffenden Minifterien 
mit dem Minifterium des Innern das Erforderliche ges 
ordnet‘”, 

fo daß der Sag im Ganzen num heißen würde: 

nDie Hofe, Staatd» und anderen Öffentlichen Baue 
find den allgemeinen oder localen baupolizeilihen Vor⸗ 
ſchriften zwar ebenfalld unterworfen; Uber das deshalb 
zu beobachtende Verfahren wird jedoch durch Verftäns 
digung ber betreffenden Minifterien mit dem Minifterium 
des Innern das Erforderliche geordnet.” 

Setbftverftändlich bedarf der Antrag der Regierung 
feiner Unterftügungz ed würde ſich aber die Debatte mit 
über denfelben zu erftreden haben. Herr Bürgermeifter 
Koch! 

Bürgermeifter Dr. Koch: Meine hochgeehrten Herren! 
Wenn ic) in der algemeinen Debatte auf $. 10 hinwies 
und behauptete, daß dort der Grundfag ausgefprochen fei, 
daß die Staatöbauten nicht unter dad Geſetz geſtellt wer⸗ 
den follen, fo wird diefe Bemerkung, obgleich fie geftern 
vom Miniftertifche aus Widerfpruch erfuhr, doch als ges 
rechtfertigt anerkannt werden müffen, wenn ich fie auf die 
Worte des urfprünglichen Entwurfs verweife, wo ed auds 
drüdlich heißt: 

Auf öffentliche Baue finden die vorftehenden Beſtim ⸗ 
mungen feine Anwendung.” 

Mit diefen Worten war auf dad Präcifefte ausge ⸗ 
ſprochen, der Staat wolle fi) mit feinen Bauten nicht 
unter das allgemeine Gefeg unterorbnen und einen ſolchen 








Grundſatz mußte ich als verberblich bezeichnen und bezeichne 
ihn auch heute noch als ſolchen. Durch den Deputations« 
antrag war meiner Intention ſchon näher, gefreten worden, 
indem darin wenigftens ein, wenn aud) von dem allgemeie 
nen Vorſchriften abweichendes Verfahren vorgezeichnet war, 
welchem ſich die Staatsbauten fügen ſollten. Ich hatte 
mir vorgenommen, biefen Vorſchlag der Deputation durch 
noch ffraffere Beflimmungen zu amendiren; indeffen nach— 
dem vong Seiten der Staatöregierung ein Vorſchlag ein« 
‚gebracht worden ift, wäre eö-vielleicht möglich, daß ich mich 
damit einverftehen könnte, wenn ich mir von Seiten ber 
hohen Staatsregierung einige Erläuterungen über bie Ten⸗ 
denz des Antrags derfelben zuvor erbitten darf. Es ift in 
demfelben conform mit den Beflimmungen ber Gewerbes 
ordnung, auf dieich mich geftern ſchon zu beziehen erlaubte, 
gefagt worden, daß die Öffentlichen Baue den localen baus 
polizeilichen Beſtimmungen untergeorbnet fein follen. Das 
ift ein fehr danfenswerthes Zugeſtaͤndniß, welches die hohe 
Staatsregierung gemacht hat und es if der wichtigfte Punkt 
damit bereitö getroffen. Deffenungeachtet fol dad Ders 
fahren nicht durch das Geſetz georbnet werden. Ich muß 
geftehen, ich begreife den Widerwillen nicht recht, der focben 
ganz beſtimmt von dem Herrn Finanzminifter erklärt wurde, 
dagegen, baß ein folches Verfahren im Gefeg beftimmt were 
den folle. Ich würde es unbedenklich für viel zutreffender 
erachten, wenn biefes Verfahren, was die Negierung erſt 


unter fi durch die Minifterien ordnen will, durch das 


Geſetz ar und beftimmt bezeichnet würde, damit Jeder⸗ 
monn erführe, wie e8 benm gehalten werben folle. Indeſſen 
ich beſcheide mich, ich lege darauf Fein Gewicht. Wohl 
aber habe ich deffen ungeachtet noch einige Bedenken, bie 
befeitigt werden müffen, wenn ich für den Antrag der Mes 
gierung und ſchließzlich auch für dad ganze Geſetz ſtimmen 
fol. Denn, meine Herren, ich erfläre nochmals, ich, 
halte eö geradezu für verwerflih, wenn der Staat eine 
erceptionelle Stellung für ſich und feine Organe in 
Anſpruch nehmen will. Die Bedenken, die ich habe, find 
nun hauptfächlic auf Folgendes gerichtet. Ich gebe zu, 
daß die Bauorgane der Megierung fo befchaffen find, daß 
fie einen Richter nicht Über fich dulden; denn ich muß an⸗ 
nehmen, daß die oberfte Staatsbaubehörbe aus den audge- 
zeichnetften Technikern zufammengefegt fei. Aber, meine 
‚Herren, ber Techniker fragt fi, indem er feinen Plan 
entwirft, lediglich Job fein Zweck und namentlich fein tech⸗ 
nifcher Zweck erfüllt werde, kummert fih aber um Locals 
intereffen gar nicht. Entſchuldigen Sie, wenn ich die Ber 
hauptung fo; fehreff hinftelle. Ich habe aber mannigfache 
Erfahrungen gemacht, daß die Techniker, um mid) diefes 
trivialen Ausdruds zu bedienen, durh Did und Dünn 
gehen, um nur ihre techniſchen Zwecke zu erreichen und nicht 
rechts oder links fehen, ob fie damit eine Verlegung an⸗ 
derer IntereffenZherbeiführen. Namentlich, muß ih Eifens 
bapnverwaltungen und Gifenbahntechnifer hierin als bie 
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fouveränften Leute anführen. Sie kennen feine anderen 
Nüdfihten, als die ihrer Eiſenbahnen. Das ift fein Bor- 
wurf, meine Herren, es Tiegt dies im Eifenbahnwefen, 
deffen entfchiedenfter Freund ich fonft bin. Weil dies aber 
fo ift, fo muß man in der Gefeggebung vorſichtig fein, da 
mit fie diefen Souveränitätäbeftrebungen Eeinen ungehörigen 
Vorſchub Teiftet. Nun haben wir aber in unferem Staate 
eine große Anzahl Staatseifenbahnen, wir haben aber auch 
daneben Privateifenbahnen. Die letzteren follen fi mit 
ihren Bauten dem Gefege unterordnen, während dagegen 
die Staatdeifenbahnen Iediglih unter der Gtaatscontrole 
fichen werden. Hier will es mir num fcheinen, ald wenn 
damit die Rechtögleichheit verlegt werde. Denn indem der 
Staat Eifenbahnen baut, ift er Nichts weiter, als ein 
Eifenbahnunternehmer. Ich meine alfo, in diefem Punkte 
müßten beide gleichgeftellt werben. Ich führe die Eifen- 
bahnen nur als Beifpiel an, obgleich ich fon im Allges 
meinen gefagt habe, daß die Techniker Feine andere Rüd« 
fit als ihr unmittelbares Biel kennen, das fie zu verfolgen 
haben. Wie wichtig aber für die Localverhältnife namentlich 
die Eifenbahnen find, meine Herren, hierin wird mir felbft 
von ber Minifterbank nicht widerfprochen werden können. 
Denken Sie Sich z. B., daß eine Eiſenbahn durch 
zwei verfchiebene Fluren nach demfelben Ziele geführt wers 
den könnte, durch die eine für den Bau etwas unbequemer, 
aber mit geringerer Beeinträchtigung Tocaler Intereſſen, 
durch die andere unter gerade umgekehrten Werhältniffen. 
Sollen da die localen Behörden ungehört bleiben? Gewiß 
nicht! Und doch laufen wir Gefahr, daß an ber Hand des 
Geſetzes der Techniker fagt: es muß fo und nicht anders 
fein! Nun und dann wird ed eben fo umd nicht anders 
fein. Das find Folgen, die dod wirklich zu tief einſchnei⸗ 
den. Im dem Antrage der Deputation vermiſſe ich 5. B. 
die Vorlegung von Situationsplänen. Darauf lege ich ent: 
ſchiedenes Gewicht. Denn mit Anlage einer Eifenbahn, 
eines Bahnhofes kann die Zukunft eines ganzen Stadt: 
theiles in Frage geftellt werden. Ich will nur ein ganz 
nahes Beifpiel anflhren. Der hiefige böhmifcye Bahnhof 
iſt in einer Weife angelegt, daß Dresden, wenn es nicht 
mit unendlichen großen Koſten eine Ueberbrüdung oder 
fonft etwas Aehnliches vornehmen will, in diefer Richtung 
ſich nicht weiter vergrößern kann. Ich verfenne die Wich- 
tigfeit des Eiſenbahnweſens nicht; ich wiederhole, daß ich 
einer ber größten Fremde der Eifenbahnen bin und fo lange 
in Sachſen Eifenbahnen beftehen, habe ich mich lebhaft da 
für intereffict, ja ich bin zufäliger Weife ſchon fehr lange 
unmittelbar näher dabei betheiligt. Deffenungeachtet aber 
glaube ih, daß die Intereffen der Eifenbahnen und über 
haupt des gefammten Staatsbauweſens die Localverhaͤltniſſe 
nit aus den Augen fegen dürfen und das, meine ‚Herren, 
muß ich befürchten, wenn das Gefeß feinen Schuß dagegen 
darbietet. Ich würde daher der Staatsregierung fehr danke, 
bar fein, wenn fie mich durch die Erkiarung beruhigen 











wollte, daß bei dem Verfahren, das zwiſchen ben Miniftee 
rien verabredet werden fol, die Eocalbehörden auch über 
die Staatsbauten rechtzeitig gehört, daß deren Widerfprlice 
beachtet, eventuell darliber durch bie vorgefegte Regierung, 
behörde Entfcheidung getroffen werden fol. Iſt dies ter 
Tall und weiß man, daß ein folder Bauplan anch ber 
Localbehörde zur Prüfung unterftellt und ihr Gelegenpeit 
‚gegeben wird, ihre localen Intereffen dabei zu wahren, fo 
bin ich vollfommen beruhigt. Auch befcheide ich mich, dag 
in Differenzfällen der Entſcheidung der höheren Regierungss 
behörde, nicht etwa nur der höheren Baubehörbe, nachge⸗ 
gangen werben muß; denn jebe Differenz in der Welt muß 
einmal entfchieben werden. Würde ich died von Seiten der 
Staatöregierung hören, fo würde ich von Stellung eins 
weiteren Antrages abfehen. 


Staatöminifter v. Nabenhorfi; In Bezug auf bad, 
was Herr Bürgermeifter Koch geäußert hat, habe ith zır 
erwähnen, daß fein Minifter in der Lage fich befindet, ans 
ders zu handeln, als das Geſetz vorfchreibt. Ich werde 
alfo nicht nöthig haben, die Negierung zu wahren hinſicht. 
lich der Abficht bei Abänderung des Antrags. Es handelt 
ſich Hier darum, daß jeder der Minifter allein verantwort- 
lic) ift für feine Handlungen, ganz allein und feiner if in 
der Lage, ſich durch einen Gollegen Hinfichtlic ber Berant» 
wortlichteit vertreten zu Iaffenz fie find alle ſelbſtäͤndig. 
Nichtsdeſtoweniger hat man aber gefühlt, daß «d gut fei, 
daß gerade in diefer Sache Vereinbarungen zwiſchen ben 
Minifterien ftattfänden. Sie haben ftartgefunden bis jet 
und haben ſich bewährt. Wenn Herr Buͤrgermeiſter Koch 
äußerte, daß die Techniker feine anderen Rückſichten hätten, 
als die ihrigen, fo habe ich zu bemerken: die militärifcen 
¶Techniter ſiehen unter dem Kriegäminifterium und kein 
militärifcher Techniker darf anders verfahren, ald wozu das 
Minifterium ihm die Genehmigung ertheilt hat und wofls 
diefed ganz allein verantwortlich ift. Sollte ein militde 
vifcher Zechniker feine Befugnife Iberfehreiten, fo würde e 
die gefeßlichen Folgen zu tragen haben. Ich habe nur 
noch zu bemerken, daß auch mod befondere mititärifce 
Verhältniffe eintreten koͤnnen und erwaͤhne bied, damit 
man nicht etwa glaube, daß ich zu demjenigen —5 
habe, was hier geäußert worden iſt und ſpaͤter gegen * 
Miniſterium angewendet werden koͤnnte. In mirieärifher 
Beziehung Tonnen nämlich Verhaͤltniſſe eintreten, WO — 
Baupoligeibehörben gar nicht gehört werben koͤnnen ehe 
liegt das in der Natur der Sache — dies find — 
Verhättniffe. Daß dann von Anwendung dieſes Geſeh 
nicht die Rede fein Tann, verfteht ſich von ſelbſt. 


Staatsminifter v. Beuft: Ih kann dem Herrn re 
meifter Koch die Beruhigung, die er wuͤnſcht, volfän s 
geben. Ich darf das als felbfiverftändlich — 
daß das Miniſterium des Innern in allen geeignel 
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Fällen die Localbehörden hören wird und id) glaube und 
hoffe, daß dem Minifterium nicht nachgewiefen werden kann, 
daß Vorftelungen, welche, in weldem Falle es auch fei, 
bisher von der Baupolizeibehörde an das Minifterium ges 
langt find, irgend umberücfichtigt geblieben wären. 


Vicepräfident v. Frie ſen: Ehe die heutige Berathung 
anfing, war ich allerdings über den $. 10 fehr zweifelhaft. 
Auf der einen Seite mußte ich zugeftehen, daß die Depu- 
tation mit ihrem Vorſchlage unbedingt Recht hatz auf der 
andern Seite aber fühlte ich auch wieder, daß die Regie— 
zung ganz Recht habe, wenn fie fi) den Beftimmungen 
des gewöhnlichen Verfahrens und der Aufficht der Localpo- 
lizeibehoͤrde nicht unterwerfen wil. Es mußte alfo ein 
Ausweg gefunden werben und biefer liegt in gewiffen Be 
flimmungen, die ſich leichter fühlen, als ausdrüden laffen. 
Sch glaube aber, daß nun durch dem Vorfchlag des Herrn 
Finanzminiſters die richtige Vermittelung gefunden ift und 
uns biefelbe volftändig genügen kann. Zuerft muß man 
von der Vorausſetzung auögehen, daß die Staatsregierung, 
welche ein Baupolizeigefeg giebt und erläßt, durch ihre Or- 
gane doch unmöglich felbft gegen ihre eigenen Baupolizeis 
vorfchriften handeln koͤnne. Das ſcheint mir von Haus 
aus ein undenfbarer und unmöglicher Fall zu fein. Dies 
vorausgefegt, hat man nicht nöthig, die Staats-, Hofe und 
anderen Öffentlichen Gebäude einer Controle unterwerfen zu 
müffen, wie fie gegen Privatperfonen und Privatbauunters 
nehmer nöthig iſt. Indeß das feheint mir ein abgethaner 
Zweifel zu fein. Ich glaube und wieberhole, daß durch ben 
Vorſchlag des Herrn Staatöminifters Alles berüdfichtigt 
ift, was wir wünfchen und wünfchen fönnen. Indeß ich 
muß doch noch Einiged erwidern auf die Aeußerungen des 
Herrn Buͤrgermeiſters Koch. Er ſprach von dem Wider 
willen ber Staatöregierung, fid den gewöhnlichen Beftim- 
mungen zu unterwerfen. Ich habe ſchon erwähnt, der 
Widerwille hat etwas Berechtigtes und Natürliche und es 
ift der Staatsregierung wohl nicht fo übel zu nehmen, 
wenn fie in ihren Unternehmungen bdiefelbe Freiheit ver- 
langt und wahtt, bie der Privatmann auch für fich in Anz 
ſpruch nimmt, dem es aber freilich nicht immer gelingt, fie 
zu fehhgen, zu wahren, zu erhalten. Die Staatsregierung 
iſt in einer günftigeren Stellung, bie ich ihr auch recht gern 
gönne. Es iſt ferner auch nicht die Abſicht der Staatörer 
gierung, wie wir aus dem Vorſchlag erfehen, daß fie in 
befonderer, erceptioneller Stellung fichen will, fie will ſich 
den baupolizeilichen Vorſchriften unterwerfen. Ferner er: 
wähnte Herr Bürgermeifter Kod noch einen Punkt, der 
nun freilich große Wunden aufreißtz das ift nämlich die 
Willkuͤrlichkeit der Techniker bei der Ausführung großer 
Bauunternehmungen. Er fagte ſehr richtig, der Techniker 
geht durch Did und Dünn, blos um feine Idee durchzus 
feßen, oder beffer gefagt, um dad Ideal zu realifiren, nach 
welchem ex firebt. Beſonders mag dies wohl bei Eifen- 

1. K. (4 Abonnement.) 





bahnen vorkommen und bei ben Grpropriationen vom 
Grundſtuͤcken, wo es fein kann, daß manchmal auf das 
Allerfchonungslofefte verfahren wird; denn wenn ein Tech⸗ 
nifer einmal einen Ausſpruch gethan, daß es technifch noth⸗ 
wenbig fei, fo hat dies mehr Gewicht, ald wenn der Pabſt 
einen Ausſpruch thut. Darin flimme ich dem Herrn Buͤr⸗ 
germeifter Koch vollftändig beiz das ift eine Klage und 
ein Sammer, den biöher wohl fchon Diele empfunden 
haben. Aber zum Troſte will ich ihm fagen, daß diefe 
Klage nit aus der jegigen Zeit flammt, aus unferer 
gegenwärtigen, modernen, conftitutionellen, aufgeflärten, fo 
hochgebilbeten Zeitz nein, im Gegentheil, diefe Klage ift 
eine fehr alte und ich erinnere mich aus meiner früheren 
Dienfizeit, daß uͤber die Techniker und ihre Willkür, ihren” 
Starrfinn in ihren Anfichten damals ebenfo geklagt wor⸗ 
den ift, wie jeßt. Freilich gehen jegt alle Dinge mehr in's 
Große, das ift wahrz alle Unternehmungen gefchehen jetzt 
in weit größeren Dimenfionen, deswegen find aud die 
Klagen größer, fühlbarer und werden öfter vernommen als 
fonft, wo man in aller Stille feinen Schaden trug und 
verfchmerzte; man mußte ſchweigen, man durfte nicht viel 
ſagen; jest wirb mehr gefprochen und gefchrieben, das ift 
wahr. Aber id wünfchte, der Herr Bürgermeiſter 
hätte uns nicht blos das Bild diefer Schmerzen vors 
gehalten, fondern auch eine Abhülfe angegeben, wie 
dem vorgebaut werben koͤnnez ich bin überzeugt, wir Alle 
würden ihm innigft danfbar fein, wenn er -und darüber 
recht geeignete und zum Zweck führende Vorfchläge machen 
önnte. Ich erinnere ferner: der Staatstechniker ift nicht 
allein fo, das dann auch der ftädtifche Localtechniker fein 
und dadurch hülft man den Klagen nicht ab, daß man 
einen Eifenbahnbau oder den Bau eines Bahnhofes oder 
eines anderen Staatsbaues der Aufficht eines ſtaͤdtiſchen 
Technikers untenwirftz dadurch wird es auch nicht anders. 
Widerfprehen und Gegenvorſtellung thun ‚Tann der Ber 
theiligte auch jest Son und das muß man doc) am Ende 
den Staatötechnikern wohl Laffen, daß fie die vorzuͤglichſten 
find und die gründlichfte Befähigung befiten, daß man 
ihnen daher infofern faft noch mehr Zutrauen ſchenken kann, 
als den ftädtifhen. Wenn Herr Bürgermeifter Koch noch 
verlangt, daß die Localbehörden vor, der Ausführung eines 
Baues, welcher fie berührt, mit ihren Vorſtellungen gehört 
werden müßten, fo muß ich dem unbedingt beiftimmen; 
denn das verſteht ſich von felbft, daß die Localbehörden 
befragt werben müffen. Jeder Privatmann hat ‘ja das 
Recht, feine Vorftellungen gegen Staatsbauten gehörigen 
Orts geltend zu machen; das hat die Staatöregierung auch 
wiederholt anerfannt; ob es viel helfen wird, das ift wieber 
eine andere Frage, zu beren völliger Erledigung ich auch, 
fein Mittel weiß. Denn mit den Eifenbahnen und mit 
den Bahnhöfen und mit den Erpropriationen iſt es eben 
fo eine Sache, da liegt die Gefahr mehr in den Umſtaͤnden, 
als in den Technikern. Ich muß geftehen, da die Zweifel 
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über $. 10 fo übel und böfe gelöft find, muß ich mich zur 
frieden ftellen mit ven Vorſchlaͤgen des Herrn Minifters 
und werde für diefelben ſtimmen. 


Bürgermeiſter Dr. Koch: Der geehrte Vorrebner hat 
ſich in manchen Punkten wenigftens mit mir einverftanden 
erklärt; vermißt aber in dem, was ich gefagt, Vorſchlaͤge 
zur Abhülfe. Indeß, meine Herren, gerade die Vorſchlaͤge, 
die ich gemacht habe, haben defien vollftändiges Einverftänd- 
niß erfahren, wie aus feinen legten Worten hervorging. 
Mein Vorſchlag zur Abhülfe liegt allerdings im weiter 
Nichts, ald darin, daß wir Sicherheit erhalten, Daß die Local» 
behörden über Staatsbauten gehört, deren Widerſprüche 
forgfältig erwogen und ſchluͤßlich darüber entfchieden werden 
fol. Einen anderen Vorſchlag kann ich allerdings nicht 
machen. Ich glaube aber auch, er iſt in der That nicht zu 
mächen. In der dankbar gehörten Erklärung des Herrn 
Staatsminifterd auf meine Anfrage habe ich zu meiner 
Beruhigung die Bufiherung gefunden, daß den Localbehoͤr⸗ 
den Gelegenheit gegeben werde, gehört zu werden. Denn 
ohnedies können diefe einen Widerſpruch allerdings nicht 
erheben, fie müffen daher von den Bauten, die vorgenommen 
werben follen, in Kenntniß gefegt werden und zwar recht⸗ 
zeitig, damit fie etwaige Einwendungen noch mit Erfolg 
anzubringen im Stande find. Ich habe Feineswegs für 
ſtaͤdtiſche Techniker eine bevorzugte Befähigung in Anſpruch 
genommen, wie der Herr Vicepräfident anzunehmen fchien, 
fondern ich habe ausdrücklich erklärt, ich ſee voraus, daß 
die Oberbaubehdrbe de& Stants-die allerausgezeichnetften 
Techniker befigen und daß deshalb für rein techniſche Fragen 
denfelben das vollfte Vertrauen zu ſchenken iſt. Allein das 
zeicht nicht aus, vielmehr lege ich ein Hauptgewicht darauf, 
daß durch Staatöbauten eben fo gut, wie durch Privars 
bauten locale Intereffen verlegt werden können und für 
diefe Localverhältniffe wünfche ich einen geſicherten Schug. 
Ich fürchte auch nicht, daß in „den geeigneten Fällen”, für 
welche der Herr Minifterpräfident diefen Schu zugefichert 
hat, eine bedenkliche Verclaufulirung, wie es ſcheinen koͤnnte, 
enthalten fein fol. Meine Herren, fo erkläre ich mich denn 
durch dad, was von der Minifterbank zur Beruhigung ges 
fagt worden ift, im Vertrauen auf die hohe Staatsregierung 
für ausreichend beruhigt. 


Staatsminifter v. Friefen: Ich wollte nur mit we⸗ 
nigen Worten zur. Vertheidigung der Techniker hier noch 
Etwas erwähnen. Wenn ber geehrte Herr Bürgermeifter 
Koch den Technikern eine gewiſſe Wilkürlichkeit vorgewor ⸗ 
fen und von ihnen im Allgemeinen geſagt hat, daß fie le⸗ 
diglich ihre technifchen, Zwecke verfolgten, fo muß ich offen 
befennen, daß fie, daran ganz recht thunz fie. find, eben 
Techniker, und es iſt ihnen Fein Vorwurf deshalb zu mas 
hen, wenn fie Fein.anderes, ald das technifche Intereſſe ver⸗ 
folgen; fie follen eben den Behörden den in technifcher Ber 
ziehung richtigen Weg zeigen. Daraus folgt aber noch 








nicht, daß fie durch Did und Dünn gehen Fönnen, Won 
den techniſchen Beamten erhalten die vorgefeßten Behörden 
techniſche Gutachten, Stehen der Ausführung diefer letz 
teren andere wichtige Intereſſen gegenüber, die vielleicht das 
durch verlegt würden, fo iſt es Sache jener Behörden, dies 
zu verhindern, foweit es thunlich ift und nach Befinden 
jenen Gutachten feine Folge zu geben. Die Techniker ha- 
ben aber Recht, wenn fie fih an das. Kechnifche: Halten, 
Wenn hiernächft der geehrte Abgeordnete namentlich auf die 
Eifenbahnen zu ſprechen gefommen ift, fo weiß ich recht 
gut, daß ſich die Techniker durch ihr Verfahren bei tem 
Baue der Eifenbahnen hier und da etwas unliebfam ges 
macht haben. Das liegt aber zumeift gar nicht an den 
Technikern, fondern in der Natur der Sache, darin, daß 
überhaupt eine Eifenbahn gebaut wird. Das: ift nicht ganz 
zu ändern, da die Eifenbahnen ohne gewiffe Eingriffe in 
das Eigenthum nun einmal nicht ausführbar find. Nun 
find aber die, welche es betrifft und welche durch den Bau. 
berührt werben, meift fehr geneigt, fich verlegt zu fühlen und: 
die Schuld auf die Techniker zu ſchieben, während, wenn 
fie ganz unbefangen und ohne Worurtheil die Sache ans 
ſaͤhen, fie fi überzeugen würden, daß Jemand betroffen 
werben müffe und daß, wenn fie es nicht find, Andere ber 
troffen werden würden. Von dem Techniker muß gerade 
diefer Punkt ganz unbefangen und nur vom techniſchen 
Standpunkte aus beurtheilt werben, Uebrigens ift auch 
nicht aus den Augen zu laffen, daß, wenn die Eiſenbahntech⸗ 
niker des Staats recht fireng verfahren, fie bied im Inter 
effe der Staatöcaffe und im Intereſſe der Allgemeinheit 
thun, aber nicht in irgend einem Sonderintereffe oder aus 
einer vorgefaßten Meinung. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Nach der forben 
vernommenen Anfict der hohen Staatsregierung uͤber 
das zu beobachtende Verfahren bin ich allerdings ber 
Meinung, daß die Staatöregierung ſich mit den Bor 
(lägen, welche die Deputation gemacht hat, eigentlid 
recht wohl einverftanden erklären könnte; denn meiner 
Anfiht nach fiimmen fie vollftändig mit dem uͤberein, 
was wir vorſchlagen. Wir verlangen durchaus nicht, daß 
eine ſpecielle Prüfung von Seiten der" Eocalbaupolizeis 
behörben ftattfinden folle und dirfe; wir haben nur brei 
Geſichtspunkte aufgeftellt. Erſtens, daß über dad Bau 
vorhaben ber Localbehörde Mittheilung gemacht werde; 
wir haben nicht gefagt, es foll ihr der Bauriß zugeſen⸗ 
det werden, ſondern wie. verlangen nur, daß fie Kennt 
nig davon erlange, wenn die Staatsbehörde einen Bau 
auöführt. Wir haben. zweitens beantragt, daß ihr Ein 
ſicht in die Bauriffe geftattet werde; das ift unumgäng 
li) nöthig, wenn fie das nicht kann, fo hat fie gar 
feine Gelegenheit und Mittel, Einwendungen gegen den 
Bau zu machen und wir Haben drittens noch verlangt, 
dag fie mit ihren Einwendungen, wenn fie rechtzeitig 
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vorgebracht find, gehört 'werbe. Es verſteht fi von felbft, 
daß fie, wenn fie unbegründet find, nicht berüdfichtigt werden: 
Dieſe drei Gefichtöpunfte haben: wir aufgefiellt und glauben 
an biefen unter allen Umftänden feftgalten zu müffen. Ich 
nehme. an, wenn ein Verfahren eingeführt wird; wie von 
Seiten der Staatöregierung dur das Amendement im 
Vorſchlag gebracht worden ift, daß diefen drei Punkten 
unter allen Umftänden Rechnung getragen werde; denn 
das müffen wir verlangen, daß die Localbehörden amtlich 
Kenutniß davon erhalten; erlangen fie dieſe nicht, fo 
wird die Abficht, die wir erreichen wollen, gar nicht ers 
reicht; der Autorität der Staatsregierung aber wird das 
durch, daß eine ſolche Beſtimmung ins Gefeg felbft auf 
genommen wird, in feiner Weiſe zu nahe getreten und 
ich fürchte, daß das hauptfächlich der Grund. iſt, wes ⸗ 
Halb von der Staatsregierung gegen die Vorfehldge der 
Deputation Bedenken erhoben werden. Allein ein mas 
terieller Unterfchied findet zwiſchen dem, was wir wollen 
und was wir heute von der Staatöregierung vernommen 
haben, durchaus nicht flatt. 


Kammerherr dv. Behmen: Durch die heutige Erklaͤ— 
zung des Herrn Sinanzminifterd bei der Debatte über $. 10 
ift allerdings die Hauptdifferenz zwifchen der Deputation 
and der hohen Staatöregierung auögeglichen. Nach dem 
Vorſchlage des Herrn Minifters ſoll das: Princip, welches 
die Deputation aufgeftellt hat in ihrem Vorfchlage zu $. 10, 
in das Gefe aufgenommen werden, nämlich das Princip, 
daß Staatd» und andere Öffentliche Bauten den allgemeis 
nen polizeilichen Bauvorfchriften ebenfalls unterworfen feien. 
Um die Fefthaltung biefe Principe war ed vor Allem zu 
thun. Was den weitern Bufag der Deputation betrifft, 
gegenüber gehalten der Erklärung der hohen Staatöregie- 
zung, welche wir heute vernommen haben, fo muß ich dafr 
felbe ausfprechen, was der Herr Neferent gefagt hat. Ich 
finde materiell feinen Unterſchied. Wir verlangen weiter 
gar Nichts, ald daß die betreffenden Staatöbehörben und 
Bauunternehmer des Staats der Localbehörde Mittheilung 
machen Über den vorzunehmenden Bau, ihr Einficht in die 
Niffe geftatten und der Localbehörde dadurch Gelegenheit 
gegeben werde, etwaige Erinnerungen zu ftellen, um das 
Intereffe ver Commun zu wahren. Auf einem anderen 
Wege kann fie das nicht thun, wenn ihr nicht Mittheilung 
gemacht’ und Einſicht in bie Riſſe geflattet wird. Das hat 
die hohe Staatsregierung zugefagt und mehr verlangen wir 
nicht. Ich möchte daher glauben, es fünne auch Fein Ber 
denken haben, die Beftimmung im Geſetze Aufnahme finden 
zu laffen. Von einer Monirung der von der Staats- 
behoͤrde vorgelegten Baupläne durch die Localbehörde haben 
wir ganz abgefehen; es Liegt dies auch nicht in der Faffung, 
die wir vorſchlagen. Obgleich num eigentlich materiell ein 


Unterfchieb nicht mehr vorwaltet zwiſchen der Staatsregie · 
tung und der Deputation, fo finde id) doch auch keinen 





Grund, davon abzugeben, daß dieſe Beſtimmung im Gbfege 
einen Platz finde. Die weitere Entſcheidung habe ich det 
Kammer anheim zu geben. 


Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Ich will nur aus⸗ 
forechen und dankbar anerfennen, daß ber hiefigen Locals 
polizeibehörde von allen Minifterien und felbft allererſt in 
neuefter Zeit au) von dem des Kriegs, wenn nicht unmit- 
telbar, fo doch mittelbar, Kenntnig von den vorzunehmens 
den Neubauten gegeben worben ift. Ja, es ift ihr fogar, 
wie die Deputation will, nicht blos die Einſicht in die Riffe 
geftattet worden, nein, es find der hiefigen Baupolizeibehörbe 
die Riffe zur Einfihtnahme unmittelbar überfendet worben 
und ich darf hoffen, daß dies Verfahren auch ferner beibe⸗ 
halten wird, weil e in der That eine eigene Bumuthung 
fein würde, wenn die ſtaͤdtiſchen Bautechniker in allen Mis 
nifterien herumgehen und erft um diefe Einfichtserftattung 
bitten follten. Was die von meinem Herrn Nachbar er« 
waͤhnte Angelegenheit wegen Anlage des fächfifch-böhmifchen 
Bahnhofs allhier anlangt, fo habe ich nur zu erwähnen, 
daß die hiefige Ortsbehoͤrde feiner Zeit davon Kenntniß zu 
nehmen und darüber ſich auszufprechen Gelegenheit gehabt 
hat. Man hat fi" damals mit der Situation einverfichen 
müffen, weil eben eine andere Möglichkeit nicht gegeben war. 
Die neuerbings vielfach auftauchenden Wuͤnſche anlangend, 
daß ein Uebergang zur näheren Verbindung bes hinter 
dem Bahnhof gelegenen Terrains mit ber Stadt ers 
möglicht werde, fo ſchweben darüber eben jcht Werhands 
lungen; ich hoffe aber, daß, fo weit es thunlich iſt, die 
betreffenden Minifterien auch bier ihre Geneigtheit, die 
wahren Bedürfnifie der Gemeinde und des öffentlichen Vers 
kehrs zu berüdfichtigen, an ben Tag legen werben. 


Staatsminifter dv. Beuft: Wenn der geehrte Neferent 
und der Vorftand der erſten Deputation es hervorhoben, 
daß materiell Fein wejentlicher Unterfchied beftche zwiſchen 
dem Vorſchlage der Staatsregierung und dem urfprünglichen 
Vorſchlage der Deputation, fo follte ih meinen, wäre der 
hohen Kammer eben fo viel Anlaß gegeben, fig für dem 
Regierungsvorfchlag, wie fir den Vorſchlag der Deputa- 
tion zu entfcheiden. Nicht außer Acht dürfte aber dabei 
der Umftand zu Iaffen fein, daß, wie bereitö von an» 
derer Seite hervorgehoben worden iſt, naͤmlich von Sei⸗ 
ten meiner Herren Collegen, daß nach’ dem Deputationds 
vorfchlage eine Aenderung des Verfahrens eintreten wuͤrde, 
wogegen erhebliche Gründe ſprechen und aus diefem Grunde 
glaube ich; daß die Kammer wohl voUftändige Beruhigung 
faffen tönnte bei dem Vorſchlage der Regierung und bei 
der. Erklärung, welche ich bereits abgegeben habe“ und 
wobei ich die Vorausfegung einer Verklauſulltung zuruck⸗ 
weifen darf. 

Bürgermeifter Müller: Der Herr Staatsminifter hat 
die Meinung der beiden Mitglieder, welche die Deputation 
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vertheibigt haben, wohl nicht genau wiedergegeben. Wenn 
diefelben geäußert habe, daß Fein zu großer Unterfchied 
fattfinde zwiſchen den Anſichten der Deputation und der 
Staatöregierung, fo haben die geehrten Sprecher dies nur 
materiell gemeint; redactionell und formell ift allerbiugs ein 
bedeutender Unterfchied vorhanden. Die Anſicht, welde die 
Staatsregierung ausgeſprochen, wird Feineswegs fixirt durch 
die Faffung, welche von derStaatöregierung vorgelegt worden 
iftz wohl aber ift dies der Fall, wenn die Faſſung der Der 
putation angenommen wird. Es bleibt, wenn die Depus 
tationdfaffung nicht Beifall findet, immer noch, troß der 
Erklärung des Herrn Staatöminifters, der Zukunft. übers 
laffen, wie die verfchiedenen Minifterien mit dem Minis 
fterium des Innern fi einigen über die Form des Vers 
fahrend. Und daß man rüdfichtlich diefer Einigung ver- 
ſchiedener Minifterien einigermaaßen mißtrauifch ift, wolle 
man nicht unfreundlich aufnehmen, es find dazu Gründe 
vorhanden. Man weiß auch, daß das Minifterium des 
Innern geneigt ift, in diefer Beziehung den Wünfhen der 
Communalbehörden zu entiprehen, aber daß deſſen Wille 
fehr oft nicht ausführbar ift, weil Seiten anderer Minifter 
rien andere Ruͤckſichten geltend gemacht werden. Wenn 
alfo auch in materieller Beziehung zwiſchen dem Vorfchlage 
der Deputation und der Erklärung des Herrn Minifters 
fein großer Unterfchied zu fein ſcheint, fo bürfte doch ber 
Vorfchlag der Deputation den Vorzug verdienen, weil for: 
mell etwas Beftimmtes darnach feftfteht, wovon nicht abger 
gangen werben Tann und es ift um fo größeres Gewicht 
darauf zu legen, daß man ſchon im Voraus weiß, wie 
irgend Etwas ftattfinden fol, ald daß man das zu ver- 
handelnde Princip der Bufunft überläßt, zumal zeither vere 
ſchiedene Klagen aufgetaucht find. Mein Herr College, 
Bürgermeifter Koch, hat bei der allgemeinen Debatte mit 
großem Rechte gefagt, daß der Staat immer daſſelbe erfül: 
len müffe, was der Privatmann erfüllen muß. Der ge⸗ 
wöhnliche Mann fagt: wer befehlen will, muß felbfi ger 
horchen. Das Gefeh, was Einer giebt, muß er felbft er- 
füllen und es macht einen übeln Eindrud, wenn der Staat 
auf der einen Seite nit thun will, was der Privatmann 
thun fol und daß Beiſpiele hierfür aufgeführt werden 
koͤnnen, wird nicht beftritten werden. Ich würde dringend 
wuͤnſchen, daß die Kammer mit Ruͤckſicht darauf, daß die 
Deputation die Vergangenheit im Auge hat, ihrem Yor- 
ſchlage beitrete, damit wir fr die Zukunft geſichert werben. 
Uebrigens habe ich noch beizufügen, daß, wenn aud bie 
Saffung der Deputation angenommen wird, durchaus Fein 
Widerſpruch mit der Gewerbeordnung vorhanden iſt. Denn 
$. 2 der Gewerbeordnung berührt in Verbindung mit $. 20 
„die Anlagen blos infoweit, ald das Verhältniß der Nach: 
barſchaft in Frage kommt; es fol naͤmlich bei Staatsbau: 
ten das Verfahren ebenfo Platz greifen, wie es rüͤckſichtlich 
der Privatbauten erfolgen fol. Cs foll der Behörde oͤffent⸗ 





lich befannt gemacht werben, daß eine ſolche Anlage anges 
Iegt werden foll, damit der Nachbar feine Einwendungen 
vorbringen fann. Es handelt ſich alfo dort in der That 
um eine ganz andere Abfiht, ald hier der Fall ift, Haupt» 
ſaͤchlich um bie Sicherung des Nachbargrundſtuͤckes, keincs. 
wegs aber um ſolche Ruͤckſichten, als hier in Frage kommen. 


Staatmininiſter v. Frieſen: Der letzten Bemerkung 
des geehrten Herrn Bürgermeifterd Müller könnte ich uns 
möglich beitreten; denn in $. 2 der Gewerbeordnung, ber 
von beiden Kammern angenommen worden ift, heißt e3 auds 
druͤcklich: 

„Gewerbsunternehmungen des Staates oder einer ber 
Hofhaltungen des Föniglichen Haufes, die zu denfelben ger 
hörigen Anlagen und die bei denfelben beſchaͤftigten Arbeie 
ter find nur den Beftimmungen der $$. 20—30, des gans 
en fünften Abſchnitis, der F. 92—94 und des fiebenten 

lbſchnittes in ihrem materiellen Theile unterworfen.” 

Es handelt fi) alfo dort um bie ganze Gewerbeord« 
nung. Diefem Satze nun ſchließt fi die Beſtimmung 
an, daß hinfichtlich der Ausführung diefer Beftimmung eine 
Vereinbarung zwifchen den Minifterien ftattfinden foll. 
An diefe Vorſchrift ſchließt fih num der jetzige Vorſchlag 
des Minifteriums unmittelbar an. Da hiernachft wieber« 
holt auf eine vollftändige materielle Uebereinftimmung, 
welche zwifchen dem BVorfchlage der geehrten Deputation 
und dem des Minifteriums flattfinden folle, Bezug ger 
nommen worden ift, fo fühle ich doch die Verbindlichkeit, 
darauf aufmerffam zu machen, daß Fälle vorkommen 
koͤnnen und zwar fchon beim Finanzminifterium, noch viele 
mehr aber und in noch größerem Umfange beim Kriegs · 
minifterlum, wo es micht möglich oder räthlich ift, einen 
fpeciellen Plan von einem Gebäude durch öffentliche Acten 
durchgehen zu laſſen. Füuͤr ſolche Sale wird ein geni · 
gende Wahrung aller Intereſſen · durch eine Vereinigung 
mit dem Minifterium infofern zu erreichen fein, daß das 
Minifterium des Innern die ganze Vertretung ber polizei⸗ 
lichen Intereſſen in die Hand nimmt und dann bie eben 
nöthige Auskunft von der Localbehörbe verlangt. Ein mar 
terieller Unterichied beſteht alfo allerdings und es if ein 
fo wichtiger, daß die Regierung auf ihren Worfchlag ents 
ſchieden halten muß. Ich glaube, es wird biefe Anſicht 
auch von ber hohen Kammer Annahme finden. Wenn ber 
merkt worben iſt, daß es einen ibeln Eindruck mache, wenn 
der Staat fich feinen eignen Geſehen nicht unterwerfe, [0 
bemerke ich dagegen, er will ſich ja unterwerfen und ed iſt 
daher auch die Megierung ganz einverftanden, daß Died 
nicht bios als felbftverftändfid angenommen, fondern ade 
drüctich im Gefebe ausgeſprocen werde. Ein wefentlicer 
Unterfchied in der formellen Behandlung liegt aber ſchon 
darin, daß die Siaatsbauten im Iegter Inflanz von ben 
oberfien techniſchen Behörden felbft entworfen und vorge⸗ 
legt werden, worin ein wefentlicher unterſchied ſeloſt 





1053 


gegenüber demtüchtigften und audgezeichnetfien Privatbau⸗ 
meiſter liegt. 
2 Praͤſident v. Schoͤn fels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort ergreifen zu wollen; ich ſchließe daher die De 
‚batte bezüglich des $. 10 und ertheile dem Herrn Referenten 
da 3 Schlußwort. x ” 

- Referent Bürgermeifter Hennig: Zwiſchen den Bor 
ſchlaͤgen der Depntation, wie fie im Paragraphen enthal« 
‚ten find und den ausgefprochenen Anſichten der Staats: 
vegierung ift materiell Fein Unterfchied, nur fo habe ich und 
‚Herr v. Zehmen es gemeint. Dagegen finde id) einen 








großen Unterfchied zwifchen dem Vorfchlage der Deputation | 


und der Faſſung, die von der Staatöregierung vorgefchlas 
‚gen wird. Nach dem Vorſchlage der Deputation ift das 
Verfahren in der Hauptſache ſchon vorgefchrieben; allein 
nad) dem Vorfchlage der Staatöregierung, wie fie den Pas 
tagraphen gefaßt haben will, hängt Alles noch von der 
Vereinigung der Staatsregierung und davon ab, wie und, 
auf welche Weife diefe Vereinbarung im Verordnungswege 
ihre Erledigung finden wird, Wir müffen .uns damit 
tröften, daß die Negierung erflärt hat, ein Verfahren eins 
treten laffen zu wollen, wie die Deputation e8 wuͤnſcht. 
Ich habe indeß ber hohen Kammer anheim zu geben, ob fie 
dem Vorſchlage der Deputation beipflichten will oder ob fie 
ſich mit dem Vorſchlage der hohen Staatöregierung einver- 
fanden erklären will. * 


Präfident v. Schönfeld: Ich wende mich nun zur 
Abftimmung. Es liegen in Bezug auf $. 10 zwei Vor⸗ 
ſchlaͤge vor, zunächft der von ber Staatöregierung geftellte 
und dann ber von der Deputation geftellte. Ich werde 
beide recapituliren und dann die erfte Frage auf den Antrag 

der Deputation richten und die zweite auf den der Mes 
glerung. Die -Deputation fhlägt vor, den erſten Sat in 
$. 10 in Wegfall zu bringen und ftatt deſſen zu fagen: 

„Die Son Staats: und anderen öffentlichen Baue 
find den allgemeinen oder Iocalen baupolizeilihen Bor- 
fchriften zwar ebenfalls unterworfen, doch Teidet das vors 
gefchriebene Verfahren nur infoweit Anwendung, als die 
betreffenden Staatsbehörden und Bauunternehmer vers 
pflichtet find, der Eocalbaupolizeibehörde von dem Baus 
vorhaben Mittheilung zu machen und ihr bie Einficht der 
Bauriſſe zu geftatten, damit ihr Gelegenheit gegeben wird, 
die ihr etwa beigehenden Bedenken rechtzeitig geltend zu 
machen,‘ ® 

Dies ift der Vorfchlag der Deputationz die hohe Staats 
vegierung fchlägt hingegen Folgendes vor: 

„Die Hof, Staats: und anderen öffentlichen Baue 
find den allgemeinen oder Iocalen baupolizeitihen Vor— 
fchriften zwar ebenfalls unterworfen; über das deshalb 
zu beobachtende Verfahren wird jedoch durch Verſtaͤn— 
digung der betreffenden Minifterien mit dem Minifterium 
des Innern das Erforderliche geordnet.” 2 


Wie ſchon erwähnt, werde ich -zunächft die Trage auf | m, 7 © 
'1. K. G. Abonnement.) 


den Vorſchlag der Deputation richtenz ſollte er abgeworfen 
werben; dann werde ich den Vorſchlag der Hohen’ Staats 
tegierung zur Abſtimmung bringen. Recapitulirt find. beide 
Vorſchlaͤge; ih frage daher nur noch einfach, ob bie 
Kammer ben Vorſchlag ihrer Deputation in Bes 
treff des $. 10 annehmen. will? — Mit 19 gegen 
13 Stimmen Nein. —— 

Ich frage nun, ob die Kammer den Vorſchlag 
der hohen Staatsregierung annehmen will? — 
Einſtimmig 3a. r — 
Somit wäre die Abſtimmung des F. 10 erledigt. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Ich weiß nicht, ob 
die Kammer ein befondered, Intereffe daran hat, daß die 
Tarordnung ‘vorgelefen werde; ich meineötheild halte es 
nicht für notwendig, da fie den Mitgliedern der Kammer 
mehrere Tage fchon vorgelegen hat und alfo anzunehmen 
ift, daß fie diefelbe genau fennen. 


Präfident v. Schönfeld: Die Kammer hat den Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Referenten vernommen; er geht dahin, 
von der Vorlefung der Tarordnung*) abzufehen und ine 
fofern nicht aus der Kammer der Wunſch auftaucht, daß 
fie verlefen werde, werde ich annehmen, daß der Vorſchlag 
des Herrn Referenten genehmigt iſt. 


Referent- Buͤrgermeiſter Hennig: Der Bericht 
ſagt nun: 
Schließlich empfiehlt die Deputation: 
den Entwurf mit den beſchloffenen Abänderungen 
und Bufägen anzunehmen, jedvoh unter der Woraus- 
fegung, daß die dem Berichte beigefügte Gebührentare 
bie Genehmigung der Staatsregierung erhalte, 


Präfident v. Schönfeld: Ehe icy/zu der Endabftims 
mung über das Geſetz übergehe, habe id) noch die Frage 
an bie Kammer zu richten, ob fie mit der Karordnung, 
wie fie von der Deputation vorgefchlagen” wird, einvers 
fanden ift? — Einftimmig Sa. 

Und nun werde ich zur Enbabftimmung übergehen, 
welche durch Namensaufruf flattzufinden hat. Die Depur 
tation trägt darauf an: 
3° „den Entwurf mit den befchlofenen Abänderungen 

und Zufägen anzunehmen, jedoch unter der Vorausfegung, 
daß die dem Berichte beigefügte Geblihrentare die Ge— 
_nehmigung der Staatöregierung erhalte.” 

Es antworten mit Ja: 
Secretär v. Egidy. Graf Witbing v. Königebräd, 








Seeretar Wimmer. Bifchof dorwert. 
Domhere v. Batdorf. Graf v. Schönburg. 
Graf zu Solme-Witbenfels. Bitrgermeifter Lühr. 


Hofrath Dr. Haͤnel. Buͤrgermeiſter Clauß. 





Die nicht zum Vortrag gelangte Karorbnung ſ. EM. I. g. 
1001 fig. « > 


157 
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Bargermeiſter Gottſchald. gammerherr v. etſch. 
Zenmerhert v. Wagdorf. Bürgermeifter Miller. 
Kittergutsbefiger Keafl. Ferigere v. Shönberg:Bibran. 
Birgermeifter Hennig. Kammerderr v. Miltit. 
Feeißerr . Berhmif. Bürgermeifter Rod. 
Rammerfere dv: Behmien. : Doerbürgermeifter Pfotenfauer. 
Nitterguftbefiger-n. Böhlau. ı + Präfidento. Schönfels. . 

Mit Nein antworten: 
Wieepräfbent v. Briefen. Kammethere v. Lüttihan. 
Nittergutsbefiger Rittner. Kloftervoigt v. Poſetn. 
Nittergutöbefiger v. Rbmer.  Rammerherz-b. Grmannsdorff. 
Graf». Stolberg. Binanzratg v. RoftigeBaltwig. 


‚Präfident v. Schönfeld: Der Gefegentwurf hat mit 

‚24 Stimmen gegen 8 Unnahme gefunden und fomit wäre 
dieſer Gegenftand der Berathung erledigt. Ich proponire 

den Schluß der Sigung und beraume bie naͤchſte auf Frei- 

tag Vormittag 11 Uhr an. Gegehftände der Tagesord ⸗ 

nung werben fein: 1) Bericht der zweiten Deputation über 


das koͤnigliche Decret, die auf den Domänenfonds und die | 





Veränderungen rüdjichtlich bes Staats gutes bezüglichen 
Nachweiſungen betreffend; 2) Bericht der erſten Deputa, 
tion über ben Geſetentwurf wegen Abtretung von Grund, 
eigenthum für eine.Eifenbahn von Priefteivig nach Grofens 
hainz 3) Bericht der vierten Deputation über die Beſchwerde 
der Kicchfahrt Noſſen wegen ihr auferlegter Verpflichtung 
zur Bezahlung der Steuern und Abgaben von einem neu⸗ 
erworbenen Pfarrlehnsgrundſtuͤcke; 4) Bericht derfelben Des 
putation über bie Petition der Gemeinde Bucha um Kuf 
hebung des $. 11 ded Geſetzes vom 8. März 1898; 
5) Mündlicher Bericht derfelben Deputation über-die Bu 
ſchwerde ber Eouife Springer und Genoffen zu Neufchöne 
feld, angebliche Berlufte in einer Nachlaßſache betreffend; 
6) Schriftlicher Bericht derfelben Deputation über die Per 
tition der Vorftände des germanifchen Mufeums zu Näms 
berg um Gewährung einer Beihülfe für bie Zwede biefes. 
Muſeums. 
(Schluß der Sitzung %3 Uhr.) 


Nedacteur 9. Meinhold, Seeretär im Rönigt. Miniſterium be8 Innern. — Druck von B. ©. Teubner in Drekden. 
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Bweiundvierzigfie öffentlihe Sitzung der 
Erften Kammer am 15. März 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des "Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Ent» 
ſchuldigungen und Urlaubsgeſuch. — Beratung ded Berichts 
der zweiten Deputation tiber das koͤnigl. Decret vom 6. Novbr. 
1800, die auf den DomÄnenfonds und bie Veränderungen rüdt« 
ficgttid) ded Stantögutes bezügllchen Nachweiſungen betr. — 
Beratung des Berichts ber erſten Deputation über bad 
koͤnigliche Decret vom 7. November 1860, den Entwurf eines 
Gefeges wegen Abtretung von Grundeigenthum für eine 
Eifenbahn von Prieftevig nach Großenhain betr. — Bes 
rathung des Bericht, der vierten Deputation, bie Beſchwerde 
der Klrchfahrt Noſſen wegen ihr auferlegter Verpflichtung 
zur Bezahlung der Steuern und Abgaben von einem neus 
erworbenen Pfartlehnögrundftüce betr. — Berathung ded 
Berichts ber vierten Deputation über die Petition der Ger 
meinde Buche um Aufhebung des $. 11 des Gefeged vom 
8. März 1838 und Beſchluß, dieſelbe auf ſich beruhen zu 
laſſen. — Muͤndlicher Bericht der vierten Deputation uͤber 
die Beſchwerde Louiſen Springer und Genoffen zu Neus 
fehönefeld, angebliche Verlufte in einer Nachlaffenfchaft betr. 
und BVeſchluß, dlefele auf ſich beruhen zu laſſen. — Ber 
rathung bed Verichtö ber vierten Deputation über eine Per 
tition ber Vorftände des germanifchen Mufeums zu Nürns 
berg um. Beihuͤlfe für bie Zweite deſſelben. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 28 Minuten in 
Anweſenheit von 32 Kammermitgliedern, ſowie in Gegen- 
wart des Herrn Staatöminifiers Freiherrn v. Frieſen 
‚und, des Herrn koͤniglichen Commiſſats Geh. Raths v. 
Broizem mit Verleſung de über bie letzte Sigung vom 
Seretär Wimmer aufgenommenen Protokolls, weldes 
von ber Kammer ohne Erinnerung genehmigt und von 
ven, v. Böhlay und  Mesih mitvollzos 





Präfident v. Schönfels: Auf der heutigen Regiftrande 
befinden ſich vier Nummern. Herr Serretär Wimmer wird 
‚die Güte‘ Haben, und dieſelben vorzufragen. 
LR. (4. Abonnement.) 





(Nr. 238.) Petition des Landwirthfehafts: und Ges 
werbevereins zu Forchheim vom 8. März 1861, um Er ⸗ 
richtung einer Staatömobilarverficherungsanftalt. 

Präfident v. Schönfeld: Als mit dem Decret über 
das Smmobiliarbrandverfiherungswefen conner, wird biefe 
Petition an bie Zweite Kammer abzugeben fein, wo die 
Berathung über das von mir erwähnte Decret: zuerft ers 
folgt. Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage einverſtan⸗ 
den? — Einftimmig Ja. 

Mr. 239.) Protokollextract der Biweiten Kammer 
vom 8. März 1861, die fortgefegte Berathung enthaltend 
über das allerhöchfte Decret, den Nechenfchaftsberiht auf 
die Jahre 1855, 1856 und 1857 betreffend, 

‚ Präfident v. Schönfeld: Gehört zur Competenz ber 
zweiten Deputation, weshalb vorgefchlagen wird, biefen 
Protofollertract dahin zu verweifen. Iſt die Kammer 
damit einverftanden? — Einftimmig a. 

(Nr. 240.) Das Directorium der Pöniglichen poly« 
techniſchen Schule überfendet 25 Druderemplare, Programme 
zu den am 18.20. März mit den Schülern der polytech⸗ 
nifhen Schule und der Baugewerkenfchule zu haltenden 
Prüfungen zur Vertheilung an bie Kammermitglieder, 

Präfident v. Schönfeld: Soweit die Erempfare reis 
hen, liegen biefelben in der Kanzlei zur Empfangnahme 
bereit. Im Uebrigen wird ber Dank im Protofoll, nier 
dergelegt werben. 

(Mr. 241.) Bericht der zweiten Deputation vom 14. 
März 1861 über Abtheilung A des Ausgabebudgets, die 
allgemeinen Staatöbedürfnifie betreffend. — 

Präfident v. Schoͤn fels: Dieſer Bericht wird morgen 
gedruckt und vertheilt werden und dann ein Gegenſtand 
der naͤchſten Tagesordnung fein. ’ 

Here v. Welckentſchuidigt fich für bie heutige Sitzung 
wegen Unwohlſeins desgleichen Hert Kammerherr v. Luͤt⸗ 
tichau. + Herr Vicepraͤſident v. Frieſen entſchuldigt ſich für 
die heutige Sitzung wegen uͤberhaͤufter Arbeiten in der 
zweiten Deputation „und Herr v. Noſtiz-Wallwitz wegen 
dringender Dienſtgeſchaͤfte Herr Superintendent dr. 
Lechier bittet um Urlaub bis is. April Ich frage, ob- 
die Kammet dieſes Geſuch genehmigt? — Einſtimmig Ja. 

Eine weitere Mittheilung habe ich nicht: auimarhen.. 
Bir fönnen uns daher, zur. Tagesordnung wenden. 
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Der erſte Gegenftand ift der Wericht der zweiten De: 
putation über das fönigliche Decret, die auf 
den Domänenfonds und die Veränderungen 
ruͤckſichtlich des Staatsgutes bezügliden Nach— 
meifungen betreffend. Ich habe Herrn v. Römer 
als Referenten zu erinchen, und den Bortrag zu geben. 


Referent v. Römer: Das allerhöchfte Decret Täutet 
folgendermaaßen: “ 


Se. Königlihe Majeftät laffen in der Beilage 
unter D eine an die früheren diesfälligen Nachweiſungen 
fh anfchließehde fummatiſche Ueberficht über Einnahme 
und Ausgabe bei dem Domänenfond in den Jahren 1857, 
1858 und 1859 den getreuen Ständen mit dem Eröffnen 
gehen, daß die ausführliden tabellarifchen Zufammen» 
Yelungen über in der nämlichen Zeit veräußertes oder neu⸗ 
erworbenes Staatögut zur Mittheilung an die ſtaͤndiſchen 
Deputationen bereit liegen, übrigens während ber Finanz⸗ 
periode 1861/63 folde Veräußerungen von Staatsgrunds 
ftüden, welche verfaffungsmäßig zuvor einer ftändifhen 
Zuftimmung bedürfen, nicht beabfichtigt werden. 

\ Mechöäfviefeiden verbleiben den getreuen Ständen 
in Hule und Gnaden jederzeit wohl beigethan. 

Gegeben zu Dresden, am 6. November 1860. 


Johann. 





. 8) Richard Freiherr von Frieſen. 
Die Beilage unter D beftcht in einer Rechnung, bie 

ſich nicht zum Worlefen eignet; übrigens iſt der Inhalt der. 

felben im Bericht aufgenommen. Der Bericht lautet: 


In dem Föniglichen Decret vom 6. November vorigen 
Jahres und den, theil® demfelben unter D beigedrudten, 
thetls am 12, deſſelben Monats an die Erſte Kammer ges 
Iangten handfehriftlichen, fehr umfänglihen Zufammenftels 
Iungen unter A und C, welche in der Kanzlei zur Einficht 
— liegen, wird der verfaſſungsmaͤßige Nachweis uͤber 
dad in den Jahren 1857, 1858 und 1859 erworbene oder 
veräußerte Staatögut, fowie fiber den dermaligen Beftand 
des Domänenfonds gegeben. ö 

Der geehrten Kammer hat die unterzeichnete Deputas 
tion die Hauptergebniffe aus jenen Nachweiſungen hiermit 
vorzulegen. r 

. ‚Die Veräußerungen von Domänen» und. 
Forfigrundftüden, fowie die Abldfuhgen von 
Domäntalberehtigungen 
in, ber, handfehriftlichen Ueberſicht unter A enthalten, aus 
denen fih zugleich die Einnahmen des Domähenfonds er- 
eben, betteffen zunächft unter 23 Nummern meift Parcel- 
fenderäußetungen von Domanialgrundftüden, bedingt durch 
iſolirte age derfelben, durch Erpropriation für Eiſenbahm 
ande, und, begründete Bedürfnig für Bauftelen, benach⸗ 
batte Öewerböanlagen und Steinbrüche. Auch fällt unter 
diefe Beäußerungen bie Ueberlaffung deö für die Land+ 
wirthſchaftliche Lehranftalt: zu Tharandt ald Lehrmittel be 
nüßten Folgengutes ;dafelbft an ‚den Staatsfiscus, deſſen 
Kaufpreis nach dem genehmigten Antrag in der ftändifhen 
Schrift vom, 6. Auguft 1858 (Landtagsacten 1858, I. Abs 
theilung, 2. Band, Seite 744) aus ber Staatscaffe an den 








Domänenfond zu reflitiiirem war, west i 
8,000 Thalern in das außerordentliche — ——— de 
1858/60 ald Pofition 22 aufgenommen wurde (Landta; {“ 
acten a. a. D., Seite 759 und 789). Da iedod die Cu 
Tammtausgabe des Domänenfonds für das Folgen, “ 
wegen einiger hinzugefauften Parcellen und des aus diem 
Fond beftrittenen Ablöfungscapitals der Reallaften des 
Gutes, fowie wegen de3 Ayio des urfprünglich in Gonvens 
tionsmunze gezahlten Kaufpreifes und mit Berkdfichtigung 
der erfolgten Wiederveräußerung einer Parcelle, nad) der 
von dem Herrn Negierungscommiffar mitgetheilten Dr # 
nung, fid auf 8,725 Thlr. 7 Nor. 3,Pf. belief, fo ift diee 
fer Tegtere Betrag von dem Staatsfiscus veftitwirt und bei 
dern Domänenfond vereinnahmt worden. Ferner erfolgt 
unter Nr, 22 die Abichreibung des alten, nach feiner Bers 
förung im Jahre 1849 nicht wieder aufgebauten Opern: 
haufes zu Dresden, wofür der auf dem Procefwege ers 
langte Entſchaͤdigungsbetrag (nach der definitiveh Werde 
nung 11,952 Thir. 12 Ngr. 6 Pf.) zur bleibenden ins 
nahme fommt. Der übrige bei derjelben Nummer der 
Ueberſicht mit vereinnahmte, in demſelben Proceffe erlangte 
Capitalbetrag an 11,207 Thir. — Nor. 8 Pf. ifk fpäter 
(im Jahre 1860) aus dem Domänenfond an bie Gtahtds 
caffe ausgezahlt worden, weil er die Entfcädigutigäfhmme 
für — und Verluſte an anderen, zum Domanen ⸗ 
gut nicht gehörigen Gegenftänden des Staatsguſs audwacht. 
Endlich erfcheint in diefer Abtheilung (unter Nr., 20) die 
Vereinnahmung eines Gefammtbetrags von 60,385 Thlt. 
2 Ngr. Derfelbe befteht aus den früher dem Staatöflscus 
beftelt _gewefenen, nunmehr dem Domänenfond überwie⸗ 
fenen Erbpachtcautionen und Quantid. Diefe waren bei 
der Ablöfung ſaͤmmtlicher Erbpachtöverhältnife und Ders 
wandlung der vererbpachtet gewefenen Grunpftüde in freies 
Eigenthum von den Ablöfenden auf die vereinbarte, Ublds 
fungscapitalien zugerechnet worden, find alfo als eih Kheil 
derfelden anzufehen. Der übrige Theil der Abldſangtea⸗ 
pitalien gleichen Urfprungs ift in den früheren. ‚Perioden 
ſchon ‚bei den Ablöfungsfummen für Gelbgefäle, Erbpachts⸗ 
zinſen u. f. w. in Einnahme gekommen. i 
Hierauf folgen unter 115 Nummern bie Beräußer 
rungen voh Börkigrundkäden, zufammmen ein real 
von 196 Adern 95,24 Quadratruthen in größtentfrilß 
Heinen und fehr Eleinen Parcellen von geringem Beithe 
umfaffend. Die Veranlaffungen dazu liegen im erfolgter 
Erpropriation flr Die Staatseifenbahn, in nachgewiefenen Ber 
dürfniffen von Baufkellen (zum Theil für Baldarbeiter undein 
Schulgaus), für benachbarte Berggebäube, "Steinbrliht, 
Gewerbsanlagen und Meiner Hausbefiger zur Gewinnung 
von etwas Feld; bei ber Mehrzahl aber in ber —34 
Sage der Parcellen oder deren Belaftung mit Wegebau- um 
anderen Servituten. Zaft die Hälfte des angegeben! 
Areald betrifft vergleichömeife vereinbarte Abtretungen AN 
Ablöfung vom fehr machtheiligen Huthungsbefugniffen, U 
die übrigen gefchloffenen Reviertheile von dieſen zu —— 
Zuch wurde ein durch einen Neubau entbehrlich geworden 
Forſthaus verkauft. h ih Uns 
Ale diefe Grimdftücöveräußerungen gehören nad der 
fit der Deputation zweifellos unter die nach 6. 1 * 
Verfafjungsurkunde zuläffigen „zu Beförderung ber N A 
eultur oder zu Entfernung rn NRachtheit e 
thig oder gut zu befindenden Verdutzerungen.. ven 
Bon Veräußerlingen von Bagben finden ſich 
Nachweifungen unter A nr 2 Zalle, welche nach 
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Sefeg vom 17. März 1832 abgelöft wurden... Diejenigen 
Ablöfungäsapitale, tele für, dem Staatöfiscus zuftändig 
gewefene, infolge des Geſetzes vom 26. November 1858 zur 
rüdgeforderte Sagbgerechtiame auf fremdem Grund und 
Boden erlangt worden find, befragen überhaupt nach einer 
von dem Herrn Regierungscommiffar exbetenen Mittheilung 
188,945 Thlr. 29 Nor. 1 Pf.; fie find dem Domänenfand 
in folle überwieien worden und fommen. bei-bemfelben im 
Jahre 1860 zur Vereinnahmung. 2 
Veräußerungen anderer fiscalifcher Gerechtfame und 
Nugungen find nicht, wohl aber die Nüczahlung eines for 
genannten Amtscapitald und 33 Fälle von Allodificationen 
vorgefommen. Endlich werden von Ablöfungen von Geld- 
infen, Renten, Lehngeldern und. Canones verſchiedener 
(tt: 337, von Naturaldeputaten 1 und von Dienften und 
Servituten 3 Faͤlle aufgeführt. - 

- Solche Veräußerungen und Ablöfungen, bei denen ein 
jaͤhrlicher Gruindzins erlangt wurde, welche in den früheren 
Perioden ben Gegenftänd der — unter ‚B bil- 
befe, find in den Jahren 1857 bis 1859 nicht einge 
veten. 


U, Die Erwerbungen von Grundftüden für das 
Staatögut und Ablöfungen von auf demſelben 
haftenden Servituten, 


durch welche die Ausgaben des Domänenfonds herbeige- 
fühet werben, find in den Nachweifungen unter © zufammen» 
eftelft. . 
ef Die Erwerbungen und Vergrößerungen von eigentlichen 
Domänengrundftiüden betragen 19 Nummern; unter 
ihnen ft die bedeufendfte der im Jahre 1857 bewirkte Ans 
auf des Braufchänkenguts zu Wölfnig fammt Zubehör 
und einiger anderen Felde und Wiefengrundftüde ebendas 
felbt mit einem Aredt an zafammen 50 Ackern 47 Qua 
dratrüthen zu Vergrößerung und Urrondirung deö Kammer 
ut3 Gorbig für 37,487 Thlr. 18 Ngr. 6 Pf. Diefe Grund» 
füke find' der Kammergutöpachtung daſelbſt mit überwiefen, 
und e$ zahlt diefelbe feit ihrer Uebernahme im Sahre 1857 
nad) der von.dem Heren Regierungscommiffar ertheilten 
Auskunft dafür ein jährlides Pachtgeld von 1,500 Thalern 
neben ‚dern Pachtgelde fuͤr das eigentliche Kammergut an 
jährlich 6,205 Thalern. Näcyftdem ift der Erweiterung des 
fiscalifcden Brauntohlenwerkes zu Kaditzſch bei Grimma zu 
gedenten. Zu dieſem find anderweite Kohlenfelder für 
32,580 Lhir. 5 Nor. und ein Auöförderungsplak für 
2,579 Thie 10 Ngr. angefauft worden. Die erfte in bie 
Periode 1854 bis 1858 fallende Exwerbung der dortigen 
Kohlenfelder koftete 15,900 Thaler, fo daß die ganze Aus: 
gabe für das Kohienfeid nunmehr 48,400 Thlr. 5 Nur. 
beträgt. Die Nutungen dieſes Werkes erſcheinen im Ein 
nahmebndger auf-die Sinanzperiode 1861/63 unter Poſ. 5b 
als nette Einnahmepoft nit jährlich 3,100 Thalern. Da 
Noch den in den «Erläuterungen zum Budget (Landt.Acten 
1. Abth. 2.8, ©. 43) außer jenem Kaufpreiß der Kohlen: 
felder noch circa22,000 Thaler auf Herftellung einer ger 
eigneten ‚Förderung ind Dampfmaſchinen zu verwenden ges 
wefen find, der gefammte Aufwand ‚für das Bat alfo circa 
70,000 Tyalex,beitägt, fo ergiebt fi fihon jest eine Ber- 
zinfung deſſelben von 4,%, Procent, deren weitere Erhöhung 
nach fortgefsgter Aufihliegung. des Kohlenfeldes und Bu 
weiterung des Debitfreifes auch eine allmälige Tilgung des 
Anlagecpitald erwarten läßt.‘ Ferner kommen vor einige 
Heine Meliorationsneubaue bei Kammergütern mit zufam- 





dem 


men 2,869 Thlry. 13 Ngr. drei Erweiterungen ber Ans 
lagen hei dem Kalkwerke im Spigrunde für zufammen 
4,100 Thaler, bie Erwerbung einiger Parcellen am Gr 
teich zu Morigburg für 2,835 Thaler zu Befeitigung Läflie 
ger Seroituten, endlich die Uebernahme des jegigen Nent- 
amtsgebäubes zu Chemnig vom Gteuerfiscus für 13,800 
Thaler und bie Anfäufe zweier Gebäude für die Rentämter 
zu Schandau und Auerbach für beziehendlich 7,400 Thaler 
und 4,750 Thaler. n 

Die Uebernahme des jegigen Mentamtögebäudes zu 
Chemnig auf dad Domänengut und. die Reftitution des 
Kaufpreifes an den Steuerfiscus. erfolgte, weildaffelbe früher 
für bie Swede ber Zoll und Steuerderwaltung aus ven 
Einkünften des Hauptfteueramtes dafelbft -erfauft, nad) 
Uebergang des alten Rentamtögebäudes an die Juſtizver⸗ 
maltung aber bie Rentamtögenwaltung nebft Dienfiwohnung 
in das fragliche neuerworbene Gebäude verlegt worden wat, 

Hinſichtlich der Nentamtögebäude zu Auerba und 
Schandau hat die Deputation daran zu erinnern, daß bei 
dem vorigen Landtage durch alerhöchftes Decret vom 19. Ja⸗ 
muar 1858 (Sandt.»Acten 1858, 1. Abth, 2. Bb.©. 341 fig.) 
der Ankauf eines Hausgrundftüd® zu Auerbad für 
10,000 Thaler und eines folden zu Schandau für 7,400 
Thaler zur Einrichtung von Rentaͤmtern daſelbſt beantragt 
wurde, weil die zeitherigen Localitaͤten derfelben in den 
Sclöffern zu Voigtsberg und Hohnflein für eine noth- 
wendige Erweiterung der Landeöftrafanftalten erforderlich 
waren. Inder Schrift vom 5. Augyft 1858 (Bandt.»Acten 
1858, I. Abth. 2. Bd, ©. 733 flg.) erklärte ſich die 
Ständeverfammlung mit dem Ankauf des Haufe zu Sehan« 
dau aus. den Mitteln bes Domänenfonds einverſtanben, 
lehnte aber den Erkauf des Heute zu Auerbach ‚Fr10,000 
Tholer ab, weil man des Daflırhaltens war, „Daß zu Auers 
bach die Ermiethung oder Beſchaffung einer Rentamtscr 
pedition nebft Gaffenlocal und Dienftwohnung mit einem 
geringern Aufwande als von 400 Thalern jährlich zu ers 
möglichen fein bürfte, zumal die Oberforftmeifterei daſelbſt, 
bei deren Erwerbung früher ſchon auf eine Rentamserpe⸗ 
dition mit Ruͤckſicht genommen worden, ein hierzu a 1 
netes Local bereitz enthält”. Die Deputation hat ſich von 
„Herrn Regierungseommiflar weitere Auskunft fıber 
den inmittelft eingetretenen, im Landtagsabfchiebe vom 10. 
Auguft 1858 (Sandt.-Acten I, Abth. 2. Bh., S. 891) ber 
reits erwähnten Ankauf sines andern Haufes zu Auerbach 
erbeten. Sie ift dahin erfolgt, daß burch eigene, von ben 
Minifterien des Snnern und der Finanzen abgeorbnnte Tom⸗ 
miſſare weitere Ermittelungen wegen Unterbringung des 
Nentamts zu Auerbad) porgenommen worben fein, Diefe 
hätten: zwar ‚beftätigt, daßz im Parterre ‚der Dberforftmeifterei 
die Rentamtserpedition ‚unterzubringen ‚set, daß dies aber. 
die Herftellung anderer Wohnungsräume für die männlichen 
Dienftleute des Oberforſtmeiſters und eines neuen Wafch⸗ 
hauſes an die Stelle des verlorengehenden mit einem nicht 
unbedeutenden Bauaufwande erfordern würde, Cs habe 
fich ‚ferner ergeben, daß. bei diefem Arrangement. der große 
Bortheil ‚nerloren ‚geben mrde, daß der Penkbeamte „wei 
feine Wohnung in demfelben Gebäude mit ber Erpei 
und; ber Gaffe fich befindet, letztere hl eſeht Te 
wachen Fan; daß ferner eine pallende, — 
den Beamten nicht, unter einem’ jährlichen Miet! 
200 Thalern it erlangen Jein werde ſowie endlich 
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eintreten Tönnten. “Darauf fei aber um fo mehr zu achten 
geweſen, als unter allen Umftänden an eine Wiebervers 
legung des Rentamts von Auerbach) als dem paffendften 
Sige der Oberforfimeifterei hinweg nicht weiter zu denken 
fei. Zugleich fei-dem Staatöfiscus ein anderes (als das 
früher vorgefchlagene) Hausgrundſtuck, in welchem für 
Dienfiwohnung, Erpedition und Rentamtscaffe paffende 
Räumlichkeiten vorhanden find, für einen Kaufpreis von 
nur 4,750 Thaler angeboten worden. Das Finanzminis 
fierium habe daher geglaubt, für diefen Ankauf für Rech ⸗ 
nung des Domänenfonds, der allen zu nehmenden Rüd- 
fichten zu entſprechen ſchien, welcher auch auf besfallfigen 
Vortrag die allerhöchfte Genehmigung erhielt, fich entichei- 
den zu müffen. 

Die Deputation hält ihrerfeits unter den angegebenen 
Umftänden die. Erwerbung des fragliden Hausgrundftüces 
für völlig geehrter, Es wird dadurch nicht nur der 
weſentliche Vortheil einer für immer geficherten Unterbrin- 

ung der Dienftwohnung ded Nentbeamten in demfelben 

iebäude mit feinen Geichäftöräumlichkeiten erlangt, ſon ⸗ 
dern auch durch die Mäßigkeit des Kaufpreifes, ber felbft 
mit Berhdfihtigung einiger wahrfcheinlich nöthig gewordenen 
Einrichtungskoſten nur die Hälfte der Summe beträgt, die 
der früher vorgefchlagene Hauskauf erforderte, das Haupt: 
bedenken ber Ständeverfammlung vom Jahre 1858 erledigt, 


Die wefentlichften Erwerbungen haben erfreulicher 
Weiſe zu Gunften der Staatsforften flattgefundenz fie 
umfaffen unter 138 Nummern ein Areal von 3,798 Adern 
82,87 Quabdratruthen, einfchließlich einiger Wiefen und ba: 
bei 8 Forftgrundftüde von größerem Umfange (zwiſchen 
107 bis 939 Adern), während in den beiden vorhergegan- 
genen Perioden nur 1,071 und beziehendlic 2,804 Ader 
angefauft worden waren. Mit der auf fländifcher Ers 
A] beruhenden Verſorgung von Revierverwaltern 
mit Dienftwohnungen (Landt.⸗Acten 1846, I. Abth. 2. Bd. 
©. 692) ift fernerweit vorgefchritten worden, indem 5 
Grundftüde zu diefem Zwede angefauft und die auf den» 
“felben befindlichen Gebäude zu folgen Wohnungen einge 
tichtet worden find. Auf Stolpner Revier ift der Neubau 
einer Förfterwohnung zu Fiſchbach eingetreten, wogegen 
das frühere ganz unzulänglihe und unzwedmäßige Forft- 
haus bafelbft (nach Ueberſicht A Nr. 127) verkauft wurde, 
Auch, find auf einem neuerworbenen großen Forftgrundftüce 
bei Auerbach das vorhandene Förfterhaus und ein ange: 
Tauftes kleines Haus auf dem umfänglichen Steinbader 
— zu Dienſtwohnungen für zwei Forftgehülfen beſtimmt 
worden. 

Ablöfungen endlich von auf dem Staatögut laſten⸗ 
den Geldzinfen find 72, von dergleichen Naturaldeputaten 
9 und von dergleichen Berechtigungen 50 Fälle vorge 
Tommen. 

Meber ben bermaligen 


Beftand des Domänenfonds 


geben die gedruckte Beilage zum koͤniglichen Decret unter 
D nebft den angeführten Ueberfichten unter A und C die 
einzelnen Nachweie. 

Es ergiebt fi) daraus, daß der / Baarbeſtand diefes 
Fonds am 1. Januar 1857 

2,706,952 Thlr. 28 Ngr. 3 Pf. 

betrug.” Dazu kamen in der Periode 1857 bis mit 1859 
folgende/Einnahmen: 











Ltr. 
104,017 
9,704 
145 

496 
2,652 
215,611 
64 


Nur. Pf. 
24 1 für veräußerte Domäntngeundftücke, 

5 4 für veräußerte Forſtgrundſtuͤcke, 

— — für veräußerte Jagdberechtigungen, 
12 6 NRüdzahlung eines Amtscapitals, 

5 — für Alodificationen und Erbverwanbfungen, 
12 5 für Ablöfung von Gelbzinfen und Renten 
— — für Abldfung eines Naturaldeputats, 

7 — für Ablöfung von Berechtigungen und 

Dienften, 

20 3 an eingegangenen Activreſten aus früheren 
Jahren. 

334,346 26 9 in Sa. 


., Neue Activrefte find in der Iegtverfloffenen Periode 
nicht erwachfen. Da auf die ult. December 1856 verbliebe- 
nen Xctivrefte an 2,147 Thle. 3 Ngr. 7 Pf. (vergl. Landt- 
Acten 1857, Beilage zur I. Abth. 1. Bb., ©. 18 und 
Beilage zur II. Abth. 1. Bb., ©. 372) in den Jahren 
1857 bi 1859 wie oben gedacht 1242 Thlr. 20 Ngr. 3 Pf. 
eingegangen find, fo verbleiben ult. December 1859 an der 
gleichen Reſten noch außenftehend 

904 The. 13 Ngr. 2 Pf, 
einſchließlich 11 Thir. 6 gGr. —— (nicht b Ngt. 
einen Schreibfehler die Decretsbellage D Seite 475 
angiebt., 

5 Aus den oben aufgeführten neuen Einnahmen und dem 
Beftande vom 1. Januar 1857 fellt ſich demnach für 1857 
bis 1859 die Gefammteinnahme des Domänenfonds auf 

3,041,299 Thlr. 25 Nor. 2 Pf. 

Die Ausgaben des Fonds betrugen in benfelben Jahren 
nad) den Unterlagen: 

Thlr. Nor. Pf. 

109,926 29 3 für Domänengrundftüde, 
436,860 7 1 fürForftgrumdftücte (austchließlich eined noch 
auszuzahlenden Betrages an 2,000 Thlt.), 

5488 5 — für Ablöfung von Galzinfen aller Art, 

13,853 26 1 für Abloͤſung von Naturaldepufaten, 
61,773 23 7 fr Ablöfung anderer Naturaloblaften, 

Servituten und dergleichen, 

4,480 — — an Auszahlungen auf frühere Paffivrelt- 
632,388 1 25. “ . 

Da am Cchluffe des Jahres 1856 noch ein Paffioreft 
von 5,080 Thalern beftand (vergl. Landt. Akten 1857, Beis 
Tage zur II, Abth. 1.3d., S. 19 und Beilage zur ni. Abth. 
1. ®d., ©. 373), davon, wie gebadt, 4,480 Thaler zur 
Auszahlung, hinzu aber 2,000 Thaler gefommen find, fo 
betragen die Paffivrefte ult. December 1859 annoch 

2,600 Thaler. 

Aus den fämmtlichen angeführten Baarbeftänden, 
Baareinnahmen und Waarauögaben ergiebt fih Es 
31. December 1850 als Baarbeitand des Domänenfon 
die Summe von 

2,408,916 Thlrn. 24 Ngr. . 

Diefer Betrag wird in zindtragenden Staatspapieren 
beziehendlich Sandrentenbriefen bis zu feiner —— 
zu ferneren Acquifitionen oder zur Ablöfung ber noch 
dem Staatsgut haftenden Oblaſten bei der — 
cafle affervirt. Die Binfen bieler Werthöpapiere jmd, 
alß der noch außenftehenden hypoihekarſſch verfichertent a 
tefte kommen bei Pof. 17 des Einnahniebudgets zur 
rechnung. 


413 
1,242 
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Nach Prüfung und auf Grund fämmtlicher Unterlagen 
Tann ber geehrten Kammer die unterzeichnete Deputation 
ſchluͤßlich nur vorſchlagen: 
dieſelbe wolle ſich mit den in den Jahren 1857, 
. 1858 und 1859 vorgenommenen Weränderungen am 

Staatögute einverftanden erklären und denfelben ihre Ge- 
nehmigung erteilen. 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun zu erwarten 
fein, ob Jemand Über den foeben vorgetragenen Bericht 
das Wort ergreift? 


Freiherr v. Schönberg: Bibran: Ih wollte mir 
vom Herrn Referenten eine Auskunft erbitten. Auf Seite 
485 ded Berichts findet fi angegeben 104,017 Thaler 
24 Neugrofchen 1 Pfennig für veräußerte Domänengrund» 
flüde. Die Ziffer ſcheint mir fehr Hoch zu fein und es 
wäre wünfchenswerth zu erfahren, worin denn biefe Grund» 
file eigentlich beftchen, ob es Forſtparcellen oder andere 
Grundſtuͤcke gewefen find. 


Neferent v. Römer: Diefe Grundftüde find nicht 
Forfigrundftüce; diefe fommen in ber zweiten Abtheilung 
vor, ſondern es find verſchiedene andere Arten von Grund⸗ 
flüden, von denen die wichtigften im Berichte aufgeführt 
worden find. In den Nachweifungen findet fich eine Reihe 
von 23 einzelnen Nummern folder Grundftüde aufgeführt. 
Ich weiß nicht, ob der Herr Kammerhere v. Schönberg 
wuͤnſcht, daß ich fie einzeln vortragen möge? 

’ (Herr v. Schönberg bejaht dies.) 

Die einzelnen’ Nummern diefer Abtheilung find fol 
‚gender h 

Nr. 1. Areal vom Kammergute Wiefenburg, erpros 
priirt für Zwecke der Bwidau-Schwarzenberger Staatseifen« 
bahn für 3,233 Thlr. 22 Nor. 2 Pf. 

Nr. 2. Desgleichen zu demfelben Zwede für 106 
Thlr. 15 Nor. 9 Pf. 

Nr. 3, Die bei Erbmannsdorf gelegene, von ber 
Zſchopau und von Erdmannsdorfer Nittergutsgrundftüden 
begrenzte Wieſen und Gartenparcelle von 15, Adern 288 
Duadrat:Ruthen, die Hofaue genannt, war zeither verpach ⸗ 
tet und ift verfauft worden für 3,865 Thlr. 

Nr. 4. Areal vom Kamniergute Oſtra, expropriirt 
für die Bwede der Albertseifenbahn für 1,780 Thle. 25 


Nr. 6 Pf. 

Nr. 5. Areal vom Kammergute Zaukerode, erpro- 
priirt für diefelben gwecke für 6 Thir. 16 Nor. 9 Pf. £ 

Nr. 6. Areal vom Kammergute Oſtra, erproprürt 
für diefelben Bwede für 120 THlr. 14 Nor. 5 Pf. 

Nr. 7. Aredl von der Bufhmühle, Uferland, 29,8 
Quadrat:Ruthen der Felfenkellerbrauereigefelihaftim Plau ⸗ 
enfhen Grunde, überlafen für 209 Thir. 18 Ngr. 1 

Nr. 8. Eine wüſte Bauftelle im Fürftenthale bei 
Seas, 28 Quadrat:Ruthen, verkauft für 17 Thlr. 
5 


Ir. 

Gr. 9. Die Hälfte von dem, dem Forſthauſe an ber 
Priepnig zugetheilten ganzen Roͤhrwaſſer ift dem Militärs 
oberbauamte für das Garnifonhospital zu Neuftadt abge: 





—— — 


Stoste· und Universitätsbibliothek Dresden 





trefen worden 
Ngr..6 Pf. . 

Nr. 10. Ein Zrennftüd von der zum Kammergute 
Eohmen gehörigen Eindenauwiefe bei Wehlen, 168 Quas 
drat· Ruthen, wurde einem benachbarten Steinbruchäbefiger 
als unentbehrlich zu feinem Betriebe überlaffen für 200 Thir. 

Nr. 11. Eine Huthungsfläge vom Kammergute 
Biefenburg, 38 Quadrat:Ruthen, wurde einem benachbars 
ten Grundfthdäbefiger zu Erweiterung feines Gehöftes 
überlaffen. für 57 Zhlr. 

‚Nr. 12, Ein Stud Land von 5 Duadrat-Ruthen, 
wurde einem benachbarten Steinbruchsbeſiher Überlaffen 
für 19 Thlr. 8 Ngr. 1 Pf. 

Nr. 13. ‚Areal vom Kammergute Döhlen, erpropris 
8 für die Zwecke der Albertseiſenbahn für 79 Thlr. 2 Ngr. 


gegen eine Entſchaͤdigung von 205 Then. 16 


Nr. 14. Ein an dem Muldenufer bei Coldig befinds 
liches Stud Grasland von 1 Ader, der Fafanenheger ges 
nannt, war vom Lande aus unzugänglich und erforderte 
Uferbaue und. wurde im Licitationswege verkauft für 
160 Thlr. 

Nr. 15. Die fiscalifche Scheune zu Großenhain, welche 
abgebrannt und für das Kammergut Kalkreuth, zu wels 
chem fie gehörte, entbehrlich warz das Areal (29,5 Qua⸗ 
drat-Ruthen) wurde mit dem Anfpruch an die Brandents 
ſchaͤdigung verfauft für 510 Thlr. 

Nr. 16. Die auf der ebengedachten Brandſtelle bes 
Eile gewefenen Hölzer wurden verkauft für 8 Thlr. 

t. 


26 Nor. 

Pr. 17. Dad Folgengut bei Tharandt iſt an ben 
Staatsfiscus überlaffen worden für 8,725 Thir. 7 Nor. 
3 


f. 

Nr. 18. Ein Flaͤchenraum von 2 Quadrat Ruthen 
vom Kammergute Wiefenburg wurde einem benachbarten 
Hausbefiger abgetreten für 3 Thir. 

Nr. 19. Eine Parcelle des Hoffifchgartens zu Dres⸗ 
den, 29 Quadrat. Ruthen, wurde einer benachbarten Leders 
fabrik zu dem befferen Betriebe uͤberlaſſen flr 860 Thir. 

Nr. 20. Die (im Bericht erwähnten) zeitherigen Erb» 
pachtscautionen als Theile des Ablöfungscapitals bei Ver⸗ 
wandlung der Erbpachte in freies Eigentyum find in folle 
vereinnahmt mit 60,385 Thlin. 2 Nor. 

Nr. 21. Der Erlös von einigen verfauften, entbehr⸗ 
lichen Inventarienftüden bei der Bufhmühle an 1 Thlr. 
6 Nor. 4 Pf. 

Nr. 22. Das Perceptionsquantum bes Staatöfiscus 
an den auf bem Proceßwege erlangten Entfhädigungögels 
dern für die Zerftörungen bei dem Maiaufftande, worüber 
im Berichte das Rihere angegeben ift, an zufammen 
23,159 Thir. 13 Nor. 4 Pf. 

“Nr. 23. Ein vor dem Pillniger Schlage zu Dredben 
gelegenes, von Privatgrundftücden und Straßen umſchloſſe⸗ 
nes Feldſtůck von 798 Duadrat-Nuthen, das Schanzfeld 
genannt, war für 3 Xhlr. jährlich verpachtet und iſt 
nunmehr verfauft worden für 304 Thlr. 4 Ngr. 


Rittergutsbeſitzer Rittner: Ich wollte mir erlauben, 
in Bezug. auf die Seite 485 fpecificirten Ausgaben und 
namentlich auf. die Summe, die Forſtgrundſtuͤcke anlan⸗ 
gend, ein paar Worte zu fagen. Ich ſchicke voraus, daß 
ich die Verwendung des Domänenfonds zu Ankauf von 
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Forſtgrundſtuͤcken für die allerzwecmaͤßigſte erachte; aber 
trog meiner großen Vorliebe für derartige Verwendung 
ſcheint mir die Ankaufsſumme von durchſchnittlich 115 Tha⸗ 
lern pro Acker etwas hoch. An und für ſich, abgeſehen 
von dem zu erwartenden Neinertrag, ift es cin fehr hoher 
Kaufpreis, weil, wenn ich nicht irre, neben der Abſicht, 
Gelder aus dem Domänenfond anzulegen, auch nod ein 
volkswirthſchaftlicher Zweck mit dem Ankauf von Grunds 
ſticken für den Staat verbunden wird, infofern als man 
vorzugsweife dad Augenmerk auf den Ankauf von nicht» 
eultivirten Ländereien, fogenannten Holzblößen, wendet; 
Hält man das feft, fo ift der Kaufpreis viel zu hoch und 
früher ‚hatte man, wenn ich nicht irre, ben Grundſatz, 
für ſolche Holzblögen nicht mehr als 50 Thaler pro Acker 
zu geben. Dagegen iſt der vorliegende Ankaufspreis 
gewiß ganz gerechtfertigt, wenn es mit Holz beftans 
dene Ländereien find. Ich möchte nun wohl wiffen, 
fei e8 vom Heren Referenten oder vom Herrn koͤniglichen 
Commiſſar, nach welchem Grundfage man in der neuern 
Beit den Ankauf von ſolchen Hölzern um den Preis von 
115 Thaler pro Acer rechtfertiget und nach welchen man 
verfährt, um fich mit dem Verkäufer über die Taxation 
älterer Beftände zu einigen. Mir feheint der Kaufpreis 
aber auch fehr hoch in Bezug auf den zu erwartenden 
Reinertrag. Es iſt ziemlich befannt, daß unfere Staatös 
forfiverwaltung durchſchnittlich eine Klafter Holz pro 
Ader jährlich zu erlangen firebt, welde einen Werth von 
circa 5 Thalern haben mag. Es würde num ber Werth 
von 5 Thalern für eine Klafter Holz als genligende Vers 
zinſung des gedachten Kaufpreifes von 115 Thaler pro 
Acker wohl zu bezeichnen feinz allein es iſt der jährliche 
Reinertrag einer Klafter Holz nur erſt das Product von 
Waldgrundftüden, die ſchon lange Jahre in der forge 
faltigſten Bewirthſchaftung geftanden und es dürfte zweis 
felhaft erfcheinen, ob ſolche Grundfiäde, die man eben 
erft and minder guten Händen erworben hat, ob biefe 
auch ſchon im Stande -find, den Durchfehnittsertrag von 
jährlich einer Klafter Holz zu geben, wie dies eben der 
Kaufpreis von 115 Thalern gewiffermaaen an die Hand 
giebt. DOer Herr Meferent hat vieleicht die Güte, 
“einige ‘von ben angefauften Grundſtuͤcken näher zu ber 
zeichnen, woraus zu erfehen wäre, mie der Werth für 
den Grund und Boden zu ‚den Holzbefiänden ſich ver: 
hält, um beurtheilen zu koͤnnen, welcher Kaufpreis für 
den Grund und Boden zu reihnen äfl. - 

Referent v. Römer: Ich erlaube mir hierauf einige 
Bemerkungen zu machen, ſoweit mir eben die Mittel zu 
Gebote, ſtehen. Was daS Princip bei-den Ankäufen ber 
‚tüfft, fo würde ich freilich die Herren Regierungscommiffare 
um deſſen Mittheilung erfuchen müffen, Ich hahe zu be> 


merken, daß ich einen Ankauf von Holzblößen nicht gefun: | 


den habe, alfo ein zu hoher Kaufpreis ſich dadurch ‚nicht: 





herausſteüt, weil ganz werthlofe Grundftücte nicht varkom⸗ 
men. Ferner find unter der Ziffer der Geldbetraͤge mehrere 
Stundfüde aufgenommen, die zugleich mit Wohnhäufern, 
fogar mit Feldern und Wiefen verbunden find. Es find 
das fünf Grundfiüe, wo Wohnungen für Nevierueriveiter 
eingerichtet worden find, die zugleich mit Wiefen und Hels 
nen Seldern als zum Dienfigenuß gehörig verfehen wurden, 
Ferner tommen unter der Hauptſumme zwei Funftgemäg 
ausgebaute Wiefen vor, die theils enclavirt in fiscaliſche 
Forſtgrundſtücke, theils in unmittelbarer Nähe derſelben 
liegen. Bei dieſen ſtellt ſich allerdings der Kaufpreis ziem ⸗ 
lich hoch, namentlich bei den Wiefen; bei der einen pro 
Acker 450 und bei der andern ſogar auf. 740 Thaien 
Dad würde aud) einen wefentlichen Einfluß auf den Dura 
ſchnittspreis Haben. Endlich ift zu erwähnen, daß bi 
Holzgrundftücden der Buftand ein fehr verfchiebener if. 
Einige find fehr gut beftanden, andere weniger gut; alfo 
kann man auch in biefer Beziehung einen mäßigen Durch-⸗ 
ſchnittspreis annehmen, weil fehr viel auf den Beftand und 
Zuſtand anfommt. 

Königl. Commiffar v. Broizem: Ich bitte zuvoͤrderſt 
auf die Ziffer, hinſichtlich welder der Herr v. Schönbergr 
Bibran eine Aufklärung wünfchte, zuruͤkkommen zu dis 
fen und bemerfe, daß die Höhe der Summe, die ais Erlbs 
für veräußerte Domänengrundftüde ſich im Deputationd⸗ 
bericht aufgeführt befindet, infofern fie diefer Bezeichnung 
entſprechen foll, mur ſcheinbar if. Die Hauptberräge, die 
biefe Summe — 104,000 Thaler — bilden, befiehen in 
60,000 Thalern dem Domänenfond überwiefene Erbpachtds 
cautionen und Erbſtandsquanten; in 23,000%halern Ent, 
ſchaͤtigung für bei den Maiereigniffen abgebrannte und bes 
ſchaͤdigte Gebäude und in 8,700 Thalern erftatteten Ankaufs⸗ 
preis für das von dem Domänenfond an den Staatsfiscus 
zurüdgegebene Folgengut bei Tharande, wie Sie dies bei 
Aufzählung der einzelnen Nummern der entfprechenden Abs 
theilung der Ueberficht erfehen haben. Die wirkligen Dur 
äußerungen von Domänengrundftücen dagegen find, für 
weit fie nicht auf Erpropriationen zu Eifenbahnzweden be⸗ 
ruhen, von fo geringer Bedeutung, daß jedes Bedenken 
in diefer Beziehung fid wohl erledigen dürfte. Was mus 
den Ankauf von Forfigrundftücden anlangt, ſo habe 16 [4 
beftätigen, daß unter den als Korfigrundfthce aufgeführten 
ſehr verſchiede nartige Grundſluͤcke fi befinden. Ein Tot 
der angefauften Forftgrumdfligcte beftcht in Wieſen und 
zwar theilweiſe fogar in zur regelmäßigen Bewäfferung 8° 
bauten Kunftwiefen, die natuͤrlich zu dem Dirchichnittr 
preife, wie er vom Herrn Nittner angenommen worden if, 
nicht zu erlangen waren. .G3 befinden ſich ferner Darunter 
eine Anzahl Felder. und auch einige mit Wohnhau ein 
verfehene Grundftücke, durch deren Ankauf Dienfwohnuts 
‚gen für Forfibeamte erlangt wurden. in alle biefe Er 


merbungen haben höhere Preife zugeflanden werben muſſen 
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als für blofen Waldboden. Bei dem Ankaufe von Forft- 
‚grundftüden iſt man übrigens von ziveierlei Hauptrückſichten 
ausgegangen, woberdataufaufmerkjam zu machen ifl, daß man 
ins Allgemeinen nicht die Wahl hat, was Für Grundftüde 
man Faufen will, daß man vielmehr erwarten muß, was 
der Forftverwaltung. angeboten "wird. Es fommer nun 
vorzugsweiſe zwei Arten von Anfäufen vor; nämlich erftens 
der Ankauf folder Grundflüce, die innerhalb eines Staats: 
xeviers als Enclaven gelegen-find, durch deren Befeitigung 
die Bewirthſchaftung des Reviers wefentlich erleichtert. wird 
‚und deren Ermerbung daher für "die Forftadminiftration 
ſtets Höchft wünfchenswerth if. Um folde Grumdftüde zu 
erlangen, muß häufig ein bedeutend höherer Preis zuges 
fanden werden, als fir größere felbftändige Holzgrundftüde. 
Es find aber infolge der Ginverleibung in ein geſchloſſenes 
Revier auch die Einnahmen von ſolchen angefauften Encla- 
vengrundſtuͤcken nach und nad) entfprechend geftiegen. Ein 
Durchſchnittspreis von 50 Thalern pro Ader laͤßt ſich da 
‚freilich nicht einhalten. Auf der andern Seite gewährt aber 
der Ankauf derartiger Grundftüde für die Forfiverwaltung 
ſo erhebliche Vortheile, daß dadurch der höhere Ankaufspreis 
volftändig aufgewogen wird. Sodann hat man aber auch 
größere Complexe von Forfigrundftüden gekauft, zum Theil 
von ſolchem Umfange, daß dafür eine eigene Verwaltung 
eingefegt werden mußte und diefe Verwaltung ſich auch 
vouftändig verfohnt; namentlich haben im Voigtlande fehr 
bedeutende Grundſtücksacquiſitionen diefer Art ftattgefunden 
“uhb: bei diefen derjenige finanzielle Vortheil unbedingt‘ 
erlandt worden, welcher bei folchen Ankaͤufen nur "immer! 
gewünfcht werden Fan. Zu dem Anfaufe von. umfäng 
licheren Blößen endlich, die man vorzugsweiſe aus ftaats 
wirthſchaftlichen Ruͤckſichten zu acquiriren gefucht haben wiırde, 
hat fich in diefer Periode weniger Gelegenheit dargeboten. 
Die Grundfäge, die bei Abfchägung der Holzbeftände auf 
den anzufaufenden Forfigrundftüden befolgt werden, find 
neuerdings einer Revifion unterworfen worden, weil wahr: 
zunehmen war, daß die einzelnen Zorfibeamten von allzu 
verfhiedenen Anfichten dabei ausgingen. Theils wurde 
der vorgefundene Holzbeftand nad) dem Werfaufsmerthe ab: 
geſchaͤtt und dies hat namentlich bei den Holzbeftänden 
ftattgefunden, welche fofort verfäufliche Sortimente enthiel- 
ten; die jüngeren Holzbeftände dagegen, welche bei'm fo: 
fortigen Verkauf einen fehr geringen Werth ergeben wuͤr⸗ 
den, find nad einem anderen Modus abgeſchaͤtzt worden, 
naͤmlich nach dem Werthe des Zuwachſes und des Ertra: 
‚988, den fie in Zukunft gewähren werden mit einem ver- 
‚hältnipmäßigen Rabatt. Auch dabei haben, wie ich glaube, 
die Finanzen einen Verluſt nicht zu erleiden gehabt. Für 
die Folgezeit if nun aber auch noch eine. befondere In: 


firuction fr fammtliche Forftbeamte hinausgegeben worden, 


damit forthin die Schaͤzung von Holzbefiänden nach gleich: 
mäßigeren Grundfägen bewirkt werde. Cine befonbere 


‚Sächsische Landesbibliothek 


Vereinbarung über die Grundfäge ber Abſchaͤzung der Bes 
fände im einzelnen. alle mit dem Berfänfer finder nicht 
fatt, fondern Su wird ihm auf Grund der erfolgten 
Schaͤtzung ein Kaufpreis offerirt; kann evfich damit zu: 
frieden ftellem; fo Eommit ber Kauf zu Stande, kann eu es 
nicht, fo muß der Ankauf unterbleiben; denn ein Verhan⸗ 
defn über die Principien ber Abſchaͤzung mit dem Wer 
kaͤufer würde zu Nichts Führen; die Hauptfache bfeibt im⸗ 
mer, ob ev das Kaufsobjeot Fir den ihm bewilligten Preis 
hingeben Bann: oder nicht. 


Kammerhetr v. Erdmannsborff: Blos die Bemer⸗ 
kung wollte ich mir erlauben, daß, wenn man die Unterlagen, 
die das Miniflerium der Deputation gegeben hat, prüft, 
man ſich überzeugt, daß im der überwiegenden Mehrzaͤhi 
wirklich zu uͤberraſchend billigen Preifen angefauft werben 
ift und nach dem Preife, den die Grundſtuͤcke jetzt haben, 
habe ich mi gewundert, daß es dem Minifterium möglich 
gewefen ift, noch zu verhältniämäßtg niederen Preifen zu 
kaufen. Auch wenn man die übrigen Beilagen prüft, fo 
muß man fi) unbedingt in ber Hauptfache zu der Anficht 
wenden, daß dem Minifterium nur Gluͤck zu wünfchen iſt 
zu den Anfäufen, die gemacht worden find.” Was die Henta- 
bilität der Grundftüce-antangt, ſo kann man, um auf eine 
Bemerkung des Herrn Abg. Rittner einzugehen, volftändige 
Beruhigung faſſen. Es ift notoriſch, daß eine ſicherere, 
vorfichtigere und unfichtigere Taxe, ald unfere ſaͤchſiſchen 
Forſttaratoren zu Wege bringen, wohl nicht moͤglich iſt; 
der Privatmann pflegt in ber Regel viel höher zu taxiren, 
als der ſaͤchſiſche Staatöforfimann. Es ift das nicht zu 
tadeln, weil bei der anerkannt vorfihtigen Verwaltung uns 
ferer Staatswaldungen es darauf ankommt, daß die Vor— 
anſchlaͤge und die Taration richtig find und mit Sicherheit 
erreicht werden. Gin Eleiner Irrthum fchien bei dem Abg. 
Nittner untergelaufen zu fein; er meinte, fo viel ihm bes 
kannt fei, fei ungefähr durchſchnittlich bei Staatsforftien 
eine Klafter pro Ader ald Zuwachs anzunehmen, die Klafs 
ter aber Eofte 5 Thaler. Darin liegt ein Itrthum. Die 
Zaration auf den koͤniglichen Forften erfolgt nach Normals 
klaftern. Died ift aber nicht eine Klafter von 78 Eubike 
fuß, fondern eine zu 100 Fuß. Außerdem ift dabei 
nod auf den Mehrertrag des Nusholzes Ruͤckſicht zu nehr 
men. Man kann alio die Normalklafter nicht nach dem 
Dreife der gewöhnlichen Klafter mit 5 Thalern anrechnen, 
fondern die Normalklafter ift mit 8 Thalern zu veranfchlas 
gen. Inſofern ſtellt ſich aljo, wenn ein fächfifcher Tarator 
1 Ktafter pro Ader Zuwachs rechnet, niht die Summe von 
5 Thalern, fondern von 7—8 Thalern heraus. 


Bürgermeifter Hennig: Wie ich aus dem Berichterrfehe, 





rentirt dad Braurffohlenwerk zu Kaditzſch bereits 4% Procent; 
das ift jedenfalts fehr erfreulich, aber wiöhtiger iſt es noch, dag 
überhaupt dioſes Braunfohlenwerk: xxiſtirt und von ber 
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Regierung unterftügt und gefördert wird; denn es iſt für 
den ganzen Umkreis von Bedeutung. Ich müßte nicht, 
wie man fonft den Bedarf an Brennmaterial befriedigen 
wollte, wenn dieſes Werk nicht” vorhanden wäre, zumal in 
neuerer Zeit in dortiger Gegend bedeutende Brennereien 
entftanden find und auch ein großes induftrieles Etabliffe: 
‚ment in ‚der Nähe ift, welches fich immer weiter ausbreitet. 
Es ift daher fehr zu wünfgen, daß auch ferner die Regier 
rung ihre Fürforge diefem Unternehmen zuwenden möge. 
Sehr zweckmaͤßig ift auch, wie id aus dem Berichte ers 
fehe, die Abficht der Regierung, daß ein Foͤrderungsplatz, 
ein Lagerfchuppen angelegt werden fol, wo Kohlen aufges 
ſchichtet werden, um vor der Abfuhre auszutrodnen. Dies 
iſt für die Confumenten von Vortheil und der Staat wird 
auch Nichts dabei einbüßen; denn bie trodne Braunkohle 
wird gern theurer bezahlt als die naffe, weil das Fuhrlohn 
daflır billiger iftz denn fie ift nur halb fo ſchwer, wie die 
friſche Kohle. Ih bin überzeugt, daß diefes Werk für 
bie Zukunft noch mehr prosperiren wird, zumal wenn immer 
ein fo tüchtiger, techniſcher Beamter dort ftationirt ift, wie 
jest, derfelbe entwidelt Umſicht und eine außerordentliche 
Thaͤtigkeit, die dem Unternehmen fehr zu Statten kommt. 


Nittergutsbefiger Nittner: Meine Zweifel und Be 
denen, die ich anfänglich hatte, find durd) die mir gewor⸗ 
denen Mittheilungen zum großen Theil vollftändig befeitigt. 
Ein Theil diefer Bedenken ging daraus hervor, daß ich 
recht gut weiß, daß der Privatmann z. B. Nadelholzber 
fand von 30 Jahren viel höher veranfchlagt, wie die 
Staatöverwaltung herausnugen kann; aber davon abges 
fehen, bin ich fehr dankbar für dad, was mir mitgetheilt 
"worden if. Nur noch einen Zweifel habe ich, hoffe je⸗ 
doch auch über diefen vollfländige Aufklärung zu erhalten. 
Wenn ich nämlich nicht irre, war es früher Grundfaß, 
nur Grundftüde, welche zu Forſten verwendet werden fols 
Ien, anzufaufen; aber ich habe heute gehört, daß auch 
der Ankauf von Wiefen zu einem fehr hohen Kaufpreife 
bewirkt worden iftz denn ald einen ſolchen muß man es 
bezeichnen, wenn ber Staat 700 Thaler pro Ader giebt. 
Wenn noch dazu fommt, daß man früher nicht gemeint 
war, andere Grundftüde ald Forſtgrundſtuͤcke anzufaufen, 
fo möchte id wiffen, ob man biefen früheren Grundfag 
verlaffen hat oder ob diefe Wiefen und Felder, die mir. be: 
zeichnet wurben, nur beilaͤuſig mit erworben find, ob fie 
namentlich für die Zukunft zum Forſtanbau beftimmt find, 
ob fie verpachtet werben follen oder ob fie mit der fpeciel: 
len Abſicht angefauft wurden, um den Forfibeamten theils 
weife ihren Gehalt damit zu gewähren. Vielleicht wirb 
der Here Regierungscommiffar oder der Herr Referent die 
Güte haben, mir die gewünfchte Ausfunft zu geben. . 


(Staatsminifter v. Falken ſtei n und Lönigl. Commmiſſar 
— Hübel treten in den Saal.) ; 








£ König Commiffar v. Broizem: Ich kann mich nicht 
erinnern, daß jemals verlangt und zugefichert worden wäre, 
daß nur Forftgrundftüde für den. Domänenfond angekauft 
werden folltenz e5 war vielmehr immer Grundfag, daß 
auch der Ankauf anderer unzweifelhaft nutzbarer, deonb 
miſcher Grundſtücke neben dem von Forſtgrundſtuͤcken ſtatt. 
haft ſei. Die Hauptruͤckſicht, die bei Ankaͤufen für den 
Domänenfond ins Auge gefaßt werden muß, iſt bie Bere 
maltung; man fann nicht Taufen, was einen befonderen 
erhöheten Regieaufwand erfordert, ohne denfelben vollſtan⸗ 
big zu decken; man muß ſich vielmehr vorzugsweiſe auf 
ſolche Ankaͤufe beſchraͤnken, deren Verwaltung mit den 
Kräften und Koſten beſtritten werden kann, welche für bie 
Adminiſtration des ſeitherigen Grundeigenthums des Stans 
tes ſchon jetzt erforderlich ſind. Namentlich iſt bei ſolchen 
Erwerbungen, welche nur einen kleinen Umfang haben, 
grundfaͤtzlich davon ausgegangen worden, fie muͤſſen ſich 
dem größeren Grundbeſitze des Staates anſchließen, weil 
fonft die Verwaltungskoſten unverhältmäßig wachen würden. 
Inöbefondere find num aber aud Acker und größere 
Biefencomplere immer nur dann acquirirt worden, wenn 
fie innerhalb oder in unmittelbarer Nähe ber Staatsgrunds 
füde und Staatöforften gelegen find, ganz vorzugsmeife 
aber, wenn dabei, abgefehen von der unmittelbaren Bes 
nugung biefer Wiefe für den Gewinn von Futter, bie Er⸗ 
moͤglichung oder Grleichterung ber Holzabfuhr aus der 
Staatswalbung in Frage Fam. Es ift fogar ein Wieſen⸗ 
grundfiic® für den Preis von über 700 Thaler pro Ader 
gekauft worden; allein demohngeachtet hat, wie der Erfolg 
gezeigt, auch biefer Preis ſich verintereffirt und die Gtaatds 
caffe dabei Beinen Verluſt, während zugleich durch den Ans 
kauf der fraglichen Wiefe, der Pohlenzwiefe im Pohlenze 
thale, zwiſchen Hohnſtein und Schandau, bie ungehinderte 
Abfuhre der Hölger aus der angrenzenden Staatswaldung 
allein möglich geworben ift und außerdem ein hoͤchſt Foft« 
fpieliger Wegebau nicht zu vermeiden gewefen wäre. 
Referent v. Römer: Ich habe nur auf bie eine Aeuße⸗ 
tung des Herrn Rittner in Bezug auf bie allgemeinen 
Grundfäge, welche man’für den Domänengutdankauf be 
folgt, Envas zu bemerken. Es iſt mir nicht erinnerlich, daß 
von den Staͤnden jemals ausgeſprochen worden wäre, & 
mochten nur Forftgrundftüce gefauft werben; im Gegentheil. 
wenn ich mich nicht fehr täufche, bat man fogar auf, be 
Ankauf von Kohlenwerfen ausbrüdlich bingemiefen. Fren 
id‘ {ft meine Handbibliothef auf diefem Plate eine fo 
außerordentlich befchränfte, daß ich aus den Sanbtagsacten 
es nicht nachweifen kann; aber mein Gedaͤchtniß müßte 
mich fehr taͤuſchen, wenn ich nicht glauben follte, verfichern 
zu Tonnen, daß eine ſolche Beſchraͤnkung niemals ausge · 


ſprochen worden iſt. I 


Kammerhere v. Erbmannsborff: Ofne irgend eine 
Hanbbibliothet zu haben, erlaube ich‘ mir noch hinzuzu⸗ 
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fügen: bis jest hat immer in der Kammer der Grundjag 
geherrſcht, bei Anlegung des Domänenfonds zunaͤchſt und 
wenn es möglich ift, auf Forſtgrundſtuͤcke zu denken, dann 
auf ficher rentirende andere Grundftüde, jedoch moͤglichſt 
zu vermeiden, Häufer zu Faufen. Das ift dad Princip, 
was feither beobachtet worden ift. 


Präfident v. Schönfeld: Sch habe zu erwarten, eb 
Demand weiter das Wort begehrt?- wo nicht, fo fchließe 
ich die Debatte und infofern der Herr Referent nicht wo 
Etwas zu ſprechen wünfcht, wende ich mich zur Abftimmung. 
Der Antrag der Deputation geht dahin: 

„Die hohe Kammer wolle fi mit den in ben Zah: 
ven 1857, 1858 und 1859 vorgenommenen Veraͤnde⸗ 
rungen am Staatsgute einverftanden erklären und den⸗ 
felben ihre Genehmigung ertheilen.” 

Es antworten mit Ja: 
Secretat v. Egiby. Rittergutöbefiger v. Römer. 
Secvetä Wimmer, dreiherr v. Beſchwit 
Domhere-v. Wapdorf. Kammerhere v. Zehmen. 
Graf SolmeWildenfele, Graf v. Stolberg. 


‚Sofrath Dr. Hänel, Kioftervoigt d. Pofern, 
Graf Wilding d. Königebrük, Nittergutsbefiger v. wohlau. 
Wilchof Korwert. Kammerpere v. Metfe. 


Graf v. Schönburg. 
Bhrgermeifter Lbhr. 
Buͤrgermeiſter Clauß. 
Nittergutebefiger Rittner. 
Bürgermeifker Gottſ chatd. 
Kammerherr v. Watdorf. 
Nittergutöbefiger Kraft. 
Vürgermeifter Hennig, 


Präfident v. Schönfels: Es hat daher der Antrag 
der Drputation einftimmige Annahme gefunden. Wir 
geben zum zweiten Gegenftande der heutigen Tagesord⸗ 
nung über, zudem Berichte der erften Deputation 
über den Gefegentwurf wegen Abtretung von 
Grundeigenthum für eine Eifenbahn von Priefter 
wis nah Großenhain. Here BVürgermeifter Hennig 
wird und den betreffenden Vortrag geben. 


Neferent Bürgermeifter Hennig: Das betreffende 
Decret EM. I. 8. ©. 574. 

Den Entwurf felbfi ſ. EMI. K. ©. 574. 

Der Bericht fagt zu diefem Entwurfe Folgendes: 


Die Stadt Großenhain hat in | ewerblicher Hinficht 
durch das Emporfommen ihres Fabrikwefens einen fo er 
heblichen Auffch wung genommen, daß man es im Intereſſe 
des dortigen Verkehrs, namentlich zur Erleichterung des 
Zransports von Rohmaterialien und Erzeugniffen, insbe · 
fondere aber von Steinkohlen, für nothwendig erachtet, die 
Stadt durch Anlegung eines Schienenweges mit der Leipzig 
Dresdner Eifenbahn in Verbindung zu fegen. Die Eifen: 
bahn fol von Großenhain aus nach der Station Priefter 
wig, geführt, zweigleifig. angelegt, mit Dampfkraft betrieben 
and aus, Privatmitteln: hergeſtelit werden. 

18. (4. Abonnement.) 


Sreipere d. SchönbergeBibran. 
Kammerperr v. Miltig. 
Beeiherr d. Rochom. 
Würgermeifter Dr. Koch. 
Dberbürgermeifter Pfotenpauer. 
Kammerherr v. Grbmanndborff. 
Sandesbeftallter Dempel, 
Hräfident d. Schönfele, 


Sächsische Landesbibi 





„Mit der Leipzig: Dresdner Eifenbahncompagnie ift man 
bereits in Unterhandlungen getreten und wenn ſchon bie 
legteren noch nicht zum Abſchiuß gebiehen find, fo fol vo 
— vorhanden ſein, daß das Unternehmen zu Stande 
omme. 

Damit nun aber die Ausführung eintretenden Falles 
nicht durch den Mangel eines Erpropriationsgefeges vers 
zoͤgert werde, verlangt die Staatöregierung durch das im 
der Ueberfchrift erwähnte koͤnigliche Decret die Ermächtigung: 
das Erpropriationsgefeg vom 3. Juli 1835 und die übrigen 
im Decrete bezeichneten gefeglichen Befiimmungen auf den 
Bau ber —— Eifenbahn anzuwenden und den Eintritt 
der Wirkfamkeit des zu erlafjenden Gefeges im Verordnungs⸗ 
wege zu beflimmen. 

In der Sweiten Kammer, in welcher die Ungelegen« 
—— verhandelt worden, hat man den Beſchluß 
gefaßt: s ö 

„der Staatsregierung bie verlangte Ermächtigung 
zur Ausdehnung des Erpropriationgejeged guf den in 

Frage ftehenden Tract zu ertheilen, dabei aber die Vor⸗ 

ausfegung auszufpreden, daß Hochderfelben zuvor wegen 

Aufbringung und Beſchaffung der Geldmittel zur Aus- 

führung ded Unternehmens die erforderlichen Nachweife 

und Garantien gegeben feien.” 

Die unterzeichnete Deputation ift mit dem Beſchluſſe 
der Zweiten Kammer einverftanden. Bei, der inbuflrieen 
Wichtigkeit der Stadt Großenhain hat auch der Staat an 
Herftellung der fraglichen Wahn ein allgemeines Intereſſe 
und es liegt daher nach Anſicht der Deputation hier, wie 
bei den bereits ausgeführten Bahnen bed Landes, ber Fall 
vor, in welchem die Erpropriation von Grundeigenthum 
nach $. 31 der Verfaffungsurfunde zuläffig erfcheint und 
man trägt baher Fein Bedenken, ver Kammer angurathen: 

dem Befchluffe der Bweiten Kammer beizutreten”, 
zumal darin die Vorausſetzung ausgefprochen ift, daß vor 
Erlaß des Gefeges die Ausführung der Bahn wirklich gas 
rantirt ſei. 

Bemerken will ich noch zur Erlaͤuterung: Im Beſchluſſe 
der Zweiten Kammer heißt es, die Staatsregierung zu er⸗ 
mächtigen, das Erpropriationsgefe& anzuwenden; wir 
haben diefes Wort ald Collectlvbezeichnung betrachtet für alle 
im Decrete erwähnten gefeglichen Beftimmungen und wenn 
dies geſchieht, fo iſt volles Einverftändniß der Deputation 
mit der jenfeitigen Kammer vorhanden. Streng genommen 
ſollte es heißen: 

„Das Expropriationsgeſetz vom 3. Juli 1835 und die 
übrigen im Pöniglichen Decret genannten gereglihen Br 
flimmungen und zu Erlaffung des Entwurfs im Verord⸗ 
nungswege.“ 

Wir haben aber deshalb keine Differenz herbeiführen 
wollen, weil ohne Bweifel Einverftändniß vorliegt. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand dad: Wort über den foeben vorgelefenen Bericht zu 
haben wiünfct? — Es ſcheint dies nicht der Fall zu fein. 
Ih kann mich daher fogleih zur Sragftellung wenden, 
Es handelt fih um ein Fönigliches Decret und ift daher 
namentliche Abftimmung erforberlih. Der Antrag der 
Zweiten Kammer, deſſen Annahme bie dieffeitige Deputas 
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tion empfichlt, befindet ſich auf Seite 496 des Berichts und 
lautet folgendermaaßen: 

„Der Staatöregierung die verlangte Ermädtigung 
zur Ausdehnung des Erpropriationägefeges auf den in 
Frage fiehenden- Tract zu ertheilenz dabei aber die Vor— 
ausjegung auözufprechen, daß Hochderfelben zuvor wegen 
Aufbringung und Belhaffung der Geldmittel zur Aus- 
führung des Unternehmens die erforderlichen Nachweiſe 

und Garantien gegeben ſeien. “ 

Dieſem Antrage rathet die Deputation an, beizutre 
ten und frage ich nun die Kammer, ob ſie hierin ihrer 
Deputation beipflichtet? 

Es antworten mit Ja: 
Vicepraſident v. Briefen. Beeipere v. Veſchwit. 
Setcretaͤr v. Egidy. Kammerherr v. Zehmen. 
Seeretar Wimmer. Graf v. Stolberg. 
Domherr v. Watdorf. Kioſiervoigt v. Pofern. 
Graf Solms Witbenfels. Nittergutsbefiger v. Böhlau. 
Hofrath Dr. Hänel. - Kammerhere v. Metic. 
Graf Witding d. Königebräd. Freiherr v. Schönberg-Bibran. 
Biſchof dorwert. Fammerhert v. Miltig 
Graf v. Schönburg. Freiherr v. Roco. 
Bürgermeifter Löhr. Bürgermeifter Koch. 
Bürgermeifter Clauß. Oberbuͤrgermeiſter Pfotenhauer. 
Rittergutsbefiger Nittner. Kammerhere v. Erbmannsdorff. 
Bürgermeifter Gottfhald. Sandeöbeftallter Hempel, 
‚Nittergutöbefiger v. Römer, Bürgermeifter Hennig. 
Kammerherr v. Wagdorf. Yräfident v. Schönfels. 
Nittergutsbefiger Kraft. 


Prafidene v. Schönfels: Es iſt daher auch diefer 
Antrag einftimmig zur Annahme gelangt. Wir wuͤr⸗ 
den nun in der Lage fein, zum dritten Gegenftande ber 
Tagesordnung uns wenden zu fönnen. Es ift dies 
der Bericht ber vierten Deputation über bie 
Beſchwerde ber Kirhfahrt Noffen, wegen ihr 
auferlegter Berpflihtung zur Bezahlung ber 
Steuern und Abgaben von einem neuerworbes 
nen Pfarrlehnögrundfiücde betreffend und ic 
habe Herrn Bürgermeifter Clauß als Referenten zu erfus 
hen, uns den Vortrag dieſes Berichtes zu geben. 


Referent Bürgermeifter Cla uß: Die Befchwerde iſt in 
dem vorzutragenden Berichte ziemlich umftändlich mitges 
aheilt und daher kaum nöthig, fie vorzulefen. Ich habe 
jedoch dem Herrn Präfidenten anheim zu geben, dieferhalb 
eine Frage an die Kammer zu richten. 


Präfident v. Schönfels: Die Kammer hat den An- 
trag des Herrn Bürgermeifterd Clauß vernommen; er geht 
dahin, die eigentliche Beſchwerde nicht zur Verlefung zu 
bringen, da fie in den Bericht bereits aufgenommen ift 
und wenn nicht der Wunſch ausgedrüct wird, daß fie ver— 
leſen werde, ſo werde ich annehmen, daß dies nicht der Fall 
ſei und bitte den Herrn Referenten, den Bericht vorzus 
tragen. 














Referent Buͤrgermeiſter Elauß: Der Bericht lautet: 


Die Kirchfahrt Noffen, wozu außer der Stadtgemeinde 
zu Noffen bie Gemeinden zu Breitenbach, Niedereula, Nie 
dergruna, Auguftusberg mit dem dafigen Nittergute und 
ein Theil der Gemeinde von Dbereula gehören, fühlen fi, 
durch eine Verordnung des koͤniglichen Minifteriums des 
Eultus und öffentlichen Unterrichts vom 21. September 
1860, in welcher auf Remonftration gegen eine frühere Vers 
ordnung ber koͤniglichen Kreisbirection zu Dresden vom 
30. März 1860 unter Bezugnahme auf eine im Einver- 
ftändnig mit dem Gefammtminifterium am 3. Januar 1844 
erlaffene Generalverordnung auögefprochen worden ift: 


„daß die wegen eines für das Pfarrlehn zu Noffen 
erft im Jahre 1857 erworbenen — in Noffener Stadts 
gemeindeflur gelegenen — Feldgrundftüdes an 1 Ader 
70 Quadratrutben zu den Gemeindes, Armen«, Kirchen: 
und Schulanlagen zu leiftenden Beiträge, ebenfo wie die 
Grundfteuerbeiträge, foweit dazu die Zinfen der Grunde 
fleuerentfchädigungscapitalien und die currenten Einnah⸗ 
men des Kirhendrard nicht außreichten, von ber ges 
fammten Kirhengemeinde zu uͤbertragen, der Pfats 
rer ald Nußnießer dieſes Grundftüdes aber von der 
Verbindlichkeit zu deren Abentrichtung frei zu laffen ſei“, 

um deswillen befchwert, weil 

a) eine ſolche Befreiung des Pfarrers oder Nutzniehßers 
eine Anomalie von den Nechtsfägen der Nießbrauchs⸗ 
lehre enthalte, weil R 
diefelbe in ihrer Tragweite infofern gefährlich er- 
fcheine, als die Möglichkeit der Erwerbung größerer 
Grundftüdscompfere für das Pfarrlehn ohne Zus 
thun der Kirchengemeinde, die auch bezüglich des 
Ankaufs des hier fraglichen Grundftüdes nicht ger 
hört worden fei, eintreten fönnte, und weil 
auf die hier zugeftandene Befreiung der in der oben« 
erwähnten Generalverordnung angeführte Grund, 
daß es weder dem Staate, noch der Gemeinde zu: 
komme, irgend einen Theil des bie Stelle der Be 
foldung vertretenden Grundertrages für ihre Biwede 
in Anfpruch zu nehmen, darum nicht pafle, weil 
im vorliegenden Falle erft durch Novation, durch 
einen neuen Grundſtuͤcksankauf der Grundertrag an 
die Stelle einer anderen Nugung getreten ſei. 


Zudem koͤnne auch jener Generalverorbnung, an melde 
fid) obige Entfeheidung Iehne, obgleich ſich darin auf dab 
Einverfländnig des Gefammtminifteriums bezogen terdt, 
Beine Geſetzeskraft beigelegt und biefelbe nicht auf neu 
erworbene Grundftüde angewendet werben, da einer ſolchen 
Analogie neue gefegliche Beſtimmungen entgegentänben, 

In der Befchwerbefchrift findet, fich außerdem no 
erwähnt, daß der Ankauf des fraglichen Grundftüdes aus 
den Mitteln der für das Pfarrlehn erlangten —0 
geider ſiattgefunden habe, ſowie daß die Grundſteuer 
daffelbe zur Zeit bei dem Stirchenärar im Ausgabe verfehrier 
ben, die deöfallfigen, dem Pfarrer zus Bezahlung angelat» 
nenen Beiträge zu ben Gemeindes, Armen, Kiren un A 
Sculanlagen aber, welche in Nofien nach 4a ihres a 
ges vom Grundeigenthume nad dem Steuereinheitenfußt 
zu übertragen feien, von ihm aus dem Grunde —5 
würden, weil er den Ertrag diefes Feides ſchon bei Ken 
Einkommen mit verfteuere, demnaͤchſt aud das meucrtauft 
Grundftüd an die Stelle früher veräußerter und abgabet 


b) 
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frei gewefener Pfarrlehnsparzellen getreten fei, für die 
erſteres noch lange feine Ausgleichung gewähre: 

‚Aus ber torausergangenen Verordnung der koͤniglichen 
Kreisdirection zu Dreöden vom 30. März 1860 mag nur 
fo viel hervorgehoben werben, daß diefelbe den Pfarrer zwar 
zur Abentrichtung der Gemeinde: und Armencaffenanlagen 
auf Grund $. 104 der allgemeinen Stäbteorbnung und $.20 
der Armenordnung verbindlich, dagegen aber von der Beir 
tragsleiftung zu den Anlagen für den Kiren- und Schul 
bedarf auf Grund der Beftimmung in $. 4 sub o des Ge 
feges vom 21. März 1843 befreit erachtete, eine Anſicht, 
die nahmald eben durch bie jegt angefochtene Minifterial- 
verordnung veformirt wurde, indem folde dem neu⸗ 
acquirirten Pfarrlehnsgrundftüd ebenfowenig von den Par 
rochiallaften, (da bezüglich derfelben im concreten Falle nicht 
die Beftimmung sub c, fondern die unter d in $. 4 des 
letzteitirten Gefeßes einfchlage) ald wegen der Commun⸗ und 
Armencaffenanlagen eine Nealbefreiung zugeftanden wiſſen 
will und, was den hauptfächlichften Befchwerbepunft bildet, 
nit den Pfarrer ald Nutznießer des Grundftüds, fondern 
vefpective bad Kirchenvermögen und in subsidium die Kirchen⸗ 
gemeinde zu deren Uebertragung verbindlich erklärt. 

Schluͤßlich wird von der Befchwerdeführerin beantragt: 

Die Ständeverfammlung wolle ihre Verwendung. 
dafuͤr eintreten laſſen, daß die zur Beſchwerde gezogene 
Verordnung des Königlichen Cultusminifteriums wiederum 
zurüdgenommen werde.” 

Gegen die formelle Zuläffigkeit diefer Beſchwerde hat 
die Deputation Etwas nicht zu erinnern, jedoch auf Grund 
commiflarifcher Mittheitungen zuvörderft zu gedenken, daß 
in der Zeit von 1820 bis 1855 von dem Pfarrlehne zu 
Noffen nach und nach zu Chauffeeverbreiterungen und an« 
deren Sweden 7 Parcelen an zufammen circa 25 Ader 
Areal theils gegen Waarzahlung, theild gegen jährlichen 
Erbyind, der aber fpärer durch Gapitalzahlung abgelöft 
wurde, zur Veräußerung gelangten. Won den auf diele 
Weife gewonnenen Mitteln ift der Kaufpreis (518 Thaler) 
für das neuerworbene, mit den übrigen Dfarrimmobilien 
ufammenhängende Feldgrundftüd an I Ader 76 OR. ber 
Yitten worden, als wodurch fich die in der Beſchwerde ⸗ 
ſchrift behauptete Verwendung von Ablöfungsgeldern des 
Pfartlehns hinlänglich erklärt. Der Zweck diefer, übrigens 
von den deshalb ‚gehörten Sachverſtaͤndigen in jeder Be 
siehung als vortheilhaft empfohlenen Erwerbung läuft hiere 
nad) offenbar auf eine mindeſtens theilweiſe Wiederherftellung 
des früheren Umfanges der Pfarriehneimmobilien hinaus 
und es ift denn auch jene zuerft vom Pfarrer felbft bean- 
tragt nad) vorheriger causao cognitio und auf befürworten« 
den Bericht Seiten der Kirheninfpection von dem Fönig- 
Yipen Miniftertum des Cultus und öffentlichen Unterrichts 
enehmigt, fodann dev Kauf durch ben Kichhenvorftcher im 
Kan des Pfarriehnd abgeichloffen, die Kirchengemeinde 
aber hierbei nicht gehört worden. — 

Der letzterwaͤhnte Umſtand legt die Frage nahe, wie 
es —— man im vorliegenden Falle der Kirchen- 
gemeinde Fein Gehör verftattete? Allein da diefelbe ihre 
Beſchwerde nicht ſpeciell auf diefen mur beitäufig darin bes 
rühren Punkt richtet und ben Ankauf des fraglichen Grund» 
füds felbft weder als unzuläffig, noch als unvortheilhaft 
dder unzwedmäßig anfiht, fo glaubt die Deputation, von 
näherer Erörterung jener Frage hier umfomehr abjehen zu 
follen, als man bei Ermangelung befonderer geſetzlicher 


ficherer Beſtimmungen über Vertretung namentlich zufams 
mengefegter Kirchengemeinden in folchen Angelegenheiten, 
die nicht Rechtöftreitigfeiten find, nicht leicht darkber ins 
Reine kommen, aud) fonft nichts Weſentliches für Loͤſung 
der Haupffrage und im Intereſſe der Befchwerbeführerin 
gewinnen würde, obfchon fich diefelbe hierbei ber Anficht 
und dem Wunfche zu verſchüeßen nicht vermochte, doß ven 
Kirchengemeinden mindeftens in den Fällen, wo — gleiche 
wie in dem vorliegenden Falle — neue Verbindlichkeiten 
für diefelben erwachfen fönnen, ein Anfprud auf Gehör 
einzuräumen fei und zugeftanden werden möge. Geiten des 
Eöniglichen Commifjars ift gegen den Ausdruck biefes Wun⸗ 
ſches Etwas nicht erinnert, worden. — Die Deputation 
wendet fich daher zu dem eigentlichen Befchwerdepunft, der 
darin befteht, daß der Pfarrer ald Nusnießer des neuerwors 
benen Grundftüdes mit der Abentrichtung der davon zu 
leiftenden Steuern und Abgaben verfhont werben fol. 
So viel ſteht geſetzlich feſt, daß diefem Grundftüde 
eine Nealbefreiung von derſeiben, mit alleiniger Aus 
nahme der Anlagen für kirchliche Zwecke, nicht zufteht. 
Die Grundfteuerbefreiung ift bekanntlich infolge ber 
Verfaflungsurfunde $. 39 und des Grundfteuergefehes vom 
9. September 1843 feit dem Jahre 1844 bei allen Pfarr⸗ 
ng aan gegen Entfchädigung aus der Staatecaffe 
in Wegfall getommen und es kann daher von einer ſolchen 
bei einem erft ip für ein Pfarrlehn acquirirten Private 
grundftüdte natürlich nicht die Nebe fein. Auf eine dinge 
Ikhe Befreiung von den Gommunallaften hat baffelbe 
darum feinen Anſpruch, weil es nicht ſchon zur Beit der 
Bekanntmachung der allgemeinen Städteordnung bie Eigen» 
ſchaft eines Pfarrlehngrundftüds hatte, 
($. 104 der allgemeinen Städteordnung vom 2. Februar 
1832 vergl. mit $.72 der Landgemeindeordnung vom 8. No⸗ 
vember 1838.) 
Das Nämliche ift nach $. 20 der Armenordnung vom 
22. October 1840 ruͤckſichtlich der Armencaffenbeiträge 
der Fall, die in diefer Beziehung den Gemeindeleiftungen 
gleich gelten. 








(vergl. Funke, Volizeigefege und Werorbnungen, 
Bd. 2, Seite 373, Not. 1.) 

Wegen der Parodiallaften endlich, foweit ſich dies 
felben auf Leiftungen für Schulzwede bezichen, fann eine 
dingliche Befreiung deöhalb nicht eintreten, well im cons 
creten Falle die Schulgemeinde, welche aus anderen, ald aus 
den in die Kirche zu Noffen eingepfarrten und mir befons 
deren Schulen verjehenen Gemeinden befteht, mit der Kir- 
hengemeinde nicht identisch ift und aus dieſem Grunde bie 
Schlußbeftimmung in $. 4 unter d des Geſetzes vom 21. 
März 1843 Anwendung zu leiden hat, wornach bie fonft 
den geiftlichen Grundftüden nach $.26 des Parochiallaftens 
gefebes und $. 4 unter © des. erfteren Gefehed regelmäßig 
zufommende Nealbefreiung von dergleichen Anlagen fich 
Tebiglich auf-diejenigen Grundftüde, befchränft, welche fon 
vor Bekanntmahung des Gefehes vom 21. März 1843 
die Natur geiftlicher Lehne: befaßen . ober ‘der betreffenden 
"Anftalt gehörten, dahingegen allerdings in Anſehung ber 
Parochiallaften ‚für kir chliche Bwede die Regel der ding⸗ 
lichen Befreiung auch auf das hier, fragliche Grundftüd zu 
erftreden if, da die, wenn fon aus mehreren Gemeinden 
zufammengefegte Kirchfahrt, der das Pfarrlehn, zu welchem 
das neuerdings erworbene Grundftüd-hinzugefchlagen wurde, 
gewidmet iſt/ doch mit dem desfallfigen - iagebezirk zus. 


159* 
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ſammenfaͤllt, alfo verſchiedene Gemeinbeintereffen nit col- 
iidiren 
Ganz von denſelben Grundfägen iſt in ber Haupt⸗ 
ſache aud die zur Beſchwerde gezogene Minifterialvero 
nung unter Abänderung ber früheren, hiervon verfchiebent 
lich abweichenden Verordnung der Föniglichen Kreiödirection 
ausgegangen und es fommt daher nur noch auf die Trage 
hinaus, von wem bie wegen biefes Grundftüdes zu leiſten ⸗ 
ven Abgaben und Steuern übertragen werden ſollen. 


Gedachte Minifterialverordnung hat diefelbe in genauer 
Vebereinftimmung mit der ſchon erwähnten und im Ein» 
verftändniffe mit dem Gefammtminifterium. erlaffenen Ge- 
neralverordnung vom 3. Januar 1844 

(vergl. Supl. zum Coder des Saͤchſiſchen Kirchen: 

und Schulrechts, Seite 42, Note 2) 

dahin entfehieden, daß die auf bad neue Amtsgrundftüd 
entfallenden Steuern und Abgaben niht vom Pfarrer aus 
feinen Mitteln, fonbern und zwar bezüglich der Grund⸗ 
fieuern, fo weit für fie die Zinfen der Glundſteuerentſchaͤ⸗ 
digungscapitalien nicht ausreichen, von den curtenten Ein» 
nahmen des Kirchenärard und bei beren. Unzulänglichfeit 
von der Kirchengemeinde zu uͤbertragen feien. 


Widerfpticht dies auch der Lehre vom Nießbrauche und 
der roͤmiſch rechtlichen Natur deffelben, fowie nicht weniger 
den betreffenden Beftimmungen de Entwurfe zu einem 
bürgerlichen Geſetzbuche für Sachſen und mangelt es fer 
ner im umferer dermaligen Gefeßgebung an einer allger 
meinen ausdrüdtichen Beſtimmung dafür, daß dem Nicß⸗ 
braucher geiftliher Grundftüde deren Oblaften nicht anges 
fonnen werden follen, fo darf doch nicht überfehen werden, 
daß eine folde perfönliche Immunität der Nutnießer 
geiftlicher Grundftüce nicht nur durch mehrfache einzelne 
gefesliche Beftimmungen, fondern auch durch conftante dr 
28 von jeher anerkannt und in Geltung gewefen ift, wie 
dies auch in befagter Generalverorbnung vom 3. Januar 
1844 zur Rechtfertigung derfelben ausführlich und Elar 
auseinander gelegt wird und daß die aus der Natur der 
geikioen Lehne, als befonderer Stiftungen für Bwede des 

ultus, abgeleitete Regel, wornach es weder dem Staote, 
noch der Gemeinde zufomme, irgend einen Theil des die 
Stelle der Beſoldung vertretenden Grundftldertrages für 
ihre Zwecke in Anfpruch zu nehmen, allezeit entjchieden fefte 
gehalten worden ift, 
(Webers Kirhenreht N. U. 1. Bd. ©. 326 flg. 
und 560, 561 Note 16.) 





Die Deputation glaubt, daß biefer fircensrechtliche | @; 


Grundſatz und die dadurch fanctionirte perfönlice 
Immunität der Niepbraucher geiftlicher Grundftüde fo lange 
nicht alterirt werben dürfe, als nicht befondere gefehliche 
Beſtimmungen diefelben ausbrüdtich aufheben und ihm 
a für den concreten Fall Rechnung getragen werden 
muſſe. 

Es erſcheint dies um fo gerechtfertigter, als bei Aus: 
merfung der Derfonalfteuer für Geiftliche in Gemäßheit der 
betreffenden Beftimmungen der. Perfonal» und Gewerber 
fleuergefeße vom 22, November 1834 und vom 24. Decem- 
ber 1845 auch das Einkommen derfelben von den zu ihrer 
Stelle gehörigen Grumdftüden, — wie dies auch bei Feſt⸗ 
fellung der Commun=, Armencaffen:, Kitchen: und Schul⸗ 
anlagen in den Gemeinden, wo, wie in Roſſen, ein Zheil 
der Anlagen nach dem Einkommen und ber andere von 





dem Grundbefige nach dem Steuereinheitenfuße aufzubrin« 





gen ift, rückũchtlich der Einfommenfteuer der Fall fein wird, 
— mit in Anfehlag Tomınt, mithin dergleichen Grunpftüdg, 
augungen Seiten des Nießbrauders doppelt, einmal als 
Befoldungsantheil und dann als Grundftücdgertrag zu ver⸗ 
fieuern fein würden, wenn man jene alte perfönliche In. 
munität der Kirchendiener von den auf ihre Amtögrunde 
ftüde fallenden Steuern und Abgaben nicht zulaffen wollte, 


Der Einwand, daß es ſich im vorliegenden Falle um 
ein erft neuerdings in Pfarrlehn verwandeltes Grundfüd 
handle, vermag nad Anſicht der Deputation der Anwends 
barkeit jenes Grundfages perfönlicher Immunität von ding 
lichen Leiftungen durchaus feinen Äbbruch zu thun, da die 
desfallfigen Bedingungen und Gründe bei dem neuernor 
benen Pfarrlehne ganz die nämlihen find, wie bei dem 
älteren Beftande deffelben, demnächft aber auch durch Wen 
wendung eines Theild des Gapitalerlöfes von früher ver 
äußerten Dfarrimmobilien zum Ankauf eines anderen Grunds 
ſtuckes feineswegs eine Novation im Sinne der Befchmerdes 
{&rift herbeigeführt worden, vielmehr nur einer im Niehr 
brauchsverhältniffe felbft liegenden Pflicht, der nämlich, 
das Pfarrichn im unveränderten Beftande zu erhalten 
und foviel möglich dad wiederum zu ergänzen, was früher 
davon veräußert ward, Genüge gefchehen ifl. Die durch 
fraglichen Zukauf erfolgte Aenderung des Pfartlehns ers 
fcheint daher unter den obwaltenden Umftänden durch den 
Zweck ordnungsmäßiger Erhaltung, Verbefferung und Ers 
gänzung des Pfarrlehns geboten umd jedenfalls gerechtfertigt. 
Uebrigens ift dadurch nicht einmal eine volftändige Wieder: 
herfielung deffelben nach feinem früheren Umfange erreicht 
worden, da das hinzugefaufte Arcal das früher davon vers 
äußerte noch bei Weiten nicht erfeßt. 

Die Annahme perfönlicher Immunität der Geiſtlichen 
von dinglichen Abgaben findet aber auch noch in der 
neuern Gefeggebung einige Unterfügung darin, daß ben 
Geiſtlichen und Lehrern durch $, 8 ded Geſetzes vom 12, Der 
cember 1855 fogar die ihmen fehon früher zugelandene, 
durch das Gefeg vom 18. März 1833 aber aufgehobeit 
geweiene Befreiung von perfönlichen Anlagen für Kirchen 
und Schyulzwede wiederum eingeräumt worden iſt, während 
diefe Befreiung für ihre Perjonen denfelben in ber Ober 
laufig als ein durch den Zraditionsreceß von 1635 garan ⸗ 
tirtes Recht ohne Unterbrechung aufrecht erhalten blieb und 
durch $. 6 der Verordnung vom 12, Quli 1842, wo ed 
heißt: „daß Kirchen» und Schuldiener von allen Anlagen 
zu Kirhens und Schulbebürfniffen nicht nur in Anfehung 
der zu den betreffenden geifttichen: und Schuliehen gehörigen 
rundflüden, fondern auch für ihre Perfonen und gamilien 
gänzlic, befreit fein follen”, ausdrüdtic, anerfannt wurde, 


Die weitere Behauptung ber Beſchwerdefuͤhrerin, dah 
jener Immunität von den dingliden Abgaben neuere 
gefegliche Beftimmungen entgegenliefen, ift nur infofern zur 
treffend, ald hiernadh, wie ſchon oben näher bargelegt wurde, 
zundhft die dinglihe Befreiung des in Frage befan- 
genen Grundftüds als aufgehoben anzunehmen Ült, babin 
gegen die Frage der perfönlichen Befreiung des Nugniepers 


von din gli chen Leitungen darin nicht berührt wird. 


Endlich) macht die Deputation noch darauf aufmerkfam, 
daß nach den vom Föniglichen Commiffar darüber an die 
Hand gegebenen Mittheilungen das Wermögen ber Side 
zu Nofien in 1074 Thlr, 1 Ngr. 3 Pf. befteht und k 
durchfehnittliche Einnahme deffelben in den Fahren 18635 
286 Thir. 27 Nr. 9 Pf., die Auögabe dagegen 215 Thlr. 


1067 


7 Nor. 9 Pf. betrug, fo daß demgemäß daſſelbe den ge 
ringen jaͤhrlichen Beitrag von fraglichem Grundſtuͤcke zu 
den Kirchen ⸗Schul⸗, Armen⸗ und Gemeindeanlagen (die 
im Jahre 1859 zufammen 13 Nor. ausmachten), zu über 
tragen wohl vermögend und es zur Zeit noch nicht nöthig 
fein wird, daß vaftir Die Kirchengemeinde mit ihrer fubfidiären 
Verpflichtung eintritt. 

Nach alledem hat die Deputation die vorliegende Ber 
ſchwerde fir ausreichend begründet nicht zu erkennen vers 
mocht und rathet Daher der Kammer an: 

diefe Befchwerde auf fich beruhen zu laffen, 
jedoch noch an die Zweite Kammer abzugeben. 


Dräfident v. Schönfels: E würde nun die Dies 
euffion über den vorgelefenen Bericht zu eröffnen fein. 
Ic) habe zu erwarten, ob Jemand das Mort ergreift? — 
Es ſcheint dies nicht der Fall zu fein; ich kann mich dar 
her gleich zur Abftimmung wenden. Die Kammer hat 
‚ven Antrag der Deputation vernommen; er geht dahin, 
die Befhwerbe der Kirhfahrt Noffen auf ſich 
beruhen zu laffen und ich frage, ob die Kammer 
der Unficht ihrer Deputation beipflichtet? — 
Einftimmig Ja. 

Und fomit wäre auch dieſer Gegenftand der heutigen 
Zagesorbnung erlebigt und wir gehen zu dem nächften 
über, zu dem Berichte der vierten Deputation 
über die Petition der Gemeinde Buda um 
Aufhebung des $. 11 des Gefeges vom 8. März 
1838. Ich würde den Herrn Meferenten Domherrn v. 


Watzdorf erfuchen, und den disfallfigen Bericht vorzu· 


tragen. 


Referent Domherr v. Watz dorf: Der Bericht ber 
vierten Deputation über bie Pitition der Gemeinde Bucha 
um Aufhebung des $. 11 des Gefeged vom 8. März 1838 
lautet: k 


Bei der Zweiten Kammer ifk eine an die hohe Stände 
verfammlung des Königreich® Sachfen gerichtete Petition um 
Aufhebung des $. 11 des Gefehes, einige Beftimmungen 
über die Serpflichtung der Kirchen und Schulgemeinden 
zu Aufbringung des für ihre Kirchen und Schulen erfor 
derlihen Aufmandes betreffend, vom 8. März 1838, eins 





N. 
sg der Sigung am 8. Februar diefes Jahres beſchloß 
die jenfeitige Kammer: y 
Hi Kr Borfchlag ihrer Deputation die fragliche Per 
tition auf ſich — —— ſolche aber annoch an 
ie‘ Erſte Kammer abzugeben, 
— Folge ift mineif Kammerbeſchluſſes vom 15. 
Februar die unterzeichnete vierte Deputation mit der Ber 
vichtöerftattung beauftragt worden. 6 url 
er Inhalt. der gedachten Petition ift ausführlich in 
Nr. — = nn ihelungen der Zweiten Kammer Seite 986 
veferirt, wo es heißt wie folgt: Y i 
„Die Gemeinde Buchs bittet bie hohe Ständever- 
fammlung, daß 6. 11 des Parochialgeſetzes vom 8. März 
1838 aufgehoben werde und rechtfertigt ihre Petition 
durch folgendes Beiſpiel: 


Landesbibliothek 
'Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 


Biele Rittergutsbeſitzer haben in früherer Zeit, ent: 
weder gewöhnlich nach dHerheerenden Kriegen oder auch 
zu anderer Beit zu fehr billigen Preifen Bauergrundftüdte 
durch Kauf erworben oder auch ganze Ortfchaften, welche 
auögeftorben gewefen find, geerbt, welche nun gewöhnlich 
unter dem Namen, wüfte Marken, befannt find. Derfelbe 
Fall ift gerade bei uns. 

Nämlich, das Dorf Zauckritz ift nach Bucha einge» 
pfarrt, zu biefem Dorfe gehören auch wüfte Marken, als: 

a) die Lattenberger Mark, welche ohngefaͤhr 150 
Adler Waldboden enthält und an unfere Flur angrengt, 
auch unferem Ort überhaupt viel näher Liegt, als Zauck⸗ 
tig, fo daß mit Gewißheit anzunehmen, vap biefe Latten · 
berger Mark nach Bucha eingepfarrt geweſen ift, da auch 
vom Rittergute Lampertöwalde, wohin dieſe Mark ger 
hört, ohngefaͤht 17 Scheffel Decemgetreide bis vor ber 
eben jegt erfolgten Ablöfung an die Pfarrer zu Bucha 
entrichtet worden find; 

b) der fogenannte Limpert, auch Limberg genannt, 
welcher nach der Verfiherung der älteften Leute bewohnt, 
nad) Bucha gepfarrt gewefen und auch Decem davon an 
die hieſige Pfarre entrichtet worben ift, welcher jedoch 
vor einigen Jahren infolge eines Proceffes verloren ger 
gangen if 

Ferner find, wie noch aus den vorhandenen Urkun · 
den nachgewiefen werben Fann, von früheren Dem des 
Nittergutes Lampertswalde im Jahre 1702 die brei größe 
ten Bauergüter in Zaudrig gekauft und es find biefe 
Bauergüter mit dem in Zaudriger Flur gelegenen Vor⸗ 
were, welches früher’ ſehr Fein gewefen fein fol, der⸗ 
eimigt worden. 

Das Nittergut Lampertöwalde hat aber bis zum 
gabe 1848 für die im Sghre 1702 in Baudiig gekauf⸗ 
fen drei Bauergliter, welde aud fünf Hufen beftehen, 
blos gegen 800 Steuereinheiten zu ben Parochiallaften 
vergeben, da num jegt noch ein einziged Dreiviertelhufens 

ut in Baudrig vorhanden iſt, welches ohngefähe 330 

steuereinheiten hat und bie übrigen 28 Häusler mit 
Einfehluß der Gebäude 12 bis 15 Acer mit gegen 1,000 
Steuereinheiten befigen, fo kaͤmen nach diefem Verhäft« 
niß auf diefe fünf Hufen mindeftens 2,200 Steuerein» 
heiten, da es überdies bie beften Grundftüde geweſen 
fein follen, welche zu diefen fünf Hufen gehört haben; 
dies Alles auszumitteln, was eigentlich zum Nittergute 
Lampertswalde und Vorwerke Baudrig gehört oder was 
Bauergutögrundftüden geweſen find, ſt jet nicht mehr 
möglich, da die nöthigen Urkunden nicht mehr vorhanden 
oder uns wenigftens nicht zur Kenntniß gegeben werden 
und die Raine und die Grenzfteine feit langer Zeit here 
ausgeriffen find. 

Da nun durch bie Anfäufe der Bauergrundftüce 
durch Rittergutsbefiger den Parochialgemeinden zum Theil 
fehr viel und in dem beregten Dorfe Zaudrig, welches 
nad Bucha gepfarrt iſt, falt der ganze Grundbefig ent⸗ 
zogen worden iff, bie dafigen Bewohner des zum Ritter⸗ 
gute Sampertöwalde gehörigen Vorwerks aber die Kirche 
und Schule zu Bucha benugen, fo bitten die hohe 
Ständeverfammlung wir hierdurch unterthäntgftz 

Hochdiefelbe wolle fich bei det hohen Staats - 
tegierung dahin verwenden, daß alle in einem Pas 
rochialbezirfe befindlichen Grundftüde ebenfo wie zu 
den Armencaffenanlagen auch zu den Parochiallaſten 
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gleich: anderen Batergründftüctsbefigern verpflichtet 

Bi: da die Kinder, deren arme Eltern fie durch 

ihre Beitragspflicht unterflügen, ihnen dann ges 

wöhnlich. als Knechte oder Mägde Dienfte leiften 
und unterzeichnen mit größter Ehrerbietung.“ 

Hat auch die unterzeichnete Deputation bei Prüfung 
diefer Petition Feine Veranlafjung, auf die einſchlagenden 
factifchen Verhältniffe einzugehen, fo hat jie doch geglaubt, 
nicht unerwähnt lafjen zu dürfen, daß wenigftens nad) den 
in der jenfeitigen Kammer von zwei Abgeordneten gemach- 
ten Mittheilungen das Rittergut Lampertswalde, weldes 
wegen feiner in Zaudriger Flur gelegenen Ruſticalen nur 
nad 800 Steuereinheiten zu den Parochiallaften zuzuziehen 
iſt zur Unterftügung der armen Gemeinde Zaudrig frei⸗ 
willig nah Höhe von 3,500 Steuereinheiten zu den bes 
treffenden Anlagen beiträgt, 

Bei Begutachtung der Petition ift die vierte Depus 
tation der jenfeitigen Kammer von der Anficht ausgegangen, 
Pr 11 ded Gefeges vom 8. März 1838, in weldem 
es heißt: 

Die Befiger der Nittergüter tragen zu Parochial⸗ 
laſten nur in derjenigen Parochie bei, im welche ber 
Nittergutöhof eingepfarrt iſt, 

nicht auf diejenigen Beiträge ſich beziehe, welche der Ritters 
gutöbefiger von feinen Grundftüden, fondern welde er nach 
der Kopfzahl feiner Familie zu leiften hat. Diefer Auslegung 
des im Frage fiehenden Paragraphen ift ſchon von dem 
öniglichen Commiſſar bei der Debatte in der jenfeitigen 
Kammer entgegengetreten worben. Läßt aud die Fafjung 
des $. 11 die eben referirte Interpretation wohl zu, fo 
dürfte doch derfelben $. 5 des gedachten Geſetzes — in 
welchem die Beitragöpflichtigkeit Sir die Perfon von dem 
Domicit abhängig gemachi wird — fowohl, als auch bei 
Berathung des bezüglien Gefeges ausgefprochene Abficht 
bei Aufftellung des jegt in $. 11 aufgenommenen Gates, 
widerfprechen. 

Bei Berathung des zur Verabſchiedung gelangten 
Parochialfaftengefehes hat 6 — 

ef. Landi.Mittheil. vom Jahre 1837, Seite 6,103 

die Minorität der Deputation der erſten Kammer unter 
$. 74 einen Bufagparagraphen in der Fafjung beantragt, 
wie fie jet in $. 11 des Geſetzes vom 8. März 1838 zu 
Tefen ift, und es ift zur Unterftügung dieſes Antrags haupts 
fachlich angeführt worden, daß, abgefehen von der Erleich: 
terung, welche dem Rittergutsbefiger dadurch erwachfe, daß 
er nur zu einer Kirche beizutragen habe, vielen Streitig- 
Zeiten ‘vorgebeugt werde, welche vorausfichtlich zwiſchen ben 
verſchiedenen Parochien über die Zutheilung von Dominial: 
grundſtücken entftehen würden. 

Noch deutlicher fpricht aber gegen die obenerwähnte 
Interpretation die auf Anrathen der Diputation in der 
ga Kammer einflimmig angenommene Zaflung des 

nDer Beitrag des Ritterguts nach der Kopfzahl for 
wohl ald nach dem Grundbefige ift in ejenige Linken 
oder Schulgemeinde zu entrichten, zu weicher der Nitter- 
gutöhof gewiefen ift und zwar von allen Pertinenzen 
des Hauptgutes, infofern diefe nicht zu einem anderen 
Kircpens oder Schulbegirk gefehlagen find.“ 

cf. Seite 6,332 der Sandt.-Mittheil. vom Jahre 1837. 
‚ Düfte hiernach $. 11 des Gefehes vom 8. März 1838 

dahin auszulegen fein, daß die Beſiber von Nittergütern 


von ihrem Nittergutsareale zu Parochlallaften nur in’ dere 
jenigen Parodie beizutragen haben, in -welde der Ritter 
gutShof eingepfarrt ift, fo ifk nicht ‚zu verfennen, daß duch 
die beantragte Aufhebung des $. 11 vielen Gemeinden ders 
felbe Vortheil erwachfen würde, welden die Gemeinde 
Bucha in der vorliegenden Petition verfolgt. 

WIN man aber der Abänderung eines derartigen auf 
gefegliche Beftimmungen gegründeren Zuflandes dag Wort 
veden, fo kann dies nur in ber Ueberzeugung gefchehen, 
daß hierdurch einem Theile ein Vortheil zugewendet mirb, 
auf welden er einen billigen Anfpruc hat, und daß dies 
ohne Beeinträchtigung des anderen Theils gefchehen kann. 


Mag man auch zugeben, daß die Beſtimmung in h. 11 
eine Anomalie enthält und im der Hauptfache einen prafs 
tiſchen Gefihtspunft — die Verhuͤtung vieler Streitige 
keiten — und als Nebenpunkt eine Icdiglich gefchäftliche, 
keineswegs finanzielle Erleichterung für die durch das frage 
lie Geje zu neuen Abgaben herbeigezogenen Nittergutds 
befiger nur verfolgt, fowie daß dadurch den Parochien, in 
deren Grenzen Dominialgrundftüde ohme dem dazu gehöris 
rigen Rittergutshofe liegen, Grundftüde als beitragspfliche 
tige entzogen worden find, welche bei ftrenger Durchführung 
des in dem fraglichen Gefege ausgefprochenen Princips 
ihnen zugewiefen worben wären und if auch ferner nicht 
in Abrede zu fellen, daß hierdurch ber Parochie, in welde 
der Nittergutöhof eingepfarrt ift, ein Vortheil erwachfen 
ift, auf welchen ein Anfpruch — wenn überhaupt von 
einem ſolchen die Nede fein kann — der Nachbarparocie 
weit eher zugeftanden hätte, fo haben doch nunmehr, nach⸗ 
dem diefed Gefetz einige zwanzig Jahre in das Leben ger 
treten, die durch $. 11 bevorzugten Parochien einen An⸗ 
ſpruch auf Beibehaltung tiefer gefegliben Beftimmung. 
Aud würden. die unausbleiblichen — zwiſchen 
den verſchiedenen Parochien Über die dugehoͤrigkeit der I 
lien Dominialgrundftüce jet viel fchwieriger zu entfchele 
den fein, als bein Erlaffe des Gefehes von 1838 und 
vielen Parteien würben durch die Länge der Zeit und 
durch die inmirtelft eingetretene Neform ber Grundfteuer 
die Beweismittel verloren gegangen fein, 

Wenn Petenten ſchlüßlich noch als Billigkeitögrund 
für ſich anführen, daß infolge der von ihnen beantragten 
Veränderung die Nittergutsbefiger arme Eltern unterftügen 
würden, deren Kinder ihnen gewöhnlich als Knechte oder 
Mägde Dienfte Leiften, fo ii hierbei von ihnen uͤberſehen 
worden, daß, wenn überhaupt diefes Verhältniß eine Ber 
achtung verdient, durch die beantragte Yenderung anderen 
Eltern eine Beihllfe entzogen wirde, welche präfumtid 
evenfo bedürftig und ebenfalls bereit find, durch Ueber 
Taffung ihrer Kinder als Dienftboten die Gutsherrſchaften 
zu unterftüßen, 

Aus diefen Gründen rathet daher die unterzeichnete 
Deputation der gechrten Kammer an: R 

dem Befchluffe der jenfeitigen Kammer bei 
und bie Petition der Gemeinde Bucha auf ſich 
au laffen. 





utreten 
eruhen 


Präfident v. Schönfeld: Es würde num bad Bort 
zu ergreifen fein, um über den focben vorgetragenen Ber 
richt zu fprehen, wenn es Jemand wünfcht. — Da dies 





nicht der Fall it, To gehe ich ſogleich zur Fragfielung 
über, Unfere Deputation rathet und an: 
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„den Befchluffe ber jenfeitigen Kammer beizutreten 
‚und die Petition der Gemeinde Bucha auf fi beruhen 
zu laſſen.“ 

Ich frage, ob die Kammer hierin dem Antrage 
ihrer Deputation beitritt? — Einſtimmig Ja. 
823 Somit wäre auch dieſer Gegenftand der heutigen 
Tagesordnung abgewidelt. Wir würden nun zu dem 
folgenden Gegenftande übergehen, zu dem mündlichen 
Bericht der vierten Deputation über die Bes 
ſchwerde der Louife Springer und Genoffen zu 
Neufchönefeld, angeblihe Werlufte in einer 
Nachlaßſache betreffend. Derfelbe Herr Referent 
wird die Güte haben, und den Vortrag zu geben. 


Neferent Domherr v. Wapdorf: As Bericht der 
vierten Deputation über die Befchwerde der Louiſe Springer 


Vorlegung ber zahlreichen früheren Eingaben vollſtaͤndigſt 
beſtaͤtigt und es haben ſich nach dieſen Mittheilungen die 
Springerſchen Beſchwerden als auch materiell unbegründet 
herausgeftellt. Aus allen Eingaben und insbefondere aus 
der an bie Kammer gerichteten Schrift geht hervor, daß 
Springer sen. fi) in großer Unfenntniß aller einſchlagen ⸗ 
den, Verhältniffe befindet und fich durch Niemanden bes 
Ichren läßt. Nach der vorliegenden Befchwerdefchrift und 
deren Beilagen zu urtheilen, ift ein im Sahre 1820 ber 
Louiſe Friederike, verchelichten Springer, zu Gunften ber 
Springerfhen Kinder ald Fideicommiß hinterlaffenes Ver⸗ 
mögen von Über 5,000 Thaler, welches von verfchiedenen 
Behörden nach und nach verwaltet worden, durch fehlechte 
Verwaltung verihwunden und namentlich befhuldigen die 
Beichwerbeführer den früheren Landgerichtsbirector Stods 
mann in Leipzig, welchet wegen Unterſchlagung von Gel- 





und Genoffen zu Neufcönefeld, angebliche Verlufle in 
einer Nachlaßfache betreffend, habe ih Ihnen Folgendes 
vorzutragen: Louiſe Friederike, verehelichte Springer in 
Neufchönefeld, nebft ihrem Ehemann und ihren Kindern 
hat unterm 1./9. December vorigen Jahres eine „an die 
Hochgeehtten Herren Landftände beider Kammern zu Dred: 
den“ gerichtete Schrift der Erften Kaumer überreicht, 
mit deren Prüfung die geehrte Kammer am 10. December 
die vierte Deputation beauftragt hat. Die fragliche Eins 
‚gabe ift, foweit die Faſſung bie Intention der Impetrans 
ten erkennen läßt, 


4 — 
eine Petition um eine Unterftügung der alten Springer'ſchen 
Eheleute, deren Armuth auch vom Drtörichter beſcheinigt 
iſt. Auf ein foldes Unterfligungsgefuh einzugehen, ges 
hört aber nicht zur Competenz ber Landflände. 


1. 

enthält die Eingabe mannigfache Beſchwerden, als tiber 
das Juſtizminiſterium und über verfpiedene Gerichtsbe⸗ 
hoͤrden. 

Bon allen dieſen Beſchwerden iſt nur eine nad) Vor ⸗ 
ſchrift des $. 115 sub g der Landtagsordnung gehörig bes 
ſcheinigt; in diefer führen die Petenten über das Juſtiz⸗ 
minifterium um deswillen Beſchwerde, weil baffelbe dem 
$. 36 der Berfaffungsurkunde entgegen gehandelt habe, 
indem fie durch daffelbe dahin beſchieden worden feien, 
daß es fich nicht veranlaßt gefunden habe, ihre Vorftellung 
vom 7. September 1858 Sr. Majeftät dem Könige vor⸗ 
zutragen. Es ift aber aus den Beilagen deutlich zu ere 
fehen, daß fie auf ein früheres Immediatgefuch vom 2. 
Zuli deffelben Jahres von Sr. Majeftät ſchon abfällig ber 
ſchieden worden find. War nun ſchon aus der neueften 
Eingabe mit ziemlicher Gewißheit zu ſchließen, daß bie 
fraglihe Vorſtellung vom 7. September 1858 nur ſchon 


dern abgefeßt worden und einen von bemfelben in Pflicht 
genommenen Vormund, Namens Neukirchner, welcher ſich 
entleibt habe, der Faͤlſchung der Acten, fowie falſcher und 
ungenügender Rechnungsablegung. 

Nach den von dem koͤniglichen Commiſſar ber Depur 
tation gemachten Mittheilungen find aber von den Petens 
ten wefentlihe Momente, fei es nun aus Unkenntniß oder 
abfichtlich, verſchwiegen und entftellt worden und es ift bad 
Sachverhaͤltniß vielmehr folgendes: 

Ein Kaufmann Göfhel zu Schneeberg hatte bie ver⸗ 


‚ehelichte Springer zur Univerfalerbin eingefegt unter Subs 


ftituirung ihrer Kinder, welche bei dem Antritte der Erb⸗ 
ſchaft im Jahre 1820 fämmtlih noch unmuͤndig waren 
und unter Ausfchliefung ded Ehemannes ber Springerin 
von ber Wermögensverwaltung und Überdies mit der Ans 
ordung, daß der verehelichten Springer zur Verwaltung 
der Erbfchaft ein befonderer Eurator beftellt werde. Im 
Satereffe der fubftituirten Unmündigen zu ergreifende Sichers 
heitömaaßregeln waren in dem Veftamente nicht angeordnet, 
auch von der urfprünglichen Nachlaßbehoͤrde, dem Stabts 
rathe zu Schneeberg, nicht getroffen worden. — Nachdem 
die Springer'ſchen Eheleute ihren Wohnort verändert und 
in Abfall der Nahrung zu gerathen ſchienen, unterzog 
fi) im Jahre 1826 das Kreisamt Schwarzenberg ber 
Feſtſtellung der Goͤſchelſchen Erbmafje und Beftelung 
eines Guratord und Specialvormundes. Schon im Jahre 
1828 beginnen nun die Klagen und die an Seine Maje 
ftät den König gerichteten Beſchwerden Springers über das 
Kreisamt Schwarzenberg und den beftellten Bormund und, 
dauern bis in die neueſte Zeit fort, obgleich Springer mit 
Hülfe der betreffenden, jedoch jederzeit hypothekariſch vers 
figerten Erbſchaftsgelder unter verſchiedenen Obrigkeiten 
ſich angekauft hat und in deſſen Folge in der Vormund⸗ 
ſchaftsbehoͤrde, ſowie in der Perſon des Specialvormundes 





oft wiederholte Klagen enthalten habe, ſo wurde dies 
dutch die von dem erbetenen koͤniglichen Commiffar erfolgte 


Wechſel eingetreten find. ? 
Von Feiner Behörde iſt eine Vermögensverwaltung, 


httpvidigital.slub-dresden.de/ppn20028267211 
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fondern nur die’ erforderliche Oberaufficht über biefelbe aus ⸗- 
gelibt worden und insbeſondere ift, ald auf Anordnung bes 
Appellationsgerichts zu Leipzig im November 1840 die Ber 
vormundung von dem Landgerichte des Raths zu Leipzig auf 
das dafige Stadtgeriht Überging, eine volftändige Depo- 
fitentechnung, ebenfo von dem früheren Vormunde eine 
Rechnung abgelegt, diefe auch juftifieirt- worden. Noch ift 
zu erwähnen, daß ber fruͤhere Landgerichtsdirector Stodmann 
in der wegen Unterſchlagung gegen ihn geführten Unter- 
ſuchung in letzter Inftanz freigeſprochen worden ift, auch 
die Beftätigung Neukirchners als Specialyormund auf An 
fuchen Springers erfolgt if. 

Anlangend ben jebigen Beftand des Goͤſchel ſchen Nach: 
Taffes, fo ift der Antheil für jedes ber betreffenden Sprin ⸗ 
ger'ſchen Kinder auf 649 Thaler 17 Neugrofchen 1 Pfennig 
berechnet und den inmittelft majorenn gewordenen Kindern 
unter Buftimmung fämmtlicher Intereſſenten ausgezahlt 
worden. Die dermalen annoch Unmündigen befigen ein 
Hausgrundftüd in Neufhönefeld, von welchem Springern 
sen. der Nießbrauch zur Zeit noch zufteht, jedoch von Zeit 
zu Beit inhibirt worden zu fein fcheint. Hiernach erachtete 
Ihre Deputation die Springer'ſchen Beſchwerden für uns 
begründet und hat ber geehrten Kammer anzurathen: 

„die Petition und Beſchwerde der Louife Friederike, 
verehelichte Springer und Genoffen auf fi beruhen zu 
Taffen, biefelbe aber anno) an die Bweite Kammer ab» 
zugeben.’ 


Präfident v. Schönfeld: Es würde nun zunäcft, 
da ein minblicher Bericht vorliegt, die Frage an die hohe 
Staatsregierung zu richten fein, ob fie ſich damit einver- 
ftehen würde, daß die Berathung fofort erfolgt? 

(Wird von Seiten des Herrn Regierungscommiffars bejaht.) 


Sch habe nun die Frage an die Kammer zu richten, 
ob fie über den vorgetragenen Bericht fofort die Discuffion 
eröffnen win? — Einflimmig Ja. 

Sch habe nun zu erwarten, ob Semand das Wort er 
greift? — Es feheint dies nicht der Fall. Der Antrag der 
Deputation geht dahin, die Beſchwerde von Louife 
Springer und Genoffen zu Neufchönefeld auf, 
fi beruhen zu laffen, diefelbe aber annoch an bie 
Zweite Kammer abzugeben. Ich frage, ob die Kammer 
mit dieſer Anficht ihrer Deputation einverftans, 
den: iſt? — Einftimmig Sa. 

Wir kommen nun zum legten Gegenftande der heutigen 
Tagesordnung. Es ift dies der Bericht der vier— 
ten Deputation der Erfien Kammer über eine 
Petition der Borftände des germanifhen. My: 
feums zu Nürnberg um eine Beihülfe für die 
Zwecke beffelben. Ich habe den Herrn Grafen Wil: 


Referent Graf Wilding v. Königsbräd: Der wer 
ſentliche Inhalt der Petition if in den Bericht aufgenoms 
men worben und ich hätte dem Herrn Präfidenten zu ere 
fuchen, die Kammer zu befragen, ob fie von Worlefung der 
Petition abfehen will? 


Präfident dv. Schönfeld: Ich habe auf den. Antrag 
des Heren Referenten die Kammer zu fragen, ob fie vor 
dem Borlefen ber eigentlichen Petition abzufchen gemeint 
ift? — Der Sinn derfelben befindet ſich im Bericht wieder⸗ 
gegeben. Da Niemand das Wort verlangt, fo wide mit 
dem Bericht anzufangen fein. 


Neferent Graf Wilding v. Koͤnigsbrück: Der 
Bericht lautet: . 


Bereits im Jahre 1858 wendeten fich die Vorſtaͤnde 
des germanifchen Mufeums zu Nürnberg an die damals 
verfammelte Ständeverfammlung mit einer Petition um 
Unterftügung aus fähjifhen Staatscaffen. 

Die vierte Deputation der Zweiten Kammer, bei wel⸗ 
her die Angelegenheit zuerfi zur Berathung kam, erklärte 
die Petition nah $. 1155 der Landtaggordnung al& 
von Ausländern ausgehend für formell ünzu— 
Läffig, welder Anſicht auch die jenfeitige Kammer beitrat, 
ohne fih auf dad Materielle der Sache weiter einzulaffen. 

Die vierte Deputation der Erften Kammer trug Ber 
denken, fi) ohne Weiteres dem jenfeits gefaßten Beſchluſſe 
anzufchließen. . 

Aus mehrfachen Gründen, unter welchen fie bie natio- 
nale Bedeutung des Unternehmens obenan ſteilte, glaubte 
fie, der hohen Kammer die Angelegenheit nicht nur zur 
Berathung anempfehlen zu blirfen, fondern auch bei der» 
felben darauf antragen zu koͤnnen, 

die Kammer wolle die Petition der hohen Staatgs - 
tegierung zur Berudfichtigung empfehlen. 

Bei Berathung des Gegenftandes_fand dieſe Anficht 
der Deputation in der Kammer felbft mehrfache Unter 
ftügung. Aud Herr Staatminifter Dr. v. Zalfenftein er 
#lärte, daß die Regierung die hohe Wichtigkeit dieſes Natior 
nalinftitutes volftändig anerfenne, einem Abgehen von ben 
firengen Sormen der Landtagsordnung in diefem falle 
nit entgegentreten werde und gern bereit fei, einen 
Wunſche der Stände auf Unterfiigung des Nationale 
mufeumd zu entfprechen. Da endlich aud von mehreren 
Seiten bemerflich gemacht war, daß nad) $. 158 ber Band 
tagsordnung das formelle Bedenten durch Webereinftins 
mung zioifcen Regierung und Kammern gehoben wWerdt, 
fo trat die Kammer dem Antrage ihrer Deputation einflim- 
mig bei und befchloß: ji 

„die Petition der hohen Staatsregierung zur Berl 
fihtigung zu übergeben.” 

Wegen des bald darauf erfolgten Schluſſes des Lands 
tages fonnte das infolge biefes von dem ber jenfeltigen 
Kammer abweichenden Befcpluffes notwendig gewordene 
BVereinigungsverfahren nicht mehr flattfinden, — 
achtet und in Anerkennung der Wichtigkeit des Ba 
mens für das Gefammtvaterland, erhielt das germanifät 
Mufeum noch in bemfelben Zahre unter bem 22. Dect 





ding d. Koͤnigsbruck als Referenten zu erſuchen, und den 
Bericht vorzutragen. 





i iniſteri Ge⸗ 
ber durch Vermittelung des Cultusminifteriums ein 
Then? von 1000 Zhalern aus der ſaͤchſiſchen Staatscaſſe. 
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Hierdurch. ermuthigt, haben die Vorftände des Unter 
nehmens ihre Bitte erneuert und am 10. November eine 
'abermalige Petition um Unterftügung bes germanifchen 
Muſeums eingereicht. 

Sie ſprechen darin die. Hoffnung aus, daf die Regie ⸗ 
‚sung und Stände Sachſens das durch jene Gabe befundete 
In kereſſe nicht erfalten laffen und ihre Anftalt audy ferner 
wuͤrdig finden werden, aus Staatsmitteln Unterftügung zu 
erhalten. So hody fie auch diefelbe anfhlügen und fo 
werthvoll und mohlthätig diefe wefentliche Beihülfe ihrer 
Anftalt zu der Zeit des Empfanges geworden-fei, indem fie 
‚gerade damals in neuerworbenen Eocalitäten ſich habe ein— 
richten und bauen müffen, fo glaubten fie doch nicht vor⸗ 


audfegen zu dürfen, daß die einmal gewordene Unter 5 


fügung für ale Zeit.bie einzige zu bleiben beſtimmt ſei. 
‚Vielmehr feien fie der Ueberzeugung, daß das germaniiche 
‚Mufeum zur Erreihunig feiner nationalen Aufgabe nicht 
für unmwürbig gehalten werde, wie auch fchon die Regie 
"rungen von Bayern, Baden, Würtemberg und andere zu 
jährlichen Hülfsbeiträgen ſich veranlaßt gefunden hätten. 
J Waͤhrend Stiftungen von geringerer Ausdehnung und 
‚mehr localer Bedeutung häufig nicht allein mit anſehnlichen 
Capitalen begründet, fondern auch weiterhin fo reich bedacht 
erden, daß für ihr Kortbeftehen Reine Sorge mehr aufs 
kommen koͤnne, habe dad germanifche Nationalmufeum ſich 
muͤhſam aus Meinen Anfängen empor arbeiten müffen und 
‚wenn‘ es zwar micht ohne Auſmunterung und vielfeitige 
Unterftügung geblieben fei, fo fländen doch die ihm gemähr: 
ten Vergünftigungen in feinem Verhältniffe zu der Wich- 
tigkeit und dem Umfange feiner Zwecke. Großartig unter: 
fügt und gefördert, wie die Mationalmufeen anderer Län: 
«der (England, Frankreich), könnte das germaniſche Mufeum, 
‚bei feiner fpecifiich nationalen Bedeutung und. der Aus— 
!ehnung des gerimanifchen Wölfercompleres, Icon jet 
größer daftehen, als irgend ein verwandtes Inflitut anderer 
Nationen. So aber, obwohl fertig heranwachſend und 
immer mehr Boden gewinnend, müfje es jeden Schritt auf 
der Bahn feines MWeiterftrebens fih mühfam erringen und 
fei daher noch immer nicht in der Lage, weitere Bemuͤhun ⸗ 
gen um feine Fortexiſtenz aufgeben zu fönnen und fid nun 
mit Muße und Ruhe feinen wiffenfhaftlihen Arbeiten zu 
widmen, 

Die Herren Petenten erwähnen ferner, daß fie durch 
Ankauf des Karthäuferklofters in Nürnberg endlich einen 
angemefjenen Sit für das Mufeum gewonnen hätten, daß 
aber der ruindfe Zuftand der Gebäulichkeiten die Auf 
nahme eines bedeutenden Baucapitals nöthig gemacht habe, 
deffen Verzinfung und vertragsmäßige Amortifirung nun 
neben den laufenden Ausgaben zur Erreihung bes urfprüng: 
lichen Zweckes ſchwer auf dem Inftitute laſte. Nachdem 
die deutfche Nation fi fo entfchieden zu Gunften des Un: 
ternehmens ausgefprochen habe und das Mufeum gleichfam 
als ihr Gigenthum adoptirt, fei die Hoffnung wohl nicht 
zu kuͤhn, daß aus ihrer Mitte ihm ein mächtiger Helfer 
entftehen werde, der das Nationaleigenthum von der ſchwe— 
ren Laſt befrei. So lange dies jedech nicht gefchehen, 
habe das Mufeum aus feinen Einkünften, die flatutenges 
maͤß aus freiwilligen Beiträgen beftehen und hauptfaͤchuͤch 
auf Staatsbeiträgen beruhen, für das Baucapital Zahlungs 
friften nebft Zinfen zu tilgen und beduͤrfe daher in fo lange 
um fo nöthiger der Unterflügung turc jährliche Beiträge. 

Somit hofften fie, daB au das Volk in Sachſen, 
dem ja aud ein gutes Theil als Miteigentyum zuſiehe 

l. K. (G. Abonnement.) 
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und die hohe Ständeverfammlung insbeſondere als feine 
Vertreterin es ‚ihnen ‚nicht perargen werde, ypenn fie ſich 
heute nochmals mit der Bitte nahfen : Bi 
Die hohe Ständeverfammlung wolle fich dafür vers 
wenden, daß entweder dem germanifchen. Mufeum bie 
‚unter dem 2% December 1858 von ber königlich ſaͤchſi⸗ 
ſchen Staatöregierung verwilligten 1,000 Thaler in wies 
derholter Schenkung zugefproden werben oder nach dem 
Beifpiele Bayerns, Würtembergs und Badens die koͤnig⸗ 
lie Regierung ſich für einen. entfprechenden Jahresbeis 
trag allerhuldvonft entfchließen möge. : 

Die vierte Deputation, welcher diefe Petition zur Ber 
‚gutachtung überwiefen worden ift, glaubt aus denfelben 
unden, wie bei der erften, Berathung diefed Gegenftandes 
beim Landtage 1857/58, quch diesmal ſich näher auf dens 
felben einlaffen zu müffen und ber hohen Kammer die Per 
tition zur Berathung empfehlen zu koͤnnen. * 

Die unleugbare und :hohe nationale Bedeutung des 
germanifhen Mufeums ift gleich Anfangs durch ben Erlaß 
der hohen Bundeöverfammlung vom 28. Juli 1853 aner« 
kannt worden, worin gefagt wird: 

dag das germanifhe Mufeum zu Nürnberg ald 
ein für die vaterländifche Geſchichte wichtiges nationales 
Unternehmen der ſchuͤhenden Theilnahme und wohlwols 
Inden Unterftügung der hoͤchſten und hohen Regierungen 
zu empfehlen fei. * 

Auch bei der Berathung beim vorigen Landtage wurde 
dieſe allgemeine nationale Bedeutung von mehreren Rednern 
ausdrüdlich hervorgehoben und dabei erwähnt, daß ſich das 
Unternehmen in Sachſen bereitd der jährlichen Unterftügung 
alterhöchften Orts erfreue, fowie auch viele Privatperfonen 
und mehrere Städte unferes Vaterlandes theild durch jährs 
liche Beiträge, theils durch Actiengeihnung ihr lebhaftes 
Intereffe an bemfelben fortwährend bezeugten. 

Auch kann man ſich nicht verhehlen, daß ein fo große 
artiges Infitur, welches beſtimmt ift, in feinen Sammluns 
gen und Nepertorien ein Vereinigungsort für die deutfche 
Beſchichtswiſſenſchaft in ihrer ganzen Ausdehnung zu wers 
den und in gleicher Weife die Geſchichte und die geiftige 
Gefammtentwidelung aller deutfchen Länder zu feinem 
Studium zu maden, nur dann mit vollem Erfolge und 
zur wahren Ehre des großen beutfchen Volkes feinen hohen 
Zwed verfolgen fann, wenn ihm bedeutende Mittel zur 
Verfügung ftchen. — Um diefe aufzubringen, bedarf es, da 
bis heute das Unternehmen jeder befonderen Dotation ent« 
behrt, des offenkundigen Bufammengreifens aller deutſchen 
Länder und Stände, 

Die Deputation betrachtet daher die Unterftügung des 
verdienflvelen Unternehmens als eine Ehrenfache aller deut⸗ 
ſchen Staaten und glaubt die Angelegenheit der hohen 
Kammer um fo angelegentlier an's Herz legen zu dürfen, 
als diefelbe fhen einmal ihr reges Intereffe für biefelbe 
befunder hat und auch die hohe Staatsregierung die Wich- 
tigkeit des Unternehmens durch das ſchon erwähnte Ges 
ſchenk von 1,000 Thalern anerkannt, auch jegt wieders 
holt durch den Mund des Herin Gultusminifters erklärt 
hat, wie das germanifhe Mufeum wohl Hoffnung habe, 
eine anderweite Beihülfe zu erlangen, wenn 8 feinem Plane 
entiprechen und die Regierung in Liefer ihrer Intention 
von den Ständen unterjlügt würde. 

Aus diefen Gründen hat die Deputation ſich dahin 
geeinigt, die Kammer zu erfuchen: 

Sie wolle befchliegen, die Petition an die hohe 
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Staatöregierung zu Kenntnißnahme abzugeben, dieſelbe | der 


aber, da fie an die Ständeverfammlung gerichtet ift, anz 
noch an die Zweite Kammer gelangen zu laſfen. 


Präfident v. Schönfeld: Ich würde nun, da biefer 
Bericht nur ſchriftlich ift, zunächft an die. hohe Staats- 
zegierung die Anfrage, zu richten haben, ob fie ſich einvers 
ftehen kann damit, daß die Petition fofort berathen werdet 

Staatöminifter Dr. v. Falfenftein: Sch bin vol 
kommen bamit einverftanden. 

Präfident v. Schönfeld: Ich frage nun die Kammer, 
ob fie gegen bie fofortige Discuffion Nichts einzuwenden 
hat? — Ich Habe zu erwarten, ob Jemand das Wort 
ergreift, z 

Bürgermeifter Müller: Ich bin der geehrten Depu⸗ 
tation zwar dankbar für dad Votum, welches diefelbe vor 
ſchlaͤgtz allein ich hätte gewünfcht, daß fie noch etwas 
weiter gegangen und bie Petition, wo nicht zur Berkds 
fihtigung, fo doch zur Erwägung an die Regierung ab» 
gegeben worben wäre. Es wäre dadurch noch mehr her- 
vorgetreten, daß Seiten der Kammer Geneigtheit vorhanden 
iſt, das Petitum zu unterftügen. Ich meinerfeits und ger 
wiß mehrere Andere find indeß der geehrten Deputation 
fon dafür dankbar, daß fie und im Allgemeinen vor: 
ſchlaͤgt, eine Unterflügung eintreten zu laffen; denn das 
liegt wohl im Sinne ber geehrten Deputation und fie hat 
ſich wahrfcheinlih nur deshalb gefcheut, einen directen Ans 
trag einzubringen, weil die Empfehlung einer Geldpofition 
mehr Sache der zweiten Deputation if. Im Allgemeis 
nen erkenne ich das an, was die geehrte Deputation vor» 
ſchlaͤgt und hoffe, die hohe Staatsregierung werde bem 
won mir jet angebrachten Wunfche geneigtefte Beruͤckſich⸗ 
tigung angebeihen laffen. 

Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Zemand weiter das Wort verlangt? 


Staatöminifter Dr. v. Falken ſtein: Infofern es fi 
blos darum handelt, ob die Petition zur Kenntnignahme 
ober, wie der geehrte Worrebner wünfchte, zur Berückſich⸗ 
"tigung oder Erwägung an bie Regierung gebracht werde, 
glaube ih, kann ich den geehrten Spreder vollfommen 
durch Hinweifung auf das beruhigen, was ich felbft in 





Deputation uͤber die Wichtigkeit und Bedeutung des 
germanifchen Muſeums ausgeſprochen habe und was im 
Berichte aufgenommen worden ift. Ich Habe ſchon früher 
bei einer andern Gelegenheit in dieſer Kammer diefelbe Uns 
fiht ausgeſprochen und ich glaube im Voraus verfihern zu 
dürfen, daß die Regierung ſehr geneigt fein würde, die 
Frage, ob umd in welcher Weife eine Unterftügung hierzu 
zu gewähren fei, in Erwägung zu ziehen und das Weitere 
der geehrten Kammer mitzutheilen. 

Präfident v. Schönfeld: Sofern Niemand weiter 
das Wort verlangt, kann ich die Debatte ſchließen und dem 
Herrn Referenten dad Schlußwort ertheilen. 

Referent Graf Wilding v. Königsbräd: Zur 
Rechtfertigung der Deputation will ich erwähnen, daß fie 
glaubte nad) den Anfichten, welche ihr von Seiten der Res 
gierung mitgetheilt worden waren und melde der Herr 
Minifter foeben wiederholt hat, daß ed genügen würbe, 
wenn bie Petition zur Kenntnignahme der Staatsregierung 
übergeben würde, umfomehr, als ihr auch das Bedenken 
auffam, welches Here Bürgermeifter Müller erwähnt hat, 
daß es wohl mehr Sache der zweiten Deputation fei, ein 
Poftulat vorzufchlagen, wodurd der Zweck ber Petition 
erfüllt würde, 

Präfident v. Schönfeld: Ich wende mich zur Abs 
fimmung. Der Antrag der Deputation geht dahin: 

„Die Kammer wolle befchließen, die Petition an die 
hohe Staatsregierung zur Kenntnignahme abzugeben, 
diefelbe aber, da fie an die Ständeverfammlung gerichteb 
ift, annoch an die weite Kammer gelangen zu laffen.” 

Ich frage, ob die Kammer mit biefem Bor« 
ſchlage ihrer Deputation fig einverſtehen will 
— Einftimmig Ja. 

Es war dies ber letzte Gegenftand der heutigen Tages ⸗ 
ordnung. Im Bezug auf die naͤchſte Sitzung habe ich zu 
bemerken, daß ich in dieſem Augenblide nicht beſtimmen 
Tann, wenn dieſelbe ftattfinden, ebenfowenig, was in ber« 
felben zur Berathung kommen wird; hoffe aber morgen In 
der Lage zu fein und muß mir baher vorbehalten, durch 
Karten einzuladen. Ich vermuthe, daß naͤchſten Dienötag 
eine Sigung wird abgehalten werben können; doch iſt dies 
noch unbeftimmt. — Die heutige Sigung ift geſchloſſen. 
(Schluß der Sigung halb 2 Uhr.) 





Mebasteur H. Meinhold, Gerretär im Königl. Miniſterium des Innern, — Drud von B. ©. Teubner in Dredben. 
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Dreiundvierzigfte Öffentlihe Sigung der 
Erfien Kammer am 19. März 1861. 


Inhalt: 

Berlefung des Protofolld. — Regiſtrandenvortrag. — Bitte 
gefuch und Sutferiptionseinfadung. — Urlaubsertheilungen. 
— Berathung des Berichts der zweiten Deputation uber 
Abteilung A des Ausgabebudgets, die allgemeinen Staatd- 
bedürfniffe Betr. und zwar Pof. 1 iS mit 6.— Berathung 
des Berichts der vierten Deputation über die Petition des 
Reffvertretenden Abg. Wieland aus Schwarzenberg, die rs 
propriation von Grundſtuͤcken zu Anlegung und Erweiterung 
von Kirchhoͤfen betr, und Veſchluß, die Petition auf fid) 
beruhen zu laſſen. 


— 


Die Sitzung beginnt um 11 Uhr 25 Minuten Bor 
mittags in Anwefenheit von 33 Kammermitglicdern, fowie 
in Gegenwart der Herren Staatsminifter Freiherrn v. Beuft 
und $reiherrn v. riefen und der ‚Herren Föniglichen 
Commiffare Geh. Finanzrathd Opelt und Geh. Raths 
Dr. Kohlſchütter mit Vorlefung des über die letzte 
Sitzung vom Secretaͤr v. Egidy aufgenommenen Proto: 
kolls, welches von der Kammer ohne Erinnerung geneh: 
migt und vom Bürgermeifter Müller und Kammerherrn 
v. Miltitz mitvollzegen wird, 


Prafident v. Schönfeld: Wir wenden uns zum Vor: 
trag aus der Regiſtrande, der Herr Secretaͤt v. Egidy wird 
die Güte haben, uns denjelten zu geben. 


(Nr. 242.) Vrotofollertract der Zweiten Kammer vom 
42. März 1861, die Berarbung über das allerhöchfte Decret 
wegen Siraion der Vrandcaffenbeiträge auf die Finanz: 
periode 1861,63 betreff.nd. 

Präfident v. Schoͤnfels: Gehört zum Reſſort der 
erftien Deputation und es wird vorgeichlagen, an diefe den 
Sigenfland zu verweilen. Iſt die Kammer damit eine 
verftanden? — Ginflimmig Ja. 

Mr. 243.) Dergleichen Ertract von demfelben Tage, 
ben Vortrag der ſtandiſchen Schrift enıhaltend über den 


Sefegentwurf, die Fertigung neuer Gaffenbillets zum Um: 
tauſch defect gewordener Bılleıs betreffend. 


1. K. (4 Abonnement.) 
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Präfident v. Schönfeld: Die Schrift iſt bereits ab⸗ 
gegangen; es wirb daher diefer Protofollestract zu den Ac⸗ 
ten zu nehmen fein. 


(Mr. 244.) Dergleihen Extract von dem nämlichen 
Zage, enthaltend die Beratbung über Abtheilung K des 
Ausgabebudgets, den Penfionsetat betreffend. 


Präfident v. Schönfels: Gehört zum Reſſort der 
zweiten Deputation und wird daher dahin abgegeben. 


(Nr. 245.) Der Stadtrath zu Plauen überſendet eine 
Anzaht Druderemplare der unter Rr. 197 diefer Regiftrande 
eingereichten Petition wegen Baues ciner Eifenbahnlinie 
von Plauen über Delsnig, Aſch nach Eger zur Vertheilung 
an die Kammermitglieder. 


Präfident v. Schönfeld: Die Gremplare find vers 
theilt worden. Die früher eingereichte Driginalpetition iſt 
als Finanzgegenfland von der Kammer an die zweite Des 
putation verwiefen worden; eine Reſolution iſt daher weis 
ter nicht zu faffen. a 

(Mr. 246.) Die Redaction der Saͤchſiſchen Induſtrie⸗ 
Zeitung zu Chemnig überfendet 12 Exemplare von Nr. 11 
diefer Beitfhrife, enthaltend die fernerweite Abhandlung 
über „Das moderne Forderungsrecht für Gewerbe und Hans 
del mit Rückſicht auf den Entwurf des bürgerlichen Gefeh⸗ 
buches für das Königreich Sachſen von Anton Vater”, zur 
Veriheilung an die Kammermiigliedet. 


Präfident v. Schönfeld: Fünf Erempfare der Beis 
tung find an die erſte Diputation abgegeben worden, die 
übrigen aber lirgen in der Ganzlei bereit zur Dispofition 
für diejenigen Mitglieder, die ſich für den Gegenſtand ins 
terejfiren. 

(Nr. 247.) Einladung des Oberrabbinerd und der 
Vorfleher der hirfigen ifrachtifhen Neligionsgemeinde durch 
den Dberrabbiner Dr. Landau zu der am 20. dieſes 
Monats in der iſtaelitiſchen Gemeindefhule fatıfindenden 
Prüfung. 

Präfitent v. Schönfels: Einige Gremplare der Pruͤ⸗ 
fungsordnung find in der Ganzlei zur Empfangnahme bes 
reitz im Uebrigen wird aber wehl die Kammer mit dem 
Directorium einverflanden fein, daß der Dank im Protes 
koll für die Ucberfendung ausgeſprochen werde. 

(Mr. 218.) Der Vorſtond der ffentlichen Handels. 
lchranftalt zu Leipzig, Heintich Porpe, überreicht cine An⸗ 
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ahl Druderemplare der Einladungsfchrift zur diesjährigen 
ruͤfung der Böglinge der Leipziger Handelslehranftalt zur 
Vertheilung an die Kammermitglieder. 
Praͤſident v. Schönfels: Diefe Druderemplare find 
ebenfalls vertheilt und auch hier wird die Kammer wohl 
genehmigen, daß der Dank im Protofolle einen Platz finde. 


(Mr. 249) Bericht der vierten Deputation der Erſten 
Kammer vom 16. März 1861 über die Petition des ſtell⸗ 
vertretenden Abg. Wieland, die Erpropriation von Grund» 
fliden zur Anlegung und Erweiterung von Kicchhöfen bes 
treffend. 

Präfident v. Schönfeld: Der Bericht ift am Sonns 
tag gedrudt und vertheilt worden und bildet einen Gegens 
fand der heutigen Tagesordnung. 

(Nr. 250.) Bericht der vierten Deputation vom 16. März 
1861, die Beſchwerde und Petition des vormaligen Majors 
v. Aitrock betreffend. 

Praͤſident v. Schönfels: Dieſer Bericht der vierten 
Deputation wird heute Nachmittag gedruckt und vertheilt 
und kommt auf eine der nächften Tagesordnungen. 


(Nr. 251.) Petition der Stadträthe zu Schneeberg, 
Neuftädtel und Eibenftof vom 4. März 1861 um Ber- 
wendung bei der hohen Staatsregierung für Wiederverlegung 
des Poſteurſes von Zwicau nach Carlsbad über Schneeberg, 
Eibenſiock und Neuded. 

Praͤſident v. Schönfels: Es ſcheint dieſe Eingabe 
in bie Kategorie der Finanzgegenſtaͤnde zu gehören und 
es wird daher vorgefchlagen , diefelbe an die Zweite Kam: 
mer abzugeben. Iſt die Kammer mit diefem Vorſchlage 
einverfianden? — Einſtimmig Sa. 

(Mr. 252.) Die Direction der Öffentlichen Handels: 
Ichranftalt zu Dresden uͤberſendet 15 Eremplare der „Mit« 
theilungen über die Hanbelsfehranftalt zu Dresden am 
Schluffe des Schuljahres 1860/61" zur Vertheilung an die 
Kammermitglieber. 

Präfident v. Schönfels: Die Eremplare liegen in 
der Kanzlei zur" Empfangnahme bereit, foweit dieſelben 
naͤmlich reichen. 

(Mr. 253.) Bericht der zweiten Deputation der Erſten 
Kammer vom 19. März 1861 über das allerhöchfte Decret, 
die Regulirung des Elbſtroms betreffend. 

Präfident v. Schönfeld: Der Bericht wird morgen 
gedruckt und vertheilt und, kommt auf eine ber näcften 
Tages ordnungen. 

Es war dies die letzte Nummer der heutigen Regi⸗ 
ſtrande. Ein Bittgeſuch iſt eingegangen von einem 
Handarbeiter Müller und zwar fuͤr fein erblindetes Kind, 
Ich werde dad Geſuch auf dem grünen Tiſch auslegen, 
wo dann bie Wohlthaͤtigkeit Gelegenheit findet, ſich zu be 
theiligen. 

Eine Einladung zur Subferipfion und zwar auf ben 








Zahlſtich des Friedrich · Auguſt · Monuments auf dem 
Berge bei Rochlitz iſt eingegangen. Ich werde auch dieſe 
auf. dem grünen Tiſche auslegen, um Gelegenheit zu geben, 
fich hierbei zu betheiligen. ’ 

Der Herr Landeöbeftallter Hempel wuͤnſcht Urlaub auf 
den heutigen und den morgenden Tag. Ich frage, ob 
die Kammer diefes Geſuch genehmigt? — Einftimmig Ja. 

Ein ganz ähnliches Geſuch ift eingegangen vom Freie 
heren v. Schönberg» Bibran. Auch hier frage ich, ob die 
Kammer diefen Urlaub zu den provinzialſtaͤndiſchen Ges 
ſchaͤften geben will? — Einftimmig 3a. 

Herr Bifhof Forwerk bittet um Urlaub auf die Zeit 
vom 19. bis mit 22. dieſes Monats und zwar wegen drin 
gender Amisgeſchaͤfte. Ich frage, ob die Kammer biefes 
Geſuch genehmigt? — Einftimmig Ja. 

Etwas Weiteres habe ich nicht mitzutheilen, wir wuͤr⸗ 
den daher zur Tagesordnung übergehen und zwar zu⸗ 
näcft zum Bericht der zweiten Deputation über 
Abtheilung A des Ausgabebudgers, allgemeine 
Staatsbedürfniife betreffend. Herr Kammerherr 
v. WagdorfStörmthal wird und den Vortrag geben. 


Referent Kammerherr v. Watzdorf: 


(Abtheilung A des Ausgabebudgets, allgemeine 
Staatöbedpürfniffe betreffend ſ. EM. IL. 8. 
©. 1220.) “ 
Der Bericht fagt: 


Die Finanzdeputation hat gegenwärtig keine Veran« 
laſſung gehabt, dem auf berſchiedenen früheren Landtagen 
beobach teten Verfahren nachzufolgen, in Gemäßheit deſſen 
der, erften Berichterftattung über eine Budgetabtheilung ein 
befonderer Vorbericht voranzugehen pflegte. Wohl aber 
muß die Deputation auch bei gegenwärtiger Budgetbera: 
thung am die geehrte Kammer die Bitte richten, ihr zu 
geftatten, 

bie Berichte über die einzelnen Theile des Budgets 
in der Reihenfolge, wie fie aus den Berathungen der 
jenfeitigen Kammer hervorgehen und bei ber dieffeitigen 
Deputation erletigt werden können, ohne Rüdfict auf 
die Drönung des Budgets felbft, in Vortrag zu bringen, 


ein Verfahren, welches fih auf den früheren Landtagen 
— zwedmäßige Forderung der Gefchäfte be 
währt hat. 

Hiernaͤchſt muß aber auch die Deputation noch eine 
Antrages ne der in der fländifhen Schrift vom 
6. Auguft 1859 (Sandt.-Acten I. Abth. 2. 3b. Seite 748) 
enthalten, unter Bezugnahme auf das fortdauernde un 
machfen des Staatsbudgetd und bie Nothwendigkeit ber 
Erhöhung der Gehalte und Nemunerationen ber {m et 
Men angeftellten Beamten, Dfficianten und Diener, dahin 
lautet: 

„die Staatöregierung zu erfuchen, die Gefeggebung 
über die Staatöverwaltung in ihren einzelnen Bweigen 
mit der Abficht der Vereinfachung des Gefcyäftsbetrieb 
zu vevidiren und ber nädften Ständeverfammlung bier 
über Mittheilung zu machen.” 
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In der bei Eroͤffnung des gegenwaͤrtigen Landtages 
an die Stände gelangten uͤberſichtlichen Mittheilung ift 
Seiten der Staatsregierung jenes Antrages ebenfals Er: 
wähnung geſchehen und bemerkt, daß derfelbe bei den be 
theiligten MinifterialdepartementS Gegenfland eingehender 
Erdrterungen gewefen fei, fowie daß die Dadurch gewonnenen 
Ergebniffe zur Zeit noch der näheren Prüfung und Sid: 
tung unterlägen, um in dem Berhältniffe, als diefe fort- 
ſchreitet, zu praktiſchen Reſultaten verwerthet zu werden. 

Wenn nun gleich die unterzeichnete Deputation bei ber 
vorliegenden Abtheilung des Ausgabebudgers Feine fpecice 
Eersanlajlung hat, auf den oben referirten allgemeinen Ans 
frag zurüdzufommen, fo hält fie es doch für ihre Pflicht, 
bei Anfang der Budgetberathungen an denfelben mit einigen 
Worten zu erinnern und wird unvergeffen fein, bei anderen 
Abrheilungen des Budgets, wo ſich Gelegenheit hierzu bies 
ten follte, darauf zurüczufommen. 


Ich werde, num den Herrn Präfidenten bitten, die Frage 
an die Kammer zu ftellen, ob fie geneigt fei, in der von 
der Deputation vorgefchlagenen Weile auf die Berathung 
des Budgets einzugehen? 


Prafident v. Schönfeld: Die Kammer hat vernom⸗ 
men, welchen Wunſch die Deputation durch den Herrn 
Referenten auẽgedruckt hat. Er geht dahin: 


nDie Berichte Über die einzelnen Theile des Budget 
in der Reihenfolge, wie fie aus den Berathungen der 
jenfeitigen Kammer hervorgehen und bei der dieſſeitigen 
Deputation erletigt werten koͤnnen, ohne Ruͤckſicht auf 
die Ordnung des Budgets felbft, in Vortrag zu bringen.” 


Ich habe zu fragen, ob die Kammer mit diefem 
Vorſchlage ihrer Deputation ſich einverfteht? — 
Einftimmig Ia- 


Neferent Kammerherr v. Watz dorf: 


Uebergehend nun zu dem Bedarf für die allgemeinen 
Staatsbedinfniffe, fo ift Folgendes zu berichten. 

Der Regierungsvorlage gemäß werden für diefe Abs 
theilung des Ausgabebudgeis für die gegenmärtige Finanz 
periode poſtulirt 

3,674,52%5 Thir. incl. 270 Thlr. tranſitoriſch, 
während die legte Bewilligung für die Zinanyperiode 1858/60 

3,728,415 Thlr., inc. 276 Thlr. tranfito:ifc, 
betragen hat. 

Der Minderbedarf von überhaupt 

53,890 Thalern 
wird nachgewieſen durch 
67,622 Thlr. Abgang bei der Pof. 2b, die Staarsfhulden: 
tilgung betriffen®, wovon wiederum folgende 
Erhöhungen abzuziehen find, als: 
1,663 Thin bei 16, Apanagen 10.5 





10,856 = bei 2a, Staarsichuldenverzinfung; 
13» bei 3, unablöstihe Jahresrenten; 
_1,200 bei 5, Landiagskoſten. 


13,732 Thir. 
Webrigens find fämmtliche Poftfionen diefer Abtheilung 
in der Bweiten Kammer unverfürzt bewilligt worden. 


ische Landesbibliothek 





Präfident v. Schoͤn fels: Ih habe nun zu erwarten, 
ob eine allgemeine Debatte in Bezug auf den foeben vor» 
getragenen Theil des Berichts beliebt werden wi? — 
Sofern dies nicht der Fall ift, fo würde der Herr Nefes 
rent zu erfuchen fein, weiter fortzufahren im Vortrag. des 
Berichts. 


Referent Kammerherr v. Watzdorf: 


(Erläuterungen Pof. da und b f. EM. U. K. 
©.. 1221.) 


Pol. 1a,b. 
Bu Unterhaltung des königliden Haufes. 


Zu diefem Zwecke werden 
a) für die Civillifte. . - . +... - 570,000 Thlr. 
b) für die Chatoullenbedürfniffe, ingleichen 

Garderoben» und Hofftaatögelder für 

Ihro Majeftät- die Nönigin 30,000 = 
Sa. 600,000 Thlr. 
poftulirt. 

Die vorbezrichneten Summen, übereinfimmend mit 
der letzten Bewilligung und der mit der außerordentlichen 
Ständeverfanimlung vom Jahre 1854 getreffenen Vereins 
barung, 

werden zur Bewilligung empfohlen, 

‚Hierbei ift noch zu bemerken, daß, nach den Erlaͤute⸗ 
rungen zum Buhget Seite 65, Se. Königliche Majeſtat 
beichloffen baben, das Kammergut Pıllnig vom 1. Auli 
1860 ab in eigene Anminiftration zu nebmen, infolge deſſen 
nad) $. 17, alin. 2 der Verfaffungsurfunde die nad dem 
Durchſchnittsertrag der Icten 10 Zahre zu berechnende 
Nusung diefed Kammergutes küuftig von der Givillifte zu 
übertragen fein wird. . 

Der Betrag der Civilliſte iſt jedoch bier in unveräns 
derter Höhe beibehalten worden, während jener Durch 
f&nittdertrag bei den Kammergütern Pof. 3 der Einnahme 
mit zur Verrechnung gelangen wird. 


Praͤſident v. Schönfeld: Es würde nun Poſ. 1a, b 
zur Discuffion zu ziehen fein. — Wenn aber eine ſolche 
nicht beliebt wird, fo gehe ich fo; zur Bragftellung tiber, 
Ich frage, ob die Kammer dieje foeben von mir 
erwähnte Pofition in Summa mit 600,000 Tha— 
tern bewilligen will? — Ginftimmig Ja. 





Referent Kammerherr dv. Watzdorf: 
(Erläuterungen Pof. te ſ. EM. I. KR. ©. 1221.) 
Poſ. Ic. 

Die Apanagen ıe 
Die letzte Bewilligung auf die Periode 

1858/60 beträgt 233,308 Thlr. 
das gegenwärtige Poftutat 231,009 = _ 
mithin Zuwachs 1,663 Thlr. 
Während die Apanagen felbft vöN'g unverändert ver⸗ 
blieben find, hat folgender Zuwachs an Penfiunen flatt: 

gefunden, welche auf diefe Pofinom gewieſen find: 


161 * 


hitpzidigital.slub-dresden.de/ppn20028267211111 
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348 Thlr. dem Ehrencavalier! weil, Ihrer König. Hoheit 


348 » ber — der Prinzeß Louiſe. 

458 » ber Öefellichaftsbame‘ . 
212 der Kammerdienerin ( weil. Ihrer Koͤnigl Hoheit 
115 = ber Garberobiere der Prinzeß Marie, 
182 s dem Stubenheizer x 


7,663 Thir. Sa, 2. 

Die Uebernahme jener Penſionen auf die Staatscaffe 
beruhet auf $. 40 des Hauögejeged vom 30. December 1837 
und hat der Deputation zu einer Bemerkung nit Ber 

‚ anlaffung gegeben. , * 

Hiernach beantragt die Deputation 5 

die Genehmigung der Pof. 10 mit 234,969 Thalern. 


Präfient v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand über Poſ. Le zu ſprechen wünfht? — Da dies 
nicht der Fall iſt, fo frage ih, ob die Kammer nah 
Antrag der Deputation Pof. 10, Apanagen 
betreffend, mit 234969 Thalern zu bewilligen 
gemeint if? — Einftimmig Ja. 


Referent Kammerherr v. Watzdorf: 


(Erläuterungen 14. f. EM. I. K. ©. 1221 und 
1222.) 


Pof. 1d, 
Bu Unterhaltung ber zum Eöniglihen Haus— 
fipeicommiß gehörigen öffentliden * 
Sammlungen. 
Das dermalige Poftulat von 
28,875 ThHalern 
inel. 276 Zhaler tranfitorifd, 
ift in der Haupffumme mit der Iegten Bewilligung über: 
einftimmend und bietet deöhalb der Deputation Frine Ver⸗ 
anlaffung, in die Einzeinheiten des Etais einzugehen, 
Die Bedürfnißſumme überfteigt das oben bezeichnete 
Poftulat noch um 
2,014 Thaler, 


welche durch die Entreegelder bei dem Mufeum gededt wer 

den follen und beftchet aus folgendem Gefammibedarf: 
A, Perfonaletat an normalmäßigen Ge 
. « 18,210 Thlr., 

. 270» 
f n 18,450 Thlr. 
B. Dispofitiondquantum zu Erhaltung und 
Vervoilſtaͤndigung der Bibliothet und 

von 12 Sammlungen . 


halten. » © 0 20 0. 
an tranfitorifchen Zulagen . 





12,410 + 
Sa. 30,890 Zhlr. 
Bas den auf 2,014 Thaler etatifirten jährlichen Zu: 
ſchuß aus den Entröegeldern des Mufeums betrifft, fo hat 
es damit folgende Bewandtnif. In dem Budget von 
1858/60 war von Seiten der Staatsregierung jenes Ein: 
kommen auf 2,000 Thaler veranfchlagt worden zugleich mit 
dem Bemerken, daß man die Abficht habe, den etwaigen 
Mehrertrag zu Sweden ber öffentlichen Sammlungen zu 
verwenden. Da man jedoch zu jener Zeit den wirklichen 
Ertrag jener Entreegelder noch nicht mit Sicherheit bemef- 
fen zu können glaubte, fo wurbe auf Antrag ber Zweiten 
‚Sammer, weldem ſich bie Erfte Kammer anjchloß, in der 
Budgetſchrift der Antrag geftellt: 


„die definitive Befhlußfaffung über die Verwendung 
ber Entreegelder ber naͤchſten Ständeverfammlung vors 
zubehalten.” 

Nah den der Deputation zugegangenen Unterla, 
haben ſich jedoch die Erwartungen eines — Era 
jener Entresgelder durchaus nicht beftätigt. Denn «& find 
diefelben nicht mur im Bruttoertrage während der Finanz 
periode 1858/60 im Vergleich zu den beiden erften Jahren 
nad Eröffnung des Mufeums, den Jahren 1856 und 
1857, welentlich zurüdgegangen, fondern es haben aug 
noch andere Umftände auf den Neinertrag ungünftig ger 
wirkt. Durch bie im Mufeum vor einigen Sahren vorge 
tommene Beſchaͤdigung zweier Bilder hat fi nämlich die 
Nothwendigkeit herauögeftelt, an denjenigen Tagen, an 
welchen die Galerie fehr ftart vom Publitum befucht zu 
werben pflegt, die ald unzureichend erkannte Aurfichtöfühe 
rung der angeftellten Galeriediener durch Requifition einer 
angemeffenen Zahl von Unteroffizieren zu vermehren, weiche 
eine Remuneration von 23 Nor. pro Stunde erhalten. 

Der hierdurch entftehende Aufwand ift im Jahre 1860 
bis auf 472 Thir. 22% Nor. gefliegen und wird, ba bie 
fragliche Einrichtung auch für die Zukunft beizubehalten if, 
mehr oder weniger ald ein regelmäßig wieberkehrender zu 
betrachten fein. 

Wenn nun der Ertrag jener Entröegelber bei der Ge⸗ 
mälbegalerie, unter Hinzurechnung der bei dem natur ⸗ 
hiftoriihen und mineralogifchen Mufeum und demjenigen 
der Gypsabgüffe gewonnenen Eintrittögelder, nach Abzug 
der darauf gewiefenen Ausgaben, im Durchfchnitt ber Sir 
nanperiode 1858/60 nur 

1,984 Thlr. 17 Ngr. 1 Pf 
idhrlih und im Jahre 1860 fogar nur 

1,837 Thlr. 17 Ngr. 5 Pf. 
ergeben hat, fo hat doch die Staatöregierung davon abges 
feben, an der auf 2,014 Thaler etatiieten Einnahme der 
Entrösgelder eine Veränderung zu beantragen. Sie hat 
es vielmehr vorgezogen, in biefer Beziehung noch weitere 
Erfahrungen abzuwarten und das in der bevorfichenben Fir 
nanzperiode fi) etwa ergebende Deficit aus anderen Fonds 
zu deden. 

Für die Ständeverfammfung erfeheint es aber unter 
diefen Umftänden unbedenklich, eh aus den Entröegeldern 
derechneten Zufhuß in ber oben bezeichneten Höhe zur Ber 
rechnung zu ziehen. n 

Naͤchſtdem ift auch in dem jenfeitigen Deputationdbe 
richte in einer ausführlichen Motivirung (S. 146 19), 
auf welche ſich die unterzeichnete Deputation zu Bay) 
geftattet, dargelegt, worden, daß das zeirherige Diepohen 
quantum fir die Öffentliche Fönigliche Bibliothek dem Der 
dürfniffe nicht entſpreche. Nady den vorliegenden Made 
weifen haben in ber Finanzperiode 1858/60 die betreffen 
den Verwendungen betragen: fe. Re Pe 


1) für Bücher, Hands und Beitfchriften 10,826 9 3 
2) Mir Bucbimberäne eo. 1760 


ii 1 
3) für Anfertigung von Katalogen . 899 2 
4) für Handwerferlöhne . . . ... 206 25 1 
5) fürVerwaltungs- und Reinigungsauf · 8 
iwan d... 410 10 


Sa, 14,222 16 8 
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Thlt. Nor. Pf. 
r Uebertrag 14,222 16 8 
im Durchſchnitt der drei Jahre alfo ger 
meinjäbtig . 2 2 2 een. 4740 5 6 
entgegen dem Poftulat für die Fönigliche 
Bibliothek incl. Anfertigung von Bis 
bliotheffatalogen, von nur 3320 — — 
mithin gemeinjährig mehr 1,420 25 6 


‚_ Diefe nad den Mittheilungen des Eöniglihen Com⸗ 
miſſars unvermeidlich geweiene Ueberfchreitung ift zum Theil 
aus Älteren Ueberfchlffen, im Uebrigen aber auf Grund der 
im Voraus ertheilten fländifhen Ermächtigung aus dem 
für fämmtliche übrige Sammlungen beftimmten allgemeinen 
Dispofitionsfond von dermalen 

5,824 Thalern 
jaͤhrlichem Betrage übertragen worden. 


Auf Grund vorftchender Erörterungen und von ber 
Wichtigkeit der Erhaltung und planmäßigen Ergänzung der 
öffentlichen Königlichen Bibliothek durchdrungen, hat nun 
die jenfeitige Deputation den Antrag geftelt: 

„Die hohe Staatsregierung wolle über einen bei Ers 
gänzung der föniglichen öffentlichen Bibliothek fünftig 
einzuhaltenden fyftematifhen Plan, fowie über den das 
bei eventuell erforderlichen Mehraufwand der nächften 
Ständeverfammlung eine Mittheilung machen.” 


Bei Begutachtung des vorftehenden Antrages muß die 
unterzeichnete Diputation daran erinnern, daß bereit3 auf 
dem Lundtage 1854/55 die Erſte Kammer bereit war, das 
von der Staatsregierung damals von 3,000 Thalern auf 
5,000 Thaler erhöhete Poftulat fr die königliche Biblio» 
the® zu bewilligen und daß erft infolge der wiederholten 
Ablehnung jenes erhöheten Poftulated Seiten der Zweiten 
Kammer in dem —— 7 dem jenfeitigen Bes 
fchluſſe beigetreten ward. Die ſchon damals für eine er» 
höhete Bewilligung geltend gemahlen Gründe der Erften 
Kammer werden aber gegenwärtig ſowohl durch das immer 
ſtaͤrker hervorgetretene —A als durch die guͤnſtigen 
— des Landes, welche Verwendungen für 

unft und Miffenfhaft begünftigen, verſtaͤrkt. 


Ebenfo hatte die Deputation bereit3 in einem früheren 
Berichte (Landt.:Xeten 1854/55, Beilage zur II. Abtheilung, 
2. Band, Seite 72) darauf hingewiefen, wie wichtig eine 
planmäßige Benugung der —— Mittel fei und 
ie diefelbe befonders durch ein mit den größeren Biblios 
thefen des Bandes, 5. B. der Univerfirätsbibtiothet in 
Leipzig, flattfindendes Einverftändniß, ſowie durch gegens 
feitige Ergänzung bei Anfchaffung der Eofifpieligeren Werke 
gefördert werden Eönne, 

Mir Rücficht auf diefe Gründe muß daher die Des 
putation 

den Beitritt zu dem oben mitgetheilten Antrage der 
Bweiten Kammer empfehlen. 

Endlich hat noch die Deputation die Bewilligung des 

unter 1.d geftellten Poftulates mit 


23,606 Thlt. etatmäßig und 
270 = tranfitorifc 


28,876 Thir. 
zu beantragen. 





‚Sächsische Landesbibliothek 





Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
nun Jemand über Pof. 1d, worüber foeben der Bericht 
vorgetragen worden ift, zu fprechen wünfcht? 


Nittergutsbefiger Rittner: Daß für eine Bibliothek, 
wie die unfrige, das Beblrfnig vorhanden ift, mehr Geld 
zur Verwendung zu haben zu ihrer Ergänzung und Vers 
vollftändigung, als die Stände bei ber letzten Budgetbe⸗ 
rathung bewilligt haben, das wird wohl Niemand in 
Zweifel ziehen. Wenn man an mehreren Landtagen in 
jener Kammer gegen eine Erhöhung des fraglichen Poftur 
lats gewefen ift, fo lagen die Gründe dafur bei Weiten 
zum größten Theile in der Betrachtung der Finanzverhälte 
niffe des Landes. Gegenwärtig, wo diefelben ſich anhal- 
tend und längere Jahre immer günftiger geflaltet haben, 
glaube ich wohl ausfprehen zu dürfen, daß jene Bedenken 
als befeitigt zu betrachten find. Wenigftens bei mir find 
fie es und ich würde ohne Bedenken auch für ein erhöhtes 
Voftulat geftiimmt haben, wie ich auch fehr gern für Ans 
nahme des geftellten Antrages flimmen werde Nur eine 
Frage will ih mir in diefer Beziehung erlauben, wie «8 
nämlich fiehen mag mit dem Raume, der nöthig if, um 
die Vermehrung von Büchern aufzunehmen, da voraus» 
fihtli eine längere Reihe von Jahren hindurch wohl 
jährlich einige taufend Bände angefhafft werben. Iſt 
nun daflır auf eine Reihe von Jahren hinaus Raum vors 
handen oder fteht in Ausſicht, daß Foftfpielige Bauten für 
Vermehrung und Bergrößerung der Bibliothek in Angriff 
genommen werben müffen? Ich bitte ben Herrn Neferen« 
ten, mir hierüber etwas Auskunft zu geben. 


Neferent Kammerherr dv. Watz dorf: Nah ber von 
mir perfönlich genommenen Einſicht der Rocalitäten der 
Bibliothet, glaube ich, wird wohl hinreichender Raum uns 
ter der Voraudfegung vorhanden fein, daß Zwiſchenregale 
in den einzelnen Abtheilungen aufgeftellt werben. Für 
solche Zwiſchenregale bietet ſich ein auferordentliher Naum 
dar, fo daß wohl in der nächften Zeit in diefer Beziehung 
Baum eine Verlegenbeit eintreten dürfte, 


Königl, Commiffar Kohlfhütter: Seiten der Ne» 
gierung iſt das zu beftätigen, was der Herr Neferent foeben 
bemerkte. Die gewünfchte Vermehrung der Bibliothek bes 
dingt fin's erfte feine Erweiterung der Localitaͤten für dies 
ſelbez wenigftens für längere Zeit hinaus wird diefe gewiß 
auch noch fir Aufftelung einer größeren Anzahl von Wers 
fen ausreichen. Im Allgemeinen wird es der Regierung 
erlaubt fein, über den vorliegenden Antrag und deffen Bes 
fürwortung Seiten der geehrten Deputation ihre Iebhafte 
Befriedigung auszuſprechen. Eine Erhöhung der Dotation 
für die Bibliothek ift von dieſer fhon laͤngſt als ein Be⸗ 
dürfnig anerfannt worden. Das am vorlegten Ranttage 
deshalb geftellte Poftulat fand auch bei der hohen Erſten 
Kammer bereitwillige Genehmigung; die Vereinigung zwie 
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ſchen beiden Kammern über daffelbe ſcheiterte aber zuletzt 
an der Ruͤckſicht auf die damalige, noch einigermaaßen ges 
foannte Finanzlage, hinter welcher alle anderen Intereffen 
augenblictlich zuräctreten mußten. Die Regierung hat feit- 
dem ſich nicht veranlaßt finden fönnen, auf diefes Poftulat 
zurüczufommenz; es fann ihr aber nur um fo erwünfchter 
fein, daß durch den jet geftellten Antrag fie in diel Lage 
kommt, baffelbe beim nächften Landtage mit ſicherer Aus- 
fiht auf Erfolg erneuern zu können. Auch damit, daß der 
Antrag die Vorlegung des Poftulats abhängig macht von 
der gleichzeitigen Aufftellung eines ſyſtematiſchen Plans für 
die Ergänzung der Bibliothek, kann ſich die Regierung nur 
einverftanden erflären. Es ift ſchon laͤnger die Abficht, der 
Bibliothefverwaltung ein ſachverſtaͤndiges Organ in einer 
aus wiffenfchaftlichen Capacitäten zufammengefegten Com- 
miſſion an die Seite zu fielen, die bei neuen Anfchaffungen 
begutachtend und beſchließend zu concurriren hätte. Der 
jet geftelte Antrag wird die Ausführung diefes Vorhabens 
jedenfalls beſchleunigen denn die Mitwirkung einer ſolchen 
Commiffion wird fchon bei Aufftelung eines allgemeinen 
Planes ſich in ſehr nuͤtzlicher Weife bethätigen fönnen. Die 
Negierung hofft daher, bi zum nächften Landtage in ben 
Stand geſetzt zu fein, ein nach allen Seiten hin begründetes 
Voftulat im Sinne des Antrags der hohen Kammer zur 
Genehmigung vorlegen zu koͤnnen. . 


Nittergutöbefiger Nittner: Da der Herr Commiffar 
einmal bie Güte hat, über Die Angelegenheit Erwas zu fagen, 
fo würde ich mir noch eine einzige Frage erlauben. Es ift 
vielfach von dem Bedürfniß eines Katalogs der Bibliothek 
geſprochen worden, Würde ſich nicht die jet von dem 
Heren Commiffar angedeutete gründliche Berathung der 
Berhältniffe der Bibliothek dazu eignen, dag die Hoffnung 
ausgeſprochen würde, daß in der naͤchſten Periode der lang 
erfehnte Katalog für die Bibliothek zu Stande käme? 


Koͤnigl. Commiffar Kohlſchuͤtter: Ich bin nicht im 
Stande, genau zu fagen, auf welchem Standpunkte ſich 
vie Bearbeitung des Katalogs befindet. Ich kann nur 
verfichern, daß fortwährend daran gearbeitet wird und 
jedenfalls wird Nichts unterlaffen werden, um das Merk 
zum Biele zu fördern. 


Freiherr v. Weld: Ich wollte mir nur eine Anfrage 
an bie hohe Staatöregierung erlauben und zwar in Bezug 
auf ein einfaches Factum, welches Fol. 5 des Deputations: 
berichts angeführt ift. Dort ift nämlic) gefagt, daß infolge 
einiger vorgefommener Beſchaͤdigungen von Bildern «3 
nöthig geworden wäre, die Bahl des Auffihtöperfonals in 
der Gemäldegalerie zu vermehren ynd von diefer Vermeh. 
tung fei wieder die Folge geweſen, daß bie urfprünglich 
au biefem Entzwed beftimmte Einnahme von den Eintritte- 
Farten in das Mufeum nicht auögereicht habe. Nun ift 
aber wohl zu befürchten, daß diefe Einnahme ſich von Jahr 





zu Jahr immer mehr verringern, al vermehren werde, 
weil die meiften Inländer ihren Kunftfinn befriedigt haben 
und nicht mehr fo häufig die Galerie befuchen werden als 
seither, die Einnahme mithin hauptfächlih nur auf den 
Beſuch der Fremden gewiefen if. Es würde fih nun 
fragen, ob nicht vielleicht auf eine folche Art den mögliches 
weife vorfommenden Beichädigungen der Bilder vorgebeugt 
werden fönne, daß dabei auch noch eine Verminderung des 
Auffichtöperfonals möglich würde? Wuͤrde es ſich nicht 
vieleicht als thunlich herausſtellen, eiferne Verſchraͤnkungen 
wenigftend in den Saͤlen des Mufeums vor den Bildern 
anzubringen, wo diefe bi tief heruntergehen und mo alſo 
die Beſchaͤdigung derfelben fehr leicht möglich iſtz denn 
wenn man auch noch fo viel Aufſeber anftellt, fo wird es 
doch nicht möglich fein, daß in jeder einzelnen Abtheilung 
immer zu gleicher Zeit folche Auffeher gegenwärtig feien. 
Sollten auch folde Verſchraͤnkungen, wenn ich mich dieſes 
Ausdruds bedienen darf, in der erſten Anſchaffung bedeus 
tende Koften veranlaffen, jo glaube ich doch, daß biefe 
mit der Zeit wieder herausfommen werden, weil eben da: 
durch wahriceinli auch von den eigentlich beftimmten 
Aufiehern welche erfpart werden koͤnnten, indem dann 
weniger Gefahr flr die Bilder vorhanden wäre. Meine " 
Anfrage geht nun dahin, ob diefer Punkt vielleicht ſchon 
einer Erwägung Seiten der hohen Staatsregierung unter» 
legen habe? 


Königl. Commiffar Kohlſchuͤtter: Der von dem 
geehrten Sprecher erwähnte bedauerliche Vorfall fteht glüc- 
licherweife zur Zeit vereinzelt da. Er hat feitdem ſich nicht 
wiederholt und es iſt das Möglichfte geſchehen, um ber 
Wiederholung vorzubeugen. Ein anderes Mittel, ald bie 
Verftärkung des Auffichtdienftes, hat ſich allerdings dazu 
nicht dargeboten. Wenn ber geehrte Sprecher ein Schub 
mittel darin finden zu Fönnen glaubt, daß durch eine Ber 
machung die unmittelbare Annäherung an bie Gemälde vi 
ſchwert oder unmöglich gemacht wiirde, fo möchte ich ber 
äweifeln, daß nach den localen Verhäftniffen das in einer 
Weiſe ausführbar fein koͤnnte, daß der Zweck erreicht wihrde, 
ohne auf der anderen Seite den Raum in einer Weiſe zu 
beſchraͤnken, die für das Publikum fehr laͤfig werden müßte. 
Die fraglichen Beihädigungen find offenbar abfichtlich 
und böswilliger Weife ausgeführt worden in einem Augen 
blicke, wo der Thaͤter in dem betreffenden Naume, einem 
Bimmer der zweiten Etage des Mufeums, fih allein bes 
fand und fi unbeobachtet mußte. Dazu bedurfte es 
Nichts weiter, als des Ausſtreckens des Armed, um mit 
einem ſcharfen Inſtrumente einen Schnitt in das Bild au 
machen. Soll das unmoͤglich gemacht werben durch eine 
Verfehränkung, fo würde fie fo viel Raum in Anſpruch nehe 
men, daß dadurch die Befchauung der Gemälde beeinträdh“ 
tigt würde. Ich glaube aber auch, den geehrten Gprecher 
darüber beruhigen zu Können, daß durch das Mittel, wel 
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ches die Verwaltung ergriffen hat, das Nöthige gefchehen 
ift, um ſolche Vorfälle abzuwenden. Wenn er die Beforgs 
niß ausſprach, daß bie Einnahmen aus dem Entrees 
gelde fich fortwährend verringern werben, fo möchte ich 
auch dagegen Zweifel erheben. Diefe Einnahmen fliegen 
doch hauptfächlich aus dem Beſuch der Fremden, welche 
vorzugsweiſe die Tage benugen, wo ber Öffentliche Zutritt 
in die Galerie ausgeſchloſſen iſt. Auf die einheimifche Ber 
voͤlkerung, welche fich die übrigen entreefreien Tage auswählen 
Tann, ift bei diefer Einnahme ohnehin weniger zu rechnen. 
Dürfen wir aber hoffen, daß der Zufluß von Fremden nach 
Dreöden fid nicht vermindere, fondern vermehren werde, 
fo wird dad unfehlbar ;auch einen günfligen Einfluß auf 
den Ertrag der Entröegelder haben und es wird hoffentlich 
foviel davon übrig bleiben, daß der durch den verftärkten 
Auffichtödienft entftehende Mehrbebarf gededt werben kann. 
Sollte wider Erwarten dies nicht der Fall fein, fo müßte 
die Regierung fid vorbehalten, eine Erhöhung des Dispo- 
ſitionsquantums zu beantragen, wie das ja ohnehin dadurch 
bedingt wird, daß die Einnahme aus den Entréegeldern zu 
einem Bauſchquantum veranfchlagt und vom dem regel« 
mäßigen Bedarfe in Abzug gebracht worden ift. Truͤgt 
diefe Vorausfegung für die Zukunft, fo ift eine Erhöhung 
des Poſtulats und deſſen Zurudführung auf den früheren 
Stand die notwendige Folge. 


Referent Kammerheir v. Watzdorf: Won bem Abg. 
Nittner ift auf den erhöhten Aufwand für die Katalogifir 
rung ber Bibliothek hingebeutet worden, . Soviel. mir be- 
kannt, befteht ein allgemeiner Katalog für die Bibliothek 
und der gegenwärtige Aufwand dafür trifft in der Haupt: 
fache die Herftellung von Realkatalogen, die für einzelne 
Zweige der Wiffenfchaft nöthig find. In diefer Beziehung.) 
iſt vieleicht Manches zu chun übrig und es wird jedenfalls 
die Erhöhung der Bewilligung dazu dienen, in Bezug auf 
die Realkataloge eine größere Wollftändigkeit eintreten zu 
laffen. 

Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort zu verlangen. Ich fehließe daher die Debatte 
und ertheile dem Herrn Referenten das Schlußwort. 


Neferent Kammerherr v. Watzdorf: In Bezug auf 
das Poftulat von 3,000 Thalern für die koͤnigliche Biblio» 
thek erlaube ich mir ſchluͤßlich daran zu erinnern, daß bier 
fe8 aus einer fehr alten Zeit, aus dem Jahre 1787, her: 
rührt, wo auf Antrag des berühmten Bibliothefars Adelung 
biefe Summe für die Bibliothek in der bezeichneten Höhe 
fefigeftelt wurde. Es unterliegt wohl feinem Zweifel, 
daß in diefer Beit das Bediufniß der Wiffenfchaft ſich 
außerorbentlich erweitert hat und es möchte ſich alfo in 
Ruͤckſicht auf diefes Hifforifche Factum unzweifelhaft die 
Nothwendigkeit darftellen, diefe Summe zu erhöhen. Von 


einem gewiffen Sntereffe würde es vielleicht ben geehrten | 


Landesbibliothek 


Herren, die fich für die koͤnigliche Bibliothek fpeciell intere 
efliren, fein, von einer Gefchichte derfelben, welche in der 
wiſſenſchaftlichen Beilage der Leipziger Zeitung vom Jahre 
1856 in den Nummern 33 und 34 mitgerheilt ift, Kenntniß 
zu nehmen. Im Uebrigen habe ic wohl kaum nöthig, 
den Antrag der Deputation hier noch zu unterflügen, da 
mir befannt ifi, daß Die geehrte Kammer alle Anforberuns 
gen für Kunft und Wiſſenſchaft immer in fehr liberaler 
Weiſe unterftüst und befriedigt hat. 


Präfident v. Schönfeld: Ich wende mich nun zur 
Abftimmung in Bezug auf Pof. 1d, wo zur Unterhaltung 
der zum koͤniglichen Fideicommiß gehörigen öffentlichen 
Sammlungen 28,606 Thaler etatmäßig und 270 Thaler 
tranfitorifch gefordert werden. Die Deputation rathet das 
her der Kammer bie Bewilligung diefer Summe an und 
ich frage, ob die Kammerihrer Deputation hierin 
beipfligtet? — Einfiimmig 3a. 


Referent Kammerherr v. Watzdorf: 


(Erläuterungen Poſ. 2a f. EM. IT. K. ©, 1226 fg. 
und 2b ©. 1228 fig.) 


Pol. 2. P 
Zur Verzinfung und Abzahlung der Staats: 
fgulden. 


a. 
Zur Verzinfung ber Staat» und Finanzhanptcaffens 
ſchulden werden für die laufende Finanzperiode 
e 2,120,856 Thaler - 
uni 


zur Zilgung derfelben 
583,144 Thaler 
poftulirt, wodurch fich gegen die im vorigen Budget bes 
willigten Summen 
zu a 
10,856 Thalern 
zu b 


67,622 Thalern 


ein Zuwachs von 


ein Abgang von 


ergiebt. 

: Nach den zum gegenwärtigen Staatsbudget gegebenen 
Erläuterungen (Seite 59, 60 und 67 flg.) find jene Ziffern 
nur ein Rechnungsreſultat, welches zwar den Bahlen des 
früheren Budgets, aber keineswegs den fpäter thatfächlich 
eingetretenen Berhältniffen entfpricht. 

Bekanntlich hat nämlich die urfprüngliche Aufftelung 
des legten Budgets in den Pof. 2a und 2b wefentliche 
Veränderungen dadurch erlitten, daß nicht allein im Laufe 
der Periode 1858/60 die Gonvertirung der 4% procentigen 
Anleihe in eine Aprocentige, unter Gewährung von Ertras 
| provifionen und Gonvertirungsprämien, ftattfand, fondern 
auch bie Aufnahme einer neuen Anleihe von 31, Milionen 
Thalern zum Bau ber Tharandts Freiberger Staatseifens 
bahn erfolgte, 

Ungeachtet diefer zur Ausführung gelangten Finanz« 
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operationen, welche dad Auögabebudget 1858/60 in den 
Do. 2a und 2b mehr, als in ber urfprünglichen Aufr 
felung und der derfelben entſprechenden Bewilligung ger 
icheben, belaften mußten, find jedoch jene Etats zur Ber: 
sinfung und Tilgung der Staatsfhulden unverändert zur 
Bewiligung gelangt, indem man von der Anficht aud« 
ging, daß das betreffende Mehrbedürfniß durch die Bewillis 
gung eines erhöheten Mefervefonds gedeckt werden fönne, 
welder laut Bewilligungsfhrift vom 6. Auguſt 1858 
(Cand,-Acten 1857/58 1. Abth. 2. Bd., Seite 784) von 
49,192 Thalern auf 147,331 Thaler erhöhet worden ift. 


Die Staatsregierung hat nun in ben Erläuterungen 
zum Budget (©. 67 fly.) dem urfprünglichen Zinfen⸗ 
und Zilgungsetat pro 1858/60 einen bericptigten Binfens 
und Zilgungsetat gegenkbergeftellt, der die thatjächlichen 
Veränderungen nachweiſt, die durch die eben erwähnten 
Finangoperationen haben herbeigeführt werden müffen. Sener 
berichtigte Binfen» und Zilgungsetat der Periode 1858/60 
ann natürlih auch zum Vergleihungsmaaßftab für die 
gegenwärtige Bewilligung der Prriode 1861/63 dienen, hat 
aber doc) im Wefentlichen den Zweck, dem künftigen Rechen: 
fchafröbericht der Periode 1858/60 die vergleichende Grund: 
Tage zu gewähren, welche durch die thatfächlic, veränderten 
Verhältniffe eingetreten ift. 

* Vergleicht man das gegenwärtige Poftulat der Staats · 
regierung mit jenem beridhtigten rat, fo ergiebt ſich für 
tie Verzinfung der Schulden ein Minderbetrag von 

155,924 Thalern 
für die Tilgung aber ein Zuwachs von 
17,923 Thalern. 


Wenn die jenfeitige Deputation in ihrem Berichte 
Seite 155 fig. die wohlchdtiaen Folgen der im Jahre 1858 
erfolgten Gonvertirung der 4’kprocentigen Anleihe auf das 
Staatstudget nachweiſt, fo kann die Deputation unter Vers 
weifung auf jene ausführliben Mittheilungen nur beftäti- 

en, daß diefe mit dem glücklichſten Erfolge ausgeführte 
Finanmanßregel zwar in der Finanzperiode 1858/60 mit 
Einfchluß der gewährten Gonvertirungsprämien und Ertrar 
provifionen, einen Mehraufwand an Zinfen und Tilgungs⸗ 


mitteln von 
138,276 Thalern 


erheiſchte, daß jedoch derſelbe durch die für die Finanzveriode 
1861/63 hierdurch herbeigeführte beträchtliche Erſparniß von 


überhaupt 
732,120 Thalern 


bedeutend üiberwogen worden iſt. Werben num gleich jene 
durch die Converjion herbeigeführten Minderausgaben in 
ihren Ziffern für die Finanzperiode 1864/66 etwas reducirt 
werben müffen, indem mit dem 2. Januar 1864 die plan: 
mäßige Tilgung der im Jahre 1858 zur Convertirung 
der 4’hprocentigen Staatsſchuid contrahirten 4 proccntigen 
Staatsanleihe beginnt, fo bleiben doc) die für das Staars- 
budget hierdurch herbeigeführten Minterausgaben immer 
erheblich genug, um jene Finanzmaaregel, zugleih mit 
Nüdfiht auf die gehabten Ruͤckwirkungen auf den allger 
meinen Zindfuß des Landes, als eine fehr glückliche bepeiche 
nen zu fönnen. 

Das dermalige Bebürfnig zur Berzinfung der Staats- 


und Finanzhauptcaffenfchuld i i il 
a pteaffenfchulden auf die Periode 1861/63 iſt 








A, für Stadtsfhulden. 


Thlt. REN are Ri 
196,131 8 gemeinjährig zur Verzinfüng der Steuer- 
ſchuld vom Jahre 1830 ä 3 Procent, 
im Betrage von 6,801,400 Thalern zu 

Anfang des Jahres 1861. 
349,853 10 — gemeinjährig zu Verzinfung der Apro, 
centigen Staatsanleihe vom Jahre 1847, 
im Betrage don 8,929,500 Thalern zu 

Anfang, des Jahres 1861. 
gemeinjährig zu Verzinſung der Apro⸗ 
centigen Anleiben vom Jahre 1852, 1855, 
1858 und 1859 an 3%,230,400 Thalern 
nach dem Stande zu Anfang der Piriode, 

131,927 15 — gemeinjäbrig zu Verzinfung der Zpros 
centigen Staatsanleihe vom Jahre 1855, 
im Betrage von 4,419,800 Thalern am 
1. Sanuar 1861. 

147,337 10 — gemeinjährig zu Verzin’ung der Apros 
centigen Actienſchuid der laͤchſiſch fchlefis 
ſchen Staatseifenbahn, im Betrage von 
3,734,700 Thalern zu Anfang des Jah⸗ 

— —6 
———— — 
. für die Finanzhaupteaſſenſchulden. 
— —— Finanzhaupteaſſenſch 


1,281,846 — — 


13,760 21 2 


zu Verzinſung ber Finanzhauptcaffens 
fchulden, deren Ertöhung durch die Seite 
68 der Erläuterungen gegebene Mittheis 
lung gerechifertigt wird, 

8 gemeinjährigen Binfenbedarfs. 


Por, 2b. 
Tilgung der Staatsfhulden. 
Der zur Tilgung der Staarsichulden für die, laufende 
Sinanzperiode aufgeftellte Grat beträgt gemeinjährig 
583,144 Thaler 
und äerfält {m nachſtehende Summen: 


kt. — 
214,678 22 zu Abzahlung der Zprocentigen Steuer⸗ 
hu vom Sahre 1830. 

Diefelbe wird nad der planmäßls 
gen Zilgung Dftern 1884 volfändig 
abgezahlt, ni 

150,146 20 — zu Abzahlung ber Aprocenfigen Anleihe 
fhuld vom Sahre 1847, nah dem um 
fprüngticen” Verrage von 10,000,000 
Thalern. Diefelbe wird Die 1892 
ur vollſtaͤndigen Zilgung gelangen. 
147400 — — rei Ans — Anleihe⸗ 
ſchuld vom Jahre 1852 und 1855. 
18,072 15 — zu Atzahlung der Iprocentigen Staats- 
anleihe vom Jahre 1855. 
52,662 20 — zur Abzahlung auf die Actlenſchuld der 
fächfiichefchlefiichen Staarseifenbahn, 
182 20 — Auferordenilihe Prämie nad, 1 Pro 
cent auf die in dem Termine vom 
1. Zuli 1863 zurliczugahtenden 54,800 
Zhaler der nungeradten Ictienſchutd 
nad) $. 8 des allerhöchlien Decretö vom 
31. Sanuar 1851, nad z ded Bitrar 
ges von 548 Thalern. 
18 8 zur Abrundung. 
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Nach diefen Mittheilungen empfiehlt die Depuration 

a) 2,120,856 Thlr. zu Berzinfung der Staatss und 

Finanzhauptcaffenfchulden und 

b) 583,144 = zu Xilgung derfelben zu be 
willigen. 

Ich muß bier noch bemerken, daß die zu diefer Abr 
theTung gegebenen ausführlihen Erläuterungen größtens 
theils Zahlen enthalten und ihrem wefentlichen Inhalte 
nach im Berichte aufgeführt worden find; es dürfte daher 
zur Abkürzung der Verhandlung beitragen, wenn von der 
Verleſung diefef Unterlagen abgefehen werden könnte, 

Präfident v. Schönfeld: Es würde zunaͤchſt die hohe 
Staatẽregierung zu fragen fein, ob fie von der Vorlefung, 
die der Herr Referent erwähnte, abzufehen gemeint il? 

Staatsminiſter v. Friefen: Die Regierung ift damit 
einverſtanden. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: IH frage, ob die Kammer 
ebenfalls damit einverftanten ift, daß ven der ebenerwaͤhn⸗ 
ten Vorleſung abgefehen werde? — Einftimmig Ja. 

Es würde nun diefe Pofition zur Discuffion zu ziehen 
fein und ich habe zu erwarten, ob Jemand das Wort er- 
greift? — Da dies nicht der Fall ift, fo frage ich, ob die 
Kammer zunähfi nah Anrathen ihrer Depus 
tation die Summe bei Pof. 2 unter a von 
2,120,856 Thalern zur VBerzinfung und Abzah— 
lung ber Staats» und Finanzhauptceaffenfchuts 
den zu bewilligen gemeint if? — Enſt mmig Ja. 

Weiter frage ib, ob Sie aud die bei Pof. 2b ge: 
forderten 583,144 Thaler zur Zilgung der Staats— 
{dulden bewilligen wollen? — Einftimmig Ja. 

Referent Kammerherr dv. Watzdorf: 

(Erläuterungen Pof. 3f. EM. 1. K. ©. 1231.) 

Der Bericht fagts 

Pol. 3. 

Auf den Staatscaffen rubende Jahres» 

renten unablöslicher Capitalien. 

Für die gegenwärtige Finanzperiode werden zu dieſem 


wecke 
52,080 Thaler 


jährlich poſtulirt und zwar 13 Thaler mehr als in der letz⸗ 
ten Periode, ua, 

Die betreffende Erhöhung hat in rinem abzerundeten 
guwachfe der an die Gultusminfteralcaffe zu zahlenden 
Rente feinen Grund, s J 

Die Deputation empfiehlt die Genehmigung des Peſtu⸗ 


— 52,050 Thalern. 

Praͤſident v. Schönfels: Wenn Niemand über die: 
fen Punkt zu ſprechen begehrt, fo frage id, ob die Kams 
mer auf Anrathen ihrer Depuiation in Bezug auf die 
Jahresrente unablöslicher Gapitalien, welhe auf den Staates 
caſſen ruhen, die Summe von 52,080 Thalern bes 
willigen wilı? — Einftimmig Ja. 

LG. (d. Abonnement.) 





Neferent Kammerherr v. Watzdorf: 
(Erläuterungen Pof. 4 f. EM. U. K. S. 1232.) 
Der Bericht fügt: 
Pol. 4. 
Bu Ablöfung der dem Domänenetat nicht 
angebörigen Laften und Abfindungdzahr 
‚ lungen bei Redtöftreitigfeiten. 

Das beinffinde Poftulat ift mit der ligten Bervillis 
gung völl'g übereinfiimmend und hat den Character einer 
Ber. hnungsiumme, 

Die Deputarion beantragt die Bwilligung des 


Poſtulats mit 
10,000 Thalern. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Imand über Pof. 4 zu Sprechen wuͤnſcht? — wo nicht, fo 
frage ih, ob die Kammer in Bezug auf diefe Por 
fition die Summe von 10,000 Thalern zu bewils 
ligen gemeins if? — Einftimmig Ja, 

Referent Kammerherr v. Watzdor f 
(Erläuterungen Pol. 5a, bf. E.M. U. K. ©. 1232,) 

Dar Bericht ſagt: 

Poſ. ba, 
Landtagskoſten und zwar Wahl- und Ein» 
derufungsfeften, Rändifche Diäten u. 1. mw. 

Zu tiefem Bwede werden für die Prriode 1801,03 
vefulrt: 

a) 53,000 Thlr. Aufwand an Diäten, Reiſckoſten und 
Konzleiberhriniffen für Ten einzuberur 
finden naͤchſten Landiog; 


b) 9500 = Mahl und Einberufungokoſten ; 

e) 14,300 »  firirte jährliche Dienftsenüffe für Stenos 
gropben und das fländifche Archiv; 

.4000 Inegemein, 








für die dreijährige Periode, mithin 
gemeinjäbrig 
35,600 Thaler 

oder 600 Thaler jaͤhnch mehr als in ber vorigen 
Periode. 

Nach ven gedrucken Erläuterungen zum Budget bes 
ruht jener Zuwachs im 
209 Thir. 20 Nor. — Pf. Ertöhung der firirten Dienfte 

genüffe der S.enographen und 

33». 10 + » Insarmein, 
600 Thir. — Nor. — Pi. Sa, 
und hat, als dem Beriirfniffe en’foredhend, der Deputation 
zu einer Bemerkung nicht Veranlaffung gegeben. 

Dagegen kann die unterzeichnete, Deputation n'cht 
unerwäbnt laſſen, daß dem von der Erften Sammer bei 
gegenwaͤrtiger Prfition auf vorigem Landiage ‚geftelten, die 
Umgeflaltun; 18 Sitzungsſaaies beireffonden Antrage in 
i en und dankenswerth anzuerkennenden 
der hohen Staatsregierung Genüge ger 







lift worden 
Evenfo int für die gleichzeitig beantragte Aufflellung 
der gemeinfchaf.tichen Bibliorhek beider Kammern cn anger 
meffenes Becal ermitrelt werden, wojettft Tiefe Aufftelung 
in näcfter Zeit fanfinzen wid... E 
162 
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Pof. 5b. 
Zuſchuß zu den Landtagsmittheilungen. 
Das betreffende Poftulat von 
4,000 Thalern 
ift nad) dem ftattgefundenen Bedürfniß gegen bie letzte Ber 
willigung um 600 Thaler erhöht worden. 

Die Deputation empfichlt die Pofitionen 

5a mit 38,600 Thlrn. und 5; 
5b » 4000 « 
zur Genehmigung, 

Präfident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand Über Pol. 5 das Wort ergreifen will? — Wenn 
dieſes nicht ber Fall üft, fo würde ich zur Abftimmung über: 
gehen. Pof. 5a handelt von den Landtagskoſten und zwar 
werben für dieſe Pofition verlangt 38,600 Thaler. Ich 
frage, ob die Kammer diefe Summe bewilligt? — 
Einftimmig Ja. 

In Bezug aufPof. 5b, den Zuſchuß zu den Landtags⸗ 
mittheilungen betreffend, find 4,000 Thaler poſtulirt; ich 
frage die Kammer auch hier, ob fie auf Anrathen 
ihrer Deputation dieſe Summe bewilligt? — 
Einſtimmig Ja. 

Referent Kammerherr v. Watzdorf: 

(Erläuterungen Pol. 6 ſ. EM. IL. K. ©. 1232.) 

Der Bericht lagt: 

Pol. 6. 
Aufwand zu allgemeinen Regierungs» und 
Vermaltungsangelegenheiten. 
Dieſes in der Höhe von 
2,000 Thalern 
geftellte Poftulat if} unverändert geblieben und wird deſſen 
Bewilligung beantragt. 

Präfident v. Schönfels: Ich Habe’ zu erwarten, ob 
Jemand über Poſ. 6 dad Wort begehrt? — Es iſt dies 
nicht der Fall und ich frage, 06 die Kammer auf Ana: 
then ihrer Deputation in Bezug auf diefe Pofition, welche 
den Aufwand zu allgemeinen Regierungs- und Verwaltungs: 
angelegenheiten betrifft, die Summe von 2000 Thas 
lern bewilligen will? — Einftimmig Ja. 

Somit täre der erſte Gegenfland der heutigen Ta⸗ 
gesorbnung erledigt. Den zweiten Gegenfland der Tas 
gesordnung bildet der Bericht der vierten Deputas 
tion über die Petition des flellvertretenden Abg. 
Wieland aus Schwarzenberg, die Erpropriation 
von Grundflüden zur Anlegung und Ermeites 
rung von Kirähöfen betreffend. Ich Habe ven 
I Referenten zu erſuchen, und den Vortrag zu er— 

atten. 


Referent Bürgermeifter € lauß: Der Bericht lautet: 


„Der flellvertretende Abg. Wieland. in Schwargenberg 
“fpricht in feiner, in der Zweiten Kammer*) bereits > 





9 6. Lm. 1,8. 5,6781. 





Behörden, als den Gemeindevertretungen unfaͤgiiche 


15. Januar diefed Jahres verhandelten Petition vie Bitte 
aus: 
. _ bie Stänbeverfammlung wolle ſich dafür berw 
daß ihr die Staatsregierung nod) während bes on 
wärtigen Laut tags einen Gefegentwurf vorlege, vermöge 
deffen zur Erwerbung von Grund und Boden für Grund 
ung, Erweiterung und fonftiger Veränderung von Gots 
tesädern das Recht nothwendiger Enteignung 
eingeführt werbe, 


Zur Begründung dieſes Geſuchs führt der Antrag 
ſteller an, daß theils infolge der vafchen Beboͤlkerun— 

a 2 ME Op 
nahme in den einzelnen Orten, theils infolge der neueren 
gefeglihen Beftimmungen, namentlich des Gefekes vom 
20. Juni 1950, die Leichenbeftattung u. f. w. betreffend, 
welches eine der kirchlichen Aeſthetik, wie den Mücicteg 
der Pierdt und der Sanitätöpolizei mehr entiprechende 
Ordnung der Kirchhöfe zur Pflicht mache, fich auch in vielen 
Kicchipielen der gebirgiſchen Ephorien das Bebürfnif zur 
Anfegung neuer oder doch Erweiterung der alten Gotteh 
äder immer mehr und mehr ald nothwendig herauöftell, 
der Befriedigung deffelben aber in den melften Fällen von 
den Adjacenten die größten Schwierigfeiten in den We 
gelegt würben, indem diefelben zu hohe Preife und fon! 
unmäßige Bedingungen für das erforderliche Areal forders 
ten oder auch deffen Abtretung fchlechthin verweigerten. 
Vetent belegt died mit einer Menge von Beifpielen aus 
feiner Erfahrung, als wornach in der einen Gemeinde bie 
äuferft nörhige Erweiterung des Gottesaders aus Urſache 
eines zwiſchen einigen. Angrenzern feit Jahren nicht zu ers 
zielen gewefenen Grundſtuͤcksaustauſches noch zur Stunde 
unansgeführt und in einer anderen Gemeinde ſolche nur 
dadurch möglich geworben fei, daß dem Adjacenten für das 
betreffende Areal das Recht einer Wiefenwäflerung und ein 
Grundftüdsaustaufh zugeftanden wurde, während eine 
dritte, eine arme Grenzgemeinde, den zur Erweiterung et» 
forderlihen Raum um feinen Preis habe erlangen fönnen 
und fih fhlüßlih mit einem Hleineren, zur Abhllfe ded 
dringendften Beduͤrfniſſes unentbehrlichen Theile habe ber 
gnügen, folgen aber doppelt theuer bezahlen müffen, eben 
ſo eine vierte Gemeinde zur Erreihung des Erweiterungds 
zwedes das Dreifache des wahren Werthes zu leiften gebabt 
und weiter in einer fünften Gemeinde die beöfallfige Vers 
handlung fat ein Jahrzehnt gewährt und ber betreffende 
Grundftüdsnadbar für kaum 150 Quabdratruthen geld 
unter noch anderen läftigen Bedingungen nicht weniger ald 
1,000 Thaler gefordert, aus diefem Grunde aber endlich 
eine der eingepfarrten Gemeinden für ſich einen — 
Gottesacker gegründet hätte. Dazu komme, daß durch du 
Schwierigkeiten die Ausführung fo wichtiger Angelegenber 
ten oft jahrelanger Verzögerung ausgefegt und ih 

h 
Arbeit und nicht geringe Zeit» und Gelvopfer verurfact, 
wohl auch Verbitterung und Siwiefpalt in die Gemeinden 
gebracht würden. Zur Abftelung von dergleichen Unzu⸗ 
träglichfeiten und Mißftänden erachtet es daher Prtent in 
der Zeit, dag den Gemeinden zur Erlangung des benöthigten, 
Areals für die Öffentlichen Gottesäder, die ja als ganz en 
entbehrlihe und Eirclic-heilige Einrichtungen nad) Sen 
und Zwea ihres Beftehens ebenfo in das Gebiet des Öffen 





[lichen Redptes gehörten, wie öffentliche Wege und Straßen, 


deretwegen das Mehr der Erpropriation beftehe, die Befüg? 


Fniß. mothwendiger. Enteignung. im: Gefegeswege verliebt 


werde, bergeftalt, daß bie Gonjiftorinlbehdtde vor Eintritt 
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des aeteklich zu normirenden Grpropriationöverfahrens fiber 
bie Mobdalität der Ausführung, infonderheit darüber, was 
im einzelnen Falle an Land abgetreten werden foll, den 
Ansipruch zu shum hätte, 

Soweit der weientliche Inhalt der. Petition. 

Die Zweite Kammer hat nach zuvoriger Ablehnung 
eined während der Verhandlung gefielten und dahin gehen: 
den Antrages: „dieſe Petition an die Fönigliche Staatöre- 
gierung zur Erwägung abzugeben,” auf Anrathen ihrer 
vierten Deputation gegen 20 Stimmen beſchloſſen: „dies 
felbe auf ſich beruhen zu Laffen.” 

Obſchon die unterzeichnete Deputation die für den 
BWieland’ihen Antrag’ vorgebrachten Gründe feineswegs uns 
terfchägt und gern zugiebt, daß wohl einzeine Gemeinden 
bei Belcbaffung des zu Friedbofsanlagen erforderlichen 
Areals nicht felten mit den erheblichften Schwierigkeiten, 
wie folhe vom Petenten geſchiidert worden, zu Fämpfen 
haben mögen, fo hat fie fi doch nichtsdefteweniger jenem 
Antrage nicht zuneigen koͤnnen, vielmehr die Anſicht 
gewonnen, daß es vorzuziehen fei, veinieiken nicht ftatte 
zugeben und herunter dem Beichluffe der Zweiten Kammer 
beizutreten. 

Folgende Momente find es vornehmlich, von denen fir 
hierbei ausgegangen und geleitet worden ift. 

Wenn fib in Webers neuerer Ausgabe des Privat · 
kirchenrechts, Band 2, Seite 678 unter Note 57, vie Ber 
merfung finder: „Zwangsweiſe Abtretung ein.s Grund. 
ſtckes zu Begräbnißplägen, wie folde tas vormalige 
Dberconfiftorium unterm 9. December 1631 vorfchrieb, 
dürfte anjegt fehwerlich angeordnet werden“, fo hat damit 
offenbar nichts Anderes ausgedrünt werden follen, ald daß 
der Grundfag nothwendiger Enteignung zum Zwece &ffints 
licher Begräbniganlagen mir dem Stande der dermatigen 
Gefetzgebung nicht mehr im Einklang ftehe. Und dies mit 
Recht 

Schon an fi gehört der Schutz des Privat und ins 
fonderheit des Grundeigenihums, welches das wichtigſte 
dingliche Recht in ſich foßt und die reichlichfte Duelle alır 
Nechtsverbältniffe, ja die Hauptgrundlage der bürgerlichen 
Gefellichaft bilder, zu den obeıften Pflichten des Staatet, 
Diefer Schuß iſt felbft ein Haupiftactszw d und es liegt 
jenem als eine Rechtöfhuldigkiit ob, das E genthum feiner 
Angehörigen gegen Becinträchtigungen jeder Art woͤglichſt 
ficer zu fiillen und zu ſchirmen. Es ſtellen daher auch 
faft alle neueren Geiehgebungen nomenriich in conſtuu 
tionellen- Stoaten in velftändiger Anerkennung der Heilig- 
#eit und Wichrigfeit der Eigenthumsrechte den Grundiah 
an die Spiße, daß, zwar der Staat das Recht haben Tolle, 
von feinen Angehörigen die Abtretung derjenigen bewege 
lichen oder unbeweglichen Güter und Befigthümer zu vers 
Jangen, deren er für feine rechılihen Zwede bedarf, viefes 
Recht jetoch, außer wo cd die dringendſte Norhwentigkeit 
gebieterifch fordert, nur in ten gefeglich beftunmten Ballen 
und gegen Entſchaͤdigung des Eigenthümens austben 
dürfe. $ 

! Die Fälle der Abtretungspflicht freilich werben in den 
verfchierenen Landesgefchyekungen verbieten nermirt und 
bezeichnet, theild nämli und zwar mehrentheilg durch 
ganz allgemeine, vielumiaffende Ausdrüde, we im König: 
reich Sıchfen, theils durch Feſtſt Kung cın.s beſtimmteren 
Principes, wie in Baden, theils durch genaue Sperialis 
firung der einzelnen Fälle feleft, wie in Bayern, wo unter 
denfelben auch Die Herfisllung neuer und Die Erweiterung 





ion beftchender Gottesäder, ſowie die Vorkehrungen zu 
weſentlich notbwendigen fanitätö- und fiherheitöpolipeilichen 
Zwecken ausdruͤcklich mit eiwaͤhnt werben. 

Der nach der früheren Theorie und Praxis aus dem 
ſogenaunten Dbereigen thumsrechte des Staates (jus siwe 
imperium eminens, beffer noch Staatönothrecht, fus exire- 
mae necessitatiß, jus polestalis u. |. w.) abgeleitete und 
vielleicht oͤfters über das rechte Mao auögedehnte, ohne 
Weiteres zur Anwendung gefommene Rechtsanfpruc auf 
alles im Staatsgebiete befindliche Eigentzum hat damit 
feine wohlthätige mehrere oder geringere Begrenzung und 
feine gebührende Zurüdftellung in das Gebiet der Ansr 
nahmemanfregeln erfahren, 

In unferer Berfaflungsurfunde ($. 31) wird bekanut ⸗ 
lich die zwangsweiſe Eigentbumsabtretung auf Gtaatds 
zwede befchräntt, dabei aber deren Begr'ff nicht näher 
beftimmt, noch angegeben, was darunter fallen fol. 

Ueber den Umfang ihres Begriffes laufen die Anfiche 
ten, wie dies auch die Verhandlungen der Zweiten Kams 
mer über diefe Petition beftätigen, hauptfächlic nach zwei 
Richtungen auseinander und in beiden Lagern befinden fich 
bewährte Juriften. 

Während nämlich die Einen den Ausdrud „Staotdr 
zweck“ mit dem weiteren Begriffe „der oͤffentlichen 
Bwede, ded gemeinen Beflen oder Wohles, bes 
Öffentlihen Nugens, der nothwendigen und 
gemeinnügigen, öffentlichen Zwecke“ und dergleichen 
confundiren und identificiren und. hierfür allerdings in den 
Gefegebungen anderer Staaten einiges Unhalten finden — 
indem z. B. in Hannover, Baden, Meiningen, Großhere 
zogibum Heffen, Stadt Frankfurt die Erpropriation aus 
NRüdjicht öffentlicher Bwede, in Preußen, Dcfterreich, Wuͤr ⸗ 
temberg zum Wohle des gemeinen Welend oder Buften, in 
Frankreich, Nheinbayern, Genf aus Gründen des öffent: 
Iihen Nugens für zuläfiig erklärt wird — deshalb aber 
unter den GStaatözweden auch Gemeindezwede, 
wie die bier fraglichen  Frievhofanlagen, mit fubjumirt 
wffen wollen, gleichwie in einzelnen Ländern — Bayern, 
Boden, Würtemberg, Sachſen Altenburg, Kurfürftenthum 

eſſen — das Erpropriationsrect "Gemeinden, Gorporas 
tionen, ja beziehendlich fogar Einzelperfonen, wenn fie 
Nechte derfelben ausüben, ausdruͤcküch zugefproden wird, 
beftreiten die Anderen ganz entſchieden eine folche Auffafs 
fung mit der Behauptung, daf die in 6. 31 der Verfaſ⸗ 
fungsurtunde enthaltene Vorfchrift auf Gemeindezwede 
nicht übergetragen werden Tonne, weil darin lediglich von 
Staatözweden und von nur ihnen verliehenem Expros 
priationsrechte die Rede fei und legen ben letzteren Zwecken 
einen fo befchränkenden Sinn bei, taß fie darunter nur 
folche verftchen, für deren Erreihung der ganze Staat als 
foiher aus Staatsmittiln Fürlorge zu treffn habe und 
wobei die Gefammiheit des Staatd unmittelbar intereſ ⸗ 
rt fei. 
r "Die Deputation, wenn fie auch die letztere Auffaffung 
als allzu eng nicht ıheilen will, glaubt ſich bad) in der 
Hauptiadhe auf die Seite der Icßgteren ſtellen gu müſſen. 

Sp ſchwankend und dehnbar immer der Ausdruck 
„Staatözwede” an ſich ift und fo wenig fich verkennen 
läßt, doß Fıievhofsanlagen mit ihren Beziehungen zu den 
Eirchlichen und gottesdienftlichen Einrichtungen ein Gegen⸗ 
fand der öffentlichen Wehlfahrt, des ‚allgemeinen Nugens 
und des Eraaiögebotes aus ſauitaͤts· und ficherheitäpnligeis 
Gichen Rücſichten find, und inſofern alerdings den Staais⸗ 
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zwecken ſich um omehr nähern, als das Beduͤrfu ßz derſelben 
gieichmaͤßig in allen Kirchengemeinden des Landes aufs 
qritt, fo wird Doh dadurch ihe Natur der Gemeindeanges 
iegenheiten noch nicht infowe t aufgeheben, daß fie mit den 
eigentlichen Staatözweden ganz zufammenfalend erachtet 
werben fönnten. 

Die Confequenzen eines dahin zielenden Gruntfages, 
alle dem Stoate nur irgendwie mittelbar dienliche Unters 
nehmungen und Einrichtungen, welche zunaͤchſt die Ger 
meinden angehen, auch wenn fie babei auf Grund allge - 
meingefiglicher Vorſchriften und verfaffungsmäßiger Anord- 
nungen jich bewegen, für Staatszwecke zu erfiären und mit 
folden auf eine und diefeibe Linie zu ftellen, würden in 
der That wenigftend in Ruͤckſicht der Erpropriationsfrage 
zu weit führen, da es außer den Friedhofsanlagen noch eine 
ziemliche Anzahl wichtiger und allgemein nüg icher Anftalten 
giebt, — es fei nur auf Kirden, Schulen, Krankene und 
Armenhäufer verwiefen, — die ebenfalls in den Händen 
der Gemeinden liegen. 

In der Anfiht der engeren Auffaffung des Sinnes 
Staatezwede” und daß ſolche nicht füglich auf Gemeindes 
zwede bezogen werden fönnen, wird aber bie Deputation 
ganz vornehmlich durch die Entftchungsgefchichte der frag: 
—— in $. 31 unſerer Verfaſſungsurkunde 

eeſtaͤrkt. 

Der urfprünglice Entwurf der letzteren lautete naͤm ⸗ 
lich al8 $, 28 fo: 

„Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum 

u Staatszwecken abzutreten, als in den geſedlich be: 

——8 oder von dem gemeinen Beſten dringend ger 
botenen, von ber oberften Staatsbehörde zu beftimmenden 
Faͤllen und gegen Entſchaͤdigung.“ 

Die vormaligen Stände waren jeboch mit diefer Kafz 
fung nicht einverftanden und wollten folgende, der heffiichen 
Gonftitution entnommene Beftimmung dafür fubitiuirr 
wiſſen: 

f „Das Eigenthum oder fonflige Nechte und Gerechtig · 
keiten önnen für Bwede des Staats oder einer Ges 
meinde oder folder Privatperfonen, welde 
Rechte derfelben ausüben, nur in den Dur das 
Geſetz beſtimmten Fällen und Formen gegen vole Ents 
ſchaͤdigung in Anfpruch genommen werden.” 

Diefe Faffung erregte aber ebenfalls kei mehreren 
Gurien unter Anderem namentlich aus dem Grunde Be 
denken, weil darin au zum Vortheile Einzelner die 
Abtretung von Privateigenihum in Anfpruc genommen 
werde, und verfchievene Curien ſprachen hierbei den Wunſch 
ons, ſich beziehendlich die bayeriſche und würtembergiiche 
Verfaſſung zum Vorbild dienen zu laffen, als worauf ſich 
bie Deputirten zu folgender Faſſung vereinigtens 

„Das Eigenthum und fonftige Nichte und Ge 
rechtigkeiten Können für Zwede des Staates oder einer 
Gemeinde nur in den durch das Gefeh beftimmten 
Faͤllen u. f. w.“ 


Allein auch diefem Faffungsvorfchlage wurde bie allers 





hoͤch ſte Approbation aus mehreren Gründen, unter- 


denen auch Der hervorgehoben ward, weil darin der 
Bwede von Gemeinden mit gedacht werbe, nicht zu 


Theil und nun eine anderweit abgeänderte Zaflung propo- | 


niet, worin der Zwede einzelner Gemeinden Feine 
Erwähnung mehr geichab. In diefer W ie fand end» 
lich ver neue Entwurf Annahme von den Ständen und iſt 


fodann als $. 31 in bie Verfaſſungsurkunde wirklich aufe 
genommen worden. 

(Berat. Protocolle der ſtaͤndiſchen Deputation wegen 
der Berfaflungsurfunde u. f. w., 1.3”. sub O Nr, 75a, 
BL. 28 b, 257 fig. und 2. Bd. sub C Nr. 756, BL. 154 
fi3. und 246 fig.) 

Iaterpretirt man nun gedachten $. 31 nach diefem 
Vorgange, alfo gewiffermaagen in authentifcher Weiſe, fo 
wird man daraus einen Anfpruch auf Grpropriation für 
Zwecke der Gemeinden nicht wohl herleiten können, 

Diejenigen, welde einen ſolchen Anfpruc aus den 
Worten des $. 31 der Verfaffungsurkunde: „oder in durch 
dringende Nothwendigfeit gebotenen, von der oherfien 
Staatöbehörde zu beftimmenden Fallen” folgern zu Bönnen 
meinen, daß «8 demgemäß lediglich von diefer Behörde abs 
hänge, die Möglichkeit der Anwendung der Erpropriation 
aud) für Zwede der Gemeinden in Nothfällen auszufpredhen, 
überfehen dabei, Daß jene Worte eben nur auf die furg zus 
vor erwähnten „Staat s zwe ke“ zurüdzubepiehen find, 
mithin der Berufung auf fie alled Das enrgegenfteht, was 
überhaupt gegen die Anficht der Anwendbarkeit von $. 31 
der Verfafjungsurtunde auf Gemeindezwede bemerft 
worden ift. 

Jedenfalls hat man bei Aufnahme der zulet bezogenen 
Worte zunächft folhe Fälle im Auge gehabt, wo in Zeiten 
allgemeiner Noth, z. B. bei einem Kriege, Brand, Wafler: 
gefahr u. dergl. ein augenblicklicher Eingriff in bewegliches 
oder unbewegliches Privateigenthum — felbftverftändtich 
gegen nachmalige Entfchärigung — ſich unbedingt noth« 
wendig macht und bie Einhaltung des fonft gefeglich vor- 
geſchtiebenen regelmäßigen Verfahrens, infonderheit eine 
vorherige Entfchließung Seiten der legislatorifchen Factoten, 
wo ſolche nörhig ift, ohne Gefahr beim Verzuge ganz une 
möglich) fein winde, 

Eine ertenfive Deutung des_$. 31 ber Verfaſſungs · 
urkunde eradtet aber ferner die Deputation auch um bed» 
willen ſehr bedenklich, weil diefer Paragraph eine Aus - 
nahmemaaßregel — welcher ja eben ald Regel der un 
gleich wichtigere Siaats zwec des Schuges und der Sichere 
felung des Privateigenthums gegenüberfteht — einführt, 
Ausnahmen aber überhaupt und befonderd ba ber firens 
geren Auslegung zu unterfiellen find, wo, wie im vorlit« 
genden Falle, eine ſichere Grenze der Ausdehnung ſchwerlich 
zu flnden fein türfte. 

Und zu neuen Grpropriationgefegen barf nad An 
fit der Deputation nur im äußerften Kalle und nad Er 
fcöpfung aller anderen, irgend möglichen und zuläffigen 
Mittel Anlaß genommen werden. Daß ein folder, gau 
bier wirklich vorliege, ermangelt minbeftens noch der näheren 
Begründung. Die in der Petition angeführten Beifpiele 
zeugen zwar für die mancherlei Schwierigkeiten, welche oft 
mit der Erlangung bes zu Sriedhofsanlagen erforderlichen 
Areals im Wege freier Webereinkunft verbunden find, ae 
der Nachweis der abfoluten Unmöglichkeit, über Kater 
hinweg und zum Biele zu fommen, ift damit noch Nic 
geliefert. Die Klagen über in einzelnen Fällen zu hoch 
bezahlte Kaufpreife allein dürften ebenfalls nicht hinreichen, 
um taven Ausgang zu einem allgemeinen Erpropriationde 
gefrge zu Gunften der Friedhoſsanlagen und der zu ihrer 

erftellung verbundenen Gemeinden zu nehmen. ie 
fer de6 zu ihrer Eigenthumdabiretung Gezwungenen 
werden gewiß oft felbft durd) die reichlichſte Entihäbigung 


‚nicht ausgeglichen und fic) mindeftend mit den Opfern, 





1085 


welche bie zur Entfehädigungsleiftung Verpflihteten in fel- 

tenen Fällen etwa zu bringen haben, die Waage halten, 

zumal wenn dem vielleicht einzigen und alleinigen Abtres 

— eine Gorporation oder Gemeinde gegen⸗ 
erfteht, 

U.brigens wird die Dringlichkeitöfrage aud durch den 
Umftand nicht umwefentlich abgeihwäht, daß das Bebürfs 
niß zur Anlegung oder Erweiterung vom F:iebhöfen nicht 
leicht ploͤtzlich auftritt, vielmehr fh in der Negel ſchon 
mehrere Jahre zuvor ermeffen und vorausfehen läßt. Es 
kann aljo bei Zeiten‘ auf Ucquifition des nöthigen Areals 
Bedacht genommen werden, fo daß e8 bei gehöriger Für« 
forge und Aufmerkſamkeit wohl in den meiften Fällen ge 
lingen wird, im Wege freier Vereinigung und ohne zu dem 
Außerften Mittel zwangsweiſer Enteignung feine Zuflucht 
nehmen zu müffen, den benöthigten Raum zu erlangen, 
wenn gleich dies bei blofen Friedhofserweiterungen 
wegen der Beihränfung in der Wahl dazu geeigneter, 
Grundftüde fehwieriger fein mag, als bei ganz neuen ders 
gleichen Anlagen, wo biefe Befchraͤnkung hinwegfällt und 
Eoncurrenz vorhanden iſt. x 

Auf den Grund biefer Erwägungen rathet baher bie 
unterzeichnete Deputation der Kammer an: 

dem Befchluffe der Zweiten Kammer, diefe Petition 
auf ſich beruhen zu laſſen, beizutreten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand liber den foeben vorgelefenen Bericht zu ſprechen 
wuͤnſcht? — Herr Freiherr v. Biedermann! 


Freiherr v. Biedermann: Die vorliegende Petition 
regt die wichtige Prineipfrage an, in welden Fällen es ge: 
rechtfertigt ft, in fremdes Cigenthum einzugreifen; denn 
wenn man nicht über die allgemeinen Grundfäge einig ift, 





145t ſich auch über die einzelnen Fälle der Nothwendigkeit 
nicht urtheilen. Die Deputation hat auch diefe Frage in's 
Auge gefaßtz allein mit dem Ergebniß, zu dem fie gekom · 
men ift, bin ich nicht einverftanden, weber in materieller, 
noch in formeller Beziehung. In formeller Hinfiht bes 
merfe ich, daß es mir wenig darauf ankommt, in welchem 
Sinne die Stände von 1831 den beregten Paragraphen 
der Verfafungsurfunde genommen haben; benn es ficht ja 
der Regierung in Vereinigung mit den Ständen bad Recht 
zu, den Paragrapf näher zu präcifiren ober ihm eine ers 
weiterte Bedeutung zu geben, oder aud durch Geſetz ber 
flimmte Fälle unter den Bereich dieſes Paragraphen zu flels 
Ten. Im materieller Beziehung habe ih zu erinnern, daß 
ich durchaus nicht der Anſicht bin, daß man die Sache aus 
fubjectivem Geſichtspunkte betrachten dürfe, es ſcheint gleich: 
gültig, 06 der. Staat es ift oder eine Gemeinde oder ein 
Gingelner, für den gezwungene Erpropriation eintritt, & 
läßt ja bekanntlich unfere Rechtsgeſebgebung die Erproprias 
tion zu Gunften Einzelner zu; denn was iſt bie Beftellung 
von nothwendigen Servituten Anderes, als Erpropriation 
zu Gunften eines Anderen? — Und ich möchte fagen, ber 
Staat, wenn eö darauf anfommt, durch Geldopfer Erpro: 
priationen zu umgehen, fann dad eher überfehen, als eine 


Gemeinde oder ein Einzelner. Dann bin id auch der An⸗ 
fit, daß durchaus nur die Frage der Nothwendigkeit ins 
Auge gefaßt werden fönne. Unfere Geiehgebung läät hins 
ſichtlich der Erpropriation aud ben Fall gelten, wo Feine 
Notwendigkeit vorliegt, fondern nur die Nüglichkeit, z. B. 
beim Straßenbau. Unbedingte Nothwendigkeit zum Stra» 
Senbau kann nur dann eintreten, wenn zwiſchen zwei Or 
ten eine Verbindung ganz fehlt; wenn aber eine Straße 
gebaut wird, um das Fortkommen bequemer oder bie Uns 
terhaltung billiger zu machen, fo liegt fine Nothwendige 
keit vor. So ift es auch mit den Eiſenbahnbauten der 
Fall, wenn z. B. Zweigbahnen gebaut worden find blos 
zu Gunften eined einzelnen Ortes, nicht zu Gunften des 
Staates. In allen diefen Fällen tritt blos die Ruͤckſicht 
der Nüglichkeit ein. Aber bei der Erweiterung von Frieds 
höfen oder bei der Anlegung meuer Friedhöfe kann under 
dingte Nothwendigkeit eintreten. Gewiß aber "muß diefe 
mehr beachtet werben, ald die bloße Nüslichkeit. Bekannt 
lich eignet ſich micht jedes Verrain zu einem Begraͤbniß. 
pläge, weil nicht jedes die gehörige Tiefe hat, Beſonders 
ift died im Gebirge der Fall, wo oft ber größte Theil der 
Flur bei % oder X Elle Felſengrund hat. Wenn nun die 
Eigenthümer der weniger paffenden Flurftüce ſich unbedingt 
weigern, folde abzulaffen, was fol baun werden? Die 
Leihen können doch nicht unbegraben bleiben und halb vers 
weit kann man fie aud nicht ausgraben, dad Verbrennen 
derfelben kann man auch nicht einführen; dann muß alfo 
mit Gewalt eingegriffen werben. Es wird in jedem eins 
zelnen Falle die Negierungsbehörbe zu unterfuchen haben, 
ob Nothwendigkeit vorliegt und wenn es fih nur darum 
handelt, etwas mohlfeiler das Areal zu erlangen, wo natlıre 
lid) die Erpropriation zu verweigern fein wide; aber for 
bald die dringende unabweisbare Nothwendigkeit da iſt, 
wenn es durchaus nicht anders möglich ift, als durch Eye 
propriation da3 nöthige Areal zur gewinnen, ba darf man 
ſich auch nicht ſcheuen, fie anzuwenden. Ich erlaube mie 
daher den Antrag: „die Kammer wolle befchliegen, dieſe 
Petition der hohen Staatsregierung zur Erwägung zu tıbere 
geben.” Ich weiß es nicht, ob ed nöthig fein wirb, dieſen 
Antrag fchriftlich einzubringen. 
(Bird verneint.) 


Dräfident v. Schönfeld: Die Kammer Hat den An · 
trag des Freiheren v. Biedermann vernommen; er weicht 
ab von dem Antrage der Deputation und geht dahin, die 
Petition der hohen Staatsregierung zur Erwägung zu 
uͤbergeben. Ich frage nun, ob diefer Antrag des Feeiherrn 
v. Biedermann unterftügt wird? — Durd 4 Stimmen, 
alfo nicht ausreichend. u ® 

Ich habe zu erwarten, ob Jemand weiter das Wort 
verlangt? — Here Bürgermeifter Müller! 


Bürgermeifter Müller: Ich habe VBeranlaffung, meine 
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Anficht in der vorliegenden Angelegenheit dahin auszu ⸗ 
orehen, daß Diefelbe volftändig mit der Anſicht der geehr- 
ten Deputation harmonirt. Die Beranlaflung, weshalb 
ich Dies auddrüctich erfläre und nicht blos durch meine 
Abftimmung zu erkennen gebe, liegt darin, daß hinficht lich 
einer früheren Angelegenheit, wo das Intereſſe der von 
mir vertretenen Stadt mit in Frage kam und wobei es ſich 
auch um Erpropriation handelte innerhalb des Stadtweich 
Bildes, von mehreren Seiten aus meinem Verhalten ge 
folgert worden iſt, daß in Bezug auf die bier fraglichen 
Grundfäge von meiner Seite ziemlich Teichıfertig gedacht 
mirde. Der damals in Frage befangene Fall war aber 
durchaus kein folder, wo man Lediglich Gemeindezwede im 
Auge hatte; denn es handelte fi damals um Anlegung 
und Verbreiterung einer Straße und zwar vom Poftgebäude 
bis zum Gifenbahngebäude. Das ift aber doch nicht blos 
Gemeindezweck, fondern das ift ein allgemeiner Zweck, wo 
es fi, um fiscaliſche Straßen handelt und aus diefem 
Grunde war damals in Chemnig die Erpropriation geneh— 
migt worden Seiten der enticheidenden Behörden. In 
einem andern Falle weiß ih, daß die Behörden gegentheis 
dig entichieden, weil eben nur eine Straße innerhalb 
der Stadt von einer Gaffe zur andern in Frage war, aber 
nicht eine dergeſtaltige Straße, daß man hätte fagen Fön 
nen, es ſei eine Öffentliche, im Intereffe ded Staates zu 
bauende Straße. Die von der geehrten Deputation auds 
geſprochene Interpretation entfpricht ſonach ganz meinem 
Sinne und wie ich daraus abnehmen kann, daß der geftellte 
Antrag nicht unterflügt worden ift, wohl auch dem 
Sinne der Majoritaͤt der Kammer. Nichtsdeſtoweniger 
will ich noch einige Worte beifügen und zwar in Bezug 
auf das, was im Bericht bemerkt if. Die im Bericht 
Seite 499 erwähnten Fälle find, mie ſich ganz von 
FeIbfR zeigt, feine ſolchen, wo eine Nothwendigkeit vor 
‚gelegen hatz denn wenn nur ein höherer Preis gefors 
dert wird, fo kann das feine Veranlaffung fein, Eigen⸗ 
thum durch Geieg, wenn aud gegen Entigädigung, zu 
entziehen, Der Betrag von 1,000 Thalern für den Scheffel 
Areal iſt in gewiſſen Fällen gar nicht etwas fo Abnormes, 
daß man fagen fonnte und fagen müßte: es war Die eiierne 
Nothwendigkeit da, dem Eigenthuͤmer den Grund und Bo: 
den zu entnehmen. Wir haben Fälle, wo für die Quadrat: 
elle zwei bis fünf Thaler, ja im Leipzig noch viel mehr, 
gegeben worden iſt — und da fommt auf 150 Quadrat. 
zuthen die Summe von 15,000 bis 16,000 Thalern und 
noch mehr. Ich will zugeben, daß bei einem entfernter 
‚gelegenen Areal der Preis von 1,000 Thalern ein recht 
hoher iſt -allein wenn man den Zodtenader etwas ent ⸗ 
fernter von der Stadt legt, wird gewiß ſtets Gelegenheit 
fein, auf eine wohlfeitere Weiſe den Ankauf zu machen und 
wenn es fi nur um Vergrößerung handelt und feine Ger 
degenheit ſich findet, die vorhandene Rocalität zu erweitern, 





da wird bie Moͤglichkeit nicht abgeſchnitten, Areal zu An⸗ 
legung eines zweiten meuen Todtenackers zu geminten. 
Kurz, ih will nur andenten, daß ich in Bezug auf die 
Erpropriation dem Princip huldige, welches die Deputation 
aufftelt, daß ich es für angemeffen finde, mit der Erpror 
priation nur in den allernöthigften Fällen vorzugehen. 


Freiherr v. Weld: Der Antrag, den wir vorhin aus 
dem Munde deö Freiheren v. Biedermann gehört haben, iſt 
derfelbe, der vom Bürgermeifter Martini in der jenfeirigen 
Kammer geftelt worden ift und ich bin lange zweifelhaft 
geweſen, ob derſelbe nicht empfehlenswerth fei? Er iſt wenige 
ſtens milder, als die Übrigen Anträge, die in der Zweiten 
Kammer geftellt worden find; allein der erfte Grund, der 
mic) demungeachtet abhält, mich diefem Antrag anzufhlier 
Sen, üft der, daß Seiten der Staatsregierung und vom Her 
Gultusminifter felbft in jener Kammer erklaͤrt worden iſt, 
daß die Regierung dieſe Frage ſchon ehr reiflich in Erwä⸗ 
gung gezogen hat, aber zu keinem beftimmten Reſultate 
darlıber gekommen fei. Ich fürchte alio, daß dies ebenfo 
auch jetzt wieder der Fall fein würde. Das hohe Miniſte⸗ 
rium hat zwar hinzugefügt, e8 würde, wenn es zu nochmaliger 
Erwägung diefer Sache Beranlaffung fände, die Neußerungen, 
die jegt in der Kammer dartıber lauf geworden, fid mit zur 
Berhdfihtigung dienen laffen; diefe Arußerungen find aber 
in fo verſchiedener Weife gefallen, daß dadurch wohl auch 
zu einem beſtimmten Nejultat zu gelangen fein wird, 
Was mich aber hauptſaͤchlich beruhigt und mid, bewogen 
hat, in aller Beziehung dem Deputationdgutachten beizu⸗ 
treten, iſt der von unferer Deputation auf der vorlegten 
Seite ihres Berichts angeführte Umftand: 

„daß die Dringl'chkeitsfrage auch durd den Umftand 
nicht unmefentlich abgefchwächt wird, daß dad Berürfniß 
zur Anlegung oder Erweiterung von Friedhöfen nicht leicht 
piöglich auftritt, vielmehr ſich in der Regel ſchon mehrere 
Jahre zuvor ermeffen amd vorausfehen läßt.“ 

Das iſt ganz gewiß wahr und ift eben der Umftand, 
durch dem ſich die Notwendigkeit zu Beſchaffung oder 
Erweiterung eines Friedhofes wefenslich untericheidet von 
der Nothwendigkeit zu Beſchaffung von Land beim Bau 
von Eifenbahnen, wo Fein Verzug ſtatthaft ift, fondern 
fofort, wenn nicht der ganze Bau unterbrochen werden 
fol, Erpropriationen eintreten müffen. Man müßte eine 
fehr unaufmerfiame Behörde voransfegen, wenn nicht der 
betreffende Geiftliche oder die Obrigkeit ſchon eine ziemliche 
Reihe von Jahren vorher dariber im Karen fein, koͤnnte, 
daß es bald nothwendig fein werde, flr einen neuen Friede 
hof zu forgen und bei der leider jet flattfindenden großen 
Berveglicheit des Grundeigenthums wird ſich während 
einer Reihe von nach Befinden drei bis ſechs Jahren doch 
ganz gewiß einmal eine Gelegenheit finden, um ein paſ⸗ 
jendes Grundfiüd für diefen Zweck zu acquitiren. Und 
wenn es dann auch wirklich noch einige Jahre lang nußr 
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108 liegen bleiben muß, fo würbe der Schaden, ber. dadurch 
entſteht, doch immer noch in keinem Verhaͤltniß zu der 
Härte ſtehen, bie mit einer Erpropriation für den Eigen» 
thümer verbunden iſt. Es hat auch die Frage, ob und 
inwieweit der $. 31 der Verfaffungsurfunde hier einfchla- 
gend fei, zu verſchiedenerlei Meinungsäußerungen Anlaß 
gegeben; aber ich follte glauben, daß, wenn auch wirklich 
der g. 31 nicht ganz ausdrücklich auf Fülle der vorliegen- 
den Art anwendbar fei, dann wenigſtens umfomehr Ger 
wicht auf $. 27 der Verfaffungsurkunde zu legen fei, der 
ausdrucklich die Eigenthumsrechte der Einzelnen ſichert und 
mitfolglich auch beftimmt, daß Grpropriationen überhaupt, 
wenn nur irgend möglich), vermieben und bie Sicherheit 
des’ Eigenthums - gewährleiftet werde fol. Ich trete 
alſo, wie ſchon gelagt, vollfommen der Anficht der Depu- 
tation bei und glaube mich auch nicht zu irren, wenn ich 
aus den jenfeitigen Aeußerungen und auch aus denen der 
hohen Staatöregierung folgere, daß in einem ſolchen Falle, 
wo es wirklich unumgänglich nothwendig if, daß eine Vers 
größerung eined Friedhofes flattfinde und durchaus Feine 
Moͤglichktit da ift, ein Stud Land durch Privatabtretung 
zu erlangen, daß dann für einen ſolchen einzelmem Fall 
ein Erpropriationdgefe vorgelegt werden Fann. Ebenſo 
wie ja ein Erpropriationdgeieg vorgelegt werden kann flr 
eine ganz kurze Strede einer Eifendahn, ebenfo gut wird 
es auch in einem ber hier fraglichen Fälle vorgelegt werben 
koͤnnen. Es iſt ferner gefagt worden, daß die Regierung, 
wenn fie im Gefege von 1850 beſtimmte Vorſchrlften ger 
geben habe, wie die Kirchhoͤfe angelegt werben follten, fo 
müßte fie auch den Gemeinden die Möglichkeit gewähren, 
derartige Pläge zu erlangen. Das feheint nun zwar fehr 
viel fir ſich zu haben; allein ich: glaube, daß für ſolche 
Fälle weit eher, z. B. aus Sanitätsrüdiichten Dispenfas 
tion von ber eben gebachten geſetzlichen Vorſchrift eintreten 
koͤnnte, als daß es dadurch unbedingt nothwendig werde, 
ein allgemeines Erpropriationsgefeg für den fraglichen Ge 
genftand zu geben. Ich erfläre mich alfo ganz einverftan« 
ben mit der Depütation. 


Staatöminifter Dr. v. Falbenftein: E3 find mehr 
fach die Yeußerungen erwähnt worden, die in ber jenfeitigen 
Kammer bei ber vorliegenden Gelegenheit audgefprochen 
worden find und e3 giebt mir dies Veranlaffung, wenig 
ſtens ein paar Worte hinzuzufügen, obgleich an und für 
fich der fehr grümdlich bearbeitete Bericht der geehrten De: 
putation infofern feine befondere Aufforderung dazu enthält, 
als er ben Antrag enthält, dem Beſchluſſe der Zweiten Kam⸗ 
mer, die Petition auf fi beruhen zu laffen, beizutreten. 
An und für ſich kann es gar feinem Zweifel unterliegen, 
daß vielfältig in der neueren. Zeit insbeſondere Fälle vor- 
gekommen find, in denen die Beſchaffung von Grund und 
Boden für die Anlegung von Gottesädern, Schulhäufern 
und Kirchen mit den allergrößten Schwierigkeiten zu kaͤm. 





pfen gehabt hat und es iſt daher fehr erklaͤrlich, daß diefer 
Antrag, der nicht von ber R:gierung, fondern: mitten aus 
dem Lande gefommen ift, viel für ſich hat. Sch Eönnte 
der geehrten Kammer Beifpiele von folder Art mittheilen 
aus denen fie fofort fi überzeugen würde, daß trotz aller 
möglichen Berfuche in der That, fei es aus einer gewiſſen 
Vorliebe entweder für ein beflimmtes Grundftüd oder im 
Allgemeinen für einen Befig, fei es aus hartnädigem und 
ſtatrem Sinne, alle Bermittelung verworfen ward, die nur 
irgend angeboten wurde, um eine geeignete Localität zu ger 
winnen und wo man nachher allerdings dazu fchreiten 


"mußte, den Kirchhof oder dad Schulhaus: auf eine Stelle 


zu bauen, von deren Unzweckmaͤßigkeit fich fchließlich bie 
ganze Gemeinde überzeugen mußte, Mann für Mann. 
Man konnte ſich aber dem ohnerachteb nicht für berechtigt 
anfehen, andere Maafregeln zu ergreifen, um ein beffer 
gelegenes Grundftüd anders als durch, freiwillige Expro⸗ 
priation zu erlangen, Bei alledem muß ich zugeben, duß 
verhältnigmäßig die Fälle nicht fo häufig And, Daß dadurch 
allein ein Expropriationsgeſetz ohne Weiteres und unbes 
dingt nöthig werden koͤnnte. Erwaͤgt man nun bies 
auf ber einen Seite und auf ber andern Seite bie 
Anficht der Regierung, daß man zu Erlaſſung eines 
Erpropriationdgefeges nur im dAußerftien Falle fehreitem 
müffe, fo hat wohl das Minifterium bis jegt Anſtand 
nehmen müffen, mit einem Gefege im Sinne diefer Petition 
vorzugehen; indeſſen ift nicht zu verfennen,, daß Fälle vor⸗ 
kommen Fönnen, infolge deren dad Minifterium ſich feiner 
Zeit doch veranlaßt finden müßte, in einem fpeciellen 
Falle wenigftens ein ſolches Geſetz einmal am bie 
Stände zu bringen und es iſt insbeſondere biefe Rüdficht, 
die mich bewegt, wenigftend darauf noch hinzuweiſen, was 
die geehrte Deputation in ihrem grümdlichen Berichte aus⸗ 
gefprochen hat über den Inhalt und den Sinn des ber 
Pannten $. 31 der Verfaſſungsurkunde. Ohne ihr weiter 
auf dad Gebiet der Interpretation hier folgen zu. wollen, 
wird die geehrte Deputation felbft damit einverftanden fein, 
daß bei der Errichtung von Gottesädern und der Erbatts 
ung von Schulbäufern und Kirchen doch, wenn auch ber 
Gemeindezwedt praͤdominirend ift, mittelbar jedenfalls ein 
Staatözwed im wahren inne bed Wortes mit vor 
liegt. Aber wie man auch immer diefen $. 31 erflären 
wolle, fo wie die Deputation (hut oder -in einer anderen 
Weite, foviel ift gewiß, da dadurch nicht ausgefchloffen 





werben fönnte, daß man in einzelnen Fällen auch für einen 
mittelbaren Staatd- und unmittelbaren Gemeindezweck bie 
Erpropriation in Antrag und Vorſchlag bringen koͤnnte. 
Im Uebrigen ift, wie gefagt, die Angelegenheit felbft wie» 
derhoft bei der Negierung bereit$ erwogen worben und fie 
wird auch nicht unterlaffen, vorfommenden Falls der vers 
ſchiedenen Anfichten, die ſich in den Kammern ausgeſprochen 
haben, zu gedenfen. Und fo glaube ich doch nicht, daß eine 
Veranlaſſung da ifi, diefe Petition nach den in ber Erſten 
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amd Zweiten Kammer darüber flattgefundenen Diecuffionen 
der Regierung noch befonderd zur Erwägung zu übergeben. 


Präfident v. Schönfeld: Es ſcheint Niemand weiter 
dad Wort ergreifen zu wollen; fo kann ich die Debatte 
ſchließen und zwar unter Ertheilung des Schlußwortes an 
den Herrn Referenten. 


Referent Bürgermeifter Clauß: Da der vorhin ges 
ſtellte Antrag Feine Unterftügung und im Uebrigen der Schluß ⸗ 
antrag der Deputarion feine Anfechtung gefunden hat, fo 
Tann id) mich auf Weniges beſchraͤnken. Es iſt in ber 
That nicht leicht, zu entſcheiden, inwieweit der Staat das 
Eigenthum der Bürger aus öffentlichem Intereffe in An: 
forudy nehmen dürfe; denn überall zur Erpropriation zu 
verfchreiten, wo die Sntereffen der bürgerlichen Geſellſchaft 
mit denen der einzelnen Staatsbürger oder des Eigenthümerd 
irgendwie colidiren, wirrde zu fehr bedenklichen Gonfequenzen 
führen und die natürliche Freiheit in Gebahrung des Grund» 
eigenthumd, welches ja zum Hauptcaracter die Unantaft- 
barkeit und Ausſchließlichkeit hat, weſentlich gefährden und 
dem Rechtöbewußtfein und der Rechtäficherheit unfäglicen 
Eintrag thun. Viele tröflen ſich zwar gern damit, daß fie 
fagen, es ift mit einem Erprepriationegefege nicht fo ger 
fährlich, man gebe es nur, es liegt ja ſchon das befte Res 
medium in ihm felbft, infofern als es eben die freie Wer 
einigung befördert und fo bie Anwendung des Gefees meift 
überflüifig macht. Aber ich möchte mic) mit diefem Troſie 
nit alfinden laffen; denn jedenfalls läuft ein ſolches Ger 
feg ſtets auf eine große Beſchraͤnkung der Freiheit in der Ger 
bahrung mit dem Eigentbum hinaus und involvirt mehr oder 
weniger eine indirecte Nörhigung ober Bwang zu deſſen 
Abtretung, macht alfo das Eigenihum unficher, wie es denn 
auch in den Händen fpeculativer, leichtſinniger oder unbes 
rechtigter Unternehmer aus dem Grunde zu großem Miße 
brauch führen fonnte, als es denfelben eine bequeme Hant- 
habe zur Erreichung ihrer vieleicht nicht befonders dring · 
lien, gemeinnuͤtzigen Zwecke darboͤte. Wenn Herr Freie 
herr v. Biedermann meinte, daß der Staat ja auch fon 
aus Nüglichkeitägründen die Erprepriation zugeſtehe und 
ſich dabei auf Straßenkauten bezog, fo möchte ich ihm nur 





fo viel entgegenhalten, daß es ſich dabei doch nicht blos 
um fpecielle Gemeindezwecke handelt, fontern um meiter 
gehende und meift Landeszwecke, infofern die Strafen ben. 
Verkehr zwifchen entfernteren Punkten zu vermitteln ber 
ftimmt und nicht blos Wege für die Gemeinden allein find, 
Und wo der Staat Privatgeſellſchaften namentlich jur Gre 
richtung von Eifenbahnen mit dem Erpropriationshefugniffe 
ausftattet, da erfcheint erflerer immer als der Prineipale 
berechtigte und Ießtere nur als Gonceffionare, auf welche 
jener fein eigenes Recht im allgemeinen Intereſſe Uberträgt. 
Was der Herr Staatöminifter erwähnte, giebt mir fine 
Veranlafjung zu weiteren Bemerkungen, da er mit der Des 
putation darin einverftanden ift, daß ein Expropriationds 
befugniß für die Anlegung und Erweiterung don Friechöfen 
aus ben beftehenden Gejegen nicht ohne Weiteres gefolgert 
werden Tonne, Wenn fpecielle Fälle ganz dringend ein 
Enteignungsgefeg fordern follten, fo würde die Vorlage eined 
ſolchen abzuwarten fein; denn dazu müßten die Staͤnde 
doch auch ihre Zuftimmung ertheilen, hätten alfo weitere 
Gelegenheit, ſowohl über die Nothwendizkeit des Mittels, 
als über die Wichtigkeit des Zwecks im einzelnm Falle zu 
cognosciren. 

Praͤſident v. Schönfels: Ich wende mich nun zur 
Abftimmung. Die Deputation rathet an, dem Beſchluſſe 
ver Zweiten Kammer, diefe Petition auf ſich beruhen 
zu laffen, keizutreten und ich frage, ob die Kammer 
hier ihrer Deputation beipflichtet? — Einflims 
mig Ia, 

Es ift fomit der zweite und legte Gegenfand ber 
heutigen Tagesordnung erledigt. Es erübrigt mir nur noch, 
die naͤchſte Sigung anzuberaumen und die Gegenflände zu 
bezeichnen, welche in derfeiben zur Berathung kemmen wers 
den. Ich beraume die nächfte Sigung an auf Freitag Bors 
mittag 11 Uhr. Gegenſtaͤnde der Verathung werden fein: 
1) der Bericht der zweiten Deputation über das allerhödfte 
Decret, bie Regulirung des Elbſtroms betraffendz 2) der 
Bericht der vierten Deputarion über die Petition und Ber 
ſchwerde des vormaligen Majors v. Altrock. Die heutige 
Sigung ift gefchleffen. 

Echluß der Sigung 1 Uhr 16 Minuten.) 


Nedatteut 6. Meinhold, Ceeretär im Königl. Miniſterlum des Innern. — Drud von B. ©. Teubner in Oredden. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 27. März 1861. 


Mitthbeilungen 


über die Verhandlungen des Landtage. 








NM 44. 


L Sammer. 


Dresden, am 30. März 


1861. 





Vierundvierzigfie öffentlide Sigung der 
Erſten Kammer am 22. März 1861. 


Inhalt: 

Verleſung des Protokolls. — Regiſtrandenvortrag. — Bes 
rathung des Verichtd der zweiten Deputation über dns 
allerhöchfte Decret vom 15, November 1860, die Regulirung 
deo Elbftromd betr. — Berathung des Berichts der erften 
Deputation uͤber das allerhöchfte Decret vom 22. Februar 
1861, die Firation der Vrandverficherungsteiträge auf bie 
Jahre 1801/63 betr. und Vortrag ber darauf bezuͤglichen 
Ränbifchen Schrift. — Berathung des Verichts der vierten 
Deputation, bie Beſchwerde und Petition des vormaligen 
Majord v. Almock betr. und Veſchluß, dieſelbe auf ih Ger 
Fußen zu laſſen. — Muͤndlicher Vericht der Zwiſchendepu- 
tation uͤber das Mefultat des wegen der Differenzen beim 
Gewerbegefeig abgehaltenen Vereinigungsverfahrene, die hh. 0, 
76, 83, 105b und 112 betr, 


— 


Die Sigung beginnt Vormittags 11 Uhr 22 Minuten 
in Gegenwart des Herrn Staatöminifter6 Freiherrn v. 
Sriefen, des Löniglihen Commiſſars Geheimen Raths v. 
Ehrenſtein und 34 Kammermitgliedern. 

Praͤſident v. Schönfels: Herr Secretar Wimmer 
wird die Güte haben, dad Protokoll der legten Sitzung zu 
verlefen. 

Serretär Wimmer: Ich habe um große Entſchuldi⸗ 
gung zu bitten. Es iſt der mittelſte Bogen des Proto ⸗ 
tolles nicht beillegend, daher ein Verſehen vorgegangen. 
Sie werden mir erlauben, das Protokoll nachher vorzulefen. 
Es ift mir diefer Vorfall fehr unangenehm. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Allerdings ein Fall, der 
noch nicht dogeweſen iſt. Die Kammer wird auf den Wunſch 
des Herrn Secretärd wohl jedenfalls eingeben, das Protokoll 
ſpaͤter vorleſen zu koͤnnen. Augenblicklich iſt etwas Weiteres 
nicht zu thun, als zum Vortrage aus der Regiftrande über: 
zugehen. 

54.) Protofollertract der Zweiten Kammer vom 
14. en Di Beruibin daB. Antrages: bed Herm 
Ang. Reiche Eifenftud wegen Neviion der ftändifhen Ans 
träge des vorigen Landtags betreffend. 

A. G. Abonnement.) 


Sächsische Landesbibi 


liothek 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





Präfident v. Schönfels: Diefer Prototollextract wird 
zu aſſerviten fein, bis das Protokoll über die jenſeitige Ber 
rathung herübergelangt iſt. 


(Mr. 255.) Dergleichen Extract von demſelben Tage, 
enthaltend den Vortrag der ftändifhen Schrift auf den 
Gefegentwurf, den Arbeitgerwerb der in den Landesſtraf— 
und Correctiondanftalten 2c. detinirten Perfonen betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Die Schrift iſt bereits ab⸗ 
gegangen und daher diefer Protofollertract ad aota zw 
legen. 


. (Mr. 256.) Dergleichen Ertract vom nämlichen Lage, 
die mündliche Begründung des Antrages ded Herrn bg. 
Licherius wegen Faden eines Poftulates für einen dem 
Comite für die v. — in'ſche Erpedition auf die Jahre 
1861, 1862 und 1863 zu gewährenden Beitrag aus der 
Staatscaffe, 


Praͤſident v. Schönfeld: Der Antrag ift in der jen⸗ 
feitigen Kammer an die zweite Depuiation abgegeben wor⸗ 
den. Es wird daher hier ein gleiches Verfahren einzutreten 
haben, bis der Protofollgtract über den Berathungsgegens 
fand herübergelangt iſt. Ich frage, ob die Kammer hiers 
mit einverftanden ift, denfelben an bie zweite Deputation 
abzugeben? — Einftiimmig Ja, 


(Nr. 257.) Das Rectorat, der Realfchule zu Neuſtadt⸗ 
Dresden überfendet eine Anzahl Programme als Einla— 
dungsichrift zu den am 20., 21. und 22. März 1861 ſtatt⸗ 
findenden Prüfungen. 


Präfident v. Schönfels: Diefe Eremplare liegen in 
der Kanzlei zur Empfangnahme bereit und die Kammer 
wird mit mir einverffanden fein, den Dank baflır ins Pro> 
tokoll niederzulegen. 


(Mr. 258;) Protofollertract ber Zweiten Kammer vom 
15. März 1861, die Berathung des anderweiten Berichts 
der jenfeitigen Zwiſchendeputation über den Entwurf eines 
Gewerbsgefeges für dad Königreich Sachſen betreffend. 

(Nr. 259.) Dergleichen Ertract vom 19. Maͤrz 1861, 
die fortgefeigre Berathung des vorgedachten anderweiten Bez 
richte über den Entwurf des Ginderbegefeges betkeffend. 

(Mr. 260.) Dergleichen Ertract von demſelben Tage, 
den mündlichen anderweiten Bericht der. jenfeitigen Zwiſchen⸗ 
deputation über den Geſetzentwurf wegen Errihrung von 
Gewerbegerichten betreffend. 

163 
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(Mr. 261.) Dergleichen Ertract von dem naͤmlichen 
Zage, den mündlichen anderweiten Bericht der jenfeitigen 
Zwiſchendeputation enthaltend, über den Gefegentwurf, die 
Entfhädigung für den Wegfall gewiffer Verbietungsrechte 
betreffend, 

Präfident v. Schönfeld: Diefe vier Protofollertracte 
find fofort an bie Deputation abgegeben worden, welche 
über die Gewerbeordnung zu berichten hat. 


(Nr. 262.) Schriftliche Bericht der erfien Deputas 
tion vom 20. März 1861 über das allerhöchfte Decret, die 
Firation der Brandverfiherungsbeiträge auf die Jahre 1861, 
1862 und 1863 betreffend. 


Präfident !v. Schönfeld: Im biefem Furzen ſchrift- 
lichen Berichte ift auögeiprochen, daß ber jenfeitige Bericht, 
die Firation der Brandcaffenbeiträge betreffend, adoptirt 
wurde. Er bildet übrigens einen Gegenftand der heutigen 
Tagesordnung und wird fpäter zur Berathung kommen. 

Mr. 263.) Eingabe Chriftian Friedrich Auguft Sprin- 
ger's zu Neufchönefeld, die von deffen Ehefrau Louife Sprin- 
ger und Genoffen früher eingereichte Befchwerde wegen ans 
geblicher Verluſte in einer Nachlaßſache betreffend. 


Präfident v. Schönfeld: Es ift dies eine Erinnes 
ung bed Beſchwerdefuͤhrers. Er fragt, was nun eigentlich 
in feiner Angelegenheit beſchloſſen werden folle, ba er ver- 
gebli darauf warte. Die Kammer wird fih erinnern, 
daß der Gegenftand hier vorlängft berathen und ber Bes 
ſchluß gefaßt wurde, die Befchwerde auf fich beruhen zu 
laſſen; fie ift aber noch an die Zweite Kammer abgegeben 
worden und unterliegt bort der Berathung. Es wird da—⸗ 
her auch diefe Erinnerung an die Zweite Kammer abzus 
geben fein. 


(Nr. 264.) Herr Abg. Ploß überreicht eine Anzahl 
Drudipemplare einer Petition Franz Adler’ auf Plohn 
und Genoffen, den Bau einer Eifenbahn von Zwidau aus 
durch das Voigtland unter thunlicfter Beruͤhrung der 
Städte Lengenfeld, Schöne, Delsnig, Adorf nad Böhmen. 


Prafident v. Schönfeld: Die Eremplare find vers 
theilt. Die Berathung erfolgt ald über einen Finanzgegen ⸗ 
ftand in der Zweiten Kammer zuerfi. Es wird daher ab« 
zuwarten fein, was dort über die Angelegenheit beſchloſſen 
werben wird. j 

(Mr. 265.) Bericht der dritten Deputation vom 16. 
März 1861 über die Petition Otto Goitſchald's zu Gols 
zen und Genoffen, idie Ablöfung des Mahlzwangs bes 
treffend. 

Präfident v. Schönfeld: Diefer Bericht befindet ſich 
in der Druderei und wird morgen vertheilt werden. Es 
bildet derfelbe den Gegenftand einer naͤchſten Tages- 
ordnung. 

Dies war die letzte Nummer der heutigen Regiſtrande. 
Eine weitere Mittheilung habe ich nicht zu machen. Wir 
koͤnnen daher zum erſten Gegenſtand der Tagesordnung 





übergehen; es iſt dies der Bericht der zweiten Depu⸗ 
tation über das allerhöchſte Decret vom 15,Nos 
vember 1860, die Regulirung des Elbfiroms bes 
treffend. Here Oberbürgermeifter Pfotenhauer wird die 
Güte haben, den betreffenden Vortrag zu erffatten, 


Referent Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Der ger 
ehrten Kammer würde zuvoͤrderſt das allerhöchfte Decrett) 
vom 15. November 1860, weldes die Veranlaffung zur 
vorfeienden Berichterftattung bietet, vorzutragen fein, wenn 
nicht diefelbe unter Zuftimmung der hohen Staatöregierung 
befchliegen follte, daß die Vorlefung unterbleiben möge, 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zuvoͤrderſt die hohe 
Staatöregierung zu fragen, ob fie damit einverftanden iſt? 


Staatsminifter v. riefen: Die Regierung ift damit 
einverſtanden. 


Praͤſident v. Schoͤnfels: Ich frage, ob die Kammer 
von ber erwähnten Vorleſung abſehen will? — Einſtim⸗ 
mig Ja. 


Referent Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Der Ber 
richt lautet folgendermaaßenz 


In der Erinnerung der gechrten Kammer beruhen bie 
vielfachen während deö letzten ordentlichen Landtages bei 
der Ständeverfammlung eingegangenen Beſchwerden über 
die mangelhafte Befchaffenheit der Strombahn ber Elbe 
und über die der Schifffahrt daraus erwachſenden Nachtheile, 
fowie die auf Abhülfe hierunter gerichteten dringenden Bit« 
ten und Anträge. 

Indfolge der Berathungen jener Beſchwerden und Per 
— einigten fh bekanntlich beide Kammern in dem 
Antrage: 
„Die Staatsregierung wolle der naͤchſten Ständer 
verfammlung einen Plan vorlegen, nach welchem bie 
Gorrection der Strombahn der Elbe einer fhnelleren Wolle 








endung entgegengeführt werde”, 
und die Gronkersakeuns ficperte in dem alterhöchften Der 
erete vom 7. Auguft 1858 die Entfprehung biejes An 
trages zu. i 
Diefer erbetene und zugeſicherte Plan iſt nun aud, 
den gegenwärtig verfammelten Ständen mittelft des aller 
Höchften Decrets vom 15. November vorigen Sahred, zu 
gleich mit einem dem Bericpte der jenfeitigen Kammer unter 
+ beigedrueften ausführlichen Gutachten **) de3 Wafferbaur 
directord Lohfe, einer in der Kanzlei der Exften Kammer 
ausliegenden Berechnung der Stromprofile, einem Verpeiche 
niffe der Regulirungsbauten mit Koſtenüberſicht, einer Uebere 
ſicht der Baggerarbeiten, einer neu aufgenommenen Stroms 
karte und Stromprofile vorgelegt und zunägpft der Zweiten 
Kammer zur Berathung uͤberwieſen worben. * 
Nachdem nun die letteie in ihrer Sigung am 11. I N 
nuar biejes Jahres Befchiuß auf den biesfalfigen Bert 
ihrer zweiten Deputation gefaßt hat, eröffnet bie unter 
b figem Vortrag gelangte Decret vom 19- 
Besen Ka irn bes Glbfnäntes betreffend, f. SD: 
"2 Gutachten beb Wafferbaubirectonsoßfe .LM- 1.2. &.008 f 
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BG Deputation das von ihr erforderte Gutachten in 
jolgendem. 
Um dem obigen ſtaͤndiſchen Antrage und der darauf 
ertheilten allerhöchften Zufage zu entſprechen, warb von der 
hohen Staatsregierung zundchft eine Neuaufnahme des Elb: 
ſtromes in feiner gefommten, Sachfen berührenden Länge 
von 15,59 Poftmeilen, fowie die Aufſtellung der vorliegens 
den Stromfarte, in welder die in 44 Sectionen eingetheil- 
ten Stromprofile eingetragen worden find, angeordnet. 
„J Geftügt auf alle diefe umfänglichen, bie bereits rühm- 
lid anerkannte Sachkenntniß des Wafferbaudirectord von 
Neuem beurfundenden Vorarbeiten werden in deſſen ſchon 
obenerwähntem ausführlichen Gutachten — auf weldyes die 
Deputation zur Vermeidung von Wiederholungen zu vers 
weifen ſich erlaubt — 
a) die zu große Breite des Flußbettes, 
R die Vertheilung des Stromes in mehrere Arme, 
©) die Uebergänge aus einer Krümmung in die andere, 
entgegengefeßte, 
d) die fcharfen Krümmungen mit nahen und hohen 
Ufern in der Concave, 
e) die Einmündungen von Seitenflüffen 
als diejenigen Gründe dargeftellt, welche vorzugsweiſe auf 
die Schifffahrt ftörend einwirken, ald Mittel aber zur Ber 
feitigung der durch die eine oder die andere der vorans 
gan Urſachen hervorgerufenen Unregelmäßigkeiten der 
trombahn und der dadurch für die Schifffahrt entftehen« 
den Hemmniffe vor Allem die Ausführung von Par 
ralleiwerken und die zur Erhaltung eined regel- 
mäßigen Stromlaufed nothwendige Dedung der 
Ufer, fowie die Anwendung der Dampfbaggers 
mafchinen bezeichnet. B 
Während ber mehrgenannte erprobte und bewährte 
Sadjverftändige in feinem Gutachten darlegt, daß alle die 
vorflehend unter a bis e aufgezählten Umftände, welche vors 
zugäweife auf eine örtliche Verminderung der Stromges 
ſchwindigkeit bei Hochwaſſer von Einfluß find und dadurch 
nah dem Zuruͤckſtitte beffelben indirect mehr oder weniger 
flörend auf die Schifffohrt einwirken, an allen den Stroms 
ftellen, wo ſolche Umftände einzeln oder vereint vorhanden 
find, der Strom fi auch nicht in feinen normalen Grens 
zen bewegt, fondern diefelben mehr ober weniger uͤberſchrei⸗ 
tet, an einigen Stellen, befonder& bei den Einmündungen 
der Gebirgöflüffe, beengt, fo folgert er, daß es alfo bei Ne- 
ulirung des Stromes in der Hauptfache nur darauf ans 
Prime, ihn wieber auf feine Grenzen zurüchzuführen. 
Vor der Angabe der Mittel zur Abhllfe werden aber 
niehrere, nach Anficht der unterzeichneten Deputation fehr 
beachtenswerihe, Umftände erwähnt. 
Einmal verweift der Wafferbaudirector unter Berus 
- fung auf feine eigen», über vierzig Jahre zurückreichende Er: 
fahrung darauf, daß der Zuftand der Fahrwaſſertiefe gegen« 
wörtig gegen früber eine ungleich beffere fei, giebt aber auch 
zu bedenfen, daß die Schifffahrtöverhältnifie in Sachſen 
fomohl durch die aljährlich ſich mehrende Zahl der Sigel 
ſchiffe, als auch turh den Hinzutritt der Dampffcifffahrt 
jett eine ganz veränderte Geftaltung angenommen haben. 
Bon diefem Geſichtspunkte aus betrachtet, verlieren 
die laut gewordenen Klagen über die vermeintliche Fortfchrei- 
tende Verfandung und Erhöhung des Flußbettes der Eibe 
allerdings an Gewicht und wenn trog der notorifch feit 
Sahren fchon betriebenen und beftändig fortſchreitenden 
Verbefferung des Fahrwaſſers und der den Regierungen 


anderer Elkuferfianten in Feiner Meife nachfichenden Fürs 
forge der fähfiihen Staatsregierung dennoch die Anfprüche 
ber Sch fffahrt in Bezug auf den Viefgang der Gciffe 
fi) immer mehr und mehr fleigern, fo dürfte fid dies 
zwar zunächft al3 eine an ſich erfreuliche Folge eines vers 
mehrten und vervollfommneten Schifffahrtöverfehrs im Allger 
meinen, weldem erflärlicher Weife an der möglichft voll: 
ftändigen Beſeitigung aller Hemmniſſe, deren Vorhanden⸗ 
fein im Allgemeinen nicht in Abrede zu ftelen ift, gelegen 
fein muß, nicht felten aber auch als eine über die natur⸗ 
lichen Grenzen hinausgehende, das hydraulifche Vermögen 
des Stromes überfhägende, mithin ungerechtfertigte, Fors 
derung barftellen, s 

Im Allgemeinen erflärt der Wafferbaudirector eine 
Breite des Stromes von nahezu oder nicht viel über 
200 Ellen, wie ſolche in geraden Stromſtrecken mit parals 
Iefen Ufern und immer von Sintftoffen ziemfich reinem 
Bett ſich bereits vielfach vorfinde, für ausreichend. Seine 
Abſicht geht daher auch auf Herftellung einer ſolchen Breite 
auf die ganze Länge des fächfiichen Elbſtromes als Norr 
malbreite, 

In der in der Kanzlei audliegenden Stromkarte ift 
diefe Breite durch blaue Linien angedeutet worden, 


Zur Erreihung diefes Bieles werden nun in dem 
Gutachten, im Gegenfoß zu den fogenannten Buhnenbaus 
werfen, bie unter verfchiedenen Winteln vom Ufer aus in 
das Flußbette geführt werben — eine Bauart, die ſich 
erfahrungsmäßig in Sachſen weder am Elbftrome, noch an 
kleineren Fiüffen bewährt hat, vor Allem die Errihtun 
von Paralleiwerken empfohlen, welche fi, wenn die 
Strombeichräntung an fid unbedeutend und nur infolge 
eines beginnenden Einbruchs der Ufer nöthig iſt, entwever 
unmittelbar an die Ufer anfchliegen oder bei einer namhafs 
ten Verengung des GStromprofild frei in den Strom und 
zwar fo bineingebaut werden, daß zwifchen den Merken 
und dem Ufer ein abgefperrter Maflerraum übrig bleibt, 
zu deſſen fchnellerer Verlandung die Paralfelwerk: durch 
Quervämme und Weidenflehtwände mit dem Feſtlande 
verbunden werben, jede ſich zeigende Verlandung aber for 
gleich mit Weiden bepflanpt wird, 

Diefed Verfahren ift bei mehreren, in neuerer Beit bei 
Schöna, Proffen, "Meitetuh bei Königftein, Strand bei 
Narben, fowie in ber Nähe von Dresden ausgeführten 
Stromregulitungen mit dem günftigften Erfolge und ders 
geftalt angewendet worden, daß ſich Überall nach und nad) 
eine. weit größere Waffertiefe ausgebildet hat, als in der 
Anditionalacte vom 13. April 1844 für die Schifffahrt 
überhaupt als erforderlich in Ausficht geftellt worden ift, 

Das auf obige Weife mit dem Vorfchreiten der Core 
rectionswerke nach und nad) von dem Flußberte abzuſchnei⸗ 
dende Aral wird mach einer bei ten Deputationdacten 
befindlichen Ueberficht auf nicht weniger ald 895,57 Ader 
berechnet. 

Wenn aber vom Wafferbaubirector gleichzeitig als ein 
unerläßlices Erforberniß bezeichnet wird, daß vor Beginn 
derartiger Correctionsbauten zu Vermeidung fpäterer Sirei⸗ 
tigteiten eine genaue Abarenzung jenes Areal von den ans 
fiegenden Ufergruntftiken vorauszugehen’ habı, fo Eann die 
unterzeichnete Deputation diefe Anfiht nur tolfläntig 
theifen und der gechrten Kammer ven Be tritt zu einem 





bierauf abzielenden, von der jenfeıtigen Kammer befchloffer 
nen Antrage des Inhalts: x 
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„Die hohe Staatsregierung wolle jedesmal da, wo 
eine Stromregulirung ftattfinden fol, thunlichſt vor Ans 
griffnahme des fraglichen Correctionsbaues eins, Berrai- 
nung ber Ufer mit den Adjacenten anordnen” 

empfehlen. * R 

Hand in Hand mit der Stromregulirung und der 
Ausführung von Gorrectionsbauten hat aber weiter nach 
dem vorliegenden Gutachten Behufs der Erhaltung eines 
regelmäßigen Stromlaufes die Dedung der Ufer zu er 
folgen. 
m Diefe Deckung iſt nothwendig, um. das Zurückweichen 
der Ufer zu verhindern, der Vermehrung der Maffen der 
Sinkftoffe und der Erweiterung des Stremprofiis, der 
Schwächung der Kraft des Stromes, fowie der Vergroͤße- 
zung ber fchon vorhandenen Untiefen und Entftehung neuer 
zu begegnen. Das Gutachten führt aus, daß, wie wenig 
auch ein Uferbrud im erften Entftchen auf den ganzen 
Stromlauf von Einfluß fein möge, die nachtheiligen Fol⸗ 
gen dennoch zu Tage treten, fobald das Ufer immer weiter 
zuridweidt. Ja faft ale die auf dem fächfiichen Eibftrome 
vorhandenen irregulären Stromftreden find nach der Aus- 
Sprache des Wafferbaudirectord durch die vernachläffigte Un: 
terhaltung der Ufer nah und nach fo verdorben worden, 
daß jetzt das’ allgemeine Intereſſe bezüglich der Schifffahrt 
dabei leidet und die Baue, die mit Nüdficht auf jenen 
Zweck uriprünglic nur Uferbauten geweſen wären, ſich 
jest als Strombaue darftellten. 

Es wird von ihm weiter als natürlich bezeichnet, wenn 
durch diefen Umftand die Bereitwilligkeir der Uferbefiger 
zur Ausführung der Bauten vermindert werde, indem fie 
gleich beim erften Beginn der Uferabbrüche die Hoffnung 
hegten, daß mit der Zeit der Staat die Baue Übernchmen 
müffe und dadurd ihr Befigchum, wenn auch vieleicht 
in eiwas geringerer Ausdehnung, als es urſpruͤnglich gehabt, 
gegen weitere Berftörung volltommen ſicher werde geſtellt 
werben, 

„Nun beftimmt zwar dad Mandat vom 7. Auguft 1819, 
die Elbftroms, Ufer» und Dammorbnung enthaltend, daß 
die Koften zum Baus und zur Unterhaltung der Ufer und 
Dämme, wo nicht Verträge, gerichtliche Zugeftändniffe, 
vechtößräftige Urtel oder rechisbeſtaͤndige Gewohnbeiten eine 
Ausnahme auf eine fofort erweisliche Art begründen, von 
Denen getragen werben follen, deren Eifenthum durd den 
Bau gegen die Gewalt des Waſſers gefhügt wird, normirt 
auch genau die hierbei einfhlagenden mannichfaltigen Grunds 
fäse, deffenungeachtet aber ift nicht zu verfennen, daß es 
in vielen Fällen feine befondere Schwierigkeit haben wird, 
zu beftimmen, ob ein Uferbau lediglich zum Schuß bedroh: 
ten Privateigenthums und auf Koften der Beſitzer oder 
auslcih aus Rüdfichten auf die.dem Staate anheimfallende 

egulirung des Stromes ſich nothwendig mache, daß fer- 
ner wohl nicht felten die Koften eines Uferbaued fo ber 
traͤchtlich fein koͤnnen, daß ſolche den Werth der angrenzen ⸗ 
den Grundſtücke und die Kräfte ver Beſitzer überſteigen, 
endlich, daß durch Verzögerung oder gänzliche Unterlafjung 
eines Uferbaued das Intereſſe des Staates in Bezug auf 
feine. Strombauverpflihtungen weſentlich berührt wird. 

In allen diefen Fällen wird fi wohl eine Betheili- 
gun des Staates und die Gewährung von Beihülfen aus 

taatsmitteln an bie zum Uferbau verflichteten Apjacenten 
aus Biligkeitögrunden rechtfertigen Lafjen, an der Verpfiich⸗ 
zung der an Die Eibufer angrenzenden Grundftlcöbefiger 
zur Uferdeckung aber iſt den in gejeglicher Kraft befichenden 











Beftimmungen der Elbftroms, Ufers 
geoenäber unverändert — un Dammrdnung 
janz von derfelben Anſicht ausgeher 
Staat vor a ee a nt 
— — hat die zweite Kammer den 
nrathen ihrer Deputation befchloffen, bei d 
regierung zu beantragen, ie, er hoben Stat 
„dieſelbe wolle allenthalben da, wo durch eiı 
regulirung zugleich ein Uferbau bedingt —— 
pflichtung des Adjacenten im Auge behalten, fowie allent« 
halben da, wo durch Bernachläffigung der nöthigen Ufer, 
baue eine Berfchlehterung des Strombettis entfichm 
Tann, rechtzeitig die Adjacenten zur Vornahme des in 
Frage befangenen Uferbaues anhalten.” 

Die unterzeichnete Deputation kann ihrer geehrien 

Kammer zwar nur anrathen, 

diefem Beſchluſſe ebenfalls beizutreten, 
fie will aber auch nicht unterlaffen, gleichzeitig bie im Als 
gemeinen darauf hinzuweifen, Daß durch die Fünftige Aus: 
führung der gegeumärtig beabfichtigten Bauten die Lage der 
Anjaceneen, nad ihrer Auſicht, eine erheblich günfligere 
werden dürfte, 

Die zu errichtenden Parallelwerke, welche in ber Haupt: 
ſache einer Ganalifirung des Elbſtronis gleihlommen wers 
den, find einmal chen am ſich als ein dauerhafter Schut 
der Ufer zu betrachten, fie werden aber auch anderntheils 
vermöge ihrer foliden Conftruction wenigeren oder gar kei⸗ 
nen Reparaturen zu unterliegen haben. In beider Beziehung 
ift ein Nusen für die Adjacenten unausbleiblih: Schuß 
ihrer Grundftüde auf der n, Verminderung der Untere 
haltungsoblaft der Uferdeckung auf der anderen Seite, 

Schlußich fi noch erwähnt, dag die Deputation auch 
noch die Frage, ob durch die bea ſichtigten Correttionsbaue 
eine Vermehrung der Inundationsgefahr bei Hucmäflern 
zu befürchten fiehe? in den Kreis ihrer Erwägungen gezy 
gen bat, ift indeß durch die Eitidcungen des Föniglie 
Sen Commiflars, daß auch auf diefen Gefichtöpunkt beider 
Projeetirung fon die erforderliche Ruͤckſicht genommen 
worden fei, volfommen Birubigt worden. Die fraglichen 
Burke fellen nämlich in einer Höhe von zwei bis drei 
Ellen über dem Nulipunkt erbaut werden, fo daß fie alfo 
ſchon von mittleren Hochwaͤſſern überfligen wersen „und 
deshalb eine nachtheilige Einwirfung auf das gegenůber⸗ 
liegende Ufer nicht aͤußern koͤnnen. * 

Mas nun endlich die Baggerei aulangt, fo berictigt 
der Wafferbaubirector zuwdrberft das Urtheil Mneundiger, 
die da treihümlicher Weife glauben, daß alle Untiefen im 
Fahrwaffer auf Feine andere Meife, ald nur durd Bagger 
tung bejeitigt werben fönnten, erklärt vieimeht unter De 
rufung auf feine eigene und bie Erfahrung alter Strom 
baufunbigen, F . 

daß bezuglich der Fahrwaffertiefe eine nachhaltige 
und wefentliche Verbefferung nur da zu erreichen ſeh 100 
gleihmäßig Stromcorrectionswerfe in Verbin 
dung mit der Baggerei auöneführt würden... 
Er befürwortet aus diefem Grunde, fowie zur h — 
fig nothwend gen fofortigen Nachhilfe an einzelnen Strom‘ 
ffeen, wo dieſes Hülfsmittel gar nicht oder nur zum Bad, 
theit der Schifffahrt, entbehrt werden Tann, ben Sortbeirin 
der Dampfbagger, durch welche auch zugleich ber fu 
ziele Nuen erzielt wird, daß das durch die Bagger en 
dem Flufbette geförderte Material fogleich zu den Ba— 
werden wieber verwendet werben kann. 






















‘3477,220 Kubifellen Material mit einem 
2,923 Thalern, einichließlich der Ans 
len der beiden Mafchinen von 26,000 Zhalern, 

Bagper sus dem Strombette der Eibe gefördert 


d ſich bei den Deputationsacten eine 
nad welcher in einem Zeitraum von 


find. 
Im Zufammenhange mit der Reinhaltung des Fluß ⸗ 
bettes fteht endlich auch noch der auf die Wahrnehmung, 
daß aus vielen der namentlich an der Oberelbe gelegenen 
Sand» und anderen Steinbruͤchen aller Schutt und Abraum 
unmittelbar in die Elbe gefchafft wird, gegründete, von der 
Zweiten Kammer befehloffene Antrags 

„bie hohe Staatöregierung wolle, foweit dem nicht 
bins: oder perfönlie Rechte entgegenftehen, durch 
polizeiliche Verordnungen dafür forgen, daß Fünftig aus 

Sande und anderen Steinbrücen Schutt und Abraum 
aller Art nicht in dad Strombett der Eibe gebracht werde 
Em die, betreffenden Wafferbaubeamten demgemäß in- 
ruiren“ 

Obſchon dieſer Antrag nach der Seiten des koͤniglichen 
Commiffars der Deputation dahin ertheilten Auskunft, daß 
die Organe der Mafferbaubdirection bereits mit den ges 
weſſenſten Anmeifungen in diefem Sinne verfehen, der 
Staatöregierung aber Säle einer dinglichen oder perſoͤn⸗ 
lichen Berechtigun; Dritter zur Ablagerung von Schutt und 
Abraum aus Brüchen im Strombette der Elbe nicht bes 
Tone fein, überflüffig erfcheinen koͤnnte, fo will die Der 
‚ration nfelben dennoch wicht entgegentreten, einmal, 
weil eine fienge Auffichtöführung bierunter bei der großen 
Ausdehnung der Wlhufer jedenfalls ihre unverkinnbaren 
Schwierigkeiten bietet und eine erneuerte — der 
diesfalls deſtehenden Vorſchriften nut von Nugen fein fann, 
anderntdeils, weil durch die obige commiſſariſche Auskunft 
die Moͤglichkeit des Worhandenfeins einer derartigen aus. 
nahmöweifen, wenn gleich gemeinfchaftlichen und deshalb 
zu befeitigenden Berechtigung nicht ausgeſchloſſen wird, 

Die Deputation vathet deshalb der geehrten Kammer 

„die Annahme auch dieſes Antrages an.” 

Endlich hat bie unterzeichnete Deputation noch auf 
die Winterhäfen kürzlich zurüdzutommen, deren Vers 
mehrungen in ben am Toren ordentlichen Landtage einge 

jangenen und zur Berathung gelangten Petitionen mehr: 
Fig befürwortet ward. - 

Weder in dem allerhöchften Deerete, noch in ben an 
die Deputation gelangten Vorlagen wird diefer Winterhäfen 
Erwähnung. gethan. . 

Es ift daraus zu folgen, daß eine Vermehrung der⸗ 
felben wenigftens vorjeßt und foweit ſolche nicht mit den 
auszuführenden Parallelwerfen in unmittelbarem Zufam: 
menhange fteht, nicht in der Abficht der hohen Staats- 
zegierung liegt. Und in ber That ift das, was in dem 
Loͤhſeſchen Gutachten, über, die Schwierigkeiten der Her 
fiellung derartiger Häfen, insbeſondere aber über den uns 
verhältnigmäßig hohen Aufwand für deren Unterhaltung 
bemerkt ift, nicht geeignet, der Vermehrung derfelben das 
Wort zu reden. n e 

Denn die bloſen Raͤumungskoſten — nicht Anlage⸗ 
koſten — ber beiden jet vorhandenen, bei Regulirung des 
Stromes unterhalb der Marienbruͤcke und bei Piefhen vom 
iußbette abgefchnittenen MWaflerräume, wovon erfterer feit 
1850, Ietsterer feit 1858 als Winterhafen eingerichtet und 
zur Benugung geftellt worden -ift, belaufen ſich nad den 
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fpeciellen, auf Seite 373 und 374 der Beilagen zum jen 
feitigen Deputationsberichte abgebrudften Ueberſichten auf 
3,674 Thir. 12 Ngr. 5 Pf, während ſich die auf den 
ganzen Zeitraum von 1850 bi 1860 eingenommenen Hafen 
äinfen nur auf 775 Thlr. 29 Nar. 1 Pf. berechnen, jo daß 
fi alfo, die Anlagekoften nicht gerechnet, nur für die 
Unterhaltung eine Mehrausgabe von 2,898 Thir. 13 Ngr. 
4 Pf. herauöftellt. 

‚Die unterzeichnete Deputation hat zwar ebenfowenig 
wie bie jenfeitige Kammer Veranlaffung, diefe Frage wegen 
einer Vermehrung meiter zu verfolgen, wohl aber hielt fie 
ſich für verpflichtet, die doppelte: Anfrage an die hohe 
Staatsregierung zu richten, einmal, wodurch die auffällige 
Steigerting der Räumungskoften diefer Winterhäfen in den 
Iahren 1859 und 1860 ſich erklären laffe, andererfeits, ob 
fi nicht im Hinblid auf die geringfügigen Erträgniffe ber 
San eine Verminderung der MWinterhäfen vechts 
fertigen laffe? 

Die hohe Staatöregierung hat barauf erwidert, daß 
jene Steigerung darin ihren Grund finde, daß, während 
vorher eine gründliche Räumung. diefer Winterhäfen noch 
nicht ftattgefunden babe, folhe in den beiden legten Jahren 
in vollftändigerer Weife . bewerkſtelligen gewefen fei und 
daß ein erhebliches Zurüdgehen diefer aͤumungskoſten auf 
die früheren niedrigen Beträge, bei der Fürforge, die man 
auch ftändifcherfeits dem Elbftrome gewidmet wiffen wolle, 
fowie bei dem Umftande, daß die Winterhäfen leicht der 
Verfandung ausgefetzt feien, wohl kaum erwartet werden 
dürfe. Wie aber einer gänzlihen Befeitigung der Winters 
häfen die — vertragämäßigen Verpflichtungen 
Sachſens entgegenftänden, fo erihjeine aud eine Vermin⸗ 
derung derfelben ſowohl mit Nüdficht auf das vorhandene 
Berürfniß, als auch auf die entgegengefegten Anträge 
früherer Ständeverfammlungen unthunlich. 

Glaubt die unterzeichnete Deputation nun auch bei 
biefer Erklärung Beruhigung faffen zu müffen, fo efcheint 
es ihr deffenungeachtet als — auf eine wenigftend 
theilweife Wiedererlangung dieſes Näumungsaufwandes Wer 
dacht zu nehmen. Sie empfiehlt deshalb der geehrten Same 
mer die Annahme des an die hohe Staatsregierung zu 
fiellenden Antrags: 

nHochdiefelbe wolle die Frage wegen, einer anges 
meffenen Erhöhung der Tariffäge*) für die Benugung 
der Winterhäfen in Erwägung ziehen.” 

Uebergehend auf bie Ausführung diefer Elbſtrom + Res 
gulirungsbauten und deren Koften, fo erlaubt fich die Des 
putation auf das bei den Arten befindliche Verzeichniß uns 
tee. © D; fowie auf ben Bericht der zweiten Deputafion 
der jenfeitigen Kammer zu berweifen, in welchem letzterem 
auf Seite 349 flg. die Bauwerke, für deren naͤchſte Fnan⸗ 
griffnahme die unterzeichnete Deputation ſich weiter unten 
ausfprechen wird, fpeciell verzeichnet find. 

Nah dem vorliegenden Gutachten erfircden fi bie 
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Thr nöthig befundenen Bauwerke über eine Uferlänge von 
652,716 Fuß und es entfallen davon 

339,288 Fuß auf das rechte, 

310,928 Fuß auf das linke Ufer 


amd 
2,500 Fuß auf einen Mittelheger oder 


157,210 » auf den I Eibbezirt von der ſaͤchſiſch- boͤh 

s mifchen Landesgrenze bei Niedergrund bis 
oberhalb des Mirtelhegerd bei Pillnig; 

230,754 + auf den N. Eibbezirf bis oberhalb der Brüdte 

bei Meißen und i 

264,752 » auf den II. Elbbezirk bis zur Fächfiich:preußi- 


ſchen Sandesgrenze unterhalb Kreinig. 
Diefe Bauten find mit 
1,428,578 Thlt. für das rechte, 
1,456,882 + + » linke Ufer und 


12,500 * «einen Mittelheger oder mit 
609810 - den I. Eibbegir, 
NE 2 m 


1,316808_ «  » 

2,597,960 Thlr. in Sa, 
berechnet, die ganze Koftenaufftellung ift aber nur als eine 
approximative bezeichnet worden, da fi durchaus nicht 
vorangfehen läßt, weiche Veränderungen im Laufe der Res 
gulicungsarbeiten eintreten und welde Bauten infolge der 
eiftern etwa vorzunehmen fein werden. 

Der Wafferbaudirector theilt num aber alle diefe Stroms 
bauten, nach Maafgabe ihrer im Intereſſe der Schifffahrt 
mehr oder minder dringend gebotenen Nothwendigkeit, in 
3 Kategorien und zwar in foldye, welche 

1. die Regulirung derjenigen Stromftellen bezwecken, deren 

Beichaffenheit wegen zu ſchmalen oder nicht ausreichen ⸗ 

den Fahrwoſſers vorzugsmeile ‚der Schifffahrt Hinder: 

niffe bieten und deshalb zunächft zu berücſſiche igen find, 
ferner 

I. in ſolche, welche diejenigen Stromtracte enthalten, in« 
merhalb welcher zwar bie erforderliche Waffertiefe zur 

Beit noch vorhanden ift, das Flußbette aber immer noch 

feine normalmäßige Breite überfchreitet und wo daher 

mit dem Vorfchreiten der Gorrectionsarbeiten möglichers 
weile durch Ablagerung von Sinkftoffen eine Eihöhung 
der Flußſohle und daher eine Verminderung der Fahr- 
maffertiefe eintreten koͤnnte und endlich 

I. in ſolche, nur noch als Uferbauten zu betrachtende Bau- 
werke, welche hauptfächlich zur Sicherſtellung der zwiſchen⸗ 
innentiegenden Uferftreden in Berbindung mit den aus: 
geführten Gorrectionswerten dienen, damit ſchlüßlich 
der Strom für mittlere Wafferftände durchgehends eine 
gleiche Breite und mithin durch Ausgleichung der Fluß: 
fohle ein gleihmäßiges Gefälle und gleichmaͤßig aus« 
reichende Waffertiefe erhält. 

Beil num aber nach dem fachverftändigen, auf lang · 
jährige und vielfache Erfahrung gegründeten Urtheile des 
Mafferbaudirectord umfängliche Stromregulirungspläne, wie 
die vorftchenden find, nur dann mit geringftem Koftenauf. 
wande bewerkftillige und aus der Stromkraft felbft der 
größtmöglichfte Nußen gezogen werden kann, wenn man, dem 
Eptwidelungsgange der Strombahn folgend, dem Strome 
felbft-die langfame Umwandelung feines Beites und feiner 
Ufer-bewerkficlligen laͤßt und dieſe feine Arbeit durch vie 
einzuvauenden Werke gewifiermaagen nur regelt und dem 
Zwecke entſprechend leitet, ſo empfiehlt derfelbe, die plan: 


» UI . 
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mäßige Regulirung des Elbftroms nur Yangfam un: 
und nad) zur Ausführung zu bringen und sur Beil 
der dringiäfen Bebürine der Chifiehe yundapnne 
die Ausführung der oben ſchon erwähnten, auf Seite Ey 
des Berichts der zweiten Deputation jenfeitiger Kamm 
mach den bei den Xcten bıfindlichen Specialunterlagen vers 
seichneten, mit einem Gefammtaufwande von 734,952 Thin. 
herzuftellenden Bauwerke der I, der vorftchend erwähnten 
drei Kategorien in dad Auge zu faffen und zu diefem Ber 
bufe eine Summe von 70,000 bis 80,000 Thlen, jährlich 
en ht dies und werd hſt 

jeſchieht dies und werden zunächft diejenigen Stroms 
ftellen berückſichtigt, wo ſich zur Zeit die en Fat 
waffertiefen vorfinden, fo werden fich nach dem Urtheile 
des Wafferbaudirectors ſchon nach einigen Sahren wefent: 
liche Berbefferungen der Stromverhältniffe herausftellen und 
dann eiſt wird ſich aus dem Erfolge beurtheilen Laffen, ob 
überhaupt und in weldem Umfange die in den beiden ans 
deren Kategorien aufgeführten Stromftelen noch der Bere 
befferung bedürfen. 

Momentane Ausbülfe bei eintretenden Heinen Sommers 
wafferfländen gewährt aber die Baggerei. 

Auf alle diefe Grundlagen geſtuͤtzt will die hohe Staats ⸗ 
regierung den alljährlich auf die Eibftromcorrection zu vers 
wenbenden Betrag auf 70,000 Thaler feſtgeſtellt feben und 
bat in Uebereinfiimmung domit unter Pof. 87 des den 
Ständen vorliegenden Ausgabebudgers_ ber innenftehenben 
Finanzperiode diefe Summe als tranſitoriſchen jähılihen 
Aufwand zu jenem Zwide unter der gleichzeitigen Bemer« 
fung aufgenommen, daß eine etwa zwedmdßig ericheinende 
Verftärkung dieſes Betrags vorlibergehend aus dem ordent ⸗ 
lien Wafferbauquantum zu beftreiten fein werde, 

Die Zweite Kammer hat in ber auch von ber unters" 
zeichneten Deputation gerheilten Weberzeugung von der Noths 
wendigkeit und Nuͤblichkrit einer allmaligen gründlichen Res 
gulirung des Eibitrom 8 und in Anerkennung der Bwed« 
mäßigkeit des vorgelegten Gorrectionspfanes einftunmig 
beicloffen, folgende Cikidrungen gegen die hohe Staatg- 
tegierung abzugeben: 

„1 daß fie zwar mit dem dargelegten Plane zur Regus 
Üirung des Eibftrom & im Allgemeinen einveiftanden 
fi, 1edod in Beruckſichtigüng aller einichlagenden 
Umflänte und der in ihren Berichte unter vorſchie⸗ 
dentlicyer Bezugnahme auf das Lohfe’iche Guracten 
niedergelegten Gründe vorerft nur die Ausführung 
der unter Kategorie I erfichtlichen Bauwerke ge 
nebmigez * 
daß fie hierzu unter Beachtung des Bewilligungt, 
rechtes fünfiigr Ständeverfammlungen fir die dh 
nanzpaiede 1861,63 die Summe von 210,000 Char 
fern in jährlichen Raten von 70,000 Thale mit 
dem Bmerken bewillige, 
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folche im orventlichen 
Burger ‚bei Pol. 87 als tranforife) zur Berfehrek 
bung zu bringen,’ h = er 
2 Bern die unterzeichnete Deputation nun ihrer geehrt 
ammer — wie hiermit gefchicht — 
den Beitritt —— obigen beiden Beſchlüſſen der 
Zweiten Kammer” = nit: 
allentbalben empfi hlt, fo thut fie folches in der zuverſi — 
lichen Erwartung, daß die außerordentlichen Anft engung 


Sachfens zur Befdıderung der Schifffahrräverhäfrniffe auf 
der Elbe Kia zur mögtichften Ser Haung „Der derfelben 
entgegenftehenden Hinderniffe nicht vereinzult bleiben 


werden, 
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rertigten Vorausſetzung, daß auch alle 
ugsweiſe die unteren Elbuferftaaten der 
Regulirung der Strombahn eine glechmäßige 
menden mögen. 

: ie bereit in dem allerhöchften Decrete vom 15. Nor 
über dv. 3. berührte und von der Deputation wieder 





AMfgenommene Frage endlich, ob bei den von den in Vor— 


flag — Stromregulirungsmaaßregeln zu erwarten⸗ 
den günftigen Erfolgen nicht ein noch ſtaͤrkerer Angriff der 
Correctionsarbeiten und fomit eine Eihoͤhung des geftellten 
Poftulates im öffentlicyen Intereffe al gebotene erfcheine, 
hat die Deputation wiederum fallen Lafjen, nachdem der 
Herr öniglihe Commiflar, mit dem fie ſich deshalb vers 
nommen, wisderholt auf dad mehrerwähnte Gutachten des 
Wafferbaudirectors, nach welchem beim Fortgang der Baus 
ten ein vorzüglihes Gewicht auf die auszunugende eigene 
‚Kraft des Stromes zu legen ift, verwiefen und hervorgehor 
ben hat, daß bei den auszuführenden Bauten vor Allem 
auch die zur Verfügung ſtehenden technifgen Kräfte in 
Anfchlag zu bringen find. 


Präfident v. Schönfeld: Da der Bericht ſich hier 
offenbar in zwei Theile fpaltet, die nicht unmittelbar im 
Bufammenhange mit einander ftehen, fo dürfte hier inneges 
halten werben mit dem Vorleſen des Berichtes und die 
Diseuffion zu eröffnen fein Uber den Theil, den der Herr 
Referent bereits vorgetragen hat. Ich habe zu erwarten, 
ob Jemand das Wort verlangt? 


Vicepräfident v. Friefen: Ich will zur Erläuterung 
deffen, was in der’ Deputation felbft verhandelt worden ift, 
nur bemerken, daß der Antrag ©. 519 anfangs der Der 
putation nicht fo ganz unbedenklich fehien, der Antrag 
namlich: 

die Staatöregierung wolle allentbalben da, wo 

durd) eine Stromregulirung zugleich ein Uferbau bedingt 

. werde, die Verpflihtung des Arjacenten im Auge behals 

ten, fowie allenthalben da, wo dur Vernachläffigung 

der nöthigen Uferbaue eine Verfchlehterung des Strom» 

bettes entftehen kann, rechtzeitig die Adjacenten zur Vor⸗ 
nahme des in Frage befangenen Uferbaues anhalten.” 

Nach diefem Antrage ſchien es, als ob gegen die Ad⸗ 
jacenten mandmal dod etwas zu firenge Maafregeln 
angewenbet werden tönnten und es entftanden felbft Ber 
denken gegen das Mandat vom 7. Auguſt 1819 und bie 
Frage, ob es jet bei einer vollfländigen Regulirung der 
Elbe nicht an der Zeit und nothwendig fei, dieſes Man: 
dat einer Nevifion zu unterwerfen. Es wurde dabei berüd 
ſichtigt, daß die Schäden an den Elbufern, über welche 
‚geklagt werde und welche ohne allen Zweifel auch der Schiff- 
fahrt nachtheilig find, nicht feit heute und geftern entftan- 
den find, nicht während der Beſitzzeit der jetigen Adjacen · 
ten, ſondern daß diefe Schäden vieleicht feit Jahrhundere 
ten entftanden und immer ſchlimmer geworden find und es 
ſchien daher eine Härte und Unbiligkeit, wenn der Adja 
cent jest auf Einmal das wieder gut machen folle, was 
eine iange Beit vor ihm verdorben hat und was feine Vor⸗ 


Sächsische 
Staats- und Universitätsbibliothek Dresden 





1095 


befiger nicht verbeffert haben. Cs kommt ferner hier bie 
Trage zum Vorfein, wie weit iſt der Adjacent verbun⸗ 
den? Er iſt verbunden, fein Ufer zu decken und bie Ab« 
riffe feines Ufers zu bauen. Aber ift er auch verbunden, 
die Strombahn felbft zu reguliren? Es Pam dabei der 
Unterfchieb zum Vorſchein zwifchen einem bloſen Ufer« 
bau und zwiſchen der wirklichen Gorrection und Verbeffe: 
rung der ganzen Strombahn. Das wird deutlicher 
werden, wenn man fich ein abgeriffenes Ufer vorſtellt, 
welches vielleicht weit hinter die Normallinie des Stromes 
zurücgetreten ift, welches vielleicht fchon eine bedeutende 
Concave bildet. Es fragt ſich hier: ift der Adjacent vers 
kunden, die Concave gänzlich auszufüllen und fein Grunds 
ftüd bis zur Normallinie des Stromes wieder zu ergänzen 
oder ift er nur verbunden, fein Ufer in dem Buftande zu 
befeitigen, wie es ſich heut zu Tage befindet? Es kann 
fehr leicht fein, daß die Wafferbaudirection ber firengeren 
Anficht ift und ben Anliegenden dazu anhält, fein Ufer bis 
an die Normallinie wieder anzubauen. Dies find alles 
zweifelhafte Fragen und es koͤnnen dadurch den Abjacenten 
große Härten treffen, die entweder weit Über die Abſicht 
des Mandat von 1819 hinausgehen oder jedenfalls über 
Recht und Billigfeit. Es wurde ſich dabei auf die Anas 
logie zu einer Strafe bezogen und angeführt, daß ber 
Adjacent ja auch verbunden ſei, bie Strafe an feinem Grund» 
ſtuͤck zu bauen, wenn es nicht eine wirkliche Staatschauſſee 
iſt, don welcher der Staat Chauſſeegelder erhebt. Wenn 
es ein blofer Communicationsweg ift, fo hat der Adjacent 
zum Theil oder die Gommun die Straße zu bauen. Ja 
wohl, das ift wahr! Aber zwiſchen Strafe und Strom ift 
ein großer Unterſchied. Eine Gommunicarionöftraße, bie 
an meinem Grundſtuͤck vorbeigeht, verurfacht mir Beinen 
Schaden, wenigftend feinen Uferabriß und ich habe Nichts 
weiter zu thun, ald die Straße mit meiner Commun zu ers 
halten. Dagegen kann die Laft bei einem Strome freilich 
viel größer fein. Es kommt nod dazu, daß feit 1819, 
wo die Elbftromufere und Dammordnung gegeben wurde, 
fi die Verhältniffe wefentlih verändert haben. Die 
Schifffahrt iſt eine ganz andere geworden, fowohl bie 
Segel: ald Dampfigifffahrt. Aus allen dieſen Gründen 
war es wohl nicht zu verwundern, daß bie Frage auf dad 
ganze Mandat vom 7. Auguſt 1819 fam und daß bie 
Frage bei und erörtert wurde, ob nicht Überhaupt jetzt eine 
Reviſion des Mandat? an der Zeit und nothwendig fei 
und ob man nicht überhaupt die Verbindlichfeiten des Ad⸗ 
jacenten etwas erleichtern müffe, da es ſich hier jedenfalls 
um ein öffentliches Intereffe handelt, um die Erhaltung 
eines öffentlichen Stromes, der dem ganzen Lande, dem 
ganzen Handel und Gewerbe Nugen bringt. Nun find 
diefe Bedenklichkeiten jetzt wieder von Neuem in Erinnes 
tung gebracht und der Antrag fcheint beinahe eine Verfchär- 
fung zu enthalten oder wenigſtens ein firengeres Anhalten 
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der Adjacenten zu ihrer mandatmäßigen Schuldigkeit, indem 
die Zweite Kammer den Antrag vorgeihlagen hat, daß bei 
jeder Stromregulirung erſtlich die Verpflichtung der Adja- 
centen ins Auge zu faffen fei. Der Adjacent foll alſo prins 
cipaliter verbunden fein, dann erft der Staat in subsiduum. 


(Staatminifter v. Rabenhorft und Nittmeifter 
v. Brandenftein treten ein.) 


Indeſſen hat man fi in der Deputation beruhigt 
und die Bedenken, die man anfangs fühlte, zuruͤckgewieſen, 
weil von Seiten der Staatsregierung verfichert wurde, daß 
durch die Fünftige Ausführung der gegenwärtig beabſichtig- 
ten Baue die Lage der Adjacenten nach ihrer Anficht eine 
erheblich günftigere werden dürfte. Es liegt auch auf der 
Hand, daß, wenn die Parallelbauten fih 2—3 Fuß über 
den gewöhnlichen Wafferftand erheben, nach und nad) aud« 
geführt werden, dann die Ufer mehr gefhügt find, als 
bisher, Diefe Betrachtung hat die Deputation und na» 
mentlich mich bewogen, mich bei dem Antrage Seite 519 
zu berubigen und ihm beizutreten; denn fonft geftche ich, 
würde ich dies nicht vermocht haben, um fo mehr als nach 
dem Ausiprude des Wafferbaudirectord felbft durch die 
vernacläffigte Unterhaltung der Ufer der Strom nad und 
nach fo verborben worden fei, daß jetzt das allgemeine In- 
tereſſe bezüglich der Schifffahrt dabei leide und die Baue, 
die mit Rückſicht auf jenen Zweck urfprünglih nur Ufer 
baue geweien wären, ſich jegt ald Strombaue darſtellen. 
Nun die geehrte Kammer wird den Unterfchied zwiſchen 
Ufere und Strombauen felbft fühlen und anerkennen; ine 
deffen glaube ih, if die Sache nun hinlänglich erläutert 
und die geehrte Kammer in den Stand geiegt, über den 
Antrag zu urtheilen. Ich wiederhole, wir treten ihm nur 
bei in Nüdjicht auf die von der Staatöregierung und ge 
gebenen beruhigenden Erläuterungen und Verfiherungen. 


Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Semand weiter das Wort begehrt? — Freiherr v. Welck! 


Freiherr v. Weld: Ich hätte allerdings auch geglaubt, 
daß jeßt gerade eine paffende Gelegenheit gegeben wäre, um 
auf eine Revifion des Mandats von 1819, die Elbſtrom 
uferorbnung betreffend, zurüdzufommen, da wohl nicht zu 
leugnen iſt, daß dieſes Geſetz mitunter fehr bedeutende 
Härten für die Adjacenten enthält. Daß dies der Fall 
fein muß, ſcheint mit ſchon deutlich daraus hervorzugehen, 
daß. die hohe Staatsregierung felbft in dieſen Angelegenhei⸗ 
ten, wie ich aus eigner Erfahrung nicht anders fagen kann, 
mit großer Liberalität gegen die angrenzenden Uferbefiger 
zu Werke gegangen {fi und mitunter weit laͤſtigere Bedin⸗ 
gungen und Verpflihtungen von den Adjacenten hätte ver- 
langen können, wenn fie ganz firiete nady den Worten des 
Mandat von 1819 hätte verfahren wollen. Es wird alfo 
in ber Hauptſache darauf hinausfommen, was auch von 
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dem geehrten Vorredner erwähnt worden DR —— 
vertrauen, daß auch dieſe Stromregulirung in 8 * 
die Herbeiziehung der Adjacenten mit möglichfter Ws 
und Berückſichtigung der Intereffen diefer Lehteren — 
führt werden möge. Es laͤßt ſich auch nicht leugnen, dap 
die anliegenden Grundbefiger eigentlich gar Fein fo großes 
eigned Intereffe an dieſer Stromregulirung haben, Sie 
werben fich als Vaterlandsfreunde gewiß fehr darüber freuen, 
wenn eine fo wichtige Angelegenheit, wie die Regulirung 
des Elbſtromes iſt, kräftig in bie Hand genommen und zur 
Ausführung gebracht wird; aber gerade flr ihre an dem 
Strom angrenzenden Grundſtuͤcke wird der Vortheil um 
deswillen nicht fehr bedeutend fein, weil Ueberſchweumungen 
der Fluren durch die Parallelbauten, von denen bier die 
Rede ift, gar nicht abgehalten werden, fondern diefe nur 
die Ufer vor Abbruch ſchuͤtzen. Wie mannigfaltig die Faͤlle 
find, in denen ein ganz verfchiedenartiges Intereſſe zwiſchen 
den Angrenzenden und dem Fiscus hierbei zur Sprache 
fommen ann, dad geht unter Anderem auch hervor aus 
einem Anführen im jenfeitigen Deputationsbericht, der ſich 
wieder auf die Motivirung der Staatöregierung gründet, 
wo es nämlich heißt: 





„Das durch eine folde Regulirung zu gewinnende 
Areal beträgt 595,57 Ader, welches dur Bepflanzung 
mit Korbweiden mit ber Zeit einen nicht unerheblichen Erz 
trag liefern wird, wie das bereits durch Beifpiele bewiefen 
werben ann.” 

Es wird alfo hier den Ständen in Ausficht geflellt, 
daß diefe zu gewinnenden 895 Ader einen Nuten durch 
Bepflanzung mit Korbweiden für den Fiscus gewähren ſol- 
len. Nun ift aber gewiß ein großer Theil von diefen 895 
Adern Land, welches urſpruͤnglich durchaus nicht dem Fis⸗ 
cus gehoͤrt, ſondern den Adjacenten. Ih will z. B. an 
nehmen, daß feit zwanzig Jahren oder noch länger alle 
Jehre durch Hocmäffer und Cisfahrten Land abgeriffen 
worben ift. Ich kenne felbft Stellen, wo dies bis auf 
40 Ellen der Fall geweien ift, fo daß von ben Grenzen 
des Stromes an, wie diefelben vor noch gar nicht allzu 
langer Zeit beftanden, in die angrenzenden Gelber in einer 
Länge von 40 Ellen hineingeriffen worden iſt. Wenn jetzt 
zur Regulirung des Stromes auf det Hälfte dieſes Areals, 
alſo 20 Ellen vom dermaligen Ufer ſtromeinwaͤrts, der 
Varallelbau angelegt werden foll, fo werben dann gan; ge 
wiß die andern 20 Ellen, die nach dem Lande hereinltegen, 
dem urfprünglichen Beliger derſelben zuruckgegeben En 
müffen; ich gebe zu, daß dies ein für ihn uerhofe 
und unerwarreter Vortherl fein wird, aber recht und A 
feint e8 mir, daß er fie wieder befommt, Etwas Ande⸗ 
ve3 iſt es aber, wenn ber Fiscus Innerhalb des eur 
Stromprofils Kunftbauten ausführt. Das Land, wat 


durch diefe Kunftbauten dem Strombette abgewonnen wird, 
das wird gewiß Niemand bem Fiseus 


fireitig machen ; wo 








— 


o6 Aber *— den früheren Stromkarten ergiebt, daß 
"Die jegigen Jarallelbauten auf früherem Privateigenthume 

— erbaut werden würden, glaube id, muß aud die Nutzung 
davon bem angrenzenden Gigenthümern zukommen. Wie 
gefagt, ich will durchaus nicht auf einzelne derartige Fälle 
eingehen, was ich aus meiner Erfahrung thun koͤnnte; ich 
will aber, das Vertrauen ausſprechen, daß bei dieſer Ber: 
anlaffung, über die wir uns im Allgemeinen nur freuen 
Tonnen und die wir dankbar anerfennen‘miüffen, mit der 
moͤglichſten Schonung und mit billiger Rüdficht gegen die 
anftoßenden Grundbefiger werde verfahren werden. 


Staatöminifter v. riefen: Ich glaube doch, daß ber 
geehrte Herr Vicepräfident dem Antrage Blatt 519 von 
Anfang an vieleicht eine etwas zu große Tragweite zuge: 
ſchrieben hatz die Regierung hat ihn fo verftanden, daß er 
nur eine allgemeine Erinnerung fei, daß der Staat nicht 
Koſten auf fich nehme, die von Rechtswegen und nad) den 
beftehenden Gefegen ben Adjacenten obliegen. In den 
Rechtöverhältniffen ſelbſt kann meiner Anſicht nach durch 
den Antrag durchaus Nichts geaͤndert werden, ſondern es 
wird in den einzelnen Faͤllen nach der beſtehenden Gefehr 
gebung zu beurtheilen fein, ob der Staat zu bauen hat 
oder die Adjacenten. Diefe Erwägung ſcheint mir den 
Antrag als unbedenklich erfceinen zu laffen, denn es foll 
weder eine größere Verihärfung in diefer Beziehung Fünftig 
eintreten, noch foll ben Adjacenten Etwas aufgebürdet werden, 
was ihnen nicht an ſich fhon unbedingt obliegt, fo daß ber 
Antrag nur erinnert, daf durch die jegige Bewilligung nicht 
Laften auf den Staat übernommen werden, bie ihm nicht 
zufommen. Dazu fommt der vom Herrn Vicepräfidenten 
felbft angeführte Umftand, der auch in den Verhandlungen 
der Deputation hervorgehoben worden ift, daß ja die Ads 
jacenten ganz offenbar durch die Ausführung Fünftig in 
eine weit beffere Lage kommen, als fie jest find. Sch 
glaube alfo, es ift ganz unbedenklich, diefem Antrage beis 
zutreten. Was dad weitere Anführen des Herrn Viceprär 
fidenten And des Herrn v. Welck anlangt wegen Revifion 
der Eibufer- und Dammbauordnung, fo wird man nicht 
gut an eine Revifion dieſes Geſetzes allein gehen können; 
wine folde kann nicht anders vorgenommen werben, als im 
Bufammenhange mit der Waffergefebgebung Überhaupt; 
denn noch viel dringender als bei der Eibe ift bei manchen 
andern Flüffen die Regulirung diefer Verhaͤltniſſe. Ob 
es möglich fein wird, bei einem der naͤchſten Landtage zu 
einer aligemeinen Waſſergeſebgebung zu gelangen, muß ich 
dahin gefteltt fein laſſenz jedenfalls wird es nicht wuͤnſchens · 
werih fein, die Elbe allein und ohne Bufammenhang mit 
den uͤbrigen Flüffen zu behandeln, Was ben zuleht ges 
ußerten Wunfch des Herrn v. Welck wegen bed vom Ufer 
abgeriſſenen Terrains anlangt, fo will ich zwar auf die 
Nechtöfrage hier nicht näher eingehen. Ich erlaube mir 
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aber doch zu bemerken, daß gegenwärtig ber Uferbeſitzer 
nicht nur das Recht, fondern auch die Pflicht Hat, fein Ufer 
gegen Abriffe zu ſchützenz wenn er nun das nicht gethan 
und wenn bie Elbe Terrain dann weggeriffen, fo ift es dar 
durch zweifellos ein Theil „des Flußbettes geworden und 
wenn nun der Staat bedeutende Gelbopfer bringt, um 
jenes Terrain wieder zu gewinnen, fo ift offenbar feine 
Nechtöverbindlichfeit vorhanden, diefed Terrain an den Ads 
jacenten abzutreten, jedenfalls müßte Letzterer die Baus 
werke felbft ausführen, wollte er dad Terrain wieder ges 
minnen. Died wollte ich mir erlauben zu bemerfen, um 
nicht die Meinung auffommen zu laffen, als ob die Res 
gierung mit diefer Anficht einverflanden wäre, 


BVicepräfident v. Friefen: Nur eine Heine Berich⸗ 
tigung! Ich bin bei der Entwicelung meiner Bedenken 
keineswegs davon auögegangen, daß durd ben Antrag 
Seite 519 Etwad an den jegt beftehenden rechtlichen und 
gefeglichen Verhältniffen geändert werde. Im Gegentheil 
hat die Deputation geglaubt, daß Alles, was durch das 
Mandat vom 7. Auguft 1819 feſtgeſtellt ift, ſtehen bleiben 


ſoll, daß durch die neue Stromregulirung Nichts geändert 


werde. Darin liegt auch mein Bedenken nicht, ſondern 
ich will offen geftehen, ohne zu weitläufiger Discuffion 
Veranlaffung zu geben, daß ic Zweifel hege, ob eigent⸗ 
lich dad ganze Mandat von 1819 auf einer völlig rechts 
lichen Grundlage beruht und ob eine Verbindlichkeit, die 
hier ohne alle Biweifel gefehlich aufgefproden ift, nad) 
Recht und Billigkeit den Adjacenten angefonnen werden 
ann. Das ift mein Zweifel von Haus aus gewefen und 
deswegen hätte ich geglaubt, daß jetzt, wo eine ganz volls 
ftändige Stromregulirung vorgenommen wird und wo fid) 
die ganzen Scifffahrtd: und Gommunicationsverhättniffe fo 
ungemein verändert haben, ein geeigneter Zeitpunkt wäre, 
um das ganze Mandat einer Reviſion zu unterwerfen, Das 
ift eigentlich die Spitze des ganzen Bedenkens. Mit ber 
Veränderung der rechtlichen Verhaͤltniſſe, die wir Beide 
nicht annehinen, weder der Herr Staatöminifter noch ich, 
mit der Nechröverbindlichkeit ift ed nun fo eine Sache. 
Jetzt werden die Sachen ganz anders genommen, ald am 
7. Auguft 1819. Ale Verbindlichkeiten, welche die Com⸗ 
munication und ben allgemeinen Verkehr betreffen, werden 
ganz anders genommen und ſchaͤrfer als fonft. Ebenſo if 
es mit dem Straßenbaumandat von 1781. Wormald hat 
man fi mit mandem Hohlwege, mit mancher ganz vers 
funfenen Straße begnügt, was man jegt für ganz unmoͤg⸗ 
lic) Hält. Die Verhättniffe haben ſich jet entfeglich ges 
ändert in der Technik, in der Intuftrie, wie auch im alle 
gemeinen Verkehr. Verfcjärft wird die bisherige gefchliche 
und rechtliche Verbindlichteit micht etwa durch die neue 
Vorlage, aber durch die Zeiten, in denen wir leben und 





durch die Anfprüche und Anforderungen, die heut zu Tage 
gemacht werden. Indeß wir welln darüber hinweggehen 
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und ich wieberhole, wir haben uns beruhigt erftlih aus 
dem Grunde, daß uns eröffnet worden ift, die Lage 
der Adjacenten würde durch die Stromregulirung erheblich 
günftiger werden und zweitens weil wir hoffen, die hohe 
Staatöregierung werde die dur die Strombauorbnung 
von 1819 fefigefellten Grundfäge mit möglichfier Mitde 
und Schonung handhaben. Das find die Gründe, aus 
welchen wir uns beruhigt haben. 


Nittergutsbefiger Ritt ner: Es iſt allerdings nicht zu 
erkennen, daß der Antrag, um den es fich hier handelt, 
in mehr als einer Beziehung große Bedenken erregt, die 
wir von den beiden geehrten Herren Rebnern gehört haben. 
Denn wenn man fi denkt, daß die Verrainung der Gren» 
zen, die hier beantragt wird, fo ausgeführt werden fol, 
daß Überall der im Augenblid der Verhandlung fih vor- 
findende Zuftand des Ufers unbedingt gelten ſoll, fo ſcheint 
mie das doc) etwas hart und ich glaube, wenn der Ads 
jacent aus Beihnungen, Documenten oder fonft nachwei⸗ 
fen kann, daß fein Grundftüd weiter hinausgegangen ift, 
als jegt, wenn alſo ein namhaftes Stud Land vom Waffer 
herabgeriffen ift, daß Seiten des Staates das Eigenthums - 
recht an Grund und Boden dann nicht beaniprucht werden 
Tann. Ich glaube aber auch nach aller Erfahrung, die 
ich bei Verührung mit der Wafferbaucommiifion gemacht, 
daß in diefer Angelegenheit, wie auch die Herren Spreder 
andeuteten, mit möglichfter Milde von der Staatöregierung 
vorgegangen wird und ich beruhige mich auf Grund biejer 
Hoffnung auch über den gegenwärtigen Antrag. Es ift 
nur ein Moment dabei, dad ich bitte mir aufzuklären, ob 
«8 nicht möglich fein wird, über diefe Schwierigkeit, die 
jedenfalls bei rechtlichen Auseinanderfeßungen vorhanden 
ift- und‘ häufig fehr grell zu Lage treten wird, hinwegzu⸗ 
kommen, wenn man mit den Adjacenfen vorher einen Ders 
trag abfchlöffe, ob fie das and, was durch den Längenbau 
im Stiome von biefem abgefchieven wird, für einen ger 
wiffen Kaufpreis annehmen wollen. Der Kaufpreis wird 
allerdings mit den Koften der Wafferbauten nicht in gleicher 
Höhe fein können, wenigftens in ben feltenfien Fällen, 
Gleichwohl follte ich meinen, es müffe im Intereſſe der 
Staatsverwaltung liegen, wenn diefe einzelnen Streifen 
Land am Strom in die Hände von angrenzenden Privat: 
leuten gelangen. Jedenfalls möchte es ein zweckmaͤßiges 
Mittel fein, Reibungen und Streitigkeiten in Bezug auf 
die abgeriffenen Ländereien volftändig zu befeitigen. Ich 
glaube, daß von Seiten der Staatöverwaltung diefer Weg 
Häufig eingefchlagen werden wird und, wie gefagt, ich be» 
zuhige mich über die in dieſem Antrag möglicherweife lies 
genden Härten, ba id) aus Erfahrung weiß, wie auch die 
beiden geehrten Herren Redner bereits angedeutet haben, 
daß bei allen Strombauten mit großer Schonung der Ad- 
jacenten vorgegangen worden ift. Diefe Schonung ift ge 
wiſſermaaßen begründet in den Härten des Mandats von 


N * 
1819, wie auch der Herr Vicepraͤſident angı tet 
| Diefe Härten anlangend, will ih nur in Pr 
Fall befannt iſt, in dem die Beſtimmungen diefes Manz 
dats fireng ausgeführt worden find, welche befagen, daß 
vorkommende Uferbauten von allen dahinter liegenden Ads 
jacenten gemeinſchaftlich beforgt werden follen, inſoweit fie 
Ueberſluthungen ansgefet find. Soweit mir bekannt, ift 
da niemals die volle Strenge des Mandats angewandt 
worden, fondern man hat Seiten der Wafferbaucommiffion 
mit namhafter Hülfe die Betheiligten unterflügt, da es ſich 
geradezu ald unmöglich herausgeſtellt hatte, die koſtſpie. 
ligen Bauten auf ausfchlieglihe Koften der Adjacenten 
auszuführen und weil rechtlich der Standpunkt mit aufzus 
faffen war, daß ein großer Theil der Koften für Reguli- 
rung ded Stromes und nicht fir Schug des Ufers er 
wuchſen. Diefer Geſichtspunkt hat in der Negel obgewal. 
tet und wird es auch in Zukunft nicht anderd werden und 


die beiden Herren Vorrebner diefelbe Anficht ausgeſprochen 
haben. b 

Freiherr v. Weld: Nur eine kurze Bemerkung wil 
ich mir geftatten, ohne die hohe Kammer lange aufzuhalten. 
Ih fan mich bei einer Bemerfung des. Herrn Staatsminifierd 
nicht ganz beruhigen; ich muß dem widerfprehen, daß es 
allein die Schuld der betreffenden Grundbeſitzer wäre, 
wenn ihre Ufer in Abriß gekommen wären, weil fie geſetz⸗ 
lich verpflichtet wären, ihre Ufer im Stand zu halten, Die 
Suftandhaltung der Ufer an der Elbe iſt eine ganz um 
möglihe Sache, wenn ein folder Bau nicht im Ganzen 
und im Bufammenhange auf große Diftanzen vorgenoms 
men wird. Denn wenn 5. B. Jemand 3,000 bi 4,000 
Schritt lang an die Elbe angrenze und mill feine Ufer 
firede verbauen, ohne dag von oben herein und im Bufamte 
menhange mit feinen Bauten- ebenfalls gebaut wird, fo 
reißt das naͤchſte große Waffer feinen Bau mieder weg 
und hinterwaͤſcht das Ufer auf demfelben Flecke wie vor 
ber. Es iſt dies olfo in der That cine Veflühmung im 
Mandat von 1819, die eben an der Elbe im Allgemeinen 
nicht ausführbar if. Es ift auch ſchon vorhin in anerkens 
nender Weiſe erwähnt worben, daß diefe Beftimmung nicht 
mit Strenge gehandhabt worden wäre; es ift dies aber ges 
ſchehen, eben weil fie nicht ausgeführt werben: konnte. 
Ferner muß ich noch zur Rechtfertigung der angrenzenden 
Grundftüdsbefitier anführen, daß es ihnen auch oft um des · 
willen nicht moͤglich geweſen ift, ihre Ufer Im gehörigen 
Stande zu erhalten, weil fie nad) dem Mandat von 1819 
die Verbindlichkeit Haben, auf ihrem Ufer den Leinpfad zu 
dulden und auf dieſen Punkt iſt von der Regierung im⸗ 
mer ſireng gehalten worden und mußte auch des öffentlichen 
Verkehrs wegen darauf gehalten werben. Es ift dies aber 





eine außerordentlich harte Verpflichtung für die Ungrenzen® 


der geehiten Kammer das vorhalten, dag mir Fein Aalen 






ich glaube, wir fönnen den Antrag annehmen, wie au - 





s „Man muß nur wiffen, was für eine Claſſe von 
;efisren biefe fogenannten Bomätfcher find und wie wenig 


— — Schonung und Berüuͤckſichtigung des Privateigenthums bei 


ihnen zu finden iftz wo fie am Ufer im fremden Weidicht 
einen für fie paffenden Stock finden, da wird er abgefchnits 
ten, fie Mettern an dem Ufer herauf und herunter, ftoßen 
mit den Stöden in die Boͤſchungen, wo dann das Regen» 
waffer hineinfäuft, das Ufer untergräbt und wegſpuͤlt. 
Aber, wie ſchon gefagt, es ifl heute ſchon dreimal Beruhigung 
bezüglich aller diefer Gegenftände in diefem Saale ausge: 
ſprochen worden, ich trefe dem ganz bei. 


Staatöminifter v. Friefen: Nur zwei thatfähliche 
Bemerkungen möchte id mir erlauben auf das, was bie 
Herren v. Weld und Rittner angeführt haben. Ich glaube 
nicht gefagt zu haben, daß die anftogenden Grundſtuͤcksbe - 
figer ftetö die Schuld tragen, daß Uferabriffe vorfommenz 
ich habe nur gefagt, dies fei der Fall, wenn fie unterlaffen, 
die Ufer zu befeftigen. Ich gebe gern zu, daß auch Fälle 
vortommen koͤnnen, wo die Abreifung erfolgt ohne Schuld 
des Adjacenten. Auf das, was der Herr Abg. Rittner bes 
merft hat, muß ic erwibern, daß ich micht zugeben kann, 
dap das Mandat von 1819 in der erwähnten Beziehung 
gar nicht ausgeführt worden fei. Es find allerdings Fälle 
vorgefommen, wo auch die Hinterliegenden Grundftüdsbe: 
figer zur Verbindlichkeit eines Uferbaues herangezogen 
worden find, wenn es dem zunächftliegenden zu ſchwer 
wurde. Bar iſt mir im bieferm Mugenbtidte- von den ib. 
ufern ein Fall der Art nicht gleich erinnerlih; aber von 
der Mulde in der Nähe von Zwickau iſt mir ein folder bes 
kannt, wo rechtskraͤftig entfchieden wurde, daß auch die hin, 
terliegenden Grunbftücöbefiger mit beitragen müßten. Bei 
der Gibe iſt aber etwas ganz Aehnliches hinſichtlich der 
Dammceemmunen häufig vorgekommen, wo zu der Erbauung 
und Unterhaltung von Dämmen hinterliegende, nicht uns 
mittelbar angrenzende Grundftüde mit beigegogen wor» 
den find. 

Nittergutsbefiger Ritt ner: Ich beſcheide mich gern, 
daß meine Erfahrung nur hinſichtlich der Elbe reicht ʒ aber 
da iſt es wahr, daß die Staatsregierung ſtets mit ihren 
Hülfsmitteln eingeſchritten iſt, wo es ‚fi um große Bauten 
handelte, da e& wirklich meift unmöglich war, daß die Be: 
theitigten die Koſten ohne Staatöbeiträge aufbringen 
Tonnten. 

Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand weiter das 
Wort verlangt, fo fchließe ich die Debatte und ertheile dem 
Herrn Referenten das Schlußwort. 


Referent Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Meine 
Herren! Es tät fich jedenfalls nicht in Abrede ftellen, 
daß viele Beftimmungen des Mandats vom 7. Augufi 
1819 als mit draconiſcher Strenge geſchrieben erſcheinen 
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Tonnen. Sowohl aus diefem Grunde, als auch deshalb, * 
weil dieſes Mandat ſich nieht allein auf die Eibe, fondern 
auch auf die Meineren Flüffe in Sachſen bezieht und Ans ' 
wendung zu leiden hat, erichien es der Deputation noth⸗ 
wendig, auf die Frage zuruͤckzugehen, ob, wenn nicht eine 
Aufhebung, fo doch eine Nevifion dieſes Mandats ſich als 
nothwendig darfielle. Indeß man hat ſich, wie ſchon er⸗ 
mähnt, ‚überzeugen müffen, daß dies nicht gerathen ſei, 
weil doch ſchlühlich an den Grundprincipien, an ber Ude 
jacenzverpflichtung der Uferbefiger Nichts geändert werben 
fönnte und wenn man aud auf Erlaß eines neuen Ger 
feges zulommen wollte, allemal an diefem Principe feſt⸗ 
halten müßte. Das Mandat von 1819 if feiner Zeit in 
legaler Weife als Landesgeſetz publicirt worden und hat bis 
zu dem Augenblide, wo es auf gefegliche Weile wieder 
aufgehoben fein wird, feine volftändige Gültigkeit. Es 
konnte der Deputation daher nicht zweifelhaft fein, daß an 
den Beftimmungen deffelben in alle Wege feftgehalten were 
den muß. Um aber den Adjacenten wenigftend eine Bes 
ruhigung zu gewähren, ift ausdruͤcklich und abfichtlih von 
der Deputation hervorgehoben worden, daß die Lage ders 
felben Eünfrig jedenfalld nur werde eine beffere werden und 
daß durch jetzt beabfichtigte Gorrectionsbaue eine unzweifels 
bafte Erleichterung für ihre Uferunterhaltungspflicht eintre- 
ten werde. Uebrigens haben wir zu unferer Freude aus 
dem Munde dreier verehrter Mitglieder beflätigen gehört, 
das ſchon gegenwärtig von ber Staatöregierung in allen 
den Fällen, wo Apjacenten zur Mirleidenheit bei Uferbaus 
ten zugezogen werben müffen, mit der größten Billigkeit 
verfahren werde. Da in Bezug auf den Antrag auf Seite 
518, daß fünftigen Negulirungsbauen allemal eine Were 
rainung ber Ufer mit, den Adjacenten voransgchen folle, 
von einer Seite Befürchtung, von der anderen Erwartung 
ausgefprochen worden ift, eine Befuͤrchtung nämlich, daß 
vielleicht ein Eingriff in wohlerworbenes Eigenthum eins 
treten koͤnnte, auf der anderen Seite die Erwartung, daß 
man es vielleicht als das Bwedmäßigfte erkennen winde, 
folche Uferftreiten- an die benachbarten Grundſtuͤcksbeſitzer 
zu verfanfen, fo muß ich fagen, daß Beides durch dem 
Antrag nicht auögefchloffen wird. Es iſt ſelbſtverſtaͤndlich, 
daß jeder Verrainung vorher eine Ermittelung, Feſtſtellung 
und Berichtigung der Grenze vorausgehen muß. Tritt 
ein zweifelhafter oder ftreitiger Geſichtspunkt ein, fo iſt über 
diefen zuvoͤrderſt rechtliche Gewißheit berzuftelen und erſt 
nach Befeitigung aller Bedenken kommt zum Schluffe die 
Verrainung hinzu. Ich glaube, die geehrte Kammer kann 
auch in diejer Beziehung allerwege Beruhigung faffen und 
dem Antrage unbedenklich beipflichten. 

Praͤſident v. Schönfels: IH Tann mid nun zur 
Abftimmung wenden. . Ich würde zunächft die Frage auf 
die beiden Anträge richten, die fib auf Seite 525 des Ber 
richtes befinden und zwar, da die beiden Anträge auf das 
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Decret im Allgemeinen ſich beziehen, fo würde ich Namend« 
aufruf eintreten laffen. Ich glaube auch, daß ich beide Anz 
tröge zufammen nehmen Tann, weil fie conner find und 
einer ohne den andern nicht füglich gedacht werden kann. 
Sch würde dann, wenn diefe Frage erledigt iſt, auf die eins 
zelnen Anträge übergehen und würde in biefer Beziehung 
mit dem Antrage anfangen, ber fich auf Seite 518 vorfin- 
det. Dann würde ich übergehen zu dem auf Seite 519 
und endlich auf den auf Seite 521. Wenn Niemand auf 
diefe Fragftellung Etwas einwendet, fo würde ich demgemäß 
verfahren. Der Herr Referent macht mich eben aufmerkfam, 
daß ſich auch ein Antrag auf Seite 523 befindet. Es wird 
aud auf diefen die Abftimmung zu richten fein. Zunächft 
richte ich die Frage auf die beiden Anträge Seite 525. 
Der erſte geht dahin: 

„daß die Kammer zwar mit dem bargelegten Plane 
ur Regulirung des Elbftromes im Allgemeinen einvers 
Hunden fei, jedoch in Berückſichtigung aller einfchlagens 
den Umftände und der in ihrem Berichte unter verſchie- 
dentliher Bezugnahme auf das Lohfe'ihe Gutachten nie: 
dergelegten Gründe vorerft nur bie Ausführung der unter 
Kategorie I erfichtlichen Bauwerke genehmige;” 

der zweiter z 

„daß fie hierzu unter Beachtung des Bewilligungds 
vechtes fünfiiger Ständeverfammlungen für die Sinanz 
periode 1861/63 die Summe von 210,000 Thirn. in 
jähriichen Raten von 70,000 Thlr. mit dem Bemerken 
bewillige, folche im ordentlichen Budget bei Pof. 87 als 
tranfitorifch zur Werfchreibung zu bringen.” 

In Bezug auf diefe beiden Anträge frage ih nun, ob 
die Kammer diefen zuſtimmt? 


Sämmtliche anwefende Mitglieder beantworten diefe Frage 
} mit Ja, als: 

Wicepräftdent v. riefen. + Kammerhere v. Behmen. 
Seretär v. Egidy. Graf v. Stolberg. 

Secretär Wimmer, Kammerherr v, Lüttichau. 
Domherr v. Wapdorf. Kloftervoigt v. Pofern. 

Graf Some: Wilbenfels. Nittergutebefiger dv. Böhlau. 
Hofrath Dr. Hänel, Kammerhere v. Mepfch. 

Graf Witding d. Könfgebrüd. Bargermeiſter Müller, 

Graf v. Schönburg. Freiherr v. Schönberg«Bibran. 
Bürgermeifter Lhhr, Kammerhere v. Mittig. 
Bürgermeifter Clauß. Geeiperr v. Biedermann, 
Freiherr v. Welc Freiherr v. Room. 
Nittergutöbefiger Rittner. Bürgermeifter Dr. Koch. 
Bürgermeifter Gottfchatd. Kammerhere v. Crömannedorff. 
Nittergutsbefiger d. Römer. Dinanzrath v. Roftiz-Wallwig. 
Kammerherr v. Wagdorf. Sandesbeftallter Hempel, 
Rittergutsbefiger Kraft, Dberblirgermeifter Pfotenhauer, 
Bürgermeifter Hennig. © Präftdent v. Schönfels, 
Freiherr v. Befchwig. 


Präfident v. Schönfeld: Es haben demnach die beir 
den Anträge einftimmige Annahme gefunden. Ich 
wende mic nun zu den verſchiedenen Anträgen, wie fie ſich 





im Berichte vorfinden. Der erfte befindet fich, wie gefagt, |” 


auf Seite 518 und lautet fo: 





, 


nDie hohe Staatsregierung wolle Hebeeir ie, 


% 
eine Stromregulirung ftatıfinden fol, thunlichft Be 


griffnahme des fraglichen Correctionsbaues eine Verrais 
nung der Ufer mit den Adjacenten anordnen.” 


Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation diefem Antrage beipflichtet? — Ein» 
fimmig Sa. 

Der Antrag, der num zur Abftimmung kommt, befindet 
fih auf Seite 519 und lautet: 


„bie hohe Staatsregierung wolle allenthalben ba, 
wo durch eine Stromregulirung zugleich ein Uferbau bes 
dingt werde, die Verpflichtung des Adjacenten im Auge 
behalten, fowie allenthalben da, wo durch Vernadhläffigung 
der nöthigen Uferbaue eine Verſchlechterung des Stroms 
bettes entftehen kann, vechtzeitig die Adjacenten zur Vor⸗ 
nahme des in Frage befangenen Uferbaues anhalten.” 

Ich frage aud hier, ob die Kammer auf Anr 
rathen ihrer Deputation diefem Antrage beis 
fimmt? — Einftimmig Ja. 

Der dritte Antrag, um den es fich handelt, ſteht auf 
Seite 521 und lautet: 


die hohe Staatöregierung wolle, foweit dem nicht 
dingliche oder perfönliche Rechte entgegenftehen, durch 
polizeiliche Verordnungen dafür forgen, daß Rünftig aus 
Sand: und anderen Sreinbrücen Schutt und Abraum 
aller Art nicht in dad Strombert der Eibe gebracht werde 
Pr die betreffenden Wafferbaubeamten demgemäß ine 
ruiren.“ 


Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen ihrer 
Deputation diefem Antrage beiftimmt? — Ein» 
fimmig Sa. 

Der vierte Antrag befindet fich auf Seite 523 des Ber 
richts und lautet folgendermaaßen : 


Die hohe Staatsregierung wolle die Frage wegen 
einer angemeffenen Erhöhung der Tariffäße*) für die 
Benugung der Winterhäfen in Erwägung ziehen.” 


Ich frage auch hier, ob die Kammer auf Anrarhen 
ihrer Deputation diefem Antrage beiftimme? — Eins 
fimmig Ja. 


Referent Oberbürgermeifter Pfotenhauer: Im Ber 
richte heißt es weiter: 


Endlich darf die unterzeichnete Deputation nit uns 
erwähnt laffen, daß die jenfeitige Kammer auf Anrarhen 
ihrer zweiten Deputation bei der vorliegenden Veranlaffung 
aud noch folgenden Antrag an die hohe Staatöregierung 
befchloffen hat: A 

„Hoddiefelbe wolle unverweilt im Verein mit Oeſter ⸗ 
reich, Preußen, den anhalr’fhen Staaten, Hamburg und 
Luͤbeck alle ihr zu Gebote ftehenden Mittel anwenden, 
um die Elbzölfe im Verhaͤltniß zu den vorläufig vereins 
barten neueften Rheinzöllen zu reguliren.“ 





*) ©, Seite 1093 biefer Nummer, 





‚Beranlaffung zu biefem Beſchluſſe haben zunaͤchſt die 


⸗ die Elbzollfrage mitgerichteten, im Eingange vieles 
_—räts eolhnten Yeriionen, Dornepmlig Sara yie nie 


rahtungen gegeben, daß die gegenwärtig zur Ausführun; 
u dringenden underhebliche finanzielle Spter a 

orrectionsbaue nur erft dann den für den Schifffahrts- 
betrieb und den Handel zu erwartenden, über die Grenzen 

Sachſens hinaus wirkfamen und nachhaltigen Nugen haben 
Tönnen, wenn derfelbe von folchen Zöllen befreit wird, die, 
wie die jegt erhobenen, den ganzen mit dem Auslande ftattz 
findenden Elbverkeht in Frage zu ſtellen geeignet find. 

In dem Berichte der jenfeitigen Deputation ift auf 

Seite 353 flg. zur Begründung obigen Antrages zuvörderft 
eine Bufammenftellung der einfchlagenden Vorgänge in einer 
solchen Woltftändigkeit gegeben worten, daß dem bieffeits 
Erwas nicht hinzuzufügen übrig bleibt. 

‚. Die unterzeichnete Deputation geftattet fi deshalb, 
d’efen Theil des Berichts der anderen Kammer von den 
Worten auf Seite 353: 

Im Artifel 5" ıc, e 
bis mit den Worten auf Seite 358: 
„erhoben werden“, 

zu adoptiren und erachtet eine Kundgebung im Sinne obis 
gen Antrags auch Seiten der Erſten Kammer für um fo 
unerläßliher, als die hohe Staatsregierung felbft in dem 
allerhöchften Decrete vom 9. November vorigen Jahres eine 
Ermäßigung der jet beftehenden Eibzölle fortwährend für 
wünfgenswerth und nothwendig erklärt hat, nach deren 
der unterzeichneten Deputation aber auf Befragen gegebe⸗ 
nen Auskunft bis zur Stunde noch feine Ausficht zur Wie ⸗ 
deraufnahme der Verhandlungen der im Jahre 1858 in 
Hamburg zufammengetretenen, zur Zeit goch immer vers 
tagten Wach eibfarfffanrsreoiflonerommiffion, wohl aber 
die traurige Gewißheit vorhanden ift, daß inzwiſchen die 
den Eibfchifffahrtöverkehr lähmenden, den Beftimmungen 
der Wiener Congreßacte widerfprechenden ‚hohen Zölle von 
den Regierungen der niederen Elbuferftaaten, Hannover, 
Medienburg und Dänemark wegen Lauenburg nad wie 
vor forterhoben werden, J 

Mit vollem Rechte wurde ſchon in der, Zweiten Kam- 
mer darauf hingewiefen, daß die Nothiwendigkeit einer Er» 
mäßigung der Gibzölle um fo dringender werde, je ſchroffet 
die Ungleichheit und Unverhäftnißmäßigkeit der Abgaben für 
den Lands und derer für den Waffertransport bei der das 
mals erft in Ausficht genommenen Aufhebung der Durch: 
gangsgölle hervortreten müfft. 

Mit dem 1. März diefes Jahres if dieſe lettere Maop 
regel, wie fich die geehrte Kammer aus der Berathung ded 
diesfaliſigen allerhöchften Decrets vom 5. vorigen Monats 
erinnert, in fämmtlihen Staaten des Zollvereins und mit 
ihr zugleich auh — Dank den beharrüchen Beftrebungen 
des Großherzogthums Yaden — eine bedeutende Ermäßi- 
gung der Mheinzölle in das Leben getreten. 

Hierdurch ift der Wunſch und das Verlangen, daß 
die Staaten der Niederelbe endlich ihre entfchiedenen und 
ungerechtfertigten Widerfprüche go jede Ermäßigung der 

Eibzölle falen laffen und aufhören mögen, dem ‚Handel 
und dem Nationalwohlftande der oberen Eihuferftaaten, na⸗ 
mentlih auch Sacjfens, die empfindlichften Nachtheile zu 
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feitigung diefes Mißverhaͤltniſſes herbeizuführen, empfiehlt 
die unterzeichnete Deputation der Be en 
Beitritt zu dem obigen Befchluffe der anderen Kammer 
und rathet derfelben an, ſoichen in folgender, nach der ges 
genwärtigen Sachlage veränderten Faffung: 
„Die hohe Staatsregierung wolle unverweilt im Bere 
eine mit Deſterreich, Preußen, den Anhaltihen Staaten, 
Hamburg und Lübed alle ihr zu Gebote flehenden Mits 
tel anwenden, um bie Eibzölle im Werhältniffe zu den 
neuerlich vereinbarten Rheingöllen zu reguliren”, 
annehmen zu wollen. 


Präfident d. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über den foeben vorgetragenen Theil des Berichtes 
zu ſprechen wuͤnſcht? — Es ſcheint nicht fo und ich gehe 
daher zur Abflimmung über. Die Kammer hat den Ans 
trag vernommen, welcden die Deputation zur Annahme 
empfiehlt, er lautet: 

„die hohe Staatöregierung wolle umverweilt im 
Vereine mit Defterreih, Preußen, den anhalvfchen 
Staaten, Hamburg und Lübe alle ihr zu Gebote 
fehenden Mittel anwenden, um die Eibzölle im er: 
hältniffe zu den neuerlich vereinbarten NHeinzölfen 
zu reguliren.” 

IH frage die Kammer, ob fie auf Anrathen 
ihrer Deputation dem Antrage beiffimmt? — 
Einftimmig Ja. 

Here Bürgermeifter Seeretär Wimmer wünfcht num 
das nachzubolen, was zu Anfang der Gigung unterlaffen 
werden mußte aus Mangel an hinreichendem Material. 


(Secretär Bürgermeifter Wimmer verlieft das von ihm über 
die legte Sigung aufgenommene Protokoll.) 


Hat Jemand gegen bie Faffung des Protokolls Etwas 
zu erinnern? — Da dies nicht der Fall iſt, fo ift daffelbe, 
als genehmigt anzufehen und ich erſuche die Freiherren 
v. Biedermann und v. Rochow, baffelbe mit mir zu 


vollziehen. 
(Dies gefchicht.) 

Bir wenden uns nun zum zweiten Gegenftanbe ber 
heutigen Tagesordnung. Es ift das der Bericht der 
erfien Deputation auf das allerhöchfte Decret, 
die Firation der Brandverfiherungsbeiträge 
auf die Sahre 1861, 1862 und 1863 betreffend. 
Ich habe den Herrn Referenten Bürgermeifter Hennig zu 
erſuchen, uns Vortrag zu erftatten. 





Referent Buͤrgermeiſter Hennig: 

Das koͤnigliche Decret, die Fixation der Brandvers 
figerungöbeiträge auf die Jahre 1861, 1862 und 1863 ber , 
treffend ſ. EM. I. K. ©, 1441. 





bereiten, ein ficherlich nur gerechtfertigter geworden. 
Uebergeugt davon, daß die hohe Staatöregierung un: 

auögefegt bemüht fein werde, im Verein mit den anderen 

in gleicher Sage befindlicpen Elbuferſtaaten die endliche Ber 


Es wäre num die Beilage zu verlefen;_ allein da 
fie im Berichte in der Hauprfache wiederholt iſt, fo könnte 
wohl von der Vorleſung derfelben abgefehen werben und 
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ich bitte daher den Herrn Präfidenten, die Kammer zu 
fragen, ob fie damit einverftanden ift. 


Präfident v. Schönfeld: Es iſt zuvoͤrderſt zu vers 
nehmen, ob die hehe Staatsregierung damit einverftans 
den ift? 


König, Commiffer Ju ſt: Die Regierung ift damit 
einverfianden. B 

Dräfident v. Schönfeld: Wenn von Seiten ber 
Kammer ein ausdruͤcklicher Wunſch dagegen nicht ausge: 
ſprochen wird, fo würbe ih annehmen, daß fie von der 
Vorleſung der Beilage*) abfehen will. Ich erfuche daher 
den Herrn Neferenten fortzufahren. 


Referent Bürgermeifter Hennig: Der Bericht der 
erften Deputation lautet: 


Mittelft des in der Ueberichrift erwähnten koͤniglichen 
Decrets beantragt die Staatsregierung, daß die zur Im⸗ 
mobiliarhrandverficherungsanftalt zu bezahlenden Brand: 
verficherungsbeiträge auf die Periode 1861/63 in der zeit ⸗ 
herigen Höhe und demnad mit jährlih  * 

11 Nor. 2 Df. von je 100 Thalern 
oder halbjährlich . 

1 Nor. 4 Pf. von je 25 Thalern Verficherungsfumme 
erhoben werden, h 

In der Zweiten Kammer hat man einſtimmig geneh: 
migt, daß die Werficherungsbeiträge in der beantragten 
Maape erhoben werden, falls nicht inzwiſchen die Gaffen: 
verhätiniffe der Anftalt eine Abminverung diefes Beitrags: 

ſatzes für einen oder mehrere Termine geftatten follten. 

Die unterzeichnete Deputation ift mit dem Antrage der 
Staatöregierung, ſowie mit dem Beſchluſſe der Zweiten 
Kammer und mit den dafür angeführten Gründen einver: 
ftanden; fie adoptirt deöhalb den in der Zweiten Kammer 
erftatteren Bericht und beantragt: 

„ben von ber Zweiten Kammer gefaßten Beſchluſſe 
beizutreten,” 


Ich erlaube mir num, den Bericht der Bweiten Kam 
mer vorzutragen, 


(&. benfelben &.M. I. 8. ©. 1443.) 


Ihre Deputation ſchlaͤgt Ihnen dor, dem Beſchluß 
der Zweiten Kammer beizutreten. 


Präfident v. Schönfels: Ich babe zu erwarten, ob 
Jemand über den vorgetragenen Bericht das Wort verlangt? 
— Es ſcheint nicht der Fall zu fein. Ich kann mich da 
her glei zur Abftimmung wenden und wirde auch hier, 
ba es ſich um ein allerhöcftes Decret handelt, diefelbe durch 
Namensaufruf bewirken. Der Antrag der Deputation geht 
dahin: 

Daß die Brandverfiherungsbeiträge für die Periode 
1861/63 nad) der bisherigen Höhe und demnach mit 


#) Die Beilage, von deren Borlefung man abficht, ſ. LM. IL. R. 
RT a — 


Sächsische 





11 Nor. 2 Pf. jaͤhrlich von je 100 Thalern — — 
oder mit 


1 Ngr. 4 Pf. halbjaͤhrlich von je 25 Thalern Brände 
verfiherungsfumme 8 
erhoben werben, falls nicht inzwiſchen die Caſſenverhaͤlt⸗ 
niffe der Anftalt eine Abminverung diefes Beitragäfages 
für einen oder mehrere Termine geftatten follten.“ 

Ich frage, ob die Kammer nah Anrathen 
ihrer Deputation diefe Genehmigung ausfpres 
Gen will? 

Diefe Frage wird: von fämmtlichen anweſenden 
Kammermitgliedern bejaht, als: 
Bicepräfident v. Briefen. - Graf v. Stolberg. 


Seeretäe d. (Egidy. Kammerperr v, Cüttichau, 
Sceretäe Wimmer. Rioftervoigt d, Pofern, 
Domperr.d. Wagdorf. Kammerherr d. Mesfh. 
Graf Sotme-Witbenfels. Bürgermeifter Hennig. 


‚Hofrat Dr. Hänel. 
Graf Bitbing v. Königsbräd, 
Bürgermeifker Lohr. 


Bürgermeifker Müller, 
Breiperr v. Schönberg-Bitran, 
Kammerferr v. Miltit, 


Bürgermeifter Clauß. Breihere v. Biedermann. 
Nittergutöbefiger Rittner, Freiherr v. Rochow. 
Bürgermeifter Gottfehalb. BVürgermeifter Koch. 
Nittergutebefiger v. Rbmer. Dberbrgermeifter Pfotenhauer. 
dreihert v. Welt. Kammerherr v. Erdmannsdorff. 


Kammerhere v. Waddorf. 
Kittergutsbefiger Kraft: 
reihere d. Befchwit, 
Kammerferr ». Zchmen. 


Hraͤſident v. Schönfeld: Es hat alfo diefer Antrag 


Finanrolh v, RofigeWaltvig 
Sandesbeftallter Hempel, 
Yräfdent v. Schönfeld. 


einflimmige Annahme gefunden. 


Meferent Bürgermeifter Hennig: Ich würde noch 
um die Erlaubniß bitten, die fändifhe Schrift vortragen 
zu dürfen. - 

Präfident v. Schönfels: Es wird dem fein Hine 
derniß entgegenftehen. 

(Nach Vortrag der genannten Schrift.) i 

Benn Niemand gegen Form und Inhalt der forben 
verlejenen Schrift Etwas einzuwenden findet, fo bat dieſelbe 
an die Zweite Kammer zu gelangen und findet fie auch 
dort Genehmigung, fo wird fie demgemäß abgelaffen were 
den. Es hat daher diefer zweite Gegenſtand unferer heu⸗ 
tigen Tagesordnung feine Erledigung gefunden und 
wir fönnen zum dritten Gegenftande übergehen. Es iſt 
dies der Bericht der vierten Deputation, die v. Alt⸗ 
roc'ſche Befchwerde betreffend und ic habe den 
Herrn Referenten v. Wapdorf zu erſuchen, und den bes 


treffenden Vortrag zu geben. 


Referent Domherr v. Watzdorf: Der Bericht der, 
vierten Deputation’ der Erſten Kammer, bie Beſch werde 
und Petition des vormaligen Majors Adolf Heinrich v. 
Altrock betreffend *), lautet: 


*) S.2M, IL K. ©. 637 ſlg. 


— 
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Threndtes letzten orbentlichen Landtags fiellte unterm 
Abril 1858 der vormalige Major Adoiph Heinrich 
Altrock sn die hohe Ständeverfammlung des Königreichs 
Sachſen, zunaͤchſt an die Exfte Kammer das Gefuch 
bei Sr. Maj. dem Könige die Aufhebung feiner 
Caffation umd feine chrenvolle Verabfehiedung mit der 
geſetzlichen Penfion hodhgeneigteft zu bevorworten, 

Auf Antrag dreier Abgeordneter, welche den Ausfchlu; 
der Deffentlichkeit um deswillen bevormworteten, weil Hd 
Berathung auf perfönliche Angelegenheiten des Befchwerde ⸗ 
führer8 würde eingegangen werden müffen, welde ich für 
die Deffentlichkeit nicht eignen, erftattete die vierte Deputa:' 
tion in geheimer Schung über die fraglihe Petition einen 
ſchriftlichen Bericht, in welchem diefelbe nach Relation der 
in der v. Altrodichen Eingabe aufgeführten Thatfachen und 
Schlußfolgerungen herborhebt, daß fie diefer Angelegenheit 
um fo größere Zheilmahme geſchenkt und fie der gründlich: 
ſten Prüfung unserzogen habe, da es ſich hierbei um den 
Ruf und die Ehre eines langgebienten DOffiziers des vaters 
laͤndiſchen Heeres handele und daß fie zwar anfänglich in 
dem Verfahren des SKriegsminifteriums eine ungewöhnliche 

* Härte gegen den Petenten erkannt habe, jedoch nach erlang- 
ter Mittheilung der einſchlagenden Thaͤtfachen Seiten des 
Böniglicyen Commiffard die Weberzeugung erlangt habe, daß 
Vetent nicht nur zur richtigen Beurtheilung des gegen ihn 
Seiten des koͤnigiichen Kriegsminifteriums beobachteten 

Verfahrens ſehr wichtige Momente —— fondern 
auch mehrere entſtellt habe, fawie daß das Kriegsminifte: 
rium fich aufrichtig bemüht habe, das traurige Schickfal, 
wie Petenten durch feine Verabſchiedung getroffen, zu 
mildern, “ 

Nach Ergänzung und Berichtigung ber in der Petition 
angeführten enwähute..Die.. 177 ps bad 

Eönigliche Oberappellatipnögericht unterm 25. Drtober 1856 
die Selten des —— erfolgte Abweiſung einer 
von 1c. Atrod gegen den koͤniglich ſächſiſchen Staatefiscus 
eingereichten Klage a mine judichi beftätigt und hierbei 
über die in dem Entlaſſungsſcheine vom 21. October 1847 

sangezogenen $$. 44a und 38 sub 2 des Millärftrafgefeg- 
bucyes vom 5. April 1838 ſich in folgender Weife ausge 

ſprochen habe: * 

„Die Faſſung des Militärftrafgefegbuchs in $. Ada 
in Verbindung mit & 38 sub 2 ift von der Art, daß es 
ſich nicht Begweifeln läßt, es habe dadurth die Entſchließung 
über die Entlaffung eines Dffizierd lediglich dem rein 
fubjectiven Ermefjen Sr. Majeftät des Königs überlaf: 
fen werden follen. Bei der Frage nämlich, ob ein Dffi 
sier durch feine Aufführung fich des erforderlichen Ber 
trauens verluflig gemacht habe, treten Erwägungen und 
Nüdfichten ein, welche weder rüdfichtlich ihres maaßger 
benden Einfluffes, noch rldfichtlid ihres Erweifes einer 
Rechtfertigung durch objective Gründe bedürftig ober 
fähig find, fondern Iediglich von dem allgemeinen Ein 
drude abhängen, welden fie auf Denjenigen machen, 
der über die Frage zu entſcheiden hat. Daß dies der 
Grundgedanke der angegebenen Worfhriften fei, baflır 
fpricht noch insbefondere der Umfland, daß in dem Falle 
des $. 44 unter a die Entſchliegung Sr. Majeftät des 

Königs bei Offizieren an bie Stelle des Ausfpruc:s 

tritt, welcher nach _$. 38 ie Nr. 2 dem Disciplinar- 
erichte bei Unteroffizieren zufommt.” 5 
u Die rechtliche Devuction hielt die Deputation_flr 
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Kammer ohne Debatte und einfiimmig, nach ausführlicher 
Darfellung und Anführung der einſchlagenden — 
fowie der geſeblichen und Reglementövorichriften Seiten des 
Pönigliben Commiffars, die fragliche Perition auf fih ber 
ruhen zu laffen. 

. Begen der vorgerücten Zeit iſt die fragliche Petition 
bei der jenfeitigen Kammer nur in ber Deputation zur Ber 
rathung, nicht aber zur Berichtöerftattung gelangt, wcahalb 
v. Altrock anderweit eine Eingabe an die Ständeverfamms 
lung des Königreihs Sachen und zwar zundcjft an bie 
Zweite Kammer unterm 19/24. November vorigen Jahres 
gerichtet hat. 

Su, der vom ber jenfeitigen Kammer und zwar auf 
ausdrücklichen Antrag des Petenten Öffentlich abnehaltes 
nen Sigung vom 8. Januar dieſes Jahres it einitimmig 
befehtoffen worden: 

die vorliegende Petition, beziehendlich Beſchwerde auf 
fi beruhen, Jolche aber noch an die Erfte Kammer ges 
langen zu laffen. 

Die unterzeichnete wierte Deputation, mit ber Bericht: 
erftattung von der geehrten Kammer unterm 17. Januar 
dieſes Jahres beauftragt, hat nad) anderweiter Vernehmung 
mit einem £öniglihen Gommiffar und Prüfung der v. 
Altrochſchen Eingaben den oben referirten Anfichten ber 
füheren Deputation allenthalben beitreten zu müfen ger 
glaubt und da mit diefem der vom der vierten Deputation 





‚der jenfeitigen Kammer exftattete Bericht ſich in volltoms 


menem Einklange befindet und bei ber Ausführtichkeit dies 
ſes Berichtes, 

(cf, Mittheil, der Zweiten Kanımer Nr. 25, ©. 637), 
weldem auch die einfclagenden Beftimmungen beigebrudt 
find, erlaubt man fi zur Vermeldung von Wiederholung 
auf diefen zu verweilen. — - 

Benn es nun den Anfhein gewinnen kaun, als ob 
in dem fernerweiten Berichte Die unterzeichnete Deputation 
mit weniger Rüdficht verfahren, ald Seiten der vier— 
ten Deputation der jenfeitigen Sammer gefhehen, fo 
muß fie zu ihrer Mechtfertigung bemerken, daß fie einem 
langgedienten früheren Offisier, der in feinem After ſich in 
bedrängter age befindet und ſich namentlich wegen feiner 
Familie beftrebe, die Folgen feiner Entlaffung ohne ehren ⸗ 
vollen Abschied möglichft zu mindern, ihre Theilnahme ger 
wiß nicht verfagt, Daß % aber hierin zu weit zu gehen 
fürchtet, wenn fie nicht Alles auführe, wes dazu dienen 
kann, die Mothwenvigkeit der auſchelnend ungewöhnlich 
harten Maafregel nachzuweiſen, auch glaubt ſie um deds 
willen jeder jonftigen Nüdficht gegen den Pelenten über 
hoben zu fein, weil berfelbe auch nach Lem Landragsfchluffe 
feine Beſchwerde bei Seiner Majeftät dem Könige immer 
wieder erneuert hat und fogar in einer Iimmebiatvorftellung 
vom 5. Juni vorigen Jahres, welche er ſelbſt feiner Bes 
fehwerde beigefügt hat, tie Befchuldigung augatſprochen 
hat, das Löniglie Seriegäminifterium habe im Jahre 1947 
durch feine Entlaffung die vorfhriftsmäßige Unterfuhung 
verhindert, damit nicht während der Unterfuthung das 40fte 
Dienftjahr, welhem nur nody ein Monat zu fehlen gefchies 
men habe, erfüllt werde. Auch) erfcheint es unerläßlich auf 
dieſe Angelegenheit fpecieller einzugehen, da der Beſchwer- 
defügrer in feinen neueften Eingaben den in der Zweiten 
Kammer erftatteten Bericht als unvollftändig und unrichtig 
begeichnet, bei den angeblichen Berichtigungen aber ſich 
felbft Unwahrheiten und Entftellungen von Thatſachen 





durchſchlagend und auf deven Anrathen beſchioß die Erſte 


fchuidig macht, welche ihm an und für fh und insbefon- 
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dere nach erfolgter Einficht der betreffenden Acten vollftän- 
dig befannt fein müffen. Der Petent hat nämlich neuer: 
dings und zwar unterm 11/17. und 24/26. vorigen Mos 
nats zwei anderweite Vorſtellungen anher eingereicht; in der 
erfteren widerfpricht er 


1. 

ber Behauptung, 'cf. Landtagsmitth. der Zweiten Kammer 
©. 638: „daß der vollftändige Concurs materiell und ac 
tenfundig vorgelegen habe und jeden Augenblick habe-aus- 
brechen Fönnen” und führt für fih an, daß die im Berichte 
erwähnten Schulden, welche nur 1,591 Thaler betragen 
hätten, zu feinem Gehalte von 1,260 Thalern nicht in fol: 
chem Mißverhältniffe geftanden, daß ein Antrag auf Con: 
eurseröffnung zu befürdten gewefen, auch wären alle 
Gläubiger dem von ihm proponitten Arrangement beige: 
treten; 








2. 

wird dad wiederholte Gontrahiren von Anlehen bei Unterges 
benen — welches in dem Berichte der Zweiten Kammer 
©. 638 der Mittheilungen angeführt worden, in Abrede 
geftellt und hieraus die Schlußfolgerung gezogen, daß, da 
die in $. 112 des Muiitärftrafgefegbuches mit Degradarion 
bedrohte Rüdiäligfeit nicht vorliege, ſonach $. 44 sub a 
gegen ihn nicht angewendet werden Fönne. 

Ferner behaupter der Befchwerdeführer 


3. 
daß fein Diener Gündel ihn bis zu feiner Entlaffung nicht 
gemahnt, vielmehr in das Stebenlaffen der Dienerzulage 
und der Verläge als Gaution gewilligt und er, Petent, we: 
gen der Angaben Gündel’s vor feiner Entlaffung nicht ein- 
mal befragt worden fei und ftellt 


4 
anberweit die Behauptung auf, daß er [aut eines Zeugniffes 
eines früheren Dffiziers über 40 Jahre gedient habe, 


In der Eingabe vom 24/26. vorigen Monats ftellt der 
Beſchwerdeführer die Vermuihung auf, daß vie Beiculdi- 
gung eines gewiffen Heymanns, nach weicher er eine Zah: 
lung dur Ehrenwort auf einen Wechfel zugefichert, diefen 
Vaſfus aber witer fein — Hıymanns —W.ffen und Wil: 
ten auf der Urkunde geftrichen, auch dur nicht Inne 
halten des Zermins das mündlich verpfändete Ehrenwort 
gebroden habe, die Entlaffung ohne ehrenvellen Abichied 
namentlich mit herbeigeführt habe und Diefe Maaßregel als 
gerechtfertigt ericheinen laffe, was um fo auffälliger fei, 
als Hymann feine Angabe, als auf einer Verwechſelung 
oder Jirthum beruhend, widerrufen, auch das Difiziers« 
corps auf Befragen einftimmig erklärt habe, „dag nichts 
Ehrenrühriges gegen ihm vorliege und er unbedingt in 
der Armee fortdienen fönne.” Uater der anderweiten Vers 
fiherung, daß er vor feiner Entlaſſung nicht einmal über 
die Gründe daflır befragt und feine Gelegenbeit gehabt 
habe, ſich dagegen zu vertheidigen und Auskunft zu geben, 
wird um Berückſichtigung der an die Zweite Kammer ges 
richteten Eingabe oder mindeftens um Verwentung dafür 
gebeten, ri 

., „daß durch ein Ehrengericht oder ftatt deffen durch 
einige vom Kriegeminifterum zu beflimmende Dberoffi 
ziere entfchieden werte, ob Petent fich vor feiner Enilaf- 
fung ohne ebrenvollen Abſchied einer der Ehre zuwider: 
laufenden Handlung ſchuidig gemacht habe.” 


Zur Widerlegung ter neueren Eingaben dürfte aus 








* . R 


den commiſſariſchen Mittheilungen in der Haupt -, 
gendes zu erwähnen fein: 2 Sup an dr 

Abgefehen von den namentlich in den Sabren 1835 
und 1841 wegen des Ueberhandnehmens von Schulden, 
inöbefonbere bei den Schneiden, an die Dffigiere im Algen 
meinen erlaffenen Anermahnunger hat der vormalige Mas 
jor v. Altrock infolge mehrerer wit ihn eingereichten Kia⸗ 
gen, theils ſchriftliche, theils mündliche Anermahnungen in 
diefer Beziehung auf dienftlichem Wege erhalten, insbefon⸗ 
dere hat ihm das königliche Kriegsminifterium laut Drdre 
vom 15. Mai 1847 in Betreff der fchon Seite 637 der 
Landtagsmittheilungen der Zweiten Kammer referirten 
Schuldflage der Perafch’fhen Erben eröffnet, daß e8 zwar 
auf diefen Fall $. 112 des Mititärftrafgeicgbuchs anwenden 
könne, für jegt aber noch einmal mit Nacficht verfahren 
werde, „doch nicht umhin koͤnne, erwähnten Staböoffiziee 
ernftlih zu verwarnen, indem er bei Nichtbeachtung und 
Wiederkehr folder Vorgänge ſich die Schuld der daraus 
bervorgehenden Folgen iediglich allein beizumeffen haben 
würde.” 

Unterm 9, Juni 1817 erfucht v. Altınd, da er mehs 
reren klagbar gewordenen Gläubigern um deswillen nicht 
fofort gerecht werden koͤnne, weil er ſchon einen großen 
heil feines Tractaments zur Dedung anderer Forder 
rungen abgetreten habe, das Kriegsgericht, mit allen feinen 
Gtäubigern in einem Verböre ein Arrangement anzuftreben 
und giebt in dem beigefügten Schulbenverzeihniffe und 
in einem Nachtrage vom 5. Juli tie Schuldenmaffe auf 
4,464 Thaler an, wobei die dem Kriegsminiffirium auf er« 
haltene Berfhüffe damals noch ſchuldige Summe von 
über 300 Thalern nicht mit eingerechnet und die Glndele 
ſche Forderung von 167 Thalern 27 Neugrofchn an regles 
mentsmäßiger Drenerzulage auf die Zeit vom September 
1843 bis Auguft 1847 und von 104 Thalern für Verläge 
verschwiegen worden iſt. Da aber einige Glaͤubiger theils 
auf Hülfsvelitn fung in das von ihnen bez ichnete Mobie 
liar angetragen, theilß ıhren Beitritt zu dem proponirten 
Vergleihsvorfhlage von der Annahme deſfelben Geiten 
fämmtliher Gläubiger abhängig gemacht. hatten, vefole 
virte das Kriegsgsricht wegen der erforberlihen Erlaſſung 
von Goictalien tie Acten nach $. 36 des Geſehes vom 
23. Januar 1335 sub C an das Stadrger ht zu Bwidau 
abzugeben und fegte von Diefer Nefolution den Bevollmächs 
igten des Gemeinf@puldners jowohl, als auch mitreift Ber 
michts das Föninliche Kriegsminifterium unterm 23. Auguft 
in Kuntnif. Auch bat das Kriegsgericht den bifannten 
G:äubigern die Erfoiglofisfeit der Bergleihsunterbante 
lungen unterm 10, Sepiember 1947 eröffnet und ihnen ans 
beim gegeben „weitere gerichtliche Maapnahmen, insbeions 
dere wegen Abgabe der Ucten zur Eröffnung des Goncurs 
fes an die competente Givilbehörde” zu beantragen. Dies 
ſes letztgedachte Patent hatte ſich um deswillen namentlich 
nöthig gemacht, weil inmirtetft und zwar am 29 Auguſt 
der Diener Gündel bei feinem Compagniecommanranten 
die ſchon oben gedachte Forderung von 271 Thalern 
27 Neugrofchin und dann kei dem Kriegegerichte angemel 
det hatte. Hierbei har Gündel auch behauptet, daß er vom 
Sıptember 1843 ab von ver verfprochenen monatlichen Bus 
lage, welche auf feine Worftelung vom Januar 1817 auf 
3 Thalır erhöbet worden, Erwas nicht erhalten, aud) * 
halb, fowie wigen € ftattung ver beftrittenen erlage feir 
men Herrn wiederbelt, jedoch vergebens, annegangen fi 
In dem auf Erfordern vom Negimentsgommandanten UN 
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se A. October 1847 an den Brigadier erfatteten Ber 
AL LÜR zu lefen: 


„AUS ich die Anzeige des Gemeinen Gündel erhielt, 
machte ich dem Major dv. Altrod davon Mittheilung, er 
geftand diefe Forderung — welche im Cingange des 

Rapports ald auf 271 Thaler 27 Reugroſchen bezeichnet 
worden ift — zu. Hierauf erflärte ich dem Major 
d. Altrod, daß er unter vorwaltenden Umftänden feinen 
Abfchied nehmen müffe. Der Major v. Altrod übergab 
mir darauf fein erſtes Abfchiedögefuch, welches ich meinem 
Rapporte vom 30. Auguſt beilegte.” 

Am Schluffe des Rapportd bemerkt ber betreffende 
Regimentscommandant, „daß in Betreff der Gündel’fchen 
— 55 nach ſeiner Ueberzeugung der Major v. Alt⸗ 
od durch feine Handlungsweife feine perſoͤnliche Ehre, for 
wie die Dienftehre verlegt habe.” 

In einem anderweiten Rapport vom 21. October ers 
wähnte ber Regimentscommandant, von welchem eine Auds 
laffung tiber die Urfache, aus welder v. Altrod fo fehleur 
nig um feine Entlafjung eingefommen fei, gefordert worden 
war, baß er den Major d Altrod von diefer anbefohlenen 
Rapportserftattung unterrichtet und ihm eröffnet Habe, erhabe 
gemeldet gehabt, daß biefes Abfchiedögefuch infolge der Forde⸗ 
zung bes Gemeinen Gündel erfolgt fei und er ihm bie 
Erklärung gegeben habe, unter den obwaltenden Umftänden 
den Abfehied nehmen zu müffen. In der deshalb erforder 
ten fehriftlihen Auslaſſung vom 19. October erflärt v. Alt 
tod, in dem Umftande, daß das Kriegsminifterium nach 
Heymann’d Zurüdnahme feiner Klage dieſe Angelegenheit 
dem Offizierscorps des Regiments zur Beurtheilung uͤher ⸗ 
geben habe, fowie in mancher Kraͤnkung, bie ihm zu Theil 

iewoorben, liege der Grund, aus welchem er bei feinem Ab- 
hiedögefuch verbleibe. 5 

Weber die Heymann?fche Angelegenheit von dem Fönige 
lichen Commiffar die erforderliche Auskunft ſich zu erbitten, 
bat, die unterzeichnete Deputation bei dem ausdrücklichen 
Antrage auf nähere Erörterung nicht unterlaffen zu koͤnnen 
geglaubt und es ift derfelben hierüber bie Auskunft ertheilt 
worden, daß, obgleih Heymann feine Anklage ald mög 
licjerweife auf einem Srrthum beruhend bezeichnet und ge» 
beten habe, diefe ald nicht gefehehen betrachten zu wollen, 
dem DOffigiercorps des Regiments die ehrenrührige Beſchul- 
digung des Particulierd Heymann zur Begutachtung vor 
gelegt worden fei und, daß daffelbe den Antrag geftelt habe, 
„baß annoch eine gerichtliche Vernehmung des Particuliers 
Heymann erfolgen und ber Major d. Altrod angehalten 
werden möchte, die befonders in Zwickau aufgenommenen 
Ehrenfulden ungefäumt zu berichtigen”, fowie daß nach 
der erfolgten Einreichung des Abfchiedsgefuchs die betreffende 
Commifon unterm 2. September ertlärt habe, „daß durch 
das ‚bereit eingereichte Abſchiedsgeſuch die Angelegenheit 
zwifchen dem Major v. Altrod und dem Particulier Hey 
mann eine weitere Erörterung nicht exheifhe.” m 

Da die Heymann’fche Angelegenheit einen Einfluß ‚bei 
der verfügten Entlaffung ohne ehrenvollen Abſchied nicht 
ausgelibt zu haben ſcheint und man fomit feine Veran⸗ 
laffung haben wird, auf diefe zuräczufommen, fo erlaubt 
man fi nur Furz auf den Widerfpruch zwifchen der Be 
hauptung des Befchwerdeführers — nad welcher das Df- 
figiercorps erklärt haben foll, daß nichts Ehrenrühriges gegen 
ihn vorliege u. f. w. — und den eben referirten Ausſprüch 
hinzumeifen. £ 

Durch vorftehende Relation glaubt man 

1. K. (&. Abonnement.) 





ad 1 
die Exiſtenz des materiellen Concurſes nachgewiefen zu har 
ben, fowie daß Antraͤgen auf Auspfändung oder auf Er— 
Öffnung des formellen Concurfes mit Beftimmtheit in der 
fürzeften Zeit entgegen zu fehen war. 

Nach Borfiehend en 

ai orfiehendem hat laut der protokollirten Angabe 
Gündel?3 der Befchwerbeführer auch nach der am 15. Mai 
1847 erhaltenen Verwarnung demjelben feine veglementd+ 
mäßige Dienerzulage nicht verabreicht, was aud) bei ber 
hoͤchſt bedrängten finanziellen Lage feines Herrn als voll« 
fommen glaubhaft erſcheint und liegt fonad) eine wieder» 
holte Schuldencontrahirung bei Untergebenen vor. Mat 
kann zugeben, daß die Prämiffen nicht vorhanden find, 
welde einen Rüdfall nad criminalrechtlicher Auffaffung 
— ferner zugegeben, jedoch nicht eingeräumt, daß 
GSündel wegen feiner nad) dem 15. Mai 1847 erwachlenen 
— befriedigt worden fei, fo bleibt es aber vollfom- 
men unbeftritten, daß im Laufe mehrerer Jahre die Forz 
derung des ihm als Diener zucommandirten Gemeinen 
Gündel an reglementömäßigen Dienerzulagen bis zur Höhe 
von 167 Thlen. 27 Nor. en ft. Daß dieſes 
Schuldverhaͤitniß fein Fortdienen unmöglich mache, hat 
v. Altrock felbft auch vor feiner Entlafjung factifch dadurch 
anerkannt, daß er lauf der oben wiebergegebenen Napporte 
auf diesfallſige zweimalige Eröffnungen Seiten bes Regie 
mentscommanbos ohne ——— irgend eines Einwands 
fein Abſchiedsgeſuch eingereicht, beziehendlich erneuert hat, 
auch hat berfelbe, SEE nad) allen diefen Vorgängen 
ihm nicht zweifelhaft fein fonnte, daß wegen ber Slndeps 
ſchen Schuld insbefondere feine Smttaffung verfügt worden, 
bei_ der erfolgten gerichtlichen Aushändigung feines Ent: 
laſſungsſche ines vom 21. Detober 1847 ohne irgend eine 
Einrede an allen feinen Anfprücen auds 
drüdtich entfagt. War dies zur Widerlegung ber Behaup- 
tung, daß der Befchwerbeführer über die Angaben Gündel’s 
weber befragt worden fei, noch Gelegenheit gehabt habe, 
ſich darüber auszulaffen, zu bemerken erforderlich fo erfcheint 
es nicht überflüffig, zu erwähnen, daß v. Altrod in feiner 
Suplit im November ej, a, fowie in vielen fpäteren Wor« 
ftellungen nur, Klagen über die Härte der Über ihn ver⸗ 
fügten Maaßregel geführt, nicht aber die Zulaͤſſigkeit feiner 
uteıng in Frage geftellt hat und daß erfi in den an 
Se. Majeftät den jegt regierenden König gerichteten Vor⸗ 
fellungen die Ginwendungen gegen bie Buläffigkeit de 
Verfahrens beginnen, da hieraus wohl zu entnehmen ift, 
daß ihm felbft ein Zweifel dagegen mehrere Jahre hindurı 
nicht beigegangen ift. "Auch, 0 gegen bie formelle Zuläffige 
keit des eingefchlagenen Verfahrens Etwas nicht einzuhalten, 
indem die Entlaffung der Offiziere ohne ehrenvollen Abfchied 
als Disciplinarmaaßregel nad) $. 37 sub 4 de8 Militär: 
frafgefegbuches vom Jahre 1838 geftattet ift und eine 
folhe nad) $. 34 in fine Platz ergreifen kann, fobald, wie 
es bier laut Rapports vom 14. October 1847 vorliegt, das 
Vergehen unumwunden eingeräumt worden iſt. 

Anlangend nun die materielle Beurtheilung des Ver⸗ 
fahrens, fo mußte, nachdem die Gündel’fche Forderung 
‚gemeldet worden war, bad Kriegöminifterium fich die Frage 
ftelen, ob dv, Altrock, namentlich in feiner Stellung als 
Bataillonschef, fich durch feine Aufführung des erforderlichen 
Vertrauens verluftig gemacht habe: ck. $. 44 und $. 38 
sub 2. Berüdfihtigt man nun hierbei, daß das Dffizierd= 
corps des betreffenden Regiments ſchon vor dem Bekannt 


165 
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fein der ebengedachten Schuld beantragt hat, „daß ber 
Major v. Altrock angehalten werden möchte, die beionders 
in Zwidau aufgenommenen Ehrenfhulden ungefäumt zu bez! 
zahlen“, ferner, daß der Regimentscommandant ſich dahin 
ausgefprochen hatte „daß nad} feiner Heberzeugung d. Altrock 
durch feine Handlungsweife in der Guͤndel ſchen Angelegen- 
heit feine perfönliche Ehre, fowie die Dienftehre verlegt habe“, 
berhdfichtigt man fhlüßih, daß der Brigabier in feinem 
Rapporte hervorhebt, „Daß der Major v Altrod durch Ver · 
fehweigung der Gündel’fchen Schuld bei der Ordnung feiner, 
Finanzen bie höcften Vorgefeten hintergangen und das 
Gorps der Offiziere auf jede Weife compromittirt habe“, fo 
iſt nicht zu rkennen, daß hierdurch auf dienftlichem Wege 
fowohl Seiten der unmittelbaren Untergebenen, als auch 
Seiten der unmittelbaren Vorgefeßten ausgeſprochen wor⸗ 
den war, daß v. Altrod ſich ihres Vertrauens durch feine 
Aufführung verluftig gemacht, habe. 

* Härte das Kriegsminifterium auch für diefes Mal noch 
nacfichtig verfahren wollen, fo mußte daflelbe bewandten 
Umftänden nad, ohne mit dem Ausiprude des Offiziere 
corps und des Regimentöcommando’s — deffen ſachgemaͤßes 
Verhalten von der vorgefegten Dienftbehörde überdies noch 
ausdrücklich anerfannt worden war — in Wiverfpruch ges 
rathen und felbft der erforderlichen Disciplin und Achtung 
des Offizierscorps Abbruch thun zu wollen, die Entlafjung 
ohne ehrenvollen Abſchied beantragen. 

Eine unausbleiblice Folge der Entlaffung ohne Ab⸗ 
ſchied aber ift nad) $. 20 des Militärpenfiondgefeges vom 
17. December 1837 der Verluft de3 Penfionsanfpruchs, felbft 
nach vollbrachter AOjähriger Dienftzeitz es ift daher das 
neuere Anführen des v. Aitrock in diefer Beziehung, deffen 
Beweis vorauögefegt, einflußlos, es iſt jedoch demfelben 
noch einzuhalten, daß er ſelbſt viele Jahre hindurch in die 
betreffenden Dienftliften feine EN fo eingetragen hat, 
wie fie ihm in feinem Entlaffungsfcheine berechnet worden ift. 

Wenn ſchluͤßlich in der letzten Eingabe die Berufung 
eines Ehrengerichts oder einer Commiſſion von Stabsofft- 
‚gieren nachgefucht worden ift, fo wuͤrde man felbft bei einem 
Antrage auf anderweite Erhebungen oder auf Revifion Ber 
denken tragen, die Ernennung eines folchen Ehtengerichtes, 
da eim ſolches nach den jetzt beftehenden Borfchriften gar 
nicht vorhanden ift, deshalb zu beantragen.. 

Auf Grund. vorftehender Begutachtung empfichlt die 
unterzeichnete Deputation der geehrten Kammer: 

dem Befchluffe der jenfeitigen Kammer beizutreten 
und bie vorliegenden Petitionen, bezichendlich Beſchwerden 
des Adolph Heinrich d. Altrock auf ſich beruhen zu laffen. 


Präfident v. Schönfels: Es würde die Discuffion 
über ben foeben vorgetragenen Bericht zu eröffnen fein. 
Ich hahe zu erwarten, ob Jemand in Betreff deffelben das 
Wort verlangt? — Es ſcheint das. nicht der Fall zu fein; 
ich würde daher fogleich zur Fragftellung übergehen koͤnnen. 
Die Deputation empfiehlt der Kammer: 

dem Befchluffe der jenfeitigen Kammer beizutreten 
und bie vorliegenden Petitionen, beziehendlich Belchwer« 
Ban Adolph Heinrich v. ine auf ſich beruhen zu 


Ich frage, ob die Kammer dieſen Antrag ihrer 
Deputation anzunehmen gemeint iſt? — Eins 
fimmig Ia. 





Somit wäre biefer Gegenftand erledigt und wir 1” 
nen und nun zu dem Gegenftand der Tagesordnung 
wenden, welcher als eventuell auf derfelben bemerkt ift, @s 
ift das der mündlide Bericht über die Differenzs 
punfte bezüglich des Gewerbegefegentwurfs nad) 
ftattgehabtem Bereinigungsverfahren. Der Herr Bürgers 
meifter Müller wird die Güte Haben, uns ald Referent den 
Vortrag zu erflatten. 


(Staatsminifter v. Beuft und Commiffar Dr. Weinlig 
treten ein.) 


Referent Bürgermeifter Müller: Meine Hochgechrten 
Herren! Ich bitte um ihre geneigte Aufmerkiamkeit, ich 
habe Ihnen Vortrag zu erflatten über die Differenzpunkte, 
die nach anderweiter Berathung de Gewerbegefegentmurfs 
in der Zweiten Kammer fiehen geblieben find. Es find 


‚dies im Ganzen nur fünf, von denen ſich zwei ſehr bald 


erledigen werden, weil fie nicht materiellen Inhalts find; 
die drei andern find allerdings vom größerer Bedeutung. 
Der erfte Differenzpunft liegt bei $. 6 vor. In 8. 6 
des Entwurfs iſt nämlich das Verfahren vorgeichrieben, 
welches die Behörde einzuhalten hat, wenn ein Gewerb⸗ 
treibender fein Gewerbe anmeldet und infolge dieſer Ans 
meldung einen Anmeldefchein zu erhalten hat. In diefer 
Beziehung ift von der Erften Kammer beſchloſſen worden, 
daß dieſer Anmeldefchein nicht cher ausgehändigt werben 
folle, al bis der Anmelvende erft den geſetzlichen Beftims 
mungen über Aufnahme und Bürgerrecht Genuͤge geleiftet 
hat, fo daß alfo, wenn. Differenzen in Bezug auf die Buͤr⸗ 
gerpflicht entftehen, diefe erft erledigt fein müffen, che er 
das Gewerke anfangen Fönnte, welches nur eben geſchehen 
dürfte nach erlangtem Anmeideſcheine. In der Zweiten 
Kammer ift man diefem Bufage zu $. 6 micht beigetreten, 
vielmehr iſt der Beſchluß der Erſten Kammer in biefer 
Beziehung abgelehnt worden, was ſchon ein Theil der Des 
Yutation unferer Kammer ſowohl empfohlen, als auch ein 
Theil der Kammermitglieder als angemeffen bezeichnet 
hatte. Der Majoritätöbefhluß aber in unferer, Kammer 
felbſt Tautet dahin, daß ein Zuſatz zu $. 6 aufgenommen 
wuͤrde, wonach der Anmeldefepein nicht cher auszuhänbigen 
fei, ais bis den Anforderungen entfprocen fei hinfichtlic 
der Aufnahme und des Bürgerrecht, Es hat num, biefer 
Punkt den beiderfeitigen Deputatignen nochmals zur Er⸗ 
wägung vorgelegen und nach zweimaliger mehrſtundiger 
Verhandlung in den Deputationen unter Beiziehung der 
‚Herren Königlichen Gommiffare ift ein neuer Vorſchlag ber 
geehrten Kammer vorzulegen, ber bahin geht, daß zwar IN 
der Hauptfache bei dem Beſchluß der Erſten Kammer ber 
zuͤglich diefes Zuſatzes ftehen geblieben, demfelben aber wes 
migftend die Außerfie Spitze infofern abgebroden werde, 
als der Anmeldende, wenn Zweifel Über das Bürgerrecht 
entftehen, nicht aufgehalten werden, ſoll in bem Unfange 
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RG Bewerbes, wenn er nur bie Bürgergebühren deponirt, 
To”dag durch dieſe Depofition er in den Stand gefekt 
werbe, das Gewerbe fofort zu betreiben und er nunmehr 
dann Dasjenige geltend zu machen hätte, was er hinſicht⸗ 
lich der Bürgerrechtögewinnung einzumenden hätte. Die 
Minorität der dieffeitigen Deputation hat biefem Vor⸗ 
ſchlage natürlich, nicht mit großer Freude beitreten koͤnnen, 
weil fie von Haus aus ganz anderer Anſicht gewefen ift 
und geglaubt hat, daß ein folder Bufag bedeutenden 
Nachtheil bringen könnte. Indeſſen der Vereinigung hal« 
ber hat auch die Minorität unferer Deputation fich verans. 
laßt gefehen, biefem Vorſchlage nicht weiter entgegenzur 
treten.  Diefer Zuſatz zu $. 6 fol alſo lauten: 

„Dem ſich Anmeldenden ift der Anmeldeſchein nicht: 
eher auszuhändigen, ald biß er den gefehlichen Beftims 
mungen über Aufnahme oder Erlangung des Bürger 
rechts genüigt. hat. 

Die Entſchliegung der Obrigkeit darüber, ob dem 
Anmeldenden die Erwerbung ded Buͤrgerrechts nach den 
Vorfchriften der Städteorbnung fofort "bei Antritt des 
Gewerbes anzujinnen fei, ift jedoch dem Anmeldenden 
ſtets zugleich mit der Beicheidung darkber, ob dem Anz 
tritte des Gewerbes fonft nach — Gſetze fein 
Hinderniß entgegenſtehe, zu eröffnen. Beſtreitet der An⸗ 
meldende die Verpflichtung zu Erwerbung des Bürgers: 
rechts, hinterlegt aber den Betrag der Bürgerrechtöger 
bühren, fo kann ihm der Anmeldeſchein nicht weiten vors 
enthalten werden.” 


Praͤſident v. Schönfels: Ich habe zu erwarten, ob 
über das, was foeben von dem Herrn Referenten vorges 
tragen wurde, Jemand dad Wort ergreifen will? 


Freiherr v. Weld: Diefe Faſſung ſcheint mir fehr 
compiicirt zu fein und id) weiß nicht, ob es nicht dadurch 
gewiffermaaßen dem Anmeldenden felbft in den Mund.ge 
legt wird, eben feine Verpflichtung zu beſtreiten. Ich ges 
ftehe, unter diefen Umfländen ift es viel einfacher und las 
ver, bei dem frühern Beſchluſſe in diefer Kammer ftehen zu 
bleiben; es iſt dies um fo rathjamer, weil und eben hier 
ein Ausweg vorgefhlagen wird, der zu vielen Weitläuftig: 
"Leiten und zu falicen Auslegungen Veranlaſſung zu geben 
febeint. Ich halte es daher für beffer, daß man bei dem 
frühen Befepluffe ſtehen bleiben möge. 

Referent Bürgermeifter Müller: Es liegt vielleicht 
an mir, daß die Sache complicirter erfcheint, als fie wirt 
tig iſt. Der Unterſchied zwiſchen dem Beſchluſſe. ‚den 
unfere Kammer erſt gefaßt harte und zwiſchen dem jetzigen 
Vorſchlage, beſteht lediglich darin, daß durch dieſen Zuſatz 
den wir jetzt empfehlen, in einem Zweifelsfalle uͤber die 
Bürgerpflicht der Anmeldende nicht aufgehalten werben 


aufgehalten fein, fein. Gewerbe zu betreiben. 
ietzigen Vorſchlage wird auf ber einen Seite die Behörde 


Bürgerrecht zu gewinnen, Tönnte er nach dem frühen Be⸗ 
ſchluſſe den Anmeldeſchein nicht befommen und müßte 
marten, bi der Punkt wegen ber Bürgerpflict erledigt 
wäre; weil über dieſe Frage mehrere Inſtanzen zu entſchei⸗ 
den hätten, wenigftens in gewiffen Fällen, je nachdem ber 
Antragfteller fich beruhigt, fo würde er Dadurch längere Beit 
Nah dem 


ſicher geftellt durch die Depofiion und auf ber andern 


| Seite, wird. der, welcher ſich anmeldet, ſicher gefiellt, daß er 


anfangen kann. Ich glaube, der Unterfchied iſt in Bezug 
auf das Materielle nicht allzu bedeutend und Diejenigen, 
die früher diefen Beſchluß gefaßt haben, glaube ich, koͤnnen 
ſich am. allererften dabei beruhigen. 


Präfident v. Schönfels: Es ſcheint Niemand weiter 
das Wort ergreifen zu wollen. — Ich fchließe die Debatte 
und würde, infofern der Herr Meferent Nichts zum Schluß 
zu bemerken, hätte, zur Abflimmung übergehen, Der Herr 
Referent hat bereits den nun gemachten Vorfchlag verlefen; 
indeß derfelbe it von Wichtigkeit, ich werde denfelben daher 
nochmals recapituliren und dann die Frage ſtellen. Würde 
der neue Vorfchlag abgelehnt, fo wiirde der Beichluß ftehen 
bteiben, welcher früher gefaßt und welcher auf Seite 549 
des Nachberichts zu finden iſt. 


(Herr Praͤſident recapitulirt den eben vernommenen 
Vorſchlag.) 

Ich frage, ob die Kammer dieſem Zufatze nach 
Anrathen ihrer Deputation beizuſtimmen ges 
meint iſt? — Gegen 1 Stimme hat dieſer Zuſat An» 
nahme gefunden. . 


Referent Bürgermeifter Müller: Der zweite Punkt 
bezieht fih auf $. 75. Diefer $. 75 foll mach dem Ents 
wurf einfach lauten: „Der Lchrvertrag iſt Sache freier 
Vereinbarung.” Der Entwurf ift in der Erften Kammer 
unverändert angenommen worden. Die weite Kammer 
hat jedoch, mie ich fchon früher mitzutheilen die Ehre hatte, 
bei der erften Verhandlung uͤber diefe Angelegenheit eine 
Veränderung diefed Paragraphen durch eine Ausdehnung 
und einen Bufag beſchloſſen. Nach dem Beihluffe der 
Zweiten Kammer ſoll diefer Paragraph) fo Tautens 

„Die Annahme von Lehrlingen hat auf Grund eines 
die Bedingungen diefer Annahme und insbefondere bie 
Dauer der Lehrzeit feftfegenden Vertrags zu gefchehen. 
Der Lehrvertrag ift Sache freier — darf aber 
feine den Gefegen N Verordnungen zumiderlaufende 

jen-enthal I. 
a, fei er mündlich oder fchriftlich ab» 
geſchioſſen, ift vor Beginn der Echre bei der Obrigkeit 





ann, fein Gewerbe fofort anzufangen, wenn er die Sr 
bühren, die beſtimmt find, deponirt. Nach dem frühern 
Beſchluſſe konnte er das Gewerbe nit anfangen. Sn 
einem ſolchen Falle, wo er fih nicht verpflichtet glaubt, das 
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bei Vermeidung der in dem erften- Abfage des 6. 34 ans 
gedrohten Strafe anzumelden.’ 

Das ift alfo der Beſchluß der Zweiten Kammer, dem 

die Erſte Kammer nicht beigetreten iſt. Nach nochmaliger 
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Erwägung in der Zweiten Kammer ift man bei dem frühe: 
ven Beſchluſſe ſtehen geblieben und fo if eine Differenz 
zwiſchen beiden Kammern vorhanden. Bei dem Bereini- 
gungdverfahren hat, die dieffeitige Deputation leider au 
hier etwas nachgegeben und fie ſchlaͤgt nun vor, daß der 
erſte Abſatz, den ich verlefen habe, ganz in derfelben Weife, 
wie in der Zweiten Kammer befchloffen, ftehen bleiben, 
daß dagegen ber zweite Abſatz folgendermaaßen lauten foll: 

„Lehrverträge Minderjähriger mit Gewerbtreibenden, 
welche feiner Innung ($. 83) angehören, find vor der 
Sbrigkeit abzufchließen bei Wermeidung der in dem erſten 
Abfage des $. 34 angebrohten Strafe.” 

Nach der Faflung, wie fie nun empfohlen wird, würs 
den alfo Lehrverträge voljähriger Perfonen — in welder 
Beziehung ich bemerken muß, daß fünftig eine Aenderung 
wohl infofern eintreten wird, als weitmehr volljährige 
Perfonen ald zeither bei Aenderung ihrer Geſchaͤfte noch⸗ 
mals, wenn auch kurze Zeit, in die Lehre gehen werden — 
nicht in Betracht Fommen. Auf diefe bezieht fich der zweite 
Abfag nicht, fondern nur der Lehrvertrag mit Unmündigen 
ſoll vor der Obrigkeit abgefchloffen werden. Inſofern alle 
Lehrverträge Unmündiger vor ber Obrigkeit abgefchloffen 
werben follen, ift der Vorſchlag noch ftrenger, als ber 
frühere Beſchluß der Zweiten Kammer; denn nach dem Ber 
fihluffe der Zweiten Kammer follte der Lehrcontract blos 
angemeldet werden entweder fchriftlich oder mündlich. 
Iſt alfo der neue Vorfchlag auch firenger, fo müßten doch 
Diejenigen, die überhaupt für eine ſolche Beftimmung find, 
zugeben, daß, wenn einmal Etwas in diefer Hinſicht eins 
geführt werden fol, dann auch ein wefentlicher Zweck das 
mit verbunden werden möchte. Die blofe Anmeldung würde 
ſehr wenig nügen, wenn nicht der Abſchluß vor der Obrig⸗ 
keit zu gefchehen hätte, weil der andere Theil jagen könnte: 
„ſo ift es nicht, id bin auf den Contract nicht eingegan- 
gen.” Aus dieſen Gründen wird alfo vorgefchlagen, von 
dem früheren Befchluffe zuruͤckzugehen und der Zweiten 
Kammer beizutreten und zu beſchließen, daß $. 75 fo lau⸗ 
ten foll: 

„Die Annahme von Lehrlingen hat auf Grund eines 
die Bedingungen diefer Annahme und insbefondere die 
Dauer ber Lehrzeit feftiegenden Vertrags zu gefchehen. 
Der Lehrvertrag ift Sache freier Vereinbarung, darf 
aber Feine den Gefegen und Verordnungen zuwiderlaus 
fende Beftimmungen erhalten, 

Lehrverträge Minderjähriger mit Gewerbtreibenden, 
welche keiner Innung ($. 83) angehören, find vor der 
Obrigkeit abzufchließen bei Vermeidung der in dem erften 
Abfage des $. 34 angedrohten Strafe.”  - 


Präfident v. Schönfels: Ich habe nun zu erwarten, 
ob Jemand über dad, was ber Herr Meferent foeben be 
merkte, fprechen will? 


Nittergutöbefiger Rit tner: Nur zur Aufklärung. 
Wenn eö ſich alfo um ein Gewerbe handelt, das als Ins 





* 
mung beſteht, fo wird auch bier der Unmündige Nichts dr 
der Obrigkeit einzureichen haben. . 

Referent Bürgermeifier Müller: Diejenigen Lehr⸗ 
linge, welche bei Innungsgenoſſen in bie Lehre gehen, wuͤr⸗ 
den ihre Anmeldung bei der betreffenden Innung zu bewir⸗ 
ten haben. Man würde alfo bei der Innung fo verfahren 
möüffen, wie es zeither ber Fall gewefen ift. ehrlinge aber, 
die bei ſolchen Gewerbögenoffen in die Lehre gehen, die zu 
feiner Genoſſenſchaft gehören, würben, weil fonft fein Nach ⸗ 
weis da waͤre, bei der Obrigkeit anzumelden ſein und einen 
Contract vor ihr abzuſchließen haben. 


Rittergutsbeſitzer Rittner: So habe ic) es auch ver⸗ 
ſtanden. 

Praͤſident v. Schoͤnfels: Da Niemand weiter das 
Wort ergreift, fo werde ich zur Fragſtellung übergehen. Es 
fol nach dem Vorfchlage der Deputation fich mit der Zwei⸗ 
ten Kammer vereinigt werden dahin, daß ber zweite Ab⸗ 
Tat des $. 75 folgendermaafen lauten fol: 

nLehrerträge Minderjähriger mit Gewerbtreibenden, 
welde feiner Innung ($. 83) angehören, find vor der 
Obrigkeit abzufchließen bei Vermeidung. der im erfien 
Abfage von N 34 angebrohten Strafe.” 
Ich frage, ob die Kammer diefem Vorſchlage ihrer 
Deputation beipflichtet? — Einftimmig Ja. 


Königl. Commiſſar Dr. Weinlig: Herr Präfident! 
Es wird nun wohl nöthig, daß auch auf ben erften Abſatz 
eine Frage geftellt wird. Sie haben gegenwärtig blos bie 
Frage geftellt auf die Annahme des zweiten Abfaged. Der 
erfte Abſatz ift nach der Faffung der Zweiten Kammer noch 
nicht angenommen. Gegenwärtig befindet ſich alfo bie 
hohe Kammer in der Lage, einen zweiten Abfag zu haben 
ohne einen erfien. Das würde ich nachzuholen bitten. 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe freilich, geglaubt, 
das verftehe ſich von felbftz denn natürlich kann man einen 
zweiten Abfag nicht annehmen, ohne einen erften bereitd 
zu haben. Indeß um ber Form zu genüigen, werbe ich ben 
Wunſch des Herrn Löniglihen Commiffard erfüllen und 
fragen, ob die Kammer auf Anrathen ber Depur 
tation aud den erfien Abſatz des $. 75, wie ihn 
die weite Kammer vorgefchlagen hat, anzunehs 
men gemeint ift? — Einflimmig Ja. 

Referent Bürgermeifter Müller: Nachdem biefer Be 
ſchluß gefaßt ift, habe ich vorzutragen, was damit in Ver⸗ 
bindung fteht, worauf ſchon im früheren Bericht hingewieſen 
worden iſt. Es fragt fi) nunmehr, ob die Anmeldung ber 
Lehrverträge und die darüber zu ertheilende Beſcheinigung 
der Stempelpflicht unterliegen? Wir haben ſchon früher bie 
Anfiht ausgeſprochen, daß, wenn einmal die Anmeldung 
erfolgen fol, dann wenigftens die Stempelpflicht auöger 
ſchloſſen fein möge, d. h. in Bezug auf die Anmeldung 
‚und die von der Obrigkeit zu ertheilende Befcheinigung- 
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Hänfiätlich ber Lehrcontracte ſelbſt, wenn fie ſchriftlich über] Morten beginnt: „Es find jede i u it 
sg racte ſelbſt N jedoch hierbei u. f. w.” und mit 
reicht werden, würde die zeitherige Beſtimmung über den | dem Worte fliegt: „maaßgebend“, Een 


«Stempel ganz unverändert bleiben. Es fchlägt Ihnen die 
5 Deputation vor, auch in diefem Punkte bezüglich der Vers 
wendung von Stempelpapier bei Anmeldung der Lehrver« 
träge dem Befchluffe der Zweiten Kammer beizutreten. 


Präfident v. Schönfeld: Es hat die Kammer den 
Antrag ihrer Deputation vernommen, er geht dahin, dem 
Beſchluſſe der Sweiten Kammer beizutreten. Ih 
“frage, ob die Kammer ihrer Deputation hierin 
-beiftimmt? — Einftimmig Ja. 
Referent Bürgermeifter Müller: Bei $. 83 liegt eine 
formelle Differenz vor. Es hat die Erſte Kammer be 
ſchloſſen gehabt, ven im Entwurfe enthaltenen Sat: 

„Es find jedoch hierbei, die Beftimmungen in $$. 39 
und 40 des zweiten Theiles der Ordonnanz vom 19. Juli 
1828 über Äh foftenfreie Aufnahme von Militärperfonen 
als Lehrlinge, deren Lehrzeit und Foftenfreie Losfprehung 
auch ferner maafgebend”, 

in Wegfall zu bringen. In der Bweiten Kammer ift dieſes 
zwar auch befchloffen worden; aber man. hat dafür einen 
anderen Sat zu fegen befchloffen, nämlich den, „daß die 
Beftimmung in $. 60 der Armenordnung ebenfalls ferner 
nicht mehr maaßgebend fein fol”. Wir waren unfererfeits, 
materiell betrachtet, ganz damit einverftanden und hatten in 
unferem legten Berichte nur die Anſicht ausgefprochen: es 
fei die Vorausfegung in der ftänbifchen Schrift auszu - 
fprechen, daß die Erledigung der Armenordnung in $. 60 
und die Erledigung von $$. 39 und 40 der Drbonnanz ald 
ſelbſtverſtaͤndlich in der Ausführungsverordnung mit zu er 
waͤhnen fein. Die Bweite Kammer glaubt jedoch, daß eine 
folche Aufnahme der gedachten Worausfegung in bie ſtaͤn ⸗ 
diſche Schrift nicht ausreichend ſein werde, daß vielmehr, 
weil es ſich um ausdruͤckliche Gefege handelt, auch ausdruͤck- 
Yich die Aufhebung der Beſtimmungen im Geſetze ſelbſt aus: 
gefprochen werden müffe. Seiten ber bieffeitigen Deputation 
ift man damit einverfanden und rathet daher an, daß ftatt 
der Worte des Entwurfs: 

„Es find jedoch hierbei die Beſtimmungen in $$.39 
und 40 des zweiten Theiles ber —— dom 19. Juli 
1828 über die foftenfreie Aufnahme von Militärperfonen 
als Lehrlinge, deren Lehrzeit und Eoftenfreie Losſprechung 
auch ferner maßgebend”, 

folgender Sat geſetzt werde: 
immungen in $$. 39 und 40 bes zweiten 
ziel a all 1828, Tode bie 

Befiimmung in $. 60 der Armenordnung vom 22, Octo⸗ 

ber 1840 find aufgehoben.” 

Praͤſident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 
Jemand über dieſen Theil des vorgefragenen Berichts zu 
fprechen wunſcht? — Es ſcheint nicht ber Fall zu fein und 
ich wende mich zur Abftimmung. Die Kammer hat vom 
Herrn Referenten vernommen, es ſoll der Sag, der mit ben 

18. G. Abonnement.) 
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‚„Die Beftimmungen in $$. 39 und 40 des zweiter 
ne Am m. 19. Juli 1828, Tote Be 
ei 19 in $. er Armenorbnung di ke ⸗ 
ber 1840 find aufgehoben.” — — 


Ich frage, ob die Kammer dieſem Vorſchlage 
ihrer Deputation beipflichtet? — Einſtimmig Ja. 


Referent Bürgermeifter Müller: Bei 6.1055 haben 
wir uns einer Unterlaffungafünde ſchuldig gemacht, indem 
feine Ueberſchrift für diefen Paragraphen beichloffen worden 
iſt. Der Paragraph) Heißt: 

„Wenn fi die Parteien vor ber, Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrde oder dem Gewerbegerichte über einen, in Gemäßs 
heit $. 99 bei denfelben angebrachten Anſpruch vergleis 
hen, fo hat ber gehörig protofollirte Vergleich auch hier 
alle Wirkungen einer rechtskraͤftigen Entfeivung” u. [. w. 

Die weite Kammer hat beſchloſſen, diefem Paragraphen 
folgende Ueberfchrift zu geben: „Wolftredbarkeit von Ver⸗ 
gleichen”. Unfere Deputation findet diefe Ueberſchrift ganz 
ſachgemaͤß und empfiehlt fie zur Annahme, 


Präfident v. Schönfeld: Wenn Niemand fprechen 
wid, fo frage ih, ob die Kammer nach Anrathen ihrer 
Deputation $. 105 mit diefer Ueberſchrift verfehen 
will: „Bollfire@barkeit von Bergleihen"?— Eins 
ſtimmig Ja. 


Neferent Buͤrgermeiſter Muͤller: Endlich bei $. 112 
hatte die Erſte Kammer die unveraͤnderte Annahme nach 
dem Entwurfe beſchloſſen. $. 112 ſagt: 

„Die Koſten der Handels» und Gewerbekammer, 
einfchließlich des Secretärgehalts, werben von fammtlis 
hen Stimmberegtigten nad) Verhältniß ihrer Gewerbes 
feuer getragen. Die Mitglieder fungiren ünentgeldlich.“ 

Diefer Faffung des Entwurfs ift in ber Erften Kam⸗ 
mer mit 21 gegen 16 Stimmen beigetreten und bie Faſ⸗ 
fung der Zweiten Kammer abgelehnt worden, welche fo 
lautet: 

nDie Mitglieder der Handelö- und Gewerbekam⸗ 
mern fungiren unentgeldlich. Auswärtige Mitglieder 
haben in Gemäßheit von den Kammern — zů ent⸗ 
werfender Negulative eine Entfädbigung für ihren Reiſe⸗ 
aufwand bei Einberufungen zu beanfpruchen. Diefe 
Entfeädigung ift, falls die Einberufung auf Verlangen 
de3 Minifteriums deö Innern oder ber Regierungsbehoͤrde 
erfolgt ($. 114), aus der Staatscaffe zu gewähren, 
Ebenfo find aus letzterer die Secretaͤrgehalte, einſchließlich 
des Kanzleiaufwandes, zu verguͤten. Fuͤr ein angemeſſe⸗ 
nes Local, fowie für Heizung und Beleuchtung haben, 
ohne Anfprud auf Vergütung, die Gemeinbeverwaltuns 
gen der Drte zu forgen, an welchen der Sit der Han: 
deis⸗ und Gewerbefammern ſich befindet. . In weicher 
Weiſe der übrige Aufwand für letztere durch den Hate 
dels» und Gewerbeftand des betreffenden Bezirks aufzu⸗ 
brihgen ift, beftimmen die Negulative der Handeld- und 
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Sewerbefammern. Dieſe Regulative bedürfen der Ge 
nehmigung des Minifteriums des Innern.’ 

Während alfo die Zweite Kammer die jegt von mir 
vorgelefene Faſſung angenommen hat und zwar einftim- 
mig, ift von der Erſten Kammer der Entwurf beibehalten 
worden. Bei abgehaltenem Bereinigungäverfahren hat bie 
dieſſeitige Deputation Veranlaffung gefunden, anzurathen, 
daß dem Befchluffe der Zweiten Kammer beigetreten werde, 
hauptfächlich um deswillen, weil in der Zweiten Kammer 
der Beſchluß einfiimmig gefaßt worden ift und aud in 
unferer Kammer nur eine ganz geringe Majorität bie jen⸗ 
feitige Faſſung abgelehnt hat. - Vieleicht koͤnnte man auch 
noch zur Empfehlung des Beitritts anführen, daß es ſich 
auch nicht um eine’ bedeutende Bewilligung handelt und 
daß der Wille der Zweiten Kammer etwas mit maafgebend 
fein möchte. Wir empfehlen alfo den Beitritt zum Ber 
ſchluſſe der Sweiten Kammer. ' 


Präfident v. Schönfeld: Ich habe zu erwarten, ob 


Jemand ſprechen will? — Wenn das nicht ber Fall if, 
fo kann ich zur Abftimmung übergehen. Der Herr Mefes 
sent hat bereits die Faſſung vorgelefen, wie fie in der 
Zweiten Kammer angenommen wörben iſt und wie fie in 
der dieſſeitigen Depufation auch in biefer Kanımer empfoh⸗ 
len wird. Ich frage, ob die Kammer auf Anrathen 
ihrer Deputation dieſer Faſſung Beifall ſchen— 
ken will? — Einſtimmig Ja. 

Somit wären fämmtliche Differenzpunkte unſerer Kam⸗ 
mer mit der Zweiten Kammer bezuͤglich der Gewerbeordnung 
ausgeglichen. Es wuͤrde das num ber letzte Gegenſtand 
der heutigen Tagesordnung geweſen ſein und ich bin im 
Falle, die öffentliche Sitzung ſchließen zu koͤnnen; muß aber 
die geehrten Mitglieder der Kammer erfuchen, noch ganz 
kurze Beit beifammen zu bleiben, um eine vertrauliche Mite 
theilung entgegenzunehmen. Zur nächften Sigung werde 
ich mir erlauben, durch Karten einzuladen. 


(Schluß der Sigung Nachmittags 43 Uhr.) 


Nedacteur G. Meinhold, Serretäe im König, Minifterlum des Innern. — Drud von V. ©, Teubner in Dreiben, 


Legte Abfendung zur Poſt: am 1. April 1861. 
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